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A.  Fertige  Kanäle. 

Kanonischer  K 

90,o 

• 

•5,4 

4.6 

49,3 

12,2 

• 

2. 

Groot  Noordhollandsch  K.  (Amsterdam-Niemvedieji) 

75,6 

38,0 

9,4 

;.6 

• 

• 

• 

3. 

Snez-K.  vor  dem  Umbau 

161,0'' 

5S.0 — 

22,0 

8,0 

— 

— 

— « 

4. 

Suez-K.  nach  Vollendung  des  Umbaues. 

a)  in  den  Seeen  von  Mensaleh  und  Ballah  . 

5U° 

100,0 

129,0 

60,0 

9.o 

V)  in  den  Einschnitten  von  El  Guisr  und  im 
Serapeum  bis  zum  Nordende  der  Bitterseeen 

25,0 

101.0 

61.0 

9.0 

— 

mm^m 

, 

c)  vorn  Südende  der  Bitterseeen  bis  Suez  . 

22,5 

117,0 

70,0 

9.0 

— 

— 

— 

5. 

Kaiserfahrt  zwischen  dem  Stettiner  Haft’  und  der 
Swinemünder  Fahrt 

vO 

75.o 

7.o 

6. 

Noordzee-K.  (Amsterdam-Ijmuiden) 

27,0 

50.8*1 

20.01) 

7,7’) 

• 

225,0 

2>.04) 

9j5fi 

7. 

Manchester-See-K 

57.i 

bis 

63,0 

bis 

32!2 

182.9 

244 

a)  in  den  zwei  oberen  Haltungen  .... 

9 

7 °,o 

57.7 

7.9 

9 

t 

• 

b)  in  den  unteren  Haltungen 

9 

52.4 

36,6 

7.9 

9 

9 

• 

8. 

K.  von  Korinth 

6.3 

8.0 

— 

— 

— 

9. 

Kaiser-Wilhelm-K 

98.7 

67.0— 

22  0 

9.0 

150,0125,0 

9.8- 

10. 

Königsberger  See-K 

42.5 

87,0 

30,o 

6.; 

10.4 

11. 

See-K.  Heyst-Brügge 

14.2 

7o,o 

22.0 

8.0 

20,0? 

• 

12 

Harlem-K.  nördl.  u.  östl.von  New- York,  zwischen 
dem  Hudson  River  und  dem  Long  Island-Sound 

9,6 

122.0 

• 

4.6 ■) 

• 

• 

13. 

B.  Begonnene  Kanäle. 

Panama-K 

73,o 

• 

• 

• 

• 

a)  im  Gebirge 

2S.0 

• 

8s 

• 

• 

9 

b)  in  der  Ebene 

■ 

50.0 

• 

8.; 

. 

• 

• 

14. 

C.  Geplante  Kanäle. 
Nicaragua-K 

271.7 

• 

• 

In  den  zusammen  43,10  km  langen  gegrabenen 
Kan  aistrecken  (im  San  Juan  und  in  den  Seeen 
sind  die  Breiten  grösser)  . . . 

56,1 

244 

8.3 

198,1 

24,4 
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See-K.  Forth-Clyde 

42.0 

Japanischer  See-K.  von  Touruga  nach  Osaka  . . 

80,0 

8.0 

See-K.  von  Kräh  (Halbinsel  Malacra) 

02.0  , 
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Kalendersteuer. 

Die  Kalendersteuer  und  die  damit  zu- 1 
sammenhängende  Zeitungssteuer  (Zeitungs- 
stempel). einschliesslich  der  Abgabe  von  An- 
noncen, sind  direkte  Aufwandsteuern,  welche 
regelmässig  in  Stempel  form  erhoben  werden. 
Beide  Auflagen  sind  dadurch  gekennzeichnet, 
dass  sie  Befriedigungsmittel  geistiger  Be- 
dürfnisse. der  Bildung,  Belehrung  und  Unter- 
haltung, besteuern.  Von  diesen  Steuern  | 
wird  im  allgemeinen  die  Kalendersteuer 
mehr  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung, 
der  Zeitungsstenipel  mehr  die  gebildeteren 
Schichten  der  Gesellschaft  treffen.  Will 
man  die  Leistungsfälligkeit  des  Lesers  in 
Betracht  ziehen,  so  wäre  eine  Abstufung 
der  Steuersätze  nach  dem  Preise  der  Zei- 
tungeu  am  Platze.  Allein  diese  höhere 
Besteuerung  der  grossen  Blätter,  die  nicht 
immer  die  einträglichsten  sind,  wird  leicht 
die  Schmutz-  und  Winkelpresse  begünstigen 
und  damit  die  anständigen  Zeitungen  in 
ihrem  Absätze  schmälern.  Jene  Steuerallen 
sind  gesteigerten  Fiuanzbedürfuissen  ent- 
sprungen und  im  grossen  und  ganzen  un- 
fähig, die  Steuer fähigkeit  der  jene  Bildungs- 
mittel benützenden  Gruppen  zu  würdigen. 
Es  ist  dies  namentlich  der  Fall  beim  An- 
noncenstempel, welcher  sich  gern  als  irra- 
tionelle  Zusatzsteuer  zur  Gewerbesteuer  dar- 
stellt und  bei  den  einmal  bestehenden  Kon- 
kurrenzverhältnissen die  Existenz  und  das 
Aufblühen  neu  gegründeter  Geschäfte  und 
Unternehmungen  häufig  erschwert. 

Kttlemlerstempel  bestanden  früher  in  einer 
Mehrzahl  von  Staaten,  und  zuletzt  erhöh  noch 
Oesterreich  nach  G.  v.  6.  September  18ö0  eine 
KalendergebiUtr  von  t»  Kreuzer,  eine  Abgabe, 
welche  indessen  gleichzeitig  mit  dem  Zeitungs- 
stempei  189D/1900  aufgehoben  wurde. 

ytajr  von  Hechel. 


Kameralwissenschaft 

hiess  in  Deutschland  seit  dem  Anfänge  des 
vorigen  Jahrhunderts  der  Inbegriff  der  die 
Kammerve  r \v  a 1 t u n g betreffenden 
Kenntnisse.  Der  Ausdruck  »Kammer«  wird 
schon  unter  den  fränkischen  Königen  zur 
Bezeichnung  des  fürstlichen  Privatvermögens 
gebraucht,  bald  aber  erhielt  er  auch  die 
Bedeutung  von  fürstlicher  Schatzkammer  im 
Sinne  von  Staatskasse.  Das  Gebiet  der 
Kamraerverwaltung  erlangte  gegen  Ende 
des  Mittelalters,  wenn  auch  die  Justiz  von 
ihm  getrennt  wurde,  eine  grössere  Aus- 
dehnung, indem  es  nicht  nur  die  Domänen, 
Regalien  und  die  sich  allmählich  immer 
mehr  entwickelnden  Steuern,  sondern  auch 
die  Wirtschafts-  und  Wolilfahrtspolizoi  um- 
fasste. Unter  Maximilian  wurden  in  Inns- 
bruck und  Wien  Hofkammern  und  im  Laufe 
des  16.  Jahrhunderts  in  den  grösseren  Par- 
tikularstaaten Kammerkollegien  als  Ober- 
behörden für  diese  Verwaltung  gegründet. 
Schon  das  Bedürfnis  einer  zweckmässigen 
Vorbildung  der  Beamten , das  z.  B.  schon 
v.  Ossa  hervorhebt,  musste  nun  auch  zu 
einer  wissenschaftlichen  Behandlung  der 
Gegenstände  dieses  Verwaltungsgebietes 
führen,  und  so  sind  Obrecht,  Bornitz,  Besold, 
Klock,  v.  Seckendorf,  v.  Schröder  u.  a.  als 
kameralistische  Schriftsteller  zu  bezeichnen, 
wenn  sie  auch  den  Ausdruck  Kameralwis- 
senschaft nicht  an  wenden.  Sie  vereinigen 
die  Lehre  von  der  Finanzverwaltung  nach 
dom  damaligen  Standpunkte  mit  der  Lehre 
von  der  wirtschaftlichen  Verwaltung;  denn 
es  sollte  der  Wohlstand  des  Landes  gehoben 
werden,  damit  die  fürstlichen  Einkommens- 
tpiellen  desto  reichlicher  flössen.  Der  Fürst 
solle  immer  seinen  Teil  von  demjenigen 
nehmen,  der  gewinne,  sagt  v.  Schröder;  so 
könne  es  ihm  nie  an  Geld  fehlen.  Mehr 
und  mehr  wurden  auch  die  praktisch-tech- 
nischen Wissenschaften,  die  Lehren  von  der 
Land-  und  Forstwirtschaft,  dem  Bergliau, 
dem  Handelsbetrieb  und  die  Gewerbskunde 
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zum  Boston  beider  angewandt  werden : sie 
gründe  sich  aber  auf  die  Gewerbewissen- 


in den  Bereich  der  Kameralwissenschaft  ge- 
zogen, da  die  Domänen-  und  Polizeiverwal- 
tuug  solche  Kenntnisse  voraussetzte.  Im 
Jahre  1727  gründete  Friedrich  Wilhelm  I. 

Professuren  der  Oekonomie  und  Kameral- 

wissenschaften  in  Halle  und  Frankfurt a.d.  0.,|  der  diese  nicht  aus  dem  Grunde  kenne, 
deren  erste  Inhaber  Gasser  und  Dithmar  Auch  in  unserem  Jahrhundert  finden  wir 
waren.  Von  dem  einen  wie  von  dem  an-  noch  ähnliche  Definitionen.  So  sagt  Schmalz 
deren  erschien  172t»  eine  »Einleitung  in  die  | in  seiner  Encyklopäclio  der  Kameral  wissen- 


scliaft,  d.  h.  die  Kenntnis  von  den  verschie- 
denen Arten  des  Erwerbs  bei  den  Bürgern, 
und  keiner  könne  ein  guter  Kameralist  sein, 


ökonomischen,  Polizei-  und  Kameralwissen 
schäften«-.  An  mehreren  anderen  Universi 
täten  wurden  in  den  nächsten  Jahrzehnten 
ebenfalls  Lehrstühle  für  diese  Wissenschaft 
errichtet,  in  Kaiserslautern  sogar  eine  be- 
sondere kameralistische  Hochschule  gegrün- 
det, die  später  als  Sektion  mit  der  philo- 
sophischen Fakultät  zu  Heidelberg  vereinigt 
wurde.  Das  ausführlichste  unter  den  älteren 
Lehrbüchern,  die  Aufaugsgründe  der  Kame- 


o iu  seiner  Encyklopädie  der  Kam 
- schäften  (2.  Aufl.,  Künigslierg  1819).  dass  unter 
diesem  in  Deutschland  üblich  gewordenen  Na- 
men alles  zusammengefasst  werde,  was  sich  auf 
Vermögen  und  Einkommen  des  Volkes,  die 
Gewinnung  und  Vermehrung  desselben  und 
die  Ausgleichung  der  Leistungen  an  den 
Staat  durch  Abgaben  und  die  Bezahlung 
der  Dienste  desselben  beziehe.  Er  teilt  sie 
ein  in  Gewerbekunde  (technische  und  mer- 
kantile) und  Staatswirtsehaftslehre  oder  po- 


ralwissenschaft  von  Zincke  (Leipzig  1755)  ilitische  Oekonomie,  welche  letztere  wieder 
definiert  die  Kamera I Wissenschaft  als  die ; zerfällt  in  Nationalökonomie.  Gewerbepolizei 
gelehrte  und  praktische  Wissenschaft,  um  j und  Finanzwissenschaft.  Die  theoretische 
alle  Nahrungsgeschäfte  gründlich  zu  er-  Volkswirtschaftslehre,  die  bis  dahin  in  die 


kennen,  kraft  dieser  Erkenntnis  gute  Polizei 
einzuführen  und  die  Nahrung  des  Landes 
immer  florisanter  zu  machen,  solchergestalt 


vorwiegend  auf  das  Praktische  gerichtete 
Kameralwissenschaft  übergangen  war  oder 
eine  ganz  untergeordnete  Bolle  gespielt 


das  bereiteste  Vermögen  der  Regenten  und  . hatte,  findet  hier  also  eine  prineipiello  An- 
Staaten  nicht  nur  immer  besser  zu  gründen  erkennung,  was  ohne  Zweifel  den  physio- 


und  zu  erhalten  und  gerecht  und  weislich 
zu  vermehren,  sondern  es  auch  mittelst 
kluger  Einnahmen  und  Ausgaben  wohl  zu 
verwalten.  Das  Gesamtgebiet  der  Wissen- 
schaft wird  oiugeteilt  in  die  Lehre  von  der 
Natur  und  Beschaffenheit 
geschälte,  die  wirtschaftliche 
Schaft,  die  gelehrte  Oekonomik  und  die 
Kammer-  oder  Finanzwirtschaft.  Voraus- 
geschickt wird  ein  allgemeiner  Teil,  der  die 


was 

kratisehen  Ansichten  Schmalz',  mittelbar 
aber  auch  dem  Einfluss  der  englischen  po- 
litischen Oekonomie  zuzuschreiben  ist,  die 
damals  in  Deutschland  schon  Boden  gewon- 
nen hatte.  Kau  (Ceber  die  Kamerad  wissen- 
it  aller  Nahrungs-  j Schaft,  Heidelberg  1825)  hob  dann  auch 
iche  Polizeiwisseu- ; grundsätzlich  die  Einheit  der  deutschen 
Kanu -ral  Wissenschaft  auf,  indem  er  die  pri- 
vatwirtschaftliche und  technische  Oekonomie 
! von  der  öffentlichen  und  politischen  Oeko- 


»Generalökonomik«  und  die  »General polizei-  noinio  trennte.  Letztere  bildet  die  Volks- 


wissenschaft« umfasst.  Dann  folgt  die  Spo- 
cialökonomik  und  -polizei  in  der  Form,  dass  | 
jeder  Produktionszweig  ( 1 Landwirtschaft,  Berg- 


und  Staatswirtschaftslehre  im  heutigen  Sinne, 
mit  der  noch  immer  zweckmässigen  Eintei- 
lung in  theoretische  Volkswirtschaftslehre, 


bau  etc.)  zuerst  nach  seiner  Privatwirtschaft-  Volkswirtschaftspolitik  und  Finanzwissen- 
der Landwirtschaft 
gehört  uicht  mehr  in 


dann  1 schaff. 


liehen  und  technologischen  Seite  mm 
unter  dem  wirtschaftspolitischen  und  wohl-  j und  der 


Die  Technik 
Gewerbe  aber 


fahrts polizeilichen  Gesichtspunkte  betrachtet 
wird.  Der  ganze  zweite  Band  ist  der  Kam- 
mer Wissenschaft  im  engeren  Sinne  oder  der 
Finanzwissenschaft  gewidmet.  Auch  Daijes 
(Erste  Gründe  der  Kameral Wissenschaften, 
Jena  175G)  teilt  dieses  Wissensgebiet  ein  in 
Oekonomie  (privatwirtschaftliche  und  Tech- 
nik), Polizei  und  besondere  Kameralwissen- 
schaft  (Finanzwissenschaft).  Justi  zieht  in 
seinem  kurzen  »Systematischen  Grundriss 
aller  ökonomischen  und  Kameral  Wissenschaf- 
ten« (1759)  die  Grenzen  noch  weiter,  indem 
er  auch  die  Staatslehre  und  Staatskunst  mit 
hierher  rechnet.  Nach  Jung  (Versuch  einer 
Grundlehre  sämtlicher  Kameral  Wissenschaf- 
ten, Lautern  1779)  umfasst  diese  Wissenschaft 
zunächst  die  Lehrsätze,  wonach  die  Einkünfte 
des  Fürsten  und  des  Staates  erworben  und 


den  Kreis  der  Staats-  und  Gesellschaftswissen- 
schaften, sondern  bildet  dou  Gegenstand  be- 
sonderer praktischer  Wissenszweige  mit 
überwiegend  naturwissenschaftlichem  Cha- 
rakter. Die  letzte  umfassende  Bearbeitung 
der  Kameralwissenschaft  im  älteren  Sinne, 
also  mit  Einschluss  der  Betriebslehre  und 
Technik  der  einzelnen  Produktionszweige 
und  Ausschluss  der  allgemeinen  volkswirt- 
schaftlichen Theorie  stellt  die  1835  erschie- 
nene »Kameralistische  Encyklopädie«  von 
Baumstark  dar.  Die  staats  wissenschaftlichen 
oder  staatswirtschaftlichen  Fakultäten  in 
Tübingen  und  München  entsprochen  vermöge 
der  Vereinigung  von  technischen  und  Staats- 
wissenschaften noch  dem  Charakter  der 
Kameralwissenschaft.  jedoch  greifen  sie  über 
die  Grenzen  derselben  hinaus,  da  auch  die 
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theoretischen  Staatswissenschaften  und  in 
Tübingen  das  Staatsrecht  in  ihnen  vertreten  ; 
sind.  Die  Vorbereitung  der  Beamten  der 
Finanzverwaltung  ist  in  Baden,  Württemberg 
und  Hessen  als  besonderes  Fachstudium  ge- 
regelt, das  noch  immer  das  kameralistisehe 
heisst  und  durch  seine  naturwissenschaft- 
lichen und  technologischen  Bestandteile  an 
die  alte  Kaineral Wissenschaft  erinnert.  In  j 
der  neuesten  Zeit  aber  macht  sich  überhaupt 
immer  mehr  das  Bedürfnis  fühlbar,  dass 
auch  die  juristisch  gebildeten  Verwaltungs- 
heamten  sieh  gewisse  Kenntnisse  aus  dem 
Gebiete  der  Technik  verschaffen.  In  Preussen 
liat  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
1898  ausdrücklich  vorgeschrieben,  dass  die  i 
Juristen,  die  in  die  Eisenbahnverwaltungen 
einzutreten  beabsichtigen,  sich  eingehend 
mit  Technologie  zu  beschäftigen  haben. 
Zum  Teil  mit  Rücksicht  auf  dieses  Bedürf- 
nis ist  seit  einigen  Jahren  in  Göttingen,  wo  i 
schon  im  vorigen  Jahrhundert  regelmässig ' 
technologische  Vorlesungen  gehalten  wurden,  i 
ein  Unterricht  in  der  Maschinenlehre  und 
anderen  Zweigen  der  Technik  eingerichtet 
worden,  der  auch  eine  allgemeine  Vorlesung 
für  Juristen  mit  umfasst.  Andere  Universi- 
täten werden  diesem  Beispiele  voraussicht- 
lich folgen.  — Ueber  die  oben  angeführten 
und  andere  kameralistisehe  Schriftsteller 
vgl.  Roscher,  Gesell,  der  Nationalökonomik 
in  Deutschland. 

LcjtIh. 


Kämmereigüter 

s.  Gemeindefinanzen  oben  Bd.  IV 
S.  106  ff. 
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s.  Domänen  oben  Bd.  IV  S.  186  ff. 


Kanäle. 

(Schiffahrtskanäl  e.) 

I.  Einleitung.  II.  Seekanüle.  111. 1 
Binnenlands  kan iile.  1.  Einteilnng  und 
Ban.  2.  Stauwerke.  3.  Querschnitt  der  K.  und 
Abmessungen  der  Kanal  bau  werke.  4.  Kanali- 
sierte Flüsse.  5.  Form  der  Schiffe  auf  K.  und 
kanalisierten  Flüssen.  6.  Fortbewegung  der 
Schiffe  auf  K.  und  kanalisierten  Flüssen.  7. 
Motoren.  8.  Einwirkung  des  Frostes  auf  die 
Schiffahrt  anf  K.  und  kanalisierten  Flüssen. 
IV.  Kanäle  in  den  einzelnen  Ländern. 
Bestand  an  Kanälen.  — Eigentumsver- 
hältnisse. 1.  Die  ältesten  K.  ausserhalb 
Europas.  2.  Italien.  3.  Belgien  und  Holland. 
4.  Deutsches  Reich.  5.  Frankreich.  6.  Spanien. 

0 Grossbritannien  und  Irland.  8.  Schweden 
'uni  Norwegen.  1).  Russland.  10.  Oesterreieh- 

1 ngarn.  11.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 


12.  Britiscli-Nord-Ainerika.  13.  Xiederländisch- 
Ostindien.  V.  Verhältnis  der  künst- 
lichen zu  den  natürlichen  Wasser- 
strassen im  Deutschen  Reiche  und 
in  anderen  Ländern.  VI.  Abgaben - 
Verhältnisse.  VII.  Verkehr  auf  einigen 
besonders  wichtigen  K.  und  kanali- 
sierten Flüssen.  VIII.  Frachtsätze  auf 
K.  IX.  Zusammenfassung  des  bisher 
Entwickelten.  X.  Projektierte  Kanal- 
verbindungen. 1.  Im  Deutschen  Reiche.  2. 
Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  dem  Aus- 
lande. 3.  Im  Auslande. 

I.  Einleitung. 

Das  Wort  Kanal,  wohl  vom  lateinischen 
canna  (Schilfrohr)  abzuleiten,  wird  anfangs 
nur  auf  Wasserrohren  und  -rinnen  angewen- 
det worden  sein.  Jetzt  bezeichnet  es  Be- 
und  Entwässerungs-,  Abieitungs-  und  Flut- 
gräben, Spülleitungen,  sonstige  künstliche 
Gerinne  wie  z.  B.  Mühlgräben,  endlich  für 
den  Materialientransport  bestimmte  künst- 
liche Wasserwege,  so  Triftkanäle,  in  denen 
Holz  hinabtreibt,  Flösskanäle,  in  denen  man 
es  leitet  ( flösst) , und  Schiffahrtskanäle,  in 
denen  Schiffe  befördert  werden.  Die  Leitung 
eines  Kanals  hoch  über  dem  Gelände  ge- 
schieht in  hölzernen,  gemauerten  oder  eiser- 
nen »Aquädukten«,  die  über  andere  Wasser- 
züge hinweg  in  ebensolchen  »Brückenkanä- 
len«. Schiffahrtskanäle  können  gleichzeitig 
der  Entwässerung  dienen,  wie  die  sogar 
meist  deshalb  angelegten  Moorkanäle 
Deutschlands  und  Hollands  oder  wie  der 
Elbing-Oberläudische  Kanal  in  Westnreusseu 
und  einige  nord französische  Kanäle,  durch  die 
80 — 90000  ha  Landes  gewonnen  oder  ent- 
sumpft  sind;  sie  können  auch  Bewässerungs- 
zwecken mit  dienen,  wie  Teile  des  Kanals 
Dortmund-Emshäfen.  Auch  Flussdurclistiche 
bezeichnete  und  bezeichnet  man  häufig  mit 
dem  Namen  Kanal;  so  in  der  Donau  den 
Karolinen-  und  Gundrcmminger  Kanal , in 
der  Oder  den  Petrikanal  unterhalb  Gilste- 
biese,  in  der  Warthe  deu  Friedrich-Wilhelin- 
Kanal  (bei  Küstrin);  zwischen  Weichsel  und 
Nogat,  an  deren  Trennungsstelle,  den  Nogat- 
oder Pieckelerkanal. 

Im  folgenden  sollen  nur  diejenigen 
Kanäle  betrachtet  werden,  die  gegenwärtig 
ganz  oder  doch  in  beträchtlichem  Masse  der 
Schiffahrt  dienstbar  sind. 

Der  Lage  und  gleichzeitig  dem  Quer- 
schnitt nacn  unterscheidet  man  hei  ihnen 
Seekanäle  und  Binnenlandskanäle.  Jene 
verbinden  einen  Meeresteil  mit  einem 
anderen  oder  mit  einem  Binnenlandsge- 
wässer und  sind  so  dimensioniert,  dass 
grosse  Seeschiffe  in  ihnen  verkehren 
können : Binnenlandskanäle  verbinden  Binucn- 
landsge wässer  untereinander  und  sind  ihren 
Abmessungen  nach  nur  für  Binnenschiffe 
berechnet. 
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II.  Seekaniile. 


Die  auf  der  jQ tischen  und  skandinavischen 
Halbinsel  sowie  in  Grossbritannien  und  Ir- 
land vorhandenen  Kanäle,  die  nur  kleinen 
Seeschiffen  zugänglich  sind  und  die  — weil 
sie  Meeresteile  untereinander  verbinden  oder , 
in  solche  münden  — hier  und  da  als  See-  j 
kanäle  bezeichnet  worden,  sollen  hier  ausser . 
Betracht  bleiben. 


Mögen  Seekanäle  als  offene  Durchstiche 
angelegt  werden  (wie  — vergl.  unten  — 
der  Suez-Kanal,  die  Kaiserfahrt,  der  Kanal 
von  Korinth)  oder  mittelst  Schleusen  Stei- 
gungen zu  überwinden  haben  (wie  der  Man- 
chester-Seekanal. der  Nicaragua-  und,  nach 
neuen  Projekten,  der  Panama-Kanal),  prin- 
cipiell  unterscheiden  sie  sich  von  den  als 
offene  Durchstiche  gebauten  oder  mit 
Schleusen  versehenen  Binnenlandskanälen 
nur  durch  die  grösseren  Abmessungen  ihres 
Querschnitts  und  ihrer  Schleusen  sowie 
durch  den  grösseren  Halbmesser  ihrer  Krüm- 
mungen. Letzterer  muss  mindestens  100U  m 
betragen ; die  übrigen  hierher  gehörigen 
Masse  sind  aus  Tabelle  I ersichtlich,  die  die 
bedeutendsten  fertigen,  begonnenen  und 
projektierten  Seekanäle  behandelt. 

Die  Querschnitts-  und  Bauwerksabmes- 
sungen sind  demnach  weit  grösser  als  die 
selbst  recht  bedeutender  Binnenlandskanäle. 
Ebenso  sind,  da  Seeschiffe  erstens  zum  Teil 
mit  Takelung  fahren,  zweitens  meist  sehr 
hohe  Bordwände  haben , grössere  Brücken- 
durchfahrtshöhen nötig.  Ferner  haben,  roh 
ausgedrückt,  Seeschiffe  dreieckigen,  Binnen- 
schiffe rechteckigen  Querschnitt;  erstere 
laden  also  weniger,  ohne  etwa  ihre  — auf 
See  vielleicht  grössere  — Geschwindigkeit 
auf  Kanälen  ausnützen  zu  können.  Sodann 
ist  die  Bemannung  des  Seeschiffs,  das  doch 
füglich  seine  Mannschaft  nicht  plötzlich  an 
der  Kanalmündung  wechseln  kann,  zahl- 
reicher und  erhält  höhere  Löhne,  wie  denn 
auch  die  Versicherungsgebühr  höher  ist  als 
beim  Binnenschiff. 

Aus  alledem  folgt,  dass  binnenlands  ein 
Seeschiff  weit  teurer  fährt  als  ein  Binnen- 


I 


schiff. 

Ein  vom  Meer  in  das  Land  hinein  führen- 
der Seekanal  ist  daher  gegenüber  einem 
Binnenkanal , und  mitunter  selbst  gegen- 
über der  Eisenbahn,  nur  dann  rentabel. 1 
wenn  der  Platz,  zu  dem  er  führt,  schon 
Seeschiffahrt  und  die  entsprechenden  Hafen- 
einrichtungen besitzt  oder  wenn  der  Bau  \ 
des  neuen  Seeschiffahrtsweges  verhältnis- 
mässig billig  zu  bewirken  ist  oder  wenn  j 
ein  sehr  starker  Verkehr  zu  erwarten  steht. 
Demzufolge  ist  denn  auch  die  Schaffung 
der  Kaiserfahrt,  und  des  K ö n i g s b e r g o r 
Seekanals  ganz  berechtigt  gewesen.  Selbst 
der  vielgeschmähte  Manchester  - Schiffalirts-  '■ 


kanal  kann  nicht  mehr  als  abschreckendes 
Beispiel  dienen.  Obgleich  die  Baukosten 
sich  bis  30.  Juni  1898  schon  auf  303  600  000 
Mark  beliefen  — etwa  das  2*  »fache  der 
Anschlagssumme  — , hat  er  doch  im  dritten 
Betriebsjahr,  1896,  neben  Aufbringung  der 
Unterhaltungs-  und  Betriebskosten  sich  zu 
verzinsen  begonnen.  1894  hatte  er  einen 
Verkehr  von  925  659,  1899  von  2778108 
Heg.  Totmen.  Der  Deberschuss  des  zweiten 
Halbjahrs  von  1899  über  die  Unterhaltungs- 
und Betriebskosten  betrug  815700  Mark. 

Misslicher  steht  es  mit  der  Rentabilität 
des  Seekanals  Hey st-Brügge,  weil 
hier  die  entsprechenden  Hafeneinrichtungen *) 
erst  geschaffen  werden  mussten,  und  noch 
mehr  mit  derjenigen  des  Seeweges  nach 
Brüssel;  denn  dieser  wird  bestehen  aus 
28,0  km  Kanal  und  92.0  km  Schelde,  ist 
also  120  km  lang,  und  auch  Brüssel  bedarf 
erst  der  Herstellung  eines  Seehafens1). 
Aehnlich  wie  für  Brüssel  liegen  die  Ver- 
hältnisse für  die  Seeroute  nach  Paris2); 
dies  ist  zudem  noch  weiter  von  der  See 
entfernt,  hat  aber  allerdings  einen  grösseren 
Platzkonsum  und  bessere  Verbindungen  als 
Brüssel. 

Als  ziemlich  verfehlt  jedoch  ist  dem  Ent- 
wickelten zufolge  der  Gedanke  zu  bezeich- 
nen, andere  Binnenstädte,  wie  etwa  Berlin, 
das  in  der  Luftlinie  noch  etwa  138  km  vom 
Stettiner  Haff  entfernt  und  mit  ihm  nicht 
durch  einen  Strom  wie  die  Seine,  sondern 
eben  nur  durch  einen  Seeschiffskanal  zu 
verbinden  ist,  zu  Seehäfen  zu  machen. 

Von  den  beiden  nach  Amsterdam  führen- 
den Seekanälen  hat  der  lange  und  veraltete 
Groot  Noord holla nd sehe  K a n aal  nur 
noch  einen  geringen  Verkehr  in  Seeschiffen 
— etwas  über  100000  cbm  im  Jahr  — aber 
einen  betleutenden  — etwas  über  1200000 
cbm  im  Jahr  — in  Binnenschiffen.  Der 
seine  Stelle  im  Seeverkehr  einnehmende 
Noord zeekan aal  von  I j muy den  nach 


*)  Molenbauten  bei  lley st , Vorhafen  da- 
selbst, Kanal  nach  Brügge  und  Hafen  daselbst 
kosteu  zusammen  etwa  31200000  Mark;  der 
Seekanal  von  der  Rupel-Milndung  nach  Brüssel 
und  die  Brüsseler  Hafenanlagen  sind  auf 
28000000  Mark  veranschlagt;  von  beiden  Bau- 
suminen  trägt  der  belgische  Staat  21600000 
bezw.  8320000  Mark.  Brügge  und  Brüssel  mit 
Vororten  je  40000U0  Mark,  den  liest  für  Heyst- 
Brügge  ein  Konsortium,  für  Brüssel  die  Pro- 
vinzen. 

a)  Die  Verwirklichung  des  Planes  „Paris 
Port  de  mer“  ist  auf  120  000000  Mark  veran- 
schlagt. Es  müssen  nicht  nur  die  Krümmungen 
der  Seine  zwischen  Oissel  und  Pont  de  1’ Arche 
sowie  zwischen  Sartrouville  und  Bezon  durch 
Durchstiche  abgeschnitten  und  die  Seine  selbst 
vertieft  werden,  sondern  ausserdem  sind  30 
Brücken  umzubauen  bezw.  höher  zu  legen  und 
grossartige  Hafenanlagen  herzustellen. 
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Tabelle  I. 


as 

Namen  der  Kanäle 

« *-> 
bjDg 

•—  ►— 

M 

.1 

| & 

*3 

jU* 

& 

Tiefe 

S< 

O 

U) 

H 

ihleast 

ui 

C" 

M e 

t e r 

L 

A.  Fertige  K anSle. 

Katatonischer  K 

90,0 

‘5,4 

4.6 

49,3 

12  2 

2 

Groot  Noordhollandscb  K.  (Amsterdam-Nieuwediep) 

75,6 

38,0 

9,4 

5,6 

, 

& 

Snez-K.  vor  dem  Umbau 

töi.o- 

5§,o — 

22,0 

8.0 

- 

— 

— 

4. 

Suez-K.  nach  Vollendung  des  Umbaues. 

a!  in  den  Seeen  von  Mensaleh  und  Balkh  . 

5 ?,o 

100.0 

129.0 

60.0 

9.0 

b)  ia  den  Einschnitten  von  Kl  Guter  und  im 
Serapenm  bis  zum  Nordende  der  Bitterseeen 

25,0 

lOt.O 

6i,o 

9.0 

_ 

„ 

c)  vom  Südende  der  Bitterseeen  bis  Suez  . 

22,5 

1 17,0 

70.0 

9.0 

— 

— 

— 

5. 

K aiserfahrt  zwischen  dem  Stettiner  Haff  tuid  der 
Swinemflnder  Fahrt . 

5,o 

75,o 

7,o 

__ 

_ 

e. 

Noordxee-K.  (Amsterdam-Ijrnuiden) 

27,0 

50.8*) 

20,0S) 

7,7 3) 

225,0 

25  ,o4') 

9,Sa) 

7. 

Hanchester-See-K 

57, » 

bis 

63,0 

. 

bis 
3 2,2 

‘82.9 

24,4 

a)  in  den  zwei  oberen  Haltungen  .... 

70.0 

57,7 

7,9 

• 

bl  in  den  unteren  Haltungen 

. 

52,4 

36,6 

7,9 

. 

. 

. 

a 

K.  von  Korinth 

6,3 
9»,  7 

• 

22.0 

8,0 

— 

— 

— 

9. 

Kaiser-Wilhelm-K 

67,0- 

22,0 

9,o 

1 50.0 

25,0 

9,8 — 

10. 

Königsberger  See-K 

42-5 

87,0  j 

30,0 

6-5 

„ 

10.4 

11. 

See-K.  Heyst-Brügge 

14,2 

70,0 

22,0 

8,0 

. 

20.0? 

. 

12 

Harlem-K.  nördl.  u,  östl.von  New-  York,  zwischen 
dem  Hudson  River  und  dem  Loog  Island-Sound 

9.6 

122,0 

* 

4,6*) 

a 

. 

13. 

B.  Begonnene  Kanäle. 

Panama-K 

73,o 

a)  im  Gebirge 

b)  in  der  Ebene 

28,0 

8,5 

. 

• 

50,0 

* 

8,5 

. 

. 

• 

14. 

C.  Geplante  Kanäle. 
Nicaragna-K 

271,7 

• 

In  den  zusammen  43,10  km  langen  gegrabenen 
Kanal  strecken  (im  San  Juan  und  in  den  Seeen 
sind  die  Breiten  grösser) 

56,1- 

24;4" 

36,6 

8,3 

298,1 

34,4 

• 

m 

See-K.  New-York-Philadelphia 

148,01) 

87,3 
56.  i 

8,5 

_ 

m 

Brüsseler  See-K.  von  der  Mündung  der  Rüpel  in 
die  Schelde  nach  Brüssel . 

28,3 

5,5 

17. 

See-K.  von  Rouen  nach  Paris 

iSs!ol 

35.0— 

6,2 

, 

. 

. 

ia 

K Ostsee-Schwarzes  Meer  von  Riga  nach  Cherson 

1 600,0') 

45-0 

65.0 

35, 1 

8,5 

19. 

K.  Weener  See-Kattegat*) 

40,0 

. 

. 

2a 

See-K.  Fortb-Clyde 

42,0 

. 

, 

4 

21. 

Japanischer  See-K.  von  Touruga  nach  Osaka  . . 

80,0 

• 

8,o 

, 

. 

. 

. 

22. 

See-K.  von  Kräh  (Halbinsel  Malacca) 

52,0 

. 

. 

. 

• 

• 

*}  Einschliesslich  4 kin  von  Suez  nach  Port  Ibrahim.  8)  .Soll  auf  112  m gebracht  werden. 
*)  Seewärts  (1er  Seeschleuse  hat  der  Kanal  38.0  m Sohlbreite,  bei  ordin.  Niedrigwasser  7.0,  bei 
ordin.  Hochwasser  9,3  m Tiefe.  4)  Soll  auf  50  m gebracht  werden.  s)  Soll  auf  10.3  in  gebracht 
werden.  °s  Im  nördlichen  Teil  im  Spuvton  Duyvel  Creek  nur  107.0  m Breite,  alter  5,5  m 
Tiefe.  T)  Davon  nur  49  km  Kanal-,  99  km  Flusssi recken.  •)  Davon  nur  200  km  Kanal-,  1400  km 
Flüsse  und  Seeen.  •)  Ist.  der  Vollständigkeit  halber  angeführt,  wird  aber  — wenn  zur 
Ausführung  gebracht  — voraussichtlich  nur  für  verhältnismässig  kleine  Seeschiffe  bestimmt 
sein,  wie  sie  auf  Schweden  fahren. 


Amsterdam  hat  einen  Seeverkehr  von  rund 
13000000  cbm  im  Jahr. 

Der  Harle m- Kanal  ist,  wenn  man 
will,  eine  Art  Zufahrtskanal  zu  den  Hafen-, 


Anlagen  von  New  - York  und  Umgebung 
und  hat  der  Hauptsache  nach  nur  lokale 
Wichtigkeit. 

Von  den  anderen,  in  der  Tabelle  unter  A 


6 


Kanal 


aufgeführten  Kanälen  kürzt  der  das  Jonische  i 
mit  dem  Aegäischen  Meer  verltindende  K a n a 1 
von  Korinth  nur  für  einen  geringen  Teil  der 
das  Mittelländische  Meer  befahrenden  Schiffe 
den  Weg  ab.  Die  Bauzinsenlast  — das  auf- 
gewendete Kapital  betrug  bis  Ende  1896 
nahezu  25  Millionen  Mark  — beläuft  sich 
auf  etwa  1 12000))  Mark,  und  bisher  ist  nur 
einmal,  1870.  ein  Betriebsüberschuss  (47  440  , 
Mark)  erzielt  worden. 

Unbedingt  existenzbereohtigt  sind  der 
Suez-  und  der  Kaiser  Wilhelms-, 
Kanal,  ebenso  einer  der  beiden  unter  B 
und  0 aufgeführten  Kanäle,  der  von  Panama 
oder  der  von  Nicaragua. 

Dem  S u e z - K a n a 1 hatte  der  englische 
Ingenieur  Stephenson  »Versandung,  Ver- 
sumpfung und  Verödung«-  prophezeit.  Die 
Durchfahrtstaxe  hat  anfangs  8,0,  dann  zeit- 
weise 10.1  bis  11,2.  seit  dem  1.  Januar  1885 
bei  beladenen  Schiffen  7,6,  bei  leeren  5.6 
Mark  für  die  Registertonne  betragen.  Teils 
zju-  Vermeidung  des  »Querlaufens«  der 
Schiffe,  teils  wegen  der  Zunahme  von  deren 
Tiefgang  sind  die  aus  der  Tabelle  1 ersicht- 
lichen Vergrösserungen  vorgenommen.  Da- 
durch sind  die  »Auflaufuugen«t  — 18S2,  dem 
schlimmsten  Jahre,  hatten  deren  410  statt- 
gefunden — vermieden  worden,  während 
nach  Ausführung  jener  Vergrösserungen  die 
Einführung  elektrischer  Schiffsbeleuehtung 
die  durchschnittliche  Durchfahrtsdauer  von 
481  .*  im  Jahre  1*71  auf  15  Stunden  4M  Mi- 
nuten im  Jahre  1808  herabgesetzt  hat.1)  Im 
ersten  Betriebsjahre  1870'-)  passierten  den 
Kanal  4.46000  Registertonnen,  die  Einnahme 
betrug  rund  4000000  Mark ; 1800  passierten 
ihn  rund  0088400  Registertonnen,  und  die' 
Einnahme  betrug  rund  7300oou0  Mark;  die 
Aktieninhaber  erhielten  -11230422  Mark. 

Im  Kaiser  W i 1 h e 1 m - K a n a 1 3),  der  den 
Schiffen  nicht  wie  der  Suezkanal  mehrere 
Wochen,  sondern  höchstens  1 — 3 Tage  Reise- 
zeit erspart,  sind  die  Abgaben  weit  niedriger. 
Es  werden  — nach  vorausgegangenem  vier- 
zehnmonatlichem Provisorium  — seit  dem  ; 
1.  September  1*00  erhoben  je  nach  Schiffs-  j 
grosse,  Verkehrsgattung  und  Jahreszeit  für  ( 
die  Registertonne  beladener  Schiffe  20  bis  j 
66.  für  die  Registertonne  leer  oder  in  Ballast  j 
gehender  Schiffe  16  bis  53  Pfg.,  ausserdem  | 


5)  Als  erstes  grosses  elektrisch  beleuchtetes  ; 
Schiff  durchfuhr  1806  die  ICO  in  lauge,  18  in 
hreite  Barbarossa  des  Norddeutschen  Lloyd  den 
Kanal,  und  zwar  in  15  Stunden  52  Minuten. 

*)  Die  Eröffnung  erfolgte  am  16.  November 
186t).  Die  Baukosten  betrugen  ohne  die  Vcr- 
grössenmgsbauten  342 (XX) 000  Mark,  mit  diesen 
bis  Ende  1807  483153867  Mark. 

*)  Die  Eröffnung  erfolgte  am  1(5.  Juni  1805. 
Die  Baukosten  betrugen  einschliesslich  der  Kosten  I 
für  die  Eröffnungsfeier  (1 700000  Mark)  156730000 
Mark. 


für  Segler  der  fixierte  Schlepplohn:  das 
auf  der  Elbe  von  deren  Mündung  bis  zum 
Kanal  (und  umgekehrt)  zu  zahlende  Elb- 
Loots-Geld  wird  von  der  Kanalverwaltung 
zurückgezahlt.  Die  Durehfnhrtszeit  beträgt 
für  Güterschiffe  unter  eigenem  Dampf  7 bis 
13,  für  Selileppzüge  16  bis  20,  für  Personen- 
schiffe  knapp  5 Stunden.  Im  ersten  Be- 
triebsjahre. das  mit  dem  30.  Juni  1806 
schloss,  betrug  der  Verkehr  1 505083  Register- 
tonnen, die  Einnahme  806452  Mark,  vom 
1.  April  ISO!)  bis  1.  April  1000  dagegen 
3 488  767  Registertonnen  und  1809951  Mark. 
Voraussichtlich  wird  der  Kanal  1001  an--- 
fangen,  einen  kleinen  reberschuss  über  die 
Unterhaltung!)-  und  Betriebskosten  abzu- 
werfen. Eine  starke  Verzinsung  des  Bau- 
kapitals kann  natürlich  bei  dem  Kanal,  der 
in  der  Hauptsache  zu  seestrategischen 
Zwecken  erbaut  ist,  nicht  erwartet  werden. 

Panama-  und  Nicaragua-Kanal 
haben,  namentlich  seit  der  Inbesitznahme 
Cubas  durch  die  Vereinigten  Staaten,  für 
dies»1  ganz,  besonders  grosse  strategische 
Wichtigkeit  gewonnen.  Von  der  Westküste 
der  Vereinigten  Staaten  nach  der  Ostküste 
ist  die  Wegeersparnis  ganz  ausserordentlich 
gross  und  verdoppelt  geradezu  den  Wert  der 
amerikanischen  Kriegsflotte,  für  Reisen  von 
Grosshritaunien  nach  der  Westküste  von 
Amerika  zwischen  dem  30.  Grade  nördlich 
bezw.  südlich  des  Aequators  immer  noch 
sehr  beträchtlich. 

Der  Panamakanal,  dessen  vom  Staate 
Columbia  erteilte  Konzession  1004  abläuft, 
aber  verlängert  werden  wird,  soll  zur  Voll- 
endung noch  400  (nach  anderen  Nachrichten  j 

sogar  610)  Millionen  Mark  erfordern,  wäh- 
rend der  Nicmaguakanal  im  ganzen  nur  auf 
400  Millionen  Mark  veransclilagt  ist.  Die 
»Seekaualgesollschaft  von  Nicaragua«  ist 
zwar  von  den  Vereinigten  Staaten  konzessio- 
niert, allein  möglich  ist  es  immerhin,  dass 
diese  letzteren  auf  das  Angebot  der  »Neuen. 
Panamagesellschaft«  eingehen,  das  fertige 
Stück  des  Panamakanals  zu  erwerben  und 
dessen  Bau  ihrerseits  zu  vollenden. 

Von  den  übrigen  Kanälen  unter  C dürfte 
auch  der  zwischen  New -York  und  Phila- 
delphia einem  Bedürfnisse,  wennschon  einem 
solchen  von  mehr  lokalem  Charakter,  ent- 
sprechen; er  scheint  unter  Mitbenutzung  des 
Delaware-  und  des  Raritan-Flusses,  etwa  in 
gleicher  Richtung  wie  der  bestehende  Raritan- 
kaualydie  1 lalbinsel  New-Jersey  abschneidend, 
geführt  werden  zu  sollen. 

Das  Projekt  Riga — Cherson  (C  18  der 
Tabelle  1)  sieht  bestechend  ans;  allein  der 
Bau  würde  etwa  400  Millionen  Mark  kosten, 
und  der  Betrieb  der  etwa  1600  km  langen 
Wasserstrasse  in  einem  Lande,  das  obenein 
lange  Frostzeit  hat.  ist  einigermassen  un- 
sicher. Zudem  ist  die  Reisezeiterspar n is  ge- 
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Kanäle 


ring : sie  beträgt,  von  der  Schwerlinie  der  Ge- 
treide ausführenden  Gegenden  Russlands  aus 
gerechnet,  z.  B.  nach  Stettin  13  bis  15,  nach 
Le  Havre  7 bis  8 Tage,  und  dieser  Ersparnis 
stehen  die  Kanalgebühren  gegenüber. 


Inndkanäle  offene  Durchstiche  oder  eine 
fortlaufende  Folge  von  durch  Stauvorrichtnngen 
von  einander  getrennten  Wasserhaltungen,  Hal- 
tungskanäle.  Zuweilen  werden  Kanäle  in 
Tunnel  geführt,  wie  zwei,  0,5  und  2.3  km 
lange  Strecken  des  deutschen  Teils  des  Rhein- 


Leber  die  unter  C 10  b is  22  aufgeführten  j jinfne-  und  einige  des  Aisne-Marnekanals  sowie 
Projekte  ist  nichts  Näheres  bekannt.  Von  i ,ies  canal  de  Bourgogne,  auch  einzelne  Strecken 
weiteren  amerikanischen  Projekten  für  See-  der  Kanäle  von  Rüdersdorf  unweit  Berlin;  zu 


kanälc  ist  zwar  vielerlei  berichtet  worden; 
sie  sind  indessen  in  Tabelle  C nicht  aufge- 
nonnnen,  weil  es  doch  noch  zweifelhaft  er- 
scheint. ob  es  sich  wirklich  — trotz  der  sehr 


weilen  in  A q u ä d u k t e n , wie  der  Bridgewater- 
kaual  über  den  Mauchester-Seekanal,  der  Elbing- 
Oberländische  über  den  Abiscarsee,  der  Erns- 
Jadeknual  über  das  kleine  Küstenflüsschen  Made1), 
der  Kanal  Dortmund-Emshäfen  über  die  Lippe 


bedeutenden  Querschnitts-  und  Scldeu.sen-  andere  Gewässer),  der  — projektierte  — 


Abmessungen  — um  Wege  für  Seeschiffe 
handelt.  Sie  mögen  deshalb  hier  nur  kurz 
erwähnt  werden. 

Auf  kanadischer  Seite  plant  man 
eine  •<  Tief  wasserst  rasse*  von  G m Fahrtiefe 
von  <ler  Georgianbay  des  Huronsees  unter 


Mittellandkanal  über  die  Hause.  Hunte,  Gr.  Aue, 
Weser,  Leine,  Fuse,  Oker,  Aller.  — Liegt  in 
Haltungskanäleu  eine  der  Haltungen  höher  als 
jeder  der  durch  sie  verbundenen  Wasserläufe, 
so  heisst  sie  Scheitelhaltung.  Kanäle,  die 
wie  der  Rhein- Marnekanal  (der  Meurthe,  Mosel, 
Maas  und  das  Ornainthul  überschreitet)  mehrere 


Mitbenutzung  des  Otta\a-l'lusses  nach i dem  Wasserscheiden  überwinden,  haben  auch  mehrere 
St.  Lorenzstrom  bei  Monreal ; auf  dem  lern-  $cheitelhaltuugen. 


torium  der  Vereinigten  Staaten  ent- 


Die  Wasserstände  in  jedem  Kanäle  ändern 


weder  Ausbau  des  Eriekanals  vom  Eriesee  Bjch  ein  wenig  unter  dem  Einllusse  der  Wasser- 
zum  Hudson  oder  Herstellung  einer  neuen  j Verdunstung,  der  Niederschläge,  etwaiger  Zu- 
Linie  vom  Lorenzstrom  nach  dem  Champlain-  j llüsse.  aufstauender  oder  forttreibender  Winde, 

~~  ■ und  der  Versickerung  in  Solde  und  Böschungen 

(der  in  Erde  dargestellten  Kanäle).  Abgesehen 
hiervon  aber  ändert  sich  in  den  Pnrchstichs- 
kauälen  die  Wassertiefe  auch,  sobald  sie  sich 
in  einem  der  verbundenen  Wasserläufe  ändert; 
es  entsteht  dann  nach  dem  tieferen  derselben 
eiue  Strömung.  In  den  abgeschlossenen  Hal- 
tungen der  Ilnltungskanäle  dagegen  ändert  sieh 
die  Tiefe  nur,  wenn  — wie  hei  jeder  Schleusung 
ry  , — Wasser  aus  einer  oberen  Haltung  an  die 

Hinueuianus-  ujich9tuntere  abgegeben  wird.  Die  — ganz 
j oder  nahezu  — horizontalen  Sohlen  entsprechen 
! den  Auftrittsflächen,  die  Stauwerke  (die  das 


See  und  von  diesem  zum  Hudson. 

Das  Projekt  canal  des  deux  mors 
(zwischen  Bordeaux  und  Narbonne)  darf 
wegen  der  Schwierigkeiten  (zahlreiche 
Schleusen)  und  Kosten  (1600  Millionen  Mark) 
als  vorläufig  aufgegeben  betrachtet  werden. 

III.  Binnenlandskauäle. 

1.  Einteilung  uud  Bau. 

kanäle  sind  Lateral-  oder  Seiten- 
kanäle,  d.  h.  sie  führen  aus  einer  oberen 


Flusss  trecke  in  eine  untere  desselben  Flusses,  Wasser  jeder  Haltung  au  deren  unterem  Ende 
oder  Waseerscheidenkanäle,  d.  h.  sie  vor  dem  Ablaufen  in  die  nächstuutere  Haltung 

" bewahren  und  so  die  Erhaltung  der  erforder- 
lichen Wassertiefe  überall  sichern)  den  Stei- 
gungen von  Treppenstufen , weshalb  man  die 
" | ganze  Anlage  oft  als  „Schleusentreppe“  bezeichnet. 
‘2.  Stauwerke.  Wo  es  auf  Wasserverlust 
nicht  ankommt,  sind  die  in  den  Moorgegenden 
zwischen  Elbe  und  Weser  üblichen  Klapp- 
staue ganz  zweckmässig.  Der  Druck  des 
Oberwassers  drückt  eine  drehbare,  aus  Holz- 
bohlstücken und  Leder  zusammengesetzte,  viertel- 

Pfosten-  und 


verbinden  zwei  verschiedene  Gewässer,  z.  B. 
einen  Binnensee  mit  einem  anderen  oder 
einem  Flusse  oder  zwei  Flüsse  unterem 
ander  oder  einen  Fluss  oder  Binnensee  mit 
einem  Meeresteile  oder  endlich  zwei  Meeres- 
teile. 

Seitenkanäle  sind  namentlich  in  Frank- 
reich, England  und  den  Vereinigten  Staaten 
vielfach  ausgeführt.  Im  Deutschen  Reiche 
sind 
des 

der  Havel  — der  Voss-  und  der  Mälzer 


sind  Beispiele  von  solchen  längere  Strecken  kreisförmige  Klappe  gegen  ein  Pfosten-  ««d 
; , t.-  L iwm.nwl  L'IllcK.-ifnn  .,,,,1  Schwellwerk.  Diesen  Wasserdruck  überwindet 

.les  Kanals  Doitmuim-Lm.  h.ifui  in  ,tl  das  — von  unten  «der  von  oben  kommende  — 


! Fahrzeug  mit  dem  Gewicht  seines  Vorderteils, 


Kanal.  Beispiele  für  die  anderen  obigen  j dreht  aiSo  die  Kluppe  hoch,  so  dass  das  W’asser 
Kategorieen  sind  im  Deutschen  Reiche  der  i von  der  oberen  in  die  untere  Haltung  eindringt 
Bolter  Kanal  zwischen  Müritz  und  Ellbogen-  ' mid  die  Wasserspiegel  sich  ausgleichen. 
see  (Mecklenburg),  der  Templiner  zwischen  lieber  Stau  sch  lensen  und  Karnmer- 
Labüskesee  und  Havel,  der  Oder-Spree-  schleusen  im  allgemeinen  enthält  der  Artikel 

Kanal  zwischen  Oder  und  Spree,  der  Weichsel-  ? » 11  “en  sc  h i ff  a h r t auf  S.  8t, 4 loben  Bd.  II) 

»i-  i , .i das  Ertorderliche. 


Haff-Kanal  zwischen 
Frischen  Haff,  der  — 
weg  geplante  — 
»Schweriner  »See  zur 
der  Eins-Jade-Kanal 


der  Weichsel  und  dem 
• als  Binnenschiffahrts- 
Kanal  vom  Grossen 
Wismarer  Bucht  und 
zwischen  dem  Dollart 


das  Erforderliche. 

Im  einzelnen  ist  noch  folgendes  hier 
I nachzuholen.  Da  bei  jeder  Scbiflfsdureh- 
schleuanng  für  die  obere  Kanalhaltung  der 
I Wasserinhalt  der  Schleusenkammer  zwischen 


und  dem  Jade-Busen. 

Nach  Art  ihrer  Ausführung  sind  die  Biuncn- 


Eingeheml  beschrieben  in  Nr.  43  und  44 


ier  deutschen  Bauzeitung,  Berlin  1887. 
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deren  beiden  Wasserspiepein  verloren  geht,  wer- 
den die  Abmessungen  <fer  Kammern  mit  mög- 
lichster Raumersparnis  nach  den  Abmessungen 
der  einzeln  oder  zu  zwei  und  mehreren  zu 
gleicher  Zeit  durchzuschleusenden  Schiffe  be- 
stimmt. 

Die  einzelnen  Vorgänge  beim  Dnrcbschleusen 
und  die  Vorrichtungen  zum  Oefl'nen  und 
Schlüssen  der  Schütze  und  Thore  haben  rein 
technisches  Interesse  und  können  um  so  mehr 
hier  übergangen  werden,  als  auch  die  durch- 
dachtesten von  ihnen  das  Dnrchschleusen  nur 
um  Minuten  und  Bruchteile  von  solchen  be- 
schleunigen, während  meist  das  An-,  Ein-  und 
Abfahren  der  Schiffe  allein  gegen  eine  halbe 
Stunde  erfordert.  Wo  sehr  grosser  Verkehr 
stattfindet,  müssen  daher  die  Kammern  für 
die  gleichzeitige  Durchschleusung  von  zwei 
oder  mehreren  Schiffen  eingerichtet  sein,  wie 
beispielsweise  am  Oder-Spreekanal,  wo  an  einem 
Tage  bis  zu  119  Schifte  eine  Schleuse  passiert 
haben. 

Ist  die  Steigung  der  Schleusentreppen  sehr 
steil,  so  macht  man  zuweilen  das  Unterthor  der 
oberen  Schleuse  gleichzeitig  zum  Oberthor  der 
nächst  tintereu  Schleuse,  die  eigentlichen  Hal- 
tungen fallen  also  ganz  weg.  Solche  Schleusen 
heissen  gekuppelte.  Schaltet  man  zwischen 
zwei  gewöhnliche  Schleusen  eine  kurze  Zwischen- 
haltung ein  und  lässt  das  der  oberen  Schleuse 
entnommene  Wasser  durch  Umlaufkanäle  direkt 
in  die  untere  Haltung,  so  kann  der  Spiegel  der 
Zwischcnhaltung  unverändert  bleiben.  Derartig 
ungeordnete  Schleusen  heissen  Verbund- 
schleusen. Liegen  zwei  Schleusenkammern 
neben  einander,  so  kann  man  — soweit  die 
Frequenz  jeder  Fahrrichtung  das  erlaubt  — 
die  eine  für  den  Abstieg,  die  andere  für  den 
Aufstieg  der  Fahrzeuge  benutzen.  Es  ist  diese 
Konstruktion  der  Schleusen,  die  dann  Parallel-, 
Doppel-  oder  auch  wohl  Zwillings- 
schlensen1)  heissen,  auch  um  deswillen  empfehlens- 
wert, weil  bei  Unbrauchbarkeit  einer  Schleuse 
die  andere  dienstfähig  bleibt  und  so  einen  — 
wenn  auch  gegen  normale  Zeiten  verlangsamten 
— Weiterbetrieb  erlaubt. 

Zwei  sich  kreuzende  Kanäle,  die  verschie- 
dene Spiegelhöhen  haben,  nicht  aber  unter 
einander  weggeführt  sind,  erhalten  am  Kreuzungs- 
punkt sogenannte  Kessel  schleusen.  Jeder 
der  vier  Kanalarme  ist  durch  zwei  Thorpaare 
geschlossen;  der  inmitten  der  so  entstandenen 
vier  Schleusenkammern  liegende  Kessel  bildet 
für  jede  der  möglichen  Fahrrichtungen  eine 
Zwischenkammer,  die  die  verschiedenen  Kam- 
merwasserstände ausgleicht. 

Spiegelunterschiede  von  mehr  als  etwa  5 m 
in  zwei  aufeinanderfolgenden  Kanollmltungen 
machen  des  gewaltigen  Wasserdrucks  wegen 


*)  Die  Anordnung  von  Doppelschleusen  ist 
so  zweckmässig,  dass  sie  trotz  der  Mehrkosten 
möglichst  allgemein  werden  sollte.  Dagegen 
kann  bei  der  Wahl  des  Materials  an  Baukosten 
wesentlich  gespart  werden,  weil  eine  Schleuse 
nach  Abmessungen  und  Konstruktion  in  etwa 
25— HO  Jahren  veraltet  ist  und  umgebaut  werden 
muss.  — Uebrigens  ist  die  Bezeichnung  D o p p e 1 - 
schleusen  auch  für  solche  Schleusen  üblich, 
deren  Kammern  doppelt  so  breit  sind  wie  die 
— dann  über  Eck  gestellten  — Thorpaare. 


sehr  starke  Tbore  erforderlich.  Man  kann  aber 
wenigstens  das  Unterthor  in  gewöhnlicher 
Stärke  belassen,  wennman  S c h ac  h t s c h 1 e n s e n, 
wie  dies  namentlich  in  Frankreich  mehrfach 
geschehen  ist,  konstruiert.  Der  an  die  obere 
Kanalhaltung  anstossende  Teil  der  Schleuse  — 
das  Oberhaupt  — und  dessen  Thor  wird  dabei 
wie  gewöhnlich  gestaltet,  das  Unterhaupt  aber 
wird  nicht  durch  ein  Thor,  sondern  durch 
Mauerwerk  nach  der  unteren  Haltung  zu  abge- 
schlossen, und  in  der  Abschlussmauer  befindet 
sieb  nur  unten  ein  Thor  und  an  dieses  an- 
schliessend ein  Tunnel,  der  in  die  untere  Haltung 
führt.  Unterthor  und  Tunnel  brauchen  nur  so 
hoch  zu  sein,  dass  die  Schiffe  hindurch  schwimmen 
können.  Bei  derartig  tiefen  Schleusen  pflegt 
mau  den  Wasserspiegel  der  Kammer  hier  des 
sogenannten  Schachtes)  dadurch  bis  auf  den  «ler 
unteren  Haltung  zu  senken,  dass  man  das 
Wasser  in  die  obere  zurückpumpt. 

Legt  man  neben  einer  Schleuse  zwei  oder 
mehrere,  mit  ihr  durch  kleine  Kanäle  verbundene 
Bassins  an,  so  kanu  das  Senken  des  Schleusen- 
wassers dadurch  erfolgen,  dass  man  es,  statt  in 
die  untere  Haltung,  in  diese  Bassins  laufen 
lässt.  Ist  dann  deren  Spiegel  und  der  der 
Schleusenkammer  gleich  hoch  geworden,  so 
schliesst  man  die  Schütze  der  kleinen  Ver- 
bindungskanäle und  p u m p t das  ferner  noch 
überschüssige  Wasser  in  die  Bassins.  Dies  ist 
das  I’rincip  der  jetzt  vielfach,  so  z.  B.  am 
neuen  Kanal  Dortmund-Einshäfen,  angewendeten 
Spar  sch  lensen,  so  genannt,  weil  sie  etwa 
nur  die  Hälfte  des  Wasserverlustes  einer  ge- 
wöhnlichen Schleuse  beim  Durchschleuscn  er- 
leiden. Bei  Doppelschleusen  kann  man  häufig 
eine  der  beiden  Kammern  als  Sparbecken  der 
anderen  verwenden.  — Mitunter  legt  man 
mehrere  Sparbecken  über  einander. 

Statt  der  vorhin  erwähnten  gekuppelten 
Schleusen,  die  sich  z.  B.  im  Canal  du  midi 
neben  Beziercs  und  im  Kanonischen  Kanal 
zwischen  dem  Loch  Lochy  und  Loch  Eil  in 
achtfacher  Kuppelung  finden,  werden  neuerdings 
längs-  oiler  quergeneigte  Ebenen  oder  endlich 
Sch i ffshebe werk e angewendet . 

Die  längsgeneigte  Ebene  vermittelt 
den  Verkehr  aus  Haltungen  von  grossem  Spiegel- 
unterschied (z.  B.  werden  im  Elhing-Ober- 
ländischen  Kanal  durch  fünf  derartige  Ebenen 
99,47  in  Höhenunterschied  überwunden  *))  wie 
folgt.  Obere  und  untere  Kanalhaltung  sind 
entweder  durch  eine  Ebene  mit  konstantem  Ge- 
fälle verbunden,  die  in  die  obere  Haltung  durch 
eine  Schleusenkammer  eintritt,  oder  zwischen 
beiden  Haltungen  befindet  sich  eiu  erhöhter 
Rücken,  der  nach  beiden  Seiten  mit  gleich- 
müssigem  Gefälle  zu  den  Kanalhaltiiugen  herah- 
fällt  und  die  Haltungen  abschliesst.  Auf  der 
Oberfläche  der  geneigten  Ebenen  befinden  sich 
Gleise  für  die  Räder  eines  Wagens,  auf  den 
sieh  das  Schiff'  aufsetzt,  und  welcher  durch  ein 
Triebwerk,  das  womöglich  durch  die  Kraft  des 
Oberwassers  iu  Thätigkeit  gesetzt  wird,  die 
Steigung  überwindet. 

Bei  der  quergeneigten  Ebene  sind  die 

*)  Andere,  aber  weit  kleinere  längsgeneigte 
Ebenen  sind  17S8  bei  Ketley  und  Ooalsport 
(England)  und  1825  am  Morriskanal  (Vereinigte 
Staaten)  ausgeführt. 
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Haltungsenden  einander  parallel  und  das  Schiff 
wird  quer  zur  Fahrrichtung  befördert. 

Schiffshebewerke,  bewegen  einen  Trog 
(eaisson),  in  den  das  Schiff  aus  der  einen  Hal- 
tung eingefahreu  ist,  in  vertikaler  Richtung  j 
zur  anderen.  Auch  hier  ist  jedes  der  einander 
zugekehrten  Kanalenden  und  der  Trog  mit  Ab- 
schlnssfhoren  ausgestattet.  Zweckmässig  ist  es, 
das  Hiuabgehen  eines  Troges  zum  Hinauflieben 
eines  daneben  befindlichen  zu  benutzen,  jede 
Kaualhaltnng  also  auch  zweiarmig  enden  zu 
lassen.  Dies  ist  bei  einem  der  Hebewerksysteme,  j 
dem  Druckeylindersystem ') , sogar  notwendig. 
Beim  Schwimmersystem  ')  genügt  ein  Caisson; 
es  ist  nach  Ideeen  des  Ingenieurs  Jebens  und 
Wasserbauinspektors  Prüsmann  konstruiert,  von 
der  Gutehoffnungshütte  ansgeführt,  bei  Hen- 
richenburg  am  Kanal  Dortmund-Emshäfen  und 
hebt  Schiffe  von  (500— 1000  Tonnen  um  14  m. 
Das  vou  Hoppe  (Berlin)  konstruierte  „Aus- 
balanciersy stem“  ist  im  grossen  noch  nicht  zur 
Anwendung  gekommen. 

fl.  (Querschnitt  der  K.  und  Abmessungen 
der  Kanalbauwerke.  Womöglich  müssen  Kanäle 
und  ihre  Bauwerke  (auch  die  Brücken)  den 
Verkehr  der  — beladenen  und  leeren  — mittel- 
grossen  Schiffe  gestatten,  die  auf  den  benach- 
barten Strömen  oder  Stromstrecken  verkehren. 
Abmessungen  jedoch,  die  auch  für  die  aller- 
grössten Stromschiffe  genügten,  würden  den 
Bau  der  Kanäle  meist  so  verteuern,  dass  er  ’ 
volkswirtschaftlich  nicht  gerechtfertigt  sein 
würde.  Für  Kanäle  von  nur  lokaler  Bedeutung 
werden  meist  uuternormale  Abmessungen  zu-  i 
lässig  sein , wenn  sie  keinen  ausnahmsweise  [ 
grossen  Verkehr  haben.  Wegen  der  normalen 
Abmessungen  für  neuere  grössere  Kanäle  ist 
der  Art.  Binnenschiffahrt  oben  Bd.  II 
S.  8(56  zu  vergleichen,  dem  liier  nur  noch  fol- 
gendes binzuzufügen  ist. 

ln  Frankreich  erlauben  die  vorhandenen 
Ströme  und  die  Mehrzahl  der  vorhandenen  Kanäle 
nicht  den  Verkehr  so  grosser  Fahrzeuge  wie  in 
Deutschland.  Daher  hat  man  sich  dort  mit  ge- 
ringeren Forderungen  für  Kanalabmessungen  j 
begnügt.  Aebnlieh  liegen  die  Verhältnisse  in  [ 
Russland,  Englaud  — wo  die  Kanalabmessungeu 
sogar  sehr  klein  sind  — , Italien,  Skandinavien 
and  in  den  von  der  Küste  entfernteren  Teilen 
Belgiens  und  Hollands,  ln  Canada  und  den 
Vereinigten  Staaten  sind  die  älteren  Kanäle 
weit  kleiner  als  die  deutschen,  die  neueren 
dagegen  ganz  gewaltig  grösser  angelegt. 

4.  Kanalisierte  Flüsse.  Sie  unter- 

scheiden sich  für  die  Verkehrspraxis  von  j 
den  Kanälen  so  wenig,  dass  sie  hier  mit 
l»esprochen  werden  müssen.  Denn  die 

Kanalisierung  begeradigt  den  Lauf  ange- 
messen. korrigiert  die  Ufer.  giebt  den  Fahr- 


’)  Nach  dem  Druckeylindersystem  sind  ge- 
baut: die  Hebewerke  bei  Anderton  (1875  erbaut, 
am  Weawer,  für  100  To.-Schiffe,  Hubhöhe 
15,35  in),  sodann  bei  Fontinettes  (am  Neuffosse 
Canal,  für  300  To.-Schiffe,  Hubhöhe  13,13  m) 
und  La  Lonviere  (am  Belgischen  Canal  du  Centre, 
für  350  To  -Schiffe,  Hubhöhe  15,40  m). 

*)  Vgl.  „Festschrift  zur  Eröffnung  des  Dort- 
mnnd-EmskanaD,  Berlin  1899. 


rinnen  möglichst  sanfte  Kurven  und  sichert 
die  erforderliche  Wasser  tiefe  durch  Einbau 
von  Stauwerken,  kurz : sie  macht  den  Fluss 
zu  einer  Art  Kanal.  Das  zu  den  Schleu- 
sungen  nicht  verbrauchte  Oberwasser  fliegst 
in  v Freiarchen«  oder  durch  die  Schütze  der 
Staudämme  (Wehre)  ab.  Letztere  konstruiert 
mau  in  neuerer  Zeit  häufig  als  »Nadel- 
wehre« (vgl.  S.  804  des  Art.  Binnen- 
schiffahrt a.  a.  0.). 

5.  Form  der  Schiffe  auf  K.  und  ka- 
nalisierten Flüssen.  Dem  hierüber  im 
Art.  Binnenschiffahrt  a.  a.  0.  S.  867 
Gesagten  ist  nur  noch  hinzuzusetzen,  dass 
Kanalschiffe,  um  vom  Wasser  möglichst 
wenig  Widerstand  zu  erfahren,  keinen 
grosseren  eingetauchten  Querschnitt  haben 
dürfen  als *  1 *;  bis  V-i  des  Kanalquerschaitts. 

6.  Fortbewegung  der  Schiffe  auf  K. 
und  kanalisierten  Flüssen.  Sie  ist  im 
allgemeinen  langsamer  als  auf  offenen 
Flüssen ; denn  der  immerhin  geringe  Quer- 
schnitt auch  der  grösseren  Kanäle  erlaubt 
keine  grosse  Fahrgeschwindigkeit,  da  solche 
andere  Schiffe  gefährden  und  die  Kanal- 
böschungen beschädigen  würde;  auch  geht 
bei  jeder  Schleusung  mindestens  eine  halbe 
Stunde  verloren. 

Erlaubt  sind  gewöhnlich  reine  Fahrge- 
schwindigkeiten von  5 bis  7,5  km,  auf  eini- 
gen holländischen  (Binnen-)Kanälen  bis  zu 
15  km  in  der  Stunde.  Wirklich  erzielt 
werden  z.  B. : 

Auf  der  Wasserstrasse  Hohensaathen- 
Spandau  — 81,6  km  lang,  teils  Kanal,  teils 
kanalisierter  Fluss,  17  Schleusen  mit  2 — 3 m 
Gefälle,  sehr  starker  Verkehr  — 3,0  km. 
Auf  dem  zur  Umgehung  des  Niagara-Falles 
dienenden  Wellandkanal  — 44  km  lang, 
25  Schleusen  von  4 m Gefälle  — 4,0  km. 

7.  Motoren.  Das  hierüber  im  Art.  Bin- 
nenschiffahrt a.  a.  0.  8.  8(53,  8(57,  870,  871 
Gegebene  möge  durch  folgende  Einzelheiten  er- 
gänzt werden. 

Siemens  u.  Halske  haben  1899  mit  einer 
elektrisch  betriebenen  Lokomotive  am  Finow- 
kaual  sehr  gut  ausgefallene  Versuche  im  elek- 
trischen Scluffszug  angestellt.  — ln  der  Ketten- 
schleppschiffahrt erreicht  den  gleichen  Zweck 
wie  de  Bovet  mit  der  Magnetisierung  des 
Kettenrades  Bellingrath  (Dresden)  durch  einen 
»Kettengreifer*,  der,  wie  die  Finger  einer  Hand 
gestaltet,  die  Kette  richtig  aufwickeln  hilft.  — 
Das  Wanderseil,  mittelst  dessen  sich  Schiffe  im 
Scbiffszuge  auf  holen,  wird  neuerdings,  um  die 
durch  Drehung  entstellenden  Nachteile  zu  ver- 
meiden, mit  quadratischem  Querschnitt  her- 
gestellt  ')• 

8.  Einwirkung  des  Frostes  auf  die 
Schiffahrt  auf  K.  und  kanalisierten 
Flüssen.  Kanäle  und  kanalisierte  Flüsse 


’)  Der  Schiffszug  mit  wanderndem  Qnndrat- 
seil  ..Patent  Beck"  von  Fritz  Geck.  Sonder* 

I abdruck.  Berlin  1897.  Siemenroth  & Troschel. 
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frieren  wegen  der  geringen  Bewegung  des 
W assers  eher  zu  als  offene  Flüsse.  Indessen 
betrügt  die  Zeit,  wo  die  Kanäle  ohne  Eis- 
decke sind,  selbst  in  Schweden  noch  195 
lös  225,  im  nördlichen  europäischen  Russ- 
land. dessen  klimatische  Verhältnisse  in  den 
einzelnen  Strichet)  sehr  ungleich  sind,  etwa 
156  bis  246,  in  .Masuren  21(1  bis  228.  in  der 
Nähe  der  deutschen  Ostseekilste  240  bis  Mio, 
in  der  der  Nordseeküste  260  bis  32U,  in  der 
.Mark  Brundenbuig,  am  Niederrhein,  in  Hol- 
land und  Belgien  280  bis  340,  in  Ober- 
deutschland und  ähnlich  im  gebirgigen  Osten 
Frankreichs  240  bis  330  Tage. 

IV.  Kanäle  in  den  einzelnen  Ländern. 

Bestand  an  Kanälen.  — Eigentums- 
verhältnisse. 

1.  Die  ältesten  K.  ausserhalb  Euro- 
pas. Als  solche  sind  diejenigen  in  Aegypten 
und  China  anzusehen  (vgl.  d.  Art.  Binnen- 
schiffahrt a.  a.  0.).  Der  gegen  1.3oo 
Jahr  alte  chinesische  Kaiserkanal ')  i^t  noch 
1800  vertieft  worden:  Hanpttransportartikol 
doit  sind  Salz  und  Reis. 

2.  Italien,  ln  Italien  siud  die  ersten 
Kanäle  im  12.  Jahrhundert,  zunächst  zu 
Zwecken  der  Entwässerung  oder  Bewässe- 
rung, erst  in  zweiter  Linie  als  Schiffahrts- 
strassen, angelegt,  und  zwar  in  der  Fmge- 
gend  von  Mailand  sowie  in  der  unteren  Po- 
ebene.  Der  Verkehr  auf  ihnen  hat  seit  der 
Entstehung  der  Eisenbahnen  sehr  ahgenom- 
hien.  Selbst  der  bedeutendste  Kanal,  der 
Naviglio  Grande,  nebst  Zweigkanälen,  hatte 
18-88  nur  noch  363960  Tonnen  Verkeim  In 
Italiens  künstlichen  Wasserstrassen  (400  km 
b hiss-,  1075  km  Kanalstrecken)  ist  nur  ein 
kleiner  Teil,  der  Eigentum  der  Gesellschaft 
Bonificazione  ist.  nicht  im  Staatsbesitz. 

3.  Belgien  und  Holland.  In  Belgien 
und  noch  mehr  in  Holland  forderte  die  Lage 
und  Beschaffenheit  des  von  zahlreichen  na- 
türlichen Wasserläufeu  durchzogenen  Landes 
zu  deren  Ausbau  als  Schiffahrtsstrassen  und 
zu  ihrer  Verbindung  durch  Kanäle  geradezu 
auf.  Der  Bau  von  solchen  erfolgte  daher 
sehr  früh.  Der  Kanal  von  Ypern  nach 
Nicupoort  ist  1251,  der  von  Stekenen  1315 
erbaut.  Die  von  alters  her  enge  Verbindung 
mit  der  Küsten schiffahrt  Hess  die  Binnen- 
schiffahrt auch  im  Zeitalter  der  Eisenbahnen 
nicht  an  Bedeutung  abnolunen,  clio  ausser- 
ordentliche Entwickelung  der  Rheinschiffahrt ; 
von  und  nach  Rotterdam  zwang  sogar  in  i 
jüngster  Zeit  dazu,  auch  für  Amsterdam 
eine  brauchbare  Verbindung  mit  dem  Rhein 
— durch  den  1803  vollendeten  Manvede- 

0 Er  soll  untäTKaiser  Yangti  (605—617) 
begonnen  sein.  Vgl.  v.  Richthofen:  China,  Er- 1 
gebnisse  eigener  Reisen  und  darauf  gegründeter 
Studien.  Berlin  1877—1883. 


kann!  — zu  schaffen.  Eine  Besonderheit 
Hollands  sind  die  Yeenkanüle,  die  anfangs 
nur  der  Entwässerung  und  Kultivierung  des 
Emdes,  durch  Abgraben  und  Verschiffen 
' des  Torfs  und  Rücktransport  von  Sand  und 
Dung,  demnächst  alter  mit  allmählichem  Auf- 
blühen der  Veene,  auch  dem  Allgemeinhandel 
zu  dienen  pflegen.  Belgien  und  Holland 
I gemeinsam  ist  die  Eigentümlichkeit,  dass  — 
i ausser  den  Veengenosscnscbaften  — auch 
Provinzen,  Gemeinden  und  Wassergenossen- 
I schäften  (wnteringen  in  Belgien,  waterecha- 
| |>en  in  Holland)  beträchtliches  Eigentum  an 
Kanälen  und  kanalisierten  Flüssen  haben. 
\ on  den  künstlichen  Wasserst  lassen  Belgiens 

558  km  kanalisierte  Flüsse,  OGI  km 
Kanäle  — gehören  dem  Staate  1122,  den 
Provinzen  109,  den  Gemeinden  64,  den  Ge- 
nossenschaften 101,  konzessionierten  Gesell- 
schaften 123  km:  zusammen  sind  also  von 
1519  km  künstlichen  Wasseret  lassen  307  km 
nicht  staatlich.  Von  denen  Hollands  — 
3351  km  — gehören  dem  Staate  748,  den 
Provinzen  054.  Veen-  und  anderen  Genossen- 
schaften 1232.  konzessionierten  Gesellschaften 
und  Privaten  417  km;  zusammen  sind  also 
nieht  staatlich  2603  km. 

4.  Deutsches  Reich,  lieber  die  ziem- 
lich früh  begonnene  und  im  ganzen  und 
grossen  mir  selten  — selbst  während  der 
Eisenbahnzeit«-  — längere  Zeit  unterbrochen 
gewesene  Entwickelung  im  Deutschen  Reichs- 
gebiet giebt  die  Tabelle  II  Auskunft. 

Die  Moorkanäle  sind  zum  Teil  unter 
! direkter  Verwaltung  des  Staates,  so  der 
Hamme- Ostekanal  (16,1  km),  der  Hadder 
und  der  Bederkesa  - Geestekanal  (45,1  km), 
der  Ems -Jadekanal  (73,0  km),  die  Olden- 
burgiselien  Moorkanälc  (78,3  km)  und  einige 
ländere;  der  grössere  Teil,  namentlich  auch 
die  seit  1872  erbauten  linkscmsischeti  Moor- 
kanäle (103,8  km)  sind  in  der  Verwaltung 
der  Fehn-  und  Moorgenossenschaften  sowie 
einiger  Gemeinden.  An  den  * Tiefen«  haben 
im  < Hdonburgisehen  und  < (stfriesischon  die 
Siel-Achten  gewisse  Eigentumsrechte.  Im 
ganzen  mögen  danach  von  den  rund  771  km 
langen  Moorkanälen  und  Tiefen  etwa  250  km 
| rein  staatlich  sein. 

Von  eigentlichen  Schiffahrtskanälon  sind, 
soweit  bekannt,  in  Privat-,  Genossensehafts- 
oder  Gemeindebesitz: 

Der  Schwentekanal  im  Weichsel -Nogat- 
Delta  (3,50  km),  der  Stichkanal  vom  Brom- 
berger Kanal  nach  der  gräflichen  Herrschaft 
Potulice  (0,18  km)  und  der  von  der  ( (der 
nach  der  GeorgendorferZuekerfabrik  (0,60  km), 
der  Dahmcnseho  Kanal  bei  Malchin  (6,50  km), 
die  Mal lisscr  Kanäle  in  Mecklenburg  (4,60  km), 
der  jetzt  fast  ganz  verfallene  Vietinanns- 
dorfer  Kanal  an  der  oberen  Havel  (12,80km), 
der  Nottekanal,  vom  Mellensee  zur  Dahme 
(Wendischen  Spree)  führend  (22, 00  km),  der 
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Tabelle  II. 


Es  sind  an  künstlichen 
Schiffahrtsstrassen  lierge- 
stellt  hezw.  1804  (in  Schles- 
wig-Holstein) und  1870  71 
(in  Eisass- Lothringen)  er- 
worben 

Kanäle,  Begeradi- 
gungen,  Durch- 
stiche. Aquädukte, 
künstliche  Verbin- 
dungen zwischen 
Binnenseeen 

Mit 

Schleusen 

versehene 

Fluss- 

streckai 

Binnensee- 
Strecken,  die 
zu  künstlichen 
Schiffabrts- 
strassen  ge- 
hören l) 

Zusammen : 
Künstliche 
Schiffahrts- 
strassen 

5 

to 

53 

1 

K i l 0 m 

e t e r 

Zahl 

1.  Bis  1870. 
a)  K n n ä 1 e u.  s.  w. 
Vor  1680  ...... 

54,50 

329,70 

«4,50 

398,70 

59 

Von  1687 — lVSti  .... 

283,90 

265.40 

164.60 

7«3-90 

55 

Von  1787—1886  .... 

1 ib,33 

625,67 

— 

742, 00 

62 

Von  1837 — 1870  .... 

397,64 

392,40 

89,38 

879,42 

142 

U n be  kann  ter  Entstehung«  - 
zeit 

» 44.-90 

883,70 

160,30 

1 188.90 

zusammen 

997.27 

2496,87 

428,78 

3922.92 

401 

b)  Tiefe 

97,80 

7,00 

— 

104,80 

8 

c)  Hoorkanäle  etwa 

4 £ 3,20 

26.80 

440,00 

12!*) 

zusammen  bis  1S70 

1508,27 

2530,87 

428,78 

4487,72 

530 

^ 187  i — i 9ö<X 

;»)  K a n ä 1 e u.  s.  w. 

In  Eisass- Lothr.  1870  71  . 

369.00 

;s,6o 

2,70 

387,3° 

208*1 

Erbaut  1871—1900  . . . 

457, °4*) 

587.S94) 

145,32*) 

* «89,95') 

5« 

zusammen 

826,04 

603,19 

148,02 

1577,25 

259 

M Tiefe 

— 

— 

ej  Moorkanäle  etwa 

223,59 

2,43 

_ 

226,02 

40 

zusammen  IST  1— HMM» 

1048,68 

605,82 

148,02 

1803,27 

299 

Dazu  bis  1870  .... 

1 508,27 

2530,67 

428,78 

4467,72 

53° 

zusammen  bis  1990 

2557,00 

3138,2» 

576,80 

8270,99 

829*) 

Da  von  a)  Kanäle  u.  s.  w. 

1823-3« 

3100.06 

c 70.80 

5500,17 

660 

b;  Tiefe  .... 

97, 80 

7,00 

— 

104,80 

s 

c)  Moorkanäle 

636,79 

29-23 



666,02 

161 

*)  Dieselben  sind  hier,  obgleich  nicht  die  Seeen.  sondern  nur  ihre  Verbindungsstrecken 
künstlich  sind,  den  künstlichen  Schiffahrtsstrassen  zugezählt,  während  sie  in  der  Tabelle  des 
Art.  Bin  nen sch if fahrt  a.  a.  0.  unter  den  schleusenlosen  .Strecken  mit  enthalten  sind.  — *)  Ein- 
schliesslich der  Kla]>pstaue  und  der  später  umgebauten  kleineren  „Verlaate“.  — 3i  Einschliess- 
lich der  eingegangenen  oder  nmgebanteu  Schleusen.  — 4,i  Die  aus  natürlichen  in  künstliche  um- 
gebauten  Strecken  sind  zugerechnet,  die  kassierten  Strecken  abgezogen.  Die  Seekaualstrecken 
(Königsberger  Seekanal,  Kaiserfahrt.  Kaiser  Wilhelm-Kanal)  sind  mitgerechnet. 


Motzener  Kanal,  vom  Motzener  Sec  zum 
Nottekanal  fQlirend  (7.70  km),  der  Emstcr- 
kanal  zwischen  dem  Lehuiner  Klostersee 
und  der  unteren  Havel  (16,50  km),  der 
Breitenburgor  Kanal  in  Holstein  (7,00  km), 
das  angefangene  Stück  des  Elster  - Saale- 
kanals bei  Leipzig  (2,07  km),  der  Erftkanal 
bei  Neuss  (3,40  km),  zusammen  etwa  87  km 
Dazu  an  Tiefen  und  Moorkanälen  77 1 


minus  250  521  „ 

Zusammen  also  von  0271  km  künst- 
licher Wasserstrassen  nicht 
staatlich 608  km 


5.  Frankreich.  Verhältnismässig  früh 
ist  auch  Frankreichs  Kanalnetz  begonnen 
worden.  Der  Kanal  von  Briare  ist  10t »4 
(nach  anderen  1643),  der  von  Languedoc 
(der  sj«ätere  canal  du  midi)  1607 — 10X1  an- 
gelegt : weitere  Kanalbauten  folgten  im 
18.  Jahrhundert,  an  dessen  Ende  der  1701 
erüffnete  canal  du  centre  gebaut  worden  ist. 


Von  1820  an  wurde  das  Kanalnetz  mit  er- 
höhten Mitteln  ausgebaut  und  dieser  Aus- 
bau auch  im  Eisenbahnzeitalter,  jedoch  mit 
einer  von  1850  bis  1800  währenden  Panse, 
fortgesetzt,  so  dass  nach  dem  Annuairo  Sta- 
tist tque  de  Ja  France  (XYII1.  Vol.)  von  180s 
Frankreich  1870  einschliesslich  Elsass- 
Lothringen  4560  km  Kanäle  und  kanalisierte 
Flüsse  hatte.  Das  Freycinetscho.  allerdings 
nur  zum  Teil  ausgeführte  Programm  von 
1X7!»  wollte  den  Neubau  von  1400  km  Kanälen 
und  den  Umbau  sowie  die  Verbesserung 
der  Schiffbarkeit  für  3600  km  Kanäle  und 
4000  kni  Flüsse.  In  Wirklichkeit  sind  die 
Längen  der  schiffbaren  Flüsse  von  1871  bis 
1897  von  rund  6590  auf  rund  7410  km 
gebracht  und  diejenigen  der  Kanäle  von 
rund  410o  auf  rund  4850  km.  ln  ersteren 
Zahlen  stecken  die  nur  flössbaren  Flüsse 
mit,  allein  deren  Kilometerzahl  wird  sich 
nicht  wesentlich  verändert  haben.  Du  übri- 
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gen  enthalten  die  obigen  Zahlen  nur  die 
Längen  der  befahrenen  Hauptlinien,  während 
in  der  deutschen  Statistik  auch  Nebenfalir- 
wasser,  wie  z.  B.  bei  der  Elbe  die  Süder- 
ell>e.  das  Colmarer  Nebenfahrwasser  u.  s.  w., 
mitgezählt  werden.  Die  planmässige  Ver- 
mehrung der  Wasserstrassen  ist  hauptsäch- 
lich nahe  der  deutschen  Grenze  Frankreichs 
erfolgt,  wo  mehrere  Linien,  die  durch  Zwi- 
schenstrecken gut  verbunden  sind,  in  etwa 
75  km  Abstand  einander  parallel  laufen. 
Alle  Hauptwasserstrassen  sind  einheitlich 
für  den  Verkehr  von  280  Tonnen-Schiffen 
eingerichtet.  Von  den  künstlichen  Wasser- 
strassen — 1500  km  Fluss-  und  Binnensee- 
strecken, 4020  km  Kanülen  — sind  seit  1891, 
wo  der  279  km  lange  canal  du  midi  und 
der  213  km  lange  Seitenkanal  der  Garonne 
in  Staatsbesitz  übergegangen  sind,  nur  noch  j 
392  km  in  Besitz  bezw.  Verwaltung  von  ! 
Gesellschaften  und  Gemeinden;  unter  diesen  | 
hat  die  Stadt  Paris  einen  Kanalbesitz  von 
119  km. 

6.  In  Spanien  hat  Karl  V.  den  ersten 
Kanal,  den  von  Tudela  nach  Saragossa  füll- : 
renden  canal  imperial  oder  Kanal  von  Ara- , 
gonien  begonnen.  Es  ist  ein  rechtsufriger j 
Seitenkanal  des  Ebro  und  dient  gleichzeitig  j 
Bewässerungszwecken.  Ein  linksufriger 
Seitenkanal  des  Ebro  ist  der  canal  de  Tauste. ! 
Dieser  und  der  canal  imperial  zusammen  j 
sind  102  km  lang.  Ein  dritter  Ebrokanal 
ist  der  für  die  Seeschiffahrt  angelegte  canal ' 
nuevo,  vom  Ebro  in  etwa  10  km  Länge  nach  i 
dem  Seehafen  San  Carlos  de  la  Rapita  füll-  j 
rend  und  gegenwärtig  so  versandet,  dass  j 
der  Verkehr  belanglos  ist.  Ein  vierter  Kanal 
ist  der  canal  de  Castilla.  Er  führt  von  ■ 
Alvar  del  Hey  etwa  parallel  dem  Pisuerga 1 
nach  Valladolid  und  zweigt  von  dort  einen  j 
Kanal  nach  Medina  de  Kioseco  ab.  Der 
mit  diesem  Zweigkanal  zusammen  209  km 
lange  Kanal  ist  Privatunternehmung.  Von  ! 
den  321  km  spanischen  Schiffahrtskanälen 
sind  also  nicht  staatlich  209  km. 

7.  Grossbritannien  und  Irland.  In  j 
England,  wo  bis  1759  zahlreiche  Flüsse 
schiffbar  gemacht  worden  waren,  ist  der 
erste  wirkliche  Kanal  der  vom  Herzog  Francis 
von  Bridge  water  von  seiner  Worsley  kohlen-  | 
grübe  nach  Manchester  hin  von  1759  bis  j 
1701  gebaute.  Es  folgten  bis  1800  zahl- ' 
reiche  Kanalhauten  und  Kanalisierungen, 
1800  bis  1820  wurden  sie  minder  zahlreich.  I 
seit  1830  stockt  der  Weiterbau  — der 
Manchester  Schiffskanal  ist  ein  Seekanal  — 
der  Binnenlandskanäle  fast  ganz. 

In  Schott  1 a n d war  der  erste  Kanal ; 
der  1780  in  Angriff  genommene  Förth-  und 
Clydokanal,  der  bedeutendste  aller  damaligen  ■ 
Kanäle.  Sein  Zweck  wie  seine  Abmessungen 
(über  2 m Wassertiefe  und  17  m Wasser- 
spiegelbrcite)  liessen  ihn  damals  den  See- 


kanälen beizählen.  Ihm  folgte  der  in  Ta- 
l»olIe  I behandelte  Kaledonische  Seekanal. 
Seit  etwa  1790  ruht  der  Kanalbau  in  Schott- 
land so  gut  wie  ganz. 

ln  Irland  datieren  die  ersten  Kanal- 
bauten  — sie  bezweckten  die  Verbindung 
der  Wasserläufo  Barrow,  Shannon,  Boyne, 
Erne  und  Liffey  unter  sich  und  mit  den 
Hanpthäfeu  — aus  den  Jahren  1770  74.  Die 
Entwickelung  des  Kanalnetzes  ging  nach 
1800  ziemlich  rasch  vor  sich,  so  dass  es 
zur  Zeit  der  Einführung  der  Eisenbahnen 
im  wesentlichen  vollendet  war.  Seitdem  ist 
auch  in  Irland  nichts  für  Kanalbauten  ge- 
schehen. 

Dieser  frühzeitige  Stillstand  bedarf  näherer 
Darlegung.  Der  Ihm  von  Kanälen  ist  in 
Grossbritannien  und  Irland  aus  der  Initia- 
tive Privater  hervorgegangen.  Diese  trugen 
die  Risiken,  aber  hatten  auch  die  Einnahmen, 
die  bis  zu  15°.o  Dividende  und  mehr  be- 
trugen. da  der  Wasserverkehr  trotz  der  kleinen 
Abmessungen  der  Kanäle  und  ihrer  — über- 
dies sehr  zahlreichen  — Schleusen  demjeni- 
gen auf  den  Landstrassen  gegenüber  sich 
sehr  überlegen  zeigte.  Als  mit  dem  Bau 
von  Eisenbahnen , dem  sich  ohnehin  jetzt 
das  Privatkapital  zuwendete,  der  lokale 
Verkehr  gegen  den  durchgehenden  an  Be- 
deutung verlor,  kauften  die  Eisenbahnen 
diejenigen  Kanalzwisehenstrecken,  die  einen 
durchgehenden  Wasserverkehr  ermöglicht 
hatten,  an  und  entzogen  diesen  Verbindungs- 
Strecken  den  Verkehr.  Die  Konzessions- 
urkunden schützten  zwar  davor,  dass  diese 
Strecken  gesperrt  oder  mit  ungebührlich 
hohen  Abgaben  belegt  wurden,  nicht  aber 
vor  »Reparaturen«  in  der  verkehrsreichsten 
und  besten  Jahreszeit.  Die  nicht  angekauften 
Kanalstrecken  verödeten  durch  die  Beschrän- 
kung auf  den  ihnen  auch  nur  teilweise 
verbliebenen  Lokalverkchr  vielfach  auch, 
und  ihre  Eigentümer  waren  froh,  sie  an  die 
Bahngesellschaften  für  Preise  verkaufen  zu 
können,  die  immerhin  eine  geringe  sichere 
Verzinsung  des  ursprünglichen  Anlagekapi- 
tals in  sielt  schlossen.  < >ft  auch  waren  die 
Besitzer  der  Eisenbahnaktien  gleichzeitig 
Besitzer  der  Kanäle.  Dann  vollzog  sich  die 
Operation  des  Lahmlegens  der  Kanäle  ziem- 
lich schmerzlos.  Uebrigens  waren  die  Kanal- 
zölle, zum  Teil  noch  im  18.  Jahrhundert, 
vielfach  in  einer  solchen  Höhe  konzessioniert 
worden,  dass  ihre  zeitweise  Unterbietung 
durch  niedrige  Bahntarife  — wo  eine  solche 
sonst  erspriesslieh  schien  — den  Eisenbahn- 
gesellsehafteu  keine  zu  grossen  Opfer  auf- 
erlegte. Im  Anfang  der  70 er  Jahre  war 
der  Kampf  beendet:  Von  dem  gesamten 
wohl  betriebsfähigen,  aber  jetzt  bei  weitem 
nicht  mehr  vollständig  betriebenen  Kanal- 
netz Grossbritanniens  und  Irlands — 1035  km 
kanalisierte  Flüsse,  3817  km  Kanäle  — mö- 
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gen  etwa  2600  km  in  der  Hand  von  Eisen- 
bahngesellschaften, der  Rest  in  Privatbesitz 
sein.  Staatliche  künstliche  Wasserstrassen 
giebt  es  nicht. 

8.  Schweden  und  Norwegen.  In 

Schweden  hat  die  Regulierung  der  Göta- 
Elv  im  10.  Jahrhundert  unter  Gustav  Wasa 
begonnen : das  anfangs  missglückte  Werk 
der  Umwandlung  in  den  Götak anal  ist  erst 
1832  vollendet  worden.  Die  Kanäle  bilden 
zumeist  nur  die  Verbindung  der  schiffbaren 
Seeen  mit  den  Fjorden  und  unter  sich,  wo- 
bei die  zum  Teil  recht  grossen  Höhenunter- 
schiede durch  Schleusentreppen  überwunden 
werden.  Die  wichtigsten  Strecken  sind  die 
vom  Kattegat  nach  dem  Wenernsee  — Trol- 
hättakanal  — und  von  da  einerseits  nach 
Stockholm,  Upsala  und  der  Ostsee  zu, 
andererseits  durch  den  Wetternsee  (Göta- 
kanal)  nach  Norrköping  und  der  Ostsee  zu. 
An  diese  Hauptlinien  scldiessen  sicli  zahl- 
reiche Zweiglinien,  so  dass  Schweden  471  km 
künstliche  Wasserstrassen  besitzt,  von  denen 
allerdings  nur  etwa  200  km  gegral>en  sind. 
Der  Bau  der  Kanäle  und  die  Flusskanali- 
sierungen  sind,  nicht  immer  ohne  Anregung 
der  Regierung,  aber  doch  der  Hauptsache 
nach  von  Privaten  — den  Eigentümern  und 
Inhabern  angrenzender  Güter,  Industrieen, 
Gruben,  Forsten  — event.  auch  von  Kirch- 
spielen, Gemeinden,  Provinzen  unternommen, 
der  Staat  hat  jedoch  wesentliche  Zuschüsse 
ä fonds  perdu  geleistet  oder  zinslose  Dar- 
lehen gegeben.  Auf  dieser  gesunden  Grund- 
lage haben  sich  die  Kanäle  recht  gut  ent- 
wickelt und  verzinsen  durch  Abgaben  ihr 
Baukapital  mit  durchschnittlich  2 bis  3°/o, 
wobei  zu  bemerken  bleibt,  dass  der  eigentliche 
Nutzen  für  die  Unternehmer  lediglich  in  der 
Ausnutzung  der  billigen  Wasserkraft  zu 
suchen  ist.  Die  sämtlichen  471  km  der 
schwedischen  künstlichen  Wasserst  lassen 
sind  im  Betriebe  von  Privaten  und  Gesell- 
schaften aller  Art. 

In  Norwegen  sind  künstliche  Wasser- 
strassen — grösstenteils  Verbindung  der 
Seeen  unter  sich  und  mit  den  Fjorden  — 
erst  in  diesem  Jahrhundert  gebaut  und  deren 
grösste  Strecken  erst  nach  1890  vollendet 
worden.  Die  betreffenden , sämtlich  vom 
Staat  erbauten  Verbindungen  sind  : Frederiks- 
halds  vasdrags  kanaler,  vom  Nordende  des 
Oerje-Sees  nach  Frederiksliald  und  durch 
den  Ide-,  Ringdals-  mul  Single-Fjord  zum 
Kristiania-Fjord,  Glommens  seilbare  Lüb, 
von  Rena  am  Glommen  nach  Frederikstad 
am  Kristiania-Fjord  (mit  einigen  Zweiglinien), 
und  Skiensvasaragets  kanaler,  von  Eidsborg 
am  Baudakssee  über  Skien  zum  Frier- Fjord 
und  zur  Bohusbucht  des  Skagerraks.  Diese 
Wasserstrassen  bestehen  aus  69,40  km  Fjord- 
und  330,10  km  Binnenseestrecken,  270,40  km 
Flussstrecken  ohne,  35,95  km  Flussstrecken 


mit  Schleusen  und  nur  1.50  km  künstlich 
ausgehobenen  Strecken,  sind  also  zusammen 
713,35  km  lang.  (Wegen  der  Abweichung 
dieser  Zahl  von  denjenigen  der  Tabelle  im  Art. 
Binnenschiffahrt  vergl.  unten  sub  V.) 

9.  Russland.  Im  europäischen 
Russland  ( o h n e Fiuland)  fällt  die  Her- 
stellung künstlicher  Schiffohrtsstrassen  in 
das  18.  Jahrhundert  ; den  Ladogakanal  legte 
Peter  der  Grosse  an.  Das  in  8 Systeme 
(Marien-,  Tichwin-,  Wyschnewolosc-hes-,  Her- 
zog Alexander  von  Württemberg-,  Dnjepr- 
Bug-,  Oginski-,  Beresina-  und  Augustowo- 
Kanalsystom)  geteilte  Kanalnetz  verbindet 
im  wesentlichen  den  I-adogasee  und  das 
Stromgebiet  der  Newa  mit  der  Wolga  sowie 
die  Weiclisel  mit  dem  Dnjenr.  Die  gesamten 
schiffbaren  künstlichen  Wasserstrassen  — 
1044  km  kanalisierte  Flüsse,  804  km  Kanäle 
— sind  staatlich. 

ln  Finland  sind  an  künstlichen  Wasser- 
strassen zu  nennen  1. : der  Saimakanal,  der, 
im  ganzen  56  km  lang,  auf  10  km  vorhan- 
dene Binuenseeen  benutzt  und,  mit  28 
Schleusen  das  Gefälle  von  Wilmanstrand  am 
Saimasee  zur  Bucht  von  Wiborg  überwin- 
dend, den  Saimasee  mit  der  Ostsee  verbindet, 
und  2. : die  durch  2 Schleusen  hergerichtete 
Fahrt  auf  den  nördlich  von  Wilmanstrand 
liegenden  Seeen  des  Sawolar- Karelischen 
»Systems«,  von  Wilmaustrand  bis  Jisalmi 
300  km  lang.  Besitz  und  Verwaltung  sind 
staatlich.  Im  Asiatischen  Russland 
verbindet  der  8 km  lange  Ob-Jenisseikanal 
den  400  km  langen  kanalisierten  Ket  mit 
dem  200  km  langen  kanalisierten  Kass  und 
so  indirekt,  durch  eine  für  Schiffe  von  47  m 
Länge,  7,5  m Breite.  1.25  m Tiefgang,  bis 
zu  8 Monaten  im  Jahr  benutzbare  Schiff- 
fahrtsstrasse von  im  ganzen  3035  km  Länge, 
! Tjuraen,  wo  die  europäische  Bahn  von 
Jekatarinburg  mündet,  mit  Irkutsk  am  Baikal- 
see. Auch  hier  sind  die  künstlichen  Sckiff- 
fahrtsstrassen  staatlich. 

10.  Oesterreich  - Ungarn.  Die  72  km 
Kanäle  Cislei t haniens  sind  mit  Aus- 
nahme des  10.7  km  langen  Donau-  und  des 
1.1  km  langen  Lendkanals  lediglich  die 
»Kanäle«  genannten  Aussenfahrwasser  an  der 
adriatischen  Küste.  An  künstlichen  Wasser- 
strassen tritt  aber  in  wenigen  Jahren  hinzu 
die  Moldau,  die  von  Prag  abwärts  auf  51, 

i und  die  Elbe,  die  von  Melnik  bis  Aussig 
auf  70,8  km  Länge  kanalisiert  wird.  Sämt- 
liche künstliche  Wasserstrassen  sind  staatlich. 

Transleit hauien  besitzt  den  Bega- 
kanal (56  km  Kanal,  59  km  kanalisierter 
Fluss),  der  von  Temesvar  zur  Theiss  führt, 
und  den  Franz  Josephskanal,  der  von  Battina 
an  der  Donau  bis  O’Becse  an  der  Theiss 
l führt  und  Zweige  von  Bozdan  zur  Donau 
! bei  Raja  und  von  Kis  Sztanar  zur  Donau  bei 
1 Ujvidek  hat.  Von  seiner  Länge,  238,2  km 
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zusammen,  sind  235  km  für  Dampfschiffe 
befaluliar:  gegraben  sind  davon  etwa  93  km. 
Die  eben  gegebenen  Zahlen  weichen  von 
denen  im  Art.  Binnenschiffahrt  a.  a.  < «. 
ab,  weil  die  älteren  rebersetznugen  der  Magy- 
arischen Statistik  den  Franz  Josephskanal 
nicht  führten.  Dieser  ist  nämlich,  während  die 
115  km  des  Begakanals  staatlich  sind,  in  Ver- 
waltung einer  Aktiengesellschaft,  und  zwar 
bis  1045,  wo  er  an  den  Staat  zurückfällt, 
der  ihn  1870  75  erweitert  und  vergrössert 
hatte.  Das  osraanische  Yilajet  Bosnien 
nebst  dem  Sandschak  Herzegowina  und 
die  Donatiinsel  Ada-Kaleh  sind  ohne  künst- 
liche Wasserstrassen. 

11.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Hier  begann  der  Bau  von  Kanälen  und  die 
Kanalisierung  von  Flüssen,  ins  Auge  gefasst 
schon  unter  Washington,  im  ersten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts  und  erreichte  — aus 
ähnlichen  Gründen  wie  in  Grossbritannien 
und  Irland  — eine  vorläufige  Endschaft 
zwischen  1850  und  1800.  Dennoch  sind 
1890  noch  54 13  km  künstlicher  Wasserstrassen 
im  Betriebe  gewesen,  und  zwar 

Tabelle  III. 


Im  Besitz 

Ka- 

nüle 

ka- 

nali- 

sierte 

FlUsse 

zu- 

sammen 

künstl. 

Sehifl'- 

fabrts- 

strassen 

K 

i lom  eter 

der  Einzelstaaten  . . . 

264 

264 

konzessionierter  (meist 

Eisenbahn-)  Gesellschaf- 

ten  und  Privaten  . . 

3^2.; 

210 

3833 

der  Union 

6s 

1251 

zusammen 

3688 

»725 

5413 

Küste  und  mündet  mit  2 je  1.5  km  langen 
Armen  in  die  Docks  von  Tandjung  Brink. 
Vom  Krokol  Bi  vor  führt  ausserdem  westlich 
von  Batavia  ein  Ableitungskanal  in  die 
Javaseo. 

V.  Verhältnis  der  künstlichen  zu  den 
natürlichen  Wasserstrassen  im  Deut- 
schen Reiche  und  in  anderen  Landern. 

So  interessant  für  die  Beurteilung  dessen, 
was  ein  Land  zur  Entwickelung  seiner 
Wasservorkehrswege  gethan  hat.  die  Kennt- 
nis des  oben  l>ezeichneten  Verhältnisses  ist, 
so  schwierig  ist  die  ziffernmässige  Fest- 
stellung desselben.  Denn  die  Statistiken 
der  einzelnen  Länder  sind  nicht  nach  gleichen 
Grundsätzen  bearbeitet,  und  selbst  da,  wo 
die  Entwickelung  des  Wassers trassennetzes 
ausreichend  genau  bekannt  ist,  ist  die  Zu- 
teilung der  einen  oder  der  anderen  Wasser- 
st rasse  zu  der  Kategorie  der  künstlichen 
<nler  der  natürlichen  nicht  ganz  einfach. 
Nach  Möglichkeit  sind  die  Zahlen  der  fol- 
gernden Taladle  IV  für  alle  Länder  unter 
Zugrundelegung  derselben  Einteilung  er- 
mittelt, die  aus  den  »Taliollarischen  Nach- 
richten« u.  s.  w.  des  Verfassers  erhellt. 

Auch  l>ei  Norwegen  stimmen  die  Zahlen 
der  Tabelle  1 V nicht  mit  den  im  Art. 
Binnenschiffahrt  a.  a.  O.  enthaltenen 
überein,  indem  jetzt  für  die  ersteren  — eine 
offizielle  Statistik  soll  noch  1900  erscheinen 
— der  Lommo  Atlas  over  Norge  (Kristiania 
1893)  benutzt  ist  Von  den  5171  km  nor- 
wegischer Fjorde  dient  natürlich  ein  grosser 
Teil  der  Seeschiffahrt  mit;  etwa  3t H m t km 
dieser  Fjorde  sind  als  ziemlich  befahrene 
Wasserstrassen  anzusehen. 

Tabelle  IV. 


12.  Britisch  Nordamerika.  Der  den 

Niagarafall  auf  der  canadischen  Seite  um- 
gehende Weiland kanal  wurde  1824  bis  1833 
(von  einer  Privatgesellschaft,  die  ihn  1841 
an  den  Staat  abtrat)  gebaut,  die  anderen 
Kanäle,  die  teils  Seitenkanäle  natürlicher 
asserläufe,  teils  Verbindungsstroeken  zwi- 
schen diesen  und  den  Seeon  unter  einander 
sowie  dieser  mit  dem  Meere  bilden,  in  den 
folgenden  Jahren;  die  Bauten,  und  nament- 
lich Erweiterungen,  sind  bis  in  die  neueste 
Zeit  fortgesetzt.  Die  Länge  der  Kanäle  be- 
trägt etwa  425  km,  doch  sind  davon  ]89(i 
nur  etwa  400  km  in  Betrieb  gewesen. 
Sämtliche  Kanäle  sind  staatlich. 

13.  Niederländisch  Ostindien.  Auf 
Java  ist  der  Tjiliwong  auf  2.0  km  Länge 
kanalisiert  und  durch  einen  3.2  km  langen 
Ableitungskanal  in  die  Javasee  geleitet.  Ein 
10.2  km  langer  Sohiffahrtskanal  führt  von 
Batavia  Altstadt  (Groote  Boom)  parallel  der 


Seliiffahrtsstrassen 

L a n d 

ili 
2 a 

natürl. 

Charak- 

ters 

zu- 

sammen 

K i 

1 0 m e t e r 

Deutsches  Reich  (s.  Text 
S.  lOff.)  ..... 

6271 

8 02S 

K I991) 

Schweden 

47i 

6 269 

6 7404) 

Norwegen  (s.  Text  S.  13) 

713 

6243 

6 956*) 

Europ.  Russland  ohne 

Finland(s.  Text  8. 13) 

1848 

47044  48892*) 

Oisleithanion  )s.  Text 

72 

2 749 

2 S2 1 *) 

Transleithanien  )8.  13  ff. 

353 

2 726 

3 079") 

Italien 

1475 

I 000 

2 475:) 

Frankreich 

6120 

7884 

14  004') 

Spanien 

321 

«79 

>ooH) 

Grossbritannien  n.  Irland 

4882 

, ,.e 

4 j-'O 

Q 240u) 

Niederlande  .... 

335« 

.385 

4 736°) 

Belgien 

«5  »9 

487 

2 oo6'°) 

\ ereinigte  Staaten  von 
Amerika 

54  «3 

24  5S7 

30  000") 

Britisch  Nordamerika  . 

400 

4 800 

5 200  **) 
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Tn  »len  Statistiken 


Meeres- 

als  für  Dampfschiffe 

teile 

befahrbar  ausdrück- 

lich bezeichnet 

K 

i 1 0 m e t e r 

J) 

Darunter  . 

. 1769 

• *) 

-1 

n • 

1212 

s> 

n 

• 5*7i 

*) 

*) 

n • 

V 

23469 

*) 

r>  • 

51 

1378 

*>) 

w • 

. 

3079 

') 

w 

5» 

V 

Hj 

— 

*) 

**) 

• 

V 

.*  *) 

10) 

T)  • 

108 

. *1 

n 

— 

• *) 

Am 


VI.  Abgabenverhültnisse. 

einfachsten  gestalten  sieh 


raben Verhältnisse,  wenn  ein 


die 
Privater 


Ab- 

mit 


1 geschaffen  werden,  dass  die  Gesamtsteuer- 
kraft iles  Landes  mehr  gehoben  wird,  als 
sie  durch  zinslose  Hergalie  des  Baukapitals 
j ciugebüsst  hat.  In  früherer  Zeit,  im  Deut- 
schen Reich  bis  etwa  1800,  ist  das  gewiss 
mehrfach  der  Fall  gewesen : der  Bromberger, 
i der  Finow-  *)  und  der  Fried  rieh- Wilhelms- 
! kanal  (wie  noch  in  neuerer  Zeit  der  Berlin- 
, Spandauer  Schiffahrtskanal)  haben  unbedingt 
das  in  ihnen  steckende  Baukapital  durch 
Hebung  der  Gesamtsteuerkraft  des  Landes 
mehr  ;ds  eingebracht,  und  ähnlich  dürfte 
die  Sache  bei  einem  grossen  Teil  der  fran- 
zösischen. belgischen,  niederländischen  oder 
russischen  Kanäle  liegen.  Auch  jetzt  lassen 
sich  noch  Fälle  denken,  für  die  jene  oben 
formulierte  Bedingung  zutrifft. 

Im  allgemeinen  wird  man  aber  jetzt, 
wo  andere  Komraunikationsmittel,  nament- 


Erlaubnis  des  Staates  und  der  Einspruchs-  j lieh  Eisenbahnen,  im  besonderen  auch  Klein- 


berechtigten einen  Kanal 
den  Kanal  nicht  durch 
völlig  aus,  so  wird  ihm 


baut.  Nutzt  erl 
eigenen  Betrieb 
wohl  ziemlich  in 


bahnen,  reichlich  vorhanden  sind,  eine  In- 
anspruchnahme der  Gesamtsteuerkraft  des 
St, 'lates  für  einen  Kanalbau  durch  Verzicht 


allen  Ländern  die  Abgabenerhebung  gestattet  | auf  Abgaben  nicht  mehr  gerechtfertigt  finden, 
Er  wird  die  Höhe  der  Abgaben  einerseits  sondern,  abgesehen  von  Gegenden,  die  nicht 
danach  zu  bemessen  haben,  dass  sein  eigener  anders  erschlossen  werden  können  (.Moore), 
Betrieb  nicht  durch  fremde  Betriebe  gestört  nur  dann  Kaualbauten  ausführen,  wenn  Aus- 
wird, andererseits  danach,  dass  der  Verkehr  sicht  auf  eine  angemessene  Verzinsung  und 


den  Kanal  anderen  Verkehrswegen  vorzieht 
und  ihm  demnach  die  Abgaben,  im  Verein 


Tilgung  des  Baukapitals  durch  Abgaben  vor- 
handen ist  Vorweg  schon  wird  man  auch 


mit  den  von  ihm  in  seinem  eigenen  Betriebe  \ die  jährlichen  Unterhaltnngs-,  Wiederher- 
erzielten Frachtersparnissen  und  mit  etwai-  i stellungs-  und  Schleusenbetriebskosten  durch 


gen  Nebeneinnahmen  aus  Pachten  und 
Nutzungen,  eine  angemessene  Verzinsung 
und  Tilgung  des  Baukapitals  einbringen. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse,  wenn 
eine  Genossenschaft  oder  Interessengemein- 
schaft irgend  einer  Art  den  Kanalbau  unter- 
nommen hat. 

Für  den  Anfang  werden  in  beiden  Fällen 
die  Abgaben  niedrig  angesetzt  werden  müs- 
sen, um  dem  Kanal  erst  einen  Verkehr  zu- 
zuführen,  und  dies  gilt  ganz  besonders  für 
Moorkanäle,  wo  erst  nach  Jahren  für  die 
Kolonisten  ein  gewisser  Ueberschuss  in  ihren 
Torf-  und  Landwirtschaftsbetrieben  eintreten 
kann  und  wo  die  Unternehmung  schon  durch 
den  steigenden  Wert  der  von  ihr  billig  er- 
worbenen Grundstücke  in  irgend  einer  Art 
(durch  Verkäufe  oder  durch  höhere  »Kanone- 
sätze) Einnahmen  erzielt. 

Baut  eine  grosse  Interessengemeinschaft 
wie  der  Staat  Schiffahrtskanäle,  so  würde  grösstenteils  — 
grundsätzlich  wohl  nur  dann  Abgaben  frei  heit 
gerechtfertigt  sein,  wenn  durch  die  Trans- 
porte, die  der  Kanal  verbilligt  oder  erst  er- 
möglicht, in  absehbarer  Zeit  so  hohe  Worte  ; in 


Abgaben  gedeckt  wissen  wollen. 

Diese  Forderungen  werden  besonders  da 
berechtigt  sein,  wo  — wie  in  der  Mehrzahl 
der  Staaten  des  Deutschen  Reichs  — der 
Staat  den  bei  weitem  grössten  Teil  der 
Eisenbahnen  besitzt  und  verwaltet;  denn 
diesen  wird  durch  abgabenfreie  Kanäle  eine 
die  Bahneinnahmen  schmälernde  Kon- 
kurrenz gemacht,  und  das  so  an  Verkehrs- 
stenern eintretende  Minus  muss  durch 
stärkere  Anspannung  der  Gesamtsteuerkraft 
des  Landes  eingebracht  werden,  während 
Kanäle  (wie  übrigens  Eisenbahnen  auch) 
immerhin  nur  einem  Teil  der  Steuerzahler 
zu  gute  kommen. 

Dafür  bringen  Kanäle  an  minderwertigen 
und  wegen  der  teueren  Eisenbahnfrachteu 
ungenutzt  bleibenden  Gegenständen  grosso 
Mengen  überhaupt  erst  in  den  Verkehr  und 
schaffen,  da  die  betreffenden  Gegenstände 
durch  Umformung  irgend 
einer  Art  veredelt  — den  Eisenbahnen  zu- 
gehen, neuen  Verkehr. 

Beiden  Gesichtspunkten  folgend,  hat  man 
Pivusscn,  seit  1878  etwa,  mit  Billigung 


*)  Eh  ist  im  allgemeinen  anzuuehmen,  dass  *)  Der  Finowkanal  verzinste  übrigens  durch 
auch  da,  wo  die  Statistiken  die  für  Dampf-  Abgaben  nach  einer  Aeusserung  des  preussi- 
schiffe  befahrbaren  Wasserstrassen  nicht  he-  sehen  Finanzministers  v.  Miquel  ein  Kapital 
sonders  führen,  die  bei  weitem  grösste  Zahl  der  von  10  Millionen  Mark,  während  er  deren  viel- 
Wasserstrassen  für  Dampfschiffe  befahrbar  ist.  ! leicht  2 erfordert  habe. 
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Tabelle  V. 


Land 

Es  werden  erhoben 
Pfennige  auf 
das  Tonnen- 
kilometer auf 

Heben  l>rivaten 
künstlichen 
Schiffahrtsstrassen 

Land 

Es  werden  erhoben 
Pfennige  auf 
das  Tonnen- 
kilometer auf 

Kn  Pri™ten 

künstlichen 

Schiffahrtsstrassen 

Deutsches  Reich  .... 

Schweden 

Norwegen 

Russland  (Europäisches, 
ohne  Finland)  .... 

Cisleithanien 

Transleithanien  . . . . 
Italien 

etwa  0,26 

r 

■t  _*i 

400  100 

v.  Ladunpt- 
wert 
0,00 
0.70 
0,00 

bis  etwa 
10.00 

°ö« — 5>23 
etwa  o.5° 

9 

Frankreich 

Spanien 

Grossbritannien  und  Irland 

Holland 

Belgien 

Vereinigte  Staaten  von 

Amerika 

Britisch  Nordamerika  . . 

0.00  1 0,12—8.00 

10,56 — 1,10 
. 2,50 — 1 0.00 

0.00  0,24 — 1 ,00 

0,13—0,40!  0,80—3.40 

0.00  0,70 — 10,00 

0,20-2,00 

des  Landtags  daran  festgehalten,  dass  ältere?  ’ 
Kanäle  Ueberschüsse  über  ihre  Verwaltungs- 
und Unterhaltungskosten 1).  neue  aber,  meist 
unter  Mitherauziehung  der  betreffenden  Pro- 
vinzen und  Interessentenverbände , nicht 
allein  jene  Kosten,  sondern  auch  etwa  3t.s°o 
des  Baukapitals  zu  dessen  Verzinsung  und 
Tilgung  aufbringen  sollen. 

In  Frankreich,  wo  der  Staat  die  Eisen- 
bahnen erst  in  etwa  50  Jahren  besitzen  wird, 
sind  die  Abgaben  auf  Staatswasserstrassen 
ganz  aufgehoben,  es  ist  aber  neuerdings  man- 
cherseitsauf  die  Notwendigkeit  ihrer  Wieder- 
einführung, im  Interesse  sogar  des  weiteren 
Ausbaues  der  Wasserst  lassen,  hingewiesen 
worden.  — Auch  in  den  Niederlanden  sind  | 
die  staatlichen  Wasserstrassen  abgabenfrei. 1 
Im  übrigen  giebt  über  die  auf  künstlichen 
Wasserstrassen  erhobenen  Abgaben,  in  — 
zum  Teil  freilich  nur  schätzungsweise  — 
auf  das  Tonnenkilometer  reduzierten  Zahlen, 
die  Tabelle  V Auskunft. 

| 

VII.  Verkehr  auf  einigen  besonders  wich- 
tigen Kanülen  und  kanalisierten  Flüssen. 

Was  zunächst  das  Deutsehe  Reich  an- 

*)  Vgl.  über  die  historische  Entwickelung, 
und  die  verfassungsrechtliche  Seite  der  Sache: 
Conrads  Jahrbücher,  dritte  Folge  HeftX:  „Die 
Schiffahrtsstrassen  im  Deutschen  Reich  u.  s.  w.“ 
von  Victor  Kurs,  sowie  S.  170  f.  in  Heft  IX, 
Jahrgang  181)8  der  Zeitschrift  für  Binnenschiff- 
fahrt (Berlin.  Sienienroth  und  Troschel);  an 
letztbezeichneter  Stelle  sind  die  wirklichen  Auf- 
wendungen des  preussischen  Staates  für  Binnen- 
schiffahrtszwecke  nach  Möglichkeit  genau  be- 
rechnet. — Die  luiirkiscnen  Wasserstrassen 
brachten  nach  Eger,  „Die  Binnenschiffahrt  in  . 
Europa  und  Nordamerika“.  Berlin  1899,  im 
Jahre  1897  2 013000  Mark,  kosteten  an  Unter- 
haltung n.  s.  w.  995 366  Mark,  verzinsten  also 
daneben  eine  — gewiss  nicht  für  sie  aufge-  j 
wendete  — Summe  von  etwa  2 f>  Millionen ! 
Mark  zu  rund  4 °,0. 


betrifft,  so  liefert  die  Statistik  die  Zahlen 
für  die  wichtigsten  Durchgangspunkte  und 
damit  annähernd  die  der  kilometrischen 
Verkehrsdichte  auf  den  betreffenden 
Strecken.  (Auf  den  deutschen  v o 1 1 s p u r i - 
gen  Eisenbahnen  betrug  1896  1)7  diese 
Verkehrsdichte  581600  Tonnen,  1895  auf 
den  französischen  Eisenbahnen  356000  Ton- 
nen, auf  den  deutschen  bezw.  französischen 
künstlichen  oder  natürlichen  Wasserst rassen 
750000  bezw.  306700  Tonnen,  auf  den  fran- 
zösischen Kanälen  allein  452000  Tonnen, 
welche  Zahlen  zum  Vergleich  dienen  können.) 

Die  Tabelle  VT  ergiebt  Näheres.  Zu 
bemerken  bleibt  dabei  erstens,  dass  zu- 
verlässige Berechnungen  derVerkehrsd  i c ht  e 
ausser  denen  für  die  clsass-lothringischen. 
belgischen  und  französischen  Kanälen  nur 
für  die  angegebenen  deutschen  Kanäle  vor- 
liegen, während  die  anderen  Zahlen  immer- 
hin einigermassen  zweifelhaft,  sind,  und 
zweitens,  dass  im  Deutschen  Reich  im 
Gegensatz  zu  Frankreich  die  Verkehrsdichte 
auf  den  Hauptstrümen  weit  grösser  ist  als 
auf  den  kanalisierten  Flüssen  oder  Kanälen. 
1898  betrug  sie  z.  B.  auf  der  Oder  in  der 
Gegend  von  Breslau  rund  2,  auf  der  Elbe 
oberhalb  Hamburg  5,5,  auf  dem  Rhein  in 
der  untersten  deutschen  Strecke  rund  12 
Millionen  Tonnen. 

VIII.  Frachtsätze  auf  Kanülen. 

Auf  künstlichen  Wasserstrassen  gestattet 
zwar  die  stets  gleichmässige  Wassertiefe 
die  zweckmässige  Ausnutzung  des  Tiefgangs 
der  Fahrzeuge.  Dennoch  fährt  mau  auf 
offenen  Flüssen  zumeist  billiger. 

Erstens  nämlich  erlauben  wenigstens 
grosse  breite  Ströme  die  Bildung  längerer 
Sehleppzüge,  wodurch  die  Kraft  der  Motoren 
vorteilhafter  ausgenutzt  wird.  Zweitens  be- 
wegen sich  — Thal-  und  Bergfahrt  im 
Durchschnitt  gerechnet  — die  Schleppzüge 
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beispielsweise  auf  dem  Rhein  mit  etwa  11.5, 
auf  der  Elbe  mit  etwa  9 km  in  der  Stunde, 
auf  Kanälen  (in  freier  Strecke)  sind  meist 
nur  5 km  zulässig:  jede  Durchschleusuug 
kostet  überdies  mindestens  1 •.*  Stunde  Zeit : 
die  Kanalreisen  sind  also  meist  langsamer 
als  die  auf  freiem  Flusse.  Drittens  sind  auf 
künstlichen  Wasserstrassen  meist  Abgaben 
zu  zahlen.  Die  beiden  letzteren  Gründe 
treffen  auch  für  das  einzeln  fahrende  Schiff  zu. 

Reine  Kanalfrachten  kommen  im  Deut- 
schen Reich,  abgesehen  von  einigen  elsass- 
lothringischen  und  nordwestdeutschen  kleinen 
Wasserstrassen  sowie  dem  erst  1899  er- 
öffneten  Kanal  Dortmund-Emshäfen,  selten  i 
vor,  weil  die  Schiffsreisen  sich  meist  über 
Fluss-  oder  auch  Binnenseestrecken  mit  voll- 
ziehen. — Auf  dem  23  km  langen  Ems- 
Jadekanal  werden  für  Stückgüter  etwa  1,5  Pf. 
pro  Tonnenkilometer  gezahlt,  auf  der  Elbing- 
oberländischen Wasserstrasse  nach  Danzig 
(84  km  Kanal,  68  km  Fluss)  1,9— 2,6  Pf.  j 
für  Holz  in  Kahnladungen,  auf  der  Route 
Stettin- Berlin  (96  km  Kanal,  99  km  Fluss)  I 
1.0— 1.6  Pf.  für  Holz,  aber  2, 1-3,3  Pf.  für) 
Stückgüter,  auf  der  Route  Magdeburg- 
Stettin  2.1— 2,6  Pf.  für  Stückgüter.  Von 
Bromberg  nach  Hamburg  (307  km  Kanal  und 
kanalisierter  Fluss,  512  km  freier  Fluss) 
1,4 — 1,9  Pf.  (Dagegen  werden  Massengüter 
auf  freien  grossen  Strömen  wie  Elbe  oder 
Rhein  für  0,8  Pf.  bis  unter  0,6  Pf.  pro 
Tonnen kilometer  gefahren.) 

Feber  eine  Anzahl  ausländischer  Fracht- 
sätze (allerdings  auch  nicht,  nur  reiner 
Kanalf rächten)  bringt  Eger,  "Die  Binnen- 
schiffahrt in  Europa  und  Nordamerika«  . 
(Berliu  1899)  Angaben.  Wichtiger  und  lehr- 
reicher für  deutsche  Verhältnisse  sind  die 
scharfsinnigen  und  eingehenden  Unter- 
suchungen, die  Sympher  in  seinem  Werke 
»Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Rhein- 
Elbekanals««  (Berlin  1899)  über  die  theore- 
tisch richtige  Bemessung  der  Kanalfracht- 
sätze für  ganz  bestimmte  konkrete  Verhält- , 
nisse  angestellt  hat.  Auf  sie  kann  hier 
uur  verwiesen  werden. 

IX.  Zusammenfassung  des  bisher  Ent- 
wickelten. 

1 . Seekanäle,  die  wesentliche  Routener- : 
sparnisse  für  die  Seeschiffahrt  ergeben,  sind  ; 
zweckmässig,  wenn  ihr  Bau  nicht  unver- 
hältnismässig teuer  ist.  ln  Konkurrenz  mit 
Binnenschiffahrtsstrassen  und  selbst  mit 
Eisenbahnen,  also  als  Stichkanäle,  sind  sie 
nicht  immer  wirtschaftlich  vorteilliaft. 

2.  Die  Herstellung  von  Binnenlandska- 
nälen ist  nach  dem  heutigen  Stande  der 
Technik , die  namentlich  grossere  Gefälle 
leichter  überwindet  als  früher,  nur  aus- 
nahmsweise so  teuer,  dass  sie  wirtschaftlich 
ungerechtfertigt  wäre. 


Tabelle  VI. 


Deutsches  Reich. 
Kaiser  Wilhelmska»al(8ee- 

Kanal) 

Kanalisierte  Spree  zwischen 
Küpenick  und  Berlin 

Finow-Kanal 

Rathenower  Schleuse  (Un- 
terhavel) ...... 

Oder-Spreekanal  bei  Fürs- 

tenberg  

Plauer  Kanal  . . . . . 
Kanalisierter  Main  unter- 
halb Frankfurt  . . . 
Weichsel-Durchstich,  ober- 
halb Danzig  . . . . 
Kanalisierte  Saar  bei  Gü- 
dingen   

Woltersdorfer  Kanal  . . 
Liebenwalder  Schleuse 

(Oberhavel) 

Rhein-Marnekanal  bei  La- 

ganle 

Bromberger  Kanal  . . . 
Euis-Jadekanal  \ Moor- 


S e h w e d e n. 

Trolhättnkanal.  im  Jahres- 
durchschnitt etwa  . . 

Norwegen,  Russland, 
Cisleithanieo*), 

T r a n s 1 e i t h a u i e n. 
Franz-Josephskanal  . . .| 

Italien. 

KUsteukanal  Venedig- 
Broudolo 1888 

Frankreich. 

Saint  Quentinkanal  . . . 

Neuffosse 

St.  Deniskanal  .... 

8 p a n i e n. 

Kanal  von  Kastilien,  durch- 
schnittlich   

Grossbritaunien 
und  Irland. 

Kanal  Leeds-Liverpool . . 

Holland. 

Kanallinie  Amsterdam- 


Kanaal  de  Pekela  (Moor- 
kaual) 

Belgien. 

Kaual  von  Brüssel  zum 
Rüpel  fl  uss 

Vereinigte  Staaten 
von  Amerika. 


St.  Clair-Flatskanal  . . 

Britisch 
N o r d a m e ri  k a. 
Canal  Sault  Ste.  Marie 


Jahr 

Tonnen  zu 
1000  kg 

1899 

5 176910 

1898 

1i  | 

3 120854 
2 213603 

ri 

1 825  517 

n 

» 

1 468  024 
l 349  667 

ri 

l 2554U 

" 

920  506 

n 

ri 

844  289 
707  294 

» 

655  563 

ri 

» 

1&7 

646  669 
580237 
1 1 1 069 
94  000 

350000 

1896 

308  000 

1888 

649  336  ? 

1895 

» 

ri 

3 994  244 
t 580  556 
I 386  380 

1875  !K) 

40  000 

1888 

etwa 
2 000  000 

1896 

1 660  45 1 *> 

ri 

i 

181  37os) 

1897 

I 345  000 

1889 

* 

3 673  554*) 
19  717  866*) 

| 

1896 

14616  000  ? 

')  Die  Registertonne  ist,  wie  üblich,  zu 
1500  kg  gerechnet.  *)  Angaben  fehlen.  *)  Ku- 
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3.  Die  Abmessungen  der  Kanäle  und 
ihrer  Bauwerke  müssen  den  in  den  betref- 
fenden Stromgebieten  üblichen  Schiffen  mög- 
lichst entsprechen. 

4.  Die  Schiffe  für  die  Fahrt  auf  Kanälen 
bedürfen  einer  rationellen  Form  in  beinahe 
ebenso  hohem  Grade  wie  die  für  die  Fahrt 
auf  Strömen  und  grösseren  Binnenseeon. 

5.  Für  die  Fortbewegung  der  Schiffe 
auf  Kanälen  kann  Segeln,  Zug  durch  Men- 
schen, Pferde,  Maultiere,  durch  Dampf-, 
elektrische  oder  sonstige  Motoren,  je  nach 
Umständen  vorteilhaft  sein.  Die  erzielten 
reinen  Fahrgeschwindigkeiten  werden  aller- 
höchstens  15,  in  der  Hegel  nur  etwa  5 km 
pro  Stunde  betragen  dürfen  und  wer- 
den durch  die  Zahl  der  notwendigen  Durch- 
sclücusungen  und  die  Aufenthalte  vor  (und 
eventuell  hinter)  den  Schleusen  sehr  ver- 
mindert. 

6.  Frost  verhindert  in  Deutschland  die 
Benutzung  der  Kanäle  nur  ganz  vereinzelt 
4,  meist  nur  2 Monate. 

7.  Die  Entwickelung  des  Kanalbaues  in 
Deutschland  steht  hinter  der  der  meisten 
anderen  Länder  nicht  zurück. 

8.  Die  frequentesten  der  deutschen  künst-  j 
liehen  Wasserst  lassen  bewältigen  einen 
stärkeren  Verkehr  als  der  Durchschnitt  der ! 
deutschen  Eisenbahnen. 

9.  Die  Frachten,  auch  auf  den  mit  Ab-  1 
gaben  belasteten  künstlichen  Wasserst  rassen, 
bleiben  hinter  deneu  der  Bahnen  immer  ! 
noch  weit  zurück  und  ermöglichen  Artikeln,  j 
die  sonst  vom  Verkehr  und  von  der  Verar- 
beitung und  Veredelung  ausgeschlossen 
wären,  den  Eintritt  in  Handel  und  Gewerbe. 
Der  wirtschaftliche  Nutzen  der  Kanäle  wird 
noch  waclisen,  wenn  es  gelingt,  die  l«?i 
ihrem  Betriebe  disponiblen  Wasserkräfte  in 
Arbeit  irgend  einer  Art  umzusetzen.  Häufig 
lassen  sich  mit  Kanalbauten  landwirtschaft- 
liche Meliorationen  der  durchzogenen  Gegen- 
den verbinden,  so  dass  sie  auch  in  dieser 
Beziehung  eine  segensreiche  Rolle  im  wirt- 
schaftlichen Leben  spielen. 

X.  Projektierte  Kanalvorbindungen. 

1.  Im  Deutschen  Reiche.  Die  weitaus 
wichtigste  und  vor  mehr  als  4t)  Jahren 
schon  ins  Auge  gefasste  Verbindung  ist  der 
Rhein- Weser-Elbekaual.  Er  soll 
für  Schiffe  von  60<)  bis  800  Tonnen  passier- 
bar sein,  in  466,7  km  Länge  vom  Rhein  bei 
Laar  zur  Elbe  bei  Heinriohsberg,  gegenüber 
der  Mündung  des  Plauer  Kanals  bei  Nie- 
gripp,  führen,  wobei  ein  102,1  km  langes  j 
Stück  des  Kanals Dortmund-Emshäfeu  benutzt 
wird.  Zweigkanäle  vermitteln  den  Verkehr  mit 

bikmeter.  *)  Die  Zahlen  bedeuten  nicht  die 
kiloinetrische  Verkehrsdichte,  sondern  den  Ge- , 
samt  verkehr. 


Osnabrück,  derWeser(bei  Minden).  Linden  und 
i Hannover,  Wülfel  und  Hildesheim.  Lehrte, 
Peine,  Braunschweig  (eventuell)  und  Magde- 
burg. Dadurch  würden  die  hochentwickelten 
und  volkreichen  Industriegebiete  zwischen 
Rhein  und  Elbe  mit  dem  mehr  auf  Landwirt- 
schaft angewiesenen  Osten  in  eine  Verbindung 
' gebracht,  die  — zum  Vorteil  beider  Gebiete 
— die  Frachten  auf  zwei,  ja  bis  auf  we- 
! niger  als  ein  Drittel  der  bisherigen 
i Eisenbahnfrachten  herabsetzen  und  so  die 
wirtschaftliche  Entfernung«  des  Ostens  vom 
Westen,  die  jetzt  grösser  ist  als  die  von 
Amerika  oder  von  Südrussland,  entsprechend 
vermindern. 

Das  Projekt,  ist  um  so  wichtiger,  als  von 
Niogripp  bis  Berlin  eine  Wasserstrasse  für 
400  bis  50(1  Tonnen-Schiffe  vorhanden  ist 
und  als  sie  einmal  durch  Herstellung  eines 
Berlin-Stettiner  Grossschiffahrtsweges  für 
600  bis  700  Tonnen-Schiffe,  das  andere  Mal 
durch  Ausbau  der  Wasserstrasse  Küstrin- 
Zantoch-Nakel-Bromberg  für  400  Tonnen- 
Schiffe  nach  dem  Osten  zu  bis  Oder  und 
Weichsel  fortgesetzt  werden  soll,  während 
gleichzeitig  auch  die  Warthe  zwischen  Zan- 
toeh  und  Posen  so  verbessert  werden  soll,  dass 
400  Tonnen-Schiffe,  wenn  auch  nur  während 
etwa  einem  Drittel  des  Schiffahrtsjahres  mit 
voller  Ladung,  verkehren  können.  Im  äus- 
sersten  Osten  sollen  die  Masurischen  Seeen 
mit  Königsberg  durch  eine  Wasserstrasse 
für  150  Tonnen-Schiffe  verbunden  werden. 

Das  Schicksal  dieser  neuen  Kanalvorlage 
ist  zur  Zeit  (Ende  Juni  1900)  noch  unent- 
schieden. 

Ein  selbständiges  grösseres  Projekt  ist 
die  Kanalverbindung  von  Riesa  nach  I>eip- 
|zig,  vielleicht  mit  einer  Fortsetzung  zur 
! Saale  bei  Kreypau  oder  auch  Halle,  ein 
anderes  die  Vergrösserung  (mit  zum  Teil 
: veränderter  Linienführung)  des  Donau-Main- 
kanals.  Letzteres  hat  zur  Voraussetzung, 

I dass  die  Donau  und  dev  Main  selbst  grössere 
: Schiffbarkeit  als  jetzt  erhalten.  Auch  plant 
man  eine  Verbindung  von  Güstrow  durch 
den  Müritzsee  zur  Havel  und  vom  Schwe- 
riner See  nach  Wismar. 

Andere  Projekte,  wie  namentlich  Ver- 
bindungen von  der  Oder  nach  dein  Posenscheu 
und  von  der  Elbe  zur  Spree  und  zur  Oder, 
sind  noch  nicht  durehgearl>eitet  und  sollen 
hier  ebensowenig  besprachen  weitleu  wie 
die  verschiedenen  Verbesserungen  der  Moor- 
kanalnetze. 

2.  Zwischen  dem  Deutsehen  Reiche 
und  dem  Auslände.  Hier  ist  vor  allen  Din- 
gen der  Donau-Oderkanal  zu  nennen.  Er  soll 
von  Floridsdorf  bei  Wien  über  Schönkirchen, 
Güding,  Weisskirchen,  Pro  rau.  Mähr.  Ostrau 
bis  Oderberg  führen  (von  wo  die  Uder  bis 
Kosel  zu  kanalisieren  wäre)  und  auf  dieser 
Strecke  333  km  lang  werden.  123.5  plus 
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23.0  m Steigung  überwinden  und  etwa 
13U  Millionen  Mark  kosten.  Zweigkanäle 
sollen  nach  Aujezd,  Hruschau.  Keiehwaldau, 
Krakau  und  eventuell  nach  Melnik  (Elbe) 
führen. 

Zweitens  wäre  zu  nennen  der  Donau- 
Moldau-Elbekanal , der  von  Korneuburg 
oberhall*  Wien  nach  Budweis  in  222  km 
Lange  führen,  394  m Steigung  überwinden 
und  etwa  136  Millionen  Mark  kosten  soll. 
An  ihn  würde  sich  die  bereits  begonnene 
Scliiffharmachnng  und  Kanalisierung  der 
Moldau  und  Elin;  von  Budweis  bis  Aussig 
anschliessen.  — Auch  kleinere  Verbindungen 
nach  Holland  zu  sind  geplant. 

3.  Im  Auslunde.  Die  betreffenden  Ver- 
bindungen sind  meist  schon  sub  2 be- 
sprochen, so  dass  hier  nur  folgendes  zu  er- 
wähnen ist.  Marseille  soll  mit  der  Rhone 
durch  einen  etwa  54  km  langen  Kanal  ver- 
bunden werden.  In  Ausführung  begriffen 
ist  bereits  das  39  km  Lange  fehlende  Stück 
Heuilley-Cotton  bis  Pontailler  des  französi- 
schen »Mittellandkanals«  von  der  Marne  zur 
Saöne.  In  Ungarn  plant  man  eine  neue 
Verbindung  von  der  Donau  bei  Budaj*est 
zur  Theiss.  wofür  vier  Linien  vorgeschlagen 
sind,  und  eine  — zum  Teil  durch  die  Eisen- 
Kahn  zu  bildende  — Verbindung  der  Donau 
mit  dom  Adriatischen  Meer  bei  Fiume. 

Litterfttur:  .1  usser  den  in  und  unter  drin  Text 
erwtiknten  Schriften:  Ihr  Suezkanal  und  »eine 
Erweiterung , von  l’enchck  - Volkmann, 
Centralblatl  der  Bauverwaltung  nun  27.  V.  IS, SS 
(enthalt  auch  einigen  über  den  Kalrdonischcn  und 
(iroot  Xoordhollandschen  Kanal).  Diplomatie 
and  Conenlar  Reports- Egypte.  — Trade  of  Port 
Said  and  Suez  (sogenannte  Paria  men  t ehe  rieh  le , 
jährlich  erscheinend ; Wcstmiuster).  — Tabel- 
larische Nachrichten  über  die  jlössbaren  und  die 
schiffbaren  Wasserstrassen  des  Deutschen  Reichs, 
von  Victor  K um.  Berlin  lS'Jj.  — » Zeitschrift 
ßir  Binnenschiffahrt^  , Jahrgg.  ISO.', — 1900, 
Berlin;  ebenso  » Das  Schiff«.  — II.  1‘olit- 
kotrnky , Panama-  oder  Xiraruguakanal,  Leipzig 
1898.  — dulde , Programme  et  Plans  du  Yll 
congris  international  de  Navigation,  Bruxelles 
1898.  — Handbuch  der  Ingcnicuririsseuschufien, 
Leipzig  189b  ff'.  — Berichte  der  internationalen 
Sihijffahrtskonyrcssc.  — Das  Schiffshebe  werk  bei 
Ilenrichenburg,  von  der  (lau,  Berlin  1890.  — 

Victor  Karn. 
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Kapital. 

1.  Der  Begriff  ries  K.  2.  Dogmengeschichte 
des  Kapitalbegriffes.  3.  Bestandteile  und  Arten 
des  K.  4.  Die  Funktion  des  K.  in  der  Pro- 


I duktion.  5.  Die  Entstehung  und  Vermehrung 
1 des  K.  6.  Der  Kapitalismus. 

1.  Der  Begriff  des  K.  Das  Wort 
Kapital  stammt  aus  dom  mittelalterlichen 
Latein.  Capitale  — capitalis  pars  dobiti 
l>edeutete  zunächst  den  Hauptstamm  einer 
geliehenen  Geldsumme  im  Gegensatz  zu  den 
Zinsen,  dann  zinstragende  Geldsumme  ilber- 
i haupt.  Die  volkstümliche  Sprache  ist  dieser 
ursprünglichen  Deutung  bis  heute  nahe  ge- 
blieben, indem  sie  den  Namen  Kapital  vor- 
zugsweise auf  werbend  angelegte  Geld- 
summen anzuwenden  liebt.  Die  Wissen- 
schaft hat  sich  jedoch  veranlasst  gesehen, 
den  Namen  Kapital  einem  erweiterten  Be- 
griff**, oder  richtiger  gesagt , einem  Paar 
von  erweiterten  Begriffen  zuzuwenden, 
denen  für  die  volkswirtschaftlichen  Probleme 
eine  hervorragende  Bedeutung  zukommt. 

Man  versteht  hiernach  unter  Kapital  1. 
einen  Vorrat  von  Produkten,  welche  ihrem 
Eigner  als  Mittel  privat wirtschaftlichen  Er- 
werbes oder  »zur  Bildung  von  Einkommen« 

! dienen  (Vorrat  produzierter  Erwerbs- 
mittel. Erwerbskapital,  Privat  kapi- 
tal, ae*[iiisitive  Capital,  capital  simplement 
lucratif);  2.  einen  Vorrat  von  Produkten, 
welche  als  Mittel  einer  ferneren  Produktion 
dienen  (Vorrat  von  »produzierten  Pro- 

* d u k t i o n s mittein*  oder  »Zwischenproduk- 
ten-, Produktivkapital,  Sozial-  oder 
volkswirtschaftliches  Kapital). 

Beiden  Begriffen  ist  gemeinsam,  dass  sie 
nicht  nur  Geldsummen,  sondern  Vorräte  von 
Gütern  von  was  immer  für  einer  Art  um- 
fassen, falls  dieselben  sich  nur  als  »Produkte« 
charakterisieren : vermöge  dieses  letzteren 
Erfordernisses  bleiben  ausgeschlossen  einer- 
seits die  zwar  als  »Güter«,  aber  nicht  als 

• »Produkte«  geltenden  persönlichen  Arbeits- 
leistungen, andererseits  der  natürliche  Grund 
und  Boden.  Gemeiusam  ist  ferner  die 
Widmung  zu  irgend  einer  Art  der  Güterge- 
winnung im  Gegensätze  zu  Zwecken  des 

i unmittelbaren  Lebensgenusses : hierdurch 

j scheidet  sich  der  Begriff  des  Kapitals  von 
| dem  des  »Genussvermögens«  (stock  for 
immediate  consumption).  Dagegen  unter- 
scheiden sich  die  beiden  Kapitalbegriffe 
untereinander  durch  die  Art  der  Güterge- 
winnung. auf  die  sic  Bezug  nehmen.  Der 
weitere  der  beiden  Begriffe,  der  des  Er- 
werbs- oder  Privatkapitals,  setzt  nämlich 
nur  die  Widmung  zu  irgend  einer  Art  des 
Gütererwerbes  voraus,  der  nicht  gerade 
durch  Produktion,  sondern  z.  B.  auch  durch 
Tausch,  Verleihen  oder  Vermieten  statt- 
halfen kann,  während  der  engere  Begriff, 
der  des  Produktiv-  oder  Sozialkapitals,  die 
speciellere  Widmung  zur  Gütorerzcugung 
: oiler  Produktion  zur  Voraussetzung  hat. 

Der  Begriff  des  Erwerbskapitals  findet 
seinen  wissenschaftlichen  Schwerpunkt  in 

2* 
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der  Theorie  der  Verteilung  der  Güter:  inan 
bezieht  sieh  auf  ihn.  wenn  man  vom  Kapi- 
tal zinse«  oder  der  «Kapitalrente«  als  einem 
der  Hauptzweige  des  Einkommens  — nebeu 
Grundrente,  Arbeitslohn  und  Unterneluner- 
gewinn  — spricht.  Dagegen  liegt  der 
Schwerpunkt  des  Begriffes  des  Produktiv- 
kapitals auf  dem  Gebiete  der  volkswirt- 
schaftlichen Produktion : mit  ihm  hat  man 
zu  thun,  wenn  man  vom  »Kapital«  als  dem 
dritten  »Faktor«  der  Produktion  neben  Natur 
und  Arbeit  spricht. 

Wie  schon  angedeutet,  fallen  beide  Be- 
griffe, wenn  sie  auch  eine  gewisse  Ver- 
wandtschaft zeigen,  keineswegs  vollkommen 


i lung  gewesen.  In  derselben  lassen  sich  drei 
Perioden  unterscheiden. 

In  der  ersten  Periode  erfolgte  die  Er- 
weiterung des  Kapitalbegriffes  von  Gehl- 
summen, die  man  ursprünglich  allein  mit 
jenem  Namen  bezeichnet  hatte,  auf  Güter- 
vorräte überhaupt.  Diese  Erweiterung  war 
durch  die  berühmte  Kontroverse  vorbereitet 
worden,  deren  Gegenstand  die  kanonistische 
i Leine  von  der  Unfruchtbarkeit  des  Geldes 
I und  von  der  Ungerechtigkeit  des  Zinsnehmens 
! gewesen  war.  Indem  man  im  Verlaufe 
dieser  Kontroverse  stufenweise  zur  Erkennt- 
| nis  kam,  dass  die  zinstragende  Kraft  des 
Geldes  eigentlich  zurückzu  führen  sei  auf 


zusammen.  Ihre  Benennung  mit  dem  gleichen  die  Gewinne,  die  man  mit  den  für  das  Geld 


Namen  des  Kapitals  ist  die  Quelle  vieler 
Verwirrungen  geworden.  Indem  man  auf 
die  Bedeutung  des  Unterschiedes,  den  wir 
in  der  Zweiteilung  in  Erwerbskapital  und 
Produktivkapital  zum  Ausdruck  brachten, 
nicht  genug  aufmerksam  war,  nahm  man 
häufig  die  Kentenouelle  Kapital  für  einfach 
identisch  mit  dem  Produktionsfaktor  Kapital, 
was  in  weiterer  Folge  dazu  verleitete 
nähere  und  unmittelbarere 
zwischen  der  rentetragenden  Kraft  des 
Kapitals  und  seiner  Mitwirkung  an  der 
Produktion  anzunehmen,  als  sie  thatsächiieh 
besteht.  Das  Nähere  hierüber  siehe  im  Art. 
Zins. 

Zwei  ebenfalls  wohl  zu  unterscheidende 
Dinge  sind  ferner  die  realen  Güter,  die  das 


zu  erkaufenden  anderweitigen  Gütern  machen 
könne,  daun,  dass  für  die  Höhe  des  Kapital- 
zinses es  viel  mehr  auf  die  Fülle  der  Vor- 
räte an  solchen  anderweitigen  Gütern  als 
auf  die  Masse  des  vorhandenen  Geldes  an- 
komme, lag  es  schliesslich  nahe,  diese  Güter- 
vorräte auch  als  das  wahre  »Kapital«  anzu- 
sprechen. Diese  Umdeutnng  des  Kapitalhe- 
eine  I griffe»  erfolgte  formell  durch  Turgot, 
Beziehung  nachdem  zuvor  schon  Barben1)  und  11  ume 
1 r~‘‘  den  sachlichen  Zusammenhang,  der  zwischen 

dem  Kapitalzinse  und  den  aufgestaj »eiten 
Gütervorräten  (riches,  Stocks)  l>esteht,  auf 
das  klarste  dargelegt  hatten,  ohne  jedoch 
auf  letztere  den  Namen  des  Kapitals  aus- 
drücklich anzu  wenden. 

ln  der  zweiten  Periode,  die  durch  A. 


Kapital  zusammensetzen,  und  die  privaten  \ Smith  eingeleitet  wird,  löste  sich  vom  bis- 
Besitz-  oder  Eigentumsrechte  daran.  Wenn  i hörigem  allgemeineren  Begriffe  der  zum  Er- 
man  vom  Kapital  als  »sozialer  Partei«  oder  i werbe  dienenden  Gütervorräte  als  ein  engerer 
von  einem  Interessengegensatz  zwischen  Begriff  jener  des  Produktivkapitals  oder  der 


Kapital  und  Arbeit  und  dergleichen  spricht, 
meint  man  selbst verständlch  nicht  die  sach- 
lichen Produktionsmittel,  die  diesen  Namen 
tragen , sondern  das  Privatkapitalistentum  j 
oder  die  Thatsache,  dass  jene  sachlichen 
Produktionsmittel  von  bestimmten  Individuen 
zu  ihrem  ausschliesslichen  Vorteil  besessen 
werden.  Auch  auf  diesen  Unterschied  isti 
man  nicht  immer  genug  achtsam  gewesen. 


zur  Produktion  dienenden  Gütervorräte 
ab.  Die  Brücke  zur  Konstruktion  dieses 
neuen  Begriffes  bildete  die  von  Smith  ge- 
machte Bemerkung,  dass  zwar  innerhalb 
einer  wirtschaftenden  Gesellschaft  einzelne 
Individuen  auch  durch  Tausch,  Verleihen 
oder  Vermieten  und  dergleichen  einen  Er- 
werb ziehen,  dass  dagegen  die  wirtschaftende 
ganzen 


Gesellschaft  im 


sich  nicht  anders 


Insbesondere  ist  eine  unzulässige  Yerweehs-  bereichern  könne  als  durch  Produktion  neuer 
lung  beider  Begriffe  nicht  selten  in  dem  j Güter:  für 
Zusammenhänge  geübt  worden,  dass 


inan,  i nur  die 


sie  können  daher  als  »Kapital  «. 
zur  Produktion  dienenden  Güter- 
vorräte gelten.  Dieser  »volkswirtschaftliche- 
Kapitalbegriff,  der  eine  für  die  Analyse  der 


von  der  unbezweifelten  Nützlichkeit  und 
Notwendigkeit  des  sachlichen  Produktions- 
instrumentes  Kapital  ausgehend,  dieselbe  j Erscheinungen  der  volkswirtschaftlichen 


ohne  weiteres  auf  die  Nützlichkeit  und  Not-  ( 
weudigkeit  des  Privutkapitalistcntums  um- 
deutete. Ein  solcher  Seliluss  ist , wie  j 
namentlich  die  sozialistischen  Schriftsteller' 
nicht  versäumt  haben  hervorzuheben,  selbst- 
verständlich ein  voreiliger. 

2.  Dogmengesehiehte  des  Knpitnlbe- 
griffes.  Die  Feststellung  des  wissenschaft- 
lichen Kapitalbegriffes  ist  der  Gegenstand 
einer  langwierigen  und  an  Meinungsver- 
schiedenheiten besonders  reichen  Entwicke- 


Produktion  wichtige  Gütergruppe  glücklich 
hervorhob.  ülierfliigelte  binnen  Kurzem  den 
älteren  und  weiteren  »privatwirtschaftlichen« 
Kapitalbegriff  so  vollständig,  dass  man  in 
wissenschaftlichen  Erörterungen  sich  ge- 
wöhnlich auf  ihn  allein  bezog,  das  » Kapital 
nur  nach  ihm  als  einen  »Inl>egriff  produ- 


*)  Vgl.  de» 
über  Barbon  in 
Bd.  21,  S.  5151  ft‘. 


Aufsatz  von  Stephan  Bauer 
Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,  N.  F. 
, besonders  573. 
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zierter  Produktionsmittel  zu  definieren  und 
nur  ganz  nebenbei  anzumerken  pflegte,  dass 
für  einzelne  Individuen  auch  solche  Güter, 
die  nicht  der  Produktion  dienen,  wie  z.  II. 
vermietete  Wohnhäuser  oder  Möbel,  als 
Kapital  aufgefasst  werden  können.  Indem 
man  es  sonach  in  den  wissenschaftlichen 
Untersuchungen  nur  mit  einem  Kapitalbe- 
griffe zu  thun  zu  haben  glaubte,  geriet  man 
in  die  oben  angedeutete  irrtümliche  Ver- 
mischung und  Verwechslung  der  Renten- 
«juelle  Kapital  und  des  Produktionsfaktors 
Kapital,  woran  sich  eine  nicht  minder  irr- 
tümliche und  abträgliche  Vermischung  ge- 
wisser recht  verschiedenartiger,  aber  unter 
demselben  Namen  abgehandelter  Probleme 
der  Gütererzengung  einerseits  und  der 
Güterverteilung  andererseits  knüpfte.  Diese 
Vermischung  der  verschiedenen  Begriffe 
und  Probleme  ist  das  Wahrzeichen  der 
zweiten  Periode. 

In  der  dritten  Periode  beginnt  man  end- 
lich die  irrtümlich  vermischten  Begriffe  und 
Probleme  wieder  zu  sondern.  Den  Anlass 
dazu  gaben  zunächst  sozialistische  und 
-kathedersozialistische«  Schriftsteller,  wie 
Rodbertus  und  Ad.  Wagner,  indem  sie 
nachdrücklich  auf  den  gleichfalls  schon  oben 
erwähnten  Unterschied  zwischen  den  realen 
Produktionsmitteln  und  den  privaten  Eigen- 
tumsrechten daran  hingewiesen:  nur  erstere 
seien  eine  wirtschaftliche  Notwendigkeit, 
eine  »rein  ökonomische  Kategorie«,  letztere 
dagegen  eine  durch  den  historisch  gewor- 
denen Rechtszustand  bedingte  zufällige  Be- 
sonderheit, eine  bloss  »historisch-rechtliche 
Kategorie«.  Man  müsse  die  Funktion  des 
Kapitals  als  Ancignungsmittel  oder  Renten- 
'juelle,  welche  Funktion  durch  den  Bestand 
privater  Eigentumsrechte  an  den  Produk- 
tionsmitteln bedingt  sei,  wohl  von  der  na- 
türlichen Funktion  desselben  als  Produktions- 
Werkzeug  unterscheiden.  Diese  Unterschei- 
dung wurde  nenestens  von  anderer  Seite 
noch  dahin  l>eriehtigt  und  vervollständigt, 
«lass  die  Rentenquelle  vom  Produktionswerk- 
zeug Kapital  sich  nicht  bloss  durch  den  Ilin- 
zutritt  privater  Eigentumsrechte,  sondern 
auch  dadurch  unterscheidet,  dass  sic  einen 
anderen  und  zwar  weiteren  Kreis  von  realen 
Gütern  umschliesst:  kurz,  dass  mau  es  auch 
abgesehen  von  der  Betrachtung  der  recht- 
lichen Verhältnisse,  deren  Gegenstand  die 
Kapitalgüter  sind,  in  der  Keutempielle  und 
im  Produktionsfaktor  Kapital  mit  zwei  von 
einander  verschiedenen  Realbegriffen  zu 
tlnin  hat,  die  nur  infolge  eines  eigentümlichen 
Ganges  der  terminologischen  Entwickelung 
denselben  Namen  tragen. 

Uebrigens  hat  genule  der  Doppelsinn  des 
Wortes  Kapital  und  der  Umstand,  dass 
dessen  Bedeutung  nicht  von  Anfang  an  fest- 
stand , sondern  gewissermaßen  erst  nach 


Ueberein kommen  zu  vergeben  war,  zu  allen 
Zeiten  das  Auftauchen  sehr  zahlreicher,  mehr 
oder  weniger  willkürlicher  Deutungsversuche 
begünstigt.  Insbesondere  gab  einen  reich- 
lichen Stoff  für  Meinungsverschiedenheiten 
die  Frage  ab,  ob  man  nicht  auch  den  Grund 
und  Boden  sowie  die  persönliche  Arbeits- 
kraft in  den  Kapitalbegriff  aufnehmen  solle. 
Diese  Meinungsverschiedenheiten  sind  auch 
heute  noch  keineswegs  völlig  ausgeglichen. 
Im  folgenden  sollen  die  bemerkenswertesten 
der  von  der  obigen  Begriffsaufstellung  ab- 
weichenden Auffassungen  kurz  zusammen- 
gostellt  werden.  Say,  Mac  Cu  Hoch  und 
nach  ihnen  manche  andere  rechnen  auch 
die  P ersone  n zum  Kapital.  Her  m a n n 
versteht  unter  Kapital  »jede  dauernde  Grund- 
lage einer  Nutzung,  die  Tauschwert  hat* 
(einschliesslich  des  Grundes  und  Bodens), 
Marx  diejenigen  Produktionsmittel,  welche 
in  der  Hand  von  Kapitalisten  »als  Exploi- 
tation s-  und  Beherrsch ungsmittel  des  Arbei- 
ters dienen«,  Jevons  lediglich  die  Unter- 
haltungsmittel der  Arbeiter,  Wal  ras  alle 
Güter,  die  mehr  als  einmal  gebraucht  wer- 
den können , also  die  ausdauernden  im  Ge- 
gensätze zu  den  verbrauchlichen  Gütern. 
Knies  definiert  das  Kapital  als  »den  für 
eine  Wirtschaft  vorhandenen  Bestand  von 
(Konsumtions-,  Erwerbs-.  Produktions-)  Gü- 
tern. welcher  zur  Befriedigung  des  Bedarfes 
in  der  Zukunft  verwendbar  ist«,  Irving 
Fishor  noch  etwas  weiter  schlechthin  als 
den  Inbegriff  aller  überhaupt  vorhandenen 
Güter,  während  C.  M enger  unlängst 
einen  interessanten  Versuch  gemacht  hat, 
den  ursprünglichen  Popularbegriff  des  Kapi- 
tals, wonach  man  darunter  werbende  Geld- 
summen verstanden  hatte,  auch  für  das 
Gebiet  der  Wissenschaft  wieder  zur  Geltung 
zu  bringen:  ihm  gilt  als  »Realbegriff  des 
Kapitals«  »das  Vermögen  der  Erwerbswirt- 
schaft, . . . insofern  sein  Geldwert  Gegen- 
stand unseres  ökonomischen  Kalküls  ist,  <1.  i., 
wenn  dasselbe  sieh  uns  rechnungsmässig  als 
eine  werbende  Geldsumme  darstellt«.1). 

«1.  Bestandteile  und  Arten  des  K. 
Im  Sinne  unserer  obigen  Hegriffsaufstellung 
umfasst  das  Produktivkapital  einer 
Volkswirtschaft  alle  Stoffe  und  Werkzeuge 
der  nationalen  Produktion  (einschliesslich 
des  Handels),  soweit  sie  selbst  Arbeits- 
erzeugnisse oder  Produkte  sind:  also  «lie 
Rohstoffe  (»Verwandlungsstoffe«  und  »Hilfs- 
stoffe«), die  Werkzeuge  im  engeren  Sinne 
dos  Wories,  die  Maschinen,  die  Arbeits-  und 
Nutztiere,  die  produktiven  Bauwerke  aller 
Art,  «lie  Werkstätten,  Fabriken,  Scheunen, 
Stallungen,  Magazine,  Strassen,  Eisenbahnen 
und  dergl.,  die  produktiven  Meliorations- 

')  Aehnlich  auch  schon  R i c h.  H i 1 de  b r a n <1 , 
Theorie  «les  Gehle».  Jena  1883. 
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an  lagen,  Eiuriclituugen  und  Herstellungen 
an  Grund  und  Boden,  wie  Dämme.  Röhren- 
leitungen, Zäune  und  dergl.,  die  Warenlager 
(als  Stoffe  des  Handels)  und  das  Gold  (als 
Werkzeug  desselben). 

Die  Rentenquelle  Kapital  (Erwerbs- 
oder Privatkapital)  umfasst  ausser  sämtlichen 
Bestandteilen  des  Produktivkapitals  auch 
noch  jene  Genussgüter,  welche  von  ihren 
Eigentümern  nicht  als  solche  benutzt,  son- 
dern — z.  B.  im  Wege  des  Tausches.  Yer- 
leihcns  oder  Vermietons  — als  Mittel  dos 
Gütererwerbs  benutzt  werden:  wie  Miet- 
häuser,  Leihbibliotheken  und  die  Unterhalts- 
inittel,  welche  die  Unternehmer  ihren  Arbei- 
tern vorschiessen. 

Das  Kapital  zerfällt  in  das  stehende 
(feste.  An  lags-)  und  in  das  u tu  laufende 
(flüssige,  Betriebs-)  Kapital.  Letzteres  um- 
fasst jene  Kapitalgüter,  welche  nur  eine  ein- 
malige Verwendung  zu  Produktions-  (Er- 
werbs  -)  Zwecken  zulassen  und  daher  in 
demjenigen  Produktions-  (Erwerbs-)  Akte, 
in  welchem  sie  übcrluiupt  zur  Verwendung 
gelangen,  mit  ihrem  ganzen  Werte  aufge- 
zehrt oder  hingegeben  werden  und  demnach 
auch  das  Kostenkonto  dieses  Aktes  mit  ihrem 
ganzen  Werte  belasten.  Das  stehende  Kapi- 
tal dagegen  ist  einer  wiederholten , über 
mehrere  Produktionsperioden  (Erwerbsakte) 
andauernden  Verwendung  fällig,  verliert 
während  jeder  derselben  nur  einen  Teil  sei- 
nes Wertes  und  belastet  daher  auch  das 
Kostenkonto,  abgesehen  von  den  Zinsen, 
jedesmal  nur  mit  einer  Quote  (Abnutzungs- 
oder Amorlisationsnuote)  seines  Wertes. 

Von  unbeträchtlichen  Ausnahmen  abge- 
sehen wird  das  umlaufende  Kapital  eines 
Volkes  durch  die  Stoffe,  das  stehende  durch 
die  Werkzeuge  der  Produktion  dargestellt. 
Die  Verschiedenheit  der  beiden  Kapital- 
begriffe macht  sieh  übrigens  auch  liier  be- 
merklich,  indem  manche  Güter,  als  Produk- 
tionswerkzeuge verwendet,  einen  wiederhol- 
ten. dagegen  als  Mittel  eiues  privatwirt- 
schaftlichen Erwerbes  angewendet  nur  einen 
einmaligen  Gebrauch  (durch  denselben  Be- 
sitzer) zulasseu  und  daher  als  Bestandteile 
des  Produktivkapitals  zum  »stehenden* , da- 
gegen als  Bestandteil  des  Erwerbskapitals 
eines  einzelnen  Individuums  angesehen,  zum 
»umlaufenden«  Kapitale  desselben  gerechnet 
werden  müssen ; letzteres  gilt  z.  B.  von 
Maschinen  in  der  Hand  des  Masehineiifabri- 
kanten , vom  Gelde  in  der  Hand  des  Kauf- 
manns. 

Man  pflegt  als  Charaktereigeiitümliehkeit 
des  stehenden  Kapitals  zu  bezeichnen,  dass 
es  seine  Bestimmung  schwerer  wechseln 
könne  als  das  umlaufende.  Das  ist  nicht 
buchstäblich,  wohl  'aber  dem  Sinne  nach 
richtig.  Es  können  nämlich  zwar  auch  die- 
jenigen Güter,  welche  das  um  laufende  Kapi- 


tal bilden,  in  der  Regel  ihre  Bestimmung 
nicht  melir  wechseln : z.  B.  die  einmal  vor- 
handene Wolle  wird  notwendig  zur  Tuch- 
erzeugung. der  einmal  vorhandene  Indigo 
zum  Blaufärben,  der  vorhandene  Flachs  zur 
Leinwamlerzeugung  benutzt  worden  müssen. 
Aber  weil  sich  die  genannten  Stoffe  in  einer 
einzigen  Produktionsperiode  rasch  verzehren, 
hat  man  verhältnismässig  oft  und  bald  die 
Wahl,  ob  man  den  aus  der  produktiven  Ver- 
wendung erzielten  Erlös  neuerlich  in  die- 
selbe Produktionsart  investiren , also  damit 
abermals  Wolle.  Indigo  oder  Flachs  nach- 
schaffen oder  aber  ihm  eine  andere  Bestim- 
mung geben  will.  Diese  Wahlfreiheit  hat 
man  natürlich  bei  stehenden  Kapitalien,  die 
sich  erst  in  einer  längeren  Reihe  von  Pro- 
duktionsperioden  allmählich  abnutzen  und 
liezahlt  machen,  wie  bei  Maschinen,  Fabriks- 
aulagen und  dergl.,  viel  seltener  und  nach 
viel  längeren  Zwischenräumen,  innerhalb 
deren  viel  leichter  solche  Veränderungen  der 
Technik,  der  Bedürfnisse,  Konjunkturen  und 
dergl.  eintreten  können,  welche  einen  — 
nicht  realisierbaren  — Bestimmungswcchsel 
wünschenswert  machen  würden. 

4.  Die  Funktion  des  K.  iu  der  Pro- 
duktion. Das  Kapital  ist  keine  originäre, 
selbständige  Produktionskraft.  Dies  sind 
nur  die  Naturkräfte  und  die  meuscliliciie 
Arlieit.  Alles,  was  wir  in  der  Giitererzeu- 
gnng  ausriehten,  richten  wir  auf  dem  Wege 
aus,  dass  wir  unsere  Arbeit  mit  der  Thätig- 
keit  der  Naturkräfte  verbinden  und  durch 
ein  geschicktes  Eingreifen  in  die  Natur- 
prozesse letztere  zu  unserem  Vorteil  lenken, 
so  dass  als  Ergebnis  der  durch  unsere  Ein- 
mischung hervorgerufenen  oder  geleiteten 
technischen , physikalischen , chemischen 
Prozesse  solche  Stoffgestalten  oder  »Güter« 
hervorkommen,  die  unseren  Bedürfnissen  zu 
dienen  imstande  sind.  Hierbei  besteht  je- 
doch in  der  Art  unseres  Vorgehens  ein  wich- 
tiger Unterschied.  Entweder  richten  wir 
unsere  Arbeit  ganz  unmittelbar  und  ohne 
weitere  Vorbereitungen  auf  die  Erlangung 
derjenigen  (Genuss-)  Güter,  welche  wir  für 
die  Befriedigung  unserer  Bedürfnisse  Ikj- 
nötigen : z.  B.  wir  sammeln  die  von  der 
Natur  frei  dargebotenen,  wild  wachsenden 
Früchte,  wir  lesen  die  auf  den  Strand  ge- 
spülten Meertiere  auf.  wir  brechen  mit  un- 
bewaffneter Hand  das  Reisig  im  Walde. 
Oder  wir  schlagen  Produktionsurawege  ein, 
d.  i.  wir  erzeugen  mit  unseren  originären 
Produktivkräften  (Natur  und  Arbeit)  zunächst 
nicht  jene  Genussgiitor,  auf  die  unsere  End- 
absicht  gerichtet  ist.  sondern  irgendwelche 
'Zwischenprodukte«,  die  uns  später  dazu 
behilflich  sein  sollen,  die  eigentlich  begehrten 
Genussgiiter  besser  oder  reichlicher  zu  er- 
langen: z.  B.  wir  pflanzen  Frucht  bäume,  wir 
fertigen  Angeln.  Netze  und  Boote  für  den 
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Fischfang  an,  wir  graben  Erze,  bereiten  dar- 
aus Eisen  und  Stahl  und  daraus  eine  Axt 
zum  Holzfällen  und  dergl.  Die  auf  den  ver- 
schiedenen Etappen  des  Produktionsumweges 
zur  Entstehung  gelangenden  Zwischenpro- 
dukte (Fruchtbaum,  Angel.  Netz,  Boot,  Erz, 
Eisen,  Stahl,  Axt  etc.)  stellen  das  Kapital 
und  die  auf  Umwegen  vorgehende  Produk- 
tionsweise die  kapitalistisch  e Produktion 
in  dem  einen  Sinne  dieses  mehrdeutigen 
Wortes  vor. 

Die  kapitalistischen  Produktionsumwege 
lohnen  sich  erfahrungsgeinäss  durch  grössere 
Ergiebigkeit,  ja  bilden  oftmals  den  einzigen 
Weg.  der  zum  lieabsichtigten  Produktions- 
ziele führt.  Auf  der  anderen  Seite  sind  sie 
in  der  Hegel  init  einem  Opfer  an  Zeit  ver- 
bunden : man  muss  mehr  oder  weniger  lange 
warten,  ehe  aus  der  in  Produktionsumwegen, 
z.  B.  in  der  Anfertigung  eines  Werkzeugs, 
in  der  Erzeugung  eines  Roh-  oder  Hilfs- 
stoffes. im  Bau  einer  Maschine,  in  der  An- 
legung eines  Bergwerkstollens  und  dergl. 
investierten  Arbeit  ein  genussreifes  Endpro- 
dukt entspringt.  Dabei  ist  die  Länge  und 
Zeitdauer  der  Produktionsumwege  unzähliger 
Abstufungen  fähig.  Im  ganzen  zeigt  die 
Erfahrung,  dass  die  technische  Ergiebigkeit 
der  Produktionsmethoden  mit  der  Verlänge- 
rung der  Produktionsumwege,  die  mit  der 
Einschaltung  zahlreicherer,  nur  mit  einem 
grösseren  Arbeits-  und  Zeitaufwande  herzu- 
stellender Zwischen  produkte  gleichbedeutend 
ist,  an  wächst,  wenn  auch  über  einen  ge- 
wissen Punkt  lünaus  nur  noch  iu  abnehmen- 
dem Masse. 

Die  grössere  technische  Ergiebigkeit  der 
kapitalistischen  Produktion  wird  sehr  zu- 
treffend damit  erklärt,  dass  die  Einschlaguug 
von  Umwegen  gleichsam  ein  »Einfangen« 
von  Naturkräften  ermöglicht,  die  dann  als 
Hilfskräfte  mit  der  menschlichen  Arbeit  ver- 
einigt und  zur  Erreichung  des  schliesslichen 
Produktionszieles , das  immer  in  der  Her- 
stellung von  Genussgütern  besteht,  dienstbar 
gemacht  werden.  Am  deutlichsten  lässt  sich 
dies  an  den  Maschinen  und  Werkzeugen 
verfolgen.  Derselbe  Vorgang  kehrt  aber 
auch  bei  allen  anderen  Arten  von  Zwischen- 
produkten wieder,  wenn  auch  in  einer  für 
das  Laienauge  weniger  leicht  erkennbaren 
Form. 

Der  Umstand,  dass  ein  Zeitopfer  von  der 
kapitalistischen  Produktion  unzertrennlich 
ist . hebt  das  Kapital , wiewohl  es  au  sich 
keineswegs  eine  selbständige  Produktivkraft 
daretcllt , doch  zum  Range  eines  immerhin 
selbständig  zu  beachtenden  Faktors  der  Pro- 
duktion empor.  An  sich  ist  nämlich  das 
Kapital , das  ja  selbst  ein  Erzeugnis  von 
Arbeit  und  Naturkräften  ist,  keineswegs  im 
gleichen  Range  neben  diesen  wahren  Pro- 
duktivkräften zu  nennen;  sondern  es  ist  im 


| Grunde  genommen  nichts  anderes  als  eine 
selbständig  benannte  Etappe  im  Fortschritt 
des  von  Natur  und  Arbeit  allein  geleisteten 
Produktionswerkes.  Die  Kapitalgüter  sind 
gewissennassen  halbfertige  Genussgüter;  sie 
sind,  wie  Sehäff le  einmal  treffend  sagt, 
'das  Genussvermögen,  gleichsam  solange  es 
in  die  Halme  scliiesst,  solange  es  als  an- 
sehwellende  Knospe  und  reifende  Frucht 
noch  im  Werden  ist«  (eine  Charakteristik, 
die  wieder  für  den  aus  Stoffen  bestehen- 
den Teil  des  Kapitals  leichter  in  die  Augen 
fällt,  allein  bei  richtiger  Auffassung  auch 
für  die  Produktions  werk  zeuge  nicht  we- 
niger zutrifft).  Sie  sind  nichts  Schaffendes, 
sondern  lediglich  etwas  Geschaffenes. 

Würde  man  durch  die  kapitalistischen 
Produktionsumwege  hindurch  ebenso  rasch 
zu  dem  genussreifen  Endprodukte  gelangen, 
als  man  etwa  wild  wachsende  Früchte  vom 
Baume  langt,  so  würde  vom  Kapital  als 
einem  Produktionsfaktor  nicht  die  Rede  sein. 
Es  wäre  selbstverständlich,  dass  jeder  Ar- 
beiter (oder,  insofern  zur  Bewältigung  der 
verschiedenen  hierbei  vorkommenden  Arbeits- 
aufgaben arbeitsteilige  Fertigkeiten  erforder- 
lich sind,  jede  Gruppe  von  zusammenwir- 
keudeu  Arbeitern)  der  Reihe  nach  selbst 
alle  jene  Zwischenprodukte  herstellon  würde, 
über  die  der  technische  Weg  zur  Gewinnung 
des  Endproduktes  hinführt;  nicht  anders  als 
etwa  ein  Tischler,  der  zum  An  nageln  eines 
Kistendeckels  ein  Dutzend  Nägel  einzuschla- 
gen hat,  eben  ganz  einfach  der  Reihe  nach 
alle  zwölf  Nägel  einschlägt.  Die  Arbeiter 
würden  keine  Kapitalisten  brauchen;  sie 
würden  auch  kein  Kapital  brauchen,  son- 
dern dieses  unterwegs  machen:  Produk- 
tionsbedingungen, die  man  zum  Anfängen 
der  Produktion  brauchte,  wären  ausser  dem 
Gruml  und  Boden , der  die  Rohstoffe  her- 
vorbringen muss,  nichts  als  ein  paar  ge- 
schickte Hände. 

Weil  al>er  die  ergiebigen  kapitalistischen 
Produktionsumwege  zeitraubend  sind,  kann 
man  dieselben  nicht  ohne  weiteres,  sondern 
nur  unter  der  Bedingung  einschlageu,  dass 
man  von  Haus  aus  schon  einen  gewissen 
Gütervorrat  besitzt,  aus  dem  die  Subsistenz 
der  Arbeitenden  während  der  Zwischenzeit 
gedeckt  werden  kanu,  die  zwischen  dem  Be- 
ginne der  ausholenden  Umwegsproduktion 
(z.  B.  der  Anlage  von  BauinwollpfJanzungen, 
dem  Bau  von  Spinnmaschinen  und  dergl.) 
und  der  Erlangung  der  genussreifen  End- 
produkte (z.  B.  des  fertigen  Tuchrocks)  ver- 
streicht. Liefert  z.  B.  ein  Produktionsprozess, 
der  die  vorbereitende  Herstellung  zahlreicher 
Zwischenprodukte  erfordert,  erst  nach  drei 
Jahren  genussreife  Produkte,  die  zur  Befrie- 
digung persüu lieber  Bedürfnisse  verwendet 
werden  können,  so  muss  die  Bedürfuiss- 
befriedigung  der  Zwischenzeit  augonschein- 
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lieh  aus  einem  anderweitigen,  schon  vorher 
vorhandenen  Gtttervorrato  bestritten  werden: 
bezw.  wenn  ein  solcher  Vorrat  nicht  oder 
nur  in  geringerer  Grösse  vorhanden  ist,  so 
muss  eben  auf  so  weit  ausholende  Produk- 
tionsmethoden  verzichtet  und  mit  weniger 
weit  ausholenden,  aber  natürlich  auch  we- 
niger ergiebigen  Produktionsmethoden  vor- 
lieb genommen  werden. 

Jene  Gütervorrätc,  welche  die  mittler- 
weilige  Bedürfnisbefriedigung  bedecken 
sollen,  darf  man  sich  aber  in  einer  vorge- 
schrittenen und  wohlorganisierten  Volkswirt- 
schaft nicht  so  vorstellen,  als  ob  sie  aus- 
schliesslich oder  auch  nur  der  Hauptsache 
nach  aus  bereits  vollständig  fertig  gestellten 
und  bereitliegenden  Genussgütern,  z.  11. 
ans  soviel  fertigen  Lebensmitteln,  Kleidern, 
Hausgeräten  etc.  bestünden,  als  die  Produ- 
zenten während  der  ganzen  von  uns  bei- 
spielsweise mit  drei  Jahren  angenommenen 
Produktionsperiode  verbrauchen  werden.  So 
wenig  man  in  einer  entwickelten  Volkswirt- 
schaft die  Ersparnisse  in  toten  Goldschätzen 
thosauriert,  ebensowenig  stapelt  man  sie  in 
miissig  daliegenden  und  sogar  dem  natür- 
lichen Verderben  ausgesetzten  mehrjährigen 
Vorräten  fertiger  Genussgüter  auf.  sondern 
sie  bestehen  zum  weitaus  grössten  Teile  aus 
Produkten,  die  noch  im  Werdezustande,  aber 
in  demselben  stufenweise  verschieden  vor- 
geschritten sind,  so  dass  sie  (unter  Zusatz 
einer  gewissen  Vollendungsarbeit)  ebenso 
ratenweise  in  das  Stadium  der  Vollendung 
und  Genussreife  treten,  als  sie  während  des 
dreijährigen  Zeitraumes  sucoessive  zum  Ge- 
nüsse benötigt  und  begehrt  werden.  Mit 
anderen  Worten:  jene  Anfangsvorräte  be- 
stehen der  Hauptsache  nach  aus  Z w i s c he  n - 
produkt en  in  den  verschiedensten  Stadien 
des  Werkfortschrittes  oder  aus  Kapital- 
gütern. Und  in  diesem  Sinne  kann  und 
muss  man  sagen,  dass  als  keineswegs  selbst- 
verständliche oder  ohne  weiteres  gegebene 
dritte  Bedingung  einer  ergiebigen  Produktion 
ausser  der  Natur  und  der  Arbeit,  das  Vor- 
handensein eines  ausreichenden  Kapital- 
stockes gefordert  werden  muss. 

5.  Die  Entstehung  und  Vermehrung 
dos  K.  Auf  welche  Weise  gelangt  die 
Volkswirtschaft  in  den  Besitz  jenes  Kapital- 
stockes, den  wir  als  conditio  sine  «pia  non 
für  die  Einschlagnng  ergiebiger  Produktions- 
methoden keimen  gelernt  halten? 

Ueber  diese  Krage  herrscht,  wie  über  so 
viele  andere,  in  der  Wissenschaft  ein  etwas 
sonderbarer  Schulet  reit  Ein  Teil  behauptet, 
das  Kapital  müsse  erspart,  ein  anderer, 
es  müsse  prod  u ziert  worden.  Beide  Aus- 
sprüche sind  einseitig,  insofern  jeder  nur 
eine  von  zwei  Bedingungen  hervorhebt,  die 
vereint  Zusammentreffen  müssen,  damit  Ka- 


pital gebildet  werden  kann.  Die  konkreten 
Kapitalgüter : Rohstoffe,  Werkzeuge.Maschinen 
und  dergl.  müssen  nämlich  ganz  selbstver- 
ständlich. um  zur  Entstehung  zu  gelangen, 
produziert  werden.  Aber  damit  irgend  je- 
mand. der  noch  kein  Kapital  besitzt,  sondern 
bisher  von  der  Hand  in  den  Mund  gelebt 
hat,  sieh  darauf  einlassen  kann,  blosse 
Zwischenprodukte  zu  erzeugen,  aus  denen 
erst  nach  einiger  Zeit , z.  B.  erst  nach  drei 
Monaten  Genussgüter  hervorgehen  werden, 
muss  er  offenbar  zuvor  eine  andere  Vorsorge 
getroffen  haben.  Er  muss  nämlich  seine 
Ansprüche  auf  unmittelbaren  I/el»ensgei)uss 
durch  einige  Zeit  vorher  so  eingerichtet 
Ih'zw.  so  eingeschränkt  haben,  dass  er  in 
seinen  laufenden  Güterzuflüssen  auch  noch 
die  Deckung  für  jene  drei  Monate  findet, 
während  welcher  die  neu  eingeschlagone 
kapitalistische  Prodnktionsmethodc  noch 
keine  gemissreifeu  Früchte  liefern  wird.  Er 
wird  (»eispielsweise  während  der  letzten 
zwölf  Monate,  die  der  Produktion  der  Kapi- 
talgüter vorangehen,  so  spaisam  gelebt  haben 
müssen,  dass  die  während  dieser  zwölf  Mo- 
nate erworbenen  Arbeitsfrüchte  nicht  bloss 
für  zwölf,  sondern  für  fünfzehn  Monate  zum 
Unterhalte  ausreichen. 

Und  ganz  dasselbe  gilt  für  jede  spätere 
Vermehrung  des  Kapitals.  Wenn  eine  Volks- 
wirtschaft bis  jetzt  ihre  Produktion  auf  dem 
Kusse  ixürieben  hat,  dass  wegen  der  zahl- 
reichen Zwischenprodukte,  die  man  anfertigt, 
die  in  die  Produktion  investierte  Arbeit 
durchschnittlich  erst  nach  zwei  Jahren  ge- 
nussreife Früchte  liefert  und  es  sich  nun- 
mehr darum  handelt,  noch  mehr  kapitalisti- 
sche Zwischenglieder  einzuschalten,  wodurch 
z.  B.  die  Erlangung  der  gemissreifeu  End- 
produkte durchschnittlich  auf  zwei  und  ein 
halbes  Jahr  hinausgeschoben  wird,  so  ist 
dies  nicht  anders  möglich,  als  wenn  die 
wirtschaftende  Gesellschaft  ihre  Ijcbensan- 
spriiehe  zeitweilig  so  einschränkt,  dass  sie 
mit  jenem  Gütervorrate,  mit  dem  sie  sonst 
den  Unterhalt  während  der  zweijährigen 
Produktinnsdauer  zu  bestreiten  gehabt  hätte, 
nunmehr  für  das  verlängerte  Intervall  von 
zwei  und  einem  halben  Jahre  aus- 
langt. Anderenfalls  würde  ja  in  der  Ver- 
sorgung eine  Lücke  entstehen  und  der  drin- 
gende unmittelbare  Bedarf  nach  Genuss- 
mitteln es  hindern,  die  verfügbaren  Produktiv- 
kräfte in  Produktions]H*rioden  zu  investieren, 
die  erst  nach  so  langer  Zeit  reife  Befriedi- 
gungsmittel hervorbringen.  Mit  anderen 
Worten:  die  Gesellschaft  muss  den  Lcbens- 
bedarf  für  ein  weiteres  halbes  Jahr  erspart 
haben,  che  sie  die  durchschnittliche  Pro- 
dukt ionsperiode  um  ein  halbes  Jahr  ver- 
längern otler,  was  in  anderer  Form  dasselbe 
sagt,  ihren  Bestand  an  Zwischenprodukten 
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oder  Kapitalgütern  in  dem  bezeichncten  Ver- 
hältnisse vermehren  kann  *). 

ti.  Der  Kapitalismus.  Mau  pflegt  unsere 
heutige  Wirtschaftsordnung  und  insbesondere 
«Ko  Organisation  unserer  wirtschaftlichen 
Produktion  als  eine  vorwiegend  »kapitalisti- 
sche«. zu  bezeichnen.  Man  legt  liierbei  diesem 
Worte  einen  anderen  Sinn  bei,  als  wir  in 
unseren  bisherigen  Auseinandersetzungen 
getlian  Italien.  Wir  nannten  bis  jetzt  jede 
Produktion  kapitalistisch«,  in  deren  Verlauf 
überhaupt  Kapitalgüter  verwendet  werden. 
In  dem  nunmehr  zu  erörternden  Sinne*) 
bezeichnet  man  dagegen  jene  Produktions- 
weise als  kapitalistisch,  welche  unter  der 
Herrschaft,  und  Leitung  der  Eigentümer  des 
Kapitals,  der  Kapitalisten,  vor  sich  geht. 

Dies  ist  in  der  Tliat  heutzutage  ganz 
überwiegend  der  Fall.  Der  Umstand,  dass 
die  Verfügung  über  ein  ausreichendes  Ka- 
pital eine  unentbehrliche  Bedingung  für  jede 
einige nnasscu  ergiebige  Produktion  bildet, 
dass  die  vom  Kapital  nicht  unterstützte  Ar- 
beit für  sich  allein  fast  gar  nichts  auszu- 
richten imstande  und  dass  endlich  das 
Kapital  keineswegs  ein  gleichmässig  ver- 
teiltes Gemeingut  aller  ist,  verschafft  den 
Inhabern  des  Kapitals  eiue  erhebliche  Uelier- 
legenheit  über  die  besitzlosen  Inhaber  der 
Arbeitskraft.  Jene  treteu  als  »Unternehmer« 
an  die  Spitze  des  gemeinsamen  Produktions- 
werkes. Sie  fühien  in  allen  Stadien  des- 
selben das  Kommando:  sie  entscheiden, 
welche  Gattungen  von  Produkten  und  in 
welcher  Menge  sie  erzeugt  werden  sollen, 
sie  leiten  und  überwachen  die  Ausführung, 
sie  teilen  jedem  Arbiter  befehlend  seine 
Aufgabe  zu.  Sie  werden  ferner  die  Eigen- 
tümer des  ganzen  Produkts,  während  die 
Arbeiter  für  ihren  Anteil  daran  im  voraus 
mit  einem  Pauselialbctrag,  dem  vereinbarten 
Arbeitslöhne,  abgefunden  werden.  Die  ge- 
samte Produktion  geht  so  auf  Gefahr  und 
Rechnung  der  Kapitalisten,  die  bei  normalem 
Gange  nach  Abfindung  der  Arbeiter  regel- 
mässig ausser  der  Vergütung  für  ihre  un- 
mittelbare persönliche  Mitarbeit  noch  eine 
im  Verhältnis  zur  Grösse  des  eingebrach ten 
Kapitals  stehende  > Kapitalrente«  sowie  unter 
Umstünden  auch  einen  »Unternehmergewiun« 
für  sich  erlangen,  welchem  letzteren  freilich 
auch  die  Möglichkeit  von  Kapitalverlusten 
gegenübersteht. 

Von  Seite  der  sozialistischen  und  katheder- 
sozialistischen  Schriftsteller  wird  grosses  Ge- 

*) Ueber  das  genaue  ziffermässige  Verhält- 
nis zwischen  der  Grösse  des  „$ubsistenzfondsu 
und  der  durchschnittlichen  Dauer  der  kapitalis- 
tischen Produktionsperiode  s.  B ö h m - B ä w e r k , 
Positive  Theorie  des  Kapitals,  S.  845  ff. 

*)  Welcher  übrigens  die  ältere  mit  dem 
Worte  „kapitalistisch*  verknüpfte  Bedeutung 
darstellt. 


wicht  darauf  gelegt,  dass  zwar  der  objektive 
Gebrauch  von  Kapital,  also  das,  was  wir 
früher  als  »kapitalistische  Produktion«  be- 
zeichnet haben,  eine  unbedingte  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit,  dass  dagegen  die  Lei- 
tung und  Beherrschung  des  Produktions- 
prozesses durch  private  Kapitalisten  eine 
zufällige  historische  Besonderheit  sei,  die 
sich  lediglich  auf  dem  Boden  der  historisch 
gewordenen  Gesellschaft*-  und  Rechtsord- 
nung, insbesondere  durch  die  Anerkennung 
des  Privateigentums  an  den  Kapitalgütern, 
ausgebildet  habe  und  bei  einer  Veränderung 
unserer  Einrichtungen  denkbarerweise  auch 
wieder  in  Wegfall  kommen  könnte.  Dies 
ist  vollkommen  richtig.  Auch  in  unserer 
heutigen  Gesellschaftsordnung  finden  sich 
schon  zahlreiche  und  immer  häufiger  wer- 
dende Beispiele  »nicht  kapitalistischer« 
Produktionsemrichtungon  zumal  in  den  staat- 
lichen Betrieben  und  in  jenen  der  Arbeiter- 
Produktivgenossenschaften,  und  eine  weitere 
Einschränkung,  ja  sogar  ein  gänzliches  Ver- 
schwinden der  kapitalistischen  Produktions- 
form ist  hegrifflicli  keineswegs  undenkbar. 

Freilich  ist  alier  die  begriffliche  Denk- 
barkeit  einer  Produktionsordnung,  in  welcher 
privates  Kapitaleigentum  keinerlei  Rolle  mehr 
spielt,  noch  keineswegs  gleichbedeutend  mit 
einem  vollgiltigen  Beweis  für  die  über- 
wiegende Zweckmässigkeit  einer  solchen 
Einrichtung.  Gewiss  ist,  dass  sich  dem 
»Kapitalismus«  zahlreiche  Unvollkommen- 
heiten und  Uebolstände  nachsagen  lassen, 
die  auf  die  verschiedensten  Lebensgebiete 
hinübenvirken,  zum  Teil  aber  auch  schon 
auf  demjenigen  Gebiete  sich  fühlbar  machen, 
auf  welchem  die  ureigenste  Wirksamkeit  des 
Kapitals  liegt:  auf  dem  Gebiete  der  Pro- 
duktion. So  pflegt  man  insbesondere  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  Ueherlassung  des  in- 
dustriellen Kommandos  an  Tausende  von 
Privatkapitalisten  mit  sich  durchkreuzenden 
Sonderinteressen  eine  gewisse  Planlosigkeit 
der  Produktion  herbei f iihre ; während  eine 
soziale  Leitung  der  nationalen  Produktion 
dieselbe  immerfort  in  Harmonie  mit  dem 
Volksbedarfo  halten  könnte,  führe  das  un- 
kontrollierte Sonderkommando  der  Privat- 
kapitalisten nur  zu  häufig  zu  einer  unhar- 
monischen Produktion,  die  in  einzelnen 
Zweigen  über  den  Bedarf  hinausgehe,  in 
anderen  hinter  ihm  zurückbleibe  und  so  das 
Auftreten  der  verhängnisvollen  Erscheinungen 
der  Ueber  Produktion  und  der  Krisen  be- 
günstige. 

Ebenso  gewiss  ist  aber  andererseits,  dass 
die  freie  Bcthütigung  persönlicher  Kräfte 
und  Interessen,  die  einen  Grundzug  des 
»Kapitalismus«  bildet,  auch  ihre  vorteilhaften 
Seiten  hat.  So  ist  es  z.  B.  unleugbar,  dass 
die  für  die  Fortschritte  der  nationalen  Pro- 
duktion hoch  wichtige  Funktion  der  Kapital- 
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bildung,  welche  in  unserer  bisherigen  Wirt- 
schaftsordnung fast  ausschliesslich  dem  freien 
Spartriebe  der  Privatkanitalisteu  überlassen 
war,  von  diesen  unter  dem  Anreize  der  mit 
dem  Kapitaleigentum  verbundenen  Vorteile, 
wenn  nicht  in  vorwurfsfreier,  so  doch  jeden- 
falls in  wirksamer  Weise  erfüllt  worden  ist, 
während  eine  andere  Organisation  der  Ka- 
pitalbildnng  zum  mindesten  erst  die  Probe 
für  ihre  Befähigung  ablegen  müsste. 

Jedenfalls  überschreiten  indes  die  Er- 
wägungen, die  hier  für  und  wider  anzustellen 
sind,  bei  weitem  die  Grenzen  desjenigen 
Gebietes,  welches  unter  der  Ueberschrift  des 
»Kapitals«  zu  behandeln  ist.  Es  handelt 
sich  im  Grunde  um  die  allumfassende  Frage 
der  besten  Organisation  der  wirtschaftenden 
Gesellschaft : eine  Frage,  die  zu  der  Materie 
des  Kapitals  genug  Beziehung  hat,  um  auch 
hier  angedeutet  werden  zu  müssen,  die  je- 
doch ihre  erschöpfende  Erledigung  ander- 
wärts zu  finden  hat. 
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Kapitalrentenstener. 

T.  Allgemeine  Grundsätze.  1.  Be- 
griff und  Einteilung,  Kapital-,  Kapitalrenten-, 
Zins-,  Reiiteu-,  Couponsteuer.  2.  Historische 
Entwickelung.  3.  Umfang  der  Steuer;  Steuer- 
objekt, Steuersubjekt.  4.  Abzug,  Steuerfreiheit, 
Stcuerfuss.  ö.  Anlage,  Einschätzung,  Erhebung. 
II.  Positive  Gesetzgebung.  6.  Preussen. 
7.  Bayern.  S.  Württemberg.  9.  Baden.  10. 
Hessen.  11.  Sachsen.  12.  Oesterreich-Ungarn. 
13.  England,  Frankreich.  Italien.  14.  Russland, 
lö.  Sonstige  Staaten.  16.  Schlussbemerkung. 

I.  Allgemeine  Grundsätze. 

1.  Begriff  und  Einteilung,  Kapital-, 
Kapitalrenten-,  Zins-,  Renten-,  Coupon- 
steuer.  Unter  den  Ertrags-  und  Objekt- 
steuern nehmen  die  Vermögenssteuern  einen 
hervorragenden  Platz  ein.  Soll  die  Steuer 
nun  von  dem  »erworbenen«  Vermögen,  von 
den  verliehenen  Kapitalien  (Leihkapital), 
von  den  bezogenen  Renten  (Grundrenten, 
Zinsrenten),  mit  einem-  Worte  von  dom  Kapi- 
talvermögen und  zwar  nach  Ausscheidung 
des  im  Gewerbe  und  zur  Arbeit  verwendeten 
Kapitals  (Risiko)  erhoben  werden,  dann  heisst 
sie  Kapitalsteuer. 

Je  nach  der  Erhebung  vom  Kapital  selbst, 
vom  Kapitalvermögen  oder  den  eigentlichen 
! Zinsen,  Renten  heisst  sie  Kapital-  oder  Kapi- 
talrentensteuer. Wird  das  Kapital  an  der 
Quelle  erfasst,  d.  h.  wird  der  Schuldner  bei 
Ausgabe  von  Wertpapieren  selbst  besteuert 
und  diesem  überlassen,  dem  Gläubiger  l>ei 
der  Zinszahlung  die  Steuer  in  Abzug  zu 
bringen,  so  heisst  sie  CoujKmsteuer.  Aber 
auch  der  Rentenortrag  selbst  ist  verschieden; 
und  danach  muss  auch  die  Kapitalrenten- 
steuer eingeteilt  werden.  Die  Hauptarten 
der  Leihziuserträgnisse  sind : a)  aus  ver- 
sicherten und  unversicherten  Privat-,  Hvpo- 
t heken-,  Faustpfandforderimgen,  Lombard ge- 
sehäften,  verzinslichen  Wechseln,  Schuldver- 
schreibungen, Goschäftsansständen,  Depositen 
bei  Banken  und  dergl:  b)  aus  öffentlichen 
W ert papieren.  Staatssehuldverschreibuiigen. 
Obligationen,  Renteninskriptionen.  Schuldver- 
schreibungen öffentlicher  Korporationen,  Ge- 
meinden. Erwerbsgesellschaften.  Aktienge- 
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Seilschaften,  Prioritätsobligationen  solcher  i 
Körperschaften.  Standesherren,  Fabriken.  I 
Kommanditen  etc.:  c)  Erträge.  Gewinnan- 
teile, Dividenden  aus  Aktien,  Kommanditan- 
teile  von  Kommanditaktiengesellsclmften : 
d)  Leib-,  Zeitrenten  und  annuitätsweise  Ab- 
tragung  von  Kapitalsrenten,  bei  denen  das 
Kapital  in  Rentenform  erscheint.;  e)  soge- 
nannte versteckte  Zinsen  bei  unverzinslichen 
Forderungen,  welche  bei  Staatsanleihen  in 
der  Form  von  Lotterieprämien  und  in  Privat- 
verträgen in  der  Form  von  unverzinslichen 
Darlehen,  Kaufsohillingsfristen  Vorkommen 
und  die  Rente  in  Kapitalform  ausbezahlt 
wird : endlich  f)  Grundrenten,  Pachtzins, 
Erbzins,  sofern  diese  Renten  als  selbständiges 
Steuerobjekt  erfasst  werden  wollen. 

2.  Historische  Entwickelung.  Die  Be- 
steuerung des  Kapitals  und  Rentcneinkommens 
geht  auf  ältere  Zeit  zurück,  als  gewöhnlich  an-  ! 
genommen  wird  Schon  Griechenland  und 
Kam  kannten  die  Besteuerung  des  zinsbaren 
Kapitals,  wozu  Geldvorräte  und  Sklaven  ge- 
rechnet wurden.  Die  et  ruri sehe  Vermögens- 
steuer (eispbora)  wurde  zu  Zeiten  des  erhöhten 
Staatsbedarfes  mit  einem  Fusse  von  2 — 5°0  er- 
hoben. Es  bestand  ein  allgemeiner  Vermögens- 
kataster. In  Rom  wurde  nach  der  Verfassung 
von  Servius  Tnllins  (206  v.  Chr.)  die  Vermögens-  j 
Steuer  nach  dem  Census  reguliert  und  unter 
Kaiser  Augustus  (zur  Zeit  der  Geburt  Christi)  | 
— Ev.  Lucä  2,  1 — die  Steuerreform  nach  dem 
Census  durchgeführt.  Die  diokletianische  capi- ' 
tatio  erfasste  den  bedeutendsten  Teil  des  antiken 
Kapitals  (Sklaven  und  Vieh),  daneben  aber  auch 
das  Handelskapital  In  Deutschland  trat 
die  Zins-  und  Vermögenssteuer  in  dem  altdeut- 
schen ..Schoss“,  „Losung“  in  vielen  Ländern  j 
auf.  Ais  Reichssteuer  finden  wir  nach  Beschluss  j 
des  Frankfurter  Reichstages  (1427)  eine  Steuer 
von  allem  Vermögen  der  Laien  über  200  fl., 
je  1 2 fl.  von  der  Summe  von  200— 1000  fl.,  dann 
1 fl.  von  der  höheren  Summe.  Sie  musste  in 
Nürnberg  abgeliefert  werden,  im  Jahre  1490 
wurde  ebenfalls  eine  Vermögenssteuer  mit  1 fl 
von  500— 1000  fl.,  1 fl.  von  1(.XK)  fl.  und  da- ; 
rüber  beschlossen.  Der  „gemeine  Pfennig“  wurde 
1542  als  deutsche  Reichssteuer  mit  1 % des ! 
Vermögens  erhoben,  was  in  den  Nieder  1 a n den 
als  200ster  Pfennig,  iu  Bamberg  (1420)  als! 
fünfzehnter  Pfennig  erscheint.  Nach  Nürn-| 
berger  Losung  von  1525  und  1702  wurde  der 
sechste  Gulden  von  den  Renten  und  Zinsen 
G6**%)  des  übrigen  Vermögens,  namentlich 
Barschaft,  mit  1 °0  Steuer  belegt.  Nach  Li- 
nier Verordnung  von  1700  mit  1 ..  0 „ aus  ver- 
liehenem Vermögen,  Regensburg  '1705)  mit 
*3%  vom  ausgelieheneu  Kapital  besteuert.  In 
Hessen  - Darmstadt  sind  nach  der Stenerin- 
strnktion  von  1658  ..die  cnpitalia.  davon  die 
peusiones  noch  im  Gang  und  genossen  werden“, 
und  nach  coliurgischem  Rundschreiben  von  1580 
„das  ausgeliehene  Geld“  mit  Steuer  zu  belegen. 

Iu  Bayern  verliehen  die  Städte  im  14.  Jahr- 
hundert (1806;  dem  Herzoge  eine  allgemeine 
Vermögenssteuer  vom  zwanzigsten  Pfennig  <5  0 0), 
im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  eine  Steuer 
von  2%  von  den  Renten  des  Adels,  4 0 0 von 


der  Geistlichkeit,  l1»0»  vuu  dem  Vermögen  der 
Gewerbsleute  und  2 1 a % von  dem  Werte  des 
beweglichen  Vermögens  der  Bauern.  Nach  dem 
Steueredikte  von  1504  wurden  die  Grundrenten 
der  Stifte  und  Klöster  mit  dem  zehnten  Pfennig 
(wenn  sie  aber  nicht  mit  den  Städten  stimmen, 
dem  sechsten  Pfennig  = 164  ,%>,  die  Bauern 
mit  dem  vierzigsten  Pfennige  vom  Pfunde  = 
16*  s % belegt.  Die  Beamten  und  Diener  sind 
von  den  Besoldungen  steuerfrei,  aber  sie  be- 
zahlen ans  den  Renten  von  Zehnten,  Zöllen  und 
ungelegtem  Gehle  10 %.  In  der  Stadt  Mün- 
chen bestimmte  eine  Steuer- Verordnung  vom 
Jahre  1606,  dass  Zinsrenteu  mit  8 schweren 
Pfennigen  (3* , °/„),  Hauszinsen  mit  5,  Leibge- 
dinge mit  3 Pfennigen  vom  Gulden  besteuert 
werden  sollten.  Schon  1647  wurde  die  Steuer 
von  10  °/4  auf  alle  Zinsen,  welche  von  Privaten 
und  Korporationen  und  den  kurfürstlichen  und 
landschaftlichen  Zinszahlämtern  erhoben  wurden, 
ausgedehnt  und  1648  auf  20%  erhöht.  Diese 
Ziusrentensteuer  wurde  aber  nur  zu  Kriegs- 
zwecken und  in  ausserordentlichen  Fällen  er- 
hoben. 1667  trat  eine  Erhöhung  der  Grund- 
rentensteuer ein,  dabei  aber  wurde  bewilligt, 
dass  diese  Abgabe  von  den  Grundlasten  in  Ab- 
zug gebracht  werden  dürfe  (mittelbare  Reuteu- 
besteuerung).  Im  18.  Jahrhundert  bürgerte  sich 
sodann  die  Rentensteuer  als  ständige  Steuer 
ein.  In  Mandaten  von  1771 — 1802  ist  bestimmt, 
dass  die  Pflegegerichte  und  Landsassen  nicht 
allein  von  den  Vormundschaften,  sondern  allen 
geistlichen  und  weltlichen  Personen  von  den 
vorliegenden  Kapitalien  die  Steuer  mit  5,  später 
10%  der  Zinsen  und  Renten  erheben  sollten 
(Zinssteuervcrordmiug  von  1704).  Auch  die  üb- 
rigen Rentenstenern  wurden  verdoppelt. 

Aehnlich  entwickelte  sich  die  Kapitalbe- 
steuerung in  Sachsen.  Nach  dem  Steueredikte 
von  1481  (Codex  Augusteus)  musste  von  allem 
beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen  jähr- 
lich 1 fl.  von  1000  fl.,  2 Groschen  von  100  fl. 
bezahlt  werden.  Jeder  Mensch  musste  sich  auf 
Gewissen  und  Seelenheil  einschätzen.  Nach  dem 
Edikte  von  1561  sollten  namentlich  alle  werbende 
Barschaft,  Zinsen,  so  ausser  Landes  gehen,  Gehl, 
das  ausgeliehcn  ist.  alles  werbende  Geld  ausser- 
halb Sachsens  mit  6 Pfennigen  von  jedem  Schock 
Kapitalwert  (1  Schock  — 6 Groschen  = 1 Mark 
Feinsilber)  bezahlt  werden,  was  einer  Steuer 
von  3%%  der  Renten  gleichkommt.  Auch  für 
die  Markgrafschaft  Lausitz  war  im  Prager 
Vertrage  (1534)  verordnet,  dass  die  Steuer  nach 
der  Schätzung  des  Vermögens  angelegt  werden 
solle.  Im  Jahre  1628  wurde  die  Steuer  I fl. 
von  100  fl.  Kapitalwert  des  ausgeliehenen  Ver- 
mögens, werbender  Barschaft  und  Zinsen,  regu- 
liert. Diese  Rentenkapitalsteuer  wurde  1660 
aufgehoben  und  1742  die  von  dem  englischen 
Minister  William  Pitt  naehgeahmte  progressive 
Einkommensteuer  eingeführt.  Von  nun  an  hört 
die  Personalsteuer  vom  Kapitalbesitz  und  Ren- 
teneinkommen auf:  nur  vorübergehend  (1813 
bis  1833)  taucht  wieder  eine  besondere  Kapi- 
taliensteuer auf.  Erst  1850  wurde  wieder  eine 
eigentliche  Rentensteuer  eingeführt. 

In  Oesterreich  entwickelte  sieh  aus  der 
Türkensteuer  eine  allgemeine  kla>sifizierte  Ver- 
mögenssteuer (1523),  iu  Böhmen  war  bei  der 
direkten  Vermögenssteuer  1527 — 1534,  1537  bis 
1566)  das  zinstragende  Vermögen,  Erb-,  Kam- 
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merzinsen,  bares  Geld,  Interesse  tragende  Kapi-  j 3.  Umfang  der  Steuer:  Steuerobjekt, 


talien  besonders  ins  Auge  gefasst. 


j Steuersubjekt.  Je  nach  der  Art  der  Kapi- 

h auch  der 


In  England  ward  unter  der  Restauration  talbesteuening  («  I)  richtet  siel 

t'mfanf?  dor  bleuer.  AU  S, «Kielte  Ertrags- 
ie  nur  denjenigen  Teil  der  Ziu 


in.  1670  ward  die  Steuer  reformiert  und ; verechiedenen  Steuergesetzen  ganz  ver- 
ii  die  Steuer  festgesetzt  mit  2 sh.  vom  £ schieden.  Eigentlich  soll  derjenige  Teil  des 


bis  1668)  — nachdem  schon  1265  unter  Hein 
rieh  II.  eine  Besteuerung  des  beweglichen  Ver- 
mögens mit  6 d.  auf  1 V in  der  Art  versucht 
worden  war,  dass  in  dem  ersten  Jahre  2 d.  und 
in  den  folgenden  4 Jahren  je  1 d.  entrichtet 
werden  und  zwar  in  den  Kirchen  in  besonders 
aufgestellten  Kästen  bezahlt  werden  sollten  — 
eine  ordentliche  direkte  Vermögenssteuer  ( Monats- 
anlage) eingeführt,  wobei  die  Leib-  und  andere 
Kenten  ausdrücklich  als  Steuerobjekte  benannt 
wurde 
hierbe 

aus  Besoldungen,  6 sh.  von  100  £ beweglichen 
Vermögens  und  15  sh.  von  l'K)  £ (also  * t %) 
Kapital  der  Banken  und  Gläubiger  des  Königs, 
insofern  sie  über  6°/0  Zinsen  bezogen.  Diese 
"besondere  Besteuerung  des  Leihkapitals  kehrte 
vor  dem  11).  Jahrhundert  nur  zweimal,  1688 
und  161)2,  wieder.  Im  letzten  Jahre  wurden  be- 
sonders die  Aktionäre  ins  Auge  gefasst  und 
zwar  die  der  ostindischen  Compagnie  mit  5u/0 
des  Ertrages,  der  afrikanischen  Compagnie  mit 
1 £ und  der  Hudsonsbay-Compagnie  mit  5 £ 
von  jeder  Aktie.  In  den  Jahren  1701  und  171)8 
wurde  mehrmals  der  Versuch  gemacht,  neben 
der  Einkommensteuer  von  Handels-  und  Ge- 
werbekapital 6 d.  aufs  £ (21  ä °/0)  von  verzins- 
liehen Geldanlagen  3 d.  aufs  £ (1%  u „),  von 
Leibrenten,  Pensionen  etc.  4 sh.  aufs  £ (20  *'  0) 
der  Jahresrenten  als  Königssteuer  zu  erheben. 
Doch  wurden  die  Steuern  immer  nach  kurzem 
Bestände  wieder  aufgehoben,  ln  Schottin n d 
wurde  schon  viel  früher  eine  Kapitalrentenbe- 
steuerung  versucht.  1621  und  1633  wurden  alle 
Zinsen  ans  Schuldscheinen  und  Verschreibungen 
aller  Art  mit  5 und  später  mit  6%  % besteuert. 
Da  damals  der  Zinsfuss  10 ",  war,  erachtete 


mg 

Steuer  soll  s 
sen  aus  vorhandenem  Kapitalvermögen 
treffen,  welcher  nach  Abzug  des  JKisiko- 
zinses,  Asscknranzprümie  und  der  Rück* 
zaldungsrente  als  eigentlicher  Zins  erscheint. 
Der  l'mfang  muss  deshalb  in  den  Steuergo- 
setzen  der  einzelnen  Länder  sj*ecifiziert  und 
exemplifiziert  werden,  ist  auch  nach  den 


Zinses,  welcher  über  den  eigentlichen  Ent- 
gelt der  Kapitnlnutznng  (landesüblicher  Zins- 
fuss)  hinausgeht,  keine  Steuern  bezahlen. 
Die  Ausscheidung  <les  eigentlichen  Zinses 
und  der  landesüblichen  Kapitalnutzung  von 
dem  Risikogcwinn  und  Feststellung  dos  üb- 
lichen Zinsfusses  ist  deshalb  so  schwer,  weil 
sieh  letzterer  nach  ganz  anderen  Hegeln 
richtet  und  von  anderen  Umstünden  ab- 
hängig ist  als  von  der  Steuergesetzgebung 
und  weil  das  Risiko  nicht  bloss  den  Dar- 
lehen allein  Eigentümliches  ist.  Jeder  l'nter- 
nehmergewinn  in  Handel  und  Gewerbe  ist 
versteuert  trotz  des  ihm  anhaftenden  Risikos, 
es  ist  deshalb  auch  bei  riskanten  Wertpa- 
pieren oft  schwer  zu  sagen,  welches  Zins- 
erträgnis  der  Desteuerung  unterliegen  soll. 
Ebenso  schwierig  ist  die  Frage  der  De- 
steuerung der  Leih-  und  Zeitrenten,  bei 
welchen  eine  allmähliche  Zurückzahlung  des 
Kapitals  vorausgesetzt  ist.  Theoretisch 
10%  war,  erachtete  nehüg  isb  dass  solche  annuitätsweise  rüek- 
man  die  Steuer  für  zu  gering  und  verlangte  za]lR,ai>^11  Kapitalsten  teil  ebenso  zu  besteuern 
von  den  10%  noch  zwei  weitere  für  den  König  wie  sonstig©  ZinsrentCü.  da  bei  dem 

* • ' %).  161K)  wurde  die  Steuer  Annuitätskapital  der  Gläubiger  des  Kapitals 


(also  im  ganzen  26  a 
wegen  Ludurcbfiihrbarkeit  aufgehoben.  Die 
Kapitalrentensteuer  trat  dann  erst  in  der  im 
Jahre  1842  eiugeführten  Einkommensteuer 
wieder  auf. 

ln  Frankreich  war  bekanntlich  vom  14. 
und  15.  Jahrhundert  angefangen  bis  zum  Ende 
des  Ancien  Regime  die  tnille  (talin)  die  Haupt- 
steuer. In  derselben  sind  auch  die  Renten  und 
andere  Einkünfte  besteuert.  Sie  wurde  anfangs 
nicht  regelmässig  erhoben,  sondern  von  den 
Reichsstäuden  auf  bestimmte  Jahre  und  für  be- 
stimmte Ausgaben  bewilligt.  Erst  Ende  des 


dem  Schuldner  das  Kapital  seihst  (ange- 
geben hat  und  er  nunmehr  Renten  bezieht. 
Praktisch  wird  aber  solchen  Anstalten, 
welche  regelmässig  Geld  gegen  Rückzahlung 
in  Annuitäten  auslcihcn.  die  Vergünstigung 
eingeräumt  werden  müssen,  sich  von  ihren 
Schuldnern  die  Steuerbeiträge  nach  der 
Massgabc  der  wirklichen  Zinsen  abrechneu 
zu  lassen.  Bei  Ren  tenanst  alten  auf  Gegen- 
seitigkeit, bei  welchen  die  Anstalt  das  Risiko 
trägt,  ist  die  Anstalt  die  Vereinigung  der 
lo  Jahrhunderts  wurden  sie  den  Königen  zur , Beitragenden  (Gläubiger  und  Schuldner  sind 
Haltung  eines  Soldheeres  definitiv  als  festes  - - — - - 


Steuereiukommen  bewilligt.  (Im  Jahre  145)8  war 
sie  mit  1,2  Mill.  £ (gleich  0.564  Mill.  Francs 
heutigen  Geldes  und  GÖ.86  Mill.  Francs  heutigen 
Geldwertes)  in  den  Etats  generaux  eingesetzt.) 
Mit  Patent  von  1775  waren  die  Renten  mit 
5 % belegt. 

In  den  alt  branden  hu  r gischen  Landen 
war  es  die  „Bede“,  welche  als  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer auf  dem  Lande  nach  dein  Zinse 
geregelt  war,  der  von  den  Bauernhöfen  an  den 
Grundherrn  zu  zahlen  war.  Eine  besondere 
Entwickelung  der  Kapitalbesteuerung  hat  aber 
in  den  preussischen  Landen  nie  stattgefunden. 


liier  identisch),  welche  ihre  Einlagen  und 
die  Zinsen  wieder  nach  statutarischen  Regeln 
unter  sieh  verteilen.  Ein  Steuerbeit  rag  der 
Rentenempfänger  an  die  Gesellschaft,  wird 
daher  nicht  stattzufinden  haben.  Schwierig- 
keiten bietet  hierdurch  oft  die  Ausscheidung 
des  Geschüftskapitales  — das  in  dem  Ge- 
werbsuuternehmeu  arbeitende  Kapital,  das 
mit  der  Erwerbsgewerhesteuer  zu  belegen 
ist  — von  dem  »ausgelielicnen«  Leihkapital, 
das  allein  mit  der  KapitalsteUer  gefasst, 
werden  darf.  Ebenso  unsicher  im  Priueip 
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ist  auch  die  Anlage  der  Kapitalrentensteuer  | 
auf  versteckte  Zinsen,  die  entweder  in  un-  j 
verzinslichen  Forderungen  (Kaufschillings- 
fristen  und  dergl.)  oder  in  Prämien-  und 
Lotterieanlehen  des  Staates  oder  anderen  j 
Korporationen  stecken.  Richtig  wird  wohl 
auch  hier  ein  Erlass  der  versteckten  Zinsen, 
deren  Feststellung  dem  Ermessen  überlassen 
bleiben  muss,  mit  der  Rentensteuer  auzu- 
nehmen  sein. 

Die  weitaus  schwierigste  Frage  bleibt ; 
aber  bei  der  Kapitalrentensteuer  immer  die 
Frage  der  Besteuerung  der  Aktiengesell- 
schaften, der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften. Die  Dividenden,  welche 
eigentlich  den  Zins  aus  dem  Reinerträge 
darstellen,  unterscheiden  sich  wenig  von 
den  Zinsen  aus  Obligationspapieren  und 
sollten  eigentlich  überall  mit  der  Kapital- 
rentensteuer betroffen  werden,  dagegen  wird 
der  sonstige  Rentenertrag  aus  den  in  Ge- 
werben und  Gewerbsunternehmuugen  ange- 
legten Betriebskapitalien  oder  der  zum 
Zwecke  des  gewerbsmässigen  Umsatzes  er- 
worbenen Wertpapiere  (bei  Banken  und 
Bankiers)  besser  mit  der  Gewerbesteuer  zu 
belegen  sein.  Dass  liier  aber  ein  inniger 
Zusammenhang  zwischen  den  beiden  Steuer- 
arten besieht,  ist  unzweifelhaft.  Von  In- 
teresse ist  die  Einreihung  in  die  eine  oder 
andere  Steuer  selbstverständlich  hauptsäch- 
lich wegen  des  Steuerfusses,  der  bei  der 
Kapitalsteuer  gewöhnlich  höher  ist  als  hei 
der  Gewerbesteuer.  Von  Wichtigkeit  ist 
hier  auch  die  Frage  des  Abzuges  bezw. 
Feststellung  des  Reinertrages,  worüber  unten 
sub  4 zu  handeln  sein  wird. 

Was  das  Steuersubjekt  anbelangt,  so 
unterliegt  keiner  Schwierigkeit  die  Besteue- 
rung jedes  Inländers  aus  den  Renten,  welche 
aus  inländischem  Kapitale  fliessen.  Schwie- 
riger ist  schon  die  Frage  der  Besteuerung 
der  Inländer  aus  Renten  von  ausländischen 
Quellen  (Kapitalanlagen).  Hier  würde  wold 
das  richtigste  sein,  diese  Renten  nach  Abzug 
der  im  Auslande  etwa  bezahlten  Steuern 
im  Inlande  zur  Besteuerung  heranzuziehen, 
selbst  auf  die  Gefahr  hin,  eine  Doppelbe- 
steuerung vorzunehmen,  da  es  mangels  von 
Staatsvertrügen  Sache  des  fremden  Staates 
ist,  diese  Renten  freizulassen  bezw.  die 
Steuer  abziehen  zu  lassen.  Ist  ja  doch 
jede  Kapitalsteuer,  selbst  wenn  sie  Ertrags- 
oder Objektsteuer  ist,  eine  Personalsteuer, 
der  jeder  im  liilaiule  wohnende  Rentenbe- 
zieher mit  seinen  gesamten  Renten  unter- 
worfen sein  soll.  Der  im  Auslande  wohnende 
Staatsangehörige  wird  nur  mit  den  aus  dem 
Inlande  stammenden  Kapitalrenten  durch 
Steuer  herangezogeu  werden  können.  Aus- 
länder. welche  im  Inlande  wohnen  und  hier 
ihre  Renten  gemessen,  werden  auch  für 
ihren  sämtlichen  Rentenbesitz  im  Inlande 


zur  Kapitalsteuer  herangezogen  werden 
müssen,  da  sich,  wie  bemerkt,  die  Personal- 
besteuerung nur  nach  dem  Wohnorte  des 
Rentenbesitzers  richten  kann. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  nicht  der 
Rentenbesitzer  mit  dem  Rentenertrage,  son- 
dern wenn  das  Kapital  an  der  Quelle  be- 
steuert wird  (C o u p o n s t e u e r).  Hier  richtet 
sich  die  Besteuerung  nicht  nach  dein  Wohn- 
orte des  Rentenbesitzers,  sondern  dem 
Schuldner  des  Darlehnsgeschäftes.  Diese 
nach  englischem  Vorbilde  geschaffene  und 
in  vielen  Ländern  eingeführte  Zinscoupou- 
steuer.  welche  die  Rente  in  Form  einer 
vom  Schuldner  vorschussweise  zu  erhebenden 
Steuer  erfasst,  hat  allerdings  den  Vorzug 
einfachen  und  sicheren  Verfahrens  und  er- 
möglicht ohne  Mühe  die  Heranziehung  aus- 
ländischer Besitzer,  inländischer  Effekten. 
Gegen  sie  spricht  aber,  dass  die  Renten  von 
Kapitalsanlagen  im  Auslande  sich  der  Be- 
Steuerung  meistens  entziehen  können,  wenn 
sie  nicht  mit  der  Rentensteuer  vereinigt 
wird.  Dadurch  besteht  Gefahr,  dass  das 
Kapital  sich  von  inländischen  Anlagen  zu- 
rückzieht und  im  Auslände  Verwertung 
sucht.  Auch  darf  sie  nie  zu  hoch  sein,  da- 
mit nicht  die  Wertpapiere  im  Kurs  gedrückt 
werden,  in  welchem  Falle  meist  der  Staat 
selbst  die  Steuern  tragen  müsste,  was 
wieder  dazu  führt  und  geführt  hat.  für  ein- 
zelne Staatsanleihen  Steuerfreiheit  zu  ge- 
währen, ein  mit  Rücksicht  auf  die  Anlage- 
fähigkeit des  Privat kapitals,  des  Staatskredits 
und  der  Steuergerechtigkeit  immerhin  be- 
denkliches Mittel. 

4.  Abzug.  Steuerfreiheit.  Steuerfuss. 

Eine  grosse  Rolle  für  Festsetzung  des  Ren- 
tenerträgnisses spielt  die  Frage,  was  an  den 
Renten  (Zins)  etwa  zu  zahlende  Schuld- 
zinseti  und  andere  auf  den  Renten  lastende 
leisten  dem  Rentenbesitzer  in  Abzug  ge- 
bracht werden  dürfen.  Diese  Frage  ist  in 
den  Steuergesetzen  verschieden  beantwortest. 
Will  die  Kapitalrentensteuer  eine  Ertrags- 
steuer sein  und  ist  sie  in  einem  Staate 
einem  Ertragssteuersystem  eingefügt,  so 
wird  der  Abzug  principiell  unzulässig  er- 
scheinen und  — ist  er  gestattet  — die 
Forderung  der  Abzugszulässigkeit  auch  hei 
den  übrigen  Steuern  unterstützen,  denn  es 
ist  in  steuerrechtlicher  Beziehung  doch  kein 
, Unterschied,  ob  ich  die  Wertpapiere  im 
Kasten  liegen  liabe  oder  in  Grund  und 
, Boden,  insbesondere  im  Hausbesitz  in 
! grösseren  Städten  — eine  beliebte  Kapital- 
' anlage  — anlege.  Anders  ist  die  Frage 
■ aus  Billigkeitsgiünden  oder  bei  Durchführung 
des  Emkommensteuerprincips  zu  betreiben. 
Nicht  ausser  Auge  zu  lassen  ist  immerhin 
, die  Thatsache,  dass  bei  Nichtgewährung 
| des  Schuldzinsenabzuges  die  Zinsen  doppelt 
! und  zwar  mit  derselben  Steuer  beim 
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Schuldner  und  beim  Gläubiger  belegt  sind. 
Die  Frage  des  Schuldenabzuges  ist  insbe- 
sondere bei  der  Besteuerung  der  Erwerbs- 
und Aktiengesellschaften  sowie  der  Banken 
in  der  Praxis  ungemein  schwer  zu  beant- 
worten ; es  würde  zu  weit  führen,  hier  diese 
Frage  eingehend  zu  besprechen. 

Steuerfreiheiten  sollen  bei  der 
Kapitalrentensteuer  nach  der  Natur  der  Er- 
tragssteuer möglichst  beschränkt  sein.  Kleine 
Renten  können  steuerfrei  bleiben,  was  seinen 
Grund  in  der  proportionalen  Progression 
der  Steuer  hat:  ebenso  Anstalten  und  Kor- 
porationen, die  nur  der  Erziehung  und 
Wohlthätigkeit  lel»cn. 

Den  Steuer fuss  betreffend  wird  wohl 
als  richtig  anerkannt  werden  müssen,  dass 
derselbe  höher  sein  darf  und  soll  als  bei 
der  Grund-  und  Haussteuer  und  auch  l»ei 
der  Gewerbe-  und  Einkommensteuer,  weil 
einerseits  die  Steuerkraft  eines  Rentenbe- 
sitzers überhaupt  eine  höhere  ist  und  anderer- 
seits weil  das  sogenannte  fundierte  Ein- 
kommen eine  höhere  Belastung  verträgt  ;ds 
das  unfundierte.  Aber  doch  muss  mit  der 
nötigen  Zurückhaltung  vorgegangen  werden, 
weil  nicht  bloss  die  Kapitalrentensteuer  auf 
gewisse  Schulden  ftberwälzt  werden  kann, 
und  dann  doppelt  lästig  wirkt,  sondern  weil 
immer  die  Gefahr  besteht,  dass  das  Kapital 
sich  dem  Auslande  zuwende. 

Eingehende  Bedenken  bei  den  gesetz- 
gebenden Faktoren  hat  auch  die  Frage  um- 
fasst, ob  gegen  die  mögliche  Steuerüber- 
wälzung vom  Rentenbesitzer  auf  den 
Gläubiger  gesetzliche  Kautelen  gegeben 
werden  müssten.  Man  hat  auch  in  einigen 
Staaten  die  Ueberwälzung  mit  Strafe  be- 
droht und  Verträge,  welche  eine  solche  Ab- 
wälzung beabsichtigen,  als  nichtig  erklärt; 
allein  bei  der  Couponbesteuerung  wird 
principiell  der  Schuldner  besteuert,  wol>ei 
sich  der  Rentenbesitzer  bei  der  Zinszahlung 
die  Steuer  höchstens  in  Abzug  bringen 
lassen  muss. 

5.  Anlage,  Einschätzung.  Erhebung. 

Die  Anlage  hat  fast  überall  zu  erfolgen  auf 
Grund  von  Selbstfassionen,  wobei  der  De- 
klarationszwang  mit  strafrechtlichen  Kon- 
trollen umgeben  ist.  Hierbei  übt  Oeffent- 
lichkeit  der  Steuorlistcn,  eidliche  Angabe 
des  Pflichtigen  — nach  früherem  badischen 
Gesetze  — Kontrolle  bei  Erbschaftsfällen, 
amtliche  Mitteilung,  hohe  Hinterziehungs- 
und Ordnungsstrafen  den  besten  Einfluss. 
In  neuerer  Zeit  wird  eine  Meldung  aber 
auch  des  Schuldners  (Staatsschuldhüclier, 
Wertpapiere  auf  Namen,  Schuldenabzugs- 
register,  Kapitalienregister.  Angabe  der  Pri- 
vatschuldverschreibungen. Registrierungs- 
zwang für  die  Gläubiger,  ja  selbst  Meldan- 
gabe bei  Depositen.  Kassenabzüge  für  Steuern 
der  Einleger)  von  der  Fiuanzwissenschaft 


gefordert.  Allein  in  dieser  Beziehung  ist 
mit  einiger  Vorsicht  vorzugehen. 

Auf  Grund  dieser  Deklaration  und  auch 
ohne  sie  wird  die  steuert »are  Rente  durch 
eine  aus  bürgerlichen  Elementen  als  Kon- 
troll-.  Steuer-  und  Instanzkommission,  in 
denen  der  Fiskus  durch  eigene  Organe 
(Staatsanwälte,  Vertreter,  Steuerinspektor) 
vertreten  sein  muss,  festgesetzt.  Die  Er- 
hebung hat  mit  den  anderen  Personal  steuern 
durch  die  Steuerbehörden  zu  erfolgen. 

II.  Positive  Gesetzgebung. 

(».  Prenssen.  In  Preussen  besteht  eine 
eigene  Kapitalrentensteuer  nicht.  Das  mobile 
Leilikapital  ist  in  dem  Einkommensteuer- 
gesetz. soweit  es  überhaupt  erfasst  wird, 
getroffen.  Sowohl  nach  den  früheren  Ein- 
kommensteuergesetzen als  nach  dem  G.  v. 
24.  Juni  1891  und  der  Ausführungsan- 
weisung vom  5.  August  1891  §§  7 und  62 
bezw.  Art.  7 — 9 unterliegt  der  Einkommen- 
steueralles Einkommen  aus  Kapitalvermögen, 
als  Zinsen,  Renten  und  geldwerte  Vorteile 
aus  Kapitalien  jeder  Art.  soweit  diese  Be- 
züge nicht  hei  l.*nd  Wirtschaft-,  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  behufs  Ausmittelung  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  aus  Grund- 
vermögen. Pachtungen,  Handel  oder  Gewerbe 
als  Teile  des  Geschäftsertrages  in  Rechnung 
zu  bringen  sind.  Insbesondere  sind  aufge- 
führt ausser  Zinsen  und  Renten  aus  Kapi- 
talforderungen die  Dividenden.  Zinsen.  Aus- 
beuten und  Gewinnanteile  von  Aktiengesell- 
schaften, Kommandit-,  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften. Zinsen,  welche  in 
unverzinslichen  Forderungen  stecken  und 
vereinnahmte  Gewinne  aus  den  zu  Speku- 
lat  ionszwecken  unternommenen  Veräusse- 
rungeu  von  Wertpapieren  und  Forderungen 
abzüglich  der  Verluste  bei  diesen  Geschäften. 
Es  macht  bei  der  Einkommensteuer  keinen 
Unterschied,  ob  das  Kapital,  aus  welchem 
die  Renten  fliessen,  in  Prenssen  oder  in 
einem  anderen  Bundesstaate  oder  im  Aus- 
lände angelegt  ist.  Als  landesüblicher  Zins- 
fuss  ist  4 " o erklärt.  Dividenden  und  dergl. 
werden  nach  dem  Stande  der  Steuererklärung 
und  im  Durchschnittsertrage  der  letzten  2 
bezw.  3 Jahre  berechnet.  Der  Steuerfuss 
bewegt  sich  in  Klassen  von  900  Mark  Renten 
angefangen  mit  *,3°'o  bis  3%  bei  tOÜUO 
Mark  Einkommen  und  mehr  und  steigt  bei 
höheren  Einkommen  bis  4 ° o.  (Vgl.  d.  Art. 
Einkommensteuer  in  Deutschland 
oben  Bd.  111  S.  383  ff.) 

Der  wiederholte,  insbesondere  im  Jahre 
1884  erneuerte  Versuch,  eine  Kapitalrenten- 
steuer  als  Ertragssteuer  ein  zuführen,  scheiterte 
bisher  trotz  wärmster  Befürwortung. 

Erst  durch  die  sogen.  Ergüuzungssteuer 
vom  14.  Juli  1893  7 ff.  wurde  auch  das 

Kapitalvermögen  (Bargeld,  verzinsliche  und 
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unverzinsliche  Forderungen.  Aktien-  und  Au- 
teilschoine,  Teil-  und  sonstige  Renten)  der 
besonderen  Steuer  unterworfen.  Als  Abzug 
bei  Berechnung  des  Aktivvermögens  hat ; 
zu  gelten  der  Schuldenstand  an  dinglichen  I 
und  persönlichen  Kapitalschulden  mit  Aus- 
nahme der  Haushaltungsschulden.  Der 
Steuersatz  ist  progressiv,  die  Veranlagung 
geschieht  auf  der  Grundlage  für  die  Ver- 
anlagung der  Einkommensteuer.  Höchste 
Instanz  bildet  das  Oberverwaltungsgericht. 
Das  weitere  siehe  im  Artikel  Einkom- 
mensteuer a.  a.  0. 

7.  Bayern.  Am  Anfänge  dieses  Jahr- 
hunderts — im  Jahre  1809  — wurden  in  Bayern 
alle  bisher  bestandenen  Personalsteuern  aufge- 
hoben und  an  ihre  Stelle  trat  das  „Familien- 
schutzgeld“, eine  Klassensteuer,  welche  in  Ziffer 
4 auch  eine  sehr  schonende  Kapitalrentensteuer 
in  sich  begriff.  Dazu  kam  im  Jahre  1813  eine 
monatliche  Personalkriegssteuer,  welche  in  der 
III.  Klasse  die  Kentenbesitzer  in  16  Unter- 
klassen behandelte  und  sie  mit  Vs  !o  der  Rente, 
über  50 000  fl.  Renten  aber  mit  weuiger  belegte, 
einen  Schuldziusabzng  aber  nicht  gestattete. 
Im  Jahre  1814  wurden  Schutzgeld  und  Kriegs- 
steuer aufgehoben  und  eine  „allgemeine  Fa-  j 
miliensteuer“  auf  Grundlage  des  Schutzgeldes  ; 
eingeführt.  Die  VI.  Klasse  enthielt  eine  Kapi- 
talrentenstener,  aber  sehr  unausgebildet.  Neben 
der  Familieusteuer  waren  nur  Grund-,  Haus-, 
Gefälle-  und  Gewerbesteuer  eingeführt.  Eine 
besondere  Bestenerung  des  persönlichen  Er- 
werbes und  der  Renten  blieb  aus. 

Erst  das  Jahr  1848  zeitigte  eine  vollständige 
Umwälzung.  Die  Regierung  legte  einen  Ent- 
wurf von  nur  9 Artikeln  vor,  nach  dem  die 
Darlehnsforderungen  aller  Art  und  Aktien  einer 
Steuer  von  3 Kreuzer  vom  Gulden  (5°/0!  unter- 
worfen sein, Wohl  thätigkeitsanstalten  derStaaten, 
Bankgeschäfte  und  Sparkassen  frei  Ideiheu  sollten. 
Der  Pflichtige  sollte  „auf  Eine  und  Gewissen“ 
fatieren,  ein  Ausschuss  die  Steuer  festsetzen. 
Der  Gesetzentwurf  wurde  bald  umgeändert,  der 
Steuerfuss  auf  2 Kreuzer  (3%  %)  erniedrigt, 
der  Abzug  von  Passivzinsen  gestattet,  Steuer- 
freiheit auf  Kultusstiftnngeu  ausgedehnt  und 
ein  Steuerminimum  von  1000  Gulden  freigelassen. 
Der  Steuerertrag  war  minimal.  498474  Gulden 
entsprachen  einem  Kentenertrage  von  15  und 
einem  Kapital  von  335  Millionen  Gulden.  Schon 
am  11.  Jnli  1850  wurde  ein  neues  Gesetz,  eine 
Vereinigung  des  Einkommen-  und  Kapitalrenteu- 
steuergesetzes  sanktioniert,  in  dem  der  Grund- 
satz einer  progressiven  Einkommensteuer  zur 
Geltung  gebracht  wurde.  Der  Ertrag  — ins-  \ 
besondere  mit  Rücksicht  auf  das  englische  Ein- 
kommensteuergesetz — blieb  wieder  hinter  den  I 
Erwartungen  zurück.  Dieses  Gesetz  wurde 
durch  ein  neues,  infolge  Aufhebung  des  formell 
verbundenen  Einkommensteuergesetzes  not- 
wendig gewordenes  Kapitalrentensteuergesetz 
vom  31.  Mai  1856  ersetzt,  das  einen  progres- 
siven Steuerfuss  von  1— 3°0  von  den  Renten 
einführte:  der  Abzug  der  Passivzinsen  wurde 
gestattet.  Der  finanzielle  Ertrag  war  nicht  un- 
günstig. Erstieg  im  Jahre  l8o8/59  auf  850000  i 
Gnlden,  was  bei  einem  durchschnittlichen  Steuer- 
fusse  von  2 °/0  einer  Rente  von  32  Millionen  | 


und  diese  bei  4 % Zins  einem  Kapital  von  800 
Millionen  Gulden  entspricht. 

Mit  G.  v.  19.  Mai  1881  wurde  sodann 
dieses  Gesetz,  auf  der  bisherigen  Grundlage 
verbleibend,  revidiert  und  mit  Deklaration 
vom  21.  April  1884  der  Kreis  der  Steuer- 
befreiungen erweitert. 

Nach  diesen  Gesetzen  sind  in  Bayern 
alle  Zinsen-  und  Renten  aus  Reichs-  und 
Staatsanlehen  deutscher  und  ausserdeutscher 
Staaten,  Anlehen  der  Gemeinden  und  öffent- 
lichen Verbände,  Zinsen  jeder  Art  von  Kapi- 
talien, versicherten  und  nichtversicherten, 
Hinterlegungsgeldern,  Vorschüssen,  Hand- 
seheinsforderungen, Dividenden  und  Aktien 
oder  Geschäftsanteilen  von  Unternehmungen 
jeder  Art,  Aktiengesellschaften,  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  das  Unternehmen  in  Bayern 
oder  sonstwo  einer  anderen  Steuer  unter- 
liegt, Zinsen  von  unverzinslichen  Zielforde- 
rungen, Wechseln  und  anderen  Kapitalsforde- 
ningen der  Kapitalrentensteuer  unterworfen. 
Ausgeschlossen  sind  die  Zeitrenten,  welche 
der  geringeren  Einkommensteuer  unterworfen 
sind.  Der  Steuerfuss  ist  progressiv  nach 
Klassen  von  IV2  % bei  einer  Jahresrente 
von  40  Mark  angefangen  bis  zu  3lh  % von 
einer  Rente  über  1000  Mark.  Kapitalrenten, 
welche  schwankend  sind,  werden  mit  3 °/o 
des  Nennwertes  der  Kapitalforderung  be- 
reclmet.  Das  jeweilige  Finanzgesetz  be- 
stimmt Zu-  und  Abschläge;  z.  B.  besteht 
ein  Zuschlag  von  1 Pfennig  pro  Mark  der 
Steuer.  Steuerfrei  sind  ausser  dem  Staate 
Wohlthätigkeits-  und  Unterrichtsanstalten 
und  Stiftungen,  unvermögende  Kultusstif- 
tungen, Genossenschaften  mit  fremdem  Ka- 
pital, insofern  der  Rentenertrag  von  den 
Teilnehmern  versteuert  wird,  der  Rentener- 
trag aus  den  in  Gewerben  angelegten  Be- 
triebskapitalien, nicht  aber  die  im  Gewerbe 
angelegten  dauernden  Kapitalsanlagen,  er- 
werbsunfähige Personen  und  Witwen  sowie 
minderjährige  Waisen  mit  Renten  von  unter 
200  bezw.  500  Mark.  Als  Abzugsposten 
dürfen  in  Abzug  gebracht  werden  alle  von 
den  Steuerpflichtigen  zu  zahlenden  Passiv- 
zinsen und  die  auf  den  Renten  ruhenden 
privatrechtlichen  Lasten.  Die  Steuer  wird 
von  den  Rentenbesitzern  bezahlt,  eine  ver- 
tragsmässige  Ucberuahme  durch  den  Schuld- 
ner ist  ungiltig.  Der  Steuerpflicht  sind 
unterworfen  alle  Staatsangehörigen : haben 
sie  ausser  Bayern  in  Deutschland  den  Wohn- 
sitz, unter  Berücksichtigung  des  Reichsge- 
setzes  v.  13.  Mai  1870  über  Dopiielbesteuc- 
rung,  wohnen  sie  im  Auslande  (ausser 
Deutschland),  mit  den  »aus  Bayern  bezogenen 
Renten«.  Nichtbayern,  welche  einem  Staate 
in  Deutschland  angehören  und  in  Bayern 
wohnen,  sind  ebenfalls  der  Steuer  unter  Be- 
rücksichtigung des  Doppdsteuergesetzes 
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unterworfen;  sonstige  Ausländer  mit  jenen 
Renten,  welche  sie  aus  Bayern  beziehen. 

Jeder  Steuerpflichtige  muss  bei  der  Ge- 
meindebehörde fatieren  und  Abzugsposten 
deklarieren,  die  Steuerfestsetzung  erfolgt  in 
einem  Ausschüsse,  welcher  von  vier  aus 
dem  Steuerbezirke  gewählten  und  einem 
fünften  von  der  Gemeindeverwaltung  be- 
stimmten Mitgliede  unter  dem  Vorsitze  des 
Verwaltungsbeamten  gebildet  -wird.  Der 
Steuerbeamte  fungiert  als  Staatsanwalt. 
Alle  Staats-  und  Gemeindebehörden  sowie 
Notare  sind  verpflichtet,  Aufschlüsse  zu  er- 
teilen. Die  Einsteuerung  sowie  die  Verhand- 
lungen sind  geheim.  Gegen  die  Festsetzung 
der  Rente  durch  den  Steuerausschuss  steht 
dem  Pflichtigen  und  dem  Staatsanwalte 
Berufung  zu  einer  Steuerberufungskommis- 
sion zu,  welche  aus  dem  obersten  Verwal- 
tungsbeamten eines  Regierungsbezirks  (Präsi- 
denten), fünf  bürgerlichen  Beisitzern  und 
zwei  vom  Finanzministerium  ernannten  (ge- 
wöhnlich rechtskundigen)  Mitgliedern  ge- 
bildet ist.  Das  Finanzministerium  ordnet 
einen  Finanzbeamten  als  Staatsanwalt  ab. 
Die  Beschlüsse  der  Berufungskommission 
sind  inappellabel,  doch  hat  das  Finanz- 
ministerium das  Recht,  bei  unrichtiger  Ge- 
setzesanwendung zum  Nachteile  des  Steuer- 
pflichtigen ganz  oder  teilweise  nachzulassen. 
Die  Steuerperiode  dauert  2 Jahre.  Aende- 
rungen  werden  mit  dem  nächsten  .Steuer- 
ziele vom  Rentamte  berücksichtigt,  wenn  die 
Mehrung  1 00  Mark  übersteigt.  Die  desfall- 
sigen  Aenderungen  müssen  auf  Verlangen 
des  Pflichtigen  dem  nächsten  Steueraus- 
schusse  zur  Prüfung  vorgelegt  werden. 
Wegen  Nicht-  oder  unrichtiger  Fassion 
treten  Ordnungs-  und  Hinterziehungsgeld- 
strafen ein.  letztere  können  bis  zum  zwan- 


mission  als  dritter  Instanz.  Verbesserung 
des  Verfahrens  in  allen  Instanzen,  Erweite- 
rung der  Befugnisse  der  Einsteuerungsbe- 
hörden, Verschärfung  der  Strafmittel,  Aus- 
dehnung der  Steuerpflicht  auf  Ausländei-, 
genaue  Voi-schriften  über  die  Steueraus- 
scheidiuig  bei  mehreren  Wohnsitzen  sowie  für 
die  Gemeindeumlageuerhebung  — s.  d.  Art. 
Gewerbesteuer  oben  Bd.  IV  S.  535ff.  — ) 
wurde  in  dem  neuen  Gesetz  zunächst  Steuer- 
freiheit für  Kapitalrenten  unter  70  Mark  ge- 
währt, eine  Erweiterung  der  Ennässigungs- 
und  Befreiungsbcsteuerungeu  überhaupt  vor- 
genommen. z.  B.  Steuerbefreiungen  für  land- 
wirtscliaft  liehe  Genossenschaften,  Herab- 
setzung der  Steuer  auf  die  Hälfte,  wenn  der 
Kapital rontcnbesilzer  unter  2t  WMj  Mark  Rente 
und  sonst  kein  anderes  Einkommen  besitzt. 
Der  Satz  der  Kapitalrentensteuer  wurde  mit 
1*2  ° o vou  70 — lOO  Mark  Rente  ansteigend 
bis  4 °o  bei  eiuer  Rente  von  mehr  als 
100000  Mark  fixiert,  dabei  den  bisherigen 
Klassensätzen  ein  neuer  mit  33/<  % bei  einer 
Rente  von  300()0 — lOOOlMJ  Mark  eingefügt. 

Der  sogenannte  vGeneraljwmion«  wurde 
mit  Finanzministerialcntschliessung  vom  24. 
August  1800  erneuert. 

8.  Württemberg.  In  Württemberg  wurde 
durch  eine  Verordnung  vom  Jahre  1810  von 
verzinslichem  K a p i t a 1 v e r m ö ge  u eine 
Steuer  von  1 2 °'o  des  Kapitals  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  des  Zinsfusses  und  ohne 
Abzug  der  Schulden  gefordert.  Nach  einer 
vorübergehenden  allgemeinen  Vermögens- 
steuer folgte  im  Jahre  1821  in  Verbindung 
mit  der  Besteuerung  von  Besoldungen  ein 
neues  Kapitalsteuergesetz,  wonach  * a °'o  der 
Steuer  den  Steuerfuss  bildete.  1836  wurde 
er  auf  1 11  °.o  herabgesetzt,  1849  wieder  auf 


°o  erhöht.  Der  Ertrag  war  unbefriedigend, 
zigfachen  Betrage  derjenigen  Jahressteuern  , hauptsächlich  infolge  < ier  vielen  Steuerl»e- 
ausgesprochen  werden,  deren  Hinterziehung 
unternommen  wurde.  In  Verlassenschafts- 
fällen haben  alle  beteiligten  Gerichte  und 
Behörden,  Hinterbliebenen  und  Vormünder 
Anzeige  zu  erstatten. 

Der  Ertrag  der  Steuer,  welcher  im  Jahre 
1800  auf  3800000  Mark  stieg,  wurde  haupt- 
sächlich dadurch  gehoben,  dass  der  bayerische 
Finanzmiiiister  schon  zweimal  einen  sogen. 

»Geueralpardon«  erliess,  d.  h.  von  allen 
II i u terzien uugsstrafen  Umgang  nahm,  wenn 
bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  neu,  d.  h. 
ohne  Ausweis  der  Rentenmehrung  neu  fa- 
tiei-t  wurde. 

Durch  die  Revision  des  Gesetzes  über 
die  drei  direkten  Steuern  (Einkommen-,  Ka- 
pitalrenten- und  Gewerbesteuer)  in  dem  G. 
v.  0.  Juni  1890  wurde  auch  das  Kapital- 
rentensteuergesetz einer  einschneidenden  Re- 
vision unterzogen.  Neben  den  allen  drei 
Steuergesetzeu  gemeinsamen  Verbesse- 
rungen (Scliaffung  einer  Oberberufungskom- 


freiungen.  Das  steuerpflichtige  Vermögen 
betrug  1849  nur  235  Millionen  Gulden  oder 
134 3. 1 Gulden  auf  den  Kopf  (in  Bayern  in 
diesem  Jahre  S23.  i Gulden,  in  Baden  144 
Gulden).  Im  Jahre  1852  kam  dann  eine  durch- 
greifende Reform.  Die  Realsteuern  blieben 
noch  unverändert  (erst  durch  das  G.  v.  28. 
April  1873  wurde  auch  die  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer  reformiert),  da- 
gegen mit  G.  v.  19.  September  1853  die 
Persouaisteuer  — speoieUe  Einkommen-  und 
Kapitalsten«-  — revidiert.  Dieses  Gesetz 
mit  einigen  Abänderungen  (G.  v.  13.  Juni 
18S3)  bildet  noch  heute  die  Grundlage. 
Steuerpflichtig  ist  das  gesamte  Kapitalver- 
mögen, unverzinsliche  Forderungen  und  An- 
lehenslose, auch  Leib-  und  andere  Zeit- 
renten, Aj«magen,  Alters  Pensionen,  Präben- 
den,  Aktienerträgnisse  (Dividenden),  nur  in- 
sofern, als  sie  nicht  der  Gewerbesteuer 
unterliegen.  Abzüge  vou  Passivzinsen  sind 
nicht  gespittet.  Steuerfrei  sind  dio  als 
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Diensteinkommen  Ixv.ogenen  Kapitalrenten, 
ebenso  Kapitalrenten  aus  <lem  Auslande, 
Ausländer  mit  den  aus  Württemberg  be- 
zogenen Renten  sind  steuerpflichtig.  Die 
Steuer  wird  von  der  Finanzbehörde  festge- 
setzt und  in  Prozenten  der  Renten  (nicht 
in  Klassen  erholten.  Das  Finanzgesetz  be- 
stimmt den  Steuersatz  z.  Z.  4,8  °/o  von  100 
Mark  Renten.  Die  Steuerbehörde  ist  befugt, 
von  den  Ortsbehörden,  Dienstherren  etc. 
Auskunft  zu  verlangen,  woraus  sich  einsehr 
gründliches  Inquisitionsverfaliren  entwickelt 
hat.  Die  Strafbestimmungen  sind  ziemlich 
scliarf. 

Seit  dem  Jahre  1895  steht  auch  iu 
Württemberg  die  Frage  einer  ergänzenden 
allgemeinen  Einkommensteuer  im 
Vordergründe  der  gesetzgeberischen  Behand- 
lung. Mit  dieser  Steuer  sollen  alle  Ertrags- 
Steuern,  auch  die  Kapitalrentenstcuer  im  er- 
mässigenden  Sinne  umgebildet  werden. 
(Vgl.  Druckschrift  betr.  die  Weiterbildung 
der  direkten  Steuern.  Verh.  der  württem- 
bergischen  Kammer  der  Abgeoitlneten  1895 
Beilage  30  u.  d.  Art.  Einkommensteuer 
oben  Bd.  III  S.  381  ff.) 

9.  Baden.  Bald  nach  Bildung  des  Gross- 
herzogtums  Baden  im  ersten  Jahrzehnt  des 
19.  Jahrhunderts  wurde  eine  durchgreifende 
Reform  der  direkten  Steuern  vorgenommen. 
Mit  Aufhebung  der  bisherigen  „Schatzungen“  t 
wurden  die  drei  Ertragssteuern:  Grund-,  Häuser- 
und  Gewerbesteuer  durch  G.G.  v.  20.  Juli  1810,  j 
18.  September  1810  und  8.  April  1815  eingeführt 
und  reformiert.  Dazu  kam  mit  G.  v.  31.  Ok- 
tober 1820  die  Klassensteuer,  d.  h.  eine  Steuer 
vom  Einkommen  aus  Staats-  und  öffentlichen 
Diensten,  welche  Steuer  im  G.  v.  20.  Juli  1837 
weiter  ausgebildet  wurde.  Zuletzt  wurde  die 
noch  fehlende  Besteuerung  der  Kapitalrenten 
hinzugefügt,  nachdem  schon  früher  vorüber- 
gehend eine  ausserordentliche  Besteuerung  der 
Kapitalrenten  (als  Kriegssteuer)  mit  5°0  der 
Rente  ausgeschrieben  war.  Nach  längeren  Ver- 
handlungen kam  das  G.  v.  4.  Juli  1848  zu 
stände,  wonach  der  Kapital  wert  der  Zinsen 
und  Rentenbezüge  mit  6 Kreuzern  von  100  H.  i 
Steuerkapital  zu  versteuern  war,  soweit  die  Be- 
züge nicht  mit  den  anderen  Ertragssteuern  be- 
legt waren.  Das  Stammkapital  bildete  ohne 
Rücksicht  auf  Zinsfuss  das  Steuerkapital;  hei 
unverzinslichen  Kapitalforderungen  und  Ziel- 
renten der  durch  Abrechnung  der  4 prozentigen  j 
Zwisehenzinsen  sich  berechnende  Kapitalswert,  I 
Leibrenten  im  8-  bezw.  25 fachen  Betrage.  Zum 
Abzug  waren  nur  die  durch  fanstpländliche 
Hinterlegung  von  Wertpapieren  versicherten 
Schulden  zugelassen. 

Nach  dem  badischen  Aufstande  wurde  das 
Kapitalsteuergesetz  gründlich  revidiert  und  am 
30.  März  1850  ein  neues  Gesetz  publiziert,  in 
dem  das  Renteneinkommen  mehr  berücksichtigt,  | 
die  Ausländer,  welche  des  Erwerbes  wegen  im 
Lande  wohnten,  der  Steuer  unterworfen,  der 
Abzug  der  Passivzinsen  erweitert  und  das 1 
Steuerkapital  nur  bei  mindestens  4 prozentiger 
Verzinsung  dem  Nennwerte  der  Kapitalforde- 


rung, sonst  dem  25  fachen  Betrage  der  Jahres- 
zinsen gleichgesetzt  wurde. 

Am  7.  April  1800  wurde  ein  umge- 
arbeitetes Kapitalsteuergesetz,  jedoch  auf 
Grundlage  des  früheren,  publiziert;  aber 
schon  nach  14  Jahren  wurde  auch  dieses 
Gesetz  wieder  revidiert  und  am  29.  Juni 
1874  ein  neues  Gesetz  eingeführt,  in  dem 
die  Kapitalsteuer  in  eine  Rentensteuer 
umgewandelt  und  als  eine  specielle  Ein- 
kommensteuer neben  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer behandelt  wurde.  Gegen- 
stand der  Besteuerung  wurde  nun  das  Ren- 
teneinkommen, wie  es  thatsächlich  bezogen 
wird,  unverzinsliche  Forderungen  und 
Lotterieanlehenslose  nach  den  vom  Gesetze 
festgesetzten  Normen,  sodass  dieses  Ein- 
kommen mit  20,  Leibrenten  auf  Lebens- 
dauer mit  8,  bei  Weisenbeneficieu  mit  4 
vervielfältigt  und  so  zum  Steuerkapital  er- 
hoben wurde.  Die  Kapital  i-entensteuer  soll 
eine  Jahressteuer  sein,  welche  nach  einem 
Normaltag  (1.  April)  angelegt  wird  und 
sonst  von  den  Rentenschwankungen  unab- 
hängig sein  soll. 

Schon  nach  10  Jahren  trat  eine  Revision 
auch  dieses  Gesetzes  ein,  indem  am  20. 
Juni  1884  ein  neues  Gesetz  emaniert  wurde 
und  mit  Ministerial-Bekanntmachung  vom 
0.  März  1880  eine  neue  Fassung  erhielt. 
Die  Grandzüge  blieben  dieselben.  Zinsen 
aus  dem  vom  Geschäftsbetriebe  herrührenden 
und  mit  Gewerbesteuer  als  Betriebskapital 
belegten  Kapitale  sowie  Aktienausständo 
und  Koiitokorreutguthaben  der  Gewerbs- 
unteruehmer.  ebenso  Zinsen  uud  Gewinn- 
anteile, welche  offene  Handelsgesellschaften, 
Kommanditisten  einfacher  Kommanditgesell- 
schaften als  solche  beziehen,  sollen  von  der 
Kapitalrentenstcuer  frei  bleiben,  dagegen 
sonstige  Dividenden  etc.  aus  Aktien,  ebenso 
Erträgnisse  stiller  Gesellschafter  und  Kom- 
manditisten der  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  der  Rentcnsteuer  unterworfen 
sein.  Steuerfrei  blieben  alle  Renten  unter 
60  Mark,  ferner  Wohlthätigkeits-,  Armen-, 
Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit, 
Gemeindebürger  und  Bürgernutzungen,  Bau- 
pflichtsablösungskapitalien, Vermögen  der 
Witwen  und  Waisen.  Abgezogen  dürfen 
alle  fanst-  und  unterpfändheh  versicherten 
Kapitalschulden  und  privatrechtlichen  Lasten 
werden.  Der  Steuerfuss  wird  durch  dasFinanz- 
gesetz  festgesetzt  (circa  5 °/o  = 11  Pfennige 
von  der  Mark  Steuerkapital).  Bei  neuan- 
fallenden Renten  ist  alljährlich  Selbstfassion 
erforderlich,  sonst  gilt  die  bisherige  Ein- 
schätzung. Letztere  erfolgt  durch  den 
Schätzungsrat  jedes  Gewerbes  in  erster  und 
die  Steuerdirektion  in  zweiter  Instanz,  ferner 
den  Verwaltungsgerichtshof  in  di'itter  und 
letzter  Instanz.  Strenge  Ordnung«-  und  De- 
fraudationsstrafen sichern  den  Vollzug. 


Handwörterbuch  der  Staatswissenachaften.  Zweito  Auflage.  V. 
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Durch  (las.  0.  v.  26.  Juni  1894  «betreffend 
die  Abänderung  des  Einkommen-  und  Kapi- 
talrentensteuergesetzes« wurde  das  G.  v.  20. 
Juni  1884  in  einigen  Bestimmungen  Ober 
die  Klassifikation  und  den  Steuerfuss,  ins- 
besondere aber  Ober  die  Nachzahlungen 
seitens  der  Erben  Inn  entdeckter  Defrau- 
dation abgeändert.  Ausserdem  bereitet  sich 
in  Baden  eine  durchschlagende  Reform  des 
ganzen  direkten  Steuersystems  vor.  (Minis- 
terielle Denkschrift  vom  9.  November  1897 
Schanz  F.-A.  1898  S.  382  und  410).  Die 
im  Jahre  1899  zurückgestellten  Gesetzent- 
würfe werden  der  Volksvertretung  wieder- 
holt vorgelegt. 

10.  Hessen.  Hessen  hatte  ebenfalls  eine 
der  badischen  und  bayerischen  Kapital  renten- 
steuer  entsprechende  Ertragsrentensteuer 
vom  8.  Juli  1894  neben  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  erhalten,  nachdem  es  seit 
Anfang  des  Jahrhunderts  vielfache  Anläufe 
zur  Regulierung  der  Besteuerung  des  Renteu- 
besitzes  gemacht  hat.  Mit  G.  v.  12.  August 
1899  »die  Vermögenssteuer  betreffend« 
wurde  aber  auch  die  Kapitalrentensteuer  als 
Staatssteuer  aufgehoben  und  die  Vermögens- 
steuer eingeführt,  welcher  auch  das  Kapital- 
vermögen unterworfen  ist.  Die  Steuer  ist 
nach  Klassensätzen  und  festen  Steuersätzen 
— etwas  über  1 a Mark  vom  Tausend  — 
geregelt  und  bestimmt,  dass  das  jeweilige 
Finanzgesetz  die  zu  erhebende  Quote  fest- 
setzt. Siehe  das  Nähere  im  Artikel  Ge- 
werbesteuer oben  Bd.  IV  S.  535  ff. 


II.  Sachsen.  Wie  schon  oben  bemerkt, 
wurde  in  Sachsen  nach  verschiedenen  Wandlungen 
durch  G.  v.  23.  April  1850  die  Kapitalrenten- 
steuer wieder  eiugefUhrt,  und  zwar  waren  der 
Steuer  unterworfen  alle  Zinsen  und  Kenten 
jeglicher  Art , einschliesslich  der  Leibrenten, 
Grundgefälle,  trockene  Zinsen  und  Dividenden 
von  Aktien.  Ausgenommen  waren  nur  die  Zinsen 
aus  gewerblichem  Betriebskapital,  ferner  Zinsen, 
welche  hei  Bankiers,  Kaufleuten  und  Fabrikanten 
von  zum  Geschäft  gehörigen  Stantspnpieren, 
Aktien  und  Wechseln  bezogen  wurden.  Die 
Zinsen  von  Aktien  waren  der  Kentensteuer 
unterworfen,  seihst  wenn  die  Aktiengesellschaft 
als  Korporation  Persouenstener  zahlte.  Aktien- 
gesellschaften und  dergleichen  hatten  von  den 
Zinsen  ihrer  Warenfonds  Kentensteuer  zu  ent- 
richten. Oh  die  Quelle  der  Bezüge  im  In-  oder 
Auslande  sich  befindet,  war  ghnchgiltig,  nur 
das  Einkommen  von  ausländischem  Grundbesitz 
und  Gewerbe  wurde  nur  soweit  besteuert , als 
es  nach  Sachsen  bezogen  wurde.  Schuldzinsen 
durften  nicht  in  Abzug  gebracht  werden.  Der 
Steuerfuss  war  wie  damals  in  Bayern  und  Baden, 
nach  Klassen  normiert,  der  mit  20  Thaler 
Rentenhegliterung , und  bewegte  sieh  zwischen 
1—2*2%  von  der  Keilte.  Fromme  und  milde 
Stiftungen  waren  frei,  soweit  das  Kcntenein- 
konuuen  dem  milden  Zweck  entsprechend  ver- 
wendet wurde.  Fonds  waren  unbedingt  reuten- 
steuerpflichtig:  insbesondere  waren  Ausländer, 
welche  sich  in  Sachsen  nicht  aufhalten,  frei, 


wenn  sie  ihre  Gelder  in  sächsischen  Hypotheken, 
Aktien  und  Kreditpapieren  angelegt  hatten. 
Die  Deklarationspflieht  war  äusserst  streng 
durchgeführt : insbesondere  wurde  in  allen  In- 
stanzen die  Versicherung  auf  Handgelübde  mit 
den  Folgen  des  Meineides  ans  dem  Gesetze  vom 
Jahre  1815  beibebalten.  Die  Feststellung  ge- 
schah in  Ortsabschätzungskommissionen  in  erster, 
vom  Kreissteuerrat  in  zweiter  und  dem  Finanz- 
ministerium in  dritter  Instanz.  Jeder  Steuer- 
pflichtige über  250  Thaler  Kenten  konnte  die  Ein- 
tragung in  die  „geheime  Stenerrolle“  verlangen. 
Orduungs-,  Hinterziehung*-  und  Kriminalstrafen 
(Meineid,  leichtsinniger  Eid  und  Betrug)  sicher- 
ten den  Vollzug  des  Gesetzes,  das  alles  Ein- 
kommen einer  physischen  oder  moralischen  Per- 
son. welches  weder  unter  der  Grundsteuer  noch 
positiv  oder  analog  unter  einer  anderen  Ab- 
teilung der  Personensteuer  zu  begreifen  war, 
treffen  wollte. 

Dieses  Gesetz  wurde  nach  langjährigen 
Kämpfeu  durch  Einführung  der  »allgemeinen 
Einkommensteuer*  (G.  v.  3.  Juli  1878)  auf- 
gehoben.  Die  Renten  fallen  fortan  unter 
das  Einkommen  überhaupt,  der  Steuerfuss 
ist  progressiv  mit  dem  Normalsatz  von 
* 2 Mark  für  das  Einkommen  von  300 — 400 
Mark  ('  i %)  und  steigt  bis  auf  3%  bei 
dem  in  Klassen  abgestuften  Einkommen  von 
540  Mark.  (Siehe  den  Art.  Einkommen- 
steuer ölten  Bd.  III  S.  398 ff.)  Eine  eigene 
Kapital renteusteuer  gieht  es  seitdem  nicht 
mehr.  Das  G.  v.  3.  Juli  1S78  wurde  durch 
G.  v.  13.  März  1895  in  einigen  Punkten 
verschiedenen  Aenderungen  unterworfen. 

12.  Oesterreich-Ungarn,  a)  Oester- 
reich. In  Oesterreich  gab  es  bereits  im 
Anfänge  dieses  Jahrhunderts  eine  progres- 
sive Einkommen-  und  Klassenstouer  ( Patente 
vom  1.  November  1799  und  20.  Dezember 
1800),  welche  nach  Abzug  der  Passivzinsen 
das  Einkommen  mit  21  ••  bis  20  0 o (bei  einem 
Einkommen  von  240 000  Gulden)  besteuerte. 
Dieselbe  wurde  im  Jahre  1829  aufgehoben 
und  in  Zukunft  nur  «1er  Grundbesitz,  die 
Hauszinsen  in  den  Städten  nach  dem  Rein- 
erträge, der  Hausbesitz  auf  dem  Lande  und 
das  in  der  gewerblichen  Thätigkoit  steckende 
Kapital  nach  der  Ertragsfähigkeit  besteuert. 
Durch  Patent  am  29.  Oktolier  1849  wurde 
in  den  damaligen  Kronländern  die  allgemeine 
Einkommensteuer  eingeführt.  Diese  Einkom- 
mensteuer traf  aber  weder  das  Gesamtein- 
kommen einer  Person  noch  alle  Einkom- 
mensarten — «auch  nicht  alles  Einkommen 
aus  Kapital  — , nahm  auch  auf  die  Passiv- 
ziiison,  Amortisationen  und  dergl.  keine 
Rücksicht.  In  der  dritten  Klasse  «les  steuer- 
pflichtigen Einkommens  sind  zu  besteuern: 
Zinsen  von  Darlehen  oder  sonstigen  Schuld- 
forderungen, Leib-  und  Zielrenten,  die  Zin- 
sen der  nicht,  in  besteuerten  Handels-  und 
Gewerhountcrnehinungen  verwendeten  Dar- 
lehnskapitalien, Zinsen  von  Darlehen  und 
Spareinlagen  bei  den  Genossenschaften  und 
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Vorschusskassen  (G.  v.  27.  Dezember  1880), 
Zinsen  aus  öffentlichen  Schuldverschreibun- 
gen, sofern  eine  gesetzliche  Steuerbefreiung 
nicht  Platz  greift.  Die  Zinsen  von  Kapi- 
talien, welche  auf  grund-  und  hauszins- 
steuerpflichtigen  Realitäteu  oder  in  Geworbs- 
unternehmungen  klariert  sind,  werden  nicht 
unmittelbar  besteuert,  sondern  dem  Kapital- 
schuldner das  Recht  eingeräumt,  bei  Aus- 
zahlung der  Schuldzinsen  dem  Gläubiger 
5 0 o in  Abzug  bringen  zu  dürfen  (Steuerab- 
zugsrecht). Zufolge  der  Verordnung  vom 
28.  April  1859  ist  die  Steuer  von  den 
fälligen  Zinsen  von  Staats-,  öffentlichen 
Fonds-  und  ständischen  Obligationen  — so- 
weit nicht  bei  Aufnahme  der  Anleihe 
Steuerfreiheit  gewährt  ist  — nicht  mehr 
auf  Grundlage  der  Fatierung  durch  die  Be- 
zugsberechtigten. sondern  unmittelbar  durch 
die  ausgebende  Kasse  in  Abzug  zu  bringen 
(Couponsteuer).  Die  Renten  sind  nur  vou 
Kapitalsanlagen  im  Tn  lande  — wozu  Ungarn 
nä  ht  zählt  — steuerpflichtig,  während  j>er- 
sönliches  Einkommen  aus  Gewerbe  ohne 
fliese  Beschränkung  steuerpflichtig  ist. 
Steuerfrei  sind  die  Einlagen  in  einer  Spar- 
kasse. ein  305  Gulden  nicht  überschreitendes 
Einkommen,  die  auf  Wechselseitigkeit  be- 
ruhenden Arbeiterversicherungsvereine,  Wai- 
senfonds, Ausgedinge.  Der  Steuerfuss  be- 
trägt 5%  Ordinarium  und  seit  1869  noch 
100  °/o  des  Ordinariums  als  ausserordent- 
licher Zuschlag,  also  zusammen  10  °.o.  Die 


v.  20.  Juni  1868 
«ler  allgemeinen 


Couponsteuer  wurde  mit  G 
festgesetzt  auf  16  "o  von 
Staatsschuld  mit  Ausnahme  der  in  § 2 dieses 
Gesetzes  aufgeführten  Titres,  20  ° o von  den 
Lotterieanlehen  von  1859  und  1860,  dann 
von  Steueranlehen  von  1864.  Interessant 
sind  die  Bestimmungen  über  die  Abzugs- 
Kosten  : Investionsanlagen  (Gründungskosten, 
laukosten,  Installationskosten  und  dergl.) 
jesitzen  die  Eigenschaften  von  Kapitalsan- 
lagen und  müssen  aus  der  Betriebsrechnung 
ausgeschioden  werden,  Amortisationsquoten 
dürfen  nicht  abgezogen  werden,  Wertab- 
schreibungen bilden  keine  Gesehäftsauslagen, 
wohl  aber  alle  im  Laufe  der  Betriebsperiode 
notwendigen  Neuanschaffungen  und  Repara- 
turen, Reformen  bilden  keine  Abzugsposten, 
dagegen  dürfen  Gewinnerträge  aus  dem 
Vorjahre  nicht  noch  einmal  besteuert 
werden ; Kursgewinne  und  -Verluste  werden 
nur  berücksichtigt,  wenn  die  bezüglichen 
Effekten  einen  Gegenstand  fies  Unternehmens 
bilden.  Börsenverluste,  welche  mit  dem 
luternehmen  selbst  nicht  Zusammenhängen, 
dürfen  nicht  abgezogen  werden,  wie  auch 
Passivzinsen  keine  Abzugsposten  bilden. 
Dividenden  aus  Aktien  müssen  von  der 
Aktiengesellschaft  fatiert  werden.  Von  der 
Coupon  Steuer  sind  frei:  Die  öster- 
reichische 5°oige  Notenrente  (G.  v.  11.  April 


1881),  österreichische  Goldrente  (18.  März 
1876),  Wiener  Gemeindeanlehen  von  1867 
(21.  März  1867),  Domizilierungsprämienan- 
lehen  von  1870  (29.  März  1870)  und  1878, 
Etschregulierungsanlehen  von  1879  (23.  April 
1879)  und  1880  (11.  Juni  1880);  Eisenbalm- 
sclmldpriori täten  von  1881  und  1884(13.  De- 
zember 1881  und  8.  April  bezw.  8.  Juni 
1881),  steuerfrei  erklärte  Eisenbahnobli- 
gationen  (7.  April  1870);  Pfandbriefe  der 
österreich-ungarischen  Bank  (21.  Dezember 
1858,  27.  Juni  1878),  Hypothekenbank  des 
Königreichs  Böhmen  (4.  August  1864),  k.  k. 
priv.  allg.  Bodenkreditanstalt  (29.  Juni  1866) 
hinsichtlich  der  Staatsdomänenpfandbriefe, 
während  die  sonstigen  Zinsen  aus  Pfand- 
briefen und  Prämienschuldverschreibungen 
dieser  Anstalt  steuerpflichtig  sind.  Dagegen 
. wurde  durch  das  G.  v.  25.  Oktober  1896, 
j >die  direkten  Personalsteuern  betreffend«, 
(das  ganze  Steuersystem  mit  Ausnahme  der 
| Grund-  und  äßebändesteuer  einer  Umge- 
! staltung  unterworfen  und  im  3.  Hauptstück 
(§  122  ff.)  eine  Renten  Steuer  eingeführt 

a)  mit  lo°  o von  den  Zinsen  jener  Teile  der 
einheimischen  Staatsschuld,  welche  weder 
durch  Specialgesetze  befreit  noch  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1868  mit  einem 
höheren  Steuermasse  belegt  sind  und  von 
deu  Zinsen  der  vor  dem  Gesetze  emittierten 
Obligationen  inländischer  Landes-,  öffent- 
licher Fonds-  und  städtischer  Anlehen; 

b)  3 % von  Pachtzinsen  verpachteter  Ge- 
werbe, c)  2 °.o  von  den  sonstigen  renten- 
pflichtigen Bezügen;  d)  1 1 2 °o  von  Zinsen 
an  Spareinlagen,  Erwerbs-  und  Wirtsehafts- 
genossensehafteu,  Vorschusskassen,  Pfand- 
briefen der  Landeshypothekeuanstalten,  Spar- 

. kassen  und  auf  Wechselseitigkeit  beruhenden 
1 ly pothekeninstitutc  sowie  der  durch  andere 
j Landeskreditinstitute  emittierten  Obliga- 
tionen. Hierbei  ist  eiu  Abzug  der  Ken- 
tensteuer durch  den  Schuldner  bei 
Zahlstellen  des  Staates,  der  Länder,  öffent- 
licher Fonds,  Bezirke  und  Gemeinden  in 
der  Weise  gestattet,  dass  der  Schuldner 
von  der  durch  die  betreffenden  Kassen  zur 
Auszahlung  gelangenden  Rente  die  Steuer 
j in  Abzug  bringen  darf  (§<5  133 — 136).  Das 
Ergebnis  dbr  Rentensteuer  wurde  von  der 
Regierung  auf  31 Millionen  Gulden  veran- 
' schlagt,  was  aber  jedenfalls  zu  gering  be- 
rechnet ist 

b)  Ungarn.  In  Ungarn  wird  neben  der 
Grund-,  I lauszins-,  Ilausklasscn-  und  Per- 
sonalsteuer (G.  v.  1875.  XXIX)  gleichsam 
in  Vertretung  einer  eigentlichen  Einkommen- 
steuer eingehoben ; 1.  ein  Einkommensteuer- 
Zuschlag  zu  obigen  Steuern,  2.  eine  Kapital- 
zinsen- und  Rentensteuer  (G.-Art.  XXII, 
1875).  Gegenstand  derselben  sind  das  den 
Einwohnern  aus  dem  In-  und  Auslande  zu- 
f Messende  Renteneinkommen  sowie  dasselbe 
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aus  jedem  Vermögen,  das  durch  eine  andere 
dirette  Steuer  noch  nicht  betroffen  ist.  Die 
Steuer  betrögt  10  °o  Ordinarium,  wovon  ’.io 
auf  die  Staatssteuer,  3 io  auf  den  Grundent- 
lastungsbeitrag fällt.  Befreit  sind  Wohl- 
thötigkeits-,  Unterrichts-  und  wissenschaft- 
liche Anstalten,  das  nicht  315  Gulden  über- 
steigende Zinseinkommen,  ausländische  Werte, 
sofern  Reciprocität  geübt  wird ; Witwen 
zahlen  nur  5 °.o.  Nach  Gesetz  vom  Jahre 
1883  (Art.  YJi)  unterliegt  dieser  Steuer  auch 
das  Einkommen  aus  Kapitalien,  welche  bei 
Geld-  und  Kreditinstituten,  dann  Sparkassen 
eingelegt  sind.  Doch  darf  weder  der  Ein- 
kommensteuerzuschlag noch  der  Munieinal- 
noch  der  Gemeindezuschlag  umgelegt  werden. 
Die  Geldinstitute  sind  verpflichtet,  dieses 
Einkommen  periodisch  auszuweisen  und  bei 
der  Zinsenzahlung  die  Steuer  in  Abzug  zu 
bringen  (Steuerabzug).  Zum  Ordinarium 
von  10°/o  kommt  noch  ein  Zuschlag  mit 
31  2 % des  Fünffachen  der  Steuer,  so  dass 
die  gesamte  Steuer  11,75  °/o  beträgt. 

Eine  im  Jahre  1884  für  Gesamtösterreich 
projektierte  Steuerreform,  in  der  die  Renten- 
steuer neben  der  Realsteuer  (Grund-  und 
Gebäudesteuer)  und  der  objektiven  Ertrags- 
steuer (Erwerbssteuer,  Befreiung  der  zur 
öffentlichen  Nahrungsstellung  verpflichteten 
Unternehmungen  und  Einkommensteuer) 
Platz  gefunden  hätte,  kam  nicht  zur  Aus- 
führung. 

13.  England,  Frankreich.  Italien.  In 

keinem  dieser  drei  Staaten  bestellt  eine  eigent- 
liche Kanitalrentensteuer. 

a)  In  England  wurde  eigentlich  zum 
ersten  Male  der  Grund-  und  der  Zinsenertrag  in 
der  Land-Tax  (38Geo.  III.  ö)  vom  Jahre  1697,  also 
in  der  Einkommensteuer  inbegriffen.  Die  Kenten- 
steuer erschien  hier  als  dritte  Klasse  und  wurde 
erhoben  durch  Abzug  des  zinszahlenden  .Schuld- 
ners an  den  Gläubiger.  In  dem  Einkommen- 
steuergesetz von  1842  (5  und  6 Vict.  35)  um- 
fasst Abteilung  C die  Erträge,  welche  als  Zinsen 
und  Renten  aus  der  britischen  und  indischen 
Staatskasse  (Staatsschuld)  auch  durch  Vermitte- 
lung britischer  Geschäfte  (Banken)  und  Kolonial- 
mid  fremder  Staats-  und  Gesellschaftskassen  für 
Staatsfonds,  endlich  aus  inländischen  städtischen 
Anleihen  an  physische  und  moralische  Personen 
gezahlt  werden.  Das  Einkommen  wird  aber 
nicht  bei  der  Person,  welche  dasselbe  gewährt, 
sondern  an  der  Quelle  ohne  besondere  Deklara- 
tion des  Pflichtigen  erhoben,  also  als  Coupon- 
steuer Nicht  betroffen  ist  demnach  alles 
Renteneinkommeu  aus  fremden  Wertpapieren, 
hei  welchem  die  Vermittelung  inländischer  Zahl- 
stellen nicht  benutzt  wurde.  Die  Renten  und 
Hypotheken  sind  in  Abteilung  A dadurch  be- 
steuert, dass  der  Besitzer  den  Betrag  der  Steuer 
auf  die  hypothezierte  Summe  und  ohne  Zins 
abziehen  darf.  Steuerfrei  ist  das  Einkommen 
von  WohlthätigkeitsanstaUen  und  Sparkassen. 
Eine  Progression  ist  hei  dieser  Steuer  unmöglich. 
Der  feste  Satz  betrug  bis  1816,  wo  die  Ein- 
kommensteuer aufgehoben  wurde,  10,  seit  deren 
Wiedereinführung  im  Jahre  1842  durch  Robert 


Peel  3%.  Versteuerter  Betrag  war  im  Jahre 
18831884  rund  40'/*  Mill.  i’,  wovon  19  Mill.  auf 
die  fundierte  Schuld,  * 10  auf  die  schwebende, 
1 Mill.  auf  städtische  Anleihen,  7*  ,0  Mill.  auf 
indische  Werte,  13'/,0  auf  ausländische  und 
Kolonialfonds  trafen.  Durch  die  Finance  Act 
1894  wurde  der  Steuersatz  auf  8 Pence  für  je 
20  Schilling  des  jährlichen  Wertes  («1er  Satzes 
aller  Vermögensstücke  und  Einkommensarten 
festgesetzt,  dagegen  für  das  Einkommen  bis  zu 
500  £ Steuerermässigung  beschlossen,  so  dass 
das  damalige  Deficit  mit  2399000  .£  teils  aus 
der  neuen  Nachlasssteuer,  teils  mit  dem  Steuer- 
aufschlag  auf  die  höheren  Einkommen  durch 
das  Gesetz  vom  Jahre  1894  (Finauce  Act)  gedeckt 
werden  sollte.  Diese  neue  Einkommensteuer 
ertrug  im  Jahre  1894  1895  ans  dem  Vermögen 
im  Verzeichnis  C 1257539  £.  (Vgl.  auch  den 
Art. Einkommensteuer  oben Bd.  1 1 1 S. 429 ff. ! 

b)  Frankreich  hat  auf  den  Trümmern 
der  direkten  Besteuerung  des  Ancien  Regime 
ein  Ertragssteuersystem  aufgebaut,  eine  Kapital- 
steuer dabei  aber  nicht  cingeführt.  Das  mobile 
Vermögen  wurde  durch  die  den  direkten  Steuern 
assimilierten  indirekten  Steuern,  Patentgrund- 
taxen (contribution  mobilere)  betroffen.  Erst 
nach  dem  Kriege  1870 1871  wurde  eine  Art 
Kapitalrentensteuer  eingeführt.  Durch  die  G.G. 
v.  1.  Juli  1872  und  1.  Dezember  1875,  28.  De- 
zember 1880,  29.  Dezember  1874  wurden  die 
Aktiengesellschaften,  d.  h.  die  Zinsen  und  Divi- 
denden von  Aktien  und  Anteilen  von  Erwerbs- 
gesellschaften, von  Obligationen  der  Departe- 
ments und  Kommunen,  öffentlichen  Anstalten 
mit  3%  direkter  Steuer  belegt.  Eine  ebenfalls 
1872  eingeführte  2%ige  Steuer  von  hypotheka- 
rischen Zinsen  wurde  noch  in  demselben  Jahre 
wieder  aufgehoben.  Die  Staatsrente  bezahlt 
gar  keine  Rentensteuer.  Die  Aktien  werden 
auch  nocii  mit  einem  Stempel  belegt , der  aber 
den  Charakter  der  Verkehrssteiler  trägt.  Ini 
Jahre  1875  wurde  die  Steuer  auf  Lose  aus- 
gedehnt, durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1875 
Aktien  von  offenen  Handelsgesellschaften  und 
Kollektivgesellschaften  wieder  freigelassen.  1880 
und  1884  das  Gesetz  auf  Erträgnisse  mul  Bene- 
deien religiöser  Genossenschaften  und  Verbin- 
dungen ausgedehnt.  Als  Schuldner  der  Steuer 
wurden  auch  hier  die  die  Zahlung  leistenden 
; Schuldner,  Gesellschafter,  erklärt.  Die  Steuer 
ist  also  eine  Dividendenverkürzung  der  Aktionäre 
und  eine  Couponsteuer  gegenüber  Obligationären. 
, Wie  die  Staatsrente  entzieht  sich  auch  die 
I Reute  von  ausländischen  Effekten  der  Besteue- 
rung. Der  Ertrag  war  1885  inkl  der  Steuern 
! von  den  religiösen  Kongregationen  47  Mill.  Francs. 
I Die  Summe  der  besteuerten  Erträge  war  1880 
in  Millionen  Francs:  französische  Aktien  581,5. 
französische  Obligationen  und  Anleihen  716,8, 
Interessenanteile  an  Kommanditgesellschaften 
110,3,  Summa  französischer  Werte  1458,7.  dazu 
fremde  Werte  115,7.  also  zusammen  ohne  Staats- 
fonds, welche  steuerfrei  sind:  1574,5 Mill. Francs. 
1 Seit  einer  Reihe  von  Jahren  wurde  jeder  Budget- 
entwurf mit  Finanzreformplänen  vorgelegt, 
; in  denen  die  Reform  der  direkten  Steuern  und 
besonders  auch  der  Kapitalsteuer  einen  breiten 
Raum  einnahmeu.  Eine  durchgreifende  Reform 
, scheiterte  bis  jetzt  an  dem  Widerspruch  des 
Parlaments,  dagegen  brachte  jedes  Finanzgesetz 
bedeutende  Aenderungen  insbesondere  an  der 
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Stempel-  und  Börsensteuer  und  zwar  in  der 
Erhöhung  der  Steuern.  Nach  der  Budgetvorlage 
des  Jahres  1898  ist  die  Stempelsteuer  mit 
120295000  Francs,  die  Börsensteuer  mit  5 Mill. 
und  die  4 %ige.  Steuer  vom  Ertrag  der  Wert- 
papiere mit  (>8  Mill.  Francs,  dazu  die  Enrcgistre- 
ment.  - Gebühren  inkl.  der  Gebühren  aus 
Vererbungen  mit  2 Mill.  Francs  etatisiert.  Die 
ausländischen  Aktien  und  Obligationen  werden 
auch  heute  noch  infolge  des  durch  G.  v.  23.  Juni 
1857  eingeführten  Abonnements  nur  zutn  kleinsten 
Teile  mit  Steuer  betroffen;  die  grosse  Masse 
wird  von  der  Conlisse  gehandelt  und  nur  mit 
dem  Stempel  belegt.  Der  Entwurf  einer  all- 
gemeinen Einkommensteuer  vom  Finanzminister 
Doumer  (1.  Februar  1896)  scheiterte  wiederum, 
der  Budgetentwurf  für  1898  begnügte  sich  mit 
Erhöhung  der  Besteuerung  ausländischer  Wert- 
papiere, die  Steuerreform  ist  noch  in  der  Schwebe. 

c)  Italien.  Gleichwie  in  England  und 
Frankreich  besieht  auch  in  Italien  kein  eigenes 
Rentenstenergesetz,  sondern  es  werden  die  Zinsen 
und  Renten  aus  Kapitalvermögen  von  der  allge- 
meinen Einkorn m ensteuer  betroffen  (s.  <1. 
Art. Einkommensteuer  oben  Bd. 1 1 1 S. 436ff.). 
Im  G.  v.  14.  Juli  1864  wurden  als  „in  Renten 
betimlliche  Einkünfte  von  beweglichem  Ver- 
mögen“ betrachtet  (Art.  G lit.  a)  „die  bei  den 
Hypothekenämtern  eingeschriebenen  oder  sonst- 
wie aus  einer  im  Königreiche  errichteten , na- 
mentlichen, öffentlichen  Note  entspringenden 
Renten“,  dann  (lit.  b)  „Zinsen  und  Gewinn- 
anteile, welche  an  irgend  einem  Orte  und  an 
irgend  eine  Person  für  Rechnung  des  Staates, 
der  Provinzen,  Gemeinden,  öffentlichen  Unter- 
nehmungen, Handels-  und  Industriegesellschaften 
ausbezahlt  werden“,  endlieh  (lit.  e)  „jede  Art 
von  nicht  ans  Grund  und  Boden  Giessendem 
Einkommen,  welches  im  Staate  erzeugt  oder 
von  einer  im  Staate  wohnenden  oder  sich  auf- 
haltenden Person  geschuldet  wird“.  Den  gleichen 
Wortlaut  hat  das  G.  v.  24.  August  1877.  Und 
doch  liegt  zwischen  beiden  Gesetzen  ein  be- 
merkenswerter Vorgang.  Obgleich  nämlich 
durch  das  G.  v.  10.  Juli  1861  über  Einführung 
des  Staatsschuldbuches  erklärt  wurde,  dass  die 
in  diesem  Buche  eingeschriebenen  Renten  mit 
keiner  speciellen  Auflage  belegt  werden  dürfen, 
wnrde  doch  mit  G.  v.  7.  Juli  1868  und  26.  Juni 
1868  über  Einführung  der  Malilsteuer  die  Be- 
steuerung aller  Stantsschuldziuseu  mittelst 
Steuerabzuges  — also  wieder  Couponsteuer 
— und  zwar  nn  Jahre  1869  mit  8,80°,,,  vom 
Jahre  1871  an  mit  13,20%  der  Rente  aus- 
gesprochen und  ohne  Anstand  dnrehgeführt. 
Dieser  Steuerabzug  wird  vorgenommen  bei  allen 
Einkünften  aus  öffentlichen  Schnldtitclu , auf 
Namen  oder  Inhaber  lautend,  Zinsen,  Lotterieen, 
Prämienanleihen  etc.  auch  für  ausländische 
Besitzer.  Die  Einkünfte  auch  aus  den  übrigen 
Kapitalsanlagen  sind  ebenfalls  und  zwar  mit 
ihrem  ganzen  Ertrage  mit  17,20%  Steuer  be- 
lastet. 

14.  Russland.  In  Russland  gab  es  keine 
Kapitalsteuer  irgend  welcher  Art  bis  zum 
20.  Mai  (1.  Juni)  18S5.  Mit  diesem  Tage 
wurde  der  Versuch  der  Einführung  einer 
Leihzins-  und  zwar  teilweiser  Cou  ponsteuer 
gemacht.  Als  steuerpflichtig  wurden  solche 
Hentenbezüge  erklärt,  die  von  Instituten 


! stammen,  welche  öffentliche  Buchführung 
haben,  also  Staatspapiere,  Schuldverschrei- 
bungen von  Kommunen  und  Erwerbsgesell- 
schaften, Einlagen  bei  Banken  und  Kredit- 
gesell schäften.  Ausgeschlossen  sind  Aktien 
und  Anteilscheine  der  Industrie-  und  Han- 
delsgesellschaften, welche  bereits  mit  G.  v. 
15.  27.  Juni  1885  der  Zusatzsteuer  von  3 % 
des  Reineinkommens  unterworfen  sind.  Auch 
! Eisenbahnaktien  sind  vorläufig  noch  frei  er- 
! klärt,  ebenso  die  Pfandbriefe  der  Central- 
bodenkreditbank, endlich  Staatspapiere,  denen 
I Steuerfreiheit  zugesichert  ist,  worüber  dem 
i Gesetze  ein  Verzeichnis  bei  liegt  (Schanz’ 
Fin.-Arch.  Bd.  111  [1880]  S.  276),  und  Spar- 
j kasseneinlagen.  Die  Besteuerung  der  Er- 
] träge  aus  Eisenbahnaktien  erfolgte  mit  G. 
i v.  12.  (24.)  Juni  1887  und  zwar  mit  5 °/o 
für  die  garantierten  und  3 °/o  für  die  nicht 
garantierten  Erträge.  Die  Erhebung  ge- 
schieht durch  Abzug  bei  der  Zinsauszahlung 
bezw.  Abrechnung  durch  die  betreffenden 
Kreditanstalten.  Es  sind  deshalb  auch  vor- 
j läufig  nur  solche  Renten  als  steuerpflichtig 
erklärt,  deren  Besteuerung  durch  Abzug 
| vorgenommen  werden  kann,  dagegen  eine 
weitere  Ausdehnung  auf  andere  Zinsbezüge, 
insbesondere  hypothezierte  Sehuldverschrei- 
; bungen  und  Einlagen  bei  Privatbanken  in 
: Aussicht  gestellt.  Der  Steuerfuss  ist  auf 
j 5 % der  Rente  festgesetzt.  Für  gelehrte, 
Wohlthätigkeits-  und  kirchliche  Anstalten 
können  der  Minister  und  die  Ressortdirek- 
toren, unter  denen  die  Anstalten  stehen,  für 
die  betreffende  Steuer  Rückvergütungen  und 
Nachlässe  gewähren 

Der  Ertrag  ist  auf  101  2 Millionen  Rubel 
— die  Grundsumme  mit  11,6  Rubel  etati- 
siert — angenommen,  nämlich  aus  Staats- 
papieren 51.-*,  Pfandbriefe  und  Obligationen 
der  Ilypothekenkreditanstalten  3 Millionen, 
Eisenbahngesellschafton  2 10  Millionen  und 
Einlagen  bei  Kreditanstalten  1,6  Millionen 
Rubel. 

Mit  G.  v.  22.  Mai  1895  wurde  auch  das 
j Einkommen  aus  Geldkapitalien,  welche  sich 
aus  Kontokorrent  ergaben,  sowie  alle  anderen 
: Einkommen  aus  zinstragenden  Einlagen  in 
Banken  und  Wechselstulien  der  Steuer  unter- 
worfen. Danelien  besteht  seit  20.  Mai  1893 
die  degressive  Quotitätssteuer  aus  dem 
Wohnmietwerte  durch  5 Ortsklassen  im  Be- 
1 trage  von  10  °o  abwärts  als  stellvertretende 
Einkommensteuer. 

15.  Sonstige  Staaten.  Ausser  den  bis- 
her behandelten  Staaten  kommen  noch  Kapi- 
talteilen! vor  in  verschiedenen  Schweizer 
Kantonen : Zürich,  Glarus,  Schaffhausen, 

Genf,  Bern,  St.  Gallen.  Tessin,  Thurgau, 
dann  in  NTew-York,  Pennsylvanien,  Illinois, 
Massachusetts,  Schweden  (G.  v.  15.  Oktober 
Isst)),  iu  welchen  Staaten  sich  die  Be- 
steuerung aber  meistens  auf  Ertrilge  aus 


38 


Kapitalrentensteuer 


Aktien  oder  hypothekarisch  versicherten 
Schuldversclireibungen  beschränkt : durch  | 
das  neue  amerikanische  Einkommensteuer*  I 
gesetz  vom  24.  August  1894  sind  auch  die  | 
Renten,  Zinsen,  Dividenden  getroffen, 
letztere  aber  dann  nicht,  wenn  die  Aktien- 
gesellschaft selbst  die  Steuer  zu  zahlen  hat. 
Endlich  in  den  Niederlanden  (G.  v.  31.  De- 
zember 1885)  mit  einem  Effekteustempel- 
steuergesetz,  in  welchem  Renten  mit  l pro 
Mille  des  Kapitals  Steuer  belegt  sind;  das 
Kapital  wird  mit  dem  zwanzigfachen  Be- 
trage der  versprochenen  jährlichen  Rente 
angenommen. 

16.  Schlussbemerkung.  Wie  schon  ein- 
gangs bemerkt,  ist  der  Kampf  für  und  gegen 
Einführung  einer  Kapitalrentenstouer  ein 
lebhafter  und  nicht  abgeschlossener.  Für 
die  Zinsrentensteuer  spricht  hauptsächlich  i 
die  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  kein 
und  zwar  das  mühelosest  erworbene  Ein-  j 
kommen  von  der  Steuer  befreit  bleibe.  Da- 
gegen allerdings  hauptsächlich  die  Rück- 
sichten auf  Staatskredit,  Erhaltung  des  Ka- 
pitals im  inlande  und  Eröffnung  der  Spar-  j 
samkeit:  dann  die  mit  deren  Vollzüge  sich 
verbindenden  Schwierigkeiten  und  Unsicher- 
heit des  Ertrages.  Massgebend  wird  immer 
das  bestehende  Steuersystem  eines  Staates,  | 
dessen  Kredit  und  insbesondere  der  Um- 
stand bleiben,  welche  Verkehre-  und  Stein- 1 
)elsteuern  das  mobile  Kapital  sonst  be- 1 
asten.  Stempel-.  Registerabgaben  für  Ur-  j 
cunden,  Schuldscheine  des  Kreditverkehre 
und  für  Rechtsgeschäfte  mit  diesen  Urkunden 
(Börsensteuern.  Besitzwechsel  im  Kauf  und  I 
Verkauf)  werden  immer  eine  Ergäuzungj 
und  manchmal  sogar  einen  Ersatz  der  Ka-  j 
pitalbesteuerung  bilden.  Man  darf  nur  an  i 
die  englische  Böreensteuer  (Stock-G.  v.  1870, . 
33  und  34  Viel.  c.  97 — 98)  — 73  i sh.  bei 
der  Bank  von  England,  l'.s  £ l>ei  der  ost- 
indischen Compagnie.  2‘ s sh.  per  luu  £ 
bei  anderen  Banken  — oder  an  die  Enregistre- 
mentsgebührenin  Frankreich  (vgl. den  Art  Re- 
gist rierungsab gaben)  denken,  welche 
neben  der  3,roigen  Mobi lianvertsteuer  mit 
47 1 i Millionen  Francs,  im  Jahre  1SSG  über 
500  Millionen  Francs  und  mit  den  Stempeln 
075'/*  Millionen  Francs  einbrachten.  Neben  j 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer  wird 
eine  Kapitalrentensteuer  nur  dann  Platz 
finden,  wenn  auch  die  sonstigen  Erträge 
aus  Grund  und  Boden  und  Arbeit  mit  einer 
Objektsteuer  belegt  sind ; dann  wird  sie 
aber  im  Sinne  der  Steuergerechtigkeit  kaum 
vermisst  werden  können. 

Bezüglich  der  Erträgnisse  und  Statistik 
nehmen  wir  auf  die  diesbezüglichen  Zu- 
sammenstellungen bei  dem  Artikel  Ge- 
werbesteuer oben  Bd.  1 V S.  555  56  Bezug. 
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KapilaUtruergesctz  r.  19.  IX.  1852  und  IS.  VI. 
JStfS.  — Baden:  Kapital  reute  litte  uergesetz  v. 
'IO.  VI.  ISS.}  in  der  Fassung  r.  6.  III.  1SS6.  — 
Hessen:  Kapitalrentensteuergeactz v. 8.  VII. ISS 4. 
G.  c.  11.  II 1. 1899.  — Sachsen:  Allo.  Einkom- 
mensteuergesetz v.  S.  VII.  187 S.  — Oesterreich: 
Einkommensteuerpatent  v.  29.  X.  1849 und  Coupon- 
Steuerverordnung  r.  24-  IV.  1859,  G.  v.  20.  VI. 
1868.  — Ungarn:  Erntensteuergesetz  von  1875. 

— England:  Einkommensteuergesetz  r.  22.  VI. 

I842.  — Frankreich:  Mobil  iarsteuergesetze 

v.  1.  VII.  1872,  1.  XU.  1875,  28.  XII.  1880 
und  29.  X II.  18S4 . — Italien:  Einkommen- 
steuergesetz v.  2.  VIII.  1877.  — Russland: 
Kapital  re  ntenslcurrgeseh  v.  20.  V.  1885.  — 

Niederlande:  G.  r.  21.  XII.  18S5. 

E.  litteratur:  Ausser  den  allgemeinen 
ßnnnzwissenschafllichen  Werken  sei  nachstehende 
Litteratur  besonders  aujgejiihrt:  Geschicht- 

liche Entwickelung  der  Kapitulren • 
tensteuer.  — Schlözer , Staatsanzeiger.  — 
Marquardt , Römische  Staatsverwaltung.  — 
Böckli,  Staatshaushalt  der  Athener.  — Vocke, 
llr i träge  zur  Geschichte  der  Einkommensteuer  in 
der  Zeit  sehr.  f.  Staaten.  1884-  — Derselbe , 
Britische  Steuern,  1866.  — Jude  ich.  Die  Ren- 
tenstcuern  in  Sachsen,  Einleitung.  — Preussen: 
Berg  ins,  Grundsätze  der  Fi nanzwissen  schuft , 
1871.  — Bognart,  Reform  der  direkten  Steuern 
in  Preussen,  1872.  — Kautz,  Das  preussische 
System  der  direkten  Steuern,  1889.  — lirünicl. 
Die  Kapitulrentenstruer,  in  den  volkswirtschaft- 
lichen Zeitfragen,  I884.  — Bayern:  Kommen- 
tare zum  Kapitulrcutenateuergrsetz  von  Wolf. , 
tlerstncr.  Schmer  und  Klemm.  — Vocke 
in  der  Zeitschr.  f.  Stuutsir.,  I864  und  1808.  — 
Helferlch  in  der  Zeitschr.  f.  Staats w.,  1872.  — 
Eh  ehe  rf!  in  Jahrb.  J.  Ges.  «.  I ’enr.,  1882.  — 
Hecht , Die  staatliche  Besteuerung  der  Aktien- 
gesellschaften in  Deutschland , im  Fin.-Arch., 
1890,  S.  487.  — Württemberg:  Jliccke, 

Die  direkten  Stenern  in  Württemberg,  1879.  — 
Jahrb.  f.  Ges.  11.  Vene.,  1882.  — Pfeiffer, 
Feber  die  Entwickelung  der  neuen  Steuern, 
1870.  — Buden:  Helferlch  in  der  Zeitschr. 
für  Stuutsw.,  18/, 6.  — llcgcnauer,  Staatshaus- 
halt Badens,  1862.  — Hecht,  Das  badische 
Steuersystem,  1874-  — V.  Phil ippovich , Der 
baltische.  Staatshaushalt  von  1869 — 1889,  Freiburg 
1889.  — Xeumann,  Ertrags • oder  persönliche 
Steuern,  1876.  — Lewa  hl  in  dem  Fin.-Arch., 
1886,  S.  762. — Hessen:  Schanz,  Die  direkten 
Steuern  in  Hessen,  Fin.-Arch.,  1885,  S.  125  und 
.{97. — (Häring,  Der  neueste  Stand  der  Steuer- 
reform in  Hessen,  Fin.-Arch.,  1896,  S.  272.  — 
Sachsen:  Jutlcich  a.  a.  O.  — Gen  net  in 
llirths  Ami.,  1874,  1875.  — Conrad,  Die  säch- 
sische Steuergesetzgebung,  in  den  Jahrb.  J.  Xat.  11. 
Stat.,  1879.  — Engel  in  der  sächs.  stal.  Zeit- 
schrift, 1856.  — Oesterreich:  Frcibcrgcr , 
Die  österreichischen  direkten  Steuern,  1887.  — 
Herr,  Staatshaushalt  Oesterreichs,  1881.  — V. 
lliil  t , Oesterreich ische  Stcucrgcsetzr,  1881.  — 
König,  Dir  Wertsangaben  bei  der  Veranlagung 
der  persönlichen  Steuern,  im  Fin.-Arch.,  1885, 
S.  1. — Burkart  zu  diesem  Art.  im  Fin.-Arch., 
1886,  S.  86.  — Ktelmcüchter , Zwei  Steuer- 
theoretische  Fragen,  im  Fin.-Arch.,  1885,  S.  8 09 * 

— Sieghart,  Die  Steuerreform  in  Oesterreich, 


Kapitalrente  nsteuer — Kartelle 


39 


im  Fin.-Arch.,  ISO?,  S.  1 und  111.  — England: 
I 'neke,  Britische  .Steuern.  — tineint.  Eng- 
lisches Y'ertcallungsrechl.  — •Jtdtilluen,  Die 
geschichtliche.  Entwickelung  und  heutige  (lestal- 
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1.  Allgemeines.  2.  Arten  der  K.  3.  Stellung 
der  K.  in  der  Volkswirtschaft.  4.  Die  K.  und 
die  Gesetzgebung. 

I.  Allgemeines.  Die  Kartelle  (auch 
Gewerk  vereine  der  Unternehmer,  Unter- 
nehmer-Syndikate, Ringe,  Schwänze,  Corners, 
Pools.  Trusts  genannt)  sind  Verbände  von 
Unternehmern  derselben  Branche,  deren 
Zweck  dahin  geht,  durch  ein  gewisses 
solidarisches  Vorgehen  der  Genossen  die 
gegenseitige  Konkurrenz  einzudämmen  oder 
gänzlich  auszuschliessen,  um  auf  diese  Weise 
die  wirtschaftliche  I^ige  der  betreffenden 
Unternehmer  bezw.  der  betreffenden  Ge- 
schäftsbräuche günstiger  zu  gestalten.  Der 
Gedanke,  die  gegenseitige  Konkurrenz  durch 
ein  solidarisches  Vorgehen  der  Berufs- 
genossen auszuschliessen , ist  ein  so  nahe- 
liegender. dass  es  nicht  Wunder  nehmen 
kann,  wenn  derartige  Verabredungen  — 
wenn  auch  nur  vereinzelt  — zu  allen  Zeiten 
an  verschiedenen  Orten  vorkamen.  Die 
heutigen  Kartelle  als  Massenerseheinung  sind 
neuesten  Datums.  Sie  entstanden  in  der 
Zeit  der  sogenannten  Gewerbefreiheit , das 
ist  nach  der  Auflösung  der  Zunftverfassung 
infolge  des  Aufkommens  der  Gross-) Ma- 
sehinen-)Industrie  und  der  Vervollkommnung 
der  Kommunikationsmittel  (Ijandstrassen, 
Kanäle,  Eisenbahnen)  und  der  dadurch  her- 
vorgerufenen Verschärfung  der  Konkurrenz. 
(Steinmann-Bucher  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw., 
15.  Bd.  S.  451  ff.).  Das  ist  also  in  England 
seit  dem  Ende  des  18.  und  dem  Anfänge 


des  19.  Jahrhunderts,  in  Frankreich  (die 
assoeiations  oder  chambres  syndicales)  seit 
der  grossen  französischen  Revolution,  in 
Mitteleuropa  (Deutscldand,  Oesterreich)  seit 
den  sechziger  und  siebziger  Jahren. 

Als  nämlich  infolge  der  Entwickelung 
der  Industrie  in  den  verschiedenen  Ländern 
die'  Konkurrenz  immer  drückender  wurde 
und  speciell  seit  der  Ausbreitung  der  Eisen- 
bahnen immer  mehr  und  mehr  einen  inter- 
nationalen Charakter  annahm , als  ferner 
infolge  der  immer  wieder  auftretenden 
Krisen  die  Lage  der  Unternehmer  immer 
prekärer  wurde,  begannen  die  Unternehmer 
derselben  Branche  — wie  dies  bekanntlich 
alle  Menschen  thun,  die  sich  in  einer  un- 
günstigen Lage  befinden  — sich  zusammen- 
zuschliessen . weil  sie  von  der  Vereinigung 
Schutz  und  Kräftigung  erwarteten.  Es  ent- 
standen damals  — wie  Steinmann-Bucher 
( Die  Nährständo«)  sagt  — >Die  Vereine 
mit  den  langen  Namen«,  die  verschiedenen 
* Vereine  zur  Wahrung  der  gemeinsamen 
wirtschaftlichen  Interessen«.  (S.d.ArtU  nter- 
nehmerver bände.)  Dass  in  Vereinen, 
in  welchen  die  Unternehmer  der  gleichen 
Branche  regelmässig  zusammen  kamen, 
um  über  die  Besserung  der  Lage  ihres 
Geschäftszweiges  zu  beraten , sehr  bald 
auch  diejenigen  Fragen  zur  Sprache  gebracht 
werden  mussten . die  jedem  Genossen  am 
nächsten  lagen  und  die  ihn  auf  das  em- 
pfindlichste L'rilhrten , nämlich  die  Fragen, 
ob  es  nicht  möglich  wäre,  durch  ein  soli- 
darisches Vorgehen  der  Genossen  einerseits 
die  Produktionskosten  zu  ermässigen  und 
andererseits  die  Preise  des  fertigen  Artikels 
zu  erhöhen , ist  begreiflich.  Das  Ergebnis 
dieser  wiederholten  Erörterungen  waren  die 
Kartelle. 

2.  Arten  der  K.  Die  heutigen  Kartelle 
machen  begreiflicherweise  von  beiden  Mitteln 
Gebrauch,  und  demgemäss  kann  man  zwei  For- 
men von  Kartellen  unterscheiden.  Verabreden 
sich  die  Mitglieder,  durch  ein  solidarisches  Vor- 
gehen die  Produktionskosten  thunlichst  zu  er- 
mässigen,  so  kann  man  das  Kartell  als  „Ab- 
nehmerkartell“  bezeichnen:  verabreden  sich  die 
Unternehmer  umgekehrt,  durch  ein  solidarisches 
Vorgehen  die  Preise  ihrer  Artikel  günstig  zu 
beeinflussen,  so  kann  man  das  Kartell  als  „An- 
bieterkartell“ bezeichnen.  Vielfach  verfolgen 
die  kartellierten  Unternehmer  beide  Zwecke. 

Die  Abnelunerkartelle  können  sich  einer- 
seits gegen  die  Arbeiter  und  andererseits  gegen 
die  Produzenten  der  von  den  kartellierten  Unter- 
nehmern verwendeten  Roh-  und  Ililfsstofte 
kehren.  Kartelle,  die  sich  direkt  die  Aufgabe 
setzen  würden,  die  Arbeitslöhne  nach  Kräften 
herabzudräcken,  sind  in  Deutschland  bisher 
nicht  hervorgetreten,  wenigstens  sind  keine  der- 
artigen Klagen  laut  geworden.  (Liefmann,  ..Die 
Unternehmerverbände“  S.  72.)  Wohl  aber  bildet 
es  ziemlich  die  Regel,  dass  die  kartellierten 
Unternehmer  dem  Verlangen  der  Arbeiter  nach 
Lohnerhöhungen,  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
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und  dergl.  solidarisch  entgegen  treten.  Dagegen 
kommt  es  häutiger  vor,  dass  ein  Kartell  sich 
gegen  die  Produzenten  der  Koh-  und  Hilfsstoft'e 
kehrt-,  und  zwar  kann  dies  auf  vierfache  Weise 
geschehen.  Die  kartellierten  Unternehmer  kön- 
nen sich  vereinigen  und  verpflichten:  1.  für  die 
Roh-  und  Hilfsstoffe  nicht  mehr  als  einen  ge- 
wissen Maximalpreis  zu  bezahlen;  2.  die  be- 
nötigten Stoffe  gemeinsam  zu  beziehen;  3.  den 
Bezug  derselben  überhaupt  (ans  einer  gewissen  ' 
Quelle)  einzustellen,  und  4.  dieselben  gemeinsam 
zu  produzieren.  (Liefmann  a.  a.  U.  S.  74.) , 
Selbstverständlich  ist  nicht  jedes  dieser  Mittel 
überall  anwendbar.  Und  naheliegend  ist  es, 
dass  ein  derartiges  Kartell  durch  den  Druck,  s 
den  es  auf  die  Produzenten  der  gedachten  Roh- 
nnd  Hilfsstoft'e  ausübt,  die  betreffenden  Unter- 
nehmer veranlasst,  sich  auch  ihrerseits  zu  einem 
Kartell  zusammenzuschliessen,  welches  nun  seine 
Spitze  gegen  die  Abnehmer  der  fraglichen  Stoffe 
kehrt. 

Von  viel  grösserer  Bedeutung  und  viel  häu- 
figer sind  die  Anbieterkartelle,  welche  darauf 
abzielen,  die  Preise  der  betreffenden  Artikel , 
günstig  zu  beeinflussen,  und  an  sie  pflegt  inan  ■ 
vorzugsweise  zu  denken,  wenn  von  Kartellen 
überhaupt  gesprochen  wird.  Man  kann  die  An- 
gebotskartelle (nach  Liefmann  a.  a.  0.)  ein- 
teilen in  Kartelle  niederer  Ordnung  und  in 
solche  höherer  Ordnung.  Die  ersteren  sind  die- ; 
jenigen,  welche  bei  ihren  Vereinbarungen  von 
den  einzelnen  Mitgliedern  ausgehen  und  deren 
wirtschaftliche  Handlungsfreiheit  in  irgend  eiuem 
Punkte  (z.  B.  in  der  Preisfestsetzung)  be- 
schränken, man  kann  diese  Kartelle  daher  auch 
beschränkende  Kartelle  nennen.  Die  Kartelle 
höherer  Ordnung  sind  diejenigen,  welche  von 
der  Gesamtheit  der  Kontrahenten  ausgehen, 
darüber  Bestimmungen  treffen  und  dann  das 
Verhältnis  des  einzelnen  zur  Gesamtheit  fest- 
setzen, also  z.  B.  in  der  Weise,  dass  vorerst ; 
das  gesamte  Quantum  des  zu  produzierenden 
Artikels  festgesetzt  und  sodann  bestimmt  wird, 
wie  viel  jeder  einzelne  Kartellteilnehmer  er- 
zeugen darf.  Man  kann  dieselben  daher  auch  ! 
verteilende  Kartelle  nennen. 

Die  Kartelle  niederer  Ordnung  zerfallen  in 
folgende  Unterarten:  1.  Kartelle,  welche  der 
Produktion  des  einzelnen  Mitgliedes  Schranken 
ziehen  (a.  die  Mitglieder  verpflichten  sich,  inner- 
halb einer  gewissen  Zeit  die  Anzahl  ihrer  Ma- 
schinen oder  ihrer  Arbeiter  nicht  zu  vermehren,  j 
h)  die  Mitglieder  verpflichten  sich,  eine  Anzahl 
ihrer  Maschinen  ausser  Betrieb  zu  setzen,  c)  die 
Mitglieder  verpflichten  sich,  ihre  Werke  nur  so 
und  so  viel  Stunden  täglich  und  uur  so  und  so 
viele  Tage  im  Jahre  in  Betrieb  zu  setzen,  bc- ; 
ziehungsweise  sie  so  und  so  viel  Tage  im  Jahre 
ausser  Betrieb  zu  setzen,  d)  die  Mitglieder  ver- 
pflichten sich,  für  die  nächste  Periode  ihre  Pro- 
duktion — das  Prodnktionsquantnm  — um  so 
und  so  viel  Prozent  zu  reduzieren).  2.  Die  so- 
genannten Gebietskartelle,  d.  h.  die  kartellierten 
Unternehmer  verteilen  das  Absatzgebiet  derart,  j 
unter  sich,  dass  jedem  einzelnen  Teilnehmer  j 
(häufiger  jeder  bestimmten  Gruppe  von  Teil- j 
nehmern ) ein  gewisses  Territorium  als  aus-  i 
schliessliches  Absatzgebiet  zugewiesen  wird. 
Ganz  besonders  kommt  es  vor,  dass  die  in  den 
verschiedenen  Staaten  existierenden  Kartelle  ein 
derartiges  internationales  Abkommen  treffen  und  i 


sich  verpflichten,  sich  gegenseitig  nicht  ins  Ge- 
hege zu  kommen.  3.  Die  sogenannten  Preis- 
kartelle, d.  h.  die  Mitglieder  verpflichten  sich, 
ihre  Produkte  (innerhalb  des  Kartellgebietes, 
d.  i.  also  in  der  Retrel  im  Inlande)  nicht  unter 
dem  festgesetzten  Preise  zu  verkaufen.  Ausser- 
halb des  Kartellgebietes  also  in  der  Regel  nach 
dem  Auslände)  dürfen  die  Mitglieder  ihre  Er- 
zeugnisse auch  zu  niedrigerem  Preise  ver- 
kaufen. — Häufig  werden  die  Formen  1 und  3 
kombiniert,  d.  h.  es  werden  der  Produktion  des 
einzelnen  Mitgliedes  Schranken  gezogen  und 
überdies  wird  bestimmt,  dass  kein  Mitglied  unter 
dem  und  dem  Preise  verkaufen  darf. 

Die  Kartelle  höherer  Orduung  zerfallen  in 
folgende  Unterarten:  1.  Kartelle,  welche  be- 
stimmen. wie  viel  in  summa  von  den  kartel- 
lierten Werken  produziert  werden  darf,  und  so- 
daun  den  Anteil  festsetzen,  der  auf  jedes  ein- 
zelne Werk  entfällt.  Die  Festsetzung  des 
Anteiles  erfolgt  in  der  Regel  entweder  nach 
Massgahe  der  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Werke  oder  nach  dem  thatsächlichen  Absätze, 
den  jedes  einzelne  Werk  im  Durchschnitte  der 
letzten  Jahre  erzielt  hat.  Einige  Schwierig- 
keiten verursacht  die  gegenseitige  Kontrolle; 
die  kartellierten  Werke  müssen  periodisch  ent- 
weder einer  Centralstelle  oder  sich  gegenseitig 
mitteileu,  wie  viel  jedes  derselben  in  der 
Zwischenzeit  abgesetzt  hat.  Ferner  verursacht 
die  jedesmalige  Ausgleichung  Schwierigkeiten, 
weil  ja  jedes  der  kartellierten  Werke  Aufträge 
von  seinen  Kunden  erhält  und  daher  nicht  im 
stunde  ist,  das  ihm  zugebilligte  Produkten- 
quautinu  haarscharf  einzuhalten.  Die  Aus- 
gleichung kann  in  der  Weise  erfolgen:  a)  dass 
dasjenige  Quantum,  welches  das  einzelne  Werk 
in  diesem  Jahre  zu  viel  oder  zu  wenig  produ- 
ziert und  abgesetzt  hat,  auf  das  nächste  Jahr 
übertragen  und  dem  betreffenden  Werke  zur 
Last  oder  gut  geschrieben  wird,  b)  dass  das- 
jenige Werk,  welches  zu  viel  produziert  und 
abgesetzt  hat,  das  entfallende  Quantum  um  einen 
im  voraus  festgesetzten  Preis  von  demjenigen 
Werke  ahnehinen  muss,  welches  seinen  Anteil 
nicht  ganz  absetzen  konnte,  c)  dass  das  mit 
Aufträgen  überhäufte  Werk  den  Ueberschuss 
seiner  Aufträge  anderen  Werken  abtreten  muss, 
<1)  dass  das  begünstigte  Werk  dem  minder  be- 
günstigten eiue  gewisse  Entschädigung  in  Geld 
zahlen  muss. 

2.  Kartelle,  welche  dafür  sorgen,  dass  die 
einlaufenden  Aufträge  nach  einem  gewissen 
Modus  (und  zwar  auch  wieder  entweder  nach 
der  Leistungsfähigkeit  oder  nach  dem  thutsäch- 
lich  erzielten  Absätze  im  Durchschnitte  der 
letzten  Jahre)  unter  die  kartellierten  Werke 
verteilt  werden.  Die  Verteilung  erfolgt  auf 
zweifache  Weise,  a)  Bei  Submissionen.  Die 
kartellierten  Werke  überreichen  eine  gemein- 
same Offerte  und  einigen  sich  vorher  über  die 
Verteilung  der  ausgeschriebenen  Lieferung  unter 
sich.  Oder  die  kartellierten  Werke  einigen 
sich,  welches  von  ihnen  diesmal  die  günstigste 
Offerte  zu  überreichen  hat.  Bei  der  nächsten 
Submission  wird  sodann  ein  anderes  Werk  be- 
stimmt. welches  die  günstigste  Offerte  zu  über- 
reichen hat,  und  so  fort,  bis  jedes  Werk  der 
Reihe  nach  dran  kommt,  die  jeweilige  Lieferung 
zu  übernehmen.  Oder  aber  es  verpflichtet  sich 
dasjenige  Werk,  welches  zum  Scheine  die  güns- 
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tigste  Offerte  überreicht,  die  Lieferung:  unter 
die  kartellierten  Werke  zu  verteilen,  b)  Bei 
Aufträgen.  Die  kartellierten  Werke  verpflichten 
sich,  keine  selbständigen  Aufträge  der  Kunden 
zu  übernehmen  und  zu  effektiveren,  und  schaffen 
ein  Uentralorgan,  an  welches  alle  Bestellungen 
zu  leiten  sind,  und  welches  sodann  die  Be- 
stellungen unter  die  Kartellmitglieder  verteilt. 
In  einem  solchen  Falle  verzichten  die  kartel- 
lierten Werke  entweder  überhaupt  auf  den 
direkten  Verkehr  mit  dem  Publikum,  so  dass 
dieses  gezwungen  ist,  seine  Bestellungen  au 
das  gedachte  Uentralorgan  (Verkaufsstelle,  Ver- 
kaufs-Syndikat, Verkaufs-Kontor  und  dergl.  ge- 
nannt) zu  richten,  oder  die  kartellierten  Werke 
übernehmen  zwar  zum  Scheine  die  ihnen  vom 
Publikum  diiekt  zukommenden  Aufträge,  effek- 
tuiereu  dieselben  aber  uicht,  sondern  übergeben 
sie  dem  Centralorgan.  Bemerkenswert  bei  der 
Verteilung  der  einlaufenden  Bestellungen  ist. 
dass  die  Centralstelle,  wenn  möglich,  auf  die 
örtliche  Lage  der  einzelnen  kartellierten  Werke 
Rücksicht  nimmt  .lud  — um  überflüssige  Trans- 
portkosten zu  vermeiden  — gern  die  Bestellung 
demjenigen  Werke  zuweist,  welches  dem  Be- 
stellenden am  nächsteu  gelegen  ist.  Auf  die 
juristische  Stellung  jener  Centralstelle  (die  ent- 
weder nur  ein  einfacher  Vermittler  der  Ge- 
schäftsabschlüsse sein  oder  eventuell  auch  eine 
Haftung  für  die  Effektuierung  der  Aufträge 
übernehmen  kann)  sowie  auf  die  weitere  ju- 
ristische Frage,  wer  der  eigentlich  Verpflichtete 
wird  (ob  die  Centralstelle,  ob  der  Verband  oder 
das  betreffende  Werk),  näher  einzugehen,  ist 
hier  nicht  der  Ort,  weil  diese  Fragen,  so  be- 
deutsam sie  für  den  Juristen  sind,  für  den 
Natioualökonomen  kein  weiteres  Interesse  haben. 
Die  Centralstelle  selbst  kann  auf  mehrfache 
Weise  organisiert  sein.  Mitunter  wird  mit  den 
Agenden  ein  Mitglied  des  Kartells,  mitunter 
ein  grösseres  Geschäftshaus  betraut,  mitunter 
wird  zu  diesem  Behüte  ein  eigenes  Bureau 
(.Kontor“)  errichtet,  mitunter  — wenn  man  an 
dieser  Stelle  eine  juristische  Person  haben  will  — 
wird  eine  eigene  Aktiengesellschaft  (Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien,  Genossenschaft,  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung)  ins  Leben  ge- 
rufen. Indes  bemerkt  Liefinann  (a.  a.  0.  S.  105), 
dass  derartige  Gründungen  n urScheingründungen 
sind  und  dass  die  betreffenden  ÄKtien-  oder 
sonstigen  Gesellschaften  nicht  entfernt  daran 
denken,  die  Produkte  der  kartellierten  Werke 
thatsächlich  aufzukaufen  und  für  eigene  Rech- 
nung in  deu  Verkehr  zu  bringen. 

3.  Kartelle,  bei  denen  der  Gewinn,  den  die 
einzelnen  Kartellteiluehmer  aus  ihren  Unter- 
nehmungen erzielen,  in  irgend  einer  Weise 
unter  die  Teilnehmer  verteilt  wird.  Dies  ge- 
schieht auf  mehrfache  Weise,  a)  Bei  manchen 
Kartellen  verpflichten  sich  die  Mitglieder,  einen 
Teil  von  dem  Erlöse  ihrer  Produkte  (der  Mini- 
malpreis, unter  dem  die  Erzeugnisse  nicht  ver- 
kauft werden  dürfen,  wird  durch  das  Kartell 
festgesetzt)  in  eine  gemeinsame  Kasse  einzu- 
zahlen, und  dieser  Betrag  wird  sodann  nach 
einem  bestimmten  Modus  unter  die  Kartellteil- 
nehmer verteilt.  Einzahlung  und  Verteilung 
können  verschieden  geregelt  sein.  Mitunter  ist 
die  Einzahlung  derart  bestimmt,  dass  sie  so 
ziemlich  (nahezu)  den  ganzen  Gewinn  repräsen- 
tiert, den  das  kartellierte  Werk  an  seinen  Ar- 


tikeln erzielt;  dieser  Gewinn  wird  sodann  am 
Schlüsse  des  Jahres  unter  die  Kartelltcilnehmer 
nach  einem  bestimmten  Schlüssel  verteilt,  ln 
einem  derartigen  Falle  repräsentieren  die  kar- 
tellierten Unternehmer  gewissennassen  eine  Ge- 
sellschaft, welche  das  betreffende  Geschäft  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  auf  gemeinsame  Rech- 
nung betreibt.  Damit  jedoch  das  private  In- 
teresse der  Teilnehmer  t die  ja  doch  eine  gewisse 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  sich  bewahrt 
haben)  rege  erhalten  bleibe,  ist  die  Einzahlung 
derart  geregelt,  dass  dem  einzelnen  Werke  bei 
seinen  Geschäftsabschlüssen  ein  kleiner  Extra- 
gewinn verbleibt.  — Mitunter  findet  eine  soge- 
nannte indirekte  Kontingentierung  der  Pro- 
duktion statt.  D.  h.  es  wird  bestimmt,  welche 
Produktenmenge  jedes  der  kartellierten  Werke 
frei  erzeugen  und  (uicht  unter  dem  festgesetzten 
Preise)  verkaufen  darf.  Erzeugt  ein  Werk 
mehr,  so  hat  es  für  das  Plus  (etwa  für  jeden 
mehr  erzeugten  l'eutncr  und  dergl.)  einen  be- 
stimmten (eventuell  auch  steigenden)  Betrag  in 
die  gemeinsame  Kasse  einzuzählen.  Die  so  ein- 
fliessenden  Gelder  werden  entweder  zur  Zahlung 
von  eigentlichen  Exportprämien  (für  effektiv 
über  die  Landesgrenze  exportierte  Kartell  wäre) 
oder  zur  Zahlung  von  Prämien  für  diejenigen 
kartellierten  Werke  verwendet,  deren  Produktion 
hinter  dem  ihnen  zugebilligten  Kontingent  zu- 
rückgeblieben ist.  Damit  jedoch  diese  Unter- 
nehmer nicht  in  Versuchung  kommen,  ihre 
Werke  gänzlich  zu  schliessen  und  lediglich  die 
Prämien  cinznstreicben,  wird  bestimmt,  dass  die 
Prämien  eine  gewisse  Grenze  nicht  überschreiten 
dürfen,  b)  Bei  manchen  Kartellen  endlich  kommt 
es  vor,  dass  das  Kartell  selbst  oder  eine  zu 
diesem  Zwecke  gebildete  Aktien-  oder  sonstige 
Gesellschaft  das  gesamte  Produkt  der  kartel- 
lierten Werke  (das  selbstverständlich  kontin- 
gentiert sein  muss)  um  einen  im  voraus  be- 
stimmten Preis  (nicht  scheinbar,  sondern)  effektiv 
aufkauft,  uni  dasselbe  sodann  zu  höheren  Preisen 
an  das  Publikum  abzusetzen.  Der  so  erzielte 
Gewinn  wird  dann  an  die  Kartellmitglieder 
nach  Massgabe  ihrer  gelieferten  Warenquanti- 
täten (oder  sonst)  verteilt. 

Die  vorstehende  (der  Liefnmnnschen  Schrift 
! entnommene)  Einteilung  der  Kartelle  will  keinen 
Anspruch  auf  Vollständigkeit  erheben,  weil 
immerfort  neue  Formen  der  Kartellierung  er- 
sonnen und  praktisch  durchgeführt  werden 

I können.  Sodann  ist  dieselbe  uicht  dahin  zu  ver- 
stehen, als  oh  die  hier  aufgezählten  Kartell- 
forinen  in  der  Wirklichkeit  in  dieser  Reinheit 
existieren  würden,  da  wohl  die  meisten  der 
wirklich  existierenden  Kartelle  Mischformen  re- 
präsentieren. So  dürfte  man  in  der  Praxis 
nach  reinen  „Abnehmerkartellen“  wahrschein- 
lich vergeblich  suchen,  denn  die  Kartelle  sind 
wohl  durchgeheuds  in  erster  Reihe  „Anbieter- 
kartelle“, aber  nicht  wenige  derselben  kehren 
gleichzeitig  ihre  Spitze  gegen  die  Produzenten 
der  Rohstoffe,  sind  also  auf  der  anderen  Seite 
gleichzeitig  „Abnehmerkartelle“.  Desgleichen 
bildet  die  Festsetzung  des  Preises,  unter  dem 
nicht  verkauft  werden  darf,  ferner  die  Fest- 
setzung des  Prodnktenqnautums,  welches  das 
einzelne  Werk  erzeugen  darf,  einen  wesent- 
lichen Punkt  der  meisten  Kartellverträge. 

3.  Stellung  der  K.  in  der  Volkswirt- 
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schaft.  Die  bisherige  Entwickelung  lehrt, 
dass  die  Kartellbewegung  mit  den  losesten 
Formen  (Festsetzung  eines  Minimalpreises, 
Beschränkung  der  Produktion)  begann  und 
dass  die  Tendenz  vor  waltet,  zu  immer  feste- 
ren Formen  der  Vereinigung  überzugehen. 
In  mehr  als  einem  Falle  hat  die  Kartellie- 
rung schliesslich  zu  einer  vollständigen  Ver- 
schmelzung (Fusionierung)  der  betreffenden 
Unternehmungen  geführt.  Ferner  lehrt  die 
bisherige  Erfahrung,  dass  die  Kartelle  vor- 
wiegend auf  dem  Gebiete  der  Grossindustrie 
(Fabriksindustrie  und  Bergbau)  und  dem 
der  grossen  Verkehrsunternehmungen  (Eisen- 
bahnen, Schiffahrtslinien)  Vorkommen,  zum 
Teile  auch  auf  dem  Gebiete  des  Kleinge- 
werbes (einige  Handwerkerkartelle)  und  den» 
des  Handels  (hier  vorwiegend  unter  den 
Banken).  Dagegen  ist  bisher  von  landwirt- 
schaftlichen Kartellen  nur  wenig  (Kartelle 
der  Zuckerrübenproduzenten)  bekannt  ge- 
worden. 

Die  heutigen  Kartelle  sind  das  notwen- 
dige Produkt  der  bisherigen  historischen 
Entwickelung.  Der  Zweck  jeder  Produktion 
ist,  den  vorhandenen  Bedarf  zu  decken,  und 
daher  ist  jede  Produktion,  die  den  Bedarf 
übersteigt,  eine  Material-  und  Arboitsver- 
sehweudung.  Aus  diesem  Grunde  ist  es 
für  die  Privat-  wie  für  die  Volkswirtschaft 
von  der  allergrössten  Bedeutung,  dass  die 
Produktion  dem  Bedarfe  an  ge  passt  werde. 
Dies  war  im  Mittelalter  (soweit  die  gewerb- 
liche Produktion  in  Frage  kommt)  leicht  zu 
erreichen,  weil  die  damalige  Welt  wegen 
des  Mangels  an  Kommunikationsmitteln  in 
lauter  kleine  geschlossene  Verkehrsgebiete 
zerfiel.  Eine  nennenswerte  Zufuhr  von  ge- 
werblichen (und  sonstigen)  Produkten  war 
— von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  — 
nicht  möglich,  cs  musste  daher  ziemlich 
jeder  Ort,  was  er  an  gewerblichen  Produk- 
ten brauchte,  auch  selbst  erzeugen.  Diese 
kleinen  Verkehrsgebiete  waren  leicht  zu 
übersehen,  es  war  daher  nicht  schwer,  die 
lokale  Produktion  dem  lokalen  Bedarfe  an- 
zupassen, und  dies  wurde  durch  die  Zunft- 
verfassung mit  ihren  vielfachen  Beschrän- 
kungen der  gewerblichen  Produktion  in  bei- 
nahe vollkommenem  Masse  erreicht.  Durch 
die  Vervollkommnung  der  Koninumikations- 
mittel,  speciell  im  i^aufe  des  neunzehnten 
Jahrhunderte?  wurden  die  früheren  Ver- 
hältnisse so  zu  sagen  auf  den  Kopf  gestellt. 
Heute  bildet  die  ganze  Eitle  ein  einziges 
grosses  Verkehrsgebiet.  In  jeden  Ort  kom- 
men die  Erzeugnisse  aus  allen  Teilen  der 
Welt,  und  umgekehrt  versendet  der  heutige 
Grossindustrieile  seine  Erzeugnisse  nach 
allen  Teilen  der  Erde.  Die  Grossindustrie 
produziert  heute  für  den  sogenannten  Welt- 
markt und  sieht  sich  infolgedessen  vor 
eine  unlösbare  Aufgabe  gestellt.  Die  erste 


j Voraussetzung  dafür,  dass  die  Produktion 
dem  Bedarfe  angepasst  werde,  ist  selbst- 
verständlich die  Kenntnis  der  Grösse  des 
[ Bedarfes,  diese  Kenntnis  aber  fehlt  dem 
heutigen  Grossindustriellen.  Er  woiss  nicht, 
j wie  gross  der  jährliche  Bedarf  der  ganzen 
Welt  an  seinem  Artikel  ist : er  weiss  ferner 
i nicht . wie  gross  die  Vorräte  an  diesem 
Artikel  sind,  die  in  der  ganzen  Welt  in  den 
Magazinen  der  betreffenden  Fabriken  und 
der  Kaufleute  sowie  in  den  einzelnen  Haus- 
haltungen aufgespeichert  lagern;  er  weiss 
endlich  nicht,  wie  viel  jeder  seiner  Berufs- 
genossen  augenblicklich  produziert  — und 
diesen  drei  unbekannten  Grössen  soll  er 
I seine  Produktion  anpassen!  Der  einzige 
Anhaltspunkt,  den  der  Industrielle  hat,  ist 
[der  Stand  des  Preises  seines  Artikels.  Steigt 
dieser,  so  deutet  dies  auf  eintretenden  Be- 
darf. und  demgemäss  muss  der  Industri- 
elle bestrebt  sein,  seine  Produktion  so  rasch 
als  möglich  zu  vevgrössern,  und  weil  dies 
jeder  thun  muss  und  timt,  so  ist  der  Markt 
in  der  kürzesten  Zeit  überfüllt  und  der 
Absatz  stockt.  Dies  ist  der  sogenannte 
»anarchischer  Zustand  der  heutigen  gewerb- 
lichen Produktion. 

Es  ist  daher  ein  ganz  gesunder  und 
volkswirtschaftlich  gerechtfertigter  Gedanke, 
wenn  die  Industriellen  bestrebt  sind,  diesem 
»anarchischen«  Zustande  der  Produktion  ein 
Ende  zu  bereiten  und  die  Produktion  dem 
Bedarfe  an  zu  passen.  Dieses  Ziel  aber  kann 
nur  erreicht  werden  durch  die  Vereinigung 
der  Produzenten  derselben  Branche,  denn 
nur  die  Vereinigung  (die  Monoj>olistenstel- 
lung)  gewährt  ihnen  die  Möglichkeit,  einen 
Ueberblick  über  den  Gesamt  bedarf  zu  ge- 
winnen, und  gewährt  ihnen  die  Möglichkeit, 
die  Produktion  derart  zu  regeln  (derart 
unter  sich  zu  verteilen),  dass  sie  dom  Ge- 
samtbedarfe  jedesmal  entspricht.  — Das  ist 
der  Grundgedanke  und  das  — wie  gesagt 
— ganz,  gesunde  und  volkswirtschaftlich 
ganz  gerechtfertigte  Bestreben  der  Kartelle. 
Mio  aber  jede  noch  so  vernünftige  und 
segensreiche  Institution  missbraucht  werden 
und  entarten  kann , so  können  auch  die 
Kartelle  entarten.  Die  kartellierten  Unter- 
nehmer können  ihre  Mono|x>Üstenstellung 
missbrauchen  und  einerseits  ihre  Arbeiter 
sowie  die  Produzenten  der  Rohstoffe  unge- 
bührlich bedrücken ; sie  können  andererseits 
das  konsumierende  Publikum  auslteuton,  in- 
dem sie  die  Preise  ihrer  Artikel  ungebühr- 
lich hoch  halten.  Davon  unten. 

Unterschied  der  Kartelle  von  anderen  ähn- 
lichen Gebilden.  Der  nordamerikanische  Trust 
(s.  den  Art.)  ist  eine  nahezu  vollständige  Ver- 
schmelzung (Fusion)  der  betreffenden  Werke  zu 
einer  einzigen  Riesenunternehmung.  Repräsen- 
tiert der  Trust  gewissermassen  den  Einheits- 
staat, so  darf  mau  das  Kartell  mit  dem  Staaten- 
hund vergleichen:  wie  hier  die  einzelnen  ver- 
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bUmleten  Staaten,  so  behalten  auch  im  Kartell 
die  verbündeten  Unternehmungen  eine  gewisse 
Selbständigkeit.  Die  Unternehmer  müssen  zwar 
auf  einen  Teil  ihrer  wirtschaftlichen  Bewegungs- 
freiheit verzichten  und  sich  den  Regeln  des 
Kartells  fügen,  allein  im  übrigen  bleibt  jeder 
Herr  in  seinem  Hause  und  bezieht  den  aus 
seinem  Unternehmen  fliessenden  Gewinn.  Wäh- 
rend es  bei  einem  Trust  keine  seltene  Erscheinung 
ist,  dass  die  Vereinigung  die  technisch  unvoll- 
kommenen Werke  gänzlich  auflöst,  so  dass  nur 
in  den  besteingerichteten  Werken  (also  mit  den 
relativ  geringsten  Kosten)  weiter  produziert 
wird,  behalten  im  Kartell  auch  die  minder  voll- 
kommen eingerichteten  Werke  ihre  Selbständig- 
keit. Es  vollzieht  sich  also  hier  der  Prozess 
der  „wirtschaftlichen  Auslese“  nicht  so  schroff 
und  gewährt  die  .Möglichkeit,  dass  die  in  den 
minder  gut  ausgerüsteten  Werken  vorbildlichen 
Gebäude,  Maschinen  etc.  noch  weiter  ausgenutzt 
werden. 

Die  sogenannten  „Corners“  oder  „Ringe“ 
sind  einfach  spekulative  Unternehmungen,  die 
auf  eine  wucherische  Ausbeutung  des  konsu- 
mierenden Publikums  abzielen.  Wie  der  be- 
rüchtigt« mittelalterliche  Korn  Wucherer,  so 
suchen  die  im  „Ring“  oder  „Corner“  vereinigten 
Spekulanten  die  sämtlichen  Vorräte  einer  Ware 
(der  seinerzeitige  Kupferring,  der  Haferring) 
aufzukaufen,  um  dieselben  dann  zu  wucherisch 
emporgetriebenen  Preisen  an  das  Publikum  ab- 
zusetzen. Das  Kartell  kann  zwar  allerdings 
das  gleiche  Ziel  anstreben,  allein  principiell 
oder  wenigstens  anfänglich  entspringt  «las  Kar- 
tell dem  Bestreben,  die  Produktion  dem  Bedürfe 
anzupassen  — ein  Bestreben,  «las  dem  Corner 
oder  Ringe  vollständig  fern  liegt. 

4.  l)ic  K.  und  die  Gesetzgebung. 
Die  vorerwähnten,  dem  Kartell  wesen  unleug- 
bar innewohnenden  Gefahren  lassen  es  be- 
greiflich erscheinen,  dass  die  Staatsgewalt 
gegenüber  den  Kartellen  Stellung  nehmen 
musste,  und  zwar  lassen  sich  bisher  nach 
dieser  Richtung  drei  bezw.  vier  verschiedene 
Systeme  unterscheiden.  Das  älteste  dersel- 
ben ist  der  in  England  zuerst  unternommene 
Versuch,  «len  dem  Kartellwesen  innewohnen- 
den Gefahren  auf  dem  Wege  «ler  Civilrechte- 
Gesetzgehung  zu  begegnen.  In  England 
waren  nämlich  früher  — ebenso  wie  in  fast 
allen  übrigen  Staaten  — Koalitionen  der 
Arbeiter  wie  der  Arbeitgelier  l»ei  Strafe 
verboten.  Dieses  Verbot  wurde  durch  G.  v. 
Jahre  1826  (6.  Geo.  IV.  eh.  129)  aufgehoben. 
Verabredungen  der  Arbeiter  wie  «ler  Arbeit- 
geber wurden  zwar  gestattet,  allein  sie  wur- 
den als  für  die  Teilnehmer  unverbindlich 


den  trockenen  oder  eigenen  Wechseln,  die 
eiutrelenden  Falles  weiter  begeben  werden) 
' gegen  einen  eventuellen  Bruch  «ler  Verab- 
redung zu  sichern.  Weiter  pflegen  sie 
häufig  auf  ein  Schiedsgericht  zu  fcompm- 
j mittleren,  damit  die  Angelegenheit  nicht 
vor  die  ordentlichen  Gerichte  gebracht  werde 
und  diese  nicht  in  die  Ijage  kommen,  die 
ganze  Verabredung  mit  allen  ihren  Konse- 
«luenzeu  als  rechtsunwirksam  zu  erklären. 
Endlich  muss  jedes  wortbrüchige  Kartell- 
mitglied befürchten,  dass  ihm  seitens  des 
Kartells  eine  übermächtige,  geradezu  ruinöse 
Konkurrenz  bereitet  wird.  Allein  abgesehen 
von  alledem  erweist  sich  die  in  Hede  ste- 
hende Gesetzgebung  gegenüber  den  nun  ein- 
mal vorhandenen  Monopolisierungsbestrebun- 
gen  als  absolut  ohnmächtig,  weil  sie  nicht 
verhindern  kann,  dass  die  kartellierten  Un- 
ternehmungen fusionieren  und  zu  einer  ein- 
zigen Kiesenunternehinung  (-Aktiengesell- 
schaft) verschmelzen,  die  dann  den  ganzen 
betreffenden  Produktionszweig  erat  recht 
monopolisiert. 

Das  zweite  System,  welches  als  das  nord- 
amerikanische  bezeichnet  werden  kann . l»e- 
steht  darin,  dass  die  Koalitionen  der  Unter- 
nehmer (also  Kartelle  sowie  Trusts)  als 
kriminell  strafbar  erklärt  werden,  ln  der 
nordamerikanischen  Union  hat  nämlich  eine 
Reihe  von  Einzelstaaten  Gesetze  erlassen, 
nach  welchen  alle  auf  eine  Preiserhöhung 
oder  Monopolisierung  eines  Artikels  abzielen- 
den Verabredungen  der  Unternehmer  als 
»Verschwörung«  (Couspiracy)  angesehen  und 
demgemäss  bestraft  werden  sollen.  Auch 
dieser  Weg  erwies  sich  als  wenig  gangbar. 
Einmal  ist  es  nämlich  (nach  der  Behauptung 
amerikanischer  Schriftsteller)  fraglich,  ob 
diese  von  den  Einzelstaatcn  erlassenen  Ge- 
setze rechtsgültig  sind,  weil  sie  angeblich 
mit  der  Verfassung  der  nordamerikanischen 
Union  im  Widerspruche  stehen.  Sodann 
kann  durch  die  gedachten  Gesetze  im  güns- 
tigsten Falle  die  Bildung  eines  Kartells 
(Pool)  o«ler  eines  Trusts,  nicht  aber  die  voll- 
ständige Verschmelzung  der  betreffenden 
Unternehmungen  in  den  Händen  einer  ein- 
zigen grossen  Aktiengesellschaft  verhindert 
werden. 

Das  dritte  System  (wenn  man  hier  von 
einem  solchen  überhaupt  sprechen  darf)  ist 
das  russische.  In  Russland  wurde  nämlich 


erklärt.  Dieser  Vorgang  wurde  später  von 
der  Mehrzahl  der  europäischen  Staaten  nach- 
geahmt; er  erwies  sieh  jedoch  als  ziemlich 
unwirksam.  Einmal  nämlich  lehrt  die  Er- 
fahrung. «lass  «iie  kartellierten  Unternehmer 
im  Hinblick  auf  die  Vorteile,  die  ihnen  das 
Kartell  bietet , im  allgemeinen  nicht  gar  zu 
häufig  wortbrüchig  werden.  Zum  zweiten 
pflegen  sie  sich  durch  Konventionalstrafen 
(Hinterlegung  von  auf  hohe  Beträge  lauten- 


im Jahre  1 386  unter  den  Augen  und  mit 
(stillschweigender)  Genehmigung  der  Regie- 
rung ein  Kartell  ( Nonnirowka<  ) «ler  dorti- 
gen Zuckerfabrikanten  geschlossen,  welches 
seither  wiederholt  erneuert  wurde.  Die 
russische  Regierung  stellt  sich  ;dso  (wenig- 
stens in  dem  einen  vorliegenden  Falle)  auf 
den  Standpunkt,  dass  ein  Kartell  eine  legale 
und  rechtsverbindliche  Vereinbarung  sei. 

Einen  im  Princip  gleichen,  aber  teilweise 
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doch  verschiedenen  Standpunkt  nimmt  die 
österreichische  Regierung  ein.  welche  eine 
Regelung  der  Kartelle  auf  dem  Wege  der 
Verwaltungsgesetzgebung  anstrebt.  Nach 
dem  von  der  Regierung  dem  Parlamente 
vorgelegten  Gesetzentwürfe  (zum  ersten 
Male  vorgelegt  am  1.  Juni  1897.  dann  in  | 
teilweise  veränderter  Gestalt  wieder  vorge- 
legt am  12.  Oktober  1897,  und  nochmals 
vorgelegt  am  29.  März  1898),  der  jedoch 
bisher  noch  nicht  zur  Verhandlung  gelangte, 
sollen  die  Kartelle  der  Staatsaufsicht  unter- 
worfen werden.  Hiernach  werden  die  Kar- 
telle als  rechtsverbindliche  Vereinigungen 
anerkannt,  sie  bedürfen  jedoch  zu  ihrer  Er- 
richtung eines  notariell  beglaubigten  Statutes 
und  sind  verpflichtet,  ihr  Statut  sowie  jede 
Abänderung  desselben  und  ebenso  jeden  ge- 
fassten Beschluss  dem  Finanzministerium 
unverzüglich  mitzuteilen.  Desgleichen  sind 
sie  verpflichtet,  dem  Finanzministerium  jede 
gewünschte  Auskunft  zu  erteilen  und  ihm 
die  Einsicht  in  die  Bücher  zu  gewähren. 
Dem  Finanzministerium  steht  das  Recht  zu, 
jeden  ihm  ungebührlich  scheinenden  (das 
öffentliche  Wohl  schädigenden)  Beschluss 
des  Kartells  zu  sistieren  bezw.  das  Kartell 
aufzulösen  (oder  seine  Bildung  zu  unter- 
sagen). Zur  Führung  dieser  Agenden  soll 
im  Finanzministerium  eine  besondere  aus 
zwölf  Mitgliedern  bestehende  Kommission 
gebildet  werden.  Der  österreichische  Ent- 
wurf leidet  — wie  von  der  Mehrzahl  seiner 
Kritiker  richtig  hervorgehoben  wurde  — an 
denn  principiellen  Fehler,  dass  er  sozusagen 
zu  eng  oder  einseitig  ist.  Er  soll  nämlich 
(nach  § 1)  nur  für  diejenigen  Kartelle  Gel- 
tung haben , welche  sich  auf  solche  Vcr- 
brauehsgegenstände  beziehen , »die , wie 
Zucker,  Branntwein,  Bier,  Mineralöl,  Salz, 
einer  mit  der  industriellen  Produktion  in 
enger  Verbindung  stehenden  indirekten  Ab- 
gabe unterliegen.«  Dagegen  soll  bezüglich 
aller  übrigen  Kartelle  der  bisherige  Rechts- 
zustand (dass  die  Kartelle  zwar  nicht  vor-  : 
boten,  aber  rechtsunwirksam  sind)  weiter 
bestehen.  Es  würde  dies  also  zu  der  eigen- 
tümlichen Anomalie  führen,  dass  es  einer- 
seits anerkannte  und  reehtsgiltige  und  ande- 
rerseits nur  geduldete  und  rechtsungiltige 
Kartelle  gäbe.  Der  Grund  dieser  eigen- 
tümlichen Einseitigkeit  des  Entwurfes  ist 
— wie  die  Motive  offen  eingestehen  — in 
der  Befürchtung  der  Regierung  zu  suchen, 
dass  die  betreffenden  Verzehrungssteuer-  [ 
pflichtigen  Artikel  durch  Kartelle  ungebühr-  j 
lieh  verteuert  werden,  so  dass  die  fraglichen 
Steuern  einen  Rückgang  erfahren  könnten. 
Weiter  wird  gegen  den  Entwurf  eingeweu- 1 
det,  dass  es  fraglich  sei,  ob  unsere  Kennt- 
nis des  Kartell wesens  und  die  bisherigen 
Erfahrungen  so  weit  reichen , dass  man } 
schon  heute  an  eine  staatliche  Regelung  der , 


Kartelle  schreiten  könne.  Endlich  wird 
(von  Wittelshöfer)  hervorgehoben,  dass  die 
Gefahr,  die  bekämpft  werden  soll,  in  der 
Monopolisierung  der  betreffenden  Produk- 
tionszweige liege  und  dass  es  daher  nicht 
genüge,  die  Kartelle  der  staatlichen  Aufsicht 
zu  unterwerfen,  weuu  daneben  die  in  der 
Hand  einer  einzigen  grossen  Aktiengesell- 
schaft vereinigten  fusionierten  Betriebe  oder 
die  im  Besitze  eines  Privatmannes  befind- 
lichen , monopolartig  dastehenden  Riesenbe- 
triebe unbeaufsichtigt  bleiben  und  thun 
dürfen,  was  sie  wollen.  Trotz  diesen  nicht 
abzuleugnenden  Mängeln  muss  zugegeben 
werden,  dass  der  österreichische  Kartellge- 
setzentwurf zwei,  ziemlich  von  allen  Seiten 
als  gesund  anerkannte  Grundgedanken  ent- 
hält, und  das  ist  einmal  der  Gedanke,  dass 
die  Kartelle  gehalten  sein  sollen,  ihre  ge- 
samte Gebarung  offen  zu  legen,  und  zwei- 
tens der  Gedanke,  dass  den  Missbrauchen 
der  Kartelle  weder  auf  dem  Wege  der 
Civilrechts-  noch  auf  dem  der  Strafrechts- 
gesetzgebung, sondern  nur  auf  dem  der 
Verwalt ungsrechtspflege  l>cgegnet  werden 
kann. 

Litteratur:  ?F.  Lcazta,  Gr  werk  vereine  und 

[ 'ntenich  merrerbä  n de  in  Frankreich,  Leipzig 
1X79  (17.  lld.  der  Sehr.  d.  Irr.  /.  Sotialp.).  — 

F.  Klclnicöchtcr,  Die  Kartelle.  Ein  Beitrag 
zur  Frage  der  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
Innsbruck  1X88.  — Schilf fte.  Die  Kartelle,  in 
Gesammelte  Aufsätze,  lld.  1,  Tübingen  1XXS. 
( Auch  in  der  Tübinger  » Zeitsehr . /.  d.  ges. 
Staat*  w.«,  Jahrg.  1881.)  — Stein  mann- Bücher, 
Die  yiihrständr  und  ihre  zukünftige  Stellung  im 
Staate,  Berlin  1886.  — Aschrott.  Die  ameri- 
kanischen, Trusts  etc.,  in  Brauns  Archiv  f.  Gesetz- 
gebung etc.,  2.  Bd.,  18X9  (mit  zahlreichen  Litte- 
raturnachweisrn).  — Lnjo  Brentano,  Vortrag 
über  Kartelle,  in-  der  Ges.  ästerr.  Volkswirte, 
1.  Jahrg.  1888—1889,  H'iV«  1889.  — Derselbe, 
Feber  die  Ursachen  der  heutigen  sozialen  Kot, 
Leipzig  1X89.  — Wasserrah,  Soziale  Politik 
im  Deutschen  Reiche,  Stuttgart  1889.  — Schön- 
lank, Die  Kartelle,  in  Brauns  Arch.  f.  soz. 
Gesctzg.  etc.,  .1.  Bd.,  1890  (mit  zahlreichen  Litte - 
ruht  mach  weisen).  — Betont  Jag.  Die  Syndikate 
der  Arbeiter  und  Unternehmer  in  Frankreich, 
in  Bronns  Arch.  f.  soz.  Gesctzg.  etc.,  1).  lld., 
1891.  — F.  Grossmann,  Ueber  industrielle 
Kartelle,  in  Schmollers  Jahrb.  f.  Gesctzg.  und 
Vcrir.,  18.  Bd.,  1891  (mit  zahlreichen  Litteratur- 
nach  weisen).  — Steinmann- Bücher , Hw» 
und  Bedeutung  der  gewerblichen  Kartelle,  in 
Schmollen  Jahrb.  f.  Gesctzg.  ti.  Verte.,  18.  Bd., 
1X91  (mit  mehrfachen  L i Hera  tu  mach  weisen).  — 
Sehönlank.  Ein  Kapitel  aus  der  urkundlichen 
Geschichte,  der  Kartelle,  in  Brauns  Arch.  f.  soz. 
Gesctzg.,  8.  Bd.,  1X92.  — E.  Fells.  Les  syndi • 
cats  industriels  et  cn  partirulirr  la  Xonn inurka 
des  fabricanls  de  surre  Busses,  Paris  1892.  — 

G.  Cohn . Bemerkungen  zur  Kartellbrwcgang, 
in  Zeitsehr.  f.  Eiscnb.  u.  Dampf  sch  iffahrl  der 
üxlrrr.-ung.  Monarchie,  6.  Jahrg.,  1X98.  — Sehr, 
d.  t 'er.  f.  Sozial)!.,  00.  Bd.,  Ueber  wirtschaftliche 
Kartelle  in  Deutschland  und  im  Auslande,  fünf- 
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sehn  Schilderungen  etc.  — Verhandlungen  der , 
am  iS.  und  29.  IX.  1894  in  HVci»  abgehaltenen  j 
Generalversammlung  des  l'er.  f.  Sotialp.  über 
die  Kartelle  etc.,  Schriften  dieses  Vereins , 61.  Bd. 

— It.  IVeinkirchner,  Das  Kartelltrrsen  vom 
Standpunkte  der  christlichen  Wirtschaftsordnung  | 
(aus:  Vorträge  und  Abhandlungen,  herausgegeben 
ran  der  Leo - (»’ esellsch aß ) , ll'i>n  1896.  — Denk * 
schrijt  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in 
Prag  in  betreff  der  staatlichen  Regelung  des  : 
Karte  Ute  esens,  Prag  1896.  — Die  Aera  der  teirt-  i 
scha/tlichen  Kartelle,  von  einem  rheinischen  In- 
dustriellen, i»  Preuss.  Jahrb.,  lld.  89.  — Zur 
Frage  der  wirtschaftlichen  Kartelle,  ebendas., 
Bd.  90.  — M.  HitncUmann  , Kartelle  und  [ 
Staatsgewalt , IFiVn  1897.  — FlHdrlchowlcz, 
Kartelle,  in  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.,  öl.  Jahrg., 
1895.  — •/.  Matern , Die  Industriekartelle,  ( 
München  und  Berlin  1897.  — Slnsheimer, 
l'elter  die  Grenzen  der  Weiterbildung  des  fabrik- 
massigen  Grossbetriebes , Münchener  colksw.  j 
Studien,  S.  Stück.  — Sarter,  Die  Sgndikats- 
bestrebungen  im  n iederrhri tt . - westfal.  Steinkohlen- 
bezirk, in  d.  Jahrb.  für  Xat.  u.  Stal.,  Bd.  7, 189 f.  — 
Olden berg , Studien  über  die  rhein.-irestfäl. 
Bergarbrilcrlwirrgung,  in  Schinollers  Jahrb.  für 
Gesetzg.  etc.,  Bd.  14,  1890.  — Hilcklnghaun. 
Die  Verstaatlichung  der  Kohlenbergwerke,  Kisters  j 
Staatsw.  Stadien,  Bd.  4>  lieft  5.  — Efferts,  I 
Die  niederrhein.-westfäl.  Kohlenindustrie  in  ihren 
Existenzbedingungen,  Essen  1895.  — Goldstein,  i 
Deutschlands  Sodaindustrie,  Münchener  Vollste. 
Studien,  18.  Stück.  — Rosenberg,  Kartellbe- 
wegungen  in  der  Zuckerindustrie,  in  der  Zeitschr. 
f.  Staats-  n.  Volksw.,  Bd.  6.  — Babled,  Les 
syndicats  des  productcurs  et  detentcurs,  Pari*  \ 
189.1.  — Solomon.  I.es  eoalitions  commereiales, 
Journal  des  Eeonomistes,  1895,  Eevrier.  — 
Brouilhet,  Essai  snr  les  ententes  commercUdes 
ct  industrielles,  Paris  1895.  — /{.  IAefmnnn,  \ 
Die  Untemehmrrrerbbndr  (in  1 'olkstr.  Abhand- 
lungen der  badischen  Hochschulen),  Freiburg  i.  B. 
1897.  — ( Erster ) Entwurf  eines  (österr.)  Kartcll- 
geselses,  Xr.  188  der  Beilagen  zu  den  Stenograph. 
Prot,  des  Abgeordnetenhauses,  12.  Session,  1897. 

— K.  Grünberg,  Der  österr.  Kartellgesetz- 
ent wurf,  in  Schmolters  Jahrb.  f.  Gesetzg.  u.  Vene., 
Jahrg.  1897.  — IVittelohöfer,  Der  Österreich.  [ 
Kartcllgcsctzentwurf,  in  Brauns  Arch.  f.  so:. 
Gesetzg.,  Bd.  18,  1899.  — L.  Pohle,  Die  Kar- 
telle der  gewerblichen  Unternehmer,  Leipzig  1898. 

— Landesberger.  Der  österr.  Kartellgesetx- 
entwarf,  iti  der  Grünhtitsehen  Zeitschrift  für  das 
Ibrival-  und  öffentliche  Recht,  Bd.  24,  Wien.  — 
E.  Steinbach,  Rechtsgeschäfte  der  Wirtschaft l. 
Organisation,  Win » 1897.  — IF.  Jterdroie, 
Die  Unternehmerkartelle  und  der  Weg  zum  wirt- 
schaftlichen Frieden,  Berlin  1898. 

Ausserdem  fiel  thatsächliehcs  Material  in  der  \ 
ron  Sie  inmann  - Bacher  herausgegebenen  : 
Zeitschrift  »Dir  Industrie»  und  in  der  Wiener 
Wochenschrift  » Das  Handelsmuseum». 

Friede.  Ktehurüchter. 
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s.  Börsen  wesen  oben  Bd.  II  S.  1023 ff. 
uml  Zeitgeschäfte. 


Kassenscheine 

s.  Papiergeld. 


Kasten. 

Kaste,  von  dein  portugiesischen  casta 
(Gattung,  Stamm.  Art)  hergeleitete  Bezeich- 
nung der  eigentümlichen  Gliederung  des  in- 
dischen Volkes,  die  die  Portugiesen  bei  ihrer 
Landung  in  Ostindien  im  Jahre  1498  vor- 
fanden. Nach  der  I^ehre  der  indischen  Ge- 
setzbücher, vor  allem  des  Manu  und 
Yäjöavalkya  (sprich:  Jädschnavalkja),  die  die 
priesterlieh  beeinflusste  indische  Littcratur 
wiederspiegelt,  zerfiel  das  indische  Volk  von 
alters  her  in  4 Klassen  (Sanskrit  varna, 
eigentlich  »Farbe«):  die  Brähraana,  Kshat- 
triya,  Vaiäya,  Sud ra.  Die  Brähmana  bilden 
den  Priester-  und  Gelehrtenstand.  Als  ihre 
Aufgabe  wird  bezeichnet,  die  heiligen  Bücher, 
die  Veda,  zu  studieren,  für  sich  und  andere 
zu  opfern,  anderen  zu  schenken  und  selbst 
Geschenke  anzunehmen.  Für  die  Brahmancn 
wird  die  erste  Stelle  im  Staate  beansprucht. 
Man  lässt  sie  aus  dem  Munde  der  höchsten 
Gottheit,  des  Brahma,  entsprungen  sein,  und 
schon  in  sehr  alten  Texten  werden  sie 
Götter  in  Menschengestalt  genannt.  Der 
zweite  Rang  wird  den  Kshattriva  angewie- 
sen. Sie  sind  der  Adel  und  Kriegerstand ; 
aus  ihnen  stammen  auch  die  Herrscher  des 
Landes.  Ihnen  wird  zur  Pflicht  gemacht, 
das  Volk  zu  schützen,  Geschenke  zu  machen, 
Opfer  zu  veranstalten,  zu  studieren  und  nicht 
an  weltlichen  Dingen  zu  hängen.  Sie  wer- 
den angesehen  als  aus  dem  Arme  des 
Bruluna  entstanden.  Die  dritte  Klasse,  die 
Vaisyas,  sollte  das  Vieh  schützen,  Handel 
und  Ackerbau  treiben,  Geld  auf  Zinsen  aus- 
leihen.  Geschenke  machen,  Opfer  veranstal- 
ten und  studieren.  Sie  bildet  den  Handels-, 
Handwerker-  und  Bauernstand.  Für  die 
vierte  Klasse,  die  Stidräs,  gab  es  nur  eine 
Pflicht,  ohne  Murren  und  Zaudern  den  drei 
olieren  Kasten  zu  gehorchen.  Die  Vaisyäs 
leitete  man  aus  dem  Schenkel,  die  Südras 
aus  dem  Fasse  des  Brahma  ab.  Die  drei 
oberen  Kasten  hiessen  »die  Zweimalgebore- 
neuc:,  weil  es  nur  ihnen  erlaubt  war,  die 
heilige  Schnur  zu  tragen,  deren  erste  An- 
legung in  dem  Alter  von  7,  8,  9 Jahren  in 
der  Reihenfolge  der  Stände  als  zweite  Ge- 
hurt angesehen  wurde,  da  damit  die  feier- 
liche Aufnahme  in  die  Kaste  erfolgte.  Im 
Gegensatz  zu  ihnen  hiessen  die  Sinlra  »die 
Einraalgeborenen«.  Diese  Gliederung  geht 
bis  in  die  älteste  Zeit  zurück.  Als  die  Inder 
Jalirtausendc  vor  Christus  von  Nord  westen 
her  in  Indien  einwanderten,  waren  sie  be- 
reits ein  auf  hoher  Kulturstufe  stehendes, 
in  Stände  gegliedertes  Volk  mit  stark  aus- 
geprägtem Nationalbewusstsein.  In  Indien 
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stiessen  sie  auf  Volksstämme  ganz  anderer 
Rasse,  die  sie  unterwarfen  oder  verjagten. 
Während  sie  selbst  sicli  Aryäs  oder  Aryäs, 
»Herren«,  nannten,  wurden  diese  Einge- 
borenen als  Dasäs,  »Sklaven«,  bezeichnet, 
und  das  älteste  Denkmal  der  indischen 
Litteratur,  der  Rgveda,  scheidet  zwischen 
a"ryo  varnah  und  däso  varnah  nlie 
Farbe  der  Arier«  und  »die  Farbe  der  Däsas«. 
Wir  finden  also  sclion  hier  den  Ausdruck 
varna,  der  später  für  die  Einteilung  des 
Volkes  in  4 Klassen  gebraucht  wird,  und 
dass  er  in  dieser  ältesten  Zeit  wirklich  auf 
einem  Unterschiede  der  Hautfarbe  beruhte, 
beweist,  dass  die  Arier  sich  »die  weissen 
Freunde«  des  Gottes  Indra  nennen,  die 
Däsas  dagegen  als  -die  schwarzen  Leute«, 
»die  schwarze  Haut«  liezeichnen.  Der  mit 
dem  Worte  varna  ausgedrückte  Gegensatz 
war  also  ursprünglich  ein  ethnischer.  Der 
aryo  varnah  umfasste  sämtliche  Arier, 
"die  einwandernden  Inder,  der  däso  var- 
nah sämtliche  unterworfene  Stämme,  die 
Eingeborenen.  Wie  im  Rgveda  Aiwa  und 
Däsa  gegenübeigestellt  wenlen , so  später 
stets  Aiwa  und  Sudra.  Bildeten  die  Arier 
so  eine  geschlossene  Einheit  gegenüber  den 
I.)äsa-8üdra , so  waren  sie  es  keineswegs 
unter  sich.  Bereits  im  Rgveda  finden  sich 
die  Col lecti va  brahman,  kshattra,  vis 
entsprechend  den  späteren  brähmana, 
kshattriya.  vaisya  zur  Bezeichnung 
von  streng  abgesonderten  Ständen,  und  die 
letzten  Namen  gehen  nicht  nur  durch  die 
gesamte  brahmanische  Litteratur,  sondern 
sie  kehren  auch  bei  den  Buddhisten  und 
Jaioas  immer  wieder,  bei  den  ersten  mit 
der  charakteristischen  Abweichung,  dass  hei 
der  Aufzählung  der  Stände  stets  die 
Kshattriya  an  die  Spitze  gestellt  werden, 
nicht  die  Brah inanen,  wie  in  der  bmhmnni- 
schen  Litteratur.  Dass  dies  die  wirklichen 
Verhältnisse,  nicht  nur  in  den  buddhisti- 
schen Ländern  des  östlichen  Indiens,  sondern 
von  ganz  Indien  wiedergieht,  ist  sicher. 
Die  Brnhmanen  waren  als  Opferpriester,  als 
.Stern-  und  Vorzeichendeuter  den  Königen 
unentbehrlich ; aber  ohne  die  Freigebigkeit 
und  die  Gnade  der  Herrscher  konnten  die 
Priester  nicht  leben.  In  der  Praxis  war. 
trotz  aller  gegenteiligen  Behauptungen  brah- 
maniseher  Quellen,  der  Ksliattriya  immer 
der  erste  Mann  im  Staate,  das  Kshattra  in 
der  erste  Stand. 

Man  hat  längst  erkannt  dass  die  Ein- 
teilung in  vier  varna,  wenn  man  darunter, 
wie  es  bis  vor  kurzem  geschah,  Kasten  ver- 
stand, durchaus  den  Stempel  der  Künstlich- 
keit trägt.  So  breite  Schichten  des  Volkes 
mit  so  verschiedenen  Beschäftigungen,  wie 
die  Vaisyäs  und  Süd r äs,  können  unmöglich 
als  ein  einheitliches  Ganzes  angesehen  wer- 
den. Wohl  bilden  noch  heute  die  Brahmanen 


; eine  abgeschlossene  Kaste  für  sieh,  aber  von 
den  Kshattriya»  und  Vaisyäs  als  Kasten 
lässt  sich  keine  sichere  Spur  mehr  finden, 
was  sicher  der  Fall  sein  würde,  wenn  sie 
überhaupt  einmal  als  Kasten  vorhanden  ge- 
wesen wären.  Die  Annahme  von  1 Kasten 
reicht  zur  Erklärung  der  wirklich  vorliegen- 
den Verhältnisse  nicht  aus.  Das  haben  auch 
die  Gesetzbücher  schon  für  ihre  Zeit  zugeben 
1 müssen.  Die  Vermischung  der  Stände  (im 
Sanskrit  varnas am kara)  durch  uiieben- 
hürtige  Ehen  wird  zwar  als  sündhaft  erklärt, 
aber  die  Thatsachc,  dass  sie  ausserordent- 
lich oft  vorkam,  Hess  sich  nicht  wegleugnen, 
und  so  hat  man  sie  in  das  System  der 
»Mischkasten«  gebracht,  «las  wieder  in  sich 
: streng  geregelt  wurde.  Die  Reihenfolge  der 
Mischkasten  wurde  festgesetzt  nach  dem 
Grade  der  Entfernung,  in  dem  die  Kasten 
von  Vater  und  Mutter  zu  einander  standen. 
Je  höher  die  Kaste  der  Mutter  und  je 
niedriger  die  des  Vaters  war,  um  so  nie- 
driger war  die  Mischkaste,  in  die  der 
Abkömmling  eingereiht  wurde.  Als  niedrigste 
und  veraehtetste  Kaste  galt  die  der  Candala, 
der  Nachkommen  eines  Sudra  und  der 
Tochter  eines  Brahmanen.  Die  Candala 
wurden  als  Henker  und  Lüchen  träger  ver- 
wendet, und  schon  ihr  Anblick  galt  als  ver- 
! unreinigend.  Andere  Mischkasten  Hess  man 
|aus  Leuten  sieh  bilden,  die  die  rechtzeitige 
I Aufnahme  in  ihre  Kaste  versäumt  hatten 
; oder  wegen  eines  Verbrechens  aus  ihrer 
Kaste  ausgestossen  worden  waren ; ebenso 
wurden  als  Mischkasten  die  fremden  Völker, 
wie  die  Griechen,  Chinesen,  Perser  u.  s.  w. 
angesehen.  Dadurch,  dass  diese  Mischkasten 
; wieder  Verbindungen  mit  den  vier  legitimen 
Kasten  und  unter  sieh  eingingen,  entstanden 
j wieder  neue  Mischkasten,  deren  Zahl  da- 
durch ins  Unendliche  stieg.  Offenbar  Ist. 
diese  Theorie  von  den  Mischkasten  nichts 
weiter  als  ein  Versuch,  die  ungeheuere  Zahl 
der  wirklich  bestehenden  Klassen  der  Ge- 
sellschaft mit  den  angesetzten  4 Haupt- 
klassen in  Einklang  zu  bringen.  Und  nur 
theoretisch  war  auch  die  Zuweisung  der 
Berufe  an  bestimmte  varna.  Nach  «len 
Gesetzbüchern  hätte  ein  Brahmane  nur 
Priester  oder  Gelehrter  werden  können.  Hie 
lassen  nur  eine  Ausnahme  zu:  im  Falle  der 
i Not  kann  er  zu  einem  anderen  Berufe 
1 greifen.  In  Wirklichkeit  finden  wir  aber 
i schon  in  alter  Z«‘it,  gerade  so  wie  heute, 
Brahmaneu  in  allen  Berufen  vor,  ausser  in 
i solchen,  die  eine  Verunreinigung  und  damit 
1 Verlust  der  Kaste  zur  Folg«'  haben  würden. 
| Sie  erscheinen  bereits  in  der  Sanskrit littera- 
lur  als  Kaufleute,  Handwerker  aller  Art, 
Ackerbauer,  Aerzte,  Hirten,  Schauspieler, 
Sänger,  Hundezüchter,  als  Bändiger  von 
Elefanten,  Ochsen,  Pferden  und  Kamelen, 
ja  sogar  als  Leiehenträger  und  Diebe  von 
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Profession.  Solche  Brahmanen  darf  man 
zwar  nicht  zum  Manenoj>fer  eiuladen,  sie 
bleiben  aber  in,  ihrer  Kaste.  Umgekehrt 
wissen  wir  von  Südra,  die  sich  zu  Herrschern 
des  Landes  aufschwangen,  wie  einer  der 
mächtigsten  Fürsten  Indiens,  Üandragupta, 
ein  Südra  gewesen  ist  Auch  diese  That- 
sache  geben  die  Gesetzbücher  zu,  indem  sie 
vor  dem  Aufenthalte  in  einem  Lande  .war- 
nen, dessen  Fürst  aus  der  Kaste  der  Südra 
stammt.  Nach  alledem  können  die  heutigen 
Kasten  nicht  auf  die  vier  varna  der  Ge- 
setzbücher zurückgehen,  varna  ist  erst 
später  irrtümlich  für  -»Kaste«  verwendet 
worden.  Ursprünglich  war  varna  nur 
Ausdruck  für  den  Gegensatz  der  Basse,  wie 
erwähnt;  es  gab  also  nur  zwei  varna. 
Später  wurde  der  Ausdruck  auch  auf  die 
einzelnen  Stände  des  ersten  varna,  desjeni- 
gen der  Arier,  ausgedehnt  und  schliesslich 
auf  die  Kasten  übertragen,  die  von  Anfang 
an  neben  den  Ständen  (varna)  bestanden 
haben  und  den  technischen  Namen  jäti, 
noch  heute  jät  tragen,  jäti  heisst  wört- 
lich »Gebtut«,  dann  »das,  was  man  durch 
seine  Geburt  wird«,  »die  Stellung,  die  man 
durch  seine  Geburt  erhält«,  ln  diesem 
Sinne  wird  es  meist  von  den  Mischkasten 
gebraucht,  die  viel  seltener  als  varna  be- 
zeichnet werden.  Eine  Kaste  des  heutigen 
Indiens  ist  eine  in  sich  geschlossene  Körper- 
schaft mit  altüberlieferter,  selbständiger 
Organisation,  deren  Mitgliedschaft  erblich 
ist,  also  durch  die  Geburt  bestimmt  wird, 
die  in  der  Regel  denselben  erblichen  Beruf 
hat,  sich  durch  bestimmte,  auf  die  Ehe, 
Speise  und  Unreinigkeit  bezügliche  Gesetze 
von  anderen  Genossenschaften  absondert, 
sich  unter  einem  Haupt  oder  Kat  zur  Feier 
von  Festen  oder  bei  anderen  Gelegenheiten 
versammelt  und  über  ihre  Mitglieder  soweit 
die  Jurisdiktion  ausübt,  als  sie  sie  wegen  Ver- 
gehens aus  ihrer  Mitte  ausstossen,  nach  er- 
folgter Sühne  aber  auch  wieder  aufnehmen 
kann.  Diese  Definition  Senarts  giebt  das 
Wesen  der  heutigen  Kaste  am  besten  wieder, 
und  fast  alle  diese  Züge  der  heutigen  jät 
lassen  sich  bereits  an  der  alten  jäti  nach- 
weiscn,  ja,  die  Namen  sehr  vieler  heutiger 
Kasten,  und  zwar  gerade  der  au  Mitgliedern 
reichsten,  finden  sich  bereits  früh  in  der 
Sanskritlitteratur. 

Am  tiefsten  eingreifend  sind  die  Gesetze, 
•lio  sich  auf  die  Ehe,  Speise  und  die  Ver- 
unreinigung beziehen.  Die  alten  Gesetz- 
bücher sclireilien  vor,  dass  aus  einer  Ehe 
nur  dann  ebenbürtige  Kinder  hervorgeheu 
können,  wenn  die  Frau  aus  demselben  Stande 
ist  wie  der  Mann.  Der  mit  einer  Frau  aus 
niedrigerem  Stande  erzeugte  Sohn  tritt  in 
den  Stand  seiner  Mutter  über  und  ist  nicht 
voll  erbberechtigt.  Das  gilt  noch  honte 
durchweg  bei  allen  echt  indischen  Kasten. 


Innerhalb  derselben  Kaste  schliessen  sich 
sehr  oft  wieder  Gruppen  zusammen,  die 
nicht  unter  einander  heiraten  und  so  wieder 
eine  Kaste  für  sich  bilden.  So  zerfällt  nach 
Nesfield  in  den  Nordwestprovinzen  die 
Kaste  der  Brahmanen  in  wenigstens  40  ver- 
schiedene Kasten,  die  alle  nicht  unter  einan- 
der heiraten.  Gerade  die  Kaste  der  Brah- 
manen, die  es  verstanden  liat,  ihre  ange- 
massten  Vorrechte  als  erste  Kaste  bis  auf 
den  heutigen  Tag  zu  behaupten,  ist  überall 
in  Indien  in  sich  in  eine  grosse  Anzahl 
Unterkasten  gespalten,  die  sich  feindselig 
gegenüberstellen.  Jede  Kaste  oder  Unter- 
kaste zerfällt  wieder  in  eine  Anzahl  Unter- 
abteilungen, im  Sanskrit  und  auch  jetzt  noch 
oft  gotra,  heute  meist  in  der  jüngeren 
Form  des  Wortes  got  genannt.  Die  gotra 
bilden  wieder  innerhalb  der  Kaste  oder  Unter- 
kaste eine  engere  Gemeinschaft,  deren  Mit- 
glieder sich  als  Brüder  und  Schwestern  an- 
| sehen  und  sich  daher  nicht  unter  einander 
verheiraten.  Sind  also  die  Kasten  und  Unter- 
I kästen  endogam,  so  sind  die  gotra  exogam. 

Von  nicht  geringerer  Bedeutung  als  die 
Ehegesetze  sind  die  Speisegesetze.  Niemand 
kann  Speise  annehmen,  die  zubereitet  oder 
auch  nur  berührt  ist  von  Leuten  einer 
niedrigeren  Kaste,  und  niemand  kann  mit 
solchen  Leuten  zusammen  essen,  ohne  sich 
zu  verunreinigen.  Selbst  »lio  veraehtetsten 
Kasten  befolgen  diese  Kegel  unter  sieb.  Zu 
den  niedrigsten  Kasten  gehören  die  der 
' Feger.  Im  Paftjäb  üben  die  Cuhras  das  Ge- 
schäft des  Reinigens  aus.  Sie  reinigen  die 
Häuser  und  Dörfer,  sammeln  den  Kuhdung, 
den  sie  zu  Kuchen  formen  und  aufstapcln, 
bearbeiten  den  Mist  und  helfen  beim  Vieh, 
das  sie  von  Dorf  zu  Dorf  treiben.  Sie  sind 
auch  Dorfboten,  und*  im  inneren  Paftjäb  ar- 
beiten sie  auch  mit  dem  Pfluge.  Sie  er- 
heben Anspruch  auf  das  Fleisch  aller  toten 
Tiere,  deren  Hufe  nicht  gesj »alten  sind.  Die 
Arbeit  des  Fegens  und  Reinigens  besorgt 
auch  noch  eine  andere  Kaste  im  Paftjab, 
die  Dhunaks.  Sie  unterscheiden  sich  von 
den  Cuhras  nur  darin,  dass  sie  nicht  den 
Abtrittsdünger  entfernen  und  Weberarl*Mt 
in  den  Dörfern  verrichten.  Keine  dieser 
Kasten  würde  je  essen,  was  die  andere  übrig 
gelassen  hat.  der  beste  Beweis  dafür,  dass 
sie  sich  für  gleichstehend  halten.  Dagegen 
essen  beide  die  Ueberreste  aller  anderen 
Kasten  ausser  die  der  Sansi,  eines  wandern- 
den Stammes,  der  von  der  Jagd  lebt,  Aas 
isst,  auch  als  Barden  fungiert  und  in  ein- 
zelnen Teilen  des  Landes  zu  den  schlimmsten 
Verbrecheistämmen  gehört.  Sie  zerfallen 
in  zwei  Stämme,  die  Kalka  und  Mälka,  die 
nicht  unter  einander  heiraten,  obwohl  ihre 
Frauen  nicht  wählerisch,  sondern  sehr  ver- 
dorben und  der  Prostitution  ergeben  sind. 
Die  Sänsis  wieder,  soweit  sie  Verbrecher 
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sind,  nehmen  gegen  Bezahlung  Leute  aller 
Kasten  bei  sich  auf,  ausser  die  Dheds  und 
Mhangs,  Lederarbeiter,  die  auch  niedere 
Dorfarbeit  thun  und  im  Gegensatz  zu 
den  Cüliras  das  Fleisch  idler  toten  Tiere 
mit  gespaltenen  Hufen  essen.  Nur  von 
einem  Brahmanen  zubereitete  Speise  können, 
mit  wenigen  Ausnahmen  im  nördlichen  J 
Indien,  alle  anderen  Kasten  ohne  Schaden  | 
essen,  während  der  Bralnnane  selbst  keine  i 
andere  als  von  einem  Mitglied  seiner  Kaste ! 
bereitete  Speise  anrührt,  allein  ein  genügen- 
der Beweis,  wie  Nesfield  mit  Recht  be- 
merkt, für  di«'  Anmassung  in  den  Ansprüchen 
der  Brahmanen  und  den  Eriolg,  mit  dem  sie 
sie  durchgeführt  haben.  Mit  einem  Mitglied  , 
einer  niedrigeren  Kaste  zu  essen  oder  von  ihm 
zubereitete  Speise  anzunehmen,  ist  ein  Ver- 
brechen, das  Ausstossung  aus  der  Kaste  zur 
Folge  hat.  Eine  grosse  Rolle  spielt  von 
alters  her  das  Wasser.  Heute  sondern  sich 
in  dem  grössten  Teile  von  Indien  die  Kasten  ! 
in  zwei  Kategorieon,  solche,  von  denen  man 
Wasser  annehmen  darf,  und  solche,  deren 
Berührung  es  verunreinigt.  Ausserordent- 
lich gross  und  nach  Kaste  und  Provinz  j 
wechselnd  ist  die  Zahl  der  Speisegesetze  im  ^ 
einzelnen.  Den  Brahmanen  ist  von  jeher 
der  Genuss  von  Alkohol  und  Fleisch  ver- 
boten ; den  anderen  Kasten  wird  die  Ent- 
haltung davon  als  verdienstlich  empfohlen,  j 
Von  vegetabilischer  Nahrung  werden  beson- 
ders Knoblauch  und  Zwiebeln  gemieden. ' 
Allgemein  verpönt  ist  der  Genuss  von  Rind- ! 
fleisch,  das  keine  Kaste  geniesst.  Heute ' 
essen  von  Brahmanen  nur  die  in  Kaschmir 
Fleisch,  und  zwar  Hammel-  und  Ziegen- 
fleisch sowie  Fische;  alle  anderen  sind; 
strenge  Vegetarianer.  Fast  jede  Kaste  unter- 
scheidet sich  von  der  anderen  durch  ein 
Speisegesetz,  das  sie  auf  das  ängstlichste 
beobachtet  und  dessen  l’ebertretung  als  ver- 
unreinigend gilt.  Verunreinigend  ist  auch 
die  Berührung  niederer,  ja  schon  der  An- 
blick von  Leuten  aus  ganz  verachteten  Kasten. 
Diesen  wird  nicht  gestattet,  im  Innern  des 
Dorfes  zu  wohnen,  sondern  sic  müssen  ab- 
seits ihre  Wohnung  anfschlagen  und  dürfen 
an  dem  gemeinsamen  Mahle  des  Dorfes  nicht 
teilnehmen. 

Die  Kaste  vereinigt  durchaus  nicht  nur 
Leute  derselben  Profession  in  sich,  wenn 
auch  in  der  Regel  ein  liestiinmtes  Gewerbe 
sich  in  derselben  Familie  vererbt.  Es  ist 
schon  oben  bemerkt  worden,  dass  bereits  in 
alter  Zeit  die  Brahmanen  so  ziemlich  in 
jedem  Berufe  sich  fanden.  Nicht  anders  ist 
es  heute.  Die  Zahl  der  Brahmanen,  die 
Priester  oder  Gelehrte  sind,  ist  klein  im 
Verhältnis  zu  den  Brahmanen  in  anderen 
Berufen.  Sehr  viele  sind  Landbesitzer  und 
sie  verrichten  alle  Feldarbeit  selbst;  nur  in 
Bengalen  führen  sie  nicht  selbst  den  Pflug. 


Sehr  zahlreich  sind  auch  die  Brahmanen, 
die  Kaufgeschäfte  aller  Art  betreiben : andere 
sind  Ingenieure,  Soldaten  und  oft  sehr 
brauchbare  Beamte  der  englischen  Regierung. 
Die  Kaste  der  Camär  umfasst,  wie  ihr 
Name  camär  = Sanskrit  carmakära 
»Lederarbeiter«  besagt,  eigentlich  nur  Schuh- 
macher, Sattler  u.  dgl.  Aber  im  östlichen 
Pafljab  beschränkt  sich  die  Kaste  keines- 
wegs auf  Lederarbeit.  Dort  sind  die  Camärs 
auch  Feldarbeiter;  sie  hauen  das  Gras, 
schlagen  Holz  und  schichten  es  auf.  thun 
Wachtdienste  und  bewerfen  die  Häuser  neu 
mit  Lehm,  wenn  es  nötig  ist.  Und  so 
greifen  gerade  die  unteren  Kasten  unbedenk- 
lich zu  jeder  Art  von  Beschäftigung,  die 
sich  ihnen  bietet  und  nicht  in  direktem 
Widerspruch  mit  Eigenheiten  ihrer  Kaste 
steht.  Für  andere  ist  eine  Art  des  Berufes 
so  charakteristisch  geworden,  dass  sic  davon 
nicht  abweichen.  Zwei  der  eigenartigsten 
und  unentbehrlichsten  Kasten  sind  die  der 
Dhobr  oder  Wäscher  und  die  der  Napit 
oder  Barbiere.  Kein  Inder,  selbst  nicht  einer 
aus  der  niedrigsten  Kaste,  wird  seine  Kleider 
selbst  waschen.  Dieses  unreinliche  Geschäft 
besorgt  der  Dhobr,  der  mit  einem  schon  in 
der  Sanskritlitteratnr  sprichwörtlich  gewor- 
denen Esel  umherzieht,  die  schmutzige 
Wäsche  sammelt,  im  Fluss  oder  Teich  wäscht 
und  rein  wieder  abliefert.  Der  Dhobr  darf 
nicht  das  Innere  eines  Tempels  betreten,  da 
er  für  unrein  gilt.  Ebenso  unentbehrlich  ist 
der  Napit.  Er  ist  nicht  nur  gewöhnlicher  Bar- 
bier. sondern  auch  eine  Art  Wundarzt  und 
er  spielt  eine  grosse  Rolle  liei  gewissen 
Cereinonieen  l»ei  Geburt.  Hochzeit  und  Tod. 
Eine  einflussreiche  Kaste  bilden  heute  auch 
die  Schreiber,  gewöhnlich  Käyasth  von 
Sanskrit  Kävastha  genannt,  die  den  An- 
spruch erhoben,  von  den  alten  Kshattriyäs 
abzustammen.  Besondere  zahlreich  sind  sie 
in  Bengalen  und  den  Nordwestprovinzen,  wo 
sie  Regierungsschreiber  sind , aber  auch 
höhere  Stellungen  bekleiden ; sie  sind  ferner 
Volksanwälte  und  auf  dem  Lande  Wirt- 
schaftsbeamte bei  den  Gutsbesitzern. 

So  wenig  wie  die  Profession , ist  die 
Religion  ein  entscheidendes  Merkmal  der 
Kaste.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  in  der 
Regel  die  Mitglieder  einer  Kaste  auch  den 
gleichen  Glauben  bekennen.  Es  giebt  auch 
Kasten,  die  sich  nur  aus  religiösen  Gründen 
zusammengeschlossen  haben,  wie  andere  aus 
landsmannschaftlichen.  Aber  die  Religion 
allein  bildet  kein  Hindernis  für  die  Auf- 
nahme in  die  Kaste;  brahmaniache  luder 
aller  Sekten,  Jainas  und  Muhammedaner, 
leben  friedlich  neben  einander.  Die  Brah- 
manen  haben  es  aber  verstanden,  eine  Reihe 
eigentümlicher  Gebräuche,  die  von  ihnen 
ausgegangen  sind,  zu  fast  allgemeiner  Gel- 
tung zu  bringen.  So  die  Sitte  der  Kinder- 
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ehe»,  das  Verbot  der  Witwenehe,  den  Levirat, 
die  Witwenverbrennung  in  den  oberen 
Kasten,  die  erst  durch  das  Verbot  der  Eng- 
länder beseitigt  worden  ist. 

An  der  Spitze  der  Kaste  steht  ein  Vor- 
steher, der  je  nach  dem  Lande  verschiedene 
Namen  trägt.  Das  Amt  ist  leiionslänglich 
und  vererbt  sieh  in  der  Familie.  Der  Vor- 
steher hat  bestimmte  Ehrenrechte,  Anteil  an 
gewissen  Einkünften  und  Freiheit  von  man- 
chen Abgaben.  Er  beruft  die  Kaste  zu  Ver- 
sammlungen, die  er  leitet,  schlichtet  Streitig- 
keiten und  führt  bei  Hochzeit»-  und  Leiehen- 
schmansen  den  Vorsitz.  Ihm  zur  Seite  steht 
ein  Ausschuss,  Paftcayat  genannt,  in  den 
die  angesehensten  Mitglieder  der  Kaste  be- 
rufen werden,  dessen  Entscheidungen  alter 
in  der  Kegel  nicht  endgiltig  sind.  Auch 
diese  Einrichtungen  siud  bereits  in  alter  Zeit 
gang  und  .gäbe.  Der  Vorsteher  heisst  im 
Sanskrit  m u k hya,  »der erste*, »das Haupt«, 
oiler  mahattara.  mahattaraa,  »der 
grösste«,  »das  Oberhaupt«;  ihm  zur  Seite 
stand  ein  Ausschuss  (parishad)  von  3 oder 
5 Personen ; auf  letztere  Zahl  weist  auch 
der  moderne  Name  P a ii  cäy  a t ■»  Die  Fünfer«-. 
Die  eigentliche  Entscheidung  Ihm  allen  Streit- 
fällen liegt  aber  in  den  Händen  der  ge- 
samten Kaste.  Früher  war  die  Macht,  die 
die  Kaste  über  ihre  Mitglieder  hatte,  grösser 
als  jetzt.  Heute  erstreckt  sie  sich  fast  nur 
noch  auf  Vergehen  gegen  Kastengebräuehe. 
Die  höchste  Strafe,  die  sie  verhängt,  ist  Aus- 
stossung  aus  der  Kaste,  eine  Strafe,  die  fin- 
den Betroffenen  den  bürgerlichen  Tod  be- 
deutet. Er  ist  nicht  allein  von  seiner  Kaste 
ausgestossen,  sondern  keine  andere  Kaste 
nimmt  ihn  auf.  Es  bleibt  ihm,  wenn  er 
sieh  nicht  das  Leben  nehmen  will,  nichts 
übrig,  als  in  eine  andere  Gegend  zu  ziehen, 
wo  ihn  niemand  kennt,  und  sich  als  Mit- 
glied irgend  einer  Kaste  auszugeben,  oder 
der  Welt  zu  entsagen,  Weib  und  Kinder  zu 
verlassen  und  in  einen  geistlichen  Orden  zu 
treten,  oder  endlich  Christ  oder  Muhamme- 
daner zu  werden.  Zeichen  der  Ausstossung 
war  in  alter  Zeit  und  ist  noch  heute  das 
Umstürzen  oder  Zerbrechen  eines  Wasser- 
topfes. An  einem  unglfickverheissenden 
Tage  wird  eine  Versammlung  abgehalten,  in 
der  für  den  Auszustossenden  alle  Bestat- 
tuugsceremonieen  vorgenommen  werden,  ge- 
rade als  ob  er  gestorben  sei.  Dann  wird 
ein  unreiner  Topf  oder  eine  unreine  Schüssel 
mit  Wasser  angefüllt  und  mit  dem  linken 
Fasse  uragestossen,  wobei  der  Name  des 
Auszustossenden  ausgerufen  wird.  Die  Wie- 
deraufnahme erfolgt  nur,  nachdem  sich  der 
Schuldige  Bussen,  bald  schwereren,  bald 
leichteren,  unterzogen  hat  und  einer  Anzahl 
zum  Teil  sehr  demütigender  Gebräuche.  Die ! 
Wiederaufnahme  wird  ihm  aber  auch  nicht 
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selten,  namentlich  in  den  höheren  Kasten, 
überhaupt  verweigert . 

Senart,  der  zuerst  varna  und  jäti 
richtig  geschieden  und  damit  das  Wesen  der 
indischen  Kaste  zuerst  klargestellt  hat  ist 
geneigt,  das  Kastenwesen  auf  indogermanische 
Einrichtungen  zurückzuführen.  Er  sieht  als 
Aualogon  zu  der  indischen  jäti  das  bak- 
t rische  pishtra  und  die  klassischen;'»'*^ 
und  gentos  an,  deren  Weiterbildung  die 
jäti  sei.  Das  dürfte  ebensowenig  richtig 
sein,  wie  wenn  man  bisher  die  Kaste  aus 
einseitig  religiösen  oder  rein  ethnologischen 
Differenzen  hergeleitet  hat  oder  sie  aus  Bc- 
rufsspid  tungen  hervorgehen  liess.  Diesen 
Theorieen  fiat  die  zusammen  fassende  Arbeit 
Senarts  und  die  sie  für  die  alte  Zeit  ergänzende 
Arbeit  Ficks  für  immer  ein  Ende  bereitet. 
Zweifellos  haben  starke  Vermischungen  der 
cingewandcrten  Arier  mit  den  vor  ihnen  in 
Indien  sitzenden  Kolariem  und  Dmvidcn 
stattgefunden,  denen  sieh  auch  die  Brahmanen 
nicht  entzogen  haben.  R i s 1 e y unterscheidet 
unter  den  heutigen  Kasten  zwei  Haupttypen : 
den  arischen  mit  feingesehnittener  Nase, 
langem  und  schmalem  Gesicht,  regelmässigen 
Zügen,  hellbrauner  Hautfarbe  und  ansehn- 
licher Gestalt,  und  den  drävidischen  mit 
dicker  und  breiter  Nase,  breitem  und 
fleischigem  Gesicht,  groben  Zügen,  dunkler 
Hautfarbe  und  erheblich  kleinerer  Gestidt. 
So  sehr  der  Unterschied  auch  vor  Augen 
liegt,  so  wenig  ist  er  ein  Merkmal  der  Kaxto 
als  solcher.  Die  Verschiedenheit  der  Rasse 
war  nur  eine  uud  wahrscheinlich  nicht  ein- 
mal eine  der  wichtigsten  Bedingungen,  die 
zur  Schaffung  der  Kasten  führten.  Solange 
wir  etwas  von  Indien  wissen,  baut  sich  der 
Staat  auf  der  Dorfgemeioschaft  auf.  Die 
einzelnen  Dörfer  bildeten  ein  Ganzes  für 
sielt  uuter  einem  Schulzen,  der  die  niedere 
Gerichtsbarkeit  ausübte  und  die  Steuern  eiu- 
zog,  mit  einem  Dorfpriester  und  den  Dorf- 
handwerkern. In  der  alten  Litteratur  werden 
öfter  Dörfer  erwähnt,  die  nur  von  Brahmanen 
liewohnt  waren ; für  die  Neuzeit  ist  dasselbe 
bezeugt.  In  solchen  Fällen  verstand  es  sich 
von  selbst,  dass  die  Brahmanen  alle  Berufe 
ausübten,  und  schon  dadurch  allein  wird  die 
Ansicht  widerlegt,  nach  der  die  Kasten 
blosse  Berufsgenossenschaften  seien.  Aber 
es  ist  natürlich,  dass  sich  Leute  desselben 
Berufes  enger  Zusammenschlüssen.  In  der 
buddhistischen  Litteratur  werden  auch  Dörfer 
von  Zimmcrleutcu,  Töpfern,  Schmieden  er- 
wähnt, und  zwar  nicht  nur  in  der  Nähe  der 
Städte,  sondern  auch  mitten  im  flachen 
Lande.  Wir  erfahren  ferner,  dass  sich  die 
Handwerker  desselben  Berufes  von  benach- 
barten Dörfern  zu  einer  Kaste  zusammen- 
schlossen. Ebenso  werden  schon  sehr  früh 
Zünfte  und  Innungen  der  Kaufleute,  Sol- 
daten, Schauspieler.  Musikanten,  Tänzer,  ja 
Aullage.  V.  4 
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der  Räuber  und  Diebe  erwähnt.  Die  Zahl 
solcher  Vereinigungen  war  ungeheuer  und. 
wie  noch  heute,  sehr  wechselnd.  Neben 
den  vier  varna  erwähnen  die  Buddhisten 
auch  sechs,  indem  sie  die  verachteten  Klassen 
der  Candäla  und  Pukkusa,  Sanskrit 
Pukkasa,  als  eigene  varna  rechnen.  Die 
Griechen,  deren  Berichte  auf  Megasthenes 
zurückgehen,  der  um  2t »0  als  Gesandter  des 
Selcukos  Nikator  länger*?  Zeit  am  Hofe  des 
C’andragupta  in  Pätaiiputra  lehte,  geben  7 
yivrj  an : die  oorpwxtti  oder  tfiilöaorpoi,  die 
ytmgyoi,  die  vo uii$  oder  itotuiitg  y.ni  9r,Qfvttti, 
das  yfvog  irjfiiovffytr.öv  xrä  xanrjltxöe,  dl<‘ 
noltfiißtui,  die  inioxo-nai  oder  ttpopot  und  die 
avftßoXoi  oder  npvfAyo i oder  oi  t'nip  rtöv 
xoivtüv  do vltvöutrot  ouov  uü  ßaailti.  Sie 
fügen  hinzu,  dass  diese  yi*/}  keine  Ehen  mit 
einander  eingehen  dürften  und  dass  es 
nicht  erlaubt  sei,  aus  einem  yfvog  in  das 
andere  überzutreten  oder  gleichzeitig  den 
Beruf  zweier  ytvrj  zu  betreiben.  Nur 
ooquoTiis  könne  jeder  werden,  weil  «lies  der 
mühseligste  Beruf  sei,  eiin?  Angabe,  die  für 
die  damalige  Zeit  insofern  richtig  ist,  als 
jeder  in  einen  Orden  der  Botteimönche  cin- 
treten  konnte.  Arrian  sagt,  solcher  yivrj 
gälK?  es  »höchstens«,  sieben.  Schon  bei  Me- 
gasthenes liegt,  wie  man  sieht,  die  Ver- 
wechslung von  Stand  und  Kaste  vor:  die 
Einrichtung  selbst  alter  Instand  damals  so, 
wie  sie  uns  indische  (Quellen  schildern  und 
sie  noch  heute  vorhanden  ist.  Die  Zahl  auch 
der  Stände  wechselte  je  nach  der  Auffassung. 
Nicht  ohne  bedeutenden  Einfluss  auf  die 
Bildung  der  Kasten  war  gewiss  auch  der 
Glaube  an  die  Seelenwanderung,  den  schon 
der  Kgveda  kennt  und  der  einen  integrie- 
renden Bestandteil  jeder  indischen  Religion 
bihlet.  Durch  diese  Lehre  war  jedem  sein 
Los  auf  Erden  festgesetzt.  Seine  Thaten  in 
einer  früheren  Geburt  entscheiden  über  die 
Stellung,  die  er  in  dieser  Geburt  einnimmt; 
er  selbst  hat  also  seinen  Rang  bestimmt, 
der  in  dieser  Geburt  unabänderlich  ist. 
Keine  Religion  hat  daher  an  dem  Kasten- 
wesen gerüttelt,  auch  Buddha  nicht,  der 
durchaus  kein  sozialer  Reformator  gewesen 
ist.  Er  erklärte  zwar  die  Kaste  für  gleich- 
gütig  und  bekämpfte  den  Hochmut  der 
Bralnnauen,  sich  für  «lie  erste  und  beste 
Kaste  auszugelten,  aber  nur  insoweit,  als  die 
Kaste  kein  Hindernis  sein  sollte  zur  Erlösung 
von  den  Leiden  dieser  Welt,  die  seine  Re- 
ligion bringen  wollte. 

Kein  anderes  Land  «1er  Erde  ausser 
Indien  hat  etwas  den  Kasten  genau  Ent- 
sprechendes. Es  ist  eine  specifisch  indische 
Einrichtung,  hervorgegangen  aus  indischen 
Anschauungen  und  indischen  Ijcbensverliält- 
nissen.  Man  hat  in  Aegypten  auf  Grund  der 
Angaben  der  Griechen  seit  Herodot  Kasten 
finden  wollen,  aber  mit  Unrecht,  «la  weder 


das  Konnubium  zwischen  den  einzelnen 
Ständen  noch  ein  Uel#»rgang  von  einem 
Stand  in  den  anderen  dort  verboten  war. 
Auch  wo  man  sonst  hat  Kasten  finden  wollen, 
bei  den  Iberern,  in  Peru,  in  Abyssinien,  auf 
Madagaskar  etc.  (Nesfield  § 166).  handelt 
es  sich  nicht  um  Kasten,  sondern  um  mehr 
oder  weniger  stark  ausgeprägte  Stände. 
Wirkliche  Kasten  keimt  nur  Indien. 


Lltteratur : Steele.  The  Law  and  (Won  of 
Hindoo  Castes  withhi  Ihe  Dekhun  Ibrovinces, 
1.  Anfl.,  London  1888.  — ShertHng , Hindu 
Tribes  und  Castes,  3 Vols.,  Calcutta  1379.  — 
Ibbctnon,  Report  on  the  Centn*  of  thr  Pcnjtib, 
Yol.  l,  Culeutta  IS  HS.  — Senflelel,  Itrief  JYeir 
of  thr  taste  System  of  the  Sörth • Wettern  Propince s 
and  Oudh.,  Allubabad  1885.  — Kitts.  Cam- 
pend in  m of  the  Castes  and  Trihe s in  India, 
Hornist y 1885. — 11  fehler,  Ethnograph ieal  Com- 
prndm >n  on  the  Ca*lr « and  Trihe s in  the  /Yo- 
rince  of  Coorg.,  Bangalore  1887.  — Itisleg, 
The  Tribcs  and  Castes  of  Bengal,  9 l'ols.,  Cul~ 
rutla  1891.  — llalnes,  Centn«  of  India  1891 
und  General  Report,  London  1893.  — Senart, 
Lcs  raste«  dans  l’jnde.  Les  faits  et  le  syst! me, 
Paris  1898.  — .lollg,  Zrilsehr.  der  Deutschen 
Morgenlän dischen  Gesellschaft  50,  507  [}'■  (Leipzig 
1898).  — (’ruoke,  The  Trihe*  and  Castcs  of 
the  Sorth- Western  Prorinccs  and  Oudh.,  4 Yol«., 
London  1898.  — Fick,  Die  sociale  Gliederung 
im  nordöstlichen  Indien  zu  Buddhas  Zeit.  Mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Rasten  frage, 
Kiel  1897.  — Oldenbrrg,  Zcitschr.  der  Deut- 
schen Morgenliindischcn  Gesellschaft  51,  967 ff. 
f Leipzig  1897).  — Dahlmann.  I)as  altindische 
Volkstum  und  seine  Bedeutung  für  die  Gesell- 
«chaftskunde,  Köln  1899.  1‘lnchel. 


Kataster 

s.  Grundsteuer  oben  Bd.  IV  S.  SSöff. 


Kathedersozialismus 


ist  der  Spottname,  den  II.  B.  Op| 
zuerst  in  einem  Zeitungsartikel  (National- 
zeitung v.  17.  Dezember  1871)  der  schon 
damals  von  «1er  Mehrzahl  der  deutscheu 
Universitätslehrer  vertretenen  sozialpoliti- 
schen Richtung  beigelegt  hat,  die  seitdem 
auf  die  deutsche  Gesetzgebung  einen  leiten- 
den Einfluss  erlangt  und  in  weiten  Kreisen, 
auch  ausserhalb  Deutschlands,  zu  einer  -von 
den  früher  herrschenden  Anschauungen 
wesentlich  verschiedenen  Beurteilung  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Probleme  ge- 
führt hat  Oppenheim  veröffentlichte  jenen 
Aufsatz  (Manchesterschule  und  Katheder- 
sozialismus) nebst  einigen  anderen  von  ver- 
wandtem Inhalt  auch  in  einer  besonderen 
Broschüre  unter  dem  Titel  »Der  Katheder- 
sozialismus«'. Seine  ersten  Angriffe  richteten 
sich  gegen  Rösler  — der  übrigens  einen 
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isolierten  Standpunkt  einnahm  — Schönberg 
und  Sehmoller,  waren  nicht  gerade  heftig  zu 
nennen,  indem  er  gegen  (las  Zusammen- 
werfen  der  Freihandelssehule  mit  der  Man- 
chesterschule  protestierte  und  seinerseits 
nicht  leugnen  wollte,  dass  das  soziale  Elend 
unter  Umständen  ein  Notrecht  des  Staates 
begründe,  auch  in  die  Sphäre  des  Privat- 
rechts einzugreifen  und  zumal  den  Arbeits- 
vertrag einer  Kontrolle  zu  unterwerfen,  und 
dass  dem  Staate  auch  eine  Erziehungsge- 
walt an  seinen  durch  Jugend  oder  Unbil- 
duug  unmündigen  oder  willensunfreien  Bür- 
gern zustehe.  Aber  diese  Ansichten  Oppen- 
heims wurden  damals  sicherlich  nicht  von 
den  Führern  und  der  Mehrheit  der  deutschen 
Freihandelspartei  geteilt.  Sie  würden,  wie 
Engel  bemerkte,  das  Programm  einer  dritten 
Partei  gebildet  haben.  »Welche  sind  ihre 
Koryphäen?  Wer  kennt  sie?  Waren  es 
nicht  Oppenheims  Parteigenossen,  unter  ihnen 
ein  jetzt  hochgestellter  Staatsbeamter,  welche 
u.  a.  auf  dem  volkswirtschaftlichen  Kongress 
in  Hannover  im  Jahre  18(54  die  Doktrin  auf- 
stellten: der  Staat  müsse  lieber  zu  Grunde 
gehen,  als  dass  er  in  seiner  Not  den  Bank- 
noten Zwangskurs  verleihe«  (Ztschr.  d. 
Preuss.  Stat.  Bur.  1S71  S.  383).  Uebrigens 
hatte  dieses  Zugeständnis  Oppenheims  nur 
eine  rein  theoretische  Bedeutung,  da  er  in 
concreto  mit  seinen  Parteifreunden  »fast 
alle  bisher  gemachten  Vorschläge  der  Gegen- 
partei für  hold,  unpraktisch  und  schädlich« 
erachtete.  Böses  Blut  aber  machte  bei  den 
Angegriffenen  besonders  jener  Spottname 
selbst,  an  den  einige  Pressorgane  auch 
ziemlich  deutliche  Denunciationen  der  Staats- 
gefährlichkeit der  akademischen  Volkswirt- 
schaftslelirer  knüpften.  Sehönberg  antwortete 
daher  in  scharfem  Tone,  und  auch  Brentano 
beteiligte  sieh  an  der  Polemik,  die  vou 
Oppenheim  nicht  minder  lebhaft  fortgesetzt 
wurde.  Mit  besonderem  Eifer  aber  wandte 
dieser  sich  gegen  Adolf  Wagner,  der  in 
einer  im  Oktober  1871  vor  einer  kirchlichen 
Versammlung  gehaltenen  Hede  über  die  so- 
ziale Frage  die  Berechtigung  der  sozialisti- 
schen Gesellschaftskritik,  wenn  auch  nicht 
ihrer  positiven  Projekte,  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  anerkannt  und  den  Satz  auf- 
gestellt hatte,  die  Wissenschaft  der  National- 
ökonomie müsse  wieder  einen  ethischen 
Charakter  annehmen,  um  die  soziale  Frage 
zu  lösen.  Wagner  blieb  die  .Antwort  nicht 
schuldig,  Oppenheim  beschränkte  sich  in 
seiner  Erwiderung  auf  die  damals  brennende 
Frage  der  Wohnungsnot  und  nahm  im 
übrigen  einen  »offenen  Brief«  von  K.  Braun 
gegen  Wagner  zu  Hilfe.  — Diese  an  sich 
nicht  gerade  weittragenden  Streitigkeiten 
hatten  immerhin  die  Wirkung,  das  Interesse 
der  öffentlichen  Meinung  für  die  in  Bede 
stehenden  Fragen  zu  beleben  und  die  Aus- 


scheidung und  Konstituierung  der  neuen 
sozialpolitischen  Partei  zu  beschleunigen,  die 
an  die  Stelle  des  orthodoxen  wirtschaft- 
lichen Optimismus  eine  ethisch  begründete 
Kritik  der  reformbedürftigen  Zustände  setzen, 
dabei  aber  ebenso  wie  bei  ihren  positiven 
Vorschlägen  stets  von  einer  gründlichen  ge- 
schichtlichen und  statistischen  Erforschung 
des  Thatsächlicheu  ausgehen  wollte.  Diese 
Parteigründung  knüpft  sich  an  die  Versamm- 
lung, die  unter  dem  Vorsitze  Gneists  am  G. 
und  7.  Oktober  1872  in  Eisenach  stattfand, 
nachdem  sich  schon  im  Juli  jenes  Jahres  in 
Halle  eine  kleinere  Vereinigung  zur  Vorbe- 
reitung der  Hauptversammlung  gebildet  hatte. 
Unter  den  158  Teilnehmern  an  der  letzteren 
befanden  sieb  übrigens  kaum  25  Professoren, 
von  denen  einige  andere  Fächer  als  die 
Volkswirtschaftslehre  vertraten  und  einige, 
wie  Koscher  und  Knies,  von  den  Gegnern 
nie  zu  den  eigentlichen  »Kathedersozialisten« 
gerechnet  worden  sind.  Von  denjenigen, 
die  Oppenheim  unter  diese  Rubrik  gebracht 
hatte,  fehlte  namentlich  Schäffle,  der  auch 
später  in  einer  Sonderstellung  geblieben  ist. 
Im  übrigen  waren  in  der  Versammlung 
mannigfaltige  Schattierungen  der  sozialöko- 
nomischen Anschauungen  und  die  verschie- 
densten pol  it  i sehen  Parteistandpunkte  ver- 
treten. ln  der  Eröffnungsrede  deutele 
Sehmoller  die  Grundzüge  des  Programms 
an,  das  der  aus  der  Versammlung  hervor- 
gegangene  Verein  für  Sozialpolitik  seitdem 
mit  manchen  Erweiterungen  festgehalten 
hat.  Sehmoller  hob  die  Lebereinstimmung 
hervor,  die  in  der  Versammlung  bestehe 
hinsichtlich  einer  Auffassung  des  Staates, 
die  gleich  weit  von  der  naturrechtlichen 
Verherrlichung  des  Individuums  und  seiner 
Willkür  und  der  absolutistischen  Theorie 
einer  alles  verschlingenden  Staatsgewalt  ab- 
stehe. Man  erkenne  die  glänzenden  Fort- 
scliritte  der  neueren  Zeit  in  der  Technik 
und  den  volkswirtschaftlichen  Leistungen, 
aber  ebenso  offen  auch  die  tiefen  Missstände 
an,  die  durch  die  steigende  Ungleichheit  der 
Vermögen  und  Einkommen,  das  unreelle 
Treiben  und  die  mangelnde  Solidität  in  ein- 
zelnen Kreisen  des  Handels,  die  Roheit 
und  Zügellosigkeit  in  einem  Teile  der  unteren 
Klassen  entständen.  Die  Hauptursache  dieser 
Uebel  sehe  man  darin,  dass  in  der  neueren 
Zeit  bei  allen  Fortschritten  der  Arbeits- 
teilung, allen  Neubildungen  der  Betriebe,  der 
Geschäftseinrichtungen,  der  Arbeitsverträge, 
wie  auch  der  Gesetzgebung  über  diese  Dinge 
stets  nur  gefragt  werde,  wie  weit  dadurch 
im  Augenblick  die  Produktion  gesteigert 
werde  und  nicht,  welche  Wirkung  dadurch 
auf  die  Menschen  selbst  ausgeübt  werde. 
Die  Arbeiter  seien  heute  vielleicht  etwas 
besser  gekleidet  und  genährt  als  in  früheren 
Jahrhunderten,  aber  die  Lebensbedingungon, 
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unter  denen  die  meisten  ständen,  machten 
ihren  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Fort- 
schritt nicht  wahrscheinlich,  sie  träten  zm 
den  Besitzenden  und  Gebildeten  in  immer 
schrofferen  Gegensatz,  und  das  Gefährlichste 
dabei  sei  die  in  Gesittung.  Anschauungen 
und  Idealen  entstehende  Kluft  zwischen  den 
beiden  Klassen.  Man  wolle  keine  Nivellie-' 
rung  der  Gesellschaft,  keine  sozialistischen , 
Experimente:  man  erkenne  die  bestehenden 
Formen  der  Produktion,  die  bestehende  Ge- ! 
stetzgebung  und  die  gegebenen  Klassen  Ver- 
hältnisse als  Ausgangspunkt  der  l»essernden 
Thätigkeit  an,  aber  man  wolle  wirklich  für 
eine  Besserung  kämpfen  und  nicht  auf  jede 
Reform  verzichten.  Man  wolle  keine  Auf- ! 
hebung  der  Gewerlx*freiheit,  keine  Aufhe- 
llung des  liolm Verhältnisses,  aber  man  wolle] 
eine  massvolle,  mit  fester  Hand  durchge- 1 
führte  Fabrikgesetzgebung,  volle  und  wirk-  j 
liehe  Freiheit  für  den  Arbeiter  bei  Feststei- : 
lung  des  Arbeitsertrags,  Kontrolle  dieser ! 
Freiheit  durch  die  Öffentlichkeit,  unter  Um-  j 
ständen  die  nötigen  Veröffentlichungen  von 
Staatswegen,  daher  Fabrikinspektion , ein  i 
Bank-  und  Versicherungskontrollamt,  namont- 1 
lieh  aber  Enqueten  über  die  sozialen  Fragen; 
man  verlange  endlich  bessere  staatliche  Für- 
sorge für  die  Erziehung  und  Bildung  und 
die  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiterklasse. 
— Viel  ist  von  diesem  Programm  gegen- 
wärtig verwirklicht  und  dazu  noch  die  Ar-! 
beiterversicherung  in  einem  Umfange  ins  i 
Leben  gerufeu,  wie  es  damals  auch  der] 
kühnste  »Kathedersozialist«  noch  nicht  an- 
zuregen wagte,  uni  nicht  phantastischer' 
Träumerei  beschuldigt  zu  werden.  Noch . 
bemerkenswerter  ist  die  weitgehende  Um- 
stimmung der  öffentlichen  Meinung,  wobei] 
sich  auch  eine  Scheidung  der  Ansichten 
über  den  Freihandel  im  interrationalen  Ver- ' 
kehr  und  das  »Laisser  faire«  im  inneren 
Wirtschaftsleben  vollzogen  hat.  Für  die 
Manchesterschule  bilden  diese  beiden  Seiten 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  eine  untrenn- 
bare Einheit ; gegenwärtig  aber  giebt  es 
zahlreiche  Verteidiger  des  internationalen 
Freihandels,  die  ebenso  eifrig  für  die  weitere 
Ausbildung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 1 
und  der  Arbeiterversicherung  einlreten.  — 
Bei  dieser  allmählichen  Entwickelung  der 
sozialpolitischen  Anschauungen  ist  der  Aus- 
druck »Kathedersozialismus«  fitst  in  Ver- 
gessenheit geraten.  Ausgeprägtere  staats- 
sozialistische,  konservativsozial  istischc,  christ- 
lichsozialistische Bestrebungen  traten  hervor, 
neben  denen  der  Verein  für  Sozialpolitik  so ' 
ziemlich  als  der  am  meisten  rechts  stehende  I 
Flügel  der  auf  dem  Boden  der  bestehenden 
Gesellschaftsordnung  bleibenden  Reform- 
freunde  erscheint.  Die  83  Bände,  die  der 
Verein  bis  19ÜO  veröffentlicht  hat.  enthalten 
lediglich  genaue  monographische  Untersu- 


chungen über  thatsächliohe  wirtschaftliche 
und  soziale  Zustände,  aus  denen  auch  Vor- 
schläge zu  praktisch  ausführbaren  Verbesse- 
rungen abgeleitet  werden,  ohne  dass  dal>ei 
irgend  ein  Anklang  an  sozialistische  Pläne 
zu  finden  wäre.  Der  litterarisehe  Streit 
zwischen  v.  Treitschke  und  Schm  oller  (1875) 
bildete  eine  der  lelzten  Plänkeleien,  die  der 
Kathedersozialismus  als  solcher  zu  bestehen 
hatte.  Wenn  das  Wort  auch  jetzt  noch  zu- 
weilen, namentlich  gegen  Sch  mol  ler  und 
Wagner  und  ihre  Schüler,  gebraucht  wird, 
so  geschieht  das  von  einseitigen  Vertretern 
der  industriellen  Interessen,  denen  eine  auf 
dem  Boden  der  bestehenden  Ordnung  blei- 
bende Arlieiterbeweguug,  gerade  weil  sie 
eher  zu  Erfolgen  gelangen  kann,  noch  ge- 
fährlicher scheint  als  «las  Streben  nach  so- 
zialistischen Utopieen. 

Litteratur:  H.  B.  Oppenheim,  Der  Katheder- 
sozialismus , 2.  Au  fl.,  Berlin  1872.  — Bren- 
tano, Abstrakte  mul  realistische  l'olfanr irte, 
y.ciischr.  des  preuss.  stat.  Bureaus,  1871,  S.  88. iß. 
— Ad.  Wagner,  Offener  Brief  an  Herrn 
11.  B.  Oppenheim,  Berlin  1872.  — Verhand- 
lungen der  Eisenacher  Versammlung  xar  Br - 
spreehung  der  sozialen  Frage,  Leipzig  1872.  — 
Laapeyres,  Die  Kuthedersosüdisten  und  die 
statistische»  Kongresse,  Berlin  1875.  — von 
Treitschke,  Der  Sozialismus  und  seine,  (Jauner, 
Berlin  1875.  - — Schmollen,  l 'eher  einige  Grund- 
fragen des  Hechts  und  der  Volkswirtschaft , Jena 
1875.  — Held,  Sozialismus,  Sozialdemokratie, 
und  Sozialpolitik,  Leipzig  1878. 

Lejris. 


Kaufgeschäft. 

(Nach  bürgerlichem  Recht.) 

I.  Begriff  des  Kaufgeschäfts.  II. 
Kaufabschluss  und  GefahrsUbergaug. 
III.  Pflichten  des  Käufers.  IV.  Pflich- 
ten des  Verkäufers.  (A.  Uebergabe  des 
Kaufgegenstandes.  B.  Reclitsgewähr.  C.  Ge- 
währleistung wegen  Mängel.)  V.  Der  Han- 
delskauf. 

I.  Begriff  des  Kaufgeschäftes. 

Der  Kauf  besteht  in  dem  Austausch  eines 
Gegenstandes  gegen  Geld.  Leistung  einer 
Geldsumme  von  «ler  einen  Seite,  Leistung 
irgend  eines  anderen  Objektes  von  der 
anderen  Seite:  das  macht  das  Wesen  des 
Kaufes  aus. 

Der  Kauf  gehört  also  zu  den  sog.  Ver- 
äusserungsgeschäften,  speeiell  zu  denjenigen, 
die  auf  entgeltliehe  Veräusserung  eines 
Gegenstandes  gerichtet  sind  (B.G.B.  § 445), 
und  ferner  zu  den  Tauschgeschäften  im 
weiteren  Sinne  dieses  Wortes.  Im  engeren 
Sinne  versteht  man  unter  Tausch  ein  Ge- 
schäft, hei  dem  von  keiner  Seite  oder  von 
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beiden  Seiten  Geld  geleistet  wird,  und  im 
letzteren  Falle  spricht  man  von  Geldwechsel. 

Der  Kauf  ist  im  heutigen  Wirtschaft  s- 
und  Hechts  verkehr  unendlich  viel  häufiger 
als  der  Tausch,  er  ist  das  wichtigste  von 
allen  Umsatzgeschäften  und  hat  daher  im 
Bürgerlichen  Gesetzhuche  eine  sehr  ein- 
gehende Regehing  erfahren,  während  fin- 
den Tausch  einfach  auf  die  Kaufsgrundsätze 
verwiesen  ist  (§  515). 

1.  Das  Hauptcharakteristikum  des  Kauf- 
geschäftes zeigt  sich  also  darin,  dass  die 
Leistung  der  einen  Partei,  des  Käufers,  eine 
Geldleistung  ist,  während  die  Leistung  der 
anderen  Partei,  des  Verkäufers,  in  der  Ge- 
währung irgend  eines  anderen  Vermögens- 
werte« besieht.  Diesen  verkauften  und  ge- 
kauften Vermögenswort  bezeichnet  man  als 

Gegenstand«  des  Kaufgeschäftes  und  im  i 
Uandelsverkelir  als  >Ware< . Er  kann  eine 
Sache  oder  ein  Recht  sein  (B.G.B.  §-133), 
und  zwar  ein  jedes  Recht  von  Vermögens- 
wert, also  eine  Forderung,  ein  dingliches 
N utzungsrecht, ein  Urheberrecht,  insbesondere 
ein  Erfindungspatent,  ein  Markenrecht  u.  s.  f. 
Dagegen  ander»?  Vermögenswerte,  insbeson- 
dere die  Arbeitskraft  von  Menschen  oder 
Tieren,  bilden  nicht  den  Gegenstand  des 
Kaufes,  sondern  den  Gegenstand  anderer 
"Verträge,  vor  allem  des  Dienst  vei-trags,  des 
"Werkvertrags  und  der  .Miete.  Wohl  aber 
kann  auch  ein  ganzes  Vermögen,  ein  Kom- 
plex von  Sachen  und  Rechten  verkauft 
werden,  z.  B.  ein  Gewerbe  oder  eine  Erb- 
scliaft  (B.G.B.  § 2371 — 2385),  wobei  der 
Käufer  in  der  Regel  die  Verpflichtung  zur 
Schuldentilgung  mit  übernimmt. 

Bei  weitem  die  meisten  Kaufgeschäfte 
haben  Sachen  zum  Gegenstände,  und  die 
meisten  Rechtsvorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches,  Buch  II,  Abschnitt  VH,  Titel  l 
beziehen  sielt  nur  auf  den  Sachkauf:  auch 
die  folgende  Darstellung  wird  sich  daher  im 
wesentlichen  auf  ihn  liesehränken. 

2.  Wenn  man  sich  den  Kauf  leitendig 
vorstellt,  so  sieht  man  im  Geiste,  wie  sich 
der  Austausch  einer  Sache  gegen  Geld  wirk- 
lich vollzieht,  und  diesen  unmittelbaren  Aus- 
tausch hält  der  Liie  für  das  eigentliche 
Kaufgeschäft,  er  denkt  also,  dass  in  der 
realen  Ijcistung  und  Gegenleistung  der  Kauf 
vor  sich  geht.  Wirklich  vollzieht  das  Kauf- 
geschäft sich  häufig  als  ein  solcher  Real- 
oder Handkauf,  alter  noch  häufiger  wird  von  | 
beiden  Seiten  o< ler  wenigstens  von  der  einen 
Seite  nur  ein  Versprechen  abgegeben,  näm- 
lich das  Versprechen,  künftig  einen  gewissen 
Gegenstand  zu  ülteilragen  resp.  eine  gewisse 
Geldsumme  zu  zahlen.  An  dieses  (gegen- 
seitige) Versprechen  denkt  der  Jurist  in 
erster  Linie,  wenn  er  vom  Kaufe  spricht,  ihm 
erscheint  dann  die  reale  Leistung  nur  als 
Erfüllung  der  durch  den  Kauf  einge- 


gangenen  Verpflichtungen,  und  auch  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  nur  dieses  Ge- 
schäft im  Auge,  wenn  es  den  Kauf  an  der 
Spitze  der  Schuld  Verhältnisse  eingehend 
regelt.  In  der  That  könnto  es  scheinen,  als 
ol.i  der  sog.  Realkauf  nicht  im  stände  wäre, 
ein  Schuldverhältnis  zu  begründen  und  also 
V entflicht u ngen  der  Parteien  zu  erzeugen, 
da  ja  von  jeder  Seite  ’oereits  erfüllt  ist  und 
nichts  mehr  zu  leisten  übrig  bleibt : indessen 
wenn  hier  der  Verkäufer  eine  Sache  ver- 
äussert  hat.  die  ihm  gar  nicht  gehört  oder 
die  heimliche  Mängel  hat,  so  kann  er  augen- 
scheinlich dem  Käufer  gegenüber  ebenso 
verpflichtet  werden,  wie  wenn  er  erst  in 
Erfüllung  eines  vorher  abgegebenen  Ver- 
sprechens geleistet  hätte.  Daher  finden 
wichtige  Grundsätze,  die  vom  eigentlichen 
Kaufgeschäft  gelten,  auf  diesen  sog.  Real- 
kauf ebenfalls  Anwendung. 

3.  Das  Wesen  des  eigentlichen  Kaufge- 
schäftes besteht  also  darin,  dass  Versprechen 
gegen  Versprechen  ausgetauscht  wird.  Das 
eine  Versprechen  geht  auf  Zahlung  einer 
Geldsumme,  das  andere  auf  Verschaffung 
eines  sonstigen  Gegenstandes.  Und  zwar 
stehen  beide  Versprechen  offensichtlich  in 
eiuer  gegenseitigen  Abhängigkeit  von  ein- 
ander, dergestalt,  dass  keines  von  ihnen  er- 
füllt zu  werden  braucht,  wenn  nicht  auch 
zugleich  das  andere  erfüllt  wird.  Daher 
gehört  der  Kauf  — falls  die  Parteien  nicht 
etwas  anderes  vereinbart  haben  — zu  den 
sog.  gegenseitigen  (synallagmatischen) 
Verträgen  (B.G.B.  §§  320 — 327),  ja  er 
bildet  den  klassischen  Ilauptfall  dieser  wich- 
tigen Vertragsart.  Jede  Partei  ist  zugleich 
Gläubiger  und  Schuldner,  keine  aber  braucht 
zu  leisten,  ohne  zugleich  zu  empfangen,  die 
1 jeist u ngen  haben  »Zug  um  Zug«  zu  erfolgen. 
Wird  «ler  Käufer  vom  Verkäufer  oder  um- 
gekehrt der  Verkäufer  vom  Käufer  belangt, 
so  kann  er  einwenden,  dass  der  andere  noch 
nicht  geleistet  habe  (exceptio  non  adimpleti 
contractus),  und  solange  darf  er  die  eigene 
Leistung  verweigern,  ohne  selbst  in  Verzug 
zu  geraten. 

Da  der  Kauf  aus  zwei  Versprechen  be- 
steht, so  braucht  die  verkaufte  Sache  beim 
Kaufabschluss  noch  nicht  zu  existieren,  man 
kann  auch  eine  zukünftige  S a e h e ver- 
kaufen, z.  B.  die  Ernte  des  nächsten  Jahres. 
Soll  die  Sache  erst  vom  Verkäufer  herge- 
stollt werden  und  handelt  es  sich  nicht  um 
eine  vertretbare  Saehgattung,  wie  sie  nachMass 
oder  Zahl  oder  Gewicht  im  Verkehr  geliefert 
wird,  sondern  muss  die  Sache  wirklich  als  ein- 
zelne, individuell  gekennzeichnete  erst  herge- 
stellt werden,  so  lässt  sieh  zweifeln, ob  wirklich 
die  künftige  Sache  seihst  oder  «lie  zu  ihrer 
Herstellung  nötige  Arbeit,  also  ein  gewisses 
Arlieitsresultat  den  Gegenstand  des  Vertrages 
bildet.  Ein  solcher  Vertrau,  der  auf  «ler 
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Grenze  von  Kauf-  und  Werkvertrag  steht, 
wird  jetzt  meist  Werklieferungs ver- 
trag genannt:  auf  ihn  finden  teils  die  Kauf- 
grundsätze,  teils  die  Grundsätze  des  Werk- 
vertrages Anwendung  (B.G.B.  $ 651):  ersten?, 
weil  er  doch  eben  ein  Verftusserungsgeschäft 
ist  und  der  Lieferant  also  z.  B.  verpflichtet 
ist,  dem  Besteller  wie  ein  Verkäufer  dem 
Käufer  das  Eigentum  an  der  gelieferten 
Sache  zu  verschaffen,  — letztere,  weil  das 
Versprechen  des  Lieferanten  doch  auf  eine 
konkrete  Arbeitsleistung  ging,  und  deshalb 
hat  er  z.  B.  das  Werk  häufig  persönlich  her- 
zustellen,  ferner  liegt  ihm  eine  Ausltesse- 
rungspflicht  ob,  falls  das  hergestellte  Werk 
Mängel  hat  u.  s.  f. 

Wenn  schon  eine  überhaupt  noch  nicht 
existierende  Sache  verkauft  und  gekauft 
werden  kann,  so  ist  es  natürlich  erat  recht 
nicht  erforderlich,  dass  sic  schon  beim 
Verkäufer  existiert,  also  in  dessen  Besitz 
oder  Eigentum  steht.  Man  kann  auch  eine 
fremde  Sache  verkaufen,  und  zwar  ganz 
legitim,  weil  man  sicher  ist.  sie  erwerben 
zu  können.  Häufig  geschieht  dies  mit  Wissen 
des  Käufers,  und  noch  häufiger  ist  es  diesem 
ganz  gleichgiltig,  ob  der  Verkäufer  die  Sache 
besitzt  oder  nicht,  weil  sie  nämlich  nur 
nach  Merkmalen  bestimmt  ist  und  daher  die 
Auswahl  der  zu  liefernden  individuellen 
Sache  dem  Verkäufer  überlassen  sein  soll. 
Dies  ist  der  sog.  Gat t u n gs k au f,  welcher 
teilweise  wieder  unter  besonderen  Rechts- 
sätzen steht;  denn  augenscheinlich  ist  das 
»Answählen«  eine  Art  Arbeitsthätigkeit  des 
Verkäufers,  und  insofern  hat  der  Gattungskauf 
mit  dem  Werklieferungsvertrag  eine  gewisse 
Verwandtschaft:  wie  z.  B.  die  Lieferung 
einer  mangelhaften  Sache  dort  zu  einer 
Ausbesse rungspflicht  des  Verkäufers  führt, 
so  führt  sie  hier  zu  der  Verpflichtung,  eine 
neue.  lx*ssere  Auswahl  zu  treffen.  Aber 
auch  sonst  unterscheidet  sich  der  Gattungs- 
kauf von  dem  Kauf  einer  ganz  bestimmten 
Sache  (Sjiecieskauf)  nicht  unbeträchtlich; 
darauf  ist  später  noch  zurückzukommen. 

4.  Das  Kaufgeschäft  ist  ein  Vertrag  und 
beruht  also  auf  dem  freien  Willensentschluss 
der  Parteien.  Kur  auf  dieses  freiwillig  ab- 
geschlossene Geschäft  finden  alle  Grundsätze 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  den 
Kauf  ausnahmslos  Anwendung.  Ganz  ver- 
einzelt kommt  ein  Kaufzwang  vor  (B.G.B. 
§ 915).  und  bei  diesem  Zwaogsknuf  sollen 
die  Rechte  und  Pflichten  beider  Teile  sich 
nach  den  Vorschriften  über  den  Kauf  be- 
stimmen. Häufiger  findet  sich  ein  Ver- 
k aufszwang,  so  wenn  Gegenstände  eines 
Schuldners  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung, 
also  auf  richterlichen  Befehl,  ven'iussert 
werden  oder  wenn  jemand  durch  das  Ge- 
setz ermächtigt  wird,  einen  fremden  Gegen- 
stand für  Rechnung  des  Eigentümers  zu 


verkaufen,  wie  z.  B.  der  Pfandverkauf,  der 
Notverkauf  des  Schiffes  durch  den  Schiffer, 
der  Selbsthilfeverkauf  des  Frachtgutes  durch 
den  Frachtführer  u.  s.  f. : in  diesen  Fällen 
gelten  vielfach  abweichende  Grundsätze,  ins- 
besondere dann,  wenn  der  Verkauf  durch 
öffentliche  Versteigerung  stattfindet.  (Vgl. 
auch  B.G.B.  456 — 15S.) 

Auch  durch  Rechtsgeschäft  kann  eine 
Pflicht  zum  Verkauf  begründet  werden,  so 
wenn  sich  der  Verkäufer  den  Wied  er  kauf 
vorbehält  (B.G.B.  $$  497 — 503)  oder  wenn 
jemandem  ein  Vorkaufsrecht  zusteht, 
sei  es  ein  dingliches,  welches  gegen  jeden 
Dritten  geltend  gemacht  werden  kann  (B.G.B. 
5?i}  1094 — 1104),  sei  es  ein  persönliches 
(B.G.B.  ;}ij  504 — 514).  welches  lediglich  gegen 
denjenigen  einen  Anspruch  gewährt,  welcher 
dem  Berechtigten  das  Recht  eingeräumt  hat. 
II.  Kaufabschluss  und  Gcfuhrsühergang. 

Der  Kaufvertrag  bedarf  keiner 
besonderen  Form.  Nur  für  den  Kauf 
eines  Grundstückes  ist  — wegen  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Bedeutung  des 
Grundeigentums  — gerichtliche  oder  no- 
tarielle Beurkundung  roigesohrieben ; in- 
dessen wird  ein  ohne  Beobachtung  dieser 
Form  geschlossener  Kaufvertrag  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  giltig,  wenn  nachher 
Auflassung  und  Eintragung  im  Grundbuch 
erfolgen  (B.G.B.  tj  313),  da  ja  auch  hierdurch 
in  genügend  sicherer  Weise  die  feste  Ab- 
sicht der  Parteien,  das  Grundstück  zu  ver- 
äussern  und  zu  erwerlten,  Itekundet  und  be- 
urkundet wird. 

Natürlich  kann  der  Kaufvertrag  wie  jeder 
Vertrag,  der  ein  Schuldverhältnis  begründet, 
unter  einer  Bedingung  abgeschlossen  werden, 
und  dies  geschieht  besonders  häufig  dadurch, 
dass  der  Käufer  (oder  ein  anderer  für  ihn) 
nur  -»auf  Besicht«  oder  »auf  Probe« 
kauft,  d.  h.  unter  der  Bedingung,  dass  der 
Käufer  die  Ware  billigen  werde  (B.G.B. 
§§  495,  496).  Ist  dabei  keine  Frist  be- 
stimmt, innerhalb  deren  sich  der  Käufer  zu 
entscheiden  hat.  so  kann  ihm  der  Verkäufer 
eine  angemessene  Frist  setzen;  äussert  er 
sich  nicht  bis  zum  Ablauf  dieser  Frist,  so 
gilt,  wenn  er  die  Sache  schon  in  Händen 
hat,  sein  Stillschweigen  als  Genehmigung, 
sonst  als  Ablehnung. 

Von  dem  Abschluss  des  Vertrages  ist 
wohl  zu  unterscheiden  der  Uebergang 
der  G e f a h r a u f de n K ä u f e r.  Man  be- 
zeichnet hiermit  die  Rechtswirkung,  wonach 
der  Käufer  den  vollen  Kaufpreis  bezahlen 
muss,  auch  wenn  die  Sache  inzwischen 
durch  Zufall  untergegaugen  oder  im  Werte 
gemindert  ist.  Nach  römischem  und  bis- 
herigem gemeinem  Recht  ging  mit  Abschluss 
des  Kaufvertrages  regelmässig  auch  schon 
die  Gefahr  über  — hei  dem  Gattungskauf 
natürlich  erat,  nachdem  die  Auswahl  des 
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konkreten  Kalifgegenstandes  durch  den  Ver- 
käufer stattgefunden  hatte — : liier  versagte 
also  der  oben  aufgestellte  Grundsatz,  wo- 
nach jede  Partei  nur  dann  zur  Leistung  ver- 
pflichtet ist,  wenn  zugleich  die  Leistung  von 
der  anderen  Seit»?  erfolgt : nur  wenn  nicht 
durch  Zufall,  sondern  durch  Schuld  des  Ver- 
käufers die  Sache  unterging  oder  eine  Wert- 
minderung erlitt,  griff  die  Hegel  wieder  Platz. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  sich  in 
dieser  Beziehung  nicht  dem  römischen,  son- 
dern dem  deutschen  Rechte  augeschlossen, 
wonach  die  Gefahr  erst  dann  auf  den  Käufer 
übergeht,  wenn  der  Verkäufer  sichinver- 
t rag.« ^massiger  Weise  der  Sache  ent- 
äussert  hat  und  damit  alles gethan  hat,  wo- 
zu er  vertragsmässig  verpflichtet  war  ($£  416, 
447).  denn  es  erscheint  als  gerecht,  dass  der 
Käufer  erst  dann  die  Gefahr  trägt,  wenn  er 
auch  den  Nutzen  von  der  Sache  hat,  die 
entgegengesetzte  Entscheidung  beleidigtunser 
Kochtsgefühl.  Auch  wird  die  vom  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  sanktionierte  Bestimmung 
den  Verkäufer  veranlassen,  mit  der  Sache, 
solange  sie  noch  in  seinem  Gewahrsam  ist, 
säuberlich  zu  verfahren,  weil  sein  eigenes 
Interesse  dies  erfordert,  endlich  ist  er  in- 
folgedessen auch  leichter  in  der  Lage,  die 
Sache  gegen  Feuersgefahr,  Diebstahlsgefahr 
u.  s.  w.  zu  versichern. 

Zur  vertragsmäßigen  Entäusserung  der 
Sache  durch  den  Verkäufer  bedarf  es  aber 
in  der  Regel  der  Mitwirkung  des  Käufers, 
denn  er  hat  die  Sache  entweder  beim  Ver- 
käufer abzuholen  (da  dessen  Wohnsitz  meist 
der  Erfüllungsort  ist)  oder  an  einem  anderen 
Erfüllungsort  vom  Verkäufer  in  Empfang  zu 
nehmen;  daher  muss  der  Verkäufer  gegen 
eine  durch  Säumnis  des  Käufers  hervorge- 
mfene  Verlängerung  der  Gefahr  geschützt 
werden,  und  so  erklärt  sich  der  Rechtssatz, 
dass  die  Gefahr  schon  auf  den  Käufer  über- 
geht, sobald  er  mit  der  Annahme  der  Sache 
in  Verzug  gerät  (B.G.B.  § 300).  Wo  der 
Verkäufer  der  Mitwirkung  des  Käufers  zur  ver- 
tragsniässigen  Entäusserung  der  Sache  nicht 
bedarf,  weil  er  die  Versendung  der  Sache  nach 
einem  anderen  Ort  als  dem  Erfüllungsort  zu 
besorgen  übernommen  hat,  da  geht  die  Ge- 
fahr auf  den  Käufer  schon  über,  sobald  die 
Sache  dem  Transportunternehmer  (dem  S])edi- 
teur,  der  Eisenbahn,  der  Post)  übergehen  ist 
(B.G.B.  § 447):  der  Verkäufer  hat  dann  alles 
gethan,  wozu  er  verpflichtet  war.  mul  wäh- 
rend des  Transportes  hat  zwar  der  Käufer 
nicht  den  Nutzen  von  der  Sache,  aber  der 
Verkäufer  auch  nicht. 

Diese  Rechtssätze  finden  auf  Grundstücks- 
käufe ebenfalls  Anwendung,  nur  dass  hier 
natürlich  von  einer  Versendung  keine  Rede 
sein  kann.  Die  Gefahr  geht  also  auch  hier 
mit  der  Uebcrgnbe  des  Grundstücks  auf  den 
Käufer  über  (der  dadurch  ja  auch  unmittelbar 


i in  dessen  Nutzung  tritt),  selbst  wenn  der 
Verkäufer  noch  nicht  die  Auflassung  vor  dem 
Grundbuch  bewirkt,  also  noch  nicht  alles 
gethan  hat,  wozu  er  vertragsmässig  ver- 
pflichtet ist.  Wird  der  Käufer  jedoch 
schon  vor  der  Uebergabe  als  Eigentümer 
in  das  Grundbuch  eingetragen,  so  soll 
schon  dieser  frühere  Zeitpunkt  für  den  Ge- 
fahrsübergang  und  für  das  Recht  auf  die 
Nutzungen  entscheidend  sein  (B.G.B.  § 44G 
Abs.  2).  Durch  diese  Ausnahme  wird  der 
Käufer  nicht  unbillig  beschwert,  weil  er  die 
Auflassung  ohne  ßesitzübertrag'ung  ablehnen 
kann;  aueli  wird  der  Verkäufer  dadurch  ver- 
anlasst, die  Auflassung  nicht  unnötig  zu 
verzögern. 

HI.  Pflichten  des  Käufers. 

Der  Verkäufer  bezweckt  durch  den  Kauf- 
vertrag, eiu  für  ihn  entbehrliches  wirtschaft- 
liches Gut  loszuwerden  und  dafür  eine  Geld- 
summe zu  erhalten.  Aus  diesem  Zwecke 
ergeben  sich  logisch  die  Pflichten  des  Käu- 
fers. Er  ist  zunächst  verpflichtet,  die  ge- 
kaufte Sache  dem  Verkäufer  auf  dessen  Ver- 
langen a b z u n e h m e n (B.G.B.  § 433  Abs.  2) : 
darauf  bat  der  Verkäufer  einen  klagbaren  An- 
spruch, und  wenn  der  Käufer  dies  sclmld- 
hafterweise  unterlässt,  so  kann  er  nicht 
nur  wegen  Annahmeverzugs , sondern  auch 
I wegen  Lcistungsverzugs  dem  Verkäufer  ver- 
antwortlich werden.  Hat  der  Verkäufer 
Verwendungen  auf  die  verkaufte  Sache 
machen  müssen,  die,  wenn  die  Gefahr  schon 
auf  den  Käufer  übergegangen  ist,  ihm  ja 
nicht  mehr  zu  gute  kommen,  so  ist  der 
Käufer  ferner  verpflichtet,  diese  Aufwen- 
dungen zu  ersetzen  (B.G.B.  § 450). 

Die  wichtigste  Verpflichtung  des  Käufers 
aber  ist  d ie  Zah  1 ung  d es  Kauf preises, 
dessen  Höhe  sich  nach  der  Vereinbarung 
lichtet,  oft  also  nach  dem  ausdrücklich  oder 
, stillschweigend  vereinbarten  Börsen-  oder 
Marktpreis,  dem  sogenannten  Kura  der  Ware 
(B.G.B.  sj  453).  Der  Kaufpreis  muss  wie 
jede  Geldschuld  dem  Verkäufer  zugeschickt 
oder  überbracht  werden  (B.G.B.  § -70), 
letzterer  ist  nicht  verpflichtet,  ihn  abznholeu. 
Der  Kauf] »reis  ist  sofort  nach  Abschluss  des 
Vertrags  zu  zahlen  (B.G.B.  § 271),  vorausge- 
setzt, dass  auch  der  Verkäufer  zur  Leistung 
bereit  ist.  Dies  gilt  aber  nur  im  Zweifel. 
Sehr  häufig  wird  der  Kaufpreis  gestundet 
(kreditiert),  d.  h.  es  wird  seine  Fälligkeit 
vertragsmässig  hinausgeschoben  |(s.  auch 
deu  Art.  Abzahlungsgeschäfte  oben 
Bd.  I S.  14 ff.);  eine  solche  Stundung 
[liegt  jedoch  nicht  schon  in  der  Teilung, 
nur  zu  gewissen  Kalenderzeiten  (1.  Ja- 
nuar, 1.  Juli)  die  Rechnung  zu  schicken, 
denn  hierdurch  verzichtet  der  Verkäufer 
nicht  auf  das  Recht,  jederzeit  Zahlung  des 
i Kaufpreises  zu  verlangen.  Ist  der  Kaufpreis 
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nicht  gestundet,  so  muss  der  Käufer  von  entweder  um  es  selber  zu  nützen  oder  um 
dem  Zeitpunkt  an.  mit  welchem  ihm  die  durch  Weiterveräussernng  einem  andern 
Nutzung  der  Sache  gebührt,  bis  zur  wirklich  diese  Nutzung  zu  überlassen.  Aus  diesem 
erfolgten  Zahlung  dom  Verkäufer  4°  o Zinsen  Zwecke  ergeben  sich  wieder  mit  einer  ge- 
vergüten  (B.G.B.  § 452);  zwar  machen  die , wissen  Not  wendigkeit  die  Pflichten  der 
meisten  Geschäftsleute  von  diesem  liecht  anderen  Partei,  des  Verkäufers:  Kr  hat  dem 
keinen  Gebrauch,  gewähren  vielmehr  bei  Käufer  die  Möglichkeit  des  Genusses,  also 


Barzahlung  dem  Käufer  einen  Rabatt,  in- 
dessen das  licweist  nur,  dass  sie  die  Zinsen 
bereits  im  Kaufpreise  mit  in  Ansatz  ge- 
bracht haben. 


den  Besitz  der  Sache  und  zwar  rechtzeitig 
und  am  rechten  Orte  zu  verschaffen.  Er 
hat  ihm  ferner  die  Sicherheit  und  Dauer 
des  Genusses,  also  das  liecht  an  der  Sache 


Wenn  der  Käufer  trotz  erfolgter  Mahnung  , (Eigentum)  zu  verschaffen.  Endlich  da,  wo 
oder  trotz  Vereinbarung  eines  bestimmten  der  Kaufgegenstand  nur  der  Art  nach  be- 
Zahlungstages  den  Kaufpreis  nicht  Itczalilt, | stimmt  ist,  wo  der  Verkäufer  also  mit  der 
so  gerät  er  in  Verzug  (B.G.B.  §§  284,  285)  j Auswahl  des  konkreten  Kaufgegenstandes 
und  hat  alsdann  nicht  nur  stets  Zinsen  (so-  betraut  ist,  da  hat  er  ihn  in  der  verein- 
genannte  Verzugszinsen)  zu  entrichten,  son-  barten  Qualität  zu  verschaffen.  Ein  weiteres 
dern  auch  neben  dem  Kaufpreise  selbst ; ergiebt  sieh  aus  dem  Zwecke  des  Kaufge- 
Sehadenersatz  wegen  verspäteter  Zahlung  Schaftes  an  sich  nicht:  insbesondere  bleibt 
zu  leisten  (B.G.ß.  §§  286,  288).  Statt  dessen  die  Frage  offen,  ob  der  Verkäufer  auch  dann 
ist  der  Verkäufer  aber  auch  befugt  (B.G.B.  verpflichtet  ist,  die  ordnungsmässige  IV- 
S 320),  dem  Käufer  eine  angemessene  Nach-  schaffcnheit  der  Sache,  vor  allem  ihre  End- 
frist mit  der  Erklärung  zu  setzen,  dass  er  heit  von  heimlichen  Mängeln  zu  gewähr- 
nacli  Ablauf  der  Frist  die  Zahlung  ablehne,  leisten,  wenn  eine  konkrete  Sache  verkauft 
und  wenn  die  Frist  erfolglos  verläuft,  kann  wurde,  wenn  also  der  Käufer  selber  den 
er  dann  einfach  Schadenersatz  wegen  Nicht-  lvaufgegenstaud  ausgewählt  hat. 
erfüllung  verlangen  (und  die  Höhe  des  | Da  in  diesen  Verpflichtungen  des  Yerküu- 
Schadcns  durch  Verkauf  der  Sache  — so- ; fers  die  grössten  und  praktisch  wichtigsten 
genannten  Selbsthilfeverkauf  — feststellen)  Schwierigkeiten  des  gesamten  Kauf  rechts 
oder  auch  ganz  vom  Vertrage  zurücktreten,  hervortreten,  so  sind  sie  eingehender  zu  be- 


Jedoch  ist  dieses  letztere,  also  das  Rück 
trittsrecht  ausgeschlossen,  wenn  der  Ver- 
käufer die  Kaufsaeho  bereits  übergelton  und 
den  Kaufpreis  gestundet  hat  (B.G.B.  §354); 
denn  durch  die  Stundung  hat  er  dem 


handeln. 

A.  Die  erste  Verpflichtung  dos  Verkäufers 
ist  die  Ucbergabe  der  verkauften 
Sache  mitsamt  ihrem  Zubehör. 

1.  Der  Verkäufer  hat  die  Sache  zu  iiber- 


Käufer  die  Freiheit  der  Verfügung  über  die  geben,  und  zwar  in  der  Art,  wie  eben  der 
Kaufsache  trotz  nicht  empfangenen  Preises  [unmittelbare  Besitz  an  einer  Sache  einge- 
zugestandon , er  hat  damit  auf  die  Rechte,  räumt  wird,  was  ja  bei  beweglichen  Sachen 
welche  sieh  aus  der  gegenseitigen  Natur  des  und  Grundstücken  in  verschiedener  Weise 
Kaufvertrages  ergeben,  also  auf  die  Erfüllung  geschieht.  Mit  dieser  Uebergabe  der  Sache 
Zug  um  Zug  verzichtet.  Umgekehrt  ist  der  geht  — wie  oben  schon  ausgeführt  — in 
Rücktritt  sofort  gestattet,  also  ohne  dass  es] der  Regel  und  spätestens  die  Gefahr  auf 
erst  der  Gewährung  einer  Nachfrist  bedarf,  den  Käufer  über;  . bis  zur  Uebergabe  ist  der 
wenn  vereinbart  ist  , dass  die  Zahlung  des  Verkäufer  verpflichtet,  die  Sache  mit  aller 
Kaufpreises  zu  einer  fest  bestimmten  Zeit : schuldigen  Sorgfalt  aufzubewahren,  besonders 


oder  innerhalb  einer  fest  bestimmten  Frist 
erfolgen  soll  (B.G.B.  § 360),  dergestalt,  dass 
die  pünktliche  Einhaltung  dieser  Zeit  oder 
Frist  zu  einem  wesentlichen  Bestandteil  des 
Vertrags  gemacht  wurde  und  eine  spätere 
Erfüllung  also  gar  nicht  mehr  als  Erfüllung 
dieses  Vertrags  erscheint : bei  einem  solchen 
sogenannten  fixen  oder  prompten  Kauf 
braucht  sich  der  Verkäufer  eine  spätere 
Zahlung  demnach  überhaupt  nicht  gefallen 
zu  lassen,  wälirend  bei  der  blossen  Versäu- 
mung des  vereinbarten  Zahlungstags,  wie  vor- 


daun,  wenn  schon  vorher  die  Gefahr  auf  den 
Käufer  übergegangen  ist.  Regelmässig  ge- 
bühren auch  erst  von  diesem  Zeitpunkt  an 
dem  Käufer  die  Nutzungen  der  Sache  (z.  B. 
ein  vorher  von  der  verkauften  Kuh  geworfenes 
Kalb  gebührt  dem  Verkäufer)  und  liegen  ihm 
die  Lasten  (z.  B.  Grundsteuern) ob ; doch  treten 
ja  diese  Wirkungen  beim  Verkauf  eines 
Grundstückes  auch  schon  mit  der  Eintragung 
des  Käufers  in  das  Grundbuch  ein  (B.G.B. 
§ 440). 

2.  Der  Verkäufer  ist  ferner  verpflichtet,  die 


hin  erwähnt,  lediglich  die  gewöhnlichen  ] Sache  am  rechten  Orte  zu  übergeben, 
Folgen  des  Verzugs  eintreten.  j dies  ist  der  Erfüllungsort,  und  im  Zweifel 

...  , , ,r  , , 'gilt  als  Erfüllungsort  der  Ort,  an  welchem 

I\.  Pflichten  des  Verkäufers.  der  Verkäufer  zur  Zeit  des  Kaufabschlusses 
Der  Käufer  bezweckt  durch  den  Kauf-  seinen  Wohnsitz  oder  (wenn  er  ein  Gcwerbe- 
vertrag,  ein  wirtschaftliches  Gut  zu  erhalten,  treibender  ist)  seine  Niederlassung  hatte 
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(B.G.B.  § 269  Abs.  1 und  2).  Sohr  häufig 
übernimmt  der  Verkäufer  — ausdrücklich 
oder  stillschweigend  — zugleich  die  Ver- 
pflichtung. für  die  Versendung  der  gekauftem 
Sache  nach  einem  anderen  Orte  zu  sorgen 
( iVersendungskauf«):  dadurch  wird  eine 
Aenderung  des  Erfüllungsortes  nicht  bewirkt, 
in  der  Kegel  selbst  daun  nicht,  wenn  der 
Verkäufer  die  Fracht  (das  Porto)  trägt  (B.G.B. 
£ 269  Abs.  3).  Dieser  hat  aber  die  Ver- 
sendung mit  gehöriger  Sorgfalt  zu  besorgen, 
und  wenn  ihm  die  Bestimmung  der  Art  der 
Versendung  nicht  überlassen,  sondern  vom 
Käufer  angegeben  ist.  so  darf  er  ohne  drin- 
genden Grund  nicht  davon  abweichen,  sonst 
haftet  er  für  den  entstandenen  Schaden 
(B.G.B.  S 447  Abs.  2). 

3.  Der  Verkäufer  ist  weiter  verpflichtet, 
die  Sache  rechtzeitig  dem  Käufer  zu 
übergeben,  d.  1t.  in  der  Kegel  sofort  nach  Ab- 
schluss des  Kaufvertrages,  vorausgesetzt,  dass 
entweder  auch  der  Käufer  zur  Zahlung  des 
Kaufpreises  bereit  ist  oder  dass  der  Kauf- 
preis gestundet  ist.  Wenn  der  Verkäufer 
schuld  hafterweise  die  rechtzeitige  Ueber- 
gabo  der  Sache  trotz  erfolgter  Mahnung  oder 
trotz  Vereinbarung-  einer  bestimmten  Ixüs- 
tungszeit  nicht  bewirkt,  so  gerät  er  in  Ver- 
zug (B.G.B.  284,  285),  und  der  Käufer 

hat  dann  — entsprechend  den  oben  erwähn- 
ten Rechten  des  Verkäufers  beim  Verzüge 
des  Käufers  — verschiedene  Befugnisse  zur 
Wahl.  Er  kann  von  dem  Verkäufer  Nach- 
lieferung und  zugleich  Schadenersatz  wegen 
verspäteter  Lieferung  verlangen  (B.G.B. 
§ 286  Abs.  1);  will  er  die  nachträgliche 
Lieferung  ablehnen  und  nur  Schadenersatz 
verlangen  oder  ganz  vom  Vertrage  abgehen, 
so  muss  er  dem  Verkäufer  eine  angemessene 
Nachfrist  bewilligen,  cs  sei  denn,  dass  ent- 
weder ein  sogenannter  fixer  Kauf  vereinbart 
ist  (B.G.B.  § 360)  oder  dass  die  Leistung 
infolge  des  Verzuges  kein  Interesse 
mehr  für  ihn  hat  (B.G.B.  § 286  Abs.  2), 
z.  B.  wenn  er  einen  Maskenanzug  zum 
Carnevai  gekauft  hat  und  dieser  ihm  erst 
am  Aschermittwoch  geliefert  wird.  Sehr 
häufig  wird  der  Käufer,  welcher  von  seinem 
Verkäufer  mit  der  Lieferung  im  Stiebe  ge- 
lassen ist,  sich  die  Sache  anderweitig  an- 
sekaffen,  einen  sogenannten  Deckungskauf 
vornehmen : dann  kann  er  als  Schadenersatz 
die  Mehrkosten  liquidieren , welche  liier- 
dureh,  also  besonders  durch  Zahlung  eines 
höheren  Kaufpreises,  verursacht  wurden. 
Dieser  Deckungskauf  des  Käufers  bildet  also 
das  Gegenstück  zu  dem  Selbsthilfeverkauf 
des  Verkäufers. 

4.  Im  engen  Zusammenhang  mit  der 
Ucbergabopflicht  steht  die  weitere  Ver- 
pflichtung des  Verkäufers,  den  Käufer  über 
die  den  verkauften  Gegenstand  betreffenden 
rechtlichen  und  thatsäclüichen  Verhältnisse 


zu  unterrichten.  Das  ist  besonders  bei 
Grundstückskäufen  wichtig,  weil  der  Käufer 
hier  die  Grenzen  des-  Grundstücks,  die  mit 
ihm  etwa  verbundenen  Gerechtsame  und 
Lasten  kennen  lernen  muss.  Daher  hat 
dieser  auch  einen  Anspruch  auf  Aushändi- 
gung der  zum  Beweise  solcher  Rechtsver- 
hältnisse erforderlichen  Urkunden,  eventuell 
wenigstens  auf  eine  Imglaubigte  Abschrift 
derselben  (B.G.B.  § 333). 

5.  Die  Kosten  der  Ucbergabe,  ins- 
besondere des  Messens  mul  Wägens,  hat 
der  Verkäufer  zu  tragen , also  auch  die 
Kosten  der  Versendung  bis  zum  Erfüllungs- 
orte; dagegen  die  Kosten  der  Abnahme 
und  vor  allem  also  die  Versendungskosten 
nach  einem  anderen  als  dem  Erfüllungsorte 
(oben  Nr.  2)  trägt  der  Käufer,  falls  der 
Verkäufer  sie  nicht  übernommen  hat  (B.G.B. 
$ 448).  Handelt  es  sich  jedoch  um  den 
Verkauf  eines  Grundstücks,  so  fallen  dem 
Käufer  sämtliche  Unkosten  zur  Last,  nicht 
nur  die  vor  dem  Grundbuchamt  erwachsen- 
den. sondern  auch  die.  des  Kaufvertrags 
(B.G.B.  § 449):  hier  lässt  sich  also  jeder 
Grund-  und  Hauseigentümer  für  alle  Kosten 
von  seinem  Rechtsnachfolger  schadlos  halten. 

6.  Es  können  nun  aber  Umstände  ein- 

treten,  infolge  deren  die  Uebergabe  der 
verkauften  Sache  an  den  Käufer  für  den 
Verkäufer  zur  Unmöglichkeit  wird, 
sei  es  okjektiv,  z.  B.  weil  sie  inzwischen 
verbrannt  ist,  sei  es  subjektiv  (»der  Ver- 
käufer ist  unvermögend  dazu«),  z.  B.  weil 
die  Sache  ihm  gestohlen  ist  oder  weil  es 
ihm  an  Geld  und  Kredit  fehlt,  um  sie  zu 
erwerben.  Wie  stellt  sich  das  Recht  des 
Käufers  in  solchen  Fällen?  Im  allgemeinen 
kommt  es  darauf  an,  wer  den  Umstand  zu 
vertreten  hat,  durch  den  die  Lieferung  un- 
möglich wurde,  also  ob  der  Käufer  oder  der 
Verkäufer  oder  ob  keiner  von  beiden  die 
Schuld  daran  trägt  (B.G.B.  § 440  Abs.  1). 
Wenn  nämlich  der  Käufer  selbst  die  Un- 
möglichkeit verschuldet  hat  . so  muss  er 
trotzdem  den  Kaufpreis  zahlen  (B.G.B.  § 324 
Abs.  1).  Hat  dagegen  der  Verkäufer  die 
Unmöglichkeit  verschuldet,  so  muss  er  dem 
Käufer  den  Schaden  ersetzen,  der  durch  die 
Nichterfüllung  entstanden  ist  (B.G.B.  280, 

325  Abs.  1 Satz  1);  statt  dessen  hat  der 
Käufer  aber  auch  das  Recht,  ganz  vom  Ver- 
trage zurückzutreten  (B.G.B.  § 325  Abs.  I 
Satz  1,  § 327),  und  endlich  kann  er  natür- 
lich auch  verlangen,  so  behandelt  zu  werden, 
wie  wenn  die  Unmöglichkeit  von  keiner  der 
Parteien  verschuldet  wäre  (B.G.B.  § 325 
Abs.  1).  In  diesem  dritten  Falle  nämlich 
verliert  der  Verkäufer  ebenfalls  den  An- 
spruch auf  den  Kaufpreis,  und  wenn  dieser 
Schon  entrichtet  ist,  kann  der  Käufer  ihn 
zurückfordern  (B.G.B.  ij  323  Abs.  3),  weil 
der  Kauf  eben  ein  gegenseitiger  Vertrag  ist ; 
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nur  falls  dem  Verkäufer  ein  Ersatzanspruch 
gegen  dritte  Personen,  z.  B.  gegen  den 
Brandstifter  oder  Dieb,  zustcht  und  der 
Käufer  Abtretung  dieses  Anspruchs  verlangt, 
muss  auch  der  Kaufpreis  gezahlt  werden. 
Der  Verkäufer  trägt  ja,  wie  wir  wissen,  die 
Gefahr  bis  zur  Besitzfibergabe,  deshalb  ver- 
liert er  in  solchem  Falle  das  Hecht  auf  den 
Kaufpreis,  obwohl  ihm  ohne  sein  Verschul- 
den die-l'ebergahe  der  Sache  unmöglich  ge- 
macht ist.  Lediglich  wenn  der  Käufer  mit 
der  Annahme  im  Verzüge  ist  und  während 
dieser  Zeit  die  Erfüllung  unmöglich  wird, 
behält  der  Verkäufer  den  Anspruch  auf  den 
Kaufpreis  (B.G.B.  $ 324  Abs.  2). 

Indessen  modifizieren  sich  diese  Rechts- 
wirkungen zu  Ungunsten  des  Verkäufers  für 
den  Fall,  dass  der  Kaufgegenstand  nur  der 
Gattung  nach  vereinbart  ist:  hier  kann 
ja  von  einer  objektiven  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  fast  niemals  die  Rode  sein,  denn 
die  Gattung  stirbt  nicht  aus,  es  kann 
sich  also  lediglich  um  eine  subjektive  Un- 
möglichkeit, um  ein  Unvermögen  des  Ver- 
käufers handeln;  dieses  alter  war  entweder 
schon  zur  Zeit  des  Kaufabschlusses  vorhan- 
den (und  dann  hat  der  Verkäufer  schon  da- 
durch eine  Schuld  auf  sich  geladen),  oder 
er  hat  nicht  rechtzeitig,  als  er  noch  im 
stände  dazu  war,  für  die  Anschaffung  der 
Sache  gesorgt,  sich  also  durch  diese  Ver- 
säumnis schuldig  gemacht,  und  jedenfalls 
ist  die  Frage  der  Schuld  oder  Nichtschuld 
hier  äusserst  selten  in  einem  für  den  Ver- 
käufer günstigen  Sinne  mit  Sicherheit  zu 
entscheiden:  deshalb  soll  er  bei  Gattungs- 
kauf die  Unmöglichkeit  der  I/cistung  selbst 
dann  zu  vertreten  haben,  wenn  ihm  kein 
Verschulden  zur  Last  fällt  (B.G.B.  S 27b). 

Gerät  der  Verkäufer  gar  noch  in  Verzug, 
so  ist  er  überhaupt  — mag  es  sich  um  einen 
Gattungskauf  handeln  oder  nicht  — dafür 
verantwortlich,  wenn  während  des  Verzugs 
die  Leistung  durch  Zufall  unmöglich  wird, 
es  sei  denn  er  bewiese,  dass  auch  bei  recht- 
zeitiger Lieferung  der  Schaden  eingetreten 
wäre  (B.G.B.  § 287). 

B.  Der  Verkäufer  hat  noch  nicht  seiner 
Pflicht  genügt,  wenn  er  dem  Käufer  die 
Sache  übergelien  hat,  er  muss  auch  dafür 
sorgen,  dass  der  Käufer  sie  behalten  und 
völlig  frei  mit  ihr  schalten  kann.  WiÜtrcnd 
aber  das  römische  Recht  diese  Pflicht  rein 
negativ  auffasst  — sie  ist  erfüllt,  wenn  der 
Käufer  nicht  im  Genuss  der  Sache  gestört 
wird  — , hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
den  Verkäufer  verpflichtet,  dem  Käufer  ganz 
positiv  das  Eigentum  an  der  verkauften 
Sache  und  zwar  frei  von  Rechten  dritter 
Personen  zu  verschaffen  (§Jj  433,  434):  so- 
genannte Haftung  des  Verkäufers 
wegen  Rechtsmängel.  Beim  Verkauf 
eines  Wertpapieres  haftet  der  Verkäufer  auch 


(B.G.B.  >!§ 


dafür,  dass  es  nicht  für  kraftlos  erklärt  ist. 
(B.G.B.  § 437)  und  beim  Verkauf  eines 
Rechts,  z.  B.  einer  Forderung,  hat  er  dafür 
einzustehen,  dass  das  Recht  wirklich  und  un- 
beschränkt besteht  (B.G.B.  § 437),  nicht 
aber  dafür,  dass  der  Schuldner  zahlungsfähig 
ist  (§  438). 

Diese  Pflicht  des  Verkäufers  1 ►esteht 
auch  dann,  wenn  ihm  der  Rechtsmangel 
ohne  sein  Verschulden  völlig  unbekannt  ge- 
blieben ist;  denn  der  Käufer  kann  einen 
solchen  Mangel  der  Sache  ja  nicht  ansehen, 
er  muss  sich  auf  die  Zuverlässigkeit  seines 
Verkäufers  verlassen.  Daher  ist  der  Ver- 
käufer schlechthin  verpflichtet,  dafür  zu 
sorgen,  dass  Pfandrechte.  Hypotheken,  Grund- 
schulden, Dienstbarkeiten,  die  etwa  an  «1er 
Sache  bestehen,  getilgt,  fremdes  Eigentum 
beseitigt  wird.  Ist  dies  nicht  gesehenen,  so 
kann  der  Käufer  sich  einfach  auf  den  Stand- 
punkt stellen,  dass  der  Vertrag  nicht  erfüllt 
sei;  es  stehen  ihm  also  dieselben  Befug- 
nisse zu,  wie  wenn  die  Sache  ihm  gar  nicht 
oder  nicht  rechtzeitig  übergeben  wurde 
440  Abs.  1,  320—327). 

0.  Mit  der  Geliert ragung  von  Besitz  und 
Recht  an  der  Sache  scheint  der  Verkäufer 
den  durch  den  Zweck  des  Kaufgeschäftes 
gebotenen  Pflichten  genügt  zu  haben,  und 
nur  beim  Gattungskauf,  wo  ihm  die  Aus- 
wahl des  konkreten  Kaufgogenstandes  anver- 
traut ist,  erwächst  ihm  noch  die  weitere  Ver- 
pflichtung, die  Auswahl  in  einer  der  Partei- 
vereinbarung entsprechenden  Weise  zu  treffen. 
Man  sollte  meinen,  dass  es  im  übrigen  Sache 
des  Käufers  ist,  sich  den  Kaufgegenstand 
vorher  genau  daraufhin  anzusehen,  ob  er  die 
gewünschten  Eigenschaften  und  ob  er  keine 
unerwünschten  Mängel  besitzt:  eine  Garantie- 
verpflichtung hierfür  dem  Verkäufer  durch 
das  Gesetz  aufzuerlegen,  erscheint  nicht  ohne 
weiteres  als  erforderlich.  Nur  wenn  der 
Verkäufer  den  Käufer  durch  falsche  Vor- 
spiegelungen getäuscht , ihn  also  geradezu 
betrogen  hat,  müsste  ihm  allerdings  unter 
allen  Umständen  eine  Schadenersatzpflicht 
obliegen. 

ln  der  That  stellt  das  ältere  deutsche 
Recht  auf  diesem  Standpunkt  (»Wer  die 
Augen  nicht  aufthut,  thu'  den  Beutel  auf«.), 
und  nur  beim  Viehkauf  legt  es  dem  Ver- 
käufer eine  weitgehende  Garantiepflicht  auf, 
augenscheinlich , weil  hier  eine  Täuschung 
des  Käufers  besonders  leicht  und  daher  be- 
sonders häufig  ist,  ohne  dass  sich  doch  dem 
Verkäufer  eine  betrügerische  Absicht  nach- 
weisen  lässt. 

In  Rom  hatte  der  Aedil,  dem  die  Hand- 
habung der  Marktpolizei  zustand,  eine 
Garantiepflicht  des  Verkäufers  bei  den  markt- 
gängigen Geschäften,  also  ebenfalls  beim 
Viehkauf  und  vor  allem  beim  Sklavenkauf 
eingeführt,  offensichtlich  auch  aus  dem  er- 
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wähnten  Grunde,  nämlich  um  den  hier  be- 
sonders häufigen  Betrügereien  einen  Riegel 
vorzuschieben.  Der  Aedil  galt  dem  Käufer 
schneidige  Rechtsmittel.  Ohne  irgend  ein 
Verschulden  des  Verkäufers  mach  weisen  zu 
müssen,  konnte  der  Käufer,  wenn  der  ge- 
kaufte Gegenstand  heimliche,  also  nicht  so- 
gleich erkennbare  Mängel  hatte,  nach  freier 
Wald  entweder  den  ganzen  Kauf  rückgängig 
machen  oder  entsprechende  Preisminderung 
verlangen.  Diese  weitgehende  Haftung  des 
Verkäufers  ist  dann  auf  alle  Kaufgeschäfte, 
einerlei  welches  ihr  Gegenstand  war,  aus- 
gedehnt worden,  obwohl  das  Recht  «auf 
Preisminderung  von  dem  Käufer  in  illoyaler 
AVeise  ausgebeutet  werden  kann,  um  einen 
verwerflichen  Druck  auf  den  Verkäufer  aus- 
zuülien.  Wenn  letzterer  nämlich,  im  sicheren 
Gefühle,  tadellos  geliefert  zu  haben,  sich  be- 
reit erklärt,  die  verkaufte  Sache  anstandslos 
zurückzu  nehmen,  aber  nicht  gewillt  ist,  sich 
mit  dem  Käufer  — zumal  im  Auslande  — 
auf  einen  Prozess  einzulassen,  dann  kann 
der  Käufer  ihm  die  Rückgabe  verweigern 
und  auf  Preisminderung  bestehen.  Vorsichtige 
Verkäufer  schlagen  daher  gleich  soviel  auf 
den  Preis,  wie  sie  genötigt  sind,  später  dem 
chikanösen  Käufer  wieder  abzulassen,  und 
die  anständigen  Käufer  haben  den  Schaden 
d<avon. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  sich 
hier  trotzdem  völlig  auf  den  Boden  des 
römischen  Rechts  gestellt  und  dem  Käufer 
neben  «lern  Rttcktrittsreeht  (»Recht  auf  Wan- 
delung1*) allgemein  auch  das  Recht  auf 
Preisminderung  zugestanden.  Nur  beim 
Viehkauf  sind  die  deutsclirechtlichen  Grund- 
sätze beibehalten,  und  da  dem  deutschen 
Rechte  eine  Befugnis  des  Käufers,  Preis- 
minderung zu  verlangen,  unbekannt  war. 
so  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  diese 
Befugnis  dem  Käufer  genule  da  versagt,  wo 
er  des  stärksten  Schutzes  gegen  den  Ver- 
käufer bedarf. 

Eine  derartige  Gewährpflicht  des  Ver- 
käufers für  ordnungsmässige  Beschaffenheit 
der  Sache  ergiebt  sich,  wie  gesagt,  beim 
Gat tungs kauf  «aus  der  Natur  der  S«aciic. 
Dieses  jetzt  so  häufig  vorkommende  Geschäft 
legt  aber  weiter  die  Frage  nahe,  ob  hier 
nicht  die  Parteien  befugt  sein  sollen,  statt 
der  ord uungswidrigen  Leistung  eine  ordnungs- 
mässige  zu  machen  bezw.  zu  verlangen, 
ln  der  Tliat  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
dem  Käufer  die  Befugnis  eingeräumt, 
anderweitige  Lieferung  zu  verlangen,  dagegen 
dem  Verkäufer  hat  es  die  Befugnis  ver- 
sagt . die  — vielleicht  infolge  \ ersehens 
eines  Angestellten  — vertragswidrig  aus- 
gefallene Ware  zurückzu uehtnen  und  durch 
eine  andere  zu  ersetzen.  Auch  diese  Be- 
vorzugung ermöglicht  es  wiederum  dem 
Käufer,  seinen  Verkäufer  in  einer  rechtlich 


unanfechtbaren  Weise  zu  chikauieren.  indem 
er,  wenn  inzwischen  der  Marktpreis  der 
Ware  gefallen  ist.  ihm  die  ganze  Lieferung 
zur  Disposition  stellt  und  sich  anderweitig 
billiger  versorgt. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  also  in 
dem  Interessonkonflikt  zwischen  Verkäufer 
und  Käufer  ziemlich  einseitig  die  Partei  des 
letzteren  genommen;  selbst  im  Handelsrecht 
ist  der  Verkäufer  nur  gegen  willkürlich 
liinausgeschobene  Reklamationen  des  Käufers 
sichergestellt,  und  auch  dies  nur,  wenn 
beide  Teile  Kaufleute  sind  (s.  nachher  subV), 
im  übrigen  gilt  auch  dann  bürgerliches  Recht. 
Und  doch  spielt  der  Streit  wegen  vertrags- 
widriger (Qualität  des  gelieferten  Kauf- 
gegenstandes  eine  ausserordentlich  grosse 
Rolle  sowohl  in«  Verkehrsleben  wie  vor  den 
Gerichtshöfen,  so  dass  es  notwendig  ist.  auf 
die  in  Betracht  kommenden  Rechtsfragen 
noch  etwas  näher  eiuzugehen.  Ich  beginne 
mit  den  allgemeinen  Grundsätzen,  welche 
auf  alle  Kaufgeschäfte  anwendbar  sind,  und 
füge  am  Schlüsse  die  Abweichungen  hinzu, 
welche  speeiell  für  den  Viehkauf  festgesetzt 
sind.  Vorweg  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass 
es  den  Parteien  völlig  freisteht,  diese  ge- 
setzlichen Bestimmungen  abzuändern,  «also  die 
Gewährpflicht  des  Verkäufers  zu  erweitern 
oder  einzusehränken  (B.G.B.  «5  192). 

Nach  geltendem  Recht  hat  jeder  Ver- 
käufer dafür  einzustehen,  dass  die  ver- 
; kaufte  Sache  zu  der  Zeit  des  Gefalirsiiber- 
I ganges,  also  regelmässig  zur  Zeit  derUeber- 
I gäbe  der  Sache,  keinen  Mangel  hat.  Darin  liegt 
ein  doppeltes:  Die  Sache  darf  keinen 
Fehler  und  sie  muss  die  etwa  zu- 
gesicherten  Eigenschaften  haben 
(B.G.B.  § 459).  Docli  kommen  nur  wesent- 
liche Felder  in  Betracht,  nämlich  solche, 
die  entweder  den  Wert  der  Sache  oder  ihre 
Tauglichkeit  zu  dem  gewöhnlichen  oder 
vertragsmässig  vorausgesetzten  Gebrauche 
auf  heben  oder  erheblich  mindern . und  «als 
I «Zusicherung  einer  Eigenschaft«  gelten  nicht 
vage  Anpreisungen,  wie  sic  im  Handel  und 
Wandel  üblich  sind,  ohne  dass  ein  ver- 
ständiger Mensch  darauf  etw.as  giebt.  Da- 
gegen wird  ein  Kauf  nach  Probe  so  an- 
gesehen, als  wenn  sämtliche  Eigenschaften 
I der  Warenprobe  dem  Käufer  wirklich  zu- 
gesichert wären  (B.G.B.  § 494). 

Diese  Gewährpflicht  des  Verkäufers  fällt, 
weg.  wenn  der  Käufer  beim  Abschluss  dos 
Kaufes  den  Mangel  kannte  oder  wenn  er  ihn 
bei  der  Annahme  der  Sache  kennt  und  diese 
trotzdem  vorbehaltlos  annimmt  ( B.G.B.  §§  4 GO, 
164).  Durch  Vertrag  kann  die  Gewährpflieht 
ihrem  Umfange  nach  eingeschränkt  oder  ganz 
erlassen  werden:  doch  ist  eine  solche  Vor- 
leinbarung  nichtig,  wenn  der  Verkäufer  den 
Mangel  «arglistig  verschwiegen  hat  (B.G.B. 
§ 476). 
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Wird  dom  Käufer  eine  — im  Sinne  dos  für  den  Käufer  noch  günstigere  Grundsätze, 
el»en  Gesagten  — mangelhafte  Sache  ge-  obgleich  ihm,  wie  oben  bemerkt,  die  Prei.s- 
liefert,  so  kann  er  sie  a limine  zurück  weisen  minderungsklage  versagt  ist  (B.G.B.  £ 487). 
und  Zahlung  des  Preises  verweigern.  Hat  Der  Gesetzgeber  hatte  hei  diesem  Special- 
er  sie  jedoch  angenommen  und  nicht  etwa  rechte  einen  doppelten  Zweck  im  Auge. 
— ausdrücklich  oder  stillschweigend  — Kr  wollte  für  den  Viehhandel  eine  ge- 
gebilligt,  so  stehen  ihm  regelmässig  nur  die  steigerte  Rechtssicherheit  schaffen  und  zu- 
ol»en  gemannten  sogenannten  aedilioisehen  gleich  die  I-mdwirtschaft  möglichst  fördern : 
Rechtsmittel  zur  Verfügung,  nämlich  Wände-  man  giug  nämlich  von  der  — freilich  nicht 
lung  (actio  redhibitoria)  und  Preisminderung  unanfechtbaren  — Ansicht  aus.  dass  die 
(actio  ipianti  minoris);  beide  sind  im  Billiger-  l^aiulwirtschaft  beim  Viehhandel  wesentlich 
liehen  Gesetzbuch  sehr  eingehend  geregelt  als  Käufer  beteiligt  sei.  So  erklärt  es  sich 
( ijii  402 — 479),  und  zwischen  beiden  hat  der  auch,  dass  die  besonderen  Grundsätze,  welche 
Käufer  die  freie  Wahl.  Ist  nur  ein  Teil  für  die  Gewährleistung  heim  Viehhandel 
der  gelieferten  Ware  mangelhaft,  so  tritt  auf, gestellt  siud,  nicht  für  alle  Tiergattungen 
nur  für  diesen  Teil  Wandelung  oder  Preis-  Geltung  beanspruchen,  sondern  nur  für  die 
mindorung  ein.  'landwirtschaftlich  wichtigsten,  nämlich  für 

Kiu  Anspruch  auf  Schadenersatz  steht  Pferde,  Rindvieh,  Schafe,  Schweine,  Esel, 
also  dem  Käufer  in  der  Regel  nicht  zu.  nur  Maulesel  und  Maultiere  (B.G.B.  $4X1);  der 
in  zwei  Fällen  kann  er  Ersatz  seines  vollen  Geflügel-  und  sonstige  Vogelhandel,  der 
Schadens  verlangen  (B.G.B.  4U9).  nämlich  , Handel  mit  Fischen,  mit  Hunden,  mit  wilden 

einmal,  wenn  der  gekauften  Sache  eine  zu-  Tieren  u.  s.  w.  steht  also  unter  denselben 
gesicherte  Eigenschaft  fehlt  — weil  in  Reehtssätzen  wie  der  Handel  mit  sonstigen 
solcher  Zusicherung  stets  ein  besonderes  beweglichen  Sachen.  Die  wichtigsten  Ab- 
Garan t ieversprechon  enthalten  ist  — . und  1 Weichlingen,  die  für  den  eigentlichen  Vieh- 
sodann,  wenn  der  Verkäufer  einen  Fehler  handcl  gelten,  sind  folgende: 
arglistig  verschwiegen  hatte,  weil  aus  einem  i Der  Verkäufer  haftet  nur  wegen  gewisser 
betrügerischen  Verhalten  stets  die  Vor- 1 Hauptmängel  des  Tieres  (B.G.B.  $ 482): 
pflichtung  zur  vollen  Schadloshaltung  des  welche  Fehler  und  Krankheiten  als  Ilaupt- 
dadurch  Verletzten  erwächst.  Dieses  Recht  mänge!  anzusehen  sind,  wird  durch  Kaiser- 
auf  Schadenersatz  kann  der  Käufer  aber  i liehe  Verordnung  für  jede  Tiergattung  von 
nicht  neben  dem  Recht  auf  Wandelung  oder  Zeit  zu  Zeit  festgesetzt.  Die  orate  derartige 
auf  Preisminderung  ausüix-n:  er  muss  sich  Verordnung  ist  unter  dem  27.  März  1890  er- 
für  das  eine  oder  für  das  andere  entscheiden,  gangen.  Wegen  der  hier  aufgezählten  Mängel 
und  weitere  Befugnisse  stehen  ihm  nicht  haftet  der  Verkäufer  aber  auch  dann,  wenn 
zu.  insbesondere  kann  er  nicht  Beseitigung  sie  in  ganz  geringfügigem  Masse  vorhanden 
des  Mangels  vom  Verkäufer  verlangen,  wie  sind,  der  Streit  um  ihre  Bedeutung  für  die 
der  Verkäufer  auch  nicht  berechtigt  ist,  eine  Nutzbarkeit  des  Tieres  ist  also  ausgeschlossen 
. solche  Beseitigung  zu  versuchen:  das  unter-  und  damit  eine  (Quelle  für  zahlreiche  Pro- 
scheidet den  Kaufvertrag  wesentlich  vom  , zesse  verstopft. 

Werkvertrag  und  vom  Werklieferungsvertrag  Der  Verkäufer  haftet  wegen  solcher 
(oben  S.  53,04).  Lediglich  beim  Gatt uugs-  Hauptmängel  auch  nur  dann,  wenn  sie  sich 
kauf  steht  dem  Käufer  noch  eine  weitere  innerhalb  gewisser  Fristen,  der  sogenannten 
Befugnis  zu : hier  kann  er  nämlich  — wie  Gewährfristen,  zeigen ; auch  diese  Fristen 
oben  bereits  angedeutet  — an  Stelle  der  werden  für  joden  Hauptmangel  durch  Kaiser- 
mangelhaften eine  mangelfreie  Sache  ver-  liehe  Verordnung  festgesetzt  (B.G.B.  § 4X2), 
langen  (B.G.B.  § 480).  sic  betragen  3 bis  28.  meist  14  Tage.  Wogen 

Alle  diese  Rechtsmittel  des  Käufers  ver-  [ später  auftretender  Mängel  kann  der  Ver- 
jähren in  kurzer  Zeit,  denn  es  wäre  unbillig,  i käufer  also  niemals  in  Anspruch  genommen 
den  Verkäufer  zu  lange  darüber  in  l'u-  werden:  auch  dadurch  werden  zahlreiche 
gewissheit  schweben  zu  lassen,  ob  seine  Prozesse  abgeschnitten. 

Lieferung  beanstandet  wird  oder  nicht.  Nur  j Der  Verkäufer  haftet,  ferner  nur.  wenn 
wenn  der  Käufer  seine  Ansprüche  auf  ein  ihm  der  Mangel  spätestens  zwei  Tage  nach 
arglistiges  Verhalten  des  Ver  Käufers  stützen  Ablauf  der  Gewührfrist  bezw.  nach  dem 
kann,  tritt  die  gewöhnliche  Verjährungsfrist  Tode  des  Tieres  angezeigt  ist  (B.G.B  ■$  485). 
von  90  Jahren  ein.  Sonst  dagegen  verjähren  Denn  er  hat  ein  grosses  Interesse  daran, 
sie,  wenn  es  sich  um  den  Verkauf  von  he-  Vorhandensein,  Umfang  und  Ursache  des 
wegliehen  Sachen  handelt,  in  G Monaten  vom  Mangels  möglichst  frühzeitig  feststellen  zu 
Tage  der  Ablieferung  an,  beim  Verkauf  von  ’ können,  vor  allem  auch,  um  sich  den  Gogen- 
Grundstiicken  in  einem  Jahre  vom  Tage  der  beweis  zu  sichern,  dass  der  Fehler  oder  die 
Lehergahe  au  gerechnet  (B.G.B.  SS  477 — 480).  Krankheit  erat  nach  der  Uebergabe  des 
Beim  Vieh  kauf  gelten  zum  Teil  ab-  Tieres  an  den  Käufer  entstanden  ist. 
weichende  und  zwar  im  praktischen  Resultat  Diese  Voraussetzungen  der  Gewährpflieht 
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enthalten  gegenüber  dem  allgemeinen  Kauf- 
recht fast  lauter  Einschränkungen  zu  Gunsten 
des  Verkäufers,  aber  sie  werden  mehr  als 
aufgewogen  durch  einen  Rechtssatz  zu 
Gunsten  des  Käufers.  Wenn  nämlich  jene 
Voraussetzungen  vorhanden  sind,  dann 
braucht  der  Käufer  nicht  den  schwierigen, 
meist  unmöglichen  Nachweis  zu  führen,  dass 
der  Felder  oder  Mangel  schon  beim  Gefahrs- 
übergange  vorhanden  war,  dies  wird  viel- 
mehr vermutet  (B.G.B.  § 484),  und  es  ist 
Sache  des  Verkäufers,  zu  beweisen,  dass  ei- 
erst später  entstanden  ist.  Erst  dadurch 
wird  Ln  unendlich  vielen  Fällen  die  ganze 
Gewälirptliclit  des  Verkäufers  zu  einem 
wertvollen  Rechte  des  Käufers,  denn  zahl- 
lose Prozesse  wegen  Viehmängel  scheiterten 
bisher  an  der  für  den  Käufer  ungünstigen 
Verteilung  der  Beweislast.  Durch  die  Be- 
schränkung der  Haftung  auf  gewisse  Haupt- 
mängel und  auf  kurze  Gewährfristen  ist 
diese  Umkehrung  der  Beweislast  für  ihn 
nicht  zu  teuer  erkauft. 

V.  Der  Handelskauf. 

Unter  einigen  besonderen  Rechtsregeln 
steht  der  sog.  Handelskauf,  d.  h.  ein 
solches  über  bewegliche  Sachen  (Waren)  ab- 
geschlossenes Kaufgeschäft,  welches  ent- 
weder auf  seiten  des  Verkäufers  oder  des 
Käufers  oder  beider  ein  Handelsgeschäft  ist. 
Diese  besonderen  Rechtsregeln  beziehen  sich 
zum  Teil  auf  einige  ausschliesslich  oder  vor- 
wiegend im  Handelsverkehr  gebräuchliche 
Modalitäten  dos  Kaufgeschäftes,  so  auf  den 
fixen  Kauf  (oben  S.  56,  H.G.B.  § 376)  und 
auf  den  sog.  Specifikationskauf,  bei  dem 
die  Menge  und  Art  der  Ware  zwar  ver- 
einbart, die  nähere  Bestimmung  über  Form, 
Mass  oder  ähnliche  Verhältnisse  aber  dem 
Käufer  Vorbehalten  ist  (ll.G.B.  § 375).  Vor 
allem  hat  das  Handelsrecht  aber  gewisse 
Loyalitätspflichten,  die  von  den  Kauflenten 
unter  einander  zu  beobachten  sind,  zu  Rechts- 
pflichten  gestempelt,  und  zwar  beziehen  sie 
sich  wiederum  auf  den  so  häufigen  Fall, 
dass  die  Ware  vom  Käufer  beanstandet  und 
dem  Verkäufer  zur  Disposition  gestellt  wird. 
Schon  oben  Seite  59  ist.  auf  diese  Besonder- 
heit des  Handelsrechts  hingewiesen  worden. 
Das  Interesse  des  Verkäufers  erheischt  es 
nänüich,  dass  er  möglichst  bald  erfahre, 
woran  er  ist  — ein  Interesse»,  dem  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch,  wie  wir  gesehen 
haben,  nur  beim  Viehkauf  Rechnung  trägt. 
Nach  dem  Handelsgesetzbuch  dagegen  ist 
der  Käufer  gerade  bei  anderen  Käufen  als 
Viehkäufen  verpflichtet,  die  Ware  unverzüg- 
lich nach  der  Ablieferung,  soweit  dies  im 
ordnungsmässigen  Geschäftsgang  thunlich  ist, 
zu  untersuchen,  und  wenn  ein  Mangel  sich 
zeigt  oder  auch  erst  später  hervortritt,  un- 
verzüglich dem  Verkäufer  davon  Anzeige  zu 


machen ; unterlässt  er  diese  Anzeige,  so  gilt, 
die  Ware  als  genehmigt,  es  sei  denn,  dass 
der  Verkäufer  den  Mangel  arglistig  ver- 
schwiegen hätte.  Diese  sog.  Rügepflicht  hat 
der  Käufer  jedoch  nur  dann,  weun  der  Kauf 
auf  beiden  Seiten  ein  Handelsgeschäft  ist, 
wenu  also  sowohl  er  selbst  wie  der  Verkäufer 
Kaufmannseigenschaft  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuches besitzt  (ll.G.B.  $§  377, 378, 382). 

Ferner  liegt  es  beim  Versondungskauf 
lim  Interesse  des  Verkäufers,  dass  der  Käufer 
die  beanstandeten  Waren  ihm  nicht  einfach 
zurückschickt,  wodurch  oft  grosse  Unkosten 
1 und  Schäden  entstehen,  sondern  dass  er  für 
gehörige  Aufbewahrung  der  Waren  sorgt. 
Auch  das  ist  dem  Käufer  vom  Handelsrecht 
als  Verpflichtung  auferlegt,  jedoch  ebenfalls 
i nur,  wenn  sowohl  er  selber  wie  sein  Ver- 
tragsgegner Kaufmann  ist  (ll.G.B.  § 379). 

Litteratlir:  Das  Hauptwerk  ist  Bechmantt, 

Der  Kauf  nach  gemeinem  Recht,  1870,  188-i 
(unvollendet}.  — Für  da*  neue  bürgerlich »•  Recht 
muss  «ui f die  Lehrbücher  von  Etulemann , 
Cooack,  Matth  lass  u.  a.  sowie  auf  die  Kom- 
mentare zum  B.G.B.  verwiesen  werden.  Ausser- 
dem  rergl.  Scholl meyev,  Das  Recht  der  einzelnen 
Schuldverhältnisse  u.  Kriickmann,  Zur  Reform 
des  Kaufrechts. 

Victor  Ehrenberg. 


Kaufmann 

's.  Handelsgeschäfte  oben  Bd.  IV 
S.  994  ff. 


Kaufmann,  Richard  von, 

i geh.  am  29.  III.  185U  in  Köln  a.  Rh.,  studierte 
I in  Bonn , Heidelberg  und  Berlin . unternahm 
nach  vollendetem  Univcrsitätsstudium  längere 
Reisen  und  trat  1872  als  juristischer  Direktor 
au  die  Spitze  eines  Berliner  grossen  Bank- 
instituts. Im  Jahre  1878  als  Lehrer  der  Na- 
tionalökonomie an  der  Landwirtschaftlichen 
! Hochschule  angestellt,  habilitierte  er  sich  1879 
an  der  Universität  Berlin  und  folgte  in  dem- 
selben Jahre  einem  Rufe  an  die  technische 
Hochschule  iu  Aachen.  1883  kehrte  von  Kauf- 
mann nach  Berlin  zurück,  war  vorübergehend 
j im  Finanzministerium  beschäftigt  und  nahm 
gleichzeitig  seine  frühere  Lehrthätigkeit  au  der 
Berliner  Universität  wieder  auf.  1889 — 1894 
Professor  der  Nationalökonomie  an  der  tech- 
nischen Hochschule  iu  Charlotten  bürg,  1893  Ge- 
heimer Regierungsrat. 

Er  veröffentlichte  staatswissenschaftliche 
Schriften : 

a)  in  Buchform:  Frankreich  und  der 
16.  Mai  1877,  Berlin  1877.  — Die  Lage  der 
prenssischeu  Landwirtschaft  in  den  Jahren 
1875  77.  (Abschnitt  aus  dem  erstmalig  lieraus- 
gegebenen  Bericht  des  Ministeriums  der  land- 
wirtschaftlichen A ugelegenheiten  „ Preussens 
landwirtschaftliche  Verwaltung  i.  d.  J.  1875/77“, 
| Berlin  1878.)  — Die  Zuckerindustrie  in  ihrer 
wirtschaftlichen  und  steuerfiskalischen  Bedeu- 
) tung,  Berlin  1878.  — Offenes  Antwortschreiben 
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an  den  Verein  für  die  Rübenzuckerindustrie 
des  Deutschen  Reichs,  Berlin  1878.  — Albanien 
und  die  Albanesen.  Berlin  1879.  — Die  Ver- 
tretung der  wirtschaftlichen  Interessen  in 
Europa,  Berlin  1879  (1882  ins  Japanische  über- 
setzt). — Die  Reform  der  Handels-  und  Ge- 
werbekatnmeru.  Berlin  1883.  — L’Association 
donani&re  de  l’Europe  centrale,  Paris  1879.  — 
Die  Finanzen  Frankreichs,  Leipzig  1882.  (Von 
Dulaurier  ius  Französische  übersetzt:  Les 

Finauces  de  la  France,  Paris  1884.)  — Die 
öffentlichen  Ausgaben  der  grösseren  europäi- 
schen Länder  nach  ihrer  Zweckbestimmung, 
Jena  1893  , 2 Auflagen  (von  A.  Gurjew  ins 
Russische  übersetzt,  Petersburg  1895).  — Die 
Eisenbahupolitik  Frankreichs.  2 Bände,  Stutt- 
gart 1896  (von  üamon  ins  Französische  über- 
setzt,: La  politique  francaise  en  mattere  des 
cheinins  de  ter.  Paris  1909).  - In  Vorbereitung: 
Lehrbuch  der  Kommunaltiuanzen,  Leipzig. 

b)  in  Zeitschriften:  im  Finanz- 
a re  h i v : Frankreichs  Finanzlage  bei  der  Jahres- 
wende 1883  8-1,  1884.  — Das  Budget  des  König- 
reichs Italien,  1886.  — Frankreichs  Finanzlage 
Ende  Dezember  1886,  1887.  — Die  Amortisation 
der  preussischeu  Staatsschulden  und  das  Schulden- 
tilgungsgesetz vom  8.  März  1897,  1897.  — Frank- 
reichs Finanzlage  Ende  1897,  1898.  — Einige 
Bemerkungen  zu  den  preussischeu  Budgets  seit 
1880,  1900.  — In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. 
Leon  Sav : Les  finances  de  la  France,  1883.  — 
Finanzstatistisches  zu  den  Schulden  der  euro- 
päischen Grossmächte,  1887.  — Die  öffentlichen 
Ausgaben  der  grösseren  europäischen  Länder 
nach  ihrer  Zweckbestimmung,  1889  (im  Bulletin 
de  statistique  1889  ius  Französische  übersetzt).  — 
In  der  Zeitschr.  f.  Stantsw.:  Der  Mittel- 
europäische Zollverein,  1886.  — In  der  Revue 
generale  du  droit  et  des  seien ces  po  1 i- 
tiques:  I/associatiou  dominiere  de  l'Europe 
centrale,  1886.  — In  der  Deutschen  Rund- 
schau: Die  Finanzlage  der  europäischen  Gmss- 
mächte,  1883.  — In  Hirt ,hs  Ann. : Die  Ver- 
tretung der  wirtschaftlichen  Interessen,  1883. 
— Die  Eisenbahnpolitik  Frankreichs,  1897.  — 
Nochmals:  „Die  Eisenbahnpolitik  Frankreichs“, 
1898.  — Ein  französisches  Buch  über  die  deut- 
schen Agrarverhältnisse,  1898.  — ln  den 
Preussischeu  Jahrbüchern:  Die  Eisen- 
bahupolitik  Frankreichs.  Eine  Antikritik.  Bei- 
heft zu  Bd.  88,  Heft  1,  1897.  — Im  Allge- 
mein e n s t . a t i s t i s e h e n A r e h i v : Staats-  und 
Lokalflnanzen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, I.  Jahrg.,  1890.  — Zur  internationalen 
Finanzstatistik,  III.  Jhrg.,  1893.  — In  der 
Zeitschrift  für  Anthropologie:  Das 
älteste  italische  Metallgeld,  1886. 

Iletl. 


Kaut/,  Julius, 

geh.  am  5.  XI.  1829  zu  Raab,  studierte  in  Pest 
und  Leipzig  und  wurde,  nachdem  er  zuerst  an 
den  Reclitsakadeiuieen  in  Pressburg  und  Gross- 
wanlein, dann  au  dem  neu  organisierten  Poly- 
technikum in  Ofen  gelehrt,  hatte,  1862  zum 
ordentlichen  Professor  der  politischen  Oekonomie 
und  des  Staatsrechts  an  der  Pester  Universität 


ernannt.  Im  Jahre  1883  wurde  Kautz  Vice- 
jgouverneur  der  Öesterreiehiscb  - Ungarischen 
i Bank.  Infolge  seiner  Ernennung  zum  Gouver- 
neur dieser  Bank,  im  März  1892,  legte  er  seine 
Professur  nieder.  Anfang  1900  trat  er  als 
Gouverneur  der  Bank  in  den  Ruhestand. 

Kautz  ist  lebenslängliches  Mitglied  des 
Oberhauses  und  seit  1860  Mitglied  der  ungari- 
schen Akademie  der  Wissenschaften,  seit  1892 
Wirkl.  Geheimer  Rat  etc.  etc. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlichen 
| Schriften  a)  in  Buchform:  Theorie  und  Ge- 
schichte der  Nationalökonomik  (Propyläen  zum 
volks-  und  staats  Wirtschaft  liehen  Studium),  ln 
deutscher  Sprache.  II  Teile:  I.  Teil:  Die  Na- 
tionalökonomik  als  Wissenschaft.  Wien  1858.  — 
II.  Teil:  Die  geschichtliche  Entwickelung  der 
Nationalökonomik  und  ihrer  Litteratur,  Wien 
1860.  — Politika  vagy  orszägäszattau,  tekiu- 
tettel  a ket  müvelt  vilügresz,  ällamintez- 
menyeire.  In  ung.  Sprache  in  Pest  erschienen 
1862.  (Politik  oder  Staatswisseuschaftslehre,  mit 
Beziehung  auf  die  staatlichen  Einrichtungen 
der  zwei  civilisierten  Weltteile,  3.  Autl.,  Buda- 
pest 1876.)  Mit  dem  grossen  Preise  der  ung. 
Akademie  gekrönt.  — Ä Nemzetgazdasäg-  es 
Penzügvtau  rendszere.  (System  der  Volkswirt- 
schaft und  der  Finanzwissenschaft.)  III  Teile. 
(Mehrere  Auflagen  in  ung.  Sprache.  Neueste 
Auflage:  Budapest  1883  5.)  — Ä nemzetgazda- 
sägi  esztnek  fejlödesi  törtenetc  es  befolyäsa  ä 
küzviszonyokra  Magyarorszagonj.  Pest  1868. 
(Von  der  ung.  Akademie  preisgekrönt.’  Ein 
Auszug  dieses  Werkes  ist  iu  deutscher  Sprache 
erschienen  unter  dem  Titel : .,  Entwickelungs- 
geschichte der  volkswirtschaftlichen  Ideeen  iu 
Ungarn  und  deren  Einfluss  auf  das  Gemein- 
wesen“, Budapest  1876.  — Neuizetgazdasägunk 
es  a vämpolitika  (Ungarisch),  Pest  1868.  (Unsere 
Volkswirtschaft  und  die  Zollpolitik).  (Von  der 
ung.  Akademie  der  Wissenschaft  preisgekrönt.] 
— A tärsuhisi  intezmenyek  a uemzetgazdasägban 
1 (Ungarisch).  (Die  sozialen  Institutionen  in  der 
Volkswirtschaft),  Budapest  1880.  (Von  der  uug. 
Akademie  preisgekrönt.] 

b)  Ausserdem  in  ungarischer  Sprache  Ab- 
handlungen mul  Aufsätze:  a)  Ueber  die  Gesetze 
der  Stäutehildung;  b)  über  die  neuesten  Rich- 
tungen iu  der  Staats-  uud  Gesellschaftswissen- 
schaft; c)  über  Steuer-  und  Staatsschuld  wesen; 

d)  über  die  Betriebssysteme  der  Landwirtschaft; 

e)  über  das  Princip  der  Staatswirtschaft  und 
die  Anfänge  der  sozialistischen  Finanztheorie; 

f)  Uber  währungspolitische  Fragen:  g)  Uber  die 
Statistik  des  Finanzwesens  der  europäischen 
Staaten  in  den  Editionen  der  Ungar.  Akademie 
der  Wissenschaften,  dann  iu  den  Fachzeitschrif- 
ten : „Nemzetgäzdasügi Szemle“  (Volkswirtschaft- 
liche Revue),  „Gazdasügi  Lapok“  (Landwirt- 
schaftliche Blätter)  uud  hauptsächlich  im  „Bu- 
dapest Szemle“  (Budapester  Revue).  Endlich 
grössere  akademische  Denkreden,  insbesondere 
über  den  Präsidenten  der  ung.  Akademie  der 
Wissenschaften  und  kön.  ung.  Justizminister 
Dr.  Theodor  Pauler,  über  den  Staatsmann  und 
Finauzmiuister  Kerkapolyi,  Uber  den  kön.  Uni- 
versitätsprofessor l)r.  Alexander  Konek,  über 
das  ausw.  Mitglied  der  ung.  Akademie  Prof. 
Kau  in  Heidelberg  etc. 

Ited. 
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Kersseboom,  Willem, 

geh.  10Ü1  in  Oudewater,  in  der  niederländischen 
Provinz  Südhollnnd,  gest.  am  1.  IX.  1771  im 
Haag,  wurde  1721)  Revisionsbeamter  an  der 
Staatsrechnungskontrollkammer  des  holländi- 
schen Finanzministeriums  im  Haag,  1751  hollän- 
discher Generalpostmeister  und  bald  darauf 
Generalsekretär  der  Posten. 

Kersseboom,  der  erste  und  bedeutendste 
wissenschaftliche  Vertreter  der  politischen  Arith- 
metik in  Holland,  verfuhr  zur  Gewinnung  der 
faktischen  Bevölkerungsziffer  für  Holland  und 
Westfriesland,  da  methodische  staatliche  Be- 
völkerungsaufnahmen damals  dorr,  noch  nicht 
existierten , nach  folgendem  Systeme : Er  er- 
mittelte zunächst  die  Anzahl  der  jährlich  Ge- 
borenen innerhalb  der  gegebenen  geographischen 
Grenzen  und  schlug  zu  diesem  Zwecke  den  ihm 
durch  Graunts  Forschungen  vorgezeichneten 
Pfad,  die  Benutzung  der  Kirchenbücher,  ein. 
Nachdem  er  auf  diese  Weise  den  Geburten- 
zuwachs einer  hinlänglich  grossen  Anzahl  Ge- 
meinden ausgezählt,  berechnete  er  daraus  die 
Gesamtsumme  für  den  Staat  bezw.  die  jüngste 
Altersklasse:  Säuglinge  bis  Einjährige.  Das 
Resultat  war  2SOOO.  welcher  Zahl  er,  mittelst 
Auszügen  aus  den  Totenlisten,  indem  er  auch 
hierin  Graunt  folgte,  die  Zahl  der  im  ersten 
Lebensjahre  Gestorbenen  lööOOi  gegenüberstellte. 
Für  Ermittelung  der  Sterblichkeit  aller  höheren 
Altersklassen  bediente  er  sich  sodann  der  Leib- 
rentenurkunden  mit  ihren  genauen  Geburts-  und 
Todesangaben  der  Versicherten,  lind  die  metho- 
dische Zusammenstellung  der  so  gewonnenen 
Mortalität  sämtlicher  Altersklassen  vom  0.  bis 
zum  Ü8.  Lebensjahre  bildet  seine  holländische 
Sterbenswahrscheinlichkeitstafel,  die  ihm  wieder 
als  Basis  zu  seinen  Berechnungen  der  hollän- 
dischen und  west  friesischen  Bevölkerung  diente. 
Allerdings  stützen  sich  letztere  Berechnungen 
auf  Annahme  einer  stationären  Bevölkerung,  da 
das  einmal  von  ihm  gefundene  Resultat,  von 
28(XX)  Geburten  in  einem  Jahre  als  quantitativ 
gleichwertig  für  die  Geburten  jedes  ferneren 
Jahres  betrachtet  wird.  Die  aus  jeder  Alters- 
klasse seiner  Sterbetafel  berechnete  Zahl  der 
dieser  Klasse  angehörigen  Lebenden  bildet, 
summiert,  die  erforschte  Gesamtbevölkerung 
i! 180  000;.  Diese  Gesamtsumme  verhält  sich  zur 
Zahl  der  jährlich  Geborenen  wie  l : 35  oder  um 
mit  Kersseboom  selbst  zu  reden : „Ein  Land 
hat  35  Mal  soviel  Einwohner,  als  darin  jährlich 
geboren  werden.“  Diese  Kersseboomsclie  Sterbe- 
tafel wird  in  der  Geschichte  der  Bevölkerungs- 
statistik als  erster  methodischer  Versuch  be- 
trachtet. eine  gegebene  Menge  Lebender  eines 
bestimmten  Alters  in  die  höchste  Altersstufe 
hinauf  arithmetisch  zur  Feststellung  einer 
wachsenden  Verminderung  zu  verfolgen.  Das 
Medium  der  Lebensjahre  für  jedes  Mitglied 
einer  Leibreuteuversichernng  gewinnt  er  durch 
Addition  der  Lebensjahre  einer  bestimmten  An- 
zahl gleichaltriger,  bis  zum  Aussterben  ver- 
folgter Leibrentner,  welches  Faeit  er  mit  der 
Zahl  der  ursprünglich  vorhandenen  dieser  Gleich- 
altrigen dividiert,  der  Quotient  ist  die  mittlere 
Lebenserwartung  für  jede  Altersklasse.  Aus 
einer  Kontroverse  mit  dem  englischen  Mathe- 
matiker Simpson  über  die  mittlere  Lebens- 
erwartung für  die  Neugeborenen  entstand  die 


sogenannte  Londoner  Sterbetafel  Kerssebooms, 
zu  der  er  die  auf  die  einzelnen  Altersklassen 
verteilte  Londoner  Mortalität  in  den  10  Kalender- 
jahren 1728—1737  benutzte,  wie  solche  in  dem 
Maitlandscheu  Werke:  „The  historv  of  London 
front  its  fonndatio»  to  the  present  time  etc., 
London  173!)“  sich  vorfindet.  Aus  diesem  zebn- 
; jährigen  Zeitraum  berechnete  Kersseboom  die 
Altersstufen  für  ein  mittleres  Kalenderjahr  und 
nahm  dabei  für  sämtliche  Verstorbene  die  näm- 
liche Generation  an,  was  wieder  mit  der  Voraus- 
setzung einer  stationären  Bevölkerung  zusannnen- 
trift't.  Aus  dieser  Sterblichkeitstafel  konstruierte 
■ er  dann  die  mittlere  Lebenserwartung  für  die 
Londoner  Bevölkerung.  Von  grosser  Wichtig- 
keit für  die  Populationsstatistik  sind  auch  seine 
Erforschungen  über  das  Geschlechtsverhältnis 
der  Geborenen,  deren  er  17  weibliehe  und  18 
männliche,  in  Korrektur  der  Grauntschcn  Vcr- 
hältniszahlen  14  : 13,  feststellt.  Den  naturgesetz- 
lichen Ausgleich  ermittelt  er  in  der  grösseren 
Sterblichkeit,  dem  das  männliche  Geschlecht  in 
den  Jngeudjahren  unterworfen  ist,  wonach  die 
mittlere  Sterblichkeit  in  dem  massgebenden, 
die  Jahre  11 — 15  umfassenden  Lebensabschnitt 
für  die  Mädchen  eine  um  3,84  Jahre  günstigere 
durchschnittliche  Vitalität  als  für  die  Knaben 
auf  weist. 

Kersseboom  veröffentlichte  von  staatswissen- 
j schaftliehen  Schriften  in  Buchform:  Vertoog 
i bewijzende  dat  de  faculteit  om  de  renten  in 
\ s'Hollandts  uegotiatie,  bij  wege  van  loterije  van 
obligatien  en  renten  te  mögen  neeiuen  op  lijven 
bij  verkiezinge  zonder  eenige  distinctie,  geen 
nüdeel  van  den  lande  heeft  können  toebrengen 
etc.,  Haag  1737.  — Kort  bewijs,  dat  op  de 
afstervinge,  voorgevallen  in  een  klein  getal 
persoonen  van  zeekeren  ouderdom.  geensins  een 
generale  reegel  van  leevenskracht  voor  andere 
te  fundeeren  is,  o.  0.  1738.  — Eerste.  tweede 
cn  derde  verhandeling  tot  een  proeve  om  te 
weeten  de  probable  meenigte  des  volks  in  de 
provintie  van  Holland!  en  Westvrieslandt  etc., 
3 deelen,  Haag  1738,  1742,  1742.  — Eenige 
aantnerkingen  op  de  gissingen  over  den  Staat 
van  het  meuschelijk  geslacht  etc.,  ebd.  1740.  — 
Observation  waariu  voornamentlijk  getoont  word, 

1 wat  is  gelijktijdigheit,  dewelke  verlischt  ward 
in  alle  calculatieu,  die  tot  voorwerp  hebben  de 
probable  levenskracht  van  persoonen  van  eenigen 
i voorgestelden  ouderdom,  ebd.  1740.  — Proeven 
! van  politiqne  rekenkunde  vervat  in  drie  ver- 
l haudelingen  over  de  meenigte  des  volks  in  de 
j provintie  van  Hollaiult  en  Westvrieslandt;  de 
probable  leettijdt  der  wednweu,  de  duurzaam- 
i»eid  der  huwelijken,  de  relatie  van  de  meenigte 
I des  volks  tegeu  het  getal  der  geboorene,  cu 
! dat  der  gehuwde  paaren  etc.  Als  meede  over 
de  waardije  van  lijfrente  in  proportie  van  los- 
I reute;  waarbij  zijn  eenige  aanmerkingen  op  de 
, gissingen  over  den  Staat  van  het  menschelijk 
geslacht  etc.,  ebd.  1748.  — (Fast  alle  diese 
Schriften,  namentlich  aber  die  drei : „Eerste  und 
derde  verhandeling“  und  „kurt  bewijs“  sind 
polemischer  Natur  und  richten  sich  gegen  die 
drei  holländischen  Statistiker  van  der  Bnrch, 
Struyck  und  Jan  de  Witt,  ferner  gegen  den  Eng- 
länder Simpson,  welche  Widersacher  Kersseboom 
durch  sacligemässeAufdeckung  ihrer  wissenschaft- 
lichen Irrtümer  zum  Schweigen  bringt. 
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Vgl.  über  Kersseboom:  Deparcienx, 
Essai  sur  les  probabilit6s  de  la  duree  de  la  vie 
hmimiue,  Paris  1746,  S.  42.  — Bielefeld,  In-  j 
stitntions  politiques,  Bd.  II,  Leiden  1768,  S.  436. ! 
— Süssmilch,  Göttliche  Ordnung  etc.,  4.  Anti., 
Berlin  1775,  Bd.  I,  8.223:  Bd.  II,  S.  3058, 310, 
327,  348,  351;  Bd.  III,  S.  435.  - Moser.  Die 
Gesetze  der  Lebensdauer,  ebd.  1836,  $.  298  (ent- 
hält auch  die  von  Moser  verbesserte  Kersseboom-  j 
sehe  holländische  Sterbeuswahrscheiulielikeits- 
tabelle).  — Bulletin  de  la  Commission  centrale  > 
de  Statist ique,  Brüssel  1857,  S.  397/413.  — j 
Heu  schling,  Notice  sur  la  vie  et  les  ouvrages 
de  G.  Kersseboom,  statisticien  hollandais  du 
XVIII  Icmc  si«k-le,  ebd.  1857.  — Wupp  aus. 
Allgemeine  Bevölkerungsstatistik,  Bd.  II,  Leip- 
zig 1861,  S.  25,  113.  — A.  Wild,  Probleme  | 
der  Statistik.  München  1862,  S.  34,  36  ff.  — 
Knapp,  Theorie  des  Bevölkerungswechsels,  j 
Braunschweig  1874.  8.  60 ff.,  130 fl.  — John,' 
Geschichte  der  Statistik,  Bd.  I.  Stuttgart  1884. 
S.  227/40.  — Block,  Traite  de  statistique. 
2.  Aull.,  Paris  1886,  S.  196  ff. 
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mittelst  Abschreibung  auf  die  Belastungen 
der  Fabrik,  meist  in  Form  des  Xichtfiber- 
ziehens  der  Paket«'  mit  Vignetten  geschieht 
und  wonach  die  Sendungen  mit  acquit-a- 
caution  an  das  Giviizzollamt  gehen.  Die 
Fabrikanten  halben  alljährlich  eine  Lizenz 
von  2U  Francs  zu  entrichten  und  unter- 
stehen dein  Exercice , ebenso  die  Gross- 
händler mit  Entrepots,  nicht  aber  die  Klein- 
händler. Der  Ertrag  der  Steuer  beläuft 
sich  auf  8,295  Millionen  Francs.  Bei  diesem 
relativ  geringfügigen  Eil  rag,  ihrer  lästigen 
Kontrolle  und  bei  der  Steuerfreiheit  vou 
Gas  und  elektrischem  Lieht  dürften  auch 
in  Frankreich  die  Tage  dieser  Aufwand- 
Steuer  gezählt  sein. 

Maur  von  Merkel. 


Kinderarbeit 

Jugendliche  Arbeiter  oben  Bd.  IV 
S.  1400  ff. 


Kerzenstener. 


Die  Steuer  auf  Stearin  und  Kerzen  ist 
eine  untergeordnet«',  innere  Verbrauchsab- 
gabe, welche  zurZeit  noch  in  Frankreich 
erhoben  wird.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung 
der  Finanzlage  vom  Jahre  18^73  und  ist 
seinerzeit  ohne  Debatte  genehmigt  worden 
(G.  v.  30.  Dezember  1873).  Ihre  Veran- 
lagung und  Erhebung  ist  zwar  für  den  Ver- 
kehr und  die  Fabrikation  belästigend,  teilt 
aber  diese  Eigontümlielikeit  mit  anderen 
französischen , inneren  Verbrauchssteuern 
und  ergänzt  in  gewissem  Sinn  den  Pretro- 
leumzoll.  Die  Kerzen  dürfen  überhaupt  nur 
in  geschlossenen  Paketen  von  bestimmtem 
Gewichte  unter  Anwendung  vorschrifts- 
mässiger  Stempelmarken  (Vignetten)  aus 
der  Fabrik  herausgehen,  ausgelegt  und  ver- 
kauft werden.  Die  Vignetten  liefert  die 
Verwaltung  gegen  Erlegung  des  Steuer- 
betrages, der  Fabrikant  hat  über  deren  Ver- 
wendung täglich  die  nötigen  Eintragungen 
zu  machen.  Zur  Sicherung  der  Abgabe 
dient  die  scharfe  Beaufsichtigung  «les  Klein- 
verkaufs: nur  gesetzlich  verpackte  und 
vignettierte  Waren  dürfen  feilgeluüten  werden, 
immer  nur  ein  Paket  darf  aufgebrochen 
werden  etc. 

Das  Steuerobjekt  ist  die  Stearinsäure 
und  alle  Mischungen  von  Wachs  etc.  im 
Zustande  von  Lichtern  oder  Kerzen  (Wachs- 
kerzen); für  alle  anderen  Verwendungen 
sind  diese  Stoffe  steuerfrei.  Der  Steuersatz 
beträgt  für  100  kg  30  Francs.  Die  ge- 
wöhnlichen Pakete  haben  ein  Gewicht  von 
200,  500,  1000  g,  daher  die  Vignetten  Sätze 
von  6,  15  und  30  Cts.  aufweisen.  Zur  Aus- 
fuhr fabrizierte  Lichter  sind  steuerfrei,  was 


Kinderfürsorge. 

I.  AllgemeineGruudsatze.  1.  Oeffeut- 
liciie  Fürsorge.  2.  Die  Prüfung  der  Verhältnisse. 
3.  Das  Verhältnis  der  öffentlichen  zur  privaten 
Fürsorge  für  Kinder.  II.  Die  Fürsorgcein- 
richtungen.  Vorbemerkung.  A.  Vollstän- 
dige Fürsorge.  Grundsätze  betr.  Au- 
stalts-  und  Familienpflege.  1.  Familien- 
pflege.  2.  Anstaltsptlege.  a)  Armen-  und  Wai- 
senhäuser. — Cottagesystem.  — Rettungsan- 
i stalten.  b)  Anstalten  für  nicht  vollsinnige 
Kinder.  B.  Ergänzende  Fürsorge.  Vor- 
bemerkung. 1.  Fürsorge  für  das  liichtschul- 
ptlichtige  Alter.  a,i  Krippen,  bj  Kinderbewahr- 
anstalten. 2.  Fürsorge  für  das  schulpflichtige 
• Alter,  a)  Kinderhorte,  b)  Schulspeisung.  3.  Für- 
| sorge  für  schwächliche  Kinder. 

Ein  Ueberblick  über  die  geschicht- 
liche Ent  w ic k e 1 u n g der  Kinderfürsorge 
ist  in  der  ersten  Bearbeitung  dieses  Artikels 
in  dein  ersten  Supplementbaude  dieses 
Werkes  (I.  Auf].)  S.  533  ff.  gegeben.  — Auf 
I diesen  durch  räumliche  Rücksichten  minder 
beschränkten  Artikel  sowie  auf  den  Art. 
Findelhäuser  oben  Bd.  III  S.  1034 ff. 
muss  an  dieser  Stelle  verwiesen  werfen. 
Wir  treten  daher  sogleich  in  die  Besprechung 
der  gegenwärtig  geltenden  Einrichtungen 
und  Grundsätze  der  Kinderfürsorge  ein. 

I.  Allgemeine  Grundsätze. 

1.  Oeffentliche  Fürsorge.  Im  all- 
gemeinen muss  wegen  der  Voraussetzungen 
des  Eintritts  der  öffentlichen  Armenpflege 
auf  den  Art.  Arme  n wese  n oben 
Bd.  I S.  1052  ff.  Bezug  genommen  wer- 
den. Die  Armenpflege  hat  demnach 
einzutreten , wenn  eine  Person  zum  not- 
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wendigen  Lebensunterhalt  erforderliche 
Mittel  entbehrt  und  ohne  Gewährung  von 
Ililfo  zu  Grunde  gehen  würde.  Uie  öffent- 
liche Waisenpflege  als  ein  Zweig  der  öffent- 
lichen Armenpflege  tritt  daher  ein.  wenn 
ein  Kind  am  Unentbehrlichen  Not  leidet, 
wobei  im  Gegensatz  zu  arbeitsfähigen  er- 
wachsenen Personen  die  Besonderheit  hin- 
zukommt, dass  Kinder  an  und  für  sich  hilfs- 
bedürftig sind  und  daher  gewissermaßen 
eine  sekundäre  Hilfsbedürftigkeit  eintritt. 
sobald  die  zu  ihrem  Unterhalt  verpflichteten 
Angehörigen  nicht,  mehr  am  Leben  oder  zu 
ihrem  Unterhalt  nicht  vermögend  oder  nicht 
willens  sind.  Es  entspricht  dieser  sekun- 
dären, auch  in  der  Gesetzgebung  über  Er- 
werb und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit, 
in  Gesetzen  über  Bürger-  und  Gemeinde- 
recht etc.  zum  Ausdruck  gelangenden  Stel- 
lung. dass  auch  in  armenrechtlicher  Beziehung 
die  Kinder  von  ihren  Eltern  abhängig  siixl 
und  derjenige  Träger  der  öffentlichen  Ge- 
walt. der  zur  Unterstützung  der  Eltern  ver- 
pflichtet ist,  auch  zur  Uebornahme  der  Für- 
sorge für  das  Kind  verpflichtet  ist.  Nur 


soweit  die  Angehörigen  nicht  bekannt  sind 
hezw.  nicht  ermittelt  werden  können,  wird 
die  Last  nach  den  allgemeinen  für  Personen 
unbekannter  Herkunft  geltenden  Gesichts- 
punkten geordnet  und  den  grösseren  staat- 
lichen oder  kommunalen  Körperschaften 
(Provinz,  Kreis,  Landarmenverband,  Graf- 
schaft, Departement  ete.)  auferlogt.  Unrichtig 
ist  es,  obwohl  es  in  einer  grossen  Zahl  deutscher 
Annenordnungen  und  unter  anderem  auch 
in  der  französischen  Gesetzgebung  so  aus- 
gedrückt wird,  von  einer  Unterstützung  der 
bei  Eltern  befindlichen  Kinder  zu  sprechen. 
Kinder  dieser  Art  kommen  für  die  Waisen- 
pflege  als  solche  gar  nicht  in  Betracht ; hier 
wird  die  Unterstützung  nicht  bloss  armen- 
recht lieh  dem  betreffenden  Familienhaupt 
zugerechnet,  sondern  sie  ist  in  der  That 
auch  von  armen  pflegerischen  Gesichtspunkten 
lediglich  eine  Unterstützung  der  Eltern, 
deren  Bedürftigkeit  dann  eben  darin  zum 
Ausdruck  kommt,  dass  sie  zur  Ernährung 
ihrer  Familie,  gleichviel  ob  sie  aus  er- 
wachsenen oder  unerwachsenen  Personen 
bestehe,  nicht  fähig  oder  nicht  völlig  fähig 
sind. 

Den  Gegenstand  der  öffentlichen  Waisen- 
pflege bilden  daher  a)  Voll  waisen,  deren 
i*eide  Eltern  bezw.  deren  uneheliche  Mutter 
verstorben,  b)  Findlinge,  deren  Herkunft 
unbekannt  ist.  die  den  Vollwaisen  gleich- 
stehen, c)  Kinder,  die  von  ihren  Angehörigen 
bezw.  den  Personen,  in  deren  Obhut  sie  sich 
befanden,  verlassen  worden  sind,  d) 
Kinder,  bei  denen  zwar  der  Aufenthalt 
der  Eltern  bekannt  ist,  aber  aus  besonderen 
Gründen  die  Trennung  von  ihnen  im  In- 
teresse des  Kindes  hat  erfolgen  müssen,  wie 
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z.  B.  im  Falle  der  Geisteskrankheit  der  ver- 
witweten Mutter,  e)  Kinder,  deren  Eltern 
der  öffentlichen  Armenpflege  bedürfen,  die 
aber  mit  Rücksicht  auf  besondere  häusliche 
und  persönliche  Momente  nicht  in  der  Ge- 
stalt der  offenen  Armenpflege,  sondern  in 
Form  der  Uebernahmo  in  Waisenpflege  er- 
folgen muss,  dies  namentlich  dann,  wenn  die 
bedürftigen  Eltern  zur  Erziehung  der  Kinder 
unfähig  sind,  die  verwitwete  oder  uneheliche 
Mutter  einen  liederlichen  Lebenswandel  führt 
und  dergl.  — Wo  aus  Gründen  der  sitt- 
lichen Beschaffenheit  der  Eltern  oder  der 
Kinder  bei  im  übrigen  vorhandener  Fähig- 
keit zur  Ernährung  und  Erziehung  der  Kinder 
ohne  öffentliche  Hilfe  ein  Eingreifen  der 
öffentlichen  Gewalt  behufs  anderweiter  Unter- 
bringung der  Kinder  notwendig  wird,  liegt 
ein  Fall  der  öffentlichen  Waisenpflege  nicht 
vor.  Gleichwohl  bringt  der  enge  Zusammen- 
hang derartiger  Verwahrlosung  mit  vorher- 
gehender, wenn  auch  vielfach  selbstver- 
schuldeter Bedürftigkeit  es  mit  sich,  dass 
die  Grenze  zwischen  diesen  und  den  zu  e) 
genannten  Fällen  sich  häufig  verwischt  und 
die  öffentliche  Armenpflege  vielfach  schon 
vorbeugend  eintritt.  wenn  an  und  für  sich 
die  Voraussetzungen  der  Zwangserziehung 
— vergl.  diesen  Artikel  — vorliegen. 

2.  Die  Prüfung  der  Verhältnisse.  Die 
zu  a gegebene  Unterscheidung  ist  für  die 
Frage  der  Zulassung  zur  Waisenpflege  von 
grosser  Bedeutung,  weil  die  mehr  oder 
minder  leichte  Zulassung  eine  erhebliche 
Rückwirkung  in  wirtschaftlicher,  sozialer  und 
■ finanzieller  Beziehung  unmittelbar  auf  die 
Eltern  und  mittelbar  auf  die  ganze  Bc- 
j völkerung  übt.  Sie  zeigt  sieh  in  der  Ver- 
lockung der  Eltern,  sich  ihrer  Pflichten  gegen, 
ihre  Kinder  durch  Abgabe  an  die  Wagen- 
pflege zu  entledigen,  sich  dem  in  seinen 
materiellen  Folgen  nicht  mehr  fühlbaren 
Geschlechtsgenuss  schrankenlos  hinzugeben, 
die  gewissenlosen  Verführungen  zu  ver- 
mehren und  die  leichtfertige  Auffassung  des 
Familienlebens  zu  verstärken.  Lehrreich  für 
die  Beobachtung  dieser  Erscheinungen  ist 
namentlich  die  Geschichte  der  sog.  Droh- 
laden (torno,  toure),  deren  ersten  Vor- 
läufer die  Niederlegung  der  Kinder  in  das 
Taufbecken  bildete  und  die  als  dauernde 
Einrichtung  zuerst  in  dem  durch  Innocenz  III. 
119s  errichteten  Heiligen  Geist-Hospital  ein- 
geführt wurde,  welches  hiervon  den  Namen 
i »Conservatorio  della  Ruota«  erhielt. 

Die  für  die  Klärung  der  Frage  wichtigste 
Einrichtung  ist  jedoch  in  Frankreich,  und 
zwar  merkwürdigerweise  erst  im  Jahre  1M1 
getroffen  worden,  indem  das  im  übrigen  vor- 
treffliche. noch  heute  der  französischen 
Waisen  pflege  zur  Grundlage  dienende  Dekret 
vom  19.  Januar  1811  bei  der  Anordnung 
umfassender  und  plnitmässig  geordneter  Für- 
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sorge  für  bedürftige  Kinder  zugleich  die 
Einrichtung  einer  Drehlade  (tour)  obliga- 
torisch machte.  Infolgedessen  stieg  die 
Zahl  der  Hospitäler  mit  tours  auf  235.  wäh- 
rend 56  trotz  der  Gesetzesvorsehrift  ihre 
Herstellung  unterliessen.  Die  Folge  der  An- 
ordnung machte  sich  in  einem  geradezu  un- 
geheuerlichen Auschwellen  der  Zahl  der 
eingelieferten  Kinder  liemerkKar,  \vol>ei  zu 
der  Neigung,  sich  der  Kinder  zu  entäussern, 
genuleder  Umstand,  dass  die  Kinderfürsorge 
durch  das  Dekret  so  vortrefflich  geordnet 
war,  wesentlich  beitrug.  Die  im  Jahre  1784 
auf  ungefähr  40000  geschützte  Zahl  in 
Waisenpflege  befindlicher  Kinder  betrug  am 
1.  Januar  1815  67966,  1819  99346  und 
1834  bereits  129699;  die  Gcsamtaufnahme 
von  1824  bis  1834  wird  auf  452749  Köpfe 
angegeben,  so  dass  die  jährliche  Zunahme  im 
mittleren  Durchschnitt  33629  betrug.  Man 
suchte  zwar  durch  Versetzung  der  Kinder 
in  andere  Pflegestellen,  wo  ihr  Verbleib  den 
Eltern  gänzlich  unbekannt  blieb,  der  leicht- 
fertigen Einlieferung  nicht  ganz  ohne  Erfolg 
entgegen  zu  arbeiten.  Eine  wirkliche  Hesse- 
rung trat  aber  erst  ein,  als  man  seit  1834 
mit  Unterdrückung  der  tours,  allerdings  nur 
da,  wo  die  Generalräte  sich  dafür  entschieden, 
energisch  vorging.  Zwar  fehlt  es  auch  heute 
noch  nicht  an  Stimmen,  die  sich  für  das 
Princip  der  Anonymität  aussprechen  (vergl. 
den  Aufsatz:  Le  retablissement  des  tours 
iu  Revue  philanthropiuuc  Bd.  IV.  p. 

724).  Doch  ist  die  allgemeine  Meinung 
in  Frankreich  dagegen.  Dies  ist  auch  die 
Meinung  aller  Sachkundigen.  Aehnliche  Er- 
fahrungen wie  von  Frankreich  werden  von 
vereinzelten  Versuchen  in  Deutschland  und 
England  in  älterer  Zeit  bezeugt. 

Man  darf  daher  als  die  heute  allgemein 
herrschende  Anschauung  bezeichnen,  dass 
prüfungslose  Aufnahme  von  Kindern  mit 
gesunden  Grundsätzen  der  Armenpflege  nicht 
vereinbar  ist.  Selbst  in  Italien  hat  der  im 
Jahre  1899  in  Turin  abgehaltene  Provinzial- 
kongress dieses  System  als  dem  Interesse 
der  Mütter  und  der  Kinder  schädlich  erklärt. 

Im  Sinne  dieser  Auffassung  haben  sich 
gewisse  feste  Grundsätze  entwickelt,  die 
heute  für  die  Praxis  als  massgebend  lie- 
zeichnot  werdeu  können.  Ungefährlich,  d.  h. 
der  prüfungslosen  Aufnahme  zugänglich  ist 
allein  die  Fürsorge  für  Vollwaisen.  Die 
Aufnahme  von  Findlingen  und  verlassenen 
Kindern,  die  sich  im  Augenblick  der  Aus- 
setzung oder  der  Verfassung  nicht  nblclme» 
lässt,  giebt  dagegen  zur  sorgfältigou  Nach- 
forschung nach  den  Eltern  Anlass,  einmal 
um  in  armen  recht  lieber  Beziehung  die  Ge- 
meindezugehörigkeit zu  ermitteln,  und  daun, 
um  die  noch  lebenden  Eltern  zu  ihrer  Für- 
sorgepflicht zurückzuführen  l»czw.  sie  wegen 
ihrer  Vernachlässigung  strafrechtlich  zu  ver- 


folgen. Die  Aufnahme  von  Kindern,  die  bei 
ihren  Eltern  leben,  erfolgt  ohne  Weiterungen 
nur  da,  wo  die  Hifsbedürftigkeit  der  Eltern, 
wie  namentlich  schwere  körperliche  und 
geistige  Gebrechen,  die  sie  zur  Ausübung 
der  elterlichen  Fürsorge  unfähig  machen, 
deutlich  in  die  äussere  Erscheinung  tritt 
oder  wenn  ein  äusseres  Hindernis,  wie  der 
vorübergehende  Aufenthalt  in  einer  Kranken- 
anstalt, die  Verfassung  einer  Freiheitsstrafe 
die  Eltern  au  der  Ausübung  der  Fürsorge 
verhindert  Abgesehen  von  diesen  Fällen 
ist  die  Aufnahme  sorgfältig  von  armen- 
pflegerischen  Gesichtspunkten  zu  prüfen  und 
überall  da  abzuleimen,  wo  Eltern  an  und  für 
sich  fähig  sind,  ohne  öffentliche  Hilfe  für 
ihre  Kinder  ausreichend  sorgen  zu  können. 
Freilich  ist  hier  die  Grenze  nicht  ganz  leicht 
zu  finden,  was  aber  bei  der  Frage,  ob  und 
welche  Unterstützung  zu  gewähren  ist,  über- 
haupt sehr  schwer  ist.  Unter  Umständen 
wird  die  Aitnenverwaltung  dazu  gelangen, 
zwischen  zwei  Uebeln  das  kleinere  zu  wählen 
und  pflichtvergessenen , gänzlich  verkom- 
menen Eltern  die  Kinder  abnehmen,  um 
nicht  die  Kinder  selbst  völlig  verkommen 
zu  lassen.  Hier  sind  dann  allgemeinere 
volks-  und  sozialwirtschaftliche  Gesichts- 
punkte massgeliend.  die  zu  der  Erwägung 
führen  können,  dass  ein  bei  solchen  Ehern 
verbleibendes  Kind  unzweifelhaft  der  sitt- 
lichen Verwahrlosung  ausgesetzt  ist.  Abge- 
sehen von  diesen  Ausnahmefällen  empfiehlt 
es  sich  durchweg,  den  Famiiienzusum men- 
hang und  den  Kindern  die  liebende,  durch 
keine  noch  so  gute  Waisenpflege  zu  er- 
setzende mütterliche  Fürsorge  zu  erhalten 
und  Familien,  die  aus  Anlass  grosser  Kinder- 
zahl bedürftig  werden,  iu  öffentlicher  Armen- 
pflege angemessen  zu  unterstützen. 

3.  Das  Verhältnis  der  öffentlichen 
zur  privaten  Fürsorge  für  Kinder. 
Ebenso  wie  bei  Unterstützungen  in  offener 
Armenpflege  durch  Geld  oder  Naturalien  die 
seitens  der  Privatwolütluitigkeit  gewährte 
Hilfe  sich  nur  durch  ihre  Motive  von  der 
staatlichen  Hilfeleistung  unterscheidet,  ist 
auch  die  Fürsorge  für  die  gesamte  Ernäh- 
rung und  Erziehung  eines  Kindes  durch  die 
private  Wohlthütigkeit  in  keiner  Weise  von 
dem  unterschieden , was  die  öffentliche 
Armenpflege  leistet.  Man  darf  sogar  sagen, 
dass  hei  der  modernen  Entwickelung  der 
öffentlichen  Waisenpflege  wenigstens  in 
grösseren  Städten  die  öffentliche  Waisen- 
pflege l»esser  eingerichtet  ist  als  private  In- 
stitute dieser  Art.  Die  Folge  hiervon  ist 
denn  auch  thatsächlich,  dass  sich  von  dieser 
gänzlichen  Versorgung  von  Kindern  die 
Privatwohltliätigkeit  mehr  und  mehr  zurück- 
gezogen hat  und  nur  noch  insoweit  wirksam 
ist,  als  für  diese  Zwecke  vielfach  sehr  be- 
deutende Stiftungen  bestehen«  die  eine  pri- 
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vate  Fürsorge  für  die  Kinder  ermöglichen.  • 
Immerhin  bleibt  auch  in  diesen  Fällen,  wie 
die  Beispiele  von  Städten  mit  alten  Stiftun- 
gen, wie  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  Danzig' 
u.  a.  beweisen,  die  Zahl  der  Stiftungskinder 
weit  hinter  den  von  der  Waisenpflege  auf- 
genommenen zurück.  In  Hamburg  waren 
1899  neben  171  sogenannten  Stiftungskindern 
3671  Kinder  seitens  der  öffentlichen  Armen- 
pflege überwiesen.  Auch  hat  sich  hier  die 
öffentliche  Waisen  pflege  an  die  Stiftungs- 
waisenpflege eng  angegliedert,  so  dass  die 
gegenwärtige  Waisenverwaltung  zugleich  die 
Geschäfte  beider  besorgt  und  die  Kinder  im 
grossen  Ganzen  genau  dieselbe  Fürsorge  er- 
fahren. Der  Unterschied  liegt  darin , dass 
unter  die  Stiftungskinder  nur  Kinder  von 
Bürgern  aufgenommen  werden  und  die 
Mittel  nicht  aus  der  Staatskasse  fliessen. 
Ausserdem  würden  in  diesem  Zusammen- 
hänge die  Waisenanstalten  zu  nennen  sein, 
die  für  die  Angehörigen  besonderer  Stände 
errichtet  sind,  wie  die  Militärwaisenhäuser ; 
und  die  von  den  Reichsfechtschulen  gegrün- ; 
deten  Anstalten. 

II.  Die  Fürsorgeeinriehtungen. 

Vorbemerkung.  Es  ist  zu  unterschei- 
den zwischen  v o 1 1 s t ä n d i g e r und  e r g ä n - 
zender  Fürsorge.  Die  erste  umfasst  alle 
Bedürfnisse  des  Lebens,  Nahrung,  Kleidung 
und  Erziehung,  kurz  die  vollständige 
U n ter h a 1 1 u n g des  Kindes  mittelst  einer 
einheitlichen  Fürsorgethätigkeit.  Diese 
wird  in  geschlossenen  Anstalten  oder  durch 
Unterbringung  in  Familienpflege  oder  mittelst  | 
eines  die  Elemente  beider  vereinigenden  ge- 
mischten Systems  geübt.  Soweit  die  körper- 
liche, geistige  oder  sittliche  Beschaffenheit 
des  Kindes  besondere  Anforderungen  stellt, 
wird  diesen  durch  Veranstaltungen  für  die 
Erziehung  und  den  Unterricht  genügt,  welche 
der  Beschaffenheit  des  Kindes  l>esonder.s 
Rechnung  tragen,  wie  Taubstummen-,  Blin- 
den-, Idioten-,  Rettungsanstalten  etc. 

Die  ergänzende  Fürsorge  beschränkt  sich 
auf  einzelne  Hilfeleistungen,  welche  dem 
Lebensalter  oder  der  besonderen  Beschaffen- 
heit des  Kindes  angepasst  sind;  hierunter 
fällt  die  Bewahrung  von  Kindern  für  die 
Dauer  der  Abwesenheit  der  Mutter  vom ! 
Hause,  die  Speisung  von  schulpflichtigen 
Kindern,  die  Gewährung  von  besonderen 
Heilmitteln,  Seebädern  und  dergleichen:  auch 
kann  die  besondere  Fürsorge  für  nicht  voll- 
sinnige  Kinder  durch  Einzelleistungen , wie 
Erteilung  besonderen  Unterricht«,  Aufnahme 
in  Kinderheilstätten  und  dergleichen  mehr 
betliätigt  werden,  während  im  übrigeu  die 
Kinder  im  elterlichen  Hanse  Wohnung, 
Nahrung  und  Kleidung  erhalten.  Art  und 
Umfang  aller  dieser  Veranstaltungen  sind 
überaus  mannigfaltig. 


A.  Vollständige  Fürsorge.  Grundsätze 
betreffend  Anstalts-  und  Familienpflege. 

Das  Prineip  des  Anstaltssystems 
besteht  im  wesentlichen  darin,  dass  die 
Kinder  in  einer  von  der  Anssenwelt  abge- 
schlossenen Anstalt  unter  der  Aufsicht  von 
Inspektoren,  Hausvätern  und  dergleichen 
unterhalten  und  erzogen  werden,  während 
das  Prineip  der  Familienpflege  darin 
beruht,  dass  die  Kinder  bei  einzelnen  Fami- 
lien untergebracht  werden,  bei  denen  sie 
ohne  weitere  Einschränkungen  gleich  den 
Angehörigen  der  Familie  leben.  Die  wesent- 
lichsten Gründe,  die  zu  Gunsten  der  Fami- 
lieupfloge  vorgebracht  werden,  sind  die 
folgenden : Zunächst  sei  die  Fa milieu pflege 
wesentlich  billiger  als  die  Anstaltspflege, 
welche  kostbare  Bauten  und  eine  umständ- 
liche Verwaltung  fordere,  auch  in  Bezug  auf 
die  Beköstigung  teurer  wirtschafte.  Doch 
ist  man  einsichtig  genug,  diesen  Vorzug, 
wenn  es  einer  ist,  nur  als  llilfsgrund  gel- 
tend zu  machen.  Vor  allem  wird  betont, 
dass  das  Kind  durch  Unterbringung  in  der 
Familie  auf  seinen  natürlichen  Boden  gestellt 
werde,  die  Anforderungen  und  die  Segnun- 
gen des  Familienlebens  geniesse,  frühzeitig 
durch  das  Mit  leben  in  einer  seinem  Stande 
angemessenen  Familie  den  wirklichen  Ernst 
des  Lebens  kennen  lerne  und  durch  thütige 
Teilnahme  an  den  täglichen  Verrichtungen 
in  einem  Familienhaushalte  auch  lerne,  was 
in  einem  solchen  Haushalte  notwenig  sei. 
So  höre  denn  das  Kind  von  klein  auf  von 
den  Arbeiten,  Mühen  und  Sorgen  sprechen, 
welche  erforderlich  sind,  bis  die  Ernte  ein- 
gebraeht  werden  kann;  es  höre,  wenn  ein 
Stück  Vieh  erkrankt  sei,  wenn  es  zeitweilig 
an  Arbeit  mangele,  es  nehme  teil  an  den 
Sorgen . die  durch  Erkrankung  eines  Fami- 
lienmitgliedes hervorgerufen  würden  etc. 
Mit  anderen  Worten,  die  Fürsorge  für  ver- 
waiste Kinder  müsse  so  gestaltet  sein,  dass 
sie  den  Kindern  möglichst  völlig  Ersatz  für 
alles  das  biete,  was  sie  verloren  haben,  einen 
Ersatz  für  das  Elternhaus,  für  die  Liebe  des 
Vaters,  für  die  zärtliche  Sorge  der  Mutter, 
für  das  Leben  und  die  Erziehung  in  der 
Familie,  einen  Ersatz , der  eben  nur  durch 
den  Eintritt  in  gleiche  Verhältnisse,  d.  h. 
durch  Eintritt  in  eine  Familie  geleistet  wer- 
den könne.  Ganz  besonders  wird  dieses 
Moment  für  Mädchen  geltend  gemacht,  welche 
dem  natürlichen  Triebe  folgen  möchten,  sich 
in  einer  noch  so  kleinen  und  ärmlichen 
Haushaltung  nützlich  zu  machen;  auch  könn- 
ten die  dort  erworbenen  Kenntnisse  in  der 
Haushaltung  durch  Unterricht  in  der  Anstalt 
nie  ersetzt  werden. 

Neben  diesen  j>ositivon  Vorzügen  der 
Familienpflege  werden  die  besonderen  Mängel 
der  Anstaltspflege  hervorgehoben.  Eine 
Anstalt  umfasse  immer  eine  grössere'  Zalil 
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von  Kindern,  deren  individueller  Begabung 
und  Neigung  gerecht  zu  werden,  sehr  schwer 
sei;  es  bedürfe  vielmehr  in  der  Anstalt  einer 
strengeren  Hausordnung  und  einer  gewissen 
Schablone.  Verschiedene  Systeme  der  Er- 
ziehung, wie  sie  l>ci  der  verschiedenen  Ver- 
anlagung der  Kinder  notwendig  sei  und  wie 
sie  von  (len  Eltern  gegenüber  ihren  Kindern  j 
wohl  angewandt  wurden,  seien  daher  in  der 
Anstalt  so  gut  wie  ausgeschlossen;  die  An-: 
stalt  werde  niemals  imstande  sein,  für  die 
Charakter-  und  Gemütsbildung  der  Kinder 
diejenigen  Anregungen  und  Einwirkungen 
zu  geben,  für  welche  nur  das  Familienleben 
die  Quelle  biete.  Der  Gehorsam  gegen 
solche  Regeln  und  Grundsätze,  wie  er  in 
Anstalten  verlangt  und  erzwungen  werde, 
sei  etwas  ganz  anderes  als  der  aus  dank- 
I wirer  Gesinnung  entspringende  fröhliche  Ge- 
horsam gegen  liebevolle  Pflegeeltern;  ja  die 
Erfahrung  habe  gelehrt,  dass  ein  solcher 
erzwungener  Gehorsam  nur  allzuhäufig 
zu  Charakterverdorl>enheit , namentlich  zu 
Heuchelei,  Scheinheiligkeit,  Lüge  und  An- 
geberei gegen  andere  Anstaltskinder  führe. 
Es  kommt  hinzu  die  grösst;  Gefahr,  dass 
sich  nicht  bloss  körperlich  epidemische 
Krankheiten  sehr  leicht  ansteckend  fort- 
pflanzen, sondern  auch  geheime  geschlecht- 
liche Sünden,  welche  sieh  erfahrungsmässig 
ganz  ausserordentlich  schnell  und  leicht 
verbreiteten;  ein  einziges  sittlich  verdorbenes 
Kind  genüge,  um  die  ganze  Abteilung, 
der  es  angenöre,  dem  gleichen  Laster  zuzu- 
führen. 

Die  Freunde  des  Anstaltssystems  stellen 
ihrerseits  folgende  Gegenbehauptungen  auf: 
Zunächst  sei  cs  unerheblich,  oh  die  Anstalts- 
pflege  teurer  wirtschafte  als  die  Familien- 
pflege, da  es  vor  allem  darauf  ankäme,  dass 
gut  und  zweckmässig  gewirtschaftet  werde: 
das  sei  alter  in  der  Regel  schon  deshalb  hei 
der  Familienpflege  nicht  der  Fall,  weil  man 
für  das  geringere  Pflegegeld  auch  nur  ent- 
sprechend geringere  Leistungen  durch  Pflege- 
eltern erhalte,  welche  nur  darauf  ausgingen, 
an  den  Kindern,  welche  ihnen  zur  Pflege 
und  Erziehung  übergeben  seien , einen  Ge- 
winn zu  machen,  und  sie  um  so  mehr  ver- 
nachlässigten, je  weniger  sic  für  sic  erhiel- 
ten. Auch  werde  jede  Familie  nach  ihren 
eigenen  Grundsätzen  verfahren  und  sicher 
selten  zu  einer  eingehenden  Beobachtung 
des  ihr  anvertrauten  Kindes  imstande,  sein. 
So  werde  man  genötigt  sein,  die  Pflegestelle 
häufig  zu  wechseln , was  dann  für  die  Er- 
ziehung von  sehr  üblen  Folgen  sei. 

Die  im  Vorstehenden  angedeuteten  Mei- 
nungsverschiedenheiten sind,  namentlich  um 
die  Wende  des  18.  Jahrhunderts.  Gegenstand 
sehr  zahlreicher,  zum  Teil  mit  Erbitterung  \ 
geführter  Auseinandersetzungen  gewesen, 
wozu  bei  den  Freunden  des  Anstaltssvstems 


wohl  auch  die  mangelhafte  ländliche  Armen- 
pflege beitrug.  Um  1780  schrieb  die  patrio- 
tische Gesellschaft  in  Hamburg  einen  Preis 
für  die  Erörterung  dieser  F rage  aus,  der 
zwei  Schriften  zuerkannt  wurde,  die  sich 
für  das  System  der  Familienpflege  ausspra- 
chen  (Stark-Frankfurt  und  Haun-Gotha). 

Die  thatsächliche  Gestaltung  der  Dinge 
gicht  gegenwärtig  den  Vertretern  der  Fa- 
milienpfloge  recht,  indem  mit  verhältnis- 
mässig geriugen  Ausnahmen  dieses  System 
das  herrschende  geworden  ist.  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  waren  es  Gotha  und 
Weimar,  welche  mit  der  gänzlichen  oder 
teil  weisen  Ersetzung  der  Anstaltspflege  durch 
Familienpflege  den  Anfang  machten;  heute 
sind  Berlin,  Köln.  Düsseldorf,  Bremen,  Ham- 
burg. Leipzig,  Stuttgart.  Dresden.  Frankfurt 
und  viele  andere  zu  nennen,  welche  grund- 
sätzlich der  Familienpflege  den  Vorzug 
geben. 

Das  Verhältnis  stellt  sich  beispielsweise 
in  Hamburg  so,  dass  im  Jahre  1899  '»91 
Kinder  in  dem  Waisenhause  selbst,  2599  in 
Familienpflege  untergebracht  waren,  wobei 
zu  bemerken  ist,  dass  unter  den  ersten  sich 
171  Kinder  befanden,  die  fundationsmässig 
als  sogenannte  Stift uugskinder  aus  eigenen 
Mitteln  der  Anstalt  versorgt  werden. 

In  Berlin  sind  von  insgesamt  4997  Kin- 
dern, die  sich  im  Jahre  1899  in  der  öffent- 
lichen Waisenpflege  befanden.  4517  in  Fami- 
lienpflege gegeben  worden. 

Sehr  lehrreich  sind  die  von  Böhraert 
hcrausgegebenen  gutachtlichen  Aeusscrungen 
aus  77  deutscheu  Armenverwaltungen,  welche 
überwiegend  zu  Gunsten  der  Familienpflogc 
ausfaUen;  namentlich  ist  von  Bedeutung  der 
Bericht  Dresdens,  welcher  ausspricht,  dass 
sich  die  Unterbringung  von  Waisenkindern 
auf  dom  Lande  nicht  nur  in  gesundheit- 
licher, sondern  auch  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht durchaus  bewährt  halte , eine  Aeusse- 
rung,  die  desluill»  von  grossem  Gewicht  ist, 
weil  sie  auf  sorgfältigen  Aufzeichnungen 
über  die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  erziel- 
ten Erfolge  beruht.  Mau  verfolgte  den 
Lebensweg  der  im  Wege  der  Waisenfiir- 
sorge  untergebrachten  Kinder  und  vermochte 
festzustellen , dass,  was  Männer  anbetrifft, 
ein  bedeutend  höherer  Prozentsatz  von  frü- 
heren Anstaltspfleglingen  Strafanstalten  bezw. 
der  Zwangsarbeitsanstalt  zugewiesen  wurde 
und  dass,  was  die  Frauen  anlangt,  elienfalls 
ein  höherer  Prozentsatz  früherer  Anstalts- 
pfloglingo  der  Prostitution  anhcimgcfaJlen 
war,  als  der  Prozentsatz  bei  solchen  betrug, 
die  in  Familien  pflege  sich  befanden.  Auch 
in  Bezug  auf  die  Gesundheit  stellen  sich  die 
Ergebnisse  bei  der  Anstaltspflege  bei  weitem 
ungünstiger  als  bei  der  Familien  pflege;  so 
hat  in  den  italienischen  Findclliäusern  die 
Sterblichkeit  durchschnittlich  80°.'o  betragen, 
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während  sie  l»ei  Einführung  der  Aussen- 
pflege  auf  21%  sank.  In  Prag,  wo  man 
von  dem  System  der  Aussen  pflege  zur  An-  j 
staltspflege  zurfiekkehrte , stieg  dieSterb-j 
liehkeit  von  27.7%  wieder  auf  GG.3%.  In 
dem  Deutschen  Verein  für  Armenpflege  und 
Wohlthätigkeit,  welcher  die  Frage  in  seiner 
Jahresversammlung  1888  erörterte,  wurde 
nach  sehr  eingehender  Beratung  der  Leitsatz 
angenommen:  »Die  Familienpflege  ist  die 
natürlichste  und  zweckentsprechendste.  Sie 
verdient  aus  sittlichen  Avie  praktischen 
Rücksichten  den  Vorzug  vor  Unterbringung 
der  Waisen  in  geschlossenen  Anstalten.  Die 
letztere  ist  nur  für  besondere  Fülle  beizu- 
behalten.« 

In  ganz  ähnlicher  Weise  hat  der  Verein 
in  seiner  Jahresversammlung  von  1899  zu 
dieser  Frage  Stellung  genommen. 

Auch  ist  es  bemerkenswert,  dass  in  den 
neueren  Gesetzen  über  Zwangserziehung,  so 
insbesondere  auch  in  den»  preussischen  0. 
v.  13.  März  1878.  betreffend  verwahrloste 
Kinder,  in  § 1 ausgesprochen  ist,  dass  Kin- 
der, welche  eine  strafbare  Handlung  begehen, 
von  Obrigkeit s vvegen  in  eine  geeignete 
Familie  oder  in  eine  Erziehung»-  oder 
Besserungsanstalt  untergebracht  Averden 
sollen  etc.,  wobei  die  Familienpflege  an  die 
erste  Stelle  gesetzt  ist.  Ebenso  $ 1838 
B.G  B.  — Ganz  besonders  gute  Erfolge 
werden  auch  dem  System  der  Familienpflege 
in  England  und  Amerika  nachgerühmt. 
Namentlich  äussert  sich  in  den  Jahresbe- 
richten der  englischen  Centralbehürde  die 
Oberinspektorin  über  die  Avachseud  guten 
Ergebnisse  der  Familien  pflege. 

Trotz  der  Herrschaft  des  Princips  der 
Familien  pflege  ist  die  Anstaltspflege  nun 
keineswegs  verschwunden  oder  auf  ein  so 
unbedeutendes  Mass  zurttckgeftthrt,  dass  ihr 
Verschwinden  in  naher  Aussicht  stünde. 
Zunächst  fällt  der  Umstand  in  Betracht,  dass 
eine  grosse  Zahl  sehr  erheblicher  Stiftungen 
auf  die  Voraussetzung  der  Anstaltspflege 
begründet  ist  und  dass  man  auch  schon  aus 
finanziellen  Rücksichten  Bedenken  tragen 
muss,  die  einmal  vorhandenen  Anstalten 
preiszugeben.  Zweitens  wird  auch  von  den 
Gegnern  der  Austaltspflcge  anerkannt,  dass 
sie  unter  allen  Umständen  besser  sei  als 
keine  oder  selüechte  Familienpflege,  also  noch 
überall  da  zur  AnAvendung  kommen  müsse, 
wo  Familienpflege  wegen  der  örtlichen  Ver- 
hältnisse nicht  oder  nur  in  schlechter  Be- 
schaffenheit zu  erlangen  sei.  Ferner  würde 
sie  als  unentbehrlich  zu  betrachten  sein  für 
Kinder,  die  zunächst  der  strengeren  Zucht 
und  Aufsicht  bedürfen,  und  für  Kinder,  die 
von  Familien  nicht  gern  genommen  werden, 
namentlich  solche,  die  mit  körperlichen  und 
geistigen  Gebrechen,  besonderen  Krankheiten 
oder  Neigung  zu  Lastern  behaftet  sind.  End- 


lich würden . namentlich  in  grösseren  Ge- 
mein wesen,  die  Anstalten  zum  mindesten 
nicht  als  vorübergehendes  Aushilfsmittel 
entbehrt  Averden  können,  um  Kinder,  die 
plötzlich  A'ervvaisen , aufzunehmen  und  sie 
dort  zu  behalten,  bis  geeignete  Pflegeeltern 
ermittelt  bezAv.  bis  hinlänglich  Beobachtungen 
gemacht  sind,  ob  das  Kind  sich  besser  für 
Familien-  oder  Anstaltspflege  eignet.  So 
findet  sich  denn  fast  durclnveg  ein  gemisch- 
tes System  von  Anstalts-  und  Familienpflege; 
\on  den  besonderen  Bildungen,  welche  zur 
Nachahmung  der  Familie  in  Anstalten  und 
der  Zusamineuschliessuug  von  Familien- 
pfleglingen in  sogenannten  Waisen kolonieen 
führten,  wird  sogleich  noch  ehenso  Avie  von 
den  allgemeinen  Voraussetzungen  der  An- 
stalts- und  der  Familienpflege  zu  sprechen 
sein. 

1.  Eamilienpflege.  Mit  der  allmählichen 
Ausbreitung  der  Vorherrschaft  des  Familien- 
princins  haben  sich  auch  feste  Grundsätze 
ausgebildet,  welche  die  Voraussetzung  seiner 
befriedigenden  Durchführung  bilden.  Die 
Aufgabe,  den  Kindern  das  fehlende  Fami- 
lienleben zu  ersetzen,  kann  nur  erfüllt  Aver- 
den, wenn  Familien  vorhanden  sind,  denen 
Kinder  ohne  Bedenken  anvertraut  Averden 
können.  Kinder  lediglich  gegen  Gewährung 
eines  mehr  odeV  minder  hohen  Pflegegeldes 
auszuthun.  ohne  sich  um  ihr  ferneres  Wohl- 
ergehen zu  kümmern,  ist  nichts  anderes 
als  eine  grundsätzlich  zu  missbilligende  Art 
der  ungeordneten  und  unkontrollierten  Ar- 
menpflege, von  der  man  namentlich  in  Be- 
richten über  ländliche  Waisenpflege  sehr 
betrübende  Schilderungen  findet.  Neuerdings 
hat  der  Deutsche  Verein  für  Armen-  und 
Waisenpflege  in  seiner  oben  erwähnten 
Jahresversammlung  im  Anschluss  an  den 
ihm  erstatteten  Bericht  Grundsätze  für  die 
Voraussetzungen  geordneter  Familienpflege 
aufgestellt. 

Was  die  Auswahl  der  Pflegestellen  be- 
trifft, so  sind  die  allgemeinen  Voraussetzun- 
gen, dass  die  Pflegeeltern  durchaus  unbe- 
scholten sind,  in  gutem  Ruf  stehen,  ein  ge- 
sichertes Auskommen  haben  und  zu  der 
Befürchtung  nicht  Anlass  geben  — wenn 
ihnen  auch  selbstredend  der  pekuniäre  Vor- 
teil Avillkommen  sein  darf  — , dass  sie  das 
Kind  lediglich  um  des  Geldinteresses  willen 
annehmen.  Ferner  muss  ihre  Wohnung,  die 
Einteilung  der  Räume,  der  Besitz  entspre- 
chender Lagerstätten  die  Sicherheit  bieten, 
dass  das  aufzunehmende  Kind  ein  genügen- 
des Unterkommen  hat.  Personen,  Avelehe 
Armenunterstützung  beziehen,  in  iibelbe- 
rufenen  Gegenden  wohnen,  bestraft  sind 
etc.,  werden  daher  in  der  Regel  auszu- 
schliessen  sein.  Ausnahmen  werden  nur 
da  zugelassen,  avo  es  sich  um  nahe  Angehö- 
rige handelt,  die  etAvaige  Mängel  in  der 
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einen  oder  anderen  Richtung  durch  die 
natürliche  verwandtschaftliche  Beziehung 
atiszngleichen  vermögen.  Ferner  wird  die 
Gleichartigkeit  der  Konfession  sowie  ein 
gewisses  allgemeines  Verständnis  der  erzieh- 
lichen Aufgaben  gefordert,  welche  an  dem 
Pflegekinde  zu  Oben  sind.  Ob  die  Pflege- 
stelle sich  innerhalb  des  Gemeinwesens  oder 
ausserhalb  befindet,  macht  in  dieser  Be- 
ziehung keinen  Unterschied.  Doch  ist  man 
in  den  bestgeleiteten  Waisenverwaltungen 
geneigt,  wenn  thunlieh,  Kinder  in  ländliche 
Pflegestellen  zu  bringen , wo  für  das  kör- 
perliche Wohlergehen  bessere  Luft  und 
Kräftigere  Kost,  für  das  geistige  die  grös- 
sere Einfachheit  der  Verhältnisse  und  die 
Abwesenheit  vielfacher  schädlicher  Einflüsse 
von  Bedeutung  sind.  Eine  Unterbringung 
an  einem  anderen  Orte  als  demjenigen,  in 
welchem  das  Kind  geboren  ist  oder  wo 
seine  Eltern  oder  sonstigen  Angehörigen 
leben,  erfolgt  regelmässig  dann,  wenn  man 
es  den  Einflüssen  seiner  bisherigen  Umge- 
bung und  seiner  Angehörigen  entziehen 
will.  Erwähnenswert  ist  das  Vorgehen 
Frankreichs  um  die  Mitte  dieses  Jahrhun- 
derts, wo  eine  sehr  lebhafte  Orts  verändert  mg 
in  Ansehung  der  Waisen pfleglinge  stattfand, 
tun  der  Neigung  der  Eltern  entgegenzuwir- 
ken, sich  ihrer  Kinder  allzuleicht  zu  ent- 
ledigen. 

Die  Beschaffung  der  Pflegestellen  erfolgt 
anfänglich  meist  durch  Ausschreibung. 
Später  pflegt  sich  ein  fester  Stamm  von 
Familien  zu  erhalten,  zu  denen  dann  bei 
einmal  erfolgter  Einführung  des  Systems 
andere  von  den  ständigen  Vertrauensorganen 
der  Waisenpflege  empfohlene  hinzutreten. 
Das  System  der  Verdingung  an  den  Mindest- 
fordernden,  das  vereinzelt  wohl  auch  noch 
vorkommt,  steht  in  unbedingtem  Widerspruch 
zu  einer  zweckmässig  geordneten  Familien- 
pflege und  ist  in  einigen  neueren  Armen- 
gesetzen, z.  B.  dem  von  Steiermark  vom 
27.  August  1896  und  dem  heimischen  Ar- 
mengesetz vom  22.  September  1897,  aus- 
drücklich untersagt. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  nun  für  den 
Ausbau  des  Systems  die  Gewinnung  von 
Vertrauenspersonen  sowohl  für  die  Auswahl 
der  Familien  wie  für  ihre  Ceberwachung. 
Soweit  es  sich  um  Pflegestcllcn  im  Bezirke 
des  Gemeinwesens  handelt,  pflegt  die  Wai- 
senverwaltung seihst  mit  Hilfe  ehrenamt- 
licher Organe  diese  Funktionen  zu  üben. 
So  führen  in  Berlin  Mitglieder  des  Gemeinde- 
waisenrats  die  Beaufsichtigung  der  Pflege- 
steilen,  mit  denen  neuerdings  unter  Zu- 
ziehung der  Vormundschaftsrichter  gemein- 
schaftliche Sitzungen  abgehalten  werden, 
um  sich  über  die  einzelnen  Pflegefälle  wie 
auch  über  allgemeine  Grundsätze  der  Wai- 
senpflege zu  verständigen.  Ende  März  189« 


bestanden  251  Waisenratskommissionen  mit 
1<>87  Pflegern  und  435  Pflegerinnen;  von 
den  gemeldeten  Familien  wurden  762  be- 
rücksichtigt und  819  abgewiesen.  Es  be- 
fanden sich  1899  in  Familien  pflege  in  Berlin 
selbst  1515,  in  auswärtigen  Pflegestellen 
3<H»2  Kinder.  Dem  Stande  nach  waren  von 
den  auswärtigen  Pflegt *eltern  1511  Hand- 
werker, 856  Landleute,  572  Arbeiter,  240 
Witwen,  144  Beamte  etc.  Die  Pflegestellen 
verteilten  sich  auf  149  Städte  mit  2223 
Kindern  und  453  Dörfer  mit  2061  Kindern. 
In  Hamburg  geschieht  die  Prüfung  der 
Pflegestellen  durch  die  Polizeibehörde  unter 
Mitwirkung  der  Vertrauensmänner  und  Be- 
amten des  Waisenhauses.  Ueber  die  aus- 
wärtigen Pflegcstellen  wird  zunächst  durch 
die  Vertrauensmänner  schriftlich  berichtet 
und  dann  durch  den  Inspektor  des  Waisen- 
hauses eine  Nachprüfung  veranstaltet.  Für 
die  städtische  Waisen  pflege  ist  Hamburg  in 
sechs  Kreise  eingeteilt;  ausserdem  besteht 
ein  Bezirk  für  die  Kinder  katholischer  und 
jüdischer  Konfession.  Im  hamburgisehen 
Landgebiet  sind  6 Distrikte  eingerichtet 
Für  die  ausserhalb  Hamburgs  befindlichen 
Pflegestellen  fungierten  im  Jahre  1899  610 
Prediger,  50  Lehrer  und  4 andere  Personen 
als  Vertrauensmänner,  welche  über  die 
Familien,  welche  sich  zur  Aufnahme  von 
Pfleglingen  erboten  hatten,  Erkundigungen 
einziehen  und  nach  erfolgter  Ueberweisung 
die  Pflegestelle  weiter  überwachen.  Die 
Gesamtaufsicht  übt  die  'Waisenverwaltung, 
die  speciell  über  die  ländlichen  Pflegostellen 
der  Waisonhausinspektor.  ln  den  städtischen 
Bezirken  finden  monatlich  Kreissitzungen 
behufs  Berichterstattung  und  Austausch  der 
gesammelten  Erfahrungen  und  Beobachtungen 
statt : von  den  ländlichen  Pflegestellen  gehen 
in  der  Regel  jährlich  zweimal  schriftliche 
Berichte  ein.  Die  Zahl  der  Orte,  in  denen 
ausserhalb  Hamburgs  Kinder  untergebracht 
wurden,  betrug  302. 

Aehnliche  Mitteilungen  liegen  aus  einer 
grossen  Zahl  von  Städten  vor.  Es  liegt  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  als  Vertrauens- 
männer ganz  überwiegend  Geistliche  und 
Lehrer  gewählt  werden,  welche  meistens 
mit  besserer  Bildung  genaue  Kenntnis  der 
örtlichen  Verhältnisse  und  der  einzelnen 
Familien  verbinden.  Bei  Gemeindevorstehern 
liegt  häufig  die  Gefahr  eines  gewissen  In- 
teresses für  die  Gemeinde  vor,  das  sie 
nicht  ganz  unbefangen  erscheinen  lässt: 
gleichwohl  bilden  nächst  den  Geistlichen 
und  Lehrern  die  Gemeindevorsteher  die 
Hauptgruppe  von  Vertrauensmännern.  In 
der  Regel  wird  den  Vertrauensmännern 
eine  Vergütung  gewährt,  die  z.  B.  in  Ham- 
burg pro  Kopf  und  Monat  50  Pfennige,  also 
6 Mark  pro  Jahr  beträgt. 

Einen  guten  Einblick  in  die  Verhältnisse 
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des  ganzen  Staatsgebietes  liietcn  die  in  der 
llauserschen  Schrift  niedergelegten  Berichte 
über  die  Kinderpflege  in  Baden. 

In  einer  Reihe  von  Bezirken  erweist  sieh 
als  überaus  fruchtbares  Princip  der  Familien- 
pflege die  Mitwirkung  des  weiblichen  Ele- 
mentes. das  in  keinem  Lande  so  sorgfältig 
ansgehildet  ist  wie  in  Buden.  Uehcr  die 
Grundsätze  der  Kontrolle  siud  von  einer 
Reihe  von  Waisenverwaltungen  genauere 
Vorschriften  ausgearbeitet,  deren  wesent- 
lichste darin  bestehen,  dass  ausser  der  Be- 
schaffenheit des  Hauses  und  des  Raumes, 
in  welchem  ein  Kind  untergebracht  ist, 
andauernd  auch  das  Fortbestehen  der  Voraus- 
setzungen zu  überwachen  ist,  unter  denen 
das  Kind  in  eine  bestimmte  Pflegestelle  ge- 
geben ist,  und  vor  allem  die  Entwickelung 
des  Kindes  durch  persönliche  Besuche,  durch 
Erkundigung  bei  dem  Lehrer  und  Geist- 
lichen zu  überwachen  ist.  Im  grossen 
Ganzen  lauten  aus  den  gut  geleiteten  Wai- 
senverwaltungen sowohl  des  Inlandes  wie 
des  Auslandes  die  Berichte  über  die  Erfolge 
der  Familien  pflege  überaus  günstig. 

Für  die  Höhe  der  Pflegegeldsätze  kann 
eine  Norm  nicht  wohl  angegeben  werden ; 
sie  wird  von  den  örtlichen  Lehensbedingun- 
gen und  etwaigen  Besonderheiten  der 
Pflegeeltern  und  der  Kinder  abhängen. 
Das  Pflegegeld  wird  höher  sein  im  Westen 
als  im  Osten,  höher  in  der  Stadt  als  auf 
dem  Lande,  niedriger  bei  ganz  gesunden 
oder  bei  solchen  Kindern,  die  sieh  schon 
im  Haushalt  nützlich  machen  können,  als 
l**i  kranken  oder  besonders  schwächlichen 
Kindern . und  niedriger  endlich  bei  Pflege- 
eltern, die  mehr  aus  Liebe  zu  Kindern  als 
aus  Erwerbssinn  ein  Kind  aufnelunen.  Um 
einige  Beispiele  zu  geben,  so  beträgt  das 
Pflegegeld  für  hamburgische  Waisenkinder 
im  1.  Lebensjahre  200,  im  2.  160,  im  3.  bis 
6.  140.  7.  bis  10.  120,  11.  bis  14.  lOOMark. 
Ausserdem  werden  die  Kinder  mit  einem 
doppelten  Anzuge  ausgerüstet,  fernerhin  aber 
von  den  Kosteltern  gekleidet.  Die  Auslagen 
für  Schulgeld  und  Schulbücher,  ärztliche 
Behandlung  und  Arzneimittel  werden  den 
Pflegeeltern  vergütet.  Für  die  badischen 
Kreise  werden  Durchschnittsbeträge  von 
50 — 70  Mark  für  einige*  ländliche  Kreise, 
daneben  auch  100 — 130  Mark  für  die  Kreise 
Heidelberg  und  Mannheim,  170 — lJSO  Mark 
für  die  Städte  Heidelberg  und  Mannheim  an- 
gegeben. Im  ganzen  waltet  beiden  Armenbe- 
hörden  ebenso  wie  in  der  Armenpflege  die  Nei- 
gung zu  thnnliehster  Billigkeit  ob,  die  freilich 
in  ihrem  letzten  Erfolge  doch  teurer  ist,  weil 
sie  schlechte  erziehliche  und  gesundheitliche 
Ergebnisse  i>ewirkt.  Charakteristisch  ist  in 
dieser  Beziehung  namentlich  dieWarnehmung, 
dass  vielfach  für  Kinder,  welche  auf  Kosten 
eines  fremden  Ortsarmenverbandes  unter- 


gebracht werden,  höhere  Sätze  als  für  die 
auf  eigene  Kosten  untergebrachten  Kinder 
bezahlt  werden.  So  nimmt  inan  denn  auch 
hier  wahr,  dass  im  grossen  Ganzen  nur  die 
gut.  geleiteten  grossen  Verwaltungen  ange- 
messene Pflegesätze  gewähren  und  dass  die 
Fürsorge  in  kleinen  Städten  und  ländlichen 
Gemeinden  sehr  viel  zu  wünschen  übrig 
lässt.  Naturgemäss  wird  für  die  geringe 
Bezahlung  auch  entsprechend  wenig  ge- 
leistet. 

Es  ist  schliesslich  noch  darauf  hinzu- 
weisen, dass  neben  der  öffentlichen  Waisen- 
pflege auch  Privat  Vereinigungen  in  Deutsch- 
land sich  bedürftiger,  namentlich  ver- 
wahrloster Kinder  vielfach  annehmen,  welche 
im  wesentlichen  ähnlichen  Grundsätzen  fol- 
gen wie  die  für  die  öffentliche  Wagen- 
pflege massgebenden.  Für  England  hat  die 
Centralbehürdc  feste  Grundsätze  bezüglich 
der  Pflegpstellen  durch  Generalordre  vom 
28.  Mai  1889  aufgestellt,  die  im  wesentlichen 
den  hier  gegebenen  Grundzügen  entsprechen. 

2.  Anstaltspflege,  a)  Armen-  und 
Waisenhäuser.  — Cottagesystem.  — 
Rettungsanstalten.  Das  Wort  »Waisen- 
anstalt« deckt  sehr  verschiedene  Einrich- 
tungen. Wird  in  den  auf  niedrigster  Stufe 
stehenden  Anstalten  nur  das  geboten,  was 
nötig  erscheint,  um  ein  Kind  nicht  auf  die 
Strasse  zu  setzen  und  nicht  vollständig  ver- 
hungern zu  lassen , so  bieten  die  besten 
Anstalten  nel>en  voller  leiblicher  Pflege  eine 
nach  allen  Richtungen  sich  erstreckende 
geistige  und  moralische  Ausbildung,  die 
Erziehung  zu  einem  nützlichen  Berufe.  Aus- 
bildung in  Landarlreiten  odei*  im  Handwerk 
oder  sogar  auch  zu  höheren  Berufsarten. 

Die  Unterbringung  in  den  Armenhäusern 
zusammen  mit  allen  Altersklassen  und  ohne 
Unterschied  der  Geschlechter  ist  auch  heute 
noch  in  ländlichen  Gemeinden  vielfach  in 
Gebrauch;  doch  wird  dem  Mangel  immerhin 
durch  den  allgemeinen  Schulzwang  in  Be- 
zug auf  die  geistige*  Bildung  etwas  abgeholfen, 
wenn  auch  diese  Form  der  Versorgung 
unter  allen  Umständen  als  die  schlechteste 
zu  bezeichnen  ist  und  noch  hinter  der  Unter- 
bringung selbst  in  ciuer  weniger  guten 
Familie  zurück  bleibt.  In  kleinen  und  mitt- 
leren Städten  wird  man,  sofern  nicht  zum 
System  der  Familienpflege  übergegangen  ist, 
mindestens  Waisenhäuser  geringen  Umfangs 
finden,  in  denen  sogenannte  Hausväter  und 
Hausmütter  die  Aufsicht  führen;  in  katholi- 
schen Ländern,  so  namentlich  in  Frankreich, 
treten  Ordensschwestern  an  ihre  Stelle,  die 
gerade  in  Bezug  auf  Kinderpflege  mit  Recht 
des  besten  Rufes  gemessen.  Das  gleiche 
gilt  von  Hauseltern  und  Beamten  der 
Waisenverwaltungen  im  allgemeinen  nicht. 
Vielmehr  ist  hier  mit  wenigen  sehr  indivi- 
duellen Ausnahmen  der  Mangel  an  Fälligkeit 
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zur  Erziehung  und  der  Fähigkeit,  Kinder 
nach  ihrer  Eigenart  zu  beurteilen,  von  sehr 
bedenklichen  Folgen.  Auch  in  England  war 
namentlich  die  Unterbringung  in  den  klei- 
neren Workhouses,  in  denen  die  Uebolstände 
der  Unterbringung  in  Anstalten  zusammen 
mit  Erwachsenen  und  mit  Personen  sehr 
zweifelhafter  Herkunft  und  Charakters  krass 
hervortraten , der  Anlass,  der  Frage  der 
anderweiten  Einrichtungen  für  Kinder  näher- 
zutreten. 

In  den  grösseren  Waisenhäusern  sind  die 
Uebelstünde  geringer,  weil  hier  die  Auf- 
nahme einer  grösseren  Zahl  von  Kindern 
bessere  Aufsicht  und  Scheidung  der  Ge- 
scbleehter  von  vorn  herein  notwendig  macht 
und  auch  der  ohnehin  für  Verpflegung  der 
Kinder  und  Unterhaltung  der  Anstalts- 
gebäude notwendige  Aufwand  auch  die  Her- 
anziehung besserer  Kräfte  zur  Aufsicht  und 
zum  Unterricht  leichter  ermöglicht.  So 
finden  sich  denn  in  den  grossen  Waisen- 
häusern ganz  allgemein  Einrichtungen.weiche, 
abgesehen  von  den  prineipiellen  Bedenken 
gegen  Anstaltspflege,  alle  Vorzüge  eines 
woldgeordneten  Verpflegungs-  und  Er- 
ziehungssystems in  sich  vereinigen.  Hier 
ist  neben  sogfältiger  Trennung  der  Ge- 
schlechter, Herstellung  gesunder  und  ge- 
räumiger Schlafstellen,  Schaffung  von  Baue- 
einrichtungen,  Turn-  und  Spielplätzen  auch 
für  Unterricht  und  Erziehung,  landwirtschaft- 
liche und  Handarbeit  gesorgt. 

Soweit  die  Waisen  Verwaltung  das  System 
der  Familien  pflege  bevorzugt,  dient  es  zu- 
gleich als  Station  für  die  neuaufgenom me- 
nen Kinder,  welche  hier  zunächst  gereinigt, 
eingekleidet  und  für  längere  oder  kürzere 
Zeit  beobachtet  werden,  um  ein  Urteil  da- 
rüber zu  ermöglichen,  ob  sie  sich  besser  für 
Anstalts-  oder  Familienpflege  eignen.  Auch 
werden  hier  diejenigen  Kinder  vorläufig 
versorgt , welche  wegen  vorübergehender 
Abwesenheit  der  Eltern  haben  aufgenommen 
werden  müssen  und  nach  Fortfall  der  Gründe 
der  Abwesenheit,  wie  Aufenthalt  im  Kranken- 
hause, Verbilssung  kürzerer  Freiheitsstrafen 
etc.  den  Eltern  zurückgegeben  werden  sollen. 
Auch  wenn  Kinder  einen  auswärtigen  Unter- 
stützungswohnsitz besitzen,  werden  sie  in 
der  Hegel  so  lange  zurückgehalten,  bis  sich 
die  Heimatgemeinde  entschieden  hat.  ob  sie 
sie  in  eigene  Fürsorge  übernehmen  will. 
Schwer  zu  erziehende  Kinder  von  bös- 
willigem Charakter,  verbrecherischen  oder 
lasterhaften  Neigungen  sowie  auch  kränkliche 
und  fortdauernder  ärztlicher  Aufsicht  be- 
dürftige Kinder  werden  für  die  ganze  Dauer 
der  Waisenpflege  in  der  Anstalt  behalten, 
die  übrigen  in  Pflegestellen  ausgethan. 

Im  übrigen  hängt  es  von  der  Grösse 
der  Waisenanstalt,  ihrer  Lage  in  oder  ausser- 
halb der  Stadt,  ihren  Mitteln  etc.  ab,  ob  sie 


besondere  Schnleinrichtungen  trifft  oder  die 
Kinder  an  den  vorhandenen  Schuleil)  rich- 
tungen  teilnehmen  lässt.  Beides  hat  gewisse 
Bedenken  gegen  sich;  durch  eigene, Schulen 
werden  die  Kinder  noch  mehr  isoliert,  als 
sie  es  schon  ohnehin  durch  die  Anstalts- 
pfl  ••ge  sind , während  bei  dem  Besuch  der 
allgemeinen  Schulen  ihnen  der  Unterschied 
zwischen  Kindern,  die  ein  Elternhaus  halten, 
und  ihrem  eigenen  Schicksal  häufig  schmerz- 
lich und  verbitternd  zur  Erkenntnis  kommt. 
Diese  Wahrnehmung  ist  beispielsweise  in 
England  gemacht  worden,  wo  man  zur  Ver- 
minderung des  üblen  Einflusses  des  work- 
house  die  Kinder  in  die  allgemeinen  Schulen 
sandte.  Im  übrigen  ist  gerade  im  Hinblick 
auf  diese  Wahrnehmungen  in  England,  so- 
weit nicht  die  Familien  pflege  (hoarding-out- 
system)  angewandt  wird,  vielfach  die  Er- 
richtung besonderer  Anstalten  für  Kinder 
erfolgt:  Districts-  sowie  auch  Parochial 
schools,  in  welchen  die  Kinder  den  work- 
houses  entnommen  und  in  besonderen  An- 
stalten vereinigt  worden ; der  Unterschied 
zwischen  beiden  Schulen  liegt  nur  in  dem 
Umfang;  im  übrigen  entsprechen  sie  dem, 
was  wir  Waisenhäuser  neunen. 

Ein  anderer  Unterschied  in  den  Anstalts- 
einrichtungen  tritt  hervor,  sofern  sie  für 
verschiedene  Altersklassen  bestimmt  sind, 
wie  z.  B.  in  Frankreich  durch  das  Dekret 
von  1811  bei  Anordnung  der  Familienpflege 
gleichzeitig  verordnet  wurde,  dass  die  Kinder 
mit  vollendetem  12.  Lebensjahre  wieder  in 
die  hospices  zurückkehreu  sollten , um  die 
Vollendung  ihrer  durch  den  dauernden 
Aufenthalt  auf  dem  Lande  gefährdeten  Aus- 
bildung zu  erhalten.  Wenn  die  Anstalts- 
pflege, wie  es  namentlich  bei  den  noch 
unten  zu  besprechenden  Rettungsanstalten 
der  Fall  ist , sich  über  das  schulpflichtige 
Alter  hinaus  erstreckt,  müssen  Einrichtungen 
für  die  Ausbildung  in  einem  Gewerbe  ge- 
troffen werden.  Andere  Formen  der  An- 
staltspflege kommen  da  vor,  wo  die  An- 
stalten zunächst  nur  der  Obdachlosigkeit 
steuern  sollen.  Von  einer  höchst  interessan- 
ten Fürsorge  dieser  Art  berichtet  die 
»Children's  Aid  Society«  in  New- York,  die 
u.  a.  ihre  Fürsorge  den  Kindern  zu  wendet, 
welche  ohne  Heim,  ohne  Eltern  und  ohne 
jegliche  Pflege  auf  den  Strassen  herum- 
streifen und  kein  oder  ein  ganz  kümmer- 
liches Nachtquartier  besitzen.  Es  wird  diesen 
Kindern  zunächst  nur  ein  Nachtquartier  ge- 
boten, während  sie  tags  über  ihrem  Vaga- 
bundenlebeu  überlassen  bleiben.  Nach 
einiger  Zeit  sucht  man  die 
sonderen  Arbeitsschulen  zu 
dort  arbeiten  zu  lasson,  um 
der  ehrlichen  Arbeit  zuzuführen ; namentlich 
ist  die  Verpflanzung  nach  dem  Westen  zu 
Farmern  häufig.  Den  Bestrebungen  wird 
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ein  sehr  guter  Erfolg  nachgerühnit.  Aehnlieh 
«las  »Öpeu-all-night-refuge  for  hoineless ; 
bovs  an«l  girls*  in  London,  eine  der  34  von  j 
Dr.  Bornardo  gegründeten  Anstalten  zum 
Wohle  verwaister  und  verlassener  Kinder.' 

Von  der  inneren  Einrichtung  wohlciu- 
gerichteter  Waisenhäuser  kann  hier  nur  eine 
Andeutung  gegeben  werden.  Man  sucht  i 
neuerdings  die  Waisenhäuser  thunliehst 
ausserhalb  der  Stadt  in  Vororte  zu  verlegen, 
teils  um  der  Kostenersparnis  willen , teils , 
um  die  Kinder  scliädlichen  Einflüssen  zu 
entziehen,  vor  allem  aber  auch,  um  Garten- 
und  Ackerland  für  die  Beschäftigung  und 
die  Spiele  der  Kinder  zu  gewinnen.  So  ist 
beispielsweise  das  Hamburger  Waisenhaus 
seiner  Zeit  aus  der  Stadt  verlegt  worden 
und  umfasst  ein  sehr  erhebliches  Areal,  ob- 
wohl es  jetzt  schon  wieder  von  städtischen 
Gebäuden  umgeben  ist.  Hier  ist.  «la  in  der 
Anstalt  zugleich  die  Uebergangsstation  ent-  < 
halten  ist.  für  alle  Arten  von  Pfleglingen  \ 
Sorge  getragen,  vom  Säuglingsalter  bis  zum 
Alter  der  Konfirmation.  Im  ganzen  sind 
15  Abteilungen  bezw.  Altersgruppen  einge- 1 
richtet,  nämlich : eine  Abteilung  für  Säug- 
linge, ein  Kindergarten  für  Zöglinge  von 
2 — 6 Jahren,  eine  Gruppe  für  KnalH?n  und 
Mädchen  im  ersten  Schuljahre,  7 Gruppen 
für  schulpflichtige  Knal>en,  3 Gruppen  für 
schulpflichtige  Mädchen,  eine  Gruppe  für 
konfirmierte  Knaben,  welche  vorübergehend  j 
in  der  Anstalt  sich  aufhalten,  um  von  dort  j 
aus  wieder  bei  Lehr-  oder  Dienstherren  j 
untergebracht  zu  werden,  eine  Gruppe  für  i 
konfirmierte  Mädchen , welche  nach  der  j 
Konfirmation  noch  ein  Jahr  zur  Erlernung  | 
der  häuslichen  Arbeiten  in  der  Anstalt  ver- ! 
bleiben.  Dazu  kommt  eine  Krankenstation  i 
für  erkrankte  oder  besonderer  Pflege  be-  i 
dürftige  schwächliche  Kinder,  während 
Kinder,  welche  an  ansteckenden  Krank-' 
heiten  leiden,  dem  Krankenhause  zuge- 
führt werden.  Den  einzelnen  Abteilungen 
und  Gruppen  stehen  besondere  Aufseher 
und  Aufseherinnen,  in  der  Säuglingsabtei-; 
lung  Diakonissen,  im  Kindergarten  eine 
Kindergärtnerin  vor.  Als  Aufseher  sind ' 
meistens  gebildetere  unverheiratete  Hand-1 
wel  ker  angestellt.  Diese  wohnen  unter  den  j I 
.Zöglingen  ihrer  Gruppe,  überwachen  und 
leiten  deren  häusliche  Verrichtungen  und 
Spiele,  essen  und  schlafen  mit  ihnen  und 
unterweisen  sie  in  den  verschiedenen  Werk- 
stätten der  Anstalt,  in  welchen  sie  für  den 
Anstaltsbedarf  zu  arbeiten  haben,  in  einzelnen 
gewerblichen  Fertigkeiten.  Als  Aufsehe- 
rinnen in  den  Mädchengrunpen  fungieren 
Damen,  welche  früher  als  Hausdamen  oder 
Erzieherinnen  in  Familien  thätig  gewesen 
sind.  Sie  wohnen  unter  den  Mädchen  ihrer 
Gruppe  und  verrichten  mit  ihnen  die  zur 
Reinigung  des  Hauses,  zur  Beschaffung  und 


Instandhaltung  der  Kleidung  im  Xühsaal 
und  in  der  Strickstube,  zur  Reinigung  der 
Wüsche  sowie  die  in  der  Küche  erforder- 
nden Arbeiten. 

Die  gesamte  häusliche  Erziehung  der 
Knaben  steht  unter  der  Aufsicht  eines  in 
der  Anstalt  wohnenden  fest  unbestellten 
Lehrers,  «len  ein  zweiter  Ijohrer  als  ständiger 
Gehilfe  unterstützt;  diejenige  der  Mädchen 
wird  von  einer  älteren  Dame  überwacht, 
welche  zugleich  für  die  ganze  Anstalt  die 
Funktionen  der  Hausmutter  wahrzunehmon 
hat.  Jener  als  Oberhelfer,  diese  als  Oberin 
sind  dem  Direktor,  mit  dem  sie  in  täglichen 
Konferenzen  und  Besprechungen  die  nötigen 
Massnahmen  verabreden,  für  die  Durch- 
führung des  Erziehungsplanes  in  erster  Linie 
verantwortlich. 

An  der  Beaufsichtigung  und  Anleitung 
der  schulpflichtigen  Zöglinge  ausser  der 
Schulzeit  haben  noch  die  sämtlichen  Lehrer 
und  Lehrerinnen  der  Anstaltsschule  in  einem 
bestimmten  Turnus,  wonach  mindestens  zwei 
an  jedem  Tage  herangezogen  werden,  sich 
zu  beteiligen.  Sie  haben  namentlich  die 
Anfertigung  der  Schularbeiten  zu  über- 
wachen und  besonders  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen wie  in  den  Ferien  für  zweckmässige 
Erholung  und  Spiele  zu  sorgen. 

Die  bereits  erwähnten  Gruppen  der  Zög- 
linge umfassen  für  die  älteren  Jahrgänge 
40 — 50,  für  die  jüngeren  20—30  Kinder. 
Die  Gruppe  soll  die  Familie  ersetzen,  so- 
weit davon  in  einer  Anstalt,  die  Rede  sein 
kann.  Sie  hat  ihren  besonderen  Wohn-  und 
Schlafsaal.  Was  die  Glieder  einer  Familie 
im  Laufo  des  Tages  zu  vereinigen  pflegt, 
häusliche  Arbeiten,  gemeinsame  Mahlzeiten, 
Erholung  und  Spiel,  das  führt  und  hält  auch 
die  Angehörigen  einer  Gruppe  zu  den  ver- 
schiedenen Tageszeiten  zusammen  und  fördert 
in  ihnen  das  Gefühl  der  Gemeinsdiaft,  wäh- 
rend zwischendurch  kleinere  Abteilungen  der 
Gruppe  durch  Teilnahme  an  dem  Unterricht 
verschiedener  Klassen  der  Anstaltsschule, 
durch  Arbeiten  in  den  Werkstätten  und  dem 
Garten,  durch  Besorgungen  in  der  Stadt  etc. 
ihrem  besonderen  Berufe  nachgehen. 

Man  sieht  aus  diesem  Beispiel  Ham- 
urgs,  wie  es  möglich  ist,  der  Individualität 
der  Kinder  gerecht  zu  werden,  ohne  in  die 
L.‘i  Anstalten  drohende  Schablone  zu  ver- 
fallen. 

Die  in  den  Hamburger  Einrichtungen  an- 
gedeuteten Versuche,  durch  Gruppenbil- 
(liingen  die  Familie  zu  ersetzen,  hat  man  in 
einem  besonderen  System  auszugestalten  ver- 
sucht, welches  nach  der  Anstalt  Mettray  bei 
Tours  oder  nach  seiner  Anwendung  in  Eng- 
land Mettray-  oder  Cot  tage- System 
genannt  wird.  Das  System,  welches  die 
Mitte  zwischen  Anstalts-  und  Familien  pflege 
hält,  besteht  darin,  dass  man  statt  eines 
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grossen  gemeinschaftlichen  Gebäudes  kleinere 
Häuser  (cottages)  in  ländlichen  Bezirken  er- 
richtet und  die  Kinder  auf  diese  Weise  in 
kleinere  Gruppen  verteilt,  ln  diese  Häuser 
setzt  man  je  eine  Arbeiter-  oder  Handwerker- 
familie, von  welcher  die  allgemeine  Aufsicht 
zu  führen  ist,  wobei  die  Knaben  in  dem 
Handwerk  des  Mannes,  die  Mädchen  in  den 
häuslichen  Arbeiten  zu  unterweisen  sind. 
Indem  man  die  Zahl  der  Kinder  in  jedem 
dieser  Häuser  auf  8 — 12  beschränkt,  eine 
Zahl,  welche  noch  bei  kinderreichen  Familien 
erreicht  wird,  sucht  man  die  Vorzüge  der 
mit  der  Anstaltspflege  verbundenen  Isolierung 
mit  der  gemütlichen  Wirkung  der  Familien- 
gemeinschaft  zu  verbinden. 

ln  Frankreich  sind  mehr  als  80  solcher 
Anstalten  nach  dem  Vorbilde  von  Mettray 
gegründet  worden;  iu  England,  namentlich 
in  Wales,  hat  die  Einrichtung  viel  Anklang 
gefunden : so  ist  die  Anstalt  in  Chelsea  zu 
erwähnen,  wohin  sämtliche  verwaisten,  ver- 
nachlässigten und  verwahrlosten  Kinder  der 
Gemeinde  gesandt  werden.  Um  das  Ver- 
waltungsgebäude, die  Kirche,  die  Schule: 
und  die  Beamten  Wohnungen  liegen  die 
kleinen,  im  Stile  einfacher  Arbciterhäuser 
auf  dem  Lande  erbauten  kleinen  Häuser, 
in  welchen  die  Kinder  wohnen.  Unter  den 
Hausvätern  sind  die  verschiedenen  Gewerbe 
vertreten.  In  Deutschland  ist  dieses  System 
namentlich  in  der  Kettungsanstalt  *Das 
Kauhe  Haus»  mit  vorzüglichem  Erfolge  ein- 
geführt worden,  ln  Amerika  ist  die  Ein- 
richtung nach  englischem  Vorhilde  vielfach 
uachgeahmt  worden. 

Der  allerneueste  Versuch  auf  diesem 
Gebiet  ist  die  Einrichtung  der  sogenannten 
scattered  iiomes,  die  zuerst  in  Sheffield 
eingeführt  worden  ist.  Sie  besteht  darin, 
dass  kleine  Wohngebäude  in  verschiedenen 
Teilen  des  Bezirks  der  Armenverwaltung 
gemietet  und  dort  nicht  mehr  als  16  Kinder 
unter  die  Aufsicht  von  Hauseltern  gestellt 
werden.  Die  Kinder  bilden  mit  den  Haus- 
eltern eine  Familiengeineinschaft,  besuchen 
aber  im  übrigen  die  örtliche  Schule,  ver- 
kehren mit  den  Kindern  der  übrigen  Orts- 
einwohner und  leben  mithin  ganz  wie  andere 
Kinder,  die  in  das  allgemeine  Leben  des 
Ortes  aufgehen. 

Die  R e 1 1 u n g s a n s ta  1 1 c n sind  Waisen- 
anstalten  mit  dem  besonderen  Zwecke,  sitt- 
lich gefährdete  oder  bereits  verwahrloste 
Kinder  zu  bessern  und  zu  bilden.  Bei  ihnen 
bildet  die  Sorge  für  Unterricht  und  Er- 
ziehung den  Hauptanlass  der  Pflegethätig- 
keit,  die  selbstverständlich  ohne  Gewährung 
von  Obdach,  Nahrung  und  Bekleidung  nicht 
ausgeführt  werden  kann.  Gleichwohl  ist  es 
nicht  richtig,  die  Rettungsaustalten  zu  scharf 
von  den  Anstalten  der  Waisenpflege  abzu- 
sondern, weil  im  Grunde  genommen  die 


gleichen  Ursachen  für  die  Aufnahme  in 
beide  massgebend  sind.  Abgesehen  von  l*e- 
sonders  lasterhaften  oder  gar  verbrecherisch 
veranlagten  Kindern,  welche  in  jedem  Stande 
Vorkommen  können,  sind  oben  diejenigen 
Kinder  der  Verwahrlosung  am  meisten  aus- 
gesetzt. welche  in  dürftigen  Verhältnissen 
leben  und  deren  Eltern  datier  für  ihren 
Unterhalt  und  ihre  Erziehung  nicht  hin- 
reichend Sorge  tragen  können  oder  wollen. 
Die  ersten  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete 
des  sogenannten  Kettungswesens  sind  daher 
im  Grunde  nichts  anderes  als  Bestrebungen 
der  Waisen fürsorge  gewesen. 

So  haben  am  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts Pestalozzi,  Fellenberg.  Wehrli  u.  a. 
in  der  Schweiz  und  in  Deutschland  die 
Kinder  um  sich  gesammelt,  hat  in  Frank- 
reich die  Thätigkeit  der  Ordensschwestern 
eingesetzt,  während  in  England  John  Howard 
und  später  Miss  t'arpenter  sich  der  schutz- 
losen Jugend  annahmen.  Dieser  enge  Zu- 
sammenhang erscheint  am  deutlichsten  in 
Amerika,  wo  auch  die  Waisenfürsorge  im 
wesentlichen  der  Privatthätigkeit  überbissen 
ist  und  die  Fürsorge  für  Kinder  sich  gleicher- 
weise auf  bedürftige  wie  auf  verwahrloste 
Kinder  erstreckt.  Im  übrigen  findet  die 
Besserung  und  Erziehung  nicht  notwendig 
in  geschlossenen  Anstalten  statt:  wie  schon 
erwähnt,  ist  in  Deutschland  überwiegend 
die  Familienpflege  auch  für  solche  verwahr- 
loste Kinder  in  erste  Linie  gestellt;  auch 
ist  thatsächlich  vielfach  die  Erfahrung  ge- 
macht worden , dass  Kinder,  welche  an- 
scheinend zu  den  schlimmsten  ihres  Altera 
gehörten,  eine  vollständige  Umwandlung 
zeigten.  solwld  sie  aus  ihrer  Umgebung  in 
einfache  ländliche  Verhältnisse  verpflanzt 
wurden.  Wo  jedoch  Familien  pflege  nicht 
cintreten  kann  oder  soll,  treten  die  Kettungs- 
bezw.  Besserungsanstalten  an  die  Stolle,  die 
damit  sieh  deutlich  von  den  Anstalten  der 
Wagenpflege,  mit  denen  sie  im  übrigen  das 
meiste  gemeinsam  haben,  abheben.  Das 
Priueip  dieser  Kettungshäuser,  welche  über- 
wiegend von  freien,  auf  strenger  kirchlicher 
Grundlage  stehenden  Erziehe ngsvereiuen  ins 
Ijcbon  gerufen  sind,  beruht  in  der  Wieder- 
erweckung des  religiösen  Bewusstseins  und 
in  der  Anleitung  zu  nützlicher  Arbeit,  wo- 
bei vielfach  landwirtschaftliche  Thätigkeit 
und  gewisse,  von  der  Maschinenindustrie 
möglichst  unberührte  Handwerke  bevorzugt 
werden.  Teils  ist  diese  Beschäftigung  als 
wesentliches  Mittel  zur  Ausbildung  des  sitt- 
lichen Willens,  der  < hdnungsliebo  und  des 
Fleisses  nur  Mittel  zum  Zweck,  teils  als 
Vorbereitung  auf  den  künftigen  Ijobensberuf 
Selbstzweck. 

Die  Zahl  der  evangelischen  Rettungs- 
anstalten  betrug  1898  342  mit  12  759 
Zöglingen.  Besonders  hervorzuhebeu  ist 
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"Württemberg,  wo  die  Rettungssache  im 
Anfänge  des  Jahrhunderts  nach  dem  Vor- 
gänge der  von  Zeller  1820  gegründeten 
Anstalt  in  Beuggen  mit  besonderem  Eifer 
in  Angriff  genommen  war.  Von  den  gegen- 
wärtig bestehenden  18  Anstalten  ist  die 
Mehrzahl  in  deu  Jahren  18*2o — 1840  ge- 
gründet worden.  Vor  anderen  ragt  durch 
die  Art  ihrer  Entstehung  und  ihre  eigen- 
artige Weiterbildung,  welche  das  Vorbild 
für  eine  grosso  Zahl  anderer  Anstalten  ge- 
worden ist,  das  von  Wiehern  zu  Horn  bei 
Hamburg  gegründete  »Rauhe  Huus<  hervor, 
ebenso  die  von  Werner  in  Reutlingen  Ende 
der  30  er  Jahre  errichteten  Anstalten  »zum 
Bruderhaus«.  In  England  sind  es  die  In- 
dustrial Schools  für  Verwahrloste  und  die 
reformatory  schools  für  jugendliche  Ver- 
brecher, welche  den  deutschen  Rettungs- 
häusem  entsprechen.  In  Frankreich  sind 
zahlreiche  Kolon ieen  nach  dem  Vorhildo  der 
schon  erwähnten  C'olonie  agricole  de  jeunes 
detenus  zu  Mettray  entstanden.  Die  Ret- 
tungsanstalten sind  meisteos  geringeren  Ein- 
fangs als  die  eigentlichen  Waisenanstalten : 
auch  sind  sie  zum  Teil  nach  den  Ge- 
schlechtern geschieden:  so  nimmt  das  Rauhe 
Haus  nur  Knaben  auf,  während  von  den 
Württemberger  Anstalten  nur  eine  lediglich 
für  Knaben  und  nur  eine  lediglich  für 
Mädchen  bestimmt  ist.  Bemerkenswert  ist 
noch  die  Illionois  School  for  Agriculture 
and  manual  training  for  boys.  Auch  sind 
hier  die  zahlreichen  Rettimgsanstalten  für 
sittlich  gefährdete  und  die  sogenannten 
Magdalenenanstalten  für  gefallene  Mädchen 
zu  erwähnen. 

b)  Anstalten  für  nicht  vollsinnige 
Kinder.  Die  Fürsorge  für  nicht  vollsinnigc 
Kinder  fällt  nur  zum  Teil  unter  die  Auf- 
gaben der  Waisenpflege;  zum  anderen  Teil 
gehört  sie  der  hygienischen  und  vor  allem 
der  pädagogischen  Fürsorge  an.  Doch 
machen  sich  die  Gesichtspunkte  der  im 
engeren  Sinne  armenpfJegorischen  Fürsorge 
insofern  geltend,  als  einmal  nicht  vollsinnige 
Kinder  überwiegend  aus  ärmerem  Familien 
hervorgehen  und  gerade  die  Sinnesmängel 
durch  die  Verhältnisse,  denen  die  Kinder 
entstammen,  vielfach  erzeugt  werden,  anderer- 
seits Kinder,  denen  diese  besondere  Fürsorge 
mangelt,  völlig  hilflos  dastehen  und  in 
späterem  Alter  unbedingt  Gegenstand  der 
arroenpflegerischon  Fürsorge  werden  müssen. 
Die  verhältnismässig  junge  Bewegung  auf 
diesem  Gebiete  richtet  sich  daher  durchweg 
darauf,  nicht  vollsinnige  Kinder,  soweit  irgend 
angünglieh,  unter  Berücksichtigung  ihrer 
geistigen  und  körperlichen  Fähigkeiten  zu 
bilden  und  sie  für  einen  Erwerbszweig. ! 
deren  Zahl  freilich  immer  sehr  beschränkt 
ist.  vorzubereiten  oder,  soweit  sio  gänzlich 
bildungsunfähig  sind,  durch  Aufnahme  in 


eine  Anstalt  der  Lieblosigkeit  bezw.  Ver- 
ständnislosigkeit ihrer  Angehörigen  oder  der 
Roheit  der  Anssenwelt  zu  entziehen.-  Die 
Forderung,  dass  für  schwachsinnige  Kinder 
unter  allen  Umständen  ein  gesetzlicher  Er- 
ziehungszwang eintrete  und  ihnen  besonderer 
Unterricht,  sei  es  in  besonderen  Klassen 
für  die  nur  geistig  zurückgebliebenen,  sei  es 
in  besonderen  Anstalten  für  nicht  vollsinnige 
Kinder  zu  teil  werde,  ist  erst  kürzlich  noch 
von  der  7.  Konferenz  für  das  Idioten  wesen 
mit  Nachdruck  gestellt  worden.  Thatsäch- 
lich  besteht  der  Anstaltszwang  für  taub- 
stumme Kinder  in  einer  Zahl  kleinerer 
deutscher  Staaten,  in  Dänemark,  Schweden 
und  Norwegen,  England  und  Italien,  für 
schwach-  und  blödsinnige  Kinder  in  Sachsen, 
Anhalt.  Sclüeswig-Holstcin  und  Norwegen. 
In  die  Klasse  der  nicht  vollsinnigen  Kinder 
gehören  Idioten,  deren  normale  Geistes- 
entwickelung unmöglich  gemacht  oder  früh- 
zeitig rückgängig  gemacht  oder  gehemmt 
ist  (Blödsinnige,  Cretins,  Schwachsinnige 
— imbecillo  — feeble-minded),  mit  mannig- 
fachen Komplikationen,  teils  physischer  teils 
psychischer  Art  (paralytische  Erscheinungen, 
Taubstummheit,  Blindheit,  Epilepsie),  Taub- 
stumme und  Blinde.  Eigentümlich  ist 
der  Fürsorgethätigkeit  auf  diesem  Gebiet, 
dass  sie  fast  durchweg  durch  die  Wahr- 
nehmung einzelner  trauriger  Erscheinungen 
angeregt  worden  und  überwiegend  durch 
private  Initiative  ins  Leben  getreten  ist.  Am 
frühesten  hat  wogen  der  ins  Auge  fallenden 
Hilfsbedürftigkeit  die  Blindenfürsorge  sich 
entwickelt,  während  die  Idioten-  und  Taul*- 
stummenpfjege  verhältnismässig  spät,  ähn- 
lich wie  die  Irrenpflege  aus  dem  Stadium 
der  sieherhoitsjtolizeilichen  Massregcin  in 
das  der  positiven  Schutzfürsorge  getreten 
ist.  Auf  die  Einzelheiten  kann  an  dieser 
Stelle  nicht  eingegangen  werden. 

B.  Ergänzende  Fürsorge. 

Vorbemerkung.  Die  Fälle  der  Einzel- 
bildungen. welche  zum  Besten  der  Kinder 
bestimmt  sind,  zu  erschöpfen,  ist  nicht  mög- 
lich. Zu  betonen  ist,  dass  die  ergänzende 
Fürsorge  sich  im  grossen  Ganzen  auf  dem 
Boden  der  privaten  Vereinsthätigkeit  ent- 
wickelt hat,  zum  Teil  unter  dem  Beistände 
und  der  finanziellen  Unterstützung  des 
Staates  und  der  Gemeinde.  Soweit  sich  die 
Fürsorgethätigkeit  auf  die  Verwahrung  und 
Erziehung  der  Kinder  beschränkt,  ist  als 
allen  diesen  Veranstaltungen  gemeinsam  her- 
vorzuheben. dass  sie  in  erster  Linie  dazu 
dienen  sollen,  denjenigen  Kindern  Fürsorge 
angedeihen  zu  lassen,  welche  des  Tags  über 
der  Aufsicht  und  Pflege  entbehren.  Das 
Bedürfnis  hierzu  hat  sieh  namentlich  in 
grösseren  Städten  und  in  Fabrikorten  heraus- 
gestellt wo  die  Mütter  darauf  angewiesen 
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sind,  mit  zum  Lebensunterhalt  der  Familie 
hcizutragen  oder,  wenn  sie  verwitwet  sind 
bezw.  der  Ehemann  durch  Krankheit,  Ge- 
brechen am  Erwerb  verhindert  ist  oder  er 
die  Familie  verlassen  hat,  allein  den  Lebens- 
unterhalt zu  erwerben : es  gilt  dies  auch 
für  die  Fülle,  in  «lenen  die  Mütter  Armen- 
unterstützung beziehen,  da  diese  in  der 
Hegel  nicht  so  hoch  bemessen  ist,  dass  die 
Familie  ohne  jeden  Erwerb  «1er  Mutter  da- 
von erhalten  werden  kann.  Geht  nun  die 
Mutter  tags  über  dem.  Erwerb  nach,  so 
bleiben  die  Kinder  unbeaufsichtigt,  erhalten 
keine  oder  nur  sehr  mangelhafte  Ver- 
köstigung, treiben  sich,  wenn  sie  nicht  etwa 
von  den  Müttern  eiugeschlossen  werden, 
auf  den  Strassen  umher,  wo  sie  zur  Bettelei 
verführt  werden  und,  wie  die  Erfahrung 
namentlich  grosser  Städte  lehrt,  in  hohem 
Masse  verwildern  und  verwahrlosen.  In 
solchen  Fällen  tritt  die  Thätigkeit  der 
Krippen,  Bewahranstalten,  Horte  und  Heime 
ergänzend  ein.  Doch  wird  gerade  ange- 
sichts der  neuerdings  sehr  starken  Beförde- 
rung derartiger  Veranstaltungen  die  War- 
nung erhoben,  nicht  gar  zu  sehr  den  Eltern 
die  Fürsorge  für  ihre  Kinder  zu  erleichtern 
und  nicht  überall,  wo  Anstalten  dieser  Art 
nicht  lxistehen,  ihr  Fehlen  als  einen  Mangel 
anzusehen;  wo  ein  ^tatsächliches  Bedürfnis 
nicht  vorliege,  solle  inan  sich  hüten,  das 
Bedürfnis  künstlich  hervorzurufen,  da  unter 
allen  Entständen  die  einzig  richtige  Stätte  für 
die  Erziehung  der  Kinder  das  Elternhaus  sei 
und  dieses  nicht  ohne  Not  verdrängt  werden 
dürfe.  Gerade  die  allzu  leichte  und  bequeme 
Jliife  komme  weniger  den  Kindern  als 
trägen  und  pflichtvergessenen  Eltern  zu 
gute.  Diese  Bedenken  sind  bei  den  gut 
geleiteten  Anstalten  nicht  ohne  Würdigung 
geblieben;  man  hat,  um  die  angedeuteten 
Gefahren  zu  vermeiden,  fast  durchweg  den 
Grundsatz  durchgeführt,  dass  die  Eltern, 
welche  gerade  des  Verdienstes  halber  ihre 
Kinder  derartigen  Anstalten  anvertrauen,  zu 
den  Kosten  der  Pflege  einen  ihren  Verhält- 
nissen entsprechenden,  wenn  auch  geringen 
Beitrag  leisten,  dass  sie  ihre  Kinder  in  der 
Regel  selbst  der  Anstalt  zuführen  und  ab- 
holen müssen  und  dass  sie  nur  an  den 
Tagen,  an  denen  sie  wirklich  durch  Arbeit 
vom  Hause  ferngehalten  sind,  die  Kinder 
der  Anstalt  übergeben  dürfen.  Auf  der 
anderen  Seite  wird  darauf  gehalten,  durch 
die  Kinder  mittelbar  einen  fördernden  Ein- 
fluss auf  die  Eltern  selbst  zu  üben,  indem 
schmutzig  gehaltene,  unordentlich  gekleidete 
Kinder  zurückgewiesen  und  die  Mütter  da- 
durch gewöhnt  werden,  für  Ordnung  und 
Reinlichkeit  der  Kinder  zu  sorgen,  eine  Ge- 
wöhnung, die  sich  dann  auch  auf  die  ganze 
Häuslichkeit  überträgt.  So  wurden  auf  dem 
internationalen  Wohlthätigkeitskongress  zu 


Mailand  1881  «lie  Krippen  geradezu  als 
»Schulen  für  die  Mütter«  bezeichnet.  Auch 
wird  durch  die  persönliche  Zuführung  der 
Kinder  eine  Verbindung  zwischen  den  Eltern 
und  den  PflegesteUcn  i»ewirkt,  die  vielfach 
zu  freundlicher,  auch  auf  anderweite  Hilfe 
und  Fürsorge  sich  ansdehnender  Thätigkeit 
führen  kann,  was  für  die  Gebenden  wie  für 
die  Nehmenden  gleich  günstig  wirkt,  indem 
namentlich  die  ersteren  den  Einblick  in 
ihnen  meist  ganz  fremde  und  meist  sehr 
trübe  soziale  Verhältnisse  gewinnen. 

1.  Fürsorge  für  das  nicht  schul- 
pflichtige Alter,  a)  Krippen.  Diese  An- 
stalten, welche  wohl  auch  »Säuglingskripjten« 
genannt  werden,  dienen  zur  Aufnahme  von 
Kindern  bis  zum  ersten,  zuweilen  auch  bis 
zum  zweiten  Jahre. 

Die  ersten  Krippen  entstanden  in  Paris 
1844  auf  Anregung  des  Beamten  Marbeau ; 
die  Einrichtung  hat  dann  in  Paris  und  ganz 
Frankreich  grosse  Verbreitung  gefunden : es 
bestehen  dort  über  400.  ln  Deutschland 
ist  die  älteste  Krippe  diejenige  im  Breiten 
Fehl  in  Wien,  die  184b  gegründet  ist; 
demnächst  folgen  zahlreichere  Gründungen 
in  Bayern;  später  sind  dann  in  allen  euro- 
päischen Staaten  Krippen  gegründet  worden. 

b)  Kinderbe wahranstalten.  Die  erste 
Anregung  zu  ihrer  Gründung  gab  Oberlin, 
der  1771)  im  Verein  mit  der  in  seinen  Dienst 
getretenen  Louise  Schepeler  die  verwahr- 
losten Kinder,  hauptsächlich  des  vorsehuJ- 
pflichtigen  Alters,  um  sich  sammelte,  ihnen 
Geschichten  erzählte,  sie  Lieder  lehrte,  Bilder 
erklärte  und  mit  ihnen  spielte.  Dieser  An- 
regung wurde  dann  in  Deutschland,  jpdoch 
zunächst  in  verhältnismässig  geringem  Masse, 
Folge  gegeben;  durch  die  Prinzessin  Pauliue 
von  Detmold  wurde  1802  eine  Aufbewah- 
rungsanstalt gegründet;  in  Berlin  desgleichen 
1811)  durch  Professor  Wadzek.  Erst  von 
den  30er  Jahren  an  kommt  die  Sache  in 
Aufschwung  und  führt  zur  Gründung  zahl- 
reicher Bcwahranstaltcn,  deren  Zahl  heute 
auf  mehr  als  2000  zu  schätzen  ist. 

Die  Einrichtung  der  hier  in  Frage  stehen- 
den Anstalten  ist  nicht  überall  dieselbe.  Es 
liegt  das  daran,  dass  zum  Teil  verschiedene 
Ansichten  über  ihre  Aufgaben  horrschen. 
Namentlich  haben  hier  die  vorzugsweise 
für  die  Mittelstände  eingerichteten  Freiti- 
schen Kindergärten  einige  Verwirrung  ge- 
bracht. Diese,  welche  mit  Bewusstsein  eiue 
eigentlicheKinderpädagogik  mit  Anschauungs- 
unterricht und  mannigfacher  Belehrung 
pflegen  und  im  Grunde  eine  Art  Schule  für 
das  nicht  schulpflichtige  Alter  bilden,  ver- 
wirren nach  der  Auffassung  der  Haupt  Ver- 
treter der  ßewaiiranstalten  den  Charakter 
dieser  Anstalten,  die  in  der  That  zunächst 
nichts  weiter  als  Anstalten  zur  »Verwah- 
rung« sein  sollen,  wobei  eine  angemessene 
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Beschäftigung  des  Kindes  nicht  nur  nicht 
ausgeschlossen,  sondern  sogar  erwünscht  ist. 
wenn  sie  auch  keine  schultnässige  zu  sein 
braucht.*  Es  wird  daher  auch  gegen  den 
vielfach  eingebürgerten  Namen  (Warteschulen 
— Kindergarten  — infants  schools  — scuola 
infantile)  Protest  erhoben  und  latent,  dass 
eben  das  Wort  »Bewahranstalt«  (salle  d'asile) 
die  Aufgabe  der  Anstalt  richtig  bezeichne. 
Man  wird  dieser  Ansicht  durchaus  boi- 
pflichten müssen;  auch  hat  der  Deutsche 
Verein  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit. 
der  die  Frage  der  Kinderfürsorge  zusammen- 
fassend behandelte,  die  von  dem  Beferenten 
Reddersen  vorgelegten  Thesen  sich  ange- 
eignet. in  deren  vierter  es  heisst:  »Sie  (die 
Anstalten)  l bereiten  die  Kinder  durch  wechsel- 
volle Anregung  der  leiblichen  und  geistigen 
Anlagen  und  Fähigkeiten  in  Verbindung 
mit  gewissenhafter  Gewöhnung  an  Reinlich- 
keit. Ordnung  und  pünktlichen  Gehorsam 
auf  den  Besuch  der  Schule  vor,  sch  li  essen 
aber  die  geordnete  systematische 
U n terr ich ts  weise, wie  die  st rengere 
Zucht  der  Schule  noch  ganz  aus«. 
Der  internationale  Wohlthätigkoitskongress 
von  1858  spricht  in  den  von  ihm  angenom- 
menen Leitsätzen  unter  anderem  als  Auf- 
gabe der  Leiterin  aus:  »dVviter  <pie  l'in- 
structiou  strictement  clementaire  n emjnetc 
sur  rinstruction  scolaire  propreinent  dite«, 
lenkt  aber  gleichzeitig  die  Aufmerksamkeit 
auf  die  Organisation  der  deutschen  Kinder- 
gärten. Im  ganzen  wird  hiernach  als  Auf- 
gabe der  Bewahranstalten  zu  liezeichnen  sein, 
dass  sie  die  Kinder  des  vnrschulpflichtigen 
Alters  den  ausserhalb  des  Hauses  beschäf- 
tigten Müttern  tags  über  abnehmen,  ver- 
pflegen und  ihrem  Alter  entsprechend  be- 
schäftigen. Selbstverständlich  ist  auch  hier 
die  Rücksicht  auf  die  hygieinisrhen  Verhält- 
nisse, Luft,  Licht  und  zweckmässige,  aber 
einfache  Ernährung.  Nelten  grösseren  Räumen 
zum  Aufenthalt  im  Winter  und  während 
regnerischen  Wetters  ist  ein  Spielplatz  im 
Freien  das  wichtigste  Erfordernis.  Die  Be- 
schäftigung wird  in  der  Anlegung  zu  zwang- 
losem Spiel  bestehen,  wozu  bei  den  grösseren 
Kindern  einfache  biblische  und  andere  mo- 
ralische Erzählungen,  das  Vorsprechen  und 
Nachsagen  kleiner  Sprüche  und  Lieder,  kleine 
Arbeiten  mit  Bauhölzern,  Sand,  Papier  und 
dergleichen  treten  können.  Die  Aufsicht 
und  Leitung  wird  auch  liier  von  weiblichen 
Kräften  zu  üben  sein. 

2.  Fürsorge  für  das  schulpflichtige 
Alter,  a)  Kinderhorte.  In  der  dritten 
Stufe  der  Kindesentwickelung  liegt  das  Be- 
dürfnis der  Aufsicht  etwas  anders  als  im 
vorschulpflichtigen  Alter.  Zunächst  wird 
durch  den  allgemeinen  Schulzwang  jetles 
Kind  ganz  anders  der  Beurteilung  ausge- 
setzt, so  dass  Fälle  besonderer  körperlicher 


oder  geistiger  Verwahrlosung  durch  die 
l/ehrer  bemerkt  und,  wo  nötig,  den  zustän- 
digen Schul-,  Polizei-  und  Armenbehörden 
mitgeteilt  werden.  Abgesehen  hiervon,  sind 
die  Kinder  auch  während  eines  erheblichen 
Teils  des  Tages  beschäftigt  und  auch  nach 
Beendigung  der  Schulzeit  durch  ihre  Schul- 
arbeiten in  Anspruch  genomineu.  Im  übrigen 
liegen  die  gleichen  Gründe  vor.  ihnen  wäh- 
lend der  Abwesenheit  der  Eltern  eine  Zu- 
flucht zu  gewähren  und  sie  gerade  in  die- 
sem Alter  vor  den  Gefahren  des  zuchtlosen 
Herumtreibens  auf  den  Strassen  zu  bewahren. 
Diesem  Bedürfnis  abzuhelfen,  dienen  die  so- 
genannten »Horte«  oder  auch  »Heime«,  meist 
speeieller  als  > Knaben-  oder  Mädchenhort 
l»ezw.  -heim<  bezeichnet.  Ihre  Entstehung 
ist  verhältnismässig  sein*  jungen  Datums. 
Obwohl  schon  1828  in  Darmstadt  eine 
Kuahenbeschäftigungsanstalt  und  185!)  in 
Weimar  eine  Gartenarbeitsschule  errichtet 
wurde,  welche  beide  die  Gartenarbeit  zur 
liauptlieschäftigung  haben,  ist  die  eigent- 
liche Gründung  von  Horten  dem  verstorbenen 
Professor  Schmid-Seh  warzenberg  in  Erlangen 
zu  verdanken,  welcher  die  Aufgabe  betonte, 
»len  Schulunterricht  durch  die  in  so  vielen 
armen  Häusern  arg  vernachlässigte  Familieu- 
erziehnng  zu  ergänzen,  ln  diesem  Sinne 
gründete  er  1872  die  Anstalt  »Sonnenblume«, 
nach  deren  Vorbild  alsbald  auch  in  Augs- 
burg und  München  ähnliche  Anstalten  er- 
richtet wurden.  Neuerdings  sind  fast  in 
allen  grösseren  Städten  und  namentlich  auch 
von  Fabrikunternehmungen  Kinderhorte  ge- 
gründet worden.  So  bestellt  in  Berlin  der 
Verein  »Mädchenhort«  mit  11  Anstalten  mit 
einer  Durchschnittszahl  von  je  50  bis  00 
Kindern,  der  Verein  Kinderhort,  welcher 
zur  Zeit  15  Knallen  horte  und  7 Mädchen- 
horte mit  zusammen  900  Kindern  besitzt, 
und  der  Centralverein  »Mädchenhort«  mit 
4 Anstalten. 

Die  wesentlichste  Aufgabe  dieser  Horte 
ist,  Kinder  angemessen  zu  beschäftigen.  Die 
Kinder  sind  gehalten,  zu  bestimmten  Zeiten, 
in  der  Regel  nach  Schulschluss,  zu  er- 
scheinen : doch  werden  ihnen  an  schulfreien 
Nachmittagen  die  erste  Stunde  und  den 
Knaheu  wohl  auch  eine  Stunde  zwischen 
Vor-  und  Nachmittagsunterricht  zur  eigenen 
freien  Verfügung  überlassen,  da  sie  während 
dieser  Zdit  gewissermasseu  unter  der  Kon- 
trolle der  öffentlichen  und  dem  Einfluss  der 
Schulzucht  stehen. 

Wenn  auch  mit  grosser  Entschiedenheit 
auf  Ordnung  und  gute  Sitte  gehalten  wird, 
so  soll  doch  die  eigentliche  strenge  Schul- 
zucht nicht  Raum  finden.  Das  Verhältnis 
des  Leiters  zu  den  Knaben  soll  das  eines 
Vaters  zu  seinen  Kindern  sein;  gerade  von 
dem  Verkehr  mit  gebildeten,  der  Sache  leb- 
haftes Interesse  entgegeubringenden  Männern 
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und  Frauen  wird  eine  segensreiche  Einwir- 
kung auf  die  Kinder  erhofft.  Für  die 
Mädchenhorte  gilt  ziemlich  das  gleiche,  nur 
dass  Mädchen  verhältnismässig  leichter  l»e- 
sehäftigt.  werden  können  und  bei  ihnen  an 
Stelle  der  Handfertigkeitsarbeiten  die  weib- 
lichen Handarbeiten  treten,  sie  auch  ge- 
halten sind,  sich  sogleich  nach  Schulschluss 
in  die  Anstalt  zu  begehen.  Sehr  bedeutende 
Anstalten  dieser  Art,  wie  etwa  das  Kinder- 
heim der  Heylsehen  Farbenfabrik,  welches 
unter  der  j>ersönlichen  Leitung  der  Frau  Heyl 
steht,  gehen  wohl  noch  weiter  in  der  An- 
leitung und  Beschäftigung  der  Kinder:  dort 
sind  für  die  besondere  Ausbildung  der  Kin- 
der je  nach  Bedürfnis  ein  Schuhmacher, 
Tischler,  Korbmacher,  Bürstenbinder  etc.  und 
für  die  Kriegsspiele  ein  Soldat  zugezogen. 
Ebenso  ist  für  die  Mädchen  ein  umfassen- 
der Haushaltungsunterricht  eingerichtet,  in 
dem  neben  der  bis  ins  einzelne  gehenden 
Praxis  auch  die  theoretische  Belehrung  in 
fasslicher,  dem  Alter  angemessener  Form 
geboten  wird. 

b)  Schulspeisung.  Die  Bewegung  für 
Gewährung  von  Speisen  an  bedürftige  Schul- 
kinder ist  verhältnismässig  jung.  Sie  ist 
zunächst  nicht  durch  armenpflegerische, 
sondern  durch  ]xidagogisehe  Gesichtspunkte 
hervorgerufen  worden,  indem  die  Lehrer 
wahrnehmen  konnten,  dass  ein  Teil  der 
Schüler  dem  Unterricht  nicht  aufmerksam 
folgte  und  die  Ursache  hiervon,  abgesehen 
von  anderen  Ursachen,  wie  Kränklichkeit, 
Ueberbiirdung  mit  gewerblicher  Nebenbe- 
schäftigung und  dergleichen,  vielfach  in 
mangelhafter  Ernährung  zu  suchen  war.  Die 
Gründe  hierfür  ergaben  sich  leicht  aus 
näherer  Nachforschung  nach  den  häuslichen 
Verhältnissen  der  Kinder,  deren  Eltern  ent- 
weder selbst  zu  bedürftig  waren,  um  für 
hinreichende  Ernährung  der  Kinder  zu 
sorgen  oder  deren  Mütter  wegen  Arbeit 
ausserhalb  des  Hauses  für  Bereithaltung  von 
Essen  nicht  Sorge  tragen  konnten.  So 
wurde  denn,  namentlich  in  der  Schweiz,  wo 
die  Einrichtung  demnächst  am  meisten  Ver- 
breitung fand,  die  Speisung  solcher  Kinder 
angeregt,  sei  es  durch  Gewährung  warmer 
Milch  und  von  Zubrot  zum  Frühstück  oder 
eines  warmen  Mittagessens  nach  beendigter 
Schulzeit  bezw.  in  der  Mittagspause.  Als 
infolge  dieser  Anregungen  der  Frage  nament- 
lich seitens  der  ] Lehrerschaft  grössere  Auf- 
merksamkeit zugewendet  wurde,  land  sich 
denn  auch  fast  überall  und  namentlich  wie- 
der in  den  grösseren  Städten  die  gleiche 
Erscheinung;  in  den  verschiedenen  Orten, 
über  welche  Berichte  vorliegen,  schwankt 
die  Zahl  der  mangelhaft  genährten  und  den 
ganzen  Tag  ohne  warme  Nahrung  bleiben- 
den Schulkinder  zwischen  i} — lu%.  Diesem 
Uebelstand  zu  begegnen,  ist  nicht  ganz 


leicht.  Nicht  bloss  die  Frage  der  Mittelbe- 
schaffung, sondern  auch  wenn  die  Mittel 
! vorhanden  sind,  die  Frage  der  Beschaffung 
| der  Speisen,  ihre  (Qualität,  die  Auffindung 
| eines  geeigneten  Speisungslokale,  die  Aus- 
\ wähl  der  zu  speisenden  Kinder  machen 
ernstliche  Schwierigkeiten ; auch  wird  die 
, Frage  erörtert,  ob  es  zu  den  Verpflichtungen 
des  Staates  bezw.  der  Gemeinde  zu  rechnen 
sei.  wenn  sie  für  den  Schulunterricht  sorgen, 
auch  dafür  Sorge  zu  trageu,  dass  alle  Kin- 
der an  dem  Unterricht  in  rechter  Weise 
I teilnehmen  können,  was  l*ei  mangelhaft  ge- 
i nährten  Kindern  nicht  der  Fall  sei.  Die 
Frage  ist  noch  zu  jung,  um  durch  Aufstcl- 
; lung  fester  Grundsätze  abschliessend  crle- 
' digt  zu  sein.  Immerhin  kann  man  als  He- 
geln, welche  bisher  in  der  Praxis  befolgt 
• sind,  etwa  folgende  festhalteu : Die  Speisung 
besteht  da,  wo  die  Kinder  warme  Mittags- 
kost zu  Hause  zu  erwarten  haben,  dagegen 
infolge  eines  laugen  Schulweg.«  oder  wegen 
| mangelnder  Mittel  ohne  warmes  Frühstück 
das  Haus  haben  verlassen  müssen,  in  Ge- 
währung warmer  Milch  nebst  Brot  : wo  die 
Ernährung  im  allgemeinen  mangelhaft  ist 
und  die  Mutter  den  ganzen  Tag  über  ausser 
idem  Hause  ist,  in  Gewährung  von  warmem 
Mittagessen  (Schulsuppe).  Die  Frühstücks- 
Verteilung  erfolgt  in  der  Schule  selbst  in 
den  Pausen»;  die  Abgabe  von  Mittagessen 
je  nachdem,  iu  besonderen  Kindorküehen 
oder  in  den  Klassenräumen  der  Schule, 
während  diese  frei  sind.  bezw.  in  anderen 
geeigneten  Räume»  der  Schule.  Die  Spei- 
sung von  Kindern  zusammen  mit  Erwachsenen 
in  den  sogenannten  Volksküchen  wird  ziera- 
! lieh  allgemein  verworfen.  Die  Bereitstellung 
|der  Mittel  erfolgt  bisher  noch  regelmässig 
durch  die  Privatwohlthätigkeit,  jedoch  viel- 
fach unter  namhafter  Beihilfe  des  Staates 
<Kler  der  Gemeinde;  eine  öffentliche  Pflicht 
■zur  Speisung  nur  in  Ansehung  der  Schul- 
kinder zu  fordern,  erscheint  bedenklich,  da 
die  Grenzen  in  Ansehung  der  Bedürftigkeit 
sehr  schwer  festzustellen  sind,  lu  dieser 
Beziehung  ist  ganz  besonders  hervorzuheben, 
dass  die  Speisung  nicht  ohne  sorgfältige 
Prüfung  der  häuslichen  Verhältnisse  gewährt 
werden  darf,  da  sich  gerade  bei  prüfungs- 
losen Einrichtungen  gezeigt  hat,  dass  von 
den  Eltern  hiermit  grosser  Missbrauch  ge- 
trieben und  der  Trieb,  ohne  fremde  Hilfe 
für  die  Kinder  zu  sorgen,  bedenklich  ge- 
schwächt wird. 

Uober  die  Ausbreitung  der  Einrichtung 
mag  bemerkt  werden,  dass  sie  namentlich 
in  der  Schweiz  grossen  Anklang  gefunden 
hat  und  dort  fast  ausschliesslich  von  der 
Privatwohlthätigkeit  geübt  wird.  In  Frank- 
reich gewähren  dagegen  die  Gemeinden, 
namentlich  Paris,  erhebliche  Zuschüsse.  Der 
Berliner  Verein  fürKindorvolksküchon  sjioiste 
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im  Winter  1897  98  durchschnittlich  täglich 
224-1  Kinder  und  berichtet,  dass  seiner 
Kenntnis  nach  diese  Zald  nicht  entfernt  dem 
wirklichen  Bedürfnis  entspreche;  er  fordert 
von  der  städtischen  Behörde  eine  gründ- 
liche und  rücksichtslose  Enquete,  damit  auf 
Grund  der  zu  fördernden  Ergebnisse  aus 
städtischen  Mitteln  für  ausreichende  Hilfe 
gesorgt  werde. 

3,  Fürsorge  für  schwächliche  Kinder. 

Der  Gegenstand  ist  in  einem  besonderen 
Artikel  Ferienkolonieen  behandelt. ! 
Yergl.  oben  Bd.  III  S.  847  ff. 

Quellen  und  Litteratur:  Da  die  Kinder- 1 
fiirsorgc  einen  Teil  de*  Armenwesens  bildet, 
ist  die  bei  den  Artikeln  Armen  wesen  und 
Armenstatistik  angeführte  Litteratur  auch 
hier  zu  vergleichen.  S.  oben  lld.  I «.  «.  Ö.  — 
Ausserdem  mannigfache  Berührung  mit  den  Ar- 
tikeln J-'i  n del  hä  u se  r,  Ferienkolonieen, 
Sterblichkeit,  Uneheliche  Geburten, 
Xirangserziehung,  sowie  mit  der  pädago- 
gischen und  hygienischen  Litteratur.  — Im 
übrigen  eine  ungeheuere,  hier  nicht  zu  erschöpfende 
Menge  von  Einzdnachiceisungen  in  den  Jahres-  i 
berichten  der  grösseren  Kommunal  verbände,  der 
Stadtgernrinden , Armcnrcrwidtungen , ir<i«rn- 
sliftungeu,  Krzirhungsrereine  und  zahlloser  Ver- 
eine für  die  bei  B.  näher  beschriebenen  einzelnen  , 
Gegenstände  der  Kinderfürsorge.  — Hutes  | 
Material  auch  in  gemeinnützigen  Zeitschriften,  | 
insbes.  Bl.  f.  soz.  l'raxis  — Rotes  Kreuz  — 
Helfer  — Ztschr.  f.  d.  Armenwesen  u.  a.  m.  — 
Seit  1.  I.  1900  erscheint  eine  von  Pagel  in 
Berlin  herausgegebene  Zeitschrift  nj>  i r J u gc  n d ■ 
für  sorge«,  die  sieh  auch  im  specieUen  mit 
den  Aufgaben  ib~r  Kinderfürsorge  befasst. 

Die  vollständigste,  zugleich  systematisch  ge-  j 
ordnete  Uebcrsicht  über  das  gesamte  Gebiet  der 
Kinderfürsorge  enthält  die  im  Mai  1900  erschie- 
nene i’B  i bl  i o g r a p h ie  des  A r m c u ir  esc  ns  u 
hcruusg.  mn  Münsterhcrg  in  Absehn.  VI 
t Schriften  der  Centralstclle  für  Arb.-  Wohlf.-lCin., 
.1  bl.  Jür  Armenpflege  »n<l  Wohlthätigkeit,  Berlin,  ! 
C.  Heymann). 

Zu  den  einzelnen  Abschnitten  werden  noch 
folgende  Werke  hervorgehoben : 

Zu  J 1:  Uhlhorn , Die  christliche  Liebes- 1 
thätigkeit , 8 Bde. , Stuttgart  18i sy,  1884,  ! 

1890.  — Roscher . System  der  Armen- 

pflege, Stuttgart  1894.  — Gcrando,  Bien- 
faisance  publique,  Paris  1089,  Bd.  //  (aurh 
deutsch  von  Buss,  Stuttgart  1844)-  — Hügel, 
Findelhuuser  und  Findelwesen  Europas,  Il'iYn 
1808  (S.  -WO ff.  sehr  reiche  Angaben  über  die  i 
Litteratur  von  Mitte  vorigen  bis  Mitte  dieses  j 
Jahrhunderts;.  — Brückner,  Erziehung  und ; 
Unterricht  vom  Standpunkte  der  Sozialpolitik,  i 
Berlin  1895.  — Hauser,  Ueber  Armenkinder- 
pflege. Karlsruhe  1894  (S.  178  fl.  Littcratnran- 
gaben).  — Hietory  of  Child  Sacing  in 
the.  U.  St.,  Boston  189-1  ( Report  ot  the  JO.  j 
Kat  tonal-  Conference  of  Charitirs  and  Correrlion 
in  Chicago;  1.1  Monographiec.n  allgemeiner  und 
sperieller  Art).  — Vrräffentl.  des  Congres 
international  de  bienfaisance,  Bd.  1 u.  11, 
Frankfurt  a.  M.  1858.  — D ictionnai re 
d’  Economic  c har  i tobte,  tomr  IV,  p.  44z' 

' — 785,  Art.  Enfants,  Paris  18.', 7.  — Lallemand, 


Histoirr.  des  enfants  abandonnes  et  delaisscs, 
Paris  1885.  — Der  Kinderschutz  und  die 
Armenkinderpflege  in  Steiermark,  Graz  1900.  — 
Chance , Children  ander  the  paar  law,  their 
eduration,  training  and  afterrare,  London  1897. 

— Oesterreichs  Wohlfahrt*,  inrichtungen,  I848 
—1898,  II.  Bd.,  Jugendpflege,  HYrn  1899.  — 
Th  gm.  Geschichte  der  Wohlthätigkeitsanstalten 
m Belgien,  Freiburg  L Br.  1887.  — Kichn, 
Das  Hamburger  Waisenhaus,  Hamburg  1881.  — 
Vogclnang,  Dasselbe,  Hamburg  1889. — Fleuch, 
Beiträge  zur  Kenntnis  des  Armen  wesen*  in 
Frankfurt  a.  M.,  1890. — Man,  Die  Gesellschaß 
freiwilliger  Armenfreunde  in  Kiel  von  1798 — 1898, 
Kül  1898.  — D.  V.  f.  .!.  u.  W.:  Die  länd. 
liehe  Ar  me  npfege  und  ihre  Reform 
fhcrausgegeben  von  v.  Reitzenstein),  Freiburg 
1886.  — Gr  netz,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Erziehung  der  HV/mch  etc.,  Düsseldorf  1888. 

Quellenwerke:  Schneider,  Die  Innere 
Mission , Braunschweig  1888  ( Handbuch  der 

Wohlthätigkeitsanstalten,  das,  wenn  auch  nicht 
ganz  vollständige,  doch  zahlreiche  Such  Weisungen 
von  Waisen-,  Rettungs-  etc.  Anstalten  enthält). 

— Scharfer,  I)ie,  weibliche  Diakonie,  8 Bde., 
Hamburg  1888 — -1887.  — Wurster,  Die  Lehre 
von  der  Inneren  Mission,  Berlin  1895.  — Zeitsehr. 
des  preuss.  stal.  Bureaus.  Ergänzungsheft  XV: 
Der  Schutz  der  jugendlichen  Personen 
im  preuss.  Staute,  Berlin  1888.  — Ha udnltz, 
Die  Findelpflege.  Erweit.  Sonderabdr.  aus  der 
Euleuborgsrhrn  Realencyklopädie  der  Heilkunde 
( namentlich  in  Bezog  auf  Statist.  Material  sehr 
reichhaltig ).  — IIV/ lauer  und  Müller,  Die 
schweizer.  Armrnerziehungsaiistalten,  Schaßhausen 
1878.  — Höhmcrt,  Armenwesen  in  77  deutschen. 
Städten,  Dresden  1886. 

Zu  II I : So  eh  besonders : Aeltere  Litteratur  bei 
G erando,  S.  119,  und  Hügel,  S.  565.  Be- 
sonders hercorzuhrben : Muratorl , Sind  die 

Eindelhäuser  vorteilhaft  oder  schädlich  f Güttingen 
1779.  — Zwei  preisgekrönte  Abhandlungen  von 
Haan  und  Starck  über  die  Vergleichung  der 
Erziehung  der  Waisenkinder  etc.,  Hamburg  1780. 

— Günther,  Geschichte  der  Versorgungsanstalt 
der  Waisen  durch  Privalrrziihung  in  Familien, 
Weimar  1875.  — Anhang  zu  Bäh  m e rts  Armen- 
wesen in  77  . Städten , S.  889  tf.  — Gutachtliche 
Aeusserungcn  von  77  A rmenverwaUu ngen  über 
.Installs-  oder  Familienerziehung.  — llorn  und 
Sch  trabe,  Berichte  für  d.  D.  V.  f.  A.  u.  II”.  •• 
Ueber  den  Wert  öligem.  Waisenonstnltcn.  Drucks, 
d.  V.,  Leipzig  1887  88.  — D.  I /.  .-I.  11.  W.  .* 
Fleuch,  ln  welchen  Fällen  ist  die  Abnahme  von 
Kindern  der  Gewährung  von  Familienunter - 
Stützung  in  offener  lflege  vorzuziehen  f 1895. 

— Ebenda:  Stalmann.  Beaufsichtigung  der  in 
Familienpflege  unlergebraehten  Kinder,  1899.  — 
Xcuma nn,  Ocßentlichcr  Kindersehntz,  Jena  1895. 
Derselbe,  Dir  unehrlichen  Kinder  in  Berlin, 
Jena  1900.  — Taube,  Der  Schutz  der  unehcl. 
Kinder  in  Leipzig,  1898. 

Zn  II  8 noch:  Bazelatre,  Des  Instil, 

de  bienfuisaure  puld.  et  d’inStrurtion  primairc 
ü Rome,  Poris  I84I.  — Berichte  der  Berliner, 
Hamburger,  Frankfurter  II'« isr n Verwaltungen  u. 
a.  111.  — Deutsche  Rcichsfechtschule,  Magdeburg. 

— Schneider,  a.  a.  <>.  S.  59 ff.  — Uhlhorn, 
namentlich  die  LiUeruluranyabcn  Bd.  III,  Buch  8. 

— Schäfer,  Weibliche  Diakonie , Bd.  II,  Vor- 
trag 1 — 4-  Schriften  des  Rauhen  Hauses 
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zu  Horn  bei  Homburg.  — ll'irhrrn,  IUe  Hin- 
richtung von  Anstalten  für  sittl.  gefährdete  kon- 
firmierte Knaben,  Homburg  1892.  — Der  Heilung*- 
hausbote,  herausg.  r.  P.  Kirnte  i n , Tempi  iiu\ 

— I’r tretet' , Dir  Organisation  der  staatlich  ; 
Übermächten  Erziehung,  Halle  1: i0).  — J.ti  iiff. 
Die  Zwangserziehung  in  England,  Stuttgart  180). 
Vgl.  im  übrigen  den  Art.  Zwangserziehung  I 
(VI.  lid.  S.  922  ff.). — Merle.  Stengel  mann.  I 
Söder,  Das  IHindcn-,  Idioten-  und  Taubstummen-  | 
Bildungswrsen,  Morden  ISST.  — Senge! mann. 
System.  Lehrbuch  der  Jd iote nheil pflege,  Morden  ; 
18S5  (S.  152  ff.  umfassende  Littcraturaugaben).  . 

— Derselbe , Die  Arbeit  an  den  Schwach-  und! 
Blödsinn igen  (Zimmerers  Handbibliothek,  tiotha  J 
1801).  — Hauschert.  Statist,  dahrb.  der  Taubst.- 
Lehrer,  Stuttgart  1895  (S.  <12 ff.  Verzeichnis  der  j 
neueren  Litleratur  mul  Faehze itschr.).  — Hart-  ‘ 
mann,  Taubstummheit  und  Taubstuinmrnbildnng, 
Stuttgart  1880  (S.  MI  Litte  rat  urangaben).  — : 
Myglml,  Taubstummheit,  Berlin  und  Leipzig 
ISO)  (S.  2H.r>  ff  Litterntura nifaben  über  220S<  /trif- 
ten ).  — Flucher,  Blindenanstalten  and  Blinden- 
erziehuug  (S.  10, 20  umfassende  Li  tteratu  ran  gaben). 

— Der  Blindenfreund,  Zeitschrift  für  Ver- 
besserung de*  Loses  der  Blinden. 

Zu  11  B:  Sehr.  d.  Centr.-St.  f.  Arb.- 
Wohlfahrt.  Fürsorge  für  Kinder  u.  .Jugend- 
liche, Berlin  1802,  S.  00 ff.  — Fürsorge  für 
Säuglinge,  1809.  — Marbeatt,  Des  crlchcs  pour 
les  petita  enfunts  des  outriers,  Paris  1807.  — 
Brr.  d.  Sonderkomitees  der  deutschen 
Frauenabte  i I.  in  Chicago  über  Krippen, 
Kintlcrsch  utzrereinc  etc.,  Berlin  1802.  — Bulle- 
tin de  la  Socictc  des  freches,  Paris.  — Bulletin 
de  la  Socictc  rontre  la  mendieite  des  Enfants, 
Paris.  — Mitteilungen  des  Vereins  zum  Schutz 
der  Kinder  ror  Ausnutzung  und  Misshandlung, 
Berlin.  — Schmidt-Monnard.  Sonderkranken- 
anstaltcn  und  Fürsorge  für  Kinder.  Im  Hand- 
buch der  Krankenvrrsicheru  ng  und  Kranken  pflege, 
I.  Bd.,  S.  010  — 0)1.  — Brückner,  Die  öffent- 
liche und  prirate  Fürsorge,  Frankfurt  a.  M. 
1802,  1.  Heft  Erziehung  und  l'nterricht.  — 

Schriften  d.  D.  V.  f.  .1.  u.  11'.  188):  Kr.  '2 
Fürsorge  für  arme,  und  schwächliche  Kinder, 
Kr.  S Fürsorge,  für  arme  aufsichtslose  Kinder, 
Kr.  ) Fürsorge  für  verwaiste,  verlassene  und  j 
verwahrloste  Kinder,  Kr.  0 Fürsorge  für  ver- 
nachlässigte und  misshandelte  Kinder,  Kr.  7 | 
Fürsorge  für  arbeitende  Kinder.  1885:  Kr.  .fl 
Fürsorge  ßir  verwahrloste  Kinder  etc.,  Kr.  1)  I 
Krippen.  (Durchweg  vortreffliche,  sachlich  er-  < 
schöpfende  Berichte  nebst  iten  dazu  gehörigen  | 
stenographischen  Verhandlungen.)  — 1 8 0 0 : i 

Cu uo,  Fürsorge  für  arme  Schulkinder  durch  1 
Speisung  bezir.  l'erabrrirliuug  von  Kahrntigs- 
mitteln.  — 189  7:  Fel  Inch,  Fürsorge  für  die 
schulentlassene  Jugend.  — Cesttr,  Die  Speisung  ! 
armer  Schulkinder  (Ubers,  von  Blumenfeld),  Brr-  f 
lin  1892.  — 11  ayen  buch  - Bit  reich  tt  rdt,  Die  i 
Krippen  und  ihre  hygicinischc  Bedeutung.  100». 

Mi)  unter  berg. 


King,  Gregor, 

geboren  gegen  1050,  gestorben  gegen  1710  als 
Esquire  und  Herold  von  Lancaster.  In  seiner 
amtlichen  Eigenschaft  standen  ihm  die  Register 
über  die  fiskalischen  Einnahmen  und  Ansgaben, 


über  die  Erträge  der  verschiedenen  Steuern  und 
Taxen,  über  den  Stand  und  die  Bewegung  der 
Bevölkerung  zur  Verfügung.  Diese  Quotlsations- 
bücher  (Assessment  books  > und  die  Kirchspiel - 
tabellen  Londons  scheinen  das  einzige  Material 
gewesen  zu  sein,  was  ihm  zu  seinen  I'nter- 
suchungen.  die  in  das  Gebiet  der  systematischen 
Massenbeobachtungen  gehören,  gedient  hat. 

Von  staatswissensehaftlichen  Schriften  in 
Buchform  ist  nur  eiue  einzige  und  zwar  ca.  VKJ 
Jahre  nach  seinem  Tode  veröffentlicht,  nämlich  : 
Natural  and  political  observatious  and  conclusions 
upon  the  state  and  condition  of  England  in 
105)0,  London  1801,  als  Anhang  zu  Chalmers, 
Estimate  of  the  comparative  strength  of  Great- 
Britain  publiziert.  — Was  ans  seinen  übrigen 
Manuskripten  geworden,  kann  nur  vermutet 
werden,  da  aber  dem  Freund  Kings,  dein 
Generalinspektor  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle 
unter  der  Regierung  der  Königin  Anna,  Dave- 
nant,  dieselben  zur  beliebigen  Benutzung  vorn 
Verfasser  anvertraut  waren,  so  ist  anzimehincn, 
dass  sie  auch  nach  dem  Tode  Kings  in  Dave- 
nants  Besitze  geblieben  und,  wie  auch  Roscher 
in  seiner  Geschichte  der  englischen  Volkswirt- 
schaftslehre (s.  u.i  audeutet,  tecto  nomine  autoris 
benutzt  sind.  Abschnitte  ans  den  „natural  aud 
political  observatious“  Kings  mit  Erlaubnis  des 
Verfassers  in  seinen  Schriften  veröffentlicht  zu 
haben,  bat  Davcnant  jedenfalls  zugestanden. 
Die  in  diesem  Werke  enthaltenen  populatio- 
nistischeu  Untersuchungen  lehnen  sich  an  die- 
jenigen Graunts  und  Kings  Wohlstands- 
messungen Englands  an  die  bezüglichen  Vor- 
arbeiten Pettvs  au  Der  populationistische  Teil 
der  8chrift  weist  jedoch  zahlreiche  unrichtige 
Verhältniszahlen  auf:  dagegen  ist  seine  Alters- 
verteilung der  englischen  Bevölkerung  nach 
dem  Geschlecht  und  die  nach  den  Quotisations- 
büekern  anfgestelltc  Civilstandsstatistik  unan- 
fechtbar, ferner  ist  die  von  ihm  gegebene  Ver- 
mögensstatistik des  englischen  Volkes,  die  er 
von  den  Lords  bis  zu  den  CottAgers  herab  ver- 
folgt, als  zuverlässige  Quelle  für  die  damalige 
Sozialgescliichte  Englands  anzuerkennen  ; auch 
seine  detaillierten  Berechnungen  des  Volksver- 
mögens, die  sich  auf  Bewertung  von  Grund 
und  Boden,  der  Produkte  des  Ackerbaues  und 
der  landwirtschaftlichen  Gewerbe,  des  Vieh- 
standes, der  Forsten  und  nutzbaren  Gewässer, 
der  Erträge  der  Industrie  und  des  Handels 
sowie  des  Bergbaues  ausdehuen,  haben  nicht 
allein  keinen  Widerspruch  erfahren,  sondern 
Davenant,  (s.  u.)  hat  ihnen  das  Zeugnis  aus- 
gestellt, dass  sie  jeder  genauen  Prüfung  der 
einzelnen  Positionen  8ticli  gehalten.  Der  von 
King  aufgestellte  Satz,  dass  der  Erntcausfall 
die  Konipreise  in  der  Weise  modifiziert,  dass 
ihre  Abhängigkeit  von  dem  Ernteergebnis  in 
einer  bestimmten,  die  Schwankungen  dar- 
stellenden Zahlenreihe  nachzuweisen  ist,  die  bei 
.Missernten  eine  aufsteigende  Tendenz  einli&lt, 
galt  längere  Zeit  als  uuumstösslich  und  wurde 
u.  a.  auch  noch  von  Tooke  in  „llistory  of 
prices“  als  zutreffend  anerkannt.  Diese  sogen. 
„Kingsche  Regel“,  welcher  auch  die  kürzere 
Fassung  gegeben,  dass  der  arithmetischen  Pro- 
gression des  Angebots  die  geometrische  der 
Preisbildung  gegen  Übertritt,  ist  jedoch  nur  auf 
vollständig  abgeschlossene  Beobacht luigscentren, 
auf  die  der  Weltverkehr  nicht  iutlniert,  au- 


Digitized  by  Google 


King-  Kirchliche  Abgaben 


81 


wendbar  und  gilt  daher  in  der  Gegenwart  als 
veraltet  und  nur  noch  von  historischem  Werte 
für  die  Wissenschaft. 

Vergl.  über  King:  Davenant,  Political 
and  commercia!  works.  Bd.  II,  London  1771, 
S.  165  ff.,  224.  --  Süss  milch,  Göttliche  Ord- 
unng,  4.  Autl.,  3 Bde„  Berlin  1775 — 76:  Bd.  I 
S.  75.  8081,  130  ff..  234:  Bd.  II  S.  488  ff.; 
Bd.  III  S.  65560  n.  ö.  — Koscher,  Zur  Ge- 
schichte der  englischen  Volkswirtschaft,  Leipzig 
1851.  S.  118.  — J oh  n.  Geschichte  der  Statistik, 
Bd.  I.  Stuttgart  1884.  S.  262.  — Block,  Traite 
de  Statist ique,  2.  Anfl.,  Paris  1886.  — Ga- 
baglio,  Teoria  della  statistica,  2.  Anfl.,  Bd.  I. 
Mailand  1888,  8. 52  53.  — Dictionary  of  National 
Biographv,  ed.  by  8idney  Lee.  — Pal  grave. 
Dictionary  of  pol.  economy,  vol.  II  S.  505, 
London  1896.  Ltppert. 


Kirchliche  Abgaben. 

I.  Im  allgemeinen.  1.  Zehnten. 
2.  Kleinere  verwandte  Abgaben.  3.  Stol- 
gebühren.  4.  Abgaben  an  die  Bischöfe, 
o.  Kirchensteuern.  6.  Die  kirchliche  Banlast. 
II.  Abgaben  an  den  Papst.  1.  Einlei- 
tung. 2.  f'ensus.  3.  Die  Kreuzzugsstenern. 
4.  Servitia  communia  und  servitia  minuta.  5. 
Gebühren  und  Taxen.  6.  Visitationsgelder  und 
Pallientaxe.  7.  Das  ins  spolii.  8.  lus  deportus.  9. 
Annatae.  10.  Quindennia.  11.  Abgaben  an  den 
Papst  in  der  Gegenwart. 

I.  1 tu  allgemeinen. 

1.  Zehnten.  Die  Kirche,  den  höchsten 
idealen  Zielen  nachstrebend,  kann  doch  als 
menschliche  Institution  der  materiellen  Mittel 
nicht  entbehren.  Durch  freiwillige  Beiträge 
und  Gaben,  durch  Schenkungen  und  letzt- 
willige Zuwendungen  gelang  es  schon  frühe 
den  Kirchen,  namentlich  denen  der  grösseren 
Städte,  ein  bedeutendes  Vermögen  zu  er- 
werl»en.  Seitdem  aber  der  Betrieb  eines 
weltlichen  Berufes  mit  dem  Amte  eines 
Geistlichen  für  unvereinbar  galt,  musste  das 
Bestreben  des  Klerus  darauf  gerichtet  sein, 
den  I Lebensunterhalt  aller  Geistlichen  durch 
eine  regelmässige  und  dauernde  Einnahme- 
quelle zu  sichern.  Schon  in  der  ersten 
Ilälfte  des  3.  Jahrhunderts  wurde  deshalb 
die  Forderung  erhoben,  dass  die  Christen 
den  Zehnten  ihrer  Feld-  und  Baumfrüchte 
sowie  das  zehnte  Stück  des  Rind-  und 
Kleinviehs  an  die  Kirche  entrichten,  wie  die 
Jeden  zur  Abgabe  des  Zehnten  an  die  Le- 
viten durch  göttliches  Gelxjt  verpflichtet 
gewesen  seien  (3.  Mos.  27,  30  ff. ; 4.  Mos.  18, 
21  ff.;  5.  Mos.  12,  6 ff.;  14.  22 ff.).  Doch 
ward  erst  int  I Laufe  des  6.  Jahrhunderts 
und  zwar  zuerst  im  Frankenreich  eine  der- 
artige Verpflichtung  von  der  Kirche  aus- 
gesprochen. Alter  erst  König  Pippin  und 
Karl  der  Grosse  waren  es,  welche  die  Ent- 
richtung des  Zehnten  allgemein  vorschrieben 


und  damit  einen  Rechtsanspruch  auf  den 
Zehnten  begründeten,  ohne  dass  es  gelungen 
wäre,  das  Gebot  überall  zur  Ausführung 
zu  bringen.  Auch  entspannen  sich  in 
der  Kirche  selbst  zahlreiche  Streitigkeiten 
zwischen  den  Bischöfen  und  Klöstern  sowie 
zwischen  den  Bischöfen  und  den  Pfarrgeist- 
lichen  über  das  Recht  zum  Bezug  der  Zehn- 
ten. Häufig  wurde  auch  von  den  zehnt- 
berechtigten  Kirchen  das  Recht  zum  Bezug 
der  Zehnten  an  I Laien  verliehen  oder  gegen 
anderweitige  Leistungen  Zehntfreiheit  ge- 
währt. Vielfach  bestanden  ferner  weltliche 
Zehnten  als  grund herrliche  Abgaben,  die 
dann  später  nicht  selten  von  der  Kirche  als 
. kirchliche  Zehnten  in  Anspruch  genommen 
wurden.  So  bildeten  sieh  im  l-aufe  des 
Mittelalters  ausserordentlich  mannigfache, 
verwickelte  und  unsichere  Rechtszustände, 
die  zu  unaufhörlichen  Streitigkeiten  den 
Anlass  gaben.  Seit  der  Mitte  des  1 1.  Jahr- 
hunderts verltot  zwar  die  Kirche  jede  Ver- 
jäusserung  von  Zehnten  an  Laien  und  for- 
, derte  die  Rückgabe  der  in  Laienhänden  be- 
findlichen Zehnten  (vgl.  insbesondere  die  Be- 
schlüsse des  2.  und  3.  Konzils  vom  Lateran 
von  1139  und  1179),  aber  die  Kaiser  weiger- 
ten sich,  diese  kirchlichen  Gebote  zu  Reiehs- 
, gesetzen  zu  erheben  (Reichstag  von  Geln- 
| hausen  1186).  und  die.  Kirche  vermochte 
mit  ihren  Forderungen  nicht  durchzudringen. 
| Es  blielten  neben  den  kirchlichen  die  welt- 
lichen Zehnten  bestehen,  und  selbst  der  Satz 
! des  kanonischen  Rechts  (c.  29  X.  de  decimis 
III.  30),  dass  die  Freiheit  von  der  kirch- 
lichen Zehntpflicht  erwiesen  werden  müsse, 
fand  in  den  meisten  I Andern  keine  Annahme, 
vielmehr  galt  der  umgekehrte  Satz,  dass  der 
Aus p r ti eh  de r K i r e h e auf  Zehnten  von 
i i h r in  den  einzelnen  Gemeinden  erwiesen 
werden  muss.  (So  auch  in  Preussen  nach 
Allg.  Landrecht  II.  11,  § 860.  in  Oester- 
reich etc.  Das  bayerische  Lundrecht 
! von  1756  II,  10,  •?  4 hat  dagegen  den  Satz 
j des  kanonischen  Rechts  aufgenommen.)  Ist 
. es  jedoch  erwiesen,  dass  der  Kirche  in  der 
Gemeinde  das  Zehntrecht  zukommt,  dann 
wird  auch  für  alle  darin  belegonen  Grund- 
stücke die  Zehntpflicht  vermutet,  so  dass 
die  Befreiung  einzelner  Grundstücke  erwiesen 
werden  muss.  Als  zehntberechtigt  gilt  nach 
dem  kanonischen.  Rechte  innerhalb  der 
Parochie  der  Pfarrer,  so  dass  Bischof,  Dom- 
kapitel, Klöster  ete. , die  den  Zehnten  in 
Anspruch  nehmen,  diesen  Anspruch  erweisen 
müssen.  Nach  kanonischem  Rechte  ist  auch 
von  Neuland,  das  der  Kultur  erst  unter- 
worfen wird,  der  Zehnt  (Noval-,  Neu- 
bruch-Rottzeh nt)  zu  entrichten.  Im 
Mittelalter  ward  derselbe  jedoch  vielfach 
von  den  Bischöfen,  später  von  den  Landes- 
herren in  Anspruch  genommen.  — Der  Zehnt- 
pflicht unterliegen  alle  Einwohner  der 
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Paroehie,  die  der  katholischen  Kirche  au- 
gehören. Vielfach  hat  jedoch  die  Zehntlast 
einen  dinglichen  Charakter  angenommen,  so 
dass  sie  auf  dem  Grundstück  lastet,  auch 
wenn  dessen  Eigentümer  der  katholischen 
Kirche  nicht  angehört.  So  liegt  zwar  nach 
dem  allgemeinen  Grundsätze  des  Preuss. 
Allg.  Landrechts  die  Zehntpflicht  nur  den 
Gliedern  der  Kirchengemeinde  ob  (II,  11, 
§ 858,  859,  872),  aber  nach  vielen  Provinzial- 
rechten (z.  B.  in  Ostpreussen,  Brandenburg, 
Magdeburg  etc.)  ist  der  Zehnt  eine  lieallast. 
— Nach  dem  kanonischen  Rechte  sind  nicht 
bloss  die  Feldfrüchte  und  das  Rind-  und 
Kleinvieh  dem  Zehnten  unterworfen  (decimae 
praediales  et  sanguinales),  sondern  auch  der 
Ertrag  der  Erwerbsthätigkeit  (decimae  jier- 
sonales).  I)<h:)i  gelang  es  der  Kirche  nicht, 
diese  letzteren  Zehnten  aufrecht  zu  erhalten. 
Aber  auch  in  betreff  des  Umfangs  der  Frueht- 
und  Blutzehnten  bildeten  sich  in  den  ein- 
zelnen Landesteilen  und  Gemeinden  sehr 
verschiedenartige  Rechtssätze  aus.  Auch 
hatte  sich  schon  früh  an  manchen  Orten 
eine  Umwandlung  des  Zehnten  in  eine  feste 
Geldrente  vollzogen. 

Schon  in  der  Reformationszeit  hatten 
sich  Stimmen  erhoben,  welche  die  Aufhebung 
des  Zehnten  verlangten.  Indes  wie  die 
katholische  Kirche  .damals  den  Zehnten  noch 
nicht  entbehren  konnte,  so  sah  sich  auch 
die  evangelische  Kirche  genötigt,  das  Zehnt- 
recht aus  dem  kanonischen  Rechte  herüber- 
zunehmen und  aufrecht  zu  halten.  Nur 
verwandelte  sich  der  Anspruch  auf  Zehnten 
mehr  und  mehr  aus  einem  kirchlichen  in 
einen  weltlichen  und  wurde  demgemäss  auch 
von  den  Staatsgesetzen  des  18.  Jahrhunderts 
normiert.  Die  Gesetzgebung  der  fran- 
zösischen Revolution  hat  alle  Zeh  nt  rechte 
ohne  Entschädigung  aufgeholten  (G.  v.  4.  bis 
11.  August  1789,  Art.  5,  G.  v.  1(5.  Juli  1793, 
auf  die  Linder  des  linken  Rheinufers  aus- 
gedehnt durch  G.  v.  17.  Drum.  IV).  ln 
der  Folgezeit  sind  in  den  meisten  anderen 
Staaten  die  Zehnten  gegen  Entschädigung 
abgelöst  worden.  S.  die  Artt.  Bauern- 
befreiung oben  Bd.  II:  Bayern 

S.  353 f..  Württemberg  S.  356.  Baden 
S.  358,  Hessen  S.  359,  Oesterreich 
S.  370,  Belgien  und  Niederlande 
S.  374 ff.  ln  Preussen  wurden  die  kirch- 
lichen Zehnten  durch  G.  v.  2.  März  1850 
für  ablösbar  erklärt,  das  Gesetz  ist  aber  nicht 
ausgeführt  und  durch  G.  v.  15.  April  1857 
ersetzt  worden.  Erst  durch  das  G.  v. 
27.  April  1872  (ergänzt  durch  G.  v.  15.  März 
1879)  ist  die  Ablösung  durchgeführt  worden. 
Schon  vorher  waren  die  eigentümlichen 
Zehntverhältnisse  Schlesiens  durch  G.  v. 
10.  April  1865  durch  Ablösung  beseitigt 
worden.  — ln  Italien  wurden  durch 
G.  v.  14.  Juli  1887  die  meisten  Zehnten 


l aufgehoben , die  anderen  wurden  in  eine 
feste  Geldronte  verwandelt,  deren  Ablösung 
durch  Kapital  den  Pflichtigen  gestattet  ist. 
t — In  England  wurden  1836  (6  et  7 Will. 
■ IV.  eh.  71)  die  Zehnten  in  Geldreuten  um- 
gewandelt und  1847  deren  Ablösung  in  Land 
oder  Kapital  ermöglicht  (9  ct  10  Vict  oh.  73). 
Nach  dem  Tithe  Act  von  1891  hat  der 
Grundeigentümer  den  Zehnten  zu  zahlen 
I und  Verträge,  durch  welche  der  Pächter 
i dazu  verpflichtet  werden  soll,  sind  nichtig, 
j — In  Irland,  w'o  die  drückende  Zehntlast 
der  bäuerlichen  Bevölkerung,  die  meist  der 
katholischen  Kirche  augehört,  zu  Gunsten 
der  anglikanischen  Geistlichkeit  oblag,  ist 
1838  der  Zehnte  in  eine  feste  Bodenrente 
umgewandelt  worden,  die  der  Grundeigen- 
tümer zu  zahlen  hat  (1  et  2 Vict.  eh.  109). 
Ihre  Ablösung  ward  1869  (32  et  33  Vict. 
eh.  42)  angeordnet.  — In  Dänemark  ist 
der  Zehnte  in  eine  feste  Kornabgabe  seit 
i Anfang  dieses  Jahrhunderts  umgewandelt 
worden,  welche  der  Zehntpfliehtige  entweder 
I in  natura  oder  Geld  nach  einer  bestimmten 
Taxe  zu  entrichten  hat.  Doch  sind  die 
■adeligen  Güter  zehntfrei.  Auch  in  Schwe- 
den und  Norwegen  besteht  die  Zehnt- 
pflicht noch. 

2.  Kleinere  verwandte  Abgaben.  Klei- 
nere verwandte  Abgaben,  die  meist  in 
Naturalien  an  den  Pfarrer  oder  Küster  zu 
entrichten  sind . haben  sich  neben  den 
Zehnten  örtlich  in  grosser  Verschiedenheit 
erhalten  und  vielfach  haben  sie  einen  ding- 
lichen Charakter  angenommen,  während  sie 
ursprünglich  meist  Abgaben  für  einzelne 
von  dem  Pfarrer  oder  Küster  vorgenommene 
Amtshandlungen  waren.  Dahin  gehören  die 
sogenannten  l’rüven  (Präbenden),  d.  h.  kleine 
Gaben  in  Esswaren  oder  Geld,  Ostereier, 
Messhafer.  Wottergarben,  Läutebrote,  Vital- 
tage, Calende»  u.  dergl. 

3.  Stolgebühren.  Wenn  die  Kirche 
auch  die  Vornahme  einer  geistlichen  Hand- 
lung um  eines  weltlichen  Vorteils  willen 
verbietet  und  als  Simonie  mit  kirchlicher 
Strafe  bedroht,  so  gestattet  sie  doch,  dass 

l der  Geistliche  nach  Vornahme  einzelner 
geistlicher  Handlungen  (Taufe,  Trauung, 
j Aufgebot.  Beerdigung,  nicht  aber  Spendung 
1 des  heiligen  Abendmahls  und  der  letzten 
Gelang)  Gebühren  hierfür  empfängt,  und 
seit  dem  Mittelalter  sind  aus  den  ursprüng- 
lich freiwilligen  Gaben  Gebühren  geworden, 
deren  Entrichtung  eine  Pflicht  ist.  Dies 
sind  die  sogenannten  Stolgebühren  (iura 
stolao.  Stola  ist  ein  von  dem  katholischen 
Priester  bei  Vornahme  von  Amtshandlungen 
zu  tragendes  Kleidungsstück).  Sie  bildeten 
früher  und  vielfach  auch  noch  gegenwärtig 
einen  wichtigen,  wenn  auch  unständigen 
Teil  der  Amtseinkünfte  des  Pfarrei*  (Aeei- 
dentalia,  Casualia).  Ihr  Betrag  wird,  wo  er 
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nicht  durch  Observanz  feststeht,  in  der 
katholischen  Kirche  durch  den  Bischof,  in 
der  evangelischen  Kirche  durch  die  Kirchen- 
behörden festgesetzt.  Vielfach  hat  aber  der 
St<uit  das  Recht  der  Festsetzung  an  sicli 
gezogen  (Preussen  Allg.  Landrecht  II,  11, 
§ 425,  Bayern  Relig-.Ed.  v.  1818,  § 64) 
oder  eine  Mitwirkung  hierbei  sieh  Vorbe- 
halten (Oesterreich  G.  v.  7.  Mai  1874, 
§ 24).  Neuerdings  ist  das  Recht,  Stoltaxen 
einzuführen  und  abzuändern,  in  Preussen 
den  Organen  der  Kirchengemeinden  unter 
Genehmigung  der  kirchlichen  und  staatlichen 
Behörden  eingeräumt  worden (Evang.  Kirchcn- 
gemeinde-  und  Synodalordnung  von  1873 
§ 31,  G.  v.  3.  Juni  1876  Art.  24;  für  die 
kath.  Kirche  G.  v.  2ü.  Juni  1875  § 21). 
Doch  geht  das  Bestreben  mehr  und  mehr 
dahin . die  Stolgebühren  überhaupt  gegen  j 
eine  den  Geistlichen  zu  gewährende  Ent- ; 
Schädigung  aufzuheben,  seitdem  die  Beur-  i 
kundung  des  Personalstandes  und  die  bürger- 
liche Eheschliessung  Staatsbehörden  über- 
tragen sind.  So  sind  sie  allgemein  auf- : 
gehoben  worden  in  B raunsc h w e ig  (O.  v, ! 
31.  Mai  1871),  Mecklenburg-Schwerin 
(V.  v.  13.  März  und  1.  Mai  1876),  Meck- 
ienbu rg-Strel itz  (V.  v.  21.  Juni  und 
24.  Juli  1873),  Sachsen  (G.  v.  22.  Mai  1876), 
in  der  evangelischen  Landeskirche  Hessens' 
(Kircheng.  v.  23.  Juni  1891).  In  der  evan- 
gelischen Landeskirche  der  alten 
Provinzen  Preussens  ist  die  Ver-j 
pflichtung  zur  Entrichtung  der  Stolgebühren 
für  Taufen  und  Trauungen  in  ortsüblicher 
einfachster  Form  sowie  für  Aufgebote  durch 
das  Kirchengesetz  vom  28.  Juli  1892  (ergänzt  i 
durch  Kircheng.  v.  6.  Juli  1898)  aufgehoben 
worden.  Die  geistlichen  Stellen,  deren 
Jahreseinkommen  nicht  mindestens  6000 
Mark  beträgt,  werden  für  die  ausfallenden 
Einnahmen  durch  eine  von  der  Kirchen- 
gemeinde  zu  zahlende  Reute  entschädigt. 
Doch  erhalten  die  Kirehengenieindeu,  welche, 
um  diese  Entschädigung  aufzubringen,  eine 
Kirchensteuer  ausschreiben  oder  erhöhen 
müssen,  aus  einem  landeskirchlichen  Fonds  I 
eine  Beihilfe.  Nach  dem  Staatsgesetze  vom 
3.  September  1892  gewährt  der  Staat  diesem  | 
landeskirchlichen  Fonds  einen  jährlichen 
Zuschuss  im  Betrage  von  1 250  O00  Mark. 
Auch  in  den  Landeskirchen  d er  ne u e n 
P r o v i n z e n (Schleswig-Holstein,  1 lannover, 
Hessen- Nassau)  ist  durch  Kirchen-  und 
Staatsgesetze  der  Jahre  1892  und  1893  die 
Aufhebung  der  Stolgebühren  für  Taufen, 
Trauungen  und  Aufgeliote  in  ähnlicher 
Weise  unter  Gewährung  einer  staatlichen  | 
Boihilfe  erfolgt.  Leider  sind  die  Stolgebühren 
für  die  Mitwirkung  der  Geistlichen  bei  Be- 
gräbnissen durch  Gesetz  nicht  aufgehoben 
worden.  Doch  haben  vielfach  die  Kirchen- ! 
gemeinden  auch  hierfür  die  Stolgebühren 


abgelöst  — Auch  in  Frankreich  sind 
die  Geistlichen  in  den  anerkannten  Kirchen 
berechtigt,  für  ihre  Amtshandlungen  Stol- 
gebühren  (oblations)  zu  fordern,  deren  Be- 
trag von  der  Kirchenbehörde  unter  Ge- 
nehmigung des  Ministers  festgesetzt  wird 
(G.  v.  18.  Germinal  X,  Art.  69,  70). 

4.  Abgaben  an  die  Bischöfe.  Im 
Mittelalter  war  es  den  Bischöfen  gelungen, 
die  Inhaber  von  geistlichen  Aeratern  in  der 
Diöcese  zur  Entrichtung  mannigfacher  Ab- 
gaben zu  verpflichten,  von  deuen  einzelne 
noch  in  einigen  Ländern  sich  erhalten  haben. 
So  wird  in  Bayern  und  Italien 
das  sogenannte  Cathedraticum  oder 
Synodaticum  erhoben,  eine  Abgabe,  die 
zur  Anerkennung  der  Unterordnung  von  den 
Pfarrern  auf  der  Bistumssynode  zu  ent- 
richten ist.  Das  S e m i n a r i s t i c u m , das 
zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Priester- 
seminare von  dem  Konzil  von  Trient  ein- 
geführt ward,  besteht  noch  in  Bayern  und 
Oesterreich.  Die  Procurationes  sind 
Abgaben,  die  zur  Verpflegung  des  Bischofs 
bei  der  Visitation  der  Diöcese  von  den  ausser- 
halb der  bischöflichen  Residenz  wohnenden 
Pfarrern  zu  leisten  sind.  Vielfach  werden 
sie  in  Naturalien  gegeben.  Auch  ist  in 
manchen  Diöcesen  dem  Pfarrer  ein  Ersatz 
seiner  Auslagen  ans  dem  Kirchen  vermögen 
zu  gewähren  (so  iu  Bayern,  in  der  Erz- 
diöcese  Köln  etc.).  — Andere  Abgaben,  wie 
die  Quarta  decimarum,  die  Quarta  legatorum 
oder  mortuariorura , die  Absent-  und  Com- 
mendegelder,  das  ins  denortuum  (d.  h.  das 
Recht  des  Bischofs  auf  Bezug  des  Einkom- 
mens eines  Jahres,  seit  dem  14.  Jahrhundert 
der  Hälfte  des  jährlichen  Einkommens  von 
einer  erledigten  Pfründe)  kommen  heute 
nicht  mehr  vor.  Nach  dem  kanonischen 
Rechte  (e.  16  X,  I,  31;  c.  6 X,  III,  39)  hat 
der  Bischof  das  Recht,  in  Notfällen  mit 
Zustimmung  des  Domkapitels  den  Inhabern 
geistlicher  Aemter  eine  Steuer  aufzuerlegen 
(Subsidium  caritati vum).  Doch  ge- 
schieht dies  nicht  mehr,  auch  erkennen  die 
Staatsgesetze  dem  Bischöfe  ein  derartiges 
Besteuerungsrecht  nicht  zu.  Indes  haben 
sich  in  einzelnen  Diöcesen  (wie  z.  B.  in 
Würzburg)  geringfügige  Abgaben  unter 
diesem  Namen  erhalten. 

5.  Kirchensteuern.  Die  neueren  Ver- 
fassungsgesetze der  evangelischen  Kirche  iu 
Ü e u t sc  h 1 a n d (mit  Ausnahme  von  B a y er») 
und  in  Oesterreich  haben  den  evangeli- 
schen Kirchengemeinden  und  meist  auch 
den  grösseren  Verbänden  (Kreis-  und  Pro- 
vinzial-iSynodalverbünden)  wie  der  Landes- 
kirche das  Recht  der  Erhebung  von  Kirchen- 
steuern erteilt.  Die  Staatsgesetze  haben  dies 
Recht  anerkannt  und  die  auferlegten  Steuern 
für  öffentliche  Abgaben  erklärt,  die  auf  dem 
Wege  des  Verwaltungszwanges  einzutreiben 
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sind.  Aber  sie  haben  auch  das  Besteuerungs- 
recht  sehr  eingeschränkt  und  seine  Aus- : 
Übung  an  die  Genehmigung  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  gebunden,  in  den  ein- ' 
zelnen  Bestimmungen  bieten  diese  kirch- ! 
liehen  und  staatlichen  Gesetze  grosse  Yer-  j 
schiedenheiten  dar,  es  mag  daher  genügen, 
die  für  die  evangelische  Landeskirche 
Preti sse ns,  deren  Gebiet  die  alten  Pro- 1 
vinzen  umfasst,  geltenden  Vorschriften  hier 
zu  erwähnen.  Nach  der  Generalsynodal- ; 
Ordnung  vom  20.  Januar  1870  § 14  können! 
durch  Kirchengesetz  landeskirchliche  Um- 
lagen eingeführt  werden.  Dieselben  werden ! 
auf  die  Provinzialverbände  verteilt.  Durch  | 
die  Provinzialsynoden  findet  wiederum  deren 
Verteilung  auf  die  K reis  verbände  und  durch 
die  Kreissynoden  auf  die  einzelnen  Gemein- 
den statt . die  sie  endgiJtig  aufzubringen  j 
haben.  Auch  können  für  die  kirchlichen 
Zwecke  der  einzelnen  Provinzen  von  den  j 
Proviuzialsynoden  Provinzialumlagen  be- 
schossen werden,  die  ebenso  auf  die  Kreise  I 
und  von  diesen  auf  die  Gemeinden  zu  ver- . 
teilen  sind.  Der  Beschluss  der  Provinzial- 1 
synode  ist  an  die  Genehmigung  des  Ober- 
kirchenrates und  des  Oberpräsidenten  ge- 
bunden (Staatsg.  v.  3.  Juni  1870  Art  11).  | 
Der  Gesamtbetrag  aber  der  landes-  und  pro- 
vinzialkirchliclien  Umlagen  darf  0 °.'o  der' 
von  den  Angehörigen  der  evangelischen 
Landeskirche  aufzubringeuden  Einkommen- 
steuer nicht  übersteigen  (Art.  10  in  der  Fas-  < 
sung  des  G.  v.  28.  Mai  1804).  Durch 
Kirchengesetz  vom  2.  September  1880  ist  I 
hiervon  der  Betrag  bis  zu  5 °o  der  Landes- 
kirche und  der  Betrag  bis  zu  1 0 o den  Pro- 
vinzialsynoden zugewiesen  worden.  Doch  I 
wird  von  der  Landeskirche  gegenwärtig  nur  ■ 
ein  Betrag  von  33  i % erhoben.  Die  Kreissyno- 1 
den  können  nur  zur  Aufbringung  der  Kosten 
der  Synode  selbst  und  der  Provinzialumlagcn  i 
Umlagen  aussch  reiben  (Kirchengemeinde- 
und  Synodalordnung  v.  10.  September  1873 
§71).  Beschwerden,  die  von  den  Gemein- 
den hiergegen  erhoben  werden . hat  die ' 
Staatsbehörde  zu  entscheiden  (G.  v.  3.  Juni  i 
1870  Art.  3).  Die  Kirchengemeinden  haben  i 
die  Mittel , die  zur  Bestreitung  der  kirch- 
lichen Ausgaben  erforderlich  sind  und  nicht 
aus  anderen  Einnahmequellen  gedeckt  wer- 
den können,  durch  Kirchengemeindesteuern 
aufzubringen.  Den  Beschluss  hat  die  Go-  j 
meindevertretung  (oder  Gemeindeversamni- ; 
luug)  zu  fassen,  doch  bedarf  derselbe  der 1 
Bestätigung  des  Konsistoriums  und  ist  nur  | 
nach  Genehmigung  des  Regierungspräsiden-  j 
ten  vollstreckbar.  Die  Kirchensteuern  dürfen  I 
nur  als  Zuschläge  zu  den  direkten  Staats-  j 
steuern  oder  den  am  Orte  erhobenen  direkten 
Gemeindesteuern  auferlegt  werden  (Kirehen- 
Gemeinde-  u.  Svn.-Ordn.  von  1873  § 31, 
G.  v.  25.  Mai  1874  Art.  3). 


Nach  dem  Vorbilde  der  Gemeindeord- 
nungon der  evangelischen  Kirche  sind  in 
den  letzten  Jahrzehnten  in  mehreren  deut- 
schen Staaten  auch  die  katholischen  Kirchen- 
gemeinden durch  Staatsgesetz  zu  Korjxira- 
tionen  für  die  Zwecke  der  Vermögensver- 
waltung organisiert  und  mit  dem  Rechte, 
von  den  Gemeindegliedern  Kirchensteuern 
zu  erhellen,  ausgestattet  worden.  Dieses 
Besteuern ngsrecht  ist  denselben  Beschrän- 
kungen unterworfen  wie  das  der  evangeli- 
schen Kirchengemeinden.  So  Preussen 
G.  v.  20.  Juni  1875;  Hessen  G.  v.  23.  April 
1875;  Sachsen  G.  v.  2.  August  1S7S; 
Württemberg  G.  v.  14.  Juni  1887;  Ba- 
den G.  v.  20.  Juli  1888.  ln  Baden  und 
Hessen  können  auch  für  die  allgemeinen 
kirchlichen  Bedürfnisse  der  katholischen 
Kirche  des  Landes  von  den  Mitgliedern 
der  Kirche  Steuern  erhoben  werden.  Jedoch 
ist  hierzu  ein  Beschluss  einer  aus  der  Wahl 
der  Kirchengenossen  hervorgegangenen  Ver- 
tretung sowie  bischöfliche  und  staatliche 
Genehmigung  erforderlich.  Die  Vertretung 
(in  Hessen  derDiöcesenkirehenvorstand)  be- 
steht aus  Mitgliedern,  die  von  den  Vertre- 
tungen der  Kirchengemeinden  gewählt  wer- 
den. Die  Einberufung  der  Vertretung 
erfolgt  durch  den  Bischof,  in  Baden  im 
Einverständnis  mit  der  Staatsregierung.  Die 
Kirchensteuern  werden  als  Zuschläge  zu 
den  direkten  Staatsstenern  erhoben.  (Ba- 
den, G.  v.  15.  Juni  1802  und  die  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Erzbischof  von  Freiburg 
erlassene  Verordnung  v.  5.  Januar  1000; 
Hessen,  G.  v.  23.  April  1875  Art.  5,  6 und 
das  von  dem  Grossherzoge  genehmigte 
bischöfliche  Statut  für  die  Bildung  «les 
Diöcesenkirchcnvorstands  im  Bistum  Mainz. 
Bekanntmachung  vom  IG.  Oktober  1800.) 

0.  Die  kirchliche  Baulast  Besondere 
Rechtssätze  bestehen  über  die  Verpflichtung, 
die  Kosten  der  Errichtung  und  Unterhal- 
tung der  kirchlichen  Gebäude  (Kirchen, 
PhuT-  und  Küsterhäuser)  zu  tragen.  Im 
Mittelalter  hatten  sieh  hierüber  sehr  ver- 
schiedenartige partikulare  und  örtliche  Rechte 
gebildet,  wälircud  das  gemeine  kanonische 
Recht  nur  bestimmte,  dass,  soweit  der  Er- 
trag des  Kirchen  Vermögens  hierzu  nicht  aus- 
reichte, die  Zehntinhaber  und  Beueficiaten, 
in  letzter  Reihe  alle  Beteiligten  zu  Beiträgen 
heranzuziehen  seien (c.  1 —4  X.  III,  48).  Nach 
dem  Konzil  von  Trient  (soss.  XXI  c.  7)  kann 
der  Bischof,  soweit  die  Kosten  nicht  ander- 
weit  aufgebracht  werden  können,  in  geeigneter 
Weise  die  Gemeindeglieder  heranziehen. 
Auch  der  Patron  ist  zu  Beiträgen  ver- 
pflichtet. Wenn  er  jedoch  seiuer  Verpflich- 
tung nicht  naclikommt,  so  darf  er  nur  die 
in  dem  Patronatreehte  liegenden  Befugnisse 
nicht  ausüben,  es  kann  gegeu  ihn  nicht 
auf  Leistung  von  Beiträgen  geklagt,  werden. 
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Nach  einem  gemeinen  Gewohnheitsrechte 
sind  aber  bei  Landkirchen  in  allen  Fällen 
die  Gemeindeglieder  zur  unentgeltlichen 
Leistung  von  Hand-  und  Spanndienstcu  ver- 
pflichtet. Auf  diesen  Grundlagen  entwickelte 
sich  auch  das  Recht  in  den  evangelischen 
Kirchen.  Doch  ist  fast  überall  das  gemeine 
Recht  durch  partikulares  Recht  ausgestaltet 
und  weitergebildet,  insbesondere  die  Ver- 
pflichtung des  Patrons  erhöht  worden.  Nach 
dem  preussischeu  Allgemeinen  Land- 
rechte  (II,  11,  § 712 ff.)  wird  die  Baulast, 
sofern  sie  nicht  von  dem  Ertrage  des  Kirchen- 
vermögens  bestritten  werden  kann,  zwischen 
der  Gemeinde  und  dem  Patron  derart  ge- 
teilt, dass  bei  Landkirchen  der  Patron  2 ’s 
und  die  Gemeinde  1 h,  bei  Stadtkirchen  die 
Gemeinde  2 3 und  der  Patron  1 3 beizutragen 
haben.  Die  Verpflichtung  zu  Hand-  und 
Spanndiensten  besteht  nur  bei  Lindkirchen. 
Doch  sind  in  den  einzelnen  Landesteilen 
mannigfache  hiervon  abweichende  Partiku- 
larrechte in  Kraft  geblielien.  Auch  kommt 
es  im  Gebiete  des  Allgemeinen  Landrechts 
wie  in  anderen  deutschen  Lindesteilen  (z.  B. 
in  der  Provinz  Hannover)  nicht  selten  vor, 
dass  nach  Ortsrecht  die  Kirchen  baulast  einen 
dinglichen  Charakter  angenommen  hat  und  als 
Reallast  auf  dem  Grundbesitze  ruht.  In 
Bayern,  Württemberg  und  Baden 
sind  hinter  dem  Kirchen  vermögen  besondere 
Baufonds,  Kapitalien,  die  aus  der  Ablösung 
der  Zehnten  gebildet  sind,  zu  Beiträgen  ver- 
pflichtet, und  nur  soweit  diese  nicht  aus- 
reichen, sind  die  Mittel  durch  direkte  Ge- 
meindeumlagen aufzubringen.  Doch  sind  die 
Rcchtszustände  auch  in  diesen  Staaten  im 
einzelnen  wieder  mannigfach  verschieden. 
In  anderen  Staaten  wie  in  Hessen  und 
S a c h s e n -W  e i m a r , liegt  i n vielen  Ge- 
meinden auch  dem  Staate  eine  Beitrags- 
pflicht ob.  — In  Oesterreich  hat.  wo 
Keine  neuen  Landesgesetze  bestehen,  hinter 
dem  Kirchenvermögen  der  Patron  alle  baivn 
Auslagen  zu  bestreiten,  während  die  Ge- 
meindeglieder die  Hand-  und  Spanndienste 
zu  leisten  haben  (Nieder-  und  Oberöster- 
reich,  Böhmen,  Triest).  In  den  meisten 
Krön  ländern  sind  aber  im  Jahre  1863  und 
in  den  folgenden  Jahren  Landesgesetze  er- 
lassen worden,  wonach  der  Patron  1 :t  (in 


Krain 


in  Galizien  1 >;)  der  Kosten  zu 


tragen  hat.  — In  den  Lindern  des  fran- 
zösischen Rechts  (Dekret  v.  30.  Dezember 
1809  und  G.  v.  14.  Februar  1810)  sind  die 
bürgerlichen  Gemeinden  zur  Tragung  der 
kirchlichen  Baulast  verpflichtet,  sofern  der 
Ertrag  des  Kirchenvermögeus  unzureichend 
ist.  Doch  ist  in  der  preussischen 
Rhein  provinz  durch  G.  v.  11.  März  1880 
diese  Verpflichtung  auf  die  Kirchengemein- 
den übertragen  worden.  Auch  in  Italien 
liegt  den  bürgerlichen  Gemeinden  bis  zum 


Erlass  eines  Gesetzes  über  die  Bestreitung 
[der  Kultuskosten  die  Fnterhaltung  der 
Kirchengebäude  in  Ermangelung  anderer 
Mittel  ob  (Gemeinde-  und  Provinz.-Ges.  v.  30. 
Dezember  1888  Art.  271). 

II.  Abgaben  an  den  Papst. 

1.  Einleitung.  Die  centrale  Stellung, 
welche  das  Papsttum  während  des  Mittel- 
alters im  Abendlande  einnahm,  erklärt  es, 
dass  sich  bei  der  römischen  Kurie  schon 
frühe  eine  umfangreiche  und  verwickelte 
Finanzwirtschaft  und  Finanzverwaltung  aus- 
bildeten. Den  Päpsten  war  es  in  den  Zeiten 
des  l’ntcrgangs  des  römischen  Reiches  ge- 
lungen, ausgedehnte  Grundbesitzungen  zu 
erwerben.  Indes  diese  Besitzungen  gingen 
später  zum  grossen  Teil  wieder  verloren, 
und  soweit  sie  dem  Papste  erhalten  blieben 
und  neue  hinzu  erworben  wurden,  waren 
die  Einkünfte,  die  daraus  der  Kurie  zu- 
flossen,  nur  geringfügig.  Sie  reichten  bei 
weitem  nicht  aus,  um  die  grossen  Ausgaben 
zu  decken,  die  durch  die  [»äpstliche  Hofhal- 
tung, vor  allem  aber  durch  die  kirchlich- 
politischen Bestrebungen  der  Päpste,  die  auf 
Herstellung  einer  klerikalen  Herrschaft  über 
das  ganze  Altendlanil  gerichtet  waren,  er- 
forderlich wurden.  Noch  immer  aber  haben 
wir  den  Mangel  einer  urkundlichen  Ge- 
schichte der  päpstlichen  Finauzverwaltung 
im  Mittelalter  zu  beklagen  und  damit  eine 
der  empfindlichsten  Lücken  in  unserer  Kennt- 
nis der  inneren  Geschichte  des  Mittelalters 
und  insbesondere  seiner  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung. Erat  seit  Papst  Leo  X HI.  das 
vatikanische  Archiv  der  wissenschaftlichen 
Forschung  in  dankenswerter  Weise  geöffnet 
hat.  sind  die  (Quellen,  aus  denen  die  Materialien 
einer  solchen  Geschichte  geschöpft  werden 
können,  zugänglich.  Seitdem  haben  auch 
deutsche  und  französische  Gelehrte  durch 
Veröffentlichung  und  Bearbeitung  eines 
Teiles  dieser  Materialien  sich  verdient  ge- 
macht und  die  Grundlagen  zu  weiterer 
Forschung  gelegt. 

2.  Pensa*.  Schon  am  Ende  des 
5.  Jahrhunderts  liess  Papst  Gelasins  (492 
bis  490)  ein  Verzeichnis  der  Einnahmen, 
welche  die  römische  Kirche  aus  ihren  Grund- 
besitzungen bezog,  an  fertigen  (Polyptycum), 
das  Gregor  der  Grosse  (590*  bis  604) 
erneuern  und  durch  ein  Verzeichnis  der 
regelmässigen  Ausgaben  ergänzen  liess.  Diese 
Verzeichnisse  blieben  mehrere  Jahrhunderte 
in  Gebrauch,  bis  in  den  schlimmen  Zeiten, 
die  seit  dem  Finde  des  9.  Jahrhunderts  über 
Rom  hereinbraehen,  auch  die  i«ipstlichen 
Finanzen  in  volle  Verwirrung  gerieten.  Erst 
Gregor  VII.  (1073  bis  1085)  war  es,  der 
schon  vor  seiner  Thronbesteigung  als  Oeeo- 
notnus  und  Archidiacoims  der  römischen 
Kirche  um  die  Neuordnung  der  römischen 
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Finanzverwaltung  sich  bemühte  und  sic  als 
Papst  durchgeführt  hat.  Auf  Grund  der  von 
Gregor  VIT.  veranstalteten  Privilegiensamm- 
lung und  späterer  Verzeichnisse  hat  dann 
im  Jahre  1192  der  damalige  Caiuerarius  und 
Finanzministcr  des  Papstes,  Cencius  Sa- 
velli  (der  spätere  Papst  Honorius  III. 
1216  bis  1227)  den  berühmten  über  cen- 
suum  eeclesiae  Romanae  angefertigl, 
<ler  ans  zwei  Hauptteilen  besteht,  einem 
nach  Kirchenprovinzen  geordneten  Ver- 
zeichnis der  Einkünfte  des  päpstlichen 
Stuhles  und  einer  Sammlung  von  Urkunden 
über  die  Vermögensrechte  der  römischen 
Kirche.  Damit  war  eine  zuverlässige  l’eber- 
sicht  über  die  Einkünfte,  auf  die  der  Papst 
Anspruch  hatte  oder  Anspruch  erhob,  ge- 
geben. Das  Werk  gewann  solches  Ansehen, 
dass  die  Beamten,  welche  mit  der  Erhebung 
der  Einkünfte  beauftragt  wurden,  Abschriften 
der  betreffenden  Teile  erhielten,  um  hier- 
nach ihre  Amtstätigkeit  auszuüben.  Bis  in 
das  15.  Jahrhundert  wurde  es  benutzt  und 
der  päpstlichen  Finanzverwaltung  zu  Grunde 
gelegt. 

Unter  dein  allgemeinen  Namen  Census 
wurden  aber  Abgalien  zusammengefasst,  die 
auf  verschiedenartigen  Rechtst it ein  beruhten. 
Die  Hälfte  aller  dieser  Abgaben  ward  von 
Papst  Nico  laus  IV.  1298  den  Kardinälen 
überwiesen.  Zu  dem  Census  gehörten: 

a)  Die  Abgaben,  welche  von  den  Grundbe- 
sitzungen, die  in  dem  Eigentum  der  römischen 
Kirche  standen,  zu  zahlen  waren,  mochten  sie 
in  Pacht  oder  Emphvteuse  vergeben  oder  als 
Lehen  verliehen  sein.  Doch  haben  diese 
Einkünfte,  die  in  älterer  Zeit  den  llaupt- 
stock  der  päpstlichen  Einnahmen  bildeten, 
im  Laufe  des  Mittelalters  mehr  und  mehr 
ihre  Bedeutung  verloren.  Durch  Verkäufe. 
Verpfändungen  sowie  durch  Usurpationen 
des  Adels  waren  die  Domänen  zusammen- 
geschmolzen,  und  von  den  im  Eigentum  der 
römischen  Kirche  verbliebenen  Gütern,  die 
den  Adligen  verachtet  oder  ihnen  zu  Lehen 
übertragen  waren,  wurden  die  Abgaben  nur 
unregelmässig  entrichtet. 

b)  Auch  die  zum  Teil  nicht  unbedeuten- 
den Abgaben,  welche  die  der  päpstlichen 
Oberherrlichkeit  unterworfenen  Städte  Mittel- 
italiens zu  zahlen  hatten,  gingen  nur  un- 
regelmässig ein  und  wurden,  seitdem  diese 
Städte  unter  die  Herrschaft  von  Stadtherren 
gelangt  waren,  vielfach  gar  nicht  mehr  ge- 
zahlt. Erst  am  Ausgang  des  Mittelalters 
gelang  es  den  Päpsten,  insbesondere  dem 
t hat  kräftigen  Julius  II.  (1503  bis  1513),  sie 
der  unmittelbaren  Herrschaft  des  päpstlichen 
Stuhls  wieder  zu  unterwerfen. 

c)  Schon  seit  früher  Zeit  suchten  ein- 
zelne Klöster  und  Kirchen  Schutz  gegen 
bischöfliche  Eingriffe  und  gegen  Gewalt- 
taten der  weltlichen  Macht  dadurch  zu  ge- 


winnen, dass  sie  das  Obereigentum  des 
Papstes  anerkannten  und  damit  in  ein  be- 
sonderes Schutzverhältnis  zu  dem  Papste 
traten.  Sie  erhielten  dann  in  der  Regel 
von  dem  Papste  besondere  Privilegien,  durch 
welche  sie  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion 
befreit  wurden.  Auch  anderen  Klöstern  und 
Kirchen  wurden  solche  Exemtionsprivilegien 
zu  teil.  Sie  alle  hatten  einen  jährlichen 
Zins  an  den  Papst  zu  zahlen  und  wurden 
im  12.  Jahrhundert  als  in  ins  et  proprieta- 
tem  St.  Petri  et  sanctae  Romanae  eeclesiae 
stehend  betrachtet. 

d)  Weit  beträchtlicher  waren  die  Ab- 
gabeu,  welche  die  Staaten,  die  eine  Lohens- 
hoheit  des  Papstes  anerkannten,  jährlich  zu 
zahlen  hatten.  Dahin  gehörten  die  König- 
reiche Neapel  und  Sicilien , Cornea  und 
Sardinien,  namentlich  aber  England,  das  1000 
Mark  Silber,  die  Mark  zu  5 Goldgulden  be- 
rechnet. jährlich  zu  zahlen  hatte.  Zeitweise 
war  es  im  11.  und  12.  Jahrhundert  den 
Päpsten  gelungen,  auch  in  der  Provence, 
in  Aragonien  und  Portugal,  in  Kroatien 
und  Dalmatien,  seihst  in  Dänemark  und 
Polen  die  Fürsten  zur  Zahlung  eines  Lelin- 
census  zu  verpflichten.  Doch  erkannten  im 
15.  Jahrhundert  nur  noch  Neapel  und  Fer- 
rara die  Verpflichtung  zur  Zahlung  an.  und 
auch  sie  blieben  vielfach  damit  im  Rück- 
stände. Neapel  hatte  einen  jährlichen  Census 
von  8000  1 ncien  in  Gold  zu  zahlen  und 
einen  Zelter  in  den  päpstlichen  Marstall  ab- 
zuliefern. Indes  musste  Alexander  VI. 
1501  den  Census.  dessen  Betrag  schon  früher 
herabgesetzt  worden  war.  erlassen. 

e)  Von  besonderem  Interesse  ist  der 
Peters pfeunig,  eine  allgemeine  Häuser- 
steuer. welche  die  Päpste  der  Bevölkerung 
der  Länder,  über  welche  sie  eine  Oberherr- 
lichkeit in  Anspruch  nahmen,  aufzulegen 
suchten.  Schon  seit  dem  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts hatten  die  angelsächsischen  Könige 
von  Wessex  und  Mereia  eine  Haussteuer 
von  1 Denar  erhoben,  um  mit  ihrem  Ertrage 
eine  Herberge  für  die  englischen  Pilger 
(sehola  Saxonum)  in  Rom  zu  unterhalten. 
Cm  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  hatte 
König  E t h e 1 w u 1 1 , der  Vater  Alfreds  des 
Grossen,  sich  verpflichtet,  dem  Papste  eine 
Jahresrente  zu  zahlen.  Im  Anfänge  des  10. 
Jahrhunderts,  nachdem  die  Einheit  des  angel- 
sächsischen Reiches  hergestellt,  scheinen 
diese  lieiden  herkömmlichen  Zuwendungen 
zu  einer  einheitlichen  jährlichen  Schenkung 
vereinigt  worden  zu  sein,  zu  der  elee- 
mosyna  regis,  die  zur  Hälfte  für  die 
sehola  Saxonum.  zur  Hälfte  für  den  Papst 
bestimmt  war  und  deren  Betrag  durch  eine 
Haussteuer  von  einem  Denar  aufgebracht 
ward.  Später,  seit  Eduard  dem  Be- 
kenner (1042  bis  1066),  hatte  jeder  freie 
Mann,  der  mindestens  30  Denar  Einkommen 
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hatte,  jährlich  hierfür  einen  Denar  zu  zahlen. 
Die  Steuer  war  am  Tage  der  Apostel  Petrus 
und  Paulus  zu  entrichten  und  erhielt  davon 
den  Namen  Peterspfennig.  Sie  erhielt 
sich  auch  unter  der  Herrschaft  der  Nor- 
mannen. Gregor  VII.  erklärte  die  eng- 
lischen Könige  zur  Zahlung  dieser  ursprüng- 
lich freiwilligen  Gabe  für  verpflichtet  und 
begründete  die  Verpflichtung  darauf,  (lass 
dem  Papst  das  Obereigentum  des  Landes 
zustehe  und  die  Abgabe  demnach  eine 
grundherrliche  Abgabe  sei.  Seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  gelang  es  indes  den 
englischen  Königen,  den  Peterspfennig  zu 
einer  bedeutenden  Einnahmequelle  für  sich 
selbst  zu  machen,  ln  einem  jeden  Bistum 
ward  der  für  Born  bestimmte  Betrag  auf 
eine  gleiehbleibende  Summe  festgesetzt, 
während  der  Ueberschuss  von  den  Archi- 
diakonen,  die  den  Peterspfennig  zu  erheben 
hatten,  an  den  königlichen  Schatz  abzu- 
liefern war.  So  betrug  der  Teil  des  Peters- 
pfennigs der  dem  Papst  zukam,  nur  309 
Mark  Sterling  (gleich  -18  000  Pfennige)  jähr- 
lich und  schon  Innocenz  III.  klagte  da- 
rüber, dass  der  Papst  nur  300  Mark  erhalte, 
während  der  Peterspfennig  mindestens  1300 
Mark  einbringe.  Mit  der  Zeit  verlor  diese 
Einnahme  für  die  Kurie  auch  dadurch  an 
Bedeutung,  dass,  während  im  13.  und  14. 
Jahrhundert  die  Mark  zu  5 Goldgulden  l>e- 
rechnct  wurde,  sie  am  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts nur  deu  Wert  von  3 Goldgulden 
hatte.  Von  Heinrich  VIII.  ward  1534 
der  Peterspfennig  aufgeholien,  und  wenn  er 
auch  von  der  Königin  Maria  Tudor  wie- 
der hergestellt  ward,  so  wurde  er  doch  bei 
der  Thronbesteigung  der  Königin  Elisa- 
beth endgiltig  beseitigt. 

Auch  in  (len  skandinavischen  Reichen, 
selbst  in  Island  und  Grönland,  in  Polen  und 
seinen  Nebenländern  war  es  deu  Päpsten 
zeitweise  gelungen,  einen  Anspruch  auf  deu 
Peterspfennig  zur  Anerkennung  zu  bringen. 
Doch  war  das  Einkommen,  das  der  Papst 
daraus  bezog,  immer  nur  geringfügig.  Viel- 
fach wurde  die  Abgabe  überhaupt  nicht  er- 
hoben oder  die  Landesherren  eigneten  sich 
den  Ertrag  au.  Gegen  die  Erhebung  des 
Peterspfennigs  in  dem  Ordenslande  Preus- 
sen  und  in  dem  ehemals  zu  Polen  gehörigen 
Gebiete  der  Diöcese  Culm  (Pommereflen 
und  dem  Culmerland)  erhob  der  Orden 
Widerspruch,  und  erst  nachdem  das  Ordens- 
land zweimal,  1325  und  1338,  mit  dem 
Interdikt  belegt  worden  war,  erkannte  der 
Hochmeister  das  Recht  des  Papstes,  den 
Peterspfennig  zu  erheben,  au.  Für  das  ge- 
samte Ordensland  ward  im  Jahre  1448  der 
Betrag  auf  2495  Mark  angegeben.  Doch 
wird  der  wirkliche  Eitrag  selten  diese 
Höhe  erreicht  haben. 

3.  Die  Kreuzzugssteuern.  Die  hohen 


Ziele,  die  das  von  dem  Geiste  Gregors  VH.  er- 
füllte Papsttum  sich  gesetzt  hatte,  umfassten 
auch  die  Vereinigung  des  gesamten  christ- 
lichen Abendlandes  zum  Kampfe  gegen  den 
Islam  im  Orient  wie  auf  der  pyrenäischeu 
Halbinsel.  Aber  die  Kreuzzüge,  zu  denen 
die  Päpste  die  Völker  Europas  entflammten, 
erforderten  Geidmitel,  wie  sie  die  bisherige 
Finanzwirtschaft  nicht  aufzubriugen  ver- 
mochte. Sie  konnten  nur  durch  eine  allge- 
meine Besteuerung  des  gesamten  Vermögens 
oder  Einkommens  des  Volks  oder  wenig- 
stens des  Klerus  beschafft  werden.  Schon 
im  12.  Jahrhundert  sind  in  Frankreich 
und  England  Versuche  hierzu  gemacht 
worden.  Für  den  zweiten,  freilich  erfolg- 
losen Kreuzzug  hatte  Ludwig  VII.  von 
.Frankreich  1147  eine  allgemeine  Steuer 
ausgeschrieben,  der,  wie  es  scheint,  auch 
der  Klerus  sich  unterwarf.  Als  nach  der 
Eroberung  Jerusalems  und  der  Vernichtung 
der  meisten  Kreuzfahrerstaaten  in  Syrien 
durch  Saladdin  1187  der  dritte  Kreuzzug 
beschlossen  ward,  wurde  sowohl  in  Frank- 
reich vou  König  Philipp  August  wie  in 
England  von  König  Heinrich  H.  die  Er- 
hebung einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
in  der  Form  der  Zehnten  (decimae  Saladinae) 
anbefohlen.  Deren  Nichtzahlung  ward  von 
der  Kirche  mit  dem  Banne  bedroht.  In 
England  wurde  sie  auch  unter  Mitwirkung 
der  Geistlichkeit  erhoben.  Doch  setzte  in 
Frankreich  die  Geistlichkeit  dieser  kirchlich- 
staatlicheu  Besteuerung  den  hartnäckigsten 
Widerstand  entgegen  und  sie  nötigte  den 
König  sehr  bald,  das  Steueredikt  wieder 
aufzuheben. 

Hatten  in  diesen  Fällen  die  staatlichen 
Gewalten  den  Versuch  gemacht,  zu  kirch- 
lichen Zwecken  und  mit  kirchlicher  Hilfe 
die  Laien  wie  den  Klerus  zu  besteuern,  so 
wusste  Innocenz  III.  den  grossartigen 
Gedanken  zu  verwirklichen,  das  gesamte 
Kirchengut  in  der  ganzen  katholischen 
Christenheit  einer  päpstlichen  Besteuerung 
zu  unterwerfen.  Das  von  ihm  berufene  und 
geleitete  Konzil  vom  Lateran  von  1215 
erkannte  dem  Papst  das  Recht  zu,  für  einen 
neuen  Kreuzzug  eine  allgemeine  Steuer  vou 
allem  kirchlichen  Einkommen  im  Betrag  von 
5 % (den  Zwanzigsten)  auf  drei  Jahre 
zu  erhelwu.  Damit  war  das  Recht  des 
Papstes,  das  Kirchengut  in  der  ganzen  Kirche 
zu  besteuern,  grundsätzlich  anerkannt.  Auf 
I diesem  Wege  suchten  die  Päpste  bis  in  die 
zweite  Hälfte  dos  15.  Jahrhunderts  das  ge- 
samte Kirchengut  des  Abendlandes  ihren, 
kirchlichen  und  politischen  Zwecken  dienst- 
bar zu  machen,  freilich  ohne  dass  es  ihnen 
gelungen  wäre,  ein  wohlgeordnetes  Finanz- 
system auf  den  Ertrag  dieser  Steuern  zu 
; gründen.  Wie  der  Papst  die  Steuer  ur- 
| spriinglich  auferlegt  hatte,  um  die  Mittel 
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für  den  Kreuzzug  zu  beschaffen,  so  ward 
sie  auch  weiterhin  allgemein  als  Kreuzzugs- 
zehnten bezeichnet,  wenn  diese  Bezeichnung 
auch  in  ihren  beiden  Gliedern  nicht  immer 
zutreffend  war.  Vielfach  war  der  Steuer- 
satz nicht  auf  10  °.o,  sondern  in  ver- 
schiedener Höhe  (8'.'«0/o,  5%,  aber  auch 
20  °o)  festgesetzt.  Sodann  aber  war  schon 
im  1.1.  Jahrhundert  der  Kreuzzug  gegen  die 
Ungläubigen  häufig  nur  der  Vorwand,  unter 
dem  der  Papst  die  Steuer  auferlegte,  oder 
aber  es  ward  in  Umdeutung  des  Begriffes  jeder 
Kampf  des  Papstes  gegen  kirchliche  oder 
politische  Gegner  als  Kreuzzug.  als  cruciata 
bezeichnet.  Anfänglich  hatten  die  Bischöfe 
die  Steuern  zu  erheben.  Doch  ernannte  schon 
Honorius  III.  (seit  1219)  besondere  Be- 
amte. die  er  mit  der  Ginsammlung  der  von 
den  Bischöfen  erhobenen  Summen  beauf- 
tragte, und  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts schufen  die  Päpste  einen  beson- 
deren Behördenorganismus  für  die  Erhebung 
und  Verwaltung  der  Zehnten.  Für  grössere 
Gebiete  w urdeu  Generalkollektoren 
ernannt,  die  wiederum  Subkollektoren 
für  die  einzelnen  Bezirke  zu  bestellen  hatten. 
Die  Subkollektoren  hatten  eidliehe  Schätzungs- 
iisten  aufzustellen,  die  in  der  Kegel  auf 
Selbsteinschätzung  beruhten,  doch  hatten  sie 
das  liecht,  hiervon  abzugehen  und  durch  eid- 
liche Zeugenaussagen  den  Wert  der  kirch- 
lichen Einkünfte  festzustellen.  War  an- 
fänglich die  Abgabe,  wie  der  Zehnte  über- 
lumpt, in  Naturalien  zu  entrichten,  aus  denen 
die  Einkünfte  des  Bischofs,  des  Domkapitels, 
des  Klosters,  des  Pfarrers  u.  s.  w.  bestan- 
den, so  ergab  sich  sehr  bald  die  Notwen- 
digkeit, die  Naturalabgaben  in  Geldsteuern 
umzuwandeln.  Die  Geldwirtseliaft  musste 
an  Stelle  der  Naturalwirtschaft  treten.  Die 
erhobenen  Steuern  wurden  meist  nicht  so- 
fort nach  Rom  abgcliefert,  sondern  in 
Kirchen  und  Klöstern  zur  Verfügung  des 
Papstes  hinterlegt.  Nach  Bedarf  dos  päpst- 
lichen Stuhles  erfolgte  dann  die  Einziehung 
dieser  Gelder  durch  die  päpstliche  Kammer, 
welcher  auch  die  allgemeine  Buchführung 
und  Rechnungskontrolfe  oblag.  Die  lieber- 
mittelung  der  Gelder  nach  Korn  aber  erfolgte 
fast  durchweg  durch  die  italienischen  Bank- 
häuser. Sie  besorgten  entweder  gegen  Pro- 
vision den  Transport  der  Gelder  nach  Rom 
oder  sie  gaben  der  Kurie  gegen  Provision 
Vorschüsse  auf  den  Ertrag  der  Steuer.  In 
beiden  Fällen  übernahmen  sie  auch  die  Ein- 
wechselung der  verschiedenen  Landesmünzen. 
Doch  kam  es  auch  vor,  dass  die  Kollektoren 
die  Gelder  unmittelbar  nach  Rom  sandten 
oder  zu  Barren  einschmelzen  Hessen. 

Unrichtige  Angaben  bei  der  Selbstein- 
schätzung, Weigerung  oder  Verzögerung  der 
Entrichtung  des  Zehnten,  Betrug  bei  Zehnt- 
leistung waren  mit  dem  grossen  Banne 


bedroht,  den  die  Kollektoren  zu  verhängen 
hatten.  Die  weltliche  Obrigkeit  ward  für 
verpflichtet  erklärt,  ihre»  Zwangsgewalt  der 
Kirche  zur  Verfügung  zu  stellen,  um  die 
kirchlichen  Gebote  zu  vollstrecken.  Durch 
dieses  weitverzweigte  System  von  Steuer- 
beaniten,  durch  die  enge  Verbindung  mit 
den  Bankhäusern,  durch  die  Anhäufung 
grosser  Geldsummen  in  der  Hand  der  Kurie 
und  ihrer  Behörden  trat  das  Papsttum  in 
den  Mittelpunkt  des  Weltverkehrs,  ward  es 
eine  der  grössten  Finanzmüehte  des  da- 
maligen Europa  und  einer  der  bedeutsamsten 
Faktoren,  die  auf  die  Umbildung  der  Natural- 
wirtschaft in  die  Geld  Wirtschaft  hinwirkten. 
Doch  hatte  das  Papsttum  Ikh  der  Durch- 
führung dieses  Steuersystems  mit  wider- 
strebenden Kräften  zu  kämpfen,  die  zu  über- 
winden ihm  niemals  völlig  geglückt  ist. 
Uebenill  suchten  die  Landesherren  den  Er- 
trag des  Zehnten  oder  wenigstens  einen 
Teil  dessell >en  sich  anzueignen.  Nicht  selten 
legten  sie  das  Kreuzzugsgelübde  ab  unter 
der  Bedingung,  dass  der  Zehnte  ihres 
Landes  ihnen  überwiesen  werde,  um  sodann 
unter  irgend  welchem  Vorwände  den  Antritt 
der  Kreuzfahrt  liinauszuschicben  und  zu 
unterlassen.  Später,  als  nicht  mehr  die 
grossen  Ideale  einer  klerikalen  Weltherr- 
schaft das  Papsttum  beherrschten,  sondern 
politische  Bestrebungen  an  deren  Stelle  ge- 
treten waren,  schrieben  die  Päpste  in  ein- 
zelnen Gebieten  die  kirchliche  Steuer  zu 
Gunsten  der  I^andeshcrren  aus,  um  deren 
Unterstützung  zu  ihren  politischen  Zwecken 
zu  gewinneu.  Mit  dieser  Veränderung  des 
Zweckes,  für  den  die  Steuer  bestimmt  war, 
wuchs  aber  auch  der  Widerstand  des  Klerus, 
der  überall  du.  wo  der  Landesherr  aus  der 
Steuer  nicht  selbst  Gewinn  zog,  von 
diesem  unterstützt  ward.  Dazu  kam , dass 
I seit  dem  14.  Jahrhundert  die  Päpste  es  zu- 
lassen mussten,  dass  die  Staatsgewalt  selbst 
das  Kirchengut  besteuerte,  so  zunächst  iu 
j England  und  Frankreich,  dann  aber  auch  in 
i anderen  Territorien.  Infolgedessen  machten 
die  Landesherren  die  Erhebung  der  päpst- 
lichen Steuer  von  ihrer  Genehmigung  ab- 
hängig, um  ihre  eigene  Einnahmequelle 
nicht  beeinträchtigen  zu  lassen.  Sie  erteilten 
1 die  Genehmigung  meist  nur,  wenn  ihnen 
| selbst  ein  Teil  des  Ertrages  überlassen 
wurde.  Im  15.  Jahrhundert  wurden  zwar 
auch  noch  Kreuzzugszehnten  zu  allgemeinen 
j kirchlichen  Zwecken,  wie  die  Hussiten-  und 
Türkenkriege,  ausgeschrieben,  meist  aber 
i nur  zu  dem  Zweck,  um  einer  Geldnot  des 
Papstes  abzuhelfen  oder  um  im  politischen 
Interesse  des  Kirchenstaats  einem  Fürsten 
I oder  einer  Stadt  eine  Unterstützung  zu  ge- 
währen. Die  gehässigen  Formen,  in  denen 
[die  Zehnten  erhoben  wurden,  zahlreiche 
Missbrauche,  die  geduldet  wurden,  die  An- 
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drohung  und  Verhängung  geistlicher  Strafen  ! 
rum  Schutze  rein  weltlicher  Interessen  er-  i 
zeugten  auch  in  dem  Klerus  eine  tiefgehende 
Erbitterung.  »Rom  verscherzte  sich  im  all- 
gemeinen die  Liebe  seiner  eigenen  Geistlich- 
keit, und  deshalb  stand  es  der  Revolution 
nachher  ohnmächtig  gegenüber«  (G  o 1 1 1 o b). 

4.  Servitia  communia  und  servitia 
nt  in  uta.  Die  von  dem  Papste  ausgeschrie- 
benen Zehnten  waren  keine  stehenden  Ab- 
gaben. sie  wurden  nur  für  bestimmte  Zwecke  i 
und  nur  für  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren  ‘ 
auferlegt.  Zu  allen  Zeiten  gingen  sie  nur 
sehr  unregelmässig,  zum  Teil  sehr  verspätet 
ein,  und  aus  den  angegebenen  Gründen  floss 
späterhin  nur  ein  geringer  Teil  des  Ertrags 
in  die  päpstlichen  Kassen.  Um  das  immer 
steigende  Geldbedürfnis  der  Kurie  zu  be- 
friedigen , mussten  neue  Hilfsquellen  er- 
schlossen worden.  Seit  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts hatten  die  Päpste  den  Anspruch  auf 
Ernennung  oder  Bestätigung  fast  sämtlicher 
Bischöfe  und  einer  grossen  Zahl  von  Achten 
zur  Anerkennung  gebracht.  Hierfür  aber 
waren  Abgaben,  die  servitia,  zu  ent- 
richten. Man  unterschied  die  servitia 
communia  und  die  servitia  miuuta. 
Der  Betrag  der  ersteren  war  meist  auf  ein 
Drittel,  bei  einzelnen  Kirchen  aber  auch  auf 
die  Hälfte  oder  einen  noch  grösseren  Teil 
des  gewöhnlichen  Jahreseinkommens  des 
Bischofs  oder  Abtes  bestimmt.  Im  15.  Jahr- 
hundert hatten  jedoch  die  Abteien,  deren 
jährliche  Einkünfte  in  den  römischen  Tax- 
itüchern auf  weniger  als  100  Goldgulden 
geschätzt  waren,  nicht  die  Servitia,  sondern 
die  Annatae  (s.  unten)  zu  zahlen.  Diese 
Abgaben  fielen  zur  Hälfte  dom  Papste,  zur 
Hälfte  den  Kardinälcn  zu  und  führten  daher 
den  Namen  servitia  communia.  Die  servitia 
min  uta,  deren  Betrag  nach  dem  der  servitia 
communia  und  der  Anzahl  der  Kardinäle,  die 
daran  teil  hatten,  berechnet  wurde,  waren 
kleinere  Gebühren,  die  den  Beamten  der 
Kurie  und  den  im  Dienste  der  Kardinäle 
stehenden  Klerikern  zuflossen. 

5.  Gebühren  und  Taxen.  Auch  die 
anfänglich  nicht  allzu  hohen  Gebühren,  wel- 
che für  die  Gewährung  von  Dispensen, 
Privilegien  u.  s.  w.  zu  entrichten  waren 
(servitia  seereta).  sowie  die  Taxen,  die  für  die 
Ausfertigung  päpstlicher  Erlasse  (Bullen, 
Breven  u.  s.  w.)  zu  zahlen  waren , wurden 
seit  dem  14.  Jahrhundert,  insbesondere  seit 
der  Neuordnung  des  Taxwesens  durch 
Johann  XXII.  in  den  Jahren  1310  und 
1336.  ausserordentlich  gesteigert,  ln  einzelnen 
Fällen  erreichten  die  Gebühren  eine  ausser- 
ordentliche Höhe,  so  dass  der  Betrag  sich 
auf  4000,  seihst  6000  Goldgulden  belief. 
Die  Missstäude  waren  der  Art , dass  selbst 
ein  unbedingter  Verteidiger  der  päpstlichen 
Allgewalt,  A 1 v a r u s P e 1 a g i u s (gestorben 


1352),  seinem  Unwillen  darüber  offenen  Aus- 
druck gab.  »So  übermässigen  Entgelt  verlangt 
man  heutzutage  an  der  Kurie  für  Briefe  und 
anderes,  dass  man  geistliche  Gnaden  und 
Pfründen  dadurch  indirekt  verkauft.  Und 
überdies  sind  fast  alle  Beamte  Betrüger 
und  Bedrücker,  die  noch  über  die  festgesetzte 
Taxe  erpressen.« 

6.  Visitationsgelder  und  Pallientaxe. 

Weiterhin  bildeten  die  Visitationsgel- 
der eine  nicht  geringe  Einnahmequelle  der 
Kurie.  Die  Erzbischöfe  und  eine  Anzahl 
Aebte  waren  verpflichtet , alle  zwei  oder 
drei  Jahre  (nach  der  Entfernung  ihres  Amts- 
sitzes) persönlich  vor  dem  Papste  zu  er- 
scheinen und  ihm  Bericht  zu  erstatten  (vi- 
sitatio  liminum  s.  aj>08tolorum).  Hierbei 
hatten  sie  beträchtliche,  nach  der  Höhe  ihres 
Einkommens  berechnete  Abgaben  zu  ent- 
richten. Die  Hälfte  der  Visitationsgelder 
fiel  an  die  Kardinäle.  Auch  hatten  die 
Erzbischöfe  für  den  Empfang  des  Palliums 
hohe  Gebühren,  die  Pallientaxe,  zu  ent- 
richten. 

7.  Dos  ius  spolii.  Zur  vollen  Aus- 
bildung gelangte  das  fiskalische  System  der 
Kurie  im  14.  Jahrhundert,  in  der  Zeit,  als 
die  Päpste  ihren  Sitz  nach  Avignon  ver- 
legt hatten  (von  1309  bis  1409.  Von  1378 
bis  1417  bestand  eine  Kirchenspaltung,  das 
Schisma,  so  dass  gleichzeitig  zwei  Päpste, 
der  eine  in  Rom,  der  andere  in  Avignon, 
residierten.  Das  Konzil  von  Pisa  setzte 
1409  zwar  beide  Päpste  ab,  doch  dauerte 
die  Kirchenspaltung  bis  zum  Konstanzer 
Konzil  1417  fort).  Die  rein  weltlichen  Zwecke, 
die  die  Päpste  verfolgten  und  denen  sie 
dienstbar  wurden,  die  üppige  Hofhaltung, 
die  zuerst  in  Avignon,  dann  seit  Bonifa- 
cius  IX.  (1389  bis  1404)  auch  in  Rom  ein- 
geführt ward,  erforderten  ungeheuere  Sum- 
men, zu  deren  Aufbringung  neue  Mittel  und 
Wege  gefunden  werden  mussten.  Zunächst 
nahmen  die  Päpste  seit  Johann  XXII.  das 
sogenannte  ius  spolii  in  Auspruch,  d.  h. 
das  Recht,  die  beweglichen  Güter  der  Geist- 
lichen nach  deren  Tode  einzuziehen,  sofern 
diese  nicht  zu  kirchlichen  oder  frommen 
Zwecken  testamentarisch  darüber  verfügt 
hatten.  Namentlich  waren  es  die  Päpste 
von  Avignon,  Clemens  VII.  (1378  bis  1394) 
und  seine  Nachfolger,  die  dieses  angebliche 
Recht  auszubeuten  versuchten,  ln  Frank- 
reich ward  zwar  dessen  Ausübung  von  König 
Karl  VI.  1385  verboten  und  auch  später 
das  Verbot  aufrecht  erhalten.  In  den  an- 
deren Ländern  aber  suchten  die  Päpste, 
wenn  die  Umstände  günstig  waren,  das  Ver- 
mögen reicher  Prälaten  sich  anzueignen, 
obgleich  Alexander  V.  auf  dem  Konzil 
von  Pisa  1409  auf  das  Spolienrecht  ver- 
zichtet hatte.  Papst  Pius  V.  befreite  im 
Jahre  1567  von  dem  Spolienrecht  die  Hinter- 
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lassenschaft  aller  Geistlichen,  deren  Arats- 
einkommen  30  Golddukaten  nicht  überstieg. 
Wenn  das  Papsttum  auch  grundsätzlich  auf 
das  Recht  nicht  verzichtet  hat.  so  wird  die 
Ausübung  doch  wohl  nirgends  mehr  ge- 
stattet. Aber  auch  in  früheren  Zeiten  waren 
die  Schwierigkeiten,  welche  die  Päpste 
bei  der  gehässigen  Einziehung  des  Nach- 
lasses der  Geistlichen  finden  mussten, 
so  grosse,  dass  sie  nur  in  einzelnen  Fällen 
daraus  bedeutende  Einnahmen  ziehen 
konnten. 

S.  lus  deportns.  Tm  14.  Jahrhundert 
war  das  Bestreben  der  Kurie  deshalb  vor 
allem  darauf  gerichtet,  auch  die  Benefieien- 
inhaber,  die  servitia  comraunia  (s.  oben 
S.  89)  nicht  zu  zahlen  hatten,  mit  Abgaben 
zu  belasten.  Jane  bequeme  Handhabe  hier- 
zu l>oten  die  Einkünfte  der  Kirchengüter 
während  der  Erledigung  des  Kirchenamtes 
(fructus  medii  temporis.  medii  fruc- 
tus).  Wurde  früher  die  Verwaltung  der 
Güter  der  erledigten  Pfarreien  von  den 
Landdekanen  oder  besonderen  Beamten  ge- 
führt , so  überwiesen  die  Päpste  seit  dem 
13.  Jahrhundert  die  Einkünfte  häufig  den 
Bischöfen,  bis  sie  im  14.  Jahrhundert  das 
Recht  darauf  (ins  deportns)  selbst  bean- 
spruchten, zuerst  nur  für  einzelne  Länder 
und  für  einige  Jahre,  dann  (seit  1319)  all- 
gemein und  auf  die  Dauer.  Nur  die  Bis- 
tümer und  die  von  dem  Papste  verliehenen 
Abteien  waren  ausgenommen.  Zu  zahlen 
war  entweder  die  Summe,  zu  welcher  die 
Einkünfte  des  Bencficium  in  den  Zohnt- 
registern  veranschlagt  war,  oder  die  Hälfte 
der  wirklichen  Jahresein  nahmen.  Auch  hier 
musste  der  Vorwand,  die  Kosten  eines  Kreuz- 
zuges mit  der  Einnahme  zu  bestreiten,  zur 
Verdeckung  der  wahren  Absichten  dienen. 
Doch  war  diese  Abgabe  so  verhasst,  dass 
Papst  Martin  V.  auf  dem  Konzil  zu  Kon- 
stanz sich  genötigt  sah.  darauf  zu  verzichten 
(1418). 

9.  Annatae.  Mit  dem  ins  deportns  steht 
in  Zusammenhang  das  Recht  auf  Bezug  der 
Annatae,  dem  halben  Einkommen  des  ersten 
Jahres  der  Benefieien,  welche  von  dem 
Papste  verliehen  wurden,  mit  Ausnahme 
der  Bistümer  und  Abteien.  Der  Geistliche, 
welcher  die  Pfründe  erhielt,  sollte  die  Jahres- 
taxe oder  die  Hälfte  der  wirklichen  Ein- 
nahmen zahlen,  oder  aber  er  konnte  den 
Betrag,  zu  dem  das  Beneficium  veranschlagt 
war,  zurückhalten  und  die  anderweiten  Ein- 
nahmen der  päpstlichen  Kammer  überweisen. 
Zuerst  von  Papst  Clemens  VI.  1342  nur 
für  zwei  Jahre  ausgeschrieben , ward  diese 
Abgabe  immer  wieder  erneuert  und  seit 
dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ständig. 
Auch  das  Konzil  von  Konstanz  bestätigte  sie. 
doch  befreite  es  davon  alle  Benefieien,  deren 
Jahreseinnahme  in  den  Taxbüchern  der 


apostolischen  Kammer  unter  24  Goldgulden 
taxiert  waren.  Das  Konzil  von  Basel  hat 
zwar  das  Recht  auf  die  Annaten  gänzlich 
aufgehoben,  aber  das  sogenannte  Wiener 
Konkordat  (1448)  stellte  das  frühere  Recht 
wieder  her.  Indes  bildete  sich  in  Deutsch- 
land. Frankreich,  Spanien  und  Polen  eine 
auch  in  Rom  anerkannte  Gewohnheit  aus.  wo- 
nach die  Einnahmen  aller  Benefieien  dieser 
Länder  auf  weniger  als  24  Goldgulden  ange- 
geben wurden.  Dadurch  haben  die  Annaten 
beinahe  vollständig  ihre  Bedeutung  verloren. 
(Unter  dem  Ausdruck  Annaten  im  weiteren 
Sinne  werden  übrigens  auch  nicht  selten  die 
Servitien  wie  auch  die  fructus  medii  tem- 
l>oris  zusammengefasst,  ein  Sprachgebrauch, 
aus  dem  vielfach  Verwirrung  entstanden  ist.) 

10.  Quindennin.  Endlich  sei  noch  er- 
wähnt, dass  Papst  Paul  II.  im  Jahre  14(59 
auch  den  kirchlichen  Korporationen  (Dom- 
stifter, Klöster),  welche  annatenpfliehtige 
Benefieien  inkorporiert  hatten,  eine  besondere, 
alle  fünfzehn  Jahre  zu  zahlende  Abgabe,  die 
sogenannten  Q u i n d e n n i a , auferlegt  hatte. 
Sie  sollten  als  Ersatz  für  die  Annaten  dienen, 
da  bei  diesen  Benefieien  eine  Erledigung 
nicht  mehr  stattfand.  Doch  hat  diese  Ab- 
gabe nicht  überall  und  namentlich  nicht  in 
Deutschland  Eingang  gefunden. 

11.  Abgaben  au  den  Papst  in  der 
Gegenwart.  Von  allen  diesen  Abgaben 
werden  heute  nur  noch  erhoben: 

a)  Die  Servitia  für  Ernennung  oder 
Bestätigung  der  Erzbischöfe  und  Bischöfe 
(auch  Annaten  genannt).  Der  Betrag  der 
Jahreseinnahmen,  nach  welchen  die  servitia 
communia  berechnet  werden,  ist  bei  der 
Neuorganisation  der  katholischen  Kirche  in 
Deutschland  im  19.  Jahrhundert  durch  Vcr- 
einbarung  mit  den  Staaten  von  dem  Papste 
festgesetzt  worden.  Sie  betragen  für  Köln 
und  Gnesen-Poscn  je  1000  Kammergulden 
(ein  Kammergulden  ungefähr  8 Mark),  für 
Breslau  1 1(5(5  -.s.  für  Trier,  Münster,  Pader- 
born, Culm  und  Ermeland  je  (5(50-  3 Kam- 
mergulden  (Bulle  de  salute  animarum  von 
1821  e.  58),  für  Hildesheini  75(5.  für  Osna- 
brück (500-  3 (Bulle  Impensa  Romanorum 
von  1824),  für  München  1000,  Bamberg  800, 
Regensburg.  Augsburg,  Würzburg  000,  für 
Bassau.  Eichstädt  und  Speyer  500  (Bulle 
vom  1.  April  1818);  für  Freiburg  008'  a. 
Rottenburg  490,  Mainz  348  b Fulda  und 
Limburg  332  Kammergulden  (Bulle  Provida 
Soliersque  von  1821).  Die  servitia  minuta 
werden  mit  3 1 » To  der  servitia  communia 
berechnet.  Doch  dient  diese  Taxe  nur  als 
Anhalt  für  die  Festsetzung  der  im  einzelnen 
Fallt*  zu  zahlenden  Abgabe.  In  der  Regel 
erfolgt  per  viam  gratiae  eine  Herabsetzung 
auf  wesentlich  geringere  Betrüge.  Nach  An- 
gaben, die  allerdings  aus  der  Mitte  des  19. 
Jahrhunderts  stammen,  werden  für  preus- 
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sische  Erzbistümer  1500  Scudi  (ungefähr  | 
6750  Mark),  für  die  Bistümer  KHK)  Scudi 
(ungefähr  4500  Mark)  bezahlt,  in  welchen 
Summen  alle  an  die  Kurie  zu  entrichtenden 
Abgaben  enthalten  sind.  Die  in  den  meisten 
Lehrbüchern  sich  findende  Angabe,  dass  die 
Zahlung  dieser  Abgal*en  in  Deutschland  von 
dem  Staate  übernommen  sei,  ist  durchaus 
unrichtig,  Erzbischöfe  und  Bischöfe  müssen 
sie  aus  ihren  eigenen  Einnahmen  entrichten. 

b)  Für  die  Erteilung  des  Pallium  haben 
die  Erzbischöfe  das  Palliumgeld  zu  ent- 
richten, dessen  Betrag  von  Urban  VIII. 
1642  auf  5°o  der  sorvitia  commnnia  festge- 
setzt ist  und  welches  den  Auditoren  der  j 
Rota  roraana  zufliesst. 

c)  Für  die  Erteilung  von  Disjiensen  und  i 
Privilegien,  für  die  Ausfertigung  päpstlicher 
Erlasse  (Bullen,  Breven  u.  s.  w.)  sind  Ge- 
bühren und  Taxen  in  sehr  verschiedener 
Höhe  zu  entrichten.  Praktisch  am  bedeut- 1 
samsten  sind  die  Gebühren  für  I)is|>enso,  j 
insbesondere  für  solche  von  Ehehindemissen. 
Sie  sollen  zwar  nach  dem  Konzil  von  Trient ! 
(Sessio  XXV  c.  18)  unentgeltlich  gewährt , 
werden.  Doch  werden  trotzdem  Kanzleige- 
bühren und  Bussgelder  erhoben , deren 
Höhe  sich  nach  dem  Vermögen  und  Stand 
der  Bittsteller  richtet.  Für  minder  Wohl- 
habende erfolgt  die  Ausfertigung  unentgelt- 
lich. 

Der  Peterspfennig,  wie  er  seit  1 860 
(zuerst  auf  Anregung  des  Erzbischofs  Kardi- 
nal Rauscher  von  Wien)  in  allen  Ländern 
eingesammelt  wird . hat  mit  dem  alten 
Peterspfennig  nur  den  Namen  gemein.  Er! 
besteht  aus  freiwilligen  Gaben  der  Katho- 
liken für  ilen  Papst,  die  in  einzelnen  Jahren 
einen  sehr  bedeutenden  Gesamtbetrag  er- 
reichen. So  soll  der  im  Jahre  1877  j 
zum  50  jälu  igeu  Bisohofsjubiläum  des  | 
Papstes  Pius  IX.  eingesammelte  Peters- 1 

idennig  die  Summe  von  lübj  Millionen 
i’ranken  erreicht  haben. 
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Kleinbahnen. 

1.  Der  Begriff  der  Kleinbahnen  und  ihre 
wirtschaftliche  Bedeutung  im  allgemeinen.  2.  Die 
Entwickelunsr  des  Klein  bahn  wesens  .H.  Der  Cha- 
rakter der  Kleinbahnen  in  technischer  und  wirt- 
schaftlicher Hinsicht.  4.  Die  rechtliche  Ord- 
nung der  Kleinbahnen. 

1.  Der  Begriff  der  Kleinbahnen  und 
ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  iin  all- 
gemeinen. Die  grössere  oder  geringem 
Bedeutung  der  Schienenbahnen  für  den 
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öffentlichen  Verkehr  hat  fast  überall  dahin 
geführt,  drei  Gattungen  derselben  zu  unter- 
scheiden. Als  Hahnen  erster  Ordnung.  Haupt- 
eisenbahnen, werden  diejenigen  angesehen, 
welche  den  allgemeinen  nationalen  und 
internationalen  Verkehr  und  demnach  ins- 
besondere den  Durchgangsverkehr  zu  ver- 
mitteln haben : als  Bahnen  zweiter  Ordnung. 
Nebeneisenbahnen , Sekundärbahnen  die- 
jenigen, welche  dem  Verkehr  engerer  Wirt- 
schaftsgebiete dienen,  aber  für  den  Durch- 
gangsverkehr nur  eine  geringe  Bedeutung 
haben.  Die  dritte  Klasse  enthält  die  ledig- 
lich zur  Befriedigung  lokaler  Verkchrs- 
l>cdürfnissc  bestimmten  Bahnen,  welche  als 
Klcinbahne n bezeichnet  zu  werden 
pflegen.  Mit  diesem  Namen  kommt  nicht 
nur  die  geringere  Bedeutung  des  von  ihnen 
bedienten  Verkehrs,  sondern  auch  die  Klein- 
heit ihrer  Bau-  und  Betriebsverhältnisse  zum 
Ausdruck.  Der  von  ihnen  zu  vermittelnde 
Verkehr  erfordert  nicht  eine  so  schnelle 
Beföixierung,  wie  sie  bei  den  Eisenbahnen, 
insbesondere  bei  den  Haupteisen  bahnen 
üblich  ist,  und  auch  nicht  notwendig  einen 
Gleisanschluss  an  die  Eisenbahnen,  und  dies 
hat  zur  Folge,  dass  die  Anforderungen, 
welche  im  Interesse  der  Sicherheit  und  der 
Einheitlichkeit  des  Verkehrs  in  Konstruktion 
und  Betrieb  an  die  Eisenbahnen  gestellt 
werden  müssen,  für  Kleinbahnen  eine  der- 
artige Ermäßigung  erfahren  können,  dass 
diese  in  einfachster  Weise  hergestellt  und 
betrieben  werden  können. 

Die  Klassifizierung  der  Bahnen  nach  dem 
Grade  ihrer  verkehrswirtsehaftliehen  Be- 
deutung giebt  objektive  Merkmale  für  die  j 
Abgrenzung  der  einzelnen  Klassen  gegen- 
einander nicht  an  die  Hand.  Die  Anlage 
ohne  Anschluss  an  Eisenbahnen,  ohne  einen  i 
eigenen  Bahnkörper  und  mit  einer  geringeren  J 
als  der  Normalspurweite  der  Eisenbahnen 
unterscheidet  zwar  die  Kleinbahnen  sehr 
häufig  auch  äusserlich  von  den  Eisenbahnen; 1 
eine  scharfe  Scheidelinie  ist  aber  hierdurch 
im  allgemeinen  nicht  gegeben.  Nur  in  ein- ! 
zelnen  Staaten,  wie  z.  B.  in  Frankreich, 
werden  den  Kleinbahnen  lediglich  Bahnen 
zugezählt , welche  gänzlich  oder  doch  zum 
überwiegenden  Teile  auf  öffentlichen  Strassen 
angelegt  sind.  Wo  eine  Begrenzung  des 
Begriffs  der  Kleinbahn  durch  ein  derartiges 
äusseres  Merkmal  nicht  stattgefunden  hat, 
ist  lediglich  ihre  geringe  wirtschaftliche 
Bedeutung  dafür  massgebend  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  und  in  welchem  Masse  die  be- 
treffenden Bahnen  in  ihrer  Anlage  und  in 
ihrem  Betriebe  von  den  Eisenbahnen  ab-  j 
weichen.  Selbst  der  Anschluss  an  das ! 
Eisenbahnnetz  entzieht  einer  Bahn  ihren  j 
durch  ihre  Zweckbestimmung  begründeten 
Charakter  als  Kleinbahn  nicht.  Dies  gilt 
namentlich  für  Prenssen  und  Oesterreich, 


wo  in  jedem  falle  darüber  Entscheidung  zu 
treffen  ist,  ob  eine  Bahn  wegen  ihrer  ge- 
ringen Bedeutung  für  den  allgemeinen  Eisen- 
bahnverkehr als  eine  Kleinbahn  anzusehen 
ist.  Hier  schliesst  diese  Klasse  Bahnen  der 
verschiedensten  Art  in  sich.  Es  werden  ihr 
regelmässig  alle  lediglich  dem  städ- 
tischen und  Vorortsverkehr  dienenden  Pferde-, 
Dampf-  und  elektrischen  Bahnen,  die  Draht- 
seilbahnen und  andere  lediglich  für  lokalen 
Vergnügungsverkehr  bestimmten  Bahnen 
zuzurechnen  sein , Bahnen , welche  sich  in 
betreff  ihrer  Zweckbestimmung  und  ihrer 
Beschaffenheit  mehr  den  Eisenbahnen  nähern, 
aber  nur  dann,  wenn  sie  unter  völliger  Aus- 
schliessung der  Benutzung  für  den  Durch- 
gangsverkehr, lediglich  lokale  Vorkehrs- 
bedürfnisse befriedigen  sollen. 

Die  verkehrswirtsehaftliche  Bedeutung 
der  Kleinbahnen  ist  nicht  identisch  mit 
ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  im  all- 
gemeinen. Wenn  auch  nur  lediglich  für 
lokalen  Verkehr  bestimmt,  beschränken  sich 
ihre  Wirkungen  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung doch  keineswegs  auf  denjenigen 
Bezirk,  welchen  sie  berühren.  In  geringerem 
Grade  gilt  dies  von  denjenigen  Bahnen, 
welche  nur  den  Personenverkehr  innerhalb 
der  Städte  vermitteln.  Die  Bedeutung, 
welche  diese  Bahnen  für  den  Verkehr  und 
die  Entwickelung  der  betreffenden  Städte 
ausüben,  ist  zwar  eine  sehr  erhebliche;  sie 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Gestaltung  der 
Städte,  indem  die  Stadtbewohner  in  den 
Stand  gesetzt  werden,  gesunde  Wohnungen 
in  Vorstädten  oder  Vororten  aufzusuchen. 
Immerhin  aber  hat  dieser  Einfluss,  wenn 
die  Wirkung  einer  den  gesundheitlichen 
Rücksichten  entsprechenden  Anlage  der 
Städte  für  das  gesamte  nationale  Leben 
auch  nicht  unterschätzt  werden  darf,  doch 
vorwiegend  nur  eine  Bedeutung  für  die  be- 
treffenden Städte  selbst. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  übrigen 
Kleinbahnen,  welche,  auch  für  den  Güter- 
verkehr bestimmt,  in  ihrem  Beruf  sich  den 
Eisenbahnen  nähern  und  sich  von  diesen 
weniger  qualitativ  als  quantitativ  unter- 
scheiden. Die  wirtschaftliche  Bedeutung 
dieser  Bahnen  besteht  im  allgemeinen  darin, 
dass  sie  die  Wirkungen  der  Eisenbahnen 
auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  eist  zu 
ihrer  vollen  Geltung  bringen  und  dadurch 
auch  die  Nachteile,  welche  die  nicht  mit 
diesem  Verkehrsmittel  bedachten  Gegenden 
erlitten  haben,  wieder  ausgleicheu  oder  doch 
erheblich  vermindern.  Die  Eisenbahnen 
haben  eine  völlige  Umwandlung  in  den  bis- 
herigen Verhältnissen  der  Erzeugung  und 
der  Verwertung  der  Güter  zur  Folge  gehabt. 
Indem  sie  imstande  waren,  Masscntransjiorte 
zu  bewältigen  und  die  Beförderungspreise 
für  diese  so  niedrig  zu  halten , dass  selbst 
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ganz  geringwertige  Güter  noch  mit  Nutzen 
auf  weite  Entfernungen  versendet  werden 
können,  haben  sie  die  Urproduktion  von 
ihrer  bisherigen  Gebundenheit  an  die  Stätte 
ilm'r  Entstehung  befreit  und  in  die  Welt- 
wirtschaft einbezogen.  Daraus  ergelien  sich 
für  alle  Wirtschaftsgebiete  Wirkungen  von 
weittragender  Bedeutung.  Für  die  Erzeug- 
nisse der  Landwirtschaft,  deren  Preise  sich 
früher  nach  der  Nachfrage  und  dom  An- 
gebote innerhalb  beschrankter  Kreise  be- 
stimmten. musste  infolge  der  früher  unmög- 
lichen Zufuhr  aus  fernen  Ländern  mit  aus- 
gedehnterem Fruchtbau  eine  Preisausgloi- 
chnng  dahin  eintreten,  dass  für  die  Preis- 
bildung der  Weltmarktpreis  nunmehr  der 
vorzugsweise  massgebende  Faktor  wurde. 
Der  Konsumtion  erwuchs  hieraus  mindestens 
der  Vorteil  geringerer  Schwankungen  in  den 
Preisen:  die  inländische  landwirtschaftliche 
Produktion  aber  erlitt  infolge  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  einen  erheblichen 
Schaden , welcher  auch  dadurch  nicht  aus- 
geglichen wurde,  dass  die  Landwirtschaft 
die  für  ihren  Betrieb  erfonlerlichen  Stoffe, 
insbesondere  Dünger,  sich  zu  billigeren 
Preisen  beschaffen  konnte.  Natnrgemilss 
weisen  diese  Umstände  die  Landwirtschaft 
auf  oiue  trotz  der  Ungunst  der  Verhältnisse 
noch  lohnende  Betriebsweise  hin,  welche 
nur  in  der  Weise  möglich  ist.  dass  dieselbe 
intensiver  bctrielien,  insbesondere  aber  die 
Benutzung  des  Bodens  genau  den  örtlichen 
Verhältnissen  angepasst  wird . so  dass  in 
jedem  Distrikte  nur  diejenige  Verwendung 
gewählt  wird . für  welche  jeorts  die  güns- 
tigsten Bedingungen  vorhanden  sind.  Ver- 
schieden hiervon,  aber  mindestens  ebenso 
tiefgehend,  war  der  Einfluss  der  Eisenbahnen 
auf  dem  industriellen  und  gewerblichen  Ge- 
biete. Die  Möglichkeit  des  infolge  geringer 
Transjiortpreise  billigen  Bezugs  der  Roh- 
produkte, insbesondere  der  Kohlen  und  der 
billigen  Versendung  der  Fabrikate  an  allen 
mit  Eisenbahnverbindung  versehenen  Orten, 
löste  die  Industriezweige  von  ihrem  bis- 
herigen Standorte  los  und  gestattete  in- 
dustriellen Betrieb  überall  da,  wo  durch 
Eisenbahnen  ein  billiger  Transport  gesichert 
war.  Gleichzeitig  wurde  dadurch  die  Ten- 
denz zum  Grossbetriebe  mächtig  gefördert, 
da  einerseits  der  billige  Bezug  von  Kohlen 
zur  Verwendung  von  Maschinenkraft  in 
grossem  Massstabe  führte  und  andererseits 
das  Absatzgebiet  für  die  Verwertung  der 
Industrieerzeugnisse  eine  sehr  bedeutende 
Erweiterung  erfuhr.  Diese  Umstände  hatten 
eine  enorme  Steigerung  der  industriellen 
Thätigkeit,  damit  aber  auch  eine  Konkurrenz 
zur  Folge,  welche  mit  einer  erheblichen  Er- 
mässiguug  der  Preise  ihrer  Produkte  ver- 
bunden war.  Mit  dem  stetig  zunehmenden 
Preisdrucke  der  letzteren,  welche  den  l'nter- 
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nehmergewinn  mehr  und  mehr  schmälerte, 
gewannen  aber  die  örtlichen  Verhältnisse 
für  die  einzelnen  Industriezweige  wieder 
eine  erhöhte  Bedeutung,  weil  die  Ver- 
minderung des  Tauschwerts  der  Industrie- 
produkte dahin  drängte,  diesen  Nachteil 
durch  Benutzung  günstiger  örtlicher  Bedin- 
gungen zwecks  Minderung  der  Herstellungs- 
kosten wieder  auszugleichen.  Damit  ist 
eine  Entwickelung  eingeleitet,  welche  in 
ihrem  Endziele  zu  einer  örtlichen  Verteilung 
der  verschiedenen  Industriezweige  nach 
Massgabe  des  Vorhandenseins  der  für  einen 
jeden  derselben  möglichst  günstigsten  Be- 
dingungen führen  muss.  Für  die  mächtige 
Steigerung  der  industriellen  Thätigkeit  ge- 
nügten aber  die  an  den  Stätten  ihrer  Be- 
gründung vorhandenen  Arbeitskräfte  nicht. 
Die  Heranziehung  fremder  Arbeiter  war 
deshalb  nicht  zu  umgehen,  aber  auch  un- 
schwer aus  landwirtschaftlichen  Bezirken 
zu  erreichen,  in  welchen  geringe  Arbeits- 
löhne den  Arbeitern  den  Anreiz  boten,  ihr 
Einkommen  durch  den  Bezug  der  höheren 
Löhne,  welche  die  Industrie  gewährte,  zu 
verbessern.  Der  Abzug  zahlreicher  Arbeits- 
kräfte in  die  Industnecentren  war  daher 
eine  Begleiterscheinung  des  Aufschwungs 
der  Industrie,  welcher  das  platte  Land  ent- 
völkerte und  sich  namentlich  für  die  Land- 
wirtschaft sehr  ungünstig  fühlbar  machte. 

Der  vorstehend  nur  in  den  gröbsten  Um- 
rissen bezeichnet«  Einfluss  der  Eisenbahnen 
macht  sich  nun  in  den  einzelnen  Landes- 
teilen nichts  weniger  als  gleichmässig  geltend. 
Zur  vollen  Wirkung  konnte  er  nur  in  dem 
engeren  Verkehrsgebiete  der  Eisenbahnen 
gelangen,  wo  es  ohne  die  Aufwendung  er- 
heblicher Kosten  möglich  war.  von  denselben 
Gebrauch  zu  machen.  Anders  in  entfernteren 
Distrikten , in  welchen  die  Zufuhr  zu  und 
die  Abfuhr  von  der  Bahn  einen  im  Verhält- 
nisse zu  dem  Werte  des  Gutes  erheblichen 
Aufwand  erforderte.  Die  allgemeine  Ein- 
wirkung der  Eisenbahnen  auf  die  Preis- 
bewegung der  Güter  erstreckt  sich  zwar 
auch  auf  diese  Distrikte.  Die  Ausgleichung 
der  Getreidepreise  macht  sich  in  denselben 
ebenfalls  geltend  und  nicht  minder  der  Preis- 
rückgang für  die  industriellen  und  gewerb- 
lichen Erzeugnisse.  Sie  nehmen  aber  au 
den  Vorteilen,  welche  die  Eisenbahnen  auf 
die  Erzeugung  der  Güter  ausüben,  nur  in 
einem  verhältnismässig  so  geringen  Masse 
teil,  dass  eine  Konkurrenz  mit  dem  engeren 
Verkehrsgebiete  der  Eisenbahn  teils  aus- 
geschlossen. teils  nur  mit  kaum  lohnendem, 
jedenfalls  mit  geringerem  Ertrage  möglich 
ist.  Die  Vorteile  günstiger  örtlicher  Be- 
dingungen für  eine  bestimmte  Art  der  Be- 
nutzung des  Bodens  und  für  bestimmte  In- 
dustriezweige werden  durch  die  Höhe  der 
Transportpreise  für  den  Bezug  der  zur  Pro- 
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Auktion  erforderlichen  Stoffe  und  für  den  I 
Absatz  der  Produkte  paralysiert.  Der  Nutzen  j 
der  Landwirtschaft  ist  daher  in  den  ent- 
fernteren Distrikten  ein  noch  weit  geringerer, 
die  Entstehung  neuer  oder  die  Vermehrung 
vorhandener  Industrieen  in  denselben  in  der 
Kegel  ausgeschlossen. 

Hierin  Wandel  zu  schaffen  und  überall  I 
den  Hoden  für  die  ungestörte  Entwickelung , 
des  oben  dargestellten  wirtscliaftlichen  Pro- 
zesses  zu  bereiten,  ist  die  Aufgabe  der  Klein- 1 
bahnen.  Sie  befreien  die  landwirtschaftliche 
Produktion  in  entlegenen  Distrikten  von  den 
Fesseln,  welchen  ihnen  der  teuere  Trans- 
port von  und  nach  den  Eisenbahnen  bisher 
auferlegte.  Sie  ermöglichen  dem  Landwirte, 
die  für  die  Melioration  seines  Hodens  und 
zur  Anbahnung  einer  intensiven  Wirtschaft  i 
erforderlichen  Stoffe  billig  zu  beziehen  und  1 
dadurch  nicht  nur  den  Ertrag  der  von  ihm 
bereits  bebauten  Flüchen  zu  steigern,  sondern 
auch  solche  der  Kultur  zu  erschliessen, ' 
welche  mangels  geeigneter  Verkehrswege  | 
bisher  nicht  anbaufähig  waren.  Sie  ver- 
mindern wesentlich  die  Kosten  des  land- ' 
wirtschaftlichen  Betriebes,  indem  sie  die  i 
Gespann haltung  für  die  Zu-  und  Abfuhr  zu  j 
den  Eisenbahnen  erübrigen,  und  gleichen  die 
bisherigen  Unterschiede  der  Preise  in  den 
Städten  und  dem  flachen  I^aude  aus.  Und 
dieser  Einfluss  kann  sich  überall,  selbst  in 
gebirgigem  Terrain,  vollziehen,  weil  die 
Kleinbahnen  vermöge  ihrer  geringen  Ge- 
schwindigkeit und  der  dadurch  gegebenen j 
Einfachheit  ihrer  Anlage  sich  weit  mehr 
als  die  Eisenbahnen  den  Terrainverhältnissou  1 
anschmiegen  und  auch  in  Gegenden,  welche  J 
für  die  letzteren  unzugänglich  sind,  ein- 1 
d ringen  können,  und  er  kann  sich  um  so 
stärker  geltend  machen,  als  der  Betrieb  der 
Kleinbahnen  in  weit  geringerem  Masse  als 
derjenige  der  Eisenbahnen  ein  Hindernis 
bietet,  die  Einführung  von  Privatanschluss- 
gleisen zum  Zwecke  der  unmittelbaren 
Ueberführung  der  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnisse auf  die  Kleinbahnen  zu  gestatten. 
Der  Industrie  werden  in  den  von  Eisen-  i 
bahnen  nicht  berührten  Gegenden  für  alle 
diejenigen  Produktionen,  welche  mit  Ma- 
schinen betrieben  werden  und  eine  andere 
als  die  Dampfkraft  hierfür  nicht  zur  Ver- 
fügung haben,  durch  die  Möglichkeit  des 
Bezugs  billiger  Kohle  durch  die  Kleinbahnen 
erst  die  Wege  geebnet.  Durch  sic  wird  es 
erst  möglich,  da,  wo  günstige  örtliche  Be- 
dingungen für  einen  Industriezweig  vor- 
handen sind,  denselben  zur  Entstehung  zu 
bringen.  Auch  die  entfernteren  Distrikte 
werden  damit  in  vollem  Masse  der  Vorteile 
teilhaftig,  welche  die  Eisenbahnen  der  In- 
dustrie zu  gewähren  vermögen,  und  treten 
in  den  durch  die  Eisenbahnen  angebahnten 


wirtschaftlichen  Entwicklungsprozess  als 
ebenbürtige  Faktoren  ein. 

Dass  die  Hebung  der  Landwirtschaft  und 
der  Industrie  ihn'  segensreichen  Wirkungen 
nicht  auf  diese  Betriebe  beschränkt,  bedarf 
kaum  der  näheren  Ausführung.  Hand  in 
Hand  damit  geht  die  Hebung  des  gesamten 
Wohlstandes  in  dem  Verkehrsgebiete  der 
Kleinbahnen  und  damit  des  Volkswohlstandes 
überhaupt.  Den  Wertmesser  hierfür  bildet 
die  Hebung  der  Steuerkraft,  deren  Steige- 
rung sieh  beispielsweise  in  den  an  den 
schmalspurigen  Staatsbahnen  des  Königreichs 
Sachsen  belegenen  Orten  am  Schlüsse  einer 
etwa  10jährigen  Betriebsjx?riode  auf  73  bis 
276  ° o des  bisherigen  Steuereinkommens  be- 
lief. Die  gleichmüssigere  Verteilung  des 
Wohlstandes  auf  alle  Landesteile  hat  wiede- 
rum eine  gleich müssigere  Verteilung  der 
Bevölkerung  zur  Folge,  weil  mit  der  Hebung 
der  Ijandwirtseliaft  und  Industrie  in  den 
durch  Kleinbahnen  erschlossenen  Gegenden 
auch  eine  Steigerung  des  Arbeitslohnes  und 
eine  Vermehrung  der  Gelegenheit  lohnender 
Thätigkeit  verbunden  ist.  Die  Kulturaufgabe 
der  Kleinbahnen  ist  daher  auch  selbst  im 
Vergleiche  zu  den  Eisenbaimen  keine  unter- 
geordnete. Vermögen  sie  auch  im  Umfange 
der  Wirkungen  auf  die  Förderung  der  Pro- 
duktion den  Vergleich  mit  den  letzteren 
nicht  auszuhalten,  so  macht  sich  ihr  Einfluss 
auf  eine  dem  allgemeinen  Interesse  ent- 
sprechenden Verteilung  derselben  auf  alle 
Landesteile  um  so  segensreicher  geltend. 

2.  Die  Entwickelung  des  Klein- 
balinwesens.  Die  ersten  Ansätze  auf 
diesem  Gebiete  reichen  bis  in  den  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  zurück.  In  England 
wurde  auf  Grund  einer  im  Jahre  1801  er- 
teilten Konzession  die  erste  Pferdebahn  ins 
Leben  gerufen  zur  Vermittelung  des  Güter- 
verkehrs zwischen  den  südlichen  Teilen 
liOndons  und  der  Themse.  Der  finanzielle 
Erfolg  dieses  Unternehmens  war  aber  ein 
so  ungünstiger,  dass  er  eine  schnelle 
Entwickelung  dieses  Verkehrsmittels  nicht 
anbahnen  konnte.  Nur  wenige  Bahnen  dieser 
Art  wurden  in  England  ins  Leben  gerufen, 
und  auch  anderwärts,  so  namentlich  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  «lester- 
reich  und  in  Frankreich,  wo  im  3.  Jahrzehnt 
Bahnen  entstanden,  welche  vorzugsweise  zur 
Beförderung  von  Produkten  des  Bergbaues 
bestimmt  waren,  blieb  ihre  Anzahl  eine  ge- 
ringe. Die  Fortentwickelung  kam  vollends 
ins  Stocken,  als  ein  im  Jahre  1825  auf  der 
Pferdebahn  von  Stockton  nacli  Darlington 
angestellter  Versuch  den  Beweis  geliefert 
hatte,  dass  die  Dampfkraft  auch  dem  Ver- 
kehr zu  Lande  dienstbar  gemacht  werden 
könne.  Naturgeraäss  mussten  die  Eisen- 
bahnen, welche  diesem  Versuch  ihre  Ent- 
stehung verdankten,  vermöge  ihrer  die  der 
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Pferdebahnen  weit  übersteigenden  Leistungs- 
fähigkeit und  wegen  des  höheren  Gewinnes, 
welchen  sie  versprachen,  die  Unternehmungs- 
lust von  diesen  ab-  und  auf  sich  lenken. 
Und  auch  in  denjenigen  Landesteilen,  welche 
Eisenbahnen  noch  nicht  erhielten,  bestand 
solange  keine  Neigung,  für  die  Herstellung 
von  Lokalbahnen  zu  wirken,  als  ihnen  noch 
nicht  jede  Aussicht  benommen  war,  mit  Eisen- 
bahnen bedacht  zu  werden.  Es  ist  deshalb 
erklärlich,  dass  das  Eisenbahnnetz  erst  zu 
einem  wenigstens  vorläufigen  Abschlüsse  ge- 
langt sein  musste,  bevor  man  sich  einem 
Verkehrsmittel  zuwandte,  welches  vorzugs- 
weise nur  lokalen  Interessen  diente.  Nur 
eine  Gattung  der  Kleinbahnen  machte  hier- 
von eine  Ausnahme,  es  sind  dies  die  ledig- 
lich den  Personenverkehr  innerhalb  der 
Städte  und  mit  Vororten  vermittelnden 
Bahnen,  welche  gegenüber  den  Eisenbahnen 
ein  völlig  selbständiges  Dasein  haben  und 
durch  die  hervorgehobenen  Rücksichten  nicht 
beeinflusst  weiden.  Die  Entwickelung  dieser 
auf  öffentlichen  Strassen  angelegten  Bahnen 
hat  ihren  Ausgangspunkt  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  wo  in  New- York  im 
Jahre  1852  eine  derartige  Strassen  bahn  her- 
gestellt wurde,  ln  rascher  Aufeinanderfolge 
fand  dies  Beispiel  Nachahmung,  so  dass  im 
Jahre  1875  die  Stadt  New  - York  bereite 
Strassenbahnen  in  einer  Gesamtlänge  von 
097  km  aufzuweisen  hatte.  Ihr  Betrieb  er- 
folgte anfänglich  meist  mit  Pferden,  machte 
in  der  Folge  aber  mehr  und  mehr  dem 
Betrieb  mit  Dampf  oder  elektrischer  Kraft 
Platz. 

In  Europa  ging  Frankreich  mit  der  Be- 
ginndung einer  Pferdebahn  in  Paris  im  Jahre 
1854  vor.  Die  übrigen  Länder,  insbesondere 
England,  Belgien,  Dänemark  und  Deutsch- 
land folgten  erst  rni  Laufe  der  1860er  Jahre; 
Berlin  und  "Wien  erhielten  im  Jahre  1865 
zuerst  Pferdebahnen. 

Wesentlich  anders  vollzog  sich  die  Ent- 
wickelung derjenigen  Kleinbahnen,  welche 
sich  in  ihrer  Gestaltung  und  Zweckbestim- 
mung mehr  oder  weniger  den  Eisenbahnen 
nähern.  Da,  wo  die  Befriedigung  des  Yer- 
kelirsbedürfnisses  durch  Eisenbahnen  in  ihrer 
vollkommensten  Gestalt  noch  erwartet  werden 
kann,  ist  für  derartige  Bahnen  noch  kein 
Baum  gegeben.  Sie  entstehen  daher  in 
diesem  Stadium  der  Entwickelung  nur  in 
solchen  Gegenden,  welche  wegen  ihrer  Kon- 
figuration zur  Anlage  grosser  Eisenbahnen 
nicht  geeignet  sind. 

Auch  mit  diesen  Bahnen  ist  England  zu- 
erst vorgogangen.  Die  in  der  Grafschaft 
Wales  schon  im  Jahre  1832  auf  eigenem 
Bahnkörper  mit  schmaler  (00  cm)  Spur  an- 
gelegte Fostiuiogbahn,  ursprünglich  nur  zum 
Schiefer-  und  Kohlentransport  bestimmt, 
später  aber  auch  für  den  allgemeinen  Güter- 


und Personentransport  benutzt,  anfänglich 
mit  Pferden,  später  mit  Dampf  betrieben, 
ist  das  Vorbild  für  weitere  Unternehmungen 
dieser  All  gewesen.  In  England  blieb  ihre 
Nachahmung  lange  Zeit  eine  sehr  beschränkte. 
Einen  fruchtbareren  Boden  fand  die  durch 
die  Fostiuiogbahn  gegebene  Anregung  in 
Schottland.  Nachdem  eine  im  Jahre  1855 
eröffnete,  die  Städte  Edinburgh  und  Peebles 
verbindende,  in  einfacher  Weise  hergestellte 
Bahn  einen  günstigen  Erfolg  gehabt  hatte, 
fanden  diese  »light  railways«  dort  mehr  und 
mehr  Eingang  und  gaben  im  Jahn*  1868 
zum  Erlasse  eines  Gesetzes  Veranlassung, 
welches  diesen  Bahnen  vielseitige  Erleichte- 
rungen gewährte. 

ln  England  brach  sich  die  Ueberzeugung, 
dass  es  zu  einer  kräftigen  Entwickelung  der, 
namentlich  für  die  Landwirtschaft  unent- 
behrlichen Kleinbahnen  ihrer  Förderung  in 
verschiedenen  Richtungen  bedürfe,  erst  in 
neuester  Zeit  Bahn  und  hatte  den  Erlass 
eines  Gesetzes  betreffend  die  Erleichterung 
des  Baues  von  Kleinbahnen  in  Grossbritannien 
vom  14.  August  1896  (Chapter  48)  zur  Folge, 
welches  mit  einigen  Modifikationen  auch  für 
Schottland,  alier  nicht  für  Irland  gilt.  Durch 
seine  Bestimmungen  ist  die  Konzessionierung 
der  Kleinbahnen,  welche  bisher  einen  Parla- 
mentsbeschluss und  die  Aufwendung  grosser 
Kosten  erforderte,  dem  Handelsamte  über- 
tragen  und  das  Konzessionsverfahren  wesent- 
lich vereinfacht,  die  Erwirkung  des  Ent- 
eignungsrechts  erleichtert  und  dem  Handels- 
amte die  Ermächtigung  erteilt,  die  den 
Eisenbahnen  gesetzlich  und  konzessions- 
mässig  obliegenden  Verpflichtungen  für 
Kleinbahnen  erheblich  zu  ermüssigen.  Und 
endlich  hat  sich  das  Gesetz  die  finanzielle 
Förderung  des  Kleinbahnbaues  angelegen 
sein  lassen,  indem  es  nicht  nur  den  Ge- 
meinden und  Grafschaften  die  Befugnis  zur 
Unternehmung  und  zur  Unterstützung  von 
Kleinbahnen  durch  Gewährung  von  Darlehen 
oder  Beteiligung  an  dem  Unternehmen  durch 
Entnahme  von  Aktien  erteilt,  sondern  unter 
gewissen  Voraussetzungen  auch  dem  Schatz- 
amts die  Gewährung  von  Darlehen  und 
festen  Zuschüssen  aus  Staatsmitteln,  deren 
Gesamtbetrag  jedoch  niemals  die  Summe 
von  1 Million  t überschreiten  soll,  ge- 
stattet hat.  Wie  sehr  dieses  Gesetz  einem 
Bedürfnisse  entgegen  kam.  geht  daraus  her- 
vor, dass  in  den  Jahren  1807  und  1898 
175  Konzessionsanträge  für  Bahnen  iu  einer 
Gesamtlänge  von  1804  Meilen  eingingen. 
Staatsunterstützung  wurde  nur  für  3 Bahnen 
nachgesucht  und  auch  in  der  Gesamthöhe 
von  47  UOU  t'  bewilligt 

Auf  dem  europäischen  Kontinent  fanden 
sich  lange  Zeit  für  den  Bau  von  Kleinbahnen 
und  selbst  von  Nebeneisenbahnen  kaum 
Unternehmer,  und  es  brach  sich  mehr  und 
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mehr  die  Ueberzeugung  Hahn,  dass  auf  diesem 
Gebiete  von  der  Ermässiguog  der  Anforde- 
rungen in  betreff  der  Konstruktion*-  und 
Betriebsverhältnisse  allein  ein  genügender 
Erfolg  überhaupt  nicht  zu  erwarten  sei,  dass 
es  vielmehr  am  h der  Beteiligung  des  Staates, 
der  Kommunal  verbände  oder  der  Privat- 
Interessenten  bedürfe,  um  solche  Bahnen  in 
dem  gewünschten  Masse  ins  Leben  zu  rufen. 
Erst  nachdem  diese  Erkenntnis  in  den 
einzelnen  Ländern  praktische  Verwertung 
gefunden  hatte,  lässt  sich  eine  erheblichere 
Regsamkeit,  zunächst  meist  auf  dem  Gebiete 
der  Nebeneisenbahnen,  sodann  aber  auch  der 
Bahnen  unterster  Ordnung,  der  Kleinbahnen, 
verspüren.  Bei  der  Darstellung  dieser  Ent- 
wickelung ist  ein  scharfes  Auseinanderhalten 
der  Nebeneisenbahnen  und  der  Kleinbahnen 
deshalb  nicht  überall  möglich,  weil  die  Zu- 
weisung der  einzelnen  Bahnen  in  diese 
Klassen  nicht  überall  durch  dieselben  Rück- 
sichten bedingt,  insbesondere  die  wirtschaft- 
liche Bedeutung  der  einzelnen  Bahnen  für 
ihre  Klassifizierung  nicht  immer  ausschliess- 
lich massgebend  ist. 

Ein  systematisches  Vorgehen  auf  diesem 
Gebiete  finden  wir  zuerst  in  Frankreich. 
Auf  Veranlassung  des  Generalrates  des  De- 
partements Niederrhein  kamen  verschiedene 
schmalspurige  Bahnen  unter  Mitwirkung  des 
Departements,  der  Gemeinden  und  (1er  da- 
bei interessierten  Grundeigentümer  zustande, 
welche  im  Jahre  1804  dem  Betriebe  über- 
geben wurden.  Zugleich  gab  dies  Vorgehen 
die  Anregung  zum  Erlasse  eines  Gesetzes 
— loi  relative  nux  chemins  de  fer  d'inteivt 
local  vom  12.  Juli  1805  — , welches  die 
Konzessionierung  der  Ixikalhahncn  unter  Vor- 
aussetzung der  Anerkennung  ihres  öffent- 
lichen Nutzens  durch  den  Staatsrat  den 
Generalräten  übertrug  und  staatliche  Zu- 
wendungen für  ihre  Anlage  von  Vs  bis  1 2 
derjenigen  Beiträge  bis  zum  jährlichen 
Höchstbetrage  von  0 Millionen  Francs  in 
Aussicht  stellte,  welche  von  den  Departe- 
ments, Gemeinden  und  Privatinteressenten 
dazu  gegeben  werden.  Der  Erfolg  dieses 
Gesetzes  war  kein  günstiger.  Es  entstanden 
zwar  Lokalbahnen  in  einer  Gesamtlänge  von 
2300  km;  bei  ihrer  Anlage  wurde  jedoch 
vielfach  den  örtlichen  Verhältnissen  nicht 
genügend  Rechnung  getragen,  und  hierauf 
ist  es  wohl  hauptsächlich  zurückzuführen, 
dass  viele  dieser  Bahnen  notleidend  wurden 
und  am  Ende  der  1870er  Jahre  die  weitere 
Entwickelung  ins  Stocken  geriet. 

Ein  neues  Gesetz  — loi  relative  aux 
chemins  de  fer  d’intöret  local  et  aux  train- 
ways  vom  1 1.  Juni  1880  — sucht  eeine  andere 
Grundlage  für  die  Subventionierung  zu 
schaffen  und  zugleich  für  eine  Klasse  der 
IiOkall>ahnen,  für  die  Tramways,  worunter 
die  ausschliesslich  oder  doch  zum  über- 


wiegenden Teile  auf  öffentlichen  Strassen 
angelegten  Bahnen  zu  verstehen  sind.  1*> 
sondere  erleichternde  Bestimmungen  zu 
treffen.  Die  Subventionierung  ist  dahin  ge- 
ordnet, dass  der  Staat  unter  der  Bedingung, 
dass  das  Departement  oder  die  Gemeinden 
eine  mindestens  gleich  hohe  Subvention  ge- 
währen, für  den  Fall,  dass  die  Bruttoein- 
nahmen nicht  hinreichen,  um  die  Betiiebs- 
kosten  und  eine  5 °.  0 ige  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  zu  decken,  einen  festen  Zu- 
schuss von  500  Francs  für  das  Kilometer 
und  1 1 desjenigen  Betrages  beizusteuern  hat. 
welcher  erforderlich  ist.  die  Bruttoeinnahme 
auf  eine  Summe  zu  erhöhen,  welche  für 
norraalspurige  Lokalbahnen  auf  10000  Fres., 
für  schmalspurige  auf  8000  Fres.  und  für 
Tramways  auf  (iOOoFrcs.  pro  Kilometer  be- 
stimmt ist. 

Die  schablonenhaften  Bestimmungen  filier 
die  Subventionierung  der  Bahnen  hatten  zur 
Folge,  dass  ohne  genügende  Berücksichtigung 
des  Bedürfnisses  und  der  örtlichen  Verhält- 
nisse Bahnen  mit  unverhältnismässig  hohen 
Kosten  gebaut  und  imökonomisch  lietrieben 
wurden.  So  kam  es,  dass  die  in  den  Jahren 
1888 — 181)2  angelegten  vollspurigen  Neben- 
bahnen pro  Kilometer  einen  Aufwand  von 
140  502  Fres.,  die  schmalspurigen  einen 
solchen  von  70724  Fres.  erforderten,  während 
sich  in  Deutschland  diese  Kosten  nur  auf 
77870  Fres.  und  59840  Fres.  beliefen,  und 
dass  die  reinen  Betriebseinnahmen  der  voll- 
spurigen Nebenbahnen  in  Frankreich  für  das 
Kilometer  851  Fres.,  die  der  schmalspurigen 
175  Fres.  gegen  3550  und  1040  P res.  in 
Deutschland  betrugen.  Das  Mass  der  Be- 
lastung des  Staates  sowie  der  Departements 
und  Gemeinden  durch  das  Gesetz  von  1880 
illustriert  die  Thatsache,  dass  im  Jahre  1*91 
für  Lokal  bah  neu  und  Tramways  Zuschüsse 
im  Gesamtbeträge  von  7535212  Fres.  zu 
leisten  waren,  wovon  auf  den  Staat  unge- 
fähr 1 s,  auf  die  Departements  etwas  weniger 
als  2/s  entfielen.  Die  auf  Grund  dieser  Er- 
fahrungen auf  Aenderung  des  Gesetzes  vom 
11.  Juni  1880  gerichteten  Bestrebungen  sind 
bisher  noch  nicht  von  Erfolg  gewesen. 

In  Italien  haben  die  Bahnen  niederer 
Ordnung  seit  dem  Beginn  des  8.  Jahrzehnts 
Eingang  gefunden.  Hier  liesteht  zwischen 
den  Bahnen  2.  und  3.  Ordnung  eine  scharfe 
Grenze.  Als  Neheneisen bahnen  (fcrrovic  eco- 
uomiehc),  welche  der  Eisenbahngesetzgebung 
unterstehen,  gelten  alle  diejenigen,  welche 
einen  eigenen  Bahnkörper  haben  und  des 
Enteignungsrechts  nicht  entliehren  können, 
als  Strassenbahnen  (tramvic  a trazione  mecca- 
nica)  diejenigen,  welche  auf  öffentlichen 
Strassen  angelegt,  mit  mechanischer  Kraft 
betrieben  werden  und  des  Enteignungsrechts 
nicht  bedürftig  sind.  Auf  die  letzteren  findet 
d io  Eisenl  Jahngesetzgebung  keine  A nwendung. 
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Während  die  in  grösserer  Anzahl . meist 
mit  schmaler  Spurweite  angelegten  Neben- 
eisenbahnen zum  überwiegenden  Teile  sehr 
ungünstige  Ergebnisse  aufweisen,  haben  die 
Strasscubahncn,  insbesondere  im  nördlichen 
Italien,  rasch  eine  grosse  Verbreitung  ge- 
funden. Nachdem  die  Stadtverwaltung  von 
Turin  mit  der  Kon  Zession  ierung  einer  im 
Jahre  1872  eröffneten  Strassenbahn  von  der 
Piazza  Casteilo  nach  der  Barriere  di  Nizza 
vorangegangen  war,  wurden  im  Jahre  1874 
durch  ein  Dekret  des  Ministers  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  Gemeinden  allgemein 
ermächtigt,  die  Anlage  von  Bahnen  auf  ihren 
Strassen  zu  gestatten,  und  im  Jahre  18791 
von  demselben  Minister  die  beim  Dampf- 
betrieb der  Strassenbalmen  zu  beachtenden 
Vorschriften  erlassen.  Der  hiermit  gegebenen 
Leichtigkeit  der  Konzessiouiernng  und  den 
geringen  Beschränkungen , welchen  diese 
Hahnen  unterworfen  sind,  ist  die  günstige 
Entwickelung  derselben,  welche  durch  staat- 
liche Beihilfen  nicht  unterstützt  wurden, 
vorzugsweise  zu  verdanken.  Am  Schlüsse 
des  Jahres  1890  waren  124  Dampfstrassen- 
bahnen  in  einer  Gesamtlänge  von  2599  km  * 
im  Betriebe,  darunter  allerdings  einzelne  von 
einer  Ausdehnung  bis  zu  7u  km,  welche 
mehr  zu  einer  Konkurrenz  mit  den  Eisen- 
bahnen als  für  den  blossen  Lokalverkehr 
bestimmt  sind.  Durch  Gesetz  vom  27.  De-; 
zember  1896  sind  nunmehr  die  Rechtsverhält- 
nisse  beider  Gattungen  von  Bahnen  des 
näheren  geordnet  worden.  Die  Konzessionen 
für  die  Nebenbahnen  werden  auf  Vorschlag 
des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  durch 
königlichen  Erlass  auf  höchstens  70  Jahre 
erteilt.  Die  Konzessiouiernng  der  Strassen-  i 
bahnen,  welche  auf  höclistens  60  Jahre  er- 
folgen darf,  ist  Sache  des  Strassencigen- 
tümers,  nur  die  Gestattung  des  Betriebes 
mit  meclianischer  Zugkraft  ist  einem  könig- 
lichen Erlasse  Vorbehalten.  Zum  Zwecke 
der  Förderung  beider  Gattungen  von  Bahnen 
hat  das  Gesetz  die  an  dieselben  zu  stellenden  I 
Anforderungen  auf  ein  möglichst  geringes 
Mass  beschränkt  und  eine  Beteiligung  durch 
kilometrische  Unterstützungen  an  den  Neben- 
bahnen durch  den  Staat,  an  den  Strasscn- 
bahnen  durch  die  Provinzen,  Gemeinden  oder 
andere  juristische  Personen  gestattet,  den 
Betrieb  beider  Balmklassen  durch  diese 
Körperschaften  jedoch  verboten. 

Aehnlioh  wie  in  Italien  vollzog  sich  die 
Entwickelung  des  Kleinbahnwesens  in  Hol- 
land. Auch  hier  wird  die  3.  Klasse  der 
Bahnen,  der  Kleinbahnen,  worunter  diejenigen 
verstanden  werden,  hei  welchen  die  Fahr- ! 
geschwindigkeit  20  km  in  der  Stunde  nicht  J 
erreicht,  rechtlich  von  den  Eisenbahnen  1. 
und  2.  Klasse  völlig  geschieden.  Weder  für : 
ihre  Anlage  noch  für  ihren  Betrieb  bestehen 
gesetzliche  Bestimmungen,  und  es  ist  somit  j 


die  Möglichkeit  gegeben,  bei  jeder  Bahn  den 
örtlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
ausreichend  Rechnung  zu  tragen.  Hierdurch 
und  durch  die  Bereitwilligkeit  des  Staates, 
der  Provinzen  und  der  Gemeinden,  die  An- 
legung von  Kleinbahnen  auf  ihren  Strassen 
zu  gestatten,  wurde  die  Unternehmungslust 
für  Dampfstrassenbahnen  auf  Kosten  der 
Nebeneisenbahnen . welche  vernachlässigt 
blieben,  mächtig  angeregt.  Seit  dem  Jahre 
1880,  in  welchem  die  erste,  nicht  nur 
dem  inneren  städtischen  Verkehr  dienende 
Strassenbahn  hergestellt  wurde,  bis  zum 
Schlüsse  des  Jahres  1896  sind  ohne  Sub- 
ventionierung des  Staates  von  57  Unter- 
nehmern Strassen  bahnen  in  einer  Gesamt- 
länge von  1206  km  ins  Leben  gerufen, 
worden,  von  welchen  nur  223  km  lediglich 
mit  Pferden  betrieben  werden . Obwohl 
einzelne  derselben  ein  Betriebsdeficit  auf- 
weisen, ist  das  Gesamtergebnis  doch  ein 
nicht  ganz  ungünstiges,  da  die  Reineinnahmen 
eine  durchschnittliche  Verzinsung  von  un- 
gefähr 3%  des  Anlagekapitals  darstellen. 

Auf  einer  völlig  anderen,  eigenartigen 
Grundlage  beruht  der  Aufschwung  der  Klein- 
bahnen in  Belgien,  welches  im  Jahre  1882 
Bahnen  dieser  Art  nur  in  einer  Gesamtlänge 
von  81  km  besass.  Der  Grund  des  bisherigen 
Misserfolges  Lag  hauptsächlich  darin,  dass  man 
den  Gemeinden  die  initiative  zur  Begründung 
von  Lokalbahnen  überlassen  zu  müssen 
glaubte,  obwohl  diesen  weder  die  erforder- 
lichen Geldmittel  noch  auch  geeignete  techni- 
sche Kräfte  zum  Bau  und  zum  Betriebe  zur  Ver- 
fügung standen.  Um  liier  Abhilfe  zu  schaffen, 
wurde  durch  G.  v.  28.  Mai  1884  eine  Ge- 
sellschaft, soeiöte  nationale  dos  chcmins  de 
fer  vicinaux  gegründet,  in  welcher  das  Lo- 
kalbahn wesen  durch  (lies  und  ein  weiteres 
G.  v.  24.  Juni  1885  in  folgender  Weise  cen- 
tralisiert  ist: 

Konzessionen  für  Lokalbahnen,  worunter 
alle  nicht  der  ersten  Ordnung  der  Eisen- 
bahnen zugehörigen  Bahnen  mit  alleinigem 
Ausschlüsse  der  städtischen  Tramways  zu 
verstehen  sind,  werden  nur  dieser  Gesell- 
schaft erteilt,  anderen  Unternehmern  nur 
dann,  wenn  die  Gesellschaft  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Bekanntgabe  des  betreffenden 
Konzessionsantrags  nicht  selbst  die  Kon- 
zession beansprucht  Sie  baut  die  ihr  nicht 
konzessionierten  Bahnen  und  betreibt  die- 
selben oder  verpachtet  ihren  Betrieb,  jedoch 
nicht  für  eigene,  sondern  für  Rechnung  der 
einzelnen  Unternehmungen,  für  welche  je 
besondere  Serien  von  Aktien  ausgegeben 
werden.  Die  Aktien  einer  jeden  Serie 
müssen  mindestens  zu  2 's  vom  Staate,  den 
Provinzen  oder  Gemeinden  gezeichnet  sein. 
Die  Beteiligung  des  Staates  pflegt  Vt  des 
Baukapitals  nicht  zu  überschreiten , gesetz- 
lich zulässig  ist  seiue  Beteiligung  bis  zur 
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Hälfte  des  Nennwertes  des  Aktienkapitals. 
Die  vom  Staate,  den  Provinzen  und  Ge- 
meinden übernommenen  Beträte  können  an 
Stelle  der  baren  Zahlung  in  OOjührlicheu 
Rentenzahlungen,  Annuitäten,  geleistet  wer- 
den. Soweit  diese  Form  der  Leistungen 
beansprucht  wird,  beschafft  die  Gesellschaft 
das  nicht  bar  eingezahlte  Kapital  durch 
Ausgalx)  von  Obligationen,  welche  auf  die 
ihr  zu  zahlenden  Renten  fundiert  sind : die 
Garantie  der  Verzinsung  und  planmässigc 
Tilgung  derselben  übernimmt  der  Staat. 
Die  Annuitäten  betragen  nur  3‘  s°/o  der 
übernommenen  Betrüge,  da  es  der  Gesell- 
schaft gelungen  ist.  eine  Prämienanleihe  zu 
einem  Zinsfusse  von  nur  3,47  % zu  erhalten. 
Fane  jede  Serie  von  Aktien  ist  auf  den 
Reingewinn  der  Bahn,  für  welche  die  Aktien 
ausgegeben  sind,  angewiesen;  finanziell  bil- 
det daher  eine  jede  Bahn  ein  selbständiges 
Unternehmen.  Den  Leistungen  des  Staates 
steht  eine  Einwirkung  auf  die  Verwaltung 
und  den  Betrieb  in  verschiedenen  Rich- 
tungen gegenüber,  insbesondere  das  Recht 
zur  Ernennung  der  Mehrzahl  der  .Mit- 
glieder des  Verwaltungsrats  der  Gesell- 
schaft und  zur  Genehmigung  der  von  der  Ge- 
sellschaft festzusetzenden  Tarife.  Von  allen 
Provinz-  und  Gemeindesteuern  und  von  der 
Gewerbesteuer  ist  die  Gesellschaft  für  die 
von  ihr  begründeten  Unternehmungen  be- 
freit. 

Der  Erfolg  dieser  Organisation  wird 
durch  die  Ausdehnung  des  Lokalbahnnetzes 
in  dem  11  jährigen  Zeitraum  von  18.87  bis 
1897  veranschaulicht.  Die  Gesamtlänge  der 
im  Betriebe  befindlichen  Bahnen  ist  von 
188  km  auf  2276  km  gestiegen,  für  welche 
ein  Anlagekapital  von  1 lo  T>93  OOU  Francs 
00810  Francs  pro  Kilometer  aufgewendet 
war.  Die  durchschnittlichen  Erträgnisse 
derselben  haben  eine  stetige  Steigerung  er- 
fahren. Während  der  Durchschnitt  der  auf 
sämtliche  Aktienserien  gezahlten  Dividenden 
im  Jahre  1889  noch  nicht  2%  des  gesamten 
Aktienkapitals  erreichte,  hat  er  sieh  allmäh- 
lich bis  zu  3,23%  im  Jahre  1895  erhöht. 

ln  Oesterreich  wurden  bis  zum  Fh-- 
lasse  des  später  zu  erörternden  G.  v.  31. 
Dezember  1894  nur  Haupteisenbahnen  und 
Lokalbahnen  (Sekundär-  Vicinalbalmen)  unter- 
schieden. Die  Förderung  der  letzteren  war 
der  Zweck  eines  G.  v.  25.  Mai  1880,  wel- 
ches die  Regierung  ermächtigte,  den  Lokal- 
bahnen Erleichterungen  hinsichtlich  der 
Konzessionsanträge  und  der  Betriebsvor- 
schriften zu  gewähren,  und  ihnen  Begünsti- 
gungen in  betreff  der  Benutzung  von  Boiehs- 
strassen und  der  Befieiung  von  Stempeln 
und  Gebühren  zu  teil  werden  liess.  Fa  neu 
Erfolg  in  dein  davon  erwarteten  Masse  hatte 
jedoch  weder  dies  noch  auch  das  an  dessen 
Stelle  getretene  G.  v.  17.  Juni  1887,  wo- 


durch die  in  ersterera  gewährten  Vergünsti- 
gungen in  einzelnen  Richtungen  erweitert 
wurden. 

Diese  Erfahrung  gab  einzelnen  I hindern 
Veranlassung,  ihrerseits  die  Initiative  zur 
weiteren  Entwickelung  des  Lokal  bahn  wesens 
zu  ergreifen,  ln  Steiermark,  welches  hierin 
vorauging,  wurde  durch  eiu  G.  v.  11.  FV 
bruar  1890  ein  Lokaleisenbahnfonds  im 
Grundbetrage  von  10  Millionen  fl.  begrün- 
det, um  dem  Iarnde  die  Mittel  zur  Förde- 
rung der  Lokalbahnen  zu  verschaffen.  Sie 
soll  in  der  Weise  geschehen,  dass  das  Land 
unter  der  Voraussetzung,  dass  von  dem 
Staate  und  den  Interessenten  entweder  1 3 
des  Baukapitals  ä fonds  perdu  oder  durch 
Uebernahme  von  Stammaktien  zum  Nenn- 
werte beigetragen  oder,  falls  die  Reinein- 
nahmen zur  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
mit  4°o  und  zur  Amortisation  nicht  aus- 
reiehen,  jährliche  Zuschüsse  bis  zu  mindes- 
tens :i  h des  Gesamterfordernisses  der  Ver- 
zinsung und  Amortisation  zugesichert  wer- 
den, das  Land  als  Bauunternehmer  und 
nötigenfalls  auch  als  Betiiebsuntcrnehmer 
eintritt.  Im  Falle  der  Subventionierung  des 
Staates  und  der  Interessenten  durch  Betei- 
ligung  am  Anlagekapital  wird  eine  Aktien- 
gesellschaft gebildet,  wobei  das  Land  den 
Rost  des  Anlagekapitals  in  Prioritätsaktien 
Übernimmt.  Im  Falle  der  Garantie  der 
Zinsen  und  Amortisationsquoten  erwirkt  das 
Lind  für  sich  «die  Konzession,  übertrügt  aber 
den  Betrieb  in  der  Regel  der  Staatsoisen- 
bahnverwaltung  oder  einer  anschliessenden 
Privatbahn.  Dem  Beispiele  Steiermarks  siad 
verschiedene  andere  Linder  gefolgt,  zunächst 
Böhmen  und  Galizien  durch  G.  v.  17.  De- 
zember 1892  und  v.  17.  Juli  1893,  welche 
auf  ähnlicher  Grundlage  wie  das  steierische 
Gesetz  Ijeruheo. 

Zweifellos  hatte  das  Vorgehen  der  Län- 
der einen  erheblichen  Einfluss  auf  die  Fait- 
wiekelung  der  Lokalbahnen,  deren  Gesamt- 
länge am  Schlüsse  des  Jahres  1894  3295  km 
betrug.  Ob  und  inwieweit  deren  Kleinbah- 
nen beteiligt  waren,  lässt  sich  jedoch  nicht 
bestimmen,  da  bis  zu  dieser  Zeit  den  Lokal- 
bahnen auch  Kleinbahnen  zugerechnet  wur- 
den. Eine  Unterscheidung  in  dieser  Be- 
ziehung trat  erst  mit  dem  G.  v.  31.  Dezember 
1894  ein,  welches  von  den  Lokalbahnen  als 
Kleinbahnen  (Tertiürbahnen)  diejenigen  aus- 
schicd.  welche  für  den  allgemeinen  Verkehr 
von  geringer  Bedeutung  sind  (normal-  oder 
schmalspurige  Zweigbahnen,  Strassenbahnen 
mit  Dampf-  oder  elektrischem  Betriebe, 
anderen  mechanischen  Motoren  oder  animali- 
scher Kraft,  Seilbahnen  u.  s.  w.).  Obwolil 
auch  diese  Bahnen  der  Eiseubahngesetz- 
gchung  unterstehen,  ist  dein  Staate,  doch 
nur  ein  sehr  beschränkter,  im  wesentlichen 
nur  i«>lizeilicher  Einfluss  auf  dieselben  ein- 
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geräumt.  Eine  Unterstützung  gewältrt  «las 
Gesetz  denselben  nur  indirekt,  indem  es  die 
Staats regierung  ermächtigt,  sieh  an  der 
Kapital  bescliaffung  für  neue  Lokal-  und 
Kleinbahnen,  welche  ziffernmäßig  bestimm- 
bare finanzielle  Vorteile  für  einzelne  Zweige 
der  Staatsverwaltung  haben,  der  Höhe  dieser 


Auch  in  den  deutschen  Bundes- 
staaten hat  sich  die  Entwickelung  der 
Kleinbahnen  sehr  ungleichmässig  vollzogen. 
Es  hat  dies  seinen  Grund  einerseits  in  der 
verschiedenen  rechtlichen  Behandlung  der 
nicht  den  llaupteisen bahnen  ungehörigen  Bah- 
nen, unter  welcher  in  einzelnen  Staaten 


Vorteile  entsprechend  zu  beteiligen,  und  mehrere  Gattungen  nicht  unterschieden,  in 
ferner  die  Kreditbeschaffung  für  solche  da-  anderen  Neben-  und  Kleinbahnen  zwar  unter- 
dureh  erleichtert,  (hiss  es  den  von  Landes-  i schieden . beide  jedoch  als  Eisenbahnen  im 


banken  und  anderen  Kreditinstituten  ausge- 
gebenen, in  bestimmter  Weise  fundierten 
Schuldverschreibungen  Gebührenfreiheit  und 
pupillarische  Sicherheit  zuerkennt.  Auf  dieser 
Grundlage  ist  von  der  Regierung  am  25. 
November  1896  eine  Kenteubank  unter  der 
Firma  »k.  k.  österreichisches  Kreditinstitut 
für  Verkehrsunternehmungen«  konzessioniert 
worden,  welche  unter  staatlicher  Aufsicht 
Lokal-  und  Kleinbahn-  sowie  auch  andere 
Verkehrsunternehmungen  durch  Kreditge- 
währung und  in  sonstiger  Weise  zu  fördern 
bestimmt  ist. 

In  Ungarn  wurde  gegen 
der  1860er  Jahre  mit  dem  Bau  von  l/okal- 
hahnen  begonnen , eine  regere  Thütigkeit. 
trat  jedoch  eist  ein,  nachdem  durch 
ein  G.  v.  18.  Juni  ISMO  den  l^okalbahnen 
und  Kleinbahnen  mit  Ausschluss  «ier  städti- 
schen Tramways  erhebliche  Erleichterungen 
in  betreff  der  Konzessionieruug,  der  An- 


Sinne  der  Reichsverfassung  und  der  sonsti- 
gen Eisenbahngesetzgebung  angesehen  wer- 
den. in  anderen  endlich  die  Kleinbahnen 
der  Eisenbahngesetzgebung  gänzlich  entzogen 
sind  und  eine  besondere  Regelung  erfahren 
haben.  Andererseits  wurde  die  Entwicke- 
lung wesentlich  beeinflusst  durch  die  prin- 
cipielle  Stellung  der  einzelnen  Staaten  zu 
dein  Eisenbahnwesen.  Wo  der  Staat  grund- 
sätzlich die  Eisenbahnunternehm ungen  in 
seine  Hand  genommen  hatte,  musste  er  sich 
auc  h «ler  Fürsorge  für  den  lokalen  Verkehr  in 
höherem  Masse  widmen  als  da,  wo  auch 
Endel  Haupt-  oder  Xebcneisenhalinen  entweder 
gänzlich  oder  doch  zu  einem  nicht  unerheb- 
lichen Teile  Privaten  überlassen  werden. 

Systematisch  ist  zuerst  Bayern  auf  die- 
sem Gebiete  vorgegangen,  indem  es  durch  ein 
0.  v.  29.  April  1869  einen,  aus  den  Reineinnah- 
men der  Haupteisenhahnen  dotierten  Vicinal- 
baufonds  zur  Unterstützung  solcher  Vicinal- 


f Order  ungen  an  den  Bau  und  Betrieb,  der  i bahnen  begründete,  für  welche  die  uncntgelt- 
Bewilligung  von  Stempel-  und  Gebühren-  Hohe  llergabe  des  erforderlichen  Grund  und 
freihoit  für  die  durch  ihre  Finanzierung  und  I Bodens  und  die  Uebernahme  der  Kosten  der 


Herstellung  bedingten  Verträge,  der  Befrei- 
ung von  wesentlichen  Verpflichtungen  gegen-  | sichert 
ülier  der  Postverwaltung;  «ler  Gestattung 
der  Benutzung  öffentlicher  Strassen  gewährt 
und  die  Staatsbahnen  verpflichtet  wurden, 

«leu  Dienst  auf  gemeinschaftlich  zu  benutzon- 
«len  Bahnhöfen  und  auf  Wunsch  der  Lokal- 
bahnen ihren  gesamten  Betrieb  gegen  Ver- 
gütung der  Selbstkosten  zu  übernehmen,  und 
nachdem  durch  ein  ferneres  G.  v.  24.  Fe- 
bruar 1880  die  Beteiligung  des  Staats  sowie 
der  Municipien  und  Gemeinden  an  der  Fi- 
nanzierung dieser  Bahnen  ihre  Regelung 
erfahren  hatte.  Die  Unterstützungen  des 
Staates  sollen  danach  jährlich  nicht  mehr  als 


Erdarbeiten  von 
worden 


den  Interessenten  znge- 
war.  Infolge  dieser  Be- 
stimmungen kamen  bis  zum  Jahre  187<»  auf 
Grund  von  Speciftlgesetz.cn  14  staatliche 
Bahnen  in  einer  Gesamtlänge  von  167  km 
zu  Stande,  welche  nach  ihrer  Anlage  und 
1 ihrem  Betriebe  den  Charakter  von  Xelien- 
«Mscnbahnen  hatten.  Erst  durch  ein  G.  v. 
28.  April  1882  wurde  von  den  Vicinalbahuen 
eine  3.  Klasse,  die  Bahnen  von  lokaler  Be- 
deutung, ausgeschieden  und  bestimmt,  dass 
Lokalbahnen  staatsseitig  angelegt  sowie  auch 
staatsseitig  durch  Zuschüsse  a fonds  perdu 
unterstützt  werden  können,  wenn  die  In- 
teressenten mindestens  den  Grund  und  Be- 


im ganzen  3O0000  fl.,  die  Unterstützung  1 den  kostenlos  dazu  bereit  stellen.  Bis  zum 
Lokalbahn 


i«) 


des 


einer  LOKaibatm  nicht  mein-  als 
effektiven  Baukapitals  l>e tragen. 

Infolge  dieser  Massnahmen  stieg  die  Ge- 
samtlänge der  im  Betriebe  befindlichen  Lo- 
kalbahnen. welche  im  Jahre  1880  nur  63  km 
betrug,  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1897 
auf  7111  km.  An  dem  im  ganzen  sich  au f ersteren 


Ende  des  Jahres  1896  waren  in  den  rechts- 
] rheinischen  Teilen  Bayerns  Lokalbahnen 
I vom  Staate  in  einer  Gesamtlänge  von  953,71. 
km  und  von  der  Lokalbahn-Aktiengesell- 
, sehaft  im  Jahre  1897  in  einer  Gesamtlänge 
I von  219  km  hergestellt,  vou  welchen  die 


eine  Verzinsung  von  3,48ü/o  der 
215186216  fl.  belaufenden  Anlagekapital  staatlich  dafür  aufgewendeteu  Summen,  die 
«ler  vorhandenen  122  Bahnen  waren  der  letzteren  von  1 11  o des  Anlagekapitals  er- 
Staat  mit  11,9,  die  Lokal  Verwaltungen  mit 'gaben. 

9,2,  die  Gemeinden  und  die  Frivatintercs-,  Im  Königreich  Sachsen  verdanken  die 
senten  mit  12.2  und  die  betreffenden  Unter-  Bahnen  niederer  Ordnung  ihre  Entwickelung 
nehmuogen  selbst  mit  63.7  u o beteiligt.  fast  ausschliesslich  dem  Eintreten  dos  Staa- 
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tes  als  Unternehmer.  Nachdem  von  dem  i 
Bundesrate  am  14.  Juni  1878  eine  Hahn* 
Ordnung  für  deutsche  Halmen  untergeordneter  | 
Bedeutung  erlassen  worden  war.  wurde  mit 
dem  Bau  von  Bahnen  nach  Massgabe  dieser 
Halmordnung  vorgegangen.  Diesen  mit  der 
Spurweite  der  llanptcisenbahncn  angelegten 
Bahnen  kommt  zum  überwiegenden  Teil 
auch  nach  ihrer*  wirtschaftlichen  Bedeutung 
der  Charakter  von  Xobcneiscnltahnen  zu. 
Seit  dem  Beginne  der  18S0er  Jahre  hat 
«ler  Staat  auch  den  Ausbau  von  Schmal- 
spurbahnen fast  ausseid iesslieh  in  sein««  Hand 
genommen.  Obwohl  diese  Bahnen  in  recht- 
licher Hinsicht  ebenfalls  als  Eisenbahnen 
angesehen  werden  und  der  Bahnordnung 
für  die  Nobenoisenlwdmen  Deutschlands  vom 
5.  Juli  1802  unterstellen,  müssen  sie  nach 


leichterung  der  Konzessionienmg.  der  Anlage 
und  des  Betriebes  der  Kleinbahnen  die 
Brivatthätigkeit  zu  diesen  Unternehmungen 
anzurogen.  von  Bestimmungen  zur  Erleich- 
terung ihrer  Finanzierung  aber  mit  einer 
kaum  erheblichen  Ausnahme  abgesehen. 
Dieser  Aufgabe  unterzogen  sieh,  nachdem 
die  Erfahrung  ergeben  hatte,  dass  sich  ohne 
finanzielle  Unterstützung  Unternehmer  in 
erwünschtem  Masse  nicht  finden,  zumVhst 
die  Provinzen.  Die  Mittel,  welche  von  den 
versdiiedenen  Provinzen  zur  Forderung  der 
Kleinbahnen  angewendet  werden.  Umstehen 
teils  in  technischer,  teils  in  finanzieller  Bei- 
hilfe. Die  erstore  beschränkt  sieh  entweder 
nur  auf  dito  Anfertigung  «ler  Vorarbeiten 
für  den  Unternehmer  gegen  Erstattung  der 
Hälfte  der  Kosten  oder  sie  erstreckt  sich 


ihrer  lokalen  Zweckbestimmung,  sowie  nach 
der  Art.  ihrer  Ausführung  und  ihres  Betrie- 
bos  doch  den  Bahnen  dritter  » Inlnung,  den 
Kleinbahnen,  zugezählt  werden. 

Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1804  waren 
vom  Staate  17  schmalspurige  Bahnen  in 
einer  Gesamtlänge  von  827  km  hcrgcstcHt 
worden.  Ihr  Erträgnis  ergab  bisher  eine 
Verzinsung  von  nur  0.80%  des  darauf  ver- 
wendeten Kapitals,  und  hierzu  haben  nur 
7 Bahnen  beigetrngeu.  während  10  Bahnen 
keine  Betriebsübersehüsse  batten.  Gleich- 
wohl wird  dies  Ergebnis  im  Hinblick  auf 
die  günstigen  Wirkungen,  welche  diese 
Bahnen  auf  die  Vermehrung  d«?r  Einnahmen 
der  Haupteisenbahnon,  auf  «lie  Forderung 
der  Landwirtsi-haft  und  Industrie  und  auf 
die  Hebung  der  Steuerkraft  ausübten,  nicht 
für  unbefriedigend  erachtet. 

Pr c ns sen  hatte  bis  zum  Jahre  1880 
im  wesentlichen  nur  Haupteisenhahneu,  Ne- 
beneisenbahnen nur  in  ganz  geringer  Zahl. 
Seit  der  Verstaatlichung  der  wichtigeren 
Haupteisenbalinen  ging  jedoch  der  Staat 
systematisch  mit  dem  Ban  von  Xebeueisen- 
bahnen  vor,  so  dass  am  Schlüsse  des  Jahres 
1895  06  von  denen  bereits  eine  Gesamtlänge 
von  8265  km  in  Betrieb  war.  Neuerdings 
hat  sich  auch  die  Privatunternehmung  an 
der  Begründung  solcher  Bahnen  wieder  be- 
teiligt. 

Die  Thätigkeit  des  Staates  erstreckte 
sich  nicht  auf  die  lediglich  für  den  IjOkal- 
verkehr  bestimmten  Kleinbahnen.  Die  Ent- 
wic.kelung  dieser  abgesehen  von  städtischen 
Strasseubahnen  für  den  Personenverkehr 
im  Anfang  der  1860  er  Jahre  nur  ganz  ver- 
einzelt vorhandenen  Bahnen  begann  erst, 
nachdem  durch  das  Gesetz  über  Kleinbahnen 
und  Privatanschlnssbahnen  vom  28.  Juni 
1802  eine  sichere  Rechtsgrundlage  für  diese 
Bahneu  geschaffeu  und  ferner  Eimiehtungen 
zur  Ermöglichung  ilirer  Finanzierung  ge- 
troffen waren.  Das  Gesetz  vom  28.  Juni 
1892  hat  sieh  darauf  beschränkt,  durch  Er- 


auf di«>  erstmalige  Ausführung  der  Bahnan- 
lag«?,  hei  einzelnen  auch  auf  die  technische 
Beaufsichtigung  der  Bauausführung  und  des 
Bet riolies.  Der  Schwerpunkt  liegt  in  der 
finanziellen  Beihilfe,  welche  «lie  Provinz  in 
der  Gestaltung  der  Benutzung  von  Provjn- 
zialst  fassen  entweder  unentgeltlich  o«lor  doch 
unter  günstig«*»  Bedingungen,  insbesondere 
aber  in  derjenigen,  welche  sie  durch  direkte 
Beteiligung  an  dem  Zustandekommen  mit 
Geldmitteln  gewährt.  Das  letztere  geschieht 
| entweder  in  der  Fonn  der  Gewährung  von 
Darlehen  zu  mässigem  Zinsfusse,  in  einzel- 
nen Provinzen  in  Höhe  von  2 n des  gesamten 
Bau-  und  Betriebskapitals  oder  durch  Ga- 
rantie eines  Teils  der  Zinsen  «los  Baukapi- 
tals oder  durch  Beihilfe  ä fouds  perdu  oder 
endlich  durch  Beteiligung  an  den  Unter- 
nehmungen durch  Uebernahme  eines  Teils 
des  zur  Herstellung  und  Ausrüstung  der 
Bahn  aufgewendeten  Kapitals  mit  Ausschluss 
der  Kosten  tles  Grunderwerbs.  Seit  dem 
Jahre  1895  gewährt  der  Staat  fortlaufende 
Mittel  zur  Förderung  der  Kleinbahnen,  welche 
regelmässig  zur  Beteiligung  an  dem  Anlage- 
kapital solcher  Bahnen  verwendet  werden. 
Im  Jahre  1895  sind  der  Staatsregierung  zu 
diesem  Zwecke  5000000  M.,  in  jedem  der 
drei  folgenden  Jahre  8 IKK) 000  M.,  im  Jahre 
1900  aber  20  000  000  M.  zur  Verfügung  ge- 
stellt worden. 

Um  den  Bauunternehmern  zur  Kredit- 
l«eschaffung  die  rechtswirksame  Verpfändung 
ihrer  Bahnen,  welche  nach  dem  früheren 
Rechte  ohne  unverhältnjsmässige  Weite- 
rungen nicht  thunlich  war,  zu  erleichtern, 
wurde  das  Gesetz  betreffend  das  Pfandrecht 
von  Privateisenbahnen  und  Kleinbahnen  und 
die  Zwangsvollstreckung  in  dieselben  vom 
19.  August  1895  erlassen. 

D«*r  Erfolg  dieser  Massnahmen  war  über- 
raschend. Während  bei  Inkrafttreten  des 
I Kloinbahngesetzes  nur  11,  nicht  lediglich 
! dem  städtischen  und  Yorortapcrsonen verkehr 
j dienende  Kleinbahnen  in  einer  Gesamtlänge 
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von  93  km  bestanden,  betrug  am  1.  Oktober 
1898  ihre  Zahl  163,  ilire  Gesamtlänge  4165kiu, 
darunter  die  Zahl  der  wesentlich  nur  der 
Landwirtschaft  dienenden  73,  ihre  Länge 
2776.6  km.  Die  Beihilfen  der  Provinzen 
lieliefen  sich  zu  diesem  Zeitpunkte  im  ganzen 
auf  21369  835  Mark,  die  der  Kreise  auf 
1 1 f,97  500  Mark. 

3.  Der  Charakter  der  Kleinbahnen 
in  technischer  und  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht. Die  Zweckbestimmung  der  Klein- 
bahnen, welche  auf  die  Vermittelung  des 
Lokalverkehrs  beschränkt  ist,  verleiht  ihnen 
einen  von  demjenigen  der  Eisenbahnen  völlig 
verschiedenen  Charakter.  Ihr  Beruf  schliesst 
sie  von  der  Teilnahme  an  dem  Durchgangs- 
verkehr aus  und  überhebt  sie  damit  der 
Notwendigkeit  aller  derjenigen  Einrichtungen 
in  ihrer  Anlage  und  ihrem  Betrieb,  welche 
die  Eisenbahnen  als  Glieder  des  einheitlich 
zu  verwaltenden  Eisenbahnnetzes  nicht  ent- 
behren können.  Es  ist  deshalb  für  sie 
eine  Gestaltung  ihrer  Bahnen  und  ihrer 
Wagen,  welche  die  Verwendung  der  letz- 
teren auf  fremden  Bahnen  und  den 
l.’ebergang  fremder  Wagen  auf  ihre  Bahnen 
ermöglicht,  nicht  geboten,  auch  eine  Gleis- 
verbindung  mit  anderen  Bahnen  nicht  un- 
liediugt  erforderlich.  Sie  haben  ein  ganz 
selbständiges  Dasein,  was  zur  Folge  hat,  dass 
für  die  Art  ihrer  Anlage  und  ihres  Betriebes 
lediglich  die  individuellen  Verhältnisse  des 
Terrains  und  des  zu  bedienenden  Lokalver- 
kehrs berücksichtigt  werden  können.  Dies 
srilt  insbesondere  auch  von  der  zur  Anwendung 
kommenden  Geschwindigkeit,  welche  nament- 
lich auch  wegen  der  in  der  Hegel  geringeren 
Länge  der  Kleinbahnen  eine  wesentlich  ge- 
ringere sein  kann  als  diejenige  der  Eisen- 
bahnen. 

Hieraus  ergiebt  sich  in  technischer  Be- 
ziehung die  Möglichkeit  der  Benutzung 
öffentlicher  Wege  als  Bahnköq>er,  die  An- 
wendung der  Schmalspur,  leichterer  Kon- 
struktion des  Oberbaues  und  der  Fahr- 
Itftriebsmittel,  der  Vermeidung  kostspieliger 
Gebäude  auf  den  Stationen  und  einer  Linien- 
führung, welche  sich  den  natürlichen  Ter- 
rainverhält nisseu  in  ungleich  höherem  Masse 
anschliessen  kann,  als  dies  bei  den  Eisen- 
bahnen angängig  ist.  Die  kilometrischen 
Anlagekosten  berechnen  sich  deshalb  in  der 
Hegel  nur  auf  eine  geringe  (Juotc  derjenigen, 
welche  die  dem  Durchgangsverkehr  dienen- 
den Eisenbahnen  erfordern.  Ebenso  ist  in 
der  Beschränkung  auf  eine  Zuggattung  und 
auf  eine  oder  höchstens  zwei  Personenwagen- 
klassen,  in  der  geringen  Geschwindigkeit, 
in  der  Vereinfachung  dev  Abfertigungen  für 
Personen  und  Güter  und  in  der  damit  ge- 
gebenen wesentlichen  Beschränkung  des 
Dienstpersonals  die  Möglichkeit  eines  sehr 
billigen  Betriebes  gegolten. 


N icht  minder  bedeutend  ist  der  Einfluss, 
welchen  die  Ausschliessuug  der  Kleinbahnen 
vom  Durchgangsverkehr  auf  ihre  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  insbesondere  auf  ihre 
Einnahmen  äussert.  Bei  den  Eisenbahnen 
überwiegen  die  Einnahmen  ans  dem  Güter- 
verkehr diejenigen  aus  dem  Personenverkehr 
sehr  erheblich,  sie  belaufen  sich  im  Durelt- 
schnitt etwa  auf  das  21  Mache  der  letzteren 
und  es  ist  diese  Erscheinung  fast  ausschliess- 
lich auf  den  Güterd urchgnngs verkehr 
zurückzuführen.  Weil  die  letztere  für  die 
Kleinbahnen  nicht  in  Betracht  kommt,  spielt 
bei  ihnen  der  Personenverkehr  die  Haupt- 
rolle: ihre  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr 
bleiben  in  der  Hegel  hinter  denjenigen  aus 
dem  Personenverkehr  weit  zurück.  ln 
welchem  Masse  dies  hoi  den  deutschen 
Schmalspurbahnen  der  Fall  ist,  kann  danach 
bemessen  werden,  dass  auf  diesen  im  Jahre 
1898  151 378  662  Personenkilometer  und  nur 
72262016  Gütertonnonkilometer  geleistet 
wurden.  Von  den  Gesamteinnahmen  der 
belgischen  Kleinbahnen  im  Jahre  1898 
(644580O  Fres.)  entfielen  67.' 18  " o auf  den 
Personenverkehr  und  nur  32,92  °/o  auf  den 
Güterverkehr.  An  der  Gesamtein  nah  me  der 
französischen  Lokalbahnen  im  Betrage 
von  20998135  Frcs.  im  Jahre  1897  war  der 
Personenverkehr  mit  52,6,  der  Güterverkehr 
mit  45,5°, o beteiligt.  Die  Einnahmen  der 
niederländischen  Kleinbahnen  aus  dem 
Personenverkehr  betrugen  im  Jahre  1898 
5018676  fl.,  diejenigen  aus  dem  Güterver- 
kehr 572402  fl. 

Die  Beschränkung  auf  den  Lokalvcrkehr 
bedingt  für  die  Kleinbahnen  eine  von  den- 
jenigen der  Eisenbahnen  gänzlich  verschie- 
dene Tarifpolitik.  Die  Gestaltung  der  Güter- 
tarife der  Eisenbahnen  wird  wesentlich  von 
dem  Diuchgangsverkehr  beeinflusst.  Einer- 
seits in  der  Abstufung  der  Tarife  nach  dem 
Werte  der  Güter,  der  Wertklassifikation,  und 
andererseits  iu  der  Ermässigung  der  Tarif- 
sätze für  einzelne  Güter  und  einzelne  Ver- 
kohrsrouten  haben  sie  das  Mittel,  gering- 
wertige Güter  auf  weitere  Entfernungen 
transportfähig  zu  machen  und  damit  Trans- 
porte aus  fernen  und  nach  fernen  Gegenden 
für  ihre  Strecken  zu  gewinnen.  Für  die 
Kleinbahnen  entfällt  jede  Kücksichtnaluno 
auf  den  Durchgangsverkehr,  abei  auch  die 
Möglichkeit,  durch  Ermässigung  ihrer  Fracht- 
sätze im  Wege  eines  direkten  Verkehre  mit 
den  Eisenbahnen  eine  Vermehrung  ihrer 
Transporte  zu  erzielen,  weil  bei  ihrer  ge- 
ringen Ausdehnung  eine  Ermässigung  ihrer 
Beförderungspreise  für  die  Gesamtfracht  und 
damit  für  die  Transportfähigkeit  kaum  von 
Bedeutung  ist.  Für  ihre  Tarifpolitik  kommt 
daher  lediglich  der  Lokalvcrkehr  in  Betracht. 
Gleicher  Fürsorge  bedürfen  dabei  der  Per- 
sonen- und  der  Güterverkehr.  Ein  Massstab 
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für  die  richtige  Bemessung  der  Tarifsätze 
ist  aber  weder  für  den  ersteron  noch  für 
den  letzteren  vorhanden.  Selbstredend  müssen  j 
dieselben  so  niedrig  bemessen  sein,  dass 
eine  Konkurrenz  der  sonstigen  Verkehrs- 
mittel, insbesondere  des  Landfuhrwerks,  da- 1 
gegen  nicht  aufkommen  kann.  Im  übrigen 
aber  kann  nur  die  Erfahrung  lehren,  welche 
Sätze  für  die  einzelnen  Bahnen  die  höchsten 
Reinerträge  in  Aussicht  stellen.  Das  Tarif- 
system der  letzteren  muss  sieh  daher  weit 
einfacher  als  dasjenige  der  Eisenbahnen 
gestalten. 

Dasselbe  gilt  auch  von  der  sonstigen  Be- 1 
handlang  des  Transjiort verkehre,  insbesondere 
von  der  Abfertigung  der  Personen  und 
Güter  und  von  dem  bezüglichen  Buch-  und  t 
Rechnungswesen.  Die  verhältnismässig  ge-1 
ringe  Menge  der  von  den  Kleinbahnen  zu 
vermittelnden  Transporte  überhebt  dieselben 
zum  grössten  Teil  derjenigen  Einrichtungen, 
welche  die  Eisenbahnen  zu  einer  wirksamen 
Kontrolle  der  ordnungsinässigen  Ausführung 
ihres  massenhaften  Trausportverkehrs  nicht 
entbehren  können,  und  ihre  Beschränkung 
auf  den  lokalen  Verkehr  setzt  sie  in  den 
Stand,  sich  derjenigen  Betriobsgemeinscbaft 
mit  den  Eisenbahnen  zu  enthalten,  welche 
für  die  letztere  eine  komplizierte  Buch-  und 
Rechnungsführung  und  weitläufige  Abrech-  J 
nung  der  aus  den  gemeinschaftlich  ausge- 
führten Transporten,  und  der  gegenseitigen 
Wagenbenutzung  und  aus  sonstigen  Verhält- 1 
nissen  entstandenen  gegenseitigen  Forde- 
rungen und  Verbindlichkeiten  notwendig 
macht.  Ebenso  wie  die  technische  Betriebs- 
führung kann  sich  daher  auch  die  Transport- 
verwaltung der  Kleinbahnen  in  den  ein- 
fachsten Formen  und  mit  ausschliesslicher 
Rücksichtnahme  auf  die  individuellen  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Bahnen  vollziehen. 

4.  Die  rechtliche  Ordnung  der  Klein- 
bahnen ist  in  erster  Linie  durch  ihren 
technischen  und  wirtschaftlichen  Charakter, 
sodann  aller  auch  durch  die  Auffassung  ihrer 
rechtlichen  Natur  im  allgemeinen  bedingt. 
Wird  ihnen  der  rechtliche  Charakter  von 
Eisenbahnen . wenn  auch  von  Eisenbahnen 
niederster  Ordnung,  zuerkannt,  so  sind  sie 
ohne  weiteres  den  für  Eisenbahnen  bestehen- 
den Rechtsnormen  insoweit  unterworfen,  als  j 
nicht  besondere  Bestimmungen  für  sie  ge- 
troffen sind.  Dies  ist  in  vielen  Staaten,  z.  B. 
in  < lesterreich , aber  auch  in  den  meisten  ! 
deutschen  Bundesstaaten,  so  namentlich  in 
Bayern  und  im  Königreiche  Sachsen,  ge- 
schehen. wo  die  mit  Dampf  oder  auch  mit 
elektrischer  Kraft  betriebenen  Bahnen  als 
Eisenbahnen  angesehen  werden  und  ent- 
weder durch  Gesetze  oder  durch  die  Kon- 
zessionen die  an  Eisenbahnen  zu  stellenden 
Anforderungen  ihrem  Charakter  und  ihrer 
Zweckbestimmung  entsprechend  ermässigt 


worden.  Werden  dieselben  dagegen  'in 
rechtlicher  Hinsicht  von  den  Eisenbahnen 
ausgeschieden,  dann  bedarf  cs  für  dieselben 
einer  umfassenden  rechtlichen  Regelung 
ihrer  Verhältnisse,  weil  alsdann  die  Eisen- 
bahnrechtsnormen für  sie  gar  keine  Geltung 
haben.  Auf  diesem  Standpunkte  steht 
Preussen,  welches  durch  das  Gesetz  über 
Kleinbahnen  und  Privatanschlussbahnen  vom 
28.  Juli  1892  den  Kleinbahnen  einen  von 
dem  der  Eisenbahnen  verschiedener  Rechte- 
charakter beigelegt  und  ein  besonderes  Recht 
für  dieselben  geschaffen  hat. 

Nach  diesem  Gesetze  sind  Kleinbahnen 
die  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden 
Eisenbahnen,  welche  wegen  ihrer  geringen 
Bedeutung  für  den  allgemeinen  Eisenbahn- 
verkehr dem  Gesetze  filier  die  Eisenbahn- 
unternehmungen vom  3.  November  1838 
nicht  unterliegen,  insbesondere  solche  Bah- 
nen, welche  hauptsächlich  den  örtlichen  Ver- 
kehr innerhalb  eines  Gemeindebezirks  oder 
benachbarter  Gemeindebezirke  vermitteln, 
sowie  Bahnen,  welche  nicht  mit  Lokomotiven 
betrieben  werden.  Bestehen  darüber  Zweifel, 
ob  hiernach  eine  Bahn  als  Kleinbahn  anzu- 
sehen ist,  so  entscheidet  darüber  auf  An- 
rufen das  Staatsministerium. 

Die  Verschiedenheit  der  Rechtsnatur  der 
Eisenbahnen  und  der  Kleinbahnen  zeigt  sich 
schon  in  dem  verschiedenen  Charakter  des 
zur  Anlage  und  zum  Betriebe  beider  Bahn- 
gattungen verliehenen  Unternehmungsrechts. 
Dessen  Verleihung  für  Eisenbahnen  erfolgt 
durch  ein  Privilegium,  welches  stets  in  Ver- 
bindung mit  dem  Enteignuugsrecht  erteilt 
wird  und  daher  den  Unternehmer  in  den 
Stand  setzt,  sein  Unternehmen  unter  allen 
Umständen  durchzuführen.  Die  Genehmi- 
gung einer  Kleinbahn  hat.  nur  einen  polizei- 
lichen Charakter,  wird  im  Gegensätze  zu 
der  Kisenbahn  Konzession  ohne  Rücksicht  auf 
ein  für  die  Bahn  bestehendes  Bedürfnis  er- 
teilt, verbürgt  aber  auch  dem  Unternehmer 
nicht  die  Möglichkeit  der  Ausführung.  Dazu 
bedarf  es  für  ihn  in  der  Regel  noch  des 
Enteignungsrechts  oder  der  Gestattung  der 
Benutzung  öffentlicher  Wege  seitens  des 
Wegeunterhaltungspflichtigen.  Die  letztere 
kann  zwar  durch  die  Verwaltungsbeschluss- 
behörde  ergänzt  werden,  die  Ergänzung  setzt 
aber  ebenso  wie  die  Erteilung  des  Enteig- 
nnngsreehts  voraus,  dass  ein  öffentliches 
Interesse  für  die  Bahn  besteht.  Auch  darin 
unterscheidet  sich  die  Kleinbahngenehmigung 
von  der  Eisentiahnkonzession,  dass  sie  in  der 
Regel  nicht,  wie  diese,  ohne  zeitliche  Be- 
grenzung, sondern  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeit  erteilt  wird. 

Mit  Rücksicht  auf  ihre  nur  lokale  Bedeu- 
tung ist  die  Zuständigkeit  zur  Genehmigung 
einer  Kleinbahn  nicht  einer  Centralbehörde 
Vorbehalten,  sondern  den  Orts-  und  Landes- 
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Polizeibehörden  übertragen,  den  letzteren 
(Regierungspräsidenten)  stets  dann,  wenn 
der  Betrieb  der  Bahn  ganz  oder  teilweise 
mit  Maschinenkraft  lieabsichtigt  ist : die  Ge- 
nehmigung ist  aber  in  diesem  Falle  nur  im 
Einvernehmen  mit  einer  von  dem  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten  zu  bezeichnenden 
Eisenbahnbehörde  zu  erteilen. 

Um  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse 
einer  jeden  Kleinbahn  nach  ihrem  besondern 
Charakter  und  nach  den  betreffenden  ört- 
lichen Verhältnissen  zu  ermöglichen , hat 
sich  das  Kleinbahngesetz  bis  auf  wenige' 
Ausnahmen  der  Aufstellung  allgemeiner 
Normen  enthalten  und  es  der  genehmigen- 
den Behörde  überlassen,  in  jedem  Falle 
diese  Regelung  in  der  Genehmigung  vorzu- 
nehmen. Dabei  sind  ihr  jedoch  bestimmte 
Grenzen  gezogen.  Abgesehen  davon,  dass 
den  Kleinbahnen  im  Interesse  der  Landes- 
verteidigung und  der  Reichspost  Verwaltung 
gewisse,  dieselben  nicht  oder  doch  mir  in 
geringem  Masse  belastende  Verpflichtungen 
auferlegt  werden  können,  ist  die  genehmi- 
gende Behörde  bei  der  Bestimmung  des 
Konzessionsinhalts  im  wesentlichen  nur  auf 
siche rheitsjjolizeiliche  Rücksichten,  insbeson- 
dere die  Rücksicht  auf  die  betriebssichere  Be- 
schaffenheit der  Bahn  nebst  den  Betriebs- 
mitteln, auf  die  Befähigung  und  Zuverlässig- 
keit der  Ijetriebsausführendcn  Beamten  und 
auf  den  Schutz  gegen  schädliche  Einwir- 
kungen beschränkt,  welche  der  Umgebung 
der  Rahn  aus  der  Bahnanlage  und  dem  Be- 
triebe erwachsen  können.  Für  die  Berück- 
sichtigung des  öffentlichen  Verkelirsinteresses 
sind  dieser  Behörde  verhältnismässig  enge 
Grenzen  gezogen.  Ausser  der  Verpflichtung 
des  Unternehmers  zur  Aufrechterhaltung 
des  ordnungsmässigen  Betriebs  kann  sie 
sich  nur  eine  Einwirkung  auf  den  Fahrplan 
und  auf  «len  llöchstbetrag  der  Befördert mgs- 
j «reise  sowie  das  Recht  Vorbehalten,  den 
Unternehmer  einer  auch  zum  Güterverkehr 
bestimmten  Bahn  zur  Gestattung  der  Ein- 
führung von  Anschlussgleisen  für  den 
Privatverkelu*  anzuhalten.  Ein  massgelien- 
der  Einfluss  auf  die  Konstruktion  der  Bahn 
und  der  Betriebsmittel  ist  der  genehmigen- 
den Behörde  dadurch  gesichert,  dass  nur 
auf  Grund  des  specicllen  Bauplans  und  der 
Zeichnungen  der  Betriebsmittel  die  Genehmi- 
gung erteilt  wird  und  dem  Unternehmen 
dabei  zur  Pflicht  gemacht  werden  kann, 
auch  bei  Ergänzungen  und  Erneuerungen 
von  dieser  Konstruktion  ohne  besondere  Ge- 
nehmigung nicht  abzuweichen. 

Inwieweit  die  bezoichneten  Rücksichten 
im  Einzelfalle  besondere  Anordnungen  in 
der  Genehmigung  erheischen,  überlässt  das 
Gesetz  dem  Ermessen  der  genehmigenden 
Behörden.  Kleinbahnen  mit  Maschinenbe- 
trieb. welche  den  Personen-  und  Güterver- 


kehr von  Ort  zu  Ort  vermitteln  und  sich 
nach  ihrer  Ausdehnung.  Anlage  und  Ein- 
richtung der  Bedeutung  der  nach  dem  Eisen- 
hahngesetze  konzessionierten  Nebeneisen- 
bahnen  nähern  (nebonbahnälmlichc  Klein- 
bahnen) sollen  jedoch  nach  der  von  den 
Ministern  der  öffentlichen  Arbeiten  und  des 
Innern  am  13.  August  1898  erlassenen  Aus- 
führungsanweisung insbesondere  in  techni- 
scher Beziehung  weitergehendo , denen  der 
Nebeneisenbahnen  nahe  kommende,  Bedin- 
gungen auferlegt  werden. 

Die  Aufsicht  über  die  Kleinbahnen  steht 
der  jeweilig  für  ihre  Genehmigung  zustän- 
digen Behörde  zu.  Sie  beschränkt  sich  auf 
die  Ucbenvachung  der  Erfüllung  der  Ge- 
nehmigungsbedingungen und  der  Vorschrif- 
ten des  K lein  bah  ngesetzes  seitens  des  Unter- 
nehmers. 

Für  den  Fall,  dass  eine  Kleinbahn  später 
nach  der  Entscheidung  des  Staatsministe- 
riums eine  ihre  Unterstellung  unter  die 
Eisenbahngosotzgebung  erfordernde  Bedeu- 
tung gewinnen  sollte , ist  dem  Staate  ihr 
Erwerb  gegen  Entschädigung  Vorbehalten. 

Für  die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
der  Kleinbahnen,  die  Unteruehmungsform, 
die  Kreditnahine  und  andere  sind  die  all- 
gemeinen Rechtsnormen  massgebend.  Ihre 
Anwendung  ist  jedoch  in  einzelnen  Richtun- 
gen, insbesondere  in  betreff  der  Beschaffung 
eines  Realkredits  deshalb  mit  Schwierigkeiten 
verbunden , weil  nach  dem  allgemeinen 
Rechte  die  Verpfändung  einer  Kleinbahn 
nicht  als  Ganzes,  sondern  nur  durch  Pfand- 
bestellung an  allen  einzelnen  ihr  eiuver- 
loibten  Grundstücken  rechts  wirksam  erfolgen 
kann.  Diesem  Mangel  ist  durch  das  Gesetz 
betreffend  das  Pfandrecht  an  Privateisen- 
bahnen und  Kleinbahnen  und  die  Zwangs- 
vollstreckung in  dieselben  vom  19.  August  1895 
abgeholfen  worden.  Dasselbe  legt  einer  jeden 
Privateisenbahn  und  einer  jeden  Kleinbahn, 
deren  Unternehmer  zum  Betriebe  derselben 
verpflichtet  ist,  einschliesslich  des  dazu  gehöri- 
gen Botrielisapparats  den  Charakter  einer  Ein- 
heit im  rechtlichen  Sinne  bei  mit  der  Wir- 
kung. dass  dieselbe  nunmehr  als  Ganzes 
zum  Gegenstände  von  Rechtsgeschäften  und 
von  Zwangsvollstreckungen  gemacht  und 
insbesondere  als  Ganzes  verpfändet  werden 
kann.  Zur  Erleichterung  des  Realkredits 
ist  in  dem  Gesetze  auch  die  Verpfändung 
dieser  Bahnen  für  die  von  ihnen  ausge- 
gebenen, auf  den  Inhaber  lautenden  Teil- 
schuld Verschreibungen  gestattet  worden, 
während  die  Grundbuchgesetze  Verpfän- 
dungen nur  zu  Gunsten  namentlich  bezeich- 
neter  Gläubiger  zulassen.  Eine  Sicherheit 
dafür,  dass  eine  ihnen  verpfändete  Bahn 
nicht  in  einer  ihren  Interessen  schädlichen 
Weise  zersplittert  werden  kann,  gewähren 
den  Gläubigern  diejenigen  Bestimmungen 
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des  Gesetzes,  welche  die  Yeräusserung  un- 1 
beweglicher  und  Zwangsvollstreckungen  in ! 
bewegliche  und  unbewegliche  Bestandteile  j 
der  Bahncinheit  ohne  Genehmigung  der  Auf- 1 
sichtsbehorde  für  tingiltig  erklären. 

Zur  Beurkundung  der  dinglichen  Rechte , 
an  Kleinbahnen  dienen  besondere  Bahn- 
gnmdbflcher,  welche  für  die  einzelnen  Pri- 
vat eisen  bahnen  und  Kleinbahnen  von  dem- 
jenigen Amtsgerichte  zu  führen  sind , in 
dessen  Bezirk  die  Hauptverwaltung  des 
Unternehmens  ihren  Sitz  hat.  Ihre  Anlegung 
erfolgt  jedoch  nicht  von  Amts  wegen,  son- 
dern nur  auf  Antrag  des  Bahneigentümers,  | 
und  wenn  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
eine  Forderung  in  das  Bahngrundtmch  ein- 
zutragen ist,  auf  Antrag  der  Bahnaufsiehts- 
bohörde.  Für  die  Führung  der  Bahngruud- 
bficher  sind  oltenso  wie  für  die  Verünsse- 
rung  und  die  dingliche  Belastung  dieser 
Bahnen  die  allgemeinen  Grundbnohgesetzo 
und  die  für  die  Rechtsgeschäfte  über  Grund- 
stücke geltenden  Rechtsnormen  massgebend. ; 
jinloch  mit  einzelnen  Aenderungen,  welche  | 
das  Gesetz  mit  Rücksicht  auf  die  besondere ! 
Natur  des  Bahneigentums  für  erforderlich 
erachtet  hat. 


Jiittcratlir : 1.  Schriften  allgemeinen  In- 
halts: F.  PlCHftnpVf  Die  Herstellung  billiger 

Lokal-  mul  Kcbenbahncn  in  Xorddeutsrhland, 
technisch  mul  volkswirtschaftlich  beleuchtet,  Berlin 
1870. — H',  von  Xiirdlino , Stimmen  über 
schmalspurige  Eisenbahnen,  MVc«  1871.  — F. 
Plessnef,  Xoch  ein  Wart  zur  Anregung  des 
Hanes  der  Lokalbahnen  mul  Einrichtung  eines 
billigen  Eisenbahnbetriebes,  Jierlin  1875.  — 
Frhr.  M.  M.  von  lieber,  Die  Indiriduuli- 
sierung  und  Entwiekelbarkcit  der  Eisenbahnen, 
Leipzig  1875.  — Havtivlch,  Bemerkungen  über 
den  bisherigen  ( lang  der  Entwickelung  des 
Eisenbahnwesens,  sowie  über  dessen  Gestaltung 
nach  Massgabe  der  Verhältnisse  und  Bedürfnisse, 
mit  besonderer  Büeksiebl  auf  die  Zwecke  des 
I ercins  zur  Förderung  der  Lokalbahnen,  Berlin 
1877.  — F.  PleHSttev,  Dir  Herstellung  der 
Lokal • und  Scku ndärbahnen  durch  Zusammen- 
wirken von  Staat  und  Gemeinden,  Berlin  1877. 
— J'V/i r.  M.  .V,  von  li  eber , Der  staatliche 
Einfluss  auf  die  Entwickelung  der  Eisenbahnen 
niederer  Ordnung,  HVea  1878.  — II',  Horst - 
mantt,  Bau  und  Betrieb  von  Scbmalsjairbahnen 
und  deren  volkswirtschaftliche  Bedeutung  Jiir  das 
Deutsche  lleich,  Wiesbaden  1881.  — F.  Dienstler, 
Praktische  Winke  betr.  die  Herstellung  landwirt- 
schaftlicher Eisenbahnen,  Gotha  1888.  — ./, 
Stern,  Die  Dampf  tramwag,  Einfluss  derselben 
auf  itas  öffentliche  Interesse,  ihr  Bau  uiut  Be- 
trieb. Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Lokalba h u - 
frage,  Wien  1888.  — S.  Sonnenschein,  Das 
Lokalbahnwesen  in  Oesterreich,  It7c» , Pest, 
Leipzig  188t>.  — von  lAtulheim , Strassen- 
bahnen  in  Belgien,  Deutschland,  Grossbritannien 
und  Irland.  — Statistisches  und  Finanzielles, 
H’iV»  1888.  — von  Mühlen  fei  ft,  Die  Bedeutung 
der  Eisenbahnen  unterster  Ordnung,  in  den 
Jbrussisrhen  Jahrbüchern  1891.  — F.  Müller, 
Die  Entwickelung  der  Lokalbahnen  in  den  rer- 


i 
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srhicdrnstcn  Ländern,  in  Si-hmollers  Jahrbuch 
für  Gesetzgebung  de.  1891.  — Kubrt,  Sech« 
fragen  über  Bau  und  Betrieb  der  Tertiürbah neu 
für  den  öffentlichen  Verkehr,  Elensburg  1892.  — 
von  Mühlenfels , Ihr  Fortentwickelung  de« 
Klei  »bahn  wesen«,  im  Vcrtealtungsarchiv  1892.  — 
Ililse , Handbuch  der  Strassenbahnkunde, 
München  und  Leipzig  1892  and  1892,  — von 
l ti ruh.  Die  Kleinbahnen,  ihre  Entwiekehing, 
Aufgabe,  Organisation,  Finanzierung  und  Tarif- 
bildung,  Bromberg  1892.  — S.  Sonnenschein, 
Die  finanzielle  Sicherstellung  des  Lokalba hnbuue« 
in  Oesterreich,  JV»>w,  Pest,  Leipzig  1892.  — 
li  re  fehl , Feber  Kleinbahnen,  in  den  Preust. 
Jahrbüchern  1892.  — Glehn,  Die  KlriuKihnen 
mal  dir  Mittel  ihrer  Förderung , in  Schmollen 
Jahrbuch  1894.  — S.  Forlen  Czartoteyski, 
Feber  Eisenbahnen  untergeordneter  Bedeutung, 
verglichen  mit  Chansseccn,  Gostgn  189.}.  — 

Schröder,  Die  Kleinbahnen  im  Dienst*  der 
Lnndwirtsehafl,  Berlin  1895.  — Ledig  und 
t Ihrirht,  Die  schmalspurigen  Staats* isenbahn en 
im  Königreich  Sachsen,  Leipzig  1895.  — von 
Hei  in  bürg.  Die  Kleinbahnen  und  ihr  Platz  im 
heutigen  Verkehrsleben,  Oldenburg,  Leipzig  1895. 

— .!.  Haarmann.  Die  Kleinbahnen,  ihre  gr- 
schiehtUehc  Entwickelung,  technische  A usgeital- 
tung  und  wirtschaftliche  Bedeutung,  Berlin  189(7. 

— StomcilH  und  llalske,  Elektrische  Bahnen, 
Berlin  1898.  — Schctclier,  Dir  rechtliche  Katar 
und  die  Wirkungen  der  Eisen  bah  nko  u Zession  in 
Sachsen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
elektrischen  Bahnen,  in  Fischers  Zeitschrift  für 
Praxis  und  Gesetzg.  der  l'crw.,  Bd.  XX,  1899. 

2.  Gesctzeskom  mentare.:  Jerusalem , 
Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Jh-ieatansehluss- 
bahnen  vom  28.  VII.  1882,  Berlin  1892.  — II'. 
Gleim,  Das  ticsetz  über  Kleinbahnen  und 
Privatanschl assbahnen  eom  28.  VII.  1892,  Berlin 
1892,  S.  Aufl.,  Berlin  1899.  — Derselbe.  Das 
Gesetz,  betreffend  das  Ifaudrerht  an  Privateisen - 
bahnen  und  Kleinbahnen  und  die  Zwangsvoll- 
streckung in  dieselben,  Berlin  189(7.  — F.ger , 
Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privat- 
anschlussbahnen  vom  28.  VII.  1892,  Hannover 
1897.  — Demel  he.  Das  Gesetz,  betre  ffend  da« 
Pfandrecht  an  Prieateisenhahncn  und  Klein- 
bahnen n.  s.  w.,  Hannover  1898. 

2.  Zeitschriften:  Zeitschrift  für  das  ge- 
samte Lokal-  und  atrasseiibuh  n wesen  seit  1882, 
M lesbaden.  — Zeitschrift  für  Transport  wesen 
und  Strnssenhau  seit  1884  > Berlin.  — Die 
Btrassenhahn,  Organ  für  das  Strassenbahn-  und 
Klcinbahnirescn  seit  1888,  Berlin.  — Zeitschrift 
Jiir  Kleinbahnen,  hcransg.  im  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten  seit  189.},  Berlin. 

Glehn. 


Kleinbetrieb 

Grossbetrieb  und  Kleinbetrieb 
(oben  Bd.  IV.  8.  780  ff.). 


Kleinhandel  mit  Branntwein 

s.  Schankge  werbe. 
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Klein  Wächter»  Friedrich, 

wurde  am  25.  II.  1838  zu  Prag  geboren,  studierte 
daselbst  und  habilitierte  sich  im  W.-S.  18(55, 06 
als  Privatdozent  an  der  damals  noch  ungeteilten 
Universität  seiner  Vaterstadt.  Im  Frühjahr  1871 
wurde  er  zum  Lehrer  der  Nationalökonomie  und 
des  Agrarrechts  au  der  landwirtschaftlichen 
Lehranstalt  Liebwerd  bei  Tetschen-Bodenbach 
in  Böhmen  ernannt,  ging  aber  schon  nach  drei 
Semestern,  im  Herbst  1872,  als  ord.  Professor 
der  Nationalökonomie  und  Statistik  an  das  Poly- 
technikum zu  Riga.  Von  dort  wurde  er  als 
ord.  Professor  der  politischen  Oekonomie  an  die 
Frauz-Josefs-üniversität  nach  Czernowitz  be- 
rufen. der  er  seit  ihrer  Eröffnung  (4.  X.  1875) 
angehört,  im  Jahre  1881  wurde  er  durch  Ver- 
leihung des  Titels  „Regierungsrat“,  im  Jahre 
1898  durch  Verleihung  des  Titels  „Hofrat“  aus- 
«rezeichnet.  Er  veröffentlichte  an  staatswissen- 
schaftlichen Schriften: 

a)  in  Buchform:  Zur  Reform  der  Hand- 
werks Verfassung,  Berlin  1875.  iJalirg.  IV,  Heft 
53  der  „Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen“  von 
Fr.  v.  HoltzendorfF  u W.  Onckcn.j  — Zur  Frage 
des  naturwissenschaftlichen  Unterrichts.  (Eben- 
das. Jahrg.  VIII,  Heft  118.)  — Die  rechts-  und 
staats wisseuschaftl.  Fakultäten  in  Oesterreich, 
Wien  1876.  — Die  Kartelle.  Ein  Beitrag  zur 
Frage  der  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
Innsbruck  1883.  — Die  Nationalökonomie  als 
Wissenschaft  und  ihre  Stellung  zu  den  übrigen 
Disciplinen,  Berlin  1883.  (Heft  4<J8  der  „Samm- 
lung gemeinverständlicher  Vorträge“,  herans- 
gegeben  von  Rud.  Virchow  und  Fr.  von  Holtzeu- 
dortf.)  — Die  Grundlagen  und  Ziele  des  soge- 
nannten wissenschaftlichen  Sozialismus , Inns- 
bruck 1885.  — Die  Staatsromane.  Ein  Beitrag 
zur  Lehre  vom  Kommunismus  und  Sozialismus, 
Wien  1891.  — Das  Einkommen  und  seine  Ver- 
teilung. Leipzig  189(5.  (Erste  Abteilung,  5.  Bd. 
iles  Fraukcnstein-Heckelschen  Hand-  und  Lehr- 
buches «ler  Staatswissenschaften.)  — Die  Ent- 
wickelung des  Geld-  und  Wilhrnngswesens  unter 
der  Regierung  des  Kaisers  Franz  Josef  I., 
Czernowitz  189(5.  (Rede  gehalten  am  4.  Oktober 
189(5  in  der  Aula  der  Universität  Czernowitz.) 

— Abschnitt  „Armen wesen  in  Oesterreich“  in 
Emminghaus,  „Das  Armenwesen  und  die  Armen- 
gesetzgebung in  europäischen  Staaten“,  Berlin 
1870.  — Abschnitt  „Die  volkswirtschaftliche 
Produktion  im  allgemeinen“  im  „Handbuch  der 
politischen  Oekonomie“,  herausgegeben  von 
Schönberg,  1.  Autl.  1882,  2.  Aufl.  1885,  3.  Aull. 
1889.  — Die  österr.  Gymnasien  sonst  und  jetzt, 
Wien  1898.  (Auch  in  „Das  Leben,  Vierteljahr- 
schrift für  Gesellschaftswissenschaft  und  soziale 
Kultur“,  heransgegeben  von  Weichs,  Jahrg. 
1898.)  — Zur  Frage  der  Reform  des  österr. 
Aktienrechts.  Czernowitz  1899. 

bi  in  Zeitschriften:  Jahrb.  f.  Nat. 
n.  Stat. : Beitrag  zur  Lehre  vom  Kapitale, 
1867.  — Die  österreichische  Grundsteuergesetz- 
gebnng,  1869.  — Zur  Geschichte  der  englischen 
Arbeiterbewegung  im  Jahre  1872,  1875.  (Auch 
besonders  erschienen,  Jena  1875.)  — Zur  Ge- 
schichte der  englischen  Arbeiterbewegung  in 
den  Jahren  1873  und  1874  .1.  Supplementheft 
der  „Jahrbücher“ },  Jena  1878.  — Wesen,  Auf- 
gabe und  System  der  Nationalökonomie,  1889. 

— Viert,  f.  Volk  sw.:  Die  österreichische 
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Bierstenergesetzgebung,  1868.  — Zeitschr.  f. 
Staat  sw.:  Die  österreichische  Branntwein- 
steuergesetzgebung, 1870.  — Zur  Frage  «ler 
ständischen  Gliederung  der  Gesellschaft,  1888  und 
1889.  — Die  Valutaregulierung  in  Oesterreich- 
Ungarn,  1893.  — Mitteilungen  des  Ver- 
eins für  Geschichte  der  Deutschen  in 
Böhmen:  Die  Holzweberei  in  Alt-Ehrenberg 
bei  Rumburg  in  Böhmen,  .Tahrg.  11,  Nr.  4. 
(Auch  besonders  erschienen,  Prag  1873.)  — 
Oesterreich  isc  he  Monatsschrift  für 
christliche  Sozial  re  form  etc.,  herausge- 
geben von  Freiherrn  C.  von  Vogelsang.  — Die 
reaktionäre“  Strömung  auf  dem  Gebiete  des 
heutigen  Wirtschaftslebens,  1885.  — Der  Wucher 
auf  dem  Lande,  1888.  — Zum  Kapitel  der  Aus- 
stellungen, 1887.  — Zur  Frage  der  Verkaufs- 
hallen,  1890.  — Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.:  Die 
österreichische  Enquete  vom  Jahre  1882.  betr. 
die  Einführung  des  Anerbenrechts,  1885.  — 
Finanzarchiv:  Zwei  steuertheoretische  Fra- 
gen, 3.  Jahrg.,  Bd.  2.  — Zeitschr.  für 
Volkswirtschaft.  Sozialpolitik  u.  Ver- 
waltung: Kollektivbedürfnisse  und  Gruppen- 
bildung, 1898.  — Die  Schuhmacher,  Wagenbauer 
und  Böttcher  in  Czernowitz,  in  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  71. 

c)  Ausserdem  hat  Klein  Wächter  H.  v. 
Maugoldts  „Grundriss  der  Volkswirtschafts- 
lehre“, nach  dem  To«le  des  Verfassers  neu  be- 
arbeitet, in  2 Aufl.  herausgegeben.  Stuttgart, 
ohne  Jahreszahl.  (1871  erschienen.)  — In  diesem 
Handwörterbuch:  Die  wirtschaftlichen  Uuter- 
uehmerverbünde  (in  der  ersten  Aull.).  — Die 
Kartelle  (iu  der  zweiten  Aufl.).  — Eine.  Reihe 
kleinerer  Aufsätze  iu  der  „Zukunft“,  im  „Deut- 
schen Wochenblatt“  u.  a. 

Jted. 


Klock»  Kaspar, 

geh.  1583  zu  Soest,  gest.  am  15.  I.  1655  zu 
Braunschweig,  studierte  in  Marburg,  wurde 
1608  Kanzler  des  Grafen  Heinrich  zu  Stolberg 
und  1616  Obersyndikus  der  Stadt  Braunschweig, 
162(5  Kanzler  der  Stifte  Minden  und  Hildesheim 
und  1649  Konsulent  der  StAdt  Braunschweig.  Der 
Merkantilist  Klock  huldigt  in  Bezug  auf  Zölle 
und  Taxen,  Steuern  und  Abgaben  den  die  Füllung 
des  Staatsschatzes  als  prima  lex  preisenden  An- 
sichten Obrechts,  nur  ist  er  ein  weniger  pronon- 
eierter  Vertreter  des  Regalistnus  als  jener. 
Seine  Ausführungen  über  die  Stärkung  der 
Staatsfinanzen  offenbaren  einen  besonderen  Auf- 
wand von  Scharfsinn  in  Aufspürung  neuer  fis- 
kalischer Einnahmequellen,  als  da  sind  Hage- 
stolzenstener,  Verkauf  von  Adelsbriefen , amt- 
liche Taxierung  der  Warenpreise  etc.  Den  An- 
[ schanungen  seiner  Zeit  geinäss  billigt  er  es 
auch,  wenn  Strafen  an  Leib  und  Leben  im 
Interesse  des  Staatssäckels  in  Geldbussen  uni- 
gewandelt  werden,  selbst  Gotteslästerung  und 
Totschlag  nicht  ausgenommen.  Der  G rundst  ener- 
kataster  hat  sich  nach  seinen  Vorschlägen  auch 
mit  Ermittelung  des  Mietsertrags  der  städtischen 
Grundstücke  zu  befassen  Andererseits  tritt  er 
aber  auch  für  gerechte  Verteilung  der  Steuern 
ein  und  befeindet  das  Steuerprivilegium  der 
eximierten  Stände.  Obwohl  er  als  Merkantilist 
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Staatsanleihen  verwirft,  verteidigt  er  doch  im  i suchte  1865'GG  das  statistische  Seminar  von  E. 
dringenden  Bedürfnisfalle  die  Eintreibung  von  j Engel  in  Berlin , wurde  18(57  Direktor  des  sta- 
Z wangsanleihen  von  den  Unterthanen.  Ucbcr  tistischen  Bureaus  der  Stadt  Leipzig,  erhielt 
das  Geld,  was  er  eine  mensura  rernm  conimutan-  IK(i9  die  ausserordentliche  Professur  für  Natio- 
darum  nennt,  und  über  die  Edelmetalle  denkt  | nalükouomie  und  Statistik  an  der  dortigen 
er  ebenso  wie  die  übrigen  Merkantilsten.  Geld-  i Universität,  und  folgte  1874  einem  Rufe  als 
ausfubr  soll  an  Leib  und  Vermögen  gebüsst  ordentlicher  Professor  der  nämlichen  Lehrfächer 
werden  und  seiner  l'eberächätzung  der  Edel-  nach  Strassburg. 

mitten  muss  der  Landbau,  so  sehr  er  auch  den  j Als  Schriftsteller  ist  er  auf  W esentlich  ver- 
Bauer  als  den  Ernährer  aller  preist,  als  Wert-  schiedenen  Gebieten  hervorgetreten : 

Produzent  weit  hintanstehen.  Ausser  gemünztem  Als  praktischer  Statistiker,  insbesondere  für 
Gelde  und  den  Edelmetallen  soll  auch  Rohstoffen,  die  Stadt  Leipzig;  als  Kritiker  in  Bezug  auf 
deren  nutzbringende  Verarbeitung  die  heimische  die  philosophischen  Fragen  der  Moralstatistik; 
Industrie  beschäftigt,  wichtigen  Lebensbedürf- ; als  Mathematiker  in  Bezug  auf  die  Theorie  des 
nissen  und  Waffen  die  Ausfuhr  verschlossen  Bcvölkerungswechsels  und  der  Sterblichkeit»* 
sein  und  andererseits  die  Einfuhr  von  Luxus- 1 messt) ug;  und  seit  seinem  Aufenthalt  in  Strass- 
gegenständen , weil  die  Kaufkraft  des  Volkes  bürg  als  Historiker,  vorwiegend  in  Bezug  auf 
nur  zu  unproduktiven  Zwecken  schwächend, ; die  agrarische  Verfassung  Deutschlands  und  auf 
sowie  von  Waren,  mit  denen  das  Inland  nicht  ländliche  Sozialpolitik.  Die  historische  Hich- 
konkurriereu  kann,  unter  Verbot  stehen.  Den  f tung  hat  er  auch  als  Direktor  des  staatswissen- 


Handel  selbst  charakterisiert  Klock  als  Ueber- 
tragung  des  Ueberflilssigen  an  Orte,  wo  dieser 
Ueberflnss  reger  Nachfrage  begegnet. 

Klock  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Tractatns  iiouiico- 
politicus  de  contributiouibus  in  Romano-Ger- 
manico  imperio  aliisque  regnis  ut  plurimum 
usitatis.  Nürnberg  1(534  (wurde  im  ganzen  fünf- 
mal aufgelegt).  — Tractatus  juridieo-politico- 
polemico-historieus  de  aerario,  seu  eensu  jier 
honesta  media  absque  divexatioiie  popult  licite 
conficando,  2 Teile,  ebd.  1(551 : dasselbe,  2.  Auf!., 
herausg.  von  Cbr.  Peiler,  1(571.  Beide  Werke 
ergänzen  sich  gegenseitig,  der  19  jährige 
Zwischenraum,  der  zwischen  ihrer  Abfassung 
liegt,  markiert  sieh  hei  dem  ersten,  unter  dem 
Eindrücke  der  Wirren  des  30jährigen  Krieges, 
geschriebenen,  besonders  in  der  freien  Meinungs- 
äusserung über  Fürstenpflicht  und  Volksrechte, 
während  die  zweite,  nach  dem  westfälischen 
Friedenschluss  entstandene  Schrift  sich  zuweilen 
zu  absolutistischen  Maximen  versteigt.  Letztere, 
der  tractatns  de  aerario,  verbreitet  sich  über 
Finanzwesen,  Agrarwirtschaft,  Forstwesen  und 
Jagd,  sogar  nach  der  technischen  Seite  hin. 
Von  Bedeutung  sind  nur  seine  Ausführungen 
über  das  Recht  au  Grund  und  Boden.  Das 
Domanium  wünscht  er  von  möglichst  kleinem 
Umfange,  die  grossen  Lehen  sollen  ihre  Unteil- 
barkeit bewahren,  die  Latifuudieu  der  toten 
Hand  flössen  ihm  keine  Sympathie  ein. 

Vgl.  über  Klock:  v.  Fahnenberg, 

Littcratur  des  Reichskanunergerichts,  Wetzlar 
1792,  S.  78.  — Kautz,  Theorie  und  Geschichte 
der  Nationalökonomik,  Bd.  II,  Wien  18(50,  S. 
289/90,  — Roscher.  Geschichte  der  Nat., 
München  1874,  S.  210  fF.  — Allgemeine  deutsche 
Biographie,  Bd.  XVI.  Leipzig  1882.  8.  202. 

Uppvrt. 


Knapp,  Georg  Friedrich, 

als  Sohn  des  berühmten  Verfassers  des  ,. Lehr- 
buchs der  chemischen  Technologie“  Prof.  Fried- 
rich Ludwig  Knapp,  geboren  am  7.  111.  1842 
in  Giessen,  studierte  in  München,  Berlin  und 
Göttingen  Nationalökonomie  und  Statistik,  be- 


schaulichen Seminars  in  Strassburg  besonders 
gepflegt. 

Knapp  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  ai  in  Buchform:  Zur 
Prüfung  der  Untersuchungen  Thünens  über  Lohn 
und  Zinsfuss  im  isolierten  Staate,  Braunschweig 
18(55  ! Promotionsschrift).  — Leber  die  Ermitte- 
lung der  Sterblichkeit  aus  den  Aufzeichnungen 
der  Bevölkerungsstatistik,  Leipzig  18(58.  — Die 
Sterblichkeit  in  Sachsen  nach  amtlichen  (Quellen 
dargestellt,  ebenda  18(59.  — Die  neueren  An- 
sichten über  Moralstatistik.  Vortrag,  gehalten 
in  der  Aula  der  Universität  zu  Leipzig  am  29. 
IV.  1871,  Jena  1871. — Ertragsteuer  oder  Ein- 
kommensteuer '!  Vortrag  (enthalten  in  r Petition 
der  gemeinnützigen  Gesellschaft  zu  Leipzig, 
betreffend  die  Reform  der  direkten  Besteue- 
rung“), Leipzig.  Januar  1872.  — Theorie  des 
Bevölkerungsweihseis.  Abhandlungen  zur  an- 
gewandten Mathematik,  Braunschweig  1874.  — 
Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der 
Landarbeiter  in  den  älteren  Teilen  Preussens, 
2 Bde. , Leipzig  1887.  — Die  Landarbeiter  in 
Knechtschaft  und  Freiheit  Vier  Vorträge, 
ebenda  1891.  (Inhalt:  Ursprung  der  Sklaverei 
in  den  Kolonieen.  — Bäuerliche  Leibeigenschaft 
im  Osten.  — Erbunterthünigkeir  und  kapita- 
listische Wirtschaft.  — Die  Landarbeiter  bei 
der  Stein- Hardenbergisehcn  Gesetzgebung.)  — 
Grundherrschaff,  und  Rittergut  (Vorträge  nebst 
I biographischen  Beilagen),  Leipzig  1S97.  (lu- 
i halt:  Landarbeiter  und  innere  Kolonisation.  — 
i Ländliche  Verfassung  Niederschlesiens.  — 

[ Bauernbefreiung  in  Oesterreich  und  in  Prcusseu. 

! Grundherrschaft  in  Nord  Westdeutschland.  — 
Sicdelung  und  Agrarwesen  nach  A Meitzen. — 
Ueber  Nasse,  Hermann,  11  elfer  ich,  G.  Haussen.) 
. — Knapp  gab  heraus  1.  ans  dem  Nachlasse 
: Adolf  Heids:  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Ge- 
schichte Englands,  ebenda  1881.  — 2.  Abhand- 
lungen aus  dem  staats  wissenschaftlichen  Seminar 
! zu  Strassburg,  Heft  1 — 17,  Strassburg  1885—  97. 

b)  ln  Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  in  Forschungen  zur  branden- 
burgischen  und  preussischcn  Geschichte,  Leip- 
zig: Znr  Geschichte  der  Bauernbefreiung  in  den 
älteren  Landesteilen  Preussens,  Bd.  L 2.  Hälfte, 
Jahrg.  1888.  — 2.  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.. 
Jena:  Die  neueren  Ansichten  über  .Moralstatistik, 
Bd  XVI,  1871.  S.  237  ff.  — Qnetelet  als  Theo- 
retiker, Bd.  XVIII.  1872.  S.  89 ff.  — Darwin 
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und  die  Sozial  Wissenschaften,  Bd.  XVIII,  1872, 
8.  233  ff.  — 3.  In  Mitteilungen  des  statistischen  j 
Bureaus  der  Stadt  Leipzig,  ebenda:  Leipzigs 
Bevölkerung,  Heft  1—3,  1868  - 69.  — Die  Ver- 
teilung der  Gewerbe-  und  Personalsteuer  in 
Leipzig,  Heft  4.  1870.  — Ueber  den  Bevöllte- j 
rungs Wechsel  in  Leipzig  in  den  Jahren  1850 
bis  (»7 , Heft  5,  1871.  — Aeltere  Nachrichten 
über  Leipzigs  Bevölkerung  151)5  — 1849  und  über 
den  Bevölkerungswecbsel  in  den  Jahren  1808 
bis  1871,  Heft  6,  1872. — Leipzigs  Bevölkerung  ] 
im  Jahre  1871,  Heft  7,  1873.  — Bevölkerungs- 
wechsel 1868—1873.  Aenderungen  der  Sterb- 
lichkeit 1751  — 1870.  Die  Haushaltungen,  ge- 
ordnet nach  der  Dichtigkeit  des  Wohnens,  1867 
und  1871.  Sterblichkeit  nach  Wohnungsver- 
hältnissen. Tafeln  über  die  Todesursachen. 
Tafeln  über  Geborene,  Verstorbene  und  über 
Eheschliessungen , Heft  8,  1874.  — 4.  ln  Zeit- 
schrift des  kgl.  preussischeu  statistischen 
Bureaus,  Berlin:  Das  Verfahren  hei  der  prens- 
sischen  Volkszählung  vom  3.  XII.  1864.  bear- 
beitet nach  den  Berichten  der  kgl.  Kcgierungen 
etc.,  Jahrg.  VII,  1867,  S.  1 — 30. 

Vergl.  über  Knapp:  Roscher,  Gesell, 
der  Nat , München  1874,  8.422,  1010.  - John, 
Geschichte  der  Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884,  | 
S.  13  u.  ö.  — Meitze n,  Geschichte,  Theorie  I 
und  Technik  der  Statistik,  Berlin  1886,  S. 
63,  209. 

Uetl. 

Knappschaftskassen. 

1.  K.  in  Deutschland  (S.  107).  2.  K.  in  j 

Oesterreich  (8.  111). 

I.  Kmippscliaftskassen  in  Deutschland. 

1.  Einleitung.  2.  Ueber  sicht  über  die  Ent- 
wickelung des  deutschen  Knappschaftswesens. 
3.  Die  rechtliche  Stellung  der  K.  4.  Die  K.  \ 
und  die  Reichsgesetzgebung.  5.  Wirtschaftliche 
Bedeutung  und  Statistik  der  K. 

1.  Einleitung.  Die  besonderen  Berufs- 
gefahren des  Bergbaues  und  die  durch  die 
Eigentümlichkeit  seines  Betriebes  bedingte 
dauernde  Gemeinschaft  haben  die  Bergbau- 
treibenden l>ereits  frühzeitig  zu  einer  zunft- 
mässigen  Organisation  geführt  und  schon  zu 
einer  Zeit,  in  welcher  es  auf  anderen  Ge- 
bieten noch  an  jeder  gewerblichen  Ordnung 
fehlt,  die  Bildung  freier  genossenschaftlicher 
Einrichtungen  veranlasst,  die,  beruhend  auf 
dem  Grundsätze  der  Gegenseitigkeit,  die 
Unterstützung  der  den  gemeinsamen  Berufs- 
gefahren erlegenen  Genossen  und  ihrer  An- 
gehörigen im  Wege  der  Versicherung  be- 
zwecken. Die  zu  diesem  Zweck  erforder- 
lichen Mittel  sammeln  die  Knappschafts- 
kassen, auch  Bruderladen  (so  in  t testorreich, 
vgl.  den  Art.  Knappschaf t skassen  in 
Oesterreich  unten  S.  111  ff.),  Gnaden- 
groschenkassen genannt,  aus  regelmässigen 
Beiträgen  der  Bergarbeiter,  Knappen  und 
aus  gewissen  den  Werkbesitzern  oder  Ge- 
werken zu  Gunsten  der  Kasse  obliegenden 
Ijeistungen  (Teile  vom  Rohertrag,  Freikuxe). 


2.  Liebersicht  über  die  Entwickelung 
des  deutschen  Knnppscluiftswesens.  Die 

ältesten  Quellen  des  deutschen  Bergrechts, 
insbesondere  die  constitutiones  juris  metal- 
Jiei  Wenzels  11.  von  Böhmen  aus  dem  Ende 
des  13.  Jahrhunderts,  die  sogenannte  Kutten- 
berger Bergordnung,  enthalten  Bestimmungen 
über  die  Knappschaftskassen. 

Ueber  die  Geschichte  des  Bergrechts 
selbst,  auf  die  näher  einzugehen  hier  nicht 
der  Ort  ist,  vgl.  man  »lern  Art.  Bergbau 
(oben  Bd.  II  S.  550  ff).  An  dieser 
Stelle  sei  nur  hervorgehoben,  dass  für  die 
schliessliche  Gestaltung  des  deutschen  Berg- 
rechts und  der  deutschen  Knappschaftskassen 
die  Entwickelung  des  preussi sehen  Berg- 
rechts massgebend  »geworden  ist,  dessen 
Grundsätze  in  neun  Zehnteilen  des  Reichs- 
gebiets mit  geringfügigen  Abweichungen  zur 
Geltung  gelangt  sind. 

Das  deutsche  Bergrecht , ursprünglich 
eine  Summe  ungeschriebener  Gewohnheiten, 
wie  sie  sich  den  Erfordernissen  des  Be- 
triebes entsprechend  herausgebildet  hatten, 
zersplitterte  sich  mit  der  Aufzeichnung  in 
einer  Unzahl  von  einzelnen  Bergordnungen. 
die.  obgleich  sie  ;dle  nur  engbegrenzte  Gel- 
tung hatten,  doch  in  iliren  Grundzügen  über- 
cinstimmten.  Besonders  reich  an  Aufzeich- 
nungen dieser  Art  war  das  15.  und  nament- 
lich das  16.  Jahrhundert. 

Als  Friedrich  der  Grosse  mit  der  Kleve- 
Märkischen  (1766),  der  Schlesischen  (1769) 
und  der  Magdoburg-Halberstädtischcn  (1772) 
Bergordnung  in  die  Gesetzgebung  eingriff. 
galten  ausserdem  in  seinem  Staate  noch 
neun  ältere  Bergordnungen,  so  dass  die 
subsidiären  bergrechtlichen  Bestimmungen 
des  Allgemeinen  Landrechts  zwölf  Pro- 
vinzialbergordnungen als  Prinzipalrechtc  vor- 
fanden. Die  im  Jahre  1826  begonnenen 
Bemühungen,  ein  einheitliches  Bergrecht  für 
Preussen  zu  schaffen,  blieben  lange  ohne 
Erfolg;  man  beschränkte  sich  deshalb  auf 
den  Erlass  einzelner  Gesetze,  die  einzelne 
Gegenstände  aus  dem  weiten  Gebiet  ordnen 
sollten.  Eines  dieser  vielen  Gesetze  erging 
am  10.  April  1854  über  die  Vereinigung 
der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenarbeiter  in 
Knappschaften.  Dies  Gesetz  hat  als  Ite- 
währter  Bestand  in  seinen  wesentlichen 
Grundzügen  Aufnahme  in  das  Allgemeine 
Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  gefunden, 
welches  die  Grundlage  des  heutigen  Knapp- 
schafts wesens  in  Preussen  und  einer  Anzahl 
weiterer  deutscher  Staaten  ist.  Reeipiert 
ist  das  preussische  Bergrecht  unter  anderem 
in  Braunsehweig  (G.  v.  15.  April  1867), 
Bayern  (G.  v.  2<>.  März  1869),  Eisass- Loth- 
ringen (G.  v.  16.  Dezember  1873).  Württem- 
berg (G.  v.  7.  Oktober  1874)  und  in  einer 
Reihe  kleinerer  Staaten.  Grundsätzlich  ab- 
weichend sind  die  Verhältnisse  der  Knapp- 
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schaftskassen  unter  anderem  in  dem  Allge- 
meinen Berggesetze  für  das  Königreich 
Sachsen  (v.  10.  Juni  ISün.i  geordnet,  welches 
den  Erzbergbau  und  den  Kohlenbergbau  ver- 
schieden behandelt.  Durch  das  R.G.  betref- 
fend die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  I 
ist  das  sächsische  G.  v.  2.  April  1884  ver- 
anlasst, das  eine  Trennung  der  Krankenkassen 
von  den  Pensionskassen  der  Bergarbeiter  i 
verschreibt. 

8.  Die  rechtliche  Stellung  der  K. 

Das  Allgemeine  Land  recht  schloss  sich  mit ! 
seinen  Vorschriften  über  die  Knappschaft»- 1 
vereine  den  obenerwähnten  wesentlich  über- 
einstimmenden Borgordnungen  Friedrichs  des 
Grossen  an  (A.L.R.  Teil  IL  Tit.  10.  ^ 134. 
214 — 220).  Danach  hatte  jede  Gewerkschaft 
zwei  Freikuxe  für  die  Knappschaft»-  und 
Armenkasse  zu  bauen:  erkrankten  Knappen 
hatte  während  der  ersten  4— S Wochen  der 
Krankheit  der  Werkeigentümer  den  Lohn 
weiterzuzahlen:  bei  länger  dauernder  Krank- 
heit ging  diese  Verpflichtung  auf  die  Knapp- 1 
sohaftskasse  über,  die  auch  die  Kosten  der  | 
Heilung  und  des  Begräbnisses  zu  bestreiten 
hatte.  Die  Hauptaufgabe  der  Kassen  be- 
stand aber  in  der  Fürsorge  für  die  Berg- 
invaliden und  für  die  Witwen  und  Waisen 
verstorbener  Genossen.  Ausnahmsweise  ge- 
währten die  Kassen  auch  andere  Unter- 
stützungen. 

Die  bestehenden  K nappsebaftskassen  wur- ; 
den  von  den  Bergbehörden  verwaltet.  Erst 1 
mit  der  Zeit  wurde  die  Teilnahme  der  Mit- 
glieder an  der  Verwaltung  durch  gewählte 
Knappschaftsälteste  üblich. 

Bis  zum  Erlass  des  G.  v.  10.  April  1854 1 
hatte  ein  gesetzlicher  Zwang  zur  Errichtung 
von  Knappschaftskassen  nicht  bestanden; 
dessenungeachtet  wurden  bereits  im  Jahre 
1852  53  Knappschaftskassen  mit  50402  Mit- 
gliedern gezählt,  so  dass  die  Mehrheit,  der 
damals  68800  Köpfe  zählenden  Berg-  und 
Salinenarbeiter  Preussens  zu  diesen  Vereinen 
gehörten. 

Das  Gesetz  von  1854  führte  den  Zwang 
zur  Bildung  von  Kuappschaftskasseu  für 
sämtliche  den  Bergbehörden  unterstellten 
Berg-  und  Hüttenwerke.  Aufbereitungsan- 
stalten und  Salinen  des  preussisehen  «Staates 
ein.  Durch  G.  v.  10.  Juni  1801  über  die 
Kompetenz  der  Oberbergämter  wurden  die 
Hüttenwerke  und  die  selbständigen  Auflto-1 
roitungsanstalten  zwar  der  Aufsicht  der) 
Oberbergämter  entzogen,  den  Arbeitern  und 
Werkbesitzom  aber  gestattet,  den  Knapp- 
schaftsvereinen weiter  anzugehören. 

Die  Verwaltung  der  Kassen  wurde  einem 
aus  den  Wcrkbesitzem  und  Knappschaf ts- 
ältesten  je  zur  Hälfte  gewählten  Vorstande! 
übertragen,  doch  blieb  den  Bergbehörden 
ein  umfassendes  Anfsichtsrecht , welches 
durch  besondere  Kommissarien  ausgeübt 


wurde;  Beschlüsse  des  Vorstandes  z.  B. 
waren  in  ihrer  Giltigkeit  abhängig  von  der 
Anwesenheit  des  Kommissars  in  der  Sitzung. 

Das  Allgemeine  Berggesetz  für  die  preus- 
sischeu  Staaten  vom  24.  Juni  1865  hat  im 
siebenten  Titel  neben  den  übrigen  wesent- 
lichen Bestimmungen  des  Knappschaftsge- 
setzes den  Kassenzwang  beibehaltcn ; doch 
bezeichnet  es  in  der  Entwickelung  der 
Kassen  einen  bedeutenden  Fortschritt,  indem 
cs  in  der  Verwaltung  der  Kassen  den  Vor- 
ständen grössere  Selbständigkeit  verlieh  und 
die  Bergbehörden  auf  das  Gebiet  der  eigent- 
lichen Oberaufsicht  beschränkte.  Di«'  Knapp- 
schaftsvercine  sind  Genossenschaften  des 
öffentlichen  Rechts,  ausgestattet  mit  einer 
nur  durch  das  Gesotz  beschränkten  Selbst- 
verwaltung. Ihre  Kassen  sind  Zwangskassen, 
d.  h.  kraft  des  Gesetzes  gehören  die  Eigen- 
tümer aller  im  Bezirke  «los  Vereins  telege- 
nen Bergwerke,  A tt fbereit i mgsaustal  t eu  und 
Salinen  und  die  auf  denselben  lesehäftigtcn 
Arbeiter,  sofern  sie  «len  im  Statut  enthaltenen 
Anforderungen  entsprechen,  der  Kasse  des 
Vereins  an.  Aeltero  Knappschaft skassen 
haben  ihre  Statuten  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen anzupassen.  Di«'  Statuten  neu 
zu  begründender  Kassen  werden  von  den 
Werkbesitzeru  und  einem  gewählten  Ar* 
beiterausschusse  anfgestellt.  Die  olierberg- 
amtliehe  Bestätigung  darf  dem  Statut  nur 
versagt  werden,  wenn  es  mit  dem  Gesetze 
nicht  im  Einklang  steht.  Alle  Kassen  um- 
fassen bestimmte  Bezirke,  über  deren  Al*- 
grenzung  die  Beteiligten  zu  bcsohliessen 
haben ; nur  wenn  diese  zu  einer  Einigung 
nicht  gelangen  können,  bestimmt  das  Ober- 
bergamt nach  Anhörung  der  Werkbesitzer 
und  eines  Arhoitoransschusses  deu  Bezirk. 

Das  Gesetz  unterscheidet  vollberechtigte 
und  nicht  vollberechtigte  Mitglieder.  Voll- 
bercehtigt  sind  nach  den  Statuten  Mitglieder, 
welche  a)  eine  gewisse  Zeit  hindurch  der 
Kasse  angehört,  b)  ein  bestimmtes  Alter 
nicht  überschritten  und  c)  keine  Gebrechen 
oder  Kmnkheitsanlageu  haben,  die  eine  früh- 
zeitige Invalidität  befürchten  lassen. 

Für  vollberechtigte  Mitglieder  hat  die 
Kasse  mindestens  zu  gewähren:  1.  in  Krank- 
heitsfällen freie  Kur  und  Verpflegung. 
2.  Krankenlohn.  3.  Einen  Beitrag  zu  den 
Begräbniskosten.  4.  Eine  lebenslängliche 
Invalidenunterstützung  l»ei  einer  ohne  grobes 
Verschulden  eingetretenen  Arbeitsunfähig- 
keit. 5.  Unterstützung  «ler  Witwen  von 
Mitgliedern  bis  zum  Tode  oder  bis  zur 
Wiederverheiratung.  6.  Unterstützungen  zur 
Erziehung  der  Kinder  verstorbener  Mit- 
glie«ler  und  Invaliden  bis  nach  vollendetem 
14.  Lebensjahre  (ij  171  des  Ges.).  Den  am 
wenigsten  lierechtigten  Mitgliedern  ist  min- 
destens Kur  und  Verpflegung  sowie  Kran- 
kenlohn aus  der  Kasse  zu  gewähren ; vor- 
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Unglücken  sie  hei  der 
Invalidenuntorstützung  und  die  Begräbnis- 
l>eihilfe  hinzu. 

Zur  Gewährung  der  unter  1,  2 und  3 be- 
zeichneten  Uutei Stützungen  können  besondere 
der  Aufsicht  des  Vorstandes  unterliegende 
Krankenkassen  im  Bezirke  des  Knappschafts- 
vereias  gebildet  werden. 

*-'<  Arbeiter  und  Werkbesitzer  haben  zu  den 
K nappschafts-  und  Krankenkassen  regel- 
mässige Beiträge  zu  entrichten;  die  Beiträge i 
der  Werkliositzer  müssen  mindestens  die 1 
Hälfte  der  Arbeiterbeiträge  ausmachen. 
Verwaltet  werden  die  Knappschaftsver- 


Arbeit.  so  tritt  die  I sein,  weil  die  Betriebsunternehmer  mindestens 


die  Hälfte  der  Arbeiterbeiträge,  also  min- 
destens das  geforderte  Drittel  der  Gesamt- 
leistung aufzubringen  haben. 

Das  Reichsgesetz  über  die  eingeschrie- 
benen Hilfskassen  vom  7.  April  187<>  hat  es 
hinsichtlich  der  Knappschaftskassen  l»ei  den 
für  diese  massgebenden  besonderen  Bestim- 
mungen belassen. 

Den  ersten  tieferen  Eingriff  bezeichnet 
das  Roichsgesctz  bet i*.  die  Krankenversiche- 
rung der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883,  indem 
| es  (§  74)  vorschreibt,  dass  vom  1.  Januar  1887 
ab  die  Knappschaftskassen  ihre  Leistungen 


eine  durch  einen  Vorstand  unter  Mitwirkung  in  Krankheitsfällen  auf  die  für  Botriebs- 


der  Knappschaftsältesten.  Diese  werden 
von  den  Mitgliedern  des  Vereins  aus  ihrer 
Mitte  gewählt  und  haben  die  verantwortungs- 
volle Aufgabe,  sowohl  die  Befolgung  «los 
Statuts  durch  die  Mitglieder  zu  überwachen, 
als  auch  die  Hechte  der  Mitglieder  gegen- 
über dem  Vorstande  wahrzunehmen.  Der 
Vorstand  wird  zur  Hälfte  von  den  Werk- 
besitzern,  zur  Hälfte  von  den  Knapnschafts- 


krankenkasson  vorgesehenen  Mindestleistun- 
*tgen  zu  erhöhen  halten  und  dass  sie  schon 
- vom  1.  Dezember  1884  an  die  Vorschriften 
des  § 2<>  Abs.  1 über  die  Karenzzeit  und 
das  Eintrittsgeld  berücksichtigen  müssen. 

Das  U n fafl  versichern  ngsgeset  z vom  (».Juli 
1884  konnte  nicht  wie  das  Kran  keil  versiche- 
nmgsgesetz  die  Kriappscliaftskassen  zu  Trä- 
gern der  Versicherung  machen,  weil  Träger 


ältesten  als  Vertretern  der  Mitglieder  je  ’ der  Unfallversicherung  die  in  Berufsgenossen- 


aus  ihrer  Mitte  gewählt; 


vereinigten  Unternehmer 


sind.  Das 

Staats-  und  Privatbergbeamte.  Der  Vor-  Gesetz  hat  jedoch,  um  die  für  die  Thätig- 
staml  vertritt  den  V eiein  in  allen  Be-  i heit  der  Unfallversicherung  wertvolle  Be- 
ziehungen. rührung  mit  den  Knappschaftskasseu  zu 

Der  für  jeden  Knappschaftsverein  zu  be- 1 sichern,  in  §94  vorgesehen,  dass  die  Unter- 


wählbar  sind  auch  schäften 
Der  Vor- 
allen  Be- 


stellende Oberbergamtskommissar  übt  das 
Aufsichtsrecht  dieser  Behörde  aus  und  darf 
allen  Vorstandssitzungen  beiwohnen;  er  hat 
ein  suspensives  Veto  gegen  Statuten  widrige 
Beschlüsse : das  Oberbergamt  und  in  höchster 
Instanz  der  Handelsminister  entscheidet  wie 
über  das  Veto  des  Kommissars  so  über  die 
Beschwerden  gegen  die  Geschäftsführung 
des  Vorstandes. 

4.  Die  K.  nnd  die  Reichsgesetzgebung. 

Der  Spielraum,  den  das  Berggesetz  liinsiclit- 
lich  der  Höhe  der  Kassenleistungen  und  der 
Art  der  Gewährung  der  Unterstützungen  den 
Kassenstatuten  gelassen  hatte,  ist  durch  die 
Reichsgesetzgebung,  insbesondere  durch  die 
sog.  Arbeiterversicherungsgesetze,  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  beschränkt  worden. 
Doch  ist  ganz  unverkennbar  das  Bestreben 


nelimer  von  Betrieben,  die  landesgesetzlieh 
bestehenden  K nappschaftsverbänden  ange- 
boren, auf  Antrag  der  Vorstände  der  letzteren 
zu  Kuappschuftsberufsgcnossens«  haften  ver- 
einigt werden  können.  Auf  Grund  dieser 
Bestimmung  ist  eine  Knappseliaftsberufs- 
genossenschaft  gebildet  worden,  welche  alle 
nach  deutschen  Rechten  einer  Kuappsclmfts- 
kasse  angehörenden  Betriebe  innerhalb  des 
Reichsgebiets  umfasst.  Die  Knappschafts- 
kassen dienen  der  Berufsgenossenschaft  als 
Zahlstellen.  Die  Knappschaftsältesten  als 
Arbeitervertreter  werden  an  der  Selbstver- 
waltung der  Berufsgenossenschaft  beteiligt. 

Nach  § 7 des  Reichsgesetzes  betr.  die 


Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vom  22. 
Juni  1889  kann  der  Bundesrat  auf  Antrag 
bestimmen,  ob  und  inwieweit  die  Mitglieder 


an  den  Tag  getreten,  die  Knappschaftskassen  anderer  als  der  für  Reichs-,  Staats-  oder 
als  eine  altbewährte  Einrichtung  auf  dem  Kommunal  betriebe  liesteliendcn  Kassenein- 
von  der 

Gebiet  der  Arbeiterfürsorge  soweit  als  mög- 
lich zu  erhalten. 


Reichsgesetzgebung  beschritteneu  1 richtungen,  welche  die  Fürsorge  für  den  Fall 

der  Invalidität  oder  des  Alters  zum  Gegen- 
stände haben,  der  Versieheruugspf lieht  durch 


Nach  § 4 des  »Haftpflichtgesetzes«  vom , die  Mitgliedschaft  bei  diesen  Kasseneinrieh- 
7.  Juni  1871  sind  die  Leistungen  von  Knapp- 1 tungen  genügen.  Die  Versicherung  bei 
Schaftskassen,  welche  Versicherung  gegen  solchen  vom  Bundesrat  zugelassenen  Kassen- 
den  Unfall  gewähren,  auf  die  vom  Betriebs-  ciurichtungeu  wird  der  Versicherung  bei 


Unternehmer  zu  zahlende  Unfallentschädi- 
gung anzurechnen,  wenn  die  Beiträge  des 
Betriebsuntemchmers  zu  den  Knappschafts- 
kassen nicht  unter  einem  Drittel  derGesamt- 


prämienleislung  betragen. 
Kassen  dieser  Art  wird 


einer  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Juni 
1889  gebildeten  Anstalt  gleichgeachtet. 

Knappschafts-  und  ähnliche  Kassen  da- 
gegen, die  keinen  dahingehenden  Antrag  ge- 


Bei  preußischen  j stellt  oder  die  Rechte  der  Reiclisversiehe- 
das  stets  der  Fall  I rungsanstaltcn  nicht  erhalten  haben,  sind 
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nach  § 36  des  Gesetzes  befugt,  die  ihren 
reichsgesetzlich  versicherungspflichtigen  Mit- 
gliedern zustehenden  Unterstützungen  um 
den  Wert  der  Reiehsinvaliden-  oder  Alters- 
rente oder  um  einen  geringeren  Betrag  zu 
ermässigen,  vorausgesetzt,  dass  die  Beiträge 
zur  Kasse  gleichzeitig  entsprechend  criuässigt 
werden. 

Für  die  beteiligten  Knappschaftskassen  ist 
es  also  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit, 
welchen  der  beiden  Wege  sie  einzuscluagen 
haben,  und  es  wird  in  jedem  einzelnen  Fidle 
auf  Grund  einer  rechnerischen  Prüfung  der 
Vermögenslage  der  Kasse  festzustellen  sein, 
ob  es  für  sie  vorteilhafter  ist.  Versicherungs- 
anstalt im  Sinne  des  Reiehsgesetzos  zu 
werden  oder  lediglich  als  Z lisch usskasse  im 
Sinne  des  § 36  weiter  zu  wirken. 

Thatsftchlich  sind  beide  Wege  einge- 
schlagen worden : für  das  Königreich  Sachsen 
z.  13.  besteht  neben  65  Knappschaftskranken- 
kassen seit  dem  1.  Januar  1891  eine  Allge- 
meine Knappsehaftspensionskasse,  welche 
Ende  1898  den  gesamten  Erzbergbau,  alle 
Steinkohlenwerke  ausser  zweien,  die  be- 
sondere Pensionskassen  haben,  zwei  Kalk- 
werke und  die  neuesten  Braunkohlen  werke 
des  Königreichs,  somit  nahezu  den  gesamten 
sächsischen  Bergbau  umfasst.  Die  Anstalt 
führt  die  Nr.  37. 

Viele  andere  Knappschaftskassen  sind  zu 
Verbände  nzusammongetreten,  und  diese  Ver- 
bände haben  die  Zulassung  als  Versiche- 
rungsanstalten erlangt,  z.  B.  die  Nord- 
deutsche Knappsehaftspensionskasse  (Nr.  33). 
der  Allgemeine  Knappschaftsverein  des  Ober- 
bergamtsbezirks  Dortmund  zu  Bochum 
(Nr.  40). 

Andere  Verbände  von  Knappschafts- 
kasseu,  z.  13.  der  Niederseh losisehe  Knapp- ; 
schaftsverein,  der  1890  10326  Mitglieder 
zählte  bei  einem  Vermögen  von  1.13  Millionen  j 
Mark,  wirken  lediglich  als  Zuschusskassen  ; 
nach  § 36  des  Gesetzes. 

5.  Wirtschaftliche  Bedeutung  und 
Statistik  der  K.  Die  Knappschaftskassen 
sind  Versichern ngs vereine , welche  ihren 
Mitgliedern  Versicherung  gegen  die  durch 
Krankheit,  Invalidität,  Tod  bedingten  Stö- 1 
rungeu  der  Erwerbsfähigkeit  gewähren : | 
eigentümlich  ist  ihnen  aber  1.  der  gesetz- ' 
liehe  Zwang,  welcher  alle  Arbeiter  eines  be-  j 
stimmten  Bezirks  und  Berufs  zum  Beitritt 
nötigt,  und  2.  die  Heranziehung  der  uieht- 
versidierten  Werkbesitzer  dieses  Bezirks 
und  Berufs  zu  einem  Teile  der  Prämien- 1 
leistungen.  Der  Beitrittszwang  und  diese  i 
Verteilung  der  Lasten  auf  Versicherte  und  j 
Nicht  versicherte  verbieten  in  erster  Linie  die 
Anwendung  der  für  die  freien  und  allein  1 
aus  Beiträgen  der  Versicherten  .enthaltenen 
Anstalten  erprobten  technischen  Grundsätze: 
dazu  kommt  die  durch  den  Beitrittszwang 


bedingte  ganz  unberechenbare  Mischung 
des  Versicherten! «.‘Standes  nach  Alter,  Ge- 
fahrenklassen. Lohn-  und  demzufolge  Bei- 
tragshöhe. Und  wenn  es  auch  nicht  ausge- 
schlossen ist,  dass  es  schliesslich  der  Sta- 
tistik gelingen  wird,  auch  für  diese -Abart 
der  Versicherung  aus  einer  sehr  grossen  Zahl 
beobachteter  Fälle  feste  Normen  abzuleiten, 
so  wird  doch  zur  Zeit  noch  rein  empirisch 
verfahren.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  das 
aus  der  Erfahrung  gewonnene  Verhältnis 
zwischen  den  Leistungen  der  Mitglieder,  der 
Werkeigent ümer  und  der  Kassen  dem  künf- 
tig durch  Rechnung  zu  ermittelnden  Ergeb- 
nis sehr  nahe  kommt;  einstweilen  wenigstens 
bietet  die  Lage  der  grösseren  gut  geleiteten 
Knappschaftskassen  keine  Veranlassung,  ihr»' 
dauernde  I/oistungsfähigkoit  ernstlich  zu  be- 
zweifeln. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Knapp- 
sehaftskassen  wird  beschränkt  durch  die 
Thatsache,  dass  sie  gesetzlich  auf  die  An- 
gehörigen eines  bestimmten  Berufes  ange- 
wiesen sind,  die  der  Zahl  nach  gegen  die 
Angehörigen  mancher  anderen  Berufe  zurück- 
treten. So  gehörten  nach  der  Berufszählung 
vom  14.  Juni  1895  der  Gruppe  Berg-  und 
Hüttenwesen  1 847  270  (gegen  1 348796  nach 
der  Zählung  vom  5.  Juni  1882)  Menschen 
oder  4,13  0 o der  deutschen  Gesamtbevölke- 
rung an  (gegen  3.30  % in  1882).  Auf  diesem 
beschränkten  Gebiet  aber  haben  die  Knapp- 
schaftskasscu  zum  Teil  Jahrhunderte  hindurch 
unbestritten  Vorzügliches  geleistet.  An 
einigen  Ziffern  der  deutsche:!  Knappschafts- 
kassenstatistik mag  dies  gezeigt  werden. 

Preussen  hat  seit  der  Einführung  des 
Kassenzwangs  seinen  Knappschaftskassen  un- 
ausgesetzt eine  besondere  Fliege  angedeihen 
lassen.  Während  die  im  Jahre  1852  vor- 
handenen 53  Kassen  56  162  Mitglieder  zählten, 
betrug  die  Zahl  der  Kassen  im  Jahre  1872 
SO  mit  241756  Mitgliedern  und  2820  Werk- 
besitzern. Von  den  schon  damals  9517809 
Mark  betragenden  Einnahmen  wurden  43% 
durch  Beiträge  der  Mitglieder.  8G%  von  den 
Werkbesitzern  aufgebracht.  Im  Jahre  1808 
waren  73  Kassen  auf  1831  Werken  in  Wirk- 
samkeit. die  -400068  Mitglieder  zählten.  Von 
den  Einnahmen  im  Betrage  von  37  214  980 
Mark  rührten  50,88 u.o  aus  Beiträgen  der 
Mitglieder,  41,98%  aus  solchen  der  Werk- 
eigentümer her;  die  Ausgaben,  32102407 
Mark,  wurden  verwendet  a)  für  Gesundheits- 
pflege von  275  608  erkrankten  Mitgliedern 
mit  33,27%  (Arzthonorare  4,85%,  Medizin 
und  sonstige  Kurkosten  9.19%,  Kranken- 
Jühne  19,23%);  b)  für  laufende  Unter- 
stützungen an  52236  Invaliden  (mit  34,99%), 
46752  Witwen  (mit  16,22%)  und  (»9878 
Waisen  (mit  7,8%);  c)  für  Begräbnisbeihilfen 
mit  1.14%,  für  sonstige  ausserordentliche 
Unterstützungen  mit  0,74%.  für  Schuluoter- 
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rieht  (Schulgeld  für  13761  Kinder)  0,18%; 
<1)  für  Verwaltungsaufwand  2,28%  und 
sonstige  Ausgaben  3,38%.  Das  schulden- 
freie vermögen  der  73  Kassen  belief  sieh 
Ende  1898  auf  75384  722  Mark  (gegen 
38010904  Mark  Ende  1890). 

Im  Königreich  Sachsen  bestanden  ira 
Jahre  1898  die  Allgemeine  Knappschafts- 
pensionskasse und  als  Zuschusskassen  die 
iVüsiouskassen  zweier  Steinkohlen  werke,  da- 
neben aber  noch  65 Knappschafts k ranke n - 
Lassen.  Die  drei  Pensionskassen  zählten 
Ende  1898  29274  Mitglieder,  die  Kranken- 
kassen 29  699  Mitglieder.  Die  Pensions- 
kassen unterstützten  im  Jahre  1898  4914 
Invaliden,  6333  Witwen  und  2991  Waisen. 
Zur  Gesamteinnahme  von  3252803  Mark 
trugen  mit  32,99%  die  Mitglieder,  mit 
32,87  % die  Werkbesitzer  hei ; von  den 
Ausgaben,  3 159109  Mark,  wurden  für  Pen- 
sionen 35,80  %,  für  Sterbegelder  0,8%  und 
für  ausserordentliche  Unterstützungen  0,08  % 
verwendet.  Das  reine  Vermögen  stellte  sich 
Ende  1898  auf  19328338  Mark  (1891  10,5 
Millionen). 

Bei  den  65  Krankenkassen  stand  einer 
Einnahme  von  941584  Mark  eine  Ausgabe 
von  882  (542  Mark  gegenüber,  aus  welcher 
u.  a.  309112  Mark  für  ärztliche  Behandlung, 
Arznei  etc.,  337  435  Mark  Krankengelder, 
58 148  Mark  Sterbegelder  bestritten  wurden. 
Das  Vermögen  dieser  Kassen  betrug  Ende 
1898  1 557  649  Mark.  — Dazu  kommen  noch 
einige  30  sogenannte  »alte«  Unterstützungs- 
kassen, deren  Vermögen  teils  zu  Unter- 
stützungen nach  den  alten  Statuten,  teils 
zur  Uebertragung  der  zu  den  neuen  Knapp- 
schaftskranken- und  Pensionsk.issen  zu  leis- 
tenden Beiträge  verwendet  wird ; ferner 
beim  Erzbergbau  einige  Kassen  zur  Unter- 
stützung von  Bergmannskindern  während 
des  Schulunterrichts,  weiter  eine  grosse  Zahl 
einzelner  Stiftungskassen  zu  Gunsten  verun- 
glückter Bergleute  und  deren  Angehörigen, 
endlich  der  Bergmagazin-  und  Teueruugs- 
zulagenfonds. 

Insgesamt  hat  das  Vermögen  der  hei  dem 
sächsischen  Bergbau  bestehenden  Unter- 
stützungskassen Ende  1898  22819732  Mark 
betragen;  an  Unterstützungen  sind  int  Jahre 
189s  2506730  Mark  gewährt  worden. 

In  Bayern  bestanden  Ende  1898  auf 
75  Werken  43  Knappschaftskasscu  mit  9245 
Mitgliedern.  Unterstützt  wurden  838  Inva- 
liden, 1111  Witwen  und  449  Waisen ; ferner 
wurden  für  5762  Krankheitsfälle  mit  einer 
Gesamtdauer  von  71  758  Tagen  täglich  durch- 
schnittlich 3,42  Mark  Krankengeld  gezahlt. 
Zu  den  Einnahmen  in  Höhe  von  1092585 
Mark  trugen  die  Mitglieder  43,87.  die  Werk- 
besitzer 33,60°  o hei.  Von  den  Ausgaben  in 
Höhe  von  963582  Mark  entfielen  auf  Kranken- 
versorgung und  Begräbniskosten  39,10%. 


auf  Pensionen  53,20%.  auf  Unterstützungen 
4,41  %.  Das  Vermögen  der  43  bayerischen 
Kassen  belief  sich  Endo  1898  auf  4269242 
Mark  (gegen  2733789  Mark  Ende  1890). 

Die  weiter  in  Deutschland  Ende  1898 
wirksamen  18  Knappschaftskassen  verteilen 
sich  auf  Württemberg  (3),  Hessen  (5),  Braun- 
schweig (3),  Schwarzburg  (2),  Eisass- Loth- 
ringen (2),  Sachsen -Altenburg,  Anhalt, 
Waldeck  (je  1). 

Die  sämtlichen  138  deutschen  Knapp- 
schaftskassen hatten  Ende  1898  (ohne 
die  Krankenkassen)  557  615  Mitglieder 
mit  einem  Beitrag  von  durchschnittlich 
je  68,77  Mark,  wovon  jedes  Mitglied 
selbst  37,50,  die  Werkbesitzer  31.27  Mark 
aufbrachten.  Die  Einnahmen  betrugen  ins- 
gesamt 43  Millionen,  die  Ausgaben  37.4 
Millionen,  der  Vermögensbestand  101,5  Mil- 
lionen Mark.  Gezahlt  wurden  für  59  202 
Invaliden  12,4  Millionen  oder  durchschnitt- 
lich 209,02  Mark,  für  55758  Witwen  5.9 
Millionen  oder  durchschnittlich  106,93  Mark, 
für  74203  Waisen  2,6  Millionen  oder  durch- 
schnittlich 35,56  Mark. 

Litteratlir : Die  Kommentare  zum  preussisrhen 
Allgemeinen  Berggesetz  cow  Brasserl,  Klos- 
t ermann,  Oppenhoff , Arndt.  — B. 
l'rancke . Die  Berggesetzgebung  des 
Königreichs  Sachsen,  Leipzig  188$.  — 
A.  f'aron,  Die,  Reform  des  Knapp - 
schaftswesens  und  die  allgemeine  Ar • 
bei  ter  versiehe  ru  n g , Berlin  1882.  — C. 
Lahmeyer,  Die  Reform  des  Knapp - 
sch  aft  s w ese  n s im  . t n s c h I u s t a u d i c 
soziale  Gesetzgebung,  L'ssrn  188 4.  — Zur 
Frage  des  deutschen  Knappschaft  s- 
iresens  von  Brassort  (Zettsehr.  f.  Bergrecht, 
Bd.  IS,  S.  101  und  i 987,  1872).  — Art.  Berg- 
bau von  li  tost  ermann , nt  Srhönberg  I,  S.  78 
— A rt.  K na  p psc  h a ft  sr  e rc  i a c in  r.  Stengels 
Wörterbuch  des  Deutschen  I 'eriraltu  ngsrechts  von 
Kratz.  — Jahrbuch  für  das  Berg - und 
H ii  t te  11  ic es  e n i in  Kö n igreie h S achse  n 
für  das  Jahr  1800.  Auf  Anordnung  des  kgl. 
Finanzministeriums,  herausg.  von  C.  Menzel, 
kgl.  süchs.  Oberbergrat.  — Der  Kompass, 
Organ  der  KuappsehaJIsbernfsgenossensrhaft  für 
das  Deutsche.  Reich,  A’U.  Juhrg.  1000 , Sc.  2, 
S.  18  ff. ! Die  deutschen  Knappschaftsrcreinc  im 
Jahre  1808. 

Otto  Emmlnghans. 


II.  Knappscliaftskasseii  in  Oesterreich. 

(Bru  der  lad  ou). 

1.  Geschichtliches.  2.  Das  allgemeine  Bergg. 
v.  23.  Mai  1654.  3.  Reformbestrebimgen.  4.  Das 
Bruderladeng.  v.  28.  Juli  1889.  5.  Die  Nov.  v. 
17.  September  1892.  H.  Statistisches. 

1.  Geschichtliches.  Schon  die  ältesten 
Bergordnungeu  der  österreichischen  Kron- 
länder  enthalten,  wenn  auch  nur  vereinzelte 
Bestimmungen  über  das  Unterstützungs- 
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•wesen  beim  Bergbau,  die  sielt  nach  zwei 
Richtungen  bewegen.  Einerseits  wird  den 
Gewerken  die  Verpflichtung  auferlegt,  jenen 
Knappen,  die  von  einem  Betriebsunfälle  1m:*- 
troffen  werden,  unentgeltliche  arztliehe  Hilfe 
beizustellen  und  zwei  bis  acht  Wochen  hin- 
durch den  vollen  Lohn  nuszuzahlen.  Anderer- 
seits finden  sieh  auch  schon  Vorschriften  iil»or 
die  Bruderladen , in  welche  die  Berg-  und 
Hüttenarbeiter  wöchentlich  den  sogenannten 
Büchsen pfennig  entrichteten. 

Von  welchem  Zeitpunkte  ein  direkter 
Beitritts-  und  Beitragszwang  zu  den  Knapp- 
sehaftskassen  normiert  wurde,  ist  schwer 
festzustellcn ; dass  sie  das  Produkt  einer 
späteren  Zeit  sind,  scheint  kaum  von  der 
Hand  zu  weisen.  Begegnet  man  ja  in 
mancher  Bergordnung  des  16.  Jahrhunderts 
Aeusserungen,  die  mehr  auf  moralische  Nö- 
tigung als  auf  gesetzlichen  Beitrittszwang 
zu  scldiessen  gestatten.  Dagegen  lässt  sich 
nicht  bezweifeln,  dass  die  Bruderladen  sich 
allmählich  zu  Zwangsinstituten  entwickelt 
haben.  < >l>  rechtlich  auch  die  Pflicht  nor- 
miert war,  bei  jedem  Bergwerke  eine  Knapp- 
schaftskasse  zu  errichten,  lässt  sich  mit  Be- 
stimmtheit weder  verneinend  noch  bejahend 
beant  Worten. 

Die  Verwaltung  der  Bruderladen  wurde 
von  den  Knappschaftsältesten  besorgt,  die 
bald  gewählt,  bald  von  der  Bergbehörde  er- 
nannt wurden.  Wo  Wahlen  üblich  waren, 


dort  wurden  sie  von  der  Gesamtheit  der 
Knappscliaft  vorgenommen,  welcher  auch  in 
regelmässigen  Zeitabschnitten  Rechenschaft 
abgelegt  werden  musste. 

Die  Bruderladengelder  sollten  in  erster 
Reihe  zur  Erhaltung  der  Kirchen,  Schulen 
und  Spitäler  Verwendung  finden.  Allmäh- 
lich trat  jedoch  die  Unterstützung  der  «*r- 
ki «mieten  Arbeiter  in  den  Vordergrund.  Die- 
selbe erfolgte  teils  durch  Gewährung  von 
Darlehen  in  Krankheitsfällen . teils  durch 
Ausiolgung  nicht  rückzahlbarer  Beträge.  An- 
dere Unteislützungszweigc  sind  anfangs  nicht 
zu  konstatieren;  erst  spät  kommen  die  Ver- 
sorgung invalid  gewordener  Knappen  sowie 
der  Witwen  und  Waisen  von  Bergleuten 
hinzu. 

Im  18.  Jahrhundert  entfaltete  der  Staat 
auf  diesem  Gebiete,  insoweit  es  sich  um  die 
fiskalischen  Gruben  und  Hüttenwerke  handelt, 
eine  äusserst  rege  Thütigkeit.  Es  werden 
Provisionsnormalien  aufgestellt,  die  jedem 
verunglückten  Bergmanne,  aber  auch 
anderen  invalid  gewordenen  Knappen  nach 
Zurtteklcgung  von  mindestens  S Dienstjahren, 
eine  dauernde  Unterstützung  von  bestimmter 
Höhe  in  Aussicht  stellen;  desgleichen  wer- 
den Provisionen  für  Witwen  und  Waisen 
der  Arbeiter  fixiert.  Es  sei  hier  des  Bei- 
spiels wegen  das  im  Jahre  1798  genehmigte 
Miesser  Provisionsnormale  zum  Abdrucke 
gebracht. 


Bei  Verunglückung 

” “ r 

oder  mindestens 

bei  8— 29 jähriger 

Waisen 

bis  zum 

Begrab- 

30  jähriger 

Dienstzeit 

12.  Jahre 

Dienstzeit 

Arbeiterkatcgorieeu 

nisgeld 
in  fl. 

dem  in- 
validen 
Arbeiter 

der 

Witwe 

dem  in- 
validen  ' , , •* 
Arbeiter!  " ,twe 

vater-  1 
losen 

vater- 

und 

mutter- 

wöchentlich 

Kreuzer 

loseu 

1.  Gruben-  oder  Kunst- 

l 

Steiger 

2.  Vorsteher  oder  Kunst- 

6 

40 

20 

30  15 

Wärter 

5 Vs 

30 

>5 

24  12 

3.  Hauer  etc 

-4 

12 

20  | 10 

3 

7 

4.  Hundstüsser,  Förderer 

4 

«4 

7 

12  1 6 

5.  Pochwerkssteiger  . . 

5 V* 

30 

m 

24  12 

6.  Schlemmer  .... 

4 

16 

8 

14  | 7 

Auch  ein  »Zehrungsgeld«  für  reisende 
Bergleute  wurde  gewährt.  Daneben  be- 
standen wie  bei  den  privaten,  so  bei  den 
ärarischen  Werken  Knappschaftskassen,  bei 
denen  durch  freiwillige  Beiträge  Lnter- 
stützungsansprftcheerworben  werden  konnten. 
Vielfache  Missbräuche  und  Unterschlcife  bei 
den  Bruderladen,  begangen  durch  Beamte 
der  Bergwerke,  lenkteu  zu  Anfang  des  19. 
Jahrhunderts  die  Aufmerksamkeit  der  Regie- 
rungsorgane auf  sich.  Es  ergehen  Vor- 
schriften über  die  Kautelen,  unter  welehen 


| Knappschaftsgelder  angelegt  werden  sollen. 
Es  wird  die  Herstellung  des  nach  empiri- 
schen Grundsätzen  erforderlichen  Verhält- 
nisses zwischen  Beiträgen  und  Leistungen 
gefordert.  Es  taucht  sogar  der  Plan  einer 
Fusion  der  böhmischen  Knappschaftskassen 
auf,  der  an  der  Opposition  der  Bergleute 
scheitert. 

2.  Das  allgemeine  Borgg.  v.  28.  Mai 
185-4.  So  zalüreich  die  Bestimmungen  über 
die  Bruderladen  waren,  eine  einheitliche 
Kodifikation  derselben  existierte  nicht,  sie 
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erfolgte  erst  in  dem  allgemeinen  Bergge- 
setze für  die  österreichische  Monarchie,  j 
Welche  Bedeutung  den  Knappschaftskassen 
von  den  Verfassern  des  Berggesetzes  beige- 
rn essen  wurde,  ergiebt  sich  insbesondere 
aus  der  Vollzugsvorschrift.  »Die  Wichtig- 
keit der  Bruderladen«,  heisst  es  in  § 103. 
»der  wohlthätige  Einfluss,  welchen  sie  auf 
die  Ordnung  und  Disciplin  heim  Berg-  und 
H fittenwesen  ausüben,  endlich  die  öffent- 
lichen Humanitätsrücksichten,  welche  der 
Staatsverwaltung  die  Pflicht,  auferlegen,  oiue 
grosse  Klasse  produktiver  Arbeiter  mit  ihren 
Familien  in  ihren  Bedrängnissen  nicht  hilf- 
los zu  lassen,  erfordern  es,  dass  die  Berg- 
liauptmannschaften  diesen  Instituten  ihre 
besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden.« 

Das  X.  Hauptstück  des  Berggesetzes  ($§ 
210 — 214)  liess  sich  von  dieser  Auffassung 
leiten.  Jeder  Bergwerkbesitzer  wird  ver- 
pflichtet, bei  seinem  Werke  für  die  Errich- 
tung einer  selbständigen  Bnulerlade  Sorge 
zu  tragen,  oder  sich  mit  anderen  Werkbe- 
sitzern unter  Genehmigung  der  Bergbehörde 
zur  Errichtung  gemeinschaftlicher  Knapp- 
schaftskassen zu  vereinigen.  Jeder  bei  einem 
Bergwerke  aufgenommene  Aufseher  und  Berg- 
arbeiter muss  der  Bruderlade  als  Mitglied 
beitreten  und  den  festgesetzten  Beitrag  ent- 
richten. Die  Statuten  sind  von  dem  Eigen- 
tümer der  Grube,  unter  Mitwirkung  eines 
von  dem  Arbeiterpersonale  gewählten  Knapp- 
schaftsausschusses, zu  entwerfen  und  der 
Bergbehörde  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
Dieselben  haben  insbesondere  Bestimmungen 
über  Höhe  der  Beiträge  und  Unterstützungen, 
ül>er  die  Bedingungen  zur  Erlangung  der 
letzteren,  über  die  Mitwirkung  der  Arbeiter 
bei  der  Verwaltung  etc.  zu  enthalten. 

3.  Reformbestrebungeu.  Das  Gesetz  sta- 
tuiert sonach  Kassen-  und  Beitrittszwang.  An 
dein  guten  Willen,  die  Intentionen  des  Gesetz- 
gebers zu  erfüllen,  mag  es  bei  den  Behörden 
nicht  gefehlt  haben.  Es  machte  sich  aber  bald 
die  Unzulänglichkeit  und  Lückenhaftigkeit  der 

210 — 214  des  Berggesetzes  bemerkbar.  Nach 
vielfachen  Erörterungen  in  der  Fachpresse  ver- 
öffentlichte das  Ackerbauministerium  im  Jahre 
187<>  den  „Refereutenentwurf  eines  Bergge- 
setzes“, in  welchem  mit  dankenswerter  Offen- 
heit auf  die  vielfachen  Mängel  der  Knappschafts- 
kassen hingewiesen  wurde.  Insbesondere  be- 
zeichnet der  Entwurf  als  solche : 1.  das  unrich- 
tige Verhältnis  zwischen  Beiträgen  und  Leis- 
tungen, 2.  die  Kumulierung  der  verschiedenen 
Yersicherungszweige,  3.  den  geringen  Umfang 
der  Bruderladen,  4.  den  Verlust  der  Ansprüche 
bei  Entlassung  oder  Austritt  «ler  Mitglieder 
aus  der  Werkarbeit,  5.  die  ungenügende  und 
von  Werkbesitzeru  und  Beamten  beeinflusste 
Vertretung  der  Arbeiter  im  Bruderladenvor- 
stande,  6.  die  unzureichende  Sicherstellung  des 
Kassenvermögens. 

Der  Entwurf  schlägt  deshalb  die  Trennung 
der  Krankenunterstützung  von  allen  übrigen 

Handwörterbuch  der  Staatawissenschaften.  Zweite 


Versicherungszweigen  vor.  Er  stellt  als  Grund- 
satz auf,  dass  uur  die  Krankenkassen  sich  auf 
ein  Werk  beschränken,  die  Versorgungsvereine 
dagegen  einen  grösseren  Bezirk  umfassen  sollten, 
der  entweder  von  den  Interessenten  zu  verein- 
baren oder  von  der  Bergbehörde  festzustellen 
wäre.  Ueberdies  wird  ausdrücklich  gefordert, 
dass  die  Vereine  auf  versicherungstechnischer 
Basis  aufgebaut  und  den  Arbeitern  eine  ent- 
sprechende Vertretung  eingeräumt  werde. 

Dieser  Entwurf  gelangte  nicht  zur  parla- 
mentarischen Behandlung  und  die  Regierung 
liess  die  wichtigsten  Grundsätze  desselben  fallen, 
als  sie  die  Vorlage  betreffend  die  Reform  der 
Bruderladen  im  Abgeordnetenhause  einbrachte. 
Sie  hielt  insbesondere  „an  der  von  alters  her- 
gebrachten“ einheitlichen,  lokalen  Organisation 
fest,  die  der  Refereutenentwurf  als  einen  wesent- 
lichen Mangel  des  österreichischen  Knappschafts- 
wesens bezeichuct  hatte. 

4.  Das  Bruderladeng.  v.  28.  Juli  1880. 
Wie  schon  nach  dem  allgemeinen  Bergge- 
setze. ist  auch  jetzt  bei  jeder  Grube  eine 
Bruderlade  zu  errichten.  Dieselbe  Hat  je- 
doch aus  zwei  Verwaltungsabteilungen : der 
Krankenkasse  und  der  Provisionskasse  zu 
bestehen,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
gesondeit  festzustellen  und  zu  verrechnen 
sind.  Der  Bergbehörde  kommt  die  Befugnis 
zu,  mehrere  in  derselben  Berghauptmann- 
schaft befindliche  Knappschaftskassen  zwangs- 
weise zu  vereinigen,  sobald  nach  dem  Gut- 
achten des  öffentlichen  versieherungstech lö- 
schen Organs  einzelne  von  ihnen  oder  alle 
eine  zu  geringe  Mitgliederzahl  aufweisen, 
um  für  die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
volle  Gewähr  zu  bieten.  Die  freiwillige 
Fusionierung  von  Bruderladen  kann  durch 
übereinstimmende  Beschlüsse  der  ‘General- 
versammlungen erfolgen.  Bei  der  zwangs- 
weisen wie  der  freiwilligen  Vereinigung  sind 
hei  jedem  Werke  Lokalorgane  aufzustellen, 
die  die  Kontrolle  der  Kranken  und  Invaliden 
auszuüben,  die  Bewilligung  und  Auszahlung 
von  Krankengeldern  zu  besorgen  haben. 

Nur  die  ständigen  Arbeiter  sind  zur  Ver- 
sicherung in  beiden  Kassenabteilungen  und 
allen  Versicherungszweigen  verpflichtet.  Ar- 
beiter, die  im  Bergwerkbetriebe  bloss  zu 
einer  bestimmten,  vorübergehenden,  der  Zeit- 
dauer nach  im  Vorhinein  bemessliaren,  mit 
dem  Werkbetriebe  nur  iu  mittelbarer  Ver- 
bindung stehenden  Arbeit  (Strassen-,  Brücken-, 
Balm-  und  Wasserbau  etc.)  verwendet  wer- 
den, sind  bei  der  Krankenkasse  der  Bruder- 
lade, bei  der  Provisionskasse  dagegen  nur 
für  den  Fall  einer  aus  einem  Betriebsunfälle 
herrührenden  Erwerbsunfähigkeit  zu  ver- 
sichern. Sämtliche  Betriebsboamte  sind  für 
den  Krankheitsfall,  jene  mit . einem  1200 
Gulden  nicht  übersteigenden  Jahresgehalte 
auch  bei  der  Provisionskas.se  in  dem  Um- 
fange zu  versichern  wie  die  nichtständigen 
Arbeiter.  Endlich  ist  der  korporative  Bei- 
tritt von  Arbeitern  und  Beamten  jener  Ge- 
Autlaße.  V.  8 
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werbeaulagen  gestattet,  die  mit  dem  Berg- , 
werkbetriebe  verbunden  sind. 

Die  Krankenunterstützung  ist  mindestens 
in  jenem  Ansmasse  zu  gewähren,  in  wel- 
chem das  G.  v.  :t0.  März  1888,  betreffend 
die  Krankenversicherung  der  Arbeiter,  dies  i 
fordert.  Die  jährliche  Invalidenprovision, ; 
die  Erwerbsunfälligkeit  mag  die  Folge  eines 
Betriebsunfalles,  des  Altere  oder  von  Krank- 1 
heit  sein,  muss  im  Minimum  100  Gulden ! 
für  männliche,  50  Gulden  für  weibliche  Mit- 
glieder betragen.  Die  Mindestleistung  an  1 
Witwen  ist  mit  einem  Drittel,  die  an  vater- , 
lose  "Waisen  mit  einem  Sechstel , die  an  | 
vater-  und  mutterlose  Waisen  mit  einem 
Drittel  der  dem  Vater  gebührenden  Rente  | 
bemessen. 

Der  Vorstand  der  Bruderlade  hat  zu  * 3 
aus  Vertretern  der  Arbeiter  zu  bestehen, 
während  ‘.s  der  Stimmen  sowie  der  Vor-  j 
sitz  dem  Werkbesitzer  oder  dessen  Stell-  ■ 
Vertreter  zukommt.  Analog  ist  «lie  Zusam- 
mensetzung der  Generalversammlung.  Für  j 
die  Knappschaftskassen  eines  jeden  Revier- 
bergwerksbezirkes ist  ein  gemeinschaftliches 
Schiedsgericht  einzusetzen,  das  aus  einem  ! 
öffentlichen  Beamten  als  Vorsitzenden,  aus  j 
zwei  von  ihm  ernannten  Werkbesitzern  und 
zwei  weiteren  von  den  Bruderladovorständcn 
gewählten  Beisitzern  zu  bestehen  hat.  Die 
Erkenntnisse  dieser  Schiedsgerichte  sind  un- 
anfechtbar und  vollstreckbar. 

Die  nach  versicherungsteehnischen  Grund- 
sätzen erforderlichen  Mittel  zur  Deckung  der 
Unterstützungen,  zur  Bestreitung  der  Ver- , 
wallungsauslagen  sowie  zur  Dotierung  der' 
Reserven  werden  durch  Beiträge  aufgebracht, 
die  je  zur  Hälfte  von  den  Versicherten  und  ! 
den  Unternehmern  zu  tragen  sind.  Ueber- ' 
dies  haben  die  Bergwerk besitzer  zu  einem 
Centralreservefonds  Beiträge  his  zu  0.1  no 
der  im  abgelaufenen  Jahre  gezahlten  Löhne 
zu  entrichten.  Dieser  Fonds  hat  die  Be- 
stimmung, hei  Massenunglücksfäüen,  d.  h. 
wenn  bei  einem  Unfälle  mehr  als  fünf  Per- 
sonen invalid  geworden  oder  getötet  wor- 
den sind,  den  betroffenen  Provisionskassen 
Unterstützungen  zu  erteilen.  Die  Verwal- 
tung des  Ceutralreservefonds  erfolgt  durch 
eine  Kommission,  deren  Vorsitz  der  Acker- 
bauminister führt. 

5.  Die  Novelle  vom  17.  September 
1892.  Die  grössten  Schwierigkeiten  bereitete 
bei  der  Reform  die  Frage  der  Bruderladen- 
sanierung.  Schon  im  Jahre  18S2  wurde 
konstatiert,  dass  von  261  untersuchten  Knapp- 
scliaftskassen  bloss  72  aktiv  waren,  während 
die  übrigen  ein  versichernngstechnisches 
Deficit  von  21  Millionen  Gulden  aufwiesen. 
Die  kürzlich  zur  Veröffentlichung  gelangten 
Ergebnisse  langjähriger  Untersuchungen 
haben  an  diesem  Bilde  keine  wesentliche 
Aendernng  bewirkt.  Von  255  untersuchten 


Kassen  mit  101042  aktiven  Mitgliedern  und 
9601  Invaliden  waren  nur  85  aktiv,  dagegen 
170  i«ssiv.  Das  Deficit  bewegte  sich  in 
Prozenten  der  Provisionsverpflichtungen  und 
zwar  zwischen 

o — io°/0  bei  21  Bruderladen 
10— 25  n «3o 
25—5°n  « 73 

überso  „ „46 

Das  G.  v.  28.  Juli  1889  erstrebte  nun 
die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  durch 
Heranziehung  der  Unternehmer  zur  Tragung 
der  Hälfte  der  Beiträge,  in  zweiter  Linie 
durch  Minderung  der  künftigen  Leistungen 
der  Bruderladen  bis  auf  die  Hälfte  der  ge- 
setzlichen Minimalprovision.  Nur  wenn  auf 
diesem  Wege  das  Gleichgewicht  nicht  her- 
zustellen wäre,  sollte  der  Werk  besitzer 
weitere  Beiträge  bis  zur  Höhe  von  2%  der 
gesamten,  in  seinem  Betriebe  jeweils  ge- 
zahlten Arbeitslöhne  und  längstens  auf  die 
Dauer  des  Leljens  der  durch  den  Nicht  be- 
stand des  Gleichgewichtes  bedrohten  Mit- 
glieder und  Provisionisten  leisten.  In  letzter 
Reihe  sollte  eine  gleiehmässige  Reduktion 
der  liquiden  Unterstützungen  Platz  greifen. 

Die  ersten  Versuche,  diesen  Sanierungs- 
plan zu  verwirklichen,  scheiterten  an  dem 
Widerstande  der  Bergwerk  besitzer,  auf 
dereu  Betreiben  gerade  die  Bestimmungen 
in  das  Gesetz  Aufnahme  gefunden  hatten. 
Die  Durchführung  des  Bruderladengesetzes 
wurde  nunmehr  sistiert,  und  es  begannen 
neuerdings  die  Studien  über  die  Reform  der 
K nappschaftskassen,  die  nach  drei  Jahren 
zum  G.  v.  17.  September  1892  führten.  Die 
Anordnungen  dieser  Novelle  gehen  dahin, 
dass  in  erster  Reihe  die  Bruderladen  iu  Ge- 
meinschaft mit  dem  Werkbesitzer  Vor- 
schläge zur  Herstellung  des  Gleichgewichtes 
zu  machen  haben.  Unterbleiben  diese,  dann 
treten  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  iu 
Wirksamkeit.  Als  erste  Massregel  kommt 
die  Erhöhung  der  Beitläge  und  die  Redu- 
zierung der  künftigen  Leistungen  auf  das 
versichcrungstcehnische  Mass  in  Betracht. 
Wird  das  Gleichgewicht  dadurch  nicht  her- 
gestellt. so  ist  der  Bilanzabgang  durch  25 
bis  30jährige  Annuitäten  zu  lügen,  welche 
je  zur  Hälfte  vom  Bergwerkbesitzer  und 
den  Provisionsversicherten  zu  tragen  sind. 
In  letzter  Linie  sind  die  zukünftigen  Leis- 
tungen für  diejenigen  Mitglieder  bis  auf  50  °/o 
der  Mini  mal  Provisionen  herabzusetzen,  welche 
am  Tage  der  Statutengenehmigung  der  Knapp- 
schaftskasse angehört  haben. 

Die  Durchführung  der  unter  4.  und  5. 
genannten  Gesetze  ist  grossen  Schwierig- 
keiten begegnet  und  erst  nach  jahrelangen 
Bemühungen  wenigstens  im  grossen  und 
ganzen  notdürftig  erfolgt.  Neuere  Anträge, 
zum  Zweck  einer  gründlichen  Reform  des 
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Brutlerladeirweseus  die  Unfall-  und  Kranken- 1 6.  Statistisches.  In  Oesterreich  be- 

versicherung  der  Bergleute  den  territorialen  standen  im  Jahre  1898  254  Bruderladen  mit 
Unfall  Versicherungsanstalten  und  den  Be-  203  Kranken-  und  246  Provisionskassen ; bei 
zirks-  und  Vereinskrankenkassen  zu  über-  den  Krankenkassen  waren  159  908  versiehc- 
’w eisen,  für  die  Invaliden-,  Witwen-  und  ruugspflichtige  Mitglieder  und  7370  Provi- 
Waisen Versorgung  aber  die  Vielheit  der  he- ; sionisten  sowie  177  853  Angehörige  dieser 
stehenden  und  zum  grossen  Teil  wegen  der  beiden  Klassen,  zusammen  345 131  Personen 
Kleinheit  ihrer  Mitgliederzalil  nicht  dauernd  versichert,  den  Provisionskassen  gehörten 
leistungsfähigen  Bruderladen  in  eine  Ge-  143934  vollberechtigte  und  10267  minder- 
samtbruderlade  für  Oesterreich  zusammen- ; berechtigte  Mitglieder  sowie  259  051  Ange- 
zufassen,  haben  bisher  keinen  Erfolg  gehabt,  hörige,  zusammen  413252  Personen  an. 


Im  Provisionsheznge  standen 

15  451  ehemalige  Mitglieder  (Invaliden)  mit  durchschnittlich  jährlich  105  fl.  57  kr. 

16  226  Witwen  „ „ „ 4i  „ 84  - 

10  486  Waisen  „ „ „ 

zusammen  42  163  Personen. 


15 


83 


An  Beiträgen  wurden  geleistet  an  die 

Provisionskassen 

von  den  Versicherten 1 935  158  fl.  oder  48,7  % 

von  den  Merkbesitzern 2029566  „ „ 51,3 ., 

zusammen  3964724  fl.  oder  ioo°0 


Krankenkassen 
963  620  fl.  oder  52% 
890571  r » 48 1 

1 854  191  „ „ 100% 


Die  Ausgaben  an  Unterstützungen  betrugen 
ans  Provisionskassen 
für  vollberechtigte  Mitglieder 
„ minderbereentigte  „ 

„ Witwen 
_ Waisen 


zusammen 


aus  Krankenkassen 


1 622  989  fl. 

für  ärztliche  Pflege  etc. 

780  559 

8 157  „ 

„ Krankengelder 

740  373 

71 1 407  „ 

„ Begräbniskosten 

59  478 

166031  „ 

„ ausserordentl.  Unter- 

2  50S  564  fl. 

stützungen,  Sehulbei- 

träge, Verwaltungs- 

k osten 

205  931 

zusammen 

1 786341 

Am  Ende  des  Jahres  1898  betrug  bei  den  bestehenden  Bruderladen  das  Vermögen  der 
Krankenkassen  1 175  470  fl.,  der  Provisionskassen  33920  738  11.  zusammen  35  096  208  fl.  (gegen 
17  558  995  fl.  Ende  1891.) 

Die  wichtigsten  statistischen  Daten  über  die  Zahl  der  Erkrankungen,  Iuvaliditäts-  und 
Sterbefälle  enthält  folgende  Tabelle: 


Es  betrug  im  Jahre  1898  die  Zahl  der 
infolge  Verunglückung 


im  Dienst 

1.  Krankheitsfälle  18208 

2.  Krankheitstage  * 247  936 

3.  Durchschnittliche  Krank- 
heitstage — 

4.  Invaliditätsfälle  230 

5.  Sterbefälle  352 


Lltteratnr:  Statistisches  Jahrbuch  Je* 
k.  k.  .1  rkerbau m in isterinms,  von  1874 — 1898,  IF/Wi.  j 

— Re  fereu  tencnlicu  rf  c # n e * ne  u e n \ 
Be  r<j gr-xdic*,  herausgegeben  rom  k.  k.  Acker - ! 
bauminitlerium,  H’iV»  1876.  — Bacher,  I>ie  . 
Erfolge  der  ö*terre ich isrhen  Bruderladen  und  der 
preußischen  Knappschaftsvereine , Oesterr.  Zisch  r. 
für  Berg - und  Hiittemresen,  1881.  — Derselbe, 
Krofta s Antrag  und  die  österreichischen  Bruder • 
laden,  daselbst  1882.  — Derselbe,  Zur  Bruder • ■ 
ladet frage , daselbst  1888.  — Verkauf , Die 
Reform  der  österreichischen  Bruderladen , in 
Jahrb.  f.  Na I.  u.  Rial.,  N.  F.,  Bd.  20,  8.  870(1'. 

— Derselbe , Dir  Arbciterccrhöltuissr  beim 
österreichischen  Bergbau  im  Jahre  1890,  Handels - 
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zusammen 

102  670 

120  878 

1 37»  893 

1 619829 
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1 340 

1 803 

2033 

2 392 

2 734 

fii  usen  111,  Bd.  6,  Nr. 

62  und  ÖS.  — Derselbe, 

Die  Reform  der  österreichischen  Bruderladen. 
Sozialpolitisches  CentralblaU,  1.  Jahrg.,  S.  874  ff, 
— » Arbeiterschutt« , Organ  des  Verbtmdcs 
der  Arbeiterkranken • und  ( "ntersliUzungsvereine 
Oesterreichs  und  des  Verbandes  der  Wiener  Ge- 
notscnsehaflskrunkenkasscn,  lIVc».  ■ — »Gliirk- 
a ii fu,  Fachblatt  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter 
Oesterreichs,  Falke nau  a.  F.  — Protokoll  des 
Kongresses  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter  Oester- 
reichs, ll'i'fli  1890. 

Leo  Verkauf,  ergänzt:  O.  Ein m Ing  lictus. 
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Kn  ins — Knights  of  Lator 


Knies,  Karl  (iustav  Adolf, 

geh.  1821  in  Marburg . gest.  3.  VIII.  18'. '8  zu 
Heidelberg,  habilitiert**  sich  daselbst  1846  als 
Privatdocent  fiir  Geschichte  und  Staatswisscu- 
schaften.  wurde  1855  Professor  der  Kameral- 
wissenschaften  in  Freiburg  i.  B. , bekleidete 
1802—65  die  I »irektorstelle  des  neuen  badischen 
Oberschnlrates  für  Mittel-  und  Volksschulen 
und  seit  Herbst  1805  die  Professur  der  Staat  s- 
wissen schäften  in  Heidelberg.  — Kuies  ist  der 
früheste  Vorläufer  der  historischen  Schule  und. 
wie  ihn  der  gegenwärtige  Meister  der  letzteren 
nennt,  „der  theoretische  Begründer  der  historisch- 
psychologischen  modernen  deutschen  National- 
ökonomie“. Kuies  hat  ferner  dein  Ethos  den- 
jenigen bevorzugten  Platz  in  der  Volkswirt- 
schaft wieder  erobert,  aus  dem  es  Adam  Smith 
cxkludiert  hat  (vgl.  hierüber  seine  politische 
Oekonomie,  2.  Aull.  [s.  u.l  S.  133  f.j.  ln  seiner 
Wertlehre,  soweit  sie  Knies  in  der  Schrift  „Das 
Geld“  fs.  u.)  präcisiert  hat,  macht  er  den  Grad 
des  Wertes  eines  wirtschaftlichen  Gutes  von 
dem  Masse  abhängig,  in  welchem  dasselbe  ge- 
eignet ist,  zur  Befriedigung  menschlicher  Be- 
dürfnisse zu  dienen,  luter  Kapital  versteht 
Knies  „den  für  eine  Wirtschaft  vorhandenen 
Bestand  von  Konsumtion.?-,  Erwerbs-  und  Pro- 
duktionsgütern, welcher  zur  Befriedigung  des 
Bedarfs  in  der  Zukunft  verwendbar  ist“. 

Knies  veröffentlichte  von  stnatswissenschaft- 
lichen  Schriften 

a)  in  Buchform:  Historia  Praenestis 
(Latii)  oppidi.  Praecedit  nominis  explicatio 
et  tonographiae  brevis  expositio,  Hinteln 
1846  (Promotiousschrift).  — Ueher  die  in  Kur- 
hessen angeregte  Forderung  eines  konstituieren- 
den Landtages,  Marburg  IK48.  — Die  Statistik 
als  selbständige  Wissenschaft.  Zur  Lösung  des 
Wirrsals  in  der  Theorie  und  Praxis  dieser 
Wissenschaft.  Zugleich  ein  Beitrag  zu  einer 
kritischen  Geschiente  der  Statistik  seit  Achen- 
wall, Cassel  1850.  — Die  politische  Oekonomie 
vom  Standpunkte  der  geschichtlichen  Methode, 
Braunschweig  1853;  dasselbe,  2.  Aull.  u.  d.  T. : 
Die  politische  Oekonomie  vom  geschichtlichen 
Standpunkte,  ebd.  1883.  — Die  Eisenbahnen 
und  ihre  Wirkungen , ebd.  1853.  — Der  Tele- 
graph als  Verkehrsmittel.  Mit  Erörterungen 
über  den  Nachrichtenverkehr  überhaupt,  Tübin- 
gen 1857.  — Die  Dienstleistung  des  Soldaten 
und  die  Mängel  der  Konskriptionspraxis.  Eine 
volkswirtschaftlich-finanzielle  Erörterung,  Frei- 
burg i.  B.  1860.  — Zur  Lehre  vom  volkswirt- 
schaftlichen Güterverkehr,  ebd.  1862.  — Das 
moderne  Kriegswesen.  Ein  Vortrag,  Berlin  1867. 
— - Finanzpolitische  Erörterungen.  Hede  zum 
Geburtsfeste  des  Grossherzogs  Karl  Friedrich 
von  Baden,  Heidelberg  1871.  — Geld  und  Kre- 
dit, Abt.  I und  II  in  2 Bdu.,  Berlin  1873  — 7'.) 
(Inhalt:  Abt.  I:  Das  Geld.  Darlegung  der 
Gnindlehren  von  dem  Gehle,  mit  einer  Vorerör- 
tcrung  Uber  das  Kapital  und  die  Uebertragung 
der  Nutzungen,  18*3.  Abt.  II : Der  Kredit. 
1.  Hälfte  (Allgemeines).  2.  Hälfte:  Das  Wesen 
des  Zinses  und  die  Bestimraungsgründe  fiir  seine 
Höhe.  Wirkungen  und  Folgen  des  Kreditver- 
kehres. Die  Kreditinstitute,  1876  und  1879); 
dasselbe.  2.  Autl.,  Abt.  I:  Das  Geld.  ebd.  1885. 
— Weltgeld  und  Weltmünze,  ebd.  1874.  — 
Karl  Friedrichs  von  Baden  brieflicher  Verkehr 


mit  Mirabeau  und  Du  Pont.  Herausgegeben 
von  der  Badischen  Historischen  Kommission. 
Bearbeitet  und  eingeleitet  durch  einen  Beitrag 
zur  Vorgeschichte  der  ersten  französischen  De- 
volution und  der  Physiokratie  von  K.  Knies. 
2 Bde.,  Heidelberg  1892. 

hj  in  8a in m e I w e r k e n und  Zeitschrif- 
ten: 1.  in  Brockhaus'  Gegenwart,  Leipzig: 
Der  Deutsche  Bund  bis  zur  Epoche  von  1830 
i und  seit  1830  bis  zur  Auflösung  des  Bundes- 
tages im  Jahre  1848.  Bd.  1.  1848,  8.  748  ff.  und 
Bd.  II,  1849,  8.  369  ff.  — Die  Wissenschaft  der 
Nationalökonomie  seit  Adam  Smith  bis  auf  die 
Gegenwart,  Bd.  VII.  1852,  8.  108  ff.  — Die 
Statistik  auf  ihrer  jetzigen  Entwickelungasrufe. 
Bd.  VII,  1852,  S.  651  ff.  — Das  Eisenbahnwesen. 
Bd.  X,  1855.  S.  312  ff.  — Das  heutige  Kredit- 
I und  Bankwesen.  Bd.  XI.  1855.  8.  417  ff.  — 
2.  in  Germania,  Heidelberg:  Missgriffe  in  der 

praktischen  Behandlung  der  Besoldungser- 
1 höhungsfrage,  Jahrg.  1858,  8. 294  ff.  — 3.  in 
| Allgemeine  Monatschrift  für  Wissenschaft  und 
I Litteratur,  Braunschweig:  Feber  die  Wirkungen 
der  Eisenbahnen  auf  die  Pflege  der  Wissenschaft 
in  unserer  Zeit,  Jahrg.  1854.  April.  — 4 in 
Preussische  Jahrbücher,  Berlin : Der  Patriotis- 
| mus  Macchiavellis,  Bd.  XXVII,  1871,  8.  665 ff. 

' — 5.  in  Protestantische  Monatsblätter,  Gotha : 
Ethische  und  religiöse  Gesichtspunkte  zur  Be- 
urteilung der  Volkswirtschaft  und  der  Volks- 
1 wirtschaftslehre  in  der  Gegenwart,  Bd.  XII. 
1858,  S.  338 ff.,  Bd.  XIII.  1859.  S.  120ff.,  8. 
'217 ff.,  8.  338 ff.  — 6.  in  Unsere  Zeit,  Leipzig: 

1 Gewerb-  und  Gesellenvereine  in  Deutschland, 
Bd.  III,  1859,  8.  545 ff.  — 7.  in  Zeitschr.  f. 
Staatsw.,  Tübingen:  Macchiavelli  als  volkswirt- 
schaftlicher Schriftsteller,  Bd.  VIII,  1852,  8. 
251  ff.  — Das  Getreide  wesen  in  der  Schweiz.  1. 

' und  2.  Art.,  Bd.  X,  1854,  S.  645 ff.  und  Bd.  XI, 
1855,  S.  88  ff.  — Die  nationalökonomische  Lehre 
vom  Wert,  Bd.  XI,  1855,  S.  420ff.  und  645ff. 
j — L'eber  die  Geldentwertung  und  die  mit  ihr 
in  Verbindung  gebrachten  Erscheinungen  etc.. 
i Bd.  XIV.  18; >8,  8.  260  ff.  — Erörterungen  über 
den  Kredit  II.,  Bd.  XVI,  1860,  8.  150ff.  — 
8.  in  Züricher  Wissenschaftliche  Monatschrift, 
Zürich:  Die  Handwerkerfrage  in  unserer  Zeit 
Jahrg.  185?,  8.  337  ff.,  403  ff. 

Vgl.  über  Knies:  Kautz,  Theorie  und 
• Geschichte  der  Nationalökonomik,  Bd.  II,  Wien 
i 18fU),  S.  695.  — Roscher,  Gesell,  der  Nat., 
München  1874,  S.  1010,  1038.  — A.  Wagner, 
i Grundlegung,  Leipzig  1876,  S.  52.  — Cohn, 
Grundriss  der  Nationalökonomie,  Stuttgart  1885, 
S.  209/10.  — Ingram,  History  of  political 
i economy,  Edinburg  1888,  8.  203,205.  — Sc  h ui  o l - 
ler,  Zur  Literaturgeschichte  der  Staats-  und 
Soziahvissenschaften , Leipzig  1888;  S.  204  ff. 
— Blenck.  Karl  Knies  (Nekrolog)  in  Zeitschr. 
des  k.  preuss.  stat.  Bureaus,  Jahrg.  1899,  S.  210. 
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1.  Begriff  nnd  Organisation.  Die ' 

Knights  of  Labor  oder  die  Ritter  der  Arbeit 
sind  ein  Verband  von  gelernten  und  unge- : 
lernten  Lohnarbeitern  zum  Schutze  und  zur 
Hebung  der  Arbeiterklasse  in  der  heutigen 
nordamerikanischen  Gesellschaft,  mit  eiiren- 
ailiger  Organisation  und  dem  nordamerika- 
nischen  Wirtschaftsleben  angepassten  beson- 
deren Zielen. 

Wie  die  Gewerkvereine  liemfthen  sich 
die  Arbeitsritter  durch  Koalition  die  indivi-  I 
duelle  Konkurrenz  der  Lohnarbeiter  auszu- ; 
schliessen.  um  dem  Unternehmertum  bei  der  i 
Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen  kräftiger 
entgegentreten  zu  können.  Während  aber ' 
die  elfteren  Berufsgenossenschaften  sind, 
halten  diese  von  der  Zugehörigkeit  zu  einem 
liestimmten  Gewerbe  abgesehen  und  ver- 
einigen in  sich  Lohnarbeiter  der  Urossin- 
tlustrie,  des  Handwerks,  des  Bergbaues,  des 
Handels,  der  Tran sjtortanstal teil  und  selbst 
der  Landwirtschaft.  Auch  Personen , die 
nicht  I Lohnarbeiter  sind,  können  in  den 
» h’den  der  Arbeitsritter  aufgenommen  wer- 
den, doch  sind  sie  auf  eine  geringe  Quote 
Statuten mässig  beschränkt,  und  praktisch  ist 
•iie.se  Zulassung  ohne  Bedeutung  geblieben. 
Advokaten,  Aerzte,  Bankiers,  Börsenspieler 
und  alle  die,  welche  sich  mit  dem  Vertriebe 
von  Spirituosen  abgelieu,  sind  von  der  Mit- 
gliedschaft ausgeschlossen.  Im  übrigen ! 
machen  die  Arbeitsritter  keine  Unterschei- 
• lung  bei  der  Aufnahme  ihrer  Mitglieder. 
Weder  die  Hass«'  noch  die  Nationalität 
noi-h  der  Glaube  noch  die  Zugehörigkeit  zu 
l«olitischeu  Parteien  dürfen  als  l'rsache  der 
Abweisung  betrachtet  werden. 

Sie  beschränken  sich  fast  ausschliesslich 
auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
daneben  kommt  noch  in  Frage  Canada.  Die 
wenigen  Arbeitsritter,  die  in  England  und 
Belgien  gewesen  sind,  haben  in  der  Arbeiter- 
liewegung  dieser  Länder  keine  Holle  zu 
spielen  vermocht 

Der  Gesamtverband  der  Arbeitsritter 
baut  sich  auf  zahlreichen  Ortsvereinen 
(Local  Assemblies)  auf.  Dieselben  sind  sehr 
verschieden  gestaltet,  indem  sie  den  ge- 
gebenen Arbeiterverhältnissen  angepasst 
worden  sind,  umfassen  aber,  wie  das  Wort 
schon  sagt,  stets  die  Arbeiter  nach  Mass- 
gabe  des  örtlichen  Zusammenlebens,  ln 
kleinen  Orten  reicht  eine  Asscmbly  aus,  in 
grossen  Städten  sind  mehrere  vorhanden. 
In  jenen  werden  alle  Arbeiter  jedweden 
Berufes  vereinigt  (mixed  assemblies),  in  die- 
sen werden  sie  nach  der  Rasse,  der  Sprache 
oder,  falls  genügend  Mitglieder  vorhanden 
sind,  nach  dem  Gewerbe  geglicdcrf.  Im 
letzteren  Falle  ist  die  Asscmbly  jedoch  mit 
einem  Gewerkverein  nicht  zu  verwechseln, 
weil  sie  zu  Local  Assemblies  gleichen  Ge- 
werbes in  anderen  Orten  keine  Beziehung 


zu  halten  braucht,  sondern  nur  mit  den 
Lokalverbänden  in  derselben  Stadt  oder  Ge- 
gend verbunden  ist.  Es  giebt  Ortsvereine, 
in  denen  ausschliesslich  Frauen  sind,  aber 
auch  solche,  an  denen  beide  Geschlechter 
teil  nehmen. 

Feber  den  örtlichen  stehen  die  Distrikts- 
verbände (l)istrict  Assemblies),  eine  Ordnung, 
welche  mit  der  politischen  Einteilung  der 
Staaten  nichts  zu  thun  hat.  Sie  worden  jo 
nach  Bedürfnis  ohne  Ansehen  der  Staats- 
und Graf  schaftsgrenze  gebildet,  müssen  aber 
wenigstens  fünf  lokale  Vereine  umfassen. 
Die  letzteren  entsenden  Delegierte,  für  je 
1UU  Mitglieder  einen,  zur  Distriktsversamm- 
lung, in  welchen  die  Streitigkeiten  der  Orts- 
vereine untereinander  geschlichtet  werden 
und  welche  die  zweite  Instanz  für  Be- 
schwerde» einzelner  von  der  Ortsversamm- 
lung abgewiesener  Mitglieder  sind.  Wenn 
in  einer  Gegend  mehrere  Ortsvereine  eines 
liestimmten  Gewerltos  existieren,  so  können 
diese  auch  allein  zu  einem  Distriktsverbando 
sich  Zusammenschlüsse»,  falls  die  Special- 
interesson  dies  wünschenswert  machen 
sollten. 

Ans  den  Distriktsversammlungeu  werden 
Allgeordnete  für  die  General  Asscmbly  ent- 
sendet, welche  jährlich  tagt,  die  letzte  In- 
stanz für  die  Entscheidung  aller  Uneinig- 
keiten bildet  und  mit  Zweidrittelmajorität 
die  Grimdkonstitutiou  abändern  kann,  wäh- 
rend die  untergclienen  Assemblies  nur  inner- 
halb gewisser  Grenzen  Ausführungsbestira- 
mungen  zu  den  allgemeinen  Regeln  erlassen 
können.  Sie  erteilt  zu  neuen  Gründungen 
von  Lokalvereinen  die  Genehmigung,  ent- 
sendet Agenten  für  die  Anbahnung  neuer 
Verliände,  nimmt  Stellung  zu  der  Politik 
des  Landes,  berät  Gesetzesvorlagen,  welche 
im  Kongress  der  nordamerikauischen  Union 
oder  eines  Einzelstaates  zur  Verhandlung 
kommen  sollen.  Die  Leitung  des  Gesammt- 
verbandes  untersteht  einer  Person,  dem 
Grand  Master  Workmau , der  von  einer 
General  Executive  und  einem  Bureau  von 
Sekretären  umgeben,  mit  weitgehenden  Voll- 
machten von  der  Generalversammlung  aus- 
gestattet wird.  Infolgedessen  ist  die  Ver- 
waltung ceutmlistisch  und  hnreaukratisch 
eingerichtet,  was  oft  die  Veranlassung  zu 
Streitigkeiten  im  Orden  gewesen  ist.  In 
der  bisher  geschilderten  ursprünglichen 
Konstitution  sind  dann  später  noch  die 
State  Assemblies  und  National  Trade  As- 
semblies hinzugekommen,  die  ersteren  im 
Interesse  der  Durchführung  einer  Politik  in 
den  Einzelstaaten  der  nordamerikanischen 
Union,  die  anderen,  eine  Fnkonsccjuenz  gegen 
das  grundlegende  Territorienprincip,  um  ganze 
Gewerk  vereine  unter  Belassung  möglichster 
Selbständigkeit  aufnehmen  zu  können. 

2.  Geschichtliches.  Der  Orden  der 
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Knights  of  Labor  ist  im  Jahre  1809  vou 
Uriali  8.  Stevens,  einem  Schneider  in  Phila- 
delphia, gegründet  worden.  Da  er  aber  ein 
Geheimorden  war  und  während  der  Ge- 
schäftsstockung nach  1878  sich  nur  langsam 
ausdehnte,  blieb  er  der  Öffentlichkeit  lange 
verborgen,  und  erst  1877  wurde  er  anläss- 
lich eines  Kriminalprozessos  gegen  die  Molly 
Maguires,  einen  gewaltthätigen  Arbeiterbund 
in  den  Kohlenregionen  Pennsylvaniens,  im 
Publikum  und  in  der  Presse  bekannt.  Er 
zählte  nach  kiu*zem  Aufschwünge  und 
schnellem  Rückgänge  nach  den  grossen 
Kisenbahuarbeiterstrikcs  von  1877,  welche 
die  gesamte  amerikanische  Arbeiterschaft 
erregten.  187S  etwa  12000  Mitglieder.  1883 
schon  52000,  1884  71000,  18*'»  111000. 
Anfang  1886  200000,  am  1.  Juli  desselben 
Jahres  752430,  am  1.  Juli  1887  585127,  am 
1.  Juli  1888  425038.  Diese  Zahlen  sind 
den  offiziellen  Berichten  des  Knights  ent- 
nommen und  vermutlich  etwas  zu  hoch  ge- 
griffen. Immerhin  spiegelt  sich  in  ihnen 
die  Geschichte  des  Ordens  während  der 
achtziger  Jahre  wieder. 

Das  Jahr  1880  war  für  die  nordameri- 
kanische Arbeiterbewegung  ein  exccptionel- 
les:  Die  Bestrebungen  fast  aller  nordameri- 
kanischen Industriearbeiter,  die  achtstündige 
Arbeitszeit  zu  erlangen,  der  Bombenwurf 
auf  dem  Heumarkte  zu  Chicago,  der  dann 
folgende  Anarchistenprozess  und  ein  starker 
Anlauf  zu  einer  umfassenden  politischen 
Arbeiterbewegung  erregten  in  allen  Schichten 
der  Lohnarbeiter  und  insbesondere  in  der 
grossen  Masse  der  ungelernten  den  Wunsch, 
die  Koalitionen  zu  erweitern  und  zu  kräf- 
tigen. Diese  ihre  Gruppeninteressen  nur  in 
der  Leidenschaft  verfolgende  und  zu  Opfern 
bereite,  in  jxditisehen  Kämpfen  unerfahrene 
Menge  verfällt  dem  sozialen  Indifferent is- 
mus,  sobald  die  Pulse  wieder  langsamer 
schlagen.  Der  Rückgang  der  Ordensmit- 
glieder um  1888  dürfte  seine  vornehmliche 
Erklärung  darin  finden. 

Der  Orden  war  bis  1882  eine  Geheim- 
verbindung, damit  die  Arbeitgeber  nichts 
von  seinen  Beschlüssen , seiner  Stärke  und 
Organisation  erführen  und  die  eist  in  der 
Bildung  begriffene  Genossenschaft  zerstörten. 
Als  dann  zehntansende  von  Arbeitsrittern 
fest  zusammenhielten,  wurden  die  bisher 
gehcimgchalteucu  Ziele  in  der  Vereinspresse 
öffentlich  besprochen  (Journal  of  the  Knights 
of  Labor,  die  offizielle  Zeitung)  und  damit  der 
der  Verbindung  oft  gemachte  Vorwurf,  dass  sie 
ungesetzliche  Zwecke  verfolge,  entkräftet. 
Ein  Geheimorden  verlangt  den  Schwur  dos 
Schweigens  über  Yereinsangelegenheiteu  von 
jedem  neu  eintietenden  Mitghede,  und  da 
nun  viele  irländische  Katholiken  zu  den  Ar- 
beitsrittern gehörten , so  wurden  dieselben 
vor  die  Frage  gestellt,  ob  sie  in  der  Beichte 


.auch  an  diesen  Schwur  gebunden  seien. 
Nachdem  zuerst  dies  von  dem  Orden  der 
Arbeitsritter  bejaht  wurde,  setzte  er  sieh  in 
einen  starken  Gegensatz  zu  der  katholischen 
Kirche,  so  dass  er  sich  bald  genötigt  sali, 
die  gegenteilige  Entscheidung  zu  treffen. 
Seitdem  war  die  Kirche  ihm  nicht  abgeneigt, 
: und  einzelne  Geistliche  unterstützen  ihn  bis- 
j weilen  positiv,  bis  im  Jahre  1888  einige 
. sozialistische  Tendenzen  sich  in  ihm  kennt- 
| lieh  machten , gegen  welche  die  Kirche  in 
der  Weise  einscliritt,  dass  sie  ihren  Glau- 
bensgenossen so  lange  den  Eintritt  in  den 
j Orden  verltot,  bis  er  in  seinen  Statuten  die 
Worte  verbessert  habe,  welche  einen  kom- 
! munistischen  oder  sozialistischen  Sinn  hätten. 

Im  Anfang  der  neunziger  Jahre  verloren 
I die  Arbeitsritter  viele  ihrer  Mitglieder,  um 
J dann  am  Ende  des  Jahrhunderts  zur  vollen 
: Bedeutungslosigkeit  in  der  amerikanischen 
i Arbeiterbewegung  herabzusinken.  1891 
1 gaben  sie  ihre  Mitgliedzahl  auf  380000. 

’ 1892  auf  241  000,  1803  auf  212000  an.  1895 
verfügten  sie  nach  Angabe  der  New- Yorker 
Volkszeitung  nur  noch  über  30  00Ü.  In  dem- 
selben Jahre  musste  das  Ordensgehäude  in 
: Philadelphia  verkauft  werden,  da  die  Finan- 
zen des  Verbandes  schlecht  standen.  Im 
Januar  1900  zeigte  die  Staatskonvention  zu 
Albanv  wiederum  ein  Wachsen  des  Ordens. 

Die  Gründe  des  Zusammenbruches  der 
einst  so  mächtigen  Organisation  erscheinen 
mannigfaltig,  wenn  man  die  Berichte  der 
jährlich  im  November  abgehaltenen  Zusam- 
' menkünfte  der  General  Assembly  durchsieht 
(und  die  dem  Orden  freundliche  und  feind- 
liche Arbeiterpresse  zu  Rate  zieht.  Die 
letztere  ist  nicht  müde  geworden,  die  Per- 
sonen, welchen  die  Oberleitung  zustand, 
wegen  ihrer  Unfähigkeit  oder  Charakterlosig- 
I keit  anzuklagen.  Was  daran  Waluvs  ist. 
'lässt  sich  schwer  entscheiden,  doch  ist  als 
sicher  zugegeben,  dass  die  Massigkeit  in 
[Kritischen  Anforderungen  und  die  Beschrän- 
kung der  Thätigkeit  auf  unmittelbare  Ar- 
teiterinteressen, welche  die  ersten  zwanzig 
Jahre  der  Ordensvenvaltnng  kennzeichneten, 
während  der  letzten  zehn  Jahre  verloren 
i gegangen  sind.  Von  1869 — 79  war  der  Be- 
| gründet’  des  Vereins  Stevens  der  Grand 
Master  Workmann.  ihm  folgte  14  Jahre  hin- 
durch Terence  V.  Powderly,  der  zwar  durch 
sein  Organisationstalent  und  geschicktes  Ver- 
handeln mit  den  Arltoitgebern  den  Arbeits- 
! rittern  zu  ihrer  höchsten  Machtentfaltung 
'verhelfen,  aber  sie  schliesslich  in  eine  ge- 
: wisse  Abhängigkeit  von  den  politischen 
: Parteien  dos  Landes  gebracht  ltat.  Das  trat 
■ noch  unverkennbarer  hervor  unter  der 
Leitung  seiner  Nachfolger  R.  Sovereign 
(1893 — 97)-  und  H.  A.  Ilicks.  Die  ursprüng- 
> liehe  Stellungnahme  zu  den  Parteien  war 
die  gewesen , dass  der  Orden  sogenannte 
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Pressionspolitik  trieb,  d.  h.  dass  seine  Mit-I 
glieder  l>ei  allen  öffentlichen  Wahlen  dem- 
jenigen Kandidaten  ihre  Stimme  gaben,  der 
sich  am  weitgehendsten  verpflichtete,  Arbei- 
terfon lernngen  gegen  Staat  und  Gemeinde 
7.\i  unterstützen.  Die  spätere  Taktik,  den 
Orden  en  bloc  einer  Partei  zuzuführen, 
nötigte  ihm  Ziele  derselben  auf.  die  ihm  an 
sich  fern  lagen.  Noch  mehr  Zerfahrenheit 
musste  aber  in  ihn  dadurch  hineinkommen,  dass 
er  bald  den  Populisten,  bald  den  Demokraten, 
bald  den  Republikanern  zuneigte.  Die  Exe- 
kutive, welche  zeitweise  die  unbeschränkte! 
Silberausprägung  verteidigte  und  dann  wie-; 
der  mit  deren  Gegnern  zusammen  Schutz- 
zoll predigte,  konnte  dem  Vorwurf  nicht 
entgehen,  dass  sie  im  Solde  der  Silberkönige 
oder  Fabrikanten  stehe.  Der  Rückgang  der 
Mitgliedzahl  im  Anfang  der  neunziger  Jahre 
hängt  übrigens  auch  mit  dem  allgemeinen 
schlechten  Geschäftsgang  der  Industrie  zu- 
sammen, welcher  durch  sein  Gefolgt*,  die 
Arbeitslosigkeit  und  die  für  die  Arbeiter 
verlorene  Strikes,  die  amerikanischen  Arbei- 
terverbände überhaupt  decimiertc.  Während 
dieses  Zustandes  der  Schwäche  brachen 
Zwistigkeiten  innerhalb  des  Ordens  aus,  die 
Sonderinteressen  der  Arbeiter  des  Ostens 
und  des  Westens  stiessen  auf  einander,  und 
<1  ie  Sozialisten,  mit  der  Empfehlung  einer 
unabhängigen  politischen  Arbeiterpartei,  be- 
mühten sich,  die  Herrschaft  au  sich  zu 
reissen.  Immerhin  würden  die  Knights  auch 
diese  Stürme,  denen  sie  schon  öfters  aus- 
gesetzt gewesen  waren , überstanden  haben, 
wenn  nicht  die  American  Federation  of 
Labor  (vgl.  den  Art.  Gewerk  vereine  inj 
den  Vereinigten  Staaten  oben  Bd.  IV  j 
8. 7 10  ff.)  mit  ihrem  zielbewussten,  gemässig- 
ten Vorgehen  alle  die  in  sich  aufzunehmen 
bereit  gestanden  hätte,  welche  mit  der  Halt- 
losigkeit des  Ordens  unzufrieden  waren. 

H.  Ziele  und  Mittel.  Dem  allgemeinen  • 
Gedanken,  welchen  der  Orden  anstrebt,  die 
lohnarbeitende  Bevölkerung  zu  heben , wird 
ein  Ausdruck  durch  besondere  Ziele  gegeben,  j 
die  sich  teils  aus  der  sozialen  I^age  der ! 
Arbeiter  überhaupt  , teils  aus  bestimmten  j 
Zuständen  der  Vereinigten  Staaten  ergeben. 
Diese  Ziele  sind  in  den  Programmen  aufge- 
zählt, welche  in  den  Generalversammlungen 
beraten  worden  sind.  Sie  sind  im  Verlaufe 
der  Jahre  umfangreicher  geworden,  auch 
wohl  specialisiert  worden  und  zerfallen  in 
solche,  welche  das  Arbeiterverhältnis  un- 
mittelbar berühren,  und  solche,  welche  mehr : 
oder  weniger  das  ganze  Volk  interessieren 
und  indirekt  nur  einen  Vorteil  für  die  Lohn- 
arbeiter bedeuten.  Zu  den  eisten  gehören 
die  Errichtung  arbeitsstatistischer  Bureaus, 
Massregeln  für  die  Gesundheit  und  Sicher- 
heit der  Bergleute,  Fabrikarbeiter  und  Bau- . 
Handwerker,  die  wöchentliche  IiOhnzahlung,  | 


Erhöhung  der  Arbeitslöhne,  Verbot  der  Be- 
schäftigung von  Kindern  unter  15  Jahren 
in  Fabriken  und  Bergwerken,  die  Abkürzung 
der  Arbeitszeit,  insbesondere  der  Achtstun- 
dentag, gleicher  Lohn  für  beide  Geschlech- 
ter bei  gleicher  Arbeit,  Beseitigung  der 
Konkurrenz  der  Sträflingsarbeit,  Einrichtung 
von  Produktivgenossenschaften  und  Kon- 
sumvereine für  Lohnarbeiter,  das  Verbot, 
ausländische  Arbeiter  durch  Kontrakte  ein- 
zuführen. 

Ans  den  allgemeinen  Forderungen  sind 
hervorzuheben : Die  Verstaatlichung  von 

Telegraphen,  Telephonen  und  Eisenbahnen, 
die  Einrichtung  vou  Postsparkassen,  ein 
Geldsystem,  an  dem  nur  das  Volk,  nicht 
auch  in  besonderer  Weise  die  Banken  inte- 
ressiert sind,  das  Reservieren  des  öffentlichen 
Landes  für  die  wirklichen  Bebauer,  die  Ver- 
hinderung der  Landesspekulation  und  die 
progressive  Einkommensteuer. 

Alle  diese  Ziele  lassen  sich  innerhalb 
der  gegenwärtigen  Rechtsordnung  durch- 
führen, die  erstereu  meist  durch  die  soziale 
.Selbsthilfe  (durch  Strike  und  Boykott),  mit 
ergänzender  Unterstützung  der  staatlichen 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  die  letzteren 
nur  durch  den  Staat.  Zum  Ausstand  sind 
die  Arbeitsritter  oft  geschritten , aber  der- 
selbe ist  nur,  wie  die  Statuten  ausdrücklich 
hervorheben,  als  ein  subsidiäres  Mittel  zu 
betrachten.  Zuerst  soll  das  Schiedsgericht 
zur  Anwendung  kommen,  wo  nur  immer  die 
Arbeitgeber  gewillt  seien,  von  unparteiischen 
Voraussetzungen  auszugehen. 

Seit  ihrem  Bestehen  sind  die  Arbeits- 
ritter wiederholt  in  grosso  und  langdauernde 
Strikes  verwickelt  gewesen.  Die  bedeutend- 
sten sind  die  der  Eisenbahnbediensteten  im 
Jahre  1880  an  der  Texas-  und  Luisiana- 
Pacificbahn,  1888  an  der  Readingbahu,  1890 
an  der  New -York -Central bahn  gewesen, 
welche  zwar  nur  den  Ausständigen  einen 
teilweisen  Erfolg  gebracht,  aber  doch  die 
grosse  Macht  gezeigt  haben,  über  welche 
diese  organisierte  Arlieiterschaft  verfügte. 

4.  Stellung  in  der  nordamerikanischen 
Arbeiterbewegung.  Die  Organisationsform 
des  Oitlens  entspricht  den  sozialen  Bedürf- 
nissen der  nordamerikanischen  Arbeiter 
unter  den  heutigen  Wirtschaftsverhältnissen 
in  mancher  Weise.  Indem  sie  sich  über 
das  ganze  Wirtscliaftsgcbiet  erstreckt  und 
jedwedes  Gewerbe  umfassen  will,  wird  so- 
wolil  dem  vielfachen  Umherziehen  als  auch 
dem  häufigen  Berufswechsel  der  uordameri- 
kanischen  Arbeiter  Rechnung  getragen;  in- 
dem für  Rassen  und  Nationalitäten  Ijesondere 
Local  Assemblies  gestattet  sind,  wird  die 
Eigentümlichkeit  ganzer  Volksschichten  nicht 
angetastet,  die  doch  zugleich  zum  Klassen- 
kampf  iu  der  Gesellschaft  herangebildet 
werden.  Der  stark  fortschreitenden  Arbeit*- 
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teilung  besonders  im  Innern  der  grossindus-  Arbciterseliaft  des  Laudes  zusammenge- 
triellen  Unternehmungen  und  dem  zuneli- 1 fasst  wird, 
menden  Einsätze  der  gelernten  durch  die 


ungelernten  Arbeiter  wird  in  der  Weise  be- 
sondere Beachtung  geschenkt,  als  beide 
Arten  in  ihm  aufgenommen  werden.  Gerade 
der  Gedanke,  dass  die  Gewerkvereine  als 
Berufsgenossenschaften  immer  weniger  Be- 
stand haben  müssen,  je  allgemeiner  die  un- 
gelernte Arbeit  wird  und  je  leichter  die 
etwa  ausständigen  Yerhnndarbeiter  durch 
jene  im  Produktionsprozess  ersetzt  werden 
können,  hat  dazu  geführt,  den  Orden  auf 
dem  Zusammen  wohnen  der  Arbeiter  aufzu- 
bauen. 

Im  Gegensatz  zu  manchen  Gewerkschaf- 
ten, welche  sich  als  Elite  der  Arbeiterschaft 
fühlen,  vertreten  daher  die  Knights  of  Eabor 
eine  antiaristokratische  Tendenz,  indem  sie 
jeden  Lohnarbeiter,  welche  Beschäftigung  er 
auch  haben  mag,  bei  sich  aufnehmen.  Der 
sozialistischen  und  anarcliistischen  Bewegung 
stehen  sie  jedoch  trotz  dieses  demokratischen 
Priueips  als  Verband  ganz  fern,  wenn  auch 
unter  ihnen  sich  Agitatoren  beider  Richtung 
befunden  haben.  Gegen  die  Sozialrevolutio- 
nären Thaten  von  1886  haben  sie  entschie- 
den Protest  erhoben,  und  die  deutsch-ame- 
rikanischen Sozialdemokraten  sind  von  der 
Vereinsleitung  stets  zurflekgewiesen  worden, 
wenn  sie  den  Versuch  machten,  auf  dieselbe 
einen  Einfluss  auszuüben.  Die  Arbeitsritter 
tragen  einen  entschieden  amerikanischen  Zug 
an  sich,  der  es  einerseits  nicht  duldet,  dass 
deutsche  Arbeiter  mit  ihren  aus  der  Heimat 
übernommenen  Ideecn  iu  dem  Orden  tonan- 
gebend werden,  und  der  andererseits  über- 
triebenen kommunistischen  Zukunftsphanta- 
sieen  sehr  abgeneigt  ist.  Gerade  wegen 
dieses  Amerikanismus,  der  sich  auch  in  der 
Achtung  der  kirchlichen  Bedürfnisse  der 
Arbeiter,  in  einer  ausgesprochenen  Hinnei- 
gung zum  Temperenzweseu  und  in  der  Be- 
fürwortung der  einwanderungsfeindliehen 
Gesetzgebung  äussert,  haben  die  Arbeitsritter 
so  grosse  numerische  Erfolge  aufgewiesen 
und  sich  von  ihrem  Stammlaud  Peunsvlva- 
nien  über  das  ganze  Gebiet  der  Vereinigten 
Staaten  ausgedehnt  Ihre  Verdienste  um 
die  nordamerikanische  Arbeiterschaft  sind 
nicht  gering  zu  veranschlagen,  da  sie  einer- 
seits in  einer  Reihe  von  Einzelstaaten  zahl- 
reiche Arbeiterschutzgesetze  dnrehgesetzt 
halten,  andererseits  durch  die  Schaffung  der 
mixed  Assemblies.  der  Organisation  der  un- 
gelernten Arbeiter,  und  durch  eine  soziale 
— nicht  politische  — Centralisation  grosser 
Arbeitermassen . entsprechend  den  sozialen 
Bedürfnissen  <ler  amerikanischen  Arbeiter 
filier  das  eigentliche  Trades  Union  -Wesen 
hinausgegangen  und  so  ein  Vorbild  für  die 
american  federation  of  labor  geworden 
sind,  iu  der  gegenwärtig  die  organisierte 
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Koalition  nnd  Koalitionsverbote. 

1.  Begriff.  2.  Die  englische  Gesetzgebung. 
3.  Die  französische  Gesetzgebung.  4.  Die  preus- 
sisch-deutsche  Gesetzgebung.  5.  Beurteilung  «ler 
heutigen  Zustände  nnd  weitere  Ausbildung  des 
Koalitionsrechts.  6.  Andere  Staaten. 

I.  Begriff,  ln  politischer  Beziehung  ver- 
steht man  unter  Koalition  die  über  den  Um- 
fang einer  gewöhnlichen  Allianz  hinaus- 
gehende Verbindung  mehrerer  Staaten  zum 
Sturz  eines  gemeinsamen  Feindes.  Ferner 
kommen  sowohl  im  Warenhandel  als  im 
Effektenhandel  und  auf  gewerblichem  Ge- 
biete Koalitionen  der  Kaufleute  oder  der 
Fabrikanten  oder  Gewerbetreibenden  vor  in 
der  Absicht,  Preissteigerungen  ihrer  Waren 
o«ler  Erzeugnisse  herbeizuführen  oder  Preis- 
senkungen derselben  zu  verhindern  (vgl.  d.  Art. 
U n t e r n e h m erve r b ä n d e).  Endlich  ver- 
steht man  unter  Koalition  tlie  Verbindung 
von  Arbeitgebern  gegen  ihre  Arbeiter  sowie 
die  vorübergehende  oder  dauernde  Vereini- 
gung von  Arbeitern  zum  Zwecke  einer  Ver- 
besserung ihrer  Arbeitsbedingungen.  Nur 
die  letztere  ist  Gegenstand  der  nachstehen- 
den Betrachtungen.  Die  sogenannte  Koa- 
litionsfreiheit ist  das  Rc/cht  der  Ar- 
Wüter,  beliebig  zusammenzutreten,  um  Forde- 
rungen iu  Bezug  auf  den  Lohn  oder  sonstige 
Punkte  des  Arbcits Vertrages  aufzustellen  uud 
durehznsetzen.  Die  Koalition  ist  nicht  zu  ver- 
wechseln mit  der  Arbeitseinstellung  und  ist 
auch  nicht  identisch  mit  dem  Begriff  einer 
Genossenschaft  oder  eines  Verbandes.  Eine 
Arbeitseinstellung  kann  aus  der  Koalition 
hervorgehen,  aber  zunächst  beabsichtigt  die 
letztere  nichts  anderes  als  eine  gemeinsame 
Beratung  oder  Verständigung  über  die  Be- 


Koalition  und  Koalition  sverbote 


121 


dingungen  der  Arbeit.  Erreicht  sie  das  ihr 
vorschwebende  Ziel,  so  kann  sie  sich  wieder 
auflösen.  Kur  wenn  die  friedliche  Ver- , 
handlang  ohne  Erfolg  bleibt,  wird  in  der] 
Regel  zur  Anwendung  des  iiussersten  Mittels,  j 
der  Niederlegung  der  Arbeit,  geschritten  j 
werden.  Im  Gegensatz  zum  Verbände  aber, 
der  eine  dauernde  Einrichtung  darstellt,  er- 
fordert die  Koalition  zunächst  nur  eine 
augenblickliche  Vereinigung.  Der  Verband 
setzt  eine  gewisse  Organisation,  Statuten, 
Mitgliederbeiträge  voraus:  die  Koalition  ver- 
schwindet wieder,  wenn  der  ins  Auge  ge- 
fasste Zweck  erreicht  ist.  Bei  dem  Verbände , 
verpflichtet  sich  jeder,  den  Beschlüssen  der 
Mehrheit  zu  gehorchen ; bei  der  Koalition  ist 
Einstimmigkeit  aller  Teilnehmenden  die  Vor- 
bedingung. indem  diejenigen,  die  eine  ab- 
weichende Meinung  haben,  sich  von  ihr  fern 
lullten.  Der  Verband  bewirkt  einen  näheren 
Aneinanderschluss  und  entwickelt  das  Ge-, 
fühl  der  Zusammengehörigkeit  lebhafter;  die, 
Koalition  bringt  nur  eine  vorübergehende 
Annäherung  unter  den  einzelnen  hervor,  die 
sich  in  einem  oder  einigen  Punkten  ver- 
ständigt haben,  aber  in  ihren  sonstigen  Auf- 
fassungen auseinandergehen.  Natürlich  kann 
auch  hier  sehr  oft  aus  der  Koalition  der 
Verband  sich  entwickeln,  ja  cs  ist  dies  wolil 
das  Wünschenswerte. 

Die  Berechtigung  der  Koalition  ist  be- , 
reits  in  dem  Art.  Arbeitseinstellung' 
oben  I.  Bd.  S.  73ü  ff.  auseinandergesetzt.  Die 
Koalition  ist  notwendig,  um  für  die  Durch- 
führung der  in  der  Gewerbeordnung  ausge- 
sprochenen Freiheit  des  Arbeitsvertrages 
einige  Gewähr  zu  haben.  Der  Arbeiter  als 
der  dem  Kapitalbesitzer  gegenüber  schwächere 
Teil  muss  sich  vereinzelt  nur  zu  oft  un- 
günstige Bedingungen  beim  Abschluss  des 
Arbeitsvertrages  gefallen  lassen,  während  er, 
mit  seinen  Kameraden  verbündet,  eine  Macht 
darstellt,  auf  deren  Wünsche  und  Forde- 
rungen der  Unternehmer  Rücksicht  zu  nehmen  j 
gezwungen  ist.  Ist  es  insbesondere  den 
Arbeitgebern,  die  in  ihrem  engeren  Kreise 
sich  viel  leichter  einigen  können,  er- 
laubt, Verabredungen  über  die  Behandlung  | 
ihrer  Arbeiter  zu  treffen,  so  wäre  es  un- 
billig, diesen  verbieten  zu  wollen,  in  gleicher- 
weise behufs  Erlangung  ihnen  w Ansehens- ; 
wert  erscheinender  Vorteile  vorzugehen.  Es  I 
beruht  das  Koalitionsrecht  auf  der  Aner- 
kennung der  sozialen  Gleichberechtigung  des 
1 nternehmer-  und  des  Arbeiter-Standes.  Der  i 
Arbeiter  muss  nun  nicht  mehr  schweigend 
gehorchen  und  zufrieden  sein  mit  dem,  was 
der  Arbeitgeber  ihm  zugesteht,  sondern  kann 
beanspruchen , bei  der-  Feststellung  der  j 
Arbeitsbedingungen  rnitzusprechen  und  seine 
Wünsche  geltend  zu  machen.  Indem  man 
den  Arbeitern  die  Freiheit  der  Koalition  ein-  i 
räumt,  giebt  man  ihnen  das  Mittel,  sich 


gegen  Uebervorteilungen  und  Bedrückungen 
auf  seiten  der  Arbeitgeber  zu  wehren,  und 
veranlasst  sie  gleichzeitig,  allem  zuvor 
den  W eg  friedlicher  Einigung  mit  jenen  zu 
versuchen. 

Die  Ueberzeuguug  von  der  Richtigkeit 
der  Koalitionsfreiheit  hat  sich  nur  langsam 
Bahn  gebrochen.  In  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  finden  sich  noch  allgemein 
die  aus  der  Vergangenheit  übernommenen 
Verbote  der  Koalition,  die  teils  polizeilich, 
teils  wirtschaftlich  gerechtfertigt  wurden. 
Die  Obrigkeit  fürchtete  die  öffentliche  Ord- 
nung gestört,  die  Existenz  der  Arbeitgeber 
bedroht,  die  Bedürfnisbefriedigung  der  Kon- 
sumenten beeinträchtigt  zu  sehen,  wenn  sie 
den  Handwerksgesellen  die  Erlaubnis  eiu- 
geräumt  hätte,  gemeinsam  mit  Gewalt  oder 
durch  Ueberredung  zu  versuchen,  ihre  Meister 
ihrem  Willen  gefügig  zu  machen.  Daher 
droht  die  Reichszunftordnung  von  1731  den 
Gesellen , die  sich  »unter  irgend  einem 
Praetext  weiter  gelüsten  Hessen,  einen  Auf- 
stand zu  machen,  sich  zusammen  zu  rottieren, 
und  entweder  an  Ort  und  Stelle  noch  blei- 
bende, gleichwohl,  bis  ihnen  in  dieser  oder 
jener  vermeintlichen  Praetension  oder  Be- 
schwerde gefüget  weide,  keine  Arbeit  mehr  zu 
thun,  oder  selbst  hauffenweiss  auszutretten«-, 
mit  Gefängnis-,  Zuchthaus-,  Festungsbau- 
und  Galeerenstrafen.  Und  die  konstitu- 
ierende Versammlung  erliess  im  Jahre  1791 
ein  Gesetz,  das  den  Angehörigen  eines  und 
desselben  Gewerbszweigos  (Hier  Berufes  ver- 
bot, Beschlüsse  zu  fassen,  die  auf  die  Ab- 
fassung von  Reglements  zum  Schutze  ihrer 
angeblichen  gemeinsamen  Interessen  ab- 
zielten. Aber  dann  kam  eine  Zeit,  wo  man 
die  bestehenden  Verbote  für  unzweckmässig 
und  ungerecht  hielt.  Hatte  man  bisher  die 
Interessen  der  Gesamtheit  und  der  Unter- 
nehmer im  Auge  gehabt,  so  stellte  man  sich 
nunmehr  auf  den  Standpunkt,  dass  man  den 
Arbeiter,  der  arbeiten  wolle,  schützen  und 
alle  Schranken  seiner  sozialen  Selbständig- 
keit hinwegräumen  müsse.  Man  betonte, 
dass  die  Arbeiterbevölkernug  sich  durch 
individuelle  wie  gemeinsame  Selbständigkeit 
und  Selbstvcrant wortlichkcit  zur  Herrin  ihres 
eigenen  Geschicks  machen  sollte,  dass  jeder 
seine  Arbeit  müsse  anbieten  können,  wo, 
wem  und  unter  welchen  Bedingungen  er 
wolle.  Man  hielt  es  für  unbillig,  die  Koa- 
litionen der  Arbeiter  zu  verbieten,  da  man 
die  der  Arbeitgeber  doch  nicht  unterdrücken 
könne.  Diese  könnten  wegen  ihrer  geringen 
Zahl  sich  leicht  mit  einander  verständigen 
und  ständen  überdies  von  vornherein  hin- 
sichtlieh der  Lohnhöhe  in  einer  Art  still- 
schweigenden Uebereiukonimens.  So  kam 
man  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Koalition, 
weit  entfernt  ein  Hindernis  der  Konkurrenz 
oder  ein  Eingriff  in  die  Freiheit  des  Arbeit- 
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gebers  zu  sein,  für  den  Arbeiter  die  Be- 
dingung des  freien  Kampfes  sei  und  daher 
die  Forderung,  Angebot  und  Bedingungen 
der  Arbeit  durch  gemeinsame  Vereinigung 
untereinander  feststellen  zu  dürfen,  als  ein 
soziales  Recht  der  Arbiter  anzusehen  sei. 
Diese  Ansichten  brachen  sich  bald  allgemein 
Bahn,  so  dass,  nachdem  England  mit  gutem 
Beispiel  vorangegangen  war,  fast  alle  mittel- 
europäischen Staaten  sieh  während  der 
sechziger  Jahre  dieses  Jahrhunderts  dazu 
entschlossen,  die  alten  Grundsätze  der  polizei- 
lichen Beschränkungen  zu  verlassen  und  die 
Koalitionsfreiheit  zu  gestatten. 

An  der  heutigen  Sachlage  ändern  zu 
wollen,  wäre  sehr  bedenklich.  Jede  Ver- 
änderung des  Koalitionsrechtes  würde  den 
Vorwurf  laut  werden  lassen,  dass  die  müh- 
sam errungene  und  allen  teuere  Freiheit 
wieder  eingeschränkt  werden  solle.  Mit 
Recht  hat  daher  gelegentlich  der  Beratung 
des  Entwurfs  zur  Novelle  vom  2<j.  Mai  1890 
die  Reichsregierung  in  der  Reichstags- 
kommission erklären  lassen,  dass  dio  ver- 
bündeten Regierungen  dem  Koalitionsrechte 
der  Arbeiter  in  keiuer  Weise  zu  nahe  treten 
wollten;  sie  erkennten  dieses  gesetzliche 
Recht  nicht  nur  an,  sondern  seien  auch 
überzeugt,  dass  es  nach  I «age  der  Sache  im 
Interesse  der  Arbeiter  nicht  entbehrt  werden 
könne.  Eine  Aendorung  im  Sinne  einer  Ein- 
schränkung würde  aber  auch  kaum  zweck- 
mässig sein,  weil  bei  allen  sozialen  Reformen  es 
nützlich  erscheinen  muss,  sie  durch  die  Ar- 
beiter selbst  zu  veranlassen.  Ganz  richtig 
bewegt  sich  die  neuere  Anschauung  in  der 
Richtung,  alles  für  die  Arbeiter  durch  die 
Arbeiter  selbst  geschehen  zu  lassen.  Reform- 
vorschläge, die  sie  gefasst.  Gedanken,  die 
sie  sich  zu  eigen  gemacht,  Anordnungen,  bei 
deren  Durchführung  sie  direkt  beteiligt  sind, 
kommen  in  viel  nachdrücklicherer  Weise  zur 
Geltung,  als  wenn  ihnen  die  Neuerungen 
fertig  aufgedrängt  werden.  Da  können  nun 
die  auf  dein  Boden  der  heutigen  Gesell- 
schaftsordnung stehenden  Koalitionen  der 
Arbeiter  am  meisten  zur  Lösung  der  vor- 
bandeneu Spannung  beitragen.  Feindselige 
Koalitionen  aber  kann  der  Arbeitgeber  nicht 
besser  unterdrücken,  als  indem  er  ihnen, 
wie  Oechelhäuser  vorschlägt,  ein  friedliches 
Bett  gräbt  und  in  den  Acltestenkollegien, 
den  Vorständen  der  Hilfskasseu,  der  Verwal- 
tung der  Wolilfahrtseiurichtungen  etc.  Raum 
und  Stoff  für  eine  erspriessliche  gemeinsame 
Thätigkcit  bietet. 

2.  Die  englische  Gesetzgebung.  Die 

Koalitiousverbote  der  älteren  Zeit  sind  in 
dem  Art.  Arbeitseinstellungen  oben 
Bd.  1 S.  737  erwähnt,  die  Gesetzgebung  im 
18.  Jahrhundert  bis  zur  Abschaffung  des  Ver- 
bots im  Jahre  1824  und  dem  Gesotz  von 


I82.r>  ist  in  dem  Artikel  Gewerk  vereine 
oben  Bd.  IV  S.  025  dargestellt. 

3.  Die  französische  Gesetzgebung. 
Solange  in  Frankreich  die  Zunftverfassung 
herrschte,  war  auch  die  Vereinigung  von 
Arbeitern  verboten.  Schon  1343  untersagte 
ein  Dekret  deu  Gerbcrgesellen  von  Amiens, 
sich  zu  verschwören,  um  ohne  gegründete 
Ursache  eine  lxilinerhöhung  herbeizuführen. 
Eine  Verordnung  von  Franz  I.  über  das 
Druckereigewerbe  von  1541  verbot  den  Ge- 
sellen bei  Strafe  des  Gefängnisses  und  der 
Verbannung,  sieb  in  grösserer  Anzahl  als  zu 
fünfen  ohne  obrigkeitliche  Erlaubnis  ausser 
Haus  und  Hof  ihrer  Meister  zu  begeben  so- 
wie eine  angefangene  Arbeit  zu  verlassen. 
Das  Patent  von  1741)  verbot  l»ei  Strafe  von 
100  Livres  jede  Vereinigung  von  Gesellen 
und  Arbeitern  zum  Zweck,  sich  den  Meistern 
aufzudrängen,  sie  zu  verlassen  oder  sie  in 
der  freien  Wald  ihrer  Arbeitskräfte  zu  be- 
hindern. Es  wurde  1781  wiederholt,  und 
hieran  schlossen  sich  weitere  Erlasse  in  den 
Jahren  1785  und  17s<>.  In  dersellien  Zeit, 
als  dann  später  in  Versailles  die  konsti- 
tuierende Versammlung  über  die  Aufhebung 
der  Zünfte  beriet,  offenbarte  sich  in  Paris 
eine  hervorragende  Bewegung  zu  Gunsten 
der  Korporationen.  Die  Arbiter,  die  unter 
der  Stockung  der  Geschäfte  und  der  Teue- 
rung der  Lebensmittel  fast  noch  mehr  als 
die  Meister  litten,  verbanden  sich  mit  ein- 
ander, um  mit  Gewalt  einen  festen  Iiohnsatz 
zu  ertrotzen.  Dreitausend  Schneidergesellen 
erschienen  vor  dem  1/mvre  und  verlangten 
von  der  Stadt  die  Garantie  für  einen  Tage- 
lohn von  40  Sous.  Die  Perücken  maeher, 
die  Schuhmacher,  die  Zimmcrleute,  die  Ge- 
sellen anderer  Handwerke  folgten  dem  Bei- 
spiele und  der  Aufstand  drehte  allgemein 
zu  werden.  Unter  diesen  Umständen  regte 
der  Abgeordnete  Chapelier  am  14.  Juni  1791 
den  »lass  einer  Verordnung  an,  die  den 
Angehörigen  eines  und  desselben  Gewerbes 
verbieten  sollte,  sich  zum  angeblichen  Schutze 
ihrer  gewerblichen  Interessen  zu  vereinigen. 
Wirklich  ging  die  Versammlung,  die  kurz 
vorher  so  l>egeistcri  für  dio  Freiheit  einge- 
treten war,  auf  den  Vorseldag  ein.  den 
Bürgern  Frankreichs  das  freie  Vereinsrecht 
vorzuenthalten.  So  entstand  das  oben 
genannte  G.  v.  14.  bis  17.  Juni  1791, 
dessen  Hauptzweck  das  Verbot  der  Arbeiter- 
koalition  war  und  das  gleichzeitig  jede 
dauernde  gewerbliche  Verbindung  unter- 
sagte. Man  verbot  den  Angehörigen  eines 
und  desselben  Gewerbszweigos  oder  Berufes, 
wenn  sie  bei  einander  sind,  Vorsitzende, 
Sekretäre,  Syndici  zu  ernennen.  Register  zu 
führen  und  Beschlüsse  zu  fassen,  die  auf  die 
Abfassung  von  Reglements  zum  Schutze 
ihrer  angeblichen  gemeinsamen  Interessen 
abzielen.  Weiter  erklärte  das  Gesetz,  dass, 
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wenn  die  Angehörigen  desselben  Berufes  es 
wagen  sollten,  Beschlüsse  zu  fassen,  die 
gegen  die  Grundsätze  der  Freiheit  und  Ver- 
fassung gerichtet  seidenen,  oder  Überein- 
kommen sollten,  ihre  Arbeit  mir  zu  be- 
stimmten Preisen  herzugeben,  diese  Ab- 
machungen als  ungesetzlich  und  wirkungslos 
betrachtet  werden  würden.  Ihre  Urheber 
seien  vor  das  Polizeigericht  zu  citieren  und 
mit  Bussen  bis  zu  500  Francs  zu  bestrafen. 
Den  Verwaltungs-  und  Gemeindekörpern 
endlich  wurde  verboten,  Personen  zu  be- 
schäftigen, die  an  den  erwähnten  Beschlüssen 
durch  ihre  Unterzeichnung  teilgenommen 
hatten. 

Man  that  diesen  Schritt,  weil  man  Furcht 
vor  der  Wiederkehr  der  Zünfte  und  Miss- 
trauen gegeu  jede  gemeinschaftliche  Be- 
thätigung  ausserhalb  des  Staates  hegte.  »Es 
giebt  keine  Korporation  mehr  im  Staate,« 
erklärte  Chapelier  im  Namen  des  Ver- 
fassungsausschusses, »es  giebt  nur  das  Sonder- 
interesse jedes  einzelnen  und  das  Gemein- 
interesse.« Das  neue  Koalitionsverbot  trat 
nicht  mehr  auf  der  Grundlage  des  Zunft- 
wesens, sondern  im  Namen  des  neuen  Grund- 
satzes der  Freiheit  der  Arbeit  auf.  Die 
Koalition  der  ländlichen  Arbeitgeber,  wie  der 
Tagelöhner  und  Dienstboten  wurde  in 
dem  G.  v.  28.  September  bis  6.  Oktober 
1701  über  die  ländlichen  Verhältnisse  und 
die  Feldpolizei  verboten.  Als  Strafen  waren 
hier  gelinde  Geldhussen  und  Polizeihaft,  die 
auf  dem  Lande  höchstens  drei  Tage  dauern 
konnte,  in  Aussicht  genommen. 

Auf  dieser  Bahn  schritt  man  in  den 
nächsten  Jahren  weiter  fort.  Eine  specielle 
Polizeimassregel  gegen  die  Arbeiter  in  der 
Papierindustrie  vom  16.  Fructidor  IV  (2. 
September  1796)  bringt  die  strenge  Haltung, 
die  man  gegen  die  Koalitionen  anzunehmen 
gesonnen  war.  deutlich  zum  Ausdruck.  Die 
v errufserklänmgen  und  Arbeitsverbote  (Dain- 
nations)  sollen  als  Verletzungen  des  Eigen- 
tums der  Unternehmer  angesehen  und  dem- 
gemäss bestraft  werden.  Ganz  erheblich 
verschärft  das  G.  v.  22.  Germinal  XI 
(12.  April  1803)  die  Strafen  gegen  Koali- 
tionen. Es  bestrafte  sie  bei  den  Arbeit- 
gebern mit  einer  Busse  von  100 — 3000  Francs 
oder  auch  unter  Umständen  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Monat,  bei  den  Arbeitern  schon, 
sofern  ein  Versuch  oder  ein  Anfang  der 
Ausführung  vorlag,  mit  Gefängnis  bis  zu 
drei  Monaten.  Im  Jahre  1810  wurden  hierin 
einige  Aenderungen  getroffen.  Die  Verfol- 
gung der  Koalitionen  wurde  nunmehr  durch 
§!i  414 — 410  des  Code  pönal  geregelt  und 
die  Strafe  verschärft.  Den  Unternehmern 
drohte  Gefängnis  von  6 Tagen  bis  zu  einem 
Monat  sowie  eine  Geldbusse  von  200 — 3000 
Francs,  den  Arbeitern  im  Minimum  1 Monat 
Gefängnis,  das  bis  auf  3 Monate  verlängert 


werden  konnte.  Vor  allen  Dingen  aber 
wurden  die  Rädelsführer  (chefs,  motcurs) 
mit  2 — 5 Jahren  Gefängnis  und  unter  Um- 
ständen noch  mit  2 — o jähriger  Polizeiauf- 
sicht bedacht.  Dies  war  um  so  härter,  als 
man  sich  unter  diesen  nicht  bloss  tunuil- 
tuierende  Unruhestifter  vorzustelleu  hatte, 
sondern  auch  solche  Arbeiter,  die  durch 
grössere  Bildung  imstande  waren,  eine  Ver- 
einbarung zur  Erzielung  höherer  Löhne  ohne 
Gewalttätigkeit  zu  veranlassen  und  zu  leiten. 
Bei  denselben  Strafen  war  den  Arbeiter- 
vereinen und  Gesellenbrüderschaften  ver- 
boten, unter  sich  oder  über  ihre  Arbeitgeber 
Bussen  und  Strafen  zu  verhängen  oder  Veiv 
urteilungen  auszusprechen. 

Das  Jahr  1849  brachte  Gleichheit  der 
Strafen  für  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber 
und  der  Arbeiter:  beide  wurden  mit  Ge- 
fängnis von  6 Tagen  bis  zu  3 Monaten  und 
einer  Busse  von  16 — 3000  Francs  bestraft. 
Die  Rädelsführer,  auch  die  auf  seiten  der 
Unternehmer,  erhielten  wiederum  2 — 5 Jahre. 
Hinsichtlich  der  schon  1810  verbotenen 
Bussen,  Strafen  etc.  seitens  der  Arbeitgeber 
mler  Arbeiter  blieb  es  bei  den  alten  Bestim- 
mungen. Der  damalige  Berichterstatter  der 
gesetzgebenden  Versammlung,  Herr  von 
Vatesinenil,  machte  insbesondere  zwei  Rück- 
sichten gegen  die  Zulassung  von  Koalitionen 
geltend.  Einmal  thäte  die  Koalition,  sowohl 
die  der  Arbeitgeber  als  die  der  Arbeiter, 
der  freien  Konkurrenz,  dem  Gesetze  von  der 
Nachfrage  und  dem  Angebot  der  Arbeit, 
Zwang  an.  Die  Koalition  der  Arbeiter  sei 
ihrem  Wesen  nach  eine  Drehung  für  alle 
Arbeiter.  Wider  seinen  Willen  werde  auch 
der  friedlichste  getrieben,  sei  es  ans  Furcht, 
sei  es  aus  Standesehre,  sich  zu  beteiligen. 
Weiter  aber  sei  die  Koalition  für  die  Ar- 
beiter und  für  die  gesamte  Volkswirtschaft 
des  Landes  gefahrbringend.  Wenn  die  Ar- 
beiter sich  vereinigen,  um  ihre  Löhne  über 
die  normale  Höhe  zu  bringen,  so  werde  der 
Unternehmer  dem  entgegenzuwirken  suchen. 
Er  werde  durch  Maschinen  die  Handarbeit 
ersetzen  oder  aus  einem  Lande,  wo  der  Ar- 
beitslohn niedriger  ist,  Arbeiter  heranziehen. 
Gelänge  dies  nicht,  so  werde  er  seine  Kapi- 
talien und  seine  Thätigkeit  einer  Industrie 
zuwenden,  die  ihm  für  den  Kapitalgewinn 
günstigere  Aussichten  eröffnet,  oder  er  werde 
zu  Grunde  gehen.  In  beiden  Fällen  werde 
der  Arbeiter  das  Bad  austragen  müssen. 

Wie  immer  man  sich  zu  der  damaligen 
Auffassung  verhalten  mag,  Thatsache  ist, 
dass  diese  Bestimmungen,  solange  sie  be- 
standen, eine  Quelle  der  Erbitterung  für 
die  Arbeiter  und  der  Verlegenheit  für  die 
Regierung  waren.  Insbesondere  während 
des  zweiten  Kaiserreichs  machte  sich  daher 
eine  Bewegung  zu  Gunsten  ihrer  Aufhebung 
geltend,  die  von  Na]H>lcon  unterstützt  wurde, 
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indem  er  den  wegen  Koalitionen  erfolgten  busse  bis  zu  20  Thalern  oder  Gefängnis  bis 
Verurteilungen  sofort  die  Begnadigung  fol- 
gen Hess.  So  kam,  obwohl  die  Kammern 
sieh  anfangs  sträubten,  das  G.  v.  25.  Mai 
18(54  zu  stände,  das  die  Artt.  414 — 416  da- 
hin änderte,  dass  nur  diejenigen  Arbeit- 
geber oder  Arbeiter  mit  Gefängnis  von  6 
Tagen  bis  zu  3 Monaten  oder  Geldbussen 
von  10 — 3000  Francs  betroffen  wen  len 
sollten,  die  die  freie  Ausübung  der  indus- 
triellen Arbeit  durch  Gewalttliaten,  Drohungen 
und  betrügerische  Vorspiegelungen  zum 
Zwecke  einer  Erhöhung  oder  Erniedrigung 


14  Tagen  bestraft. 

War  dieses  Verbot,  der  aiten  Ueberliefe- 
rung  folgend,  nur  auf  die  gewerblichen  Ar- 
beiter gemünzt,  so  wurde,  namentlich  in 
der  Zeit,  als  eine  gewisse  rückläufige  Be- 
wegung sich  geltend  machte,  seitens  der 
Gutsl>esitzer  viel  darüber  geklagt,  dass  sie 
mit  ihren  Arbeitern  nicht  mehr  fertig  wer- 
den konnten.  Seit  etwa  1851  gingen  dem 
Landtage  viele  Petitionen  zu,  die  den  Schutz, 
welchen  die  Industrie  in  den  §5;  181 — 184 
der  Gewerbeordnung  besässe.  für  die  Land- 
der  Lohne  zu  hindern  suchten.  Die  in  dieser  [ Wirtschaft  ebenfalls  in  Anspruch  nahmen, 

ja  sogar  die  Wiedereinführung  der  Prügel- 

der  § 183  durch 
30  der  mittler- 


Absicht  seitens  der  Arbeitgeber  'Hier  Ar- 
beiter verhängten  Bussen,  Strafen  und  Ur-  ! strafe  verlangten  *).  Dass 
teile  werden  gleichfalls  bei  Gefängnis-  oder  das  in  den  Artt.  29  und 
Geldstrafen  verboten.  Die  Strafe  trifft  mit-  weile  erlangten  Verfassung  zugestandeoe 
hin  jetzt  nur  die  Urheber  einer  Koalition,  ■ freie  Vcrsannnlungs-  und  Vereinsrecht  hin- 
sofern  sie  gewaltsame  oder  betrügerische  fällig  geworden  war,  blieb  unberücksichtigt. 
Mittel  anwenden,  fände  Ollivier,  der  da-  Unter  dem  Eindrücke  dieser  Petitionen  trat 
malige  Berichterstatter,  fasste  die  Koalition  | im  Winter  von  1 *53  auf  1854  die  Staats- 
ais eine  Verständigung  zwischen  mehreren  regiernng  mit  einer  Vorlage  auf,  welche 
Personen  auf,  um  gemeinschaftlich  ein  Recht  vorschlug,  die  betreffenden  Bestimmungen 
auszuüben,  das  jedem  einzelnen  unbestritten  der  Gewerbeordnung  durch  ein  besonderes 

ländlichen  Arbiter 
Die  Motive  betonten 
namentlich,  dass  diese  Ausdehnuug  der  all- 
gemeinen Gewerbeordnung  zum  Schutze  des 
landwirtschaftlichen  Gewerbes  von  vielen 
Gutsbesitzern  dringend  gewünscht  werde. 
Die  Vorlage  durchzubringen  war  nicht  leicht ; 
namentlich  in  der  zweiten  Kammer  erhob 
sich  oine  starke  Opposition,  wie  denn  z.  B. 
der  i;  3 mit  140  gegen  134  Stimmen  ange- 
nommen wurde.  Aber  es  kam  doch  zu  dem 
G.  v.  24.  April  1854,  das,  eigentümlich 
genug,  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  Kraft 
geblieben  ist.  Es  verfügt  dass  Gesinde  so- 
wie Tagelöhner,  Instleute,  Einlieger,  Katen- 
leute u.  dgl.  m.,  die  sich  hartnäckigen  Un- 
gehorsam oder  Widerspenstigkeit  gegen  die 
Befehle  der  Herrschaft  oder  der  zu  ihrer 
Aufsicht  bestellten  Personen  zu  Schulden 
kommen  lassen,  Geldstrafe  bis  zu  5 Thalern 
oder  Gefängnis  bis  zu  3 Tagen  verwirkt 
haben.  Und  weiter  werden  diese  genannten 
Personen,  Schiffsknechte  und  Dienstleute, 


zustehe.  Die  Behauptung,  dass  eine  Koali-  j Gesetz  auch  gegen  die 
tion  stets  durch  Gewallthat  oder  trügerische  anwendbar  zu  machen. 
Vorspiegelung  ins  Werk  gesetzt  werde,  wies 
er  zurück.  Käme  sie  ohne  diese  Mittel  zu 
stände,  so  bringe  sie  keine  grössere  Be- 
schränkung der  Freiheit  des  einzelnen  mit 
sich  als  jeder  andere  Vertrag.  »Abusive 
ou  non,  juste  ou  injuste.  la  coalition  est 
perraise«,  mit  diesen  Worten  schloss  ei- 
sernen Vortrag.  .Mit  222  Stimmen  gegen 
30  Stimmen  wurde  nach  6 tägiger  Debatte 
das  Gesetz  angenommen.  Vgl.  den  Art. 

Gesellen  verbände  olien  Bd.  IV  S.  195  ff. 
und  Ge  werk  vereine  in  Frankreich  oben 
Bd.  IV  S.  687  ff. 

4.  Die  preuusisch -deutsche  Gesetz- 
gebung. In  der  preussischen  Gewerbeord- 
nung von  1845  haben  noch  die  alten  Ko<üi- 
tionsverbote  der  älteren  Zeit  Aufnahme  ge- 
funden. § 181  bedrohte  die  Arbeitgeber, 
die  Koalitionen  veranlassen  würden,  um  »ihre 
Gehilfen,  Gesellen  oder  Arbeiter  oder  die 
Obrigkeit  zu  gewissen  Handlungen  oder  Zu- 
geständnissen zu  bestimmen*-,  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Jahre,  und  die  gleiche  Strafe 
stand  nach  § 182  für  Arbeitnehmer 
sicht,  die  durch  Verabredung  einer  Einstei 
lung  oder  Verhinderung  der  Arbeit  die' »Ge- 
werbetreibenden selbst  oder  die  Obrigkeit 


’)  Eine  klassische  Petition  jener  Tage  klagte : 
in  Aus-  I „Selten  kommt  die  Prügelstrafe  noch  zur  An- 
wendung. Das  Gesinde,  welches  eine  solche 
verdient,  ist  jederzeit  auch  widerspenstig,  und 
die  phvsisebe  Kraft  muss  dann  den  Ausschlag 

zu  gewissen  Handlungen  oder  Zugeständ- 

...  , , bot  unzulänglich  ist,  wenn  es  für  den  mit  we- 


nissen  zu  bestimmen  suchen«  würden.  Im 
weiteren  war  die  Bildung  von  Verbindungen 
unter  Fabrikarbeitern,  Gesellen,  Gehilfen 
«aler  Lehrlingen  hei  hohen  Strafen  unter- 
sagt 183)  und  wurde  eigenmächtiges  Ver- 
lassen der  Arbeit  sowie  grober  Ungehorsam 
oder  beharrliche  Widerspenstigkeit  mit  Geld- 


niger Kraft  von  der  Natur  Begabten  gar  nicht 
existiert,  so  wird  es  selbst  dem  kraftvollen  Herrn 
unmöglich  sein,  diese  8trafe  nur  vorsehrifts- 
mässig  auszuübcu ; nur  zu  leicht  kann  ganz 
gegen  die  Absicht  des  Herrn  ein  unglücklicher 
Schlag  eine  andere  Stelle  verletzen  und  dem- 
selben unschuldiger  weise  für  Körperver- 
letzung eine  Gefängnisstrafe  zuziehen.“ 
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welche  die  Arbeitgeber  oder  die  Obrigkeit  I derselben  bei  einzelnen  oder  mehreren  Gewerbe- 
zu  gewissen  Handlungen  oder  Zugeständ- 1 treibenden  verabreden,  sollen,  falls  die  Ansfüh- 


mssen  dadurch  zu  bestimmen  suchen,  dass 
sie  die  Einstellung  der  Arbeit  oder  die  Ver- 
hinderung derselben  bei  einzelnen  oder 
mehreren  Arbeitgebern  verabreden  oder  zu 
einer  solchen  Verabredung  andere  auffordern, 
mit  einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre 
bestraft.  Stimmt  somit  das  gegen  die  länd- 
lichen Arbeiter  gerichtete  Koalitionsverbot 

mit  dem  gegen  die  gewerblichen  Arbeiter  ^ ^ ^ . ^ ^ 

ülterein,  so  weicht  es  in  einer  Beziehung  tionsfreiheit  einrätunte,  war  Sachsen, 
doch  von  ihm  ab.  Es  verfolgt  nämlich  die 


von  inm  an. 

Koalitionen  der  Arbeitgeber  nicht,  während 
die  Gewerbeordnung  diese  gleichfalls  unter- 
sagt. Au  sich  mag  dieses  Verbot  wenig 
praktischen  Wert  haben,  aber  es  ist  doch, 
wenn  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  auf- 
recht erhalten  werden  soll,  die  unentbehr- 
liche Konsequenz.  Dass  Verabredungen  der 
Gutsbesitzer  über  den  zu  zahlenden  Lohn 
auf  den  Kreistagen  wirklich  vorgekommen 
seien,  wurde  von  einem  der  Redner  in  »len 
Landtagsverhandlungen  von  1854  behauptet. 

Einige  Jahre  später,  als  der  Entwurf  zu 
einem  Gesetze  Über  die  Aufsicht  der  Berg- 
liehördeii,  über  den  Berglau  und  das  Ver- 
hältnis der  Berg-  und  Hüttenarbeiter  ein- 
gebracht wurde,  hielt  man  es  für  nötig,  auch 
hier  des  Koalitionsverbotes  besonders  zu 
gedenken.  In  den  §§  16 — 18  des  G.  v.  21. 

Mai  186U  ist  es  enthalten,  obwohl  die  Ver- 
treter der  bergbautreibenden  Gegenden  im 
Landtage  Widerspruch  erhoben. 

So  wie  in  Prcussen  verhielt  man  sich 
auch  in  anderen  deutschen  Staaten  zum 1 gebung 
Koalitionsrecht  ablehnend.  In  Hannover 
erklärte  § 133  der  Gewerbeordnung  vom  1. 

August  1847,  dass  Teilnahme  an  GeseLlen- 


i rang  der  Verabredung  begonnen  worden  ist. 
mit  Arreststrafe  bis  zu  4 Woehen  oder  einer 
Geldstrafe  bis  zu  HO  Gulden  bestraft  werden.“ 

Damit  war  indirekt  jede  Koalition  un- 
möglich gemacht,  denn  es  hätte  gegen  die 
Arbeiter,  die  im  Wege  der  Verabredung  sich 
denjenigen  Lohn  zu  verschaffen  suchen 
wollten,  der  ihnen  nach  ihrer  Ansicht  ge- 
bührte, eingeschritten  werden  können. 

Der  erste  deutsche  Staat,  der  die  Koali- 

Das 

Gewerbegesetz  vom  15.  Oktober  1801  ver- 
fügt in  § 73: 

„Verabredungen  von  Arbeitern  zur  Erzwin- 
gung höherer  Löhne,  kürzerer  Arbeitszeit  etc. 
sind  für  die  Teilnehmer  nicht  verbindlich." 

Nur  die  Anwendung  physischer  oder 
moralischer  Zwangsmittel  gegen  solche,  die 
den  Verabredungen  nicht  beitreten  wollen, 
wurde  mit  Strafe  bedroht. 


ln  Preussen  fing,  soweit  bekannt,  die 
Kritik  des  Koalitionsverbotes  seit  den  60er 
Jahren  sich  zu  regen  an.  Im  Jahre  1801 
brachte  Schulze-Delitzsch  im  Abgeordneten- 
hause Resolutionen  ein.  die  die  gesamten 
Gewerbeverhältnisse  im  Zusammenhänge  neu 
zu  regeln  anstrebten  und  der  Regierung  ge- 
wiBsermassen  als  Norm  dienen  sollten,  wie 
i sie  die  einschlagende  Gesetzgebung  für  die 
Zukunft  behandeln  möchte.  In  der  Folge 
wurden  diese  Resolutionen  von  der  Kom- 
, mission  für  Handel  und  Gewerbe  zur  Auf- 
j Stellung  eines  Gesetzesvorschlages  benutzt, 
der,  freier  gehalten,  die  Gewerbegesetz - 
der  Jahre  1845  und  1849  ersetzen 
sollte.  In  ihm  war  die  Beseitigung  des 
Koalitionsverbotes  vorgeschlagen,  weil  es  die 
Arbeiter  verhindere,  den  Lohn  in  ihrem  ln- 


verbindungen,  ruhestörende  Unternehmungen  i teresse  zu  regulieren,  und  als  Specialgesetz 


der  Gesellen  u.  dgl.  m.  nach  dem  Polizei-  j eine  Beleidigung  des 
gesetz  zu  ahnden  seien,  und  dieses  bedrohte  : solchen  sei.  Indes  war 
in  S 57 


Arbeiterstandes  als 
die  Staatsregierung 

mit  Gefängnis  bis  zu  4 Wochen  zu  dieser  Zeit  wenig  geneigt  darauf  einzn- 
oder  Geldbussen  bis  zu  50  Thalern  die  Fa-  gehen,  und  in  den  Beratungen  der  Kommission 


brikanten,  Schiffer,  Handwerker,  Handwerks- 
gesellen und  sonstigen  Arbeiter,  welche,  um 
Forderungen  durchzusetzen,  die  Einstellung 
ihres  Gewerbes  oder  ihrer  Ar!>eit  verabreden, 
dazu  auffordern  oder  damit  bedrohen. 

Desgleichen  verbot  die  württember- 
giselie  Gewerbeordnung  vom  12.  Februar 
1862,  die  bis  zum  Erlass  der  Gewerbeord- 
nung des  norddeutschen  Bundes  für  die 
liberalste  in  Deutschland  galt,  in  den  Artt, 
46  und  47  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber 
und  Arbeiter.  Zunächst  war  es  nach  dem 
Wortlaute  freilich  auf  die  Bestrafung  des 
Kontraktbruches  und  der  Arbeitseinstellung 
abgesehen.  Der  Art.  47  lautete: 

„Gewerbogehilfen,  welche  die  Gewcrbein- 
haber  zu  gewissen  Handlangen  oder  Zugeständ- 
nissen dadurch  zu  nötigen  suchen,  dass  sie  die 
Einstellung  der  Arbeit  oder  die  Verhinderung 


(1863)  lehnte  ihr  Vertreter  den  Vorschlag 
damit  ab,  dass  die  arbeitenden  Klassen  selbst 
die  Aufhebung  dos  Verbotes  noch  gar  nicht 
begehrt  hätten.  Als  dies  bekannt  wurde, 
beeilten  sich  fortschrittliche  Politiker,  die 
Arbeitervereine  zur  Einsendung  diesbozüg- 
j lieber  Petitionen  zu  veranlassen.  In  Berlin 
hielt  der  Abgeordnete  Faucher  in  einem  Ar- 
• beitervereine  einen  Vortrag,  in  dem  wahr- 
I scheinlieh  in  Deutschland  das  Koalitionsrecht 
; zum  ersten  Male  öffentlich  erwähnt  wurde, 
j Wenig  später  bemächtigten  sich  dann  die 
sozialistischen  Schriftsteller  des  Thomas  und 
suchten  es  agitatorisch  zu  verwerten. 

Der  erwähnte  Entwurf  zu  einem  neuen 
Gewerbegesetze  wurde  im  Landtage  nicht, 
erörtert:  aber  mittlerweile  erfolgte  in  Frank- 
reich 1864  die  Aufhebung  des  Koalitions- 
verbotes und  verfehlte  nicht,  die  Auf  merk- 
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samkeit  auf  sich  zu  ziehen.  In  einer  Bro- 
schüre wurden  die  französischen  Kammer- 
verhandlungen von  Friedrich  Horn  auszugs- 
weise wietiergegeben  und  daran  die  Nutz- 
anwendung für  die  preussische  Gesetzge- 
bung geknüpft.  Er  kam  zu  dem  Schluss, 
dass  die  preussisehen  Verbote  veraltet  seien, 
als  Ausnahmegesetze  zu  beseitigen  wären 
und  für  die  strafbaren  Handlungen,  die  sich 
an  Koalitionen  und  Arbeitseinstellungen 
knüpfen  könnten,  die  Bestimmungen  des 
Strafgesetzbuches  ausreichten.  Fast  gleich- 
zeitig stellte  Schulze-Delitzsch  im  Abgeord- 
netenhause den  Antrag,  die  INI  — 184  der 

Gewerbeordnung  von  1815  und  der  16 
bis  18  des  Berggesetzes  von  1 860  aufzu- 
heben. In  den  Beratungen  darülur  — am 
11.,  14.  und  15.  Februar  1865  — erklärte 
sich  die  Regierung  nunmehr  im  Princip  ein- 
verstanden. Sie  gali  durch  ihren  Vertreter 
der  Del>erzeugung  Ausdruck,  «lass  die  be- 
stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  über 
das  Koalitionsiecht  der  ArUutgeber  und  der 
Arbeiter  einer  Aenderung  im  Sinne  des  Ge- 
setzentwurfes bedürften.  Zur  Begutachtung 
*ler  Frage  und  namentlich  auch  zur  Erwä- 
gung der  Mittel,  durch  die  die  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  zu  verbessern  wären, 
kündigte  sie  die  Einberufung  einer  Kom- 
mission an,  die  aus  Mitgliedern  beider  Häuser 
des  Landtages  und  Sachverständigen  aus 
den  Kreisen  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
gebildet  werden  sollte.  Wirklich  tagte  ein 
solcher  Ausschuss  später  in  Berlin  und 
sprach  sieh  in  der  Mehrheit  durchaus  für 
Aufhebung  der  Koalitionsverl>ote  aus. 

Im  Abgeordnetenhau.se  wurde  der  Sehulzo- 
selie  Antrag  mit  grosser  Majorität  ange- 
nommen. Im  Grunde  drängten  alle  Par- 
teien, der  Fortschritt,  die  Konservativen  und 
das  Centrum  auf  die  Aufhebung  der  das 
Koalitionsrecht  betreffenden  Beschränkungen. 
Wenn  konservative  Redner  dagegen  sprachen, 
so  geschah  es  mehr  deshalb,  weil  sie  die 
Regelung  des  Koalitionsrechtes  im  Zusam- 
menhang mit  einer  Regelung  des  Vereins- 
ivchtes  der  Arbeiter  überhaupt  vorgenom inen 
zu  sehen  wünschten,  damit  »der  Arbeiter- 
stand als  solcher  die  ihm  gebührende  Stel- 
lung innerhalb  des  Staatsverbandes  einzn- 
nchmen  und  seine  eigenen  Interessen  selb- 
ständig zu  handhaben  und  zu  verbieten«  ver- 
möge. Die  Ablehnung  des  vom  Abgeord- 
neten Becker  gestellten  Amendements,  das 
Koalitionsverbot  auch  für  die  ländlichen  Ar- 
beiter zu  beseitigen,  ist  nur  auf  einen  Zu- 
fall in  der  Abstimmung  zurückzu  führen. 

Den  Standpunkt  der  Konservativen  schien 
die  Regierung  nicht  zu  teilen.  Denn  sie 
legte  am  10.  Februar  1866  dem  Lindtage 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die 
Verabredungen  von  Arl>eitseinstel lungen  vor. 
der  das  Koalitionsverbot  für  alle  Arbeiter 


ohne  Ausnahme  aufhob.  Leider  kam  dieses 
Gesetz  nicht  zum  Austrage,  und  so  geschah  es, 
dass  im  ersten  Reichstage  des  norddeutschen 
Bundes  Schulze-Delitzsch  und  Becker-Dort- 
mund  den  Antrag  auf  Beseitigung  des  Koa- 
litionsverbots stellten. 

„Alle  Verbote  uml  Strafbestimmungen  gegen 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  sämtlicher  Gewerbs- 
zweige  — einschliesslich  der  Landwirtschaft, 
des  Berg-  und  Hitttenbetriebes,  der  Stromschiff- 
fahrt,  des  Gesinde-  und  Tagelohndienstcs 
wegen  Verabredungen  und  Vereinigungen  zum 
Behüte  der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen,  insbesondere  mittelst  Ein- 
stellung der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Ar- 
beiter, werden  aufgehoben“  — so  lautete  S 1. 

ln  der  Beratung,  die  am  14.  Oktober 
1867  begann,  erklärte  Schulze-Delitzsch  das 
Koalitionsrecht  als  ein  Natur-  und  Grund- 
recht. mit  dem  der  Staat  nicht  brechen 
könne,  ohne  mit  seiner  eigenen  Existeuz- 
fähigkeit  zu  brechen.  Waldeck  bezciclinete 
die  Koalitionsfreiheit  als  die  'ganz  gewöhn- 
liche Freiheit  des  Menschen«,  die  Freiheit 
des  Bürgers,  welche  die  Verfassung  garan- 
tiere und  die  auch  dein  Arlxüter  zu  teil 
werden  müsse.  Selbst  von  konservativer 
Seite  wurde  anerkannt,  »lass  nach  der  Be- 
willigung des  Vereinsreehtes  es  unzulässig 
sei,  dem  Arbeiterstande  denjenigen  Teil  des- 
selben vorenthalten  zu  wollen,  der  allein 
für  ihn  ein  wertvoller  sei.  Die  Koalitions- 
freiheit sollte  also  ein  verfassungsmässiges 
Recht  werden  und  ihre  Anerkennung  die 
Beseitigung  einer  Rechtsungleichheit  der 
Arbiter  bedeuten.  Eine  Aenderung  erfuhr 
der  Antrag  darin,  dass  für  die  Seeschiffahrt 
und  den  Gesindedienst  das  Verbot  bestehen 
bleiben  sollte.  Für  die  erstero  schien  die 
Freiheit  zu  gefährlich,  und  bei  dem  letzteren 
hielt  man  die  Ausnahme  für  begründet,  weil 
die  Lohn  Verhältnisse  sieh  nach  wesentlich 
anderen  Gesichtspunkten  als  der  allgemeine 
Arbeitslohn  reguliere  sowie  das  ganze  Ver- 
hältnis der  Dienstboten  nicht  dazu  geeignet 
sei,  durch  eine  Koalition  altoriert  zu  wer- 
den *).  In  dieser  Fassung  wurde  der  Ent- 
wurf am  16.  Oktober  angenommen.  Der 
Vorschlag  der  konservativen  Partei,  die  Er- 
ledigung dieser  Angelegenheit  bis  zu  der 
erwarteten  Reform  der  Gowerbegesetzgebung 
zu  vertagen  uml  den  Bundeskanzler  zu  er- 
suchen, bei  dieser  Reform  auf  die  Beseiti- 
gung des  Koalitiunsverbots  Rücksicht  zu 
nehmen,  wurde  abgelehnt. 

In  der  folgenden  Session  — 1868  — ge- 
laugte die  Vorlage  zu  einer  Gewerbeord- 
nung für  den  norddeutschen  Bund  an  den 
Reichstag.  In  ihr  nahm  die  Fassung  des 


*)  Nach  einer  anderen  Richtung  wurde  der 
Entwurf  dahin  erweitert,  dass  kein  Arbeitgeber 
in  Bezug  auf  die  Zahl  der  zu  haltenden  Hilfs- 
persuuen  beschränkt  sein  sollte. 
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§ 169  auf  die  Gesichtspunkte  Rücksicht,  die 
l»ei  der  Annahme  des  Gesetzes  über  die 
Koalitionsfreiheit  im  vorigen  Jahre  für  den 
Reichstag  massgebend  gewesen  waren.  Doch 
wurde  allerdings  die  Ausdehnung  jener  Be- 
stimmungen auf  andere  als  gewerbliche  Ar- 
beiter an  dieser  Stelle  nicht  für  zulässig  er- 
achtet, weil  sie  ohne  Berücksichtigung  des 
Zusammenhanges  der  hier  in  Rede  stehenden 
Vorschriften  mit  den  übrigen,  die  Verhält- 
nisse dieser  Arbeiter  betreffenden  Gesetz- 
gebung über  den  Kreis  des  vorgelegten  Ge- 
setzes hinausgegriffen  halten  würde.  Be- 
kanntlich kam  es  in  jener  Session  nicht  zur 
Diskussion  über  den  vollständigen  Entwurf, 
und  in  dem  kurzen  sogenannten  Notgewerbe- 
gesetz schien  es  nicht  möglich,  der  Koali- 
tionsfreiheit besonders  zu  gedenken. 

So  blieb  es  der  Gow.-O.  v.  *21.  Juni  1869 
Vorbehalten,  sie  einzuführen.  Im  Entwurf 
beseitigten  die  §§  168  und  169  die  bestehen- 
den Koalitionsbeschränkungen  für  die  ge- 
werblichen Unternehmer  und  Arbeiter,  und 
mit  Freuden  begrfisste  bei  der  am  17.  März 
beginnenden  Debatte  der  erste  Redner,  der 
Abgeordnete  Schweitzer,  gerade  diese  Neue- 
rung, die  »das  Recht  der  Arbeiter,  beliebig 
zusammenzutreten  und  ihre  Forderung  in 
Lohnsachen  und  sonstigen  Beziehungen  zu 
erheben*,  brachte.  Dagegen  blieb  der  st; tät- 
liche Schutz  den  Koalitionen  vorenthalteu, 
und  der  im  Interesse  der  Freiheit  notwen- 
dige Schutz  gegen  den  Missbrauch,  die  freie 
Entschliessung  durch  Drohungen  und  An- 
massung  vor  Gewalt  zu  beeinträchtigen, 
wurde  in  einer  Strafbestimmung  gesucht. 
Die  Koalitionsfreiheit  der  Bergarbeiter  wurde 
durch  § 170  ausgesprochen,  und  so  blieb 
nur  das  Verbot  für  die  ländlichen  Arbeiter 
bestehen.  In  der  Diskussion,  die  von  keiner 
Seite  gegen  den  Grundsatz  der  Koalitions- 
freiheit etwas  vorbrachte,  wurde  von  der 
Fortschrittspartei  die  Aufnahme  von  Straf- 
bestimmungen für  Ausschreitungen,  die  mög- 
licherweise bei  Koalitionen  Vorkommen 
könnten,  bemängelt.  Man  meinte,  dass  solche 
Fälle  nach  dem  allgemeinen  Strafrecht  be- 
urteilt werden  müssten.  Die  in  dem  Ent- 
wurf specifizierten  Verbrechen  und  Ver- 
gehen kämen  nicht  bloss  bei  der  Arbeitsein- 
stellung, sondern  bei  vielen  anderen  Gelegen- 
heiten ebenso  gut  vor  mul  seien  in  den 
Kriminalgesetzgebungen  mit  Strafe  belegt. 
Indes  entschied  die  Mehrheit  dahin,  dass 
die  Strafbestimmung  ein  notwendiges  Kor- 
relat der  im  vorhergehenden  Paragraphen  cin- 
geräumien  Freiheit  sei.  Von  liberaler  Seite 
— Laster  und  Meyer  — wurde  der  Ver- 
such gemacht,  die  Koalitionsfreiheit  für  die 
Gesamtheit  der  Arbeiter  zu  erlangen.  Zu- 
nächst fand  der  darauf  bezügliche  Antrag 
auch  die  Mehrheit,  mit  der  von  konserva- 
tiver Seite  begründeten  Einschränkung,  dass 


es  für  den  Gesindedienst  und  die  auf  einen 
Zeitraum  von  mindestens  einem  Jahre  oder 
gegen  dreimonatliche  Kündigung  vertrags- 
mässig  angenommenen  Arbeiter  bei  den  be- 
züglichen Bestimmungen  der  Landesgesetze 
sein  Bewenden  haben  sollte.  Bei  der  dritten 
Beratung  aber  Hess  man  diese  Fassung  wie- 
der fallen  und  gab  dem  § 168  — in  der 
späteren  Redaktion  § 152  — den  Wortlaut, 
den  er  zur  Zeit  aufweist,  d.  h.  den  ursprüng- 
lichen Inhalt  des  Regierungsentwurfes, 
nur  in  etwas  schärferer  Form.  Man 
Ihat  dies,  weil  man  meinte,  dass  es  sich 
wold  empfehle,  für  alle  Klassen  der  Arbeiter 
und  Arbeitgeber,  soweit  die  Gewerbeord- 
nung sieh  mit  ihnen  zu  beschäftigen  hat, 
die  bestehenden  Schranken  aufzuheben,  die 
Frage  aber,  inwieweit  die  Emancipation  sich 
auf  andere  Klassen  von  Arbeitern  erstrecken 
soll,  mit  denen  die  Gewerbeordnung  sich 
nicht  zu  befassen  hat,  einer  anderen  Zeit 
Vorbehalten  bleiben  sollte.  Diese  hat  man 
noch  immer  nicht  für  gekommen  erachtet. 

ö.  Beurteilung  der  heutigen  Zustände 
und  weitere  Ausbildung  des  Koalitions- 
rechts. 1'eber  die  Handhabung  des  Koali- 
tionsreehts  wird  in  Deutschland  vielfach 
geklagt.  Man  wirft  der  Polizei  vor,  durch 
verschiedene  Massnahmen  die  offiziell  zu- 
gestandene Freiheit  illusorisch  zu  machen, 
(len  Gerichten,  in  ihren  Urteilen  Unternehmer 
und  Arbeiter  nicht  gleich  zu  behandelu. 
Insbesondere  hat  die  vom  Arbeiterstandpunkt 
aus  verfasste  Schrift  Legiens  sich  bemüht, 
nachzuweisen,  dass  in  Deutschland  das 
Koalitionsrecht  nur  Schein  sei.  Eine  der- 
artige Behauptung  geht  gewiss  zu  weit. 
Gleichwohl  kann  man  auf  der  anderen  Seite, 
wenn  man  sie  auch  ablehnt,  nicht  sagen, 
(hiss  wir  ein  bereits  ausreichendes  Koalitions- 
recht haben.  Der  Schutz,  den  die  Gewerbe- 
ordnung den  Koalitionen  gegen  landes- 
gesetzliche Verbote  und  Strafbestimmungen 
angedeihen  lässt,  kommt  nur  in  jenen  Fällen 
zur  Geltung,  die  günstige  Lohn-  und  Ar- 
beitsbedingungen herbeiführen  wollen.  Er 
beruht  auf  dem  § 15*2  der  Gew.-O.  Und 
es  erstreckt  sich  der  Schutz  weiter  noch 
auf  solche  beabsichtigte  Veränderungen  der 
Arbeits-  und  Lohnbedingungen,  die  sich  auf 
bestimmte  Arbeitsverhältnisse  in  einem  be- 
stimmten Gewerbszweig  an  einem  bestimm- 
ten Orte  beziehen.  Es  ist  zwar  zweifelhaft, 
ob  diese  Auslegung  des  § 152  richtig  ist 
(Loewenfeld),  aber  sie  entspricht  jedenfalls 
der  ständigen  gerichtlichen  und  verwaltungs- 
rechtliehen Praxis.  Alle  Vereinigungen  und 
Verabredungen  also,  die  eine  andere  Ein- 
wirkung als  die  im  § 15*2  vorgesehene  auf 
die  Arbeits-  und  Lohn  Verhältnisse  bezwecken, 
sowie  die  über  die  »konkreten«  Arbeits- 
verträge hinausgehenden , etwa  eine  Ver- 
besserung der  I>age  der  Arbeiter  überhaupt 
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beabsichtigenden,  entbehren  des  Schutzes. 
Sie  sind  zwar  naeli  Reichsrecht  nicht  ver- 
boten und  nicht  strafbar:  aber  sie  unter- 
liegen landesgesetzlichen  Verboten  und  Straf- 
bestimmungen. Es  ist  nun  aber  gewiss, 
dass  die  Erzielung  günstiger  Ijohn-  und 
Arbeitsbedingungen  nur  einen  Teil  der  Auf- 
gaben bildet,  die  die  Arbeiterkoalitionen  sieh 
stellen,  sowie  dass  die  Erörterung  der  kon- 
kreten Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  sieh 
von  den  allgemeinen  Bedingungen  des  ge- 
samten Industriezweigs  nicht  trennen 
lässt.  Trotz  des  Rechtssatzes,  dass  Reichs- 
recht dem  Landesrecht  vorangeht,  sind  die 
Arbeiter  übel  daran,  wenn  sie  bei  ihren 
Koalitionen  nicht  innerhalb  der  engen 
Grenzen  bleiben,  die  nach  § 1"»2  der  Gew.-O. 
Schutz  gegen  die  Landesgesetzgebung  ge- 
währleisten. Diese  aber  ist  gerade  in  der 
Krage  der  Vereinsfreiheit  nicht  nur 
sehr  verschieden , sondern  auch  vielfach  so 
gestaltet,  dass  die  Tendenz  auf  Unter- 
drückung derselben  sich  bemerklich  macht. 
Je  geringer  die  Freiheit  des  Vereins- 
wesens ist,  desto  schwerer  ist  es  für  die 
Arbeiter,  die  Anerkennung  ihres  Koalitions- 
rechtes zu  erringen.  Für  die  Existenz  aller 
Arbeitervereine,  deren  Mannigfaltigkeit  in 
Deutschland  sehr  gross  ist,  besteht  eine 
nicht  wegzuleugnende  Rechtsunsicherheit. 
Sofern  sie  wirtschaftliche  Zwecke  verfolgen, 
sofern  sie  Handelsgesellschaften,  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung,  Kolouial- 
gesellschaften  u.  dergl.  m.  sind,  haben 
Landesgesetze  die  für  sie  geltenden  beson- 
deren Normen  aufgestellt.  Diejenigen  Ver- 
eine aber,  die  allein  oder  neben  einem  wirt- 
schaftlichen Zweck  gesellige,  religiöse,! 
wissenschaftliche,  sittliche,  sozialpolitische  j 
u.  dergl.  m.  Zwecke  verfolgen,  können  Kor-  j 
porationsrechte  in  den  meisten  deutschen ! 
Staaten  nur  durch  staatliche  Verleihung 
erhalten.  Eine  solche  Verleihung  aus- 1 
zuwirken,  ist  sehr  schwer,  weil  die  Re- 
gierungen entweder  mit  den  Bestrebungen 
des  Vereins  nicht  einverstanden  sind  oder  j 
sich  vor  der  Verantwortlichkeit  scheuen, 1 
die  sie  für  den  privilegierten  Verein  zu : 
übernehmen  scheinen.  Demnach  stehen  die 
Arbeiterverbände  sozusagen  in  der  Luft,  die 
Mitglieder  haften  persönlich  für  alle  Schulden ; 
sie  haben  kein  Vermögen,  keine  Prozess- 
fähigkeit u.  dei’gl.  in. 

Nur  in  Bayern  können  Arbeitervereine! 
die  Rechtsfähigkeit  erwerben.  Nach  dem 
Gesetze  von  18G9  nämlich  können  Vereine, 
die  keinen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb 
bezwecken,  dadurch  Vermögensfähigkeit  er- 
werben, dass  sie  in  ihre  Statuten  die  ge- 
setzlichen Normativbestimmungen  aufnehmen 
und  diese  in  das  Vereinsregister  beim  Land-  j 
gericht  eintragen  lassen.  Wirklich  haben 
Arbeiter-  und  Gewerkvereine  von  diesem 


Gesetze  wenig  Gebrauch  gemacht,  weil  die 
bayerischen  Gerichte  auch  Vereine,  die  keine 
Rechtsfähigkeit  besitzen,  zur  Prozessführung 
zulassen. 

Mit  der  Herrschaft  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches worden  die  Arbeitervereine  nur 
wenig  besser  gestellt  sein.  Vereine,  welche 
keinen  wirtschaftlichen,  sondern  die  früher 
erwähnten  idealen  Zwecke  verfolgen,  müssen, 
um  rechtskräftig  zu  werden . in  besondere 
Register  bei  den  Amtsgerichten  eingetragen 
werden.  Doch  haben  die  Verwaltungs- 
behörden ein  Einspruchsrecht  dagegen.  Die- 
selltcn  sind  von  der  Anmeldung  zu  unter- 
richten und  sie  können  Einsprüche  geltend 
machen,  wenn  der  Verein  nach  dem  öffent- 
lichen Yereinsrceht  unerlaubt  ist  oder  ver- 
boten worden  war  oder  wenn  er  einen 
politischen,  sozialpolitischen  oder  religiösen 
Zweck  verfolgt.  Nach  der  bekannten  Er- 
klärung des  Staatssekretärs  des  Reichs- 
justizamts ist  es  durchaus  unwahrscheinlich, 
dass  politische  oder  sozialpolitische  Vereine 
in  Zukunft  mehr  als  bisher  Rechtsfähigkeit 
erlangen  werden.  Jene  Erklärung  ging  da- 
hin, dass  die  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit 
an  Vereine  eine  Stärkung  ihrer  Organisation 
bedeute.  Da  es  nun  unzweifelhaft  Vereine 
gebe,  deren  Zweck  und  Thätigkeit  sich  gegen 
die  öffentlichen  Interessen,  wie  die  Re- 
gierungen sie  zu  schützen  hätten,  richteten, 
so  könnte  man  diese  nicht  noch  mit  den 
Mitteln  staatlicher  Gesetzgebung  stärken. 

Nun  ist  es  freilich  möglich,  dass  unter 
der  Herrschaft  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
auch  «len  Vereinen,  die  keine  Rechtsfähigkeit 
erlangen  konnten,  eine  gesicherte  Rechts- 
stellung gegeben  und  eine  ihren  Zwecken 
entsprechende  Wirksamkeit  ermöglicht  werde. 
Dies  durch  die  Anwendung  der  Vorschriften 
über  Gesellschaften.  Aber  es  werden  damit 
nicht  alle  praktischen  Vorteile,  welche  die 
Rechtsfähigkeit  gewährt,  erreicht,  und  es 
muss  das  Vereinsstatut  immerhin  in  etwas 
künstlicher  Weise  geordnet  sein.  Vor  allen 
Dingen  aber  bliebe  das  eine  doch  bestehen, 
dass  die  Gleichberechtigung  der  Arbeiter- 
vereine in  Frage  gezogen  würde.  Das  aber 
wird  auf  die  Dauer  nicht  nur  in  der  Arbeiter- 
welt, sondern  in  allen  billig  denkenden 
Kreisen  als  eine  Ungerechtigkeit  empfunden 
werden. 

Nicht  minder  drückt  in  den  heutigen 
Zuständen  das  thatsächliche  Verhalten  der 
Unternehmer  den  Vereinen  gegenüber.  Seit 
die  Gesetzgebung  die  früheren  Koalitions- 
verbote aufgegeben  hat,  sind  derartige  Ver- 
einigungen als  erlaubt  anzusehen.  Aber 
doch  kann  man  es  den  Unternehmern  nicht 
verwehren,  Arbeiter , die  ihnen  angehören, 
zu  massregelu.  Sie  schliessen  sie  durch 
Nichtanstellung  oder  auf  dem  Wege  ord- 
»ungsmässiger  Kündigung  von  ihren  Anlagen 
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aus.  Sie  thun  dies,  weil  sie  eben  wissen, 
dass  die  Regierungen  die  Arbeitervereine 
auch  nicht  gerne  sehen  und  sich  mit  den 
Unternehmern  zusammen  vor  der  Betliätigung 
ihrer  Wirksamkeit  fürchten.  Insbesondere 
muss  hier  an  die  schwarzen  Listen  er- 
innert werden,  durch  die  die  Unternehmer 
ein  thatsächliches  Herrschaftsrecht  ausüben, 
das  dem  Terrorismus,  den  man  bei  den 
Arbeitern  brandmarkt , gleichkommt.  Mit 
ihrer  Hilfe  soll  es  den  Arfjeitern  unter  Um- 
ständen unmöglich  gemacht  werden , in 
nächster  Zeit  wieder  Beschäftigung  zu  finden. 
»Während  dem  Arbeiter  selbst  ein  unver- 
fängliches Zeugnis  ausgehändigt  wird,  wan- 
dert hinter  ihm  her  ein  Uriasbrief  an  den 
Verband,  der  ihn  zur  Stellenlosigkeit  ver- 
dammt« (Loewenfeld).  Sogar  Unternehmer, ' 
die  den  in  dieser  Weise  vorgehenden  Ver- 
bänden nicht  sich  anzuschliessen  geneigt 
sind,  werden  durch  Sperre,  Bovkott,  Ver- 
rufserklärung, Entziehung  von  Lieferungen 
u.  s.  w.  bedrängt  (Soziale  Praxis  VIII,  S.  280, 
620).  Durch  diese  Umstände  sind  die  Ar- 
beiter aufs  äusserste  betroffen.  Sie  können 
nicht  verstehen,  dass  man  ihnen  die  Koali- 
tionsfreiheit zugesteht  und  doch  die  Ver- 
hinderung, sie  zu  benutzen,  zulässt.  Sie 
fangen  an  zu  glauben,  dass  der  Staat  un- 
fähig sei,  sie  zu  schützen,  und  büssen  das 
Vertrauen  auf  die  Macht  des  Staates  gegen- 
über der  des  Unternehmers  ein.  Sie  schreiten 
nicht  so  oft  zur  Bildung  von  Vereinen,  als 
das  Bedürfnis  dazu  vorhanden  ist,  und  von 
Mund  zu  Mund  geht  das  Eingeständnis: 
Wir  können  heute  nicht  so,  wie  wir  wollen, 
weil  ein  auf  uns  lastender  ungerechtfertigter 
Druck  uns  hindert  (Jahresbericht  der  Fabrik- 
aufsichtsbeamten, 1894,  S.  276).  Um  so  eher 
aber  kann  dieser  Eindruck  entstehen,  als  die 
Koalitionen  der  Arbeitgeber  von  allen  diesen 
vereinsgesetzlichen  Schwierigkeiten  fast  gar 
nicht  betroffen  werden. 

Zu  allem  diesem  kommt,  dass  die  Ge- 
werbeordnung der  Arbeiterkoalition  den 
Rechtsschutz  abspricht.  Niemand  kann  von 
seinen  Koalitionsgenossen  belangt  werden, 
wenn  er  sich  von  der  Vereinigung,  der  er 
zuerst  zustimrate,  wieder  zurftekzieht  und 
so  vielleicht  es  dieser  unmöglich  macht,  den 
beabsichtigten  Zweck  zu  erreichen.  Es 
kann  weder  auf  die  Erfüllung  solcher  Ver- 
abredungen geklagt  noch  die  Nichterfüllung 
eines  solcheu  Vertrags  im  Wege  der  Ein- 
rede geltend  gemacht  werden.  Die  Arbeiter- 
koalition wird  auf  den  moralischen  Halt 
verwiesen,  indem  in  allen  Teilnehmern  das 
Bewusstsein  von  der  Notwendigkeit  des 
Zusammenstehens  rege  sein  soll.  Weiter 
aber  wird  durch  den  Schutz  der  Arbeits- 
willigen, der  in  § 153  der  Gcw.-O.  zum  j 
Ausdruck  kommt,  das  Verl>ot  der  Nötigung  ! 
zur  Teilnahme  an  Koalitionen  ausgesprochen. 


Es  wird  dem  Koalitionszwang,  d.h.  wenn 
durch  körperlichen  Zwang,  Drohung,  Körper- 
verletzung und  Verrufserklärung  ein  Ar- 
beiter veranlasst  weiden  soll,  wider  seine 
Neigung  sich  an  den  Verabredungen  der 
Kameraden  zu  beteiligen,  eutgegengetreten. 
Hierzu  hatte  der  Gesetzentwurf  vom  26.  Mai 
1899  noch  drei  weitere  unzulässige  Mittel 
gefügt,  nämlich  rechtswidrige  Wegnahme, 
Vorenthaltung  oder  Beschädigung  von  Ar- 
beitsgerät , Arbeitsmaterial , Arbeitserzeug- 
nisseu  oder  Kleidungsstücken ; Bewachen 
oder  Besetzthalten  von  Wohnungen,  Arbeits- 
stätten, Wegen,  Strassen,  Plätzen,  Bahnhöfen, 
Wasserstrassen,  Hafen-  oder  sonstigen  Ver- 
kehrsanlagen oder  des  Zugangs  zu  denselben, 
soweit  das  Warten  oder  der  Aufenthalt  an 
diesen  Oertlichkeiten  oder  in  deren  Nähe 
nicht  lediglich  zu  dem  Zweck  erfolgt, 
Nachrichten  oder  Auskünfte  zu  geben  oder 
einzuziehen;  ungehöriges  und  belästigendes 
Folgen  auf  Wegen  und  Strassen. 

Ganz  gewiss  ist  der  Gedauke  richtig, 
eine  missbräuchliche  oder  gar  gemeingefähr- 
liche Anwendung  des  Koalitionsrechtes  hin- 
dern zu  wollen.  Niemals  sollte  ein  Arbeiter 
sich  veranlasst  sehen  müssen,  aus  Furcht 
vor  irgend  welchen  ihm  drohenden  Nach- 
teilen eiuer  Koalition  sich  anzuschliessen, 
deren  Beweggründe  er  nicht  billigt.  Der 
Arbeiter  muss  gegen  seine  eigene  Schwäche 
geschützt  werden,  und  es  ist  ganz  richtig, 
wenn  van  der  Borght  betont,  es  sei  ein  durch- 
aus liberaler  Gedanke,  dem  einzelnen  für  die 
Fälle,  in  denen  seine  Interessen  nicht  mit 
denen  seiner  Mitarbeiter  zusammen  fallen, 
die  Freiheit  des  Handelns  zu  gewälirleisteu. 
Fälle  des  »Rattening«  und  »P  i c k e t i n g« 
werden  auch  in  England  allgemein  gemissbü- 
ligt.  Unter  dem  ersteren  versteht  man  die  Weg- 
nah me  , Vorenthaltung  oder  Beschädigung 
von  Handwerkszeug  und  ähnlichen  vom  Ar- 
beiter gebrauchten  Gegenständen ; unter 
letzterem  das  Strikepostenstehen,  das  zwar 
im  allgemeinen  harmlos  ist,  aber  doch  die 
Möglichkeit  eines  Koalitionszwanges  in  sich 
schliesst.  Und  im  übrigen  sind  in  den  mo- 
dernen Gesetzgebungen  auch  ausserdeutscher 
Länder  Fälle  strafbaren  Koalitionszwanges 
vorgesehen.  Aber  wenn  auch  solche  Aus- 
schreitungen keineswegs  beschönigt  werden 
sollen,  so  dürfte  doch  nicht  übersehen  wer- 
den, dass  sie  im  Grunde  Ausnahmen  sind. 
Nach  Legien  kamen  im  Jahre  1892  auf  je 
1000  an  Strikes  beteiligte  Personen  24,5 
wegen  Strikevergehens  Bestrafte,  im  Jahre 
1893  4,1;  1894  6,4-  1895  6,6;  1896  2; 
1897  4;  1898  3,5.  Im  ganzen  wurden  seit 
1892  bis  (1.  Oktober)  1898  auf  274001  au 
Strikes  beteiligte  Persouen  921  oder  3,3°  oo 
wegen  Strikevergehens  bestraft.  Und  eben- 
so klar  ist,  dass  es  erregten,  für  eine 
Besserung  ihrer  Lage  kämpfenden  Menschen 


Handwörterbuch  der  StaatswiMenschaften.  Zweite  Auflage.  V. 


9 


130 


Koalition  und  Koalitionsverbote 


kaum  verdacht  werden  kann,  wenn  sie,  um 
an  das  ersehnte  Ziel  zu  gelangen,  zweifelnde 
oder  schwankende  Kameraden  zu  ül>erreden 
suchen.  Wird  hierbei  das  zulässige  Mass 
überschritten,  .so  muss  es  selbstredend  gerügt 
w erden,  aber  man  kann  in  der  Strafbemessung 
auf  die  Leidenschaft  des  Kampfes  Rücksicht 
nehmen.  So  wie  die  Dinge  jetzt  liegen, 
wird  es  in  der  Regel  die  Arbeiter  mit  Er- 
bitterung erfüllen,  Handlungen,  die  im  Straf- 
gesetzbuch nicht  als  strafbare  Vorkommen, 
die  täglich  von  jedermann  straflos  begangen 
werden  kennen,  mit  Strafe  belegt  zu  sehen, 
falls  sie  von  ihnen  behufs  Durchführung 
des  Koalitionszwanges  gegenüber  ihren  Kame- 
raden angewandt  werden.  Und  noch  ver- 
hängnisvoller, wenn  die  Gerichtspraxis  in 
Fällen,  wo  von  Arbeitern  einem  Unternehmer 
mit  Arbeitseinstellung  »gedroht',  wurde,  sich 
nicht  auf  die  Anwendung  dos  § 153  der 
Gewerbeordnung  beschränkte,  sondern  auch 
wegen  Erpressung  bestrafte  und  die  bürger- 
lichen Ehrenrechte  aberkannte  (Loowcnfeld). 
Oder  wenn,  wie  das  im  Mai  19tK)  durch 
eine  Lübecker  Verordnung  über  das  Verbot 
des  Strikepostenstehens  geschehen  ist.  in 
einem  Einzelstaat  ein  Ausnahmerecht  gegen 
Arbeiter  geschaffen  wird,  das  der  Keichs- 
ge  werhoord  n 1 1 ng  widersj  »rieht. 

Immerhin  wird  auch  in  Zukunft  die  Auf- 
führung der  unzulässigen  Mittel  des  Koa- 
litionszwanges in  $ 1 53  nicht  entbehrt  wer- 
den können  und  schliesslich  auch  dagegen 
sich  nichts  einwenden  lassen,  die  Reihe  noch 
um  die  im  Entwürfe  vom  26.  Mai  1800 
erwähnten  zu  vermehren.  Nur  bedarf  es 
dafür  keines  besonderen  Gesetzes  und  keiner 
verschärften  Strafe,  und  die  notwendige  Er- 
gänzung auf  der  anderen  Seite  wäre,  dass 
so,  wie  das  "Verbindungsverbot  der  Vereine 
gefallen  ist,  auch  die  sonstigen  Schranken, 
die  der  Begründung  von  Vereinen  entgegen- 
stehen, von  Reichswegen  eingerissen  werden 
und  der  Schulz  gegen  landesgesetzliche 
Verbote  ganz  allgemein  allen  Koalitionen 
zugestanden  würde,  die  eine  Einwirkung 
auf  Arbeits-  oder  Lohn  Verhältnisse  bezwecken. 


und  nur  die  Koalition  zum  Zwecke  der 
Lohnerhöhung  ist  nach  dem  Cod.  jxm.  Artt. 
385 — 380  strafbar.  In  Toskana,  das  seinen 
eigenen  Strafkodex  hat,  herrscht  auch  für 
diesen  Fall  Koalitionsfreiheit. 

In  allen  I -ändern  wird  dabei  der  Koa- 
lit  ionszwang  bestraft.  Belgien  setzt  (G.  v. 
30.  Mai  1802)  für  ihn  Gefängnis  von  1 
Monat  bis  zu  2 Jahren  und  Geldstrafe 
von  500  Francs  (Hier  eine  dieser  Strafen  an. 
Oesterreich  hat  für  strafbare  Fälle  des 
Koalitionszwauges  Arrest  von  8 Tagen 
bis  zu  3 Monaten  bestimmt,  ln  Holland  be- 
droht das  erwähnte  Gesetz  die  gewaltsame 
Nötigung  mit  Gefängnis  von  1 Monat 
bis  zu  2 Jahren  und  mit  Geldstrafen  von 
20  bis  800  Gulden  oder  mit  einer  dieser  Strafen. 
Das  italienische  Strafgesetzbuch  vom  30.  Juni 
1809  hat  im  Artikel  165.  der  sich  allgemein 
auf  Beschränkung  oder  Hinderung  der  Frei- 
heit eines  anderen  in  seinem  Gewerbe  (»der 
Handelsbetriebe  durch  Gewalt  oder  Drohung 
bezieht,  solches  Vorgehen  mit  Gefängnis  bis 
zu  20  Monaten  und  Geldstrafe  von  loo  bis 
zu  30oo  Lire  bedroht.  Im  Artikel  166.  der 
die  Herbeiführung  oder  Weiterführung  einer 
Arbeitstinterbrechung  oder  Arbeitseinstellung 
durch  Gewalt  oder  Drohung  betrifft,  ist  da- 
für Gefängnisstrafe  bis  zu  20  Monaten  vor- 
gesehen. Enghand  kennt  bei  allen  Fällen 
Strafbaren  Koalitionszwanges  Geldstrafe  bis 
zu  20  Pfund  Sterling  oder  Gefängnis  bis  zu 
3 Monaten,  lässt  aber  auch  Gefängis  mit 
Zwangsarbeit  zu.  In  Schweden,  wo  ein 
Gesetz  zum  Schutz  der  Arbeitswilligen  vom 
Reichstage  angenommen  war,  weil  bei  Strikes 
Misshandlungen  vorgekommen  seien,  die  nach 
den  bisherigen  Bestimmungen  nicht  bestraft 
werden  können,  ist  nach  dem  Gutachten  des 
Reichsgerichts  dasselbe  als  verfassungswidrig 
erklärt  worden  und  durfte  daher  von  der 
Krone  nicht  sanktioniert  werden.  Gleich- 
wohl ist  der  Entwurf  doch  am  10.  Juli  1899 
vom  Könige  als  Gesetz  publiziert  worden. 
Nach  ihm  wird  schon  der  Versuch, 
jemanden  durch  Gewalt  oder  Drohungen  zur 
Teilnahme  an  einer  Arbeitseinstellung  zu 


Man  darf  die  Hoffnung  hegen,  dass,  wenn  | zwingen  oder  jemanden  an  der  Rückkehr 
in  zeitgemässen  Reformen  die  sozialpolitische  j zur  Arbeit  oder  der  Uebernahme  angebotener 
Entwickelung  Deutschlands  weiter  fort-  Arbeit  zu  hindern,  mit  Gefängnis  bis  zu 
schreitet,  der  arlxntenden  Klasse,  sofern  sie  zwei  Jahren  bestraft. 

auf  Umsturz  der  bestehenden  Gesellschafts-  Bemerkenswert  ist,  dass  das  durch  Dekret 
Verfassung  bedacht  ist,  der  Boden  für  eine  vom  23.  Juni  1899  in  Belgien  eingeführte 
wirksame  Agitation  entzogen  wird.  Ko-  Ausnahmegesetz  im  Artikel  4 eine  Bcstim- 
alitions verböte  oder  -einschrünkungen  haben  mutig  enthält,  nach  der  Beamte.  Agenten 
stets  Zustände  herauf  beschworen , mit  denen  und  Arbeiter  bei  Eisenbahnen,  Post,  Tele- 
die  Gesamtheit  sich  nicht  zufrieden  erklären  ; graph  und  in  Anstalten  zur  öffentlichen  Be- 
kennte. j leuchtu  ng  mittelst  Gas  und  Elektricität,  die 

6.  Andere  Staaten.  In  Belgien  führte  sich  zu  einem  Ausstande  verabreden,  mit 
das  G.  v.  31.  Mai  1866,  in  Oesterreich  das  Haft  oder  Geldstrafe  bestraft  werden.  Diesen 
G.  v.  7.  April  1870,  in  Holland  das  G.  v.  Standpunkt  vertritt  schon  die  englische  con- 
12.  April  1872  die  Koalitionsfreiheit  ein.  In  spiracy  Act  von  1875,  die  den  rechtlichen 
Italien  herrscht  völlige  Associationsfreiheit,  Ausbau  der  Koalitionsfreiheit  zum  Abschluss. 
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brachte.  Sie  sieht  Strafen  vor  für  den  Fall, 
dass  der  Vertragsbruch  von  Personen  vor- 
genommen wird,  die  im  Dienst  städtischer 
Das-  und  Wasserleitungsbetriebe  stehen  und 
wissen  können,  dass  die  wahrscheinliche 
Folge  ihres  Kontraktbruches  das  gänzliche 
oder  erhebliche  Ausbleiben  der  Gas-  und 
Wasserzufuhr  für  die  Bewohner  der  Ort- 
schaft sein  werde.  Es  bleibe  dahingestellt, 
ob  solches  Vorgehen  zur  Nachahmung  ein- 
ladet. Gefängnisstrafe  für  derartige  Fälle 
der  Koalition  und  des  Kontiaktbruches  würde 
doch  als  Ungleichheit  hart  empfunden  werden. 

Litteratlir  : Auster  den  bei  dem  Art.  A rb  e i tsei  n • 
Stellungen  oben  Ifd.  I genannten  Werken,  insb. 
den  Büchern  von  Brentano  und  Lexis,  sind 
zu  vergleichen:  van  der  Bovght,  I>ie  Weiler- 
bildung des  Koalitionsrechtes  der  gewerblichen 
Arbeiter  in  Deutschland,  1899,  — E.  Ctiny, 
Der  Schutz  der  Arbeitswilligen , 1899.  — 

ä nlcmann.  Das  deutsche  Vereins-  und  IV/-- 
sammlungsrecht , in  Areh.  J.  soz.  Ges.  10,  S.  815. 
— hegten.  Das  Koniilionsrecht  der  deutschen 
Arbeiter  in  Theorie  und  Praxis,  1899.  — Edg. 
horiiing,  Das  Vereins-  und  Koalilionsrceht  der 
deutschen  Arbeiter,  in  Hehr.  d.  Ver.f.  Sozial/).  70, 
S.  275.  — Jjoewenfeld,  Konlraklbruch  und 
Koalition s verbot,  in  Arch.  f.  soz.  Ges.  u.  Stal.  S, 
S.  283— ISS.  — Derselbe,  Koalilionsrceht  und 
Strafrecht,  Arch.  /.  soz.  Grs.  S.  .',71 — 608.  — 
Willi.  Oeeltelhduser , Soziale  Tagesfragen, 
1889,  8.  88 ff.  — K.  Ohlenberg,  Veber  den 
Einfluss  des  Verkehrs  auf  die  Koalitionsgesetz- 
gebung.  — Stenographischer  Bericht 
über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  des 
norddeutschen  Bundes  und  des  deutschen  Reichs- 
tages 1867,  1868,  1869,  1899,  1900  und  Steno- 
graphischer Rcrirht  des  /»'russischen  .16- 
geordnetenhauses  1854,  1S65.  — Die  Kommentare 
zur  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich, 
namentlich  der  von  Robert  Landmann, 
S.  776 ff.  — Soziale  Praxis  in  allen  Jahrgängen. 

Willi.  Stieda. 


Körordnung. 

Mit  Körordnung  bezeichnet  inan  die- 
jenigen Vorschriften  gesetzlicher  oder  poli- 
zeilicher Natur,  durch  welche  die  Benutzung 
von  Vatertieren  zu  Zwecken  der  Viehzucht 
geregelt  wird.  Solche  Vorschriften  bilden 
einen  der  stärksten  Eingriffe  in  das  wirt- 
schaftliche Selbstbestünmungsrecht  der  be- 
treffenden Viehzüchter  und  sind  von  dem 
Standpunkte,  dass  das  Staatsinteresse  nichts 
wie  die  Summe  aller  Privatinteressen  sei 
und  dass  ein  jeder  sein  eigenes  Interesse 
am  besten  erkennen  und  wahrnelunen  könne, 
schlechterdings  nicht  zu  verteidigen,  das 
Bestehenbleiben  der  Körorduungcn  selbst  zu 
den  Zeiten,  als  das  laissez  faire  fast  zur  un- 
l»edingtcn  Staatsraison  erhoben  war.  bildete 
daher  s.  Z.  eine  interessante  Anomalie, 
welche  nur  dadurch  zu  erklären  ist,  dass 


die  massgebenden  politischen  Kreise  sich 
um  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  auf  land- 
wirtschaftlichem Gebiete  stets  weniger  ge- 
kümmert haben  als  um  die  Verhältnisse  des 
Handels  und  der  Industrie.  Aller  auch  von 
dem  Standpunkte  der  Nützlichkeit  einer  Be- 
vormundung des  einzelnen  zum  allgemeinen 
Besten  sind  die  Körordnungen  deshalb  be- 
merkenswert, weil  sie  den  Gedanken,  der 
ihnen  allein  Berechtigung  verleiht,  nur  sehr 
unvollständig  durchzuführen  gewagt  haben. 
: Denn  wenn  es  eine  Schädigung  der  allge- 
meinen Landeswohl  fahrt  ist,  die  Viehzucht 
durch  Benutzung  schlechter  Zuchttiere  zu 
schädigen,  so  müsste  es,  wenn  man  solche 
Schädigungen  im  öffentlichen  Interesse  ver- 
hindern will,  eigentlich  ganz  einerlei  sein, 
ob  diese  minderwertigen  Zuchttiere  männ- 
lich oder  weiblich,  ob  sie  ausschliesslich  im 
eigenen  Wirtseluiftsbetriebe  des  einzelnen 
Viehbesitzers  oder  ob  sie  leihweise  im  frem- 
den Betriebe  benutzt  werden.  Nun  sind 
aber  Körordnungen  nie  weiter  gegangen,  als 
dass  sie  die  Benutzung  der  männlichen 
Zuchttiere  ausserhalb  der  eigenen  Wirtschaft 
I geregelt  haben,  sei  cs,  dass  diese  Benutzung 
i gegen  oder  ohne  Entgelt  erfolgte,  die  Zucht 
innerhalb  der  eigenen  Wirtschaft  ist  stets 
so  frei  geblieben  wie  die  Benutzung  auch 
der  fehlerhaftesten  Muttertiere.  Man  hat 
sich  eben  auf  das  Erreichbare  und  Durehführ- 
I bare  beschränkt,  eine  Körung  auch  der 
weiblichen  Zuchttiere  und  eine  Einschrän- 
kung der  Dispositionsbefugnis  des  einzelnen 
Wirtschafters  über  die  Benutzung  von  Vater- 
lieren  in  der  eigenen  Wirtschaft  würde  an 
der  Unmöglichkeit  der  Beschaffung  eines 
genügenden  sachverständigen  Aufsichtsper- 
sonals und  an  dem  Widerstande  des  Betrof- 
fenen gegen  so  einschneidende  Wirtschaft - 
! liehe  Bevormundung  gescheitert  sein.  Aber 
'auch  gegen  die  beschränktere  Form  der 
; staatlichen  Regelung  der  Zucht,  wie  sie  die 
jetzigen  Kürordnungen  darstellen,  ist  vielfach 
! der  heftigste  Widerspruch  erhoben  worden, 
der  auch  jetzt  noch  nicht  trotz  der  weit- 
; gehenden  Verbreitung  dieser  Körordnungen 
j verstummt  ist , es  wird  daher  nötig  sein, 
diesen  Widerspruch  auf  seine  Berechtigung 
zu  prüfen.  Zunächst  wird  die  wirtschaft- 
liche Zweckmässigkeit  bestritten.  Die  ziieh- 
I torischen  Verhältnisse  seien  so  verschicden- 
I artig,  dass  ein  jeder  Zwang  zur  Unter- 
drückung einzelner  berechtigter  Richtungen 
führen  müsse,  das  Urteil  über  die  Eigen- 
schaften und  den  Zuchtwert  eines  Vater- 
tieres sei  so  schwierig,  dass  falsche  Ent- 
scheidungen der  KörkommissioDen  nicht  zu 
vermeiden  seien,  die  die  Zucht  im  allge- 
meinen und  die  Einzelwirtschaften  im  be- 
sonderen schädigen  müssten,  vielfach  trete 
auch  infolge  des  Körzwangos  eine  so 
starke  Verminderung  der  Anzahl  der  Vater- 
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tiere  ein,  dass  die  Zucht  quantitativ  mehr! 
zurückgehe,  als  sie  qualitativ  gewinne.  Hier- 
gegen ist  zu  bemerken,  dass  alle  diejenigen  j 
Züchter  von  den  Körordnungen,  wie  sie  jetzt 
bestehen , nicht  betroffen  werden , welche 
eigene  Vatertiere  benutzen,  es  ist  also  für 
die  freie  züchterische  Bewegung  gerade  der 
grösseren  und  im  allgemeinen  auch  intelli- 
genteren Züchter  durch  die  Körordnung  ein 
Hindernis  nicht  vorhanden.  Falsche  Ent- 
scheidungen der  Körkommissionen  sind  aller- 
dings möglich,  und  es  kann  durch  eine  einsei- 
tige Richtung  und  durch  zu  scharfes  Vor- 
gehen derselben  in  der  That  die  Landes- 
viehzucht  geschädigt  werden,  allein  hier- 
gegen muss  und  kann  durch  die  richtige  i 
Wahl  und  Zusammensetzung  der  Kommis-  j 
sionen  Fürsorge  getroffen  werden ; geschieht 
dies,  so  bringt  eine  vernünftig  gehandhabte 
Körordnung  den  grossen  Nutzen , dass  sie 
auf  diesem  volkswirtschaftlich  so  wichtigem 
Gebiete  die  Konkurrenz  des  Billig  und 
Schlecht  mit  dem  Teuer  und  Gut  in  ange- 1 
messenen  Schranken  hält.  Gerade  der 
kleinere  bäuerliche  Züchter,  welcher  wesent- 
lich auf  die  Benutzung  fiemder  Vatertiere 
angewiesen  ist,  hat,  wo  ihm  nicht  ausnahms- 
weise ein  besonders  züchterisches  Verständ- 
nis innewohnt,  die  Neigung,  weniger  auf 
Qualität  als  auf  Billigkeit  zu  sehen,  er  wird 
daher  zu  seinem  und  der  Landesviehzueht 
Schaden  stets  das  zum  geringsten  Preise 
deckende  Vatertier  bevorzugen  und  damit 
die  Haltung  wertvollerer  Vatertiere  unmög-  ! 
lieh  machen , da  für  diese  notwendig  ein 
höheres  Sprunggeld  gefordert  werden  muss. 
Hierdurch  wird  dann  auch  der  intelligentere 
Züchter,  der  für  sich  allein  solch  ein  besseres 
Tier  nicht  halten  kann,  geschädigt.  Aber 
auch  da,  wo  züchterisches  Verständnis  ge- J 
nügend  in  die  Masse  gedrungen  ist,  um  um- 1 
gekehrt  eine  Bevorzugung  der  besseren 
Tiere  eintreten  zu  lassen,  kann  eine  Kör- 
ordnung noch  vorteilhaft  wirken,  wenn  sie 
dazu  benutzt  wird,  um  nicht  nur  das  posi-  i 
tiv  schlechte,  mit  Erbfehlern  behaftete  oder ' 
sonstwie  zur  Zucht  gänzlich  unbrauchbare 
Material  auszuschliessen,  sondern  auch  die- 
jenigen Vatertiere  fernzuhalten , welche  in 
einem  bestimmten  Distrikt  zu  der  herr- 
schenden oder  allgemein  angestrebten  Zucht- 
richtung nicht  passen.  Gerade  in  Deutsch- 
land, wo  die  verschiedensten  Besitzkategorieen 
in  der  Landwirtschaft  nebeneinanderstehen,  j 
wo  infolgedessen  sehr  verschiedene  Wirt- 
schaftsweisen und  Wirtschaftsbedürfnisse 
sich  geltend  machen  und  wo  bei  dem  grös- 
seren Besitz  häufig'  auch  noch  mehr  oder 
weniger  berechtigte  Liebhabereien  in  der 
Viehzucht  mitsprechen , ist  es  ungemein 
schwierig,  eine  einheitliche  Landesviehzucht 
anzubahnen  und  zu  erhalten,  und  nur  zu 
häufig  wird  durch  die  Benutzung  der  Vater- 1 


tiere  der  Grosswirtschaft  oder  durch  Bezug 
von  Muttertieren  aus  solchen  Wirtschaften 
in  die  bäuerliche  Wirtschaft  Material  ge- 
bracht, welches  für  die  Gebrauchs-  und 
Futterverhältnisse  dieser  Wirtschaften  un- 
vorteilhaft ist  und  die  Konsolidierung  be- 
stimmter Gebrauchs-  und  Rassetypen  immer 
wieder  unterbricht.  Unter  diesen  Verhält- 
nissen kann  eine  Körordnung  sehr  nützlich 
wirken,  wenn  sie  vorschreibt,  dass  Ihm  der 
Ankörung  nicht  allein  die  Gesundheit  und 
die  Fehlerfreiheit,  sondern  auch  die  Geeignet- 
heit für  die  bestehenden  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  und  das  vorhandene  weibliche 
Zuchtmaterial  massgebend  sein  soll.  Wenn 
viele  der  bestehenden  Körordnungen  nicht 
so  weit  gehen,  sondern  dem  Wortlaut  nach 
jedes  Tier  zur  Körung  zuhissen,  welches 
fehlerfrei  ist,  so  ist  dies  eine  Halbheit, 
welche  durch  die  hierüber  hinausgehende 
Praxis  der  Körkommissionen  nur  unvoll- 
kommen ausgeglichen  werden  kann.  Dass 
man  in  vielen  Körordnungen  nicht  so  weit 
gehen  wollte,  mag  in  der  mangelhaften 
rechtlichen  Fundierung  derselben  liegen. 
Unstreitig  kann  man  durch  Gesetz  sich  jeden 
Eingriff  in  die  wirtschaftliche  Selbstbestim- 
mung des  einzelnen  erlauben,  soweit  sich 
dies  wirtschaftlich  rechtfertigen  lässt,  es 
unterliegt  also  keinem  rechtlichen  Bedenken, 
durch  eine  Körordnung,  welche  in  Form 
eines  Gesetzes  erlassen,  ist,  auch  die  Kör- 
kommissionen oder  sonstige  Organe  mit  der 
Befugnis  zu  betrauen,  gewisseZuchtrichtungen 
ganz  auszuschliessen.  Anders  liegt  es  mit 
den  zahlreichen  Körordnungen,  welche  z.  B. 
in  Preussen  auf  Grund  des  § G Alinea  i des 
G.  v.  11.  März  1850  über  die  Polizeiver- 
waltung als  Polizeiverordnungen  erlassen 
sind.  Man  hat  überhaupt  die  Rechtsbeständig- 
keit dieser  Körordnungen  angegriffen,  nach- 
dem s.  Z.  die  Gewerbefreiheit  eingeführt 
und  in  der  Gewerbeordnung  die  Ilengsthal- 
tung  nicht  mehr  als  konzessionspflichtig  an- 
gesehen war.  Diese  Bedenken  sind  aber 
von  den  Gerichten  bis  in  die  höchsten  In- 
stanzen nicht  als  zutreffend  und  die  be- 
treffenden Körordnungen  als  zu  Recht  beste- 
hend angesehen  worden.  Man  ging  hierbei 
von  der  Anschauung  aus,  dass  zwar  der  ein- 
zelne, welcher  Vatertiere  zum  öffentlichen 
Gebrauch  aufstellen  wolle,  hierzu  keiner  ge- 
werblichen Konzession  mehr  bedürfe,  dass 
dies  aber  nicht  ausschliesse,  dass  die  Vater- 
tiere, welche  er  aufstellt,  im  landeskultur- 
polizeilichen Interesse  vorher  einer  Prüfung 
auf  ihre  Qualität  unterzogen  werden  müss- 
ten. Also  ganz  ähnlich,  als  wenn  man  den 
Ausschank  von  Spirituosen  für  nicht  mehr 
konzessionspflichtig  erklärt  hätte,  ohne  da- 
durch die  Prüfung  der  zu  verkaufenden  Ge- 
tränke auf  ihre  gesundheitliche  Qualität  aus- 
zuscLdiessen.  Zum  Beberfluss  ist  denn  auch 
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noch  durch  die  Gewerbeordnung  in  ihrer 
jetzigen  Fassung  in  § 0 und  5Gb  ausdrück- 
lich festgesetzt  worden,  dass  die  Bestim- 
mungen der  Gewerbeordnung  auf  die  Kör- 
ordnungen keinen  Einfluss  hätten.  Man  be- 
trachtete sie  eben  als  polizeiliche  Massregeln 
zur  Verhütung  von  Gemeinschäden , wie 
sie  durch  Benutzung  ungesunder,  mit  Erb- 
fehlern behafteter  Yatertiore  entstehen  kön- 
nen. Es  trat  also  der  veterinärpolizeiliche 
Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund,  und  das 
schloss  eine  energische  Betonung  des  wirt- 
schaftlichen Standpunktes  mehr  oder  minder 
aus.  Wo  daher  der  Standpunkt  der  züchte- 
rischen Einsicht  ein  sehr  niedriger  ist  oder 
wo  ganz  besonderer  Wert  auf  die  Erhaltung 
bestimmter  einheitlicher  Richtungen  in  der 
Landesviehzucht  gelegt  werden  muss,  ist  die 
Emanation  von  Körordnungen  in  der  Form 
von  Gesetzen  und  die  hierdurch  mögliche 
Ermächtigung  der  Körkommission  zur  Aus- 
schliessung bestimmter  Zuchtrichtungen  ent- 
schieden vorzuziehen.  Die  Entscheidung 
über  die  zu  privilegierende  Zuchtrichtung  ! 
muss  freilich  mit  grosser  Vorsicht  getroffen 
und  darin  den  nächstbeteiligten  Züchtern 
ein  bestimmender  Einfluss  ermöglicht  wer- 
den. Dies  führt  zu  der  Frage  der  zweck- 
mässigsten  Organisation  der  Körkommissio- 
nen. Ein  grosser  Teil  der  Missliebigkeit, 
deren  sich  die  Körordnungen  stellenweise 
zu  erfreuen  hattcu , beruhte  auf  der  un- 
zweckmässigen Bildung  der  Organe,  von 
welchen  die  Körungen  vorgenommen  werden 
sollen,  liier  das  Richtige  zu  treffen,  ist  um 
so  wichtiger,  als  es  wegen  der  damit  ver- 
bundenen lästigen  Weiterungen  nicht  ange- 
zeigt erscheint,  gegen  die  Entscheidungen 
der  Körkommission  eine  Rekursinstanz  zu 
schaffen , es  müssen  also  die  möglichsten 
Garantieen  gegeben  sein,  dass  die  endgiltigen 
Entscheidungen  der  Körkommission  auch 
sachlich  zutreffende  sind.  Am  zweckmässig- 
sten  erscheint  es,  nur  soviel  Beamten-  j 
elemente  in  die  Körkommission  zuzulassen, . 
wie  nötig  ist,  um  eine  ordnungsmässige  Ge-  j 
schäftsführung  zu  garantieren , auch  der ! 
Tierarzt,  wenn  er  nicht  besondere  Zucht-  j 
kenntnis  besitzt,  fungiert  am  besten  nur  als 
sachverständige  Auskunftsperson  über  den 
Gesundheitszustand  der  anzukörenden  Tiere, 
nicht  als  stimmberechtigtes  Mitglied  zur ! 
Entscheidung  über  den  Zuchtwert  derselben, 1 
der  Schwerpunkt  der  Kommission  muss  in 
den  aus  Züchterkreisen  zu  gewinnenden 
Mitgliedern  liegen , welche  von  den  land- 
wirtschaftlichen Vereinen  als  den  Vertretern 
der  Züchter  und  von  den  Organen  der  Selbst- 
verwaltung, welche  ja  ebenfalls  die  ländliche 
Bevölkerung  repräsentieren,  zu  wählen,  nicht 
von  der  Staatsverwaltung  einseitig  zu  be- 
stimmen sind.  Die  Wahlbezirke  und  dem- 
entsprechend auch  die  Körbezirke  dürfen 


freilich  nicht  zu  klein  sein,  um  die  Durch- 
führung einheitlicher  Richtungen  für  grös- 
sere Gebiete  zu  erleichtern  und  Beeinflus- 
sungen der  Kommissionsmitglieder  durch 
nachbarliche  Beziehungen  zu  verhindern. 
Eine  entsprechende  Remuneration  für  die 
Thätigkeit  der  Mitglieder  wird  die  Gewin- 
nung qualifizierter  Persönlichkeiten  für  dies 
mühsame  und  undankbare  Geschäft  erleich- 
tern. Zur  wenigstens  teil  weisen  Deckung 
dieser  Kosten  dienen  die  von  den  Besitzern 
der  anzukörenden  Tiere  zu  entrichtenden 
Gebühren,  ein  etwaiges  Deficit  muss  aus 
öffentlichen  Fonds,  sei  es  des  Staats,  sei  es 
der  Selbstverwaltuugskörperschaften,  gedeckt 
werden.  Aus  dem  Grundsatz,  dass  die  Kö- 
rung am  zweckmässigsten  nur  unter  Berück- 
sichtigung einer  bestimmten,  durch  die  Ver- 
hältnisse des  betreffenden  Distrikts  gegebenen 
Zuchtlichtung  erfolgt,  ergiebt  sich  des  weite- 
ren, dass  die  Körung  eben  nur  für  diesen 
Distrikt  erfolgen  soll,  eine  allgemeine,  für  das 
ganze  Land  gütige  Körung  also  nur  in  den 
Fällen  angezeigt  erscheint,  wo  es  sich  um 
Tiere  solcher  Rassen  handelt,  welche  für  das 
ganze  Land  brauchbar  sind.  Auf  keinen 
Fall  darf  die  Körung  aber  allgemeine  Giltig- 
keit beanspruchen,  wenn  sie  nur  mit  Rück- 
sicht auf  das  noch  minderwertige  Material 
an  Muttertieren  und  den  numerischen  Mangel 
an  Vatertieren  zur  Zeit  erfolgt  ist,  um  die 
Zucht  nicht  ganz  zu  sistieren,  bevor  besse- 
res Material  allmählich  beschafft  werden 
kann.  Dagegen  erscheint  es  recht  wohl  zu- 
lässig, ältere  vollständig  entwickelte  Tiere 
gleich  auf  Lebenszeit  anzukören  und  sie  von 
der  jährlichen  Wiedervorführung  mit  dem 
Vorbehalte  zu  dispensieren,  dass  die  Kom- 
mission berechtigt  sein  soll,  die  Wiedervorfüh- 
rung zu  verlangen,  und  das  betreffende  Tier 
eventuell  abzukören,  sofern  sich  hierzu  Ver- 
anlassung ergiebt.  Besondere  Vorkehrungen 
muss  eine  jede  Körordnung  treffen,  damit 
ihre  Bestimmungen  nicht  durch  fiktive  Ge- 
nossenschaften umgangen  werden  können, 
denn  solange  der  Grundsatz  gilt,  dass  der 
Eigentümer  für  sein  Muttertier  auch  sein 
eigenes  unangekörtes  Vatertier  benutzen  darf, 
liegt  die  Versuchung  ualu»,  die  Körordnung 
dadurch  zu  umgehen , dass  ein  Vatertier 
Eigentum  einer  wirklichen  oder  nur  formell 
ad  hoc  gebüdeten  Genossenschaft  wird,  deren 
Mitglieder  nun  den  Anspruch  erheben,  bei 
Benutzung  des  nicht  angekörten  Vatertieres 
für  die  eigenen  Muttertiere  straflos  zu  blei- 
ben. Es  muss  also  die  besondere  Bestim- 
mung getroffen  werden , dass  auch  solche 
Vatertiere  der  Anhörung  unterliegen  oder 
dass  sie,  wenn  nicht  angekört,  nur  von  einem 
der  Genossen , nicht  aber  von  allen  benutzt 
werden  dürfen.  Von  zweifelhaftem  Worte 
sind  Bestimmungen  über  die  Festsetzung 
eines  Minimums  des  zu  erhebenden  Deck- 
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geldes , denn  venu  es  auch  wünschenswert 
ist,  dass  hier  eine  gewisse  Höhe  innoge- 
haltcn  wird,  um  die  Konkurrenz  fiel  doch  terer 
Vatertiere  zu  erschweren,  so  können  doch 
solche  Bestimmungen  allzuleicht  umgangen 
werden. 

Auch  ist  es  zweifelhaft,  ob  es  zweck- 
mässig sei.  nicht  nur  die  Eigentümer  der 
nicht  angekörten  Yatertiere  strafbar  zu 
machen,  weicht?  dieselben  zur  Zucht  her- 
geben, sondern  auch  die  Besitzer  der  Mutter- 
tiere zu  strafen,  wenn  für  die  letzteren  ein 
nicht  angekörtes  Vatertier  benutzt  wurde. 
Die  Entscheidung  hierüber  wird  davon  ab- 
hilngen,  oh  nicht  nach  den  Verhältnissen  der 
betreffenden  Gegend  die  Koberführung  des 
Besitzers  des  Vatertieres  zu  sehr  erschwert 
wird,  wenn  der  nächstliegonde  und  manchmal 
einzige  Zeuge,  d.  i.  der  Besitzer  des  Mutter- 
tieres, sich  durch  sein  Zeugnis  selbst  straf- 
bar machen  würde.  Dagegen  ist  es  im  In- 
teresse der  Landesviehzucht  vollständig  ge- 
rechtfertigt, die  Strafbarkeit  ganz  davon  un- 
abhängig sein  zu  lassen,  ob  die  Benutzung 
eines  Vatertieres  gegen  Entgelt  oder  unent- 
geltlich .stattgefunden  hat,  es  empfiehlt  sich 
dies  auch  schon  um  deswillen,  weil  die  Ent- 
richtung einer  Vergütung  sehr  leicht  in  der 
verschiedensten  Meise  verschleiert  werden 
kann.  Dio  Verbindung  der  Küitermine  mit 
einer  Prämiierung  der  besten  Vatertiere  hat 
sich  vielerorts  als  ein  sehr  wirksames  Mittel 
erwiesen,  den  "Widerstand  gegen  die  Körung 
zu  mildern  und  die  Zucht  zu  fördern.  Keber- 
all  da,  wo  die  Körordnung  in  Form  eines 
Gesetzes  erlassen  ist,  kann  mit  derselben  im 
Bedürfnisfalle  zweckmässig  die  Verpflichtung 
der  Gemeinden  zur  Haltung  einer  genügen- 
den Anzahl  von  Vatertieren  geregelt  werden. 
Fiin  solches  Bedürfnis  stellt  sich  am  ehesten 
in  Gegenden  mit  vorherrschendem  Kleinbe- 
trieb  heraus,  in  welchen  bei  ungenügendem 
Deckgeld  das  Halten  eines  Vatertieres  mehr 
als  eine  Last  denn  als  ein  gewinnbringendes 
Geschäft  empfunden  wird.  Am  verbreitetsten 
sind  Körorduungon  für  Hengste,  weil  hier 
das  staatliche  Interesse  an  der  Erhaltung 
eines  für  militärische  Zwecke  geeigneten 
Pferdebestandes  sowie  die  Konkurrenz  mit 
den  staatlichen  Gestüthcugsten  schon  früh- 
zeitig die  Ausschliessung  ungeeigneter 
Hengste  nahelegte.  Bei  Pfordekörordnungen 
hat  man  vielfach  Vollbluthengste,  welche  zu 
einem  höheren  Dcckgolde  decken,  von  der 
Körung  ausgenommen,  da  hier  ein  Miss- 
brauch zum  Ruin  der  Ijandespferdezucht 
weniger  zu  befürchten,  Vollbluthengste  auch 
schwerer  von  der  gewöhnlichen  Körkommis- 
sion  zu  beurteilen  sind;  die  Hengste  der 
staatlichen  Gestüte  sind  natürlich  dem  Kör- 
zwange nicht  unterworfen,  desgleichen  viel- 
fach Hengste  von  Pferdezuchtvereinen,  welche 
unter  Kontrolle  der  betreffenden  staatlichen 


Gestüt  Verwaltungen  stehen.  Weitverbreitet 
und  gerade  in  letzter  Zeit  immer  mehr  in  Auf- 
nahme kommend  sind  Körordnungen  für 
Rindvieh ; in  dem  Masse  wie  man  jetzt  der 
Schweine-  und  Ziegenzucht  gerade  mit  Rück- 
sicht auf  den  kleinen  Mann  mehr  Aufmerk- 
samkeit schenkt , hat  man  auch  begonnen, 
Körungen  für  Elter  und  Ziegenböcke  einzu- 
führen, l>ei  Schafen,  welche  wohl  nirgendwo 
der  Körung  unterliegen . war  wohl  die  her- 
denweise Haltung  und  die  ganz  vorwiegende 
Benutzung  eigener  Böcke  seitens  derilcrden- 
besitzer  Ursache,  dass  Körordnungen  nicht 
erlassen  wurden,  doch  kann  man  die  zu 
Gunsten  der  Merinozucht  mehrfach  erlasse- 
nen Verbote  dos  Haltens  eigener  gröberer 
Schafe  seitens  der  Schäfer  als  eine  ähnliche 
Zwecke  wie  die  Körung  verfolgende  Mass- 
regol  ansehen.  Wo  Kötordmtngen  überhaupt 
nicht  existieren,  wie  z.  R.  in  England  und 
Nordamerika,  ist  das  System  der  Regis- 
trierung der  besseren  Yatertiere  in  Herd- 
bücher so  entwickelt,  dass  dies,  zumal  Inn 
dem  höher  stehenden  züchterischen  Ver- 
ständnisse der  Landwirte  dieser  Länder,  sehr 
wold  als  ein  Ersatz  für  die  öffentliche  An- 
körung gelten  kann. 

Litteratnr:  Die  betreffende»  Abschnitte  der  Ile- 
richte  Uber  Pre nsten»  landtrlrtteh.  Verwaltung, 
Jlrrlin.  — Finbetn.  Staatliche  und  Verein t- 
mattregeln  zur  Förderung  der  lt  in  dei eh  nicht, 
Jlrrlin.  — Die  prohibititen  Körordnungen,  ihre 
gesetzliche  Zulässigkeit  und  irirttcfuijtliche  Be- 
deutung ron  Wilhelm  Xathustus  Könlgn- 
born,  Berlin. 

Thiel. 


Kohle 

s.  Stein  k n h 1 e. 

Kolb,  Georg  Friedrich, 

geh.  am  14.  IX.  1808  in  Speyer,  gest.  am  10. 
V.  1884  in  München,  trat  als  Bürgermeister 
seiner  Vaterstadt  1848  in  das  deutsche  Parla- 
ment ein,  wurde  1840  in  den  bayerischen  Land- 
tag gewählt  und  widmete  sich  seitdem  lediglich 
der  publizistischen  Thiitigkeit.  Nach  Unter- 
drückung der  1850  bis  1853  von  ihm  redigierten 
demokratischen  rNeue  Spcyerer  Zeitung-  ver- 
lies« er  sein  Vaterland,  lebte  bis  1800  in  Zürich 
und  liess  sieh  dann  iu  Frankfurt  a.  M.  nieder, 
seit  1803  als  Redakteur  der  bis  1800  von  ihm 
geleiteten  Frankfurter  Zeitung.  1808—09  ge- 
hörte er  noch  dem  Zollparlament«  au  und  zog 
sich  dann  aus  dem  politischen  Leben  zurück. 

Kolb,  der  in  staatswirtschaftlicher  Beziehung 
einen  frcihiindlerischen  Standpunkt  eiunimmt. 
hat  eine  hervorragende  Bedeutung  nur  alsStatisti- 
ker  und  Wirtschaftskulturhistoriker.  Zur  statisti- 
schen Ergründung  des  Ursächlichkeitsverhältnis- 
ses  im  .Staats-,  Wirtschafts-  und  Volksleben  ist 
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eine  org’amscheFolge  zuständhcherErscheinungen 
zu  erforschen,  die  allein  durch  die  Zahl  „als 
des  klarsten  und  bestimmtesten  Bezeichnungs- 
mittels“, um  mit  Kolb  zu  reden,  zum  Ausdruck 
gebracht  werden  können.  Die  vereinzelte  sta- 
tistische Zahl  ist  aber  zur  Erklärung  der  Kau- 
salität solcher  Erscheinungen  nicht  genügend, 
Schlussfolgerungen  wirtschaftlich-sozialer  Natur 
können  mir  aus  einer  Keihe  quantitativer 
Materialzusammenstellungen  gewonnen  werden, 
wie  sie  die  einzelnen  landesstatistischen  Qnellen- 
werke  darbieten.  Dies  genügte  aber  Kolb  nicht, 
sein  Bestreben  war  vielmehr  darauf  gerichtet, 
durch  Erläuterung  der  gegebenen  Ziffern  und 
Aneinanderreihung  der  gleichartigen  Vorgänge 
in  den  verschiedenen  Knlturstaaten,  der  ideellen 
Aufgabe  der  Statistik,  die  mess-  und  zählbaren 
Zustände  der  Gegenwart  als  Wirkungen  ver- 
gangener Ursachen  erscheinen  zu  lassen,  gerecht 
zu  werden. 

Kolb  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Rechte 
der  deutschen  Völker,  den  Ansprüchen  des  Bun- 
des gegenüber,  3.  Aufl.,  Snever  1832.  — Ge- 
schichte der  Menschheit  und  der  Kultur,  2 Bde., 
Pforzheim  1842.  — Handbuch  der  vergleichen- 
den Statistik,  der  Völkerznstands-  und  Staaten- 
kunde.  Zürich  1857  ; 2.  Aufl.,  Leipzig  18(i0: 
3.  Aufl.  1862  ; 4.  Aufl.  1865  ; 5.  Aufl.  1868; 
6.  Aufl.  1871;  7.  Aufl.  1875;  8.  Aufl.  1879.  — 
Beiträge  zur  Statistik  der  Industrie  und  des 
Handels  in  der  Schweiz,  Zürich  1859.  — Italien 
und  die  jetzige  politische  Lage  des  übrigen 
Europa,  ebd.  1859.  (Er  bediente  sich  für 
diese  Schrift  des  Pseudonyms  Broch.)  — Die 
wichtigsten  älteren  Staatsprozesse  in  England. 
Beiträge  zur  Kenntnis  des  Rechtswesens,  der 
Geschichte  und  Sozial  Verhältnisse  in  jenem 
Laude;  zugleich  Lebens-  und  Charakterbilder 
hervorragender  Staatsmänner  etc.,  2 Bde.,  Leip- 
zig 1861.  — Grundriss  der  Völkerzustands-  und 
Staatenkundc,  ebd.  1862  ; 2.  Aufl.  1865  ; 3.  Aufl. 
18(58;  4.  Aufl.  1871;  5.  Aufl.  u.  d.  T. : Statisti- 
sches Handbüchlein  der  Völkerznstands-  und 
8taatenkunde,  ebd.  1875.  — Die  Nachteile  des 
stehenden  Heerwesens  und  die  Notwendigkeit 
der  Ausbildung  eines  Volkswehrsystems.  Vor- 
trag, ebd.  1862.  — Kulturgeschichte  der  Mensch- 
heit. mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Re- 
gierungsform, Politik,  Religion,  Freiheit-  und 
Wohlstandsentwickelung  der  Völker.  Eine  all- 
gemeine Weltgeschichte  nach  den  Bedürfnissen ! 
der  Jetztzeit,  2 Bde.,  ebd.  1868 — 70:  dasselbe, 
2.  Anti.,  1873;  dasselbe,  3.  Aull.,  1884—85.  — 
Abriss  der  Kulturgeschichte  der  Menschheit. 
Auf  Grundlage  seines  grösseren  Werkes  bear- 
beitet. ebd.  1880.  — Statistik  der  Neuzeit.  Auf 
Grundlage  der  neuesten  Volkszählungen,  Areal- 
berechnungen, Budgetaufstellungeu , Staats-; 
schulden-  und  Armeestärkeberechnungen  etc. 
(Zugleich  Supplement  zum  Handbuch  der  ver- 
gleichenden Statistik  etc.,  8.  Aufl..  1879b  ebd.  j 
1883. 

Kolb  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften  b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: 1.  in  Archiv  f.  polit.  Oekonomie  und 
Polizei  Wissenschaft,  Tübingen:  Feber  die  Teil- 
barkeit des  Grundeigentums,  N.  F.  Bd.  VI, 
Jahrg.  1848,  S.  84  ff.  — 2.  in  Rottcck  und 
Welcher,  Stantslcxikon,  3.  Aufl.,  14  Bde.,  Leip-  j 
z,g  1856—66:  Arbeitszeit  in  industriellen  Au- ! 


stalten,  Bd.  I.  S.  662  ft.  Auslegung  als  politi- 
sches Mittel,  Bd.  II,  S.  38 ff.  Bevölkerung,  Bd. 
II,  S.  694  ff.  Börsenschwindel  und  Täuschungen, 
Bd.  III.  S 1 ff.  — Ehe,  Ehebruch  und  Eheschei- 
dung, Bd.  IV.  S.  653  ff.  — Glücksspiele  oder 
Hazardspiele , Bd.  VI,  S.  659 ft'.  — Politische 
Statistik  von  Grossbritannien  und  Irland,  Bd. 
VII.  S.  lff.  — Gütergemeinschaft,  Bd.  VII,  S. 
252 ft'.  — Hugenotten,  Bd.  VIII,  S.  371  ff.  — 
Jesuiten  und  Jesuitismus,  B.  VIII,  S.  618ff.  — 
Ins  primae  noctis,  Bd.  VIII,  S.  714 ff.  — Unab- 
hängigkeit der  Justiz  ctc.,  Bd.  VIII,  S.  745  ff. 
— Klöster,  Bd.  IX.  S.  258 ff.  — Mass  und  Ge- 
wicht. Bd.  IX,  S.  712 ff.  — Meunoniteu,  Bd.  IX, 
S.  759  ff.  — Münz  wesen,  Bd.  X,  S.  268  ff.  — 
Politische  Arithmetik  (in  Gemeinschaft  mit  W. 
Schulz),  Bd.  XI,  S.  589  ff.  — Parlamentarische 
Redekunst,  Bd.  XII.  S.  350 ff.  — Repräsentatives, 
konstitutionelles  und  landständisches  System  und 
die  Theorie  des  Königtums  von  Gottes  Gnaden, 
Bd.  XII,  S.  488 ff.  — Richelieu  und  Mazariu, 
Bd.  XII,  S.  570 ff.  und  verschiedene  kleinere 
Artikel.  — 3.  in  Zeitschr.  f.  die  ges.  Staatsw., 

! Tübingen:  Gold-  oder  Silberwähruug?  Bd.  XII, 
Jahrg.  1856,  S.  486  ff. 

Vgl.  über  Kolb:  Haushofer.  Lehr-  und 
Handbuch  der  Statistik.  Wien  1852,  S.  48.  — 
v.  L i 1 i e li  f e 1 d . Soziale  Physiologie,  Mitau  1879, 
S.  161  ff.  — Wale  k er,  Grundriss  der  Statistik 
der  Staatenkunde,  Berlin  1889,  S.  22/23.  — 

1 Roscher,  System,  Bd.  III.  6.  Aufl.,  Stuttgart 
1 1892,  S.  224. 

Lippert. 


Kollektivismus 

I s.  Sozialismus  und  Kommunismus. 


Koionieen  und  Kolonialpolitik. 

I.  Allgemeines.  Einleitung.  A.  Be- 
griff u n d A r t e n d e r K o 1 o n i s a t i o n.  1.  Die 
Klassifikation  der  Koionieen  nach  Roscher.  2. 
Die  Klassifikation  der  Koionieen  nach  Hübbe- 
Sclileideu  (Kolonisation  und  Kultivation).  3. 
Die  Klassifikation  der  Koionieen  nach  Fabri 
und  vor  allem  nach  Schäffle.  4.  Die  Klassifi- 
kation der  Koionieen  nach  v.  Stengel.  5.  Die 
Koionieen,  abbängenden  und  Schutzstaaten  der 
Nationen  der  Welt  nach  ihrer  Flächenausdehnung 
und  Bevölkerung.  B.  Kolonial-  und  Kolo- 
n isatious politik,  Systeme  und  Tech- 
nik. 0.  Theorie.  7.  Auswanderung«-  und  Ein- 
wanderungspolitik. 8.  Verteilung  des  Grund  und 
Bodens,  Heimstätten,  Landscheukungen.  U.Staats- 
kolonisation  und  Privatkolonisation.  10.  Die 
koloniale  Urproduktion.  1/.  Die  Beschaffung 
von  Arbeitern  und  die  Erziehung  der  Einge- 
borenen zur  Arbeit.  — II.  Die  Teilung 
Afrikas  und  die  Begründung  des 
Kongos taates.  A.  Die  Teilung  Afri- 
kas. 1.  Aeltere  Teilungen.  2.  Die  neueste 
Teilung.  3.  Uebersicht  über  die  Teilung  Afrikas 
nach  dem  Stande  von  1899.  B.  Der  Kongo- 
staat. III.  Die  Teilung  des  Ostens. 
IV.  Koionieen  und  Kolonialpolitik  der 
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einzelnen  nichtdeutschen  Staaten.  A. 
Spanien.  1.  Abriss  der  Kolouialgeschichte. 
2.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  3. 
Die  emancipierten  spanischen  Kolonialgebiete. 
4.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Spaniens.  B.  Por- 
tugal. 5.  Abriss  der  Kolonialgeschichte.  6.  Er- 
gebnis der  kolonialen  Entwickelung.  7.  Brasi- 
lien. 8.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Portugals. 
C.  Frankreich.  9.  Abriss  der  Kolonialgeschiehte. 
10.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  11. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  Frankreichs.  D. 
N i e d e r 1 an  d e.  12.  Abriss  derKolonialgcschichte. 
13.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  14. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  der  Niederlande.  E. 
England.  15.  Abriss  der  Kolonialgeschichte. 
16.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  17. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  Englands.  F.  Die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  G. 
Italien.  H.  Russland.  V.  Kolonieen 
und  Kolonialpolitik  des  Deutschen 
Reiches.  1.  Die  neuere  Kolonialbewegung.  2. 
Die  amtliche  Kolonialpolitik.  3.  Deutsches 
Kolonialrecht:  a)  Völkerrecht,  b)  Staats-  und 
Privatrecht,  c)  Verwaltung.  4.  Deutsch-Süd- 
west-Afrika.  5.  Kamerun.  6.  Togo.  7.  Deutsch- 
Ost-Afrika.  8.  Neu-Guinea,  Kaiser-Wilhelms- 
Land,  Bismarck- Archipel  und  Salomonsinseln. 
9.  Marschallinseln.  10.  Schutzgebiet  der  Karo- 
linen — Palau  und  Marianen.  11.  Samoa.  12. 
Kiautschou.  13.  Vergebliche  deutsche  Kolouial- 
versuche  (Fidji,  Delagoa-  und  St.  Lucia-Bai, 
Dembiah,  Wituj. 

I.  Allgemeines. 

Einleitung.  Die  Kolonisation  ist  jeder- 
zeit eines  der  wichtigsten  Mittel  der  Ent- 
wickelung der  Menschheit  gewesen  und  hat 
dauerndere  Veränderungen  herbeigeführt  als 
blosse  Eroberungen,  Zertrümmerungen  und 
Neuaufrichtungen  von  Staaten.  Sie  hat  die 
jeweilig  erreichte  Kultur  über  die  Erde  ver- 
breitet und  ihr  Schwergewicht  von  dem 
einen  nach  einem  anderen  Erdteile  verlegt. 
Wir  finden  deshalb  alle  wesentlichen  Um- 
gestaltungen im  staatlichen,  wirtschaftlichen 
und  gesellschaftlichen  Leben  durch  koloniale 
Schöpfungen  eingeleitet  oder  begleitet. 

Das  Vordrängen  der  asiatischen  Völker 
nach  dem  Mittelmeere  hin  führte  ebenso  zu 
neuen  Besiedelungen  wie  zu  Neubesiede- 
lungen. Am  bekanntesten  ist  der  weitere 
Verlauf  dieser  Bewegung  in  den  Koloni- 
sationen der  Phönicier,  und  von  den  rück- 
läufigen Bewegungen  die  von  Aegypten  aus- 
gehende Kolonisation  Palästinas  durch  die 
Juden  mit  ihrer  kolonial-technisch  inter- 
essanten Lösung  der  agrarischen  Frage. 

Auf  dem  Wege,  der  Handels-  und  Pflan- 
zungskolonisation ist  die  asiatische  und 
ägyptische  Kultur  an  den  Küsten  des  Mittel- 
mcers verbreitet  worden  und  hat  hier  eine 
neue  Kulturform  in  Griechenland  gezeitigt, 
deren  extensive  ßethätigung  wiederum  eine 
durchaus  kolonisatorische  war.  Denn  die 
Griechen  waren  das  Kolonisationsvolk  des 
klassischen  Altertums  an  allen  Küsten  des 


Mittelmeeres  und  legten  durch  ihre  An- 
siedelungen den  Grund  zur  tausendjährigen 
Weltherrschaft  der  griechischen  Kultur.  Der 
römische  Staat  hat  sich  mehr  auf  Eroberungen 
gestützt,  deren  Erfolge  aber  nur  dort  zu 
dauernden  gemacht,  wo  er  durch  Anlage 
von  Militärkolcniecn  mit  der  Herrsclxafts- 
ausübung  zugleich  eine  ethnologische  An- 
gliederung des  unterjochten  Volkes  herbei- 
führen konnte.  Die  Reste  römischer  Kolo- 
nieen leben  noch  heute  in  zahllosen  Städten 
Mittel-  und  Südeuropas  fort.  Aber  auch 
der  Zusammenbruch  des  römischen  Staates 
wurde  durch  ein  koloniales  Ereignis  herbei- 
geführt. durch  die  germanische  Völker- 
wanderung. Die  sämtlichen  romanischen 
und  germanischen  Staatsschöpfungen  des 
Mittelalters  sind  koloniale  Gebilde.  Die 
Kreuzzüge  alter  waren  ein  Konflikt  des  süd- 
östlich vordringenden  kolonialen  Streitens 
Europas  mit  einer  netten  Völkerwelle,  die 
aus  Asien  hervorgebrochen  war  und  nach 
dem  Mittelmeere  ebenso,  wie  nach  dem 
roten  und  dem  indischen  Meere  islamitische 
I Ansiedelungen  und  eine  neuartige  Kultur 
! führte.  Ein  anderer  Konflikt,  das  Hin-  und 
Herschieben  der  Grenzen  zwischen  ger- 
manischen und  slawischen  Völkern  in  Mittel- 
europa, war  nichts  anderes  als  eine  neue 
germanische  Kolonisation,  in  deren  Verlaufe 
das  jetzige  Sprachgebiet  der  Deutschen  auf 
slawischem  Boden  festgcstellt  wurde,  ein 
Prozess , der  als  Grenzkolonisation  und  als 
i innere  Kolonisation  in  Deutschland  und 
I Oesterreich-Ungarn  noch  heute  fortdauert. 

In  einer  anderen  Gestalt  bethätigte  sich 
! der  niemals  ruhende  koloniale  Gedanke  in 
' den  politischen  Handolsgesellscliaften  der 
Hansa  und  der  italienischen  Städterepubliken, 
i deren  Spuren  allerdings  schneller  verwischt 
worden  sind  als  die  anderer  kolonialer 
Unternehmungen,  da  ihnen  das  Moment  der 
Verpflanzung  von  Menschenmassen  fehlte. 

Ein  neuer  Schauplatz  für  die  asiatisch- 
europäische  Kultur  und  für  die  kolonisierende 
Thütigkeit  der  führenden  europäischen  Völker 
eröffnete  sich  durch  die  Entdeckung  des 
Seeweges  nach  Indien  und  die  Entdeckung 
Amerikas  und  Australiens.  Die  moderne 
Kolonisation  dieser  Eixlteile  führte  zu  einer 
Vervielfachung  der  romanischen  und  ger- 
manischen Kulturvölker,  zur  Verdrängung 
und  Vernichtung  der  einen,  zur  Erziehung 
der  anderen  Naturvölker,  zur  Umspannung 
der  ganzen  Erde  mit  einer  einzigen  ebrist- 
' liehen  Kultur  und  einer  einzigen  Weltwirt- 
schaft. Und  alle  diese  gewaltigen  Ent- 
wickelungen der  Menschheit  fanden  ihren 
Grund  oder  ihre  Bethätigung  in  der  Kolo- 
! nisalion. 

Mit  Rücksicht  auf  den  vorliegenden 
j Zweck  werden  wir  uns  im  Nachstehenden 
weder  mit  der  antiken  noch  mit  der  mittel- 
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alterlichen,  sondern  nur  mit  der  modernen 
Kolonisation  beschäftigen. 

A.  Begriff  und  Arten  der  Kolonisation. 

Ueber  das  Wesen  der  Kolonisation  und 
über  die  Klassifikation  der  kolonialen  Er- 
scheinungen ist  in  Wissenschaft  und  Praxis 
durchaus  noch  keine  Uebereinslimmung  er- 
zielt worden.  Um  die  Entwickelung  der 
kolonialen  Theorie  haben  sieh  aber  Koscher, 
H il  b b e - S c h 1 e i d e n , F a b r i , S c h ii  f f 1 e 
und  von  Stengel  hochverdient  gemacht. 

l.DieKlassifikation  derKolonieen  nach 
Roscher.  Nach  W i 1 h e 1 m R o s c h e r lassen 
sich  die  kolonialen  Eigentümlichkeiten  fast 
ohne  Ausnahme  auf  zwei  Hauptpunkte  zu- 
rückführen : a)  dass  ein  mehr  oder  weniger 
a 1 1 e s V o 1 k ein  mehr  oder  weniger  junges 
Land  in  Besitz  nimmt;  b)  dass  ein  Teil 
des  Volkes  sich  vom  Ganzen  ablöst. 

Und  im  Anschluss  an  Heeren,  der 
zwischen  Ackerbau-,  Pflanzungs-,  Bergbau- 
nnd  Handelskolonieen  unterscheidet,  teilt 
Roscher  die  verschiedenen  Arten  der  Kolo- 
nieen in  Eroberungs-,  Handels-,  Ackerbau- 
und  Yiehzuchtkolonieeu  und  charakterisiert 
sie,  wie  folgt: 

A.  Eroberungs  kolonieen.  Hier 
wollen  die  Ansiedler  nicht  sowohl  aus 
eigener  Produktion,  sondern  vielmehr  aus 
der  politischen  und  militärischen  Aus- 
beutung der  Eingeborenen  Vorteil  ziehen. 
Eroherungskolonieen  können  weder  in  sehr 
dünn  bevölkerte  noch  in  sehr  niedrig  kul- 
tivierte Länder  geführt  werden.  Sie  pflegen 
die  bürgerliche  Gesellschaft  in  Kasten  zu 
zersplittern.  Eine  Erobern ngskolonie  wird 
in  ihren  Hauptzügen  immer  denselben  Gang 
nehmen  müssen  wie  eine  kriegerische  In- 
vasion. Eine  Unterabteilung  der  Eroberungs- 
kolonieen  bilden  die  Mihtärkolonieen. 

B.  Handelskolonieen.  Sie  werden 
entweder  unmittelbar  in  solchen  Ländern 
angelegt,  wo  es  viel  zu  kaufen  und  zu  ver- 
kaufen giebt,  wo  aber  dennoch  aus  irgend 
welchen  Gründen  der  gewöhnliche  freie 
Handel  nicht  stattfinden  kann,  oder  aber  sie 
dienen  nur  einem  über  sie  hinausgeheuden 
Handel  als  Zwischenstalion,  vornehmlich  an 
solchen  Punkten,  welche  geographisch  die 
Handelsstraße  beherrschen.  Fast  .die  grösse- 
ren unmittelbaren  Handelskolonieen  sind  aus 
Handelsfaktoreien  hervorgegangen.  In  keinem 
Falle  wird  die  blosse  Handelskolonie  eine 
eigene  Station,  einen  selbständigen  Ableger 
des  Mutterlandes  bilden.  Doch  fangen  fast 
alle  Kolonieen  als  Handelskolonieen  an.  Zur 
Anlage  einer  Handelskolonie  gehört  vor 
allem  Kapitalreiehtum  und  Seemacht.  Eine 
Nebenart  der  Handelskolonieen  sind  die 
Fischereikolonieen. 

C.  Ac  kerbau  kolonieen  werden  sieh 
uur  in  einem  ganz  wüsten  oder  höchstens 
von  Jäger-  und  Hirtenstämmen  dünn  be- 


wohnten Lande  bewerkstelligen  lassen. 
Cerealien  haben  fast  dieselben  Vegetations- 
bedingungen wie  Waldbäume.  Daher  pflegen 
Länder,  wo  nachmals  der  Ackerbau  gedeiheu 
soll,  im  wüsten  Zustande  mit  Wald  bedeckt 
zu  sein.  Anfangs  daher  mühevolle  Arbeit 
des  Rodens,  eine  Arbeit,  deren  Segen  erst 
den  Kindern  zu  gute  kommt.  Daher  Erb- 
lichkeit, Sesshaftigkeit.  So  wächst  in  der 
Ack erbau kolonie  allmählich  eine  Nation 
heran,  ein  selbständigerAbleger  vom 
Mutterstamme.  Der  Ackerbau  braucht  viele 
Menschenhände,  daher  Masseuauswanderung 
erforderlich,  möglichste  Nähe  wünschenswert. 
In  ihrem  Inneren  besitzen  die  Ackerbau- 
kolonieen  gewöhnlich  einen  sehr  demokra- 
tischen Charakter.  Eine  Unterabteilung  der 
Aekerbaukolonieen  bilden  die  Vieh  zu  cht- 
kolonieen. 

I).  Pflanzungs  kolonieen.  Sie  dienen 
zur  Hervorbringung  jener  Luxusartikel, 
die  man  vorzugsweise  Kolonial  waren 
nennt.  Man  hat  diese  Pflanzungskolonieen 
die  Treibhäuser  von  Europa  genannt.  Als 
Arbeiter  in  den  garteuartigen  Kulturen  unter 
einem  heissen,  für  Europäer  gefährlichen 
Klima  benutzt  man  entweder  eingeborene 
Fröner  oder  von  aussen  eingeführte  Kauf- 
sklaven. Recht  heimisch  werden  sich  die 
Pflanzer  nie  fühlen.  Jeder  wünscht,  sobald 
er  einigen  Reichtum  erworben  hat , ins 
Mutterland  zurückzukehren.  Man  hat  neuer- 
dings für  dieses  Verhältnis  den  Ausdruck 
Kulti vationskolonie  aufgebracht,  die 
in  der  That  ein  eigentümliches  Mittelding 
zwischen  Pflanzungs-  und  Eroberungskolonie 
bildet.  Gewiss  ein  glänzender  Triumph  der 
Kultur,  wenn  ein  hochkultiviertes  Volk  er- 
zieherisch ein  von  rohen  Menschen  bewohn- 
tes Lind  auf  eine  höhere  Stufe  hebt.  Solche 
»Kultivation«  wird  namentlich  da  zweck- 
mässig sein,  wo  das  lehrende  und  herrschende 
Volk  zwar  aus  klimatischen  etc.  Gründen 
keine  Massen  gemeiner  Ariieiter,  wohl  aber 
Kapitalien,  Direktoren,  Kauflente  etc.  hin- 
übersenden kann.  Grossartiges  Beispiel: 
Niederländisch-Indien.  Ls  versteht  sich  vou 
selbst,  dass  die  erörterten  vier  Klassen  in 
einzelnen  Fällen  beinahe  unmerklich  inein- 
ander übergehen  können.  Eine  Art  von 
uneigentlichen  Kolonieen  sind  die  Kultur- 
berufungskolonieen,  wo  nämlich  die 
einsichtsvolle  Regierung  eines  rohen  Volkes 
aus  der  Fremde  höher  gebildete  Kolonisten 
herbeiruft,  gleichsam  als  Erzieher,  Lehr- 
meister ihres  neuen  Vaterlandes,  z.  B.  die 
Deutschen  in  Russland,  Polen,  Ungarn, 
Siebenbürgen,  die  Hugenotten  in  Deutsch- 
land. 

Als  Haupt  Ursachen  der  Kolonisation 
führt  Roscher  an:  Uebervölkernng ; L Ver- 
füllung mit  Kapital ; politische  Unzufrieden- 
heit ; religiöse  Begeisterung. 
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SLDioKlassifikationderKolonieennaeh  nieen«  wie  die  australischen  oder  Canada 
Hübbe-Schleiden  (Kolonisation  und  Kulti-  bildet.  Er  nennt  Indien  ein  Reich,  ein 
Tation).  Wenn  man  die  Bcgriffsbehandluug  Herrscliaftsgebiet,  auch  wohl  eine  Domäne 
der  Kolonieen  durch  Roscher  eine  historische  (Nationaldomäne  oder  Kulturdomäne):  ölm- 
und wirtschaftliche  nennen  kann,  so  stellt  sich ; gens  aber  wird  stets  klar  unterschieden  : 
II übbe-Sch leide n vorwiegend  auf  denlndia.  the  Colonies  and  other 
kolonisations te c h n i sehen  Standpunkt  und  [British  possess ions. 

Eine  durchaus  unzulässige  Begriffsver- 
wirrung ist  es  daher  auch,  wenn  mau  von 
einer  »Kolonisation  Aequatorial- Afrikas«  redet. 
Diejenige  Nation,  welcher  es  gelingen  wird, 
dieses  Land  und  seine  Menschenrasse  zu 
kultivieren,  wird  sicherlich  unter  allen 
Kultivation  sind  die  Grundbegriffe  der  > Nationen  unserer  Rasse  die  bedeutendste 
Weltwirtschaft.  Bisher  sind  dieselben  werden,  das  tropische  Afrika  aber  zu  kolo- 
allerdings  dem  deutschen  Vorstellungskreise  In  isieren,  wurde  erfordern,  dass  wir  deu 

Ueberschuss  unserer  Arbeitskräfte  dorthin 
übersiedelten  und  dort  Teile  unserer  Be- 
völkerung heimisch  zu  machen  versuchten. 
Solcher  Versuch  jedoch  ist  gegenwärtig' 
weder  wünschenswert  noch  möglich,  er  wäre 


gelangt,  von  diesem  aus  zu  einer  scharfen 
Hervorhebung  des  Unterschiedes  zwi-i 
sehen  Kolonisation  im  engeren  Sin  ne  | 
und  K it  1 1 i v a t i o n.  Er  begründet  diesen  i 
Unterschied  durch  folgende  Ausführungen: 
Die  Gegensätze  zwischen  Kolonisation  und 


völlig  fremd.  Ja  sogar  von  den  verschie- 
denen Arten  der  Kolonisation  hat  das 
deutsche  Publikum  bisher  nur  sehr  unklare 
Begriffe.  Allerdings  bezeichnet  noch  heute 
auch  ein  laxer  Sprachgebrauch  des  eng- 


lischen Publikums  manche  Niederlassung,  gleichbedeutend  mit  dem  Totalveriust  aller 


welche  im  technischen  Sinne  keine  Kolonie 
ist,  doch  als  eine  »eolony«,  und  es  mag  auch 
früher  der  Einfachheit  wegen  wohl  zweck- 
mässiger erschienen  sein,  auf  diesen  allge- 
meinen Ausdruck  eine  systematische  Ein- 
teilung zu  begründen.  Schon  Merivale  hatte 
denselben  in  umfassender  Weise  theoretisch 
verwandt,  und  Roscher,  der  ausserdem  an 
Heerens  Begriffsbestimmungen  ankuüpfte,  i 
erhob  diese  Anschauungen  zur  Wissenschaft-  Hauptgruppon  lassen  sich  verschiedene  Ge- 
liehen Theorie;  doch  ist  dieselbe  heutzutage  I sichtspunkte  der  Klassifikation  mit  gleichem 
jedenfalls  nicht  mehr  ausreichend.  Gerade- 1 Rechte  durch  führen.  Hübbe-Soldeiden  scheint 
zu  unrichtig  aber  ist  der  Sprachgebrauch  die  zweckmäßigste  Einteilung  folgende: 
des  deutschen  und  französischen  Publikums,  Verschiedene  Arten  überseeischer 
welcher  so  diametral  entgegengesetzte  Be-  Besitzungen  mit  typischen  Beispielen, 
griffe  wie  Kolonisation  und  Kultivation  ver-  A-  Stationen  (abhängig):  1.  Marinedepots:  St. 


dieser  Kräfte. 

Die  offizielle  englische  Klassifikation  der 
britischen  Besitzungen  als  Stations,  Plan- 
tat ions  und  Settlements  gründet  sich  ledig- 
lich auf  historisch  gewordene  Verhältnisse, 
nicht  auf  logische  Begriffsunterschiede  und 
ist  datier  weder  auf  andere  Verhältnisse 
übertragbar  noch  auch  wissenschaftlich 
brauchbar.  Für  die  Unterabteilungen  der 


wechselt. 

Eine  Kolonie  ist  nur  ein  solches  aus-1 
wärtiges  Wirtschaftsgebiet  einer  Nation,  nach 
welchem  hin  diesellie  nicht  nur  Teile 
ihres  Kapitals  und  ihrer  Intelligenz  über- 
trägt, sondern  wo  sie  vor  allem 


Helena  (britisch),  Tonga  (deutsch),  Gabou  (fran- 
zösisch). 2.  Militärstationen:  Gibraltar,  Malta. 
Aden,  Periin. 

B.  K o 1 o n i e e n : 3.  Pependenzen  (abhängig) : 
Neufundland.  Algerien,  t’aledonien,  Loanua. 
4.  Konföderierte  Kolonieen  (selbständig):  Canada, 
Australien,  Capland.  ö.  Emancipierte  Kolonial- 


a u eh  ihre  eigene  Nationalität  a 1 s 1 länder  (unabhängig) : Vereinigte  Staaten,  Argen 
einheimische  Bevölkerung  ansie- 
delt. In  iJlndern  aber,  wie  z.  B.  Indien 
oder  Java,  kann  unsere  Rasse,  so  wie  sie  ist, 
überhaupt  nicht  heimisch  werden  und  braucht 
es  auch  nicht,  denn  dort  leben  zahlreiche 
Bevölkerungen  anderer  Rassen,  dort  handelt 


tinien,  Chile. 

C.  K ul t i vati onen:  fi.  Handels-  und 

Pflanzungsniederlassungen  (abhängig) : Cuba, 

übriges  Wesfindien.  Guiaua,  Senegambicn, 
Britiseb-Westafrika,  Mauritius.  Reunion,  Singa- 
pore.  Hongkong,  Fidji,  Samoa.  7.  Nationalao- 
mänen:  a)  abhängige;  Ceylon.  Java,  Philippinen: 


es  sich  vielmehr  um  die  (materielle)  K ul  ti- j bi  selbständige:  Britisch-Iudieu.  8.  Emancipierte 


vation  solcher  Länder  mit  Hilfe  unserer 
Intelligenz  und  unseres  Kapitals  und  um 
die  (geistige)  Kultivation,  die  Kulturer- 
ziehung dieser  fremden  Rassen  zur 
(Zivilisation.  N iemals  fällt  cs  ei  nein  ge  - 
bildeten  Engländer  ein.  Britisch-lndien  eine 
Kolonie  zu  nennen,  denn  er  hat  eine  ge- 
nügend klare  Vorstellung  von  dem  Cha- 
rakter des  Landes  und  dessen 


Kultivalländer  (unabhängig):  Mexiko,  Brasilien, 
Peru. 

Von  kulturellen  Gesichtspunkten  aus  be- 
trachtet, steigert  sich  sowohl  die  Grösse  und 
Bedeutung  als  auch  die  Schwierigkeit  der 
zu  vollbringenden  Leistungen  imgefälir  in 
der  hier  angegebenen  Stufenfolge.  Damit 
soll  natürlich  nicht  gesagt  sein,  dass  etwa 

kulturell  bedeuten- 


knlturcller  [ gegenwärtig  Mexiko  ein 

Bewirtschaftung,  um  zu  wissen,  dass  es  deu  j deres  Land  sei  als  die  Vereinigten  Staaten, 
schärfsten  Gegensatz  zu  britischen  »Kolo-!  wohl  aber,  dass  es  für  eine  europäische 
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Nation  eine  unendlich  viel  grössere  und 
schwierigere  Aufgabe  ist,  ein  Land  wie 
Mexiko,  oder  sagen  wir  statt  dessen  besser 
Indien  oder  Afrika,  auf  eine  gleiche  Höhe 
der  Kultur  zu  heben  und  die  fremdrassigen 
Bewohner  dieser  Länder  zu  gleicher  Civili- 
sation  zu  erziehen,  wie  sie  sieh  heutzutage 
in  den  Vereinigten  Staaten  oder  in  den 
australischen  kolonieen  findet.  Kulti- 
vation  ist  eine  ungleich  schwierigere  Auf- 
gabe als  Kolonisation,  aber  sie  ist  auch  nicht 
um  ebensoviel,  sondern  etwa  im  ver- 
doppelten Verhältnisse  rentabler 
als  diese. 

Die  mächtigste,  oder  wie  man  auch  ge- 
sagt hat,  die  »herrschendste«  Nation  des  20. 
Jahrhunderts  wird  allerdings  wohl  diejenige 
werden  oder  bleiben,  welche  am  meisten 
kolonisiert;  die  kulturell  bedeutendste  aber 
und  zugleich  die  reichste  Nation  der  Zukunft 
muss  jedenfalls  diejenige  werden,  welche 
am  meisten  und  am  erfolgreichsten  die  Natur- 
völker und  ihre  von  l'eppigkcit  schwellenden 
Tropenländer  kultivieren  wird. 

Die  besonders  hohe  Rentabilität  tropischer 
Kultivation  unter  irgend  geeigneten  Ver- 
hältnissen ist  jedem  bekannt,  der  mit  solchen 
Verhältnissen  vertraut  ist.  Ein  anderer 
Punkt  aber,  der  bisher  nie  erwähnt  worden 
ist,  soll  hier  doch  speciell  hervorgehoben 
werden,  dass  nämlich  auch  der  Handels- 
verkehr der  Stammländer  mit  Kultival- 
ländem  sehr  viel  rentabler  ist  als  der  mit 
Kolonialländcrn. 

Je  grösser  die  kulturelle  Verschiedenheit 
der  beiden  liamleltreibenden  Länder  oder 
Völker  ist,  desto  grösser  wird  auch  die  Ren- 
tabilität des  Handels  sein. 

Der  Handel  mit  Kultivallündern  wird 
geschaffen  und  gesteigert  durch  die  (mate- 
rielle und  ideelle)  Kultivation  dieser  Länder, 
er  wächst  projjortional  den  Fortschritten  und 
Erfolgen  derselben. 

Zur  Kultivation  ist  eine  längere  Zeit  des 
Kultureinflusses  erforderlich  und  dadurch 
eine  längere  Dauer  des  rentablen  Abhängig- 
keitsverhältnisses bedingt. 

3.  Die  Klassifikation  der  Kolonieen 
nach  Fabri  und  vor  allem  nach  Schäffle. 
Wenn  auch  Fabri  (f  18.  Juli  1891)  den 
praktischen  Gesichtspunkt  des  Kolonisations- 
Bedürfnisses  in  den  Vordergrund  stellte,  so 
konnte  er  doch  eine  wissenschaftliche  Ein- 
teilung der  Arten  der  Kolonieen  nicht  um- 
gehen. Indem  er  den  beiden  Grundarten 
der  Kolonieen,  den  »Ackerbau«-  und 
Hl  an dels* -Kolonieen  als  dritte  Art  die 
»Verbrecherkolonieen«  oder  »Straf- 
kolonieen« zur  Seite  stellt,  legt  er  auf 
diese  Art  ein  ganz  besonderes  Gewicht.  Er 
hält  die  »Deportation«  oder  »Verbannung« 
hir  die  natürlichste  und  würdigste  Form  der 
Bestrafung  politischer  Vergehen  und  das 


Fehlen  dieser  Strafform  für  eine  verwunder- 
liche Lücke  im  deutschen  Strafgesetzbuch. 
Beispiele:  Sibirien,  Australien,  Caledonien. 
Die  Strafkolonieen  bilden  insofern  keino  be- 
sondere Form  der  Kolonisation,  als  es  sich 
nur  um  eine  zwangsweise  Ansiedelung 
vorübergehender  oder  dauernder  Natur  han- 
delt und  diese  ebenso  in  einer  Ackerbau- 
kolonie wie  in  einer  Plantagenkolonie  oder 
Berghaukolonie,  in  einer  Handelskolonie  wie 
in  einer  Militärstation  vor  sich  gehen  kann, 
je  nach  der  Methode  des  angewandten  Straf- 
vollzuges. Auch  sind  Kolonieen  gewöhnlich 
nur  vorübergehend  als  Strafkolonieen  be- 
handelt worden,  um  dann  bei  intensiverer 
Kolonisation  oder  Kultivation,  gewöhnlich 
nach  einer  heftigen  Reaktion  gegen  das 
Sträflinge  sendende  Mutterland,  in  freier 
Wirtschaft  ihrem  eigentümlichen  Charakter 
zurückgegeben  zu  werden.  (Australien.) 

Wenn  die  Behandlung  der  kolonialen 
Theorie  durch  Hübbe-Schleiden  zu  einem 
Dualismus  geführt  hatte,  so  hält  Schäffle 
an  der  Einheitlichkeit  des  Begriffes  der 
Kolonisation  fest,  indem  er  die  nach  Hübbe- 
Seldeiden  zwischen  der  Kolonisation  im 
engeren  Sinne  und  der  Kultivation  vor- 
liegenden Gegensätze  in  den  von  ihm  kon- 
struierten Stufen  und  Graden  der  Koloni- 
sation zur  Geltung  bringt.  Nach  Schäffle  ist 
Kolonisation  Volksentwickelung  von 
höherer  auswärtiger  Gesittung  aus 
durch  Niederlassung  von  Bevölke- 
rn ugstei  len. 

An  die  Stelle  von  »alt«  und  »jung-  der 
Roscherschen  Definition  setzt  er  die  Grade 
der  Entwickelung  in  der  Organisation  oder 
in  der  Kultur  und  begründet  seine  Abwei- 
chung von  Roscher  in  der  folgenden  Weise ; 
»Wir  sagen  nicht  »mehr  oder  weniger« 
hoch.  Diese  Bezeichnung  ist  an  sich  vag, 
sie  drückt  die  ganz  bestimmte  Gradation 
der  Kolonisation  in  jedem  besonderen  Falle 
nicht  aus  und  schliesst  eigentlich  jene  Kolo- 
nisation aus,  welche  schon  von  der  ersten 
Stufe  der  Entwickelung  aus  stattgefunden 
hat  und  heute  im  Hinterwald  noch  immer 
stattfindet.  Wir  sagen  nicht  »eiue  Volks- 
bcsitznahme«,  da  dies  die  politische  Herr- 
schaft des  »alten  Volkes«  als  wesentliches 
Merkmal  der  Kolonisation  einschliesst,  die 
innere  Kolonisation  aber  ausschliesst.  Wir 
sagen  nicht  »ein  junges  Land«;  der  Ko- 
lonisationskreis kann  schon  Volk  haben  und 
schon  einigermassen  civilisiert  sein.  Kolo- 
nisation ist  ein  Mittel,  auch  »alte  Ländere, 
seihst  solche,  welche  früher  kolonisierten, 
durch  Re-  und  Rückkolonisation  wieder  zu 
heben.  Wir  sagen  nicht,  die  Kolonisation 
sei  Landesbesitznahmo durch  ein  altes  Volk, 
weil  nicht  völligo  und  staatliche  Occupation 
notwendig  ist  und  weil  die  Kolonisation 
mehr  ist  als  Besitznahme,  nämlich  auch  Er- 
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Ziehung  und  Kultivierung  durch  die  Kolo- 
nisten. Die  Niederlassung  uinschliesst  bei- 
des. Wir  sagen  nicht,  die  Kolonisation  sei 
bedingt  durch  »Ablösung«  neuer  Grenzen. 
Weder  kulturell  findet  völlige  Ablösung 
statt  noch  immer  staatlich ; solange  die 
Kolonie  Dependenz  des  Mutterlandes  ist  und 
solange  sie  es  bleibt,  ist  der  Kolonist  noch 
Glied  des  Reiches. 

Wir  sagen  dagegen:  von  auswärtiger 
höherer  Gesittung  aus,  weil  dies  die  innere 
wie  die  äussere,  die  sozhde  wie  die  poli- 
tische  Kolonisation,  die  Kolonisation  nach 
auswärtigen  Völkern  wie  Ländern,  also  die 
Pfropf-  wie  die  Urkolonisation,  uud  weil  es 
Kreise  weitester  wie  engster  Territorialer- 
streckung und  diese  alle  sowohl  als  Kultur- 
wie  als  Staatskreise  umfasst.  Wir  sagen 
ferner:  Volksentwickelung,  weil  dies  par- 
tielle und  lokale  Kolonisation  auswärtiger 
Gesittungskreise  ebenso  in  sich  schliosst,  wie 
die  völlige  Herstellung  sittlicher  Gemein- 
schaft im  nicht  oder  wenig  gesitteten  Ge- 
biete. Entwickelung  bedeutet  ebenso  Weiter- 
entwickelung wie  Gründung,  ebenso  Wieder- 
herstellung vom  Verfall  wie  Steigerung  von 
bisheriger  Blüte  aus.  Ein  Entwickelungs- 
vorgang ist  die  Kolonisation  von  der  Urkolo- 
nisation an.  In  dem  Merkmal  der  Volks- 
entwickelung liegt  auch  schon , dass  die 
koloniale N iederlassung  gross  und  häufig 
genug  sein  muss,  um  entweder  ein  ganz 
neues  Kolonialvolk  zu  schaffen  oder  die  ein- 
geborene Bevölkerung  in  ihrer  Entwickelung 
fort-  und  umbildend  zu  beeinflussen,  ln 
demselben  Merkmal  liegt  es  auch  schon, 
dass  die  Niederlassung  von  Kolonisten  eine 
dauernde  sei.  Niederlassung  sagen  wir  statt 
Landbesitznahme,  weil  die  Niederlassung 
wirklich  das  Mehr  mit  enthält,  was  über 
IäukI  besitznah  me  und  Bodenankauf  hinaus 
am  Kolonisieren  ist  und  gleichwohl  die 
Niederlassung  staatlicher  Kräfte  des  Mutter- 
landes nicht  ausschliesst.« 

(Wenn  Ilübbe-Schleiden  bei  der  Kulti- 
vation  gerade  ein  Gewicht  darauf  legte,  dass 
eine  dauernde  Niederlassung  von  Volksbe- 
standteilen der  Kolonisatoren  nicht  statt- 
findet, so  wird  Sehäffle  dem  dadurch  ge- 
recht. dass  er  Schichtenkolonisation  annimmt, 
also  das  Dauernde  der  Niederlassung  nicht 
in  das  Individuum,  sondern  in  das  wieder- 
holt nach  demselben  Ziel  aussendende  Volk 
legt.) 

Für  die  K 1 a s s i f i k a t i o n der  Kolonieen 
ist  bei  Sehäffle  die  gleichzeitige  Beach- 
tung der  Aktiv-  und  der  Passivseite 
aller  Kolonialerscheinungen,  d.  h.  der  Alt- 
volk- und  Junglandseiten  das  Ausschlag- 
gebende. Von  diesem  Standpunkte  aus  ge- 
langt er.  abgesehen  von  der  flusserliehen 
Unterscheidung  zwischen  innerer  und  äus- 
serer. politischer  und  sozialer  Nachbarschafts- 


(Grenz-)  und  Fern-  (Uebersee-,  Ueberland-) 
Kolonisation,  Universal-  uud  Special-.  Total- 
und  Partialkolonisation  zu  einer  Unsumme 
von  Einteilungsgründen.  Von  diesen  er- 
scheinen ihm  als  die  wichtigsten  die  fünf 
Stufen  der  Entwickelung  der  aktiv  oder 
passiv  au  der  Kolonisation  beteiligten  Völker 
und  die  Grade  des  Gesittungsbestandes  zwi- 
schen beiden. 

Die  thatsächlich  vorhandenen  kolonialen 
Erscheinungen  reiht  Sehäffle  in  dieses  Sys- 
tem in  der  folgenden  Weise  ein: 

Die  eine  fünf  stufige  Kolonisation  ist 
die  seit  Anbruch  der  neuesten  Zeit  mit  den 
Mitteln  der  Hoehkultur  (Europa  Stufe  V) 
getriebene  Urkolonisation,  hauptsächlich  die 
in  Nordamerika,  in  Australien  und  in  der 
canadischen  Dominion. 

Die  zwei  vierstufigen  Kolonisationen 
der  Gegenwart  sind:  1.  die  Kolonisation  in 
Kolonialgebieten,  welche  auf  Stufe  1 angre- 
kommeu  sind  d.  h.  zu  solchen  Naturvölkern, 
welche  civilisiert  werden  sollen  oder  nicht 
vernichtet  werden  diirfeu  (Europa  nach  den 
extensiv  besiedelten  Teilen  Nordamerikas, 
Australiens,  Brasiliens  etc.  und  die  Steppen- 
kolonisation der  Russen,  die  Kolonisation 
Centralafrikas);  2.  die  innere  Kolonisation 
von  Gesittungskreisen  IV.  Stufe  nach  inne- 
rem oder  auswärtigem  Unland. 

Die  drei  dreistufigen  Kolonisationen 
finden  heute  statt:  1.  von  Europa  aus  nach 
den  Ländern  lialb-  und  ganzstänaestaatlicher 
Gesittung:  Japan,  China,  Hiuterindien,  Vor- 
, derindien,  Tibet,  Persien,  Aegypten,  Türkei, 
Tunis,  Algier  und  einem  Teil  des  Sudan; 

: 2.  als  äussere  Kolonisation  von  Europa  aus 
, nach  den  auf  Stufe  11  gekommenen  Kreiseu 
der  neueren  Kolonialländer;  3.  die  eigene 
' innere  Kolonisation  von  den  wenigen  auf 
Stufe  IV  etwa  angekommenen  Gebietsteilen 
Nordamerikas  nach  dem  Urwald  und  der 
! volk  losen  Prairie. 

Die  vier  zweistufigen  Kolonisationen 
sind  zu  erkennen : in  der  Kolonisation  Euro- 
pas nach  den  Stadtgesittungskreisen  Nord- 
amerikas und  von  denjenigen  Gesittungs- 
kreisen, welche  in  den  modernen  Kolonieen 
selbst  bezw.  Stufe  II,  III  und  IV  erreicht 
haben,  nach  bezw.  dem  Urwald,  nach  dem 
Rande  des  Urwaldes  und  der  Prairie  und 
nach  den  Gebieten  von  wahlämterstaatlicher 
Gesittungshöhe  (der  Stufe  II). 

Die  fünf  e i n stufigen  Kolonisationen  wer- 
den nicht  bloss  von  den  höheren  Gesittuugs- 
kreison  alter  Völker  und  Länder  nach  den 
Kreisen  je  der  nächst  niedrigen  Gesittung 
und  innerhalb  der  modernen  Kolonieen  selbst 
auf  eben  diese  Weise,  sondern  auch  von  den 
Ländern  der  stationären  altständischen  Ge- 
sittung zu  Naturvölkern  hin  und  von  diesen 
ins  Unland  hinein  vollzogen. 

Offenbar  ist  der  bedeutendste  Vorgang 
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jene  fünfstufige  Kolonisation  der  Europäer, 
zumal  jene  in  landgleichartigen  Gebieten. 
Wo  wir  Deutsche  nur  immer  noch  jung- 
fräuliches Land  finden,  das  unsere  Acker- 
bauer besiedeln  können,  müssen  wir  sie 
zu  erfüllen  suchen,  und  zwar  da,  wo  schon 
anderssprachige  Völker  zuvorgekommen  sind, 
bei  den  mindest  sprachfremden  Ländern  in 
der  kompaktesten  Weise. 

Die  f ü n f s t u f i g e Kolonisation  ist 
heute  die  fruchtbarste  und  lohnendste. 
Sie  Unterlässt  dem  Mutterlande  am  meisten 
nachhaltigen  Verkehr.  Die  miuderstufige 
Kolonisation  kann  jedoch  dadurch  über- 
wiegen, dass  sie  innere  Kolonisation  ist  oder  das 
Ausland  zu  wenig  Kolonistenmaterial  sendet. 

Jede  hüherstufige  Kolonisation  wird  die 
minderstufigen  verdrängen  und  ihrer,  wo 
nicht  den  minderstufigen  die  Homogenität 
entgegenkommt,  wie  den  Chinesen  in  Tong- 
king,  auch  Herr  werden.  In  Centralafrika 
stehen  die  Europäer  vor  der  Thatsache  der 
minderstufigen  Kolonisation  der  Araber. 

Schon  nie  dreistufige  Kolonisation  zu 
heterogenen  Kolonialländern  ist  heute  über- 
aus schwierig  und  kann  nur  beschränkt  und 
komj)akt,  hauptsächlich  als  Handels-  und 
Lehrkolonisation , wie  sie  gegenwärtig 
Deutschland  in  China  und  Japan,  ganz 
Euro{>a  in  Aegypten,  England  im  ganzen 
Orient  treibt,  mit  Sicherheit  durchgeführt 
werden. 

Also  möglichst  fünfstufige  Kolonisation 
nach  aussen  und  überhaupt  hüherstufige  Ko- 
lonisation zu  möglichst  homogenen  Kolonial- 
gebieten hin ! 

Von  den  Kolonisationsstufen  sind  ver- 
schieden die  Kolonisatiousgrade.  Darunter 
versteht  Schäffle  die  Unterschiede,  welche 
sich  dadurch  ergeben,  dass  die  Kolonisation 
von  Kolonisten  getrieben  wird  oder  wenig- 
stens versucht  werden  kann  welche  von 
der  Gesittung  des  Kolonialgebietes  um  nur 
eine  oder  um  zwei  oder  um  drei  oder  um 
vier  oder  um  fünf  Stufen  der  Gesittung  ab- 
stehen. Das  Normale  ist  nicht  die  fünf-, 
vier-,  drei-  oder  zwei-,  sondern  die  eingra- 
dige  Kolonisation. 

Unter  den  Kolonisationswider- 
ständen versteht  Schäffle  die  Fremd  - 
a r t i g k e i t des  Kolonialgebietes  dem  Mutter- 
lande gegenüber,  sei  es  in  klimatischer, 
sei  es  in  oro-  und  hydrographischer,  sei  es 
in  geologisch-botanischer  und  zoologischer 
Hinsicht.  Noch  wichtiger  als  die  Land- 
gleichartigkeit sei  die  Volksgleichartigkeit. 
Ara  günstigsten  sei  daher  die  innere  Kolo- 
nisation im  Mutterlande,  ungünstig  aber  in 
fremdsprachigen  und  religiös  fremden  z.  B., 
mohammedanischen  Gebieten.  Ausser  der 
typischen  Fremdartigkeit  leiste  aber  auch 
die  Entlegenheit  Widerstände  und  zwar 
desto  grösser,  je  kostspieliger  der  Transport 


ist.  Zu  den  Widerständen,  welche  das  Ende 
der  Kolonisation  beschleunigen,  gehören  die 
Folgen  der  Entwickelung  selbst,  bestehend 
in  der  Emancipation.  Zuerst  tritt  sie  poli- 
tisch, dann  auch  sozial  und  kulturell  eiu. 
Das  Ende  ist  blosser  Verkehr,  welcher 
desto  gewaltiger  ist , ie  verwandter  das 
Tochter-  dem  Mutter volk  und  je  typisch 
: eigenartiger  und  daher  verkehrsbedürftiger 
das  Tochter  1 and  dem  Mutterlande  gegen- 
über ist. 

Als  Kolonisationsgesetz  stellt 
Schäffle  hin:  möglichst  hochstufige,  grad- 
nahe, verwandte  (homogene),  nachbarscliaft- 
liche  und  bei  Fremd-  und  Fernkolonisation 
möglichst  auto-  und  aristokratische,  aber 
bestens  bevormundende  Kolonisation. 

Unter  Kolonisation  und  Kultivation  im  all- 
gemeinen, jedoch  mit  Ausschluss  der  inneren 
Kolonisation,  würden  w'ir  verstehen:  »Die 
räumliche  Ausdehnung  des  wirtschaftlichen 
Machtbereiches  über  die  Staatsgrenzen 
hinaus  !*  Macht  man  aber  zum  Träger  der  Be- 
wegung nicht  den  Staat,  sondern  das  Volk,  so 
kann  man  darunter  verstehen:  »Die  Aus- 
dehnung der  Bevölkerungssiedelung  und 
ihres  Machtbereiches  über  die  bisherigen 
Volksgrenzen«. 

Was  die  deutschen  Kolonieen  anbe- 
langt, so  ist  unsere  Grenzkolonisation, 

1 welche  nur  gegen  den  weniger  gesitteten 
Osten  gehen  könnte,  augenblicklich  sehr  be- 
schränkt und  sie  ist  infolge  der  stärkeren 
Reaktion  des  slawischen  Geistes  viel  hete- 
rogener geworden,  als  sie  eine  Zeit  laug 
wTar.  Durch  unser  Kolonisationsmissgeschick, 
welches  nicht  am  wenigsten  durch  den  Ver- 
lust Nordbelgiens  und  der  Niederlande  ent- 
schieden worden  ist,  sind  wrir  dazu  ge- 
kommen, eigene  Kolonieen  nur  noch  in 
heissen  und  volkfremden  Ländern  zu  finden, 
wo  Bauernkolonisation  in  der  Hauptsache 
unmöglich  und  die  Ackerbaukolonisation  nur 
in  der  Form  der  Leitung  und  Beherrschung 
des  Pflanzungsackerbaues  der  Einge- 
borenen ausführbar  ist.  Wir  besitzen  wohl 
Gebiete  für  überseeische  Kolonisation  vierten 
und  fünften  Grades,  aber  nur  solche,  wo  die 
Arbeit  der  schon  zu  Pflanzern  gewordenen 
Eingeborenen  verwendet  werden  kann.  Dies 
unterscheidet  die  Ae(iuatorialafrika-,Ostafri ka- 
um! Neuguineakolonisation  gründlichst  von 
der  Kolonisation  Nordamerikas  und  des  Süd- 
teils von  Australien.  Unsere  Kolonisation  in 
den  heissen  lindem  kann  sich  nicht  als  Ur- 
kolonisation,  sondern  nur  als  Pfropf ungs- 
kolonisation  entfalten.  Vertilgt  man  unter 
den  Tropen  die  Eingeborenen,  so  sind  die 
Kolonieen  entwuckelungsunfähig.  Lassen  sich 
die  äquatorialen  Rassen  heben,  so  werden 
sie  sich  vielleicht,  allerdings  in  nicht  abseh- 
barer Zeit  — emancipieren,  aber  wertvollsten 
Verkelir  fortsetzen.  Das  grösste  Problem 


Digitized  by  Google 


142 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


ist,  die  Pflanzimgskolonisation  ohne  Sklaven-  1.  Die  eigentlichen  Kolonieen  sind 
haiulel  dnrehzufiiliren  und  die  Formen  zu  überseeische  Provinzen  eines  curoidüschen 
finden,  um  Neger  und  Papuas  unter  unserer  Staates,  welche  seiner  Souveränität  völlig 
Führung  arbeitsam  zu  machen  und  sie  zu  unterworfen  sind.  Völkerrechtlich  bilden 
erhalten,  ohne  sie  zu  Heloten  herabzndriicken  sie  Bestandteile  des  betreffenden  Mutter- 
oder zu  ihrem  eigenen  Nachteil  freiheitfaul  landes.  < >b  die  Anzahl  der  Kolonisten  pegen- 
zu  machen.  über  einer  bereits  vorhandenen  eingeborenen 

4.  Die  Klassifikation  der  Kolonieen  Bevölkerung  gross  oder  klein  ist,  kommt 
nach  v.  Stengel.  Wenn  die  bisherigen  Be-  ebensowenig  in  Betracht,  wie  es  notwendig 
Stimmungen  des  Wesens  der  Kolonieen  von  his-  ist,  dass  die  Kolonisten  Eingewauderte  des- 
torisehen, wirtschaftlichen,  ethnographischen,  jenigen  Staates  sind,  zu  welchem  die  Ko- 
sozialen  und  technischen  Gesichtspunkten  lonie  gehört.  Sobald  die  Kolonieen  in  ein 
aus  erfolgten,  so  macht  sich  auch  eine  Be-  BundesverhiUtnis  zu  dem  Mutterstaate  treten, 
grif fshestimmung  der  Kolonieen  im  wie  es  englische  Kolonieen  planen, hören  sie 
rechtlichen  Sinne  erforderlich.  Dies  auf.  Kolonieen  zu  sein, 
ist  zuletzt  von  Carl  v.  Stengel  geschehen.  2.  Protektoratsländer  sind  iU>er- 
Da  nach  Stengel,  um  von  einer  Kolonie  seeische  Gebiete  mit  staatlicher  Organisation, 
im  rechtlichen  Sinne  sprechen  zu  können,  über  welche  ein  europäischer  Staat  die 
es  erforderlich  ist,  dass  das  Gebiet,  auf  wel-  Schntzherrschaft.  ausübt.  Hierher  gehören 
ehern  sich  die  Angehörigen  eines  Staates  z.  B.  die  französischen  Kolonieen  Tonking 
niederlassen  oder  ansiedeln,  in  eine  Staat  s-  und  Tunis  um!  die  englischen  und  hollän- 
rechtliehe  oder  doch  Völkerrecht-  dischen  Vasallenstaaten  in  Indien,  nicht  aber 
liehe  Abhängigkeit  vom  Mutter-  die  deutschen  'Schutzgebiete*.  Da  in  letz- 
lande gebracht  wird,  so  muss  man  vom  teren  jode  autonome  staatliche  Organisation 
Begriff  der  Kolonieen  ausseheiden  a)  die-  fehlt,  etwa  mit  Ausnahme  der  eingeborenen 
jenigen  Kolonieen  im  ethnographischen  Sinne,  Stämme  in  Süd westafrika,  werden  wir  die 
welche  sich  zu  selbständigen  und  unab-  deutschen  Schutzgebiete  sicher  zu  den  Ko- 
hüngigen  Staatswesen  entwickelt  haben,  wie  lonieen  im  eigentlichen  Sinne  zu  rechnen 
z.  B.  die  Vereinigten  Staaten  von  Nonlame-  haben. 

rika,  Brasilien  etc.,  b)  diejenigen  kolonialen,  3. 1 n teressen-  oder  Machtsphären 
Niederlassungen,  welche  in  einem  Gebiete  entstehen  durch  Vereinbarungen  zwischen 
erfolgt  sind,  das  bereits  einer  anerkannten  Kolonialmächten,  wonach  gewisse  ticbiete 
Staatsgewalt  unterworfen  ist.  Die  übrig  der  kolonialen  Erwerbung  oder  Protektorats- 
bleibenden  Kolonieen  im  rechtlichen  Sinne  ausübung  bestimmter  Kolonialmächte  vorbe- 
zcrfallon  dann  in  eigentliche  Kolonieen,  Pro-  halten  bleiben,  ohne  dass  eine  Oecupation 
tektoratsländer  und  Interessensphären.  dieser  Gebiete  bereits  erfolgt  ist. 


5.  Die  Kolonieen,  abhängenden  und  Schutzstaaten  der  Nationen  der  Welt 
nach  ihrer  Flächenausdehnung  und  Bevölkerung 

nach  dem  Stande  von  1897. 


L ä n d e r : 

! Zahl 
der 
Kolo- 
uieen 

Fläch 

Mutterland 

e (qkm) 

Bevölkerung 

Kolonieen 

Mutterland 

Kolonieen 

Vereinigtes  Königreich  >) . . • 

48 

3*3  335-6 1 29  138567,08 

39  S24  563 

344059  122 

Frankreich 

32 

528  598,28 

9 368  876,93 

38  5'7  975 

52  042  930 

Deutschland 

8 

540  869.70 

2641  981,30 

52  279915 

10  600  000 

Niederlande 

3 

32  758.32 

2079415,17 

4 92S  658 

33  911  744 

Portugal 

9 

93  33^.42 

2 074  745,40 

5 049  729 

9216  707 

Spanien 

3 

S' « 965,30 

636821,43 

1 7 565  632 

256  000 

Italien 

2 

286  573.14 

269  360,00 

3 1 290  400 

650  000 

Oesterreich-Ungarn 

2 

623  987,98 

60  248.^8 

4>  23t  342 

1 <168092 

Dänemark 

•> 

39  598.51 

224  330.26 

2 185  235 

1 14  229 

Russland 

3 

22  056  790,01 

661  874,50 

1 26  68^  3 1 2 

5 6S4  000 

Türkei 

4 

2 888  023,53 

1 462  o;;.uo 

24  1 28  690 

1 7 4S9  000 

i liina 

5 

3 462  418.19 

7 463  240,40 

3S6  000  000 

16  6S0  000 

Vereinigte  Staaten 

4 | 9212630,00 

435  863.33 

75  194000 

10  177  000 

zusammen  . . . 

126 

40  570  896.99 

56  5'7  379,38 

844  879  54 1 

503  048  824 

’)  Einschliesslich  der  Bundesstaaten  Indiens,  dessen  Fläche  1 895  734.96  qkm  beträgt  und 
dessen  Bevölkerung  im  Jahre  1891  66  060  479  betrug. 

Nach  Statesmans  Vear  Book  1898  in  Montldj  summarv  of  commerce  and  tiuance  of  the 
United  States  No.  6 (1899)  S.  1466. 
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B.  Kolonial-  und  Kolonisationspolitik, 
Systeme  und  Technik. 

(».  Theorie.  Als  Begründer  der  Kolo- 
nial  Wissenschaft  ist  Hermauu  Morivale  zu 
betrachten,  als  Begründer  der  wissenschaft- 
lichen Kolonisationstechnik  Eduard  Gibbon 
Wakefield.  Die  Theorie  ist  ferner  gepflegt 
worden  ausser  von  den  volkswirtschaftlichen 
Theoretikern  von  Robert  Torrens  und  neuer- 
dings von  Hübbe  - Schleiden.  Wir  folgen 
bei  Darstellung  des  Gegenstandes  möglichst 
dem  letzteren.  Er  unterscheidet  zwischen 
Kolonisationspolitik  und  Kolonialpolitik  einer- 
seits und  Kolonisationstechnik  anderer- 
seits und  nennt  die  Gestaltung  und  Entfal- 
tung einzelner  kolonisatorischer  Unterneh- 
mungen eine  Frage  der  Kolon isationst  ec  h- 
nik,  die  Entwickelung  kolonialer  Volks- 
wirtschaft dagegen  eine  Aufgabe  «1er  Kolo- 
nisationspolitik und  die  Kolonial politik 
eine  überseeische  Politik. 

Die  Kolonisation»  t ec  h n i k ist  tlie  Summe 
derjenigen  Erfahrungen,  welche  die  Begrün- 
dung und  Entwickelung  kolonisatorischer 
Unternehmungen  betreffen : sic  ist  die  Kunst 
der  kolonisatorischen  Kulturarbeit  selbst. 
Kolonisationspolitik  aber  ist  die  legislative 
und  administrative  Behandlung  dieser  Kul- 
turarbeit 

Die  politische  oder  staatswirtsehaftliche 
Seite  dieses  kulturellen  Entwicklungspro- 
zesses der  Kolonisation  steht  selbstverständ- 
lich in  einer  ganz  anderen,  höheren  Sphäre, 
rechnet  mit  ganz  andere»,  allgemeineren 
Begriffen  und  strebt  nach  ganz  anderen, 
weiteren  Resultaten  als  die  Kolonisation 
selbst.  Diese  strebt  als  solche  nach  privat- 
wirtschaftlicher Rentabilität,  nach  einer 
möglichst  hohen  Verzinsung  alles  dabei  ver- . 
wendeten  Kapitals  sowie  nach  möglichstem  '■ 
Gedeihen  aller  dabei  verwendeten  Kräfte: 
sie  rechnet  mit  der  Lebensdauer  und  mit I 
den  Vorteilen  einzelner  Menschen.  Die  Po  ! 
litik  aber  rechnet  mit  der  Dauer  und  mit 
den  Interessen  von  Gemeinden  und  Staaten; 
sie  sucht  ihre  Rentabilität  in  einem  dauern-  J 
den  Aufschwünge  ihrer  Staats  Wirtschaft,  in  I 
«ler  Hebung  des  Steuerertrages  und  in 
zweckmässiger  Verwendung  der  Staatsein- 
nahmen. Daher  ist  auch  die  Kolonisation 
selbst,  die  Handhabung  der  Technik  dieser ! 
Kulturarbeit,  recht  eigentlich  P r i v a t Sache, ; 
die  darauf  gerichtete  Politik  aber  ist • 
Staats  sache. 

Kolonisationspolitik  ferner  und  Kolonial- 
politik sind  zwar  beide  auf  Kolonisation  ge- 
richtet, unterscheiden  sich  aber  so.  «lass 
jene  auf  die  Ermöglichung  und  Förderung 
derselben,  diese  al»er  auf  die  Verwendung 
derselben  zu  staats-  oder  kulturpolitischen ; 
Zwecken  abzielt.  Für  jene  ist  die  Koloni- ; 
sation  Selbstzweck,  für  diese  nur  Mittel  zu  i 
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anderen  Zwecken.  Jene  ist  ein  Teil  von 
dieser,  ist  zugleich  die  unentbehrlichste 
Grundlage  derselbtm. 

Kolonisationspolitik  ist  jede  Politik, 
welche  irgend  eine  Regierung  zur  Besiede- 
lung ihres  eigenen  Landes  verfolgt : Kolo- 
dagegen  bezeichnet  «len  Inbe- 
pohtischen  Massregeln  und  Be- 
«ler  europäischen  Stammländer 
zu  ihren  eigenen  und  fremden  Kolonialge- 
bioten,  umfasst  somit  auch  tlie  Kolonisations- 
politik innerhalb  ihrer  eigenen  überseeischen 
Besitzungen. 

Die  Kolonisation  seihst  ist  auf  neuem 
Bolen  eine  Wiederholung  unserer  eigenen 
Kulturentwickelung.  Die  untersten  Stufen 
der  sozialen  Gestaltungen  Europas,  die  für 
unsere  Völker  Jahrhunderte  und  Jahrtausende 
erforderten,  mögen  auf  kolonialem  Boden  in 
Jahren  und  Jahrzehnten  durchlaufen  werden, 
ja  vielleicht  so  schnell,  «lass  man  maneher- 
wärts  an  ein  Ueberspringen  mühsamer  Sta- 
dien solcher  Kulturarl»eit  glauben  möchte. 
Dennoch  sind  solche  Mühsale  und  Schwie- 
rigkeiten nur  zu  erleichtern,  aber  nie  ganz 
zu  ersjtaren. 

Bei  der  kolonialen  Volkswirtschaft  sind 
Stufen  zu  unterscheiden : 

1.  kleinbäuerliche  Ansiedelung, 

2.  Gross  Wirtschaft  (mit  Exportbetrieb), 

3.  I«andspeknlation. 

Die  erste  dieser  Stufen  oder  Perioden 
charakterisiert  sich  hauptsächlich  durch  die 
Enge  und  Abgeschlossenheit  «ler  Verhält- 
nisse und  durch  das  Vorwiegen  der  Hatid- 
arlieit.  Bei  der  zweiten  ist  das  Ucbergewicht 
der  Intelligenz  und  d«?s  Kapitals  tonange- 
bend. In  der  dritten  ist  «He  koloniale  Volks- 
wirtschaft zur  Reife  europäischer  Kultur 
gelangt. 

D<t  Zweck  der  Kolonisationspolitik  ist, 
dem  Wirtschaftsleben  eine  möglichst  breite 
und  sichere  Grundlage  für  seine  Selbständig- 
keit und  Lebensfähigkeit  zu  schaffen  sowie 
seine  Entwickelung  möglichst  zu  beschleu- 
nigen und  vielseitig  zu  gestalten  und  den 
erforderlichen  Kostenaufwand  solcher  Politik 
zu  beschaffen  und  zu  decken. 

ln  der  Geschichte  der  europäischen 
Kolonisation  iu  überseeischen  Ländern  treten 
uns  zwei  nach  Wesen  mul  Zeit  sehr  ver- 
schiedene Perioden  entgegen.  Zwischen 
beiden  steht  ein  halbes  Jahrhundert  des 
Ceberganges.  Wir  finden  in  diesen  drei 
Phasen  der  Kolonialpolitik  «lie  Perioden 
«üler  menschlichen  Entwickelung  wieder, 
wie  sie  bei  j«?der  Menschenrasse,  bei  jedem 
einzelnen  Volke  und  bei  jeder  einzelnen 
Kolonisation  mehr  oder  weniger  deutlich  zu 
erkennen  sind.  Sie  entsprechen  der  Kind- 
heit, dem  Jünglingsalter  und  der  Manncs- 
roife  tles  einzelnen  Menschen.  Es  ist  die 
Entwickelung  von  primitiven  Anfängen  zu 
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höherer  Vollendung,  der  Fortgang  von  der 
Unbeholfenheit  und  Unmündigkeit  zur  Selb- 
ständigkeit oder,  wie  Roscher  es  treffend 
ausdrückt,  »der  stufenweise  Uebcrgang  von 
der  Beschränkung  zur  Freiheit«. 

Die  erste  Periode  der  Kolonialpolitik, 
die  der  gebundenen  Kolonisation,  reichte  bis  i 
in  das  letzte  Viertel  des  18.  Jahrhunderts,  j 
die  letzte  Periode,  die  der  freien  Koloni- 
sation, gelangte  zum  vollen  Durchbruche 
erst  im  zweiten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts. 
Jenes  war  die  Blütezeit  der  sogenannten 
»Kolonialsysteme«,  welche  die  über- 
seeischen Besitzungen  der  europäischen  Na- 
tionen möglichst  eng  und  fest  an  die  Stamm- 
länder ketteten  und  sie  zum  möglichst  aus- 
schliesslichen Vorteile  derselben  ausbeuteten ; 
es  war  zugleich  die  Blütezeit  bureaukratisch- 
polizeilicher  Bevormundung  der  europäischen  ; 
Völker  überhaupt.  Der  Zusammenbruch  j 
jener  Kindheitsideale  kolonisatorischer  Unter-  j 
nehmungen  begann  mit  dem  Emancipations- 
kampfe  der  V ereinigten  Staaten  (177  4 — 1783); 
das  Recht  der  freien  Bewegung  aller  zur 
Selbständigkeit  herangereiften  Volkskräfte 
brach  sich  Bahn  mit  der  französischen  Re- 
volution (1789). 

Zu  allgemeinerem  Aufschwünge  aber  ge- 
langte das  Princip  der  neuen  Zeit  erst  mit 
der  Unabhängigkeit  des  spanischen  Amerika 
(1824 — 1826),  mit  der  Entwickelung  der 
modernen  Kolonisation  in  Nordamerika  und 
Südafrika,  in  Australien  und  Neuseeland  im 
3..  4.  und  5.  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts. 
Ihren  Abschluss  fand  diese  Uebergangs- 
jjeriode  endlich  mit  der  Eröffnung  des  bri- 
tischen  Freihandels  (1846),  mit  der  Aufhe-j 
bung  der  britischen  Navigationsbeschrän- 
kungen (1849 — 1851)  und  mit  der  Einführung 
parlamentarischer  Regierungen  in  den  grös- 
seren britischen  Kolonieen  in  den  50  er, 
Jahren.  Für  Frankreich  und  den  europäi- 
schen Kontinent  kam  abermals  die  Wirkung 
einer  inneren  Revolution  hinzu,  das  Jahr 
1848 ; und  seit  jener  Zeit  hat  auch  das 
Princip  der  freien  Kolonisation  in  der  Kolo- 
nialpolitik aller  europäischen  Völker  mehr 
und  mehr  Boden  gefasst.  Seit  jener  Zeit 
ist  unsere  Rasse  mündig  geworden;  seit 
jener  Zeit  sind  zugleich  die  überseeischen 
Kolonieen  sich  ihres  berechtigten  Streben« 
nach  Selbständigkeit  immer  mehr  bewusst 
geworden.  Die  kolonialen  Völker  koloni- 
sieren seitdem,  wohl  mit  Unterstützung  von 
seiten  ihrer  europäischen  Stammländer,  je- 
doch ohne  Staat. «politische  Organisation  der 
Verhältnisse  von  Europa  aus.  Die  Kolo- 
nialregierungen treiben  Kolonisationspolitik 
auf  ihre  eigene  Hand.  Die  Kolonialpolitik 
der  europäischen  Nationen  aber  wird  mehr 
und  mehr  zu  nationaler  »überseeischer  Po-; 
litik«. 

7.  Auswanderung«-  und  Einwande- 


rungspolitik. Solange  die  Kolonieen  in 
voller  Abhängigkeit  vom  Mutterlande  stehen, 
fällt  die  Auswanderung«-  mit  der  Einwande- 
rungspolitik zusammen,  zumal  wenn  sie,  wie 
früher  bei  den  Spaniern  und  Portugiesen 
eine  Verhinderung  der  europäischen  Ein- 
wanderung anstrebt  Die  Sache  gestaltet 
sich  schon  anders,  wenn  das  Mutterland 
glcichgiltig  ist  oder  bewusst  eine  Non- 
interference-Politik  (Mac  Culloch)  verfolgt 
Dann  kann  eine  irgendwie  autonom  gestaltete 
Kolonialverwaltung  nach  ihren  Bedürfnissen 
die  Einwanderung  befördern  oder  hindern. 
Das  erstere  pflegt  die  Regel  zu  sein  bis 
zum  Eintritt  einer  Sättigung  mit  einer  er- 
wünschten Bevölkerungsmenge,  das  letztere 
tritt  gewöhnlich  erst  ein,  wenn  die  Kolo- 
nieen aufhören,  solche  zu  sein.  England 
hat  bis  jetzt  zusammen  mit  seinen  Kolonieen 
in  Nordamerika,  in  Australien  und  in  Süd- 
afrika eine  euroj)äische,  insbesondere  briti- 
sche Einwanderung  befördert  und  damit 
die  grössten  Erfolge  erzielt.  Tropische 
Kultivationsgebiete  kommen  für  diese  Frage 
aber  überhaupt  nicht  in  Betracht  Somit 
ist  sie  für  Niederland,  das  heute  nur  solche 
Gebiete  hat,  ohne  Interesse.  Frankreich 
unterstützt  die  Auswanderung  nach  Algier, 
Russland  im  stärksten  Masse  die  nach  Cen- 
tralasien und  Sibirien,  die  ernancipierten 
spanisch- portugiesischen  Kolonialgebilde  in 
Amerika  thun  im  Gegensatz  zu  der  alten 
spanisch  - portugiesischen  Politik  das  Mög- 
lichste, um  europäische  Ansiedler  zu  ge- 
winnen. Selbst  Italien  befördert  zum  Teil 
gegen  die  Natur  der  Dinge  eine  italienische 
Auswanderung  nach  seinen  tropischen  Be- 
sitzungen in  Afrika.  Und  nur  Deutschland 
verhielt  sich  bis  jetzt  ablehnend  gegen  jede 
Beförderung  der  Aus-  und  Einwanderung. 

Die  Unterstützung  der  Auswanderung 
besteht  zuuächst  in  der  < )rganisation  der 
Wanderung  selbst  und  im  Schutze  der  Wan- 
derer (vgl.  d.  Art.  Auswanderung  Bd.  II 
S.  61  ff.).  Die  Organisation  wird  dabei  oft 
nationale  Tendenzen  haben. 

So  in  der  von  Torrens  im  Royal  Colo- 
nial Institute  1881  vorgeschlagenen 
Imperial  and  Colonial  Partnership 
in  Emigration  im  Wege  des  Zusammen- 
wirkens der  Regierungen  des  Stammlandes 
und  der  Kolonieen  zum  Zwecke  der  syste- 
matischen Verwendung  einer  Masseuauswan- 
derung  aus  ersterem  Lande  zu  nationaler 
Kolonisation  in  dem  Koloniallande. 

Die  Formen,  in  denen  sich  eine  Unter- 
stützung bewegen  kann  und  in  der  That  in 
den  australischen  Kolonieen  Englands  ebenso 
wie  in  Brasilien  und  Argentinien  bewegt 
hat,  sind  im  wesentlichen  die  folgenden: 
Zuschuss  zu  der  Passage  der  Kolonisten  von 
Europa  oder  Beförderung  derselben  ganz  auf 
Staatskosten;  kostenfreie  Ausschiffung,  Be- 


Digitized  by  Google 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


14Ö 


fönlerung  und  Ernährung  derselben  im  Ko- 
loniallande bis  zum  Orte  der  Ansiedelung ; ! 
Befreiung  der  Kolonisten  von  direkten 
Staats-  und  Provinzialsteuern  für  eine  Reihe 
von  Jahren : Zuschuss  zum  Schul-  und 
Kirchenwesen.  Besoldung  von  Lehrern  und 
Harrern:  Zuschuss  zu  den  erforderlichen 
Bauten  für  Regierung.  Munieipal Verwaltung, 
Schulen  und  Kirchen:  Anlegung  von  Brücken, 
Strassen,  Eisenbahnen  und  anderen  Verkehrs- 
mitteln, um  das  Besiedelungsgebiet  zugäng-  j 
lieh  zu  machen. 

Am  weitesten  werden  diese  Fürsorge 
und  dieser  Kapitalaufwand  zu  gehen  haben, 
wenn  es  sich  nicht  um  freiwillige  Wanderer 
handelt,  sondern  um  Militärkolonisationen 
oder  um  Straf-  und  Verb  ree  her  kolo- 
nieen. Es  fragt  sich  nun,  ob  der  Staat  seine 
Aufwendungen  für  die  freien  Einwanderer 
als  Vorschüsse  au  die  gesamte  Volks- 
wirtschaft, als  Meliorationen  des  Kolonial- 
gebietes ansehon  will  oder  als  individuelle 
Vorschüsse.  Da  die  Einbringung  dieser 
Vorschüsse  nun  den  einzelnen  grosse  for- 
melle und  sachliche  Schwierigkeiten  zu 
machen  pflegt,  so  hat  man  sich  von  jeher 
bemüht,  direkt  aus  der  Kolonisation  und  iu- 
direkt  aus  den  Kolonisten  sich  bezahlt  zu 
machen  und  zwar  durch  die  Steigerung  des 
Wertes  des  .Grund  und  Bodens,  den  schon 
ihre  Ankunft  und  dann  ihre  Arbeit  auf  dem- 
selben bewirkt.  Eine  theoretische  Entwicke- 
lung haben  diese  Gedanken  namentlich  in 
dem  System  Wakefiel ds  gefunden. 
Nach  Wakefield  ist  das  nächstliegcndc  und 
beste  Objekt  zur  Deckung  des  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Kostenaufwandes  der 
Kolonisation  der  Wert  des  Grund  und  Bo- 
dens in  dem  Koloniallande  selbst.  Kr ! 
wollte  aber  nicht  nur  durch  möglichst  hohe  i 
Verwertung  des  Landes  die  Kosten  der! 
Kolonisation  decken,  sondern  auch  durch 
möglichste  Steigerung  der  Landpreise  die 
intensive  Entwickelung  der  Volkswirtschaft 
begünstigen,  dio  Kapitalzuführung  sichern, 
Arbeitskräfte  beschaffen  und  diese  zum 
Zusammenwirken  mit  grösseren  Kapital- 
kräften veranlassen.  Es  hat  sich  jedoch  ■ 
herausgestellt,  dass  diese  Steigerung  nicht 
soweit  getrieben  werden  darf,  um  jene  Kosten 
schnell  wieder  herauszuschlagen , sondern 
der  Kolonialstaat  kann  und  muss  sich  mit 
einer  langsameren  und  indirekteren  Amorti- 
sation jener  vorgeschossenen  Kapitalien  zu- 
frieden geben. 

Die  auf  die  Verhinderung  einer  weiteren 
oder  einer  uneingeschränkten  Einwanderung 
gerichtete  Politik  übersättigter  Kolonialstaa- 
ten ist  gewöhnlich  die  Folge  des  Sinkens  j 
der  Arbeitslöhne,  die  durch  eine  Massen- 
einwanderung herbeigeführt  wird , eines 1 
Nativismus,  der  von  weiterem  Eindringen 1 
der  Fremden  die  Beeinträchtigung  der  all- 
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mählich  entwickelten  (nationalen)  Eigenart 
befürchtet.  Selten  greift  mau  zu  einem 
Einwanderungsverbote.  Man  wendet  sich 
vielmehr  neuerdings  in  Nordamerika  und  in 
Australien  gegen  die  Qualität  der  Einwan- 
derer, indem  man  den  Armen  (Paupers), 
Gebrechlichen  und  Verbrechern  die  Ein- 
wanderung untersagt  oder  auf  das  äusserste 
erschwert.  Man  will  sich  auf  diese  Weise 
wirtschaftliche , politische  und  sittliche 
Lasten  und  Beeinträchtigungen  möglichst 
vom  Halse  schaffen.  Es  fragt  sich  nur,  ob 
die  Auswanderungsländer,  denen  gerade  an 
der  Entlastung  von  diesen  Elementen 
gelegen  sein  muss,  sieh  eine  derartige  Aus- 
wahl auf  die  Dauer  gefallen  lassen  sollen 
oder  ob  sie  in  Zukunft  die  Auswanderung 
nur  nach  solchen  Ländern  dulden  wollen, 
die  sowohl  den  guten  als  den  schlechten 
Elementen  der  Einwanderung  Aufnahme  ge- 
währen. Vielleicht  wird  auf  diesem  Wege 
eine  Ablenkung  der  Auswanderung  von  den 
; bisher  üblichen  Zielen  bewirkt,  die  man 
I auf  anderen  Wegen  bisher  vergeblich  ange- 
strebt hat. 

8.  Verteilung  des  Grund  und  Bodens, 
Heimstätten , Imndselienkungen.  Die 

Agrarpolitik  ist  in  den  Kolonieen  noch  wich- 
tiger als  in  den  alten  Kulturstaatcn,  weil 
die  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  in 
den  Kolonieen  verhältnismässig  einen  grös- 
seren Anteil  an  der  gesamten  Volkswirt- 
schaft hat  als  in  den  älteren  Kulturländern, 
die  sich  mehr  oder  weniger  auf  den  Ge- 
werhefleiss  ihrer  Bewohner  stützen.  Leich- 
ter ist  diese  Politik,  weil  sie  tabula  rasa 
vorfindet,  schwerer,  weil  sie  nicht  von  Fall 
zu  Fall,  sondern  umfassend  und  grundsätz- 
lich ihre  Entscheidungen  treffen  muss. 

Die  Agrarpolitik  wird  eine  verschiedene 
sein,  je  nachdem  die  Kolonisatoren  eine  dünne 
oder  eine  dichte  Urbevölkerung  vorfinden 
und  je  nachdem  die  aussertropische  Lage 
dos  Gebietes  die  Verdrängung  der  Urbe- 
völkerung durch  europäische  Einwanderer 
möglich  und  wünschenswert  macht  oder  im 
Gegenteil  die  tropische  Lage  eine  möglichst 
zahlreiche  einheimische  Bevölkerung  und 
nur  deren  Beherrschung,  nicht  Verdrängung 
durch  das  europäische  Element  fordert. 
Sie  wird  auch  eine  verschiedene  sein,  je 
nachdem  die  Eingeborenen  den  Begriff  des 
Eigentums  am  Grund  und  Boden  noch  gar 
nicht  kennen  oder  schon  ein  Gemeineigen- 
tum (Gemeinde,  Stamm)  oder  gar  schon  ein 
Individualeigentum  entwickelt  haben. 

In  jedem  Falle  wird  die  koloniale  Staats- 
gewalt (auch  da,  wo  sie  durch  private  Er- 
wcrbsgesellschaften  vertreten  ist)  bemüht 
sein,  alles  herrenlose  Land  und  möglichst 
»rosse  Teile  des  öffentlichen  und  privaten 
Grundbesitzes  an  sich  zu  bringen,  weil  dieser 
Grundbesitz  die  Grundlage  für  ihre  gesamte 
Auflage.  V.  10 
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Kolonialpolitik  und  Kolonial  Wirtschaft  hilden 
muss.  Nmnaden,  Jäger-  und  Fischervölker 
in  aussertropischcn  Gebieten  werden  sich 
am  leichtesten  auskaufen  und  etwa  in  Re- 
servationen zurück«  Inlngon  lassen,  wie 
früher  die  Guuranis  in  Paraguay  und  jetzt 
die  Rothäute  in  Nordamerika.  Bei  einer 
sesshaften  ackerbaut reil>enden  Bevölkerung 
sind  diese  Ansprüche  schwieriger  zu  ver- 
wirklichen. Eiue  glückliche  Lösung  dieser 
schwierigem  Aufgabe  liegt  auch  in  dieser 
Beziehung  in  dem  Kültüür-Stelsel  der 
Niederländer  auf  Java  vor  (Jan  van  den  Bosch 
1830 — 39).  nach  dem  die  Javaner  nicht  nur 
ein  Fünftel  ihrer  Arbeitszeit,  sondern  auch 
ein  Fünftel  des  Bodens  der  Kolonialregierung 
zur  Verfügung  zu  stellen  hatten. 

Aber  ebenso  schwierig  war  die  Aneignung 
des  Kolonialbodens,  und  schwieriger  ist  oft 
die  rationelle  "Verteilung  desselben  an  die 
neuen  Kolonisten.  Das  nüchstliegende  und 
von  allen  Kolonial  Völkern  zunächst  im 
grössten  Umfange  betriel>one  System  ist  das 
der  ausgedehnten  L a n d s c h e n k u n g an  die 
ersten  kolonialen  Eroberer  (Konquistadoren), 
an  dit?  Freunde  und  Beamten  der  Regierung 
und  die  Begründer  eines  kolonialen  Agrar- 
adels. Wir  sehen  dieses  System  ebenso  in 
Anwendung  bei  den  Spaniern  und  Portu- 
giesen in  Süd-  und  Mittelamerika,  bei  den 
Franzosen  in  Canaila  (Aufrichtung  eines  voll- 
ständigen weltlichen  und  kirchlichen  Feudal- 
systems) und  auch  bei  den  Engländern  in 
früherer  Zeit.  Die  Nachteile  dieses  Systems 
liegen  darin,  dass  es  die  Kultur  unnötig 
lange  auf  extensiver  Stufe  erhält,  dass  es 
das  Land  jobbertu  in  und  den  l,nnil\v  woher 
liegiinstigt  und  dass  es  infolge  der  vielen 
vorübergehenden  Dereliktionen  eine  grosse 
Unsicherheit  über  die  Eigentumsverhältnisse 
schafft. 

Eine  ganz  andere  und  durchaus  gerecht- 
fertigte Art  der  Landschenkungen  in  Kolo- 
nialländern ist  die  als  Entgelt  für  kulturelle 
Leistungen,  insbesondere  für  Eisenbahn-  und 
Kanalanlagen.  Ja  es  ist  diese  Form  der 
Landschenkung  später  zu  einem  der  wirkungs- 
vollsten Mittel  der  Kolonisation  selbst  ge- 
worden. 

Zunächst  galt  es  aber,  der  Verschleude- 
rung des  öffentlichen  Grundbesitzes  Einhalt 
zu  thuu,  nicht  mehr  in  grossen,  sondern  in 
kleinen  Losen  Land  zu  verkaufen  und  zwar 
nicht  an  Zwischenhändler  und  Spekulanten, 
sondern  direkt  an  diejenigen,  welche  den 
Boden  urbar  zu  machen  geeignet  und  ge- 
willt waren.  Dabei  musste  Bedacht  darauf 
genommen  werden,  zwischen  den  verkauften 
gelegene  Teile  (etwa  schachbrettförmig)  zu- 
rückzubehalten, um  sie  später  öffentlichen 
Zwecken  direkt  oder  indirekt  zu  widmen 
oder  sie  zu  höheren  Preisen  zu  veräussern. 
So  reservierten  die  Vereinigten  Stauten  früher 


jede  .‘>6.  Sektion  für  «las  Schulwesen  und 
Armen  wesen  und  haben  seitdem  noch  mehr 
Land  für  sie  bestimmt  und  sich  damit  un- 
ermessliche Werte  für  ihr  zukünftiges  Schul- 
wesen gesichert. 

Die  Unionsregierung  der  Vereinigten 
Staaten  war  überhaupt  die  erste,  welche 
die  Tlmtsache  erkannte,  dass  Kolonisa- 
tionspolitik in  erster  Linie  eine  Frage 
der  richtigen  Verwendung  und  Ver- 
wertung von  Grund  und  Boden  des 
zu  kolonisierenden  Landes  ist. 

„Unmittelbar  nach  der  Begründung  der 
unabhängigen  Union  erwarb  die  Regierung 
alles  unoccupierte  Kolonialland  innerhalb  ihres 
weiten  Gebietes,  indem  die  einzelnen  Staaten 
ihr  die  auf  jeden  derselben  fallenden  Anteils- 
rechte  zu  Gunsten  einer  gemeinsamen,  einheit- 
lichen Ausübung  derselben  für  alle  abtraten. 
Das  „Land  Office“  zur  Verwaltung  dieses 
Gebietes  wurde  1760  geschaffen. 

In  der  alsdann  eingeschlageneu  Koloni- 
sationspolitik dieses  Bureaus  der  Uuion.sre.gie- 
ruug  wurden  aufaugs  allerhand  Fehlzüge  ge- 
macht, so  verkaufte  man  zuerst  keine  Areale 
unter  4000  Acker;  doch  erkannte  man  bald, 
dass  dies  nicht  der  rechte  Weg  sei,  um  das 
Land  möglichst  schnell  und  möglichst  nach- 
haltig zu  verwenden  und  dasselbe  zugleich 
zu  möglichst  hohem  Preise  zu  verwerten.  Die 
Grandzüge  der  wahrhaft  genialen  Politik, 
welche  man  seitdem  dort  eiuschlug,  sind  kurz 
folgende : 

Das  Land  wurde  gleiclnniissig  vermessen 
in  Landschaften  iT o w n s h i p s)  von  36  Quadrat- 
meilen  zu  je  640  Acker,  jede  Quadratmei)c 
wurde  wieder  in  Unterabteilungen  bis  zu  40 
Acker  abgegeben,  in  kleineren  Arealen  nicht. 
Daun  wurden  solche  Landschaften  durch  Pro- 
klamation des  Präsidenten  der  Union  gesetz- 
müssig  in  Auktion  zum  Verkauf  gebracht,  zu 
einem  Minimalpreise  angesetzt  und  nur  gegen 
Bargeld  losgeschlagen.  Fand  sich  kein  Bieter 
fiir  ein  Stück  Land,  so  konnte  dasselbe  danach 
zu  jeder  Zeit  gegen  Barzahlung  des  Minimal- 
Preises  privatim  in  Besitz  genommen  werden; 
Kredit  wurde  niemals  gegeben.  Vom  fünften 
Jahre  nach  dem  Ankauf  des  Landes  (in  Auktion 
oder  privatim)  au  hatte  der  Käufer  die  allge- 
meinen Landessteuern  für  dasselbe  zu  bezahlen. 
Wenn  auf  dem  Lande,  welches  verkauft  werden 
sollte.  Squatters  angesiedelt  waren,  so  hatten 
diese  anfangs  gewohnheitsrechtlich,  später  ge- 
setzlich das  Vorkaufsrecht  für  dasselbe.  Dazu 
wurden  ihnen  durch  den  Preemption  Act 
von  1841  noch  weitergehende  Konzessionen  ge- 
macht. 

Bis  1819  war  der  feste  Minimalpreis  zwei 
Dollars  per  Acker ; dieser  erwies  sich  aber  doch 
! als  zu  hoch  für  den  damaligen  Wert  des  Landes. 

J Der  Ansatzpreis  wurde  dann  auf  1‘4  Dollar 
i5  Mark)  herabgesetzt  und  steht  auch  so  noch 
gegenwärtig.  Jetzt,  ist  dieser  Preis  allerdings 
’ wohl  nicht  mehr  zu  hoch,  war  es  aber  damals 
I doch  wohl  noch,  «lenn  obwohl  sich  gerade  nach 
j 1820  die  Einwanderung  in  den  Vereinigten 
i Staaten  ganz  ausserordentlich  hob,  so  stellte  sich 
j dennoch  der  Verkaufspreis  des  Ackers  dort  noch 
bis  1840  selten  über  1 1 .»  Dollars  auch  für  das 
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beste  Land.  Auf  diese  Weise  wurde  also  das 
Land  zum  hödistiuüglichen  Preise  verwertet  ; 
es  wurde  aber  auch  auf  das  intensivste  ver- 
wendet. Faule  Landspekulation  war  durch  die 
Erhebung  der  Landessteuern  ausgeschlossen. 
Nur  solche  Leute,  gross  oder  klein,  konnten 
den  Besitz  des  Landes  wünschen,  welche  un- 
mittelbar Gewinn  aus  demselben  ziehen  wollten, 
sei  es  nun  durch  eigene  Kultivation  desselben, 
sei  es  durch  Vertrieb  desselben  in  wegsamerem 
Zustaude  zu  entsprechend  höherem  Preise  an 
andere  Leute  (Ansiedler),  die  ihrerseits  dann 
den  Boden  kultivierten.“ 

In  Neusehottland  und  Ncubraunschweig, 
jetzt  beide  zum  canadisehen  Reiche  gehörig, 
wurde  der  Land  verkauf  in  Auktion  1827 
eingeführt.  In  all  diesen  Fällen  war  der 
angesetzte  Minimalpreis,  wie  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  ungefähr  5 Mark.  Im  Jahre 
184b  wurden  durch  Lord  Sydenham  zwei 
Preise  für  verschieden  wertige  Ländereien 
festgesetzt,  1 Mark  und  0 Mark.  In  Neu- 
Süd- Wales  wurde  der  Auktions verkauf  1831 
eingeführt  mit  Minimainreis  von  5 .Mark ; 
durehnittlich  wurde  dabei  der  Acker  ein- 
schliesslich der  städtischen  Grundstücke  zu 
7 bis  8 Mark  verkauft. 

Von  1839  an  wurde  der  Ansatzpreis  da- 
selbst auf  12  Mark  gehoben,  ln  Sfid- 
auslralien  begannen  diese  Land  Verkäufe  1835. 
wurden  anfangs  zu  12  Mark  per  Acker  an- 
gesetzt. sehr  bald  aber  auf  20  Mark  hinauf- 
seschraubt.  Dort  wurden  bis  1810  auf  diese 
Weise  lUOoOO  Acker  in  England  und  137  107 
in  der  Kolonie  veräussert;  der  Ertrag  davon 
war  Millionen  Mark.  In  Victoria  (Port 
Phillip)  wunle  der  Minimalpreis  1*38  auf 
2<*  Mark  festgesetzt;  durchschnittlich  al>er 
wunle  der  Acker  dort  zu  30  Mark  verwertet. 
Im  Jahre  1853  wurden  daselbst  sogar  305093 
Acker  zu  einem  Durchschnittspreise  von  über 
100  Mark  verkauft;  der  Gesamtertrag  davon 
war  31362  270  Mark. 

Hervorragend  in  der  Geschichte  der  Land- 
verwertung in  den  britischen  Besitzungen  sind 
vor  allem  der  Austral  ian  Land  Sales 
Act  von  1842  und  ein  unmittelbar  darauf 
eingeführter  Parlamentsact,  welcher  die  Ver- 
pachtung  weiter  Landstrecken  zur  Vieh- 
zucht unter  billigen  Bedingungen  einführte, 
das  sogenannte  Li ce nee- System.  Dies 
letztere  Gesetz  war  ebenfalls  auf  die 
Squatters  berechnet,  auf  die  australischen 
nämlich,  welche  nicht  bäuerliche  Ansiedler, 
sondern  Viehtreiber  auf  hemmlosem  Lande 
sind. 

Nachdem  auf  der  oben  geschilderten 
Grundlage  das  Wirtschaftsleben  der  l'niou 
gereift  war,  ist  sie  wiederum  zu  dem  Systeme 
der  Landschenkuugen  zurückgekehrt. 
nt*er  unter  rationellerer  Anwendung  dieses 
Systems.  Zwei  verschiedene  Beispiele  der 
Anwendungen  dieses  Priucips  stechen  da 
Künders  hervor.  Zunächst  die  bekannte 


Konzession  von  10  Meilen  Land  zu  beiden 
Seiten  ihres  Bahnweges  an  die  lr  n i o n 
Pacific  R a i 1 r o a d Co m p a n y und  ferner 
das  Homestcad-  und  Prcemption- 
L a w. 

Nach  diesem  letzteren  Gesetze  kann  jeder 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sowie  jeder, 
der  in  vorgeschriebener  Form  erklärt,  ein 
solcher  Bürger  werden  zu  wollen,  das  Recht 
in  Anspruch  nehmen,  sich  von  vermessenen 
Regierungsländereien  eine  L a n d k o n Zes- 
sion bis  zu  160  Acker  zu  sichern  und 
später  ein  Vorkaufsrecht  zum  Minimalpreise 
an  demselben  geltend  zu  machen.  Die  Frist 
der  Erwerbung  solchen  Landbesitzes  datiert 
von  dem  Beginne  der  ersten  Arbeit  oder 
Niederlassung  des  Berechtigten  auf  dem 
Lande  selbst.  Innerhalb  dreier  Monate  da- 
nach muss  solcher  Ansiedler  seine  Absicht, 
das  Land  erwerben  zu  wollen,  offiziell  an- 
zeigen  und  muss  innerhalb  30  Monaten  den 
Kaufpreis  dcssell>en  bezahlen.  Dieser  Kauf- 
preis ist  entweder  l1  i $ oder  2L>  $ ]>er 
Acker,  je  nachdem  das  Land  ausserhalb  oder 
innerhalb  einer  Entfernung  von  10  Meilen 
von  der  Landkonzession  einer  Eisoubahn- 
gesellschaft  liegt.  — Ferner  kann  sich  ein 
jeder  ebenso  Qualifizierte  eine  Heimstätte 
von  SO  Acker  innerhalb  oder  160  Acker 
ausserhalb  der  1<i  Meilen  Entfernung  von 
einer  solchen  I^andkonzessiou  erwerben,  in- 
dem er  in  ordnungsmässiger  Weise  darum 
suppliziert,  innerhalb  6 Monaten  danach  mit 
der  Urbarmachung  und  Ansiedelung  auf  dem 
Lande  beginnt  und  die  Bearbeitung  des- 
selben innerhalb  7 Jahre  vollendet.  Dann 
erhält  er  den  definitiven  Besitztitel  ausge- 
fertigt, wenn  er  glaubwürdig  (durch  Zeugen) 
nachweist,  dass  er  das  Land  kultiviert,  min- 
destens 5 Jahre  auf  dem  Lande  gewohnt  hat 
und  nie  filier  6 Monate  zur  Zeit  von  dem- 
selben abwesend  gewesen  ist.  Will  ein 
solcher  Kolonist  dieses  Eigentumsrecht  früher 
erwerben,  so  kann  dies  nach  6 monat- 
licher Bearbeitung  und  Bewohnung  des 
Landes  durch  Zahlung  des  Regicrungs- 
proisos  (Hi  oder  2l  2 $ per  Acker  wie  oben) 
geschehen. 

Von  der  allergrössten  Bedeutung  ist  es, 
dass  die  Heimstätten  nur  teilweise  vcrsclmld- 
bar  sind  und  dass  also  die  llcimstättcngesetz- 
gebwng  für  die  Schaffung  nicht  nur,  sondern 
auch  für  die  dauernde  Erhaltung  eines 
Bauernstandes  gesorgt  hat. 

Noch  günstiger  als  diese  Bestimmungen 
für  die  Vereinigten  Staaten  ist  das  neue 
Heimstättegesetz  in  Cauada.  Dort 
ist  es  einer  Proletarierfamilie  (nach  offizi- 
ellen Be  reehnungen  der  Regierung)  schon 
mit  1600  Mark  bis  2(XX)  Mark  eigenen  oder 
geliehenen  Geldes  möglich,  ausgedehnten 
Grundbesitz  zu  erwerben,  während  im  Westen 
der  Union  doch  mindestens  ein  Kostenauf- 
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wand  von  Mark,  meistens  6 — 7000 

Mark,  und  maucherw  ärts  sogar  12 — 1 r»  < M m » ■ 
Mark  als  notwendig  zur  selbständigen  An- 
siedelung angesehen  wird,  Innerhalb  dreier 
Jahre  kann  eine  Arbeiterfamilie  mit  jenen 
geringen  Mitteln  im  westlichen  Cannda  den 
Besitz  von  320  Acker  Landes  ('  s engl. 
Guadratmcile)  und  mit  der  Zeit  sogar  noch 
mehr  Land  in  einem  zusammenhängenden 
Areale  erwerben.  Es  genügt  dazu,  dass  die 
Familie  während  der  drei  Jahre  auf  dem  he-  j 
treffenden  Ijande  wohnt  und  dass  einige 
Mitglieder  der  Familie  den  Boden  in  ratio- 
neller Weise  bebauen.  Der  Familienvater' 
kann  dabei  ausserdem  noch  sich  einen  Neben- 
verdienst durch  Lohnarbeit  an  der  von  der 
canadischen  Regierung  gebauten  Pacificbahn 
erwerben.  Auch  in  manchen  anderen  günsti- 
gen Nebenbestimmungen  bietet  dieses  ca- 
nadische  Ansiedelungsgesctz  wenigbemittel- ; 
ten  Arbeiterfamilien  die  grösstdenk baren ; 
Vorteile. 

Land  sehen  kungen  sind  staatswirt- 
schaftlich zulässig  aus  fünf  verschiedenen 
Gründen,  die  aber  in  den  wirklich  gebotenen 
Fällen  meistens  kombiniert  vorliegen;  sie 
sind  gerechtfertigt: 

1.  wo  «1er  Beschenkte  die  Verpflichtung 
übernimmt,  die  Kosten  der  erforderlicne»  staat- 
lichen Organisation  des  Terrains  anfänglich  ganz 
oder  teilweise  zu  tragen ; 

2.  wo  der  Beschenkte  ein  besonderes  Risiko 
seines  tinuuziellen  Erfolges  zu  Gunsten  des  Ge- 
meinwohles übernimmt ; 

3.  wo  irgend  welche  Verdienste  des  Be- 
schenkten um  «las  Land  gerechterweise  be- 
lohnt werden ; 

4.  wo  der  Wert  des  in  der  Nähe  der 
Schenkung  gelegenen  Landes  dadurch  auf  «lie 
bestmögliche  Weise  gehoben  wird; 

5.  wo  die  Produktionskräfte  des  Beschenkten 
für  das  Land  in  besonderer  Weise  wünschens- 
wert sind  und  auf  keine  bessere  Art  herange- 
zogen werden  können. 

9.  Stantskolonisntion  und  Privatkolo- 
nisation.  Durchaus  getrennt  von  der  Frage, 
ob  die  Regierung  einer  Kolonie  die  Ein- 
wanderung durch  Verwaltnngsmassregoln 
und  finanzielle  Opfer  zu  unterstützen  hat, 
muss  die  Frage  behandelt  werden,  ob  die 
Regierung  das  Geschäft  der  Kolonisation, 
d.  n.  die  Ansiedelung  von  Kolonisten,  direkt 
zu  besorgen  oder  ob  sie  dies  einzelnen  Pri- 
vaten oder  Gesellschaften  zu  überlassen  hat. 
Wir  sahen  oben,  dass  nur  die  auf  die  Be- 
siedelung geiiclitete  Politik  Staatssache,  die 
Handhabung  der  Technik  dieser  Arbeit  aber 
Privat  Sache  ist.  Wenn  aber  in  den  An- 
fängen der  Kolonialarbeit  Unternehmer  sich 
nicht  finden,  welche  ein  solches  Risiko  laufen 
wollen,  oder  wenn  nach  Zeit  und  Umständen 
das  Geschäft  der  Kolonisation  in  der  Tlrnt 
unrentabel  ist.  so  muss  eine  Regierung  oft 
dazu  schreiten,  ihre  Politik  durch  eigene 
Unternehmungen  (Regie)  selbst  zu  verwirk- 


lichen. Fast  alle  Kolonialstaaten  haben  dies 
gethan.  In  neuerer  Zeit  vorwiegend  auch 
Brasilien  und  Argentinien.  Die  Staatskolo- 
nisation in  Brasilien  und  Argentinien  hat 
aber  im  Verhältnis  zu  den  grossen  aufge- 
wandten Mitteln  ungenügen«le  Ergebnisse 
gehabt.  Das  erklärt  sich  vor  allem  aus  dem 
Fehlen  einer  treuen,  fleissigen  und  zuver- 
lässigen Beamtenschaft.  Audi  in  Brasilien 
ur.tl  in  den  Laplatagebieten  hat  dagegen  «lie 
private  Kolonisation  ebenso  günstige  Erfolge 
aufzuweisen  wie  in  den  angelsächsischen 
Kolonieeu. 

In  technischer  Hinsicht  entsteht  die  Frage, 
ob  die  Kolonisation  zu  einem  Geschäft«?  pri- 
vater Erwerbsgesellschaften  werden  kann 
oder  ob  sie  sich  auf  das  genossenschaftliche 
Gebiet  bescliränken  muss.  Die  Genossen- 
schaften zum  Zwecke  der  Ansiedelung  haben 
überall  nur  da  Erfolge  gehabt,  wo  die  Ge- 
nossen noch  durch  ein  stärkeres  Band  als 
das  des  Gesellschaftsvertrages  aneinander 
geschlossen  waren,  z.  B.  durch  eine  religiöse 
Gemeinschaft.  Was  die  Kolonisationsgesell- 
scliaften  zu  Erwerbszwecken  betrifft,  so 
kommt  es  vor  allem  damit f an.  ob  sie  fern 
von  der  Kolonie,  etwa  in  Europa,  ihren  Sitz 
haben  dürfen,  ohne  die  sachgemäße  Ver- 
waltung zu  gefährden,  und  ob  sie  rentabel 
sind,  <1.  h.  ob  die  anfangs  erforderlichen 
: grossen  Aufwendungen  und  Vorschüsse  später 
ihre  Deckung  finden  entweder  durch  Rik-k- 
| Zahlungen  der  Kolonisten  oder  durch  Laml- 
i verkauf  zu  gesteigerten  Preisen  oder  durch 
| andere  mit  der  Kolonisation  verbundene  Ge- 
' schäfte  ( Viehzucht.  Grosslaudwirtschaft,  Han- 
: del).  Aus  allen  Kolonialgebieten  liegen  in 
«lieser  Beziehung  reiche  Erfahrungen  vor. 
Hiibbe-Sehleklen  hat  der  wissenschaftlichen 
Verwerfung  dieser  Erfahrungen  fast  «len 
ganzen  zweiten  Teil  seiner  Uelierseeischen 
Politik«  gewidmet.  Er  kommt  dabei  im 
wesentlichen  zu  folgenden  Ergebnissen : 

Kolonisationsgesellschaften  können  unter 
den  richtigen  Vorbedingungen  und  Lei  tüch- 
tiger Leitung  höchst  rentabel  wirtschaften. 
Sie  können  «lies  um  so  mehr,  je  höher  ent- 
wickelt die  Kulturbasis  ist,  auf  «ler  sie  ar- 
l»eiteu,  und  jo  schneller  und  vollständiger 
es  ihnen  gelingt,  sich  selbst  zu  dieser  höheren 
Entwickelungsstufe  emporzuarbeiteu. 

Die  finanzielle  Rentabilität  und  «lie  kul- 
turelle Wirksamkeit  der  Kolonisationsgesell- 
schnften  stehen  in  der  Regel  in  einem  um- 
gekehrten Verhältnisse  zu  einander.  Je 
gi össer  und  je  schwieriger  zu  erreichen  die 
kulturpolitischen  Ziele  siml.  desto  mehr  tritt 
die  Möglichkeit  oder  die  Höbe  der  Renta- 
bilität zurück.  Es  ist  Aufgabe  der  an  «ler 
Kolonisation  interessierten  Staatsgewalt,  die- 
I selbe  in  eben  dom  Masse  zu  unterstützen, 
wie  die  Kolonisatmn  staats  Wirtschaft  liehe 
! Leistungen  vollbringt  und  wie  diese  Staats- 
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gewalt  Vorteile  aus  denselben  zieht.  Je 
weniger  bei  einer  Kolonisation  die  geistig 
und  wirtschaftlich  unselbständigen  Auswan- 
derer. je  mehr  aber  intelligente  Volkskreise 
mit  Kapital  dabei  das  vorwiegende  Element 
sind,  desto  besser  wird  sic  gelingen,  sowohl 
finanziell  als  kulturell. 

Auf  allen  Stufen  der  Entwickelung 
besch  leunigen  Kolonisationsgesell- 

schaften den  Kulturprozess  der  kolonialen 
Volkswirtschaft.  Sinti  sie  aber  nicht  ein 
unentbehrliches  Mittel  für  die  Kolonisation 
selbst,  so  sind  sie  jedenfalls  das  beste,  ja 
meist  sogar  ein  ganz  unersetzliches  Mittel 
der  Kolonisationspolitik. 

Während  Auswanderungs- , Einwaude- 
vungs-  und  Kolonisationspolitik  naturgemäss 
Sache  der  Staatsregierung,  der  Provinzial- 
bohörde  oder  der  Municipalverwaltung  des 
betreffenden  Landes  sind,  so  ist  die  Kolo- 
nisation selbst  recht  eigentlich  Privatsache, 
und  auch  die  unmittelbare  Leitung  dieser 
privaten  Kulturarbeit  geschieht  am  besten 
und  wirksamsten  durch  die  Bethätiguug 
privater  Kräfte.  Diese  Erfahrung  ist  als  das 
Ergebnis  der  gesamten  Geschichte  der  mo- 
dernen Kolonisation  seit  etwa  70  Jahren  zu 
l*‘trachteu.  Dies  lehrt  uns  positiv  die  er- 
folgreiche Kolonisation  der  Germanen  in 
Nordamerika  und  in  den  australischen  Län- 
dern,  und  dieselben  Grundgedanken  ergeben 
sich  negativ  aus  der  unbefriedigenden  Kolo- 
nisation der  Romanen,  vor  allem  aus  den 
endlosen  Fehlzügen  der  Immigrations-  und 
Kolonisationspolitik  der  verschiedenen  süd- 
amerikanischen  Staaten,  so  oft  sie  es  unter- 
nahmen, die  Leitung  der  Kolonisation  un- 
mittelbar durch  Staatskräfte  versehen  zu 
lassen. 

10.  Die  koloniale  Urproduktion.  Der 

Bergbau  ist  zwar  ein  wichtiger  Faktor  der 
kolonialen  Wirtschaft,  ebenso  in  den  alten 
Kolonialgebieten  Mittel-  und  Südamerikas 
wie  in  den  neuen  Kolonialgebieten  Nord- 
amerikas, Südafrikas.  Australiens  und  Si- 
biriens. Seine  Technik  weicht  aber  von  der 
Technik  des  Bergbaues  überhaupt  nicht  ab, 
wenn  man  von  der  anders  gearteten  Be- 
schaffung der  Arbeitskräfte  und  von  den 
Fällen  der  Zwangsarbeit  in  den  kolonialen 
Bergwerken  absieht.  Dagegen  weichen  Vieh- 
zucht, Landwirtschaft,  Gartenbau  und  Plan- 
tagenwirtschaft aller  Kolonial-  und  Kulti- 
vationsgebiete  auch  in  technischer  Beziehung 
wesentlich  von  den  entsprechenden  wirt- 
schaftlichen Thätigkeiten  in  den  europäischen 
Kulturländern  ab.  Die  sämtlichen  physika- 
lischen, die  meisten  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse sind  wesentlich  andere.  Und  so 
mussten  theoretische  Untersuchungen  und 
praktische  Erfahrungen  zur  Gewinnung  einer 
besonderen  kolonialen  Technik  führen.  Die 
deutsche  Litteratur  hat  bereits  ganz  hervor- 


ragende Arbeiten  auf  diesem  Gebiete  ge- 
leistet. 

Heinrich  Semmler  behandelt  in  seinem 
grundlegenden  Werke  im  allgemeinen  Teile 
die  allgemeinen  Kulturarbeiten:  Ansiedelung, 
Wegebau,  Urbarmachung  des  Bodens,  die 
Hilfsmittel,  künstliche  Bewässerung,  Ent- 
wässerung, Vertilgung  der  Schädlinge,  im 
besonderen  Teil : die  Specialkulturen,  näm- 
lich die  Kultur  von  Reizmitteln,  der  nütz- 
lichen Palmen,  der  Südfrüchte,  Handelsrinden, 
Gewürze,  Oele,  Farbstoffe,  Kautschuk  und 
Guttapercha,  der  Wurzeln. 

In  kürzerer  Weise  werden  diese  Gegen- 
stände behandelt  von  A.  Frh.  v.  Hammer- 
stein, von  Hermann  Rieek  und  H.  Hindorf. 
Die  Technik  der  Grossviehzucht  und  Gross- 
landwirtschaft findet  eiue  Behandlung  von 
C.  F.  E.  Schnitze.  Die  Urproduktion  Brasi- 
liens, sowohl  die  kleinbäuerliche  Urwald- 
wirtschaft als  die  kapitalistische  Grosswirt- 
schaft. insbesondere  der  Kaffeebau  in  St. Paulo 
werden  eingehend  behandelt  von  Karl 
Kaerger.  Derselbe  hat  dann  auch  Vorschläge 
zur  Kultivation  des  Tangalandes  in  Deutsch- 
Ostafrika  gemacht,»  die  ebenso  wie  seine 
brasilianischen  Studien  auf  persönlichen  Er- 
fahrungen beruhen.  Wenn  Semmler  mehr 
die  Praxis  der  Agrikultur  berücksichtigte, 
so  findet  die  wissenschaftliche  Theorie  eine 
grundlegende  Behandlung  durch  F.  Wohlt- 
mann. 

11.  Die  Beschaffung  von  Arbeitern 
und  die  Erziehung  der  Eingeborenen 
zur  Arbeit.  Der  europäische  Kolonist  be- 
teiligt sich  an  der  kolonialen  Arbeit  am 
liebsten  nur  mit  seinem  geistigen  und  ma- 
teriellen Kapital  und  überlässt  die  mechanische 
Arbeit  niedriger  stehenden  Völkern.  In  den 
Tropen  ist  er  hierzu  sogar  gezwungen.  Daher 
kommt  es.  dass  für  die  Kolonisationstechnik 
und  -politik  die  Arbeiterfrage  die  wichtigste 
von  allen  ist.  Die  Frage  wird  noch  dadurch 
erschwert,  dass  die  Naturvölker  infolge  ihrer 
geringen  Kulturbedürf  nisso  nur  selten  ohne 
einen  gewissen  Zwang  arbeiten  und  dass 
dieser  Zwang  in  der  leichtesten  und  wirk- 
samsten Weise  nur  dann  organisiert  werden 
kann,  wenn  die  zur  Arbeit  gewonnenen 
Personen  ganz  oder  vorübergehend  von 
ihren  heimischen  Verhältnissen  losgelöst 
werden.  Mit  Rücksicht  auf  die  grosse  Ent- 
fernung der  Absatzmärkte  von  den  kolonialen 
Produkt ionsgebieton  müssen  die  Kolonial- 
produkte auch  billig,  also  die  Arbeitslöhne 
niedrig  sein. 

Es  lässt  sich  (leslmll)  nicht  leugnen,  dass 
die  Kolonialwirtschaft  als  solche  zur  Zwangs- 
arbeit hindrängt  und  damit  in  ihren  letzten 
Konsequenzen  zur  Sklaverei.  Seitdem  aller 
diese  von  Christentum  und  Humanismus 
verworfen  ist  und  ihre  letzte  internationale 
Verurteilung  in  der  Generalakte  der  Brüs- 
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seler  Antisklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1SDO 
gefunden  hat.  braucht  sich  die  koloniale 
Wirtsehaftstechnik  nicht  mehr  wie  früher 
mit  dem  Institut  der  Sklaverei  als  solchem 
zu  beschäftigen , sondern  sie  hat  es  im 
Gegenteil  mit  der  Lösung  der  schwierigen 
Aufgaben  zu  thun,  die  durch  diese  Akte 
z.  B.  in  Bezug  auf  die  Behandlung  befreiter 
Sklaven  gestellt  worden  sind.  Andererseits 
hat  es  die  koloniale  Politik  und  Technik 
seit  der  Aufhebung  der  Sklaverei  noch  mehr 
als  früher  mit  der  Beantwortung  der  zwei 
Fragen  zu  thun,  wie  die  Sklavenarbeit  er- 
setzt werden  kann  durch  die  freie  Arbeit 
Europäern  oder  durch  die  freie  oder 


die  Kolonialverwaltung  ab- 
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von 

organisierte  Arbeit  der  Eingeborenen  m 
ihrer  Heimat  oder  die  Arbeit  freiwillig  über- 
gesiedelter Angehöriger  niedriger  stehender 
Völker. 

Die  Versuche  der  kolonialen  Unternehmer, 
europäische  Arbeiter  für  längere  Zeit  an- 
zn werben  oder  die  Transportkosten  unbe- 
mittelter Einwanderer  zu  erstatten  und  diese 
von  den  letzteren  abarbeiten  zu  lassen,  haben 
bekanntlich  im  vorigen  Jahrhundert  in  Nord- 
amerika zu  einer  woissen  Sklaverei  geführt. 
Noch  heute  giebt  es  Beste  solcher  Er- 
scheinungen. Man  hat  die  vorliegenden 
Missbrauche  am  besten  damit  bekämpft,  dass 
man  die  Arbeitsverträge  entweder  nicht  als 
rcchtsgiltig  nuerkaunt  oder  mit  grossen 
Kautelen  vorsehen  hat.  Um  mittellose  euro- 
päische Einwanderer  auf  längere  Zeit  an 
einen  vielleicht  bisher  von  Sklaven  bedienten 
kolonialen  Grassbetrieb  zu  fesseln,  hat  man 
vielfach  zu  dem  Halbnartsysteui.  in  Brasilien 
Parceriakontrakt.  in  den  britischen  Kolonieeil 
Metayersvstem  genannt,  nach  dem  die  Bnitto- 
erträgnissc  der  Arbeit  zwischen  Unternehmer 
und  Arbeiter  geteilt  wurden,  gegriffen.  Die- 
ses an  sieh  billige  System  gestattet  jedoch 
nur  zu  leicht  eine  missbräuchliche  Anwen- 
dung. 

Bei  den  Versuchen , die  Eingeborenen 
zur  eigenen  nutzbringenden  Arbeit  oder  zur 
Arbeit  im  Dienste  kolonialer  Unternehmungen 
zu  erziehen  oder  vorübergehend  zu  gewinnen, 
hat  man  sieli  entweder  an  das  Individuum 
oder  an  vorhandene  Organisationen  gewen- 
det. Sind  letztere  stark  genug,  dann  kann 
Völkern , Stämmen  oder  Gemeinden  eine 
gewisse  Arbeitsleistung  kollektiv  übertragen 
werden,  entweder  mit  oder  ohne  Entgelt 
(Steuern).  Das  letztere  System  — das  K ii  1 - 
tüflr- Stelsel  des  Generals  Jan  van  den 
Bosch,  vgl.  oben  S.  14(5  — hat  seine  höchste 
technische  Entfaltung  in  den  niederländischen 
Kolonieeil  gefunden . wonach  die  Javaner 
nicht  nur  ein  Fünftel  des  Grund  und  Bodens, 
sondern  auch  den  fünften  Teil  der  Arbeits- 
zeit der  Regierung  zur  Verfügung  zu  stellen, 
in  ihrer  Privatwirtschaft  bestimmte  Kulturen 
zu  betreiben  und  ihre  Exportprodukto  gegen 


i feste  Preise  an 
zugeben  hatten.  Für  den  mit 
, verbundenen  Arbeitsvertrag  kommen  beute 
in  Kolon ieen  aller  Mächte  vorwiegend  die 
Chinesen,  die  Indier  (Kulis),  die  Malayen 
(ans  den  niederländischen  Kolonialgebieten) 
und  die  Papuas  (Südsee)  in  Betracht.  Die 
koloniale  Politik  (Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung) hat  sich  mit  dieser  Angelegenheit 
unter  zwei  entgegengesetzten  Gesichts- 
punkten zu  befassen:  einmal  unter  dem  des 
Schutzes  dieser  Arbeiter  seihst  gegen  Miss- 
bräuohe bei  der  Anwerbung,  dem  Trans- 
port. der  Arbeit  selbst,  der  Beendigung  des 
Vertragsverliältnisses  und  der  Zurückbe- 
förderung in  die  Heimat;  andererseits  aber 
auch  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Schutzes 
der  europäischen  Ansiedler  gegen  die  harte 
Konkurrenz  der  fremden  Arbeiter,  letzteres 
kommt  jetzt  bezüglich  der  Chinesen  in 
Nordamerika  und  Australien  sehr  in  Be- 
tracht und  bereitet  die  grössten  inter- 
nationalen und  internen  Schwierigkeiten, 
ln  ersterer  Beziehung  gilt  es.  dafür  zu  sorgen, 
dass  dem  sogenannten  lndenturesystem  der 
Charakter  eines  Vertragsverliältnisses  im 
Gegensätze  zur  Sklaverei  gewahrt  bleibt  und 
dass  l>ei  der  Behandlung  der  angeworbeneu 
Arbeiter  nach  humanen  Grundsätzen  ver- 
fahren wird  und  dass  durch  zu  umfangreiche 
Anwerbungen  Kolonialgebiete  nicht  ent- 
völkert werden.  Auch  entsteht  vielfach  die 
Frage,  ob  cs  vorzuziehon  ist  im  Interesse 
der  leichteren  Verwaltung  (Sprache),  die 
Arbeiter  nur  einem  Bevölkernugselemente 
zu  entnehmen  oder  durch  Mischung  meluerer 
Elemente,  etwa  der  Chinesen  mit  den  Negern 
oder  der  Malayen  mit  Papuas,  die  Herr- 
schaft der  wenigen  europäischen  Aufsichts- 
personen über  die  Arbeitorhcere  zu  er- 
leichtern. In  Bezug  auf  Chinesen,  Indier, 
Malayen  und  Papuas  liegen  in  der  nieder- 
ländischen, englischen  und  deutschen  Kulti- 
vation  der  Südsee  bereits  reiche  Erfahrungen, 
vor.  Grössere  Schwierigkeiten  setzt  der 
Neger  den  Versuchen,  ihn  dauernd  zur 
freien  Arbeit  zu  verwerten,  entgegen.  Und 
die  älteren  in  Afrika  thätigen  Kolonial  Völker, 
die  Portugiesen,  die  Engländer  und  Fran- 
zosen halten  zur  Lösung  dieses  Problems 
wenig  beigotragcu , am  meisten  noch  die 
südafrikanischen  Buren,  indem  sie  den  Ein- 
geborenen eine  Hörigkeit  auferlogt  haben. 
Es  scheint  die  deutsche  koloniale  Technik 
berufen,  aber  auch  befähigt  zu  sein,  die 
allmähliche  Lösung  dieser  schwierigsten 
kolonialen  Aufgabe  lierbeizuführen.  Hierltei 
kommt  in  dem  Falle  der  Bolassung  der  Ein- 
geborenen an  ihren  Wohnsitzen  die  Tliat- 
saehe  und  die  Art  von  Steuererhebung 
wesentlich  in  Betracht.  Es  empfiehlt  sich 
eine  Mischung  von  Natural-  nml  von  Geld- 
abgaben. Erste  re  zwingen  zur  Mehrerzeu- 
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von  Gütern  in  der  eigenen  Wirtschaftsgebiete.  Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 


letztere  zur  Erzeugung  von  Ausfuhrgütern 
oder  zur  Dienstleistung  gegen  Lohn  in 
fremder  Unternehmung.  In  Deutsch-Ost- 
afrika sind  auf  diesem  Gebiete  bereits  er- 
folgreiche Versuche  gemacht  worden. 


II.  Die  Teilung  Afrika«  und  die  Be- 
gründung des  Kongostaates. 

A.  Die  Teilung  Afrikas. 

1.  Aeltere  Teilungen.  Eine  erste  Tei- 
lung der  Neuen  Welt  fand  am  4.  Mai  1498 
durch  den  Paj>st  Alexander  VI.  statt,  in- 
dem er  die  spanischen  und  portugiesischen 
Entdeckungen  durch  eine  Linie  abgrenzte, 
die  von  Pol  zu  Pol  laufend  einen  Meridian 
bildete,  der  etwa  0°  westl.  L.  100  Meilen 
westlich  der  Azoren  und  der  Inseln  des 


war  aber  der  Eifer  auf  dem  Gebiete  poli- 
tischer Occupationen  ziemlich  erlahmt.  Die 
Kolonialmächte  sicherten  sogar  durch  inter- 
nationale Verträge  den  Fortbestand  der  no- 
minalen Selbständigkeit  afrikanischer  Staats- 
gebilde. Um  so  grösser  war  der  Eifer  auf 
dein  Gebiete  der  Erforschung  des  unbe- 
kannten Innern  des  dunkeln  Kontinentes. 

2.  Die  neueste  Teilung.  Die  jüngste 
; Aufteilung  Afrikas  auf  Kosten  einheimischer 
unabhängiger  Fürsten,  mehr  noch  aber  auf 
Kosteu  des  nominalen  Besitzstandes  der  älte- 
ren Kolonialmächte,  wurde  veranlasst  durch 
die  Begründung  des  Kongostaates  (s.  den- 
selben weiter  unten  S.  155  ff.)  und  durch  die 
afrikanischen  Erwerbungen  Deutschlands  in 
den  Jahren  1884  bis  1890  (s.  u.),  besonders 
durch  die  dort  aufgeführten  internationalen 


Grünen  Vorgebirges  lief.  Alle  Entdeckungen  j Verträge,  die  Deutschlands  Besitzstand  m 
westlich  dieser  Linie  sollten  den  Spaniern,  Afrika  feststellten.  Denn  auch  die  anderen 
alle  östlich  gelegenen  den  Portugiesen  go-  Kolonialmächte  sicherten  nunmehr  ihren  Be- 
hören.  Diese  päpstliche  Entscheidung  wurde  sitzstand  an  den  Küsten  oder  dehnten  den- 


uäher  präcisiert  durch  einen  Vertrag  selben  auch  möglichst  nach  dem  Innern  hin 
. Juni  1494  zu  Tordesillas  zwischen  | aus.  Die  wichtigsten  internationalen  Ab- 
machungen dieser  Art  sind  die  folgenden: 
Spanien  erhielt  im  Oktober  1883  den 
Hafen  Ifni  von  Marokko,  machte  1884  einige 
Erwerbungen  in  der  westlichen  Sahara, 
sicherte  die  Grenze  188G  durch  Vertrag  mit 
Frankreich  und  erwarb  durch  den  Munifluss- 
vertrag  von  1900  von  Frankreich  25000  qkm 
am  Cap  San  Juan  südlich  von  Kamerun  und 
190000  qkm  bei  Rio  de  Oro  zwischen  Cap 
Blanco  und  Bogador. 

Portugal  hatte  um  die  Mitte  des  19. 
Jahrhunderts  seine  alten  Ansprüche  auf  die 
Souveränität  über  die  Westküste  von  Afrika 
einschliesslich  der  Kongomündung  und  die 
im  Innern  gelegenen  Gebiete  zwischen  5° 
12'  und  8°  südlicher  Breite  wieder  aufleiten 
lassen.  Seine  Bestrebungen,  den  Zusammen- 
hang zwischen  seinen  alten  westafrikanischen 
und  ostafrikanischen  Besitzungen  aufrecht 
zu  erhalten,  waren  aber  vergelienc,  wenn 
auch  Portugals  diesbezügliche  Ansprüche  im 
Principe  sowohl  von  Deutschland,  Vertr.  v. 
30.  Dezember  1880.  Art.  3,  als  von  Frank- 


dann 
vom  7 

Johann  II.  von  Portugal  und  Ferdinand  von 
Castilien.  Hierdurch  fiel  Afrika  im  wesent- 
lichen in  die  portugiesische  Machtsphäre. 
Und  bis  zur  Gegenwart  hat  auch  Portugal 
an  der  Fiktion  festgehalten,  dass  alles  afri- 
kanische Land  im  Zweifel  Portugal  gehöre. 
Im  17.  und  18.  Jahrhundert  haben  aber  auch 
alle  anderen  Kolonialmächte  Erwerbungen 
an  der  Westküste  von  Afrika  gemacht  und 
au  der  Südspitze  Holland. 

Eine  neue  Aufteilung  Afrikas  unter  die 
Kolonialmächte  Europas  begann  mit  dem 
Feldzuge  Napoleons  I.  in  Aegypten  1798. 
Seitdem  ist  Aegypten  thatsächlich  eine  euro- 
päische Provinz  geworden,  in  der  franzö- 
sischer mit  englischem  Einflüsse  al »wechselt. 
Während  dann  England  seit  der  ondgiltigen 
Besitzergreifung  des  bis  dahin  holländischen 
Caplandes  1815  von  Süden  her  in  Afrika 
vordrang  und  Frankreich  durch  die  Erobe- 
rung Algiers  1830  an  der  Nordküste  sich 
dauernd  festsetzte,  gingen  Spaniens  Be- 
sitzungen in  Afrika  nach  und  nach  ganz 


verloren  bis  auf  wenige  Reste  an  der  Strasse  reich,  Vertr.  v.  12.  Mai  1886,  Art.  4 auer- 
vou  Gibraltar  (Ceuta),  an  der  Nord  Westküste  kannt  wurden.  Da  aber  ein  ununterbrochener 
(Cap  Bojador  bis  Cap  Blanco)  einschliesslich  portugiesischer  Besitz  zwischen  Mossnmedes 
der  kanarischen  Inseln,  an  und  in  der  Bin-  und  Mozambique  den  Bemühungen  Englands 
frabucht  (Corisco,  Fernando  Po,  St.  Thotne)  um  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen 
und  die  umfangreichen  Occupationen  Portu- ! den  britischen  Besitzungen  am  Cap  und 
gals  an  der  West-  und  Ostküste  sanken  i seinem  Machtgebiet  am  Nil  hinderlich  sein 
immer  mehr  zu  einem  Nominalbesitz  herab,  würde,  ist  England  unausgesetzt  bemüht, 
Dagegen  fasste  England  auch  in  Sierra  sich  nördlich  des  Zambesi  festzusetzen.  Es 
Leone,  an  der  Gold-  und  Sklavenküste  und  gelang  zwar  im  Vertr.  v.  26.  Februar  1884, 
am  Niger  Fuss  und  umklammerte  die  Buren- 'eine  Verständigung  zwischen  Portugal  und 

England  über  den  Besitz  des  Kongogebietes 
hertieizuführen.  Dieser  Vertrag  wurde  aber 
von  Deutschland  nicht  anerkannt,  und  die 
weiteren  Verhandlungen  führten  zur  Be- 


besiedelungen im  Süden  durch  Landerwer- 
bungen zwischen  dem  Oranje  und  Zambesi. 
und  Frankreich  schuf  sich  in  Algier  und  in 
Senegambien  zwei  afrikanische  Herrschafts- 
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pröndung  (los  Kongostaates  in  den  streitigen 
Gebieten,  der  durch  Ucberoinkommen  vom 
14.  Februar  1885  auch  vou  Portugal  aner- 
kannt wurde.  D«x-h  musste  der  Kongo- 
staat  das  ganze  linke  Kongoufer  bis  Nocki 
und  nördlich  des  Kongo  Kabinda  und  Ma- 
lemba  an  Portugal  ül*erlassen.  Eine  nähere 
Festsetzung  der  portugiesischen  Grenzen  mit 
dem  Kougostaat  erfolgte  am  25.  Mai  1891, 
wodurch  das  Lundareieh  zwischen  dem 
Kongostaat  und  Portugal  geteilt  wurde. 

Ein  Abkommen  zwischen  Portugal  und 
England  über  die  Abgrenzung  der  beider- 
seitigen Besitzungen  in  der  Kühe  des  Zam- 
besi  vom  20.  August  1890  erhielt  nicht  die 
Genehmigung  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaften Portugals.  Dagegen  wurde  ein  am 

11.  Juni  1891  abgeschlossener  bezüglicher 
Vertrag  am  3.  Juli  1891  ratifiziert,  wodurch 
das  Hinterland  der  Kolonie  Mozambique 
wesentliche  Einschränkungen  erlitt.  Die 
portugiesisch-französischen  Grenzen  in  Guinea 
und  am  Kongo  waren  durch  Verträge  vom 

12.  Mai  1886  festgelegt  worden. 

In  Ausführung  der  beiden  Abkommen 
zwischen  dem  Kongostaat  und  Portugal 
vom  25.  Mai  1891  sind  durch  Protokoll  vom 
24.  März  1894  die  Grenzregidierungsarbeiten 
in  Bas-Kongo  und  Lunda  beendet  und  die 
Grenze  zwischen  beiden  Staaten  festgelegt 
worden  (D.  Kol.-Bl.  1894  S.  409). 

Ein  geheimes  Abkommen  zwischen 
Deutschland  und  England  vom  Jahre  1898 
scheint  über  die  Zukunft  der  ost-  und  west- 
afrikanischen  Besitzungen  Portugals  verfügt 
zu  haben. 

Frankreich,  das  sich  an  der  Nord- 
küste Afrikas  neben  Algier  auch  '1'  u n i s 
gesichert  hatte  (Verträge  mit  dem  Bey  von 
Tunis  vom  12.  Mai  1881  und  8.  Juni  1883), 
erwarb  durch  deu  Vertrag  mit  der  Regie- 
rung der  Uovas  vom  17.  Dezember  1885 
das  Protektorat  über  die  Insel  M a d a g a s k a r 
und  erlangte  die  Anerkennung  dieses  Pro- 
tektorats durch  England  und  Deutsoldand, 
indem  es  1890  seinerseits  das  deutsch-eng- 
lische Abkommen  vom  1.  Juli  1890  aner- 
kannte und  sein  Veto  gegen  die  Ablülngig- 
machung  Zanzibars  aufgab  (deutsch-franzö- 
sischer Vertrag  vom  17.  November  1890). 
Die  französisch-deutschen  Interessensphären 
in  Afrika  wurden  abgegrenzt  durch  die  Ver- 
träge vom  24.  Dezemlier  1885  und  15.  März 
1895  (Kamerun)  sowie  9.  Juli  1897  (Togo), 
die  französisch-englische  Grenze  von  Sierra 
Leone  durch  Vertrag  vom  28.  Juli  1882,  die 
französisch-portugiesische  Grenze  in  Guinea 
und  im  Kongogebiet  durch  Verträge  vom 
12.  Mai  1886  und  31.  August  1887,  die 
französische  Grenze  gegen  den  Kongostaat 
durch  rebereinkommen  vom  5.  und  14.  Fe- 
bruar 1885,  22.  November  1885  und  29. 
April  1887. 


Seit  1S62  hat  Frankreich  von  der  Reedo 
von  übok  (gegenüber  von  Aden)  Besitz  er- 
griffen und  1884  diese  Niederlassung  durch 
Ausdehnung  des  Protektorates  über  den 
Busen  von  Tadjura  erweitert.  Eine  Ueber- 
einkunft  mit  England  vom  Jahre  1887  teilte 
die  Bucht  von  Tadjura  zwischen  Frankreich 
und  England. 

Frankreich  ist  unausgesetzt  bemüht,  die 
Hinterländer  seiner  drei  grossen  afrikanischen 
Gebiete  (Algier.  Senegambieu  und  franzö- 
sisches Kongogebiet)  zu  annektieren  und 
damit  eine  Verbindung  zwischen  diesen  drei 
Gebieten  unter  einander  herzustellen,  und  hat 
in  den  Jahren  1882 — 1898  zahlreiche  Land- 
erwerbungen  in  diesen  Gebieten  gemacht. 

Dahome  war  am  5.  August  1885  unter 
portugiesisches  Protektorat  gestellt  worden, 
auf  «las  Portugal  aber  am  22.  Dezember 
1887  wieder  verzichtete.  Frankreich  schloss 
dann  am  3.  Oktober  1890  einen  Schutzver- 
trag mit  Dahome  ab. 

Die  grössten  afrikanischen  Erwerbungen 
der  jüngsten  Jahre  hat  Frankreich  ge- 
macht, indem  cs  vom  Nonien  und  Süden 
her  gegen  «len  Sudan  vorrückt.  Durch  Ver- 
trag vom  14.  August  1894.  bestätigt  am  27. 
Dezember  1894,  haben  sich  Frankreich  und 
der  Kongostaat  über  folgende  Grenzlinie 
ihrer  afrikanischen  Besitzungen  geeinigt: 
Thal  weg  des  Qubangui  las  zum  Zusammen- 
flüsse des  M'Bomu  und  Quelle,  Thalweg  «los 
M'Bomu  bis  zu  seiner  Quelle,  von  da  eine 
gerade  Linie  bis  zur  Wasserscheide  des 
Kongo-  und  Xilbeckens,  alsdann  «1er  Kamm 
der  Wasserscheide  bis  zum  30"  östlicher 
Länge  (Greenwich),  der  30°  bis  zur  Parallele 
5°  30*  und  alsdann  letzterer  bis  zum  Nil 
(D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  82). 

Durch  ein  englisch-französisches  Ab- 
kommen vom  12.  Juli  1893  wurden  «lie  Ab- 
grenzungen zwischen  den  beiderseitigen  Be- 
sitzungen an  der  Goldküste  bis  zum  9°  nörd- 
licher Breite  am  Volta  hiuaufgcfiihrt  nu«l 
die  Abmachungen  vom  10.  August  1889  und 
26.  Juni  1891  präcisiert  (D.  Kol.-Bl.  1893, 
S.  463).  Dieselben  Mächte  haben  am  21. 
Januar  1895  eine  Vereinbarung  über  die 
Nord-  und  Ostgrenze  von  Sierra  Leone  ge- 
troffen (D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  188). 

Auch  zwischen  Liberia  und  den  fran- 
zösischen Besitzungen  sind  durch  ein  am 
8.  Dezember  1892  abgeschlossenes  und  am 
1.  Juli  1894  bestätigtes  Abkommen  die  l»ei- 
derseitigen  Grenzen  neu  geordnet  worden. 

Schon  war  Frankreich  1898  vom  Kongo 
ans  bis  zum  Nil  (Faschoda)  vorgedrungen, 
als  es  dort  auf  britischen  Widerstand  stiess 
und  sich  aus  dem  Nilgebiet  zurückziehen 
musste. 

In  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  des 
19.  Jahrhunderts  hat  sieh  Frankreich  im 
nordwestlichen  Afrika  ein  beinahe  den  4. 
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Toi]  dieses  Weltteiles  umfassendes  Kolonial- 
reich geschaffen  und  damit  eine  weltpoli- 
tische Leistung  ersten  Ranges  vollbracht. 
Es  erweitert  noch  immer  seinen  politischen 
Einfluss  in  der  Richtung  gegen  Marokko 
und  den  Niger  und  Kongo  hin  und  festigt 
ihn  durch  den  Bau  der  Saharaeisenbahn.  In 
einem  Geheimvertrag  zu  dem  oben  genannten 
Muniflussvertrag  von  19o0  scheint  Frank- 
reich von  Spanien  Erwerbungen  gemacht  zu 
haben,  die  ihm  südlich  von  Marokko  den 
Zugang  zum  Meere  und  damit  die  völlige 
Umklammerung  Marokkos  ermöglichen. 

Italien  hat  seit  18*2  an  der  Nordost- 
küste von  Afrika  eine  Reihe  von  Erwer- 
bungen gemacht  uud  diese  zu  der  Kolonie 
Erythrea  vereinigt  (s.  unten). 

Im  Vertrage  mit  England  vom  2-1.  März 
und  15.  April  1891  wurde  die  Grenze  gegen 
Aegypten  und  die  Abgrenzung  einer  italie- 
nischen und  englischen  Einflusssphäre  fest- 
gesetzt, auch  der  italienischen  Regierung 
das  Recht  eingeräumt,  im  Kriegsfall  Kassala 
und  die  Gegend  bis  zum  Atbara  zu  besetzen. 
Die  italienisch-englische  Demarkationslinie 
ging  vom  Meere  ans  den  Job  aufwärts  bis 
6°  n.  Br.,  folgt  dem  Parallel  0°  bis  zum 
Meridian  35°  östl.  v.  Gr.,  an  dem  sie  bis 
zum  blauen  Nil  aufsteigt.  Im  Norden  ging 
die  Linie  von  Raskasar  am  Roten  Meere 
aus  bis  zum  Kreuzungspunkt  des  17.  Pa- 
rallelkreises mit  dem  37.  Meridian  ö.  v.  Gr., 
auf  diesem  bis  16°  30’  N.  bis  Sabdemt  und 
in  verschiedenen  Windungen  am  Atbara  und 
dem  Rabat  entlang,  auf  dem  35°  ö.  v.  Gr. 
südlich  bis  zum  biauen  Nil.  Infolge  eines 
in  den  Jahren  189-1  bis  1896  unglücklich 
gegen  Abessinien  geführten  Krieges  musste 
Italien  wesentlich  zurückweichen  und  im 
Frieden  vom  26.  Oktober  1896  wurde  die 
Nord  grenze  Abessiniens  durch  die  Flüsse 
Mareb.  Belassa  und  Munn  bezeichnet,  die 
übrigeu  Grenzen  aber  blieben  unbestimmt. 

E n gl a n d besetzte  18*2  Aegypten,  konnte 
aber  die  Loslösung  des  Sudan  von  diesem 
Lande  zunächst  nicht  hindern  und  verstän- 
digte sich  deshalb  mit  Italien  über  dessen 
Fussfassung  am  Roten  Meere.  Erst  1S9S 
eroberte  England  den  Sudan  von  neuem 
und  begründete  hier  eine  von  Aegypten  un- 
abhängige britische  Herrschaft,  indem  es  zu- 
gleich Frankreich,  das  Faschoda  besetzt 
hatte,  vom  Nil  zuriiekdrängte.  im  Jahre 
1861  besetzte  es  Lagos,  zog  sich  1880  aus 
dem  1876  besetzten  Damaraland  wieder  zu- 
rück und  behielt  dort  nur  die  am  12.  März 
1878  mit  einem  Umkreis  von  15  englischen 
Meilen  annektierte  Walfischbai,  bezeichnetc 
nach  1880  den  Oranjefluss  als  die  nordwest- 
liche Grenze  der  Capkolonie,  nahm  1*3* 
und  erneut  1842  Port  Natal  in  Besitz,  stellte 
nach  den  Kämpfen  mit  Cetewayo  1879  das 
Gebiet  von  der  Natalgrenze  bis  zum  Uiu- 


latosie  unter  britische  Oberhoheit  und  er- 
kannte in  der  londoner  Konvention  vom  27. 
Februar  1884  die  Unabhängigkeit  Transvaals 
als  »Südafrikanische  Republik«  an. 

Das  Basutoland,  welches  bis  dahin  einen 
Teil  der  Capkolonie  gebildet  hatte,  trat  am 
18.  März  1884  wieder  unter  direkte  britische 
Herrschaft  In  den  Jahren  1878  bis  1885 
wurde  das  Protektorat  über  Teile  des  Pon- 
dolandes  erworben,  durch  Beschluss  der 
Regierung  vom  27.  Januar  1885  der  22°  s. 
Br.  als  Nordgrenze  und  der  20.  östl.  Längcn- 
grad  als  Westgrenze  der  britischen  Inte- 
ressensphäre proklamiert,  in  demselben  Jahre 
Betsclmaualand  in  eine  Kronkolonie  und  in 
ein  Schutzgebiet  geteilt,  Anfang  Mai  1891 
aber  Britisch-Betschuanaland  durch  Einver- 
leibung des  Bastardlandes  zwischen  dem 
Oranje,  Nosob,  Molopo  und  der  deutsch- 
englischen Grenze  erweitert.  Das  ganze 
Zambesigebiot  wurde  1891  der  South  Africa 
Compagny  überlassen.  British  Central  Afrika 
benannt  und  in  die  -1  Distrikte  Chambezi, 
Tanganyika,  Mweru  und  Luapula  geteilt. 
1*98  aber  fast  ganz  in  Kronverwaitung  fiber- 
goführt. 

Am  18.  Dezember  18*5  wurde  die  bri- 
tische Flagge  in  der  Santa  Lucia  Bai  ge- 
hisst und  Sululand  am  14.  Mai  1887  annek- 
tiert und  dessen  Grenzen  im  Vertrage  mit 
der  Südafrikanischen  Republik  vom  20.  Juni 
1**8  festgestellt,  18*8  und  1890  auch  noch 
die  Gebiete  der  Häuptlinge  Sibonda,  Umca- 
mana,  Fokoti,  Umgindi  und  Manaba  mit 
dem  Sululand  vereinigt. 

Ein  weiteres  Vordringen  Englands  in  das 
Zambesigebiot  erfolgte  durch  Abschluss  eines 
Protektorats  über  das  Matabeleland,  11.  Fe- 
bruar 1888,  durch  Ausdehnung  der  britischen 
Interessensphäre  gegen  die  portugiesische 
Provinz  Safala  hin,  25.  Juli  1*88,  vor  allein 
durch  Erteilung  eines  Freibriefes  an  die 
Britisch-Südafrikanische  Gesellschaft.  15.  Ok- 
tober 1889,  mit  Hoheitsrechten  über  das 
Gebiet  zwischen  Betschuanaland,  Südafrika- 
nische Republik  und  den  portugiesischen 
Besitzungen,  während  die  britische  Sceen- 
gesollßcliaft  African  Lakes  Compagny  am 
Schire  und  Nyassa  Fuss  fasste  und  es  sich 
zur  Aufgabe  stellte,  die  britischen  Macht- 
sphären im  Süden  und  Norden  Afrikas  zu 
verbinden.  England  gelang  es,  in  den  Ver- 
trägen mit  Portugal  vom  11.  Juni  und  3. 
Juli  1*91  eine  Grenze  zu  erlangen,  welche 
Matabele-  und  Maschonaland,  das  Schirege- 
biet und  das  Land  zwischen  dem  Nyassa- 
see  und  dem  Kongostaat  England  zusprach. 

Am  Niger  setzte  sich  England  teils 
direkt,  teils  durch  Vermittelung  der  Royal 
Niger  Compagny  in  den  Jahren  1884  bis 
1*90  fest,  begrenzte  seine  dortige  Interessen- 
sphäre durch  Verträge  mit  Deutschland  vom 
7.  Mai  1885,  2.  August  1886,  1.  Juli  1890, 
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mit  Frankreich  vom  5.  August  1890  und 
fl  bernahm  1899  die  unmittelbare  Verwaltung 
des  Nigergebietes  durch  Ablösung  der  Niger 
Conipagnv. 

Die  Grenzen  der  Kolonieen  Sierra  Leone 
und  Gambia  wurden  durch  Verträge  mit 
Frankreich  vom  28.  Juni  1*82  und  10.  August 
1889  und  mit  Liberia  vom  11.  November 
1887  festgesetzt. 

England  hat  durch  weitere  Erwer- 
bungen in  Süd-  und  Mittelafrika  seine  afri- 
kanische Stellung  verstärkt  und  seine  afri- 
kanischen Besitzungen  vielfach  neu  organi- 
siert. Ausser  den  genannten  Grenz  Verträgen 
mit  Deutschland  und  Frankreich  hat  Gross- 
britannien am  5.  Mai  1894  einen  Grenzver- 
trag mit  Italien  abgeschlossen  über  die 
Abgrenzung  der  beiderseitigen  Einfluss- 
sphären im  Gebiete  des  Golfs  von  Aden. 
Danach  soll  die  Grenze  gebildet  werden 
durch  eine  Linie,  die.  von  G Odessa  aus  zum 
8°  nördlicher  Breite  gehend,  die  Nordost- 
grenze der  Gebiete  der  Stämme  Girrhi.  Ber- 
lin und  Her  Ali  streift.  Sie  folgt  dann 
dem  8°  bis  zu  seinem  Schnittpunkt  mit  dem 
48°  östlicher  Länge  (Greenwich),  geht  von 
da  zum  Schnittpunkte  des  9°  nördlicher 
Breite  mit  dem  49°  östlicher  iJlnge  und 
folgt  dann  diesem  Meridian  bis  zur  See. 
England  verpflichtet  sieh,  in  seinem  Pro- 
tektorate, und  Italien  in  Ogaden  volle  Han- 
delsfreiheit in  Gemässheit  der  Berliner  Akte 
und  der  Brüsseler  Deklaration  zu  gewähren. 
Der  Versuch  Großbritanniens,  durch  einen 
Pachtvertrag  vom  12.  Mai  ls94  mit  dem 
Kougostaate  sieh  zwischen  Deutsch-«  »stafrika 
und  den  Kongostaat  einzudrängen,  scheiterte 
an  dem  "Widerspruche  Deutschlands. 

Feber  die  Abgrenzung  der  britischen  In- 
teressensphäre in  Ostafrika  s.  bei  Deutsch- 
land und  Italien.  Am  4.  November  1890 
übernahm  England  die  Schutzherrschaft  über 
Zanzibar,  am  19.  November  1890  über  VVitu 
und  die  Küste  bis  Kismaju,  Ende  1890  über 
Uganda,  hier  durah  Vermittelung  der  britisch- 
ostafrikanischcn  Gesellschaft.  England  strebt 
seit  langer  Zeit  danach,  Afrika  britisch  zu 
machen  vom  Cap  bis  zum  Nil.  Diesem 
Zwecke  dienten  die  Minenspekulationeu  und 
Eisenbalinbauten  Cecil  Rhodos  und  der 
Krieg  Grossbritanniens  gegen  die  Buren- 
republiken 1899  bis  190«». 

Die  Freistaaten  der  niederländi- 
schen Buren  in  Südafrika  haben  zwar 
vorübergehend  mehrfache  Erweiterungen  auf 
Kosten  der  Eingeborenen  erfahren,  sind  aber 
ihrerseits  mehr  und  mehr  in  britische  Ab- 
hängigkeit geraten.  Die  Südafrikanische  Re- 
publik (Transvaal)  wurde  im  Vertrage  mit 
England  vom  27.  Februar  1884  gegen  dessen 
Besitzungen  abgegrenzt  Mit  ihr  vereinigte 
sich  die  am  l(i.  August  18*4  gebildete 


Niuwe  Republiok  (Distrikt  Vrijheid)  am  14. 
September  1887  (anerkannt  von  England  2<i. 
Juni  1888)  sowie  der  1875  an  der  Swasi- 
landgrenze gelegene  kleine  Freistaat  8.  August 
189U  (Vertr.  mit  England  2.  August  1890). 
Der  Oranjefreistaat  erwarb  12.  Juli  1*84 
das  Territorium  Thaba  Xselut  (Distrikt  Ma- 
roka).  Zwischen  der  Südafrikanischen  Re- 
publik Britisch-Sululand  und  der  portugie- 
sischen Provinz  Mozambique  halten  die 
Burenstaaten  Swasiland  und  Tongaland  ihre 
Unabhängigkeit  noch  teilweise  aufrecht  er- 
halten. (Vertr.  zwischen  England  und  Sfld- 
afrik.  Rep.  2.  August  1890  und  Vertr. 
zwischen  England  und  Tonga  6.  Juli  18*7.) 
Dagegen  sind  am  3« ».  September  1885  einige 
ehemalige  Burenrepubhken  völlig  unter 
britische  Hoheit  gekommen,  nämlich  die  am 
<».  August  1**2  proklamierte  Republik  Stella- 
land (im  Koran nagebict)  und  die  am  24.  Ok- 
tober 1**2  gegründete  Republik  Goosen  (im 
Barolonggebiet).  Stella  und  Goosen  kamen 
zu  Britisch-Betschuanenlaud.  Der  Krieg 
gegen  Großbritannien  1*99  bis  1900  scheint 
die  Oberhen-schaft  des  ersteren  über  die 
Buronrcpwbliken  ondgiltig  zu  besiegeln. 

51.  I ebersieht  über  den  neuesten 
Stand  der  Teilung  Afrikas.  Zahlen- 
mässige  Angaben  ül»er  afrikanische  Fläehen 
und  Einwohner  bieten  nicht  nur  die  all- 
gemeinen Schwierigkeiten  jedes  Gebietes 
niederer  Kultur.  Es  kommt  dort  noch  hinzu, 
dass  im  Hinterlande  grosse  Staatenbildungen, 
wie  im  Sudan  und  in  der  Sahara  Wüsten 
liegen,  deren  Zugehörigkeit  sich  niemals 
wird  bestimmen  lassen,  ganz  abgesehen  da- 
von. dass  die  Grenzen  der  kolonialen  Be- 
sitzungen der  europäischen  Staaten  im 
Innern  von  Afrika  absichtlich  als  schwan- 
kende, offene  angesehen  werden.  Nur.  unter 
dieser  Einschränkung  haben  die  nachstehen- 
den Zahlen  einen  Wert.  Ihnen  muss  voraus- 
geschickt  worden,  dass  die  Geographen  die 
Gesamtfläche  Afrikas  verschieden  bemessen. 
B.  Tragnitz  auf  29173300  qkm,  dazu  kom- 
men nach  Supan  die  küstennahen  Inseln  mit 
9s».j0  qkm.  giebt  29  207 100  qkm,  nach 
Ravenstein  aber  29820*40  qkm. 

Wie  schnell  die  Aufteilung  Afrikas  unter 
die  europäischen  Kolonialstaaten  seit  der 
Konferenz  in  Brüssel  fortgeschritten  ist. 
zeigt  ein  Vergleich  der  nachstehenden  Tabelle 
von  1*99  mit  den  Zahlen  aus  dem  Jahre 
187 G.  Damals  machten  die  Staaten  folgende 
Ansprüche  auf  afrikanisches  Gebiet:  Groß- 
britannien 761381,  Frankreich  733479.  Por- 
tugal 1 799  304 . Spanien  9480,  Türkei 
3367  930  qkm.  während  der  Rest  als  unab- 
hängig galt.  Die  nachstehende  Tabelle  ist 
eine  Zusammenstellung  nach  den  neuesten 
zugänglichen  «Quellen. 
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Die  Teilung1  Afrikas  nach  dem  Stande  von  1899 


1.  Kolonieen  und  Schutzgebiete 


im  Besitze  von 

9km 

Einw. 

Deutschland  .... 

2 430  400 

S 700  000 

Frankreich  mit  Tunis 

ohne  Madagaskar . . 

2 870  222 

21  502  417 

Eu  Irland 

4 578  600 

36  OOO  OOO 

Italien 

428  593 

404  579 

Portugal 

2 126  130 

14  200  000 

Spanien 

709  6S9 

437  423 

Kongostaat  .... 

2 252  780 

14  OOO  OOO 

15  396414 

9?  244  419 

Madagaskar 

391  964 

3 500  000 

zusammen 

15  9SS37S 

98  744  4‘9 

2.  Andere  Staaten: 

Jlarokko 

812  300 

8 000  000 

Aegvpten  ohne  Sudan 

004  300 

9811  S44 

Tripolis  und  Barka 

1 033  000 

I OOO  OOO 

Abessinien  .... 

S40  000 

4 OOO  OOO 

Südafr.  Republik  . . 

308  560 

691  252 

Oranje-Freistaat . . . 

131  070 

207  503 

Liberia 

85  350 

767  500 

Verschiedene  kleine 

Staaten  und  strittige 

Gebiete 

i 564  280 

31  770000 

und  zwar: 

<|kiu 

Einw. 

Wadai  . . 444  5 50 

2 600  000 

Baghirmi  . 183400 

t 500000 

Born  11  . . . 148000 

S 000  OOO 

Kanem  . . *6  660 

loo  OOO 

Sokoto  und 

Adamana  . 361 470 

12  570  OOO 

Gando  . . 203  300 

5 500000 

3!assina  . . 166900 

4 500000 

zusammen 

; 468  860 

56  247  799 

3.  Sahara  .... 

6 180090 

2 850000 

zusammen  Afrika 

27  637  238 

157  842  218 

B.  Der  Kongostaat. 

Der  Koogostaat , eine  Schöpfung  des 
Königs  Leopold  II.  von  Belgien,  entstand 
durcli  die  Bemühungen , die  Erforschungen  ' 
des  Kongogel >ietcs  auch  wirtschaftlich  nutz- 
bar zu  machen.  Dies  geschah  zunächst  in 
internationalen  Formen.  Doch  nahm  das 
Gebilde  immer  mehr  einen  belgischen  Cha- 
rakter an,  wenn  schliesslich  der  Kongostaat 
auch  nur  durch  Personalunion  mit  Belgien 
verbunden  ist. 

König  Leopold  IT.  gründete  1876  zur 
planmäßigen  Erforschung  Afrikas  eine  In- 
ternationale afrikanische  Gesellschaft,  an  der 
sich  alle  Nationen  mit  Ausnahme  Englands 
beteiligten.  Nach  Stanleys  erstem  Zuge  von 
Zanzibar  nach  der  Mündung  des  Kongo 
1874 — 1S77  entstand  1878  aus  jener  Gesell- 
schaft das  0 o m i t e d’etudes  <lu  haut 
Congo,  und  in  den  nächsten  Jahren  setzten 
Stanley  (Station  Vivi  1879.  Stanley  Pool  1881, 
Leopoldville  1881}  und  Brazza  die  Erforschung 
des  Kongogebietes  fort . wobei  Brazza  alter  1 
seine  Erwerbungen  für  Frankreich  machte. 


Das  genannte  Komitee  nahm  dann  die  Namen 
Association  internationale  du  h a u t 
Congo  und  später  Association  inter- 
nationale du  Congo  an  und  machte 
seinerseits  zahlreiche  Territorialerwerbungen 
am  Kongo.  Dies  Vorgehen  der  Franzosen  und 
Belgier  bestimmte  England  und  Portugal, 
ihrerseits  durch  Verträge  und  Landkäufe  mög- 
lichst viele  Vorrechte  im  Loangogebiete  zu 
erwerben,  und  Portugal  legte  Protest  ein  gegen 
eine  im  September  1883  in  München  ge- 
fasste Resolution  des  Kongresses  zur  Fest- 
stellung eines  internationalen  Völkerrechtes 
zu  Gunsten  der  Neutralität  des  Kongo. 
England  und  Portugal  einigten  sieh  zu 
einem  Vertrage  vom  26.  Februar  1884.  wo- 
nach England  die  Souveränität  Portugals 
über  den  zwischen  5°  12'  und  8°  südlicher 
Breite  liegenden,  im  Osten  vom  Nookifluss 
begrenzten  Teil  der  Westküste  Afrikas  und 
der  Kongoufergebiete  unter  Bedingungen 
auerkannte.  die  Portugal  gestatteten,  an  der 
Einfuhrstelle  des  Kongo  Eingangszölle  zu 
erheben  und  damit  der  internationalen 
Kongogesellsehaft  sowohl  als  allen  anderen 
Mächten  mit  Ausnahme  Englands  den  Zu- 
gang zum  Kongo  zu  erschweren.  England 
würde  die  politische  Leitung  in  dem  Ge- 
biete übernommen,  zahlreiche  Monopole  er- 
langt und  schon  damals  am  Schirc  Erwer- 
bungen gemacht  haben.  Unter  der  Führung 
Deutschlands  protestierten  die  Mächte  gegen 
diesen  Vertrag,  dessen  Ratifikation  deshalb 
unterblieb,  und  Deutschland  und  Frankreich, 
beseelt  von  dem  Wunsche,  ihren  Angehöri- 
gen die  Handelsfreiheit  in  dem  ganzen  Ge- 
biete des  künftigen  Kougostaates  zu  sichern, 
verständigten  sich  ihrerseits  im  Juli  1884 
über  die  Grundlage  der  einer  Konferenz  zu 
überweisenden  Aufgalien  zur  Regelung  der 
Verhältnisse  des  Kongo-  und  Nigergebietes. 
Nachdem  auch  die  Zustimmung  Englands 
gesichert  war,  lud  Deutschland  am  6.  Okto- 
ber 1884  zu  einer  Konferenz  nach  Ber- 
lin ein,  die  vom  15.  November  18*4  bis 
26.  Februar  1885  in  Berlin  tagte. 

Noch  bevor  diese  Konferenz  aber  zusam- 
mentrat. erkannte  Deutschland  im  Vertrage 
vom  8.  November  1884  die  »internationale 
Gesellschaft  des  Kongo«  als  befreundeten 
Staat  in  bestimmten  Territorialgrenzen  an. 
Die  internationale  Kongogesellschaft  wurde 
dann  auch  von  Frankreich  durch  Ueberein- 
kommen  vom  5.  und  14.  Februar  1885,  von 
Portugal  14.  Februar  1885  anerkannt  und 
die  Grenzen  ihres  Gebietes  gegen  die  fran- 
zösischen und  portugiesischen  Kolonieen  hin 
festgesetzt.  Noch  während  der  Berliner 
Konferenz  erfolgte  die  Anerkennung  durch 
die  übrigen  Mächte,  auch  durch  Belgien  am 
23.  Februar  1885.  Die  belgische  Deputier- 
ten kam  mer  nahm  am  28.  April  und  der 
belgische  Senat  am  30.  April  1885  (gemäss 
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Art.  02  der  belgischen  Verfassung)  folgenden 
Beschluss  an: 

„Se.  Majestät  Leopold  II.  König  der  Belgier 
ist  autorisiert,  das  Oberhaupt  des  in  Afrika 
von  der  Internationalen  Kongogesellschaft  ge- 
gründeten Staates  zu  sein.  Oie  Verbindung 
zwischen  Belgien  und  dein  neuen  Staate  soll 
ausschliesslich  persönlich  sein.“ 

Demgemäss  notifizierte  Leopold  II.  am 
1.  August  1SS5  den  Mächten,  dass  er  den 
Titel  eines  Souveräns  des  unabhängigen 
Kongostaates  annehme,  und  am  1.  August 
1885.  dass  sieh  der  Kongostaat  in  Geinäss- 
heit  Art.  10  vier  GeneraJakte  der  Berliner 
Konferenz  für  ewige  Zeiten  neutral  erkläre. 
Die  Grenzen  des  Kongostaates  gegen  das 
französische  Gebiet  wurden  durch  Protokoll 
vom  20.  April  1887  näher  präcisiert  Diese 
Vereinbarung  war  mit  einer  politischen  Er- 
klärung und  einer  finanziellen  Abmachung 
verknüpft.  Die  Erklärung  bezog  sich  auf 
die  von  der  internationalen  Gesellschaft  am 
23.  April  18S4  »im  Namen  der  Stationen 
und  der  freien  Territorien,  welche  sie  am 
Kongo  und  im  Thale  des  Niari  -Quillu  ge- 
gründet hat«  übernommene  Verpflichtung, 
im  Falle  einer  Veränsserung  ihrer  Besitzun- 
gen, dieselben  an  keine  Macht  abzutreten, 
ohne  Frankreich  ein  Vorzugsrecht  einzu- 
räumen. Es  wurde  bestimmt,  dass  dieser 
Vorbehalt  auf  Belgien  keine  Anwendung 
finde,  dass  jedoch  der  Kongostaat  diese 
selben  Besitzungen  nicht  an  Belgien  ab- 
treten könne,  ohne  ihm  die  Verpflichtungen 
aufzuerlegen , das  Vorzugsrecht  Frankreichs 
anzuerkennen,  für  den  Fall,  dass  Belgien 
seinerseits  zu  einer  späteren  Zeit  die  Sou- 
veränität über  diese  Besitzungen  weiter 
übertragen  wolle.  Die  finanzielle  Abmachung 
bezog  sich  auf  das  französische  Versprechen, 
die  offizielle  Notierung  einer  Prämienan- 
leihe des  Kongostaates  an  der  Pariser  Börse 
zu  gestatten. 

In  seinem  Testament  vom  2.  August  1889 
setzte  König  Leopold  Belgien  zum  Erben 
seiner  Souveränitätsrechte  über  den  Kongo- 
staat ein  und  bestimmte  in  einem  Kodizill 
vom  21.  Juli  1800  die  Unveräusserliehkeit 
des  Kongostaates.  Am  3.  Juli  1890  wurde 
ein  Vertrag  mit  Belgien  abgeschlossen,  wo- 
nach dieses  dem  Kongostaat  im  Laufe  von 
10  Jahren  ein  unverzinsliches  Darlelm  von 
25  Millionen  Francs  gewährt  gegen  das 
Hecht,  0 Monate  nach  Ablauf  jener  Periode 
den  Kongostaat  zu  annektieren.  Sollte  es 
die  Annexion  verweigern,  so  ist  der  Kongo- 
staat verpflichtet , das  Darlehn  iu  weiteren 
lo  Jahren  zurückzuzahlen.  G.  v.  4.  August 
1800. 

Die  Einführung  einer  geordneten  Ver- 
waltung verursachte  aber  dem  Kongostaat 
oder  vielmehr  dessen  Souverän  bedeutende 
Ausgaben.  Fast  bei  allen  Nationen  sind  es 


die  Eingangszölle,  welche  in  erster  Linie 
den  Haushalt  der  Kolouieen  versorgen.  Die 
Generalakte  der  Berliner  Konferenz  Kap.  I 
und  die  internationalen  Vereinbarungen, 
welche  ihnen  vorausgegangen  waren,  haben 
aber  dem  Kongostaat  diese  Einnahmequelle 
versagt.  Es  war  deshalb  das  Bestreiten  des 
Souveräns  des  Kongostaates,  die  Halten 
dieser  Bestimmungen  zu  mildern,  und  es 
gelang  ihm  dies  gelegentlich  der  Brüsseler 
Antisklavereikonferenz,  indem  die  zur  Kon- 
ferenz in  Brüssel  vereinigten  Mächte,  welche 
die  Berliner  Generalakte  vom  20.  Februar 
1885  ratifiziert  haben  oder  derselben  beige- 
treten  sind,  am  2.  Juli  1800  zu  Brüssel  eine 
Erklärung  (Deklaration)  abgaben,  nach  der 
die  Erhebung  eines  Eingangswertzolles  von 
10  °o  in  dem  konventionellen  Kongobeeken 
unter  gewissen  Einschränkungen  und  Be- 
dingungen gestattet  ist.  Die  nur  von  Frank- 
reich verzögerte  Ratifikation  dieser  Erklä- 
rung ist  im  Jahre  1S92  erfolgt.  K.G.B1. 

1802,  S.  658,  (>00. 

Die  Vertragsinäehte  machen  fortgesetzt 
Anstrengungen  zur  Ausführung  der  Brüs- 
seler Generalakte.  Von  der  .Samm- 
lung der  gemäss  Art.  82  der  Brüsseler 
Generalakte  eingegangenen , auf  die  Unter- 
drückung des  Sklavenhandels  und  die  Ver- 
hinderung des  Waffen-  und  Spirituosen  Ver- 
triebes bei  dem  Brüsseler  internationalen 
Bureau  eingegangenen  Urkunden,  Gesetze. 
Verordnungen,  Berichte  sind  mehrere  Bände 
erschienen. 

Deutscherseits  ist  zur  Ausführung  der 
Generalakte  der  Brüsseler  Antisklavereikon- 
ferenz  vom  2.  Juli  1890  am  17.  Februar 
1893  eine  kaiserliche  Verordnung  erlassen 
worden,  die  das  Verfahren  gegen  ein  unter 
deutscher  Flaggt“  fahrendes  Schiff  regelt, 
welches  gemäss  Art.  49  der  Generalakte 
von  dem  Befehlshaber  eines  fremden  Kreu- 
zers angehalten  und  in  einen  Hafen  des 
Schutzgebietes  gefühl  t worden  ist  (1).  Kol.-Bl. 

1803,  S.  135).  Vor  allem  wurde  am  28. 
Juli  1895  ein  deutsches  Beiehsgesetz  erlas- 
sen, betr.  die  Bestrafung  des  Sklavenraubes 
und  des  Sklavenhandels  (D.  Kol.-Bl.  1895, 
S.  399). 

Das  durch  die  Brüsseler  Konferenz  vom 
Jahre  1889 — 1890  zum  Zwecke  wirksamerer 
Bekämpfung  des  Sklavenhandels  zur  See  in 
das  Lehen  gerufene  internationale  maritime 
Bureau  iu  Zanzibar  ist  am  9.  November  1892 
eröffnet  worden  und  hat  eine  umfangreiche 
Thätigkeit  entwickelt.  Zur  Ausführung  des 
92.  Artikels  der  Brüsseler  Generalakte,  durch 
welche  die  Revision  der  Behandlung  der 
Spirituosen  bei  ihrer  Zulassung  in  bestimmten 
Gebieten  Afrikas  vorgeschrieben  wird,  wurde 
zu  Brüssel  am  8.  Juni  19t  H)  eine  internatio- 
nale Konvention  abgeschlossen.  (D.  Kol.-Bl. 
1900  S.  531.) 
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Zur  Einverleibung1  des  Kongostaates  in 
das  Königreich  Belgien  ist  es  trotz  aller 
Anstrengung  des  Königs  und  der  belgischen 
Regierung  nicht  gekommen,  wohl  aber  haben 
diese  Anstrengungen  schwere  Krisen  in  der 
inneren  Politik  Belgiens  herbeigeführt.  An- 
geblich sind  weitere  Versuche,  den  Kongo- 
stiiat  an  das  Königreich  Belgien  staatsrecht- 
lich anzugliedern,  bis  zum  Jahre  1900  ver- 
schoben worden.  Vorläufig  besteht  also  die 
blosse  Personalunion  zwischen  dem  Kongo- 
staat und  Belgien  fort,  wenn  auch  Belgien 
verschiedene,  namentlich  zur  Fortsetzung 
der  Kongoeisenhahn  nötige  finanzielle 
Opfer  gebracht  hat. 

Aus  der  Unbestimmtheit  früherer  Grenz- 
abmachungen und  aus  der  Eifersucht  zwi- 
schen Frankreich  und  England  erwuchsen 
dem  Kongostaat  eine  Menge  äusserer  Schwie- 
rigkeiten. König  Leopold  stützte  sich  zur 
Beseitigung  derselben  zunächst  auf  England. 
Vielleicht  mit  Rücksicht  auf  die  Bestrebun- 
gen der  Franzosen,  am  rechten  Ufer  des 
Cbangi  nach  der  Aequatnrialprovinz  zu  drin- 
gen und  die  Absichten  des  Kongostaates  auf 
die  letztere,  vielleicht  auch  die  Abtretung 
des  rechten  Schariufers  seitens  Deutschlands 
an  Frankreich,  ferner  das  alte  Bestreben  der 
durch  Cecil  Rhodes  vertretenen  grossafrika- 
nischen Politik  Grossbritanniens,  einen  Wog 
vom  Cap  zum  Nil  zu  haben,  Hessen  unter 
dem  12.  Mai  1894  ein  Abkommen  zwischen 
dem  Kougostaat  und  Grossbritannien  zu 
stände  kommen,  dessen  Wortlaut  in  Ueber- 
setzung  in  der  D.  Kol.-Ztg.  1894,  S.  90  alf- 
gedruckt  ist  und  im  wesentlichen  folgende 
Bestimmungen  enthielt : 

Regulierung  der  englisch-kongolesischen 
Grenze  am  Albert-Eduard-See  durch  Ver- 
schiebung des  Kongostaates  nach  Osten, 
pachtweise  Ueberlassung  der  (England  bis- 
her nicht  gehörigen)  Provinz  Bahr-el-Ghasal 
au  den  Kongostaat  für  die  Dauer  des 
letzteren,  pachtweise  Ueberlassung  des  Ge- 
bietes östlich  vom  dreissigsten  Grad  bis 
zum  Nil  an  den  Kongostaat  für  die  Dauer 
der  Regienmgszeit  des  Königs  Leopold  II., 
pachtweise  Ueberlassung  seitens  des  Kongo- 
staates an  England  eines  25  km  breiten 
Streifens  vom  Tanganika  nach  dem  Albert- 
Eduard-See,  Gestattung  der  Erbauung  einer 
englischen  Telegraphenlinie  zwischen  Süd- 
afrika und  dem  Nil  durch  das  Kongogebiet. 

England  wollte  damit  den  Kongostaat  in 
der  Bahr-el-Ghasalprovinz  als  Puffer  gegen 
Frankreich  brauchen,  sich  das  I>and  am  Nil 
bis  zum  30°  bis  zum  Tod  des  Königs  Leo- 
pold reservieren  und  sich  zwischen  den 
Kongostaat  und  Deutsch-Ostafrika  eindrän- 
gen. Infolge  des  Widerspruches  Deutsch- 
lands wurde  das  Abkommen  vom  12.  Mai 
1894  ausser  Wirksamkeit  gesetzt,  und  König 
l-zoopold,  von  Grossbritanuien  im  Stich  ge- 


lassen, schritt  zu  direkten  Verhandlungen 
mit  Frankreich,  deren  Ergebnis  der  obener- 
wähnte Grenzvertrag  vom  14.  August  1894 
war,  der  die  Grenzen  des  Kongostaates  that- 
sächlich  his  an  den  Nil  vorschob. 

Die  Grenzregulierung  des  Kongostaates 
nach  den  portugiesischen  Besitzungen  hin 
wurde  durch  Protokoll  vom  24.  März  1894 
abgescldossen. 

Neuere  geographische  Forschungen  mach- 
ten die  Grenze  zwischen  Deutsch-Ostafrika 
und  dem  Kongostaate  am  Kiwusee  zweifel- 
haft. Die  Verhandlungen  haben  im  April 
1900  zu  einem  vorläufigen  Abkommen  ge- 
führt. 

Seit  Jahren  schwebten  Streitigkeiten 
zwischen  der  Staatsverwaltung  des  Kongo- 
staates und  den  in  diesem  privilegierten 
grossen  belgischen  Gesellschaften  über  die 
Ausübung  des  Kautschuk-  und  Elfenbein- 
handels und  administrative  Fragen.  Diese 
Streitigkeiten  wurden  durch  ein  Ende  1892 
getroffenes  Abkommen  beigelegt.  Die  Han- 
delstliätigkeit  dieser  Gesellschaften  hat  zur 
Erforschung  des  Kongogebietes  viel  1 »eige- 
tragen, der  militärische  Charakter  der  Han- 
delsexpedit-ioncn  aber  zu  zahllosen  Konflikten 
mit  den  Eingeborenen,  aber  auch  mit  den 
Nach! »armächten  geführt. 

Durch  königliche  Verordnung  vom  1.  Sep- 
tenilter  1891  (Bulletin  officiel  de  l'Etat  inde- 
pondant  du  Congo,  1894  No.  10)  wurden  die 
Grundzüge  der  Organisation  der  Central- 
regierung des  Kongostaates  neuerlich  fest- 
gelogt.  Danach  ist  die  Gesamt  Verwaltung 
des  Kongostaates  in  der  Hand  eines  vom 
Könige  ernannten  Staatssekretärs  (z.  Zt.  Ed- 
mond  van  Eotveldc)  central isiert.  welcher  die 
vom  Souverän  erlassenen  Anordnungen  voll- 
zieht und  dessen  Regierungsakte  gegen- 
zeichnet.  Dem  Staatssekretär  ist  zur  Unter- 
stützung für  die  von  ihm  direkt  zu  er- 
ledigenden Geschäfte  ein  Kabinettschef  zu- 
geteilt. Die  dem  Staatssekretär  unterstehende 
gesamte  Staatsverwaltung  ist  in  3 grosse 
Abteilungen  (departements)  geteilt,  an  deren 
Spitze  je  ein  vom  Könige  ernannter  General- 
sekretär steht.  Daneben  wurde,  als  den 
Generalsekretären  koordiniert,  die  Stelle 
eines  gleichfalls  vom  Könige  ernannten 
Generalschatzmeistere  (trGsorier  gonöral)  ge- 
schaffen. Die  vom  Staatssekretär  erlassenen 
Ausführungsverordnungen  s.  D.  Kol.-Bl.  1895 
S.  15. 

Durch  eine  Verordnung  vom  3.  November 
1894  wurden  die  Bedingungen  festgestellt, 
welche  für  die  Anstellung  von  Beamten  im 
Dienst  des  Kongostaates  in  Zukunft  mass- 


gebend sein  sollen. 


Die  bis  dahin  3024  Mann  betragende 
Schutztruppe  des  Kongostaates  wurde  durch 
V.  v.  3.  Februar  1893  auf  4520  Mann  erhöht 
und  in  10  Kompagniocn  eingeteilt. 


los 
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Am  27.  November  1894  wurde  der  Bau  einer 
Telegraphen li nie  zwischen  Boma  und  dem 
Tanganikasee  über  Matadi,  Leopold  svi  Ile, 
Stanley  fülle  und  Manyema  angeordnet,  ln  den 
Jahren  1890 — 1898  wurde  die  988  km  lange 
Kongoeisenbahn  von  Matadi  bis  Stanley-Pool 
mit  einem  Aufwande  von  Go  Mill.  Frcs.  erbaut 
und  damit  oberhalb  Stanley-Pool  ein  Fluss- 
netz von  18,000  km  I Jingo  dem  Weltver- 
kehr erschlossen,  deuu  der  untere  Kongo  ist 
bis  Matadi  (12<>  km  von  der  Küste)  für 
Schiffe  l*is  zu  3000  t schiffbar. 

Der  Wert  der  Ein-  und  Ausfuhr  des 
Kongostaates  1 »et  rüg 


Einfuhr  Ausfuhr 

Frcs.  Frcs. 

1892  (Mai — Dez.)  5679195  7529980 

1893  10148418  751479« 

1891  1 1 854  022  1 1 031  704 

1898  25185000  25397000 


An  der  Ein-  und  Ausfuhr  des  Jahres 
1898  waren  beteiligt  in  Tausenden  Franken: 


Einfuli  1 

Ausfuhr 

Frcs. 

Frcs. 

Belgien 

mit 

15  658 

20  187 

N iedcrlande 

2 137 

3 °37 

Deutschland 

>1 

1 695 

1 iS 

England 

3736 

3'8 

Die  Hauptgegenstämle  der  Ausfuhr  bilden 
Elfenbein,  Kautschuk,  Palmöl,  Pahnuüsse. 
Kaffee.  Kopal,  Sesam.  Näheres  über  die 
Entwickelung  des  Kongostaates  bis  1898 
vgl.  D.  Kol.-Bl.  1899  S.  524. 

Der  Etat  des  Kongostaates  belief  sich 
1895  auf  G,P  Mill.  Frcs.  Eiunahme  und  7.3 
.Mill.  Ausgabe,  1909  aber  schon  auf  2G.2  und 
27,7  Mill.  Frcs. 

Vom  grössten  Interesse  ist  die  Agrar- 
politik des  Kongostaates,  namentlich  die  Be- 
handlung der  Ansprüche  der  Eingeborenen 
auf  Grund  und  Boden  und  die  Ordnung  der 
Ijandkom  missiouen  und  des  Staatslandes 
du  ich  Verordnungen  vom  1.  Juli  1885, 
29.  September  1891.  30.  Oktober  und  5.  Dc- 
zember  1892,  3.  Februar  und  7.  Juli  1898. 

Auch  im  Kongostaate  wie  in  Tunis  sind 
die  Grundsätze  »los  Agrarrechtes  der  im 
Jahre  1855  in  Südaustralien  eingeführten 
sogenannten  Torrens  aete  (Sir  Robert  Torrens) 
entnommen,  die  ihrerseits  eine  Modifikation 
des  picussischon  Grundbuehrcchtes  war. 

Indem  der  Kongostaat  sich  das  Monopol 
des  Handels  mit  Kautschuk  (Dekret  vom 
3<i.  Oktober  1892)  und  mit  Elfenbein  (5.  De- 
zember 1892)anmasste,  verstösst  er  gegen  die 
Bedingungen,  unter  denen  dieser  Staat  bei  der 
Berliner  Konferenz  zu  Stande  gekommen  war, 
und  gegen  die  internationalen  Verträge.  Er 
wird  immer  mehr  und  mehr  eine  rein 
national-belgische  Kolonie. 


III.  Die  Teilung  des  Ostens. 

Die  Kolonialgeschichte . in  gewissem 
I Sinue  die  Geschichte  überhaupt,  ist  nichts 
anderes  als  eine  fortgesetzte  Aufteilung  der 
Welt  unter  neue  Völker.  Alte  schwach  ge- 
wordene Völker  und  Staaten  gehen  unter, 
werden  aus  ihren  Wohnsitzen  vertrielien 
oder  unterjocht  und  von  neuen  kräftigen 
Völkern  aufgesogcu  oder  aufgefrischt.  Die 
! Geschichte  Europas  ist  nichts  anderes  als 
die  der  Kolonisation  ursprünglich  keltisch 
u.  s.  w.  besiedelter  Länder  durch  Romanen, 

, Griechen.  Germanen,  Tartaren  und  Türken 
1 und  die  Reaktion  gegen  deren  Kolonisations- 
vorstösse.  Die  Teilung  Afrikas  halten  wir 
im  zweiten  Abschnitt  behandelt.  Im  Bezug 
auf  Amerika  pflegt  man  nicht  von  einer 
Teilung,  sondern  nur  von  einer  Kolonisation 
zu  sprechen,  weil  diejenigen  Völker,  die 
durch  romanische  und  germanische  Besiede- 
lung vom  IG.  Jahrhundert  an  dort  über- 
rannt, verdrängt  und  vernichtet  worden  sind, 
im  modernen  Bewusstsein,  wenn  auch  viel- 
leicht mit  Unrecht,  als  minderwertig  er- 
schiene». Vollzieht  sich  aber  die  Ver- 
drängung des  romanischen  Elementes  durch 
das  germanische  in  härteren  Kämpfen  als 
bisher,  dann  wird  man  auch  in  Zukunft  von 
1 Neuaufteilungen  Amerikas  reden,  und  wenn 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
fortfahren,  sich  ausserhalb  ihres  Festlandes 
zu  betlültigen,  so  wird  auch  Amerika  in 
Zukunft  nicht  nur  Objekt,  sondern  auch 
Subjekt  einer  Kolonialgeschichte  werden. 
Asien  ist  Jahrtausende  lang  Subjekt  koloni- 
satorischer Entwickelung  gewesen.  Seit  den 
Kreuzzügen  beginnt  es  aber  wiederum  Oh- 
1 jekt  einer  arischen  und  europäischen  Kolo- 
nisatiouseutwiekeluug  zu  werden.  Da  man 
unter  Kolonisation  heute  fast  ausschliesslich 
die  Bethätigung  europäisch-arischer  Völker 
in  fremden  Erdteilen  versteht,  werden  wir 
diese  Bethätigung  auf  asiatischem  Boden  eben- 
falls als  eine  Phase  der  Neuaufteilung  der 
Welt  betrachten  dürfe».  Aus  geographischen 
und  geschichtlichen  Gründen  erscheint  es 
zweckmässig,  mit  dem  asiatischen  Fest  lande 
auch  Australien,  die  japauische  und  ost- 
indische Inselwelt  und  die  Inseln  der  Süd- 
see gemeinsam  zu  behandeln.  Die  Fuss- 
fassung  der  europäischen  Völker  behandelte 
dieses  grosse  Gebiet  als  ein  gemeinsames 
Objekt  und  setzte  abwechselnd  da  oder  dort 
auf  dem  Festlande  und  auf  der  Inselwelt  ein. 

Die  moderne  Aufteilung  des  Ostens  be- 
ginnt mit  der  Entdeckung  des  Seeweges 
nach  Indien.  Man  kann  bekanntlich  die 
Entdeckung  und  Besiedelung  der  beiden 
amerikanischen  Festländer  als  ein  zunächst 
nicht  gewolltes  Nebenprodukt  dieses  geheim- 
nisvollen Zuges  der  europäischen  Völker 
nach  dem  fernen  Osten  betrachten,  umge- 
kehrt aber  kann  man  auch  die  moderne  Auf- 
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teilung  des  Ostens  als  eine  Nachwirkung  einmischten.  Freilich  reflektierten  diese 
der  amerikanischen  Kolonisation  betrachten, ! Kämpfe  vielfach  auch  auf  die  heimischen 
nachdem  diese  letztere  sich  erschöpft  hatte  Beziehungen  der  europäischen  Staaten, 
und  die  Grenzen  moderner  Staatengebilde  namentlich  der  5 Staaten  Portugal,  Spanien, 
dort  im  wesentlichen  feststehen.  Mit  der  Frankreich,  Niederlande  und  Grossbritannien. 
Aufteilung  des  schwarzen  Erdteils  geht  die  j Die  heftigsten  Kämpfe  fanden  um  die 
neuere  Teilung  des  Ostens  zugleich  Hand  i Vorherrschaft  in  Vorderindien  statt.  Um 
in  Hand,  beide  sind  noch  nicht  vollständig  j die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  schien  es, 
zum  Abschlüsse  gekommen.  ' als  ob  die  Franzosen  unter  Dupleix  die  Eng- 

lm  Osten  haben  sich  die  Kolonisatinns-  länder  verdrängen  würden,  und  nur  dem 
Völker  Euroj'as  in  ihrer  Vorherrschaft  und  * brutalen  Auftreten  der  rücksichtslosen  Olive 
Bedeutung  etwa  in  der  Weise  abgelöst  wie : und  Hastings  in  der  zweiten  Hälfte  des 
auf  amerikanischem  und  afrikanischem  Boden. ; 18.  Jahrhunderts  gelang  es.  die  Herrschaft 
Das  Entscheidende  im  Osten  besteht  in  der  j Grossbritanniens  dort  zu  sichern  und  am 
Anteilnahme  Russlands  an  der  Aufteilung. ! Anfang  dos  19.  Jahrhunderts  unter  der  Gunst 
die  bekanntlich  in  Amerika  und  Afrika  voll-  der  kontinentalen,  durch  Napoleon  ver- 
ständig feldt.  ursachten  Wirren,  den  fremden  Wettbewerb 

Auch  im  Osten  lassen  sich  die  Stufen  dort  gänzlich  zu  beseitigen.  Aber  noch  fast 
kolonisatorischer  Entwickelung  l>eobachten  das  ganze  19.  Jahrhundert  war  erforderlich, 
wie  anderwärts : um  in  Indien  der  wirtschaftlichen  Herrschaft 

Zuerst  kommerzielle  Duldung  und  Raub-  auch  die  staatliche  zuzugeseJlen. 
bau,  dann  vortragsmässige  Sicherung  von  Portugal  verschwand  schon  im  18.  Jahr- 
Rechten  des  Handels,  des  Verkehre  und  hundert  fast  gänzlich  aus  dem  Osten,  und 
Missionierung,  später  Bewucherung  und  Spanien  fristete  auf  den  Philippinen  bis  zum 
militärische  Oberherrschaft.  Dann  indirekte ; Ausgange  des  19.  Jahrhunderts  ein  kümmer- 
territoriale  Herrschaftsnusübung  durch  Zwi- 1 Hohes  koloniales  Dasein.  Dagegen  festigten 
schenglieder  (Kolonialgesellschaften  und  Han-  die  Niederländer  in  dieser  Zeit  ihre  Herr- 


und sehaft 


un- 

des 

den 


der  ost indischen  Inselwelt  und 
dies  im  höchsten  Grade  kulti- 
t’m  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts schien  es  fast,  als  solle  Gross- 
britamiien  im  Osten  zur  Alleinherrschaft  be- 
rufen sein,  um  so  mehr,  als  es  zu  seinen 
grossen  Kultivationsgebietcn  auch  in  Austra- 
lien 


delsgesellschaften ),  Bündnisverträge 

Pachtverträge.  Zum  Schluss  territoriale 
mittelbare  Herrschaft sausübung  seitens 
europäischen  kolonisierenden  Landes  in 
Formen  der  Kultivation  und  Kolonisation, 
teilweise  mit  dem  Ausgange  der  Emanci- 
pation  der  kolonisatorischen  Gebilde  und 
Schaffung  neuer  Völker  und  Staaten.  \ lien  und  in  Neuseeland  Siedlungsgebiete 
An  der  Aufscliliessung  des  Ostens  waren  i für  die  angelsächsische  Rasse  fand  und 
zunäclist  die  Portugiesen,  Spanier  und  Nieder-  damit  einen  festen  Stützpunkt  für  die  Herr- 


in 

bethätigten 

vatorisoh. 


länder  beteiligt. 

Im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  die 
grossen  Entdeckungen  der  Seewege  nach 
Indien  bemächtigte  sich  Spanien  der  Philip- 
pinen und  Portugal  fast  aller  Küsten  Vorder- 
und  Hi ntcri udiens,  der  Molukken  und  Sunda- 
inseln.  Bald  folgten  die  Niederlande,  indem 
sie  sich  an  den  Küsten  des  ostindischen 
Festlandes  und  der  ostindischen  Inselwelt 
festsetzten  und  sehr  bald  in  den  Häfen 
Japans  und  Chinas  Handel  zu  treiben  1h*- 
ganueu : später  erst  folgten  Frankreich  und 
Grossbritannien. 

Der  Schauplatz  der  Thätigkeit  aller  dieser 


Schaft  in  der  Südsee  gewann. 

Da  trat  allmählich  Frankreich  gegen  das 
I Ende  des  19.  Jahrhunderts  im  Osten  wieder 
I fester  auf  den  Plan,  indem  es  in  Cochiu- 
1 china,  Kambodscha,  Annam  und  Tonkin 
Läuderenverbungeii  machte  und  teils  als 
Verbündeter,  teils  alsGegnerGrossbritanniens, 
seine  Stellung  gegen  China  immer  weiter 
vorschob.  Das  Charakteristische  in  der  kolo- 
nialen Entwickelung  des  Ostens  in  der 
neueren  Zeit  liegt  aber  weniger  in  der  Ver- 
schiebung des  Machtverhältnisses  zwischen 
1 den  5 alten  Kolonialmächten,  als  vielmehr 
in  dem  Auftreten  Denlsclüands  und  der 


r passiven 
■Wie  wir 


Völker  war  aber  keineswegs  geographisch  Vereinigten  Staaten  in  diesen  Gebieten  und 
von  einander  abgegrenzt.  I)ie  kommerzielle  in  der  Verwandlung  Japans  aus  einer 
Bethätigung  fand  in  denselben  Häfen  und  j iu  eine  aktive  Kolonialmacht. 

Gebieten  gleichzeitig  oder  abwechselnd  statt ; weiter  unten  darlegen  werden,  hatte  der 
trotz  aller  Versuche,  sich  gegenseitig  auszu-  deutsche  Handel  schon  von  der  Mitte  des 
schliessen.  Diese  führten  zu  unausgesetzten  19.  Jahrhunderts  an  im  ganzen  Osten  festen 
Jahrhunderte  langen  Kämpfen,  die  insofern  F'uss  gefasst,  und  Preussen  hatte  in  der  Expe- 
von  modernen  Kriegen  abwichen,  als  die  dition  des  Grafen  Fritz  zu  Eulenburg  1800 
europäischen  Mutterländer  sich  nicht  immer  bis  1862  seine  kolonialen  Sporen  verdient, 
und  nur  ungern  in  die  Kämpfe  der  Kauf-  zu  dem  deutschen  Handel  traten  in  der 
fahrt  eischiffe  und  der  Kriegsschiffe  der  Südsee  bald  auch  Plantagen-  und  andere 
grossen  Handelsgesellschaften  unter  einander  Kultivationsunternehmungoo,  und  schon  in 
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den  1870er  Jahren  begannen  die  Bemühungen, 
auch  staatlich  in  der  Inselwelt  der  Südsee 
und  auf  den  ostindischen  Inseln  Fass  zu 
fassen,  bis  diese  Versuche  in  den  Jahreu 
1884 — 1900  endlich  zur  Erwerbung  Neu- 
Quineas  und  der  benachbarten  Inseln  sowie 
Samoas  und  Kiautschous  führten  (vgl.  unten). 

Diese  Entwickelung  wurde  vorbereitet 
durch  die  Verträge  Preussens  mit  Japan 
vom  24.  Januar  1861,  des  Norddeutschen , 
Bundes  mit  Japan  vom  20.  Februar  1869, 
des  Deutschen  Reiches  mit  Korea  vom  j 
26.  November  1883,  durch  die  nach  langen 
parlamentarischen  Kämpfen  zu  stände  ge- 
kommene Subvention  einer  deutschen  Dampfer- 
linie nach  Ostasien  (Ges.  v.  6.  April  188'»)  j 
sowie  durch  die  dem  Reiche  durch  Verträge  * 
vom  3.  und  30.  Oktober  1895  von  der 
chinesischen  Regierung  eingeräumten  Nieder-) 
lassungen  in  Ilankau  584  Seemeilen  ober- 
halb Schanghais  am  Yangtsc  und  in  Tientsin 
50  km  oberhalb  der  Mündung  am  Peiho- 
strome  (Denkschrift  vom  23.  März  1898. 
Drucksache  des  Reichstags  Nr.  217). 

Nachdem  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  schou  das  Protektorat  über  die  j 
Sandwichinseln  (Honolulu,  Hawaii)  erworben 
hatten,  führte  ihr  Krieg  gegen  Spanien  im 
Jahre  1898  auch  zur  Erwerbung  der  Philip- 
pinen und  der  Insel  Guam  in  den  Marianen 
und  damit  zu  einer  festen  Fussfassung  gegen- 
über China  und  Japan.  Das  letztere  hatte 
in  seinem  Kriege  gegen  China  1894 — 1895 1 
den,  wie  es  schien,  erfolgreichen  Versuch 
gemacht,  die  Oberherrschaft  über  Korea  zu 
gewinnen  und  damit  auf  asiatischem  Fest- 
lande festen  Fuss  zu  fassen.  Durch  den  j 
Einfluss  der  europäischen  Mächte  wurde  es  ’ 
freilich  in  dem  Frieden  von  Schimonoseki 
vom  17.  April  1895  um  die  Früchte  seiner 
Anstrengungen  gebracht.  Immerhin  ist  die 
grosse  Flotte  Japans  ein  wichtiger  Faktor 
in  den  Kämpfen,  die  sich  voraussichtlich  in 
der  nächsten  Zeit  im  Osten  abspielen. 

Die  Aufteilung  des  Ostens  ist  aber  nicht 
nur  eine  maritime  und  auf  die  Seeherrschaft 
der  alten  und  neuen  Mächte  begründete,  sie 
ist  auch  eine  kontinentale.  In  der  letzteren 
Beziehung  handelt  es  sich  schon  seit  200 
Jahren  um  den  Gegensatz  zwischen  Russ- 
land und  Grossbritannien.  Wir  werden 
weiter  unten  die  riesenhafte  koloniale  Aus- 
dehnung des  russischen  Reiches  über  die 
nördliche  Hälfte  des  asiatischen  Festlandes 
hin  zu  besprechen  und  die  kolonialen  Eigen- 
tümlichkeiten Russlands  darzulegen  haben: 
Während  aber  die  kolonialen  Gegensätze 
Kämpfe  und  Kriege  im  übrigen  Osten  und 
zwischen  den  alten  und  neuen  Kolonial- 
mächten mit  Ausschluss  Russlands  erst 
aus  den  örtlichen  Berührungen  zu  ergeben 
pflegten,  handelt  es  sich  bei  dem  Gegen- 
sätze zwischen  Russland  und  England  eigen- 


tümlicherweise um  einen  Kampf,  der  noch 
nicht  wirklich  in  die  Erscheinung  getreten 
ist,  da  die  Gegner  noch  von  einander  fern 
sind,  dafür  aber  um  einen  Kampf,  der  schou 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  plan- 
mässig  vorbereitet  und  im  stillen  unmittel- 
bar geführt  wird.  Die  Planniässigkeit  und 
Offensive  liegt  dabei  freilich  mehr  auf 
russischer  als  auf  englischer  Seite.  Die 
Gegensätze  ergeben  sich  im  letzten  Grunde 
aus  dem  Ansprüche  beider  Weltmächte  auf 
die  ausschliessliche  Herrschaft  filier  den 
asiatischen  Weltteil  (Univcrsallierrscliaft). 
In  Grossbritannien  geht  man  hierbei  im 
wesentlichen  stillschweigend  in  allem  Thun 
und  Lassen  von  dieser  Anschauung  als  einer 
selbstverständlichen  Voraussetzung  für  bri- 
tische Ansprüche  aus,  während  man  in 
Russland  dieses  Dogma  seit  Jahrhunderten 
öffentlich  verkündete  und  es  verstanden  hat. 
es  künstlich  zum  Gemeinbewusstsein  des 
ganzen  russischen  Volkes  zu  machen.  Man 
stützt  sich  dabei  gewöhnlich  auf  das  soge- 
nannte Testament  Peters  des  Grossen. 

»Die  ganze  Weltgeschichte  der  Gegen- 
wart ist  im  Grunde  genommen  nichts  an- 
deres als  der  Wettstreit  Englands  und  Russ- 
lands um  die  Herrschaft  über  Asien.«  »Aus 
welchem  Grunde  sollte  Russland  sich  scheuen, 
sein  historisch-geographisches  Rocht  über 
Asien  auszusprechen  ?<  »Auf  Schritt  und 
Tritt  findet  Russland  in  Asien,  mit  dem  es 
doch  (!)  ein  oiganisch  verwachsenes  Ge- 
samtreich bildet,  den  offen  oder  versteckt 
untergelegten  Radschuh  Englands  im  Wege.« 
»Die  Ziele,  die  Russland  von  den  Zinnen 
des  Ilindnkusch  oder  von  der  Warte  des 
.Altai  aus  winken,  sind  gross,  aber  ebenso 
i gross  sind  die  Aufgaben,  welche  die  Gunst 
I des  Schicksals  oder,  wie  man  will,  der  un- 
erbittliche Zwang  der  histonseh-geograplii- 
! sehen  Verhältnisse,  dem  russischen  Univer- 
salreiche in  Asien  weltgeschichtlich  vermacht 
'hat.«  »Langsam , aber  mit  der  Sicherheit 
1 der  Schildkröte,  die  nach  der  alten  Fabel 
)den  schnei Ifüssigen  Holden  Achilleus  über- 
i holte,  dringt  Russland  und  mit  ihm  die 
| abendländische  Civilisation  in  Centralasien 
nach  Süden  vor.«.  (Hermann  Brunnhofer.) 

Nur  wenn  man  diese  Ziele  der  russischen 
i Politik  würdigt,  versteht  man  deren  An- 
| strengungen  seit  dem  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts. Diese  richteten  sich  scheinbar  nur 
darauf,  das  von  nllou  Meeren  abgeschnittene 
Russland  nach  allen  Richtungen  hin  bis  an 
i die  Meeresküsten  vorzusehieben,  an  die  Ost- 
see und  das  schwarze  .Meer,  an  das  Bering- 
meer und  an  den  Golf  von  Persien.  Im 
letzten  Grunde  handelt  es  siel»  aber  um  die 
1 Umklammerung  des  asiatischen  Festlandes 
j von  Kleinasien  her  über  Mittelhochasien 
und  Sibirien  hin  bis  zur  Mandschurei  und 
idem  Gelben  Meere.  Nur  so  wird  es  vor- 
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stündlich,  wenn  Russland  mit  unendlichen 
Opfern  scheinbar  wertlose  Landerwerbungen 
machte  und  allmählich  westwärts  und  süd- 
wärts vordrang:  Tobolsk  1587,  Tomsk  1604, 
Jeniseisk  1619.  Irkutsk  1652,  Jakutsk  1637, 
Oehotsk  1638,  Kamsehadka  1707,  Orenburg 
1743,  Amur  1858,  Akmalinsk  1868,  Khiva 
1873,  Pamir  1892  u.  s.  w. 

Seit  der  Eroberung  Kliasans  1552  und 
Astrachans  1554  bis  auf  den  heutigen  Tag 
ist  das  östliche  und  südöstliche  Vordringen 
Russlands  nach  Asien  während  keines  ein- 
zigen Jahrzehntes  zum  Stillstand  gekommen. 
Es  richtete  sich  gleiehmässig  gegen  die 
kleinen  und  unorganisierten  Völker  Sibiriens 
und  des  mittleren  Asiens  wie  gegen  die 
alten  und  mächtigen  Reiche  der  Türkei, 
Persiens,  Afganistans,  Chinas  und  Koreas. 

Wir  müssten  die  Geschichte  Russlands 
seit  Iwan  und  Wasili  schreiben,  um  diesen 
Prozess  darzulegen,  wir  wollen  hier  nur 
noch  l>enierke»,  dass  er  sich  technisch  be- 
trachtet früher  in  der  Anlage  von  Forts  und 
Militärstationen  vollzog,  neuerlich  im  Rau 
von  Eisenbahnen  (vgl.  unten  Russland  S.  195) 
und  dass  der  strategische  Aufmarsch  Russ- 
lands gegen  Indien  und  China  deshalb  heute 
noch  nicht  vollendet  ist,  weil  der  Rau  dieser 
Eisenbahnen  eben  noch  nicht  allenthalben 
sein  Ziel  erreicht  hat.  Der  Türkei  gegen- 
über ist  der  Prozess  insofern  zum  Abschluss 
gekommen,  als  die  Türkei  vom  Kaukasus 
und  vom  Kaspischen  Meere  abgedrängt  wor- 
den ist.  Persien  ist  durch  russische  Dar- 
lehen, durch  russische  Militärerzieher  und 
durch  russische  Eisenbahnen  zum  russischen 
Vasallen  geworden,  und  bald  werden  sich 
die  Häfen  Persiens  im  persischen  Golf  und 
am  Golf  von  Oman  in  russische  verwandeln. 
Afganistan  wird  noch  als  Pufferstaat  zwi- 
schen Russland  und  Indien  hin  und  her 
gestossen.  Durch  Eisenbahnbauten,  Festungs- 
anlagen und  Hafenerwerbungen,  selbst  vor 
den  Thoren  der  Hauptstadt  in  China,  arbeitet 
Russland  an  der  Aufteilung  des  alten 
chinesischen  Reiches.  "Wie  »1er  endgiltige 
Kampf  gegen  Indien  und  gegen  China  aus- 
fallen  wird,  kann  kaum  noch  zweifelhaft 
sein,  da  Russland  durch  Grossbritannien 
fast  unverletzbar  ist  und  Russland  den 
grossen  Vorteil  hat,  durch  sein  sibirisches 
und  mittelhochasiatisches  Kolonialreich  eine 
unmittelbare  Brücke  von  der  heimischen 
Machtvolle  nach  den  östlichen  Eroberungs- 
gebieten zu  besitzen,  während  Grossbritan- 
nien  allein  auf  das  Meer  und  die  Macht 
seiner  Flotte  angewiesen  ist.  Schon  der 
nächstliegcnde  Kampf  um  Afganistan  ist  ein 
ungleicher.  Denn  bei  diesem  »setzt  Russ- 
land einen  Teil  seiner  politischen  Stellung 
und  Macht  auf  das  Spiel,  England  aber  das 
Ganze«.  (Graf  York  von  Wartenburg.) 

Bei  dem  Kampfe  in  Indien  handelt  es; 


sich  nur  um  den  Gegensatz  zwischen  den 
zwei  Mächten  Russland  und  Grossbritannien. 
Bei  dem  Kampfe  um  die  Teilung  Chinas 
sind  die  Verhältnisse  aber  neuerdings  da- 
durch verwickelter  geworden,  dass  in  die 
Vorbereitungen  auf  fliese  Teilung  sich  auch 
Frankreich,  Deutschland,  die  Vereinigten 
j Staaten,  Japan  und  sogar  Belgien  und  Italien 
eingemischt  haben.  Technisch  betrachtet 
vollziehen  sich  fliese  Vorbereitungen  in  der 
Verschärfung  des  Gegensatzes  zwischen  der 
; sogenannten  Politik  der  offenen  Thür 
(Handelsfreiheit  für  alle  Vertragsmächte 
ohne  territoriale  Fussfassung)  einerseits  und 
territorialen  Fussfassungen  (Schanghai,  Hon- 
kong, Weihai-wai,  Macao,  Kiautschou,  Port 
Arthur)  und  der  Abgrenzung  der  sogenannten 
Interessensphären  andererseits.  Ganz  be- 
sonders kommt  hierbei  die  Erteilung  von 
Eisenbalmkonzessionen  in  Betracht,  so  dass 
eine  Karte  dieser  spärlich  vorhandenen,  viel- 
fach projektierten  und  noch  mehr  konzes- 
sionierten Eisenbahnen  das  beste  Bild  der 
künftigen  Aufteilung  Chinas  darbietet  Bei 
der  Wahl  zwischen  offener  Thür  und  Ab- 
grenzung von  Interessensphären  ist  Gross- 
britannien in  der  peinlichsten  Lage,  dass 
es  einerseits  seinen  Handelsvorrang  in  ganz 
China  nicht  aufgeben,  andererseits  aber  das 
grosse  mächtige  Stromgebiet  des  Jang-tse- 
Kiang  für  sich  ausschliesslich  Vorbehalten 
möchte.  Ibis  eine  hisst  sich  mit  Sicherheit 
Voraussagen,  dass  die  Politik  der  offenen  T hin- 
auf die  Dauer  unhaltbar  sein  wird,  während  es 
unmöglich  ist.  vorauszusagen, in  welcherWeise 
und  unter  Bevorzugung  welcher  fremden 
Mächte  die  Aufteilung  Chinas  vor  sicli 
gelten  wird.  Durch  die  Erwerbung  von 
Kiautschou  und  der  sich  anschliessenden 
Bergwerks-  und  Eisenbahngerechtsame  hat 
sich  Deutschland  zwar  die  Provinz  Sclian- 
tung,  aber,  wie  cs  scheint,  leider  nur  diese 
gesichert. 

IV.  Kolonieen  und  Kolonialpolitik  der 
einzelnen  Staaten. 

Areal  und  Bevölkerung  der  einzelnen  Kolo- 
nieeu  haben  wir  in  der  1.  Auflage  speciell  ge- 
geben. beschränken  uns  aber  hier  auf  summarische 
Nachweisungen  bei  jedem  Staate  und  verweisen 
wegen  der  fast  jährlich  wachsenden  Einzel- 
heiten auf  die  statistischen  Nachweisungen  im 
Gothaischen  Hofkalender  (Justus  Perthes). 

A.  Spanien. 

1.  Abriss  der  Kolonialgeschichte.  Seit 
1492  hatte  das  Castilianische  Reich  mit 
Unterstützung  von  Italienern  (Columbus, 
Amerigo,  Cabot)  Amerika  entdeckt  und  bis 
1540  die  Umrisse  dieses  Kontinentes  im 
wesentlichen  festgestellt , auch  in  ostwest- 
licher Fahrt  (Magalliaes  1521)  tlie  Philippinen 
erreicht  upd  erobert.  Soweit  die  zum  Teil 
auf  hoher  Kulturstufe  stehenden  mittel- 
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amerikanischen  Völker  in  Mexiko  und  Peru 
Widerstand  leisteten,  waren  sie  durch  die 
Konquistadoren  (Portes.  Pizarro)  unterjocht 
worden,  und  um  die  Mitte  des  10.  Jahr- 
hunderts beherrschte  Spanien  die  Küsten 
von  ganz  Südamerika  mit  Ausnahme  des 
iiortugiesischen  Brasiliens,  ganz  Westindien, 
Mittelamerika  und  den  südlichen  Teil  von 
Nordamerika  bis  hinauf  nach  Califoroien, 
bis  zu  den  Quellgebieten  des  Colorado  und 
Rio  Grande  sowie  Florida.  »Die  Eroberung 
durch  Schwert  und  Kreuz,  welche  das 
spanische  Kolonialsystem  gegründet,  ist  aber 
noch  Jahrhunderte  lang  nach  Beendigung 
der  vorzugsweise  sog.  Conquista  im  kleinen 
durch  die  Missionen  und  Presidios  fort- 
gesetzt worden.«  Die  Herrschaft  über  dieses 
gewaltige  Kolonialgebict  war  eine  direkte. 
Spanien,  stets  eifersüchtig  auf  seine  absolute 
Herrschaft,  hat  sich  niemals  der  Vermittelung 
von  mit  Hoheitsrechten  ausgerüsteten  Ge- 
sellschaften bedient.  Schon  1 öl 9 erklärte 
Karl  V.  die  in  Amerika  entdeckten  I Jimler 
für  dauernd  mit  der  spanischen  Krone  ver- 
bunden. Die  oberste  Behörde  des  Mutter- 
landes für  die  Kolon ieeu  war  der  1511  er- 
richtete, 1542  reorganisierte  berühmte  Hat 
von  Indien.  Das  Kolonialreich  selbst  war 
in  Vicekönigreiche  und  General kapitanieo 
eingeteilt.  Den  Vicekönigen  und  General- 
kapitilnen  standen  Audieneias  genannte  Ver- 
waltungskollegien zur  Seite.  Das  spanische 
Amerika  wurde  bald  der  klassische  Boden 
für  eine  Beamtenaristokratie. 

Die  Konquistadoren  und  ihre  Nachkömm- 
linge wurden  mit  grossen  Encomiendas 
(Pfründen,  Fideikommisse,  Grossgruudbe- 
sitzungen  mit  Hörigkeit  der  Bewohner)  be- 
lieben , deren  Besitz  ähnlich  dem  europäi- 
schen Feudalsystem  ebenso  als  Staatsamt 
wie  als  Einkommensquelle  l)et rächtet  wurde. 
Die  Kolonialverwaltung  erzielte  namhafte 
Ueberschüsse . die  zu  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts jährlich  etwa  8 Millionen  Piaster 
betrugen.  Die  zahlreichen  Staats-  und 
Kirchenämter  in  Amerika  waren  reich  be- 
soldet. Der  von  fremdländischer  Konkurrenz 
befreite  spanische  Handel  mit  den  Kolonieon 
arbeitete  mit  ungewöhnlich  hohem  Nutzen. 
Auf  allen  diesen  direkten  und  indirekten 
Wegen  strömten  grosse  Keichtümcr  aus  den 
Kolonieon  in  das  Mutterland,  nicht  zum 
wenigsten  auch  aus  den  Erträgnissen  des 
Bergbaues.  Die  Edelmetallproduktion  der 
spanischen  Besitzungen  in  Mexiko,  Neu- 
Granada,  Peru,  Potosi  und  Chile  betrug  in 
den  Jahren  1521 — 1820  nach  Soetbeer 
25784  Millionen  Mark.  Durch  das  spanische 
Quecksilhermonopol  wurde  der  Bergbau  der 
Kolonieen  dem  Mutterlande  auch  noch  mittel- 
bar tributpflichtig. 

Spanien,  im  10.  Jahrhundert  das  mäch- 
tigste Reich  Europas,  verfügte  damals  über 


ein  tüchtiges  Heer,  über  eine  grosse  und 
leistungsfähige  Flotte  und  über  alle  die 
menschlichen  und  kapitalistischen  Kräfte, 
die  zu  grossen  überseeischen  Eroberungen 
und  Unternehmungen  erforderlich  sind,  nicht 
zum  mindesten  auch  über  einen  Uetorfluss 
an  unternehmungslustigen  Adeligen  und 
Offizieren  und  vorsorgungsbodiirftigon  Be- 
amten und  Geistlichen.  Aber  ebenso  wie 
in  der  Macht  des  Mutterlandes  die  Voraus- 
setzung für  die  Gewinnung  und  dreilumdert- 
jährige  Festhaltung  der  gewaltigen  Kolonial- 
gehiete  gegeton  war,  so  wurde  auch  der 
Abfall  des  grössten  Teiles  dieses  Gebietes 
nicht  etwa  durch  die  innere  Stärke  und 
Reife  der  Kolonieen  bedingt,  sondern  durch 
die  eingetretene  Schwäche  des  Mutterlandes, 
das  sich  von  produktiver  Arbeit  abkehrte 
und  seine  Kräfte  in  europäischen  Kriegen 
verzehrte.  Als  Sjianion  seine  Herrschaft 
zur  See  an  England  und  die  Niederlande 
abtreten  musste,  da  lockerte  sieh  auch  die 
Herrschaft  seines  Kolonialbesitzes,  und  das 
wichtige  Jamaica  ging  1055 — 1059  an  Eng- 
land. San  Domingo  (Haiti)  teilweise  an 
Frankreich  verloren,  und  als  im  Anfänge  des 
19.  Jahrhunderts  Spanien  eine  Beute  der 
Franzosen  und  ein  Schauplatz  von  Bürger- 
kriegen wurde,  dann  waren  die  Kolonial- 
länder sich  selbst  überlassen  und  fast  ge- 
zwungen , sieh  politisch  selbständig  zu 
machen,  soweit,  sie  nicht  die  Beute  Englands 
und  Frankreichs  geworden  waren.  Florida 
wurde  am  22.  Februar  1819  für  5 Millionen 
Dollar?  an  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  verkauft,  die  mittel-  und  süd- 
amerikanischen  Vicekönigreiche  und  Geueral- 
kapitnnien  verwandelten  sich  aber,  vielfach 
von  England  unterstützt,  nach  und  uach  in 
unabhängige  Republiken. 

Das  Vieekönigrcieh  Buenos  Aires  fiel 
1810  von  Spanien  ab.  Aus  ihm  bildeten 
sich  in  dem  1 .aplatagebiete  Paraguay,  Uru- 
guay und  die  Argentinische  Konföderation. 

Chile  erkämpfte  seine  Unabhängigkeit 
1810  bis  1818  (Rosas,  O’Higgins,  Lord 
Coehrano,  Prieto),  wurde  aber  erst  1844 
von  Spanien  als  unabhängige  Republik  an- 
erkannt. 

Das  Vieekönigrcieh  Peru,  zu  dem  vor- 
übergehend auch  Chile,  Paraguay  und  sogar 
Buenos  Aires  gehört  hatten,  erklärte  1821 
seine  Unabhängigkeit  und  erkämpfte  dieselbe 
mit  chilenischer  Hilfe  bis  1825  (Cochrane, 
San  Martin,  Aguero,  Sucre,  Bolivar)  unter 
Abzweigung  Oberperus  (Charcas)  zu  einer 
Republik  mit  dem  Namen  Bolivia. 

Das  1718  von  Peru  abgetrennte  Vieo- 
königreieh  Neugranada  bewirkte  mit  Bolivars 
Hilfe  1810 — 1x21  seine  Befreiung  unter  dem 
Namen  der  Vereinigten  Staaten  von  Co- 
lumbien, von  denen  sich  aber  Venezuela  und 
Quito  (Ecuador)  abzweigten. 
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Die  Kämpfe  zur  Befreiung  Mexikos 
dauerten  von  1808  bis  1821.  Nach  vorüber- 
gehender Errichtung  eines  Kaiserreichs 
(Iturbide)  konstituierte  sich  Mexiko  1828  als 
bundesstaatliche  Republik,  deren  Unab- 
hängigkeit 183G  auch  Spanien  anerkannte. 

Von  den  festländischen  Besitzungen  blieb 
Centnilamerika  am  längsten  dem  Mutter- 
lande  treu,  erklärte  sieh  erst  1821  unab- 
hängig, und  am  1.  April  1823  wurden  die 
Vereinigten  Staaten  von  Centralamerika 
proklamiert,  die  aber  bald  in  eine  grössere 
Anzahl  von  Republiken  zerfielen. 

Wie  schon  früher  oft  wütete  seit  1801 
Ln  Cuba  ein  Aufstand,  zu  desseu  Bewältigung 
Spanien  allmählich  200  000  Soldaten  dorthin 
sandte.  Der  Aufstand  wurde  von  amerika- 
nischen Spekulanten  geschürt,  die  Union 
wollte'  den  Nicaraguakanal  bauen,  dazu  war 
Cuba  ein  bequemer  Stützpunkt,  das  zu- 
dem 1 Million  t Zucker,  mithin  fast  *3  der 
Weltproduktion  von  Rohrzucker  lieferte.  Am 
3 Februar  1898  ging  im  Hafen  von  Habana  das 

amerikanische  Kriegsschiff  Maine  mit  233 
Mann  Besatzung  unter.  Dies  ergab  den 
äusseren  Anlass  zum  Ausbruch  des  Krieges, 
der  am  19.  April  1898  thatsäehlich  ausbrach 
und  am  23.  April  förmlich  erklärt  wurde. 
Der  Krieg  fand  seine  Entscheidung  zur  See 
durch  Vernichtung  der  spanischen  Flotten 
am  3.  Juli  bei  Santiago  und  am  1.  Mai  bei 
Cavite  (Manila).  Im  Frieden  von  Paris  10.  De- 
zember 1*08  (Wortlaut  des  Vortrages  hei 
A.  Wirth , das  Wachstum  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika.  Botin  1899,  S.  137) 
kamen  Cuba,  Portorico  und  die  anderen 
spanischen  Inseln  in  Westindieu . die  Phi- 
lippinen, ferner  die  Insel  Guam  in  den 
Marianen  an  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika. 

Durch  Vertiag  vom  30.  Juni  1899  (Wort- 
laut D.  Kol.-Bl.  1899  S.  409)  gingen  die  Insel- 
gruppen der  Karolinen,  Palau  und  Marianen 
käuflich  für  25  Millionen  Peseten  an  das 
Deutsche  Reich  über.  Damit  brach  das 
einst  so  gewaltige  spanische  Kolonialreich 
vollständig  zusammen. 

Das  Kolonialisten)  der  Spanier  be- 
stand in  einer  Reihe  von  Massregeln,  die  sämt- 
lich den  Zweck  hatten,  dem  Mutterlande  den 
möglichsten  Nutzen  aus  den  Kolonieen  zu 
sichern,  die  Kolonieen  politisch  und  wirtschaft- 
lich in  Abhängigkeit  zu  erhalten  und  eine 
Uebcrmächtigkeit  der  Statthalter  und  der  nach 
den  Kolonieen  Handel  treibenden  Gesellschaften 
zu  verhindern.  Die  Ureinwohner  der  Kolonieen 
wurden,  wenn  auch  nicht  als  Sklaven,  so  doch 
als  Hörige  und  Unmündige  behandelt  und  durch 
das  Beamtentum  und  den  Klerus  bis  in  die 
kleinsten  Einzelheiten  des  öffentlichen  und  pri- 
vaten Lebens  bevormundet.  Dies  schloss  nicht 
aus,  dass  die  Indianer  so  mild  behandelt  wurden, 
wie  es  die  Rücksicht  auf  ihre  eigene  Unmün- 
digkeit und  auf  die  Sicherheit  der  spanischen 
Herrschaft  irgend  erlaubte.  Staat  und  Kirche 


schützten  sogar  die  Indianer  nach  Möglichkeit, 
gegen  eine  Bedrückung  durch  die  Eucomenderos. 
Freilich  verschmähte  die  Kirche,  der  eine  ähn- 
lich grosse  Gewalt  wie  im  spanischen  Mutter* 
laude  eingeräumt  wurde,  bei  der  Bekehrung  der 
Eingeborenen  zum  Christentum  selbst  nicht 
immer  Zwaugsmassregeln  Die  Vermischung 
I der  Eroberer  mit  den  Eingeborenen  und  der 
verschiedenen  einheimischen  Völker  unter  ein- 
: ander  sowie  mit  den  (angeführten  Negern  zer- 
I splitterte  die  Bevölkerung  in  zahlreiche  Kasten, 
j Die  sich  hieraus  ergebenden  und  andere  vor- 
handene Gegensätze,  wie  die  zwischen  der 
' binnenländischen  und  der  Küstenbevülkerung, 
wurden  von  der  Regierung  zur  Befestigung 
ihrer  Herrschaft  benutzt.  Infolge  der  aristo- 
kratisch-despotischen Weise  der  Regierung  und 
der  Heimlichkeit,  mit  der  alle  Staatsangelegen- 
heiten behandelt  wurden,  blieb  die  Bevölkerung 
dem  öffentlichen  Leben  fern,  verzichtete  auf 
| Versuche,  eine  Selbstverwaltung  zu  erlangen, 
j und  verzehrte  sich  in  der  Prozesssticht,  die  Be- 
amtenschaft aber  in  Vielschreiberei. 

Einer  der  wesentlichsten  Grundzüge  des 
spanischen  Kolonialsystems  war  die  Isolierung 
I der  Kolonieen.  Gegenüber  dem  niehtspanischen 
i Auslande  war  die  Absperrung  eine  absolute. 
Kein  Fremder  durfte  die  Kolonieen  betreten, 
noch  viel  weniger  dort  Handel  treiben  oder  gar 
sich  ansiedeln.  Aber  auch  unter  einander  und 
vom  Mutterlande  wurden  die  Kolonieen  mög- 
lichst isoliert  Die  Auswanderung  ans  Spanien 
dorthin  wurde  auf  das  üusserste  erschwert. 
Um  1650  soll  es  in  der  ganzen  neuen  Welt 
nur  15  OtX)  Spanier  gegeben  haben.  So  blieben 
die  Einwohner  reiner  europäischer  Abkunft 
stets  in  der  schwächsten  Minderheit  gegenüber 
den  Mischlingen  und  Eingeborenen.  Wenn  auch 
das  spanische  Mutterland  seine  Kolonieen  vor- 
nehmlich für  den  Fiskus,  dann  auch  für  die 
Beamten,  Priester  und  Offiziere  ausznbenten 
stiebte,  das  Interesse  der  spanischen  Gewerbe- 
treibenden aber,  im  Gegensätze  zu  der  späteren 
Kolonialpolitik  Englands,  durchaus  in  zweite 
Linie  stellte,  so  wurde  doch  die  Entwickelung 
eines  Gewerbefieisses  in  den  Kolonieen  über  di«: 
Grenzen  der  Hausindustrie  hinaus  verhindert, 
der  Handel  zwischen  dem  Mutterlande  und  den 
Kolonieen  monopolisiert  mul  centralisiert.  Die 
nur  in  grossen  Perioden  verkehrenden  Seekara- 
wanen mussten  sämtlich  von  Sevilla  und  seit 
1720  von  t'adix  ansgehen  und  dorthin  zuriiek- 
kehren,  wo  sie  streng  polizeilich  und  fiskalisch 
beaufsich  t igt.  wu  rdeu. 

Andererseits  wurde  der  ganze  amerikanische 
Handel  und  Verkehr  in  Wraeruz  (Hafen  der 
Silberflotten),  Portobelo  und  Panama  koncen- 
triert.  so  dass  auch  die  Kolonieen  der  Westküste 
von  Südamerika  ausschliesslich  über  Panama 
verkehren  mussten,  und  erst  seit  1748  wurde 
der  Verkehr  nach  Chile  uud  Peru  direkt  um 
des  Cap  Horn  gestattet.  Und  nur  als  der 
Schleichhandel,  besonders  derjenige  der  Eng- 
länder, an  Umfang  den  legalen  Handel  erreichte, 
erlaubte  die  Regierung  gegen  eine  Abgabe  den 
häufigeren  und  freieren  Verkehr  durch  nicht 
mehr  zwangsweise  von  Kriegsschiffen  begleitete 
Handelsschiffe  mit  den  Kolonieen.  Aber  1713 
erzwang  sich  England  nicht  nur  das  Monopol, 
jährlich  480*  Negersklaven  in  die  spanischen 
Kolonieen  einzuführen.  sondern  auch  mit  einem 
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Absperrung  des  satanischen  Volkes  von  den 
geistigen  Fortschritten  des  übrigen  Europa 
waren  vielmehr  die  Gründe  für  den  Vor- 
fall des  Staalslebens  und  der  wirtschaft- 
lichen Stitrko,  trotz  der  unendlichen  Hilfs- 
mittel, über  die  Spanien  durch  den  Kolo- 
nialbesitz verfügte.  Es  hatte  sich  allmäh- 
lich ein  Missverhältnis  gebildet  zwischen 
den  einzelnen  Gliedern  des  Körpers,  bei 
dem  die  äusseren  Gliedmassen  für  das 
hinsieeheude  Centrum  zu  gross  geworden 
waren. 

So  kommt  es  auch,  dass  die  spanische 
Kolonialmacht  zwar  vorübergehend  eine 
spanische  Weltherrschaft,  nicht  aber  dauernd 
eine  spanische  Weltkultur  herbeigefülirt  hat. 
Allerdings  bestand  3 Jahrhunderte  lang 
I eine  Spanische  Kultur  in  Amerika.  Wenn 
I sie  aber  hätte  Gestand  haben  sollen,  dann 
hätte  Spanien  seine  Kolon ialgebiele  mit 
europäischen,  möglichst  spanischen  Men- 
schen masson  besiedeln  müssen,  wie  das 
England  in  Nordamerika  und  Australien, 
Frankreich  in  Algier  getlian  hat.  Nur  der 
spanische  Hauer  hätte  Amerika  spanisch 
machen  und  erhalten  können.  Die  wenigen 
Prozente  spanischen  Hintes,  die  den  Milli- 
onen von  Indianern  lieigemischt  sind, 
gehen  bald  wieder  verloren,  l'nd  so  wird 
Amerika  aufhören,  den  Charakter  einer 
spanischen  Kolonisation  zu  tragen.  Im 
besten  Falle  wird  es  eine  spanische  Kulti- 
vation  bleiben,  falls  nicht  andere  Romanen, 
wahrscheinlich  alter  germanische  Völker, 
eine  zweite  Kolonisation  Südamerikas  be- 
ginnen. 

3.  Die  einancipierten  spanischen  Ko- 
lonialgebiete. Die  politisch  einancipierten 
satanisch-amerikanischen  Gebiete  sind  volks- 
wirtschaftlich und  kulturtechnisch  ohne 
Zweifel  noch  heute  als  Kolonialgebiete  un- 
zusehen  und  zwar  als  solche,  die  in  der 
kolonialen  Wirtschaft  auf  einer  viel  niedri- 
geren Stufe  stehen  als  viele  jtolitisch  ab- 
hängige Kolonialgebiete. 

Wenn  aber  die  Geschichte  dieser  Gebiete 
in  Mittel-  und  Südamerika  von  wenig  mehr 
zu  berichten  hat  als  von  blutigen  Revolu- 
tionen, von  überstürzten  Versuchen,  einen 
wirtschaftlichen  und  politischen  Fortschritt 
anzubahnen,  und  von  Enttäuschungen  aller 
Art,  die  europäische  Interessenten  m diesen 
Gebieten  erlitten  haben,  so  erklärt  sich  dies 
mit  Notwendigkeit  aus  der  Unvermittelthoit, 
mit  der  sie  ohne  jede  normale  langsame 
Entwickelung  von  der  strengsten  Gebun- 
denheit zur  schrankenlosesten  Freiheit  über- 
gegangen sind.  Es  wird  bezweifelt,  ob  der 
Abfall  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika nicht  zu  früh  eingetreten  ist.  Dass 
die  englischen  Kolonieen  Nordamerikas  die 
nötige  Reife  hierzu  besasseu,  wird  niemand 


Schiffe  die  Messe  von  Portobein  zu  beschicken. 

Die  Grundsätze  der  Bevormundung  und  der 
Isolieren«?  widersprachen  so  sehr  dem  neuen 
Geiste,  der  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in 
der  Knlturwelt  einzog,  dass  das  spanische 
Kolonialsystem  immer  mehr  durchbrochen  werden 
musste  und  vollständig  gescheitert  wäre,  wenn 
nicht  aus  auderen  Gründen  die  spanische  Herr- 
schaft selbst  um  diese  Zeit  zusanuneugebrochen 
wäre. 

2.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwicke- 
lung. Der  Verlust  des  Restes  seiner 
kolonialen  Rositzungen  in  den  Jahren  1898 
und  1S99  scheint  Spanien  auch  in  schwere 
innere  Krisen  zu  stürzen,  da  der  europäische 
Torso  sich  schwer  an  den  Verlust  seiner 
überseeischen  Glieder  zu  gewöhnen  vermag. 

»Spanien  war  im  lö.  Jahrhundert  und  noch 
im  19.  Jahrhundert  das,  was  es  als  Macht 
bedeutet,  nur  durch  den  Rositz  seiner  über- 
seeischen Wirtschaftsgebiete.«  Cuba  ist 
nächst  England  auch  jetzt  noch  Spaniens 
grösster  Absatzmarkt. 

Gewiss  hat  Spanien  seit  einem  Jahr- 
hundert alle  seine  Kolonialbesitzungen  auf 
dem  amerikanischen  Kontinente  und  nun- 
mehr auch  seine  Inselwelt  in  Ost-  und  Wost- 
indien  verloren.  Man  vergisst  alter  gewöhn- 
lich zu  beachten,  dass  ganz  Mittelamerika 
sowie  der  Westen  und  das  Laplatagebiet 
von  Südamerika  noch  heute  den  Stempel 
der  spanischen  Kultur  und  Staats  Wirtschaft 
tragen.  Freilich  war  die  spanische  Be- 
siedelung der  Gebiete  eine  überaus  dünne 
gegenüber  den  Kolonieen  Englands,  Hollands 
und  sogar  Frankreichs.  Und  die  mono- 
polistische Auslieutung  der  Kolonieen  hat 
nach  deren  staatlicher  Emancipation  auch 
eine  Losreissung  von  der  spanischen  Volks- 
wirtschaft als  Reaktion  im  Gefolge  gehabt. 

Wenn  aber  Spanien  bei  dem  kolossalen 
Reichtum,  den  es  aus  den  Kolonieen  bezog, 
auf  die  Dauer  doch  verarmte,  so  waren 
hieran  weder  die  Kolonieen  noch  auch  die 
Kolonial  Wirtschaft  schuld,  sondern  die  Träg- 
heit, mit  der  das  Heimatland  jene  Reich- 
tümer  in  Empfang  nahm  und  in  europäischen 
Kriegen  vergeudete. 

Gewiss  hat  die  unverhältnismässig  grosse 
Zufuhr  edler  Metalle  aus  den  spanischen 
Kolonieen  nicht  nur  die  Preise,  sondern  fast 
alle  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Europas 
umgestaltet,  aber  der  Einfluss  dieses  Pro- 
zesses auf  Spanien  hätte  eigentlich  günstiger 
sein  müssen  als  auf  das  übrige  Europa, 
denn  Spanien  hatte  Gold  und  Silber  in 
erster  Hand  und  noch  ehe  dessen  Menge 
allmählich  zu  einer  Entwertung  führte,  so 
dass  Spanien  besonders  im  17.  Jahrhundert 
über  eine  gewaltige  Kaufkraft  dieser  Metalle 
verfügte.  Die  herrschende  Verachtung  der 
eigentlichen  produktiven  Arbeit  der  sich 
hieraus  ergebende  Mangel  an  eigener  In- 
dustrie, die  Herrschaft  des  Klerus  und  die  j bezweifeln,  ln  Bezug  auf  die  spanischen 
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Kolonialgebilde  Mittel-  und  Südamerikas  ist 
das  Gegenteil  der  Fall.  Niemand  bezweifelt 
ihre  Uureifo.  Sie  selbst  nicht,  wie  die  zahl- 
reichen Diktaturen  lieweiscn,  die  sich  aus- 
nahmslos in  allen  spanisch-amerikanischen 
Republiken  nötig  gemacht  haben.  Die  Er- 
kenntnis. dass  die  Fortsetzung  einer  früheren 
Entwickelung  nicht  zum  Heile  führen  könne, 
ist  eine  allgemeine,  eben  weil  die  früheren 
spanischen  Verhältnisse  kaum  eine  Entwicke- 
lung zeigten.  Man  glaubt  deshalb  alles  von 
neuem  beginnen  zu  müssen,  und  so  sind  die 
Misserfolge  zahlloser  überstürzter  Exj>eri- 
mente  unvermeidlich. 

In  der  That  muss  die  Kolonisation  Süd- 
amerikas von  neuem  begonnen  werden. 
Die  durch  die  spanische  Kolonisation  be- 
lassene oder  geschaffene  Bevölkerung  ist  zu 
dünn  und  hat  zu  wenig  Blut  von  den  euro- 
läischcn  Kassen,  um  den  Kontinent  auf  die 
lohe  europäischer  oder  nordatnerikanisdier 
vultur  zu  erheben.  Diese  neue  Kolonisation 
muss  von  Europa  ausgehen.  Sie  kann  dabei 
entweder  auf  eine  europäische  Massenein- 
wanderung verzichten  und  mit  europäischer 
Intelligenz,  Kapital  und  Bevormundung  eine 
neue  Kultivation  der  jetzt  vorhandenen  In- 
dianer und  Halbindianer  herbeizuführen 
suchen.  Oder  sie  wird  sich  bemühen,  auch 
in  den  hierzu  geeigneten,  ausserhalb  der 
eigentlichen  Tropen  gelegenen  Teilen  .Mittel- 
und Südamerikas  eine  ebenso  dichte  euro- 
päische Ansiedelung  (landwirtschaftliche  Ko- 
lonisation) zu  schaffen,  wie  dies  in  Nord- 
amerika geschehen  ist.  Die  vorhandene  Be- 
völkerung ganz-  und  halbindianischer  Ab- 
kunft und  sjianischer  Halbkultur  dürfte 
hierbei  allerdings  mehr  verdrängt  als  aufge- 
saugt werden.  Nur  Chile  wird  auf  Grund 
seiner  grösseren  Quote  europäischen  Blutes 
eine  eigene  Kultur  weiter  entwickeln. 

Wenn  die  zahlreichen  sowohl  von  den 
einheimischen  Kegierungeu  als  von  fremde» 
Privaten  ausgehenden  Versuche,  eine  neue 
Aera  der  europäischen  Kolonisation  des 
spanischen  Amerika  herbeizufüluen,  bisher 
im  wesentlichen  misslungen  sind,  so  hat 
dies  seinen  Grund  darin,  dass  der  Nativis- 
mus der  Halbspanier  bereits  zu  sehr  ent- 
wickelt ist,  andererseits  aber,  dass  man 
notwendige  Entwiokelungsstufen  der  koloni- 
alen Wirtschaft  glaubte  überspringen  zu 
dürfen. 

ln  deu  meisten  Gebieten  ist  noch  die 
extensive  Kultur  (Viehzucht  etc.)  angezeigt. 
Man  ist  aber  zu  rasch  zur  Landwirtschaft 
übergegangen.  Vor  allem  suchte  mau 
unter  Aufrichtung  von  Schutzzöllen  und  un- 
gemessener und  oft  schwindelhafter  Heran-' 
ziehung  europäischer  Kapitalien  vorzeitig 
eine  einheimische  Industrie  gross  zu  ziehen, 
statt  alle  Kräfte  auf  die  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel  und  die  Schaff  uns:  eines 


Bauernstandes  zu  konccntrieren.  Auch  die 
politischen  und  wirtschaftlichen  Erschütte- 
rungen dieser  Staaten  sind  im  letzten 
Grunde  auf  diese  Missgriffe  zurückzuführen. 

In  Mexiko  scheint  sich  der  Prozess  weiter 
fortzusetzen,  der  mit  der  Aufsaugung  der  ehe- 
mals spanischen  Getiietc  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  durch  das  angelsächsische 
Element  begann  (Florida  gekauft  von  Spanien 
1819,  Texas  in  die  Union  aufgenommen  1845, 
Oalifoniien,  Nevada,  Colorado,  Arizona  von 
Mexiko  abgetreten  1848;.  Die  Prophezeiung 
v.  Humboldts:  rDie  Vereinigten  Staaten  werde» 
ganz  Mexiko  an  sich  reissen  und  dann  selbst 
zerfallen“,  scheiut  sich  wenigstens  i»  ihrem 
ersten  Teile  der  Erfüllung  sehr  zu  nähern. 
Bereits  umklammern  die  Vereinigten  Staaten 
Mexiko  mit  de»  eiserne»  Fessel»  der  Eisenbahn- 
schiene». Europäische  Invasionen  in  Mexiko 
I Napoleon  III.,  Maximilian  1801 — 18G7)  dürften 
sieh  wenigstens  kaum  wiederholen,  selbst  wen» 
die  Vereinigten  Staaten  ihre  Monroe-Doktrin 
nicht  aufgestellt  (1821)  und  besonders  in  Bezug 
auf  Mexiko  geltend  gemacht  hätten. 

Die  central  amerikanischen  Republiken, 
von  Revolutionen  fortwährend  erschüttert  und 
ihres  Klimas  wegen  etwa  nur  zu  europäischer 
Kultivation  geeignet,  erwarten  eine  neue  wirt- 
schaftliche Blüte  von  den  verschiedenen  Ver- 
suchen, einen  Seeweg  durch  die  Landengen  von 
Panama  oder  Nicaragua  herzustelleu.  Hier 
werden  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
versuchen,  eine  ähnliche  Stellung  zu  erlangen, 
wie  sie  England  am  Kanal  von  Suez  besitzt. 

Auch  Venezuela,  Colo  m b i n und 
Ecuador  haben  die  autochthone  Kultur  der 
Inkas  verloren,  ohne  in  der  spanischen  einen 
vollen  Ersatz  zu  linden.  Politisch  sind  sie 
vollständig  unreif.  Ihre  Bodenverhältnisse  und 
ihr  Klima  machen  sie  aber  geeigneter  zur 
Kultivation  als  die  meisten  tropischen  Gebiete 
in  Afrika. 

Achuliches  gilt  von  Peru  und  Bol i via, 
die  in  ihrem  Bergbau  noch  immer  fast  uner- 
schöpfliche Hilfsquellen  des  Reichtums  besitzen, 
freilich  ohne  bis  jetzt  politisch  die  Gewähr 
eines  wirtschaftlichen  Fortschrittes  zu  bieten. 

Die  kräftigste  und  leistungsfähigste  Be- 
völkerung Südamerikas  besitzt  Chile,  so  dass 
mau  erwarten  darf,  dass  es  sich  von  seinen  po- 
litische» Erschütterungen  bald  wieder  erholen 
wird.  Selbstbewusst  und  eifersüchtig  auf  die 
Fremden  wird  es,  mit  Ausnahme  des  Handels, 
kaum  ein  Feld  für  die  Bcthätigung  europäischer 
Kolonisation  in  grösserem  M assstabe  bieten,  zu 
der  seine  natürlichen  Verhältnisse  es  vorzüglich 
eignen. 

Paraguay  hat  den  von  den  Spaniern 
übernommenen  Charakter  der  Isolierung  und 
aus  dem  theokratisch-patriarchaliscben  Staate 
der  Jesuiten  1(509 — 17(58  (ein  Sozialstaat  mit 
straffer  Organisation  der  Arbeit)  das  System 
der  Bevormundung  beibehalten  und  iu  den 
Diktaturen  der  Francia  und  Lopez  betlüitigt, 
ist  aber  in  dem  heldenmütigen  Kriege  18(54 
bis  1870  gegen  die  Trippelallianz  Brasiliens, 
Argentiniens  und  Uruguays  auf  absehbare 
Zeiten  ruiniert  worden. 

Die  Argentinische  Republik  mit  einer 
den  Vereinigten  .Staaten  von  Nordamerika  streng 
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nachgebiMetcn  Verfassung  schmeichelt  sich 
überhaupt,  das  Gegenbild  ihrer  grossen  nord- 
amerikanischen  Schwesterrepublik  zu  sein.  Im 
Besitze  der  besten  Teile  des  herrlichen  Laplata- 
gekietes  verfügt  sie  über  alle  natürlichen  Vor- 
aussetzungen zu  einer  erneuten  Kolonisation 
mit  europäischen  Elementen.  Sie  hat  auch 
durch  eiue  längere  Zeit  des  Friedens,  der  Ord- 
nung und  Arbeit  einen  Anlauf  dazu  genommen, 
der  aber  durch  den  neuesten  wirtschaftlichen 
und  politischen  Schwindel  zum  Stillstände  ge- 
kommen ist.  Gerade  in  Bezug  auf  dieses  Ge- 
biet entsteht  die  Frage,  ob  die  zweite  Periode 
der  Kolonisation  eine  romanische  (Italiener) 
oder  germanische  sein  wird. 

Uruguay  oder  die  Banda  oriental  war 
bis  1830  der  Zankapfel  zwischen  Spanien  und 
Portugal  und  zwischen  Argentinien  und  Bra- 
silien: seitdem  hat  es  sieh  mehr  durch  politische 
Umwälzungen  als  durch  kolonisatorische  Ar- 
beiten bemerkbar  und  von  der  Gunst  seiner 
Lage  für  den  Weltverkehr  bisher  nur  beschei- 
denen Gebrauch  gemacht. 

4.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Spaniens. 
Seit  der  Abtretung  Westindiens  und  der 
Philippinen  an  die  Vereinigten  Staaten  und 
des  Restes  der  ostindischen  Inseln  an 
Deutsdüand  besitzt  Sizilien  nur  noch  einen 
kaum  nennenswerten  Rest  von  Kolonieen  in 
Afrika,  namentlich  Fernando  l’oo  (1998  qkm). 
Amiobom  (17  qkm)  und  Corisco  und  Lloby 
(15  qkm). 

Die  in  der  Nähe  Spaniens  in  Afrika  ge- 
logenen Presidios  und  Centn  sowie  die  (’a- 
naren  werden  administrativ  zu  dem  Mutter- 
laude  gerechnet.  Und  durch  Dekret  vom 
(i.  April  lsST  sind  auch  die  Territorien  der 
Sahara  käste  zwischen  der  West  bucht  des 
Cap  Blnnco  und  dem  Cap  Bojador,  deren 
Protektorat  Spanien  am  26.  Dezember  1884 
übernahm,  unter  der  Verwaltung  eines  Sub- 
gobernador  politico-militar  de  Rio  de  Oro 
dem  Generalkapitän  der  canarischen  Inseln 
unterstellt  worden. 

Der  Hafen  Ifui  an  der  Westküste  von 
Marokko,  den  Spanien  schon  1507 — 1527 
besesson  hatte,  wurde  ihm  1860  von  Ma- 
rokko neuerdings  zugesichert,  aber  erst  mit 
dem  genannten  Saharaküstengebiet  occupiert. 
das  durch  Schutzverträge  bis  zum  7°  westl. 
L.  v.  Gr.  erstreckt  wurde.  Die  von  Frank- 
reich bestrittenen  Ansprüche  Spaniens  auf 
das  Gebiet  zwischen  (lern  Gabun  und  dem 
Rio  Campe  (Kamerun)  an  der  Coriscobucht 
(Munifluss)  und  zwischen  Cap  Blaneo  und 
Cap  Bojador  wurden  fmnzösischerseits  erst 
im  Muniflussvcrtrag  von  1900  anerkannt. 

B.  Portugal. 

5.  Abriss  der  Kolonialgeschicbte. 

Portugal,  durch  seine  Luge  den  europäischen 
Interessen  ahgekehrt  und  Afrika  und  dem 
atlantischen  Meere  zugekehrt,  hat  sieh  in  der 
Timt  sehr  wenig  um  Europa  gekümmert. 
Von  der  Gunst  seiner  Lagt'  zu  Afrika  machte 


| es  aber  erat  Gebrauch,  als  Ceuta  1415  er- 
|Obei1,  Porto  Santo  1418,  Madeira  1419  ent- 


deckt 

fahrer 


und  1132  unter  Heinrich  dem  See- 
das  Cap  Bojador  umschifft  wurde. 
Ohne  Zweifel  war  Portugals  Bedeutung  zur 
See  im  15.  Jahrhundert  grösser  als  die 
Spaniens.  In  das  Zeitalter  der  Kolonisation 
trat  Porttig.il  aber  doch  später  als  Spanien, 
wenn  auch  nur  um  wenige  Jahre,  insofern 
als  Vasco  de  Gania  erst  1498  den  Seeweg 
nach  Indien  fand.  In  rascher  Folge  occu- 
nierte  nun  Portugal  die  Westküste  und  die 
Südostküste  von  Afrika,  die  Westküste  von 
! Indien  (Goa),  Küstengebiete  des  Persischen 
Meeres,  die  Molukken  und  einzelne  Punkte 


, in  Hinterindien  und  an  der  chinesischen 
j Küste  (Ahncida,  Albuquenjue).  Die  Portu- 
giesen bemühten  sich  nicht,  wie  die  Spanier, 
mit  der  Eroberung  der  grossen  Binnenländer, 
deren  Küsten  sie  besetzten,  sondern  sie 
stützten  sieh  bei  ihren  handelskolonisa- 
' torischen  Unternehmungen  auf  die  Macht 
einer  starken  Kriegsflotte,  die  konkurrierende 
asiatische  sowohl  als  europäische  Mächte  aus 
dem  indischen  Ocean  fern  hielt  und  den 
« portugiesischen  Handelsgesellschaften  das 
Monopol  sicherte,  die  ungeheueren  Gewinne 
| des  europäischen  Handels  mit  Indien  allein 
i zu  ernten. 

Aller  schon  die  spanische  Herrschaft  ül>er 
Portugal  1580 — 1640  beeinträchtigte  die  por- 
tugiesischen Kolonialunternehmungen  wesent- 
lich und  führte  den  Uebergang  der  Molukken 
und  Simdainscln  sowie  Malakkas  an  die 
Niederländer,  Grams1  an  Persien,  Ceutas  an 
Spanien,  Tangers  an  England  und  den  vor- 
! übergehenden  Verlust  von  brasilianischen 
I Gebietsteilen  an  die  Niederländer  herbei. 
Nach  der  Wiederherstellung  der  Freiheit  ge- 
i lang  es  Portugal  bald,  auch  wieder  in  den 
Besitz  von  Brasilien  zu  gelangen,  und  das 
1 Schwergewicht  des  kolonialen  Interesses 
wurde  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts von  Indien  nach  Brasilien  verlegt, 
das  1500  von  dem  Portugiesen  Cabral  ver- 
sehentlich entdeckt  und  anfangs  wenig  l*e- 
1 «achtet  worden  war.  Der  Handel  mit  den 
i indischen  Kolonieen  geriet  immer  mehr  in 
1 die  Hände  Englands  und  Hollands.  Unter 
j Pont  ha  1 erholte  sich  zwar  der  portugiesische 
Handel  mit  seinen  Kolonieen,  und  es  gelang 
sogar  eine  Vcigrüsseriing  Brasiliens  nach 
' Paraguay  hin.  Der  Herrlichkeit  der  portu- 
t giesisehen  Kolonialherrschaft  wurde  aber 
durch  die  Entthronung  des  Hauses  Braganza 
i durch  Napoleon  1807  und  die  sieh  hieraus 
'ergebende  l^osieissung  Brasiliens  ein  jähes 
Ende  bereitet.  An  den  afrikanischen  Küsten 
, fiel  die  Herrschaft  vielfach  wieder  an  die 
: Eingeborenen  zurück  oder  auch,  wie  in  Ost- 
i afrika.  an  von  Arabien  her  eindringende  ma- 
lm m medan  Lsehc  Soemä«  *hte. 

Im  19.  Jahrhundert  beschränkte  sich  Por- 
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tugpal  auf  die  Verteidigung  der  Reste  seiner 
afrikanischen  Besitzungen. 

6.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwicke- 
lung. -»Portugal  war  schon  ein  Jahrhundert 
früher  als  Spanien  einzig  und  allein  durch 
iseine  überseeische  Politik  bedeutend;  und 
ist  es  auch  heute  nicht  mehr  reich  zu  nennen, 
so  zehrt  es  dock  noch  wesentlich  von  den 
Kulturerrungenschaften  der  grossen  Vor- 
fahren seines  heutigen  Geschlechts.  Portu- 
gals Ilandelsverkelir  mit  Brasilien  ist  nächst 
dem  mit  England  noch  jetzt  bei  weitem  der 
bedeutendste  von  all  seinen  Umsätzen  mit 
fremden  Ländern.  Hundert  Jahre  laug 
ernteten  Portugal  und  Spanien  den  reichen 
Lohn  ihrer  überseeischen  Unternehmungen 
in  dom  ausschliesslichen  Besitz  der  Schätze 
und  Wunderdinge,  welche  sie  von  Indien 
und  von  der  neuen  Welt  holten.  Thorheit, 
.Eigensinn  und  Unverstand  beider  iberischen 
Reiche  aber  verschwendeten  und  zerstreuten 
die  Früchte  dieser  nationalen  Leistungen 
schneller,  als  dieselben  reiften  und  gesam- 
melt wurden. 

Noch  einmal  in  der  neuesten  Zeit  wuchs 
Portugals  Glanz,  Macht  und  Wohlstand  durc  h 
seine  überseeische  Politik,  leider  aber  wieder 
nur  auf  kurze  Zeit,  ln  der  letzten  Hälfte 
des  ls.  Jahrhunderts  war  Brasilien  nach  und 
nach  eine  immer  bedeutendere  Quelle  des 
Staatseinknmincns  für  Portugal  geworden, 
und  zwar  hauptsächlich  durch  den  zu- 
nehmenden Absatz  des  brasilianischen  Zuckers 
in  Europa.  Die  Nachfrage  nach  diesem  Ar- 
tikel steigerte  sieh  dmch  die  Negerrevolution 
in  San  Domingo.  Die  gänzlich  unvorbe- 
reitete Aufhebung  der  Sklaverei  während 
der  ersten  französischen  Revolution  entwaff- 
nete  die  Civilisation  gegenüber  diesen  Natur- 
völkern: die  natürliche  Folge  davon  warein 
totaler  Untergang  der  Kultur  auf  jener  Insel 
und  Verwüstung  der  Plantagen ; damit  hörte 
die  Zuckerzufuhr  von  dort  auf,  und  das 
jxtrtugiesische  Brasilien  gewann  die  Chance, 
diese  Lücke  auszufüllen.  Zugleich  fiel  Por- 
tugals heimischer  Ausfuhr  ein  vermehrter 
Absatz  nach  den  spanischen  Besitzungen  in 
Amerika  zu,  weil  Spanien  durch  seine  inneren 
Unruhen  verhindert  wurde,  diesem  Handels- 
verkehr zu  genügen. 

Diese  verhältnismässig  glänzende  Periode 
Portugals  erreichte  ihr  frühes  Ende  schon 
1807,  als  der  König  Johann  II.  sich  weigerte, 
auf  Najjoleous  Geheiss  dessen  Bündnis  gegen 
England  beizutreten  und  alle  britischen 
Waren  zu  konfiszieren.  Ohne  weiteres  be- 
setzten die  Franzosen  das  Land;  der  König 
wartete  auch  deren  Verrücken  nicht  ab, 
sondern  floh  sofort  von  Lissabon  nach  Bra- 
silien. und  Napoleon  setzte  ihn  einfach  ab 
mit  der  Erklärung:  »das  Haus  Braganza 
liabe  aufgehört  zu  regieren.«  Der  Handel 
Portugals  mit  Brasilien  wurde  dadurch  zeit- 


weilig abgeschnitten , und  Brasilien  fand 
neue  Absatzmärkte,  namentlich  in  den  Ver- 
einigten Staaten.  Portugal  hat  diesen  Ver- 
lust nie  ganz  wieder  eingeholt.«  (Hübbe- 
Schleiden.) 

Den  Gesamtertrag  Brasiliens  an  Edel- 
metallen bis  zur  Lostrennung  von  Portugal 
1681  bis  1820  berechnet  Soetbeer  auf 
2581069000  Mark,  die  Erträgnisse  der  Dia- 
mantminen Brasiliens  nur  von  1730  bis  1810 
Lippert  auf  2100  Pfund  im  Werte  von  147 
Millionen  Mark.  Diese  grossen  Gewinne 
wurden  dem  portugiesischen  Heimatlande 
aber  nicht  zum  Segen,  sondern  die  Vermeh- 
rung der  Edelmetalle  steigerte  nur  die  Preise 
aller  übrigen  Güter,  welche  den  Wohlstand 
der  Nation  bedingen.  Das  jjortugiesisclie 
Volk  interessierte  sich  jedoch  wenig  für 
innere  Fragen,  sondern  fand  sein  Ideal  in 
der  Abenteuerei  und  in  der  Ausbeutung  ent- 
fernter Gegenden.  Die  Auswanderung  aus 
Portugal  nach  Brasilien  nahm  einen  Umfang 
an,  der  in  keinem  Verhältnis  stand  zu  der 
dünnen  Bevölkerung  des  kleinen  Heimat- 
landes. »Die  Werte,  welche  die  Auswanderer 
hauptsächlich  in  Brasilien  erwarben  und 
welche  in  Gestalt  von  Wechselanweisungeil 
auf  Plätze  des  nördlichen  Europa  nach  Por- 
tugal überführt  wurden,  begannen  in  vor- 
teilhafter Weise  die  Spezereien  und  Drogueu 
Indiens  des  16.  Jahrhunderts  sowie  die  Dia- 
manten und  das  Gold  des  18.  Jahrhunderts 
zu  ersetzen  und  gestatteten  auch,  dass  die 
öf fent  liehe  Schuld  auf  die  unglaublich  er- 
scheinende Höhe  der  Gegenwart  erhöht 
wurde.«  Als  aber  auch  dieser  Goldstrom  zu 
versiegen  anfing,  geriet  Portugal  nicht  nur 
in  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  seinem 
Gläubiger  England  und  in  die  gegenwärtige 
finanzielle  Krisis,  sondern  es  behielt  nicht 
einmal  die  genügenden  Kräfte,  das  an  kolo- 
nialem Besitze  festzuhalten,  was  ihm  von 
dem  gewaltigen  Kolonialreiche  früherer  Jahr- 
hunderte übrig  geblieben  war. 

7.  Brasilien.  Die  Auswanderung  der 
Dynastie  hatte  Portugal  offiziell  zu  einer 
Kolonie  Brasiliens  gemacht.  Thatsächlich 
ist  aber  Brasilien  noch  heute  als  ein  kolo- 
niales Tochtergebilde  Portugals  anzusehen. 
Noch  bis  zum  Jahre  1866  wog  bei  der  bra- 
silianischen Einwanderung  diejenige  aus  Por- 
tugal vor.  Nur  in  die  südlichen  Provinzen 
zogen  einige  Hunderttausend  Deutsche,  und 
erst  neuerdings  dominiert  in  den  mittleren 
und  südlichen  Provinzen  die  italienische  Ein- 
wanderung. Die  fremde  europäische  Ein- 
wanderung würfle  früher  absichtlich  von 
Brasilien  ferngehalten.  Und  auch  im  19. 
Jahrhundert  konnte  sie  zunächst  nur  einen 
geringen  Umfang  annehmen,  da  die  lusito- 
brasihanisehen  Adelsfamilien  den  grössten 
Teil  des  Landes  an  sich  gebracht  und  vor- 
teilhafter entweder  in  der  Viehzucht  oder 
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im  Plantagenbaii  mit  der  Arbeit  afrikanischer 
Negersklaven  bewirtschafteten.  Erst  die 
Aufhebung  der  Sklaverei  in  Brasilien,  die 
durch  G.  v.  28.  September  1*71  angeUihnt 
and  durch  G.  v.  Id.  Mai  1**8  voll  durch- 
geführt wurde,  machte  eine  wirkliche  Kolo- 
nisationsjKilitik  erforderlich.  Eine  staatliche 
Ein wandorungspolitik  irn  grossen  Stil  war 
freilich  dadurch  unmöglich  gemacht,  dass 
der  Staat  sich  nicht  wie  in  Nordamerika 
das  nicht  in  Kultur  befindliche  Land  Vorbe- 
halten liatte.  Von  dem  gesamten  Areale 
Brasiliens  befinden  sich  4 5 in  Privatliesilz, 
und  das  dem  Staate  vorlxdialtene  Fünftel  ist 
teils  ungünstig  für  Kolonisationszwecke  ge- 
legen , teils  ülierhaupt  nicht  kulturfähig. 
Soweit  also  (Uis  Reich  und  die  einzelnen 
Provinzen  kolonisieren  wollten,  mussten  sie 
erst  l^and  für  diese  Zwecke  erwerben.  Trotz- 
dem haben  der  Staat  und  die  Provinzen 
neben  den  privaten  Grundbesitzern  in  diesem 
Jahrhundert  viele  Kolonieen  angelegt  und 
namhafte  Summen  darauf  verwendet.  Den 
ersten  Versuch  machte  1812  König  Johann  VI. 
in  der  Provinz  Espirito  Santo  mit  Begründung 
einer  Ackerbau kolonie  durch  Einwanderer 
von  den  Azoren.  Schon  1818  folgte  die  An- 
lage der  ersten  deutschen  Kolonie  liOojHjldina 
in  der  Provinz  Bahia.  Hieran  schloss  sich 
die  Gründung  zahlreicher  Staats-,  l’rovinzial- 
und  Privat  kolonieen  namentlich  in  den  süd- 
lichem und  initiieren  Provinzen  des  Reiches, 
die  seitdem  bis  zur  Gegenwart  ununter- 
brochen fortdauert.  Wenn  diese  Koloni- 
sationen auch  dem  Lande  einen  namhaften 
Bevölkerungszuwachs  gebracht,  eine  Land- 
wirtschaft und  Industrie  überhaupt  erst  ge- 
schaffen und  den  Fortbetrieb  der  früher  von 
Sklaven  bedienten  Kaffeeplantagen  ermög- 
licht, insbesondere  auch  zu  einer  teilweise 
deutschen  Besiedelung  der  südlichen  Pro- 
vinzen geführt  haben,  so  hätte  doch  mit  den 
grossen  hierauf  verwendeten  Summen  un-  j 
endlich  viel  mehr  erreicht  werden  können,  I 
wenn  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  I 
nicht  so  wankelmütig  und  sprunghaft  in  | 
ihren  Grundsätzen  und  Entschlüssen  gewesen  | 
und  nicht  eine  grosse  Korruption  eingerissen  | 
wäre.  Auch  die  räumliche  Zersplitterung! 
hat  es  nicht  zu  einer  festen  Organisation ; 
der  Einwanderung  und  Besiedelung  kommen 
lassen. 

Die  Kolonisation  ist  in  Brasilien  bisher 
eine  Urwaldkolonisation  und  eine  kleinbäuer- 
liche geblieben.  Um  die  waldlosen  Kämpe,  die 
noch  ausschliesslich  der  Viehzucht  dienen,  der 
Landwirtschaft  dienstbar  zu  machen,  sind  Gross- 
betriehe erforderlich,  zu  denen  es  den  Kolonisten 
bisher  noch  an  Kapitalien  gefehlt  hat.  Dagegen 
hat  das  Zusammenwirken  von  Eisenbahubau 
und  Besiedelung,  wie  es  für  Nordamerika  cha- 
rakteristisch ist,  auch  in  Brasilien  namentlich  1 
in  den  Kaffeedistrikten  begonnen,  die  noch  i 
heute  den  grössten  Teil  des  Kaffeebedarfes  der ! 


Welt  befriedigen.  Die  Beseitigung  des  Kaiser- 
reichs 1889  und  die  Erschütterungen,  welche 
die  Einrichtung  einer  republikanischen  Ver- 
fassung in  Brasilien  mit  sich  geführt  hat,  haben 
alier  ebensowohl  die  Einwanderung  wie  den 
Eisenbahnbau  und  alle  Kulturunternehmungen 
in  diesem  von  der  Natur  mit  allen  Reicbtümero 
ausgestatteten  Lande  zum  Stocken  gebracht. 

Der  Uebergang  von  der  Sklavenarbeit  zur 
freien  Arbeit  hat  in  dem  Halbpacht-  (Parceria-) 
Vertrag  eine  eigentümliche  Form  des  Dienst- 
vertrages gezeitigt,  der  an  sich  unbedenklich, 
in  seinen  Missbrauchen  aber  für  den  fremd- 
ländischen Einwanderer  gefährlich,  zu  mannig- 
facbeu  Koiillikteu  und  1859  auch  zu  einem 
preußischen  Verbot  (v.  d.  Heydt)  der  Aus- 
wanderung nach  Brasilien  geführt  hat.  Ein 
G.  v.  15.  März  1879  über  Dienstverträge  hat 
aber  die  wünschenswerte  Rechtssicherheit  ge- 
schaffen. 

8.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Portu- 
gals. Im  Vergleich  mit  Brasilien  sind  die- 
jenigen kolonialen  Besitzungen,  welche  Por- 
tugal bis  zur  Gegenwart  verblichen  sind, 
von  geringer  Bedeutung,  sowohl  in  kolonialer 
Beziehung  überhaupt  als  auch  für  das  portu- 
giesische Mutterland.  Es  sind  die  ad- 
ministrativ zu  dem  Muttorlande  gerechneten 
Azoren  und  Madeira  sowie  die  eigentlichen 
portugiesischen  Kolonieen  in  Afrika:  Cap 
Verd,  Senegamhien,  8t.  Thomö  und  Principe, 
Angola  und  Mozambique,  in  Indien:  Goa, 
Datnäo  und  Diu,  in  China:  Macao,  in  den 
Snndainseln  Timor  mit  Kambing. 

Die  grössten  Kolonieen  sind  die  südafri- 
kanischen Mozambique  und  Angola.  Bis  vor 
kurzem  hielt  Portugal  an  der  Fiktion  fest, 
dass  diese  sich  quer  durch  Afrika  erstrecken 
und  ein  zusammenhängendes  Besitztum  bilden. 
Portugal  hatte  .aber  in  diesem  Jahrhundert 
nichts  gethan,  um  die  nominale  Herrschaft 
thatsäcldich  auszuüben,  noch  viel  weniger, 
diese  Gebiete  irgendwie  zu  kultivieren.  So 
kam  cs,  dass  der  Kongostaat  zum  Teil  auf 
portugiesischem  Gebiete  entstand  (s.  oben 
8.  151)  und  Deutschland,  England,  Frank- 
reich und  die  Burenrepubliken  ihre  süd- 
afrikanischen Schutzgebiete  auf  Kosten  por- 
tugiesischer Ansprüche  erweiterten.  Am 
umfangreichsten  und  rücksichtslosesten  ge- 
schah dies  durch  England  (vgl.  oben  Teilung 
Afrikas  S.  151). 

Heute  ist  es  zweifelhaft,  oh  Portugal 
seine  afrikanischen  Besitzungen  überhaupt 
wird  fcsthalten  können.  Denn  es  feldt  ihm 
ebenso  an  der  Widerstandsfähigkeit  gegen 
die  aktiven  europäischen  Kolonialmächte  wie 
au  den  Kapitalien  zur  Kultivierung  der 
Kolonieen  wie  auch,  trotz  jahrhunderte- 
langer Erfahrungen,  an  dem  Geschick,  die 
Eingeborenen  zweckmässig  zu  behandeln  und 
die  Kolonialverwaltung  gewinnbringend  zu 
gestalten. 

Angesichts  der  Gefahr,  von  den  central- 
afrikanischen 8eeen  abgedrängt  zu  werden, 
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Ixemuhto  sich  Portugal,  seine  Herrschaft  am 
Zambesi  un<l  Schire  zu  befestigen.  Hei  einem 
Gefecht  gegen  Eingeborene  vom  Stamme  der 
Makololo  nahm  Serpa  Pinto  diesen  am 
«8.  November  1889  eine  englische  Fahne  ab. 
Der  sich  hieraus  entwickelnde  Konflikt  mit 
England  führte  zu  einem  englischen  Ulti- 
matum. einer  tiefen  Demütigung  Portugals 
durch  England,  einem  Aufstande  in  Lissabon 
und  dem  Militäraufstand  in  Oporto  am  31. 
Januar  1891  und  endlich  zu  den  umfang- 
reichen Landabtretungen  am  Zambesi  und 
Scliire  an  England  durch  den  Vertrag  vom 
11.  Juni,  3.  Juli  1891.  Ein  Geheim  vertrag 
zwischen  Deutschland  und  England  vom 
Jahre  1898.  das  sogen.  Delagoaabkommeu, 
scheint  für  die  Zukunft  über  den  liest  der 
west-  und  ostafrikanischen  Kolonieen  Portu- 1 
trals  zu  Gunsten  dieser  beiden  Mächte  ver- 
fügt zu  haben. 

Portugal  hat  sogar  versucht,  seinen  Kolo- 
nialbesitz zu  erweitern.  Mit  Dahome  schloss 
es  am  5.  August  1885  einen  Protektorntsver- 
trag.  verzichtete  aber  wieder  hierauf  am  22.  De-  j 
zember  1887  und  räumte  Whydali.  Ein  Vertrag 
mit  China  vom  26.  Mürz  1887  sicherte  ihm 
seinen  alten  Besitz  von  Macao  und  räumte  ihm 
bezeichnenderweise  das  Recht  ein,  dieses  Ge- 
biet ohne  Erlaubnis  Chinas  abzutreten. 

Zwischen  Portugal  und  den  Niederlanden 
ist  am  10.  Juni  1893  in  Lissabon  ein  Ueber- 
eiukommen  zur  Regelung  der  beiderseitigen  , 
Beziehungen  im  Archipel  von  Timor  ge- 
schlossen worden.  In  einer  zu  dem  Ueber- ! 
einkommen  ergangenen  Deklaration  sichern ! 
sich  die  vertrngschlicssenden  Staaten  ein ! 
gegenseitiges  Vorkaufsrecht  für  ihre  Be- 
sitzungen in  jenem  Archipel  zu.  (D.  1vol.- 
Bl.  1894  S.  53.) 

Man  kann  nicht  leugnen,  dass  Portugal  1 
sich  in  den  ihm  verbliebenen  Gebieten,  veran- 
lasst durch  den  scharfen  Wettbewerb  der 
anderen  Kolonialmächte,  seit  . 1884  zu  einer 
grösseren  Fürsorge  für  seine  Kolonieen  aufraffte. 
So  wurde  die  bisher  gänzlich  vernachlässigte 
Kolonie  Angola  militärisch  reorganisiert.  Auch  I 
versuchte  man  Buren  zu  ihrer  Besiedelung  heran-  j 
zuziebeu.  Und  in  allen  Kolonieen  wurden  Eisen- 1 
bahnen  gebaut. 

Welche  geringe  wirtschaftliche  Bedeutung  I 
die  Kolonien  für  das  Mutterland  haben,  erhellt  I 
ans  dem  geringen  Handelsverkehr  mit  diesen.  I 

Unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  und 
Mächte  ist  die  früher  ganz  monopolistische 
Kolonialverwaltung  gegenüber  den  Fremden  ] 
neuerdings  etwas  liberaler  geworden.  Seit  1890  I 
ist  die  Schiffahrt  auf  dem  Zambesi  und  Scliire  | 
für  alle  Nationen  freigegeben. 

Vorschriften  über  Kolonisation  in  den  portu- 

fies.  Kolonieen  vom  16.  November  1889,  vgl. 

>.  Kol.-Bl.  v.  1.  April  1900.  Rechtsverhält- 
nisse der  fremden  Gesellschaften  in  den  portu-  j 
gies.  Kolonieeu,  D.  Kol.-Bl.  v.  15.  Februar  11XK). 

C.  Frankreich. 

9.  Abriss  der  Kolonialgeschichte. 


Frankreich  hatte  sich  an  der  Entdeckung 
und  ersten  Oecupation  Amerikas  nicht  be- 
teiligt, auch  mangels  einer  entsprechenden 
Flotte  an  der  Ausbeutung  der  neu  entdeckten 
Länder  während  des  16.  Jahrhunderts  nicht 
teilgenommen.  Es  holte  dies  aber  nach,  in- 
dem es  im  17.  Jahrhundert  an  der  Koloni- 
sation Nordamerikas  und  am  Handel  mit 
Indien  einen  massgebenden  Anteil  errang, 
im  18.  Jahrhundert  aber  aus  allen  seinen 
kolonialen  Stellungen  zurückweichen  musste, 
um  dann  im  19.  Jahrhundert  in  Afrika  und 
Hinterindien  sich  neue  Felder  seiner  koloni- 
alen Unternehmungen  zu  suchen. 

Canada  #war  1497  von  dem  Venetianer 
Cabot  mit  englischen  Schiffen  entdeckt  und 
1500  von  dem  Italiener  Verrazini  für  Frank- 
reich in  Anspruch  genommen  worden.  Aber 
erst  1608  nahm  Frankreich  durch  Gründung 
t^uebeks  die  Kolonisation  Cauadas  in  An- 
griff. Die  Verwaltung  der  Kolonie  stand 
seit  1664  unter  der  französisch-westindischen 
Kolonie,  seit  1674  unter  einer  Kronverwal- 
tung  und  wurde  in  streng  feudalor  und 
klerikaler  Weise  ansgeübt. 

„Der  französische  König  übertrug  den  sogen. 
Seigneurs  grosse  Landstriche,  von  welchen  so- 
dann einzelne  Teile  als  Bauerngüter  en  roture 
abgegeben  wurden.  Der  Bauer  war  dem  Grund- 
herrn und  der  Krone  zu  Geld-  und  Naturalab- 
gaben verpflichtet.  Diese  Seigneurien  bestehen 
z.  T.  in  Untercanada  noch  fort.  Das  Verhältnis 
wird  noch  gegenwärtig  von  beiden  Seiten  von 
patriarchalischem  Geiste  getragen  und  hat  die 
französische  Bevölkerung,  ganz  ausserhalb  des 
französischen  Verkehrsstromes  in  einem  Zustande 
erhalten,  welcher  merkwürdig  an  die  Lage  des 
Mutterlandes,  zumal  der  Normandie,  vor  andert- 
halb Jahrhunderten  erinnert.“  (W.  Koscher.) 

Auch  Akadia  und  Neufundland  wurden 
von  den  Franzosen  besetzt,  vor  allem  aber 
occupierten  sie  das  Stromgebiet  des  Missis- 
sippi und  legten  dort  1682  die  erste,  nach 
Ludwig  XIV.  benannte  Kolonie  Louisiana  an, 
die  1717—1720  Law  zum  Schauplatz  seiner 
schwindelhaften  Spekulationen  machte. 

Bis  zur  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
beherrschte  und  besiedelte  Frankreich  einen 
grossen  und  vielleicht  den  besten  Teil  des 
nordamerikanischen  Kontinents,  dessen  Gren- 
zen vom  Golf  von  Mexiko  bis  zur  Hudsons- 
bai und  von  Neufundland  bis  zum  Winnij>eg- 
see  reichten.  Die  Versuche  der  Franzosen, 
die  Verbindung  zwischen  Canada  und  Loui- 
siana im  Kücken  der  englischen  Kolonieen 
durch  eine  Reihe  von  Befestigungen  zu 
sichern,  führten  zu  dem  Krieg»?  mit  Frank- 
reich 1757  bis  1763.  Und  im  Pariser 
Frieden  von  1763  musste  Frankreich  ganz 
Canada,  die  Insel  Breton  und  die  franzö- 
sischen Besitzungen  östlich  des  Mississippi 
an  England  abtreten,  dem  im  Utrcchter 
Frieden  1713  bereits  Akadia  und  Neufund- 
land zugefallen  waren. 
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Louisiana  alter  musste  Frankreich  1703 
an  Spanien  abtreten,  erhielt  es  zwar  1800 
von  diesem  zurück,  verkaufte  es  aber  1803 
für  15  Millionen  Dollars  an  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  denen  Frankreich 
in  seinen  Befreiungskämpfen  gegen  England 
Beistand  geleistet  hatte. 

In  Westindien  hatten  sich  auf  Haiti  1001 
Franzosen  festgesetzt,  und  1007  trat  Spanien 
im  Frieden  von  Kyswijk  den  ganzen  west- 
lichen Teil  der  Insel  (San  Domingo)  und  im 
Baseler  Frieden  von  1795  auch  den  östlichen 
Teil  an  Frankreich  ab.  Nach  einem  Auf- 
stande der  Negerbevölkerung  musste  aber 
Frankreich  18t>3  die  Insel  räumen,  auf  der 
kaiserliche  und  republikanische  Einrichtungen 
sich  nun  ablösten. 

In  Südamerika  hat  Frankreich  vorüber- 
gehend am  Amazonas  und  in  der  Bucht  von 
Bio  de  Janeiro  Fuss  gefasst,  aber  nur  den 
Besitz  von  Guayana  (Cayenne)  seit  der  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  bis  zur  Gegenwart 
festgehalten. 

Die  kolonialen  Unternehmungen  Frank- 
reichs an  der  Westküste  von  Afrika  und  in 
Indien  waren  weniger  territorialer  als  kom- 
merzieller Natur.  Die  von  Colbert  1604  be- 
gründete französisch  - ostindische  Handels- 
kompagnie erwarb  als  Stützpunkte  für  Handel 
und  Schiffahrt  1074  Pnndichöry  an  der 
Koromandelküstc  und  Tsehaudernagor  in 
Bengalen,  und  1740—  1748  fiel  Madras  vor- 
übergehend in  die  Hände  der  Franzosen. 
Die  Einmischung  derselben  in  die  Streitig- 
keiten der  Engländer  (Clive)  mit  den  einge- 
borenen Fürsten  führte  zum  Kriege  mit  Eng- 
land und  zum  Verluste  aller  französischen 
Besitzungen.  Im  Pariser  Frieden  1703  er- 
hielten zwar  die  Franzosen  l’ondichery  und 
einige  andere  Plätze  zurück.  Im  Jahre  1770 
löste  sich  aber  die  französisch-ostindische 
Kompagnie  ganz  auf  und  die  handelspolitische 
Stellung  Frankreichs  in  Ostindien  ging  da- 
mit dauernd  verloren.  So  hatte  Frankreich 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  fast  seinen 
ganzen  Kolonialbesitz  eingebüsst.  Im  19. 
Jahrhundert  hat  es  aber  die  koloniale  Arbeit 
von  neuem  und  auf  neuen  Gebieten  be- 
gonnen. Vor  allem  versucht  Frankreich 
einen  wesentlichen  Teil  Afrikas  an  sich  zu 
reissen  (s.  oben  Teilung  Afrikas  S.  152). 

Seit  Napoleon  I.  versucht  Frankreich  un- 
ausgesetzt seine  Macht  an  der  Nordkiistc 
von  Afrika  zu  erweitern  und  damit  die  Vor- 
herrschaft im  Mittelmeer  zu  gewinnen. 
Algerien  wurde  seit  1830  erobert  und  wird 
iiocli  immer  südwärts  und  westwärts  aus- 
gedehnt, der  Suezkanal  1859 — 1809  mit 
französischem  Gelde  gebaut,  aber  vergebens 
zum  Ausgangspunkt  für  eine  Fussfassnng 
in  Aegypten  genommen  und  18N3  über  Tunis 
die  Schutzherrschaft  erworben.  Die  alten 
Besitzungen  in  Senegambien  wurden  1850 


bis  1800  wieder  konsolidiert  (Faidherbe) 
und  neuerdings  in  grossem  Massstal  >e  ausge- 
dehnt ; Französisch-Kongo  ist  eine  Schöpfung 
des  Reisenden  Savorgnan  de  ßrazza  seit  1880. 

Die  Erwerbungen  am  Golfe  von  Guiuea 
sind  zwar  älteren  Ursprungs,  haben  aber 
erst  neuerdings  grösseren  Umfang  erhalten. 
Die  Franzosen  betrachten  jetzt  die  ganze 
Elfenbeinküste  als  ihr  Eigentum.  Nachdem 
Portugal  am  22.  Dezember  1887  auf  das  am 
5.  August  1885  übernommene  Protektorat 
über  Dahome  wieder  verzichtet  hatte,  schloss 
Frankreich  am  3.  Oktober  1890  einen  Ver- 
trag mit  dem  König  von  Dahome.  der  die 
französische  Schutzherrschaft  über  das  König- 
reich Porto-Novo  und  die  Besetzung  von 
Kotoim  anerkannte,  aber  Frankreich  nicht 
vor  neuesten  Konflikten  mit  Dahomo  schützte. 
Geringen  Umfang  halie»  die  französischen 
Erwerbungen  am  Golf  von  Aden  in  Obock, 
Tadschum  und  den  Muschahiuseln,  die  ihre 
Bedeutung  durch  den  Verlust  des  Suez- 
kanals an  England  verloren  halten.  Wie 
weitgehend  die  französischen  Pläne  in  Afrika 
sind,  geht  nicht  nur  daraus  hervor,  dass  es 
noch  immer  das  Kondominium  mit  England 
in  Aegypten  nicht  verloren  giebt,  sondern 
auch  gleichzeitig  vom  Niger  und  vom  Kongo 
aus  nach  dem  Tsadsee  zu  gelangen  strebt 
und  sich  die  Rechtsnachfolge  im  Kongostaate 
zti  sichern  gewusst  hat. 

Zu  den  älteren  (1642)  kolonialen  Er- 
werbungen an  der  Küste  von  Madagaskar 
gesellte  sich  am  17.  Dezember  1885  die 
Sohutzherrschaft  älter  diese  ganze  Insel,  die 
1895  durch  einen  siegreichen  Feldzug  ge- 
festigt wurde.  Am  24.  April  1886  wurden 
auch  die  Komoren  unter  französisches  Pro- 
tektorat gestellt. 

In  llinterindien  hat  Frankreich  Cochiu- 
cliina  durch  die  Verträge  von  1862  und  1867 
von  Annam  erworben,  1863  das  Protektorat 
über  Kambodja  übernommen  (volles  Protek- 
torat 17.  Juni  1884).  und  als  1882  Kämpfe 
gegen  Seeräuber  zunächst  zu  einer  Nieder- 
lage (Ri viere  *r)  und  dann  zu  grosser  mili- 
tärischer Machtentfaltung  geführt  hatten, 
erlangte  Frankreich  in  den  Vertrügen  vom 
21.  August  1883  und  6.  Juni  1884  (von 
Hue)  das  Protektorat  über  ganz  Annam  und 
Tongking. 

in  einem  Vertrage  von  Tientsin  9.  Juni 
1885  mit  China  wurden  die  Grenzen  gegen 
China  und  die  Handelsverbindungen  mit 
diesem  bezüglich  Annam  und  Tongking  fest- 
gestellt. Auch  verpflichtete  sieh  Frankreich. 
Kclung.  Formosa  und  die  Peskadoren  zu 
räumen. 

Zu  den  schon  1853  erworbenen  Neu- 
Caledonien  und  Tahiti  traten  neuerdings  in 
der  Südsee  einige  Inselgruppen  (Neuhehriden, 
Inseln  unter  dem  Wind),  deren  Besitzer- 
greifung Frankreich  sich  durch  Verträge  mit 
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Deutschland  und  England  sicherte  (24.  De- 
zember 1885,  10.  November  1887). 

IO.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwicke- 
lung. Bei  dem  Ergebnis  der  französischen 
muss  man  mehr  als  l»ei  anderen  kolonialen 
Knt Wickelungen  unterscheiden  zwischen  dem 
Einfluss  auf  das  Volkstum  selbst  und 
demjenigen  auf  die  Volkswirtschaft.  Frank- 
reich war  in  Oanada  und  im  Mississippithal 
im  Besitz  von  Gebieten,  die  sich  mehr  wie 
irgend  welche  anderen  der  neuen  Welt  für 
die  Kolonisation,  d.  h.  für  die  Massenan- 
siedelung der  europäischen  Rasse  eignen. 
Und  wenn  auch  Frankreich  niemals  über 
eine  wirkliche  Massenauswanderung  verfügte, 
so  genügten  doch  die  verhältnismässig  grossen 
französischen  Einwanderungen  in  diese  Ge- 
biete im  17.  Jahrhundert,  um  dort  eine 
spezifisch  französische  Bevölkerung  zu 
schaffen,  um  so  mehr,  als  diese  Einwanderer 
in  den  Kolonieen  eine  Fruchtbarkeit  ent- 
wickelten, die  sie  in  der  Heimat  nicht  In- 
sassen. So  kam  es,  dass  Cannda  sowohl 
als  Louisiana  im  Augenblicke  ihres  Ueber- 
ganges  an  England  zwar  dünn,  aber  abge- 
sehen von  den  Negersklaven  rein  französisch 
besiedelt  waren  (Louisiana  50000  Woissc 
und  40U00  Sklaven)  und  Oanada  noch  heute 
mehr  als  1 Million  Einwohner  besitzt,  die 
sich  ihrer  französischen  Abstammung  bewusst 
sind  und  die  französische  Sprache  bein- 
halten haben.  Der  Verlust  dieser  nord- 
ainenkanischen  französischen  Volksgebiete 
war  nun  um  so  verhängnisvoller  für  Frank- 
reich, als  im  Heimatlande  das  französische 
Volkstum  mangels  eines  den  anderen  euro- 
päischen  Völkern  ebenbürtigen  Geburten- 
überschusses immer  mehr  zusammenschmilzt, 
eiue  überseeische  Kompensation  desselben 
aber  nun  ausgeschlossen  ist.  Auch  die  im 
19.  Jahrhundert  neu  erworbenen  Kolonieen 
bieten  nur  einen  beseheideneu  Ersatz.  Da 
die  übrigen  Gebiete  in  den  Tropen  liegen 
und  nur  für  Kultivation  Raum  bieten,  kommt 
in  dieser  Beziehung  nur  Algier  in  Betracht, 
wo  sich  allerdings  ein  französisches  Volks- 
tum, wenn  auch  mühsam  entwickelt.  Denn 
liei  dem  Beginne  der  Besiedelung  dieses 
I lindes,  das  durch  seine  Nähe  fast  die  Vor- 
züge einer  Grenzkolonisation  bietet,  war  das 
französische  Volkstum  des  Heimatlandes 
schon  geschwächt  und  besann  nicht  mehr 
die  Ausdehnungsfähigkeit  wie  im  17.  Jahr- 
hundert. Das  Ergebnis  «1er  französischen 
kolonialen  Entwickelung  bietet  also  in  dieser 
Beziehung  das  völlige  Gegenteil  der  eng- 
lischen dar. 

Andere  auf  volkswirtschaftlichem 
Gebiete.  Hier  hat  die  mächtige  Initiative 
Golberts.  «ler  vier  grosse  Handelsgesell- 
schaften für  den  Verkehr  mit  Westindien. 
Ostindien,  Nordamerika  und  der  Levante 
begründete  und  in  der  Kolonial politik  eine 


Grundlage  für  eine  starke  französische  Han- 
delspolitik und  die  Schöpfung  einer  starken 
Seemacht  fand,  der  französischen  Volkswirt- 
schaft im  17.  und  18.  Jahrhundert  dieselben 
Vorteile  gebracht,  deren  sich  England  <la- 
mals  und  später  erfreute.  Auch  in  Bezug 
auf  das  eigentliche  koloniale  System  hat 
Frankreich  damals  im  wesentlichen  englische 
Vorbilder  nachgeahmt. 

„Wahrend  des  Zeitraums  vom  Ende  Lud- 
wigs XIV.  bis  znui  Anfänge  der  Revolution 
gleicht  die  wirtschaftliche  Entwickelung  Frank- 
reichs derjenigen  Grossbritanniens  im  Laufe 
des  18.  Jahrhunderts  in  zweifacher  Beziehung. 
Nicht  nur  finden  wir  dort  dieselbe  ausserordent- 
lich starke  Zunahme  des  Handelsbetriebes  über- 
haupt, sondern  auen  ferner  dasselbe  anfängliche 
Feberwiegen  der  Ausfuhren  und  schliessliches 
Feberwiegen  der  Einfuhren,  wie  jetzt  bei  Gross- 
britanuien,  wogegen  sich  dev  britische  Handels- 
betrieb während  des  18.  Jahrhunderts  keines- 
wegs in  demselben  Verhältnisse  gestaltete. 
Dieser  Unterschied  tritt  am  deutlichsten  hervor, 
wenn  man  die  Endpunkte  dieser  Periode  für 
Frankreich  und  für  England  specifiziert  ein- 
ander gegeuüber  stellt. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (in  Mark): 
Einfuhr  Ausfuhr 
Frankreich  1715—1717  3,60  4,50 

1785—1787  19,70  17.50 

Grossbritannien  1715—1718  18,90  23,25 

1785—1787  35.00  34,60 

England  hatte  sich  im  Jahre  1787  nahezu 
vollständig  von  der  Krisis  des  amerikanischen 
Befreiungskrieges  erholt,  denn  bis  in  die  30  er 
Jahre  dieses  Jahrhunderts  hinein  steigerte  sich 
sein  Handelsverkehr,  pro  Kopf  seiner  wachsenden 
Bevölkerung  gerechnet,  kaum  über  den  Betrag 
ries  Umsatzes  in  dem  hier  angegebenen  Zeit- 
punkte hinaus.  Dennoch  hatte  sich  bis  dahin 
sein  Handelsbetrieb  in  den  vorhergegangenen 
70  Jahren  nicht  einmal  verdoppelt,  während 
sich  derjenige  Frankreichs  in  dieser  Zeit  mehr 
als  verfünffachte.  Alsdann  freilich  brach  das 
Unwetter  der  Revolution  über  das  unglückliche 
Land  herein,  und  wären  Kultur  nud  Kapital 
nicht  schon  durch  den  chaotischen  Aufruhr  der 
ganzen  Wirtschaft  jener  Zeit  gefährdet  worden, 
so  wäre  der  Assignatensohwiudel  allein  schon 
hinreichend  gewesen,  die  Entwickelung  des 
Landes  ruinös  zu  stören. 

Nachdem  die  Nation  sich  aber  von  dem 
Sturiu  und  Drang  der  Revolution  zu  erholen 
anting,  hat  dann  trotz  «ler  napoleonischen  Kriege 
die  Ausfuhr  des  Landes  doch  wieder  stetig, 
wenn  auch  langsam,  zugenommen.  Mit  dem 
Wachsen  des  Wohlstandes  war  es  dabei  aller- 
dings noch  sehr  zweifelhaft  bestellt,  wie  die 
von  1801  bis  1815  konstant  abnehmende  Ein- 
fuhr beweist. 

Was  nun  ferner  «len  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung Frankreichs  in  diesem  Jahrhundert 
betrifft,  so  weiss  jedermann,  dass  derselbe  im 
wesentlichen  auf  «ler  gesamten  Kulturen! Wicke- 
lung unserer  europäischen  Rasse  beruht  und 
dass  die  französische  Nation,  ihrem  eigentlichen 
Charakter  gemäss,  an  dieser  Entwickelung  in 
überwiegend  intensiver  Richtung  Anteil  ge- 
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»ommen  hat.  Sollten  die  Franzose»  jeninls 
wirklich  Anlage  zur  extensiven  Kultivation  ge- 
habt haben,  so  haben  sie  dieselbe  jetzt  wenig- 
stens nnbestritteuermassen  verloren.  Trotzdem 
aber  will  mir  scheinen,  dass  doch  auch  die 
Kultivation  Algeriens,  soweit  sie  ihnen  geglückt 
ist.  nicht  ganz  ohne  Einfluss  auf  die  wirtschaft- 
liche Entfaltung  der  Nation  war. 

Soviel  weniger  aber  im  allgemeinen  Füllig- 
keiten und  Erfolge  die  Franzosen  auf  dem  Ge- 
biete der  extensiven  Kultivation  aufzuweisen 
haben,  soviel  geringer  ist  auch  der  politische 
und  kulturelle  Einfluss,  den  sie  unter  den 
Völkern  der  Menschheit  besitzen.  Dieses  be- 
stätigt sich  durch  den  Umstand,  dass  Frank- 
reichs Handel  auf  den  Kopf  seiner  Bevölkerung 
noch  jetzt,  wie  am  Ende  des  vorigen  Jahrhun- 
derts, nicht  einmal  halb  so  bedeutend  ist  wie 
der  Grossbritanniens“  iHübbe-Schleiden). 

11.  Der  jetzige  Kolonialbesitz.  Frank- 
reichs. In  staatsrechtlicher  Beziehung  wird 
Algerien  vielfach  zum  Mutterlande  Frank- 
reich gerechnet,  und  die  älteren  Kolonieen 
haben  Vertretung  im  französischen  Parlament, 
so  Senegal,  die  indischen  Besitzungen  (Pon- 
dichery,  Jvarikal,  Mähe*  und  Janaou  in  Mad- 
ras und  Chauderuagor  in  Bengalen),  C’ochin- 
china.  Guadeloupe,  Martinique,  Fr.  Guyana, 
Tahiti,  Reunion.  Sonst  scheidet  man  zwi- 
schen Kolonieen  und  Protektoraten.  letztere 
sind  Tunis,  Tadsehura  und  Gobad  bei  Aden, 
Kambodja,  Annam.  Tongking,  Wallis,  Fntuna 
und  Alofi  (in  der  Siidsoe),  die  Komoren  und 
Madagaskar,  ln  den  Protektoraten  wahrt 
Frankreich  seine  Interessen  und  Rechte 
durch  Residenten. 

Die  Kolonieen  wurden  früher  vom  Ma- 
rineministerium verwaltet,  seit  1892  vom 
Ministerium  für  Handel,  Industrie  und  Ko- 
lonieen. Der  Regierung  steht  seit  30.  März 
1884  ein  Oberkolonialrat  zur  Seite  (conseil 
supericur  des  colnnies).  der  sich  in  jüngster 
Zeit  vorwiegend  mit  der  Zollgesetzgebung 
für  die  Kolonieen  und  mit  der  Errichtung 
privilegierter  Kolonisationsgesellschaften  l»e- 
i'asst  hat.  Durch  Dekret  vom  15.  März  1899 
wurde  in  Paris  eine  »Office  colonial»  ge- 
nannte Behörde  errichtet,  welche  dem  Kolo- 
nialministerium unterstellt  ist  und  dem 
Publikum  Auskünfte  jeder  Art  über  kolo- 
niale Angelegenheiten  erteilen  soll.  D.K.B1. 
1899,  S.  242.  Die  seit  1885  bestehende 
Ei-ole  coloniale  ist  1889  umgestaltet  und  zur 
Vorbildung  für  Kolonialbeamte  eingerichtet 
worden.  Iu  Algerien  steht  das  XIX.  Corps 
der  regelmässigen  Armee  in  Garnison.  Der 
Dienst  in  den  übrigen  Kolonieen  wurde  bis- 
her von  Marinetruppen  und  eingeborenen 
Truppen  versehen.  Seit  1892  ist  für  den 
Kolonialdienst  eine  besondere  Kolonialarmee 
als  XX.  Armeecorps  errichtet  worden. 

Frankreich  hat  auf  seine  Kolonieen  riesen- 
hafte Aufwendungen  gemacht.  Für  Algerien 
wurden  bereits  mehr  als  5 Milliarden  ans- 
gegeben. und  noch  jetzt  beträgt  das  regel- 


mässige Budget  64  Millionen  Francs  iu  Aus- 
gabe und  nur  3 Millionen  Francs  in  Kin- 
nahme. ungerechnet  die  Kosten  der  Marine 
und  die  ausserordentlichen  Ausgaben  für 
langwierige  Kriegführungen,  wie  in  Tongr- 
king,  obgleich  die  älteren  Kolonieen  teil- 
weise Selbstverwaltung  (Cockinchina  7. 
August  1886  und  7.  Dezember  1888)  und 
eigene  Budgets  besitzen. 

Der  steigende  Umfang  des  Kolonialbe- 
sitzes machte  auch  eine  neue  lokale  Organi- 
sation der  Verwaltung  nötig,  z.  B.  iu  Bezug 
auf  die  Kolonie  Obock  durch  G.  v.  14.  August 
1885  und  in  Bezug  auf  Oceanien  vom  11. 
Januar  1886,  Xeu-Caledonien  2.  April  1SSG. 
Das  Gebiet  derRiviercs  du  Sud  (östlich  von 
Liberia)  wurde  einschliesslich  der  Besitzun- 
gen in  Oberguinea  vom  1.  Jauuar  1890  au 
als  selbständiges  Verwaltungsgebiet  von 
Senegal  abgetrennt  und  in  zwei  Gebiete  ge- 
teilt : Goldküste  und  Golf  von  Benien.  I)ie 
Verwaltung  von  Fianzösisch-Kongo  wurde 
durch  Dekret  vom  27.  April  1886  geregelt 
und  am  11.  Dezember  1*88  die  Vereini- 
gung von  Kongo  und  Gabun  zu  einer  Kolo- 
nie mit  dem  Kamen  »Congo  fram.-ais-  voll- 
zogen. 

Durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Re- 
publik vom  17.  Oktober  1899  wurden  die 
bisher  Sudan  francais  genannten  Besitzungen 
an  die  Kolonieen  Senegal,  Guinee  fram.aLse. 
Cote  d'lvoire  und  Dahomev  verteilt. 

Die  Gebiete  von  Tim  bukt»  und  Nach- 
barschaft sowie  die  »Region  Volta«  welche 
San,  Wagadugu,  Leo,  Curv,  Sikasso,  Bobo- 
Djulassu  und  Diebugu  umfasst,  bilden  zwei 
Territoirc  militaires,  welche  unter  dem  Kom- 
mando militärischer  Befehlshaber  dem  Geue- 
ralgouvernour  von  Westafrika  unterstehen. 

Dem  Goneralgouverncur  stellt  als  Ober- 
befehlshaber aller  westafrikanischen  Truppen 
ein  höherer  Offizier  zur  Seite. 

Von  jeher  und  bis  zur  Gegenwart  ist  es 
ein  Nachteil  für  die  französische  Kolonial- 
verwaltung gewesen,  dass  sie  sich  nicht 
stetig  entwickeln  konnte.  Militärische  und 
eivile  Verwaltungen  lösten  sich  zu  rasch 
ab.  Und  selbst  bei  kriegerischen  Aktionen 
fehlte  regelmässig  ein  Zusammenwirken  der 
Armee  und  Marino  und  beider  mit  der  Ci- 
vilverwaltung.  Auch  macht  eine  weitgehende 
polizeiliche  Bevormundung  und  eine  bureau- 
kratische  und  centralisieieude  Verwaltung 
sich  in  den  Kolonieen  besonders  unange- 
nehm fühlbar.  Für  die  wirtschaftliche  Aus- 
beutung der  Kolonieen  fehlt  es  dem  franzö- 
sischen Handel  an  Initiative,  so  dass  in 
vielen  Kolonieen  der  fremde  europäische 
Handel  dem  französischen  überlegen  ist, 
trotz  der  grossen  Aufwendungen  für  sub- 
ventionierte Dampferlinien  und  trotz  der 
Begünstigung  des  direkten  Handels  des 
Heimatlandes  mit  seinen  Kolonieen  in  den 
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Zolltarifen.  (Zusammenstellung*  der  in  den 
verschiedenen  französischen  Kolonieen  güti- 
gen Zolltarife,  Hafen-  und  Verbrauchsab- 
gaben im  Journal  Officiel  vom  22.  Dezember 
1800.  vgl.  auch  neues  französisches  Zollge- 
setz vom  11.  Januar  1892  und  Dekret  für 
die  Kolonieen  vom  31.  Januar  1891  sowie 
die  Verhandlungen  des  Kolonialrates.) 

Die  französischen  Besitzungen  in  Tong- 
king  sind  geradezu  oncroscr  Natur,  und  auch 
in  anderen  Gebieten  lässt  das  sprungliafte 
in  der  Politik  die  Kolonieen  nicht  zur  Kühe 
und  zum  Gedeihen  kommen,  so  dass  die 
Behauptung  geiecht  fertigt  erscheint,  das 
französische  Volk  eigne  sich  überhaupt  nicht 
zur  Kolonisation  und  Kultivation  oder  habe 
diese  Fähigkeit  seit  dem  Verluste  von  Ca- 
nada  verloren,  wobei  vielleicht  die  vermin- 
derte Expansionskraft  des  französischen 
Volkes  an  sich  mit  in  Betracht  kommt. 

Die  amtliche  Statistik  für  1897  gab  den 
Umfang  des  französischen  Kolonialbesitzes 
an  auf  2981900  qkm  mit  320832k!  Ein- 
wohnern. 

Von  einer  Gesamteinfuhr  von  4472  Milli- 
onen Francs  im  Jahre  1898  kamen  224  auf 
Algier  und  nur  188  auf  die  übrigen  Kolo- 
nieen und  von  einer  Ausfuhr  von  3510 
Millionen  Francs  225  auf  Algier  und  nur 
ISO  auf  die  übrigen  Kolonieen. 

Sehen  hieraus  erhellt,  dass  Algier  eine 
Ausnahmestellung  eiuuimmt.  Die  günstige  Lage 
dieses  Gebietes  scheint  es  in  der  Tliat  wenigs- 
tens wirtschaftlich  zu  einem  Neu-Frankreich 
gestalten  zu  wollen,  obwohl  die  fremde  Be- 
völkerung auch  hier  unbillig  vorwiegt,  so  dass 
1896  auf  4359578  Einwohner  nur  318137  ge- 
borene und  naturalisierte  Franzosen  kamen, 
neben  48  763  Juden,  3764480  eingeborenen 
Muselmännern  und  228398  Fremden  (1886 
239924,  von  denen  allein  144 530  Spanier,  44315 
Italiener,  22538  Tuneser  und  Marokkaner, 
15533  Malteser,  4863  Deutsche).  Das  in  die 
Departement«  Gran,  Algier  und  Constantine 
zerfallende  Land  besitzt  aber  einen  solchen 
Reichtum  au  natürlicher  Fruchtbarkeit,  dass 
viele  Kulturen  der  Urproduktion  auf  das  beste 
gedeihen.  Anf  97266  lm  Weinland  wurden 
1889  2,7  Mil),  hl  Wein  gebaut.  Die  Gewinnung 
von  Getreide,  Oliven  und  Alfa  (Esparto  Gras) 
ist  beträchtlich.  Die  Wälder  nehmen  3,2  Mill. 
ha  ein.  die  künstliche  Berieselung  umfasst 
133893  ha,  und  die  Eisenbahnen  hatten  1898 
eine  Länge  von  3472  km  erreicht.  Nicht  einmal 
die  Kosten  der  Civil  Verwaltung  (73  Mill.  Francs) 
vermag  Algerien  voll  zu  decken  (53  Mill.  Francs), 
geschweige  diejenigen  der  Kriegsverwaltung 
(54  bis  70  Mill.)  und  die  ausserordentlichen 
Ausgaben  (20  Mill.),  die  noch  immer  vom  Mutter- 
lande getragen  werden,  das  seit  1830  mehr  als 
5 Milliarden  auf  die  Kolonie  aufwendete. 

Frankreich  will  Algerien  zur  Basis  eines 
grossen  Afrikanischen  Reiches  machen  und 
durch  Anlage  einer  Eisenbahn  durch  die  Sahara 
diese  Kolonie  mit  Senegambien  und  mit  dem 
Kongo  in  Verbindung  setzen. 

Leber  Frankreichs  Handel  mit  seinen  Kolo- 


nieen vgl.  D.  Kol. -Bl.  1898,  S.  708.  Bericht 
des  Abgeordneten  Donmerque  namens  der  Bnd- 
getkommissio»  Uber  das  Kolonialbudget  für  1899 
und  über  die  finanzielle  und  wirtschaftl.  Lage 
der  f.  Kolonieen.  D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  174. 
Keformvorschläge  für  die  f.  Kolonieen.  D.  Kol.- 
Bl.  1900,  S.  15. 

Die  koloniale  und  überseeische  Politik 
Frankreichs  wird  wesentlich  unterstützt  durch 
befestigte  Flottenstützpunkte.  Als  solche  werden 
seit  dem  Dekret  vom  4.  Oktober  1898  amtlich 
betrachtet:  Fort  de  France  in  Martinique, 
Dakar  in  Senegal,  Cap  St.  Jaques  in  Oochinchina, 
Port  G’ourbet  in  der  Bucht  von  Along  (Tongking), 
Noumea  in  Neu-Oaledonien,  Diego  Snarez  in 
Madagaskar.  Le.s  Saintcs  bei  Guadeloupe,  Port 
Phaeton  in  Tahiti,  Libreville  in  Congo  francais, 
Obock  am  Roten  Meer.  Vor  allem  kanu  sich 
Frankreich  in  Nordafrika  auf  den  Kriegshafeu 
Biserta  stützen. 

D.  Niederlande. 

12.  Abriss  (1er  Kolonialgeschichte. 

Die  Kolonialgesehichte  der  Niederlande 
ähnelt  insofern  der  französischen,  als  die 
Niederlande  ebensowenig  wie  Frankreich  an 
der  Entdeckung  der  neuen  Welt  direkt  be- 
i teiligt  waren,  als  sie  sich  im  17.  Jahrhun- 
dert vorübergehend  in  Nord-  und  Südamerika 
festgesetzt,  aber  nur  in  Westindien  koloniale 
Besitzungen  bis  zur  Gegenwart  erhalten  und 
dann  ihr  Interesse  Ostindien  und  endlich 
Afrika  zugewendet  haben.  Mit  Portugal 
: haben  es  aber  die  Niederlande  gemein,  dass 
auch  ihre  koloniale  Entwickelung  durch  eine 
zeitweilige  spanische  und  später  durch  eine 
französische  Fremdherrschaft  beeinträchtigt 
wurde. 

Auch  die  Niederlande  stützten  wie  Eng- 
land ihre  Kolonial politik  nicht  nur  auf  eine 
mächtige  Flotte,  deren  Geschicke  im  Kampfe 
j mit  den  auderen  Seemächten  schwankende 
i waren,  sondern  besonders  auf  eine  andauernd 
blühende  einheimische  Industrie  und  auf 
einen  unternehmungslustigen  Zwischenhan- 
del. Aehnlich  wie  England  bedienten  sie 
sich  bei  der  Erwerbung  und  Verwertung 
der  Kolonieen  der  Vermittelung  handels- 
politischer Gesellschaften. 

Im  Dienste  der  Niederländer  hatte  Hudson 
1609  an  der  Ostküste  von  Nordamerika  den 
nach  ihm  genannten  Strom  entdeckt.  Hierauf 
besetzten  die  Niederländer  das  am  Hudson  und 
Delaware  und  zwischen  Neuengland  und  Virginia 
gelegene  Gebiet  einschliesslich  Long  Island, 
gründeten  1614  Neu-Amsterdam,  legten  das 
Fort  Orange  an  und  nannten  die  Kolonie  Neu- 
Niederland.  Auch  eiue  1638  am  Delaware  von 
den  Schweden  augelegte,  aber  wieder  aufgegebene 
Kolonie  wurde  von  den  Niederländern  über- 
nommen. Neu-Niederland  ging  aber  1667  an 
England  verloren.  Dabei  wurde  Neu-Ainster- 
dam  (New- York)  im  Frieden  von  Breda  gegen 
Paramaribo  an  der  Küste  von  Guayana  ausge- 
tauscht, wo  die  Niederländer  sich  besonders  seit 
Gründung  der  niederländisch- westindischen  Kom- 
pagnie (1621)  au  verschiedenen  Punkten  ange- 
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siedelt  hatten.  Die  dortige»  Ansiedelungen  sind 
unter  dem  Namen  Surinam  noch  heute  eine 
niederländische  Kolonie,  während  Esseqnito, 
Demerura  und  Berbice  1781  an  die  Engländer 
(Englisch  Guayana)  verloren  gingen. 

Auch  einen  grossen  Teil  der  Küste  Brasiliens 
besetzten  die  Niederländer,  indem  sie  1 (»24  Bahia, 
1(529  Olinda  eroberten  und  unter  Moritz  von 
Nassau  ihre  dortigen  Besitzungen  derartig  er- 
weiterten, dass  sie  vom  Kio  San  Francisco  bis  | 
zum  Kio  Grande  reichten.  Infolge  einer  Em- 
pörung der  Planta  gen  besitzet-  verkaufte  aber 
1(561  Holland  alle  seine  brasilianischen  Be- 
sitzungen für  35ÜU00  £ an  Portugal. 

Nachdem  holländische  Kaufleute  schon  seit 
l(HXt  8t.  Eustatius  und  andere  westindische 
Inseln  besetzt  hatten,  entriss  die  niederländisch- 
westindische Kompagnie  1634  den  Spaniern 
auch  Curagno,  das  diese  seit  1527  besessen 
hatten.  St.  Eustatius  mit  Saba  und  der  Hälft» 
von  8t.  Martin,  sowie  Curacao  mit  Arulin  und 
lionaire  wurden  bis  zur  französischen  Revolution 
von  verschiedenen  holländischen  Handelsgesell- 
schaften besetzt  gehalten  und  verwaltet,  ge- 
langten dann  an  Frankreich  und  England  und 
1814  an  Holland  zurück,  wurden  dem  Statt- 
halter von  Surinam  unterstellt,  seit  1859  aber 
selbständig  verwaltet. 

Ans  verschiedenen,  zum  Teil  schon  seit 
1595  existierenden  privaten  Handelsgesellschaften 
wurde  1602  die  niederländisch-ostindische  Kom- 
pagnie zusammengoschmolzen.  die  bis  1799  be- 
stand. Sie  breitete  den  niederländischen  Handel 
in  Ostasien  aus,  schloss  Handelsverträge  mit 
den  Bewohnern  von  Gey  Ion,  der  Molukken  und 
der  Snndainseln.  vertrieb  1605  die  Portugiesen 
von  den  Molukken  und  entriss  ihnen  in  uuaus- 


Hafen  Makassar  iseit  1847  Freihafen).  Von  der 
Insel  Timor,  deren  nördlicher  Teil  sich  seit 
1610  in  den  Händen  der  Portugiesen  befindet, 
haben  die  Holländer  1(588  den  südwestlichen 
Teil  erworben. 

Wenn  auch  der  Welthandel  der  Nieder- 
länder und  ihre  Herrschaft  zur  See  durch  die 
Anstrengungen  der  Engländer  (Navigationsakte 
1651)  wesentlich  erschüttert  worden  ist.  so 
haben  es  die  Niederländer  doch  verstanden,  ihre 
Herrschaft  im  indischen  Ocean  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  fest  zu  begründen  und  im  19.  Jahr- 
hundert festzuhalten,  nachdem  auch  diese  Kolo- 
nialgebiete während  der  französischen  Fremd- 
herrschaft über  die  Niederlande  bis  1814  vor- 
übergebend in  die  Hunde  der  Engländer  ge- 
raten waren. 

Auch  in  Afrika  machten  die  Niederländer 
koloniale  Erwerbungen.  Das  Capland  war 
eine  wichtige  Etappe  für  den  holländischen 
Handel  nach  Indien  und  so  wurde  es  1(501  von 
den  Holländern  besetzt,  aber  erst  1(552  die 
dortige  Ansiedelung  befestigt  (Capstadt  i.  Nach 
blutigen  Kämpfen  wurden  die  Hottentotten  be- 
siegt tuet  die  Kaffem  zurlickgcd rängt  und  in 
i ernster  Arbeit  durch  holländische  Bauern  an 
der  Südspitze  Afrikas  ein  Kulturgebiet  ge- 
■ schaffen,  das  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
I zu  hoher  Blüte  gelangte.  Die  Kolonie  wurde 
| aber  1795  von  den  Engländern  erobert.  1803 
1 zwar  den  Holländern  zurückgegeben.  180(5  aber 
I von  neuem  von  den  erster«*»  erobert  und  1814 
| endgiltig  au  England  abgetreten. 

13.  Ergebnis  der  kolonialen  Ent- 
wickelung. Die  Niederländer  sind  in  Nord- 
amerika sowolil  als  in  Südafrika  koloni- 


gesefzten  Kämpfen  Ceylon,  Malakka  (seit  1511 
portugiesisch'  und  die  hochkultivierten  Inseln 
des  indischen  Oeeans. 

Die  Niederländer  eroberten  diese  Inseln 
aber  keineswegs  sofort,  sondern  beschränkten 
sich  darauf,  die  konkurrierenden  Mächte  Portu- 
gal und  England  zurückzudrängen,  Handels- 
niederlassungen zn  begründen,  die  einheimischen 
Fürsten  aber  nur  allmählich  in  Abhängigkeit 
zn  bringen.  In  Java  ; Bantam)  waren  schon 
158(5  holländische  kriegstüchtig  ausgerüstete 
Handelsschiffe  erschienen,  aber  erst  1(508  wurde 
«lie  erste  holländische  Faktorei  in  Bantam  an- 
gelegt, bald  darauf  vou  Pieter  Botb  und  Koen 
in  Djakarta  eine  Niederlassung  begründet  uml 
dieser  1(519  «1er  Name  Batavia  beigelegt  und 
1623  die  Engländer  vollends  aus  Java  verdrängt. 
Von  Batavia  ans  wurden  die  Fürstentümer 
Javas  nach  und  nach  unter  die  Botmässigkeit 
der  Generalgouverneure  uml  Residenten  der 
iiiederliindiscn-ostindiseben  Kompagnie  gebracht. 

Anf  .Sumatra,  «las  1508  von  «len  Portugiesen 
entdeckt  und  besetzt  worden  war,  fassten  die 
Niederländer  1620  Fuss.  unterwarfen  1(562  die 
Süd  Westküste  dieser  Insel,  1(5(54  Indrapnras  und 
166(5  Padangs.  Die  Verdrängung  der  Engländer 
von  der  Insel  und  die  Eroberung  «1er  übrigen 
Teile  erfolgte  aber  erst  im  19.  Jahrhundert,  und 
Atschin  ist  trotz  des  seit  1873  dauernden  Krieges 
noch  immer  nicht  unterworfen. 

In  Celebes,  das  seit  1525  von  den  Portu- 
giesen besetzt  war.  machten  sieb  «lie  Nieder- 
länder 1660  durch  einen  Handelsvertrag  zu  den 
eiuzigeu  europäischen  Herren  der  Insel  mit  dem 


sat nrisch  thätig  gewesen,  und  besonders  in 
Südafrika  hat  «lies,*  Thatigk«*it  bis  zur  ( iegen- 
wart  Spuren  zurückgelassen,  indem  dort 
ein«1  niederländische  Bevölkerung,  die*  Huren 
oder  Afrikander,  angesiedelt  wurde,  die  es 
zur  Schaffung  selbständiger  Gemeinwesen 
gebracht  hat  und  noch  jetzt  den  Kampf  mit 
dem  später  dort  angesiedolteu  angelsächsi- 
schen Elemente  nicht  verloren  giobt.  In 
der  Gegenwart  hat  aber  nur  noch  das  ost- 
i nd  i s e h o K o lo  n i a 1 r e i c h für  «las  nieder- 
ländische .Mutterland  Bedeutung.  Es  war 
«lies  eine  Schöpfung  der  1002  von  Oldon- 
barneveld  mit  dom  Privilegium  ausgestatteten 
ostindischen  Kompagnie,  allein  jenseits  des 
Caps  der  guten  Hoffnung  und  der  Mnghellan- 
strasse  Handel  zu  treiben  und  unter  Vorbe- 
halt staatlicher  Kontrolle  Hoheitsrechte  in 
Indien  ausznübeu.  Die  Gesellschaft  schuf 
sich  in  dem  1619  angelegten  llatavia  ein 
politisches  und  kommerzielles  CVntrum,  ver- 
trieb «lie  Portugiesen  aus  den  Molukken, 
monopolisierte  d«*u  Geviirzhandel  und  er- 
zielte enorme  Gewinne. 

Als  Dividenden  zahlte  sie  1605  15"  o, 
1606  75"««.  1607  40  °o,  16ns  2U"«>,  1600 
25"  «i.  161U  50"«>.  1612  57 Fa  "o,  1616 

02 1 i ",  o.  1020  37 1 2 " i«,  1020—1720  durch- 
schnittlich l2lz"o. 

Die  holländische  Schiffahrt  nahm  einen 
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so  grossen  Aufschwung,  dass  nach  Colberts 
Berechnungen  von  20t mm i Schiffen,  die  zu 
seiner  Zeit  auf  den  Meeren  liefen,  15 — IG  (XX) 
die  holländische  Flagge  führten. 

Boi  der  Ausübung  dos  Gewürzmonopols 
verfuhr  die  niederläudisch-ostindische  Gesoll- 
sehaft  besonders  in  den  Molukken  in  der 
rücksichtslosesten  Weise.  Um  den  Schleich- 
handel unmöglich  zu  machen,  beschränkte 
sie  den  Anbau  der  Nelkenbäume  auf  die 
Insel  Amhoina  und  die  benachbarten  Inseln, 
<len  der  Muskat  nussbäume  auf  die  kleine 
Gruppe  Banda.  Auf  allen  übrigen  Inseln 
wurden  die  vorhandenen  Gewürz  bäume 
systematisch  ausgerottet.  l)ie  Bewohner  der 
Inseln  Amboina  bezw.  Banda  aber  wurden 
gezwungen,  die  Gewürzbäume  anzubauen 
und  die  Gewürze  zu  bestimmten  Preisen  an 
die  Gesellschaft  zu  liefern.  Dieses  System 
ist  mit  gewissen  Einschränkungen  bis  zur 
Gegenwart  beibehalten  worden. 

Die  niederländisch-ostindische  Kompagnie 
ist  zwar  für  die  meisten  ähnlichen  Anstalten 
das  Vorbild  gewesen,  und  in  kaufmännischer 
Hinsicht  hat  sie  eine  grössere  und  länger 
dauernde  Blüte  gehabt  als  irgend  eine 
andere  (1602 — 1800).  Aber  schon  seit  der 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  litt  sie  unter 
dem  Mangel  an  Disei pl in  ihrer  Organe,  an 
dem  Egoismus  ihrer  heimischen  Direktoren, 
deu  Untorschleifen  und  den  Handelsge- 
schäften auf  eigene  Rechnung  ihrer  Kolonial- 
beamten,  an  der  Kostspieligkeit  ihrer  Ver- 
waltung. So  geriet  die  Kompagnie  im 
18.  Jahrhundert  in  Verfall,  die  Renten 
sanken,  und  es  türmte  sich  eine  steigende 
Schuldenlast  auf,  die  gogeu  Ende  des  Jahr- 
hunderts 112  Millionen  Gulden  betrug,  was 
aber  nicht  hinderte,  «lass  die  Beamten  «1er 
Gesellschaft  und  die  in  Ostindien  geschäft- 
lich interessierten  Privaten  nach  wie  vor 
sich  liereicherten.  Und  so  wurde  auf  Grund 
eines  Befehles  von  1708  die  ostindische 
Kompagnie  am  22.  Mai  1800  aufgelöst,  die 
Verwaltung  ihrer  Besitzungen  aber  vom 
holländischen  Staate  übernommen. 

Die  Holländer  brachen  dadurch  mit  dem 
auf  privilegierte  Handelsgesellschaften  be- 
gründeten System  ihrer  Kolonialverwaltung, 
«lein  sie  gemäss  ihrer  Abneigung  gegen  alle 
Uentralisation  während  «1er  ersten  Blüte 
ihrer  Kolonialwirtschaft  treu  geblieben 
waren. 

Die  europäischen  Kriege  brachten  Java 
mul  die  anderen  holländischen  Kolonieen 
vorübergehend  unter  französische  und  eng- 
lische Herrschaft.  Auf  Grund  «1er  londoner 
Konferenz  vom  13.  August  1814  ging  am 
lh.  August  1816  die  Rückgabe  an  Holland 
v°r  sich.  Wenn  die  Kompagnie  früher  die 
einheimischen  Fürsten  frei  gewähren  lassen 
uml  sich  mit  deren  Hilfe  «auf  die  Aus- 
beutung der  Eingeborenen  beschränkt  hatte. 


I so  musste  die  Staatsverwaltung  nun  zu  einer 
strammeren  Herrschaft  und  auch  zu  einer 
Fürsorge  für  das  Wohl  der  Eingeborenen 
führen.  Auf  eine  monoj»olistisehe  Ver- 
wertung des  Kolon ialliesitzes  konnte  aber 
i die  Regierung  bei  ihren  heimischen  Finanz- 
| bediirfnissen  nicht  Verzicht  leisten.  Zu 
diesem  Zwecke  bc«licute  sie  sich  einer  1824 
begründeten  Aktiengesellschaft . Nederland- 
sche  Handels  Maatsehappij , an  der  der 
König  Wilhelm  I.  seihst  wesentlich  beteiligt 
war  und  der  «lie  wichtigsten  Handelsmono- 
pole eingeräumt  wurden.  Nach  Nieder- 
werfung eines  Aufstandes  auf  Java  1825 
bis  1830  erklärte  sich  «lie  Regierung  zum 
ausschliesslichen  Fronherrn,  Pflanzer  und 
Händler  der  Insel,  und  der  Gouverneur  Jan 
van  den  Bosch  verwertete  diese  Rechte  in 
dem  sogenannten  Kültüür-Stelsel,  nachdem 
die  Eingeborenen  gezwungen  wurden,  ein 
Fünftel  des  Bodens  und  ein  Fünftel  der 
Arlieitszeit  der  Regierung  zur  Verfügung 
zu  stellen,  bestimmte  Kulturen  zu  betreiben 
und  den  Ertrag  gegen  einen  bestimmten 
Preis  an  die  Regierung  abzuliefern.  Dies 
bahnte  eine  Kultivationsblüte  Javas  an,  die 
bis  zu  den  Jahren  1840 — 48  unter  den 
Goneralgonvemeuren  Merkus  und  Rochussen 
fortdauerte  und  in  den  Jahren  1851 — 1861 
unter  Dugmaer  von  Twist  und  Pahüd  sich 
wiederholten.  Die  Uebcrschüsse  Javas  l>e- 
trugen  in  jener  Zeit  1834  20,  1838  43,  1840 
71,  1850  20,  1855  45.  1856  64,  1857  77, 
1860  76  Millionen  Mark. 

Während  früher  «ler  König  der  Nieder- 
lande über  die  Kolonieen  absolut  herrschte 
und  die  Gewalt  seines  Vertreters,  des  Ge- 
i neralgouverneurs , eine  fast  vicekönigliohe 
war,  wurde  der  Volksvertretung,  den  Ge- 
neralstaaten. seit  1840  ein  beschränkter  und 
seit  dem  Grundgesetz  von  1848  ein  weit- 
gehender Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  der  Kolonieen  eingeräumt,  der 
! ihrer  gedeihlichen  Entwickelung  häufiger 
| schädlich  als  förderlich  war.  Die  Kolonieen 
, selbst  halten  keine  Vertretung  in  dem  Par- 
' Inmente  Niederlands.  Nichts  hat  aber  »der 
Entwickelung  der  überseeischen  Besitzungen 
des  Staates  mehr  im  Woge  gestanden  als 
der  Wechsel  «ler  Ansichten  und  die  Ver- 
änderung der  von  der  Verwaltung  ange- 
nommenen Grundsätze,  «lie  so  häufig  mit 
«lern  Wechsel  von  Personen  verbunden  waren, 
welche  in  Indien  wie  in  den  Niederlanden 
einen  Teil  der  Regierung  ausmachten». 
Diese  Bemerkung  hat  bis  zur  Gegenwart 
ihre  Geltung  erhalten.  Insbesondere  hat 
man  versucht,  das  stolze,  durch  Jan  van 
den  Bosch  errichtete  Gebäude  ahzuhreehen. 
Aber  trotz  vieler  Stürme  hat  es  sich  zum 
Teil  bis  heute  erhalten.  Wenigstens  ist  der 
Grundsatz  der  Selbstliewirtschaftung  auch 
1 jetzt  noch  nicht  ganz  anfgogeben.  Aber  «las 
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heule  in  Indien  bestehende  Kultursysteni  ist ; tiger  werdendes  Element  in  der  ostindischeu 
nicht  mehr  aus  einem  Guss.  Kolonial  Wirtschaft  bilden  die  Chinesen.  Auf 


Die  erste  Einschränkung  der  Herrenrechte 
fand  1848.  die  Aufhebung  der  Sklaverei  1860 
statt,  1854  wurde  ein  Rcgicruugsregleinent,  eine 
Art  Verfassung  für  Indien  gegeben,  1859  und 
1864  Bestimmungen  über  die  Erziehung  einge- 
borener Beamten  getroffen.  1864  ein  Budgetge- 
setz erlassen,  1866  die  Kulturprozente  für  die 
europäischen  Beamten  abgeschafft.  Die  Fürsten 
und  Häuptlinge,  welche  der  holländischen  Re- 
gierung ihre  Dienste  liehen  und  dafür  Gegen- 
leistungen empfingen,  zum  Volke  aber  still- 
schweigend mehr  oder  weniger  in  ihrem  früheren 
Verhältnisse  blieben,  d.  h.  nach  Art  asiatischer 
Satrapen  über  Person  und  Eigentum  verfügten, 
sanken  jetzt  mehr  und  mehr  zu  Dienern  der 
Regierung  herab.  Andererseits  erfuhr  die 

Stellung  der  Eingeborenen  selbst  eine  wesent- 
liche Besserung,  die  Löhne  für  die  Zwangs- 
arbeiten wurden  aufgebessert,  seit  1871  auch 
für  den  Unterricht  der  Eingeborenen  gesorgt. 
Die  Regierung  gab  ihr  Recht  auf  ausschliess- 
liche Benutzung  des  unbebauten  Bodens  für 
eigene  Rechnung  nach  und  nach  teilweise  auf 
und  ermöglichte  so  die  Beanteiligung  der  Privat- 
unteruehmnng  an  der  Plantagenwirtschaft. 
Bedeutende  Kapitalien  wurden  nun  in  diesen 
Privatunternehninngen  angelegt  und  damit 
eine  neue  (Quelle  niederländischen  Wohlstandes 
erschlossen.  Nur  die  bedeutendste  Kultur,  die 
des  Kaffees,  wird  immer  noch  von  der  Regierung 
selbst  betrieben.  Auch  Opium-  und  Salzmonopol 
bestehen  fort.  Ersteres  ist  bis  zu  einem  Jahres- 
ertrag von  20  Mill.  Gulden  gesteigert  wordeu. 

Der  Kommunalbesitz  der  Felder  wurde 
früher  mehr  als  jetzt  von  der  Regierung  ge- 
schont. Er  erleichterte  die  Verwaltung,  Indem 
z.  B.  die  Grundstener  durch  die  Dorfvorsteher 
eingezogen  und  die  Fronden  der  Gemeinde 
als  solcher  auferlegt  wurden.  Seit  1850  wurden 
die  Schifte  aller  Nationen  den  niederländischen 
gleichgestellt  und  nur  die  Küstenschiffahrt  den 
letzteren  Vorbehalten;  1854  wurden  alle  Häfen 
in  den  Molukken  als  Freihäfen  dem  Handel 
geöffnet  und  1874  die  Differentialtarife  abge- 
schafft. 

Das  niederländische  Agrarrecht  schützt  in 
hohem  Grade  die  Anrechte  an  dem  Grund  und 
Boden  und  es  kennt  ein  hochentwickeltes  System 
der  Erbpacht.  Die  Erbpacht  wurde  geregelt, 
durch  G.G.  v.  9.  April  und  20.  Juli  1870,  die 
durch  V.V.  Jahre  1885  und  v.  8.  November 
1892  wesentliche  Abänderungen  erlitten  im 
Sinne  einer  Umwandelung  des  Kommunalbe- 
sitzes  in  Individualbesitz,  der  Zurückdriingung 
des  Kultursystems  mul  der  Duldung  von  Privat- 
nnteruehmungen. 

Seit  1860  hat  sich  die  Regierung  von  dem 
weitgehenden  Einfluss  der  Maatschappij  etwas 
befreit.  Sie  hat  sich  seitdem  das  Recht  Vor- 
behalten, selbst  alle  Produkte  in  Indien  zu  ver- 
kaufen, und  nur  wenn  sie  von  diesem  Rechte 
keinen  Gebrauch  macht,  tritt  die  Gesellschaft 
wieder  als  ausschliesslicher  Kommissär  der  Re- 
gierung auf.  Seit  1875  bezieht  sie  l1/1,,  vom 
Bruttoerträge  der  Monopolprodukte,  wofür  sie 
den  Transport,  die  Verwaltung  und  den  Ver- 
kauf der  von  der  Regierung  zu  diesem  Zwecke 
anznweisenden  Produkte  übernimmt. 

Eiu  zwar  nicht  beliebtes,  aber  immer  wich- 


Java  waren  1888  erst  100  987  anwesend.  Ihre 
Zahl  ist  bis  1896  auf  261080  gestiegen. 

Unter  der  Gesamtbevölkerung  von  Niederl. 
Ostindien  fanden  sich  1895  Europäer  (58815, 
Chinesen  469584,  Araber  24  410,  andere  nicht 
eingeborene  Orientalen  11625.  Die  einheimische 
Bevölkerung  von  Java  und  Madnra  allein  be- 
lief sieh  auf  25697  701,  die  der  anderen  ost- 
indischen Besitzungen  ist  nur  teilweise  ziffer- 
massig  bekannt. 

Der  erste  elektrische  Telegraph  wurde 
1856  auf  Java  angelegt,  18(54  mit  dem  Bau  der 
ersten  Eisenbahn  begonnen. 

Die  Eisenbahnen  Ostindiens  hatten  1897 
eine  Länge  von  1980  kin  mit  über  16  Mill. 
Gulden  Ertrag.  Die  meisten  derselben  sind 
Staatseigentum. 

Der  Kaffeebau  ist  im  Laufe  des  jüngstens 
Jahrzehntes  wesentlich  zurückgegangen,  die 
! Chinarindenkultur  hat  wesentlich  zugenommen, 
noch  mehr  der  Tabakbau  und  der  Theeban. 

Während  der  Handel  auf  Rechnung  der 
Regierung  im  Rückgang  begriffen  ist,  in  Ein- 
fuhr 1877  27,  1897  5 Mill.  Gulden,  in  Ausfuhr 
(1877  57,  1897  18  Mill.  Gulden,  steigt  der  Handel 
auf  Rechnung  der  Privaten  und  zwar  in  Ein- 
fuhr 1877  12(5.  1897  176,  in  Ausfuhr  168  und 
192  Mill.  Gulden. 

..Unter  allen  Völkern  »1er  Welt  haben  die 
Niederländer  sich  in  der  Weltwirtschaft  un- 
streitig als  die  grössten  Meister  des  Manage- 
ments bewiesen:  sie  haben  auf  Java  und  Ma- 
iltira  kulturelle  Leistungen  vollbracht, 

! wie  sie  seihst  den  Briten  bis  jetzt  nie  ge- 
glückt sind.  Von  alleu  Ländern  der  Welt  ist 
[ daher  auch  Niederland  das  reichste:  aber  ob- 
wohl es  ebenfalls  an  Bevölkerungszuwachs  alle 
anderen  Länder  der  Welt,  England  nicht  aus- 
genommen. bedeutend  übertrifft,  so  ist  dennoch 
gegenwärtig  seine  Volkszahl  zu  gering  und 
sein  Kapital  noch  nicht  stark  genüg,  um  der 
ungeheueren  Ausdehnung  seines  überseeischen 
Wirtschaftsgebietes,  das  über  50  mal  so  gross 
ist  als  dus  Mutterland,  völlig:  zu  genügen. 

Obwohl  weniger  von  der  Natur  begünstigt 
als  die  Engländer,  haben  die  Holländer  doch 
von  den  frühesten  Zeiten  an  auf  den  Gebieten 
iles  Handels,  des  Ackerbaus  und  der  Industrie 
mehr  als  irgend  eine  andere  Nation  für  die 
Entwickelung  der  Arbeitsteilung,  für  den  civili- 
sierenden  Völkerverkehr  und  für  die  Verbreitung 
derjenigen  Grundsätze  geleistet,  welche  die 
Prosperität  der  Menschen  bedingen.  Nirgends 
in  der  Welt  ist  politische  und  religiöse  Freiheit 
früher  anerkannt  and  höher  geschätzt,  die  Sorge 
für  die  niederen  Volksklassen  weiter  ausgedehnt, 
die  Achtung  vor  Recht  und  Ordnung  tiefer  im 
Volksleben  begründet,  der  Gewinnertrag  des 
GewerbeHeisses  allgemeiner  verteilt,  der  Lebens- 
unterhalt reichlicher  gesichert  und  der  Segen 
einer  eivilisierten  Nationalität  stärker  ausge- 
prägt als  unter  den  selbstvertrauenden  Söhnen 
von  Europas  Niederlanden.  Der  Nerv  von 
Hollands  Macht  und  Wohlstand  aber  lag 
stets  nur  in  seiner  überseeischen  Politik. 
Was  würde  heute  ebeu  dieses  Holland  sein, 
wenn  ihm  England  nicht  im  Jahre  1814  einen 
grossen  Teil  seiner  überseeischen  Besitzungen 
zurückgegeben  hätte?  — Der  Name  ..Nieder- 
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land“  wäre  wahrscheinlich  seit  etwa  50  Jahren 
eine  interessante  Reliquie  fiir  emsige  Geschichts- 
forscher, und  das  Land  seihst  würde  jetzt  viel- 
leicht eine  kontinentale  Provinz  Grossbritanniens 


sein. 


Die  Handelsbewegung  Niederlands  betrag 


if  den  Kopf  der 

Bevölkerung 

Mark : 

n Durchschnitt 

Speoial- 

General- 

der Jahre 

ausfnhr 

einfuhr 

M. 

M. 

1825—1827 

26.79 

39,35 

1834 

46.59 

106,92 

1839—1840 

52,28 

1 16,22 

1841 — 1845 

60,00 

129' 30 

lg4f>_.185<) 

7°,  59 

‘47.96 

1851 — 1855 

92.85 

1 76,36 

1856—1860 

122.10 

216,15 

1861—1865 

149,28 

230.76 

1866—1870 

‘74.85 

274.48 

1871 — 1875 

220,56 

360,35 

* 

Special- 

eiufuhr 

1876—1880 

246,94 

343. ‘8 

1881—1885 

3‘4,63 

424.3  ‘ 

1886—1890 

403.90 

463,14 

1891—1895 

403.26 

493,23 

1896—1898 

484.94 

575,°5 

In  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung,  der 
»ich  in  diesen  Zahlen  wiederspiegelt,  erntet 
Niederland  den  normalen  Lohn  seiner  bis  jetzt 
einzig  in  der  Entwickelung  der  Menschheit  da- 
stehenden Kulturleistungen.  Was  selbst  die 
Briten  nur  vergeblich  versucht  haben  und  was 
ihnen  in  Indien  und  Afrika  täglich  mehr  und  mehr 
missglückt, — die  geistige  Kultivation  derTropen- 
läuder,  die  Kulturerziehung  fremder  Rassen, 
dazu  haben  die  Niederländer  schon  seit  den 
30er  Jahren  dieses  Jahrhunderts  den  allein 
richtigen  Weg  eingeschlagen,  nämlich  nicht 
versucht,  wie  es  die  Briten  noch  bis  auf  Sir 
Arthur  Gordon  stets  gethan  haben,  den  fremden 
Ländern  und  Völkern  das  Schema  der  euro- 
päischen Kultur  aufzupressen,  sondern  sie  haben 
angefangen,  eine  solche  fremde  Menschenrasse 
wirklich  zu  erziehen,  sie  haben  die  selbstthätige 
eigenartige  Entwickelung  derselben  begünstigt, 
so  dass  dieselbe  auf  diese  Weise  sich  mit  der 
Zeit  als  selbstthätiges  Glied  in  den  Kreis  der 
Zivilisation  wird  einreihen  und  der  Knlturent- 
wiekelung  des  Menschengeschlechtes  mehr 
leis  ten  und  znrilckgeben  können,  als  sie  von 
demselben  in  Gestalt  der  europäischen  Rasse 
empfangen  hat.  Wir  Deutschen  nennen  gern 
die  Engländer  ein  vorzugsweise  praktisches 
Volk:  ob  und  wie  sehr  diese  kultivative  Leistung 
der  Niederländer  aber  praktisch  war , das  zeigt 
uns  der  materielle  Erfolg  derselben,  welcher 
deutlicher  beweist,  als  alle  Menschenzungen 
reden  können,  dass  die  Briten  in  der  Meister- 
schaft des  Managements  die  Niederländer  noch 
lange  nicht  erreicht  haben.  Den  fast  hundert- 
jährigen Zeitraum,  welchen  Holland  vor  Eng- 
land an  Alter  und  an  Erfahrung  voraus  hatte, 
l*at  Großbritannien  bis  jetzt  noch  nicht  einge- 
rollt, und  die  heutigen  Zustände  des  britisch- 
indischen  Volkes  machen  eher  den  Eindruck, 
als  oh  der  Abstand  zwischen  den  Leistungen 
beider  Völker  im  Wachsen  begriffen  wäre.“ 
(Hübbe-Schleiden.) 


14.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  der 
Niederlande.  Ueberaus  eingehende  sta- 
tistische Nachrichten  über  die  niederlän- 
dischen Kolonieen  für  die  jüngsten  Jahr- 
zehnte enthält  das  seit  einigen  Jahren  her- 
ausgegebeno  statistische  Jahrbuch  der  Nieder- 
lande. Der  ausführlichere,  auf  Niederländisoh- 
i Ostindien  bezügliche  Teil  des  Jahrbuchs  be- 
j handelt  die  Gebietsgrösse,  die  Bevölkerung, 
den  Gesundheitsdienst,  das  Unterrichts  wesen, 
den  Kultus,  Landwirtschaft  und  Industrie, 
besonders  eingehend  die  Staatsbetriebe  und 
den  Zucker-,  Kaffee-  und  Tabakbau,  Handel 
und  Schiffahrt,  Bankwesen,  Eisenbahnen, 
Trambahnen , Post  und  Telegraphie,  die 
subventionierten  Verkehrsmittel , Rechts- 
pflege, Armee  und  Marine,  Staatshaushalt, 
Steuern,  Monopole.  Der  kürzere.  Nicder- 
läiulisch- Westindien  behandelnde  Teil  giebt. 
ziffernmässige  Nachrichten  über  die  Be- 
völkerung, das  Unterrichtswesen,  Landwirt- 
schaft, Industrie,  Handel,  Schiffahrt.  Ver- 
kehrsmittel, Bankwesen,  Verwaltung,  Staats- 
haushalt. 

Wir  entnehmen  dem  Jahrbuch  nur  fol- 
gende Angaben : Die  Bevölkerung  von  Java 
und  Madura  ist  seit  1880  von  19794559 
auf  189G  20 125053  gestiegen.  Am  31.  Dezem- 
ber 1890  waren  unter  der  Gesamtbevölkerung 
von  Java  und  Madura  51737  Europäer, 
201 080  Chinesen,  17  045  Araber,  3238  andere 
nicht  eingeborene  Orientalen,  25791953  Ein- 
geborene, zusammen  26125053.  In  den  an- 
deren ostindischen  Besitzungen  (Buiteu- 
bezittingen)  wurden  am  31.  Dezember  1895 
11831  Europäer,  213479  Chinesen,  8172 
Araber,  8210  andere  nicht  eingeborene 
j Orientalen  gezählt,  während  für  die  Zahl 
! der  Eingeborenen  nur  Schätzungen  vorliegen, 
' die  sich  auf  etwa  0,0  Millionen  beziffern. 

Die  gesamte  europäische  Bevölkerung 
von  ganz  Niederländisch-Indien  ist  seit  1800 
von  29  170  auf  03.315  im  Jahre  1895  ge- 
stiegen. Unter  den  63315  Ende  1895 
anwesenden  Europäern  befanden  sich  11278 
Niederländer.  Die  Kolonieen  besitzen 
selbst  eine  nicht  unbeträchtliche  Kriegs- 
und Handelsflotte.  Auch  das  Bank-  und 
Sparkassen  wesen  ist  ziemlich  entwickelt 
Die  im  Jahre  1898  vorhandenen  2070  km 
Eisenbahnen  hatten  eine  Einnahme  von 
12  Millionen  Gulden.  Die  Armee  besteht  aus 
[ 1359  europäischen  Offizieren  und  15407 
Europäern,  50  Afrikanern,  26033  Ein- 
1 geborenen. 

Die  Kolonial  Verwaltung  hatte  im  Jahre 
1899  133  Millionen  Gulden  Einnahmen,  da- 
von 116  in  Indien,  17  in  Europa  und  145 
Millionen  Gulden  Ausgaben,  davon  110  in 
Indien,  29  in  Europa. 

Die  von  den  Eingeborenen  erhobene 
Landrente<.  (Grundsteuer)  ist  seit  1884  von 
; 19  allmählich  auf  15  Millionen  Gulden  ge- 
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sunken.  Aus  der  Monopol  Verwaltung,  auch 
aus  dom  Opiummonopol  und  dessen  Ver- 
pachtung werden  beträchtliche  Einnahmen 
gezogen. 

Auf  IiOinbok  ist  189'»  eine  direkte  Staats- 
verwaltung eingerichtet  worden  mit  einem 
Assistent- Resident  an  der  Spitze.  Lorabok 
mit  den  zugehörigen  Inseln  bildet  einen 
Teil  der  Kesidentur  Hali  und  Lomltok  und 
zerfällt  in  zwei  Unterabteilungen.  West-  und 
Ostlombok. 

Surinam  hatte  1897  eine  Einfuhr  von 
"».2,  eine  Ausfuhr  von  5,2  Millionen  Gulden,! 
der  Hafen  von  Curaoao  eine  Einfuhr  von 
2,G  Millionen  Gulden.  Das  Kolonialbudget 
Surinams  für  1895  enthält  2o.s900t»  Gulden 
Ausgaben,  von  denen  3txl(M>o  Gulden  durch 
Zuschüsse  des  Mutterlandes  gedeckt  werden. 
Curacao  hat  ein  Budget  von  €501  (HM)  Gulden 
und  bedarf  seit  1882  eines  heimischen  Zu- 
schusses nicht  mehr. 

Für  Niederländiseh-Xeuguinoa  ist  1894 
zu  Amsterdam  eine  Handelsmaatschappij  | 
errichtet  worden. 

Die  Kolonialherrschaft  der  Niederlande 
in  Ostindien  wird  mehr  und  mehr  durch 
britische  und  nordamerikanische  Ansdeh- 
nungsbestrebungen bedroht.  Der  Sitz  der 
britischen  Bestrebungen  ist  Australien,  wo 
man  der  Meinung  ist,  'dass  es  einer  der 
grössten  Fehler  gewesen  sei , die  Gross- 1 
britannien  je  gemacht  habe,  als  es  im  Wiener 
Frieden  die  holländischen  Besitzungen  in 
Asien,  insbesondere  in  Java,  au  Holland 
zurückgab,  und  dass  es  der  Zukunft  vor- 1 
behalten  bleiben  müsse,  denselben  gut  zu 
machen,  wobei  es  dann  Pflicht  der  austra- 
lischen Kolonieen  sein  werde,  dem  Mutter- 1 
lande  darin  beizustehen'  . (Lord  Laminglon,  i 
Gouverneur  von  Queensland  1898  in  der 
H.  Geogr.  Soe.)  Andererseits  halten  die ; 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  1898: 
auf  den  Philippinen  Fuss  gefasst  und  be- 
drohen von  dorther  den  holländischen  Kolo- 
nialbesitz, den  Holland  mit  seiner  jetzigen 
schwachen  Kriegsflotte  im  Kriegsfälle  nicht! 
zu  schützen  vermag. 

E.  England. 

15.  Abriss  der  Kolonialgeschichte. 

«Es  ist  hier  meine  Absicht  darzustellen  ..... 
wie  die  riesige  Ausdehnung  unseres  Handels 
uns  zu  einer  Weltmachtstellung  erhob,  im 
Vergleich  zu  der  alle  anderen  Mächte  fast 
in  Unbedeutendheit  versanken;  wie  die 
Kolonisation  unseres  Volkes  in  Amerika  viel 
mächtiger  noch  und  reicher  sich  gestaltete, 
als  selbst  die  überreichen  Machtgebiete,  über 
welche  Cortez  und  Pizarro  einst  die  Herr- 
schaft Karls  V.  ausdehnten,  und  wie  wir  in 
Asien  ein  Reich  gründeten,  grossartiger  noch 
und  von  längerer  Dauer,  als  einst  das  Welt- 
reich Alexanders.«  Mit  diesen  stolzen  Wor- 


ten beginnt  Lord  Macaulay  seine  Geschichte 
Englands,  die  in  der  Tliat  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert zu  einer  Geschichte  der  weltl>e- 
wegenden  kolonialen  Arbeit  des  an  sich  so 
kleinen  britischen  Inselvolkes  wird. 

Erst  mit  dem  17.  Jahrhundert  tritt  Eng- 
land in  die  Reihe  der  Kolonialmächte  ein. 
Bei  «1er  Entdeckung  und  ei-sten  Oeeupation 
Amerikas  hatte  England  den  Spaniern  und 
Portugiesen  den  Vortritt  belassen,  und  l»ei 
der  ersten  Besiedelung  Amerikas  waren  ihm 
nicht  nur  die  Spanier  und  Portugiesen,  son- 
dern auch  die  Franzosen,  Niederländer  und 
Skandinavier  zuvorgekommen,  ebenso  wie 
bei  der  Besetzung  Ostindiens  und  Südafrikas 
die  Portugiesen  und  Niederländer.  Länger 
als  ein  Jahrhundert  beteiligte  sich  England 
an  der  Ausbeutung  der  überseeischen  Kolo- 
nialgebiete nur  durch  Schiffahrt  und  Han- 
del. Als  dann  England  am  Anfänge  des 
17.  Jahrhunderts  zu  der  Erwerbung  eigener 
Kolonieen  schritt,  musste  es  demgemäss  seinen 
Kolonialbesitz  eist  den  konkurrierenden 
europäischen  Kolonialmächten  abringen. 
Scheinbar  absichtlich,  jedenfalls  mit  Vorteil, 
bevorzugte  es  hierbei  vorwiegend  solche  Ge- 
biete, auf  «lenen  andere  Kolonialmächte  schon 
längere  Zeit  thätig  gew«»sen  waron  und  nam- 
hafte geistige  und  materielle  Kulturkosteu 
aufgeweudot  hatten,  in  Nordamerika  die 
Franzosen.  Sjmnier  und  Niederlämler,  in 
Südafrika  die  Nie<lerländer.  in  Ostindien  die 
Portugiesen  und  später  in  Aegypten  die 
Franzosen.  Englan«!  hatte  sich  aber  am 
Ende  «les  1(J.  Jahrhunderts  auf  eine  aktive 
Kulonialpolitik  vorbereitt.d  durch  Entwicke- 
lung einer  heimischen  Industrie,  eines  aus- 
wärtigen Handels,  vor  allem  aber  durch  den 
Bau  einer  leistungsfähigen  Handelsflotte  uud 
Kriegsmarine.  Mit  Hilfe  der  letzteren  er- 
schütterte England  die  bis  dahin  unange- 
fochtene Vorherrschaft  der  ältesten  Kolonial- 
macht Siziliens  (Vernichtung  der  Armada 
1588,  Seekriege  Walter  Raleighs  und  Franz 
Brakes),  unterstützte  in  der  Ijosreissung  der 
Niederlande  von  Spanien  die  Bildung  einer 
den  romanischen  Kolonialstaaten  ebenbürtigen 
germanischen  Kolonialmacht  und  vermochte 
es,  die  Interessen  der  4 Kolonialmächte 
Spanien,  Portugal.  Frankreich  und  Nieder- 
lande gegen  einander  auszuspielen  und  diesen 
kontinentalen  Staaten  die  Vorteile  seiner 
eigenen  insularen  Lage  immer  mehr  gegen- 
überzustellen. So  kam  es,  dass  seit  dem 
17.  Jahrhundert  kaum  ein  europäischer 
Friedensschluss  zu  stände  kam,  ohne  dass 
England  dabei  seinen  Kolonialbesitz  er- 
weitert hätte. 

Dies  war  aber  nur  dadurch  möglich,  dass 
England  auf  seine  früheren  Versuche,  sich 
in  Europa  (Frankreich  und  Niederlande) 
auszudehnen,  im  wesentlichen  verzichtete. 
Nur  Gibralhu-  wurde  im  Frieden  von  Ut- 
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recht,  Helgoland,  Malta  und  die  Ionischen 
Inseln  im  Pariser  Frieden  erworben.  Da- 
gegen machte  England  die  Erwerbung  und 
Befestigung  überseeischen  Koloniallx-sitzes 
zum  Brennpunkt  seiner  auswärtigen  Politik 
überhaupt,  während  andere  Mächte  die 
kolonialen  Angelegenheiten  nur  nebensäch- 
lich behandelten. 

Auch  die  englische  Wirtschaftspolitik 
war  seit  den  Tilgen  Elisabeths  hist  aus- 
schliesslich in  den  Dienst  der  Kolonialpolitik 
gestellt.  Ganz  besonders  war  dies  bei  dem 
Erlass  der  Navigationsakte  (Crom well  1051) 
der  Fall.  Und  England  scheute  sich  nicht 
davor,  durch  derartige  Massregeln  sich  in 
Gegensatz  zu  anderen  Mächten  zu  stellen 
und  die  hieraus  sich  ergebenden  Konflikte 
auf  sich  zu  nehmen. 

Bis  zum  Ende  des  IS.  Jahrhunderts  unter- 
schied sich  die  englische  Kolonialpolitik  in 
ihrer  Anwendung  auf  die  englischen  Kolonieen 
selbst  nur  wenig  von  dem  hergebrachten 
.»Systeme«  der  älteren  Kolonieraflchtc,  d.  h. 
England  war  bestrebt,  die  Kolonialgebiete 
zum  Vorteile  des  Heimatlandes  so  sehr  wie 
möglich  wirtschaftlich  auszubeuteu  und  zu 
diesem  Zwecke  sie  so  streng  als  möglich  in 
politischer  Abhängigkeit  zu  erhalten.  Aber 
im  Gegensätze  zu  Sjuniern  und  Portugiesen 
hat  England  sich  stets  bemüht,  seine  Kolo- 
nieen mit  euro|>äischen  und  insbesondere 
englischen  Bevölkerungselementen  zu  Im> 
siedeln,  also  eine  Auswanderung  nach  seinen 
Kolonieen  zu  begünstigen.  Und  früher  als 
andere  Kolonialmächte  hat  England  beson- 
ders im  19.  Jahrhundert  seinen  Kolonieen 
ein  Selbstbestimmuugsrecht  und  eine  Selbst- 
verwaltung eingeräumt.  Aber  länger  als 
die  älteren  Kolonialmächte  hat  England  sich 
hei  der  ersten  Occupatio«  und  wirtschaft- 
lichen Erschliessung  neuer  jungfräulicher 
(nicht  von  anderen  Kolonialmächten  über- 
nommener) Kolonialgebiete  der  Mission  und 
des  Handels  bedient,  des  letzteren  gewöhn- 
lich in  den  Formen  grosser  kapital  reicher, 
mit  Pri\ilegien  und  Monopolen  ausgestatteter 
Gesellschaften.  Erst  wenn  diese  Interessen 
oder  auch  Konflikte  geschaffen  hatten,  trat 
der  Stiwit  mit  seinen  offiziellen  Gewalten 
ein.  sowolil  gegenüber  den  Eingeborenen 
als  besonders  gegenüber  den  anderen  euro- 
päischen Grossmächten.  Mögen  es  aber 
Private  sein  oder  mag  die  Staatsgewalt  selbst 
in  Frage  kommen,  stets  opfert  die  englische 
Kolonialpolitik  kolonialen  Unternehmungen 
im  Anfänge  grosse  Kapitalien  für  die  An- 
bahnung einer  ersten  Kultur,  insbesondere 
für  die  Herstellung  von  Verkehrsmitteln. 

Die  von  König  Heinrich  VII.  149(5  bis  1509 
unter  Gaboto.  Asbhurst  und  Elliot  nach  den 
Küsten  Nordamerikas  entsandten  Expeditionen 
führten  ebensowenig  zu  einem  praktischen  Er- 
gebnis wie  John  (Jabots  Besitzergreifung  von 


Neufundland  1497.  Und  auch  als  Humphrey 
Gilbert  fast  1(X>  Jahre  später  1 583  im  Namen 
seiner  Königin  Elisabeth  abermals  von  Neu- 
fundland Besitzergriff  und  sein  Bruder  Walther 
Roleigh  1584  und  1587  einer  Besitzergreifung 
nach  seiner  jungfräulichen  Königin  den  Namen 
Virginia  gab,  führte  «lies  zunächst  keineswegs 
zu  einer  englischen  Besiedelung  dieser  Gebiete, 
denn  als  ihr  Nachfolger  Jacob  I.  1603  den 
Thron  bestieg,  war  noch  kein  Engländer  in 
Nordamerika  angesiedelt. 

Die  ersten  Anfänge  des  englischen  Kolonial- 
reiches weisen  vielmehr  nach  Ostindien.  Denn 
am  3t.  Dezember  1601  (nach  heutiger  Rech- 
nung am  10.  Januar  1602)  wurde  der  East- 
India-Companv  der  erste  Charter  verliehen.  Sie 
legte  1602  eine  Niederlassung  in  Surate  an. 

Aber  kurz  darauf,  1605.  nahmen  britische 
Ansiedler  auch  von  Barbados  in  Westindien  Be- 
sitz und  pflanzten  an  der  Stelle,  wo  später 
James  Town  entstand,  ein  Kreuz  mit  der  In- 
schrift auf:  „James,  King  of  England  and  of 
bis  island“.  Und  im  Jahre  1(506  erteilte  Jacob  I. 
Charterbriefe  an  2 englische  Gesellschaften, 
welche  Virginien  und  Neu-England  zu  koloni- 
sieren sich  zur  Aufgabe  machten.  Bald  folgte 
der  dritte  Weltteil,  indem  1(531  am  Gambia  in 
Westafrika  die  erste  britische  Niederlassung  be- 
festigt wurde.  Unter  Karl  I 1625 — 1649  traten 
zu  den  bisherigen  Erwerbungen  die  kleinen 
Antillen,  Antigua,  Nevis,  Montserras,  die  Virgin- 
Inseln  und  die  Bahamas  hinzu,  lind  im  Jahre 
1655  wurde  den  Spaniern  durch  die  Streit- 
kräfte Crom wells  Jamaica  ahgenommen.  Der 
infolge  des  Erlasses  der  Navigationsakfe  9.  Ok- 
tober 1651  ausgebrochene,  erst  16(57  beendigte 
Krieg  gegen  Holland  brachte  England  Neu- 
Amsterdam  (New- York)  ein.  und  bis  zu  in  Ende 
des  Jahrhunderts  gelangte  England  iu  den  Be- 
sitz der  ganzen  Ostküste  Nordamerikas  südlich 
von  Canada  lös  nach  Georgia.  Spanien  er- 
kannte 1(570  die  Souveränität  Englands  über 
«iiese  Gebiete  ausdrücklich  an.  Gleichzeitig 
dehnte  sich  in  Ostindien  die  Herrschaft  der 
englischen  ostindischen  Kompagni«*en  mächtig 
aus.  In  Bombay,  Fort  William  (Madras)  und 
in  Fort  St.  George  (Bengalen)  waren  die  Keime 
zu  den  3 grossen  Präsident  ien  von  Britisch- 
Indien  gelegt.  Dieser  Besitz  wurde  1702  bei 
der  Verschmelzung  der  beiden  damals  bestehen- 
den Kompaguieon  zu  der  United  Company  of 
Merchnnts  trading  to  the  Easl  Indiu  wesentlich 
befestigt. 

Von  den  während  des  spanischen  Erbfolge- 
kri«*ges  gemachten  kolonialen  Eroberungen  be- 
hielt England  im  Frieden  von  Utrecht  1713 
allerdings  nur  Hudsons  Bav,  Acadia,  Neu- 
Schottluml,  Neufundland.  St.  Christophor,  Gi- 
braltar und  Minorca  und  erwarb  das  Monopol, 
jährlich  4800  Negersklaven  nach  «lern  spanischen 
Indien  zu  führen. 

Das  Scheitern  von  Lnws  Mississippiprojekt 
1720  und  der  Schwindel  der  South  Sea  Company 
1711—1720  verschlangen  grosse  Kapitalien. 
Aber  1750  wurden  an  «ler  Goldküste  von  Afrika 
neue  Stationen  angelegt  und  im  Pariser  Frieden 
von  1763  Canada  und  Cap  Breton  von  Frank- 
reich erworben  und  die  französischen  Antillen, 
Grenada,  St.  Vincent,  Dominica  und  Tobago 
förmlich  an  England  überlassen.  Spanien  trat. 
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Florida  ab,  mul  1771  wurden  die  Prinz  Eduard- 
Inseln  in  Verwaltung  genommen. 

Um  die  nordamcrikanischen  Kolouieen  zu 
den  Lasten  der  mächtig  angewachsenen  ong- 
lischen  Staatsschuld  heranziehen  zu  können, 
wurde  1765  die  Stamp  Act  erlassen.  Die  Kolo- 
nisten erklärten  aber  nach  dem  Grundsätze  No 
taxation  without  representation,  keine  Steuern 
an  Grossbritannien  zahlen  und  kein  Stempel- 
papier kaufen  zu  wollen.  Der  Konflikt  wurde 
verschärft  durch  die  Forderung  Georgs  III , in 
den  'amerikanischen  Häfen  eine  Reihe  von  Ein- 
gangszeilen, besonders  von  Theo  zu  erheben. 
Nunmehr  organisierten  die  Kolonieen  unter 
Vorantritt  von  Massachusetts  den  bewaffneten 
Widerstand.  In  dem  Unabhängigkeitskriege, 
in  dem  die  Kolouieen  unter  Führung  George 
Washingtons  die  Unterstützung  Frankreichs 
fanden  und  England  sein  Heer  hauptsächlich 
aus  deutschen  Söldnern  bildete,  fand  1775  bei 1 
Lexington  das  erste  Scharmützel  und  1781  bei 1 
Yorktown  die  entscheidende  Schlacht  statt. 
Aber  erst  im  Frieden  von  Versailles  vom 
3.  September  1783  wurden  die  13  Provinzen, 
die  sich  am  4.  Juli  1776  für  unabhängig  erklärt 
hatten,  als  The  Therteen  United  States  von  seiten 
Englands  anerkannt.  Der  Krieg  hatte  England 
105  Mill.  £ gekostet  und  die  bis  dahin  2537 
Mill.  Mark  betragenden  Staatsschulden  Englands 
auf  4637  Mill.  Mark  anschwellen  lassen. 

Während  dieses  einzigen  grösseren  Ver- 
lustes an  englischem  Kolonialbesitz  in  Nord- 1 
amerika  dehnten  sich  die  Erwerbungen  der 
englischen  ostindischen  Kompagnie  in  Ostindien 
immer  mehr  aus.  Durch  Gouverneur  ('live 
wurde  die  von  Colbert  begründete,  1(564 — 176Ü 
bestandene  französische  Kompagnie  aus  Indien 
verdrängt.  Bengalen.  Behar,  Orissa,  Carnafic,  ] 
Benares,  Guntoor  und  • Circo rs  erworben  und 
dieser  Besitz  20.  November  1782  von  Frankreich 
anerkannt  und  durch  W.  Pitts  India  Bill  1784  die 
East  India  Company  unter  strengere  Aufsicht 
der  englischen  Staatsbehörden  Board  of  Control 1 
gestellt. 

In  Nordamerika  wurde  zu  dieser  Zeit  1784 
Neu-Braunschweig  als  gesonderte  britische  Pro- 
vinz konstituiert  und  in  Afrika  die  Kolonie 
Sierra  Leone  mit  freien,  aus  Amerika  über- 
geführten Negern  besiedelt,  1786  auch  die 
Insel  Penang  in  der  Strasse  von  Malakka,  dieses 
selbst  aber  1735  erworben.  1786  auch  der  1638 
beanspruchte  Besitz  von  Britisch  Honduras  von 
den  Spaniern  anerkannt,  den  letzteren  1737 1 
auch  Trinidad  entrissen. 

Im  Jahre  1788  fasste  England  zum  ersten : 
Mal  festen  Fnss  auf  australischem  Boden 
in  Sydney  Cove. 

Im  Frieden  von  Amiens  1802  musste  es ' 
alle  während  des  Krieges  seit  1793  gemachten  [ 
Eroberungen  wieder  herausgehen,  das  Capland 
an  Holland,  Malta  an  die  Malteser.  Aegypten  an 
die  Türkei  und  behielt  nur  Trinidad  und  Ceylon. 
Dagegen  ging  1814  das  Capland  endgiltig  in  j 
den  Besitz  der  Engländer  über,  und  der  Pariser 
Friede  von  1815  brachte  ihnen  Helgoland, 
Malta  und  die  ionischen  Inseln. 

Die  grösste  Ausdehnung  erhielten  die  eng- 
lischen überseeischen  Besitzungen  erst  im  19.  j 
Jahrhundert,  speciell  unter  der  Regierung  der  j 
Königin  Viktoria  (seit.  1837).  Und  zwar  be- 
durfte es  hierzu  im  Gegensätze  zu  den  beiden  ! 


vorausgegangenen  Jahrhunderten  nicht  mehr 
blutiger  Kriege  mit  europäischen  Mächten. 
Denn  wenn  auch  die  koloniale  Ausdehnung  sich 
zum  Teil  auf  Kosten  des  Nominalbesitzes  älterer 
Kolonialmächte  vollzog,  so  geschah  dies  doch 
auf  dem  Wege  friedlicher  Verständigung.  Im 
wesentlichen  fand  aber  die  britische  Ausdehnung 
auf  Kosten  von  Naturvölkern  und  durch  Unter- 
werfung in  oft  blutigen  Kriegen  einheimischer 
Mächte  statt.  Ueber  die  Ausdehnung  des  eng- 
lischen Besitzes  in  Afrika  s.  o.  Teilung  Afrikas 
8.  153.  ln  Nordamerika  wurden  die  nordwest- 
lichen Territorien  erworben  und  1867  mit  der 
Dominion  of  Canada  vereinigt.  Ganz  Australien 
mit  Neuseeland  und  Tasmanien  wurden  britische 
Kolonieen.  Nordborneo,  das  südliche  Neu-Guinea. 
Fidji  und  zahllose  Inseln  der  Südsee,  zuletzt 
1892  auch  die  Gilbert-Inseln  erworben,  im 
Mittelmeer  die  Insel  Cvpern  auf  Grund  einer 
Konvention  mit  der  Türkei  1878  besetzt,  1842 
und  1861  Hong-Kong  von  China  erworben,  vor 
allem  aber  seit  1858  die  direkte  Verwaltung 
von  Indien  übernommen,  dessen  Grenzen  wesent- 
lich nach  allen  Richtungen  hin  ausgedehnt  und 
die  Herrschaft  über  die  bisher  teilweise  ab- 
hängige!! einheimischen  Fürsten  befestigt.  Wenn 
hierdurch  der  überseeische  Besitz  Englands 
grösser  und  fast  bedeutender  wurde  als  da« 
Mutterland,  so  fand  dies  seinen  Ausdruck  darin, 
dass  die  Königin  von  England  seit  1876  den 
Titel  einer  Km  press  of  India  annahm. 

Ueber  die  Kämpfe,  unter  denen  Grossbri- 
tannien  seine  heutige  koloniale  Weltherrschaft 
dem  wettbewerbenden  Europa  abrang,  sagt 
Ernst  von  der  Brüggen  in  den  Grenzboten  vom 
24.  Mai  1900: 

„Die  Kämpfe,  die  England  zwanzig  Jahre 
lang  gegen  das  republikanische,  dann  das  im- 
perialistische Frankreich  bestand,  trugen  ohne 
Zweifel  zur  Rettung  der  alten  Ordnung  des 
kontinentalen  Europa  sehr  viel  bei.  Aber 
wenn  das  die  Wirkung  nach  dieser  Seite  hin 
war,  so  war  das  eigentliche  Motiv  Englands 
doch  nicht  darauf,  sondern  auf  das  endliche 
Niederzwingen  Frankreichs  in  seiner  ausser- 
kontinentalcn  Stellung  gerichtet,  und  da  mehr 
als  halb  Europa  zu  Zeiten  in  französischer 
Hand  lag,  so  konnte  England  seine  Seeherr- 
scliaft  gegen  mehr  als  halb  Europa  zu  einer 
dominierenden  Höbe  erheben.  Was  es  in  Spanien, 
was  es  bei  Waterloo  gctlian  hat.  verliert  sehr 
an  Bedeutung  im  Vergleich  mit  dem.  was  ihm 
zu  Wasser  gelang.  Während  ganz  Europa  um 
seine  Freiheit  rang,  während  England  in  alter 
Weise  dem  Kontinent  Geld  gab,  damit  man 
sich  untereinander  schwäche,  betrieb  es  seine 
kommerziellen  Geschäfte  durch  die  Zerstörung 
aller  unbequemen  fremden  Flotten  und  die  Weg- 
nahme fremder  Kolonieen.  In  dreizehn  Jahren 
gelang  ihm  folgendes:  1794  zerstört  es  bei  Brest 
eine  französische  Flotte,  1797  zerstört  Sir  Jerris 
bei  Cap  St.  Vincent  die  spanische  Seemacht, 
1797  zerstört  England  bei  Camperdown  die 
holländische  Flotte,  1798  nimmt  Nelson  bei 
Abukir  die  französische  Flotte  weg,  1799  wird 
bei  Texel  der  Rest  der  holländischen  Flotte 
weggenommen,  1801  wird  die  dänische  Flotte 
auf  der  Reede  von  Kopenhagen  überfallen,  ohne 
Erfolg.  1805  zerstört  Nelson  bei  Trafalgar  die 
vereinigten  Flotten  von  Spanien  und  Frank- 
reich, 1806  wird  bei  St.  Domingo  eine  trau- 
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zösische  Flotte  zerstört,  1807  Wegnahme  der 
dänischen  Flotte  im  Hafen  von  Kopenhagen, 
ohne  Kriegserklärung. 

Damit  waren  alle  fremden  Flotten  his  auf 
einige  schwedische  und  portugiesische  Kriegs- 
schiffe ans  der  Welt  geschafft.  Als  es  zum 
ersten  Pariser  Frieden  kam,  war  England  die 
einzige  europäische  Seemacht  nml  im  Besitz 
aller  französischen  und  holländischen,  fast  aller 
dänischen  und  vieler  spanischen  Kolonieen. 
Diese  letzten  gab  England  nun  freilich,  soweit 
sie  in  den  letzten  Kriegen  erobert  wurden,  bis 
auf  Ceylon  und  Helgoland  wieder  heraus,  aber 
es  sorgte  wenig  Jahre  später  dafür,  dass  die 
grossen  romanischen  Kolonieen  in  Südamerika 
und  Mittelamerika  nicht  in  der  Hand  europäischer 
Mächte  blieben,  indem  es  ihnen  zu  der  Aner- 
kennung ihrer  Unabhängigkeit  verhalt. 

Nun  ging  England  in  aller  Buhe  an  deu 
Ausbau  seines  Kolonialreiches  und  die  Siche- 
rung der  gewonnenen  Seeherrschaft,  vorerst  auf 
dem  Mittelmeer.  Den  Eingang  hatte  es  seit 
1713  in  der  Hand,  seit  18!X)  auch  Malta.  Per 
Wiener  Frieden  Hess  die  Dardanellen  frei,  ob- 
gleich noch  1807  eine  englische  Flotte  im  Mar- 
marameer erschienen  war;  denn  damals  war 
nicht  Russland,  sondern  England  für  Konstanti- 
nopel gefährlich.  Als  Russland  eine  Flotte  im 
Schwarzen  Meer  geschaffen  hatte,  kehrte  sich 
das  Interesse  um,  und  1841  schloss  der  Meer- 
engen vertrag  den  Ansgang  zum  Mittelmeer  für 


huid  ans  werden  Ostsee  und  Nordsee  bewacht, 
an  der  atlandischen  Küste  ist  nach  dem  Ver- 
schwinden der  spanischen  Flotte  nur  Frankreich 
ein  möglicher  Gegner,  im  Mittelmeer  hat  Eng- 
land die  weitaus  stärkste  maritime  Stellung,  da 
es  die  beiden  wichtigsten  Zugänge  in  der  Hand 
hält  und  Italien  von  der  Seeseite  her  sehr  ver- 
wundbar ist.  Es  ist  die  Umkehr  der  bewaff- 
neten Neutralität:  Europa  ist  dauernd  im  Zu- 
stand der  Blockade  durch  die  englische  See- 
macht. So  lange  die  Kontinentalmächte  nicht, 
ob  vereinzelt  oder  durch  Koalition,  eine  Flotte 
aufbringen,  die  der  englischen  einigcriuussen 
gewachsen  ist,  braucht  sich  England  um  Europa 
bei  der  Verfolgung  seiner  außereuropäischen 
Interessen  nicht  zu  kümmern.  Und  das  hat  es 
denn  auch  seitdem  nicht  gethun,  his  auf  den 
I einen  Punkt,  wo  seine  Seemacht  aufhürt,  näm- 
lich Russland,  den  asiatischen  Nachbar  und 
Nebenbuhler.“ 

Di.  Das  Ergebnis  der  kolonialen  Kni- 
wickelung. Das  Ergebnis  der  kolonialen 
Entwickelung  lässt  sieh  dahin  /.usammon- 
fassen,  dass  England  zu  Beginn  seiner  kolo- 
nialen Thätigkeit  ein  kleines  Volk  von  weniger 
als  s»  Millionen  Menschen,  heute  mit  seinen 
Besitzungen  den  siebenten  Teil  der  ganzen 
Erdoberfläche  einuimmt  und  den  fünften 
Teil  der  Menschheit  beherrscht. 


alle,  besonders  aber  für  Russland.  Die  türkisch- 
ägyptische  Seemacht  wurde  1827  hei  Na  varin 
vernichtet  von  England  im  Bunde  mit  Frank- 
reich und  Russland,  was  Wellington  im  eng- 
lischen Interesse  freilich  für  ein  „beklagens- 
wertes Ereignis-4  erklärte.  Der  Krimkrieg  gab 
England  Gelegenheit,  die  russische  Flotte  des 
Schwarzen  Meeres  zu  vernichten,  und  der  Pa- 
riser Frieden  von  1858  verbot,  sie  wieder  her- 
znstellen,  ein  Verbot,  von  dem  sich  Russland 
erst  1871  wieder  befreite.  Unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  ist  es  Russland  wahr- 
scheinlich nur  recht,  wenn  die  Meerengen  ge- 
schlossen bleiben.  Es  wird  den  Meerengenver- 
trag und  die  Bestimmungen  des  Pariser  Friedens 
erst  zerreissen,  wenn  es  selbst  am  Bosporus 
festsitzt  und  den  Durchgang  sperren  kann.  Im 
Jahre  1882  erschien  dann  England  in  Aegypten, 
bombardierte  mit  seiner  Flotte  mitten  im  Frieden 
Alexandria,  und  General  Wolseley  begann  das 
Land  zu  besetzen  und  damit  den  Kanal,  der 
sich  zu  einer  der  wichtigsten  Strassen  des  See- 
verkehrs entwickelte,  in  die  Hand  Englands  zu 
spielen,  ein  Spiel,  das  allmählich  in  eineu  sehr 
ernstlichen  Besitz  sowohl  des  Kanals  als  ganz 
Aegyptens  überging,  aus  dem  sich  England 
heute  sicher  nicht  ohne  den  heftigsten  und 
blutigsten  Widerstand  wird  vertreiben  lassen. 
Als  Russland  1877  wieder  einmal  vor  Konstanti- 
nopel stand,  da  hinderte  der  Meerengenvertrag 
England  nicht,  vor  dein  Goldnen  Horn  mit  einer 
Flotte  zu  erscheinen  und  sich  dann  zu  grösserer 
Sicherheit  gegen  russische  Vorstüsse  im  Berliner 
Frieden  Cypern  abtreteu  zn  lassen. 

Damit  war  das  Werk  einer  weitschanenden 
und  kühnen  Staatskunst  in  seinen  Grundlagen 
gesichert:  rund  um  Europa  hatte  England  so- 
zusagen ein  Schanzwerk  zu  Wasser  errichtet, 
das,  von  einer  grossen  Flotte  verteidigt,  nicht 
leicht  durchbrocheu  werden  konnte.  N on  Eng- 


„Die  Geschichte  Nordamerikas  bildet  den 
Kernpunkt  dieser  glänzenden  Entwickelung,  und 
die  moderne  Gestaltung  Indiens,  Australiens 
und  Afrikas  ist  ein  lebendiges  Zeugnis  dieser 
fort  und  fort  wachsenden  Macht.  Gestützt  auf 
diese  Macht  und  getragen  von  dem  willens- 
kräftigen Mute  der  Nation  erwuchs  Englands 
Welthandel.  „Der  nationale  Handel  folgte  der 
nationalen  Flagge“  (Sir  Julius  Vogel:  Trade 
tends  to  follow  the  itag);  die  Überseeische  Politik 
eröffnet«  der  nationalen  Produktion  stets  neue 
Absatzgebiete;  dadurch  erstarkte  Englands  wirt- 
schaftliche Kraft,  und  mit  ihr  wuchs  wiederum 
der  Handel  der  Nation.  So  dehnte  sich  iu 
steter  Wechselwirkung  Englands  Wohlstand  im 
Innern  und  seine  Macht  nach  aussen  zu  ge- 
waltigen Dimensionen  aus,  bis  endlich  der  Brite 
unter  den  Völkern  aller  fremden  Weltteile  zum 
Typus  des  Europäers  wurde.  Die  englische 
Sprache  vermittelte  und  vermittelt  auch  meist 
heute  noch  den  internationalen  Verkehr  zwi- 
schen den  entfernten  Erdteilen  und  zwischen 
den  verschiedenen  Rassen  des  Menschenge- 
schlechts. Das  Prestige  der  Oivilisation  in 
Amerika  und  Asien,  in  Australien  und  Afrika 
war  damit  angelsächsisch  geworden.  Zerfiele 
jetzt  dies  Weltreich,  nähmen  die  überseeischen 
Provinzen  Großbritanniens  eine  feindliche  Hal- 
tung gegen  das  Stammland  an  und  verweigerten 
sie  auch  eine  einheitliche  Konföderation  mit 
demselben : bliebe  dann  die  britische  Seemacht 
selbst  die  erste  der  Welt,  so  würde  dennoch 
England  ohne  seine  überseeischen  Reiche  nur 
als  eine  Macht:  zweiten  oder  dritten  Ranges 
gelten.  Bisher  freilich  ist  noch  das  britische 
Reich  die  großartigste  nationalpolitische  Er- 
scheinung auf  dem  ganzen  Erdbälle,  die 
grandioseste  Schöpfung  des  NVelthandelsgeistes 
seit  Anbeginn  aller  Kulturentwickelung  der 
Menschheit."  (Hitbbe-Schleiden.) 
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Die  Briten  haben  dies  erreicht,  obgleich 
ihnen  fast  jedes  Verständnis  und  Geschick 
fflr  die  Kultivation  niedriger  stehender  Völ- 
ker fehlt.  »Sie  haben  durch  ihre  schwach- 
willige Politik  Indien  nur  bis  an  «len  Hand 
des  Bankerottes  gebracht  und  sehen  dabei 
doch  in  verblendetem  Hochmut  auf  das 
kleinere  Nachbarland  herab,  welches  ihnen 
auf  diesem  Felde  thatsächlich  sehr  weit 
voraus  ist,  Niederland.«  Es  fehlt  dem  Eng- 
länder die  Anpassungsfähigkeit  an  fremde 
Eigentümlichkeit,  die  dem  Niederländer,  dem 
Deutschen  und  auch  dem  Russen  es  ermög- 
licht, Naturvölker  zu  erziehen  und  umzuge- 
stalten. Die  englische  Kolonialpolitik  hat 
zwar  Grundsätze,  die  dem  englischen  National- 
charakter fremd  sind.  Sie  will  die  Eigen- 
tümlichkeiten der  Eingeborenen  möglichst 
schonen.  Und  sie  bethätigt  dies  durch  das 
Bestehenlassen  der  vorhandenen  Gesetze  in 
denjenigen  Kolonieen.  die  früher  Frankreich, 
Spanien  oder  den  Niederlanden  gehörten, 
durch  Schonung  der  Sitten,  Gewohnheiten 
und  religiösen  Anschauungen  seiner  zahl- 
reichen mohammedanischen  und  hindos- 
tanischen  Unterthanen  und  durch  oft  zu 
frühe  Einräumung  politischer  Rechte  an 
Eingeborene  und  der  Selbstverwaltung  in 
solchen  Gebieten,  in  denen  die  euivjtäisehen 
Einwanderer  «lie  Minderheit  bilden. 

Aber  eine  «lauernde  englische  Kultur 
vermag  der  Engländer,  der  von  seiner  Eigen- 
art nie  etwas  aufgiebt,  nur  da  aufzurichten, 
wo  er  durch  britische  Masseneinwanderung 
«lie  Eingeborenen  zurückdrängt,  wie  in 
Australien,  oder  wo  es  ihm  gelingt,  andere 
europäische  Bevölkerungsbruchteile  zu  angli- 
sieren, wie  in  Nordamerika  und  Südafrika. 
Hier  zeigt  der  Engländer  seine  Stärke  als 
Kolonisator,  und  auf  diesem  Gebiete  über- 
ragen «lie  Leistungen  des  englischen  Volkes 
alle  kolonisatorischen  Leistungen  aller  Zeiten, 
so  dass  Sir  Charles  W.  Dilke  (Greater  Britain. 
London  1808)  sagen  durfte: 

„Ich  folcrte  «lein  Genius  Englands  rings  um 
«lie  Welt:  überall  befand  ich  mich  unter  eng- 
lisch redenden  Menschen  oder  in  englisch  re- 
gierten Ländern.  Obwohl  ich  benieikte.  dass 
Klima  und  Btxlenbeschaffenlmit.  «lass  Sitten  und 
Lebensgewohnheitou,  dass  namentlich  auch  die 
Vermischung  mit  anderen  Volkstypen  das  eng- 
lische Blut  modifiziert  hatten,  so  sah  ich  «loch, 
dass  im  wesentlichen  die  Rasse  überall  nur 
eine  war. 

Der  Gedanke,  welcher  sich  mir  bei  all 
meinen  weiten  Reisen  aufdrängte,  als  mein 
steter  Begleiter  und  Führer — als  der  Schlüssel, 
welcher  mir  «las  Verständnis  alles  dessen  er- 
schloss, was  mir  in  befremdend  neuen  Landen 
rätselhaft  und  wunderbar  erschien  — war  der 
überwältigende  Eindruck  von  der  Grösse  unseres 
Stammes,  der  schon  jetzt  den  Erdball  umspannt 
und  wohl  bestimmt  ist.  einst  denselben  ganz 
zu  erfüllen. 

In  Amerika  werden  die  Völker  der  Erde 


zu.xammengesehmolzen.  aber  sie  werden  in  eine 
englische  Form  gebracht.  Es  ist  das  Recht 
Alfreds  des  Grossen  und  «lie  Sprache  Ohaucers, 
welche  sie  beherrschen,  sie  mögen  wollen  o«ler 
nicht.  Man  sagt  wohl.  England  werde  einst 
für  sieh  den  Ruhm  in  Anspruch  nehmen,  jen- 
seits des  Meeres  neue  Englamle  in  grösserem 
M assstabe  geschaffen  zu  haben.  Man  übersieht 
aber,  dass  unser  Stamm  schon  jetzt  viel 
Grösseres  vollbracht  hat  als  die  Kolonisation 
überseeischer  Länder : er  hat  seine  eigenen  Kul- 
tnrformen  «len  Söhnen  Deutschlands,  Irlands, 
Skandinaviens,  Frankreichs  mul  Spaniens  auf- 
geprägt. Durch  das  Gebilde  Nordamerikas 
reuet  England  zu  der  Welt. 

Die  Entfaltung  «les  Alt-Englavul  der  Elisa- 
beth ist  nicht  im  Grossbritannien  der  Viktoria 
zu  suchen;  es  findet  sich  vielmehr  in  der  Hälfte 
aller  bewohnbaren  Länder  unseres  Planeten. 
Wenn  mau  ans  Höflichkeit  zwei  kleine  Inseln 
„Gross“  nennt,  dann  sind  Amerika.  Australien, 
Indien  offenbar  ein  ..Grösseres  Britannien“. 

Wenn  die  englische  Sprache  am  Endo 
des  1").  Jahrhunderts  von  wenig  mehr  als 
ij  Millionen  Menschen  gesprochen  wurde, 
zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  von  etwa 
40  Millionen,  wenn  es  heute  fast  lofl  Millionen 
Angelsachsen  giebt  und  «lie  englische  Sprach«1 
die  offizielle  Landessprache  für  mehr  als 
300  Millionen  Menschen  und  ebenso  die 
Weltsprache  für  «len  internationalen  Verkehr 
ist.  wie  früher  das  Lateinische  und  später 
das  Französische,  so  ist  «lies  weder  der  eng- 
lischen Sprache  seihst  noch  der  englischen 
Litteratiir  noch  auch  dem  englischen  Geiste 
zu  danken,  sondern  lediglich  «lor  koloni- 
satorischen starkwilligen  Thätigkeit  des  eng- 
lischen Volkes. 

Die  englische  Kolonial politi k ist  fest 
auf  die  Errichtung  einer  englischen  Welt- 
herrschaft gerichtet.  Sie  giebt  deshalb 
einmal  Erworbenes  niemals  freiwillig  auf 
und  hält  nichts  für  zu  unl>edcutend,  um  es 
nicht  zu  erwerben.  Sie  leitet  dabei  ihr 
Erwerbungsrecht  einfach  aus  dem  Bedürfnis 
ab.  Um  den  Seeweg  nach  Indien  zu  sichern, 
brauchte  England  «las  Caplancl  und  es  er- 
warb es:  und  als  der  Suezkanal  diesen  Weg 
nach  Indien  auf  eine  andere  Linie  verlegte, 
begnügte  es  sieh  nicht  bei  dem  Schutze 
derselben  durch  Gibraltar  und  Malta,  sondern 
erwarb  auch  Cyperii,  besetzte  Aegypten  und 
kaufte  die  Uauptnuteile  des  Kanals  selbst. 
Wie  bei  «lor  Bildung  aller  Weltreiche 
zwangen  oft  auch  Unruhen  an  den  Reichs- 
grenzen  zur  Besetzung  und  dann  dauernden 
Erwerbung  solcher  Grenzgebiete.  Nicht 
minder  war  besonders  in  Indien  die  Eifer- 
sucht auf  konkurrierende  Mächte  (Russland 
und  China)  bestimmend  für  die  Aufsaugung 
von  Nachbarländern.  Die  Erweiterung  des 
englischen  Kolonialbesitzes  wird  nicht  eher 
zum  Stillstand  kommen,  bis  der  ganze  un- 
kultivierte Teil  der  Erde  unter  die  Kultur- 
müchte  aufgeteilt  ist  oder  bis  einzelne  grosse 
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Gebiete  abfalleil  (Indien  und  Canada)  «»der 
sich  emaneipieren  (Australien  und  Südafrika) 
oder  bis  das  ganze  Weltreich  zusammen- 
bricht. 

Bei  der  Erwerbung  und  ersten  Kulti- 
vation  neuer  Kolonial  gebiete  hat  sieh  das 
britische  Reich  als  solches  von  jeher  und 
bis  jetzt  möglichst  zurückgehalten  und  pri- 
vate Erwerbs-  und  Missionsgesellschaften 
vorangeschickt,  um  von  etwaigen  ersten 
Misserfolgen  direkt  nicht  berührt  zu  worden. 
Dagegen  räumte  die  Regierung  diesen  Kr- 
werbsgesellschaften  weitgehende  Privilegien 
(Charters)  ein  und  gewährte  ihnen  unum- 
schränkten internationalen  Schutz.  Später 
bediente  sich  das  Mutterland  zur  Erweite- 
rung «les  Kolonialbesitzes  vielfach  auch 
der  Vermittelung  der  Kolonialregierungen 
(Australien  in  der  Südsee,  Capland  in  Süd- 
afrika). 

I )ie  M ittel  der  Horrschaftsaus- 
ü bnng  über  die  Kolonieen  waren  weniger 
als  bei  anderen  Kolonialstaaten  militärische, 
sondern  mehr  wirtschaftliche.  Dieses  kolo- 
niale Herrschaftssystem  hatte  seinen 
energischsten  Ausdruck  und  sein  erfolg- 
reichstes Hilfsmittel  in  der  Navigationsakte 
(1).  Oktolier  l(»öl).  Diese  brach  nicht  nur 
die  Vorherrschaft  Hollands  zur  See  und 
machte  die  Industriemächte  Europas  Eng- 
land tributpflichtig,  sondern  erhielt  auch  die 
Kolonieen  selbst  in  kommerzieller  Abhängig- 
keit. Hinzu  trat  noch  die  Verhinderung 
industrieller  Entwickelung  der  Kolonialländer, 
ja  die  grausame  Zerstörung  vorhandener 
Industrieen,  wie  in  Indien.  Während  diese 
grossen  Massregeln  nicht  nur  der  Ausfluss 
des  krassesten  Egoismus  waren,  sondern 
auch  in  dem  rigorosesten  Masse  gehandhabt 
wurden,  machte  die  englische  Politik 
humanen  Grundsätzen  möglichste  Kon- 
zessionen (Aufhebung  und  Bekämpfung  der 
Sklaverei,  Gesellschaften  zum  Schutze  der 
Eingeborenen)  und  sorgte  durch  Massregeln 
des  Verkehrs  und  der  Polizei  für  das  mög- 
lichste materielle  Wohlbefinden  der  Kolonial- 
bevölkerungen.  Ein  wesentliches  Mittel  zum 
Gelingen  der  wirtschaftlichen  Seite  kolo- 
nialer Unternehmungen  war  auch  jederzeit 
das  kühne  Wagen  grosser  Kapitalien  des 
reichen  Mutterlandes  mit  niederem  Zinsfuss 
in  den  kapitalarmen  Kolonial  ländern  mit 
nalurgemäss  hohem  Zinsfuss.  Soweit  es  sich 
um  aussertropisehe  Gebiete  handelte,  kam 
als  wirksame  Massregel  sowohl  im  Interesse 
der  Herrschaft  als  in  demjenigen  der  Kultur 
die  Unterstützung  der  europäischen,  insbe- 
sondere der  britischen  Einwanderung  hinzu. 
England  hat  hierbei  nicht  nur.  wie  gewöhn- 
lich hervorgehoben  wird,  seine  Zuchthäuser 
und  Armenhäuser  geleert  und  die  über- 
zählige Bevölkerung  Irlands  abgestossen, 
sondern  Regierung  und  Private  haben  auch 


grosse  Mittel  aufgewandt,  um  tüchtigeu 
Auswanderern  die  Auswanderung  zu  ermög- 
lichen. die  ja  für  Grossbritannien  nicht,  wie 
z.  B.  für  Deutschland,  eine  Emigration,  son- 
dern eine  Transmigration  war. 

Wenn  der  Grundgedanke  in  der  Geschichte 
der  neueren  Kolonialpolitik  nach  Roscher  ihr 
stufen  weiser  U ebergang  von  Beschränkung  zur 
Freiheit  ist.  so  hat  allein  das  englische 
Kolouialsysteui  diese  Entwickelung  von  An- 
fang bis  zum  Ende  durchgemacht.  I >as  spanische 
un«l  portugiesische  System  hatte  die  Beschrän- 
kung noch  in  keiner  Weise  abgelegt,  als  die 
Kolonialmacht  dieser  Länder  überhaupt  im 
wesentlichen  zusannnenbrach.  Das  holländische 
Kolonialsystem  strebt  zwar  der  Freiheit  zu.  bat 
aber  noch  viele  an  sieh  gerechtfertigte  Reste 
der  Gebundenheit  an  sieh.  Nur  das  englische 
System  hat  zunächst  im  17.  Jahrhundert  bis 
zur  vollen  Durchführung  des  Merkantilsystems 
im  Jahre  H588  die  Beschränkung  der  Kolouial- 
wirtsehaft  bis  auf  «las  Unsserste  gesteigert,  um 
daun  allmählich  und  endlich  in  Veranlassung 
«les  Abfalles  der  Vereinigten  Staaten  in  lel>- 
haftcrem  Tempo  die  Kolonieen  von  allen  künst- 
lichen Fesseln  zn  befreien. 

Während  aber  das  spanische  System  seine 
Beschränkungen  auf  «las  gesamte  koloniale 
Leiten.  das  geistige,  staatliche,  wirtschaftliche 
und  kommerzielle  erstreckte,  beschränkte  sieh 
das  englische  auf  «lie  Fesselung  von  Handel 
mul  Gewerbeticiss  der  Kolonieen  zu  Gunsten  des 
Heimatlandes  uml  räumte  den  Kolonisten  im 
übrigen  schon  von  vorn  herein  weitgehende  Frei- 
heiten ein.  Die  Massregeln  zur  Einschränkung 
des  Aussenhandels,  der  Reederei  und  der  In- 
«lustrie  in  den  Kolonieen  verkörperten  sielt  in 
den  Gesetzen,  <li«*  die  Gedanken  «1er  Navigations- 
akte weiter  Ausbauten.  Hiernach  sollten  «litt 
Kolonieen  möglichst  gar  keine  Reederei  und 
keineu  Gewerbfleiss  haben  und  sieh  auf  die  Er- 
zeugung von  Rohstoffen  für  den  englischen 
Markt  beschränken. 

In  Bezug  auf  «lie  Grundsätze  des  Staat  s- 
reehts  und  der  Verwaltung  ist  die  Deeentrali- 
sierung  des  17.  Jahrhunderts  im  1H.  Jahrhundert 
durch  eine  (’entralisierung  abgelüst  worden,  um 
im  Hi.  Jahrhundert  erneut  einer  mit  Selbstver- 
waltung verbundenen  Deceutralisiemng  Platz 
zu  machen.  Im  17.  Jahrhundert  zerfielen  die 
Kolonieen  in  Eigentümer-,  Freibriefs-  und  Krou- 
kolonieen  (Proprietary-.  Charter-  und  Crown- 
Colonies).  DU-  ersten*»  lieiden  entstanden  durch 
Landsehenkungeu  von  ungeheuerem  Umfang 
und  l'eherlassnng  von  Hoheitsrechten  an  private 
Obereigent  inner  (z.  B.  Penn  Obereigentümer  von 
Pennsylvanieii)  oder  an  mit  Freibriefen  ausge- 
stattete Ansiedelungsgesellsehaften  (z.  B.  «lie 
London- Adventnrers  und  «lie  Ptymouth- Adven- 
tlire rs  in  Virginien). 

Im  18.  Jahrhundert  wurden  aber  Privaten 
sowohl  als  Gesellschaften  ihre  Privilegien  ent- 
zogen und  «lie  Kolonieen  sämtlich  als  Kron- 
kolonieen  der  Staatsgewalt  direkter  unterstellt, 
um  zum  Teil  später  autonome  Verfassungen  zu 
erhalten. 

Von  dem  spanischen  unterscheidet  sich  «las 
englische  System  aber  auch  dadurch,  «lass  es. 
in  Amerika  und  in  Australien  wenigstens,  fast 
nichts  mit  der  Erziehung  der  Eingeborenen  zu 
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thnn  hatte.  Diese  wurden  vielmehr  verdrängt, 
das  Land  galt  als  herrenlos.  Und  so  bildeten 
nicht  die  Eingeborenen,  sondern  das  Land  selbst 
das  Objekt  der  Kultivierung.  In  Ostindien  da- 
gegen, im  Caplund  und  zürn  Teil  in  Neusee- 
land musste  sieli  das  englische  System  in  der 
Behandlung  der  Eingeborenen  mehr  dem  spani- 
schen nähern. 

In  der  Besiedelnngstechnik  's.  oben  S.  147) 
hat  England  unter  dem  Einfluss  von  Merivale 
und  Wakefield  gestanden,  aber  erst  dann  Her- 
vorragendes geleistet,  als  es  die  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gemachten  Erfahrungen  in 
Bezug  auf  die  Parzellierung  und  Veränsserung 
des  Grund  und  Bodens  an  die  Kolonisten  ver- 
wertete. 

In  «ler  Agrarpolitik  hat  es  vergebens  die 
Bildung  von  Latifundien,  die  Landspekulationen 
und  den  Grosskapitalismus  durch  zahllos«*  Lanil- 
gesetze  zu  bekämpfen  versucht.  In  Bezug  auf 
«las  Grundbuch  wesen  ist  allmählich  die  im  Jahre 
1855  in  Sudaustralien  eingeführte  sogen.  Torrens- 
akte  (Sir  Robert  Torrens)  massgebend  geworden, 
«lie  ihrerseits  eine  Nachbildung  «les  jireussischen 
Grundbuchrechtes  war.  Sie  hat  eine  grössere 
Rechtssicherheit  und  eine  Mobilisierung  des 
Grund  und  Bodens  herbeigeführt. 

17.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Eng- 
lands. In  Bezug  auf  den  staatsrecht- 
lichen C h a r a k t er  der  grossbritannischen 
Besitzungen  lässt  sich  folgendes  System  auf- 
stell«‘ii : 

I.  Das  Kaisertum  Indien. 

II.  Kolonieen. 

1.  Kolonieen,  die  nur  von  einem  Gou- 
verneur verwaltet  werden. 

2.  Kolonieen  mit  einem  Legislativ- 
Counzil : 

a)  das  Legislativ  - Couuzil  besteht 
nur  aus  ernannten  Mitgliedern 
(L.-Cn.); 

b)  das  Legislativ -Council  besteht 
zum  Teil  auch  aus  gewählten 
Mitgliedern  (L.-Cw.). 

3.  Kolonieen  mit  Repräsentativ  Verfas- 
sung: 

a)  Kepräsentativverfassnng  ohne 
verantwortliche  Regierung(Repr.- 
V erf.) ; 

b)  Repräsentativverfassung  mit  ver- 
antwort 1 icher  K olon  ial regierung 
(Ronr.-Verf.  m.  v.  R.): 

er)  Einheitliche  Kolonieen; 

J)  Föderativkolon ieon  (nur  Cana- 
da). 

4.  Chartorkolonieen , die  von  Privat- 
gesellschaften mit  königlichen  Frei- 
briefen (Charter)  verwaltet  werden. 

III.  Schutzgebiete  (Prot.). 

IV.  Besitzungen  ohne  eigentli«*he  Kolonial- 
venvaltung  und  ohne  Zugehörigkeit  zu 
einer  Kolonie. 

V.  Gebiete,  die  nur  auf  Zeit  an  die  bri- 
tische Regierung  abgetreten  sind  und 
von  dieser  verwaltet  werden  (nur  Cy- 
pern). 


Die  Central  Verwaltung  des  bri- 
tischen Kolonialreiches  erfolgte  früher  durch 
Kommissionen  des  Geheimen  Rates  (Com- 
mittee for  the  Plantations  oder  Council  of 
foreign  Plantations),  seit  17(18  und  erneut 
seit  1854  durch  einen  besonderen  Staats- 
sekretär und  ein  Kolonialamt  (Colonial  Office). 
Seit  Aufhebung  der  britisch-ostindischen 
Kompagnie  1858  wurde  auch  für  Indien  ein 
Staatssekretär  und  ein  India  Office  bestellt 
Die  grösseren  Kolonieen  unterhalten  ihrer- 
seits in  London  eine  Art  von  Gesandten 
oder  Agenten  bei  der  Ceotralregierung  (Crown 
agents  for  the  Colonies).  In  gewissen  Be- 
ziehungen zu  diesen  steht  das  Emigrants' 
Information  Office. 

Im  Parlament  besitzen  dagegen  weder 
Indien  noch  die  eigentlichen  Kolonieen  eine 
Vertretung.  Die  Frage,  ob  dem  britischen 
Mutterlande  gemeinsam  mit  seinen  Kolonieen 
eine  Bundesverfassung  zu  geben  sei,  wird 
neuenlings  vielfach  erwogen  und  für  die 
Bejahung  durch  die  1884  begründete  Imperial 
Federation  League  agitiert.  Als  Organ  einer 
Imperial  Confederation  ist  ein  Federal  Council 
geilacht,  «las  aus  den  Vertretern  der  ein- 
zelnen  Kolonieen  zu  bihlen  wäre  und  die 
Rechte  des  Parlamentes  für  Kolonialsachen 
zu  erhalten  hätte.  Zunächst  scheint  man 
nur  eine  handelsjwlitische  Vereinigung  Com- 
mercial  Union  für  ausführbar  zu  halten.  Die 
Bewegung  ist  aber  auf  die  Organisation 
eines  Weltreiches  britischer  Zunge,  eines 
Greater  Britain  gerichtet.  Zunächst  haben 
diese  Bestrebungen  im  Jahre  1900  zu  einem 
Zusammenschluss  der  Kolonieen  Neu-Süu- 
Walcs,  Victoria,  Queensland,  Südaustralien 
und  Tasmanien  zu  einem  Australischen 
Bund  geführt.  (D.  Kol.-Ztg.  1 !>( m i?  S.  335). 

An  der  Spitze  der  örtlichen  Ver- 
waltung einer  Kolonie  steht  gewöhnlich 
ein  Gouverneur;  manchmal  auch  ein  Chef- 
gouverneur (Governor-in-Chief)  oder  ein 
Gencralgouverneur  (Governor-Goneral).  Die 
letzteren  beiden  Titel  werden  an  Gouver- 
neure gegeben,  unter  deren  Oberleitung 
mehrere  Kolonieen  vereinigt  sind.  Ein 
Governor-in-Chief  führt  die  Verwaltung  der- 
jenigen Kolonie,  in  welcher  er  wohnhaft  ist ; 
in  «len  seiner  OI«e raufsieht  unterstehenden 
übrigen  Kolonieen  ein  Gouverneur-Leutnant 
(Lieutenant-Governor)  oder  in  einzelnen 
Fällen  ein  Administrator  oder  Ratspräsident. 
Generalgouverneure  sind  gegenwärtig  in 
Canada,  Jamaica,  auf  «len  Windward-Inseln, 
auf  den  Leward-Inseln  und  in  Westafrika; 
jedes  dieser  Generalgouvernements  umfasst 
mehrere  Kolonieen. 

Der  Gouverneur,  als  der  Vertreter  der 
Königin,  hat  auch  Macht  über  die  Truppen, 
er  kann  unter  seiner  Verantwortung  darüber 
verfügen;  nur  ist  er  gehalten,  von  allen 
Massnahmen  sofort  den  Trupj>enkominan- 
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«lauten  in  Kenntnis  zu  setzen.  Der  Gouver- ! 
neur  bestimmt,  für  welche  Aufgaben  und  in 
■welchem  Umfange  die  militärischen  Ope- 
rationen vorgesehen  werden  sollen.  Die 1 
Ausführung  der  Details  bleibt  dagegen  dem 
Truppenkommandanten  überlassen.  Ausser 
den  Generalbefugnissen  der  Gouverneure, 
die  in  allen  Stücken  ziemlich  weit  reichen; ; 
erhalten  dieselben  besondere  Instruktionen ; 
bei  Antritt  ihres  Amtes. 

Die  Körperschaften  für  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  werden  entweder  gewählt 
oder  berufen  oder  zum  Teil  gewählt  und 
zum  Teil  berufen.  Gesetzgebende  Käto 
( legislative  Councils),  welche  durch  die 
Krone  ernannt  werden,  bestehen  gewöhnlich 
aus  (len  höheren  Beamten  (offizielle  Mit- 
glieder) und  aus  einer  ernannten  Anzahl 
Brivatjiersoncu  (nicht  offizielle  Mitglieder). 
Das  Verhältnis,  in  welchem  Umfange  Privat- 
personen Sitz  und  Stimme  haben,  ist  in  den 
Kolonieen  sehr  verschieden;  es  beruht  das 
auch  vielfach  auf  erworbenem  Rechte.  Durch 
königliche  Verordnung  ist  für  jede  Kolonie 
der  Gescliäftsgang  vorgeschrieben. 

In  denjenigen  Kolonieen,  die  keine  Volks- 
vertretung haben,  ruht  die  Gesetzgebung 
beim  Gouverneur.  In  Kolonieen  mit  ver- 
antwortlichem Gouvernement  und  Repräsen- 
tati Verfassung  hat  der  Gouverneur  das 
Vetorecht  gegen  Gesetze,  die  von  anderen 
Körperschaften  beraten  und  angenommen 
sind : ohne  seine  Zustimmung  ist  kein  Gesetz 
gütig.  Die  Krone  hat  sich  das  Recht  ge- 
wahrt, auch  ein  Gesetz  zu  verwerfen,  das 
mit  Zustimmung  des  Gouverneurs  publiziert 
wurde;  verwirft  die  Krone  ein  Gesetz,  so 
gilt  dasselbe  als  aufgehoben  vom  Tage  der 
Bekanntgabe  der  Verwerfung  in  der  Kolo- 
nie. Wenn  die  Krone  ein  Gesetz  verwirft 
oder  ihre  Zustimmung  zu  einer  Bill  versagt, 
die  von  einer  Kolonie  mit  Reprüsentativ- 
verfassung  ausgeht,  so  muss  die  Ablehnung 
durch  Order  in  Council  gezeichnet  werden ; 
für  die  Kronkolonieen  wird  Annahme  oder 
Ablehnung  eines  Gesetzes  durch  einfache 
Depesche  notifiziert. 

Neben  dem  Gesetzgebenden  Rat  (Legis- 
lative Council)  ist  in  den  Kolonieen  meistens 
auch  ein  Verwaltuugsrat  (Executive  Council) 
in  Wirksamkeit,  in  einzelnen  Fällen  sind 
auch  beide  vereinigt.  Die  Aufgabe  des  Ver- 
waltungsrates ist  die  Unterstützung  des 
Gouverneurs  in  Verwaltungsangelegenheiten, 
ln  Kolonieen  mit  verantwortlichem  Gouverne- 
ment beruft  der  Gouverneur  in  den  Verwal- 
tungsrat nur  solche  Männer,  welche  das 
Vertrauen  der  Assembly  besitzen,  analog 
den  Verhältnissen  im  Mutterlande.  In  an- 
deren Kolonieen  besteht  der  Verwalt ungsrat 
aus  offiziellen  und  nicht  offiziellen  Mit- 
gliedern. die  ihn;  Instruktion  vom  Gouver- 


neur empfangen,  oder  durch  Ermächtigung 
seitens  der  Krone. 

Fast  die  Hälfte  der  stehenden  gross- 
britannischen  Armee  befindet  sich  schon  in 
Friedenszeiten  im  Kolonialdienste.  Von  dem 
bescheidenen  Sollbestand  dieser  Armee  im 
Jahre  1899  von  258010  Mann  stehen  nur 
133320  in  den  Garnisonen  des  Vereinigten 
Königreichs  und  124684  in  den  Kolonieen 
und  Besitzungen,  nämlich  in  Indien  73  157, 
Malta  10721,  Cap  und  Natal  8879,  Gibral- 
tar 5105,  Hongkong  4756,  Aegypten  4404, 
Mauritius  3840,  Antillen  3304,  Bermuda 
2072,  Westküste  von  Afrika  1857,  Canada 
(Halifax)  1817.  Ceylon  1789,  Singapore  16S3, 
St.  Helena  773,  Cypern  135. 

Danebeu  hat  Indien  eine  besondere  Armee 
von  2834  englischen  Offizieren  und  124970 
indischen  Offizieren  und  Mannschaften  sowie 
eine  Polizei  von  100 000,  ebenfalls  teilweise 
mit  britischen  Offizieren.  Canada  hat  eine 
NI  iliz  von  37359  Mann,  die  australischen 
Kolonieen  etwa  280U0  Mann  eigene  Trupj>eu. 
Fast  alle  Kolonieen  besitzen  einheimische 
Polizeisoldaten  unter  englischen  Offizieren. 
Zum  Schutze  der  Kolonieen  und  Besitzungen 
dient  aber  vor  allem  die  gewaltige  britische 
Flotte.  Auch  besitzen  Canada  und  Austra- 
lien mehrere  eigene  Kriegsfahrzeuge. 

Zu  den  leasten  des  Mutterlandes  für 
Armee  und  Flotte,  welche  sich  für  erstere 
auf  20,  für  letztere  auf  24  Millionen  f be- 
laufen, leisten  einige  Kolonieen  Zuschüsse 
im  Gesamtbeträge  von  213400  £.  Ausser- 
dem giebt  aber  Indien  allein  für  seine  Armee 
23  Millionen  £ aus. 

Wenn  man  von  diesen  Aufwendungen 
für  Heer  und  Flotte  absieht  und  von  den 
Kosten  des  diplomatischen  und  consularen 
Dienstes  für  das  Reich,  auch  von  den  Special  - 
kosten  zur  Unterdrückung  des  Sklaven- 
handels, so  kennt  der  Haushalt  des  Jahres 
1899 — 1900  an  Ausgaben  für  Kolonialzwecke 
nur  den  bescheidenen  Betrag  von  1458840 
£,  da  die  Kolonieen  die  Kosten  für  ihre  Ver- 
waltung grundsätzlich  selbst  zu  tragen  Italien, 
insbesondere  diejenigen,  die  sich  einer  Selbst- 
verwaltung erfreuen.  Freilich  trägt  das 
Mutterland  allein  die  Kosten  für  die  gewal- 
tige Reichsschuld.  Der  Stand  derselben  be- 
trug 1891  084070959  £ und  die  Ausgaben 
für  deren  Verzinsung  25207000  £.  Ein 
grosser  Teil  dieser  Schulden  ist  bekanntlich 
entstanden  durch  die  Kriege,  welche.  Eng- 
land zur  Erwerbung  und  zur  Sicherung 
seines  Kolonialbesitzes,  freilich  auch  1775 
bis  1784  zur  Bekämpfung  der  aufständischen 
nordamerikanischen  Provinzen  und  1857  zur 
Bekämpfung  des  ostindischen  Aufstandes 
führte.  Der  südafrikanische  Krieg  der  Jahre 
1899 — 1900  dürfte  die  obengenannte  Schul- 
denlast um  mehr  als  eine  Milliarde  Mark 
erhöht  Italien. 
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Bei  dieser  Sachlage  ist  viel  darüber  ge- 
stritten worden,  ob  die  englischen  Kolooieen 
Ueberschüsse  an  das  Mutterland  abführen 
oder  Zuschüsse  verlangen.  Dieser  Streit  ist 
aber  ein  ganz  müssiger.  Denn  thatsächlich 
ist  der  Gewinn,  den  das  englische  Volk  in 
seiner  Gesamtheit  und  einzelne  Mitglieder 
desselben  aus  den  auswärtigen  Besitzungen 
beziehen,  direkt  und  indirekt  ein  enormer 
und  übersteigt  bei  weitem  etwaige  rechne- 
rische Zubussen  des  Haushaltes.  So  fliessen 
allein  von  den  98t)  Millionen  Kopien  der 
Ausgaben  des  indischen  Budgets  etwa  der 
vierte  Teil  nach  England,  darunter  gegen 
30  Millionen  Rupien  an  Zinsen  und  58 
Millionen  Rupien  an  Pensionen. 

Trotz  des  Verlust«1*  der  Vereinigten  Staaten 
ist  der  Kolonialbesitz  Englands  auf  dem  nord- 
amerikanisch e n Kontinent  noch  heute  ein 
grosser  und  wichtiger,  ln  den  durch  die  British 
North  American  Act  1867  unter  dem  Namen 
Dominion  of  Canada  zusammengefassten 
britischen  Besitzungen,  die  eine  der  deutschen 
Reichsverfassung  ähnliche  föderierte  Gliederung 
in  7 Provinzen,  die  Territorien  und  die  Arctic 
Islands  haben,  besitzt  England  ein  von  Meer 
zu  Meer  reichendes  Gebiet,  das  seit  Vollendung 
der  canadisehen  Pacitikeisenbahu  eine  grosse 
strategische  und  weltverkehrliche  Bedeutung 
hat,  indem  es  einen  Weg  zwischen  Europa  und 
Asien  bezw.  zwischen  England  und  Indien  un- 
abhängig vom  Suezkanal  unter  englischer  Bot- 
mässigkeit  erhält.  Früher  durch  sein  Rauch- 
werk von  massgebender  Bedeutung  für  den 
Welthandel,  beginnt  Canada  jetzt  einen  wesent- 
lichen Anteil  an  der  Versorgung  Europas  mit 
Getreide  zu  übernehmen.  Die  Zahl  der  Indianer 
ist  auf  125000  znrückgegangcn.  Ein  Teil  der 
Bevölkerung  hat  aus  der  Z«*it  der  Herrschaft 
Frankreichs  über  Canada  die  französische 
Sprache  beibehalten.  Ein  Rückfall  der  Kolonie 
an  Frankreich  ist  bei  der  steigenden  Einwande- 
rung aus  Grossbritannien  und  Deutschland  aus- 
geschlossen, ein  Anschluss  an  die  Vereinigten 
Staaten  dagegen  sehr  wahrscheinlich.  Seitdem 
1870  British  Columbia  und  1878  Prim  e Eduard 
Island  sich  dem  Dominium  angesehlossen  haben, 
hat  nur  noch  N e u f u n «1 1 a n d mit  Labrador  eine 
staatsrechtliche  Selbständigkeit.  Die  dort  von 
Frankreich  ausgeübten  Fiscbereigerecbtsame 
sind  häutig  eine  Quelle  von  Konflikten. 

ln  West  in  dien  ist  Barbados  die  wert- 
vollste, Jamaica  die  grösste  englische  Kolonie, 
letztere  vorwiegend  von  Farbigen  bewohnt  und 
seit  der  Skiavenemancipation  in  ihrer  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  sehr  zurückgegangen. 

1 >er  ganze  ans  A u s t r a 1 i e u , T a s m a u i e n 
und  N e u s e e I a n d bestehende  Weltteil  st«dit 
nicht  nur  ausschliesslich  unter  britischer  Herr- 
schaft, sondern  ist  vielleicht  infolge  seiner  ver- 
hältnismässig späten  Besiedelung  das  am  meisten 
angelsächsische  Kolonialgebiet,  da  die  Urbe- 
völkerung fast  ganz  vernichtet  ist  und  ausser 
der  britischen  sich  nur  eine  schwache  deutsche, 
aber  sonst  keine  andersartige  Einwanderung 
dahin  gewendet  hat.  Aber  wenn  auch  Australien 
sich  für  englischer  hält  als  Grossbritaunien, 
strebt  es  doch  einer  staatsrechtlichen  Loslösung 
vom  Mutterlande  entgegen.  Die  schutzzöllne- 


rischen  BemiUinngen.  dort  eine  Industrie  hei- 
misch zu  machen,  dürften  verfrüht  sein.  Ausser 
dem  Bergbau  werden  Viehzucht  und  Landwirt- 
schaft mit  starker  Ausfuhr  dieser  Produkte 
nach  Europa  noch  auf  lange  hinaus  «len  wirt- 
schaftlichen Charakter  dieser  wichtigen  Kolonial- 
gebictc  bestimmen.  Die  australischen  Be- 
sitzungen. welche  seit  dem  Ende  des  18.  bis  zur 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  nach  und  nach  als 
Strafkolonie«*  n für  «las  Mutterland  dienten, 
haben  ein«*  überaus  selbständige  Repräsentativ- 
Verfassung  erlangt. 

In  der  Südsee  bat  England  durch  die  An- 
nexion von  Fidji,  Sildguinea,  Nordbomeo  n.  a. 
Inseln  die  deutschen  dort  massgebenden  Planta- 
gen- und  Haudelsuntemehmungen  mehr  ge- 
schädigt als  eigene  wirtschaftliche  Vorteile  er- 
rnngen.  Durch  die  Schwierigkeiten,  die  cs 
Deutschland  in  Samoa  machte,  ist  es  ihm  aber 
schliesslich  doch  gelungen,  in  dein  Abkommen 
vom  14.  September  1899  die  ausschliesslichen 
Rechte  an  Tongo  und  die  Abtretung  zweier 
Salomonsinseln  zu  erlangen.  Das  englische 
Protektorat  über  Tongo  wurde  am  19.  Mai  19ÜÜ 
proklamiert. 

An  der  Küste  Chinas  hat  England  in 
Hongkong  und  Schanghai  (letzteres  nicht  Kolonie, 
sondern  Station)  handelspiditisch  festen  Fti>s 
gefasst,  noch  mehr  in  Singapore  (Straits 
Settlements)  an  dein  Punkte,  wo  sich  die  Handeis- 
wege zwischen  Europa  und  Indien  einerseits 
und  China.  Japan  und  dem  stillen  Ocean  anderer- 
seits kreuzen.  Ebensowenig  wie  diese  handels- 
politischen Kolonieen  haben  Aden.  Ascension. 
St.  Helena,  Malta,  Cypern  und  Gibraltar  irgend 
welche  territoriale,  sondern  ausschliesslich  mili- 
tärische Bedeutung. 

Oh  «las  Kaiserreich  Indien  mit  seinen 
Depeiidenzen  eine  Quelle  der  Stärke  oder  «1er 
Schwäche  für  di«*  britische  Weltmacht  ist.  diese 
Frage  muss  verschieden  beantwortet  werden, 
je  nachdem  man  an  die  jetzigen  wirtschaftlichen 
Vorteile  di«?s«*s  Besitzes  denkt  oder  an  die 
.staatlichen  Konflikte,  zu  denen  dieser  B«*sitz  in 
Zukunft  mit  Russland.  China  und  mit  den  Ein- 
geboreuen  selbst  führen  muss.  Seitdem,  durch 
den  Aufstand  der  Sepovs  von  1857  gezwungen, 
das  britisch«*  Keicli  an  die  Stelle  «ler  East  India 
Compagny  getreten  ist.  kann  es  seine  Herr- 
schaft über  die  289  Millionen  Bewohner  dieses 
Reiches,  in  dem  mir  2 Mill.  Christen  neben  19U 
Mill.  Hindus,  52  Mill.  Mohammedanern  und 
4 Mill.  Buddhisten  leben,  nur  dadurch  aufrecht 
erhalten,  dass  es  diese  verschiedenen  Bevölke- 
rungscleinente  g«*gen  einander  ausspielt.  An 
eine  Verschmelzung  dieser  zum  Teil  hochkulti- 
vierten Völker  zu  einer  höheren  etwa  angel- 
säohsischen  Einheit  wie  in  Nordamerika  ist 
nicht  zu  denken. 

Dagegen  fordern  diese  Völker,  die  unter 
der  Herrschaft  der  ostimlischen  Kompagnie  nur 
d«*r  Gegenstand  rücksichtsloser  Ausbeutung 
waren,  von  der  staatlichen  britischen  Verwaltung 
nicht  nur  eine  Ausstattung  mit  Kapitalien  und 
modernen  Verkehrs-  undWohlfuhrtseinruhtungen, 
sondern  auch  eine  steigende  Anteilnahme  au 
der  Selbstverwaltung,  so  dass  das  europäische, 
d.  h.  englische  Bcvülkerungselemont  vielleicht 
friedlich,  vielleicht  krieg«,riseh  nach  lind  nach 
aus  dem  Lande  gedrängt  werden  wird.  Zur 
Zeit  aber  ist  das  indische  Reich  noch  eine 
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Quelle  der  Bereicherung  für  die  dort  lebenden 
Beamten.  Offiziere.  Kaufleute  und  Gewerbe- 
treibenden des  britischen  Volkes. 

Per  afrikanische  Weltteil  ist  die  jüngste 
Domäne  der  britischen  kolonialen  Thätigkeit. 
Von  allen  vier  Seiten  her  ist  dieser  Weltteil 
von  den  Engländern  in  Angriff  genommen 
worden  (vgl.  oben  Teilung  Afrikas),  zunächst 
vom  Süden  vom  t'apland  aus.  wo  England  seit 
1814  auf  holländischer  Grundlage  nicht  nur 
kultiviert,  sondern  auch  entsprechend  der  ausser- 
tropischen  Lage  des  Gebietes  mit  vielem  Erfolge 
britisch  kolonisiert,  d.  h.  seine  eigene  Nationalität 
massenweise  ansiedelt.  Pie  vom  Westen  am 
Niger  und  vom  Osten  am  Zauibesi  und  Jub 
nach  den  centralafrikanischen  Seeen  vordringende 
kolonisatorische  Thätigkeit  der  Engländer  hat 
nur  handelspolitische  Bedeutung,  wird  kaum 
zur  Knltivation  und  sicher  nicht  zur  Besiede- 
lung führen.  Die  Stellung  Englands  im  Norden 
alter,  in  Aegypten  und  bald  vielleicht  auch  in 
Marokko,  ist  ebenso  handelspolitischer  wie  na- 
mentlich weltmachtlicher  Natur. 

Pie  Kämpfe  Grossbritanniens  gegen  die 
selbständig  gebliebenen  niederdeutschen  .Staats- 
gebilde, den  Granjefreistaat  und  Transvaal  (die 
südafrikanische  Republik)  in  den  Jahren  1891) 
und  1900  scheinen  die  staatliche  Vorherrschaft 
Grossbritanniens  in  Südafrika  zu  einer  endgil- 
tigeu  zu  machen.  Sie  konnten  aber  das  in  Süd- 
afrika vorherrschende  niederdeutsche  Volkstum 
nicht  vernichten.  Vielleicht  ist  dieses  durch 
heraufbeschworene  Gegensätze  nur  noch  gestärkt 
worden. 

l'eber  die  neuere  Kolonialpolitik  Grossbri- 
tanniens vgl.  Conrads  Jahrb.  III.  F.  Bd  16, 
S.  684. 


wenn  auch  kein  staatlicher  Besitz.  Und 
auch  wenn  Canada,  Australien  und  Capland 
vom  Mutterlande  abfallen  sollten,  werden 
sie  immer  angelsächsische  Gebilde  bleiben 
und  im  Verkehre  mit  Europa  die  angel- 
sächsische Heimat  bevorzugen  und  dieser 
ungemessene  Gewinne  sichern.  Man  ver- 
gisst gewöhnlich,  dass  noch  jetzt  Grossbri- 
tannien  den  Löwenanteil  an  dem  internatio- 
nalen Handelsverkehr  der  Vereinigten  Staa- 
ten besitzt.  Denn  von  diesem  kamen  1897  98 
(llierhaupt  auf  Grossbritannien  in  Einfuhr 
17,6%,  Ausfuhr  44.1%,  zusammen  35,2%, 
und  wenn  man  den  europäischen  Verkehr 
besonders  berücksichtigt,  von  diesem  auf 
Grossbritannien  in  Einfuhr  35.6  %,  Ausfuhr 
55,5%.  zusammen  50,7%.  Und  die  nach- 
stehende Uebersicht  zeigt,  dass  für  die  Aus- 
fuhr britischer  Produkte  einerseits  die  bri- 
tischen Besitzungen  für  Grossbritannien  die- 
selbe Bedeutung  haben  wie  ganz  Europa 
und  andererseits  die  unabhängigen  Vereinig- 
ten Staateu  eine  halb  so  grosse  Bedeutung 
haben  wie  das  abhängige  indische  Reich. 
Die  Gesamteinfuhr  aus  den  Vereinigten 
Staaten  ist  sogar  sechsmal  so  gross  als  die 
aus  Indien. 

Wert  der  britischen  Gesamteinfuhr  und  der 
Ausfuhr  britischer  Produkte  1898 
in  Tausenden  Pfund  Sterling. 


. Einfuhr  Ausfuhr 

Länder 


F.  Die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika. 

Man  hat  die  Emancipation  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  (4.  Juli  1776 
bis  3.  September  1783)  vou  jeher  als  einen 
Misserfolg  der  englischen  Kolonialpolitik 
bezeichnet,  wie  nicht  minder  den  drohenden 
Anschluss  Canadas  an  diese  Vereinigten 
Staaten  und  die  bevorstehende  selbständigere 
Organisation  von  Australien  und  Südafrika. 
Auch  hat  man  diese  Erscheinungen  verall- 
gemeinern wollen  und  gemeint  (Turgot). 
dass  Kolonieen  Früchten  gleichen,  welche 
nur  so  lange  festhalten,  als  sie  reifen. 

Aber  die  verhältnismässig  frühe  Un- 
abhängigkeitserklärung der  Vereinigten  Staa- 
ten war  nichts  Notwendiges,  sondern  das 
Ergebnis  einer  zoll  politischen  und  monopo- 
listischen Ausbeutung  der  Kolonie  durch 
das  Mutterland,  eines  Fehlers,  den  England 
später  nur  in  Indien  wiederholt  hat.  Und 
sicher  wäre  es  von  England  klüger  gewesen, 
die  105  Millionen  £.  die  es  im  Kampfe  gegen 
die  Vereinigten  Staaten  ansgab,  als  Grund- 
kapital für  neue  koloniale  Unternehmungen 
zu  verwenden. 

Aber  noch  heute  sind  die  Vereinigten 
Staaten  für  Grossbritannien  ein  wert- 
voller nationaler  und  wirtschaftlicher, 
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Dass  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika auch  noch  heute  ein  (passives) 
Kolonialland  sind,  ergiebt  sich  ohne 
weiteres  daraus,  dass  sie  auch  heute  noch 
den  grössten  Teil  der  europäischen  Aus- 
wanderung empfangen.  Und  da  sie  Ange- 
hörige aller  Nationen  aufnehmeu.  werden 
sie  in  der  That  fast  von  allen  europäischen 
Nationen,  besonders  von  denen,  welche  keine 
eigenen  Auswanderungskolonieen  besitzen, 
als  das  Kolonialland  an  sieh  angesehen,  vgl.  d. 
Atl.  Auswanderung  oben  Bd.  II  S.  69. 
Und  doch  sind  sie  noch  heute  im  wesentlichen 
ein  b r i t i s c h e s Kolonial  laut  1.  Dies  ergiebt 
sich  schon  daraus,  dass  Grossbritannien,  ol>- 
gleich  »iS  grosse  eigene  Kolonialgebiete  be- 
sitzt. noch  immer  den  grössten  Teil  seiner 
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Auswanderung  nach  den  Vereinigten  Staaten 
vi  >n  Nordamerika  entsendet.  Von  den 
14  928263  Auswanderern  Grossbritanniens 
der  Jahre  1815  bis  1898  gingen  nämlich 
1OU16300  o<ler  67,1  "o  nach  den  Vereinigten 
Staaten,  2203879  oder  15,1  % nach  den  eng- 
lischen Kolonieen  Nordamerikas,  1 788890 
oder  1 1.9 % nach  Australien  und  Neusee- 
land und  851 188  oder  5,7%  nach  anderen 
Ländern.  Andererseits  bildeten  die  Angel- 
sachsen die  massgebend ste  Quote  der  Ein- 
wanderung in  die  Vereinigten  Staaten  (S. 
oben  Bd.  II  S.  93). 

Die  Anteile  der  Nationalitäten  an  der 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten 
haben  allerdings  vielfach  geschwankt,  so 
dass  es  nicht  immer  selbstverständlich  war, 
dass  gerade  das  angelsächsische  Element 
das  ausschlaggebende  werden  würde  bei  der 
Bildung  des  neuen  nordamerikanischen  Vol- 
kes. Bis  zu  der  Unabhängigkeitserklärung 
der  Vereinigten  Staaten  war  der  (statistisch 
nicht  exakt  nachweisbare)  Anteil  der  deut- 
schen Einwanderung  an  der  Gesamteinwan- 
derung so  gross,  dass  in  der  Tliat  die  Mög- 
lichkeit vorhanden  gewesen  wäre,  wenigstens 
einige  Teile  der  Vereinigten  Staaten  zu 
deutschen  Kolonialgebieten  zu  gestalten. 
Aber  =dn  den  für  die  Eroberung  des  neuen 
Weltteiles  geführten  Kümpfen  stellten  die 
Romanen  die  Offiziere  ohne  Heer,  von  den 
Germanen  dagegen  die  Engländer  ein  Heer 
mit  Offizieren,  die  Deutschen  endlich  ein 
Heer  ohne  Offiziere.«  (F.  Kapp.) 

Als  alter  die  Vereinigten  Staaten  ihre 
Unabhängigkeit  erkämpft  hatten  und  sich 
selbständig  zu  gestalten  begannen,  brachen 
die  grossen  europäischen  Kriege  aus,  welche 
25  Jahre  lang  jede  grössere  Auswanderung 
von  dem  Kontinente  Europas  und  also  auch 
aus  Deutschland  unmöglich  machten  und 
damit  der  angelsächsischen  Einwanderung 
gerade  in  der  entscheidenden  Zeit  ein  kon- 
kurrenzloses Feld  darboten.  Im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  war  dann  die  deutsche 
Nationalität  au  der  Einwanderung  in  die 
Vereinigten  Staaten  stärker  als  irgend  eine 
andere  beteiligt,  wenn  man  die  Irländer  wie 
billig  nicht  zu  den  Briten  rechnet.  Unge- 
rechnet die  Deutschen  aus  Oesterreich  und 
der  Schweiz  und  anderen  Ländern  betrug 
nämlich  der  Anteil  der  Einwanderung  ans 
Deutschland  an  der  Gesamteinwanderung  in 
die  Vereinigten  Staaten: 

1821—1830  5,o  % 1861—1870  32,9% 

1831—1840  25.4  „ 1871—1880  25.5  „ 

1841—1850  25,3  1881—1890  29,0  „ 

1851—1800  36.5  „ 

Die  nachstehenden  Tabellen  zeigen,  dass 
es  eigentlich  nicht  die  Angelsachsen  selbst, 
sondern  die  keltischen,  aber  englisch  spre- 
chenden Irländer  gewesen  sind,  die  dafür 


gesorgt  haben,  dass  den  Vereinigten  Staaten 
' auch  im  19.  Jahrhundert  ein  angelsächsi- 
scher Charakter  gewahrt  blieb.  Denn  nur 
wenn  man  die  Irländer  ebenso  wie  die 
Engländer  und  Schotten  als  Grossbritannier 
1 ansieht,  gewinnt  die  grossbritannische  Ein- 
; Wanderung  ihre  entscheidende  relative  Mehr- 
heit. 

Die  gesamte  Einwanderung  in  die 
Vereinigten  Staaten  betrug  seit  dem  Beginne 
einer  genügenden  Statistik  in  den  einzelnen 
Jahrzehnten : 

1821 — 1830  151824  1861-1870  2491  40 

1831 — 1840  599125  1871—1880  2S12191 

1841— 1850  1 '713251  1881—1890  5246013 

1851—1860  2 398  2 14  Zus.  1821—1890  15  612  669 

In  der  jüngsten  Zeit  hat  sich  eine  wich- 
tige Aenderung  in  dem  Charakter  der  Ein- 
wanderung in  die  Vereinigten  Staaten  voll- 
zogen. Während  nämlich  bisher  Grossbri- 
tannien und  Deutschland  zusammen  85% 
der  Einwanderung  stellten  und  damit  in 
1 jeder  Beziehung  ausschlaggebend  waren, 

1 sind  diese  beiden  Länder  seit  1868  nur  noch 
| mit  58,6%  beteiligt.  Dagegen  schwillt  die 
Zahl  der  Schweden  und  Norweger,  dann 
! aber  auch  der  Russen  und  Polen,  der  Ita- 
1 liener  und  österreichischen  Slawen  mächtig 
! an,  wie  ebenfalls  die  Tabelle  zeigt. 

Die  Skandinavier  waren  bis  1880  nur 
j mit  4 % l>etoiligt  und  hal>en  sich  bis  auf 
12%  erhoben,  die  Italiener  in  dieser  Zeit 
'gar  von  0,7  bis  auf  12,5%  und  die  mehr 
oder  weniger  slawischen  Gebiete  von  Oester- 
reich-Ungarn, Russland  und  Polen,  die  vor 
1880  zusammen  mit  etwa  1%  vertreten 
waren,  stellen  jetzt  über  29  % oder  fast  den 
dritten  Teil  der  amerikanischen  Einwande- 
rung und  haben  damit  ebensowohl  Deutsch- 
land als  Grossbritannien  überholt.  Von 
ethnologischem  Einfluss  wird  dies  auf  die 
Zukunft  des  amerikanischen  Volkes  kaum 
sein,  da  dessen  angelsächsischer  Charakter 
bereits  zu  sehr  befestigt  ist.  Desto  ver- 
hängnisvoller wird  dieser  Umschwung  in 
! der  Einwanderung  die  wirtschaftlichen  und 
’ sozialen  Verhältnisse  beeinflussen.  Von  der 
1 Einwanderung  der  letzten  Jahre  waren  Ar- 
beiter 


aus 

geleimte 

ungelernte 

England 

1 7 -7  0 0 

O"'*  .0 

Deutschland 

12.0  „ 

29.2 

Russland  und  Polen 

«•9  „ 

43,4  „ 

Italien 

7.8  „ 

5^,5  „ 

Oesterreich-Ungarn 

6.4  „ 

43.5  „ 

Gesamteinwanderung 

10.8  „ 

39,6  ., 

(Die  Erfüllung  zu  100%  sind  die  Angohöri- 
I gen.)  Der  Unterschied  in  der  Qualität  er- 
[ giebt  sich  auch,  wenn  man  auf  die  Ge- 
' schlecht.?-,  Alters-  und  Vermögensverhältnisse 
, der  Einwanderer  eingeht. 
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Die  Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  Ursprungsländern 

1821 — 189809. 


1821—1880 

1881—1890 

1891—1898/99 

1821—1898  99 

Ans: 

absolut 

relativ 

°/ 

/o 

absolut 

relativ 

% 

absolut 

relativ 

0 

0 

absolut 

relativ 

X 

Deutschland  .... 

3 086  66  s; 

29.7 

1 452  970 

27.6 

525  376 

i5,4 

5065011 

26.6 

Oesterreich-Ungarn 

82  86:; 

o.7 

353  719 

6.7 

482  183 

*4, 1 

918  757 

4.8 

Schweiz 

89  855 

0.8 

81  988 

1,6 

3«  998 

0.9 

203  851 

l.o 

Niederlande  .... 

47  659 

0.4 

53  7oi 

»,o 

30  088 

0,8 

131  448 
63  *82 

| 

0.6 

Belgien  

24499 

0,2 

20  177 

o,3 

18  906 

°,5 

o.3 

Dänemark 

1 

49  744 

i,4 

Norwegen  

420  369 

4,0 

638  429 

12,1 

783»4 

2,3 

J 1 406  239 

7.4 

Schweden 

1 

219383 

6,4 

1 

England 

) 

Schottland 

697  547 

20,  e, 

7 003  142 

36.S 

Wales 

I 705  394 

16.4 

895  599 

17,0 

darunter  1891-1897/98 

darunter  1821-1897  98 

Nicht  specifizierfes 

336  093 

10.8 

4040695  21.6 

Grossbritannien  . . 

1 

Irländer 

Irländer 

Irland 

3 »37364 

30,2 

567  238 

10  8 

Frankreich  .... 

318030 

3.0 

50  464 

o,9 

34  266 

I.o 

402760;  2,1 

Italien 

82  535 

0.7 

307  309 

5-8 

555  552 

16,3 

945  396 

4-9 

Spanien,  Portugal  . . 

1 

. 

25  188 

0.7I 

1 

Europäisches  Russland 

99  444 

0,9 

301  659 

5.7 

502  889 

14,7 

\ 955  2°3 

5-0 

üebnges  Europa  . . 

1 

26  023 

0.7 

J 

China 

Uebriges  Asien  . . . 

J 233  886 

2,2 

68  373 

»,.3 

21  919 
46  944 

0,6 

1.4 

J 37i  122 

.,9 

Afrika 

» 7*3 

0.0 

437 

0,0 

1 202 

0,0 

3 S?2 

0.0 

Britisch  Amerika  . . 

Westindien  .... 

Mexiko 

Centralamerika,  Süd-. 

774  5*4 

7,4 

426  523 

8,1 

38  163 

»,» 

l 239  200 

6,5 

amerika 

Atlantische  Inseln  . . 
Australien  n.  Polynesien 

1 1 428 

0.1 

12  574 

0.2 

9 194 

0.2 

33  196 

o.i 

Ändert*  Länder  . . . 

249  836 

2.4 

*5  453 

0,2 

903 

0,0 

266  192 

1,4 

zusammen  . . 

10  366  056 

100,0 

5 246613 

100.0 

3 395  782 

100,0 

19  008  45 1 

100.0 

Diese  slawisch-italienische  Einwanderung 
vermehrt  die  Masse  des  ungebildeten,  sogar 
analphabeten  Proletariats,  drückt  die  Lebeus- 
gewohnheiten  und  die  Arbeitslöhne  der 
untersten  Schichten  auf  eine  niedere  Stufe 
und  fördert  demagogische  Umtriebe  in  der 
Politik. 

Die  in  steigender  Zald  ein  wandernden 
Chinesen  sind  in  den  westlichen  Staaten 
von  einem  ähnlichen  Einfluss  auf  die  Herab- 
setzung der  Arbeitslöhne  wie  in  den  west- 
lichen Staaten  die  Slawen.  Hieraus  und 
aus  dem  immer  stärkeren  Vorwiegen  der 
eingeborenen  Bevölkerung  gegenüber  der 
eingewanderten  und  aus  der  ziemlich  vollen- 
dotim  Occupation  des  lindes  in  landwirt- 
schaftlicher Beziehung  erklären  sich  der 
Nativismus  und  das  Schutzsystem,  die  sich 
in  steifender  Weise  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten geltend  machen. 

Die  B e y ö 1 k e r u u g der  Vereinigten  Staaten 
rekrutiert  sich  aus  allen  Weltteilen,  und  die 
Anteile,  mit  denen  die  Angehörigen  der  ver- 1 
jS'lnedejien  Baasen  und  Heimatländer  in  der 
Jesamtbevölkerung  vertreten  sind,  ist  ent- 1 


scheidend  für  den  jetzigen  und  zukünftigen 
Charakter  des  auf  diesem  Kolonialboden  ge- 
bildeten neuen  Volkes. 

Die  einheimische  amerikanische  Bevölkerung 
war  so  dünn  und  so  wenig  kultivatiousfähig. 
dass  sie  von  dem  neuen  Volke  nicht  aufgesaugt 
werden  konnte,  sondern  notwendig  verdrängt 
werden  musste.  Die  Indianer  werden  in  ab- 
sehbarer Zeit  aussterben.  Ihre  bisherige  Ab- 
nahme lässt  sich  statistisch  nicht  uacliweisen, 
da  der  Census  sich  nur  mit  den  civilisierte» 
Indianern  beschäftigt.  Solcher  wurden  1860 
44021.  1870  25731,  1880  66407.  1890  32567 
(ausschl.  Alaska)  gezählt.  Eine  besondere  Er- 
hebung der  Indianerbevölkerung,  die  im  Jahre 
1890  vorgenommen  wurde,  fand  aber  einschl. 
dieser  32667  civilisierten  überhaupt  249273 
Indianer,  eine  verschwindende  Zahl  gegenüber 
der  Gesamtbevölkerung  von  62,(5  Millionen. 

Die  afrikanische  Negerbevölkerung  nahm 
vor  1830,  als  der  Xegerhandel  noch  in  voller 
Blüte  stand,  schneller  zu  als  die  weisse.  Seit- 
dem hat  sich  aber  das  Verhältnis  stetig  zu 
Gunsten  der  Weissen  verschoben.  Auf  1000 
Weisse  kamen  in  den  Südstaaten  der  Union 
1830  noch  598,  1890  aber  nur  mehr  als  415 
Neger.  In  den  Südstaaten  wurden  1860 
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4216241,  1870  4 555990.  1880  6142360.  1890 
69961661-  Farbige  (Neger  und  Mischlinge)  jre- 
xiihlt  und  in  den  gesamten  Vereinigten  Staaten 
1860  4 441830  oder  18.9%,  1870  4 880009  oder 
12.6%  1880  6 580793  oder  13,1%  und  1890 
7638360  oder  12,2%  der  Gesamt  Bevölkerung. 

Asien  stellt  neben  wenigen  Japanern 
(1870  55,  1880  148}  Chinesen  zur  amerikanischen 
Bevölkerung  in  immer  steigender  Zahl.  .Man 
fand  1860  34933  Chinesen  (sämtlich  in  Cali- 
fornien  ).  1870  63 199  (davon  49277  in  Californien). 
1880  105465  (75132),  1890  107475  (72472). 

Den  wesentlichsten  Teil  der  Bevölkerung 
bilden  europäische  Einwanderer  und  deren  Nach- 
kommen. Trotz  der  wachsenden  Einwanderung 
tritt  der  Bruchteil  der  im  Auslände  geborenen 
Bevölkerung  immer  mehr  zurück.  Von  der 
Gesamtbevölkerung  waren  im  Auslande  geboren 
bei  den  Censtis  der  Jahre  1860  4138697  oder 
13,1  %,  1870  5 567229  oder  14,4%,  1880 

6679943  oder  13,3  %.  Von  diesen  6679943 
Fremdgeborenen  des  Jahres  1880  waren  2 772  169 
in  Grossbritannien,  1966742  in  Deutschland, 
717  157  in  Britisch-Amerika,  440262  in  Skandi- 
navien, 106971  in  Frankreich.  104468  in  China. 
95  550  in  Oesterreich-Ungarn,  88621  in  der 
Schweiz,  84279  in  Russland  und  Polen,  73625 
in  Belgien  und  Holland.  44230  in  Italien, 
185869  in  anderen  Ländern  geboren.  Der 
Census  von  1890  erirab  dagegen  folgendes  Bild : 
Von  den  9249547  Fremdgeborenen  waren 
3122911  in  Grossbritannien, 

2 784  894  ,,  Deutschland, 

980  938  „ Britisch-Amerika, 

933  249  .,  Skandinavien, 

330084  ,,  Russland  und  Poleu, 

303812  „ Oesterreich -Ungarn, 

182  580  „ Italien, 

113  174  Frankreich, 

106688  .,  China, 

104467  „ Belgien  und  Holland. 

104069  der  Schweiz, 

182681  ,,  anderen  Ländern 

geboren. 

ln  Bezug  auf  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  nach  Geschlechtern,  Altersklassen, 
Berufsarten.  Bildungsstand,  Stadt-  und  Land- 
bevölkerung unterschieden  sich  die  Vereinigten 
Staaten  als  Koioniallaud  früher  wesentlich  von 
den  europäischen  Kulturvölkern,  nähern  sich 
ihnen  aber  in  allen  diesen  Beziehungen  immer 
inehr  und  mehr  und  werden  damit  auch  in 
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Arbeitslöhnen,  Lebenshaltung  und  gesellschaft- 
lichen Verhältnissen  immer  mehr  den  alten 
Kulturvölkern  ähnlich  werden. 

Die  Vereinigten  Staaten  bieten  die  l»e- 
merkenswerte  Erscheinung,  dass  sie,  wäh- 
rend sie  noch  immer  passiv  den  Charakter 
eines  KoloniaUandes  haben,  doch  schon  seit 
Generationen  angefangen  haben,  sich  aktiv 
an  der  Kolonisation  zu  beteiligen. 

Dies  zeigt  die  Ausdehnung  der  ursprüng- 
lichen 13  Staaten  zu  dem  jetzigen  Umfang 
der  Union  und  die  Art  der  Besiedelung  des 
neu  gewonnenen  Gebietes.  Den  13  alten 
Staaten  wurden  1791  Vermont,  1792  Ken- 
tucky, 1796  Tennessee,  1802  Ohio  hinzuge- 
fügt. 1803  Louisiana  von  Frankreich  erwor- 
ben. Ferner  traten  in  die  Union  ein  oder 
wurden  erworben : Indiana  1816,  Mississippi 
i 1817,  Illinois  1818.  Alabama  und  Florida 
1819,  Maine  1820,  Missouri  1821,  Arkansas 
1 183G,  Michigan  1837,  Texas  1815,  Jowa  und 
Oregon  1846,  Neu- Mexiko  und  Californien 
1848,  Wisconsin  1850,  Utah  1.850,  Minnesota 
. 1858.  Kansas  1861,  Idaho  1863,  Montana 
1864.  Nevada  1865.  Nebraska  1867,  Colorado 
1875,  Wyoming  1868,  Alaska  aber  1867  von 
den  Russen  gekauft. 

Die  Besiedelung  der  inneren  und  west- 
lichen Gebiete  ist  aber  keineswegs  aus- 
schliesslich durch  die  europäische  Einwande- 
rung herlteigeführt  worden,  sondern  zu 
einem  wesentlichen  Teile  aus  der  vorhande- 
nen Bevölkerung  der  östlichen  Staaten  her- 
vorgegangen. Ein  grosser  Bruchteil  auch 
, der  eingeborenen  Bevölkerung  ist  in  sieter 
Wanderung  nach  dem  Westen  begriffen. 
Aktiv  und  passiv,  also  in  doppeltem  Grade, 
sind  die  Vereinigten  Staaten  ein  koloniales 
Gebilde.  Dies  bewirkt  nicht  nur  eine  Ver- 
schiebung des  Schwergewichts  der  Besiede- 
lung in  westlicher  Richtung,  das  in  deut- 
licher Weise  durch  die  nachstehende  Tabelle 
(nach  Sttpan  und  Wagner)  veranschaulicht 
wird,  sondern  auch  eine  Mischung  der  ver- 
schiedenen historischen  Bevölkertingsele- 
mente  und  damit  die  Bildung  eines  neuen 
Volkstums. 


Uebersicht  der  Entwickelung  der  Vereinigten  Staaten. 


Censusjnhr 

Census- 

bevölkerung 

Zunahme  in  Proz.  «eit 
«lern  letzten  Ornats 

Schwerpunkt  der  Bevi 
kerttng 

1790 

3 929  827 

— 

39° 

«6,5 

N. 

76° 

1 1,2 

1800 

5 305  925 

29,8 

39 

16,1 

76 

56,5 

1810 

7 239814 

30.8 

39 

1 «,5 

77 

37,2 

1820 

9 654  596 

28.6 

39 

5.7 

78 

33.o 

18?0 

1 2 866  020 

28,5 

38 

57,9 

79 

16,9 

18.0 

1840 

17069453 

28,1 

39 

2,0 

80 

1850 

23  191  S76 

30.4 

38 

59,o 

81 

19.0 

1860 

31  44;  080 

30,2 

39 

0,4 

82 

48, S 

1870 

38  558  37« 

20,4 

39 

12.0 

83 

35.7 

1880 

50  155  783 

26,1 

39 

4,« 

84 

39,7 

1890 

62  622  250 

24,9 

39 

««-9 

S5 

32,9 

esSehwerpunkte«  seit 
item  letzten  Cen.su.« 

— km 
66  „ 

>8  „ 

80.5  „ 

63  „ 

83.5  „ 

88.5  , 

«3°  „ 

6S  „ 

93  „ 

77  „ 


Digitized  by  Google 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


191 


Dieses  Vordrängen  der  Bevölkerung 
nach  Westen  ist  nur  möglich  gewesen 
durch  einen  überaus  raschen  Bau  von  Eisen- 
bahnen, der  von  dem  in  Europa  üblichen 
wesentlich  dadurch  abwich,  dass  er  sich  in 
menschenleere  Gebiete  wagte  und  in  diesen 
einen  Verkehr  erst  zu  schaffen  versuchte, 
der  in  Europa  die  Voraussetzung  des  Eisen- 
bahnbaues zu  bilden  pflegt.  End  so  wurde 
die  Herstellung  der  verschiedenen  Verbin- 
dungen zwischen  der  atlantischen  und  der 
paci fischen  Küste  der  Schlussstein  der  kolo- 
nialen Occupatio»  des  uordamerikanischcu 
Kontinents  und  zur  Verschmelzung  der  öst- 
lichen und  westlichen  Staaten  zu  einem 
einheitlichen  wirtschaftlichen  und  nationalen 
Gebilde.  Der  Eisenbahnbau  überhaupt, 
nicht  bloss  derjenige  der  Pacifikbahneu, 
ist  aber  auch  zum  Hauptmotiv  der  Koloni- 
satioustechnik  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
worden. 

Das  Kolonialsystem  der  Vereinigten 
Staaten  ist  das  „freie  Kolonialsystem“  Roschers. 
Die  unbenutzten  Ländereien  sind  grundsätzlich 
im  Eigentum  der  Union,  und  ihre  Verwaltung 
erfolgt  direkt  von  dieser  ans.  Sie  bilden  so 
lange  „Territorien“,  bis  sie  zu  „Staaten-  ans- 
gereift  sind,  um  als  solche  ebenbürtig  in  die 
l’nion  eintreten  zu  können.  Die  Vermessung, 
plmuuässige  Einteilung  und  die  Veräusserung 
der  unbenutzten  Ländereien,  einschliesslich 
früherer  Reservationen  der  Indianer,  bleibt  aber 
auch  in  den  Staaten  Sache  der  Bundesregierung. 
Die  eigentliche  Ausführung  der  Besiedelung 
einschliesslich  der  Gründungen  von  Städten 
wird  jedoch  «1er  Privatspekulation  überlassen, 
und  der  Staat  beschränkt  sich  durch  seine 
Heimstättengesetzgebung  und  andere  Einrich- 
tungen auf  die  Sicherung  des  Privatbesitzes. 

Man  hat  sich  in  Europa  deshalb  so 
schwer  daran  gewöhnt,  die  Vereinigten 
Staaten  unter  die  Kolonisationsmächte  zu 
rechnen,  weil  man  von  der  Vorstellung  aus- 
ging. als  sei  das  heutige  Gebiet  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  dem  nordamerikanischen 
Festlaude  der  natürliche  und  selbstverständ- 
liche Besitz  dieses  Staatengebildes,  aber  die 
oben  erwähnte  Ausdehnung  des  Besitzes 
innerhalb  des  Festlandes  über  die  alten 
13.  Staaten  hinaus  war  doch  ohne  Zweifel 
eine  kolonisatorische  Bethätigung  ersten 
Banges. 

Wenn  nun  im  Jahre  1898  die  Vereinigten 
Staaten  durch  ihre  Erwerbungen  in  der 
west-  und  ostindischen  Inselwelt  sich  in 
grösstem  Massstabe  ausserhalb  ihres  fest- 
ländischen Heimatgebietes  koloniale  Herr- 
schaftsgebiete erworben  haben,  so  kann  nun- 
lnehr  niemand  mehr  daran  zweifelu,  dass 
die  Vereinigten  Staaten  auch  formell  den 
Anspruch  haben,  unter  die  Kolonialmächte,  ja 
s"£<ir  unter  die  Weltmächte  gerechnet  zu 
werden.  Aber  hier  vergisst  man  gewöhn- 
lich erst  recht,  «hiss  es  sich  im  Jahre  1898 
nicht  um  zufällige  zusammenhangslose  Er- 


folgen ihm  in 


eignisse  handelte.  Die  überseeischen  Aus- 
dehnungsbestrebungen der  Vereinigten  Staa- 
ten sind  vielmehr  fast  so  alt  als  sie  selbst, 
wie  Albert  Wirth  jüngst  in  überzeugender 
Weise  dargethan  hat.  Wir 
nachstehem  len  Ausführungen. 

Kaum  hatten  im  Jahre  1774  die  13 
Staaten  ihre  Unabhängigkeit  erklärt,  so 
zeigten  sich  schon  im  Jahre  1799  Versuche, 
die  europäischen  Staaten  aus  ihrem  ameri- 
kanischen Besitz  zu  verdrängen,  im  Stillen 
Ocean  Fass  zu  fassen  und  auf  dem  Wege 
einer  englisch-amerikanischen  Allianz  eine 
englisch-amerikanische  Weltherrschaft  anzu- 
balmen.  Schon  im  Anfänge  des  19.  Jahr- 
hunderts treten  sie  militärisch  im  mittel- 
ländischen Meere  auf.  (Trijwdis  1801,  Algier 
1816.) 

Im  Stillen  Meere  waren  die  Yankees  so- 
fort nach  der  Begründung  der  Union  er- 
schienen. 1784  fährt  die  »Empress«  von 
New- York  nach  China,  1787  beginnt  die 
»Columbia«  in  Boston  ihre  Weltumsegelung, 

1792  entdeckt  Gray  die  Columbiamündung, 

1793  werden  die  Manpiesas,  welche  der 
peruanische  Viceköuig  Marques  nach  sich 
benannt  hatte,  durch  einen  Bostoner  Skipper 
in  »Washington-Gruppe«  umgetauft.  Um 
die  Wende  des  Jahrhunderts  segeln  ameri- 
kanische Walfischfänger  bis  nach 


Jesso, 

und  Yankee-Schiffbrüchige  gelangen  nach 
Nagasaki.  (1811  wird  Astoria  gegründet.) 
1812  kreuzt  Porter  in  der  Sildsee,  ent- 
wickelt zuerst  Absichten  auf  die  Galapagos 
und  besetzt  dann  die  Marquesas. 

Im  Jahre  1822  gründeten  die  Amerikaner 
eine  überseeische  Kolonie  in  Westafrika,  dio 
Negerrepublik  I Jberia.  Eigentümlicherweise 
gaben  russische  YTersuche,  in  (Kalifornien 
Fuss  zu  fassen,  die  Veranlassung  zu  der  be- 
kannten Monroedoktrin,  indem  der  Prä- 
sident Monroe  am  2.  Dezember  1823  eine 
Botschaft  erliess,  in  der  folgende  Sätze  ver- 
kamen : 

•>Die  Gelegenheit  ist  für  geeignet  er- 
achtet worden,  als  einen  Grundsatz,  der 
die  Rechte  und  Interessen  der  Vereinigten 
Staaten  enthält,  zu  erklären,  dass  dio 
amerikanischen  Kontinente  in  Anbetracht 
der  freien  und  unabhängigen  Lage,  die  sie 
angenommen , hinfort  nicht  als  Gegen- 
stände für  zukünftige  Kolonisation  durch 
irgendwelche  europäischen  Mächte  zu  be- 
trachten sind. 

Irgendwelcher  Versuch  der  europäi- 
schen Mächte,  ihr  System  auf  irgend 
einen  Teil  der  transatlantischen  Hemisphäre 
atiszudehnen,  wird  als  eine  Gefahr  für 
den  Frieden  und  die  Sicherheit  «1er  Union 
betrachtet  werden.« 

Die  unmittelbaren  Wirkungen  dieser  Bot- 
schaft waren  die  Wegdrängung  Englands 
von  Mexiko,  die  Aufgabe  der  russischen 
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Niederlassungen  in  Nordcalifornien  und  diel 
Verpflichtung  Russlands,  kein  Land  südlich 
von  Alaska  erobern  zu  wollen. 

Nachdem  Louisiana  für  60  000000  Fran- 
ken von  Frankreich  gekauft  und  Florida 
mitten  im  Frieden  den  Spaniern  abgenom- 
men  worden  war,  drängten  die  Vereinigten 
Staaten  Mexiko  immer  weiter  nach  Süden, 
und  schon  1823  schrieb  Adams  nach  Madrid: 
»Es  ist  kaum  möglich,  der  Uebcrzeu- 
giuig  zu  widerstehen,  dass  die  Annexion 
< ’ubas  durch  unseren  Bundesstaat  für  den 
Fortbestand  und  die  Erhaltung  der  Union 
notwendig  sein  wird.* 
ln  den 40er  Jahren  bereiteten  amerikanische ! 
Missionen  das  wirtschaftliche  Vordringen  im 
Stillen  Ocean  vor,  indem  sie  auf  Hawaii,  den  ' 
Marschall-  und  Gesellschaftsinseln,  den  Ladro- 1 
neu  auf  Borneo  und  Australien,  ja  selbst  in 
Kanton  festen  Kuss  fassten.  Texas,  Neu- 
mexiko, Arizona  und  Califormen  wurden 
Mexiko  abgenommen  und  in  Centralamerika 
die  vorbereitenden  Massregeln  für  die  Her- , 
Stellung  einer  Schiffahrtsverbindung  durch 
die  Landenge  getroffen.  Freilich  war  man 
1850  nur  so  weit,  mit  Nicaragua  und  Eng- 
land den  Clayton  - Bulver  - Vertrag  abzu-  * 
schliessen,  kraft  dessen  kein  Staat  die  aus- 
schliessliche Kontrolle  über  einen  in  Zukunft 
zu  bauenden  Kanal  ausüben  sollte.  Immer 
und  immer  erneuten  sich  die  Versuche,  durch 
Flibustier  in  Cuba  die  spanische  Herrschaft 
zu  erschüttern,  und  wenn  auch  die  Haltung 
der  Bundesregierung  in  der  albanischen ! 
Frage  schwankte,  so  liemächtigten  sich  ameri- 
kanische Staatsmänner  derselben  doch  in 
steigendem  Masse.  So  fassten  Buchanan,  j 
Mason  und  Sonic,  die  amerikanischen  Ge- 
sandten zu  London,  Paris  und  Madrid  in  J 
einer  im  Oktober  1854  in  Aachen  abgehalte- 1 
neu  Konferenz  ihre  Anschauungen  in  einer 
Denkschrift  zusammen,  in  der  folgende  be- 
merkenswerte Sätze  Vorkommen : 

„Wir  sind  zu  dem  Schluss«  gekommen 
und  sind  hiervon  ganz  durchdrungen,  dass  es  j 
notwendig  ist,  sogleich  einen  ernstlichen  Ver- 
such zu  machen,  um  Spanien  zu  vermögen,  uns 
Cuba  für  irgend  einen  Preis  zu  überlassen. 
Wir  können  hierfür  120  Millionen  Dollars  I 
geben,  aber  nicht  mehr.  Der  Vorschlag  soll  in 
solcher  Weise  geschehen,  dass  er  den  nächst 
zusammentretenden  konstituierenden  Kortes  vor- 
gelegt werden  kann  und  uns  zur  Ehre  gereicht. 
Cuba  ist  so  notwendig  für  die  amerikanische 
Republik  wie  irgend  ein  anderes  ihrer  Glieder; 
die  Insel  gehört  durch  ihre  natürliche  Lage  zu 
der  grossen  Staatenfainilie,  von  der  die  Union 
providcntielle  Trägerin  ist.  .Sie  beherrscht  die 
Mündungen  des  Mississippi  und  den  jährlich  ins 
unermessliche  steigenden  Handel,  welcher  hier 
seinen  Ausfluss  in  den  Ocean  sucht.  Auf  den 
zahlreichen  schiffbaren  Flüssen,  deren  sämtliches 
Fahrwasser  30000  Meilen  übersteigt,  die  sich 
mittels  des  herrliehen  Flusses  in  den  Golf  von 
Mexiko  ergiessen.  beträgt  die  Zunahme  der  Be- 


völkerung während  der  letzten  zehn  Jahre 
mehr,  als  die  Bevölkerung  der  ganzen  Union 
war.  zur  Zeit  als  Louisiana  erworben  wurde. 
Der  natürliche  und  vorzüglichste  Ausgang  der 
Erzeugnisse  dieser  Bevölkerung,  die  Strasse 
ihrer  unmittelbaren  Verbindung  mit  den  atlan- 
tischen Staaten  und  dem  Stillen  Ocean  ist  nie- 
mals gesichert,  ist  immer  in  Gefahr,  solange 
Cuba  einer  anderen  Macht  gehört,  in  deren  Be- 
sitztum die  Insel  eine  Quelle  beständiger  Hinder- 
nisse ist,  eine  Gegnerin  unserer  Interessen. 
Wahrlich  die  Union  kann  sich  niemals  der  Ruhe 
erfreuen,  noch  hinlänglich  gesichert  sein,  solange 
Cuba  nicht  innerhalb  ihrer  Grenzen  einge- 
schlossen wird.“ 

Wenn  auch  der  damalige  Präsident 
Pierce  diesen  Anschauungen  nicht  lieitmt, 
so  wurden  die  sich  hieraus  ergebenden 
Massnahmen  doch  durch  seinen  Nachfolger 
vorbereitet  und  verwirklicht,  und  das  ameri- 
kanische Volk  hat  den  damals  gefassten 
Vorsatz  niemals  fallen  lassen  und  mit  der 
ihm  eigenen  Ausdauer  und  Beharrlichkeit 
weiter  verfolgt.  Weil  man  damals  während 
des  Krimkrieges  eine  Förderung  der  Unter- 
nehmung von  Russland  erwartete,  ist  die 
öffentliche  Meinung  Amerikas  seitdem  Russ- 
land geneigt  geblielten.  Diese  kam  zunächst 
zum  Ausdruck  in  den  in  den  Jahren  1852 
bis  1856  herrschenden  Phantasieon  von  der 
amerikanischen  Weltmission  und  der  Bil- 
dung eines  Universalvolkes,  deren  Träger 
namentlich  die  Deutsch- Amerikaner  waren. 
Man  stellte  sich  dalmi  vor,  dass  die  Ver- 
einigten Staaten  die  beiden  amerikanischen 
Festländer  erobern  würden,  wie  Russland 
ganz  Europa.  (Das  sogenannte  Manifest 
Destiny.) 

Erat  die  deutschen  Siege  der  Jahre  1364 
bis  1371  dämpften  den  damaligen  amerika- 
nischen Grössenwahn,  zeigten  aber  zugleich, 
dass  Deutschenhetzen  sich  immer  und  immer 
wieder  in  den  Vereinigten  Staaten  ein- 
stellten. 

Unausgesetzt  war  die  Aufmerksamkeit 
der  Vereinigten  Staaten  nach  Ostasien  ge- 
richtet. Mit  China  gelang  die  Herstellung 
eines  Vertrages  von  Wanghia  am  3.  Juli 
1844,  aller  die  Versuche,  durch  Ponys  Sen- 
dung auch  mit  Japan  Vertrüge  abzusehlies- 
sen,  scheiterten  allerdings  zunächst.  Auf 
den  Philippinen  steigerten  sich  die  ameri- 
kanischen nandelsinteressen  in  eincrWeise, 
dass  der  deutsche  Jagon  schon  in  den  66  er 
Jahren  glaubte,  mit  Sicherheit  die  Ameri- 
kanisierung  der  Philippinen  prophezeien 
zu  können. 

Der  Bürgerkrieg  brach  zwar  vergehend 
die  Lust  und  Kraft  der  Vereinigten  Staaten 
zu  auswärtigen  Abenteuern,  sobald  aber 
der  Krieg  beendet  war,  wurde  sofort  der 
Expansionsgedanke  wieder  aufgenommen. 
Dem  Staatssekretär  Seward  gelang  im  Mürz 
1867  der  Ankauf  Alaskas.  Russland  erhielt 
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7.2  Millionen  Dollars  für  577000  englische  J 
Geviertmeilen.  Jetzt  betragen  die  Einkünfte 
aus  Alaska  in  einem  einzigen  Jahre  mehr 
als  10  Millionen,  damals  aber  wurde  Seward 
vou  seinen  eigenen  Landsleuten  heftig  an- 
gegriffen und  weidlich  verspottet,  weil  er 
eine  unbrauchbare  Eis-  und  Steinwüste  um 
solchen  Preis  erhandelt.  Der  Gesichtspunkt, 
von  dem  Seward  ausging,  war  ein  rein 
nationaler.  Er  wollte  ein  republikanisches  I 
Panamerika  und  begrüsste  mit  Freuden  die 
Gelegenheit,  die  Zahl  der  fremden  Kolo- 
nieen  in  Amerika  zu  vermindern.  Der  Er- 
werb hatte  2 Cents  der  Morgen  gekostet, 
währeud  bei  dem  Louisianakaufe  der  Morgen 
auf  beinahe  3 Cents  kam.  Ein  beträchtlicher 
Teil  des  neuen  Gebiets,  31  (HK)  Geviertmei-  j 
len,  besteht  aus  Inseln,  die  eine  zusammen- 
hängende Brücke  nach  Asien  schlagen. ! 
Seward  aber  äusserte,  er  betrachte  den  Er- 1 
werb  für  die  wichtigste  Handlung  seiner , 
Amtstätigkeit.  Es  werde  jedoch  zwei  Ge- 
schlechter währen,  bis  man  dies  gebührend 
erkenne. 

Im  Jahre  1867  versuchten  die  Yankees, 
auch  Korea  zu  eröffnen.  1873  wurde  Pago- 
Pago  auf  Samoa  occupiert  und  1889  beinahe 
Sarnoas  wegen  Deutschland  der  Krieg  er- 
klärt. Der  Expräsident  Grant  versuchte  j 
vergebens,  Ostasieu  von  Singajjore  bis  Korea  j 
zu  neutralisieren.  Die  Königin  Liluokalani  J 
vou  Hawaii  wurde  1892  vertrieben,  zunächst 
die  Republik  ausgerufen,  später  aber  Hawaii 
von  den  Vereinigten  Staaten  annektiert. 

Seit  1883,  in  welchem  Jahre  eine  Er- 
hebung unter  Aguero  stattfand,  hatte  die 
albanische  Frage  geruht.  Mancherlei  Ver- 
besserungen waren  in  Verwaltung  und 
sonst  eingeführt  worden.  Die  Perle  der 
Antillen  blühte  mächtig  auf.  Ueberwiegoud  | 
war  allerdings  diese  materielle  Blüte  durch 
ausländisches  Kapital,  deutsches,  britisches, 
französisches  und  amerikanisches  hervorge- 
rufen. 

„Der  Handel  der  Insel  erhob  sich  auf  670 
Millionen  Mark,  denen  inan  die  90  Millionen 
Ceylons  entgegenstellen  mag.  Da  brach  Au- ! 
fang  1895,  ohne  besonders  hervorstechenden ) 
Grund,  wiederum  ein  Aufstand  aus,  geschürt 
vou  den  cubanisch-nordamerikauischen  Junta«, ' 
unter  dem  Vorwände  der  spanischen  Misswirt- 
schaft. Wo  nach  Ansicht  der  Angelsachsen 
eine  schlechte  oder  schwache  oder  ungenügend**  I 
Verwaltung  herrscht,  da  halten  sie  sich  für  be- 
rechtigt. das  betreffende  Land  sich  anzueignen. ' 
um  bessere  Verwaltung  und  die  Segnungen  der 
angelsächsischen  Civilisation  einzuführen.  So  j 
in  Transvaal,  inPortugiesisch- Afrika,  in  Aegypten,  j 
in  Mexiko,  in  Nicaragua  und  auf  Cuba. 

Der  Wahn  der  Briten  und  Yankees,  dass 
ihre  Sitten  und  Einrichtungen  die  besten  der 
Welt,  und  die  fanatische  Sucht,  dieselben  allen 
anderen  Völkern  aufzuzwingen,  ist  im  Grunde  J 
nicht  verschieden  von  der  fanatischen  Propa- 1 


ganda  des  Islams  und  der  russischen  Kirche. 
Das  Angelsachsen  tum,  das  ist  eine  Religion. u 

Der  Aufstand  führte  schliesslich  zu  dem 
Kriege  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  Spanien,  als  im  Februar  1898  das  Kriegs- 
schiff »Maine«  mit  253  Mann  unterging, 
vermutlich  infolge  einer  inneren  Explosion, 
nach  Behauptung  der  Yankees  durch  spa- 
nische Schuld,  ln  einem  kurzen  Feldzuge 
wurde  die  spanische  Flotte  vernichtet,  und 
an  Stelle  der  ihnen  in  Aussicht  gestellten 
Freiheit  vertauschten  die  Cubaner  die  spa- 
nische Herrschaft  mit  «1er  amerikanischen. 
Im  Friedensvertrage  von  Paris  am  10.  De- 
zember 1898  (Wortlaut  abgedruckt  bei  Wirth, 
S.  157)  erhielten  die  Vereinigten  Staaten 
von  Spanien,  Cuba,  Portorico,  die  anderen 
bislang  unter  spanischer  Herrschaft  befind- 
lichen Inseln  in  Westmdien.  die  Insel  Guam 
in  den  Marianen  sowie  die  ganze  Insel- 
gruppe der  Philippinen.  Freilich  müssen  noch 
heute  (1900)  die  Vereinigten  Staatcu  sowohl 
in  Cuba  wie  auf  den  Philippinen  Arraeeen 
von  je  50000  Mann  unterhalten,  um  ihre 
Herrschaft  dort  durchzusetzen.  Aber  die 
Yankees  beherrschen  nunmehr  verkehrspoli- 
tiseh  ebenso  die  Hälfte  des  Stillen  Meeres 
wie  die  des  künftigen  Kanals  durch  die 
Landenge  von  Nicaragua.  Diese  überseei- 
schen Erwerbungen,  die  sich  auf  absehbare 
Zeit  hinaus  nicht  als  koordinierte,  selbstän- 
dige Staaten  der  Union  eignen,  zwingen 
diese  zu  einer  ihrem  Wesen  fremden  Cen- 
tmlisatiun , zur  Erhaltung  eines  grossen 
stehenden  Heeres  und  eiuer  noch  grösseren 
Kriegsflotte  und  werden  auf  die  inneren 
Verlüiltnisse  der  Vereinigten  Staaten  einen 
so  grossen  Einfluss  ausüben,  dass  Wirth 
recht  hat,  wenn  er  meint,  dass  die  Nieder- 
lage Spaniens  zu  einem  Siege  des  alten 
Europa  über  das  junge  und  übermütige 
Amerika,  zu  einer  zunehmenden  Europäi- 
sierung  Amerikas  und  zugleich  zu  einem 
Siege  der  geschichtlichen  Entwickelung 
und  naturrechtlichen  Anschauungen  geführt 
haben. 

Die  erzielten  Erfolge  werden  freilich  die 
Vereinigten  Staaten  zu  weiteren  Ausdeh- 
nungsbestrebnngen  hiudrängen.  DieNeigung. 
grosse  weltumspannende  Staatengebilde  zu 
gründen,  wird  gefördert  werden,  und  schon 
jetzt  ist  die  Union  in  ein  verschärftes  Ab- 
schliessungssystem  hineingedrängt  worden, 
das  zu  Reaktionen  aller  Art  und  zu  Ver- 
schärfungen der  Gegensätze  auf  dem  Gebiete 
der  Weltpolitik  und  Weltwirtschaft  führen 
muss. 


G.  Italien. 

Italieu.  das  im  Gegensatz  zu  anderen 
romanischen  Ländern  einen  bedeutenden  Ge- 
burtenüberschuss von  über  300  OCH)  Personen 
jährlich  und  eine  grosse  Auswanderung  von 


Handwörterbuch  der  Staatswissenschnften.  Zweite  Auflage.  V. 
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über  200000  Personen  jährlich  hat,  zeigt  | 
seit  seiner  nationalen  Vereinigung  überhaupt 
eine  lebhafte  Expansionslust  Die  ül>cr- 
seeische  Auswanderung  richtet  sich  nach 
Nordamerika,  Brasilien  und  dem  Laplata, 
aberauch  nach  den  nordafrikanischen  Ländern 
und  der  Levante,  und  Italien  sorgt  durch 
Aufwendung  grosser  Mittel  in  einer  italieni- 
schen Schm  Propaganda  möglichst  für  Er- 
haltung der  außgewanderten  Italiener  bei 
ihrer  Nationalität.  Seit  Italien  durch  Frank- 
reich die  Möglichkeit  abgeschnitten  würfle, 
Tunis  als  Kolonialgebiet  zu  behandeln,  und 
seitdem  sich  England  in  Aegypten  festgesetzt 
hatte,  richtete  Italien  im  Einverständnis  mit 
England  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  afri- 
kanische Küste  des  raten  Meeres,  erwarb 
die  Assabbai  (G.  v.  5.  Juli  1882),  das  Sul- 
tanat Raheita  (1884).  Bailul,  Gubbi,  den 
Küstenstrich  von  Bas  Dermah  bis  zur  Buri- 
halbinsel  und  besetzte  0.  Februar  1885 
Massaua.  Der  durch  fliese  Vorgänge  her- 
vorgerufene Konflikt  mit  Aljossinien,  das  seit 
1884  im  Besitz  der  Bogosländer  war,  führte 
auch  zur  Besetzung  binnenländischer  Punkte 
bis  Saati.  Der  Vertrag  mit  England  18.  Mai 

1887  setzte  Bas  Karar  als  Grenze  zwischen 
Aegypten  und  der  italienischen  Machtsphäre 
fest,  1887  wurde  das  Gebiet  der  Hai  »ab, 

1888  das  der  Beni-Amer  und  Sulu  unter 
italienischen  Schutz  gestellt.  Der  Tod  des 
Negus  Johannes  10.  März  1889  gab  Gelegen- 
heit zu  weiterem  Vordringen  der  Italiener 
(Niederlage  der  Italiener  bei  Saati)  und  zur 
Besetzung  von  Keren  und  Asmara.  Der 
Vertrag  vom  2.  Mai  1SS9  mit  dem  neuen 
Negus  von  Abessinien  Menelik  II.  brachte 
Abessinien  in  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zu 
Italien,  und  am  0.  Februar  1891  wurde  ein 
neuer  Grenzvertrag  mit  Abessinien  ge- 
schlossen. Am  8.  Februar  1889  stellte  der 
Sultan  von  Obbia  und  am  7.  April  1889  «ler 
Sultan  des  Midsehertin  (Ostküste  der  Somali- 
länder)  seine  Besitzungen  unter  italienischen 
Schutz,  und  am  G.  Dezember  1889  kündigte 
Italien  den  Vertragsmächten  der  Berliner 
Konferenz  an,  dass 

„für  den  Fall,  dass  jemand  versuchen  würde, 
Aussa  oder  einen  Teil  von  Aussa  oder  von 
dessen  abhängigem  Gebiet  zu  besetzen,  der 
Sultan  sich  dem  zu  wid ersetzen  und  die 
italienische  Flagge  zu  hissen  sieh  verpflichtet 
habe,  indem  er  sich  und  seinen  Staat  mit 
allen  seinen  Dependenzeu  unter  die  italienische 
Schutzherrschaft  stelle.“ 


Es  ist  dies  die  Bonadirk üste  der  Soraali- 
länder  von  Warschek  bis  zur  Jubmündung 
mit  Ausnahme  der  Zanzibar  gehörigen  Ge- 
biete. Die  Küste  des  italienischen  Schutz- 
gebietes erhielt  damit  eine  Ausdehnung  von 
1900  km.  Ueber  die  Abgrenzung  mit  Aegyp- 
ten bezw.  der  englischen  Interessensphäre 
durch  Protokoll  vom  15.  April  1891  s.  oben 
Teilung  Afrikas  S.  153. 

Durch  Dekret  vom  1.  Januar  1890  er- 
hielten die  italienischen  Besitzungen  am 
roten  Meere  den  Namen  *E r y t h r ä i sch  e 
K olon  ie«. 

Die  Hoffnungen  auf  Anbahnung  eines 
grossen  Handels  mit  den  afrikanischen  Hinter- 
ländern haben  sieh  noch  nicht  verwirklicht. 
Für  die  Kämpfe  mit  Abessinien,  die  Hafcn- 
und  Eisen bahubatiteu  lau  Massaua  und  für 
die  Verwaltung  hat  dagegen  Italien  Iwreits 
Aufwendungen  gemacht,  die  fast  über  seine 
finanziellen  Kräfte  gehen. 

Ein  vollständiger  Büekschlag  in  den  kolo- 
nialen Hoffnungen  trat  ein,  als  es  in  einem 
blutigen  Kriege  in  den  Jahren  1894  bis  1896 
von  Abessinien  geschlagen  und  in  seinen 
Besitzungen  bis  gegen  die  Küste  zurückge- 
drfingt  wurde.  Tn  dem  Friedensschluss 
Aliessiniens  mit  Italien  vom  26.  Oktober  1896 
wurden  die  Flüsse  Mareb.  Bclessa  und  Muna 
als  provisorische  Nordgrenze  Abessiniens  be- 
■ zeichnet,  die  anderen  Grenzen  aber  nicht 
festgestcllt. 

Auch  in  China  ist  Italien  über  den  Ver- 
such einer  Fussfassung  nicht  hinausge- 
kommen. 


H.  Russland. 

Obwohl  cs  nicht  üblich  ist,  Russland  zu 
den  Kolonialstaaten  zu  rechnen,  hat  Russland 
docli  im  19.  Jahrhundert  fast  ebensoviel  auf 
; dem  Gebiete  der  Kolonisation  geleistet  wie 
England.  Denn  Russlands  Vordringen  nach 
i Asien  ist  keineswegs  bloss  ein  eroberndes, 
I sondern  aueh  ein  kolonisierendes  und  zwar 
ebensowohl  im  nationalen  wie  im  kulturellen 
Sinne.  In  welchem  Masse  Russland  ge- 
wachsen ist,  zeigt  nachstehende  l’ebersieht 
über  flon  Umfang  dos  Grossffirstentnms 
1 Moskau  bezw.  des  russischen  Kaiserreiches. 
Es  hatte  Tausende  von  qkm  zu  Ende  der 
Regierungen  von 


Iwan  III. 

(1505) 

2 200 

Iwan  IV. 

(1584) 

4 125 

Im  Jahre  1613 

8 580 

Zar  Michael 

(1645) 

'3  475 

Zar  Alexei 

(1676) 

14  520 

Zar  Peter  I. 

(1725) 

15  5«° 

Zarin  Elisabeth 

(1761) 

17  600 

Zarin  Katharina  II. 

(1796) 

19360 

Zar  Alexander  I. 

(1825) 

20  185 

Gegenwärtig 

22  430 

Russland  hat  demnach  jetzt  einen  Um-  1 Reiches.  Kolonisatorisch  von  Bedeutung  ist 
fang  vom  Vierzigfachen  des  Deutschen  cs,  dass  der  oben  ersichtliche  Zuwachs  seit 
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clor  Glitte  des  IG.  Jahrhunderts  nur  fremdes, 
nicht  russisches  Gebiet  betrifft,  mit  Aus- 
nahme der  wenigstens  teilweise  stammver- 
wandten kleinrussischen  Länder. 

Nach  der  jetzigen  Verwaltungseinteilung 
rechnet  man  zmn  europäischen  Russland 
5389993  «ikm  mit  OG  Millionen  Einwohnern, 
zum  asiatischen  Russlaud  17 120000  <(km 
mit  32  Millionen  Einwohnern.  Das  asiatische 
Russland  zerfällt  in  Kaukasien  (472554  ijkm. 
9 248 (XH)  Einwohner). Sibirien  12518487  i|km. 
5727  000  Einwohner),  Centralasien  und  Trnns- 
kaspien  (3504908  >jkm,  7721  (Hmi  Einwohner), 
Kaspisches  Meer  und  Aralsee  (50G457  qkm). 

Einige  Zeit  nach  der  Eroberung  neuer 
Gebiete  pflegen  diese  militärisch  verwaltet 
zu  werden,  um  dann  später  dem  Schematis- 
mus der  civilen  Reichsverwaltung  eingereiht 
zu  werden.  Im  Jahre  1881  wurde  die  Statt- 
halterschaft für  den  Kaukasus  aufgehoben 
und  Ciskaukaaien  in  das  Gouvernement 
Stawrojiol,  das  Kuban-  und  Terekgebiet  ein- 
geteilt.  Trauskaukasien  aller  in  das  Gebiet 
des  Schwarzen  Meeres,  die.  Gouvernements 
Kutais,  Tiflis,  Jelissawetpol,  Baku,  Eriwan, 
das  daghestanische  Gebiet  und  das  von  Kars. 

Nach  Aufhebung  der  Militärverwaltung 
(Generalgouvernement)  von  West  Sibirien  1883 
wurden  die  Provinzen  Tobolsk  und  Tomsk 
dem  Ministerium  des  Innern  direkt  unter- 
stellt. Das  Generalgouvernement  Irkutsk 
zerfällt  in  die  Gouvernemente  Jenisseisk 
und  Irkutsk  sowie  die  Provinz  Jakutsk,  das 
Generalgouvernement  des  Amur  in  die 
Provinzen  Transbaikalien,  Amur.  Küsten- 
provinz und  Kreis  Sachalin.  Die  russisch- 
chinesische  Grenze  beruht  auf  dem  V.  v. 
4.  November  IRGo  und  einem  Abkommen 
von  1S8G,  durch  das  den  Russen  die  Mün- 
dung des  Turnen  nebst  der  Gaskiavetsch- 
bucht  abgetreten  wurde. 

Centralasien,  dessen  Erwerbung  Russland 
erst  im  Jahre  1809  durch  Besetzung  von 
Krasnowodsk  einleitete  und  dann  in  fast  un- 
unterbrochenen Kämpfen  mit  den  Turkmenen 
bis  1884  durehfülirtc,  zerfällt  in  das  Gebiet 
von  l'ralsk  und  Turgai  mit  den  gleich- 
namigen Provinzen,  in  das  Stoppengouverne- 
ment mit  den  Provinzen  Akmolinsk,  Ssemi- 
palatinsk  und  Ssemiretschinsk,  in  das  Geuenil- 
gouvernement  Turkestan  mit  den  Provinzen 
Syr-darja.  Fergana  und  Samarkand.  Auch 
das  Transkaspische  Gebiet  wurde  nach  Voll- 
endung der  transkaspischen  Bahn  (1889) 
vom  Kaukasus  abgetrennt  und  dem  General- 
gouvernement Turkestan  unterstellt. 

Die  Grenze  gegen  Afganistan  wurde  durch 
Vertrag  mit  Grossbritannien  vom  1U.  22.  Juli 
1887  festgesetzt.  Aber  auch  die  C bannte 
Chiwa  und  Buchara,  durch  die  Kämpfe  mit 
Russland  in  ihrem  Umfange  wesentlich  be- 
schränkt, sind  in  politische  und  wirtschaft- 
liche Abhängigkeit  zu  Russland  getreten. 


Friedensverträge  mit  Chiwa  12.  25.  August 
1873.  mit  Bm-hara  1868,  1870  und  1873. 

Ein  grosser  Teil  der  erworbenen  Gebiete 
ist  durch  das  russische  Volk  neu  besiedelt 
worden  und  zwar  überall  durch  Militär, 
Civil  Verwaltung  und  Handel,  in  Sibirien  durch 
zwangsweise  'Verschickung«,  allerdings  seit 
1900  fast  ganz  aufgehoben,  aber  auch  durch 
eine  grosse  freiwillige  Einwanderung,  so  dass 
auf  diesem  Wege  die  Wohnsitze  des  russi- 
schen Volkes  wesentlich  nach  dem  Osten 
vorgeschoben  worden  und  dabei  im  Gegen- 
satz zu  anderen  kolonisierenden  Völkern  im 
räumlichen  Anschluss  an  die  Heimatsgebiete 
geblieben  sind. 

Russland  ist  gegenwärtig  fast  in  noch 
höherem  Grade  mit  der  inneren  und  äusseren 
Kolonisation  beschäftigt  als  die  romanischen 
und  germanischen  Kolonialstalten.  Auf  dem 
Gebiete  der  inneren  Kolonisation  'machen 
sich  die  Einflüsse  der  Befreiung  von  der 
Leibeigenschaft  noch  immer  geltend.  Es 
treten  hinzu  die  Reaktionen  gegen  die  Agrar- 
verfassung und  neuerdings  (nach  Issajew) 
eine  gewisse  Blasiertheit,  eine  Bewegung, 
getragen  von  sozialistischen  und  religiösen 
Motiven,  die  viele  >Civilisationsmüde«  auf 
das  Land  ziehen  lässt. 

ln  Sibirien  schreitet  die  bäuerliche  Ko- 
lonisatiou  mit  Riesenschritten  vorwärts.  Die 
Bedeutung  der  freien  Ansiedelung  ist  heute 
eine  weit  grössere  als  die  der  zwangsweisen 
Besiedelung.  Fis  wirken  hierbei  der  Reich- 
tum an  Mineralien,  u.  a.  des  Goldes  an  den 
Küsten  des  japanischen  Meeres,  die  Frucht- 
barkeit des  Bodens  in  Südsibirien  und  die 
Eutwiekchiug  der  Verkehrsmittel  zusammen, 
um  eine  grosse  Anziehungskraft  auf  das 
europäische  Russland  auszuübcn.  »Wenn 
das  so  fortgeht,  könnte  wohl  einmal  die 
Frage  auftanchen,  ob  Russland  über  Sibi- 
rien oder  Sibirien  über  Russland  herrschen 
wird.« 

Mehr  unter  dein  Gesichtspunkte  der  Kul- 
tivation  ( Beruf ungskolonieen)  als  unter  dem 
der  Einwanderung  sind  bei  diesen  Besiede- 
lungen, wie  an  der  Wolga  und  in  Südruss- 
land, so  auch  im  Kaukasus  vielfach  Deutsche 
(Schwaben)  verwendet  worden. 

Russland  hat  in  Asien  schon  umfang- 
reiche Eisenbahnen  gebaut  und  den  Bau 
eines  noch  grösseren  Bahnnetzes  geplant. 
Wenn  diese  Eisenbahnen  auch  zunächst  da- 
zu bestimmt  sind,  die  Herrschaft  über  die 
erworbenen  Länder  zu  befestigen  und  Heer- 
strassen für  weitere  Vorstösse  Russlands 
gegen  China,  Indien  und  Persien  zu  bilden, 
so  sind  sie  doch  an  sich  schon  Werke  von 
kolonisatorischer  Bedeutung  und  werden  auch 
einer  weiteren  Kolonisierung  und  Russi- 
fizierung  des  asiatischen  Russland  Dienste 
leisten.  Der  russisch-asiatische  Eisenbalm- 
bau  hat  vier  grosse  Glieder.  Zunächst  wurde 
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uischk  gebaut  und  damit  eine  | eine  kürzere  Verbindung  zwischen  der  Traus- 
le  gegenüber  dem  englisch-  baikal-  und  Ussuribalm  anzustreben.  Schon 
jhauer  gewonnen.  Die  Haupt-  am  27.  August  189b  erhielt  die  chinesisch- 


eine Verbindung  zwischen  dem  Schwarzen  1 worden  289  Millionen  Rubel  oder  rund  624 
und  Kaspischen  Meere  durch  die  Eisenbahn  Millionen  Mark,  thatsächlich  waren  davon 
Poti-Tiflis  (308  km,  vollendet  1872).  Tiflis-  schon  ausgegehen  worden  257  Millionen 
Baku  (5*19  km,  vollendet  1883)  hergestellt.  Rubel  oder  555  Millionen  Mark  (York  von 
Das  zweite  Glied  bildet  die  1881 — 1883  bezw.  Wartenburg). 

1885 — 1889  von  Annenkow  für  51  Millionen  Die  Fortschritte  der  russischen  Politik 
Rubel  erbaute,  1510  km  lange  Militärbahn  ; gegenüber  China,  die  1898  zu  der  Besetzung 
von  Ustm-Ada  am  Kaspischen  Meere  über  von  Port  Arthur  führten,  ermöglichten,  den 
Merw  und  Buchara  nach  Samarkand.  Von  Eisenbahnplänen  eine  die  Verbindung  zwi- 
dieser  Bahn  aus  wurde  1898  eine  315  km  j sehen  Sibirien  und  dem  gelben  Meere  alt- 
kluge südliche  Abzweigung  am  Murgab  von  kürzende  Richtung  zu  geben  und  zunächst 
Merw  nach  K 
Aufmarschstelle 

indischen  Pischauer  gewonnen.  Die  flanpt- 
linie  wurde  von  Samarkand  ans  1899  auf 
537  km  weiter  östlich  bis  Andischan  und 
Margelan  fortgefülirt  mul  ein  Zweig  von 
Chawast  nach  Taschkent  156  km  gebaut, 
so  dass  Russland  am  oberen  Syr-darja  eine 
reichgegliederte  Aufmarscheisenbahn  gegen- : schlusslinien 
über  dem  Pamirgebiete  besitzt.  Das  dritte 
Glied  bildet  die  Eisenstrasse  über  den 
Kaukasus,  die  sog.  Kaukasusbahn,  ausgehend 
von  Wladikawkas,  bis  wohin  schon  1876  die 
Eisenbahn  führte,  um  in  187  km  Anschluss 
an  die  südkaukasische  Bahn  bei  Tiflis  zu 
gewinnen  und  damit  Südkaukasien  an 
das  centralrussische  Eisenbahnnetz  anzu- 
schliessen.  Als  viertes  und  wichtigstes  Glied 
ist  die  geplante  sibirische  Eisenbahn  zu  be- 
trachten, die  zur  Ueberwindung  der  6900  km 
Entfernung  von  Tschelljabinsk  an  der  sibi- 
rischen Grenze  bis  Wladiwostock  unter  Be- 
nutzung von  2150  km  Wasserweg  auf  dem 
Baikalsee  und  Amur  4754  km  lang  werden 
und  über  Tomsk  und  Irkutsk  führen  soll. 

Am  24.  Mai  1891  konnte  der  auf  einer 
sibirischen  Reise  begriffene  damalige  Thron- 
folger, der  jetzige  Zar  Nikolaus  II..  den 
ersten  Spatenstich  der  gewaltigen  Arbeit 
thun.  Seitdem  wird  gleichzeitig  von  ver- 
schiedenen Stellen  aus  der  Balmbau  in  An- 
griff genommen  und  der  Betrieb  auf  einzelnen 
Teilstrecken  eröffnet  Bis  jetzt  ist  ein  zu- 


am  -i.  August  1896  erhielt  die  chinesisch 
russische  Bank  das  Recht  des  Baues  einer 
Eisenbahn  durch  die  Mandschurei.  Die 
Balm  soll  auf  chinesischem  Gebiete  von 
Znmichaitui  über  Zizikar  und  Xinguta 
1520  km  lang  gehen  und  die  russischen  An- 
528  km  lang  von  der  Station 
Onon  der  Transbaikalbahn  und  der  Station 
Xikolsk-Pssuroiski  der  Ussuribalm  ansgehen. 

Dieses  Abkommen  stellt  eine  thatsäch- 
liche  Inbesitznahme  der  Mandschurei  durch 
Russland  dar.  Es  war  die  Veranlassung 
zur  Aufrollung  der  nordchinesisehen  Eisen- 
bahnfrage, zum  Wettlauf  aller  Mächte  um 
die  Erlangung  von  Eisenbahnbaukonzessionen 
und  des  weiteren  zu  dem  chinesischen  Kriege 
von  1900. 

Ln  wirtschaftlicher  Beziehung  haben  die 
auf  den  sibirischen  Etsenbahnbau  gesetzten 
Hoffnungen  sich  zunächst  nicht  verwirklicht. 
Die  Balm  ist  schlecht  gebaut,  der  Betrieb 
muss  häufig  unterbrochen  werden,  die 
Frachten  sind  ausserordentlich  hoch.  Immer- 
hin darf  man  von  der  sibirischen  Balm  eine 
grosse  Erleichterung  der  Besiedelung  des 
Landes  erwarten. 

Die  Transkaspische  Bahn  hat  schon  jetzt 
der  russischen  Baumwollenindustrie  ihre 
Rohstoffe  aus  Centralasieu  zugeführt  und 
sie  damit  vom  Westen  emancipiert. 

Jedenfalls  übertreffeu  die  Ausdehnungs- 


sammenhängeudor  Verkehr  über  die  west- ! bestrebungen  Russlands  nach  dem  Osten  an 
sibirische  Bahn  von  Tschelljabinsk  bis  an  Planmässigkeit,  Stetigkeit,  Beharrlichkeit  und 
den  Ob  1420  km  und  die  mittelsibirische  auch  an  Erfolgen  die  entsprechenden  Be- 
Bahn  vom  Ob  bis  Irkutsk  1830  km  und  von  mühungen  aller  anderen  kolonisierenden 
da  68  km  bis  an  den  Baikalsee  in  Betrieb  Weltmächte,  Grossbritannien  nicht  ausge- 
genommen.  nommen.  Vgl.  auch  oben  S.  161  die  Tei- 

»Jenseits  des  Sees  wurde  1896  mit  dem  : lung  des  Ostens. 

Bau  der  Transbaikalbahn  begonnen.  Von  der 


Gesamtlänge  Myssowskaja-Stretensk  1100 
km  wurde  der  östliche  Teil  Stretensk- 
Niobschia.sk  am  2.  November  1898  dem  Ver- 
kehr übergeben.  Endlich  die  Ussuribalm 
von  Chabarowsk  nach  Wladiwostock  772  km  j 
war  am  10.  September  1897  beendet  worden. 1 
So  blieb  noch  die  allerdings  grosse  Ent- 1 
femung  zwischen  Stretensk  und  Chabarowsk 
längs  des  Amur  mit  einem  Schienenwege 
zu  versehen,  um  das  gesamte  Werk  zu  be- ' 
enden.  Bis  Anfang  1899  sind  angewiesen 


V.  Kolonieen  und  Kolonialpolitik  des 
Deutschen  Reiches. 

1.  Die  neuere  koloniale  Bewegung. 

Die  neuere  Kolonialbewegung  begann  mit 
der  Begründung  folgender  Vereine : Central- 
verein für  Handelsgeographie  und  Förderung 
deutscher  Interessen  in  Berlin,  9.  Oktober 
1878  (Vors.  Dr.  R.  Jannasch),  Zweigvereine 
in  Leipzig,  Bannen.  Chemnitz,  Freiburg  i.  B., 
Jena,  Cassel,  Marburg,  Stuttgart,  10  Zweig- 
vereine in  Südbrasilien,  2 in  Argentinien, 


Kolonieeu  und  Kolonialpolitik 


197 


1 in  Australien;  Verein  für  Handelsgeo- 
graphie und  Kolouüilpolitik  in  Leipzig.  18. 
Februar  1879  (Vors.  Dr.  E.  Hasse);  West- 
deutscher Verein  für  Kolonisation  und  Ex- 
port in  Düsseldorf,  29.  Januar  1881  (Vors. 
l)r.  F.  Fabri);  Münchener  Verein  zum  Schutze 
deutscher  Interessen  im  Auslande,  15.  Mai 
1882  (Vors.  Dr.  A.  v.  Brinz);  Deutscher 
Kolonialverein  zu  Frankfurt  a.  M.,  26.  August 
und  6.  Dezember  1882  (seit  1885  in  Berlin, 
Vors.  Fürst  Hermann  zu  Hohen  lohe- Laugen- 
burg) : Gesellschaft  für  deutsche  Kolonisation 
iu  Berlin,  28.  Mürz  1884  (Vors.  Dr.  Peters, 
Graf  Behr-Bandelin).  letztere  beiden  Ver- 
eine verschmolzen  sich  am  19.  Dezember 
1887  zur  »Deutschen  Kolonialgesellschaft' 
in  Berlin  (Vors.  Fürst  Hohenlohe- Langen- 
burg  bis  1894,  seit  15.  Januar  1895  Herzog 
Johann  Albrecht  v.  Mecklenburg,  geschäftsf. 
Yieepräs.  bis  31.  Mai  1900  W'irkl.  Geh.  Hat 
Sachse,  seitdem  Viceadmiral  z.  D.  von 
V;ilois. 

Vom  grössten  Einfluss  auf  die  Belebung 
der  Kolonialbewegung  waren  die  unten  ge- 
nannten Schriften  von  Fabri  und  llübbe- 
Schleiden  sowie  die  Zeitschriften  »Export« 
und  »Deutsche  Kolonialzeitung«. 

Die  Beweggründe  für  diese  kolonia- 
len Bestrebungen  liegen  vorwiegend,  aber 
nicht  ausschliesslich  in  dem  Umfang  und 
der  Art  der  deutschen  Auswanderung 
(S.  d.  Art.  Auswanderung  oben  Bd.  11  S.  61). 
Mau  hoffte.  Länder  zu  finden,  klimatisch, 
wirtschaftlich  und  politisch  geeignet  für  die 
deutsche  Auswanderung,  in  denen  diese 
ihren  nationalen  Charakter  bewahren  könne, 
und  hatte  dabei  die  subtropischen  Gebiete  von 
Südamerika  im  Auge,  aber  man  dachte  nicht 
an  Eroberungen,  auch  nicht  an  die  Mitwir- 
kung des  Staates  bei  der  Organisation  der 
Auswanderung,  sondern  nur  an  private  Or- 
ganisation (Kolonialgesellschaften)  und  an 
lokale  Majorisierungen.  Mitbestimmend  war 
hierbei  die  Schwierigkeit,  iu  der  inneren 
Kolonisation  grosse  Menschenmengen  unter- 
zubringen, und  das  Bedürfnis,  iu  der  Aus- 
wanderung ein  sozialpolitisches  Ventil  offen 
zu  halten.  Man  erinnerte  sich,  dass  die 
grössere  Hälfte  des  deutschen  Staatsgebietes 
Kolonialboden  sei,  berücksichtigte  aber  die 
Unmöglichkeit,  die  germanisierende  Grenz- 
kolonisation  in  grösserem  Massstabe  noch 
jetzt  östlich  fortzuselzen,  weder  auf  deut- 
schem Reiehsboden  noch  auf  dem  Gebiete 
der  östlichen  und  südöstlichen  slawischen 
Nachbarvölker.  Es  sollten  demgemäss  über- 
seeische Nationalgebiete  geschaffen  werden, 
um  »die  Zukunft  des  deutschen  Volks- 
stammes« gegenüber  dem  riesenhaften 
Wachstum  der  Angelsachsen  und  der  Hus- 
sen für  künftige  Jahrhunderte  sicherzustellen. 
Man  erinnerte  daran . dass  Deutschland 
schon  einmal  durch  die  Hansa  mitbestim- 


mend für  den  Welthandel  und  die  Welt- 
wirtschaft gewesen  ist.  Aber  auch  zur  Er- 
ziehung des  deutschen  Volkscharakters  er- 
schien die  aktive  Beteiligung  an  der  über- 
seeischen Kultur  förderlich.  Die  Marine 
brauche  ein  Thätigkeitsfeld  im  Frieden. 
Auch  die  Anlage  von  Strafkolonieen  sowie 
die  Einführung  der  Verbannung  als  Strafe 
namentlich  für  politische  Vergehen  erschien 
wünschenswert. 

Der  steigend  industrielle  Charakter 
Deutschlands  dränge  zur  Erwerbung  von 
Gebieten,  in  denen  Lebensmittel,  Genuss- 
mittel (Kolonialwaren)  und  Rohstoffe  erzeugt 
werden , so  dass  diese  Gebiete  mit  dem 
Mutterlande  ein  gemeinsames  Wirtschafts- 
gebiet bilden.  Die  bisherige  passive  Stellung 
Deutschlands  in  der  Weltwirtschaft  müsse  in 
eine  aktive  verwandelt  werden  durch  Herstel- 
lung eines  direkten  deutschen  überseeischen 
Verkehrs  (subventionierte  Dampferlinien,  s.  d. 
Art.  Dampfersubvention,  oben  Bd.  III S. 
101).  Deutsche  Ersparnisse  finden  nicht  mehr 
genügende  Verwendung  in  der  Heimat.  Ueber- 
seeische  Kapitalanlagen  müssen  aber  zu  einer 
Machtausübung  führen.  Deutsches  Geld 
muss  deutsches  Kapital  werden.  In  der 
Forderung,  dass  Deutschland  Weltmacht 
werde,  sei  das  Problem  der  Auswanderung 
und  des  Sozialismus  eingescldossen. 

Der  Gang  der  Ereignisse  hat  diesen  Er- 
wartungen nicht  entsprochen.  Die  wichtigste 
Seite  der  Kolonialpolitik , die  Gewinnung 
von  Ansiedelungsgebieten  für  die  deutsche 
Massenndiswanderung  ist  ebensowenig  in 
Angriff  genommen  wie  die  nationale  Or- 
ganisation der  deutschen  Auswanderung. 
Dagegen  ist  die  Erwerbung  von  Kultivations- 
gebioten  überraschend  schnell  und  in  gros- 
sem Umfange  gelungen.  Die  geplante  pri- 
vate Leitung  dieser  Kultivationo»  hat  aber 
bald  einer  staatlichen  Führung  Platz  machen 
müssen. 

Immerhin  wird  die  staatliche  Fürsorge 
für  die  deutschen  Schutzgebiete  und  für 
deutsche  überseeische  Interessen  in  steigen- 
dem Masse  durch  die  Thätigkeit  privater 
Gesellschaften  aller  Art  unterstützt.  Ein 
vollständiges  Verzeichnis  dieser  Gesell- 
schaften, der  in  den  Schutzgebieten  thätigen 
Firmen  und  Erwerbsgesellschaften,  der 
kolonialen  Erwerbsgesellschaften,  der  Schiff- 
fahrtsgesellschaften, der  Missionen  findet 
sich  iu  dem  jährlich  von  Gustav  Meinecke 
herausgegebenen  Deutschen  Kolonialkalender 
(Berlin  \V.  10).  Wir  wollen  hier  nur  die 
im  Jahre  1900  thätig  gewesenen  Agitations- 
gesellschaften für  koloniale  Zwecke  mit 
ihren  Sitzen  aufführen : 

Deutsche  Kolonialgesellscluift,  Berlin  W., 
Schellingstrasse  4. 

Centralverein  für  Handelsgeographie  und 
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forderung  deutscher  Interessen  nn  Aus- 
lande, Berlin  W.,  Dorfflingerstrasse  I. 

Deutscher  Frauenverein  für  Kranken- 
) fl  ege  in  den  Kolooieeu,  Berlin  W.,  Augs- 
)urgerstrasse  45. 

Der  Afrikaverein  deutscher  Katholiken, 
Köln  und  M.-Gladbach. 

Evangelischer  Afrikaverein,  Berlin  NO., 
Kaiserstrasse  19. 

Alldeutscher  Verband , Berlin  W.  35, 
Lützowstrasse  85  b. 

Verein  für  evangelische  Mission  in 
Kamerun.  Stuttgart. 

Nachtigal-Gesellschuft  für  vaterländische 
Afrikaforschung,  Berlin  W.,  Ansbacher- 
strasse  37. 

Kolonial -Wirtschaftliches  Komitee,  Ber- 
lin NW.,  Unter  den  Linden  401. 

Deutsches  Kolonialmuseum.  Berlin  NW. 

Deutsche  Kolonialschule,  Ges.  m.  b.  II., 
begr.  23.  Mai  1898  zu  Neuwied,  eröffnet  zu 
Witzen  hausen  a.  d.  Werra  1.  April  1899. 

Deutscher  Kolonial  verein  für  Im|Hjrt  und 
Export,  Berlin  W..  Altmoabit  1. 

Evangelischer  Hauptverein  für  deutsche 
Auswanderer,  Witzen  hausen  a.  d.  Werra. 

Verein  für  deutsche  Auswandererwohl- 
fahrt, Hannover. 

Evangelische  Gesellschaft  für  die  pro- 
testantischen Deutschen  in  Amerika.  Bar- 
men. 

St.  Raphaels- Verein  zum  Schutze  katho- 
lischer deutscher  Auswanderer,  Limburg 
a.  d.  Lahn. 

Aus  den  Erträgen  der  von  der  Deutschen 
Kolonialgesellschaft  veranstalteten  Wohl- 
fahrtslotterie konnten  in  den  Jahren  1898 
bis  1900  kolonialen  Zwecken  namhafte 
Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden  (vgl. 
D.  K.Z.  vom  IG.  November  1899  und  Jahres- 
bericht der  Deutschen  Kolonialgesellschaft, 
1899,  S.  28). 

2.  Deutsche  amtliche  Kolonialpolitik. 

Der  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  ist  nur 
zögernd  der  Kolonialbewegung  näher  ge- 
treten und  hat  sich  gegen  eine  Organisation 
der  deutschen  Auswanderung  immer  ab- 
lehnend verhalten.  Gelegentlich  der  Korea- 
debatte sagte  er  im  Reichstage  am  2G.  Juni 
1884 : 

„Ich  bin  kein  Freund  der  Auswan- 
derung im  allgemeinen  und  namentlich  nicht 
der  krankhaften  Beförderung  der  Auswanderung, 
die  wir  in  den  ersten  Jahren  des  Deutschen 
Reichs  gehabt  haben  — unter  meiner  Unter- 
schrift, gebe  ich  ja  zu;  ich  habe  aber  damals 
dieser  Sache  meine  Aufmerksamkeit  nicht  zu- 
gewendet — . Ein  Deutscher,  der  sein 
Vaterland  abstreif t,  wie  einen  alten 
R o e k , ist  für  mich  kein  Deutscher 
mehr;  ich  habe  kein  landsmanuschaftliches  In- 
teresse mehr  für  ihn,  und  wenn  die  Beförderung 
der  Korrespondenz  und  des  Verkehrs  und  unse- 
res Exportes  eine  Beförderung  der  Auswande- 


rung sein  würde,  so  würde  das  eiu  Grumt  da- 
gegen sein.“ 

Dieser  Grundanschauung  entsprechend 
lehnte  Fürst  Bismarck  die  Fühlungnahme 
auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Kolonial - 
, politik  ah  und  wollte  diese  der  privaten 
Unternehmung  überlassen.  Und  wiederholt 
hat  er  darauf  hingewiesen,  dass  die  Regie- 
rung des  Deutschen  Reiches  ein  Kolonial- 
programm nicht  haben  könne,  sondern  dass 
die  Kolonialjtolitik  abhängig  sei  von  dem 
; Gange  der  gesamten  inneren  und  äusseren 
Politik. 

Am  2.  März  1885  erklärte  Fürst  Bis- 
marck im  Reichstage : 

„Wir  haben  nicht  vollständige  Systeme  im 
Kopf  und  in  der  Theorie  fertig,  sondern  wir 
lassen  die  Sache  sich  organisch  entwickeln  und 
krystallisiereu.  Wir  haben  nicht  die  Präteu- 
sion,  die  Kolon isationsbestrebuugen  des  deut- 
schen Volkes  zu  führen  nach  bureaukratischer 
, Vorschrift  und  nach  einem  bestimmten  System, 
über  das  wir  selbst  mit  uns  im  klaren  wären, 
sondern  wir  haben  die  Absicht,  ihnen  zu  folgen 
| mit  dem  Schutz  des  Reiches,  da  wo  wir  eine 
Wahrscheinlichkeit  der  Entwickelung  und  Be- 
| reehtigung  auf  diesen  Schutz  anerkennen  . . . 
leh  habe  betont,  dass  eine  Kolonialpolitik  über- 
haupt nur  möglich  ist,  wenn  sie  von  einer 
Mehrheit  des  nationalen  Willens  mit  Eutschlos- 
j seuheit  und  Ueberzeugung  getragen  wird.“ 

Aehnlich  am  10.  Januar  und  12.  März 
1 1885  im  Reichstage  und  am  5.  Juni  1889  in 
• einem  Brief  an  F.  Fnbri: 

„Was  die  koloniale  Frage  im  allgemeinen 
betrifft,  so  ist  zu  bedauern,  dass  dieselbe  in 
Deutschland  von  Hause  aus  als  Parteisache 
aufgefasst  wurde  und  dass  im  Reichstage  Geld- 
, bewilligungeu  für  koloniale  Zwecke  immer  noch 
widerstrebend  und  mehr  aus  Gefälligkeit  für 
die  Regierung  oder  unter  Bedingungen  eine 
Mehrheit  finden.  Die  Regierung  kann  über  ihr 
ursprüngliches  Programm  bei  Unterstützung 
überseeischer  Unternehmungen  nicht  aus  eige- 
nem Antriebe  hinansgehen  und  kann  nicht  die 
, Verantwortung  für  Einrichtung  und  Bezahlung 
eigener  Verwaltung  mit  einem  grösseren  Be- 
amtenpersonai  und  eigener  Militiirtruppc  über- 
nehmen, solange  die  Stimmung  im  Reichstage 
ihr  nicht  helfend  und  treibend  zur  Seite  steht 
und  solange  nicht  die  nationale  Bedeutung  über- 
j seeischer  Kolonieeu  allseitig  ausreichend  gewür- 
digt werden  wird  und  durch  Kapital  und  kauf- 
männischen Unternehmungsgeist  die  Förderung 
findet . welche  zur  Ergänzung  der  staatlichen 
1 Mitwirkung  unentbehrlich  bleibt.“ 

Trotz  dieses  Mangels  an  Initiative  bei 
der  Regierung  lässt  sieh  doch  eine  bestimmte 
: Richtschnur  erkennen,  welche  in  kolonialen 
Dingen  seit  Begründung  des  Reiches  ein- 
gehalten wurde.  Die  Etappen  in  der  Ent- 
wickelung der  amtlichen  Kolonialpolitik  des 
Deutschen  Reiches  fallen  in  die  Jahre  1884 
und  1890.  Bis  zum  Jahre  1884  wurde  allen 
deutschen  überseeischen  Unternehmungen 
der  individuale  Charakter  gewahrt , der 
Schutz  nur  der  Person  gewährt.  Von  1884 
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an  sträubte  man  sieh  nicht  mehr  gegen 
Landerwerbungen  und  gestaltete  den  Schutz 
überseeischer  Unternehmungen  territorial. 
Von  1890  bis  1897  verhielt  sich  die  Regie- 
rung ablehnend  gegen  weitere  territoriale 
Erwerbungen  und  erst  seit  1898  kehrte  sie 
zu  den  Grundsätzen  der  Jahre  1884  bis  1889 
zurück. 

In  den  Jahren  1874 — 1884  war  die  Reiehs- 
regierung  bemüht  gewesen,  in  unabhängigen 
überseeischen  Gebieten  die  Handelsfreiheit, 
möglichst  auch  den  Fortbestand  der  Unab- 
hängigkeit selbst  solcher  Gebiete  zu  sichern 
und  mindestens  für  Deutschland  die  Meist- 
begünstigung bei  Vertragsabschlüssen  zu 
wahren.  Dagegen  wurden  alle  an  die  Re- 
gierung herantretenden  Gesuche  um  kolo- 
niale Landerwerbungen  oder  um  die  Ueber- 
nahme  von  Protektoraten  abgelehnl. 

Diese  Linie  hielt  die  Regierung  ein  hei 
dem  Streite  mit  Spanien  wegen  der  Pelew- 
und  Karolineninseln  und  des  Suluarehi[»els 
1873 — 1*74,  bei  der  Ablehnung  des  Protek- 
torates über  Zanzibar  1874.  über  das  Sulu- 
reich, Nordborneo  und  Transvaal  1876 — 1877, 
bei  den  Streitigkeiten  mit  England  wegen 
der  von  diesem  1874  annektierten  Fidschi- 
inseln.  bei  der  Erwerbung  von  Kohlensta- 
tiooen  auf  den  Tongainseln  187G  und  auf 
Samoa  (Saluafata)  1879,  bei  der  am  20.  April 
1380  abgelehnten  Vorlage  wegen  einer 
Zinsgarantie  an  eine  Sochandelsgesellschaft 
zur  Erwerbung  der  Godefroysehen  Plantagen 
in  Samoa.  Auch  als  1874  und  1882  hanse- 
atische Kaufleute  Schutz  erbaten  für  ihre 
Unternehmungen  in  Westafrika  und  als 
1882  Lüderitz  dies  für  Südwestafrika  that, 
wurde  zwar  eonsulare  und  militärische 
Unterstützung  durclt  die  Marine  zugesagt, 
jede  Lauderwerbung  aber  abgelehnt. 

Und  diese  Anschauung  klang  noch  nach 
in  einem  Worte  des  Fürsten  Bismarck  vom 
2G.  Juni  1884: 

„Unsere  Absicht  ist  es  nicht,  Provinzen  zu 
gründen,  sondern  kaufmännische  Unterneh- 
mungen. “ 

Zu  einer  anderen  Haltung  wurde  die 
Deutsche  Reiehsregienmg  erst  gezwungen 
durch  die  Schwierigkeiten,  die  England  in 
der  Südsee  und  in  Afrika  der  Ausdehnung 
des  wirtschaftlichen  Einflusses  Deutschlands 
machte.  Der  eingetretene  Umschwung  der 
Auffassung  trat  amtlich  zuerst  zu  Tage  in 
der  Instruktion  des  Fürsten  Bismarck  an 
den  deutschen  Botschafter  in  London  vom 
10.  Juni  1884: 

„Meine  Ansicht  geht  nach  wie  vor  dahin, 
dass  ein  Kolonialsystein  nach  Analogie  des  heu- 
tigen englischen  mit  Garnisonen,  Gouverneuren 
und  Beamten  des  Mutterlandes  für  uns  nicht 
angezeigt  sei,  ans  Gründen,  welche  in  unseren 
inneren  Einrichtungen  und  Verhältnissen  liegen, 
•lass  das  Reich  aber  nicht  umhin  könne,  seinen 
•■chutz,  soweit  seine  Kräfte  reichen,  auch  auf 


solche  Hamlelsnnteruehmnugen  deutscher  Uuter- 
thanen  zu  erstrecken,  welche  mit  Landerwerb 
verbunden  sind.  Ich  habe  mich  auf  die  Ana- 
logie der  englischen  ostindischen  Kompagnie 
in  ihrem  ersten  Anfänge  berufen.  Die  darauf 
von  Lord  Amplitill  an  mich  gerichtete  Frage, 
oh  wir  soweit  gehen  würden,  den  Beteiligten 
ein  Royal  charter  zu  bewilligen,  habe  ich  be- 
I jaht.“ 

Ein  weiterer  Schritt  vorwärts  in  der 
Richtung  auf  territoriale  Behandlung  der 
deutschen  Kolonial politik  ist  erkenntlich  in 
dem  Satze  einer  nach  London  gerichteten 
I)ej>escho  des  Auswärtigen  Amtes  vom  19. 
August  1884: 

»Wir  gewähren  diesen  Schutz,  so- 
bald derselbe  nachgesucht  würde,  über- 
all, wo  deutsche  Niederlassungen  auf 
einem  bisher  von  einer  anderen  Macht 
nicht  o c c u p i e r t e n Gebiete  begrün- 
det werden  und  den  deutschen  Erwer- 
bungen gütige,  die  Rechte  Dritter  nicht 
verletzende  Verträge  zur  Seite  stehen«, 
und  in  einer  dem  Lord  Granville  am  8. 
Oktober  1884  seitens  des  deutschen  Ge- 
schäftsträgers erteilten  Antwort : 

„Das  in  den  fraglichen  Gebieten  (Südwest- 
j afrika)  im  Namen  8r.  Majestät  des  Kaisers 
i verkündete  Protektorat  erstreckt  sich,  wie 
die  königl.  grossbritannische  Regierung  richtig 
amiimiut,  nicht  lediglich  auf  die  Per- 
son der  daselbst  wohnhaften  oder  sich  dort 
anfhaltenden  Reichsangehörigen,  sondern  auf 
das  Gebiet  als  solches  und  hat  mithin  terri- 
torialen Charakter.“ 

Bei  der  Occupation  der  Schutzgebiete 
schlug  die  Regierung  gleichzeitig  verschie- 
dene Wege  ein.  Teils  liess  sie  durch  ihre 
Seeoffiziere  und  Beamten  (Dr.  Naehtigal  in 
[ Togo  und  Kamerun)  mit  Eingeborenen 
| direkt  Verträge  abseh  dessen,  teils  ül*ernahni 
sie  die  von  Privaten  erworbenen  Hoheits- 
rechte  (Lüderitz),  teils  überlioss  sie  diese 
privaten  Gesellschaften  unter  Erteilung  von 
Sclmtzbriefon  (Ostafrika  und  Nen-Guiuea). 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  ver- 
suchte die  Regierung  1884 — 1888  ähnliche 
Grundsätze  zur  Geltung  zu  bringen,  wie  sie 
England  und  Holland  in  Ostindien  früher 
durchgeführt  hatten,  indem  sie  sich  auf  Ge- 
währung des  internationalen  Schutzes  be- 
schrankte, die  Verwaltung  selbst  aber  mög- 
lichst den  interessierten  Privaten  überlioss. 
Der  Fürst  Bismarck  sprach  sich  hierüber 
gelegentlich  der  Koreadebatte  am  26.  Juni 
1884  im  Reichstage  wie  folgt  aus: 

„Meine  von  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  ge- 
billigte Absicht  ist,  die  Verantwortlichkeit  für 
die  materielle  Entwickelnng  der  Kolonie,  ebenso 
wie  ihr  Entstehen,  der  Thätigkeit  und  dem 
Unternehmungsgeiste  unserer  seefahrenden  und 
handeltreibenden  Mitbürger  zu  überlassen  und 
weniger  in  der  Form  der  Annektierung  von 
überseeischen  Provinzen  an  das  Deutsche  Reich 
vorzugehen  als  in  der  Form  der  Gewährung 
von  Freibriefen  nach  Gestalt  der  Royal  cliar- 
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ters,  im  Anschluss  an  die  ruhmreiche  Laufbahn, 
welche  die  englische  Kaufmannschaft  bei  Grün- 
dung der  ostindischen  Kompagnie  zurückgelegt 
hat,  und  den  Interessenten  der  Kolonie 
zugleich  das  Regieren  derselben  im 
wesentlichen  zu  überlassen  und  ihnen 
nur  die  Möglichkeit  europäischer  Jurisdiktion 
für  Europäer  und  desjenigen  Schutzes  zu  ge- 
währen, den  wir  ohne  stehende  Garnison  dort 
leisten  können.  Ich  denke  mir,  dass  man  ent- 
weder unter  dem  Namen  eines  Consuls  oder 
Residenten  bei  einer  derartigen  Kolonie  einen 
Vertreter  der  Autorität  des  Reiches  haben  wird, 
der  Klagen  entgegcnzunebmen  hätte,  und  dass 
irgend  eines  unserer  See-  und  Handelsgerichte 
— sei  es  in  Bremen  oder  Hamburg  oder  wo 
sonst  — die  Streitigkeiten  entscheiden  wird,  die  I 
im  Gefolge  der  kaufmännischen  Unternehmun- 
gen entstehen  könnten.  Unsere  Ansicht  ist, 
nicht  Provinzen  zu  gründen , sondern  kauf- 
männische Unternehmungen,  aber  in  der  höch- 
sten Entwickelung,  auch  solche,  die  sich  eine 
Souveränität,  eine  schliesslich  dem  Deutschen  i 
Reiche  lehnbar  bleibende,  unter  seiner  Pro- 1 
tektion  stehende  kaufmännische  Souveränität 
erwerben,  zu  schützen  in  ihrer  freien  Ent- 
wickelung, sowohl  gegen  Angriffe  aus  der  Nach- 
barschaft als  auch  gegen  Bedrückung  und  Schädi- 
gung von  seiten  anderer  eutopäischer  Mächte. 
Im  übrigen  hoffen  wir,  dass  der  Baum  durch 
die  Thätigkeit  der  Gärtner,  die  ihn  pflanzen, 
auch  im  ganzen  gedeihen  wird,  und  wenn  er 
es  nicht  timt,  so  ist  die  Pflanze  eine  verfehlte 
und  es  trifft  der  Schaden  weniger  das  Reich  — 
denn  die  Kosten  sind  nicht  sehr  bedeutend,  die  , 
wir  verlangen,  — sondern  die  Unternehmer, 
die  sich  in  ihren  Unternehmungen  vergriffen  ; 
haben.“ 

Demgemäss  wurde  der  »Gesellschaft  für 1 
deutsche  Kolonisation«  (Dr.  K.  Peters  und  ' 
Graf  Behr-Bandelin)  am  27.  Februar  188f>  j 
eiu  kaiserlicher  Schutzbrief  verliehen , in  j 
dem  der  Gesellschaft  die  Befugnis  erteilt 
wurde  zur 

»Ausübung  aller  aus  den  Uns  vorge- 
legten Verträgen  fliessenden  Kochte, 
einschliesslich  der  Gerichts- 
barkeit, gegenüber  den  Eingeborenen 
und  den  in  diesen  Gebieten  sich  nieder- 1 
lassenden  oder  zu  Handels-  und  anderen 
Zwecken  sieh  aufhaltenden  Angehörigen 
des  Reichs  und  anderen  Nationen,  unter 
der  Aufsicht  Unserer  Regierung  und  j 
vorbehaltlich  etc. 

Und  die  Neu-Guinea-Kompagnie  (Adolph 
v.  Hansemann)  erhielt  am  17.  Mai  1885  in 
einem  kaiserlichen  .Schutzbrief  folgende 
Rechte : 

»Ingleichen  verleihen  Wir  der  besagten 
Kompagnie  gegen  die  Verpflichtung,  die* 
von  ihr  übernommenen  staatlichen  Ein-  j 
richtungen  zu  treffen  und  zu  erhalten,  I 
auch  die  Kosten  für  eine  ausreichende  j 
Rechtspflege  zu  bestreiten,  hiermit  die  ] 
entsprechenden  Rechte  der  L a ndes- 
lioheit,  zugleich  mit  dem  ausschliess- 
lichen Recht,  in  dem  Schutzgebiete  her- 


renloses Land  in  Besitz  zu  nehmen  und 
darüber  zu  verfügen  uml  Verträge  mit 
den  Eingeborenen  über  I^and  und  Grund- 
berechtigungen abzuschliessen , dies  alles 
unter  der  Oberaufsicht  Unserer  Regierung 
....  Die  Ordnung  der  Rechtspflege 
sowie  die  Regelung  und  Leitung  der 
Beziehungen  zwischen  dem  Schutzgebiete 
und  den  fremden  Regierungen  bleiben 
Unserer  Regierung  Vorbehalten  ...< 
Dagegen  waren  die  Bemühungen  des 
Reichskanzlers  (1885),  die  am  Kamerun- 
und  am  Togogebiete  interessierten  Handels- 
häuser zur  Bildung  einer  mit  der  lokalou 
Verwaltung  zu  betrauenden  Korporation  zu 
bewegen,  erfolglos. 

»Und  so  mussten  die  dorthin  gesandten 
kaiserlichen  Beamten  unmittelbarer  in  die 
Regelung  der  Verhältnisse  eingreifen.  Aber 
auch  liier  wird  die  Bildung  eines  bnreau- 
kratischen  Regimentes  sorgfältig  vermieden.  * 
Für  Süd westafrika  war  zwar  in  dem 
Statut  der  »Deutschen  Kolonialgesellschaft 
für  Südwestafrika«  (der  durch  K.  Ordre 
vom  13.  April  1885  die  Rechte  einer  juris- 
tischen Person  verliehen  wurden)  die  Aus- 
übung staatlicher  Hoheitsrechte 
vorgesehen,  »soweit  solche  der  Gesellschaft 
für  ihre  Gebiete  übertragen  werden  <.  Die 
Ausübung  solcher  Rechte  ist  aber  hier  nicht 
praktisch  geworden,  namentlich  deshalb, 
weil  das  Gebiet  der  Gesellschaft  mir  einen 
kleinen  Teil  dt.*s  gesamten  Schutzgebietes 
bildet,  dessen  Gesamtheit  doch  verwaltet 
werdeu  muss  mul  deshalb  durch  einen 
kaiserlichen  Kommissar  schon  1885  in  Ver- 
waltung genommen  wurde. 

Alier  auch  in  Ostafrika  und  in  Neu- 
Guinea  war  die  Privat  Verwaltung  nur  von 
kurzer  Dauer.  In  Ostafrika  handelte  es  sich 
auch  sehr  bald  um  die  Verwaltung  eines 
weit  grösseren  Gebietes  als  des  unter  den 
Schutzbrief  fallenden.  Vor  allem  machte 
aber  der  ostafrikanische  Aufstand  jeder  Ver- 
waltung ein  Eude.  Der  Aufstand  wurde 
durch  einen  kaiserlichen  Kommissar  nieder- 
geworfen, und  nach  Herstellung  der  Ord- 
nung übernahm  die  Regierung  durch  Be- 
stellung eines  kaiserlichen  Gouverneurs 
nicht  nur  die  Zollverwaltung,  sondern  dio 
ganze  Landesverwaltuug  am  1.  Jtdi  1801 
(Bekanntmachung  v.  24.  Dezember  1890). 

Im  Schutzgebiete  der  Neu-Guinea-Koin- 
pagnie  wurde  zwar  zunächst  auch  die  im 
Schutzbrief  der  kaiserlichen  Verwaltung  vor- 
behalteno  Gerichtsbarkeit  dem  »Landeshaupt- 
mann« der  Kompagnie,  Frlir.  v.  Sclileinitz, 
durch  Erlass  des  Reichskanzlers  vom  24. 
Juni  1880  und  durch  kaiserl.  V.  v.  7.  Juli 

1888  der  Komjiagnie  selbst  (bis  Ende  1807) 
übertragen.  Infolge  Vertrages  zwischen  der 
Regierung  und  der  Kompagnie  vom  23.  Mai 

1889  ging  aber  am  1.  Novemlier  1889  die 
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gesamte  Landesverwaltung  des  Schutzge- 
bietes auf  das  Reich  über  und  wurde  durch 
den  kaiserlichen  Kommissar  ausgeübt  (kaiserl. 
V.  v.  0.  Mai  1890,  R.G.B1.  S.  67),  bis  1. 
September  1892  der  frühere  Zustand  der 
Verwaltung  durch  einen  Landeshauptmann 
wieder  hergestellt  wurde.  Im  Jahre  1899 
ging  aber  auch  das  Schutzgebiet  der  Neu- 
guinea-Gesellschaft in  die  unmittelbare  Ver- 
waltung des  Reiches  endgiltig  über. 

Zur  Ausübung  einer  unmittelbaren  Herr- 
schaft in  den  centralafrikanischen  Schutz- 
gebieten (Ostafrika,  Togo  und  Kamerun) 
wurde  die 
stimmnnge 

Antisklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1890  ver- 
anlasst, welche  den  Regierungen  eine  Menge ! 
von  Pflichten  auferlegt,  die  eiu  direktes! 
Einschreiten  der  Staatsgewalt  erfordern. 

War  schon  zur  Zeit  des  Fürsten  Bis- 
marck den  auf  die  Erweiterung  des  deut- 
schen Kolonialbesitzes  gerichteten  Bestre- 
bungen eine  sekundäre  Rolle  zugewiesen 
worden  (Aeusserungen  des  Fürsten  Bismarck 
aus  dem  Oktober  1889:  »Die  Erhaltung 

von  Lord  Salisbury  habe  für  ihn  mehr  Wert 
als  ganz  Witu.  England  sei  für  uns  wieh- 


Stellen  der  Welt  und,  wenn  man  von 
nationalen  Motiven  a b s i e h t , zur 
Zufriedenheit  der  Deutschen.« 

Gegen  jede  Fortsetzung  einer  weiteren 
Occnjwxtionspolitik  wendete  sich  ebenfalls 
die  Denkschrift,  indem  sie  sagte: 

„Die  Periode  des  Flaggenkissens  und  des 
Vertragschliesseus  muss  beendet  werden,  um 
das  Erworbene  nutzbar  zu  machen.  Es  beginnt 
jetzt  die  Zeit  ernster  unscheinbarer  Arbeit,  für 
welche  voraussichtlich  auf  ein  halbes  Jahrhun- 
dert ausreichender  Stoff  vorhanden  sein  wird.“ 

Seine  zurückhaltende  Behandlung  der 

in 

t 

e- 


pjsTamha,  111,1  Kolonialpolitik  begründete  Graf  Caprivi  i 

ie  Regierung  schon  durch  .hc  Be-  |{*hstag8Äde»  vom  4.  und  5.  Ff 

gen  der  Generalak  e der  Brüsseler  ,891  lln(,  F(äbruar  1894. 


Der  am  29.  Oktober  1894  erfolgte 
Wechsel  in  der  Person  des  Reichskanzlers 
hat  auch  einen  Umschwung  in  der  deut- 
schen Kolonial  politik  herbeigeführt. 
Während  für  den  Grafen  Caprivi  der  Ab- 
schluss des  Abkommens  mit  England  über 
Zanzibar  etc.  und  dessen  Begründung  sowie 
das  Wort  charakteristisch  war,  ihm  könne 
nichts  Schlimmeres  passieren,  als  dass  ihm 
ganz  Afrika  geschenkt  werde,  üusserte  sicli 
Fürst  Hohenlohe  - Schillingsfürst 
in  seiner  ersten  Programmrede  im  Reichs- 


tigerais Zanzibar  und  Ostafrika«),  so  räumte 
der  Reichskanzler  Graf  Caprivi  1890  bis 
1894  der  Kolonialpolitik  eine  noch 
geordnete! e Rolle  ein.  Dies  ergiebt  sieh 
besonders  aus  dem  unter  seiner  Verantwort- 
lichkeit abgeschlossenen,  wenn  auch  zum 
Teil  auf  kaiserlichen  Anordnungen  vom  2. 

Mai  1889  beruhenden  Zanzibarvortrag  vom 
1.  Juli  1890  und  der  Art  der  Begründung  [ 
desselben. 

In  der  amtlichen  Denkschrift  über  diej 
Beweggründe  zu  dein  deutsch-englischen 

Abkommen  vom  1 Juli  1890  wird  die  1 abhängige  überseeische  Absatzgebiete  zu  schaffen 
rahterhaltung  KUtör  Hczichuilgon  ZU  xjHJC"  uml  iUtArftphinaaPiwfon  KrüftPii  rli*r  Hftimflt. 


11.  Dezember  1894  über  die  deut- 
untor-  scde  Kolonialpolitik  in  folgender  Weise: 

„Als  jüngste  Macht  ist  das  Deutsche  Reich 
in  eine  Kolouialpolitik  eingetreten.  Die  Be- 
weggründe, welche  das  Reich  dazu  geführt 
haben,  sind  w i r t sc h a f 1. 1 i ch e r , n a t i o n a 1 e r 
und  religiöser  Natur. 

Schon  vor  der  Begründung  des  Reiches 
haben  einsichtige  Männer  darauf  hingewiesen, 
dass  Deutschland,  tun  sich  den  Wettbewerb  auf 
dem  Weltmarkt  zu  sichern  und  damit  auch 
seine  internationale  Machtstellung  zu  bewahren, 
darauf  bedacht  sein  müsse,  sich  neue  und  nn- 


land  über 
gestellt 


alle 


deutschen  Kolonial)’ nteresseu 


und  den  überschiesseuden  Kräften  der  Heimat, 
statt  sie  sich  zu  entfremden,  einen  neuen  Raum 
zur  Entfaltung  zu  gewähren.  Die  bisherige 

10 


„Allein  voran  stand  das  Bestreben,  unsere  Entwickelung  in  dem  kurzen  Zeitraum  von 
durch  Stammesverwandtschaft  und  durch  die  Jahren  hat  bewiesen  — und  die  dem  Reichstag 
geschichtliche  Entwickelung  beider  Staaten  ge-  vorgelegten  Denkschriften  legten  davon  Zeugnis 


gebenen  guten  Beziehungen  zu  England  weiter 
zu  erhalten  und  zu  befestigen  und  dadurch  dem 
eigenen  Interesse  wie  dem  des  Weltfriedens  zu 
dienen.“ 

An  die  individuale  und  Privatwirtschaft-  | 
liehe  Behandlung  kolonialer  deutscher  In- 
teressen. wie  sie  vor  1884  massgebend  war. 
erinnert  der  Satz : 

>Bei  dieser  Sachlage  einer  befreun- 
deten Macht  wie  England  das  Protekto- ; 
lat  über  die  Inseln  Zanzibar  und  Pemba 
zuzugestehen,  konnte  um  so  weniger j 
Bedenken  haben,  als  kein  Grund  zu  der 
Annahme  bestellt,  dass  deutsche  Firmen 
und  Personen  auf  der  Insel  unter  eng- 
lischem Schutze  schlecht  fahren  werden. 
Derselbe  Zustand  existiert  auf  vielen 


ab  — , dass  diese  Auffassung  zutrifft.  Der 
Handel  in  unseren  Kolonieen  nimmt,  wenn  auch 
nur  allmählich,  zu,  die  Plantagen,  wenn  auch 
unter  schwerer  Arbeit  und  Opfern,  gewinnen  an 
Ausdehnung,  und  grosse  Gebiete  sind  geeignet, 
deutschen  Auswanderern  eine  Existenz  zu  ge- 
währen. 

Die  koloniale  Bewegung  ist  aber  auch  eine 
nationale.  Sie  ist  dem  erstarkten  National- 
gefühl entsprungen , welches  nach  Gründung 
des  Reichs  ein  Feld  der  Thätigkeit  für  das  gc- 
kräftigte  nationale  Empfinden  suchte;  sie  ist 
eine  wertvolle  Stärkung  des  Einheitsgedankens, 
und  keine  Regierung  wird  dieses  neue  und  feste, 
die  einzelnen  Stämme  der  Nation  und  die  ver- 
schiedenen Schichten  der  Bevölkerung  umschlies- 
sende  Band  entbehren  können  und  wollen. 

Die  deutsche  Kolonial  politik  hat  aber  auch 
eine  ideale  und  religiöse  Grundlage.  Es 
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wäre  eine  Minderung  des  deutschen  Namens  in 
der  Welt,  wenn  nicht  auch  das  deutsche  Volk 
teilnehmen  wollte  an  der  Knltnnnission,  welche 
die  letzten  Greuel  der  Sklaverei  beseitigt  und 
das  Licht  des  Christentums  in  den  duukeln 
Weltteil  hineinträgt. 

Diese  verschiedenen  Beweggründe  traten 
zu  Anfang  vereinzelt  auf:  sie  treffen  mehr  und 
mehr  zusammen,  und  die  verbündeten  Regie- 
rungen sind  entschlossen,  jede  dieser  Richtungen 
gleichmässig  zu  fördern 

Die  Aufrechterhaltung  unseres  Kolonialbe- 
sitzes ist  eiu  Gebot  unserer  nationalen  Ehre  und 
ein  Zeichen  unseres  nationalen  Ansehens.  Wir 
werden  ihn  zu  verteidigen  wissen.  Wir  werden 
ihn  aber  so  gestalten  müssen,  dass  er  wirt- 
schaftliche Selbständigkeit  erlangt,  von  den 
Nachbargebieten  nicht  überflügelt  wird  und 
dass  die  Zukunft  der  deutschen  Kolonialpolitik 
nicht  beeinträchtigt  wird.  Zur  Erlangung 
dieses  Ziels  bedarf  die  Regierung  der  Unter- 
stützung aller  Kräfte  der  Nation  Sie  wird  am 
wenigsten  auf  die  Unterstützung  der  christlichen 
Missionsgesellschaften  verzichten,  ohne 
deren  opferfreudige,  und  segensreiche  Thätigkeit 
das  gesamte  Kolonialwerk  in  Frage  gestellt 
wäre.  Die  Regierung  wird  ihrerseits  die  Mis- 
sionen auf  alle  Weise  fördern  und  ihnen  die 
volle  Freiheit  in  der  Ausübung  ihres  Berufes 
in  allen  Schutzgebieten  gestatten.  Wie  dies 
bereits  schon  einmal  an  dieser  Stelle  hervor- 
gehoben worden  ist,  wird  die  durch  die  Kongo- 
akte gewährte  Kultusfreiheit  auch  in  den- 
jenigen Gebieten  beobachtet  werden,  auf  welche 
sie  formell  keine  Anwendung  findet.  Bei  Be- 
obachtung dieser  Grundsätze  hoffen  die  verbün- 
deten Regierungen,  die  thütigen  Anhänger  der 
Kolonialpolitik  zu  neuem  Eifer  zu  ermuntern 
und  die  Schutzgebiete  dem  allgemeinen  Besten 
nutzbar  zu  machen,  ohne  durch  übertriebene 
Maasnahmen  andere  wichtige  Interessen  des 
Reichs  hlosszustellen. “ 

Die  Reichskanzlerschaft  des  Fürsten 
Hohenlohe  hat  die  in  den  Jahren  18U0  bis 
1894  eingetreten  gewesene  Depression  in 
der  deutschen  Kolonialpolitik  allmählich 
wieder  beseitigt,  eine  wesentliche  Ausdeh- 
nung des  Kolonialbesitzes  allerdings  nicht 
herbeizuführen  vermocht,  mit  Ausnahme  der 
Erwerbung  von  Kiaulschou  Ende  1897, 
Samoas  und  der  Karolinen  1S99;  auch  die 
Abgrenzung  der  noch  offenen  Grenzen  Ka- 
meruns und  Togos  ist  in  einer  wenig  vor- 
teilhaften Weise  erfolgt,  aber  für  die  innere 
Entwickelung  der  Schutzgebiete  ist  vieles 
geschehen. 

Der  Reichskanzler  Graf  Caprivi  hatte 
die  Absicht  geliabt,  das  deutsche  siidwest- 
afrikanische  Schutzgebiet  wieder  aufzugelten. 
Um  die  Gründe  hierfür  zu  beseitigen  uud 
die  Aufschliessung  des  Gebietes  zu  be- 
schleunigen, Hess  sich  der  Kolonialdirektor 
T)r.  Kayser  dazu  verleiten,  englische  Kapi- 
talien in  das  Land  zu  ziehen  und  an  ganz 
oder  halb  englische  Gesellschaften  grosse 
i^andkunzessionen  zu  erteilen.  Diese  Ver- 
suche wurden  von  seinen  Nachfolgern  fort- 


gesetzt und  von  dem  Kolonialdirektor  von 
Ruchka  in  Kamerun  zu  einem  System 
grossartiger  Landkonzessionen  ausgebaut. 
Der  Unwille  über  die  sich  hieraus  ergeben- 
den Gefahren  für  die  nationale  Zukunft  der 
Schutzgebiete  führte  aber  1 90t » den  Sturz 
von  liuehkas  herbei.  Damit  ist  für  die 
künftige  deutsche  Kolonial]»olitLk  die  Frage 
der  Landkonzessionen  und  die  gesamte 
Agrarpolitik  sehr  in  den  Vordergrund  ge- 
rückt worden. 

Einer  planmässigcn  Regelung  des  Aus- 
w a n d o r u n g s w e s e n s standen  bisher 

Anschauungen  des  laissez  aller  auf  der 
einen,  agrarische  und  polizeiliche  Voreinge- 
nommenheiten auf  der  anderen  Seite  hin- 
dernd im  Wege.  Auch  der  Entwurf  eiues 
Auswanderungsgesetzes  aus  dem  Jahre  1 *92 
stand  noch  auf  diesem  ablehnenden  Stand- 
punkte. Erst  das  Auswanderungsgesetz  vom 
7.  Juni  1<S97  ist  geeignet,  die  Grundlage  für 
eine  positive  Auswanderungspolitik  zu  geben. 

Die  wissenschaftlichen  Gesellschaften 
Deutschlands  hatten  früher  mangels  deut- 
scher Schutzgebiete  ihre  Mittel  zur  Erfor- 
schung fremder  Erdteile  in  internationaler 
Weise  aufgewendet.  Auch  bei  der  > Afri- 
kanischen Gesellschaft  in  Deutsch- 
land« , die  aus  Reichsmitteln  unterstützt 
wurde,  war  dies  der  Fall.  Ins  diese  Gesell- 
schaft in  einer  Denkschrift  \<»m  Mai  l*.s3, 
also  noch  vor  Inaugurierung  der  amtlichen 
territorialen  Kolonialpolitik,  ein  nationales 
Arbeitsprogramm  entwickelte,  das  die  wis- 
senschaftlichen Arbeiten  in  »len  Dienst 
»deutscher  Kultivation«  stellen  wollte.  Die 
Gesellschaft  ist  auch  dann  demgemäss  ver- 
fahren. Trotzdem  wurde  ihr  später  die 
Verfügung  über  »len  jährlich  1Ö0000  Mark 
und  später  200  000  Mark  betragenden 
Afri-kafonds  (der  bis  1.  April  188t»  vom 
Reiehsamte  »les  Inneren,  von  da  ab  vom 
Auswärtigen  Amte  wrwaltet  wtmle)  ent- 
zogen und  von  der  Regierung  direkt  über- 
nommeu.  Die  Verwendung  erfolgt  seiulem 
ausseh  liesslieh  zur  wissenschaftlichen  Er- 
forschung der  Hinterländer  von  Togo,  Kame- 
run, Süd westafrika  und  in  der  Südsee. 
Denkschrift  über  die  Verwendung  »les  Afri- 
kafonds vom  1.  April  1 ssG  bis  31.  März 
1891  (I).  K.-Bl.  1891,  8.  49).  Seitdem  wor- 
den jährlich  mit  dem  Etat  Denkschriften 
ül>er  die  Verwendung  des  Afrikafonds  wr- 
öffentlicht. 

Diese  Beschränkung  der  Verwendung  »les 
Afrikafonds  von  jährlich  200 (HX)  Mark  auf 
die  deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika  und 
in  »1er  Südsee  hat  eine  planmässige  Wissen- 
schaft liehe  Erforschung  »1er  Schutzgebiete 
ermöglicht.  Auch  in  »len  jüngsten  Jahren 
ist  Hervorragendes  auf  den  Gebieten  der 
Landesaufnahme  uud  Kartographie,  »1er  Me- 
teorologie, Tropen  hygiene,  Geologie.  Zoologie, 
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Botanik  geleistet  worden,  teils  durch  boson- I 
ders  angestellte  Beamte  und  im  Zusammen- 
wirken mit  den  Verwaltungsbeamten  der 
Schutzgebiete  und  den  Offizieren  der  Marine, 
teil«  durch  wissenschaftliche  Beauftragungen 
dieser  Beamten,  teils  in  festen  Beobachtungs-  i 
Stationen,  teils  durch  Aussendung  von  For-  j 
sch  u n gsreisendeu. 

Die  Verarbeitung  der  Forschungsergeb- 
nisse erfolgt  durch  die  botanische  Central- 
steile  und  andere  Institute  der  Universität 
Berlin,  die  Veröffentlichung  der  Ergebnisse 
durch  die  Mitteilungen  aus  den  deutschen 
Schutzgebieten  (Wissenschaftliche  Beihefte! 
zum  Deutschen  Kolonialblatte). 

Auch  die  Erforschung  der  Sprachver- 
hältnisse  der  Eingeborenen  und  der  gesam- 
ten Ethnographie  der  Schutzgebiete  hat 
grosse  Fortschritte  gemacht.  Wenigstens  in 
Afrika  ist  der  Vorsprung,  den  andere  Kolo- 
nialmächte in  der  wissenschaftlichen  Erfor- 
schung ihrer  Schutzgebiete  früher  besassen, 
durch  die  deutsche  Wissenschaft  für  die 
deutschen  Schutzgebiete  schnell  überholt 
worden. 

lieber  die  allgemeinen  Verhältnisse  des 
orientalischen  Seminars  in  Berlin  orientieren 
die  von  diesem  seit  1«93  jährlich  erstatteten 
Berichte. 

Das  Deutsche  Kolonialblatt  und  das 
Koloniale  Jahrbuch  bringen  in  jedem  Jahr- 
gange ausführliche  Berichte  über  die  Mis- 
sion st hätigkeit  in  den  deutschen  Schutz- 1 
gebieten. 

Seit  dem  XV.  Jahrgang  (1894)  enthält! 
das  statistische  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich,  herausgegeben  vom  kaiserlichen  sta- 
tistischen Amt,  ein  die  deutschen  Schutz- 
gebiete behandelndes  Sehlusskapitel,  iu  dem  ; 
übersichtliche  Nachweisungen  über  Schutz- ! 
erklärung,  Begrenzung,  Flächeninhalt,  Ver- 
waltungs-  und  Gerichtsbezirke,  Hauptnieder- 
lassungen und  Zahl  der  Europäer  und  Deut- 
schen, Stärke  der  Schutztruppen,  Etat, 
Aussenhandcl  der  Schutzgebiete,  Handel 
des  deutschen  Zollgebiets  mit  den  deutschen 
Schutzgebieten  enthalten  sind. 

3.  Deutsches  Kolonialrecht.  a)Völ- 
k e r r e e h t.  Die  deutschen  Schutzgebiete 

bilden  zwar  völkerrechtlich  einen  Teil 
des  Deutschen  Reichs:  nicht  aber  staats- 
rechtlich, da  der  Art.  1 der  R.V.  auf  sie 
keine  Anwendung  findet.  Demgemäss  gelten 
sie  nur  ausnahmsweise  und  soweit  dies 
durch  Reichsgesetze  ausdrücklich  ausge-  j 
sprechen  wird,  als  Reichsinland. 

Die  Schutzherrschaft  über  die  Gebiete 
der  deutsch-ostafrikanischcn  Gesellschaft  und 
über  die  der  Neu-Guinca-Kompagnio  war 
eine  indirekte,  solange  diesen  Hoheitsrechte 
eingeräumt  waren. 

Jetzt  ist  die  Souveränität  des  Deutschen 
Reichs  in  allen  Schutzgebieten  eine  unmit- 


telbare und  absolute,  soweit  sie  nicht  durch 
Verträge  mit  eingeborenen  Stammeshäupt- 
lingen (z.  B.  in  Südwestafrika)  eingeschränkt 
wird. 

Bemerkenswerterweise  spricht  die  Amts- 
sprache von  »Schutzgebieten«  und  »Schutz- 
truppen«, dagegen  von  »Kolonialabteilung« 
und  »Kolonialrat«. 

I n v ö 1 k e r r e c h 1 1 i c h e r Beziehung  be- 
ruht das  deutsche  Kolonialrecht  auf  der 
Generalakte  der  Berliner  Konferenz  vom  26. 
Februar  1885  (R.G.B1.  1885  S.  215)  und  auf 
der  Generalakte  der  Brüsseler  Antisklaverei- 
konferenz nebst  Deklaration  vom  2.  Juli  1890 
(R.G.B1. 1892,  S.  605,  D.  Kol.- Bl.  1891,  S.  215) 
sowie  auf  den  internationalen  Verträgen,  in 
denen  die  kolonialen  Erwerbungen  Deutsch- 
lands durch  die  europäischen  Mächte  aner- 
kannt und  die  Grenzen  dieser  Erwerbungen 
gegenüber  den  kolonialen  Nachbargebieten 
festgesetzt  wurden.  Es  sind  dies  die  Ver- 
träge mit  folgenden  Mächten : 

Internationale  Gesellschaft  des  Kongo, 
8.  November  1884.  (Anerkennung  der  Flagge 
und  der  Grenzen  des  Gebietes  der  Gesell- 
schaft durch  deutsche  Statuierung  der  Zoll- 
freiheit in  diesem  Gebiet.  Einräumung  des 
Meistbegünstigungsrechtes  an  Deutschland.) 
R.G.B1.  1885,  S.  211. 

Kongostaat.  25.  Juli  1890.  21.  März 
1891.  (Auslieferungs-  und  Rechtshilfever- 
trag.) K.G.B1.  1891,  S.  91. 

Z a n z i b a r , 20.  Dezember  1885.  (Freund- 
schafts-. Handels-  und  Schiffahrtsvertmg.) 
R.G.B1.  1886,  S.  261.  Zusatz  vom  11.  August 
1N.S6  1.  c.  S.  285. 

G.  v.  15.  Februar  1900,  wonach  durch 
kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  die  auf  Exterritorialrechte  be- 
züglichen Vorschriften  des  Vertrages  vom 
20.  Dezember  1885  ganz  oder  teilweise  ausser 
Anwendung  gesetzt  werden  können. 

Portugal , Vertrag  von  Lissabon,  30. 
Dezember  1886.  (Festsetzung  der  Grenzon 
in  Südwest-  und  in  Sttdostafrika  und  Aner- 
kennung der  Ansprüche  Portugals  auf  das 
Gebiet  zwischen  Angola  und  Mozambique.) 

Portugal,  nach  erfolgter  Hissung  der 
deutschen  Flagge  am  17.  Juni  1804  Noten- 
austausch vou  1.S94.  wonach  als  Grenze 
zwischen  Deutschostafrika  und  Mozambique 
eine  Linie  vereinbart  wird,  welche  nördlich 
des  Kap  Delgado  auf  dem  Breitengrade  10" 
40'  von  der  Küste  bis  zum  Rovumo  läuft. 

Spanien,  12.  Februar  und  30.  Juni 
1899,  Erwerbung  der  Karolinen,  Palau  und 
Marianen. 

G rossbritannien,  22.  September  und 
8.  Oktober  1884.  (Anerkennung  des  deutschen 
Protektorats  über  .Südwestafrika,  Nieder- 
setzung einer  gemischten  Kommission  zur 
Prüfung  der  Ansprüche  auf  Privateigentum 
oder  Nutzungsrechte,  welche  vor  der  deut- 
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sehen  Schutzerklärung  englische  Untcrthanen 
in  dem  unter  deutschen  Schutz  gestellten  | 
Gebiete  und  deutsche  Reichsangehörige  in 
der  WaJfischhai  und  auf  den  in  der  engli- 
schen Besitzergreifuugsurk  linde  vom  27.  Fe- 
bruar 1807  genannten  Inseln  bei  Angra  Pe- 
<|iiena  erworben  zu  haben  behaupten.  — Die 
Kommission  Bieber-Shippard  tagte  14.  März  | 
bis  4.  September  1885.) 

Grossbritannien,  25.  und  29.  April 

1885.  (Festsetzung  der  Grenzen  zwischen 
dem  deutschen  Schutzgebiete  und  den  eng-  i 
iischen  Besitzungen  auf  Neu-Guinea  | Kaiser 
Wilhelms- Land]  und  im  Bismarck- Archipel.) 
R.Anz.  144  v.  23.  Juni  1885. 

Grossbritannieu,  29.  April,  7.  und 
16.  Mai,  2.  Juni  1885.  (Festsetzung  der 
Grenzen  von  Kamerun,  Zurückziehung  des 
deutschen  Protestes  gegen  die  Hissung  der 
englischen  Flagge  in  Santa-Lucia-Bucht,  der 
Verzicht  auf  Gebietserwerbungen  an  der 
Kiiste  zwischen  der  NataLkolonic  und  der 
Bucht  von  Delagoa.) 

Grossbritannien,  27.  Juli.  2.  August 

1886.  (Verlängerung  der  Grenzlinie  in 
Kamerun  nach  dem  Innern  bis  zum  Benne.) 

G rossbritannien,  29.  Oktober,  1 . No- 
vember 1886.  (Abgrenzung  der  Souveräni- 
tätsgebiete des  Sultans  von  Zanzibar,  An- 
erkennung des  Zollvertrags  der  deutsch- ' 
ostafrikanischen  Gesellschaft  mit  dem  Sultan  1 
von  Zanzibar,  Abgrenzung  der  deutsch-eng- ! 
Iischen  Interessensphäre,  Deutschland  tritt 
dem  die  Unabhängigkeit  Zanzibars  anerken-  j 
nenden  Vertrage  zwischen  England  und 
Frankreich  vom  10.  März  1862  hei.) 

G r o b s b r i t a n n i e n , l.Juli  1 sOO.  (Nähere  | 
Festsetzung  der  Grenzen  in  Ost-,  Süd  west- : 
und  Westafrika,  Deutschland  giebt  Schutz- 
herrschaft über  Witu  auf,  erhält  Helgoland.) ! 
Denkschrift  über  die  Beweggründe  zu  dem 
deutsch-englischen  Abkommen. 

G rossbritannien,  27.,  28.  Oktober 
1890.  (Abtretung  der  Küste  des  deutschen 
Interessengebietes  in  Ostafrika  durch  den  > 
Sultan  von  Zanzibar.) 

Grossbritannien,  15. November  1893.  j 
(Weiterfülirungderdeutsch-englischenGrenze 
von  Kamerun  bis  zum  Tschadsee.) 

Gross  b r i t a n n i e n , 14.  November  1 899. ! 
(Erwerbung  von  Samoa,  Verlust  von  Tonga  I 
und  einigen  Salomonsinseln,  somit  Abgren- ' 
zung  der  Interessensphären  in  der  Südsee 
und  in  Togo.) 

Grossbritannien,  5.  Mai  1894.  (Ver- 
trag über  die  Auslieferung  der  Verbrecher 
zwischen  den  deutschen  Schutzgebieten  so- 
wie anderen  von  Deutschland  abhängigen  j 
Gebieten  und  den  Gebieten  Ihrer  Grossbri-  j 
tannischcn  Majestät.) 

F r a n k r e i c h , 24.  Dezember  1 885.  (Fest- ! 
Setzung  der  Grenzen  au  der  Biafra-Bai 1 
[Kamerun],  an  der  Sklavenküste  [Togo],  den 


Verzicht  auf  die  zwischen  dem  Rio  Xu&ez 
und  dem  Mellacoree  gelegenen  Gebiete 
[Kolm  und  Kabitail  in  Senegambien.  Ueber- 
lassung  der  »Inseln  unter  dem  Wind«  in 
der  Südsee  an  Frankreich.) 

F r a n k r e i c h , 17.  November  1890.  ( A n- 
erkennung  der  deutschen  Erwerbungen  in 
Ostafrika  und  der  französischen  Schutzherr- 
schaft über  Madagaskar.) 

Frankreich,  15.  März  1894.  (Abgren- 
zung von  Kamerun  gegen  die  Kolonie  des 
französischen  Kongo  und  Abgrenzung  der 
Interessensphäre  am  Tschadsee.) 

Frankreich,  23.  Juli  1897.  (Abgren- 
zung des  Hinterlandes  von  Togo  und  Er- 
werbung des  Monodreieckes.) 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  2. 
Dezember  1899.  (Teilung  der  Samoa-Insel- 
gruppe.) 

Niederlande,  21.  September  1897. 
(Vertrag  über  die  Auslieferung  der  Ver- 
brecher zwischen  den  deutschen  Schutz- 
gebieten sowie  den  sonst  von  Deutschland 
abhängigen  Gebieten  und  dem  Gebiete  der 
Niederlande  sowie  den  niederländischen 
Kolonieen  und  auswärtigen  Besitzungen.) 

Im  Gegensätze  zu  den  verfassungsmäs- 
sigen Verpflichtungen  der  meisten  anderen 
Staaten,  diese  völkerrechtlichen  V ertrüge  der 
Genehmigung  ihrer  Volksvertretungen  zu 
unterbreiten,  besteht  auf  der  Seite  des 
Deutschen  Reiches  eine  derartige  Verpflich- 
tung nicht.  Nach  Art.  11  der  deutschen 
Verfassung  hat  der  Kaiser  das  Reich  völ- 
kerrechtlich zu  vertreten,  im  Namen  des 
Reichs  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schlicssen.  Bündnisse  und  andere  Ver- 
träge mit  fremden  Staaten  piuzti- 
geheu  u.  s.  w.  Diese  Bestimmung  ist  bis- 
her dahin  ausgelegt  worden,  dass  bei  Ver- 
trägen, bei  denen  der  Kaiser  für  das  Reich 
Kolonieen  erwirbt  oder  aufgiebt,  die  Zu- 
stimmung des  Bundesrates  und  des  Reichs- 
tages an  sich  nicht  erforderlich  sei  und 
nur  dann  erforderlich  werde,  wenn  diese 
Vertrüge  finanzielle  Verpflichtungen  ent- 
halten (wie  der  Vertrag  zwischen  dem  Reich 
und  Spanien  vom  12.  Februar  und  3U.  Juni 
1899  wegen  Abtretung  der  Karolinen.  Palau 
und  Marianen,  da  in  diesem  die  Zahlung 
von  25  Millionen  Peseten  an  Spanien  be- 
dungen wurde)  oder  wenn  sich  finanzielle 
Verpflichtungen  mittelbar  aus  ihnen  ergeben 
(was  bei  allen  reichsunmittelbar  verwalteten 
Schutzgebieten  durch  Bewilligung  ihres  ersten 
Etats  zu  geschehen  hat)  oder  wenn,  wie 
bei  dem  Hinzutritt  Helgolands  zu  einem 
Bundesstaat  (Preussen)  und  damit  zu  dem 
Deutschen  Reiche,  eine  verfassungsmässige 
Bestimmung  alteriert  wird  (wie  im  Art  1 das 
Bundesgebiet,  also  G.  v.  15.  Dezember  1890 
betr.  die  Vereinigung  vou  Helgoland  mit 
dem  Deutschen  Reiche).  Am  paradoxesten 
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erscheint  das  R.G.  v.  15.  Februar  1900,  das! 
von  der  Erwerbung  Sanioas  und  den  da- 
rüber abgeschlossenen  Vertrügen  mit  Gross- 
britannien vom  14.  November  1899  und  mit 
den  Verträgen  von  Amerika  vom  2.  Dezember 
1899  selbst  nichts  sagt,  sondern  nur  die  da- 
durch betroffenen  Handelsverträge  mit  Tonga, 
Samoa  und  Zanzibar  behandelt.  Dieser 
Rechtszustaud  raubt  den  gesetzgebenden 
Faktoren  des  Deutschen  Reiches  jeden  Ein- 
fluss auf  die  Vermehrung  oder  Verminde- 
rung des  deutschen  Kolonialbesitzes. 

b)  Staats-  und  Privatrecht.  In 
staatsrechtlicher  und  privatrecht- 
lieber  Beziehung  musste  das  deutsche  Ko- 
lonialrecht aus  dem  Consulatsrechte  er- 
wachsen (s.d.  Art.Con  su  larrech  toben  Bd. 
111  S.  86),  da  die  Schutzgebiete  nur  allmäh-  j 
lieh  ihre  frühere  Eigenschaft  als  -/Ausland«  ! 
verloren  und  die  deutschen  Rechte  und  die 
Rechte  der  Deutschen  dort  nur  allmählich  : 
von  individualen  sich  zu  territorialen  umge- 
stalteten. 

Fast  alle  das  deutsche  Kolomalrecht , 
schaffenden  und  umgestaltenden  Gesetze  und  1 
Verordnungen  nehmen  deshalb  Bezug  auf 
die  R.G.G.  über  die  Consulargeriehtsbarkeit 
vom  10.  Juli  1879  und  v.  7.  April  1900  (R.- 
G.B1.  1879  S.  189  und  1900  S.  213). 

Zuerst  wurden  die  »Rechtsverhältnisse , 
der  deutschen  Schutzgebiete«  geordnet  durch  J 
RG.  vom  17.  April  1886  (R.G. Bl.  1886  S.  75). 
Zu  diesem  Gesetze  erschienen  Novellen  vom  < 
15.  März  1888,  vom  7.  Juli  1887,  vom  15. 
März  1888,  vom  2.  Juli  1899;  die  im  Jahre 
1900  vom  Reichstage  angenommene  Novelle 
ist  uoch  nicht  publiziert. 

Infolge  dieser  Novellen  machte  sich  eine 
neue  Gesamtreduktion  erforderlich.  Dies»? 
erfolgte  unter  dem  19.  März  1888.  (R.G.Bl. 
1888  S.  71,  75.) 

Eine  zweite  Neuredaktion  soll  auf  Grund 
der  Novelle  von  1900  erfolgen  und  das  Ge- 
setz dabei  den  Titel  »Schutzgebietgesetz« 
erhalten. 

Da  indem  Schutzgebietgesetze  die  meisten 
Gegenstände  der  Regelung  durch  Kaiserliche 
Verordnung  Vorbehalten  waren,  wurde  die 
Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Faktoren 
des  Reiches  nur  selten  in  Anspruch  ge- 
nommen. was  als  ein  Vorteil  für  die  Ent- 
wickelung des  deutschen  Kolonialrechts  an- 
gesehen werden  muss.  Ausser  den  Novellen 
zum  Sehutzgebietgesetz  und  den  jährlichen 
Reichsgesetzen  zur  Festsetzung  des  Haus- 
haltes der  Schutzgebiete  sind  seit  Bestehen 
der  deutschen  Schutzgebiete  nur  folgende 
Reichsgesetze  kolonial  rechtlichen  Inhaltes ! 
erlassen  worden,  von  denen  einige  auch  nur  I 
mittelbar  mit  dem  Kolonialrechte  iu  Zusam- 
menhang stehen: 

Gesetze  betr.  die  Schutztruppc  f iirDeutsch- 
Gstafrika  vom  22.  Mär/.  1891,  für  Südwest- j 


afrika  und  Kamerun  vom  9.  Juni  1895  und 
für  alle  Schutzgebiete  vom  7.  Juli  1896. 

Gesetz  über  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Schutzgebiete  vom  30.  März  1892. 

Gesetze  betr.  die  Postdampfschiffsver- 
bindung mit  überseeischen  Ländern,  insbe- 
sondere den  deutschen  Schutzgebieten  vom 
6.  April  1885,  17.  April  1886,  27.  Juni  1887, 
1.  Februar  1890,  20.  März  1893.  13.  April 
1898,  25.  Mai  1900. 

Gesetz  betr.  die  Bekämpfung  des  Sklaven- 
handels und  Schutz  der  deutschen  Interessen 
in  Ostafrika  vom  2.  Februar  1889  und  betr. 
die  Bestrafung  des  Sklavenraubes  und  Sklaven- 
handels vom  28.  Juli  1895. 

Gesetz  betr.  die  Consulargeriehtsbarkeit 
in  Samoa  und  die  Uebernahme  einer  Bürg- 
schaft seitens  des  Reiches  für  die  durch 
Einrichtung  einer  anderweiten  Rechtspflege 
dortseihst  erwachsenden  anteilmässigen 
Kosten  vom  6.  Juli  1890. 

Gesetz  über  das  Auswanderungswesen 
vom  9.  Juli  1897.  Gesetz  über  die  Consular- 
geriehtsbarkeit vom  7.  April  1900. 

Selbst  so  wichtige  organisatorische  Be- 
stimmungen wie  die  über  die  Regelung  der 
Verwaltung  und  Rechtspflege  in  den  zu  den 
Schutzgebieten  nicht  gehörigen  Teilen  der 
deutschen  Interessensphären  in  Afrika  er- 
folgten nicht  durch  Reichsgesetz,  sondern 
durch  Kaiserliche  Verordnung  vom  2.  Mai 
1894. 

Je  beschränkter  aber  die  Reichsgesetz- 
gebung  auf  dem  Gebiete  der  Kolonialgesetz- 
gebung gewesen  ist,  desto  ausgiebiger,  viel- 
leicht bis  zum  Uebermass,  ist  die  Reglemen- 
tierung der  Kolonialverwaltung  durch  Ver- 
ordnungen des  Kaisers,  des  Reichskanzlers, 
des  Kolonialdirektors,  der  Gouverneure  und 
der  einzelnen  Verwaltungsbeamten  der  Schutz- 
gebiete gewesen.  Auch  nur  eine  Uebersicht 
hierüber  zu  gehen,  verbietet  der  Raum.  Von 
diesen  Verordnungen  sind  nur  die  Kaiser- 
lichen im  Reichsgesetzblatte  enthalten,  di»? 
anderen  aber  in  dem  amtlichen  deutschen 
Kolonialblatte.  Ihr  Umfang  ist  schon  so 
sehr  angeschwollen,  dass  umfangreiche  pri- 
vate Veröffentlichungen  fast  iu  jedem  Jahre 
erscheinen,  die  den  Stoff  zu  bewältigen  und 
übersichtlich  darzustellen  versuchen,  die  er- 
schöpfendsten sind  die  von  Riebow  und 
Ziminormann,  vgl.  unten  Litteratur. 

Ueber  die  Geltung  des  neuen  bürger- 
lichen Rechts  in  den  Schutzgebieten  vgl.  D. 
Kol.-Ztg.  1900,  S.  120,  131. 

e)  Verwaltung.  Da  »1er  Kaiser  nach 
§ l des  R.G.  v.  17.  April  1886  die  Schutz- 
gewalt in  den  deutschen  Schutzgebieten  im 
Namen  des  Reichs  ausübt  und  bei  Aus- 
übung dieser  Rechte  nur  ausnahmsweise 
(bez.  des  bürgerlichen  Rechtes,  des  Straf- 
rechtes, des  Prozesses  und  der  Gerichts- 
verfassung sowie  der  Genehmigung  des  Etats) 
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an  die  Zustimmung  des  Reichstages  uud 
des  Bnndesrates  gebunden  ist,  hat  der 
Kaiser  auch  die  gesamte  Verwaltung  zu 
ordnen  und  zu  leiten.  Doch  ist  der  Reichs- 
kanzler für  die  Verwaltung  verantwortlich. 
Die  ausübende  centrale  Verwaltungsstelle 
ist  das  unter  dem  Reichskanzler  stehende 
Auswärtige  Amt  und  innerhalb  desselben 
die  seit  1.  April  1890  gebildete  IV.  Ab- 
teilung, die  den  Namen  Kolonialabtei- 
lung führt  (I).  Kol.-Bl.  1890,  S.  1 19).  Durch 
Kaiserlichen  Erlass  vom  10.  Oktober  1890 


Zald  der  Mitglieder  wurde  von  20  auf  25 
erhöht. 

An  der  Spitze  der  Verwaltung  der  ein- 
zelnen Schutzgebiete  stehen  G ouverneure, 
die  anfangs  die  Titel  Keichskommissarc  und 
Landeshauptleute  führten. 

Die  Grundlage  für  eine  beginnende 
S e 1 b s t v e r w a 1 1 u n g in  den  Schutzgebieten 
wurde  durch  V.  v.  3.  Juli  1899  gelegt  betr. 
die  Vereinigung  von  Wohnplätzen  in  den 
Schutzgebieten  zu  kommunalen  Verbünden. 
Das  Reichsgesetz  vom  3U.  März  1892 


(R.G.B1.  S.  179)  wurde  bei  dieser  Kolonial- ! bestimmt,  dass  die  Einnahmen  und  Alis- 
abteilung  >als  sachverständiger  Beirat  für  gaben  der  Schutzgebiete  jedes  Jahr  ver- 
Angelegenheiten  ein  Kolonial-  anschlagt  und  vor  Beginn  des  Etatjahres 


• ® 
koloniale 

rat  errichtet«.  Ausführungsverordnung  des 
Reichskanzlers,  D.  Kol.-Bl.  1890  S.  257,  Ge- 
schäftsordnung D.  Kol.-Bl.  1891  S.  257,  Mit- 
gliedervcrzeichnis  I).  Kol.-Bl.  1891  S.  233, 
237,  259. 

Durch  Kaiserliche  V.  v.  12.  Dezember 
1891  ist  die  gesamte  Verwaltung  der  deut- 
schen Schutzgebiete,  einschliesslich  der  Be- 
hörden und  Beamten,  der  Kolonialabteilung 
des  Auswärtigen  Amtes  unterstellt  worden, 
welche  die  hierauf 

heiten  unter  dieser  Bezeichnung  und  unter 
der  unmittelbaren  Verantwortlichkeit 
Reichskanzlers  wahrzunehmen  hat. 


durch  Gesetz  festgestellt  weiden  müssen. 
Die  Erläuterungen  zu  diesen  Etatsvoran- 
schlägen  enthalten  in  «1er  Regel  interessante 
Mitteilungen  über  Entwickelung  der  Schutz- 
gebiete. Noch  ausführlichere  amtliche  Mit- 
teilungen enthalten  die  in  jedem  Jahre  von 
jedem  Schutzgebiet  seitens  der  Kolonial- 
verwaltung abgefassteu,  dem  Reichstage  vor- 
gelegten und  dem  D.  Kol.-Bl.  beigegebenen 
Denkschriften.  Der  Etat  der  Schutzgebiete 
bezüglichen  Angelegen-  ist  bereits  jährlich  auf  mehr  als  3u  Millionen 

Mark  augeschwollen.  Die  Rechnungslegung 
des ; erfolgt  bisher  nach  den  für  die  Reichsein- 
nahinen und  Ausgaben  geltenden  Vorschriften 
Auch  die  später  erworbenen  Schutzgebiete  unter  Mitwirkung  des  Rechnungshofes.  Die 
wurden  derKolonialabteilung  des  Auswärtigen  j durch  die  Besonderheit  der  Schutzgebiete 


Amtes  unterstellt,  mit  Ausnahme  von  Kiaut-  bedingte  Verzögerung  dieser 


schon,  das  dem  Reichsmarineamt  untersteht 
Soweit  es  sich  um  die  Beziehungen  zu 
auswärtigen  Staaten  und  um  die  allgemeine 
Politik  handelt,  bleibt  die  Kolonialabteilung 
dem  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 
unterstellt  (D.  Kol.-Bl.  189-1  S.  617).  Durch 
diese  Anordnung  winde  ein  Dualismus  be- 
seitigt, der  wie  in  anderen,  so  auch  in  den 

Gegensatz 


Reehmmgs- 
Zustand  als 


Be- 


deutsehen Schutzgebieten  einen 
zwischen  den  civilen  und  militärischen 
hörden  herauszubilden  drohte. 

Schon  vorher  war  der  Kolonialabteilung 
eine  grössere  Selbständigkeit 
worden , als  der  Dirigent  der 
teilung,  der  Wirkliche  Geheime  Legations- 
rat Dr.  Kayser  am  1.  April  1891  zum  Di- 
rektor im  Auswärtigen  Amt  ernannt  worden 
war.  Die  Nachfolger  Dr.  Paul  Kaysers 
(t  13.  Febr.  189-8)  waren  Dr.  Frh.  v.  Richt- 
hofen  1.  Nov.  1896  bis  1.  April  1898.  Dr. 
von  Buchka  1.  April  1898  bis  G.  Juni  1900 
und  Dr.  St  übel  seit  6.  Juni  1900. 


Für  den  Kolonialrat  verfügte  der  Reichs- 
kanzler am  14.  April  1895,  dass  die  Er- 
nennung für  je  eine  Sitzungsperiode  des 
Kolon ialrates  erfolgt.  Die  Zeitdauer  dieser 
Perioden  beträgt  3 Jahre.  Die  bisherigen 
Mitglieder  des  Kolonialrates  blieben,  soweit 
sic  hierzu  bereit  waren,  auch  für  die  mit 


legung  lässt  aber  den  jetzigen 
nicht  haltbar  erscheinen. 

Durch  Kaiserliche  V,  v.  2.  Mai  1891 
(1).  Kol.-Bl.  1891  S.  265)  wurde  der  Reichs- 
kanzler ermächtigt,  für  diejenigen  innerhalb 
einer  deutschen  Interessensphäre  in 
Afrika  gelegenen,  zu  dem  Schutzgebiete 
bisher  nicht  gehörigen  Gebietsteile,  hin- 
sichtlich deren  der  fortschreitende  Einfluss 
der  deutschen  Verwaltung  die  Vereinigung 
mit  dem  Schutzgebiete  angezeigt  erscheinen 
lässt,  die  hierzu  erforderlichen  Anordnungen 
cingeräuint  in  betreff  der  Organisation  der  Verwaltung 
Kolonialab-  und  Rechtspflege  nach  Massgabc  der  für 
das  Schutzgebiet  geltenden  Vorschriften  zu 
treffen. 

Mit  dem  Fortschreiten  der  Erforschung 
und  der  Beherrschung  der  Schutzgebiete  ist 
der  Unterschied  zwischen  Interessensphären 
und  Verwaltungsgebieten  seitdem  mehr  und 
mehr  fallen  gelassen  worden. 

Die  einheitliche  Sprach  weise  der  geogra- 
phischen N a m e n in  den  Schutzgebieten 
wurde  geregelt  durch  einen  Beschluss  des 
Kolonialrates  vom  April  1892  (D.  Kol.-Bl. 
1892  S.  407)  und  einen  Beschluss  einer 


Sachverständigenkommission  vom  Januar  1893 
(D.  Kol.-Bl.  1893  S.  27).  Auf  Grund  dieser 
Feststellungen  sind  Namensvcrzeiehnis.se  auf- 
dem  10.  Juni  1895  beginnende  dreijälirige  ] gestellt  worden  , die  u.  a.  dem  im  Verlage 
Periode  Mitglieder  dieser  Körpei’Schaft.  Die  j von  Dietrich  Reimer  A Co.  erschienenen 
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»Deutschen  Kolonialatlas  für  den  amtlichen 
Gebrauch«  beigegeben  sind. 

Die  Berechtigung  zur  Führung  der 
Reichsflagge  und  anderer  Flaggen  über- 
haupt und  insbesondere  in  den  Schutz- 
gebieten -wurde  durch  Kaiserliche  YV.  v. 
28.  Juli  1891,  8.  November  1892,  13.  und 
21.  August  1893  geregelt  (D.  Kol.-Bl.  1893 
S.  1,  415,  427). 

Eine  V.  v.  15.  Februar  1889  onlueto  die 
Ausübung  der  Prisengerichtsbarkeit  aus 
Anlass  der  ostafrikanischen  Blockade. 

Für  Ostafrika  erschienen  hierzu  am 
1.  März  und  20.  Juni  1893  Ergänzungsver- 
ordnungen (D.  Kol.-Bl.  1893  S.  215,  395). 

Der  Bundesnit  beschloss  am  2.  Juni  1893, 
dass  auf  die  Erzeugnisse  der  deutschen 
Kolonieen  und  Schutzgebiete  die  vertrags- 
mässigen  Zollsätze  in  Anwendung  zu 
bringen  sind  (I).  Kol.-Bl.  1893  S.  283). 

Die  A n w e r b u n g und  A u s f ft  h r u n g 
von  Eingeborenen  aus  den  Schutzge- 
bieten wurde  für  Südwestafrika  verboten 
17.  Mai  1891  (D.  Kol.-Bl.  S.  332),  dagegen 
geregelt 'für  Neu-Guinea,  15.  August  1888, 
29.  Mai  1891,  19.  November  1891  (I).  Kol.- 
Bl.  1891,  S.  478,  1891,  S.  155),  12.  Juli  1892 
(0.  Kol.-Bl.  1892.  S.  431)  und  für  Togo 

24.  Dezember  1891  (D.  Kol.-Bl.  1892,  S.  99). 
Ueber  die  Bestrafung  des  Sklaven- 
raubes und  Sklavenhandels  wurde  am 
28.  Juli  1890  ein  Reichsgesetz  erlassen. 

Eine  gesonderte  Regelung  erlitt  das 
Bergrecht  in  seiner  Anwendung  auf  die 
süd westdeutschen  Schutzgebiete  durch  V.  v. 

25.  März  1888,  V.  v.  25.  August  1889.  V.  v. 
6.  September  1892.  auf  Togo  durch  V.  v. 
17.  August  1898.  auf  Deutsch-Ostafrika  durch 
V.  v.  9.  Oktober  1899. 

Die  kriegerischen  Ereignisse  des  Jahres 
1888  an  der  ostafrikanischen  Küste  erfor- 
derten eine  gesetzliche  Regelung  der  mili- 
t irischen  Verhältnisse.  Die  Grundlage 
hierfür  schuf  das  Reichsgesetz  betr.  den 
Schutz  der  deutschen  Interessen  und  Be- 
kämpfung des  Sklavenhandels  in  Ostafrika 
vom  2.  Februar  1889  (R.G.B1.  S.  3)  des  In- 
haltes : 

->§  1.  Für  Mass  regeln  zur  Unterdrückung 
des  Sklavenhandels  und  zum  Schutz  der  deut- 
schen Interessen  in  Ostafrika  wird  eine  Summe 
bis  zur  Höhe  von  zwei  Millionen  Mark  zur  Ver- 
fügung gestellt.  $ 2.  Die  Ausführung  der  er- 
forderlichen Massregeln  wird  einem  Reichs- 
kommissar  übertragen"  i'Wissmann). 

Durch  R.G.  v.  22.  März  1891  (R.G.B1. 
S.  53,  D.  Kol.Bl.  S.  141)  wurde  eine 
‘kaiserliche  S c h u t z t r u p p e für 
Deutsch-Ostafrika <■  geschaffen.  l.  Zur 
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und 
Sicherheit  in  Deutsch-Ostafrika,  insbesondere 
zur  Bekämpfung  des  Sklavenhandels,  wird  eine 
Kchntztruppe  verwendet,  deren  oberster  Kriegs- 
herr der  Kaiser  ist.“) 


Am  9.  April  1891  (D.  Kol.-Bl.  S.  167) 
wurden  o rga n i sa to r i sc h e Bestimmungen 
für  die  Schutztruppe  erlassen  und  diese 
am  10.  Januar  1892  abgeändert.  Unter  dem 

21.  November  1891  war  eine  Teilung  der 
Truppe  in  eine  eigentliche  Schutztruppe 
und  in  eine  Polizeitruppe  erfolgt  (I).  Kol.-Bl. 
1892,  S.  185). 

In  den  anderen  Schutzgebieten  wurden 
zunächst  kleine  Polizeitrup|>en  geschaffen, 
seit  1891  in  Kamerun,  seit  1892  in  Süd- 
westafrika, bis  die  kriegerischen  Verwicke- 
lungen mit  den  Eingeltorenen  auch  in  diesen 
Schutzgebieten  die  Aufstellung  eigentlicher 
Truppenteile  erforderlich  machten. 

I)as  am  7.  Juli  1896  erlassene  Reichs- 
gesetz enthält  Abänderungen  des  G.  v. 

22.  März  1891,  betr.  die  Kaiserliche  Sclmtz- 
i truppe  für  Doutsch-Ostafrika,  und  des  ü.  v. 

9.  Juni  1895,  betr.  die  Kaiserlichen  Sehutz- 
trnppen  für  Südwestafrika  und  für  Kamerun 
(Neue  Redaktion  vom  18.  Juli  1896,  R.G.B1. 
1896.  S.  653).  Dieses  Gesetz  enthält  aber 
nicht  nur  Bestimmungen  über  Bildung,  Er- 
gänzung und  Rechtsverhältnisse  der  Schutz- 
truppen und  die  Versorgung  ihrer  An- 
gehörigen , sondern  auch  über  die  Wehr- 
pflicht der  deutschen  Reichsangehörigen  in 
den  Schutzgebieten. 

Die  Vorschriften  wegen  Erfüllung  der 
Dienstpflicht  bei  der  Kaiserlichen  Schutz- 
truppe in  Süd westafrika  giebt  im  einzelnen 
die  Kaiserliche  V.  v.  30.  März  1897.  Weitere 
Aenderungen  der  deutschen  Wehrordnung 
im  Interesse  der  Deutschen  in  den  Schutz- 
gebieten enthält  daun  die  Kaiserliche  V.  v. 
22.  Mai  1899. 

„Zur  Zeit  (1900)  giebt  es  in  Ostafrika. 
Kamerun  und  Südwestafrika  „Schutztruppen“, 
für  Kiautschon  „eine  Besatzung  nebst  europäi- 
schen Stammtruppen“.  Für  Togo,  Neu-Guinea 
und  die  Südseegehiete  haben  wir  mir  „Polizei- 
trnppen“.  Ausserdem  ist  in  Ostafrika  „eine 
Flotille“,  in  Kamerun  sind  einige  Regierungs- 
fahrzeuge, in  Kiantschou  besorgt  die  Marine 
den  Stationsdienst,  für  Non-Guinea  und  die  Süd- 
' see  ist  eine  Anzahl  Regierungsdampfer  für  den 
Verwaltungs-  und  Polizeidienst  eingestellt,  in. 
den  tropischen  Kolonieen  finden  wir  im  allge- 
meinen nur  farbige  Mannschaften,  welche  jedoch 
auch  zu  Unteroffizieren  und,  wie  in  Ostafrika 
die  Sudanesen,  zu  Offizieren  ernannt  werden 
und  bis  zum  Hauptmann  aufsteigen  können. 
Daneben  stehen  in  derselben  Truppe  meist 
Offiziere,  Unteroffiziere  und  Beamte,  ohne  dass 
zwischen  den  letzteren  und  den  farbigen  Offi- 
zieren ein  SubordinationsverhiUtnis  bestände. 
Ganz  anders  ist  die  Organisation  in  Südweat- 
afrikn  und  Kiantschou.  liier  sind  vollständig 
i aus  Europäern  bestehende  Truppenteile  gebildet, 
ans  welchen  die  einzelnen  Jahrgänge  nach  Ab- 
leistung ihrer  freiwilligen  Dienstzeit  abgelüst 
werden.  Aber  auch  hier  ist  man  mit  Erfolg 
! bemüht,  einheimische  Kräfte,  in  Südwestafrikn 
Bastards  und  in  Kiantschou  Chinesen  sowohl 
für  den  Polizei-  wie  auch  für  den  militärischen 
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Dienst  heranzubilden,  um  die  gewaltigen  Kosten, 
welche  die  Unterhaltung  und  Ablösung'  des 
europäischen  Personals  kostet,  zu  verringern •* 
(Major  Gallus : Das  deutsche  Kolonialheer  nach 
dem  Etat  1900—1901,  in  den  Beiträgen  zur 
Kolonialpolitik  Heft  XVII). 

Das  deutsche  Kolonialheer  zählte  im 
Jahn?  1900  bereits  etwa  7630  Köpfe  und 
zwar  3400  Wcissc  und  4230  Farbige.  Davon 
entfielen  auf  Ostafrika  2850.  Kamerun  1010, 
Togo  159,  Sfldwestafrika  890,  Xeu-Guinea 
212.  Karolinen  253,  Samoa  30,  Kiantschou 
2496. 

Anfangs  waren  die  Offiziere  der  Polizei- 
und  SchutztrupiKjn  vielfach  mit  civilen  Ver- 
waltungsaufgaben betraut,  während  anderer- 
seits Civilverwaltungsbeamte  militärische 
Obliegenheiten  zu  übernehmen  hatten , so 
dass  ihnen  militärischer  Hang  heigelegl 
werden  musste.  Das  letztere  ist  seit  1899 
wieder  m Wegfall  gekommen.  Für  die 
bürgerliche  Verwaltung  werden  mehr  und 
mehr  bürgerliche  Verwaltungsbeamte  an- 
gestellt und  die  Arbeitsteilung  in  der  Ver- 
waltung mehr  und  mehr,  aber  vielleicht  zu 
schnell,  nach  heimischen  Auffassungen  ge- 
staltet. 

Die  Hechtsverhältnisse  der  Kolonial- 
beamten wurden  durch  H.G.  v.  31.  Mai  1887 
und  durch  Bundesratsbeschluss  vom  22.  De- 
zember 1891  sowie  Verordnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  0.  Mai  1894  geregelt. 

Eine  der  dringendsten  Aufgaben  der 
Kolonialverwaltung  musste  die  Entwickelung 
der  Verkehrsverhältnisse  mit  den  Schutz- 

febieten  und  in  den  Schutzgebieten  sein, 
n ersterer  Beziehung  wurden  deutsche 
Darapferlinicn  vom  Reiche  mit  namhaften 
Beträgen  unterstützt  (vgl.  d.  Art.  Dam  pfer- 
su  bvention  oben  Bd.  111  S.  102).  ln  beiden 
Beziehungen  hat  die  Reiehsiwst-  und  Tele- 
graphenverwaltung ausserordentlich  viel  ge- 
leistet und  zwar  durch  Herstellung  häufiger 
Postverbindungen  mit  den  Schutzgebieten, 
durch  Anlage  vieler  Postämter  und  Agen- 
turen in  ihnen  und  durch  Anfänge  eines 
Telegraphen-  und  Fernsprechnetzes  in  einigen 
der  Schutzgebiete.  Ganz  wesentlich  zur 
Entwickelung  des  heimischen  Verkehrs  mit 
den  Schutzgebieten  trägt  es  bei,  dass  seit 
1899  die  Sätze  des  Postverkehrs  mit  den 
Schutzgebieten  (und  mit  den  deutschen 
Kriegsschiffen  im  Auslande)  auf  die  Höhe 
der  im  deutschen  Inlande  geltenden  Sätze 
herabgesetzt  worden  sind.  Dagegen  fehlt 
es  noch  immer  an  deutschen  Unterseekabeln 
mit  fremden  Erdteilen,  so  dass  der  tele- 
graphische Verkehr  Deutschlands  mit  seinen 
Schutzgebieten  und  den  im  Auslande  be- 
findliehen Kriegsschiffen  leider  immer  noch 
durch  Fremde  kontrolliert  wird. 

Anfänge  zu  Sehiffsdocks  und  Schiffs- 


j reparaturwerkstätten  sind  in  Ost-  und  West- 
afrika gemacht  worden. 

Die  wenigsten  deutschen  Schutzgebiete 
! verfügen  über  nennenswerte  schiffbareStrörae. 
Der  Verkehr  im  Innern  war  deshalb  in  den 
[ tropischen  Kolonieen  auf  den  Menschenkopf, 
in  Südwestafrika  auf  den  Oelisenkarren  an- 
gewiesen. Der  Eisenbahnbau  war  daher  ein 
elementares  Bedürfnis  aller  grösseren  deut- 
schen Schutzgebiete.  Leider  hat  man  recht 
j spät  mit  ihm  Anfänge  gemacht,  in  Süd- 
westafrika mit  der  Eisenbahn  Swakopmund- 
Windhoek,  in  Gstafrika  mit  der  Usambara- 
balin.  Der  Eisenbahnbau  im  grösseren  Stile 
wird  eine  Hauptaufgabe  künftiger  Kolonial- 
politik sein. 

Zu  den  schwierigen  Aufgaben  aller  Ko- 
lonialverwaltungen gehört  von  jeher  die 
Schaffung  eines  zweckmässigen  Laud- 
1 rechtes,  die  Ordnung  des  Landkonzessions- 
wesens, die  Schaffung  von  Kionland,  der 
Verkauf  und  die  Verpachtung  von  Kionland 
an  Private.  Diese  Aufgabe  ist  in  den  deut- 
[ sehen  Schutzgebieten  arg  vernachlässigt  wor- 
j den , so  dass  in  dem  wichtigen  südwest- 
! afrikanischen  Gebiete  vor  grundsätzlicher 
j Regelung  der  Frage  der  grösste  Teil  des 
I Landes  in  die  Hände  von  Spekulationsgesell- 
schaften, und  noch  dazu  vielfach  fremden, 
gefallen  ist. 

Nachdem  für  Ostafrika  durch  Kaiserl.  V. 

1 v.  26.  November  und  Ausf.-V.  des  Reielis- 
| kanzlers  v.  27.  November  1895  (D.  Kol.-Bl. 

1895  S.  599)  und  für  Kamerun  durch  Kaiserl. 

' V.  v.  15.  Juni  1896  und  durch  Ausfühnmgs-V. 

des  Reichskanzlers  dazu  vom  17.  Oktober 

1896  (D.  Kol.-Bl.  1896,  S.  435,  667)  die 
Grundlagen  für  die  Schaffung,  Besitz- 
ergreifung und  Veräußerung  von  Kionland 
und  über  den  Erwerb  und  die  Verüusse- 
rung  von  Grundstücken  gegeben  worden 
waren,  fanden  diese  ihre  nächste  Anwen- 
dung in  der  Verleihung  von  Riesenland- 
kouzessionen  an  die  Südkamerun-  und  Nord- 
westkamerungesellschaften  16.  Januar,  31. 
Juli  und  17.  November  1899.  (1).  Kol.-Bl. 
1899  S.  117,  795,  800.)  Diese  Verleihungen 
haben  in  der  Ocffentlichkeit  heftigen  Wider- 

i spruch  erfahren. 

Dagegen  muss  eine  Verordnung  des 
Reichskanzlers  vom  20.  Januar  1900  dureh- 
, aus  gebilligt  werden,  die  bis  auf  weiteres 
verbietet,  von  den  Eingeborenen  der  Karo- 
linen, Palau  und  Marianen  Grundeigentum 
auf  irgend  eine  Art,  sei  es  durch  Kauf, 
Tausch,  Schenkung  oder  sonst  ein  Rechts- 
geschäft zu  erwerben  und  die  dieser  Be- 
stimmung zuwider  abgeschlossenen  Verträge 
für  rechtsungiltig  erklärt.  (D.  Kol.-Bl.  1900. 
S.  94.)  Damit  ist  wenigstens  für  jene  lnsel- 
gebiete  die  Grundlage  für  eine  rationelle 
Agrarpolitik  gegeben  worden. 

In  Deutsch-Ostafrika  ist  die  englisch- 
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ostindische  Währung  beibehalten , in  allen 
anderen  Schutzgebieten  aber  die  deutsche 
Reichs  Währung  eingeführt  worden. 

Der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellschaft 
wurde  gestattet,  Silber-  und  Kupfermünzen 
prägen  zu  lassen,  1 Rupie  = 64  Pesas  — 
ca.  1 M.  60  Pf.  in  1,  1 •>.  1 j Rupie-Stücken. 
Diese  Gesellschaft  l>esitzt  für  Deutsch-Ost- 
afrika das  Münzrecht.  Kaiserl.  V.  14.  April 
1S90. 

Für  die  drei  Schutzgebiete  Togo,  Kamerun 
und  Ostafrika  ist  seit  1892,  für  Südwestafrika 
seit  1897  eine  annähernd  zuverlässige  Statistik 
des  auswärtigen  Handels  eingerichtet  worden. 
Der  Gesamthandel  der  drei  erstgenannten  i 
Schutzgebiete  betrug  Millionen  Mark  1892 

28.5,  1893  27,9,  1894  28.1,  1895  26,0,  1896; 

25.6,  1897  26,4,  1898  34.0. 

Im  einzelnen  betrug  dieser  Handel  im ; 
Jahre  1898  in  .Mark 


Togo  . . . 

Kamerun  . . 
Ostafrika  . . 
Sttdwestafrik. 


Ausfuhr  Einfuhr 

i 470400 
4 601  600 
4 332  900 
915  700 


Gesamt- 
liandel 
2 490  900  3 96 1 300 

9 296  700  1 3 898  300 
1 1 852  600  16  185  500 
5 868  200  6 783  900 


Zusammen  11320600  29508400  40829000 

Diese  Gebiete  treiben  natürlich  nicht  nur ' 
mit  dem  deutschen  Zollvereine  Handel,  son- 
dern Ostafrika  vorwiegend  mit  Indien,  Süd- 
westafrika vorwiegend  mit  Capland.  Immer- 
hin betrug  der  Gesatnthaudcl  des  deutschen 
Zollvereins  mit  den  deutschen  Schutzgebieten 
Millionen  Mark  1892  13,2,  1893  10,2,  18941 
lu,2,  1895  8,9,  1896  11.3,  1897  14,2,  1898 


Handel  im 

Jahre  1898 

in  Mark 

aus  dem 

bezw.  in  den  Zollverein 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Gesamt-» 

handel 

Togo  und 
Kamerun 
Oitafrika 
Südwest- 

7  37 1 000 
2 704  000 

3645000 
864  000 

1 1 016  000 
3 568  000 

afrika 

Neu-Gninea 

5 033  000 

166  000 

5 199000 

u.  Marschall- 
inseln 

666  000 

360  000 

1 026  000 

Zur  Kritik  der  Handelsstatistik  der  Schutz- 
gebiete haben  sich  ausgesprochen  Kaerger 
im  Kol.-Jahrb.  VII  S.  145,  Hermann  und 
Zimmerraann  in  der  Kol.-Ztg.  1900,  S.  93, 175. 

4.  Deutsch-Südwestafrika.  Auf  dem 
von  Dainara  (Herero)  und  Nama  bevölkerten 
Gebiete  zwischen  Oranje  und  Kunene.  das 
früher  Angra  Pequena,  dann  Lüderitzland 
genannt  wurde  und  heute  amtlich  als  das 
üeutsch-süd  westafrikanische  Schutzgebiet  be- 
zeichnet wird,  waren  schon  seit  1804  deutsche 
Missionare  und  seit  1842  die  rheinische 
Missionsgesellschaft  thätig.  Infolge  der  fort- 
währenden Kämpfe  der  Eingeborenen  unter 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Zweite 


einander  hisste  die  rheinische  Missionsgesell- 
scliaft  schon  1864  auf  ihrem  Grundbesitz  in 
Otjimbingwe  die  preussische  Fahne  und  hat 
1868  Preussen  um  Schutz  und  llilfe.  Im 
Jahre  1876  stellte  alter  Palgrave  das  Land 
unter  englische  Protektion,  und  am  12.  März 
1878  hisste  ein  britisches  Kriegsschiff  in  der 
‘Walfischbucht  die  britische  Flagge  und 
annektierte  diesen  Hafen  und  15  englische 
Meilen  im  Umkreis.  Doch  mussten  sich 

1880  die  Engländer  aus  dem  Lande  zurück- 
ziehen, und  nur  das  Walfischbuchtgebiet 
blieb  unter  englischer  Hoheit  Als  im  Jahre 

1881  ein  erneuter  Versuch,  die  englische 
Regierung  zum  Schutze  clor  deutschen  Mis- 
sionare zu  veranlassen,  misslang  und  von 

1882  an  F.  A.  E.  Lüderitz  aus  Bremen  in 
dem  Gebiete  Handelsunternehmungen  begann 
und  den  Schutz  des  Reiches  erbat,  die  eng- 
lische Regierung  und  noch  mehr  die  Regie- 
rung der  Capkolonie  aber  grosse  Schwierig- 
keiten machten,  wurde  Lüderitz  beschieden, 
dass  sein  Unternehmen  auf  den  Schutz  des 
Reiches  rechnen  könne,  wenn  es  ihm  ge- 
länge, einen  Hafen  zu  erwerben,  auf  welchen 
keine  andere  Nation  rechtlichen  Anspruch 
zu  erheben  vermöchte.  Das  von  Lüderitz 
ausgerüstete  Schiff  Tilly  landete  darauf  am 
9. — 12.  April  1883  in  Angra- Pequena,  und 
Lüderitz’  Agent  Vogelsang  kaufte  am  1.  Mai 

1883  von  dem  Häuptling  Josef  Fredericks 
in  Bethanien  den  Hafen  Angra- Pequena  mit 
einem  Gebiete  von  10  deutschen  Quadrat- 
meilen mit  allen  Hoheitsrechten.  Am  Hafen 
wurde  sogleich  das  Fort  Vogelsang  angelegt 
und  ein  Lagerliaus  erbaut,  und  die  deutsche 
Korvette  Carola  übernahm  im  (Oktober  1883 
den  Schutz  dos  llafeus  gegen  fremde  An- 
sprüche. Lüderitz  erwarb  am  25.  August 
1883  von  Fredericks  weitere  900  deutsche 
Quadratmeilen,  das  Gebiet  vom  26°  südl. 
Br.  bis  zum  Oranjefluss,  2<>  geographische 
Meilen  von  der  Küste  landeinwärts.  Infolge 
weiterer  Schwierigkeiten  der  Engländer  tele- 
graphierte der  Reichskanzler  dem  deutschen 
Consul  Lippert  in  Capstadt  am  24.  April 
1884: 

„Nach  Mitteilungen  des  Herrn  Lüderitz 
zweifeln  die  Kolonialbehörden,  ob  seine  Erwer- 
bungen nördlich  vom  Oranjefluss  auf  deutschen 
Schutz  Anspruch  haben.  Sie  wollen  amtlich  er- 
klären. dass  er  und  seine  Niederlassungen  unter 
dem  Schutze  des  Reiches  stehen.“ 

Deutschland  lehnte  dann  weitere  Ver- 
handlungen mit  der  Capkolonie  ab  und  er- 
klärte dem  englischen  auswärtigen  Amte 
am  8.  Oktober  1884,  dass  das  deutsche  Pro- 
tektorat in  Südwestafrika  territorialen  Cha- 
rakter trage. 

Inzwischen  war  durch  die  Korvetten 
Leipzig  und  Elisabeth  am  7.  August  1884 
die  deutsche  Flagge  in  Angra-Pequena  ge- 
hisst und  der  deutsche  Schutz  über  die  Er- 
Autlagc.  V.  14 
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Werbungen  Lilderitz’  verkündet  worden.  ln 
gleicher  Weise  stellte  das  Kanonenboot  Wolf 
die  ganze  Küste  nördlich  von  Lüderitzland 
bis  zur  portugiesischen  Grenze  20°  bis  18° 
südl.  Breite  unter  deutschen  Schutz  durch 
Flaggen hissung  am  12.  August  188*1  in  Sand- 
wichshafen und  dann  bei  Cap  Cross,  Cap 
Frio  und  in  Spencerbucht.  Am  19.  August 
1884  verkaufte  der  Topnaarhäuptling  Piet 
Haibib  in  Scheppinannsdorf  an  Lüdentz  die 
Hoheitsrechte  über  seine  Gebiete  vom  20° 
bis  22°  südl.  Breite  mit  Ausschluss  des  eng- 
lischen Territoriums  der  Walfischbucht,  am 
28.  November  18.S4  stellte  der  Generaleonsul 
Nachtigal  diese  Erwerbung  unter  den  Schutz 
des  Deutschen  Reiches,  und  am  28.  Oktober 
1884  schloss  Nachtigal  mit  Josef  Fredericks 
im  Namen  des  Reiches  einen  Schutz-  und 
Freundschaftsvertrag  ab.  Auch  ein  Verein, 
an  dessen  Spitze  die  Berliner  Diskontogesell- 
schaft stand,  und  die  deutschen  Reichsan- 
gehörigen Hasenclcver  und  Scheid  weder  er- 
warben im  Jahre  1884  Land-  und  Bergrechte 
in  den  dortigen  Gebieten,  und  im  Jahre  1885 
wurden  weitere  privatrechtliche  und  hoheit- 
liche Rechte  von  den  süd westafrikanischen 
Häuptlingen  Maherero  und  anderen  erworben 
und  Schutzverträge  mit  ihnen  durch  den 
Reichskommissar  Dr.  Goering  und  den  Mis- 
sionar Büttner  abgeschlossen.  Die  Erwer- 
bungen der  Firma  Lüderitz  gingen  durch 
Vertrag  vom  3.  April  1885  an  die  »Deutsche 
Koloniaigesellschaft  für  Süd  westafrika  über, 
die  am  13.  April  1885  die  Rechte  einer 
juristischen  Person  erhielt. 

Am  22.  September  1884  hatte  die  eng- 
lische Regierung  Deutschland  endlich  als 
Nachbar  an  allen  Teilen  der  Küste  aner- 
kannt, welche  nicht  thatsächlich  im  britischen 
Besitz  seien,  und  nur  die  Walfischbucht  und 
die  in  der  Besitzergreifungsurkunde  vom 
27.  Februar  1867  aufgeführten  Inseln  bean- 
sprucht sowie  eine  gemischte  Kommission 
für  streitige  Besitzansprüche  aeceptiert.  Diese 
gemischte  Deputatiou  erledigte  die  Ansprüche 
vom  14.  März  bis  4.  September  1885. 

Auf  eine  Anfrage  der  englischen  Regie- 
rung nach  den  Grenzen  des  deutschen  Pro- 
tektorats in  S ü d w e s t a f r i k a ant  wortete 
die  deutsche  Regierung  am  8.  Oktober  1884  : 
»Das  unter  Schutz  gestellte  Gebiet  um- 
fasst die  gesamte  Küste  von  Cap  Frio  bis 
zum  Oranjefluss,  mit  Einschluss  der  völker- 
rechtlich als  Zubehör  des  Festlandes  zu  be- 
trachtenden Inseln,  ausgenommen  die  Wal- 
fischbai und  diejenigen  Teile  des  Fest- 
landes mul  der  Inseln,  welche  etwa  ausser 
der  Walfischbai  als  unter  britischer  Ober- 
hoheit stehend  anzuerkennen  sind.  Eine 
genauere  Abgrenzung  auch  nach  dem 
Innern  zu  behält  die  Regierung  Sr.  Majestät 
späteren  Festsetzungen  nach  Massgabe  der 


Entwickelung  der  Ansiedelungen  und  ihres 
Verkehre  vor.« 

Die  englische  Regierung  ihrerseits  er- 
klärte. dass  sich  ihr  Protektorat  über  das 
Betschuanaland  im  Norden  bis  zum  2:2°  südl. 
Breite  ausdehne  und  im  Westen  bis  zum 
20°  östl.  Länge  von  Greenwich  reiche. 

Das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
1.  Juli  1890  setzte  im  Artikel  III  die  Grenzen 
Deutsch -Süd  westafrikas  wie  folgt 
fest: 

„In  Südwestafrika  wird  das  Gebiet,  welches 
Deutschland  zur  Geltendmachung  seines  Ein- 
flusses Vorbehalten  wird,  begrenzt: 

1.  lin  Süden  durch  eine  Linie,  welche  an 
der  Mündung  des  Oraujeflusses  beginnt  und  an 
dem  Nordufer  des  Flusses  bis  zu  dem  Punkte 
hinaufgeht,  wo  derselbe  vom  20.  Grad  östlicher 
Länge  getroffen  wird. 

2.  Im  Osten  durch  eine  Linie,  welche  von 
dem  vorher  genannten  Punkte  ausgeht  und  dem 

, 20.  Grad  östlicher  Länge  bis  zu  seinem  Schnitt- 
punkte mit  dem  22.  Grad  südlicher  Breite  folgt. 

, Die  Linie  läuft  sodann  diesem  Breitengrade 
nach  Osten  entlang  bis  zu  dem  Punkte,  wo  er 
von  dem  21.  Grad  östlicher  Länge  getroffen 
| wird,  sie  führt  darauf  in  nördlicher  Richtung 
den  genannten  Längengrad  bis  zu  seiueni  Zu- 
sammentreffen mir  dem  18.  Grad  südlicher 
Breite  hinauf,  läuft  dann  in  östlicher  Richtung 
■ diesem  Breitengrade  entlang,  bis  er  den  Tschobe- 
i fluss  erreicht,  und  setzt  sich  dann  im  Thalweg 
des  Hauptlaufes  dieses  Flusses  bis  zu  dessen 
Mündung  in  den  Zambesi  fort,  wo  sie  ihr  Ende 
findet. 

Es  ist  Einverständnis  darüber  vorhanden, 
dass  Deutschland  durch  diese  Bestimmung  von 
, seinem  Schutzgebiet  aus  freien  Zugang  zum 
, Zambesi  mittelst  eines  Landstreifens  erhalten 
soll,  welcher  an  keiner  Stelle  weniger  als  20  eng- 
lische Meilen  breit  ist. 

Das  Grossbritannieu  zur  Geltendmachung 
seines  Einflusses  vorbehaltene  Gebiet  wird  im 
’ Westen  und  Nordwesten  durch  die  vorher  be- 
zeichnete  Linie  begrenzt.  Der  Ngami-See  ist 
, in  dasselbe  eingeschlossen. 

Der  Lauf  der  vorgedachten  Grenze  ist  ira 
allgemeinen  nach  Massgabe  einer  Karte  wieder- 
gegeben, welche  im  Jahre  1889  amtlich  für  die 
britische  Regierung  augefertigt  wurde. 

Die  Festsetzung  der  Südgrenze  des  britischen 
Walfischhaigebiets  wird  der  Entscheidung  durch 
einen  Schiedsspruch  Vorbehalten,  falls  nicht 
| innerhalb  zweier  Jahre  von  der  Unterzeichnung 
dieses  Ueboreinkommens  eine  Vereinbarung  der 
Mächte  über  die  Grenze  getroffen  ist." 

Die  Grenzlinie,  welche  in  Süd westafrika 
die  portugiesischen  und  deutschen  Besitzungen 
scheidet,  folgt  gemäss  dem  Vertrage  vom 
30.  Dezember  1886  dein  Laufe  desKunene- 
flusses  von  seiner  Mündung  bis  zu  denjenigen 
Wasserfällen,  welche  südlich  von  Hiunbe 
1 beim  Durchbruch  des  Kunene  durch  die 
Sierra  (Jan  na  gebildet  werden.  Von  diesem 
Punkte  an  läuft  die  Linie  auf  dem  Breiteu- 
i parallel  bis  zum  Kubango,  dann  im  I^atife 
dieses  Flusses  entlang  bis  zu  dem  Orte 
Andara,  welcher  der  deutschen  Interessen- 
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Sphäre  überlassen  bleibt,  und  von  da  in 
gerader  Richtung  östlich  bis  zu  den  Strom- 
sehnellen  von  Katima  am  Zambesi. 

Auch  nach  Festsetzung  der  äusseren 
Grenzen  des  Schutzgebietes  wurde  mit  dem 
Abschluss  von  Sehutzvertxägen  mit  den 
einzelnen  Stammeshäuptlingen  fortgefahren, 
die  188.'»  gegründete  kleine  Burenrepublik 
Upingtonia  in  Ovamboland  stellte  sich  1880 
unter  deutschen  Schutz.  Auch  das  herren- 
lose , zwischen  Herero-  und  Ovamlxiland 
gelegene  Gebiet  wurde  1892  ausdrücklich 
unter  deutschen  Schutz  gestellt  (D.  KoL-BI. 
1892.  S.  450).  Am  21.  August  1890  war 
u.  a.  ein  Seliutzvertrag  mit  den  Häuptlingen 
der  Bondelswarts  und  Tseib  abgeschlossen 
worden.  Diese  Verträge  belassen  den  Häupt- 
lingen die  Gerichtsbarkeit  über  ihre  Unter- 
thaneu  und  das  Steuerrecht 

Das  ursprünglich  friedlich  erworbene 
Schutzgebiet  hat  in  den  1893  bis  1894  ge- 
führten Kämpfen  gegen  die  Witbois  noch- 
mals erworben  werden  müssen.  Anfang  des 
Jahres  1893  war  durch  die  Haltung  Witbois 
die  deutsche  Herrschaft  in  Südwestafrika 
zwar  nicht  erschüttert,  aber  doch  in  Frage 
gestellt.  Die  Bekämpfung  dieses  Räuber- 
häuptlings — der  »halb  Patriarch,  halb 
Prophet*  — hat  der  deutschen  Schutztruppe, 
die  von  5b  allmählich  auf  22U  Mann  und 
später  500  Mann  erhöht  worden  war.  viel 
Anstrengungen  gekostet.  Anfangs  unter  den 
Brüdern  von  Francois,  daun  unter  Major 
Leut  wein  hat  die  Schutztruppe  gegen  die 
Witbois  einen  blutigen  Banden-  und  Öebirgs- 
krieg  zu  führen  gehabt,  der  mit  der  Ccber- 
rumpelung  der  Feste  Hornkraus  am  12.  April 
1893  begann  und  mit  der  Unterwerfung 
Hendrik  Witbois  am  9.  September  1894  und 
seiner  zwangsweisen  Ansiedelung  in  Gibeon 
endete.  Der  Krieg  hat  nicht  nur  die  Herr- 
schaft der  Deutschen  im  Schutzgebiete  be- 
festigt und  ihr  tief  gesunkenes  Ansehen  bei 
den  benachbarten  Buren  und  Engländern 
wieder  gehoben,  sondern  er  hat  auch  die 
Kenntnis  des  Landes  gefördert  und  seine 
Ansiedelung  vorbereitet.  Wider  Erwarten 
Hält  Hendrik  Witboi  seitdem  in  Gibeon 
Frieden  und  ist  ein  treuer  Bundesgenosse 
der  .Deutschen  in  späteren  Kämpfen  ge- 
worden. 

obgleich  die  Khauas-IIottentotten  schon 
im  Februar  1894  gezüchtigt  und  ihr  räube- 
rischer Kapitän  Andries  Lambert  mit  dem 
Tode  bestraft  worden  war.  machte  sich  doch 
schon  im  Dezember  1894  eine  neue  Expe- 
dition gegen  die  Klmuas-Hottentotten  not- 
wendig, die  aber  zu  einer  friedlichen  Rege- 
lung mit  dem  Kapitän  Manasse  Lambert, 
nud  zwar  unter  Beihilfe  Hendrik  Witbois, 

führte. 

Die  weis.se  Gesamtbevölkerung  des  Schutz- 
gebietes betrug  am  1.  Januar  1*99  2872 


Köpfe,  darunter  1557  deutsche  Reichsauge- 
, hörige.  70  Engländer,  90  Capländer,  72 
Transvaalburen.  Die  meisten  Weisseu  wohn- 
ten in  Swakopmund  523,  Grosswindhoek  504, 
Warmbad  185,  Keetmanshoop  108,  Omaruni 
107.  Ötjimbingwe  100. 

Im  Interesse  der  Vermehrung  der  hoch- 
deutschen Bevölkerung  wird  ein  grosser  Teil 
der  dienstentlassenen  Mitglieder  der  Schutz- 
truppe im  Schutzgebiete  angesiedelt  und  die 
Auswanderung  deutscher  Mädchen  dorthin 
begünstigt.  Als  Folge  des  südafrikanischen 
Krieges  steht  eine  grössere  Einwanderung 
1 von  Buren  zu  erwarten. 

Die  auch  zuweilen  Damara  genannten 
Herero  bilden  nach  Zahl  und  politischer 
Bedeutung  den  wichtigsten  Teil  der  einhei- 
mischen Bevölkerung.  Sie  bewohnen  haupt- 
sächlich das  innere  Hochland,  sind  ein  aus- 
gesprochenes Hirtenvolk,  im  Besitze  grosser 
Viehherden,  gelten  aber  als  ein  wenig  tüch- 
tiges und  brauchbares  Bevölkerungselement. 
Die  zerstreut  im  Lande  wohnenden  Berg- 
damara  sind  arme,  aber  brauchbare  und  für 
europäische  Kultur  zugängliche  Arbeiter. 
Die  mit  einer  gewissen  älteren  Kultur  aus- 
gestatteten Hottentotten  sind  im  Rückgänge 
begriffen,  widersetzen  sich  vielfach  der  deut- 
schen Herrschaft,  versprechen  aber  nützliche 
Glieder  der  Bevölkerung  des  Schutzgebietes 
zu  werden.  Die  im  nordöstlichsten  Teil  des 
j Gebietes  wohnenden  Ovambo,  ein  Ackerbau 
i treibendes  Volk,  sind  fleissige  und  zuver- 
| lässige  Arbeiter  und  von  grossem  Vorteil  für 
die  im  Gebiet  zu  leistenden  Kulturarbeiten. 
Die  meist  aus  dom  Caplande  eingewanderten 
Bastards  (Mischlinge)  sind  ein  kräftiges  Ge- 
schlecht mit  manchen  guten  Eigenschaften. 
Die  Zukunft  des  Landes  gehört  aber  nicht, 
wie  behauptet  worden  ist,  diesen,  sondern 
1 einzig  und  allein  den  Weisseu  und  zwar  vor 
allem  den  Deutschen  (Hindorf).  Die  Menge 
i der  Eingeborenen  hat  noch  nicht  genau  fest- 
i gestellt  werden  können,  sie  wird  auf  einige 
Hunderttausende  geschätzt.  Krankheit  im 
Hererogebiete  und  Armut  im  Namalande  haben 
während  der  letzten  Jahre  die  Reihen  der 
i Eingeborenen  stark  gelichtet.  Bei  beiden 
Stämmen  hat  der  wirtscluiftliche  Niedergang 
zur  Dezimierung  geführt.  Bei  den  Hereros 
war  derselbe  eine  Folgewirkung  der  Rinder- 
pest, bei  den  Hottentotten  dagegen  eine 
solche  der  Arbeitsunlust,  verbunden  mit  Ver- 
[ sehwendungslust.  Dieser  Rückgang  in  der 
Volkszahl  der  Eingeborenen  ist  sehr  be- 
dauerlich, denn  das  .Schutzgebiet  kann  weder 
in  bergbaulichen  noch  in  landwirtschaftlichen 
Betrieben  der  eingeborenen  Arbeitskraft  ent- 
behren.* (Amtliche  Denkschrift  für  1898 
bis  1899.)  Die  Abgabe  von  Gewehren  und 
Munition,  von  geistigen  Getränken  und 
»Kölnischem  Wasser'  an  die  Eingeborenen 
ist  verboten  |D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  !'»2),  der 
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Ausschank  und  Verkauf  geistiger  Getränke 
überhaupt  und  das  Hausierwesen  sind  streng 
geregelt  und  besteuert  worden. 

Durch  zahllose  Verhandlungen  sind  die 
Landsitze  (Reservate)  der  einzelnen  Stämme 
des  Schutzgebietes  festgesetzt  und  ihre 
Grenzen  vereinbart,  dadurch  auch  Kron- 
ländereien  zur  Verfügung  der  Regierung 
gestellt  worden.  Die  Regelung  der  Besitz- 
verhfdtnisse  der  Einwanderer  und  der  Kon- 
zessionäre ist  eine  umfangreiche  Thätigkeit 
der  Verwaltung. 

Die  Ausscheidung  und  Sicherung  solcher 
Reservate  ist  durch  Kaiser!.  V.  v.  lo.  April 
1898  (D.  Kol.-Bl.  1898,  S.  199)  geregelt 
worden,  die  Verwaltung  dieser  Eingeborenen- 
reservate aber  vielfach  den  evangelischen 
(Witboistamm  zu  Kalkfontein  und  Rietmund 
im  Bez.  Gibeon)  und  katholischen  (Hei- 
rachabes)  Missionen  übertragen. 

Die  um  die  Entwickelung  des  Gebietes 
in  der  Zeit  vor  der  deutschen  Schutzherr- 
schaft verdiente  Rheinische  Mission  macht 
erfreuliche  Fortschritte. 

Die  deutsche  Kolonialgesellschaft  für 
Südwestafrika  hat  Hoheitsrechte  bis  jetzt 
nicht  ausgeübt,  vielmehr  ist  die  Verwaltung 
sogleich  und  unmittelbar  vom  Reiche  über- 
nommen worden.  Der  erste  Reichskom- 
missar  Dr.  Goering  traf  am  2f>.  August  18*5 
im  Schutzgebiete  ein.  Sitz  des  Kommissariats 
war  zuerst  Rehoboth,  dann  Otjimbingwe  und 
seit  1891  Windhock.  An  Steile  Goerings 
trat  als  Kommissar  Hauptmaun  von  Francois, 
der  ältere  der  in  Südwestafrika  thätigen 
Brüder  von  Francois.  Er  wurde  im  Juli 
1893  zum  Major  befördert,  im  Juni  1894 
zum  Kommandeur  der  Schutztruppe  ernannt, 
in  seiner  Eigenschaft  als  stellvertretender 
Landeshauptmann  am  15.  März  1894  durch 
Major  Leutwein  ersetzt,  behielt  die  Führung 
der  Schutztruppe  noch  bis  zum  7.  Januar 
1895.  Seit  dieser  Zeit  übernahm  Major 
Leutweiu  auch  das  Kommando  der  Schutz- 
truppe  und  wurde  im  Juli  1895  endgiltig 
zum  Landeshauptmann  und  später  zum  Gou- 
verneur ernannt. 

Der  Stellvertreter  des  Landeshauptmanns 
war  1.894 — 19<.K)  Regierungsrat  v.  Lindc- 
tjuist. 

Die  Schutztrupne , deren  Verhältnisse 
durch  G.  v.  9.  Juli  1895  geordnet  worden 
sind,  hatte  1900  eine  Stärke  von  762  Mann. 

Das  Schutzgebiet  wurde  1894  für  die 
Verwaltung  in  die  Bezirkshauptmannschaften 
Keetmanshoop,  Windhoek  und  < »tjimhingwe 
geteilt,  zu  denen  später  die  von  Gibeon, 
Swakopmund  und  Outjo  traten. 

Aus  den  bisherigen  zwei  wurden  1895 
drei  Gerichtsbezirko  erster  Instanz  gebildet 
(D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  34(5).  In  Windhoek  be- 
steht ein  Obergericht. 

Durch  Schaffung  eines  aus  den  Ver- 


tretern der  weissen  Ansiedler  gebildeten 
| Beirates  wurde  1899  der  erste  Schritt  zur 
Selbstverwaltung  des  Landes  gethan. 

Im  Jahre  18Ö9  war  die  Zahl  der  Post- 
anstalten auf  19  angewachsen.  Seit  dem 
13.  April  1899  ist  der  Kabelverkehr  zwischen 
der  Kolonie  und  dem  Mutterlande  eröffnet 
worden  durch  Anschluss  an  das  westafri- 
kanische Kaliel  der  Easteni  and  South  African 
Telegraph  Compagny  Limited,  der  eine  jähr- 
liche Gebühr  von  91 800  Mark  entrichtet 
werden  muss. 

Die  Gestaltung  der  Küste  bietet  dem 
Verkehre  die  grössten  Schwierigkeiten  dar. 
Allerdings  ist  es  dem  mehrere  Kilometer 
breiten  Dünengürtel,  der  die  Küste  entlang 
läuft,  zu  danken,  dass  das  Land  sich  so 
lange  der  Aufmerksamkeit  entziehen  und 
damit  für  die  deutsche  Erwerbung  Vorbe- 
halten bleiben  konnte.  Aber  die  verkehr- 
liebe  Ueberwindnng  dieses  Gürtels  bildet 
für  die  Aufschliessung  des  Landes  grosse 
Hindernisse.  Diese  werden  noch  durch  den 
1’ instand  erhöht,  dass  die  Küste  nur  wenige 
und  keine  guten  Häfen  l>esitzt.  Dazu  dreht 
dem  Hafen  in  der  englischen  Walfischbucht 
die  Versandung,  die  in  dem  deutschen  Hafen 
der  Sandwichbucht  liereits  eingetreten  ist. 
Der  verhältnismässig  l>este  Hafen  ist  der  am 
Swakopmutid.  Um  ihn  aber  ladefähig  zu 
machen,  sind  grosse  Molcuanlagen  erforder- 
lich, die  im  Jahre  1898  begonnen  wurden 
und  für  die  zunächst  1 200000  Mark  Kosten 
veranschlagt  worden  sind.  Dieser  Hafen  ist 
der  natürlich  gegebene  Ausgangspunkt  für 
(*ine  in  das  Innere  des  Landes  zu  führende 
Eisenbahn,  zunächst  nach  Windhoek.  Leider 
konnte  mit  Rücksicht  auf  die  politischen  und 
die  durch  eine  grosse  Rinderpest  liedingten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  mit  dem  Bau 
dieser  Rahn  nicht  bis  zur  Fertigstellung  der 
Hafenatilagc  von  Swakopmutid  gewartet 
werden.  Unter  Ueberwindnng  grosser  tech- 
nischer Schwierigkeiten  musste  vielmehr  mit 
dem  Bahnhau  im  Jahre  1*07  begonnen 
werden.  Die  Kosten  der  3*1  km  langen 
Bahn  sind  auf  12  Millionen  Mark  veran- 
schlagt. Sie  wird  von  einem  Kommando  des 
Eisenbahnregiments  horgestellt.  Im  Mai  1900 
konnte  der  Betrieb  bis  km  198  Karibib  er- 
öffnet werden. 

Namentlich  im  Süden  des  Gebietes  hat 
inzwischen  der  Bau  von  Landstrassen,  die 
den  heimischen  Uhausseeon  nur  wenig  näch- 
st elien,  grosse  Fortschritte  gemacht. 

Im  allgemeinen  vollzieht  sich  der  Ver- 
kehr im  Schutzgebiete  in  den  in  Südafrika 
üblichen  Ochsenwagen.  Die  Eigenart  dieses 
Wagenverkehrs  in  Verbindung  mit  dem 
Trieltf*  der  grossen  Viehherden  und  der 
Schwierigkeit  der  Wasserlioschaffung  bedingt 
ganz  eigenartige  polizeiliche  Massnahmen  und 
Beschränkungen  in  der  Verfügung  über  das 
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Weideland,  z.  B.  V.  des  Gouverneurs  v.  15. 
Mai  1898  (D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  1). 

Durch  V.  des  Gouverneurs  v.  8.  November 
1899  wurde  vom  1.  Juli  190)  an  das  deutsche 
metrische  Mass-  und  Gewichtssystem  als 
allein  zulässig  erklärt. 

Die  Vermessung,  kartographische  Be- 
schreibung des  Landes  und  die  Ordnung  der 
Besitzverhältnisse,  insbesondere  die  Einrich- 
tung von  Grundbüchern  haben  grosse  Fort- 
schritte gemacht.  Durch  Kaiserl.  V.  v. 
5.  Oktober  1898  gelangte  das  heimische 
Grundhuchsystem  mit  gewissen  .Modifika- 
tionen im  Schutzgebiete  zur  Einführung.  Die 
hierzu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen 
vom  1.  Januar  1899  (D.  Kol.-Bl.  S.  207)  ver- 
fügen die  Einrichtung  von  Grundbüchern  für 
die  Bezirke  Windhoek,  Keetmanshoop,  Gibeon, 
Swakopmund  und  Otjimbingwe. 

Der  Süden  hat  sich  als  der  gesundeste, 
der  Norden  als  der  ungesundeste  Teil  des 
Schutzgebietes  erwiesen.  In  Verbindung  mit 
der  Hinderpest  der  Jahre  1897  und  1898 
trat  die  Malaria  auf.  Tuberkulose,  Typhus 
und  Dysenterie  wurden  aber  überhaupt  nicht 
beobachtet. 

Die  frühere  ungünstige  Beurteilung  des 
Gebiets  hat  bei  näherer  Kenntnisnahme  einer 
günstigen  Auffassung  weichen  müssen.  Schon 
die  der  Denkschrift  vom  20.  Dezember  1891 
beigefügteu  Gutachten  von  Hindorf,  Dovo 
und  Sander  bezeichneten  das  Gebiet  als  ge- 
eignet für  eine  wirkliche  Siedelung,  wo  auch 
der  kleine  europäische  Ansiedler  durch  seiner 
Hände  Werk  ein  Auskommen  finden  könne. 

Vor  allem  aber  hat  sich  heraiisgestellt, 
dass  Deutsch-Süd westafrika  hohem  Grade 

zur  Viehzucht  geeignet  ist.  Die  am  2.  und 
3.  Juni  1899  in  Windhoek  verunstaltete  erste 
landwirtschaftliche  Ausstellung  konnte  auf 
allen  Gebieten  der  Viehzucht  erfreuliche  Er- 
gebnisse und  Fortschritte  aufweisen.  Die 
Dezimierung  des  Kinderbestandes  durch  die 
Rinderpest  zwang  zur  Auferlegung  eines 
Zolles  auf  ausgeführtes  Vidi  20.  Oktolier 
1898  (D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  3).  An  einen 
Ackerbau  im  grossen  Massstabe  ist  nicht  zu 
denken.  Die  Gartenwirtschaft  zeigt  aber 
auch  eine  fortschreitende  Entwickelung.  Die 
kleine  Landwirtschaft  und  der  Gartenbau 
können  von  der  Herstellung  von  Staudämmen 
und  Bewässerungsanlagen  lx-i  dem  sonst 
günstigen  Klima  grosse  Vorteile  erwarten. 
Diese  Anlagen  sind  durch  die  Arbeiten  von 
Rehbock  und  Watermeyer  vorbereitet  und 
gefördert  worden  (D.  Kol.-Bl.  1*9!),  S.  502, 
730  D.  Knl.-Ztg.  1900,  S.  134,  202). 

Im  Norden  des  Schutzgebietes  haben 
sieh  überraschend  grosse  Waldbestünde  vor- 
gefunden, die  eine  forstliche  Behandlung 
lohnen  und  Veranlassung  zu  eingehenden 
Vorschriften  ül>er  den  Schutz  der  Holz- 
bestände gegeben  haben.  V.  v.  1.  April  19o<) 


(D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  456,  D.  Kol.-Ztg.  190t), 

S.  111.) 

Im  Jahre  1898  wurden  in  das  Schutz- 
gebiet Waren  eingeführt  im  Werte  von 
5S68  2S1  Mark,  davon  über  deutsche  Häfen 
5 054  761  Mark,  über  Walfischbucht  1O104S 
Mark,  über  die  Landgrenzen  111872  Mark. 
Von  diesen  entstammten  dem  Eigenhandel 
des  Mutterlandes  4883  753  Mark,  der  Cap- 
kolonie 813  865  Mark.  England  152425  Mark, 
anderen  Ländern  18238  Mark.  Landespro- 
dukte wurden  ausgeführt  im  Werte  von 
915784  Mark.  Die  Ausfuhrgüter  sind  vor- 
wiegend Guano,  Felle,  Wolle,  Straussen- 
federn.  An  Zöllen  wurden  vereinnahmt  von 
Einfuhrgütern  547  788  Mark,  von  Ausfuhr- 
gütern 122328  Mark. 

Ein  bedenklich  grosser  Teil  dos  Landes 
ist  in  den  Besitz  von  Landgesellschaften 
übergegangen,  die  mit  dem  Verkauf  an 
Private  sehr  zurückhalten.  Dass  bei  diesen 
Gesellschaften  englisches  Kapital  vorwiegt, 
ist  bei  der  Zurückhaltung  des  deutschen 
Kapitals  erklärlich,  aber  in  nationaler  Hin- 
sicht bedauerlich.  Es  wird  deshalb  vielfach 
gefordert,  die  Regierung  möge  die  Besiede- 
lung des  Landes  selbst  in  die  Hand  nehmen, 
hierbei  die  Buren  nicht  ganz  ausschliessen, 
aber  den  deutschen  Einwanderern  die  Ueber- 
legenheit  sichern. 

Kartenskizze  über  die  Gebiete  der  Laud- 
kouzessionsgosellsclmften  in  dem  Werke  des 
Majors  a.  D.  C.  von  Francois,  Deutsch-Süd- 
westafrika, Geschichte  der  Kolonisation  bis 
zum  Ausbruche  des  Krieges  mit  Witboi, 
April  1*93.  Berlin  (Reimei)  1899.  Karten 
abgedruckt  1).  Kol.-Ztg.  I960,  S.  4,  07,  09, 
161,  227. 

Durch  Land kon Zessionen  an  die  englische 
South- West- Africa  Co.  vom  12.  September 
und  14.  November  1*92  hatte  sich  die 
Koloniaiverwaltung  dermassen  die  Hände 
gebunden,  dass  sie  von  dieser  Gesellschaft, 
die  Genehmigung  zurückkaufen  musste,  durch 
deren  Land  die  Regicruugseisenbahn  von 
Swakopmund  nach  Windhoek  zu  erbauen. 
Es  geschah  dies  durch  die  Vereinbarung 
vom  11.  Oktober  189*  (D.  Kol.-Bl.  1898, 
S.  0*5),  die  der  Gesellschaft  im  Ovamlio- 
lande  auch  noch  das  ausschliessliche  Rocht 
zur  Aufsuchung  und  Gewinnung  von  Mine- 
ralien ciuräumte.  Aber  es  scheint,  dass  die 
englischen  und  englisch  beeinflussten  Ge- 
sellschaften Eisenbahn-,  Dand-  und  Berg- 
rechte im  deutschen  Schutzgebiete  nicht  er- 
worben halien,  um  sie  auszuüben,  sondern 
vielmehr,  um  zu  verhindern,  dass  andere 
solche  Arbeiten  ausführen  und  dadurch  den 
benachUirtcn  englischen  Wettbewerb  beein- 
trächtigen. Namentlich  die  Do  Beere  C'om- 
pagny  wird  solcher  Machenschaften  be- 
schuldigt (D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  161,  227). 

Die  Hoffnungen,  die  man  bei  der  Er- 
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Werbung  des  Schutzgebietes  hegte,  schnell  sehen  Schutzes  zu  erfreuen  gehabt  habe, 
abbauwürdiges  Kupfer  und  Gold  zu  finden,  wies  alier  darauf  hin,  das  -es  nicht  mehr 
haben  sieh  zwar  nicht  verwirklicht,  und  die ' der  Stellung  des  Deutschen  Reiches  eut- 
sofort  eingeleiteten  bergpolizeiliehen  Mass-  spreche,  dass  seine  Angehörigen  im  Aus- 
nahmen waren  deshalb  verfrüht.  Doch  darf  lande  auf  den  guten  Willen  und  die  Geneigt- 
heit fremder  Mächte  angewiesen  seien< . und 
wünschte : 

„1.  Pie  Ernennung  eines  deutschen  Consuls 
an  der  Goldküste.  2.  Abschluss  von  Verträgen 
mit  England,  eventuell  auch  Frankreich,  durch 
welche  den  Deutschen  in  den  Kolonieen  dieser 
Staaten  in  jeder  Beziehung,  namentlich  bezilg- 

i.-*  * t-  r»  l.  i an  i l t -i  » lieh  des  Erwerbes  von  Grundeigentum,  gleiche 
Der  Etat  fui  l Vut.'i  h-.  ud\\t*statnka  auf  p,.,.|ne  n,it  «Jen  Angehörigen  derselben  gewähr- 


mit  Bestimmtheit  angenommen  worden,  dass 
das  Gebiet  reiche  Schätze  an  Diamanten. 
Kupfer  und  anderen  edlen  Metallen  birgt,  j 
Zu  einer  bergmännischen  Ausbeute  in  j 
grösserem  Stile  der  vielfach  gemachten 
Funde  ist  cs  alter  noch  nicht  gekommen 
(Bcrgv.  v.  15.  August  18*9.  K.G.B1.  S.  179). 


1900  weist  S 1743« H)  Mark  in  Einnahmen 
und  Ausgaben  auf.  Von  den  ersteren  ent- 
fallen auf  direkte  Steuern  40OO0  Mark,  Zölle 
700000  Mark,  Gebühren  73 tH H)  Mark,  aus 
dem  Eisenbahnbetriebe  lsniKioMark.  Reichs* 
Zuschuss  7 INI  300  Mark.  Von  deu  Ausgaben 
entfallen  4442880  Mark  auf  die  fortdauern- 
den, 3687 (MH)  Mark  auf  die  einmaligen  Aus- 
gaben, 44470  Mark  auf  den  Reservefonds. 
Von  fortdauernden  und  einmaligen  Ausgaben 


sind  etwa  2,5  Millionen  Mark  für  die  Schutz- 
truppe bestimmt,  angesichts  der  noch  nicht  schiffen  zu  diesem  Zwecke, 
vollendeten  Eisenbahn  sind  allein  an  Fracht-  ‘Ver  Kongomündnng  und 


leistet  werden.  3.  Einwirkung  auf  Frankreich 
zwecks  Aufhebung  der  Benachteiligung  des 
deutschen  Handels  etc:  4.  Bewirkung  der  An- 

erkennung des  Inkraftbestehens  des  Handels- 
vertrages durch  die  liberianische  Regierung, 
eventuell  Revision  des  Vertrages  und  Sicherung 
gleicher  Behandlung  der  Deutschen  in  Liberia 
mit  den  Angehörigen  anderer  Staaten.  5.  Schutz 
der  deutschen  Interessen  in  den  von  unabhän- 
gigen Negerstiimmen  bewohnten  Distrikten 
durch  Abschluss  von  Verträgen  mit  den  Häupt- 
lingen und  durch  Stationierung  von  Kriegs- 

6.  Neutralisierung 
des  benachbarten 


Begründung  einer  Flotten- 
Po).  8.  Erwerbung  eines 


kosten  für  die  Beförderung  dienstlicher  Be-  Küstenstriche*.  <• 

darfsgegenstände  von  der  Küste  nach  den  'tat‘‘>n  (rernando 

, ■ Küstenstriches  m Westafnka  zur  Gründung  einer 

Stationen  im  Innern  o!>0<hm  Mark  ausgc-  llanii,.isk(l[„nit.  ßiafrabar. 

werfen.  Die  eingeborenen  Häuptlinge  er- 1 ,,  , n , , 

halten  1590.)  Mark  Jahresgehalt.  W 1'nter- : „ IW.™«  OenrntonwU 

sliltzuog  deutaeher  Schulen  und  Verhroitung  Ur-  “m  '»•  Mal 

der  deutschen  Sprache  im  Schutr.gel.iete  mn  <lc"  Auf,rac-  »»  <'™>  hdatcnstnch 
sind  17  000  Mark  bestimmt.  Unter  <len  ein- 

maligen  Ausgaben  finden  sich  folgende:  Für  [ . . „ 

Neubauten  sowie  zu  sonstigen  öffentlichen  ’V?'  , , rnan,?..  111  o,  , ..  ... 

Arbeiten,  insbesonde«.  and)  zu  Wege-  und  Stanunesluluplhngen 

Wasseranlagen  510.KK.  Mark,  zur  llebuug  Pftcktotatereiträgcabzuscbbess™. 
der  Pferde-  und  Viehzucht  40000  Mark,  zuri  Am  11.  Juli  1884  traf  Nachtigal  mit  der 
Fortführung  der  Eisenbahn  und  dos  Tele-  »Möwe«  m Kamerun  ein  und  bestätigte  die 
grapheu  von  Swakopmund  nach  Windhoek  inzwischen  von  den  dortigen  Kaufleuten  ab- 


zwischen  dem  Nigerdelta  und  Gabonn,  ins- 
besondere an  der  Strecke  gegenüber  der 
Insel  Fernando  Po  in  der  Bai  von  Biafra 


2300000  Mark,  zur  Fortführung  des  Baues 
einer  Hafenanlage  bei  Swakopmund  350  000 
Mark,  zur  Beihilfe  für  deutsche  Ansiedler, 


geschlossenen  Verträge  mit  Dido  Bell,  Aqua 
und  anderen  Dualla-Häuptliiigen.  An  diese 
Verträge  reihten  sich  dann  weitere  durch 


insbesondere  für  ausgediente  Angehörige  der  Nachtigal  selbst  und  durch  Zöllner  abge- 
Sehutz truppe  lOOOon  Mark.  Letztere  er-  j schlossene  Schutzverträge  mit  den  Bakwiri- 
halten  übrigens,  soweit  sie  im  Ijande  ver-  un(l  anderen  Häuptlingen  des  Gebirgslandes 
bleiben  (von  den  1899  ausgeschiedenen  85»  hinter  der  Küste.  Um  die  damalige  Vor- 
blieben 115),  die  Kosten  für  die  Heimreise  j bercitung  der  deutschen  Herrschaft  in 
als  Ansiedelungsbeihilfe  ausgezahlt.  ! Kamerun  machten  sieh  besonders  verdient 

5.  Kamerun.  Seit  dem  Jahre  1808  ,he  Kaufleute  Johannes  Voss  (r  1894)  und 
hatten  sich  am  Kamerunflusse  und  anderen  Eduard  Schmidt  (r  27.  Juli  1899). 

Orten  der  Biafrabucht  Hamburger  Firmen;  . Englische  Machenschaften  machten  aber 
niedergelassen  und  schon  1874  um  Reichs-  *he  Küstenstämme  bald  aufsässig,  so  dass 
schütz  gebeten.  Als  Frankreich  und  Eng- 1 schon  Ende  Dezember  1884  ein  kriegerisches 
land  sich  am  28.  Juni  1882  über  ihre  bei-  Auftreten  eines  deutschen  Geschwaders  gegen 
derseitigen  Besitzungen  an  der  Westküste 


von  Afrika  nördlich  von  Sierra  Leone  ver- 
ständigten, wurden  die  deutschen  Handels- 
interessen gefährdet.  Die  Hamburger  Han- 
delskammer legte  dies  am  0.  Juli  1883  dar, 
erkannte  zwar  an.  dass  der  deutsche  Handel 
in  diesen  Gebieten  sich  früher  des  engli- 


die  Hyckorv-  und  Joss-Neger  erforderlich 
wurde. 

Eiu  im  Oktober  1884  aus  der  Firma 
Woermann  und  sechs  anderen  beteiligten 
1 lamburger  Firmen  zusammengesetztes  Syndi- 
kat hat  zwar  die  Regierung  in  diesen  Fin- 
gen beraten,  zu  der  geplanten  Beteiligung 
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des  Syndikates  an  der  Verwaltung  ist  es 
jedoch  nicht  gekommen.  Vielmehr  machte 
sieh  clio  sofortige  Einsetzung  eines  Gouver- 
neurs nötig,  dessen  Etat  am  13.  Januar  und 
2.  März  1885  vom  Reichstage  bewilligt 
wurde. 

Während  die  Landerwerbungen  in  Kame- 
run fortgesetzt  und  die  örtlichen  Streitig- 
keiten geschlichtet  wurden  (Nachtigal  r 20. 
März  1885),  führten  schwierige  Verhandlun- 
gen endlich  zu  der  Anerkennung  der  deut- 
schen Erwerbungen  im  Kamerungebiet 
durch  England  in  dem  Notenaustausch  vom 
20.  April  und  9.  Mai  1885,  wobei  zugleich 
die  Abgrenzung  der  deutsch-englischen  In- 
teressensphäre derart  erfolgte,  dass  sich 
Deutschland  verpflichtete,  westlich,  und 
Grossbritannien,  östlich  einer  Linie  keine 
Territorien  zu  erwerben,  keine  Protektorate 
zu  übernehmen  und  der  Ausbreitung  des 
jenseitigen  Handels  keine  Hindernisse  zu 
liereiten  — clie  dem  rechten  Ufer  des  Rio 
del  Roy  von  seiner  Mündung  zwischen  dem 
8°  42'  und  dem  8°  46‘  östlicher  Länge  bis  zu 
seiner  Quelle  folgt  und  die  sich  hierauf 
nach  links  in  direkter  Richtung  zum  linken 
Ufer  des  Alt  - Calabar  oder  Cross  - River  j 
wendet,  um  nach  Durchschneidnng  dieses 
Flusses  einen  Punkt  gegen  9"  8'  östlicher 
Länge  zu  erreichen,  der  auf  der  Karte  der 
englischen  Admiralität  durch  das  Wort  »R  a - 
pids«  bezeichnet  ist. 

Durch  Gebereinkunft  vom  27.  Juli  und 
2.  August  1886  wurde  diese  Linie  derart  j 
verlängert,  dass  sie  von  den  genannten  j 
Stromschnellen  des  Alt-Calabar  ausgehend, 
sieh  diagonal  gegen  einen  Punkt  des  rechten  ; 
Ufers  des  Henne  wenden  sollte,  welcher  im 
Osten  und  in  (1er  unmittelbaren  Nachbar- 
schaft der  Stadt  Jola  (der  Hauptstadt  von 
Adamaua)  gelegen  ist  und  welchen  eine 
spätere  Untersuchung  als  zur  Feststellung 
dieser  neuen  Linie  in  der  Praxis  geeignet 
finden  werde.  Ueber  diese  deutsch-eng- 
lische Grenze  sagte  dann  das  deutsch-eng- 
lische Abkommen  vom  1.  Juli  1890,  Artikel 

IV,  2: 

r Nachdem  für  beide  Regierungen  glaubhaft 
nachgewiesen  ist,  dass  sich  am  Golf  vou  Guinea  : 
kein  Fluss  befindet,  welcher  dein  auf  den  Kar- 
ten angegebenen  und  in  dem  Abkommen  vou 
1885  erwähnten  Rio  del  Rev  entspricht,  so  ist 
ab  vorläufige  Grenze  zwischen  dem  deutschen 
Gebiete  von  Kamerun  und  dem  angrenzenden 
britischen  Gebiete  eine  Linie  vereinbart  worden, 
die  von  dem  oberen  Ende  des  Rio  del  Rey 
Krecks  ausgehend,  in  gerader  Richtung  zu  dem 
etwa  9*  8'  östlicher  Länge  gelegenen  Punkt 
läuft,  welcher  auf  der  Karte  der  britischen  Ad- 
miralität mit  „Rapids“  bezeichnet  ist.“ 

Die  nähere  Festsetzung  der  Grenze  am 
»io  del  Rey  zwischen  Kamerun  und  dem 
englischen  ()elflussgebiete  erfolgte  durch 


Vertrag  vom  14.  April  1893.  (D.  Kol.-Bl. 
1893,  S.  213.) 

Als  Südgrenze  von  Kamerun  wurde 
durch  Vertrag  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  vom  24.  Dezember  1885  der 
Campafluss  bezeichnet,  indem  Deutschland 
auf  jede  politische  Einwirkung  südlich  einer 
Linie  verzichtete,  die  dem  genannten  Fluss 
von  seiner  Mündung  bis  zum  10°  östlicher 
lilnge  von  Greenwich  und  von  diesem 
Punkte  ab  dessen  Breitenparallel  bis  zum 
Schneidepunkt  des  letzteren  mit  dem  15° 
östlicher  Länge  von  Greenwich  folgt. 

ln  dem  Art  5 des  deutsch-englischen 
| Abkommens  vom  1.  Juli  1890  war  folgendes 
bestimmt  worden: 

„Es  wird  vereinbart,  dass  durch  Verträge 
und  Abkommen,  welche  von  oder  zu  Gunsten 
einer  der  beiden  Mächte  in  den  Gegenden  nörd- 
lich vom  Benue  getroffen  werden,  das  Recht 
der  anderen  Macht,  im  freien  Durchgangsver- 
kehr und  ohne  Zahlung  vou  Durchgangszöllen 
nach  und  von  den  Ufern  des  Tschadsees  Handel 
zu  treiben,  nicht  beeinträchtigt  werden  soll. 
Vou  allen  Verträgen,  welche  in  dem  zwischen 
dem  Benue  und  Tschadsee  belegeuen  Gebiete 
geschlossen  werden,  soll  die  eine  Macht  der 
anderen  Anzeige  erstatten.“ 

Der  Abschluss  der  Begrenzung  des 
Schutzgebietes  erfolgte  durch  Verträge  mit 
England  vom  15.  November  1893  (D.  Kol.- 
Bl.  1893,  S.  53)  und  mit  Frankreich  vom 
15.  März  1894  (D.  Kol.-Bl.  1894,  S.  159). 
Dadurch  wurde  zwar  die  deutsche  Ausdeh- 
nung des  Gebietes  bis  zum  Tschad see  und 
bis  zum  Ssanga,  einem  Nebenfluss  des  Kongo, 
international  anerkannt,  den  Grenzen  des 
Gebietes  aber  eine  für  die  deutschen  Inte- 
ressen sehr  ungünstige  Gestalt  gegeben 
und  u.  a.  auf  den  Besitz  von  Jola  am  Benuö 
und  Bifara  südlich  des  Tschadsees  ver- 
zichtet. 

Die  ersten  Jahre  der  deutschen  Herr- 
schaft waren  der  Einführung  geordneter 
Verhältnisse  an  der  Küste  und  am  Kame- 
runflusse  gewidmet  wo  das  Gouvernement 
auf  dem  Gelände  des  zerstörten  Johstown 
am  linken  Ufer  des  Wusi  bezw.  Kamerun- 
flusses seinen  Sitz  fand. 

Der  Widerstand,  den  die  Küstenstämme 
dem  wirtschaftlichen  deutschen  Vordringen 
entgegenstellten , führte  zu  wiederholtem 
militärischen  Einschreiten,  z.  B.  gegen  die 
Abostümme  (Oktober  1891  v.  Gravenreuth), 
die  Buöaleute  (5.  November  1891  v.  Graven- 
reuth f).  Der  durch  das  Auftreten  des 
Kanzlers  Leist  hervorgerufene  Aufstand  der 
Dahomesoldaten  in  Kamerun  am  15.  und  16. 
I Dezember  1893  (Assessor  Riebow  f)  wurde 
durch  das  Einschreiten  der  Marine  am  19. 

; bis  21.  Dezember  1893  niedergeworfen.  Der 
Aufstand  betraf  aber  in  keiner  Weise  die 
einheimische  Bevölkerung. 

Zur  Erforschung  des  bis  dahin  wenig 
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bekannten  Hinterlandes,  zur  Vorbereitung 
des  weiteren  kommerziellen  Vordringens  in 
das  Innere  und  der  Anlage  von  Stationen 
mussten  zahlreiche  militärische  Expeditionen 
unternommen  werden,  u.  a.  unter  Kund, 
Tappenbeck,  Zintgraff,  Morgen  (Vordringen 
bis  Adamaua).  v.  Gravenreutli,  Ramsay. 

Die  Schutzverträge,  welche  v.  Uechtritz- 
Steinkirch  auf  der  Kamerunhinterlandexpe- 
dition im  November  1803  mit  den  Häupt- 
lingen Farunko  von  Laddo  und  Malumfe  von 
Mm  um  f 6 und  am  4.  Februar  1894  mit  Mu- 
hammadu  Abbu  ben  Issa,  Sultan  von  Nga- 
undere,  abgesclüossen  hatte,  fanden  im  Juli 
1894  die  kaiserliche  Genehmigung  (D.  Kol.- 
Bl.  1894,  S.  400). 

Ausser  der  von  Uechtritz  und  Dr.  Pas- 
sarge geleiteten  Expedition  des  Kamerun- 
Komitees  fanden  Expeditionen  in  das  Hinter- 
land von  Kamerun  statt  unter  Führung  des 
Rittmeisters  von  Stetten  1893  (Adamaua), 
des  Zollbeamten  Spaete  1893  in  das  süd- 
lichste Kamerungobiet  (der  Paugwes). 

Zur  Bestrafung  der  aufständischen  Ma- 
bealeute  (Südkamerun)  war  1893  eine  Ex- 
pedition erforderlich.  Mit  den  unter- 
worfenen Bakokos  wurde  am  20.  I)e- 
zeinl>er  1892,  mit  den  unterworfenen  Mi- 
angesen  am  9.  Oktober  1894  Frieden  ge- 
schlossen. * 

Der  am  7.  Februar  1893  mit  dem  Buöa- 
stomm  abgeschlossene  Friede  wurde  von 
diesem  1894  gebrochen.  Der  Aufstand  wurde 
Ende  1894  niedergeworfen.  Anfang  1895 
Frieden  geschlossen,  nachdem  die  Buea  ihr 
bisheriges  Gebiet  verlassen  und  andere  Wohn- 
sitz«' aufsnchon  mussten. 

Der  Leiter  der  Station  Balinga,  Freiherr 
Volkamer  von  Kirchensittenbaeh  und  Expe- 
dit ionsmeister  Scadock,  fielen  am  27.  Sep- 
tember  1892  im  Kampf  gegen  die  Barrongos. 

Expeditionen  fatuhm  statt  1896  zur  Er- 
forschung des  oberen  Laufes  des  Saunaga 
unter  v.  Brauchitsch,  nach  Jaünde  1896 
unter  v.  Kamptz,  1897  nach  dem  Flussge- 
biet des  Rio  del  Rey  und  nach  Makonje. 
1898  unter  v.  Kamptz  in  das  Gebiet  der 
Bane-Bule,  unter  v.  Carnap  in  das  Hinter- 
land bis  zum  Kongo,  unter  Dominik  gegen 
Ngila  und  die  Batscheuga,  1899  unter  Plehu 
und  Krawsta  nach  dem  Sanga-Ngoko,  unter 
v.  Kamptz  gegen  Ngila,  nach  dem  Wüte-  und 
Adamauagebiet  und  Tibati. 

Die  Fehlzüge  des  Majors  v.  Kamptz  nach 
Adamaua  1899  bilden  einen  wichtigen 
Schritt  vorwärts  auf  dem  Wege  zur  Er- 
schliessung des  nördlichen  Teiles  unseres 
Kamerungebietes,  in  welchem  hervorragende 
Kenner  tropischer  Verhältnisse  ein  zweites 
Indien  erblicken.  Die  vom  Reichstage  1900 
beschlossene  Vermehrung  der  Schützt  nippe 
für  dieses  Gebiet  wird  die  Regierung  in 
den  Stand  setzen,  in  den  Küsteugegenden 


den  Frieden  herzustellen,  den  Sklavenjagden 
der  Mohammedaner  zu  wehren  und  durch 
Errichtung  einer  dauernden  Militärstation  in 
Garua  der  von  «1er  deutschen  Kolonialgesell- 
schaft geplanten  Tschadsee-Expedition  «len 
nötigen  Hinterhalt  zu  schaffen,  v.  Kamptz' 
Bericht  vom  25.  November  1899  über  Be- 
endigung des  Wute-Adamaua-Feldzuges  «D. 
Kol.-Bl.  v.  15.  Februar  1900.  Ueber  die 
Verhältnisse  am  Tschad see  vgl.  D.  Kol.-Ztg. 
1900,  S.  186). 

Zur  Sicherung  des  Landes  wurden  mili- 
tärische Stationen  angelegt  an  der  süd- 
lichen Küste  in  Kribi.  Im  Innern  des 
Landes  wurden  die  Baronebistation  am  Ele- 
fantensee, Lolodorf,  die  Baliburg,  die  Tint«> 
und  die  Muudamestation  im  Norden , die 
Jaumh'station,  Kaiser  Wilhelms-Burg  (Ngila) 
und  Balinga  im  Südosten,  «lie  Edeastaiion 
am  Saunaga,  1895  auch  Stationen  in  Buea 
und  1899  am  Sanga-Ngoko  angelegt,  «lie 
Baliburg  1894  aber  aufgegeben. 

Schon  der  erste  Gouverneur  des  Schutz- 
gebietes Freiherr  v.  Soden  machte  die  euro- 
päischen Elemente  des  Gebietes  in  einem 
Verwaltungsrate  10.  Juli  1885  und  einem 
Schiedsgerichte  20.  Juli  1885  für  die  Ver- 
waltung nutzbar. 

Als  Gouverneure  folgten  ihm  Zimmerer 
1891 — 1895,  mehrfach  vertreten  durch  den 
Landeshauptmann  Togos  v.  Puttkamer,  der 


am  21.  August  1895  zum 


Gouverneur  von 
K<>mmaiuleure 
v.  Stetten  und 


Civilverwaltnng 
worden,  zu- 
1893 


in 


Kamerun  ernannt  wurde, 
der  Schutztruppe  waren 
v.  Kamptz. 

Für  die  Zwecke  der 
sind  Bezirksämter  eingerichtet 
<;rst  in  Viktoria,  1891  in 
Edea,  1895  in  Kamerun. 

Die  Zahl  der  Europäer  betrug  im  Jahre 
1894  228,  im  Jahre  1899  425,  darunter  348 
Deutsche,  36  Engländer,  14  Schweizer,  13 
Amerikaner,  9 Schweden.  Unter  den  425 
Europäern  waren  43  Flauen  und  14  Kinder. 
Die  Europäer  verteilten  sich  auf  die  Bezirke 
Kamerun  199,  Victoria  131,  Kribi  64,  Edea 
31.  Unter  ihnen  waren  60  Regierungs- 
bcainte.  39  Angehörige  der  Sehutztruppe, 
8 Aerztc,  108  Kauf  Lute,  52  Pflanzer,  13 
Ingenieure,  60  Missionare. 

Von  den  Küstennegern  sind  die  zahl- 
reichsten die  Dualla.  die  bis  1890  den 
Kiistenhandcl  monopolisierten.  Weiter  nach 
dem  Innern  hin  wohnen  die  Wüte,  Bali 
und  Barnufut,  Mischvölker  aus  Bantu  und 
Sudannegern.  Di«;  Einwohner  des  Hinter- 
landes, vielfach  Mohammedaner,  sind  zu 
grösseren  Staat  »verbänden  organisiert. 

In  «len  Ansichten  und  Gewohnheiten  der 
einheimischen  Bevölkerung  vollzieht  sich  ein 
erheblicher  Umschwung  in  der  Richtung 
grösserer  Arbeitslust.  Die  Versuche  mit  der 
Erziehung  von  Kamonmnegern  in  Europa 
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sind  aber  gescheitert.  Dagegen  machen  die 
Schulen  und  Missionen  an  Ort  und  Stelle 
Fortscliritte  in  der  Erziehung  der  Ein- 
heimischen. 

Für  die  Eingeborenen  des  Viktoriabczirks 
wurden  am  9.  Dezember  1893,  für  die  des 
Mangambastammes  am  26.  September  1894 
Schiedsgerichte  eingesetzt  (D.  Kol.-Bl.  1894 
S.  104,  617). 

Die  Auswanderung  Eingeborener  ans  dem 
Schutzgebiet  wurde  durch  V.  v.  11.  De- 
zember 1893  von  der  Genehmigung  des 
Gouvernements  abhängig  gemacht,  ;l  a.  0. 
S.  105,  und  zum  Schutze  der  Eingeborenen 
ein  Arbeiterkommissar  bestellt. 

Für  die  Zukunft  der  Kulturunterneh- 
mungen ist  es  von  grossem  Wert,  dass  die 
zur  Klarstellung  der  Besitzverhaltnisse  er- 
forderliche Grundbuchregulierung  erheblich 
gefördert  ist.  Der  Erwerb  von  Grundeigen- 
tum von  den  Eingeborenen  ist  durch  Ver- 
ordnung des  Gouverneurs  vom  24.  Dezem- 
l>er  1894  geregelt  worden  (D.  Kol.-Bl.  1895 
S.  101). 

Die  Kaiserl.  V.  v.  15.  Juni  1896  und 
Ausführungsverordnung  des  Reichskanzlers 
hierzu  vom  17.  Oktober  1896,  1).  Kol.-Bl. 
1896  S.  435,  667,  geben  Vorschriften  über 
die  Schaffung,  Besitzergreifung  und  Ver- 
äusscrung  von  Kronland  und  über  den  Er- 
werb und  die  Veräusserung  von  Grund- 
stücken im  Schutzgebiete  von  Kamerun. 
Von  diesen  Verordnungen  wurde  in  einem 
allseitige  Kritik  herausfordernden  Umfange 
Gebrauch  gemacht  durch  die  Verleihung 
von  Landkonzessionen  an  zwei  grosskapita- 
listische  Gesellschaften,  denen  je  der  sechste 
Teil  des  Schutzgebietes  zur  ausschliesslichen 
Ausbeutung  überlassen  wurde,  der  Gescll- 
seliaft  Südkamerun,  deren  Statut  vom  Bun- 
desrate am  16.  Januar  1899  genehmigt 
wurde,  D.  Kol.-Bl.  1899  S.  117,  und  der 
Gesellschaft  Nordwestkamerun  am  31.  Juli 
1899,  deren  Statut  vom  Bundesrate  am 
17.  November  1899  genehmigt  wurde, 
D.  Kol.-Bl.  1899  S.  795,  860,  D.  Kol.-Ztg! 
1900  S.  158. 

Om  das  Innere  dos  Landes  dem  Ver- 
kehr zu  ersclilicssen  und  den  Absperrungs- 
gürtel  der  Dualla  zu  durchbrechen  (Denk- 
schrift von  Jantzen  und  Thormälen,  Kol.-Jalub. 
1891  S.  171)  wurden  im  Nachtragsetat  zum 
Reichshaushalt  vom  Reichstage  am  9.  Mai  1891 
einmalig  1425000  Mark  als  Darlehn  an  den 
Fiskus  des  Schutzgebietes  bewilligt,  die  aber 
bis  jetzt  noch  nicht  zurückgezahlt  worden 
sind. 

Auf  den  Gebieten  des  Wegebaues,  der 
Hafenbauten  und  Häuserbauten  sind  erheb- 
liche Fortschritte  gemacht  worden.  Be- 
sonders bemerkenswert  sind  die  Quaibauten 
im  Hafen  von  Kamerun  und  die  Vollendung 
der  dortigen  Landungsbrücke,  Reparatur- 


werkstätte und  Slip.  Das  Slip  soll  bald 
durch  ein  Dock  ersetzt  werden. 

Der  Boden  des  Landes  ist  äusserst  frucht- 
bar, das  Klima  nur  an  der  Küste  ungesund, 
die  Zugäugliehkeit  des  Landes  durch  den 
Terrassenbau  des  Bodens  und  die  dadurch 
erschwerte  Schiffbarkeit  der  Flüsse  aber 
wesentlich  beschränkt.  Der  Handel,  der 
dazu  durch  die  Ungunst  der  Grenzen  viel- 
fach auf  die  englische  Nachbarschaft  abgelenkt 
wird,  hat  deshalb  das  Innere  erst  teilweise 
erschlossen  können,  der  Plantagenbau  blieb 
aber  bisher  gänzlich  auf  das  Küstengebiet, 
insbesondere  auf  die  fruchtbaren  Abhänge 
des  Kamerungebirges  angewiesen.  1 mmerhin 
wurde  dem  Schutzgebiete  schon  frühzeitig 
eine  glänzende  wirtschaftliche  Entwickelung 
in  Aussicht  gestellt  (Denkschrift  Dr.  Zint- 
graffs  von  1891  im  I).  Kol.-Bl.  1892  S.  104, 
131).  Und  diese  Prophezeiungen  beginnen 
sich  zu  bewahrheiten.  Im  Gelände  des 
Kamerunberges  sind  schon  2500  ha  als 
Plantagen  angebaut.  Sic  beanspruchen  regel- 
mässig 6000  Arbeiter.  Da  diese  Menge 
kaum  zu  beschaffen  ist,  musste  die  Aus- 
dehnung der  Plantagenunternehm  ungen  in 
diesem  Gebiete  vorübergehend  eingestellt 
werden.  Die  .Vermessung  der  Plantagen 
im  Kamerungebirge  ist  in  den  Jahren  1897 
bis  1899  durehgeführt  worden.  Der  Plan- 
tagenbau wird  in  der  ausgiebigsten  Weise 
vorbereitet  und  gefördert  durch  den  in 
Viktoria  angelegten  botanischen  Garten  mit 
Versuchskulturen  aller  Art. 

Die  langjährigen  Versuche,  den  Kaffee- 
bau  im  Schutzgebiete  einzuführen,  haben 
zu  keinem  befriedigenden  Ergebnisse  geführt. 
Dagegen  ist  die  Kultur  des  Kakao  in  einer 
Weise  gelungen,  dass  der  Kakaohau  sieh 
rasch  die  Alleinherrschaft  im  Schutzgebiete 
errungen  hat.  Erst  in  neuerer  Zeit  sind 
ihm  der  Tabak  und  die  Kicksoia  africana, 
ein  Gummibaum,  wettbewerbend  zur  Seite 
getreten. 

Durch  V.  v.  6.  April  1894  wurde  das 
deutsche  Mass-,  Münz-  und  Gewichtssystem 
in  Kamerun  eingeführt.  Es  vollzieht  sich 
ein  Cebergnng  zum  Bargeldhandel  von  dem 
bisher  aussclilicsslich  heiTsehenden  Tausch- 
handel. 

Die  früher  für  das  Schutzgebiet  ver- 
liehenen ausschliesslichen  Handelsberochti- 
gungen  wurden  am  12.  Dezember  1893  auf- 
gehoben (D.  Kol.-Bl.  1894  S.  129). 

Ein  Postamt  besteht  in  Kamerun,  Post- 
agenturen in  Kribi,  Rio  del  Rey  und  Viktoria. 
Das  Schutzgebiet  wurde  am  20.  Februar 
1893  durch  Unterseekabel  mit  Bonny  (Niger 
Coast  Proteetorat)  verbunden  und  dadurch 
an  das  englische  westafrikanische  Weltkabel 
angeschlosscu. 

Der  Ausfuhrhandel  erstreckt  sich  haupt- 
sächlich auf  Palmöl,  Palmkerne,  Gummi 
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elasticum,  Kopal,  Elfenl>cin,  Ebenholz,  Kakao 
und  Kolanüsse. 

ImJalire  1898 — 1899  wurden  für  5145822 
Mark  Produkte  ausgeführt,  für  10638955 
Mark  Waren  eingoführt.  Die  Einnahmen 
aus  Zöllen  betrugen  in  demselben  Jahre 
1033  375  Mark,  die  aus  anderen  Quellen 
218011  Mark. 

Neue  Zollordnung  für  Kamerun  vom 
1.  April  1899,  D.  KoL-Bl.  1900  S.  95.  Ver- 
ordnung des  Gouverneurs  betr.  die  ander- 
weite Regelung  der  Einfuhrzölle  auf  Spiri- 
tuosen im  Schutzgebiete  Kamerun  vom 
1.  April  1900  (auf  Grund  der  Kaisorl. 
V.  v.  19.  Juli  1886  betr.  den  Erlass  von 
Verordnungen  auf  dem  Gebiete  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  des  Zoll-  und  Steuer- 
wesens für  die  westafrikanischen  Schutz- 
gebiete). D.  Kol.-Bl.  1900  S.  456. 

Einschliesslich  eines  durch  die  ausser-  i 
ordentliche  Vermehrung  der  Schutztruppe ' 
bedingten  Ergänzungsetats  von  865300  Mark  1 
betrug  der  Etat  von  Kamerun  auf  1900  in  < 
Einnahme  und  Ausgabe  3245000  Mark,  | 
davon  entfielen  auf  direkte  Steuern  32000 
Mark,  auf  Zölle  1000000  Mark,  Gebühren 
150000  Mark,  Reichszuschuss  2063000  Mark. 
Von  den  Ausgaben  kamen  2624202  Mark 
auf  die  fortdauernden,  600 000  Mark  die 
einmaligen,  20798  Mark  den  Reservefonds.  I 
Von  den  einmaligen  Ausgaben  waren  440000 
Mark  für  öffentliche  Bauten,  130 000  Mark: 
für  Wege-  und  Brückenbauten  bestimmt. 

6.  Togo.  I ;m  den  Zollbelästigungen  zu  j 
entgehen,  denen  die  auf  englischem  Gebiet  [ 
angesiedelten  deutschen  Kaufleute  unter- 
worfen waren,  siedelten  sieh  seit  1880  ver- 
schiedene Bremer  und  Hamburger  Firmen 
im  Togolande  an  der  Sklavenküste  an.  Diel 
Gründe,  dieses  Gebiet  dann  1884  unter ' 
deutschen  Schutz  zu  stellen,  waren  dieselben 
wie  bei  Kamerun.  Die  Schutzübernahme 
wurde  am  30.  Januar  1884  durch  das  Kriegs- 
schiff »Sophie«  eingeleitet.  Die  Häuptlinge 
von  Little  Popo*  und  Grigi  erbaten  am  5. 
März  1884  den  Schutz  des  deutschen  Kaisers, 
und  am  15.  Juli  1884  schloss  Dr.  Nachtigal 
mit  M’lapa,  Häuptling  von  Togo,  einen 
Schutzvertrag  und  hisste  die  deutsche  Flagge 
in  Bageida  und  Lome.  Hierdurch  wurde 
das  deutsche  Protektorat  über  die  Küste  von 
der  englischen  Grenze  bei  Aflahu  bis  Gum  1 
Coffi  an  der  Grenze  von  Klein-Popo,  jedoch 
Porto  Seguro  ausschliessend,  erworben.  Aber  j 
auch  mit  dem  Häuptling  Mensah  von  Porto 
Seguro  schloss  Kapitän  Herbig  von  der 
Korvette  »Leipzig«  einen  Schutzvertrag  und 
hisste  hier  die  deutsche  Flagge  am  5.  Sep- 
tember 1884. 

Oertliche  Unruhen  wurden  im  Februar 
1885  durch  die  »Möwe«  und  die  »01ga< 
geordnet  und  am  11.  März  1885  die  deutsch- 
englische  Grenze  durch  Kapitän  Benderaann  j 


(Olga)  und  den  englischen  Gouverneur  von 
Accra  vorläufig  bei  Asagbo  festgesezt. 

Eine  genauere  Feststellung  der  westlichen 
englischen  Grenze  von  Togo  brachte  dann 
Art.  IV,  1 des  deutsch -englischen  Ab- 
kommens vom  1.  Juli  1890.  Dieser  lautet: 

„Die  Grenze  zwischen  dem  deutschen Schutz- 
gebiete von  Togo  und  der  britischen  Goldklisteu- 
kolonie  geht  an  der  Küste  von  den  bei  den  Ver- 
handlungen der  beiderseitigen  Kommissare  vom 
14.  und  28.  Juli  1886  gesetzten  Grenzzeichen 
aus  und  erstreckt  sich  in  nördlicher  Richtung 
bis  zu  dem  Parallelkreis  6°  10*  nördlicher  Breite. 
Von  hier  aus  geht  sie  westlich  dem  genannten 
Breitengrade  entlang  bis  zum  linken  Ufer  des 
Akaflusses  und  steigt  hierauf  den  Thalweg  des 
letzteren  bis  zu  dem  Breitenparallel  6U  20‘ 
nördlicher  Breite  hinauf.  Sie  läuft  sodann  auf 
diesem  Breitengrade  in  westlicher  Richtung 
weiter  bis  zu  dem  rechten  Ufer  des  Dschawe 
oder  Shavoeflusses,  folgt  diesem  Ufer  dieses 
Flusses  bis  zu  dem  Breitenparallel,  welcher 
durch  den  Punkt  der  Einmündung  des  Deine- 
flusses  in  den  Volta  bestimmt  wird,  um  dann 
nach  Westen  auf  dem  gedachten  Breitengrade 
bis  zum  Volta  fortgeführt  zu  werden.  Von 
diesem  Tunkte  an  geht  sie  am  linken  Ufer  des 
Volta  hinauf,  bis  sie  die  in  dem  Abkommen 
von  1888  vereinbarte  neutrale  Zone  erreicht, 
welche  bei  der  Einmündung  des  Pakkaflusses 
in  den  Volta  ihren  Anfang  nimmt.“ 

Der  1886  festgesetzte  Grenzpunkt  nach 
der  englischen  Goldküste  zu  liegt  angeblich 
1°  13*  östlicher  Länge.  6°  6*  nördlicher 
Breite.  (Meinecke.  Kol.  Jahrb.  1888.  S.  181.) 

Die  Vorgeschichte  dieser  westlichen  Ab- 
grenzung Togos  ist  dunkel,  lieber  die  Ab- 
machungen der  Kommission  vom  14.  und 
28.  Juli  1886  ist  eine  amtliche  Veröffent- 
lichung niemals  erfolgt,  ebensowenig  wie 
über  das  deutsch-englische  Abkommen  von 
1888,  von  dem  die  Denkschrift  über  die  Be- 
weggründe zu  dem  deutsch-englischen  Ab- 
kommen vom  1.  Juli  1890  sagt: 

„Um  jene  Gegenden  (die  nordwestlich  von 
der  deutschen  und  hinter  der  englischen  In- 
teressensphäre gelegenen  Gegenden  von  Salaga, 
Jendi  und  Gamhaga)  dem  deutschen  wie  dem 
englischen  Unternehmungsgeist  nutzbar  zu 
machen,  ist  in  dem  im  Jahre  1888  mit  England 
abgeschlossenen  Abkommen  vereinbart  worden, 
dass  dieselben  neutral  bleiben  sollen  und  dass 
in  dieser  neutralen  Zone  keine  der  beiden 
Mächte  Hoheitsrechte  erwerben  darf.“ 

Die  endgültige  Festsetzung  der  Grenze 
Togos  gegen  das  grossbritatmische  Gebiet 
und  die  Teilung  des  neutralen  Gebietes  (des 
»Vierecks  am  Ssalaga«)  erfolgte  erst  bei 
Gelegenheit  der  Lösung  der  Samoafrage 
durch  das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
14.  November  1899  betr.  die  Interessen- 
sphären in  der  Südsee  und  am  Togo  (D. 
Kol.-Bl.  1899,  S.  803).  Die  auf  Togo  bezüg- 
lichen Stellen  dieses  Abkommens  lauten : 

Art.  1.  ...  Grossbritannien  erkennt  an, 

dass  die  Gebiete  im  Osten  der  neutralen  Zone, 
welche  durch  das  Abkommen  von  1888  in  West- 
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x».tr ika  geschaffen  worden  ist,  an  Deutschland 
fallen.  Die  Grenzen  des  Deutschland  zukoramen- 
den  Teiles  der  neutralen  Zone  werden  durch 
Artikel  ö der  vorliegenden  Konvention  fest- 
gesetzt. 

Art.  5.  In  der  neutralen  Zone  wird  die 
Grenze  zwischen  den  deutschen  und  den  gross- 
britannischen  Gebieten  durch  den  Dakaduss  bis 
znm  Schnittpunkte  desselben  mit  dem  9.  Grad 
nördlicher  Breite  gebildet  werden;  von  dort  soll 
die  Grenze  in  nördlicher  Richtung,  indem  sie 
den  Ort  Morozugu  an  Grossbritannien  lässt, 
laufen  und  an  Ort  und  Stelle  durch  eine  ge- 
mischte Kommission  der  beiden  Mächte  in  der 
\V  eise  festgesetzt  werden,  dass  Gambaga  und 
die  sämtlichen  Gebiete  von  Mamprusi  an  Gross- 
britannien, Yendi  und  die  sämtlichen  Gebiete 
von  ('liakosi  an  Deutschland  fallen. 

Art.  6.  Deutschland  ist  bereit,  etwaigen 
"Wünschen  der  grossbritannischen  Regierung  in 
Rezng  auf  die  Gestaltung  der  beiderseitigen 
Zolltarife  in  Togo  und  der  Goldküste  nach 
Möglichkeit  und  in  weitgehendster  Weise  ent- 
gegen zukom  in  en . 

Wenn  es  auch  erwünscht  war,  die  un- 
haltbaren Zustände  der  neutralen  Zone  zu 
beenden,  so  ist  das  Abkommen  doch  un- 
günstig für  Deutschland,  insofern  es  Ssalaga 
an  Grossbritannien  überlässt,  ohne  Deutsch- 
land das  linke  Ufer  des  Volta  bis  zu  seiner 
Mündung  in  das  Meer  eiuzuräumen. 

Die  Grenze  zwischen  dem  deutschen  uud 
dem  französischen  Gebiet  wurde  durch  Ver- 
trag vom  24.  Dezember  1885  nur  im  allge- 
meinen dahin  bezeichnet,  dass  sie  von  einem 
an  der  Küste  zu  bestimmenden  Punkte 
zwischen  dem  Gebiete  von  Klein- Popo  und 
Agone  ausgehen,  bei  ihrem  nördlichen  Ver- 
lauf auf  die  Grenzen  der  einheimischen 
Stämme  Rücksicht  nehmen  und  später  an 
Ort  und  Stelle  durch  eine  gemischte  Kom- 
mission festgesetzt  werden  solle.  (Protokoll 
vom  24.  Dezember  1885  betr.  die  deutschen 
und  französischen  Besitzungen  an  der  West- 
küste von  Afrika  und  in  der  Südsee,  vom 
Reichskanzler  am  1.  Februar  1886  dem 
deutschen  Reichstag  mitgeteilt,  Nr.  121, 
Reichstag  6.  Legisl.-P.,  II.  Session.) 

Französisch-deutsche  Kommissäre  haben 
dann  die  Trennungslinie  unter  0°  4P  west- 
licher Iwlnge  von  Paris  festgesetzt. 

Der  deutsch-französische  Vertrag  vom 
24.  Dezember  1885,  der  die  Grenzen  zwischen 
Dahoraey  und  Togo  bis  zum  9.  Grad  nörd- 
licher Breite  regelte,  hatte  im  Norden  dieser 
Linie  der  Thätigkeit  beider  Mächte  freien 
Spielraum  gelassen.  Deutschland  wie  Frank- 
reich sandten  wiederholt  Missionen  nach 
diesen  Gebieten,  um  dort  Verträge  mit  den 
eingeborenen  Häuptlingen  zu  schliessen  und 
vom  Lind  Besitz  zu  ergreifen. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1897  nahm  die 
Tätigkeit  dieser  Missionen  einen  solchen 
Umfang  an,  dass,  um  drohenden  Verwicke- 
lungen vorzubeugen,  die  beiden  Regierungen 


sich  entschlossen,  die  Abgrenzung  ihrer  Be- 
sitzungen in  diesem  Teil  Afrikas  zu  ver- 
vollständigen. 

Bei  den  in  Paris  vom  Mai  bis  Juli  1897 
hierüber  gepflogenen  Verhandlungen  stellte 
sich  heraus,  dass  die  eingeborenen  Häupt- 
linge wiederholt  gleichzeitig  Schutzvertrüge 
mit  deutschen  und  französischen  Agenten 
geschlossen  und  bald  ihren  Machtbereich 
über  die  Wirklichkeit  hinaus  angegeben,  bald 
eine  in  Wahrheit  nicht  vorhandene  Unab- 
hängigkeit sich  beigeniessen  hatten.  Es 
zeigte  sich  auch  als  unmöglich,  sich  an  die 
Tliatsache  der  erfolgten  Besetzung  eiues  Ge- 
biets zu  halten,  da  die  beiderseitigen  Missi- 
onen Stationeil  oft  in  nächster  Nachbar- 
schaft, oft  sogar  am  selben  Orte  gegründet 
hatten. 

Die  Delegierten  beider  Teile  einigten  sich 
daher  darüber,  Ln  sonst  regelmässig  abge- 
sclüossencn  Verträgen  als  entscheidendes 
Merkmal  der  Giltigkeit  die  Zeit  des  Ab- 
schlusses anzunehmen. 

Auf  dieser  Grundlage  und  aus  geo- 
graphischen Rücksichten  wurden  franzö- 
sischerseits  Deutschland  die  Gebiete  von 
, Gambakha,  Bafilo,  Kuntura  und  Kiriki  und 
I von  deutscher  Seite  Frankreich  Semere, 
Aledjo  und  Stigu  zuerkannt. 

Im  Laufe  der  Verhandlungen  wurde  eine 
weitere  Einigung  erzielt,  wonach  Frankreich 
seine  Rechte  auf  Sansanne  Mango  aufgab 
und  Togo  einen  Gebietszuwachs  und  eine 
Grenzberichtigung  in  der  Nähe  der  Küste 
zugestand , während  Deutschland  hierfür 
seine  Ansprüche  auf  Suguruku  und  Gurma 
fallen  liess. 

Ohne  Zweifel  ist  die  Erwerbung  einer 
natürlichen  Grenze  im  unteren  Monofluss 
; sowie  des  durch  diesen  abgegrenzten  Mono- 
dreiecks ein  wesentlicher  Gewinn  für  das 
deutsche  Togo.  Der  Vertrag  schnitt  aber 
' Deutschland  alle  Aussicht  alt,  auf  Grund  der 
Hinterlandstheorie  und  auf  Grund  des  Vor- 
dringens deutscher  Forscher  (Grüner)  bis 
zum  Niger  und  der  iu  Gurma  abgeschlossenen 
j Verträge,  das  Hinterland  vom  Togo  bis  an 
den  Niger  auszudehnen  und  eine  Stellung 
an  dem  wichtigen  Niger  zu  gewinnen.  Er 
ist  also  überwiegend  nachteilig  für  Deutsch- 
land. 

Das  deutsch-französische  Abkommen  vom 
9.  Juli  1897  hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  1.  Die  Grenze  läuft  von  dem 
Schnittpunkte  der  Küste  mit  dem  Meridian  der 
Insel  Bayol,  dieseu  Meridian  entlang  bis  zum 
1 Südufer  der  Lagune,  welchem  sie  bis  zu  einem 
Punkte  etwa  100  Meter  östlich  von  der  Ost- 
spitze der  Insel  Bayol  folgt.  Sie  gebt  von  da 
gerade  nach  Norden  bis  zur  Mitte  der  Lagune 
folgt  dann  der  Mittellinie  der  Lagune  bis  zu 
ihrem  Zusammentreffen  mit  dem  Thalweg  des 
Mono  und  diesem  Thalweg  selbst  bis  zum 
7.  Grad  nördlicher  Breite. 
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Vom  Schnittpunkte  des  Monothalweges  mit 
dem  7.  Grad  nördlicher  Breite  verläuft  die 
Grenze  auf  diesem  Breitengrade  bis  zu  seinem 
Schnittpunkt  mit  dem  Meridian  der  Insel  Bayol. 
welcher  weiterhin  die  Grenze  bildet  bis  zu 
seinem  Zusammentreffen  mit  demjenigen  Breiten- 
grad. welcher  durch  die  Mitte  der  Luftlinie 
zwischen  Bassila  und  Penesonlou  gehend  ge- 
dacht wird.  Von  diesem  Punkt  verläuft  die 
Grenze  nach  dem  Flusse  Kara  und  zwar  längs 
einer  Linie,  welche  gleich  weit  von  dem  Wege 
von  Bassila  nach  Bafilo  über  Kirikri  einerseits 
und  von  Penesonlou  nach  Semere  über  Aledju 
andererseits  sowie  von  den  Wegen  von  Sudu 
nach  Semere  und  von  Aledjo  nach  Semere  ent- 
fernt ist,  so  dass  sie  in  der  Mitte  zwischen 
Daboni  und  Aledjo  sowie  in  der  Mitte  zwischen 
Sudu  und  Aledjo  sich  hinzieht.  Vom  Schnitt- 
punkt mit  dem  Kara  folgt  sie  dessen  Thal  weg 
flussabwärts  auf  eine  Länge  von  fünf  Kilometer 
und  führt  dann  in  meridionaler  Richtung  nach 
Norden  bis  zum  10.  Grad  nördlicher  Breite; 
Semere  soll  dabei  Frankreich  verbleiben. 

Vom  10.  Grad  nördlicher  Breite  läuft  dann 
die  Grenze  in  gerader  Richtung  auf  einen  Punkt 
des  Weges  Dje-Gandu  zu.  welcher  sich  in  gleich 
weiter  Entfernung  von  beiden  genannten  Orten 
befindet,  so  dass  Pje  Frankreich,  Gandn  Deutsch- 
land verbleibt.  Von  hier  bildet  die  Grenze  bis 
zum  11.  Grad  nördlicher  Breite  eine  Linie, 
welche  in  einem  Abstand  von  30  Kilometer 
parallel  zu  dem  Wege  Sansanue-Mango-Pama 
sich  hinzieht.  Der  11.  Grad  nördlicher  Breite 
bildet  sodann  die  Grenze  bis  zu  seinem  Schnitt- 
punkt mit  der  weissen  Volta . auf  alle  Fälle 
Pougno  Frankreich.  Koun-Djari  Deutschland 
lassend.  Sodann  bildet  der  Thalweg  der  weissen 
Volta  die  Grenze  bis  zum  10.  Grad  nördlicher 
Breite,  welchem  sie  weiterhin  bis  zum  Schnitt- 
punkt dieses  parallel  mit  dem  Meridian  3"  52' 
westlich  Paris  (l  °32'  westlich  Greenwich)  folgt. 

Artikel  2.  Die  französische  Regierung  be- 
hält für  ihre  Truppen  und  ihr  Kriegsmaterial 
das  Recht  freien  Durchzugs  auf  der  Strasse 
Knande  bis  zum  rechten  Voltaufer  über  San- 
sanne- Mango  und  Gambaga  sowie  auf  der  Strasse 
Kuande-Pama  über  Sansanne-Mango , für  die 
Dauer  von  vier  Jahren,  gerechnet  vom  Tage 
der  Ratifikation  dieser  Vereinbarung. 

Artikel  3.  Die  hier  vereinbarte  Grenze  ist 
auf  der  beigefügten  Karte  eingezeiclmet. 

Artikel  4.  Die  beiden  Regierungen  werden 
Kommissare  beauftragen,  an  Ort  und  Stelle  die 
Grenzlinie  zwischen  den  deutschen  und  franzö- 
sischen Besitzungen  in  Gemässheit  und  im 
Geiste  der  vorstehenden  allgemeinen  Grundsätze 
festzulegen. 

Beilage  zu  Nr.  21  des  1).  Kol.-Bl.  von 
1897  mit  Karte.  D.  Kol.-Ztg.  1897  S.  445. 
Meineckes  I).  Kol.-Kalender  1890  S.  33. 

Durch  Eebereinkunft  vom  25.  Mai  1887 
wurde  für  die  deutschen  und  französischen 
Gebiete  an  der  Sklavenküste  ein  gemein- 
sames einheitliches  Zollsystem  eingeführt. 

Am  24.  Februar  1894  wurde  zu  Berlin 


zwischen  Deutschland  und  England  ein 


Ueberein kommen  geschlossen , welches  ein 
einheitliches  Zollsystem  für  Togo  und  das 
Gebiet  der  Goldküste  östlich  von  Volta  ein- 


führte. (D.  Kol.-Bl.  1894,  S.  2G7.)  Hierbei 
wurde  auch  eine  höhere  Verzollung  der 
Spirituosen,  des  Tabaks,  des  Pulvers  und 
der  Gewehre  vorgenommen,  der  Salzzoll 
aber  in  Wegfall  gebracht. 

Eine  weitere  einheitliche  Regelung  der 
benachbarten  Zollgebiete  sieht  der  oben  ge- 
nannte deutsch-englische  Vertrag  vom  14.  No- 
vember 1899  vor. 

Das  bis  zur  Erwerbung  durch  Deutsch- 
land fast  unbekannte  Hinterland  vou  Togo 
wurde  durch  eine  Reihe  von  Expeditionen 
wissenschaftlich  erforscht.  (Dr.  Henrici  1887, 
Haupt  mann  Kurt  von  Francois  1888,  Stabs- 
arzt Dr.  Wolf  28.  Februar  bis  21.  Dezember 

1888  (Gründung  der  Station  Bismarckburg, 
Dr.  Büttner,  Dr.  Küster,  L.  ConradtJ  und 
23.  April  bis  20.  Juni  1889  [Wolf  r 20.  Juni 

1889  in  Dabari  10°  nördlicher  Breite],  Uptm. 
Kling  1888 — 1890  |*r  15.  Septeml*er  1 892), 
v.  Puttkamer  1890  (Gründung  der  Station 
Misahühc  im  Westen,  Herold  |.  1 >r.  Grüner  und 
Döring  drangen  1894 — 1895  bis  zum  Niger  vor. 

Togo  wurde  anfangs  durch  einen  kaiser- 
lichen Kommissar  mit  dem  Amtssitz  in 
Bagida,  später  in  Sebbo,  verwaltet,  der  dem 
Gouverneur  vou  Kamerun  unterstellt  war. 
Kommissar  seit  1885  E.  Falkenthal,  seit 
1888  von  Puttkamer,  seit  1889  Zimmerer.  1890 
Graf  Pfeil  und  1892 — 1895  von  Puttkamer. 
Seitdem  hat  der  oberste  Beamte  auch  dieses 
Schutzgebietes,  seit  1895  Köhler,  den  Titel 
Gouverneur  erhalten. 

Der  Sitz  des  Gouvernements  wurde  im 
Februar  1897  von  Kleinpopo  (Sebbe)  nach 
Ixune  verlegt  und  dort  nel>en  dem  vor- 
handenen Dorfe  der  Eingeliorenen  eine 
schöne  neue  deutsche  Stadt  aufgebaut. 

Das  Küstengebiet  ist  in  die  durch  den 
Flusslauf  des  liaho  geschiedenen  Bezirks- 
ämter Lome  und  Kleinjtopo  eingeteilt. 

Das  Hinterland  ist  in  Stationsbezirke 
eingeteilt,  die  scharf  gegen  einander  ab- 
gegrenzt sind.  Solche  Stationen  bestehen 
in  Misahöhe  mit  Enterstation  Kj>andu.  in 
Atakpame,  Kcte-Kratschi  mit  dem  ihm  unter- 
stellten nur  vorübergehend  besetzten  Bis- 
marckburg, Sokodc  (Paratau),  Basar i und 
Sansannc-Mangu. 

Nachdem  durch  die  am  8.  Januar  1894 
erfolgte  Eröffnung  des  Telegraphenverkehrs 
zwischen  Lome  und  den  Anstalten  der  eng- 
lischen Goldküste  das  deutsche  Schutzgebiet 
an  die  unterseeischen  Kabel  zwischen  Afrika 
und  Europa  angeschlossen  worden  war,  er- 
folgte die  Fortführung  der  Telegraphenlinie 
von  Lome  bis  Klein popo.  so  dass  an  letzterem 
Orte  die  Telegraphenstation  am  15.  März 

1894  eröffnet  werden  konnte.  Am  20.  August 

1895  erfolgte  auch  die  telegraphische  Ver- 
bindung des  Schutzgebietes  mit  der  franzö- 
sischen Kolonie  Dahomcy.  so  dass  das  Ge- 
biet einen  doppelten  Anschluss  an  das  inter- 
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nationale  Telegraphennetz  besitzt.  Togo  ist 
auch  die  einzige  Kolonie  an  der  afrikanischen 
Westküste,  die  eine  grössere  Telephonanstalt 
hat.  ln  Kleinpopo  besteht  ein  Postamt,  in 
Lome  eine  Postagentur. 

Der  grösste  Teil  des  Verkehrs  vom 
Hinterlande  zur  Küste  bewegt  sich  auf  der 
gut  hergestellten  und  erhaltenen  Strasse  von 
Misahöhe  nach  Lome,  die  von  Lome  aus  auf 
ins  Innere  mit  Unterkunfts- 


Plantagen bauen  Gummibäume,  namentlich 
Landolfia  und  Kickscia  elastica  sowie  Kaffee, 
teilweise  auch  Kola  und  Kakao. 

Die  Ausfuhrgegenstände  sind  ausser  den 
Erzeugnissen  dieses  Plantagenbaues  nament- 
lieh  Kopra,  Palmkerne,  Del,  Erdnüsse  und 


Tagereisen 


häusern  versehen  ist.  Daneben  gewinnt  die 
Strasse  von  Lome  über  Tsevic,  Gamrae, 
Hotschi  nach  Atakpame  an  Bedeutung. 

Zur  Ueberwindung  »1er  überaus  un- 
günstigen Landungsverhältnisse  an  der  flachen 
Küste  mit  vorgelagerter  Nehrung  ist  ein 
vorläufiger  hölzerner  Landungssteg  ange- 
legt und  eine  grosse  eiserne  Landungsbrücke 
geplant.  (D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  17.  D.  Kol.- 
Bl.  1900,  S.  245.)  Zur  weiteren  Entwicke- 
lung des  Verkehrs  ist  eine  der  Küste  ent- 
lang laufende  und  eine  Eisenbahn  in  das 
Innere  geplant,  welch  letztere  besonders  den 
Zweck  hat,  die  Abströmung  des  Handels  und 
Verkehrs  in  das  benachbarte  englische  Volta- 
gebiet zu  verhindern.  Jahresbericht  der 
D.  Kol.-Ges.  1899,  S.  24  und  D.  Kol.-Ztg. 
1900,  S.  155,  163  (mit  Karte). 

Am  31.  Dezember  1899  lebten  in  Togo 
124  Europäer,  darunter  19  Frauen.  Von  den 
124  Europäern  waren  112  Deutsche,  4 
Schweizer,  3 Oesterreicher,  2 Engländer  bezw. 
44  Beamte,  26  Missionare,  31  Kaufleute, 
4 Pflanzer. 

Die  dortigen  Kaufleute  haben  schon  am 
20.  Dezember  1889  eine  Handelskammer  für 
Kleinj>opo  und  Porto-Seguro  gebildet. 

Die  einheimische  Bevölkerung  sind  Ewe- 
neger  und  Haussa.  Sklavenjagden  und 
Sklavenmärkte  kennt  das  Schutzgebiet  schon 
seit  langem  nicht.  Die  an  der  Küste  be- 
stehende Sklaverei  ist  ein  mildes  Hörigk eit  s Ver- 
hältnis. Grössere  Mengen  von  Eingeborenen 
pflegen  als  Arbeiter  für  die  grossen  Plantagen- 
untornehmungen Kameruns  angeworben  zu 
werden.  Auch  sonst  siedeln  die  Einwohner 
Togos  vielfach  nach  Kamerun  über. 

Die  friedlichen  Verhältnisse  des  Schutz- 
gebietes ermöglichen  es,  nur  eine  kleiue 
Schutztruppe  mit  6 europäischen  Chargen 
und  150  einheimischen  Mannschaften  zu 
unterhalten.  Die  Umwandlung  dieser  Polizei- 
truppe  in  eine  eigentliche  Schutztruppe  ist 
erst  für  später  in  Aussicht  genommen  bis 
nach  vollständiger  Durchführung  der  Grenz- 
regulierung. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  dicht 
D?völ keilen  Landes  beruht  vorläufig  noch 
auf  dem  Küstenhandel  und  auf  dem  Zwischen- 
handel mit  dem  Innern.  Aber  auch  die 
Plantagenunternehmungen  lassen  für  die  Zu- 
kunft eine  hohe  Bedeutung  erwarten.  In 
Lome  ist  ein  Versuchsgarten  angelegt.  Die 


Der  Gesamtwert  der  Ausfuhr  1899  be- 
trug 2015708  Mark,  die  Einfuhr  3 029598 
Mark. 

Die  Reeden  des  Schutzgebietes  liefen  in 
diesem  Jahre  218  Schiffe  mit  287700  Re- 
gistertons an. 

Neuregelung  der  Abgaben  vom  Handels- 
gewerbe (V.  d.  Gouverneurs  v.  1.  August 
1899.  D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  622). 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des 
Schutzgebietes  sind  so  günstig,  dass  dieses 
Jahre  lang  alle  seine  Ausgaben,  und  darunter 
beträchtliche  für  Wegebauten,  aus  eigenen 
Einnahmen  bestreiten  und  auf  einen  Reichs- 
zuschuss  verzichten  konnte.  Erst  seit  einigeu 
Jahren  ist  infolge  einer  weiteren  Ausge- 
staltung der  Verwaltung  und  des  Verkehre 
ein  solcher  erforderlich  geworden.  Der  Etat 
für  1900  beträgt  in  Einnahme  und  Ausgabe 
nur  7 50  000  Mark.  Von  den  Einnahmen  ent- 
fallen 20000  Mark  auf  direkte  Steuern, 
425CKX)  Mark  Zölle,  35  000  Mark  Gebühren 
und  270  000  Mark  Reichszuschuss.  Von  den 
Ausgaben  sind  640379  Mark  fortdauernde, 
95000  Mark  einmalige  (zur  Ausführung 
öffentlicher  Arbeiten)  und  14  621.  Mark  Re- 
servefonds. 

7.  Üeutscli-Ostafrika.  Der  Grund  für 
dieses  deutsche  Schutzgebiet  wurde  gelegt 
durch  die  am  28.  März  1884  konstituierte 
Gesellschaft  für  deutsche  Kolonisation  zu 
Berlin.  Die  von  dieser  Gesellschaft  ausge- 
sandte Kommission,  Dr.  Karl  Peters,  Refe- 
rendar Dr.  Jühlke,  Joachim  Graf  Pfeil,  traf 
am  4.  November  1884  in  Zanzibar  ein,  stieg 
am  10.  November  von  Saadani  nach  der 
Landschaft  Usagara  hinauf  und  schloss  dort 
im  Hinterlande  des  dem  Sultan  von  Zanzi- 
bar gehörigen  Küstenstreifens  eine  Reihe 
von  Verträgen  ab,  durch  die  die  Gesellschaft 
zahlreiche  staats-  und  privatrechtliche  Er- 
werbungen in  Usagara,  l suguha,  Nguru  und 
Alkami  machte.  Auf  Grund  dieser  Verträge 
wurde  der  Gesellschaft  am  27.  Februar.  1885 
ein  kaiserlicher  Schutzbrief  verliehen  (D. 
R.-Anz.,  3.  März  1885).  der  die  Ausübung 
aller  sich  aus  den  Verträgen  ergebenden 
Rechte,  einschliesslich  der  Gerichtsbarkeit, 
der  Gesellschaft  unter  der  Oberhoheit  des 
Reiches  gestattete.  In  diesen  Schutzbrief 
wurden  später  nicht  eingeschlossen  die 
umfangreichen  Landerwerbungen,  die  die 
Gesellschaft  durch  11  im  Jahre  1885  ent- 
sandte Expeditionen  in  Dschaggaland,  Chutu, 
Somalilaud,  Usanuno,  Gasiland,  Fliehe, 
Sabaki  machte.  Im  Seeengebiete  sind  dann 
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noch  1890  und  1891  Vertrüge  mit  ein- 
heimischen Häuptlingen  durch  Kmin,  Lang- 
held, Sigl  und  Stokes  abgeschlossen  wor- 
den. (D.  Kol.- Bl.  1891,  S.  415;  1892,  S.  19, 
1GG.) 

In  Zanzibar  hatte  seit  1859  der  deutsche 
Handel  vorgeherrscht,  der  Sultan  Said 
Bargasch  war  den  Deutschen  gewogen.  Die 
deutschen  Landerwerbungen  erkannte  er 
aber  nicht  an  (Protest  vom  21.  April  1885), 
entsandte  vielmehr  militärische  Expeditionen 
nach  dem  Festlande.  Durch  eine  deutsche 
Flottendemonstratinu  wurde  er  veranlasst, 
diese  zurückzuziehen,  die  deutschen  Erwer- 
bungen auzuerkennen  (13.  August  1885), 
den  Hafen  Dar  es  Salam  bedingungsweise 
abzutreten  und  einen  Handelsvertrag  am  20. 
Dezember  1885  abzuseliliessen.  Eine  deutseh- 
englisch-französisehe  Kommission  stellte  18SG 
die  Ansprüche  des  Sultans  an  das  Küsten- 
gebiet fest,  und  das  deutsch-englische  Ab- 
kommen vom  29.  Oktober  und  1.  November 
188G  räumte  dem  Sultan  an  der  Küste  einen 
Streifen  von  10  Seemeilen  Tiefe  ein. 
Deutschland  trat  dem  englisch-französischen 
Vertrage  vom  10.  März  18G2  bei . der 
die  Unabhängigkeit  Zanzibars  anerkannte. 
Deutschland  und  England  grenzten  inner- 
halb einer  zwischen  dem  Bovuma  und  dem 
Tana  gelegenen  Interessensphäre  ihre  Macht- 
gebiete durch  eine  Demarkationslinie  ab,  die 
von  der  Mündung  des  Wanga  nach  dem 
Jipe-See  lief,  um  dessen  Nordufer,  über  den 
Lumi,  mitten  durch  die  Landschaften  Taveta 
und  Dsehagga,  entlang  dem  nördlichen  Ab- 
hang der  Bergkette  des  Kilima  Ndscharo 
bis  zu  dem  Punkte  des  Viktoria-Nyanza- 
Sees  zu  führen,  welcher  von  dem  1°  süd- 
licher Breite  getroffen  wird. 

Der  Vertrag  zu  Lissabon  vom  30.  De- 
zember  1886  bezeichnete  als  Grenzlinie, 
welche  in  Südostafrika  die  portugiesischen 
von  den  deutschen  Besitzungen  scheiden  soll, 
den  Lauf  des  Rovuma  von  seiner  Mündung 
bis  zu  dem  Punkte,  wo  der  M’singe-Fluss 
in  den  Kovuma  mündet  und  dann  eine 
Linie  von  dort  nach  Westen  weiter  auf  dem 
Breitenparallel  bis  zu  dem  Ufer  des  Nyassa- 
Sees. 

Damit  war  dem  Schutzgebiete  eine  Aus- 
dehnung nach  Norden  und  Süden  gegeben, 
die  weit  über  die  Erwerbungen  der  Gesell- 
schaft für  deutsche  Kolonisation  hinausging. 
Die  Rechte  der  letzteren  waren  2.  April  1885 
auf  die  Kommanditgesellschaft  > Deutsch- 
Ostafrika  nische  Gesellschaft«  übergegangen, 
der  Kaiser  Wilhelm  1.  eine  halbe  Million 
Mark  ans  seinen  Privatmitteln  zur  Verfügung 
stellte  und  «lie  am  21.  März  1887  korpora- 
tive Rechte  erhielt  und  ihr  Kapital  auf 
3 7240*  >0  Mark  brachte. 

Neben  ihr  bildeten  sich  einige  privat- 
wirtschaftliche  Gesellschaften  für  das  ost- 


afrikanische Schutzgebiet,  z.  B.  Deutsch- 
Ostafrikanische  Plantagengesellscliaft  24.  No- 
vember 1880  (Plantage  I^owa),  Deutsche 
Pflanzergesellschaft  G.  .Mai  188G:  Deutseh- 
Ostafrikanisehe  Seehandlung  Perrot  u.  Oie. 
( Wiesbaden -Tanga). 

Die  Deutsch-Ostafrikanische  Gesellschaft 


| legte  in  den  .Jahren  1885 — 1888  eine  ganze 
Reihe  von  Stationen  und  Versuchsplantagen, 
an.  vor  allem  aber  gelang  es,  durch  Ver- 
träge vom  30.  Juli  1887  und  28.  April  1888 
i vom  Sultan  von  Zanzibar  pachtweise  »lie 
■ Zollverwaltung  der  Küste  und  umfassende 
I Verwaltungsrechte  und  Monopole  zu  er- 
werben. Die  Uebernahme  der  Zollverwal- 
; tung  an  der  Küste  IG.  August  1888  führte 
zum  Ausbruch  eines  grossen  A u f st a ndes 
der  einheimischen  insbesondere  arabischen 
i Bevölkerung,  der  zunächst  die  IXuitschen 
völlig  vom  Festlande  vertrieb,  so  dass  im 
Oktober  1888  ihnen  nur  die  von  der  deut- 
schen Flotte  beherrschten  Häfen  Dar  es 
Salam  und  Bagamovo  vei  blieben.  Der 
Kampf  zur  Niederwerfung  dieses  Aufstandes 
; musste  zunächst  von  der  deutschen  Flotte 
allein  aufgenommen  werden,  die  in  der 
Blockade  gegen  den  Sklavenhandel  eine 
internationale  Unterstützung  fand  (Erklärung 
der  Blockade  durch  den  deutschen  und  eng- 
lischen Admiral  im  Namen  des  Sultans  von 
Zanzibar  vom  2.  Dezember  1888). 

Durch  das  Rcichsgesetz  vom  2.  Februar 

1889  wurden  dann  2 Millionen  Mark  zur 
Unterdrückung  dos  Sklavenhandels  und  zum 
Schutze  deutscher  Interessen  in  Deutsch- 
Ostafrika  bewilligt  und  ein  Reichskommissar 

i(Wissmann)  bestellt,  der  durch  Anwerbung 
von  Sudanesen  und  Zulus  eine  Landarmee 
schuf,  am  31.  März  1889  in  Zanzibar  eititraf. 

| schon  am  s.  Mai  den  ersten  Sieg  über  den 
Führer  des  Aufstandes.  Buschiri,  davontrug 
i und  am  12.  Oktober  bis  Mpwapwa  vordrang. 

; Buschiri  wurde  am  15.  Dezember  hinge- 
richtet, sein  Nachfolger  Bana  Heri  unterwarf 
I sich  nni  G.  April  1890.  auch  der  Süden  des 
Gebietes  wurde  29.  April  bis  17.  Mai  wieder 
unterworfen.  Und  so  konnte  Wissmaan, 
nachdem  er  im  Laufe  eines  Jahres  den  ost- 
afrikanischen Aufstand  niedergeworfen  und 
dort  eigentlich  erst  die  deutsche  Herr- 
schaft aufgerichtet  halte,  Mai  bis  November 

1890  nach  Deutschland  auf  Urlaub  gehen, 
um  dann  noch  bis  1.  April  1891  sein  Kom- 
missariat in  Deutseh-Ostafiika  zu  Ende  zu 
führen. 

Zur  Befreiung  Kmin  Paschas  war  Dr. 
Karl  Peters  am  21.  Oktober  1889  von  der 
Küste  aufgebroehen  und  gegen  den  Willen 
der  deutschen  und  englischen  Regierungen 
durch  englisches  Gebiet  den  Tana  aufwärts 
nach  dem  Kenia  und  Viktoria  Nyanza-See 
i vorgedrnngen  und  hatte  dort  für  Deutschland 
j vorteilhafte  Verträge  abgeschlossen , auch 
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im  März  1890  die  Streitigkeiten  in  Uganda 
geschlichtet.  Da  inzwischen  Emin  durch 
Stanley  nach  der  Küste  entführt  worden  war 
(Eintreffen  in  Bagamayo  4.  Dezeinl*er  1889). 
ging  auch  Peters  dorthin  zurück  (Ankunft 
IG.  Juli  1890),  traf  al»er  unterwegs  bereits 
in  Mpwapwa  den  am  24.  April  wieder  nach 
dem  Innern  aufgebrochenen,  in  deutsche 
Dienste  getretenen  Emin  Pascha. 

Noch  ehe  Peters  an  der  Küste  und  Wiss- 
mann  in  Berlin  angekommen  waren,  wurde 
mit  England  am  1.  Juli  1890  ein  Abkommen 
getroffen,  das  Helgoland  für  Deutschland 
gewann  nn«l  in  allen  afrikanischen  Gebieten 
die  deutsch  - englischen  Grenzen  genauer 
feststellte,  ÄVitu  an  England  abtrat.  Zanzibar 
mit  Pemba  unter  englisches  Protektorat  i 
stellte,  den  Küstenstreifen  des  Festlandes  und 
die  Insel  Mafia  aber  gegen  Zahlung  einer 
Entschädigung  (von  4 Millionen  Mark)  an 
Deutschland  brachte. 

Dieses  deutsch-englische  Abkommen  vom  i 
1.  Juli  1890  setzte  im  Art.  I die  Grenzen' 
Deutsch-Ostafrikas  wie  folgt  fest: 

„In  Ostafrika  wird  das  Gebiet,  welches 
Deutschland  zur  Geltendmachung  seines  Ein- 
flusses Vorbehalten  wird,  begrenzt : 

1.  Im  Norden  durch  eine  Linie,  welche  an 
der  Küste  vom  Nordufer  der  Mündung  des  Urnbe- 
flusses  ihren  Ansgang  nimmt  und  darauf  in 
gerader  Richtung  zum  Jipesee  läuft.  Dem  Ost- 
ufer des  Sees  entlang  und  um  das  Nordufer 
desselben  berumführend,  überschreitet  die  Linie 
darauf  den  Fluss  Lutui,  um  die  Landschaften 
Taveta  und  Dsebagga  in  der  Mitte  zu  durch- j 
schneiden  und  dann  entlang  an  dem  nördlichen 
Abhang  der  Bergkette  des  Kilimandscharo,  in 
gerader  Linie  weiter  geführt  zu  werden.  Gis  zu 
demjenigen  Punkte  am  Ostufer  des  Yiktoria- 
Nvanzasees,  -welcher  von  dem  ersten  Grad  süd- 
licher Breite  getroffen  wird.  Von  hier  den  See 
auf  dein  genannten  Breitengrade  überschreitend, 
folgt  sie  dem  letzteren  bis  zur  Grenze  des 
Kongostaates,  wo  sie  ihr  Ende  findet.  Es  ist 
indessen  Einverständnis  darüber  vorhanden,  dass 
die  deutsche  Interessensphäre  auf  der  Westseite 
des  genannten  Sees  nicht  den  Mfumbiroberg 
umfasst.  Falls  sieh  ergeben  sollte,  dass  dieser 
Berg  südlich  des  genannten  Breitengrades  liegt,  ■ 
so  soll  die  Grenzlinie  in  der  Weise  gezogen 
werden,  dass  sie  den  Berg  von  der  «leutscheu 
Interessensphäre  ansschliesst , gleichwohl  aber 
zu  dem  vorher  bezeiebneten  Endpunkte  zurück- 1 
kehrt. 

2.  Im  Süden  durch  eine  Linie,  welche,  an 
der  Küste  von  der  Nordgrenze  «1er  Provinz  | 
Mozambique  ausgehend,  «lern  Laufe  des  Flusses 
Rovuma  bis  zu  dem  Punkte  folgt,  wo  der  j 
M'sinjettuss  in  «len  Rovuma  müixlet,  und  von  j 
dort  nach  Westen  weiter  auf  dem  Breiteu- 
narallel  bis  zu  dem  Ufer  des  Nvassasees  läuft. ' 
Dann  sich  nordwärts  wendend . setzt  sie  sich  , 
längs  den  Ost-,  Nord-  und  Westufern  des  Sees 
bis  zum  nördlichen  Ufer  «1er  Mündung  des  | 
Songweflnsses  fort.  Sk*  geht  darauf  «liesen  [ 
Fluss  bis  zu  seinem  Schnittpunkte  mir  dem 
33.  Gra«l  östlicher  Länge  hinauf  und  folgt  ihm  ! 


weiter  bis  zu  demjenigen  Punkte,  wo  er  der 
Grenze  des  in  dem  ersten  Artikel  der  Berliner 
Konferenz  beschriebenen  geographischen  Kougo- 
beckens,  wie  dieselbe  auf  der  dem  9.  Protokoll 
der  Konferenz  beigefügten  Karte  gezeichnet  ist, 
am  nächsten  kommt.  Von  hier  geht  sie  in 
genuler  Linie  auf  die  vorher  gedachte  Grenze 
zu  und  führt  an  derselben  entlang  bis  zu  deren 
Schnittpunkte  mit  dem  32.  Grad  östlicher  Länge, 
sie  wendet  sich  daun  in  gerader  Richtung  zu 
dem  Vereiuignugspunkte  des  Nord-  und  Süd- 
arm«*»  des  Kilaraooflusses,  welchem  sie  dann  bis 
zu  seiner  Mündung  in  den  Tauganyikasee  folgt. 

Der  Lauf  der  vorgedachten  Greuze  ist  im 
allgemeinen  nach  Massgabe  einer  Karte  des 
Nvassa-Tanganvikaplateaus  angegeben , welche 
im  Jahre  1889  amtlich  für  die  britische  Re- 
gierung angefertigt  wurde. 

3.  Iin  Westen  durch  eine  Linie,  welche  von 
der  Müudung  des  Flusses  Kilambo  bis  zum 
1.  Grad  südlicher  Breite  mit  der  Grenze  des 
Kongostaates  zusammenfällt.“  (Weissbuch  IX, 
S.  104  ff.) 

Die  nähere  Festlegung  der  deutschen 
nördlichen  Grenze  gegen  die  englische  In- 
teressensphäre ist  1892  durch  eine  Kommis- 
sion ( Dr.  Peters  — Mr.  Smith)  erfolgt  (D. 
Kol.-Bl.  1892,  S.  25,  177). 

Nach  Beendigung  der  Diktatur  von  Wiss- 
raaim  und  nach  dem  deutsch-englischen  Ab- 
kommen sah  sich  die  deutsche  Iteichsregie- 
rung  gezwungen,  «lie  regelmässige  Verwal- 
tung des  Schutzgebietes  selbst  in  die  Hand 
zu  nehmen  und  für  dasselbe  einen  Gouver- 
neur (Frhr.  v.  Soden,  9.  April  1891)  zu  be- 
stellen, «lern  3 Reichskommissare,  v.  Wiss- 
mann,  Peters  und  Emin,  beigeordnet  wurden. 
Die  Stellung  «1er  deuLsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft  wurde  durch  einen  Vertrag 
zwischen  dieser  und  dem  Reichskanzler  vom 
20.  November  1890  (Weissbuch  IX  S.  128. 
Kol.  Jahrbuch  1890,  S.  241)  geordnet.  Da- 
nach erklärte  sich  die  Deutseh-Ostafrikani- 
sehe  Gesellschaft  bereit,  die  für  Entschädi- 
gung des  Sultans  von  Zanzibar  erforderlichen 
4 Millionen  Mark  zu  zahlen  und  für  Beton- 
nung der  Häfen  und  Beleuchtungsanlagen 
250  000  Mark  aufznwendcn;  sie  erhielt  da- 
gegen das  Recht,  eine  Anleihe  von  10550000 
Mark  aufzunehmen  (Privilegium  vom  20. 
November  1890.  D.  Kol.-Bl.  S.  307).  zu 
deren  Tilgung  ihr  jährlich  GUÜ000  Mark 
aus  den  Zollerträgnissen  zugesichert  wurden. 
Für  «lie  Aufgabe  ihrer  Rechte  aus  dem  Ver- 
trage mit  dem  Sultan  von  Zanzibar  vom  28. 
April  1888  und  13.  Januar  1890  wurden 
der  Gesellschaft  das  ausschliessliche  Recht 
auf  den  Eigontumserwerb  durch  Ergreifung 
des  Besitzes  an  herrenlosen  Grundstücken, 
eine  Reihe  von  Bergrechten,  Eisenbahn-, 
Bank-  und  Münzrechten  eingeräumt.  (Kaiserl. 
V.  v.  14.  April  1890.  D.  Kol.-Bl.  S.  31.) 

Die  Ueberführung  der  Küste  in  deutschen 
Besitz  und  die  Uebernahme  der  Zollverwal- 
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tung  durch  Beamte  des  Reiches  sollte 
eigentlich  am  1.  Januar  1891  erfolgen,  konnte 
alxr  erst  am  1.  Juli  1891  durehgeführt  wer- 
den. (D.  Kol. -Bl.  1891,  S.  1,  284). 

Die  durch  das  deutsch-englische  Ab- 
kommen vom  1.  Juli  1890  im  wesentlichen 
festgelegten  Grenzen  des  Schutzgebietes 
haben  nur  in  Einzelheiten  eine  Abänderung 
erfahren.  Durch  Abkommen  vom  25.  Juni 
1893  zwischen  der  deutschen  und  englischen 
Regierung  wurde  die  Grenze  zwischen  den 
beiderseitigen  Interessensphären  in  Ostafrika 
vom  Indischen  Ocean  bis  zur  Nordseite  des 
Kilimandjaro  näher  festgesetzt.  (1).  Kol.-Bl. 
1894,  S.  370.) 

Ein  Landstreifen  südlich  des  Rovuma  bis 
nahe  an  das  Cap  Delgado  stand  früher, 
ebenso  wie  der  Küstenstreifen  des  Schutz- 
gebietes, unter  der  Hoheit  des  Sultans  von 
Zanzibar.  Da  die  deutsche  Regierung  zu- 
nächst nur  das  Land  bis  zum  Rovuma  in 
^tatsächliche  Verwaltung  übernommen  hatte, 
so  hielten  sich  die  Portugiesen  für  berech- 
tigt, ihn'  Kolonie  nördlich  bis  an  den  Ro- 
vuma stillschweigend  auszudehnen  und  er- 
richteten dort  am  Flusse  und  in  dem  Orte 
Kionga  kleine  Militärposten. 

Im  Jahre  1894  wurden  aber  die  An- 
sprüche Deutschlands  geltend  gemacht  und 
am  17.  Juni  1894  die  deutsche  Flagg«'  in 
Kionga  gehisst.  Da  die  dortige  jiortugiesi- 
sehe  Lokalbehörde  sieh  zum  Zurück  weichen 
nicht  für  Iterechtigl  hielt,  so  wurde  das 
Nebeneinander  wehe  u der  beiden  Flaggen 
vereinbart,  bis  die  Frage  durch  Verhand- 
lungen der  beiden  Regierungen  entschieden 
sei.  Dies  ist  jetzt  in  der  Weise  geschehen, 
dass  die  Linie  10°  40*  südlicher  Breite  vom 
Meere  bis  zum  Zusammentreffen  mit  dem 
Rovuma  die  Grenze  bilden  soll.  Eine  Fest- 
legung der  Grenze  durch  geographische 
Sachverständige  ist  Vorbehalten,  bis  dahin 
wird  sie  durch  Kommissare  der  Widerseiti- 
gen Kolonieen  vorläufig  bestimmt  und  kennt- 
lich gemacht  werden. 

Die  Abgrenzung  des  Schutzgebietes  war 
damit  abgeschlossen.  Nur  in  Bezug  auf  die 
Abgrenzung  mit  dem  Kongostaat  am  Kiwu- 
see  schwellen  1900  noch  Verhandlungen.  (D. 
Kol.-Ztg.  1900,  S.  24,  37.) 

Das  Schutzgebiet  hat  mit  den  dazu  ge- 
hörigen Wasserflächen  dos  Tangnnyika-, 
Nyassa-  und  Nyausasces  einen  l'mfang 
von  mehr  als  17700  deutschen  Quadrat- 
meilen  oder  974  500  «ikm;  es  hat  demnach 
etwa  1 1 :•  mal  den  1 infang  des  Deutschen 
Reichs.  Seine  Bevölkerung  wurde  von  Pe- 
ters 1895  auf  4 Millionen  und  wird  1900 
vom  Gouvernement  auf  mehr  als  6 Millionen 
Menschen  geschätzt. 

Neben  der  eingeborenen  Bevölkerung  wohnen 
an  der  Küste  Araber,  und  zwar  Maskat-  und 


Schihiriarabcr,  Beludsehen.  Inder.  I'arsi,  Gen- 
uesen, Syrer,  Aegypter,  Türken  und  Europäer. 

Durchsdunttlich  stellen  die  Angehörigen 
einer  Kasse  auch  eine  besondere  Berufsklasse 
dar.  Der  Maskataraber  ist  Grundbesitzer  nnd 
bewirtschaftet  sein  Land  durch  Sklaven . der 
Schihiriarabcr  ist  Schiffer.  Händler  oder  Kara- 
wanenführer. der  Belndsche  Händler,  teilweise 
auch  Landwirt,  der  mohammedanische  luder  ist 
ausschliesslich  Kaufmann . der  Banyane  Kauf- 
mann oder  Handwerker,  Parsi  kommen  nur  als 
Beamte  des  Zolles  und  der  Post  vor. 

Die  Goanesen , d.  h.  die  Einwanderer  aus 
| der  portugiesischen  Kolonie  Goa,  welche  teils 
reiner  portugiesischer  Abstammung  sind,  teils 
auch  aus  dt.*r  Vermischung  der  portugiesischen 
Eroberer  mit  der  alten  Bevölkerung  Goas  bervor- 
gegangen  sind,  sind  Kaufleute  und  handeln  mit 
den  für  die  Bedürfnisse  des  Europäers  einge- 
führten  Waren.  Zum  Teil  sind  sie  auch  Wäscher, 
Köche  und  dergleichen  mehr. 

Syrer  sind  nur  in  geringer  Anzahl  vor- 
handen und  stehen  meist  als  Dolmetscher  im 
| Dienste  des  Gouvernements.  Aegypter  und 
Türken  sind  Kaufleute,  Gastwirte  und  Hand- 
werker. 

Von  Europäern  wohnen  im  Schutzgebiete 
ausser  Deutschen,  welche  die  überwiegende  Mehr- 
zahl bilden,  Oesterreicher,  Italiener,  Griechen 
und  vereinzelte  Angehörige  anderer  europäi- 
, scher  «Staaten.  Die  Gesamtzahl  der  im  Schutz- 
gebiet lebenden  Europäer  betrug  1892  750  und 
1 1899  1099,  davon  878  Deutsche. 

Die  geschilderte  Entwickelung  hatte  zti- 
1 nächst  dazu  geführt,  innerhalb  «1er  oben  an- 
gegobenen  Grenzen  in  Deutsch-Ostafrika  5 
< iobiete  von  verschiedenem  Erwerbsgrund  zu 
schaffen,  a)  die  unter  den  Schutzbrief  vom 
27.  Februar  1885  gestellten  Erwerbungen 
der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellscliaft ; 
b)  die  nicht  unter  Schutzbriefe  gestellten 
Erwerbungen  der  Deutsch-Ostafrikanischen 
} Gesellschaft  vom  Jahre  1885;  c)  die  Gebiete, 
für  welche  Emin  und  andere  1890  und  1891 
Verträge  abgeschlossen  Italien;  d)  die  dem 
Sultan  von  Zanzibar  vorliehalten  gewesene 
Küstehznne,  welche  nebst  der  Insel  Mafia 
durch  das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
1.  Juli  1800  an  Deutschland  fiel  und  1891 
vom  Sultan  von  Zanzibar  abgetreten  wurde: 
e)  der  grosse  Rest,  bezüglich  dessen  mit 
Vorliesitzern  Verträge  überhaupt  nicht  ab- 
geschlossen worden  sind. 

Die  Grundlage  für  die  Erstarkung  der 
J zunächst  nur  in  dem  eigentlichen  Schutz- 
j gebiete  (a)  geltenden  Normen  auf  die  ganze 
| Interessensphäre  (b,  e,  d,  e)  bildete  die 
Kaiserl.  V.  v.  2.  Mai  1894  (D.  Kol.-Bl.  1894, 
S.  26.5),  nach  welcher 

,.der  Reichskanzler  ermächtigt  wurde,  für 
diejenigen  innerhalb  einer  deutschen  Interessen- 
sphäre in  Afrika  gelegenen  zu  dem  Schutzge- 
biete bisher  nicht  gehörenden  Gebietsteile,  hin- 
sichtlich deren  der  fortschreitende  Einfluss  der 
deutschen  Verwaltung  die  Vereinigung  mit  dem 
Schutzgebiete  angezeigt  erscheinen  lässt,  die 
hierzu  erforderlichen  Anordnungen  in  betreff 
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der  Organisation  der  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege nach  Massgabe  der  für  das  Schutzgebiet 
geltenden  Vorschriften  zu  treffen.“ 

Bei  dieser  Sachlage  wurde  zunächst  nur 
das  Küstengebiet  (a)  in  5 Bezirke  Tanga, 
Bagamoyo,  I)ar  es  Salam,  Kilwa,  Mgan  ein- 
geteilt und  Bezirkshauptjeuten  unterstellt.  Kür 
die  übrigen  Gebiete  wurde  der  deutsche  Ein- 
fluss durch  Stationen«  ausgeübt.  Im  Laufe 
der  Entwickelung  wurde  das  ganze  Gebiet 
in  Verwaltungsbezirke  eingeteilt. 

Nachdem  am  16.  Mai  1899  Mikindani  mit 
Lindi  vereinigt  und  Saadani  als  Bezirk  auf- 
gelöst worden  war.  zerfiel  das  Schutzgebiet 
seit  diesem  Tage  in  folgende  Bezirke:  Tanga, 
Pangani,  Bagamoyo,  Kilwa.  Mpwapwa,  Tabora, 
Bukoba,  Ukonongo,  Wilhelmsthal,  Dar  es 
Salam,  Lindi,  Kilossa,  Kilimatinde,  Muanza. 
Ujiji,  Langen  bürg.  Die  Bezirke  wurden  an- 
fangs militärisch  verwaltet,  durch  Gouverneur 
v.  Liebert  wurden  aber  alle  Küstenbezirke 
unter  Civil  Verwaltung  und  nur  die  Bezirke 
im  Innern  unter  der  Verwaltung  von  Offizieren 
der  Sehutztruppe  belassen. 

Der  Sitz  dos  Gouvernements  war  anfangs 
Bagamoyo  und  ist  seit  1891  Dar  es  Salam. 

Als  Gouverneur  wurde  an  Stelle  des 
Freiherru  von  Soden  (seit  9.  April  1891 
Gouverneur)  durch  Ordre  vom  15.  September 
1893  Oberst  Freiherr  von  Scheie,  vom  17. 
April  1895  Major  Dr.  Hermann  von  Wiss- 
rnann  und  vom  3.  Dezember  1896  General 
v.  Liebert  ernannt. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Landesbeamten 
in  Deutsch-Ostafrika  wurden  durch  Kaiserl. 
V.  v.  22.  April  1894  näher  geordnet  (D. 
Kol.-Bl.  1894,  S.  219). 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Farbigen 
wurden  durch  zahlreiche  Verordnungen  ge- 
regelt, so  vom  7.  August  1891,  16.  Januar, 
23.  September.  4.  November,  13.  November 
1893. 

Wenn  auch  an  der  Küste  und  an  der 
grossen  Heerstrasse  nach  den  centralafrika- 
nischen Seeen  schon  1890  friedliche  Verhält- 
nisse hergesteilt  worden  waren , so  ent- 
standen doch  erklärlicherweise  auch  seit- 
dem Schwierigkeiten  mit  Eingeborenen,  die 
zum  Einschreiten  der  neuorganisierten  Kaiserl. 
Schutztruppe  Veranlassung  loten.  Nennens-  ' 
wert  sind  die  E x p e d i t i o n e n Ramsays 
gegen  den  Wayaohäuptling  Machemba, 
ZeTewskis  gegen  die  Wahehe  (Tod  und 
Niederlage  17.  August  1891).  Schmidt  II 
gegen  die  Mafiti,  Peters,  v.  Wissmann  und 
v.  Bulows  (+  11.  Juni  1892)  am  Kilima 
Ndscharo,  Hermann  und  Elpons  gegen  die 
Wagogo,  Princes  gegen  die  Mahenge  und 
Mgunda.  Nicht  nur  an  der  Küste,  sondern 
auch  im  Innern  des  Schutzgebietes  sind 
militärisch  besetzte  und  zugleich  kulturellen 
Zwecken  dienende  Stationen  angelegt 
worden,  so  in  Tabora  (Emin,  Sigl,  Schwe-  \ 
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singer),  Muanza  am  Viktoria  Nyanza  (Emin, 
Hoffmann),  Bukoba  am  Viktoria  Nyanza 
(Emin, Langheld,  Herrmann),  K ilimnNdscharo- 
station  (Peters,  v.  Bülow),  Kilossa  in  Usau- 
gara  (Prinee). 

Der  Sultan  Sike  von  Unyanyembe  liatte 
sich  am  2.  < )ktoi>er  1892  unter  deutschen 
Schutz  gestellt,  zeigte  sich  aber  unbotmässig. 
Wiederholte  Kämpfe  mit  ihm  führten  end- 
lich zu  seiner  Vernichtung  (Schwesinger, 
Prinee)  am  11.  Januar  1893. 

Im  Zusammenhang  damit  erfolgte  die 
Einnahme  des  Kwikuru  Kwa  Muini  Mtwana 
bei  Mdaburu  in  l'gogo  am  10.  März  1893. 

Am  13.  März  1893  erfolgte  die  Bestrafung 
des  Häuptlings  Maruguru  von  Maamanda  in 
Useguha  (von  Manteuffel,  Leue),  im  Februar 
1893  tlie  Erstürmung  der  Haupttembe  des 
Wngogohäuptlings  Magenta  (v.  Botlimer),  am 
28.  August  1893  die  Erstürmung  der  Haunt- 
tenibe  des  Sultans  Sinjangaro  in  Nondoa 
(Fliessbach  +). 

Eine  grössere  Expedition  des  Gouver- 
neurs Oberst  von  Scheie  zur  Unterwerfung 
der  aufständischen  Häuptlinge  am  Kilima 
Ndscharo  im  August  1893  führte  zum  Abschluss 
von  Friedensverträgen  mit  den  Häuptlingen 
Meli  (Moschi),  Fumba  und  Kitongati  und  im 
' Anschluss  daran  zur  Unterwerfung  einer 
Reihe  von  Häuptlingen  am  Kilima  Ndscharo 
| im  Mai  1894  (Johannes). 

Von  Tabora  aus  erfolgte  im  Dezember 
1893  eine  Strafexpedition  gegen  Sultan  Kandi 
von  Mkahama  und  im  Jahre  1894  mehrere 
Unternehmungen  gegen  die  Wahehe. 

Grössere  Expeditionen  unternahm  Oberst 
v.  Scheie  im  November  1893  bis  März  1894 
in  das  Gebiet  des  Rudfidji  und  Ulanga,  au 
den  Nyassasee  und  in  das  Hinterland  von 
Kilwa  und  im  September  bis  November  1894 
gegen  die  Wahehe,  Erstürmung  der  llaupt- 
siadt  Kuirenga  am  3<>.  Oktober  1894. 

Von  allen  Völkern  Ostafrikas  leisteten 
die  Wahehe  der  deutschen  Herrschaft  am 
längsten  Widerstand.  Wenn  auch  die  Ex- 
peditionen von  Elpons  und  Prinee  in  den 
Jahren  1895  und  bis  1897  gegen  sie  Erfolg 
hatten  und  im  Flieden  vom  12.  Oktober  1895 
mit  ihnen  die  Niederlage  Zelewskis  Sühne 
fand,  so  trat  in  Uhehe  doch  erat  mit  dem 
Tode  des  Sultans  (Juawa  im  Juli  1898  end- 
giltig  Ruhe  ein. 

Die  Expedition  gegen  den  am  Mawtidji- 
flusse  bei  Kilwa  angesessenen  Sklavenhändler 
Hassan  bin  Omar  hatte  den  Ueborfall  Kilwa 
Kisiwanis  am  7.  September  1894  zur  Folge, 
der  aber  abgeschlagen  wurde. 

Die  Bestrafung  des  Wangoni  erfolgte 
durch  die  Sehutztruppe  unter  Engelhardt 
1897. 

Seitdem  haben  die  militärischen  Expe- 
ditionen. die  das  Land  ununterbrochen  durch- 
ziehen, vorwiegend  einen  friedlichen  Cha- 
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rakter  angenommen  und  der  Erforschung 
des  Landes,  der  Entwickelung  des  Verkehrs- 
wesens, der  Organisation  der  Verwaltung 
und  Besteuerung  gedient. 

Die  Regelung  des  1 in m obiliarrecht s 
war  bisher  auch  im  eigentlichen  Schutzge-  j 
biete  dem  Reichskanzler  und  mit  dessen ; 
Genehmigung  dem  Gouverneur  überlassen. 
Dem  Immobiliarreeht  wurde  dann  eine  feste  1 
Grundlage  gegelien  durch  eine  am  15.  Januar' 

1894  erlassene  Enteignungsverordnung  und 
durch  die  Kaiser!,  V.  v.  24.  Juli  1894, 
die  ein  dem  preussischen  Eigentumserwerbs- 
gesetz und  der  Grundbuchordnung  nachge- 
bildetes Immobiliarrecht  begründete  (D.  Kol.- , 
Bl.  1894,  S.  270  u.  389). 

Durch  Kaiserl.  V.  v.  26.  November ' 

1895  und  Yerf.  des  Reicliskanzlcrs  v.  27. 
November  1895  wurden  Vorschriften  über! 
Schaffung,  Besitzergreifung  und  Veräusse-j 
rung  von  Kronland  und  über  den  Erwerb , 
und  die  Veräusserung  von  Grundstücken  im 
allgemeinen  gegeben,  Ausführungsverordnung 
des  Gouverneurs  hierzu  v.  10.  Februar  und 
4.  Dezember  1896  und  v.  29.  April  1900. 

Die  Vermessung  und  kartographische  Be- 
schreibung des  Landes  und  die  Anlegung, 
von  Grundbüchern  in  den  Küstengebieten, 
die  kommunale  Organisation  der  grösseren 
Ansiedelungen,  die  bauliehe  Entwickelung 
der  grösseren  Städte  haben  überraschende 
Fortschritte  gemacht  und  die  äussere  Er- 
scheinung der  Küstenplätze  vollständig  und 
in  der  vorteilhaftesten  Weise  umgestaltet. 
Auch  haben  die  hygieinischen  Massnahmen 
aller  Alt  die  Gesundheitsverhältnisse  wesent- 
lich verbessert. 

Der  Erhaltung,  Pflege  und  rationellen 
Verwertung  wird  grosse  Fürsorge  gewidmet. 
V.  v.  20.  Oktober  1895. 

Nach  dem  Uebergange  des  Küstengebietes 
an  das  Reich  war  einstweilen  der  Zolltarif 
zu  dem  Handelsverträge  mit  dem  Sultan  von 
Zanzibar  (R.G.B1.  1886,  S.  261)  in  Kraft  ver- 
blieben. Derselbe  ist  durch  V.V.  v.  1 Mai 
1892,  v.  1.  Juni  1892  an  mehrfach  abge- ! 
ändert  worden.  In  den  Häfen  von  Deutsch- 
Ostafrika  wurden  auch  zollfreie  Niederlagen 
eingerichtet  (V.  v.  10.  Januar  1892). 

Eine  neue  Zollordnung  wurde  am  l.J 
Januar  und  1.  April  1899  eingeführt  (D.  Kol.- 
Bl.  1899,  S.  45,  229). 

Verhältnismässig  schnell  vollzieht  sich ! 
der  Uebergang  von  der  Naturalzahlung  zur 
Geldzahlung.  Bei  letzterer  bietet  die  Rupien- 
währung neben  der  Markrechnung  grosse 
Schwierigkeiten  und  erheischt  eine  gründ- 
liche Neuregelung. 

Neben  das  teilweise  aufrechterhaltene  j 
System  der  einheimischen  Masse  und  Ge-  | 
wichte  wurde  durch  V.  v.  1.  März  1899  das  j 
deutsche  System  gestellt,  durch  Runderlass 
des  Gouverneurs  vom  8.  Juli  1899  die  Yer- , 


wendung  fremder  Sprachen  im  amtlichen 
Verkehr  geregelt  und  in  den  Regierungs- 
und Missionsschulen  bürgert  sich  die  deutsche 
Sprache  immer  mehr  ein.  Einige  Schwierig- 
keiten macht  die  Frage,  ob  in  den  Regiemngs- 
schulen  überhaupt  Religionsunterricht  und 
nur  christlicher  erteilt  werden  soll  (D.  Ko].- 
Ztg.  19« Kj,  S.  86,  168.  177). 

Anfangs  ergaben  sich  die  Einnahmen  des 
Schutzgebietes  nur  aus  den  Einfuhr-  und 
Ausfuhrzöllen,  aus  einer  Gewerbesteuer  (neu 
geregelt  durch  V.  v.  22.  Februar  1899  [D. 
Kol.-Bl.  1899,  S.  430]).  Aber  schon  durch 
V.  v.  1.  November  1897  (I).  Kol.-Bl.  1899, 
S.  51,  54)  konnte  der  Versuch  gemacht 
werden,  vom  1.  April  1898  an  eine  direkte 
Besteuerung  der  Eingeborenen  in  Form  einer 
Häupter-  und  Hüttensteuer  einzuführen,  die 
wohl  meist  in  Geld,  in  Naturalien  oder 
Arbeitsleistungen  entrichtet  werden.  Diese 
Steuer  liat  sich  überraschend  leicht  einge- 
führt, ist  nur  in  den  inneren  verkehrsent- 
legenen Gebieten  noch  nicht  durchgeführt 
und  hat  schon  ganz  wesentlich  zur  Festigung 
der  deutschen  Herrschaft,  zur  Anbahnung 
einer  Selbstverwaltung,  zur  Erziehung  der 
Eingeborenen  zur  Arbeit,  zur  Steigerung 
ihrer  Kulturbedürfnisse  und  ihrer  Kaufkraft 
beigetragen. 

Schon  im  Jahre  1898  ergab  die  Steuer 
9293  Rupien  in  Naturalien,  45235  Rupien 
in  Arbeitsleistungen,  347352  Rupien  in  bar, 
zusammen  401881  Rupien,  wovon  239746 
Rupien  an  die  Staatskasse,  162 134  Rupieu 
an  die  Kommunalkasse  abgeführt  wurden. 
Im  Jahre  1899  stieg  der  Ertrag  auf  545000 
Mark. 

Für  die  Schutztruppe,  welche  die  Reiehs- 
kriegsflagge  zu  führen  hat,  wurde  eine  Reihe 
organisatorischer  Bestimmungen  getroffen  in 
den  V.V.  v.  5.  Dezember  1892,  17.  April  1893, 
12.  und  18.  Dezember  1893,  2.  August  1894. 

Eine  Kaiserl.  V.  v.  20.  Januar  1899 
bestimmt,  dass,  nachdem  mit  der  fort- 
schreitenden Entwickelung  des  Schutzge- 
bietes der  Wirkungskreis  der  Civil  Verwaltung 
gegenüber  den  Aufgaben  der  Schutztruppe 
eine  bestimmtere  Abgrenzung  erfahren  nat, 
in  Alländerung  der  Erlasse  vom  3.  Juni  1891 
und  3(i.  September  1892  von  der  Verleihung 
eines  militärischen  Ranges  au  die  Beamten 
in  Deutsch-Ostafrika  für  die  Zukunft  abge- 
sehen werden  soll  (D.  Kol.-Bl.  1899.  S.  83). 

Im  Jahre  1 890  war  fast  gleichzeitig  in 
Deutschland  vorgeschlagen  worden,  zu  Ehren 
von  Wissmanns  einen  Dampfer  für  den 
Viktoriasee  zu  bauen  und  auch  die  einge- 
leiteten Sammlungen  für  eine  Karl  Peters- 
stiftung zur  Beschaffung  eines  Dampfeis  für 
den  VLktoriasee  zu  verwenden.  Die  lieiden 
Dampfer  sind  erbaut  und  nach  Afrika  gesandt 
worden.  Die  nicht  ausreichenden  Mittel 
wurden  seitens  des  Komitees  der  deutschen 
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A n t isklavereilotterio  ergänzt,  das  sich 
1891  in  Köln  gebildet  hatte  und  es  nun 
unternahm,  den  Petersdarapfer  zu  Land  nach 
dem  Viktoriasee  zu  senden  (Fischer  (f  2.  Juli 
1892),  Bordiert,  Graf  Sdiweioitz),  Vorarbeiten 
zur  Herstellung  eines  falirbaren  Weges  über 
den  Kilitna  Nasekaro  nach  dem  Viktoriasee 
vorza  nehmen  (Dr.  0.  Baumann)  und  die 
Tiefenverhältnisse  dieses  Sees  eiforschen  zu 
lassen  und  unter  v.  Wissmanns  {lereOn- 
liclier  Leitung  den  Dampfer  Wissmann  über 
den  Schire  und  Nyassa  nach  dem  Tanganyika- 
see  zu  befördern. 

In  den  Jahren  1893 — 1894  erfolgte  die 
Auflösung  des  Antisklavereikomitees.  Die 
Beamten  und  Materialien  desselben  gingen 
au  das  Gouvernement  über.  Der  auf  dem 
Nyassa  laufende  übernommene  Dampfer 
»Hermann  von  Wissmann«  ist  das  beste 
Fahrzeug  auf  diesem  See  und  findet  als 
Fracht-  und  Passagierdampfer  ausgiebigste 
Verwendung.  Die  Teile  des  Dampfers 
* Doktor  Karl  Peters«  haben  in  Bagamoyo 
Jahre  lang  gelegen  und  sind  eist  1900  durch 
Schleifer  nach  dem  Tanganyikasee  liefördert 
worden.  Die  am  Nyauza  mit  übernommenen 
3 Segelboote  finden  vielfachste  Verwen- 
dung im  Dienste  der  Stationen  Muanza  und 
ßukoba. 

Seit  1900  läuft  auf  dem  See.  auch  die 
Aluminiumpinasse  »Ukerewe«. 

Die  Bemühungen,  die  Unterlaufe  des 
Panganiflusses,  des  Kovuma  und  des  Rufiyi 
(bis  Kungulio)  scliiffbar  zu  machen,  sind  er- 
folgreich gewesen. 

Für  den  Dienst  an  den  Küsten  wird  eine 
vollständige  Flottille  unterhalten.  Die  Ver- 
bindung mit  der  Heimat  halten  im  wesent- 
lichen die  subventionierten  Reichspostdampfer 
aufrecht. 

Der  Postverkehr  im  Schutzgebiete  ist 
mächtig  entwickelt  worden.  Schon  im  Jahre 
1893  gelang  es,  die  Beförderung  eines  Briefes 
vom  Viktoriasee  nach  der  Küste,  zu  der 
früher  3 — 5 Monate  erforderlich  waren,  in 
53  Tagen  zu  bewirken.  Die  Zahl  der  Post- 
anstalten stieg  1899  auf  22. 

Der  Verkehr  mit  den  11  Postagenturen 
des  Innern  muss  aber  noch  immer  durch 
wohlorganisierte  Botenposlen  unterhalten 
werden. 

Die  Verkehrswege  zu  Lande  halten  in 
den  letzten  Jahren  überall  erhebliche  Ver- 
besserungen erfahren.  Die  Stationen  im 
Innern  benutzen  den  ihnen  zu  Gebote  stehen- 
den Einfluss,  um  durch  die  Häuptlinge  breite 
fahrbare  Wege  bauen  zu  lassen.  Die  alt- 
liewährte  Methode,  den  Wegebau  durch  ein- 
geborene Häuptlinge  bewerkstelligen  zu 
lassen,  ist.  freilich  in  den  Küsten  bezirken ! 
nicht  anwendbar,  weil  es  hier  an  Häupt- 
lingen, welche  eine  genügende  Macht  aus- 
nben,  fehlt.  Das  Gouvernement  hat  deshalb  ! 


hier  den  Wegebau  wie  auch  den  Brücken- 
bau im  Innern  selbst  in  die  Hand  nehmen 
müssen. 

Die  Heusehreckennot  und  die  Dürren  der 
Jahre  1894  und  1898  und  die  hierdurch  be- 
dingte Hungersnot  Hessen  die  Eingeborenen 
massenhaft  in  den  Dienst  der  Verwaltung 
treten  und  förderten  den  Wegebau.  Die 
Hauptlinien  des  Verkehrs  waren  1900  fast 
i sämtlich  mit  Fahrstrassen  versehen. 

Wenn  in  Ostafrika  der  Eisenbahnbau 
seinen  Ausgangspunkt  von  Tanga  und  seine 
Richtung  nach  dem  Kilima  Ndscharo  nahm, 
so  erklärt  sich  dies  aus  dem  Wettbewerb 
mit  der  englischen  Eisenbahn,  die  von 
Mombassa  aus  nach  dem  Viktoria-Nyanzaseo 
hinstrebt,  aus  der  vielleicht  übermässigen 
Bewertung  des  Kilimandscharogebietes  im 
Anfänge  der  90  er  Jahre  und  aus  der  Eig- 
nung West-Usambaras  und  des  Paregebietes 
für  den  Kaffeebau.  Eine  aus  der  Ostafri- 
kanischen Gesellschaft  hervorgegangene  pri- 
vate Aktiengesellschaft  entschloss  sich  zum 
Bau  einer  Eisenbahn  von  Tanga  aus,  deren 
erste  12  km  am  16.  Oktober  1894  dem  Ver- 
kehr übergeben  werden  konnten  und  die  im 
Jahre  1893  bis  Muhesa  weitergeführt  wurde. 
Damit  waren  aber  das  Aktienkapital  der  Ge- 
sellschaft von  2 Millionen  Mark  und  ein 
Darlehen  der  Deutsch-Ostafrikanischen  Ge- 
sellschaft von  800000  Mark  erschöpft  und 
es  gelang  weder  die  Fortsetzung  des  Eisen- 
bahn baucs  noch  die  Aufrechterhaltung  des 
Betrieltes  zu  finanzieren.  Vom  1.  Juli  1897 
musste  deshalb  das  Reich  mit  einer  monat- 
lichen Subvention  von  6000  Mark  zum 
Zwecke  der  Aufrechterhaltung  des  Betriebes 
eingreifen  und  für  das  Etatsjahr  1898  99  zu 
diesem  Zwecke  7 20<>0  Mark  bewilligen, 

I schliesslich  aber  die  ganze  Eisenbahn  käuf- 
| lieh  erwerben.  Zu  diesem  Zwecke  wurden 
im  Haushalte  des  Jahres  1899  2 Millionen 
Mark  bewilligt  und  zwar  SoOOOO  Mark  zur 
Tilgung  der  auf  der  Strecke  Tanga-Muhesa 
ruhenden  Darlehnsschuld,  500000  Mark  an 
die  Aktionäre  als  25%  des  eingezahlton 
I Aktienkapitals,  250 OOÖ  Mark  für  Inangriff- 
nahme des  Baues  der  Strecke  Muhesa- 
Korogwe,  1.  Rate,  der  Rest  für  Instand- 
haltung und  Betrieb. 

Der  Haushalt  des  Jahres  1900  bewilligte 
dann  weitere  2 3< >9 < MH)  Mark,  nämlich  2 237 000 
Mark  als  2.  und  letzte  Rate  zur  Fortführung 
der  Eisenbahn  bis  Korogwe  und  720(M)  Mark 
für  Vorarbeiten  zur  Fortsetzung  der  Balm 
bis  Mombo.  Eine  Weiterführung  der  Bahn 
über  Mombo  hinaus  ist  nicht  in  Aussicht 
genommen. 

Vgl.  die  Verwaltungsberichte  über  Ost- 
afrika seit  1896,  die  Denkschriften  zu  den 
Etats  seit  1897  und  die  stenographischen 
Berichte  des  Reichstags  vom  12.  Februar 
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1898  und  10.  März  1801)  (D.  Kol.-Bl.  1900, 
S.  409). 

Schon  im  Jahre  1887  hatte  die  Ostafri- 
kanische  Gesellschaft  Rekognoszierungen  über 
eine  künftige  Eisenbahn  in  das  Innere 
Deutsch-Ostafrikas  vornehmen  lassen.  Diese 
wurden  im  Jahre  1889  durch  ein  Konsortium 
fort  gef  iilu’t,  und  im  Jahre  1891  empfahl  eine 
Konferenz  bedeutender  Afrikaforscher  neben 
der  Herstellung  der  Usambarabahn  auch  die 
Erbauung  einer  Centndbahn  von  Dar  es 
Salam  und  Bagamovo  ausgehend  nach  den 
beiden  grossen  Seeen  Viktoria-Nyanza  und 
Tanganyika.  Trotz  der  energischen  Förde- 
rung der  Pläne  durch  den  Geh.  Kommerzien- 
rat Willi.  Oechelhäuser  kam  es  aber  nur  zu 
einer  weiteren  Rekognoszierung  des  Küsten- 
gebietes bis  Mafisi  durch  den  I^eutoant 
Schlebach.  Immer  und  immer  tauchten  neue 
Pläne  für  die  Wald  dor  zu  erbauenden 
Linien  auf,  und  die  Yerliand langen  wegen 
Erbauung  der  Eisenlwhn  durch  ein  Privat- 
konsortium, geführt  durch  die  deutsche  Bank, 
wurden  189(1  abgebrochen  und  die  Ausfüh- 
rung des  Baues  aus  Keichsmitteln  eingehend 
erwogen.  Endlich  kam  es  im  Etat  für  das 
ostafrikanische  Schutzgebiet  auf  das  Rech- 
nungsjahr 1900  zur  Einstellung  eines  Be- 
trages von  l2000OMark  zur  Ergänzung  der 
Vorarbeiten  für  eine  Eisenbahn  von  Dar  es 
Salam  nach  Mrogoro  und  für  eine  telegra- 
phische Verbindung  zwischen  Dar  es  Salam 
und  Kilossa.  Als  Endpunkt  wurde  Mrogoro, 
Hauptort  der  Landschaft  l'kami,  240  km  von 
der  Küste  entfernt  gelegen,  in  Aussicht  ge- 
nommen und  die  Frage  offen  gelassen,  ob 
die  Eisenbahn  eine  sogenannte  Stichbahn 
von  der  Küste  nach  dem  kulturfähigen  Innern 
hin  oder  der  Anfang  einer  Central  bahn 
zwischen  der  Küste  und  dem  Seeengebiet 
werden  solle.  Die  Forderung  wurde  aber 
vom  Reichstage  abgelehnt,  obwohl  die  wett- 
bewerbende englische  Bahn  den  Verkehr 
von  dem  kulturfähigen  Seeengebiete  nach 
der  Küste  hin  eben  so  zu  absorbieren  droht 
wie  die  weitere  Entwickelung  des  Wasser- 
verkehrs von  deu  Seeen  durch  den  Schire 
und  Zaml*esi  nach  dem  Süden  hin.  Der 
Bau  der  Eisenbahn,  mag  man  sie  Ceutral- 
Itahn  nennen  oder  nicht,  wird  für  die 
nächsten  Jahre  das  Hauptproblem  der  ost- 
afrikanischen Kolonialpolitik  bleiben. 

Vgl.  Denkschrift  von  Willi.  Oechelhäuser: 
» Die  deutsch-ostafrikanische  ( ’entralbahn.« 
mit  einer  L'ebersichtskarte,  Berlin,  Springer 
1899,  und  Denkschrift  zum  Etat  für  das  ost- 
afrikanische Schutzgebiet  auf  1900.  Bericht 
des  Oberstleutnant  (Jcrding  vom  7.  April  1900 
im  1).  Kol.-Bl.  vom  15.  Mai  1900  und  I). 
Kol.-Ztg.  1900,  S.  74,  190,  228,  800. 

Das  hei  Beginn  der  deutschen  Oeeupation 
im  Jahre  1884  fast  ganz  unbekannte  Schutz- 
gebiet ist  seitdem  auf  das  eingehendste  er- 
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forscht  und  beschrieben  worden.  Mit  stei- 
] gender  Kenntnis  des  Landes  wurden  die 
Erteile  über  dasselbe  immer  günstiger. 
Namentlich  das  Gebiet  des  Kilima  Ndscliaro, 
das  erste  Terassenlaud  hinter  der  Küste,  der 

■ Süden  in  der  Nähe  des  Kovuma  und  vor 
j allem  die  Hühenländer  am  Nyassasee  finden 

eine  immer  höhere  Wertschätzung.  Schon 
Karl  Peters  hatte  in  seinem  grossen  Werke 
j über  Ostafrika  vom  Jahre  1895  eine  origi- 
nelle Wertschätzungskarte  des  Schutzgebietes 
| gegeben  und  in  dieser  in  Übersicht  lieber 
Weise  folgende  Gebiete  unterschieden : 1.  für 
deutsche  Kolonisten  geeignetes  besiedolungs- 
' ges  Gebiet  vornehmlich  für  Ackerbau; 
desgl.  vornehmlich  für  Viehzucht;  5. 
Steppen,  in  denen  von  den  Massai  Viehzucht 
| getrieben  worden  ist  (tiefliegende  Stepj»en); 

I 4.  Länder,  welche  sieh  für  tropischen  Plan- 
! tagenbau  eignen  und  zwar  vornehmlich  für 
Ilochlandkulturon  (Kaffee,  Tiiee,  Kardamon); 
5.  desgl.  vornehmlich  für  Tieflandkulturen 
(Tabak.  Baumwolle,  Reis.  Kokosuusspalmeu); 
1 0.  Kultivationsgebiete  für  Eingeborene;  7. 
Unbewohnte  Stcpjten. 

Seitdem  ist  die  Wertschätzung  des  Ge- 
bietes immer  noch  mehr  gestiegen,  wie  die 
dem  Reichstage  jährlich  vorgelegten  Denk- 
I Schriften,  namentlich  die  über  das  Jahr 
* 1898  99  (Nr.  518  vom  2.  Januar  1UU0)  er- 
kennen lassen.  Die  durch  die  grösst'  Rinder- 
pest des  Jahres  1891  decimierte  Viehhaltung 
hat  sieh  seitdem  erholt,  die  Forstwirtschaft, 
besondere  im  Kufitschidelta,  hat  grosse  Fort- 
| schritte  gemacht.  Au  verschiedenen  Stellen 
j des  Schutzgebietes  sind  Gold,  Koldeu  und 
Edelsteine  gefunden  worden,  vor  allem  aber 
halten  die  Plantagennnternehmungen  grosse 
und  vielversprechende  Fortschritte  gemacht. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  tles  Schutz- 
j gebietes  liernht  zur  Zeit  allerdings  noch  da- 
! rauf,  dass  es  den  Handel  zwischen  den 
j central  afrikanischen  Seeen  und  der  Ostküste 
j vermittelt.  Sollte  aller  später  aus  den  oben 
angedeuteten  Gründen  der  Verkehr  sich  süd- 
lich nach  dom  Zambesi  oder  nördlich  nach 
dem  englischen  Schutzgebiete  wenden,  so 
lässt  sich  dem  nur  durch  Erbauung  einer 
deutschen  Eisen  bahn  nach  deu  Seeen  ent- 
gegentreten,  falls  nicht  inzwischen  die 
Plantagenwirtschaft  des  Schutzgebietes  selbst 
diesem  eine  genügende  Bedeutung  verliehen 
hat.  Die  Aussichten  und  Versuche  hierzu 
! sind  hoffnungsvoll.  Das  Gelingen  wird  hier 

■ wie  anderwärts  davon  ahhängeu.  in  welchem 
j Masse  mul  innerhalb  welcher  Frist  es  mög- 
lich ist.  den  Eingeborenen  zur  Arbeit  im 

■ eigenen  und  im  fremden  Betriebe  zu  er- 
ziehen. Auch  hier  sind  die  Aussichten 
günstig.  Im  Notfälle  wird  man  wie  in 
anderen  tropischen  Gebieten  zur  Einfuhr 
fremder  Arbeitskräfte  schreiten  müssen. 

Vgl.  über  die  Entwickelung  von  Deutsch- 
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Ostafrika  während  der 
(D.  Kol.- Hl.  v.  1.  März 


letzten  10  Jahre 
1900  und  D.  Kol.- 


Zte-.  1900,  S. 

74,  141. 

188). 

Der  auswärtige  Handel  des 

Sehutzgo- 

Metes  bewegte  sich  in 

folgenden 

Werten  in 

Mark 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Zusammen 

18.  VIII.  1900 
bl s 17.  VIII. 

1891 

9 ooo  S43 

7 482  429 

16483  272 

Jahr  1892 

8 054  030 

7 029  532 

15070055 

r 1883 

7712  822 

5 580  739 

:3  493  ?6i 

r 1894 

7 167  689 

4 877  021 

12  044  7 10 

„ 1895 

7 008  406 

3 257  564 

10  866  050 

, 1896 

8 665  046 

4117  139 

12  782  185 

* 1897 

9042  078 

4 938  505 

13980583 

, 1898 

11  853656 

4 332  945 

16  185  601 

Deutschlands  Anteil  an  dem  Gesamt- 
handel des  Jahres  1898  betrug  nahezu  ein 
Fünftel,  nämlich  3 *130058  Mark  und  zwar 
783702  in  Ausfuhr  und  2252356  iu  Ein- 
fuhr. Der  wertvollste  Artikel,  das  Elfenbein, 
verschwindet  immer  mehr  aus  dem  Ausfuhr- 
handel, dagegen  gewinnen  Felle,  Kautschuk, 
Kopal,  Kopra,  Holz  und  die  Produkte  des 
Plantagen  baues  an  Bedeutung. 

Der  Etat  des  Schutzgebietes  auf  das 
Rechnungsjahr  1900  betrügt  in  Einnahmen 
und  Ausgalten  9839500  Mark.  Von  den 
Einnahmen  entfallen  auf  direkte  Steuern 
560  000  Mark,  Zölle  1750000  Mark.  Ge- 
bühren 613  200  Mark,  Eisenbahnbetrieb 
85 4» m i Mark,  Reichszuschuss  683o900  Mark. 
Von  den  Ausgaben  betroffen  fortdauernde 
Ausgaben  6795300  Mark,  einmalige  Aus- 
gaben 3081000  Mark,  Reservefonds  13  2O0 
Mark.  Von  den  einmaligen  Ausgaben  sind 
ausgeworfen  für  Bauten  249000  Mark,  für 
Herstellung  eines  Schwimmdocks  in  Dar  es 
Salain  letzte  Rate  330000  Mark  (überhaupt 
GHOtJOO  Mark),  zur  Fortführung  der  Usam- 
baraeisenbahn  2309000  Mark. 

8.  Xeu-Gninea.  (Kaiser  W i 1 h e 1 m s - 
laud,  Bismarckarchipel,  Salomons- 
i n se  1 n.)  Seit  Jahrzehnten  hatte  der  deutsche 
Handel  fast  allein  alle  Kulturarbeiten  in  der 
Südsee  geleistet.  Um  die  Früchte  seiner 
Arbeit  war  er  aber  überall  dadurch  ge- 
kommen. dass  England  die  bisher  unab- 
hängigen Gebiete  annektierte  und  bei  dem 
Arlieiterluindel  die  grössten  Rücksichtslosig- 
keiten duldete.  Die  deutschen  Kaufleute 
liessen  sich  jedoch  durch  die  Misserfolge 
der  deutschen  Politik  in  Fidji.  Samoa  und 
Bomeo  nicht  entmutigen  und  suchten  immer 
neue  Gebiete  für  ihre  Thätigkeit  auf.  Seit 
1866  hatten  Deutsche  in  Australien  das 
preussische  Handelsministerium  auf  Neu- 
Guinea  aufmerksam  gemacht,  und  bald  nach 
der  im  April  1880  erfolgten  Ablehnung  der 
Samoavorlage  durch  den  deutschen  Reichs- 
lag bildete  sich  in  Berlin  eine  Gesellschaft 


i von  Grosskaufleuten  und  Privatpersonen 
(Hansemann,  Bleichröder)  zur  Bildung  eines 
grossen  Kolonialunternehmens  in  der  Süd- 
see. In  einer  Denkschrift  vom  11.  November 
1880  machte  v.  Hansemann  dem  Reichs- 
! kanzler  eine  Reihe  von  Vorschlägen. 

Darauf  wurde  ihm  am  15.  Februar  1881 
eröffnet : 

„Der  Herr  Reichskanzler  sei  der  Meinung, 
dass  nach  Ablehnung  der  Samoavorlage  es  für 
ihn  unthunlich  sei,  eine  kräftige  Initiative  in 
einer  Richtung  zu  nehmen,  wie  sie  jene  Eingabe 
bezwecke.  Eine  energische  Unterstützung  des 
deutschen  Handels  iu  den  dortigen  Gegenden, 
wie  sie  Herr  v.  H.  Vorschläge,  könne  eine  Re- 
gierung nur  dann  eintreten  lassen , wenn  sie 
einen  starken  Rückhalt  seitens  der  Nation  hinter 
sich  habe.  Die  Abstimmung  über  die  Samoa- 
vorlage habe  gezeigt,  dass  irgend  ein  lebhaftes 
Interesse  für  solche  Unternehmungen  dem  über- 
wiegenden Teil  der  Vertreter  der  Nation  nicht 
beiwohne.  Bei  der  Haltung,  die  der  Reichstag 
in  der  Südseefrage  eingenommen . könne  sich 
die  Regierung  auf  Occupationen  iu  der  Südsee 
nicht  entlassen.  Wie  die  »Sache  liege,  müsse  es 
den  Fr i vat Unternehmungen  überlassen  bleiben, 

! auf  eigene  Hand  vorzngehen.  Die  Regierung 
werde  dem  von  IM  vat  Unternehmungen  erwor- 
benen Besitz  maritimen  und  consularischen 
l Schutz  angedeihen  lassen.“ 

Die  Gesellschaft  traf  demgemäss  ihre 
Vorbereitungen  zur  Oecupation  jener  Ge- 
biete im  stillen  (durch  Dr.  Otto  Finsch  etc.) 
und  konstituierte  sich  am  26.  Mai  1884  als 
»Neu-Guinea-Compagnie«.  Die  Regieruug 
entsandte  1S83  Kriegsschiffe  und  Herrn 
v.  Oertzen  als  kaiserlichen  Kommissar  nach 
Matupi  und  nahm  einem  erneuten  Sclmtz- 
igesueh  der  Gesellschaft  vom  27.  Juni  1884 
gegenüber  eine  entgegenkommendere  Hal- 
tung ein.  Zu  einer  eigenen  Beteiligung  an 
der  Oecupation  wurde  die  Regierung  aber 
i wider  ihren  Willen  durch  die  Haltung  Eng- 
j lands  und  der  australischen  Kolonieen  ge- 
zwungen, die  auf  Neu-Guinea  und  die  sämt- 
lichen benachbarten  Inseln  der  Südsee  An- 
’ Sprüche  erhoben.  Die  Sachlage  ergiobt  sich 
deutlich  aus  einem  Schreiben  des  Grafen 
Hatzfeld  an  den  Grafen  Münster  vom  2. 

I August  1884,  in  dem  es  heisst: 

„Auch  in  der  Südsee  befolgt  die  englische 
Regierung  bezw.  das  englische  Koloninlamt  uns 
gegenüber  die  Politik,  unsere  Mitteilungen, 
welche  den  Wunsch  zu  einer  Verständigung 
bekunden,  in  der  Hauptsache  dilatorisch  zu  be- 
handeln, inzwischen  aber  mit  Hilfe  der  austra- 
lischen Kolonieen  vollendete  Thatsachen  zu 
schaffen,  welche  unseren  berechtigten  Interessen 

zu  wider  laufen Für  uns  aber  kann  es  nicht 

gleiekgiltig  sein,  wenn  die  unabhängigen  Ge- 
biete der  Südsee.  auf  welchen  sich  Bisher  der 
deutsche  Handel  frei  entfalten  konnte  und  in 
welchen  er  ein  Feld  auch  für  deutsche  Koloni- 
sationsbestrebungeu  erblicken  durfte,  plötzlich 
für  natürliche  Domänen  Australiens  und  wenn, 
im  Hinblick  auf  die  beabsichtigte  Beschlagnahme, 
schon  im  voraus  alle  dort  von  anderen  gemach- 
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ten  Erwerbungen  für  null  und  nichtig  erklärt  grenzung  der  Interessengebiete  in  der  Süd- 
werden.“  >o«>  statt,  wobei  Deutschland  die  Zusicherung 

gal«,  nichts  gegen  eine  etwaige  Besitz- 


Kommissar  v.  Oertzen  wurde  atn  19. 
August  1SS4  telegraphisch  benachrichtigt, 
,.dass  die  Absicht  bestehe,  zunächst  im 
Archipel  von  Neu-Britannien  und  auf  dem  aus- 
serhalb der  berechtigten  Interessensphäre  der 
Niederlande  und  Englands  liegenden  Teile  der 
Nordostküste  von  Neu-Guinea  überall,  wo  deut- 
sche Niederlassungen  bereits  bestehen  oder  in 
Ausführung  begriffen  sind,  alsbald  die  deutsche 
Flagge  zu  bissen,  und  dass  er  ermächtigt  sei. 
Landerwerbungen  von  Deutschen  in  den  be- 
zeichneten  Gebieten  durch  Abschluss  von  Ver- 
trägen zu  unterstützen  und  vorbehaltlich  aller  i 
wohlerworbenen  Hechte  Dritter  als  deutsches 
Eigentum  einzutragen.“ 

Am  16.  November  1884  hissten  deutsche 
Kriegsschiffe  die  deutsche  Flagge  im  Fried- 
rich Wilhelm-Hafen  und  dann  an  vielen 
Punkten  der  Nordküste  von  Neu-Guinea,  in 
Neu-Britannien  und  anderen  benachbarten 
Inseln.  Aber  schon  am  23.  Oktolxn-  war 
nicht  nur  das  englische  Protektorat  über  die 
Südküstc  Neu-Guineas  von  der  holländi- 
schen Grenze  bis  zum  Ostcap  erklärt,  son- 
dern auch  entgegen  früheren  Zusicherungen 
im  Januar  1885  die  englische  Flagge  an  der 
Nord k fiste  auf  der  Hook-  und  Longinsel 
und  auf  dem  Festlande  bis  zum  Cap  Fortifi- 
kation  gehisst  worden.  Der  drohende  Kon- 
flikt zwischen  Deutschland  und  England, 
bei  dem  u.  a.  auch  der  Vorschlag  gemacht 
wurde,  Helgoland  gegen  Neu-Guinea  auszu- 
tauschen,  fand  seinen  Ausdruck  in  der 
Reichstagsrede  des  Fürsten  Bismarck  vom 
2.  März  1835  in  den  Sätzen: 

„Tch  kann  es  doch  nur  für  einen  Irrtum  in 
der  Schätzung  halten,  wenn  England  uns  unsere 
bescheideneu  Kolonialversuche  missgönnt.  Wenn 
man  auch  geneigt  ist,  auf  die  Stimmung  jedes 
Kolonialreeders  und  Kaufmanns  englischer  Nation 
Rücksicht  zu  nehmen,  so  kann  ich  doch  nicht 
glauben,  dass  man  die  Art,  unserer  Kolonial- 
politik entgegenzuwirken,  wie  sie  sieb  in  Kamerun 
sowohl  wie  in  Australien,  in  Neu-Guinea.  in 
Fidji  und  an  anderen  Orten  gezeigt  hat,  beibe- 
halten  werde,  ohne  Rücksicht  auf  die  Stimmung 
zu  nehmen,  in  welche  die  deutsche  Nation  da- 
durch versetzt  wird.“ 

Unter  dem  Eindruck  dieser  Rede  auf 
die  Stimmung  in  England  gelang  es  dem 


unter  dom  Wind  und 
durch  Frankreich  zu 


ergreift  mg  der  Inseln 
• der  Neuen  Hebriden 
unternehmen. 

lieber  die  Abgrenzung  der  deutschen 
und  englischen  Machtsphären  im  westlichen 
Stillen  Ocean  wurde  ein  Vertiag  zwischen 
Deutschland  und  England  in  Berlin  am 
6.  April  1886  abgeschlossen,  in  dem  unter 
dom  Ausdruck  »Westlicher  Stiller  <>eean« 
[derjenige  Teil  des  Stillen  Oceans  zu  ver- 
stehen ist,  welcher  zwischen  dem  15°  nördl. 
Br.  und  dem  30°  südl.  Br.  und  zwischen 
dem  105.  Längengrad  westlich  und  dem 
130.  Ijftngengrad  östlich  von  Greenwich  liegt. 

Inzwischen  hatte  Dr.  Finsch  1885  ein«“ 
Reihe  von  Forschung«-  und  Occupation>- 
l -eisen  in  der  Deutschland  zugesprochenen 
Südsoe  ausgeführt,  und  die  Deutsche  Han- 
dels- und  Plantagengesellschaft  der  Südsee 
sowie  die  Firma  Robertson  A Hörnsheim 
waren  der  Neu-Guiuea- Kompagnie  beig-e- 
treten.  Letztere  erhielt  nun  am  17.  Mai 
. 1885  einen  kaiserlichen  Schutzbrief,  in  dem 
i der  Gesellschaft  u.  a.  das  Recht  zur  Aus- 
übutig  huideshoheitlicher  Befttgnisse.  das 
ausschliessliche  Recht,  herrenloses  Hmd  in 
Besitz  zu  nehmen  und  Verträge  mit  Ein- 
geborenen  über  Land  und  Gruudborochti- 
gungen  abzuschliessen,  verliehen  wurde. 

Mit  kaiserlicher  Genehmigung  vom  13. 
November  1885  wurde  der  auf  der  Gazellen- 
halliinsel  gelegene  Mount  Beautemps-Beaupre- 
Berg  »Varzin«,  die  Insel  Neu-Irland  »Neu- 
Meeklenburg*,  die  Duke  of  York-Grunpe 
j Neu-Iiiiuenburg««  und  die  bisher  als  Neu- 
ßritain bezeichuete  Insel  »Neu-Pommeruc 
benannt. 

Nachdem  die  Inseln  der  Salomons- 
gruppe,  welche  nördlich  der  zwischen 
Deutschland  und  England  am  6.  April  1886 
vereinbarten  Seheidungslinie  liegen,  durch 
ein  Kriegsschiff  unter  deutschen  Schutz  ge- 
stellt worden  waren,  wurde  unter  dem  13. 
Dezember  1886  der  Neu-Guinea-Kompagnie 
auch  über  diese  Inselgruppe  ein  kaiserlicher 
Schutzbrief  ausgestellt,  wonach  die  Kom- 


ausgestellt , 

Grafen  Herbert  Bismarck  rasch,  persönlich  pagnie  auch  für  dieses  Gebiet  das  aus- 
in England  eine  Verständigung  zu  erzielen  selüiesslicl 


und  von  England  die  Zusicherung 


selüiessliche  Recht  erhielt,  herrenloses  Land 
zu  er-  dort  in  Besitz  zu  nehmen  und  Verträge  mit 


halten,  dass  es  seine  Flagge  von  der  Rook-  j den  Eingeborenen  über  Land-  und  Grund- 
und  Longinsel  sowie  vom  lluon  Golf  zurück-  j berechtiguugen  abzusehliessen. 
ziehen  werde.  1 Die  Neu- Guinea- 1 


Als  Grenze  zwischen  dem  deutschen  und 
dem  englischen  Gebiete  in  Neu-Guinea 


Komjiagnie  gab  sich 
unter  dem  29.  März  1886  eiu  neues  Statut, 
auf  Grund  dessen  ihr  am  12.  Mai  1886  die 
wurde  dann  durch  Uebercin kommen  zwischen  j Rechte  einer  juristischen  Person  verliehen 
beiden  Mächten  vom  25.  und  29.  April  1885  wurden.  Danach  war  es  der  Zweck  der 
(D.  R.-Anz.  v.  23.  Juni  1885)  die  in  dom  Kompagnie: 

Schutzbrief  angegebene  Linie  festgesetzt.  ; 

Im  Dezember  1885  fand  auch  mit  Frank-  brief 
reich  eine  Verständigung  über  die  Ab- 


.1.  die 
unter 


ihr  durch  den  kaiserlichen  Sckutz- 
der  Oberhoheit  8r.  Majestät  über- 


tragenen 


Rechte  der  Landeshoheit  auszuüben 


Digitized  by  Google 


Kolonicon  mul  Kolonialpolitik 


231 


und  die  dazu  erforderlichen  staatlichen  Einrich- 
tungen zu  treffen  und  zu  erhalten;  2.  kraft  des  j 
ihr  vorbehaltlich  der  Oberaufsicht  der  kaiserl. 
Regierung  verliehenen  ausschliesslichen  Rechtes, 
herrenloses  Land  in  Besitz  zu  nehmen  und  Ver- 
trüge mit  den  Eingeborenen  über  Land*  und 
Grund  Berechtigung  abznsch  Hessen , auch  die  j 
Ländereien  und  Grundberechtigungen  der  Kom- 
pagnie einschliesslich  der  unterirdischen  Boden- 
schätze zu  verwerten;  3.  der  Ansiedelung  und 
dem  Verkehr  iui  Schutzgebiete  die  Wege  zu 
bahnen;  4.  Bodenanbau,  Handel  und  Gewerbe 
auf  eigene  Rechnung  zu  betreiben,  jedoch  nur 
soweit,  wie  dies  zur  Entwickelung  des  Unter- 
nehmens oder  zur  Anregung  und  Förderung 
privater  Unternehmungen  dienlich  erachtet 
wird.“ 

Durch  Beschluss  vom  30.  April  1889 ' 
(Genehmigung  17.  Mai)  wurde  zu  Punkt  1 j 
der  Zusatz  gemacht  »soweit  diese  Aus- 
übung nicht  von  Beamten  des  Reiches  kraft 
besonderer  Vereinbarung  gänzlich  oder  teil- 
weise übernommen  wird«. 

Von  der  Neu- Guinea- Kompagnie  lösten 
sich  nach  und  nach  kleine  privatwirtschaft- 
liche Unternehmungen  ab.  Die  Kaiser- 
Wilhelms-Plantagengesellschaft  erhielt  vom 
Bundesrate  am  5.  Februar  1891  die  Rechte 
des  G.  v.  15.  März  1888,  hatte  aber  auf 
ihrer  Station  Qoriina  geringe  Erfolge  und 
vereinigte  sich  mit  der  am  27.  Oktober  1891 
gebildeten  Astrolabe-Kompagnie,  die  in  der 
Astrolabe-  und  Jombaebene  erfolgreiche  Ver- 
suche mit  Tabak  gemacht  hat 

Die  breite  kapitalistische  Grundlage,  auf 
der  die  Neu-Guinea-Kompagnie  beruhte,  hatte 
es  ermöglicht,  in  diesem  Schutzgebiete  den 
vorbereitenden  wissenschaftlichen  Forschun- 
gen und  Untersuchungen  viel  mehr  Geld 
und  Zeit  zu  widmen,  als  dies  in  anderen 
. deutschen  Schutzgebieten  möglich  war. 

Die  Entwickelung  des  Schutzgebietes  ist ; 
seltener  wie  in  Ost-  und  Südwestafrika 
durch  Kämpfe  gegen  die  Eingeborenen  oder 
zwischen  diesen  unterbrochen  worden. 

In  dem  weiten  Gebiete  machte  sich  die 
Anlage  einer  ganzen  Reihe  von  Stationen 
erforderlich.  Die  zuerst  angelegte  Station, 
die  zugleich  vorläufig  als  Centralstation 
diente,  war  Finschhafen  (mit  Butaueng), 
dann  folgten  Friedrich-Wilhelmshafen.  Kon- 
stantinhafen. Hatzfeld tliafen,  Stephansort  an 
der  Astrolabebai  (1888),  Maraga  (Gorima) 
und  Erima  an  der  Astrolabebai,  ferner  Kera- 
wara (Neu-Lauen bürg),  Herbertsliöh  (Blanche- 
bai  in  Neu-Mecklenburg). 

Im  Jalm;  1892  koncentrierte  die  Kom- 
pagnie al>er  ihre  Stationen  auf  Friedrich- 
'Vilhelmshafen  (Cenlralverwaltung)  und  Kon- 
staminhafen  sowie  auf  Herbertshöh. 

Der  Sitz  der  kaiserlichen  Verwaltung  des ! 
Kaiser- Wilhelmslandes  war  anfangs  Finsch- 
hafen, des  Bismarckarehipels  Kerawara. 
letzterer  wurde  1890  nach  Herbertshöh. 
ersterer  1891  nach  Stephansort  verlegt,  in-  j 


folge  einer  Malariaepidemie,  welche  im 
Februar  1891  in  Finschhafen  den  General- 
direktor Wissmann  und  acht  Beamte  hin- 
wegraffte. 

Für  die  oberste  I^itung  der  Verwaltung 
in  dem  Schutzgebiete  wurde  seitens  der 
Kompagnie  ein  Landesliauptmaun  bestellt, 
mit  dem  Amtssitz  in  Finschhafen.  Als 
Landeshauptleute  fungierten  der  Viceadmiral 
a.  I).  Frhr.  v.  Schleinitz  vom  10.  Juni  1886 
bis  Ende  Februar  1888,  der  Geheime  Ober- 
nostrat  Kniet  ko  vom  1 März  1888  bis  1. 
November  1889. 

Zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  im 
Schutzgebiete  wurde  am  24.  Juni  1886  der 
Landeshauptmann  v.  Schleinitz  ermächtigt, 
am  14.  Juli  1886  der  Assessor  Schmiele. 

In  einem  Vertrage  vom  23.  Mai  1889 
kamen  die  Regieiung  und  die  Kompagnie 
überain,  die  staatliche  Landesverwaltung 
einschliesslich  der  Rechtspflege  und  der 
Einziehung  der  auf  der  Landeshoheit  be- 
ruhenden Steuern  und  Zölle  durch  einen 
kaiserlichen  Kommissar  führen  zu  lassen, 
dem  ein  Kanzler  und  andere  Beamte  zur 
Seite  stehen.  Die  Kompagnie  sollte  die 
Kosten  der  Besoldung  der  Beamten  und 
einige  andere  Verwaltungskosten  tragen,  das 
Abkommen  aber  nach  zwei  Jahren  kündbar 
sein.  Als  erster  kaiserlicher  Kommissar 
fungierte  vom  1.  November  1889 — 1892  der 
Regierungsrat  Rose,  als  erster  Kanzlei- 
Assessor  Schmiele.  Die  der  Kompagnie 
verbleibende  Verwaltung  wurde  einem  Ge- , 
neraldircktor  übertragen,  zunächst  Hans 
Arnold,  1.  November  1889  — + Januar  1890, 
dann  provisorisch  dem  Kommissar  Rose,  end- 
giltig  dem  Kaufmann  und  Pflanzer  Eduard 
Wissmann  am  17.  Juli  1890  — + Februar 
1891  und  dann  wiederum  provisorisch  dem 
Kommissar  Rose.  Nach  Ablauf  des  Ver- 
trages vom  23.  Mai  1889  ging  am  1.  Sep- 
tember 1892  die  Landesverwaltung  des 
Schutzgebietes  wieder  auf  die  Neu-Guinea- 
Kompagnie  über,  einschliesslich  der  richter- 
lichen und  Verwaltungsbefugnisse,  die  dem 
kaiserlichen  Kommissar  nach  der  V.  v.  6. 
Mai  1890  zustanden.  Kaiserl.  V.  v.  15.  Juni 
1892.  Zum  Landeshauptmann  wurde  der 
Kanzler  Schmiele  ernannt. 

Der  Sitz  des  Landeshauptmanns  des 
Schutzgebietes  der  Neu-Guinea-Kompagnie 
mit  dem  Obergerieht  für  das  Schutzgebiet 
und  dem  Gericht  für  die  westliche  Juris- 
diktionshälfte. dem  Standesamt  für  Kaiser- 
Wilhelinsland,  der  Zoll-  und  Steuerliehörde 
und  der  Central  Verwaltung  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  wurden  im  September  1892  in 
Friedrich-Wilhelmshafen  vereinigt  Im  An- 
schluss hieran  wurde  Fried  rieh-  Wilhelms- 
hafen  zum  ausschliesslichen  Auslandshafen 
für  Kaiser- Wilhelmsland  bestimmt,  während 


232 


Kolonieen  und  Kolonial politik 


Herbertshöh  Anslandshafen  für  den  Bis- 1 
marckarcliipel  blieb. 

DieNeu-Guinea-Kompagnie  Hess  zum  Um- 
lauf in  ihrem  Schutzgebiete  in  der  könig- 
lichen Münze  zu  Berlin  unter  dem  Namen 
»Neu-Guinea-Mark*  Münzen  ausprägen.  (D. 
Kol-Bl.  1894,  S.  420,  637.) 

Zum  Stellvertreter  des  Landeshauptmanns ! 
Schmiele  wurde  im  September  1894  der! 
Korvettenkapitän  a.  1).  und  Stationsvorsteher 
in  Friedrich-' Wilhelmshafen , Rüdiger,  er- 
nannt. Am  3.  März  1895  starb  in  Batavia 
auf  der  Rückreise  nach  der  Heimat  der 
Landeshauptmann  Georg  Schmiele  nach  einer 
mehr  als  achtjährigen  verdienstvollen  Thätig- 
keit  im  Schutzgebiet. 

Die  Neu-Guinea-Gesellschaft  hatte  in  der 
Vorbereitung  des  Schutzgebietes  für  wirt- 
schaftliche Unternehmungen  und  in  der  Aus- 
übung der  Landeshoheit  und  Verwaltung 
grosse  Aufwendungen  gemacht,  ohne  dabei 
die  erwünschten  finanziellen  Ergebnisse  zu  ; 
erzielen.  »Eine  10jährige  Erfahrung  hatte ! 
gelehrt,  dass  die  Fortdauer  des  bestellenden 
Verhältnisses  nicht  zu  wünschen  sei,  weil  - 
dabei  dem  Interesse,  welches  das  Reich  an 
dem  Besitze  und  der  Entwickelung  seiner 
durch  Gunst  der  Lage  und  natürlichen 
Reichtum  bevorzugten  Südseekolonie  zu 
nehmen  hat,  ebensowenig  Genüge  geschah 
wie  dem  der  Neu-Guinea-Koinpagnie,  die  j 
mit  einer  für  eine  Privatgesellschaft  uner- 
füllbaren Aufgabe  belastet  war.«  (Denk- 1 
schrift,  betreffend  den  Uebergang  der  Landes- 
hoheit über  das  Schutzgebiet  der  Neu- 
Guinea-Kompagnie  auf  das  Reich,  zu  dem 
Entwürfe  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Fest- 
stellung eines  Nachtrages  zum  Haushalts- 1 
etat  für  die  Schutzgebiete  auf  das  Etatsjahr  > 
1896/97,  Reichstagsdrucksache  Nr.  378.)  Der  j 
Reichskanzler  hatte  deshalb  unter  dem  13. 
Miirz  1890  mit  der  Neu-G ui nea- Kompagnie 
einen  Vertrag  abgeschlossen,  wegen  Geber-  ' 
nähme  der  Verwaltung  des  Schutzgebietes ! 
auf  das  Reich.  Der  Reichstag  lehnte  aber  j 
den  sich  hieraus  ergebenden  Nachtragsetat : 
ab  und  machte  dadurch  den  Vertrag  vom 
13.  März  1896  hinfällig  (stenogr.  Bericht  des 
Reichstags  vom  15.  Juni  1896).  Der  Reichs- 
tag hatte  sich  dabei  aber  nicht  gegen  das 
Princip  der  Ueberuahme  der  Verwaltung 
des  Schutzgebietes  auf  das  Reich,  sondern 
nur  gegen  die  das  Reich  belastenden  Be- 
dingungen des  Vertrages  ausgesprochen,  und 
so  wurde  dem  Reichstage  in  dem  Etat  für 
das  Rechnungsjahr  1899  (Nr.  6 der  Druck- 
sachen) ein  neuer  zwischen  dem  Reichs- 
kanzler und  der  Neu-Guiuea-Kompagnie  ab- 
geschlossener Vertrag  vom  7.  Oktober  1898 
vorgelegt,  der  diesmal  durch  Genehmigung 
des  sich  hieraus  ergebenden  Etats  die  Zu-  j 
Stimmung  des  Reichstages  fand  mit  der  j 
Einschränkung,  dass  das  Auswahlrecht  der  i 


Neti-Guinea-Kompagnie  von  Iand  von  zehn 
auf  drei  Jahre  und  auf  das  Kaiser-' Wilhelms- 
land beschränkt  werden  solle  (vgl.  stenogr. 
Bericht  vom  11.  März  1899).  Der  Inhalt 
dieses  Vertrages  war  im  wesentlichen  der 
folgende:  Die  Kompagnie  verzichtet  zu 

Gunsten  des  Reiches  auf  die  ihr  in  dem 
Schutzbriefe  verliehenen  Hoheits-  und  Ver- 
mögensrechte und  auf  das  Recht  der  weiteren 
Prägungen  von  Münzen.  Das  Reich  gewährt 
der  Kompagnie  ein  Kapital  von  vier  Millionen 
Mark  in  zehn  Jahresraten.  Die  Kompagnie 
ist  berechtigt,  Land  in  der  Gesamtfläche  von 
50000  ha  ohne  Entgelt  an  das  Reich  in 
Besitz  zu  nehmen,  und  sie  behält  die  An- 
sprüche auf  Grundstücke,  für  welche  sie 
bereits  früher  Erwerbstitel  erworben  hatte. 

Durch  KaiserL  V.  v.  27.  März  1899 
und  Ausführungsverordnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  1.  April  1899  (D.  K.-Bl.  1899, 
S.  228)  wurde  die  Lmdeshoheit  über  das 
»Schutzgebiet  von  Dcutsch-Neu-Guinea«  mit 
dem  1.  April  1899  von  dem  Reiche  über- 
nommen, während  die  Neu-Gninea-Kom- 
pagnie  mit  Genehmigung  des  Bundesrats 
vom  8.  Februar  1900  sieh  in  eine  deutsche 
Kolonialgesellschaft  nach  § 8 des  Reichs- 
gesetzes, betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete  vom  17.  April 
1886,  verwandelte  (D.  Kol.-Bl.  1900.  S.  275). 
Zum  Gouverneur  wurde  von  Bennigsen  er- 
nannt und  der  Sitz  des  Gouvernements  und 
des  Obergerichts  am  1.  April  1899  nach 
Herbertshöh  auf  Neu -Pommern  verlegt, 
während  der  Landeshauptmann  der  Neu- 
Guiuea-Kompagnie  seinen  Sitz  in  Kaiser- 
Wilhelmsland  behielt  (Landeshauptmann 
Brandeis  seit  1.  Januar  1900).  Der  Sitz 
der  örtlichen  Verwaltung  für  Kaiser-Wil- 
helmsland wurde  nach  Friedrich -Wilhelms- 
hafen verlegt. 

Durch  Artikel  II  des  deutsch-englischen 
Abkommens  vom  14.  November  1899  (D. 
Kol.-Bl.  1899,  S.  804)  wurden  die  östlich' 
bezw.  südöstlich  von  Bougainville  gelogenen 
Inseln  (Choiseul  und  Ysabel)  an  (iross- 
britannien  abgetreten,  während  Bougainville 
nebst  der  zugehörigen  Insel  Buka  hei  Deutsch- 
land verblieb.  In  dem  Artikel  IV  desselben 
Vertrages  wurde  aber  die  zur  Zeit  zwischen 
Deutschland  und  Grossbritannien  bestehende 
Uebereinkunft,  betreffend  das  Recht  Deutsch- 
lands, auf  den  Grossbritannien  gehörigen 
Salomonsinseln  Arbeiter  frei  anzuworben,  auf 
die  in  Artikel  II  an  Grossbritannien  abge- 
tretenen Salomonsinseln  ausgedehnt 

Die  Zahl  der  auf  Kaiser-Wilhelmsland 
befindlichen  Europäer  betrug  am  1.  Januar 
1899  76,  davon  69  Deutsche.  Die  Zahl  der 
Europäer  im  Bismarckarchipel  und  auf  den 
Salomonsinseln  200,  davon  96  Deutsche, 
ausserdem  64  Chinesen,  29  Samoaner  und 
39  Fidj  deute. 
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Die  Bevölkerung  ist  im  wesentlichen 
friedlich,  aber  freilich  noch  sehr  ursprüng- 
lich. Nur  selten  giebt  sie  zu  bewaffnetem 
Einschreiten  Veranlassung.  Die  Anwerbung 
und  Ausfuhr  von  Eingeborenen  aus  dem 
Schutzgebiete  ist  verboten  (V.  v.  15.  August 
1888  und  18.  Oktober  1891). 

Das  wichtigste  Produkt  der  Inseln  ist 
die  von  den  Kokospalmen  gewonnene  Kopra, 
nächstdem  kommen  als  Ausfuhrgegenstände 
Trejwing  und  Perlschalen  in  Betracht.  Aber 
auch  der  Plantagenbau  auf  Baumwolle  und 
Kaffee,  besonders  im  Bismarckarchipel,  ist 
vielversprechend.  Im  Kaiser- Wilhelmsland 
sind  auch  Goldfunde  gemacht  worden. 

Eine  telegraphische  Verbindung  mit  dem 
Schutzgebiete  reicht  nur  bis  Batavia.  Eine 
Einbeziehung  des  Gebietes  in  die  Linien 
der  deutschen  subventionierten  Dampfer  und 
eine  Entwickelung  des  inneren  Schiffsver- 
kehrs sind  in  Aussicht  genommen.  Ver- 
zeichnis der  am  1.  Januar  1900  im  Schutz- 
gebiete tliätigen  Handels-  und  Erwerbsgesell- 
schaften,  D.  Kol.-Bl.  vom  15.  März  und  15. 
April  1900. 

9.  Marsehullinseln.  Auf  den  Mar- 
schallinseln  herrschte  schon  seit  längerer 
Zeit  der  deutsche  Handel.  Am  29.  Novem- 
ber 1878  schloss  Kapitän  von  Werner  (Ari- 
adne) einen  Freundschaftsvertrag  mit  dem 
Häuptling  Lebon  (Kalma)  der  Kalook-Kette 
auf  Jaluit,  der  Dcutsclüand  den  Hafen 
Jaluit  als  Kohlenstation  sicherte,  woselbst 
1879  ein  deutsches  Consulat  errichtet  wurde. 
Nachdem  bei  dem  deutsch-englischen  Ab- 
kommen von  1885  die  Marschalliuseln  der 
deutschen  Interessensphäre  Vorbehalten  wor- 
den waren,  wurde  vom  Kriegsschiff  Nau- 
tilus aus  am  15.  Oktober  1885  die  deutsche 
Flagge  auf  Jaluit  und  dann  an  vielen 
anderen  Punkten  des  Archipels  gehisst  und 
Schutzverträge  mit  den  Eingeborenen  abge- 
schlossen. 

Die  Marschallinseln  bestehen  aus  der 
Ralick-  und  Kadak-Inselkette  einschliesslich 
der  Brown-  und  Providenceinseln  (Kaiserl. 
V.  v.  13.  September  188G),  bilden  einen  Teil 
von  Mikronesien  und  sind  ein  geeignetes 
Produktionsgebiet  für  Kopra. 

Die  früher  auf  den  Inseln  thütigen  deut- 
schen Firmen  schlossen  sich  zu  einer  »Ja- 
luit-Gesellschaft«  zusammen,  die  sich  am 
31.  Dezember  1887  in  Hamburg  konstituierte, 
die  Kosten  der  kaiserlichen  Verwaltung  zu 
tragen  hat  und  zahlreiche  Handelsstationen 
im  Gebiete  der  Marschallinseln  und  auf  den 
ltenaehbarten  Karolinen  unterhält. 

Für  die  Inseln  wurde  ein  kaiserlicher, 
Kommissar  bestellt  mit  dem  Sitz  in  Jaluit 
(Dr.  Sonnenschein  bis  1889,  Biermann, 
Schmidt.  Inner  1894 — 1896,  Brandeis). 

Auf  der  südlichsten  Insel  Nauru  (Plea- 


i sant  Island)  wurde  ein  Bezirksamt  einge- 
j richtet. 

Die  Zahl  der  Nichteingeborenen  betrug 
1899  116  und  zwar  61  Weisse,  davon  50 
Deutsche,  die  meist  auf  Jaluit  wohnen. 

Die  Entwickelung  dieses  Schutzgebietes 
nimmt  iliren  ruhigen  ungehinderten  Weg 
vorwärts,  ohne  dass  es  der  Entfaltung 
: grosser  und  kostspieliger  Machtmittel  bis- 
her bedurfte. 

Während  die  einzelnen  Häuptlinge  auf 
; den  verschiedenen  Inseln  bis  zum  Jahre  1884 
in  beständigen  Fehden  mit  einander  gelebt 
haben,  ist  die  Lage  im  Schutzgebiet  seitdem 
eine  friedliche  geworden.  Ohne  Zweifel  ist 
! das  eine  Folge  des  Verbotes  der  Einfuhr 
von  Feuerwaffen  und  Pulver,  das  auf  das 
! strengste  gehaudhabt  wird. 

Die  Urproduktion  des  Schutzgebietes  be- 
steht in  der  Kokosnusspalme,  auf  deren 
Nutzbarmachung  für  den  Weltmarkt  die 
handelspolitische  Bedeutung  der  Marschall- 
inseln im  wesentlichen  beruht  und  auf  die 
sich  das  gesamte  wirtschaftliche  Interesse 
| der  Einheimischen  und  Fremden  koncen- 
triert. 

Die  etwas  degenerierende  einheimische 
Bevölkerung  (deren  Ueberführung  nach 
ausserhalb  verboten  ist,  D.  Kol.-Bl.  1894,  S. 
186),  steht  unter  der  Botmässigkeit  ver- 
schiedener Häuptlinge,  von  denen  Kabua  auf 
Jaluit  einer  der  angesehensten  ist. 

10.  Karolinen.  Marianen  und  Pulau- 
inseln.  Bei  Ansklarierung  eines  deutschen 
! Schiffes  von  Hongkong  nach  den  Palau- 
| (Palaos-,  Pelcw-j  und  Karolinen-Inseln 
machte  Spanien  1874  Anspruch  auf  die 
Souveränität  über  diese  Inseln,  die  von 
Deutschland  bostritteu  wurde.  Zu  derselben 
Zeit  entstand  ein  Konflikt  mit  Sjwmien  wegen 
der  den  spanischen  Philippinen  benachbarten 
! Sulu -Inseln,  deren  Sultan,  zugleich  Herr- 
scher über  Nor  dos t-Bor noo,  allerdings 
vergebens  das  deutsche  Protektorat  erbeten 
hatte.  Die  damaligen  Streitigkeiten  wurden 
beendet  durch  ein  Protokoll  vom  11.  März 
1877,  in  welchem  die  spanische  Regierung 
rückhaltlos  den  Grundsatz  der  vollen  Han- 
delsfreiheit anerkannte  mit  Ausnahme  der 
von  Spanien  effektiv  besetzten  Plätze,  wo 
ihr  für  gewisse,  im  allgemeinen  Handels- 
interesse gebotene  Leistungen  begrenzte  Ab- 
gabenerhebung zugestanden  wurde. 

In  einem  Vertrage  vom  7.  März  1885 
erkannten  Deutschland  und  Grossbritannieu 
die  sj«nische  Souveränität  über  den  Sulu- 
(Jolo-)  Archij>el  an.  in  dem  Abkommen  vom 
29.  April  1885  zwischen  Deutschland  und 
Grossbritannien  wurden  aber  die  Karolinen 
Deutschland  zugesprochen.  Die  Versuche, 
diese  Inseln  ebenso  wie  die  Marschallinseln 
zu  oceupieren,  stiessen  aber  auf  den  Wider- 
stand Spaniens,  obgleich  auch  dort  der  Han- 
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del  und  Plantagenbau  ausschliesslich  in 
deutschen  Münden  lag. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten, 
welche  der  spanischen  Dynastie  aus  dem 
Konflikte  erwuchsen,  unterbreitete  Deutsch- 
land die  Frage  dein  Schiedssprüche  des 
Papstes  Leo  XIII.  Auf  Grund  des  päpst- 
lichen Schiedsspruches  vom  22.  Oktolter 
1885  kam  darauf  ein  Vertrag  zwischen 
Deutschland  und  Spanien  am  17.  Dezember 
1885  zu  Stande,  in  dem  Deutschland  die 
Priorität  der  s|wnisehen  Occupatiou  der 
Karolinen  und  Palaosiuseln  und  die  spani- 
sche Souveränität  in  Grenzen  anerkannte, 
die  durch  den  Ae<juator  und  den  11"  n.  Br. 
und  den  132°  und  1(54°  östl.  L.  v.  Gr.  ge- 
bildet, in  denen  aber  dem  deutschen  Handel 
weitgehende  Rechte  eingeräumt  wurden. 

Eine  neue  Gelegenheit,  diese  Inseln  auf 
friedlichem  Wege  von  Spanien  zu  erwerben,  j 
bot  der  Ausgang  des  Krieges  zwischen  Spa- 
nien und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, der  den  letzteren  unter  anderen ! 
die  Philippinen  und  die  im  Archipel  der  | 
.Marianen  gelegeue  Insel  Guam  brachte.  1 
Nämlich  durch  einen  zwischen  dem  Deut-  j 
sehen  Reiche  und  Spanien  am  12.  Februar 
1899  in  Madrid  abgeschlossenen  uud  am ' 
30.  Juni  1899  bestätigten  Vertrag  trat  Spa- 
nien an  Deutschland  die  volle  Landeshoheit 
über  die  Karolineninseln,  l’alau  uud  Mari- 1 
anen,  Guam  ausgenommen,  und  das  Eigen- 
tum an  diesen  Inseln  gegen  eine  auf  25 
Millionen  Peseten  festgesetzte  Geldentschä- 
digung ab«. 

Durch  Kaiserl.  Erlass  vom  18.  Juli 
1899  wurden  diese  drei  Inselgebiete  im 
Namen  des  Reichs  unter  Kaiserlichen  Schutz 
gestellt  und  durch  Kaiserl.  V.  v.  18.  Juli 
1899  die  Rechtsverhältnisse  daselbst  geord- 
net (D.  Kol.-ßl.  1899,  S.  409,  506,  507). 

Durch  eine  weitere  Kaiserl.  V.  v.  18. 
Juli  1899  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  93)  wurde  die 
Verwaltung  der  Inselgebiete  in  der  Weise 
einstweilen  geregelt,  dass  sie  bis  auf  wei- 
teres einen  Teil  des  Schutzgebietes  von 
Deutseh-Neu-Guinea  zu  bilden  haben.  Durch 
Verfügung  des  Reichskanzlers  vom  24.  Juli 
1899  (I).  Kol.-Bl.  1900,  S.  94)  wurde  weiter 
bestimmt,  dass  die  Verwaltung  des  Inselge- 
bietes  unter  der  Verantwortung  des  Gouver- 
neurs von  Dcutsch-Neu-Guinea  in  den  Ost- 
Karolinen  von  einem  Vicegouverneur  (Dr. 
Mahl),  in  den  Marianen  und  West-Karolinen 
einschliesslich  der  Palauinseln  von  Bezirks- 
amtmännern  (Fritz  in  Saii>an,  Senfft  in  Yap) 
wahrgenommen  werden  sollen,  und  die  Zu- 
ständigkeit dieser  Beamten  geregelt. 

Eine  überaus  wichtige  Bestimmung  für 
die  zukünftige  Gestaltung  der  dortigen  Land- 
verhältnisse  wurde  durch  eine  Verordnung 
des  Reichskanzlers  vom  20.  Januar  1900  ge- 
troffen (D.  Kol.-Bl.  19O0,  S.  94),  wonach  es 


bis  auf  weiteres  verboten  ist,  von  den  Ein- 
geborenen der  Karolinen , Marianeu  und 
Palauinseln  Grundeigentum  auf  irgend  eine 
Art,  sei  es  durch  Kauf.  Tausch,  Schenkung 
oder  sonst  ein  Rechtsgeschäft  zu  erwerben, 
und  wonach  die  dieser  Bestimmung  zuwider 
geschlossenen  Verträge  für  rochtsungiltig 
erklärt,  wurden.  Schon  vorher  hatte  eine 
Verordnung  des  Gouverneurs  von  Bennigsen 
vom  17.  Oktober  1899  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  496) 
die  Verabfolgung  von  Schusswaffen,  Muni- 
tion, Sprengstoffen  und  alkoholhaltigen  Ge- 
tränken an  Eingeborene  der  Karolinen,  Palau 
und  Marianen  oder  an  andere  im  Inselgebiet 
sich  aufhaltende  Farbige  ohne  besondere 
Erlaubnis  der  lokalen  Verwaltungsbehörde 
verboten. 

Eine  interessante  Schilderung  der  neu 
erworbenen  Gebiete  enthält  ein  Bericht  des 
Gouverneurs  von  Bennigsen  vom  30.  No- 
vember 1899  über  seine  Reise  zum  Zwecke 
der  Uebernahmo  der  drei  Inselgebiete  in 
deutschen  Besitz,  der  uebst  Karte  im  D. 
Kol.-Bl.  vom  1.  Februar  1900  abgedruckt 
! ist.  Nachrichten  ül>er  die  Geschiente  und 
Geographie  der  neu  erworbenen  Inselgrup- 
pen enthält  auch  die  D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  52, 
68,  97,  189. 

Die  Berichte  unbeteiligter  Reisender 
■ fremder  Nationalität  aus  dem  Jahre  1900 
j lassen  übereinstimmend  erkennen,  dass  der 
Debergang  «1er  Inseln  in  deutsche  Verwal- 
tung diesen  überraschend  schnell  einen 
längst  entbehrten  Zustand  von  Ordnung  und 
Frieden  gebracht  hat. 

11.  Samoa.  Vor  allen  anderen  Inselgruppen 
der  Südsee  waren  es  die  Samoa-Inseln, 
lauf  denen  das  Hamburger  Haus  Godeffroy 
I seit  1865  Plantagen  anlegte  und  umfangreiche 
: Landerwerbungen  machte.  Die  Streitigkeiten 
zwischen  den  Eingeborenen  machten  es  aber 
dort  englischen  und  amerikanischen  Sonder- 
! bestrebungen  ebenfalls  möglich , Fass  zu 
i fassen,  in  deren  Verlauf  die  Vereinigten 
Staaten  1872  den  Hafen  von  Pago  Pago  als 
; Kohlenstation  gewannen.  Die  streitenden 
. Parteien  erkannten  zwar  in  Verträgen  vom 
! 3.  und  5.  Juli  1877  die  Neutralität  des  deut- 
; sehen  Besitzes  an,  und  als  später  die  Wirk- 
’ samkeit  dieser  Verträge  von  amerikanischer 
Seite  in  Frage  gestellt  wurde,  belegte  Deutsch- 
land 1878  die  Häfen  Saluafata  und  Faleolili 
! mit  Beschlag  bis  zur  Anerkennung  der  deut- 
! sehen  Rechte  in  dem  Vertrage  vom  24.  Januar 
! 1879.  Der  Hafen  Saluafata  wurde  damit 
i endgiltig  als  deutsche  Kolilenstation,  aber 
i unter  Oberhoheit  Samoas  und  für  den  Hafen 
von  Apia  das  deutsche  Meistbegünstigungs- 
I recht  anerkannt  lm  Laufe  des  Jahres  1879 
| schlossen  auch  England  und  Amerika  Ver- 
träge, welche  die  Unabhängigkeit  Samoas 
anerkannten,  und  am  2.  September  1879  er- 
kannten die  Vertreter  beider  Mächte  den 
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deutschen  Vertrag  vom  24.  Januar  1870  an. 
und  die  3 Mächte  Itoeinflussren  gleich  massig 
die  Verwaltung  der  Inseln,  auf  denen  die 
UuUe  aber  noch  immer  nicht  eintrat.  Deutsch- 
land errichtete  deshalb  am  1.  November  1870 
ein  Generalconsulat  (Zembsch,  später  Dr. 
St  übel,  Dr.  Knappe)  in  Apia,  und  Admiral 
Deinhard  beseitigte  zwangsweise  die  im 
neutralen  Gebiet  von  der  Partei  der  Taimua ! 
und  Faipule  errichteten  Befestigungen  und  1 
erzwang  im  Vertrage  vom  23.  Dezember  1870  j 
die  Anerkennung  Malietoas  als  König  aller 
Samoa-Inseln  und  die  Einführung  einer 
Staat  s Verfassung. 

Gerade  in  diese  Zeit  des  Steigens  des 
deutschen  Einflusses  in  Samoa  fiel  eine 
finanzielle  Krisis  des  Hauses  Godeffroy  und 
der  aus  ihm  hervorgegangenen  »Deutschen 
Handels-  und  Plantagengesellschaft  der  Siid- 
see-Inseln  in  Hamburg- . bei  welcher  der 
l'ebergang  des  gesamten  Besitzes  der  Ge- 
sellschaft in  englische  Hände  drohte.  Eine 
»deutsche  Seehaudelsgesellschaft«  war  zur 
Erwerbung  der  Godeffroyschen  Plantagen 
bereit,  wenn  ihr  die  Unterstützung  der  Reichs- ! 
regierung  zu  teil  würde.  Diese  machte  am 
14.  April  1889  dem  Reichstage  eine  Vorlage, 
nach  welcher  der  zu  gründenden  Gesellschaft 
reichsseitig  Garantie  behufs  Erzielung  eines : 
jährlichen  Reingewinnes  unter  gewissen  Be- 
dingungen bewilligt  werden  sollte.  Die  i 
Vorlage  wurde  am  27.  April  1880  unter  dem 
Einflüsse  einer  Rede  des  Abgeordneten  Bam- 1 
herger  mit  128  gegen  112  Stimmen  abgelehnt. 

Die  Folgen  dieser  Ablehnung  machten , 
sich  nicht  nur  für  die  Entwickelung  der 
deutschen  Kolooialpolitik  im  allgemeinen  in 
der  nachteiligsten  Weise  bemerkbar,  sondern 
ganz  besonders  und  zunächst  in  Tonga  und 
Samoa.  Es  war  zwar  privater  Hilfe  ge- 
lungen, die  deutsche  Plantagengesellschaft 
in  ihrem  Besitztum  zu  erhalten,  und  die  Vor- 
herrschaft des  deutschen  Handels  in  Samoa 
dauerte  fort,  derart,  dass  im  Durchschnitte 
der  Jahre  1881 — 1885  von  der  Einfuhr  65%  i 
(gegen  12%  auf  England  und  21%  auf  j 
Amerika)  und  von  der  Ausfuhr  92%  auf; 
Deutschland  (gegen  4 % auf  England  und  | 
3%  Amerika)  entfielen,  auch  gelang  es 
durch  Vertrag  vom  10.  November  1884,  einen 
deutsch-samoanischen  Staatsrat  einzusetzen, 
aber  die  auf  die  britische  Annexion  Sanioas 
gerichteten  Bestrebungen  wurden  immer 
lebhafter. 

Die  Neutralität  Samoas  fand  einen  er-  j 
Deuten  Ausdruck  in  dem  deutsch-englischen 
Abkommen  vom  6.  April  1886  über  Ab- 
grenzung der  deutschen  und  englischen 
Machtsphären  im  westlichen  Stillen  Ocean,  § 0: 
"Diese  Erklärung  findet  keine  Anwen- : 

düng  auf  die  Schiffer-Inseln  (Samoa),  mit 

welchen  Deutschland,  Grossbritannien  und 

die  Vereinigten  Staaten  Verträge  abge- 


schlossen haben,  noch  auf  die  Freund- 
schafts-Inseln (Tonga),  mit  welchen  Deutsch- 
land und  Grossbritannien  Verträge  abge- 
schlossen haben,  noch  auf  die  Niuc-Insel 
(Savage-Insel),  welche  Inselgruppen  nach 
wie  vor  ein  neutrales  Gebiet  bilden  sollen, 
noch  auf  irgend  welche  Inseln  oder  Plätze 
im  westlichen  Stillen  Ocean,  welche  jetzt 
unter  der  Souveränität  oder  dem  Schutz 
irgend  einer  anderen  eivilisierten  Macht 
ausser  Deutschland  und  Grossbritannien 
stehen.« 

Die  fortgesetzten  Unruhen  in  Samoa  und 
die  Verletzung  der  deutschen  Rechte  machten 
aber  1887  eine  förmliche  Kriegserklärung 
gegen  Malietoa  und  Gefangennahme  des- 
selben, weitere  Kämpfe  zwischen  den  Häupt- 
lingen Tamasese  und  Mataafa  und  wieder- 
holtes Einschreiten  deutscher  Kriegsschiffe 
erforderlich,  wobei  die  Deutschland  händ- 
lichen Parteien  besonders  von  amerikanischer 
Seite  (Klein)  unterstützt  wurden  und  das 
deutsche  Landungscorps  am  17.  Dezember 

1888  namhafte  Verluste  erlitt  und  am  16. 
März  1889  in  einem  Orkan  auf  der  Reede 
von  Apia  die  deutschen  Kriegsschiffe  Eber, 
Adler  und  Olga  untergingen. 

Die  hieran  sieh  auschliesseuden  diplo- 
matischen Streitigkeiten  zwischen  Deutsch- 
land, Grossbritau nieu  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  fanden  ihren  Ab- 
schluss in  der  am  20.  April  1889  in  Berlin 
zusanuneutretenden  Samoakonferenz.  Die 
Generalakte  dieser  Konferenz  vom  14.  Juni 

1889  erklärte  erneut  die  Unabhängigkeit  und 
Neutralität  der  Samoa-Inseln,  gab  Samoa 
eine  Verfassung  und  errichtete  insbesondere 
einen  obersten  Gerichtshof  (Oberrichter  ein- 
zusetzen durch  den  König  von  Schweden), 
traf  Bestimmungen  über  die  Veräusserung 
von  Ländereien,  über  die  Einrichtung  einer 
Lokalverwaltung  im  Munieipalbezirk  von 
Apia,  über  Steuern,  Abgaben  und  Zölle,  über 
den  Handel  mit  Waffen  und  Spirituosen. 

Die  Weiterentwiekeluug  der  Verhältnisse 
seit  Abschluss  dieses  Vertrages  ist  eine  den 
deutschen  Interessen  ungünstige  gewesen. 

Die  formell  bestehende  Dreiherrschaft 
wurde  durch  das  Zusammengehen  der  Ver- 
treter Grossbritanniens  und  der  Vereinigten 
Staaten  immer  mehr  zu  einer  Verletzung 
der  deutschen  Interessen  und  einer  Ver- 
drängung des  deutschen  Einflusses  auf 
Samoa  gemissbraucht.  Die  Parteien  der 
Eingeborenen  wurden  immer  wieder  gegen 
einander  gehetzt,  und  so  blieb  Samoa  der 
Schauplatz  fortwährender  politischer  und 
wirtschaftlicher  Unruhen. 

Nach  dem  Tode  Taiuaseses  1.  war  Mataafa 
zum  obersten  Häuptling  der  Aanas  und  Ätnas 
aufgerückt  und  als  Gegner  des  neuen  Königs 
Liupepa  1893  von  den  Vertragsmächten  ge- 
fangen und  nach  den  Marschall-Inseln  vor- 
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bannt  worden.  Nach  ihm  trat  Tamasese  II. 
an  die  Spitze  der  aufständischen  Partei, 
obwohl  die  Kriegsschiffe  der  Vertrags- 
mächte ihren  Bundesgenossen  Laupepa  unter- 
stützten. Mit  Zustimmung  des  Malietoa 
Laupepa  und  der  Vertragsmächte  wurde 
schliesslich  Mataafa  1898  nach  Samoa  zurück- 
gebracht, nachdem  er  gelobt  hatte,  keine 
Ansprüche  auf  die  Königswürde  geltend  zu 
machen.  Malietoa Lauj*epa  starb  am  29.  August 
1898,  und  Mataafa  wurde  am  16.  Oktober 
1898  ohne  sein  Zuthun  fast  einstimmig  zum 
König  erwählt  und  den  bestehenden  Be- 
stimmungen entsprechend  vom  deutschen 
Generalconsul  Rose  als  solcher  anerkannt, 
die  Anerkennung  aber  seitens  der  Engländer 
und  Amerikaner  versagt.  Dies  führte  zu 
Kämpfen  zu  Wasser  und  zu  Lande  und  zur 
Anerkennung  einer  provisorischen  Regierung 
durch  die  Consuln  am  6.  Januar  1899.  Trotz- 
dem beschoss  das  englisch-amerikanische 
Geschwader  Samoa  und  verursachte  den 
dortigen  Deutschen  und  den  deutschgesinnten 
Samoanern  vielen  Schaden  und  behandelte 
das  deutsche  Kriegsschiff  und  die  Vertreter 
des  Reiches  so  brutal,  dass  sehr  gespannte 
Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  den 
beiden  angelsächsischen  Mächten  eintraten. 

Schliesslich  verständigten  sich  die  drei 
Vertragsmächte,  ihre  damaligen  Vertreter 
von  Samoa  abzurufen  und  dorthin  eine  Ober- 
kommission von  drei  Mitgliedern  (deutscher 
Kommissar  Speck  von  Sternburg)  zu  ent- 
senden, die  am  13.  Mai  1899  in  Samoa  ein- 
traf. Dieser  Oberkommission  gelang  zwar 
die  Entwaffnung  der  Parteien  und  die  vorüber- 
gehende Herstellung  der  Ordnung.  Sie  ge- 
langte aber  selbst  zu  der  Peberzeugung,  dass 
die  Aufrechterhaltung  der  Dreiherrschaft 
unmöglich  und  die  rnterstellung  der  Inseln 
unter  nur  eine  Macht  nötig  sei.  Nach  lang- 
wierigen Verhandlungen  der  drei  Vertrags- 
mächte entschlossen  sich  diese  zu  einer 
Teilung  der  bisher  neutral  belassenen  Ge- 
biete in  der  Südsee  (6.  April  1886)  und  Auf- 
gabe des  Dreiherrschaftsvertrages  über  Samoa 
vom  14.  Juni  1889. 

In  dem  deutsch  - englisehen  Abkommen 
vom  14.  November  1899  (I).  Kol. -Bi.  1899, 
S.  803)  verständigten  sich  diese  Mächte  über 
anderweite  Abgrenzungen  ihrer  Gebiete  und 
Rechte  in  Togo,  Zanzibar  und  den  Salomons- 
inseln  und  beschlossen  über  Samoa  und 
Tonga  das  folgende: 

I.  Grossbritannien  verzichtet  zu  Gunsten 
Deutschlands  auf  alle  seine  Rechte  auf  die  Inseln 
Upolu  und  Savaii  einschliesslich  des  Rechts, 
daselbst  eine  Marine-  und  Kohlenstation  zu  er- 
richten, und  des  Rechts  auf  Exterritorialität 
auf  jenen  Inseln. 

In  gleicher  Weise  verzichtet  Grossbritan- 
nien zu  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  auf  alle  seine  Rechte  auf  die  Insel  Tutnila 
und  auf  die  anderen  östlich  des  171.  Längen- 


! grades  von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der 
| Samoagruppe. 

Grossbritaunien  erkennt  an,  dass  die  Ge- 
■ biete  im  Osten  der  neutralen  Zone,  welche  durch 
das  Abkommen  von  1888  in  Westafrika  ge- 
I schaffen  worden  ist,  an  Deutschland  fallen.  Die 
Grenzen  des  Deutschland  zukommenden  Teils 
j der  neutralen  Zone  werden  durch  Artikel  V der 
i vorliegenden  Konvention  festgesetzt. 

II.  Deutschland  verzichtet  zu  Gunsten 
i Grossbritanniens  auf  alle  seine  Rechte  auf  die 

Tongainseln  mit  Einschluss  Vavaus  und  auf 
Savage  Island,  einschliesslich  des  Rechte,  da- 
selbst eine  Marine-  oder  Kohlenstation  zu  er- 
richten. und  des  Rechts  auf  Exterrioritalität  in 
den  vorstehend  bezeichueten  Inseln. 

In  gleicher  Weise  verzichtet  Deutschland 
zu  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
auf  alle  seine.  Rechte  auf  die  Insel  Tutuila  und 
auf  die  anderen  östlich  des  171.  Längengrades 
von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der  Samoa- 
gruppe .... 

III.  Die  beiderseitigen  Consuln  in  Apia  und 
in  den  Tongaiuseln  werden  bis  auf  weiteres  ab- 
berufen. 

Die  beiden  Regierungen  werden  sich  über 
die  in  der  Zwischenzeit  im  Interesse  ihrer 
Schiftährt  und  ihres  Handels  in  Samoa  und  auf 
den  Tongainselu  zu  treffenden  Einrichtungen 
verständigen. 

Das  am  2.  Dezember  1899  zu  Washing- 
ton Unterzeichnete  deutsch  - amerikanisch- 
englische Abkommen  (1).  Kol. -Bl.  1900.  S.  4) 
hat  folgenden  Wortlaut: 

I.  Die  von  den  vorgenannten  Mächten  am 
14.  Juni  1889  in  Berlin  abgeschlossene  und 
Unterzeichnete  Generalakte  wird  hiermit  auf- 
gehoben: desgleichen  werden  alle  dieser  Akte 
vorausgegangeuen  Verträge,  Abkommen  und 
Vereinbarungen  aufgehoben. 

II.  Deutschland  verzichtet  zu  Gunsten  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  alle  seine 
Rechte  und  Ansprüche  an  der  Insel  Tutuila  und 
an  allen  anderen  östlich  des  171.  Längengrades 
westlich  von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der 
Samoagruppe. 

In  gleicher  Weise  verzichtet  Grossbritan- 
nien zu  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  auf  alle  seine  Rechte  und  Ansprüche 
an  der  Insel  Tutuila  mal  an  allen  anderen  öst- 
lich des  171.  Längengrades  westlich  von  Green- 
wich gelegenen  Inseln  der  Samoagruppe. 

In  gleicher  Weise  verzichten  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  zu  Gunsten  Deutschlands 
auf  alle  ihre  Rechte  und  Ansprüche  auf  die 
Inseln  Upolu  und  Sawaii  und  alle  anderen  west- 
lich des  171.  Längengrades  westlich  von  Green- 
wich gelegenen  Inseln  der  Samoagruppe. 

III.  Es  wird  ausdrücklich  ausgemacht  und 
I vereinbart,  dass  jede  der  drei  Unterzeichneten 
, Mächte  auch  fernerhin  für  ihren  Handel  und 
| für  ihre  Handelsschiffe  in  allen  Inseln  der  8a- 

moagrnppe  die  gleichen  Vorrechte  und  Zuge- 
i ständnisse  gemessen  soll,  welche  die  souveräne 
Macht  in  allen  den  Häfen  geniesst,  die  dem 
1 Handel  einer  dieser  Mächte  offeu  stehen. 

IV.  Die  vorliegende  Konvention  soll  sobald 
als  möglich  ratifiziert  werden  und  unmittelbar 

' nach  Austausch  der  Ratifikationen  in  Kraft 
! treten. 
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Da,mit  hatte  Deutschland  nach  mehr  als 
zwanzigjährigen  Bemühungen  endlich  die 
Allein herrschaft  über  den  wichtigsten  Teil 
der  Samoa-Inseln  und  damit  eine  wichtige 
Stellung  in  der  Südsee  erworben,  freilich 
unter  schweren  Opfern  namentlich  an  Gross- 
Britannien  in  Togo,  Zanzibar  und  auf  den 
Salomonsinselu. 

Behufs  schiedsgerichtlicher  Regelung  der 
Ersatzansprüche  der  bei  der  Beschiessung 
Samoas  durch  die  Engländer  und  Ameri- 
kaner deutscherseits  erlitteueu  Schäden 
wurde  zwischen  den  drei  Mächten  am  7.  No- 
vember 1890  (D.  Kol.-Bl.  19UO,  S.  201)  ein 
Abkommen  getroffen.  Der  Schiedsspruch 
ist  bisher  aber  noch  nicht  gefällt  worden. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  vom  17. 
Februar  1900  konnte  nunmehr  der  deutsche 
Schutz  über  die  Samoa-Inseln  erklärt,  eine 
Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  durch  Ein- 
führung der  Considargerichtsbarkeit  getroffen 
und  durch  Verfügung  des  Reichskanzlers 
vom  17.  Februar  1900  und  des  Gouverneurs 
vom  1.  März  1900  (D.  Kol.-Bl.  1900.  S.  311, 
312)  die  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit 
organisiert  werden.  Vergl.  auch  R.G. 
v.  15.  Februar  1900  und  V.  v.  17.  Februar 
1900.  Die  deutsche  Flaggenhissung  fand 
am  1.  März  1900  statt,  als  erster  Gouverneur 
wurde  Dr.  Solf  bestellt,  der  bisherige  Präsi- 
dent des  Munieipalrates  von  Apia. 

Durch  Heranziehung  eines  Ausschusses 
von  7 Mitgliedern  aus  den  Kreisen  der  kauf- 
männischen und  landwirtschaftlichen  An- 
siedler wurde  der  erste  Versuch  zu  einer 
Selbstverwaltung  gemacht.  Die  deutsche 
Herrschaft  scheint  Samoa  den  Frieden  ge- 
bracht zu  haben.  (D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  121, 
290.  D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  418,  507.) 

12.  Kiantsehou.  Schon  vor  der  deut- 
schen Fnssfassung  in  Kiantsehou  hatte  das 
Deutsche  Reich  territoriale  Erwerbungen 
gemacht,  nämlich  iu  Tientsin  und  Han- 
kau.  Die  Denkschrift  des  Reichskanzlers 
über  die  deutschen  Niederlassungen  in 
Tientsin  und  üankau  vom  23.  März  1898 
(Reichstags-Drucks.  Nr.  217)  sagt  über  die 
Beweggründe  u.  a.  folgendes: 

Seit  Erschliessung  des  chinesischen  Reiches 
für  den  Fremdenverkehr  sind  die  in  China 
lebenden  Fremden  bestrebt  gewesen,  sich  in  den 
ihnen  geöffneten  Plätzen  geschlossen  anzusiedeln, 
nu»  so  ihren  Lebeusgewohnheiten  mehr  Rech- 
nung tragen,  auch  ihre  Geschäfte  erfolgreicher 
und  ungestörter  betreiben  zu  können,  als  dies 
bei  vereinzeltem  Wohnen  inmitten  der  chinesi- 
schen Bevölkerung  möglich  ist.  Mit  Rücksicht 
hierauf  haben  bereits  vor  langer  Zeit  England, 
Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  mit  China  Verträge  wegen  Erwerbung 
von  Niederlassungen  iu  den  wichtigsten  chine- 
sischen Yertragshfifen , so  unter  anderen  in 
Schanghai,  Tientsien  und  Hankau  abgeschlossen. 
Nach  Inhalt  dieser  Verträge  sollten  den  einzel- 
nen Mächten  in  den  betreffenden  Plätzen  be- 


stimmte, günstig  gelegene  Eandtlüc.hen  von 
mässigem  Umfange  gegen  eine  angemessene 
Entschädigung  zur  Besiedelung  durch  ihre  An- 
gehörigen eingeräumt  werden. 

Diese  Landflächen  sollten  nach  wie  vor  als 
Bestandteile  des  chinesischen  Reiches  gelten 
und  demgemäss  unter  chinesischer  Gebietshoheit 
bleiben,  aber  fortan  der  Verwaltung  und 
Polizei  der  chinesischen  Lokalbehörden  entzo- 
gen sein. 

Auf  dieser  Grundlage  haben  sich  die  iu 
China  bestehenden  Fremdenniederlassungen  ent- 
wickelt. Das  Niederlassuugsareal  ist  teils  von 
den  Vertragsmächten  seihst  auf  dem  Wege  der 
Gesamtenteignung,  teils  von  den  einzelnen  In- 
teressenten auf  dem  Wege  besonderer  Verhand- 
lungen mit  den  bisherigen  chinesischen  Be- 
sitzern erworben  worden.  Die  Verwaltung  der 
Niederlassungsgehiete,  die  hauptsächlich  in  der 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  Strassen-  und 
Uferanlageu , in  der  Aufrechterhaltung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit,  in  Vor- 
kehrungen gegen  Feuer-  und  Diebsgefahr,  in 
der  Fürsorge  für  Beleuchtung  und  Sanitäts- 
wesen, in  der  Einführung  und  Ueberwaehung 
einer  Baupolizeiordnnng  sowie  in  anderen  poli- 
zeilichen Massnahmen  bestellt,  wird  in  der 
Regel  durch  einen  Ausschuss  ans  den  auf  den 
Niederlassungen  angesiedelten  Fremden  unter 
Mitwirkung  ihrer  Cousuln  geführt. 

Uebrigens  werden  in  den  einzelnen  Nieder- 
lassungen nicht  nur  die  Angehörigen  der  be- 
treffenden Vertragsmacht,  sondern  aucli  andere 
Fremde,  zutu  Teil  sogar  Chinesen,  zum  Land- 
erwerb oder  wenigstens  zum  Wohnen  zuge- 
lassen. Auf  diese  Weise  hat  die  vereinigte 
englische  und  amerikanische  Niederlassung  iu 
Schanghai  einen  rein  internationalen  Charakter 
angenommen,  dergestalt,  dass  dort  hinsichtlich 
des  Landerwerbs  und  des  Wohnens  allen  Frem- 
den ohne  Unterschied  der  Nationalität  die 
gleichen  Rechte  zustehen  und  dass  die  für  die 
Verwaltung  massgebenden  Verordnungen  nur 
mit  Genehmigung  der  Vertreter  sämtlicher 
Vertragsmächte  erlassen  und  abgeäudert  wer- 
den. Dagegen  haben  die  übrigen  Niederlas- 
sungen ihren  nationalen  Charakter  behalten, 
indem  die  einzelne  Vertragsmacht  die  Redin- 
gungen vorschreibt,  unter  denen  die  Niederlas- 
sungsgrundstücke  an  Fremde  veräussert  oder 
vermietet  werden  dürfen,  und  so  dafür  sorgt, 
dass  ihre  Interessen,  insbesondere  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung,  gewahrt  bleiben. 

Wenngleich  hiernach  die  in  China  lebenden 
Deutschen  in  der  Lage  sind,  sich  in  den  bereits 
bestehenden  Fremdenniederlassungen  anzusie- 
delu,  so  hat  sich  doch  für  sie  schon  seit  längerer 
Zeit  das  Bedürfnis  nach  dem  Besitz  eigener 
Niederlassungen  berausgestellt.  Einmal  ent- 
spricht es  nicht  der  angesehenen  Stellung,  die 
die  deutschen  Kaufleute  in  China  einnehmen, 
dass  sie  in  den  Niederlassungen  anderer  Nationen 
gewissermassen  zu  Gaste  wohnen.  Vielmehr 
erscheint  es  zur  Hebung  des  deutschen  An- 
sehens in  den  Augen  der  Chinesen  wie  über- 
haupt. zur  Stärkung  des  Deutschtums  in  China 
erwünscht,  dass  dem  Deutschen  Reiche  auf  dem 
in  Rede  stehenden  Gebiete  dieselben  Hechte 
wie  den  übrigen  Vcrtragsmächten  eingeräumt 
werden. 
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Unter  den  in  der  Denkschrift  ausführlich 
dargelegten  Umständen  entspricht  es  der 
Billigkeit  wie  einem  Deutschland  vertrags- 
mässig  zustehenden  Meistbegünstigungsret-ht, 
dass  seinen  Angehörigen  ebenso  wie  den 
anderen  Nationen  eigene  Niederlassungen 
eingeräumt  werden.  Die  deswegen  mit  der 
chinesischen  Kegierung  im  Jahre  1895  ge- 
führten Verhandlungen  haben  den  gewünsch- 
ten Erfolg  gehübt,  indem  am  3.  Oktober 
1895  ein  die  Erteilung  einer  Niederlassung 
in  Hankau  betreffender  Vertrag  und  am 
30.  Oktober  1895  ein  solcher  für  Tientsin 
abgeschlossen  wurde  (Wortlaut  abgedruckt 
in  der  Denkschrift  Nr.  217). 

Aus  den  in  der  Denkschrift  angegebenen 
Gründen  verzichtete  die  deutsche  Regierung 
darauf,  die  Anlage  der  Besiedelung  selbst 
in  die  Hände  zu  nehmen,  und  auch  darauf, 
dies  den  Interessensphären  einzeln  zu  über- 
lassen. Sie  übertrug  vielmehr  die  Anlage 
und  Finanzierung  der  Siedelungen  der 
Deutsch-asiatischen  Bank  in  Berlin  in  Ver- 
trägen vom  29.  Mai  1897  für  Tientsin  und 
vom  10.  Februar  1898  für  Hankau  (abge- 
druckt im  Aktenstück  Nr.  217). 

Als  nach  dem  erfolgreichen  Kriege  Japans 
gegen  China  in  den  Jahren  1894  und  1895 
— Friede  von  Schimonoseki  vom  17.  April 
1895  — Japan  sich  auf  dem  Festlande  von 
Asien  festsetzen  wollte,  wurde  es  hieran 
durch  die  europäischen  Mächte,  im  wesent- 
lichen Russland,  Deutschland  und  Frank- 
reich geländert.  Von  Deutschland  nahm 
man  bis  dahin  an,  dass  es  Japan  begünstige. 
Man  war  deshalb  überrascht,  dass  Deutsch- 
land sich  auf  die  chinesische  Seite  schlug, 
und  man  erwartete  allgemein,  dass  Deutsch- 
land hierfür  von  China  ebenso  belohnt  wer- 
den würde,  wie  sich  dies  Russland  und  Frank- 
reich ausbedungen  hatten,  und  man  war  in 
der  Presse  nicht  zufrieden  mit  der  Er- 
reichung der  Konzessionen  von  Tientsin  und 
Hankau  (Alld.  Bl.  1895,  S.  89,  109  und  1897. 
S.  234).  Das  in  < Istasien  stationierte  deutsche 
Geschwader  hatte  nach  und  nach  uuter  den 
Admiralen  Hoffmann,  Tirpitz  und  von  Diede- 
richs  in  den  Jahren  185)5 — 1897  die  chine- 
sische Küste  auf  das  sorgfältigste  unter-  j 
sucht,  um  eine  geeignete  Stelle  für  eine ' 
deutsche  Fussfassung  zu  erkunden.  Es ! 
schien  aber,  dass  die  deutsche  Diplomatie  * 
(Frlir.  von  Marschall)  die  Gelegenheit  ver- 
absäumt habe,  die  deutschen  Ansprüche  bei  I 
China  rechtzeitig  zur  Geltung  zu  bringen. 
Da  verständigte  sieh  der  deutsche  Kaiser] 
mit  dem  Kaiser  von  Russland  im  August 
1897  persönlich  zu  Peterhof.  Als  dann  am 
7.  November  1897  die  Nachricht  von  der 
Ermordung  deutscher  Missionare  in  der 
Provinz  Schantung  einging  und  der  Bischof 
von  Anzer  den  Schutz  des  Reiches  erbat, 
erfolgte  dieser  in  der  Gestalt,  dass  das 


deutsche  ostasiatische  Geschwader  Befehl 
zur  Besetzung  von  Kiautschou  erhielt,  um 
auf  dieser  Grundlage  die  erforderliche  Sühne 
von  China  zu  erzwingen.  Am  14.  November 
1897  besetzte  die  deutsche  Kreuzerdivision, 
bestehend  aus  den  Schiffen  »Kaiser*  , »Irene*, 
»Prinzess  Wilhelm«,  » Arkona  .,  »Coriuoran-, 
das  befestigte  Tsingtau  an  der  Bucht  von 
Kiautschou,  aus  dem  sich  die  chinesische 
Garnison  friedlich  zurückzog  (Landungscorps 
unter  Korvettenkapitän  Truppei,  erste  Pro- 
klamationen des  Admirals  von  Diederichs 
und  des  Befehlshaltere  im  Kiautschougebiet 
Truppei  vom  14.  und  15.  November  185)7, 
D.  K.Z.  1898,  S.  340). 

Am  4.  Januar  185)8  gelang  es  durch 
Notenaustausch  mit  China,  die  Sühne  für 
die  Missionare  festzustellen  (Mitteilungen 
des  Staatssekretäre  von  Bülow  in  der  Budget- 
kommission des  Reichstages  vom  24.  Januar 
1898,  Leipz.  Tagebi.  25.  Januar  1898),  einen 
Pachtvertrag  mit  China  wegen  Ueberlassnng 
des  Gebietes  von  Kiautschou  zu  erlangen 
(Wortlaut  nach  Mitteilungen  des  Staats- 
sekretäre von  Bülow  im  stenographischen  Be- 
richt des  Reichstages  vom  8.  Februar  1898, 
S.  85)0)  und  die  Grundzüge  für  die  Er- 
langung von  Eisenbahn  - und  Bergwerks- 
konzessionen in  der  Provinz  Schantung  fest- 
zusetzen. Der  endgilt ige  Vertrag  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  China  wegen 
Uehorlassung  von  Kiautschou  wurde  erst  am 
(>.  März  185)8  unterzeichnet  und  ist  abge- 
druckt im  Gothaer  Ilofkalcnder  1*5)5),  S.  1304. 

Von  welchen  Beweggründen  die  deutsche 
Regierung  bei  der  F'ussfassung  in  Kiautschou 
ausgegangen  war  und  was  sie  mit  dieser 
bezweckte,  ergieht  sich  am  deutlichsten  aus 
der  grosseu  Rede  des  Staatssekretäre  von 
Bülow  im  Reichstage  vom  8.  Februar  185)8. 
Wir  heben  aus  dieser  programmatischen 
Erklärung  nur  folgende  Sätze  heraus: 

„Die  Entsendung  unseres  Kreuzergeschwa- 
ders  nach  Kiautschou  war  eben  nicht  eine  Im- 
provisation, sondern  sie  war  das  Ergebnis  reich- 
licher Erwägung  und  Abwägung  aller  Verhält- 
nisse und  der  Ausdruck  einer  ruhigen,  ziel- 
bewussten Politik. 

Hierüber  kann  ich  heute  folgendes  sagen: 
Wir  wareu  uns  schon  vorher  nicht  iiu  Zweifel 
darüber,  dnss  wir  in  Ostasien  einen  territorialen 
Stützpunkt  brauchten.  Ohne  einen  solchen 
würden  wir  dort  in  wirtschaftlicher,  in  mari- 
timer und  in  allgemein  politischer  Hinsicht  in 
der  Luft  schweben,  ln  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung brauchen  wir  eine  Eingangsthür  zu 
dem  chinesischen  Absatzgebiete,  wie  Frankreich 
eine  solche  in  Tonking.  England  in  Hongkong 
und  Russland  im  Korden  besitzt.  Das  chinesi- 
sche Reich  mit  seiner  riesenhaften  Bevölkerung 
von  nahezu  an  400  Millionen  Menschen  bildet 
eitien  der  zukunftreichsten  Märkte  der  Welt; 
von  diesem  Markt  durften  wir  uns  nicht  aus- 
schliessen,  wenn  wir  wirtschaftlich  und  damit 
politisch,  materiell  und  damit  moralisch  voran 
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wollten.  Wir  mussten  vielmehr  dafür  sorgen, 
dass  wir  dort  unter  gleichen  Chancen  mit  an- 
deren Völkern  zugelassen  wurden.  Gerade  weil 
die  mächtig  arbeitende  deutsche  Industrie  auf 
vielen  europäischen  und  nichteuropäischen 
Plätzen  mit  grossen  und  wachsenden  Schwierig- 
keiten kämpft,  wo  sich  ihr  leider  manche  Län- 
der ganz  oder  teilweise  verschliessen,  betrachten 
wir  es  doppelt  als  unsere  Pflicht,  dafür  zu  sor- 
gen. dass  uns  für  die  Zukunft  wenigstens  der 
chinesische  Markt  erhalten  blieb,  nach  welchem 
sich  unsere  Ausfuhr  seit  10  Jahren  verdreifacht 
hat.  Die  Konzessionen,  welche  die  chinesische 
Regierung  den  Unterthanen  anderer  Mächte  ge- 
macht hatte  mit  Bezug  auf  die  Anlage  von 
Eisenbahnen  und  Ausbeutung  von  Bergwerken, 
legten  uns  die  Erwägung  nahe,  ob  es  nicht  im 
wohlverstandenen  und  wohlberechtigten  Inter- 
csse  der  Entwickelung  unserer  Beziehungen 
zu  China  liegen  würde,  wenn  deutsche  Staats- 
angehörige analoge  Konzessionen  erhielten. 
Solche  Konzessionen  haben  wir  erhalten,  — ich 
werde  sogleich  auf  dieselben  zu  sprechen  kommen. 

Ohne  einen  territorialen  Stützpunkt  würden 
aber  alle  deutschen  Unternehmungen  in  China 
im  letzten  Ende  anderen  mehr  zu  gute  kommen 
als  uns,  ohne  einen  solchen  würden  unsere 
technischen  und  kommerziellen  Kräfte  sich  zer- 
splittern, mit  einem  Wort,  würde  deutsche 
Arbeit  und  deutsche  Intelligenz,  wie  dies  früher 
oft  genug  der  Fall  war,  für  anderer  Leute 
Aecker  den  Dünger  liefern,  statt  unseren  eigenen 
Garten  zu  befruchten. 

In  maritimer  Hinsicht  war  der  Erwerb 
einer  Station  ein  Bedürfnis  für  unsere  Flotte. 
Die  Grösse  und  der  Umfang  unserer  ostasiati-  [ 
sehen  Handelsinteresseu  machen  dort  die 
dauernde  Anwesenheit  eines  Geschwaders  erfor- 
derlich. Dieses  Geschwader  braucht  aber  einen 
Hafen,  wo  deutsche  Schiffe,  ohne  von  dem  guten 
oder  auch  manchmal  weniger  guten  Willen 
fremder  Regierungen  und  fremder  Verwaltungen 
abhängig  zu  sein,  ausgerüstet,  verproviantiert 
und  im  Notfälle  ausgebessert  werden  können. 
Das  Ansehen  und  die  Schlagfertigkeit  unserer 
Flotte  wird  verdoppelt,  wenn  dieselbe  nicht 
mehr  heimatlos  umherschwimmt,  sondern  als 
Hauptquartier  einen  Hafen  hat,  wo  sie  zu 
Hause  ist. 

In  allgemein  politischer  Hinsicht  brauche  | 
ich  nur  daran  zu  erinnern,  dass  Frankreich  in  ; 
Tonking  festen  Fuss  gefasst  hat,  England  seit  I 
lange  in  Hongkong  sitzt.  Russland  am  Amur 
steht,  während  selbst  Spanien,  Portugal  und 
Holland  im  fernen  Osten  seit  lange  eigenen 
Boden  unter  den  Füssen  haben.  Wo  alle  diese 
Mächte  zu  ihrem  augenscheinlichen  Vorteil  sich 
Stützpunkte  gesichert  haben  in  Ostasieu,  muss- 
ten wir  dasselbe  thuu,  wenn  wir  nicht  dort 
eine  Macht  zweiten  oder  vielmehr  dritten  Ranges 
bleiben  wollten. 

Dazu  trat  noch  eine  Erwägung.  Ausser 
der  allgemeinen  Pflege  unserer  politischen  und 
wirtschaftlichen  Interessen  in  Ostasien  liegt  uns 
dort  auch  der  Schutz  der  sich  im  Inneren  Chinas 
'Hier  in  den  geöffneten  Häfen  aufhaltenden 
Fremden  und  namentlich  der  Missionare  ob. 
Es  würde  meiner  Emptindungsweiac  wider- 
sprechen. wenn  ich  Gefühle  und  namentlich  die 
heiligsten  Gefühle,  welche  es  giebt,  religiöse 
Gefttlile,  verquicken  wollte  mit  realen  Inter- 


essen. Aber  nachdem  das  Reich  den  Schutz 
über  die  christlichen  und  katholischen  Missionen 
in  Schantung  übernommen  hat  mul  wo  wir 
die  Ausübung  dieses  Schutzes  nicht  allein  als 
eine  Pflicht  betrachten,  sondern  auch  als  eine 
Ehre,  musste  es  schwer  für  uns  ins  Gewicht 
fallen,  dass  der  Vorsteher  dieser  Mission , der 
Bischof  Anzer,  uns  auf  das  unzweideutigste  er- 
klärte, dass  unsere  Festsetzung  in  Kiautschon 
eine  Lebensfrage  sei,  nicht  nur  für  das  Ge- 
deihen, sondern  geradezu  für  den  Fortbestand 
der  chinesischen  Mission.  Wo  es  in  der  Theorie 
für  uns  feststand,  dass  wir  einen  Stützpunkt  in 
Ostasien  gebrauchen,  kam  es  für  die  praktische 
Politik  darauf  an,  dass  wir  einerseits  für  die 
Erwerbung  dieses  Stützpunktes  den  richtigen 
Augenblick  aussuchten,  andererseits  dieselbe 
durchführteu,  ohne  dadurch  in  Verwickelung 
zu  geraten  mit  anderen  in  Ostasien  gleichfalls 
interessierten  europäischen  Mächten  und  mit 
den  beiden  ostasiatischen  Reichen  von  China 
und  Japan.“ 

. . . .„Ich  möchte  noch  ein  Wort  sagen  über 
die  Wahl  von  Kiautschon.  Unter  den  Gründen, 
die  uns  veranlasst  haben,  gerade  nach  Kiaut- 
schou  zu  gehen,  stand  neben  der  Notwendigkeit 
des  Schutzes  für  unsere  Missionen  die  schon 
von  mir  in  der  Budgetkommission  angedeutete 
Erwägung  im  Vordergrund,  dass  wir  dort  von 
der  englischen  und  der  französischen  Aktions- 
sphäre wie  von  der  russischen  Operationsbasis 
gleich  weit  entfernt  siud  und  somit  durch  un- 
sere Festsetzung  dort  die  Interessen  jener  Mächte 
nicht  tangieren.  Im  übrigen  stimmten  die  Be- 
richte aller  zuverlässigen  und  sachverständigen 
Kenner  der  ostasiatischen  Verhältnisse  darin 
überein,  dass  Kiautschon  als  Hafenplatz,  als 
Klima  und  Hinterland,  in  maritimer  und  öko- 
nomischer Hinsirht,  als  Lage  und  Umgebung 
gerade  diejenige  Position  ist,  die  wir  in  Ost- 
asien gebrauchen.  Gewiss,  wenn  es  in  China 
einen  idealen  Punkt  gäbe,  der  nur  Lichtseiten 
hätte  und  keine  Schattenseiten,  dessen  Erwer- 
bung gar  keine  Schwierigkeiten  verursacht  und 
dessen  Entwickelung  gar  keine  Kosten  bereiten 
würde,  so  hätten  wir  uns  sicherlich  dorthin 
gewandt. 

Ein  solches  Utopia  existiert  aber  in  China 
nicht,  wir  leben  in  einer  realen  und  unvoll- 
kommenen Welt  und  mussten  mit  den  gegebe- 
nen Verhältnissen  rechueti.  Unter  den  erreich- 
baren und  vorhandenen  Plätzen  war  Kiautschon 
alles  in  allem  weitaus  der  geeignetste.  Kiant- 
sehou  bietet  den  Vorzug  einer  sehr  grossen  und 
dabei  durch  ihre  Einfahrt  doch  leicht  zu  ver- 
teidigenden, eisfreien,  tiefen,  in  absehbarer  Zeit 
nicht  mit  Versandung  bedrohten  Blicht,  welche 
auch  bei  schlechtem  Wetter  vollen  Schutz  ge- 
währt und  mehr  als  genügende  Unterkunft  für 
jede  Kriegsmarine  wie  für  den  bedeutendsten 
Handelsverkehr.  Es  besitzt  eine  centrale  Lage 
zwischen  den  Golfen  von  Japan,  Petschili-Korea 
und  den  Mündungen  des  Jangtsekiang.  Es  be- 
sitzt für  chinesische  Verhältnisse  ein  gutes 
Klima,  vielleicht  das  beste  in  China.  Es  besitzt 
vor  allen  anderen  chinesischen  Häfen  den  Vor- 
zug, Steinkohlen  in  seiner  Nähe  zu  haben. 
Die  Herstellung  von  Eisenbahnverbindungen 
zwischen  Kiautschon  und  den  Kohlenlagern 
von  Schantung  und  bis  zum  Uoanglio  ist  nicht 
verknüpft  weder  mit  erheblichen  technischen 
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noch  mit  nnverhältnismässigen  finanziellen 
Schwierigkeiten.  Für  die  Herstellung  dieser 
Eisenbahnverbindungen  wie  für  die  notwendigen 
üafenanlagen  rechnen  wir  auf  die  Mithilfe  des 
deutschen  Privatkapitals.“ 

Da  man  nicht  wissen  konnte,  zu  welchen 
Schwierigkeiten  die  deutsch«*  Fussfassung  in 
China  führen  werde,  entschloss  man  sich 
deutscherseits  noch  im  November  1897  zur 
Aussendung  von  Verstärkungen  und  einer 
2.  deutschen  Kreuzerdivision  unter  dem  Be- 
fehle des  Prinzen  Heinrich  (»Deutschland«, 
vOefion«  u.  s.  w.).  Die  Abfahrt  des  Kreu- 
zers »Gefion*  und  des  Kreuzers  »Deutsch- 
land« erfolgte  von  Kiel  aus  am  l(i.  Dezember 
1897,  nachdem  Kaiser  Wilhelm  II.  am  Hi. 
Dezember  in  Kiel  eiue  bedeutungsvolle  An- 
sprache an  den  Prinzen  Heinrich  gelullten 
hatte,  in  der  er  die  ostasiatische  Expedition 
als  die  erste  Bethätiguug  des  neugeeinten 
und  neuerstandenen  Deutschen  Reiches  in 
seinen  überseeischen  Aufgnlten  bezeichnete, 
der  Verpflichtung  gedachte,  der  deutschen 
Mission  Schutz  angedeihen  zu  lassen,  an  die 
Traditionen  der  Hansa  erinnerte  und  u.  a. 
sagte: 

»Reichsgewalt  l*edeutet  Seegewalt 
und  Seegewalt  und  Reichsgewalt  be- 
dingen sieh  gegenseitig,  so  dass  die  eine 
ohne  die  andere  nicht  bestehen  kann  . . .« 
»Möge  einem  jeden  klar  sein,  dass  der 
deutsche  Michel  seinen  mit  dem  Reichs- 
adler geschmückten  Schild  fest  auf  den 
Boden  gestellt  hat.  um  dem.  der  ihn  um 
Schutz  angeht,  ein  für  allemal  diesen 
Schutz  zu  gewähren  . . . .<  ■»  Sollte  es 
irgend  einer  unternehmen,  uns  an  unserem 
Gute  kränken  oder  schädigeu  zu  wollen, 
dann  fahre  drein  mit  gepanzerter  Faust !« 
Zu  der  erwarteten  kriegerischen  Aktion 
in  China  oder  etwa  in  den  Philippinen  kam 
es  aber  nicht.  Prinz  Heinrich  befestigte  die 
deutschen  Beziehungen  zu  den  Höfen  von 
China,  Japau  und  Korea  und  kehrte  erst 
am  13.  Februar  1900  nach  Deutschland  zu- 
rück. 

Zur  Festigung  der  deutschen  Herrschaft 
in  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Paeht- 
gebietes  machte  sich  eine  ganze  Reihe  klei- , 
ncrer  Expeditionen  notwendig.  So  wurde 
u.  a.  schon  am  3.  Dezember  1897  von  deut-  * 
sehen  Marinesoldaten  und  Matrosen  die 
ausserhalb  des  Pachtgebietes,  aber  in  der 
Interessensphäre  gelogene  Stadt  Kiautschon 
vorübergehend  besetzt.  Im  grossen  Ganzen 
vollzog  sich  die  deutsche  Kussfassung  in 
der  Provinz  Schantung  friedlich,  bis  zum 
Ausbruche  der  chinesischen  Revolution  im 
Juui  1900. 

Dei-  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  China  wegen  Ueberlassung 
von  Kiautschon  vom  G.  März  ISOs  unter- 
schied zwischen  einem  Pachtgebiet  im  i 


engeren  Sinne  nördlich  und  südlich  des* 
Einganges  der  Bucht,  einschliesslich  der 
Inseln  Chigcsau  und  Potato,  einschliesslich 
der  Wasserfläche  der  Bucht  bis  zum  höch- 
sten Wasserstand  und  einschliesslich  der 
sämtlichen  der  Bucht  vorgelagerten  Inseln 
einerseits  und  einer  Interessensphäre  vou 
50  km  im  Kreise  von  der  Bucht;  in  der 
letzteren  verbleibt  die  Verwaltung  China  und 
ül »erlässt  dieses  an  Deutschland  nur  einige 
bestimmte  Rechte,  während  die  Verwaltung 
des  engeren  Gebietes  ausschliesslich  an 
Deutschland  übergegangen  ist.  Die  pacht- 
weise Ueberlassung  ist  »vorläufig  auf  99 
Jahre«  festgesetzt,  ln  Artikel  5 ist  u.  a. 
bestimmt:  -Sollte  Deutschland  später  ein- 

mal den  Wunsch  äussern,  die  Kiautschou- 
Imcht  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  an  China 
zurüekzugehen . so  verpflichtet  sieh  China, 
die  Aufwendungen,  die  Deutschland  in 
Kiautschon  gemacht  hat,  zu  ersetzen  und 
einen  besser  geeigneten  Platz  an  Deutsch- 
land zu  gewähren.«. 

Durch  Ordre  vom  7.  März  1808  wurde 
Kapitän  z.  S.  Rosendahl  zum  Gouverneur 
von  Kiautschon  ernannt.  Sein  Nachfolger 
war  Kapitän  z.  S.  Jaoschke. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  vom  27 . 
April  1898,  R.G.B1.  S.  171.  wurde  Kiautschon 
zum  Schutzgebiete  erklärt  und  dadurch  das 
Reichsgesetz  betr.  die  Rechtsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete  vom  15.  März 
ISNS  auf  Kiautschon  anwendbar.  Den  be- 
sonderen örtlichen  Bedürfnissen  des  neueu 
Gebietes  wurde  Rechnung  getragen  durch 
«lie  in  Gemässheit  des  letzterwähnten  Ge- 
setzes erlassene  Kaiserliche  Verordnung 
betr.  die  Rechtsverhältnisse  in  Kiautsehou 
vom  27.  April  1899,  R.G.B1.  S.  173.  An 
demselben  Tage  wurde  hierzu  eine  Aus- 
führungsverordnung des  Reichskanzlers  er- 
lassen. 

Die  eigentümlichen  Verhältnisse  der  dem 
Reichsmarineamt  unterstellten  Garnison  von 
Kiautsehou,  bestehend  ans  dem  3.  See- 
bataillon  nebst  Zubehör  an  Artillerie  u.  s.  w., 
machten  ein  besonderes  Reichsgesetz  vom 
25.  Juni  1900  (R.G.B1.  S.  304)  erforderlich, 
betr.  die  militärische  Strafrechtspflege  in 
Kiautsehou,  des  Inhalts: 

$ 1.  Auf  die  zum  kaiserlichen  Gouverne- 
ment Kiautsehou  gehörigen  Milit&rperxonen 
finden  die  in  der  Milit. -Strafgerichtsordnung  vom 
l.  Dezember  1898  für  das  Verhältnis  „An  Bord“ 
gegebenen  Vorschriften  Anwendung. 

§ 2.  Dieses  Gesetz  tritt  zugleich  mit  der 
Militär-Strafgesetzordnung  vom  1.  Dezember  1898 
in  Kraft  und  hat  bis  1.  Januar  190G  Giltigkeit 

Die  leitenden  Gedanken  für  die  Ver- 
waltung des  Schutzgebietes,  das.  abweichend 
von  den  anderen  deutschen  Schutzgebieten, 
nicht  der  Kolonialabteilung  des  Auswärtigen 
Amtes,  sondern  dem  Reichsmarineamt  unter- 
stellt wurde,  waren  die  folgenden: 
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■» grösst mögliche  Selbständigkeit  des  Gou- 
vernements gegenüber  den  heimischen 
Behörden,  größtmögliche  Zurückhaltung 
der  staatlichen  Organe  bei  Massnahmen 
auf  dem  Gebiete  von  Handel  und  In- : 
dustrie;  Zollfreiheit  und  grundsätzliche 
Gewerbefreiheit ; Zurücktreten  der  stant- 
liehen  Verwaltung  zu  Gunsten  weit- 
gehender Selbstverwaltung  nach  Mass- 
gabe  der  fortschreitenden  Entwickelung 
des  Schutzgebietes.« 

Demgemäss  wurde  Kiautschou  als  Frei- 
hafen erklärt  und  am  2.  September  1898 
dem  Handel  aller  Nationen  geöffnet  und 
der  Zollverkehr  mit  dem  chinesischen  Hin- 
terlande in  überaus  glücklicher  Weise  der- 
art geordnet,  dass  nach  Art  der  zollfreien 
Niederlagen  im  deutschen  Zollgebiet,  die 
Abfertigung  der  Zollgüter  durch  ein  chinesi- 
sches Zollamt  in  den  deutschen  Hafen  selbst 
gelegt  wurde. 

Alle  Veranstaltungen  in  Kiautschou  gehen 
von  der  Voraussetzung  aus,  dass  es  gelingen 
wird,  die  reichen  Kohlenschätze  der  Provinz 
Schantung  deutscherseits  zu  ersch Hessen 
und  durch  eine  deutsche  Eisenbalm  von 
Kiautschou  aus  zugänglich  zu  machen.  Wenn 
es  gelingt,  in  Kiautschou  deutsche  und 
fremde  Handels-  und  Kriegsschiffe  in  unlie- 
schränkter  Weise  mit  Kohlen  zu  versorgen, 
dann  ist  diesem  Hafen  und  der  deutschen 
Schiffahrt  in  Ostasien  eine  beherrschende 
Stellung  gesichert. 

Ausführliche  Nachrichten  über  die  Or- 
ganisation des  Schutzgebietes  von  Kiautschou 
und  zwar  sowohl  über  das,  was  bereits  ge- 
schehen ist,  als  über  das,  was  geplant  wird, 
unter  Beilage  von  Karten,  Plänen  und  Licht- 
bildern, enthalten  die  dem  Reichstage  vor- 
gelegten Denkschriften  und  zwar  für  die 
Zeit  bis  Ende  Oktober  1898  die  Denkschrift 
vom  2.  Januar  1899,  Drucksache  Nr.  79  und  i 
für  die  Zeit  vom  Oktober  1898  bis  Oktober 
1*99  die  Denkschrift  vom  31.  Dezember  1899, 
Drucksache  Nr.  510.  Von  allgemeiner  Be- 
deutung sind  hierin  die  dargelegteu  Grund- 
sätze ülier  die  Erwerbung  des  Grundbesitzes 
von  den  Chinesen,  die  Behandlung  von 
Kronland,  die  Veriiusserung  an  Private  und 
die  Grundsteuereinrichtuug.  Die  Landfrage 
wird  hierbei  in  durchaus  anderer  Weise  be- 
handelt, als  dies  in  den  deutschen  und  bis- 
her auch  in  den  fremden  Kolonieen  üblich  : 
*ar.  indem  der,  wie  es  scheint,  aussichts- 
volle  Versuch  gemacht  wird,  die  Land- 
spekulation auszuschliessea  und  dem  Fiskus  1 
den  liauptsächlichen  Teil  der  durch  die 
grossen  Kulturaufwendungen  des  Fiskus  ent- 
standenen Wertsteigeningen  des  Grund  und 
Hodens  zuzuführen  bezw.  vorzubehalten. 
Diese  Denkschriften  sind  aber  auch  insofern 
wertvoll,  als  sie  zeigen,  was  an  planvollen 
Arbeiten  geleistet  werden  kann  und  muss,  j 
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wenn  es  sich,  wie  in  Kiautschou,  nicht  um 
ein  jungfräuliches  und  menschenleeres  Ur- 
waldgebiet, sondern  um  eine  dicht  bewohnte 
alte  Siedelung  handelt,  die  aber  auf  dörf- 
licher und  landwirtschaftlicher  Entwicke- 
lungsstufe zurückgeblieben  ist  und  nun 
plötzlich  zu  einer  Anlage  für  eine  grosse 
Stadt,  eine  grosse  Garnison,  den  Anfangs- 
punkt einer  grossen  Eisenbahn  und  für  einen 
Kriegs-  und  Handelshafen  nach  dem  Mass- 
stabe  des  Weltverkehrs  umgestaltet  werden 
muss.  Man  kann  der  Marineverwaltung,  die 
alle  diese  grossen  und  neuen  Aufgaben  ge- 
löst hat,  auch  vom  kolonial-technischen  Stand- 
punkte aus  das  höchste  Lob  zollen. 

Der  Hafen  von  Tsingtau,  dessen  Bauten 
l-asch  gefördert  worden  sind,  geht  als  Frei- 
hafen und  als  Ausgangspunkt  der  im  Bau 
begriffenen  Schantung-Eisenbahu , nach  der 
Ansicht  deutscher  und  fremder  Beobachter 
einer  glänzenden  Zukunft  entgegen. 

Für  die  Verwaltung  des  Gouvernements 
Kiautschou  konnte  anfangs  kein  specieller 
Etat  aufgestellt  werden,  es  wurden  deshalb 
»zur  Einrichtung  Kiautschous  als  wirtschaft- 
licher und  maritimer  Stützpunkt«  Pausch- 
summen  angefordert  und  bewilligt  und  zwar 
für  das  Rechnungsjahr  1898  ötKMHMH)  Mark, 
für  das  Rechnungsjahr  1899  8500000  Mark 
(Akten  1898.  Nr.  211,  S.  2257).  Denkschrift 
zum  Etat  1899  Nr.  79. 

Erst  für  das  Rechnungsjahr  19UO  konnte 
ein  wirklicher  Etat  für  das  Schutzgebiet 
Kiautschou  aufgestellt  werden,  der  in  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  mit  9993250  Mark 
auslief  und  in  denen  die  Einnahmen  ver- 
anschlagt  wurden  mit  150000  M;u-k  aus 
Landverkauf,  25000  Mark  direkten  Steuern, 
38250  Mark  Gebühren  und  9780000  Mark 
Reichszuschuss.  Von  den  Ausgaben  ent- 
fielen 3974  085  Mark  auf  fortdauernde, 
5925000  Mark  auf  einmalige  Ausgaben,  im 
wesentlichen  für  Bauten  und  93505  Mark 
für  den  Reservefonds. 

13.  Vergebliche  deutsche  Kolonial- 
versuche. Deutscherseits  sind  eine  ganze 
Menge  Versuche  unternommen  worden,  kolo- 
niale Erwerbungen  zu  machen,  die  aber 
ohne  Ergebnis  geblieben  sind.  Wir  wollen 
hier  die  wichtigsten  derselben  aufführen. 

Obwohl  es  einem  Oesterreicher,  Over- 
beck, nicht  gelungen  war.  das  Deutsche  Reich 
zur  Uebernahme  des  Protektorates  über 
Nordborneo  zu  bewegen,  Hess  er  sich 
nicht  abhalten,  neben  der  mit  englischem 
Handelsmonopol  (Charter)  ausgestatteten 
British  North  Borneo  Compagnie  (A.  Dent)  in 
Hamburg  eine  »Deutsche  Borneo-Kom  jiagnie« 
1884  zu  errichten,  deren  Talwikplantagen 
1888  in  die  Hände  einer  hanseatischen  Kom- 
manditgesellschaft übergingen.  Auch  fürSiid- 
ostborneo  hat  sich  in  Dresden  eine  »Deutsche 
Sunda-Gesellseliaft < behufsTabakbau  gebildet. 
Auflage.  V.  lü 


242 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


Seit  1860  hatten  sich  deutsche  Plantagen- 
hauer  auf  den  F i d j i - Inseln  niedergelassen, 
bedeutende  Landerwerbungen  und  in  der 
Landeskultur  Aufwendungen  gennacht,  als 
die  Annexion  dieser  Inseln  am  10.  Oktober 
1874  durch  England  erfolgte.  Die  Betei- 
ligten sowohl  als  die  deutsche  Regierung 
waren  zunächst  der  Meinung,  dass  alle 
wohlbegründeten  Ansprüche  deutscher Reichs- 
angehöriger  unter  dem  neuen  Regime  nicht 
nur  auf  einen  höheren  Grad  von  Rechts- 
sicherheit, sondern  auch  auf  eine  wohlwol- 
lendere Rücksichtnahme  zählen  dürfen  als 
bisher*.  Aber  das  Gegenteil  trat  ein.  Die 
wohlerworbenen  Ansprüche  der  Deutschen 
wurden  ignoriert  oder  ausdrücklich  aber- 
kannt. Daraus  entstand  eine  langwierige  di- 
plomatische Korrespondenz  zwischen  Deutsch- 
land und  England,  die  noch  nicht  zu  Ende 
geführt  war,  als  die  kolonialen  Zwistigkeiten 
zwischen  Deutschland  und  England  in  Be- 
zug Südwestafrikas  ausbrachen.  Erst  die 
Drohung,  die  englischen  Privatinteressen 
hier  in  derselben  Weise  zu  behandeln,  wie 
dies  bezüglich  der  deutschen  Interessen  in 
Fidji  geschehe,  führte  zu  einem  Entgegen- 
kommen der  britischen  Regierung  und  zur 
Einsetzung  einer  deutsch-englischen  Kom- 
mission in  London,  die  im  Januar  18*5  den 
wesentlichsten  Reklamationen  der  Deutschen 
Rechnung  trug. 

Die  187 1 auf  den  Fidji-Inseln  gemachten 
Erfahrungen  bewogen  Deutschland,  in,  an- 
deren Gebieten  der  Südsee,  in  denen  der 
deutsche  Handel  ebenfalls  herrschte,  festeren 
Fuss  zu  fassen.  Es  schloss  deshalb  Deutsch- 
land am  1.  November  1876  mit  dem  König 
Georg  1.  von  Tonga  einen  Meistbegünsti- 
gungsvortrag, der  Deutschland  auch  auf  der 
Insel  Vavau  einen  Hafen  nebst  Terrain  zur 
Anlage  einer  Kohleustation  für  die  Marine 
gewährte. 

Von  der  Möglichkeit,  dort  eine  Kohlen- 
station anzulegen,  wurde  deutscherseits  lei- 
der kein  Gebrauch  gemacht.  Die  deutschen 
Ansprüche  an  Tonga  wurden  dagegen  an 
England  abgetreten  in  dem  Samoaabkommen 
zwischen  Deutschland,  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  vom 
14.  November  1899  bezw.  dem  deutschen 
Reichsgesetz  vom  15.  Februar  1900.  D.  Kol.- 
Bl.  1899,  S.  803,  1900,  S.  5. 

Die  Versuche  des  Deutschen  Reiches,  in 
Liberia,  in  Formosa  und  auf  den  Phi- 
lippinen Fuss  zu  fassen,  eignen  sich  noch 
nicht  zur  öffentlichen  Behandlung. 

Die  Anwesenheit  viele!1  Tausende  von 
Deutschen  in  den  englischen  und  holländi- 
schen Gebieten  Südafrikas  und  die  Re- 
aktion des  holländischen  Burenelementes 
gegen  das  Verdrängen  des  angelsächsischen 
Elementes  legten  den  Gedanken  nahe,  in 
dem  noch  herrenlosen  Teile  Südafrikas  nörd- 
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lieh  der  Burenrepubliken  in  Anlehnung  au 
diese  und  zur  Unterstützung  dieser  deutsehe 
Ansiedelungen  zu  organisieren,  zu  diesem 
Zwecke  die  Del agoa  - Bucht  oder  die 
Sa n ta-Lucia- Bucht  zu  erwerben,  eine 
Eisenbahn  nach  Transvaal  zu  bauen  und 
die  deutsche  Auswanderung  durch  eine 
regelmässig  und  billig  fahrende  deutsche 
Dampferlinie  dorthin  zu  lenken.  Im  -Jahre 
1876  wurden  dem  Fürsten  Bismarck  diesbe- 
zügliche Vorschläge  gemacht.  Dieser  fand 
sie  nicht  übel,  lohnte  aber  eine  Unterstützung 
ab  mit  Hinblick  auf  die  zögernde  Stimmung 
der  Nation  und  des  Reichstages.  Als  später 
ähnliche  Wünsche  aus  den  Kreisen  der 
Buren  selbst  laut  wurden,  war  der  günstige 
Zeitpunkt  vorüber,  und  als  Lüderitz  1 S-s4 
Erwerbungen  an  der  Santa-Lucia-Bucht 
machen  liess,  geschah  dies  in  ungeschickter 
Weise,  die  Engländer  kamen  mit  der  Oecu- 
pation  zuvor  und  in  dem  auf  die  Abgren- 
zung der  westafrikanischen  Machtsphären 
bezüglichen  Abkommen  zwischen  Deutschland 
und  England  vom  29.  April  und  7.  Mai  18S5 
verpflichtete  sich  Deutschland,  »seinen  Frei- 
test gegen  das  Auf  hissen  der  englischen 
Flagge  in  der  Bucht  von  Santa  Lucia  zurück  - 
zuziehen  und  sich  jeglicher  Erwerbung  von 
Gebieten  sowie  jeder  Errichtung  von  Protekto- 
raten an  der  Küste  zwischen  der  Natalkolonie 
und  der  Bucht  von  Delagoa  zu  enthalten«. 

In  dem  westafrikanischen  Küstengebiete 
zwischen  dem  Senegal  und  Liberia  hatten 
die  Brüder  Colin  aus  Stuttgart  seit  1S83 
Erwerbungen  am  I) e m b iah-  Flusse  ge- 
macht. Diese  später  an  die  Firma  »Fr. 
Colin,  Deutsch-afrikanisches  Geschäft«  über- 
gegangenen Erwerbungen  wurden  auf  An- 
suchen unter  Reichsschutz  gestellt  und  im 
September  1884  durch  deutsche  Schiffe 
die  deutsche  Flagge  in  dem  Susulande.  Oa- 
bitay  und  in  Coba  gehisst.  Die  Hoheit 
über  diese  Gebiete  gab  Deutschland  aber 
wieder  auf  in  dem  Protokoll  vom  24.  De- 
zember 1885  über  die  Abgrenzung  der 
deutsch-französischen  Kolonialgebiete.  § 3. 

„Die  Regierung  Sr.  Majestät  des  deut- 
schen Kaisers  verzichtet  auf  alle  Rechte  und 
Ansprüche,  welche  sie  bezüglich  der  zwischen 
dem  Rio  Xunez  und  dem  Melaeoree  gelegenen 
Gebiete,  namentlich  bezüglich  Coba  und 
Cabitay  geltend  machen  könnte,  und  erkennt 
die  Souveränität  Frankreichs  über  diese  Ge- 
biete an.“ 

Das  unabhängige  Sultanat  W i t u hatte 
1867  durch  Richard  Brenner  versucht,  deut- 
schen Schutz  zu  erhalten.  Als  dann  187* 
die  Brüder  Denhardt  zu  Bevollmächtigten 
des  Sultans  Achmed  ben  Fumo  ernannt 
wurden  und  von  ihm  1885  eine  Landstrecke 
von  25  Quadratmeilcn  erhielten,  erneuerte 
der  Sultan  sein  Schutzgesuch,  dem  im  April 
1885  entsprochen  wurde.  Nach  vorausge- 
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gangenen  Schwierigkeiten  erkannte  auch 
der  Sultan  Seyid  Bargasoh  von  Sansibar , 
die  Schutzherrschaft  des  deutschen  Kaisers 
über  das  Festlandsgebiet  von  Witu  bedin- 
gungslos an. 

Audi  das  deutsch-englische  Abkommen 
vom  2t).  Oktober  und  1.  November  1886 
erkannte  die  deutschen  Rechte  an  und  stellte 
als  Grenzen  des  Witulandes  südlich  Kipini. 
nördlich  die  Mandabucht  fest,  und  im  Januar 
1887  wurden  die  deutschen  Grenzpfähle 1 
gesetzt.  Die  Ansprüche  des  Sultans  Achmed 
auf  die  Inseln  Manila  und  Patta  wurden 
aber  englischerseits  nicht  anerkannt. 

Durch  Vertrag  vom  30.  Juni  1885  waren 
die  Denhardtschen  Erwerbungen  auf  die 
Witu-Gesellschaft  übergegangen,  die  als 
Vertreter  Kurt  Toeppen  bestellte  und  auf 
der  Insel  Lamu  ihre  Hauptniederlassung 
anlegte,  welche  Insel  im  Abkommen  von 
1886  aber  dem  Sultan  von  Sansibar  ver- 1 
blieben  war.  Da  dann  die  Witu-Gesellschaft 
und  die  britisch-ostafrikanische  Gesellschaft 
gleichmässig  Ansprüche  auf  die  Zollpaclit 
von  Lamu  machten,  wurden  durch  Schieds- 
spruch des  belgischen  Ministers  Lambermont 
die  englischen  Ansprüche  anerkannt.  Unter 
Sultan  Achmeds  Nachfolger  Fumo  ßakari 
gelang  es  den  Engländern,  auf  den  Inseln 
Manila  und  Patta  Fuss  zu  fassen  und  die 
Stellung  der  Deutschen  in  dem  schönen 
Hafen  der  Mandabucht  zu  schwächen. 
Deutschland  stellte  demgegenüber  am  22. 
Oktober  1889  das  zwischen  der  Nordgrenze 
von  Witu  und  der  Südgrenzo  der  dem  Sul- 
tan  von  Sansibar  gehörigen  Station  von 
Kismayu  telegene  Gebiet  auf  Grund  der  mit 
den  dortigen  Sultanen  und  Häuptlingen 
geschlossenen  Verträge  und  vorbehaltlich 
erworbener  Rei  hte  Dritter  unter  den  Schutz 
des  Kaisers.  In  dem  deutsch-englischen 
Abkommen  vom  1.  Juli  1890  überliess  aber 
Deutschland  sowohl  Witu  als  seinen  Anteil 
am  Somalilande  an  Grossbritanuien  (Art.  IX).  i 

„Deutschland  verpflichtet  sich,  die  Schutz- 
herrschaft Grossbritanniens  anzuerkennen  über 
die  verbleibenden  Besitzungen  des  Sultans  von 
Sansibar  mit  Einschluss  der  Inseln  Sansibar 
und  Pernba  sowie  über  die  Besitzungen  des  Sul- 
tans  von  Witu  und  das  benachbarte  Gebiet  bis  | 
Kismayu,  von  wo  die  deutsche  Schutzherrscliaft ! 
zurückgezogen  wird.“ 

Durch  dieses  Uebereinkommen  blieben 
die  Rechte  der  Witugcsellschaft  unberührt, 
welche  sich  ableiteten  aus  der  Abtretung 
von  25  deutschen  Quadratmeilen  mit  allen 
Hoheitsrechten  an  Denhardt  (8.  April  1885).  \ 
Die  Witugcsellschaft  wurde  daraufhin  im  I 
Juli  1890  mit  der  deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft  verschmolzen.  Ein  privater 
deutscher  Unternehmer  A.  Küntzel  wurde 
mit  8 Genossen  am  15.  September  1890  in 
Witu  ermordet.  Der  englischen  Oceupation 
von  Witu  setzte  der  Sultan  Fumo  Ilakari 


bewaffneten  Widerstand  entgegen,  bei  dem 
er  fiel.  Kol.-Jahrbuch  1888  S.  231,  1889 
S.  26o. 

Im  Anschlüsse  an  die  deutschen  Erwer- 
bungen in  den  Gebieten  der  Sultane  von 
Sansibar  und  von  Witu  hatten  verschiedene 
Deutsche  auch  an  der  Somaliküste  Fuss 
gefasst.  Vertrag  des  Grosssultaos  Osman 
in  Halule  mit  Regierungs- ßaumeister  Hör- 
neeke  vom  6.  September  1885  (Erwerbung 
von  Rechten  auf  die  Somaliküste  von  Bender- 
Gasen  bis  Warscheich) ; Vertrag  des  Jussuf 
Ali  mit  v.  Anderten  vom  24.  November  1885; 
Expedition  Jiililke  besuchte  im  Oktober 
1886  den  Wabaschihafen  und  erwarb  Rechte 
auf  das  I>and  von  Ma  Kdischu  bis  nach 
Witu.  Bei  einem  Versuche,  die  Barre  des 
Jub  zu  passieren,  kam  am  11.  November 
1886  Leutnant  Günther  ums  Leben,  und  Dr. 
Jühlke  wurde  am  1.  Dezember  1886  in 
Kismayu  ermordet.  Obwohl  mehrfach  die 
deutsche  Flagge  gehisst  worden  war,  lehnte 
die  deutsche  Regierung  die  Ueberualime  der 
Hoheit  ab.  Dies  machte  sieh  Italien  zu 
nutze,  indem  es  18*8  vom  Sultan  Jussuf 
Ali  das  Protektorat  über  Abbia  in  einer 
Küstenausdehnung  von  800  km  erwarb  mul 
nach  Ratifikation  des  Vertrages  am  8.  Juni 
1889  an  der  Somaliküste  die  italienische 
Flagge  hisste.  Kol.-Jahrbuch  1889  S.  266. 

Iiittcratur:  I.  Abschnitt  {Allgemeine»):  A. 
Begriff  und  Arten  der  Kolonisation.  H'.  Böttcher, 
Kolon iren  , Kolonial politik  und  Auswanderung, 
1.  Auf/.  1848,  2.  Auß.  1856,  2.  At iß.  (in  Ver- 
bindung mit  B.  Jannusch ) 1885.  — Ilülthe- 
Schl eitlen , l'ebcrsecisehc  Politik,  I.  eine  kultur- 
wissenschaftliche  Studie , Hamburg  18dl.  — 

Derselbe,  l'ebers.  Pol.,  JI.  Kolonisationspolitik 
und  Kolon isationstreh nik,  eine  Studie  über  Wirk- 
samkeit und  Rentabilität  von  Kolonisationsgesell- 
schäften,  Hamburg  1888. — Friedrich  Fabri,  Be- 
darf Deutschland  der  Kolonieen  T Eine  politisch- 
iikonom ische Betracht ung,  Gotha , l.A  nfl. 18 79, 8.  A nfl . 
1889.  — A.  K.  F.  Sehilfjte,  Kolonialpolitische 
Studien,  in  der  Tübinger  Zeit» ehr.  f.  Staatsw., 
Bd.  42,  S.  638—666;  Bd.  48,  S.  128—217,  8 48 
—416;  Bd.  44,  S.  59—  96,  262—806.  — Der- 
selbe, Deutsche  Kern-  und  Zeitjragcn,  Berlin 
1894 . — Karl  Frhr.  v.  Stengel,  Deutsche» 
Koloniidstaatsreeht  mit  Berücksichtigung  des 
internationalen  Kolonisationsrrchts  und  des  Ko- 
lonialstaatsrr.elds  anderer  eurojn'iischer  Station, 
in  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs  1887, 
S.  209 — 898,  805 — 957.  — Derselbe,  Die  deut- 
schen Kolonitdgesellsehaften,  ihre  Verfassung' und 
ihre  rechtliche  Stellung,  Sehmollers  Jahrb.  1888, 
S.  2191).  — Derselbe,  Die  deutschen  Schutz- 
gebiele,  ihre  rechtliche  Stellung,  Verfassung  und 
Verwaltung,  Annalen  1888  und  Sonderabdruck, 
München  und  Leipzig  1889.  — Derselbe, 
Schutsgebiete  (Kolonieen)  in  dem  con  ihm  heraus- 
gegebenen  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungs- 
rechts,  1.  Ergünzungsband,  1892,  S-  79  - 92.  — 
Derselbe.  Herrenloses  Land  in  den  deutschen 
Schutzgebieten,  im  Kol.  Jahrb.  1895,  S.  10.  — 
It.  Adam,  Völkerrechtliche  Oceupation.  und 
deutsche»  Kolonialstaatsrecht,  im  Archiv  f.  öffentl. 
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A\.  1891,  2.  Heft.  — Uebersichten  ilbcr  die  I er-  ] 
trüge,  Gesetze  und  Verordnungen  für  die  Kolonieen  I 
und  Schutzgebiete  der  souveränen  Stauten  giebt  \ 
s eit  1884  Schüfße  in  jedem  Jahrgang  der  Tübinger 
Zeitsehr.  f.  d.  ge.*.  Staaten'.  — Wagner  und 
Supan.  Die  Bevölkerung  der  Erde,  VIII,  Gotha 

1891.  — E.  von  Phllippovich , Auswanderung 
und  Auxwandcrvngsjuditik  in  Deutxehland,  Sehr, 
d.  I 'er.  f.  Sozial/).,  52,  Leipzig  1892.  — Alfred 
Xi  in  hi  erm  a )I  n , Kolon  ial gesch  ich  tl irhe  Studien, 
Oldenburg  und  Jwipzig  1895. 

II.  Kolonial - und  Kolon isaiions/iol itik,  Sys- 
lerne  und  Technik.  — II.  Meri vale.  Bedurft 
»ii  Colonisation  and  Colonies,  London  1841.  — 
E.  (i.  Wukf'jield,  .4  Letter  front  Sidney  1829. 

— Derselbe,  Volon  ixation  Society,  1880.  — 

Derselbe , England  and  Amerika,  1888.  — 
Derselbe,  A riete  an  the  Art  of  Colonisation 
1849.  — II iibbe-Sch leiden , Ueberseeische  Poli- 
tik, I,  1881,  II,  1888.  — Itmlolf  Meyer,  Heim- 
stätten- und  andere  Wirtschaßsgesetze  der  Ver- 
einigten Staaten  ron  Xordamerika,  von  Canada, 
Kussland,  China,  Indien,  Kumänien,  Serbien  und 
England,  Berlin  1888  , 682  S.  — Le  regime 
fnncicr  aux  colonies,  Bruxelles  (Äther  »0  Co.), 
1899.  — . I Ifred  Xi  in  in  erm  a n ii  , Die  gesetzliche 
Regelung  des  Gru nderircrbcs  in  den  englischen,  \ 
französischen  und  holländischen  Kolonieen,  in  j 
Conrads  Jahrb.,  III.  F.,  VIII,  1894,  S.  885.  — 
Die  Xachahmungen  der  Landgesetzgebung  der  | 
i'crrinigtcn  Staaten  in  den  australischen  j 
und  amerikanischen  Gebieten,  in  Sehmollers 
Jahrb.  1889,  S.  192.  — Heinrich  Sammler, 
Die  tropische  Agrikultur , ein  Handbuch  für 
Ißanzer  und  Kaufleute,  4 Bdc.,  Wismar  1886  ' 
— 1892 ; 2.  Aufl.  be«.  r.  Warburg , Buse- 

mann und  Htndorf,  Wismar  19'X>.  — A, 
Frhr.  r.  Ilammerntvin.  Der  tropische  Land - 1 
bau,  Berlin  1886.  — II.  Itlcck,  Praktische  An- 
leitung zur  Kuhivation  subtropischer  Gebiete, 
nach  siidaustraliscben  Erfahrungen , München 
1887.  — C.  E.  E.  Schulter,  Der  rationelle 
Estanziabetrieb  im  unteren  I.aplatagehiete,  Ham-  I 
bürg  1886.  — Kart  Kacrgcr,  Brasilianische  1 
Wirtschaftsbilder,  Berlin  1889.  — Demel  bc, 
Tangaland  and  die  Kolonisation  Deutsch-Ost-  j 
afrikas,  Berlin  1892.  — F.  Wohltmann,  Hand-  I 
buch  der  tropischen  Agrikultur,  I.  Bd. : die 

nalürliehcn  Kaktorrn  der  trop.  Agrikultur,  Leipzig 

1892.  ( Der2.Bd.  soll  die  wirtschaftliche  Xutzuug der 
deutschen  Kolonieen  in  Afrika  behandeln.)  — 
Derselbe , Deutsch-Ostajriku,  Berlin  1899.  — 
Th.  11.  Engel  brecht.  Die  Landbauzonen  der 
aussertropischen  Länder,  Berlin  (Reimer)  1898.  — 

0.  Schellong,  Das  Tropenklima  und  sein  Ein- 
fluss auf  das  Leben  und  die  Lebensweise  des 
Europäers,  im  Kol.  Jahrbuch,  V,  S.  88.  — Eine 
Schule  für  Tropenpflanze!',  Kol. -Jahrb.,  VI,  S.  1)2. 

— Max  lteneke.  Die  Ausbildung  der  Kolonial- 
beamten, Berlin  1894 • 

C.  Zeitschriften  und  Sammelwerke.  Deut- 
sches Kolonialblatt,  Amtsblatt  für  die  Schutz- 
gebiete iles  Deutschen  Reiches,  herausgegeben  ron 
der  Kolonialabtcilung  des  Auswärtigen  Amtes, 
Kerlin,  I.  Jahrg.,  1890Jf.  — Mitteilungen  von 
Forschungsreisenden  und  Gelehrten  aus  den 
deutschen  Schutzgebieten,  herausgegeben  von  Frhr. 
v.  Däne  keim  an  n , Generalsekretär  der  Ges. 
für  Erdkunde  in  Berlin,  I.  Bd.,  1888 fl'.,  seit 

1.  I.  1891  mit  dem  Deutschen  Kol. -Blatt  vereinigt 
und  vierteljährlich  als  wissenschaftliche  Beihefte 


zu  demselben  herausgegrbeu.  — Xaehriehten  über 
Kaiser-  Wilhelms-Land  und  den  Bismarck-  Archipel , 
herausgegeben  ron  der  Xeu-Guinea-Kompagnir, 
Berlin,  I.  Jahrg.,  1828 fl.  — »Export«,  Organ 
des  Ventral  Vereins  für  Handelsgeograph  ie  etc. 
in  Berlin,  herausgegeben  ron  R.  J an  na  s eh. 
I.  Jahrg.  1879,  bis  jetzt  X XII.  Jahrg.  1900.  — 
Geographische  Xaehriehten  für  Welthandel  und 
Volkswirtschaft,  herausgegeben  ron  O.  Kersten. 
Berlin,  Jahrg.  I — III,  1879 — 1881.  — » Weltpost«, 
Blätter  für  deutsche  Auswanderung,  Kolonisation 
und  Weltverkehr,  herausgegeben  von  R.  Besser, 
Leipzig,  Jahrg.  I — HI,  1881 — 1882,  — Deutsche 
Kolonialzeitung,  Organ  des  deutschen  Kolonial- 
Vereins,  seit  1888  der  deutschen  Kol.-G.,  Frank- 
furt a.  M.  und  Berlin,  Jahrg.  I — IV,  1884 — 188? 
( oktar ) und  X.  F.,  Jahrg.  I,  1888 ff.  — Beiträge 
zur  Kolonialpolttik  und  Kolonialwirtschaft, 
herausgegeben  ron  der  deutschen  Kol.-G-,  Berlin 
(seil  1899  jährlich  20  Hefte).  — Koloniale  Zeit- 
schrift, herausgegeben  ron  Dr.  Hans  Wagner, 
Leipzig,  Bibliogr.  Institut,  I.  Jahrg.,  1900.  — 
Koloniales  Jahrbuch,  hrrausg.  »•<<»  Gustav  Mei- 
ne eke , Berlin,  I.  Jahrg.  1888,  XI.  Jahrg.  1898. — 
Deutscher  Kolonialkalender  und  statistisches  Hand- 
buch für  <las  Jahr  1900,  12.  Jahrg.,  herausg.  ron 
G ii  Star  Me  i necke,  Direktor  des  deutschen 
Kolonialmusrums , Berlin  1899.  Deutsches 

Kolonial- Handbuch,  von  Rudolf  Fit  zurr,  Ber- 
lin (Pactel)  1896.  — Verhandlungen  der  Ab- 
teilung Berlin-Charlottenburg  der  Deutschen 
Kolonial-G.  seit  1897.  — Kurt  llassert, 
Deutschlands  Kolonieen,  Leipzig  1898.  — Faul 
Langhaus,  Deutscher  Kolonialatlas , Gotha 
(Justus  Perthes). — C,  Hvssler,  Kurze  Landes- 
kunde der  deutschen  Kolonieen,  2.  Aufl.,  Leipzig 
1898.  — E.  Oelilmann,  Die  deutschen  Kolonieen, 
Breslau  1900. — Afrika- Bote,  Xaehr.  aus  der  afrik. 
Miss.  f.  d.  kath.  Volk,  herausgrg.v.  d.  Missions- 
hause d.  weissrn  Väter  in  Trier,  seit  1895.  — 
Alldeutsche.  Blätter,  herausgegeben  r.  AUd.  Ver- 
bünde Berlin,  seit  1891.  — Archiv  für  Schiffs- 
und  Tropenhygiene,  herausgegeben  von  Men  sc, 
Leipzig  (Barth),  seit  1897.  — Der  Tropenpflanzer, 
herausgegeben  vom  Kolonialwirtschaftl.  Komitee 
in  Berlin,  Enter  den  Linden  40.  — Geographische 
Zeitschrift,  herausgegeben  ron  Alfred  H ettner, 
Leipzig  (B.  G.  Teubner),  seit  1894 • — Zeitsehr. 
für  afrikanische  und  oceanische  Sprachen,  heraus- 
gegeben von  A.  Seidel,  Berlin  (Reimer),  seit 
1894 • — Jahresberichte  der  deutschen  Kolonial- 
gesellschaft, Berlin.  • — Bibliothegue  coloniale  inter- 
nationale. Publication  de  V Institut  colonial  inter- 
national, Bruxelles.  — Revue  coloniale  internatio- 
nale, Amsterdam  1885  ff.  — The  colonial  yearbook, 
by  A.  J.  Trendel!,  London.  — Le  rfyimc  foneier 
aux  colo ntes,  Bruxelles  (Ashcr  «fr  Vo).  — Statistical 
Abstract  for  the  screral  colonial  and  olher 
possessions  of  the  United  Kingdoin,  jährlich 
seit  1862.  — Volonial  of/iec  Hst,  London,  seit 
1862.  • — India  list,  Ijondon,  (seit  7).  — Bulletin 
des  lindes  coloniales  et  maritimes,  seit  1875 
(monatlich).  — Bulletin  offlciel  des  colonies,  seit 
1887.  — Bulletin  des  renseignemrnts  colo- 

niuux,  seil  6.  11.  1888  (alle  2 Monate).  — Bulle- 
tin de  bi  Societe  des  etudes  coloniales  et  mari- 
times, seit  1876  (monatlich).  — Le  Colonial,  seit 
1893  (alle  2 Monate).  — La  Colonisution  frangaise, 
seit  1890  (monatlich).  — La  De  piche  coloniale  (7). 
— L’Echo  de  France  et  d’ontre-mer  (t).  — 
Libelle  des  Colonies,  seit  1.  III.  1888  (wache nt- 
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lieh).  — Muni teiir  de*  colonies  et  de*  jxtys  de 
protectorat,  feit  1882  (alle  2 Monate ).  — Ix 
Petit  Colonial,  Marine  et  Colonies,  Direktor  Ph. 
Lissajons,  s eil  1888  (wöchentlich).  — Quinzaine 
etdovialc,  »eit  1890  (alle  2 Monate).  — Revue 
coloniale,  annexc  du  Moniteur  ojficicl  du  com- 
merce, seit  1897  (wöchentlich).  — Revue  Gazette 
maritime  et  coloniale,  Direktor  E.  Pliquet,  seit 
1882  (alle  2 Monate).  — Revue  coloniale,  erschien 
18. (.7 — 1888;  dann  Revue  algerie.nne  coloniale, 
i rschicn  1859 — 1880,  seit  1801  als  Revue  mari- 
time (monatlich).  — Sud-Corse  colonial,  aurienne 
Cooperation  coloniale,  seit  1888  (monatlich).  — 
Tribüne  des  colonies  et  des  protectorats,  juridique, 
pofiiique  et  commercial.  en  deux  publications  ; 
distiuctes,  (seit  t)  (monatlich).  — Le  mouvement 
.Ifricain , ferne  generale  d’exploration  et  de 
rotonisation  de  l’Afriqtte,  Directeur  J.  Andre, 
red.  Paul  Combes,  parait  Ions  les  mois,  Divis. 

— Annitaire  du  Ministere  des  colonies,  Paris,  j 

— Publications  de  V Union  coloniale  Eraneaise,  I 
Paris  seit  1898. 

II.  Abschnitt:  Die  Teilung  Afrikas  und  I 
die  Begründung  des  Kongostaates.  — A.  Supan,  | 
Ein  Jahrhundert  afrikanischer  Forschung,  Peter- 
man  ns  Mitteilungen , Gotha  1888.  — Wagner  j 
and  Supan,  Die  Bevölkerung  der  Erde,  VIII,  I 
Gotha  1891.  — Max  von  Koschitzky,  Deut- 
sche Kolon ialgesvhichte,  I.  Teil  1887,  II.  Teil 
1888.  — Emile  Bannlng,  Die  politische  Teilung 
Afrikas  nach  den  neuesten  internationalen  l'erein- 
bannigen,  1888 — 1889,  deutsch  von  A.  Pf  ungst, 
Berlin  1890.  ( Das  französische  Original  brirhl 

mit  dein  Juni  1888  ab,  der  Vvberse.tzer  hat  Zu- 
sätze bis  zum  November  1889  gegeben.)  — F. 
ran  Ortruy,  Convention s internationale* 

df  haissant  les  lim  des  oetnelles  des  possessions, 
protectorats  et  sphercs  d’injtuence  en  Afriquc  : 
publice*  d’apres  les  texte * authentiques,  Bruxelles  I 
1898,  Societe  Beige  de  librairie.  — The  parlition  | 
of  Afrika  lg;  J.  Scott  Kcltic,  Assistant  Serrelary 
to  the  Royal  Geograplitcal  Society.  With  trenty- 
one  mups,  London  1898.  — Albert  Chapaux, 
Le.  Congo,  Bruxelles  1894.  — ^Al  conquefe  de 
T Afriquc  (Allemagnc,  Anglcterre,  Congo,  Porta-  \ 
gal)  par  Jean  Darcy,  Paris  (Pcrrin)  1900.  — 
Afrikanische  Nachrichten,  Unabhängige  Wochen- 
schrift für  die  Kenntnis  Afrikas  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  deutschen  Kolonial-  und 
Haiidelsintcressen,  Weimar  and  Wien,  Geogr. 
Institut,  seit  1892.  — Aktenstücke  betreffend  die 
Kcriigofrage,  U.  III.  1884  bis  26.  II.  1885,  Deut-  ( 
sehe*  Weissbuch  III,  S.  1 — 72.  — Hel  malt. 
Das  Jubiläum  einer  Linie  ( Teilungslinie  Papst 
Alexanders  VI.  e.  4 • 1"  H 93)  1,1  der  wissenseh. 
Beil,  der  Leipz.  Ztg.  v.  2.  V.  189S.  — Ein  Jahr- 
hundert der  Afrikaforsehung.  Zum  100jährigen 
Gedenktag  der  Gründung  der  African  asso- 
Hation,  9.  VI.  1781,  mit  18  Kärtchen  ( die  den 
Fortschritt  der  Afrikaforschung  Seit  1790  von  10 
zu  10  Jahren  übersichtlich  zeigen),  von  Alex. 
Supan,  in  Petermanns  Mitteilungen,  84 . Bd. 
1888,  8.  161.  — Bereits  die  1895  erschienene 
kongolesische  Bibliographie  des  Herausgebers 
des  Mouvement  gcoyraphique , A.  J.  Wattiert 
führt  nicht  weniger  als  2800  Arbeiten  Uber  den 
Kongostaat  auf.  Die  wichtigsten  sind  die  von 
Botilger,  Collier  und  W au  tr  rs.  — D.  C.  j 
JSoitlyer , The  Congo  State  or  the  growth  of\ 
eivilisation  in  Central  Afrika , 1898.  — P.  | 
Cottler,  Droit  et  administration  de  l’etat  in-  ! 


depvndant  du  Congo,  Bruxelles,  Lar  der  1898.  — 
-1.  J.  H'auters,  l’etat  independant  du  Congo, 
Bruxelles  (Fulk)  1899.  — G.  K.  Anton, 

Damanial-  und  Landpolitik  des  Kongostaates, 
in  Srhmollers  Jahrb.  April  1900.  — Documents 
re.Udifs  d la  re pression  de  la  traile  des  esclares 
publies  en  exeeution  des  artieles  81  et  suivants 
de  Tarte  general  de  Bruxelles.  — Eine.  Samm- 
lung aller  Grenzabkommen,  die  Frankreich  1881 
— 1898  mit  anderen  Mächten  über  afrikanische 
Gebiete  abgeschlossen  hat,  enthält  das  französische 
Gelbbuch  1898.  — .1.  Zimmermann,  Die 
handelspolitische.  Bedeutung  Afrikas,  in  der 
Londoner  Finanzchronik  1900.  Auszüge  im  I). 
Kol. -BL  1900,  S.  151. 

III.  Abschnitt:  Die  Teilung  des 

Ostens.  A.  Zimmermann,  Die  europäischen 
Kolonieen.  Bd.  I : Portugal  und  Spanien,  Berlin 
1896.  Bd.  II  u.  III:  Grossbritannien,  1898  und 
1899.  — Russland  in  Asien,  Leipzig,  ZncksrUwerdt : 
Rd.  I.  General  Annenkoir  und  Dr.  O, 
Hey  fehler,  Transkaspieu  und  seine  Eisenbahn, 
1889.  Bd.  II.  General  K ra Inner,  Russland 
in  Mittelasien , 1898.  Rd.  III.  Derselbe, 

Sibirien  und  die  grosse  sibirische  Eisenhahn.  — 
Hermann  Brun  nhofer , Russlands  Haml 
über  Asien,  St.  Petersburg  1897.  — Alexis 
Krause,  Russin  in  Asia  1558 — 1899,  London 
(Richards)  1899.  — Max  Graf  York  von 
Wartenburg , Oberst  und  Abteilungschef  im 
grossen  Generalstabe , Ibis  Vordringen  der 
russischen  Macht  in  Asien,  Berlin  (Mittler)  1900. 

— C.  Busley,  Der  Kampf  um  den  ostasiatischen 
Handel,  Berlin  (Reimer)  1897.  — Valentine 
Clit rot.  Die  Lage  in  Ostasien,  Berlin  (Rüde) 
1896.  — Commercial  map  of  China,  showing  the 
rciilway  Conre.ssions , c<>ul  Jield*  eie.,  London 
(Daily  MuH,  Philp)  1899.  — Oskar  Milnster- 
berg,  Die  Reform  Chinas,  Berlin  1895.  — 
Fcrü.  Frh  r.  von  Jllchthofen,  Schantung  und 
seine  Eingangspforte  Kiautsehon,  Berlin  (Reimer) 
1899.  — Ost- Asien,  1860 — 1862  in  Briefen  des 
Grafen  Fritz  zu  Eulenbnrg,  herausgegeben  von 
Graf  A.  Philipp  zu  Eulenbnrg-  Her  t cf  ehl, 
Berlin  ( Mittler)  1900.  — Das  sogenannte  Tes- 
tament Peters  d.  Gr.,  nbgrdrurkt  u.  a.  im  Juli- 
heft 1899  der  Zeitschrift  » Der  Oriente.  — M. 
von  Brandt,  Die  Zukunft  Ostasiens,  Stuttgart 
1895.  — Derselbe,  Industrielle  und  Eiscnbahn- 
unternehmungen  in  China,  Berlin  (Reimer)  1899. 

— At brecht  Wirth,  Das  Wachstum  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  ihre  aus- 
wärtige Politik,  Bonn  1899. 

IV.  Abschnitt:  Kolonieen  und  Kolonial- 

politik der  einzelnen  Staaten  A.  bis  II.  — Alfred 
Zimmermann,  Dir  europäischen  Kolonieen. 

I.  Bd.  Dir  Kolonialpolilik  Portugals  und  S/Hiniens, 

Berlin  (Mittler)  1896.  11.  Bd.  Die  Kolonial- 

politik Grossbritunniens,  1.  Teil,  1898.  111.  Bd. 
Die  Kolonialpolilik  Grossbritunniens,  2.  Teil, 
189S.  — Derselbe,  Die  gesetzliche  Regelung 
des  Grunderwerbes  in  den  englischen , Jranxö- 
sischen  und  holländischen  Kolonieen,  in  Conrads 
Jaheb.  1894  S.  885,  1895  S.  229.  — Hilbbc- 
Srblelden,  l'ebe.rseeisrhe  Politik,  1.  eine  kullur- 
wissensrhaftliche  Studie  mit  Zahlenbildern,  Ham- 
burg 1881.  — Derselbe.  Uebtrseeische  Politik, 

II.  KolonisutienispolU ik  und  Kolon isnt ionsterb n ik, 
Hamburg  1882.  — Wagner  und  Supan.  Die 
Bevölkerung  der  Erde,  VIII,  1391,  Prlermanns 
Mitteilungen,  Ergänzungsheft  101.  — Procrcdings 
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of  the  Royal  Colonial  Institute  (bis  23.  /hl.,  I 
Jahrg.  1801  und  1892),  London.  — G.  Wendt, 
England,  deine  Geschichte,  Verfassung  und  »taut-  ) 
liehen  Einrichtungen,  Leipzig  1802.  — C.  II'. 
Ja usnen.  Holländische  Kolonialpolitik  in  Ost • j 
indien,  Berlin  1884-  — E.  Metif/ei',  Vierzig  Jahre 
niederländischer  Kolonialherrschaft  in  Ostindien, 
Hamburg  1890.  — L.  F.  31.  Schulze,  Führer  auf 
Java,  Leipzig  1800.  — Gelegentlich  der  Pariser 
Kolonialausstellung  erschien  1889  im  amtlichen 
Aufträge  unter  Leitung  des  Specialkommissars 
Louis  Henrique : Iss  Colvnies  Francaises,  Daris,  : 
Mai  ton  Quantin,  VI  rol.  (Bd.  I.  Hie  Kolonieen  , 
und  Protektorate  des  Indischen  Oceans ; Bd.  11 1 
Die  amerikanischen  Kolonieen;  Bd.  III.  Hie 
Kolonieen  und  Protektorate  Indo-Chinas ; Bd.  IV.  j 
Die  Kolonieen  und  Ib-ofektorale  der  Südsee;  ] 
Bd.  V und  VI.  Die  afrikanischen  Kolonieen.)  — | 
Seit  1888  erscheint  ein  Annuaire  Colonial  unter  j 
der  Aufsicht  des  französischen  Fnterstaatssckre-  ! 
tärs  für  die  Kolonieen.  — Seit  1890  werden  auch  j 
nach  Bestimmung  des  Staatssekretärs  für  die  j 
Kolonieen  alle  2 Wochen  periodische  Berichte  ! 
über  die  französischen  Kolonieen  im  Journal 
officiel  de  la  Bepublique  Franeaisc  veröffentlicht. 

— L’Italia  e la  ma  colonia  africana,  per  Lco/uddo 

Franchetti,  S.  Lapi  1891.  — Edouard  Petit, 
Organisation  des  colonies  francaises,  Val.  II, 
Paris,  Fancy  1895.  — Union  coloniale,  hat  seit 
1898  eine  Reihe  von  Broschüren  veröffentlicht: 
1.  Ratschläge  für  Auswanderer ; 2.  Das  En- 

registrement  in  den  Kolonieen ; 8.  Zoll-  und 

Handelssystem  der  Kolonieen ; 4-  Handbuch  der 
Tropenhygiene  von  Nicolas;  5.  Handbuch  für 
Ansiedler  in  Tunis.  — G.  K.  Anton,  Die  I 
koloniale  Wiedergeburt  Frankreichs,  im  D.  Woehen- 
blatt, 1894,  Nr.  24,  25.  — Derselbe,  Neuere 
Agrarpolitik  der  Holländer  auf  Java,  in  Schmollers  ! 
Jahrb.  1899.  — Litleratur  zur  Geschichte  der  \ 
Niederländischen  Kolonieen  ist  zusammengestellt  j 
in  R.  L.  Pragers  Antiquariatskatalog  Nr.  184,  ! 
S.  28 — 27.  — E.  Gudnin , La  nourelle 

France,  / 1897,  11  1898,  Paris  f.4.  Fourneau).  \ 

— Jaarcijfcrs , uitgegeren  door  de  Centrale 
Commissie  roor  de  Slatistiek  Kolonien  1898 
en  vorige  .Taren  (Annuaire  Slatistique  des 
Pays  -Bas, public  par  la  Commission  centrale  de 
Slatistique,  Colonies  1898  et  annees  anterieures), 
s’Gravenhage  1895.  — W.  Cunnlngham,  The 
growth  of  English  Industrie  and  Commerce  in  j 
modern  times,  Cambridge  1892.  — II'.  A.  S. 
Jlnrtns,  English  trade  and finance  of  Seventeenth  ! 
Century,  1892.  — Alfred  Caldecott,  English  | 
(olonisation  and  Empire,  London  1891.  — C.  ! 
./.  Fuchs,  Die  Handelspolitik  Englands  und  j 
seiner  Kolonieen  in  den  letzten  Jahrzehnten,  ■ 
Sehr.  d.  Ver.  f.  Sosialp.,  Bd.  57,  Leipzig  1898.  1 

— G.  II ah I mul.  Aus  dem  Verfassungs-  und 
Venrallungsrcehl  des  britisch-indischen  Kaiser- 
reichs , in  der  Tübinger  Zeitschr.  f.  Staalstr., 
49.  Jahrg.,  S.  223 — 252  und  498 — 450.  — Sir  1 
Wolter  Raleighs  Karte,  ron  Guyana  um  1595, 
reproduziert  (mit  Text)  von  I.  Friederichsen  in 
der  Hamburger  Festschrift  zur  Erinnerung  an 
die  Entdeckung  ron  Amerika,  1892,  Bd.  II,  Nr.  8. 

— Statistical  abstract,  relating  (o  British  Indio 

front  1881—1882  t»  1890 — 1891,  28.  Number, 
London  1892.  ( Enthaltend  die  Ergebnisse  des 

indischen  t'cnsns  von  1891.  Auszüge  daraus  von 
Georg  von  Mayr  im  Allgem.  Statist.  Archiv, 
III.  Jahrg.,  S.  498;  IV,  Jahrg-,  S.  401.)  — 


Statement  erhihiting  the  moral  and  material 
progress  and  condition  of  India,  du  ring  the  yror 
1891 — 1892  and  the  nine  pmeeeding  ycars,  Twcnly- 
eight  number.  — Presendel  pursuant  to  Art  of 
Parliament,  London  1894 • (Ausführlich  be- 
sprochen von  Georg  von  Mayr  im  Allg.  slatist. 
Archiv,  IV.  Jahrg.,  I,  S.  280 ff.).  — George 
Watt,  Amtlicher  Bericht  über  die  wirtschaftliche 
Entwickelung  von  Britisch-Ostindien , an  die 
indische  Regierung  erstattet  1894.  (Auszüge 
daraus  im  D.  Kol.- Bl.  1895,  S.  495.)  — Report 
on  the  Census  of  the  Stroits  .Settlements,  Ulken 
on  the  51h  April  1891,  Singapore  1892.  — Statis- 
tical Abstract  for  Ihr  scveral  colonial  and  other 
possessions  of  the  United  Kingdom  in  euch  year 
front  1883  to  1897.  — G.  11 11  hl  and.  Die 
australisch-nordamerikanische  Ist ndrsgcselzgebung 
in  iler  Tübinger  Zeitschr.  f.  SUialsw.,  48 • Bd., 
S.  41 — 78,  280  — 313.  — Edward  Jenks,  The 
history  of  the  Australian  Colonies,  from  their 
foundation  to  the  year  1893,  London  1895.  — 
Englands  Stellung  in  Indien,  Grenzboten  r.  12.  IX. 
1895.  — Gustaf  F.  Steffen,  England  als  Welt- 
macht und  Kullurstaat.  .1  ns  dem  Schwedischen 
ins  Deutsche  übersetzt  von  0.  Reyhen,  Stuttgart 
1899.  — Moritz  Katidt,  Feber  die  Entwickelung 
der  australischen  Eisenbahnpolilik,  Berlin  1894- 

— ltathgen.  Englische  Auswanderung  und  Aus- 
wanderungspolitik , 1896.  — r.  , Itruclthaunen, 
Hauptmann  a.  D.,  Die  Italiener  in  Afrika. 
VIII.  Beiheft  zum  Militär- Wochenblatt  1895.  — 
E.  V.  Phlllppovtch,  Die  italienische  Auswan- 
derung, in  Schmollers  Jahrb.  Bd.  17,  S.  561.  — 
Jrriguled  India  by  A.  Den  Rin,  besprochen  ron 
Kaerger  in  der  D.  Kol.-Zlg.  1898,  Nr.  5.  (Die 
englische  Kultivation  in  Indien,  speciell  die  Be- 
wässerungsanlagen.) — A.  Sartorius  Frhr. 
V.  Waltershausen,  Die  Arbeitsverfassung  der 
englischen  Kolonieen  in  Nordamerika,  Strassburg 
1894 • — Fr-  Müller,  Generalsekretär  des  deut- 
schen Landwirtschaftsrates,  Die  amerikanische 
Bewässerungswirtschaft,  Berlin  1894-  — Allsrecht 
Wtrth,  Das  Wachstum  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  ihre  auswärtige  Politik,  Bonn 
1S99.  — A,  A.  Ifmajew,  Eine  neue  Art  innerer 
Kolonisation  in  Russland,  in  Schmollers  Jahrb. 
f.  Ges.  u.  IVrtr.  1898,  S.  913.  — Das  kaukasische 
Russland  als  Konkurrent  der  westeuropäischen 
Landwirtschaft,  Tübinger  Zeitschr.  Bd.  49,  S.  529. 

— Sibirien  und  sein  Gold,  Berliner  Rundschau 
v.  4.  IX.  1895.  — Alex.  Kaufmann,  Feber 
die  innere  Kolonisation  und  die  Kolonisations- 
politik Russlands,  in  Conrads  Jahrb.  III.  Folge, 
Bd.  15,  S.  41 '•  — Feber  Brasilien  und  brasil. 
Kolonialpolitik  vgl.  die  zahlreichen  Schriften  von 
A.  IT.  Sellin,  H.  Lange,  v.  Koseritz, 
Karl  Kaerger  und  die  Zeitschrift  » Export u. 

V.  Abschnitt:  Deutschland.  Amt- 

liche Aktenstücke:  » Weisslnichcru  dem  Reichs- 
tage r orgelcgt  vom  Auswärtigen  Amte,  ent- 
haltend die  Kol.-Geschichte  der  deutschen  kolo- 
nialen Erwerbungen,  I. — XIX.  Teil,  Berlin  (Carl 
Heymann)  1885 — 1899.  — Seit  1S85  werden  dem 
Reichstage  ron  der  Kolonial  Verwaltung  mit  dem 
Etat  für  die  Schutzgebiete  jährlich  «Denkschriften« 
für  die  einzelnen  Schutzgebiete  rorgelcgt.  Diese 
Denkschriften  (Jahresberichte) , veröffentlicht  unter 
den  >• Drucksachen  des  deutschen  Reichstages « 
erscheinen  auch  als  Beilagen  zum  D.  Kol.-Bl. 
und  als  >1  Weissbücher«  im  Anschluss  an  die 
ersten  13  Weissbücher,  z.  B.  Weissbuch  Teil  XIX 
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5=  Berichte  über  tlie  Schutzgebiete  im  Jahre  1897 
— 1898  = Drucksache  Xr.  94  der  Session  1897 
— 1898. — Auch  die  jährlichen  Etats  und  die  Rech- 
nungen für  die  Schutzgebiete  enthalten  wertvolle  \ 
Xachrichten  über  den  jeweiligen  Stand  der  Schutz-  | 
gebiete  und  die  dort  gejdanten  und  ausgeführten 
neuem  Unternehmungen.  — Seit  1898  werden  dem  ■ 
Reichstage  jährliche  Denkschriften  betreffend  die 
Verwendung  des  Afrikafonds  vorgelegt.  — Eine 
Uebersicht  über  Verträge,  Gesetze  und  Verord- 
nungen kolonialpolitischen  Inhaltes  bringt  jähr- 
lich die  Tübinger  Zeitschrift  (r.  Schäfflcj.  — 
fl  leimte,  Gerichtsassessor,  Die  deutsche  Kolon  ial- 
gesrtzgebung.  Sammlung  der  auf  die  deutschen 
Schutzgebiete  bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen, 
Erlasse  und  internationalen  Vereinbarungen,  j 
Berlin  1898.  (Assessor  Riebow  durch  die  auf-  j 
ständischen  Dahomesoldaten  in  Kamerun  getötet  | 
15.  XII.  1898.)  — Alfred  Zimmermann,  Die 
deutsche  Kolonialgesetzgebung  (Fortsetzung  von 
Riebow),  Berlin  (Mittler),  2.  Teil  1898 — 1897, 
1898;  8.  Teil  1897—1898,  1899;  j.  Teil  1898— 
1899,  1900.  — Kol  Inch,  Amtsgerichtsrat  in 
Lissa  i,  P.,  M.  d.  Hauses  d.  Abg.,  Dir  Kolonial-  j 
grsetzgrbung  des  Deutschen  Reiches  mit  dem  Ge- 
setze über  die  Consulargerichtsbarkeil,  Hannover 
1896,  XXIV  und  820  S.  Abdruck  aller  im  ; 

R. Ges. Bl.,  dem  Centralbt.  f.  d.  D.  R.,  dem  Kol.-Bl. 
und  dem  Verordn.- Bl.  f.  Xeu-Guinea  abgedruckten  • 
Gesetze  und  Verordnungen.  — Karl  Frhr.  v.  \ 
Stengel , Prof,  der  Rechte  in  München,  Die  i 
deutschen  Schutzgebiete,  ihre  rechtliche  Stellung, 
Verfassung  und  Vencidtung,  8.  Aujt.,  München 
1895.  — Majr  von  Koschltzkg , Deutsche 
Kolonialgcschichte,  I.  Teil  Leipzig  1887,  II.  Teil 
1888.  — J.  E,  Wappiius,  Deutsche  Auswan- 
derung und  Kolonisation,  Leipzig  1846.  — 
Wilhelm  Itoscher,  Kolonieen,  Kolonialpolitik 
und  Austcanderung,  8.  Auß.  (herausgegeben  zu- 
sammen mit  R.  Jannasch)  1884 • — Friedrich 
Fahrt,  Bedarf  Deutschland  der  Kolonieen  t , 
Eine  politisch-ökonomische  Betrachtung,  Gotha, 

1.  Auf.  1879,  8.  Auß.  1889. — Derselbe,  Fünf 
Jahre  deutscher  Kotonialjiolitik,  Rück-  und  Aus- 
blicke, Gotha  1889.  — Hübbe-Schleiden, 
Deutsche  Kolonisation,  eine  Replik  auf  das 
Referat  des  Herrn  Friedrich  Kapp  über  Kolo- 
nisation und  Auswanderung,  Hamburg  1881.  — j 
Derselbe , Ueberseeischc  Politik , 1.  Teil  eine  I 
kulturwisscnsrhaf fliehe  Studie  mit  Zahlenbildem,  • 
Hamburg  1881 ; 11.  Teil  Kolo nisation spol it tk  und 
Kol.-Technik,  eine  Studie  über  Wirksamkeit  und 
Rentabilität  von  Kulonisalionsgesellschajten,  Ham- 
burg 1888.  — Ernst  von  Weber,  Die  Er- 
weiterung des  deutschen  Wirtschaftsgebietes,  Leip- 
zig 1879.  — G.  A.  Eischer,  prahl.  Arzt  in 
Sansiljtir,  Mehr  Lieht  im  dunklen  Weltteil,  Be- 
trachtungen über  die  Kolonisation  des  tropischen 
Afrika  unter  besonderer  Berücksichtigung  des 
Sansibargebietes , Hamburg  18S5.  — Grimm , 
Ministerial präsident  a.  D.  in  Karlsruhe,  Der 
wirtschaftliche.  Wert  von  Deutsch-Ostafrika,  Berlin 
1886.  — Joachim  Graf  Pfeil,  Vorschläge  zur 
pro  kt.  Kolonisation  eon  Ostafrika,  Berlin  1888. 
Carl  Peters,  Die  dcntsch-ostafnkan.  Kolonie, 
Berlin  1889.  — Ernst  Vohscn,  Ein  Kolonial- 
programm für  Ostafrika,  Berlin  1891.  ■ — Oskar 
Baumann,  Usambara  und  seine  Xarhbargebiete, 
Berlin  1891.  — Carl  Kaergcr,  Tangaland 
und  die  Kolonisation  Deutsch-Ostafrikas,  Berlin 
1892.  — Carl  Peters,  Die  Deutsche  Emin- 


Pascha- Expedition , München  1891.  — Derselbe, 
Das  deutseh-ostafrikauisrhe  Schutzgebiet,  im  amt- 
lichen Aufträge,  München  1895.  — Hans  Schlitz, 
Deutsch-Süd westafrika , Leipzig  1895.  — von 
Wlssmann,  Afrika,  Schilderungen  und  Bat- 
schläge  für  den  Aufenthalt  und  den  Dienst  in 
den  deutschen  Schutzgebieten,  Berlin  1895.  — 
Deutschland  und  seine  Kolonieen  im  Jahre  1896. 
Amtlicher  Bericht  über  die  1.  deutsche  Kolonial- 
ausstellung,  Berlin  1897.  — Thomas  Lensehau, 
Deutsche  Kabellinien,  Berlin  1900. — M.  Krieger, 
Xeu-Guinea,  Berlin  ( Scholl)  1899.  — Das  deut- 
sche Kiautsrhoiigcbiet  und  seine  Bevölkerung, 
Kartenkrokis  u.  statistische  Tabellen,  entw.  «. 
just,  von  Offizieren  des  Gouvernements.  Ver- 
öffentlicht auf  Veranlassung  des  Reichsmarine- 
amts,  Berlin  ( Reimer ) 1900.  — E.  A.  Eabnrtus, 
Xachrichten  über  die  deutsche  Kolonialsehule 
Wilhelmshof  zu  Wiizeuhausen  a.  d.  Werra,  1899. 

— R.  Satlebeck,  Die  Kulturgewächse  der  deut- 
schen Kolonieen  und  ihre  Erzeugnisse,  Jena 
(Eiseher)  18S9. 

VI.  Abschnitt:  Litlemtur  der  Litteralur: 
Ernst  Hasse,  Uebersieht  über  die  kolonial- 
politische  Litteralur  der  Jahre  1879 — 1882,  in 
Conrads  Jahrb.  d.  Xat.  u.  Stat.,  F.  IV,  7, 
1882,  .8.  806 — 825.  — Maximilian  Rrose, 
llauptmann  a.  D.,  Bibliothekar  der  deutschen 
Kolonialgesellschaft,  Repertorium  der  deutschen 
Koloniallitteratur  von  1884 — 1895,  seihlem  jähr- 
liche Fortsetzungen,  davon  als  Sonderhefte  des 
kolonialen  Jahrbuches  von  Meinecke  und  seil 
1898  der  Beiträge  zur  Kolonialpolitik  und  Kot.- 
Wirtschaft,  herausgegeben  von  d.  D.  Kol. -Ges. 
Xarhtrag  in  der  I).  Kol.-Zlg.  1900,  S.  228,  246. 

— Katalog  der  Bibliothek  der  Gehe-Stiftung  zu 
Dresden,  Bd.  111,  Kap.  VIII.  Auswanderung 
und  Kolonisation,  Dresden  1899. 

Ernst  Hasse. 


Kolonisation,  innere. 

Vorbemerkung.  I.  Deutschland.  1 . Die 
prenssisehe  Rentengutsgesetzgebung.  2.  Sta- 
tistik der  Rentengutsbildungen.  3.  Das  Ver- 
fahren bei  der  Rentengutsbildung.  4.  Verhält- 
nis der  staatlichen  zur  privaten  Thiitigkeit  hei 
der  Rentengutsbüdung.  Zusammenfassende  Be- 
urteilung. 5.  Mecklenburg-Schwerin.  II.  Russ- 
land. III.  England.  IV.  Dänemark. 

Vorbemerkung.  In  allen  europäischen 
I .ändern  mit  stark  entw  ickeltem  Großgrund- 
besitz macht  sich  neuerdings  unter  dem 
Druck  der  gewerblichen  Umwälzungen,  der 
übermässigen  Abw’anderung  der  Landarbeiter 
in  die  Industriebezirke,  der  landwirtschaft- 
lichen Preiskrisis  und  Schuldennot  eiue 
starke  Bewegung  geltend,  welche  durch 
planmäßige  Begründung  neuer  und  die  Er- 
weiterung von  zu  kleinen  alten  Bauern- 
stellen den  ländlichen  Mittelstand  mehren, 
die  Landarbeiter  durch  \ erleihuug  von 
i Bodenbesitz  sesshaft  machen  will.  Fast, 
gleichzeitig  haben  England,  Deutschland  und 
. Russland  entsprechende  Gesetze  erlassen, 
Dänemark  folgte  ihnen,  in  Galizien,  Ungarn 
und  Italien  stellt  ähnliches  in  Aussicht.  Nur  die 
zunächst  aus  sozialen  Motiven  unternommene 
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innereKolonisalion  soll  im  folgenden  behandelt 
werden.  Für  die  Moorkolonisation,  welche ; 
in  erster  Linie  als  Massregel  der  Iaindes-  j 
kulturpolitik  anzusehen  ist,  sei  auf  die  zum 
Schluss  dieses  Artikels  angeführte  Litteratur 
und  den  selbständigen  Artikel  Moorkultur | 
und  Moorkolonisation  verwiesen. 

1.  Deutschland. 

1.  Die  preussische  Rentengutsgesetz- 
gehung.  Der  Erlass  von  Kolonisationsge-  ( 
setzen  in  den  erwähnten  Ländern  bedeutete 
die  Anerkennung  der  Thatsacho,  dass  der 
bisher  geltende  Grundsatz  des  Gehen-  und 
Oese  lieh  cn  lasse  n s auf  dem  Gebiet  des 
Grundstückverkehrs  keineswegs  die  er- 
wartete Wirkung  gezeitigt  hatte,  nämlich 
eine  ökonomisch  zweckmässige  und  sozial 
befriedigende  Grundbesit zvorteilung  herbei- 
zuführen, insbesondere  neben  den  grossen 
Gütern  zahlreiche  bäuerliche  Besitzungen 
ins  Leben  zu  rufen.  Seitdem  in  Preussen 
die  staatliche  Kolonisationsthätigkeit  am  An- 
fänge des  19.  Jahrhunderts  zum  Stillstände 
gekommen  war,  hatten  sieh  hauptsächlich  Pri- 
vatunternehmer untersten  Danges,  »Güter- 
schlächter«, der  Aufgabe  bemächtigt,  den 
Andrang  der  Besitzlosen  und  Kleinbesitzer 
zum  Grundstückerwerb  zu  befriedigen.  Das 
Resultat  ihrer  Thätigkeit  war  im  ganzen 
lediglich  die  Schaffung  von  proletarischen 
Zwerggütern  auf  Kosten  des  selbständigen 
bäuerlichen  Mittelstandes,  der  auf  der! 
anderen  Seite  an  den  Grossgrundbesitz  in- 1 
folge  und  nach  der  »Bauernbefreiung«  be- 
trächtliche Strecken  abgeben  musste. 

Die  preussische  Gesetzgebung  hat  hier 
nun  auf  zweifache  Weise  eingegriffen.  Das 
G.  v.  2G.  April  1886  stellt  der  neu  errich- 
teten »Ansiedelungskommission«  zu  Posen  j 
beträchtliche  Mittel  zur  Verfügung,  mit  | 
denen  sie  in  den  national-gemischten  Pro- 
vinzen Posen  und  Westpreussen  Land  zur 
Begründung  deutscher  Ansiedelungen! 
auf  eigene  Rechnung  erwirbt.  Hier j 
handelt  es  sich  also  um  eine  durchaus  I 
staatliche  Kolonisation. 

Die  Rentengutsgesetze  vom  27.  Juni  1890 
und  7.  Juli  1891  hingegen  wollen  die  pri-i 
vate  Kolonisation  fördern  und  ihr  eine' 
neue  Richtung  geben , indem  sie  gewisse 
rechtliche  Hindernisse  für  die  Aufteilung 
grosser  Güter  beseitigen,  die  Rechtsform ! 
des  Rentenguts  dem  posen  - westpreussi- 
schen  Gesetz  entnehmen  und  allgemein 
zugänglich  machen  denjenigen , welche 
»Rentengüter  mittleren  und  kleineren  Um- 
fangs« erwerben  wollen,  zum  Zwecke  des 
Ankaufs  und  Gehöftbaues  Kredit  bei  den  ’ 
staatlichen  Rentenbanken  eröffnen  und  die  seit 
der  Bauernbefreiung  bestehendenGeneralkom- 
missionen  mit  der  Unterstützung  und  Ueber- 
wachung  der  Rentengutsbildung  betrauen. 


lieber  Inhalt  und  Ausführung  des 
Ansiedelungsgesetzes  für  Posen , Wcst- 
preussen  ist  der  gleichnamige  Artikel  oben 
Bd.  I S.  396  einzusehen.  Entstehung  und 
Inhalt  der  Ren  lengutsgesetze  werden  in 
dem  Art.  Rentengut  behandelt.  Hier  ist 
lediglich  darzustellen,  wie  die  letztge- 
nannten Gesetze  gehandhabt  wer- 
den, welche  Resultate  sie  bisher 
gezeitigt  haben. 

2.  Statistik  der  Rentengutsbild nngen. 

Um  das  kolonisatorische  Werk  der  General- 
kommissionen richtig  zu  würdigen,  muss 
man  beachten,  dass  das  Gesetz  sich  mit 
ganz  allgemeinen  Direktiven  begnügt.  Hin- 
sichtlich der  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Organisation  der  zu  gründenden  Ansiede- 
lungen ist  den  Parteien  und  den  Behörden 
im  wesentlichen  freie  Hand  gelassen.  Aber 
aus  den  Zwecken  des  Gesetzes  und  der 
Erfahrung  ergaben  sich  gewisse  leitende 
Ideeen.  die  zugleich  als  Massstab  für  die 
Beurteilung  des  bisher  Geschehenen  dienen 
müssen:  Es  ist  zu  vermeiden,  Rentengüter, 
namentlich  Arbeiterstellen  in  den  Gutsbe- 
zirken zu  begründen.  Die  Verleihung  von 
Grundeigentum  ruft  dort  ein  dauerndes  und 
eben  deshalb  für  beide  Teile  gleich  unerträg- 
liches Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  dem 
Gutsherrn  und  Arbeiter  hervor.  Kljcnso  wäre 
es  falsch,  gesonderte  Arbeiterkolouieen  zu 
schaffen,  weil  sie  die  Arbeiter  gesellschaftlich 
isoliert  halten  und  sie  der  Gefahr  der  wirt- 
schaftlichen und  moralischen  Verkümmerung 
aussetzeu. 

Als  Ziel  der  Kolonisation  ist  vielmehr 
die  Bildung  und  Vergrößerung  selbständiger 
Landgemeinden  mit  gemischter  Besitzver- 
teilung anzusehen.  Ihren  Kern  müssen 
überall  selbständige  Bauerngüter  bilden, 
denen  sich  Arbeit  erstellen  in  einer  der  Ar- 
beitsgelegenheit angepassten  Zahl  und  in 
zweckentsprechender  0 resse  angliedern.  Nur 
in  dieser  Umgebung  ist  der  Grundbesitz 
geeignet,  das  Los  des  Arbeiters  zu  bessern, 
ihn  sozial  zu  hohen  und  unabhängiger  zu 
machen.  Nicht  anders  kann  die  Kluft 
zwischen  Besitzenden  und  Besitzlosen  im 
Grossgrundbesitzergebiet  überbrückt,  der 
wirtschaftlich  leistungsfähige  und  sozial  un- 
abhängige ländliche  Mittelstand  gekräftigt 
werden.  Diese  Gedanken,  welche  in  des  Ver- 
fassers Schrift  über  innere  Kolonisation  (Leip- 
zig  1892)  nähere  Begründung  gefunden  hatten, 
wurden  vom  deutschen  I .«and  wirtschaftsrat 
(Resolution  vom  9.  März  1892)  gutgeheissen. 
In  gleichem  Sinne  hat  die  Genoralkom- 
mission  zu  Frankfurt  a.  0.  unterm  2.  April 
1892  verfügt:  »Es  ist  darauf  hinzuwirken, 
dass  bei  der  Zerteilung  eines  Grundstücks 
in  Rentengüter  neue  selbständige  Landge- 
meinden mit  gemischter  Verteilung  des 
Grund  und  Bodens  entstehen  ...  Ist  die 
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in  Rentengüter  nmzuwandelnde  Fläche  nicht 
so  gross,  dass  die  Bildung  einer  selbstän- 
digen Gemeinde  angezeigt  ist,  so  ist  darüber 
zu  verhandeln,  welcher  der  Nach  bargemein- 
den die  neuen  Ansiedelungen  am  zweck- 
massigsten  angesehlossen  werden«.. 

a)  A n zahl  u n d F 1 ä c h e d e r R e n t e n - 
g ii  t e r.  Die  Begründung  von  Rentengüteru 
begann  1892.  Von  da  bis  Ende  1899  sind 
ondgi  1 1 i g unter  Vermittelung  der  Renten- 
hanken 8475  Stellen  mit  94  493  ha  und 
einem  Taxwert  von  71  Millionen  Mark  ent- 
standen. Dazu  kommen  diejenigen  durch 
Verträge  oder  Punktationen  begründeten 
Rentengüter,  deren  Renten  noch  nicht 
auf  die  Rentenbank  zur  Ablösung 
übernommen  sind.  Das  sind  003  Stellen 
mit  0838  ha.  Der  Gesamtbestand  der  von 
den  Generalkomraissionen  gegründeten  Ren- 
tengüter umfasst  also  9073  Stellen  und 
101331  ha.  Rechnet  man  die  3010  Stellen 
mit  01  409  (einschliesslich  der  Gemeinde- 
ländercien  rund  80000)  ha  hinzu,  welche 
die  mit  der  Bromberger  Generalkommission 
konkurrierende  Ansiedelungskommission  für 
Posen- Westpreussen  bis  zum  31.  Dezember 
1n99  endgiltig  begründet  hat,  so  ergiebt 
sich,  eine  wie  grosse  soziale  und  politische 
Bedeutung  das  staatliche  Kolonisationswerk 
besitzt.  Es  sind  in  wenigen  Jahren  durch 
staatliche  Thätigkeit  rund  12  700  Renten- 
güter (unter  Abrechnung  der  durch  blossen 
Zukauf  entstandenen  rund  10300)  mit  rund 
180000  ha  Land  gebildet  worden.  Durch  die 
Rentengutsbildungen  ist  schon  jetzt  eine 
grössere  Fläche  an  den  Bauernstand  zurückge- 
fallen, als  er  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
im  Wege  des  freien  Güterverkehrs  an  den 
Grossgrundbesitz  verloren  hat  (in  den  0 
östlichen  Provinzen  büssten  auf  diese  Weise 
die  spannfähigen  Stellen  104000  ha  ein). 
Immerhin  fehlt  noch  viel  daran,  bis  auch 
nur  derjenige  Besitzstand  wieder  hergestellt 
sein  wird,  den  die  Bauernschaft  zur  Zeit 
Friedrichs  des  Grossen  gehabt  hat. 

Die  Rentengutsgründungen  sind  fast  ganz 
auf  das  eigentliche  Grossgütergebiet  be- 
schränkt. Auf  die  0 westlichen  Provinzen 
entfallen  nur  547  Rentengüter  mit  3801  ha, 
auf  die  0 östlichen  7928  mit  90032  ha,  davon 
wieder  die  grössere  Hälfte  (50  080  ha)  auf 
Westpreussen  und  Posen,  dann  folgen  Pom- 
mern (17  850  ha)  und  Ostpreussen  (13722  ha), 
während  Schlesien  (0035  ha)  und  Branden- 
burg (2345  ha)  mit  ihrem  schon  ohnehin 
starken  Kleingrundbesitz  dahinter  Zurück- 
bleiben. Diese  wie  alle  folgenden  Zahlen- 
angaben beziehen  sich  lediglich  auf  die  end- 
gdtig  l>egrü mieten  Stellen. 

b)  Die  »Restgüter«.  An  den  end- 
giltigen  Rentengutsbildungen  waren  929 
Besitzungen  mit  218833  ha  beteiligt.  Die 
*n  Rentengütern  aufgeteilten  Ländereien  um- 


fassen 94493  ha:  von  dem  Rest  (124340  ha) 
entfällt  ein  Teil  auf  Gemeindeland,  ein 
anderer  ist  abverkauft  oder  harrt  noch  der 
Besiedelung.  Immerhin  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  das  hier  besprochene  Ver- 
fahren die  Güter  nicht  so  vollständig  er- 
greift wie  dasjenige  der  Ansiedelungskora- 
inission,  die  grosse  Rostgüter  fast  ganz 
vermeidet.  Zum  Teil  sind  von  den  Gene- 
ralkommissionen  nur  Aussenschläge  zur 
Parzellierung  gebracht  worden,  die  für  den 
Gutsbetrieb  wegen  ihrer  Entlegenheit  wenig 
oder  keinen  Wert  hatten.  Auf  diese  Weise 
sind  vielfach  Kolonieen  entstanden,  die  wegen 
ihrer  geringen  Ausdehnung  nicht  geeignet 
sind,  selbständige  I Landgemeinden  zu  werden, 
sondern  den  benachbarten  Gemeinden  und 
Schulsystemen  zugeschlagen  werden,  zum 
Teil  aber  auch  in  den  Gutsbezirken  verblei- 
ben müssen. 

c)  Grösse  der  Rentengüter.  Die 
Statistik  führt  unter  den  Rentengütern  auch 
solche  Grundstücke  (2371)  auf,  welche  von 
schon  ansässigen  Leuten  zur  Abrundung 
ihres  Besitzes  mit  Ililfe  der  Rentenbank 
erworben  wurden. 

Derartige  »Zukäufe«  überwiegen  durch- 
aus in  Schlesien  und  Hessen-Nassau,  die 
Rentengutsbildungen  haben  einer  Anzahl  von 
— dort  so  stark  vertretenen  — Kleinstellen- 
besitzern Gelegenheit  zur  Verselbständigung 
gegeben.  Dies  oder  die  Kiäftigung  schon 
vorhandener  Bauerngüter  durch  Zukauf  von 
bisher  fehlendem  Wiesenland  etc.  ist  in  so- 
zialer Hinsicht  nicht  weniger  wichtig  als 
die  Begründung  von  neuen  Ansiedelungen. 
Die  auf  solche  Weise  entstandenen  Renten- 
güter haben  sich  meist  als  besonders  lebens- 
fähig erwiesen. 

Unter  den  ganz  neuen  Stellen  (6104) 
sind  als  selbständig  anzusehen  diejenigen, 
welche  mehr  als  7 Vs  ha  umfassen.  Es  giebt 
deren  3806;  die  2298  kleineren  Stellen  ge- 
hören meist  Handwerkern  und  Arbeitern. 
Die  selbständigen  Rentengüter  herrschen 
überall  vor  ausser  in  Schlesien  mul  Westfalen, 
wo  indessen  überhaupt  wenig  ganz  neue  An- 
wesen geschaffen  worden  sind.  Das  An- 
siedelungswerk hat  also  durchaus  den  er- 
wünschten Charakter  einer  Bauern  Kolo- 
nisation, es  dient  zunächst  der  Vermeh- 
rung des  selbständigen  Mittelstandes.  Dies 
gilt  namentlich  von  dem  Wirkungskreis  der 
Generalkommission  für  Brandenburg  und 
Pommern,  wo  unselbständige  Arbeiterstellen 
nur  in  sehr  geringer  Zahl  und  unter  sorg- 
fältiger Abwägung  der  Arbeitsgelegenheit 
geschaffen  worden  sind.  Im  Bromberger 
Bezirke  (Posen -Westpreussen)  fällt  die  ver- 
hältnismässig grosse  Zahl  der  Stellen  von 
2*  2 — llh  ha  (1245  gegen  2156  grössere 
und  129  kleinere)  auf.  Sie  sind  im  all- 
gemeinen für  den  Arbeiter  zu  gross  und 
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für  den  selbständigen  Landwirtschafts- 
betrieb zu  klein.  Sie  erfordern  die  regel- 
mässige Anwesenheit  des  Leiters,  ohne  ihn 
ordentlich  zu  ernähren  oder  ganz  zu  be- 
schäftigen. Es  ist  anzunehmen,  dass  diese 
meist  aus  den  ersten  Jahren  der  Kenten- 
gutsbildung stammenden  Stellen  grosseu- 
teils  in  die  Hände  von  Polen  gekommen 
sind,  die  sich  darauf  bei  ihrer  Genüg- 
samkeit ohne  Nebenarbeit  durchhungern. 
Für  den  Arbeiter  sind  kleinere  Anwesen, 
welche  in  der  Hauptsache  von  der  Frau 
bewirtschaftet  werden  können  und  dem 
Manne  volle  Freiheit  der  Bewegung  und 
Zeit  zu  einem  reichlichen  Aussenverdienst 
lassen,  an  geeigneter  Stelle  viel  günstiger. 
Jene  »Büdnereien«  erscheinen  aus  den 
oben  angedeuteten  Gründen  als  besonders 
unglückliche  Gebilde,  wenn  sie  auf  den 
Anssenschlägen  eines  grossen  Gutes  errich- 
tet sind. 

In  mehreren  Fällen  sind  in  der  Nähe 
grösserer  Städte  (Bromberg,  Schneidemühl 
etc.)  mit  gutem  Erfolg  Rentengutskoloniecn 
von  Handwerkern  und  städtischen  Arbeitern 
begründet  worden,  und  dies  ist  bei  Würdi- 
gung der  obigen  Zahlen  allerdings  mit  zu 
berücksichtigen. 

Abgesehen  von  den  mitgeteilten  Angaben 
über  die  Grössenverhältnisse  der  neuen 
Stellen,  fehlt  es  an  statistischen  Unter- 
lagen zur  Beurteilung  der  wirtschaftlichen 
Lage  der  Ansiedler.  Es  steht  einerseits 
nur  fest,  dass  viele  Ansiedler  ausser  der 
Staatsrente  noch  private  Hypothekenzinsen 
oder  (seitens  des  Gläubigers  unkündbare) 
Privatrenten  aufzubringen  haben,  und  anderer- 
seits, dass  die  Staatskasse  bei  der  Beleihung 
der  Rentengüter  keine  nennenswerten  Ver- 
luste erlitten  hat. 

3.  Das  Verfahren  bei  der  Rcnteu- 
gutsbildung.  Während  die  Ansiedelungs- 
kommission im  Laufe  der  Jahre  immer  mehr 
dieAufgabe  zu  der  ihrigen  gemacht  hat.  Muster- 
stätten deutscher  Bodenkultur  zu  schaffen 
und  zu  dem  Zweck  möglichst  kapitalkräftige 
Ansiedler,  namentlich  aus  dem  Westen 
heran  zuziehen,  giebt  die  Generalkommission 
vornehmlich  den  einheimischen  Arbeitern 
und  Kleinbauern  Gelegenheit  zur  Verselb- 
ständigung und  zum  billigen  Landerwerb.- 
Ihre  Ansiedler  stammen  meist  aus  der 
nächsten  Nachbarschaft  des  aufzuteilenden 
Gutes.  Dies  erleichtert  die  Kolonisation 
ungemein.  Es  bedarf  keiner  so  umfassenden 
Vorkehrungen,  um  den  Kolonisten  über  die 
ersten  schweren  Jahre  hinwegzuhelfen.  Sie 
kennen  Boden  und  Klima,  finden  bei  Nach- 
barn und  Verwandten  weitgehende  Beihilfen 
namentlich  während  der  Bauzeit,  sie  bauen 
billig,  bringen  aus  ihrer  früheren  Wirtschaft 
Geräte,  Vieh,  Korn  und  Futter,  selbst  ganze 
Scheunen  etc.  mit. 


Dennoch  bleibt  jede  Kolonisation  inuer- 
l halb  eines  altbesiedelten  Landes  ein  schwie- 
riges und  kompliziertes  Unternehmen,  wel- 
ches grosse  Geschäftsgewandtheit  und,  soll 
die  Kolonisation  eine  zweckmässige  Grund- 
lage für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb 
und  gesicherte  Heimstätten  für  unabhängige 
Bauernfamilien  schaffen,  ein  hohes  Mass  von 
. ökonomischem  und  sozialem  Verständnis  vor- 
I aussetzt. 

Von  vorn  herein  war  in  Aussicht  genom- 
men, dass  die  Generalkommissionen  unter 
Umständen  das  Ansiedelungswerk  selbst 
leiten  und  durchführen  sollten.  Dieser  Teil 
ihrer  Thätigkeit  ist  unten  suh  4 zu  besprechen. 

Stets  aber  hat  die  Generalkommission 
darauf  zu  achten,  dass  der  Rentenban  kkrodit 
lediglich  solchen  Ansiedelungen  zufliesst, 
die  nicht  bloss  die  nötige  finanzielle  Sicher- 
heit für  die  staatlichen  Darlehen,  sondern 
auch  die  Gewähr  für  das  gute  Fortkommen 
der  Ansiedler  bieten.  Sie  soll,  wie  es  in 
einer  Ministerialanweisung  von  1891  heisst, 
die  »spekulative  Ausbeutung«  des  Gesetzes 
verhüten.  Da  es  nun  meist  unmöglich  ist 
an  einer  schon  fertigen  Kolonie  noch  we- 
sentliche Veränderungen  vorzunehmen,  haben 
die  Behörden  nach  einigen  schlimmen  Er- 
fahrungen sich  von  Anfang  des  Aufteilungs- 
verfahrens an  eine  Mitwirkung  gesichert. 
Die  Aufsicht  erstreckt  sich  vor  allem  auf 
den  Besiedelungsplan,  die  genügende  Aus- 
stattung der  Gemeinden  mit  öffentlichen 
Einrichtungen,  insbesondere  Schule  und  Ge- 
meindeland, und  das  Mass  der  Belastung  der 
i Ansiedler. 

Um  die  Ueberschulduug  der  Kolonisten  zu 
1 verhindern,  verlangen  die  Behörden  zunächst 
| einen  Vermögensnachweis  von  den  Ansiede- 
lungslustigen in  Höhe  von  wenigstens  1 » 

1 des  voll  eingerichteten  und  bebauten  Ren- 
tengnts.  Ein  Teil  davon  wird  als  Kaution 
hinterlegt  und  im  Laufe  der  Bauzeit  zurück- 
' gegeben.  Ferner  ist  eine  Kontrolle  über  die 
Kaufpreise  bald  eingeführt  und  fortgesetzt 
verschärft  worden.  Dafür  hat  sich  im  I .taufe 
! der  Jahre  ein  doppeltes  Verfahren  hernus- 
I gebildet : 

Die  Generalkommission  zu  Frankfurt  a.  0. 

; legt,  sobald  ein  Gut  zur  Besiedelung  ange- 
j boten  wird,  zunächst  durch  eine  generelle 
! Vortaxe  fest , welcher  Gesamtpreis  dafür 
erzielt  werden  darf.  Dieser  Preis  richtet 
sich  nach  dem  Werte , den  das  ungeteilte 
Gut  im  Grossbetriebe  hat.  Die  Summe  wird 
i dann  später  durch  eine  Specialtaxe  auf  die 
einzelnen  Stellen  unter  Sonderverrechnung 
der  etwa  mit  übernommenen  Inventarstücke 
und  Gebäude  und  unter  Zuschlag  der  ent- 
standenen Kosten  für  das  Verfahren  und 
für  gemeinschaftliche  Anlagen  verteilt.  Da 
! diese  Kosten  nicht  mit  Sicherheit  im  voraus 
zu  bestimmen  sind,  pflogen  die  »Besiedelungs- 
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Zuschläge«  ziemlich  reichlich  bemessen  zu 
■werden.  Ein  etwaiger  Ueberschuss  über  die 
t hatsächlichen  Kosten  fliesst  in  eine  be- 
sondere Rentengutskasse  und  wird  zu  Gunsten 
der  neuen  Ansiedelungen  verwandt.  Der 
richtige  Grundgedanke  dieses  Verfahrens  ist. 
dass  der  Wertzuwachs,  welchen  der  Boden 
durch  die  Arbeit  der  Ansiedler  erhält,  ihnen 
und  nicht  dem  Verkäufer  oder  einem  Ver- 
mittler zu  gute  kommen  soll.  »Sind  die  Ge- 
bäude des  aufzuteilenden  Besitztums  so 
umfangreich  oder  wertvoll , dass  sie  sich 
nicht  passend  verwenden  lassen,  so  hat  der 
Verkäufer  diesen  Nachteil  zu  tragen  oder 
er  muss  auf  die  Bildung  von  Kentengütern 
verzichten.« 

Die  meisten  Generalkommissionen  sehen 
von  der  generellen  Vortaxe  ab.  Sie  taxieren 
erst,  wenn  die  Besiedelung  oder  die  Vertrags- 
punktationen bereits  zu  Stande  gekommen 
sind,  und  fordern  dann  eventuell  eine  nachträg- 
liche Herabsetzung  des  Kaufpreises.  Die 
formell  vom  Rentengutsausgeber  zu  bestrei- 
tenden allgemeinen  Aufwendungen  für  öffent- 
liche Zwecke,  Meliorationen  etc.  werden  ihm 
im  1-tufe  der  Jahre  nachträglich  zur  Last 
gelegt.  Bei  diesem  Verfahren  bleibt  der 
Verkäufer  länger  im  Ungewissen,  welche 
Nettoeinnahme  ihm  aus  dem  Verfahren  er- 
wachsen wird. 

4.  Verhältnis  der  staatlichen  zur  pri- 
vaten Thütigkeit  bei  der  Rentcuguts- 
bildung.  Zusammenfassende  Beurteilung. 

Der  Kegel  nach  ist  der  veräussernde  Guts- 
besitzer weder  zur  Anwerbung  geeigneter 
Ansiedler  noch  dazu  im  stände,  die  oft 
höchst  komplizierten  und  schwierigen  kauf- 
männisch-technischen Geschäfte  zu  erledigen, 
welche  die  Umwandlung  eines  Guts  oder 
Gutsteils  in  eine  bäuerliche  Ansiedelung  mit ; 
sich  bringt. 

So  sehr  sich  nun  die  mit  der  Ueber- ' 
wachuug  der  Rentengutsbildung  an  Ort  und 
Stelle  betrauten  Specialkommissare  bemühten, 
den  Gutsbesitzern  und  Ansiedlern  den  kauf- 
männisch-technischen Teil  des  Besiedelungs- 
geschäftes zu  erleichtern  und  möglichst  ab- 
zunehmen, so  wenig  hat  sich  auf  die  Dauer 
die  Kolonisation  durch  die  Behörden  selbst 
einbfirgern  und  ausbreiten  können.  Gewiss 
bat  dazu  die  anfänglich  sehr  starke  Anhäufung 
der  Geschäfte,  die  Neuheit  der  Thätigkeit, 
die  mangelnde  landwirtschaftlich-technische 
‘Schulung  vieler  jüngerer,  dem  Juristentum 
entnommener  Beamten  und  die  allgemeine 
Schwerfälligkeit  des  staatlichen  Betriebes  bei- 
tragen. Der  ausschlaggebende  Grund  al>er 
liegt  darin,  dass  es  dem  veräusserungsbedürfti- 
gen.oft  in  bedrängter  Lage  befindlichen  Ken- 
tengutsausgeber iu  erster  Linie  darum  zu  thun 
seine  Grundstücke  loszuschlagen  und 
schnell  zu  seinem  Oelde  und  seinen  Kenten- 
briefen zu  kommen,  während  auch  der 


tüchtigste  und  gewandteste  Specialkommissar 
gerade  dafür  keinerlei  Garantie  übernehmen 
kann.  Der  Staat  enthält  sich  grundsätzlich 
der  Aufgabe,  Ansiedler  anzuwerben,  die 
Kaufverträge  zu  stände  zu  bringen,  er  ist 
in  keiner  Weise  an  dem  finanziellen  Risiko 
des  Unternehmens  beteiligt,  und  hier  ist  der 
Punkt,  wo  der  private  Vermittler  meist  un- 
entbehrlich wird. 

Es  liegt  sehr  nahe,  dass  man  dem 
Mittelsmanne  mit  der  Sorge  und  Verant- 
wortung für  das  Zustandekommen  der  Kauf- 
verträge auch  die  Aufgabe  überträgt,  jedem 
das  ihm  genehme  Land  zuzuweisen,  also  bei 
der  Aufstellung  des  Besiedelungsplanes  und 
bei  der  Durchführung  des  Ansiedelungs- 
werkes überhaupt  massgebend  mitzuwirken. 
Häufig  überliess  man  dem  Mittelsmanue 
das  ganze  Gescliäft  gegen  eine  Provision. 
Besonders  wertvoll  wurde  der  Vermittler 
wenn  er  dem  Gutsbesitzer  das  Verkaufs- 
risiko überhaupt  abnahm,  das  Gut  oder  den 
i Gutsteil  selbst  erwarb  und  den  Verkauf  auf 
; eigene  Rechnung  durchführte;  dies  wurde 
bald  zur  Kegel. 

So  bahnte  sich  von  Anfang  an  eine 
Arbeitsteilung  zwischen  Ausführung  und 
Kontrolle,  zwischen  dem  kaufmännisch-tech- 
nischen und  dem  verwaltungsrechllicheu 
Teil  des  Besiedeluugswerkes  an.  Es  war 
eine  Entwickelung,  die  mit  logischer  Not- 
wendigkeit aus  einer  Gesetzgebung  hervor- 
ging, welche  die  pekuniäre  Teilnahme  des 
Staats  an  der  Kolonisation  auf  die  Gewäh- 
rung gut  gesicherter  Darlehen  beschränkte. 
Nicht  anders  als  unter  Zurückdrängung  der 
Verwaltung  auf  die  Prüfung,  ob  die  aufge- 
stellten  Darlehnsbedingungen  erfüllt  und  den 
öffentlichrechtlichen  Vorschriften  geuüge 
geleistet  sei,  konnte  auch  der  in  jenen  Ge- 
setzen enthaltene  organisatorisch  richtige 
Gedanke  vollkommen  nutzbar  gemacht  wer- 
den, nämlich  die  Verbindung  der  ungebun- 
denen privaten  Geschäftsführung  mit  Kau- 
telen  zur  Sicherung  des  Gemeinwohls. 

Freilich  kam  die  zwingende  Natur  jener 
Entwickelung  um  so  langsamer  zum  allge- 
meinen Bewusstsein  — so  dass  ihre  Er- 
kenntnis noch  heute  keineswegs  weit  ver- 
breitet ist  — , als  sich  bald  heftige  Konflikte 
zwischen  dein  Privatintersse  der  Vermittler 
und  den  überwachenden  Behörden  ergaben, 
Konflikte,  die  es  den  letzteren  nahe 
legten,  immer  wieder  selbst  die  Versuche 
; zur  eigenen  Besiedelungsthätigkeit  aufzu- 
nehmen. 

I n der  ersten  Zeit  war  es  der  Typus  des 
gemeinen  Güterschlächters,  des  unge- 
bildeten, oft  wucherischen  Kleinhändlers  mit 
Grundstücken,  der  im  Vermittelungswesen 
bei  der  Rentengutsbildung  zur  Herrschaft  ge- 
langte. Manche  von  diesen  Leuten  hatten  schon 
vor  dem  Erlass  der  Kentengutsgesetze  sich 
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an  die  Parzellierung  umfangreicher  Land- 
komplexe gemacht:  als  dann  reichliche 
Staatsgebiet-  zur  Verfügung  gestellt  wurden 
und  die  Nachfrage  nach  geschickten  Unter- 
händlern stieg,  suchten  sie  die  günstige 
Situation  im  grossen  auszunutzen.  Es  ist  auch 
nicht  zu  verkennen,  dass  einzelne  unter  ihnen 
mit  geschäf  1 1 ieher  Gewandt  heit  grosses  tech  ni- 
sches Geschick  vorhanden.  Nirgends. aber  ver- 
tragen die  Schöpfungen  dieser  Idente  eine 
schärfere  Prüfung  nach  der  Seite  der  ordent- 
lichen Ausstattung  der  Gemeinden  mit  öffent- 
lichen Einrichtungen  und  der  Belastung  der 
Ansiedler  mit  Schulden  (vgl.  über  derartige 
Kolonieen  im  Kreise  Kol  borg-  K<"«rlin,  Sering  1. 
e.  S.  182  ff.).  Sie  haben  mit  Vorliebe  ganz 
mittellose  Idente  angesetzt  und  den  Anwär- 
tern das  nachzuweisende  Vermögen  unter 
Täuschung  der  Behörden  vorgeschoben,  weil 
die  Besitzlosen  am  ehesten  bereit  sind , die 
liöehsen  Preise  zu  bezahlen  und  die  unge- 
heuersten Schulden  zu  ültcrnehmen. 

Aus  jenen  Anfangsstadien  der  Renten- 
giitsbildung,  in  denen  das  Konti-oll-  und 
Taxwesen  noch  wenig  stiaff  geordnet  war, 
stammen  die  nicht  wenigen  ülierschuldeten 
und  wirtschaftlich  lehensunfähigen  Kenten- 
güter. 

Bald  haben  sich  «lie  Behörden  indessen 
alle  nicht  ganz  vertrauenswürdigen  Ver- 
mittler verbeten,  ihnen  und  ihren  Auftrag- 
gelx*rn  den  Rentenkredit  verweigert;  die 
verschärfte  Aufsicht  über  die  Angemessen- 
heit der  Kaufpreise  that  das  Ucbrige,  um 
alle  wucherischen  Elemente  aus  der  Renten- 
guts-Kolonisatiou  zu  verdrängen.  Es  sind 
nur  wenige  private  Vermittler  übrig  ge- 
blichen. die  mit  der  General  komm  issioti  Ge- 
schäfte machen. 

Einen  grossen  Fortschritt  über  die  Ver- 
mittelung der  Güterschlächter  hinaus  bildete 
die  Entstehung  von  kapitalistischen 
Gesellschaften,  welche,  angeregt  durch 
»las  staatliche  Vorgehen,  das  Parzollic- 
rungsgeschäft  im  grossen  betreiben  wollten. 
Zunächst  wurden  derartige  Institute  in  der 
Provinz  Posen  mit  der  Absicht  be- 
gründet, der  Thätigkcit.  der  Ansiedelungs- 
kommission für  Posen  - Wostpreussen  ent- 
gegen zu  wirken.  Unter  den  entsprechen- 
den deutschen  Unternehmungen  ist  die 
älteste  und  wichtigste  die  im  Jahre  1895 
begründete  »Landhank'  zu  Berlin.  Ihr  bis 
Januar  190u  voll  eingezaldtes  Aktienkapital 
Iwjträgt  10  Millionen  Mark:  als  Gegenstand 
des  Unternehmens  bezcichnete  sie  neben 
dem  Erwerb  und  der  Veräusserung  von 
Liegenschaften  im  allgemeinen : die  Bildung 
und  Besiedelung  vou  Kentengütern. 

Indessen  ist  die  auch  vom  Unterzeich- 
neten gehegte  Erwartung,  dass  derartige 
Gesellschaften  eine  geeignete  Grundlage  für 
das  Zusammenwirken  von  freien  Privat- 


unternehmern und  staatlichen  Kontroll in>tan- 
zen  abgel>cn  würden,  nicht  ein  getroffen. 
Es  scheint  sich  herausgestellt  zu  haben, 
dass  zumal  in  einer  Zeit  der  gesunkenen 
landwirtschaftlichen  Reinerträge  «las  Er- 
werbsintei-esse  der  Aktionäre  nicht  mit  den 
Anforderungen  in  Einklang  zu  bringen  ist, 
welche  «lie  Behörden  an  eiue  staatlich  ge- 
förderte Kolonisation  st<dlen  müssen. 

Bei  den  polnischen  Unternehmun- 
gen, auch  denjenigen,  welche  wegen  ihrer 
genossenschaftlichen  Organisation  oder  wegen 
ihrer  nationalixriitischcn  Ziele  ülrerhaupt 
nicht  oder  doch  nur  in  beschränktem  Sinne 
als  kapitalistische  bezeichnet  werden  können, 
erschwerte  die  nationale  Antagouie  «las  Zu- 
sammenarbeiten mit  den  Behörden.  Anfangs 
wurde  derRentenkredit  ohne  jeden  Unterschied 
der  Nationalität  gewährt.  Von  «len  8475  Ren- 
tengüter n sind  5449  in  Händen  von  Deutsehen. 
2005  von  Polen,  330  von  Masuren  und 
Kassuben , während  der  Rest  (91)  sich  auf 
Litauer,  Czechen  etc.  verteilt.  Polnische 
Ansiedler  wur«len  auch  von  deutscheu  Guts- 
besitzern, die  parzellieren  wollten,  vielfach 
bevorzugt,  weil  sie  geringere  Ansprüche 
steilem  als  die  deutschen,  auf  kleineren 
Stellen  mit  schleehteivm  Land  angesetzt  wer- 
den können  und  l>ereit  sind,  höhen*  Renten  zu 
übernehmen.  Auf  die  Protest©,  welche 
gegen  jenes  Vorgehen  der  (Bi-om Borger I 
Generalkommission  erhoben  wurden,  erlies 
dann  (1895)  die  Staat sregierung  eine  An- 
weisung, die  davon  ausgelit,  «lass  die  Aus- 
führung der  Rentengutsgesetze  nicht  der- 
jenigen des  jjosen-wostpreussisehen  Ansie«le- 
iungsgesetzes  entgegen  wirken  dürfe.  Es 
sollte  deshalb  jeweils  «'ine  Aeusseruug  der 
Ansiedelungskommission  darüber  eingeholt 
werden,  ob  sie  gegen  eine  geplante  Ansiede- 
lung Bt'denken  zu  erheben  habe. 

Je  mehr  inan  die  Güterschlächter,  die 
kapitalistischen  und  die  polnischen  Un- 
ternehmungen zurückdrängte,  je  strenger 
•lie  Behörden  auf  angemessene  Ansied e- 
lungshedingungen  hielten,  die  Entstehung 
vou  proletarischen  und  überlasteten  Stellen 
verhinderten,  um  so  mehr  gingen  abt'r 
auch  die  Anträge  auf  Vornahme  von  Reti- 
tengutsbildungen  zurück.  Während  noch 
Ende  dos  Jahres  1894  rund  10t) 000  ha  zur 
Rentengutsbildung  verfügbar  waren , be- 
schränkte sich  Ende  des  Jahres  1898  das 
dazu  angebotene  Areal  auf  15378  und 
Ende  1899  auf  10  953  ha.  Es  wurden  auf 
«li<*  Rentenbank  endgiltig  übernommen 
1892  93  18n2,  1h94  1902,  1899  nur  noch 
051  Rentengüter.  Di«»  zugehörige  Fläche 
umfasste  1892  93  18379  ha,  1894  21829 
ha.  1899  8046  ha. 

Dieser  Rückgang  ist  eingetreten,  obwohl 
das  Angebot  von  Land  zur  Parzellierung 
enorm  und  die  Zahl  «1er  kaufkräftigen  Be- 


Digitized  by  Google 


Kolonisation,  innere 


253 


werter  aus  dem  Bauern-  und  Kleinbesitzer- 
Stande  ebenfalls  sehr  gross  ist.  Jene  Zahlen 
l*edeuton  lediglich,  dass  die  unbeschränkte 
Privatparzellierung  immer  mehr  das  Ueber- 
ge wicht  erlangt  über  diejenige,  welche  sich 
der  öffentlichen  Kontrolle  unterstellt.  Die- 
Absicht  der  preussisehen  Gesetzgebung,  das  j 
Aosiedelungswesen  der  Sphäre  des  rein  i 
kaufmännischen  Interesses  zu  entziehen 
und  das  öffentliche  Interesse  in  organischer I 
Weise  zur  Geltung  zu  bringen,  hat  sich , 
nicht  erfüllt.  Anscheinend  ziehen  aber  auch 
nicht  die  anständigen,  grosskapitalistischen 
deutschen  Unternehmungen  das  Parzel-  j 
lierungsgoschäft  an  sich.  Die  Kolonisations- ' 
thätigkeit  der  »Landbank«  hat  wesentlich 
abgenommen.  Sie  hat  1890  uud  1897  zu- 1 
sammen  45ü  selbständige  neue  Bauernstellen  ! 
mit  5310  ha,  1898  und  1899  nur  noch  259  I 
mit  4045  ha  begründet,  während  sie  an  I 
selbständigen  Vorwerken  und  »Restgütern«  I 
35  Viezw.  45  mit  9310  und  12025  ha  ver- 
änsserte  (dazu  372  bezw.  1080  ha  in  Par- 
zellen zur  Vergrösserung  bestehender  Wirt- 
schaftet»). Die  Bank  hat  den  Schwer- 
punkt ihrer  Thätigkeit  immer  mehr  in  den 
möglichst  raschen  Umsatz  von  Landgütern 
verlegt,  die  sie  im  ganzen  oder  in  grossen 
Stücken  unter  Vermeidung  der  teuorn  Zwi- , 
sehen  Verwaltung  und  Melioration  mit  grossem  ! 
Gewinn  absetzt.  Sie  bildet  vorwiegend  nicht  j 
Bauern-,  sondern  Herrengüter  meist  mittleren 
Umfangs  und  ist  aus  einer  Kolonisations- 
zu  einer  Landhandelsgesellschaft  geworden. 

Hingegen  wird  allerseits  über  die  Aus- 
breitung des  Geschäftes  reich  gewordener 
(»ütersclilächter  Klage  geführt.  Sie  können 
wohl  eher  als  grosse  Kolonisationsgesellschaf-  i 
teu  des  billigen  und  reichlich  (mit 3 i des  Werts) 
bemessenen  Rentenbankkredits  entbehren. 
Denn  dies«'  muss  darauf  bedacht  sein,  ihr  Geld 
im  Umlauf  zu  erhalten.  Jene  scheuen  es 
gar  nicht,  Restforderungen  auf  den  neuen 
Stellen  zu  behalten,  weil  sich  daraus  weitere 
Gelegenheit  zu  wucherischen  Geschäften 
ergiebt;  oft  hat  der  Händler  seine  eigenen 
Aufwendungen  schon  durch  das  übliche 
Niederschlagen  des  Forstes,  die  Anzahlungen 
der  Ansiedler  und  Darlehen  der  Sparkassen 
etc.  auf  die  neuen  Stellen  bezahlt  gemacht. 

Neben  den  Güterschlächtern  sind  es  die 
polnischen  Ansiedelungsunternehmungen,  die 
auch  ohne  den  Rentenkredit  die  Parzel- 
lierungen weiter  betreiben.  Denn  einmal  • 
fliessen  ihnen  die  sehr  bedeutenden  Spar- 
gelder der  polnischen  Wanderarbeiter  zu, 
die  sich  damit  in  ihrer  Heimat  ansässig  zu 
machen  versuchen.  Ferner  hat  man  die 
Ansiedler  in  sehr  geschickter  Weise  zu  An- 
kaufsgenossenschaften  vereinigt,  welche  die 
zu  besiedelnden  Güter  im  ganzen  erwerben 
und  vermöge  ihrer  grossen  Kreditfähigkeit  in  1 
der  Lage  sind,  die  darauf  haftenden  Schul- , 


den  ohne  weiteres  mit  zu  übernehmen  und 
neuen  Kredit  für  Ansiedelungszwecke  zu 
erhalten  (vgl.  über  diese  Organisation  Sering, 
Innere  Kolonisation,  S.  254  ff).  Jene  Ge- 
nossenschaften verdanken  ihre  Entstehung 
und  straffe  Organisation  dem  engen  politisch- 
kirchlichen  Zusammenschluss  des  Polentums. 
Ob  es  möglich  wäre,  entsprechende  deutsche 
Genossenschaften  ins  Leben  zu  rufen,  ist 
zu  bezweifeln. 

Allmählich  breitet  sich  die  Erkenntnis 
aus,  dass,  wenn  die  Bewegung  des  Grund- 
besitzes in  der  östlichen  Hälfte  Preussens 
und  damit  die  soziale  und  politische  Zukunft 
dieses  Gebietes  nicht  einerseits  einem  unter- 
geordneten Spekulantentum  und  andererseits 
dem  Polen  tum  in  der  Hauptsache  überant- 
wortet werden  soll,  der  Staat  sich  zu  einer 
kräftigeren  kolonisatorischen  Thätigkeit  ent- 
sch  Hessen  muss. 

Entweder  ist  die  bisherige  Rentenguts- 
gesetzgebung  wirksamer  zu  gestalten  oder 
deren  Rahmen  zu  sprengen,  der  Grundsatz 
des  Parteibetriebes  zu  verlassen  und  die 
Kolonisationsthätigkeit  zu  » verstaatlichen ' . 

Einen  Versuch  in  der  erstgenannten 
Richtung  maeht  das  Gesetz,  betreffen d 
die  Gew  ä h r u n g v o u Z w i s c henk  r e - 
dit  bei  Rentengutsgründungen,  vom 
12.  Juli  1900.  Dieses  Gesetz  stellt  zur 
Förderung  der  Rentengutsbildung  bei  Mit- 
wirkung der  Generalkommission  aus  dem 
Reservefonds  der  Rentenbanken  kurzfristige 
Kredite  bis  zu  einem  Gesamtbeträge  von 
10  Millionen  Mark  zur  Verfügung.  Die 
Frist  läuft  jeweils  bis  zur  Aushändigung 
der  Rentenbriefe,  die  immer  erst  dann  er- 
folgen kann,  wenn  die  Rentengüter  recht- 
lieh bestehen,  d.  h.  die  Ansiedelung  fertig 
ist.  Der  Verwendungszweck  des  Zwischen- 
kredits ist  auf  die  Abstossung  der  Schulden 
und  Lasten  aufzuteilender  Grundstücke 
und  die  erstmalige  Besetzung  der  Renten- 
güter mit  den  notwendigen  Wohn-  und 
Wirtschaftsgebäuden  beschränkt.  Für  der- 
artige Zwecke  waren  bisher  öffentliche  und 
private  Kreditinstitute  cingetreten;  sie  ge- 
währten Darlehen  gegen  C'ession  des  An- 
spruchs auf  die  zu  erwartenden  Renten- 
briefe und  auf  die  baren  Anzahlungen  der 
Rentengutskäufer.  Das  Gesetz  führt  dem- 
nach lediglich  eine  Verbilligung  dieser  — 
weil  kurzfristig  — ohnehin  ihrem  absoluten 
Kostenbeträge  nach  nicht  sonderlich  teueren 
Zwischenkredite  herbei  und  wird  sich  schon 
deshalb  wohl  als  ziemlich  wirkungslos  er- 
weisen. 

Es  geht  vor  allem  von  der  unrichtigen  Vor- 
aussetzung aus.  dass  der  Regel  nach  der  Be- 
sitzer selbst  im  Zusammenwirken  mit  der 
General  komm  ission  die  Parzellierung  durch- 
führe, und  stellt  deshalb  lediglich  ihm  den 
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Kredit  zurVerfügung.  während  jener  Fall  nicht 
mehr  als  der  normale  angesehen  worden  kann. 

Ans  diesem  Grunde  beschloss  das  Ab- 
geordnetenhaus auf  Antrag  des  Freiherrn 
v.  Wangenheim  wiederholt,  jene  Begrenzung 
der  Kreditzweeke  zu  streichen,  die  Staats- 
regierung stimmte  zu,  aber  die  veränderte 
Fassung  scheiterte  an  dem  hartnäckigen 
Widerstand  des  Herrenhauses. 

Die  Absicht  bei  jener  Veränderung  war 
vornehmlich,  den  Zwischenkredit  auch  zum 
Zwecke  des  Ankaufs  von  Gütern  für  solche 
gemeinnützige  Gesellsc  hafte  n 
und  Genossenschaften  nutzbar  zu 
machen , welche  in  enger  Anlehnung 
an  die  Generalkommission  die  innere 
Kolonisation  betreiben.  Abgesehen  von 
(len  entsprechenden  polnischen  Organisa- 
tionen kommt  hier  bisher  lediglich  die 
»Deutsche  Ansiedelungsgesellschaft  * (G.  m. 
b.  11.)  zu  Berlin  in  Betracht.  Sie  schliesst 
statutarisch  jeden  Geschäftsgewinn  aus, 
verteilt  keine  Dividende  und  keine  Tan- 
tieme. Die  Gesellschafter  — einige  aka- 
demisch und  praktisch  gebildete  Landwirte 
— sind  auf  mässige  Gehälter  gesetzt. 
Sie  akkordieren  mit  den  Gutsltesitzorn  auf 
einen  festen  Preis  und  verkaufen  den  An- 
siedlern ebenfalls  zu  festen  sehr  massigem 
Preisen  ohne  irgendwelche  Neben  kosten.  Der 
l)oi  geschickter  und  billiger  Geschäftsführung 
erzielte  immerhin  beträchtliche  L’eberschuss 
wird  nach  Dotierung  eines  im  Auflösungs- 
fall für  öffentliche  Zwecke  festgelegten  Re- 
servefonds den  neugebildeten  Gemeinden  zu- 
gewandt. Das  ganze  Geschäftsgebaren  ist 
ein  öffentliches  und  steht  unter  Aufsicht 
der  Behörden.  Diese  Organisation  hat  sich 
vortrefflich  bewährt,  sie  passt  sich  am  voll- 
kommensten dem  bestehenden  gesetzlichen 
Zustande  an,  indem  sie  unter  Wahrung  der 
freien  Beweglichkeit  der  Geschäftslührung 
das  kapitalistische  Erwerbsinteresse,  die 
Quelle  aller  Konflikte  mit  den  Behörden 
ansschaltet.  Sie  würde  bei  weiterem  Aus- 
bau den  General koinmissionen  einen  Stamm 
von  sachkundigen,  zuverlässigen  und  ge- 
wandten Vermittlern  zur  Verfügung  stellen 
und  im  Rahmen  des  geltenden  Rechts  eine 
Kolonisation  im  grossen  ermöglichen. 

Die  Gesellschaft  hat  in  den  ersten  1'  .* 
Jahren  ihrer Thätigkeit  ( 1 s98  9)  0 grosseGüter, 
•1  Domänen  und  2 Rittergüter  in  Dorfschafton 
mit  171  Stellen  und  3080  ha  verwandelt. 
Es  sind  durchweg  mit  grosser  Raschheit 
gut  fundierte  Ansiedelungen  entstanden,  die 
sich  besonders  auch  durch  reichlichste  Aus- 
stattung mit  gemein  Wirtschaft  liehen  Ein- 
richtungen auszeichnen.  So  hat  eine  neue 
Gemeinde  im  Kreise  Belgard  00  ha  Land 
und  30000  Mark  bar  erhalten.  Da 
jedoch  die  Mittel  der  Gesellschaft  be- 
schränkte sind  und  einerseits  (his  Privat- 


kapital sich  von  Unternehmungen  fern  hält, 
die  lediglich  eine  mässige  Verzinsung  der 
Einlagen  gewähren,  andererseits  die  meisten 
Gutsbesitzer  den  festen  Ankauf  der  zu 
parzellierenden  Besitzungen  verlangen,  ver- 
mag sie  den  kapitalistischen  Unternehmungen 
nur  wenig  Terrain  abzugewinneu. 

Bei  vorsichtiger  Auswahl  der  Güter  und 
bei  geschickter  Geschäftsführung  ist  da> 
Ansiedelungsrisiko  gering.  Nichtsdesto- 
weniger würde  es  allerdings  einen  wichtigen 
prineipiellen  Fortschritt  bedeutet  liaben, 
wenn  der  Staat  seinerseits  eigentlichen  An- 
kaufskredit gewährt  hätte.  Die  Gründe, 
aus  denen  das  Herrenhaus  jener  Neuerung 
seine  Zustimmung  versagte,  sind  aus  den 
Verhandlungen  nicht  leicht  zu  entnehmen. 
Der  Referent  der  Kommission  machte  der 
schon  bestehenden  Ansiedelungsgesel  I Schaft 
die  zu  »opulente*.  Ausstattung  der  Gemein- 
den zum  Vorwurf!  Man  dürfe  kein  Gesetz 
sanktionieren,  das  die  Möglichkeit  zu  solchen 
»Ausschreitungen«  gewähre!  Als  die  eigent- 
liche Absicht  der  Kommission  bezeiehnete 
er  ausdrücklich,  jede  Anregung  zur  Reuten- 
gutsbildung  zu  vermeiden.  Auf  der  anderen 
Seite  erklärte  aber  derselbe  Referent  später 
im  Namen  der  Kommission,  dass  sie  »mit 
aller  Sympathie  einer  neuen  Gesetzgebung  ent- 
gegensehe, welche  die  Kolonisation  in  grossem 
und  zielbewusstem  Masse  durchführen  will.« 

Es  ist  zu  hoffen,  dass  das  Herrenhaus 
bald  wieder  in  die  Lage  versetzt  werde, 
diese  Sympathie  praktisch  zu  bethätigen. 
Dabei  kann  es  sich  nach  Lige  der  Dinge 
kaum  um  etwas  anderes  handeln  als  um 
die  Errichtung  von  staatlichen  Ankaufsfonds 
nach  Art  desjenigen  der  Ansiedelungskom- 
mission für  Posen- Westprcussen  für  die  üb- 
rigen  Provinzen. 

5.  Mecklenburg -Schwerin.  Man  hat 
dort  seit  1840  mit  sehr  gutem  Erfolg  die 
zahlreichen  Bauerndörfer  dos  I ) o in  a n i a 1 - 
gebietes  durch  (1899  8959)  Häuslereien  sozial 
ausgebaut,  und  schon  seit  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  zahlreiche  Büdnereien,  d.  s. 
Stellen  von  1.5 — 7 ha  (7437)  begründet. 
Der  Zugang  betrug  1890—99  1708  Häusler- 
und  232  Büdnerstellen.  Ein  nach  langjäh- 
rigen Verhandlungen  zu  stände  gekommenes 
G.  v.  24.  Mai  1898,  welches  nach  dem  Vor- 
bilde der  preussischen  Rentengutsgesetze 
zur  Begründung  von  bäuerlichen  Ansiede- 
lungen in  dem  fast  ganz  davon  cntblössten 
rittersohaft liehen  Gebiet  durch  Kredit- 
gewährung etc.  an  regen  wollte  (vgl.  d.  An. 
Rentengut),  hat  bisher  fast  gar  keine  An- 
wendung gefunden. 

II.  Russland. 

In  Russland  erscheint  die  seit  18s4  in 
grösstem  Umfang  aufgenommene  innere  Kolo- 
l nisatiou  — von  der  Erschliessung  Sibiriens 
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wird  hier  abgesehen  — als  unmittelbare 
Fortsetzung  des  Emancipationswerkes.  Sie 
will  den  damals  vielfach  höchst  ungenügend 
mit  Land  ausgestatteten  Bauern  Gelegenheit 
zur  Erweiterung  ihres  Besitztums  geben, 
andererseits  den  hochverschuldeten  Gross- 
grundbesitz  in  stand  setzen,  sich  durch 
I.and verkauf  zu  entlasten.  Zu  diesem  Zweck 
wurde  durch  G.  v.  18.  Mai  1882  die  Bauern- 
bank für  das  eigentliche  Russland  begründet. 
Ihre  Wirksamkeit  wurde  1888  auf  Polen, 
1895  auf  die  baltischen  Länder,  Sibirien 
und  Transkaukasien  ausgedehnt;  nur  Fin- 
land  bleibt  noch  ausgeschlossen. 

Die  Bank  steht  unter  dem  Finanzminister 
und  besitzt  zahlreiche  Filialen.  Sie  giebt, 
der  agrarischen  Verfassung  des  grösseren 
Teils  von  Russland  entsprechend,  Darlehen 
nicht  nur  an  einzelne  Personen,  sondern 
vorwiegend  au  Gemeinden  und  Genossen- 
schaften, und  zwar  beleiht  sie  jetzt  regel- 
mässig bis  zu  00  ° o des  Schätzungswertes. 
Die  Zinsverpflichtungen  gegenüber  der 
Bauernbank  sind  wie  unsere  Rentenschulden 
den  Steuern  gleichgestellt.  Die  Darlehen 
sind  seit  1895  mit  41  a % verzinslich  (bis 
dahin  5Vs%),  dazu  kommen  1%  Verwal- 
tungskosten und  Rücklage  zum  Reservefonds 
und  im  Verhältnis  zur  Tilgnngsperiode  sehr 
hoch  bemessene  Tilguugszuschläge. 

Trotz  der  überaus  hohen  Schuldkosten 
wurde  die  Bank  mit  Darlehnsanträgen  be- 
stürmt. Bis  zum  1.  Januar  1891  erwarben 
mit  ihrer  Hilfe  293 101  bäuerliche  Wirte 
(943477  Seelen)  2047697  |bis  Anfang 
1896  2,4  Millionen  | Desjätinen  (1  Des. 
— 1,09  ha)  für  89,6  Millionen  Rubel  von 
grösseren  Besitzern.  Die  Bank  gab  dafür 
11384  Darlehen  mit  70,3  Millionen  Rubel. 
Von  dem  erworbenen  Lande  entfallen  auf 
<2291)  Einzeleigentümer  31377  Desjätinen, 
auf  Landkaufsgenossenschaften  (mit  133613 
Wirten)  1 141 945  Desjätinen,  auf  Landge- 
meinden (mit  157  197  Wirten)  874  355 
Desjätinen.  Die  Käufer  sind  zum  überwie- 
genden Teil  schon  ansässig ; es  handelt  sieh 
also  meistens  tun  Zukäufe. 

Im  Jahre  1895  liat  eine  wichtige 
Reform  der  Bauernbank  stattgefunden.  Bis 
dahin  hatte  ihre  Geschäftsführung  einen  ganz 
formalen  Charakter.  Sie  prüfte  weder  die 
Zahlungsfähigkeit  der  Käufer  noch  die  An- 
gemessenheit des  Kaufpreises,  statt  specieller 
Schätzungen  dienten  ortschaftsweise  festge- 
setzte Normalpreise  zur  Grundlage  der  Be- 
leihung. Die  Folge  war,  dass  die  Kaufpreise 
eine  unvernünftige  Höhe  erreichten,  dass 
Güterechlächter  und  Spekulanten  sich  der 
Vermittelung  und  des  Güterumsatzes  be- 
mächtigten und  grosse  Reichtümer  erwarben, 
während  die  Käufer  sich  hoffnungslos  ver- 
schuldeten und  die  Bank  schwere  Verluste 
erlitt.  Das  Treiben  jener  Geschäftsleute 


entspricht  nach  den  Schilderungen  von 
Herzen  st  ein  (s.  u.)  ganz  dem  ihrer  preus- 
sischeu  Kollegen.  Durch  das  neue  Statut 
ist  nun  die  Bank  verpflichtet  worden,  die 
Vertragsbestimmungen  des  Kaufvertrags  nach 
allen  Seiten  zu  prüfen,  sie  soll  sich  verge- 
wissern, dass  der  Bauer  bei  dem  Vertrage 
gut  fährt,  wie  der  bar  anzuzahlende 
Teil  des  Kaufpreises  beschafft  werden  kann, 
soll  specielle  Schätzungen  vornehmen  etc. 
Damit  ist  den  Bankfilialen  eine  ähnliche 
Stellung  eiugeräumt  wie  den  preussischeu 
Generalkommissionen.  Die  Bauernbank  ist 
den  letzteren  aber  insofern  noch  einen 
Schritt  vorausgceilt , als  sie  die  Befugnis 
erhalten  hat,  soweit  ihre  allerdings  nicht 
sehr  bedeutenden  eigenen  Mittel  ausreichen, 
selbst  Liegenschaften  zu  erwerben,  um  sie 
parzel  len  weise  an  Bauern  zu  verkaufen. 

Der  Bank  liegt  auch  die  Handhabung 
der  Kontrolle  über  die  mit  ihrer  Hilfe  er- 
worbenen Grundstücke  ob.  Diese  dürfen 
ohne  ihre  Einwilligung  weder  den  Eigen- 
tümer wechseln  noch  von  seiten  eines  Ein- 
zeleigentümers parzelliert  werden. 

III.  England. 

Zu  den  Massregeln  der  inneren  Koloui- 
j sation  sind  die  irischen  Landgesetze 
der  neueren  Zeit  deshalb  nicht  zu  rechnen, 
weil  sie  lediglich  eine  Neuordnung  des 
Pachtrechts  und  die  Umwandlung  der  bäuer- 
lichen Zeitpächter  in  Eigentümer,  nicht  aber 
die  Begründung  neuer  Stellen  bezwecken. 
Dagegen  ist  inan  in  England  mul  Schottland 
dem  Gedanken  näher  getreten,  in  planmäs- 
siger  Weise  Arbeiterstellen  neu  zu  begründen 
und  den  vernichteten  Bauernstand  wieder 
aufzurichten.  Abgesehen  von  älteren  wenig 
wirksamen  Gesetzen,  kommen  hier  haupt- 
sächlich in  Betracht  die  sogenannten  allot- 
ments  acts  von  1882  und  1887  und  der 
small  holdings  act  von  1892. 

Die  elfteren  bezwecken  die  Sesshaft- 
machung  der  Arbeiter.  Und  zwar  bestimmt 
der  »allotments’  extension  act<  von  1882, 
dass  gewisse  Stiftungen  ihr  Land  in  Par- 
zellen von  nicht  mehr  als  l aere  an  Arbeiter 
verpachten  sollen  (das  Oberhaus  hat  aber 
die  Wirksamkeit  dieser  Vorschrift  durch  ge- 
wisse Konipetenzvorschriften  unwirksam  zu 
machen  gewusst).  Der  eigentliche  allotments 
act  von  1887  giebt  den  Gesundheitsbehörden 
(ein  Gesetz  von  1890  auch  den  Grafschafts- 
räten) das  Recht,  auf  Antrag  von  6 Parla- 
mentswählern Land  zu  pachten  oder  zu 
kaufen  — event.  sogar  zwangsweise  — , um 
es  in  Parzellen  weiter  zu  verpachten.  Die 
Pachtrente  muss  alle  Kosten  decken  und 
kann  im  voraus  eingefordert  werden  (!). 
Im  Falle  des  Zwangsankaufs  kann  der  Eigen- 
tümer 25  wo  über  den  Wert  des  Lindes 
hinaus  verlangen.  Das  allotments -Gesetz 
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hat  verhältnismässig  wenig  unmittelbaren 
Erfolg  gehabt.  Bis  Mitte  1n92  hatten  nach 
einem  amtlichen  Berichte  nur  56  (von  574) 
Sanitätsbehörden  und  4 Grafschaftsräte  von 
dem  Gesetz  Gebrauch  gemacht.  Im  ganzen 
hatte  man  490  ha  --  nur  in  einem  Falle 
zwangsweise  — erworben  und  an  2891  Per- 
souen  verpachtet.  Indes  wird  behauptet, 
dass  unter  denn  Druck  des  möglichen 
Zwanges  zahlreiche  Pachtstellen  freiwillig 
zur  Begründung  gekommen  wären.  Der 
Errichtung  von  ArWiterpachtrtellen  kommt 
eine  grössere  Bedeutung  schon  deshalb  nicht 
zu,  weil  sie  die  soziale  Verfassung  in  ihrem 
Kern  ganz  unberührt  lässt. 

Der  small  Holdings  act  von  1892  soll  dazu 
dienen,  den  ausgerotteten  Bauernstand  wie- 
der zum  Leiten  zu  bringen.  Als  Kolonisa- 
tionsbehörde fungiert  der  Gmfsehaftsmt. 
Er  hat  das  Hecht.  Land  zu  kaufen  (in  der 
Nähe  von  städtischen  Wohnplätzen  auch  zu 
pachten)  und  in  Gütern  von  1 — 50  aeres, 
das  sind  >».4 — 20  ha  (bezw.  Gütern  von  nicht 
mehr  als  1000  Mark  Jahresertrag)  zu  ver- 
kaufen, eveut.  in  Stellen  von  1 -15  aeres 
(300  Mark  Jahresertrag)  zu  verpachten.  Der 
Zwangserwerb  war  im  Parlament  vorge- 
schlagen,  ist  aber  nicht  Bestandteil  des  Ge- 
setzes geworden.  Schon  ansässige  Pächter 
von  snuall  Holdings  können  diese  mit  Hilfe 
des  Grafschaftsrates  eigentümlich  erwerben, 
sofern  der  Preis  als  rationell  anznschen 
ist.  Bei  jedem  Kaufabschluss  soll  1 :> 
des  Preises  vom  Bauer  angezahlt  wer- 
den, *i  t kann  nach  dem  Ermessen  der  Be- 
hörde  als  ewige  (aber  ablösbar)  Rente 
stehen  bleiben.  der  Best  ist  in  50  Jahren 
längstens  zu  tilgen.  Es  können  — im  Sinne 
einer  Stundung  der  Zahlungen  — (bis  zu  5) 
Freijahre  bewilligt  werden.  Solange  der 
Kaufpreis  nicht  ganz  abgezahlt  ist,  mindestens 
aber  für  20  Jahre,  ist  die  Verfügungsfreiheit 
des  Erwerbers  beschränkt,  er  darf  während 
dieser  Zeit  nur  mit  Zustimmung^  des  Graf- 
scliaftsrates  denBesitz  parzellieren,  veränssern, 
verpachten,  für  andere  als  landwirtschaft- 
liche Zwecke  benutzen,  mehr  als  ein  Wohn- 
haus errichten : das  Wohnhaus  muss  den 
hygieinisehen  Bestimmungen  der  Behörde 
entsprechen  und  es  darf  nicht  zum  Verkauf 
von  Spirituosen  benutzt  werden.  Auch  im 
Erbgange  ist  die  Parzellierung  untersagt, 
«lie  Stelle  ist  dann  event.  durch  den  Graf- 
schaftsrat  im  ganzen  zu  verkaufen.  Derselbe 
hat  auch  nach  Tilgung  der  Schuld  das  Vor- 
kaufsrecht, wenn  die  Stelle  einem  anderen 
als  landwirtschaftlichen  Zweck  unterworfen 
werden  soll. 

Es  ist  vorgesehen,  dass  der  Grafschafts- 
nit o<ler  die  von  ihm  eingesetzte  Kommission 
selbst  die  nötigen  Arbeiten  zur  Anlage  der 
Kolonie  vornimmt,  also  Wege,  Drainagen, 
Brunnen,  Häuser  baut.  Aber  die  sämtlichen 


Ausgaben,  einschliesslich  der  Verwaltungs- 
kosten, fallen  dem  Erwerber  zur  Last.  Die 
erforderlichen  Mittel  beschafft  sich  die  Be- 
hörde durch  Aufnahme  von  Anleihen. 

Die  Erfolge  des  Gesetzes  sind  minimal. 
Nach  einem  Berichte  dos  englischen  Aeker- 
liauamtes  Haben  im  ganzen  nur  11  Graf- 
schaften Land  zum  Zwecke  der  Begründung 
von  small  Holdings  erworben  und  nicht  mehr 
als  217  ha  zur  Aufteilung  gebracht.  Die 
ganze  Veranstaltung  ist  angeblich  durch 
das  Gesetz  von  1894.  I>etr.  die  Schaffung 
von  Parish  Councils  hinfällig  geworden. 
Auch  die  verschiedenen  privaten  Kolonisa- 
tionsgesellschaften halten  sehr  wenig  ausge- 
richtet. Zur  Wiederaufrichtung  des  eng- 
lischen Bauernstandes  würde  es  grosser 
Mittel  bedürfen  und,  wie  verschiedene  Be- 
richte hervorheben,  gesetzlicher  Zwang  nicht 
zu  entbehren  sein. 

IV.  Dänemark. 

Nach  einem  am  1.  Oktober  1899  in  Kraft 
getretenen  Gesetze  können  Arbeiter  vom 
Staate  3prozentige,  ziemlich  rasch  zu  til- 
gende Darlehen  zum  Zwecke  des  l.andkauf.- 
bis  zum  Betrage  von  io  des  Grundstücks- 
wertes erhalten.  Das  Land  soll  l>ei  mittlerer 
Güte  2 — 3 ha  umfassen  — es  handelt  sich 
also  lediglich  tun  unselbständige  Stellen. 
Int  ganzen  können  rund  2 Millionen  Mark 
jährlich  in  den  nächsten  5 Jahren  für  solche 
Darlehen  verwandt  werden.  Besondere  Be- 
hörden unterstützen  die  Arbeiter  beim  Er- 
werb und  üben  eine  allgemeine  Aufsicht 
über  die  Stellen  aus.  die  mit  Inventar  aus- 
gestattet und  ordentlich  bewirtschaftet  wer- 
den müssen.  Besondere  Bestimmungen  sind 
für  Uebertragung  und  Vererbung  solchen 
Eigentums  getroffen. 

I-itteratur : Schriften  d.  I 'er.  /.  Sozialpol.,  lid. 
82:  Zur  inneren  Kolonisation  in  Deutschland 

(A uf Sätze  ron  Schmoll tr,  Thiel,  Rimpier, 
Samba  rl  • Ermsleben);  ebenda  1hl.  ii<i: 
Sering,  Innere  Kolonisation  im  östlichen  Deutsch- 
land, Leipzig  1898.  • — v.  Zahrzeienhl,  Die 

russische  Bauernbatik,  Juhrb.  f.  ({es.  u.  I Vnr. 
1X90,  S.  109.  — ilf.  Herz  mute  in,  Die  Reform  der 
Bauernbank,  ebenda  S.  88).  - - Bulletin  russc 
de  stat.  fin.  1897,  S.  ö 20 ff.  — Jtasbach. 
Die  englischen  Landarbeiter  in  den  letzten  100 
Jahren,  Leipzig  1894 • — The  agricultural  labourer 
bg  Willi  am  C.  Little  im  Final  Rep.  Royal 
Com  in.  Labour,  London  1894.  — Anu.  Rep.  of 
Proceedings  unde.r  the  Tithe  Acts  etc.  Board 
of  Agriculture,  London  I89.r>.  — Stllllch,  Eng- 
lische Agrarkrisis.  Jena  1899,  S.  90.  — l’rbrr  Moor • 
koltmieen:  Hilgenberg,  Innere  Kolonisation  im 
Kord  irrsten  Deutschlands , Strassburg  1891.  — 
Fleischer,  Die  Besiedelung  der  nordiccsldeut- 
sehen  Hochmoore  (Rede),  Berlin  1894-  — Serlng. 
Art.  Moorkolonisation  im  Wörterbuch  d.  Volksir. 

M.  Serlng. 
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Kommanditgesellschaft  anf  Aktien. 

1.  Einleitung.  2.  Geschichte.  3.  Bisheriges 
deutsches  Beeilt.  4.  Heutiges  deutsches  Recht. 

1.  Einleitung.  Die  Kommanditgesell- 
schaft. sowohl  die  einfache  Kommanditgesell- 
schaft wie  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien,  ist  der  neueren  Zeit  ein  Stiefkind. 
Schuld  hieran  trägt  nicht  die  Kommandit- 
gesellschaft selbst,  sondern  die  französische 
Gesetzgebung.  Sie  hat  in  dem  Code  de 
commerce  trotz  des  vorgängigen  und  recht- 
zeitigen eindringlichen  Widerspruches  kauf- 
männischer Standesvertretungen  Südfrank- 
reichs,  der  Gegend,  wo,  soweit  Frankreich 
in  Betracht  kommt,  die  Kommanditgesell- 
schaft \*>n  jeher  hauptsächlich  in  Anwendung 
stand,  dieser  eine  Gestaltung  gegekm.  von 
welcher  eben  jene  Fachkreise  das  dem  Ge- 
setzgeber wenig  schmeichelhafte  Urteil  fällten, 
sie  entspräche  nicht  dem  bisherigen  Recht 
und  wäre  für  sie  unbrauchbar;  der  Code  de 
commerce  hat  dann  den  gesamten  neueren 
Gesetzgebungen  als  Grundlage  für  ihre  Rege- 
lung der  Kommanditgesellschaft  gedient.  1 lat 
sich  die  Gesetzgelnuig  in  Widerspruch  mit 
dem  wirtschaftlichen  igelten  gesetzt  und  liegt 
es  auf  der  einen  Seite  in  dem  formalen  Ge- 
wicht einer  Kodifikation,  ihre  Rechtsnormen 
trotzdem  aufrecht  erhalten  zu  können,  so 
bleibt  dem  wirtschaftlichen  Leben  nichts 
anderes  übrig,  als,  wenn  ihm  dies  möglich 
d.  h.  noch  zuträglich  erscheint,  sieh  mit  dem 
neuen  Recht  abzufinden  oder  sich  von  dem 
Rechtsinstitute  abzuwenden.  Der  Kaufmann 
hat  notgedrungen  das  letztere  gewählt.  — 
Während  bis  in  den  Anfang  unseres  Jahr- 
hunderts die  Kommanditgesellschaft  von  den 
Kaufleuten  Frankreichs  und  Italiens  — 
Deutschland  kommt  zu  dieser  Zeit  noch  nicht 
in  Betracht,  und  für  die  übrigen  Länder 
fehlt  noch  jedes  Beobachtungsmaterial  — 
geradezu  bevorzugt  wurde,  zeigt  sie  nachher 
— mit  zeit  weiser  Ausnahme  der  Aktien- 
kommanditgesellschaft, welche  dank  dem 
Nichterfordernis  staatlicher  Genehmigung  und 
der  Zulässigkeit  von  Inhaberaktien  zu  bösen 
Spekulationszwecken  benutzt  wurde  — einen 
steten  Rückgang  in  ihrer  Anwendung. 
Selbst  wo  sie  unter  dem  Einfluss  des  Code 
de  commerce  erst  Eingang  fand,  vermochte 
sie  nicht  zu  nennenswerter  Bedeutung  zu 
gelangen.  In  natürlicher  Folge  dieser  Be- 
handlung in  der  Gesetzgebung  und  dem 
wirtschaftlichen  Leben  tritt  die  Kommandit- 
gesellschaft verglichen  mit  den  übrigen 
Handelsgesellschaften  auch  in  der  Litteratur 
und  Rechtsprechung  zurück.  — Abgesehen 
von  den  Lehr-  und  Handbüchern  des  Handels- 
rechts und  den  Gesetzeskommentaron  ver- 
mag sic  auch  bis  heute  nur  sehr  wenige 
ihrer  Erforschung  gewidmete  Schriften  auf- 
zuweisen. und  unter  diesen  berührt  ein  Teil 

Handwörterbuch  der  Staatswtsscnschaften.  Zweite 


j lediglich  die  ersten  Vorstufen  der  Kommandit- 
gesellschaft. 

Auch  hier  erscheint  wenigstens  die  Kom- 
manditgesellschaft. auf  Aktien  etwas  als 
Stiefkind;  in  dem  Art.  Handelsgesell- 
schaften (oben  Bd.  IV  S.  998  ff.)  wird  von  den 
Handelsgesellschaften  überhaupt,  dann  von 
der  offenen  Handelsgesellschaft  und  der 
Kommanditgesellschaft  d.  h.  der  einfachen 
Kommanditgesellschaft  im  besonderen  ge- 
handelt, dann  in  dem  Art.  Aktiengesell- 
schaften (oben  Bd.  I S.  143  ff.)  allein  von 
der  reinen  Aktiengesellschaft.  Nach  der  bis- 
herigen Auffassung  wird  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  bald  als  eine  weitere 
Entwickelungsstufo  der  einfachen  Kom- 
manditgesellschaft. bald  als  eine  Abart  der 
Aktiengesellschaften  angesehen,  und  da  nun 
die  einfache  Kommanditgesellschaft  nicht 
mehr  blos  privatim  von  einzelnen  Rechts- 
gelehrten,  sondern  seit  dem  neuen  Handels- 
gesetzbuch nunmehr  auch  offiziell  von  dem 
Gesetzgeber  lediglich  für  eine  Abart  der 
offenen  Handelsgesellschaft  erklärt  wird,  so 
hätte  es  nahe  gelegen,  die  Darstellung  der 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  hier  ent- 
weder mit  der  der  offenen  Handelsgesell- 
schaft und  der  einfachen  Kommanditgesell- 
schaft oder  mit  der  der  A ktieugesel  1 scha ften 
zu  verbinden,  aber  in  beiden  Fällen  ist  sie 
' l>eiseite  gelassen  worden. 

Dem  eben  Gesagten  gegenüber  nimmt  es 
kaum  Wunder,  dass  noch  Zweifel  darüber 
i bestehen,  erstens:  ob  die  Aktiengesellschaft 
aus  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
entstanden  sei  oder  letztere  nach  dieser  aus 
einer  Verbindung  der  einfachen  Kommandit- 
gesellschaft mit  der  Aktiengesellschaft, 
zweitens:  welcher  Zeit  die  ersten  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  angehören.  — Be- 
züglich des  ereten  Punktes  dürfen  diejenigen 
Schriftsteller  Zustimmung  beanspruchen, 
welche  die  Ansicht  vertreten,  dass  die  Aktien- 
gesellschaft sich  ganz  selbständig  entwickelt 
hat  und  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  eine  Kommanditgesellschaft  ist,  in 
die  für  die  Einlage  der  Kommanditisten  das 
Prrncip  der  Zerlegung  in  Aktien,  wie  es  die 
reine  Aktiengesellschaft  aufweist,  eiten  falls 
i lunübergeiiommen  worden  ist.  Der  Uober- 
j gang  von  der  einfachen  Kommanditgesell- 
1 schaft  hierzu  wird  dadurch  vermittelt,  dass 
j erstens  der  Gesellschaft svert rag  den  Kom- 
manditisten die  Veräusseruug  ihrer  Kom- 
manditeinlagen freistellt,  zweitens,  dass  bei 
den  grösseren,  d.  h.  mit  grösserem  Kapital 
auszustattenden  bezw.  ansgestatteten  Kom- 
manditgesellschaften, namentlich  wenn  bezw. 
weil  sie  sich  einem  Zwecke  widmeten,  der 
nach  seinem  Gegenstände  oder  der  beson- 
1 deren  Art  bezw.  dem  besonderen  Ziele  seines 
Betriebes  der  staatlichen  Privilegierung  be- 
durfte, sowohl  der  leichteren  Kapitalbe- 
Anflage.  V.  17 
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Schaffung  wie  auch  im  Zusammenhänge  hier-  freie  oder  -lose  Gescllschaftsnnternehmungen 
mit  der  leichteren  Beweglichkeit  der  Kom-  wählen,  abgesehen  von  der  offenen  Handels- 
manditanteile  halber  die  für  die  privilegierten  gesollschaft  und  der  einfachen  Kommandit- 
Kompagnieen  schon  früher  übernommene  i gesellschaft,  die  Gestalt  der  Kommanditge- 
Finanzierung  durch  Aktien,  d.  h.  gleich-  Seilschaft  auf  Aktien. 

mässige  kleinere  Kapitalbeträge  beliebt  wurde,  Also  nicht  die  Form  der  Gesellschaft 
über  welche  dann  sog.  polizze,  Urkunden . bedurfte  nach  früherem  Recht  der  Privile- 
ausgestellt  werden,  denen  man  später  Order- 1 giert  mg,  sondern  der  Gegenstand  oder  die 
Qualität,  ja  schliesslich  Inhaberipialität  erteilt.  Art  bezw.  das  Ziel  des  Betriebes  des  l’nter- 
2.  (Jeschichte.  Finanzierungen  des  Unter-  nehmens;  nur  weil  Aktien  kom  ]iagnieen  nie- 
nehmens  im  Wege  von  Aktien  zeigen  sich  mals  für  andere  als  ein  Privilegium  bedür- 
bei  Kommanditgesellschaften  nicht  vor  dem  j fende  oder  wünschende  Gesellsehaftsunter- 
letzten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  und , nehmuugen  gewählt  wuixlen,  Kommandit- 
zwar  zuerst,  soweit  mir  bekannt  ist,  in  j gesellschaften  auf  Aktien  dagegen  auch  bei 
Frankreich,  doch  tragen  diese  Gesellschaften  privilegienfreien  oder  -losen  Unternehmungen 
nicht  streng  den  Charakter  unserer  neueren  vorkamen,  konnte  die  Ansicht,  ja  die  IJeber- 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  sondern  zeugung  und  endlich  die  Rechtsvorschrift 
weisen  mannigfache  Abweichungen  auf.  So 1 entstehen,  dass  Aktiengesellschaften  wegen 
bezüglich  der  Firma,  die  im  Gegensatz  zum  ihrer  Form  notwendig  Privilegierung  oder 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuch,  später  staatliche  Genehmigung  voraussetzten, 
aber  in  Uebereinstimmung  mit  dem  neuen  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  dagegen 
Handelsgesetzbuch  eine  Sachfirma,  wie  bei  nicht. 

den  damaligen  privilegierten  Kompaguieen.  Erst  seitdem  so  die  Form  der  Gesell- 
den  Aktiengesellschaften,  sein  konnte  und  schaft  als  das  den  Ausschlag  gebende  Mo- 
war.  Dann  auch  bezüglich  der  Solidarhaft  j ment  hingestellt  und  bald  bei  der  Komman- 
der Komplementäre;  in  einer  französischen  j ditgesellsehaft  auf  Aktien  auch  die  Inhaber- 
soeietc  en  commandite  mit  Aktien,  der  sog.  aktie  eingeführt  bezw.  übermässig  verwandt 
Compagnie  genörale  des  assurunees  et  Grosses  wurde,  und  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aventures  de  Fiance  von  10SG  haften  die  Aktien  häufig  genug  nur  Itehufs  Vermeidung 
sog.  Direktoren  — die  alten  Komplementäre  der  für  Aktiengesellschaft  notwendigen  staat- 
— nur  für  den  Fall  der  Erschöpfung  des ; liehen  Genehmigung  gewählt  wurde,  verfiel 
Gesellschaftsvermögens  und  dann  nicht  soli-  j die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  dem 
darisch,  sondern  nur  pro  rata.  Diese  und  Dienste  oder  Missbrauche  der  blossen  Sj>eku- 
andere  Abweichungen  oder  Eigenheiten,  z.  B. ; lation  des  Börsengetriebes, 
die  innere  Organisation,  hängen  mit  der!  Um  dem  vorzubengen,  führten  neuere 
Privilegierung  und  der  dadurch  ermöglichten  Gesetze  die  Notwendigkeit  der  staatlichen 
oder  wenigstens  erleichterten  individuellen  ; Genehmigung  auch  für  die  Kommanditgesell- 
Rechtsgestaltung  zusammen.  Man  nennt  1 schäften  auf  Aktien  ein. 
diese  Gesellschaften  am  kürzesten  und  j So  war  eine  Periode  herangekommen, 
treffendsten  vielleicht  Kompagniekomman-  welche  die  staatliche  Genehmigung  als  ein 
diten  oder  Aktienkoramauditkompagnicen.  notwendiges  Gegenstück  der  Gesellschafts- 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  im  I form  ansall.  — Nicht  lange  dauerte  es,  da 
modernen  Sinne  tauchen  erst  in  der  zweiten  j machte  sich  in  den  Kreisen  des  beteiligten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  auf  und  in ! Publikums  eine  Meinung  gegen  die  Not- 
Italien  reiner  als  in  Frankreich.  Die  Ein-  j wendigkeit  staatlicher  Genehmigung  geltend, 
führung  der  Inhaberaktie  bei  den  Kommandil-  es  hiess,  die  staatliche  Genehmigung  be- 
gescllsohaften  auf  Aktien  ist  eine  That  der 1 schränke  auf  der  einen  Seite  unnütz  die 
in  ihrer  Begründung  von  französischen  wie  freie  Bewegung  und  auf  der  anderen  Seite 
deutschen  Schriftstellern  mit  Recht  ange-  wäre  sie  doch  nicht  im  stände,  das  Publi- 
fochtenen . ebenso  gewaltsamen  wie  den  j knm,  aus  dem  sich  die  Aktionäre  rekrutic- 
historischeu  Zusammenhang  missachtenden  I reu.  gegen  die  im  Gefolge  der  Akticngesell- 
Interpretation  einer  nicht  scharf  genug  ge-  schäften  und  Kommanditgesellschaften  auf 
fassten  Bestimmung  des  Code  de  commerce.  I Aktien  sich  zeigenden  Missstände  zu 
Blickt  man  zurück  bis  in  das  letzte  schützen.  — Das  Erfordernis  der  staatlichen 
Viertel  des  17.  Jahrhunderts,  so  drängt  sich  Genehmigung  fiel  nach  manchen  Gesetzen, 
die'  Erscheinung  auf,  dass  Privilegierung  um  durch  sonstige  Präventivvorsehriften,  die 
bedürfende  oder  wünschende  Gesellschafts- 1 sogenannten  Normativbestimmungen  der 
Unternehmungen  Kompagnieen  genannt  wer- 1 neuesten  Gesetze  zum  besseren  Schutz,  des 
den  und  dass  diese  Handelskompagnieen  Publikums  ersetzt  zu  werden, 
bald  reine  Aktiengesellschaften,  bald  Kom-i  8.  Bisheriges  deutsches  Recht.  Hing 
manditgesellsehaften  auf  Aktien,  bald  imlivi-  j sonach  früher  die  Wahl  zwischen  Aktiengc- 
duell  in  einzelnen  Punkten  sehr  verschieden  j Seilschaft  und  Kommanditgesellschaft  auf 
gestaltete  Mischbildungen  sind.  Privilegien-  Aktion  hauptsächlich  vom  Gegenstände  des 
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Unternehmens  ab,  dann  sehr  viel  von  der 
blossen  Form  der  Gesellschaft , so  sind 
seit  1870  diese  Bestimmungsgründe , in 
Deutschland  wenigstens,  weggefallen.  Mass- 
gel>ei)fl  für  die  Wahl  sind  heute  nur  noch 
innere,  in  den  beiden  Rechtsinstituten  selbst 
Hegende  Gründe  geblieben,  diese  wiederum 
erstehen  aus  der  Gestaltung  beider  Gesell- 
schaften. 

Nach  der  durch  das  Reichsgesetz,  1 betref- 
fend die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
und  die  Aktiengesellschaften,  vom  18.  Juli 
1884  gegebenen  Normierung  überwogen  bei 
der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  die 
der  Aktiengesellschaft  eigenen  Züge  ganz 
betleutend  die  der  einfachen  Kommanditge- 
sellschaft. 

I.  An  die  Kommanditgesellschaft  erinnerte 
unter  auderem,  dass  die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien 

1.  zwei  Arten  von  Mitgliedern  hat,  die 
sogenannten  Komplementäre,  welche  jedem 
Gesell  schaftsgläubiger  direkt,  illimitiovt  und 
solidarisch,  kurz  persönlich  haften,  und  die 
Aklienkommanditisten,  die  nicht  persönlich, 
sondern  nur  sachlich  haften,  nur  verpflichtet 
sind,  die  gezeichnete  Kommanditeinlage,  den 
Aktienbetrag  in  die  Gesellschaftskasse  wirk- 
lich ein  zu  werfen. 

2.  dass  die  Geschäftsvertretung  allein  in 
den  Händen  der  Komplementäre,  sei  es  aller 
oder  einzelner,  liegt  (Art.  190), 

3.  dass  die  Gesellschaftsfirma  den  Na- 
men wenigstens  eines  Komplementärs  mit 
einem  das  Vorhandensein  einer  Gesellschaft 
andeutenden  Zusatz  enthalten  muss  (Art.  17), 

4.  dass  die  Auflösung  der  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  sich  an  dieselben 
That sachen  knüpft  wie  bei  der  Komman- 
ditgesellschaft, z.  B.  an  den  Tod  oder  Kon- 
kurs eines  Komplementärs  (Art.  200  u.  Ci- 
tate). 

IT.  Aus  der  Aktiengesellschaft  war  eigent- 
lich nur  eines  in  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  hiniibergenommen,  aber  nicht 
lediglich  eine  einzelne  Bestimmung,  sondern 
ein  l'rincip.  dessen  stetig  angewachsene 
Folgen  die  Hauptmasse  der  das  Recht  der 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  gebenden 
Können  ausmachten.  Es  ist  dies  das  Prin- 
cip  der  Finanzierung  der  Gesellschaft  im 
Wege  der  Aktien,  sei  es  Namen-,  sei  es  In- 
haberaktien (Art.  173).  Unter  den  hieran 
•dch  anknüpfenden  Folgen  treten  einige  be- 
sonders hervor: 

1.  Das  Aktiensystem  wird  regelmässig 
nur  gewählt,  wenn  es  gilt,  zur  Kapitalbe- 
seliaffung  grössere  Kreise  des  Publikums 
heranzuziehen,  eine  grössere  Zahl  von  Mit- 
gliedern zu  gewinnen.  Die  sonst  nur  der 
Aktiengesellschaft  eigene  grössere  Mitglieder* 
zahl  zieht  die  für  solche  geeignete  andere 


Organisation  — Generalversammlung,  Auf- 
i sichtsrat  etc.  — nach  sich. 

2.  Je  grösser  die  Zahl  der  Mitglieder  ist, 
desto  leichter  können  sich  erfahrungsgemäss 
schädigende  Unregelmässigkeiten,  veranlasst 
durch  die  Errichter  des  Gesellschaftsunter- 
nehmens, einstellen. 

3.  Die  Aktien,  besonders  die  neuerdings 
zulässigen  Inhaberaktien,  vermögen  als  ge- 
eignete Spekulationsobjekte  weitere  schädi- 
gende Einflüsse  auf  die  Kommandit-Aktieu- 
gesel ls<  haften  hinzuzuziehen. 

Hierdurch  ist  auch  auf  die  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  das  ganze  Miss- 
trauen, welches  unsere  Zeit  gegen  das 
Aktien  wesen  hegt,  übergegangen.  Das  Be- 
streben, die  Gläubiger  der  Gesellschaft  und 
die  Aktionäre  selbst  gegen  die  daraus 
möglicherweise  und  thatsächlich  nicht  selten 
wirklich  hervorgehenden  Gefahren  zu 
schützen , hat  die  moderne  Gesetzgebung 
veranlasst,  wie  in  das  Recht  der  Aktienge- 
sellschaft, so  auch  in  das  der  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  eine  Reihe  von  sehr 
einengenden  Bestimmungen  einzuführen. 

Hierher  gehören  unter  anderen 

a)  sehr  scharfe  Bedingungen  für  die  Er- 
richtung der  Gesellschaft. 

b)  Oeffentlichkeit.  bezw.  möglichste  Durch- 
sichtigkeit der  Errichtungsakte, 

c)  verstärkte  Kontrolle  der  Errichtung 
und  Geschähst ii h n mg, 

d)  Sicherung  der  wirklichen  Einzahlung 
der  übernommenen  Einlagen  und  später  des 
Gesellschaftskapitals  selbst, 

e)  Civilrechtliches,  ja  zum  Teil  sogar  straf- 
rechtliches Vorgehen  gegen  die  geschäfts- 
f uhrenden  Personen , die  Aufsichtsratsmit- 
glieder, ja  sogar  die  Aktionäre  in  Fällen  des 
Zuwiderhandeins  gegen  gewisse  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes. 

III.  Ganz  eigen  war  der  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien: 

1.  dass  sie  nur  im  Wege  der  sogenannten 
Kuccesivgrilndung  errichtet  werden  durfte; 
es  bedeutete  dies  gegenüber  der  Aktienge- 
sellschaft, der  auch  die  sogenannte  Simul- 
tangründung offen  steht,  eine  Erschwerung; 

2.  dass  der  oder  die  Komplementäre  sich 
bei  der  Errichtung  der  Gesellschaft  mit  Ein- 
lagen beteiligen  mussten,  welche  mindestens 
den  zehnten  Teil  des  GcsamtkapitaJs  der 
Kommanditisten,  und  wenn  dieses  drei  Milli- 
onen Mark  übersteigt,  für  den  übersteigen- 
den Betrag  den  fünfzigsten  Teil  desselben 
darstellen. 

IV.  Versucht  man  die  beiden  Gesellschafts- 
formen gegen  einan  er  abzuwägen  und  be- 
rücksichtigt dabei : 

1.  dass  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien,  soweit  das  Aktienprincip  und  dessen 
Folgen  in  Frage  kommen,  in  allen  irgend- 
wie wesentlichen  Stücken  den  gleichen 

17* 


2G0 


Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 


Rechtsnormen  wie  die  Aktiengesellschaft 
unterstanden ; 

2.  dass  bezüglich  des  Gegenstandes  des 
Unternehmens  beide  gleich  frei  dastanden; 

3.  dass  eine  Privilegierung  nicht  mehr 
verkam,  eine  staatliche  Genehmigung  dieser 
Gesellschaftsformen  als  solcher  nicht  mehr 
erforderlich  war,  und  wo  Konzcssionierung 
wegen  des  Gegenstandes  noch  nötig  war, 
solche  doch  nichts  mehr  mit  der  rechtlichen 
Gestaltung  der  Gesellschaft  zu  tliuu  hatte; 
so  ergiebt  sich:  dass  für  solche  Abwägung 
nur  die  unter  I und  II  erwähnten  Punkte 
von  Bedeutung  waren.  Von  diesen  war  I, 
3 — die  Zusammensetzung  der  Firma  — 
gleichgiltig;  I,  4 sprach  zu  Ungunsten  der 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  er 
zwang,  um  die  Existenz  der  Gesellschaft 
nicht  vom  Zufall  abhängen  zu  lassen,  meh- 
rere Komplementäre  in  die  Gesellschaft  zu 
nehmen  und  damit  häufig  genug  die  Ver- 
waltung zu  verteuern  oder  wenigstens  den 
Gewinnanteil  der  Kommanditisten  zu  .schmä- 
lern. Dass  auch  III,  1 — Zulässigkeit  allein 
der  Successivgründung  — die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  sclüechter  stellte  als 
die  Aktiengesellschaft,  wurde  bereits  oben 
bemerkt.  Demnach  blieben  als  einzige  noch 
abzuwägende  Punkte  1.  die  Existenz  von 
persönlich  direkt  solidarisch  und  illimitiert 
haftenden  Komplementären  in  der  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien,  2.  deren  obli- 
gatorische Einlage,  3.  deren  Geschäftsführung 
und  Vertretung. 

Dass  Komplementäre  da  sind  und  somit 
die  Geschäftsführung  und  Vertretung  in 
Händen  von  Personen  ruht,  welche  den 
Drittkontrahenten  eventuell  dafür  persönlich 
einzustehen  haben,  könnte  sowohl  für  die 
Drittkontrahenten  wie  für  die  Komman- 
ditisten ei  neu  gewissen  Wert  haben,  der 
Dritte  könnte  eventuell  auch  aus  dem  Privat- 
vermögen des  Komplementärs  Befriedigung 
suchen,  die  Kommanditisten  könnten  einem 
Komplementär  ruhiger  die  Verwaltung  des 
Gesellschaftsvennögons  überlassen, weil  dieser 
ja  äussersten  Falles  sein  eigenes  Vermögen 
mit  riskiert.  Aber  auf  der  anderen  Seite 
wird  ein  Dritter,  der  vor  Eingehung  eines 
Geschäftes  sich  fragt  oder  fragen  muss,  ob 
das  Gesellschaftsvermögen  ihm  auch  ge- 
nügende Deckung  verspricht,  sich  bei  Ver- 
neinung oder  auch  nur  bei  Zweifeln  selten 
dazu  entsehliessen,  das  Geschäft  aus  Rfick- 
siclit  auf  die  persönliche  Haftung  des  Kom- 
plementärs doch  zu  schlicssen,  und  die  Ak- 
tionäre können  einmal  ebenso  gut  einem 
angestellten  Direktor  wie  einem  Komple- 
mentär Beteiligung  wenigstens  mit  einem 
bestimmten  Kapital  vorschreiben;  ferner 
haftet  ihuen  selbst  jener  für  Unregelmässig- 
keiten mindestens  ebenso  wie  dieser;  endlich 
ist  nach  bisherigem  Recht  ihnen  gegenüber 


die  Stellung  eines  Direktor  weniger  seRw 
> ständig  und  fest  als  die  eines  Komplemen- 
tärs. Hält  man  hierzu  noch,  dass  Personen, 
welche  von  vorn  herein  wirklich  vermögend 
sind,  sowohl  der  Stellung  hall  »er  wie  auch 
wegen  der  persönlichen  Haftung  sich  nur 
selten  als  Komplementäre  hingeben,  so  spricht 
auch  dieser  Punkt  mehr  gegen  als  für  die 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien. 

Dasselbe  gilt  von  der  obligatorischen  uncl 
proportional  fixierten  Kapitaleinlage  der 
Komplementäre;  ein  vermögensloser  oder 
auch  nur  nicht  genügend  begüterter  Mann 
konnte«  wenngleich  er  der  tiiehtigsto  und 
berufenste  Leiter  für  das  Unternehmen  wäre, 
nicht  an  die  Spitze  gestellt  werden,  wenn 
dieses  in  der  Form  der  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  betrieben  werden  sollte 
oder  würde.  Bei  einer  Aktiengesellschaft 
stünde  nichts  im  Wege. 

Aus  allem  ergiebt  sieh,  dass  für  gesell- 
schaftliche Unternehmungen  mit  Finanzierung 
im  Wege  von  Aktien  nach  dem  Stande  des 
bisherigen  Rechts  so  gut  wie  nichts  zur 
j Wahl  uer  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
I bestimmen  konnte.  — Dem  entsprach  denn 
'auch  die  thatsäehliehe  Anwendung  dieser 
I Gesellschaftsform.  — Während  Prcusscn  bis 
i 1871  einen  Bestand  auf  wies  an  reinen  Aktien- 
] gesellschaften  von  203  mit  einem  Gesamt- 
kapital  von  rund  2.2  Milliarden  Mark  und 
diese  1879  bis  auf  lltiU  mit  5,1  Milliarden 
Mark  gestiegen  waren,  standen  ihnen  au 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  1871 
nur  32  mit  138  Millionen  Mark  gegenüber, 
die  bis  1879  nur  auf  51  mit  15G.7  Millionen 
Mark  gestiegen  waren.  Das  gegenseitige 
Verhältnis  der  seitdem  verflossenen  Zeit 
wird  kaum  günstiger  sein,  zumal  neuerdings 
die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 
die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  noch 
mehr  zurückdrängt  als  die  Aktiengesell- 
schaften. 

IV.  Nach  dem  oben  Gesagten  ist  die 
I Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  ihrem 
Ursprünge  nach  eine  Kommanditgesellschaft, 
welche  durch  Hineinziehung  des  Aktien- 
princips  verändert  worden  ist.  Die  in 
neuerer  Zeit  gegen  die  mit  dem  Aktien- 
wesen verbundenen  Missstände  gerichteten 
gesetzlichen  Massnahmen  haben  dann  aber 
das  in  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
stehende  Aktiengesellschaftsmoment  so  sehr 
in  den  Vortiergrund  gerückt,  dass  die  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien  eher  als  eine 
durch  die  Kommanditgesellschaft , speciell 
durch  deren  Komplementär  modifizierte 
Aktiengesellschaft  erscheint,  wie  denn  auch 
wirklich  einige  Gesetze  die  Kommandit- 
| gesellschaft  auf  Aktien  lediglich  als  eine 
Abart  der  Aktiengesellschaft  behandeln. 

4.  Heutiges  deutsches  Hecht.  Dasan  die 


Stelle  des  alten  Allgemeinen  Deutschen  Dan- 
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delsgesetzbnchs  getretene  neue  Handelsge- 
setzbuch  hat  in  unbefangener  Weiterverfol- 
gung der  zuerst  vom  französischen  Recht  ge- 
wiesenen, dann  vom  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuch  auch  eingeschlagenen  und 
in  dessen  Ergänzungsgesetzen  innegehaltenen 
Richtung  notgedrungen  Konsequenzen  ge- 
zeitigt, welche  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  zu  einer  blossen  Abart  der  Aktien- 
gesellschaft machen. 

Dies  tritt  schon  in  der  äusseren  tech- 
nischen Behandlung  hervor.  Während  das 
Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  in 
seinem  den  Handelsgesellschaften  gewidmeten 
zweiten  Buche  die  drei  Unterabteilungen 
macht  1.  Offene  Handelsgesellschaft.  2. 
Kommanditgesellschaft.  3.  Aktiengesellschaft 
und  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
in  die  zweite  Unterabteilung  hinter  die 
einfache  Kommanditgesellschaft  als  eine 
blosse  Abart  eben  dieser  stellt,  ordnet  das 
Handelsgesetzbuch  eben  diesen  seihen  Stoff 
in  die  vier  Unterabteilungen:  1.  Offene 

Handelsgesellschaft.  2.  Kommanditgesell- 
schaft (einfache).  3.  Aktiengesellschaft.  *1. 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien.  Technisch 
ist  dies  unbedingt  richtig,  denn  die  frühere 
örtliche  Stellung  der  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  vor  der  Aktiengesellschaft  hatte 
es  mit  sich  gebracht , dass  alle  dem  All- 
gemeinen Deutschen  Handelsgesetzbuch  fol- 
genden auf  das  Aktiensystem  und  was  da- 
mit zusammenhängt  münzenden  Ergänzungs- 
gesetze in  die  Nonnen  der  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  eingereiht  wurden 
und  dann  in  den  Normen  der  Aktiengesell- 
schaft nur  hierauf  verwiesen  wurde,  wo- 
durch nicht,  bloss  der  Anschein  erweckt 
wurde,  als  sei  die  Aktiengesellschaft  eine 
Abart  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien, 
sondern  auch  bewirkt  wurde,  dass  man  viel- 
fach für  die  so  viel  angewandte  Aktien- 
gesellschaft die  Normen  aus  der  so  überaus 
wenig  angewandten  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  entlehnen  musste.  Jetzt  ist  es 
umgekehrt 

Aber  diese  Umstellung  hat  nicht  ledig- 
lich technische  Gründe,  sondern  ist  zugleich. 
Ausdruck  einer  noch  mehr  denn  früher  auf 
die  Seite  der  Aktiengesellschaft  hin  ge- 
drängten Auffassung  der  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  so  dass  es,  um,  in  An- 
lehnung an  eine  namentlich  früher  oft 
aufgeworfenene  Frage,  einen  kurzen  Aus- 
druck zu  gebrauchen,  für  das  Handelsgesetz- 
buch richtiger  wäre,  nicht  die  Bezeichnung 

Kommanditgesellschaften  auf  Aktien«  zu 
gebrauchen,  sondern  von  Kommanditaktien- 
gesellschaft  im  Gegensatz  zu  Aktienkom- 
manditgesellschaft  zu  sprechen. 

Während  früher  jede  Rechtsnorm  der 
Kommanditgesellschaft,  wenn  nicht  etwas 
anderes  bestimmt  war.  auch  für  die  Kom- 


manditgesellschaft auf  Aktien  galt  und  die 
für  die  Aktiengesellschaften  gegebenen 
Rechtsnormen  nur  galten,  soweit  sic  in  die 
Normierung  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  aufgenommen  waren,  gelten  jetzt, 
umgekehrt  die  für  die  Aktiengesellschaften 
gegebenen  Normen  alle,  soweit  nicht  in  der 
Normierung  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  Abweichungen  aufgestellt  sind,  auch 
für  diese,  und  die  Normen  der  Kommandit- 
gesellschaft gelten  für  die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  nur,  soweit  § 320  dies 
ausdrücklich  festsetzt. 

Noch  etwas  verwickelter  wird  diese 
Ordnung  dadurch,  dass  das  Handelsgesetz- 
buch die  einfache  Kommanditgesellschaft 
wiederum  lediglich  für  eine  Abart  der  offenen 
Handelsgesellschaft  ansieht  (§  161  II);  hier- 
nach ist  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  also  im  Grande  eine  durch  Elemente 
der  offenen  Handelsgesellschaft  modifizierte 
Aktiengesellschaft. 

Der  hier  angedeuteten  Richtung  ent- 
sprechen auch  die  Aenderungen  des  Handels- 
gesetzbuches in  den  vorhin  sub  3 (bis- 
heriges Recht)  besonders  hervorgehobenen 
Punkten : 

Die  Firma  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  soll  nach  § 20  nicht  mehr  eine  Per- 
soualfirma  wie  bei  der  Kommanditgesellschaft 
sein,  sondern  regelmässig  eine  Sachfirma 
wie  bei  der  Aktiengesellschaft  mit  dem  Zu- 
satz »Kommanditgesellschaft  auf  Aktien«. 
Hiermit  ist  der  direkten  persönlichen  Haf- 
tung des  Komplementärs  streng  genommen 
das  letzte  historische  Fundament  entzogen. 

Der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
steht  jetzt  auch  wie  der  Aktiengesellschaft 
der  Weg  der  Simnltangründung  offen  ($  30). 

Die  Komplementäre  brauchen  keine  eigene 
Kapitaleinlage  mehr  zu  machen,  weder  als 
Teil  des  Aktienkapitals  noch  neben  dem- 
selben, sie  stehen  also  hierdurch  dem  Vor- 
stande einer  Aktiengesellschaft  näher  als 
früher  (Art.  17-1  al. 

Nach  § 32011  sollen  die  Normen  der 
Kommanditgesellschaft  in  drei  Punkten  für 
die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  mass- 
gebend bleiben: 

für  das  Verhältnis  der  mehreren  Komple- 
mentäre unter  einander: 

für  das  Verhältnis  des  oder  der  Komple- 
mentäre zu  Dritten,  insbesondere  bezüglich 
der  Vertretung  der  Gesellschaft  (al>er  auch 
bezüglich  der  Haftung  für  die  Gesellschafts- 
Schulden); 

für  das  Verhältnis  des  oder  der  mehreren 
Komplementäre  gegenüber  den  Kommandi- 
tisten, besonders  bezüglich  ihrer  Befugnis 
zur  Geschäftsführung. 

Der  erste  Punkt  hat  principiell  wenig 
zu  bedeuten,  denn  es  genügt  e i n Komple- 
mentär. 


Digilized  by  Google 


262 


Kommanditgesellschaft  auf  Aktien — Kommissionsgeschäfte 


In  dem  zweiten  Punkt  liegt  nur : ein- 
mal. dass  der  Komplementär  die  gesamte  j 
Vertretung  der  Gesellschaft  hat,  wie  der  i 
Vorstand  einer  Aktiengesellschaft,  zweitens  i 
die  personliehe  Haftung  für  die  Gesell- 
schaftsschulden  (§  170). 

Der  letzte  Punkt  endlich  gewährt  unter  j 
sonst  völligem  Ausschluss  derKommanditisten 
dem  Komplementär  die  gesamte  Geschäfts- 
führung und  zwar  entgegen  dem  Vorstande 
einer  Aktiengesellschaft  kraft  eigenen  Rechts . 
(§§  164,  166).  Unter  eben  diesen  Punkt  fällt! 
auch,  dass  der  Komplementär  nicht  dem 
strengen  Konkurrenzverbot  des  Vorstandes ! 
einer  Aktiengesellschaft,  sondern  nur  dem 
milderen  eines  offenen  Gesellschafters 
unterworfen  ist  (§§  826.  286  und  112).  Damit 
sind  die  Kommanditisten  fast  völlig  dem 
Komplementär  ausgeliefert.  Dies  wird  noch 
dadurch  gesteigert,  dass  die  Kommanditisten 
die  wenigen  ihnen  zustehenden  Rechte  prin- 
cipiell  nur  als  Gesamtheit  ausüben  können,  I 
wobei  scheinbar  allerdings  als  mildernd  in  | 
Betracht  zu  ziehen  ist.  dass  der  Komplo- 1 
mentar  in  deren  Generalversammlung  kein  j 
Stimmrecht  hat,  doch  ist  dies  nur  scheinbar  j 
eine  Milderung,  denn  in  vielen  wichtigen 
Fällen  hat  derGenemlversamndungsbesehluss . 
gar  keine  Giltigkeit  ohne  Zustimmung  des 
Komplementärs,  die  Ueberinacht  des  Kom-| 
plementars  ist  also  in  Wirklichkeit  nur  noch 
verstärkt. 

Gegen  diese  Benachteiligung  kann  nur 
der  Gesellschaftsvertrag  die  Kommanditisten 
oinigermassen  schützen,  wie  denn  auch  im  t 
wirklichen  Leben  die  Statuten  der  wenigen  j 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  (lern 
oder  den  Komplementären  eine  weniger  i 
günstige  Stellung  einräumen,  als  das  Han- 
delsgesetzbuch es  thut. 

Will  man  ein  Ocsamtresultat  ziehen,  so 
kann  man  meines  Erachtens  nur  dahin  j 
kommen , dass  die  Kommanditgesellschaft ; 
auf  Aktien  dadurch,  dass  unsere  Gesetz- 
gebung in  starrer  Weiterverfolgung  des ( 
französischen  Rechtsweges  die  Depossedie- ' 
ruug  der  Kommanditisten  jetzt  fast  ganz 


meines  Erachtens  ist  sie  keine  juristische 
Person,  aber  sie  teilt  mit  dieser  wie  mit 
der  physischen  Person  und  den  anderen 
Handelsgesellschaften  die  Eigenschaft  der 
eigenen  Vermögens-  und  Prozessfähigkeit, 
und  diese  genügt  vollständig  für  ihr  selb- 
ständiges Auftreten  im  Wirtschafts-  und 
Rechtsleben. 

Litteratur:  Für  die  ältere  Zeit:  c.  Gold - 

Schmidt,  Handbuch  des  Handelsrecht*  I,  J, 
•J.  And.,  Stuttgart  1X91,  $ 9,  JI1  und  die  dort. 
Litteratur,  dam  Lästig , Bologneser  Quellen  d>s 
Handelsrecht*  aus  dem  J.1.  — 1.}.  Jahrhundert, 
Halle  1801.  Für  die  neuere  Zeit:  A,  Jtena nd . 
Das  /{echt  <ler  Kommanditgesellschaften,  I.eijtzig 
1881.  — Die  Lehrbücher  und  Handbücher  des 
Handelsrechts  und  dir  Kommentare  tler  Han- 
delsgesetzbücher. Vergl.  oben  die  Artt.  Aktien- 
gesellschaften a.  a.  O-l  die  i'omrbcitrn 
zum  neuen  JJ.G.H.  Für  die  Zwischenzeit  genügt 
weder  die  ältere  noch  die  neuere  Litteratur. 

Lästig. 


vollzogen  hat,  fortan  noch  weniger  gewählt 


zumal  die  Gesell- 
Haftung  sie  noch 
drängen  wird,  als 
die  Aktiengesellschaft  ge- 


worden wird  als  bisher, 

Schaft  mit  beschränkter 
mehr  in  den  Hintergrum 
es  bisher  schon 
than  hat. 

Eine  über  das  bisher  Gegebene  hinaus- 
gehcmle  Darstellung  des  juristischen  Auf- 
baues der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
ist  meines  Erachtens  an  dieser  Stelle  über- 
flüssig, es  genügt,  auf  die  Artt.  Aktien- 
gesellschaften (a.  a,  0.)  zu  ver- 
weisen. Nur  sei  noch  bemerkt,  dass  der 
Streit,  ob  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  eine  juristische  Person  sei  oder  nicht, 
für  die  Praxis  so  gut  wie  belanglos  ist. 


Kommissionsgeschäfte. 

1.  Oekonomische  Bedeutung  der  K.  2.  Be- 
griff des  Kommissionärs.  8.  Die  Wirkungen 
des  Kommissions  Vertrages.  A.  Pflichten  des 
Kommissionärs,  a)  Die  Pflicht  zur  Ausführung 
des  Auftrages,  b)  Pflichten  des  Kommissionärs 
riieksiebtlich  des  Kommissionsgutes,  c)  Die 
Pflicht  zur  Rechenschaftsablegung  und  Heraus- 
gabe. B.  Rechte  des  Kommissionärs,  n)  Das 
Recht  auf  Erstattung  des  gemachten  Aufwandes 
und  auf  Provision,  b)  Das  Pfand-,  Retentions- 
uud  Kompensationsrecht  des  Kommissionärs, 
c)  Das  .Selbstkontrahierungsrecht  des  Kommis- 
sionärs bei  der  Einkaufs-  und  Verkanfskom- 
mission.  Verhältnis  zum  dritten  Kontrahenten. 
D.  Delcredore-Haftung. 

1.  Ockonouiisclie  Bedeutung  der  K. 

Heutzutage  ungewöhnlich  verbreitet,  die 
Ausdehnung  und  Blüte  des  Handels- 
verkehrs mächtig  beeinflussend,  ja  zu 
einem  wahrhaft  notwendigen  Hilfsmittel 
des  modernen  Handelsverkehrs  entwickelt, 
war  das  Kommissionsgeschäft  als  solches 
den  Völkern  des  Altertums  unbekannt.  — 
Auch  im  Mittelalter  Hessen  sieh  nur 
Keime  des  Kommissionsgeschäftes  erkennen. 
Ijange  Zeit  scheint  die  Uommenda  (eine 
Art  der  Soeietätsbeteiligung)  den  Zweck 
des  Kommissionsgeschäftes  erfüllt  zu  haben. 
Wann  das  Kommissionsgeschäft  eigentlich 
entstanden  ist  und  wie  cs  allmählich  aus- 
gebildet  worden  sei,  lässt  sich  nicht  mit 
Genauigkeit  angeben : nur  sehr  wahrschein- 
lich ist  es.  dass  seine  grössere  Entwickelung 
mit  der  Einführung  und  Ausbreitung  der 
Briefpost  im  16.  Jahrhundert  in  nahem  Zu- 
sammenhänge sieht,  wenigstens  durch  die 
letztere  wesentlich  unterstützt  und  gefördert 
worden  ist.  wie  denn  der  Kommissionshandel 
überhaupt  ursächlich  auf  die  territoriale 
Ausdehnung  der  Handels opera- 
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t i o u e n und  der  Spekulation  znrückzuführen 
ist.  Der  Aufschwung  des  Handelsverkehrs 
erheischte  es,  dass  der  Grosskaufmann  an 
entferntesten  wichtigen  Handelsplätzen  einen 
Vertreter.  Korrespondenten  besitze;  und  wer 
konnte  sicherer  und  wohlfeiler  diese  in 
früheren  Zeiten  kostspieligen  Handlungs- 
gehilfen (Institoren,  Faktoren)  anvertrauten 
Funktionen  erfüllen  als  der  für  jede  Ge- 
schäftsoperation besonders  bestellte  Kom- 
in i s s i o n ä r . welcher  als  selbständiger  Kauf- 
mann in  eigenem  Namen  kontrahierte, 
(len  specdell  ihm  erteilten  Instruktionen  zu 
gehorchen  verpflichtet  war  und,  da  er  von 
verschiedenen  Kaufleuten  solche  Aufträge 
entgegennahm,  sich  mit  einer  mässigen.  im 
Verhältnis  zu  den  ausgeführten  Geschäften 
bemessenen  Vergütung  (Provision)  begnügen 
konnte.  So  kam  das  selbständige  Kom- 
missionsgeschäft in  Aufnahme. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Erweiterung 
des  Handelsverkehrs  musste  selbstverständ- 
lich auch  die  Empfangnahme  und  Weiter- 
versendung fremder  Ladungen,  die  Spe- 
dition als  ein  besonderer  Zweig  der  Kom- 
mission in  lebendige  Wirksamkeit  treten  und 
schnelles  Wachstum  erlangen.  — 

Von  entscheidendem  Einfluss  auf  die 
Entwickelung  des  Kommissionsgeschäftes 
waren  die  mannigfachen  ökonomischen  Vor- 
teile, welche  der  Abschluss  von  Handels- 
geschäften durch  Vermittelung  eines  Kom- 
missionärs darbietet,  Vorteile,  die  sich  ins- 
gesamt als  Folgen  des  Umstandes  ergehen, 
dassder  Kommissionär  i n e i ge n e m N am en 
und  nicht  als  Stellvertreter  handelt. — Diese 
Vorteile  sind:  a)  Wahrung  des  Geheimnisses 
älter  die  Person  und  die  geschäftlichen 
Operationen  des  Kommittenten,  b)  Schnellig- 
keit und  Sicherheit  des  Handelsverkehres, 
da  sich  der  dritte  Kontrahent  nicht  erst  nach 
dev  Existenz  und  dem  Umfange  einer  Voll- 
macht sowie  nach  der  Kreditwürdigkeit  des 
Vollmachtgebers  zu  erkundigen  braucht,  viel- 
mehr an  den  ihm  meist  persönlich  bekannten 
Kommissionär  sich  halten  kann,  c)  Nutz- 
barmachung des  Kredits  und  des  Kapitals, 
des  Kommissionärs  zu  Gunsten  des  Korn-  • 
mittenten.  d)  Erleichterte  Rechtsverfolgung : 
denn  der  Kommissionär  bedarf,  da  er  im 
eigenen  Namen  gehandelt  hat,  nicht  erst 
einer  besonderen  Vollmacht,  um  aktiv  oder 
passiv  vor  Gericht  auftreten  zu  können, 
e)  Schutz  vor  Missbrauch  der  Vollmacht; 
denn  der  Kommissionär  kann  nur  sich,  nie 
aber  den  Kommittenten  obligieren. 

2.  Begriff  des  Kommissionärs.  Wer 
es  gewerbsmässig  übernimmt,  im  eigenen 
Kamen  (unter  eigener  Firma)  für  fremde 
Rechnung  Waren  oder  Wertpapiere  zu  kaufen 
oder  zu  verkaufen,  ist  Kommissionär.  ($  3fS3 

Die  Rechtssätze  über  das  Kommissions- 1 


1 geschäft  kommen  auch  dann  zur  Anwendung, 
wenn  ein  Kommissionär  von  Beruf,  also  ein 
: Kaufmann,  der  oben  nur  Kommissionär  ist, 
oder  wenn  ein  sonstiger  Kaufmann,  der  nicht 
Kommissionär  von  Beruf  ist,  im  Betriebe 
; seines  auf  andere  Handelsgeschäfte  gerich- 
j teten  I landelsgewerbes  den  Auftrag  über- 
nommen hat,  für  Rechnung  des  Auftraggebers 
in  eigenem  Namen  ein  Geschäft  anderer  Art 
als  den  Einkauf  oder  Verkauf  von  Waren 
oder  Wertpapieren  abzuschliessen  (§  406 
1I.G.B.). 

Als  Einkaufs-  und  Verkaufskommission 
j gilt  auch  eine  Kommission  zu  einem  Werk- 
verdingungsvertrage  über  eine  nicht  vertret- 
bare bewegliche  Sache,  die  aus  einem  von 
, dem  Unternehmer  der  Lieferung  zu  l*e- 
! schaffenden  Stoffe  herzustelleu  ist.  406 
Abs.  2 H.G.B.) 

Damit  das  übernommene  Geschäft  Kom- 
mission sei,  ist  nicht  erforderlich,  dass  es, 
falls  es  vom  Kommittenten  selbst  abge- 
schlossen werden  würde,  für  ihn  Handels- 
geschäft wäre,  sondern  es  genügt,  wenn  das 
zur  Ausführung  der  Kommission  vom  Kom- 
missionär abgeschlossene  Geschäft  sich  für 
diesen  als  accessorisches  Handelsgeschäft 
darstellt. 

Die  Kommission  ist,  da  sie  in  der  Regel 
entgeltlich  abgeschlossen  wird,  nicht  als  eine 
Art  des  Auftrages,  sondern  als  eine  Art 
des  Werk-  oder  Dien. st  Vertrages  zu  be- 
handeln, doch  kommt  § 675  des  deutschen 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  zur  Anwendung, 
da  hier  eine  Geschäftsbesorgung  in  Frage 
steht. 

3.  Die  Wirkungen  des  Kommissions- 
Vertrages.  A.  Pflichten  des  Kommissio- 
närs. a)  Die  Pflicht  zur  Ausführung 
des  Auftrages.  Als  allgemeiner  Grund- 
satz ist  anzuerkennen,  dass  der  Beauf- 
tragte den  Auftrag  nicht  nach  seiner  An- 
sicht, sondern  nur  nach  der  Absicht 
des  Auftraggebers  auszuführen  habe, 
welche  letztere  richtig  zu  erfassen  der  Kom- 
missionär mit  der  Sorgfalt  des  ordentlichen 
Kaufmannes  bestrebt  sein  muss.  (§  3S4 
H.G.B.).  Hierbei  sind  selbstverständlich  zu- 
nächst die  vom  Kommittenten  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  erteilten  Instruk- 
tionen massgebend.  Nach  deren  Beschaffen- 
heit ist  die  Pflicht  des  Kommissionärs,  sich 
hei  der  Ausführung  des  Auftrages  an  die 
Instruktionen  des  Kommittenten  zu  halten, 
eine  mehr  oder  weniger  strenge,  jo  nachdem 
die  Absicht  des  Kommittenten  erhellt,  seinen 
Instruktionen  einen  imperativen  (limi- 
tativen,  obligatorischen)  Charakter 
zu  gehen  oder  nicht ; im  orsteren  Falle  kann 
man  von  einer  imperativen  (l imita- 
tiven, obligatorischen,  gemesse- 
nen) Kommission  sprechen,  im  letzteren 
Falle  von  einer  fakultativen  Kommission 
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im  weiteren  Sinne.  Die  fakultative  Kom- 
mission im  weiteren  Sinne  ist  aber  entweder 
demonstrative  (enuntiati  ve)  Kom- 
mission, wenn  die  Instruktionen,  wie  in  der 
Regel,  keinen  imperativen  Charakter  haben, 
oder  sie  ist  fakultative  (i  1 1 imitierte) 
Kommission  im  engeren  Sinne,  wenn  von 
seite  des  Kommittenten  Instruktionen  ulier- 
haupt  nicht  erteilt  sind. 

Sind  die  Instruktionen  des  Kommittenten 
nach  der  erkennbaren  Absicht  des  letzteren 
imperativ  gewollt  — was  der  Kommissionär 
im  konkreten  Falle  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  zu  prüfen  hat  — , 
so  ist  der  letztere  verpflichtet,  dieselben  bei 
der  Ausführung  des  Auftrages  genau  zu 
beobachten  und  macht  sich  durch  jede,  auch 
die  geringste,  sei  es  auch  in  bester  Absicht 
vorgenom mene  Abweichung  verantwortlich. 
»Parier  Ordre  und  thif  Unrecht«  »Qui 
passe  Commission,  perd.« 

Der  Kommittent  ist  nicht  verpflichtet, 
das  instruktionswidrig  ausgeführte  Geschäft 
anzuerkennen,  und  ist  berechtigt,  falls  eine 
instruktionsmässige  Ausführung  möglich  ge- 
wesen wäre,  Schadenersatz  zu  verlangen. 

Sind  die  vom  Kommittenten  erteilten 
Instruktionen  nach  der  erkennbaren  Absicht 
desselben  nicht  imjierativ,  sondern  demon- 
strati  v gewollt,  so  ist  es  dem  Kommissionär 
unter  gewissen  Voraussetzungen  gestattet, 
dann  aber  auch  zur  Pflicht  gemacht,  von 
den  erteilten  Instruktionen  abzuwcichcn  — 
wenn  nämlich  eine  Abweichung  von  den 
Instruktionen  durch  die  Sorgfalt  eines  or- 
dentlichen Kaufmannes  geboten  erscheint 
und  andere  Instruktionen  von  seite  des 
Kommittenten  nicht  mehr  rechtzeitig  einge- 
holt werden  können.  (§<S  665,  675  D.  B.G.B.) 
Sind  die  Voraussetzungen  zur  Abweichung 
von  den  Instruktionen  gegeben,  so  ist  der 
Kommissionär  hierzu  nicht  bloss  berechtigt, 
sondern  auch  verpflichtet;  dagegen  haftet 
er,  wenn  er  im  übrigen  mit  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  gehandelt  hat. 
auch  dann  nicht,  wenn  der  aus  der  Ab- 
weichung von  der  Instruktion  erwartete  Vor- 
teil hinterher  nicht  eingetreten  ist;  umge- 
kehrt kann  dem  Kommissionär,  der  sieh  an 
die  demonstrativ  gegebene  Instruktion  getreu 
gehalten  hat.  dessen  ungeachtet  eine  Haft- 
pflicht obliegen,  wenn  bewiesen  wird,  dass 
er  durch  eine  Abweichung  von  derselben, 
welche  im  gegebenen  Falle  durch  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten 
gewesen  wäre,  bessere  Bedingungen  hätte 
erzielen  können. 

Diese  Rechtssätze  finden  ihre  Begründung 
darin,  dass  hei  der  demonstrativ  gewollten 
Instruktion  der  Kommissionär  nach  Treu 
und  Glauben  von  der  Annahme  ausgehen 
darf  und  muss,  dass  der  Auftrag  stets  durch 


das  erkennbare  Interesse  des  Kommittenten 
begrenzt  sei. 

Die  i 1 1 i m i t i e r t o oder  fakultative 
Kommission  im  engeren  Sinne  zeichnet 
sich  dadurch  aus,  dass  der  Kommittent  sich 
b«*i  derselben  überhaupt  enthält,  in  Be- 
ziehung auf  das  aufgetragene  Geschäft  irgend 
einen  bestimmten  Modus  der  Ausführung, 
sei  es  auch  nur  durch  eine  demonstrative 
Instruktion,  vorzuzeichnen,  vielmehr  es  dem 
Kommissionär  überlässt,  bei  der  Wahl  dieses 
Modus  bloss  nach  seinem  durch  die  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  geleiteten 
Ermessen  vorzugehen.  Das  mit  dieser  Sorg- 
falt zu  ermittelnde  Interesse  des  Kommit- 
tenten ergiebt  die  natürlichen  Grenzen  auch 
der  rein  fakultativen  Kommission.  Inner- 
halb dieser  Grenzen  steht  der  Kommissionär 
für  den  Erfolg  nicht  ein : cs  kann  ihm  nicht 
zur  Ijast  gelegt  werden,  wenn  ein  ihm  vor- 
teilhaft erscheinender  Modus  der  Ausführung 
der  Kommission . welchen  er  im  guten 
Glauben  gewählt  hat,  die  von  dem  Kom- 
mittenten unternommene  Handelsspekulation 
vielleicht  durchkreuzt  hat  Wollte  es  der 
Kommittent  anders,  so  war  es  seine  Sache, 
dies  durch  die  Erteilung  von  Instruktionen 
zu  bestimmen,  er  hat  es  sich  selbst  zuzu- 
schreiben, wenn  er  nunmehr  nicht  zufrieden 
ist.  Andererseits  begründet  jede  Verletzung 
der  durch  das  Gesetz  dem  Kommissionär 
auferlegten  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes für  den  Kommittenten  den  Anspruch 
auf  Ersatz  des  ihm  zugefügten  Schadens, 
wodurch  die  Gefahren,  welche  aus  der  fakul- 
tativen Gestaltung  der  Kommission  für  den 
letzteren  hervorgehen  könnten,  wesentlich 
verringert  erscheinen. 

Nach  gleichen  Grundsätzen  sind  auch 
jene  Instruktionen  zu  lieurteilen,  welche  sich 
auf  die  Mittel  der  Ausführung  des 
Auftrages  beziehen.  An  und  für  sich  giebt 
jede  Kommission  dein  Kommissionär  jene 
Befugnisse,  welche  bei  Beobachtung  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  als 
notwendig  erscheinen,  um  das  aufgetragene 
Geschäft  ausführen  zu  können ; denn  es  ist 
anzunehmen,  dass  der  Kommittent,  der  die 
Ausführung  des  in  seinem  Interesse  er- 
teilten Auftrages  will,  auch  die  Mittel  zur 
Ausführung  wolle.  Imperative  oder  demon- 
strative Instruktionen  vermögen  jedoch  die 
oben  charakterisierten  Abweichungen  zu  be- 
wirken. 

Die  Kommission  kann  niemals  bloss  fakul- 
tativ oder  bloss  demonstrativ  sein,  sie  muss 
immer  wenigstens  insoweit  imperativ  sein, 
als  es  die  Bestimmtheit  des  Gegenstandes 
erfordert,  sie  könnte  allerdings  bloss  impe- 
rativ sein,  allein  sie  erscheint  selten  praktisch 
rein  in  dieser  Form,  ln  der  Regel  erfolgt 
vielmehr  eine  t lassende  Kombination  der  drei 
Formen  der  Kommission. 
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Das  Limito.  Ist  von  dem  Komnut-| 
tonten  der  Preis  (Kaufpreis),  zu  welchem 
«las  aufgetragene  Geschäft  abgeschlossen 
werden  soll,  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend bestimmt  worden  — Limite  — , so  hat 
sich  zwar  der  Kommissionär  bei  der  Aus- 
führung an  diese  Vorschrift  zu  halten,  im 
Zweifel  aber  nur  insoweit,  als  dies  nicht 
mit  dem  Interesse  des  Kommittenten  offen- 
l»ar  unvereinbar  Ist,  also  nur  insoweit  sie  [ 
nicht  in  einer  dem  Kommittenten  offenbar: 
günstigen  Richtung  überschritten  werden 
kann.  Das  von  dem  Kommittenten  vorge- 
schriebene Limito  hat  demnach  im  Zweifel  i 
nur  insofern  einen  imperativen  Charakter, 
als  eine  Ueberschreitnng  desselben  zum  offen- 
baren Nachteil  des  Kommittenten  unzulässig 
ist,  als  es  die  Minimal-  resp.  die  Maximal- 
grenze enthält,  unter  welche  hinab  resp.  über 
welche  hinaus  der  Kommissionär  nicht  gehen 
darf;  im  übrigen  ist  es  aber  blos  demon- 
strativer Natur.  Der  Kommissionär  gilt 
daher  im  Zweifel  für  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, von  dem  Limito  als  einer  bloss 
demonstrativ  angegebenen  Instruktion  in 
einer  dem  Kommittenten  günstigen  Rich- 
tung abzuweichen.  (J?i$  384,  387  H.G.B.)  — 
Dagegen  begründet  jede  Abweichung  in  der 
entgegengesetzten  Richtung  die  Verantwort- 
lichkeit des  Kommissionärs. 

Der  Kommittent  ist,  wenn  der  Kom- 
missionär unter  dem  Limitopreise  verkauft 
oder  über  dem  Limitopreise  eingekauft  hat, 
nicht  verpflichtet,  das  Geschäft  als  für  seine 
Rechnung  abgeschlossen  gelten  zu  lassen. 
Das  Gesetz  verlangt  aber  (§  386  H.G.B.), 
dass  der  Kommittent  sich  ohne  Verzug, 
nachdem  er  von  der  Ueberschreitnng  des 
Limitopreises  durch  die  Anzeige  des  Kom- 
missionärs in  Kenntnis  gesetzt  worden  ist, 
rücksichtlich  der  darin  gelegenen  Offerte 
ausspreche  und  die  etwa  vorhandene  Absicht, 
das  Geschäft  zurückzuweisen,  deutlich  zu 
erkennen  gehe.  Das  Schweige  n des 
Kommittenten  gilt  als  Annahme  der  Offerte, 
hat  also  die  Wirkung  der  Genehmigung 
— ein  Rechtssatz,  welcher  verhindern  soll, 
dass  der  Kommittent  die  ihm  durch  die 
Vertragsverletzung  des  Kommissionärs,  deren 
sich  dieser  vielleicht  in  bester  Absicht 
schuldig  gemacht  hat,  erwachsenen  Rechte 
zu  einer  Spekulation  auf  dessen  Kosten  miss- 
brauche. Der  Kommissionär  hat  überdies 
das  Recht,  dadurch,  dass  er  sieh  rechtzeitig, 
d.  h.  zugleich  mit  der  Anzeige  von  der 
Ausführung  des  Geschäftes  zur  Deckung  des 
Preisunterschiedes  erbietet,  den  Kommittenten 
zur  A ner ken n u ng  des  Geschäftes  zu 
zwingen  (§  386  H.G.B.),  denn  indem  er 
die  Differenz,  um  welche  er  das  Liinito 
überschritten  hat.  auf  seine  Rechnung  über- 
nimmt, wird  der  von  ihm  berechnete  Preis  mit 
demvon  dem  Kommittenten  gesetzten  identisch. 


Der  Kommittent  kann  jetloch  auch  einen 
die  Preisdifferenz  überschreitenden  Schaden 
ersetzt  verlangen  (§  386  H.G.B.). 

Der  Kommissionär  ist  nicht  schadenersatz- 
pflichtig,  obwohl  er  das  Limito  zum  N achteil 
des  Kommittenten  überschritten  hat,  wenn  er 
dabei  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  vorgegangen  ist,  weil  er  au- 
nehmen  durfte,  dass  der  Kommittent,  dessen 
Entscheidung  er  nicht  mehr  rechtzeitig  eiu- 
holen  konnte,  bei  Kenntnis  der  Sachlage  die 
Abweichung  vom  Limito  gebilligt  hätte,  so 
z.  B.  wenn  der  Verkaufskommissionär  die 
Ware,  da  sic  zu  verderben  drohte  und  Ge- 
fahr im  Verzüge  war,  unter  dem  Limito 
verkauft  hat. 

Die  Kreditgewährung.  Der  Kom- 
missionär ist  ohne  speeiolle  (ausdrückliche 
oder  stillschweigende)  Gestattung  des  Kom- 
mittenten nicht  befugt,  einem  Dritten  Vor- 
schüsse zu  gelwm  oder  Kredit  zu  gewähren 
(§  393  H.G.B.).  Eine  stillschweigende  Ge- 
stattung liegt  insbesondere  dann  vor,  wenn, 
der  Kommissionär  gemäss  Vereinbarung  mit 
dem  Kommittenten  das  Delcredere-Stehen 
übernommen  hat  oder  wenn  der  Kommissio- 
när bei  bestehender  Geschäftsverbindung  mit 
dem  Kommittenten  in  ähnlichen  Präeedenz- 
fällen  wiederholt  Kredit  zu  gewähren  und 
Vorschuss  zu  machen  pflegte,  ohne  dass  der 
Kommittent  dagegen  Einspruch  erhoben  hätte. 
Sowohl  unbefugte  Kreditgewährung  als  auch 
befugte  Kreditgewährung  mit  Hintansetzung 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
machen  den  Kommissionär  ersatzpflichtig. 
Etwas  Besonderes  gilt  aber  bei  der  V er- 
kauf skommission.  Hier  gilt  der  Kom- 
missionär, wenn  es  der  Kommittent  nicht 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  untersagt, 
den  Kaufpreis  zu  kreditieren,  schon  dann  als 
berechtigt,  wenn  und  insoweit  dies  der 
Handelsgebrauch  an  dem  Orte  des  abge- 
schlossenen Geschäftes,  also  dort,  wo  uer 
Verkauf  durch  den  Kommissionär  geschehen 
ist,  mit  sich  bringt.  Der  Kommissionär  ist 
demnach  in  diesem  Falle  ipso  jure  zu  einer 
dem  Handelsgebrauch  entsprechenden  Kredit- 
gewährung befugt  (§  303  Al.  2 des  H.G.B.); 
und  selbst  bei  unbefugter  Kreditgewährung 
gestattet  das  Gesetz  dem  Kommissionär, 
wenn  der  Kommittent  dieselbe  nicht  ge- 
nehmigt, dadurch,  dass  er  selbst  sofortige 
Zahlung  als  Schuldner  des  Kaufpreises  leistet, 
die  Ueberschreitung  ues  Kaufpreises  zu 
sanieren  und  die  Zurückweisung  des  nun- 
1 mehr  in  die  Grenzen  des  Auftrages  zuriiek- 
! getretenen  Geschäftes  zu  verhindern.  Auch 
hat  der  Kommissionär,  wenn  er  beweist, 
dass  bei  dem  . Verkaufe  gegen  bar  der  Preis 
I ein  geringerer  gewesen  wäre  — dass  der 
erreichte  höhere  Preis  durch  die  Kredit- 
I gewäliruug  bedingt  sei,  wird  im  Zweifel  an- 
zunehmen sein,  da  die  Natur  der  Handels- 
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geschäfte  diesen  Kausalnexus  mit  sicli  bringt 
— nur  diesen  Preis,  resp.  wenn  ein  Liinito 
für  den  Verkaufspreis  gesetzt  ist,  den  Unter- 
schied gemäss  § 38G  II.G.B.  zu  vergüten 
(Jj  39:5  Ai.  3 H.G.B.). 

Ort  und  Zeit  d e r A u s f ü h r u n g des 
Auftrages  sind  mangels  besonderer  Bestim- 
mungen vom  Kommissionär  nach  seinem 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes geleiteten  Ermessen  zu  wählen.  Im 
Zweifel  ist  aber  die  Annahme  gerechtfertigt, 
dass  es  der  Wille  des  Kommittenten  sei. 
dass  der  Kommissionär  das  Geschäft  an  dem 
Orte  seiner  Niederlassung  ausführe:  und  was 
den  Zeitpunkt  betrifft,  so  hat  auch  liier  das 
freie  Ermessen  des  Kommissionärs  seine 
natürliche  Grenze  in  seiner  Pflicht,  das  Ge- 
schäft bei  der  ersten  sieh  darbietenden 
günstigen  Gelegenheit,  insofern  also  sobald 
als  möglich,  ohne  Aufschub  sofort  nuszu- 
führen ; denn  im  Handelsverkehr,  wo  es  so 
sehr  auf  die  Schnelligkeit  des  Handels  an- 
kommt, darf  der  Abschluss  eines  Handels- 
geschäftes nicht  in  das  Ungewisse  hinaus- 
gescholten werden. 

Die  Anzeigepflicht.  Hat  der  Kom- 
mittent in  Beziehung  auf  die  Anzeigepf lieht 
des  Kommissionärs  nichts  bestimmt,  so  ist 
der  Kommissionär  kraft  Keehtsnot wendigkeit 
(§  384  H.G.B.)  verpflichtet,  dom  Kommit- 
tenten rücksichtlich  des  aufgetragenen  Ge- 
schäftes alle  jene  Nachrichten  zu  geben, 
welche  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  geboten  erscheinen.  Darunter 
sind  zunächst  alle  jene  Nachrichten  zu  ver- 
stehen, welche  dem  Kommissionär  vor  und 
während  der  Ausführung  des  Auftrages  l>e- 
kannt  werden,  wenn  deren  Kenntnis  nach 
der  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  bestimmten  Einsicht  des  Kom- 
missionärs dem  Kommittenten  von  Nutzen 
zu  sein  und  sein  weiteres  Verhalten  zu  be- 
einflussen vermöchte,  insbesondere  aber  auch 
nach  der  vollzogenen  Ausführung  die  sofortige, 
d.  h.  die  ohne  Aufschub,  soweit  dieser  nicht 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes gerechtfertigt  werden  kann,  gemachte 
Anzeige  d e s V o 1 1 z u ge  s.  Diese  letztere 
muss  der  Kommissionär  unaufgefordert  er- 
statten ; sie  kann  nicht  ersetzt  werden  durch 
die  Anzeige,  das  Geschäft,  so  wie  es  auf- 
getragen  worden  sei,  ausführen  z u w olle  n. 
Hat  der  Kommissionär  seine  Anzeigepflicht 
gar  nicht  oder  nicht  gehörig,  insbesondere 
verspätet,  erfüllt«  so  ist  der  Kommittent  be- 
rechtigt, deu  Ersatz  des  ihm  zugefügten 
Schadens  zu  verlangen. 

Die  Vertrags-  und  gesetzwidrige 
Ausführung.  Die  Verpflichtungen  des 
Kommissionärs  rücksiehtlieii  der  Ausführung 
der  Kommission  werden  zunächst  durch  die 
gegenseitige,  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend erklärte  Willeuseiniguug  des  Kom- 


mittenten und  des  Kommissionärs  bestimmt  ; 
1 insoweit  eine  solche  Vereinbarung  nicht 
: stattgefunden  hat,  wollen  beide  Teile  die 
dispositiven  Rechtssätze  walten  lassen, 
durch  welche  der  Inhalt  des  Kommissions- 
vertrages  wie  überhaupt  eines  jeden  Rechts- 
geschäftes bestimmt  wird,  oder  sie  gelten 
[ als  so  wollend. 

Diese  schon  durch  das  Gesetz  t»egrfin- 
j deton  Pflichten  des  Kommissionärs  stehen 
mit  denjenigen  Verpflichtungen,  welche  durch 
| < lie  sei  es  auch  nur  s t i 1 1 s c h w e i g e n d 
j erteilten  Instruktionen  des  Kommittenten  und 
die  entsprechende,  zwar  nicht  ausdrücklich 
erklärte,  aber  immer  wirklich  und  deutlich 
; erklärte  Willenseinigung  der  Kontrahenten 
: festgestellt  werden,  also  auf  Grund  einer 
i Wil  lensbetliät igung  der  Parteien  in 


' das  Dasein  zu  treten  halten,  nicht  auf  einer 
, Dime:  ihre  Verletzung  zieht  durchaus  ver- 
schiedene Rechtsfolgen  nach  sich.  Besteht 
nämlich  dieselbe  darin,  dass  die  Ausführung 
Idem  durch  die  Willenserklärung  be- 
■ stimmten,  dem  gewollten  Inhalt  des  Kom- 
missionsvert reges  widerspricht,  so  liegt  eine 
vertragswidrige  Ausführung  im  eigent- 
lichen Sinne  vor:  der  Kommissionär  erlaubt 
sich,  seinen  Einzelwillou  an  Stelle  des  gegen- 
seitig vereinten  Willens  zu  substituieren. 
Sofern  aber  die  Ausführung  bloss  dem  durch 
Rechtssatz  bestimmten  Inhalte  des  Kom- 
missionsvertrages nicht  entspricht,  verstösst 
sie  zwar  unmittelbar  gegen  die  objektive 
Rechtsnorm,  welche  der  Verbindlichkeit  des 
Kommissionärs  eine  durch  die  Verkehrs- 
bestimmung  des  Kommissionsverhältnisses 
i gebotene  feste  Gestalt  vorgezeichnet  hat,  sie 
' verletzt  das  Vertragsrecht  des  Kommittenten, 
wie  es  durch  das  objektive  Rocht  normiert 
ist.  sie  ist  daher  gosct  z widrig,  sie  ist 
aber  nicht  vertragswidrig,  insofern  der 
Vertrag  zunächst  doch  nur  durch  den  in 
den  Instruktionen  ausgesprochenen,  mass- 
gebenden Willen  des  Kommittenten  seine 
Gestalt  gewinnt.  Jede'  vertragswidrige  Aus- 
führung ist  demnach  zugleich  gesetzwidrig, 
aber  nicht  jede  gesetzwidrige  Ausführung 
ist  zugleich  auch  vertragswidrig.  Die  Be- 
deutung dieses  Unterschiedes  liegt  darin, 
dass  die  im  Gesetze  (§  385  II.G.B.)  aner- 
kannten kumulative n zwei  Rechte  des 
Kommittenten,  sowohl  das  vom  Kommissionär 
für  Rechnung  des  Kommittenten  abge- 
schlossene Handelsgeschäft  für  eigene  Rech- 
nung des  Kommissionärs  zu  lassen  als 
auch  Schadenersatz  zu  verlangen  — bei 
der  gesetzwidrigen  Ausführung  nicht  ein- 
treten,  das  Rücktrittsrecht  des  Kom- 
mittenten vielmehr  nur  auf  die  vertrags- 
widrige Ausführung  beschränkt  ist.  Die 
bloss  gesetzwidrige,  aber  nicht  eigentlich 
vertragswidrige  Ausführung  dagegen  ver- 
pflichtet deu  Kommissionär  nur  zur  Leistung 
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des  Interesses  wegen  der  durch  ihn  ver- 
schuldeten Benachteiligung  des  Kommittenten. 
Nur  im  ersteren  Falle,  wenn  der  Kom- 
missionär die  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend erteilten  Instruktionen  des  Kommit- 
tenten unlieachtet  gelassen  hat.  erscheint 
das  Recht  des  letzteren,  das  Geschäft  zu- 
rückzuweisen. als  gerechtfertigt,  weil  das 
aufgetragene  Geschäft  mit  dem  ausgeführten 
nicht  identisch  ist  Der  Kommissionär, 
welcher  sich  eigenmächtig  über  die  Instruk- 
tionen hinwegsetzt,  führt  nicht  das  aufge- 
tragene, sondern  ein  von  demselben  wesent- 
lich verschiedenes  Geschäft  aus:  wogegen 
der  Kommissionär,  der  Bich  innerhalb  des 
mutmasslichen  Willens  des  Kommittenten 
hält,  mag  er  auch  hei  der  Auslegung  dieses 
Willens  die  ihm  nach  Gesetz  obliegende 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  ver- 
letzen und  das  aufgetragene  Geschäft  schlecht 
ausführen,  doch  nur  dieses  und  kein  anderes 
ausführt : er  hat  nicht  dem  ausgesprochenen 
Willen  des  Kommittenten  Trotz  geboten. 
Der  Kommittent  ist  daher  nur  berechtigt, 
den  Ersatz  des  ihm  von  dem  Kommissionär 
verschuldeterweise  zugefügten  Nachteiles  zu 
verlangen. 

Diese  Unterscheidung  des  § 385  ll.G.B.  j 
entspricht  den  besonderen  Bedürfnissen  des  I 
Handelsverkehrs,  der  dabei  gewiss  nicht  zu 
gewinnen  hat.  wenn  man  dem  Kommittenten 
gestattet,  sich  in  jedem  Falle,  wann  immer 
der  Kommissionär  gesetzwidrig  gehandelt 
hat,  von  dem  für  seine  Rechnung  abge- 
schlossenen Geschäfte  loszusagen. 

Macht  der  Kommittent  den  ihm  durch 
die  gesetz-  oder  vertragswidrige  Ausführung 
erwachsenen  Anspruch  auf  Schadenersatz  im 
Rechtswege  geltend,  so  liegt  ihm  oh,  den 
ihm  direkt  oder  indirekt,  je  nachdem  er  in 
eigenem  oder  fremden  Interesse  den  Auftrag 
erteilt  hat,  durch  das  Verschulden  des  Kom- 
missionärs zugefügten  Nachteil  darzulegen 
und  den  Kausalnexus  zwischen  demselben 
und  dein  Verschulden  des  Kommissionärs 
sjieciell  und  thatsächlich  zu  begründen.  Der 
Kommissionär  haftet  nur  für  denjenigen  dem 
Kommittenten  zugefügten  Nachteil,  welcher 
nach  dem  Ermessen  des  Richters  sicher  und 
bestimmt  als  die  Folge  der  von  ihm  ver- 
schuldeten Nichtausführung  oder  der  gesetz- 
oder  vertragswidrigen  Ausführung  der  Kom- 
mission festgestollt  werden  kann,  nicht  aber 
für  denjenigen  Nachteil,  welcher  zwar  ans 
Anlass  und  bei  Gelegenheit  des  Verschuldens 
des  Kommissionärs  entstanden  ist,  mit  diesem 
Verschulden  aber  in  keiner  Kausal  Verbindung 
steht,  sondern  als  eine  sehr  entfernte,  ganz 
unerwartete,  von  dem  Kommissionär  nicht 
vorauszusehende  Folge  etwa  durch  besondere 
Konjunkturen  und  die  eigentümliche  Ge- 
schäftslage des  Kommittenten  entstanden  oder 


zu  dem  von  dem  Kommissionär  verschuldeten 
Nachteile  hinzugekommen  ist. 

b)  Pflichten  des  Kommissionärs 
rücksichtlich  des  Kommissionsgutes. 
Wenn  sich  das  dem  Kommissionär  zuge- 
sandte Kommissionsgut  bei  der  Ablie- 
ferung in  einem  äusserlich  erkennbar 
beschädigten  oder  mangelhaften  Zustand  be- 
findet, so  hat  er  die  gesetzliche  Pflicht 
(§  388  Abs.  1 H.G.B.),  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  die  Rechte  gegen 
den  Frachtführer  oder  Schiffer  zu  wahren, 
für  den  Beweis  jenes  Zustandes  zu  sorgen 
und  dem  Kommittenten  ohne  Verzug  Nach- 
richt zu  geben.  Ist  die  Ware  äusserlich  in 
Ordnung,  so  trifft  den  Kommissionär  diese 
Verpflichtung  nur  dann,  wenn  er  als  sorg- 
fältiger Kaufmann  begründete  Ursache  hätte, 
eine  Beschädigung  anzunehtnen,  z.  B.  bei 
zerbrechlichen  Sachen  oder  wenn  an  dem 
Transportmittel  irgend  ein  Schaden  einge- 
treten war.  im  Unterlassungsfälle  ist  der 
Kommissionär  für  den  daraus  entstehenden 
Schaden  verantwortlich  (§  388  ll.G.B.).  Ist 
das  Gut  dem  Verderben  ausgesetzt  und  Ge- 
fahr im  Verzüge,  so  kann  der  Kommissionär 
(§  38*  Al.  2 ll.G.B.)  den  Verkauf  desselben 
nach  § 373  H.G.B.  bewirken  beziehungs- 
weise ist  dazu  verpflichtet,  wenn  sonst  die 
ihm  an  vertrauten  Interessen  gefährdet  waren. 

Während  der  A u f b e w a h r u n g des 
Kommissionsgutes  haftet  der  Kommissionär 
für  dessen  Verlust  oder  Beschädigung  mit 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes, 
deren  Beobachtung  er  zu  beweisen  hat.  Er 
hat  insbesondere  dann,  wenn  Verände- 
rungen an  dem  Konimissionsgute 
eintrcten,  welche  dessen  Entwertung  be- 
fürchten lassen,  zunächst  von  seiten  des 
Kommittenten  Instruktionen  einzuholen.  Ist 
keine  Zeit  dazu  vorhanden  oder  ist  der 
Kommittent  in  der  Erteilung  der  Verfügung 
säumig,  so  räumt  das  Gesetz  dem  Kom- 
missionär die  der  Natur  der  Sache  ange- 
messene Befugnis  ein,  das  Kommissionsgut 
nach  § 373  H.G.B.  zu  verkaufen  (§  388 
H.G.B.).  Zu  einem  solchen  Verkaufe  oder 
zur  Hinterlegung  des  Gutes  in  einem  öffent- 
lichen Lagerhause  oder  sonst  in  sicherer 
Weise  kann  der  Kommissionär  auch  in 
anderen  Fällen  schreiten,  um  sich  im  Wege 
der  Selbsthilfe  des  Kommissionsgutes  zu 
entäussern,  selbst  wenn  Entwertung  drohende 
Veränderungen  an  dem  letzteren  nicht  ein- 
getreteu  sind,  vorausgesetzt  nur,  dass  der 
Kommittent  rücksichtlieh  der  ihm  obliegen- 
den Verfügungen  über  das  Kommissionsgut 
im  Verzug  ist  (§  389  H.G.B.). 

Zur  Versicherung  des  Kommissions- 
gutes ist  dagegen  der  Kommissionär  nur 
dann  verpflichtet,  wenn  er  vom  Kommit- 
tenten einen  diesbezüglichen  Auftrag  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  durch  impera- 
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Personen  gegenüber,  mögen  diese  es  auch 
sein,  welche  das  abgeschlossene  Geschäft 


tive  oder  demonstrative  Instruktion  erhalten ! tnng  nur  dem  Kommittenten,  nicht  anderen 
hat  (§  390  Abs.  2 H.G.B.);  so  gilt  er  hei- 
spielsweise  dann  für  stillschweigend  beauf- 
tragt, wieder  zu  versichern,  wenn  er  während  wirtschaftlich  eigentlich  angeht.  Durch  die 

Rechenschaftsablcgung  üIkt  die  Ausführung 
des  Auftrages  soll  dem  Kommittenten  eine 
vollständige  Einsicht  in  die  ihn  interessierende 
Sachlage  und  Aufklärung  über  «len  Erfolg 
des  Geschäftes  verschafft  werden. 


seiner  Geschäftsverbindung  mit  dem  Kom- 
mittenten in  ähnlichen  Fällen  jedesmal  zu 
versichern  pflegte,  ohne  dass  der  Kommittent 
"Widerspruch  erhoben  hätte.  Hat  der  Kom- 
mittent in  dieser  Beziehung  keine  Bestim- 
mungen getroffen,  so  macht  sich  der  Kom- ; 
missionär  durch  Unterlassung  der  Versiehe- 


Zur  Kochensdiaftsablegung  gehört  auch 


, i der  Nachweis  einer  getreuen  und  sorgfältigen 
rung  nicht  verantwortlich  auch  dann  nicht,  | Geschäftsführung  und  der  Richtigkeit  der 
wenn  die  \ ereichornng  durch  die  Sorgfalt  ■ benon  Thrtts}M.hen , also  die  Justi- 

eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten  wäre : fikation  ,ler  abgelegten  Rechnung.  Belege 
denn  das  Gesetz  begrenzt  den  Kreis  dessen,  - - - - 


ind  insoweit  erforderlich,  als  von  denselben 
die  Verständlichkeit  der  Rechnung  abhängt; 
im  übrigen  folgt  aus  der  Nichtbeibringung 
von  Belegen  nur,  dass  die  betreffenden 
Ausgaben  von  dem  Kommissionär  so  lange 
nicht  geltend  gemacht  werden  können,  als 
er  keinen  Beweis  dafür  erbringt. 

Ein  korrespondierendes  Recht  des  Kom- 
missionärs auf  Reehenscliaftsablegung  ist 
nicht  anerkannt ; wenn  daher  der  Kommittent 
auf  anderem  Wege  als  durch  ein  besonderes 
Rechnungsverfahren  den  Umfang  seiner 
Forderung  darlegen  und  genügend  substan- 
ziieren  kann,  so  kann  sich  der  Kommissionär 
der  Leistung  nicht  etwa  in  der  Weise  vor- 
läufig entziehen,  dass  er  der  Klage  des 
Kommittenten  auf  Herausgabe  dessen,  was 
dieser  zu  fordern  hat,  entgegenstellt,  es 
müsse  zuvor  auf  Rechnungslegung  wider  ihn 
1 geklagt  werden. 

Die  Pflicht  zur  Rechenschaftslegung  ist 
nicht  Selbstzweck,  sondern  nur  das  Mittel, 
um  den  eigentlichen  Zweck,  die  materielle 
Vermügensherausgabc  von  seite  des  Kom- 


was  der  Kommissionär  als  sorgfältiger  Kauf- 
mann zu  beobachten  hat,  dadurch,  dass  cs 
die  Pflicht  zur  Versicherung  aus  den  Be- 1 
standteilen  der  vom  Kommissionär  zu  präs- 
tierenden Diiigenz  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes ausdrücklich  ausscheidet.  Versichert  • 
der  Kommissionär  dessen  ungeachtet,  so  ist  j 
er  als  negotiorum  gestor  des  Kommittenten 
zu  betrachten.  — Diese  Rechtssätze  gelten ) 
von  a Neu  Versicherungen  ohne  Unterschied  I 
der  Gefahr,  gegen  welche  versichert 
werden  soll. 

Besonderes  gilt  bei  der  Kommission  zum 
Einkauf  eines  Wechsels.  Der  Kom- 
missionär ist  nämlich  nach  $ 395  H.G.B.,  i 
wenn  er  den  Wechsel  indossiert,  verpflichtet, 
i lenseiben  in  n b 1 i c h e r Weise  und  ohne 
Vorbehalt  zu  indossieren;  er  darf  also1 
das  Indossament  insbesondere  nicht  durch 
die  Klauseln  der  Artt.  14,  15  und  31 
der  W.O.  beselminken.  Diese  Bestimmung 
beruht  auf  der  Erwägung,  dass  es  dem 
Willen  des  Kommittenten,  ein  eirkulations- 
fähiges  und  kreditwürdiges  Wertpapier  zu 
erlangen,  widersprechen  würde,  wenn  der 
Kommissionär  dem  Indossamente,  durch 
welches  er  den  im  eigenen  Namen  einge- 
kauften Wechsel  auf  den  Kommittenten  über- 
trägt, einen  Vorbehalt  hinzufügte,  durch  den 
die  regelmässige  Regresspflicht  der  Vor- 
männer unterbrochen  würde,  da  infolgedessen 
der  Kredit  und  die  Negotiabilitüt  des  Pa- 
piere« eine  erhebliche  Minderung  erlitte. 

S 395  lautet  ganz  allgemein  und  ist  daher 
nicht  bloss  auf  den  Fall  zu  beziehen,  dass 
der  Einkauf  eines  Wechsels  speeioll  den 
Gegenstand  der  Kommission  bildet,  sondern 
auf  jeden  Erwerb  eines  Wechsels  für  Rech- 
nung des  Kommittenten.  Er  hat  aber  keine 
allzugrosse  praktische  Bedeutung,  da  das 
Gesetz  eine  Verpflichtung  des  Kom- 
missionärs zum  Indossieren  des  Wechsels 
nicht  ausspricht.  — 

c)  Die  Pflicht  zur  Rechenschafts- 
ablegung und  Herausgabe.  Der  Kom- 
missionär ist  verpflichtet,  über  seine  Ge- 
schäftsführung Rechenschaft  zu  geben  (§  384 
H.G.B.),  und  zwar  besteht  diese  Verpflich- ; Währung  und  Verkauf  rücksichtlich  dos  ihm 


missionärs,  also  die  Leistung  dessen,  was 
der  Kommittent  ans  dem  Geschäfte  zu  for- 
dern hat,  zu  realisieren  ($  38-1  H.G.B.). 
Alles,  was  der  Kommissionär  auf  Grund  der 
Ausführung  der  Kommission  durch  die  Füh- 
rung des  Geschäftes  des  Kommittenten  er- 
halten hat  (Waren,  Geld  etc.),  ist  er  ver- 
pflichtet dem  Kommittenten  herauszugeben 
und  ebenso  diesem  die  Forderungen  abzu- 
treten, welche  er  gegen  den  Dritten  durch 
die  Ausführung  der  Kommission  erworben 
hat,  Forderungen,  welche  ja  im  Verhältnis 
zwischen  dem  Kommittenten  und  Kom- 
missionär als  Forderungen  des  Kommittenten 
gelten  (§  392  H.G.B.)  Der  Kommittent  hat 
auch  dann  das  Recht,  die  Abtretung  der 
Rechte  des  Kommissionärs  gegen  den  dritten 
Kontrahenten  zu  verlangen,  wenn  er  bei 
einer  Einkaufskommission,  die  für  ihn  und 
den  Kommissionär  als  Handelsgeschäft  er- 
scheint, die  ihm  gleich  einem  Käufer  (Sj§  377 
bis  379  H.G.B.)  obliegende  Pflicht  zur  un- 
verzüglichen Untersuchung.  Rüge,  Aufbc- 
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vom  Einkaufskonimissionär  /»gesendeten 
Gutes  nicht  beobachtet  hat  (§  391  H.G.B.). 

Hat  der  Kommissionär  eine  Kommission 
zum  Einkäufe  von  vertretbaren  Wert- 
papieren (Aktien,  Kuxen,  Interimsscheinen, 
Talons,  Schuldverschreibungen  auf  Inhaber 
oder  an  Ordre  u.  s.  w.)  ausgeführt,  so  ist 
er  nach  dem  Bankdepotgesetz  vom  5.  Juli 
1896  verpflichtet,  dem  Kommittenten  binnen 
drei  Tagen  einVerzeichnisderStücke 
mit  Angabe  der  Gattung  des  Nennwertes,  der 
Nummern  oder  sonstiger  Unterscheidungs- 
merkmale zu  übersenden  (§  3).  Die  Frist 
beginnt  bei  Nennung  des  dritten  Verkäufers 
in  der  Ausführungsanzeige  mit  dem  Erwerbe 
der  Stücke,  anderenfalls  mit  dem  Ablaufe 
des  Zeitraumes,  innerhalb  dessen  der  Kom- 
missionär nach  der  Erstattung  der  Aus- 
führungsanzeige die  Stücke  bei  ordnnngs- 
mässigom  Geschäftsgänge  ohne  schuldhafte 
Verzögerung  beziehen  konnte.  Handelt  er 
dieser  Vorschrift  vorsätzlich  zuwider,  so 
wird  er,  wenn  er  seine  Zahlungen  einge- 
stellt hat  oder  iu  Konkurs  geraten  ist  und 
dadurch  das  Recht  des  Kommittenten  auf 
Aussonderung  der  von  dem  Kommissionär 
für  ihn  eingekauften  Wertpapiere  beein- 
trächtigt hat,  mit  Gefängnis  bis  zu  drei 
Jahren  bestraft  (§  10  Bankdepotgesetz). 

Die  Uoberscndung  des  Stücke  Verzeich- 
nisses kann  nur  in  drei  Fällen  unterbleiben. 
1)  wenn  der  Kommittent  auf  diese  Ueber- 
sendung  Verzicht  geleistet  hat,  was  aus- 
drücklich und  schriftlich  und  für 
jede  einzelne  Kommission  geschehen 
muss,  es  wäre  denn,  dass  der  Kommittent 
gewerbsmässig  Bank-  oder  Geldwechsler- 
geschäfte  betreibt,  in  welchem  Falle  er 
generell,  mündlich  und  stillschweigend  ver- 
zichten kann.  2)  wenn  die  eingekauften 
Stücke  soll  »st  an  den  Kommittenten  aus- 
geliefert,  3)  wenn  die  eingekaufteu  Stücke 
im  Aufträge  des  Kommittenten 
wieder  veräussert  worden  sind  (§  3 
Al.  2 Bankdepotges.). 

Mit  der  Absendung  des  Stücke  Verzeich- 
nisses geht  das  Eigentum  an  den  darin  ver- 
zeichneten  Wertpapieren  spätestens  auf 
den  Kommittenten  über  ($7  Bankdepot- 
ges.). Der  Kommissionär  hat  rücksichtlich 
der  in  seinem  Gewahrsam  befindlichen,  in 
das  Eigentum  des  Kommittenten  iiberge- 
pangeneu  Wertpapiere  als  Verwahrer  die 
Pflicht  zur  gesonderten  Aufbewahrung 
unter  äusserlich  erkennbarer  Bezeichnung 
des  Kommittenten  und  zur  Eintragung  der 
3tiicke  nach  Gattung,  Nennwert.  Nummern 
oder  sonstigen  Unterscheidungsmerkmalen  (§  1 
Bankdepotges.). 

Ist  der  Kommissionär  mit  Erfüllung  der 
•hm  obliegenden  Verpflichtung  der  Ueber- 
wndung  des  Stücke  Verzeichnisses  (§  3 Bank- 
depotges.)  im  Verzüge,  so  hat  ihn  der  Kom- 


mittent zur  Nachholung  des  Versäumten 
aufzufordern  und  kann,  wenn  es  der  Kom- 
missionär nicht  binnen  drei  Tagen  gelhan 
hat,  das  Geschäft  als  nicht  für  seine  Rech- 
nunggeschlossen zu  rück  weisen  und  Schaden- 
ersatz wegen  Nichterfüllung  beanspruchen, 
vorausgesetzt,  dass  er  dieses  dem  Kom- 
missionär binnen  drei  Tagen  nach  dem  Ab- 
laufe der  Nacliholungsfrist  erklärt  hat  (§  4 
Bankdepotges.). 

Der  Kommittent  hat  das  Recht,  zu  ver- 
langen, dass  ihm  alle  Vorteile  zu  gute 
kommen,  welche  aus  dem  aufgetragenen 
Geschäfte  als  der  causa  lucri  resultieren  und 
deren  Vorenthaltung  von  seiten  des  Kom- 
missionärs dem  Kommittenten  zum  Nach- 
teile gereichen  würde,  selbst  dann, 
wenn  der  Korn  missionär  günstigere 
Bedingungen  erzielt  hätte,  als  der 
Kommittent  selbst  gestellt  hat:  auch 
wenn  es  sich  um  solche  Vorteile  handelt, 
welche  der  Kommittent  gar  nicht  voraus- 
gesehen  hat  (§  387  H.G.B.),  insbesondere  in 
dem  Falle,  wenn  der  Kommissionär  einen 
günstigeren  Preis  als  das  vom  Kommittcntcu 
bestimmte  Limite  erzielt  hätte. 

B)  Rechte  des  Kommissionärs,  a)  Das 
Recht  auf  Erstattung  des  gemachten 
Aufwandes  und  auf  Provision.  Der 
Kommissionär  hat  das  Recht,  von  dem 
Kommittenten  zu  verlangen,  dass  dieser  das 
für  seine  Rechnung  nicht  vertragswidrig 
ausgeführte  Geschäft  als  sein  Geschäft  an- 
erkenne und  ihm  die  Mittel  zur  Erfüllung 
der  übernommenen  Verbindlichkeit  bereit- 
steile  resp.  dasjenige  ersetze,  was  er  zur 
selbständigen  Vornahme  der  Erfüllung  als 
ordentlicher  Kaufmann  aufgewendet  hat,  z.  B. 
bei  der  Einkaufskoinmission  die  gekaufte 
Kommissionsware  übernehme  und  bezahle, 
bei  der  Verkaufskommission  die  Kommis- 
sionsware, deren  Verkauf  der  Kommissionär 
zu  besorgen  hatte,  liefere  etc.  Der  Kom- 
missionär hat  das  Recht,  vom  Kommittenten 
den  Ersatz  jener  Aufwendungen  zu  ver- 
langen, die  er  zum  Vollzüge  des  Geschäftes 
den  Umständen  nach  für  erforderlich  halten 
durfte  (§  670, 675  D.  B.G.B.,  $ 396  Al.  2 H.G.B.). 
Hierher  gehört  auch  nach  dem  Gesetze 
(§  396  H.G.B.)  die  Vergütung  für  die  Be- 
nutzung der  Lagerräume  und  der  Beförde- 
rungsmittel des  Kommissionärs:  er  kann  aber 
auch  eine  Vergütung  für  die  Arbeit  seiner 
Leute  verlangen,  selbstverständlich  mit  der 
Einschränkung,  dass  diejenige  Arbeit  seiner 
Leute,  welche  ihrer  Natur  nach  auf  das- 
jenige gerichtet  ist,  was  infolge  der  Kom- 
mission zu  der  Sphäre  der  kaufmännischen 
Thätigkeit  des  Kommissionärs  selbst  gehört, 
nicht  besonders  vergütet  zu  werden  braucht. 
Der  Kommissionär  hat.  selbstverständlich  An- 
spruch auf  Ersatz  seiner  Vorschüsse  auf  das 
Kommissionsgut,  der  von  ihm  gezahlten 
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Fracht,  der  Zölle,  Ablade-,  Abwäge-,  Er-  träges  festzustellen,  was  unter  Ausführung 
haltungs-  und  Reparaturkoaten  etc.  Von  des  Geschäftes  zu  verstehen  sei.  Ist  boi- 
seinen Aufwendungen  darf  er  auch  vom  spielsweisc  die  ganze  Abwickelung  des  kom- 
Tage  der  Verwendung  an  5°  o Zinsen  in  mittierten  Geschäftes  dem  Kommissionär 
Ansatz  bringen  (5j§  3:j4.  352  H.G.B.).  übertragen,  so  gehört  nicht  bloss  der  Ab- 

Der  Kommissionär  ist  in  Ermangelung  Schluss  des  Geschäftes,  sondern  auch  dessen 
einer  anderweitigen  Verabredung  nicht  ver- 1 Erfüllung  zur  Ausführung:  anders,  wenn 
pflichtet,  für  den  Kommittenten  in  Vorschuss  sich  der  Auftrag  bloss  auf  «len  Abschluss 
zu  gehen,  er  hat  vielmehr  d;»s  Recht,  von  l mit  dem  dritten  Kontrahenten  beschränkt, 
dem  Kommittenten  für  die  zur  Ausführung  1 Ist  d<is  Geschäft  aus  was  immer  für  einem 
der  Kommission  erforderlichen  Aufwendungen  Grunde  nicht  zur  Ausführung  gekommen  — 
Vorschussleistung  zu  verlangen  (§§  069,  so.  wenn  der  dritte  Kontrahent  mala  fide  oder 
075  D.  B.G.B.).  Hat  sich  alter  der  Kom-  aus  Laune  oder  aus  sonstigen  Gründen  den 
missionär  zur  laustung  eines  Vorschusses  Vertrag  nicht  ausführen  will  oder  nicht  ans- 
verpflichtet. ohne  vorher  wegen  des  zu  1 führen  kann  — , dann  hat  der  Kommissionär 
leistenden  Vorschusses  Deckung  zu  ver-  kein  Recht  auf  die  Provision,  wie  gross  auch 
langen,  so  ist  er  nicht  berechtigt,  nachträg-  immer  seine  Mühewaltung  zur  Herbeiführung 
lieh  eine  solche  zu  fordern  — es  wäre  denn,  des  Abschlusses  gewesen  sein  mag. 
dass  die  Vermögensverhältnisse  dt^s  Kom-  Doch  darf  die  Ausführung  des  von  dem 
mittenten  sich  derart  verschlechterten,  dass  Kommissionär  für  Rechnung  des  k'ommit- 
nach  richterlichem  Ermessen  für  den  Kom-  teilten  abgeschlossenen  Geschäftes  nicht  bloss 
missionär  die  Gefahr  droht,  zu  definitiven  , aus  einem  Grunde  unterblieben  sein,  der  in 
Aufwendungen  aus  eigenem  Vermögen  Dritten  ! der  Person  des  Kommittenten  ge- 
gegenüber  genötigt  zu  werden.  Den  Ersatz  legen  ist  396  H.G.B.):  denn  es  ist  alier- 
der  von  ihm  geleisteten  Vorschüsse  kann  dings  ein  Gebot  von  Treu  und  Glauben,  dass 
der  Kommissionär  mangels  besonderer  Vor-  der  Leichtsinn  eines  Kommissionärs,  der  auf 
abrednng  in  der  Regel  sofort  nach  der  unsicherem  Boden  zu  arbeiten  Neigung  ver- 
Rechenschaftslegung  fordern;  nur  bei  der 'spürt,  dem  Kommittenten  nicht  schade; 
Verkaufskommission  muss  im  Zweifel  als  wenn  alter  die  Vereitelung  des  Geschäftes 
Absicht  der  Kontrahenten  angesehen  werden,  .auf  eine  Pflichtverletzung  des  Kommittenten 
dass  der  vom  Kommissionär  geleistete  Vor-  selbst  zurückzuführen  ist,  so  ist  es  recht 
schliss  aus  dem  Verkaufserlöse  des  Kom-  und  billig,  dass  der  Kommittent  zum 
raissionsgutes  gedeckt  und  daher  bis  zum  Schadenersatz,  also  auch  zur  Leistung  der 
Eintritte  dieses  Momentes  von  dem  Kom-  Provision  verpflichtet  sei. 
missionär  dem  Kommittenten  kreditiert  Von  der  Regel,  dass  für  Geschäfte,  welche 
werden  solle.  nicht  zur  Ausführung  gekommen  sind,  eine 

Der  Kommissionär  hat.  wenn  nichts  Provision  nicht  gefordert  werden  könne,  er- 
anderes  vereinbart  ist,  eiu  Recht  auf  die  ge-  kennt  das  Gesetz  (§  396  HALB.)  in  l'ebor- 
wölmliehc  Provision  : sie  ist  der  Lohn  für  einstimmung  mit  dem  an  vielen  Plätzen 
seine  kaufmännische  und  juristische  Arbeit,  herrschenden  Handclsgebrauehe  zu  Gunsten 
für  die  Sorge  und  Mühewaltung,  die  er  dem  des  Kommissionärs  auch  dann  eine  Aus- 
Dienste  des  Kommittenten  widmet,  und  für  nähme  an,  wenn  eine  A uslieferungs- 
die  Verantwortlichkeit,  die  er  übernimmt.  Provision  ortsgebräuchlich  ist,  was  be- 
Kann  der  Kommissionär  die  entgegen-  sonders  bei  der  V erkan f skom  in  ission 
gesetzten  Aufträge  zweier  verschiedener  gilt,  wenn  nämlich  der  Kommissionär  Waren, 
Kommittenten  zum  Abschlüsse  eines  und  welche  bei  ihm  konsumiert  waren  und  mit 
desselben  Geschäftes  miteinander  kombi-  deren  Verkauf  er  beauftragt,  war,  vor  aus- 
nieren.  so  hat  er  doch  das  Recht,  von  beiden  geführtem  Verkaufe  zurückgeben  muss,  ln 
Teilen  die  Provision  zu  fordern;  denn  er  der  Auslieferungsprovision  ist  also  nicht  eine 
ist  jedem  der  beiden  Kommittenten  gegen-  Entlohnung  wegen  eines  bewirkten  Vcr- 
über  zu  den  oben  dargelegteu  Leistungen  kanfes  gelegen,  sondern  eine  Entschädigung 
verpflichtet.  wegen  der  auf  den  Empfang  und  auf  die 

Das  Recht  auf  die  gesetzliche  oder  eine  Aufbewahrung  der  konsumierten  Objekte  auf- 
ausltedungene  Provision  ist  «lern  Komm issio-  gewendeten  Sorgfalt  und  zugleich  wegen  des 
när  erst  dann  erworben,  wenn  das  Geschäft  in  der  Regel  versuchten  Verkaufes, 
zur  Ausführung«,  gekommen  ist  (§  396  Das  dem  Kommissionär  ipso  jure  zu- 
H.G.B.).  Ausführung  und  Erfüllung  sind  stehende  Recht  auf  Provision  kann  durch 
im  Sinne  des  Gesetzes  keineswegs  Begriffe,  besondere,  ausdrückliche  oder  stillschwei- 
welehesich  stets  gegenseitig  decken ; vielmehr  1 gende  l'ebereinkunft  der  Parteien  überhaupt 
bedeutet  der  an  und  für  sich  schwankende  beseitigt,  um  so  mehr  bloss  modifiziert 
Ausdruck  «Ausführung«  zuweilen  weniger ! werden.  Ist  filier  ihre  Höhe  keine  Verein- 
als  Erfüllung;  es  ist  in  jedem  einzelnen  ' karung  getroffen,  so  kann  die  Provision 
Falb*  mit  Rücksicht  auf  den  Inhalt  des  Auf- 1 »nach  den  an  dem  < )rte  gewöhnlichen  Sätzen« 
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gefordert  werden  (§  3ö4  H.G.B.),  worunter 
der  < )rt,  wo  «las  anfgetragene  Geschäft  aus- 
gefflhrt  wird,  zu  verstehen  ist.  In  Er- 
mangelung eines  Ortsgebrauches  entscheidet 
das  richterliche  Ermessen.  — Die  Provision 
wird  gewöhnlich  nach  Prozenten  vom  Wert- 
betrage — und  zwar  nach  der  allgemeinen 
Praxis  vom  Bruttowert betrage  — des  aus- 
geführten Geschäftes  bemessen.  Das  Recht 
auf  Provision  ist  verwirkt,  wenn  der  Kom- 
missionär, der  eine  Kommission  zum  Um- 
tausch von  vertretbaren  Wertpapieren  oder 
zur  Geltendmachung  eines  Bezugsrechtes  auf 
solche  Wertpapiere  ausgeführt  hat,  nicht 
binnen  zwei  Wochen  nach  dem  Empfange 
«ler  neuen  Stücke  dem  Kommittenten  ein 
Verzeichnis  «ler  ihm  in  der  Zwischenzeit 
nicht  ausgehändigten  Stücke  mit  Angabe  der 
Gattung,  des  Nennwertes,  der  Nummern 
oder  sonstiger  Unterscheidungsmerkmale 
übersendet  hat  (§jj  5,  6 Bankdepotges.). 

b)  Das  Pfand-,  Retentions-  und 
Kompensationsrecht  des  Kommissio- 
närs. Das  deutsche  Handelsgesetzbuch 
liat  den  bestehenden  Ilandelsgebrauch,  wo- 
nach das  in  der  Verfügungsgewalt  des  Kom- 
missionärs stehende  Kommissionsgut  zu  seiner 
Deckung  «liente,  in  § 397  H.G.B.  sanktioniert 
und  das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Kom- 
missionärs sorgfältig  geregelt.  Das  Pfand- 
recht ist  anerkannt,  »wogen  der  auf  das  Gut 
verwendeten  Kosten»,  d.  h.  wegen  alles 
dessen,  was  in  Erfüllung  dos  Auftrages  auf 
«las  Kommissionsgut  aufgewendet  werden 
durfte  und  wodurch  der  Wert  desselben  er- 
höht  worden  ist,  «also  für  Zahlung  von 
Frachten  oder  Zöllen,  für  Magazi nage,  Entre- 
pöt,  Reinigung,  Herstellung  des  Glanzes  oder 
Bearbeitung  der  Kommissionswaren,  um  sie 
für  den  Handel  geeignet  zu  machen  etc., 
ferner  »wegen  «ler  Provision,  wegen  der  auf 
«las  Gut  gegebnen  Vorschüsse  und  Dar- 
lehen, wegen  der  mit  Rücksicht  auf  das  Gut 
gezeichneten  Wechsel  oder  in  anderer  Weise 
eiugcgangenen  Verbindlichkeiten«,  «also  wegen 
«ler  von  dem  Kommissionär  für  Rechnung 
«los  Kommittenten  mit  Beziehung  auf  «l.as 
Gut  gegebenen  Geldsummen  oder  wegen  «ler 
Verpflichtungen,  welche  er.  sei  es  gegen- 
über dem  Kommittenten  oder  für  diesen 
gegenüber  Dritten,  dadurch  z.  B.,  dass  der 
Kommittent  einen  Wechsel  gezogen  und  der 
Kommissionär  denselben  acceptiert,  oder 
sonst  übernommen  hat.  Allen  diesen  Forde- 
rungen ist  gemeinsam,  «lass  die  ihnen  zu 
Grunde  liegenden  Aufwendungen  eine  Be- 
ziehung auf  «las  K o m m i s s i o n s g u t haben ; 
es  stellt  alter  ausserdem  dem  Kommissionär 
«las  Pfandrecht  auch  »wegen  aller  Folge- 
rungen aus  laufender  Rechnung  in  Kom- 
missionsgeschäften»  zu.  Auch  diese  letztere 
Bestimmung,  welcher  die  Auffassung  zu 
Grunde  liegt,  dass  eine  gewisse  Konnexität 


der  Forderung  mit  allem  Kommissionsgute 
durch  den  Kontokorrent  vertrag  geschaffen 
sei.  entspricht  dem  im  Kommissionshandel 
herrschenden  Handelsgebrauche.  Das  Pfand- 
recht gilt  für  alle  im  Kontokorrentverkehre 
entstandenen  Forderungen  des  Kommissionärs 
als  solchen  gegen  den  Kommittenten,  wenn 
sie  auch  nicht  das  Kommissiousgut  selbst 
betreffen,  an  welchem  das  Pfandrecht  aus- 
geübt wird : jedoch  ist  nach  richtiger  An- 
sicht Voraussetzung,  dass  zwischen  dem 
Kommittenten  und  Kommissionär  ein  eigent- 
licher Kontokorrent  verkehr  mit  der  Verab- 
redung gegenseitiger  Kreditgewährung  und 
nicht  bloss  ein  Reehnungsverhültuis  in  der 
Form  des  Kontokorrentes  Itosleht. 

Das  Pfandrecht  besteht  an  dem  Kom- 
missionsgute, «1.  h.  an  allem,  was  der  Kom- 
missionär als  solcher  auf  Grund  der  ange- 
nommenen oder  bloss  offerierten  Kommission 
und  in  Ausführung  derselWn  für  «len  Kom- 
mittenten in  seine  Verfügungsgewalt  erlangt, 
und  erlischt  mit  der  letzteren. 

Detention  und  zwar  auch  die  mittelbare 
(insbes.  durch  Konnossement,  Ladeschein 
oder  Lagerschein)  genügt;  juristischer  Besitz 
ist  nicht  erforderlich.  Es  besteht  mit  voller 
Wirkung  auch  im  Konkurse  und  gegenüber 
älteren  Pfandgläubigern  «los  Kommittenten. 

Ausserdem  besitzt  der  Kommissionär  auch 
das  allgemeine  kaufmännische  Retentions- 
recht im  Sinne  «ler  Jjtj  309 — 372  H.G.B.  so- 
wie ein  auch  im  Konkurse  wirksames,  vor- 
zugsweises Befriodigungsrecht  aus  den  durch 
das  Kommissionsgeschäft  begründeten  und 
noch  aussteheuden  Forderungen  (§  399  Abs.  2 
H.G.B.),  die  ja  im  inneren  Verhältnisse 
zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kom- 
missionär als  Forderungen  des  ersteren 
gelten  ( K o tu  p e n s a t i o u s re  e h t). 

Die  Formen  des  haixh'lsrechtlichen  Pfand- 
verkaufes (S  368  1I.G.B.)  sind  vom  Kom- 
missionär auch  daun  zu  beobachten,  wenn 
er  Eigentümer  der  eingekaufteu  Ware  ge- 
worden  ist  (§  39s  H.G.B.). 

c)  Das  Selbstkontrahierungsrecht 
des  Kommissionärs  bei  der  Einkaufs- 
und Verkaufskommission.  Wichtige  Op- 
I>ortunitütsgründe,  «larunter  nebst  der 
Rücksicht  auf  einen  verbreiteten  Ilandels- 
gebrauch ein  intensives  Bedürfnis  des  Ver- 
kehrs. waren  es,  «lie  das  Handelsgesetzbuch 
veranlassten,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
dem  Kommissionär  zu  gestatten,  dass  «u-  in 
das  aufgetragene  Geschäft  für  seine 
eigene  Rechnung  als  Gegenkontrahent 
ein  trete,  wiewohl  darin  eine  wesentliche  Ab- 
weichung von  dein  «li«'  Rechtsstellung  des 
Kommissionärs  als  eminent««  Vertrauensstel- 
lung kennzeichnenden  leitenden  Gedanken 
enthalten  ist.  Denn  unvermeidlich  ist  es 
wohl,  «lass  der  Kommissionär  in  Bezug  auf 
das  Geschäft,  in  welches  er  als  Selbst- 
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kontrahent  eintritt,  öfters  in  eine  I«ige  ge-  ] 
rate,  in  der  seine  eigenen  Interessen  denen 
des  Kommittenten  geradezu  widerstreiten. 
Daher  hat  das  Handelsgesetzbuch  dieses 
Recht  des  Kommissionärs  nur  als  Aus-' 
n a h m e von  der  Regel  unter  gewissen  Be- 
schränkungen anerkannt,  welche  geeignet 
erscheinen,  in  der  durch  den  Selbsteintritt 
des  Kommissionärs  hervorgerufenen  Situation 
das  Interesse  des  Kommittenten  genügend 
zu  wahren. 

Die  Voraussetzungen  des  Selbstkontra- 
hierungsrechtes  (§  400  H.G.B.)  sind  folgende: 
1)  Der  Kommittent  darf  weder  ausdrücklich 
noch  stillschweigend  »ein  anderes  bestimmt 
haben«.  2)  Der  Selbsteintritt  ist  nur  bei 
Kommissionen  »zum  Einkauf  oder  Verkauf 
von  Waren,  welche  einen  Börsen-  «Hier 
Marktpreis  haben,  sowie  von  Wertpapieren, 
bei  denen  ein  Börsen-  oder  Marktpreis  a m t - 
lieh  fcstgcstellt  wird.«  gestattet,  so  dass 
der  Börsen-  oder  Marktpreis  stets  die 
Schranke  bildet,  welche  der  Kommissionär 
in  keinem  Falle  zum  Nachteil  des  Kommit- 
tenten überschreiten  darf.  Hat  der  Gegen- ! 
stand,  dessen  Einkauf  oder  Verkauf  aufge- 
tragen ist,  keinen  Börsen-  oder  Marktpreis, 
so  steht  dem  Kommissionär  das  Recht  zur 
Selbstkontrahierung  in  keinem  Falle  zu, 
selbst  dann  nicht,  wenn  vom  Kommittenten  • 
ein  Limitopreis  gesetzt  ist. 

Andere  Beschränkungen  des  Eintritts- 
rechtes erkeunt  das  Gesetz  nicht  an.  So 
kann  auch  der  del  credere  stehende  Kom- 1 
missionär  als  Selbstkontrahent  eintreton,  und 
insbesondere  der  Einkaufskonmiissinnär  ist 
auch  dann  nicht  verhindert,  als  Selbstliefe- 
rant zu  kontrahieren,  wenn  er  die  markt- 
oder  börsengängigen  Waren,  deren  Einkauf 
ihm  aufgetragen  ist,  zur  Zeit  des  Eintrittes 
selbst  noch  nicht  besitzt,  so  dass  er  sie  erst 
von  einem  Dritten  erwerben  muss,  doch 
darf  der  Kommissionär,  der  vor  der  Ab- 1 
Sendung  der  Ausführungsanzeige  (£  384 
H.G.B.)  aus  Anlass  der  Kommission  an 
der  Börse  oder  am  Markt  ein  Geschäft 
mit  einem  Dritten  abgeschlossen  hat,  dem 
Kommittenten  keinen  ungünstigeren  als 
den  hierbei  vereinbarten  Preis  berechnen 
(§  401  Al.  2,  402  H.G.B.). 

Selbstverständlich  ist  in  allen  diesen 
Fällen  die  freie  Bewegung  des  Kommissio- 
näre durch  seine  Pflicht  begrenzt,  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zum 
Vorteile  des  Kommittenten  zu  handeln  und 
dessen  Interessen  nach  besten  Kräften  zu 
wahren  (§  401  H.G.B.).  Lassen  dieselben 
die  Ausführung  der  Kommission  durch  Ab- 
schluss mit  einem  Dritten  angemessen  er- 1 
scheinen,  so  würde  den  Kommissionär  der 
Selbsteintritt  ersatzpflichtig  machen.  War 
aber  der  Kommissionär  hei  der  Wahl  des 
Selbsteintrittes  durch  die  Sorgfalt  eines 


ordentlichen  Kaufmannes  geleitet,  so  kaun 
ihm  ein  für  den  Kommittenten  minder  vor- 
teilhafter Erfolg  nicht  zur  I*ist  gelegt 
werden;  in  keinem  Falle  kann  ersieh  durch 
Abschluss  mit  einem  Dritten  verantwortlich 
machen,  weil  der  Selbsteintritt  lediglich  als 
ein  Recht,  niemals  als  eine  Pflicht  des 
Kommissionäre  anzusehen  ist. 

Macht  der  Kommissionär  von  diesem 
Rechte  Gebrauch,  so  kommt  er  durchaus 
nicht  bloss  als  Proprohändler  in  Betracht: 
er  behält  vielmehr  auch  nach  dem  Selbst- 
eintritte seine  rechtliche  Stelle  als  Kom- 
missionär, und  die  Kommission  bleibt  inner- 
halb des  juristischen  Rahmens  des  Kom- 
missionsgeschäftes. Daher  hat  auch  der 
selbstkontrahiorende  Kommissionär  die  Pflicht 
zur  gehörigen  Ausführung  des  aufgetragenen 
Geschäftes  und  zur  sofortigen  Anzeige  nach 
§ 384:  er  ist  verpflichtet,  sieh  sofort  in  der 
Anzeige  ausdrücklich  als  Selbst kontrahenten 
zu  bezeichnen;  unterlässt  er  in  der  Aus- 
führungsanzeige die  ausdrückliche  Bemer- 
kung, dass  er  selbst  eintreten  wolle,  so  gilt 
dies  als  Erklärung,  dass  er  das  Geschäft  mit 
einem  Dritten  für  Rechnung  des  Kommit- 
tenten abgeschlossen  habe  (§  405  Al.  I H.G.B.). 
und  da  in  einer  solchen  Ausführungsanzeige 
der  dritte  Kontrahent,  mit  dem  der  Kom- 
missionär das  Geschäft  abgeschlossen  hat. 
nicht  namhaft  gemacht  ist,  so  haftet  der 
Kommissionär  dem  Kommittenten  del  credere. 
also  für  die  Erfüllung  des  Geschäftes  durch 
den  dritten  Kontrahenten  (>$  384  Al.  3 
H.G.B.). 

Pm  Spekulationen  des  Kommissionärs  auf 
Kosten  des  Kommittenten  vorzubeugen,  ist 
jede  Vereinbarung  für  nichtig  erklärt, 
durch  die  dem  Kommissionär  die  Möglich- 
keit gegeben  worden  soll,  sicherst  später 
als  am  Tage  der  Ausführungsau- 
zeige darüber  zu  erklären,  ob  er  die  Kom- 
mission durch  Selbsteintritt  oder  durch  Ai>- 
schluss  mit  einem  dritten  Kontrahenten 
ausgeführt  habe  (§  405  Al.  2 H.G.B.). 

Der  sei bstei n getretene  Kommissionär  ge- 
nügt seiner  Pflicht  zur  Rechenschafts- 
legung, wenn  er  darthut,  dass  bei  dem 
berechneten  Preise  der  Börsen-  oder  Markt- 
preis zur  Zeit  der  Ausführung  der 
Kommission  eingehalten  worden  sei;  doch 
muss  er  den  Kommittenten  zugleich  in  den 
Stand  setzen,  seine  Angaben  zu  verifizieren. 
Als  zu  Gunsten  des  Kommittenten  ($  402 
H.G.B.)  absolut  massgol>cnde  Grundlage  für 
den  zu  liefernden  Rechnnngsnachwcis  rüek- 
siehtlich  des  Börsen- oder  Marktpreises  gilt  der 
Zeitpunkt  der  Abgabe  der  Anzeige  über 
die  Ausführung  des  Geschäftes  behufs 
Absendung  an  den  Kommittenten  (§  40<i 
Al.  2 H.G.B.). 

Ist  bei  einer  Kommission,  die  wäh- 
rend der  Börsen-  oder  Markt  zeit  auszu- 
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führen  war,  die  Ausführungsanzeige  erst 
nach  dem  Schlüsse  der  Börse  oder  des 
Marktes  zur  Absen  d u n g abgegeben,  so 
darf  unter  allen  Umständen  (§  402  H.fiJ.) 
der  berechnete  Preis  für  den  Kommittenten 
nicht  ungünstiger  sein  als  der  Preis, 
der  am  Schluss  der  Börse  oder  des 
Marktes  bestand  (§40<>  Al.  3 H.O.B.).  Hätte 
aber  der  Kommissionär  zu  einem  früheren, 
für  den  Kommittenten  günstigeren  Preise 
abschliessen  können , so  kommt  dieser 
günstigere  Preis  in  Betracht  (§  4Ul  Al.  1 
H.G.B.). 

Soll  die  Kommission  zu  einem  bestimmten 
Kurse  (erster  Kurs,  Mittelkurs,  letzter  Kurs) 
ausgeführt  werden,  so  ist  der  Kommissionär 
ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Ab- 
sendung der  Ausführungsanzeige  berechtigt 
und  zu  Gunsten  des  Kommittenten  absolut 
(§  402  H.Ü.B.)  verpflichtet,  diesen  Kurs  dem 
Kommittenten  in  Rechnung  zu  stellen  (S  400 
Al.  4 H.G.B.);  doch  muss  der  Kommissionär 
auch  in  diesem  Kalle  dem  Kommittenten  den 
günstigeren  Preis  berechnen,  zu  dem  er 
bei  Anwendung  pflichtmässiger  Sorgfalt  hätte 
abschliessen  können  (§  401  H.G.B.). 

Bei  Wertpapieren  und  Waren,  für  die 
der  Börsen-  und  Marktpreis  amtlich  fest- 
gestellt wird,  kann  der  Kommissionär  im 
Falle  des  Selbsteintritts  dem  Kommittenten 
in  keinem  Fall  einen  ungünstigeren 
Preis  in  Rechnung  stellen  als  den  amtlich 
festgestellten  (§  400  Al.  5 H.G.B.),  wohl 
aber  muss  er  unter  Umständen  einen 
günstigeren  Preis  berechnen  (§  401 
H.G.B.). 

Da  der  Kommissionär  trotz  des  Selbst- 
eintrittes Kommissionär  bleibt,  also  die  In- 
teressen des  Kommittenten  wahren  muss, 
so  ist  er  nach  § 401  H.G.B.  absolut  ver- 
pflichtet, dem  Kommittenten  den  günsti- 
geren Preis  zu  berechnen,  den  er  als  sorg- 
fältiger Kaufmann  l>ei  einem  anderen  Modus 
der  Ausführung  der  Kommission  hätte  er- 
zielen können. 

Der  selbstkontralderende  Kommissionär 
hat  als  Kommissionär  das  Recht  auf  die  ge- 
wöhnliche Provision  und  auf  die  bei  Kom- 
missionsgeschäften sonst  regelmässig  vor- 
kommenden Unkosten  (§  403  H.G.B.),  keines- 
falls jedoch  nach  richtiger  Ansicht  auf  die 
Delcredereprovision,  da  liier  die  Möglichkeit 
fehlt,  dem  Kommittenten  durch  Ueboruahme 
der  Gefahr  als  Bürge  eine  erhöhte  Sicher- 
heit zu  geben.  Dagegen  steht  dem  selbst- 
kontrahierenden Kommissionär  das  gesetz- 
liehe Pfandrecht  zu  (§  404  H.G.B.). 

Durch  die  Selbstübernahmo  des  aufge- 
tragenen  Geschäftes  wird  der  Kommissionär 
Käufer  oder  Verkäufer;  er  beliält  aber  zu- 
gleich die  Rechtsstellung  des  Kommissionärs, 
der  zufolge  er  im  eigenen  Kamen,  aber  für 
Rechnung  des  Kommittenten  als  Verkäufer 
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resp.  Käufer  abzuschliessen  verpflichtet  ist: 
er  ist  daher  so  zu  behandeln,  als  ob  er  in 
seiner  Person  die  dopjielto  Eigenschaft  eines 
Käufers  für  eigene  und  Verkäufers  für 
fremde  Rechnung  (bezw.  umgekehrt)  ver- 
einigte. Er  erwirbt  durch  seinen  Selbstein- 
tritt alle  Rechte  und  Pflichten,  die  sonst 
dein  dritten  Kontrahenten  in  dein  aufge- 
tragenen  Gescliäfte  zukommen,  aber  er  liat 
auch  fernerhin  die  — wenu  auch  schwer  zu 
erfüllende  und  vielleicht  selten  erfüllte  — 
rechtliche  Pflicht,  als  Kommissionär  das 
Interesse  des  Kommittenten  sieh  selbst 
gegenüber  in  seiner  Funktion  als  drittem 
Kontrahenten  wahrzunehmen.  — Die  gegen- 
teilige Ansicht,  welche  deu  Kommissions- 
auftrag durch  den  Selbsteintritt  des  Kom- 
missionärs in  einen  Proprekauf  zwischen 
ihm  und  dem  Kommittenten  übergehen  lässt, 
widerspricht  dem  Fundameutalsatze  des 
deutschen  Handelsrechtes,  dass  der  Kom- 
missionär das  aufgetragene  Geschäft  in 
eigene  m X a m e u abzuschliessen  habe,  in- 
dem sie  dem  Kommissionär  ermöglicht,  durch 
seinen  Selbsteiutritt  den  Kommittenten  selbst 
als  Käufer  oder  Verkäufer  in  das  aufge- 
tragene Geschäft  hineinzuzerren. 

Das  Selbstkontrahierungsrecht  des  Kom- 
missionärs erlischt,  sobald  der  Kommittent 
den  Auftrag  widerruft  oder  in  dem  Sinne 
modifiziert  dass  er  den  Abschluss  mit  einem 
dritten  Kontrahenten  imperativ  vorschreibt. 
Der  Widerruf  resp.  die  Modifikation  des 
Auftrages  muss  aber  bei  dem  Kommissionär 
früher  eingetroffen  sein,  als  derselbe  die 
Anzeige  von  der  Ausführung  des  Auftrages 
behufs  ihrer  Absendung  abgegeben  hat  (§  405 
Ai.  3 H.G.B.).  Durch  diese  Bestimmung  ist 
das  gewöhnlich  nach  aussen  hervor- 
tretendo  Kennzeichen  für  die  Selbstüber- 
nahme des  Geschäftes,  die  Absendung  der 
Anzeige,  zu  einem  Momente  vou  der  wesent- 
lichsten Bedeutung  gemacht  und  als  das 
einzige  Kriterium  für  die  Selbstkontrahierung 
erklärt,  als  der  Zeitpunkt,  von  dem  an  res 
nicht  mehr  integra,  der  Widerruf  also  aus- 
geschlossen ist. 

C.  Verhältnis  zum  dritten  Kontra- 
henten. Im  Verhältnisse  zum  dritten  Kon- 
trahenten kommt  der  Kommissionäi,  welcher 
ja  im  eigenen  Kamen  abschliesst,  allein  als 
Gläubiger  und  Schuldner  in  Betracht  und 
ist  ganz  wie  irgend  ein  anderer  Kaufinanu 
anzusehen,  der  für  eigene  Rechnung  gekauft 
oder  verkauft  oder  ein  sonstiges  Handels- 
geschäft abgeschlossen  hat.  Der  Kommis- 
sionär allein  hat  demnach  eine  Klage  gegen 
den  dritten  Kontrahenten ; gegen  ihn  allein 
kann  von  dem  Dritten  geklagt  werden,  selbst 
dann,  wenn  der  Kommissionär  beim  Vertrags- 
Schluss  sogar  insbesondere  darauf  hinge- 
wiesen,  dass  er  Kommissionär  sei,  also  für 
Rechnung  eines  anderen  handle,  oder  wenn 
Auflage.  V.  13 
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er  den  Namen  des  Kommittenten,  für  dessen 
Rechnung  das  Geschäft  abgeschlossen  wird, 
im  Verlaufe  seiner  Verhandlungen  mit  dem 
Dritten  als  K o m m i 1 1 e n t e n genannt  hat. 

Der  dritte  Kontrahent  hat  gegen  den 
Kommittenten,  welcher  mit  der  abgetretenen 
Klage  des  Kommissionärs  auft ritt,  alle  Ein- 
wendungen , die  er  gegen  den  letzteren 
geltend  machen  könnte;  andererseits  hat  er 
aber  auch  keine  direkte  Klage  gegen  den 
Kommittenten  und  besitzt  im  Konkurse  des 
Kommissionärs  bloss  den  Anspruch  auf  eine 
Dividende,  wie  jeder  andere  Gläubiger. 

Im  Verhältnisse  nach  innen  zwischen 
Kommittenten  und  Kommissionär  selbst  aber 
gilt  der  Kommittent  als  der  Forderungs- 
berechtigte (§  392  H.G.R);  stellt  daher  der 
Kommissionär  die  Klage  gegen  den  dritten 
Kontrahenten  an  auf  Ersatz  des  Interesses 
wegen  des  durch  die  Nichterfüllung  des 
mit  diesem  abgeschlossenen  Vertrages  er- 
wachsenen Schadens,  so  kommt,  abgesehen 
von  besonderen  Umständen,  der  vom  Korn-  j 
mittenten  erlittene  Schaden  in  Betracht,  da 
der  Kommittent  es  ist,  für  dessen  Rechnung 
und  in  dessen  Interesse  kraft  des  zwischen 
ihm  und  dem  Kommissionär  bestehenden  i 
Verhältnisses  der  Vertrag  abgeschlossen 
■wurde.  — Diese  Rechtsstellung  des  Kom- 1 
mittenten  tritt  insbesondere  im  Konkurse  des  j 
Kommissionärs  hervor.  Der  Kommittent  ist ' 
ipso  jure  berechtigt,  Forderungen,  welche ' 
aus  (lern  infolge  der  Kommission  mit  dem  ! 
dritten  Kontrahenten  abgeschlossenen  Ge- 
schäfte formell  für  den  Kommissionär  be- ; 
gründet  sind,  sowohl  gegenüber  diesem  als 
auch  gegenüber  anderen  Gläubigern  des) 
Kommissionärs  als  einen  in  Wahrheit  zu  j 
seinem  und  nur  scheinbar  zum  Vermögen : 
des  Kommissionärs  gehörigen  Bestandteil  zu 
seinem  ausschliesslichen  Vorteile  als  der 
eigentlich  Berechtigte  in  Anspruch  zu  nehmen 
und  sich  ans  denselben  mit  Bevorzugung  vor 
der  anderweitigen  Gläubigerwirtschaft  des 
Kommissionärs  zu  1k? friedigen : doch  darf  das 
rechtliche  Interesse  des  dritten  Kontrahenten 
durch  dieses  Separationsrecht  nicht  beein- 
trächtigt werden;  es  bleibeu  insbesondere 
alle  Einwendungen,  welche  ihm  als  Schuldner ' 
gegen  den  Kommissionär  zusteheu,  auch 
gegenüber  der  separierten  Forderung  des 
Kommittenten  wirksam.  Daher  kann  er  sich  ! 
denn  auch  gegenüber  dem  Kommissionär  als 
seinem  Gläubiger  durch  alle  gesetzlichen 
Tilgungsarten  so  lange  liberiereu,  als  nicht) 
der  Kommittent  sich  der  Erfüllung  an  den 
Kommissionär  durch  entsprechende  Sieher- 
heitsmassregeln , namentlich  Arrestlegung, 
Verbot,  wirksam  widersetzt. 

Durch  Eröffnung  des  Konkurses  über  das ) 
Vermögen  des  Kommissionärs  verwirkt  der) 
Kommittent  das  ausschliessliche  Recht,  die 
Forderung  gegen  den  dritten  Kontrahenten 


für  sich  zu  beanspruchen ; er  kann  die  Ueber- 
eignung  oder  Herausgabe  des  Kaufpreises 
fordern,  soweit  derselbe  nicht  vor  der  Kon- 
kurseröffnung zwischen  dem  Gemeinscluildner 
und  dem  Käufer  berichtigt  worden  ist. 

D.  Die  Delcrederohaftung  des  Kom- 
missionärs. Der  Kommissionär  luit  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zu 
verfahren.  Ist  dies  geschehen,  so  stellt  das 
dem  Aufträge  gemäss  abgeschlossene  Ge- 
schäft auf  Gefahr  des  Kommittenten : der 
Kommissionär  haftet  dafür,  dass  die  Forle- 
rungen, welche  er  für  Rechnung  des  Kom- 
mittenten gegen  den  dritten  Kontrahenten 
erworben , richtig,  nicht  aber,  dass  sie 
realisierbar  seien.  Im  Interesse  des  Kom- 
mittenten musste  es  gelegen  sein,  ein  Mittel 
zu  finden,  um  dieser  Gefahr  zu  entgehen, 
und  bei  dem  Kommissionär  selbst  eine 
Garantie  für  die  prompte  und  anstandslose 
Abwickelung  des  abgeschlossenen  Geschäftes 
zu  erlangen.  Dieser  Zweck  wird  durch  das 
stare  del  credere  erreicht. 

In  der  Regel  beruht  das  del  credere  auf 
einer  besonderen,  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend geschlossenen  Uebereinkunft, 
vermöge  welcher  der  Kommissionär  die  Ge- 
fahr des  Einganges  der  für  Rechnung  des 
Kommittenten  erworbenen  Forderungen  auf 
sich  nimmt  und  demselben  die  pünktliche 
Erfüllung  der  Verbindlichkeit  des  dritten 
Kontrahenten  verspricht;  in  Ermangelung 
einer  solchen  Vereinbarung  steht  der  Kom- 
missionär kraft  Rechtsnotwendigkeit  del 
credere,  wenn  dieses  am  Orte  seiner  Handels- 
niederlassung Handelsgebrauch  ist  (§  394, 
H.G.B.).  ferner  in  dem  Fall,  dass  er  dem 
Kommittenten  nicht  zugleich  mit  der  An- 
zeige von  der  Ausführung  der  Kommission 
den  Dritten  namhaft  macht,  mit  dem  er  das 
Geschäft  abgeschlossen  hat  (§  384  H.G.B.). 
Für  diese  Garantiepflicht  gebührt  ihm  in 
der  Kegel  eiue  besondere  Vergütung,  welche 
neben  und  unabhängig  von  der  Provision  zu 
leisten  ist,  Del  credere-  Pro  vision  <*ler 
bloss  Dclcredere  genannt  (§  394  Al.  2 
H.G.B.).  — Bei  der  Kommission  zum  Ein- 
kauf eines  Wechsels  kann  das  Del- 
credcre  auch  in  Form  eines  Indossa- 
mentes übernommen  werden  und  gebührt 
diesfalls  dem  Kommissionär  eine  Deleredere- 
provision ; doch  hat  nicht  jede  Indossierung 
eines  eingekauften  Wechsels  diese  Bedeutung. 

ln  der  Dclcredere  -Vereinbarung  liegt 
neben  dem  Kommissionsvertrage  und  ohne 
Umformung  seiner  juristischen  Natur  der 
Abschluss  eines  kaufmännischen  Bürg- 
sehafts  Vertrages,  kraft  dessen  der  Kom- 
missionär als  kaufmännischer  Bürge  für  die 
Erfüllung  der  vom  dritten  Kontrahenten  eiu- 
gegangeneu  Verbindlichkeiten  eiutritt,  rück- 
sichtlich welcher  ja  — im  Verhältnisse 
zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Koni- 
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missionär  — der  Kommittent  als  der  Forde- 
rungsberechtigte gilt.  Unrichtig  ist  die 
frühere,  namentlich  in  der  Handelswelt 
verbreitete  Anschauung,  dass  durch  das 
Delcrederestehen  des  Kommissionärs  jede 
Kommission  von  seihst  in  ein  Propregeschäft 
übergehe,  so  als  ob  z.  B.  der  aufgetragene, 
mit  dem  dritten  Kontrahenten  abgeschlossene 
Kaufvertrag  unmittelbar  zwischen  Kommit- 
tenten und  Kommissionär  geschlossen  worden 
wäre.  Vielmehr  verbleibt  der  Kommissionär 
in  der  rechtlichen  Stellung  eines  blossen 
Kommissionärs,  dessen  Pflichten  er  auch 
fernerhin  zu  erfüllen  hat,  und  vereinigt  nur 
damit  gleichzeitig  die  rechtliche  (Qualität 
eines  kaufmännischen  Bürgen.  Ebensowenig 
darf  das  Delcrederestehen  des  Kommissionärs 
mit  dem  Eintritte  desselben  als  Selbst- 
kontrahenten nach  § 400  H.G.B.  verwechselt 
werden. 

Was  die  Rechtswirkungen  des  stare  del 
eredere  betrifft,  so  bestimmt  das  Gesetz 
(§  594  Al.  2 H.G.B.),  »dass  der  Kommissionär 
dem  Kommittenten  für  die  Erfüllung  im 
Zeitpunkte  des  Verfalles  unmittelbar  insoweit 
verhaftet  ist.  als  die  Erfüllung  aus  dem 
Vertragsverhältnisse  gefordert  werden  kann.« 
Dem  Kommissionär  kommen  daher  gegen 
die  Forderung  des  Kommittenten  alle  jene 
Einwendungen  zu  statten,  welche  ihm  selbst 
gegenüber  aus  der  Hauptschuld  für  den 
dritten  Kontrahenten  erwachsen  sind,  nament- 
lich Einwendungen,  welche  auf  einem  Ver- 
schulden des  Kommittenten  beruhen,  — 
selbstverständlich  aber  nicht  solche,  welche 
seinem  eigenen  Verschulden  entspringen. 

Der  Kommittent  kann  überdies  auch  die 
Forderung  gegen  den  dritten  Kontrahenten 
gemäss  $ 392  H.G.B.  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  und  deren  Abtretung  erzwingen. 
Im  Kalle  des  Konkurses  des  Kommissionärs 
steht  es  daher  in  seiner  Wahl,  oh  er  in  An- 
sehung der  vom  dritten  Kontrahenten  ge- 
schuldeten Erfüllung  sein  Separationsrecht 
geltend  machen  oder  sich  bloss  an  die  Kon- 
kursmasse des  Kommissionärs  halten  will. 
Wenn  der  Kommissionär  nicht  del  eredere 
gestanden  ist,  so  kann  der  Kommittent  nur 
das  eine  oder  das  andere  thun. 

Ist  auch  der  dritte  Kontrahent  in  Kon- 
kurs geraten,  so  ist  der  Kommittent  berech- 
tigt, sowohl  bei  der  Konkursmasse  des 
Kommissionärs  auf  Grund  der  Bürgschaft 
als  Gläubiger  aufzutreten  als  auch  rück- 
sichtlich der  Konkursmasse  des  dritten  Kon- 
trahenten sein  Separationsrecht  (§  392  H.G.B.) 
geltend  zu  machen. 

Wenn  der  Kommissionär  infolge  des 
übernommenen  Delcredere  anstatt  des  dritten 
Kontrahenten  erfüllt  bat,  so  tritt  er  diesem 
gegenüber  nicht  in  eine  andere  rechtliche 
Stellung;  er  hat  gegen  ihn  lediglich  die 
Klagen  aus  dem  mit  ihm  abgeschlossenen 


I Geschäfte,  mit  welchen  er  allein  seinen 
Regress  nehmen  kann,  ganz  ohne  Rücksicht 
I auf  das,  was  er  dem  Kommittenten  als  kauf- 
1 männischer  Bürge  für  die  Erfüllung  zu 
leisten  verpflichtet  war. 

Litteratur:  Grünhut , 1 las  Recht  des  Kom- 
missionshandels, Wien  1879.  — Jacob i.  Das 
Recht  der  Rank-  und  Warenkommission,  Erlangen 
1891.  — />/»<».  Dir  Lehre  vom  Selbsteintritt  des 
Kommissionärs,  Stuttgart  1888.  — Paul  Abra- 
ham, Veber  den  Eintritt  des  Kommissionärs  als 
Selbstkontrahentcn,  Diss.,  Hamburg  188,}.  — G. 
Schaf»* , Das  Selbst*'  in  tri  ttsrcch  l <lrs  Kom- 
missionärs, LUss.,  Berlin  1887.  — Voigt,  Die 
Haftbarkeit  des  Einkaufskommissionärs,  188.}. 

Grünhut. 


Kommunalabgaben. 

(Abkürzungen:  K.A.  = Konnmumlab- 
gaben.  Pr.K.A.G.  = Prenssisches  Kommmtal- 
abgahengesetz  vom  14.  Juli  1895.  G.A.  = Ge- 
meindeabgaben.) 

Einleitung.  1 Die  A bgaben  der  Kom- 
niunalkürper  höherer  Ordnung.  1. 
Preussen.  2.  Uebrige  deutsche  Staaten.  II.  Die 
Abgaben  der  Ortsgemeinden  (Städte  und 
Landgemeinden).  A.  Preussen.  1.  Histuriscbe 
Entwickelung  der  Gesetzgebung  über  das  G.A.- 
Weseu  in  Preussen.  2.  Die  wichtigsten  Be- 
stimmungen des  Pr.K.A.G.  a)  Allgemeine  Be- 
stimmungen. b)  Gebühren  und  Beiträge,  c) 
Indirekte  Steuern,  d)  Direkte  Steuern,  e)  Natural- 
dienste. f)  Rechtsmittel,  g)  Aufsicht.  B.  Uebrige 
deutsche  Staaten.  1.  Bayern.  2.  Sachsen.  3. 
Württemberg.  4.  Baden.  5.  Hessen.  0.  Oester- 
reich, England  und  Frankreich. 

Einleitung.  Wie  der  Staat  zur  Bestrei- 
tung der  Ausgaben  für  staatliche  Zwecke 
zu  einem  mehr  oder  minder  erheblichen 
Teile  auf  die  Einziehung  von  Abgaben  an- 
gewiesen ist,  so  können  auch  die  kommu- 
nalen Verbände,  ans  denen  der  Staat  besteht, 
die  Provinzen,  Kreise,  Städte.  Landgemein- 
den  etc.  die  Erhebung  von  Abgaben  von  ihren 
Mitgliedern  nicht  entbehren,  um  die  Mittel  zur 
Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  öffentlich- 
rechtlichen  Aufgaben  zu  beschaffen.  Die  Be- 
fugnis zur  Erhebung  von  Abgaben  kann 
denselben  um  so  weniger  verschränkt  wer- 
den, als  ihnen  die  Staatsgesotzgobung  eine 
Reihe  von  Aufgaben,  welche  ihrer  Natur 
nach  als  staatliche  anzusehen  sind,  übertra- 
gen hat,  während  ihnen  die  hierfür  erfor- 
derlichen Mittel  teils  überhaupt  nicht,  teils 
nur  in  unzureichendem  Umfange  überwiesen 
worden  sind.  Andererseits  erscheint  es  im 
Interesse  sowohl  des  Staats  als  der  einzel- 
nen Mitglieder  jener  Verbände  unzulässig, 
das  Recht  «1er  Erhebung  von  Abgaben  den 
kommunalen  Korporationen  und  Verbänden 
unbeschränkt  zuzugestehen,  vielmehr  ist  es 
geboten,  dass  ihrer  Autonomie  durch  die 
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Staatsgesetzgebung  bestimmte  Schranken  ge- 
zogen, die  Können  für  die  Erhebung  von  \ 
K.A.  wenigstens  in  ihren  hauptsächlichsten 
Grundzügen  fesi^elegt  werden. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  ausgehend  j 
hat  sich  in  allen  deutschen  Staaten  und,  mit 
Ausnahme  von  England  und  Nordamerika, ! 
auch  fast  überall  im  Auslande  die  Gesetz-  j 
gebung  über  das  K.A. -Wesen  entwickelt; 
bei  wesentlich  gleichartigen  Grundzügen  ist  i 
jedoch  in  ihrer  thatsäclüichen  Gestaltung! 
eine  grosse  Mannigfaltigkeit  hervorgetreten. , 

I.  Die  Abgaben  der  Komnmnalkürper 
höherer  Ordnung. 

(Provinzial-,  Kreisabgaben  etc.)  ! 

Von  der  Gesamtheit  der  kommunalen 
Aufgaben  ist  weitaus  der  grösste  Teil  den 
Ortsgemeinden,  den  Städten  und  I^andge- 1 
meiuden  und  nur  ein  verhältnismässig  ge-  j 
ringer  den  weiteren  Kommunalverbänden  j 
(Provinzen,  Kreisen.  Bezirken,  Distrikten  etc.)  j 
übertragen  worden.  Die  letzteren  haben 
überdies  vielfach  die  Mittel  zur  Erfüllung  I 
dieser  Aufgaben  vom  Staate  als  Dotation 
erhalten,  während  dies  bei  den  eigentlichen  j 
Trägern  der  kommunalen  Lasten , den 
Städten  und  Landgemeinden,  nicht  der  Fall , 
ist.  Infolgedessen  ist  die  Höhe  der  K.A.  in  ! 
den  Kommunalkörpern  höherer  Ordnung] 
(Provinzen,  Kreisen  etc.)  im  Durchschnitt  er- 
heblich geringer  als  in  den  Städten  und 
Landgemeinden. 

1.  Prenssen.  In  Preussen  liegt  den  Pro-  j 
vinzen  namentlich  der  Chausseebau.  das! 
Landarmen-  und  Korrigendenwesen,  die  Für- 
sorge für  arme  Irrsinnige,  Taubstumme  und 
Blinde,  für  Landesmelioriationen  und  eine 
Reihe  sonstiger  mehr  nebensächlicher  Zwecke 
(Erhaltung  von  Kunstdenkmälern,  Landes- 
bibliotheken etc.)  ob.  Hierfür  sind  ihnen 
durch  die  Dotationsgesetze  vom  30.  April  1873 
und  8.  Juli  1875,  abgesehen  von  verschie- 
denen nicht  unerheblichen  Kapitalzuwen- 
dungen, Jahresrenten  in  Höhe  von  19000000 
Mark  für  den  Chausseebau  und  von 
13440000  Mark  für  sonstige  Zwecke  über- 
wiesen worden. 

Auch  die  Kreise  haben  in  Preussen, 
allerdings  nicht  dauernd,  jedoch  während 
einer  längeren  Reihe  von  Jahren  erhebliche 
Beiträgt*  zur  Erfüllung  der  ihnen  obliegenden 
kommunalen  Aufgaben  erhalten.  Abgesehen 
von  der  Zuwendung  verschiedener  Beträge, , 
welche  infolge  des  Erlasses  der  neuen  Kreis- 
ordnungen  seitens  des  Staats  erspart  worden 
sind,  wurde  durch  das  G.  v.  27.  Juli  1885,  die  j 
sogenannte  lex  Huene,  den  Kreisen  von! 
den  auf  Grund  des  Keichsgesetzes  vom  15. 
Juli  187!»  auf  Preussen  entfallenden  Summen  ! 
der  Anteil  an  den  Getreide-  und  Viehzöllen  | 
nach  Abzug  eines  Betrages  von  15  Millionen  : 


Mark  überwiesen.  Dieselben  haben  durch 
dieses  Gesetz  bis  zur  Durchführung  der 
Staatssteuerreform  vom  Jahre  1891  in  immer 
steigenden  Beträgen  Summen  erhalten, 
welche  zum  Teil  die  Höhe  ihrer  notwendi- 
gen Ausgaben  erheblich  überstiegen  und  zu 
mehr  oder  minder  unwirtschaftlichen  Luxus- 
aufwendungen Veranlassung  gegeben  haben. 
Gleichzeitig  mit  der  Staatssteuerreform  sind 
diese  Ueberweisungen.  welche  von  Anfang 
an  nur  einen  provisorischen  Charakter  hatten, 
in  Wegfall  gekommen,  und  es  ist  infolgedessen 
seit  dieser  Zeit  eine  wesentliche  Erhöhung 
der  Kreisabgabeu  eingetreten. 

Die  Provinzen  sind  ihrer  Natur  nach,  und 
wie  auch  die  Zusammensetzung  ihrer  Ver- 
tretungen ergiebt,  Verbände  von  K r e i - 
sen,  die  Kreise  Verbände  von  Städten, 
Landgemeinden  und  den  den  letz- 
teren rechtlich  gleichgestellten 
selb s tä n d i ge u Gutsbezirk e.  Die  Auf- 
bringung von  Provinzial-  und  Kreisabgaben 
wird  deshalb  logischerweise  in  der  Art  zu 
erfolgen  haben,  dass  die  Provinzialabgaben 
auf  die  Kreise,  die  Kreisabgalien  auf  die 
Städte,  Landgemeinden  und  Gutsbezirke  ver- 
teilt und  in  gleicher  Weise  wie  die  übrigen 
K.A.  als  Bestandteil  der  letzteren  aufgebracht 
werden.  Denn  das  Nebeneinanderbestehen 
verschiedener  K.A.,  welche  nach  verschiede- 
nen Massstäben  und  auf  verschiedene  Steuer- 
pflichtige verteilt  werden , muss  als  ein 
üebelstand  bezeichnet  werden,  dessen  Be- 
seitigung, sofern  sie  möglich  ist.  äusserst 
wünschenswert  erscheint.  Nun  liegt  aber 
nicht  nur  eine  solche  Möglichkeit  vor,  son- 
dern die  strikte  Durchführung  des 
K o n ti n ge n t i e r n n gs p r i n c i p s unter 
Wegfal  l der  I nd  i vid  ual  repartit  ion 
für  Kreis-  und  Provinzialsteueru 
kann  nur  als  zweckmässig  bezeichnet  wer- 
den. Für  die  Provinzialsteueru  findet  aller- 
dings diese  Kontingentierung  auf  die  einzel- 
nen Kreise  statt;  bei  den  Kreissteuern  be- 
steht dagegen  die  Individualrepartition  als 
gesetzliche  Regel,  aber  schon  vor  Erlass  des 
Pr.  K.A.G.  waren  die  Stadtgemeinden  und 
in  drei  Provinzen  die  Landgemeinden  befugt, 
die  auf  sie  fallenden  Beträge  mit  den  übri- 
gen Gemeindebedürfnissen  in  einer  Summe 
auszuschreiben  und  von  den  Gemeindesteuer- 
pflichtigen  einzuziehen.  Diese  Befugnis  ist 
durch  § 91  des  Pr.  K.A.G.  allen  Landge- 
meinden beigelegt  worden,  und  es  würde 
kein  Bedenken  bestanden  haben,  diese  Be- 
fugnis zu  einer  Verpflicht  u n g umzuge- 
stalten , es  bei  der  schon  bisher  erfolgten 
Berechnung  des  Kreisabgabensolls  für  die 
einzelnen  Land-  und  Stadtgemeinden  und 
Gutsbezirke  zu  belassen  und  dagegen  die 
besondere  Unterverteilung  für  die  einzelnen 
Pflichtigen  in  Wegfall  zu  bringen.  Die  In- 
dividualrepartitiou  war  seiner  Zeit  bei  Erlass 
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der  Kreis-  und  Provinzialordnungen  wesent- 
lich auch  nur  aus  dem  Grunde  einge führt 
worden,  weil  in  den  Landgemeinden  der 
Ost  provinzen  die  Voraussetzungen  zu  einer 
ord nun gsmässigen  Regelung  des  Gemeinde- 
steuerwesens  mangelten.  Nachdem  diesem 
Mangel  aber  durch  die  Ijandgemeindeord- 
nung-  vom  3.  Juli  1891  und  das  K.A.G.  Ab- 
hilfe geschafft  worden  ist,  stand  der  Durch- 
führung  des  Kontingentierungssystems  kein 
Hindernis  entgegen.  Allerdings  würde  die- 
selbe bei  den  Gutsbezirken  eine  Mehr- 
belastung der  Gutsbesitzer  zur  Folge  haben, 
indem  dieselben  nicht  mehr  in  der  Lage 
sein  -würden,  eine  Unterverteilung  auf  die 
Einwohner  des  Gutsbezirks  vorzunehmen, 
sondern  die  auf  letztere  fallenden  Bei- 
träge selbst  übernehmen  müssten.  Dies 
würde  aber  keineswegs  unbillig  sein,  da  den 
Gutsbesitzern  in  höherem  Masse  als  irgend 
einer  anderen  Klasse  von  Steuerpflichtigen 
die  Vorteile  aus  dem  Erlasse  der  Ertrags- 
steuern zufliessen,  und  da  sie  die  politischen 
Rechte  bei  der  Vertretung  und  \ erwaltung 
des  Kreises  als  Mitglieder  des  Wahlverban- 
des der  Grossgrundbesitzer,  event.  bei  klei- 
neren Gütern  als  Mitglieder  des  Wahlver- 
bandes der  l^andgemeinden  allein  wahrneh- 
men, während  andere  Einwohner  des  Guts- 
bezirks von  jeder  Beteiligung  ausgeschlossen 
sind.  Wenn  gegen  diese  Regeln  der  Ein- 
waml  erhoben  wird,  dass  dadurch  in  man- 
chen gemischten  Gutsbezirken  für  den  Guts- 
besitzer eine  unverhältnismässig  hohe  Be- 
lastung erwachsen  könne,  so  ist  darauf 
hinzuweisen,  dass  derselbe  sich  dieser  Be- 
lastung durch  den  Antrag  auf  Umwandlung 
des  Gutsbezirks  in  eiue  Landgemeinde  oder 
Vereinigung  mit  einer  solchen  zu  entziehen 
jederzeit  in  der  Iiage  ist. 

Eine  solche  Regelung  ist  jedoch  bei  der 
Vorlage  des  Entwurfs  ries  K.A.G.  von  der 
•Staatsregierung  nicht  vorgeselilagen  worden 
und  würde  auch  bei  den  in  ihrer  Mehrheit 
agrarisch  gesinnten  Häusern  des  Landtags 
Aussicht  auf  Annahme  nicht  gehabt  haben, 
üeberhaupt  beschränkt  sich  das  Pr.  K.A.G., 
welches  das  gesamte  Abgabenwesen  der  Ge- 
meinden in  kodifizierter  Form  vollständig 
regelt,  hinsichtlich  der  Provinzial-  und 
Kreisabgaben  auf  die  in  Teil  II  in  3 Para- 
graphen ohne  inneren  Zusammenhang  aufge- 
führten  Abänderungen  weniger  Vorschriften 
der  verschiedenen  Provinzial-  und  Kreisen  1- 
muigen,  durch  welche  einzelne  Ikü  der 
Handhabung  derselben  hervorgetretene 
Missstände  und  Unbequemlichkeiten  beseitigt 
werden.  Hiernach  soll  insbesondere  die 
schwerfällige  Berechnung  der  Mehr-  und 
Minderbelastung  einzelner  Kreisteile  nach 
Quoten  der  Kreisstenern  fernerhin  nicht 
mehr  obligatorisch  sein  und  die  auf  Grund 
von  Rechtsmitteln  erfolgende  Erhöhung  oder 


Ermässigung  der  Staatssteuersätze  oliue 
weiteres  die  entsprechende  Abänderung  der 
Kreis-  und  Provinzialsteuerzuschläge  nach 
sieh  ziehen.  Sodann  wird  durch  § 93  eine 
i Lücke  bezüglich  der  Einführung  einer  Kreis- 
hundesteuer  beseitigt,  indem  den  Kreisen. 

! und  zwar  unbeschadet  des  Rechts  der  Ge- 
meinden zur  Einführung  einer  Hundesteuer, 

] die  Befugnis  beigelegt  wird,  mit  Genehmi- 
gung des  Bezirksausschusses  auch  ihrerseits 
die  Hunde  mit  einem  Betrage  von  höchstens 
5 Mark  zu  besteuern. 

Die  wichtigste  Bestimmung  ist  die  im 
' $ 92  festgesetzte  Regel,  dass  bei  Verteilung 
j der  Kreissteuern  die  Grund-,  Gebäude-  und 
die  Gewerbesteuer  der  Klassen  I und  II 
mit  dem  gleichen  Betrage  des  Prozentsatzes 
heranzuziehen  sind,  mit  welchem  die  Staats- 
einkommensteuer belastet  wird.  Mit  Ge- 
nehmigung des  Bezirksausschusses  kann  je- 
doch dieser  Betrag  bis  auf  das  Anderthalb- 
fache jenes  Prozentsatzes  erhöht  oder  bis 
auf  die  Hälfte  desselben  ermässigt  werden. 
— Dieser  für  die  Realsteuern  freigelassene 
Spielraum  zwischen  50  und  150  % der  Be- 
lastung der  Staatseinkommensteuer  trägt  der 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse  Rechnung, 
welche  für  die  Kreise,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Verkehrsanlagen,  innerhalb  der 
verschiedenen  Teile  der  Monarchie  besteht. 
Die  Beschränkung  der  Belastung  der  Roal- 
steuern  auf  200  %,  welche  in  § 54  als 
Regel  für  die  Gemeinden  vorgeschrieben 
ist,  findet  auf  die  Kreissteuer  keine  An- 
wendung. 

2.  Uebrige  deutsche  Staaten.  In  ähn- 
licher, wenngleich  in  Einzelheiten  allerdings 
vielfach  abweichender  Art  hat  sich  die  Auf- 
bringung der  Abgaben  der  Kommumilkörper 
höherer  Ordnung  in  den  übrigen  deutschen 
Staaten  gestaltet.  Während  sich  in  Hessen 
wie  in  Preussen  eine  doppelte  Stufe  von 
Verwaltungsbezirken  mit  kommunaler  Or- 
ganisation — Provinzen  und  Kreise  — vor- 
findet, fällt  in  den  übrigen  deutschen  Staa- 
ten die  Provinzialeinteilung  fort.  Die  Re- 
gierungsbezirke sind,  wie  in  Preussen,  nicht 
Träger  kommunaler  Aufgaben,  sondern  nur 
Verwaltungsbezirke.  Dagegen  giebt  es  fast 
überall  weitere  Verbände  mit  kommunaler 
Organisation,  denen  unter  verschiedenartigen 
Bezeichnungen  — in  Bayern  als  Distriktsge- 
meinden, iu  Sachsen  als  Bezirksverbänden, 
in  Württemberg  als  Amtskörperschaften, 
in  Baden  als  Kreisen  — und  unter  verschie- 
denartiger Zusammensetzung  ihrer  Vertre- 
tungen die  Erfüllung  kommunaler  Aufgal>en 
obliegt  und  zu  diesem  Behufe  die  Befugnis 
zur  Erhebung  von  K.A.  beigelegt  ist. 

Durch  diese  Einheitlichkeit  des  Grund- 
gedankens der  Aufbringung  der  K.A.  in  den 
Kommunalkörpern  höherer  Ordnung  in  Ver- 
bindung mit  der  Verschiedenartigkeit  der 
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Einzelheiten  in  der  Ausführung  desselben 
unterscheidet  sieh  die  Gesetzgebung  der 
deutschen  Staaten  von  dem  Rechtszustande 
einerseits  in  England,  wo  sich  in  der  histo- 
rischen Entwickelung  der  ans  Zweckmässig- 
keitsgründen hervorgegangenen  Bildungen 
bei  der  Verteilung  der  kommunalen  Aufgaben 
und  Lasteu  zwischen  den  parishes,  unions, 
districts  und  eounties  die  Planmässigkeit 
eines  einheitlichen  Grundgedankens  kaum 
mehr  erkennen  lässt,  und  andererseits  in 
F ra n kr e i c h , wo  eine  straffe  Gliederung 
der  Gemeinden  in  arrondissements,  welche  j 
nur  Verwaltungsbezirke  sind,  und  departe- 
ments,  welche  wirkliche  Konnmmalkörjter 
höherer  Ordnung  bilden,  volle  Glciehmässig- 
keit  herbeigeführt  hat  und  nur  auf  dem 
Gebiete  landwirtschaftlicher  Interessen  für 
Interessentengenossensehaften  in  den  asso-  j 
ciations  syndicales  ein  etwas  freierer  Spiel- 
raum gebissen  ist. 

II.  Die  Abgaben  der  Ortsgeiueinden 
(Städte  und  Landgemeinden). 

Die  von  der  Theorie  aufgestellte,  bei 
den  Verhandlungen  über  Entwüife  von  Ge- 
meiudeabgabengesetzen  auch  praktisch  gel- 
tend gemachte  Forderung:  »Zölle  und  indi- 
rekte Abgaben  dem  Reiche,  Personalstcuern 
dem  Staate,  Realsteuern  den  Gemeinden«  geht 
von  der  Voraussetzung  aus,  dass  dem  Reiche  j 
nur  die  Sorge  für  den  Bestand  und  die , 
Sicherheit  des  Reichsgebiets,  für  den  Ver- 
kehr der  Bundesstaaten  unter  einander  und 
mit  auswärtigen  Mächten,  dem  Staate  die 
Erfüllung  der  eigentlich  politischen  und 
Kulturaufgabcn  obliege,  während  die  Ge- 
meinden und  Kommunalverbände  nur  die 
lokalen  und  wirtschaftlichen  Interessen  zu 
pflegen  hätten,  ln  dieser  allgemeinen  Fas- 
sung ist  jedoch  jene  Voraussetzung  nicht 
zutreffend ; die  Gemeinden  haben  auch  po- 
Jitischc  und  Kulturaufgaben,  Reich  und 
Staat  auch  wirtschaftliche  Zwecke  zu  er- 
füllen. Immerhin  liegt  jener  Forderung 
der  richtige  Gedanke  zu  Grunde,  dass  die 
Aufgaben  der  Ortsgemeinden  wesentlich  und  ! 
jedenfalls  in  höherem  Masse  als  im  Reich  ; 
und  Staat  wirtschaftlicher  Natur  sind  und 
dass  deshalb  für  die  Aufbringung  der  hierzu 
erforderlichen  Geldmittel  nicht  wie  bei  den  { 
Staatssteuern  nur  der  Grundsatz  der  Ab-  i 
messung  nach  der  Leistungsfähigkeit  An- , 
Wendung  zu  finden  habe,  sondern  dass  in' 
grösserem  Umfange  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  massgebend  sein  müsse. 
Hieraus  folgt  aber  für  die  Deckung  des 
Gemeindebedarfs  einerseits,  dass  die  Ge- 1 
meiuden  in  höherem  Grade  als  Reich  und 
Staat  das  System  der  Gebühren  und  Beiträge  I 
neben  den  Steuern  auszubilden  berufen  sind 
und  dass  die  Gemeindesteuern  in  erster 
Linie  auf  die  Realsteuern  und  erst  in  zweiter 


auf  die  Personalsteuern  zu  basieren  sein 
werden. 


A.  Preussen. 

Diesen  Anforderungen  entspricht  in  der 
Hauptsache  das  neue  Pr.  K.A.G.,  welches 
für  Preussen  — mit  alleinigem  Ausschluss 
der  hohenzolleruschen  Laude  und  der  Insel 
Helgoland  — das  G.A.  -Wesen  einheitlich  und 
gleiclunässig  regelt  und  in  der  Folgerichtigkeit 
seiner  theoretischen  Begründung  sowie  in 
der  Zweckmässigkeit  seiner  praktischen 
Vorschriften  von  dem  G.A.G.  keines  anderen 
Staates  ü beitreffen  oder  nur  erreicht  wird 
(s.  ausführliche  Darstellung  und  kritische 
Beleuchtung  des  Pr.  K.A.G.  im  Supplement- 
band I d.  I.  Aufl.  d.  Werkes  S.  590 — 604). 

1.  Historische  Entwickelung  der  Ge- 
setzgebung über  das  G.A. -Wesen  in 
Preussen.  In  Preussen  waren  bis  zum 
Erlasse  des  K.A.G.  die  Vorschriften  über 
E n t r i c h t u n g v o n G emeindesteueru, 
Gebühren  und  Beiträgen,  soweit 
solche  überhaupt  sich  vorfanden,  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Gemeindeverfassungs- 
gesetzen und  Specialgesetzen  zerstreut,  und 
tliatsächlich  hatte  sich  die  Aufbringung  und 
Verteilung  der  Gemeindesteuern  in  der  ver- 
schiedenartigsten Weise  gestaltet. — In  den 
Provinzen  Schleswig-Holstein  und  Hannover 
und  in  den  Landgemeinden  der  östlichen 
Provinzen  wurden  die  Grund-  und  Gebäude- 
besitzer nach  alter  Observanz  vorzugsweise, 
zum  Teil  ausschliesslich  zu  den  Gemeinde- 
steuern herangezogen.  Dagegen  benutzten 
in  dem  weitaus  grössten  Teile  der  Monachie 
die  Grund-  und  Gebäudeliesitzer  im  Verein 
mit  den  Gewerbetreibenden  das  ihnen  in 
den  Gemeindevertretungen  teils  gesetzlich, 
teils  tliatsächlich  zustehende  Uebergewichi 
dazu,  den  Steuerbedarf  in  der  Form  beson- 
derer Personalsteueni  oder  durch  Zuschläge  zu 
der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommen- 
steuer auf  die  Schultern  aller  Steuerzahler 
zu  legen,  und  zwar  auch  für  solche  Ge- 
meindeeinrieht ungen,  welche  vorzugsweise 
dem  Grund-  und  Gebäudebesitze  und  dem 
Gewerbebetriebe  zu  gute  kommen.  Infolge- 
dessen wurden  namentlich  in  den  industrie- 
reichen  Gegenden  der  Westprovinzeu,  aber 
auch  in  einer  grossen  Anzahl  von  Städten 
der  östlichen  Landesteile  Zuschläge  zu  den 
Personal  steuern  in  einer  Höhe  erhoben, 
welche  mit  dom  Interesse  des  Staates 
ebensowenig  vereinbar  war  als  mit  dem 
Gedeihen  der  Gemeinden  selbst.  Für  letz- 
tere wurde  infolge  der  starken  Schwankun- 
gen. denen  namentlich  das  gewerbliche  Ein- 
kommen unterworfen  ist,  und  der  Verluste, 
welche  durch  Tod  oder  Wegzug  hochbe- 
steuerter Gemeindemitglieder  entstanden,  die 
Stetigkeit  des  kommunalen  Haushalts  in 
hohem  Grade  gefährdet.  Andererseits  führte 
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<lie  hohe  und  fortdauernd  steigende  Belas- 
tung- der  Staatspersoualsteuer  mit  kommu- 
ne den  Z uschlägen  zu  dem  Bestreben  der 
V erschleierung  de»  Einkommens  seitens  der 
Censiten  und  zu  einer  mit  dem  Finanzinte- 
resse des  Staates  unvereinbaren  laxen  Hand- 
habung der  Einschätzungsgrundsätze  seitens 
der  Einschätzungskommissionen. 

Dieser  Zustand  führte  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr  zu  dem  Oedanken,  das  Abgaben- 
wesen der  Gemeinden  wegen  des  vorwiegend 
wirtschaftlichen  Charakters  derselben  vor- 
zugsweise auf  die  Realsteuer  zu  gründen, 
ein  Gerlanke,  welcher  schon  in  den  sechziger 
Jahren  von  Oneist  angeregt,  von  den  An- 
hängern der  Freihandelsschule,  Jul.  Faucher. 
(>.  M ichaelis,  K.  Braun  u.  a.  weiter  ausge- 
bililet  und  von  einer  Reihe  von  Gemeinde- 
vertretungen in  der  Forderung  einer  öeber- 
weisung  der  Hälfte  der  Staats-,  Grund-  und 
Gemeindesteuern  für  kommunale  Zwecke 
zum  Ausdruck  gebracht  worden  war.  Es 
machte  sich  auch  bei  der  Landesvertretung 
wie  im  Schosse  der  Staatsregierung  je  län- 
ger je  mehr  die  Auffassung  geltend,  dass 
eine  vollständige  und  zweckmässige  Regelung 
erat  dann  erfolgen  könne,  wenn  zuvor  eine 
Neuordnung  des  Staatssteneravstems  durch- 
geführt und  insbesondere  die  Möglichkeit 
gewonnen  sein  werde,  durch  Ueberwcisung 
eines  Teils  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
an  kommunale  Verbände  den  Gemeinden 
neue  Steuerquellen  zu  eröffnen.  Diese  For- 
derung zu  befriedigen,  gestattete  jedoch  die 
Finanzlage  des  Staates  nicht,  und  es  wurde 
deshalb,  nachdem  die  von  der  Staats- 
regierung in  den  Jahren  1877 — 79  vorge- 
legten Entwürfe  eines  Gesetzes  betreffend 
die  Aufbringung  der  G.A.  nicht  zum  Ab- 
schlüsse gelangt  waren,  bis  auf  weiteres 
von  dem  Plane  des  Erlasses  eines  vollstän- 
digen K.A.G.  Abstand  genommen.  Anderer- 
seits machte  sieh  das  Bedürfnis  einer  ein- 
heitlichen und  gleichmässigen  Regelung  ein- 
zelner Fragen  auf  dem  Gebiete  des  Gemeinde- 
abgabenwesens, insbesondere  der  Vorschrif- 
ten zur  Vermeidung  der  Doppelbesteuerung, 
ferner  der  kommunalen  Einkommenbesteue- 
rung der  Forensen,  der  juristischen  Personen 
und  Erwerbsgesellschaften  sowie  namentlich 
des  Fiskus  infolge  der  Verstaatlichung  zahl- 
reicher Privateisenbahnen,  vorzugsweise  im 
Interesse  der  Landgemeinden  der  Ostprovin- 
zen und  der  neuen  Landesteile,  denen  ein 
solches  Besteuerungsrecht  nicht  zustand,  in 
so  dringender  Weise  geltend,  dass  zu  diesem 
Behufe  nach  mehrjährigen  Verhandlungen 
das  Gesetz,  betreffend  Ergänzung 
und  Abänderung  einiger  Bestim- 
mungen über  Erhebung  der  auf  das 
Einkommen  gelegten  direkten  Kom- 
munalabgaben, v.  17.  Juli  1885  erlassen 
wurde.  Durch  dieses  sogenannte  Kom- 


mun a 1 s t e u e r n o t ge se  t z ist  die  Regelung 
einer  Reihe  der  beslrittensten  Fragen  des 
Gemeindeabgaben wesens  in  einer  so  zweck- 
mässigen und  dem  Bedürfnisse  der  Gemeinden 
wie  dem  Interesse  der  Verwaltung  entspre- 
chenden Weise  erfolgt,  dass  die  Bestimmungen 
desselben  zum  grösste«  Teile  in  das  neue 
Pr.  K.A.G.  Aufnahme  gefunden  haben. 

Für  das  letztere  bahnte  die  Periode 
der  Reformgesetzgebung,  welche  im 
Jahre  1890  auf  dem  Gebiete  der  Kommunal- 
und  Staatssteuerverwaltung  inauguriert 
wurde,  den  Weg.  Die  Landgemeindeordnung 
für  die  7 östlichen  Provinzen  vom  3.  Juli 
1891,  welche  nach  vielen  Kämpfen  zu  stände 
gebracht  wurde,  gab  nicht  nur  den  Land- 
gemeinden in  den  Ostprovinzen  die  bis  da- 
hin mangelnde  feste  Organisation,  welche  für 
eine  Regelung  des  Gemeindeabgabenwesens 
die  Vorbedingung  bildet,  sondern  war  für 
diese  Regelung  auch  unmittelbar  von  grosser 
Bedeutung.  Vor  allem  aber  waren  es  die 
auf  dem  Gebiete  der  Staatssteuergesetz- 
gebung erzielten  Erfolge,  die  Ausgestaltung 
der  auf  dem  Grundsatz  der  Deklarations- 
pflicht und  einer  bis  4%  steigenden  Pro- 
gression des  Prozentsatzes  basierten  Ein- 
kommensteuer und  der  Gewerbesteuer,  welche 
eine  Regelung  des  Gemeindeabgabenwesens 
überhaupt  erat  möglich  machten.  Diese  Er- 
folge waren  selbst  für  die  Staatsregierung 
überraschend.  Der  über  den  Betrag  von 
80  Millionen  Mark  erzielte  Mehrertrag  der 
neuen  Einkommensteuer,  welcher  nach  82 
zur  Durchführung  der  Beseitigung  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  als  Staatssteuer  bezw. 
zur  Uelierweisung  derselben  an  kommunale 
Verbände  Verwendung  finden  sollte,  war  bei 
Erlass  des  Einkommensteuergesetzes  auf 
höchstens  15 — 20  Millionen  Mark  geschätzt 
worden,  belief  sich  thatsächlieh  aber  auf  40 
Millionen  Mark.  Durch  die  Verzichtleistung 
auf  die  Ueberweisungen  aus  der  lex  Huene 
konnten  ferner  24  Millionen  Mark,  durch  die 
Beseitigung  der  früher  an  die  Gemeinden 
wegen  der  Veranlagung  der  Einkommen- 
nnd  Gewerbesteuer  und  Erhebung  der  Real- 
steuer zu  zahlenden  Gebühren  fast  3 Millionen 
Mark  disponibel  gemacht  werden.  Um  den 
vollständigen  Erlass  der  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer  (rund  75  Millionen  Mark),  der 
Steuer  vom  stehenden  Gewerbe  (rund  20 
Millionen  Mark)  und  der  Bergwerkssteuer 
(rund  7 Millionen  Mark)  durchführen  zu 
können  und  der  Staatskasse  den  unentbehr- 
lichen Eisatz  für  den  Ausfall  von  rund  102 
Millionen  Mark  zu  gewähren,  fehlten  daher 
nur  noch  35  Millionen  Mark,  welche  durch 
eine  euphemistisch  als  »Ergäuzungssteuer« 
bezeichnete  Vermögenssteuer  von  V*  pro 
mille  des  rentbaren  Vermögens  beschafft 
werden  konnten.  Es  bot  sich  nunmehr  die 
Möglichkeit,  unter  vollständiger  Verzicht- 


Digitized  by  Google 


! 


280 


Kommunalabgabeu 


leiste  ng  des  Staats  auf  die  Ertragssteuern  fin- 
den kommunalen  Haushalt  diese  Steuern 
disponibel  zu  stellen  und  dadurch  die  Grund- 
lage für  eine  rationelle  Umgestaltung  des 
Gemeindeabgaben wesens  zu  gewinnen.  Das 
G.  v.  14.  Juli  1893  wegen  Aufhebung 
direkter  Staatssteuern,  welches  die- 
sen Erfolg  erzielt  hat , ist  allerdings  sehr 
erheblichen  und  begründeten  Einwendungen 
begegnet.  Für  die  Finanzlage  des  Staats  i 
ist  der  Verzicht  auf  sichere  stabile  Ein- 
nahme bedenklich,  und  nicht  minder  bedenk- 
lich ist  die  Begünstigung,  welche  durch  den- 
sellM-n  einzelne  Klassen  von  Interessenten, 
insbesondere  den  Bergwerksl>esitzern  und 
den  Besitzern  von  Gutsbezirken  zu  teil 
wurde,  da  für  letztere  der  Erlass  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  zum  grossen  Teile  den 
Charakter  eines  Geschenks  gewann,  welches 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  in  unveränderter  Hohe 
bestehende  Grundsteuer  trotz  ihrer  recht- 
lichen Natur  als  Steuer  ^tatsächlich  wie  eine 
Rente  wirkte,  sich  als  ein  direkter  Ver- 
mögenszuwaehs  darstellte.  Erhält  hierdurch 
die  Reform  der  direkten  Staatssteuern  in 
ihrer  finanziellen  Wirkung  auf  die  verschie- 
denen Klassen  der  Bevölkerung  einen  agra- 
rischen Beigeschmack,  so  macht  sich  in  der- 
selben andererseits  in  der  Rückwirkung  auf 
das  staatliche  und  kommunale  Wahlrecht 
eine  plutokratische  Richtung  bemerkbar. 
Wenn  aus  diesen  Gründen  sowie  im  Hin- 
blick auf  die  gegen  jede  Vermögenssteuer 
zu  erhebenden  principiellen  Einwendungen 
die  Reform  der  direkten  Staatssteuern  in  •' 
mehrfacher  Hinsicht  Bedenken  zu  erregen 
geeignet  ist,  so  erscheint  dieselbe  dagegen 
für  eine  U m ge s tal tu  ri g d e s Ge  m ei  n <1  e- 
abgaben wesens  nur  in  jeder  Hinsicht 
als  vorteilhaft  und  günstig.  Durch 
die  Verzichtleistuug  des  Staates  auf  die  Er- 1 
hebung  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuern gelangten  die  Gemeinden  in  die : 
Lage,  von  diesen  Steuerquellen  für  sich 
reichlichen  Gebrauch  zu  machen  und  ent- 
sprechend ihrem  Charakter  als  vorwiegend 
wirtschaftliche  Verbände  für  die  kommuna- 
len Einrichtungen,  welche  vorzugsweise  dem 
Grund-  und  Gebäudebesitz  und  Gewerbebe- 
trieb zu  gute  kommen,  nach  dem  Grundsatz  f 
von  »Leistung  und  Gegenleistung«  auch  die 
Grund-  und  Gebäudebesitzer  und  Gewerbe- 
treibenden in  erster  Linie  in  Anspruch  zu  1 
nehmen.  Hierdurch  wurde  aber  eine  Ent- 
lastung der  Personalsteuern,  eine  Verminde- 
rung der  für  die  Interessen  des  Staats  wie  ! 
der  Gemeinden  schädlichen  hohen  Zuschläge  \ 
zur  Staatseinkoramensteuer  ermöglicht  und 
eine  rationelle  Regelung  der  Gemeindeal»- ; 
gaben  angebahnt.  Da  ferner  das  Kommunal- 
abgabengesetz die  bewährten  Bestimmungen 
einerseits  des  Koramiuialsteuernotgesetz.es  I 


v.  27.  Juli  1885,  andererseits  der  Landge- 
meindeordnung v.  3.  Juli  1891  aufgenommen 
und  sie  namentlich  durch  ausführliche  und 
zweckmässige  Bestimmungen  über  die  Ge- 
bühren und  Beiträge  ergänzt  hat,  so  kann 
dasselbe,  obwohl  sich  auch  in  ihm  verschie- 
dene Mängel  und  Lücken  fühlbar  machen, 
doch  als  der  weitaus  gelungenste 
Teil  des  gesamten  Steuerreform- 
planes  in  Preussen  bezeichnet  werden. 

2.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  des 
Pr.  K.A.G.  a)  Teil  1.  Erster  TiteL 
Allgemeine  Bestimmungen.  In  den  an 
die  Spitze  des  Gesetzes  gestellten  '»allge- 
meinen Bestimmungen«  wird  das 
Recht  der  Gemeinden,  zur  Deckung  ihrer 
Bedürfnisse  und  Ausgaben  Gebühren  und 
Beiträge,  indirekte  und  direkte  Steuern  zu 
erheben  und  Naturaldienste  zu  fonlern,  zwar 
anerkannt,  die  Befugnis  zur  Erhebung  von 
Steuern  aber  dahin  eingeschränkt,  dass  von 
derselben,  abgesehen  von  solchen  Abgaben, 
welche,  wie  Hunde-  und  Lustbarkeitssteuern, 
mehr  einen  polizeilichen  als  einen  finanziel- 
len Zweck  verfolgen,  nur  insoweit  Gebrauch 
gemacht  werden  darf,  als  die  sonstigen  Ein- 
nahmen aus  dem  Gemeindevermögen , aus 
Gebühren  und  Beiträgen  sowie  aus  den  vom 
Staate  oder  von  weiteren  Kommunalrorbän- 
den  überwiesenen  Beiträgen  zur  Deckung 
nicht  ausreichen,  und  dass  das  Aufkommen 
aus  indirekten  Steuern  auf  den  gesamten 
Steuerbedarf  in  Anrechnung  gebracht  wer- 
den muss,  bevor  direkte  Steuern  ausgeschrie- 
ben werden  dürfen.  Diese  Vorschrift  sowie 
die  fernere  Bestimmung,  dass  durch  die  Ein- 
nahmen aus  gewerblichen  Unternehmungen 
der  Gemeinden,  soweit  sie  nicht  einem' ander- 
weit  nicht  zu  befriedigenden  öffentlichen 
Interesse  dienen,  die  gesamten  Ausgaben, 
einschliesslich  der  Verzinsung  und  Tilgung 
des  Anlagekapitals  aufgebracht  werden  sollen, 
lässt  die  Absicht  des  Gesetzgebers , durch 
thunlichste  Verminderung  des  Steuerbedarfs 
in  Verbindung  mit  den  Vorschriften  über 
die  Verteilung  dieses  Steuerbedarfs  auf  die 
verschiedenen  Steuerarten  die  Einkommen- 
steuer von  den  bisherigen  drückenden  kom- 
munalen Zuschlägen  zu  entlasten , deutlich 
erkennen.  Endlich  wird  durch  die  Ausbil- 
dung des  Systems  der  Gebühren  und  Bei- 
träge und  durch  die  scharfe  Betonung  des 
Grundsatzes  von  »Leistung  und  Gegenleis- 
tung«, namentlich  aber  durch  die  Vorschrif- 
ten im  § 54  ff.  d.  K.A.G.  über  die  Verteilung 
des  Steuerbedarfs  auf  die  verschiedenen 
Steuerarten  (s.  IV  4 a)  dahin  Vorsorge  ge- 
troffen , dass  die  Zuschläge  zur  Staatsein- 
kommensteuer sich  in  mässigen  Grenzen 
halten  und  nicht  eine  Höhe  erreichen,  welche 
das  Interesse  des  Staates  und  der  Gemein- 
den selbst  zu  gefährden  geeignet  ist. 

b)  Teil  I.  Zweiter  Titel.  Gebüh- 
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ren  und  Beiträge.  Die  Erhebung  von  B e - 1 
nutzu  ngsgebühren,  d.  h.  eines  Entgelts  j 
für  die  Benutzung  der  von  den  Gemeinden 
im  öffentlichen  Interesse  errichteten  und 
unterhaltenen  Veranstaltungen,  war  den  Ge-  j 
meinden  zwar  auch  nach  der  früheren  Ge- 
setzgebung gestattet;  jedoch  war  letztere 
der  Ausbildung  dieser  Einnahmequelle  wenig 
günstig,  indem  bei  einer  Reihe  solcher  Ge- 
bühren, z.  B.  bei  den  Marktstandsgeldern 
und  den  Schlachthausgebühren,  die  Erho- ( 
bung  von  Beträgen,  welche  die  Selbstkosten  | 
übersteigen,  untersagt  war.  Hinsichtlich  der ; 
V ervraltungs gebühren,  d.  h.  eines  Ent- 
gelts für  amtliche  Handlungen  der  Gemeinde- 
organe, wurde  durch  die  Bestimmung  in 
Art.  102  der  preussischeuVerfassungs  urkunde, 
welche  die  Erhebung  von  Gebühren  nur  auf 
Grund  eines  Gesetzes  zulässt,  l>ei  dem  Mangel 
solcher  Specialgesetze  jede  weitere  Ausbil- 
dung unmöglich  gemacht.  Das  Pr.  K.A.G, 
gestattet  dagegen  in  § 11  eine  Erhöhung 
der  Schlachthausgebüliren  iu  dem  Umfange,  i 
dass  durch  ihr  Aufkommen  ausser  den  Un- 
terhaltungs-  und  Betriebskosten  in  Gemein- 
den mit  Schlachtstenererhebung  5°  o,  in  allen 
anderen  Gemeinden  8°o  des  Anlagekapitals 
und  der  etwa  gedeckten  Entschädigungs- 
summe gedeckt  werden.  Es  gestattet  ferner  in  j 
$ 6 die  Erhebung  von  Verwaltungsgebühren 
für  die  Genehmigung  und  Beaufsichtigung  von 
baulichen  Herstellungen  sowie  für  die  ord- 
nungs-  und  feuerpolizeiliche  Beaufsichtigung  j 
von  Messen  und  Märkten,  von  Musikauffüh- 
rungen, Schaustellungen,  theatralischen  Vor- 
stellungen und  sonstigen  Lustbarkeiten,  je- 
doch mit  der  Beschränkung,  dass  die  Ge- 
bühren, welche  stets  nach  festen  Normen 
und  Sätzen  im  voraus  bestimmt  werden 
müssen,  die  Kosten  des  bezüglichen  Ver- 
waltungszweigs nicht  übersteigen  dürfen. 

Dem  Grundsatz  von  »Leistung  und  Ge- 
genleistung« wird  durch  die  Vorschrift 
Rechnung  getragen,  dass  für  den  Besuch 
der  von  den  Gemeinden  unterhaltenen  höhe- 
ren Lehranstalten  und  Fachschulen  ein  an- 
gemessenes Schulgeld  erhoben  werden  muss 
und  dass,  soweit  nicht  anderweit  eine  Aus- 1 
gleichnng  durch  Beiträge  oder  durch  Mehr- 
oder Minderbelastung  mit  Gemeindesteuern  l 
erfolgt,  für  Veranstaltungen,  welche  einzelnen 
Gemeindeangehörigen  oder  einzelnen  Klassen 
von  solchen  vorzugsweise  zum  Vorteil  ge- 
reichen, Gebühren  zu  entrichten  sind,  welche  i 
die  Verwaltungs-  und  Unterhaltungskosten 
einschliesslich  der  Verzinsung  und  Tilgung 
des  Anlagekapitals  decken. 

Für  Herstellung  und  Unterhaltung  von 
Veranstaltungen  im  öffentlichen  Interesse  | 
können  ferner  Zwangsbeiträge  erhobeu  wer- 
den, jedoch  nur  von  Grundeigentümern  und 
Gewerbetreibenden,  denen  hierdurch  beson- 
dere wirtschaftliche  Vorteile  erwachsen.  Der- j 


artige  nach  den  Vorteilen  zu  heinessende 
Zwangst>eiträge  müssen  in  der  Regel  erho- 
ben werden,  wenn  andernfalls  die  Kosten 
der  betreffenden  Veranstaltung  mit  Ein- 
schluss der  Ausgaben  für  Verzinsung  und 
Tilgung  des  Anlagekapitals  durch  Steuern 
aufgebracht  werden  müssen.  Für  die  Ein- 
führung solcher  Zwangsbeiträge  ist  zur 
Vermeidung  von  Willkürliehkeiten  und  zur 
Sicherung  eines  ausgiebigen  Beschwerde- 
rechts der  Beteiligten  ein  besonderes  Ver- 
fahren mit  Offenlegung  eines  Planes  der 
Veranstaltung  mit  Kostennachweis  angeord- 
net worden.  In  betreff  des  am  häufigsten 
vorkommenden  Falles  von  Zwangsbeiträgen, 
nämlich  bei  Anlegung  von  Strassen  und 
Plätzen  iu  Städten  und  ländlichen  Ortschaf- 
ten, sind  die  bisherigen  Bestimmungen  des 
G.  v.  2.  Juli  1875  mit  der  Massgabe  aufrecht 
erhalten  worden,  dass  die  Beiträge  auch  nach 
einem  anderen  Masstabe,  insbesondere  auch 
nach  der  bebauungsfälligen  Fläche  bemessen 
werden  dürfen. 

Die  Erhebung  von  Kurtaxen  in  Bade- 
und  Kurorten  war  zwar  auch  früher  ge- 
stattet, die  Beitreibung  der  Beiträge  im 
Verwaltungszwangsverfahren  jedoch  unzu- 
lässig; — durch  die  Einreihung  der  Kurtaxe 
unter  die  Gebühren  im  § 12  ist  diesem 
Mangel  in  dem  K.A.G.  Abhilfe  geschafft. 
Selbstredend  dürfen  diese  Kurtaxen  nur  für 
die  Benutzung  der  zu  Kurzwecken  getrof- 
fenen Veranstaltungen,  nicht  aber  für  den 
blossen  Aufenthalt  am  Kurorte  erhoben  wer- 
den, da  letzteres  mit  den  Bestimmungen 
des  Freizügigkeitsgesetzes  nicht  vereinbar 
sein  würde. 

c)  Teil  I.  Dritter  Titel.  Erster 
A b s c h n i 1 1.  Indirekte  Steuern.  Während 
früher  nur  die  Gemeinden  im  vormaligen 
Kurfürstentum  Hessen,  die  Stadtgemeiuden 
in  sämtlichen  Provinzen,  die  Landgemeinden 
in  Westfalen  und  der  Rheinprovinz  das  Recht 
zur  Erhebung  indirekter  Gemeindeabgaben 
liatten,  wurde  dieses  Recht  durch  die  Land- 
gemeiudeordnungen  von  1891  und  1892  den 
Landgemeinden  in  den  7 östlichen  Provinzen 
und  in  Schleswig-Holstein , durch  das  Pr. 
K.A.G.  auch  allen  anderen  Gemeinden  bei- 
gelegt. Diese  Befugnis  ist  jedoch  immerhin 
eine  beschränkte;  das  Pr.  K.A.G.  verbietet 
die  Einführung  von  Steuern  auf  den  Ver- 
brauch von  Fleisch,  Getreide.  Mehl,  Back- 
werk, Kartoffeln  und  Brennstoffen,  so  dass 
von  den  Verbrauchssteuern  nur  die  Getränke- 
steuer,  hinsichtlich  deren  die  Reichsgesetz- 
gebung für  die  Besteuerung  ziemlich  enge 
Grenzen  zieht,  sowie  die  Wildpret-  und  Ge- 
flügelsteuer übrig  bleiben.  Die  Einführung 
von  Lustbarkeitssteuern  und  Hundesteuern 
wird  erleichtert; — hinsichtlich  der  Hunde- 
steuer besteht  das  Kuriosum,  dass  dieselbe 
im  Geltungsbereich  des  K.A.G.  ausdrücklich 
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als  indirekte,  in  den  hohen zoUeroschen 
Landen  als  direkte  Steuer  bezeichnet  wird. 
Neu  ist  die  Bestimmung  des  § 13  Abs.  2, 
nach  welcher  den  Gemeinden  mit  Geneh- 
migung der  Aufsichtsbehörde  Vereinbarungen 
mit  Beteiligten  behufs  Festsetzung  des 
Jahresbetrags  der  zu  entrichtenden  indi- 
rekten Steuern  für  mehrere  Jahre  gestattet 
wird. 

d)  Teil  1.  Dritter  Titel.  Zweiter 
A b s c h n i 1 1.  Direkte  Steuern.  Der  Ge- 
danke,  dass  bei  der  Heranziehung  der  Steuer- 
pflichtigen zur  Deckung  der  Gemeinde- ! 
bediirfnisse  dem  Grundsätze  von  Leistung  j 
und  Gegenleistung  thunlichst  Rechnung  ge- 
tragen werden  soll,  findet  in  dem  Abschnitte 
über  die  direkten  Gemeindesteuern  in  zwei- 
facher Weise  Ausdruck,  zunächst  in  den 
Bestimmungen  über  M ehr-  od er  M i n <1  er- 
belastuug  und  sodann  in  den  Vorschriften  J 
über  die  Verteilung  des  Steuerbe- 
darfs auf  die  verschiedenen  Steuer- 
arte n. 

Nach  § 20  kann  zunächst  bei  Veranstal- 
tungen, welche  in  besonders  hervorragendem 
oder  geringem  Masse  einem  Teile  des  Ge- 
meindebezirks oder  einer  Klasse  von  Ge- 
meindeangehörigen zu  statten  kommen,  durch 
Gemeindebesch luss  mit  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde,  wenn  Beitrüge  nach  $ 0 
und  10  nicht  erhoben  werden,  eine  ent- 
sprechende Mehr-  oder  Minderbelastung 
dieses  Teiles  des  Gemeindebezirks  oder  die- 
ser Klasse  von  Geineindeangehörigen  ein- 
geführt werden.  Sodann  sind  nach  den  Vor- 
schriften in  §§  54 — 59  der  Regel  nach  die 
vom  Staate  veranlagten  Realsteuern  mindes- 
tens mit  dem  gleichen  und  höchstens  zu 
einem  um  die  Hälfte  höheren  Prozentsätze 
zu  Kommunalsteuern  heranzuziehen,  als 
Zuschläge  zur  Staatseinkommeusteuer  erho- 
ben werden.  Ausnahmsweise  kann  einer- 
seits, solange  die  Realsteuem  100  °o  nicht 
übersteigen,  die  gänzliche  Freilassung  der 
Staatseinkommensteuer  oder  ihre  Heran- 
ziehung zu  einem  geringeren  Prozentsätze 
erfolgen,  andererseits,  wenn  mehr  als  150 % 
der  Realsteuern  erhoben  werden  und  die 
Einkommensteuer  mit  150%  belastet  ist. 
für  jedes  Prozent  der  Mehrbelastung  der 
Realsteuern  über  150%  ein  Zuschlag  von 
2%  der  Staatseinkommeusteuer  gefordert 
werden.  Die  Zuschläge  zu  den  Realstcuern 
sollen  der  Regel  nach  200%  nicht  über- 
steigen. Abweichungen  von  diesen  Vorschrif- 
ten sind  nin  aus  besonderen  Gründen  zu 
gestatten  und  bedürfen  ebenso  wie  die  Be- 
lastung der  Staatsein  kommonsteuer  mit  Zu- 
schlägen von  mehr  als  100  % der  Geneh- 
migung. Hierbei  ist  davon  auszugehen,  dass 
Aufwendungen  der  Gemeinde,  welche  in 
überwiegendem  Masse  dem  Grundbesitze 
und  Gewerbebetriebe  zum  Vorteil  gereichen. 


insbesondere  Ausgaben  für  den  Bau  und  die 
Unterhaltung  von  Strassen  und  Wegen,  so- 
wie für  Ent-  und  Bewässerungsanlagen  in 
der  Regel  durch  Realsteuern  zu  decken 
sind,  sofern  eine  Ausgleichung  nicht  schon 
durch  Gebühren  und  Beiträge  erfolgt  ist 

Dieser  Grundsatz  wird  sogar  in  einer 
singulären  Vorschrift,  für  welche  sieh  ein 
Analogon  nur  auf  dem  Gebiete  der  Wege- 
gesetzgebung  findet,  auf  andere  Gemeinden, 
die  sogenannten  Betriebsgemein  den,  und  auf 
Personen,  welche  an  sieh  nicht  gemeinde- 
steuerpflichtig  sind,  ausgedehnt,  allerdings 
nur  in  einer  genau  abgegrenzten  Beschrän- 
kung. Nach  § 53  ist  nämlich  in  dem  Falle, 
wenn  einer  Gemeinde  durch  den  in  einer 
anderen  Gemeinde  stattfindenden  Betrieb  von 
Berg-,  Hütten-  oder  Salzwerken,  Fabriken 
oder  Eisenbahnen  nachweisbar  Mehraus- 
gaben für  Zwecke  des  öffentlichen  Volks- 
schulwesens  oder  der  öffentlichen  Armen- 
pflege erwachsen,  welche  im  Verhältnisse 
zu  den  ohne  diese  Betriebe  für  die  erwähn- 
ten Zwecke  notwendigen  Gemoindeausguben 
einen  erheblichen  Umfang  erreichen  und 
eine  Ueherbürdung  der  Steuerpflichtigen 
herbeizuffihren  geeignet  sind,  eine  solche 
Gemeinde  berechtigt,  von  der  Betriebsge- 
meinde  einen  angemessenen  Zuschuss  zu 
verlangen.  Liegt  der  Betrieb  in  einem  Guts- 
bezirke, so  richtet  sich  der  Anspruch  gegen 
den  Gewerbetreibenden;  der  Zuschuss  darf 
in  diesem  Falle  den  vollen  Betrag  der 
staatlich  veranlagten  Gewerbesteuer  nicht 
übersteigen. 

Soweit  der  Steuerbedarf  durch  Real- 
steuern  aufzubringen  ist,  sind  in  der  Regel 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern  mit 
gleichem  Prozentsätze  heranzuziehen ; eine 
andere  Verteilung  in  der  Weise,  dass  eine 
oder  zwei  dieser  Steuern  höher  und  zwar 
mit  höchstens  dem  doppelten  Betrage  als 
die  übrigen  belastet  werden,  soll  in  dem 
Falle  stattfinden,  wenn  Grund-  oder  Haus- 
besitzer oder  Gewerbe! reiliendc  von  Veran- 
staltungen der  Gemeinde  besondere  Vorteile 
gemessen  oder  der  Gemeinde  besondere 
Kosten  verursachen,  sofern  nicht  schon  durch 
Erhebung  vou  Gebühren  und  Beiträgen  eine 
Ausgleichung  erfolgt.  Ausnahmen  bedürfen 
der  Miuisterialgenehmigtmg.  Das  Aufkom- 
men aus  besonderen  Gemeindesteuern  ist 
bei  der  Verteilung  des  Steuerbodarfe  auf 
die  entsprechende  Steuerart  zu  verrechnen, 
Mietssteuern  von  gewerblich  benutzten 
Räumen  siud  hierbei  der  Gewerbesteuer, 
im  übrigen  der  Einkommensteuer  gleich  zu 
stellen. 

Auf  die  Betriebs-  und  ßauplatzsteuern 
finden  diese  Vorschriften  keine  Anwendung. 

Direkte  Gemeindesteuern  dürfen  nur  als 
Real  steuern  von  Grundbesitz  und  Ge- 
werbebetrieb oder  als  Einkommen- 
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Steuer  vom  Einkommen  erhoben  werden; 
die  Einführung  kommunaler  Vermögens- 
steuern ist  unzulässig,  und  ebensowenig 
dürfen  die  Gemeinden  Zuschläge  zur  staat- 
lichen Ergänzungssteuer  erheben.  Dieses 
Verbot  ist  sachlich  nicht  begründet:  denn 
die  Ergänzungssteuer  ist  nach  der  Begrün- 
dung der  Regierungsvorlage  in  erster  Linie 
dazu  bestimmt,  die  stärken*  Belastung  des 
fundierten  Einkommens  und  die  Heranziehung 
solcher  Vermögensstücke,  welche  an  sieh 
Ertrag  zu  liefern  geeignet  und  nur  that- 
sächlich  aus  in  der  Person  des  Besitzers 
liegenden  Gründen  zur  Zeit  ganz  oder  teil- 
weise ertraglos  sind  (z.  B.  Parks,  Bauplätze), 
zu  ermöglichen  und  auf  diese  Weise  die 
Staatseinkommenstener  rationell  auszugestal- 
ten. Eine  solche  rationelle  Ausgestaltung 
der  Einkoramenhesteuerung  ist  aber  in 
gleichem  Masse  wie  für  den  Staat  auch  für 
die  Gemeinden  geboten,  und  wenn  dessen- 
ungeachtet den  letzteren  die  Erhebung  von 
kommunalen  Zuschlägen  zu  der  Ergänzungs- 
steuer nicht  gestattet  worden  ist,  so  ist  der 
dafür  in  den  Motiven  des  Gesetzentwurfs 
angegebene  Grund,  dass,  nachdem  den  Ge- 
meinden zur  Deckung  des  Steuerbedarfs 
Realsteuern  bereit  gestellt  seien . die  von 
denselben  getroffenen  Objekte  nicht  noch 
einmal  nach  dem  Massstabe  des  Nettoertrags 
besteuert  werden  könnten,  unzutreffend,  zu- 
mal das  Einkommen  aus  Kapitalvermögen 
von  der  Kommunal  realsfeuer  überhaupt 
nicht  getroffen  wird.  Tlmtsächlich  ist  für 
dies  Verbot  auch  wohl  nur  die  Besorgnis 
ausschlaggebend  gewesen,  dass  durch  die 
Erhebung  von  Kommunalzuschlägen  zur  Er- 
gänzungssteuer  der  Charakter  derselben  als 
Vermögenssteuer  und  die  mit  einer  solchen 
verbundenen  Nachteile  zu  scharf  hervor- 
treten möchten. 

Die  Bestimmung  in  §33  Abs.  2,  dass  die 
Einkommensteuer  zum  Teil  durch  Auf- 
wandsteuern. welche  jedoch  grundsätz- 
lich die  geringeren  Einkommen  nicht  ver- 
hältnismässig höher  als  die  grösseren  be- 
lasten dürfen,  ersetzt  werden  können,  ist 
ohne  praktische  Bedeutung,  da  die  einzige 
direkte  Aufwandsteuer,  welche  tlmtsächlich 
vorgekommen  ist  und  Vorkommen  kann,  die 
M i et-  und  Wohnungssteuer  ist,  die 
Neueinführung  derselben  aber  im  Gegensatz 
zn  der  Regierungsvorlage,  welche  dieselbe 
gestatten  wollte,  durch  den  in  den  Bera- 
tungen des  Abgeordnetenhauses  eiugefügten 
Absatz  3 im  § 23  verboten  wird.  Die  ferner- 
weite  Bestimmung  im  Absatz  4,  welche  eine 
Revision  der  bestehenden  Miet-  und  Woh- 
nnngsstenem  anordnet  und  den  Fortbestand 
nur  mit  Ministerialgenehmigung  gestattet, 
juit  den  Zweck  und  wird  auch  den  Erfolg 
haben,  diese  Stenern  welche  tlmtsächlich 


nur  in  wenigen  grossen  Städten  bestehen, 
gänzlich  zu  beseitigen. 

Direkte  Korn  tu  u nalreal steuern 
können  nach  den  Bestimmungen  der  §§  24 
bis  32  sowohl  als  Zuschläge  zur  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  als  auch  in 
der  Form  besonderer  Steuern  vom 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb 
erhoben  werden.  Für  den  ersteren  Fall, 
welcher  zunächst,  und  bei  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Gemeinden  wohl  dauernd,  die  Re- 
gel bilden  wird,  ist  durch  eine  sachgeraässe 
Einschränkung  der  Befreiungen,  insbesondere 
der  Dienstgrundstücke  und  Dienstwohnungen 
der  Beamten  und  eine  Ausdehnung  der  Ge- 
werbesteuer auf  die  landwirtschaftlichen 
Branntweinbrennereien,  den  Bergbau  und 
den  gewerbsmässigen  Betrieb  von  Torf- 
stichen, Sand-,  Kalk-,  Mergeleruben  und 
Steinbrüchen  für  eine  höhere  Ertragsfähig- 
keit  dieser  Steuorquellen  Sorge  getragen. 
Für  die  Erhebung  besonderer  Steuern  von 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  sind  nähere 
Bestimmungen  im  Pr.  K.A.G.  nicht  getroffen; 
dasselbe  überlässt  die  Ausbildung  dieser 
Steuern  dem  Erfindungsgeiste  der  Gemeinde- 
behörden und  giebt  ihnen  eine  Reihe  ver- 
schiedener Massstäbe  (für  die  Grundbesitz- 
steuern den  Reinertrag.  Xutzungs wert,  Pacht- 
öder  Mietwert,  gemeinen  Wert  oder  Ab- 
stufungen nach  dem  Umfang,  für  die  Ge- 
werbesteuer nach  dem  Ertrage,  Aulage- 
und  Betriebskapital  etc.)  zur  Auswahl.  Die 
Kommunal  realsteuern  sind  in  der  Regel  nach 
gleichen  Normen  und  Sätzen  zu  verteilen. 
Eine  Ausnahme  ist  nur  bei  dem  Grundbesitz 
durch  Einführung  einer  Bau  platz  Steuer, 
bei  dem  Gewerbebetrieb  in  dem  Falle  ge- 
stattet, wenn  die  einzelnen  Gewerltearten  in 
verschiedenem  Masse  von  den  Veranstal- 
tungen der  Gemeinde  Vorteil  ziehen  oder 
der  Gemeinde  Kosten  verursachen  oder 
wenn  gewerblich  benutzte  Räume  einer 
Mietsteuer  unterliegen  oder  stärker  zur  Ge- 
bäudesteuer herangezogen  werden,  als  dies 
bei  der  staatlichen  Gebäudesteuer  der  Fall 
sein  würde.  Die  Einführung  einer  Bauplatz- 
steuer, welche  den  Gemeinden  einen  teil- 
weisen Ersatz  für  Zuschläge  zur  Vermögens- 
steuer gewähren  sollte,  ist  infolge  der  Be- 
griffsbestimmung der  Bauplätze  als  »Liegen- 
schaften, welche  durch  die  Festsetzung  von 
Baufluchtlinien  in  ihrem  Werte  erhöht  wor- 
den sind* , wesentlich  erschwert  und  be- 
schränkt worden  und  hat  bisher  eine  prak- 
tische Bedeutung  überhaupt  nicht  gewonnen. 

Die  Vorschriften  über  die  Gemeinde- 
ei nkommen  Steuer  sind  in  der  Haupt- 
sache dem  Kommunalsteuernotgesetz  vom 
27.  Juli  lSSf),  welches  sich  praktisch  bewährt 
hat.  entnommen.  Neu  sind  die  bereits  er- 
wähnten Vorschriften  in  §§  54 — 51)  über  die 
Verteilung  des  Steuerbedarfs  auf  die  ver- 
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sehiedenen  Steuerarten  und  in  § 53  ül>er ' derjenigen  Steuerstufe  nicht  übersteigen 
die  Verpflichtung  der  Betriebsgemeinden  I darf,  in  welche  der  Steuerpflichtige  bei  der 
zur  Leistung  von  Zuschüssen,  neu  und  nicht  Veranlagung  zur  Staatseinkomraensteuer  ein- 
ganz  unbedenklich  die  Vorschriften,  dass ; geschätzt  worden  ist.  Zu  diesem  Behufe 
Ausländer  und  Angehörige  anderer  Bundes- 1 sind  die  Teile  des  Einkommens,  sofern  sie 
Staaten,  welche  in  der  Gemeinde  einen  auch  nach  erfolgter  Richtigstellung  im 
Wohnsitz,  aber  nicht  des  Erwerbes  wegen,  ganzen  den  Höehstbctrag  der  Steuerstufe 
halten,  auf  die  Dauer  von  höchstens  drei  I übersteigen,  verhältnismässig  herabzusetzen.« 
Jahren  von  der  Gemeindeeinkommensteuer i c)  Teil  I.  Vierter  Titel.  Natural- 
ganz  oder  teilweise  freigelassen  werden  dienste.  Im  vierten  Titel  ist  das  Recht  der 
können  und  dass  den  Gemeinden  Verein-  ; Gemeinden,  die  Steuerpflichtigen  zu  Naturai- 
, barungeu  mit  Steuerpflichtigen  gestattet  sind,  dicnsten  (Hand-  und  Spanndiensten)  heranzu- 
wonach  von  fabrikmässigen  Betrieben  und  j ziehen,  anerkanut  und  durch  Aufnahme  der 
von  Bergwerken  an  Stelle  der  Gemeinde-  entsprechenden  Bestimmungen  der  Landge- 
steuer  vom  Einkommen  und  Gewerbebetriebe  meindeordnung  gei'egelt,  jedoch  mit  der 
ein  für  mehrere  Jahre  im  voraus  zu  bestim-  Massgabe,  dass  eine  generelle  Aufbringung 
inender  fester  jährlicher  Steuerbetrag  zu  I der  Naturaldienste  in  Geldbeiträgen  nicht 
entrichten  ist  I mehr  stattfinden  kann,  dass  vielmehr  in 

Die  Einführung  besonderer  Gemeinde-  diesem  Kalle  die  allgemeinen  Besteuerungs- 
einkom mensteuern  ist  in  hohem  Grade  be-  grund. Sätze  Anwendung  zu  finden  haben, 
schränkt;  unzulässig  ist  nicht  nur  eine  Ab-  f)  Teil  I.  Fünfter  Titel.  Rechts- 
änderung der  Feststellung  des  Einkommens  mittel.  Dem  Abgabenpflichtigen  steht  gegen 
und  der  Stufen  des  Steuertarifs,  sondern  die  Heranziehung  (Veranlagung)  zu  Gebühren, 
auch  die  Abänderung  des  Steigern ngsver-  Beiträgen,  Steuern  und  Naturaldiensten  das 
hältnisses  der  Sätze  der  Staatsei nkom men-  Rechtsmittel  des  Einspruchs  zu.  Der 
Steuer  zu  Ungunsten  der  oberen  Stufen,  die  Einspruch  ist  an  den  Gemeindevorstand  zu 
Einführung  von  Progressivkommunalein-  richten , der  darüber  zu  entscheiden  hat. 
kommousteuern.  Wird  jedoch  die  Gemeindesteuer  in  Prozenten 

Die  Erwartung,  dass  das  Pr.  K.A.G.  die  • der  vom  Staate  veranlagten  direkten  Steuern 
Frage  der  kommunalen  Besteuerung  der  un-  '•  (Realstoucm  und  Einkorn  mensteuer)  erhoben, 
mittelbaren  und  mittelbaren  Staatsbeamten,  so  kann  ein  Einspruch  gegen  den  der  Ver- 
der  Hofbeamten,  Geistlichen  und  Elementar-  anlagung  zu  Grunde  liegenden  Staatssteuer- 
schullehrer durch  Beseitigung  der  bisherigen  j satz  nicht  mehr  eingelegt  werden  (§  691. 
Exemtionen  lösen  werde,  ist  nicht  erfüllt  WiU  der  Abgabenpflichtige  hiergegen  Rechts- 
worden; der  § 41  verweist  auf  die  Rege-  mittel  ergreifen,  so  muss  er  (lies  nach  M ass- 
lung  durch  ein  besonderes  Gesetz,  behält ; gäbe  der  Gesetze  über  die  Realsteuern  und 
aber  bis  zum  Erlasse  dieses  Gesetzes  die  die  Staatseinkommensteuer  thun,  sobald  er 
bisherigen  Bestimmungen  ebenso  bei  wie  j zu  dem  Staatssteuersatz  veranlagt  worden 
hinsichtlich  der  kommunalen  Besteuerung  i ist.  Nachträglich  kann  er  diesen  nicht  mehr 
der  Militärpersouen,  denen  die  Gcnsdarmen  j anfechten.  — Ist  der  Abgabenpflichtige 
ausdrücklich  gleichgestellt  werden.  j durch  den  Beschluss  des  Gemeindevor- 

Die  Vorschriften  über  die  Berechnung  J Stands  über  seinen  Einspruch  nicht  klag- 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  der  fiska- 1 los  gestellt,  so  kann  er  gegen  den  Be- 
lischen  Domänen,  Staats-  und  Privatbahnen  Schluss  Klage  im  Verwaltungsstreitver- 
(§§  44 — 46)  und  die  zur  Vermeidung  der  fahren  erheben.  Zuständig  in  erster  Instanz 
Doppelbesteuerung  in  den  §§  47 — 50  ge-  j ist  für  Landgemeinden  der  Kreisausschuss, 
troffeneu  Bestimmungen  sind  im  wesent-  i für  Stadtgemeinden  der  Bezirksausschuss, 
liehen  aus  dem  Kommunalsteuernotgesetz  Gegen  das  Erkenntnis  des  Kreisausschusses 
von  1885  übernommen.  Neu  ist  die  Vor-  1 kann  der  Kläger  wie  der  Gemeinde  Vorstand 
schrift,  dass  die  Bestimmungen  über  die  Er- 1 Berufung  an  den  Bezirksausschuss  ein  legen, 
mittelung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  Gegen  Erkenntnisse  des  Bezirksausschusses 
von  Privateisenbahnunternehmungen  auf  i in  der  Berufungsinstanz  wie  in  erster  In- 
Kleinbahnen  keine  Anwendung  finden,  neu,  i stanz  (für  Stadtgemeinden)  ist  nur  das  Rechts- 
au sich  zweckmässig,  aber  ein  weitläufiges  | mittel  der  Revision  an  das  überverwal- 
Verteilungs-  und  Rechtsmittelverfahren  be-  tungsgericht  zulässig  (§  70).  Durch  Ein- 
dingend, ist  die  im  Interesse  der  Steuer-  sprucn  und  Klage  wird  aber  die  Verpflich- 
zahler  erlassene  Vorschrift  im  § 51,  dass,  j tung  zur  Zahlung  oder  Leistung  nicht 
»wenn  das  der  Staatseinkommensteuer  unter- 1 aufgeschoben  (§  75).  Etwas  kompliziert 
liegende  Gesamteinkommen  eines  Steuer-  sind  die  Vorschriften  zur  Durchführung  der 
pflichtigen  nach  seinen  Teilen  in  mehreren  i oben  angeführten  Bestimmung  des  $ 51  über 
preussischen  Gemeinden  steuerpflichtig  ist,  die  Verteilung  eines  gemeindesteuerpflich- 
das  in  diesen  Gemeinden  steuerpflichtige  tigen  Einkommens  auf  eine  Mehrzahl  Steuer- 
Einkommen  im  ganzen  den  Höchst  betrag  j berechtigter  Gemeinden,  für  welche  die  Vor- 
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nähme  der  Verteilung  «auf  den  Antrag  des 
Steuerpflichtigen  im  Beschlussverfahren  mit 
nachfolgender  Zulassung  des  Yerwaltungs- 
streitverfahrens  vorgesehen  ist  (§  71,  72). 

g)  Teil  I.  Sechster  Titel.  Auf- 
sicht- Der  Umstand,  dass  das  Pr.  K.A.G. 
eine  Abänderung  des  bisherigen  Gemeinde- 
abgabenwesens in  der  grossen  Mehrzahl  der 
Gemeinden  l>edingt.  dass  al>er  für  eine  grosse 
Reihe  wichtiger  Aenderungen,  namentlich 
für  die  Neueinfflhrnng  besonderer  direkter 
und  indirekter  Gemeindeabgaben,  keine  spe- 
ciellen  Vorschriften  in  dem  Gesetze  ent- 
halten sind,  sondern  Steuerexperimente  der 
verschiedensten  Art  von  den  Gemeindebe- 
hörden beschlossen  werden  können,  begründet 
die  Notwendigkeit,  dass  für  die  betreffenden 
Gemeindebeschlüsse  die  Genehmigung 
der  K om  m u nalaufsich  t sbehörde  n 
in  grossem  Umfange  vorgeschrieben  wird. 
Dies  ist  im  Pr.  K.A.G.  geschehen,  und  die 
Rückwirkung,  welche  derartige  Beschlüsse 
auf  die  Staatssteuern  und  deren  Erträge 
ausüben  können,  lassen  es  auch  gerechtfer- 
tigt erscheinen,  dass,  soweit  dies  der  Fall 
ist,  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörden 
noch  die  Zustimmung  der  Minister 
des  Innern  und  der  Finanzen  hinzu- 
treten muss.  Diese  Vorschriften,  welche 
sich  dem  bisherigen  Rechtsznstande  an- 
schliessen.  sind  notwendig  und  zweckmässig. 
Das  Pr.  K.A.G.  begnügt  sich  aber  nicht  mit 
dieser  repressiven  Thätigkeit  der 
Aufsichtsbehörden,  welche  die  Aus- 
führung jedes  mit  den  Vorschriften  des  Ge- 
setzes in  Widerspruch  stehenden  Gemeinde- 
beschlusses zu  hindern  geeignet  ist.  sondern 
gestattet  den  Aufsichtsbehörden  ein  direktes 
positives  Eingreifen  zur  anderweiten 
Gestaltung  des  Abgaben  wesens  jeder  einzelnen 
Gemeinde.  Wenn  nämlich  in  einer  Gemeinde 
hei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  Ord- 
nungen über  die  Aufbringung  von  Gebühren, 
Beiträgen,  direkten  oder  indirekten  Steuern 
oder  Diensten  bestehen,  welche  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  zuwiderlaufen,  oder 
wenn  derartige  Beschlüsse  gefasst  werden, 
so  ist  mach  § 78  die  Aufsichtsbehörde  be- 
fugt, deren  Abänderung  oder  Ergänzung 
unter  Angabe  der  Gründe  zu  fordern.  Die 
gleiche  Befugnis  steht  der  Aufsichtsbehörde 
zu,  wenn  die  Abstufungen  des  Grundbesitzes, 
nach  welchen  eine  Gemeindesteuer  umge- 
legt wird,  wegen  wesentlicher  Veränderung 
der  Besitzverliältnisse  zur  Grundlage  der  Be- 
steuerung nicht  mehr  geeignet  sind  und  ein 
Antrag  auf  Abänderung  oder  Ergänzung 
von  der  Mehrheit  der  einer  Abstufung  an- 
gehfirigen  Steuerpflichtigen  gestellt  wird. 
Gegen  die  Anordnung  findet  innerhalb  4 
'Vochen  nach  Ablauf  der  in  derselben  ge- 
stellten Frist  die  Kl.age  im  Verwaltungs- 
streitverfahron,  für  Landgemeinden  bei  dem 


Bezirksausschüsse,  für  Stadtgemeinden  hei 
dem  Oberverwaltungsgerichte  statt.  Wird 
die  Kl.oge  innerhalb  der  gestellten  Frist  nicht 
| erhoben  oder  wird  die  erhobene  Klage 
{rechtskräftig  abgewiesen,  so  ist  die  Auf- 
sichtsbehörde befugt,  die  erforderliche  Ord- 
nung auf  Grundlage  der  erlassenen  Verfü- 
gung selbst  festzustellen.  Wird  die  Klage 
emlgiltig  für  begründet  erkannt,  so  tritt  die 
Anordnung  ausser  Kraft.  Sofern  das  öffent- 
liche Interesse  es  erheischt,  wird  im  Fall 
der  Erhebung  der  Kl.age  die  vorläufige  Ord- 
nung des  Steuerwesens  bis  zur  rechtskräf- 
tigen Entscheidung  im  Beschlussverfahren 
für  Landgemeinden  von  dem  Kreisausschusse, 
, für  Stadtgemeinden  von  dem  Bezirksaus- 
• schusse  festgesetzt. 

Diese  Vorschrift  erscheint  sehr  bedenk- 
lich, denn  sie  enthält  einen  scharfen  Ein- 
griff in  die  Autonomie  der  Gemeinde  und 
bietet  bureaukratischem  Uebereifer  eine  will- 
kommene Handhabe,  die  eigene  Weisheit 
leuchten  zu  lassen.  Auch  ist  in  der  Mög- 
I lichkeit.  eine  solche  Anordnung  der  Auf- 
1 Sichtsbehörde  im  Verwaltungsstreitverfahren 
anfechten  zu  können,  eine  ausreichende 
Sicherheit  gegen  deren  Missbrauch  nicht 
gegeben,  da  der  Gerichtshof  nur  die  Frage 
der  Gesetzmässigkeit,  nicht  «aber  auch  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Verhältnissen 
des  konkreten  Falls  seiner  Kognition  unter- 
ziehen kann.  Der  ganze  § 78  erscheint  des- 
halb bedenklich  und  gefährlich,  und  seine 
gänzliche  Beseitigung  wäre  erwünscht  ge- 
wesen. Eine  wesentliche  Verbesserung  hat 
«allerdings  in  diesem  Paragraphen  die  Re- 
gierungsvorlage  durch  die  Beschlüsse  des 
Landtags  erhalten,  denn  während  nach  dem 
Entwürfe  des  Pr.  K.A.G.  ein  positives  Ein- 
greifen der  Aufsichtsbehörden  bei  «allen  Ord- 
nungen, welche  »den  Vorschriften  oder 
Besteuern  ngsgrun  d sät  z e n«  diesesGe- 
setzes  zuwiderlaufen,  gestattet  war,  ist  durch 
die  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  das 
unbestimmte  und  vieldeutige  Wort  »Be- 
steuerutigsgrundsätze«  gänzlich  gestrichen 
und  dadurch  die  praktische  Anwendung  des 
§ 78  wesentlich  erschwert  und  beschränkt 
worden. 

Ebenso  wie  bei  dem  § 78  hat  die  Re- 
gierungsvorlage  in  einer  Reihe  anderer  Fälle 
durch  die  Beschlüsse  des  Landtags  wesent- 
liche Verbesserungen  erfahren.  Dies  gilt 
insbesondere  von  den  Vorschriften  über  das 
Verfahren  bei  Einführung  von  Beiträgen 
($  9),  von  der  Beseitigung  der  Steuerpflicht 
von  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
(§§  33  und  06).  von  dem  Verlwte  progres- 
siver Kommunaleinkommensteuern.  Zweifel- 
haft erscheint  es,  ob  die  auf  der  Initiative 
des  Landtages  beruhende  Einführung  der 
Verpflichtung  der  sogenannten  Betriebsge- 
meinden  zur  Zahlung  von  Zuschüssen  an 
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die  durch  Fabriken  etc.  stark  belasteten 
Nachbargenieinden  (jä  53)  und  die  zu  Gunsten 
der  Realsteuerpflichtigen  beschlossenen  Aen- 
derungen  in  den  Vorschriften  über  die  Ver- 
teilung des  Steuerbedarfs  auf  die  einzelnen 
Steuerarten  (§§  54  uud  55)  als  Verbesse- 
rungen anzusehen  sind.  Eine  Verschlechte- 
rung enthält  dagegen  die  im  Herrenhause 
erfolgte  gänzliche  Streichung  der  im  Abge- 
ordnetenhause allerdings  schon  in  ahge- 
sehwächter  Fassung  angenommenen  Bestim- 
mungen der  Regierungsvorlage,  welche  die 
Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  der 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaf- 
ten auf  Aktien,  Berggewerkschaften  und  ein- 
getragenen Genossenschaften  durch  Einfüh- 
rung eines  Abzugsrechts  der  Aktio- 
näre, Kommanditisten,  Gewerken 
und  Genossen  bezweckten.  Schon  bei  Be- 
ratung des  Gemeindeabgabengesetzentwurfs 
von  1879  und  des  Kommunalsteuernotge- 
setzcs  war  die  Notwendigkeit  einer  derar- 
tigen Vorschrift  von  der  Staatsregierung  und 
von  dem  Abgeordnetenhause  anerkannt  wor- 
den, und  nur  die  Schwierigkeit  der  Formu- 
lierung derselben  hatte  die  Aufnahme  in 
das  Kommunalsteuernotgesetz  verhindert. 
Mit  Recht  wurde  bei  diesen  Verhandlungen 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Kommunalbe- 
steuerung  der  Aktiengesellschaften  nicht  so- 
wohl in  ihrer  Eigenschaft  als  juristische 
Personen,  welche  Eigenschaft  ihnen  nach 
Lage  der  jetzigen  Gesetzgebung  nicht  zuer- 
kannt werden  kann,  sondern  hauptsächlich 
aus  dem  Grunde  angeordnet  worden  ist,  weil 
es  meistenteils  unmöglich  erscheint , die 
ihrer  Person  nach  vielfach  unbekannten 
Aktionäre  als  Inhaber  des  Unternehmens  zu 
veranlagen,  und  weil  die  Abstandnahme  von 
jener  Besteuerung  häufig  die  gänzliche 
Steuerfreiheit  des  in  dem  Aktienunternehmen 
angelegten  Kapitals  zur  Folge  haben  würde. 
Dasselbe  gilt  vielfach  auch  von  den  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  und  Berg- 
gewerkschaften. Andererseits  lässt  sich 
nicht  verkennen,  dass  in  dieser  Besteuerung 
der  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  Berggewerkschaften  und 
eingetragenen  Genossenschaften  in  Verbin- 
dung mit  der  in  der  Wohnsitzgemeinde  der 
Aktionäre,  Kommanditisten.  Gewerken  und 
Genossen  stattfindenden  Besteuerung  ihres 
vollen  Einkommens  mit  Einschluss  der  ihnen 
als  Dividende,  Ausbeute  etc.  zufliessenden 
Geschäftserträge  eine  Doppelbesteuerung  des- 
selben Objektes  vorliegt,  zumal  der  im  § 16 
fies  Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni 
1891  bei  der  staatlichen  Besteuerung  dieser 
Erwerbsgesellschaften  gestattete  Abzug  von 
3*  2%  des  eingezahlten  Kapitals  bei  der 
Kommunalbesteuerung  nicht  stattfindet. 
Allerdings  ist  die  Formulierung  eines  solchen 
Abzugsrechts  der  Aktionäre  schwierig  und 


mit  Vorsicht  zu  bewirken,  damit  nicht  Kol- 
lusionen zum  Nachteil  der  Gemeinde  start- 
finden, allein  nach  der  Regierungsvorlage 
und  den  Beschlüssen  des  Abgeordnetea- 
hauses  fehlte  es  nicht  an  Kauteleu  zur  Ver- 
hütung eines  etwaigen  Missbrauchs.  Dessen- 
ungeachtet und  obwohl  das  Abgeordneten- 
haus das  Abzugsrecht  bis  auf  die  Hälfte 
der  den  Aktionären  etc.  zufliessenden  Divi- 
denden etc.  einschränken  wollte,  verwarf  das 
Herrenhaus  in  letzter  Stuude  diese  auf  eine 
auch  nur  teilweise  Beseitigung  jener  Doppel- 
besteuerung abzielenden  Vorschläge.  Um 
«las  Zustandekommen  dos  Pr.  K.A.G.  nicht 
gänzlich  zu  vereiteln,  trat  das  Abgeordneten- 
haus den  Beschlüssen  des  Herrenhauses  bei, 
fasste  al>er  gleichzeitig  die  Resolution : »die 
königliche  Staatsregierung  aufzufordem,  wo- 
möglich in  der  nächsten  Session  dem  Land- 
tage einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher 
die  staatliche  und  kommunale  Besteuerung 
der  AKtiengesellschaften  etc.  unter  t bau- 
lichster Vermeidung  der  Doppelbesteuerung 
neu  regelt«.  — Allerdings  hat  bisher,  nach 
Verlauf  von  7 Jahren,  die  Staatsregierung 
dieser  Resolution  noch  keine  Folge  gegeben, 
und  cs  steht  zu  befürchten , dass  eine 
saohgemässe  Regelung  dieser  Frage  noch 
langt'  auf  sich  warten  lassen  wird. 

Ungeachtet  der  vorstehend  erörterten  Be- 
denken gegen  verschiedene  Einzclbestim- 
mungen  des  Pr.  K.A.G.  treten  bei  einer  Ver- 
gleichung desselben  mit  den  in  den  übrigen 
deutschen  Staaten  und  im  Auslande  gelten- 
den Vorschriften  seine  Vorzüge  in  helles 
Licht,  und  es  steht  zu  erwarten,  dass  nach 
kürzerer  oder  längerer  Zeit  die  Grundsätze, 
welche  dieses  Gesetz  in  Preussen  zur  Durch- 
führung gebracht  hat,  auch  in  anderen  Län- 
lern  zur  Anwendung  gelangen  werden.  Der 
in  den  letzteren  zur  Zeit  geltende  Rechts- 
zustand erhellt  aus  der  nachstehenden  kur- 
zen Uebersicht. 

B.  Uebrigo  deutsche  Staaten, 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  ist 
die  Aufbringung  der  G.A.  in  verschieden- 
artiger und  nicht  immer  rationeller  Weise 
geregelt.  In  der  Hauptsache  beruht  dieselbe 
auf  dem  System  der  Zuschläge  zu  den 
direkten  Staatssteuern,  doch  grenzt  sich  das 
Gebiet  der  letzteren  in  mannigfaltiger  Weise 
ab,  und  es  bestehen  daneben  fast  überall 
selbständige  K.A.,  sowohl  direkte  Gemeinde- 
steuern als  auch  Verbrauchssteuern  und 
sonstige  indirekte  G.A. 

1.  ln  Bayern  stehen  zwei  Systeme  in 
Geltung.  In  der  Pfalz  erheben  namentlich 
die  grösseren  und  mittleren  Städte  neben 
den  Zuschlägen  eine  aus  dem  französischen 
Octroi  hervorgegangeuo  und  demselben  oach- 
gebildete  Verbrauchssteuer,  mit  welcher  die 
hohen  Erträge  des  Octrois,  aber  auch  seine 
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Prossen  Nachteile  in  volkswirtschaftlicher 
Beziehung  verbunden  sind.  Diesseits  des 
Rheins  gilt  die  Gemeiudeordnung  v.  29.  April 
1869,  welche  die  Einnahmen  aus  den  Ge- 
rneindevermögen  und  den  Gemeindeanstalten. 
die  Erträge  von  Stiftungen,  Staatsdotationen 
um\  Gebühren  als  primäre  Deckungs-  i 
mittel  des  Gemeindebedarfs  bezeichnet, 
während  erst  in  zweiter  Linie  Gemeinde- 
umlagen.  d.  h.  Zuschläge  zu  den  staatlichen 
Ertragssteuern  (zur  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-, 
Kapitalrenten-  und  Einkommensteuer),  Ver- 
brauchsteuern, welche  namentlich  auf  Fleisch, 
Wildbret,  Gänse.  Getreide,  Mehl,  Wein,  Bier, 
Kaffee,  Obst  gelegt  werden  können,  und  sons- 
tige örtliche  Abgaben  (insbesondere  Pflaster- 1 
zoll)  zur  Anwendung  kommen  dürfen.  Jedoch 
trifft  thatsaohlieh — namentlich  in  den  grösse- 
ren Stadtgemeinden  — ein  recht  erheblicher 
Teil  der  G.A.den  Verbrauch  und  zwar  vor- 
zugsweise den  der  minder  wohlhabenden  I 
Bevölkerungsklassen , für  welche  hierdurch 
eine  ungerechtfertigte  Ueberlastung  entsteht. 

2.  In  Sachsen  Hisst  die  revidierte  Städte- 
und  Landgemeindeordnung  v.  24.  April  1873 
der  Autonomie  der  Gemeinden  hinsichtlich 
<k*r  direkten  G.A.  einen  sehr  weiten  Spiel- 
raum, bestimmt  dagegen,  dass  indirekte  G.A 
»nur  unter  besonderen  örtlichen  V.  .lältnissen 
mit  Genehmigung  des  Ministeriums  des 
Innern  <•  zulässig  sein  sollen.  Infolgedessen  1 
kommen  — im  Gegensatz  zu  Bayern  — i 
verkehrsstörende  und  die  unteren  Klassen  j 
prägravierende  Verbrauchssteuern  nur  aus- 
nahmsweise vor;  häufiger  sind,  nur  Bier- 
steuern. Von  sonstigen  indirekten  G.A.  sind 
Umsatzsteuern  als  Abgaben  von  Immobiliar- 
besitzveränderungen , Lustbarkeitsabgaben, 
Hunde-  und  Nachtigallensteuern,  in  einzelnen 
Städten  auch  Mietsteuern  zu  nennen ; nament- 1 
lieh  die  Umsatzsteuern  liefern  einen  nicht 
unerheblichen  Ertrag.  Die  direkten  G.A.  | 
werden  unter  Berücksichtigung  der  örtlichen 
Verhältnisse  teils  als  Zuschläge  zu  den! 
direkten  Staatssteuern,  teils  als  selbständige 
H A.  vom  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb  und 
Einkommen  erhoben.  Auffallend  ist  nament- 
lich die  grosse  Anzahl  selbständiger  direkter 
Einkommensteuern  (in  eh.  80°/o  der  Stadtge- 
ineindeii),  von  denen  fast  2 3 eine  progressive 
Skala  haben  und  eine  stärkere  Heranziehung 
kr  wohlhabenden  Bevölkerungsklasscn  zu 
den  Gemeindebedürfnissen  bewirken. 

3.  In  Württemberg  können  die  Gemein- 
den nach  dem  Verwaltungsedikt  v.  1.  März 
1822  zur  Deckung  des  Defizits  der  Gemeinde- 
Ankünfte,  »des  Gemeindeschadens«,  als  Zu- 
schlag zu  den  Staatssteuern  Abgaben  vom 
Grundeigentum,  Gebäuden  und  Gewerbe, 
und  nach  den  GG.  v.  28.  Juli  1877  und  15. 
Juni  1853  daneben  auch  Zuschläge  zur 
Steuer  auf  das  Kapitalien-,  Renten-,  Dienst- 
und  Bernfseinkommen  — letztere  jedoch  in 


der  Beschränkung  auf  l°o  dieses  Einkom- 
mens — erheben.  Falls  der  »Gemeinde- 
Schaden«  100%  der  vorbezeichneten  Staats- 
steuern übersteigt,  können  mit  ministerieller 
Genehmigung  auch  örtliche  Verbrauchsab- 
gaben von  Bier,  Fleisch  und  Gas  zur  Er- 
hebung gelangen,  doch  sind  diese  Staats- 
steuern mindestens  mit  Zuschlägen  von  50  0 o 
zu  belegen.  Als  Personalsteuer  besteht  schon 
seit  der  Kommunalordnung  von  1758  die 
Bürger-  und  Wohnsteuer. 

4.  In  Baden  ist  den  Gemeinden  gestattet, 
zur  Deckung  des  nach  Verwendung  der  Ein- 
nahmen aus  dem  Gemeindevermögen , Ge- 
bühren und  Beiträgen  verbleibenden  Fehl- 
betrags durch  Gemeindebeschluss  mit  Staats- 
genehmigung Verbrauchssteuern  von  Gegen- 
ständen der  örtlichen  Konsumtion  einzu- 
führen. Hiervon  haben  viele  grössere  Ge- 
meinden durch  Erhebung  einer  octroiähn- 
lichen  Abgabe  Gebrauch  gemacht.  Für  die 
direkten  Gemcindeum  lagen  hat  unter  Ent- 
lastung des  Gewerbetriebs  und  Arbeitsver- 
dienstes und  unter  stärkerer  Heranziehung 
des  Grund-,  Gebäude-  und  Kapitalbesitzes 
eine  Neuregelung  durch  die  GG.  v.  1.  und 
2.  Mai  1886  stattgefunden.  Hiernach  sind 
die  direkten  Gemeindeumlagen  auf  das  ge- 
samte Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-  und  Ren- 
tensteuerkapital und  die  Einkommensteuer- 
anschläge in  der  Weise  gleichheitlieh  zu 
verteilen,  dass  die  Reutensteuerkapitalien 
mit  3.  »o,  die  Einkommensteueranschluge  mit 
dem  Dreifachen  ihres  Betrags  in  Rechnung 
kommen.  Für  die  Zuschläge  zur  Kapital- 
rentensteuer ist  eine  Maximalgrenze  von  80  °/o 
der  Staatssteuer  festgesetzt,  kleine  Städte 
und  Landgemeinden  können  auf  diese  Zu- 
schläge ganz  verzichten,  die  der  Städte- 
ordnung unterliegenden  10  grösseren 
Städte  die  Belastung  der  Kapitalrente  auf 
1 °o  herabsetzen. 

5.  In  Hessen  ist  der  Rechtszustand  be- 
züglich der  Aufbringung  der  Gemeindebe- 
dürfnisse und  zwar  sowohl  der  indirekten 
als  der  direkten  G.A.  ähnlich  wie  in  Baden. 
Nach  dem  G.  v.  13.  Mai  1885  sind  die 
direkten  Gemeindeumlagen  nach  Massgabe 
der  für  die  direkten  Staatssteuern  gebil- 
deten Steuerkapitalien  zu  verteilen,  wobei 
Grund-.  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Kapital- 
rentensteuerkapitalien zum  vollen  Betrage, 
Einkommensteuerkapitalien  aber  nur  zur 
Hälfte  ihres  Betrags  als  Gemeindesteuer- 
kapital in  Ansatz  zu  bringen  sind. 

C.  Oesterreich,  England  und  Frankreich. 

Das  in  Deutschland  geltende  System  der 
Aufbringung  der  G.A.  durch  Zuschläge  zu 
den  direkten  Staatssteuern  in  Verbindung 
mit  der  Erhebung  selbständiger  direkter  und 
indirekter  Gemeindesteuern  bestellt  auch  in 
Oesterreich,  während  der  Rechtszustand  in 
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England  und  Frankreich  — und  zwar  in 
diametral  entgegengesetzter  Richtung  — 
davon  abweicht. 

In  Oesterreich  bestimmt  das  Gesetz 
zur  Regelung  des  Gemeindewesens  v.  5. 
März  1802,  dass  die  Gemeinden  zur  Deckung 
ihres  Bedarfs  Zuschläge  zu  den  direkten 
Steuern  (zu  Grund-,  Hauszins-,  Hausklassen-, 
Erwerbs-  und  Einkommensteuer)  und  zur 
Verzehrungssteuer  sowie  die  Erhebung 
anderer  Auflagen  und  Abgaben  beschliessen 
dürfen.  ThatsächLich  werden  Zuschläge  zur 
Verzehrungssteuer  nur  in  den  grossen 
Städten  und  in  geringerem  Umfange  in 
Krain,  Istrien.  Görz  und  Dalmatien  erhoben. 
Die  übrigen  Kronländer  begnügen  sich  mit 
Zuschlägen  zu  den  direkten  Staatssteuern, 
welche  bis  zur  Höhe  von  10  °o  ohne  jede 
Genehmigung,  in  Höhe  über  20%  nur  mit 
kaiserlicher  Genehmigung,  zum  Teil  z.  B. 
in  Tirol  sogar  nur  auf  Grund  eines  Landes- 
gesetzes erhoben  werden  dürfen.  Von  sons- 
tigen G.A.  sind  Hunde-  und  Mietsteuern 
und  in  vielen  Gemeinden  in  Vorarlberg  kom- 
munale Vermögenssteuern  zu  erwähnen. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  Zuschlagssystem 
ist  in  England  die  Kommunalbesteuerung 
durchaus  selbständig  und  von  der  Staatsbe- 
steuerung, welche  sich  im  wesentlichen  auf 
Zölle,  Accisen,  indirekte  Steuern  und  einzelne 
Ertrags-,  Einkommen-  und  direkte  Auf- 
wandsteuern  beschränkt,  gänzlich  abge- 
trennt. Die  englische  Kommunalbesteuerung 
beruht  heute  noch  im  wesentlichen  auf  der 
aus  dem  Jahn?  1601  stammenden  Armen- 
steuer  und  lastet  fast  ausschliesslich  auf 
dem  Grundertrage.  Zur  Entrichtung  dieser 
Steuer  ist  nicht  der  owner,  sondern  der 
occupier  verpflichtet . nur  hinsichtlich  der 
kleinen  Wohnungen  besteht  in  den  Städten 
das  compounding  System,  welches  den 
owner  zur  Entrichtung  der  Steuer  verpflich- 
tet, ihm  jedoch  einen  Abzug  von  dem  zu 
versteuernden  Mietwert  gestattet.  Neuer- 
dings wird  eine  Reform  dieser  Kommunal- 
besteuerung, welche  eine  ungerechtfertigte 
Begünstigung  des  beweglichen  Vermögens 
enthält,  durch  Ueberweisung  einzelner  Staats- 
steuern (der  private  duty,  Schanklizenzsteuer 
etc.)  angestrebt. 

Während  in  England  das  Znschlagssystem 
unbekannt  ist,  hat  dasselbe  in  Fra n k reich 
die  weitgehendste  Anwendung  und  konse- 
quenteste Ausbildung  gefunden.  Auf  dem 
platten  Lande  werden  fast  durchgehcnds 
alle  Kommunalbcdürfnisso  durch  die  Centimes 
additionelles  zu  den  vier  direkten  Steuern,  der 
Grund-,  der  Thür-  und  Fenster-,  der  Perso- 
nal- und  Mobiliar-  und  der  Paten t-(Gewerbe-) 
Steuer  gedeckt.  Alle  Gemeinden  erheben  zu- 
nächst 5 Centimes  (=  20%)  der  Persoual- 
und  Mobiliarsteuer;  soweit  dieselben  nicht 
ausreichen , werden  Centimes  pour  insuffi- 


sance  de  revenues  ordinaires  von  allen  vier 
Steuern  erhoben. 

In  den  Städten  wird  neben  diesen  Cen- 
times additionelles  ein  Octroi  von  Getränken. 
Esswaren,  Brenn-  und  Baumaterialien,  Vieh- 
futter  etc.,  welches  den  Ertrag  der  Zuschläge 
sehr  erheblich,  oft  um  das  4-  und  "»fache,  über- 
steijrt.  erhoben : ein  Besteuerungsmodus,  der 
wegen  der  1 löhe  der  Erhebungskosten  sowie 
wogender  Störung  desVerkehrs  und  derUeber- 
lastung  der  ärmeren  Bcvölkerungsklassen 
grosse  Bedenken  erregt,  aber  viel  einbringt. 

Litteratur:  Kommentare  :u  dem  preussischen 

Komntunalabgabengesetze  e.  14.  VII.  1898  von 
a)  F.  Xölt  (Berlin  1894).  b)  Halbey  in  r. 
Brauchitsch’  Verwaltungsgesetzen,  Bd.  III  (Berlin 
1894).  r)  St  nutz  (Berlin  1894).  d)  O.  Oertel, 
(Liegnitz  1894).  «)  F.  A dickes  < Berlin  1894). 

J)  O.  Schwarz  und  11".  Schwarz  (.1  neben 
1894).  9)  H . Luks  (Berlin  1894).  b)  .1.  Schaff 
(Künigsberg  1895).  — F.  Adickes,  Studien  über 
die  weitere  Entwickelung  de s Gemeindesteuer- 
wesen s an/  Grund  de s preussischen  Kommunal • 
ubgabengeseties  vom  14-  VII.  1898,  Tübingen 
1894 ■ — Xölt , Das  Gete'x  über  die  direkten 
Gemeindeabgaben  v.  ~7.  VI 1.  1885,  Berlin  1888. 

L.  Herrfurth. 


Kommunismus 

s.  Sozialismus  und  Kommunismus. 


Kongresse  und  Vereine,  volkswirt- 
schaftliche s.  Volkswirtschaftliche 
Vereine  und  Kongresse. 

Konkurrenz,  illoyale 

s.  Wettbewerb,  unlauterer. 


Konkurs. 

I.  Begriff.  Rechtsgeschichte  mul  Verfahren 
des  Konkurses  (8.  288).  II.  Statistik  der  Kon- 
kurse (S.  303). 

I.  Begriff.  Rechtsgeschiehte  und  Ver- 
fahren des  Konkurses. 

I.  Begriff.  Einleitung.  II.  Ge- 
schichte des  Konkursrechts.  III.  Das 
Konkursverfahren  im  einzelnen.  1 . Die 
Voraussetzung  des  K.  2.  Einwirkungen  des  eiuge- 
lciteteu  Konkursverfahrens  auf  das  Verfügungs- 
recht  des  Gemeinschuldners.  3.  Rückwirkende 
Kraft  der  Konkurseröffnung.  4.  Einfluss  der  Kon- 
kurseröffnung auf  die  allgemeine  rechtliche  und 
j soziale  Stellung  des  Gemeinschulduers.  5.  Ein- 
wirkung der  Konkurseröffnung  auf  die  im  K. 
geltend  zu  machenden  Forderungen.  6.  Koukurs- 
gerichte.  7.  Organisation  der  Verwaltung  der 
Konkursmasse.  8.  Bestandteile  der  Aktivmasse. 
9.  Passivmasse.  10.  Rangordnung  der  Konkurs- 
forderungen. 11.  Einwirkung  der  Beendigung 
des  K.  auf  die  Konknrsforderungeu.  12.  Zwangs- 
vergleich. 13.  Verfahren.  14.  K.  von  Gesell- 
, schatten  und  Korporationen.  Insolvente  Erb- 
; schaffen.  8pecialkoukurs.  15.  Kaufmännischer 
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und  nichtkaufmännischer  K.  16.  Kosten.  17. 
Strafbestimmungen.  18.  Konkursreckt  im  inter-  j 
nationalen  Verkehre. 

I.  Begriff.  Einleitung. 

Konkurs  (genauer  Konkurs  der  Gläubiger  , 
oder  Konkursprozess)  oder  Bankerottver- 
fahren  (Gantverfahren,  Fallit  verfahren)  nennt 
man  dasjenige,  sei  es  gerichtliche,  sei  es 
unter  gerichtlicher  oder  staatlicher  Aufsicht 
erfolgende  Verfahren,  durch  welches  das 
Vermögen  eines  zahlungsunfähigen  (insol- 
venten) Schuldners  (Gemein Schuldners,  Kri- 
dars)  zu  Gelde  gemacht  und  der  Erlös  unter ; 
die  Gläubiger  dieses  Schuldners  verteilt  wird. 
(Sprachliche  Erklärung:  Konkurs  Cun- 

cursus  creditorum,  Zusammentreffen  oder 
Vereinigung  von  Gläubigern ; Gant  = ita- 
lienisch incanto.  abzuleiten  von  'in  «piantum«, 
dem  bei  Versteigerungen  früher  üblichen; 
Rufe:  Bankerott  = banco  rotto;  das  Wort 
Kridar  hängt  zusammen  mit  dem  französi- 
schen crier,  ausrufen). 

Thatsächlich  bezeichnet  jeder  Konkurs 
eine  wenigstens  zeitweilige  Vernichtung  der  . 
ökonomischen  Existenz  des  Gemeinschuld- 
ners oder  den  Beweis,  dass  es  der  vom  < 
Konkurse  betroffenen  Persönlichkeit  nicht  j 
gelungen  ist,  sich  ökonomisch  zu  erhalten,  I 
dass  sie  oder  ihr  Geschäft  auf  Kosten  an- 
derer bestanden  hat.  Ungewöhnlich  in  ■ 
einem  Lande  sich  mehrende  Konkurse  sind 
daher  meist  ein  Zeichen  ökonomischen 
Niederganges.  Doch  kann  auch  eine  Ver- 
mehrung der  Konkurse  eine  Folge  vermehr-  j 
ter  Handels-  und  Gc werbt hätigkeit  sein. ! 
Sehr  häufig  aber  sind  massenhaft  eintivtende 
Konkurse  nicht  auf  ein  einzelnes  Land  be- 
schränkt. Die  Zahlungsunfähigkeit  eines 
bedeutenden  Geschäftsmannes  hat  sehr  leicht 
die  Zahlungsunfähigkeit  anderer  zur  Folge, 
da  letztere  ilme  Verbindlichkeiten  durch  die 


unter  die  sämtlichen  Gläubiger  stattfinden 
soll.  Aber  nun  ist  folgendes  erforderlich: 
1.  Es  müssen  die  Vermögensstücke  des  Ge- 
meinschuldners möglichst  vorteilhaft  ver- 
äussert  werden,  und  nicht  immer  ist  eine 
rasche  Veräusserung  ohne  Verluste  möglich. 
Jedenfalls  ist  für  eine  gewisse  Zeit  eine  be- 
sondere, die  eigene  Thätigkeit  des  Geraein- 
schuldners  ersetzende  oder  doch  beschrän- 
kende Vermögensverwaltung  nötig,  zumal 
sehr  oft  der  Gemeinschuldner  ansstehende 
Portierungen  hat  oder  aber  ihm  gehörige 
Vermögensstücke  sich  iu  den  Händen  anderer 
befinden  oder  zum  Zwecke  des  Verkaufes 
von  den  Ansprüchen  anderer  befreit  werden 
müssen.  2.  Es  muss  den  einzelnen  Gläu- 
bigern Gelegenheit  gegeben  werden,  sieh 
rechtzeitig  mit  ihren  Forderungen  zu  melden, 
und  hiernach  muss  der  auf  die  einzelnen 
Forderungen  fallende  Teil  des  Erlöses  der 
Masse  berechnet  werden. 

Von  der  streng  juristischen  Konstruktion 
des  Konkursrechts  soll  in  folgendem  Abstand 
genommen  werden,  zumal  sie  iu  ihrer  Grund- 
lage eine  bestrittene  ist.  Nur  mag  von 
vorn  herein  bemerkt  werden,  dass  die  Kon- 
kursgläubiger nicht  nach  Analogie  der  Erben 
des  Gememschuldners  zu  behandeln  sind 
und  dass  die  Konkursmasse  auch  nicht  etwa 
eine  Art  juristischer  Person  darstellt.  Die 
Konkursmasse  bleibt  vielmehr  bis  zum  Ver- 
kaufe Eigentum  des  Kridars.  Am  meisten 
für  sich  hat  die  Konstruktion  des  Konkurs- 
rechts aus  der  Annahme,  dass  die  Konkurs- 
gläubiger  an  der  Masse  (d.  h.  an  allen  ein- 
zelnen Bestandteilen  derselben)  ein  Pfand- 
recht (oder  Beschlagsreeht)  durch  die 
Konkurseröffnung  erhalten.  Danach  ist 
der  Konkurs  nichts  anderes  als  eine  um- 
fassende, generelle  Zwangsvollstreckung  zu 
Gunsten  aller  zur  Zeit  vorhandenen  Gläu- 
biger. 


Forderungen,  die  sie  an  jeueu  haben,  aus- 
zugleichen hatten.  Die  sogenannten  Handels- 
krisen sind  in  ihrer  äusseren  Erscheinung 
nichts  auderes  als  zahlreiche,  auf  eine  Mehr- 
zahl bedeutender  Länder  sich  erstreckende 
Zalüuugsstoekuugen  oder  Konkurserklä- 


rungen. 


Das  Konkurs  recht  aber  enthält  ein  wich- 
tiges Stück  sozialen  Rechtes,  das  zugleich 
der  Gesetzgebungskunst  eine  nicht  leichte 
Aufgabe  stellt. 

Es  bezeichnet  zwar  schon  einen  sozialen 
Fortschritt,  dass  nicht  der  einzelne  Gläubi- 
ger, wenn  auch  im  Wege  des  Prozesses 
und  gerichtlicher  Zwangsvollstreckung,  das 
Vermögen  des  Schuldners  sich  aneignen 
darf  und  als  zuerst  Zugreifender  den  Vorzug 
vor  den  übrigen  hat,  vielmehr  eine  gleich- 
mässig  billige  Verteilung  dieses  Vermögens 


II.  Geschichte  des  Konkursrechts. 

Das  älteste  römische  Recht  kannte  nur 
eine  Personalexekution  wegen  Schulden:  der 
Schuldner  wurde  Schuldknecht,  wenn  er, 
verurteilt,  nicht  zahlte,  und  vermutlich  fiel 
dann  auch  das  Vermögen  als  Ganzes  dem 
Gläubiger  zu.  Unklar  erscheint,  wie  es  ge- 
halten wurde,  wenn  mehrere  Gläubiger 
gleichzeitig  auftraten.  Ein  wirkliches  Kon- 
kursrecht wurde  durch  das  prätorische  Edikt 
etwa  zu  Anfang  des  letzten  Jahrhunderts 
der  Republik  geschaffen ; der  betreibende 
Gläubiger  erhielt  Einweisung  in  den  Besitz 
des  Vermögens  des  Schuldners;  andere 
Gläubiger  konnten  binnen  bestimmter  Frist 
sich  dieser  öffentlich  bekannt  gemachten 
Einweisung  anschliessen ; dann  wurde  von 
den  Gläubigern  ein  Agent  (Magister  bonorum) 
gewählt,  der  das  Vermögen  des  Schuldners 
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als  Ganzes  öffentlich  zum  Verkauf  stellte 
und  sodann  nach  Ablauf  einer  weiteren  (im 
Edikte  des  Prätors  bestimmten)  Frist  unter 
Aufstellung  bestimmter  Bedingungen  der  Art 
in  öffentlicher  Versteigerung  einein  Bonorum 
emptor  zuschlug,  dass  der  Erwerber  sich 
verpflichtete,  den  Gläubigern  bestimmte 
Prozente  ihrer  Forderungen  zu  zahlen.  Die- 
ser Käufer  des  Vermögens  machte  die  aus- 
stehenden Forderungen  des  Schuldners  gel-  [ 
tend,  während  andererseits  die  Gläubiger,! 
falls  der  Käufer  Forderungen  bestritt  oder! 
nicht  befriedigte,  gegen  ihn  klagen  und 
Pfandgläubiger,  falls  sie  nicht  von  ihm  be- 
friedigt wurden , das  Pfandobjekt  zu  ihrer 
Befriedigung  aus  dem  Besitze  des  Vor- j 
mögenskäufers  herausziehen . oder  wenn  es  J 
in  ihrem  Besitze  sich  befand,  behalten,  inj 
beiden  Fällen  aber  dasselbe  für  sich  ver- : 
kaufen  konnten.  Aus  dein  ursprünglichen  j 
Verkaufe  der  Person  des  Schuldners  selbst 
war  also  ein  Verkauf  gleichsam  nur  der 
vermögeusrechtliehen  Persönlichkeit  gewor- 
den. Praktisch  genommen  war  das  Ver- 
fahren eine  Befriedigung  der  Gläubiger  in 
Entreprise  auf  Gewinn  und  Verlust,  juristisch 
sehr  einfach,  klar  und  scharf  gedacht,  aber 
von  grosser  Härte  für  den  Schuldner  und 
mit  vielfachen  Verlusten  für  die  Gläubiger 
verbunden ; denn  der  Unternehmer,  der  nicht 
selten  aus  dem  Güterkaufe  ein  Gewerbe 
macht,  suchte  Gewinn : er  kaufte  zu  mög- 
lichst geringen  Prozenten  und  konnte  nach- 
her die  Gläubiger,  deren  Forderungen  nur 
provisorisch  zugelassen  waren,  durch  grund- 
loses Abstreiten  zu  vergleichsweisem  Nach- 
lass bewegen. 

Zunächst  für  vornehme  Schuldner  (sena- 
torischen  Standes),  später  allgemein  wurde 
in  der  Kaiserzeit  an  Stelle  des  Vermögens- 
verkaufs im  ganzen  der  Verkauf  der  ein- 
zelnen Vermögenstücke  gesetzt.  Damit  wurde 
eine  oft  länger  dauernde  V erniögensverwal-  j 
tung  mit  Kuratoren  unter  Aufsicht  des  Ge- 
richts und  eine  Liquidation  der  Forderungen 
notwendig  und  war  im  wesentlichen  dasjenige 
Verfahren  gegeben,  welches  wir  heutzutage 
Konkursverfahren  nennen. 

Das  deutsche  Hecht  des  Mittelalters 
kannte  ebenso  wie  das  ältere  römische  Hecht 
nur  Zugriff  der  einzelnen  Gläubiger  mit 
Schuld knechtschaft  des  Schuldners.  Aber  i 
die  im  römischen  Rechte  bemerkbare  j 
Zwischenstufe  des  Vermögensverkaufs  im 
ganzen  fehlt.  Man  pfändete  die  Vermögens- ! 
stücke  einzeln  und  veräusserte  sie  einzeln 
zur  Befriedigung  der  Gläubiger  anfangs  so, 
dass  die  frühere  Meldung  den  Vorzug  ge- ' 
währte,  später  so,  dass  die  bis  zum  Verkauf 
sich  mehlenden  Gläubiger  glcichinässig  Be-  j 
friedigung  erlangten,  und  wenn  der  Schuld-  , 
ner,  wie  es  im  Mittelalter  bei  der  harten  j 
persönlichen  Behandlung  insolventer  Schuld- 


ner begreiflich  und  bei  der  Kleinheit  vieler 
Territorien  oder  doch  Gerichtsltozirke  leicht 
ausführbar  war,  die  Flucht  ergriff  oder  auch 
wenn  er  gestorben  war,  nahm  das  Gericht 
das  ganze  Vermögen  zur  ratenmässigen  Be- 
friedigung der  binnen  bestimmter  Frist  sieh 
meldenden  Gläubiger  in  Bescidag.  Freilich 
kommen  auch  Einweisungen  der  Gläubiger 
in  den  Besitz,  nur  unter  Kontrolle  der 
Obrigkeit,  vor  und  im  späteren  mittelalter- 
lichen Höchte  auch  in  Deutschland  l>oreits 
Konknrskuratoren.  Ja  man  begegnet,  da  die 
flüchtigen  Schuldner  mit  den  Gläubigern 
nicht  selten  verhandelten  und  ein  vertrags- 
mässiges  Abkommen  gerade  bei  Flucht  des 
Schuldners  den  Gläubigern  vorteilhaft  er- 
seheinen musste,  schon  früh  einem  durch 
Majorität  der  Gläubiger  lieschlosscnen  Ver- 
gleiche, dem  sieh  die  Minderheit  nötigenfalls 
fügen  muss  — während  im  römischen 
Rechte  dies  wichtige  Rochtsinstitut  in  ge- 
ringfügigen Ansätzen  verblieben  ist.  Die 
Entwickelung  ist  dabei  in  Deutschland. 
Frankreich  und  Italien  ziemlich  dieselbe  ge- 
wesen, juristisch  feiner  wohl  in  Italien,  wo 
man  auch  mit  Auswahl  auf  römisches  Recht 
zuriiekgriff  und  insbesondere  das  öffentliche 
Ladungsverfahren  ausbildete.  Der  Bankerotte 
galt  ineist  ohne  weiteres  als  Betrüger  und 
wurde,  wenn  er  nicht  die  Flucht  ergreifen 
und  unterhandeln  konnte,  der  Schuldhaft 
und  schimpflicher  Behandlung  unterworfen. 
Selbstverständlich  kommen  dabei  in  den 
sämtlichen  Ländern  wesentlich  nur  die 
Städte  und  namentlich  die  grösseren  Han- 
delsstädte in  Betracht;  denn  nur  hier  be- 
stand ein  ausgedehnter  Personal k red it. 

Die  später  sich  mehrenden  Vorrechte 
einzelner  Forderungen  und  das  Eindringen 
des  römischen  Rechts  mit  seinem  äusserst 
verwickelten  Pfandrechtssysteme,  wobei  na- 
mentlich die  sogenannten  General  Hypotheken 
in  Betracht  kommen,  musste  aber  auf  das 
Konkursrecht  einen  in  der  Tliat  verderb- 
lichen Einfluss  ausüben  und  dasselbe  zu 
einem  starr  und  pedantisch  bureaukratischou, 
äusserst  langwierigen  und  kostspieligen  ge- 
stalten. und  voran  geht  io  dieser  Entwicke- 
lung «Sj«inien,  so  dass  der  spanische  Jurist 
Salgado  de  Somoza  (gost.  1(1(14)  sein 
grosses  Werk  über  den  Konkurs  mit  Recht 
als  Labyrinthes  creditoruin  bezeichnete.  Dies 
Werk  ist  lange  Zeit  hindurch  für  die  ge- 
samte Entwickelung  des  Konkursreehts 
massgebend  gewesen.  Eine  wesentliche, 
wenngleich  etwas  summarische  und  fast  ge- 
waltsame Vereinfachung  des  Kon ku rsrechts, 
die  sich  aber  in  einer  bedeutenden  Handels- 
stadt als  höchst  wohlthätig  erwies,  enthielt 
die  Hamburger  neue  Fallitenordnung  von 
17'».-}.  wählend  das  Vorbild  der  gesamten 
neueren  Rechtsbildung  das  neuere  französi- 
sche Recht  geworden  ist  in  der  abschliesscn- 
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den  Gestalt,  welche  dasselbe  in  dem  zum 
Teil  auf  der  Ordonnance  de  commerce  von 
1973  fussendcn,  1S07  publizierten  Code  de 
commerce  erhalten  hat.  Der  starre  Bureau-  J 
kratismus  ist  hier  vermieden  und  unter  ge- 
genügender  Aufsicht  des  Gerichts  ein  grosse-  ! 
res  Seilest  verwaltungsrecht  der  Gläubiger 
hergestellt : die  Formen  sind  einfacher  und 
elastischer,  ohne  dass  doch  dem  Kochte  der 
einzelnen  und  der  Jurisprudenz  gleichsam 
Gewalt  augethan  würde;  denn  der  im 
Konkurse  oft  so  sehr  zweckmässige  Zwangs- 
vergleich  kann  kaum  als  gewaltsamer  Ein- 
griff in  das  Recht  der  einzelnen  betrachtet 
werden. 

Das  ganze  Werk  erwies  sich  als  eine 
wesentliche  Forderung  dos  Kredits  und  der 
Solidität  in  Handel  und  Gewerbe.  Doch 
wird  es  von  vielen  als  ein  Mangel  bezeich- 
net, dass  das  Gesetz  abweichend  auch  von 
dem  früheren  französischen  Rechte  den 
Konkurs  auf  zahlungsunfähige  Kaufleute  be- 
schränkte, und  dass  es  gegen  den  Falliten  i 
sehr  hart  sich  zeigte,  hat  man  in  Frankreich  j 
selbst  erkannt,  da  die  späteren  das  französi- 
sche Handelsgesetzbuch  im  Fallitwesen  mo- 
difizierenden Gesetze  von  1838  und  1889 
für  den  insolventen  Handelsmann  erhebliche 
Milderungen  gebracht  haben.  Das  Gesetz 
von  1838  hat  übrigens  die  Redaktion  und 
noch  andere  nicht  unerhebliche  Einzelheiten 
verbessert,  das  G.  v.  4.  März  1*89  die  Mög- 
lichkeit einer  besonders  schonenden  und  von  S 
vorn  herein  auf  Herbeiführung  eines  Ver- 
gleichs abzielenden  Liquidation  eingeführt, 
wobei  das  Vorbild  der  englischen  Gesetz- 
gebung wirksam  gewesen  ist  ( Einzelbest im- 
inungen  enthalten  noch  ein  G.  v.  17.  Juli 
1856  und  ein  G.  v.  12.  Februar  1872).  Das 
Gesetz  von  18*9  leidet  indes  an  manchen 
Unklarheiten  — ein  G.  v.  4.  April  1890  hat 
bereits  eine  wichtige  Kontroverse  entschei- 
den müssen  — , und  ob  es  im  ganzen  eine 
günstige  Wirkung  haben  wird,  lässt  sich 
wohl  noch  nicht  bestimmt  ermessen. 

Sehen  wir  ab  von  den  weniger  erheb- 
lichen Gesetzen,  welche  nur  als  Kodifika- 
tionen des  früheren  gemeinen  deutschen 
Konkursrechts  immerhin  mit  kleinen  Ver- 
liesserungen  sich  darstellen,  so  kommt  für 
Deutschland  bis  zur  Errichtung  des  neuen  j 
Deutschen  Reiches  nur  in  Betracht  die  | 
preussische  Konkursordnung  von  1855,  we-  j 
sentlich  auf  dem  französischen  Gesetze ! 
fassend,  aber  l>ei  genauerer  Fassung  und 
grosser  juristischer  Schärfe  mit  glücklichem 
Griffe  Einzelheiten  ordnend  und  den  Kon- 
kurs auf  Nichtkaufleute  erstreckend.  Die 
in  der  Praxis  bewährte  preussische  Konkurs- : 
Ordnung  ist  wieder  die  Grundlage  geworden 
der  österreichischen  Konkursordnung  vom 
25.  Dezember  1808  und  der  Konkursord- 
nuug  des  Deutschen  Reiches  vom  10. 


Februar  1877,  welche  letztere  den  kauf- 
männischen und  den  nichtkanfmännischen 
Konkurs  einheitlich  ordnet.  Seit  dem  1. 
Januar  1900  ist  eine  neue  Redaktion  der 
Deutschen  Konkursordnung  in  Kraft  ge- 
treten, veranlasst  durch  das  mit  jenen  Zeit- 
punkten gleichfalls  in  Kraft  getretene  Bürger- 
liche Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich. 
Das  System  der  Konkursordnung  ist  nicht 
geändert  worden,  und  die  Aenderungen  in 
der  Konkursordnung  betreffen  nur  Detail- 
vorschriften.  Indes  kann  die  Aenderung 
des  Privatrechts  im  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch in  manchen  Beziehungen  auf  die  prak- 
tische Erledigung  der  Konkurse  vielleicht 
nicht  unerheblich  einwirken.  Die  Citate  im 
folgenden  sind  nach  der  neuen  Redaktion 
der  Konkursordnung  gegeben.  Unter  Kon- 


die 


kursordnung  ist  im  folgenden  immer 
Deutsche  Konkursordnung  verstanden. 

Die  neuesten  Gesetze  des  europäischen 
Kontinents  haben  sich  nun  entweder  mehr 
dem  französischen  oder  dem,  freilich  wie 
bemerkt  ebenfalls  vom  französischen  Rechte 
stark  beeinflussten,  deutschen  Gesetze  ange- 
schlossen ; den  hauptsächlichsten  Differenz- 
punkt bildet  der  liichtkaufmännisehe  Kon- 
kurs. welcher,  wie  bemerkt,  im  deutschen, 
nicht  aber  bis  jetzt  in  dem  französischen 
Systeme  sieh  findet.  Die  Gruppe  des  fran- 
zösischen Rechts  umfasst  Belgien,  Luxem- 
burg. Griechenland,  die  Türkei,  Rumänien 
und  Italien,  dessen  Handelsgesetzbuch  von 
1882  als  eine  hervorragende  und  insbesondere 
auch  das  deutsche  Gesetz  berücksichtigende 
Arbeit  liezeiclmet  werden  kann:  ausserhalb 
Europas  namentlich : Aegypteu.  Mexiko,  Vene- 
zuela. Ecuador,  Chile,  Brasilien.  Der  deut- 
schen Grupjte  gehören  ausser  der  öster- 
reichischen Konkursordnung  die  Gesetze  der 
skandinavischen  Länder  (einschliesslich  Fin- 
lands)  und  die  ungarische  Konkursordnung 
von  1881  an.  Die  spanische  Gesetzgebung, 
die  manche  Besonderheiten  zeigt,  gehört  im 
übrigen  wohl  zur  französischen  Gruppe, 
kennt  aber  einen  Konkurs  auch  für  Nicht- 
kaufleute. Der  vom  Konkurse  handelnde 
Abschnitt  des  portugiesischen  Handelsgesetz- 
buches von  1888,  sehr  selbständig  und  sorg- 
fältig ausgearbeitet,  beschäftigt  sich  anderer- 
seits nur  mit  dem  kaufmännischen  Kon- 
kurse; die  Frage  der  Einführung  eines  nicht- 
kaufmännischen  Konkurses  ist  nach  den 
Motiven  Vorbehalten.  Das  neue  schweize- 
rische Bundesgesetz  über  Schuld betreilmng 
und  Konkurs  v.  11.  April  1889,  in  Kraft 
seit  1.  Januar  1892  (modifiziert  durch  G.  v. 
28.  März  1895),  ist  eine  bemerkenswerte 
und  in  vielen  Beziehungen  selbständige  legis- 
lative Leistung,  hat  einen  Mittelweg  einge- 
schlagen : das  Konkursverfahren  findet  An- 
wendung nicht  nur  auf  Kaufleute,  sondern 
auch  auf  alle  Personen,  die  (nach  ihrem 
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freien  Willen»  sieh  in  das  Handelsregister 
haben  einsehreiben  lassen.  Auch  kann  jeder 
Schuldner  die  Einleitung  des  Konkursver- 
fahrens gegen  sieh  beantragen.  Uebrigens 
ist  in  diesem  Gesetze  in  besonderer  Weise 
das  gewöhnliche  (einfache)  Zwaugsvoll- 
streekungsverfahreu  mit  dem  Konkursver- 
fahren in  Verbindung  gebracht.  Dagegen 
lassen  wiederum  die  Unterscheidung  zwischen 
Kaufleuten  und  Nichtkaufleuten  fallen:  das 
niederländische  Gesetz  vom  30.  November 
1892  und  das  ungarische  Gesetz  vom  2s. 
März  1897.  Es  hat  hiernach  den  Anschein, 
als  würde  dieses  zuerst  in  der  deutschen 
Gesetzgebung  durchgeführte  Prineip  den 
Sieg  davon  tragen,  ln  der  Tliat  dürfte  es 
rationeller  sein,  d.  h.  zum  Teil,  da  manche 
Personen,  die  nicht  Kauflcute  sind,  gleichwolil 
sehr  umfangreiche  Handelsgeschäfte  ein- 
gehen  und  thatsächlich  auch  der  Handels- 
Spekulation  nicht  fern  bleiben. 

Das  älteste  englische  Bankerottstatut  ist 
das  von  1542  von  Heinrich  VIII.  erlassene: 
eiue  umfassende  Kodifikation  brachte  die 
Bankrupt  Consolidation  Act  von  1849,  abge- 
ändert 1861,  1869  ersetzt  durch  die  Bank- 
ruptcy  Act  32  et  33  Yict.  c.  71  und  jetzt 
durch  die  Bankruptcy  Act  vom  25.  August 
1883  nebst  den  zugehörigen  Rules.  Das 
englische  Gesetz  ist  milde  gegen  den  red- 
lichen Schuldner,  befreit  ihn  sogar,  damit 
er  imstande  sei,  desto  besser  wieder  zu  er- 
werben, von  den  kontrahierten  Schulden 
und  ist  andererseits  auch  besonders  auf 
Herbeiführung  von  Vergleichen  gerichtet. 
Eigentümlich  ist  der  neuesten  Entwickelung 
des  englischen  Rechtes  eine  in  gewissem 
Umfange  statt  findende  Centralisation  und 
einheitliche  Leitung  der  Konkurse  durch 
besondere  technisch  ausgebildete  Beamte. 
Das  Bankerottgesetz  gilt  auch  für  Nicht- 
kaufleute. Unablässig  auf  Verbesserungen 
bedacht,  ist  man  jetzt  auch  dazu  gelangt, 
die  Kosten  der  Konkurse,  welche  früher 
einen  grossen  Teil  der  Konkursmassen  ver- 
zehrten, erheblich  zu  mindern.  Schottland, 
Indien  und  die  Kolonieen  haben  besondere, 
dem  englischen  Rechte  sich  anschliessende 
Bankerottgesetze  mit  manchen  nicht  uner- 
heblichen Abweichungen  im  einzelnen. 

Die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
haben  endlich  im  Jahre  1898  ein  für  die 
ganze  Union  geltendes  Konkursgesetz  er- 
halten. Dasselbe  erleichtert  bei  freiwilliger 
Herbeiführung  des  Konkurses  durch  den 
Schuldner  selbst  dessen  definitive  Befreiung 
von  allen  Schulden  in  bedenklicher  Weise, 
während  anderenfalls  die  Konkurseröffnung 
gegen  den  Willen  des  Schuldners  erschwert 
ist.  Das  Gesetz  wird  somit  einer  weitgehen- 
den und  leichtsinnigen  Spekulation  voraus- 
sichtlich starken  Vorschub  leisten. 


III.  Das  Konkursverfahren  im  einzelnen. 

1.  Die  Voraussetzung  des  k.  Dir 

Voraussetzung  des  Konkurses  ist  die  Zah- 
lungsunfähigkeit, d.  h.  die  Unfähigkeit  des 
Schuldners,  fällige  Schulden  mit  Geld  zu  b*— 
zahlen.  Dieselbe  ist  nicht  zu  verwechseln  mit 
Insuffizienz  des  Vermögens.  Auch  über  ein 
Vermögen,  welches  sämtliche  darauf  lastende 
Schulden  reichlich  deckt,  kann  Konkurs  eröffnet 
werden:  namentlich  kann  die»  hei  Kauflenteu 
verkommen,  die  einen  zu  bedeutenden  Teil 
ihres  Vermögens,  wie  man  sich  ausdrückt,  „fest- 
, gelegt“  haben.  Allerdings  findet  der  »Schuldner 
mit  offenbar  suffizientem  Vermögen  leicht  Kredit, 
um  den  Konkurs  abzuwenden.  Man  ist  darüber 
einverstanden,  dass  die  Einstellung  der  Zahlungen 
eines  Kaufmanns  die  Zahlungsunfähigkeit  des- 
selben feststellt.  Schwieriger  ist  die  Fest- 
stellung der  Zahlungsunfähigkeit  anderer  Per- 
sonen. Das  englische  Gesetz  z.  B.  bestimmt 
dieselbe  nach  bestimmten,  genau  aufgezähltea 
Thatsaehen,  welche  auf  Insolvenz  dann  einen 
zwingenden  Schluss  ergeben  sollen  (Acts  *>f 
bankruptcy):  z.  B.  ist  eine  solche  Thatsache 
Flocht  des  Schuldners,  gegen  ihn  eingeleitete 
Zwangsvollstreckung,  falls  die  Konkurserklärung 
angedroht  ist  etc.  Die  deutsche  Konkursordnnng 
«i  102  lässt,  abgesehen  von  der  Einstellung  der 
| Zahlungen,  richterliches  Ermessen  entscheiden. 

2.  Einwirkungen  des  eingeleitoten  Kon- 
kursverfahrens auf  das  Yer fügungsrecht  des 
Genieliischuldners.  Dem  Gemeinschnldner  kann 
: die  Verfügung  über  das  in  dem  Konkurs  zu  be- 
zeichnende Vermögen  nicht  belassen  werden. 
Bei  fortdauernder  eigener  Verfügung  wäre  Ge- 
fahr vorhanden,  dass  der  Gemeinschuldner  die 
Interesseu  der  Gläubiger  schädigte,  sei  es  aus 
Rechts-  oder  Geschäftsunkunde,  sei  es,  weil  er 
zu  sehr  dem  Andringen  einzelner  Gläubiger 
ausgesetzt  sein  würde,  sei  es,  weil  er  einzelne 
Gläubiger  begünstigen  möchte.  Die  nach  «1er 
Konkurseröffnung  von  dem  Gemeinschuldner 
vorgenommenen  Rechtsgeschäfte  sind  daher  der 
Konkursmasse  und  den  Gläubigern  gegenüber 
unverbindlich,  wenngleich  sie  den  Gemein- 
schuldner und  in  Bezug  auf  später  von  ihm 
erworbenes  Vermögen  verpflichten  können  und 
wenngleich  ihnen  die  faktische  Wirkung  einer 
Bereicherung  und  damit  auch  iudirekt  einer 
Verpflichtung  der  Konkursmasse  zukommen 
kann.  (Z.  B.  eine  au  den  Geraeinschuldner  nach 
der  Konkurseröffnung  geleistete  Zahlung  befreit 
an  sich  den  Zahlenden  den  Koukursglänbigem 
gegenüber  nicht;  wenn  aber  der  Gemeinschubl- 
ner  den  Betrag  zur  Masse  abliefert,  so  wird  die 
Zahlung  indirekt  wirksam,  weil  Masse  und 
Gläubiger  um  diesen  Betrag  bereichert  sind.» 
Die  Ausscbliessung  der  Dispositionsbefugnis  des 
Schuldners  ist  aber  nicht  eine  Handlungsunfähig- 
keit, so  dass  der  Kridar  etwa  einem  Minder- 
jährigen gleichzustellen  wäre. 

:t.  Rückwirkende  Kraft  der  Konkurs- 
eröffnung. Die  rückwirkende  Kraft  der  Kon- 
kurseröffnung muss  in  gewissem  Umfange  statt- 
tinden.  weil  ohne  solche  Rückwirkung  gerade 
im  Hinblick  auf  einen  voraussichtlichen  Konkurs 
das  Vermögen  geschmälert  werden  könnte: 
z.  B.  könnte  der  Schuldner  sein  Vermögen  an 
nahe  Verwandte  vorher  abtreten.  Jedenfalls 
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muss  hier  eine  Anfechtungsklage  iin  < 
Interesse  der  Konkursinteressenten  statttinden. 
wenn  geradezu  die  Absicht  einer  Verkürzung 
der  Gläubiger  nachgewiesen  wird  (Actio  Pauliana 
des  römischen  Rechts,  bei  welcher  übrigens  der 
Mitkontrabent  des  Gemeinschuldners,  falls  er 
nicht  selbst  die  fraudulose  Absicht  geteilt  hat,  i 
nur  auf  den  Betrag  der  Bereicherung  haftet). 
Der  Nachweis  einer  auf  Benachteiligung  des 
Konkurses  gerichteten  Absicht,  welche  freilich 
schon  vorliegt,  wenn  durch  das  Geschäft  selbst 
die  Notwendigkeit  oder  auch  nur  hohe  Wahr- 
scheinlichkeit einer  Schädigung  der  Gläubiger 
gegeben  ist.  kann  aber  häutig  nicht  erbracht 
werden.  Daher  hat  die  neuere  Gesetzgebung 
sich  veranlasst  gefunden,  den  Anfang  des  Kon- 
kurses in  der  Art  zurückzudatieren,  dass  ge- 
wisse Rechtsgeschäfte,  (bezw.  Rechtsgeschäfte 
mit  nahen  Verwandten  abgeschlossen),  wenn  sie 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  vor  Eröffnung 
des  Konkurses  erfolgt  sind,  ohne  weiteres  von 
der  Konkursverwaltung  als  unverbindlich  oder 
anfechtbar  behandelt  werden  können  oder  dass 
doch  diese  Folge  dann  eintritt.  wenn  der  andere 
Kontrahent  nicht  seinerseits  die  Nichtexistenz 
einer  auf  Benachteiligung  der  Gläubiger  ge- 
richteten Absicht  nachweist.  Es  ist  dabei  zu 
beachten,  «lass  eine  zu  weit  reichende  Möglich- 
keit der  Anfechtung  wiederum  eine  Unsicherheit 
des  allgemeinen  Rechtsverkehrs  bedeutet,  und 
dass  man  auch  einem  Gläubiger,  der  einem 
nicht  ganz  sicheren  Schuldner  zwar  Kredit  ge- 
währen, aber  dies  nur  gegen  Pfand  oder  andere 
Sicherheit  thun  will,  nicht  allzu  sehr  die  Hände 
binden  darf.  Reine  Liberalitäten  sind  selbst- 
verständlich in  weiterem  Umfange  anfechtbar 
als  andere  Rechtsgeschäfte.  Nach  dem  franzö- 
sischen Gesetze  wird  der  hierfür  massgebende, 
vor  die  Konkurseröffnung  fallende  Zeitpunkt 
vom  Konkursgerichte  nach  Massgabe  der  kon- 
kreten Umstände  festgesetzt.  Nach  dem  heu- 
tigen englischen  Rechte  beträgt  die  Frist  drei 
Monate,  und  sie  wird  zurückgerechnet  von  dem 
ersten  den  Schuhluer  betreffenden  Act  of  bank- 
ruptcy,  d.  h.  von  der  ersten  gesetzlich  als  Er- 
scheinungszeichen der  Insolvenz  geltenden  That- 
sache  (vgl.  unten),  wobei  aber  auch  der  gute 
Glaube  des  anderen  Kontrahenten  in  gewissem 
Umfange  in  Betracht  kommen  kann.  Die  deut- 
sche Konkursordnung  §§  30—33  stellt  in  dieser 
Beziehung  feste  Fristen  auf,  je  nach  Verschieden- 
heit der  in  Betracht  kommenden  Rechtsgeschäfte 
und  Rechtshandlungen  (auch  einseitige  Hand- 
lungen eines  Gläubigers,  namentlich  von  die- 
sem bewirkte  Zwangsvollstreekungshandlungen 
können  anfechtbar  sein),  und  zwar  Fristen  von 
zehn  Tagen,  einem  Jahre,  zwei  Jahren.  Der 
Antrag  auf  Eröffnung  der  Konkurseröffnung 
wird  dabei  für  denjenigen,  der  Tim  solchen  An- 
trag gewusst  hat.  in  gewissen  Beziehungen  der 
Eröffnung  des  Konkurses  seihst  gleichgestellt. 

4.  Einfluss  des  Konkurses  auf  die  all- 
gemeine rechtliche  und  sozinle  Stellung 
des  Gemeinschuldners.  In  der  Nichtzahlung 
einer  Schuld  liegt  ein  objektives  Unrecht,  und 
auf  den  Anfangsstufen  der  Entwickelung  pflegt 
das  Recht  objektive  Rechtsverletzung  und  sub- 
jektive Verschuldung  nicht  immer  zu  unter- 
scheiden. So  muss  der  Schuldner  nicht  nur  mit 
seiner  Person  als  Schnldknecht  haften,  sondern 
er  erfährt  auch  eine  Minderung  seines  persön- 


lichen Rechtes  und  seiner  Ehre.  Im  Laufe  der 
Zeit  mildert  sich  diese  Härte;  man  erkennt, 
dass  die  Zahlungsunfähigkeit  oft  nur  ein  unver- 
schuldetes Unglück  ist;  andererseits  aber  weigert 
sich  oft  besonders  das  kaufmännische  .Standes- 
gefühl. den  bankerotten  Geschäftsmann,  solange 
derselbe  seine  Schulden  nicht  bezahlt  hat,  als 
vollberechtigten  Genossen  anzuerkennen,  und 
eine  zu  grosse  Milde,  welche  sofort  nach  rasch- 
beendetem Konkurse  den  Gemeinschnldner  ohne 
weiteres  wieder  als  vollberechtigt  ansieht,  kann 
allerdings  nachteilig  wirken;  sie  ermutigt  z« 
leichtsinnigen  Geschäften  und  riesigen  Speku- 
lationen unter  Ausbeutung  des  Publikums  uud 
kann  den  Bankerott  zu  einer  Art  Erwerbszweig 
machen,  wie  mau  das  z.  B.  in  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  bemerkt  hat.  Dagegen 
kann  die  Furcht  vor  den  Ehrenfolgen  des  Kon- 
kurses (aber  auch  vor  anderen  auffälligen,  vom 
Gesetze  obligatorisch  verordneten  Massregeln, 
z.  B.  Schliessung  des  Geschäftes,  Inhaftnahme) 
ebenfalls  nachteilig  wirken,  da  sie  den  Ge- 
schäftsmann veranlassen  kann . Rettung  vor 
dem  Konkurse  in  gewagten  Operationen  zu 
suchen,  welche  das  Deficit  un verhältnismässig 
vergrösseru.  Solange  das  Konkursverfahren 
dauert,  erleidet  übrigens  der  Schuldner  wohl 
überall  eine  gewisse  Milderung  seiner  öffent- 
lichen Rechte;  er  verliert  das  sogenannte  passive 
Wahlrecht,  den  Sitz  in  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen mul  öffentliche  von  ihm  bekleidete 
Ehrenämter,  das  Recht,  auf  der  Börse  zu  er- 
scheinen. häufig  auch  das  sogenannte  aktive 
Wahlrecht  in  öffentlichen  Angelegenheiten.  Die 
Beendigung  des  Konkurses  restituiert  nach 
manchen  Gesetzgebungen  und  insbesondere  nach 
der  englischen  die  frühere  Rechtsstellung  völlig; 
nach  anderen  und  namentlich  der  französischen 
bedarf  es  dazu  der  vollständigen  vorherigen  Ab- 
tragung der  Schulden.  Die  deutsche  Konkurs- 
ordnnng  überlässt  die  Bestimmung  der  Ehren- 
folgen des  Konkurses  den  Specialgesetzen,  welche 
die  Wahlen  zu  bestimmten  Körperschaften  etc. 
regeln,  d.  h.  also  auch  im  wesentlichen  der 
Landesgesetzgebung.  Das  Gesetz  über  die 
Wahlen  zum  deutschen  Reichstage  vom  31.  Mai 
1869  (§g  3,  4)  entzieht  jedoch  passives  und  ak- 
tives Wahlrecht  für  die  Datier  des  Konkursver- 
fahrens. 

Während  des  Konkurses  ist  übrigens  der 
Gemeinschuldner  auch  einer  gewissen  discipli- 
naren  Aufsicht  des  Verwalters  bezw.  des  Ge- 
richts unterworfen.  Er  kann  z.  B.  behufs 
Auskunfterteilung  vor  Gericht  zu  erscheinen 
| gezwungen  und  unter  Umständen  in  Haft  ge- 
nommen werden,  l’eberhaupt  wird  eine  gewisse 
fördernde  Mitwirkung  von  ihm  verlangt ; er  hat 
| seinen  Yermögensbestand  darzulegen  etc.  Ande- 
rerseits kann  nach  den  neueren  Gesetzen  dem 
Gemeinschnldner  während  der  Dauer  des  Kon- 
kurses Unterhalt  aus  der  Masse  bewilligt  werden. 
Er  könnte  z.  B.  nach  der  deutschen  Konkurs- 
ordnung auch  wirklichen  Lohn  für  Dienste  und 
Arbeiten  erhalten. 

5.  Einwirkung  der  Konkurseröffnung 
auf  die  im  K.  geltend  zn  machenden 
Forderungen,  a)  Mit  der  Konkurseröffnung  ist 
jede  Einleitung  einer  Zwangsvollstreckung  zu 
Gunsten  einzelner  Gläubiger  ausgeschlossen,  es 
müsste  denn  dieselbe  kraft  eines  besonderen 
dinglichen  Rechtes  au  dem  betreffenden  Yer- 
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mögensstücke  stattnnden : denn  der  Konkurs  ist 
generelle  Exekution  im  gemeinsamen  Interesse 
aller  Gläubiger.  l>ie  Gesetzgebungen  differieren 
aber  in  Ansehung  der  Frage,  ob  eine  im  Wege 
der  Zwangsvollstreckung  bereits  wirklich  er- 
folgte Pfändung  ein  derartiges  Vorrecht  ge- 
währen soll.  Dasselbe  ist  insofern  nicht  unbe- 
denklich, als  es  einerseits  die  besonders  rück- 
sichtslosen Gläubiger  begünstigt  und  als  anderer- 
seits eine  begonnene  Zwangsvollstreckung  oft 
gerade  einen  sonst  vielleicht  abwendbaren  Kon- 
kurs herbeif  ührt  Die  französische  Gesetzgebung 
und  eine  grosse  Anzahl  anderer  Gesetzgebungen 
und  so  auch  die  englische  gewähren  daher 
dies  Vorrecht  nicht.  Nach  der  deutschen 
Gesetzgebung  (vgl.  C'.P.O.  £ 804)  besteht 
es.  Eigentümlich  und  praktisch  bestimmt  das 
schweizerische  Gesetz  (Art.  110),  dass  die  Pfän- 
dung zwar  ein  Vorrecht  gewährt,  aber  gleich- 
mässig  für  alle,  die  innerhalb  30  Tagen  sich  der 
Pfändung  anschliessen.  Die  später,  innerhalb 
der  zweiten  HO  Tage  sich  anschliessenden 
Gläubiger  bilden  eine  zweite  Serie  mit  gleichem 
Vorrecht  u.  s.  w. 

b)  Die  sämtlichen  Forderungen  — es  können 
ja  auch  Forderungen  geltend  gemacht  werden, 
die  zunächst  nicht  auf  Geldzahlung  gehen  — 
müssen  behufs  Verteilung  des  Erlöses  der  Kon- 
kursmasse auf  einen  gemeinsamen  Nenner,  d.  h. 
auf  den  gegenwärtigen  Geldwert  reduziert 
werden,  und  noch  nicht  fällige  Forderungen 
werden  im  Kongresse  des  Schuldners  fällig, 
allerdings  unter  Abzug  des  sogen.  Interusuriuins. 
Zweifelhaft  erscheint  die  Behandlung  bedingter 
Forderungen;  man  kann  sie  möglicherweise 
gegen  Kautionsbestellung  (für  den  Fall,  dass 
die  Forderung  später  sich  als  nicht  existent 
oder  aufgehoben  erweist)  befriedigen  oder  aber 
einen  entsprechenden  Teil  der  Konkursmasse 
bis  zur  Entscheidung  der  Bedingung  reser- 
vieren. Die  deutsche  K.O.  (§§  67,  168j  unter- 
scheidet scharf  — aber  fraglich,  ob  legislativ  f 
richtig  — zwischen  uufschiebenden  und  anf- 
lösenden  Bedingungen.  Forderungen  unter  auf- 
scliiebendcn  Bedingungen  werden  gar  nicht  be- 1 
rilcksichtigt,  wenn  die  Bedingung  nicht  Dis  j 
zum  Zeitpunkte  der  Schlussverteilung  eintritt ; | 
Forderungen  unter  Resolutivbedingung  werden 
befriedigt,  ohne  einer  Kautionsstellung  zu  be- 
dürfen. Alimeutationsansprüche  können  im  Kon- 
kurse nur  geltend  gemacht  werden,  soweit  es  j 
sich  um  Beträge  bandelt,  die  zur  Zeit  der  Kon- 
kurseröffnung bereits  fällig  waren  (vgl.  auch . 
K.O.  § H Abs.  2). 

c)  Die  Gläubiger  werden  durch  die  Konkurs-  j 
eröffnuug  beschränkt  bezüglich  des  Gerichts- 
standes. Forderungen,  die  im  Konkurse  be- 
friedigt werden  sollen,  müssen  bei  dem  Kon- 
kursgerichte eingeklagt  werden.  (Der  Konkurs 
zieht  die  Prozesse  an  sich,  sogen.  Vis  attractiva 
des  Konkurses.)  Bei  einem  anderen  Gerichte 
bereits  anhängige  Prozesse  werden  freilich  bei  i 
diesem  Gerichte  erledigt  und  nur  in  ihrem  Re- 1 
sultate  bei  dem  Konkursgerichfe  geltend  ge- 1 
macht.  Das  englische  Recht  gestattet  auch  1 
eine  Uebcrtragung  solcher  Prozesse  an  das  Kon- 
kursgericht. 

d)  Auch  das  Recht  der  Aufrechnung  (Kom- j 
pensatiou)  mit  Forderungen  wird  durch  die 
Konkurseröffnung  beschränkt.  Eine  erst  uaeli  j 
der  Konkurseröffnung  durch  Abtretung  (Cession 


; erworbene  Forderung  kann  nicht  zur  Aufrech- 
nung einer  Schuld  des  Erwerbers  der  Forderung 
benutzt  werden.  Dies  ergiebt  sich  aus  der 
juristischen  Konstruktion  des  Rechts  der  Ge- 
samtheit der  Gläubiger  an  den  aussteh  enden 
Forderungen  des  Gemeinschuldners,  ebenso  aber 
nach  der  einfachen  Erwägung,  dass  die  Zu- 
j lässigkeit  solcher  Aufrechnungen  es  einer  An- 
; zahl  von  Gläubigern  ermöglichen  würde,  unter 
' Umgehung  des  Konkurses  sieh  privatim  Be- 
friedigung zu  verschaffen  und  eine  wesentlich 
aus  ausstehenden  Forderungen  bestehende  Kon- 
kursmasse gleichsam  für  sich  anszuseböpfen. 
Ebensowenig  kann  jemand,  der  sich  erst  nach 
Eröffnuug  des  Konkurses  der  Verwaltung-  der 
Konkursmasse  gegenüber  verpflichtet,  diese 
Schuld  durch  Aufrechnung  mit  einer  früher 
gegen  den  Gemeinschuldner  erworbenen  Forde- 
rung tilgen:  die  Verwaltung  hat  als  solche  die 
ganze  Schuld  zu  fordern;  sie  würde  nur  einen 
Teil  erhalten,  wenn  diese  Forderung  durch 
Aufrechnung  einer  nur  zum  Teil  zura  Zuge  ge- 
langenden konknrsforderung  beglichen  werden 
könnte.  Mit  einer  erst  gegen  die  Verwal- 
tung erwachsenen  Gegenforderung  aber  kann 
der  Schuldner  kompensieren : die  volle  Be- 
friedigung dieser  Schuld  ist  gewiss  oder  müsste 
es  sein,  wenn  die  Verwaltung  die  gehörigen 
Schranken  innehält. 

Die  Möglichkeit  einer  Aufrechnung  wird 
übrigens  nach  der  deutschen  K.O.  §54  (nicht  al>er 
nach  französischem  Rechte)  andererseits  dadurch 
erweitert,  dass,  wie  bemerkt,  in  Bezug  auf  die 
Geltendmachung  im  Konkurse  auch  noch  nicht 
fällige  Forderungen  unter  Zinsabzug  (Berück- 
sichtigung des  interusuriuins)  in  fällige  ver- 
wandelt, daher  zur  Aufrechnung  geeignet  und 
sämtliche  überhaupt  einen  Geldwert  habende 
Forderungen  auf  Geldwert  reduziert  werden. 

e)  Der  Zinsenlauf  hört  der  Masse  gegen- 
über nach  sehr  vielen  Gesetzen  mit  Eröffnung 
des  Konkurses  auf,  z.  B.  nach  der  deutschen 
K.O.  § 6H,  nicht  aber  z.  B.  nach  der  öster- 
reichischen § 17. 

6.  Koukursgeriehte.  Konkursgerichte  sind 
nach  den  modernen  Gerichtsverfassungen,  welche 
priviligierte  Gerichtsstände  nicht  oder  nur  in 
sehr  beschränktem  Umfange  noch  kennen,  die 
Untergerichte;  nach  dem  französischen  Gesetze, 
welches  nur  einen  kaufmännischen  Konkurs 
kennt  (vgl.  unten  und  dem  z.  B.  das  italienische 
folgt,  sind  es  die  Handelsgerichte,  nach  der  deut- 
schen Konkursordnung  dagegen  die  Amtsgerichte, 
wie  denn  auch  von  französischen  Autoritäten  die 
Uebcrtragung  der  Konkurse  von  den  überlasteten 
Handelsgerichten  auf  die  ordentlichen  Gerichte 
zuweilen  befürwortet  worden  ist.  ln  Eugland 
besteht,  für  London  »nd  die  angeschlossenen 
Bezirke  ein  besonderer  Bankruptcy  Court,  für 
die  übrigen  Bezirke  sind  die  Grafschaftsgerichte 
(County  Courts)  Konkursgerichte.  Die  unmittel- 
bare Leitung  der  Konkurse  erfolgt  nach  der 
neueren  Gesetzgebung  durch  Einzelrichter. 
(Nach  dem  französischen,  italienischen  Gesetze 
z.  B.  wird  ein  Richter  des  Kollegiums  besonders 
beauftragt ; der  Amtsrichter  der  deutschen  Ge- 
richtsverfassung fungiert  ohnehin  stets  nur  als 
Einzelrichter i.  In  England  besorgt  derRegistrar 
des  Bankruptcy  Court  viele  Geschäfte  allein, 
während  anderenfalls  das  Handelsministerium 
(Board  of  trade)  einzelne  besondere  Befugnisse 
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ansübt.  Die  Notwendigkeit,  fortwährend  Be- 
schlüsse eines  Kollegiums  herbeizuführen,  würde 
lähmend  auf  den  Gaug  des  Verfahrens  ein- 
wirken. welches  gerade  schnelle  und  energische 
Eingriffe  nicht  selten  verlangt.  Aber  man  er- 
öffnet (und  so  ist  es  auch  nach  dem  deutschen 
Gesetze)  den  Beteiligten  den  Weg  der  Be- 
schwerde an  ein  Kollegialgericht  oder  verweist 
(nach  dem  französischen  Gesetze)  besonders  wich- 
tige Beschlüsse  direkt  an  das  letztere.  Das 
Verfahren  der  Konkursgerichte  ist  ein  einfaches 
und  mehr  formloses.  So  gilt  nach  der  deutschen 
Konkursordnung  der  sonst  von  der  deutschen 
Reichsjustizgesetzgebnng  streng  aufrecht  erhal- 
tene Grundsatz  der  mündlichen  Verhandlung  nicht 
exklusiv  für  das  eigentliche  Konkursverfahren. 
Doch  dürfen  mit  dein  letzteren  nicht  verwechselt 
werden  die  aus  dem  Konkurse  möglicherweise 
sich  entwickelnden  und  auf  ihn  zurückwirkenden 
besonderen  Prozesse. 

7.  Organisation  der  Verwaltung  der  Kon- 
kursmasse. Die  Organisation  der  Verwaltung 
der  Masse  während  des  Konkurses  ist  selbstver- 
ständlich von  grossem  Einflüsse  auf  die  mate- 
riellen Ergebnisse  des  Verfahrens.  Provisorisch 
bestellt  wohl  überall  das  mit  der  Leitung  des 
Konkurses  befasste  Gericht  den  oder  die  Ver- 
walter (Kurator,  Syudic).  In  einem  späteren 
Stadium  tritt  Mitwirkung  der  Gläubiger  ein, 
in  deren  Interesse  zunächst  der  Verwalter 
handelt,  wenngleich  er  auch  als  Vertreter  des 
Schuldners  betrachtet  werden  kann.  Ehen  wegen 
dieser  Doppelstellung  der  Verwaltung  beschränkt 
sich  die  Vertretung  der  Gläubiger  aber  meistens 
auf  ein  Vorschlagsrecht,  oder  es  kann,  wie  uach 
englischem  Rechte,  das  Gericht  die  von  den 
Gläubigern  gewählten  Verwalter  iTrnstees) 
nach  seinem  Ermessen  beseitigen.  Die  oft  sehr 
zeitraubenden  und  schwierigen  Geschäfte  eines 
Verwalters  werden  meist  nicht  unentgeltlich 
erfolgen  können.  So  kann  die  Verwaltung  in 
kaufmännischen  Konkursen,  wie  es  in  Frank- 
reich z.  B.  der  Fall  ist.  zu  einem  Erwerbs- 
zweige, einem  Lebensbernfe  werden.  Dadurch 
wird  eine  grössere  Geschäfts-  und  Sachkunde 
gewährleistet;  andererseits  aber  werden  solche 
routinierte  Verwalter  oder  Liquidatoren  leicht, 
zu  fast  absoluten  Herren  des  Konkurses  und 
sind  imstande,  die  Konkurse  in  ihrem  Interesse 
U.  B.  durch  Hinziehen  der  Verwaltung)  ans- 
zubeuten  und  einzelne  Gläubiger  oder  andere 
Personen,  welche  zu  der  Verwaltung  in  Be- 
ziehung treten,  auch  in  einer  nicht  vom  Straf- 
gesetze zu  treffenden  Weise  zu  begünstigen 
oder  zn  benachteiligen.  Im  Deutschen  Reiche 
ernennt  man  ebenso  wie  in  Oesterreich,  beson- 
ders in  nicht  kaufmännischen  Konkursen,  zu 
Verwaltern  häutig  Rechtsanwälte.  In  England 
Übernimmt  bei  Eröffnung  des  Konkurses  zu- 
nächst ein  Beamter  (ein  Receiver,  der  vom 
Board  of  trade  ernannt  ist)  die  Verwaltung; 
dann  wählen  die  Gläubiger  einen  Trustee  oder 
mehrere:  in  geringfügigen  Konkursen  behält 
der  Receiver  die  Verwaltung.  Nach  dem  fran- 
zösischen und  englischen  Gesetze  z.  B.  ist  eine 
Kollegiale  Verwaltung  möglich.  Die  deutsche 
BW  § 79  und  die  österreichische  l$  82)  lässt 
zwar  eine  Mehrzahl  von  Verwaltern  zu,  wenn 
die  Verwaltung  mehrere  Geschäftszweige  uiu- 
! aber  auch  dann  findet  eine  kollegiale 
Verwaltung  nicht  statt,  vielmehr  ist  jeder  Ver- 


walter in  seinem  Geschäftszweige  selbständig. 

Der  Gläuhigerversamiulung,  welche  nach 
Majorität  beschiiesst,  und  zwar  so,  dass  die 
Höhe  der  Forderungen  der  einzelnen  in  Be- 
tracht kommt,  steht  nach  den  neueren  Gesetzen 
indes  bei  bestimmten  wichtigeren  Beschlüssen 
eine  Mitwirkung  zu.  und  bei  wichtigeren  und 
umfangreicheren  Konkursen  empfiehlt  sicli  die 
vou  verschiedenen  neueren  Gesetzen,  z.  B.  von 
dem  deutschen,  österreichischen,  englischen, 
italienischen  Gesetze,  vorgesehene  Bildung  eines 
Glänbigerausschusses,  der  die  Verwaltung  über- 
wacht und  zu  wichtigeren  Beschlüssen  seine 
Zustimmung  geben  muss. 

Die  Zulassung  von  Bevollmächtigten  in 
den  Gläubigerversammlnngen  ist  übrigens  ein 
bedenklicher  Punkt.  Häufig  vereinigt  ein  Be- 
vollmächtigter die  Stimmen  vieler  Gläubiger  in 
seiner  Hand  und  vermag  dann  thatsächlich  die 
Masse  in  seiuem  Interesse  auszuheuten.  Frei- 
lich das  Konkursgericht  überwacht  die  Ver- 
waltung, hat  in  einzelnen  — nach  den  ver- 
schiedenen Gesetzen  verschieden  bestimmten  — 
wichtigeren  Massnahmen  seine  Genehmigung  zu 
erteilen  bezw.  auf  Anrufen  eines  Beteiligten 
sein  Veto  uach  seinem  freien  Ermessen  einzu- 
legen:  denn  auch  die  Gläubigerinteressen  dürfen 
zum  Nachteil  des  Schuldners  nicht  völlig  ein- 
seitig vertreten  werden,  und  es  bleibt  immer 
möglich,  dass  die  Majorität  der  Gläubiger  die 
Interessen  einer  Minderheit  allzu  sehr  verletzt. 
Nach  dem  englischen  Gesetze  ist  das  Recht  des 
Gerichts,  auf  erhobene  Beschwerde  beschlossene 
Massnahmen  des  Verwalters  zu  hindern  oder 
zu  modifizieren,  ein  unbeschränktes.  Auch  die 
Mitglieder  eines  Glänbigerausschusses  können 
z.  13.  nach  Bestimmung  der  deutschen  Konkurs- 
ordnnng  Vergütung  für  ihre  Mühewaltung  er- 
halten. Von  dem  Amte  eines  Verwalters  sind 
Gläubiger  nach  den  meisten  Gesetzgebungen, 
insbesondere  nach  der  französischen  und  deut- 
schen Gesetzgebung  nicht  ausgeschlossen.  Da- 
gegen erklärt  das  italienische  Gesetz  Hie  Wahl 
eines  Gläubigers  als  unzulässig.  Nach  dem 
englischen  Gesetze  s.  04  kann  der  Fallit  selbst 
(unter  Aufsicht)  mit  der  Verwaltung  des  Ver- 
mögens betraut  werden,  und  uach  dem  fran- 
zösischen Gesetze  von  1889  verbleibt  bei  der 
dort  eingeführten,  vom  eigentlichen  Konkurse 
unterschiedenen  gerichtlichen  Liquidation  die 
Verwaltung  bei  dem  Kridar  selbst;  freilich 
treten  ihm  Liquidatoren  zur  Seite. 

8.  Bestandteile  der  Aktivinasse.  a)  Zu 
dem  Vermögen  des  Gemeinschuldners,  welches 
zur  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  verwenden 
ist,  gehören  selbstverständlich  auch  ausstehende 
Forderungen  (nur  nicht  diejenigen,  mittelst 
deren  Gcnugthuung  für  ein  wesentlich  nur  der 
Person  selbst  angethanes  Unrecht  gefordert  wird, 
sog.  Actiones  vindictam  spirantes,  z.  B.  Ent- 
schädiguugsforderungen  wegen  Beleidigung)  und 
Sachen  des  Gemeinscholduers,  welche  sich  in  den 
Händen  dritter  Personen  befinden.  Die  Kon- 
kursverwaltung ist  legitimiert,  die  Forderungen 
und  Sachen  nötigenfalls  einzuklagen : aber  das 
Konkursgericht  als  solches  ist  nicht  für  solche 
die  Aktiven  betreffenden  Streitigkeiten  zuständig, 
vielmehr  muss  hei  dem  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen zuständigen  Gerichte  geklagt  werden. 
Auch  bereits  von  dem  Geineiuschulduer  vor  der 
Konkurseröffnung  in  jener  Beziehung  begonnene 
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Prozesse  können  von  «len  Konkursverwaltern 
fortgesetzt  werden;  dieselben  sind  aber  nicht 
zur  Aufnahme  solcher  Prozesse  verpflichtet. 

b)  Nach  vielen  Gesetzgebungen  gehört  zur 
Konkursmasse  auch  dasjenige,  was  der  Gemein- 
schuldner während  der  Dauer  des  Konkursver- 
fahrens erwirbt,  so  nach  dem  französischen  (4  43), 
italienischen  (699),  englischen  Rechte  (s.  43). 
Dagegen  zieht  die  deutsche  Konkursordnung  § 1 
in  den  Konkurs  nur  das  dem  Gemeinschuldner 
zur  Zeit  der  Konkurseröffnung  gehörige  Ver- 
mögen. Wenn  nach  der  letzteren  Bestimmung 
der  Gemeinschuldner  nicht  während  der  Dauer 
des  Konkurses  erwerbsunfähig  gemacht  wird, 
so  spricht  gegen  das  Princip  des  deutschen  Ge- 
setzes. dass  unter  Umständen  dadurch  eine 
künstliche  Teilung  des  Vermögens,  und  wenn 
durch  Zufall  dem  Gemeinschuldner  während  des 
Konkurses  ein  erheblicher  Erwerb  znfüllt.  sogar 
ein  mehrfacher  gleichzeitiger  Konkurs  herbei- 
geführt wird  und  dass,  ungeachtet  jener  an- 
scheinend strikten  Trennung  des  erworbenen 
Vermögens  von  dem  künftigen  Erwerbe,  der 
Gemeinschuldner  auch  nach  der  deutschen  Kon- 
kursordnuug  sich  während  der  Dauer  des  Kon- 
kurses doch  keineswegs  vollkommen  frei  be- 
wegen. andererseits  aber  auch  Unterhalt  aus  der 
Masse  erhalten  kann.  Die  Härten  des  Systems, 
welches  auch  den  Erwerb  des  Gemeinschuldners 
während  des  Konkurses  in  letzteren  hineinzieht, 
würden  sich  durch  specielle  Verfügung  des 
Konkursgerichts  oder  specielle  gesetzliche  Be- 
stimmungen, wie  solche  in  einzelnen  Gesetzen 
Vorkommen,  nach  Billigkeit  heben  lassen,  und 
die  französische  Praxis  sucht  auch  in  dieser 
Richtung  zu  verfahren.  Von  besonderer  prak- 
tischer Bedeutung  ist  es, ob  dem  Gemeinschuldner 
die  Befugnis  zusteht,  den  Erwerb  von  Erbschaften 
und  Vermächtnissen  auszuschlagen:  bejaht  man 
— wie  in  der  neuen  Redaktion  der  deutschen 
Koukursordnung  § 9 jetzt  ausdrücklich  be- 
stimmtist— diese  Frage,  so  kann  z.  B.  ein  leicht- 
sinniger Schuldenmacher  die  Erbschaft  seines 
reichen  Vaters  seinen  Kindern  zuwenden,  ohne 
dass  den  Gläubigern  hiergegen  irgend  eine  Mass- 
regel  offensteht.  Die  entgegengesetzte  Ansicht, 
die  in  einigen  älteren  deutschen  Partikular- 
gesetzen ausdrücklich  sanktioniert  war.  nach 
welcher  der  Gemeinschuldner  zum  Erwerbe  einer 
Erbschaft  gezwungen  werden  oder  der  Konkurs- 
verwalter des  Erben  die  Erbschaft  Antreten 
kann,  hat  freilich  ebenfalls  juristische  und  andere 
Bedenken.  Die  französische  Jurisprudenz  nimmt 
auf  Grund  des  § 443  des  Code  de  commerce  an, 
dass  der  Gemeinschuldner  ohne  Zustimmung  des 
Konkursverwalters  eine  Erbschaft  weder  an- 
nehmen  noch  ausschlagen  kann. 

Auch  Nutzungsrechte  des  Gemein- 
schuldners verfallen  der  Konkursmasse,  jeden- 
falls solange  der  Konkurs  dauert,  jedoch  mit  der 
Beschränkung,  dass  dadurch  die  rechtliche  Be- 
stimmung des  Nutzungsrechtes  nicht  leiden  darf 
bezw.  die  auf  dein  Nicssbrauclie  liegeudeu  Lasten 
befriedigt  werden  müssen.  Viel  weiter  aber  als 
«liese  z.  B.  nach  französischem  Rechte  ent- 
scheidende Kechtskonsequenz  geht  «las  seif  dem 
1.  Januar  1900  geltende  deutsche  Recht  (K.O. 
jj  1 a.  E.  C.P.O.  861,  862)  in  der  Begünsti- 
gung der  ehemänniiehen  und  elterlichen  Niess- 
brauchrechte,  welche  dem  Konkurse  überhaupt 
entzogen  werden. 


c)  Ebenso  wie  bei  «ler  einfachen  Zwangs- 
vollstreckung werden  nach  dem  modernen  Kou- 
kursrechte  dem  Gemeinschuldner  gewisse  Sachen, 
die  der  unmittelbaren  Lebensnotdurft  dienen 
oder  für  seinen  Arbeitserwerb  notwendig  er- 

I scheinen,  gelassen.  Im  einzelnen  enthalten 
selbstverständlich  die  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen hierüber  verschiedene  Bestimmungen, 
z.  B.  über  Untcrhaltsrenten,  die  dem  Gemein- 
schuldner ausgesetzt  sind.  Gehalte,  aus  öffent- 
lichen Dienstverhältnissen  herrührend,  bleiben 
dem  Gemeinschuldner  bis  zu  einem  bestimmten 
Betrage  (einer  bestimmten  Quote)  oder  nach 
Bestimmung  der  Dienstbehörden. 

d)  Vermögensstücke  des  Gemeiuschuldners, 
die  auch  eine  Zwangsveräusserung  nicht  erleiden, 

| z.  B.  Fideikommissgüter,  Lehngüter  (nach  Be- 
stimmung des  in  Betracht  kommenden  Lehn- 
gesetzes), können  nur  in  Ansehung  der  dem 
Gemeinschuldner  gebührenden  Einkünfte  in  den 
Konkurs  gezogen  werden. 

e)  Für  die  Aufrechterhaltung  des  allgemeinen 
Kredites  nnd  insbesondere  «les  kaufmännischen 
und  Gewerbekredites  ist  es  sehr  wesentlich,  dass 
nicht  die  Konkursmasse  gleichsam  ausgehöhlt 
werde  durch  eine  Menge  von  Pfandrechten, 
welche  der  Kenntnisnahme  der  Kreditgebenden 
sieh  regelmässig  entziehen.  Gesetzliehe  Be- 
stimmungen, welche  diesen  besonders  in  den 
Gebieten  des  gemeinen  römischen  Rechts  früher 
bemerkbaren  Krebsschaden  «les  Kredites  zu  be- 
seitigen geeignet  sind,  gehören  allerdings  uicht 

! sowohl  dem  Konkurs-  als  vielmehr  dem  Hypo- 
1 theken-  uu«l  Pfandrechte  an,  insofern  zu  ver- 
langen ist,  dass  Hypotheken  an  Grundstücken 
in  öffentliche  Bücher  eingetragen  werden,  Pfaud- 
| rechte  an  beweglichen  Sachen  aber  der  Besitz- 
Übertragung  an  den  Pfaudgläubiger  zu  ihrer 
Entstehuug  und  Fortdauer  bedürten.  wie  dies 
auch  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  für  das 
Deutsche  Reich  «ler  Fall  ist  (vgl.  B.G.B.  SS  873, 
1205,  1253).  Die  Koukursordnung  S 49  hat  aber 
auch  gewissen  sog.  Retentionsrechten  für  deu 
Konkurs  die  Wirksamkeit  eines  Faustpfand- 
rechts gewährt  (z.  B.  deu  nach  dem  Handels- 
gesetzbuch bestehenden  Retentionsrechten).  Aber 
j auch  vorgebliche  Rechte  der  Ehefrau  an 
Vermögensstücken,  die  sich  im  Besitze  des  Ge- 
meinschuldners befinden,  können  die  Gläubiger  be- 
j nachteiligen  oder  wenigstens  einer  raschen  und 
zweckdienlichen  Abwickelung  des  Konkurses 
schädliche  Hindernisse  bereiten.  Die  französische 
Gesetzgebung/.  B.  (vgl.C’odedecomm.  560)  nnd  die 
deutsche  Knnkursordnung§4ö  treffen  daher  durch- 
greifende. die  Gläubiger  sichernde  Bestimmungen 
i über  den  von  der  Ehefrau  zu  liefernden  Beweis. 
Geschenke  des  Ehemannes  an  die  Frau  bedürfen 
übrigens,  um  der  Konkursverwaltung  gegen- 
über wirksam  zu  sein,  nach  «len  Bestimmungen 
vieler  Gesetze  besonderer  Formen;  nach  der 
deutschen  Konkursordnung  kommen  die  Be- 
j Stimmungen  über  Anfechtung  in  Betracht.  In- 
I direkt  können  für  deu  Konkurs  und  somit  für 
! die  Sicherheit  der  Gläubiger  wichtig  werden 
«lic  Bestimmungen  d«?s  Privatrechts  über  «las 
! eheliche  Güterrecht.  Nach  «lern  gesetzlichen 
i Güterrecht  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches, d.  h nach  demjenigen  Rechte,  welches 
gilt,  wenn  die  Ehegatten  einen  gütigen  Vertrag 
über  ein  anderes  Güterrecht  nicht  geschlossen 
haben,  haftet  das  Vermögen  der  Frau  nicht  für 
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irgend  welche  Schulden  dos  Mannes,  obgleich 
dieser  Verwaltung  und  Nutzung  des  sämtlichen 
nicht  Vorbehaltsgut  bildenden  Vermögens  der 
F rau  hat . Bei  Gütertrennung  gilt  selbstverständ- 
lich das  gleiche;  dagegen  bestimmt  Konkursord- 
nuug-  § 2 jetzt:  „Wird  bei  dem  Güterstande  der 
allgemeinen  Gütergemeinschaft,  der  Erruugeu- 
schaftsgenieinschaft  oder  der  Fahrnisgemein- 1 
si  liaft  das  Konkursverfahren  über  das  Vermögen 
des  Ehemannes  eröffnet,  so  gehört  das  Gesamt- 
gut~  id.  h.  das  zur  Gemeinschaft  gehörige,  nicht 
von  derselben  speciell  ausgenommene  Gut)  zur 
Konkursmasse. 

Das  englische  Konkursrecht  zieht  im  In- 
teresse des  Kredites  sogar  Vermögeusobjekte, 
welche  einem  handeltreibenden  Gemeinschuldner 
zweifellos  nicht  gehören,  zur  Konkursmasse, 
falls  sie  mit  Bewilligung  des  Eigentümers  im 
Besitze  des  Gemeinschulaners  sich  befinden,  so 
dass  sie  vou  anderen  mit  Grund  für  des  Gemein- 
schuldners Eigentum  gehalten  werden  konnten 
und  so  dessen  Kredit  stärkten  (Reputed 
«wnership).  Das  neueste  Gesetz  von  s.  43  be- 
schränkt indes  diesen  Rechtssatz  auf  Vermögens- 
stücke, welche  dem  Handel  dienen,  im  Besitz 
eines  Handels-  oder  Geschäftsmannes. 

fl  Ausnahmsweise  kommt  es  aber  auch  vor, 
dass  Gegenstände,  welche  bereits  in  das  Eigen- 
tum des  Kridars  übergegangen  sind,  dessen  un- 
geachtet, weil  das  Gesetz  den  Verlust  für  be- 
sonders unbillig  erachtet,  von  dem  früheren 
Eigentümer  aus  der  Masse  wieder  herausgezöge»  j 
werden  können.  Der  Verkäufer,  der  das  Eigen- 
tum au  der  verkauften  Sache  dem  Käufer  bereits 
übertragen  hat,  kann  die  Sache,  wenn  er  den 
Kaufpreis  nicht  empfängt,  nicht  wieder  ans  dem 
Konkurse  des  Verkäufers  herauszichen,  muss 
vielmehr  seine  Kaufforderung  als  Konkurs- 
gläubiger geltend  machen.  Dies  kann  dann  als 
Unbilligkeit  betrachtet  werden,  wenn  ein  aus- 
wärtiger Verkäufer  Waren  abgesandt  hat,  so- 
lange diese  noeh  nicht  in  den  Besitz  des  Käufers, 
gleichwohl  aber,  weil  zum  Eigenturasübergange 
Besitz  Übergang  etwa  nicht  erforderlich  ist,  schon 
in  das  Eigentum  des  Käufers  übergegangen  sind. 
Im  Anschluss  an  einen  weitverbreiteten  alten 
Handelsgebrauch  gewährt  daher  eine  sehr  grosse 
Anzahl  neuerer  Gesetze  (z.  B.  das  englische, 
französische,  deutsche,  italienische:  nicht  aber 
•los  österreichische  Gesetz  j dem  Verkäufer  in 
diesem  Falle  das  Recht  der  Vindikation,  es 
müsste  denn  die  Konkursverwaltung  sich  zur 
vollen  Entrichtung  des  Kaufpreises  verpflichten. 
Möglicherweise  kann  aber  nach  civilrechtlichen 
Grundsätzen  ,(z.  B.  nach  den  Grundsätzen  des 
französischen  (Zivilrechts  im  Falle  der  Nicht- 
zahlung des  Kaufpreises)  der  Kaufvertrag  auch 
in  anderen  Fällen  mit  rückwirkender  Kraft 
annulliert  und  hierdurch  eine  Vindikation  des 
Verkäufers  begründet  werden.  Wenn  ferner 
durch  eine  rechtswidrige  Handlung  des  Gemein- 
schulduers  oder  des  Verwalters  (z.  B.  durch 
V eräusserung  einer  bei  dem  Gemeinschuldner 
deponierten  Sache)  das  Eigentum  jemandes 
untergegangen  ist,  so  kann  der  frühere  Eigen- 
tümer nach  vielen  Gesetzgebungen,  z.  B.  nach 
dem  französischen  • Gesetze  ($  75),  nach  dem 
deutschen  § 4ß  die  Gegenleistung,  welche  in  die 
Konkursmasse  gelaugt  ist.,  aus  dieser  zu  seiner 
Entschädigung  herausziehen. 

9.  Passivmasse.  Zu  den  Konkursgläubigern  I 


gehören  nach  der  deutschen  Konkursord- 
nung 47  und  der  österreichischen  Kon- 
kursordnung § 10,  aber  auch  nach  dem 
englischen  Gesetze  (s.  l>,  9)  und  nach  richtiger 
Interpretation  des  französischen  Gesetzes  (Art. 
552)  nicht  Gläubiger,  welchen  ein  Pfandrecht 
oder  eine  Hypothek  au  einzelnen  Vermögens- 
stücken des  Gemeinschuldners  zusteht,  insoweit 
sie  nicht  für  (len  Fall  der  Unzulänglichkeit  des 
zum  Pfände  oder  zur  Hypothek  gesetzten  Gegen- 
standes den  Fehlbetrag  von  der  übrigen  Kon- 
kursmasse fordern,  während  andererseits  ein 
etwaiger  Ueberschuss  des  Erlöses  des  Pfand- 
gegeustamles  der  Konkursmasse  zutiiesst.  Das 
frühere  gemeine  deutsche  Konkursrecht  behan- 
delte ohne  weiteres  auch  die  Hypothek-  und 
Pfandgläubiger  als  in  Bezug  auf  den  Erlös 
der  Pfandsache  bevorzugte  Konkursgläubiger, 
führte  damit  eine  oft  recht  bedeutende  Ver- 
wickelung und  Verweitläufigung  des  Konkurs- 
verfahrens herbei,  zugleich  aber  auch  eine  Ge- 
fährdung und  Schädigung  jener  sog.  Real- 
gläubiger, da  dieselben  im  Konkurse  sich 
melden  mussten  und  dann  durch  den  Vorabzug 
der  sog.  Massekosten  und  absolut  privilegierten 
Forderungen  beeinträchtigt  werden  konnten. 
Kommt  es  zum  Zwangsverkaufe  der  einzelnen 
Sachen,  so  müssen  selbstverständlich  auch  die 
Uealgläubiger  ihre  Rechte  geltend  machen. 

10.  Rungordnuug  der  Konkursforde- 
rungen.  Eine  einfache  Ordnung  der  Befriedi- 
gung der  Konkursforderungen , welche  nur 
wenigen  besonders  qualifizierten  Forderungen 
ein  Vorrecht  zuerkennt,  im  übrigen  aber  eine 
Befriedigung  pro  rata  eintreten  lässt,  ist  eine 
Vorbedingung  eines  einfach  und  rasch  zum  Ziele 
führenden  Konkursverfahrens.  Die  Weitläufig- 
keit und  Schwerfälligkeit  des  früheren  gemeinen 
deutschen  Konkursverfahrens  war  im  gewissen 
Umfauge  notwendig  gegeben  mit  deu  äusserst. 
verwickelten  und  kontroversen  Privilegien  und 
Generalhypotheken,  welche’ letzteren  das  gesamte 
gegenwärtige  und  zukünftige  Vermögen  des 
Pfandschuldners  ergriffen.  Die  Wirksamkeit 
einer  Konkursordnung  lässt  daher  vollständig 
nur  unter  Berücksichtigung  der  Pfandrechts- 
gesetzgebung des  betreffenden  Landes  sich  be- 
urteilen, und  so  wirkt  denn  auch  die  Mangel- 
haftigkeit z.  B.  des  französischen  Hypotheken- 
rechts zurück  auf  den  sog.  Personalkredit  und 
die  Konkurse.  Nur  der  Ueberschuss  der  mit. 
Pfandrechten  (Hypotheken)  belasteten  Irnmo- 
biliarinasse  nach  Abzug  der  Pfandforderungen 
fällt  in  die  Konkursmasse;  aber  für  diesen 
Ueberschuss  und  den  Erlös  der  beweglichen 
Sachen  gelten  ausschliesslich  die  Bestimmungen 
der  Konkursordmmg.  Von  den  nach  der  deut- 
schen Konkursorduuug  bevorrechteten  Forde- 
rungen (vgl.  österreichische  K.O.  43  ft.) 
können  wohl  nur  die  Forderungen  der  Kinder 
und  Pliegebefohlenen  des  Gemeinschuldners  be- 
züglich des  gesetzlich  der  Verwaltung  des 
letzteren  unterworfenen  Vermögens  als  für  die 
gemeinen  Konkursforderungen  bedenklich  er- 
achtet werden.  Das  für  die  Konkursmasse  ge- 
fährliche Vorzugsrecht  der  Ehefrau  für  das  von 
ihr  eingebrachte  Veriuögeu  kenuf  z.  B.  die 
deutsche  Konkursordmmg  nicht  mehr.  Sehr 
wenige  und  in  ihren  Beträgen  bestimmt  begrenzte 
bevorrechtigt?  Forderungen  kennt  das  cuglisehe 
Gesetz  (s.  40,  41);  es  ist  also  dem  allgemeinen 
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Handelskredite  besonders  günstig.  Forderungen 
aus  Sehen  kiuiirsverspreelie.il  und  Geldstrafen 
treten  nach  vielen  Hechten  an  die  letzte  Stelle 
oder  werden  — so  nach  der  deutschen  Konkurs- 
ordnung (63)  — gar  nicht  berücksichtigt. 

Vor  allen  Konkursforderungen  im  engeren 
Sinne  (d.  h.  vor  allen  Verbindlichkeiten,  die  der 
Gemeinschuldner  selbst  übernommen  hat»  werden 
befriedigt  diejenigen  Forderungen,  welche  die 
Verwaltung  kontrahiert  hat  sog.  Masse- j 
schulden,  zu  denen  auch  die  Kosten  der  Ver- : 
waltung  und  die  Gerichtsgebühren  gehören): 
sie  sind  im  Interesse  der  Verwertung  und  Er- 
haltung der  Masse  selbst  kontrahiert.  Das 
übermässige  Ansch  wellen  der  Kosten  der  Verwal- 
tung aber  ist  häutig  und  besonders  in  England  be- 
klagt worden.  Es  bewirkt  auch,  dass  die  Gläubiger 
mit  Privatabkommen  vorlieb  nehmen,  welche 
für  Uebervorteilnugcn  und  Betrügereien  seitens 
des  .Schuldners  besonders  geeignet  sind,  i Seit 
dem  Gesetze  von  1883  scheint  übrigens  in  Eng- 
land in  jener  Beziehung  eine  nicht  unerhebliche 
Besserung  eingetreten  zu  sein.) 

11.  Ein  Wirkung  der  Beendigung  des 
K.  auf  die  Kon  kursforder imgeti.  Die  i 
Konkursforderungen  gehen  rechtlich  nicht, 
auch  nicht  zu  einem  Teile  dadurch  unter,  dass 
die  im  Konkurse  in  Beschlag  genommenen 
Vermögensobjekte  des  Gemeinsehuldners  unter- 
geben. Auch  eine  Beendigung  des  Konkurses  | 
durch  ordnungsmässige  Verteilung  hat  nach 
den  meisten  Konkursrechten  (z.  B.  nach  dem 
deutschen,  französischen,  österreichischen, 
italienischen)  eine  Befreiung  des  .Schuldners 
bezüglich  der  nicht  befriedigten  Forderungen 
und  Forderungsreste  nicht  zur  Folge.  Doch ; 
gewährte  die  deutsche  gemeinrechtliche  Praxis 
im  Anschluss  an  das  römische  Recht  dem 
Schuldner  bezüglich  der  nicht  befriedigten 
Forderungen  das  sogenannte  Beneficium  compe- 1 
tentiae,  d.  h.  sie  knüpfte  die  Geltendmachung  j 
der  Nachforderung  an  die  Voraussetzung,  dass 
der  Lebensbedarf  des  Schuldners  (und  seiner 
von  ihm  zu  erhaltenden  Familie)  nach  richter- 
lichem Ermessen  auch  bei  Befriedigung  i 
bezw.  teilweiser  Befriedigung  der  geltend 
gemachten  Forderung  aus  dem  späteren  Er- 
werbe gedeckt  werden  konnte.  Die  deutsche 
Konknrsordnung  bat  diese  Beschränkung  der 
Nachforderung  gestrichen  mit  Rücksicht  auf  die  i 
von  der  deutschen  Konknrsordnung  angenom- 
mene Möglichkeit  eines  sogenannten  Zwangs- 
vergleichs, wie  denn  auch  das  französische 
Recht  dns  Beneficium  competentiae  nicht  kennt 
(vgl.  Code  civ.  1270».  Dagegen  wird  nach 
englischem  Rechte  und  den  ihm  folgenden  Ge- 
setzen der  Einzelstaaten  der  nordamerikanischen 
Union  (freilich  mit  mancherlei  Modifikationen 
im  einzelnen)  eilt  redlicher  Gemeinschuldner 
durch  Beendigung  des  Konkurses  von  den  sämt- 
lichen früheren  Schulden  (auch  den  etwa  nicht, 
im  Konkurse  angemeldeten)  frei,  und  zwar  ohne 
dass  es  dazu  irgend  einer  Zustimmung  der 
Gläubiger  bedarf.  Dns  hierzu  erforderliche 
..Discharge“  wird  nach  richterlichem  Ermessen 
selbst  vor  Beendigung  des  Konkurses  erteilt 
und  kann  auch  an  Bedingungen  geknüpft 
werden,  z.  B.  an  die  Bedingung,  dass  der 
Schuldner  bestimmte,  ihm  später  zufallende 
Vermögensobjekte  den  Gläubigern  zu  ihrer  Be- 
friedigung überlasse  (s.  28  des  Gesetzes  von 


1883  und  G.  v.  18.  August  1890.  53  et  54  Vict. 
c.  71).  Die  Begründung  dieser  zuerst  unter 
Königin  Anna  eingeführten  Befreiung  liegt 
darin,  dass  dem  redlichen  Handelsniaune  eine 
wirtschaftlich  freie  Existenz  ermöglicht  werden 
soll,  welche  ihn  um  so  eher  in  den  Stand  setzen 
und  veranlassen  kann,  seine  Gläubiger  nach- 
träglich freiwillig  zu  befriedigen.  Indes  bat 
diese  Einrichtung  auch  ihre  Nachteile,  wie  die 
neueren  Beschränkungen  derselben  in  England 
und  Nordamerika  zeigen. 

12.  Zwangsrergleich.  In  vielen  Fällen 
ist  es  für  Gläubiger  und  Schuldner  vorteilhafter, 
den  Konkurs  durch  Abschluss  eines  .Stundungs- 
oder Nach  lass  Vertrages  (Accord  , C'oucordat, 
Concordato.  Arrangement),  nicht  aber  durch 
Verkauf  der  Konkursmasse  und  Verteilung  des 
Vermögens  zu  beenden,  und  möglicherweise 
kann  selbst  die  Eröffnung  des  Konkurses  durch 
einen  solchen  Vertrag  vermieden  werden.  Sehr 
oft  haben  die  einzelnen  Vermögensstücke  im 
Besitz  des  Schuldners  einen  höheren  Wert,  als 
der  Versteigerungs-  oder  Verkaufspreis  beträgt; 
es  werden  bedeutende  Kosten  vermieden,  und 
dem  Schuldner  wird  seine  Erwerbsthätigkeit 
erhalten.  Bei  einem  Nachlass  vertrage  erhalten 
die  Gläubiger  auch  schneller  Zahlungen,  und 
bei  Stundungs-  wie  bei  Nachlassverträgen  im 
engereu  Sinne  können  sielt  dritte  Personen. 
■/.  B.  Verwandte.  Freunde  oder  Geschäftsfreunde 
des  Schuldners,  zu  Bürgschaftsleistungen  oder 
selbst  Zahlungen  veranlasst  finden.  Ganz  be- 
sonders ins  Gewicht  fallen  diese  Vorteile  für 
den  Handelsstand.  Nun  können  aber  einzelne 
eigenwillige  oder  dem  Schuldner  feindlich  ge- 
sinnte Gläubiger  sielt  einem  solchen  Abkommen 
widersetzen,  und  selbst  wenn  sämtliche  an- 
gemeldete Gläubiger  znstimmen;  erscheint,  es 
wünschenswert,  das  Abkommen  auch  gegenüber 
solchen  Gläubigern  sicherzustellen,  welche  sich 
nicht,  gemeldet  haben  sollten.  Schon  das  römische 
Hecht  kannte  hier  einerseits  das  Institut  eines 
seitens  des  Kaisers  erteilten  Moratoriums, 
andererseits  die  Anfänge  eines  durch  Mehrheits- 
beschluss der  Gläubiger  herbeigeführten  Aus- 
gleichs feinen  derartigen  Nach  lass  vertrag 
freilich  nur  bei  insolventen  Erbschaften).  Hieran 
anknüpfeud  haben  schon  im  späteren  Mittelalter 
die  städtischen  Statuten  Italiens  den  durch 
Mehrheitsbeschluss  bestimmten  Zwangsvergleich 
weiter  ausgebildet.  Später  hat  der  letztere 
dann,  während  das  landesherrliche  Moratorium, 
weil  mit  der  Unabhängigkeit  der  Justiz  und 
des  Privatrechts  unvereinbar,  verschwunden  ist, 
in  vielen  anderen  Ländern  Aufnahme  gefundeu, 
in  Deutschland  freilich  nur  in  einzelnen  Han- 
delsstädten. Jetzt  gilt  er  für  den  kaufmännischen 
Konkurs  vielleicht  überall.  Nach  der  deutschen 
Konkursordnung  gilt  er  auch  für  den  Konkurs 
von  Nichtkaufleuten . nicht  dagegen  nach  der 
österreichischen  Konkursordnung.  Andererseits 
ist  der  Vergleich  auch  im  Konkurse  von  Ge- 
sellschaften (A  ktiengesellschaften)  und  juristi- 
schen Personen  zulässig;  nur  im  Konkurs  von 
Genossenschaften  (auch  solchen  mit  beschränkter 
Haftung)  ist  er  nach  dem  Hechte  des  Deutschen 
Reichs  nicht  zulässig  (§  IKK  der  neuen  Redak- 
tion des  Gesetzes  betreffend  die  Erwerbs-  nnd- 
Wirtschaftsgeuossenschnften  vom  20.  Mai  1898  >. 
Indes  nehmen  der  Natur  der  Sache  nach  privi- 
legierte Gläubiger  an  dem  Vergleiche  nicht 
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teil ; sie  müssen  vorweg  befriedigt  werden  und 
stimmen  daher  auch  nicht  mit.  Da  aber  eine 
unbedingte  Unterwerfung  der  Minderheit  unter 
den  Willen  der  Mehrheit  geniissbraucht  werden 
könnte  und  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche 
Moral  die  Wohlthat  eiues  Zwaugsvergleichs 
einem  unwürdigen  oder  völlig  unzuverlässigen ! 
.Schuldner  nicht  wohl  bewilligt  werden  darf,  so 
erhält  der  Vergleich  bindende  Kraft  nur  durch 
Bestätigung  des  Konkursgerichts,  tind  in  ge- 
wissen Fällen  ist  dieselbe  nach  dem  Gesetze 
ausgeschlossen.  Die  Mehrheit  muss,  damit  nicht 
einzelne  Gläubiger  vorherrschend  ihre  besonderen 
Interessen  verfolgen  können,  eine  solche  nicht 
nur  nach  der  Summe  der  Forderungen,  sondern 
auch  nach  der  Zahl  der  Gläubiger  sein,  und  es j 
wird  auch  meist  eine  stärkere  als  die  einfache 
absolute  Majorität  verlangt  Eigentümlich  ist 
dem  französischen  Rechte  (nach  einem  G.  v.  | 
17.  Juli  1856,  welches  Art.  541  des  Code  de; 
com  in.  modifiziert)  das  Concordat  par  abaudon 
total  <m  partiel  de  l'actif  du  failli,  d.  h.  ein 
Zwangs  vergleich,  mittelst  welchen  der  Fallit 
die  Konkursmasse  nicht  behält,  vielmehr  die- 
selbe den  Gläubigem  zur  Befriedigung  über- 
lässt. Die  Zweckmässigkeit  dieses  in  Frankreich 
immerhin  nicht  unpraktisch  gebliebenen  Ver- 
gleichs ist  nicht  unbestritten , vielleicht  aber 
fiir  einzelne  Fälle,  namentlich  für  den  Konkurs 
von  Aktiengesellschaften,  wenn  das  Unternehmen 
als  Ganzes  in  die  Hände  der  Gläubiger  über- 
gehen soll,  zu  behaupten.  In  betreff  des  Zeit- 
punktes, zu  welchem  das  Accord  verfall  reu  im 
Konkurse  eingeleitet  werden  kann,  desgleichen 
hinsichtlich  der  Frage , ob  es  nur  auf  Antrag 
sei  es  eines  Gläubigers,  sei  es  des  Schuldners 
einzuleiten  ist,  differieren  die  Gesetzgebungen. 
Iiu  englischen  Rechte  erscheint  der  Vergleich, 
der  ja  übrigens  auch  ein  Stundungsvertrag  sein 
kann,  ebensowohl  als  ein  Mittel,  den  Konkurs 
überhaupt  abzuwenden  wie  ihn  aufzuhebeu. 
und  in  gewissem  Sinne  ist  dies  nach  der  Fall 
nach  dem  neuesten  französischen  Gesetze  von 
1889,  insofern  der  Schuldner  die  danach  ge- 
staltete gerichtliche  Liquidation  provozieren 
kann.  Der  Zwangs  vergleich  ist  wegen  Betrugs 
anfechtbar.  Nach  französischem  Rechte,  des- 
gleichen nach  italienischem  kann  er  auch  wegen 
Nichterfüllung  ohne  weiteres  hinfällig  werden; 
doch  steht  der  Aufnahme  der  sogenannteu  Ver- 
fallklausel in  den  Vergleich  auch  nach  der 
deutschen  Konkursordnung  nichts  entgegen. 
Nach  dem  französischen  und  italienischen  liechte 
ist  die  Aunnllation  des  Vergleichs,  wenn  auch 
nur  ein  Gläubiger  sie  geltend  gemacht  hat, 
stets  für  sämtliche  Forderungen  wirksam  und 
führt  daher  die  Wiederaufnahme  des  Konkurses 
notwendig  mit  sich,  und  das  gleiche  Resultat 
gilt  nach  französischem  Rechte  auch  bei  Nicht- 
erfüllung (nach  dem  italienischen  Gesetze  848 
entscheidet  darüber  die  Mehrheit  der  Gläubiger). 
Nach  der  deutschen  Konkursordnung  lUö  ff. 
"irkt  die  von  dem  einzelnen  Gläubiger  erhobene 
Klage  — er  macht  einfach  die  ursprüngliche 
Forderung  geltend  — nur  für  die  einzelne  For- 
derung; nur  die  rechtskräftige  Verurteilung  des 
Qemetnscknldners  wegen,  betrügliehen  Ban- 
kerottes wirkt  nach  der  deutschen  Konkurs- 
ordnnng  für  alle  und  kann  zur  Wiederauf- 
nahme des  Konkursverfahrens  führen.  Die 
österreichische  Koukursordnuug  §§  241  ff.  folgt 


hier  im  wesentlichen  dem  französischen 
Rechte. 

18.  Verfahren,  a)  Zur  Einleitung  des 
Konkursverfahrens  genügt  ein  gehörig  begrün- 
deter Antrag  eines  Gläubigers  oder  des  Gemein- 
schuldners selbst.  Ein  Teil  der  Gesetze,  z.  B. 
das  französische,  italienische  und  belgische,  nicht 
aber  das  deutsche,  österreichische  und  englische 
lässt  eine  Eröffnung  des  Konkurses  von  Amts- 
wegen zu.  Dieselbe  erscheint  nicht  empfehlens- 
wert; ein  Irrtum  eiuer  Behörde  kann  für  sämt- 
liche Beteiligte  hier  äusserst  schädlich  wirken. 
Der  Antrag  eines  Gläubigers  muss  die  erforder- 
lichen Thutsnchen  glaubhaft  machen,  der  An- 
trag des  Schuldners  von  einer  Darlegung  seiner 
Vermögensverhältnisse  begleitet  sein. 

b)  Die  Verfügung  des  Gerichts, 
welche  den  Konkurs  eröffnet  und  welche,  wenn 
der  Antrag  von  einem  Gläubiger  ausgeht,  regel- 
mässig nicht  ohne  vorgängige  Anhörung  des 
Schuldners  erfolgt,  wird  gehörig  und  namentlich 
durch  öffentliche  Blätter  bekannt  gemacht.  Sie 
fordert  zugleich  die  Gläubiger  auf,  ihre  For- 
derungen anzumelden  und  die  Beweise  vor- 
zulegen; von  ihren  Wirkungen  ist  bereits  die 
Rede  gewesen.  Mit  ihr  wird  die  Ernennung 
eines  provisorischen  Verwalters  verbunden,  und 
zugleich  können  noch  besondere  Sicherungs- 
massregcln  dabei  angeordnet  werden,  z.  B. 
Sequestrationen,  Anlegung  von  Gerichtssiegeln, 
auch  möglicherweise  die  Inhaftnahme  des  Schuld- 
ners. Es  ist  richtiger,  dergleichen  besondere 
Massregeln  nicht  obligatorisch  vorzuschreihen, 
sondern  sie  nach  den  Umständen  des  einzelnen 
Falles  vom  richterlichen  Ermessen  abhängig  zu 
machen,  wie  dies  auch  nach  dem  deutschen  und 
dem  englischen  Gesetze  der  Fall  ist.  Nach  dem 
englischen  Gesetze  von  1888  kann  indes  ein  für 
den  Schuldner  mehr  schonendes  Zwischenver- 
fahren eingeschobeu  werden,  in  welchem  alsbald 
die  Herüberführung  eines  Vergleichs  versucht 
wird.  Erst  wenn  »lies  nicht  zum  Ziele  führt, 
beginnt  das  eigentliche  Bankerottverfahren.  Das 
französische  G.  v.  4.  März  1889  hat  diese  Ein- 
richtung aufgenommen.  Der  Schuldner  kann 
innerhalb  vierzehn  Tagen,  von  der  Zahlungs- 
einstellung gerechnet , die  Rechtswohlthat  der 
Liquidation  judiciaire  beanspruchen.  Die  Wir- 
kungen sind  im  wesentlichen  die  des  Konkurses; 
aber  die  Ehre  des  Schuldners  wird  geschont; 
derselbe  führt  unter  Aufsicht  von  Liquidatoren 
seine  Geschäfte  weiter,  und  es  werden  so- 
fort Vergleichsverhandlungen  eingeleitet.  Das 
Scheitern  derselben  hat  den  förmlichen  Konkurs 
zur  Folge;  derselbe  tritt  auch  ein,  wenn  der 
I Schuldner  in  der  vom  Gesetze  genauer  bezeich- 
ueten  Weise  unangemessen  verfahren  ist. 

ci  Anmeldungs-  und  Liquidations- 
Verfahren.  Nach  dem  früheren  gemeinen 
deutschen  Konkursrechte  mussten  die  Gläubiger 
auf  ilie  ergangene  öffentliche  gerichtliche  Auf- 
' forderung  sich  in  einem  bestimmten  Termine 
(dem  sogenannten  Professionstermine) oder  binnen 
bestimmter  Frist  bei  Vermeidung  des  Aus- 
schlusses (der  Präklusioni  von  der  Masse  meldeu. 
Die  neuere  Gesetzgebung  kennt  solchen  formellen 
Ausschluss  nicht  mehr.  Aber  die  verspätet  sich 
Meidenden  tragen  die  aus  der  Verspätung  etwa 
erwachsenden  besonderen  Kosten  und  haben  kein 
Widersprmlisrccht  gegen  das.  was  inzwischen 
im  Konkurse  geschehen  ist,  können  geschehene 
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Verteilungen  auch  nicht  rückgängig  machen, 
sind  vielmehr  mit  ihren  Ansprüchen  auf  das 
in  der  Masse  tbatsächlieh  noch  Vorhandene  be- 
schränkt. 

Selbstverständlich  muss  jede  im  Konkurse 
angemeldete  Forderung  geprüft  werden.  Das 
Zugeständnis  des  Schuldners,  der  ja  irrtümlich, 
leichtsinnig  oder  betrüglick  Forderungen  als 
begründet  anerkennen  möchte,  kann  dabei  nicht 
unbedingt  massgebend  sein:  der  eingesetzte 
Verwalter  hat  vielmehr,  wenn  auch  meist  nach 
den  vom  Schuldner  gegebenen  Informationen, 
über  das  Zugeständnis  zu  entscheiden ; inwieweit 
daneben  auch  ein  Widerspruch  des  Schuldners 
formell  in  Betracht  kommt,  kann  zweifelhaft 
erscheinen.  Die  deutsche  Konkursordnung  giebt 
dem  Schuldner,  soweit  das  Konkursverfahren 
selbst  in  Betracht  kommt,  kein  formelles  Wider- 
spruchsrecht. Dagegen  haben  nachstehende  oder 
durch  Teilnahme  der  betreffenden  Forderung 
beschränkte  Gläubiger  ein  Widerspruchsrecht 
sowohl  gegen  die  Forderung  wie  gegen  das  in 
Anspruch  genommene  Vorrecht.  Die  wider- 
sprochenen Forderungen  müssen  in  besonderen 
Prozessen  festgestellr  werden.  Nach  dem  eng- 
lischen Gesetze  (s.  102)  hat  das  Konkursgericht 
zur  Entscheidung  dieser  Streitigkeiten  sehr 
weitgehende  diskretionäre  Befugnisse;  indes 
können  einzelne  Thatfragen  in  einem  besonderen 
Justizverfahren  erledigt,  einzelne  Rechtsfragen 
der  Prüfung  eines  höheren  Gerichts  nach  eng- 
lischem Rechte  Vorbehalten  werden.  Der  frühere 
gemeine  deutsche  Konkursprozess  kannte  neben 
den  Liquidationsprozessen  noch  eine  besondere 
Feststellung  der  Priorität,  wobei  sich  dann 
häufig  noch  besondere  Prioritätsprozesse,  oft  mit 
einer  Mehrheit  einander  gegenüberstchender 
Parteien,  ergeben  konnten.  Das  moderne  Kon- 
kursrecht verbindet  in  einfacherer  Weise  die 
Feststellung  der  Rangordnung  mit  dem  Ver- 
teilnngsverfahren. 

Fraglich  kann  es  erscheinen,  ob  Gläubiger, 
deren  Forderungen  widersprochen  ist,  an  den 
Beschlüssen  der  Gläubiger  tcilzunehiuen  haben. 
Am  richtigsten  wird  man  darüber  richterliches 
Ermessen  entscheiden  lassen  (vgl.  auch  deutsche 
K.O.  9b.  Italien.  Handelsgesetze.  7G6). 

d)  Heranziehung  und  Verkauf  der 
Masse.  Neben  dem  Liquidationsverfahren  be- 
ginnt alsbald  das  Verfahren  zur  Verwertung, 
(auch  Heranziehung  und  Verwaltung  der  Masse 
(Versilberung  der  Masse)  mit  Gläubigerver- 
sammlungen (Gläubigerausscluiss)  Berichten  und 
Rechnungslegungen  der  Verwalter.  Neben  der 
Versteigerung  wird  jetzt  auch  bei  beweglichen 
Sachen  unter  gewissen  Kautelen  freihändiger 
Verkauf  zugelassen,  weil  Versteigerungen  oft 
weniger  ergeben ; bei  Immobilien  findet  jedoch 
meist  noch  Versteigerung  (Subbastation)  statt. 
Die  deutsche  Konkursordnung  verweist  in  Be- 
zug auf  den  Zwangsverkauf  von  Immobilien 
auf  das  Gesetz  der  Einzelstaaten.  Sehr  freie 
Hand  lässt  dem  Verwalter  beim  Verkauf  das 
englische  Gesetz,  lieber  die  Sicherstellung  der 
einkommenden  Gelder  (auch  durch  Einzahlung 
bei  staatlich  privilegierten  Banken  etc.)  ent- 
halten selbstverständlich  die  einzelnen  Gesetze 
verschiedene  Bestimmungen. 

e)  Verteilungsverfahren  und  Be- 
endigung des  Konkurses.  Das  Verteilungs- 
Verfahren,  welches  nach  dem  früheren  gemeinen 


deutschen  Konkursrechte  regelmässig  erst  nach 
Erlass  des  sogenannten  Prioritätsnrteils  und 
rechtskräftiger  Erledigung  der  Prioritätsstreitig- 
keiten stattfand  und  in  der  Hand  des  Gerichts 
ruhte  (Distributionsbescheid),  ist  nach  den 
neueren  Gesetzen  auf  die  Verwalter  übertragen 
und  beruht,  während  »ach  dem  früheren  deut- 
schen Konkursrechte  nur  ausnahmsweise  einzelne 
Forderungen  vorweg  befriedigt  werden  konnten, 
auf  dem  Princip  der  sogenannten  saecessiven 
Verteilungen,  d.  h.  sobald  genügend  verfügbare 
Mittel  vorhanden  sind,  linden  Verteilungen  statt 
nach  von  dem  Verwalter  anfgestellten  und  ver- 
öffentlichten Plänen  (nach  französischem  und 
italienischem  Rechte  z.  B.  aber  nur  auf  Grnnd 
richterlicher  Genehmignng).  Heber  Einwen- 
dungen entscheidet  das  Gericht.  Die  vollstän- 
dige Verteilung  der  Masse  beendet  das  Ver- 
fahren und  giebt  dem  Schuldner  die  Dispositions- 
freiheit wieder.  Nach  der  deutschen  Konknrs- 
ordnung  hat  der  Schuldner  die  letztere  in 
Ansehung  des  nach  der  Konkurseröffnung  ge- 
machten Erwerbes  überhaupt  nicht  verloren. 
Gleichwohl  schreibt  gerade  die  den tsche  Konkurs- 
ordnung den  Erlass  eines  formellen  (deklarativen  . 
öffentlich  bekannt  zu  machenden  Bescheides 
über  die  Beendigung  des  Konkurses  vor.  Un- 
geachtet der  Beendigung  des  Konkurses  können 
noch  Nachtragsverteilungen  Vorkommen. 

Das  Konkursverfahren  kann  auch  eingestellt 
werden,  wenn  sich  zeigt,  dass  eine  genügende 
Masse  nicht  vorhanden  ist  — denn  auf  Staats- 
kosten können  Konkursverfahren  nicht  statt- 
linden  — , oder  wenn  sämtliche  Beteiligte  anf 
Grund  einer  Privateinignng  die  Einstellung  be- 
antragen. 

14.  K.  von  Gesellschaften  und  Korpo- 
rationen. Insolvente  Erbschaften.  Special- 
konkurs. Auf  den  Konkurs  von  Handels- 
gesellschaften (offenen  Handelsgesellschaften, 
Aktiengesellschaften,  Genossenschaften,  juristi- 
schen Personen  und  Vereinen)  finden  im  allge- 
meinen die  Bestimmungen  der  Gesetze  über 
den  Konkurs  von  Einzelpersonen  Anwendung: 
doch  giebt  hierüber  z.  B.  die  deutsche  K.O. 

207—213  einige  besondere  Vorschriften, 
namentlich  über  die  Berechtigung  bezw.  Ver- 
pflichtung zum  Konknrsantrage,  und  in  Eng- 
land gilt  für  den  Konkurs  nicht  das  Bankorott- 
gesetz,  sondern  das  in  dem  Gesetze  über  joint 
stock  Companies  vom  7.  August  1862  (25  et  26 
Vict.  c.  89)  angeorduete  Liquidationsverfahren 
(winding  up).  Auch  über  das  Vermögen  einer 
sogenannten  offenen  Handelsgesellschaft  wird 
ein  besonderer  Konkurs  eröffnet,  welcher  zu 
unterscheiden  ist  von  dem  Konkurse  der  ein- 
zelnen Gesellschafter,  lieber  das  Verhältnis 
des  Konkurses  einer  offenen  Handelsgesellschaft 
zu  dem  Konkurse  «1er  einzelnen  unbeschränkt 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  gelten  in  den 
verschiedenen  Ländern  stark  abweichende  Grund- 
sätze.  Von  vielen  wird  angenommen,  dass  der 
Konkurs  der  Handelsgesellschaft  notwendig  den 
Konkurs  auch  der  einzelnen  Gesellschafter  nach 
sich  zieht,  und  diese  Ansicht  ist  z B.  in  der 
französischen  Jurisprudenz  herrschend,  dann 
aber  auch  in  der  österreichischen  K.O.  199  und 
in  dem  italienischen  Handelsgesetzbuche  847 
sanktioniert  worden.  Nach  der  deutschen  Kou- 
kursordnnng  ist  dies  nicht  der  Fall.  Aber  auch 
nach  der  deutschen  Konkursordnung  ebenso  wie 
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nach  den  vorgenannten  Gesetzen  und  nach  dem 
französischen  Rechte  können  Gesellschafts- 
gläubierer  ihre  Forderungen  in  dem  Konkurse  ! 
der  einzelnen  Gesellschaftsgläubiger  geltend 
machen,  während  die  Privatgläubiger  der  ein- 
zelnen Gesellschafter  nur  auf  den  Privatkonkurs 
dieser  letzteren  verwiesen  sind.  Nach  dem  eng- 
lischen Gesetze  dagegen  ts.  40.  59)  werden  aus 
dein  Handelsvermögen  zunächst  die  Handels- 
gVüuhiger,  aus  dem  Privatvermögen  die  Privat- 
gläubijger  bezahlt. 

Sollte  eine  öffentlichrechtliche  Korpo- 
ration (eine  Gemeinde  z.  B.)  nicht  imstande! 
sein,  ihre  Verbindlichkeiten  gegen  Gläubiger  zu 
erfüllen . so  kann  eine  Beschlagnahme  des 
Vermögens  der  Korporation  jedenfalls  nur  inso- 
weit stattfinden,  als  die  einzelnen  Vermögens- 
bestandteile nicht  zur  Erfillluug  der  öffentlich- 
rechtlichen  Pflichten  der  Korporationen  erforder- 
lich sind,  wogegen  Landgüter,  Sachen,  welche , 
nur  dem  Luxus  dienen,  allerdings  der  Beschlag- 
nahme und  der  Versteigerung  unterliegen 
würden.  Vollkommen  zu  regeln  wäre  die  Frage 
nur  im  Wege  des  positiven  öffentlichen  Rechts. 

A ueh  über  i «solvente  Erbschaften  kann 
ein  Konkursverfahren  stattfinden  (K.O.  ijij  214 
bis  235)  und  zwar  nach  vielen  Gesetzgebungen 
sowohl  dann,  wenn  die  Erbschaft  vakant  bleibt, 
wie  wenn  sie  mit  der  Kechtswohlthat  des  In- 
ventars angetreten  wird.  Nach  englischem 
Recht  (s.  125)  tritt  indes  häufig  bei  über- 
schuldeten Erbschaften  nur  die  sonst  gesetzliche 
Verwaltung  ein.  welche  die  Schulden  der  Erb- 
schaft nach  einer  bestimmten  Rangordnung  zu 
befriedigen  bat,  ebenso  wie  dies  anderwärts  im 
Konkurse  geschieht. 

Per  Konkurs  ergreift  der  Regel  nach  das 
gesamte  Vermögen  der  Person,  sollte  dasselbe 
auch  in  verschiedenen  Anlagen  (Etablissements) 
bestehen.  Ein  Partikular-  oder  Specialkonkurs 
kann  jedoch  Vorkommen  in  Bezug  auf  das  im  I 
Auslande  befindliche  Vermögen  des  Schuldners 
und  sodann,  wo  die  Recbtsinstitute  der  Lehn-, 
Stamm-  und  Fideikommissgüter  noch  gelten,  in 
Beziehung  auf  diese  Güter,  so  dass  Allodial- 
und  Lehnsgläubiger  etc.  unterschieden  werden. 
Die  deutsche  Reichskonkursgesetzgebnng  (vgl. 
Einführungsgesetz  i;  4)  hat  es  hier  noch  bei 
einer  ansgedehnten  Geltung  des  Partikularrechts 
belassen. 

15.  Kaufmännischer  und  nlchtkauf* 
milunisclier  K.  Das  frühere  gemeine  deutsche 
Recht  Hess  den  Konkurs  Anwendung  finden 
auf  alle  und  jede  zahlungsunfähigen  Personen. 
Dagegen  beschränkt  das  französische  Recht 
und  eine  erhebliche  Anzahl  demselben  folgender 
neuerer  Gesetzgebungen,  z.  B.  das  italienische, 
portugiesische  Handelsgesetzbuch,  den  Konkurs 
auf  Kaufleute  (unter  denen  aber  auch  Gewerbe- 
treibende begriffen  sind,  die  im  Sinne  des  Ge- 
setzes als  Kaufleute  gelten).  Andere  Gesetze, 
zu  denen  insbesondere  die  österreichische  (hierin 
der  früheren  preussischen  folgende)  Konkurs- 
ordmmg  gehört,  unterscheiden  einen  kauf- 
männischen und  einen  nichtkaufniännischen 
Konkurs.  Die  deutsche  Konknrsordnung  und 
das  neueste  englische  Recht  stehen  wieder  auf 
dem  Standpunkte  des  früheren  gemeinen  deut- 
schen Rechts,  und  selbst  in  Frankreich  ist 
ueucnliugs  die  Gleichstellung  von  Kaufleuteu 
'ind  Xichtkaufleuteu  empfohlen  worden.  (Das 


schweizerische  Gesetz  von  1S89  hat  einen  Mittel- 
weg eiugeschlagen : das  Konkursverfahren  findet 
auch  gegen  solche  Personen,  welche  freiwillig 
sich  in  das  Handelsregister  eintragen  lassen,  statt). 
Allerdings  ist  das  Konkursverfahren  in  höherem 
Grade  Bedürfnis  bei  kaufmännischen  Insolvenzen. 
Der  kaufmännische  Gläubiger  kann  sich  von 
dem  kaufmännischen  Schuldner  nur  selten  be- 
sondere Sicherheit  bestellen  lassen,  und  im  kauf- 
männischen Verkehre  sind  Specialzwangsvoll- 
streckungen besonders  verhängnisvoll;  endlich 
kann  man  zweifeln,  ob  die  besondere  Be- 
günstigung, welche  der  Zwangsvergleich  im 
kaufmännischen  Verkehre  verdient,  auch  für 
nichtkaufmänuische  Schuldner  angezeigt  ist.. 
Aber  auch  Nichtkaufleute  gemessen  häufig  einen 
ausgedehnten  Kredit,  und  in  Frankreich  hat 
man  in  manchen  Gerichtsbezirken  auch  ohne 
specielle  Gesetzesvorschrift  ein  dem  Fallitver- 
fahren nachgebildetes  Verfahren  bei  Insolvenz 
hei  Nichtkaufleuten  tlmtsächlich  beobachtet. 
Das  Princip  der  deutschen  Konkursordnung  er- 
scheint daher  als  das  richtigere.  Uebrigens  ist 
das  französische  System  daun  erträglicher,  wenn, 
wie  in  Frankreich,  der  Gläubiger,  welcher  eine 
Pfändung  erwirkt,  ein  Vorrecht  an  den  ge- 
pfändeten Gegenständen  nicht  erhält,  also  der 
Beitritt  anderer  Gläubiger  zu  einer  begonnenen 
Exekution  mit  gleichem  Rechte  möglich  ist. 

10.  Kosten.  Da  der  Konkurs  ein  im 
Privatinteresse  der  Gläubiger  erfolgendes  Exe- 
kutionsverfahren ist.  so  trägt  der  Staat  die 
Kosten  des  Verfahrens  nicht;  Beginn  und  Fort- 
setzung des  Verfahrens  erfordern  vielmehr  (vgl. 
K.O.  1U7.  204)  einen  die  Kosten  decken  den  Be- 
trag der  Masse.  Doch  kann  hier  durch  einen 
vom  Gläubiger  zu  leistenden  Vorschuss  geholfen 
werden,  und  nach  einzelnen  neueren  Gesetzen 
(nach  dem  niederländischen  und  luxemburgischen 
Rechte)  kann  sogar  nach  dem  Ermessen  des 
Gerichts  der  Masse  eine  Art  Armenrecht  (Stun- 
dung der  Gebühren  — auch  der  Anwalts-  und 
Gerichtsvollzieher-Gebühren  — und  der  Kosten; 
bewilligt  werden. 

17.  Strafbestimmungen.  Dem  Strafge- 
setze fällt  heutzutage  nur  noch  derjenige  Gc- 
meinschuldner  anheim,  der  in  unverantwortlich 
leichtsinniger  Weise  verfahren  ist  (z.  B.  unver- 
hältnismässig  spekuliert  oder  als  Geschäftsmann 
nicht  gehörig  Buch  geführt  hat)  oder  aber 
zum  Nachteile  seiner  Gläubiger  betrüglich 
gehandelt  hat  (z.  B.  Vermögensobjekte  beiseite 
geschafft,  verheimlicht  oder  erdichtete  Forde- 
rungen anerkannt  hat,  im  Bewustsein  seiner 
Zahlungsunfähigkeit  begünstigt  hat).  Man 
unterscheidet  daher  einen  einfachen  oder  leicht- 
sinnigen Bankerott,  welcher  nach  dem  deut- 
schen Strafgesetzbnche  ein  Vergehen,  und  einen 
betrügerischen  Bankerott,  welcher  nach  dem  deut- 
! sehen  Strafgesetzbuche  ein  Verbrechen  ist.  Be- 
i straft  werden  übrigens  auch  dritte  Personen, 
welche  betrügliehe  Handlungen  zum  Nachteile 
: einer  Konkursmasse  begehen.  In  den  Einzel- 
| beiten  weichen  die  Strafgesetze  von  einander 
| ab.  Auch  der  Stimmenkauf  und  -verkauf  be- 
züglich der  Gläubigerversammlungen  wird  be- 
straft (z.  B.  nach  dem  französischen,  deutschen, 

| italienischen  Gesetze). 

IS.  Konkursrecht  im  internationalen 
i Verkehre.  Der  Konkurs  erstreckt  sich  auf 
das  gesamte  in  einem  Laude  befindliche  Yer- 
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mögen  des  Gemeinschnldners : der  in  der  Kon- 
kurseröffnung enthaltene  allgemeine  Arrest  auf 
dies  Vermögen  äussert  seine  Wirkungen  auch 
in  anderen  Gorichtsbezirken  desselben  Landes. 
Sehr  bestritten  dagegen  ist  die  Wirkung  des 
Konkurses  auf  das  in  einem  anderen  Lande  be- 
logene Vermögen  des  Gemeinsehuldners.  Ohne 
Zweifel  bringt  das  Princip  der  nur  territorialen 
Wirksamkeit  des  Konkurses,  eben  weil  derselbe 
Universalexekution  sein  soll,  maneherlei  Schwie- 
rigkeiten und  Uebeistände  mit  sich.  (Können 
z.  B..  wenn  in  verschiedenen  Ländern  gleich- 
zeitig Konkurse  gegen  denselben  Schuldner  er- 
öffnet werden,  die  sämtlichen  Gläubiger  ihre 
Forderungen  in  den  mehreren  Konkursen  geltend 
machen?)  Aber  «1er  Konkurs  bleibt  gleichwohl 
eine  auf  staatlicher,  daher  territorialer  Gewalt 
beruhende  Zwangsmassregel  und  als  solche  daher 
auf  das  Territorium  dieser  Gewalt  beschränkt. 
So  ist  es  denn  auch  den  Anhängern  der  inter- 
nationalen Universalität  des  Konkurses,  welche 
besonders  zahlreich  in  der  neuesten  italienischen 
Wissenschaft  vertreten  sind,  nicht  gelungen, 
diese  Theorie  in  juristisch  haltbarer  Weise  ans 
der  Natur  des  Konkurses  abzuleiten  und  Un- 
klarheiten und  sehr  erhebliche  Meinungsdifle- 
renzen  über  die  aus  jener  angeblichen  Univer- 
salität sich  ergebenden  Folgesätze  zu  vermeiden. 
Aber  auch  bedeutende  praktische  Bedenken 
sprechen  gegen  diese  Annahme  einer  ohne 
weiteres  postulierten  Universalität.  Entfernt 
wohnende  Gläubiger  kommen  in  Konkursen, 
namentlich  wenn  es  sich  um  die  in  neuester 
Zeit  so  wichtigen  und  häufigen  Vergleiche  han- 
delt. leicht  in  Nachteil ; und  soll  man  ohne 
irgend  welche  Garantiecn  inländische  Gläubiger, 
welche  einem  ausländischen  Schuldner  mit  Rück- 
sicht auf  dessen  im  Inlande  befindliches  be- 
deutendes Vermögen  kreditiert  haben,  unter 
Auslieferung  dieses  Vermögens  an  ein  ent- 
ferntes ausländisches  Gericht,  lediglich  an  eben 
dieses  Gericht  verweisen?  Hat  man  auch  nur 
dafür  eine  Garantie,  dass  auswärtige  Gerichte 
und  Konkurskuratoren  hei  ihren  Bekannt- 
machungen auf  die  Entfernung  genügende 
Rücksicht  nehmen,  welche  unsere  Landsleute 
von  dem  Sitze  des  Konkurses  trennt? 

Durch  Staatsvertrag  lassen  sieh  allerdings 
Garantieen  dieser  Art  schaffen;  aber  ein  allge- 
meiner Vertrag,  dem  jeder  beliebige  Staat  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  bei  treten  könnte, 
wie  etwa  dein  sogenannten  Weltpostverein,  ist 
hier  gewiss  nicht  am  Platze:  vielmehr  wird 
jeder  einzelne  Staat  nur  schrittweise  und  mit 
Vorsicht  Vorgehen  können,  l'ebrigens  ist  mit 
«ler  Vereinigung  der  sogenannten  Universalität 
nicht  jede  indirekte  extraterritoriale  Wirkung 
des  Konkurses  geleugnet,  man  wird  die  Kon- 
kursverwaltung  für  berechtigt  halten  müssen, 
auch  auf  das  ausserhalb  des  Landes  befindliche 
Vermögen  des  Gemeinschuldners  Arrest  zu  er- 
wirken und  so  dieses  Vermögen  heranzuziehen ; 
ein  Widerspruchsrecht,  dürften  nur  solche  Gläu- 
biger haben,  für  deren  Forderungen  in  dem 
anderen  Lande  ein  Gerichtsstand  begründet  er- 
scheint. Andererseits  ist  mit  der  sogenannten 
Universaltheorie  noch  nicht  gegeben,  dass  ledig- 
lich das  am  Sitze  des  Konkursgerichts  geltende 
Recht  für  alle  kouknrsrechtlichen  Sätze  zur 
Anwendung  kommen  muss,  z.  B.  in  Ansehung 
der  Anfechtung  von  Rechtshandlungen.  Hier 


bleiben  vielmehr,  mag  mau  die  Theorie  d«?r 
Universalität  annehmen  oder  verwerfen,  noch 
eine  Menge  bedeutender  und  schwieriger  Einzel- 
fragen, welche  erst  mit  «ler  Schaffung-  eines 
international  gleichen  Konkursreehts  ver- 
schwinden würden.  Dazu  dürfte  aber,  so  sehr 
sich  in  den  GruudzUgen  eine  gegenseitige  An- 
näherung des  Konkursrechts  der  Kulturstaaten 
vollzieht,  der  Zeitpunkt  keineswegs  schon  eiu- 
getreten  sein.  (Pfandrechte  müssen  übrigens 
nach  dem  Gesetze  des  Ortes  «ler  Pfandsache 
beurteilt  werden,  und  in  Ansehung  unbeweg- 
licher Sachen  ist  dies  auch  zweifellos.)  Das 
positive  Recht  einzelner  Staaten  unterscheidet 
(in  einer  wohl  wenig  zweckmässigen  Weisel 
zwischen  unbeweglichen  uud beweglichen  Sachen: 
das  bewegliche  Vermögen  soll  dem  über  einen 
Ausländer  (oder  eine  im  Anslande  wohnende 
Person)  eröffneton  Konkurse  heransgegeben 
werden;  über  das  unbewegliche  im  Inlande  be- 
findliche Vermögen  soll  inländischer  Konkurs 
eröffnet  werden,  so  die  österreichische  K.O.  § 61 
und  so  auch  die  englische  Jurisprudenz,  welche 
indes  den  Gläubiger,  der  im  ausländischen  Kon- 
kurse Forderungen  geltend  gemacht  hat.  zwingt, 
«las  Erhaltene  in  den  englischen  Konkurs  ein- 
zuwerfen oder  sich  anreebnen  zu  lassen.  Die 
deutsche  K.O.  237  und  23b  enthält  wohl  «lie 
verhältnismässig  korrektesten  Bestimmungen. 
Der  allgemeinen  Regel  nach  soll  «ler  ausländische 
Konkurs  die  Zwangsvollstreckung  im  Deutschen 
Reiche  nicht  hindern  womit  die  internationale 
Universalität  ausgeschlossen  ist);  «loch  können 
unter  Zustimmung  des  Bnndesrates  durch  An- 
ordnung des  Reichskanzlers  Ausnahmen  ge- 
troffen werden.  (Es  ist.  damit  keineswegs  jeg- 
liche Rechtswirkung  eines  auswärts  erölfneten 
Konkurses  verneint.)  Ein  inländischer  nur  das 
inländische  Vermögeu  umfassender  Koukurs 
wird  eröffnet,  wenn  d«-r  Schuldner  im  Deutschen 
Reiche  eine  rein  gewerbliche  Niederlassung, 
aber  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat. 
Manche  Gesetze  enthalten  über  die  internationale 
Wirksamkeit  keine  Bestimmungen,  so  z.  B.  das 
französische  Recht.  Dagegen  enthält  der 
französisch  - schweizerische  Rechtshilfevertrag 
von  18(59  auch  Bestimmungen  über  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  in  den  beiden  ge- 
genannte»  Staaten  eröffneten  Konkurse,  und 
nach  dem  englischen  Konkursgesetze  ('s.  168) 
erstreckt  sich  der  in  England  selbst  eröffnete 
Konkurs  auch  auf  das  in  den  Kolonieeu  berirnl- 
liclie  Vermögen.  Ausländische  Gläubiger  werden 
jetzt  wohl  in  allen  civilisierten  Ländern  den 
inländischen  gleich  behandelt;  die  Benachteili- 
gung ausländischer  Gläubiger  gegenüber  den 
inländischen  ist  nicht  nur  unbillig,  sondern 
wirkt  auch  nationalökonomisch  schädlich.  Die 
deutsche  K.O.  ((j  5).  welche  die  Gleichstellung 
der  ausländischen  Gläubiger  ausdrücklich  vor- 
schreibt, behält,  indes  Retorsionsmassregeln  vor. 
Die  österreichische  K.O.  (j;  51)  macht  die  gleiche 
Behandlung  «ler  Ausländer  von  der  Reciprocität 
abhängig,  lässt  aber  für  letztere  die  Vermutung 
streiten. 

Litteratlir : Vergleichende  Rccht&wiggcnxchnfi : 

Titulier,  Df»  faillite * en  droit  compare,  Ourmge 
eouronnt  j>ar  l’ Institut,  2 Ilde.,  Pari * 1887.  — 
Kollier,  Lehrhuch  de*  Kunkttrgrechl *,  Stuttgart 
1891.  — Alexander,  Konkursgesetze  aller  Län 
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1392 . — Materialien  zur  deutschen  Konkurs- 
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— Lothar  Seuff'ert,  Das  deutsche  Konkunrrcht, 

1309  (Teil  des  Lindingsrhcu  Handbuchs  der 
deutschen  Rcchtnrissrnsehafl).  - — Die  Kommen- 
tare zur  deutschen  K.O.,  herrorzuhchen  nament- 
lich t\  IVilmotrski,  Petcrum  - K I etnf ellcr. 
v.  Völderndorff.  — Französisches  Recht: 
Zahlreiche  Erarbeitungen  in  den  Werken  über 
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L.  Renault , Pr  fei«  de  droit  commereiai, 
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Livet'UoJf,  I 'ebersetzung  der  engt.  Eankr.  Act 
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111.  Statistik  der  Konkurse. 

I.  Vorbemerkungen.  II.  Statistik 
der  Konkurse  in  den  einzelnen  Staaten. 
1.  Deutsches  Reich.  2.  Oesterreich.  3.  Gross- 
britnnnien  und  Irland.  4.  Frankreich.  5.  Italien 
6.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  7.  Schluss- 
betraohtung. 

I.  Vorbemerkungen. 

Das  Interesse,  welches  sowohl  vom  juris- 
tischen als  auch  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkte  aus  dem  Konkursverfahren  ent- 
gegengebracht wird,  hat  in  allen  Kulturlän- 
dern das  Bedürfnis  hervortreten  lassen,  von 
den  Ergebnissen  dessell»en  auf  dem  Wege 
der  statistischen  Erhebung  Kenntnis  zu  ge- 


winnen. In  der  Tliat  liefern  solche  Ermitte- 
lungen nicht  nur  wichtiges  Material  zur 
Kritik  und  etwaigen  Reform  der  bestehen- 
den Konkursgesetzgebung,  sondern  bieten 
auch  eine  wertvolle  statistische  Unterlage 
für  die  Beurteilung  der  volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  betreffenden  Landes.  Diese 
nationalökonoinische  Bedeutung  der  lvmknrs- 
. Statistik  tritt  neuerdings  immer  mehr  in  den 
Vordergrund.  Wohl  in  allen  Kulturländern 
1 sind  während  dieses  Jahrhunderts  die  Knn- 
1 kurse  immer  häufiger  geworden.  Die  Ent- 
wickelung von  Handel  und  Gewerbe,  die 
! Steigerung  der  Verkohrsbeziehungen,  die 
■ Vervollkommnung  des  Kreditwesens,  die 
wachsende  Mobilisierung  des  Grund  und 
; Bodens,  kurz  alle  diejenigen  Thatsacheu, 
' welche  unsere  moderne  Volkswirtschaft  kenn- 
zeichnen. tragen  dazu  bei.  die  Gefahr  des 
ökonomischen  Zusammenbruches  zu  ver- 
griissern.  Ins! tosendere  sind  es  die,  wie  es 
scheint,  neuerdings  immer  heftiger  auftre- 
| tenden  periodischen  Krisen,  welche  bei  aller 
Verschiedenheit  ihrer  l'rsachen  und  sons- 
tigen Eigentümlichkeiten  in  der  Vernich- 
tung zahlreicher  wirtschaftlicher  Existenzen 
ühereinznstimmeu  pflogen.  Zur  allseitigen 
Würdigung  dieser  Thatsacheu  ist  aber  die 
Hilfe  der  Statistik  unentbehrlich. 

Der  symptomatische  Wert,  welcher  »len  An- 
gaben über  die  Zahl  der  eröffne ten  Kon- 
kurse beizumessen  ist,  wird  indessen  in  der 
Kegel  dadurch  beeinträchtigt,  dass  die  gericht- 
lich eingeleiteten  Konkursverfahren  nicht  sämt- 
liche Fälle  dauernder  Zahlungsunfähigkeit  be- 
; treffen.  Einmal  kann  uämlich  der  Kreis  der 
Personen,  auf  welche  das  Konkursverfahren  An- 
wendung findet,  rechtlich  verschieden  begrenzt 
sein.  Ferner  wird  in  vielen  Fällen,  in  denen 
die  wirtschaftlichen  Vorbedingungen  tiir  die 
Eröffnung  des  Verfahrens  vorliegen,  den  be- 
züglichen Anträgen  auf  Eröffnung  dennoch 
nicht  stattgegeben,  sei  es  nun,  dass  es  an  einer 
Vermögensmasse  völlig  mangelt  oder  dass  die- 
selbe zu  gering  erscheint,  um  auch  mir  die 
Kosten  des  Verfahrens  zu  decken , oder  dass 
endlich  von  einem  „Konkurs“,  einem  Zusammen- 
treffen mehrerer  Gläubiger  nicht  die  Rede  sein 
kann,  weil  nur  ein  einziger  vorhanden  ist.  Es 
erscheint  daher  wünschenswert,  auch  die  An- 
träge in  der  Statistik  zu  berücksichtigen. 
Weiterhin  ist  zu  beachten,  dass  ein  Zahlungs- 
unvermögeu  auch  dann  den  Konkurs  nicht  im 
Gefolge  hat,  wenn  von  keiner  Seite  die  zur  Er- 
öffnung desselben  erforderlichen  Schritte  gethan 
werden,  was  vor  allem  dort  in  Frage  kommt, 
wo  die  Gläubiger  sich  schon  vorher  überzeugt 
haben,  dass  der  Schuldner  völlig  mittellos  ist, 
oder  wo  sie  es  für  ratsam  halten,  für  den  An- 
trag auf  Eröffnung  des  Konkurses  einen  güns- 
tigeren Zeitpunkt  abzu warten.  Endlich  ist  dem 
I mstande  Rechnung  zu  tragen,  dass  die  Insol- 
venzen vielfach  ohne  jedes  Dazwischentreten 
des  Gerichts  durch  einen  privaten  Vergleich 
des  Schuldners  mit  den  vereinigten  Gläubigern 
ihre  Erledigung  finden. 

Wenn  auch  die  aus  den  genannten  Tliat- 
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Sachen  entspringenden  Mängel  der  Statistik 
nach  mehreren  Richtungen  hin  sich  als  störend 
erweisen  und  wohl  kaum  völlig  zu  beseitigen 
sein  werden,  so  kann  dennoch  unsere  Statistik, 
namentlich  was  den  zeitlichen  Verlauf  der  Kon- 
kursfrequenz anbetrifft,  von  grosser  sympto- 
matischer Bedeutung  sein.  Freilich  ist,  um 
die  Untersuchung  fruchtbringend  zu  gestalten, 
ausser  der  Zahl  der  Konkurse  die  Kenntnis 
weiterer  Einzelheiten  derselben  erforderlich. 

Zu  diesen  gehört  in  erster  Linie  die  handels- 
rechtliche Stellung  und  der  Beruf  des  Schuld- 
ners. Man  kann  aus  solchen  Angaben  ein  Urteil 
gewinnen  über  die  Zweckmässigkeit  der  ver- 
schiedenen Unternehmungsformen  und  die  Lage 
der  einzelnen  Erwerbszweige,  unter  Umständen 
auch  wohl  über  die  Solidität  der  Geschäfts- 
branche. Schwierig  ist  die  Beantwortung  der 
wichtigen  Frage  nach  den  Ursachen  der 
Konkurse.  Einer  direkten  Ermittelung  steht 
nicht  nur  der  Umstand  im  Wege,  dass  sich  die 
wahren  Ursachen  vielfach  der  Feststellung  ent- 
ziehen, sondern  auch  der,  dass  häufig  mehrere 
Ursachen  zugleich  wirksam  gewesen  sind,  in- 
dem z.  B.  dieses  oder  jenes  Ereignis  zwar 
schliesslich  den  Sturz  herbeigeftihrt  hat,  die 
missliche  Lage  aber  bereits  länger  bestanden 
hat  und  auf  andere  Ursachen  zurückzuführen 
ist.  Insofern  als  gewisse  Ursachen  namentlich 
bei  Neugründungen  von  Geschäften  eine  Rolle 
spielen  [z.  B.  leichtsinniges  Kreditgeben  und 
-nehmen,  mangelnde  Kenntnis  der  Geschäfts- 
branche), kann  man  ihnen  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  durch  die  statistische  Ermittelung 
des  Alters  desGeschäfts  Rechnung  tragen. 
Da  die  Ueberspannung  der  Kreditverhältnisse 
in  ihren  üblen  Folgen  beim  Jahresbeginn  be- 
sonders stark  hervorzutreten  pflegt,  so  erscheint 
es  wünschenswert,  die  Verteilung  der  Konkurs- 
eröffnungen auf  die  einzelnen  M o n a t e des 
Jahres  ersichtlich  zu  machen.  Was  die  in  den 
Beträgen  der  Aktiva  und  Passiva  sich  aus- 
drückende Grösse  der  Konkurse  anbetrifft, 
so  ist  dahin  zu  streben,  bereits  gleich  nach  Er- 
öffnung des  Verfahrens  jene  Summen  festzu- 
stellen,  um  diese  Angaben,  kombiniert  mit  den 
sonstigen  Einzelheiten  der  eröffheten  Konkurse 
zu  weiteren  Untersuchungen  verwerten  und 
insbesondere  auch  die  durch  die  Konkurse  der 
Volkswirtschaft  zugefügten  Verluste  ermessen 
zu  können.  Selbstverständlich  kann  es  sich 
hierbei  nur  um  vorläufige  Feststellungen  handeln, 
die  bezüglich  der  Aktiva,  deren  Bestand  über- 
dies mit  Vorliebe  möglichst  optimistisch  be- 
urteilt zu  werden  pflegt , vor  ihrer  thatsäch- 
lichen  Realisierung  kaum  mehr  als  Schätzungen 
sein  werden. 

Von  anderen  Gesichtspunkten  aus  sind  die 
finanziellen  Ergebnisse  der  beendeten 
Konkurse  zu  beurteilen,  zumal  wenn  man 
auch  auf  die  Art  der  Beendigung  Rück- 
sicht nimmt.  Die  rechtliche  Qualität  der  nun- 
mehr genau  festgestellten  Aktiva  und  Passiva, 
insbesondere  auch  die  Kosten  des  Verfahrens, 
das  Dcckuugsverhältnis  und  die  Höhe  der  zur 
Verteilung  gelangten  Dividenden  verdienen  eine 
eingehende  Darstellung,  derart,  dass  die  finan- 
zielle Abwickelung  dabei  möglichst  übersicht- 
lich zur  Anschauung  gelangt.  Dies  ist  die 
Quelle,  welcher  »las  wertvollste  Material  für  die 
Beurteilung  der  Zweckmässigkeit  der  bestehen- 


den Konkursgesetze  nach  der  wirtschaftlichen 
Seite  zu  entnehmen  ist,  namentlich  wenn  hier- 
mit auch  nähere  Angaben  über  die  Dauer 
des  Verfahrens  verbunden  werden , ans 
«lenen  sich  ergieht.  wie  lange  das  beteiligte 
Kapital  der  freien  Verwendbarkeit  entzogen  ist. 

Endlich  ist,  besonders  zum  Zwecke  der 
Verwertung  des  Materials  für  volkswirtschaft- 
liche Betrachtungen,  wünschenswert,  dass  das- 
selbe nach  räumlichen  Gesichtspunkten  ge- 
gliedert wird  und  die  wichtigeren  Nach  Weisungen 
für  die  einzelnen  Landesteile  sowie  für  die 
grösseren  Städte  gegeben  werden. 

Ungefähr  indem  liier  angedeuteten  Umfange 
ist  die  amtliche  Konkursstatistik  seit  kurzem 
im  Deutschen  Reiche  ausgebildet  worden,  und 
cs  findet  «laben  namentlich  auch  die  volks- 
wirtschaftliche Seite  der  Statistik  gebührende 
Berücksichtigung,  was  dem  Umstande  mit 
zu  verdanken  ist,  dass  hier  die  Konkurs- 
statistik selbständig  gepflegt  wird.  Letzteres 
gilt  auch  für  England,  während  in  den  an- 
I deren  Ländern  unsere  Statistik  eineu  Be- 
standteil der  amtlichen  Justizstatistik  bildet. 
Als  solche  hat  sie  vielfach  eine  gute  Aus- 
bildung erhalten  und  reicht  teilweise  zeit- 
lich weit  zurück,  so  dass  die  Entwickelung 
der  Verhältnisse  eine  Reihe  von  Jahrzehnten 
hindurch  verfolgt  werden  kauu,  was  diesen 
Statistiken  einen  besonderen  Wert  verleiht, 
wohingegen  die  deutsche  Statistik  erst  seit 
wenigen  Jahren  eine  eingehende,  einheit- 
liche Behandlung  erfährt.  In  «len  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  denen  es  an  jeder 
amtlichen  Konkursstatistik  mangelt,  wird  die- 
selbe durch  sehr  brauchbare  private  Ermit- 
telungen ersetzt. 

Nachstehend  werden  einige  Hauptdaten 
für  diejenigen  grösseren  Staaten  mit  ge  teilt, 
welche  über  eine  einigormassen  vollständige 
Statistik  verfügen.  Bei  den  ausländischen 
Staaten  beschränken  wir  uns  dal>ei  in  «1er 
Hauptsache  auf  die  Angabe  der  Zahl  der 
eröffneten  Verfahren,  da  die  sonstigen  Er- 
gebnisse ohne  näheres  Eingehen  auf  Einzel- 
heiten geringeres  Interesse  bieten. 


II.  Statistik  der  Konkurse  in  den  ein- 
zelnen Staaten. 

1.  Deutsches  Reich.  Aus  älterer  Zeit 
liegen  nur  unvollständige  Daten  aus  einer 
Reihe  von  Einzelstaaten  vor : dieselben  können 
hier  nicht  mitgeteilt  werden.  Die  mit  dem  1. 
Oktober  1879  in  Kraft  getretene  Reichskon- 
kursordnungvom  10.  Februar  1877  führte  auch 
eine  einheitliche  Statistik  der  Konkurse  her- 
bei. und  zwar  als  Bestandteil  der  Riüchsjustiz- 
statistik.  Letztere  enthält  Angaben  über  die 
Zahl  »1er  jährlich  eröffneten,  beendigten  und 
schwebenden  Verfahren,  die  Art  der  Been- 
digung. die  Wiederaufnahme  derselben,  «bis 
Vorhandensein  eines  Gläubigerausschusses 
und  die  handelsrechtliche  Qualität  des  Glän- 
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Nigers  und  stellt  sich  somit  im  wesentlichen 
nur  .als  Bestandteil  der  allgemeinen  Statistik 
der  Gerichtsgeschäfte  dar.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Unzulänglichkeit  dieser  Statistik  hat 
das  Kaiserliche  Statistische  Amt  alsdann, 
und  zwar  zuerst  für  das  Jahr  1891  eine 
eigene  Konkursstatistik  hauptsächlich  nach 
volkswirtschaftlichen  < Gesichtspunkten  bear- 
beitet. Hierzu  wurden  die  im  Deutscheu 
Reichsanzeiger  regelmässig  erscheinenden 
Veröffentlichungen  ül>er  die  gerichtlichen 
Eröffuungs-,  Aufhebung«-  und  Einstellungs- 
beschlüsse  benutzt,  wobei  die  Augalien  der 
Konkursgerichte  zunächst  auf  Zählkarten  zu 
übertragen  waren.  Auch  in  sonstiger  Hin- 
sicht weicht  diese  neuere  Ermittelung  von 
der  justizstatistischen  Erhebung  ab,  so  dass 
die  beiderseitigen  Ergebnisse  nicht  ohne 
weiteres  vergleichbar  sind.  Ihren  ausge- 
sprochenen Zweck,  als  Material  für  die  so- 
zial wissenschaftliche  Forschung  zu  dienen, 
suchte  die  neuere  Statistik  insofern  zu  er- 
füllen, als  die  Konkurse  getrennt  nach  der 
Berufs-  und  Gcwerlieangehörigkeit  der  Ge- 
meinschuldner  und  zwar  im  Anschluss  an 
die  Gruppierung  der  deutschen  Berufs-  und 
Gewerbezählung  nachgewiesen  werden  und 
ferner  nicht,  wie  hei  der  Reichsjustizstatistik, 
die  Gerichtsltezirke,  sondern,  entsprechend 
dem  Verfahren  bei  der  sonstigen  amtlichen  j 
Sozial-  und  Wirtschaftsstatistik,  die  poüti- 
schen  Verwaltungsbezirke  der  Staaten  derl 
örtlichen  Verteilung  zu  Grunde  gelegt  sind.1 
Im  übrigen  erstrecken  sich  die  Nachwei- 1 
sungen  auf  die  eröffneteu  Konkurse  (auch  i 
nach  den  Monaten  der  Eröffnung),  die  be- 
endeten Konkurse  (auch  nach  Dauer  und  I 
Art  der  Beendigung)  und  die  schwebenden  ] 
Konkurse;  diejenigen  der  Handelsgesell- 
schaften und  der  Genossenschaften  werden ! 
noch  besonders  nachgewiesen.  Durch  Kom-  [ 
bination  jener  verschiedenen  Gesichtspunkte  i 
jiess  sich  ein  reich  gegliedertes  Material  I 
gewinnen,  welches  in  obiger  Vollständigkeit 
indes  nur  für  die  Jahre  1891  und  1892  be- 
arbeitet worden  ist.  Für  die  folgenden  Jahre,  i 
1893  und  1894,  musste  von  der  Aufstellung . 
der  Konkurse  nach  Berufs-  und  Gewerbe- 
klassen Abstand  genommen  werden,  nach- 
dem man  sich  inzwischen  davon  überzeugt 
hatte,  dass  die  Berufsangaben  für  solche  I 
Unterscheidungen  nicht  hinreichend  zuver- 
lässig waren,  ueberdies  waren  weitergehende 
Vergleichungen  bei  dem  Fehlen  einer  neueren 
allgemeinen  Berufszählung  nicht  auszuführon. 
Da  ferner  die  Grundlage  der  Statistik  (die 
Bekanntmachungen  im  Reichsanzeiger)  eine  I 
Beantwortung  der  wichtigen  Frage  nach  der 
finanziellen  Beschaffenheit  der  Konkurse ! 
dauernd  ausschloss,  so  konnte  die  Statistik  [ 
nach  der  von  Anfang  an  in  den  Vordergrund 
gestellten  volkswirtschaftlichen  Seite  hin ; 
nicht  mehr  befriedigen. 

Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften.  Zweite 


Unter  solchen  Umständen  muss  es  als 
erfreulich  bezeichnet  werden,  dass  der  Bun- 
desrat  in  Verfolg  einer  seitens  des  Reichs- 
tages gegebenen  Anregung  unterm  29.  No- 
vember 1894  Bestimmungen  über  die  Her- 
stellung einer  deutschen  Konkursstatistik  auf 
völlig  neuer  Grundlage  erliess.  Die  Erhe- 
bung geschieht  vermittelst  zweier  von  den 
einzelnen  Amtsgerichten  auszufüllcnden  Zähl- 
karten, von  denen  die  eine  für  ein  Konkurs- 
verfahren bis  zum  Beschluss  über  die  Er- 
öffnung. die  andere  für  ein  eröffnetes  Kon- 
kursverfahren bis  zur  Aufhebung  oder  Ein- 
stellung bestimmt  ist.  Jone  Karte  enthält 
Fragen  über  den  Berufs-,  Erwerbs-  oder 
Geschäftszweig  des  Gemciuschiddners,  den 
Antrag  auf  Konkurseröffnung  (insbesondere 
auch  ob  abgewiesen  wegen  ungenügender 
Konkursmasse)  und  über  den  Zeitpunkt  der 
Eröffnung  des  Verfahrens  (insbesondere  auch 
ob  ausschliesslich  der  Gemeinsohnldner  die- 
sen*? beantragt  hat).  Die  zweite  Zählkarte 
berücksichtigt  ebenfalls  die  Berufsverhält- 
nisse  dos  Schuldners,  ferner  die  etwaige 
Bestellung  eines  Gläubigerausschusses,  den 
Zeitpunkt  und  die  Art  der  Beendigung  des 
Verfahrens,  die  Höhe  der  verschiedenen 
Massekosten,  der  Masseschulden,  der  Schul- 
denmasse (insbesondere  die  bevorrechtigten 
und  nicht  bevorrechtigten  Forderungen),  hier- 
bei auch  die  Zahl  der  Konkursgläubiger, 
ferner  die  Höhe  der  Teilungsmasse  und  das 
Ergebnis  der  Verteilung.  Damit  sind  die 
Unterlagen  für  eine  berechtigten  Ansprüchen 
genügende  Konkursstatistik  geschaffen,  und 
die  bisherigen  Ergebnisse  der  mit  dem  Jahre 
1895  beginnenden  Statistik  gewähren  einen 
wertvollen  Einblick  in  die  Einzelheiten  jener 
wirtschaftlichen  Krankheitserscheinung.  Mit 
der  Statistik  der  Jahre  1891  94  sind  die 
neuesten  Erhebungen  nicht  völlig  vergleich- 
bar, da  nicht  nur  das  jetzt  gesammelte 
Material  an  sieh  zuverlässiger  ist,  sondern 
auch  die  Erhebungsmethode  u.  a.  bezüglich 
dessen,  was  als  ein  Konkursfall  zu  zählen 
ist,  von  der  früheren  abweicht. 

Von  den  deutschen  Bundesstaaten  hat 
neuerdings  (1893)  Württemberg  eine 
selbständige  konkursstatistische  Erhebung 
veranstaltet.  Diesem  Zwecke  dienten  von 
den  Amtsgerichten  auszufüllende  Erhebungs- 
formulare,  in  welche  für  die  einzelnen  be- 
endeten Konkurse  die  wichtigeren,  nament- 
lich für  die  volkswirtschaftliche  Seite  in  Be- 
tracht kommenden  Momente  eingetragen 
wurden.  Unter  anderem  wurde  auch  die 
vermutliche  Ursache  des  Konkurses  erfragt. 
Die  Ergebnisse  des  ersten  Jahrzehntes  sind 
im  statistischen  Landesamt  einer  sehr  ein- 
gehenden Bearbeitung  unterzogen  worden. 
Ausserdem  hat  bisher  nur  noch  eine  Ver- 
öffentlichung der  Ergebnisse  von  1893  und 
1894  stattgefunden.  Mit  dem  Jahre  1895 
Auflage.  V.  20 
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beginnt  die  neue  Reichsslatistik  (s.  oben). 
Auch  für  das  Grossherzogtum  Baden  liegen 
schon  seit  älterer  Zeit  Angaben  über  den 
Beruf  der  Schuldner,  die  Dauer  des  Ver- 
fahrens, die  Höhe  der  verteilten  Dividenden 
sowie  Ober  die  Grösse  der  Schulden-  und 
der  Teilungsinasse  vor. 

Im  folgenden  sollen  einige  wichtigere 
Daten  aus  der  deutschen  Konkursstatistik 
mitgeteilt  werden.  Nach  der  im  Reiclis- 
justizamt  bearbeiteten  Geschäftsstatistik  der 
Gerichte  wurden  Konkursverfahren  anhängig 
(a)  bezw.  eröffnet  (b): 


Jahre 

a 

b 

Jahre 

a 

h 

1881 

6 222 

5252 

1886 

5 912 

4789 

1882 

5 904 

4821 

1887 

5 963 

4 897 

1883 

5649 

4688 

1888 

6 357 

5 216 

1884 

5 347 

4 370 

1889 

6 490 

5 263 

1885 

5 728 

4627 

185X) 

7 32) 

5 93Ö 

Die  Ergebnisse  der  folgenden  Jahre 
können  hier  unberücksichtigt  bleilien. 

Die  besondere  Reichskonkursstatistik  der 
Jahre  185)1 — 94  hat  ergeben: 

eröffnet*;  Konkurse  beendete 

absolut  auf  100  OCX)  Ein  w.  überhaupt 
7623  15,3  6159 

7 684  15,3  7037 

<>733  '3,3  6726 

7 4H  14,4  6636 


Jahre 

1891 

1892 
1898 
1894 


Jahre 


Die  neueste  Konkursstatistik  hat  ergeben : 

neue  Konkurse  beendete 

im  ganzen  eröffnete  Konkurse 
1895  7111  6431  6362 

1890  6760  6190  0342 

1897  6997  6358  6077 

1898  7364  6737  6325 

Es  wurde  schon  oben  bemerkt,  dass  die 
verschiedenartigen  konkursstatistiseheu  Er- 
hebungen im  Deutschen  Reiche  nicht  völlig 
mit  einander  vergleichbar  sind.  Im  ganzen 
lassen  aber  die  Zahlen  doch  erkennen,  dass 
mit  der  fortschreitenden  wirtschaftlichen 
Entwickelung  auch  die  ungünstigen  Begleit- 
erscheinungen eines  gesteigerten  Kreditver- 
kehrs sich  geltend  machen. 

Im  Jahre  1898  wurden  unter  den  7364 
neuen  Konkursen  bei  627  die  bezüglichen 
Anträge  auf  Konkurseröffnung  wegen  Mangels 
an  Masse  abgewiesen,  so  dass  nur  6737  er- 
öffnetwurden;  bei  4224  der  letzteren  war 
die  Konkurseröffnung  ausschliesslich  vom 
Getneinschulduer  beantragt  worden.  Die 
Summe  der  bei  den  beendigten  Konkursver- 
fahren beteiligten  Konkursforderungen  be- 
trug 195,7  Millionen  Mark;  davon  entfielen 
3,9  Millionen  Mark  auf  die  bevorrechtigten 
und  191,8  Millionen  Mark  auf  die  nicht  be- 
vorrechtigten Forderungen.  Es  waren  259242 
Konkursgläubiger  vorhanden : die  vorhandene 
Teilungsmasse  betrug  53.5  Millionen  Mark; 
die  ausgefallenen  Beträge  der  nicht  bevor- 


rechtigten Konkursforderungen  sind  auf  153,1 
Millionen  Mark  festgostellt  worden.  Für  eine 
Reihe  von  Fällen  fehlen  die  Angaben. 

Was  die  Art  der  Beendigung  der  Konkuis- 
verfahren  anbetrifft,  so  wurden  von  den  im 
Jahre  185)8  überhaupt  beendeten  6325  Ver- 
fahren 4183  durch  Schlussverteilung,  1571 
durch  Zwangsvergleich , 148  wegen  allge- 
meiner Einwilligung  und  423  wegen  Niehtvor- 
handenseins  einer  den  Kosten  des  Verfahrens 
entsprechenden  Konkursmasse  beendet. 

Bezüglich  der  Dauer  der  beendeten  Ver- 
fahren ist  zu  erwähnen,  dass  im  Jahre  185)8 
beendet  wurden  nach  einer  Dauer  von  unter 
1 Jahr  4214  oder  66,6%,  nach  einer  solchen 
von  1 bis  2 Jahren  1370  oder  21.7%,  nach 
einer  solchen  von  2 bis  3 Jahren  35)0  oder 
6.2%,  nach  einer  solchen  von  3 bis  4 Jahren 
175  oder  2,8%,  nach  einer  solchen  von  4 
bis  5 Jahren  79  oder  1,2%,  nach  einer 
solchen  von  5 bis  10  Jahren  86  oder  1,3% 

, und  nach  einer  solchen  von  10  und  mehr 
j Jahren  11  oder  0,2%.  Naturgeinäss  führen 
' die  durch  Zwangsvergleich  beendeten  Yer- 
i fahren  im  allgemeinen  rascher  zur  Erledi- 
gung als  die  durch  Schlussverteilung  been- 
deten : während  von  den  ersteren  1301  oder 
82,8°  « eine  Dauer  von  unter  1 Jahre  hatten, 
entfielen  von  den  letzteren  2467  oder  nur 
59,0%  auf  diese  Gruppe. 

Nach  der  Höhe  der  Schuldenmasse  grup- 
pieren sich  die  im  Jahre  1898  beendeten 
' Konkursverfahren  in  nachstehender  Weise, 
j Es  hatten  eine  Schuldcnmasse  von  unter 
I 5000  Mark  1586  oder  25,3%,  eine  solche 


00 


eine 


j von  5 bis  10000  Mark  1409  oder 
solche  von  10  bis  2(H »00  Mark  1343  oder 
21.4%,  eine  solche  von  20  bis  50000  Mark 
I 116s  oder  18,6%,  eine  solche  von  50  bis 
1 100  000  Mark  421  oder  6,7%,  eine  solche 
von  100  bis  500  000  Mark  303  'Hier  4,8%, 
eine  solche  von  500  (MX)  bis  1 Million  Mark 
23  oder  0,4%,  endlich  eine  solche  von  1 
Million  Mark  und  mehr  16  oder  0,3%.  Es 
zeigt  sich  also,  dass  die  kleineren  Konkurse 
bei  weitem  überwiegen.  (Vgl.  hierzu  die 
j Sehlussbetrachtnng  unten  stib  7.) 

Uebcr  das  finanzielle  Ergebnis  der 
Jahre  1898  beendeten  Konkursverfahren 
folgendes  zu  bemerken.  Von  den  6325 
endeten  Verfahren  war  das  Ergebnis 
Verteilung  in  6157  Fällen,  nachgewiesene 
Masseschulden  waren  in  2391,  bevorrech- 
tigte Forderungen  in  961  Fällen  nicht  vor- 
handen. Die  Masseschulden  wurden  in  3909 
Fällen  mit  100%,  in  15  mit  unter  100  bis 
,50%,  in  10  mit  50%  und  darunter  gedeckt. 

| Die  Massekosteu  wurden  in  6039  Fällen  mit 
1 100%,  in  61  mit  unter  100  bis  über  50%, 
in  54  mit  .50%  und  darunter  gedeckt.  Auf 
die  bevorrechtigten  Forderungen  entfielen 
in  45)84  Fällen  100%,  in  87  unter  100  bis 
über  50%  und  in  293  5t)  % und  darunter. 
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Die  nicht  bevorrechtigten  Fonleningen  wur- 
den gedeckt  in  102  (1.7%)  Fällen  mit  100%, 
in  404  (0.5%)  Fällen  mit  unter  UH»  bis  über 
50%,  in  398  (6,5%)  Fällen  mit  50  bis  über 
40%,  in  656  (10,6%)  Fällen  mit  40  bis 
über  30%,  in  1141  (IS, 6%)  Fällen  mit  3t) 
bis  über  20%.  iu  151S  (24.7%)  Fällen  mit 
20  bis  über  10%  und  in  1432(23,2%)  mit 
10%  und  weniger;  in  506  (8,2%)  Fällen 
blieben  die  Fonleningen  ungedeckt ; zu- 
sammen 6157  Fälle. 

Wegen  näherer  Einzelheiten  über  die 
Ergebnisse  der  Statistik,  insbesondere  auch 
über  die  Kosten  des  Verfahrens  und  die 
Berufsstellung  der  Gemeinschuldncr  sowie 
über  die  Verteilung  der  Konkurse  auf  Staaten 
und  Landesteile  muss  an  dieser  Stelle  auf 
die  ausführlichen  Mitteilungen  der  amtlichen 
Veröffentlichungen  (s.  Litteratur)  verwiesen 
werden. 

2.  Oesterreich.  Die  österreichische 1 
Statistik  liefert  namentlich  über  die  Art  der 
Erledigung  des  Verfahrens  eingehende  Nach- 
weise. Daneben  finden  auch  die  Berufsstellung 
des  Schuldners  und  das  finanzielle  Ergebnis 
des  Verfahrens  eingehende  Berücksichtigung. 
Die  ordentlichen  und  die  kaufmännischen 
Konkurse  werden  getrennt  gehalten.  Es 
wurden  in  Oesterreich  durchschnittlich  jähr- 
lich bezw.  jährlich  Anträge  auf  Konkurser- 
öffnung eingebracht : 


Jahre 

ordentl.  Verf.  kauftn.  Verf. 

zusammen 

1881.85 

3 431 

5°4 

3 935 

1886 

3 «59 

508 

3667 

1887 

3809 

463 

4272 

1888 

4 4*4 

492 

4 906 

1889 

4632 

54« 

5 *73 

1890 

4 956 

508 

5464 

1891 

4781 

45« 

5 232 

1892 

4 862 

555 

54*7 

1893 

5 *9» 

565 

5 763 

1894 

5 703 

577 

6 280 

1895 

6 183 

508 

6 691 

Die 

Zahl  der 

Anträge  ist 

namentlich 

beim  ordentlichen  Verfahren,  ganz  beträcht- 
lich grösser  als  die  der  eröffneton  Konkurse, 
weil  sehr  viele  Anträge  zurückgewiesen, 
zurückgezogen  oder  sonst  erledigt  wurden. 
Cnter  (len  zurückgewiesenen  Anträgen  ver- 
dienen diejenigen  besondere  Beachtung, 
welche  nach  § 66  der  K.O.  wegen  zu  geringer 
Aktiva  oder  wegen  Vorhandenseins  nur  eines 
Gläubigers  zurückgewiesen  werden  mussten ; 
sie  sind  der  nachstehenden  Uebersicht  bei- 
gefügt worden. 

Die  Wirkung  der  Krisen,  namentlich  auch 
diejenige  der  siebziger  Jahre,  tritt  aus  diesen 
Zahlen  deutlich  hervor.  Beachtenswert  ist, 
dass  die  Zahl  der  zurückgewiesenen  Anträge 
neuerdings  stark  gestiegen  ist. 

3.  Grossbritannien  und  Irland,  a) 
Engl  a n d.  Die  englischen  Berichte,  welche 
von  dem  staatlichen  Aufsichtsbeamten  in 
Konkursangelegenheiten , dem  Inspcctor- 


(Oestei-reich) 


Im 

eröffnete  Konkurse 

zurück- 

gewiesene 

5 £ 

T.  — 

ordtl. 

kuufm. 

zus. 

Anträge 

3 C 
M 

1871 

— 

— 

573 

— 

— 

1872 

— 

— 

588 

— 

_ 

1873 

— 

— 

916 

— 

— 

1874 

— 

— 

1 088 

— 

— 

1875 

— 

— 

* 381 

— 

— 

1876 

1 195 

580 

* 775 

918 

2 693 

1877 

i 046 

33* 

» 377 

538 

* 915 

1878 

948 

386 

* 334 

618 

* 952 

1879 

742 

306 

1 048 

669 

* 7*7 

1880 

706 

265 

972 

672 

1 644 

1881 

775 

271 

1 046 

592 

* 638 

1882 

736 

297 

* 033 

720 

* 753 

1883 

727 

v 246 

973 

800 

* 773 

1884 

8*3 

280 

1 093 

638 

* 73* 

1885 

775 

308 

1 083 

525 

: 608 

1886 

7*8 

245 

963 

62% 

1 588 

1887 

822 

268 

1 090 

788 

1 878 

1888 

934 

279 

* 213 

769 

1 982 

1889 

865 

252 

1 117 

801 

1 918 

1890 

847 

278 

I 125 

903 

2 028 

1891 

807 

245 

l 052 

870 

1 922 

1892 

839 

235 

1 074 

929 

2003 

1893 

827 

264 

1 091 

1 041 

2 132 

1894 

725 

236 

961 

* 332 

2 293 

1895 

7*4 

204 

918 

* 484 

2 402 

1896 

9 

1 141 

9 

General  in  bankruptey  (bis  zum  Jahre  1^83 
liiess  er  Comptroller  in  bankruptey),  redi- 
giert werden,  enthalten,  in  Anerkennung  der 
Bedeutung  unserer  Statistik  für  die  Beur- 
! teilung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 

1 namentlich  auch  über  die  neu  eintretenden 
Insolvenzen  reiches  Material.  Die  Aktien- 
j gesellscliaften,  welche  der  Bankruptey  Act 
, nicht  unterstellt  sind,  bleil>en  auch  von  der 
Statistik  unberücksichtigt.  Ferner  ist  der 
i englischen  (und  der  irischen)  Statistik  eigen- 
tümlich, dass  die  Eröffnungsbeschlüsse 
I (receiving  ordere)  sogleich  nach  der  Art  des 
1 eingescluagenenVerwaJtungsverfalirens  grup- 
I piert  werden,  über  welches  l>ereits  in  der 
ersten  Gläubigerversammlung  Beschluss  zu 
fassen  ist.  Die  amtlichen  Nachweise  unter- 
1 scheiden  im  Anschluss  an  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  drei  Arten  von  Konkursen : 

; die  eigentlichen  Konkurse  (adjudication),  die 
Liquidationen  (schemes  of  arrangement  und 
liquidations  by  arrangement)  und  die  Ver- 
gleiche (compositions).  Im  Nachstehenden 
siud  die  Konkurse,  welche  1884  noch  nach 
dem  älteren  Rechte  (G.  v.  1869)  behandelt 
sind,  mit  a,  die,  welche  1884  schon  nach 
dem  neueren  Rechte  (G.  von  1883)  behandelt 
sind,  mit  b bezeichnet.  Die  neu  eröffneten 
Verfahren  verteilen  sich  folgendermassen : 
S.  die  Tabelle  S.  308. 

Hierzu  tritt  noch  eine  geringe  Zalil  von 
Nachlas8verwaltungsbcsclilüssen  (1898  18). 

Die  Zahlen  der  Tabelle  lassen  erkennen, 
dass  die  Gesetzgebung  von  1883  eine  völlig 
veränderte  Lage  geschaffen  hat,  welche  in  dem 
| bedeutenden  Rückgang  der  Gesamtzahl  der 
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Jahre 

eigentl. 

Liqui- 

Ver- 

sämtl. 

Konkurse 

dationen 

gleiche 

Konkurse 

1870 

t 35i 

2 035  . 

1 616 

5 002 

1871  75 

996 

3 878 

2 408 

7 282 

1870  80 

1 035 

5 859 

3838 

10  732 

1881 

l 00  > 

5216 

3 5 06 

9 727 

1882 

995 

4679 

3 367 

9 04» 

1883 

1 046 

4 57» 

2938 

8 555 

3-  1 a 

63 

429 

418 

910 

I b 

(zus. 

2 935 

5b 

269 

687 

3 260 

299S 

485 

4 »70 

1885 

3 96.5 

78 

290 

4 333 

1886 

4 566 

61 

189 

4816 

1887 

4 681 

3» 

127 

4 839 

1888 

4695 

27 

104 

4 826 

1889 

4415 

30 

75 

4 520 

1890 

3 924 

27 

60 

4 01 1 

1891 

4 *5° 

22 

44 

4216 

1892 

4 575 

»3 

47 

4635 

1893 

4805 

10 

59 

4 874 

1894 

4 702 

11 

49 

4 7f>2 

1895 

4 349 

7 

40 

4 396 

1896 

4 »09 

»3 

3« 

4 »53 

1897 

4032 

8 

34 

4 074 

1898 

4247 

3 

42 

4 292 

Fälle  und  in  dom  veränderten  numerischen 
Verhältnis  der  einzelnen  Konkursvervalt  ungs- 
verfahren  zu  einander  ihren  statistischen 
Ausdruck  fiudet.  Der  Umschwung  erklärt 
sich  in  erster  Linie  «aus  der  Beseitigung  der 
aussergericht liehen  Liquidationen  und  Ver- 
gleiche und  aus  dem  neuerdings  eingeführten 
strengeren  Verfahren  gegenüber  den  Schuld- 
nern,* welches  eine  beträchtliche  Vermehrung 
der  eigentlichen  Konkurse  im  Gefolge  gehabt 
hat.  Vielleicht  wird  auch  ein  mittelbarer 
Zweck  des  neuen  Gesetzes,  die  gewerblichen 
Kreise  zu  grösserer  Vorsicht  beim  Kredit- 
nehmen und  -geben  anzuspornen , einiger- 
massen  erreicht  und  dadurch  gleichfalls  eine 
Verminderung  der  Konkurse  herbeigeführt 
sein.  Wie  sehr  eine  sorglose  Kreditgewährung 
den  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  be- 
günstigt, zeigen  auch  die  gute«]  Geschäfts- 
jahre bis  1875  recht  deutlich.  Die  Gesamt- 
zahl aller  Konkurse  betrug  nämlich  1871 
6280,  1872  0835,  1873  7489,  1874  7919, 
1875  7889,  1876  9249,  1877  9533,  1878 
11450,  1879  13132  und  1880  10298.  Seit 
1870  hat  dann  die  hereinbrechende  schwere 
Krisis  den  Ruin  der  Widerstandsunfähigen 
beschleunigt,  und  die  Folgen  der  Ueber- 
spekulation  treten  immer  mehr  zu  Tage. 

Was  die  neuere  Zeit  anbetrifft,  so  kann 
nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Beseitigung 
der  aussergeriehtlichon,  aber  bis  zum  Jahre 
1883  der  Bankruptey  Act  von  1869  unter- 
stellten Liquidationen  und  Vergleiche  die 
Folge  gehabt  hat,  dass  die  Zahl  der  ohne 
jede  Mitwirkung  der  Behörden  zwischen 
Gläubigern  und  Schuldnern  abgeschlossenen 
Vergleiche,  der  sogenannten  private  arrange- 
ments,  beträchtlich  gestiegen  ist.  Früher 
unermittelt  geblieben,  müssen  dieselben  nun- 
mehr auf  Grund  der  Deeds  of  Arrangement 


' Act  vom  10.  September  1887  registriert 
werden.  Nachstehend  wird  deren  Zahl  sowie 
| die  durch  Addition  derselben  zu  obigen  sämt- 
lichen Konkursen  berechnete  Zahl  der 
, Zahlungseinstellungen  überhaupt  mitgeteilt. 


Jahre 

Priv.  Vergleiche 

Zahlungseiustell. 

1888 

3 495 

8321 

1889 

3 337 

7857. 

1890 

3 097 

7 108 

1891 

3 °°8 

7224 

1892 

3 

7968 

1893 

3 938 

8812 

1894 

3894 

8 6s6 

1895 

3462 

7858 

18t  »6 

3271 

7 424 

1897 

3 208 

7 282 

1898 

3246 

7 538 

Im  ganzen  haben  hiernach  die  Zahlungs- 
' einstellungen  gegenüber  der  Zeit  vor  1884 
abgenommen.  Eine  Steigerung  der  Konkurs- 
| fälle  zeigt  sich  Mitte  der  achtziger  und  zu 
Beginn  der  neunziger  Jahre. 

Die  finanziellen  Verhältnisse,  über  welche 
| die  englische  Koukursstatistik  gleichfalls 
i eingehendereXachweise  veröffentlicht,  müssen 
hier  unberücksichtigt  bleiben. 

b)  Schottland  und  Irland.  In 
i Schottland  betrug  die  Zahl  der  neu  eröff- 
neten  Konkurse 


1870 

555 

1878 

7 » 7 

1886 

45° 

1894 

34» 

1871 

490 

1879 

» 077 

1887 

444 

1895 

3*6 

1872 

368 

1880 

582 

1888 

442 

18t  Hi 

3*7 

1873 

39» 

1881 

450 

1889 

388 

1897 

278 

1874 

382 

1882 

452 

1890 

339 

1898 

282 

1875 

44» 

1883 

342 

1891 

348 

1876 

482 

1884 

406 

1892 

346 

1877 

543 

1885 

362 

1893 

356 

Der  zeitliche  Verlauf  zeigt  Ueberein- 
stimmung  mit  den  englischen  Verhältnissen. 

Die  Angaben  über  die  Konkurse  in  Irland 
l reichen  nur  bis  zum  Jahre  1887.  In  der 
Zeit  von  1880 — 1887  wurden  dort  durch- 
schnittlich jährlich  515  Konkurse  eröffnet. 

4.  Frankreich.  Dieser  Staat  verfügt 
i bereits  seit  mehreren  Jahrzehnten  über  eine 
| sehr  vollständige  und  gleichartige  Statistik, 
i aus  der  wir  folgendes  hervorheben : 


Jahre  Konkurse  Jahre  Konkurse  Jahre  Konkurse 


1840 

2 618 

1857 

3 9 83 

1874 

5 596 

1841 

25*4 

1858 

4 330 

1875 

5 361 

1842 

2419 

1&59 

3899 

1876 

5 »93 

1843 

3071 

1860 

4041 

1877 

5 480 

1844 

30»» 

1861 

4 862 

1878 

6 021 

1846 

3 447 

1862 

5 390 

1879 

6 174 

1846 

3 795 

1863 

4450 

1880 

6 295 

1847 

4 7f»2 

1864 

4642 

1881 

6 795 

1848 

3 532 

1865 

4839 

1882 

7 06»  9 

184t» 

3223 

1866 

5 «98 

1883 

6 966 

1850 

2 »35 

1867 

5 58» 

1884 

7 7 » 9 

1851 

2 3«>5 

1868 

583» 

1885 

8 024 

1852 

2478 

1869 

6 040 

1886 

8 759 

1853 

2 671 

1870 

3 987 

1887 

8 126 

1854 

3691 

1871 

3 °»9 

1888 

7 754 

1855 

3 540 

1872 

5 3o6 

1856 

3 7 »7 

1873 

5 508 
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Von  1889  ab  sind  neben  den  eigentlichen 
Konkursen  noch  die  durch  das  ü.  v.  4.  Mär/. 
1889  eingeführten,  auf  einen  Vergleich  hin- 
zielenden Liquidationen  zu  berücksichtigen. 


Jahre 

Konkurse 

Liquidationen 

zusamt) 

188!) 

? 

? 

9659 

1890 

6 052 

2 516 

S ,68 

1891 

5 826 

2 752 

8 578 

1892 

5882 

2 703 

8 585 

1893 

6 001 

2 421 

S 422 

1894 

6305 

2861 

9 166 

1895 

6033 

2 514 

8 >47 

1896 

6 061 

2 562 

8623 

Dass  die  Entwickelung  der  französischen 
Volkswirtschaft  eine  andauernde  Tendenz 
zur  Vermehrung  der  Konkurse  bekundet, 
hat  als  eine  natürliche  Folge  des  wachsen- 
den Verkehrslebens  nichts  Ueberraschendes. 
Der  normale  Entwickelungsgang  erleidet 
indessen  im  einzelnen  mehrfache  starke 
Unterbrechungen. 

Zuerst  in  dein  Teuerungs-  und  Notjahre 
1847,  in  welchem  die  Konkurseröffnungen 
stark  zunehmen,  um  dann  ebenso  plötzlich 
wieder  zurückzugehen.  Dieser  Rückgang 
erreicht  mit  dem  Jahre  1850,  wo  infolge 
der  politischen  Ereignisse  das  Geschäfts- 
leben gänzlich  ins  Stocken  geriet,  seinen 
tiefsten  Stand.  Die  aufstrebende  Bewegung 
der  folgenden  Jahre  (Periode  der  Handels- 
verträge und  der  Eisenbahnanlagen)  ver- 
mochte die  Krisis  von  1857  nur  vorüber- 
gehend zu  hemmen.  Die  wachsende  Grün- 
dlings- und  Spekulationslust  steigerte  dann 
die  Zahl  der  Konkurse  derart,  dass  im  Jahre 
1809  die  stärkste  bisher  erlebte  Frequenz 
erreicht  wurde.  Die  beiden  Kriegsjalire 
brachten  einen  zwar  nur  vorübergehenden, 
aber  überaus  kräftigen  Rückschlag  (Mora- 
toriengesetze v.  22.  April  und  (».  September 
1871).  Von  der  in  den  siebziger  Jahren  im 
übrigen  Europa  herrschenden  Geschäftskrisis 
blieb  Frankreich  bekanntlich  fast  verschont. 
Dagegen  kommt  die  Krisis  von  1882  in  den 
steigenden  Zahlen  der  folgenden  Jahre  zur 
Erscheinung.  Die  französische  Statistik  be- 
handelt ausser  den  finanziellen  Ergebnissen 
des  Verfahrens  auch  den  Beruf  der  Gemein- 
schuldner und  die  Dauer  der  Konkurse. 

5.  Italien.  Die  Zald  der  neu  eröffneten 
Konkurse  betrug 


1867 

403 

1878 

85" 

1889 

2015 

1868 

487 

1879 

783 

1890 

1 912 

1869 

499 

1880 

749 

1891 

2 021 

1870 

570 

1881 

7°5 

1892 

2212 

1871 

5*3 

1882 

Sil 

1893 

2 190 

1872 

43» 

1883 

717 

1894 

2 338 

1873 

664 

18S4 

844 

185)5 

2 3?I 

1874 

742 

1885 

1 106 

1896 

2 408 

1875 

609 

1886 

I 310 

1897 

2 474 

1876 

708 

1887 

1 623 

1877 

838 

1888 

2 200 

In  den  70er  Jahren  machte  sich  die  all- 
: gemeine  europäische  Geschäftskrisis  geltend. 
| Zu  der  jüngsten  enormen  Zunahme  der 
Konkursfälle  haben  vermutlich  die  Missernten 
und  die  Störung  der  Handelsbeziehungen 
mit  Frankreich  wesentlich  beigetragen.  Die 
sonstigen  kleineren  Schwankungen  entziehen 
■ sich  der  sicheren  Beurteilung. 

Die  italienische  Statistik  behandelt  auch 
die  finanziellen  Ergebnisse  des  Verfahrens 
und  die  Dauer  der  Konkurse. 

«5.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Die  nachfolgenden  Angaben  über  die  Zald 
der  kaufmännischen  Insolvenzen  (mereantile 
failures)  sind  von  1881  ab  den  Veröffent- 
lichungen des  bekannten  Auskunftsbureaus 
I «The  Bradstreet  Company«  entnommen. 


1871 

2 915 

1881 

5 929 

1891 

12  394 

1872 

4 069 

1882 

7635 

1892 

to  270 

1873 

5 >»3 

1883 

10  299 

1893 

•5  5 60 

1874 

5830 

1884 

u 620 

1894 

12  721 

1875 

7 740 

1885 

1 1 1 16 

1895 

13013 

1876 

9092 

1886 

10  568 

1896 

15112 

1877 

8 872 

1887 

9740 

1897 

13099 

187« 

10478 

1888 

10  587 

1898 

1 1 638 

1879 

6658 

1889 

II 719 

1899 

9634 

1880 

4 735 

1890 

10673 

Die  kritischen  Perioden  der  siebziger 
'und  achtziger  Jahre,  welche  1878  und  1884 
ihren  Höhepunkt  erreichten,  kommen  in  den 
Zahlen  ebenso  zum  Ausdruck  wie  der 
schlechte  Geschäftsgang  in  den  neunziger 
Jahren.  Die  jüngste  Zeit,  in  der  die  Ge- 
I schäftsverhältnisse  recht  günstige  gewesen 
sind,  bringt  dann  wieder  einen  beträchtlichen 
Rückgang  der  Konkursfrei (Uenz. 

Abgesehen  von  der  eingehenden  Behand- 
lung der  finanziellen  Seite  der  Konkurs- 
statistik hat  das  genannte  Bureau  auch  den 
Versuch  gemacht,  die  Ursachen  der  Konkurse 
zu  ermitteln.  Nachstehend  geben  wir  noch 


einige  Zahlen  über  die 
der  Konkurse. 

Aktiva  und  Passiva 

Jahre 

Aktiva 

$ 

Passiva 

$ 

1894 

79  755  °^7 

149  595  434 

1895 

8S  1 1 5 530 

158  842445 

1896 

148  297  256 

247  052343 

189“ 

85  680  946 

156  166373 

1898 

72  964  176 

141  137  117 

1899 

60  191  696 

119730593 

Die  vorstehenden  Zahlen  geben  eine  Vor- 
stellung von  den  grossen  Vermögenswerten, 
welche  in  den  Vereinigten  Staaten  von  den 
Konkursen  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden. 
Mit  der  Zahl  der  Konkurse  sind  neuerdings 
auch  die  Werte  zurückgegangen.  Ebenso 
wurde  das  Deckungsverhältnis  ein  güns- 
tigeres und  bewegt  sich  innerhalb  des  Durch- 
schnitts normaler  Jahre,  welcher  50 — 53%  l>e- 
j trägt.  1899  machten  die  Aktiva  51.8%  der 
! Passiva  aus.  1898  52,1%  und  189<J  59,9%. 
, Cebrigens  werden  in  obiger  Konkursstatistik, 
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mit  Ausnahme  der  Banken,  nur  diejenigen 
Zahlungseinstellungen  mitgereehnet,  welche 
eine  Unterbiianz  hatten. 

7.  Schlussbetrachtung.  Wir  müssen 
es  uns  versagen,  die  kleineren  Staaten  mit 
ausführlicherer  Konkursstatistik,  die  Nieder- 
lande, Belgien , Rumänien , Norwegen  und 
Dänemark , zu  denen  neuerdings  auch  die 
Schweiz  getreten  ist,  an  dieser  Stelle  zu  j 
behandeln.  Um  jedoch  wenigstens  einen  j 
Ueberblick  über  die  Konkursfrequenz  in  den 
einzelnen  Staaten  zu  bieten,  ist  nachstehend 
die  Zahl  der  Konkurse  und  ihr  Verhältnis  j 
zur  Bevölkerung  für  alle  diejenigen  Staaten 
aufgeführt,  für  welche  neuere  Angaben  vor-  ‘ 
liegen.  Dabei  wurde  der  Durchschnitt  der  | 
Periode  1891  95  zu  Grunde  gelegt,  nur  für 
Dänemark  und  Belgien  derjenige  von  1894  95. 


Staaten 

Konkurse 

Auf  1 Konkurs 
Einwohner 

England  und  Wales 

8 104 

3763 

Norwegen 

489 

4 089 

Frankreich 

8660 

4446 

Niederlande 

1 028 

4 571 

Vereinigte  Staaten 

12  792 

5 081 

Dänemark 

323 

6 707 

Deutsches  Reich 

7 Gö 

7 175 

Belgien 

684 

9 356 

Schottland 

349 

n 747 

Italien 

2 222 

13  93« 

Oesterreich 

1 019 

24043 

Der  Wert  dieses  Vergleiches  wird 
dadurch  sehr  beeinträchtigt,  dass,  wie 
früher  schon  betont  wurde,  die  eröff-  j 
ncten  Konkurse  mit  den  thalsächlich  einge-  j 
tretenen  Insolvenzen  keineswegs  identisch 
sind,  sondern  je  nach  dem  geltenden  Recht , 
des  einzelnen  Staates  der  Zahl  nach  mehr 
oder  weniger  erheblich  hinter  den  letzteren 
Zurückbleiben.  Weiterhin  bedingt  der  Cha- 
rakter der  Volkswirtschaft  eines  Landes 
einen  wesentlichen  Unterschied  insofern,  als 
die  Berufskreise  an  den  Konkursen  in  stark 
abweichendem  Masse  beteiligt  sind.  Bei 
den  Grundeigentümern  dokumentiert  sich 
der  Vermögensruin  gewöhnlich  in  der  Form  ! 
der  hypothekarischen  Verschuldung  mit 
nachfolgender  Zwangsversteigerung  der 
Liegenschaften,  während  andererseits  zah- 1 
lungsunfähige  Lohnarbeiter  in  der  Regel  der 
einfachen  Pfändung  ausgesetzt  sind.  Schon 
deshalb  müssen  die  selbständigen  Handels- : 
und  Gewerbetreibenden  relativ  am  häu-  j 
figsten  dem  Konkurs  verfallen.  Nach  der 
deutschen  Konkursstatistik  für  1898  nimmt 
unter  den  einzelnen  Berufsgrupjien  der ! 
Waren-  und  Produktenhandel  mit  39,3% 
sämtlicher  neuer  Konkurse  die  erste  Stelle ! 
ein.  In  weitem  Abstande  folgen  alsdann  i 
die  Bekleidung»-  und  Reinigungsgewerbe 
mit  11,0%,  die  Industrie  der  Nahrungs- 1 
und  Genussmittel  mit  10,2%,  die  Land- 
und  Forstwirtschaft  mit  5,9%.  das  Beher- 


liorgungs-  und  Erquickungsgewerbe  mit 
5,9%  und  das  Baugewerbe  mit  4.0 0 a. 
In  der  Tliat  hat  das  häufige  Vorkommen 
dei  Konkurse  in  den  Handelsgewerben 
auch  aus  allgemeinen  Gründen  viel  Wahr- 
scheinlichkeit für  sich.  Denn  je  geringere 
Anforderungen  an  die  technische  Aus- 
bildung gestellt  werden,  je  leichter  es  ist. 
ohne  genügende  eigene  Mittel  auf  dem 
Wege  des  Kredits  ein  selbständiges  Geschäft 
zu  begründen,  je  bedeutender  der  Einfluss 
von  Konjunkturenschwankungen  und  der 
Anreiz  zur  Spekulation,  um  so  grösser  auch 
die  Gefahr  des  Zusammenbruches. 

Litteratur:  Viertcljahrsheflc  zur  Statistik  des 

Deutgehen  Reiche«,  hera usgegehen  rom  KetiserL 
«tätigt-.  Amt,  Jahnj.  ISitSff.,  Berlin.  — Jh’iir  d*c 
übrigen  Staaten  kommen  hauptsächlich  die  fort- 
laufenden Veröffentlichungen  der  amtlichen 
Ju«tizstali«tik  in  Betracht.  Eine  rolle  t/in  dige 
Bearbeitung  und  Würdigung  der  bisherigen  Er- 
gebnisse, der  Konkursstatistik  aller  Staaten  ver- 
suchte der  Verfasser  dieses  Artikels  in  dem  Auf- 
sätze: Die  Ergebnisse  der  Konkursstatistik, 

Jahrb.  f.  Kat.  u.  Stal.,  III.  Folge , JId . I. 
1891.  — Rettich,  Ergebnisse  einer  konkurs- 
statistischen  Erhebung  in  Württemberg  IS  Ad — 
189S,  im  König!,  «tat.  Landesamt  nach  amtlichen 
Quellen  bearbeitet  (Sonderabdruck  aus  dem 
Würitembcrgischcn  Jahrb.  für  Stat.  und  Landes- 
kunde, Jahrg.  1898),  Stuttgart  1898.  — //.  **. 
Schullern-Srh rotten hofen.  Die  Gesetzgebung 
über  den  Gläubigerkonkurs  vom  Standpunkte 
der  Volkswirtschaft,  in  der  Zeitsehr.  für  V>Aks- 
wirtse haft,  Sozialpol.  «.  Vene.,  Bd.  I,  S.  480 jT-, 
H'iVn  1898. 

.1.  IVirmhiffhauz*. 


Konsolidation  (von  Schulden) 

s.  K o n v e r 8 i o n e n unten  S.  343  ff.  und 
Staatssch ul  den. 


Konsumtion. 

I.  Die  allgemeinen  Verhältnisse  der  K. 
(S.  310).  II.  Das  Konsumtiousbudget  der  Haus- 
haltung (S.  316). 

I. 

Die  allgemeinen  Verhältnisse  der 
Konsumtion. 

1.  Arten  der  K.  2.  Die  objektive  K.  3. 
Maximum  des  Genusses.  4.  Kopfquoteu  der 
K.  5.  Die  privatwirtschaftliche  K.  6.  Ver- 
hältnis von  Produktion  und  Konsumtion. 

1.  Arten  der  K.  Als  Konsumtion  im 
streng  wirtschaftlichen  Sinne  ist  nur 
derjenige  Verbrauch  der  Güter  zu  betrach- 
ten, der  durch  die  zweckgemässe  Verwen- 
dung derselben  verursacht  wird.  Die  zweck- 
lose Zerstörung  eines  Gutes,  sei  es  durch 
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eine  Naturkraft  oder  menschlichen  Mut- 1 
■willen  oder  Bosheit,  fällt  daher  eigentlich 
nicht  unter  diesen  Begriff;  da  aber  das! 
Kisiko  einer  solchen  Vernichtung  zu  den 
unumgänglichen  Existenzbedingungen  eines 
jeden  Gutes  gehört  und  da  ferner  die  Rück- 
wirkung auf  die  Produktion  im  Falle  der 
Zerstörung  dieselbe  ist  wie  bei  der  wirklich 
wirtschaftlichen  Konsumtion  der  Güter,  so 
erscheint  es  doch  angemessen,  die  erstere 
als  physische  Konsumtion  der  letzteren! 
zur  Seite  zu  stellen.  Dass  die  wirtschaft- 
liche Konsumtion  einesteils  als  persön- 
liche, nämlich  als  Befriedigung  eines  un- 
mittelbaren menschlichen  Bedürfnisses  er- 1 
scheint,  anderenteils  aber  als  eine  mittelbare, 
sofern  nämlich  Gegenstände  verbraucht  j 
werden,  die  in  irgend  einer  Weise  zur  Pro- 
duktion, Herbeischaffung,  Aufbewahrung  oder 
Beschützung  unmittelbarer  Güter  dienen, 
bedarf  keiner  weiteren  Ausführung.  In  den 
Fällen  der  letzteren  Art  wollen  wir  sie  als 
technische  Konsumtion  bezeichnen.  Diese 
Unterscheidung  trifft  auch  für  die  mensch- 
lichen Arbeitsleistungen  zu,  die  man  un- 
zweifelhaft ebenfalls  zu  den  Gegenständen  I 
der  Konsumtion  rechnen  muss.  Dass  ferner 
die  persönliche  wie  die  technische  Konsum- 1 
tion  teils  in  einer  raschen  Verzehrung  oder  j 
sonstigen  Verbrauchsart,  teils  in  einer  lang- 
samen  Abnutzung  der  Güter  besteht,  ist  i 
ebenfalls  eine  allbekannte  Thatsache.  Auf 
die  Betrachtung  der  technischen  Konsumtion 
gehen  wir  indes  hier  nicht  weiter  ein,  tla 
sie  untrennbar  mit  dem  Produktionsprozess 
verschmolzen  und  daher  in  dem  Art.  Pro- 
duktion zu  behandeln  ist.  Die  Ausfuhr 
von  einheimischen  Erzeugnissen  kann  eben- 
falls als  eine  technische  Konsumtion  ange- 
sehen werden,  sofern  sie  zur  Beschaffung 
von  ausländischen  Gütern  dient.  Die  per- . 
sönliche  Konsumtion  betrachten  wir  hier 
zunächst  im  o b j e k t i v - v o 1 k s w i r t s c h a f t- 
lichen  Sinne,  nämlich  als  einen  an  den 
Gütern  selbst  erscheinenden,  wenn  auch 
durch  wirtschaftliche  menschliche  Zwecke 
bedingten  Vorgang,  dann  aber  ist  sie  auch 
von  ihrer  privat  wirtschaftlichen 
Seite,  nämlich  in  ihrem  Verhältnis  zu  dem 
Vermögen  und  Einkorn  m e n der  ein- 
zelnen Wirtschaftenden  ins  Auge  zu  fassen. 

2.  Die  objektive  K.  Die  objektive  > 
Konsumtion  in  ihrer  konkreten  Gestaltung ! 
liefert  in  jeder  Gesellschaftsform  die  eigent- 
liche leitende  und  bestimmende  Norm  für 
die  Ausdehnung  und  die  qualitative  Vertei- 
lung der  Produktion , da  diese  ja  nicht ! 
Selbstzweck,  sondern  nur  das  Mittel  zur  Be- 
friedigung der  Konsurationsbedürfnisse  ist. 
Am  deutlichsten  wird  dies  ersichtlich,  wenn 
man  sieh  die  bestehende  Gesellschaftsord- 
nung durch  eine  gemein  wirtschaftliche  er- 
setzt denkt,  in  der  die  Verteilung  der  Güter 


zur  Konsumtion  planmässig  auf  Grund  einer 
einheitlichen  Organisation  stattfindet,  wobei 
man  aber  im  übrigen  dieselbe  Ungleichheit 
der  Anteile  dereinzeluen  voraussetzen  kann, 
wie  sie  gegenwärtig  besteht.  Es  ist  klar, 
dass  die  Hauptaufgabe  der  Wirtschaftsleitung 
einer  solchen  Gesellschaft  darin  bestehen 
würde,  nach  den  gegebenen  Bedürfnissen 
im  voraus  zu  bestimmen,  was  produziert 
werden  solle,  wobei  dann  auch  festgesetzt 
worden  müsste,  wie  die  vorhandenen  Ar- 
beitskräfte und  wie  der  Boden  zu  verwen- 
den sei  und  ferner  auch  wie  viel  Arbeit  zur 
Ergänzung  und  Vermehrung  der  Produk- 
tionsmittel, der  Kapitalgüter  im  objektiven 
Sinne,  dienen  solle.  So  könnte  man  also 
den  ganzen  Verlauf  der  Volkswirtschaft  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Konsumtion  bringen. 
Dieselbe  Betrachtungsweise  ist  aber  auch 
bei  der  wirklich  bestellenden  Gesellschafts- 
ordnung möglich,  wenn  auch  liier  statt  der 
planmässigen  Verteilung  der  Konsumtions- 
güter ein  verwickelter,  auf  Arbeitsteilung 
und  Konkurrenz  beruhender  Prozess  statt- 
findet, bei  dem  das  Endergebnis  gleichsam 
durch  Tasten  und  mannigfaltiges,  mehr  oder 
weniger  unsicheres  Ausprobieren  erreicht 
wird.  In  letzter  Instanz  kommt  es  dabei 
auf  die  richtige  Schätzung  des  Absatzes 
des  Gutes  an,  mit  dem  sich  tlie  Produktion 
stets  annähernd  im  Gleichgewicht  erhalten 
muss.  Die  Schwierigkeit  dieser  Schätzung 
aber  liegt  darin,  dass  nicht  nur  der  objek- 
tive Bedarf  der  verschiedenen  Klassen,  der 
ausserordentlich  zalilreicheAbstufungen  haben 
kann,  in  Betracht  kommt,  sondern  auch  die 
privatwirtschaftliehe  Zahlungsfähigkeit 
der  einzelnen,  die  ihrerseits  wieder  von  dem 
Gange  der  Produktion  abhängig  ist.  Es  ist 
daher  kein  Wunder,  wenn  das  richtige  Ver- 
hältnis von  Produktion  und  Absatz  nicht 
immer  getroffen  wird  und  insbesondere  nicht 
selten  die  eigentümliche,  für  die  kapitalisti- 
sche Produktionsweise  charakteristische  Er- 
scheinung der  Ueberproduktion  (s.  d. 
Art.)  auftritt. 

Betrachten  wir  den  Menschen  unabhängig 
von  seiner  privatwirtschaftlichen  Beschrän- 
kung, so  ist  seine  Konsumtionsfälligkeit  in 
jeder  ihrer  Formen  quantitativ  begrenzt,  da- 
gegen lässt  sie  in  qualitativer  Hinsicht,  näm- 
lich nach  der  Mannigfaltigkeit  der  möglichen 
Arten  der  Bedürfnisse  und  Wünsche,  eine 
praktisch  unbeschränkte  Entwickelung  zu. 
Jedoch  ist  die  masslose  Vermaunigfaltigung 
und  Verfeinerung  der  Konsumtion  von  einem 
gewissen  Punkte  ab  sowohl  vom  ethischen 
wie  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
verwerflich,  nicht  nur,  weil  sie  zu  einer 
unsittlichen  Verweichlichung  und  Erschlaf- 
fung des  Geistes  und  Charakters  führt, 
sondern  auch  wegen  des  schreienden  Gegen- 
satzes, der  zwischen  dem  übertriel ienen 
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Luxus  und  den  raffinierten  Genüssen,  diel 
stets  nur  einer  winzigen  Minderheit  zugäng-j 
lieh  sind,  und  der  tnatsächlieh  unter  dem  j 
wünschenswerten  Masse  bleibenden  Kon-  ( 
sumtion  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  be- ! 
steht.  Der  einzelne  hat  allerdings  in  der! 
Regelung  seiuer  Konsumtion  nicht  immer 
völlig  freie  Hand,  da  er  durch  die  herr- 
schende Sitte  der  Gcsellschaftsschicht,  der 
er  angehört,  mehr  oder  weniger  gebunden 
wird.  Namentlich  gilt  dies  in  Bezug  auf 
Wohnung,  Kleidung  und  überhaupt  auf  die 
nach  aussen  hervortretenden  Seiten  der 
Lebensweise.  Es  kommt  also  darauf  an. 
dass  die  Sitte  eine  vernünftige  ist  und 
sich  nach  den  Verhältnissen  der  Mehrheit, 
nicht  aber,  wie  es  mehr  und  mehr  üblich 
zu  werden  scheint,  nach  denen  einer  beson- 
ders begünstigten  Minderheit  der  betreffen-; 
den  Gesellschaftsklasse  richtet.  Weit  un- j 
günstiger  noch  als  die  Sitte,  die  wenigstens ; 
eine  gewisse  Stabilität  besitzt , wirkt  die 
Mode  auf  die  Gestaltung  der  Konsumtion 
ein.  Sie  erscheint  geradezu  als  die  Auf- 
lösung der  Sitte,  da  ein  beständiger  Wechsel 
der  Art  und  der  Mittel  der  Bedürfnisbefrie- 
digung zu  ihrem  eigentlichen  Wesen  gehört. 
Niemand  fragt  danach,  ob  der  wirtschaftliche 
Zweck  bei  der  neuen  Mode  besser  erreicht ' 
werde  als  bei  der  alten,  man  verlangt  die  j 
Neuheit  um  ihrer  selbst  willen,  oft  nur  als 
Mittel  gegen  die  Langeweile,  die  namentlich 
für  die  aller  ernsten  Thätigkeit  enthobenen 
weiblichen  Angehörigen  der  reichen  Klassen 
zu  eiuer  immer  drohenden  Flage  wird.  Un- 
glücklicherweise beschränkt  sich  die  Herr- 
schaft der  Mode  aber  nicht  auf  die  Wohl- 
habenden, sondern  sie  hat  sich  immer  mehr 
auch  über  den  Mittelstand  ausgedehnt  und  i 
auch  die  Arbeiterklasse  nicht  unberührt  ge- 
lassen. Wenn  damit  eine  wirkliche  Ver- 1 
besserung  der  Bedürfnisbefriedigung  in  diesen 
Klassen  verbunden  wäre,  so  wäre  ja  ein ; 
Fortschritt  anzuerkennen.  Thatsächlich  wird 
aber  nur  erreicht,  dass  Kleider,  Möbel  und 
ähnliche  Gebrauchsgegenstände  zwar  mit 
einem  modischen  Aeusseren,  dafür  aber  desto 
weniger  haltbar  angefertigt  und  dass  viel ' 
unnützer  Tand  und  wertlose  Schein  waren , 
angeschafft  werden.  Ueberhaupt  findet  unter 
dem  Einflüsse  der  Sitte  und  der  Mode  ein 
bedeutender  Aufwand  statt,  der  kein  irgend- 
wie empfundenes  Bedürfnis  befriedigt,  son- 
dern nur  unter  jenem  äusseren  Drucke  oft 
mit  ernstlicher  wirtschaftlicher  Unbequem- 
lichkeit oder  Schwierigkeit  übernommen  wird. 
Schon  deshalb  müsste  das  gewissen  neueren 
Untersuchungen  zu  Grunde  liegende  Piineip. 
dass  der  Mensch  bei  der  Ordnung  seiner , 
Konsumtion  das  Maximum  des  Genusses  er- 
strebe, in  seiner  Anwendbarkeit  erheblich 
beschränkt  worden. 

3.  Maximum  des  Genusses.  Gossen 


hat  zuerst  einen  theoretischen  Lehrsatz  über 
dieses  Genussmaximum  aufgestellt,  der 
später  in  anderer  Form  bei  Jevons  und 
Walras  wiederkehrt.  Da  die  dem  Menschen 
zugängliche  Gesamtgrösse  des  in  beliebig 
vielen  Arten  auftretenden  Genusses  immer 
durch  die  Beschränktheit  der  Zeit  sowohl 
wie  des  Einkommens  in  gewisse  Grenzen 
eingeschlossen  wird  und  da  ferner  jeder 
einzelne  Genuss  in  irgend  einem  unbekann- 
ten Verhältnisse  immer  mehr  ab  nimmt1), 
je  länger  er  dauert,  so  muss  man  zur  Er- 
reichung des  Genussraaximums  nach  Gossen 
innerhalb  der  gegebenen  Grenzen  der  Zeit 
oder  des  Einkommens  die  Ausnutzung  der 
verfügbaren  Genussquellen  so  einriehteu. 
dass  die  einzelnen  Genüsse  sämtlich  bei 
einem  für  alle  gleichen  Grade  der 
Intensität  abbrechen.  Aber  schon  der 
Grad  einer  und  derselben  Art  von  Genuss 
ist  in  Wirklichkeit  gar  nicht  messbar,  und 
vollends  lässt  sieh  die  Intensität  von  gänz- 
lich heterogenen  Genüssen,  z.  B.  den  durch 
Speisen  und  den  durch  schöne  Kleider  ver- 
ursachten, in  keiner  Weise  auf  ein  gemein- 
schaftliches Mass  bringen.  Noch  weniger 
ist  eine  vorausbliekende  Schätzung  der  End- 
grade verschiedener  Genüsse  möglich,  da 
ein  gegenwärtiger  Genuss  subjektiv  einen 
ganz  anderen  Eindruck  macht  als  ein  erst 
in  der  Zukunft  erwarteter  und  da  ferner 
dieselben  Genüsse  in  verschiedener  Reihen- 
folge verschieden  empfunden  werden.  Vom 
Standpunkte  der  Volkswirtschaftslehre  ist 
ein  Eingehen  auf  diese  psychologischen  Er- 
örterungen unnötig,  und  es  genügt,  sich  zu 
erinnern,  dass  gleichartige  Kousumtionsgegen- 
stände,  d.  h.  solche,  die  zur  Befriedigung 
derselben  Bedürfnisart,  z.  B.  des  Nahrungs- 
bedürfnisses, dienen,  sieh  gegenseitig  er- 
setzen oder  verdrängen  können,  dass  durch 
Mannigfaltigkeit  derselben  der  Grad  der  Ge- 
samtbefriedigung  steigt,  dass  gewisse  Kon- 
sumtionsgegenstände zwar  verschiedenartig, 
aber  doch  insoweit  verwandt  sind,  als  ihre 
Wirkungen  auf  den  Menschen  sich  gegen- 
seitig ergänzen,  bedingen  oder  verstärken, 
dass  die  Einwirkungen  ganz  verschieden- 
artiger Konsnmtionsgegenstünde  auf  den 
Menschen  bei  der  Beschränktheit  des  Ein- 
kommens desselben  gleichsam  einen  Kon- 
kurrenzkampf bestehen,  dessen  Entscheidung 
ohne  Zweifel  dahin  erfolgt,  (hiss  der  Mensch 
seine  Konsumtion  auf  die  Art  nach  seinen 
Mitteln  verteilt,  die  ihm  unter  den  obwal- 


*)  Es  dürfte  übrigens  zweifelhaft  sein,  ob 
dieses  Axiom  wirklich  für  alle  Genüsse  auch  in 
ihren  ersten  Phasen  gilt.  Das  Sprichwort 
„Der  Appetit  kömmt  beim  Esseu“  spricht  jeden- 
falls dagegen.  Die  ganze  Frage  gehört  aber 
gar  nicht  in  die  Wirtschaftslehre,  sondern  in 
die  Psvehophysik. 
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tenilen  Umständen  am  meisten  zusagt.  Vor 
allem  aber  stellt  mit  dem  Gossenschen  Satze 
die  offenkundige  Thatsache  in  Widerspruch, 
das  jeder,  der  auch  nur  ein  sehr  massiges 
Einkommen  hat,  sieh  gewisse  Güter  oder 
Genussgegenstände,  z.  B.  Brot,  Fleisch.  Heiz- 
material, bis  zur  vollen  Befriedigung  ver- 
schafft ; in  betreff  anderer  legt  er  sich  mehr 
oder  weniger  unangenehm  empfundene  Be- 
schränkungen auf,  so  dass  deren  Grenznutzen 
für  ihn  eine  zunehmende  Grösse  hat,  und 
einige  Genüsse  wird  er  sich  nur  ganz  aus- 
nahmsweise gestatten,  so  dass  er  diese  bei 
einem  sehr  hohen  Grenznutzen  abbricht. 
Vergrössert  sich  sein  Einkommen,  so  wird 
sich  diese  aufsteigende  Reihe  der  Grenz- 
n ut zengrade  für  ihn  ändern,  und  zwar  in 
der  Art,  dass  er  sich  noch  mehr  Genüsse 
bis  zur  vollen  Sättigung  gönnt,  in  anderen 
bis  zu  einem  niedrigereu  Grenznutzen  vor- 
geht und  sich  auch  neue  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  verschafft,  die  ihm  vorher 
unzugänglich  waren.  Die  Grenznutzengrade 
der  verschiedenen  Güter  bilden  also  immer 
eine  aufsteigende  Reihe  und  sind  keines- 
wegs für  alle  gleich,  wie  es  der  Gosseusche 
Satz  verlangt.  Auch  wenn  jemand  z.  B.  die 
Hälfte  seines  Einkommens  von  UM.KHi  Mark 
verliert,  wird  er  deshalb  nicht  seine  ganze 
Konsumtionsordnung  ändern,  sondern  die 
gewöhnlichen  Lebensmittel  noch  immer  bis 
zum  Sättigungspunkt  verbrauchen.  Jener  un- 
haltbare Maximum-Satz  spielt  gleichwolü  in 
den  neueren  Versuchen  einer  mathemati- 
schen Theorie  der  Volkswirtschaft  eine  grosse 
Rolle,  da  man  nur  mit  seiner  Hilfe  die  der 
Zahl  des  Unbekannten  gleiche  Zahl  von  Glei- 
chungen erhält. 

Der  Prozentsatz  des  Einkommens,  der 
auf  die  Befriedigung  der  verschiedenen 
Hauptkategorieen  der  Bedürfnisse  in  der 
normalen  Einheit  der  Konsumtionswirtschaft, 
der  Haushaltung,  verwendet  wird,  hängt 
von  der  absoluten  Grösse  des  Einkommens 
ab.  Die  genauen?  Feststellung  der  hierher 
gehörenden  Thatsachen  bildet  die  Aufgabe 
besonderer  Untersuchungen,  mit  denen  sich 
der  unten  S.  31ö  folgende  Abschnitt  Das 
Konsumtionsbudget  der  Haushal- 
tung beschäftigt. 

4.  Kopfquoten  der  K.  Man  kann  aber 
auch  in  betreff  der  wichtigsten  einzelnen 
Konsumtionsgegenstände  die  Frage  stellen, 
wieviel  von  demselben  durchschnittlich  jähr- 
lich auf  deu  Kopf  der  Bevölkerung  kommt. 
Die  Beantwortung  solcher  Fragen  hat  indes 
— sofern  sie  die  Berechnung  der  Gesamt- 
grösse der  betreffenden  Konsumtion  veran- 
lasst — mehr  Wert  für  die  Beurteilung  der 
Markt-  und  Absatzverhältnisse  als  für  die  j 
genauere  Kenntnis  der  Konsumtion  an  sich. . 
Denn  in  den  meisten  Fällen  haben  jene  | 
Durchschnittsziffern  nur  einen  rein  arithme-  I 


tischen  Charakter  und  keine  reale  Bedeutung 
in  dem  Sinne,  dass  wirklich  die  Konsumtion 
; der  Mehrheit  oder  doch  einer  grossen  An- 
zahl von  Menschen  in  der  Nähe  jener  Menge 
bliebe.  Wenn  thatsächlich  nur  eine  kleine 
Minorität  au  der  Konsumtion  einer  Ware  be- 
teiligt ist,  so  erltält  man  ein  ganz  falsches 
Bild  von  dieser  Konsumtion,  wenn  man  sie 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet. 
Als  voll  entwickelt  kann  man  in  einem 
Volke  eigentlich  nur  die  Konsumtion  der- 
jenigen Güterarten  betrachten,  die  nicht  er- 
heblich durch  die  Unzulänglichkeit  des  Ein- 
kommens des  einzelnen  beschränkt  ist. 
Hierher  gehören  alter  nur  wenige  Gegen- 
stände des  allgemeinsten  Verbrauchs,  die 
auch  den  Unbemittelten  in  genügender 
Menge  erreichbar  sein  müssen,  wie  Salz, 
Kartoffeln,  Brot,  die  gewöhnlichen  Kleider- 
stoffe etc.  Bei  den  meisten  von  diesen 
aber  muss  die  Konsumtion  sogar  als  über- 
norraal  bezeichnet  werden,  weil  sie  nur 
wegen  des  Mangels  an  besseren  und  feineren 
Mitteln  zur  Befriedigung  desselben  Bedürf- 
nisses so  hoch  gestiegen  ist  und  daher  in 
den  Einzelwirtschaften  mit  zunehmender 
Wohlhabenheit  a b n i m m t. 

Eiue  Familie,  der  täglich  Fleisch  iu  belie- 
biger Menge  zur  Verfügung  steht,  wird  im 
Jahre  weniger  Kartoffeln  und  Brot  verzehren 
als  eine  solche,  die  sich  nur  einmal  iu  der 
Woche  den  Fleiscligemiss  gestatten  kann.  Ha- 
ller beträgt  nach  einer  allerdings  nur  unge- 
fähren Schätzung  Hussons  der  Brotverbrauch 
der  Pariser  Arbeiterbevölkerung  auf  den  Kopf 
täglich  675  g,  während  auf  den  Kopf  der  Ge- 
| samtbevölkerung  nur  450  g kommen.  — Es 
lohnt  sich  demnach  nicht,  die  Kopfquote  der 
Konsumtion  für  andere  Gegenstände  als  die  des 
Massenverbrauchs  zu  berechnen.  Die  Ergebnisse 
I solcher  Rechnungen  können  auch  immer  nur  als 
i ungefähre  Näherungswerte  gelten,  wenn  es  sich 
nicht  um  Konsumtionsgegenstände  handelt,  die 
zollpflichtig  sind  und  im  Lande  selbst  nicht  er- 
zeugt werden  oder  einer  streng  durchgeführten. 

! vom  fertigen  Fabrikat  erhobenen  Verbrauchs- 
! Steuer  unterliegen.  Letzteres  t rillt  in  Deutsch- 
land z.  B.  zu  heim  Salz,  das  überhaupt  das  am 
' gleichmässigsten  in  allen  Schichten  der  Bevöl- 
kerung verbrauchte  Geuussiuittel  darstellt,  wenn 
i es  aucii  vielleicht  in  den  ärmeren  Klassen  uoch 
: etwas  mehr  verwendet  wird  als  in  den  reichen. 

. Die  für  Speisezwecke  auf  den  Kopf  kommende 
Konsumtionsziffer  beträgt  7.7  kg  jährlich,  mit 
sehr  geringen  Schwankungen  von  Jahr  zu  Jahr. 
Der  steuerfreie  Verbrauch  für  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Zwecke  dagegen  ist  in  ziem- 
lich starker  Zunahme  begriften  und  für  den 
Kopf  von  5,6  kg  im  Jahre  1872  bis  auf  11,2  kg 
im  Jahre  1897  gestiegen.  — Der  Verbrauch  au 
Brotgetreide  lässt  sich  nur  näherungsweise  aus 
! den  ziemlich  unsicheren  Angaben  über  die  Ernte- 
erträge,  aus  dem  Ueberachuss  der  Einfuhr  Uber 
die  Ausfuhr  und  der  Schätzung  des  Bedarfs 
für  die  Aussaat,  die  Branntweinbrennerei  und 
andere  Zwecke  ausser  der  menschlichen  Er- 
nährung ableiten.  Man  findet  für  Deutschland 
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etwa  180  kir  auf  <h-n  Kopf,  von  denen  *a  auf  | 
Roggen  und  1 a auf  Weizen  (und  Spelz)  kommen. 
Doch  ist  die  Verteilung  auf  die  beiden  Haupt- 
getreidearten in  Norddeutschland  und  Siid- 
deutschland  (wo  der  Weizen  mehr  verwaltet) 
verschieden.  Diese  Kopfquote  entspricht  aber 
keineswegs  der  Brotkotis u in t. i o n . da  sie 
auch  den  Verbrauch  von  Mehlspeisen  aller  Art 
mit  decken  muss.  Welcher  Anteil  auf  diese  zu 
rechnen  sei,  lässt  sich  nicht  mit.  genügender 
Sicherheit  schätzen . zumal  die  Konsumtions- 
sitten in  den  einzelneu  Landesteilen  in  dieser 
Beziehung  sehr  verschieden  sind.  — ln  betreff 
des  Fleischverbrauches,  dessen  Fortschritt  oder 
Rückschritt  für  die  Beurteilung  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Entwickelung  eines  Volkes  ! 
besonders  wichtig  ist,  s.  den  Art.  Fleisch- 
konsum und  Fleisch  preise  (oben  Bd.  III 
8. 101)4  ff.).  — Zu  einem  allgemeinen  Volksgenuss- 
mittel  ist  in  England  der  Zucker  geworden, 
namentlich  seitdem  er  von  aller  Besteuerung 
befreit  ist.  Der  jährliche  Verbrauch  beträgt 
dort  mehr  als  30  kg  auf  den  Kopf,  während  er 
in  Deutschland  im  Jahre  1897  08  nur  11,8  kg! 
(Konsumzucker)  erreichte.  Indes  zeigt  sich  ein 
allmählicher  Fortschritt,  da  die  Kopfquote  der 
Konsumtion  in  den  Jahren  1871/72  bis  1875  76 
sieh  durchschnittlich  nur  auf  6,7  kg  Rohzucker  ! 
zu  90 °0  belief.  — Der  starke  Zuckerverbranch 
in  England  wird  hauptsächlich  durch  die  all- 
gemeine Verbreitung  des  Theetrinkens  verur- 
sacht. Der  Theeverbrauch  stellt  sich  dort  jähr-  , 
lieh  auf  etwa  2’  4 kg  für  den  Kopf,  während 
die  entsprechende  Ziffer  in  Deutschland  trotz ! 
ihrer  Zunahme  im  Jahre  1898  nur  50  g betrug. 
Dagegen  wurden  in  Deutschland  1898  auf  den 
Kopf  2,80  kg  Kaffee  verbraucht  (doppelt  soviel  I 
nls  durchschnittlich  in  den  Jahren  1841  45),  in 
England  aber  beläuft  sich  diese  Kopfquote  auf 
weniger  als  400  g.  — Zu  den  Genussmitteln,  j 
deren  Konsumtion  in  Deutschland  nicht  nur 
voll,  sondern  übernormal  entwickelt  ist,  gehören  j 
bedauerlicherweise  Branntwein  und  Bier.  Sta- 
tistische Angaben  über  diese  Konsumtion,  und 
zwar  auch  für  andere  Länder,  findet  man  in  ! 
den  besonderen  Artikeln  über  diese  Getränke 
(oben  Bd.  II,  S.  807  und  10931.  Hier  sei  nur  er-  j 
wähnt,  «lass  im  Jahre  1897  98  in  Deutschland  der 
Verbrauch  an  reinem  Alkohol  zum  Trinken 
4.2  hl  und  zu  gewerblichen  und  anderen  steuer- 
freien Zwecken  1,6  hl  auf  den  Kopf  betrug. 
Man  kann  anuehmen.  dass  einem  hl  Alkohol 
mindestens  3 hl  Trinkbranntwein  entsprechen. 
Im  Jahre  1897  stellte  sich  der  Bierverbrauch 
auf  den  Kopf  im  Braustenergebiet  auf  103,5  1, 
in  Bayern  auf  243.4  1,  in  Württemberg  auf 
194.8  1,  in  Baden  auf  154,8  1,  in  Elsass-Loth- 
ringen  anf  76,0 1.  In  allen  diesen  Steuergebieten 
bat  der  Bierverbranch  seit  1880  bedeutend  zu- 
genommen.  Der  Weinverbrauch  dagegen  ist 
in  Deutschland  im  ganzen  nur  wenig  entwickelt,  [ 
im  SUdwesten  erreicht  er  allerdings  20  - 30  1 1 
auf  den  Kopf,  in  Preussen  aber  nur  etwa  2 1. 
In  Frankreich  kommen  BK)  1 auf  den  Kopf. 
— Wenig  erfreulich  ist  auch  die  übermässige 
Ent  wickelung  des  Tabaksverbranches  in  Deutsch- ! 
land,  das  in  diesem  Artikel  die  höchste  Kopf- 
quote  unter  allen  Kulturländern  aufweist.  Auf 
Rohtabak  reduziert  betrug  sie  in  den  Jahren  I 
1895/96  bis  1897/98  1,8  kg,  trotz  der  höheren 
Besteuerung  nicht  weniger  als  in  den  Jahren  ! 


1871  76.  In  England  erreicht  sie  nicht  die 
Hälfte,  in  Frankreich  nicht  zwei  Drittel  der 
ersteren  Menge.  — Als  Beispiel  eines  allgemein 
verbreiteten  Verbranchsgegenstandes  ausserhalb 
des  Kreises  der  Nahrungs-  und  Genussmittel 
sei  das  Petroleum  erwähnt,  dessen  Konsumtion 
in  Deutschland  im  Jahre  1898  17,23  kg  auf  den 
Kopf  erreichte,  während  sie  in  den  Jahren  18<>6 
bis  1870  durchschnittlich  nur  1,87  kg  betrug. 
Ueber  den  Verbrauch  an  Bekleidungsgegen- 
ständen lässt  sich  wegen  der  ausserordentlich 
grossen  Mannigfaltigkeit  der  (Qualitäten  der 
Zeuge  und  Sclmeider&rbeit  nichts  Bestimmtes 
sagen.  Höchstens  kann  man  die  Menge  der 
verarbeiteten  Rohstoffe  als  Anhaltspunkt  nehmen, 
die  z.  B.  bei  der  Baumwolle  in  Deutschland 
im  Jahn*  1898  auf  den  Kopf  (mit  Berücksich- 
tigung der  Ausfuhr  vou  Fabrikaten)  etwa  6,30 
kg  betrug,  während  die  entsprechende  Menge 
in  den  Jahren  1866— 1870  durchschnittlich  kaum 
1,8  kg  erreichte.  Die  Kohlen  dienen  zu  einem 
grossen  Teil  nicht  der  persönlichen,  sondern 
der  technischen  Konsumtion;  im  ganzen  betrug 
in  Deutschland  1897  der  Verbrauch  an  Stein- 
lind  Braunkohlen  auf  den  Kopf  2276  kg,  und  man 
nimmt  an,  dass  etwa  ein  Viertel  der  Gesamt- 
menge auf  den  häuslichen  Verbrauch  komme. 

5.  Die  privat  wirtschaftliche  K.  Die 
privat wirtschaftliche  Seite  der  Konsumtion 
tritt  zunächst  in  der  inchrerwähnten  Be- 
schränkung hervor,  zu  der  jeder  Wirtschafter 
durch  die  Begrenztheit  seines  Einkommens 
genötigt  wird.  In  dieser  Anpassung  der 
Konsumtion  an  das  Einkommen,  und  zwar 
mit  dem  Streben  nach  grösster  Zweckmässig- 
keit und  grösstem  Befriedigungseffekt,  be- 
stellt die  Aufgabe  des  eigentlichen  Haus- 
haltens. Wird  von  den  einzelnen  Gütern 
mehr  verbraucht,  als  zur  Erreichung  des 
Konsumtionszweckes  nötig  ist,  so  ist  das 
objektiv  betrachtet  Vergeudung,  die  als 
eine  Form  der  physischen  Konsumtion 
angesehen  werden  kann.  Privatwirtschaft- 
lich aber  bildet  sie  eine  Form  der  Ver- 
schwendung, wenn  man  auch  im  eigent- 
lichen Sinne  als  solche  nur  den  übermässi- 
gen, dem  Einkommen  nicht  entsprechenden 
Aufwand  für  Luxuszwecke  zu  bezeichnen 
pflegt.  — Eine  eigentümliche  Art  der  Kon- 
sumtion. die  nur  privat  wirtschaftliche  Be- 
deutung hat,  zeigt  sich  bei  den  Gebrauchs- 
gegenständen, die  mir  einer  langsamen  Ab- 
nutzung unterliegen  und  deren  Benutzung 
leicht  auf  andere  übertragen  werden  kann, 
die  dafür  eine  Vergütung,  eine  Miete 
zahlen.  Hierher  gehören  namentlich  Wohn- 
häuser, aber  auch  Möbel,  Kleider  und  ähn- 
liche Gegenstände  des  privaten  Gebrauchs. 
Vou  den  Produktionsmitteln,  die  verpachtet 
oder  vermietet  werden  können,  sehen  wir 
hier  ab,  da  diese  auch  volkswirtschaftlich 
zum  Kapital  gehören.  Die  in  Frage  stehen- 
den Güter  aber  dienen  nicht  der  Produktion, 
sie  können  also  höchstens  im  privatwirt- 
schaftliehen Sinne  zum  Kapitalvermögen  ge- 
rechnet werden,  sofern  nämlich  die  Besitzer 
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imstande  sind,  sie  zum  Erwerbe,  zur 
Beschaffung  eines  Einkommens  zu  verwen- 
den. Wegen  dieser  Möglichkeit  aber  muss 
nun  auch  der  Besitzer  solcher  Güter  bei 
eigener  Benutzung  derselben  den  Wert 
der  Nutzung  in  Anschlag  bringen.  Seine 
Konsumtion  hat  also  privatwirtschaftlich 
nicht  nur  die  allmähliche  Abnutzung  des 
' »bjektes  zur  Folge,  sondern  schliesst  auch 
gleichsam  die  Verzehrung  eines  Nutzungs- 
rechts ein,  dessen  Wert  sich  nach  der  Miete 
Vtestimnit,  die  dafür  erzielt  werden  könnte. 
Die  Rücksicht  auf  diese  Mietwert-  oder 
Züiskonsumtion  kann  unter  Umständen  das 
pri vat 'Wirtschaft liehe  Sparsam keitspri nein  i n 
einen  Gegensatz  zu  dem  volkswirtschaft- 
lichen Princip  des  grössten  objektiven  Nutz- 
effekts bringen.  Das  letztere  verlangt  mög- 
lichst grosse  Dauerhaftigkeit  der  für  länge- 
ren Gebrauch  bestimmten  Gegenstände, 
namentlich  der  Häuser;  wenn  durch  ein 
weniger  solid  gebautes  Haus  ein  Wohnungs- 
l>edürfnis  von  bestimmter  Art  ebenso  gut 
befriedigt  werden  kanu  als  durch  ein  auf 
mehrere  Jahrhunderte  berechnetes,  so  muss 
doch  der  objektive  volkswirtschaftliche  Nutz- 
effekt des  letzteren  seiner  grösseren  Dauer- 
haftigkeit entsprechend  höher  angeschlagen 
werden.  Privatwirtschaft  lieh  dagegen  muss 
der  Zinsverlust  iu  Rechnung  gebracht  wer- 
den, der  durch  die  Vorgrösserung  des  An- 
lagekapitals infolge  der  solideren  Bauart 
entsteht,  während  andererseits  der  gegen- 
wärtige Wert  von  Nutzungen,  die  einige 
Jahrhunderte  entfernt  in  der  Zukunft  liegen, 
nach  den  Kegeln  der  Zinsrechnung  ver- 
schwindend klein  ist.  Daher  wird  es  im 
allgemeinen  privatwirtschaftlich  vorteilhafter 
sein,  z.  B.  für  100000  Mark  ein  Gebäude 
zu  errichten,  das  für  einen  bestimmten 
Zweck  100  Jahre  lang  dienen  kann,  als 
200000  Mark  für  ein  solches  aufznwenden, 
das  denselben  Zweck  nicht  besser,  aber  auf 
300  Jahre  erfüllt.  Denn  es  würde  bei  einem 
Zinssatz  von  4%  in  den  ersten  120  Jahren 
an  Zinsen  und  Zinseszinsen  mehr  erspart, 
als  zur  vollständigen  Erneuerung  des  Ge- 
bindes am  Schlüsse  dieser  Periode  erforder- 
lich wäre.  Volkswirtschaftlich  kann  man 
zu  Gunsten  dieses  letzteren  Verfahrens  gel- 
tend machen,  dass  die  Bedürfnisse  sich  im 
Laufe  der  Zeit  ändern  und  entwickeln,  dass 
Jäher  die  Voraussetzung  einer  Jahrhunderte 
hindurch  gleichbleibeuden  Brauchbarkeit  eines 
Gebäudes  in  den  meisten  Fällen  nicht  zu- 
treffen werde,  vielmehr  eine  Erneuerung 
desselben  in  kürzeren  Zeitabschnitten  wahr- 
scheinlich auch  objektiv  zweckmässiger  sein 
werde.  Ein  schärferer  Gegensatz  zwischen 
den  pri  vat  wirtschaftlichen  und  den  volks- 
wirtschaftlichen Normen  des  Verbrauchs 
zeigt  sich  in  den  Erscheinungen,  die  man 
als  Raubbau  zusammenfassen  kann.  Es 


handelt  sich  dabei  um  eine  volkswirtschaft- 
lich unangemessene,  mehr  oder  weniger  mit 
Zerstörung  oder  Vergeudung  verbundene 
* Gewinnung  von  Natu rgil fern,  die  in  der 
Gegenwart  noch  iu  sehr  reichlicher  Menge 
zur  Verfügung  stehen,  gleichwohl  aber  der 
Erschöpfung  unterliegen  und  in  der  Zukunft 
vielleicht  sehr  knapp  werden  können.  Häu- 
fig strebt  das  Privatinteresse  dahin,  rück- 
sichtslos günstige  Konjunkturen  auszunutzen 
und  in  kürzester  Zeit  eine  möglichst  grosse 
Produktenmenge  auf  deu  Markt  zu  bringen, 
wenn  dabei  auch  eine  unvollständige  Aus- 
, nutzuug  des  Naturfaktors  stattfindet,  die 
j sich  später  nicht  nachholen  lässt.  In  ande- 
I ren  Fällen  bedingt  der  geringe  Grad  von 
j Seltenheit  für  solche  Güter  in  der  Gegen- 
wart nur  einen  geringen  Wert  und  zwar 
nicht  nur  für  die  privatwirtschaftliche,  son- 
dern auch  für  die  volkswirtschaftliche  Be- 
frachtung, wenn  diese  nur  die  Gegenwart 
im  Auge  hat.  Aber  es  ist  eben  auch  auf 
die  Zukunft  Rücksicht  zu  nehmen,  und  nöti- 
genfalls muss  der  Staat  als  Organ  der  Ge- 
1 samtheit  unter  solchen  Umständen  eitigrei- 
fen,  besonders  wenn  der  Raubbau  Zerstö- 
rungen anrichtet,  die  auch  mittelbar  noch 
( gemcinschädlichc  Folgen  nach  sich  ziehen, 
wie  dies  z.  B.  bei  der  Vernichtung  von 
Waldungen  der  Fall  ist,  die  für  die  Regu- 
lierung der  Wasserläufe  von  Wichtigkeit 
sind. 

6.  Verhältnis  von  Produktion  und 
Konsumtion.  Eine  Störung  des  Gleichge- 
wichts von  Konsumtion  und  Produktion  tritt 
in  gewöhnlichen  Zeiten  hauptsächlich  nur 
als  Tendenz  zur  Ueberprodu  ktion  (s. 
deu  Art.)  hervor.  Ein  bedeutendes  Uebcr- 
wiegen  der  Konsumtion  über  die  Produktion 
| dagegen  wird  als  abnorme  Erscheinung 
! durch  den  Krieg  verursacht,  zumal  wenn 
dieser  in  dem  (len  neueren  Militärverhält- 
nissen entsprechenden  Massslabe  geführt 
wird.  Der  grösste  Teil  der  arbeitsfähigen 
mäunlichen  Bevölkerung  wird  zu  den  Waffen 
gerufen  und  dadurch  der  Produktion  ent- 
zogen; von  dem  Reste  wird  noch  ein  Teil 
zur  Fabrikation  von  Waffen  und  anderem 
Kriegsmaterial,  zu  Transportdiensten  für 
militärische  Zwecke  und  zu  anderen  mit 
dem  Kriege  zusammenhängenden  Arbeiten 
verwendet.  Die  Erzeugung  der  gewöhn- 
lichen Konsumtionsgüter  und  der  entspre- 
chenden Produktionsmittel  muss  sich  daher 
stark  vermindern,  während  für  den  Unterhalt 
der  im  Heere  stehenden  Personen  min- 
destens derselbe  Bedarf  zu  decken  ist  wie 
I vorher.  Ist  der  Krieg  vollends  nicht  glück- 
l lieh,  so  muss  das  Land  auch  die  Ernährung 
| der  feindlichen  Heere  liefern,  und  ausserdem 
können  durch  Schlachten,  Belagerungen, 
Brückensprengungen  etc.  grosse  Güterzer- 
; Störungen  stattfinden.  Die  Einzelwirt- 
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schäften  aber  werden  nicht  nur  durch  solche 
Zerstörungen,  durch  Kriegssteuern  und  Re- 
quisitionen, sondern  auch,  wenigstens  ihrer 
Mehrzahl  nach,  durch  die  Störung  und 
Stockung  ihres  normalen  Erwerbes  in 
schwere  Bedrängnis  gebracht,  die  zu  ihrem 
völligen  Ruin  führen  kann.  Wie  wird  es 
nun  möglich,  dass  ein  Volk  solche  Zustände 
dennoch  und  sogar  längere  Zeit  hindurch 
zu  ertragen  vermag?  Zunächst  kommt  der 
Umstand  zu  statten,  dass  in  jedem  Kultur- 
lande von  allen  haltbaren  Gütern  jederzeit 
beträchtliche  Mengen  als  Handelsvorräte 
aufgespeichert  sind.  Der  Produktiousausfall 
kann  also  teilweise  durch  Aufräumen  der 
Lager  ausgeglichen  werden,  weshalb  denn 
auch  nach  dem  Kriege  eine  lebhafte  Pro- 
duklionsthätigkeit  zur  Wiederherstellung  der 
Vorräte  zu  erwachen  pflegt.  Ferner  aber 
sieht  sich  der  grösste  Teil  der  Bevölkerung 
gezwungen,  seine  gewöhnliche  Konsumtion 
bedeutend  einzuschrütiken,  viele  geraten  in 
drückende  Not,  bedürfen  vielleicht  der  Ar- 
menunterstützung und  müssen  sich  mit  dem 
knappen  Existenzminimum  begnügen.  Diese 
erzwungene  Sparsamkeit  während  des  Krieges 
gleicht  objektiv  einen  grossen  Teil  der 
Kosten  desselben  aus.  Die  Arbeiterbe- 
völkerung hat  keine  Nachwirkungen  des 
Krieges  zu  empfinden,  wenn  sic  nach  dem- 
selben wieder  ihre  normale  Beschäftigung 
findet.  Innerhalb  der  besitzenden  Klasse 
aber  bleiben  bedeutende  Vermögensvernich- 
tungen sowohl  wie  Vermögensverschiebungen. 
— da  manche  auch  Gelegenheit  zu  grossen 
Gewinnen  finden  — als  dauernde  Folgen, 
daneben  wenigstens  für  den  besiegten  Teil 
auch  eine  dauernde  Mehrbelastung  durch 
Steuern,  namentlich  zur  Verzinsung  von  An- 
leihen, mittelst  deren  man  die  Kosten  des 
Krieges  soviel  wie  möglich  auf  die  Zukunft 
zu  übertragen  sucht.  Der  objektive  volks- 
wirtschaftliche Verlust  durch  Güterzerstö- 
rung und  verminderte  Produktion  fällt  na- 
türlich vollständig  in  die  K riegsjieriode 
selbst,  aber  der  unmittelbare  privat  wirtschaft- 
liche Druck  auf  das  Vermögen  und  Ein- 
kommen der  einzelnen  kann  durch  staatliche 
wie  auch  durch  private  Anleihen  bei  den 
Besitzern  von  verfügbaren  Mitteln  gemildert 
werden,  wobei  dann  freilich  die  Zukunft 
nicht  nur  mit  der  Rückzahlung  dieser  Schul- 
den, sondern  auch  mit  den  meistens  unge- 
wöhnlich hohen  Zinsen  belastet  wird.  — 
Im  übrigen  muss  man  sielt  stets  erinnern, 
dass  auch  bei  normalem  Verhältnis  von  Pro- 
duktion und  Konsumtion  der  bei  weitem 
grösste  Teil  der  jährlich  vei  brauchten  Güter, 
wenn  wir  diese  nach  ihrem  Werte  berech- 
nen, innerhalb  der  unmittelbar  vorherge- 
gangenen Jahresfrist  produziert  worden  ist. 
Bei  den  Nahrungsmitteln,  die  in  ihrer  letz- 
ten Gestalt  meistens  unmittelbar  vor  dem 


i Genuss  zubereitet  werden  müssen,  gilt  dies 
schon  hinsichtlich  des  Zeitpunktes,  in  dem 
I die  Rohstoffe  (Getreide,  Schlachtvieh  etc.) 
verkaufsfällig  geworden  sind.  Alte  Weine, 
Branntweine  und  dergleichen  bilden  ihrem 
Gesamtwerte  nach  keine  nennenswerte  Aus- 
nahme. Die  Heizungs-  und  Belouehtungs- 
materialieu  werden  durchschnittlich  weniger 
als  ein  Jahr  vor  ihrem  Verbrauche  gewonnen. 
Die  Herstellung  der  Zeuge  und  Tuche,  aus 
denen  die  im  I^aufe  eines  Jahres  abgelegten 
Kleider  angefertigt  worden  sind,  dürfte 
durchschnittlich  nicht  zwei  Jahre  zurück- 
datieren. Nur  die  abgenutzten  Möbel  und 
die  baufällig  werdenden  Häuser  gehören 
. einer  mehr  oder  weniger  weit  zurückliegen- 
, den  Produktionszeit  an.  Aller  die  gesamte 
Wertsumme,  di«*  den  jährlichen  Krsatzbedarf 
für  diese  Gebrauehsgüter  darstellt,  ist  nur 
klein  im  Vergleich  mit  deu  Ausgaben  für 
die  Konsumtionsgütcr  von  raschem  Ver- 
! brauche.  — S.  auch  die  Artt.  Haushal- 
it ung  oben  Bd.  IV  S.  1126  ff.,  Luxus, 

I Woh n u ligsfrage. 

Litteriltlir : Roscher,  1.  Buch  IV.  — I.cjri« 

1 in  Schäube  egs  Handbuch  I.  A buch».  XII.  — 
(lOHSt'it,  Entwickelung  <lcr  Besetze  den  mensch- 
lichen Verkehr«,  Braunschweig  1884 ; neue  Autg. 
1888.  — Mo/Jat,  The  eeonvmy  of  Con«umption, 
London  1878.  — Patten,  The  mnsumplütn  of 
WeaUh,  Philadelphia  1888.  — Dcrm'l Ite,  The 
'T/ft in/  of  Ih/mtmie  Economic« , Philadelphia 
1880.  — llttttHtn i.  La  ronsoinnuition  <le  Paris, 
'd.,  Paris  187b.  — Keletl,  Die  Ernährung« * 
Statistik  der  Bevölkerung  l'ngams , Budapest 
1887  (riel  Material,  aber  Methode  ron  sehr 
zweifelhaftem  Werte).  — Verbrauchsberechnungen 
für  Deutschland  im  » Statistischen  Jahrhuch  für 
das  Deutsche  Heich«,  Jahrg.  1888,  S.  184 ff.  — 
IVol/J.  Die  Ernährung  der  arbeitenden  Elasten, 
Jlrrhn  1885.  — Aprlt,  Die  Konsumtion  der 
j wichtigsten  Kulturländer  der  letzten  Jahrzehnte, 
Herlin  1888.  — E.  Vouxa,  Del  consumo  delK 
richesse , Bologna  1888.  — Siehe  auch  die  Litte- 
mlurangaben  zu  dem  Art.  (irenznulsen  ölten 
Bd.  IV  S.  78b  8b. 

Lrjrin. 

II. 

Das  Konsulat  ionsbudget  der  Haus- 
haltung. 

1.  Einleitung.  2.  Geschichte  dieser  Methode. 
! 3.  Die  Anwendung  der  Haushaltungsbudgets 
auf  die  Theorie  und  Statistik  der  K.  4.  Die 
Erhebung  der  Budgets  und  die  Klassifikation 
[ ihrer  Bestandteile.  5.  Die  Verarbeitung.  Konsum- 
tionseinlieiteu.  Physiologische  Nahrungsbilanzen. 
6.  Darstellung  einiger  Haushaltungsbudgcts  ver- 
schiedener Klassen.  7.  Die  Probleme  der  Haus- 
haltungsstatistik. 

1.  Einleitung.  Die  fortlaufenden  An- 
sehreibungen der  Einnahme-  und  Atisgabe- 
I Gültigkeit  durch  die  Konsumenten  selbst 
{ liefern  ohne  Zweifel  den  sichersten  und 
tiefsten  Einblick  in  den  Umfang,  die 
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Art,  die*  Elasticität  des  Güterverbrauches 
eines  Volkes.  Man  erhält  durch  solche 
Haushaltungsbudgets  nicht  bloss  eine  Richt- 
schnur für  die  Beurteilung  des  ökonomischen 
Charakters  der  einzelnen  Haushälter:  man 
erfährt  vielmehr  auch  durch  das  Studium 
der  Haushaltungsführung  verschiedener  Klas- 
sen, in  welchem  Masse  ihre  Aufnahmsfähig- 
keit, ihre  Nachfrage  nach  Waren  durch 
volks-  und  weltwirtschaftliche  Ereignisse, 
denen  der  einzelne  sieh  laugen  muss,  be- 
einflusst wird.  Wie  die  Geschäftsbücher 
industrieller  oder  kaufmännischer  Unterneh- 
mungen die  Wandlungen  in  der  werbenden 
Seite  des  Lebens,  so  registrieren  die  Haus- 
halt ungsbüclier  Gebarung  und  Bilanzen  der 
Haushaltungsthätigkeit , welche  mit  einer 
gegebenen  Einkommensquote  ein  Maximum 
von  subjektivem  Wert  den  Verbrauchern 
zuzuführen  strebt.  Ans  diesen  menschlichen 
Dokumenten  der  Leistungsfähigkeit  und  der 
Kaufkraft  geht  das  Urteil  über  die  Organi- 
sation von  Produktion  und  Konsumtion,  über 
das  Verhalten  jeder  Klasse  gegenüber  Ver- 
änderungen in  der  Eiukommenbildung  und 
über  ihre  Fähigkeit  zur  Kapitalbildung  am 
u n in  ittel barsten  hervor. 

Lägen  nun  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Periode  sämtliche  Haushaltungsbudgets  eines 
Wirtschaftsgebietes  dem  Beobachter  vor,  so 
würde  er  aus  denselben  nicht  nur  wie  aus 
der  absoluten  Zahl  der  in  derselben  Zeit 
verbrauchten  Gütermengen  (der  sogenannten 
Generalstatistik)  ersehen,  wie  gross  der  Ge- 
samtbogehr  nach  einem  bestimmten  Produkte 
gewesen  ist.  sondern  er  könnte  auch  die 
Stärke  der  wirksamen  Nachfrage  der  ein- 
zelnen Schichten  der  Bevölkerung  berechnen 
und  daher  erfahren,  warum  der  Gesamtbe- 
gehr nicht  grösser  sein  konnte.  Während 
die  Generalstatistik  der  Güterkonsumtion 
nur  eine  die  Einkommensunterschiede  ver- 
deckende Köpft juote  des  Verbrauches  in  der 
Vergangenheit  näherungsweise  bestimmt,  ge- 
währt also  die  Bestimmung  der  relativen 
Kaufkraft  der  Haushaltungen  selbst  Ein- 
blicke in  die  Entwickelungstendenzen  des 
Konsums. 

Wenn  daher  die  genaue  Verzeichnung  I 
der  Verbrauchsausgaben  jeder  Haushaltung 1 
zu  den  wichtigsten  Desiderien  der  Wirt- 
schaftspolitik gehören  sollte,  so  ist  doch  bis- 
her die  Veranstaltung  wirklicher  und  zu-  j 
verlässiger  M a s s e n e r h e b u n g e n säni  t- 
lieher  Ausgaben  sämtlicher  Haushalte  den 
grössten  technischen  Schwierigkeiten  be- 
gegnet. So  traten  denn  an  Stelle  von  Mas- 
senerhebungen Teil  erbe  hu  ngen.  Diese 
Selbstbeschränkung  lässt  sich  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  auch  methodisch 
rechtfertigen.  Der  Scliluss  von  dem  Teil ; 
auf  das  Ganze  wird  in  der  Welt  der  wirt- ; 
schaftliehen  Erscheinungen  überall  da  aus- 


geschlossen sein,  wo  ihrem  zeitlichen  und 
räumlichen  Auftreten  nach  unbekannte 
Agentien  ihr  Vorkommen  beeinflussen.  So 
ist  die  Statistik  der  Eheschliessungen,  der 
Selbstmorde  u.  s.  w.  notwendig  darauf  an- 
gewiesen. aus  einer  Gesamtmasse  die  In- 
dividuen zu  erfassen,  aus  deren  Zahl  eist 
die  Stärke  des  diese  Individuen  zu  jenen 
Akten  bestimmenden  primum  agens  beurteilt 
werden  kann.  Ist  dagegen  umgekehrt  die 
Gesamtstärke  der  Vorbedingungen  wirt- 
schaftlicher Zweckt hätigkoit  (z.  B.  Höhe 
mul  Betriebsform  der  Produktion)  gegeben 
und  der  Spielraum  der  Wahlfreiheit,  wie 
auf  dem  Gebiete  der  Bedürfnisbefriedigung 
der  ärmeren  Klassen,  ein  geringer,  so  wird 
der  Schluss  von  dem  Teil  auf  das  Ganze 
zum  mindesten  einen  der  Gcneralstatistik 
noch  immer  überlegenen  Näherungswert  der 
sozialen  Verbrauchsstärke  liefern. 

Auf  welchen  Umfang  darf  nun  diese  Er- 
hebung der  Familienkonsumtion  beschränkt 
werden . wenn  aus  ihren  Ergebnissen  noch 
allgemeingiltige  Schlüsse  auf  die  Kaufkraft  der 
ganzen  Volkswirtschaft  gezogen  werden  sollen? 
Offenbar  müssen  in  dem  beobachteten  Aus- 
schnitte doch  alle  Einflüsse  sich  in  gleicher 
Stärke  geltend  machen,  welche  in  dem  gan- 
zen zu  beobachtenden  Volkskreise  die  be- 
sondere Art  der  Einkommenbildung  und 
-Verwendung  regeln.  Erst  wenn  hierfür 
Garantie  geboten  wird,  nicht  etwa  schon  auf 
Grund  einiger  Stichproben,  dürfen  die 
untersuchten  Haushaltungen  als  wirkliche 
Repräsentanten  des  Ganzen,  als  »typisch« 
betrachtet  werden. 

Die  Auffassung,  dass  es  die  erste  'Auf- 
gabe der  Budgetstat  ist  ik  sei.  derartige  soziale 
Typen  der  Verbrauchsstärke  festzustellen 
und  ans  ihnen  das  Ausmass  und  die  Regel- 
mässigkeiten der  Konsumtion  zu  berechnen, 
ist  indes  keineswegs  unbestritten ; seihst 
über  das  Geltungsgebiet  eines  Typus,  wel- 
chem von  manchen  Forschern  weitere  (Engel), 
von  anderen  engere  Grenzen  zugewiesen 
werden  (Schnapj>er-Arndt  u.  a.),  herrscht 
keine  Uebereinstimmung.  Ja  manche  For- 
scher, welche  angesichts  der  Mannigfaltig- 
keit des  individuellen  Lebenslaufes  das  Vor- 
handensein typischer  Fälle  gänzlich  leugnen 
(Wörishoffer).  sind  der  Anschauung,  dass 
erst  eine  möglichst  grosse  Zahl  von  Budgets 
ein  zutreffendes  Bild  der  Wirtschaftsführung 
einer  Gesellschaftsgruppe  abgebc;  dabei  be- 
dürfe es  natürlich  einer  kürzeren  und  min- 
der intensiven  Beobachtung.  Abgesehen  von 
der  Fehlergefahr,  welche  diese  sogenannte 
extensive  Methode  in  sieh  trägt,  scheint 
jedoch  dieser  Auffassung  eine  Verwechselung 
dieses  Begriffes  »Typus«  mit  dem  des  »Durch- 
schnittes« zu  Grunde  zu  liegen.  Der  Typus  ist 
nicht,  wie  der  Durchschnitt,  eine  rechnerische 
Abstraktion,  welche  den  Schein  homogener 
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Verteilung  erweckt,  sondern  ein  in  der  leben- ! 
digen  Wirklichkeit  am  häufigsten  auftreten- 
der, von  den  Uussersten  Abweichungen  der 
Erscheinungswelt  verhältnismässig  am  wei- 
testen entfernter  Näherungswert.  Bei  der ; 
Feststellung  eines  derartigen  Typus  handelt 
es  sieh  also  vor  allem  darum,  die  äussersten 
Abnormitäten  der  zu  beobachtenden  Erschei- 
nungsgruppe festzustellen.  Das  Ausmass 
des  »Abnormen«  kann  aber  wieder  nur 
durch  Massenerhebungen  gewisser  für  das 
Ganze  charakteristischer  Merkmale  erkannt 
werden.  Um  das  Geltungsgebiet  der  Einzel- 
budgets zu  erkennen  und  ihren  Wert  für 
die  Forschung  und  die  Praxis  richtig  abzu- 
schätzen, werden  daher  allgemeine  oder  auch 
Specialenqueten  der  Wohnung*-,  der  Lohn- 
verhältnisse, der  sozialen  Herkunft  etc.  den 
Boden  vorbereiten  müssen.  Erst  aus  dieser 
Vereinigung  von  Massenerhebung  und  Indi- 
vidualuntersuchung lässt  sich  der  typische  j 
Charakter  eines  Haushaltungsbudgets  be-  ] 
stimmen.  Denkt  man  sich  dann  die  Masse 
der  Konsumenten  nach  derartigen  Haushai- 1 
tnngstypen  gruppiert,  so  lässt  sich  nach 
dem  Prozentsätze,  mit  welchem  jeder  j 
Typus  an  dem  Gesamt  verbrauche  teilnimmt, 
ein  Massstab  dafür  gewinnen,  in  welchem  ; 
Grade  gewisse  Preisbewegungen  und  Preis- 
aufschläge von  jeder  Volksschicht  empfunden  , 
und  getragen  werden  können. 

2.  Geschichte  dieser  Methode.  Schon 
von  den  Vorläufern  der  modernen  Wirtschafts-  ( 
Statistik  wird  die  Höhe  der  Familienausgaben 
abgeschätzt  und  zur  Motivierung  verschiedener 
wirtschaftspolitischer  Zwecke  verwertet.  Zu 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  sucht  William 
Petty  die  Stenerkraft  Englands  mittelst  der 
Berechnung  der  Jahrcsausgabe  pro  Kopf  zu  er- 
forschen:  „Diese  ist  wahrscheinlich  nicht  ge- ! 
ringer  als  die  eines  Tagelöhners,  welcher  8 d. 
täglich  verdient;  denn  der  Lohn  eines  solchen 
Menschen  beträgt  4 sh.  wöchentlich  oder  2 sh. 
mit  Verköstigung;  daher  beträgt  der  Wert 
seiner  Nahrungsmittel  2 sh.  wöchentlich  oder 
5 £ 4 sh.  jährlich;  nun  kann  der  Wert  seiner 
Kleider  nicht  geringer  sein  als  der  Lohn  der 
ärmsten  Magd  auf  ucni  Lande  | für  welche,  da 
sie  verköstigt  wird,  die  Kleiderausgaben  die 
beträchtlichsten  sind],  nämlich  30  sh.  pro  Jahr,  j 
und  alle  übrigen  Ausgaben  können  nicht  weniger  i 
als  weitere  6 sh.  jährlich  betragen;  die  Gesamt- 
ausgabe pro  Kopf  beträgt  daher  7 Aehn- 
licke  Schätzungen  stellten  andere  Autoren  zum 
Zwecke  der  Kostenberechnung  von  Reformen 
in  der  Armenverwaltung  auf.  Aus  derartigen 
Schätzungen  sekeiueu  zwei  bedeutende  Wirt- 
schaftstheoretiker des  vorigen  Jahrhunderts  die 
Anregung  zur  Aufstellung  detaillierterer  Haus- 
haltsberechnungen geschöpft  zu  haben.  Der 
eine,  JacobVanderlint,  stellt  das  detaillierte 
hypothetische  Ausgabenbudget  einer  Normal- 
familie des  Arbeiterstandes  sowie  ein  solches 
für  eine  Normalfamilie  des  Mittelstandes  auf: 
an  diesen  entwickelt  er  die  Gesetze  des  Arbeits- 
lohns und  weist  die  Notwendigkeit,  die  Lebens- 
mittelpreise durch  extensivere  Landwirtschaft  zu  i 


verringern,  aus  dem  Niedergänge  des  mittleren 
Handeisstandes  seit  1688  nach.  Die  Höhe  des 
menschlichen Snbsistenzminimunis  hat  R i c h ar d 
Cantilion  (f  1734)  in  einem  leider  verloren 
gegangenen  Anhänge  zu  seinem  Essai  sur  la 
natnre  du  commerce  eu  General  (1755)  in  aus- 
führlicher Weise  berechnet.  Diese  älteren  Auf- 
stellungen sind  insgesamt  Konjekturalbud- 
gets;  sie  bernheu  nicht  auf  eingehenden  Er- 
hebungen oder  Anschreibtuigen,  sondern  auf  sub- 
jektiven Kostenanschlägen.  Den  eigentlichen 
Anstoss  zur  Feststellung  wirklicher  Hans- 
haltungsbudgets  gab  wieder  die  Reform  der 
englischen  Armeugesetzgehung;  von  1706—1855 
sind  es  vorwiegend  Untersuchungen  über  die 
Lage  des  ländlichen  und  städtischen  Proletariats, 
welchen  solche  Budgets  zur  Grundlage  dienen. 
Dahin  gehören  die  auf  Anregung  David 
Davies'  gesammelten,  auf  zweimonatlichen 
Beobachtungen  beruhenden  Haushalt  ungshe- 
rechnungen  von  73  ländlichen  Arbeiterfamilien 
im  dritten  Bande  von  Sir  Morton  Edens 
„The  State  of  the  Poor“  1707.  (Vgl.  E.  Engel. 
Die  Lehenskosten  belg.  Arbeiterfamilien  S.  16 ff.) 
Der  Anbruch  der  Grossindustrie  und  die  Ab- 
haltung der  ersten  Arbeiterenqueten  hatten  als- 
bald die  Anwendung  dieser  Methode  auf  den 
Konsum  der  gewerblichen  Arbeiter  in  England 
und  Frankreich  zur  Folge.  Die  Arbeiten  A. 
Penots  über  die  Ausgaben  der  Industriearbeiter 
in  Mühlhausen,  V illerine s und  Blanquis 
über  die  Lebenshaltung  der  französischen. 
Wades,  Porters,  Fr.  Engels’  und  anderer 
über  die  der  englischen  Arbeiter  riefen  den  Ge- 
danken einer  offiziellen,  massenstatistischen  Er- 
hebung des  Privatkonsums  der  arbeitenden 
Klassen  wach.  Auf  Anregung  Joseph  Flet- 
chers,  Visschers,  Quetelets  u.  a.  wurde  auf 
dem  im  September  1853  zu  Brüssel  abgehaltenen 
ersten  internationalen  statistischen  Kongresse 
zu  diesem  Zwecke  ein  Erhebungsformular  ent- 
worfen. Das  Einnahmcbadget  ist  nach  den 
Arten  «los  Einkommens  (Lohn,  andere  Quellen) 
und  nach  der  Zahl  der  zu  demselben  beitragen- 
den Mitglieder  gegliedert;  der  Ausgabenetat 
zerfällt  in  1.  Ausgaben  für  physische  und  ma- 
terielle (15  Unterabteilungen),  2.  für  religiöse, 
sittliche  und  geistige  Bedürfnisse  (7  Posten), 
3.  Aufwand  für  Luxus  und  Unvorhergesehenes 
(7  Posten , darunter  Tabak  und  Spirituosen- 
genuss  ausser  Hause;  im  Hause  figuriert  er 
uuter  Nahrung!).  Um  die  Vergleichbarkeit  so 
gewonnener  Budgets  von  vorn  herein  zu  sichern, 
sollten  die  Haushaltnugsverhältnisse  dreier 
Normalfamilien  jedes  Bezirkes  erhoben  werden ; 
als  „typisch“  wurde  eine  Familie,  bestehend  aus 
Vater,  Mutter  und  vier  im  Alter  von  16,  12.  6 
und  2 Jahren  stehenden  Kindern  angesehen. 
Solche  Budgets  sollten  1.  aus  der  notleidenden, 
auf  öffentliche  Unterstützung  teilweise  ange- 
wiesenen Klasse,  2.  der  schlecht  gestellten, 
nichts  ersparenden , aber  an  der  Armenunter- 
stütznng  nicht  teilnehmenden,  und  3.  aus  der 
bemittelteren,  fürs  Alter  etwas  ersparenden  Wohl- 
standsklasse erhoben  werden.  Im  Aufträge  der 
belgischen  statistischen  Centralkommission  unter- 
nahm es  nun  Edouard  Dncpetiaux.  diese 
Vorschläge  für  Belgien  und  Luxemburg  zu  ver- 
wirklichen, wo  der  Boden  durch  die  Enquete 
vom  Jahre  1844  besonders  vorbereitet  schien. 
Seine  Schrift  „Budgets  Kconomiqnes  des  Blasses 
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ouvriferes  en  Belgiqne“  (1855)  enthält,  nach  Pro- 
vinzen geordnet , die  Resultate  einer  Enquete, 
die  durch  Vertrauensmänner  auf  Grund  von 
Fragebogen  geführt  worden  war.  Anhangsweise 
werden  die  Ausgabenbudgets  von  Familien  ver- 
schiedener Klassen,  ferner  die  der  Soldaten, 
Matrosen,  Lazarett bewohner  und  Sträflinge  mit 
jenen  der  untersuchten  199  belgischen  Arbeiter- 
familien und  endlich  diese  mit  den  wenigen 
vorhandenen  Angaben  für  Arbeiter  anderer 
Länder  verglichen.  In  einem  zweiten  Teile 
(S.  183  ff.)  untersuchte  Ducpetiaux  die  Ursachen 
des  itn  ersten  zahlenmässig  erhobenen  Arbeiter- 
elends und  das  Verhältnis  der  Produktion  zur 
Konsumtion  in  Belgien.  Trotz  seines  engen 
Anschlusses  an  die  damals  herrschende  Mau- 
cliesterdoktrin  waren  die  Resultate  seiner  Unter- 
suchung derartige,  dass  er  auf  Grund  derselben 
die  Ignorierung  der  Arbeiterfragen  in  der  Politik 
ausdrücklich  bekämpfte:  der  Liberalismus,  rief 
er,  darf  nicht  zum  laisser  sonffrir.  laisser  rnourir 
ausarten.  Er  verlangt  zunächst  die  Schaffung 
einer  diese  Arbeit«-,  Bevölkerung»-  und  Sub- 
sistenzverhältnisse  untersuchenden  permanenten 
Kommission  (S.  310);  Ducpetiaux  ist  also  der 
geistige  Vater  der  modernen  arbeite  statis- 
tischen Aemter.  In  Belgien  sind  sie  erst  188(5 
ins  Lehen  gerufen  worden. 

ln  dasselbe  Jahr  1855  fällt  die  Veröffent- 
lichung von  96  Budgets  in  Frederic  Le 
Plays  „Ouvriers  europeens“.  Der  Ausgangs- 
punkt dieses  Forschers  ist  in  erster  Reihe  ein 
soziologischer,  sein  Ziel  ein  sozial reformatorisches : 
er  sucht  durch  genaue  Beobachtung  aller  Ele- 
mente, welche  das  Leben  gutsituierter  Arbeiter- 
familien aller  Länder  bestimmen,  — und  diese 
erhalten  ihren  prägnanten  Ausdruck  in  ihrer 
Haushaltsführung  — diejenige  Gesellschafts- 
form zu  bilden,  welche  den  sozialen  Frieden, 
die  Stabilität  der  Entwickelung  im  Gegensätze  | 
zudem  Frankreich  der  Julirevolution  verkörpert. 
Das  Schema,  welches  Le  Play  für  die  Aufnahme 
von  Haushaltungen  aufstellte , bilden : I.  Das 
Einnahmebudget,  mit  vier  Einnahmequellen : 
1.  Sachgüterbesitz.  2.  unentgeltlich  zufliessenden 
Einkünften  (Subvention») , 3.  Arbeitsleistungen 
hu  Hauptgewerbe  und  4.  solchen  im  Neben- 
gewerbe. Die  wirklichen  Einnahmen  bestehen 
danach : aus  Renten  von  Liegenschaften , aus 
Nutzungen  von  Mobiliarvermögen  (Nutztieren, 
Rohstoneu,  Leihkapitalien,  Versicherungsgeldern, 
nach  der  mittleren  Höhe  des  örtlichen  Zius- 
fusses  in  Anschlag  gebracht);  ans  Nutzniessungen 
der  Subventionen  und  ans  dem  nach  Arbeits- 
tagen und  -stunden  berechneten  Arbeitsverdienste 
der  Familienmitglieder  im  Haupt-  und  Neben- 
gewerbe. II.  Das  Ansgabenbndget  zerfällt  in 
die  folgenden  Abteilungen:  1.  Nahrung  (Cerea- 
lien, Fette.  Milch  und  Eier,  Fleisch  und  Fische, 
Gemüse  und  Obst,  Gewürze  und  Reizmittel, 
geistige  Getränke),  2.  Wohnung,  Mobiliar, 
Heizung.  Beleuchtung.  3.  Kleidung  und  Wäsche, 
E sittliche  Bedürfnisse,  Kindererziehung,  Er- 
holung und  Gesundheitspflege,  5.  für  gewerb- 
liche Zwecke,  Schulden,  Steuern,  Abgaben  und 
Versicherung.  Dieses  Schema  ist  von  Le  Play 
»ü  der  zweiten  Ansgabe  seines  Werkes  (1879, 
*'  Rde.)  und  von  seinen  Schülern  in  dem  Sammel- 
^erke  „Les  Ouvriers  des  deux  mondes“  (1856 
ms  189.').  8 Bde.)  auf  die  Haushaltung  von  129 
ramilien  angewendet  worden.  Auf  seine  Methode 


und  Einteilung  ist  eine  grosse  deskriptiv-öko- 
nomische Litteratur  zurückznführen ; quantitativ 
haben  hierbei  die  Vereinigten  Staaten  das  hervor- 
ragendste auf  Anregung  Caroll  I).  Wrights 
geleistet  (5284  Budgets):  in  Bezug  auf  Intensi- 
tät der  Beobachtung,  Analyse  der  Resultate 
und  Verarbeitungstechnik  stehen  die  Arbeiten 
deutscher,  englischer  und  schweizerischer  Privat- 
statistiker in  erster  Reihe. 

3.  Die  Anwendung  der  Huusbaltungs- 
bndgets  auf  die  Theorie  und  Statistik  der  K. 
Für  die  ökonomische  Theorie  und  die  Messung 
der  Konsumtion  hat  Ernst  Engel  die  Budgets 
D u c p e t i a u x’  und  Le  Plays  in  seiner  be- 
rühmten Untersuchung  „Die  vorherrschenden 
Gewerbszweige  in  den  Gerichtsämtern  mit  Be- 
ziehung auf  die  Produktions-  und  Konsumtions- 
Verhältnisse  des  Königreichs  Sachsen“  (1857) 
nutzbar  gemacht.  Die  Frage,  welche  sich 
i Engel  stellte,  ging  zunächst  dahin,  wie  gross 
die  Bilanz  zwischen  Produktion  und  Konsumtion 
im  Königreich  Sachsen  sei.  Durch  die  säelis. 
Gewerbestatistik  war  die  Zahl  der  Produzenten 
jeder  Warengattung  gegeben:  zu  untersuchen 
war  ihre  Produktion  und  Konsumtion.  Die 
i Einreihung  der  bei  D u c p e t i a n x und  L e 
Play  gefundenen  Ansgabeposten  nach  ihrer 
prozentuellen  Grösse  ergab  „den  auf  dem  Wege 
echter  Induktion  gefundenen  Satz,  dass,  je 
ärmer  eine  Familie  ist,  ein  desto  grösserer  An- 
| teil  von  der  Gesamtausgabe  muss  zur  Be- 
j Schaffung  der  Nahrung  aufgewendet  werden“ 

I (S.  169).  Dieses  sogenannte  Enge  Ische  Gesetz 
wurde  von  seinem  Urheber  nach  exakter  Be- 
obachtung der  Ausgaben  in  Familien  des  sächsi- 
schen Arbeiter-,  Mittel-  und  Wohlstandes  auf 
alle  Einkommeuklassen  erweitert,  und  zwar  in 
der  auf  S.  320,  Tabelle  1 dargestellen  Form. 

„Das  Gesetz,  mit  welchem  man  es  hier  zu 
thun  hat,  ist  kein  einfaches.  Die  Höhe  der 
Ausgaben  für  Nahrung  wachsen  bei  Abnahme 
des  Wohlstandes  in  einer  geometrischen  Pro- 
gression“ (S.  170).  Auf  Grundlage  der  wenigen 
vorhandenen  Glieder  stellte  Engel  für  die  Nah- 
rungsausgaben die  auf 8.320  folgende  Tabelle  2 auf. 

Aus  den  Budgets  Le  Plays  zog  nun  Engel 
einen  Durchschnitt;  für  ein  Jahreseinkommen 
einer  Familie  von  1200  Frcs.,  240  Frcs.  pro 
Kopf,  betragen  die  Prozentsätze  für  die  Aus- 
gabenklassen von  1.  Nahrung,  2.  Kleidung, 
3.  Wohnung,  4.  Heizung  und  Beleuchtung, 
5.  Geräte  und  Werkzeuge,  6.  Erziehung  und 
Unterricht,  7.  öffentlicher  Sicherheit,  8.  Gesund- 
heitspflege, 9.  persönlichen  Dienstleistungen  etc. 
in  Prozenten: 

1.  2.  3.  4.  5.  6.  7.  8.  9 

62,42  14,03  9,04  5,41  2,31  1,21  0,88  4,30  0.40 

Für  Sachsen  (mit.  50  Thlr.  pro  Kopf  ange- 
j nommen): 

162,00  16,00  12.00  5,00  2,00  1,00  1.00  1,00  1,00 

Bereits  Engel  hat  sich  gegen  die  Annahme 
eines  exakten  Eintreffens  der  obigen  Zahlen- 
reihe in  jedem  individuellen  Falle  verwahrt, 
dieselbe  vielmehr,  wie  die  einer  Mortalitüts- 
tahelle,  als  Durchschnittsmassstab  betrachtet 
■ wissen  wollen.  So  betragen  z.  B.  nach  dem 
VII.  Animal  Report  des  Arbeitsamtes  der  Verei- 
nigten Staaten  (1891,  p.  864)  für  Familienein- 
kommen  unter  200  Dollar  (=  1000  Frcs.)  die  Pro- 
zentauteile der  Ausgaben  für  Nahrung  49,6, 
Kleidung  12.8.  Wohnung  15,5,  Heizung  und 
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Tabelle  1. 


Konsnmtionszwecke 


Prozentverhältnis  unter  den  Ausgaben 
einer  bemittelten  Arbeiter-  einer  Familie  des  einer  Familie  des 
familie  Mittel*  Wohl- 

standes i Standes 


in  Belgien 
ohne  Verteilung 


in  Sachsen 


nach  Verteilung 


der  Ausgaben  für  Werkzeuge  und  Geräte 


1.  Nahrung 

2.  Kleidung 

3.  Wohnung 

4.  Heizung  und  Beleuchtung 

5.  Geräte  und  Werkzeuge 

6.  Erziehung,  Unterricht  etc 

7.  Öffentliche  Sicherheit  etc 

8.  Gesundheitspflege  etc. . 

9.  Persönliche  Dienstleistung 


61.0 

15.0 

10.0 

5.° 

4.0 

2.0 
>,o 
1,0 
>,o 


95,0 


5,o 


62,0, 

16.0 

12.0  95.0 
3.o| 


2,01 

>,ol 

1,0» 


55.0 

18.0 

12.0 
5,° 

3.5 
2,0 
2.0 

2.5 


90,0 


10,0 


5°,° 

18 


’ I 

°J 


12.0 

s.O 


S=;.o 


5-51 

f°!  15.0 
3,°j  3 


3,5 


Tabelle  2. 

nn  das  gesamte  jährliche 

so  nehmen  die  Aus- 

(kommen einer  Familie 

gaben  für  Nahrung 

beträgt 

davon  in  Anspruch 

F ranes 

Mark 

or 

Io 

200  = 

160 

72,96 

300  = 

240 

71,48 

400  — 

320 

70.1  1 

500  — 

400 

68,85 

600  — 

4S0 

67,70 

700  — 

560 

66,65 

800  — 

640 

65,69 

900  — 

720 

64,81 

1000  = 

800 

64,00 

1 lOO  n» 

880 

63,25 

1200  — 

960 

62,55 

1300  = 

1040 

6l,9Ö 

I4OO  — 

1120 

61,30 

IjOO  — 

1200 

60,75 

lÖOO  = 

1280 

60,25 

1700  = 

1360 

59,79 

lÖOO  = 

1440 

59,37 

HJOO  — 

1520 

38.99 

2000  = 

1600 

58.65 

2100  = 

1680 

58.35 

2200  — 

1760 

58,08 

2300  = 

1840 

57.84 

24OO  SSt 

1920 

57,63 

25OO  — 

2000 

57,45 

2600  = 

2080 

57.30 

2700  — 

2160 

57,17 

2800  — 

2240 

57,06 

2QOO  — 

2320 

56,97 

3000  = 

2400 

56,90 

■uchtung  8,1  %;  für  andere  als  Zwangsaus- 

gaben  erübrigen  also  hier  14  gegeu  6 — 9,1%  in 
Europa.  Was  die  Ausgaben  für  Wohnung 
betrifft,  so  hat  Schwabe,  auf  das  Material 
der  Berliner  Mißverhältnisse  gestützt,  das 
Engelsche  Gesetz  auch  auf  diese  ausge- 
dehnt: „Je  wohlhabender  eine  Familie  ist,  eine 
um  so  grössere  Summe,  aber  um  so  weniger 
Prozente  der  Gesamtausgaben  verwendet  sie 
durchschnittlich  auf  Wohnungsmiete'*  (sogen. 
Schwabesches  Gesetz,  I868j.  Spätere  Unter- 
suchungen , namentlich  L a s p e y r e s’  und 
Hampkes,  haben  für  Deutschland  (Hamburg 


und  Halle)  ein  Grenzeinkommen  von  ca.  30'*L‘ 
Mark  ergeben , oberhalb  dessen  erst  die  Rela- 
tivausgaben für  Wohnnngsmiete  sinken  . wo- 
gegen  jene  für  Instandhaltung  zunehmen.  Dies 
bestätigen  K.  Büch  er  s Untersuchungen  über 
die  Mietspreise  auf  Grund  der  Wohnttngs- 
enquete  in  Basel  1889  S.  206,  ferner  Laudolt, 
Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Bern  1899, 
S.  ö 77  ff.  Eine  absolute  Formel  für  die  Kon- 
sumtionsentwickelung Hisst  sieh  ans  den  bis- 
herigen Untersuchungen  nicht  entwickeln.  Aber 
das  folgende  Schema  wird  nach  Möglichkeit 
ihren  Ergebnissen  gerecht:  Bei  verhältnismässig 
steigendem  Einkommen 

1 sinkt  ständig  die  Ausgabequote 
für:  die  gesamte  Nahrung,  und  zwar  insbe- 
sondere für  pflanzliche  Nahrung. 

2.  steigt  ständigdie  Ausgabequote 
für:  Ersparnisse. 

3.  s i n k e n die  Ansgabequoten  bis  zu 
einer  gewissen  Einkommenshöhe,  n m 
sodann  gl  eich  zu  bleiben  oder  zn 
steigen  für:  Wohnung.  Heizung.  Beleuchtung; 

4.  steigen  die  Äusgabeqnoten  bis 
zn  einerge wissen  Ei n komm en sg r enze. 
um  sodann  g 1 e i e h z u b 1 e i b e n oder  zu 
sinken  für:  tierische  Nahrung,  Getränke, 
Kleidung,  geistige  und  Erholungshedürfnisse. 
Die  Einkommensgrenze,  von  welcher  an  die 
Mehrzahl  der  Einzelposten  der  Ausgaben  auf- 
oder  abschwankt,  ist  nach  Zeit  und  Ländern 
variabel.  Daher  die  Notwendigkeit,  sie  für 
jedes  Land  in  geeigneten  Zeiträumen  neu  fest- 
zustellen. 

4.  Die  Erhebung  (1er  Budgets  und 
die  Klassifikation  ihrer  Bestandteile. 

Für  die  intensive  Methode  der 
Untersuchung  der  Privatwirtschaften  liegt 
die  Hauptschwierigkeit  erstens  in  der 
Veranstaltung  der  Erhebung  selbst  Bis 
jetzt  wenigstens  spielt  bei  fast  allen  wirt- 
schaftsstatisti8chen  Erhebungen,  welche  bei 
den  Interessenten  selbst  vorgenommen  wer- 
den, das  Moment  des  persönlichen  Ver- 
trauens eine  dominierende  Rolle;  infolge 
des  Misstrauens  und  des  Mangels  an  In- 
teresse haben  deshalb  die  meisten,  durch 
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ausg^esendete  Fragebögen  veranstalteten 
Erhebungen  mit  einem  Misserfolge  geendet. 
Bei  demjenigen  Teile  der  wohlhabenden 
K lassen,  welcher  nicht  von  fixen  Bezügen 
loht,  lässt  der  Haushalt  Rückschlüsse  auf 
da»  Einkommen  ziehen,  dessen  Höhe  der 
Steuervenvaltnng  und  der  Konkurrenz  ver- 
heimlicht wird.  Die  Ausgaben  werden 
häufig  in  ihren  kleineren  Einzelposteu  nicht 
gebucht,  und  selbst  wo  dies  der  Fall  ist, 
kann  nur  eine  längere  Beobachtungsfrist 
Schlüsse  auf  den  wirklichen  Konsum  recht- 
fertigen. Bei  intelligenten,  besser  gezahlten 
Arbeitern  sind  die  Schwierigkeiten  am  ge- 
ringsten; dagegen  steigen  sie  wieder  bei 
«ler  Feststellung  der  Ausgaben  von  Hand- 
werksgehilfen, schlecht  entlohnten  Fabrik- 
at nd  Heimarbeitern  und  vollends  bei  Tage- 
löhnern ; -»pour  connaitre  eelles-ci,  il  faut, 
en  effet,  desccndre  dans  les  details  intimes 
de  la  vie  de  l’ouvrier;  s'initier  au  mvstüre 
des  privations  qu'il  s'imp«»se;  inventoner  en 
<juel«|ue  solle  son  modeste  mobilier:  lui 
uemander  «pi’il  etale  ä nos  yeux  ses  vcte- 
ments  plus  modestes  encore.  ceux  de  sa 
femme  et  «le  ses  enfants;  exiger,  en  fin, 
«jpril  mette  ä nu  sa  miscre.  On  sent  cotn- 
bien,  en  parcil  eas,  ces  aveux  peuvent  et  re 
penibles  et  Messer  son  amour-pmpre«  (Duc- 
jH*tiaux  p.  Sit).  Diese  Schwierigkeiten  zu 
überwinden,  ist  Sache  des  persönlichen 
Taktes,  der  Klugheit  und  Ausdauer  des 
Fragestellers.  Er  hat  die  Personen  ausfindig 
zu  machen,  welche  ihn  dem  Vertrauen  der 
Befragten  empfehlen,  und  darüber  zu  ent- 
scheiden. ob  für  die  Mühe  und  den  Zeitver- 
lust, die  er  den  Befragten  bereitet,  ein  Ent- 
gelt am  Platze  ist. 

Die  zweite  Schwierigkeit  betrifft  die 
Feststellung  des  typischen  Charakters 
des  Budgets.  Insoferne  dies  die  Zahl  der 
Haushaltungsmitglieder  betrifft,  geben  die 
Ergebnisse  der  Volkszählung  jeden  ge- 
wünschten Anhalt;  Massenerhebungen  über 
Arbeitslöhne  und  die  Einkommensteuer- 
Statistik  geben  für  die  Einnahmen,  Unter- 
suchungen über  Mietspreise  für  die  Woh- 
nungsatisgabeu  die  notwendigen  Fingerzeige 
über  den  Wert  des  Einzellalls.  Dagegen 
geben  für  Nahrungs-,  Kleidungs-  und  gar 
erst  für  Geistespflego  u.  s.  w.  die  Daten 
«ler  Geueralstatistik  fast,  keinerlei  Kontrolle. 
Um  so  wichtiger  wäre  es  meines  Erachtens, 
in  Hinkunft  nicht  mehr  alle  Gegenstände 
der  Konsumtion  en  bloc,  sondern  einzelne 
Posten  derselben  (z,  B.  Zucker-,  Salz-,  Spiri- 
tuosenkonsum) von  einer  grossen  Zahl  von 
Haushaltungen  zu  erheben,  wobei  von  den 
befragten  Familien  lediglich  über  die  Aus- 
gaben dieses  besonderen  Artikels  und  die 
Gesamtausgaben  Aufzeichnungen  zu  führen 
wären.  Dies  ergäbe  viel  zuverlässigere  Re- 
sultat«1, erzöge  die  Familien  langsam  zur 


Buchung  aller  übrigen  Ausgaben  und  würde 
die  Versuchung  zu  falschen  Einträgen  min- 
dern. 

Die  Erhebung  seihst  kann  entweder  in 
der  Weise  vollzogen  werden,  dass  der  Beob- 
achter sich  auf  eine  wiederholte  m ü n d - 
liehe,  ausführliche  Ausfragung  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  beschränkt.  Dieser 
Weg  ist  oft  der  einzig  mögliche  bei  Familien 
von  beschränktester  I Lebenslage  und  Bildung 
sowie  von  rein  natural  wirtschaftlicher  Lebens- 
weise. Die  Budgets  Dr.  Schnapper-Arndts 
i (Chausseearbeiterfamilie)  zeigen,  dass  auch 
bei  peinlicher  Handhabung  dieser  Methode 
1 schätzbare  Ergebnisse  erzielt  werden  können ; 
für  nicht wissens«  lmf fliehe  Zwecke  einer 
kursorischen  Erhebung  genügt  sie  vollstän- 
dig. in  den  meisten  Fällen  wird  dagegen 
für  wissenschaftliche  Zwecke  eine  min- 
destens halbjährige  (ein  Sommer-,  ein 
Wiatenjuartnl  umfassende)  schriftliche 
Aufzeichnung  erforderlich  sein.  Vom  grössten 
kulturhistorischen  Werte  sind  Budgets,  die 
einen  mehrjährigen  Zeitraum  umfassen.  So 
: die  von  E.  Hof  mann  (Archiv  f.  soz.  Ge- 
setzgeb. 1893  G.  Bd.)  und  in  Family  Bud- 
gets 1S9G  (NT.  17)  gelieferten  Fälle. 

Für  die  Art  der  Buchführung  lassen 
I sich  allgemeine  Grundsätze  für  alle  Klassen 
I nicht  aufstellen.  In  besser  gestellten  Fa- 
| milien  ist  eine  getrennte  Buchführung  von 
Mann  und  Frau  durchführbar.  Der  Mann 
I verzeichnet  in  diesem  Falle  die  Einnahmen, 
die  Wohnungs-,  Steuer-,  grössere  Yergnü- 
gungs-  und  andere  grössere  Ausgaben  der 
Familie  sowie  seinen  persönlichen  Aufwand. 
Die  Frau  führt  fast  lediglich  das  Nahrungs-, 
Wäsche-  und  das  übrige  laufende  Ausgaben- 
budget. Bei  Arbeiterbudgets  empfiehlt  es 
i sich  den  Mann  um  seine  sowie  um  die 
übrigen  Familieneinkünfte  direkt  zu  befragtu», 
der  Frau  oder  den  Kindern  die  tägliche 
Uebertragung  der  auf  einer  Schiefertafel 
. nach  jeder  Ausgabe  gemachten  Notizen  in 
! ein  Ausgabenbuch  zu  übertragen.  Dasselbe 
i besteht  am  besten  pro  Monat  aus  32  Blättern 
mit  folgenden  (Juerrubriken : 


Menge 

Name  (des 

Preis 

1 (des  gekauften  Artikels) . 

!■  ! 

Artikels) 

M.  iPf. 

Ist  eine  solche  Familie,  welche  Buch 
I führt,  ausfindig  gemacht,  so  bedürfen  ihre, 
j Aufzeichnungen  einer  genauen  Kontrolle; 
I diese  besteht  darin , dass  der  Beobachter  sich 
wenigstens  allmonatlich  einmal  von  «ler  Voll- 
ständigkeit derselben  überzeugt.  Eine  gewisse 
I innere  Kontrolle  bietet  die  Bilanz  eines  voll- 
ständigen Jahresbudgets  nur  dann , wenn 
Wochen-  oder  Mouatsbilanzen  gezogen  und  die 

I rechnerisch  gefundenen  Gehliiberschüsse  mit  dem 
wirklich  vorhandenen  Bargelde  übereinstimmend 
gefunden  werden.  Wenn  dagegen  die  Bilanz 


Handwörterbuch  «ler  Staatswisscnsi-haften.  Zweite  Auflage.  V. 
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mit  einem  Deficit  abschliesst,  muss  eine  weitere 
Nachfrage  dasselbe  ergänzen. 

Die  Schwierigkeiten  der  richtigen  Klassi- 
fizierung und  der  ziflermässigeu  Wiedergabe 
mancher  Posten  der  Familieneinnahmen  und 
-ausgaben  sind  in  manchen  Fällen  so  unüber- 
windliche, dass  eine  Wiedergabe  derselben  durch 
das  Wort  jeder  zahlenstatistischen  Manipulation 
vorzuziehen  ist.  Jedenfalls  sollen  aber  die 
Lücken,  welche  der  Beobachter  vermutet,  nicht 
rechuungsmössig  ergänzt,  sondern  bei  der  Dar- 
stellung hervorgehoben  werden. 

Die  Erhebung  selbst  zerfällt  in  die  Auf- 
nahme a)  der  biographischen  Daten  der 
Mitglieder  des  Haushaltes:  ihres  früheren  und 
gegenwärtigen  Standortes,  ihrer  Nationalität, 
ihres  Geschlechtes,  Alters,  Oivilstandes,  Schul- 
bildung, Berufes  (und  zwar  des  erlernten,  des 
früheren  und  gegenwärtigen  nach  Art  und  Dauer). 
Verwandtschafts-.  Dienst-  oder  anderweitigen 
Verhältnisses  zum  Vorstände  des  Haushaltes. 
Gesondert  davon  sind  Aftermieter  und  Schlaf- 
gänger ferner  solche  Angehörige  zu  verzeichnen, 
welche  ausserhalb  des  Haushaltes  leben,  aber 
von  ihren  Einkünften  ihren  Unterhalt  ganz  oder 
teilweise  bestreiten  oder  umgekehrt  zu  der  Er- 
haltung des  Haushaltes  beitragen. 

Zu  den  Angaben,  welche  nicht  durch  die 
beobachteten  Personen  selbst  aufgezeichnet  wer- 
den. gehört  die  Erfragung  aller  Einzelheiten 
ihrer  Erwerbsthätigkeit,  ihrer  Intensität,  ihrer 
(täglichen,  jährlichen)  Dauer.  Gefährlichkeit  und 
ihrer  Einträglichkeit  in  früheren  Jahren : der 
Arbeitslosigkeit  nach  Ursache  und  Dauer;  ferner 
des  Gesundheitszustandes,  der  Fürsorgethütig- 
keit,  der  Belastung  durch  Versicherungsbeiträge, 
der  Art  und  Kosten  von  Schule,  Vergnügungen, 
Teilnahme  am  öffentlichen  Leben  und  der  Be- 
schaffenheit der  Wohnverhältnisse.  Die  Wohn- 
und  Schlafräume  sind  zu  vermessen,  der  Kubik- 
luftranm  pro  Kopf  zu  berechnen  und  alle  jene 
Momente  (Art  des  Gebäudes.  Stockwerk.  Ver- 
wendung, Dimensionen,  Bodenfläche,  Fenster- 
zahl, Art  der  Beleuchtung  und  Beheizung. 
Zahl  der  schlafenden  Personen.  Art  der  Venti- 
lation. Kanalisation,  des  Wasserbezuges , die 
Trockenheit  etc.)  zu  berücksichtigen,  welche 
bei  der  Generalstatistik  der  Wohnungsverhält- 
nisse verlangt  werden,  und  bezüglich  welcher 
auf  die  Baseler  Wohnungsemiuete  von  Karl 
Bücher  (Basel  1891)  zu  verweisen  ist  (s.  d.  Art. 
W o hnungsfrag  e). 

b)  Die  Aufstellung  des  Inventars,  der 
Aktiven  und  Passiven.  Diese  besteht 
erstens  in  der  Beschreibung  und  Einreihung 
dieser  Posten  nach  einem  gewissen  Plane,  z.  B. 
nach  dem  von  Engel  im  „Rechmingsbnch  der 
Hausfrau“  1882  empfohlenen: 

A.  Aktiva.  I.  Liegenschaften  in  qm. 
1.  Feld,  2.  Wiese.  3.  Garten  (Weinberg!,  4.  Weide. 
5.  Wald . 6.  andere  Liegenschaften.  II.  Go- 
bä  ude:  1.  Wohngebäude.  2.  Schuppen.  Scheunen. 
Ställe,  3.  andere  Gebäude.  4.  Brunnen,  Be- 
wässerungsanlagen sowie  Bestandteile  vorbe- 
nannter Gebäude.  III.  Häusliches  Mobi- 
liar: 1.  Möbel.  2.  Spiegel.  3.  Gas-  und  andere 
befestigte  Beleuchtungskörper,  4.  Teppiche,  Vor- 
hänge, Decken,  Tischzeug,  5.  Porzellan,  Stein- 
gut, Glas  und  lackierte  Sachen.  (>.  Silberzeug, 
Goldgeräte  und  Schmncksachen . 7.  Gemälde. 


Bilderwerke,  Photographieeu.  Kupferstiche.  Nipp- 
sachen etc.,  8.  Bücher  und  Musikalien,  9.  musi- 
kalische Instrumente,  10.  Waffen,  optische  und 
andere  Instrumente.  11.  Badeeinrichtung.  12. 
Betten  und  Bettwäsche.  13.  Leibwäsche,  14. 
Kleider.  Pelzwerk  und  Putz.  15.  Schuhwerk. 
IV.  Hans h alt ungsvorräte  iukl.  Ge- 
tränke. V.  Haus-.  Kuchen-  und  Garten- 
geräte,  Werkzeuge.  Apparate  und  Ma- 
schinen. VI.  Heiz-  und  Leuchtmate- 
rial. VII.  Tiere  (lebendes  Inventar).  VIII. 
Fuhrwerk  aller  Art,  exkl.  Zugtiere. 
IX.  Bare  Kasse.  X.  Wertpapi  ere:  1.  Feste 
Zinsen  tragende,  2.  Dividenden  tragende.  XI. 
Aus8e u stände  nach  ihrem  ßonitä ts- 
wert:  1.  auf  Hypothek,  2.  Sparkassen gnthaben. 
3.  andere  Forderungen.  XU.  Lebensver- 
sieh e r u u g s po  1 i ce  n : 1.  Versicherungssumme 
auf  den  Todesfall,  2.  desgleichen  auf  den  Lebens- 
fall.  XIII.  Uebri  ge.  ob  ennichtge  nannte 
Inveut  arge  gen  ständ  e. 

B.  P a s s i v a.  I.  G r u n d b uc h - o d e r I in  - 
mobiliarschulden.  II.  Wechselschul- 
den.  III.  Andere  Darlehnsschulden. 
IV.  Fällige  Rechnungen  oder  Termin- 
zahlungen. V.  Andere  als  unter  I bis 
IV  genannte  Schulden  oder  Verpflich- 
tungen: Insbesondere:  Gelddarlehen,  Schulden 
für  Esswaren,  für  Kleider,  für  Schuh  werk. 
Pfandschulden,  rückständige  Miete.  '.Vgl. 
Landolt,  Methode  und  Technik  der  Haus- 
haltungsstatistik 8.  16 — 20.) 

Streng  genommen  gehört  nun  auch  die 
Bewertung  dieses  Inventars  zu  Beginn  und 
am  Schlüsse  der  Beobachtungsperiode  zum  Wesen 
eines  vollkommenen  Budgets.  Hierbei  ergeben 
sieb  sowohl  bei  langsam  abgenutzten  als  auch 
bei  solchen  Gegenständen,  welche  nicht  auf 
dem  Wege  des  Kaufes  in  die  Wirtschaft  ge- 
langt sind,  erhebliche  Schwierigkeiten.  Die 
theoretisch  befriedigendste,  aber  praktisch  nur 
schwer  durchführbare  Lösung  derselben  giebt 
Dr.  Schnapper- Arndt  in  seinem  Budget 
einer  Nagelschmiedfamilie  (..Fünf  Dorfgemeinde« 
im  Taunus“,  1883,  Anlage  8,  S.  273  ff  ).  Es 
wird  von  ihm  zuerst  der  Wert  der  Hausgeräte 
zur  Zeit  der  Anschaffung,  dann  die  wahrschein- 
liche Dauer  jedes  Objektes  geschätzt.  Nach 
dieser  letzteren  richtet  sieh  die  Abnutzungs- 
quote: ist  die  wahrscheinliche  Abnutzung  un- 
absehbar (sog.  „ewige  Dauer“),  so  ist  eine  Ab- 
nntzungsnote  von  2—4%  ins  Ausgabenbudget 
eingestellt.  Jede  rechnerische  Behandlung  muss 
liier  nun,  wie  Schnapper  selbst  bemerkt,  mit 
der  Fiktion  einer  gleicbmilssig  fortschreitenden 
Abnutzung  sich  begnügen,  während  doch  das 
Budget  mir  die  wirk  Honen  wirtschaftlichen 
Manifestationen  des  Haushaltes  darstellen  soll. 
Viele  Budgets  (so  die  amerikanischen)  enthalten 
sich  daher  entweder  gänzlich  der  Inventari- 
sierung oder  fügen  den  Einnahme-  und  Ans- 
gabenbudgets  einfach  ein  Verzeichnis  der  Vor- 
gefundenen Gegenstände  iMöbel.  Bettzeug-  und 
-wäsclie,  Kleider  des  Mannes,  der  Frau,  der 
Kinder,  Wäsche  derselben.  Schmuck,  diverses 
Mobiliar.  Küchengeräte.  Werkzeuge,  Holz-  und 
Kohlenvorräte  etc.)  hinzu,  wie  es  z.  B.  in  den 
„Frankfurter  Arbeiterbudgets“  >18901  geschehen 
ist.  Andere  setzen,  wie  Landolt.  kurzweg  den 
Verkaufswert,  der  von  dem  unter  den  herrschen- 
den Verhältnissen  zu  erwartenden  Käufer  iz.  B. 
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dem  Trödler)  zu  erlangen  wäre,  hier  ein  und  I ihren  Unterhalt  bezieht,  zu  den  Familien  mit 
beschreiben  Stück  für  Stück  den  Zustand  der  gemischtem  Kapitals-  und  Arbeitseinkommen 
Inventarstücke  zur  Zeit  des  Erwerbes  (neu.  I und  schliesslich  zu  solchen  Haushaltungen  ver- 
gebraucht) , die  Art  ihres  Erwerbes  (ererbt,  folgen,  wo  der  Arbeitslohn  des  Familienhauptes 
selbst  erzeugt,  geschenkt,  ersteigert,  an  Zah-  nicht  mehr  ausreicht,  „um  sich  zu  erhalten  und 
lungsstatt  übernommen  etc.),  ihre  Besitzdauer  die  Kasse  der  Arbeiter  fortzupfianzen“.  sondern 
und  ihre  Reparatn rk osten . Jedenfalls  muss  der  i wo  Frau  und  arbeitsfähige  Kinder  oft  den  iiher- 
Natnral-  und  Barvorrat,  der  zu  Beginn  i wiegenden  Prozentsatz  der  Einnahmen  er- 
der  Untersuchung  vorhanden  war,  inventarisiert  \ arbeiten  müssen.  Dies  ist  namentlich  in  den 
und  zu  den  möglichen  Ausgabequellen  der  Budgets  der  kontinentalen  Textil-  und  eines 
Familie  geschlagen  werden.  grossen  Teiles  der  ländlichen  Arbeiterbevölke- 

c)  Das  Einnahmebudget.  Ohne  eine  rung  beobachtet  worden.  Das  reichste  Be- 
erschöpfendc  Klassifikation  der  Einnahmen  zu  obachtungsmaterial  enthält  in  dieser  Hinsicht 
bieten,  ist  für  die  Einteilung  der  Hilfsquellen  der  VI.  Annual  Report  of  the  Commissioners 
der  Familie  das  folgende  Schema , das  nach  I of  Labor  1891  (bes.  S.  1364  und  1376),  wo  die 
Engels  „ Rechnungsbuch “ nur  wenig  verändert  j Einkommensquellen  von  3260  Arbeiterfamilien 
wiedergegeben  wird,  anwendbar  i Engels.  10,  11 1:  der  Kohlen-  und  Ei-cnindustrie,  soweit  sie 

I.  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  a)  aus  Arbeit  des  Mannes  allein,  b)  des  Mannes, 
und  Baulichkeiten:  1. Pachterträge, 2.Miets-  der  Frau  und  der  Kinder,  c)  Arbeit  des  Mannes 
ertrüge.  3.  Erträge  ans  dinglichen  Rechten,  und  anderem  Vermögen  und  d)  Arbeit  des 

4.  Geldwert  der  Naturalbeträge  ans  Feld.  Wald.  Mannes,  der  Frau,  der  Kinder  und  anderem 

Garten.  Weinberg.  Wiese  etc.  II.  Ein  kommen  Vermögen  bestehen,  dargestellt  sind.  Zieht 
aus  beweglichem  Besitz:  1.  Zinsen  von  j man  ai  und  c)  einerseits  (1.),  b)  und  c)  anderer- 
h ypothekarischen  Aussenständen,  2.  Zinsen  vou  seits  (2.)  zusammen , so  erhält  man  folgendes 
Staats-  und  anderen  feste  Zinsen  tragenden  Resultat,  das  hier  prozentuell  wiedergegeben 
Wertpapieren,  3.  Dividenden  von  Aktien.  Aus-  wird:  Von  2490  in  Amerika  ansässigen  Familien 
beute  von  Kuxen.  III.  Einkommen  aus  Er-  arbeitet  der  Mann  in  8 1 ,89 ,J 0 der  beobachteten 
werbsunternehmnngen:  Geschäftsgewinn  Fälle  allein,  von  770  europäischen  Familien  des 
aus  land-,  forstwirtschaftlichen,  bergmännischen,  gleichen  Berufes  nur  in  61,69%  der  Fälle.  Es 
gewerblichen.  Handels-,  Verkehrs-  und  Ver-  schliessen  von  den  amerikanischen  Fällen  60,1% 
Sicherungsunternehmungen,  ausser  II,  3.  IV.  ohne  Deficit  oder  mit  Ueberschuss ; in  11.7% 
Eiu kommen  aus  Arbeit:  1.  Gehalt.  Gage,  dieser  Fälle  sind  zugleich  Mann,  Frau  und 
Traktament,  Salair,  Tantieme,  Honorar,  2.  Dienst-  Kinder  erwerbstätig.  Dagegen  schliessen  in 
emolumentc  (in  Geld  veranschlagt).  3.  Alters-,  den  770  europäischen  Fällen  wohl  78,3%  mit 
Invaliden-,  Waiseupensiouen  oder  Erziehungs-  j einem  Uebcrschusse  (oder  ohne  Deficit)  ab;  aber 
gelder,  4.  Vorschüsse  für  künftige  Arbeit.  V.  um  dieses  günstige  Resultat  zu  erzielen,  muss 
Andere  Einkommensquellen:  1.  Zn-  in  31.6%  der  deficitloseu  Fälle  neben  dem 
schüsse  oder  Beihilfen  von  Eltern  oder  Ver-  Manne  die  übrige  Familie  zu  den  Einnahmen 
wandten,  2.  Stiftungsunterstütznngen.  3.  andere  i beitragen.  Während  so  der  reine  Einnahmen- 
private und  öffentliche  Unterstützungen.  4.  Zu-  kalkül  die  Notwendigkeit  der  Teilnahme  von 
fällige  Einnahmen  (Spiel-,  Lotterie-.  Börsen-  Arbeiterfrauen  und  -Kindern  am  Erwerbsleben 
gewinn  etc.),  5.  Anlehen,  6.  sonstige  Einnahmen,  fordert , weist  wieder  das  Ausgabebudget  in 
VI.  Einnahmen  zur  Verrechnung.  1.  solchen  Fällen,  welche  der  Arbeiterfrau  die  Be- 
Wirtschaftsgeld,  2.  andere  Einnahmen  zur  Ver-  sorgung  des  Haushaltes  unmöglich  machen,  die 
rechnung.  Verteuerung  und  Verschlechterung  der  Lebens- 

Bei  Arbeiterbndgcts  bildet  das  Einkommen  führung  durch  den  ausser  Hause  gemachten 
der  Familienmitglieder  das  Principale ; daran  Aufwand  auf.  Durch  die  Einnahme  aus  der 
reihen  sich  die  landwirtschaftlichen  Einnahmen  Haltung  von  Schlaf-  und  Kostgängern  wird 
und  Nutzungen,  an  diese  wieder  die  Einkünfte  dieses  Dilemma  nicht  immer  zum  Vorteile 
aus  Nebenberufen,  Kost-,  Schlafgeldern,  Unter-  des  Familienlebens  gelöst.  Die  Höhe  des  Ar- 
stützungen  etc.  Was  wieder  als  Arbeitsein-  heitslohnes,  die  physischen  Ansprüche  der 
kommen  zu  gelten  habe,  kann  weiter  oder  enger  Arbeit,  die  Verbote  der  Frauenarbeit  durch 
aufgefasst  werden.  Persönliche  Arbeiten  inner-  die  Gesetzgebung  erhöhen  die  Einkommens- 
halb und  für  Zwecke  des  Haushaltes  (die  Arbeit  j quote  des  Mannes;  nur  in  Gewerben,  in  welchen 
des  Holzsammelns,  -Zerkleinerns,  der  Wäsche-  sie  über  Dreiviertel  der  Lohneinnahmen  der 
reinigungi  soll  in  das  Budget  überhaupt  nicht  Familie  beträgt . kann  von  normalen  Verhalt- 
eingestellt,  sondern  in  der  Arbeitsbeschreibung  nissen  die  Rede  sein.  Dies  ist  z.  B.  nach  der 
hervorgehoben  werden.  Die  Zahl  der  Dienst-  belgischen  Enquete  von  1891  am  stärksten  im 
boten  und  die  Ausgaben  für  dieselben  bieten  Kunstgewerbe  und  Maschinenbau,  am  wenigsten 
bei  Vergleichungen  verschiedener  Budgets  ge-  in  der  Textilindustrie  und  Konfektion  der  Fall 
nügende  Anhaltspunkte,  um  den  Wert  der  (s.  E.  Engel , Die  Lehenskosten  belg.  Arbeiter- 
häuslichen  Arbeit  in  dienstboteulosen  Haus-  familien  8.  99). 

haltungen  abzuschätzen  (vgl.  G ruber,  Die  d)  Das  A nsgahenhudget.  Nachdem 
Haushaltung  der  arbeitenden  Klassen,  1887, 1 Zweck  und  der  Dringlichkeit  des  Bedarfes  für 

5.  118.  119).  mittlere  Einkommen  lassen  sich  die  Ausgabe- 

Bei  der  Begründung  des  Haushaltes  ist  die  I pusten  in  folgender  Weise  ordnen: 

Höhe  der  voraussichtlichen  Ausgaben  muss- : I.  Ausgaben  für  Nahrung  (Essen  und 

gehend  für  die  Art  der  Beschaffung  der  Ein-  Trinken):  1.  Getreide.  Mehl  und  MUhlenfabri- 
nalimen.  Es  lässt  sich  auch  hier  ein  allmählicher  kate.  2.  Brot  und  Backwaren  aller  Art,  3.  Kar- 
Uebergang  von  der  Klasse,  die  lediglieh  von  toffcln.  4.  frisches,  getrocknetes  und  einge- 
Kapitalsanlagen  in  fremdeu  Unternehmungen  machte»  Obst.  Südfrüchte.  5.  frische,  trockene 

21* 


324 


Konsumtion  (Konsumtionshudgot) 


und  eingemachte  Gemüse,  6.  Fleischwaren  (regu- 
läres. minderwertiges,  Hackfleisch.  Wurst.  Ge- 
flügel, Fische,  Schinken  etc.),  7.  Eier,  8.  Milch, 
y.  Milch  waren  (Butter,  Käse  etc.),  10.  Fette 
exkl.  Hutter  (Schweinefett,  Unschlitt  etc.).  11. 
Salz.  12.  Zucker  (Sirup,  Honig),  13.  Gewürze 
(Pfeiler,  Senf.  Safran),  14.  Geuussmittel  (Tbee. 
Kaffee,  Ciehorie,  Kakao  etc.),  15.  Getränke 
(Bier,  Wein,  Branntwein.  Likör,  Mineralwasser), 
16.  Ausgalten  fiir  Erhaltung  und  Gewinnung 
der  zn  Nahnmgszwccken  selbstgezogenen  Ar- 
tikel. II.  Ausgaben  fiir  Kleidung  a)  des 
Mannes,  b)  der  Frau,  c)  der  Kinder  etc.  In 
jeder  Rubrik:  1.  Oberkleider,  2.  Leibwäsche, 
3.  Schuh  werk.  4.  Kopfbedeckung.  5.  Hand- 
schuhe. 6.  Kleidungsschmuck.  Halsbinden,  Putz. 
7.  Kleidungsbestandteile  (Schirme,  Stöcke  etc.). 
III.  Ausgaben  für  Wohnung:  1.  Woh- 
nungsmiete (in  bar  sowie  im  Werte  der  für 
die  Ueberlassung  geleisteten  Dienste,  Nutzungs- 
wert bei  Besitz  des  eigenen  Hauses),  2.  Re- 
paratur-, Reiuigungs-,  Instandhaltungs-  und 
Umzugskosten,  3.  Möbel,  a)  Anschaffung,  l>  Re- 
paraturen, 4.  Bettwäsche,  5.  Küchen-  und  Haus- 
geräte, H.  sonstige  Einrichtungsstücke  und  Luxus- 
gegenstände.  IV.  Ausgaben  für  Heizung 
und  Beleuchtung:  1.  für  die  Einrichtung 
der  betreffenden  Vorrichtungen  (Kamine,  Oefeu. 
Beleuchtungskörper),  2.  für  die  Brenn-  und 
Leuchtstoffe  (Holz.  Torf.  Kohlen,  Koks,  Petro- 
leum, Oel.  Spiritus,  Kerzen,  Lichte,  Dochte, 
Zündhölzchen  etc.).  V.  F'ür  Gesundheits- 
pflege: 1.  für  Bäder  und  Körperpflege,  2. 
Wasserleitung.  3.  Ausgaben  für  Aerzte.  Wärter, 
Heilmittel.  Spital,  Badekuren.  VI.  Reini- 
gung: 1.  für  Reinignngsmaterial  (Seife,  Soda), 
2.  für  Waschlolm,  Kleiderreinigung  etc.  VII. 
Geistes  pflege,  Erziehung,  Unter- 
richt, geistigen  Verkehr:  1.  Schul-, 
Stunden-,  Pension«-  und  Lehrgelder,  2.  Zeitungen. 
Bücher,  Musikalien.  3.  Beiträge  zu  wissenschaft- 
lichen. künstlerischen.  Bildungs-  etc.  Vereinen. 

VIII.  Seelsorge.  Gottesdienst:  1.  Aus- 
gaben für  Prediger.  Küster.  Kollekten,  2.  Kirchen- 
steuern. 3.  religiöse  Stiftungen  und  Vereine. 

IX.  Für  Rechtsschutz  und  Sicherheit: 
1.  Notariats-,  Rechtsanwalts-,  Gerichtsgebühren, 
Prozesskosten.  2.  für  Einquartierung,  3.  andere 
Ausgaben.  X.  Vorsorge  und  Fürsorge: 
1.  Beiträge  für  Kranken-  und  Unfallvcrsiche- 


! rnng,  2.  Fener-,  Hagel-,  Transportversicherung, 
3.  Lebensversicherung.  4.  Beiträge  zu  Witwen-. 
Waisen-  und  Invalidenkassen,  5.  Einlagen  in 
j Sparkassen.  (>.  andere  Versicherungen.  XI.  Er- 
holung, Erquickung,  Vergnügen. 
Reisen:  1.  Tabak,  Cigarren,  Pfeifen,  2.  musi- 
kalische, Theater-  und  Tanznnterhaltnngen, 
3.  Reisen.  Ausflüge,  4.  Lotterie,  5.  Kunstgegen- 
stände, <5.  für  gesellige  Vereine,  7.  für  Zier- 
gärten. 8.  Sport.  XII.  Hilfeleistung  im 
Haushalte:  Lohn.  Kostgelder,  Weihnacbts- 
nnd  andere  Geschenke  an  Dienstboten  und  Aus- 
hilfspersonen. XIII.  Allgemeine  und  un- 
bestimmte Ausgaben:  1.  Fahrgelder,  2. 
Briefporto,  3.  Inserate.  4 Trinkgelder.  5.  Al- 
mosen. Unterstützungen.  Wohlthätigkeit.  XIV. 
Ausgaben  für  öffentliche  Zwecke: 
1.  Direkte  Staatsabgaben,  Provinzial-,  Kreis-, 
Gemeinde-,  Kriegs-,  Kirchenabgaben . 2.  poli- 
tische Vereine,  Organisation,  Auslagen  für  die 
Erfüllung  staatsbürgerlicher  Pflichten. 

Die  Ausgaben  werden  entweder  aus  den 
zu  Beginn  der  Beobachtung  vorhandenen  Na- 
tural- oder  aus  Barvorräten  oder  aus  den  im 
Laufe  der  Beobacht ungsperiode  hinzukommen- 
den Natural-  oder  Bareinnahmen  oder  ans  beiden 
(Quellen  bestritten.  Ein  Teil  dieser  Ausgaben 
besteht  endlich  aus  Gebrauchsgütem,  welche 
aus  der  vorigen  in  die  nächste  Periode  reichen 
und  nur  mit  einer  Quote  ihres  Wertes  in  der 
Beobachtungsperiode  verbraucht  werden.  Für 
den  Wertansatz  dieser  verschiedenen  Ausgaben 
kann  eine  allgemeine  Regel  nicht  gegeben  wer- 
den. Am  einfachsten  stellt  sich  dieselbe  hei 
städtischen  Familien,  deren  Budget  aus  Bar- 
einnahmen und  -Ausgaben  besteht.  Die  Quote 
der  Abnutzung  der  Gebrauchsgüter  wird  hier 
im  Budget  am  besten  vernachlässigt  und  nur 
soweit  sie  sich  als  Geldausgabe  (Reparatur, 
Flickarbeit)  fühlbar  macht,  berücksichtigt. 
Anders  hei  ländlichen  Familien.  Hier  ist  die 
Bewertung  nach  dem  Nutzwerte  unmöglich ; 
der  Marktwert  ist  bei  vielen  Artikeln  die  einzig 
verwendbare  Grösse.  Das  Muster  minutiöser 
Scheidung  zwischen  .lahreswertkonsum  von 
Natural-  und  Bareinnahmen,  welches  aber  für 
weitgehendere  Erhebungen  schwerlich  genau  zu 
befolgen  wäre,  giebt  Scnnappcr-Arndt  in  seinen 
„Fünf  Dorfgemeinden"  S.  2 <U: 


Bezeich- 
nung der 
Artikel 

....  ! In  natura  i Geldausgaben 

Abnutzung  , J 

In  natura  be- 
zogene und  auf 
das  Inventar 
des  folgenden 
Jahres  sich  über- 
tragende Werte 

1 . I1C  HIHI 

, lUt.  r,u  lim  Laufe  des-  Gegen  bar  bezogene,  und 

JSÄJwlben  Jahres 

' Jahr»  konsumierte  im  Laufe  des  Jahres,  auf  das  Inventar 

, am>  ) Werte  konsumierte  Werte  des  folgenden 

! Jahres  sich  iiber- 

J ah  res  wert  k on  sn  in  | tragende  Werte 

I j 11  HI 

IV 

V 

M.  Pf.  M.  Pf.  ! M.  Pf. 

M.  Pf. 

M.  Pf. 

In  die  Kolonne  I wäre  in  der  auf  S.  322  8p.  2 1 lnüae.  selbstgebackcnes  Brot,  Milch  von  der 
bei  der  Bewertung  des  Inventars  besprochenen  | eigenen  Kuh.  Ziege  etc.;  in  Kolonne  III  alle 
Weise  die  Abnutzungsquote  des  überkommenen  gekauften  und  in  demselben  Jahre  verbrauchten 
Mobiliars,  der  Kleider  etc.  einzustellen:  in  Kolonne  Gegenstände;  diejenigen,  welche  den  Jahres- 
II  selbstgebaute  nnd  verbrauchte  Kartoffeln,  Ge-  verbrauch  zum  Teil  überdauern,  sind  mit  diesem 
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Teilbeträge  in  Kolonne  IV  einzusetzen.  Das- 
selbe gilt  von  den  selbstgebauten,  selbstge- 
sponnenen, geschenkten  etc.  Gegenständen  in 
Kolonne  V,  deren  konsumierte  Wertbeträge  in 
Kolonne  11  fallen.  Daher  bilden  I + II  -j-  III 
den  Jahres  wer  tkonsmu,  IV  und  V einen  Ueber- 
trag  für  das  Budget  des  künftigen  Jahres. 

Diese  Methode  vermeidet  den  Fehlgriff,  der 
von  Le  Play  begangen  worden  war.  bei  der 
Bewertung  der  in  natura  bezogenen  Gegen- 
stände dieselben  mit  dem  gleichen  Betrage  ein- 
mal im  Conto  der  Natural-,  das  andere  Mal  in 
dem  der  Geldausgaben  bezw.  -einnahmen  einzu- 
stellen Denn  diese  buchhalterisch  ganz  korrekte 
Operation  lässt  die  Geldeiunahmen  höher  er- 
scheinen, als  es  den  Thatsachen  entspricht. 

5.  Die  Verarbeitung.  Konsuintionseiu- 
heiten.  Physiologische  Xahrungsbilunzen. 
Die  Verarbeitung  der  durch  die  Er- 
hebung gewonnenen  Daten  geschieht  teils 
in  beschreibender,  teils  in  zahleufitatistiseher 
Form.  In  der  ersteren  lassen  sich  die  sub- 
jektiven Eindrücke  des  Beobachters  sowie 
die  nicht  anders  wiederzngobenden  Eigen- 
tümlichkeiten des  Einzel  Haushaltes  aus- 
d rücken;  die  statistische  Darstellungsweise 


ermöglicht,  ein  der  Willkür  des  Beobachters 
entrückteres  Massurteil  über  die  Haushalts- 
führung zu  fällen  und  vor  allem  Vergleiche 
mit  anderen  Budgets  anzustellen. 

Die  Personenbeschreibung  ist  bis- 
her zumeist  in  deskriptiver  Form  zur  Ver- 
arbeitung gelangt.  Würde  ein  Budget  etwa 
10  Jahre  hindurch  fortgeführt,  so  Hesse  sich 
der  Einfluss  der  Veränderungen  im  Civil- 
stande  auf  den  Haushalt  auch  statistisch 
feststellen,  wie  dies  in  beiläufiger  Weise  in 
dem  durch  30  Jahre  geführten  Budget  eines 
englischen  Möbeltischlers  (John  Burnett, 
Labour  Statistics  S.  40  ff.)  zu  verfolgen  Ist. 
Die  Bewegung  im  Stande  einer  Familie 
romagnolischer  Halbpächter  im  Ravenna- 
tischeu  durch  30  Ja  luv  ist  graphisch  von 
s der  Gräfin  Pasolini  (l'na  famiglia  di 
mezzadri  Romagnoli.  Bologna  1891)  veran- 
schaulicht worden.  Tabellarische  Dar- 
stellungen dieses  deinograpliischen  Teiles 
sind  vom  arWitsstatistisehen  Buudcsbureau 
der  Vereinigten  Staaten  in  folgender  Form 
geliefert  worden : 


I.  Beschreibung  der  Familie. 


Beruf  oder  Beschäftigung  der  Familienglieder 

Ort 

Natio- 

nalität 

der 

die  Frau  die  Kinder 

Micts- 
wohuer  und 

Summe 

der 

Mann 

zu  iu  der  iu  der  in  der  zu 

Hanse  Arbeit  Arbeit  Schule  Hause 

uuhek. 

Aufent- 

haltes 

andere 

Personen 

II.  Alter  und  Geschlecht. 


Alter 

Die  Kinder 

Andere  und 
solche  unbekanu- 

erstes 

zweites  drittes 

viertes 

des  der 

Mannes  Frau 

Aiter 

r schlecht 

Alter  schlecht  A1,er  schlecht 

, Ge- 
Aher  schlecht 

etc. 

ten  Alters  und 
Geschlechtes 

Die  Darstellung  der  übrigen  rein  bio- 
graphischen Elemente,  wie  der  Geschichte  der 
Familie,  der  Erziehung  und  Schicksale  ihrer 
Mitglieder,  ihres  Aussehens  und  Gesundheits- 
zustandes. der  Besonderheiten  ihres  Besitz- 
standes, ihrer  Erwerbsthätigkeit,  ihrer  Ver- 
gnügungen, ihrer  geistigen,  politischen  und 
sonstigen  Haltung  lässt  sich  nur  in  deskriptiver 
Weise  wiedergeben.  In  derselben  Form  lässt 
sich,  im  Zusammenhalte  mit  dem  Wirtschafts- 
kalkül, eiu  Schlussurteil  über  ihre  Aussichten 
fällen. 

Tabellarisch  lässt  sich  dagegen  das  Inven- 
tar und  der  Besitzstand  nach  der  früher  ange- 
führten Klassifikation  darstellen.  Die  Jalires- 
einnahmen  sind  nach  Einkommensgattungen  und 
nach  Einkommensträgern  gesondert  zu  ver- 
zeichnen ; womöglich  ist  der  Anteil  einer  jeden 
Einkommensgattung  sowie  jedes  Hanshaltuugs- 
initgliedes  an  dem  Gesamteinkommen  prozentuell 
festzustelleu.  Die  Einnahmequelle  der  Arbeit 
lässt  eine  weitere  Specialisierung  in  Arbeit  im 


Hauptberuf  und  im  Nebengewerbe  und  die 
erstere  wieder  nach  verschiedenen  Lohnsätzen, 
nach  regulärer  und  nach  U Überstundenarbeit  zu. 
Von  dem  Bruttobeträge  der  Einnahmen  sind 
sodann  die  zu  ihrer  Aufbringung  nötigen  Kosten 
in  Abzug  zu  bringen  und  das  Nettoeinkommen 
zu  berechnen. 

Die  Verarbeitung  der  Ausgaben  besteht  vor- 
erst in  der  Ausscheidung  derjenigen  Posten, 
welche  lediglicli  die  Kosten  der  Einnabme- 
thütigkeit  der  erwerbenden  Mitglieder  betreffen, 
z.  B.  des  Saatgetreides,  der  Auslagen  für  Werk- 
zeuge, Gehaltsqnittung  und  dergleichen . und 
von  den  Bruttoeinnahmen  abzuziehen  waren. 
Sodann  ist  eine  chronologische,  Wochen-  oder 
monatsweise  Uehersicht  der  Ausgaben  für  jeden 
Artikel  mit  Angabe  des  Einheitspreises  und 
| der  verbrauchten  Quanta  zu  bilden : die  Jahres- 
sttmiuen  der  zu  einer  Gruppe  von  Bedarfs- 
mitteln gehörigen  Ausgaben  sind  endlich  in 
absoluter  Zald  sowie  prozentuell  in  ihrem  Ver- 
hältnis zu  deu  Gesamtausgaben  darzustellen. 
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Kmliicii  sind  die  Bilanzen  zu  ziehen:  der  Unter- 
schied zwischen  den  verfügbaren  Mitteln  des 
uni  die  ursprünglich  vorhandenen  Verbranehs- 
gegonstände  und  Barvorräte  vermehrten  Ein- 
nahmebudgets und  dem  Ansgabebndgct  ergicbt 
einen  Uebersehuss  oder  ein  i>elieit.  das  beson- 
ders  nachgewiesen  werden  muss. 

Konsumt  io  »sein hei  t eil.  Die  ein- 
zelnen Haushaltungen  eines  Landes  stellen 
Verbrauehsgemeinseliaften  dar,  die  in  Bezug 
auf  Zahl,  Alter,  Geschlecht  ihrer  Mitglieder 
wesentliche  Abweichungen  unter  einander 
aufweisen.  Die  Ergebnisse  der  Haushaltungs- 
budgets  sind  daher  nicht  ohne  weiteres  ver- 
gleichbar: es  liedarf  eines  gemeinsamen  Nen- 
ners, einer  Reduktionsziffer,  um  einen  einheit- 
lichen Ausdruck  für  die  Verbrauchsstärke  der 
Familien  jeder  sozialen  Schicht  zu  erhalten. 

Das  früher  übliche  und  roheste  Verfahren, 
um  zu  einer  solchen  Konsumtionseinheit 
der  Familie  zu  gelangen,  bestand  darin,  dass 
der  Verbrauch  zweier  Kinder  dem  eines  Er- 
wachsenen gleichgestellt  wnrde.  Dieses  Ver- 
fahren wird  nicht  mehr  angewendet.  Strengeren 


Anforderungen  genügen  auch  nicht  die  vom 
Arbeitsamt  der  Vereinigten  Staaten  ange- 
wandten Rednktionszifferu  des  Verbrauches; 
diese  sind : für  den  Mann  = 100,  die  Frau  = 90 
(nach  Galten  wäre  das  richtige  Verhältnis  13 : 12, 
also  für  die  Frau  92,3!),  Kinder  von  11 — 14 
(einsrhl.)  Jahren  = 5)0,  von  7-  -10  Jahren  =75, 
von  4 — 6 Jahren  = 40,  und  von  1—3  Jahren 
= 15  Einheiten.  Die  Schwierigkeit,  auf  rein 
empirischem  Wege  die  Konsnmeinheit  jedes 
einzelnen  Familienmitgliedes  zu  bestimmen,  ist 
eine  so  handgreifliche,  dass  es  notwendig  schien, 
aus  physiologisch  und  anthropometriseh  festzu- 
stellenden  Merkmalen  dieselbe  indirekt  zu  be- 
stimmen. Diesen  Weg  hat  E.  Engel  einge- 
schlagen. Die  Gewichtszunahme  des  Menschen 
pro  (’entimeter  des  Längenwachstums  bildet 
die  Grundlage  seiner  Konsümtionseinheiten.  Sie 
beträgt  für  den  Neugeborenen  1.00  und  steigt 
bis  zmu  Ende  der  Wachstumsperiode  um  jähr- 
lich 0.1,  beträgt  also  vom  25.  Altersjahre  au 
für  Männer  3,5,  für  Frauen  vom  20.  Jahre  an 
3,0.  Die  Summe  dieser  Konsümtionseinheiten, 
welche  eine  Person  darstellt , ^gleicht  den 
, Aktiven,  zu  welchen  sich  in  bestimmten  Zeit- 
räumen die  Jahresverbrauchswerte  verdichteten-. 


Es  bedeutet  somit  eine  Person  jedes  Alters  in  Verbrauchseinheiten: 

Im  Altersjahre:  o i 2 3 4 5 6 7 8 9 io  11  12  13  14  15  16  17  18  19 

Verbrauchseinh. : 1 i,t  1,2  1,3  1.4  i,5  i,6  1,7  1,8  1,9  2.0  2,1  2,2  2,3  2,4  2,5  2,6  2,7  2,8  2.9 

Im  Altersjahre:  20  21  22  23  24  25 

Verbrauchseinh.:  3,0  3.1  (3,0 weibl.)  3,2 (3,0 weibl.)  3,3 (3,oweibl.)  3,4 (3,0 weibl.)  3,5 (3,oweibl.) 


Eine  Familie , bestehend  nus  Vater  (über ' 
25  Jahre  alt),  Mutter  (über  20  Jahre),  4 Kinderu 
von  10,  H,  (>,  4 Jahren  ist  gleich  3.5  -f-  3,0  -J- 
2,0  -f-  1,3  -j-  l,(i  -f-  1,4  = 13.3  Einheiten.  Die 
Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  (1895)  stellt 
in  dieser  Reduktion  rund  135,3  Millionen  Ein- 
heiten dar.  Eine  solche  Einheit  schlug  Engel  zu 
Ehren  Quetelets  vor,  fortan  „e  i n Q n e t-  zu  nennen 
(Lebeuskosten  belg.  Arbeiter  S.  8).  Es  lassen  sich 
somit  die  Gesamtausgaben  von  Familien  verschie- 
dener Zusammensetzung  auf  die  Ausgabe  pro  Kon- 
sumtionseinheit reduzieren;  für  199  belgische 
Familien  berechnet  E.  Engel  (a.  a.  0.  S.  5(>)  sie 
auf  105  Francs  — 54  Mark  pro  Quet.  Diesen 
niedrigsten  Existenzbetrag  schlägt  er  vor  die 
Grenz ziffer  zu  nennen.  Von  diesem  Null- 
punkt aus  lässt  sich  zeitlich  und  international 
die  Familienverbrauchsstärke  und  zwar  sowohl 
in  ihrer  Gesamtheit  als  iu  Bezug  auf  die  Kosten 
jedes  Ausgabepostens  bemessen. 

Physiologische  N a h r u n g s b i 1 a n - 
zeit.  Um  die  (Qualität  und  die  Kosten  der 
Ernährung,  des  wichtigsten  Ausgabepostens 
zu  beurteilen,  werden  auch  die  einzelnen 
Speisen,  Genussniittel  und  Getränke  auf  Er- 
nährungseinheiten, diese  auf  ihre  Kosten 
für  den  Haushalt  und  schliesslich  diese 
auf  die  Kosten  pro  Verbrauchseinheit 
der  Familie  (pro  Quet)  umgerechnet. 


Iu  Bezug  auf  die  Art  der  N’ahrungsstoffe  unter- 
scheidet die  moderne  physiologische  Chemie 

1.  solche,  die  zugleich  als  Kraftquelle  und  als 
Ersatzmittel  für  verlorene  Körperbestandteile 
dienen.  Dahin  gehören  die  Eiweissstoffe,  die 
Fette;  die  ersteren  sind  die  unentbehrlichen 
Bestandteile  der  Zellsubstanz  sowohl  der  vege- 
tabilischen wie  der  pflanzlichen  Nahrungsmittel ; 
die  Fette  sind  die  ergiebigste  Wärmequelle. 

2.  Nahrungsstoffe,  die  nur  als  Kraftquelle  dienen ; 
dahin  gehören  die  Kohlehydrate,  die  Leimstoffe, 
der  Sauerstoff:  die  ersteren  scheinen  vor  allem 
dem  Muskel  als  Kraftquelle  zu  dienen;  3.  solche, 
die  uns  nur  als  Ersatzmittel  für  verlorene 
Körperbestandteile,  nicht  aber  als  Kraftquelle 
dienen;  dahin  gehört  das  Wasser  und  die  an- 
organischen Salze  (G.  von  Bunge,  Lehrbuch 
der  physiolog.  und  patholog.  Chemie,  4.  Aufl. 
1898  3.  50  ff.).  Da  nun  erfahrungsgemäss  die 
Fette  und  Kohlehydrate  nur  bis  zu  einer  ge- 
wissen Grenze  die  Eiweisskörper  zu  ersetzen 
vermögen,  während  sie  selbst  sowohl  unter 
einander  als  durch  das  Eiweiss  vertretbar  siud, 
wird  der  Eiweissgelialt  der  aufgenommenen 
Nahrungsstoffe  den  Hauptanhaltspunkt  für  die 
Nahruugsbilanzen  zu  bilden  haben.  Als  Mini- 
mum der  Zufuhr  jedes  dieser  Bestandteile  (als 
Sollnahrung  oder  Kostmass)  wird  betrachtet 
in  Grammen  eine  Menge  von: 


1.  für  erwachsene  70  kg  schwere  Arbeiter  bei 

Eiweiss 

Fett 

Kohlehydrate 

R u h e oder  leichter  Arbeit 

100 

56 

400—450 

2.  hei  massiger  (8 ständiger)  Arbeit  . . . 

118 

56 

500 

desgl.  für  die  Arbeiterfrau 

90 

40 

400 

3.  bei  angestrengter  Arbeit 

MS 

IOO 

500 
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Für  alte  Männer  werden  von  C.  v.  V o i t an 
Eiweiss,  Fett  und  Kohlehydraten  je  100,  68, 
350.  alte  Frauen  je  80,  50.  260,  für  Kinder  vou 
6 — 15  Jahren  je  70 — 80,  37 — 50,  250—400  und 
bis  1 1 ..  Jahren  je  20—36,  30 — 45.  60— SK)  Gramm 
als  Kostmass  angesehen.  Obwohl  im  einzelnen 
die  Anschauungen  über  das  Kostmass  aus- 
einandergehen vgl.  z.  B.  J.  M n n k . Einzel- 
ernährnng  und  Massenernährung,  im  Wevlschen 
Handbuch  der  Hygieine  III,  S.  84  ff..  R u b n e r , 
Lehrbuch  der  Hygieine,  S.  471),  so  gilt 
doch  allgemein  100  Gramm  Eiweiss  als  unterste 
Grenze  dauernder  Erhaltung  der  Arbeitsfähig- 
keit. In  Wirklichkeit  bewegen  sich  die  Eiweiss- 
zufuhren der  Kost  einiger  Arbeiterkategorieen 
unter  diesem  Niveau.  Für  die  gesamte  Be- 
völkerung des  Deutschen  Reiches  berechnet  Dr. 
II.  Lichtenfeit  den  Durchschnittsverbrauch 
eines  Erwachsenen  an  Nährstoffen  mit  115,15 
Eiweiss.  00,1  Fett,  540,15  Kohlehydraten  (Cen- 
tralblatt für  allg.  Gesundheitspflege  1808,  XVII, 
S.  240).  Die  besten  Berechnungen  und  Zu- 


sammenstellungen des  Nährstoffgehaltes  einzelner 
Speisen  findet  man  bei  I.  König,  Diemensch- 
lichen Nahrungs-  und  Genussmittel,  I.  3.  Aufl. 
1889;  C.  A.  Me  inert,  Armen-  und  Volks- 
ernährung,  1880;  C.  v.  Rechenberg  (Die 
Ernährung  der  Handweber  in  der  Amtshaupt- 
mannschaft Zittau,  Leipzig  1800,  (vergl.  bes. 
die  Tabelle  S.  18)  und  E.  0.  Hultgren  und 
Ernst  Landergreu,  Untersuchung  über  die 
Ernährung  schwedischer  Arbeiter  bei  frei  ge- 
wählter Kost,  Stockholm  1891  (deutsch)  und 
H.  Lichtenfeit,  Centralbl.  f.  allg.  Gesund- 
heitspflege XVII,  1898,  S.  236;  XV 111.  1 81)9, 
S.  175  ff.  Aus  räumlichen  Rücksichten  soll  auf 
diese  verwiesen  und  nachstehend  nach  König 
nur  für  die  wichtigsten  Nahrungsmittel  deren 
Nährstoffgehalt  und  die  Verdanlichkeitsquote 
des  letzteren  angegeben  werden  (z.  T.  andere 
Ziffern  linden  sich  bei  Rubner,  S.  465.  Vgl. 
Bunge  a.  a.  0.,  8.  77).  Es  sind  enthalten 
in  100  Gramm  Nahrungsmittel  in  natürlichem 
wasserhaltigen  Zustande : 


Hiervon  verdaulich 


Eiweiss 

Fett 

Kohle- 
h v d r a t e 

Eiweiss 

Fett 

Kohl 
h v d r a 

0 

0 

O 

0- 

0' 

0/ 

Rindfleisch  1 mageres) 

21,0 

L5 

975 

80,0 

Eier 

12,5 

12,0 

— 

97,o 

95,0 

— 

Milch 

3.4 

4.0 

44 

92,0 

95.0 

— 

Käse 

30,0 

13,4 

5,1 

97,0 

95,o 

— 

Reis 

8.0 

1,0 

76.5 

80.0 

90,0 

Mais 

10.0 

4.6 

7.1 

8r,o 

— 

97.0 

Kartoffeln  .... 

2,0 

0.1 

20,0 

6S.0 

— 

92,5 

Erbseu  

23,0 

1,3 

58,0 

81.0 

— 

95,o 

Weissbrot  .... 

7,0 

0.5 

>^.2 

74,o 

— 

99,o 

Schwarzbrot  .... 

6,0 

0.5 

49,5 

68,0 

— 

89,0 

Wirsing  (Kohl) . . . 

3,3 

o.7 

7.o 

85.0 

— 

94,5 

Gelbe  Rübe  .... 

1,0 

— 

9.0 

79,5 

— 

82,0 

Nach  Rubner  sZtschr.  f.  Biol.  XXI,  S.  382, 
1885)  und  Rechenberg  (S.  33)  ist  die  mittlere 
Verdaulichkeit  der  Nahrungsstoffe  einer  Kost: 
vom  Ei-  vom  von  Kohle- 
weiss  Fett  hydraten 

für  fleischarme  (fleisch- 
lose) Kost;  7*  % 91  % 93  °/o 

für  gemischte  Kost:  83  „ 90  ..  93 

Diese  Zusammensetzung  der  Nahrungsmittel 
lässt  sich  insofern  auf  einen  einheitlichen  Aus- 
druck reduzieren,  als  die  Nährstoffe  Quellen  des 
Kräfteersatzes.  Kraftquellen  sind,  die  sich  in 
Wärmeeinheiten  (1  Calorie.  gleich  der  Wärme- 
menge. welche  1 Gramm  W;isser  um  1°  0.  er- 
wärmt) nnnvandeln  lassen.  1 Gramm  Eiweiss 
ist  daun  nach  Rubner  = 4.1,  1 Gramm  Fett 
— 9.3.  1 Gramm  Kohlehydrate  — 4,1  Calorien. 
Durch  Anwendung  dieser  Methode  auf  die 


Budgets  von  23  sächsischen  Hand weberfamilien 
ergab  sich  ein  Mittelwert  der  täglichen  Auf- 
nahme au  verdaulichen  Nahrnngsstoffen  von 
2461  Cal.,  der  den  Minimalnahrungsbe- 
darf bei  massiger  Arbeit  darstellt;  dieser 
reicht  gerade  hin,  „um  die  Lebensfunktionen 
und  die  durch  den  Beruf  geforderte  Arbeits- 
leistung auf  die  Dauer  zu  unterhalten,  ist  aber 
ungenügend,  um  unter  deu  gegebenen  Verhält- 
nissen einen  normalen  arbeitskräftigen  Er- 
nährungszustand zu  schaffen  und  zu  erhalten“ 
(Rechenberg,  S.  39).  Dagegen  ist  der  verdau- 
liche Anteil  der  täglichen  Nahrungsaufnahme 
nach  V o i t für  einen  Erwachsenen  mittlerer 
Grösse  bei  mittlerer  Arbeit  : 98  g Eiweiss,  50  g 
Fett,  465  g Kohlehydrate  = 2866  Cal.  Rein- 
wert,  oder  14%  Cal.  Eiweiss,  16%  Cal.  Fett, 
70  % Cal.  Kohlehydrate. 


Der  tägliche  Nahrnngsverbrauch  von  Kindern  beträgt  im  Alter  von 


Jahren:  112|3|4|5|6j7  8 

Täglicher 
Nah- 
rnngs- 
verbrauch 
Calorien : 

Verhält- 
nis zu 
2868 

Cal.  %:  21,829,7  35,4  38,8  42.3  43, 7i  45,°  46,4 


626  853  1015  1114  1213  1253!  1292  *332 


9 10  11  12  13 


1371  1411  1560  1709  1S64 


202; 


47.S  49,2  54.4  59,9  65,0  70,6 


16 

i 17 1 

1 

2172 

. 

2284} 

75-7 

78,4 
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Nach  Untersuchungen  Rubners  beträgt 
der  NahrungBbedart  Erwachsener,  in  Wärme- 
einheiten ausgedrückt,  innerhalb  des  24 ständigen  j 
Stoffumsatzes : 

1.  2304  Cal.  Ruhe  i Hungerzustand),  11.2445 
Cal.  (geringe  körperliche  Arbeit:  Aerzte.  Mecha- 
niker, Hausverwalter).  11  f 286S  Cal.,  bei  mitt- 
lerer körperlicher,  etwa  achtstündiger  Arbeit 
eines  Erwachsenen  (Dienstmaun,  .Schreinen  IV. 
3 362  Cal.  bei  angestrengter  körperlicher  Arbeit  J 
(Raddreher)  V.  4 7 SK)  Cal.:  Bergleute,  Bauern- : 
knechte,  Holzarbeiter  bei  fast  reiner  Pflanzenkost. 

Die  folgenden  Kostmasse  in  Grammen  j 
stellen  den  Nährstoffgehalt  der  Kost  verschie- ! 
dener  Arbeiterkategorieen  dar: 

- 

Summe  der  ! 


Eiweiss 

Fett 

Kohlehydrate 

Calorie» 

(Rohwert) 

118 

56 

500 

3i«5  *) 

öS 

49 

485 

2703  *) 

131.8 

79.7 

583.8 

3675.2*) 

131,9 

81.5 

457.4 

3174.1*) 

134.4 

79,4 

522,  S 

3436o5) 

184 

7‘ 

570 

3752  °) 

133 

113 

634 

4196  :) 

148,6 

60,6 

754.8 

4267  ') 

167 

1 17 

675 

4540  ”1 

143 

108 

78S 

4821  >«*) 

1S9 

1 10 

714 

4726  ,!) 

150 

73 

940 

5167  '*) 

Auf  Grundlage  der  Rein-Energiewerte  der 
Nahrungsmittel  und  ihrer  lokalen  Detailpreise 
lässt  sich  für  jedes  derselben  berechnen,  was  ! 
1(X)  Cal.  Reinwert  nach  Abzug  der  Abfälle  i 
kosten,  und  demnach  die  ökonomisch  richtige 
Führung  des  Haushaltes  beurteilen.  (Rechen- 
berg S.  58).  Die  Artikel  des  Nahrungsbedarfes ; 
zerfallen  danach  in  3 Preisklassen:  1.  Kartoffeln. 
Mehle,  Cerealien.  Erbsen,  Bohnen  1(XX)  Cal. 
etwa  = 0,2  Mark.  2.  Weissbrot.  Fette,  Milch- 
und  Milchprodukte,  Obst,  Kohlrüben.  Zucker. 
Speck  und  Butter:  1000  Cal.  etwa  =0.2  bis 
0,4  Mark.  3.  Fleisch  und  Fleischwaren  jeder 
Art,  Eier,  grüne  Gemüse,  Kaffee  und  -Surrogate,  | 
Branntwein,  Bier,  1000  Cal.  über  0,4  Mark. 


U Erwachsener  mittlerer  Grösse  bei  mittlerer 
Arbeit.  Rohwert  (Yoit,  in  Hermanns  Handbuch 
der  Physiologie,  VI.  Bd.,  1.  Abt..  1881).  *)  Säch- 
sische Hand weber  (Rechen bergi.  s)  Russ. 
Fabrikarbeiter  [Erismann,  Archiv  f.  Hygieine 
IX,  S.  32.  188'.)'.  4)  Arbeiter  in  München] 

(Förster,  Ztschr.  f.  Biol.  IX.  S.  3H7.  1873i. 
s)  Schwedische  Arbeiter  (Hultgren  und  j 
Landergren  a.  a.  0.  S.  15).  ö)  Sc h m i d t und  i 
Playfair.  Angestrengte  Arbeit  (Förster,! 
Handln  der  Hygieine  ).  I,  S.  123,  1882).  *>  Berg-  j 
lente  Steinheil,  Ztschr.  f.  Biol.  XIII,  S.  415.  j 
1877).  •)  Brauknecht  in  München  (M einer t 
a.  n.  0.  II.  S.  280:.  "i  Italien.  Ziegelarbeiter 
(Ranke,  Ztschr.  f.  Biol.  XIII,  S.  130,  1877).  i 
l0)  Feldarbeiter  iRanke,  bei  .Meinert  a.  a.  Ö.i. 
*'}  Sehwed.  Arbeiter  bei  angestrengter  Arbeit 
(Hui t gren  und  Landergren  a.  a.  0.).  **) 

Sicbenbürg.  Feldarbeiter  lOhlmiiller.  Z.  f.  ! 
Biol.  XX,  S.  303). 


Die  Beschaffung  der  gleichen  Nahrungs- 
menge (10000  Cal.)  kostet  um  so  mehr,  je 
weniger  Nahrungsmittel  der  1.  und  je  mehr 
solche  der  2.  und  3.  Klasse  herangezogen 
werden  (vgl.  Ruinier.  Lehrbuch  der  Hygieine, 
S.  460). 

Noch  genauer  lässt  sich  der  Nährgeld- 
wert durch  Anwendung  der  Methode  E.  Engels 
ermitteln,  der  zuerst  in  den  Lehenskoste» 
belgischer  Arbeiter  die  Emäliningskosten  pro 
Konsumeinheit  der  Familien  berechnete.  Die 
daran  anschliessenden  eitierten  Untersuchungen 
Lieh tenfel t’s  (XVIII.  177)  ergaben  für  eine 
grosse  Reihe  von  Familien  des  Deutschen  Reiches : 

Nährstoffe  verdaulich  pro  Quet : ErnäWung 

Eiweiss  Fett  Kohlehydrate  pro  (jnet: 

25,44  28,74  129,6t  20,15  Pf- 

also  mindestens  3,5  X 20,15  Pf.  muss  täg- 
lich für  die  Nuhrungsnusgaben  eines  erwachsenen 
Mannes  vorhanden  sein.  Unter  diesem  Mittel 
aller  Klassen  bewegen  sie  sich  für  die  Klasse 
mit  weniger  als  9UÜ  Mark  Einkommen  (12.6  Pf. 
pro  Qnet  und  Tag);  zugleich  erhält  sie  das 
unverdaulichere  Ptlanzeneiwciss,  während  die 
besser  gestellten  Klassen  das  animalische  Ei- 
weiss sehr  teuer  bezahlen. 

6.  Darstellung  einiger  Haushaltungs- 
lmdgets  verschiedener  Klassen.  Trotz 
vortrefflicher  Leistungen  auf  diesem  Gebiete 
bleibt,  wie  dies  auch  die  nachfolgenden  Bud- 
gets zeigen,  gerade  liier  noch  ungemein  viel 
zu  t-hun  übrig.  So  ist  uns  z.  B.  kein  durch 
einjährige  Buchführung  erlangtes  deutsches 
bäuerliches  oder  ein  einwandfreies  Landar- 
beiterbudget und  kein  Einnahmebudget  des 
Mittelstandes  von  anderen  als  Beamtenfamilien 
liekannt.  Die  »Cent  Budgets  coinpan's« 
(Uheysson-Tocfjite)  beziehen  sich  auf  lokal 
und  sozial  disparate  Verhältnisse  und  ent- 
halten für  dasselbe  Gewerbe  nur  wenige 
Repräsentanten ; ihr  Verdienst  ist  mehr  ein 
soziologisches  als  ein  sjieeiell  statistisches. 
Dagegen  beginnen  eine  Reihe  deutscher  uud 
schweizer  und  englischer  Budgets,  sich  der 
Erfüllung  der  Aufgabe  dieser  Erkenntnis- 
<|tielle  bedeutend  zu  nähern,  aus  jeder  Berufs- 
klasse  und  jeder  Einkommensstufe  eine  Reihe 
charakteristischer  Fälle  herauszugreifen  und 
ihr  Wirtschaftsleben  darzustellen.  Für  die 
Darstellung  der  Konsumtion  ganzer  BevOlke- 
ruugsklassen  ist  Engels  Schrift  filier  die 
Lebenskosten  der  belgischen  Arbeiter  das 
Standard  Work.  Die  folgenden  Musterüber- 
sichtcn(S.330  ff.) geben  in  genauer  Gliederung 
die  Ein-  und  Ausgabethätigkeit  von  4 Haus- 
haltungen wieder.  Nr.  1 ist  die  Familie 
eines  akademisch  gebildeten  Beamten  im 
Kanton  Thurgau  (Mann,  Frau,  ein  Knabe, 
ein  Mädchen,  eine  Magd,  erhoben  von  E.  11 0 f - 
m a n n.  Ztschr.  f. Schweiz. Statistik,  20.  Jahrg.l. 
Nr.  2:  Musterzeichner  in  einer  Stickerei- 
fabrik  (St.  Gallen)  mit  Frau  und  Kindern 
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im  Alter  von  8,  6 und  3 Jahren  (erhoben ! 
1890  von  C.  Landolt).  Nr.  3 ist  Arbeiter  in 
einer  chemischen  Fabrik  mit  Frau,  sechs! 
Kindern  von  8,  7,  5,  3,  2,  1 2 Jahren  (Frank-I 
furter  Budgets  1888).  Nr.  4 ist  Flick- ' 
schuster,  die  Frau  Putzerin.  Kinder  im  Alter 
von  9,  8.  6,  4,  1 2 Jahren  (erhoben  in  Basel  I 
von  Landolt  1889). 

7.  Die  Probleme  der  Haushaltungs- 
statistik.  Welchen  Zwecken  dient  die 
Statistik  der  Konsumtion  der  einzelnen 
Klassen?  Ursprünglich  erblickte  man  in  i 
ihr  das  Mittel,  die  Fragen  der  Armenunter- 
stützung zu  lösen ; im  Zeitalter  der  Arbeiter-  j 
frage  wurden  sie  zum  Selbstzweck:  sie 
sollten  getreue  lokale  Porträts  der  sozialen  Not 
bilden;  sie  sollten  zugleich  die  Kaufkraft  der 
Löhne  illustrieren,  ln  dem  Masse,  in  welchem 
sich  die  Methode  der  Haushaltungsstatistik 
entwickelte,  giebt  sie  nun  auch  die  wertvollsten 
Aufschlüsse  für  die  Sozialpolitik  der  Kon- 
sumtion. Kennen  wir  erst  das  Manko  an  Kauf- 
kraft einzelner  Klassen  und  ihre  Belastung 
durch  Preisaufschlüge,  Monopole.  Steuern  und 
Zölle,  so  wird  das  Urteil  über  die  Orgaui-  ■ 
sation  des  Konsums  besser  feststehen  als  aus 
impressionistischen  Beschreibungen,  welche 
in  der  ökonomischen  Litleratur  leider  noch 
immer  nicht  aussterben  wollen.  Sowohl 
Fragen  der  Handels-  und  Finanzpolitik, 
der  Nahrungs-  und  Wohnungshvgieine 
als  auch  die  der  Einkommens-  und  Kapital- 
bildung, der  Sparkraft  der  Bevölkerung 
werden  zuguterletzt  das  Ausmass  ihrer  Lö- 1 
sung  in  der  Messung  der  Verbrauchsstärke 
des  Volkes  zu  suchen  haben.  Ob  die  be- 
stehenden Organisationsformen  des  Gewerbes, 
der  Landwirtschaft,  des  Handels  den  Kon- 
sumenten eine  steigende  Quote  von  Kultur- 1 
güteru  zuführen,  ob  ihre  Aenderung  (z.  B.  i 
Verstadtlichungen)  einen  grösseren  Anteil  j 
des  Einkommens  für  den  Genuss  höherer  j 
Kulturgüter  freisetzen,  lässt  sich  kaum  anders 
als  durch  wohlorganisierte  Ei  hebungen  dieser 
Art  feststellen. 

Aus  der  Haushaltungsstatistik  solcher 
Länder,  in  welchen,  wie  in  England  und 
Belgien,  derartige  Erhebungen  in  verschie- 
denen Perioden  vorgenommen  worden  sind, 
lässt  sich  geschichtlich  die  Frage  lösen,  in 
welchem  Masse  die  nationale  Wirtschafts- 
politik der  Gesamtheit  zu  gute  gekommen 
ist;  und  vermöge  solcher  Dokumente  mag 
dereinst  auch  die  allgemeine  Wirtschafts- 
geschichte auf  exakten  Grundlagen  beruhen. 

Litteratur:  1.  Für  die  Theorie  de*  llaushaltungs- 
budgets  int  K.  Engels  Lebenskosten  belgischer 
Arbeiterfamilien  früher  und  jetzt  (Bulletin  de  : 
V Institut  international  de  Biatisligue , toi.  IX,  1905j 
nunmehr  als  massgebend  tu  bezeichnen.  Daneben 
ist  noch  immer  der  erste  Band  von  Le  Plays 
»Ouvriers  Europeens«  von  grosser  Bedeutuny.  Mau 
vergleiche  II.  llltjgx,  Same  remarks  un  cvn- 


sumption,  im  Economic  Journal,  IX,  Dezember 
1999  und  Lejrls  bei  Bchöntwrg , Handbuch 
der  polit.  Otk.,  4.  Auf.,  I,  B.  SI4.  — 
Maggiore  - Pernl , I.c  incluestc  sociali  e 
le  monograjie  di  famiylia , Ddermo  1999. 
— E.  (heyssou,  La  monographie  de  famille, 
in  La  Deforme  sociale  1903  no.  49,  1906  no.  10, 
90,  41.  — Hichmontl  Mayo-Smith,  Btat  ist  ics 
and  Economics  1900,  B.  10 ff.  und  dessen  Art. 
Workmen ’s  Budgets  im  Dictionary  of  Dil.  Eco- 
nomy III,  676.  — Für  jeden,  der  solche  Er- 
hebungen unternimmt,  bildet  die  beste  Anleitung 
Carl  Landolts  Bchrift  über  «Methode  und 
Technik  der  llaushaltungsstatistik«,  1904 ■ 

2.  Io»  hohem  geschichtlichem  Interesse  sind 
die  Ausführungen  Heinr.  llrugseh',  Die  Kos- 
ten des  Haushaltes  in  alter  Zeit  ( Volksir.  Zeit- 
fragen  30)  1SOO,  Vir.  Wllckenu  Griechische 
Ostraka  ans  Aegypten  und  Xubien,  1900,  I, 
S.  676,  und  C.  Wacluanuth,  117 rtschajtl.  Zu- 
stände in  Aegypten  während  der  griechisch-römi- 
schen Periode , Ja  heb.  f.  Xat.  v.  Btat.  III.  I .,  10.  Bd., 
1900,  B.  303.  — Zur  angeführten  älteren  Litteratur 
gehören:  Petty,  Political Arithmctic,  1600,  eh.  7; 
detailliertes  Budget  einer  irischen  Familie:  Poli- 
tical Anatnmy  of  Ireland,  1633,  cli.  AI.  I ergl. 
auch  A.  Sm  Ith,  Wcalth  of  Xations,  Bd.  I, 
ch.  VIII.  — Die  Budgets  Jac.  Vanderl ints 
(Money  answert  all  Things,  1734)  sind  abgedruckt 
in  meiner  Skizze  über  Bemessung  des  Volks- 
vermögens bei  den  englischen  Merkantilisten  und 
politischen  Arithmetiken!,  Wiener  Btat.  Monats- 
schrift, XIII.  Jahrg.,  B.  302—503.  — Das  Bud- 
get eines  Krämers  bei:  An  Enguiry  into  Uw 

melancholy  Circumstanccs  oj  Great  liritain 
(o.  I).,  gegen  1735),  p.  20.  — Gegen  den  Dan 
einer  Häuser  Steuer  B ourchic.r  CI  ec  ve  ’s  stellte 
Joseph  Massie  Budgets  auf,  um  die 
Ungerechtigkeit  der  geplanten  Bt  euervcrltil  uug 
zu  beweisen,  in : Calculalion  oj  Tuxes  for  a 
Family  of  rach  Bank,  Degree,  or  ('lass,  for  Our 
Year,  1756.  In  Frankreich  verfassten  1744 
Lyoner  Beidenweber,  um  eine  Isthnerhbhung  von 
J Bons  per  Elle,  zu  erlangen,  cm  Billiget  (240 
Fees.  Jahresausgaben) : Archive $ h istorig  uex 

et  stutistigucs  du  departement  du  Rhone,  Lyon, 
t.  VI,  p.  157.  — Aus  dem  Jahre  1764  ist  das 
Budget  eines  Webe  cs  in  Abbceille  erhalten  bei 
Thier ry,  Doeuments  inedits  de  l’histoire  du 
Hers  etat,  I.  IV,  1.  serie,  p.  5 24- 

Die  Budgets  David  Da  des’  sind  ent- 
halten in  dessen : The  Vase  of  Labourers  in 

Ilnsbundry  stated and  consideretl  in  three  pnrts  . . . 
Willi  an  Appendix ; conlaining  a eoHeelion  of 
accounts,  shetring  the  Earuings  and  I.xpenses  oj 
La  Im  11  ring  Eamilies,  in  different  parts  aj  the 
Kingdom,  260 pp-,  Bath  und  London  1,05  (Ostern 
1797  gesammelt ; Auszüge  daraus  bei  11.  Illggs, 
Work  men  ’s  Budgets,  Appendix  im  Journal  of  the. 
R.  .Statistical  Society  1903).  Beine  Budgets,  11.  a. 
bearbeitet  von  John  Hill,  The  Means  oj  Re- 
fonning  the,  Morals  of  the  Paar,  2 nd  ed.  1301, 
sind  übersetzt  von  Iran  yo  i s de  A c ttfc  hü- 
ten 1,1 , Reeue.il  des  etnblisscinents  d’hiimanite, 
t.  XU,  2*  cahier,  p.  13,  tecrgl.  De  Gcrandu, 
De  la  bienfaisance  publigue,  1330,  t.  1,  I.  I, 
eh.  11,  p.  14;  in  Deutschland  erhöh  solche 
Ilocliow , Versuch  über  Armena  listalten  etc., 
Berlin  1730 , B.  60. 

Die  vorbereitenden  Arbeiten  der  Arbeiter- 
lnidgetsti.it ist ik  sind:  Ylllenne,  Tableau  de 
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Musterübersicht  der 


T )i  a t s ä e h 1 i c he  Ei  n n a li  iu  e n 


I 

ordentliche  E i n n a h m e n 


Einkommen  ans 


1 

Arbeit 

Yer- 
. niOcen 

Nr.1)' 

1. 

des  Mannes 

, p 

der  rrau 
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Sohnes 
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Toch- 
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I 

Brutto  abziig 

lieh 

S j El  &•= 

iS  1 s § =S-r 

Z.  -C  ~ _z  < a _i£ 

y ~ E ’3  *E  "c  . 

X ! X 52 

- | - s 

S 

1 

(Netto) 

■%  =~ 
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i ~s 

•5  J 

1 = 

£ 

I 

! 

1 iS  i 1 

&J  1 
t - 
< 

l 
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( i ' ^ »S 
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*1  -§!  II 

*1  <» 

Ti 

1 

i.  O 
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Jr 

— - 
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1 3500.00 

— 

3500,00 ; — j — 

— 

— 

_ 

3500,00 

1500,00 

70.0 

70.0 

— 

— 

70,0 

30.0 

2 1634.25 

373.95  4.10 

2004.10  — — 

— 

— 

2004.10 

61,5t1) 

71.6 

16.4  0,2 

— 

s7.s  1 - 

— 



S7.8  I 

2,7 

3 1294.38 

85.25  — 

1379,63 1 1,88 

1.88 

— 

- 

1381.51 

— 

83.9 

5.5  — 

- 

S9.4  0. 1 — 

1.0 

- 

89,5 

— 

4 S76.S0 

18.351 344.29 

550.86  479.35  1,50 

4770  5 



1028,71 

— 

1 73.4 

1.6  28.8 

““ 

46,2  . 40.1  0,1 

40,0 

— 

- 

86,2 

— 

')  Vgl.  oben  sub  6 S.  H‘28. 

ä)  Zins  des  Grundstückes  und  Dividende  des  Konsumvereins. 


Thatsächliche  Ausgaben  (Anschaffungen) 


Nahrung 

O 

— 

£ 

O 

Kleidung 

Wohnung 

Geld- 

aus- 

gaben 

(G-A) 

Naturalposten 
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G-A 
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G-A 
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X 
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o> 

> 

*- 
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- 

s 
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1 
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Um 

Z) 

1 

00 

1 

5 

r 
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u: 

1 

11 

G-A 
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ö) 

V. 

Z) 

1 

JL 

/. 

2 

j 

1 

0 

11 

1 

1344,06 

— 

— 

— 

1344,06 

407.00 

359,70 

— 1 — 

- 

359,70 

403,80 

— 

403.80 

28.2 

— 

— 

— 

— 

28,2 

8,6 

7,6 

— — 





7,6 

8,5 

— 

8,5 

2 

1043,75 

— 

— 

— 

— 

1043.75 

64.35 

225.63 

— — 

— 

— 

225.63 

412,40 

— 

412.40 

43,4 

— 

— 

— 

— 

43.4 

2,7 

9,5 

— — 

— 

— 

9,5 

17,« 

— 

,7’i 

3 

732,85 

2.70 

— 

~ 

735.55 

18,75 

«83,94 

31,441  — 

— 

— 

215.38 

226,87 

— 

226,87 

47,9 

0,2 

48.1 

1,2 

12,0 

2.1  j — 

— 

— 

14.1 

14,8 

— 

14.8 

4 

503,4  1 

16.54 

— 

5i9,95 

7.40 

86,24 

— 35,00 

27.00 

8.00 

94.24 
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20,00 

429.9° 

40,1 

i,3 

— 

— 

— 

4i,4 

0,6 

6,9 

— 1 — 

— 
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32,6 
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34,2 
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Jabreiteinnahmeo  und  -ansgaben  von  4 Familien  nach  Landolt,  Methode  u.  Technik, 


T h a t s ii  c li  1 i c li  e Ei  n n a h m e n 


ordentliche  Einnahmen 
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Auhang  Tal».  IX. i 


T li  a t s ä c li  1 i c li  e E i n n a h in  e n 
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ausserordent- 
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Thatsiich liehe  Ausgaben  (Anschaffungen 
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Vetat  physiguc  et  moral  des  oucriers  rmploye * 
dans  Irr  manufnetures  de  coton  etc.,  1840.  — 
A.  Penot.  Recherche*  statisligue.s  *nr  Mulhouse, 
Hüllet,  de  la  Societc  industr.,  t.  XVI,  p.  268 — 
18 42.  — Blanqul , De*  dass  cs  ouvribre* 
tu  France  pendant  Panne*  1848. 

Für  die  moderne,  an  Du epeti au x und 
De  Play  anknüpfende  LitUratur  ist  eine  nach 
Mindern,  Berufen  und  sozialen  Schichten  die 
Budget*  ordnende  Bibliographie  erst  zu  schaßen. 
Bis  1892  findet  man  neben  den  im  Text  ange- 
führten die  LitUratur  bei : (iruber.  Die  Haus- 
7 laltunr 1 der  arbeitenden  Klassen  (Staaten'.  Studien, 
J.  Bd.  4.  Heft),  Jena  18S7.  — P.  Baltin,  Dir 
.Haushaltung  der  arbeitenden  Klassen,  1888.  — 
Jlampkr,  Da s Ausgabebudget  der  Prirahcirt- 
schäften,  1888.  — Fssai  bibliographigue  snr  les 


niveaus  rgl.  II.  P.  Falkner,  Wholesale  Prires: 
1890  to  1899,  im  Bulletin  af  the  Department  of 
Labor,  Washington  1900,  p.  270. 

Stephan  Bauer. 


Konsumvereine.1) 


1. 

Sätze. 


Gruud- 
4.  Ver- 
Bedeu- 


Wirtschaft  liehe  Begründung.  2. 

3.  Verteilung  der  Ueberschüsse. 
kanf  an  Nichtinitglieder.  5.  Sittliche 
tung.  6.  Missbrauche.  7.  Gemeinnützige  Be- 
strebungen. 8.  Die  K.  und  der  Zwischenhandel. 
9.  Eigene  Produktion  und  Lieferantenverträge. 
Beamtenkonsuinvereiue.  10.  Gemeinschaftlicher 


Monographie*  et  ftndes  sur  les  budgets  de  famille , j Einkauf.  11.  Statistische  Mitteilungen  über 

a)  England;  b)  Deutschland;  c)  Oesterreich ; 

__  d)  Italien;  e)  Frankreich;  f)  Belgien;  g)  Hol- 

»I.e*  Monographie s de  Familie*  m land;  h)  Schweiz;  ii  Russland;  kl  Schweden. 


Bull,  de  V Institut  international  de  Statistigue, 
t.  V,  1890,  p.  41 — 45  von  E.  Clieysson  et  A. 

Toqus1,  in 

France,  et  d T Etranger«  ron  M.  A.  Del a Ire,  La 

Deforme  Sociale,  wo.  28,  2.  Serie,  t.  III,  10  ferner  . . ..  ..  , 

1892,  sowie  im  bibliagr.  Anhänge  zu  der  Schrift j zwei  \\  egen  ist  es  'möglich,  (he  Lebenshal- 

' tung  zu  verbessern;  durch  Erhöhung  des 
Einkommens  oder  dim*h  billigere  Bescliaf- 


1.  Wirtschaftliche  Begründung.  Auf 


ron  Landolt,  Directions  sur  la  manicrc  de 
dresscr  les  budgets  d’aurriers  industriel s et 
f Partisans . Bull,  de  l’Inst.  internal.  de  Statis-  fung  der  Lebens-  und  Wirtschaftsbedürfnisse. 
tigue  t.  VI.  — Von  bedeutenderen  Leistungen  ■ Selbstverständlich  kann  auch  beides  zusaill- 


des  letzten  Jahrzehnts  sind  die  Budgets  bei 
lYörluhoffer,  Die  soziale  leige  der  Fabrik- 


raengehen.  Wir 


haben  es  hier  mit  dem 

* norisnojjer.  w ww«  yge  »er  ra,,,,*-  lotzteron  w zll  thun<  Das  wirtschaftliche 

firbedcr  in  Mannheim  1891,  bei  ( harten  Bootli,  ] _.  . . . L >•. ...  -.ine  v,., r 

Life  and  Istbonr  of  the  People  1891,  vol.  1,  S.  m f,’Jnc,l)  d(5S  KonSlimverClDS  1. 1 Kr,n  % 


und  die  Schrift  Family  Budgets:  bring  the  . HchlUlg  des  Vorteils  de 
incoine  and  expenses  oj  28  British  Jlouseholds 
1896  des  Economic  Club  in  Iemdon  herrorznheben 
(t'crgl.  meine  Besprechung  im  Archiv  f.  soz.  (les. 

Bd.  X,  S.  SOCfi).  — Feber  dir  Anwendung  der 
I/aushaltiingsstatistik  auf  dir  Messung  des  Preis- 


Summe  aller  Ausgaben 
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erzeugnisse 
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s r. 
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— 1 

— 
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4759.73 
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. — 

— 

— 

— 

100,0 

2402,06 

— 1 — 

— 

2402,16 

100,0 

— 1 I 

— 

— 

100.0 

1444,42 

- |84,83 

— 

— 

1 329,25 

94,5 

- 5,5 

— 

— 

— 

100.0 

1211,9*; 

20,00  1 6,^4 

8 

\r. 

27,00 

8,00 

1256,49 

96,5 

«,6  ! 1,3 

- 

0,6 

löo,o 

Grossbezuges  auch 
ffu*  den  kleinsten  Haushalt.  Konsumvereine 
sind  Genossenschaften  zum  gemeinschaft- 
lichen Einkauf  von  Lebens-  und  Wirt- 
schaftsbedftrfnissen  im  grossen  und  Ablass 
im  kleinen.  Die  Ansicht  I^assalles,  dass 
eine  Lohnherabsetzung  die  Folge  der  "wei- 
teren Verbreitung  der  Konsumvereine  sein 
würde,  hat  in  der  Praxis  nirgends  ihre  Be- 
stätigung gefunden  und  die  sozialdemokra- 
tische Partei  sieht  sich  gezwungen,  zu  den 
Konsumvereinen  eine  wohlwollende  Stellung 
1 eiuzunehmen  (Parteitag  Hannover  1899). 

2.  Grundsätze.  Wie  die  anderen  Ge- 
1 nossenschaftsartcn  beruht  auch  der  Konsum- 
verein auf  der  Verbindung  kleiner  Kräfte 
zum  gemeinschaftlichen  Handeln  durch  die 
Organe  des  Vereins.  Die  Warenabgabc  er- 
folgt nach  geschäftlichen  Grundsätzen,  das 
Betriebskapital  wird  aufgebracht  durch 
regelmässige  (meist  sehr  geringe)  Einzahlun- 
gen auf  den  Geschäftsanteil,  dureh  Rück- 
lagen aus  den  erzielten  Ueberschüsseu  und 
nötigenfalls  durch  die  Aufnahme  fremder 
Gelder.  Die  Mitgliederzahl  ist  unbeschränkt, 
der  Eintritt  steht  allen,  welche  den  Bedin- 
gungen des  Statuts  genügen,  offen,  ebenso 
der  Austritt  unter  Einhaltung  bestimmter 


’)  Wir  sehen  hier  von  einer  geschichtlichen 
Parstellnnff  der  Konsumvereine  in  den  einzelnen 
Ländern  ab  und  verweisen  wegen  derselben  so- 
wie wegen  der  Gesetzgebung  auf  den  Art. 
Erwerbs-  und  Wirtschaftagenossen- 
sc haften  oben  Bd.  III  S.  734 ff. 
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Kündigungsfristen.  Das  Princip  der  Kon- 
sumvereine ist  im  allgemeinen  Verkauf 
gegen  bar,  denn  dadurch  hält  der  Verein 
sieh  die  Betriebsmittel  flüssig  und  gewöhnt 
andererseits  die  Mitglieder,  die  Ausgaben 
im  Haushalte  mit  den  Einnahmen  im  Gleich- 
gewichte zu  halten.  Die  Mitgliedschaft  im 
Konsumvereine  hat  es  vielen  oft  erst  ermög- 
licht, aus  der  Abhängigkeit  herauszukonnneu. 
in  die  sie  durch  den  von  den  Händlern 
meist  bereitwillig  — um  die  Kunden  zu 
fesseln  — gewährten  Kredit  geraten  waren. 
.Selbst  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen 
ist  es  mittelst  der  Konsumvereine  gelungen, 
den  Barverkauf  einzufilhreu  und  Ordnung 
in  die  Wirtschaft  der  Mitglieder  zu  bringen. 
Besonders  die  deutschen  Konsumvereine 
haben  hierin  Erhebliches  geleistet  und  ihre 
englischen  Vorbilder  übertroffen. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Kon- 
sumvereine liegt  dann  ferner  ausser  in  der 
Verbilligung  des  Waivnl>ezuges  in  der  Be- 
schaffung unverfälschter  Waren  bester  Qua- 
lität. Wenn  es  selbstverständlich  auch  neu 
gegründeten  Vereinen  oft  schwer  ist,  so- 
gleich die  liesten  Bezugsquellen  aufzufinden 
— es  wird  ihnen  dies  jedoch  durch  An- 
schluss an  ältere  Vereine  wesentlich  er- 
leichtert — , so  ist  doch  jedenfalls  das  Stre- 
ben stets  darauf  gerichtet,  gute  Waren  zu 
führen,  denn  die  Käufer  sind  selbst  die 
Herren  des  Geschäfts.  Immer  zahlreicher 
werden  die  Vereine,  die  ihre  Waren  der 
regelmässigen  chemischen  Untersuchung 
unterwerfen,  die  Warenprüfung  ist  in 
Deutschland  zum  Teil  schon  in  die  früher 
besprochene  Verbandsrevision  einbezogen. 
Die  Fälle  sind  nicht  selten,  in  denen  das 
Vorhandensein  eines  Konsumvereins  auf 
die  Ansprüche  der  Bevölkerung  an  die  Qua- 
lität der  Waren  von  erheblichem  Einfluss 
gewesen  ist.  Die  deutschen  Konsumvereine 
beschränken  sich  auf  die  Verfolgung  dieser 
unmittelbaren  Ziele  — andere  die  Konsum- 
vereine in  Belgien  und  der  Schweiz,  zum 
Teil  auch  in  England,  wo  die  Konsumver- 
eine nur  Mittel  zum  Zweck  einer  grossen 
wirtschaftlichen  Umgestaltung  sind  (vgl.  d. 
Art.  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften a.  a.  0.). 

3.  Verteilung  der  Ueberschüsse.  Für 
den  wirtschaftlichen  Wert  der  Konsumver- 
eine und  für  ihr  Gedeihen  ist  von  ent- 
scheidender Bedeutung  die  Art  der  Vertei- 
lung der  Ueberschüsse,  womit  natürlich  im 
engsten  Zusammenhänge  steht  die  Bestim- 
mung der  Höhe  der  Verkaufspreise. 

Abgesehen  von  der  Wahrnehmung  güns- 
tiger Konjunkturen  bei  dem  Einkauf,  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Ein- 
richtungen des  Vereins,  ist  auf  die  Erzielung 
von  Ueberschüssen  die  Bestimmung  des 
Verkaufspreises  massgebend.  Am  nahe- 


liegendsten scheint  es  nun.  da  der  Verein 
bezweckt,  den  Mitgliedern  die  Vorteile  des 
Grossitezuges  zugänglich  zu  machen,  die 
Waren  möglichst  billig  abzugelien  und  die 
Aufschläge  nur  so  zu  bemessen,  dass  die 
Unkosten  gedeckt  werden;  der  Verein  wird 
dann  jedoch  bald  einen  gewerbsmässigen 
Charakter  annehmen , den  Vorzug  ver- 
dient der  Verkauf  zu  Marktpreisen  unter 
Verteilung  der  Ueberschüsse  nach  dem 
Warenbezüge : diese  Form,  welche  auf  den 
berühmtesten  Konsumverein,  den  der  red- 
lichen Pioniere  von  Hochdale.  zurückzuführen 
und  die  heute  fast  allgemein  unter  der  Be- 
zeichnung > Rochdale-Plan«  üblich  ist,  hat 
j die  grosso  wirtschaftliche  und  sittliche  Be- 
i deutung  der  Konsumvereine  begründet. 
Dieses  Verfahren  verleiht  dem  Konsumver- 
ein einen  echt  genossenschaftlichen  Cha- 
rakter und  schlägt  um  die  Mitglieder-Käufer 
das  Band  gemeinscliaftlichen.  geschäftlichen 
; Interesses,  es  ist  diese  Art  der  Verteilung 
| der  Uoberechüsse  auch  durchaus  gerecht. 

| da  sie  durch  den  Warenbezug  der  Käufer 
erzielt  sind.  Es  wird  freilich  der  Einwand 
| erhoben,  dass  diese  Verteilung  des  Uelter- 
sehusses  dennoch  unbillig  sei.  weil  die  Mit- 
glieder nicht  alle  die  gleichen  Waren  be- 
ziehen und  die  Preisaufschläge  auf  die  ver- 
schiedenen Waren  ungleich  seien.  Hicrl»ei 
ist  alter  einmal  in  Betracht  zu  ziehen,  dass 
in  der  Hegel  eine  Ausgleichung  stattfindet, 
und  dann,  dass  die  Mitglieder  eines  Kon- 
sumvereins meist  Berufsklassen  mit  ähn- 
lichen Anforderungen  angehören.  Jedenfalls 
ist  eine  streng  dureligeführte  Verteilung  der 
Ueberschüsse  unter  Berücksichtigung  der 
verschiedenen  Preisaufschläge  ebenso  un- 
möglich wie  der  gleiche  Preisaufschlag  auf 
alle  Waren. 

Vor  allem  aber  kommt  für  dieses  Sys- 
tem in  Betracht,  dass  bei  demselben  die 
Käufer,  ohne  sich  Auflagen  zu  machen  oder 
sieh  auch  nur  der  geringsten  Entbehrung 
zu  unterziehen,  in  ihrem  Haushalte  Erspar- 
nisse erzielen,  die  für  die  Tage  des  Alters 
oder  der  Not  den  Grundstock  eines  Kapi- 
tals bilden  oder  auch  zur  Bestreitung 
grösserer  Anschaffungen  Verwendung  finden 
können.  — 

Während  in  England.  Deutschland.  Oester- 
reich und  Italien  die  Uoberechüsso  in  bar 
verteilt  werden,  geben  die  sozialistischen 
Konsumvereine  in  Belgien  und  Frankreich 
Bons  d’aehat  aus;  dies  System  hat  den 
grossen  Nachteil,  dass  die  Mitglieder  Ikm 
demselben  nicht  unmittelbar  Ersparnisse  er- 
zielen. 

Das  Kapital,  mit  dem  sich  die  Mitglieder 
in  Form  von  Geschäftsanteilen  beteiligen, 
wird  bei  den  Konsumvereinen  in  Deutsch- 
land mit  einer  dem  gewöhnlichen  Zinssätze 
entsprechenden  Dividende  abgefunden. 
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-4.  Verkauf  an  Xichtmitglieder.  Der 
Natur  des  Konsumvereins  entsprechend 
scheint  die  Beschränkung  der  Abgabe  von 
W ’aron  an  die  Mitglieder  zu  sein,  doch 
■widerspricht  der  Verkauf  an  Nichtmitglieder 
gerade  nicht  dem  genossenschaftlichen  Cha- 
rakter und  derselbe  ist  auch  z.  B.  in  Eng- 
land ganz  allgemein  üblich,  wo  die  Nieht- 
initglieder  sogar  Anspruch  an  die  Dividende 
luiben,  wenn  auch  in  geringerem  Umfange 
als  die  Mitglieder,  in  Deutschland  ist  der 
Verkauf  an  Nichtmitglieder  durch  das  0.  v. 
1.  Mai  1880  und  die  Novelle  v.  12.  August 
1800  untersagt.  Das  Verbot  soll  dem  Schutze 
der  Händler  gegen  die  Konsumvereine  dieneu, 
die  Regierung  verhielt  sieh  gegen  dessen 
Aufnahme  in  das  Gesetz  nach  1889  ent- 
schieden ablehnend.  AVer  nicht  ein  Recht 
der  Händler  auf  die  Kundschaft  und  auf 
den  Warenbezug  der  Konsumenten  durch 
ihre  Vermittelung  anerkennt,  muss  eine 
solche  Beschränkung  der  Konsumvereine 
verwerfen,  sic  ist  der  Ausdruck  schroffer 
Interessenkämpfe.  Thatsächlich  haben  die 
Händler  von  dem  \Terbot  auch  nicht  den 
geringsten  Nutzen  gehabt,  die  kaufenden 
Nicht mi tglieder  sind  Mitglieder  geworden, 
und  die  laute  Agitation  der  Gegner  hat  zur 
Ausbreitung  der  Konsumvereine  ganz  we- 
sentlich beigetragen. 

5.  Sittliche  Bedeutung.  ' Für  die  er- 
zieherische Bedeutung  der  Konsumvereine 
kommt  hauptsächlich  in  Betracht,  dass  in 
den  Mitgliedern  Sinn  und  Fähigkeit  für  die 
Erzielung  von  Ersparnissen  entwickelt  wird 
und  dass  die  Mitglieder  zur  Verwaltung 
grösserer  geschäftlicher  Unternehmungen  ge- 
schult werden,  denn  die  Konsumvereine  be- 
ruhen auf  der  Selbstverwaltung  der  Mit- 
glieder, und  in  vielen  Vereinen  mit  einem 
Umsatz  von  Hunderttausenden  ruht  die  A’er- 
waltung  in  den  Händen  einfacher  Arbeiter. 
In  den  Konsumvereinen  bietet  sich  endlich 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Schule  für 
die  Entwickelung  genossenschaftlicher  und 
geschäftlicher  Fähigkeiten.  Ein  grosser 
sittlicher  Wert  liegt  auch  in  den  wirtschaft- 
lichen Grundsätzen,  auf  denen  die  Konsum- 
vereine beruhen:  in  den  Priueipien  der  Bar- 
zahlung und  der  Führung  von  Waren  bester 
Qualität. 

ft.  Missbrauche.  Dass  nicht  alle  Kon- 
sumvereine diese  sittliche  Bedeutung  1 iahen, 
ist  selbstverständlich,  cs  giebt  Gründungen 
solcher  Vereine,  die  wirtschaftlich  und  sitt- 
lich nicht  zu  rechtfertigen  sind ; derartige 
Vereine  halten  sich  auch  stets  nur  kurze 
Zeit.  Das  zeigen  die  Neugründungen  und 
Auflösungen  der  letzten  Jahre.  Die  eifrigsten 
Nachforschungen  der  Gegner  nach  Missstän- 
den in  der  Konsumvereinsbewegung  haben 
nur  zur  Aufdeckung  vereinzelter  Fälle  ge- 
führt, wie  sie  in  jeder  wirtschaftlichen  Be- 


wegung verkommen.  Man  erhebt  gegen  die 
Konsumvereine  den  Vorwurf,  dass  sie  »sozial- 
demokratische Tendenzen«  haben.  Die  Kon- 
sumvereine setzen  sich  zum  allergrössten 
Teil  aus  Arbeitern  zusammen,  auch  die 
Leitung  ist  vielfach  in  den  Händen  von  Ar- 
beitern, es  mag  also  sein,  dass  die  Mit- 
glieder zum  erheblichen  Teil  der  sozial- 
demokratischen Partei  angehören,  doch  noch 
nicht  in  einem  Falle  ist  den  Gegnern  der 
Nachweis  gelungen,  dass  der  Konsumverein 
als  solcher  für  Parteizwecke  gemissbraueht 
wird.  Dagegen  schützt  das  Genossenschafts- 
gesetz : Verhältnisse  wie  in  Belgien,  wo  ans 
den  Erträgnissen  der  Konsumvereine  erheb- 
liche Teile  in  die  Parteikasscu  fliessen, 
sind  durch  die  Gesetzgebung  ausgeschlossen. 

7.  Gemeinnützige  Bestrebungen.  Wenn 
auch  die  Konsumvereine  an  und  für  sich 
gemeinnützig  nur  in  dem  Sinne  sind,  dass 
ihr  Wirken  weiten  Kreisen  zum  Vorteil  ge- 
reicht, so  haben  sie  es  doch  vielfach  als 
ihre  besondere  Aufgabe  angesehen,  aus  den 
üeberschüssen  Zuwendungen  zu  gemein- 
nützigen und  insbesondere  zu  Bildungs- 
Zwecken  zu  machen.  Eine  hervorragende 
Stellung  nehmen  in  dieser  Beziehung  die 
englischen  Konsumvereine  ein , die  fast 
durchweg  im  Statut  die  Bestimmung  haben, 
dass  2*  ->°  o des  Gewinnes  Bildungszwecken 
zu  überweisen  sind.  Bibliotheken,  Lese- 
zimmer, Waisenhäuser,  ja  Rettungsboote  sind 
in  England  von  den  Vereinen  in  reichster 
AVeise  gespendet.  Auch  seitens  vieler 
deutscher  Vereine  sind  erhebliche  Aufwen- 
dungen für  Bildungs-  und  wohlthätige 
Zwecke  gemacht. 

8.  Die  K.  und  der  Zwischenhandel. 

Die  Gegner  der  Konsumvereine  suchen 
deren  Bedeutung  herabzu  würdigen  und 
weisen  gleichzeitig  auf  die  Bedenken  hin, 
die  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus 
eine  weitere  ATerbreitung  der  Konsumver- 
eine hervormfen  soll : ein  völliges  Zurüek- 
treten  des  Zwischenhandels  soll  die  Folge 
sein.  Die  wirtschaftliche  und  sittliche  Be- 
deutung der  Konsumvereine  aber  wird  nur 
von  den  Kreisen  bestritten,  deren  persönliche 
Interessen  durch  diese  Genossenschaften 
geschädigt  werden  oder  die  aus  anderen 
Gründen  sich  für  verpflichtet  halten,  für  die 
Händler  einzutreten.  Es  muss  mm  freilich 
zugegeben  werden,  dass  die  Zwischenhänd- 
ler zum  Teil  durch  die  Konsumvereine  ge- 
schädigt werden,  aber  mehr  noch  ist  dies 
der  Fall  durch  die  eigene  Konkurrenz  der 
Händler  selbst,  wie  durch  leichtfertige  Er- 
öffnung der  Geschäfte,  durch  mangelhafte 
AVarenkenntnis,  durch  Fehlen  des  erforder- 
lichen Betriebskapitals.  Die  zahllosen  Gc- 
schäftseröffnungen  haben  für  die  meisten 
Geschäfte  eine  derartige  Teilung  der  Ein- 
nahmen und  Schmälerung  des  Umsatzes  zur 
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Folge,  dass  sie  bereits  bei  der  Gründung 
den  Todeskeim  in  sich  tragen.  Die  Kon- 
kurrenz wirkt  unter  den  Zwischenhändlern 
weniger  auf  Heruntergehen  mit  den  Preisen 
oder  Verbesserung  der  Waren  als  auf  Ver- 
minderung des  Umsatzes.  Einmal  fehlt  es 
an  den  gleichberechtigten  Parteien  l«ei 
Zwischenhändlern  und  Käufern,  um  die 
Konkurrenz  hier  in  der  sonst  durch  Ange- 
lx»t  und  Nachfrage  üblichen  Weise  wirken 
zu  lassen;  dann  aber  verhindert  die  infolge 
der  zahllosen  Geschäfte  eintretende  Zer- 
splitterung der  Einnahmen  das  Herunter- 
gehen der  Preise,  da  doch  ein  Verdienst 
notwendig  ist.  um  das  Geschäft  halten  zu 
können,  und  dieser  Verdienst  um  so  grösser 
sein  muss,  je  geringer  der  Umsatz,  ist.  Der 
Zwischenhandel  krankt  an  seinen  eigenen 
Verhältnissen,  und  da  muss  er  vielfach  den 
gesunden  wirtschaftlichen  Einrichtungen  des 
Konsumvereins  unterliegen.  Lange  Zeit 
pflegte  man  das  l'ebergewicht  des  letzteren 
auf  Privilegien,  Steuerfreiheit  etc.  zurückzu- 
führen; solcher  Privilegien  haben  sieh  die 
Konsumvereine  nie  erfreut  — heute  nun 
stehen  sie  schlechter  als  die  Gewerbetrei- 
benden, denn  sie  sind  den  gleichen  Steuern 
und  Lasten  wie  diese  unterworfen,  sind 
ihnen  in  der  Gewerbeordnung  mit  deren 
Beschränkungen  gleichgestellt,  es  ist  ihnen 
aber  die  Freiheit  der  Gewerbetreibenden, 
an  jedermann  zu  verkaufen,  genommen.  Die 
Händler,  welche  die  Vereine  durch  gesetz- 
liche Massnahmen,  wenn  auch  nur  mittelbar 
zwingen  möchten,  die  sogenannte  Dividen- 
den Verteilung  — in  der  sie  wohl  aus  Un- 
kenntnis über  den  wahren  Wert  nur  ein 
Lockmittel  zu  sehen  glauben  — aufzugeben, 
verkennen  völlig  die  Lage,  denn  der  Kon- 
sumverein, der  möglichst  billig  — ohne 
Rücksicht  auf  Erzielung  von  Ucborschüssen 
— verkauft,  ist  der  viel  gefährlichere  Kon- 
kurrent. Den  Konsumvereinen  die  Vertei- 
lung von  Dividenden  verbieten,  würde  eine 
schwere  sozialpolitische  Schädigung  dieser 
Genossenschaften  bedeuten,  dem  Händler 
aber  auch  nicht  den  geringsten  Nutzen, 
wohl  aber  erheblichen  Schaden  bringen.  I 
Auch  rechtlich  würde  ein  solches  Verbot ! 
gar  nicht  zu  begründen  sein.  Dieses  Ver- 
langen wird  noch  übertroffen  durch  die  j 
Forderung  der  Händler,  dass  ein  Konsum- 
verein nur  mit  behördlicher  Genehmigung ! 
soll  errichtet  werden  dürfen  und  diese  dann 
nur  bei  dem  Vorhandensein  eines  Bedürf- 
nisses erteilt  werden  soll.  Die  Konsequenz 
einer  solchen  gesetzlichen  Bestimmung 
müsste  die  Wiederherstellung  der  Zwangs-  j 
und  Bannrechte  zu  Gunsten  der  Klein- 
händler mit  Lebensmitteln  sein  — das  Ver- 
bot des  Versandes  von  Packoten,  des  Ein- 
kaufs an  anderen  Orten,  des  direkten  Bezugs 
bei  den  Fabrikanten,  den  Landwirten  u.  s.  w. 


Treffend  ist  die  Agitation  der  Händler  gegen 
die  Konsumvereine  von  der  KonuniÄsdon, 
die  die  Handelskammerkonferenz  des  Jahres 
eingesetzt  hatte,  mit  den  Worten  ge- 
kennzeichnet : dass  die  Agitation  inehr  mit 
Behauptungen  als  mit  Beweisen  arbeite, 
mehr  der  Empfindung  als  genauer  Erkennt- 
nis der  Dinge  entspringe. 

Die  Macht  der  Konsumvereine  liegt  in 
der  Natur  der  Verhältnisse,  sie  sind  ein 
Kind  der  Gewerbefreiheit,  wie  diese  aus  der 
Dienst barmachung  der  Naturkräfte,  der  Ein- 
führung der  Maschinen  hervorgehen  musste. 
Der  Begüterte  überspringt  vielfach  die 
Zwischenhändler  und  bezieht  die  Waren 
direkt  von  dem  Produzenten,  der  Unbe- 
mittelte. der  nur  in  kleinsten  Bezügen  kaufen 
kann,  ist  für  seine  Person  hierzu  nicht  im 
stände,  er  ist  auf  den  Kleinhändler  ange- 
wiesen, bei  dom  er  die  Ware  teurer  bezah- 
len muss  und  in  geringerer  Qualität  erhält, 
als  wenn  ihm  grössere  Bezugsquellen  zu 
Gebote  stehen.  Ganz  natürlich  ergiebt  sich 
hieraus  gemeinschaftlicher  Warenbezug,  der 
auch  dem  Unbemittelten  alle  Vorteile  des 
Grossbezugs  bietet. 

Der  Schädigung  einiger  Händler  steht 
auf  der  anderen  Seite  die  wirtschaftliche 
Festigung  tausender  Familien  gegen ü! »er,  die 
dem  Staate  reichlich  den  Au>fall  jener 
Steuerzahler  ersetzen,  wenn  denn  ein  sol- 
cher Gesichtspunkt  überhaupt  entscheidend 
sein  soll.  Ob  je  der  Konsumverein  ganz  an 
Stell«?  des  Handels  treten  wird?  wir  glauben 
es  ebensowenig,  wie  dass  je'Produktiori  und 
Handel  genossenschaftlich  organisiert  sein 
werden.  Die  Konkurrenz  — das  Leiten  — 
lässt  sieh  nur  gewaltsam  beseitigen.  Der 
Konsumverein  allein  wird  nie  «len  gesamten 
Zwischenhandel  in  sich  aufsaugen,  aber  er 
wird  es  dahin  bringen,  dass  derselbe  nur 
in  den  Händen  leistungsfähiger  tüchtiger 
Personen  verbleibt,  und  das  wird  oiu  volks- 
wirtschaftlicher Nutzen  sein.  Und  sollte 
doch  der  Konsumverein  bestimmt  sein,  an 
die  Stelle  des  Zwischenhändlers  zu  treten, 
so  kann  dies  nur  auf  Grund  d«?r  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  geschehen,  und  diese 
lässt  sieh  durch  Gesetze  wohl  erschweren, 
aber  nicht  auf  <lie  Dauer  verhindern,  denn 
sie  ist  stärker  als  alle  Gesetze  (vgl.  auch 
oben  Bd.  III  S.  747). 

ü.  Eigene  Produktion  und  Lieferan- 
ten vertrage.  Benin  ton  Konsum  vereine. 

Seitens  der  Konsumvereine  werden  vielfach 
auch  Waren  selbst  hergestellt ; besonders  in 
England  sind  viele  Fabriken  im  Bt'sitze  der 
Konsumvereine,  und  einige  Vereine  betrei- 
ben sogar  Landwirtschaft.  In  Deutschland 
wird  seitens  einer  Anzahl  von  Konsumver- 
einen Bäckerei  betrieben,  auf  andere  Artikel 
ist  die  Produktion  bisher  selten  ausgedehnt; 
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schlechte  Erfahrungen  sind  mit  der  Auf- 
nahme clor  Schlächterei  gemacht. 

Ein  grosser  Teil  der  Konsumvereine 
sehliesst  sogenannte  Lieferantenvertrüge  ah, 
durch  "welche  Geschäftsleute  verpflichtet 
werden,  Mitgliedern  des  Vereins  Rabatt  zu 
gewähren.  Ausschliesslich  auf  diese  Art  des 
Geschäftsbetriebes  beschränken  sich  die  so- 
genannten Markenkonsumvereine,  die  fast 
ohne  jede  wirtschaftliche  Bedeutung  sind 
und  fies  genossenschaftlichen  Charakters 
entbehren.  — Durch  die  Novelle  von  1896 
ist  dieser  Verkehr  erschwert. 

Zu  den  Konsumvereinen  zu  rechnen  sind 
in  gewissem  Sinne  auch  die  im  alleinigen 
Interesse  von  Konsumenten  betriebenen 
Produktivgenossenschaften,  es  kommen  hier 
hauptsächlich  Bäckereien  in  Betracht.  — 
Endlich  sind  noch  die  sogenannten  Beamten- 
konsumvereine zu  erwähnen;  dieselben  be- 
schränken sich  entweder  lokal  auf  bestimmte 
Beamten k lassen  oder  dienen  ganz  allgemein 
den  unmittelbaren  und  mittelbaren  Beamten 
des  Staates.  Die  grossen  Beamten-(l»czw. 
Militär-)Konsum vereine  in  London,  Berlin 
und  Paris  sind  nicht  nach  dem  oben  ge- 
schilderten Rochdale-Plan  errichtet,  sondern 
verkaufen  zu  billigsten  Preisen;  an  dem 
Ueberschuss  nimmt  nur  das  Kapital  teil, 
oder  er  wird,  wie  in  Berlin,  zum  grössten 
Teil  zu  ausserhalb  des  Konsumvereins  lie- 
genden Zwecken  zurückgelegt.  Es  ist  dies 
der  sogenannte  Civil  -Service-  Plan , zum 
Unterschiede  von  dem  Rochdale-Plan.  Diese 
Vereine  entbehren  der  wichtigsten  charakte- 
ristischen Merkmale  der  Genossenschaften, 
sie  haben  auch,  wie  z.  B.  die  in  Berlin, 
nicht  einmal  die  Rechtsform  der  Genossen- 
schaft gewählt.  Ihre  Bedeutung  beruht 
wesentlich  auf  der  Verwirklichung  des 
Satzes:  grosser  Umsatz,  kleiner  Nutzen. 

In  Rom  ist  ein  Militärkonsumverein  nach 
genossenschaftlichen  Grundsätzen  errichtet: 


Verkauf  zu  Tagespreisen  und  Verteilung  der 
Uebersehüsse  nach  dem  Warenbezüge  der 
Mitglieder.  Es  verdient  dieses  System  ent- 
schieden den  Vorzug.  — 

10.  Gemeinschaftlicher  Einkauf.  Die 
Krönung  des  Konsumvereinswesens  ist  der 
gemeinschaftliche  Einkauf  der  Konsumver- 
eine. Ein  grosses  Hindernis  für  die  Grün- 
dung von  Konsumvereinen  und  die  Leitung 
kleiner  Vereine  liegt  in  den  Schwierigkeiten, 
gute  Bezugsquellen  zu  gewinnen,  zumal  es 
<ieu  Leitern  in  der  ersten  Zeit  ganz  natur- 
gemäss  an  der  nötigen  Warenkenntnis  fehlt, 
und  doch  hängt  das  Gedeihen  wesentlich 
von  dem  guten  Einkauf  ab.  Was  der  Kon- 
sumverein für  die  Konsumenten,  bedeutet 
vielfach  der  gemeinschaftliche  Einkauf  für 
die  Konsumvereine;  als  die  wesentlichsten 
Erfolge  ergeben  sich:  möglichste  Sicherheit 
für  Erlangung  preiswerter,  unverfälschter 
Waren,  Gewinnung  der  Vorteile  dos  Gross- 
bezugs auch  für  die  kleinsten  Vereine,  Teil- 
nahme an  jeder  Verbilligung  der  Waren 
auf  dem  Weltmärkte,  Erleichterung  der 
Gründung  neuer  Vereine.  England  und 
Schottland  besitzen  Grosseinkaufsgeuossen- 
schaften  von  Bedeutung,  die  auch  auf  dem 
Weltmärkte  eine  achtunggebietende  Stel- 
lung einnehmen.  In  dem  letzten  Jahrzehnt 
sind  solche  Grosseinkaufsgesellschaften  in 
Deutschland,  Frankreich,  Holland,  Belgien 
und  in  der  Schweiz  gegründet. 

11.  Statistische  Mitteilungen.  Umfang- 
reiche statistische  Mitteilungen  enthielt  der 
Artikel  Konsumvereine  in  der  ersten  Auf- 
lage dieses  Werkes ; indem  auf  jene  und  auf 
die  statistischen  Mitteilungen  zu  dem  Ar- 
tikel Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften oben  Bd.  1 1 1 S.  734  ff.  Be- 
zug genommen  wird,  mögen  nachstehend  einige 
Angaben  folgen,  die  den  gegenwärtigen  Stand 
des  Konsumvereinswesens  in  den  einzelnen 
Staaten  veranschaulichen : 


a)  England. 
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Der  Grosseinkaufsgesellschaft  zu  Man- 
chester gehörten  im  Jahre  1898  1063  Ge- 
nossenschaften an.  Der  Umsatz  betrug 
271494960  Mark,  der  Reingewinn  5368900 
Mark ; der  Grosseinkaufsgesellschaft  zu 


Glasgow  gehörten  im  Jahre  1898  288  Ge- 
nossenschaften an.  Der  Umsatz  betrug 
93846600  Mark,  der  Reingewinn  3542660 
Mark. 
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b)  Deutschland. 
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Unter  379708  Mitgliedern  befanden  sich  j den  »ursprünglichen  Kalimen«  auch  in  dem 
bei  192  Vereinen  11138  Fabrikarbeiter,  letzten  Jahre  nicht  hinaus  gegangen  sind, 
Gehilfen,  28079  untere  Beamte,  -11692  vielmehr  nach  wie  vor  zum  allergrössten 
Handwerker;  wir  finden  in  diesen  Zahlen  Teil  den  unbemittelten  Kreisen  dienen, 
den  Beweis,  dass  die  Konsumvereine  über 


c)  Oesterreich. 
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d)  Italien.  Eine  neuere  Statistik  über 
die  Geschäftsresultate  der  Konsum  vereine 
soll  für  die  Ausstellung  der  italienischen  Ge- 
nossenschaften in  Paris  in  Vorbereitung  sein. 
Eine  Statistik  über  die  Gesehüflsergebnisse 
fehlt  bisher  (vgl.  die  statistischen  Angaben 
bei  dem  Artikel  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaft sgenosscnschafton  a.  a.  0.). 

e)  Frankreich.  An  einer  allgemeinen 
Statistik  fehlt  es  auch  hier.  Es  bestehen 
in  Frankreich  1450  Konsum  vereine,  darunter 
etwa  600  Genossenschaftshflckereien  der  Kon- 
sumenten. »Zur  Zeit  hat  die  Konsumvereins- 
bewegung den  Wind  in  ihren  Segeln.  Die 
Sozialisten  beschreiten  den  genossenschaft- 
lichen Weg.«  (Professor  Charles  Gide  in 
seinem  Bericht  auf  dem  4.  Kongress  des 
Internationalen  Genossenschaftsverbandes, 
Paris,  1900). 

f)  Belgien.  Es  fehlt,  eine  Statistik. 
Nach  dem  Alinanach  des  coojuSrateurs 
beiges  für  1900  sind  in  der  Zeit  vom 
1.  Oktober  1898  bis  30.  September  1899 
40  Konsumvereine  gegründet;  123  Konsum- 
vereine gehören  dem  1898  gegründeten  Ver- 
bände an.1)  Die  bedeutendsten  Konsumvereine 
sind  der  Yooruit,  das  Maison  du  peuple 
zu  Brüssel,  die  Populaire  zu  Lüttich  (es  sind 
dies  sozialistische  Konsumvereine). 

g)  Holland.  Nach  dem  Jahrbuch  des 


')  Nach  dem  Bericht  von  Alfred  Micha  auf 
dem  4.  Kongress  des  Internationalen  Genossen- 
Schafts  Verbundes  in  Paris,  1900. 


Niederländischen  Genossensehaftsverbandes 
für  1900  bestehen  in  Holland  72  Konsum- 
vereine. Eine  umfassende  Statistik  ist  nicht 
vorhanden.  Von  21  zum  »Jahrbuch«  be- 
richtenden Konsumvereinen  ist  der  Konsum- 
verein der  Vereinigung  »Eigen  IIulp«  ini 
Haag  der  bedeutendste;  er  hat  6145  Mit- 
glieder und  verkaufte  au  Mitglieder  und 
Nichtmitglieder  im  Jahre  1898  für  2017  215 
Mark  Waren. 

h)  Schweiz.  Die  Schweiz  hat  in  den 
letzten  Jahren  erhebliche  Fortschritte  zu 
verzeichnen.  Am  1.  Januar  19UO  bestanden 
daselbst  344  Konsumvereine,  davou  272  als 
Genossenschaften,  05  als  Aktiengesellschaften ; 
1898  bestanden  290  Konsumvereine  mit 
91 199  Mitgliedern  — die  344  Konsumver- 
eine am  1.  Januar  1900  hatten  117493  Mit- 
glieder. Bei  rund  300  Konsumvereinen 
wurde  der  Umsatz  auf  45889135  Francs 
festgestellt.  Am  entwickeltsten  ist  das 
Konsnmvcreinswesen  in  den  Kantonen  Zü- 
rich, Basel-Stadt  und  St.  Gallen. 

i)  Russland.  In  der  Zeit  von  1865  bis 
zum  0.  Mai  1897  waren  die  Statuten  von 
483  Konsumvereinen  durch  die  Behörde  ge- 
nehmigt. Im  Jahre  1895  lagen  von  119 
Konsumvereinen  Rechenschaftsberichte  vor, 
freilich  sehr  unvollkommene.  112  Konsum- 
vereine hatten  ein  Anteilkapital  von  2228544 
Rubel,  Reserven  von  372  987  Rubel;  der 
Reingewinn  betrug  74292U  Rubel,  der 
Warenbestand  belief  sieh  auf  2984806 
Rubel;  auf  Kredit  waren  von  den  Mitglie- 
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♦lern  entnommen  für  1859175  Rubel 
'W'o.ren ! In  einer  Notiz  des  St.  Petersburger 
li*3roId  von  1899  heisst  es:  > Unsere  Kon- 

surn vereine  prosperieren  durchweg  wenig.« 

k)  Schweden.  Am  31.  Mai  1898  be- 
standen (38  Konsumvereine,  eine  Statistik 
f«>l  llt. 

l^itterutlir:  Vgl.  die  Angaben  zu  dem  Artikel 
JEnrcrbs-  und  lVirtschaft*geno*$cn • 
sc  haften  <».  a.  O.  S.  7 SS ff. ; ferner  Soziale 
Verwaltung  in  Oesterreich  am  Ende  des 
19.  Jahrhunderts  (l Vien  und  Leipzig  1900)  und 
Bert  chte,  erstattet  auf  dem  Kongress  des 
internationalen  Genossensrhaftsrerbandcs,  Paris 
1900,  die  für  die  vorstehende  Statistik  nur  zum 
Teil  noch  Vcrieeudnng  finden  konnten. 

Hans  Präger. 


Kontinentalsperre. 

Die  Kontinentalsperre  war  eine  ausser- 
gewöhn  liehe  K riegsmassregel  Napoleons  gegen 
England,  die  in  erster  Linie  einen  rein  po- 
litischen Zweck  verfolgte  und  daher  auch 
nur  im  Zusammenhang  mit  den  politischen 
Zeitereignissen  richtig  beurteilt  worden  kann. 
An  dieser  Stelle  müssen  wir  uns  daher  da- 
mit begnügen,  die  wichtigsten  handeis-  und 
wirtschaftspolitischen  Thatsachen  derselben 
kurz  zusammenzufassen.  Der  handelspoli- 
tische Krieg  Frankreichs  gegen  England  war 
schon  durch  das  Dekret  des  Konvents  vom 
1.  März  1793  eröffnet  worden,  das  die  Ein- 
fuhr vieler  Fabrikate,  die  fast  ausschliesslich 
ans  England  zu  kommen  pflegten , aus- 
drücklich und  ausserdem  allgemein  die  Ein- 
fuhr von  Fabrikaten  jeder  Art  verbot,  die 
nicht  nachweislich  aus  Staaten  stammten, 
mit  denen  Frankreich  in  Frieden  lebte. 
Diese  Verbote  wurden  noch  verschärft  durch 
das  Dekret  vom  18.  Vendemaire  II  und 
auch  unter  dein  Direktorium  in  dem  G.  v. 
10.  Hrumaire  V,  der  Grundlage  des  bis  180t) 
aufrecht  erhaltenen  französischen  Prohibitiv- 
systems, der  Hauptsache  nach  1 »eibehalten. 
Daher  blieben  auch  nach  dem  Frieden  von 
Amiens  viele  wichtige  englische  Waren  von 
der  Einfuhr  nach  Frankreich  ausgeschlossen, 
was  jedenfalls  zu  der  Beschleunigung  des 
Wiederausbruches  des  Krieges  mit  bei- 
getragen hat.  Mit  dem  Kriege  erneuerten 
sich  aber  auch  die  Beschwerden  der  neu- 
tralen Staaten  über  die  »Rechte«,  die  Eng- 
land lediglich  auf  Grund  seiner  maritimen 
rebermaeht  sich  auf  der  See  den  neutralen 
Schiffen  gegenüber  zuschrieb.  Im  Jahre 
1798  hatte  die  britische  Regierung  aller- 
dings das  Zugeständnis  gemacht,  dass  neu- 
trale Schiffe  Erzeugnisse  der  Kolonieen  eines 
feindlichen  Landes  direkt  nach  einem  Hafen 
Grossbritanniens  oder  des  Heimatlandes  des 
Schiffes  führen  dürften,  und  diese  Regel 


wurde  auch  1803  wieder  aufgestellt.  Der 
ausgedehnte  Handel,  den  namentlich  die 
amerikanischen  Schiffe  mit  Produkten  der 
französischen  und  spanischen  Kolonieen 
Westindiens  nach  den  englischen  Häfen  ver- 
mitteln konnten,  erregte  alter  die  Eifersucht 
der  Engländer,  und  bald  gingen  die  Ameri- 
kaner auch  über  die  ihnen  zugestandene 
Berechtigung  hinaus,  indem  sie  auch  nach 
Frankreich  und  Holland  Waren  aus  den 
Kolonieen  dieser  Länder  einführten.  Dies 
veranlasstc  nun  die  britische  Regierung  zu 
einem  unberechtigten  Uebcrgriff,  indem  sie 
im  Mai  1806  mittelst  einer  Geheimerats- 
verordnung für  die  ganze  Küstenstrecke  von 
Brest  bis  zur  Elbe  den  Blockadezustand  er- 
klärte, obwohl  nur  die  Strecke  von  der 
Seineinündung  bis  Ostende  wirklich  blockiert 
war.  Napoleon,  der  schon  mittelst  des 
Dekrets  vom  22.  Februar  1800  weitere,  be- 
sonders auf  englische  Waren  berechnete 
Einfuhrverbote  erlassen  hatte,  benutzte  nun 
jenes  Vorgehen  der  Engländer  als  Ver- 
anlassung, um  seinerseits  einen  llauptscidng 
gegen  den  verhassten  Gegner  zu  führen, 
wobei  er  freilich  die  herkömmlichen  völker- 
rechtlichen Anschauungen  noch  rücksichts- 
loser missachtete*  als  England.  In  dem 
Berliner  Dekret  vom  21.  November  1806 
wirft  er  der  britischen  Regierung  ausser 
jener  widerrechtlichen  Blockadeerklärung 
noch  eine  lange  Reihe  von  anderen  Ver- 
letzungen des  Völkerrechts  vor,  bezeichnet 
das  Verfahren  Englands  als  würdig  der 
ersten  Zeiten  der  Barbarei  und  erklärt  es 
für  ein  natürliches  Recht,  »dem  Feinde  mit 
den  Waffen  entgegenzutreten,  die  er  selbst 
anwende,  wenn  er  jede  Idee  der  Gerechtig- 
keit. und  alle  anständigen  Empfindungen,  die 
Früchte  der  menschlichen  Civiljsatiou,  ausser 
acht  lasse«  : und  nach  dieser  pomphaften 
und  schwülstigen  Einleitung  wird  dekretiert: 
die  britischen  Inseln  sind  in  Blockadezustand 
erklärt:  aller  Verkehr  und  aller  Briefwechsel 
mit  ihnen  ist  verboten;  jeder  englische 
Unterthan,  der  sich  in  einem  von  den 
Trupjton  Frankreichs  oder  seiner 'Verbündeten 
besetzten  Gebiete  befindet,  wird  Kriegs- 
gefangener: alle  Vorräte  und  Waren,  die 
englischen  Unterthanen  gehören,  überhaupt 
alles  Eigentum  derselben  wird  für  gute 
Prise  erklärt;  die  Hälfte  des  Ertrags  dieser 
Konfiskation  soll  zur  Entschädigung  der 
Kaufleute  für  die  ihnen  durch  die  englischen 
Schiffe  verursachten  Verluste  dienen : Schiffe, 
die  direkt  aus  England  oder  einer  englischen 
Kolonie  kommen  oder  nach  Erlass  dieses 
Dekrets  dort  gewesen  sind,  sollen  in  keinem 
Hafen  aufgenommen  und  bei  dem  Versuche, 
diese  Bestimmung  durch  falsche  Deklarationen 
zu  umgehen,  konfisziert  werden:  dieses 
Dekret  soll  den  Königen  von  Spanien.  Neapel, 
Holland.  Etruriou  und  den  übrigen  Alliierten 
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Frankreichs , »deren  Unterthanen  ebenfalls] 
Opfer  der  Ungerechtigkeit  und  Barbarei  der 
englischen  Seegesetzgebung  sind«,  mitgeteilt 
werden,  d.  h.  es  soll  in  allen  von  Frankreich 
abhängigen  Staaten  zur  Ausführung  gebracht 
werden.  Gerade  diese  Ausdehnung  der 
Sperre  auf  einen  immer  mehr  zunehmenden 
Teil  des  europäischen  Kontinents  war  das 
Wesentliche  des  Napolconisehen  Biesen- 
planes , der  den  Handel  und  den  Reichtum 
und  damit  auch  die  politische  Macht  Eng- 
lands an  der  Wurzel  vernichten  sollte.  Im 
Tilsiter  Frieden  mussten  Preussen  und  Russ- 
land beitreten : Dänemark  schloss  sich  am 
31.  Oktober  1S07  an.  Portugal  wurde  eben- 
falls zum  Beitritt  genötigt,  doch  hatte  dies, 
ebenso  wie  der  Anschluss  Spaniens,  wegen 
der  Kahl  folgenden  kriegerischen  Fortschritte 
der  Engländer  auf  der  pyrenäisclien  Halb- 
insel und  wegen  des  spanischen  Aufstandes  ’ 
wenig  praktische  Bedeutung.  Oesterreich 
musste  das  Kontinentalsystem  definitiv  im 
Frieden  von  1809  annehmeu.  Schweden 
trat  mit  einigen  Vorbehalten  bei,  die  es 
1810  aufgeben  musste.  Aber  die  bloss  ver- ! 
tragsmässige  Unterstützung  seines  Unter- 
nehmen genügte  Napoleon  nicht,  er  suchte 
sieh  soweit  wie  möglich  unmittelbar  in  den 
Besitz  der  wichtigsten  Häfen  und  Küsten- 
strecken zu  setzen.  So  wurden  Holland,  die  , 
deutschen  Nordsecküstenländer,  verschiedene  j 
Gebietsteile  in  Italien  im  Interesse  der 
strengeren  Handhabung  der  Kontinental* 
sperre  annektiert,  und  zu  demselben  Zwecke 
musste  Oesterreich  die  sogenannten  illyrischen 
Provinzen  abtreten. 

Mittlerweile  war  indes  auch  England 
nicht  unthätig  geblieben,  und  die  Sperre 
hatte  durch  weitere  Massrcgoln  von  beiden 
Seiten  noch  eine  bedeutende  Verschärfung 
erhalten.  Auf  das  Berliner  Dekret  antwortete 
die  britische  Regierung  mit  einer  Gchcime- 
ratsverordnung  vom  7.  Januar  1807,  nach 
welcher  fortan  keinem  Schiffe  gestattet  sein 
sollte,  von  einem  feindlichen  oder  für  Eng- 
land verschlossenen  Hafen  zu  einem  anderen 
dieser  Art  zu  fahren ; jedes  neutrale  Schiff, 
das  in  dieser  Absicht  aus  einem  solchen 
Hafen  käme , sollte  von  den  englischen 
Kriegsschiffen  und  Kapern  verwarnt  werden, 
und  wenn  es  trotzdem  die  verbotene  Fahrt 
fortsetze,  für  gute  Prise  erklärt  werden. 
Napoleon  Hess  darauf  Hamburg  besetzen 
und  die  dort  vorhandenen  englischen  Waren 
konfiszieren.  Eine  britische  Geheimerats- 
verordnnng  vom  11.  November  1807  erklärte 
dann  alle  Häfen  Frankreichs  und  der  an  der 
Kontinentalsperre  beteiligten  Staaten  für 
blockiert,  und  alle  dorthin  bestimmten  Schiffe 
sollten  sich  einer  Untersuchung  durch  bri- 
tische Kreuzer  auf  einer  britischen  Station 
unterwerfen  und  eine  bestimmte  Taxe  be-j 
zahlen.  Napoleon,  der  bereits,  bevor  er  l 


Kenntnis  von  dieser  Verordnung  erhalten, 
durch  ein  aus  Mailand  vom  23.  November 
1807  datiertes  Dekret  verschiedene  weitere 
Verschärfungen  der  Sperrmassregeln  un- 
geordnet hatte,  erliess  dann  unter  dem 
17.  November  1807  das  zweite  Mailänder 
Dekret,  in  welchem  er  nach  einer  in  seinem 
heftigsten  Deklamationsstil  gehaltenen  Ein- 
leitung verfügte,  dass  jedes  Schiff,  das  sieh 
einer  der  von  England  vorgescliriebencn 
Massrogel  unterwerte,  dadurch  seine  Na- 
tionalität verliere,  zu  englischem  Eigentum 
werde  und  als  solches  in  den  Häfen  Frank- 
reichs und  seiner  Verbündeten  unrl  von  den 
französischen  Kreuzern  zu  konfiszieren  sei. 
Jedes  Schiff,  gleichviel  von  welcher  Natio- 
nalität. das  aus  einem  Hafen  Englands,  einer 
englischen  Kolonie  oder  eines  von  englischen 
Truppen  besetzten  Landes  komme  oder  nach 
einem  solchen  bestimmt  sei.  wird  für  gute 
Prise  erklärt.  Diese  Bestimmungen  sollten 
ausser  Kraft  treten,  wenn  England  wieder 
zu  den  Principien  des  Völkerrechts  zurück- 
gekehrt  sei,  die  zugleich  die  der  Gerechtig- 
keit und  Ehre  seien«.  England  Hess  sich 
aber  erst  durch  die  drohende  Haltung 
Amerikas  bestimmen,  mittelst  der  Geheime- 
ratsverordnung  vom  20.  April  1809  einen 
Schritt  rückwärts  zu  thun,  indem  es  die 
Bestimmungen  von  1807  für  die  amerika- 
nischen Schiffe  aufhoh,  im  übrigen  aber  die 
allgemeine  Blockade  Frankreichs  und  Hollands 
und  ihrer  Kolonicen  und  Nebenländer  auf- 
recht erhielt.  Die  Einfuhr  von  Kolonial- 
waren durch  amerikanische  Schiffe  nach 
dem  europäischen  Kontinent  wurde  somit 
wieder  erleichtert , aber  dies  entsprach 
keineswegs  den  Wünschen  Najwleons,  wenn 
er  sich  auch  ebenfalls  äusscrlich  nachgiebig 
gegen  die  Amerikaner  zeigte.  Bei  der  wirt- 
schaftlichen Kurzsichtigkeit  seines  gewalt- 
tätigen Charakters  hielt  er  cs  für  möglich. 
Frankreich  und  dessen  Vasallen  länder  dauernd 
wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
von  den  Kolonialerzeugnissen  unabhängig  zu 
machen  und  die  Bevölkerung  an  europäische 
Ersatzmittel  derselben  zu  gewöhnen.  Damit 
wäre  allerdings  die  Vernichtung  des  Ucber- 
gewichtes  Englands  endgiltig  erreicht  worden. 
Namentlich  beschäftigte  Napoleon  sich  mit 
dem  Gedanken,  dem  Flachs  wieder  den  Vor- 
rang vor  der  Baumwolle  zu  verschaffen  und 
im  übrigen  den  Anbau  der  letzteren  im 
südlichen  Europa  einzubürgern ; sollte  aber 
dies  nicht  gelingen,  so  war  er,  wie  er  später 
auf  St.  Helena  erklärte,  entschlossen , die 
Baumwolleinfuhr  gänzlich  zu  verbieten.  Zu- 
nächst  beschloss  er  nun,  den  amerikanischen 
Schiffen  zwar  eine  begünstigte  Ausnahme- 
stellung zu  gewähren,  aber  die  überseeischen 
Kolonialprodukte,  deren  Herkunft  häufig  gar 
nicht  festgestellt  werden  konnte,  allgemein 
mit  enormen  Zöllen  zu  belasten.  Die  Baum- 
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wolle,  die  schon  1S06  mit  einem  Zolle  von 
OG  Francs  (mit  Einschluss  des  Kriegszehntels) 
für  1UO  kg.  belegt  worden  war,  wurde  durch 
das  Dekret  vom  5.  Oktober  181t)  (den  so- 
genannten Tarif  von  Trianon)  bei  über- 
seeischer Herkunft  mit  6ü0  bis  880  Francs 
l*elastet.  Nur  die  aus  den  französischen 
Kolonieen  stammende  Baumwolle  sollte  bei 
»ler  Einfuhr  auf  französischen  oder  hollän- 
dischen Schiffen  frei  bleiben , bei  der  Ein- 
fuhr auf  amerikanischen  Schiffen  aber  nur 
ein  Viertel  des  sonst  geltenden  Zollsatzes 
entrichten.  Die  Baumwollerzeugung  in  diesen 
Kolonieen  war  indes  nur  sehr  unbedeutend. 
Für  die  Baumwolle  aus  der  Levante  sollte 
der  Zoll  bei  Seeeinfuhr  440,  bei  Laudcinfuhr 
über  Köln  oder  Strassburg  220  Francs  be- 
tragen. Am  meisten  aber  war  die  aus 
Neapel  begünstigt,  für  welche  der  Zoll  an- 
fangs auf  132  Francs  festgesetzt,  nach  einigen 
Monaten  alter  auf  192  Francs  erhöht  wurde. 
Dasselbe  Dekret  besteuerte  den  gewöhn- 
lichen Rohzucker  mit  330  Francs  für  100  kg, 
mit  einer  nachträglichen  praktisch  bedeu- 
tungslosen Ausnahme  zu  dunsten  der  Er- 
zeugnisse der  französischen  Kolonieen.  Die 
Einfuhr  von  raffiniertem  Zucker  war  schon 
seit  1803  wieder  verboten.  Der  Zoll  auf 
Kaffee  betrug  440  Francs,  der  auf  Kakao 
1100  Francs,  der  auf  Muskatnüsse  2200 
Francs  etc.  Die  Rheinbundsstaaten  und 
Preussen  (mittelst  eines  Patents  vom  10.  Ok- 
tober 1810)  mussten  ebenfalls  den  fran- 
zösischen entsprechende  Zollsätze  annehmen. 
Der  Kampf  gegen  den  Schmuggel  erreichte 
seinen  Höhepunkt  in  dem  Dekret  von 
Fontainebleau  vom  18.  Oktober  1810,  das 
besondere  »Cours  prevötales  des  douanes« 
einsetzte  und  alle  am  Schmuggel  Beteiligten 
mit  drakonischen  Strafen  bedrohte:  handelte 
es  sieh  um  die  Einschwärzung  verbotener 
Waren,  so  sollten  alle  Schuldigen  mit  zehn- 
jähriger Zwangsarbeit  und  Brandmarkung 
liestrnft  werden,  und  schon  die  Zolldefrau- 
»lation  bei  tarifierten  "Waren  zog  vierjährige 
Zwangsarbeit  nach  sich.  Die  konfiszierten 
verbotenen  Waren  aber  sollten  fortan  ver- 
brannt oder  auf  andere  Art  vernichtet 
werden,  eine  barbarische  Bestimmung,  die 
in  grossem  Umfange  auch  wirklich  aus- 
geführt wurde.  Auch  in  Preussen  fanden 
>oKhe  Verbrennungen  statt,  und  der  Ver- 
kauf der  hier  nach  dem  Verlangen  Frank- 
reichs konfiszierten  nicht  verbotenen  Waren 
ergab  14  Millionen  Francs,  die  auf  die  Kriegs- 
pntsehädignng  in  Anrechnung  gebracht 
wurden.  Die  Kontinentalsperre  bildete 
einen  Hauptanlass  zu  dem  Kriege  Napoleons 
gegen  Russland,  das  sich  der  Beobachtung 
derselben  mehr  und  mehr  zu  entzielmn  ge- 
bucht hatte.  Der  für  Frankreich  verhängnis- 
volle Ausgang  des  Feldzuges  gab  auch  das 
Signal  zu  dem  Zusammenbruche  des  Kon- 


tinentalsystems. Preussen  hob  dasselbe  auf 
durch  ein  Edikt  vom  20.  März  1813,  nach 
dem  »len  Schiffen  und  "Waren  aller  befreun- 
deten und  neutralen  Nationen  der  Eingang 
in  die  preussischen  Häfen  un»l  Länder  fort- 
an freistehen  sollte;  dagegen  sollte  allen 
französischen  Waren,  Rohprodukten  sowohl 
wie  Fabrikaten,  die  Einfuhr  jetzt  verboten 
sein,  der  sogenannte  Kontinentalimport  auf- 
gehoben und  ausser  der  Konsumtionsaccise 
nur  die  vor  der  Einführung  des  ersleren 
üblich  gewesene  raässige  Ein-  und  Durch- 
gangsabgabe erhoben  werden.  In  Frank- 
reich selbst  wurde  die  Sperre  gegen  Eng- 
land und  der  Tarif  von  1810  durch  eine 
Verordnung  des  Grafen  von  Artois  als 
Generalstatthalter  des  Königreichs  vom 
23.  April  1814  beseitigt. 

Ueber  d ie  vol  k s w irtscl  taf  tlichen  Wirk  ungen 
des  Kontinentalsystems  lässt  sich  kaum 
etwas  Bestimmtes  sagen,  da  der  gesamte 
Zustand  Europas  in  dieser  Periode  des  all- 
gemeinen Krieges  ein  abnormer  war  und 
Jäher  nicht  unterschieden  werden  kann,  was 
auf  Rechnung  des  Krieges  überhaupt  und 
auf  die  besondere  Rechnung  der  Kontinental- 
sperre zu  setzen  ist.  Dazu  kommt,  dass 
diese  keineswegs  effektiv  durchgeführt  wurde. 
Der  Schmuggel  war  im  grössten  Massstabe 
organisiert  und  übernahm  die  Einfuhr  ver- 
botener Waren  nach  dem  abgesperrten  Ge- 
biete gegen  feste  Prämien.  Helgoland, 
Jersey,  Malta,  Sardinien  und  Sicilien  lieferten 
den  Engländern  sichere  Stapel plätze  als 
Ausgangspunkte  für  den  Schleichhandel. 
Na|x>leon  selbst  erleichterte  gegen  seinen 
Willen  den  Schmuggel,  indem  er  den  fran- 
zösischen Schiffen  eine  Ermässigung  der 
Kolonialwaranzölle  gewährte  unter  der  Be- 
dingung, dass  sie  sich  gegen  Entrichtung 
einer  willkürlich  bestimmten  Taxe  eine 
Lizenz  verschafften  und  französische  Waren 
von  gleichem  Werte  wie  die  Rückfracht 
ausführten.  Aber  die  französischen  Erzeug- 
nisse waren  in  England  und  den  von  den 
Engländern  besetzten  Gebieten  sehr  schwer 
und  nur  auf  dem  Wege  »les  Schmuggels 
verkäuflich,  und  es  soll  daher  nicht  selten 
vorgekommen  sein,  dass  mit  Lizenzen  ver- 
sehene französische  Schiffe  vorzogen,  ihre 
Ausfuhrladung  einfach  ins  Meer  zu  werfen. 
Auch  England  gab  Lizenzen  aus,  die  nichts 
anderes  waren  als  Erlaubnisscheine  für  die 
Einschmuggelung  von  Kolonial  waren  und 
englischen  Fabrikaten  nach  dem  abgesperr- 
ten Kontinente.  Im  Jahre  1810  betrug  die 
Zahl  der  in  England  ausgestellten.  Lizenzen 
für  Ausfuhr  und  Einfuhr  über  18000. 

Der  Industrie  Frankreichs  und  der  indus- 
triell fortgeschrittenen  annektierten  Gebiete 
Belgiens  und  des  Rheinlandes  brachte  das 
Kontinentalsystem  natürlich  manche  Vorteile, 
da  es  ihr  nicht  nur  den  heimischen  Markt 
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vorbehielt,  sondern  auch  die  ihr  allein  ge- 
fährliche englische  Konkurrenz  von  den  übri- 
gen Kontinentalstaaten  ausschloss,  die  ihrer- 
seits die  französischen  'Waren  mit  niedrigen 
Zollsätzen  zulassen  mussten, 
weniger  entwickelte  Industrie 
war  freilich  die  Lage  desto  unlie<|ucmer,  und 
zudem  verloren  sie  in  England  den  besten 


Kontribution. 


im  Mittelalter  bezeichnet  das  (damals 
noch  seltener  verkommende)  Wort  conlri- 
Fiir  die  noch  | butio  eineSteuer  im  allgemeinen,  ohne  Rück- 
dieser  Staaten  1 sicht  auf  ein  besonderes  Verhältnis  (vgl. 

z.  B.  Chronicon  Mogunt.  cd.  Hegel,  p.  52). 
Später  erhält  es  eine  technische  Bedeutung: 


i 


Abnehmer  ihrer  Rohprodukte.  Aber  auch  Kontribution  heisst  die  für 
in  Frankreich  selbst  war  die  Periode  der 
Kontinentalsperre  für  die  Industrie  im  gan 
zen  keineswegs  günstig,  vielmehr  entstam 
in  den  verhältnismässig  friedlichen  Jahren  ! Deutschland  im 
1810  und  1811  eine  förmliche  Krisis,  die 
Napoleon  mit  Staatsvorschüssen  an  die  ge- 
fährdeten grösseren  Unternehmer  — über 
18  Millionen  Francs  — zu  bekämpfen  suchte. 

Als  Verdienst  der  Kontinentalsperre  ptlegt 
man  hervorzuheben,  dass  sie  die  Verbreitung 
und  weitere  Entwickelung  mancher 
nischer  Erfindungen  und  Verbesserungen 
befördert  habe;  so  namentlich  die  Riilien- 
zuckerfabrikation,  die  Sodafabrikation  nach 
dem  Leblancschen  Verfahren,  die  ausge- 
dehntere Verwendung  von  Waid  und  von 
Krapp  etc.  Indes  war  der  Rübenzucker  l»eim 
Sturze  Napoleons  noch  ein  recht  schlechtes 
Surrogat,  das  noch  zwei  Jahrzehnte  hindurch 
bei  künstlicher  Unterstützung  durch  hohe 
Schutzzölle  und  Prämien  vervollkommnet  wer- 
den musste.  Das  Leblancschc  Verfahren  hat 
in  England  ohne  Sperre  mehr  Erfolg  ge- 
liaht als  in  Frankreich,  die  wichtigsten  Ver- 
besserungen der  Krappfärborei  stammen  erst 
aus  den  zwanziger  Jahren,  und  der  Waid 
musste  dem  Indigo  nach  der  Aufhebung 
der  Speire  alsbald  wieder  weichen.  Kurz, 
die  Kontinentalsperre  war  eine  mit  volks- 
wirtschaftlichem 1 hlcftantismus  verbrämte 
brutale  Gewaltmassregel,  an  der  ihr  Urheber 
mit  einer  zunehmenden  Idiosynkrasie  fest- 
hielt, die  aber  Frankreich  und  namentlich 
den  übrigen  beteiligten  Staaten  noch  mehr 
Opfer  auferlegt  hat,  als  sie  der  britischen 
Handelsmacht,  die  am  Ende  des  Krieges 
in  voller  Kraft  dastand,  geschadet  hat. 

Littcratur:  (Liiderut,  Das  Kontinrntalsystem, 

Leipzig  1/tIJ.  — Kii’ntu'lbacli,  Die  Kontinental- 
sperre,  in  ihrer  Ökonom iteh • pol i tischen  I ledert  taug, 

Stuttgart  mul  Tübingen  18H0.  — Hiilau  im 
Staatslrxikon  ran  Koileek  und  Welcher,  8.  And.,  Schoss 
Jld.  IV.  — Cldment , IJfatoire  da  Systeme 
protectevr  cn  France,  Paris  18$4,  «V.  10b ß.  — 

Leone  Leid,  Ihstory  <>/  Hritish  commeree,  Lan- 
dern 1872,  &>.  lOSjf.  — Heer,  Geschichte  des 
Welthandels  im  1!K  Jahrhundert,  II.  JSd.,  1.  Teil, 

•S.  18  ff.  — Hocke,  Das  Ko ntinen talsystr in  nnrl 
dessen  Einwirkung  auf  dir  französische  Industrie, 


Naumburg  a.  S.  1894- 
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die  Unterhaltung 
eines  Söldnerheeres,  resp.  der  Garnisonen 
erhobene  Steuer  (daher  in  Oesterreich  auch 
qiiantmn  militare  genannt).  Nun  wurde 
16.  Jahrhundert  im  grossen 
und  ganzen  nur  am  Niederrhein  (infolge  der 
spanisch-niederländischen  Unruhen)  lebhafter 
durch  Kriege  beunruhigt.  Deshalb  findet 
sieh  auch  eine  »Kontribution«  im  16.  Jahr- 
hundert vorzugsweise  um  in  den  nieder- 
rheinischen  Territorien.  Im  folgenden  Jalir- 
tecli-  j hundert  alter  machte  der  dreissigjührige 
Krieg  alle  deutschen  Territorien  mit  solchen 
Steuern  bekannt.  Zu  eiuer  dauernden  Ein- 
richtung wurde  die  Kontribution  jedoch  erat, 
als  nach  dem  grossen  Kriege  mehr  und 
mehr  stehende  Heere  in  den  deutschen 
Territorien  aufkamen.  Seitdem  bildete  sie 
regelmässig  den  Grundstock  der  territorialen 
Stciierverfassung.  Im  einzelnen  auf  die 
Verhältnisse  der  Kontribution  einzugehen 
ist  hier  nicht  möglich,  da  wir  sonst  die 
Steuerverfassnng  sämtlicher  deutschen  Land- 
schaften beschreiben  müssten.  Nur  auf  die 
sehr  interessante  Geschichte  der  Kontribution 
in  den  braudonhurgisch-preussischen  Terri- 
torien mag  hier  mit  einigen  Worten  hinge- 
wiesen werden.  Nachdem  daselbst  seit  dem 
Anfang  des  17.  Jahrhunderts  mehrmals  die 
Kontribution  erhoben  worden  war,  wurde 
sie  zu  einer  dauernden  Einrichtung,  als  der 
Grosse  Kurfürst  ein  stellendes  Heer  schuf. 
Dabei  ist  es  besonders  bemerkenswert,  dass 
dieser  Fürst  die  Kontribution  (wenigstens 
in  den  höheren  Instanzen)  in  landesherr- 
liche Verwaltung  nahm,  während  die  für 
das  ständische  Kreditwerk  (s.  d.  Art. 
Hufenschoss  oben  lid.  IV  S.  1242  43) 
in  Brandenburg  bestimmten  Steuern  nach 
wie  vor  von  den  Ständen  verwaltet  wur- 
den. Ihrem  Cliarakter  nach  war  die  Kon- 
tribution Grundsteuer  (s.  den  Art.  Hufen- 
a.  a.  0.).  Da  die  letztere  als 
Iriiekend  empfunden  wurde,  so  führte  der 
Grosse  Kurfürst  in  den  brandenlmrgischen 
Städten,  zunächst  fakultativ,  dann  allgemein 
statt  ihrer  eine  Accise  ein,  die  übrigens 
nicht  bloss  (wenn  auch  wesentlich)  indirekte 
Steuer  war.  sondern  zugleich  einige  nütssige 
direkte  Steuern  mit  umfasste.  Die  Accise 
wurde  als  eine  grosse  Erleichterung  em- 
pfunden und  allmählich  (zum  Teil  unter 
den  Nachfolgern  des  Grossen  Kurfürsten) 
auch  in  den  anderen  preussischen  Provinzen 
.eingeführt:  seitdem  zahlten  die  Städte  (mit 
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Ausnahme  etwa  derjenigen,  die  als  Aeker- 
städte  galten)  ihren  Beitrag  zur  Kontribution 
in  der  Form  jener  Accise.  Das  platte  Land, 
welches  die  Kontribution  iu  der  alten  Weise 
fortzahlte,  erfuhr  eine  Erleichterung  durch 
die  namentlich  unter  König  Friedrich  Wil- 
helm I.  in  den  verschiedenen  Provinzen 
vorgenommenen  Grundsteuerreformen  (ver- 
hältnismässig am  wenigsten  die  Mark  Bran- 
denburg). — In  Oesterreich  wie  auch  in 
vielen  anderen  deutschen  Territorien  stand 
die  Kontribution  nicht  unter  landes- 
herrlicher , sondern  unter  landständischcr 
Verwaltung.  Die  Versuche,  die  in  Oester- 
reich — ähnlich  wie  in  Brandeuburg- 
Preussen  — seit  1695  gemacht  wurden,  die 
Kontribution  durch  eine  Accise  zu  ersetzen, 
blieben  im  grossen  und  ganzen  ohne  Erfolg. 

Lltteratur : I 'gl.  ausser  der  Lilteratur  tu  dem 
Art.  irr  und  »teuer  oben  Jtd.  IV  S.  93/,!  Jo 
und  J/ufenschos s ebd.  S.  134-1  fl.  i*.  Helote, 
Die  landstiindisch « Verfassung  in  Jülich  und 
Brrtj,  Teil  III  (Steuergeschichte),  2,  S.  .117$'., 
Düsseldorf  1891.  — K.  Breyulg,  Der  branden • 
burgische  Staatshaushalt  in  der  streiten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts,  Jahrb.  f.  des.  u.  l’erir. 
1892,  S.  117 ff.  — F.  f.  Menul,  Die  Finanzen 
Oesterreichs  von  1701 — 1740,  IFiV»  1890.  — S.  auch 
Jahrbücher  f.  Sat.  u.  Stal.  25,  S.  203,  llistor. 
Zeitschr.  73,  S.  197,  Anm.  1,  Wittlch,  Grund - 
Herrschaft  in  Nordirestdeutschland,  S-  103. 

G.  v,  Beloic. 


Konversionen. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Arten 
der  K.  2.  Die  verschiedenen  Formen  der  K. 

3.  Das  Recht  und  die  Zweckmässigkeit  der  K. 

4.  Die  tinanztechnische  Durchführung  der  K. 
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land. 4.  Frankreich.  5.  Andere  Staaten. 

1.  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Arten  der  K.  Die 

Ausdrücke  Konversionen . Konvertierungen 
werden  für  eine  Mehrzahl  von  Erscheinun- 
gen des  öffentlichen  Schulden wesens  ge- 
braucht. Allen  diesen  Anwendungen  ist  ge- 
meinsam, dass  es  sich  dabei  um  Schuldum- 
wandluugen  handelt,  welche  naturgemäss 
die  verschiedensten  Zwecke  im  Auge  haben 
können.  Sie  werden  stets  im  formellen 
Einverständnis  zwischen  Gläubiger  und 
Schuldner  vorgonommen  und  sind  regel- 
mässig darauf  gerichtet,  dem  Schuldner 
günstigere  Bedingungen  des  Schuldvertrages 
zu  erwirken,  ln  der  Hauptsache  koncen- 
triort  sich  das  schuld  tierische  Interesse  auf 
riue  Schulderleichterung,  und  daher  wird  die 
frage  der  Zinsermässigung  oder  der  Zins- 
wdwktionen  stets  im  Mittelpunkte  stehen. 
Allein  daneben  werden  auch  andere  Erleich- 
terungen der  Schuldenlast  erstrebt,  wie  die 


Verwandlung  der  ewigen  Renten  in  Zeit- 
und  Leibrenten  (Frankreich),  der  ewigen 
Renten  in  Tilgungsschulden,  der  Tilgungs- 
Schulden  in  ewige  Renten,  die  Umgestal- 
tung schwebender  Schulden  in  fundierte 
Schulden  (»Fundierung»),  die  Umänderung 
von  Namenpapieren  in  Inhaberpapiere,  von 
Briefschulden  in  Buchschulden  und  endlich 
alle  Umwandlungen  der  Verzinsung  und 
| Rückzahlung  öffentlicher  Schulden. 

Danach  müssen  wir  die  Konversionen 
im  allgemeinen  unterscheiden  in  Konsolida- 
tionen und  Konversionen  i.  e.  S. 

1.  Konsolidation  oder  Konsoli- 
jdierung  (Sicherung,  Befestigung,  Vereini- 
gung) nennen  wir  entweder  die  Einreihung 
eines  Anlehens  in  den  bleibenden  Schulden- 

! stand  durch  Ausgabe  konsolidierter  Schuld- 
verschreibungen (Konsolidierte  Anleihe,  dette 
consolidöe,  Konsols = Consolidated  Stoc-ks)oder 
die  Vereinigung  mehrerer,  meist  älterer  An- 
lehen mit  verschiedenen  Darlehnsbedingungen 
(»Typen»)  zu  einer  einheitlichen  Gesamtan- 
leihe. Man  will  dadurch  teils  unfundierte 
Schulden  in  fundierte  verwandeln,  teils  die 
I Ungleichheit  in  der  Verzinsung  oder  in 
i sonstigen  Rechtsverhältnissen  Inseitigen, 
teils  das  Rechnungs-  und  Zahlungswesen 
vereinfachen  oder  die  Tilgungspflicht  hinaus- 
schieben oder  ganz  aufhebe».  So  hat  Eng- 
land seine  verschiedenen,  getrennten  Scliula- 
gattungen  (Fonds)  in  einen  einheitlichen 
Fonds  konsolidiert.  Prenssen  hat  bei  den 
1869  ausgegebenen  Schuldtiteln,  die  bis  1885 
unkündbar  waren,  die  Tilgungspflicht  durch 
eine  Konsolidation  ganz  beseitigt  und  ewige 
Renten  konstituiert.  Die  Konsolidierung 
wird  auf  um  so  grössere  Schwierigkeiten 
stossen,  je  ungleicher  die  Rechte  und  Inte- 
ressen der  verschiedenen  Gläubigergruppen 
' geartet  sind. 

2.  Konversion  oder  Konvertie- 
rung i.  e.  S.  — wenigstens  nach  der  in 

, Deutschland  üblich  gewordenen  Terminolo- 
gie — ist  (higegen  die  Herabsetzung  des 
Zinsfusses  bereits  begebener,  im  Verkehr 
befindlicher  Anleheu  und  die  damit  ver- 
knüpfte Ermässigung  der  Zinsenlast  für 
öffentliche  Schulden.  Es  ist  dabei  ohne 
Belang,  ob  zu  diesem  Zwecke  die  alten 
Schuldverschreibungen  nur  abgestempelt  oder 
gegen  neue  umgetauscht  werden.  Für  den 
Schuldner  wird  dadurch  die  Last  der  Ver- 
pflichtungen erleichtert,  für  den  Gläubiger 
erwächst  daraus  eine  Schmälerung  seines 
Zinsenbezugs.  Die  rechtliche  Grundlage 
der  Konversion  i.  e.  S.,  die.  solange  der 
| Staat  keine  entgegengesetzten  Verbindlich- 
j keiten  eingegangen  hat,  juristisch  statthaft 
| ist,  beruht  auf  dem  freien  Vertrag  zwischen 
! Gläubiger  und  Schuldner.  Doch  ist  letzterer 
unter  allen  Umständen  verpflichtet,  dem 
ereteren  die  Wahl  zwischen  der  Annahme 
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•lei1  Zinsreduktion  und  der  Heimzahlung  der! 
Schuld  zu  lassen. 

Mit  den  Konsolidationen  werden  häufig 
Konversionen  i.  e.  8.  verbunden,  so  dass 
zugleich  mit  der  Schuldumwandlung  eine 
Zinsreduktion  vorgenommen  wird.  In  diesen 
nicht  seltenen  Fällen  gehen  dann  beide  He- 
griffe in  einander  über. 

2.  Die  verschiedenen  Formen  der  K. 
Die  Schuldumwandlungen  können  nach  der 
herrschenden  Lehre  nun  in  einer  vierfachen 
Form  geschehen : 

1.  Die  ei  n fache  Z insred  u k tion  zur 
Minderung  der  Zinseulast  ohne  Veränderung 
der  Schuld  kapitalien.  liier  wird  der  Zins- 
fuss einer  Anleihe  herabgesetzt  und  dieselbe 
daher  niedriger  verzinst,  z.  B.  mit  3‘  2%  an- 
statt mit  4%.  Die  Schuld-  und  Rententitel 
werden  mit  neuen  Coujionbögen  versehen 
und  abgcsterapelt  oder  gegen  neue  vom 
gleichen  Betrage  umgetauscht.  Dabei  bleibt 
das  Nominalkapital  der  Schuld  bei  dieser  j 
al  pari  ausgeführten  Konversion  (conversiou 
au  pair)  unverändert.  Der  Schuldner  ge- ! 
winnt,  weil  er  bei  gleichbleibender  Kapital- 
schuld für  diese  weniger  Zinsen  zu  zahlen : 
braucht.  Der  Gläubiger  verliert  an  seinem 
Zinsbeträge,  ohne  für  diese  Einbusse  ander- 
weite Gegenleistungen  zu  empfangen. 

Diese  Methode  wurde  bei  den  meisten 
neueren  Konversionen  angewendet,  z.B.  bei  den 
fünf  grossen  Konvertierungen  in  Deutscliland 
vom  Jahre  1X96  bis  1897. 

2.  Die  Zinsreduktion  mit  gleich- 
zeitiger Erhöhung  der  Schuldkapi- 
talien. Hier  wird  der  Zinsfuss  zunächst 
herabgesetzt,  die  alten  Schuldtitel  werden  J 
zum  Nominalbeträge  angenommen,  die  neuen, : 
niedriger  verzinslichen  Schuldverschreibun- 
gen unter  Pari  berechnet  und  zwar  zu 
einem  höheren  Satze,  als  sich  aus  dem  Ver- 
hältnis des  neuen  Zinsfusses  zum  alten  er- 
geben würde  (conversiou  au  dessous  du  pair).  j 
Eine  4prozentige  Anleihe  wird  in  eine 
3prozentige  umgewandelt,  wobei  z.  B.  die 
Stücke  der  alten  Anleihe  zum*  Parisatze  an-  j 
genommen  werden,  dafür  aber  bei  der  neuen  j 
Anleihe  ein  höherer  Nominalbetrag  und  ein 
niedrigerer  Kura  festgesetzt  wird.  9000 
Stücke  zu  1 % «1 1000  Francs  werden  in  lüUOO  I 
Stücke  zu  3%  ä 1000  Francs  Nominal,  je-  j 
doch  zum  Kurse  von  90%  begeben.  Das 
Schuldkapital  wird  zwar  um  1 Million  Francs  j 
vennehrt,  die  Zinscnlast  aber  um  60OOO 
Francs  vermindert.  Will  man  an  Zinsen 
sparen  und  ist  das  ältere  (höher  verzinsliche) 
Anlehen  zu  einem  dem  mittleren  entsprechen- 
den Zinsfusso,  d.  h.  in  Kongruenz  mit  dem 
mittleren  (durchschnittlichen,  reellen)  Zins- 
fuss (vgl.  d.  Art.  Anleihen  Hd.  1 S.  347), 
aufgenommen,  so  ist  dieser  Weg  für  den  j 
Schuldner  vorteilhafter  als  die  einfache 
Zinsreduktion  auf  einen  Zinsfuss  unter  diesem  i 


mittleren.  Würde  das  letztere  geschehen, 
so  müsste  sich  der  Kurs  der  neuen  Anleihe 
auf  100 : 4 = x : 3 oder  auf  75%  stellen. 
Um  aber  bei  diesem  Kurse  zu  3%  Zinsen 
ein  reales  Schuldkapital  von  9 000000  Francs 
zu  erhalten,  müsste  ein  Nominalkapital  von 
1 200  000  Francs  verschrieben  oder  ein  Agio 
von  3i  10  000  Francs  gegeben  werden,  während 
im  ersten  Falle  nur  ein  solches  von  lüOOUO 
Francs  erforderlich  ist.  Und  dieses  Agio  von 
300  000  Francs  würde  selbstredend  den  Ge- 
winn derZinsherabsetzung  illusorisch  machen : 
der  Schuldner  müsste  jetzt  l»ei  3%  ebenso 
viel  Zinsen  zahlen  als  früher  bei  4.  Der 
Vorteil  für  den  Schuldner  liegt  hier  in  der 
Erleichterung  der  Zinsenlast,  mit  einei 
relativ  unerheblichen  Kapitalserhöhung.  Der 
Gläubiger  gewinnt  durch  die  Verschreibung 
eines  höheren  Nominalkapitals  bei  al  pari- 
Rückxahlung  des  Kapitals  oder  er  kann  auf 
eine  Kurssteigerung  hoffen. 

Solche  Schuldumwaudlungen  siud  ehe- 
dem öfters  in  Frankreich,  England  (hier  zu- 
letzt 1822)  und  in  anderen  Ländern  vorge- 
kommen. Sie  setzen  eine  steigende  oder 
wenigstens  stabile  Tendenz  des  Zinsfusses 
und  eine  Beschränkung  der  Tilgung  voraus, 
ln  neuerer  Zeit  hat  man  jedoch  eine  so 
geartete  Erhöhung  des  Schuldkapitals  ver- 
mieden oder  sie  sogar  teilweise  durch  ge- 
setzliche Vorschriften  ausdrücklich  ausge- 
schlossen. 

3.  Konversionen  mit  gleichzeiti- 
ger Neu  beschaff  u ng  von  Kapitalien. 
Der  Schuldner  kann  clie  Schuld  u in  Wand- 
lungen zugleich  benutzen,  um  sich  neues 
Kapital  zu  beschaffen,  den  Gläubiger  zu 
Zuzahlungen  anzureizen.  Dies  kann  geschehen 
durch : 

a)  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
und  Mehrung  dcrSchuldkapitalieu 
(Conversiou  avee  soulte).  Durch  die  Re- 
duktion dos  Zinsfusses,  z.  B.  von  5 auf 
4%,  wird  eine  Zinsenersparnis  erzielt.  Die 
Gewinnung  dieses  Spielraums,  der  z.  B.  bei 
100  Millionen  Francs  1000000  Francs  be- 
tragt, kann  der  Schuldner  nun  benutzen 
zur  Aufnahme  eines  neuen  Anlehns,  z.  B. 
von  25  Millionen  Francs,  ohne  seine  effek- 
tiven Verbindlichkeiten  zu  erhöhen.  Der 
gleiche  Zweck  wird  aber  erreicht,  wenn  der 
Schuldner  eine  Zinsreduktion  vornimmt,  dem 
Gläubiger  aller  trotzdem  die  gleiche  Ver- 
zinsung fortleistet  und  der  Schuldner  auf 
eine  Rückzahlung  binnen  bestimmter  Frist 
verzichtet,  wenn  der  Gläubiger  eine  Zu- 
zahlung zur  bisherigen  Schuldsumme  ge- 
währt Diese  Zuzahlung  nennt  man  die 
»Soulte«  (»Saldo-Uebertrag«),  d.  h.  die  Leis- 
tung einer  Geldsumme  zur  Wiederherstellung 
der  Gleichheit  bei  einer  Teilung.  Der 
Schuldner  hat  dadurch  den  Vorteil  einer 
leichten  Anwerbung  neuer  Kapitalien  und 
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vier  II  mausschiebung  der  Tilgungsfristen, 
der  Gläubiger  schützt  sich  durch  das  Opfer' 
der  Zinsreduktion  gegen  unbequeme  Rück- 
zahlung- der  Schuldsumme. 

I >er  französische  Finanzminister  Achillo  | 
Vould  konvertierte  1862  die  4 l, '2  prozentige 
Rente  in  eine  3 prozentige,  ohne  dass  den 
Gläubigem  der  Rentenbezug  gekürzt  wurde. 
Für  diesen  Vorteil  einer  Kurssteigerung  oder 
der  Rückzahlung  hatten  die  Gläubiger  eine 
Soulte  von  160.8  Millionen  Francs  zu  leisten 
und  zwar  für  je  45  Francs  Ronto  die  (ein- 
malige) Summe  von  54  Francs,  d.  h.  5,40% 
des  durch  den  Rentenempfang  dargestellten 
Kapitals.  Nach  Abzug  vou  rund  3 Millionen 
Francs  Konversionsbosten  hatte  der  Staats-  j 
schätz  einen  Gewinn  von  über  157  Millionen  < 
Francs. 

1»)  Erhöhung  des  Zinsfusses  ohne 
Aenderung  der  Schuldkapitalien ,! 
die  Arrosierung  (Arrosement,  Befeuch- 
tung, Anfrischung).  Die  Zinsenlast  und  derl 
Zinsfuss  wird  erhöht,  letzterer  unter  Um- 
ständen nur  nominell,  während  die  Höhe  der 
Schuldsumme  unverändert  bleibt.  Diese 
Methode  ist  dadurch  charakterisiert,  dass 
neues  Kapital  geschafft  wird,  ohne  dass  die 
Begebung  neuer  Anlehen  notwendig  wäre. 
Arrosierung  (von  arroser,  begiessen)  bezeich- 
net überhaupt  jede  nachträgliche  Zahlung,  | 
durch  welche  die  Sicherung  bestehender 
Rechte  aus  früheren  Zahlungen  gewähr- 
leistet wird.  Der  Zweck  solcher  Manipu- 
lationen  ist  vor  allem,  dem  Staate  neues 
Kapital  zuzuführen.  Sodann  aber  werden 
solche  Massregeln  ergriffen,  wenn  der  mittlere 
oder  landesübliche  Zinsfuss  stark  gestiegen  j 
ist,  die  Kurse  der  älteren  Schuldgattungen 
mit  niedrigeren  Zinsfüssen  erheblich  im 
Kurse  gewichen  sind  und  daher  Rückzahlung 
und  Konversion  erschwert  werden.  Bei 
Tilgungsschulden,  die  in  bestimmten  Fristen 
al  pan  einzulösen  sind,  würde  die  Rück- 
zahlung dem  Staate  erhebliche  Opfer  kosten. 
Nun  haben  aber  die  höher  verzinslichen  Pa- 
niere auch  einen  höheren  Kurs,  und  so  wird 
Rückzahlung  und  Konversion  durch  Arro- 
sierung erleichtert,  indem  gegen  einen 
Nachschuss  an  Kapital  ein  niedriger  ver- 
zinsliches Anlehen  in  ein  höher  verzins- 
liches verwandelt  wird.  Der  Vorteil  für 
den  Gläubiger  besteht  darin,  dass  er  sich 
durch  diesen  Nachschuss  ein  höher  verzins- 
liches Papier  erkauft  und  die  unbequeme 
Keimzählung  hinausschiebt. 

ln  Oesterreich  hatten  1798  bei  dem 
AiTosierungsanlehen  die  Inhaber  der  Banko- 
Obligationen  eine  Zuzählung  von  30%  zum 
Nennwert  ihrer  4prozentigen  Obligationen 
zu  leisten,  wofür  sie  einen  5 prozentigeo 
Typus  in  der  Höhe  des  gleichen  Nennbe- 
trages erhielten.  Die  englische  Arrosierung 
vom  Jahre  1818  erstreckte  sich  auf  27,30 


Millionen  £ 3prozeutiger  Anlehen,  die  gegen 
Zuschuss  von  11  £ bar  in  3Vs  prozentige 
Stocks  verwandelt  wurden.  Die  Operation 
entstand  aus  der  finanziellen  Notlage  und 
brachte  dem  Staate  einen  Gewinn  von  3,100 
Millionen  i‘,  wobei  die  Zinsenlast  nur  um 
136500  £ gestiegen  war.  Das  Sinken  des 
Zinsfusses  machte  1822  eine  neue  Konversion 
möglich,  wodurch  die  übernommene  Zinsen- 
lasterhöhung wieder  vermindert  werden 
konnte. 

4.  Konversionen  mit  Minderung 
des  N o m i n a 1 k a p i t a 1 s und  gleich- 
bleibender  Zinsenlast.  Hier  wird 
zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  eine  frei- 
willige Vereinbarung  in  der  Richtung  ge- 
troffen, dass  der  Gläubiger  seinen  bisherigen 
Zinsenbezug  forterhält  und  seine  Forderung 
an  Kapitalschuld  reduziert,  wogegen  der 
Schuldner  auf  bestimmte  Zeit  auf  die  Rück- 
zahlung in  rechtsverbindlicher  Weise  ver- 
zichtet. Der  Schuldner  verspricht  z.  B.  eine 
bereits  begebene  Anleihe  von  10  Millionen 
Thaler,  die  zu  4%  verzinslich  ist,  vor  25 
Jahren  nicht  zurückzuzahlen,  die  Zinsen  in 
gleicher  Höhe  fortzuentrichten,  wenn  sich 
die  Gläubiger  zu  einer  Kapitalreduktion  von 
2 Millionen  Thaler  verstehen.  Der  Wirkung 
nach  ist  dann  hier  eine  4 prozentige  Anleihe 
in  eine  5 prozentige  verwandelt  worden.  Der 
Schuldner  hat  den  Gewinn,  das  Schuldkapi- 
tal herabgesetzt  zu  haben,  dem  Gläubiger 
bleiben  auch  in  Epochen  sinkender  Tendenz 
des  Zinsfusses  seine  bisherigen  Zinsenein- 
künfte auf  längere  Zeit  gesichert. 

Unter  den  heutigen  Zeitverhältnissen  ist 
nur  die  eiste  dieser  vier  Formen,  die  ein- 
fache Zinsreduktion  zu  Bedeutung  gelangt. 
Die  übrigen  gehören  der  Finanzgeschichte 
an«  ohne  jedoch  des  theoretischen  Interesses 
j zu  entbehren.  Denn  wir  befanden  uns  von 
1875 — 1898  dauernd  in  einer  Epoche  des 
sinkenden  Zinsfusses  und  erheblichen  Kapi- 
talüberflusses, der  eist  durch  die  indus- 
trielle Hausse  seit  1898  in  andere  Kanäle 
abgeleitet  wurde.  Ausserdem  haben  die 
RentenschuJden  endgiltig  den  Typus  der 
Tilgungsschulden  verdmugt,  und  damit  sind 
auch  alle  Gründe  weggefallen,  die  solche 
1 Massregeln  im  Interesse  der  Kapitalriiek- 
zahlung  notwendig  machten.  Daher  sind 
jene  Formen  der  Schuldumwandlung  im  Fi- 
nanzwesen unserer  Kulturstaaten  seit  dem 
letzten  Menschenalter  verschwunden,  um 
I einem  Systeme  von  Zinsreduktionen  Platz 
I zu  machen. 

In  diesem  Zusammenhänge  seien  der 
Vollständigkeit  wegen  noch  namhaft  ge- 
macht die  Umwandlung  sc h w e b e n d e r 
j Schulden  in  fundierte  Schulden, 
von  Tilgungsschulden  in  Renten- 
! schulden,  vou  dauernden  Schuld- 
titeln in  Leib-  und  Zeitrenten 
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(vgl.  dazu  die  Artt.  Anleihen  (a.  a.  0.)  und 
Staatsschulden). 

Eine  Uebergangsform  ist  die  a u f g e - 
schöbe  ne  Konversion  (conversion  dif- 
föröe.  Deuda  diferida),  bei  der  eine  Zins- 
reduktion, z.  B.  von  5 auf  4'Vo,  vorgenommen 
wird,  für  eine  bestimmte  Zwischenzeit  aber 
eine  Uebergangskonvereion  zur  Abschleifung 
der  Hibien  eingeschaltet  wird.  Es  wird 
z.  B.  den  Gläubigern  auf  10  Jahre  ein 
4*  2 prozentiger  Zins  (statt  eines  "> prozen tigen) 
bezahlt,  und  erst  vom  1 1.  Jahre  tritt  die 
4prozentigc  Verzinsung  in  Kraft. 

3.  Das  Recht  und  die  Zweckmässig- 
keit der  K.  Bei  den  Konversionen  i.  e.  S., 
d.  h.  bei  den  Zinsreduktionen,  entsteht  die 
Frage,  ob  diesellien  iilierhaupt  rechtlich  zu- 
lässig und  ökonomisch  zweckmässig  seien. 
Vielfach  ist  die  Meinung  verbreitet,  dass 
man  es  hier  mit  einem  Rechtsbruche  zu 
thun  habe.  Allein  dies  würde  doch  nur 
dann  der  Fall  sein,  wenn  der  Staat  oder 
sonstige  öffentliche  Körper  Verbindlichkeiten, 
nicht  zu  konvertieren,  eingegangen  hätten. 
Sobald  dem  Staate  als  Schuldner  die  Kündi- 
gungsrechte zustehen  und  die  Vertrags-  und 
gesctzinässigcu  Bedingungen  eingehalten 
werden,  lässt  sich  gegen  das  System  der 
Konversionen  nichts  ein  wenden.  Es  handelt 
sieh  bei  solchen  Operationen  stets  um  die 
Achtung  der  Gläubigerreehto  und  den  Aus- 
schluss des  Zwanges.  Denn  eine  zwangs- 
weise Konversion  pflegt  in  der  Regel  einem 
teil  weisen  Staatsbankerott  gleichzukommen. 
Die  rechtliche  Grundlage  ist  dabei  die : der 
Staat  kündigt  das  Schuldkapital  dem  Gläu- 
biger und  stellt  ihn  vor  die  Wahl,  entweder 
dieses  heimgezahlt  zu  erhalten  oder  sich 
den  neuen  Bedingungen,  die  in  der  Schuld- 
umwandlung vorgesehen  sind,  zu  fügen. 
Der  Staat  als  Schuldner  handelt  liier  genau 
so  wie  jeder  Schuldner,  der  eine  für  ihn 
günstige  Lage  des  Geldmarkts  ausnutzt. 
Dabei  kommt  noch  zur  Erwägung,  dass  die 
Schulden  aus  den  Steuern  regelmässig  ver- 
zinst und  getilgt  worden  müssen,  bei  der 
Konversion  die  Interessen  der  Steuerzahler 
erheblich  in  Frage  kommen,  die  Entlastung 
des  Staatsschatzes  also  nächste  Pflicht  der 
Regierung  ist.  Dom  Gläubiger  stehen  aber 
iu  der  Regel  so  weit  gehende  Kündigungs- 
rechte nicht  zu.  Daraus  aber  den  Satz  ab- 
zuleiten, dass  der  Staat,  weil  er  einseitig 
mit  Kündigungs-  und  Heimzahlungsreehten 
ausgestattet  sei,  der  Gläubiger  aber  nicht, 
notwendigerweise  wenigstens  moralisch  ver- 
pflichtet sei,  die  mit  allen  Zinsreduktionen 
verbundenen  Schmälerungen  der  Gläubiger- 
interessen zu  vermeiden  und  nicht  jede  Ab- 
wärtsbewegung des  Zinsfusses  auszuwerten, 
kann  nicht  als  zulässig  bezeichnet  werden. 
Zudem  handelt  der  Staat  eben  nach  den 
Grundsätzen  des  vergesellschafteten  Kapitals. 


welches  derartige  Einspruchsrechte  der 
Gläubiger  überhaupt  nicht  kennt  und  das 
die  Kündigungsbefugnisse  dem  Schuldner 
allein  vorbehält. 

Das  formelle  Recht  zur  Ausübung  der 
Konversion  ist  in  den  einzelnen  Staaten  ver- 
schieden geregelt.  In  England  steht  das- 
selbe der  Verwaltung  zu,  das  Parlament 
hat  nur  soweit  Veranlassung  einzugreifen, 
als  Mittel  für  die  etwaige  Rückzahlung  er- 
forderlich sind.  In  Frankreich  dagegen  ist 
ein  verfassungsmässig  verabschiedetes,  förm- 
liches Konversionsgesotz  nötig.  In  Deutsch- 
land und  in  anderen  Staaten  hat  man  einen 
Mittelweg  gewählt  und  gesetzliche  Ermächti- 
gung verlangt,  während  die  Ausführung  im 
einzelnen  ein  Akt  der  Verwaltung  ist. 

Wenn  das  Recht  zur  Konversion  dem 
Staate  und  den  öffentlichen  Körpern  nicht 
zu  bestreiten  ist,  so  ist  doch  noch  weiter 
die  Frage  der  Zweckmässigkeit  der 
Konversionen  zu  entscheiden.  Ob  die  Vor- 
nahme einer  Konversion  im  Hinblick  auf 
Thatsaohe.  Umfang  oder  Zeitpunkt  zweck- 
mässig ist  oiler  nicht,  ist  eine  reine  That- 
frage,  die  nach  den  jeweiligen  Umständen  zu 
beantworten  ist.  Sie  setzt  voraus,  dass  der 
Zinsfuss  sich  iu  einer  Epoche  sinkender 
Tendenz  befindet  und  die  Abwärtsbewegung 
des  durchschnittlichen  Zinssatzes  einen 
Unterschied  zwischen  dem  Zinsfusse,  zu 
welchem  die  Anleihe  früher  begeben  wurde, 
und  -dem  gegenwärtigen  Realzinsfusse  lier- 
beigeführt  hat,  dass  es  jetzt  möglich  ist, 
anderswo  billigeren  Kredit  zu  bekommen. 
Meistens  handelt  es  sich  dabei  um  solche 
Schuldtitel,  deren  Kure  dauernd  über  Pari 
steht,  somit  ein  Zeichen,  dass  der  Schuldner 
zu  niedrigerem  Zinsfusse  Kapital  erhalten 
kann.  Die  Konversion  wird  begünstigt, 
wenn  die  Anlagegelegenheiten  auf  dem 
Kapitalmarkt  nicht  allzu  vielfältig  vorhanden 
sind,  andere  Länder  gleichzeitig  konvertieren, 
bei  niederem  Diskont  und  günstigen  Wechsel- 
kursen wenige  Hiuauszahluugen  zu  machen 
sind.  Bei  alledem  dürfen  aber  die  allge- 
meineren und  volkswirtschaftlichen  Bedenken 
und  die  sozialpolitischen  Gefahren  nicht  ge- 
ring geschätzt  werden.  Wenn  die  Schuld- 
verschreibungen iu  grossen  Mengen  im  Be- 
sitze der  Mittel-  und  der  unteren  Klassen 
sind,  so  wird  nicht  nur  deren  Einkommen 
aus  kleinem,  oft  mühsam  erübrigten  Kapi- 
talbesitze geschmälert,  sondern  auch  leicht 
durch  den  Reiz  der  spekulativen  Anlagen 
und  der  höher  verzinslichen,  aber  unsicheren, 
ausländischen  Werte  ein  Verlust  an  National- 
kapital emtreten  können.  Auch  werden  die 
Interessen  der  Stiftungen  und  Korporationen, 
die  pfliehtmässig  ihr  Vermögen  in  Staats- 
papieren anzulegeu  haben,  Vorsicht  aufer- 
legen, da  vielfach  der  Staat  selbst,  falls  der 
durch  die  Konversion  geminderte  Betrag 
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ihrer  Einkünfte  zur  Erfüllung  der  ihnen 
gestellten  Aufgaben  nicht  mehr  ausreicht, 
mit  seinen  Finanzmitteln  eingreifcn  muss. 
Der  finanzpolitische  Vorteil  einer  Konversion 
kann  dadurch  ganz  oder  teilweise  wieder 
aufgehoben  werden.  Endlich  kann  auch  der 
Staatskredit  seihst,  namentlich  bei  erheb- 
licheren, öfters  wiederholten  und  raschen 
Konversionen  in  Mitleidenschaft  gezogen,  ja 
unter  Umständen  geschädigt  und  erschüttert 
werden,  indem  die  Unterbringung  künftiger 
neuer  Anlehen  durch  das  Misstrauen  des 
Kapitalistenpublikums  erschwert  oder  doch 
verteuert  wird.  Denn  die  Durchführung 
einer  Konversion  ist  stets  eine  wirtschaft- 
liche Machtfrage,  bei  der  es  darauf  ankommt, 
ob  und  inwieweit  der  zur  Konvertierung 
geneigte  Staat  seinen  darauf  gerichteten 
Willen  mit  Erfolg  durclizusetzen  vermag 
oder  nicht.  Allo  die  angeführten  Schäden 
und  (lefahren  steigeu  in  dem  Masse,  als  die 
Schuld  thatsächlich  eine  nationale  ge- 
worden  ist,  sich  fast  ausschliesslich  in  non 
Händen  von  Inländern  befindet,  die  Inte- 
ressen der  Staatsgläubiger  in  den  parla- 
mentarischen Vertretungen  kräftigen  Wieder- 
hall finden,  wie  z.  B.  in  Frankreich,  liier 
wird  die  gerade  durch  die  »Demokratisierung 
der  Rente«  bedingte  Beeinflussung  des 
staatlichen  Kreditwesens  zu  einer  Schwäche 
des  finanzpolitischen  Systems.  Aus  dem 
Gesagten  geht  daher  hervor,  dass  jede  Kon- 
version mit  beträchtlichen  Schwierigkeiten 
verknüpft  ist  und  die  Berücksichtigung  viel- 
fältiger Interessen  erheischt. 

4.  Die  finanztechnische  Durchführung 
der  K.  Für  die  Durchführung  der  Kon- 
versionen kommt  eine  Mehrzahl  von  allge- 
meinen Regeln  zum  Zuge.  Es  handelt  sich 
dabei  um  die  Wahl  der  zu  konvertierenden 
Anleihen,  der  Höhe  des  Zinsfusses.  des 
richtigen  Zeitpunktes  der  Ausführung 
u.  dgl.  in.  Andererseits  aber  sind  bestimmte 
finanztechnische  Regeln  zu  beobachten.  Diese 
betreffen : 

1.  Die  Form  der  Konversion.  Sie 
kann  entweder  eine  erzwungene  oder 
eine  freiwillige  sein.  Die  zwangsweise 
Konversion  besteht  in  der  einseitigen  Er- 
klärung des  Schuldners  über  Richtung  und 
Ausdehnung  seiner  Konversionsabsicht.  Die 
Zinsherabsetzung  geschieht  nach  einseitiger 
Bestimmung  des  Schuldners,  ohne  dem 
Gläubiger  die  Wahl  zwischen  Zinsreduktion 
oder  Heimzahlung  des  Schuldkapitals  zu 
stellen.  Eine  solche  erzwungene  Konversion, 
wie  sic  z.  B.  Portugal  vornahm,  ist  stets 
ein  partieller  Staatsbankerett.  Denn  wie  die 
Schuldcnkontrahierung  ein  Vortragsakt  ist. 
so  muss  auch  jede  Umänderung  der  Dar- 
lelinsbedingungen  in  dem  wenigstens  for- 
malen Einverständnis  beider  Parteien  wur- 
zeln, und  es  muss  datier  mindestens  dein 


i Gläubiger  die  Rückzahlung  seines  Kapitals 
angeboten  werden,  falls  er  der  Konversion 
j nicht  zustimmt.  Für  unsere  modernen 
Kulturstaaten  mit  gesichertem  Staatskredit 
und  loyaler  Schuldenverwaltung  kommt  nur 
die  freiwillige  Konversion  in  Betracht. 
Diese  kann  aber  wiederum  eine  fakulta- 
tive oder  obligatorische  sein.  Bei 
jener  ist  dem  Gläubiger  die  Wahl  zwischen 
der  Konversion  bezw.  der  Heimzahlung  an- 
heimgestellt  oder  er  kann  die  Schuldum- 
wandlung  überhaupt  abschlagen.  Bei  dieser 
muss  er  entweder  die  Zinsreduktion  an- 
nehmen oder  die  Rückzahlung  seines  Kapi- 
tals fordern.  Nur  die  letztere  Form  gewähr- 
leistet den  Erfolg  der  Konversion,  während 
die  erstore  noch  ausserdem  den  Nachteil 
hat,  Ungleichheiten  unter  den  Gläubigern  zu 
schaffen  und  die  Zahl  der  Schuldtypen  zu 
vermehren. 

2.  Die  Festsetzung  der  Termine. 
Die  Termine  dürfen  nicht  zu  lang  und  nicht 
zu  kurz  gestellt  sein.  Zu  lange  Fristen  er- 
schweren die  Konversionsaktion,  beeinflussen 
den  Kapitalmarkt  ungünstig  und  sind  den 

! politischen  Einflüssen  zu  sehr  ausgesetzt, 
i Zu  kurze  Fristen  widersprechen  den  Gläubi- 
gerinteressen , Bekanntmachungen  werden 
\ leicht  fibersehen,  und  die  Entscheidung  der 
■ Gläubiger  wird  erschwert.  Spätere  Inhaber 
! von  konvertierten  Schulden  können  dann 
Schaden  aus  der  Unachtsamkeit  oder  Fahr- 
lässigkeit ihrer  Rechtsvorgänger  erleiden 
und  für  Summen  aufkommen  müssen,  die 
diese  bezogen  haben. 

3.  Die  M i ld  e r u n ge  n und  Erleichte- 
rungen. Um  die  Gläubiger  an  der  Schuld- 
umwandlung stärker  zu  interessieren,  hat 
man  ihnen  mitunter  besondere  Vorzugsrechte 
bei  Zeichnung  auf  die  neue  Anleihe  einge- 
räumt oder  besondere  Prämien  gewährt,  so- 
genannte vKonversionsprümien«,  die  nach 
der  früher  oder  später  abgegebenen  Erklä- 
rung zum  Teil  wechseln  und  namentlich 

I dann  zu  befürworten  sind,  wenn  die  Schuld- 
: kapitalien  erst  in  späterer  Zeit  rückzahlbar 
sind. 

Ferner  wird  Öfters  mit  einer  Konversion 
das  Versprechen  verbunden,  dass  für  eine 
bestimmte  Reihe  von  Jahren  keine  Rück- 
zahlungen und  Konversionen  vorgenommen 
werden  sollen.  Oder  es  wird  umgekehrt 
versichert,  dass  die  neue  Schuld  binnen  be- 
stimmter Frist  getilgt  werden  soll.  Auch 
werden  manchmal  Befreiungen  von  Steuern 
zugestauden  (Oesterreich.  Italien).  Endlich 
ist  auch  hier  das  System  der  »aufgeschobenen 
Konversion*  (s.  o.)  zu  erwähnen,  wodurch 
mehrere  Finanzoperationen  in  einen  Akt  zu- 
sammengefasst sind  und  durch  die  Einschal- 
tung von  (Jebergangsstadien  ein  Teil  des 
vom  Gläubiger  zu  bringenden  Opfers  auf 
die  Zukunft  verschoben  wird. 
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4.  Die  Kosten.  Wichtig  für  die  Durch- 
führung der  Konversionen  sind  auch  die 
Kosten,  welche  «als  Passiva  dem  Vorteil  der 
Zinsenersparnis  gegeniH>erstehen.  Sie  sind 
oftmals  von  nicht  unbeträchtlicher  Höhe. 
Sie  erwachsen  teils  aus  der  durch  die  Kon- 
version verursachten  Erhöhung  der  Schnld- 
kapitalieu,  teils  aus  der  Prümiengewilhrung, 
teils  aus  Provisionen  für  Banken  und  Ban- 
kiers. Solche  Aufwendungen  sind  unver- 
meidlich, die  Sch  nlden  Verwaltung  muss 
al>er  danach  trachten,  sie  im  Interesse  des 
Schuldners  auf  ein  Minimum  zu  reduzieren. 
So  hat  z.  B.  die  letzte  Konversion  in  Eng- . 
Land  im  Jahre  1888  erfordert : an  Vt  pro- 1 
zentigen  Prämien  058000  C,  an  Pensionen  j 
an  Bankiers  234000  C und  an  Entschild i- ! 
gungen  an  die  englische  und  irische  Bank 
für  ihre  Besorgungen  101000  £ oder  zu- 
sammen 1203000  £,  d.  h.  0.23  °o  des  kon- 
vertierten Schuldkapitals  und  5)0.35 uo  der! 
jährlichen  Zinsenersparnis. 

II.  Die  Geschichte  der  Konversionen. 

1.  Deutschland.  Die  Konversionen  der 
deutschen  Staaten  in  der  ersten  Iiiilfte  des  19. ! 
Jahrhunderts  bezogen  sich  auf  keine  allzu  be- 
trächtlichen Kapitalsuinmen  und  sind  daher 
auch  theoretisch  nicht  so  interessant  wie  die- 1 
jenigen  Englands  und  Frankreichs. 

ln  Preu ssen  wurde  die  erste  grössere 
Konversion  iin  Jahre  1838  vorgenommeu,  wo- : 
durch  der  Zinsfass  von  4 auf  i P/*"0  herabge- 
setzt wurde.  Der  Staat  kündigte  zum  2.  Januar  j 
1840  das  Kapital  und  setzte  für  diejenigen 
Gläubiger,  welche  die  Zinsreduktion  Annahmen,  ] 
Prämien  von  2 und  l 0 „ hei  einem  Kurse  von 
102  103  aus,  je  nachdem  sie  bis  zum  17.  Januar 
1839  oder  erst  nach  demselben  ihre  Zustimmung  j 
anmeldeten.  Die  übrigen  Gläubiger  erhielten  ; 
•las  dargeliehene  Kapital  bar  heimgezahlt.  Auf 
diese  Weise  wurden  im  ganzen  3,955  Millionen 
Thaler  im  Zinsfuss  ermässigt  und  wurde  eine 
Zinsenersparnis  von  19778  Thnlern  erreicht.  I 
Eine  zweite  Zinsherabsetznng  folgte  im  Jahre 
1842,  welche  sich  anf  5)8,973  Millionen  Thaler 
preussiseher  Staatsscliuldscheine  bezog  und  den ' 
4 prozentigen  Zinsfuss  durch  einen  3'  .prozen- 
tigen  ersetzte.  Die  Reduktion  acceptierten 
99.40  °0  des  ganzen  Anlehens,  und  nur  0,00  °/0  j 
wurden  al  pari  heimgezahlt.  Die  erzielte  Zin- 
senersparuis  belief  sich  auf  4948(5*5  Thaler, 
welchen  1 9(52  108  Tlmler  an  Konversionskostcn  I 
gegenüberstanden.  Auch  hier  wurden  je  nach  ! 
dem  Zeitpunkte  der  Einverständniserklärung 
Prämien  von  2,  1'3  und  1 " 0 gewährt.  Die 
nächste  Konversion  im  Jahre  1851  bis  1852 
hatte  die  oprozentige  1848er  Anleihe  zum 
Gegenstand,  die  uuter  dem  Drucke  der  politi- 
schen Verhältnisse  nur  zu  diesem  hohen  Zins- 
sätze unterzubringen  war.  Der  Zinsfuss  wurde 
von  5 auf  4*/a  °/0  vom  1.  April  1852  an  er- 
mässigt, den  zustimmenden  Gläubigern  jedoch 
der  oprozentige  Coupon  zum  1.  Oktober  1852 
voll  aushezaldt,  und  den  nichtzustiiumendcn 
Renteninhaheni  wurde  laut  Kündigung  das 
Kapital  zurttckgezahlt.  Von  14.(5(58  Millionen 


Thaler  wurden  13,71(5  Millionen  Thaler  zur  Re- 
duktion angemeldet  und  nur  951420  Thaler  zur 
Heimzahlung  eingefordert;  d.  i.  93,80  : (5.20 " 0. 
Eine  Barprämie  wurde  nicht  zugestanden. 
Schon  1853  folgte  eine  neue  kleinere  Konversion 
von  41,..  auf  4 0 0,  von  der  5.800  Millionen 
Thaler  betroffen  wurden.  Hiervon  wurden  4,000 
Millionen  Thaler  konvertiert  und  1,800  Millionen 
Thaler  bar  znriickbezahlt;  d.  i.  (59:31°0.  Die 
Epoche  des  sinkenden  Zinsfnsses  Ende  der  50er 
Jahre  benutzte  man  in  Preussen  zu  einer  aber- 
maligen Konversion,  die  iin  Jahre  18(52  vorge- 
noramen,  sich  auf  die  4'  t prozentige  1850er  und 
1852  er  Anleihe  bezog.  Der  Zinsfuss  wurde  anf 
4 °;0  reduziert.  Die  zu  konvertierende  Kapital- 
summe belief  sich  auf  28,897  Millionen  Thaler. 
Sie  war  von  Erfolg  nicht  begleitet.  Die  nächste 
Zinsherabsetznng  fand  i.  J.  1885  statt,  wodurch 
eiu  Kapital  von  545,784  Millionen  Mark  von 
4'  t auf  4%  konvertiert  wurde  Der  4 ' .pro- 
zentige Typus  war  damit  aus  dem  prenssiselien 
Staatsschuldenwesen  verschwunden.  Die  erzielte 
Zinsenersparnis  erreichte  2,728  Millionen  Mark. 
Die  Konversionsgrundsiitze  blieben  die  gleichen, 
Barprämien  wurden  nicht  gewährt  und  den 
Gläubigern  die  Wahl  zwischen  Umtausch  in 
4 prozentigen  Konsols  oder  Rückzahlung  nl  pari 
gelassen.  Von  den  545,784  Millionen  Mark 
wurden  nur  22700  Mark  zur  Hcimzahluug  ein- 
geliefert. 

In  der  gleichen  Zeitperiode  haben  auch  die 
übrigen  deutschen  Staaten  mehrfache  Konver- 
tierungen vorgenommen.  Nachdem  Bayern 
1816  die,  5 prozentigen  Würzburger  Obligationen 
in  4 prozentige  verwandelt  hatte,  wurden  1832 
die  4 prozentigen  Obligationen  in  3'L.  prozentige 
konvertiert.  Baden  hatte  1825  seine  öpro- 
zeutigen  Schuldverschreibungen  in  l"ä  prozentige 
umgetauscht,  1829  seine  4 1 prozentigen  in  4 pro- 
zentige, 1833  seine  4prozentigen  in 3 * ä prozentige. 
In  den  30er  Jahren  haben  Württemberg, 
Hessen- Da  rm  stad  t , das  Kurfürstentum 
Hessen  die  4 prozentigen  Anleihen  in  3' .pro- 
zentige konvertiert.  Bayern  nahm  1848  und 
1850  Arrosierungsau  leben  (von  3 '/*  auf  4“„) 
vor,  welchen  bis  1866  weitere  folgten.  Auch 
für  die  spätere  Zeit  bis  Ende  der  80er  Jahre 
wäre  eiue  Mehrzahl  verschiedenartiger  Kon- 
versionsoperationen  in  den  deutschen  Staaten 
namhaft  zu  machen. 

Die  letzten  grossen  Konversionsopernfiouen 
in  Deutschland  fallen  in  die  Jahre  1896  und 
1897.  An  ihnen  haben  sich  Bayern  (G.  v.  17. 
Juni  1896),  Württemberg  ((5.  v.  20.  Dezember 
1896),  Preussen  (G.  v.  23  Dezember  1896), 
Baden  (G.  v.  24.  Januar  1897)  und  das  Deutsche 
Reich  (G.  v.  8.  März  1897 1 beteiligt.  Diese  5 
grossen  Konversionen,  welche  eiu  Kapital  von 
rund  5' » Milliarden  Mark  erfasste,  waren  darauf 
gerichtet,  die  4 prozentigen  Anleihen  durch 
3‘  .prozentige  zu  ersetzen.  Die  Konvertierung 
zeigte  folgende  Ergebnisse.  (Tab.  auf  S.  349.) 

2.  Oesterreich-Ungarn.  Während  der 
napoleonischen  Kriegszeit  wurde  durch  das 
Finanzpatent  v.  20.  Februar  1811  eine  Zins- 
reduktion  aller  öffentlichen  Obligationen  um 
50  °0  mit  ganz  geringfügigen  Ausnahmen  an- 
geordnet. Die  traurigen  politischen  Verhält- 
nisse und  die  dauernde  Finauznot  haben  iiu 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ein  höchst  kompli- 
ziertes und  vielgestaltiges  Schnldeusystem  er- 
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Konvertiertes 

Schuldkapital 

M. 

Zinsen- 

ersparnis 

M. 

1.  Bayern  . . . 

i 089  995  800 

5 449  979 

2.  Württemberg 

314  007  100 

1 574  536 

3.  Preussen  . . 

3 S90  087  >00 

1 7 95°  437 

4.  Baden  . . . 

236  870231 

1 184351 

5.  Reich  . . . 

4 50  000  000 

2 250  OOO 

5 68 1 860  63 1 

28  409  303 

zeugt  (vgl. d.  Art.  Staatssch  ul  de n),  und  unter 
dem  Drucke  dieser  Erscheinungen  konnte  an 
eine  Konsolidation  oder  Konversion  der  Staats- 
schulden nicht  gedacht  werden,  deren  Schuld- 
gattungen auf  dreierlei  Währungen  lauteten 
und  deren  Verzinsung  zwischen  1 und  6°0 
schwankte.  Erst  im  Jahre  1868  konnte  die 
längst  erstrebte  Unifizierung  der  Staatsschulden 
in  eine  einheitliche  fundierte  5 prozeutige  Staats- 
schuld herbeigeführt  werden  (G.  v.  20.  Juni 
1868).  Nur  eine  kleine  Anzahl  einzelner 
Schulden  blieb  ausserhalb  dieses  Rahmens.  Die ' 
konsolidierte  Schuld  belief  sich  auf  rund  233 ! 
Millionen  Gulden  und  war  mit  einer  10pro-‘ 
zeutigen  Steuer  belastet.  Erst  im  Jahre  1893 
und  zwar  im  üusserlichen  Zusammenhänge  mit 
der  Valutareform  wurde  für  die  Staatsschuld  j 
der  westlichen  Reichshälfte  eine  Konvertierung 
durch  G.  v.  2.  August  1892  angeordnet.  Dabei 
wurden  vou  der  öprozeutigen  steuerfreien 
Notenrente  im  Nominalbeträge  von  238,877 
Millionen  Gulden  235,432  Millionen  Gulden  oder 
98.56 °0.  von  deu  4:l  4 prozent igen  Staatsschulden- 
verschreibungen der  Kronprinz- Rudolfbahn  mit 
55,035  Millionen  Gulden  52,230  Millionen  Gulden 
oder  84,90  0 „ und  von  den  5 prozentigen  Staats- 
schuldverscbreibnngen  der  Vorarlberger  Bahn 
mit  5,940  Millionen  Gulden  5,331  Millionen 
Gulden  oder  89,70  °0  zur  Konvertierung  mit 
Zinsredaktion  angemeldet.  Die  ganze  Operation  ( 
erstreckte  sich  auf  299.853  Millionen  Gulden, 
von  welchen  nur  6,860  Millionen  Gulden  zur 
Rückzahlung  gelangten.  Dagegen  hatte  die  j 
1868er  Zinsreduktion  und  Konversion,  die  eine 
Mitfolge  des  österreich-ungarischen  Ausgleiches 
vom  Jahre  1868  und  mit  einer  starken  Er- 1 
höhung  der  Rentensteuer  (Couponsteuer)  ver- ! 
bundeu  war,  den  Charakter  des  Zwangs.  Sie 
war  zugleich  mit  einer  Konsolidation  verknüpft, 
aus  der  zwei  grosse  4'  »prozentige  Rententypen, 
die  Papier-  und  Silberrente  hervorgingen.  Dazu 
kam  dann  später  noch  die  4 prozeutige  Gold-  j 
rente.  An  diesen  drei  Sclmldkategorieen  hat  die  j 
1893er  Konversion  nichts  geändert.  Zur  „all- 1 
gemeinen  Staatsschuld“  leistet  Ungarn  einen 
quotalen  Beitrag.  — In  Ungarn  wurde  1874 
die  6 prozen tige  Goldrente  in  eine  4prozentige 
konvertiert.  Nach  dem  Gesetz  vom  Jahre  1881 
(G.A.  32 : 81)  wurden  100  Millionen  Gulden 
Nominalbetrag  4 prozentiger  Rente  ausgegeben, 
um  die  6 prozentigen  Obligationen  einzulösen. 
Die  konvertierten  6 prozentigen  Schuldver- 
schreibungen wurden  mit  102,90  angenommen. 
Ein  grösserer  Konversionsplan,  der  sich  auf  alle 
ungarischen  Tilgungsschulden  (321  Millionen 
Gulden)  erstrecken  sollte,  mit  einer  einheitlichen 
4 prozentigen  Anleheusform  wurde  1887  ohne 
Erfolg  versucht. 


3.  England.  Die  englischen  Konversionen 
reichen  bis  zum  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
zurück.  Nach  einem  ersten  Versuche  von  1699, 
der  das  holländische  Beispiel  von  1655  und 
dasjenige  des  Kirchenstaats  von  1685  nachahmte, 
folgte  die  erste  grössere  Konversion  1715  mit 
einer  Zinsreduktion  der  7‘3  und  6 prozentigen 
Anlehen  auf  einen  Zinsfuss  von  3 °;0.  Später 
1727  wurden  5 prozeutige  Schulden  in  4pro- 
zentige  verwandelt,  und  1749  hat  man  eine  Kon- 
solidation in  einen  Stock  und  eine  aufgeschobene 
Konversion  von  4 in  3'*%  mit  einer  weiteren 
Reduktion  auf  3 0 „ nach  sieben  Jahren  nusge- 
fillirt.  in  der  Folgezeit  halten  die  politischen 
Ereignisse,  Kriegszeiten  und  die  steigende  Ten- 
deuz  des  Zinsfnsses  die  Aera  der  Konversionen 
unterbrochen.  Erst  im  Jahre  1822  beginnt 
wieder  in  den  Friedenszeiten  und  mit  einer 
Epoche  rückläufiger  Zinsbewegung  eine  Reihe 
von  Konversionen.  In  diesem  Jahre  wurden  die 
5 prozentigen  Schuldtitcl  in  4 prozeutige  ver- 
wandelt. wobei  jedoch  den  Gläubigern  eine 
Konversionsprämie  von  5°0  zngestauden  wurde. 
Ebenso  sollte  bis  1830  keine  neue  Zinsreduktion 
dieser  Titres  vorgenommen  werden.  Das  Schuld- 
kapital  betrug  153,800  Millionen  £.  Zur  Rück- 
zahlung wurden  2.85  Millionen  £ eingefordert. 
Die  Kapitalerhöhung  belief  sich  infolge  der 
5 prozentigen  Konversionsprämie  auf  7,481  Mil- 
lionen £.  An  Zinsen  wurden  1,197  Millionen  £ 
erspart.  Eiue  weitere  Konversion  des  Jahres 
1824  traf  4 prozeutige  Renten,  die  in  die  1822er 
Schnldumwnndlung  nicht  eingeschlossen  waren, 
und  setzte  sie  auf  3‘  4 0o  im  Zinsfuss  herab. 
Die  Kapitalsumme  belief  sieb  auf  78,80  .Mil- 
lionen £,  die  Höhe  der  zurUckverlangten  Kapi- 
talien 6,15  Millionen  £ und  Zinsenersparnis 
400000  £.  Die  1822  konvertierten  Renten 
wurden  1830,  nachdem  die  Schutzfrist  abgelaufen 
war.  gleichfalls  auf  3' ,,  ° 0 im  Zinse  zurück- 
gesetzt.  wodurch  eine  abermalige  Zinsersparnis 
von  775000  £ erzielt  wurde.  Von  den  Gläu- 
bigern waren  hier  2,70  Millionen  .£  zurückbe- 
rufen  worden.  1834  wurde  dann  noch  ein  Rest- 
betrag der  4 prozentigen  Fonds  mit  10,80  Mil- 
lionen £ in  3*  . prozeutige  verwandelt,  wobei 
der  Staut  rund  50000  £ Zinsen  ersparte.  Eine 
erhebliche  Konversion  fand  im  Jahre  1844  statt. 
Die  Inhaber  der  31 1 prozentigen  Schuldtitel 
sollten  die  Wahl  zwischen  der  Rückzahlung 
ihrer  Forderungen  und  der  Zinsreduktion  auf 
3'.', 0 0 haben.  Diese  3' 4 prozentigen  Fonds 
konnten  nach  10  Jahren  (1854)  in  3 prozeutige 
Schuldverschreibungen  verwandelt  werden, 
sollten  aber  dann  20  Jahre  lang  gegen  jede 
Herabsetzung  des  Zinsfusses  gesichert  sein.  Im 
Jahre  1844  wurden  auf  diese  Weise  248,759 
Millionen  £ konvertiert  und  1,103  Millionen  £ 
zurtiekgezahlt.  Seit  dieser  Epoche  (1844 — 1854) 
ist  die  ganze  englische  Schuld  konsolidiert  und 
besteht  aus  einem  einheitlichen  Fonds  (Consols). 
Dieses  Resultat  wurde  durch  die  5 Schuldum- 
wandlnngen  von  1822,  1824,  1830,  1834  nud 
1844 — 1854  erzielt.  Sie  haben  zusammen  eine 
Zinsersparnis  von  3,366  Millionen  .£  (=  67,32 
Millionen  Mark)  herbeigefiihrt-  Die  Zinsener- 
spnrung  betrug  1844  und  1854  je  rund  600000  £. 
Ausserdem  wurden  1853  und  1884  freiwillige 
Konversionen  mit  sehr  bescheidenem  Erfolge 
durchgeführt. 

Die  grösste  Konversionsoperation  fällt  in 
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»las  Jahr  1888.  Der  Versuch  einer  Zinsreduk- ' sieh  auf  179,349  Millionen  Francs  Renten.  die 
tion  der  3 prozentigen  englischen  Konsols  auf  ein  Kapital  von  3588,992  Millionen  F ram  s re- 
21 , und  2,  »°0  war  schon  1884  von  Childers  präsentierten.  3,885  Millionen  Franc-?  Rentei 
gemacht,  worden,  aber  ohne  Erfolg.  Dieser  l'lau  wurden  zur  Rückzahlung  angemeldet  und 
wurde  1888  von  Goschen  wieder  aufgenommen  175,884  Millionen  Francs  Renten  konvertiert, 
und  betraf  ein  Kapital  von  rund  560  Millionen -V.  Der  jährliche  Gewinn  der  Staatskasse  4*-li«-f 
Dasselbe  setzte  sich  ans  drei  Typen  zusammen:  sich  auf  17,580  Millionen  Francs,  was  «Taem 

1.  166,40  Millionen  £ (neuer)  seit  1815  hege-  Kapitalbetrag  von  78,708  Millionen  Rraa«s 
bener  3 prozentiger  Konsols,  welche  sofort,  aber  gleichkommt.  Eine  weitere  Konversion  brsK-hte 
nur  in  ihrem  Gesamtbeträge,  kündbar  waren,  »las  Jahr  1862,  eine  Conversion  avec  .«»ulte. 

2.  322,70  Millionen  £ (alter,  vor  1815  begebener)  Die  4'  ..  prozentige  Rente  wurde  in  eine  -3  j»r»>- 

3 prozentiger  Konsols  und  3.  88,90  Millionen  £ zentige  zu  5.40  Francs  Soulte  auf  je  4.50  JF ran*  s 
(konvertierter  und  reduzierter)  3prozentiger  Rente  und  die  4prozentige  Rente  ebentalls  in 
Konsols.  Beide  letzteren  Posten  waren  nur  eine  3prozentige  zu  1.20  Francs  Soulte  aut  je 
nach  Jahresfrist  kündbar  und  dann  auf  einmal  4 Francs  Rente  verwandelt.  Per  Staat  gewann  b^i 
oder  vierteljährlich  zu  je  ein  Viertel  rückzahl-  173,310  Millionen  Francs  41 4 prozentiger  Rente, 
bar.  Die  Anerbietungen  des  Staates  waren  für,  2,112  Millionen  Francs  4 prozentiger  Rente  ued 
den  ersten  Posten  etwas  andere  als  tiir  die  13, 503  Millionen  Francs  Obligations  trenteunaires» 
beiden  letzten.  welchen  eine  Konversions-  160.834  Millionen  Francs.  Die  Konversiooer- 
prämie  von  lU  °„  bei  sofortiger  Annahme  der  j kosten  betrugen  3.010  Millionen  Francs,  die 
Konversionsbedingungen  gewährt  wurde.  Die  verlangten  lieimzahlungen  in  drei  SehnHerat- 
Provision  der  Banken  wurde  auf  */4  °0  festge-  tutigeii  je  39,690,  0.476  und  1.410  Millionen 
setzt.  Die  Zinsreduktion  wurde  zunächst  auf  Francs.  Von  unerheblicheren  Konversionen  ab- 
2VA>  vorgenommen,  die  nach  Jahresfrist  in ! gesehen,  wie  diejenige  der  Morganubiigatione-o 
Kraft  trat.  Eine  weitere  auf  2'/a °/0  soll  nach  und  der  Leibrentenkoiiversion.  wurde  eine  grOs- 
14  Jahren,  d.  b.  von  1903  ab,  folgen,  wogegen  ] sere  Schuldumwandlung  im  Jahre  1883  vorg>- 
der  Staat  auf  jede  weitere  Zinsrednktion  vor  nommen  durch  die  Zinsreduktion  der 5 prozentigen 
35  Jahren,  d.  h.  vor  1923,  verzichtet.  Die  Kon-  Kriegsanleihe  in  eine  4' ..prozentige  Rente.  Die 
version  wurde  von  rund  41,25  Millionen  £ oder  Rentoniuhabcr  konnten  entweder  ihr  Kapital  mir 
von  7,38 ° 0 nicht  angeuommeu  bezw.  von  29  je  100  Francs  auf  5 Francs  Rente  zuriickriifen. 
Millionen  £ in  Händen  »les  Privatpublikums,  oder  es  wurden  die  Rententitel  in  41  . prozentige 
Die  Zinsersparnis  beträgt  für  1888 — 1903  jähr- 1 Rentenansprüche  verwandelt.  Die  Ilöhe  »1er 
lieh  410000  t und  von  1903  ab  820000  £.  Renten  betrug  340519124  Francs.  Von  diesen 
Die  Zinstermine  sind  nunmehr  vierteljährig  wurden  nur  38  Renten  im  Gesamtbeträge  von 
statt  halbjährig.  Die  41,25  Millionen  £ nicht  i 4767  Francs  zur  Heimzahlung  angetneldct:  von 
angenommener  Konversionskapitalien  wurden  »dnein  Rentenkapitale  von  8810,382  Millionen 
1889  zur  Rückzahlung  gekündigt.  Francs  wurden  nur  95340  Francs  zurückgefor- 

4.  Frankreich.  Die  vielfachen  Konver-  dort.  Der  Gewinn  des  Staates  aus  der  Zes- 
sionen unter  dem  Aneien  Regime,  namentlich  reduktion  war  jährlich  34,051  Millionen  Francs, 
zur  Zeit  Sullys  und  Volberts,  waren  teils  Ge-  Im  Jahre  1887  ist  »lann  eine  weitere  Herab- 
waltakte  gegen  die  Staatsgläubiger,  teils  zwange- 1 setzung  des  Ziusfusses  vorgenommen  worden, 
weise  durchgesetzte  Konversionen.  Die  erste  Durch  G.  v.  7.  November  1887  wurde  die 
eigentliche  Konversion  in  Frankreich  fand  im  i ältere)  4' ..prozentige  Rente  von  1852  mit 
Jahre  1825  unter  der  Restauration  statt,  nach-  > 37,212  Millionen  Francs  tmd  ein  Posten  von 
dein  ein  ähnliches  Projekt  1824  gescheitert  war.  446096  Francs  Renten  ans  dem  Jahre  1828  zur 
Sie  war  eine  fakultative  Konversion  und  stand  Rückzahlung  gekündigt  oder  in  3 prozentige 
mit  dem  ,. Milliardengeschenk“  an  »lie  Emigrier-  Rententypen  verwandelt,  wobei  für  je  1 Franc 
ten  in  Zusammenhang.  Die  5 prozentige  Rente  der  4 ' ..prozentigen  1852er  Rente  je  0.833  Francs 
sollte  entweder  in  eine  4’,'.. prozentige  zum  Pari-  und  für  je  l Franc  der  3prozentigen  1828er 
kurse  verwandelt  werden  und  »lann  bis  1835  Rente  je  0,937  Francs  in  3 prozentigen  Reuteu- 
nicht  konvertierbar  sein  oder  in  eine  3 prozen- 1 schulden  angeboten  wurde.  Das  Umwandlung»- 
tige  zum  Kurse  von  75  umgestaltet  werden,  kapital  betrug  8:38.098  Millionen  Francs  .je 
Die  Konversion  fand  wenig  Beifall  und  war  826,946  und  11,152  Millionen  Francs)  und  die 
nur  mit  Anwendung  aller  Machtmittel  der  Re-  j zurückberufene  Summe  80,187  Millionen 
gierung  dnrehzusetzen , welche  »lie  Beamten,  Francs.  Neuere  Konvertieruugsversuche  sind 
die  öffentlichen  Depots,  die  Hospitäler,  Wohl- [ bis  jetzt  (1900)  zwar  mitunter  angeregt,  aber 
thütigkeitsanstalten,  die  Kirchenfabrik  zwang,  I nicht  zur  Ausführung  gekommen. 

«len  Umtausch  vorzunehmen.  un»l  von  der  Gross-  5.  Andere  Staaten.  Die  einzelnen  Kon- 
tiuanz  erheblich  unterstützt  wttnle.  Die  Kon- 1 Vertiefungen  in  allen  Staaten  köunen  hier  nicht 
Version  betraf  634,479  Millionen  Francs,  ln  aufgezählt  werden.  Es  sei  nur  erwähnt,  »lass 
der  Folgezeit  machte  man  1830,  1835,  1838,  | Russland  und  die  Vereinigten  Staaten 
1840,  1814,  1845  und  1846  mehrfache  Anläufe,  i von  Amerika  mit  erheblichem  Erfolge  K«»nver- 
»lie  älteren  Anleihen  zu  konverfmren , jedoch  J sionen  durchgeführt  haben.  Jenes  hat  seine 
ohne  Erfolg.  Erst  im  Jahre  1852  gelang  es, ! Schuldzinsenlast  wesentlich  gemindert  und  die 
eine  neue  Konversionsoperation  ins  Werk  zu  Mittel  zu  seinen  weitausschauenden  politischen 
setzen.  Die  im  Staatsschuldbuch  eingeschrie- 1 Problemen  im  Osten  sehr  verstärkt.  Diese 
heuen  Renten  sollten  mit  je  10()  Francs  Kapi-  haben  ihre  im  Bürgerkriege  rasch  angeschwol- 
tal  für  je  5 Francs  Renteversprechen  heimgezahlt  lenen  und  hoch  verzinslichen  Kriegsanleihen  teils 
werden  oder  sie  konnten  zum  Zinssätze  von  konvertiert,  teils  unter  besonders  günstigen  tin.au- 
4'2°0  in  einen  neuen  4 1 ..  prozentigen  Typus  zielten  Verhältnissen  überhaupt  getilgt.  Belgien 
umgetauseht  werden.  Diese  Konversion  bezog  < reduzierte  seinen  Zinsfuss  1844  und  1853  von 
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auf  4 V0, 

auf  3I,'4%. 


1880  von  4 1 auf  4°0,  1886  von 


Die  Niederlande,  die  im  18. 
«Jahrhundert  den  Zinsfuss  bis  21/*0/«  herabge- 
xzkindert  hatten,  konvertierten  1844  Staats- 
schulden von  4 auf  5%  mit  Zuschlagsleistungen 
der  Gläubiger.  Die  Finanzgeschichte  Spaniens 
und  Portugals  ist  ausgefüllt  mit  endlosen 
Kon  Versionen . die  meist  zwangsweise  vorge- 
nomineii  wurden  und  eine  schwere  Beeinträchti- 
?rang  der  Gläubigerinteressen  involvierten.  Auch 
die  Heb  weiz  hat  1886  den  Zinsfnss  der  Bundes- 
sschulden von  4 auf  3 1t2°,0  herabgesetzt.  End- 
lich erwähne  ich  noch  die  Zinsreduktionen  in 
der  Türkei  und  in  Aegypten. 
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Kopfsteuer. 

1.  Begriff  und  Geschichte.  2.  Die  russi- 
sche K. 

1.  Begriff  und  Geschichte.  Die  Kopf- 
steuer ist  die  einfachste  Form  einer  Perso- 
nalsteuer, d.  h.  einer  Steuer,  bei  welcher  die 
Person  zugleich  Steuersubjekt  und  Stener- 
objekt  ist.  Sie  ist  im  engeren  und  eigent- 
lichen Sinne  eine  Steuer,  mittelst  deren  von 
jedem  steuerpflichtigen  Kopfe  die  gleiche 
Abgabe  ohne  Rücksicht  auf  die  verschieden 
grosse  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  ge- 
fordert wird.  Als  steuerpflichtig  können 
dabei  alle  Personen  ohne  Unterschied  des 
Alters  und  Geschlechts  oder  nur  die  männ- 
lichen falcr  nur  die  erwachsenen  und  er- 
werbsfähigen (männlichen)  Personen  gelten. 

Solche  Formen  der  reinen  Kopfsteuer 
sind  wegen  ihrer  Einfachheit  früher  allent- 
luilltcn  in  Deutschland  und  im  sonstigen 


Westeuropa  vorgekommen,  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert auch  in  Russland  eingeführt  wor- 
den, haben  aber  im  Laufe  dieses  Jahrhun- 
derts anderen  Steuerarten  weichen  müssen. 
Freilich  enthalten  auch  die  modernen  Steuer- 
gesetzgebungen, beispielsweise  in  den  unter- 
sten Klassen  der  Klassen-  und  Personal- 
steuern, in  der  französischen  taxo  personelle 
oder  in  der  indirekten  Form  der  Salzbe- 
steuerung  Reste  der  Kopfbesteueruug ; aber 
nicht  von  diesen  kann  hier  die  Rode  sein, 
sondern  nur  von  den  eigentlichen  Kopf- 
steuern im  obigen  Sinne.  Von  diesen  kann 
nicht  zweifelhaft  sein,  dass  sie  in  die  Ge- 
genwart nicht  mehr  passen.  Sie  sind  ein 
unvermeidliches  Uebel,  solange  und  soweit 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eines  Lan- 
des ein  entwickelteres  Steuersystem  noch 
nicht  gestatten.  Sie  finden  sich  deshalb, 
ganz  allgemein  gesprochen , in  einfachen 
wirtschaftlichen  Verhältnissen,  bei  dünner 
Bevölkerung,  also  in  Ländern  und  Zeiten, 
in  deuen  vorwiegend  Naturalwirtschaft 
herrscht,  und  eine  individualisierende  Be- 
steuerung aus  volkswirtschaftlichen  Gründen 
sowohl  wie  wegen  der  Mängel  in  der 
Steuertechnik  nicht  platzgreifen  kann.  Die 
moderne  Zeit  aber,  deren  Wunsch  nach  ver- 
teilender Gerechtigkeit  im  Steuerwesen  auch 
durch  eine  immer  besser  entwickelte  Steuer- 
technik unterstützt  wird,  hat  sie  allenthalben 
wegen  ihrer  Roheit  und  der  mit  ihnen 
gegebenen . nicht  erst  zu  beweisenden  Un- 
gleichmässigkeit  der  Belastung  beseitigt. 

Kopfsteuerartige  Abgaben,  die  ja  am  ein- 
fachsten zu  erhel>en  sind,  kommen,  wie  er- 
wähnt, schon  frühzeitig  vor.  Im  alten  Rom 
scheint  zur  Zeit  der  Republik  und  in  der 
Ersten  Kaiserzeit  das  namentlich  in  den  Pro- 
vinzen erhobene  Stipendium  eine  kopfsteuer- 
artige  Abgabe  gewesen  zu  sein.  Unter  den 
christlichen  Kaisern  traf  die  Kopfsteuer,  wie 
cs  scheint,  nur  die  Kolonen,  wobei  die  Guts- 
herren die  Repartierung  auf  die  einzelnen 
vorzunehmen  und  für  deren  Steuerseh uldig- 
keit  zu  haften  hatten. 

Die  oben  in  dem  Art.  Finanzen  im 
Mittelalter  (Bd.  1IL  S.  955  ff.)  ge- 
schilderten finanzwirtschaftlichen  Verhält- 
nisse des  alten  Deutschen  Reichs  machten 
es  erklärlich,  dass  ebensowenig  wie  von 
anderen  Steuern,  so  von  allgemeinen  Kopf- 
steuern zu  Gunsten  des  Reiches  die  Rede 
sein  kann.  Nur  der  zur  Zeit  der  Hussiten- 
und  später  der  Türkenkriege  erhobene  soge- 
nannte vgemeine  Pfennig*  (s.  d.  Art.  Pfen- 
nig, ge  m e i n e r)  bildet  eine  Ausnahme ; er 
war  (‘in  Gemisch  von  Kopf-,  Personal-  und 
Standessteuern.  Dagegen  finden  sich  in  dem 
Steuerwesen  der  alten  deutschen  Reichs- 
städte köpf-  und  personal-stouerartige  Ab- 
gaben, freilich  niemals,  soweit  die  Nac  hrichten 
reichen,  in  reiner  Form,  sondern  immer  vor- 
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mischt  mit  anderen  direkten  Steuern , na- 
mentlich mit  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuern. 

Eine  reinere  Ausbildung  empfingen  die 
Kopf-  und  Personalsteuern  in  den  einzelnen 
deutschen  Territorien.  Schon  die  in  der 
älteren  Zeit  vorkommenden  Heden  sind  viel- 
fach Personalsteuern , die  in  der  Form  von 
Kopf-,  Familien-,  Herdsteuern  auftraten.  Als ! 
dann  das  Landvolk  mehr  der  Objektbe- 
steuerung  unterworfen  wird,  unterliegen  die 
Nichtgrundbesitzer  auf  dem  Lande  wie  die 
Gewerbetreibenden,  Kaufleutc  und  analoge 
Klassen  in  den  Städten  vielfach  den  Kopf- 
steuern. Namentlich  im  1(5.  und  17.  Jahr- 
hundert vollzieht  sich  die  Tendenz,  die  bis 
dahin  bestehenden  mehr  allgemeinen  Steuern 
zu  special isieren,  in  Einzelsleuern  aufzulösen,  i 
in  der  Kegel  zum  Nachteil  der  unteren 
Klassen,  die  nun  in  viel  höherem  Grade! 
als  bisher  der  Besteuerung  unterworfen ! 
werden.  In  Preussen  wurden  in  der  Zeit 
von  1690 — 1770  achtmal  ausserordentliche  I 
Kopfsteuern  erhoben,  zu  Anfang  dieses  Jahr- ; 
lmnderts  wurde  noch  (1811)  eine  Kopfsteuer 
als  ausserordent  liehe  Kriegssteuer  erhoben ; 
ja  auch  die  durch  das  Ed.  v.  7.  September 
1811  eingeführte  Steuerregulierung  enthielt 
noch  für  die  kleineren  Städte  und  das 
platte  Land  eine  reine  Kopfsteuer,  indem 
jede  über  12  Jahre  alte  Person  eine  fixe 
Personalsteuer  von  V ■>  Thalor  zu  entlieh- 1 
ten  hatte. 

2.  Die  russische  K.  Am  bekanntesten  > 
in  der  neuesten  Zeit  ist  die  russische 
Kopfsteuer,  über  welche  deshalb  auch 
einige  Angaben  gemacht  werden  sollen.  Sie 
wurde  von  Peter  d.  Gr.  zunächst  als  eine 
Art  Vermögenssteuer  eingeführt  und  erst 
gegen  Eude  seiner  Regierungszeit  in  eine 
Kopfsteuer  der  nach  Gemeinden  fest  abge- 
grenzten bäuerlichen  Bevölkerung  sowie  der 
bürgerlichen  Städtebewohner  umgewandelt. 
Die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  war  auf 
5 Millionen  geschätzt  worden ; jeder  Bauer 
sollte  80  Kopeken,  jeder  Bürger  1 Kübel 
20  Kopeken  zahlen.  Später  kamen  wieder- 
holt Erhöhungen  der  Steuer  vor.  Die  Steuer 
machte  aber  von  Anfang  au  der  Regierung 
viele  Arbeit,  da  sie  teils  infolge  der  wirt- 
schaftlichen Not,  teils  infolge  der  korrupten 
Verwaltung  nur  schlecht  einging  und  be- 
ständig bedeutende  Steuerrückstände  vor- 
handen waren , welche  durch  keine  Straf- 
androhung zu  beseitigen  waren.  Sie  betru- 
gen z.  B.  zur  Zeit  der  Thronbesteigung  der 
Kaiserin  Elisabeth  bereits  5 Millionen  Kübel. 
Verschiedene  Anläufe,  auch  die  oberen 
Klassen  durch  Steuern  zur  Tragung  der 
Staatslasten  heranzuziehen,  wurden  jedesmal 
bald  wieder  fallen  gelassen,  und  so  blieb 
die  Kopfsteuer  bis  in  die  jüngste  Zeit  eine 
ganz  einseitige  Belastung  der  unteren  Stände 


und  zwar  zuletzt,  da  die  Kopfsteuer  von 
den  Kleinbürgern  wenigstens  formell  im 
Jahre  1863  aufgehoben  wurde,  der  Bauern- 
schaft. Sie  war  auch  in  diesem  Jahrhundert 
seit  1839  fortwährend  im  Steigen  und  be- 
trug seit  1867  zwischen  1 Kübel  15  Kok- 
ken und  2 Kübel  17  Kopeken. 

Die  Kopfsteuer  wurde  nun  von  der 
»Revisionsseele«  erhoben,  soweit  sie  in  den 
Bauerngemeinden  registriert  war.  Die  Er- 
mittelung der  Revisionsseelen  erfolgte  in 
der  Art,  dass  bei  der  Vornahme  der  Revi- 
sion oder  Volkszählung  in  die  Revisions- 
listcn  alle  steuerpflichtigen  Personen  männ- 
lichen Geschlechts  jeden  Altera  eingetragen 
wurden.  Die  so  ermittelte  Seelenzahl  bil- 
dete bis  zur  nächsten  meist  nach  je  20  Jah- 
ren erfolgenden  Zählung  das  Steuerobjekt, 
ohne  Rücksicht  auf  die  inzwischen  erfolgte 
Zu-  oder  Abnahme  der  Zahl  der  Steuer- 
pflichtigen. Der  Steuerbetrag  für  die  ein- 
zelne Gemeinde  wurde  festgestellt  durch 
einfache  Multiplikation  der  Steuer«  j not  e für 
die  einzelne  Revisionsseelc  mit  der  Zahl 
der  Revisionsseeion,  welche  in  der  Revisions- 
liste für  die  betreffende  Gemeinde  heraus- 
gerechnet war.  Die  Revisionsseelc  aber  hatte 
als  Steuerobjekt  nur  eine  rechnerische  Be- 
deutung und  diente  lediglich  zur  Feststel- 
lung des  Steuerkontingents  der  einzelnen 
Gemeinde;  der  Steuerbetrug  für  das  einzelne 
faktisch  vorhnndono  Glied  der  Gemeinde 
wurde  durch  Repartition  der  Gcmeinde- 
steuerquote  auf  die  vorhandenen  männlichen 
Gemeindeglieder  festgestellt.  Es  waren  also 
die  Gemeindeglieder  in  den  verschiedenen 
Gemeinden  verschieden  besteuert,  je  nach- 
dem die  Zahl  der  männlicheu  Gemeinde- 
glieder seit  der  letzten  Revision  sieh  ver- 
mehrt oder  vermindert  hatte  oder  sieh  gleich 
geblieben  war.  Hinsichtlich  dor  durch  die 
Repartition  festzustellenden  Steuenjuote  des 
einzelnen  Gemeindegliedes  war  bestimmt, 
dass  dieselbe  im  Verhältnis  zur  Grösse  des 
Gemeindelandes,  welches  den  einzelnen  Fa- 
milien zur  Nutzniessung  überlassen  war,  und 
nach  dem  in  den  Gemeinden  herrschenden 
Usus  zu  geschehen  habe.  Mit  Rücksicht 
auf  diese  Repartition  der  Kopfsteuer  war 
sie  also  überhaupt  vielfach  keine  eigentliche 
Kopfsteuer  des  einzelnen,  sondern  nur  ein 
Berechnungsmodus  der  Gesamtst euerschul- 
digkeit  der  Gemeinden.  Für  den  recht- 
zeitigen Eingang  der  Steuer  haftete  der  ein- 
zelne der  Gemeinde,  die  Gemeinde  der  Re- 
gierung. 

Dass  diese  russische  Kopfsteuer,  auch 
ganz  abgesehen  von  der  Thatsache,  dass  sie 
nur  auf  den  unteren  Klassen  ruhte,  eine 
sehr  rohe  und  unglcichmässige  Form  der 
Besteuerung  bildete,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  russische  Regierung  hat  dies  auch 
selbst  je  länger  je  mehr  empfunden.  Schon 
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1859  wurde  ein  Versuch  gemacht,  die  Kopf-  j 
steiler  durch  andere  direkte  Besteuerung»-  j 
foripen  zu  ersetzen,  allein  erst  zwei  kaiser-o 
YicVie  Ukase  vom  18.  Mai  1882  und  14.  Mai 
1883  haben  eine  Besserung  der  Kopfsteuer 
gebracht , indem  gewisse  Katcgorieen , na- 
mentlich die  Kleinbürger  und  landlosen! 
Bauern,  von  derselben  ganz  befreit,  für  an- 
dere die  Steuer  um  die  Hälfte,  für  alle 
übrigen  um  10  °o  herabgesetzt  wurde.  End- 
lich erfolgte  am  28.  Mai  1885  ein  weiteres ; 
Gesetz,  durch  welches  die  Kopfsteuer,  mit 
Ausnahme  Sibiriens,  vollständig  beseitigt 
wurde.  Die  Befreiung  begann  mit  dem  1.  Januar 
1880  für  alle  Bauern  mit  Ausnahme  der 
Domäuenbauern , für  welche  sie  erst  mit 
dem  1.  Januar  1887  cintrat. 

Beim  Beginn  der  Abschaffung  bezw.  Er- 
mässigung  der  Steuer  betrug  dieselbe  58,8  j 
Millionen  Rubel.  Das  erste  Gesetz  beseitigte  ; 
3,6  Millionen,  das  zweite  15,7  Millionen,  das} 
dritte  18,8  Millionen  Rubel,  zusammen  38,1 
Millionen  Rubel,  während  auf  den  Domänen- 
bauero  der  früher  als  Kopfsteuer  erhobene 
Betrag  von  18,8  Millionen  Rubel  nahezu 
vollständig,  wenn  auch  in  anderer  Gestalt 
verbleibt  und  die  sibirischen  Bauern  nach 
wie  vor  ca.  12  Millionen  Rubel  an  Kopf- 
steuer zu  entrichten  haben.  Zählt  inan  dazu 
die  durch  die  Befreiung  der  Kleinbürger 
im  Jahre  1863  und  die  Abschaffung  eines 
Teiles  der  Reichslandesprästanden  im  Jahre 
1872  entstandenen  Ausfälle,  so  beträgt  der1 
Gesamtausfall  ca.  50  Millionen  Rubel,  zu 
dessen  Deckung  allmählich  andere  Steuern : 
eine  Grundsteuer,  eine  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer,  eine  Erhöhung  und  Re- 
form der  Stempelsteuer,  eine  Erhöhung  der 
Kibitken Steuer,  eine  Reform  der  Tabaksteuer, 
eine  Prozent-  und  Repartitionssteuer  von 
Handel  und  Gewerbe,  eine  Kapitalrenten- 
steuer und  mehrere  neue  kleinere  Steuern 
und  Steuererhöhungen  eingeführt  wurden. 
Demnach  besteht  die  Kopfsteuer  in  Russ- 
land nur  noch  für  die  sibirischen  Bauern. 

Litteratur:  Koscher.  IV,  i 84.  — A.  Wagner 

in  Schönhcrg  III,  4.  Auft.,  S.  409  f-  — V.  Fatek 
im  Fin.-Arch.  I,  S.  914  (Referat  über  Alexeenko, 
Die  russische  Gesetzgebung  über  die  direkten 
Steuern ).  — v.  Konsul  er  im  Fin.-Arch.  III, 
S.  2G4:  Das  russische  Gesetz  über  die  Abschaffung 
der  Kopfsteuer  und  die  Ablösung  der  Domtinen- 
grundpacht. 

K.  Th.  Eh eberg. 


Kornspeicher. 

I.  Technisches.  II.  Der  Stand  der 
Lagerhansbewcgnng.  1.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  2.  Russland.  3.  Andere 
Länder.  4.  Deutschland.  III.  Die  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  der  K. 


I.  Technisches. 

Kornspeicher  (Getreidelagerhäuser,  Silos) 
dienen  zur  Aufbewahrung  des  ausge- 
droschenen Getreides  bis  zum  Verkauf  oder 
seiner  sonstigen  Verwendung. 

Damit  das  Getreide  nicht  verdirbt,  muss 
es  (abgesehen  von  den  tierischen  Schädlingen, 
wie  dem  schwarzen  Kornwurm  etc.)  namentlich 
vor  Feuchtigkeit  geschützt  werden.  Dies  ist 
entweder  dadurch  zu  erreichen,  dass  man  den 
Zutritt  der  Luft  gänzlich  verhindert  oder  dass 
mnn  die  Körner  in  stete  Berührung  mit  frischer 
Luft  bringt.  Die  primitivste  Art,  den  Luftzu- 
tritt zu  verhindern,  ist  die  Aufbewahrung  des 
Getreides  in  Erd  gruben,  die  mit  Stroh  und 
Erde  geschlossen  werden.  Sie  findet  sich  heute 
noch  in  einzelnen  Gegenden  von  Spanien  (das 
spanische  Wort  Silo  bedeutet  Grube),  Ungarn, 
Russland,  Indien. 

Die  bis  in  die  neuere  Zeit  gebräuchliche 
Lagerung  ist.  die  in  Bodenspeichern. 

Die  grösseren  Handelsspeicher  haben  mehrere 
Etagen,  die  wenig  oder  gar  nicht  durch  Zwi- 
schenwände getrennt  sind,  so  dass  grosse  saal- 
artige Räume  entstehen.  Das  Getreide  kommt 
in  Schiffen  oder  Eisenbahnwagen  lose  an,  wird 
mittels  Elevators  und  Schnecke  oder  Gurthand 
in  die  betreffende  Etage  gebracht  und  in  einer 
Schicht  von  gewisser  Höhe  auf  dem  Fussboden 
ansgebreitet.  Um  es  wieder  zu  entfernen,  wird 
es  zu  Schüttlöchern  geschaufelt  und  geht  durch 
Schnecken  in  automatische  Wagen,  die  es 
wiegen  und  sacken.  Als  Konservierungsmittel 
dient  die  Luft : die  Schüttböden  werden  daher 
möglichst  reichlich  mit  Fenstern  und  Luken 
versehen,  so  dass  beständig  Zugluft  über  das 
Getreide  streichen  kann.  Es  ist  jedoch  unum- 
gänglich notwendig,  das  Getreide  zugleich  fort- 
während nmzustechen,  damit  möglichst  alle 
Körner  der  Luft  ausgesetzt  werden.  Da  das 
! Umstechen  nur  durch  Menschenhand  zu  besorgen 
ist,  kommt  es  ziemlich  teuer.  Diesen  Uebelstand 
vermeiden  die  neueren  Bodenspeicher  mit 
Rieselanlage.  Eine  solche  Rieselanlage  be- 
steht darin,  dass  in  den  Fnssbodcn  eines  jeden 
Stockwerks  des  Speichers  in  nicht  allzu- 
grossem Abstande  von  einander  runde  oder  läng- 
lich-runde Löcher  gebohrt  werden.  Diese 
Löcher  sind  durch  Klappen  oder  Schieber  ver- 
schlossen, welche  für  jedes  Balkenfeld  zu  einem 
System  vereinigt  sind  und  somit  gleichzeitig 
geöffnet  oder  geschlossen  werden.  Soll  das  Ge- 
treide in  einem  oberen  Stockwerke  umgestochen 
werden,  so  werden  die  Schieber  geöffnet  und  es 
rieselt  zum  nächsten  Stockwerk,  so  dass  die 
Luft  zu  jedem  einzelnen  Korn  leicht  zutreten 
kann,  wie  es  sonst  nur  bei  der  Handbearbeitung 
möglich  ist.  Ist  nun  das  Getreide  nach  wochen- 
langer  Lagerung  auf  dem  untersten  Stockwerk 
angelangt  und  soll  von  da  noch  nicht  zum  Ver- 
sand in  Säcke  gefasst  werden,  so  wird  es  durch 
einen  Elevator  wieder  in  die  Höhe  gehoben, 
und  der  Kreislauf  beginnt  von  neuem. 

Seit  1842  hat  man  jedoch  in  Amerika 
| das  ursprüngliche  Princip,  das  Getreide 
durch  völligen  Luftabschluss  vor  dem  Ver- 
derben zu  schützen,  wieder  aufgenommen, 
| und  zwar  in  den  Silospeic  hern. 
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Bei  den  Silospeichern  geht  man  ganz  davon  I Erntemenge  geringe  Ausdehnung  der  Land- 
ab, das  Getreide  auf  horizontalen  Böden  in  | elevatorcn  — ihre  Maximalgrösse  wird  mehr 
mehr  oder  weniger  Hachen  Schichten  zu  lagern,  »der  minder  durch  das  Fassungsvermögen  eiues 
und  bewerkstelligt  die  Aufbewahrung  der  Frucht  \ Gliterzuges  bestimmt  — zeigt,  dass  sie  nicht 

Aufnahme  der  Ernte  bestimmt 


in  hohen,  vollständig  ausgefüllten  Schachten 
(Silos).  Zu  diesem  Zwecke  wird  das  betreffende 
Gebäude  nicht  mit  horizontalen  Zwischendecken 
verseheu,  sondern  durch  vertikale  Scheidewände 
der  ganzen  Höhe  des  Baumes  nach  in  einzelne 
Abteilungen  zerlegt,  die  dann  mit  Getreide  ge- 
füllt werden.  Das  Einschütten  des  Getreides 
erfolgt  wie  bei  dem  Bodenspeicher  durch  Ele- 
vator und  Gnrtband.  Die  Sohle  der  einzelnen 
Schachte  erhält  in  der  Regel  die  Gestalt  einer 
umgekehrten  Pyramide  oder  eiues  umgekehrten 
Kegels,  aus  deren  Spitze  das  Getreide  selbst- 
tlüitig  aldliesst,  wenn  die  hier  angebrachten 
Absperreinrichtungen  geöffnet  werden.  Die 
Vorzüge  dieses  Systems  sind  folgende : vollkom- 
mene Ausnutzung  des  Raumes,  bequeme  Ent- 
nahme des  Getreides  aus  dem  Speicher,  grosse 
Uebersichtlichkeit  über  die  einzelnen  Abteilungen 
bezw.  über  die  einzelnen  Sorten  Getreide  und 
schliesslich  Umstechen  der  Frucht  ohne  Anwen- 
dung von  Menschenkräften.  Als  Nachteil  muss 
bezeichnet  werden,  dass  der  gänzliche  Abschluss 
der  Luft  kein  Mittel  zur  Erhaltung  von  Ge- 
treide ist,  das  bereits  feucht  ist.  Es  muss  daun 
die  Frucht  von  Zeit  zu  Zeit  mit  der  Luft  in 
Berührung  gebracht  werden,  damit  die  Feuchtig- 
keit verdunstet  und  gleichzeitig  frische  trockene 
Luft  in  die  Zwischenräume  zwischen  den  ein- 
zelnen Körnern  innerhalb  der  Silozelle  gelangt,  wiederum  in  Zusammenhang  stehen 
Immerhin  wird  von  einzelnen  Seiten  behauptet, ! sich  die  Produzenten  von  allen  Seiten 
dass  das  einheimische  Getreide  für  Silolagerung  J Umschlingung  vom  Zwischenhandel, 
zu  feucht  sei,  und  für  einzelne  besonders  regen-  grosse  agrarische  Bewegung,  die  jetzt 
reiche  Jahre  mag  das  wohl  zutreffen. 

Bei  den  in  Deutschland  in  den  letzten 
Jahren  gebauten  grösseren  Kornspeichern  hat 
man  zumeist  beide  Systeme  kombiniert. 

II.  Der  Stand  der  Lagerhausbewegiuig. 

1.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

(Die  nachfolgende  Darstellung  beruht  auf  der 
ausgezeichneten  Schilderung  des  amerikanischen 
Getreidehandels  durch  Dr.  Schumacher.)  *)  In 
den  Vereinigten  Staaten  ist  zwischen  country 
und  terminal  elevators  zu  scheiden.  Die  country 
elevators  finden  sich  im  ganzen  Getreidegebiet 
Nordamerikas  mit  Ausnahme  von  Kalifornien : 
im  Nordwest,  d.  h.  in  den  Staaten  Minnesota’ 

Nord-  und  Siiddakota,  haben  sie  ihre  grösste 
Ausdehnung  und  systematische  Ausbildung  er- 
halten. 

Die  Landelevatoren  wurden  zunächst  fast 
ausschliesslich  von  den  Eisenhahngesellschaften,  i 
gewöhnlich  gleichzeitig  mit  der  Bahmmluge  er- 1 
richtet.  Sie  sind  nur  Umgeh  lag«  Vorrichtungen,  i 
bei  denen  das  Hebewerk  (der  Elevator)  noch  Mn<1  « cmt  auch  bisher  nur  in  einzelneu  Gebieten 
Hauptsache,  der  Lagerraum  dienende  Zuthat  mit  vorwiegendem  Kleinbesitz,  wie  in  Ohio  und 
ist;  den  Farmern  gewähren  sie  keineswegs  die  «»‘Iiaim,  diese  Forderung  verwirklicht  zu  sein 
Möglichkeit,  ihre  Erzeugnisse  gegen  billig  scheint,  so  erhebt  sich  doch  immer  allgemeiner 
Lagergeld  einzulagern,  zu  warrantieren  und  ,lni*  dringlicher  der  Ruf  nach  Sackung  und 
lombardieren.  Schon  die  im  Verhältnis  zur  nach  Schwülen.  Man  erwartet  also  Abhilfe  von 

der  Rückkehr  zum  altfränkischen  System  Europas 
seinen  Principien  der  Nichtfungibilität  und 


zur  längeren 
sein  können. 

Den  country  elevators  stehen  die  terminal 
elevators  gegenüber.  Sie  führen  diesen  Namen, 
weil  sie  an  sogen,  terminal  points,  d.  h.  an  den 
Endpunkten  von  einer  Eisenbahn  oder  mehreren 
liegen.  Sie  sind  die  Hauptmittel  zur  Aus- 
übung des  Umschlags-  und  Stapelprivilegs  im 
Getreidehandel,  das  sich  unter  Anwendung 
aller,  oft  rücksichtslosesten  Mittel  einige  Städte 
mitten  im  amerikanischen  Kontinent  errungen 
haben.  Sie  finden  sich  in  fast  allen  Städten 
des  östlichen  Wejzengebietcs. 

Sie  alle  dienen  überwiegend  der  Lagerung 
von  Weizen.  Sowohl  die  Landelevatoren  wie 
die  städtischen  sind  jetzt  zumeist  aus  der  Hand 
der  Eisenbahnen  in  den  Besitz  selbständiger 
Gesellschaften  tibergegnngeu.  Der  Zwischen- 
handel erkannte  bald,  dass  er  wenig  Interesse 
daran  habe,  den  Produzenten  eine  längere  Lage- 
rung zur  Abwertung  einer  besseren  Konjunktur 
zu  ermöglichen,  die  er  lieber  selbst  ausnutzen 
will.  Es  ist  fast  ganz  hei  den  ländlichen,  zum 
grossen  Teil  bei  den  städtischen  Elevatoren  zu 
einer  vollständigen  Koucentration  in  der  Hand 
des  Zwischenhandels  gekommen.  Da  nun  die 
kapitalistischen  Verbindungen  der  Landeleva- 
toren mit  den  städtischen  Elevatorkoalitionen 

so  sehen 
in  fester 
und  die 

. u Amerika 

durchzieht,  richtet  sieh  energisch  gegen  diese 
Monopolisierung  des  Zwischenhandels  durch 
die  grossen  Elevatorgesellschaften.  Man  hat. 

, den  Versuch  gemacht,  die  Antitrustgesetze 
gegen  sie  anzuwenden,  und  man  hat  staatliche 
Elevatoren  gefordert. 

Schliesslich  hat  auch  die  Selbsthilfe  einge- 
setzt. Der  ungeheure  Plan  der  Farmers  Alliance, 
eine  die  gesamte  Landwirtschaft  umfassende 
Getreideverkaufsgeiiossenschaft  zu  gründen,  hat 
vorläufig  keine  Aussicht  auf  Erfolg;  kleinere 
Genossenschaften,  zum  Teil  mit  eigenen  Lager- 
häusern, sind  daran  gescheitert,  dass  sich  keiue 
Leute  zur  Leitung  solcher  Geschäftssilos  fanden, 
die  Uneigennützigkeit  mit  der  erforderlichen 
Geschiiftsgewandtheit  vereinigten.  Das  letzte 
Mittel  schliesslich  ist  eiu  vollkommenes  Um- 
gehen der  Elevatoren  durch  den  Bau  eigener 
.Scheunen  und  die  Handverladung  oder  Sackung 
des  Getreides.  „Ganz  bewusst  richtet  man  mit 
dieser  Forderung  seinen  Angriff  gegen  die 
beiden  Grundpfeiler,  auf  denen  die  Eigenart 
der  amerikanischen  Getreideorganisation  ruht; 


')  Es  sei  erwähnt,  dass  die  neuere  L>ar- 
stellnng  von  Böhme  in  einzelnen  Punkten  von 
der  Schumachers  abweicht:  doch  stützt  sie  sich 
nicht  wie  diese  auf  eigene  Anschauung. 


mit 


des  Kollitransportes,  wie  man  von  einigen  Seiten 
bei  uns  umgekehrt  eine  Abstellung  aller  Leiden 
von  der  Einführung  der  amerikanischen  Organi- 
satiousfonn  erhofft.“ 
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2.  Kussland.  Ein  Gesetz  von  1885  er- 
mächtigte die  Reichsbank,  den  Landwirten 
sechsmonatliche  Vorschüsse  auf  ihr  Getreide 
bis  zur  Höhe  von  60  des  Markt-  und  Börseu- 
wertes  zu  geben.  Die  Mangelhaftigkeit  der 
vorhandenen  Lagemngseinrichtungeu  führte 
weiter  zu  dem  Plan,  diese  Notstandsaktion  — 
denn  als  solche  charakterisiert  sich  das  Vor- 
gehen der  russischen  Regierung  — durch  Er- 
richtung der  staatlichen  Lagerhäuser  an  den 
Eisenbahnstationen  Uber  das  ganze  Land  hin  zu 
ergänzen. 

Ende  1895  waren  auf  russischen  Eisen- 
bahnen 332  Getreidespeicher  mit  33061 000  Pud 
Fassungsraum  vorhanden,  darunter  69  Eleva- 
toren mit  17  180000  Pud  Fassungsraum. 

Im  Ban  begriffen  waren  weitere  18  Ele- 
vatoren mit  3800000  Pud  Fassuugsraum. 

Durch  ein  Gesetz  von  1888  ist  den  Eleva- 
toren das  Recht  der  Ausgabe  beleihbarer  Lager- 
scheine gegeben,  doch  haben  bis  jetzt  erst  zwei 
davon  Gebrauch  gemacht 

Es  betrug  bei  sämtlichen  Elevatoren  zu- 
sammen der  Bestand  am  1.  Januar  1895  3032676 
Pud,  der  Einsatz  im  Jahre  1895  30 800503  Pud. 
der  Bestand  am  1.  Januar  1896  7 095103  Pud. 

Die  Eisenbahngesellschaften  selbst  gehen 
immer  mehr  dazu  über,  jdaumässig  Kernhäuser 
zu  bauen,  um  die  Bauern  vom  Zwischenhandel 
zu  befreieu  und  deii  Verkehr  zu  heben.  Die 
Wladikawkas-Bahu  hat  (nach  Böhme,  a.  a 0. 
S.  73)  im  Jahre  1897  bei  der  Regierung  die  Er- 
laubnis eingeholt,  auch  an  den  kleinen  Land- 
stationen Kornhänser  mit  Elevatoren  errichten 
und  Darlehen  auf  das  eingelagerte  Getreide 
geben  zu  dürfen. 

3.  Andere  Länder.  Weitere  Verbreitung 
in  Ländern  ausserhalb  Deutschlands  haben  die 
Kornhäuser  noch  nicht  gefunden,  ln  Ru- 
mänien soll  der  Versuch  gemacht  werden,  an 
ländlichen  Eisenbahnstationen  Kornhäuser  ameri- 
kanischen Stils  mit  einer  Gesaintkapacität  von 
60000  —65000  Tonnen  zu  errichten.  (Journal 
of  the  Board  of  Agriculture,  voL  V,  Juni  1898, 
p.  92).  Die  grossen  Speicher  in  Galatz  und 
Braila  dienen  nur  dem  Grosshandel. 

Seit  lfcGü  sind  in  Argentinien  in  den 
Seehäfen  Lagerhäuser  mit  einer  Fassungskraft 
von  je  ungefähr  200  Tonnen  in  Thätigkeit,  die 
die  Handelskammer  von  Buenos  Aires  gebaut 
lmt:  sie  sollen  sich  bewähren  (Böhme,  a.  a. 
0.  8.  49). 

In  Grossbritannien  haben  die  Central 
and  Associated  Chambers  of  Agriculture  im 
Jahre  1898  ein  Komitee  zur  Beratung  der  Frage 
des  genossenschaftlichen  Verkaufes  eingesetzt, 
dieses  hat  jedoch  von  einer  Empfehlung  von 
Kornhäusern  abgesehen.  Ebensowenig  sind  ent- 
sprechende Versuche  in  I rland  gemacht  worden, 
wo  im  übrigen  das  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaftswesen unter  der  Führuug  Huruu 
Plunketts  ausserordentliche  Fortschritte  macht. 

In  Frankreich  war  von  Anfang  an  unter 
den  Landwirten  keine  besondere  Geneigtheit 
zur  Errichtung  von  Komhänsern ; vielmehr  hat 
man  die  dadurch  zu  erlangenden  Vorteile  durch 
die  warrantage  ä domieile  zu  erreichen  gesucht. 
Diesen  Bestrebungen  kommt  ein  von  Melinc 
ein  gebrachtes  Gesetz  vom  28.  Juli  1898  ent- 
gegen, das  den  Typus  des  warrant  agrieole 
schafft.  Warrantiert  könuen  übrigens  nicht  nur 


die.  Brotfrüchte,  sondern  fast  alle  landwirtschaft- 
lichen Produkte,  Wein.  Holz,  Honig,  Cocons, 
selbst  Meersalz  u.  s.  w.  werden.  (Vgl.  den  Text 
des  Gesetzes  in  der  Deutschen  landwirtschaft- 
lichen Geuosseuschaftspresse  vom  15.  De- 
zember 1898.) 

4.  ln  Deutschland  taucht  die  Idee  der 
Getrcidelagerhäuser  oder  besser  der  Erdsilos 
zum  ersten  Male  im  Jahre  1849  auf:  die 
Erfolge  der  von  der  .Malisfelder  Bergliau- 
gewerkschaft  angelegten  Silos  sowohl  be- 
züglich der  Konservierung  des  Getreides 
wie  der  Proisansglcichung  führten  dazu. 
1854  wurde  in  der  That  in  Erfurt  der  Yer- 
sueh  gemacht , eine  Silogesellschaft  zu 
gründen ; doch  scheint  diese  nicht  ins  Leben 
getreten  zu  sein. 

Neuerdings  nahm  dann  Herr  v.  Grass- 
Kleinin  auf  Grund  der  amerikanischen  Er- 
fahrungen den  Gedanken  wieder  auf  und 
verfocht  ihn  in  zahlreichen  Schriften.  Der 
Kampf,  den  die  Luid  Wirtschaft  in  der  letzten 
Zeit  gegen  die  Getreidebörse  führt,  hat  den 
Gedanken  der  Bildung  von  Gctroideabsatz- 
genossenschaften  populär  gemacht.  Ver- 
schiedene Landesregierungen  unterstützen 
diese  Bewegung,  indem  sic  den  Genossen- 
schaften  oder  Genossenschaftsverbänden  Geld- 
mittel zur  Erbauung  von  Lagerhäusern  zur 
Verfügung  stellten.  Preussen  hat  durch 
G.  v.  6.  Juni  1896  die  Summe  von  3 Mil- 
lionen Mark  zur  Errichtung  von  landwirt- 
schaftlichen Getreidelagerhänsern  ausge- 
worfen, um  da  Versuche  zu  ermöglichen, 
wo  die  Herstellung  von  Kornhäusern  auf 
geeigneten  Bahnhöfen  und  Wasserumschlags- 
plützen  im  öffentlichen  Interesse  wünschens- 
wert erscheint,  aber  wegen  mangelnder 
Leistungsfähigkeit  der  Beteiligten  ohne 
Staatsunterstützung  nicht  erfolgen  könnte. 
Der  Staat  selbst  will  den  Betrieb  nicht  auf 
eigene  Rechnung  und  Gefahr  übernehmen, 
sondern  die  Speicher  geeigneten  Korpora- 
tionen, deren  Wünsche  beim  Bau  berück- 
sichtigt werden  sollen,  zur  Benutzung  und 
Verwaltung  gegen  Entgelt  überlassen.  Dabei 
soll  darauf  gehalten  werden,  dass  eine  an- 
gemessene Verzinsung  und  Tilgung  der 
vom  Staate  für  diese  Zwecke  aufzuwen- 
denden Beträge  von  vorn  herein  durch  die 
zu  vereinbarende  Entschädigung  siehergo- 
stellt  wird. 

Bereits  nach  einem  Jahre  verlangte  die 
Regierung  weitere  2 Millionen,  die  ihr  durch 
G.  v.  8.  Juni  1897  überwiesen  wurden.  Bis 
Ende  1*99  sind  aus  dem  Kornhausfonds  im 
ganzen  3930643  Mark  bewilligt  worden. 

Die  bestehenden  und  die  geplanten  Getreide- 
absatzgenossenschaften  der  Landwirte  weichen 
in  Einzelheiten  vielfach  von  einander  ab.  Im 
wesentlichen  kann  man  einen  ceutralisiertcn 
und  einen  deeentralisierteu  Typus  unterscheiden, 
für  die  Halle  und  Pommern  charakteristisch 
sind,  ln  Sachsen  baut  man  einige  grosse  Lager- 

23* 
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hänser,  in  Ponunern  will  mau  das  ganze  Land 
mit  einem  Netz  kleiner  Lagerhäuser  über- 
ziehen. 

Das  Lagerhaus  in  Halle  hat  6000  Tonneu 
Kapacität:  die  Anlage  ist  eine  Kombination  von 
Speicher  und  Silo.  Der  Lagerhansgenossen- 
sckaft  gehörten  Ende  1897  291  Genossenschafter 
mit  3899  Geschüftsteilen  an : das  bei  der  Ge- 
nossenschaft interessierte  Kapital  repräsentierte 
etwa  30000  ha  Ackerland.  Der  Geschäftsver- 
kehr entwickelte  sich  in  der  Weise,  dass  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  die  Genossenschaft  direkt 
als  Käufer  anftrat,  während  von  der  Gelegen- 
heit der  Einlagerung  der  Waren  nur  in  ein- 
zelnen Füllen  Gebrauch  gemacht  wurde.  Nenn 
Zehntel  des  anfgekauften  Getreides  sind  vom 
Produktionsplatz  aus  direkt  au  die  Mühlen  und 
Mälzereien  verhandelt  worden,  ein  Zehntel  ist 
erst  Uber  Halle  gegangen.  Im  dritten  Ge- 
schäftsjahre (15.  Mai  1898  bis  14.  Mai  1899) 
sind  umgesetzt  worden: 

Weizen  98532  Centner,  Roggen  56328 
Centner,  Gerste  73440  Centner,  Hülsenfrüchte 
4875  Centner.  Hafer  6619  Centner,  Futterartikel 
34  441  Centner,  Oelsaaten  6277  Centner.  Zu- 
sammen 280514  Centner  im  Werte  von  2226174 
Mark.  Es  ist  der  Kornhausgenossenschaft  mög- 
lich gewesen,  für  das  von  ihr  vertriebene  Ge- 
treide auf  die  Gerste  6 Mark,  auf  den  Weizen 
3 Mark  und  auf  den  Roggen  2 bis  5 Mark  pro 
Tonne  mehr  als  beim  Händler  zu  bekommen. 

In  Pommern  hat  man  die  Errichtung 
eines  ganzen  Netzes  von  Kornhäusern  in  An- 
griff genommen,  die  mit  der  Hauptgenossen- 
schaft in  Stettin  durch  IJutergenossenschaften 
in  Verbindung  stehen.  Das  Geschäft  soll  nur 
kommissionsweise  gemacht  werden,  damit  jedes 
Risiko  für  die  Hauptgenossenschaft  ausge- 
schlossen ist,  bis  Erfahrungen  gesammelt  sind. 
Fertiggestcllt  sind  10  Lagerhäuser,  im  Bau  2, 
bewilligt  1.  Bis  jetzt  ist  man  mit  den  Erfolgen 
zufrieden. 

In  Bayern  sind  eine  grosse  Reihe  kleiner 
genossenschaftlicher  Lagerhäuser  (im  Jahr  1900 
bestehen  schon  65)  zumeist  durch  die  örtlichen 
Darlehnskasseuvereine  errichtet  worden. 

Das  bayerische  Staatsministerium  des  In- 
neren hat  den  Bau  solcher  Lagerhäuser  durch 
erhebliche  Zuschüsse  und  in  kleinen  Katen  rück- 
zahlbare, meistens  unverzinsliche  Vorschüsse  ge- 
fördert. Die  Eisenbahnverwaltung  hat  iu  Fällen, 
in  welchen  ein  Lagerhaus  an  eine  Eisenbahn- 
station zu  stehen  kam , die  Errichtung  durch 
Ueberlassung  des  Platzes  gegen  eine  sehr 
massige  jährliche  Rekognitionsgebühr  und  durch 
Geleisanschluss  unter  den  billigsten  Be- 
dingungen begünstigt.  Mit  den  Lagerhäusern 
sind  gute  Erfahrungen  gemacht  worden.’) 

Es  genügt  die  Schilderung  des  Geschäfts- 
ganges eines  Lagerhauses,  da  die  der  anderen 
ähnlich  ist.  Das  Lagerhaus  zu  Stambach,  am 


*)  Vgl.  die  beiden  ausserordentlich  instruk- 
tiven im  bayerischen  Staatsministerium  des 
Innern  ausgearbeiteten  Denkschriften:  „Die 

Massnahmen  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaft- 
lichen Verwaltung  in  Bayern  1890 — 1897J, 
München  1897,  S.  75  ff.  und  „Der  Stand  des 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  in 
Bayern  1899“,  München  1900,  S.  54  ft.  und  An- 
lagen G— J. 


Bahnhof  gelegen,  wurde  1895  von  den  2 ge- 
nannten Darlchnskassenvcreinen  gegründet,  die 
etwa  2t K)  Mitglieder,  alles  Kleinbauern,  um- 
fassen. Es  ist  ganz  aus  Holz  gebaut,  mit  Dach- 
pappe gedeckt,  15  m lang  und  6 m breit,  mit 
3 Schüttböden  versehen  und  so  angelegt,  dass 
es  ohne  erheblichen  Aufwand  zu  einem  Wohn- 
haus umgebaut  werden  kann.  Der  Umsatz  be- 
trug im  ersten  Jahre  4000  Centner  Fichtelge- 
birgshafer  und  stieg  im  Jahre  1896,97  auf 
8386  Centner  mit  einem  Erlöse  von  59630  Mark. 
Die  .Mitglieder  der  Darlehnskassenvereine  sind 
nicht  gezwungen,  ihr  Getreide  ganz  oder  zum 
Teil  eiuzuliefern ; ausnahmsweise  werden  auch 
von  Nichtmitgliedern  Lieferungen  angenommen. 
Nachdem  von  der  angefahreneu  Lieferung  ein- 
zelne Säcke  gewogeu  worden  sind,  wird  vom 
Lagerhausverwalter  in  Gegenwart  des  Liefe- 
ranten Muster  gezogen,  das  Volumengewicht 
I ermittelt  und  die  Ware  auf  ihre  sonstige  Be- 
schaffenheit i Reinheit,  Farbe,  Geruch)  geprüft. 
Nach  der  Höhe  des  Massgewichts  wird  der  Hafer 
in  3 Dualitäten  getrennt.  Für  die  Festsetzung 
der  Höhe  des  Grundpreises  sind  die  von  den 
nächstgelegenen  Proviantämtern  gezahlten  Preise 
massgebend ; die  Lieferanten  von  erster  und 
zweiter  Qualität  erhalten  atu  Schlüsse  des  Ge- 
schäftsjahres einen  Anteil  am  Uebersclniss.  Für 
die  eingelieferte  Ware  wird  vom  Lagerhausver- 
walter ein  Schein  ausgestellt,  welcher  die  ein- 
gelieferte Menge,  das  Qnalitätsgcwicht  und  die 
Qualitätsklasse  enthält,  und  als  Anweisung  an 
| die  Darlehnskasse  gilt,  welche  den  Betrag  für 
[ die  gelieferte  Ware  dem  Lieferanten  sofort  aus- 
' zahlt.  Der  Verkauf  der  eventuell  noch  einmal 
1 gereinigten  Ware  wird  von  dent  Lagerhansver- 
walter  itn  Einverständnis  mit  dem  ersten  Vor- 
stand bewirkt;  Abnehmer  sind  vorwiegend  die 
Proviantämter  zu  Bayreuth  und  Nürnberg.  An 
Unkosten  erwachsen  durch  Entschädigung  des 
Lagerhausverwalters  für  seine  Mühewaltung 
! 11  Pfeunig  für  den  Centner;  ferner  für  zwei, 
nach  Bedarf  beschäftigte  Arbeiter,  welche  je 
1 Mark  80  Pfennig  Tagelohn  erhalten;  endlich 
wird  der  Rechner  des  Darlehuskassenvereins 
Stambach  für  seine  Mühewaltung  und  Führung 
der  Lagerhausbücher  mit  90  Mark  jährlich  ent- 
schädigt. Die  Einrichtung  bat  sich  vorzüglich 
bewährt  : bereits  im  ersten  Geschäftsjahre  er- 
zielten die  Landwirte  einen  um  durchschnittlich 
60  Pfennig  höheren  Preis  für  den  Centner 
Hafer  als  von  den  kleinen  Händlern  am  Ort 
und  iu  der  Umgebung  gezahlt  worden  ist. 

Auf  die  übrigen  iu  Deutschland  entstandenen 
und  jetzt  iu  immer  grösserer  Zahl  neu  ent- 
stehenden landwirtschaftlichen  Lagerhäuser 
näher  einzugeheu,  ist  überflüssig;  sie  nähern 
sich  sämtlich  entweder  dem  Typus  von  Halle 
| oder  von  Stambach. 

III.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Kornspeicher. 

Hei  der  Beurteilung  der  volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung  der  Kornspeicher  ist  ihre 
Anwendung  auf  Gross-  und  Kleinbesitz  streng 
zu  scheiden.  Die  Vorteile,  die  der  Klein- 
besitz von  den  Kornspeichern  ziehen  kann, 
sind  als  übermässige  nicht  zu  veranschlagen. 
Die  Lagerung  wird  kaum  billiger  kommen 
als  bisher,  da  genügende  Speicher  in  den 
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bäuerlichen  Gehöften  durchgängig  vorhanden 
sind.  Allerdings  wird  die  Behandlung  des 
'Getreides  eine  zweckwässigere  sein,  und  die 
erziehliche  Wirkung  der  Forderungen,  die! 
die  Getreideabsatzgenossenschaften  in  Bezug 
auf  Sortenauswahl  und  Reinigung  des  Ge- 
treides stellen  müssen,  wird  nicht  ausbleiben, 
ebenso  wie  die  Molkereigenossenschaften 
durchgängig  günstig  auf  Viehhaltung  und  i 
weiter  sogar  Viehzucht  gewirkt  haben.  Doch 
darf  man  nicht  vergessen,  dass  die  stetig 
schwieriger  werdende  Lage  der  Landwirt- 
schaft au  und  für  sich  schon  ein  kräftiger 
Impuls  in  gleicher  Richtung  ist  und  dass 
der  landwirtschaftliche  Unterricht,  sowohl 
der  der  heran  wachsenden  Generation  in  den  ! 
'Winterschulen  und  Ackerhauschulen  wie  der 
der  erwachsenen  durch  die  Wanderlehrer, 
ebenfalls  schon  gute  Früchte  getragen  hat. 
Die  landwirtschaftlichen  Ortsvereine  und 
Genossenschaften  haben  schon  an  sehr  vielen 
Orten  Getreidereinigungsmaschinen  (Trieure)  i 
angeschafft.  Eine  kleine  Hebung  der  Preise 
dürfte  wohl  durchgängig  eingetreten  sein, 
wo  die  Bauern,  auch  ohne  Dxgerhaus.  in 
direkte  Verbindung  mit  den  Konsumenten 
(Proviantämtern,  Müllern.  Fuhrherren,  Braue- 
reien etc.)  getreten  sind.  Die  grösste  Be- 
deutung der  Lagerhäuser,  nicht  an  sich, 
sondern  als  Hilfsmittel  der  Getreideabsatz- 
genossenschaften, liegt  aber  in  der  Befreiung 
der  Bauern  vom  Zwischenhandel.  In  den 
armen  Gebirgsgegenden  West-  und  Süd- 
deutschlands zwingen  klimatische  Gründe 
meist  zum  Anbau  von  Hafer,  den  die  bäuer- 
liche Wirtschaft  nicht  ganz  konsumieren 
kann;  sie  sind  also  stark  auf  den  Absatz 
angewiesen.  Noch  sind  vielerorts  die  Tage 
nicht  vorbei,  wo  der  Händler  sämtliche  Ge- 
schäfte des  Bauern  besorgt,  wo  er  Geld- 
leiher,  Viehhändler,  Abnehmer  für  Getreide, 
Lieferant  für  Dünger,  Saatgut,  selbst  Kaffee  i 
und  Kleidung  ist.  Die  Darlehnskassenvereine 
und  die  Bezugsgenossenschaften  haben  be- 
gonnen, ihm  einen  Teil  der  Geschäfte  aus 
der  Hand  zu  nehmen.  Man  kann  jetzt  viel- 
fach beobachten,  dass  die  Händler  den 
Bauern  drohen,  ihnen  ihren  Hafer  nicht  mehr 
abzunehmen,  wenn  er  nicht  aus  der  Spar- 
und  Darlehnskasse  und  der  Bezugsgenossen- 
schaft austritt.  Die  Getreideabsatzgenossen- 
schaften sind  das  fehlende  Glied  der  ge- 
nossenschaftlichen Organisation,  die  den 
Bauer  von  der  Herrschaft  des  vielfach 
schmarotzenden,  vielfach  wuchernden  Händ- 
lers befreien  soll. 

Andere  beim  Grossgrundbesitz.  Eine  Al>- 
hüngigkeit  vom  Händler  in  dem  Masse,  wie 
es  beim  Bauern  bis  vor  wenigen  Jahren 
eigentlich  noch  die  Regel  war,  dürfte  hier 
nur  bei  ganz  verschuldeten,  wirtschaftlich 
wertlosen  Existenzen  Vorkommen.  Das  aus-  j 
gesprochene  Ziel  der  Lagerhausbewegung  in  | 


Ostdeutschland  ist  auch  nicht  die  Befreiung 
des  einzelnen  vom  Händler,  seihst  nicht  die 
Beseitigung  der  immerhin  nicht  allzugrossen 
Gewinne  des  Zwischenhandels  im  einheimi- 
schen Getreide,  sondern  eine  Beeinflussung 
des  Weltmarktpreises.  Es  ist  das  gleiche 
Ziel,  das  andere  Politiker  durch  das  me- 
chanische Mittel  des  Antrages  Kanitz  er- 
reichen wollten.  Ob  es  erreicht  werden 
wird,  ob  es  den  Landwirten  überhaupt 
möglich  ist,  eine  dem  heutigen  Getreide- 
handel ebenbürtige  Getreidehandelsorgani- 
sation ohne  die  vielbeklagten  Fehler  des 
Börsenhandels  zu  schaffen,  ist  eine  Frage, 
die  nur  der  Ausgang  beantworten  kann. 
Beim  Roggen,  dessen  Hauptkonsument 
Deutschland  ist  und  dessen  Prozentanteil 
am  Welthandel  nach  Wiedenfeld  in  den 
Jahren  1891  92,  1892,93,  1893/94  nur  je 
5,4,  3,0,  4,4%  betrug,  sind  die  Aussichten 
jedenfalls  besser  als  beim  Weizen,  dessen 
Preis  voraussichtlich  noch  lange  in  Chicago 
und  New- York  bestimmt  werden  wird. 

Zwei  bedeutende  Schwierigkeiten  werden 
die  grossen  landwirtschaftlichen  Lagerhäuser 
überwinden  müssen : die  Raumausnutzung 
und  die  Gradierung. 

Schon  bei  den  öffentlichen  und  Handels- 
speichern macht  sich  der  Uebelstand  stark  be- 
merkbar, dass  die  Quantitäten  des  eingelagerteu 
Getreides  mit  den  Jahreszeiten  stark  schwanken, 
obgleich  doch  nicht  nur  das  einheimische,  son- 
dern das  in  anderen  Monaten  geerntete  aus- 
ländische Getreide  zur  Lagerung  kommt.  Bei 
einem  landwirtschaftlichen  Lagerhaus  ver- 
schärfen sich  die  U ebelstände  natürlich  noch, 
da  alle  Genossen  zu  gleicher  Zeit  ernten  und 
wahrscheinlich  auch  zu  gleicher  Zeit  werden 
verkaufen  wollen.  Das  Lagerhaus  wird  also 
für  den  Maximalbedarf  gebaut  werden  und 
einen  grossen  Teil  des  Jahres  leer  stehen  müssen; 
eine  Korrektur  der  Kaumausnutzung  durch  Auf- 
nahme fremden  Getreides  oder  anderer  Güter 
ist  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  möglich. 

Was  das  Gradierungsweseu  anbetrifft,  so 
hat  Schumacher  gezeigt,  welche  Missstände  sich 
in  Amerika  dabei  herausgestellt  haben.  Dabei 
ist  dort  eine  weitgehende  Gleichartigkeit  im 
Anhau  durch  die  Natur  ermöglicht,  und  sie 
wurde  von  Anfang  an  auch  künstlich  gefördert, 
indem  der  Zwischenhandel  einmal  sich  weit- 
gehenden Einfluss  auf  die  Beschaffung  des 
Saatgetreides  erwarb  und  indem  vor  allem  die 
Thatsache,  dass  die  Getrcidegradiernng  von 
vorn  herein  ein  festes  und  wesentliches  Glied 
in  der  Getreidehandelsorganisation  wurde,  die 
Produktion  unwillkürlich  diesem  Gradicruugs- 
systcra  anpasste.  Trotzdom  unterscheidet  die 
Chicagoer  Inspektion  nicht  weniger  als  HU 
Weizeugrade.  In  Deutschland  ist  der  Anbau 
noch  sehr  vieler  Sorten  üblich.  Am  geringsten 
ist  die  Schwierigkeit  hei  Koggen.  Die  meisten 
Koggensorten  sind  nicht  so  weit  von  einander 
verschieden,  dass  nicht  auch  ein  Gemisch  zweier 
Sorten  als  gute  Back  wäre  verkäuflich  wäre. 
Infolge  der  dem  Koggen  eigenen  Fremdbe- 
stäubung beim  Befruchtungsvorgang  findot 
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ferner  eine  Kreuzung  der  Sorten  statt,  durch 
welche  die  geringen  Unterschiede  bei  längerem 
Anlmu  in  derselben  Feldlage  verschwinden. 
Grösser  sind  die  Unterschiede  heim  Weizen  und 
Hafer.  Sie  kurzweg  gar  nicht  berücksichtigen, 
geht  nicht  an,  wenn  die  Getreideabsatzgenossen- 
schaft wirklich  die  Funktionen  des  Händlers 
übernehmen  will.  Der  Händler  beurteilt  den  [ 
Wert  des  ihm  vorliegenden  Postens  Getreide  I 
nicht  absolut,  sondern  relativ,  nach  dem  Ver- 
wendungszweck, den  er  dafür  hat.  In  einer  | 
sehr  interessanten  Studie  iDie  Bonitierung  des 
Weizens  seitens  der  Händler  und  Müller,  im 
Zusammenhänge  mit  seinen  chemischen  und 
physikalischen  Eigenschaften,  Leipzig  1896), 
hat  Dr.  August  Richter  nachgewiesen , dass 
für  den  Wert  des  Weizens  massgebend  sind : 
Wassergehalt,  Gehalt  an  N-freien  Stoffen,  Mehl- 
gehalt, Holzfasergehalt,  Fettgehalt,  Aschegehalt, 
Farbe,  Form,  innere  Struktur,  absolutes  Gewicht, 
specifisches  Gewicht,  Volumgewicht.  Das  Vo- 
lumgewicht, das  sich  allein  genügend  rasch  | 
und  sicher  automatisch  feststellen  lässt,  allen- 
falls noch  Farbe.  Form  und  Geruch  sind  bisher  | 
die  einzigen  Anhaltspunkte  der  Gradierung  in 
den  Lagerhäusern.  Wenn  diese  Bonitierung 
auch  im  allgemeinen  genügen  dürfte,  so  kommt 
doch  speciftsch  verwendbare,  also  im  gewissen 
Sinne  Qualitätsware,  dabei  gerade  schlecht  weg. 

Endlich  dürfte  noch  die  Frage  der  Lom- 
bardierung des  im  Kornspeicher  lagernden  I 
Getreides  in  Betracht  kommen,  natürlich 
nur  dort,  wo  der  Einlagerer  Eigentümer  ge- ' 
blieben  ist  und  nicht  die  Genossenschaft  das , 
Eigentum  und  Risiko  des  Getreides  über- ; 
nominell  hat.  Man  kann  wohl  sagen , dass  • 
für  den  Kleinliositzer  diese  Form  des  Kredits 
nicht  zu  empfehlen  ist,  weil  sie  zu  teuer  und 
umständlich  ist.  Für  den  Bauern  sollte  nur 
der  genossenschaftliche  l’ei-sonalkredit  in 
Betracht  kommen.  Für  den  Grossgnmd- 
besitzer  liegt  der  Fall  anders;  ihm  kann 
eiu  iles  eventuellen  l’reisfalles  halber  nur 
nicht  zu  hoch  bemessener  Lombardkredit 
auf  sein  Getreide  sehr  nützlich  sein.  Aber : 
absolut  notwendig  sind  dazu  Lagerhäuser 1 
nicht,  wie  das  oben  erwähnte  Vorgehen  in 
Frankreich  beweist. 

I11  der  letzten  Zeit  sind  die  deutschen 
Kornhausgenossenschaften  Gegenstand  heftiger 
Angriffe  seitens  des  Handels  in  der  Presse  und 
im  Parlament  gewesen  (vgl.  die  fortlaufenden  | 
Berichte  darüber  in  „Handel  und  Gewerbe“). 
Insofern  diese  Angriffe  sich  gegen  das  Genossen-  j 
sohaftsprincip  an  sich  richten,  wird  ihnen  eine 
Berechtigung  nicht  zngesprochen  werden  können. 
Etwas  anderes  wäre  es,  wenn  die  aus  Staats- 
mitteln hergestellten  Lagerhäuser  zu  sonstigen 
den  Handel  beeinträchtigenden  Thätigkciten 
benutzt  würden,  wie  es  z.  B.  der  Firma  Raiff- 
eisen und  Kons,  bezüglich  der  Cnsseler  Lager-  i 
häuser  vorgeworfen  worden  ist.  Doch  wider- 
spricht letzteres  auch  schon  dem  Sinne  der 
Kornhausgesetze;  deshalb  ist  die  diesbezügliche ; 
Resolution  des  deutschen  Ilandelstages  vom 
2.  März  1899  gegenstandslos. 

Litteratur:  G.  Luther , Die  Konstruktion  und 
Einrichtung  der  .Speicher,  speriett  der  Getreide-  ! 


magazine,  in  ihren  neuesten  Vervollkommnungen , 
Brunnschweig  1S86.  — Derselbe,  Ih'e  .Silo- 
speicher von  Galalz  und  Broda  1897.  — Her- 
ne! he,  Eine  neue  Konstruktion  von  Kornlager- 
häusern.  Als  Manuskript  gedruckt,  o.  J.  — 
•Jul.  Seliatleberg , Die  .Silos,  8.  Ausgabe,  J lulle 
1804.  — L.  r.  Grass- Klanin.  Die  Association 
des  landwirtschaftlichen  Angebots,  Danzig  188S. 

— Derselbe,  Der  Kornhandel  im  nordöstlichen 

Deutschland  und  seine  Verkehrsbthindcrungen. 
Als  Manuskript  gedruckt,  o.  J.  — Derselbe. 
Die  wirtschaftliche  Jiedcutung  der  Kornzölle  und 
die  Möglichkeit  ihrer  Herabsetzung.  Mit  Anhang: 
Die  Korn  häuser  nach  amerikanischem  Muster, 
Berlin  1891.  — Derselbe,  Die  l*rri*bildung  'der 
Kornfrucht.  (Sepunitabdruck  aus  der  Kreuz- 
Zeitung),  Berlin  1891.  — Derselbe,  Korn  haus 
contra  Kanitz,  Berlin  1895.  — Derselbe,  Zur 
Association  des  landwirtsrhaftiiehen  Angebots, 
Berlin,  Buchdrtickcrci  »Die  Bost»,  o.  J.  — Denk- 
schrift über  die  Verbesserung  der  Lagerung*-,  Lösch  - 
und  Ladeeinrichtungen  in  Berlin,  herausg.  von  den 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft  in  Berlin,  Berlin, 
o.  J.  (1895).  — Hering,  Die  landwirtschaftliche 
Konkurrenz  Nordamerikas , Ij-ipzig  1887.  — 

llamm,  JJie  Landwirtschaft  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  Stuttgart  1898.  — 
Derselbe,  Konstruktion  und  Betrieb  eines  ein- 
fachen amerikanischen  Getreidchausrs  (Silo- 
Speichers)  von  ca.  8590  (,'tr.  Eussungsruum,  in 
Jfolz  ausgeführt,  Stuttgart  1898.  — Schumacher. 
Die  Getreidebörsen  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika,  dabrb.  f.  Mut.  u.  Stat.,  8.  F., 
Bd.  10  S.  881  ff..  Bd.  11  S.  88  fl.,  161  ff.  — 
Wletlenfeld , Der  deutsche  Getreidebandel, 
Jahrb.  f.  Nut.  u.  Stat.,  8.  Bd.  9 S.  887  fl'., 
641  ff.  — Mütter  - A lzey  , Genossense häß- 

licher Getreide  verhau) , sperirll  die  Gründung 
einer  Getreidererkaufsgenosscnschaß  zu  Horm«, 
1895.  — 11')/ goilziiish'i , Der  gemeinsame  Ab- 
satz der  landwirtschafll.  Erzeugnisse  (Deutsche 
land irirtschnftl . Grnossenschaftsbihliothck,  lieft  8), 
Oflenhach  1895.  — Crilger , Getreideabsatz- 
gcnosscnschajtcn  ( Volkswirtschaftliche  Zritfrage.n , 
Heft  186),  Berlin  1896.  — Klapper,  Kornhaus 
und  Kanitz.  Eine  Antwort  an  Herrn  v.  Grass, 
Leipzig  1895.  — Derselbe,  Kornhäuser  unil 
Kleinbahnen  (Stimmen  aus  dem  agrarischen 
Lager,  herausgegeben  vom  Bunde  der  Ist» d wirte, 
Heft  4),  Berlin  1896.  — Genossenschaftlicher 
Getrcidrrcrknnf  und  die  Errichtung  von  Korn- 
häuser 11.  Sondrrabilruck  aus  dem  amtlichen  Be- 
richt über  die  84-  Gesamtsitzung  des  Landes- 
kulturrats am  86.,  87.  und  '88.  November  1896, 
Dresden  1896.  — C.  Statt  ka,  Krisebericht  über 
den  genossenschaftlichen  Absatz  landwirtschaft- 
licher Produkte  in  Deutschland,  Brünn  1896.  — 
Zur  Errichtung  der  Gctreidehu usgenossmischafl 
in  Gross-Pöchlarn  (Reisebericht),  St.  Pötten  1897. 

— Fr.  Ilo/l'mann,  Das  Versuehskornhau*  zu 
Berlin  N 11’.,  8 Hefte,  Berlin  1898.  — Habe. 
Die  Kornhausgenossenschaß  zu  Halle  a.  S. 
(1'ühUngs  Jsiudip.  Zeitseh r.  vom  15.  VII.  1898). 

— Otto  Höh  in,  Die  Konihäuser,  Stuttgart  1898. 

— ICetl  und  Lieht,  Ibis  landwirtschaftliche 
Genossenschaftswesen  in  Deutschland,  IVien  1899 
(umfassendste  Darstellung).  — Com te  tle  Hoc- 
quigng,  La  Cooperation  de  production  dans 
l’agrieuiture,  Pu  ris  1896.  — Report  of  a Com- 
mittee uppointfd  hg  the  eounril  of  the  Central 
and  Associated  Chambers  of  AgricuUure  on  Co- 
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Operation  for  thc  sale  of  agricultural  pinduct. 
Presented  Mai/  .ird , 1898.  Ihtblishrd  btj  (he 
Central  Chamber  of  Agriculturc,  London  #11'. 
— Ocstcrrrickischcr  OeseUentvurf  betreffend  die 
Errichtung  von  Benfsgcnossrnschuftrn  der  Land • 
i rirte,  710  der  Beilagen  tu  den  stenographischen 
Protokollen  des  Abgeordnetenhauses,  KI.  Session, 
1898  (enthalt  sehr  reiches  Material  in  den  Mo- 
tiven). — Entwurf  eines  (lesettes  betreffend  die 
Erweiterung  des  Stoatseiscnbahnnetzis  und  die 
Beteiligung  des  Staates  an  dem  Ban  von  Privat- 
eisenbahnen  und  Eieinbahnen  sowie  an  der  Er- 
richtung von  landwirtschaftlichen  Getrridelagrr- 
häusern , rom  ö.  IV.  1896  (Drucksachen  des 
Hauses  der  Abgeordneten,  18.  Legislaturperiode, 
III.  Session,  1896,  Kr.  IH9.  — Entwurf  eines 
( lesettes  gleichen  Titels,  rom  '89.  IV.  1897  (Druck- 
sachen d.  II.  d.  A.,  18.  Iwgistaturperiode,  IV. 
Session,  1896  97,  Kr.  8<>8).  — Berichte  über  dir 
Verhandlungen  des  deutschen  Landwirtschafts- 
rates 1890  und  1896.  — Congres  de  la  ernte  du 
ble,  Versailles  1900.  — Blätter  für  Genossen- 
schaftswesen, Berlin.  — Jahrbücher  des  Allge- 
meinen Verbandes  der  deutschen  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  für  1898,  1896  und  1897, 
Offenbach  n.  M.  1896,  1897  u.  1898.  — Deutsche 
landwirtschaftliche  Genossenschaf tspresse,  Dann- 
stadt i enthält  fortlaufende  Berichte  über  die 
Isigerha  usbewrgu  ngj. 

11'.  IVyt/odzinnkl. 


Kosegarteii,  Wilhelm, 

geh.  am  28.  XI.  1792  in  AltC-ngamme  bei  Ham- 
burg (Vierlande),  gest.  am  11.  VII.  1868  in 
Graz,  habilitierte  sich  1839  als  Dozent  der 
Staatswissenschafteu  in  Boun  und  folgte  1855 
einem  Kufe  als  ausserordentlicher  Professor  der 
politischen  Wissenschaften  nach  der  Universität 
Graz. 

Als  Repräsentant  der  historischen  Staats- 
lehre der  katholisch-theologischen  Schule  schliesst 
sich  der  Feudalultramontane  Kosegarten  L.  v. 
Haller  und  Adam  Müller  an.  In  der  Geldwirt- 
schaft  sieht  er  die  Ursache  des  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Unfriedens  und  in  dem  frei- 
benterischen  Wirken  der  individuellen  Selbst- 
sucht (freie  Konkurrenz  und  unlauterer  Wett- 
bewerb) das  Mittel,  die  gewissenlosen  und  hab- 
gierigen Elemente  auf  Kosten  des  der  Ver- 
armung anheimfallenden  Volkes  zu  bereichern. 
Zu  einer  Schlichtung  des  Streites  zwischen  Ar- 
beit und  Kapital  erscheinen  ihm  die  Satzungen 
des  Konstitutionalismus  nicht  ausreichend,  da 
der  Fall  eintreten  könne,  dass  der  vierte  Stand, 
die  Klasse  der  besitzlosen  Arbeiter,  eine  Ver- 
tretung durch  die  Plutokratie  zurückweist. 

Kosegarten  veröffentlichte  von  staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Com- 
mentatio  exhibens  historiam  principiornm  qune 
Job.  Law,  Scotus,  et  Philippus, Dux  Aurclianensis, 
regno  franco-gallici  vicarius,  in  traetandis  debitis 
pnblicis  seeuti  sunt.  Göttingen  1815.  (Gekrönte 
Preis-  und  Prouiotion.sschrift,  die  sieh  über  das 
Kreditsystem  des  Schotten  Law  und  die  Theorie 
verbreitet,  welche  Law  und  der  Regent  Philipp 
von  Orleans  zur  missglückten  Deckung  der 
Staatsschuld  durch  Staatspapiergeld  verfolgten.) 


| — Rousseau  gegen  Hobbes,  oder  über  das  Dogma 
der  Souveränität  des  Volkes  und  über  den 
wahren  Grund  der  Herrschergewalt  im  Staate, 
Hamburg  1832.  — De  valorfs  et  pretii  vi  et 
momentis  in  ecouomia  politica,  Bonn  1838. 
( Promotionsschrift.  Neben  der  Bewunderung, 
die  er  hierin  dem  Ricardoschen  Scharfsinne  zollt, 
greift  er  indirekt  durch  häutige  Bezugnahme 
auf  Sismondis  «Etüden  sur  l’economie  politique“ 
das  Smithsehe  Industriesystem  an.)  — Betrach- 
tungen über  die  Veräusserlichkeit  und  Teilbar- 
keit des  Landbesitzes,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  einige  Provinzen  der  preussischen  Monarchie, 
ebd.  1842  (Kosegarten  tritt  in  dieser  Schrift 
als  Interpret  des  agrarischen  Feudalismus  auf, 
verwirft  die  Zerstückelung  des  Landbesitzes  zu 
Gunsten  der  möglichsten  Gebundenheit  desselben, 
will  die  alte  historische,  nach  Hnfen  berechnete 
Einteilung  der  Bauerngüter  erhalten  wissen  und 
stützt  seinen  Abscheu  gegen  die  Kapitalisierung 
des  Grundeigentums  auf  den  Satz,  dass  bei  dem 
Landbau  die  Arbeit  und  nicht  das  Kapital  das 
wichtigste  Produktionselement  sei.)  — Geschicht- 
liche und  systematische  Uebersicht  der  National- 
ökonomie, Wien  1856.  — Uebersicht  der  National- 
ökonomie oder  Volkswirtschaftslehre,  ebd.  1856. 
— Geschichtliche  und  systematische  Uebersicht 
der  Nationalökonomie  oder  Volkswirtschaftslehre 
als  Grundlage  der  Volkswirtschaftspolitik.  Ein 
Leitfaden  für  Vorlesungen,  ebd.  1856.  (Eine 
] Zusammenziehung  der  beiden  vorhergehenden 
Schriften,  die  in  ihrem  theoretischen  Teile  den 
historisch  interessanten,  für  die  Wissenschaft 
selbst  aber  fruchtlosen  Versuch  macht,  Theoreme 
i vou  Ortes  und  Gioja  einer-,  Moser,  Adam  Müller 
und  Sismondi  andererseits  nach  ihren  verwandt- 
schaftlichen Beziehungen  zu  beleuchten , die 
ferner  vor  dem  Versöhnungsversuch  zwischen  der 
MUllcrschen  mittelaltorlichenRestaurntionspolitik 
und  dem  Kosmopolitismus  Adam  Smiths  nicht 
znriiokschreekt.  Der  praktische  Teil  des  Buches 
negiert  und  verdammt  jede  Wirtschaftsreform 
des  19.  Jahrhunderts,  welche  dem  Aussaugungs- 
system des  Kapitals,  der  modernen  Geldwirt- 
schaft, dem  Princip  der  freien  Konkurrenz  irgend 
welche  Zugeständnisse  macht,  und  verteidigt 
dagegen  alles,  was  die  kulturellen  Fortschritte 
des  Zeitgeistes  perhorreseiert  haben:  Fronden 
und  Naturalsteuern,  Zins-  und  Kornwucher- 
gesetze. Zunftzwang  und  Lebensmitteltaxen  etc. 
etc.  — Kosegarten  war  beteiligt  an  dem  Werke: 
Vier  Abhandlungen  über  das  konstitutionelle 
Princip  vou  J.  Held,  R.  Gneist,  G.  Waitz  und 
W.  Kosegarten  (A.  v.  Haxthausen,  Das  kon- 
stitutionelle Princip  etc.,  Bd.  II),  Leipzig  1864 
durch  den  Beitrag:  Die  Volkswahlen  und  die 
Volksherrschaft  in  ihren  politischen  und  sozialen 
Wirkungen,  8.  219,379. 

b)  in  Zeitschriften:  1.  Im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizeiwissen- 
schaft, Heidelberg:  Ueber  die  Haudelsvcrhält- 
nisse  zwischen  den  »ordamerikanischen  Frei- 
staaten und  Europa  in  den  letzten  Jahren, 
Bd.  IV,  1840,  S.  367/76.  - 2.  In  Janus.  Berlin: 
Organisation  der  Arbeit  und  der  freien  Kon- 
kurrenz, Jahrg.  1847,  Heft  2 — 4.  (Er  bekämpft 
hierin  die  Gewerbefreiheit  zu  Gunsten  der  staat- 
lichen Monopolisierung  der  Industrie,  prophezeit 
als  unausbleibliche  Folge  der  freien  Konkurrenz 
Verarmung  des  Volks  und  Ueberfüllnng  der 
Armenhäuser  und  zieht  das  sozialistische  Kor- 
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rektiv  des  Loses  der  arbeitenden  Klasse  deren 
Ausbeutung  durch  den  Kapitalismus  vor.)  — 
3.  In  Neue  Jahrbücher  für  Geschichte  und  Poli- 
tik, herausgegeben  von  Biilan : Noch  einige  Be- 
merkungen über  die  englische  Getreidegesetz- 
gebnng,  Jahrg.  1840,  Bd.  II,  S.  45  ft'.  Leber 
das  slawisch-russische  Staatssystem  und  dessen 
Vergleichung  mit  dem  germanischen  und  dem- 
jenigen der  modernen  Repräsentativverfassungen, 
Jahrg.  1840,  Bd.  I,  S.  97  ff.  — Bemerkungen 
über  Irland,  veranlasst  durch  die  dem  britischen 
Parlamente  vorgelegte  Zwangsbill,  Jahrg.  184(5, 
Bd.  II,  S.  97  ff.  — Per  Zollschutz,  der  Zoll- 
verein und  die  Unterscheidnngszölle,  gegenüber 
den  norddeutschen  Küstenstaaten  und  Hanse- 
städten. Jahrg.  184(5,  Bd.  I,  S.  481  ff.  — An- 
sichten britischer  Politiker  über  Oesterreich  und 
sein  Verhältnis  zu  Deutschland.  Jahrg.  1849. 
Bd.  II,  S.  481  ff.  — Er  war  ferner  als  Mit- 
arbeiter an  dem  reaktionären  „Berliner  poli- 
tischen Wochenblatt“  beteiligt. 

Vgl.  über  Kose  garten:  Kautz,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomik,  Bd.  II, 
Wien  18(50,  S.  668/69.  — Roscher,  Geschichte 
der  Nat.,  München  1874,  S.  1025  2(5.  — Allge- 
meine deutsche  Biographie,  Bd.  XVI,  Leipzig 
1882,  S.  761. 

Uppert. 


Krankenversicherung. 

I.  Die  K.  in  Deutschland.  1.  Gesetz- 
liche Grundlage.  2.  Personenkreis.  3.  Ver- 
sichernngsorgane.  4.  Begründung,  Feststellung, 
Unterbrechung,  Beendigung  und  Fortsetzung, 
der  Mitgliedschaft.  5.  Leistungen  der  Versiche- 
rung. 6.  Aufbringung  der.  Mittel.  7.  Verhält- 
nis zu  anderen  Ansprüchen.  8.  Landesrechtliche 
K.  9.  Statistisches.  II.  Die  K.  in  Oester- 
reich. IO.  Gesetzliche  Grundlage.  11.  Per- 
sonenkreis. 12.  Versicherungsorgane.  13.  Be- 
gründung, Feststellung,  Beendigung  und  Fort- 
setzung der  Mitgliedschaft  14.  Leistungen  der 
Versicherung.  15.  Aufbringung  der  Mittel.  16. 
Verhältnis  zu  anderen  Leistungen.  17.  Sta- 
tistisches. III.  Die  K.  in  Ungarn  18.  Ge- 
setzliche Grundlagen.  19.  Personenkreis.  20. 
Versicherungsorgane.  21  Kontrolle,  Beendigung 
uml  Fortsetzung  der  Mitgliedschaft.  22.  Leis- 
tungen der  Versicherung.  23.  Aufbringung  der 
Mittel.  24.  Statistisches.  IV.  Die  K.  in 
anderen  Ländern. 

I.  Die  Krankenversicherung  in  Deutsch- 
land. 

1.  Gesetzliche  Grundlage.  Die  Grund- 
lage der  heutigen  reichsgesetzlichen  Zwangs- 
kranken Versicherung  bildet  das  G.  v.  15.  Juni 
1SS3  »betr.  «lie  Krankenversicherung  der  Ar- 
beiter« in  Verbindung  mit  dem  »Ausdoh- 
mmgsgesetz«  vom  28.  Mai  1885  und  dem 
G.  v.  5.  Mai  1886  *betr.  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  der  in  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Betrieben  beschäftigten  Per- 
sonen«. 

Die  mit  diesen  Gesetzen  gemachten  Er- 
fahrungen nötigten  dazu,  eine  ganze  Keilte 


von  Einzelbestimmungen  des  G.  v.  15.  Juni 
1883  abzuändern.  Durch  die  Novelle  vom 
10.  April  1892,  die  auf  einem  im  Herbst 
1890  vorgelegten  Entwürfe  beruht,  wurden 
die  erforderlichen  Aenderungen , welche 
grundsätzliche  Fragen  nicht  betreffen,  vor- 
genommen und  gleichzeitig  das  ganze  Gesetz 
in  der  neuen  Fassung  als  »Krankcnversiche- 
rungsgesetz« ')  veröffentlicht  Einige  Para- 
I graulten  desselben  sind  durch  das  G.  v.  30. 
■I um  1900  geändert  worden. 

Mit  subsidiärer  Bedeutung  bestehen  neben 
i diesem  Gesetz  noch  die  Vorschriften  der 
Gew.-O.  über  die  Inuungskrankenkasseu, 

: ferner  mit  gewissen  Aenderungen  die  landes- 
rechtlichen Vorschriften  über  Knappschafts- 
kassen, über  die  nach  Landesrecht  errichteten 
und  den  eingeschriebenen  Ililfskassen  gleich- 
gestellten Hilfskassen  und  über  die  nach 
einzelnen  I Landesrechten  den  Gemeinden  ob- 
liegende Krankenversicherung  und  endlich 
das  Hilfskassengesetz  vom  7.  April  1876 
mit  den  durch  die  Novelle  vom  1.  Juni  1884 
bedingten  Aenderungen. 

Die  durch  die  Secmannsordnung  vom  27. 
Dezember  1872,  durch  Alt.  553  ff.  des 
D.  H.G.B.  v.  10.  Mai  1897 2)  und  durch  die 
Gesindeordnu ngen  1» •gründeten  Verpflich- 
tungen zur  Krankenfürsorge,  die  Vorschriften 
1 über  sonstige  besondere  Unterst fitzungskassen 
I und  über  «lie  öffentliche  Armenpflege  wer- 
I den  durch  das  Gesetz  nicht  berührt.  Eine 
[ gewisse  Ergänzung  des  letzteren  durch 
Ijandesgesetze  ist  zulässig. 

2.  Personenkreis.  Das  K ranken  versiche- 
rnngsgesotz  vom  10.  April  1892  unterscheidet 
einen  gesetzlichen  und  einen  statutarischen 
Versicherungszwang,  neben  dem  noch  eine 
Versicherungsberechtigung  besteht  (§  1 ff.). 

Dem  gesetzlichen  Versicherungs- 
zwange unterliegen  die  Personen,  die 
gegen  Gehalt  oder  Ijohn  beschäftigt  sind 

a)  in  Bergwerken,  Salinen,  Aufhereitiings- 
anstalten,  Brüchen  und  Gruben,  in  Fabriken 
und  Hüttenwerken,  beim  Eisenbahn-,  Binnen- 
sehiffaluts-  und  Baggereibet  riebe,  auf  Werften 
| uml  bei  Bauten ; 

b)  im  Handelsgewerbe  (Handlungsge- 
' hilfen  und  -lelirlinge  nur,  sofern  durch  Ver- 
trag die  ihnen  nach  Art.  63  des  D.  H.G.B.3) 
zustehenden  Rechte  aufgehoben  oder  be- 
schränkt sind),  im  Handwerk  und  in  sons- 
tigen stehenden  Gewerbebetrieben; 

c)  im  Geschäftsbetriebe  der  Anwälte,  No- 
ta«; und  Gerichtsvollzieher,  der  Kranken- 
kassen, Berufsgeuosscnschaften  und  Yersiche- 

’ rungsanstalten ; 


*)  Die  Paragraphen  dieses  Gesetzes  werden 
i in  den  nachstehenden  Ausführungen  ohne  Zu- 
satz citiert. 

*)  Früher  Art.  523  ff.  des  Allg.  D.  H.G.B. 
®)  Früher  Art.  60  des  Allg.  D.  H.G.B. 
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d)  in  Betrieben,  in  denen  Dampfkessel  j 
oder  durch  elementare  Kraft  bewegte  Trieb- 
werke dauernd  verwendet  werden : 

e)  in  dem  gesamten  (technischen)  Be- 
triebe der  Post-  und  Telegraphen verw;d- 
tungen  sowie  in  den  (wirtschaftlichen)  Be- 
trieben  der  Marine-  und  Heeresverwaltungen. 

Ausgenommen  sind  kraft  Gesetzes 

a)  alle  diejenigen,  deren  Beschäftigung  durch 
die  Natur  ihres  Gegenstandes  oder  im  vor- 
aus durch  den  Arbeitsvertrag  auf  einen  Zeit- 1 
raum  vou  weniger  als  einer  Woche  be- 
sc  hränkt  ist. 

b)  die  Gehilfen  und  I^elirliuge  in  Apo- 
theken, 

c)  die  Besatzung  von  Seeschiffen,  auf  die 1 
?}§  -18  und  40  der  Seemannsordnung  vom 
27.  Dezember  1871  Anwendung  finden, 

d)  Betriebsbeamte,  Werkmeister,  Tech- 
niker, Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge  und 
die  ol»eu  unter  c genannten  Personen,  so- 
fern Dir  Arbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Ge- 
halt ü*/s  Mark  für  den  Arbeitstag  oder  2000 
Mark  für  das  Jahr  übersteigt. 

e)  Personen  des  Soldatenstandes  sowie 
solche  in  Betrieben  oder  im  Dienste  des 
Reiches,  eines  Staates  oder  Kommunalver- 
bandes  beschäftigten  Personen , die  dem ; 
Reiche,  Staate  oder  Kommunalverbandei 
gegenülier  in  Krankheitsfällen  Anspruch  auf 
Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  Lohnes  für 
mindestens  13  Wochen  nach  der  Erkrankung  | 
oder  auf  eine  den  gesetzlichen  Mindestleis- , 
tungen  (s.  u.  sub  5)  entsprechende  Unter-  ] 
Stützung  haben. 

Auf  ihren  Antrag  sind  von  der) 
Versicherungspflicht  zu  befreien 

a)  Personen,  die  infolge  von  Verletzungen,  j 
Gebrechen,  chronischen  Krankheiten  oder 
Alter  nur  teil-  bezw.  zeitweise  erwerbsfähig 
sind,  falls  der  unterstützungspflichtige  Ar- 
menverband zustimmt, 

b)  Personen,  die  gegen  den  Arbeitgeber! 
einen  Rechtsanspruch  auf  eine  den  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  (s.  u.  sub  5)  ent-  j 
sprechende  Unterstützung  im  Krankheitsfälle 
haben,  falls  die  erforderliche  Leistungsfähig-  j 
keit  des  Arbeitgebei-s  gesichert  ist. 

Endlich  sind  auf  Ant  rag  des  Arbeit-  j 
gebers  zu  befreien 

a)  Lehrlinge,  denen  durch  den  Arl»eit- 1 
geber  während  der  Lehrzeit  Anspruch  auf  I 
freie  Kur  oder  Verpflegung  in  einem  Kran- 
kenhause für  13  Wochen  gesichert  ist, 

b)  arbeitslose,  in  Arbeiterkoloniecn  und 
ähnlichen  Anstalten  vorübergehend  beschäf- 
tigte Personen. 

Eine  Ausdehnung  des  Versiche- 
rungszwanges ist  zunächst  durch  die  j 
Landesgesetzgebung  bezüglich  der. 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeitermög- 
lich (ij  133  des  G.  v.  5.  Mai  1886),  ferner : 
durch  Verfügung  des  Reichskanzlers, 


bezw.  der  Centralbehörde  bezüglich  solcher 
in  Betiieben  oder  im  Dienste  des  Reichs 
oder  eines  Staates  beschäftigten  Personen, 
die  nicht  bereits  nach  dem  Gesetze  vcrsiche- 
rungspfliehtig  sind,  ferner  durch  Beschluss 
des  Bundesrates  liezüglieh  der  Hausindus- 
triellen und  endlich  durch  statutarische 
Bestimmung  einer  Gemeinde  oder 
eines  weiteren  Kommunal  Verbun- 
des. 

Diesem  statutarischenVersicherungszwaug 
können  unterworfen  werden: 

a)  Personen,  die  nach  der  Natur  des 
Gegenstandes  ihrer  Beschäftigung  oder  nach 
ihrem  Arbeitsvertrage  für  weniger  als  eine 
Woche  beschäftigt  werden, 

b)  Personen,  die  in  Betrieben  und  im 
Dienste  der  Gemeinde  l*oscliäftigt  werden 
und  nicht  nach  anderweitigen  reichsgesetz- 
lichen  Bestimmungen  versicherungspflichtig 
sind, 

c)  Familienangehörige  des  Unternehmers, 
welche  nicht  auf  Grund  eines  Arbeits Ver- 
trages im  Betriebe  desselben  beschäftigt 
werden, 

d)  die  Hausindustriellen, 

e)  die  Handlungsgehilfen  und  -lehrlingo, 
welche  nach  den  ölten  angegebenen  Bestim- 
mungen nicht  versicherungspflichtig  sind, 

f)  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beiter und  Betriebsbeamten. 

Die  V ersic  h c r u n es  b er  ec  h t i g u n g 
ist  entweder  eine  gesetzliche  oder  eine  (orts- 
bezw.  kommunalverbands-)  statutarische.  Laut 
Gesetz  sind  beitrittsberechtigt 

a)  die  Dienstboten  (jedoch  nur  zur  Ge- 
meindekrnnkenversicherung)  (s.  u.  sub  3), 

b)  diejenigen  nicht  versichemngspflich- 
tigen  Personen,  welche  in  versicherungs- 
pflichtigen Betrieben  beschäftigt  werden,  so- 
fern sie  nicht  mehr  als  20U0  Mark  Jahres- 
einkommen haben  (§§  4,  19.  G3  und  72). 

Durch  statutarische  Bestimmung  einer 
Gemeinde  oder  eines  weiteren  Kommunal- 
verbandes  kann  auch  sonstigen  nicht  ver- 
sicherungspflichtigen Personen  mit  nicht 
mehr  als  2000  Mark  Jahreseinkommen  der 
Beitritt  gestattet  oder  die  Beitrittsberechti- 
gung verliehen  werden. 

3.  Versicherungsorgane.  Die  Durch- 
führung der  reichsgesetzlichen  Krankenver- 
sicherung ist  einer  Reihe  von  Organen  über- 
tragen, die  teilweise  schon  bestanden,  teil- 
weise neu  gebildet  wurden.  Für  die  Orga- 
nisation gilt  als  leitender  Grundsatz  die  be- 
rufliche Zusammenfassung  der  Versicherungs- 
Pflichtigen  in  örtlich  begreuzte  Organe 
(Krankenkassen)  mit  eigener,  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  durchzuführender 
Verwaltung.  Derartige  Organe  sind  die 
nachstehenden : 

a)  Die  Ortskrankenkassen  (§§  IG 
bis  48).  Diese  sind  als  die  hauptsächlichste 
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Kassenform  anzusehen.  Sie  werden  von  den 
Gemeinden  errichtet  und  zwar  in  der  Hegel 
für  die  im  Gemeindebezirk  beschäftigten 
Versiclierungspfliehtigen  eines  Gewerbe- 
zweiges oder  einer  Betriebsart,  sofern  die 
beteiligte  Zahl  der  Versieherungspfliehtigen 
mindestens  100  betrügt.  Unter  gewissen 
Voraussetzungen  ist  indes  auch  die  Zusam- 
menfassung mehrerer  Berufsarten  sowie  die 
Zusammenlegung  mehrerer  Gemeinden  zu- 
lässig (gemeinsame  Ortskrankenkassen).  Das 
Statut  der  Kasse  wird  nach  Anhörung  der 
Beteiligten  oder  ihrer  Vertreter  von  der  Ge- 
meinde errichtet  und  bedarf  der  Genehmi- 
gung durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde. 
Die  Ortskrankenkasse  hat  juristische  Persön- 
lichkeit kraft  des  Gesetzes.  Ihre  Verwal- 
tung unterliegt  der  staatlichen  Aufsicht. 
Ihre  Organe  sind  die  Generalversammlung, 
die  aus  den  Kassenmitgliedcru,  d.  h.  den 
zur  Kasse  gehörigen  Arbeitnehmern  oder 
aus  deren  Delegierten ')  besteht,  und  der 
Vorstand.  Die  Arbeitgeber  müssen  in  beiden 
Organen  nach  dom  Verhältnis  ihrer  Beiträge 
vertreten  sein,  dürfen  aber  mehr  als  ein 
Drittel  der  Stimmen  nicht  besitzen.  Der 
Bestand  der  Kasse  wird  beendigt  durch  Auf- 
lösung auf  Antrag  der  Generalversammlung 
oder  durch  Schliessung  seitens  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  bei  zu  starker  Vermin- 
derung der  Mitgliederzahl  oder  zu  hoher 
Belastung  der  Kassenmitglieder. 

b)  Die  Betriebs-  oder  Fabrik- 
krankenkassen (§§  50 — 08).  Ihre  Er- 
richtung kann  durch  den  Arbeitgeber  für 
die  Arbeiter  der  eigenen  Fabrik  erfolgen, 
sofern  die  Arbeiterzahl  mindestens  f>0  be- 
trägt ; die  Errichtung  muss  erfolgen  bei  50 
und  mehr  Arbeitern,  falls  die  Gemeinde,  in 
der  die  Beschäftigung  stattfindet,  oder  die 
Krankenkasse,  zu  der  die  beschäftigten  Per- 
sonen gehören,  dies  l>oantragt,  und  ohne 
Rücksicht  auf  die  Arbeiterzahl,  wenn  der 
Betrieb  eine  besondere  Krankheitsgefahr  auf- 
weist. Das  Kassenstalut  wird  vom  Betriebs- 
unternehmer nach  Anhörung  der  Versiche- 
rungspflichtigen errichtet.  Der  Unternehmer 
kann  sich  oder  seinem  Vertreter  den  Vor- 
sitz in  der  Generalversammlung  und  im  Vor- 
stande durch  das  Statut  sichern  und  hat 
die  Reehnnngs-  und  Kassenfühlung  auf  seine 
Kosten  und  unter  seiner  Verantwortlichkeit 
besorgen  zu  lasset).  Gegeniilier  der  Kasse 
hat  der  Unternehmer  eine  Vorschilßspflieht, 
falls  die  Kassen  bestünde  zur  Deckung  der 
laufenden  Ausgal>en  nicht  ausreichen,  und 
eine  Zuseh usspflicht,  wenn  die  Beitrüge  auf 
das  höchste  zulässige  Muss  erhöht  sind,  trotz- 
dem aber  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 

')  Aus  Delegierten  muss  die  Genendver- 
sammlung bestehen,  wenn  die  Kasse  öüO  oder 
mehr  Mitglieder  zählt. 


der  Kasse  nicht  gedeckt  werden  können. 
Im  übrigen  gelten  auch  hier  die  meisten 
der  für  die  Ortskrankenkassen  bestellenden 
Bestimmungen. 

c)  Die  Baukrankenkassen  (§§  69 
: bis  72).  Dieselben  sind  auf  Anordnung  der 

höheren  Verwaltungsbehörde  von  den  Bau- 
! hemm  grösserer  vorübergehender  Baubetriebe 
zu  errichten  und  unterliegen  im  allgemeinen 
denselben  Vorschriften  wie  die  ßetriebs- 
krankeukassen,  denen  sie  ihrem  Wesen  nach 
zuznrechnen  sind. 

d)  Die  Innungskrankenkassen  (§ 
G3),  wie  sie  gemäss  Tit.  VI  der  Gew.-O. 
von  Innungen  für  Gesellen  und  Lehrlinge 

; ihrer  Mitglieder  errichtet  weiden.  Die  In- 
nungskrankenkasseu  entbehren  der  juristi- 
schen Selbständigkeit,  stellen  sieh  vielmehr 
als  durch  Nebenstatut  zu  regelnde  Einrieh- 
j tungen  der  Innungen  dar. 

e)  Die  K nappschaf tskassen  (§74), 
die  auf  Grund  der  berggesetzlichen  Bestim- 
mungen errichtet  und  nach  diesen  behandelt 
werden,  aber  ihre  Leistungen  den  für  die 
Betriebskrankenkassen  vorgeschriebenen  Miu- 

; destlei.itungen  (s.  u.  sub  f»)  anpassen  müssen. 

Neben  diesen  Kassenformen  besteht  noch 
die  G e m ei n d e k r a n k e n v e r s i e h e r u n g 
(§§  4 — 15).  Die  Gemeindekrankenveraiehe- 
ruug  tritt  subsidiär  ein  für  alle  diejenigen 
Versicherungspflichtigen,  die  in  den  unter 
a — e genannten  Kassenformen  kein  Unter- 
kommen finden  bezw.  nicht  einer  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  genügenden  liilfs- 
kasse  angeboren.  Die  Oemcimlrkranken Ver- 
sicherung ist  keine  selbständige  Kranken- 
kasse, sondern  eii.e  Einrichtung  der  Ge- 
meinde. die  ihrerseits  als  Versicherer  er- 
scheint und  durch  ihre  Organe  die  Verwal- 
tung führt.  Für  mehren;  Gemeinden  kann 
eine  gemeinsame  Gemeindekrankenversiche- 
rung  errichtet  werdeD,  falls  die  Gemeinden 
übereinstimmende  bezügliche  Beschlüsse 
fassen  oder  der  weitere  Kommunalverband 
die  Errichtung  bcschliesst,  oder  endlich, 
wenn  die  höhere  Verwaltungsbehörde  wegen 
zu  geringer  Zahl  oder  zu  hoher  Belastung 
der  Versicherten  in  einer  oder  mehreren  Ge- 
meinden die  Zusammenfassung  der  betreffen- 
den Gemeinden  anordnet. 

Bei  den  bisher  besprochenen  Organen 
besteht  der  Grundsatz  des  Beitrittszwanges 
für  die  Versieherungspfliehtigen,  dem  die 
Aufnahmeverpfliehtung  der  Kasse  entspricht 
Diese  beiden  Eigentümlichkeiten  fehlen  bei 
den  »eingeschriebenen  Hilfskasscn*.,  deren 
Organisation  überhaupt  auf  anderen  Grund- 
sätzen beruht  (vgl.  den  Art.  II  i 1 fskassen 
oben  Bd.  IV  S.  1201  ff.).  Gleichwohl  sind 
die  eingeschriebenen  Hilfskasscn  auch  an 
der  Durchführung  der  reichsgesetzlichen 
Krankenversicherung  beteiligt  insofern, 
als  Mitglieder  solcher  Kassen  unter  be- 


Digitized  by  Google 


Krankenversicherung 


363 


timmten  Voraussetzungen  von  der  Ver- 
pflichtung’, einem  der  oben  genannten  Ver- 
ioherungsorgane  anzugehören,  befreit  sind. 

Befreiung  tritt  nur  ein,  wenn  die  Ililfs- 
casse  den  versiclierungspfliehtigen  Mitglie- 
lern  bezw.  der  Mitgliederklasse,  zu  welcher 
ler  Versicherungspfliehtige  gehört,  die  ge- 
setzlichen Mindestleistungen  (s.  u.  sub  5) 
gewährt.  Hierbei  muss  nach  dem  G.  v.  10. 
April  1892  in  der  Kegel  freie  ärztliche  Be- 
handlung, Arznei  etc.  in  natura  gegeben 
werden,  während  vordem  statt  dessen  be- 
stimmte Geldentschädigungen  zulässig  waren. 
Zur  Zeit  ist  ein  Ersatz  in  Geld  (in  Höhe 
von  25  °/o  des  ortsüblichen  Tagelohnes  des 
Beschäftigungsortes)  nur  gegenüber  solchen 
Hilfskassenmitgliedern  erlaubt,  die  zugleich 
der  Gemeindekrankenversicherung  oder  einer 
der  oben  unter  a — e genannten  Kassen  an- 
gehören. 

Den  eingeschriebenen  Hilfskassen  werden 
auch  diejenigen  auf  Grund  landesrechtlicher 
Vorschriften  errichteten  Hilfskassen  gleich- 
gestellt, deren  Statut  von  einer  Staatsbe- 
hörde genehmigt  ist,  doch  müssen  alsdann 
die  Vorschriften  des  Statuts  über  die  Bil- 
dung des  Reservefonds  den  «5$  32  und  33 
entsprechen  (§§  75 — 70). 

Für  gewisse  Angelegenheiten  können 
sich  die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungs- 
krankenkassen und  die  < )rgane  der  Gemeinde- 
kranken  Versicherung  — alle  diese,  sofern 
sie  innerhalb  des  Bezirks  dersellien  Auf- 
sichtsbehörde belegen  sind  — zu  einem 
Verbände  vereinigen.  Auch  diese  Ver- 
binde sind  selbständige  Rechtssubjekte  und 
bedürfen  eines  eigenen  Statuts,  das  vou  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  zu  genehmigen 
Ist.  Die  Verbandsbildung  ist  stets  freiwillig 
und  beruht  deshalb  lediglich  auf  den  über- 
einstimmenden Beschlüssen  der  beteiligten 
Versicherungsorgane.  Auf  demselben  Wege 
erfolgt  ihre  Auflösung.  Die  Verbandskosten 
werden  — inangelseinesanderweitigen  l'eber- 
einkommens  — nach  der  Summe  der  Kassen- 
beiträge auf  die  einzelnen  Kassen  umgelegt. 
Die  Verbandszweeke  sind  l>e schränkt  auf 

1.  Anstellung  gemeinsamer  Rcchnungs- 
und  Kassenführer  und  sonstiger  gemeinsamer 
Bediensteten, 

2.  Abschluss  gemeinsamer  Vertrüge  mit 
Merzten,  Apotheken,  Krankenhäusern  und 
Kieferanten  von  Heilmitteln  und  sonstigen 
Bedürfnissen  der  Krankenpflege, 

3.  Anlage  und  Betrieb  gemeinsamer 
Kranken-  und  Genesungshäuser, 

4.  gemeinsame  Bestreitung  der  Kranken- 
unterstützuugskosten  bis  zu  50%  derselben. 
(§§  4(»,  46  a,  40  b,  64,  72,  73.) 

4.  Begründung.  Feststellung.  I’nter- 
breohnng.  Beendigung  und  Fortsetzung 
der  Mitgliedschaft.  .Jeder  Yersicherungs- 
pfliehtige  wird  mit  dem  Eintritt  in  die  Be- 


schäftigung auf  Grund  des  Gesetzes  Mit- 
glied derjenigen  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  oder 
Innungskrankenkasse,  die  für  die  Arbeiter 
seines  Berufs  bezw.  Betriebes  am  Beschäfti- 
gungsorte besteht,  bezw.  der  Gemeinde- 
krankenversiehemng,  falls  solche  Kassen  für 
ihn  nicht  in  Betracht  kommen.  Der  Ver- 
sichemngspflichtige  kann  sich  diesem  Bei- 
trittszwange  nur  dann  entziehen,  wenn  er 
einer  den  Vorschriften  des  § 75  entsprechen- 
den Hilfskasse  angehört.  Die  Mitgliedschaft 
bei  den  vorgenannten  Kassen  bezw.  bei  der 
Gemeindekranken  Versicherung  ist  von  der 
Erfüllung  einer  besonderen  Formalität  nicht 
abhängig.  Zur  leichteren  Feststellung  des 
Mitgliederbestandes  und  im  Interesse  der 
Kontrolle  ist  indes  eine  Meldepflicht  für  die 
Arbeitgeber  und  die  Hilfskassen  durch  §§  49 
bis  50  begründet.  Ihre  Versäumnis  zieht 
gemäss  § 81  eine  Geldstrafe  bis  zu  20  Mark 
und  ausserdem  für  den  Arbeitgeber  im  Falle 
des  Vorsatzes  oder  der  Fahrlässigkeit  die 
Pflicht  zur  Erstattung  aller  Aufwendungen 
nach  sich,  die  vor  der  Anmeldung  von  der 
Gemei  udekra  n ken  versichern  1 lg  bezw . der  Orts- 
krankenkasse  für  den  Niehtangcmeldeten  ge- 
macht werden  mussten.  Vom  Arbeitgeber 
sind  anzumelden  alle  Versicherungspflich- 
tigen,  die  nicht  einer  Betriebs-,  Bau-,  In- 
nung»-, Knappschafts-  oder  einer  dem  § 75 
genügenden  Hilfskasse  angeboren.  Die  An- 
meldung muss  spätestens  am  dritten  Tage 
nach  Beginn  der  versiclierungspfliehtigen 
Beschäftigung  erfolgen.  Dieselben  Personen 
sind  vom  Arbeitgeber  in  gleicher  Frist  nach 
Beendigung  der  Beschäftigung  wieder  abzu- 
melden. Die  Meldefrist  kann  durch  Be- 
schluss der  Verwaltung  der  Gemeindekran- 
kenversicherung oder  durch  das  Statut  der 
Ortskrankenkasse  bis  zum  letzten  Werktage 
der  Kalenderwoche,  in  welcher  die  dreitägige 
Frist  abläuft,  erstreckt  werden-. 

Die  Ililfskassen  der  im  $ 75  bezeichneteu 
Art  müssen  jedes  Ausscheiden  eines  ver- 
sichemngspflichtigen  Mitgliedes  und  jetles 
Uebertreten  desselben  in  eine  niedrigere 
Mitgliederklasse  binnen  Monatsfrist  an- 
melden. 

Die  Mitgliedschaft  bei  Orts-,  Betriebs-, 
Bau-  und  Innungskrankenkassen  kann  («$  19 
Abs.  5,  § 63  Abs.  3,  § 72  Abs.  3,  § 73) 
durch  freiwilligen  Austritt  des  Versicherungs- 
pflichtigen am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres 
beendigt  werden,  sofern  dieser  den  Austritt 
spätestens  3 Monate  vorher  beim  Vorstande 
beantragt  und  vor  dem  Austritte  nachweist, 
dass  er  Mitglied  einer  dem  $ 75  entsprechen- 
den Hilfskasse  geworden  ist. 

Im  übrigen  entspricht  es  der  Natur  der 
Zwangsversieherung . dass  mit  dem  Aus- 
seheiden aus  der  versichorungspflichtigen 
Beschäftigung  auch  die  Versicherung  aufhört. 
Dieser  Grundsatz  hat  indes  gewisse  Ein- 
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schränkungeu  erfahren.  Zunächst  wird  die 
Versicherung  bei  einer  Orts-,  Betriebs-,  Bau- 
oder lunungskraukenkasse  (§  20  Abs.  2, 


64,  72  und  73)  nicht  als  aufgehoben, 


sondern  nur  als  unterbrochen  angesehen, 
wenn  der  Versicherte  behufs  Erfüllung  der 
Dienstpflicht  im  Heere  oder  in  der  .Marine 
«nler  wegen  einer  «1er  bei  seinem  Gewerbe- 
zweige  üblichen,  periodisch  wiederkehrenden 
zeitweiligen  Betriebseinstellungen  aus  der 
versicherungspflichtigen  Thätigkeit  ausge- 
schieden ist.  Treten  solche  Versicherte  nach 
Wiederbeginn  der  Betriebsperiode  oder  nach 
Beendigung  der  Dienstleistung  in  die  Be- 
schäftigung und  die  Kasse  wieder  ein,  so 
haben  sie  sofort  Anspruch  auf  die  vollen 
statutengemässen  I^eistungon.  ohne  zur  Er- 
füllung der  etwa  bestehenden  Karenzzeit 
oder  zur  Zahlung  eines  Eintrittsgeldes  ver- 
pflichtet zu  sein. 

Des  weiteren  Inhalten  gemäss  28,  04, 
72  und  73  solche  Personen,  die  infolge  ein- 
t lotender  Erwerbslosigkeit  aus  der  (Orts-, 
Betriebs-,  Bau-  oder  Innungs-)  Krankenkasse 
nach  mindestens  dreiwöchentlicher  Mitglied- 
schaft bei  einer  auf  Grund  des  Gesetzes 
errichteten  Kasse  ausscheiden,  Anspruch  auf 
die  gesetzlichen  Mindestleistungen  (s.  u.  sub  5) 
in  solchen  Unterstützungsfällen,  die  während 
der  Erwerbslosigkeit  und  innerhalb  der  ersten 
drei  Wochen  nach  dem  Ausscheiden  ein- 
treten : die  Beteiligten  müssen  sich  indes  im 
Reichsgebiete  aufhalten,  falls  das  Statut 
nichts  anderes  vorsieht. 

Tritt  ein  der  Gemeiudekrankenveraiche- 
rung  unterliegender  Versicherter  gänzlich 
aus  «1er  versichernngspflichtigen  Thätigkeit 
aus,  ohne  zu  ein«?r  amlereu  derartigen  Thä- 
tigkeit überzugehen,  so  kann  er  die  Ansprüche 
auf  Unterstützung  so  lange  aufrechterhalten, 
als  er  die  Beiträge  fortzalilt  und  im  Gemeinde- 
bezirk  entweder  des  bisherigen  Aufenthalts- 
oder  des  letzten  Beschäftigungsortes  Aufent- 
halt nimmt  (§  11).  Mitglieder  von  Orts-, 
Innungs-,  Bau-  und  Betriebskrankenkassen 
können  nach  völligem  Ausscheiden  aus  der 
versicheruugspflichtigen  Thätigkeit  ihre  Mit- 
gliedschaft während  ihres  Aufenthaltes  im 
Reichsgebiete  freiwillig  fortsetzen:  sie  haben 
ihre  desfallsige  Absicht  binnen  einer  Woche 
«lern  Kassenvorstaude  anzuzeigen  oder  beim 
ersten  Fälligkeitstermine  in  dieser  Woche 
die  vollen  Beiträge  (s.  u.  sub  0)  zu  zahlen. 
In  den  Bau-  und  Betriebskrankenkassen  sind 
solche  Personen,  welche  freiwillig  die  Ver- 
sicherung fortsetzen,  nicht  stimmberechtigt 
und  nicht  wählbar  zu  Kassenämtern,  während 
sie  im  übrigen  den  zwangsweise  Ver- 
sicherten gleichgestellt  sind.  (§  27  Abs.  1, 
§ 64,  § 72,  § 73). 

Diese  wie  all«?  übrigen  Arten  der  frei- 
willigen Versicherung  bei  der  Gemeinde- 
krankenversicherung  oder  einer  Orts-,  Be- 


triebs-, Bau-  und  Innungskrankenkasse  er- 
löschen, sofern  die  Beiträge  an  zwei  auf- 
einanderfolgenden Terminen  nicht  gezahlt 
werden.  (§  4 Abs.  4,  § 11)  Abs.  6,  § 27 
Abs.  2.  § 03  Abs.  4,  § 72.  § 73.) 

5.  Leistungen  der  Versicherung.  Unter 
den  1 Leistungen  der  reichsgesetzlichen  Kran- 
kenversicherungist in  erster  Linie  die  eigent- 
liche Krankenuuterstützung  zu  erwähnen, 
bestehend  aus  Gewährung  von  Arznei  und 
ärztlicher  Ililfe  und  aus  Krankengeld. 

Diese  Krankenunterstützung  bildet  bei 
allen  Versicherungsorganen  den  Gegenstand 
der  gesetzlichen  Mindestleistung, 
und  zwar  ist  in  dieser  Beziehung  den  er- 
krankten Kassenmitgliedern  mindestens  fol- 
gendes zu  leiste» : 

a)  Freie  ärztliche  Behandlung, 
Arznei.  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnliche 
Heilmittel  vom  Beginn  der  Krankheit  ab  für 
die  Dauer  der  Krankheit,  längstens  aber  für 
13  Wochen. 

b)  Krankengeld,  sofern  durch  die 
Krankheit  ein«»  Erwerbsunfähigkeit  hervor- 
gerufen ist.  Die  Zahlung  des  Krankengehles 
beginnt  in  diesem  Falle  mit  dem  Eintritt 
«ler  Erwerbsunfähigkeit,  frühestens  aber  vom 
3.  Tage  nach  Beginn  der  Krankheit  ab. 
Das  Krankengeld  ist  für  jeden  Arbeitstag  zu 
zahlen,  und  zwar  für  die  Dauer  der  Erwerbs- 
unfähigkeit, längstens  für  13  Wochen  nach 
Beginn  des  Krankcngeldliezuges.  Das  Kran- 
keugeld  beträgt  50%  des  zu  Grunde  zu  legen- 
den Lohnes.  Als  letzterer  gilt  bei  der  Ge- 
meindekmnkenversicherung  der  gemäss  § 8 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach 
Anhörung  der  Gemeinde  festzusetzende  orts- 
übliche Tagelohn,  «ler  auch  für  das  Kranken- 
gel«l  der  Hilfskassen  die  Mindestgrenze  be- 
stimmt. Bei  «len  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungskassen  ist  der  durchschnittliche  Tage- 
lohn derjenigen  Klasse  der  Versicherten, 
für  welche  die  Kasse  errichtet  ist,  soweit  er 
3 Mark  für  den  Arbeitstag  nicht  überschreitet, 
zu  Grunde  zu  legen,  w«nlureh  zugleich  auch 
die  Mindestgrenze  für  das  Krankengeld  der 
Knappschaftskassen  bezeichnet  wird.  Durch 
Statut  kann  indes  in  den  Orts-,  Betriebs-, 
Bau-  und  Innungskrankenkassen  auch  die 
Zugrundelegung  <l«»s  wirklichen  Arbeitsver- 
dienstes, soweit  er  4 Mark  für  den  Arbeits- 
tag nicht  überschreitet,  angeordnet  werden. 
(§  6.  $ 20,  § 26a  Abs.  2 Ziff.  6.  § 64,  § 72, 
$ 73,  5}  74.  § 75.) 

Gemeindekrankenversieherungeu  sowie 
Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  lnnungskranken- 
kassen  können  statt  des  Krankengeldes  und 
der  ärztlichen  Behandlung  und  Arznei  etc. 
auch  freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem 
Krankenhause  eintreten  lassen,  und  zwar: 

a)  bei  Personen , die  verheiratet  sind 
«nler  eine  eigene  Haushaltung  haben  oder 
Mitglieder  der  Haushaltung  ihrer  Familie 
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itul,  in  der  Regel  mit  Zustimmung  des  Er- 
rankten, 

b)  bei  sonstigen  Personen  unter  allen 
Umständen. 

Bei  den  unter  a genannten  Personen 
»etlarf  es  ihrer  Zustimmung  nicht,  wenn 
iio  Art  der  Krankheit  Anforderungen  an  die 
Behandlung  stellt,  denen  in  der  Familie  des 
Erkrankten  nicht  genügt  werden  kann,  oder 
wenn  der  Kranke  den  Vorschriften  der 
Kasse  bezw.  Gemeinde  über  Meldung,  Ver- 
halten und  Beaufsichtigung  der  Kranken 
wiederholt  zuwidergehandelt  hat  oder  wenn 
der  Zustand  oder  das  Verhalten  des  Er- 
krankten eine  fortgesetzte  Beobachtung  er- 
fordert. 

Wahrend  der  Verpflegung  im  Kranken- 
hause ist  zu  Gunsten  der  Angehörigen,  deren 
V nt  erhalt  der  Erkrankte  aus  seinem  Arbeits- 


verdienste bestritten  hat.  die  Hälfte  des 

" “ ' ~ § 


Krankengeldes  zu  zahlen.  (§  7,  $ 20,  § 64, 
§ 72.  § 73.) 

Ausser  dieser  eigentlichen  Krankenunter- 
stutzung  gehört  zu  den  Mindestleistungen 
der  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungs- 
kranken hassen  (und  nach  § 74  auch  der 
Knappschaftskassen)  noch  die  Zahlung  einer 
\Vodhenbett Unterstützung  und  eines  Sterbe- 
geldes. die  beide  in  der  Gemeindekranken- 
versicherung nicht  bestehen. 

Die  Wochenbett  Unterstützung  ist 
ebenso  hoch  wie  das  Krankengeld  und  muss 
denjenigen  Wöchnerinnen  gezahlt  werden, 
«l\e  innerhalb  des  letzten  Jahres  vor  der 
Entbindung  mindestens  6 Monate  hindurch 
der  Gemeindekrankenversieherung  odereiner 
Orts-,  Betriebs-,  Bau-  oder  Innungskianken- 
kasse angehört  haben.  Die  Zahlung  hat  für 
diejenige  Zeit,  für  welche  die  Gewerbeord- 
nung die  Beschäftigung  der  Wöchnerinnen 
untersagt,  mindestens  aber  für  4 Wochen  zu 
erfolgen.  '(§  20,  § 64,  § 72  Abs.  3,  § 73,  § 74.) 

Das  Sterbegeld  beträgt  mindestens 
«las  20fache  des  durchschnittlichen  Tage- 
lohnes. Seine  Zahlung  erfolgt,  beim  To«le 
eines  Mitgliedes,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
ein  als  Kassenmitglied  Erkrankter  innerhalb 
eines  Jahres  nach  Beendigung  der  Kranken- 
unterstützung infolge  derselben  Krankheit 
stirbt,  ohne  bis  zu  seinem  Tode  wieder  er- 
werbsfähig geworden  zu  sein.  (§  20,  § 64, 
§ 72,  § 73,  § 74.) 

Ueber  diese  gesetzlichen  Mindestleistungen 
können  die  Versicherungsorgane  nur  in  dem 
gesetzlich  festgestellten  Umfange  hinaus- 
gehen. Am  engsten  sind  dabei  die  Grenzen 
für  die  Gemeindekrankenversiche- 
rung. 

Sie  kann  auf  Grund  eines  Gemeindebe- 
schlusses (§  6 a) 

1.  ärztliche  Behandlung  und  Arznei 
auch  den  erkrankten  nicht  versieben  mgs- 


pflichtigen  Familienangehörigen  der  Kassen- 
mitglicder  auf  deren  Antrag  gewähren; 

2.  die  3tägige  Wartezeit  für  den  Beginn 
des  Krankengeldbezuges  beseitigen: 

3.  das  Krankengeld  auch  für  Sonn-  und 
Festtilge  gewähren. 

Bei  dauernden  Ueberschüsseu  kann  die 
Gemeinde  nach  § 10  Abs.  3 noch  sonstige 
Erhöhungen  und  Erweiterungen  besclüiessen, 
die  sich  dann  freilich  in  dem  Rahmen  halten 
müssen,  der  nach  dem  Gesetz  überhaupt  den 
auf  Beitrittszwang  beruhenden  Krankenver- 
sicherungsorganen gestattet  ist.  Die  Auf- 
nahme von  Versicherungszweigon,  die  über 
den  Umkreis  der  Krankenversicherung  hinaus- 
gehen, ist  ausgeschlossen. 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungs  krankonkassen  können  in 
ihren  Statuten  sowohl  eine  Erweiterung  des 
Kreises  der  Bezugsberechtigten  durch  Hinein- 
ziehung und  Berücksichtigung  der  nicht 
versicherungspflichtigen  Familienangehörigen 
als  auch  eine  Erhöhung  und  Ausdehnung 
der  Leistungen  an  die  Kassenmitglieder 
vorsehen,  und  zwar  in  folgendem  Umfange. 

1.  Aerztliche  Behandlung  und  Arznei 
kann  auch  den  erkrankten  nicht  versiche- 
rungspflichtigen Familienangehörigen  des 
Mitgliedes  gewährt  werden. 

2.  Die  Wochen  bettunterst  .Atzung  kann  im 
vollen  Umfange  auch  der  nicht  versicherten 
Ehefrau  des  Mitgliedes  gezahlt  werden. 

3.  Das  Sterbegeld  kann  beim  Tode  der 
nicht  versicherungspflichtigeil  Ehefrau  mit 
•f  s und  beim  Tode  eines  nicht  vei-sicherungs- 
pflichtigen  Kindes  mit  1 2 des  vollen  Be- 
trages an  das  Kassen mitglied  gewährt  werden. 

4.  Die  Dauer  der  eigentlichen  Kranken- 
unterstützung des  Mitgliedes  kann  über 
13  Wochen  hinaus,  bis  zu  einem  Jahr  aus- 
gedehnt werden. 

5.  Für  den  Krankengeldbezug  kann  die 
3tägige  Karenzzeit  beseitigt  werden. 

6.  Das  Krankengeld  kann  auch  für  Sonn- 
und  Festtage  gewährt  werden. 

7.  Das  Krankengeld  kann  bis  auf  4 des 
zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  erhöht 
werden. 

8.  Im  Falle  der  Kraukeuhausbehandlung 
kann  dem  Erkrankten  selbst,  auch  wenn  er 
den  Unterhalt  von  Angehörigen  aus  seinem 
Lohn  nicht  bestritten  hat,  ein  Krankengeld 
bis  zu  1 s des  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes 
gezahlt  werden. 

0.  Die  Wochenbettunterstützung  kann  auf 
6 Wochen  gewährt  werden. 

10.  Das  Sterbegeld  kann  bis  zum  40fachon 
Betrage  des  zu  Grunde  zu  legenden  Tage- 
lohnes gesteigert  werden. 

11.  Nach  Beendigung  der  Krankenunter- 
stützung kann  bis  auf  die  Dauer  eines  Jahres 
noch  «'ine  Rekonvalenscentenfürsorge  — 
namentlich  auch  durch  Unterbringung  in 
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Rekonvalescentenhäusem  — durehgoführt 
werden. 

Nicht  zulässig  ist  dagegen  auch  hier  die  | 
Aufnahme  von  Versieherungszweigen,  die 
über  den  Kähmen  der  Krankenversicherung 
hinausgehen. 

Die  letztere  Beschränkung  und  die  be- 
zeiehneten  Obergrenzen  gelten  übrigens  nicht 
für  die  Knappschaftskassen.  (§  21,  § <54. 
§ 72,  § 73.) 

Eine  Beschränkung  der  Kranken- 
unterstützung ist  für  den  Fall  vorgesehen, 
dass  ein  Versicherter,  der  die  Unterstützung 
ununterbrochen  oder  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  12  Monaten  schon  für  13  Wochen 
bezogen  hat,  aus  der  gleichen,  noch  nicht 
gehobenen  Krankheitsursache  von  neuem  er- 
krankt. Durch  Gemeindebesch  1 uss  oder 
Kassenstatut  der  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  ; 
Innungskrankenkasse  kann  angeordnet  wer- ! 
den,  dass  in  solchen  Fällen  im  I-iufe  der  j 
nächsten  12  Monate  nur  die  gesetzliche ' 
Mindestunterstützung  für  die  Gesamtdauer 
von  13  Wochen  zu  gewähren  ist.  (jj  6 a 
Abs.  1 Ziff.  3,  S 26a  Abs.  2 Ziff.  4.  § 64,  j 
§ 72  Abs.  3,  § 73  Abs.  1.) 

Gemeinden , Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungskrankenkassen  können  weiterhin  lie- , 
sch  Hessen  bezw.  im  Statut  bestimmen,  dass 
das  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur  teil- 
weise zu  zahlen  ist. 

a)  wenn  der  Erkrankte  die  Gemeinde 
bezw.  Kasse  durch  eine  mit  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  bedrohte  strafbare 
Handlung  geschädigt  hat; 

b)  wenn  sich  der  Erkrankte  die  Krank- 
heit vorsätzlich  oder  durch  schuldhafte  Be- 
teiligung an  Schlägereien  oder  Kaufhändcln 
oder  durch  Trunkfälligkeit  oder  geschlecht- 
liche Ausschweifungen  zugezogen  hat. 

Die  Beschränkung  bezw.  gänzliche  Vor- 
enthaltung des  Krankengeldes  tritt  im  Fallen 
für  die  Dauer  von  12  .Monaten  nach  Be- 
gehung der  Straft  hat  und  im  Falle  b für 
die  Dauer  der  betreffenden  Krankheit  ein. 

Ga  Abs.  1 Ziff.  2,  $ 26a  Abs.  2 Ziff.  2, 

§ (54.  tj  72  Abs.  3,  $ 73  Abs.  1.) 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungs- 
krankenkassen können  ausserdem  hei  doppelter 
oder  mehrfacher  Vei Sicherung  ihr  Kranken- 
geld soweit  kürzen,  als  es  zusammen  mit 
«len  Bezügen  aus  anderweitiger  Versicherung 
den  durchschnittlichen  Tagelohn  überschrei- 
ten würde.  (§  26a  Abs.  1.  ü <51,  $ 72  Abs.  3. 

§ 73  Abs.  1.) 

Für  diese  Kassen  wie  für  die  Gemeinde- 
krankenvei Sicherung  kann  durch  Beschluss 
bezw.  Statut  ungeordnet  werden,  dass  frei- 
willig Versicherte  erst  nach  Ablauf  einer 
auf  höchstens  6 Wochen  vom  Beitritt  ab  zu 
bemessenden  Frist  Kmukcnuntcrstützung  er- 
halten. Das  Statut  der  vorgenannten  vier 
Kassenarten  kann  weiterhin  — bei  versiche- 


rungspflichtigen Mitgliedern  nur  für  dio 
über  das  gesetzliche  Mindestmass  hinaus- 
gehenden  Leistungen,  bei  freiwillig  ver- 
sicherten Mitgliedern  vollständig  — be- 
stimmen, dass  das  »Recht  auf  die  Unter- 
stützungen der  Kasse*  erat  nach  Ablauf 
einer  Karenzzeit  von  höchstens  6 Monaten 
beginnt.  6a  Abs.  1 Ziff.  1,  § 26  Abs.  3, 
ü 26a  Abs.  2 Ziff.  4.  Sj  <54.  § 72  Abs.  3,  § 73 
Abs.  1.) 

6.  Aufbringung  der  Mittel.  Bezüglich 
der  Knappschaftskassen  und  der  Hilfskassen 
hat  es  bei  den  bisherigen  iandes-  Itozw. 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen  sein  Be- 
wenden. Bezüglich  der  Orts-.  Bau-,  Betriebs- 
und Inmingskrankcukassen  und  derüemeinde- 
krankenversicherung  gilt,  der  Grundsatz,  dass 
die  erforderlichen  Beiträge  zu  - :t  von  «lern 
Versicherten  und  zu  1 a von  dem  Arbeit- 
geber aufgebracht,  aber  in  der  Hegel  von 
letzterem  gezahlt  werden  mit  dem  Hechte, 
dio  Beitrüge  bei  der  nächsten  Lohnzahlung 
abzuhalten.  Kleine  Unternehmer,  die  ohne 
Motoren  arbeiten  und  mehr  als  2 versiche- 
nuigspfliehtigo  Personen  nicht  beschäftigen, 
könuen  bei  der  Gemeindekrankenversiche- 
rung, deu  Orts-  und  den  Innungskranken- 
kassen durch  statutarische  Bestimmung  einer 
Gemeinde  bezw.  eines  weiteren  Kommunul- 
verbandes mit  Genehmigung  der  höheren 
VerwaltungsMiördo  von  den  eigenen  Bei- 
trügen befreit  werden. 

Die  Beiträge  dürfen  in  der  Gemeinde- 
kranken Versicherung  in  der  Hegel  1 1 j°.o 
(d.  h.  1%  für  den  Arbeiter  und  1 2°  <>  für 
den  Unternehmer)  dos  ortsüblichen  Tage- 
lohnes  nicht  überschreiten,  können  aller  mit 
Genehmigung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde bis  2%  erhöht  werden.  Bei  den 
Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  lummgskranken- 
kossen  sind  die  Beiträge  in  ausreichender 
Höhe  in  Prozenten  des  zu  Grunde  zu  legen- 
den Lohnes  (d.  h.  des  durchschnittlichen 
Tagelohnes  bezw.  wirklichen  Arbeitsver- 
dienstes des  Versicherten,  soweit  er  3 liozw. 
4 Mark  taghell  nicht  überschreitet)  zu  be- 
messen, ev.  unter  Abstufungen  für  die  ein- 
zelnen zur  Kasse  gehörigen  Gewerbezweige 
oder  Betriebsarten.  Die  zulässige  höchste 
Grenze  ist  bei  Errichtung  der  Kasse  2°o 
für  den  Arbeiter  -j-  l°o  für  Arbeitgeber 
— 3%  und  späterhin  3°.o  für  den  Arbeiter 
+ l1  2°o  für  Arbeitgeber  r II2" o. 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungs- 
krankenkossen  dürfen  auch  die  Erhebung 
von  Eintrittsgeldern  neu  eintretender 
Mitglieder  im  Statut  festsetzen.  Das  Ein- 
trittsgeld darf  «len  Betrag  des  für  6 Wochen 
zu  leistenden  Kassenbeitrages  nicht  über- 
schreiten. 

Die  Eintrittsgelder  werden  von  den  Ver- 
sicherten allein  getragen,  aber  vom  Arbeit- 
geber in  der  Hegel  vorschussweise  gezahlt. 
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War  das  neu  eintretende  Mitglied  in  den 
letzten  13  Wochen  vor  dem  Eintritt  bereits 
Mitglied  einer  anderen  Krankenkasse  bezw. 
in  der  Gemeindekrankenversieherung  ver- 
sichert, so  kann  Eintrittsgeld  nicht  von  ihm 
gefordert  werden. 

Auch  bei  einer  Unterbrechung  des  Ver- 
sicherungsverhältnisses im  Siuue  der  obigen 
Ausführungen  sub  4 wird  Eintrittsgeld  nicht 
erhoben.  (ijij  9,  19,  22.  20,  26a,  31,  51  ff., 
64.  65,  72,  73.) 

7.  Verhältnis  zu  anderen  Ansprüchen. 

Durch  die  reichsgesetzliche  Krankenversiche- 
rung werden  die  auf  gesetzlicher  Vorschrift 
beruhenden  Verpflichtungen  von  Gemeinden 
und  Armen  verbünden  zur  Unterstützung 
hilfsbedürftiger  Personen  ebenso  wenig  be- 
rührt wie  die  auf  Gesetz.  Vertrag  und  letzt- 
williger Anordnung  licruhenden  Ansprüche 
der  Versicherten  gegen  Dritte.  Gemeinde 
und  Armenverband  haben  für  eine  nötig  ge- 
wordene Unterstützung  Regress  an  die  ver- 
pflichtete Krankenkasse;  ebenso  halten  die 
Rot riebsunternoh mer  und  Kassen,  die  auf 
Grund  gesetzlicher  Vorschrift  die  den  Ge- 
meinden liezw.  Armenverbünden  obliegende 
Unterstützungspflicht  erfüllt  haben,  Regress 
gegen  diese.  Haben  Geineindek  ranken  Ver- 
sicherungen oder  Krankenkassen  Unter- 
stützung in  einem  Krankheitsfälle  geleistet, 
für  welchen  dem  Versicherten  ein  gesetz- 
licher Anspruch  auf  Entschädigung  gegen 
Dritte  zusteht,  so  geht  dieser  Anspruch  in 
Höhe  der  geleisteten  Unterstützung  auf  die 
Gemeindekranken  Versicherung  bezw.  die 
Krankenkasse  über.  Diese  Regeln  gelten 
für  die  Gemeindekranken  Versicherungen  so- 
wie für  die  Orts-,  Betriebs-,  Hau-,  Immngs- 
und  die  dem  § 75  genügenden  Hilfskassen. 
(§  57,  § 65  Abs.  3,  § 72  Abs.  3,  *;  73  Abs.  1, 
§ 76.) 

S.  Landesrechtliche  K.  Der  Landes- 
gesetzgelnmg  war  es  Vorbehalten  geblieben, 
die  Reichsgesetzgebung  bezüglich  der  nach 
dieser  nicht  versicherungspflichtigen  Per- 
sonen zu  ergänzen  durch  eine  besondere 
landesgesetzliehe  K rankenversicherung  nach 
gleichen  oder  anderen  Grundsätzen.  Ins- 
l>e sondere  war  dies  durch  § 133  des 

landwirtschaftlichen  Unfallversicherungsge- 
setzes vom  5.  Mai  1886  festgostellt 
worden.  Hiervon  haben  mehrere  Hundes- 
gemacht.  Jm  Gross- 
(G.  v.  4.  April  18X8  Art. 
24),  in  Schwarzburg-Soudershausen  (G.  v. 
20.  Dezember  lxy7,  § 2),  im  Grossherzogtum 
Baden  (G.  v.  24.  März  1888,  § 14)  und  im 
Königreich  Sachsen  (G.  v.  22.  März  1 888, 
§ 25)  sind  die  in  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Betrieben  gegen  Gehalt  oder  Lohn 
nicht  lediglich  vorübergehend  beschäftigten 
Arbeiter,  Dienstboten  und  Betriobsbeamteu, 
(diese,  falls  Dir  Jahres-  bezw.  Tagesverdienst 
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nicht  mehr  als  2000  bezw.  6- :i  Mark  be- 
trügt) der  reichsgesetzliehen  K ranken ver- 
sieherungspflicht  unterworfen  worden,  ln 
Baden  kann  ausserdem  durch  statutarische 
Bestimmung  einer  Gemeinde  liezw.  des  Be- 
zirksrates eine  landesgesetzliche  Gemeinde- 
kran ken Versicherung  für  andere  Dienstboten 
und  für  die  nicht  gegen  Lohn  oder  Gehalt 
beschäftigten  Gesellen,  Gehilfen  und  1/ehr- 
linge  eingeführt  werden,  mit  der  Massgabe, 
dass  die  Zahlung  von  Krankengeld  bei  ent- 
sprechender Ermüssigung  der  Beiträge  gegen 
die  reichsgesetzlichen  Sätze  ausgeschlossen 
werden  kann. 

Auch  das  sächsische  Gesetz  lässt  die 
Einführung  der  Yersicheruugspflicht  durch 
Ortsstatut  zu,  jedoch  mir  für  die  sonstigen 
Dienstboten  ( Dienstbotenkrankenkassen). 

In  Bayern  und  Württemlierg  besteht 
neben  der  reichsgesctzlichen  K ranken  Ver- 
sicherung noch  eine  besondere  landesgesetz- 
liche »Krankenhilfe«  bezw.  »KrankeupfJege- 
! Versicherung«. 

Die  »Krankenhilfe«  in  Bayern  (G.  v.  29. 
April  1869  und  spätere  Bestimmungen)  ge- 
währt den  nach  den  Reiehsgcsetzou  nicht 
versieherungspflichtigen  Bediensteten,  insbe- 
sondere Dienstboten  und  ständigen  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Lohnarbeitern  im 
Erkrankungsfallo  durch  Vermittelung  der 
Dienst-  oder  Arbeitsgeincinde  ärztlichen 
Beistand  und  Heilmittel;  hierfür  kann  von 
den  Gemeinden  ein  regelmässiger  Beitrag 
bis  zu  15  Pfennigen  für  die  Woche  erhoben 
werden. 

Die  »Krankcnpflegeversieherung«  in 
Württemberg  (G.  v.  16.  Dezember  1888)  ist 
für  die  nach  Reichsrocht  nicht  versiche- 
rungspflichtigen land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Arbeiter  und  Betriebsbeamten  sowie 
für  die  nicht  versieherungspflichtigen  Dienst- 
boten obligatorisch,  für  andere  fakultativ. 
Sie  gewährt  bis  zu  13  Wochen  freie  ärzt- 
liche Behandlung  und  kleine  Heilmittel  und 
verpflegt  die  erwerbsunfähigen  Kranken  in 
Krankenhäusern.  Statt  der  letzteren  Leis- 
tung kann  unter  Umständen  auch  ein  Ver- 
pflegungsgold gogeben  werden. 

9.  Statistisches,  ln  den  nachfolgenden 
Zusammenstellungen  bedeutet 

a Gemeindekrankenversicherung, 
Ortskrankenkassen, 

Betriebs-  (Kabriks-)  Krankenkassen, 

Ba  u k ran  kenkasse  n , 
Iunungskrankenkassen, 

Eingeschriebene  1 lilfskasscn, 

1 Landesrecht  1 iche  11  i 1 fskassen. 

Tm  ganzen  hat  die  deutsche  Kranken- 
versicherung von  1885 — 18U7  (ohne  die 
Knappschaftskassen)  in  32,7  Millionen  Er- 
krankungsfällen mit  541.9  Millionen  Krank- 
heitstagen 1208,6  Millionen  Mark  Entschä- 
digungen geleistet.  Die  Gesamt-Beitrags- 
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leistungen  der  Arbeiter  betrugen  in  dieser  _ _ , 

Zeit  952,5  Millionen  Mark,  die  der  Arbeit-  I jy85  1890  ! 1895 

geber  401,1  Millionen  Mark.  Jrt|  j 


1897 


0 

fs'r 
3 * 

•x 

1885 

1890 

1895 

1890 

1897 

Zahl  der  Mitglieder  ain  Jahresschluss  in  1000  Pcrsouei 

a 

586,6 

1 056.7 

1 222,7 

1 266.9 

« 297.3 

b 

« 534.9 

2 559,8 

3 287.7 

3 478,4 

3 696,5 

c 

1 261.2 

: 689.98 

« 929,0 

2 061,4 

2 187,99 

d 

12,1 

10,8 

«5,« 

««,8 

15.02 

e 

24,9 

61.5 

102,9 

««7,9 

130,8 

f 

730.7 

821.4 

671.6 

700.4 

736,5 

>43.8 

142.6 

59.9 

58.8 

58,5 

8a. 

| 4 294,2 

6 530.5 

7 288,9 

7 695,6 

8 122,6 

Zahl  der  Überhaupt  tliätig  gewesenen 

Kassen. 

a 

7 125 

8011 

8449 

8 45 1 

8587 

b 

3 7oo 

4 «19 

4 475 

4 523 

4 548 

c 

5 5 00 

6 124 

6770 

6 796 

6 974 

d 

IOI 

>3° 

102 

103 

92 

e 

224 

452 

545 

566 

593 

f 

I 1 818 

1 869* 

1388 

I 410 

1 422 

ff 

474 

4<)S 

263 

262 

261 

Sa. 

18  942 

21  173 

21  992 

22  1 1 1 

22  477 

Erkrankung 

»fälle  (in 

1000  F.). 

a 

206,1 

301.3 

329,8 

335,2 

343-7 

b 

617,1 

972,7 

1 244.1 

1 27S.8 

1 372,9 

c 

643-3 

740.7 

Soo.S 

836,0 

919,5 

d 

10.4 

12,8 

14,4 

13.4 

«o,5 

e 

13,2 

23.1 

39,2 

42,1 

44,9 

f 

272,8 

323,5 

255,6 

239.7 

255,7 

? 

4i,9 

48.3 

19,6 

18.5 

17.8 

Sa. 

1 804.8 

2 422,3 

2 703,6 

2 763,8 

2 964,9 

Krankheitstage  (in 

1000  T.). 

a 

2 540,0 

4 605,9 

5 612,0 

5 655,9 

5 793,o 

b 

8677,9 

16336,3 

21  979,1 

22  572,8 

24  624,8 

c 

8 036,0 

10785,0 

13096,4 

«3  738.3 

1 5 039,0 

d 

144.3 

217,3 

259.6 

215,3 

108.4 

e 

120,0 

338,6 

596,9 

666,2 

740,3 

f 

4801.3 

5 8S 1 ,0 

4 530,5 

4 398.4 

4 790.7 

ff 

981.6 

1 012^7 

395,5 

361,2 

357-5 

Sa. 

25301,2 

39  «76.7 

46  470,0 

47  608,2 

5«  513,8 

Beiträge  und  Eintrittsgcl 

1er  in  1000  M. 

a 

4 010,2 

7 580,8 

10023,3 

10  512.4 

10  943,7 

b 

19081, 2 

37  716,1 

55  «14.7 

60  098.2 

64  423,3 

c 

20  448.2 

29318,4 

36  396,3 

39  419.9 

42  765,6 

d 

367,6 

579,2 

608.4 

547.6 

425,5 

e 

275,7 

895.3 

l 772,1 

2 108.1 

2 388.1 

f 

10087,9 

13018,5 

12  516,6 

13021,5 

13  606,9 

ff 

1 S64.2 

2 121,5 

967,7 

948.6 

933,5 

Sa. 

56  135,1 

9«  229,7 

« 1 7 399,o 

126  656,2 

135  486.7 

Gesaniteinnahme  in  1000  M. 


a 

4613,8 

10  107,1 

13228,5 

«3 

736,4 

143S2J 

b 

21  422,0 

44  957,2 

66  326.3 

72 

381,4 

77  843,2 

c 

25  606,5 

38  302.8 

46  974-5 

49 

655,0 

54  665,3 

d 

427,2 

78«,2 

829,5 

712,4 

577,5 

e 

3i5,4 

1 097,6 

2 086.8 

2 

5 1 4, 1 

2 912.2 

i 

11  410,1 

16313.6 

14  958.7 

15 

523,4 

16  208.2 

ff 

2 305,4 

2 998,6 

1 280,2 

i 

287.2 

1 220,96 

Sa. 

66  100,3 

«14  558,3 

145684,5 

* 55 

809,8 

167  810.1 

Ausgaben  (ausscbliessl.  Kapitalanlagen)  in  1(XX)  M. 


a 

4i39,5  8763,2 

1 1 380.0 

1 1 747.4 

12  335,6 

b 

17465.2  3746S.0 

52  839,9 

55  534.7 

61  469,7 

c 

18434.0.  29403,0 

37  406,2; 

39  570,2 

43  460,9 

d 

307.3  603,7 

682,2 

556,2 

452,4 

e 

252,3  844.4 

1 618,1, 

i 836,2 

2 1 23,8 

f 

10037,4'  13  173,4 

1 1 902,8 

1 1 989.4 

13  « 10.5 

ff 

l 2 01 1 ,1 1 2 464,0 

1 054,9! 

1 013.6 

986,9 

8a.  52646,8  92709,61116884,1122253,8  133939.$" 


II.  Die  Krankenversicherung  in 
Oesterreich. 

10.  Gesetzliche  Grundlage.  Dio  gegen- 
wärtige Regelung  der  Krankenversicherung 
in  Oesterreich  beruht  auf  dem  G.  v.  30. 
März  1888,  betreffend  die  Krankenversiche- 
rung der  Arbeiter.  Zn  diesem  Gesetz  ist 
noch  vor  seiner  Durchführung  infolge  leb- 
hafter Opposition  aus  den  praktischen  Kreisen 
am  4.  April  1889  eine  Novelle  ergangen,  die 
in  zwei  wichtigen  Punkten  Abänderungen 
fest  setzte. 

11.  Personenkreis.  Das  Gesetz  kennt 
nur  einen  gesetzlichen  — nicht  auch  einen 
statutarischen  — Krankenversichernngszwang 
und  ausserdem  eine  Versiehernngsl  «recht  i- 
S'Wff. 

Dem  Versi eher ungsz wange  unter- 
liegen alle  Arbeiter  und  Retriebsbeamten 

a)  in  Fabriken  und  Hüttenwerken,  in 
Bergwerken  auf  vorbehaltene  und  nicht  vor- 
behaltone  Mineralien,  auf  Werften,  Stapeln 
und  in  Brüchen  sowie  den  zugehörigen  An- 
lagen. in  Betrieben,  in  welchen  explodierende 
Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  werden,  und 
ausnahmslos  in  allen  Betrieben,  die  dauernd 
mit  Motoren  arbeiten, 

b)  bei  der  Ausführung  von  Bauteil  und 
in  den  auf  Ausführung  von  Bauarbeiten  ge- 
richteten Gewerbebetrieben, 

c)  in  Betrieben,  die  unter  die  Gewerbe- 
| Ordnung  fallen,  oder  in  sonstigen  gewerbs- 
mässig betriebenen  Unternehmungen, 

d)  beim  Eisenbahn-  und  Bin nenschif fahrt s- 
betriebe. 

Die  Versicherungspflicht  erstreckt  sieh 
sowohl  auf  die  ständigen  als  auch  auf  die 
nichtständigen  Arbeiter,  ohne  Rücksicht  da- 
rauf, ob  und  welchen  Ixihn  dieselben  be- 
ziehen, auch  die  Lehrlinge,  Volontäre, 
Praktikanten  und  ähnliche  Personen,  die 
wegen  noch  nicht  beendigter  Ausbildung 
keinen  oder  nur  geringen  Arbeitsverdienst 
I haben,  unterliegen  dem  Zwange. 

Ausgeschlossen  sind  von  der  Ver- 
sicherungspflicht kraft  des  Gesetzes 

a)  Personen,  die  — ohne  in  Baubetrieben 
beschäftigt  zu  sein  — lediglich  einzelne  Re- 
1 parat n rarbeiten  an  Bauten  ausführen, 
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b)  die  beim  Bau  ebenerdiger  Wohn-  und 
Wirtschaftsgebäude  auf  dem  flachen  Lande 
und  bei  sonstigen  landwirtschaftlichen  Bauten 
beschäftigten  Personen,  sofern  dabei  nur  der 
Bauherr,  seine  Hausgenossen  oder  andere 
Bewohner  desselben  Orts,  die  solche  Bau- 
ausführungen nicht  gewerbsmässig  betreiben, 
thätig  sind, 

c)  die  Personen,  die  in  einem  den  See- 
gesetzen unterworfenen  Seeschiffahrtsbetriebe 
oder  lx*i  der  Seefischerei  beschäftigt  sind, 

d)  die  mit  festem  Gehalte  in  Betrieben 
des  Staates,  eines  Landes,  eines  Bezirkes, 
einer  Gemeinde  oder  eines  öffentlichen  Fonds 
angestellten  Bediensteten, 

e)  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beiter und  Betriebsbeamten, 

f)  die  Hausindustriellen. 

Durch  die  politischen  Behörden  erster 
Instanz  können  mit  Zustimmung  der  betei- 
ligten Personen  vom  Versicherungszwange 
befreit  werden 

a)  die  Lehrlinge , denen  die  Gewerbe- 
genossenschaften für  mindestens  20  Wochen 
Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  ge- 
währen, 

b)  die  Personen,  die  für  den  gleichen  j 
Zeitraum  auf  Verpflegung  und  ärztliche  Be-, 
lmndlung  in  der  Familie  des  Arbeitgebers : 
oder  auf  Fortzahlung  des  Lohnes  oder  Ge- 
haltes Anspruch  haben. 

Eine  Versicherungsberccht  igung 
ist  nach  dem  Gesetze  in  folgenden  Fällen  j 
gegeben : 

a)  Wenn  Arbeitgeber  von  Hausindustriellen 
mit  diesen  und  unter  ihrer  Zustimmung  der 
Krankenversicherung  bei  treten, 

b)  wenn  land-  und  forstwirtschaftliche 
Unternehmer  sich  mit  ihren  Arbeitern  und 
Betriebsbeamten  unter  deren  Zustimmung 
der  Krankenversicherung  anschliessen. 

Die  unter  b genannten  Unternehmer 
haben  andere«) falls,  soweit  ihre  Betriebe 
in  die  Unfallversicherung  einbezogen  sind, 
die  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung 
jedes  verletzten  Arbeiters  und  Betriebsbe- 
amten für  die  4 ersten  Wochen  nach  Ein- 
tritt des  Unfalls  selbst  zu  tragen  (§§  1 — 4). 
Ausserdem  sind  alle  nicht  versieherungs- 1 
pflichtigen  Personen,  die  das  35.  Lebensjahr 
nicht  überschritten  haben,  berechtigt,  sich 
den  »Bezirkskrankenkassen«  (s.  u.  sub  12) 
anzusclüicssen  (§  13  Ziff.  4). 

12.  Versieherungsorgnne.  Zur  Durch- 
fiilirung  der  Krankenversicherung  sind  sechs 
verschiedene  Kassenarten  herangezogen : Be-  , 
zirbs-,  Betriebs-,  Bau-,  Genossenschafts-, 
Bruderladen-  (Knappschafts-)  und  Vereins- 
krankenkassen. Von  diesen  beruhen  die 
drei  letzten  auf  früheren  Gesetzen.  Die 
Genossenschaftskrankenkassen  (§  58)  | 
sind  auf  Grund  des  Tit.  VII  der  Gew.-O. 
errichtet,  die  Bruder  laden-  oder  Knapp-  i 
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I schaftskassen  (§  59)  beruhen  auf  den  berg- 
1 gesetzlichen  Vorschriften,  und  ihre  Verhält- 
nisse sind  neuerdings  durch  das  G.  v.  28. 
Juli  1889  geregelt  worden;  für  die  Ver- 
ein skassen  (§  60)  endlich  bildet  die 
I Vereinsgesetzgebung  die  gesetzliche  Unter- 

läge- 

Für  diese  drei  Kassenarten  bleiben  in  der 
Hauptsache  die  betreffenden  gesetzlichen 
: Bestimmungen  besteheu.  Gleichwohl  hat 
j das  Gesetz  zugelassen,  dass  eine  Beteiligung 
I an  diesen  Kassen  als  hinreichende  Erfüllung 
: der  gesetzlichen  Versicherungspflicht  gelten 
| soll,  sofern  die  statutengemässen  Ijeistungen 
der  Kassen  das  durch  das  Gesetz  bestimmte 
Mindestmass  (s.  u.  sub  14)  erreichen.  Für 
die  Genossenschaftskrankenkassen 
ist  noch  die  weitere  Bedingung  gestellt,  dass 
die  Beiträge  der  Arbeitgeber  den  im  Gesetz 
vorgesehenen  (s.  u.  sub  15)  entsprechen  und 
dass  die  Mitglieder  in  Bezug  auf  Eintritts- 
geld, Beginn  der  Unterstützungsansprüche 
und  Bestrafung  der  Simulation  und  ähn- 
liches nicht  schlechter  gestellt  werden,  als 
das  Gesetz  vorsieht.  Auch  bei  den  Ver- 
einskrankenkassen ist  vorgesehen,  dass 
die  Mitglieder  nicht  schlechter  gestellt 
werden  in  Bezug  auf  Eintrittsgeld  und  Be- 
ginn der  Unterstützungsansprüche.  Von  den 
Vereinskassen  kommen  nur  diejenigen  in 
Betracht,  die  dem  Vereinsgesetz  vom  26. 
November  1852  entsprechen.  Diesen  ist  ge- 
stattet, statt  der  ärztlichen  Behandlung, 
Arznei  etc.  einen  Geldbetrag  in  Höhe  von 
50%  des  gesetzlichen  Krankengeldes  neben 
letzterem  zu  gewähren.  Von  dieser  Ver- 
günstigung sind  diejenigen  Vereinskranken- 
kassen ausgeschlossen,  welche  von  den  Be- 
triebsunternehmern Beiträge  in  Höhe  von 
mindestens  */s  der  Gesamtbeiträge  erheben. 
Auf  die  Vereinskrankenkassen , deren  Mit- 
glieder hiernach  von  dem  Beitritt  zu  einer 
der  nach  Massgabe  des  neuen  Gesetzes  er- 
richteten Krankenkasse  befreit  sind,  finden 
auch  die  Vorschriften  der  §§  19 — 21  über 
die  staatliche  Beaufsichtigung  Anwendung. 

Von  gänzlich  anderem  Zuschnitt  sind  die 
drei  Zwangskassenformen  (Bezirks-,  Betriebs- 
und Baukrankenkassen),  die  im  Gesetz  als 
die  eigentlichen  Träger  der  Organisation  er- 
scheinen. Als  die  Hauptkassenform  tritt  die 
Bezirkskrankenkasse  deutlich  hervor,  eine 
ganz  neue,  selbständige  Schöpfung  des  Ge- 
setzes. Die  Bezirkskrankenkassen 
(§  12 — 11)  beruhen  auf  dem  Grundsatz  der 
Gegenseitigkeit.  Sie  sind  juristische  Per- 
sönlichkeiten; ihre  besoldeten  Beamten  sind 
»in  Eid  und  Pflicht«  zu  nehmen.  Die  Be- 
zirkskrankenkassen  werden  in  der  .Regel  für 
jeden  Gerichtsbezirk  am  Sitze  des  Bezirks- 
gerichts errichtet.  Ausnahmsweise  können 
die  politischen  Landesbehörden  auch  für 
einen  Bezirk  mehrere  Bezirkskassen  oder  für 
Auflage.  V.  24 
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mehrere  Bezirke  eine  Kasse  bilden.  Die  I 
Gliederung  ist  mithin  rein  territorial:  Ohne! 
Unterschied  des  Berufs  gehören  die  sämt- 
lichen im  Bezirk  beschäftigten  Versicherungs- 
pflichtigen, soweit  sie  nicht  Mitglieder  einer 
der  anderen  oben  genannten  Kassen  sind, 
ohne  weiteres  kraft  Gesetzes  zur  Bezirks- 
krankenkasse, müssen  aber  auch  von  dieser 
aufgenommen  werden.  Das  Statut  ist  von 
der  i>olitischen  Bezirksbehörde  nach  Ver- 
nehmung von  Vertrauensmännern  der  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnehmer  zu  errichten 
und  von  der  politischen  Landesbehörde  zu 
genehmigen.  Das  oberste  Organ  ist  die 
Generalversammlung,  die  aus  den  einzelnen  i 
Mitgliedern  oder  aus  Delegierten  besteht. 
Bei  mehr  als  300  Mitgliedern  ist  das  letztere 
obligatorisch.  Weitere  Organe  sind  der  Vor- 
stand und  der  Uebenvachnngsaussehuss,  die 
beide  von  der  Generalversammlung  gewählt 
werden.  Die  Arbeitgeber  müssen  nach  dem 
Verhältnis  ihrer  Beiträge  in  allen  diesen 
Organen  vertreten  sein,  dürfen  aber  nicht 
mehr  als  Vs  der  Stimmen  halten.  Die  Be- 
zirkskrankenkassen  unterliegen  der  staatlichen 
Aufsicht.  Als  Aufsichtsbehörden  gelten  die 
I >olitischon  Behörden  erster  Instanz;  in 
höherer  Instanz  kommen  für  die  Ausübung 
der  Staatsaufsicht  die  politischen  Landesbe- 
hörden und  das  Ministerium  des  Innern  in 
Betracht. 

Die  politische  Landesbehörde  kann  die 
Auflösung  der  Kasse  anordnen,  wenn  die 
Generalversammlung  die  Auflösung  beschlos-  j 
sen  hat.  Die  Auflösung  muss  eiutreten  bei 
zu  starker  Verminderung  der  Mitgliederzahl 
oder,  wenn  eine  Erhöhung  der  Beiträge  auf 
mehr  als  3%  für  die  Arbeiter  zur  Deckung 
der  gesetzlichen  Mindestleistungen  nötig, ! 
aber  nicht  (von  den  Vertretern  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  nach  getrennter 
Beratung  und  in  getrennter  Abstimmung 
mit  je  3 4 Mehrheit  der  Anwesenden)  be-  j 
sclilosscn  ist. 

Für  gewisse  gemeinsame  Aufgaben  wer- 
den die  Bezirkskrankenkassen  zu  Verbänden 
vereinigt,  und  zwar  bilden  die  sämtlichen 
Bezirkskrankenkassen  in  dem  Bezirk  einer 
Unfallversicherungsanstalt  einen  Verbaud. 
Das  Statut  dieses  Verbandes,  der  sich  hier- 
nach in  der  Kegel  über  ein  Land  erstreckt, 
ist  von  der  politischen  Landesbehörde  zu  ge- 
nehmigen. Letztere  führt  auch  die  Aufsicht 
über  den  Verband,  während  dessen  Verwal- 
tung vom  Vorstande  der  Unfallversicherungs- 
anstalt besorgt  wird. 

Der  Grundsatz  der  beruflichen  Scheidung, , 
der  bei  den  Bezirkskrankenkassen  ganz  zu- 
rückgetreten ist,  kommt  bei  den  Betriebs- 
krankenkassen (?j§  42 — öd)  einigermassen 
wieder  zur  Geltung.  Zur  Errichtung  einer 
Betriebskrankenkasse  ist  der  Unternehmer 
berechtigt,  der  Bk)  und  mehr  versicherungs- 


pflichtige Personen  in  einem  oder  mehreren 
benachbarten  Betrieben  beschäftigt  Auch 
bei  geringerer  Arbeiterzald  kann  die  poli- 
tische Landesbehörde  die  Errichtung  einer 
ßctricbskrankenkassc  gestatten,  wenn  sie 
deren  Leistungsfähigkeit  für  hinreichend 
gesichert  erachtet.  Ein  Unternehmer  kann 
zur  Bildung  einer  eigenen  Kasse  ohue  Rück- 
sieht  auf  die  Arbeiterzahl  gezwungen  wer- 
den, wenn  sein  Betrieb  mit  besonderer 
Krankheitsgefahr  verbunden  ist.  Auch  die 
Betriebskraukenkasse  hat  die  Rechte  einer 
juristischen  Person  und  einer  Zwangskasse. 
Die  in  dem  betreffenden  Betriebe  beschäf- 
tigten Personen,  die  nicht  bei  einer  den 
Vorschriften  des  Gesetzes  genügenden  Ver- 
einskrankenkasse versichert  sind , gehören 
mit  dem  Eintritt  in  die  Beschäftigung  ohne 
weiteres  zu  der  für  den  Betrieb  errichteten 
Krankenkasse,  können  aber  auch  von  dieser 
nicht  zurückgewiesen  werden.  Das  Statut 
ist  vom  Betriebsunternehmer  oder  seinem 
Beauftragten  nach  Beratung  mit  den  be- 
schäftigten Personen  oder  deren  Vertretern 
zu  errichten  und  von  der  politischen  Landes- 
behörde zu  genehmigen.  Im  Statut  kann 
der  Unternehmer  sich  oder  seinem  Vertreter 
den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  und 
im  Vorstand  Vorbehalten.  Die  Rechnungs- 
und Kasseuführung  erfolgt  auf  Kosten  und 
unter  Verantwortlichkeit  des  Unternehmers. 
Im  übrigen  gilt  über  innere  Einrichtung 
und  Staatsaufsicht  dasselbe  wie  bei  den 
Bezirkskrankenkassen.  Erstreckt  sich  der 
Betrieb  über  mehrere  politische  Bezirke 
desselben  Verwaltungsgebietes  bozw.  über 
mehrere  Verwaltungsgebiete,  so  wird  die 
Aufsichtsbehörde  von  der  politischen  Lan- 
desbehörde bezw.  vom  Minister  des  Innern 
bestimmt. 

Die  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse 
ist  von  der  politischen  L-mdesbehörde  zu 
verfügen 

a)  wenn  der  betreffende  Betrieb  eingeht, 

b)  wenn  die  Mitgliederzahl  unter  100 
sinkt  und  die  Leistungsfähigkeit  nicht  genü- 
gend sicher  gestellt  ist  (falls  nicht  etwa  der 
Betrieb  eine  besondere  Krankheitsgefahr 
auf  weist), 

c)  wenn  der  Betriebsnnternehmer  nicht 
für  ordnungsmässige  Kassen-  und  Rechnungs- 
führung sorgt. 

Die  Auflösung  k a n n verfügt  werden, 
wenn  sie  unter  Zustimmung  des  Unterneh- 
mers von  der  Generalversammlung  beschlos- 
sen wird. 

Für  gemeinsame  Zwecke  können  die  Be- 
triebskassen unter  einander  mit  Zustimmung 
der  beteiligten  Unternehmer  Verbände 
schliessen,  die  der  Aufsicht  der  politischen 
Lmdesbehörde  unterliegen.  Letztere  hat 
auch  hier  das  Statut  zu  genehmigen.  Mit 
Zustimmung  des  Unternehmers  kann  sich 
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die  Betriebskasse  auch  dem  Verband  der 
Bezirkskrankenkassen  anschliessen. 

Als  Betriebskassen  gelten  auch 

a)  die  gemäss  § 85  der  Gew.-O.  v.  20. : 
Dezeml)Cr  1859  zur  Unterstützung  der  Ar- 
beiter in  Krankheitsfällen  errichteten  Unter- 
stützungskassen  sowie  die  gemäss  des  § 89 
des  G.  v.  8.  März  1885  von  solchen  Gewerbe- 
treibenden, die  keiner  Genossenschaft  ange- 
boren, gebildeten  besonderen  Kassen ; zu 
Gunsten  der  schon  bestehenden  Kassen  dieser 
Art  ist  die  Mindestzahl  der  Mitglieder  auf 
50  ermässigt ; 

b)  die  Unterstützungskassen,  die  bei  nicht 
vom  Staate  verwalteten,  dem  öffentlichen 
Verkehr  dienenden  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schiffsunternehmungen errichtet  sind, 

c)  die  bei  vom  Staate  verwalteten  Be- 
trieben bestehenden  Unterstützungskassen. 

Die  Voraussetzung  ist  hierbei  naturge- 
mäss,  dass  die  Kassen  in  Bezug  auf  ihre 
Leistungen  und  auf  die  Belastung  der  Ar- 
beiter und  ähnliches  sich  dem  Gesetz  an- 
passen. 

Die  Grundsätze,  die  bei  den  Betriebs-  | 
kassen  gelten,  sind  in  der  Hauptsache  auch 
für  die  Baukrankenkassen  (§§  54 — 57) 
massgebend.  Die  Errichtung  solcher  Kassen  \ 
kann  durch  die  politische  Landesbehörde  bei 
Wege-,  Eisenbahn-,  Kanal-,  Strom-  und 
Dammbauten  und  sonstigen  vorübergehenden 
Baubetrieben,  welche  längere  Zeit  hindurch 
eine  grössere  ArbeiU-rzahl  beschäftigen,  dem  ! 
Bauherrn  auferlegt  werden.  An  die  Stelle 
der  Bauherren  können  auch  einer  oder  \ 
mehrere  Unternehmer  treten,  wenn  sie  die 
Ausführung  des  Baues  oder  eines  Teiles  | 
desselben  für  eigene  Rechnung  übernommen  i 
haben  und  für  die  Erfüllung  der  Verpflich-  j 
tungen  genügende  Sicherheit  stellen. 

Die  Auflösung  der  Baukrankenkassen  ist ; 
durch  die  politische  Landesbehörde  zu  ver-  { 
fügen,  wenn  der  betreffende  Betrieb  aufge- 
löst wird  oder  wenn  der  Bauherr  oder  Un- 
ternehmer nicht  für  ordnungsmässige  Kassen- 
und  Rechnungsführung  gesorgt  hat. 

13.  Begründung.  Feststellung.  Been- 
digung und  Fortsetzung  der  Mitglied- 
schaft. In  den  Bezirks-,  Betriebs-  und 

Baukrankenkassen  werden  die  in  den  be- 
treffenden Bezirken  bezw.  Betrieben  be- 

schäftigten versicherungspflichtigen  Perso- 
nen, soweit  sie  nicht  durch  Zugehörigkeit 
zu  einer  anderen  Kasse  befreit  sind,  mit 
der  Aufnahme  ihrer  Beschäftigung  ohne 
weitere  Formalität  Mitglieder  der  betreffen- 1 
den  Kasse.  (§  13  Ziff.  4,  § 4G  Abs.  1 und  2, 

§ 57.) 

Die  Meldepflicht,  die  im  Gesetz  vor- 
gesehen ist,  dient  mithin  lediglich  den ! 

Zwecken  der  Kontrolle.  Jeder  Arbeitgeber  1 
muss  die  von  ihm  beschäftigten  vorsiche- 
rungspflichtigen Personen,  soweit  sie  zur , 


Bezirkskrankenkasse  beizutreten  haben,  spä- 
testens am  3.  Tage  nach  Beginn  bezw.  Be- 
endigung der  Beschäftigung  an-  bezw.  ab- 
melden (§  31).  Versäumt  er  das,  so  kann 
er  mit  Geldstrafe  bis  zu  10  fl.,  ev.  mit 
Haft  bis  zu  2 Tagen  bestraft  weiden  (§  07) 
und  muss  ausserdem  der  Kasse  die  Aufwen- 
dungen ersetzen,  welche  durch  Erkrankung 
des  nicht'  oder  zu  spät  Angemeldeten  ent- 
standen sind  (§  32). 

Alle  Krankenkassen  mit  Ausnahme  der 
Bezirkskrankenkassen  haben  den  Austritt 
eines  Mitgliedes  binnen  14  Tagen  bei  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  anzuzeigen 
und  gewärtigen  anderenfalls  die  schon  er- 
wähnte Geld-  bezw.  Haftstrafe,  die  gegen 
den  zur  Abmeldung  Verpflichteten  (meist  also 
gegen  den  Kassen-  und  Reohnungsführer) 
verhängt  wird  (§  Gl.  § 67). 

Der  Austritt  aus  einer  Bezirkskranken- 
kasse  bezw.  einer  Betriebs-  oder  Baukranken- 
kasse ist,  solange  der  Betreffende  in  der 
versicherungspflichtigen  Beschäftigung  steht, 
nur  dann  gestattet,  wenn  er  nachweist,  dass 
er  bei  einer  anderen,  dem  Gesetz  genügen- 
den Krankenkasse  bezw.  bei  einer  Vereins- 
kiankenkasse versichert  ist.  (§  13  Ziff.  1, 
§ 40  Abs.  3,  § 57.)  Den  freiwillig  ver- 
sicherten Personen  ist  natürlich  der  Aus- 
tritt aus  der  Bezirkskrankenkasse  jederzeit 
gestattet  (§  13  Ziff.  4).  Für  alle  freiwillig 
versicherten  Personen  erlischt  die  Mit- 
gliedschaft bei  der  Bezirkskrankenkasse,  wenn 
die  Beiträge  durch  vier  aufeinanderfolgende 
Wochen  hindurch  nicht  bezahlt  werden 
(§  13  Ziff.  2 u.  4). 

Im  übrigen  hört  mit  dem  Aufgeben  der 
versieherungspfliehtigen  Beschäftigung  die 
Mitgliedschaft  bei  der  Zwangskasse  von 
selbst  auf;  doch  können  solche  Personen 
durch  Fortzaldung  der  vollen  statutarischen 
Beiträge  die  Versicherung  fortsetzeu,  solange 
sie  sich  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Ländern  aufhalten  (§  13  Ziff.  2). 

14.  Leistungen  der  Versicherung.  Die 
Krankenversicherung  hat  folgende  Mindest- 
leistungen zu  gewähren : 

a)  Vom  Beginn  der  Krankheit  ab  für 
deren  Dauer,  ev.  bis  zum  Ablauf  der  20. 
Woche  freie  ärztliche  Behandlung  ein- 
schliesslich des  geburtshilflichen  Beistandes, 
die  notwendigen  Heilmittel  und  sonstigen 
therapeutischen  Behelfe  (?t  0 Abs.  2,  Ziff.  1). 
Statt  dessen  können  die  Bezirks-,  Betriebs- 
und Baukrankenkassen  bei  den  die  Ver- 
sicherung freiwillig  fort  setzenden  Personen, 
die  sich  nicht  im  Kassenbezirk  anfhalten, 
eine  Barentschädigung  von  50%  des  Kran- 
kengeldes (siehe  b)  geben  (§  24  Ziff.  1,  § 47, 
§ 57). 

b)  Wenn  die  Krankheit  länger  als  drei 
Tage  dauert  und  Erwerbsunfähigkeit  des 
Kranken  nach  sich  zieht,  vom  Tage  der  Er- 
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kranknng  ab  während  der  Datier  der 
Krankheit,  ev.  bis  zu  20  Wochen,  für  jeden 
Tag  ein  Krankengeld  in  Höhe  von  G0% 
des  im  Gerichtsbezirk  üblichen  Tagelohnes 
gewöhnlicher  vorsicherangspfliehtiger  Ar- 
beiter. Dieser  Lohn  wird  von  der  politi- 
schen Behörde  1.  Instanz  nach  Anhörung 
von  Vertrauensmännern  bezw.  des  Bezirks- 
ausschusses peiiodisch  für  jeden  Gerichts- 
bezirk festgesetzt  (§  (5  Abs.  2 Ziff.  2,  § 7). 

Statt  der  unter  a und  b genannten  Leis- 
tungen kann  die  Krankenkasse  freie  Kur 
und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause 
nach  der  letzten  Klasse,  einschliesslich  freier 
Beförderung  in  das  Spital , treten  lassen, 
und  zwar  «)  für  diejenigen,  die  mit  ihrem 
Ehegatten  oder  anderen  Mitgliedern  ihrer 
Familie  in  gemeinsamem  Haushalt  leben 
bezw.  anderweitige  häusliche  Pflege  ge- 
messen, mit  Zustimmung  des  Kranken  oder 
ohne  diese,  wenn  die  Art  der  Krankheit  es 
erfordert,  J)  für  sonstige  Kranke  unbedingt. 
Macht  die  Kasse  hiervon  Gebrauch,  so  hat 
sie  den  Angehörigen,  deren  Unterhalt  der 
Erkrankte  bisher  aus  seinem  Arbeitsverdienst 
bestritten  hat,  mindestens  die  Hälfte  des 
Krankengeldes  zu  zahlen  (ij  8). 

Die  weiteren  gesetzlichen  Mindestleistun- 
gen sind : 

c)  Wochenbett  Unterstützung  nach  Mass- 
gabe  der  unter  a und  b bczeiehneten  Grundsätze 
bei  normalem  Verlauf  des  Wochenbettes  für 
die  Dauer  von  4 Wochen  nach  der  Nieder- 
kunft (Jj  G Abs.  4). 

b)  Ersatz  der  Beerdigungskosten  beim 
Tode  eines  Versicherten  im  20  fachen  Betrage 
des  dem  Krankengelde  zu  Grunde  zu  legen- 
den Lohnes  (§  6 Abs.  5). 

Die  Mindestleistungen  können  von  den 
Bezirks-,  Betriebs-  und  Baukrankenkassen  in 
folgendem  Umfange  statutarisch  erweitert 
werden. 

1.  Das  Krankengeld  kann  bis  auf  75°/o 
des  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  erhöht 
werden. 

2.  Der  Unterstützung  kann  ein  anderer 
und  höherer  Lohnbetrag,  als  unter  b ange- 
geben, zu  Grande  gelegt  werden ; doch  darf 
dieser  Lohn  2 Gulden  für  den  Arbeitstag 
nicht  überschreiten. 

3.  Die  Unterstützungsdauer  kann  bis  auf 
ein  Jahr  ausgedehnt  weiden. 

4 Das  Beerdigungsgeld  kann  bis  auf  50 
Gulden  festgesetzt  werden  (§  9). 

Die  Unterstützungsansprüche  beginnen 
für  versicheningspüichtige  Mitglieder  mit 
dem  Beginn  der  Mitgliedschaft : für  frei- 
willig beigetretene  Mitglieder  kann  das 
Statut  eine  Karenzzeit  ven  4 — 8 Woche» 
festsetzen.  Diese  Bestimmungen  gelten  für 
alle  Kassenarten  mit  Ausnahme  der  Bruder- 
laden und  Knappschaftskassen  (SS  22,  47,  57, 
58,  GO). 


Bezirks-,  Betriebs-  und  Baukrankenkassen 
können  durch  Statut  anordnen,  dass  Mit- 
gliedern, die  sich  «lie  Krankheit  vorsätzlich 
oder  durch  schuldhafte  Beteiligung  an 
, Schlägereien  oder  Haufhündeln  oder  durch 
Trunksucht  zugezogen  liaben,  das  statuteu- 
| gemässe  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur 
* teilweise  gewährt  wird  (§  24  Ziff.  2, 
| §§  47,  57 ). 

15.  Aufbringung  der  Mittel.  Die  Bei- 
f träge  zu  den  Zwangskassen  (Bezirks-,  Be- 
triebs- und  Baukrankenkassen)  werden  ge- 
mäss SS  25.  2G,  33 — 35,  47  und  57  in 
Prozenten  des  bei  Berechnung  des  Kranken- 
geldes zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  (siehe 
oben  sub  11)  bemessen.  Die  Beitragslast 
entfällt  zu  zwei  Dritteln  auf  die  Arbeitneh- 
mer und  zu  einem  Drittel  auf  die  Arbeit- 
geber; die  letzteren  haben  die  Beiträge  auch 
für  die  Arbeiter  vorschussweise  zu  zahlen, 
mit  dem  Hecht,  den  auf  den  Arbeiter  ent- 
fallenden Anteil  Ikh  der  regelmässigen  Ge- 
halts- und  Lohnzahlung  einzuhalten.  Länger 
als  einen  Monat  nach  der  Lohnzahlung 
darf  der  Arbeitgeber  diese  Einhaltung  nicht 
: verschieben,  wenn  er  überhaupt  auf  die 
I Rückerstattung  der  Arbeiterbeiträge  rechnen 
: will. 

Der  Anteil  der  Arbeitgeber  kann  auf  mehr 
! als  ein  Drittel  der  Gesamtbeiträge  angesetzt 
werden,  wenn  dies  in  der  Generalversamm- 
lung zuerst  von  der  Vertretung  der  Arbeit- 
geber und  dann  von  der  Vertretung  der 
Kassenmitglieder  nach  ‘getrennter  Beratung 
und  in  getrennter  Abstimmung  jedesmal 
mit  absoluter  Mehrheit  der  Anwesenden  be- 
schlossen wird. 

Die  Beiträge  der  versicherungspflichtigen 
Personen,  die  keinen  Geldlohn  beziehen  (mit 
Ausnahme  der  Volontäre),  muss  der  Arbeit- 
geber  nach  dem  Gesetz  aus  eigenen  Mitteln 
bestreiten. 

Den  Versicherten  fallen  die  vollen  Bei- 
träge dann  zur  Last,  wenn  sie  sich  ihrer- 
seits freiwillig  der  Versicherung  an  geschlos- 
sen oder  freiwillig  die  Versicherung  fortge- 
setzt haben.  Das  gleiche  tritt  aber  auch 
für  einen  Teil  der  versicherungspflichtigen 
Kassenmitglieder  ein , nämlich  für  die  Be- 
triebsbeamten mit  mehr  als  1200  Gulden 
Jahresarbeitsverdienst  und  für  die  Volontäre. 

Mitglieder,  welche  die  Kasse  durch  Simu- 
lation geschädigt  haben,  können  strafweise 
für  bestimmte  Zeit  noch  mit  besonderen  Bei- 
trägen belastet  werden. 

l)ic  Höhe  der  Beiträge  ist  nach  versiche- 
rungstechnischen  Grundsätzen  zu  berechnen. 
Für  die  Deckung  der  gesetzlichen  Mindest- 
leistungen darf  in  der  Hegel  nicht  mehr  als 
3%  des  dem  Krankengelde  zu  Grunde  zu 
legenden  Lohnes  von  den  Versicherungs- 
pflichtigen  erhoben  werden.  Mit  Hinzurech- 
nung der  Beiträge  der  Arbeitgeber  stellt 
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ich  sonach  der  als  Regel  innezuhaltende 
Iö<rlistbetrag  der  Gesamtbeiträge  auf  4V*°/o 
ios  X^ohnes.  Unter  Umständen  kann  indes 
lierüber  — behufs  Deckung  der  gesetzlichen 
tlindostleistungen  — hinausgegangen  wer-! 
len,  wenn  es  in  der  Generalversammlung 
von  den  Vertretern  sowohl  der  Kassenroit- 
^lieder  als  auch  der  Arbeitgeber  nach  ge- 
sonderter Beratung  und  in  getrennter  Ab- 
stimmung jedesmal  mit  einer  Mehrheit  von 
drei  Vierteln  der  Anwesenden  beschlossen  ist. 

Sind  im  Statut  höhere  als  die  gesetz- 
iieh.en  Mindestleistungen  vorgesehen,  so  ist 
die  regelmässige  Höchstgrenze  für  die  Bei- 
trüge der  Arbeiter  2w/o  des  Lohnes,  für  die 
der  Arbeitgeber  also  in  der  Regel  l°/o  des 
Ixilines.  Der  Beitrag  kann  in  diesem  Falle 
ü V*er  die  bezeichnete  Grenze  hinaus  nur 
nac-h  Errichtung  der  Kasse  unter  den  eben 
V*  izeichneten  erschwerenden  Formen  der; 
Beschlussfassung  gesteigert  werden,  darf  je- 
doch 3 » 0 des  Lonnes  für  die  Arbeiter  (also 
für  die  Arbeitgeber  in  der  Regel  IV2  %)  j 
nicht  überschreiten. 

Ueber  die  Beitlüge  bei  Bruderladen  und 
Vereinskassen  bestimmt  das  Gesetz  nichts., 
Bezüglich  der  zur  Durchführung  der  Vor- 1 
Sicherung  zugelassenenGenossenschaftskassen  : 
sieht  § 58  nur  vor,  dass  die  Beiträge  der , 
Arbeitgeber  mindestens  ebenso  hoch  sein 
müssen,  wie  sie  nach  dem  Gesetze  zu  leisten  I 
wären. 

Ausser  den  Beiträgen  sind  von  den  Be-  | 
zirks-,  Betriebs-  und  Baukrankenkassen  noch  1 
Eintrittsgelder  von  den  freiwillig  sich 
beteiligenden,  nicht  also  auch  von  den  ver- ! 
sicherungspflichtigen  Mitgliedern  zu  erheben. 
Die  Höhe  der  Eintrittsgelder  ist  im  Statut 
festzusetzen ; mindestens  muss  jedoch  das 
Eintrittsgeld  dem  vollen  Beitrage  für  6 
Wochen  gleich  stehen  (§  13  Ziff.  5,  § 47, . 
S 57).  Genossenschafts-  und  Voreinskran- 
kenkassen dürfen  ihre  Mitglieder  in  Bezug 
auf  das  Eintrittsgeld  nicht  ungünstiger  be- 
handeln, als  sie  nach  dem  Gesetz  gestellt  j 
sind  (§§  58  u.  60). 

16.  Verhältnis  zu  anderen  Leistungen. 

Die  Ansprüche  der  Versicherten  gegen  Ge- 
meinden, Korporationen  und  Stiftungen  aus 
dem  Titel  der  Armenversorgung  oder  gegen 
Dritte  oder  gegen  die  Unfall  Versicherungs- 
anstalten und  sonstige  Kassen  werden  durch 
das  Gesetz  nicht  berührt.  Leisten  Gemein- 
den, Korj>o rationell  oder  Stiftungen  nach ; 
den  gesetzlichen  oder  statutarischen  Be- 
stimmungen Unterstützungen  für  Personen 
und  Zeiträume,  für  welche  die  Krankenkasse 
hätte  eintreten  müssen,  so  gehen  die  An- 
sprüche des  Versicherten  gegen  die  Kran- 
kenkasse bis  zum  Betrage  der  geleisteten 
Unterstützungen  auf  die  Gemeinden,  Korpo- 
rationen oder  Stiftungen  über.  Für  den 
umgekehrten  Fall  ist  den  Krankenkassen  ein  1 


gleicher  Regress  gegen  die  Gemeinden, 
Korporationen  oder  Stiftungen  im  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  zugesprochen.  Die  An- 
sprüche der  Versicherten  gegen  Dritte  und 
gegen  die  U n fall  Versicherungsanstalten  da- 
gegen gehen,  soweit  sie  mit  den  von  den 
Krankenkassen  geleisteten  Unterstützungen 
konkurrieren,  auf  die  Krankenkassen  über 
(§§  64  n.  65). 

17.  Statistisches.  Die  nachfolgenden 
Angaben  beziehen  sich  auf  die  sämtlichen 
im  Reichsrat  vertretenen  Länder.  Die  Zahlen 
für  1889  erstrecken  sich  auf  die  Zeit  vom 
1.  August  bis  31.  Dezember. 


Jahr 

1 • 

f zr. 

^ ^ C 

x 

•—  ~ -/. 

5>i  2 Ä 

1 

ilf 

if! 

| * 2 a 

- « = r 

S*r  es  rs 

-r 

x ö s- 
ZZ  w 1, 

•g  -g  $ 
S £ 3 

^ ^A 

Summa 

Zahl  der  thiitig 

gewesenen  Kassen. 

188‘J 

524 

1 319 

525 

34 

2 402 

18% 

549 

1 459 

673 

59 

2740 

1895 

56  t 

1 399 

842 

113 

2 915 

18% 

566 

1 389 

844 

122 

2 921 

Durckschnittl.  Mitgliec 

erzähl  (in  1000  Personen). 

1889 

433,o 

461,0 

185,8 

230,6 

1 310,4 

1890 

55°, ^ 

506,3 

230.6 

261,3 

1 548,8 

189Ö 

814.2 

^65,2 

34i,i 

345,9 

2 066,4 

1896 

880,8 

588,0 

357,2 

362,0 

2 188,0 

Zah 

der  Erkrankungsfälle  3) 

(in  1000  Fällen). 

1889 

7«, 7 

142,0 

34,9 

104,5 

353,1 

18% 

237,0 

316,3 

77,7 

166,6 

797,7 

189.') 

367.3 

34  »,2 

109.9 

195,6 

1 013,6 

18% 

393,2 

346,4 

H7,5 

189,1 

1 046,2 

Zahl  der  Krankheitstage2)  ( 

u 1000 

Tagen). 

1889 

717,7 

1 732.5 

474,8 

1 798,7 

4 723,7 

1890 

3 386,8 

4917,0 

1 344.7 

2 760,8 

12  409.3 

1895 

5 946.3 

5 985,4 

2 062,1 

3 523,2 

17  5i7,o 

1896 

6 487,0 

6 061,2 

2 227,6 

3 484,9 

18  260,6 

Beiträge  und  Eintrittsgelder 

(in  1000  Gulden). 

188t) 

1 123,8 

1 944,6 

658,6 

1 704,6 

5 431,6 

189t) 

3 497,3 

4 043,2 

1 646,0 

2 334,7 

11  52i,5 

1895 

5 702,9 

4876,1 

2 558.4 

3 340,3 

16  477.7 

1896 

6 249,9 

5 266, 1 

2 797,5 

3 561,4 

17874,9 

Gesamteinnahmen  (in  1000  Gulden). 

1889 

1 125,2 

2 028,7 

666,8 

l 722.1 

5 542,9 

18% 

3617,4 

4 572,4 

1 747,6 

2 422,3 

12  359,7 

1895 

6 034,8 

5 34  j5 

2 713,2 

3 454,7 

17  544,2 

1896 

6 626.6 

5 853,5 

2 968,8 

3 693,5 

19  142,2 

Gesamtausgaben  (ausschl.  Kapitalanlagen)  in 
1000  Gulden. 

1889 

803,4 

1 609,2 

554,9 

1 >69.2 

4 527,4 

1890 

3 272,0 

3 987.9 

1 554,6 

2 482,9 

1 1 297.3 

1895 

5 540,4 

4 906,8 

2 442,9 

3 244,2 

16  134,3 

1896 

6 1 70,2 

5 H4,i 

2 703,5 

3 359,2 

17  347,o 

')  Die  Zahl  der  Baukrankenkassen  ist  sehr 
gering  (1893  4,  18%  7). 

J)  iukl.  Entbindungen. 
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Im  ganzen  hat  die  österreichische  Kran- 
kenversicherung (ohne  die  Bergwerksbruder- 
laden) von  1889 — 1896  in  6,56  Millionen 
Krankheitsfällen  mit  110,25  Millionen  Krank- 
heitstagen und  in  rund  135000  Sterbefällen 
eingegriffen  und  dafür  an  Unterstützungen 
90,38  Millionen  Gulden  ausgegeben. 

III.  Die  Krankenversicherung  in  Ungarn. 

18.  Gesetzliche  Grundlagen.  Bereits 
das  Gewerbegesetz  von  1884  hatte  eine  ge- 
setzliche Regelung  der  Arbeiterkrankenver- 
sicherung ins  Auge  gefasst  und  diejenigen 
Grundsätze  festgestellt,  die  bis  zum  Erlass 
des  geplanten  Gesetzes  für  die  Hilfskassen 
der  Gewerbekorjjorationon  massgebend  sein 
sollten.  Nur  der  kleinere  Teil  der  Gewerbe- 
korporationen ist  indes  zur  Errichtung  sol- 
cher Hilfskassen  geschritten.  Für  die  Ar- 
beiter der  Berg-  und  Hüttenwerke  kamen 
die  auf  dem  Berggesetz  beruhenden  Bruder- 
laden in  Betracht.  Im  übrigen  blieb  alles 
der  privaten  Thätigkeit  überlassen,  die  aber 
hier  wie  überall  nur  für  einen  beschränkten 
Bruchteil  der  Arbeiter  Fürsorge  traf.  Durch 
das  G.  v.  9.  April  1891  ist  inzwischen  die 
obligatorische  Krankenversicherung  geregelt 
worden,  die  jene  Lücken  beseitigt.  Das  Ge- 
setz schliesst  sich  vielfach  den  österreichi- 
schen Bestimmungen  an,  zeigt  aber  doch 
auch  hinreichend  viele  Abweichungen,  um 
eine  kurze  Zusammenfassung  an  dieser  Stelle 
als  geiecht  fertigt  erscheinen  zu  lassen. 

19.  Personenkreis.  Der  gesetzliche 
Versicherungszwang  — ein  statutarischer 
Zwang  fehlt  — erstreckt  sich  auf  Arbeiter 
und  Beamte, 

a)  in  den  dem  Gewerbegesetz  unter- 
stellten Gewerbe-  und  Handelsbetrieben  ein- 
schliesslich der  staatlichen  Monoj>ol betriebe 
und  des  Mühlengewerbes, 

b)  in  Berg-  und  Hüttenwerken,  in  anderen 
Bergprodukte  verarbeitenden  Gewerken,  in 
Steinbrüchen,  Sand-,  Schotter-  und  Lehm- 
gruben, 

c)  in  grösseren  Bauten, 

d)  beim  Betriebe  und  in  den  Fabriken 
und  Werkstätten  von  Eisenbahnen,  bei  dem 
Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechbetrieb, 

e)  bei  der  Flussschiffahrt  und  beim 
Schiffsbau, 

f)  beim  Verfrachtung»-  und  Speditions- 
wesen,  in  Magazinen  und  Handelskellereien. 

Voraussetzung  ist,  dass  die  betreffenden 
Personen  mit  Gehalt  oder  Lohn  von  nicht 
mehr  als  4 Gulden  pro  Arbeitstag  angestellt 
sind  und  dass  ihre  Anstellung  nicht  von 
vorn  herein  auf  weniger  als  »acht  Tage*  be- 
schränkt ist.  Auch  die  Lehrlinge,  Prakti- 
kanten und  andere  Personen,  die  wegen 
noch  nicht  vollendeter  Ausbildung  keinen 
oder  nur  geringen  Lohn  oder  Gehalt  be- 
ziehen, sind  versichernngspflichtig. 


Befreit  sind  diejenigen  Personen, welche 
bei  einem  Betriebe  des  Staates,  eines  Muni- 
cipiums,  einer  Gemeinde  oder  eines  öffent- 
lichen Fonds  mit  ständigem  Gehalt  ange- 
stellt sind  und  nach  den  geltenden  Dienst- 
vorschriften ihre  Bezüge  auch  in  Krankheits- 
fällen mindestens  20  Wochen  lang  nach  der 
Erkrankung  erhalten. 

Durch  die  Gewerbebehörde  können  l>ei 
anderen  Betrieben  diejenigen  Angestellten 
' befreit  werden,  welchen  der  Arbeitgeber 
in  Krankheitsfällen  vertragsmässig  für  min- 
destens 20  Wochen  volle  Verpflegung  bezw. 
deren  Bezahlung  schuldet,  sofern  diese  Leis- 
tungen hinreichend  sicher  erscheinen. 

Die  gesetzliche  Beitrittsberech- 
tigung steht  folgenden  Gruppen  zu : 

a)  denen,  welche  bei  einem  versicherungs- 
pflichtigcn  Unternehmen  für  weniger  als 
acht  Tage  oder  mit  mehr  als  1200  Gulden 
jährlich  (4  Gulden  täglich)  angestellt  sind ; 

b)  den  Hausindustriellen; 

c)  den  selbständigen  Gewerbetreibenden ; 

d)  den  Werkführern  und  Arbeitern  land- 
wirtschaftlicher Betriebe ; 

e)  den  Familienmitgliedern  der  Versiche- 
rungspflichtigen  und  Versiehemngslierech- 
tigten  ’).  Ausserdem  können  die  Statuten 
beliebigen  Personen  den  Beitritt  gestatten. 

20.  Versicherungsorgane.  Wie  in 
Oesterreich  sind  auch  liier  sechs  Kassen- 
formen vorgesehen:  Bezirks-,  Betriebs-(Fa- 
briks-),  Bau-,  Gewerbekorporationskranken- 
Ikassen,  Bergwerksbruderladen  und  Vereins- 
kassen. 

Die  Vereinskassen  (§§  73 — 75),  also 
die  durch  private  Vereinigung  gebildeten 
! Kassen  mit  mindestens  200  Mitgliedern, 
können,  falls  ihr  Statut  dem  Gesetze  ange- 
passt ist,  vom  Handelsminister  nach  Anhö- 
1 rting  der  Handels-  und  Gewerbekammern 
und  im  Einverständnis  mit  dem  Miuister 
des  Innern  für  anerkannte  Kassen  erklärt 
werden  und  gemessen  die  im  Gesetz  fest- 
gestellten Rechte  der  Krankenkassen,  wenn 
' sie  das  gesetzliche  Mindestmass  der  Unter- 
' Stützung  gewähren  und  das  gesetzliche 
Höchstmass  der  Beiträge  nicht  überschreiten. 
Sie  können  von  der  Gewerbebehörde  auf 
Grund  entsprechenden  Generalversammlungs- 
besclilusses  und  ohne  solchen  Beschluss  bei 
Verminderung  der  Mitgliederzald  unter  100, 
bezw.  bei  Leistungsunfähigkeit  aufgelöst 
werden. 

Die  Bergwerksbruder  laden  (§§  70 
bis  72)  beruhen  auf  dem  Berggesetz,  dessen 
j Vorschriften  massgebend  bleiben,  auch  in 
Bezug  auf  Leistungen  und  Beiträge.  Nur 
wenn  sie  auch  andere  Personen  als  die  im 

’)  Von  diesen  Familienmitgliedern  hat  nur 
die  Ehefrau  Anspruch  auf  das  vorschriftsmässige 
Krankengeld  (§  23,  Abs.  2). 
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und  Httttengewerbe  beschäftigten  auf- 
nehraen,  müssen  sie  das  gesetzliche  Mindest- 
maßes der  Kassenleistungen  und  das  gesetz- 
liche Höchstmass  der  Beiträge  innenalten. 

Die  Gewerbekorporationskassen 
(>55*  €»3 — 09)  können  von  denjenigen  Gewerbe- 
kor p<  »rationell  errichtet  werden,  bei  deren 
Mitgliedern  mehr  als  200  Hilfsarbeiter  (Ge- 
hilfen und  Lehrlinge)  beschäftigt  sind.  Sie 
können  mit  Auflösung  der  Gewerbekorpora- 
tion, ferner  l>ei  dauernder  Verminderung 
der  Mitgliederzahl  unter  100  bezw.  bei  Leis- 
tung Unfähigkeit  aufgelöst  werden.  Im  übri- 
gen gelten  die  Bestimmungen  über  die  Be- 
zirkskrankenkassen meist  auch  hier. 

Die  Baukrankenkassen  (§§  57 — 62) 
müssen  auf  Anordnung  der  Gewerbebehörde 
von  den  Unternehmern  grösserer  Baul>etriel>e 
errichtet  werden,  widrigenfalls  der  Unter- 
nehmer die  gesetzlichen  Mindestleistungen 
selbst  aufzubringen  hat.  Die  Kassen  können 
von  der  Gewerbebehörde  aufgelöst  werden 
beim  Aufhören  des  Baues  bezw.  bei  Ver- 
nachlässigung ord  nungsmässiger  Buch-  und 
Kassenführung  seitens  des  Bauunternehmers. 

Eine  Bet riebs-  (Fabrik-)  Kranken- 
kasse (§§  46 — 56)  zu  errichten  ist  jeder 
Unternehmer  befugt,  der  mindestens  100  ver- 
sichemngspflichtige  Personen  beschäftigt : 
die  Errichtung  kann  vom  Handelsminister 
nur  dann  verboten  werden,  wenn  sie  den  Be- 
stand der  betreffenden  Bezirkskasse  gefährdet. 

Bei  genügenden  Garantieen  für  die 
Sicherheit  kann  auch  bei  geringerer  Arbeiter- 
zahl die  Errichtung  einer  Betriebskranken- 
kasse von  der  Gewerbeliehörde  gestattet 
werden.  Ein  Zwang  zur  Bildung  einer 
solchen  Kasse  kann  von  der  Gewerbebehörde 
nur  bei  besondere  gefährlichen  Betrieben 
ansgeübt  werden,  und  zwar  ohne  Rücksicht 
auf  die  Arbeiterzahl.  Der  Unternehmer,  der 
sich  dem  Zwang  nicht  fügt,  kann  genötigt 
werden,  einen  Beitrag  bis  zu  5%  des  Lohnes 
oder  Gehaltes  seiner  Angestellten  zur  Be- 
zirkskranken kasse  zu  zahlen.  Die  Statuten 
der  Betriebskrankenkasse  hat  der  Unter- 
nehmer nach  Anhörung  seiner  Angestellten 
oder  ihrer  Delegierten  festzustellen  und  kann 
sieh  oder  seinem  Bevollmächtigten  dabei  den 
Vorsitz  im  Vorstande  (Direktion)  dauernd 
sichern.  Die  Statuten  bedürfen  der  Geneh- 
migung des  Handelsministers.  Bei  vorüber- 
gehender Unzulänglichkeit  der  Geldmittel 
der  Kasse  muss  der  Unternehmer  mit  un- 
verzinslichen Darlehen,  bei  dauernder  Un- 
zulänglichkeit trotz  Erhebung  der  gesetzlich 
zulässigen  Höchstbeiträge  mit  seinen  eigenen 
Mitteln  nachhelfen.  Die  Buchführung  und 
Kassenverwaltung  hat  der  Unternehmer  auf 
eigene  Kosten  und  unter  eigener  Verant- 
wortlichkeit zu  besorgen. 

Die  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse 
kann  von  der  Gewerbebehörde  bewirkt  wer- 1 


den,  wenn  der  Betrieb  eingestellt  wird  oder 
wenn  die  Zahl  der  Angestellten  unter  100 
sinkt  und  keine  anderweitige  genügende 
Sicherheit  geboten  wird,  ferner,  wenn  der 
Unternehmer  nicht  für  ordentliche  Buch- 
führung und  Geldverwaltung  sorgt,  und 
endlich,  wenn  die  Generalversammlung  im 
Einvernehmen  mit  dem  Unternehmer  die 
Auflösung  ausspricht. 

Die  Bau-  und  Betriebskrankenkassen  sind 
im  übrigen  Gegenseitigkeitsanstalten,  deren 
Organe  (Direktion,  Aufsichtskomitee  und  Ge- 
neralversammlung) in  derselben  Weise  aus- 
zugestalten sind  wie  diejenigen  der  Be- 
zirkskrankenkassen. 

Als  die  Hauptkassen  form  erscheinen  im 
Gesetz  (§§  29 — 45)  die  Bezirkskranken- 
kasse n. 

Diese  neuen  Gegenseitigkeitskassen  glie- 
dern sich  rein  territorial,  während  bei  den 
Betriebs-,  Bau-,  Gewerbekorporations-  und 
Bergwerkskassen  mit  der  territorialen  auch 
die  berufliche  Gliederung  verbunden  ist. 
Zahl,  Sitze  und  Bezirke  der  Bezirkskrankeu- 
kassen  werden  vom  Handelsminister  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Minister  des  Innern 
festgestellt.  Von  diesen  Ministerien  ist 
auch  das  Statut  und  jede  Statutenänderung 
zu  genehmigen.  Das  Statut  wird  von  der 
Gewerbebehörde  festgestellt  nach  Anhörung 
der  getrenut  zu  wählenden  Vertrauens- 
männer der  Versicherungspflichtigen  und 
der  Arbeitgeber  und  nach  Anhörung  der 
Handels-  und  Gewerbokammer. 

Als  oberstes  Orgau  erscheint  die  General- 
versammlung, zu  welcher  die  versicherten 
Mitglieder  und  die  niehtversicherten  Arbeit- 
geber oder  deren  Delegierte  bezw.  Vertreter 
gehören.  Bei  mehr  als  300  Versicherten 
muss  die  Generalversammlung  aus  Dele- 
gierten bestehen.  Weitere  Organe  sind  die 
Direktion  und  das  Aufsichtskomitee,  die  für 
das  erste  Jahr  von  der  Gewerbebehörde  er- 
nannt und  später  von  der  Generalversamm- 
lung gewählt  werden.  In  der  Direktion  und 
dem  Aufsichtskomitee  müssen  die  nicht  vor- 
sicherten  Arbeitgeber  mindestens  im 
Verhältnis  ihrer  Beitragsleistling  vertreten 
sein;  in  der  Generalversammlung  üben  sie 
das  Stimmrecht  im  Verhältnis  ihrer  Bei- 
tragsleistung. Mit  Genehmigung  des  Han- 
delsministers  kann  die  Gewerliebehörde  die 
Kasse  auflösen,  wenn  ihre  Mitgliederzahl 
unter  100  sinkt  oder  die  Kasse  leistlings- 
unfähig geworden  ist,  und  ausserdem  dann, 
wenn  die  Generalversammlung  »aus  wich- 
tigen Gründen«  die  Auflösung  besehliesst.  — 

Die  anerkannten  Vereinskassen  haben 
mu*  freiwillige  Mitglieder.  Die  Betriebs- 
und Bezirkskassen  haben  neben  den  zwangs- 
weise beitretenden  auch  freiwillig  beitretende 
Mitglieder,  da  sich  die  Yereicherungsberech- 
tigten  ihnen  anschliessen  können.  Im  übrigen 
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besteht  für  die  Bezirks-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Gewerbekorporationskassen  sowie  für  die 
Bergwerksbruderladen  ein  Beitrittszwang 
derart,  dass  mit  dem  Eintritt  in  die  Be- 
schäftigung der  Angestellte  von  selbst  Mit- 
glied derjenigen  Kasse  wird,  welche  für  den 
betreffenden  Betrieb  in  Frage  kommt. 

Von  dieser  Beitrittspflicht  sind  befreit: 

a)  bei  den  Gewerbekorporationskassen  die- 
jenigen, welche  bereits  bei  einer  für 
den  Betriebssitz  in  Frage  kommenden 
Bezirks-.  Betriebs-,  Bergwerks-  oder 
anerkannten  Vereinskasse  versichert  sind, 

b)  bei  den  Betriebskassen  diejenigen,  welche 
liereits  der  für  den  Betriebssitz  zustän- 
digen Bezirks-  oderGewerbekorporations- 
k ran ken kasse  angehören, 

c)  Ihm  den  Betriebs-  und  Baukrankenkassen 
diejenigen,  welche  bei  einer  anderen! 
der  zugelassenen  Kassenformen  in  der 
gesetzlichen  Weise  und  Ausdehnung 
versichert  sind. 

Die  Bezirkskrankenkasse  insbesondere  ist 
hiernach  als  die  Versicherungsstelle  aller 
sonst  nicht  untergebrachten  Versicherungs- 
pflichtigen anzusehen. 

Die  Bezirks-,  Betriebs-  und  Gewerbe- 
korporationskassen können  sich  zu  Kasseu- 
v e r b ä n d e n Zusammenschlüssen,  entweder 
jede  Gruppe  für  sich  oder  im  Anschluss  an 
die  Bezirkskassenverbünde.  Die  Bezirks- 
kassenverbünde, deren  Sitze  und  Bezirke 
vom  Handelsminister  zu  genehmigen  sind,  i 
haben  die  Aufgabe,  einen  Verbandsreserve- 
fonds zu  bilden  und  zu  verwalten,  das  Ver- 
mögen der  einzelnen  Kassen  gemeinschaft- 
lich anzulegen,  das  Geschäftsgebaren  der 
einzelnen  Kassen  zu  kontrollieren  und  die 
Gesamtstatistik  aufzustellen.  Sie  können 
gemeinschaftlich  Aerzte  anstellen  und  Ver- 
träge mit  Apotheken  schliesseu,  auch  für 
Streitfragen  der  Kassen  unter  einander  oder 
mit  dem  Verbände  Verbandsschiedsgerichte 
errichten  u.  s.  f. 

21.  Kontrolle,  Beendigung  und  Fort- 
setzung der  Mitgliedschaft.  Da  nach 
dem  ol»en  sub  20  Ausgeführten  für  die  znge- 1 
lassenen  Kassenformen  mit  Ausnahme  der 
Vereinskassen  ein  Beitrittszwang  bestellt  und 
die  Mitgliedschaft  der  Versicherungspflich- 
tigen mit  dem  Eintritt  in  die  betreffende 
Beschäftigung  von  selbst  wirksam  wird,  so 
erscheint  die  in  §§  20  und  27  begründete 
Meldepflicht  nur  als  Kontrollrnittel-  Der 
Arbeitgeber  hat  binnen  8 Tagen  den 
Eintritt  und  Austritt  der  einzelnen  vei-siehe- 
ruugspflichtigen  Personen  bei  der  für  den 
Betrieb  in  Frage  kommenden  Kasse  anzu- 
melden. Die  Unterlassung  oder  Versäumung 
der  Anmeldung  zieht  nach  Artikel  83  eine 
Geldstrafe  bis  zu  20  Gulden  nach  sich  und 
verpflichtet  ausserdem  den  Arbeitgeber,  aus 
eigenen  Mitteln  die  Beiträge  vom  Tage  des) 


Eintritts  bezw.  Austritts  bis  zur  Anmeldung 
zu  zahlen  und  die  l>asten  zu  tragen,  die  in 
der  Zeit  vom  Eintritt  bis  zur  Anmeldung 
aus  Erkrankungen  nicht  angemeldeter  Ver- 
sicherungspflichtiger entstehen.  Eine  ent- 
sprechende Meldepflicht  der  Kassen  selbst 
unter  einander  besteht  nicht. 

Die  Mitgliedschaft  freiwilliger  Mitglieder 
der  Bezirks-  und  Betriebskassen  hört  auf, 
wenn  sie  die  Beiträge  während  1 auf  einander 
folgender  Wochen  nicht  bezahlt  haben.  Im 
übrigen  können  sie  in  der  durch  Statut  be- 
stimmten Weise  austreten  (§  33,  Abs.  4). 

Die  Mitgliedschaft  versicherungspflich- 
tiger Personen  endet  an  sich  mit  der  Be- 
schäftigung, die  ihre  Zugehörigkeit  zu  der 
Kasse  bedingte.  Wenn  ihre  neue  Beschäf- 
tigung sie  nicht  zum  Uebertritt  in  eine 
audere  Kasse  verpflichtet,  können  sie  bei 
ihrer  bisherigen  Bezirkskrankenkasse  durch 
freiwillige  Zahlung  der  Beiträge  so  lange 
verbleiben,  als  sie  sich  in  Ungarn  aufhalten; 
Unterlassung  dieser  Beitragszahlung  während 
4 auf  einander  folgender  Wochen  beendigt 
die  freiwillig  fortgesetzte  Mitgliedschaft  ($  33, 
Abs.  2 u.  3). 

Auf  Betriebs-  und  Baukrankenkassen 
findet  dies  entsprechende  Anwendung. 

Versiehorungspflichtige  Mitglieder  einer 
Betriebskrankenkasse  aber,  die  in  einen  an- 
deren Betrieb  eintreten,  scheiden  aus  ihrer 
bisherigen  Betriebskrankenkasse  aus  und 
können  sich  alsdann  nach  ihrer  Wahl  der 
neuen  Betriebskrankenkasse  oder  der  zu- 
ständigen Bezirks-  oder  Gewerbekorporations- 
kasse oder  einer  anerkannten  Vereinskasse 
anseldiossou  (§  49,  Abs.  2). 

Kassenmitglieder,  welche  auch  die  Min- 
destbeiträge aus  Mangel  an  Erwerb  nicht 
zahlen  können , behalten  noch  0 Wochen 
nach  der  letzten  Beitragszaldung  ihre  Mit- 
gliedsrechte (§  25). 

Während  der  Dauer  der  Beschäftigung, 
welche  die  Zugehörigkeit  zur  Bezirks-,  Be- 
triebs-, Bau-  oder  Gewerbekorporationskasse 
bedingt,  können  die  versicherungspflichtigen 
Mitglieder  dieser  Kassen  dadurch  aus- 
scheiden,  dass  sie  in  eine  andere  der  zuge- 
lassenen Kasseuformen  übertreten  (§  33, 
Abs.  1).  Den  zwangsweise  beigetretenen 
Mitgliedern  der  Bezirks-  und  Gewerbe- 
korporationskrankenkassen  ist  jedoch  der 
Uebertritt  zu  einer  anerkannten  Vereinskasse 
ausdrücklich  untersagt,  und  auch  die  Mit- 
glieder der  Bcrgwerksbruderladen  dürfen 
nicht  zu  einer  solchen  Vereinskasse  über- 
treten (§  74). 

22.  Leistungen  der  Versicherung.  Die 

gesetzlichen  Mindestleistungen 
sind : 

a)  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung 
(einschliesslich  des  geburtshilflichen  Bei- 
standes) nötigenfalls  20  Wochen  lang; 
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b)  unentgeltliche  Gewährung  der  Arz- 
neien und  erforderlichen  therapeutischen 
Behelfe,  nötigenfalls  20  Wochen  lang; 

c)  wenn  die  Krankheit  länger  als  3 Tage 
dauert  und  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbun- 
den ist,  vom  Tage  der  Erkrankung  ab  für 
die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit,  nötigen- 
falls 20  Wochen  lang,  ein  Krankengeld  in 
der  Höhe  der  Hälfte  des  Betrages,  der  für 
die  Boitragsl>emessung  als  Grundlage  dient 
(vgl.  oben  suh  13); 

d)  Wochenbett  Unterstützung  in  Höhe  des 
Krankengeldes  vom  Tage  der  Niederkunft 
an  mindestens  für  4 Wochen ; 

e)  im  Todesfälle  »Beerdigungsbeitrag« 
bis  zum  20  fachen  des  der  Beitragsbercch- 
nung  zu  Grunde  liegenden  Betrages  (§  7). 

Das  Krankengeld  (c)  und  die  Wochen- 
bottunterstützimg  (d)  ist  in  wöchentlichen 
Raten  am  Ende  der  Woche,  der  Beerdigungs- 
beitrag  (e)  spätestens  am  Tage  nach  dem 
Tode  auszuzahlen.  Das  Krankengeld  ist  um 
50  °: o des  Mindestbetrages  zu  erhöhen,  wenn 
die  Kasse  ärztliche  Behandlung  und  Aiznei 
nicht  liefert  (§  11). 

Die  Herbeiführung  der  Krankheit  durch 
vorsätzliche  Handlung,  durch  schuldhafte 
Hervorrufung  eines  Raufhandels,  durch  aus- 
schweifende Lebensweise  oder  durch  Trunk- 
sucht kann  nach  näherer  Bestimmung  des 
Statuts  den  Anspruch  auf  Krankengeld  aus- 
sclüiessen  (§  0). 

Statt  der  unter  a bis  c genannten  Leis- 
tungen kann  die  Krankenkasse  vollständige 
Verpflegung  in  einem  Krankenhause  ein- 
schliesslich freier  Beförderung  in  dasselbe 
eintreten  lassen  in  denselben  Fällen  wie  in 
Oesterreich;  den  vom  Erkrankten  erhaltenen 
Angehörigen  ist  während  der  Spitalbehand- 
lung die  Hälfte  des  Krankengeldes  zu  zahlen 
(§  12). 

Durch  Statut  können  die  Mindestleis- 
tungen erweitert  werden,  und  zwar  in  fol- 
gendem Umfange: 

a)  Erhöhung  des  Krankengeldes  bis  zu 
75%  des  zu  Grunde  zu  legenden  Betrages. 

b)  Ausdehnung  der  Krankenunterstützung 
bis  auf  die  Dauer  eines  Jahres. 

c)  Erhöhung  des  Beerdigungsbeitrages 
bis  auf  das  40  fache  des  zu  Grunde  zu  legen- 
den Betrages. 

d)  Gewährung  unentgeltlicher  ärztlicher 
Behandlung  und  Arznei  au  die  Familienmit- 
glieder. 

e)  Gewährung  des  Mindestbetrages  des 
Beerdigungsbeitrages  beim  Tode  eines  Fami- 
lienmitgliedes des  Versicherten  (§  8). 

23.  Aufbringung  der  Mittel.  Die  Bei- 
träge für  die  versicherungspflichtigen  Mit- 
glieder werden  nach  näherer  Bestimmung 
des  Statuts  bemessen  entweder  nach  dem 
wirklichen  Tagelohn  oder  nach  dem  durch- 
schnittlichen, an  den  betreffenden  Orten  ttb- 


j liehen  gewöhnlichen  Tagelohn,  welch  letz- 
1 terer  von  der  Gewerbebehörde  nach  Anhö- 
j rung  von  Vertrauensmännern  sowie  der 
! Handels-  und  Gewerbekammer  von  Zeit  zu 
Zeit  für  Männer,  für  Frauen  und  für  Ange- 
stellte unter  18  Jahren  gesondert  festgestellt 
wird.  Der  gewöhnliche  Tagelohn  für  An- 
, gestellte  unter  18  Jahren  kommt  auch  für 
die  Lehrlinge,  die  Praktikanten  und  für  alle 
diejenigen  in  Betracht,  welche  wegen  noch 
nicht  vollendeter  Ausbildung  keinen  oder 
1 nur  geringeren  Lohn  beziehen. 

Wenn  der  wirkliche  Tagelohn  zu  Grunde 
gelegt  wird,  so  darf  er  nicht  niedriger  als 
der  durchschnittliche  gewöhnliche  Tagelohn 
und  nicht  höher  als  2 Gulden  für  den  Tag 
angerechnet  werden. 

Beziehen  die  Versicherungspflichtigen 
Wochen-,  Monats-  oder  Jahresgehalt,  so  dient 
der  Betrag  des  wirklichen  Gehaltes  ohne 
jeden  Abzug  als  Grundlage.  Der  Wert  der 
vertragsmässig  bedungeuenVerköstigung  wird 
mit  eingerechnet,  während  andere  Natural- 
leistungen, Quartiergelder,  Zulagen  und  Emo- 
lumente nicht  in  Ansatz  gebracht  werden 
dürfen  (§  10). 

Unmittelbar  nach  Errichtung  der  Kasse 
dürfen  höchstens  2%  des  zu  Grunde  zu 
legenden  Betrages  erhoben  werden , und 
höhere  Beiträge  — eventuell  bis  zu  5%  — 
sind  nur  zulässig,  wenn  anders  die  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  nicht  gedeckt  wer- 
den können  (§  18). 

Im  weiteren  Verlauf  dürfen  die  Beiträge 
normalerweise  3 % nicht  überschreiten,  wenn 
die  Kasse  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 
bietet,  und  nicht  höher  als  2%  sein,  wenn 
sie  über  diese  Mindestleistungen  hinausgeht. 
Können  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 
mit  3%  nicht  gedeckt  werden  und  ist  dies 
Ziel  auch  nicht  durch  Vereinigung  mit  einer 
anderen  Kasse  zu  erreichen,  so  kann  der 
Handelsminister  die  Erhöhung  der  Beiträge 
bis  auf  5%  gestatten  (§  17).  Sind  auch 
dann  die  Mindestleistungen  nicht  zu  decken, 
Iso  muss  die  Kasse  aufgelöst  bezw.  mit  einer 
'anderen  vereinigt  werden  (§  21). 

Ueber  Anträge  auf  Erhöhung  der  Bei- 
träge über  2%  hinaus  müssen  Arbeitgeber 
und  Versicherungspflichtige  gesondert  ab- 
; stimmen  und  auf  jeder  Seite  muss  die  ab- 
solute Mehrheit  der  Anwesenden  für  die 
Erhöhung  sein,  die  im  übrigen  noch  der 
I Genehmigung  des  Handelsministers  bedarf. 
Anders  ist  es  nur,  wenn  der  Arbeitgeber 
j den  über  2 % hinausgeheuden  Betrau:  selbst 
! deckt  (§  20). 

Von  der  Beitragskist  trägt  bei  den  Be- 
j zirks-,  Betriebs-,  Bau-  und  Gewcrbekorpora- 
i tionskassen  der  Arbeitgeber  Vs,  die  Ver- 
! sicherungspflichtigen  2 3;  der  orstere  zaldt 
den  vollen  Beitrag  ein  und  kann  2 3 bei  der 
I Lohnzahlung  in  Abzug  bringen. 
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Für  Lehrlinge,  Praktikanten  und  in  der 
Ausbildung  begriffene  Personen  muss  der 
Arbeitgeber  den  ganzen  Beitrag  auf  sich  j 
nehmen,  falls  nichts  anderes  durch  den  Vor-  ! 
trag  vereinbart  ist  (§  22). 

Zu  den  Beiträgen  der  Versicherungsbe- ! 
rechtigten  liat  der  Arbeitgeber  gesetzlich ; 
nichts  zu  leisten. 

Die  Beiträge  der  versicherungsiterech- ' 
tigten  Familienmitglieder,  welche  keinen  Er- 
werb haben,  werden  nach  der  Hälfte  des 
durchschnittlichen  gewöhnlichen  Tagelohnes  ; 
bemessen.  Im  übrigen  sind  die  Beitrüge 
der  Versicherungsberechtigten  ebenso  hoch  i 
wie  die  für  Versicherungspflichtige  zu  zah- 
lenden Gesamtbeiträge  («S  23). 

Eintrittsgelder  dürfen  nach  näherer 
Bestimmung  des  Statuts  nur  von  den  frei- 
willig (einer  Bezirks-  oder  Betriebskasse) 
Beitretenden  erhoben  werden  (§§  34,  56). 


24.  Statistisches. 


Jahr 

Bezirks-  ! 
kranken-  j 
kassen 

Genossen- 1 
schaftl. 
Kranken- 
kassen j 

1 l 

22  & 

•£  fi  S 

.a  x 

USX 
*-  CS 
- ^ 
23  -X 

Vereins-  I 
kranken- ' 
kassen  t 

Sununa 

1 

Zahl  der  Krankenkassen. 

1894 

97 

69 

122 

60 

348  ! 

1897 

1 1 1 

96 

l6o 

57 

424 

Zahl  der  Mitglieder  am  Jahresschluss  (in  10U0  Prs.). 

1894 

229.2 

61,9 

H5,I 

80,8 

487,0 

1897 

288,0 

73,2 

150,9 

82,7 

594,8 

Beiträge  (in  1000  Gulden). 

1894 

635, 0 

>95,o 

643,0 

432,o 

1905,0 

1897 

1697,7 

404,2 

1 3 1 7 ,° 

590,3 

4009,2 

Gesamteinnahmen  (in  1000  Gulden). 

1894 

1099,0 

347,o 

1225,0 

824.0 

3495,0 

1897 

2273,4 

482,3 

1 608,5 

682,1 

5046,3 

Gesamtausgaben  (in  1000  Gulden). 

1894 

984,0 

296,0 

926,0 1 

566,0 

2772,0 

1897 

21 23, 51 

427,2 

>361,51 

610.2 

4522,4 

Pie  Entschiidigungsausgaben  aller  Kassen 
betrugen  1897  3 258100  Gulden,  1896  3136  500 
Gulden,  1895  2 842  900  Gulden. 


IV.  Die  Krankenversicherung  in  anderen 
Ländern. 

Eine  umfassende  obligatorische  Kranken- 
versicherung für  die  gewerblichen  Arbeiter  ist 
in  anderen  als  den  bisher  genannten  Ländern 
noch  nicht  eingeführt  worden,  wenn  auch 
mehrfach  schon  die  Frage  erwogen  wird.  Als  ■ 
ein,  freilich  sehr  unzulänglicher  erster  Schritt  ] 
auf  diesem  Wege  kann  die  Vorschrift  der 
russischen  Gewerbeordnung  vom  3.  15. 
Juni  1886  (nebst  Aenderung  vom  8./20.  Juni 
1893)  angesehen  werden,  dass  von  Arbeitern 
Zahlungen  für  ärztliche  Hilfe  nicht  gefordert 
werden  dürfen. 


Diese  Bestimmung  wird  dahin  ausgelegt, 
dass  die  Arbeitgeber  verpflichtet  sind,  ihren 
erkraukteu  Arbeitern  ärztliche  Hilfe  und 
Heilverfahren  kostenfrei  zu  gewähren. 

Für  die  Bergwerke  im  ehemaligen 
Königreich  Polen  ist  durch  das  am  27. 
Januar  1895  erlassene  Statut  die  Kranken- 
versicherung dahin  geregelt,  dass  die  im 
Bergwerk  beschäftigten  Arbeiter  und  Auf- 
seher beitrittspflichtig  sind,  falls  ihr  Ver- 
dienst nicht  500  Kübel  jährlich  übersteigt. 
Zu  diesen  Kassen  leisten  die  Arbeiter  und 
die  Betriebsverwaltungen  gleiche  Beitrage. 
Die  Beiträge  der  Arbeiter  werden  entweder 
in  Prozenten  des  Lohnes  (1 — 3°o)  berechnet 
oder  nach  3 I/ohnklassen  (A  über  40U  Rubel, 
B 200 — 400  Kübel,  C unter  200  Kübel)  mit 
35  bezw.  25  bezw.  15  Kopeken  monatlich 
erholten.  Die  Kassen  gewähren 

a)  freie  ärztliche  Hilfe  und  Heilmittel 
im  Fall  der  Krankheit  des  Mitgliedes,  seiner 
Frau,  seiner  Kinder  (unter  15  Jahren),  der 
von  ihm  unterhaltenen  Eltern  oder  Ver- 
wandten. 

b)  Krankengeld  an  das  durch  Krankheit 
erwerbsunfähig  gewordene  Mitglied  und  zwar 
für  Verheiratete  40  bezw.  30  bezw.  20  Ko- 
jteken  und  für  Unverheiratete  30  bezw.  20 
bezw.  12  Kopeken  täglich,  je  nach  der  Lohn- 
klasse. >) 

c)  Sterbegeld  beim  Tode  des  Mitgliedes 
und  der  näher  bezeichneten  Verwandten. 
(Beim  Tode  des  Mitgliedes  15  Rubel.) 

Die  Krankenunterstützungen  werden 
»während  der  Krankheit  für  jedeu  Tag  der 
Krankheit«  einschliesslich  der  Sonn-  und 
Feiertage  bezahlt. 

Bei  Spitalverpflegung  desFamilienhauptes 
erhält  die  Familie  dasselbe  Krankengeld: 
unverheiratete  Kranke  erhalten  in  diesem 
Falle  1 j des  Krankengeldes. 

Im  übrigen  besteht  eine  Zwaogsversiche- 
nmg  nicht. 

In  Frankreich  ist  unter  dein  29.  Juni 
1894  ein  Gesetz  ergangen,  nach  welchem 
die  Arbeiter  sowie  die  Beamten  der  Berg- 
werke bis  zu  einem  Jahresarbeitsverdienst 
von  2400  Francs  krankenversioherungspflieh- 
tig  sind.  Die  Durchführung  dieser  Ver- 
sicherung erfolgt  in  den  caisses  des  socictes 
de  seeours.  Die  Arbeiter  und  Angestellten 
haben  zu  diesen  Kassen  einen  Beitrag  bis 
zu  2%  des  Lohnes  oder  Gehaltes  zu  ent- 
richten; der  Arbeitgeber  hat  einen  Beitrag 
in  Höhe  von  50%  des  Arbeiterbeitrags  zu 
zahlen.  Art  und  Höhe  der  Unterstützungen 
im  Fall  der  Krankheit  oder  des  Todes  eines 
Mitgliedes  werden  im  Statut  bestimmt.  Eine 
Ausdehnung  der  Krankenfürsorge  auf  Fami- 


,)  Sind  die  Beiträge  in  Prozenten  des  Lohnes 
berechnet,  mindestens  30  Kop.  für  Verheiratete 
und  mindestens  20  Kop.  für  Unverheiratete. 
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lienmitglieder  durch  Statut  ist  zulässig.  Das 
< Vosetz,  (Las  als  ein  erster  und  zaghafter 
iSohritt  auf  dem  Wege  umfassender  obliga- 
torischer Arbeiterversicherung  anzusehen  ist, 
trat  am  1.  Juli  1895  in  Kraft. 

Im  übrigen  ist  in  Frankreich  wie  in  den 
\i  Irrigen  Ländern  die  Krankenfürsorge 
<len  freiwilligen  Verbänden  und  Vereinen 
fi Verlassen.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat 

sioh  aber  überall  bemüht,  die  Wirksamkeit 
dieser  Organe  zu  steigern,  und  zum  Teil 
auch  durch  staatliche  Subventionen  zu  for- 
tlern gesucht.  Die  Einzelheiten  darüber 
können  hier  nicht  angeführt  werden. 

In  der  Schweiz  hatte  sich  bei  der 
"V' olksabstiminung  vom  2ü.  Oktober  1890  eine 
erhebliche  Mehrheit  (283000  gegen  92000 
Stimmen)  für  den  Grundsatz  einer  obligato- 
rischen Arbeiterversicherung  erklärt.  Der 
daraufhin  ausgearbeitete  und  im  Oktober 
1SG9  von  der  Bundesversammlung  ange- 
nommene Entwurf  umfasste  die  obligatorische 
Kranken-  und  Unfallversicherung,  wurde 
aber  in  der  Volksabstimmung  vom  20.  Mai 
1900  mit  330000  gegen  143  000  Stimmen 
verworfen. 

Idtteratur : Die  allgemeine  Lilteratur  ist  im  Art. 
Arbeiterversicherung  (Al  lg  t mein  es) 
oben  Kd.  /,  S.  60?  ff.  und  die  Litteratur  über  die  l Vr- 
sicherung  der  einzelnen  Länder  in  dem  Art.  » Die 
A rbe i terverti cherun g in  den  einzelnen  Ländern « 
Bd.  I,  S.  618ff.  angegeben.  Die  allgemeine  Litteralnr 
ist  inzwischen  durch  Dt’.  Zacher,  Die  Arbeiter- 
Versicherung  im  Auslande , Berlin  1806  00,  er- 
gänzt worden,  ein  Werk,  das  über  die  Versiche- 
rung in  nichtdeutschen  Ländern  auch  ausführ- 
liche Litteraturangaben  enthält,  .-ln  dieser  Stelle 
bedarf  es  nur  noch  einiger  Angaben  über  die 
Litteralnr  zur  deutschen  Krankenver- 
sicherung. Dabei  kann  die  sehr  umfangreiche 
Litterutur  über  Aus  g e stal  tu  ng  und  Refor  m 
der  K ran  k c »r  e r sic  h c run  g übergangen 
werden.  (Ausführliche  Uebersichten  hierüber 
bringen  u.  a. : Jahrb.  f.  Nat.  u.  Mal.,  N.  F., 

4,  S.  484  fi- ! Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vene.  5,  S.  211  ff.) 
— Döpper , Gewerbliche  Jlilfskassen , Leipzig 
1688,  S.  116 jf.  — F.  C.  Huber,  Ausbau  und 
Reform  des  Krankenversicherungsgesetzes,  Minden 
i.  W.  1888,  8.  112 ff.  — r«w  der  Borght, 
Ueber  den  Entwurf  einer  Novelle  zum  Kranken- 
kassengesetz, in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stal.,  III.  F.  1, 

5.  81  ff.).  — Die  Statistik  der  deutschen 
Krankenversicherung  teird  in  der  Neuen  Folge 
der  n Statistik  des  Deutschen  Reiches « (Berlin, 
Puttkammer  und  Mühlbrecht)  alljährlich  ver- 
öffentlicht. Bis  jetzt  liegt  die  Statistik  für  1888 
— 1897  vor  (Besprechungen  über  die  Ergebnisse 
der  Statistik  finden  sich  in  allen  namhaften 
volkswirtschaftlichen  Zeitschriften). 

Von  Kommentaren  (des  Gesetzes  vom  10.  IV. 
1802)  sind  zu  erwähnen : Goctze,  Berlin  1802; 
Hahn,  2.  Aufi.,  Berlin  1898;  Hallbauer, 
Leipzig  1802;  Hoeinghawt,  Berlin  1802; 
Koehne,  2.  Aufi.,  Stuttgart  1802;  Pilot g, 
München  1808;  llasp , München  1802;  Beyer, 
5.  Aufi.,  Ansbach  1898;  Rumpelt,  Leipzig  1802 ; 
Schicker,  2.  Aufi.,  Stuttgart  1898 ; Stenglein, 


Berlin  1802  ; l\  II 'oedtke,  5.  Aufi.,  Berlin  1806 ; 
Zeller,  München  1802  u.  s.  w. 

Zu  beachten  sind  auch  die  aus  Anlass  der 
Pariser  Wellausstellung  erschienenen  Schriften 
von  Klein,  Die  Leistungen  der  Arbeiterver- 
sicherung im  Deutschen  Reiche,  Berlin  1000  und 
von  Iuitsm  und  Zahn,  Einrichtung  und  Wirkung 
der  deutschen  Arbeilcrversieheru ng,  Berlin  1000. 

R.  ra»  der  llorght. 


Kraus,  Christian  Jakob, 

geb.  am  27.  VII.  1753  zu  Osterode*  in  Ost- 
preussen,  gest.  am  26.  VIII.  1807  in  Königsberg, 
studierte  in  Königsberg  und  Göttingen  und 
wurde  1780  in  Königsberg  Professor  der  prak- 
tischen Philosophie,  später  der  Sozial-  und 
Kameralwissenschaften. 

Kraus  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  nur  folgende  Uehersetznng  in 
Buchform:  Politische  Arithmetik  aus  dem  Eng- 
lischen des  Arthur  Young,  mit  Anmerkungen, 
Königsberg  177‘J.  — Aus  seinem  Nachlasse  er- 
schienen. herausgegeben  von  H.  J.  v.  Aners- 
wald,  Herbart,  Süvern  und  Hüllmaiin : Ver- 
mischte Schriften  über  staatswirtschaftliche,  po- 
litische und  andere  wissenschaftliche  Gegen- 
stände, 8 Bde.,  Königsberg  1808—19  (Inhalt: 
Bd.  I II : Aufsätze  über  staatswirtschaftliche 
Gegenstände,  Bd.  III IV:  Enzyklopädische  An- 
sichten der  Gelehrsamkeit;  Bd.  V/VI:  Nachge- 
lassene philosophische  Schriften,  mit  Vorrede 
und  Abhandlung  v.  J.  Fr.  Herbart;  Bd.  VII: 

| David  Hume,  Politische  Versuche,  aus  dem  Eng- 
j lischen  übersetzt ; Bd.  VIII : Das  Leben  des 
Prof.  Kraus,  dargestellt  von  J.  Voigt.)  — Staats- 
wirtschaft. Nach  Kraus’  Tode  herausgegeben 
[ von  Hans  Jakob  von  Auerswald,  5 Teile,  ebd. 
1808—11  (Teil  V a.  u.  d.  T. : Angewandte 
Staatswirtschaft);  dasselbe.  Neudruck,  5 Teile, 
Breslau  1837. 

Wenn  auch  die  Stein-Hardenbergsche  Re- 
generationsperiode für  Preussen  erst  herau- 
koiumen  musste,  ehe  die  Postulate  des  Smithi- 
anismus  eine  praktische  Anwendung  in  der 
Leitung  der  Staats-  und  Verwaltungsangelegen- 
heiten erfuhreu,  bleibt  doch  das  Verdienst  von 
Kraus,  die  Lehren  Adam  Smiths  von  der  Arbeit, 
„dem  Grundiuesser  des  Wertes  aller  Dinge“, 
zuerst  auf  dem  Katheder  in  Deutschland  ver- 
treten zu  haben,  unerschilttert.  Kraus’  Ueber- 
setzung  von  Humes  Essays  war  nur  der  Zoll 
der  Bewunderung  der  englischen  Konstitution, 
geschaffen  für  den  alles  (lurchdringenden  Geist 
der  persönlichen  Freiheit.  Seine  von  178ß  an 
entstandenen  Aufsätze  über  staatswirtschaft- 
liche Gegenstände  atmen  in  den  ersten  Artikeln 
noch  den  Geist  der  Friedericianischen  Periode, 
ihnen  schliesst  sich  die  „angewandte  .Staatswirt- 
schaft“, Bd.  V seiner  Staatswirtschaft,  au:  die 
in  beiden  Publikationen  enthaltenen  wirtschaft- 
lichen Keformvorschläge  beziehen  siel»  lediglich 
auf  Preussen.  Er  verteidigt  darin  die  Freiheit 
des  Getreidehandels,  die  Aufhebung  der  Guts- 
unterthäuigkeit.  die  freie  Teilbarkeit  und  Ver- 
änsserlichkeit  des  Grundeigentums,  er  polemi- 
siert gegen  das  Salzmonopol  der  Seehandlung, 
das  Ausfuhrverbot  der  Rohwolle  und  das  Zunft- 
wesen, er  untersucht  femer  die  Gründe  der  Zu- 
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nahmotemlenz  der  Verschuldung  der  Landfilter 
und  kommentiert  von  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Theoremen  Arbeit  und  Arbeitslohn,  Wert. 
Preis,  Geld  und  Kapitalgewinn  etc.  In  seinen 
nachgelassenen  philosophischen  Schriften  wird 
u.  a.  der  interessante  Versuch  gemacht,  den 
kategorischen  Imperativ  Kants  und  den  Smith- 
sehen  Begriff  der  Sympathie  und  des  Ge- 
wissens in  logische  Beziehung  zu  einander  zu 
bringen. 

Vgl.  über  Kraus:  Job.  Voigt,  Leben 
des  Professors  Oh.  J.  Kraus,  Königsberg  1815) 
(s.  o.).  — Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationalökonomik.  Bd.  II,  Wien  1860,  8.  621. 
— Koscher,  Geschichte  der  Nat.,  S.  608 ff.  — 
G.  Krause,  Beiträge  zum  Lehen  von  Ch.  J. 
Kraus,  Königsberg  1881.  — Prantl.  Christian 
Jak.  Kraus,  in  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  XVII,  Leipzig  1883,  S.  66  68.  — Kr  sch 
und  Gruber,  Encvklopädie,  II.  Sektion,  Teil 
XXXIX,  ebd.  1886, 'S.  294  95.  — 
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Kredit. 

1.  Begriff.  2.  Arten  der  Kreditgeschäfte. 

з.  Unhaltbare  Projekte.  4.  Konsumtiver  und 
produktiver  K.  Macleods  Theorie.  5.  Kritik 
der  Produktivität  des  K.  6.  Vollkommenste 
Ansbildung  des  Umlaufskredits.  7.  Die  Borg- 
wirtschaft. 

1.  Begriff.  Nach  dem  gewöhnlichen 
Sprachgebrauche  bedeutet  Kredit  ein  per- 
sönliches Vertrauen,  das  die  Vorbedingung 
aller  derjenigen  Yerkehrsgeschftfte  bildet,  bei 
denen  der  eine  Teil  in  der  Gegenwart  irgend 
einen  Wert  dem  anderen  hingiebt  und  der 
letztere  eine  Gegenleistung  in  der  Zukunft 
übernimmt.  Viele  Schriftsteller,  wie  Nobenius, 
Rau,  B.  Hildebrand,  G.  Cohn,  A.  Wagner 

и.  a.  legen  nun  auch  bei  der  Definition  des 
Kredits  ausschliesslich  oder  hauptsächlich 
Gewicht  auf  dieses  Vertrauen,  also  auf  ein 
subjektives,  allein  auf  seiten  des  Kreditgebers 
wirksames  Moment,  neben  dem  manche 
allerdings  auch  noch  die  Fähigkeit  des 
Kreditnehmers  zur  Erlangung  dieses  Ver- 
trauens hervorheben.  Andere  dagegen,  wie 
Roscher,  Mill,  Dietzel  u.  a.  fassen  die  objek- 
tive Seite  der  Kreditgeschäfte  ins  Auge  und 
definieren  den  Kredit  als  Befugnis  zur  Ver- 
wendung fremder  Güter  gegen  das  Ver- 
sprechen einer  Gegenleistung  oder  in  ähn- 
licher Weise.  Audi  Knies  betrachtet  das 
Vertrauen  des  Kreditgebers  nicht  als  das 
Wesen  des  Kredits,  sondern  nur  als  Vorbe- 
dingung, die  Wertübertragung  auf  den  Kredit- 
nehmer aber  als  die  Folge  der  Kreditge- 
schäfte; er  betont  seinerseits  namentlich  die 
Zweiseitigkeit  des  Kreditverliältnisses  und 
definiert  den  Kredit  als  die  Gattung  von 
Güterübertragungen,  bei  denen  der  gegen- 


wärtigen Leistung  des  einen  sieh  eine  zu- 
künftige Leistung  des  anderen  gegeuüber- 
stollt.  Diesen  Meinungsverschiedenheiten 
gegenüber  dürfte  es  sich  empfehlen,  die 
schon  von  Rau  gemachte  Unterscheidung  von 
Kredit  und  Kreditgeschäft  festzuhalten.  Der 
Kredit  ist  in  dem  üblichen  Sinne  des  Wortes 
wirklich  ein  Vertrauen,  das  der  Kreditgeber 
gewährt  und  der  Kreditnehmer  geniesst; 
das  Kreditgeschäft  aber  hat  dieses  Vertrauen 
! zur  Voraussetzung  und  ist  die  Vereinbarung 
übei-  eine  gegenwärtige  Leistung  für  eine 
zukünftige  Gegenleistung.  Hier  ist  aber 
auch  sofort  zu  bemerken,  dass  bei  sehr  vielen 
Kreditgeschäften  der  subjektive  Kredit  nur 
der  Form  nach  vorhanden  ist,  indem  die 
Gläubiger  sich  durch  Unterpfänder  gegen 
jeden  materiellen  Verlust  volle  Sicherheit 
geben  lassen,  wenn  auch  der  Schuldner 
seine  Verbindlichkeiten  nicht  auf  die  ur- 
sprünglich vereinl»arte  Art  sollte  erfüllen 
können.  Das  Vertrauen  spielt  in  diesen 
Fällen  also  nur  eine  sehr  untergeordnete 
Rolle. 

Nach  der  obigen  Definition  der  Kredit- 
geschäfte können  auch  Pacht,  Miete  und  Oe- 
b rauchsleihe  zu  diesen  gerechnet  werden. 
Knies  thut  dies  ausdrücklich,  während  er 
die  Uebertragung  von  Gütern  ohne  Gestattung 
der  zeitweiligen  Benutzung  derselben  (wie 
beim  eigentlichen  Deposit)  ausschliesst.  Be- 
trachtet man  indes  die  Kreditgeschäfte  vom 
volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  und 
j fasst  man  diejenigen  Arten  derselben  zu- 
1 summen,  die  auch  nach  ihrer  volkswirtschaft- 
lichen Wirkung  und  Bedeutung  eine  innere 
Verwandtschaft  besitzen,  so  wird  mau  eine 
engere  Beschränkung  des  Begriffs  derselben 
als  zweckmässig  erkennen.  Hiernach  nehmen 
wir  ein  Kreditverhältnis  in  volkswirtschaft- 
lichem Sinne  nur  dann  an,  wenn  einesteils 
I das  hingegebene  Gut  in  das  Eigentum 
des  Empfängers  übergeht  und  anderenteils 
als  Gegenwert  ein  fungibles  Gut  ausbe- 
dungen  ist.  Als  letzteres  aber  nehmen  wir, 
da  das  naturale  Darlehen  nach  voller  Aus- 
bildung der  Geldwirtschaft  volkswirtschaft- 
lich so  gut  wie  gar  keine  Bedeutung  mehr 
besitzt,  ausschliesslich  das  Geld  an. 

2.  Arten  der  Kreditgeschäfte.  Die 
Kreditgeschäfte  in  dieser  beschränkten  Auf- 
fassung zerfallen  nun  in  zwei  Hauptklassen, 
je  nachdem  der  hingegebeue  Wert  aus  Geld 
| oder  aus  Gütern  anderer  Art  besteht.  Ini 
«rsteren  Falle  liegt  ein  Darlehen  vor, 
wenn  die  zukünftige  I^eistung  ebenfalls  in 
; der  Zahlung  von  Geld  bestehen  soll,  nämlich 
j in  der  Rückzahlung  der  Schuldsumme  und 
in  der  Zahlung  der  in  der  Regel  vom 
Gläubiger  ausbedungenen  Zinsen.  Bei  dem 
i Amortisationsdarlehen  soll  die  Rückzahlung 
iteriodisch  in  kleinen  Quoten,  meistens  in 
i Verbindung  mit  der  jährlichen  Zinszahlung 
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stattfinden.  Eine  eigentümliche  Stellung  J 
nehmen  die  irregulären  stets  fälligen  De- 
positen hei  den  Danken  ein.  Ausserdem  | 
ist  hier  noch  der  Kenten  kauf  und  die 
Kapital  Versicherung  gegen  Prämien- j 
Zahlung  zu  erwähnen.  Bei  dem  erstercn 
braucht  die  hingegebene  Summe  überhaupt 
nicht  zurückgezahlt  zu  werden,  sondern  der 
Gläubiger  erwirbt  durch  dieselbe  nur  das 
Recht  auf  eine  ewige  oder  auch  zeitlich 
irgendwie  begrenzte,  z.  D.  während  seiner 
Lebensdauer  zahlbare  jährliche  Rente.  Im 
Falle  der  Kapitalversicherung  dagegen  leistet 
der  Gläubiger  in  der  Regel  nicht  eiue  ein- 
malig»' Zahlung  in  der  Gegenwart,  sondern 
er  verpflichtet  sich  zu  einer  jährlichen  Renten- ! 
Zahlung  an  den  Versicherer  während  seiner 
Lebensdauer  oder  eines  anderen  Zeitraums,  I 
und  der  Versicherer  verpflichtet  sich,  nach ! 
Erfüllung  der  ein  aleatorisches  Element  ent- 1 
haltenden  zeitlichen  Bedingung  ein  be- 
stimmtes Kapital  zu  zahlen. 

Die  zweite  der  oben  erwähnten  Ilaupt- 
klassen  umfasst  hauptsächlich  den  Verkauf 
auf  Kredit,  d.  h.  mit  aufgeschobeuer  Zahlung. 
Je  nachdem  das  Verkaufsobjekt  ein  beweg- 
liches oder  ein  unbewegliches  Gut  ist,  haben  j 
die  Kreditgeschäfte  dieser  Art  verschiedene ' 
Formen  und  verschiedene  wirtschaftliche ; 
Tragweite.  Als  eine  den  Uebergang  von  der 
ersten  zur  zweiten  Klasse  bildende  Zwischen- 
gruppe sind  diejenigen  Kreditgeschäfte  zu 
betrachten,  bei  denen  das  hingegebene  Wert- 
objekt eine  auf  Geld  lautende  Forderung 
darstellt,  für  die  also  eine  andere  Geld- 
forderung erworben  wird.  Solche  Geschäfte 
finden  namentlich  im  Bankbetriebe  statt,  und 
man  kann  daher  die  l)ei  ihnen  zur  Anwen-  1 
düng  kommende  Art  des  Kredits  als  Bank- 
kredit bezeichnen.  Zu  den  einfachsten  i 
Formen  desselben  gehört  die  Diskontierung 
eines  Wechsels  mittelst  Banknoten,  die  ja 
stets  fällige  Forderungen  gegen  die  Bank 
darstellen  — oder  auch  mittelst  Gutschrift ; 
des  Betrags  auf  dem  Conto  des  Bankkunden,  i 
der  dann  durch  Check  oder  auf  andere  Art  I 
jederzeit  über  sein  Guthaben  verfügen  kann. 
Eine  noch  mehr  verfeinerte  Kreditform  aber 
finden  wir  bei  denjenigen  Lombarddarlehen, 
die  nicht  in  Geld  ausgezahlt,  sondern  eben- 
falls nur  durch  Gutschrift  den  Bankkunden! 
als  Grundlage  des  Giro-  oder  Checkverkehrs 
zur  Verfügung  gestellt  werden.  In  diesem  ; 
Falle  gewährt  die  Bank  dem  Kunden  der  j 
Form  nach  ein  Darlehen,  (bis  sie  ihm  also 
in  barem  Gehle  auszahlen  müsste;  der  Kunde  | 
nimmt  dieses  aber  nicht  an.  sondern  ver- ; 
schafft  sich  dafür  seinerseits  wieder  eine  > 
Geldforderung  gegen  die  Bank  in  einer  für  * 
ihn  besonders  zweckmässigen  Form.  Das- 
selbe  eigentümliche  Verhältnis  tritt  auch  ein,  j 
wenn  die  Bank  ein  Lombarddarlehen  in 
ihren  Noten  gewährt.  Wenn  aber  der  erste ! 


Empfänger  von  Banknoten  diese  weiter  in 
Zahlung  giebt,  so  ergiebt  sich  ein  Verhält- 
nis, das  man  als  übertragenen  Kredit 
bezeichnen  kann.  Denn  der  zweite  Em- 
pfänger giebt  nicht  demjenigen  Kredit,  von 
dem  er  die  Noten  erliält  und  der  dadurch 
in  der  Regel  irgend  eine  Verbindlichkeit 
tilgt,  sondern  er  giebt  der  Bank  Kredit,  in- 
dem er  das  Vertrauen  hegt,  dass  sie  auf 
Verlangen  ihre  Noten  einlösen  werde  und 
dass  eben  deswegen  auch  jeder  andere  die 
Noten  <ds  Zahlungsmittel  annehmen  werde. 
Die  Form  des  übertragenen  Kredits  findet 
sich  in  ähnlicher  Weise  auch  bei  dem  Staats- 
papiergelde, nur  dass  er  in  diesem  Falle 
mehr  in  der  (beschränkten  oder  unbe- 
schränkten) Zahlungskraft  als  in  der  Ein- 
löslichkeit der  Geldscheine  seine  Stütze  hat. 

Der  verzinsliche  Darlehenskredit  hat  vom 
Standpunkte  des  Kreditgebers,  selbst  wenn 
das  Darlehen  volkswirtschaftlich  schädlich 
wirkt,  den  Zweck,  eine  privat  wirtschaftliche 
Kapitalanlage  zu  schaffen.  Der  Verkaufs- 
kredit, der  sich  an  den  Verkauf  von 
G r u n d 8 1 ü c k e n knüpft,  hat  meistens  el»en- 
falls  den  Zweck  einer  verzinslichen  Kapital- 
anlage. Wir  unterscheiden  also  nach  dem 
Zwecke  des  Kredits  einerseits  An  läge  - 
kredit,  der  auf  längere  Zeit  gewährt  wird, 
um  aus  einem  auf  Geld  lautenden  Kapital- 
vermögensteile Zins  oder  Rente  zu  beziehen : 
andererseits  aber  Umlaufskredit,  der 
den  Zweck  hat,  den  Güterumsatz  zu  er- 
leichtern, von  den  Kreditgebern  meistens  nur 
auf  kurze  Zeit  gewährt  und  von  den  Kredit- 
nehmern nur  zur  Ergänzung  ihres  um- 
laufenden Kapitals  benutzt  wird.  Zum  Um- 
laufskredit gehört  der  mit  dem  Umsatz  Ihv 
weglicher  Güter  verbundene  Verkaufskredit, 
den  wir  als  Handelskredit  bezeichnen 
wollen,  und  der  Bankkredit  mit  Einschluss 
des  Notenkredits.  Der  Umlaufskredit  hat  in 
der  neueren  Zeit  durch  die  Ausbildung  des 
Giro-,  Check-  und  Clearinghaussystems  (s. 
diese  Artt.)  eine  grossartige  Entwickelung 
erlangt  und  die  Verwendung  des  effektiven 
baren  Geldes  als  Umlaufsraittel  im  grossen 
Verkehr  immer  mehr  zurückgedrängt.  Die 
Waren  werden  zu  bestimmten  Geldpreisen 
gekauft,  aller  nicht  har.  sondern  mit  Wechseln 
oder  Checks  bezahlt,  die  ihrerseits  wiederum 
nicht  durch  Barzahlung,  sondern  grössten- 
teils durch  Kompensation,  in  einem  kleinen 
Restbeträge  aber  durch  Ueberschreibung  von 
Conto  zu  Conto  der  Banken  bei  einer  Cen- 
tralbank erledigt  werden.  Das  Geld  behält 
also  bei  diesem  System  nur  noch  die 
Funktion  als  Wertmass,  dessen  Un Veränder- 
lichkeit soweit  wie  möglich  zu  erstreben  ist. 
— Das  Staatspapiergeld  dient  ebenfalls  als 
Umlaufsmittel,  ist  aber  keineswegs  zu  diesem 
Zwecke  ausgegeben  worden,  sondern  der 
Zweck  ist  einfach  ein  finanzieller,  und 
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es  nimmt  daher  auch  in  dieser  Beziehung 
eine  besondere  Stellung  ein. 

Nach  der  Art  der  Sicherstellung  des 
Gläubigers  unterscheidet  man  Personal-  und 
Realkredit.  Bei  dem  ersteren  in  seiner  ein- 
fachsten Art  ■wird  nur  auf  die  Vermögens- 
und Erwerbsverhältnisse  des  Schuldners  im 
ganzen  Rücksicht  genommen.  Eine  Verstär- 
kung der  Sicherheit  wird  durch  die  eben- 
falls auf  Persoualk  red  it  gestützte  Bürg- 
schaft gewonnen,  die  ihre  höchste  Ent- 
wickelung in  der  Solidarhaft  der  Mitglieder 
ganzer  Genossenschaften  erreicht.  Auch  der 
Wechselkredit  hat  häufig  den  Charakter  des 
reinen  Personalkredits  mit  wechselraässiger 
Haftung  aller  durch  ihre  Unterschriften  Yer- 
pfichteten.  Die  Anwendung  des  Personal- 
kredits  ist  weit  ausgedehnter,  als  man  auf 
den  ersten  Blick  glaulten  sollte.  Bei  pri- 
vaten Darlehensgeschäften  tritt  er  aller- 
dings sehr  in  den  Hintergrund,  die  öffent- 
lichen Anleihen  dagegen,  namentlich  die 
Anleihen  der  Staaten,  werden  fast  aus- 
schliesslich auf  den  Personalkredit  der 
Schuldner ausgogel>en,  daselbst,  weun  irgend 
eine  besondere  Sicherheit  I «stellt  würde,  die 
Gläubiger  oft  gar  nicht  imstande  sein  würden, 
einem  nichtzahlenden  Staate  gegenüber  das 
Pfandobjekt  in  Besitz  zu  nehmen.  Im  Privat- 
verkehr aber  kommt  der  Personalkredit  in 
grossem  Umfange  vor  beim  Warenverkauf, 
sei  es  als  einfacher  Buch-  oder  als  Weehsel- 
kredit;  ausserdem  aber  auch  auf  seiten  der 
Banken  als  Kreditnehmer,  da  diese  für 
ihre  Giro-  und  sonstigen  Depositen  in  der 
Regel  ihren  Kunden  keinerlei  sneeielle 
Sicherheit  stellen.  — Der  Realkredit  tritt 
hauptsächlich  bei  Darlehen  und  beim  Ver- 
kauf von  Immobilien  auf.  Je  nach  der  Art 
des  Unterpfandes  ist  er  Hypothekar-  oder 
Lombardkredit.  Die  wichtigste  Art  des 
letzteren  Iteruht  nicht  auf  der  Verpfändung 
von  Waren,  sondern  von  Wertpapieren.  In 
betreff  der  Sicherstellung  der  Banknoten 
s.  <1.  Art.  B a n k e n (oben  Bd.  II  S.  154  ff.).  Auf 
die  Unterscheidung  von  privatem  und  von 
öffentlichem  Kredit  ist  schon  hingewieseu 
worden;  im  übrigen  verweisen  wir  in  betreff 
des  letzteren  auf  die  Art.  Anleihen  (oben 
Bil.  1 S.  342 ff ) und  S t a a t s s e h u 1 d e n.  Wir 
erwähnen  hier  nur  noch  die  eigentümliche 
Stellung  der  staatlichen  Zwangsanleihen,  die 
von  A.  Wagner  und  anderen  gar  nicht  zu 
Kreditoperationen  gerechnet  werden,  weil 
eben  die  Freiwilligkeit  der  Wertüberti-agung 
nicht  besteht.  Aber  das  wesentliche  Merk- 
mal der  Kreditoperation,  die  Ausgleichung 
einer  gegenwärtigen  durch  eine  künftige 
Leistung,  ist  vorhanden,  und  wie  eine  Ex- 
propriation noch  immer  in  gewissem  Sinne  als 
ein  Kauf  und  Verkauf  anzusehen  ist,  wird  man 
diese  Anleihen  auch  als  eine  eigentümliche 
Art  der  Kreditoperationen  betrachten  dürfen. 


3.  Unhaltbare  Projekte.  Ueber  da« 
Papiergeld  als  ein  besonderes  Hilfsmittel  rar 
Ausnutzung  des  Staatskredits  s.  d.  Art.  In 
betreff  der  Sicherstellung  desselben  sei  hier  nur 
noch  die  Frage  berührt,  weshalb  nicht  der  B*> 
den  als  Wertgrundlage  eines  Papiergeldes  dienet 
kann,  wie  es  Law  (s.  d.  Art.)  nach  seinem  ersten 
Projekte  (keineswegs  aber  bei  seiner  BankgTün- 
dung  in  Paris)  beabsichtigte  und  wie  es  später  bei 
den  auf  die  Nationalgiiter  fundierten  Assignaten 
(s.  d.  Art.  oben  Bd.  II  S.  22 ff.)  wirklich  versucht 
worden  ist.  Das  öffentliche  Vertrauen  auf  ein 
Papiergeld  kann  allerdings  verstärkt  werden, 
weun  der  Staat  für  dasselbe  noch  ein  specielles 
Unterpfand  in  Grundstücken  stellt.  Aber  das 
mit  solcher  Deckung  ansgegebene  Papiergeld 
ist  ganz  demselben  Masse  der  Gefahr  einer 
Wertverminderung  gegenüber  den  Waren  aus- 
gesetzt wie  das  nur  durch  den  allgemeinen 
Staatskredit  getragene,  denn  seine  Kaufkraft 
hängt , wenn  auch  nicht  in  einem  bestimmt 
angebbareu  Verhältnis,  von  der  Grösse  der  Emis- 
sion ab.  Wäre  es  gegen  Metallgeld  einlös- 
lich, so  würde  die  im  Umlauf  bleibende  Summe 
vermöge  der  vorhandenen  Sicherstellung  durch 
Land  nicht  vergrössert  werden.  Wäre  es  aber 
nicht  einlöslich,  so  würde  die  Deckung  durch 
Land  principiell  keine  Sicherheit  gegen  über- 
mässige Vermehrung  der  Scheine  darbieten. 
Thatsächlich  könnte  ja  die  Ausgabe  in  so  engen 
Grenzen  bleiben,  dass  das  Papiergeld  sich  voll- 
wertig neben  dem  Metallgelde  zu  behaupten 
vermöchte;  aber  dann  wäre  die  Verpfändung 
von  Domänen  eine  praktisch  wenig  bedeutende 
Formalität.  Wenn  aber  etwa  die  Ausgabe  des 
Papiergeldes  in  der  Weise  erfolgen  sollte,  dass 
der  Staat  allen  privaten  Grundbesitzern,  die 
dies  verlangten,  etwa  die  Hälfte  des  Wertes 
ihres  Landes  als  Darlehen  gäbe  oder  die  bereits 
vorhandenen  Hypotheken  bis  zu  diesem  Betrage 
gegen  Auszahlung  der  Gläubiger  mit  Papier- 
geld übernähme,  so  würde  die  Masse  des  letz- 
teren — das  natürlich  Zwangskurs  haben  müsste 
bald  so  enorm  anschwelfen,  dass  eine  fort- 
schreitende Wert  Verminderung  desselben  unver- 
meidlich wäre.  Ks  fehlte  eben  die  notwendige 
liüekstrümnng  desselben  zu  seiner  Quelle,  die 
es  allein  möglich  macht,  dass  sich  die  jeweilig 
umlaufende  Menge  dem  Bedürfnisse  der  Cirku- 
lation  ohne  erhebliche  Aenderung  des  allgemei- 
nen Preisniveaus  anpasst.  Solche  Bedenken  er- 
heben sich  auch  noch  gegen  das  von  Czies- 
kowski  vorgeschlagene  System,  das  ebenfalls 
den  Bodenwert  zur  Basis  des  Wertes  der  Um- 
laufsmittel  macht,  die  Schwierigkeiten  aber  in 
geschickter  Weise  zu  heben  sucht.  Czieskowski 
will  ein  verzinsliches  hypothekarisch  ver- 
sichertes Papiergeld,  sogenannte  Rentenbillets, 
ausgeben  und  er  sieht  in  den  Pfandbriefen  der 
preussischen  Landschaften  den  Anfang  der  Ver- 
wirklichung seines  Planes.  Nur  sollen  seine 
Rentenbillets  wirklich  als  Geld  dienen  und  mit 
einem  festen  Werte  — abgesehen  von  dem  täg- 
lich zu  berechnenden  Zuwachse  — umlaufsfähig 
sein,  was  dadurch  erreicht  werden  soll,  dass 
der  Staat  sie  bei  seinen  Kassen  wie  bares  Geld 
zu  ihrem  Nominalwerte  annähme  und  dass  sie 
auch  im  Privatverkehr  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel wären.  Ihre  Stückelung  darf  allerdings 
nicht  zu  klein  sein,  damit  die  Zinsberechnung 
sich  nicht  mit  gar  zu  minimalen  Beträgen  zu 
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befassen  habe;  Czieskowski  glaubt,  (lass  für 
Frankreich  der  kleinste  Nominalwert  eines 
Rentenbillets  nicht  unter  100  Fruncs  hinabgehen 
dürfe,  und  bei  diesem  würde  nach  dem  damali- 
gen Stande  des  Zinsfusses  die  Zinsvergütung 
täglich  1 Centime  betragen.  Es  würde  daher 
noch  immer  Raum  genug  für  die  Verwendung 
von  Metallgeld  bleiben.  Bis  sich  die  neue  Ein- 
richtung vollständig  eingebürgert  hätte,  könnte 
mau  die  Einlöslichkeit  der  Rentenbillets  gegen 
bar  etwa  sieben  Tage  nach  Sicht  (wie  bei  den 
englischen  Bankpostbillets)  zugesteheu . doch 
würde  die  Einwechselung  ohne  Zweifel  nur 
selten  verlangt  werden ; später  aber  soll  die  j 
Einlöslichkeit  grundsätzlich  aufhören.  Die 
Rentenbillets  sollen  nach  Czieskowski  zunächst 
gedeckt  werden  durch  Hypotheken  auf  die 
Staatsdomänen  und  den  Grundbesitz  der  Ge- 
meinden bis  zur  Hälfte  des  Wertes  sowie  durch 
privilegierte  Hypotheken  auf  den  privaten 
Grundbesitz  bis  zur  Höhe  des  Kapitalwertes 
der  Grundsteuer,  so  dass  also  gewissermassen 
der  Anteil  des  Staates  an  dem  Grundeigentum 
der  Privaten  zur  Schaffung  des  neuen  Umlaufs- 
mittels mit  verwertet  würde.  Die  auf  Staats-  j 
rechnung  ansgegebenen  Billets  sollen  nament- 1 
lieh  zur  Einziehung  anderer  Staatsschnldver- 
Schreibungen  dienen,  wodurch  zugleich  die 
Mittel  zu  ihrer  Verzinsung  verfilgbnr  werden. 
Die  Grundbesitzer  können  aber  auch  privatim 
Rentenbillets  gegen  Hypotheken  bis  zur  Hälfte 
des  Wertes  ihres  Eigentums  aufnehmen,  aber 
immer  nur  durch  Vermittelung  der  Ceutral- 
ausgabcanstalt.  Zur  Befriedigung  des  Bedürf- 
nisses von  Industrie  und  Handel  nach  kurz- 
fristigem und  Wechselkredit  sollen  besondere 
Banken  als  Vermittler  dienen,  die  ihrerseits 
von  der  Centralanstalt  die  bereits  durch  Hypo-  j 
theken  gedeckten  Billets  gegen  Hinterlegung ! 
von  Aktien  oder  sonstigen  Wertpapieren  erhal- 
ten. Die  Centralanstalt  würde  es  hiernach  in 
ihrer  Gewalt  haben,  eine  übermässige  Emission  j 
von  Billets  durch  Beschränkung  ihrer  Kredit- 
gewährung zu  vermeiden;  aber  Czieskowski 
glaubt  gar  nicht  an  die  Möglichkeit  einer  lieber- ! 
Füllung  der  Cirkulatiou,  weil  die  Rentenbillets 
nicht,  wie  das  zinslose  Geld,  genötigt  wären, 
stets  so  schnell  wie  möglich  in  den  Umlauf  zu- 
rückzukehren, sondern  als  sichere  Kapitalanlage 
beliebig  lange  im  Portefeuille  gehalten  werden 
könnten.  Allerdings  ist  die  Gefahr  der  Ueber-  j 
emission  bei  einem  verzinslichen  Umlaufs-  ! 
mittel  geringer  als  bei  dem  gewöhnlichen  Pa-  j 
piergelde,  aber  deshalb  doch  keineswegs  ausge- 1 
schlossen,  zumal  diejenigen,  die  in  Rentenbillets 
Kredit  nähmen,  doch  überwiegend  die  Absicht 
halten  würden,  mittelst  derselben  ihre  Kaufkraft 
zu  bethätigen.  Namentlich  würde  auch  bei 
stark  angeregter  Unternehmungslust  solcher  i 
Kredit  leicht  in  übergrossem  Massstabe  zu 
Spekulationszwecken  verlangt  und  dadurch  eine 
alle  Preise  steigernde  Nachfrage  nach  Waren, 
Aktien  etc.,  also  eiue  Wertverminderung  des 
Umlanfsmittels  herbeigeführt  werdeu.  Auch 
sind  die  bisherigen  Erfahrungen  mit  verzins- 
lichem Papiergelde  (französische  Assignaten  in  j 
ihrer  ersten  Periode,  spanische  Vales,  öster- 
reichische Reichsschatzscheine  etc.)  keineswegs 
befriedigend.  Bei  günstiger  Finanzlage  des 
Staates  und  Vorsicht ur  beschränkter  Emission 
können  ja  ohne  Zweifel  verzinsliche  und  gut 


gedeckte  Staatsrentenscheiue  mit  kleinem  Nenn- 
werte auch  als  Umlaufsmittel  Verwendung 
finden,  wenn  sie  auch  wegen  der  fortwährenden 
Zinsberechnung  weniger  bequem  sind  als  ge- 
wöhnliches Papiergeld;  der  Uzieskowskisehe 
Plan  aber,  nach  welchem  solche  Scheine  das 
Hauptmittel  der  Cirkulatiou  werden  sollten  und 
die  Nominalsumme  derselben  möglicherweise  bis 
zur  Hälfte  des  Wertes  des  gesamten  Grund- 
eigentums im  Staate  emporgetrieben  werden 
könnte,  lässt  die  praktischen  Bedingungen  der 
Wirklichkeit  gar  zu  sehr  aus  dem  Auge.  — In 
der  neuesten  Zeit  hat  auch  Matern  im  Zusam- 
menhang mit  einem  radikalen  Geldreformpro- 
jekt die  Ausgabe  von  Banknoten  vorgeschlagen, 
die  durch  Pfandbriefe  voll  gedeckt  sein, 
auch  jederzeit  gegen  Gold,  jedoch  nicht  obli- 
gatorisch gegen  Goldmünzen  eingelöst  wer- 
den sollen.  Auch  sollen  jederzeit  Noten  gegen 
Pfandbriefe  (hauptsächlich  landschaftliche,  je- 
doch auch  städtische  und  Eiseubahnschuldver- 
schreibungen)  und  Pfandbriefe  gegen  Noten 
umgetauscht  werden  können.  Auch  in  diesem 
Falle  würde  das  Umlaufsmittel  nicht  mit  den 
wirklich  umlaufenden  Gütern  in  Verbindung 
stehen,  sondern  auf  dem  Bodenwert  begründet 
sein  und  unabhängig  von  dem  Umlaufsbedürf- 
nis übermässig  vermehrt  werden  können. 

4.  Konsumtiver  un<l  produktiver  K. 
Maclcods  Theorie.  Der  Zweck  des  Kredit- 
nelunens  ist  entweder  ein  konsumtiver  oder 
ein  produktiver.  Im  ersteren  Falle  sucht 
der  Kreditbedürftige  die  Unzulänglichkeit 
seines  Einkommens,  im  letzteren  die 
Unzulänglichkeit  seines  Kapitals  auszu- 
gleichen. Vor  der  Ausbildung  der  kapitalis- 
tischen Produktionsweise  war  der  konsum- 
tive Kredit  so  überwiegend,  dass  man  die 
produktive  Seite  des  Kredits  gänzlich  über- 
sah und  alles  Zinsnehmen  für  Wucher  (s.  d. 
Art.)  erklärte.  Die  Gläubiger  suchten  in 
der  That  meistens  aus  der  Notlage,  dem 
Leichtsinne  oder  der  Verschwendungssucht 
der  »Schuldner,  nicht  aber  aus  der  Beteili- 
gung au  den  produktiven  Unternehmungen 
derselben  ihren  Vorteil  zu  ziehen.  Gegen- 
wärtig spielt  der  konsumtive  Kredit  noch 
eine  grosse  Rolle  bei  den  Staatsschulden, 
soweit  diese  durch  schlechte  Finanzwirt- 
schaft, verfehlte  Unternehmungen  oder  un- 
glückliche Kriege  entstehen.  Zur  Befriedi- 
gung des  Bedürfnisses  nach  Konsumtions- 
kredit bei  den  ärmeren  Klassen  in  den  nur 
zu  häufigen  Fällen  einer  zeitweiligen  Not- 
lage müsste  noch  mehr  durch  gemeinnützige 
Einrichtungen  geschehen,  als  gegenwärtig 
durch  die  öffentlichen  Leihhäuser  (s.  d.  Art.) 
— die  ursprünglich  als  Wohlthätigkeitsan- 
stalten  (monts  de  piötc)  entstanden  sind  — 
geleistet  wird. 

Die  produktive  Bedeutung  der  meisten 
Kreditgeschäfte  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen hat  zu  der  Meinung  geführt,  dass  der 
Kredit  überhaupt  einen  selbständigen  Pro- 
duktionsfaktor, eine  besondere  Form  des 
Kapitals  bilde.  Macleod,  der  bekannteste 
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Vertreter  dieser  Ansicht,  giebt  allerdings  zu, 
dass  durch  den  natural  wirtschaft- 
lichen Kredit,  z.  B.  ein  Darlehen  von  Ge- 
treide, eine  Kapital  Vermehrung  nicht  be- 
wirkt werde.  In  der  Geld  Wirtschaft  aber 
erlangt  nach  seiner  Auffassung  der  Kredit 
eine  dem  Kapital  äipiivaleute  Bedeutung, 
und  in  betreff  des  Handels-  und  Bankver- 
kehrs stellt  er  geradezu  den  Satz  auf,  dass 
merkantiler  Kredit  merkantiles  Kapital  sei. 
Diese  Anschauung  erklärt  sich  aus  seiner 
rein  privatwirtschaftlichen  Auffassung  des 
Kapitals,  das  für  ihn  nur  Kaufkraft  und 
»Cireidating  pnwer«  darstellt.  Kapital  ist, 
wie  er  sagt,  alles,  womit  man  Geschäfte 
machen  kann  oder  was  man  umsetzen  kann 
zur  Erzielung  eines  Gewinnes  oder  was 
dazu  dient,  ein  Einkommen  zu  erwerben. 
Wenn  ein  Kaufmann  für  1000  £ Waren 
kauft,  diese  aber  nicht  bar,  sondern  mitteist 
eines  auf  1000  £ lautenden  Zahlungsver- 
sprechens in  Wechselform  bezahlt  und  sie 
in  drei  Monaten  für  1500  £ verkauft,  so 
macht  er  bei  4%  Diskont  einen  Gewinn 
von  490  £,  den  er  seinem  Kredit  verdankt ; 
hätte  er  ein  bares  Kapital  von  1000  £ zur 
Verfügung  gehabt,  so  hätte  er  einen  um 
10  £ grösseren  Gewinn  erzielt,  al»er  dem 
Wesen  nach  hat  sich  sein  Kredit  für  ihn  in 
gleicher  Weise  als  produktiv  erwiesen  wie 
ein  Geldkapital.  Auch  hat  die  auf  Kredit 
gestützte  Nachfrage  auf  die  Marktpreise  den- 
selben Einfluss  wie  die  mit  Hilfe  des  baren 
Geldes  ausgeübte.  So  kann  also  durch  den 
Kredit  gewissermassen  der  Ertrag  der  nächst- 
bevorstehenden  Produktionsperiode  vorweg- 
genommen und  wie  umlaufendes  Kapital 
ausgenutzt  werden.  Das  zweckmüssigste 
Mittel  dazu  ist  die  Ausstellung  von  Wech- 
seln, die  durch  die  künftige  Produktion  ge- 
deckt sind,  und  die  Umwandlung  derselben 
in  schlagfertige  Geldkaufkraft  durch  Dis- 
kontierung, sei  es  gegen  Noten  oder  gegen 
Gutschrift  in  der  Form  stets  fälliger  Depo- 
siten. 

5.  Kritik  der  Produktivität  des  K. 

Betrachtet  man  aber  diese  Vorgänge  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte,  so  ist. 
klar,  dass  die  Gesamtsumme  des  objektiven 
Kapitals  durch  dieselben  nicht  vergrössert 
wird,  sondern  dass  nur  eine  Aenderung  der 
Verteilung  der  reellen  Kapitalgüter  statt- 
findet. mit  der  allerdings  im  allgemeinen 
eine  Erleichterung  des  Güterabsatzes  und 
dadurch  eine  Beförderung  der  Produktion 
verbunden  ist.  Kauft  ein  Fabrikant  Kohstoff 
von  einem  Produzenten  auf  Kredit,  so  ist 
der  den  Besitzer  wechselnde  Rohstoff  allein 
ein  objektives  Kapitalgut:  neben  demselben 
entsteht  eine  Forderung  als  Bestandteil  des 
Kapitalvermögens  des  Verkäufers  und  eine 
Schuld  als  Belastung  des  Kapitalvermögens 
des  Käufers.  Diese  beiden  privatwirtschaft- 


liehen Yemiögenselemente  aber  heben  sich 
bei  der  volkswirtschaftlichen  Summierung 
der  Vermögen  auf,  und  es  bleibt  also  nur 
die  volkswirtschaftlich  ohne  Zweifel  nütz- 
liche Bewegung  des  objektiven  Kapitalgutes 
aus  der  Hand  des  Produzenten  in  die  des 
Verarlteiters.  Hier  wird  nun  der  Rohstoff 
durch  die  Aufwendung  von  Arbeit  und 
Kapital  in  ein  Fabrikat  von  höherem  Werte 
umgewandelt,  das  als  marktbereite  Ware  im 
Lager  des  Fabrikanten  wieder  als  Teil  des 
objektiven  umlaufenden  Kapitals  erscheint. 
Wird  diese  Ware  nun  etwa  wieder  auf 
Kredit  an  einen  Grosshändler  verkauft,  so 
geht  sie  als  objektives  Kapitalgut  in  dessen 
Ijager  über,  ist  also  damit  dem  letzten  Ziele 
ihrer  wirtschaftlichen  Bewegung  Mieder  um 
einen  Schritt  näher  gerückt  Zugleich  aller 
entsteht  wieder  eine  Forderung  und  eine 
Schuld,  die  sich  volkswirtschaftlich  gegen- 
seitig aufhelien.  Nun  mag  der  Grosshändler 
seine  Ware  auf  Kredit  an  den  Kleinhändler, 
dieser  sie  wieder  auf  Kredit  au  die  Kon- 
sumenten verkaufen,  es  zeigt  sich  stets,  dass 
der  Kredit  nur  die  Bewegung  der  objektiven 
Kapitalgüter  durch  die  verschiedenen  Ab- 
schnitte des  Produktions-  und  Ilandelslie- 
triebes  erleichtert  und  beschleunigt;  dass 
er  gewissen  Personen  die  Verfügung  über 
eine  grössere  Menge  von  Kapitalgütern  zu 
Erwerbszwecken  verschafft , als  sic  sonst 
erlangen  könnten,  dass  er  aber  nicht  nur 
nicht  die  Gesamtmenge  der  objektiven  Kapi- 
talgüter vergrössern  kann  — was  selbst- 
verständlich ist  — , sondern  auch  wegen  der 
Ausgleichung  der  entstehenden  Forderungen 
und  Schulden  die  Gesamtsumme  der  Aktiva 
des  Kapitalvermögens  nicht  vermehrt.  Aber 
man  könnte  vielleicht  darauf  hinweisen,  «lass 
der  Verkäufer,  wenn  er  mit  einem  Wechsel 
bezahlt  wird,  den  er  diskontieren  kann,  auf 
diese  Weise  früher  wieder  in  den  Besitz 
des  flüssigen  Kapitals  gelangt,  dessen  er 
bedarf,  um  seinen  eigenen  Betrieb  fortzu- 
setzen ; müsste  er  auf  die  bare  Zahlung 
seiner  Forderung  warten,  so  bedürfte  er 
eines  grösseren  eigenen  Kapitals,  und  «lieses 
Mehr  wird  ihm  jetzt  durch  den  Kredit  er- 
setzt. Aber  dieses  Mehr  wird  doch  nur 
wieder  aus  einem  anderen  Kapitalvermögen 
auf  ihn  übertragen , nämlich  aus  dem  des 
diskontierenden  Bankiers.  Die  sogenannte 
Knappheit  des  Geldmarktes  besteht  einfach 
darin,  dass  die  Summe  des  für  Kreditgewäh- 
rung oder  sonstige  neue  Anlagen  frei  verfüg- 
baren Kapitalvermögens  der  Nachfrage  nicht 
entspricht.  Dieses  frei  verfügbare,  flüssige 
Kapitalvermögen  lautet  auf  Geld,  braucht 
aller  deshalb  nicht  in  wirklichem  Gelde 
dargestellt  zu  sein , sondern  kann  in  den 
anderen  durch  die  moderne  Bankorgani- 
sation geschaffenen  Formen  gegeben 
sein.  Aber  auch  bei  Betrachtung  der  ob- 
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jekt  i v - volkswirtschaftlichen  Erscheinungen ' 
zeijgt  sich,  dass  in  diesem  Falle  nur  eine 
Ueoertragung  bereits  vorhandener  Kapital- 
griiLer  vorliegt.  Der  Fabrikant  z.  B.  kauft 
mit  telst  des  Ertrags  des  diskontierten  Wech- 
sels Rohstoffe,  Wolle  oder  andere  Produk- 
tionsmittel. die  bereits  fertig  auf  dem  Lager 
der  Verkäufer  liegen,  also  Bestandteile  des 
objektiven  umlaufenden  Kapitals  bilden;  oder 
er  bezahlt  damit  Löhne  an  seine  Arbeiter, 
ilie  nun  ihrerseits  Nahrungsmittel  und  Ge- 
brauchsgegenstände  kaufen,  die  bis  dahin 
als  objektive  Kapitalgüter  in  den  Läden  auf 
Absatz  warteten.  Der  dem  Kreditnehmer 
vorweg  übertragenen  Kaufkraft  steht  also 
andererseits  fortwährend  ein  grosser,  noch 
nic:ht  abgesetzter,  gewisserraassen  aufgestau- 
ter Lagervorrat  von  Gütern  aller  Art  gegen- 
über. Im  Beharrungszustande  des  wirt- 
schaftlichen Prozesses  wird  ein  gewisses 
Verhältnis  zwischen  diesem  Gütervorrate 
lind  der  durchschnittlich  vorhandenen  Kredit- 
kaufkraft bestehen ; wird  der  normale  Kredit- 
verkehr aus  irgend  einem  Grunde  vermin- 
dert, so  stockt  der  Abfluss  aus  jenem  Vor- 
räte, die  Aufstauung  nimmt  zu,  die  Preise 
sinken,  bis  schliesslich  durch  Abnahme 
der  Produktion  wieder  ein  Gleichgewicht 
hergestellt  wird.  Wird  dagegen  die  auf 
Kredit  beruhende  Kaufkraft  ungewöhnlich 
vermehrt,  so  nehmen  die  Lager  rasch  ab 
und  die  Preise  steigen,  da  die  Produktion 
nicht  sofort  nachrücken  kann.  Immer  aber 
muss  das  auf  Kredit  hingegebene  Kapital  bei 
irgend  einem  anderen,  sei  es  in  Geld-  oder 
in  Warenform  vorhanden  sein.  Reine 
Windgeschäfte,  bei  denen  weder  Käufer  noch 
Verkäufer  Geld  oder  Waren  haben,  sind 
volkswirtschaftlich  bedeutungslos.  Auch  bei 
den  Termingeschäften,  die  grösstenteils  durch 
Differenzenzahlungen  erledigt  werden,  findet 
doch  immer  auch  eine  wirkliche  Kapital- 
beweguDg  statt.  Wenn  aber  auch  der  Kredit 
immer  wirkliches  Kapital  voraussetzt,  so 
kann  er  doch  in  volkswirtschaftlich  schäd- 
licher Weise  ausgedehnt  werden,  wenn  er 
zur  Förderung  einer  übertriebenen  Spekula- 
tion dient,  die  schliesslich  fast  immer  zu 
schweren  Rückschlägen  und  Krisen  führt. 

Aber  selbst  bei  einem  anscheinend  unbe- 
denklichen, schon  längere  Zeit  dauernden 
volkswirtschaftlichen  Beharrungszustande 
kann  doch  die  Kreditentwickeluug  eine  un- 
gesunde und  missbräuchliche  sein.  Un- 
zweifelhaft ist  dies  der  Fall,  wenn  das 
Schlussglied  der  Kette  der  Kreditgewährun- 
gen unsicher  und  fehlerhaft  ist,  d.  h.  wenn 
ein  grosser  Teil  des  Einkorn m ens  der 
Konsumenten  durch  Kredit  vorweggenommen 
ist,  wenn  also  die  Borg  Wirtschaft,  auf 
die  wir  unten  noch  zurückkommen  werden, 
in  bedeutendem  Umfange  besteht.  Wenn 
jemand  z.  B.  das  erst  nach  einem  Viertel- 


jahre fällige  Einkommen  schon  jetzt  ver- 
zehrt hat  und  nun  bis  zu  jenem  Zeitpunkt 
auf  Kredit  lebt,  so  kann  er  alsdann  zwar 
seine  Gläubiger  befriedigen,  aber  er  muss 
sofort  für  das  folgende  Vierteljahr  eine  neue 
Rechnung  eröffnen,  und  somit  wird,  wenn 
er  stirbt  oder  erwerbsunfähig  wird,  fast  mit 
Gewissheit  eine  ungedeckte  Schuld  übrig 
bleiben.  Die  erste  Bedingung  eines  soliden 
Systems  des  Umlaufskredits  ist  demnach, 
dass  die  eigentlichen  Konsumenten  die  Mittel 
zur  Verfügung  haben,  um  die  gekauften 
Waren  sofort  zu  bezahlen , wenn  sie  auch 
aus  Bequemlichkeit,  Gewohnheit  oder  Schlen- 
drian die  Zahlung  hinausschieben.  Aber 
auch  wenn  diese  Bedingung  erfüllt  ist,  bleibt 
es  bedenklich,  wenn  die  Produzenten  ledig- 
lich auf  die  Erwartung  eines  künftigen 
Absatzes  hin,  also  nicht  auf  Grund  eines 
vollzogenen  Verkaufs  von  Waren,  deren 
Bezahlung  allerdings  noch  aussteht,  Kredit 
nehmen.  Thatsächlich  geschieht  dies  aller- 
dings oft  in  grossem  Massstabe.  Die  Kredit- 
nehmenden werden  dann  gewissermassen 
blosse  Absatzvermittler  für  die  Produzenten 
der  von  ihnen  übernommenen  Waren , aber 
mit  ungewöhnlichem  Risiko  für  diese,  da 
jene  das  Eigentum  au  den  Waren  erhalten. 
Die  Hoffnung  auf  den  künftigen  Verkauf 
mit  Gewinn  wird  sich  häufig  nicht  ver- 
wirklichen, statt  des  Gewinnes  kann  Ver- 
lust eintreten.  Das  korrekte  Verfahren  l>e- 
steht  offenbar  nur  darin  dass  jeder  an  der 
Produktions-  und  Handelsbewegung  betei- 
ligte Unternehmer  seinerseits  nur  Verpflich- 
tungen eingeht,  die  durch  ihm  zustehende 
Forderungen  aus  bereits  abgeschlossenen 
Verkäufen  (wobei  also  die  Preise  cndgiltig 
feststehen)  gedeckt  sind. 

6.  Vollkommenste  Ausbildung  des 
Umlaufskredits.  Die  letzteu  Abnehmer 
müssen,  wie  schon  bemerkt,  unmittelbar 
zahlungsfähig  sein,  wenn  auch  die  Zahlung 
aus  irgend  welchen  Gründen,  im  Ausfuhr- 
handel z.  B.  infolge  der  Entfernung  des 
Käufers  und  der  Transportdauer,  erst  später 
erfolgt.  Werden  nun  die  sämtlich  durch 
vollzogene  Verkäufe  gedeckten  Forderungen 
durch  Wechsel  dargestellt , die  von  Banken 
diskontiert  werden,  und  zwar  durch  Ein- 
räumung von  Guthaben,  über  die  durch 
Checks  verfügt  werden  kann,  so  wird  nur 
den  letzten  Abnehmern  mit  hinausgeschobe- 
ner Zahlungspflicht  wirklicher  Kredit  ge- 
währt, die  an  der  Produktion  und  dem 
Handel  Udeiligten  Geschäftsleute  aber  geben 
und  nehmen  unter  einander  nur  formalen, 
momentanen  Kredit,  der  nur  den  Zweck  hat, 
eine  fortlaufende  Abrechnung  und  Ausglei- 
chung der  Forderungen  zu  ermöglichen. 
Jeder  erhält  ja  für  seine  Forderungen  ab- 
strakte, d.  h.  auf  Geld  lautende  Kauf-  oder 
und  er  kann  daher  seine 
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eigenen  Zahlungsverhindlichkeiten  sofort  er- 
füllen. sei  es  unmittelbar  im  Giroverkehr, 
sei  es  durch  Vermittelung  eines  Clearing- 
hauses. Dieser  vollkommenste  Zustand  des 
Kreditverkehrs  setzt  aber  voraus,  dass  jeder 
Unternehmer  bei  dem  Beginne  seines  Ge- 
schäfts so  viel  flüssiges  Kapitalvermögen 
besitzt,  dass  er  die  erste  Geschäfts} icriode, 
nämlich  bis  zur  Erreichung  des  Gleichge- 
wichts zwischen  ausgehendem  und  eingehen- 
dem umlaufenden  Kapital  mit  eigenen  Mit- 
teln, also  ohne  Kreditnehmen  durchinachen 
kann.  Dieser  Zustand  ist  allerdings  in 
keinem  Lande  vollständig  verwirklicht:  aber 
je  günstiger  das  Verhältnis  des  eigenen 
Kapitals  jedes  Unternehmers  zu  dem  auf 
Kredit  übernommenen  ist,  um  so  gesicher- 
ter ist  der  Gang  der  Volkswirtschaft,  weil 
um  so  weniger  Gefahr  besteht,  dass  leicht- 
sinnige Spekulationen  mit  fremden  Mitteln 
unternommen  weiden.  Je  vollständiger  die 
Forderungen  und  Gegenforderungen  in  einem 
centralen  Clearinghause  sich  Ausgleichen, 
um  so  günstiger  dürfen  die  Kredit  Verhält- 
nisse beurteilt  weiden.  Noch  unmittelbarer 
zeigt  sich  die  Solidität  dieser  Verhältnisse 
bei  ausgebildetem  Abreelmungssystom  in  der 
Grösse  der  Summe  der  stets  fälligen  Depo- 
siten,  die  die  Grundlage  der  auf  Kredit  be- 
ruhenden U mlaufsorganisation  bilden.  Diese 
Summe,  die  in  England  über  700  Mill.  £ 
beträgt,  stellt,  abgesehen  von  den  nicht 
kaufmännischen  Depositen , der  Hauptsache 
nach  den  Wert  der  unfertigen  und  fertigen 
Waren  dar,  die  im  britischen  Grossbetriebe 
zu  jeder  Zeit  in  der  Produktions-  und  Han- 
delsbewegung begriffen  sind.  Wenn  z.  B. 
A für  1000  £ Waren  an  B verkauft  hat,  so 
entsteht  durch  die  Diskontierung  des  darauf- 
hin gezogenen  Wechsels  ein  Bankdeposit  von 
diesem  Betrage  (wenn  wir  von  «lern  Diskont 
absehen).  Dieses  Guthaben  mag  nun  A 
durch  Checks  auf  die  Conten  von  C,  I)  ete. 
übertragen,  aber  es  bleibt  noch  immer  als 
Wertrepräsentant  der  betreffenden  Ware  in 
der  Gesamtsumme  der  Depositen  erhalten. 
Nun  aber  verkaufe  B diese  Waren  an  die 
letzten  Abnehmer,  die  sie  als  fertige  Ver- 
brauchs- oder  Gebrauchsgegenstände  end- 
giltig  vom  Markte  nehmen,  und  diese  Käu- 
fer mögen  elienfalls  Conten  bei  einer  Bank 
haben  und  mittelst  Cheeks  bezahlen.  Dann 
verschwindet  mit  den  aus  der  Handelsbc- 
wegung  ausgeschiedenen  Waren  auch  der 
obige  rosten  von  1000  C,  denn  die  Konten 
der  Käufer  sind  jetzt  um  1000  £ nebst  dem 
Gewinne  des  Verkäufers  vermindert,  der 
seinerseits  diese  100O  £ beim  Fälligwerden 
seines  Wechsels  der  Bank  bezahlen  muss,  so 
dass  also  dii*se  Summe  auch  von  seinem 
Conto  abgezogen  wird.  Mittlerweile  hat.  alter 
die  kontinuierliche  Produktion  auch  wieder 
neue  Waren  auf  den  Markt  gebracht,  deren 


Verkauf  die  Entstehung  entsprechender  neuer 
Bankdejtositen  veranlasst.  Bezahlen  die  letzten 
Abnehmerder  fertigenWaren  nicht  mit  Checks, 
sondern  bar,  so  entsteht  auch  ein  Teil  der  Bank- 
dejtositen  durch  Bareinlagen  seitens  der  letzten 
Verkäufer:  alter  dieser  wird  immer  annähernd 
dadurch  aufgewogen , dass  andere  Bank- 
kunden dann  zum  Zwecke  der  Lohnzahlung 
oder  auch  eigener  Käufe  ihr  Guthaben  durch 
Entnehmen  von  baren  Summen  vermindern. 

Aus  dem  obigen  ergiebt  sich,  «lass  der 
Kredit,  selbst  wenn  er  Zukunftserwartnngon 
zur  Bethätignng  von  Kaufkraft  vorwegnimmt, 
dennoch  selbst  im  privat  wirtschaftlichen 
Sinne  kein  neues  Kapital  schafft,  sondern 
nur  anderswo  vorhandenes  den  Kreditneh- 
menden zuführt.  Durch  solches  Benutzen 
von  blossen  Erwartungen  wird  aber  der 
Volkswirtschaft  keineswegs  ein  Gewinn  l>e- 
reitet,  sondern  er  bildet  vielmehr  eine  miss- 
bräuchliche Ausdehnung  des  Kredits.  Seine 
Dienste  als  Umlaufsvermittler  leistet  er  in 
der  vollkommensten  Weise,  wenn  er  inner- 
halb der  Bahn  der  Güter  von  der  Rohstoff- 
erzeugung bis  zum  letzten  Abnehmer  aus- 
schliesslich in  der  Form  von  bloss  momen- 
tanem Abrechnungskredit  auftritt,  was  vor- 
aussetzt, dass  alle  Beteiligten  bei  dem  Be- 
ginne ihrer  Unternehmungen  mit  genügen- 
dem eigenen  Kapital  ausgestattet  sind.  Der 
Wert  des  ungedeckten,  Zahlungsausstand 
gewährenden  Kredits  als  Mittel,  diese  Güter- 
bewegung zu  beschleunigen  oder  zu  ver- 
mehren, wird  meistens  bedeutend  überschätzt, 
indem  man  übersieht,  dass  dieses  Mittel  zu 
grossen  Uebeln  führen  kann  und  nur  auf 
Kosten  des  soliden  und  sicheren  Ganges  der 
Volkswirtschaft  anwendbar  ist.  Die  moderne 
»Kreditwirtschaft«.,  wie  sie  sich  in  dem 
englisch-amerikanischen  Abrechnungskredit- 
system darstellt,  ist  durchaus  verschieden 
von  dem  Ideal,  das  B.  Hildebrand  mit  die- 
sem Namen  bezeichnet  hat:  einer  Zukunfts- 
organisation , die  die  Geldwirtschaft  beseiti- 
gen und  den  Umsatz  der  Güter  gegen  das 
|H*rsönliche  Versprechen  auf  Treu  und  Glau- 
ben und  auf  Grund  moralischer  Eigenschaf- 
ten mit  sich  bringen  soll.  Die  Kreditge- 
währung an  besitzlose  Personen  wird  durch 
das  Depositen-  und  Checksystem  keineswegs 
erleichtert , sondern  vielmehr  grundsätzlich 
ausgeschlossen. 

7.  Die  Borgwirtschaft.  Das  schlimmste 
Hindernis  für  die  Ausbildung  einer  soliden 
Kreditorganisation  ist  die  Borgwirtschaft, 
besonders  wenn  sie  mit  übermässiger  Ausdeh- 
nung des  Konsumtionskredits  verbunden  ist. 
Wenn  das  Einkommen  der  letzten  Abnehmer 
der  Waren  immer  sebou  im  voraus  belastet  ist, 
so  sind  auch  die  Forderungen  der  letzten  Ver- 
käufer nicht  gesichert;  wenn  die  erstereu  un- 
regelmässig und  mit  unbestimmt  grosser  Ver- 
spätung bezahlen,  so  wollen  sich  auch  die 
letzteren  ihren  Lieferanten  gegenüber  nicht  an 
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feste  Zahlungstermine  binden,  ein  laxer,  unge- 
sicherter und  ungeregelter  Buchkredit  erhält 
die  Ueberhaud,  und  das  oben  skizzierte  Kredit- 
umlanfssysteni  mit  seinen  strengen,  auf  Wech- 
seln und  Checks  beruhenden  Formen  kann  sich 
nicht  entwickeln.  Dazu  kommt  die  Schädigung 
der  Reellität  des  Detailhandels  und  der  Inter- 
essen des  zahlenden  Publikums  durch  die  Preis- 
aufschläge, durch  die  die  Händler  sich  für  die 
Verluste,  die  ihnen  aus  dem  Borgsystem  er- 
wachsen, schadlos  zu  halten  suchen.  Ks  fehlt 
nicht  an  Versuchen,  gegen  dieses  in  Deutsch- 
land sehr  verbreitete  System  anzukämpfen,  und 
in  weiten  Kreisen  des  Konsumenteupublikums 
ist  man  auch  durchaus  bereit,  alles  sofort  oder 
etwa  an  jedem  Monatsende  zu  bezahlen,  wobei 
man  dann  billigerweise  einen  Rabatt  von  dem 
unter  der  Voraussetzung  des  Borgens  gestellten 
Preise  verlangen  kann.  Aber  viele  Gewerbe- 
treibende sind  aus  Konkurrenzfurcht  und  aus 
Misstrauen  gegen  einander  abgeneigt,  sich  förm- 
lich zu  einer  solchen  Reform  durch  Beitritt  zu 
einem  Barzahlungsverein  zu  verpflichten,  und 
dadurch  wird  oft  das  Zustandekommen  des 
Vereins  überhaupt  verhindert.  Immerhin  sind 
an  manchen  Orten  einige  Fortschritte  zum 
Besseren  gemacht  worden : es  werden  z.  B.  Halb- 
jahrs- oder  Viertel jahrsrechnungen  ausgeschrie- 
ben und  für  Barzahlung  Rabatt  gewährt. 
Künstlich  kombinierte  Rabattsparsysteme  (Aus- 
gabeversiehernng  nach  Art  einer  in  London 
gebildeten  General  Expenditure  Assurauce 
Company)  haben  bisher  keinen  erheblichen  Er- 
folg gehabt.  Dagegen  haben  die  Konsumver- 
eine viel  dazu  beigetragen,  die  Gewohnheit  des 
Barzahlens  im  Publikum  weiter  zu  verbreiten. 
Freilich  sind  manche  Familien  besonders  in  der 
Arbeiterklasse  durch  zeitweilige  Notlage  ge- 
zwungen, ihre  gewöhnlichen  Lebensbedürfnisse 
auf  Kredit  zu  kaufen,  und  es  werden  sich  daher 
auch  immer  Händler  finden,  die  sich  auf  ein 
gewagtes  und  nicht  selten  wucherisches  Borgen 
einlassen.  Jedenfalls  istdie  strengere  Regelung  der 
Zahlung  der  Konsumenten  die  Vorbedingung  für 
eine  bessere  Organisation  des  Verkehrs  zwischen 
Grosshandel  mul  Kleinhandel.  Daneben  aber  bedarf 
es  im  grösseren  Geschäftsverkehre  noch  weiterer 
Fürsorge  zur  Vermeidung  von  Schädigung  durch 
unzuverlässige  Kreditnehmer,  insbesondere  einer 
zweckmässigen  Organisation  des  Auskunfts- 
wesens, kaufmännisches  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  II  S.  46  ff.).  Diesem  Zwecke  dienen  na- 
mentlich die  Vereine  „Kreditrcform“,  die  bereits 
an  mehr  als  400  Handelsplätzen  bestehen.  In 
Deutschland  gehörten  1862  zu  dem  Verbände 
217  selbständige  Vereine,  111  Filialen  und  eine 
Vertretung,  im  Anslande  44  Vereine,  23  Filialen 
und  6 Vertretungen.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
der  238  Vereine,  Uber  die  nähere  Angaben 
Vorlagen,  betrug  Über  27000,  und  das  Netz 
der  Korrespondenten  des  Verbandes  umfasste 
beinahe  12000  Adressen  im  In-  und  Auslande. 
— lieber  die  Organisation  und  die  verschie- 
denen Formen  der  Anwendung  des  Kredits  vgl. 
die  Artt.  Banken  (oben  Bd.  II  8.  132  ff.), 
Clearing-House  (oben  Bd.  III  S.  54ff.i. 
Darlehnskassenvereine  (ebd.  S.  120 ff. l, 
Giroverkehr  (oben  Bd.  IV  S.  728 ff.),  Hypo- 
theken- und  Grundbuch  wese  n (ebd.  S. 
1268  ff.),  Kreditgenossenschaften,  Pa- 
piergeld, Staatsschulden,  Wechsel. 
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Kreditgenossenschaften. 

1.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  2.  Begriffs- 
bestimmung. 3.  Hauptgrundsätze.  4.  Organi- 
' sation  und  sittliche  Bedeutung.  5.  Geschäfts« 
1 betrieb.  6.  System  Schulze-Delitzsch  und  Raiff- 
eisen. 7.  Statistische  Mitteilungen:  a)  Dentseh- 
1 land,  b)  Oesterreich,  c)  Italien,  d)  Russland, 
e)  Frankreich , f)  Belgien , g)  Grossbritannien 
und  Irland. 

1.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  Ge- 
werbliche Vorbildung  und  Kapital  sind  die 
unumgänglichen  Erfordernisse  für  jeden  Ge- 
schäftsbetrieb. Für  die  .Möglichkeit,  die 
erstere  zu  erlangen,  haben  hauptsächlich 
Staat  und  Gemeinde  zu  sorgen,  das  Kapital 
dagegen  muss  sich  der  Bedürftige  selbst 
beschaffen.  Ebensowenig  wie  ein  Recht 
auf  Arbeit  kann  ein  Recht  auf  Kapital  oder 
Kredit  anerkannt  werden,  denn  beides  muss 
in  seinen  Konsequenzen  zur  Auflösung  unserer 
heutigen  Wirtschaftsordnung  führen.  Die 
Entwickelung  unserer  Industrie  aber  stellt 
andererseits  an  des  einzelnen  Kapitalkraft 
stets  grössere  Anforderungen.  Die  notwen- 
dige Ergänzung  des  Kapitals  ist  der  Kredit, 
und  zwar  ein  solcher,  welcher  eine  nutz- 
bringende Anwendung  gestattet,  denn  der 
Kredit  kann  auch  unter  Bedingungen  ge- 
währt werden,  die  den  Kreditnehmer  zum 
Kreditgeber  in  wirtschaftliche  Abhängigkeit 
bringen.  Der  Kapitalist  findet  die  Betriebs- 
mittel für  sein  Unternehmen  in  seinem 
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Kapital  und  in  der  auf  dem  Kapital  beruhen- 
den Kreditfähigkeit.  Ist  auch  für  den  Kredit 
die  persönliche  Tüchtigkeit  nicht  gleichmütig, 
so  tritt  sie  doch  wenigstens  im  Grossbank- 
verkehr mehr  oder  minder  hinter  die  ge-  • 
botene  reale  Sicherheit  zurück. 

Aus  dem  Besitz  des  eigenen  oder  dem 
auf  Grund  des  Kredits  angeliehenen  Kapi-  j 
tal  folgt  zum  grossen  Teil  die  Macht  des ; 
Grossbetriebes  und  das  U ebergewicht  des  i 
Grossindustriellen  über  den,  der  über  diese 
Hilfsmittel  nicht  verfügt.  Das  Kapital  er- , 
möglicht,  die  Rohstoffe  oder  Halbfabrikate 
im  grossen  unter  günstigsten  Bedingungen 
gegen  bar  einzukaufen,  Maschinen  zur 
Massenherstellung  der  Ware  zu  beschaffen,  | 
den  Betrieb  stets  konkurrenzfähig  zu  halten  ! 
und  für  den  Verkauf  der  Produkte  die  | 
günstigste  Zeit  abzuwarten. 

2.  Begriffsbestimmung.  Je  mehr  nach 
dieser  kapitalistischen  Richtung  die  wirt- 
schaftliche Entwickelung  fort  schreitet,  desto 
schwieriger  wird  die  Lage  des  kleinen  Ge- 
werbetreibenden und  Landwirts,  die  sich 
nur  selten  in  dem  Besitze  von  Betriebs- 1 
mittein  befinden,  welche  ihnen  einen  erfolg- 
reichen Wettbewerb  auf  dem  wirtschaftlichen  ! 
Markte  ermöglichen.  Der  eigentliche  Bank- 
kredit ist  diesen  Kreisen  regelmässig  ver- 
schlossen, einmal  weil  es  sich  hier  um  kleine 
Summen  handelt,  und  dann  auch,  weil  die 
Betreffenden  nicht  in  der  I>age  sind,  die  in 
diesem  Verkehr  erforderlichen  Sicherheiten 
zu  leisten.  Derartige  Verhältnisse  haben 
vielfach  dahiu  geführt,  die  kleinen  Gewerbe- 
treibenden zur  Aufgabe  ihrer  Selbständig- 
keit zu  zwingen  und  sie  in  den  Dienst  der 
Grossbetriebe  zu  stellen.  Wo  es  an  dem 
nötigen  Betriebskapital  fehlt,  müssen  Roh- 
stoffe und  Werkzeuge  auf  Kredit  gekauft 
und  dann  um  vieles  teurer  bezahlt  werden, ' 
oder  die  Gewerbetreibenden  fallen  in  diel 
Hände  von  Wucherern.  Der  Kredit  in  seiner  | 
gefährlichsten  Gestalt  wird  in  Anspruch  ge- 
nommen. Schliesslich  müssen  noch  die 
fertiggestellten  Waren  um  jeden  Preis  ab- 
gegeben werden,  nur  um  Geld  flüssig  zu 
machen  und  drängende  Gläubiger  zu  befrie- 
digen. Nicht  nur,  dass  der  Umsatz  ein  ge- 
ringer ist,  auch  die  Herstellungskosten  sind  : 
verhältnismässig  gross,  und  der  Gewinn  ver- 
schwindet fast  gänzlich,  wenn  die  Ware ! 
Käufer  finden  soll. 

Hier  kann  nur  eins  helfen,  die  Vereini- 
gung nach  dem  altbewährten  Grundsatz: 
was  der  eine  nicht  allein  zu  erreichen  ver- 
mag, dazu  muss  er  sich  mit  anderen  ver- 
binden. Es  handelt  sich  um  die  Demokra- 
tisierung des  Kredits.  Die  Kreditgenossen- 
schaft ist  cs,  welche  »durch  Vereinigung 
mehrerer  kleiner  Kräfte,  von  denen  keine 
in  ihrer  Vereinzelung  der  Aufgabe  nur  an- 
nähernd gewachsen  wäre,  einen  der  grössten 


Missstände  unseres  sozialen  I^ehens.  der 
unseren  gewerblichen  (und  bäuerlichen* 
Mittelstand  in  seiner  Selbständigkeit  bedroht, 
zu  beseitigen  und  den  Unbemittelten  den 
Weg  zum  Emporkommen  zu  eröffnen  ver- 
mag. Wirklich  gelingt  es  ihr  bei  irgend 
vernünftigem  Erfassen  der  Sache,  alle,  die 
sieh  durch  Erfüllung  der  fibornomniewrQ 
Pflichten,  durch  Redlichkeit  und  Ordnung 
in  Haushalt  und  Erwerbe,  kreditwürdig 
zeigen,  kredit fähig  zu  machen  und  so 
dem  sittlichen  Halt  ihrer  Mitglieder  die 
unentbehrliche  wirtschaftliche  Unterlage  zu 
geben«  (Schulze-Delitzsch). 

Die  Kreditgenossenschaften  bilden  die 
Kanäle,  durch  welche  das  Geld  atzs  den 
Grossbanken  bis  in  die  Werkstatt  des  Hand- 
werkers. in  die  Wirtschaft  des  Bauern  ge- 
leitet wird. 

Für  die  Geschichte  der  Kreditgenossen- 
schaften nehmen  wir  auf  den  Artikel  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossen- 
schaf ten  toben  Bd.  III  S.  741  ff.)  Bezug  und 
behandeln  im  folgenden  die  wirtschaftliche 
Bedeutung,  wobei  wir  »ins  wesentlich  an 
deutsche  Verhältnisse  halten,  die  im  allge- 
meinen auf  diesem  Gebiete  auch  für  das 
Ausland  zutreffen. 

8.  H au  ptgrun d sutze.  Die  Hauptgmind- 
sätze  für  die  Kreditgenossenschaft  sind  die 
folgenden : 

1.  Die  Vorschusssucher  sind  die  Träger 
des  Unternehmens1). 

2.  Der  Geldverkehr  ist  gesohäftsmässig 
geordnet. 

3.  Die  Mitglieder  sind  zur  Bildung  von 
Geschäftsanteilen  verpflichtet,  die  durch 
regelmässige  kleine  Einzahlungen  und  durch 
Zuschreibung  der  auf  die  Geschäftsgut  haben 
fallenden  Anteile  vom  Gewinn  erfolgt. 

4.  Der  Geschäftsbetrieb  ist  ein  gemein- 
schaftlicher. 

5.  Die  Mitgliederzahl  ist  eine  nicht  ge- 
schlossene, der  Beitritt  steht  allen  offen,  die 
den  Bedingungen  des  Statuts  genügen.  Per 
Austritt  ist  unter  Einhaltung  gewisser  Kün- 
digungsfristen gestattet. 

0.  Fremde  Gelder  werden  unter  gegen- 
seitiger Haftung  der  Mitglieder  aufgenommen. 


*)  Bereits  entwickelte  Kreditgenossenschaften 
haben  in  Deutschland  wohl  früher  auch  an  Nicht- 
mitglieder  Darlehen  gewährt,  das  Geuossen- 
schaftsgesetz  v.  1.  Mai  1889  aber  verbietet  die  Aus- 
dehnung des  Geschäftsbetriebes  auf  Nichtmit- 
gliedcr,  insoweit  derselbe  in  der  Dnrlehnsge- 
wührung  besteht,  um  den  genossenschaftlichen 
Charakter  zu  erhalten.  Rechtlich  ist  dieser 
freilich  von  einer  Beschränkung:  des  Geschäfts- 
betriebes auf  den  Kreis  der  Mitglieder  nicht 
abhängig,  sondern  er  ist  allein  durch  den  Um- 
stand bedingt,  dass  die  Träger  des  Unter- 
nehmens Personen  und  nicht  Kapitalteile,  «lass 
letztere  nur  ein  Ausfluss  der  Mitgliedschaft  sind. 

i 

i 
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Bis  zu  dem  Genossenschaftsgesetz  vom 
1.  Mai  1889  beruhten  alle  Genossenschaften 
in  Deutschland  auf  der  unbeschränkten 
Solidarhaft  der  Mitglieder.  Es  hatte  sich 
dies  aus  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Entwickelung  der  Genossenschaften  eigeben. 
Nur  in  Deutschland  bestand  aber  diese  aus- 
schliesslich zulässig  weitgehendste  Haftung. , 
Die  Verhältnisse  hatten  dann  dahin  geführt, 
dass  sich  neben  derselben  noch  die  Zulas- 
sung einer  beschränkten  solidaren  Haftpflicht 
als  erforderlich  herausstellte.  Dieselbe  ist 
durch  G.  v.  1.  Mai  1889  eingeführt  In  be- 
treff der  Kreditgenossenschaften  hat  die 
Praxis  jedoch  gezeigt,  dass  die  beschränkte 
Haftpflicht  auf  deren  weitere  Ausbreitung 
nicht  den  von  manchen  — den  Genossen- 
schaften ferner  stehenden  — Kreisen  er- 
warteten Einfluss  ausübt.  Neu  gegründete 
Kreditgenossenschaften  finden  auf  der  be- 
schränkten Haftpflicht  der  Mitglieder  meist 
nicht  den  für  die  Verbindlichkeiten  der  Ge- 
nossenschaft erforderlichen  Kredit,  um  lebens- 
fähig zu  werden.  Bei  Erlass  des  Genossen- ; 
Schaftsgesetzes  haben  sich  in  diesem  Sinne  i 
auch  die  grossen  Genossenschaftsverbände 
ausgesprochen.  — Durch  die  Kreditgenossen- 
schaft erhalten  die  Mitglieder  in  der  Reg«1! 
das  Betriebskapital  zu  dem  Preise,  den  das 
Geld  im  Bankverkehr  hat,  mit  einem  geringen 
Aufschlag  zur  Deckung  der  Unkosten,  Bil- 
dung von  Reserven  etc. 

Die  seitens  der  Genossenschaft  von  dem 
Vorschussnehmer  verlangte  Sicherheit  be- 
steht nur  in  der  Stellung  eines  Bürgen, 
wenn  sie  nicht  in  anderer  Art  geboten  wer- 1 
den  kann ; vielfach  wird  auch  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  Kredit  ohne  jede  weitere 1 
besondere  Sicherstellung  gegeben.  Von  un-  [ 
richtigen  Voraussetzungen  geht  die  Forde- 
rung nach  Einführung  einer  Kredit-  und  J 
Verlust  Versicherung  aus,  sie  erinnert  im; 
übrigen  an  die  Lassallescho  Theorie  von ; 
der  Abschaffung  des  geschäftlichen  Risikos. ! 
Im  Anschluss  an  eine  Kreditgenossenschaft 
kann  jeder  fleissige  und  strebsame  Gewerbe- 
treibende den  seinen  Verhältnissen  ent- 
sprechenden Kredit  finden.  Die  Bedeutung  , 
der  finanziellen  Förderung  des  genossen- 
schaftlichen  Personalkredits  durch  den  Staat . 
ist  bei  dem  Artikel  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften gewürdigt,  ! 
das  Vorgehen  des  preussischen  Staates  hat 
nicht  nur  verschiedene  deutsche  Staaten, 
sondern  auch  im  Auslände  (Ungarn,  Frank- 
reich — in  Vorbereitung  in  Belgien,  Oester-  j 
reich)  Nachahmung  gefunden.  Eine  treib-  ! 
hausartige  Entwickelung  des  Kreditgenossen- 
schaftswesens ist  die  Frucht  — natürlich,  \ 
denn  wie  sollte  die  »genossenschaftliche 
Begeisterung«  fehlen,  wenn  die  Frucht  der 
Bildung  einer  Genossenschaft  Staatskredit 
ist.  Als  die  Preussisehe  Centralgenossen-  ■ 


schaftskasse  strengere  Anforderungen  an  die 
Sicherheit  zur  Geltung  brachte  und  den 
Zinsfuss  erhöhte,  erhob  sich  bei  den  betei- 
ligten Genossenschaften  ein  Sturm  des  Un- 
willens (Vereinstag  des  Allgemeinen  Ver- 
bandes der  deutschen  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  zu  Karlsruhe).  Heute  sucht 
man  die  Geister  zu  bannen,  die  man  rief, 
doch  immer  dringlicher  werden  die  Forde- 
rungen, weitere  Mittel  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Und  nicht  mehr  ist  man  zufrieden, 
dass  Kredit  gewährt  wird,  — man  ver- 
langt ihn  auch  zu  dem  niedrigsten  Zinsfuss, 
zu  einem  Zinsfuss,  der  unter  dem  des  Geldes 
auf  dem  Geldmarkt  bleibt;  in  agrarischen 
und  bimet allist ischen  Kreisen  wird  ernst- 
haft die  Forderung  vertreten,  durch  die 
preussisehe  Centralgeuossenschaiftskasse  Ein- 
fluss zu  gewinnen  auf  die  geschäftliche  Dis- 
position  der  Reichsbank,  nachdem  der  Ver- 
such, die  Reichsbank  zu  verstaatlichen  und 
besonderen  Interessen  dienstbar  zu  machen, 
missglückt  ist. 

4.  Organisation  und  sittliche  Bedeu- 
tung. Die  Organisation  ergiebt.  sich  nach 
dem  Genossenschaftsgesetz  derart,  dass  der 
Vorstand  die  unbeschränkte  Vertretung  hat, 
der  Aufsichtsrat  die  Kontrolle  ausübt  und 
die  Mitglieder  ihre  Rechte  in  der  General- 
versammlung, wo  ein  jedes  nur  ei  ne  Stimme 
hat.  geltend  machen.  Zweckmässig  ist  es, 
die  Mitglieder  an  der  Verwaltung  soweit 
teilnehmen  zu  lassen,  als  dies  mit  einer 
einheitlichen  Geschäftsführung  irgend  ver- 
träglich ist  Dadurch  übt  die  Genossenschaft 
auch  einen  wesentlich  erzieherischen  Ein- 
fluss aus,  bildet  die  Mitglieder  in  der  Selbst- 
verwaltung und  lehrt  dieselben  grössere 
Verhältnisse  richtig  beurteilen.  Der  sittliche 
Wert  der  Genossenschaft  macht  sich  ferner 
noch  darin  geltend,  dass  die  Mitglieder  an 
pünktliche  Einhaltung  geschäftlicher  Ver- 
pflichtungen gewöhnt  werden,  «lass  sie  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  und  Notwendigkeit 
des  Kapitals  würdigen  lernen,  und  endlich 
darin,  dass  sie  durch  regelmässige  Einzah- 
lungen auf  Geschäftsanteil  zur  Bildung  von 
Ersparnissen  ungehalten  werden. 

5.  Geschäftsbetrieb.  Der  Geschäfts- 
betrieb der  Kreditgenossenschaften  ist  sehr 
mannigfacher  Art:  hauptsächlich  besteht  er 
in  der  Gewährung  von  Vorschüssen,  sodann 
in  dem  Kauf  von  Forderungen  für  herge- 
stellte und  verkaufte  Waren  (Diskontierung) 
und  bei  entwickelterem  Betriebe  in  dem 
Kontokorrentverkehr.  Daneben  betreiben  die 
bankmässig  entwickelten  Vereine  auch  die 
sonst  im  Bankverkehr  üblichen  Geschäfte 
(An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren,  In- 
casso  u.  dergl.). 

Es  kann  die  Frage  entstehen,  wo  hört 
unter  solchen  Verhältnissen  die  Genossen- 
schaft auf,  wo  beginnt  die  Grossbank?  Es 
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hat  den  Schein  der  Berechtigung  für  sieh, 
die  bankmässig  entwickelten  Vereine  auch 
zu  den  Hanken  zu  zahlen,  und  es  giebt  auch 
bei  den  Genossenschaften  Fälle,  in  denen 
der  genossenschaftliche  Charakter  abgestreift 
und  das  Geschäft  auf  die  Erzielung  hoher 
Dividenden  gerichtet  ist,  wo  man  nur  un- 
gern mit  dem  kleinen  Gewerbetreibenden 
arbeitet  und  es  vorzieht,  Grossindustrielle 
und  Grossgrundbesitzer  heranzuziehen,  da 
au  denselben  »mehr  zu  verdienen  ist«. 
Doch  zur  Ehre  der  Genossenschaften  gehören 
solche.  Fälle  zu  den  Ausnahmen,  und  gerade 
die  bedeutendsten  Kreditgenossenschaften, 
deren  Umsatz  nach  Hunderten  von  Millionen 
zählt,  setzen  ihren  Stolz  darein,  ihre  Her- 
kunft nicht  zu  verleugnen  und  mit  der 
gleichen  Bereitwilligkeit  sich  dem  kleinsten 
Gewerbetreibenden  zur  Verfügung  zu  stellen 
und  den  Geschäftsanteil  derart  zu  normieren, 
dass  auch  für  den  Unbemittelten  die  Ein- 
zahlungen möglich  sind  — wie  sie  dem  In- 
dustriellen ein  Kontokorrent  cinrüumcn,  auf 
dem  der  Umsatz  Hunderttausende  beträgt. 
Die  von  dem  Anwälte  des  Allgemeinen 
Deutschen  Genossenschaftsverbanues  Dr. 
Hans  Crüger  herausgegebeneu  »Jahrbücher« 
ergeben,  dass  jene  Genossenschaften,  in  denen 
die  »Dividendenjäger«  die  Dichtung  bestim- 
men, sehr  selten  anzutreffen  sind.  Wie 
freilich  das  beste  System  missbräuchlich 
angewendet  werden  kann,  so  auch  die  Kre- 
ditgenossenschaft. Durch  die  Ausdehnung 
des  Geschäftsbetriebes  allein  geht  eine  Kre- 
ditgenossenschaft nicht  ihres  Charakters 
verlustig,  und  es  ist  daher  verfehlt,  solche 
Genossenschaften  mit  grossem  Umsätze  und 
bedeutendem  Vermögen  als  kapitalistische 
Banken  zu  betrachten,  ihr  ganzes  Wesen, 
ilire  Organisation  und  ihre  Ziele  geben 
ihnen  als  Personalgesellschaften  eine  ganz 
andere  Richtung,  als  sie  den  Kapital- 
gesellschaften innewolmt. 

Nicht  minder  wichtig  wie  für  die  Ge- 
werkt reihenden  ist  die  Kreditgenossenschaft 
für  die  kleinen  Landwirte.  Die  Genossen- 
schaften kommen  ihrer  Natur  nach  jedoch 
hier  nur  für  die  Befriedigung  des  Personal- 
kredits in  Betracht,  um  das  umlaufende 
Kapital  zu  beschaffen.  Dieser  Kredit  wird 
beansprucht  zur  Anschaffung  von  Rohstoffen, 
Saatgut,  Vieh,  für  Arbeitslöhne  etc.  Dieses 
Kapital  ersetzt  sich  regelmässig  in  G bis 
12  Monaten.  Für  die  Befriedigung  des  Real- 
kredits sind  die  Genossenschaften  ungeeig- 
net, da  sie  infolge  des  leicht  wechselnden 
Mitgliederbestandes  nicht  auf  so  lange  Zeit 
Geld  aufzunehmen  vermögen,  um  ihrerseits 
das  Kapital  auf  lauge  Fristen  oder  unkünd- 
bar gegen  amortisationsweise  Tilgung  aus- 
leihon  zu  können. 

<>.  System  von  Schulze-Delitzsch  und 
Raiffeisen.  Es  bestehen  in  Deutschland. 


Italien,  Oesterreich,  Frankreich,  Belgien 
Kreditgenossenschaften  (nach  dein  System 
Raiffeisen  s.  d.  einen  anderen  Standpunkt  ver- 
tretenden Art.  Darlehn skussenverei ne 
(oben  Bd.  UIS.  120  ff.),  deren  Mitglieder  nur 
Landwirte  sind  und  die  sieh  ausschliesslich 
die  Befriedigung  des  landwirtschaftlichen 
Kreditbedürfnisses  zur  Aufgabe  gestellt 
hallen.  Derartige  Kassen  werden  in  Deutsch- 
land und  OestciTeich  seitens  der  Regierung 
durch  Unterstützungen  und  ähnliche  Mass- 
nahmen nach  jeder  Richtung  hin  gefördert, 
und  in  der  lebhaftesten  Weise  wird  für 
deren  Gründung  agitiert  unter  dem  Vorgeben, 
dass  die  Schulze-Delitzsehsehen  Genossen- 
schaften nicht  imstande  wären,  den  land- 
wirtschaftlichen Kreditanforderungen  zu  ge- 
nügen. Die  wesentlichsten  Unterschiede  des 
Sciiulzesciien  und  des  Raiffeisenschen  Sys- 
tems sind  folgende:  die  Sciiulzesciien  Ge- 
nossenschaften vereinigen  in  sich  alle  Be- 
rufsklassen  und  sehen  gerade  in  diesem 
Umstande  die  Möglichkeit  der  Ausgleichung 
der  Kreditbedürfnisse  der  verschiedenen 
Klassen;  je  mannigfacher  die  Zusammen- 
setzung. desto  wahrscheinlicher  ist,  dass  die 
Genossenschaft  den  Ansprüchen  der  Mit- 
glieder gerecht  werden  kann,  da  in  den 
verschiedenen  Berufsklassou  auch  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  Geld  flüssig  ist  und  Geld 
gebraucht  wird.  Besonders  bei  den  Land- 
wirten stellt  sich  das  Geldbedürfnis  meist 
zu  gleicher  Zeit  ein,  und  eine  Kasse,  die 
nur  Landwirte  als  Mitglieder  hat,  muss  da- 
her, wenn  sie  keine  Unterstützung  geniesst, 
bereits  hierdurch  in  Schwierigkeiten  geraten. 
Die  Raiffeisenschen  Kassen  beschränken  sich 
nur  auf  Landwirte,  die  ihnen  gewährten 
Unterstützungen  lassen  sie  die  hierin  beru- 
hende Gefahr  überwinden.  Die  .Sciiulzesciien 
Genossenschaften  nehmen  ihren  Wirkungs- 
kreis — unbeschadet  der  Kontrolle  — so  gross, 
dass  sie  durch  ihre  eigenen  Geschäfte  be- 
stellen können,  die  Raiffeisenschen  Kassen 
beschränken  den  Geschäftsbetrieb  auf  einen 
kleinen  Kreis,  wodurch  die  Ijeistungsfähig- 
keit  geschwächt  wird;  jene  legen  ein  grosses 
Gewicht  auf  die  Ansammlung  von  Geschäfts- 
anteilen, diese  erklären  den  Landwirt  für 
unfähig,  regelmässige  Einzahlungen  zu 
leisten:  die  zahlreichen  Landwirte,  die  bei 
den  Sciiulzesciien  Genossenschaften  Mitglie- 
der sind,  widerlegen  diese  Voraussetzung, 
selbst  warme  Verteidiger  des  Raiffeisenschen 
Systems  haben  den  Mangel  an  Geschäftsan- 
teilen als  einen  Missstand  bezeichnet,  und 
in  der  amtlichen  Begründung  des  deutschen 
Genossenschaftsgesetzes  von  18S9  ist  es 
ausdrücklich  abgelehnt,  dieser  Eigentümlich- 
keit der  Raiffeisenschen  Kassen  Rechnung 
zu  tragen.  Die  .Schulzescheu  Genossenschaf- 
ten besolden  die  Vorstandsmitglieder  nach 
ihren  Leistungen,  die  Raiffeisenschen  Kassen 
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lassen  dieselben  im  Ehrenamt  ihre  Oblie- 
genheiten erfüllen  und  stellen  einen  l>esol- 
deten  »Rechner«  an.  Der  Hauptunterschied 
der  beiden  Systeme  aber  liegt  in  der  Be- 
fristung der  Kredite. 

Scliulze- Delitzsch,  von  dem  wirtschaft- 
lichen Grundsatz  ausgehend,  dass  niemand 
auf  längere  Zeit  Geld  ausleihen  darf,  als  J 
ihm  die  Verfügung  darüber  zusteht,  ver-  j 
langte  Darlehnsgewährung  auf  kurze  Zeit, 
da  die  Genossenschaften  Geld  nur  gegen  j 
verhältnismässig  kurze  Kündigungsfrist  er-  J 
halten.  Raiffeisen  hielt  kurz  befristeten 
Kredit  für  den  Landwirt  für  nicht  aus- 
reichend, forderte  Ausleihung  auf  10  Jahre 
und  länger,  dann  aber,  um  deu  Verein  zu 
sichern.  Vorbehalt  einer  jederzeitigen  vier- 
wöchigen Kündigungsfrist.  Mit  Recht  wies 
Schulze  demgegenüber  darauf  hin , dass  l 
diese  Kündigungsklausel  die  lange  Dar- 1 
lehnsfrist  illusorisch  machte  und  dass  ihr 
Gebrauch  den  Landwirt,  der  das  Kapital 
der  langen  Frist  entsprechend  anlegt,  rui- 
nieren müsste. 

ln  der  Ausleihung  eines  Kapitals  auf  10 
Jahre  mit  jederzeitiger  vierwöchiger  Kün- 
digungsfrist liegt  ein  innerer  Widerspruch,  j 
und  doch  beruht  wesentlich  hierauf  das 
Raiffeisensclio  System. 

Eine  Besonderheit  der  Raiffeisenschen 
Kassen  liegt  endlich  auch  in  dem  Ausschluss 
der  Verteilung  von  Dividenden,  worin  ihr 
gemeinnütziger  Charakter  zum  Ausdruck 
kommen  soll,  die  Schulzcschen  Genossen- 
schaften halten  dieselbe  gerade  für  geeignet, 
die  Bildung  von  Geschäftsanteilen,  den  Spar- 
sinn und  damit  das  Vereinsvermögen  zu 
fönlern. 

Ein  grosser  Teil  der  nach  Raiffeisensehen 
Grundsätzen  begründeten  Kassen  hat  sieh 
in  den  letzten  Jahren  mehr  und  mehr  den  | 
Schulzesehen  Prineinien  zugewendet;  es  ist 
dies  besonders  in  Hessen  und  Süddeutsch- 
land der  Fall.  — 

Im  übrigen  unterstehen  in  Deutschland 
die  Genossenschaften  beider  Systeme  den 
gleichen  Gesetzen.  Nur  in  Italien  unter- 
scheiden sie  sich  noch  dadurch,  dass  dort 
die  Raiffeisensehen  Kassen  (eingeführt  durch  i 
Dr.  Wollcmborg)  auf  der  unbeschränkten  j 
Haftpflicht,  die  Volksbanken  (Luzzatti)  auf 
der  beschränkten  Haftpflicht  beruhen. 

Wie  unrichtig  die  Behauptung  ist,  dass ' 
die  Kreditgenossenschaften  nach  dem  Schul- 1 
zeschen  System  nicht  das  Kreditbedürfnis 
der  Ijandwirte  befriedigen  oder  dass  die 
J .and wirte  nicht  den  Ansprüchen  dieser 
Genossenschaften  genügen  können,  geht  aus 
der  Beteiligung  der  Landwirte  an  diesen 
Genossenschaften  hervor.  So  gehörten  im 
Jahre  1898  zu  921  Schidzesehen  Kreditge- 
nossenschaften, die  zu  der  Statistik  des 
Jahrbuchs-,  berichteten,  144080  selbständige 


Landwirte  nel«?n  125832  Handwerkern; 
diese  Genossenschaften  dienen  also  der 
Landwirtschaft  nicht  weniger  wie  dem  Ge- 
(Fortsetzung  dieses  Textes  auf  S.  392.) 
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•werbe.  Und  ein  ähnliches  Verhältnis  zeigt 
sich  in  Oesterreich  und  Italien.  In  Russ- 
land besteht  der  Mitgliederbestand  der  Kre- 
ditgenossenschaft nach  Schulze  - Delitzsch- 
schem  System  sogar  fast  ausschliesslich 
aus  Landwirten. 

In  Frankreich,  Belgien  und  Italien  haben 
die  Raiffeisenschen  Kassen  einen  ausge- 
sprochen klerikalen  Charakter;  bezeichnend 
sind  die  Worte,  mit  denen  der  Präsident 
des  Internationalen  Verbandes  der  Raiffeisen- 
schen Darlehnskassen  bei  Begründung  dieses 
Verbandes  im  Jahre  1897  die  Vertreter 
begrüsste : 

»Wir  müssen  alle  unsere  Handlungen 
der  katholischen  Moral  unterwerfen,  i 


wir  müssen  allen  unseren  Werken  den 
katholischen  Geist  geben;  und  wenn 
wir  in  dio  Versuchung  kämen,  dies  zu 
vergessen , so  würde  die  gewaltige 
Stimme  des  Papstes  uns  zu  unserer 
Pflicht  zurückruien.« 

Aus  den  kleinsten  Anfängen  hervorge- 
gangen bilden  die  Kreditgenossenschaften 
heute  eine  wirtschaftliche  Macht,  sie  bieten 
das  Mittel,  um  jeden  kreditwürdigen 
Gewerbetreibenden,  Landwirt  und  Arbeiter 
auch  kreditfähig  zu  machen.  Die  deut- 
schen Kreditgenossenschaften  haben  den 
gleichen  Bestrebungen  in  Oesterreich,  Bel- 
gien, Italien,  Frankreich  und  Russland  zum 
Vorbilde  gedient. 


b)  Oesterreich. 


Rech- 

nungs- 

jahr 

Anzahl 
der  Vereine 

reffis- 1 uic,.‘t 

triert  re?19' 
intri  tnert 

Berich- 

tende 

Vereine 

Am  Jahres- 
schluss aus- 
stehende ge- 
währte 
Kredite 
ti. 

Geschäfts- 

anteile 

fl. 

Reservefonds 

fl. 

Zahl  der  Fremde 
Mit-  Gelder 

glieder 

fl. 

1898 

| 

4 032  ! 73 

1 

1 816 

503  OOO  OOO 

5 1 265  OOO 

29  202  OOO 

1 088  716  510  249000 

Galizien  und  Krakau  nehmen  im  Genossenschaftswesen  eine  gesonderte  Stellung  ein. 
Nach  den  Berichten  des  Anwalts  des  dortigen  Verbandes  ergiebt  sieb  nir  die  Kreditgenossen- 
schaften (alle  nach  Schulzeschem  System): 


— 

Summa  der 

Rech- 

nungs- 

jahr 

Anzahl 

der 

Vereine 

Berich- 

tende 

Vereine 

Mit- 

glieder 

Geschäfts- 

anteile 

Reservefonds 

F remde 
Gelder 

gewährten 
Kredite 
i während  de? 
Jahres 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1898 

501 

466 

346  879 

9 669  54 1 

2 799  184 

43  964  065 

92  178175 

Für  Ungarn  fehlt  eine  Statistik.  Im  Jahre  1898  wurde  für  die  Kreditgenossenschaften 
unter  staatlicher  Beteiligung  ein  Centralkreditinstitut  gegründet.  Die  Zahl  der  bestehenden 
Genossenschaften  ist  sehr  gross,  ihr  volkswirtschaftlicher  Wert  wird  aber  nicht  hoch  geschätzt; 
erhebliche  Erwartungen  knüpfen  sich  an  das  neue  Genossenschaftsgesetz. 

Nach  dem  Bericht  des  Grafen  Joseph  von  Mailath  auf  dem  4.  Kongress  des  Internationalen 
Genossenschaftsverbandes  in  Paris,  1900,  bestanden  Ende  1899  in  Ungarn  712  ländliche  Dar- 
lehuskassen  mit  135  275  Mitgliedern  und  14  540  687  Kronen  Geschäftsguthaben. 


c)  Italien.  Folgende  Tabelle  zeigt  die  Entwickelung  der  Volkshanken  nach  Schulzeschem 

System. 


Rechnungs- 

jahr 

Anzahl  der 
Vereine 

Geschäfts- 

anteile 

Reservefonds 

Fremde 

Gelder 

Ausstehende  Kredite 
am  Jahresschluss 
1894 

Lire 

Lire 

Lire 

Lire 

1894 

720 

1 

372  OOOOOO 

243  OOOOOO 

114000000 
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d)  Bussland.  Kreditgenossenschaften  nach  Schulzeschem  System: 


Rech- 

nungs- 

jahr 

Berich- 

tende 

Vereine 

Mitglieder 

Geschäfts- 

anteile 

Reservefonds 
und  Special- 
reservefonds 

Fremde 

Gelder 

Während  des 
Jahres 
gewährte 
Kredite 

Am  Jahres- 
schluss 
Ausstände 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

1895 

634 

218 100 
(bei  608  Ge- 

6713427 

2 1 to 187 

14  480  146 

30  330  588 

20  737  408 

nossen- 

schaften) 

e)  Frankrei  oh.  Eine  Statistik  fehlt.  | kassen  mit  ausgesprochen  klerikalem  Chn- 
Die  Zahl  der  Schulze-Delitzschsehen  Ge-  rakter  (nach  Professor  Charles  Gides  Be- 
nossenschaften  betragt  etwa  40;  daneben  rieht  auf  dem  4.  Kongress  des  Internationalen 
giebt  es  rund  600  Raiffeisensche  Darlehns-  Genossenscliaftsverbaudes,  Paris,  19(Hj). 


f)  Belgien. 


Rech- 

nungs- 

jahr 

An- 
zahl 
d.  Ver- 
eine 

Berich- 

tende 

Vereine 

Mit- 

glieder 

Geschäfts- 

anteile 

Reserve- 

fonds 

Fremde 

Gelder 

Am  Jahres- 
schluss aus- 
stehende 
Kredite 

Gewährte 

Kredite 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

1896 

21 

21 

>3  341 

2 895  339 

735  »93 

12  235025 

5 251  14S 

67  437  489 

Am  30.  Juni  1899  hatten  22  berichtende 
Verbandsgenossenschaften  nach  Schulze- 
Delitzsch  14379  Mitglieder,  denen  sie  im 
letzten  Geschäftsjahr  80 .862  406  Francs 
Kredite  gewährten.  — Am  31.  Dezember 
1898  bestanden  in  Belgien  199  Raiffeisen- 
sche Darlehnskassen,  die  bei  ihren  Mitgliedern 
Kredite  in  Höhe  von  740  424  Francs  aus- 
zustehen hatten.  Bis  zum  30.  Juni  1899 
liatte  sich  die  Anzahl  der  Raiffeisenschen 
Darlehnskassen  auf  271  erhöht  (nach  dem 
Bericht  von  Alfred  Micha  auf  dem  4.  Kon- 
gress des  Internationalen  Genossenschafts- 
verbandes in  Paris,  1900). 

g)  Grossbritannien  und  Irland.  Die 
Kreditgenossenschaftsbewegung  ist  immer 
noch  in  den  Anfängen,  es  bestehen  nur 
sehr  wenige  Kreditgenossenschaften.  Das 
entwickelte  englische  Bankwesen  scheint  ein 
Bedürfnis  nach  diesen  Genossenschaften 
nicht  stark  werden  zu  lassen.  Besonders  in 
Schottland  ersetzen  die  Banken  die  Ge- 
nossenschaften. 

In  Irland,  wo  die  Bewegung  zur  Er- 
richtung Raiffeisenscher  Darlehnskassen  im 
Jahre  1894  cinsetzte,  bestehen  66  solcher 
Kassen  mit  rund  3000  Mitgliedern  (Bericht 
von  Thomas  P.  Gill  auf  dem  4.  Kongress 
des  Internationalen  Genossenschaftsver- 
bandes,  Paris,  1900). 

Litteratur:  t 'gl.  die  Litteratur  su  dem  Art. 
Erwerbs-  und  Wirtschaf  tsgenossen- 
sch  aft e n oben  Bd.  III  S.  788 ff.,  ferner 
Vollborn , » Die  Buchführung  für  Vorschuss- 


und  h'reditrerrine»  (1000,  2.  Bd.  der  Hand- 
bibliothek für  das  deutsche  Genossenschaftswesen) 
und  .Soziale  Verwaltung  in  Oesterreich  am  Ende, 
des  10.  Jahrhunderts  (Wien  und  Ieipzig  1000), 
sowie  Berichte,  erstattet  auf  dem  4-  Kongress 
des  internationalen  Genossenschaftsverbandes, 
| l\tris  1900,  die  für  die  vorstehende  Statistik  nur 
itirn  Teil  noch  Verwendung  finden  konnten. 

Hans  Crüger. 


Kreditgeschäfte. 

1.  Begriff  des  Kredits  und  der  K.  2.  Not- 
wendige und  gewillkürte  K.  3.  Die  rechtliche 
Behandlung  der  K.  im  allgemeinen.  4.  Die 
einzelnen  Kreditgewährungsgeschäfte,  a)  Das 
Darlehen,  b)  Uneigentlicher  Verwahrungsvertrag 
j (denositum  irreguläre),  c)  Irregulärer  Miet- 
und  Werkvertrag,  d)  Irreguläre  Pfandbestel- 
lung. e)  Uneigentlicher  Niessbrauch.  5.  Die 
Krediterüffnungsgeschäfte.  a)  Darlehnsvorver- 
trag (pactum  de  mutnando).  b)  Die  Krediter- 
öfl'nung.  e)  Der  Kontokurrentvertrag,  d)  Der 
Kreditauftrag. 

1.  Begriff  des  Kredits  und  der  K. 

1.  Unter  Kreditgeschäften  hat  man 
solche  — obligatorische  — Rechtsgeschäfte 
zu  verstehen,  die 

a)  entweder  selbst  eine  Kreditgewährung 
enthalten ; 

b)  oder  zu  einer  späteren  Kreditgewäh- 
| rang  verpflichten. 

Zur  Feststellung  dessen,  was  zu  den 
j Kreditgeschäften  gehöre,  muss  man  sich  da- 
tier zunächst  überden  Begriff  des  Kre- 
Idits  schlüssig  machen.  Der  umgekehrte 
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Wog,  ans  der  Gesamtheit  der  Kreditge- 
schäfte den  Kreditbegriff  zu  abstrahieren, 
wäre  nur  unter  der  nicht  zutreffenden  Vor- 
aussetzung gangbar,  dass  wir  eine  abge- 
schlossene Zahl  von  als  solchen  allgemein 
anerkannten  Kreditgeschäften  besässen. 

Nun  ist  aber  bekanntlich  der  Hegriff  des 
Kredits  einer  der  bestrilt<*nsten  im  gesamten 
Gebiet  der  Volkswirtschaftslehre,  und  es 
kann  unmöglich  die  Aufgabe  dieses  Artikels 
sein,  den  Streit  darüber  seiner  Lösung  näher 
zu  führen,  s.  darüber  des  näheren  den  Art. 
K redit  oben  S.  380  ff.  Ich  beschränke  mich 
vielmehr  auf  eine  Feststellung  und  kurze  Be- 
gründung meiner  eigenen  Auffassung  vom 
Kredit  im  Verhältnis  zu  anderweiten  Lehren; 
daraus  ergiebt  sich  dann  leicht  der  Umkreis 
dessen,  was  zu  den  Kreditgeschäften  im 
Sinne  des  vorliegenden  Artikels  gehört. 

2.  Von  den  verschiedenen  Kredit theorieen 
sind,  als  für  die  Abgrenzung  des  Gebiets 
der  Kreditgeschäfte  präjudiciell,  insbesondere 
folgende  hervorzuheben : 

a)  Von  einigen,  vorzüglich  J.  St.  Mill 
(s.  die  Angaben  bei  Knies  S.  54 fg.)  wird 
der  Kredit  einfach  mit  der  Uebertragung 
eines  Kapitals  von  einer  Hand  in  die  andere 
identifiziert.  Mit  Recht  ist  diese  Lehre  fast 
allgemein  verworfen:  sie  würde  den  Begriff 
zu  unbrauchbarer  Weite  verflüchtigen.  Nach 
ihr  müsste  selbst  die  Schenkung,  der  Bar- 
kauf, kurz  jeder  auf,  Vermögcnsübertragung 
gerichtete  Schuld' vertrag  (obligatio  ad  dan- 
(lum)  Kredit  begründen  — Akte  also,  die 
nach  allgemeiner  Ueberzengung  vielmehr 
gerade  das  Gegenteil  des  Kreditierens  dar- 
stellen : der  auf  Barzahlung  dringende  Ver- 
käufer verweigert  damit  doch  geradezu 
dem  Käufer  den  Kredit! 

b)  Nach  Th  öl  (Handelsrecht  § 100)  ist 
Kredit  »das  Vertrauen,  dass  ein  Versprechen 
erfüllt  wenle<.  Damit  wird  dem  Kredit 
jeder  objektive  Inhalt  genommen  und  alles 
auf  eine  unfassbare,  unkontrollierbare  Stim- 
mung eines  der  Beteiligten  abgestellt.  Auch 
mangelt  es  dabei  an  einer  different ia  speci- 
fica  zwischen  deu  Kredit-  und  sonstigen 
obligatorischen  Geschäften. 

c)  Die  Definition  von  Roscher  (System 

Bd.  I § 04):  »Kredit  ist  die  freiwillig 

eingeräumte  Befugnis,  über  fremde  Güte 
gegen  das  blosse  Versprechet»  des  Gegen- 
wertes zu  verfügen« , sieht  weniger  auf  den 
Vorgang  der  Kreditgewährung  selbst,  als 
vielmehr  auf  die  Wirkung  dos  gewährten 
oder  doch  versprochenen  Kredits  für  die 
Person  des  Schuldners.  Es  ist  ferner  be- 
denklich, die  kreditweise  überlassenen  Ob- 
jekte noch  ohne  weiteres  als  für  den  Kre- 
ditnehmer fremde  Güter  zu  bezeichnen. 

d)  Nach  der  heute  herrschenden 
Lehre  bildet  der  K red  i t verkeil  r einfach 
den  Gegensatz  zum  Bar  verkehr;  es  ge- 


hören dahin  alle  die  Geschäfte,  l*oi  denen 
die  I Leistung  der  einen  Partei  in  die  Gegen- 
wart, diejenige  der  anderen  Partei  in  die 
Zukunft  fällt.  So  vorzüglich  Knies  S.  7, 
21  und  passim;  Wagner  in  Schünborgs 
Handbuch  Bd.  I Nr.  8,  Anfl.  2 S.  307,  399, 
sachlich  übereinstimmend  Roscher  a.  a.  O. 
No.  3.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des 
Kredits  liegt  nach  Knies  lediglich  in  dein, 
dem  Schuldner  eingeräuinten . zeitweiligen 
Gebrauch  des  überlassenen  Objektes;  Unter- 
schiede in  dem  Eigenartigen  der  Güter, 
welche  vom  Gläubiger  dem  Schuldner  zum 
Gebrauch  übergeben  werden , können  das 
Merkmal  des  Kreditgeschäftes  nicht  auf- 
hebon.  Eine  Eigent mnsüberlassung  gehört 
nicht  zum  Wesen  der  Kreditgeschäfte  im 
allgemeinen,  ist  vielmehr  nur  Eigentümlich- 
keit einer  Gattung  derselben.  Danach  müs- 
sen auch  Leihe,  Miete,  Pacht  unter  die 
Kreditgeschäfte  fallen  (s.  Knies  S.  27); 
über  die  Zugehörigkeit  von  Depositum  und 
Faustpfandvertrag  dazu  bestehen  zwar  nach 
dieser  Lehre  Meinungsverschiedenheiten, 
alter  auf  Grund  der  mitgcteilten  Definition 
würde  man  selbst  sie  kaum  ausschliossen 
dürfen. 

Da  bei  I Leihe,  Miete,  Pacht  und  Dienst- 
vertrag die  beiderseitigen  I Leistungen  ihrer 
Natur  nach  nicht  genau  gleichzeitig  statt- 
finden können,  bezeichnet  Wagner  sie  ge- 
radezu als  »notwendige  Kreditgeschäfte« 
im  Gegensatz  zu  den  »reinen«  oder  »beab- 
sichtigten« , die  nur  kraft  des  besonderen 
Parteiwillens  dahin  gehören  (z.  B.  Darlehen). 

Von  anderer  Seite,  insbesondere  von 
I bering,  ist  diese  Grundansehammg  von» 
Wesen  des  Kredits  bekämpft  worden.  Mit 
Recht.  Gegen  sie  kommt  einmal  der  Sprach- 
gebrauch in  Betracht  — wer  spräche  wohl 
vom  »Kreditieren«  des  dem  freunde  ge- 
liehenen Buchs,  des  dem  Mieter  überlasse- 
nen Gebäudes?  Mag  ferner  auch  die  Ter- 
minologie der  römischen  Rechts» picHeu  für 
uns  nicht  mehr  schlechthin  bindend  sein; 
mag  auch  das  römische  »creditum«  von 
unserem  »Kredit«  gesondert  werden  müssen 

wertvolle  Fingerzeige  vermag  uns  der 
Gedankenkreis  der  juristischen  Klassiker, 
wie  sonst,  so  auch  hier  noch  immerfort  zu 
gehen.  Nun  sprechen  die  Quellen  von  einem 
«credere«  freilich  auch  in  einem  weiteren 
Sinn,  der  alle  die  Fälle  umfasst,  »si  candem 
rem  reeepturi  sumus«  (1.  2 $ 3 D.  12,  1, 
1.  1 § 1 das.);  aber  vornehmlich  findet  man 
das  credere  — auch  in  creditum  dare.  ire,  abire 
— in  einem  anderen,  engeren  Sinne  ge- 
braucht: es  wird  auf  die  Fälle  einer  voll- 
zogenen Uebereignung  beschränkt  und  den- 
jenigen gegenübergestellt,  in  < plibus  res  domini 
manet,  s.  1.  31  D.  19,  2.  Dam»  steht  das 
»suum  esse<  und  >in  eredito  esse«  im  Gegen- 
satz (1.  27  § 2 D.  34,  2),  und  der  Jurist 
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kann  sagen  (1.  24  § 2 D.  42,  5)  »aliud  est 
citxlere,  aliud  dejwnere«.. 

(legen  die  Aufnahme  der  hier  in  Frage 
stehenden  Akte  in  die  Reihe  der  Kreditge- 
schäfte entscheiden  daneben  und  vorzüglich 
auch  innere  Erwägungen.  Wer  jemandem 
nicht  das  Eigentum,  sondern  nur  die  Nut- 
zung eines  Gutes  überträgt,  dessen  recht- 
liche Stellung  zu  dem  überlassenen  Gut 
wird  dadurch  nicht  grundsätzlich  geändert 
— »dieses  credere  ist  juristisch  für  ihn 
nicht  mit  der  mindesten  Gefahr  verbunden* 
(I  lieri  ng  S.  159).  Die  verliehene,  vermietete 
Sache  ist  gar  nicht  in  das  Vermögen  des 
Empfängers  übergegangen;  will  der  Geber 
sie  nach  Beendigung  des  Vertragszweckes 
zurückerhalten , so  steht  ihm  dazu  neben 
der  ]>ersünlichen  Vertrags-  auch  die  gegen 
jeden  Dritten  wirksame  Eigen  tu  in  skia  ge 
zu  Gebote.  Die  Sache  fällt  als  eine  dem 
Empfänger  fremde  nicht  in  dessen  etwaige 
Konkursmasse  1 kann  vielmehr  nach  der 
Keiehskonkursordtnmg  (§  43)  durch  den 
Gelier  selbst  daun  »ausgesondert«  werden, 
wenn  er  seinerseits  nicht  Eigentümer  war. 
Nicht  minder  kann  er  nach  der  Reiehscivil- 
prozessordnung  § 771  die  Freigabe  der  von 
einem  Einzelgläubiger  des  Empfängers  ge- 
pfändeten Sache  erzwingen.  Vor  einem 
»An vertrauen«,  der  Sache,  wie  es  das  »cre- 
dere« doch  seiner  wörtlichen  Bedeutung 
nach  darstellt,  von  einem  »fidem  alienam 
sequi«  (s.  1.  1 § 1 1).  12,  1)  ist  dabei  im 
Rechtssinn  nicht  die  Rede. 

So  werden  denn  auch  die  genannten 
Akte  in  die  Darstellungen  der  Kreditge- 
schäfte üblicher  Weise  nicht  einbezogen, 
ein  Verfahren,  von  dem  abzuweichen  nach 
dem  Gesagten  nicht  der  mindeste  Grund 
vorliegt. 

3.  Somit  gehört  das  Moment  der  U Über- 
tragung des  Eigentums  (oder  das 
sonst  dem  Kreditierenden  an  dem  Gute  zu- 
stehenden Rechts)  bezw.  die  Belassung  des- 
sellien  beim  Kreditnehmer  (in  den  Fällen 
unten  lit.  d)  zum  Wesen  des  Kredits.  Jede 
davon  absehende  Erklärung  würde  den  Be- 
griff unzulässig  verflüchtigen. 

Auf  der  anderen  Seite  darf  man  ihn 
aber  auch  nicht,  wiedas  manchmal  geschieht, 
allzusehr  verengern  durch  Einbeziehung 
von  nicht  oder  doch  nicht  notwendig  dahin- 
gehörigen Merkmalen. 

a)  Insbesondere  ist  ein  besonderes 
»Vertrauen«  des  Kreditgeltors  auf  das 
Leistenkönnen  und  Leistenwollen  des  Kredit- 
nehmers zum  Begriff  mit  niehten  zu  erfor- 
dern. Das  hat  Knies  gegenüber  der  bis- 
her herrschenden  Lehre  (s.  die  Vertreter 
derselben  bei  G.  Cohn  II  S.  360)  so  vor- 
trefflich nachgewiesen,  dass  die  letztere  sich 
von  dem  Angriff  nicht  mehr  recht  hat  er- 
holen können  (s.  gegen  sic  auch  G.  Cohn 


S.  361).  Das  Kriterium  des  »Vertrauens« 
' jwsst  nicht  auf  den  Realkredit,  nicht  auf 
den  unfreiwillig  — etwa  bei  Zwangsan leihen 
oder  infolge  eines  vorausgegangenen  Kredit- 
eröffnungs  vertrage  — gewährten  Kredit. 
Davon  abgesehen  ist  es  von  vornherein  be- 
denklich, von  einer  unkontrollierbaren  inne- 
ren  Stimmung  bei  einem  der  Beteiligten  die 
grundsätzliche  Beurteilung  eines  äusseren 
juristischen  Vorganges  abhängig  zu  machen 
! — nicht  mit  Unrecht  wehrt  sich  der  Jurist 
fast  überall  gegen  eine  übertriebene  Berück- 
sichtigung der  Motive  (»falsa  causa  non 
nocet«)  und  blossen  inneren  Vorgänge. 

b)  Aber  auch  das  macht  für  den  Begriff 
des  Kredits  und  der  Kreditgeschäfte  nichts 

■ aus,  wessen  Interessen  durch  den  Akt 
vorwiegend  gefördert  worden  sollen.  Zwar 
wird  das  Gegenteil  häufig,  wenn  nicht  regel- 
mässig, gelehrt:  so  wenn  Knies  das  Wesen 
ides  Kredits  in  der  Gebrauchsüberlassung 
findet  (S.  I9fg.);  wenn  I he  ring  (S.  1C2) 
, für  das  Kreditgeben  erfordert,  »dass  es  im 
Interesse  des  Empfängers  geschehe«.  Eine 
I Berücksichtigung  des  Gesehäftszweckes  ist 
' gewiss  für  die  Beurteilung  und  Unterschei- 
dung der  Kreditgeschäfte  von  Wert  und  bei 
I dem  wichtigsten  derselben,  dem  D arleheu, 
ist  eine  solche  vorwiegende  Richtung  auf 
I die  Interessen  des  Empfängers  erforderlich. 
Aber  1 bering  luvt  unrecht,  das,  was  von 
einer  Unterart  der  Kreditgeschäfte  gilt,  ohne 
weiteres  auf  die  ganze  Klasse  zu  übertragen. 
Wer  einer  Bank  sein  Bargeld  zwecks  Auf- 
bewahrung übereignet,  der  thut  das  auf 
eigene  Initiative  und  im  vorwiegend  eigenen 
Interesse:  aber  für  die  eintretende  dingliche 
Rechtsverschiebung  macht  das  nichts  aus; 
der  Deponent  bleibt  in  solchem  Fall  eben- 
so wie  der  Darlehnsgel  »er  auf  die  persön- 
liche Zahlungsfähigkeit  seines  Schuldners 
angewiesen,  also,  um  mit  Ulpian  zu  reden, 
sequitur  fidem  eins. 

Das  müssen  alle  diejenigen  zugeben,  die 
| überhaupt  eine  Verschiedenheit,  dieses  sogen, 
depositum  irreguläre  vom  Darlehen  in  Ab- 
rede stellen  (so  unten  sub  IV,  2).  Aber 
auch  wer  die  Verschiedenheit  des  beim 
einen  und  beim  anderen  verfolgten  wirt- 
i schaftlichen  Zweckes  als  ausreichenden  Grund 
! für  die  rechtliche  Differenzierung  ansieht, 

J darf  darum  nicht  soweit  gehen,  den  Zusam- 
I menhang  zweier  juristisch  so  überaus  nah- 
verwandter Geschäfte  mit  1 lieri  ng  völlig 
zu  zerreisseu. 

c)  Noch  viel  weniger  lässt  sich  die  von 
1 lieri  ng  weiterhin  zwar  nicht  für  das 
römische,  aber  für  das  heutige  Recht  ge- 
machte Einschränkung  halten,  wonach  »Ge- 
genstand dos  K redits  ausschliosslichdas 
Geld  ist«,  S.  101.  Zwar  wenn  er  damit 
besagen  will,  dass  beim  sogenannten  Kredit- 
kauf, der  Kreditmiete  nicht  sowohl  die  Kauf- 
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oder  Mietsache  als  vielmehr  die  dafür  zu ! 
zahlende  Gegenleistung  den  wirklichen  Ge- 
genstand des  Kredits  bilde,  wird  man  ihm 
Hecht  geben  dürfen.  Aber  andererseits  ist 
zu  bedenken,  dass  sowohl  beim  Darlehen 
wie  beim  depositum  irreguläre  und  den 
anderen  unten  zu  nennenden  Kreditgeschäf- 
ten das  Geld  zwar  den  häufigsten , aber  | 
keineswegs  den  einzigen  Leistungsgegenstand  , 
bildet.  Insbesondere  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch lässt  ausdrücklich  als  Objekt  des  j 
Darlehens  neben  Geld  auch  »andere  ver-  j 
tretbare  Sachen«  zu,  § 007  — alle  Sachen] 
also,  »die  im  Verkehre  nach  Zahl,  Mass  oder 
Gewicht  bestimmt  zu  werden  pflegen«  (§  91), 
und  beim  irregulären  Verwahrungsvertrag 
ist  überhaupt  nur  allgemein  von  vertretbaren  i 
Sachen  die  Rede,  § 700.  Man  wird  nicht 
ernstlich  gewillt  sein,  wenn  etwa  auf  Grund 
dieser  Bestimmungen  ein  Darlehen  in  Ge- 
treide oder  Cigarren  gegeben  ist,  solchem 
Akte  mit  Ihering  den  Charakter  eines 
Kreditgeschäftes  zu  bestreiten.  Thäte  man 
es,  so  würde  die  juristische  Brauchbarkeit 
dos  ganzen  Begriffes  der  Kreditgeschäfte 
ernstlich  gefährdet  werden. 

d)  Gleichgiltig  ist  es  für  den  Kredit,  ob 
die  jeweiligen  Objekte  dem  Empfänger  gegen 
die  Verpflichtung  zur  Rückleistung 
oder  gegen  diejenige  zu  einer  so  oder  so 
beschaffenen  Gegenleistung  übereignet 
werden.  Das  scheint  zwar  Dernburg 
{Pandekten  II,  § 1 Nr.  II)  zu  bestreiten, 
wenn  er  das  Kreditgeschäft  als  »Uebereignung 
von  Umlaufsmitteln  unter  Verpflichtung  zur 
Rückleistung  solcher  Umlaufsnuttel« 
definiert.  Aber  es  liegt  kein  Grund  vor, 
einen  mit  Stundung  der  Gegenleistung  ver- 
bundenen Kauf- oder  Mietvertrag  von  den  Kre- 
ditgeschäften auszuschliessen  (wie  übrigens 
Dernburg  laut  seinem  letzten  Beispiel  selbst 
nicht  thut).  Gerade  weil  beim  Kreditkauf 
nicht  die  verkaufte  Sache,  sondern  der  Preis 
kreditiert  ist,  handelt  es  sich  bei  Kreditie- 
rung des  Anspruchs  auf  das  Kaufgeld  um 
eine  Gegen-,  nicht  um  eine  Rückleistung. 

Wohl  aber  gehört  zum  Kreditgeschäft, 
dass  die  dem  Kreditnehmer  obliegende  Rück- 
oder Gegenleistung  nach  Art  und  Zweck 
des  Geschäftes  als  ein  Aequi valent  der 
vom  Kreditgeber  vollzogenen  Leistung  anzu- 
sehen sei.  Von  einem  Kreditieren  ist  nicht 
nur  dann  nicht  die  Rede,  wenn  es  über- 
haupt an  einer  Leistungspflicht  des  Em- 
pfängnis feldt  — so  bei  Schenkung  und 
Vermächtnis  — , sondern  schon  dann  nicht, 
wenn  die  vom  Empfänger  versprochene 
Leistung  nur  einen  mehr  oder  minder 
nebensächlichen,  der  empfangenen 
Leistung  nicht  nach  der  Parteiabsicht 
äquivalenten  Charakter  trägt.  Daher 
können  Schenkung  und  Vermächtnis  unter 
einer  Auflage  (modus)  nicht  als  Kredit- 1 


geschähe  erachtet  werden.  Wenn  ich  dem 
X.  ein  Haus  schenke  unter  der  Auflage, 
dass  er  mich  lebenslänglich  darin  wohnen 
lasse  oder  den  Armen  des  Ortes  tausend 
Mark  auszahle,  so  kaun  trotz  der  vollzogenen 
Uebereignung  von  einem  »Kreditieren«  der 
dem  Beschenkten  auferlegten  Gegenleistung 
nicht  füglich  geredet  werden.  Darum  be- 
gründet auch  die  schuldlose  Unmöglich- 
keit der  Auflage  für  den  Schenker  kein 
Rüokforderungsrecht , sowenig  naeh  römi- 
schem (1.  10  C.  4,  6)  wie  nach  deutschem 
bürgerlichem  Rocht  (§  527). 

e)  Endlich  macht  es  nichts  aus , ob  der 
Kreditgeber  den  Kredit  unentgeltlich 
oder  entgeltlich  gewährt,  fm  Ver- 
kehrsleben bildet  natürlich  das  letztere 
die  Regel,  im  Gegensatz  zu  dem  normaler- 
weise unentgeltlichen  »Freundschaftskredit«. 

Die  Entgeltlichkeit  kann  sich  dabei  in 
den  verschiedensten  Formen  zeigen.  Beim 
Darlehen  und  den  ihm  verwandten  Ge- 
schahen pflegt  sich  der  Geber  neben  der 
Hauptsumme  acoessorische  Ijeistungea  in 
Gestalt  von  Zinsen  versprechen  zu  lassen. 
Beim  Kreditkauf  wird  der  Verkäufer  in 
der  Regel  den  zu  fordernden  Preis  ent- 
sprechend der  vermutlichen  Dauer  der 
Kreditierung  um  einen  entsprechenden  festen 
Zusclilag  erhöhen.  Al>er  natürlich  sind  statt 
dessen  oder  daneben  auch  andere  Formen 
der  Kreditentlohnung  denkbar  — so  kann 
sich  der  Darlehngeber  anstatt  der  Zinsen 
die  Erstattung  eines  höheren  Kapital betrages. 
als  er  gegeben,  versprechen  lassen.  Er 
kann  für  die  Kreditgewährung,  oder  auch 
schon  für  das  blosse  Versprechen  künftiger 
Kreditgewährung,  von  vorn  herein  sich  eine 
feste  Provision  ausbediugen. 

In  allen  diesen  Fällen  hört  das  Kredit- 
geschäft auf,  dem  einseitigen  Interesse  des 
Empfängers  zu  dienen;  neben  ihm  ist  auch 
der  Geber  an  dem  Akt  interessiert,  indem 
ihm  eine  nutzbringende  Verwendung  des 
Kapitals  gewährleistet  wird.  Davon  muss 
die  Rechtsortin ung  die  Konsequenzen  ziehen: 
ist  der  Kredit  als  zinsloser  lediglich  im 
Interesse  des  Nehmers  vereinbart,  so  kann 
er  nicht  gezwungen  werden,  vor  dem  Kredit 
bezw.  der  vereinbarten  Dauer  desselben  in 
vollem  Umfange  Gebrauch  zu  machen;  er 
kann  alsdann  auch  vorzeitig  zurückzahlen, 

§ 271”,  6093  B.G.B.  Anders  beim  ver- 
zinslichen Darlehen  — hier  ist  auch  der 
Geber  an  der  ihm  sichere  und  dauernde 
Nutzung  des  Kapitals  gewährleistenden  Dauer 
des  Kredits  interessiert;  er  braucht  sieh 
daher  die  Rückzahlung  nicht  vor  dem  naeh 
§ 609  Abs.  1 — 2 zu  bestimmenden  Eintritt 
der  Fälligkeit  aufdrängen  zu  lassen.  — Steckt 
die  Kreditentlohnung  in  einer  Erhöhung  der 
vom  Kreditnehmer  zu  erstattenden  Summe, 
so  darf  derselbe  zwar  vorzeitig  zurückzahlen, 
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aber  er  darf  nicht  deswegen  den  Zwischen-  j 
zins  (Diskont),  d.  h.  den  in  der  Zufrflhzah- 
lung  für  den  Gläubiger  liegenden  Vorteil, 1 
abziehen.  § 272. 

So  häufig  die  Kreditentlohnung  im  Leben 
verkommen  mag  — von  selbst  versteht  sie ! 
sich  nicht,  es  bedarf  vielmehr  dazu  in  der 
Regel  einer  besonderen  "Verabredung.  Das 
ergiebt  sich  für  den  wichtigsten  Fall , das  j 
Darlehen,  aus  dem  mit  dem  überall  gelten- 
den Recht  übereinstimmenden  § 008  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Auch  der  ge-  j 
stundete  Kaufpreis  braucht  nach  § 4.')2  im 
Zweifel  nicht  verzinst  zu  werden.  Wo  frei- , 
lieh  auf  Grund  der  allgemeinen  gesetzlichen  1 
Bestimmungen  Zinsen  zu  entrichten  sind, 
insbesondere  nach  eingetretenem  Leistungs-  ■ 
Verzug  (§  288)  und  selbst  ohnedies  vom  I 
Prozessbeginn  ab  (§  291),  gilt  das  natürlich 
auch  für  den  bis  dahin  zinslosen  Kredit. : 
Allgemein  zu  verzinsen  sind,  ohne  dass  es 
besonderer  Abrede  bedürfte,  nur  die  Forde- 
rungen von  Kaufleuten  gegen  einander  aus 
beiderseitigen  Handelsgeschäften,  Handels- 
gesetzbuch $ 353 : bei  ihnen  gilt  also  geradezu 
eine  gesetzliche  Vermutung  für  eine  Ent- 
geltlichkeit der  Kreditgewährung. 

Soweit  der  Kredit  vertragsmässig  ent- 
lohnt wird,  ergiebt  sich  die  Möglichkeit, ! 
dass  die  ausbedungene  Entlohnung  gegen- 
über den  vom  Kreditgeber  gewährten  Vor- 
teilen unverhältnismässig  hoch  ist.  Alsdann 
liegt  unter  Umständen  eine  wucherische 
Ausbeutung  des  Kreditnehmers  vor  (Kre- 
dit wucher).  die  das  Geschäft  nach  § 138 
B.G.B.  nichtig,  den  Wucherer  möglicher- 
weise auch  strafbar  macht.  Da  indes  der 
Wucher  im  Sinne  der  modernen  Gesetz- ; 
gebung  weder  auf  Darlehen  noch  überhaupt 
auf  Kreditgeschäfte  beschränkt  ist.  vielmehr  j 
bei  allen  Geschäften  Vorkommen  kann,  bei ! 
denen  sich  jemand  für  eine  Leistung  Ver- , 
mögensvorteile  versprechen  oder  gewähren  | 
lässt,  so  greift  die  Lehre  vom  Wucher  über  | 
den  Bereich  der  Kreditgeschäfte  hinaus  und 
bedarf  der  Darstellung  in  einem  besonderen  j 
Artikel. 

f)  Zum  Schluss  dieser  Untersuchung  ist 
noch  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  es  zum 
Wesen  des  Kredites  gehöre,  dass  die  dem 
Schuldner  obliegende  Jjcislung  generell 
bestimmt  sei  oder  ob  auch  vom  Kreditieren 
eines  specieil  bestimmten  Objektes  die 
Rede  sein  könne?  In  den  weitaus  meisten 
Fällen  ist  zweifellos  ersteres  zutreffend  — 
so  beim  Darlehen,  irregulären  Verwahrungs- 
vertrag, beim  Kreditkauf  und  der  Kredit- 
miete. Ueberall  schuldet  hier  der  Kredit- 
nehmer eine  nur  nach  Gattungsmerkmalen 
bestimmte  Quantität  von  Gehl  oder  anderen 
vertretbaren  Sachen.  Auf  Schulden  dieser 
Art  wollen  denn  auch  die  meisten  den  Be- 
gri  ff  der  K redi tgeschäfte  eingeschränkt  wissen . 


Andererseits  giebt  es  aber  Fälle,  wo  je- 
mand eineu  Uebcreignungsakt  vornimmt 
gegen  die  Verpflichtung  des  Empfängers  zur 
späteren  Rückleistung  der  empfangenen 
Speeies  oder  zur  Gegenleistung  eines 
anderen  specieil  bestimmten  Gegenstandes. 
Ersteres  kommt  vor  bei  den  sogenannten 
f i du ciari sehen  Geschäften,  wie  sie 
im  ältesten  Recht,  als  ursprünglich  einzige 
Verpfändungsform,  eine  grosse  Rolle 
spielten,  aber  auch  dem  heutigen  sozialen 
Leben  noch  angehören  — so  bei  den  soge- 
nannten Sieherungsübcreignungen,  beim  Voll- 
iudossament  zu  Incassozwecken.  letzteres 
findet  sich  beim  gewöhnlichen  Tauschge- 
schäft. wenn  die  Lieferung  der  einen  in  Aus- 
tausch zu  gebenden  Sache  vertragsmäßig 
noch  aufgeschoben  ist. 

Alle  diese  Geschäfte  haben  mit  den  bis- 
her besprochene»  das  gemein,  dass  die 
»kreditierten«  Objekte  in  das  Vermögen  des 
Empfängers  übertragen  oder  — beim  Tausch 
auf  Kredit  — darin  belassen  werden.  Auch 
bei  ihnen  ist  der  »Kreditgeber«  also  auf  den 
persönlichen  Anspruch  gegen  den  Schuldner 
angewiesen,  »fidem  eins  semiitur«.  Anderer- 
seits ist  aber  ein  wichtiger  Unterschied  nicht 
wegzuleugnen:  es  soll  bei  den  hier  zuletzt 
besprochenen  Geschäften  nicht  das  gleiche 
Quantum  (»tantundem  eiusdem  goneris«) 
eist  reckt  werden,  sondern  der  bestimmte 
Gegenstand  (»idem  corpus«).  Das  erhöht 
das  Risiko  des  Gläubigers  weit  über  das  bei 
den  eigentlichen  Kreditgeschäften  vorbild- 
liche Mass  hinaus.  Denn  während  er  bei 
diesen  solange  gedeckt  bleibt,  als  die  allge- 
meine Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners 
reicht,  geht  er  bei  den  fiduciarischen  Ge- 
schäften nicht  nur  bei  zufälligem  Untergang 
der  geschuldeten  speeies  seines  Anspruches 
verlustig  (»speeies  perit  ei,  cui  debetur«), 
sondern  er  muss  auch  gewärtigen,  bei  Treu- 
losigkeit des  Schuldners  um  die  Rücker- 
langung der  kreditierten  speeies  gebracht 
und  auf  einen  etwaigen  Schadenersatzan- 
spruch angewiesen  zu  werden.  So  liegt 
denn  letztlich  der  Unterschied  darin,  dass 
man  l*ei  den  eigentlichen  Kreditgeschäften 
der  finanziellen  Potenz,  bei  den  Fidticiarge- 
schäften  der  persönlichen  Rechtlichkeit  des 
Empfängers  traut  — Grund  genug,  von  einer 
Vermengung  beider  Klassen  abzusehen.  Will 
man  die  Akte  der  zweiten  Art  zu  den 
»Kreditgeschäften«  rechnen,  so  ist  man  zum 
mindesten  verpflichtet,  daueben  noch  mit 
G.  Cohn  und  Ende  mann  eine  besondere 
»engere«  Klasse  zu  bilden,  bei  der  es  sich 
ausschliesslich  um  Gegen-  oder  Rückleistung 
von  vertretbaren  und  generell  bestimm- 
ten Sachen  handelt.  Uebrigens  würden  die 
fiduciarischen  Akte  derzeit  nur  noch  als  ge- 
willkürte^. u.  sub  2).  nicht  mehr  als  notwendige 
Kreditgeschäfte  angesehen  werden  können. 
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Mit  dem  Gesagten  dürfte  die  Abgrenzung 
dessen,  was  im  Sinne  des  vorliegenden  Ar- 
tikels zuin  Bereich  des  Kredits  und  weiter- 
hin auch  zu  dem  der  Kreditgeschäfte  ge- 
hört, ausreichend  vollzogen  sein.  Kredit  ist 
einfach  die  Ueberlassung  von  Gütern  gegen 
das  blosse  persönliche  Versprechen  zukünf- 
tiger Rück-  oder  Gegenleistung. 

2.  Notwendige  und  gewillkürte  K. 
Wenn  wir  untersuchen,  wieweit  die  einzel- 
nen obligatorischen  Rechtsgeschäfte  einer 
Gewährung  von  Kredit  in  dem  eben  ange- 
gebenen Sinne  dienen  können,  ergiebt  sich 
uns  eine  dreifache  Möglichkeit: 

a)  Gewisse  Geschäfte  enthalten  n i e in  a 1 s 
eine  Kreditgewährung.  Dahin  gehört  vor 
allem  die  Schenkung,  weil  bei  ihr  eben 
nicht  auf  Rück-  oder  Gegenleistung  geleistet 
wird.  Ferner  alle  die  zahlreichen,  oben  be- 
reits gewürdigten  Akte,  die  zwar  auf  Riick- 
leistung  gehen,  aber  ohne  dass  der  geleistete 
Gegenstand  dem  Empfänger  übereignet 
würde. 

b)  Andere  Akte  enthalten  umgekehrt 
notwendig  eine  Kreditgewährung,  weil 
zu  ihrem  Begriff  die  l.’obereignung  von 
Gütern  gegen  das  blosse  Versprochen  der 
Gegenleistung  gehört.  Ich  nenne  sie  not- 
wendige Kreditgeschäfte.  Dahin 
zählen  insbesondere  das  Darlehen  und 
seine  zahlreichen  Abarten,  ferner  das  depo- 
situm  irreguläre  und  die  anderen  unten  näher 
darzustellenden  Akte.  Nicht  alle,  aber  die 
meisten  gehören  zu  den  R e a 1 v e r t r ä gen 
des  römischen  Rechts.  Indem  bei  diesen 
der  Vertrag  durch  reale  Leistung  gegen  das 
Versprechen  der  Riickleistung  zu  stände 
kommt,  fallen  dir*  beiderseitigen  Leistungen 
der  Parteien  notwendig  zeitlich  auseinander. 
Soweit  ferner  die  »Leistung«  des  Gebers 
eine  Uebereignung  enthält,  wie  es  bei  einigen 
dieser  Realakte  mit  Rücksicht  auf  die  Eigen- 
art der  zu  leistenden  Gegenstände  einerseits, 
den  verfolgten  Geschäftszweck  andererseits 
notwendig  der  Fall  ist,  sind  alle  Erforder- 
nisse des  Kredites  ohne  weiteres  erfüllt. 

c)  In  der  Mitte  stehen  die  Geschäfte,  die 
eine  Kreditgewährung  zwar  nicht  enthalten 
in  ii  s s e n , aber  enthalten  k ö n n c n.  Ich  nenne 
sie  gewillkürte  Kreditgeschäfte. 
Es  gehören  zu  ihnen  die  meisten  der 
gegenseitigen  (»synallagmatischen«),  auf 
Leistung  gegen  Gegenleistung  gerichteten 
Verträge,  soweit  nämlich  bei  ihnen  über- 
haupt eine  Uebereignung  vorkommt. 

Von  den  gewillkürten  Kreditgeschäften 
sind  wiederum  zwei  Klassen  zu  unterscheiden. 

«)  bei  einigen  hat  die  eine  Partei 
im  Zweifel  vor  zu  leisten;  es  kann 
aber  eine  gleichzeitige  Leistungspflicht  beider 
oder  auch  eine  Vorleistung  der  anderen  ver- 
einbart werden.  Die  Kreditgewährung  ist 


hier  nach  einem  bekannten  Kunstausdruek 
nicht,  wie  bei  der  vorigen  Klasse,  essentiale, 
sondern  nur  naturale  nceotii. 

d bei  den  anderen  sind  im  Zweifel 
beide  Parteien  zur  Vornahme  der 
Leistungen  Zug  um  Zug  (»gegen  Em- 
pfang der  Gegenleistung«)  verpflichtet,  so 
jedoch,  dass  die  Vorleistungspflicht  des  einen 
oder  des  anderen  Teiles  veitragsmässig  ausge- 
macht werden  kann.  Bei  ihnen  kommt  eine 
Kreditgewährung  also  nur  als  accidenta!  e 
negotii  vor. 

Diese  Regelung  zu  d ist  sowohl  nach 
römischem  wie  nach  deutschem  bürgerlichen 
Recht  als  die  normale  zu  bezeichnen.  Sic 
ergiebt  sich  für  dieses  aus  dem  5?  320: 

»Wer  aus  einem  gegenseitigen  Ver- 
trage verpflichtet  ist.  kann  die  ihm  ob- 
liegende Ijcistung  bis  zur  Bewirkung 
der  Gegenleistung  verweigern,  es  sei 
denn,  dass  er  vorzuleisten  verpflichtet 
ist«. 

(Einrede  des  nicht  erfüllten  Vertrages.) 
Die  Vorleistungspflieht  einer  Partei  ist  also 
nur  als  die  mögliche  Ausnahme  vom 
Prineip  aufgeführt.  Dieses  gilt  insbesondere 
beim  wichtigsten  aller  gegenseitigen  Ver- 
träge — beim  Kauf  — (hier  noch  besonders 
verwendet  in  den  §5$  440,  452),  ferner  heim 
Tausch,  Vergleich.  I>ei  der  Gesellschaft. 
Aber  gerade  beim  Kauf  ist  eine  gegenteilige 
Abrede  im  Loben  ausserordentlich  häufig, 
sowohl  für  den  Verkäufer  wie  für  den 
Käufer  wird  eine  Vorleistungspflieht  oft- 
mals vereinbart  — jenes  beim  Kredit- 
kauf, dieses  beim  P r ä n nnie  r a t i o n s - 
k a u f. 

Aber  auch  die  Regelung  zu  «)  ist  bei 
vielen  und  wichtigen  Geschäften  zu  finden. 
Nach  bürgerlichem  Recht  zählen  dahin  ins- 
liesondere 

«)  die  Miete,  § 551. 

;i)  die  Pacht,  § 581. 

))  der  Dienst  vertrag,  § 614. 
dj  der  Werkvertrag,  § 641. 

Aehnlieh  steht  es  bei  den  Dienstge- 
schäften des  Handelsrechts,  so  bei  der 
K o tu  ni  i s s i o n , I I.G.B.  § 396,  Spedition, 
das.  § 409.  Boi  ihnen  allen  ist  die  Ent- 
lohnung im  Zweifel  erst  postnumerando 
zu  gewähren.  Insofern  enthalten  sie  nach 
dem  Gesetz  eine  Kreditgewährung  — natür- 
lich nicht  im  Sinne  einer  Kreditierung  der 
Wertsache  oder  Arbeitskraft,  sondern  einer 
solchen  des  versprochenen  Lohnes.  Aber 
indem  eine  gegenteilige  Abrede  möglich  — 
und,  vorzüglich  bei  der  Miete,  sogar  ausser- 
ordentlich häufig — ist,  gehört  der  Kredit  nicht 
zum  Wesen  dieser  Geschäfte. 

Zweifel  könnte  die  Einreihung  des  A u f - 
träges  (mandatum)  und  der  ihm  ver- 
wandten Akte  in  eine  der  hier  aufgestellten 
drei  Klassen  bieten.  Ein  notwendiges  Kredit- 
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geschäft  ist  der  Auftrag  schon  deshalb  nicht, 
weil  er  als  solcher  nur  einseitige  Verpflich- 
tungen des  Beauftragten  begründet  — 
ist  eine  Qesehäftsbesorgung  gegen  Entgelt 
übernommen,  so  stellt  das  im  Sinne  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  keinen  Auftrag, 
sondern  einen  Dienstvertrag  dar.  Aller- 
dings erwirbt  der  Mandatar  nach  § CTO 
einen  Anspruch  auf  Ersatz  der  zwecks  Aus- 
führung des  Auftrages  gemachten  Aufwen- 
dungen, »die  er  den  Umständen  nach  für 
erforderlich  halten  durfte«.  Aber  einmal 
sind  das  nur  nebensächliche,  aecidentelle  Ver- 
pflichtungen — daher  in  Rom  nur  mit 
einer  actio  contraria  einklagbar;  zum 
anderen  ist  selbst  ihretwegen  eine  Kreditie- 
rung zwar  möglich,  aber  keineswegs  not- 
wendig. Ja,  nach  § GO'J  darf  der  Mandatar 
selbst  ohne  besondere  Abrede  für  die  zur 
Ausführung  des  Auftrages  erforderlichen 
Aufwendungen  vom  Auftraggeber  Vor- 
schuss einfonlern.  Somit  ist  das  Mandat 
bestenfalls  ein  gewillkürtes  Kreditge- 
schäft, und  es  muss  billig  Wunder  nehmen, 
wenn  es  von  einzelnen  Xationalükonomen 
(so  Courcel  le-Seneuil,  eitiert  bei 
Rocsler  S.  353)  als  eine  »Haupt form«  des 
Kreditvertrages  bezeichnet  wird.  Achnliches 
gilt  von  dem  Kommissionsgeschäft. 
Wegen  des  bei  ihm  vorkommenden  Delere- 
derestehens  ist  auf  den  Art.  Kommissions- 
geschäfte sub  D oben  Bd.  V S.  27  4 ff. 
zu  verweisen. 

Einen  anderen  zweifelhaften  und,  soviel 
ich  sehe,  in  der  Litteratur  nur  ungenügend 
untersuchten  Punkt  bildet  das  Verhältnis 
der  sogenannten  abstrakten  Verträge 
zu  den  Kreditgeschäften.  Bei  ihnen  er- 
scheint das  Versprechen  äusserlieh  von 
seinem  Schuldgrund,  der  causa  promittendi, 
vollständig  losgelöst  — der  Schuldner  ver- 
spricht einfach  eine  bestimmte  Ijeistnng, 
ohne  beizufügen,  aus  welchem  Rechtsgrunde 
bezw.  zu  welchem  Zwecke  er  verspricht. 
»Selbstverständlich  ist  auch  beim  abstraktenGe- 
scliäft  irgend  eine  causa  erforderlich,  und  ihre 
etwaigen  Mängel  begründen  eine  Anfechtung 
des  Aktes  (in  Rom  mittelst  condictio  in  der 
Offensive,  mittelst  exceptio  in  der  Defensive) 
— aber  diese  Abhängigkeit  vom  Schuld- 
grundc  ist  eine  viel  schwächere  als  beim 
kausalen  (»individualisierten«)  Geschäft,  das 
erst  in  der  und  durch  die  causa  seine  Exis- 
tenzbedingi i ngen  orf ü 1 1 1 . 

Daher  ist  auch  ein  abstraktes  Geschäft 
als  solches  notwendig  einseitig.  Die  Ver- 
bindung zweier  Versprechen,  die  sic  als 
lediglich  zwei  Seiten  eines  und  desselben 
Schuld  Verhältnisses  erscheinen  lässt,  das 
beiderseits  Versprochene  in  das  Verhältnis 
von  Leistung  und  Gegenleistung  versetzt, 
ergiebt  sich  ja  erat  aus  der  obwaltenden 
Kausalbeziehung  — und  diese  tritt  im  ab- 


strakten Akt  nicht  als  Geschäftsbestandteil 
hervor. 

Diese  relative  Gleichgiltigkeit  der  ab- 
strakten Akte  gegen  das  zu  Grunde  liegende 
materielle  Verhältnis  der  Parteien  be- 
wirkt eine  erhöhte  Sicherheit  derselben  und 
damit  eine  ungemeine  Brauchbarkeit  im 
Verkehr.  After  sie  hindert  uns  andererseits, 
in  ihnen  als  solchen  Kreditgeschäfte  zu  er- 
blicken. Die  abstrakten  Akte  — man  denke 
nur  an  Ausstellung  und  Annahme  von  An- 
weisungen. Wechseln,  Checks  — dienen  im 
Leben  gewiss  in  zahllosen  Fällen  den 
Zwecken  der  Kreditgewährung,  ja  man  wird 
behaupten  dürfen,  dass  sich  im  modernen 
Sozialleben  ein  un verhältnismässig  grosser 
Teil  der  Kreditgewährungen  in  der  äusseren 
Form  von  abstrakten  Geschäften  vollzieht. 
Aber  einmal  ist  es  keinem  dieser  letzteren 
begrifflich  wesentlich,  dass  es  gerade  zum 
Zweck  der  Kreditierung  (»credendi  causa«) 
vollzogen  werde  — wie  der  Aussteller  einer 
Anweisung  (Tratte)  anstatt  jenes  Zweckes 
ebensogut  den  anderen  verfolgen  kann,  dem 
Empfänger  ein  Geschenk  zu  machen  (donundi 
causa)  oder  eine  Schuld  ihm  gegenüber  zur 
Tilgung  zu  bringen  (solvendi  causa),  so  kann 
auch  der  Angewiesene  seine  Annahme  (Ac- 
oept)  bezw.  seine  Ijoistnng  sowohl  vollziehen, 
um  dem  Anweisenden  zu  kreditieren,  als  um 
ihm  zu  schenken  oder  sich  von  einer  Pflicht 
ihm  gegenüber  zu  befreien.  Und  dem  An- 
weisungsempfänger vollends  kreditiert  der 
Angewiesene  nie  — ihn  macht  er  ja  über- 
haupt nicht  durch  die  Leistung  zu  seinem 
Schuldner! 

Soweit  sich  also  hinter  Akten  dieser  Art 
eine,  oder  vielleicht  gar  zwei,  Kreditgewäh- 
rungen verstecken,  bilden  sie  kein  ihnen  als 
solchen  wesentliches  Moment.  Kreditge- 
schäfte sind  höchstens  die  »hinter  den  Kou- 
lissen«  der  abstrakten  Akte  auftretenden 
Kausalbeziehungen,  nicht  die  abstrakten  Akte 
als  solche.  Diese  scheiden  somit  aus  unserer 
Betrachtung  aus. 

Dasselbe  gilt  aber  auch  von  allen  eben 
geschilderten  ge w i llkürten  K red itgesehäften. 
Da  die  Kreditgewährung  bei  ihnen  kein 
notwendiges  Begriffsmerkmal  bildet,  ist  sie 
selbst  da,  wo  sie  im  Einzelfall  vorkommt, 
nicht  das  dem  Akte  seine  Grundfärbung 
verleihende  charakteristische  Moment.  So 
wichtig  die  Frage  der  Kreditierung  des 
Kaufpreises  oder  Mietzinses  dem  einzelnen 
Käufer  oder  Mieter  sein  mag  — vom  Stand- 
punkt des  idealen  Geschäftstypus, 
wie  er  der  theoretischen  Betrachtung  zu 
Grunde  gelegt  werden  muss,  handelt  es  sich 
dabei  um  bloss  nebensächliche  Punkte.  Auch 
beim  »Kreditkauf«  ist  nicht  das  als  für  die 
Betrachtung  entscheidendes  Moment  zu  er- 
achten, dass  er  auf  Kredit  geschieht,  sondern 
dass  er  ein  Kauf  ist.  Soweit  er  einer  ge- 
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sonderten  Betrachtung  bedarf,  wird  der 
Kreditkauf  daher  eine  solche  passend  nur  bei 
der  Behandlung  des  Kaufes  finden  können. 

3.  Die  rechtliche  Behandlung  der  K. 
iui  allgemeinen.  Allgemeine  Kechtssätze. 
die  sieh  auf  alle  oder  auch  nur  auf  die  not- 
wendigen Kreditgeschäfte  bezeigen,  sind 
sehr  spärlich  vorhanden ; entsprechend  ihrer 
speeifisehon  Eigentfimliclikciten  untersteht 
jede  Art  derselben  auch  grundsätzlich  ihrem 
besonderen  Beeilt. 

Im  allgemeinen  könute  man  nur  hervor- 
heben : 

a)  die  Möglichkeit  der  Kreditent- 

lohnung. insbesondere  der  Verzinsung, 
sowie,  damit  nahe  verwandt,  diejenige  des 
K r e d i t w u ch  e r s.  Darüber  ist.  soweit  hier 
nötig,  schon  oben  sub  1 gehandelt:  im 

übrigen  muss  auf  die  Artikel  über  Zins 
und  Wucher  verwiesen  werden. 

b)  Eine  allgemeine  Bestimmung  über 
Kreditgescliäfte  enthält  ausserdem  das  Heichs- 
wuchergesetz  vom  19.  Juni  1893.  Art  4: 

»Wer  aus  dem  Betriebe  von  Geld- 
oder Kreditgeschäften  ein  Gewerbe 
macht,  hat  die  Hechnung  des  Geschäfts- 
jahres für  jeden,  welcher  ein  Geschäft 
der  bezeiehneten  Art  mit  ihm  abge- 
schlossen hat  und  daraus  sein  Schuldner 
geworden  ist,  abzuschliessen  und  dem 
Schuldner  binnen  drei  Monaten  nach 
Schluss  des  Jahres  eiuen  schriftlichen 
Auszug  dieser  Rechnung  mitzuteilen, 
der  ausser  dem  Ergebnis  dersellien  auch 
erkennen  lässt,  wie  solches  erwachsen 
ist«. 

Schon  in  den  Reichstagsverhandlungen 
herrschte  darüber  erhebliche  Meinungsver- 
schiedenheit, was  unter  den  »Kreditge- 
schäften« im  Sinnne  dieser  Vorschrift  zu 
verstehen  sei,  siehe  dieAngaben  im  Kommentar 
zum  Reichswuchergesetz  von  E.  K o f f k a , 
S.  108  ff.  Bei  der  Bestrittenheit  des  Kredit- 
begriffes kann  diese  Unsicherheit  nicht 
wunder  nehmen.  Da  nun  weder  der  Ge- 
setzestext noch  die  Entstehungsgeschichte 
des  Art.  4 uns  zu  einer  abweichenden  Inter- 
pretation nötigen,  dürfen  wir  den  eben  fest- 
gestellten  Begriff  der  Kreditgeschäfte  auch 
auf  unsere  Satzung  anwenden. 

Danach  f.-dlen  zweifellos  unter  dieselbe 
die  n o t w endigen  Kreditgeschäfte  im  Sinne 
des  obigen  Abschnittes  2 b.  Aber  es  liegt  auch 
kein  Grund  vor,  die  bloss  gewillkürten  vom  An- 
wendungskreise  des  Art.  4 auszuschliessen. 
Sicherlich  gehört  heim  Kauf,  bei  der  Miete 
eine  Kreditgewährung  nicht  zu  den  »der 
Geschäftsart  begrifflich  wesentlichen  Punk- 
ten«. Aber  was  für  den  idealen  Gcschüfts- 
typus  nur  zufällig  ist,  kann  darum  für  den 
Einzel  fall  sein1  wohl  zum  wesentlichen 
Bestandteil  werden.  »Es  giebt  zwei  Klassen 
von  Essentialien , nämlich  diejenigen  der 


Gesehäftsart  und  diejenigen  des  besonderen 
Willens  der  Handelnden«,  Dem  bürg,  Pan- 
;dekten  1,  S.  93  a.  E. 

Für  den  konkreten  Geschäfts- 
betrieb und  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
und  Beurteilung  macht  es  sicherlich  keinen 
Unterschied,  ob  die  von  jemandem  gewerbs- 
mässig betriebenen  Geschäfte  ihrem  Wesen 
[nach  Kreditgeschäfte  sein  müssen;  es  ge- 
nügt, wenn  sie  es  thatsäehlich  sind.  So- 
mit erfordert  die  ratio  legis  die  hier  ver- 
tretene Auslegung. 

Andererseits  ist,  wie  schon  der  damalige 
j Staatssekretär  II  a n a u e r und  andere  in  den 
Reichstagsverhandlungen  betonten,  unl>edingt 
zu  erfordern,  dass  der  Kredit  einen  wesent- 
lichen Bestandteil  des  — konkreten  — 
! Geschäftes  oder  Geschäftsbetriebes  bilde. 
Die  Kreditgewährung  muss,  wie  z.  B.  in 
der  Regel  bei  den  Abzahlungsgeschäften, 
deu  Akt  in  seinem  wirtscliaftlichcn  Wesen 
entscheidend  bestimmen,  seine  Grundfärbung 
abgeben.  Es  würden  also  in  der  Regel  alle 
: die  Geschäfte  ausseheiden,  bei  denen  nur 
: ein  kleiner  Teil  des  Preises  kreditiert  wird 
j «Hier  wo  die  Barzahlung  wesentlich  nur 
zwecks  grösserer  Bequemlichkeit  bei  der 
Abrechnung  und  Bezahlung  erfolgt. 

Ueber  den  sonstigen  Inhalt  der  Bestim- 
, raung  ist  hier  nicht  zu  handeln. 

4.  Die  einzelnen  Kreditgewülirungs- 
geschäfte  a)  Das  Darlehen.  1.  Be- 
griff und  W e s e n.  Das  Darlehen  (mutuum, 
s.  tit.  Dig.  12,  1;  B.G.B.  §§  607—610)  ist 
i der  Vertrag,  durch  den  jemand  einem  anderen 
eine  Geldsumme  oder  eine  (Quantität  sons- 
tiger vertretbarer  Sachen  zu  Eigeutum  über- 
trügt gegen  die  vom  Empfänger  übernommene 
Verpflichtung  demnächstiger  Rückerstattung 
eines  entsprechenden  Quantums.  Der  Em- 
pfänger wird  dadurch  iu  den  Stand  gesetzt, 
die  erhaltene  Summe  in  der  Zwischenzeit 
zu  nutzen,  sei  es  unentgeltlich,  sei  es  — 
1 wie  üblich  — gegen  eine  als  Aequivalcnt 
der  Nutzung  versprochene  besondere  Gegen- 
leistung, die  ihrerseits  meist  in  Zinsen  be- 
stehen wird,  aber  auch  in  anderen  Vorteilen 
(etwa  festen  Zuschlägen  zur  ausgezahlten 
Valuta)  bestehen  kann.  Danach  hat  man 
unentgeltliches  und  entgeltliches  (verzins- 
liches) Darlehen  zu  sondern. 

Seiner  wirtschaftlichen  Zweckbestimmung 
nach  ist  das  Darlehen  im  ersteren  Fall  dem 
Leihvertrag,  im  letzteren  dem  Mietverträge 
wesensgleich  oder  doch  nahe  verwandt. 
Das  ist  zwar,  gegenüber  der  bisher  herr- 
schenden, vorzüglich  von  Knies  vertretenen 


')  Es  sind  hier  nur  die  wichtigsten  Kredit- 
geschäfte des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts 
darzust eilen;  über  die  handelsrechtlichen 
siehe  den  Artikel  Hundeisgeschäfte  oben 
Rd.  IV,  8.  994  ff. 
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L«ohre,  neuerdings  energisch  bestl  itten  worden 
von  Bühm-Bawerk.  Er  sieht  im  Dar- j 
nichts  anderes  als  »einen  echten  und 
"rechten  Tausch  gegenwärtiger  gegen 
künftige  Güter«;  ja,  es  soll  nach  ihm  >die( 
denkbar  reinste  Erscheinungsform,  gewisser- 
maßen den  idealen  Typus  eines  solchen 
Tausches  darstellen« , S.  306.  Aber  diese 
L>?hre  ist  unhaltbar.  Beim  Darlehen  werden 
nicht , wie  es  trotz  Böhms  Widerspruch 
nun  einmal  zum  Begriffe  eines  ernstgemeinten 
Tauschgeschäftes  gehört,  verschieden- 
artige Güter  gegen  einander  umgesetzt; 
die  geleistete  und  die  zurüekzugebenae  Dar-’ 
lehnsvaluta  stellen  keineswegs  in  einem 
{gegensätzlichen  Verhältnis.  Wer  ein 
Darlehen  zurückzahlt , vollzieht  nach  dem 
allgemeinen  Sprachgebrauch  wie  nach  der  \ 
V erkehrsanschauung  keine  Gegen-,  sondern  j 
eine  Rückleistung.  B ö h m findet  das 
Charakteristische  des  Darlehens  nur  in  dem 
zwischen  den  beiderseitigen  Leistungen  i 
liegenden  Zeitintervall , also  in  einem  rein 
äusserlich-formalistischeu  Moment ; der  mit , 
dem  Geschäfte  stets  verbundene  reale  Zweck  : 
— die  Ermöglichung  der  Nutzung  des 
empfangenen  Kapitals  — geht  bei  seiner  I 
Auffassung  ganz  verloren ; s.  gegen  dieselbe  j 
auch  v.  Schev  S.  22 ff. 

Allerdings  unterscheidet  sich  das  Dar- 
lehen von  Leihe  und  Miete  wesentlich  durch 
die  zur  Erreichung  des  Zweckes  verwendeten 
Mittel.  Während  bei  ihnen  der  Geber  das  j 
Eigentum  und  sogar  den  sog.  mittelbaren  j 
Besitz  behält,  geht  beim  Darlehen  das  Eigen- 
tum und  damit  die  Gefahr  der  empfangenen 
Stücke  auf  den  Darlehnsnehmer  über.  Das 
ist  um  deswillen  nötig,  weil  bei  Geld  und 
anderen  »verbrauchbaren«  Sachen  sich  der 
Gebrauchszweck  nicht  ohne  Vernichtung 
oder  Entwertung  der  Substanz  oder  endlich, 
was  dem  vom  privatwirtschaftlichen  Stand- , 
punkt  der  Beteiligten  gleichsteht,  ohne  Aus-  j 
gelten  der  betreffenden  Stücke  (»consumere«) ! 
nicht  ermöglichen  lässt;  sodass  eine  Ge-i 
brauchsüberlassung  ohne  Uebereignung  bei 
derartigen  Gegenständen  undenkbar  wäre. 1 

Indem  somit  der  Darlehnsgeber  im 
Gegensatz  zum  Verleiher  und  Vermieter ! 
auf  jede  dingliche  Sicherheit  verzichtet  und 
au  sich  — von  den  besonderen  Sicherungs- 
mitteln des  Realkredites  als  nicht  zum 
Wesen  des  Geschäftes  gehörig  abgesehen  — 
lediglich  der  persönlichen  Zahlungsfähigkeit 
des  Schuldners  vertraut,  ist  das  Darlehen 
ein  Kreditgeschäft  und  zwar  das 
wichtigste  aller  Kreditgeschäfte.! 
Es  lässt  natürlich  auch  dadurch  nichts  von 
seiner  Wichtigkeit  ein,  dass  der  Ausdruck 
»Darlehen«  im  modernen  Geschäftsverkehr  j 
nicht  sonderlich  beliebt  zu  sein  scheint  und 
durch  andere  Ausdrücke,  wie  Vorschuss, 
ersetzt  wird.  Für  die  innere  Natur  der ! 


Geschäfte  kann  natürlich  die  gewählte 
Bezeichnung  keinen  Unterschied  begründen. 
Auch  bei  der  Ausstellung  und  Annahme 
von  Wechseln  und  Anweisungen  wird,  wenn 
überhaupt  ein  Kreditgeschäft,  fast  ausschliess- 
lich ein  Darlehen  im  Hintergründe  stehen, 
mag  auch  der  Ausdruck  »Darlehen«  dabei 
von  keinem  der  Beteiligten  gebraucht  werden. 

Unhaltbar  ist  andererseits  die  neue  Lehre 
von  Lammfromm,  der  im  Darlehen  ein 
fiduci  arisch  es  Geschäft  erblickt,  weil 
dabei  das  gewählte  Mittel  der  Eigentums- 
verschaffung über  den  verfolgten  wirtschaft- 
lichen Zweck  hinausgehe,  s.  dagegen 
treffend  Cromo,  die  partiarischen  Rechts- 
geschäfte, 1897.  S.  368.  Gegen  Lamm- 
fromm spricht  einmal  die  oben  sub  1 
erörterte  Thatsache,  dass  es  sich  bei  den 
fiduciarischen  Geschäften  überall  um  Rück- 
gabe desselben  Gegenstandes,  allenfalls  um 
eine  solche  des  dafür  mit  der  Erledigung 
des  verfolgten  Geschäftszweckes  vom  Fiduciar 
erworbenen  Surrogates,  handelt,  während 
das  Darlehen  von  vorn  herein  eine  Gattungs- 
schuld begründet.  Dann  aber  gehört  zum 
Wesen  der  fiducia  die  Verschaffung  einer 
rechtlichen  Macht,  die  der  Fiduciar  kraft 
seiner  Vertrauensstellung  zu  von  den  Parteien 
nach  dem  Vertrage  nicht  beabsichtigten 
Zwecken  ge-  und  somit  auch  miss- 
brauchen kann.  Dagegen  die  dem  Dar- 
lehensempfänger zustehende  Konsumtions- 
befngnis  entspricht  lediglich  den  Zwecken 
des  Geschäftes,  indem  gerade  nur  in  der 
Konsumtion  die  damit  verfolgte  Gebrauchs- 
gewährung für  den  Empfänger  ihre  Be- 
thätiguug  finden  kann. 

Weil  das  Darlehen  das  vornehmste  Kredit- 
geschäft ist,  so  finden  sich  auch  bei  ihm 
besondere  häufig  die  beiden  Formen  der 
Kreditsicherung  durch  Bürgen  und  Pfän- 
der. Von  ihnen  über  wog  im  römischen 
Rechtsverkehr  die  erstere  Form ; das  Pfand- 
recht, namentlich  in  seiner  sozial  wichtig- 
sten Art  als  Immobiliarpfand,  war  dort  nur 
verhältnismässig  schwach  und  unvollkommen 
ausgebildet,  was  wiederum  für  die  Ent- 
wickelung der  Grundstücksverhältnisse  un- 
heilvolle Folgen  gehabt  und  zur  Ausbildung 
der  bekannten  Latifundienwirtschaft  bei- 
getragen zu  haben  scheint.  Dagegen  zieht 
(las  moderne  Leben  das  Pfand,  vornehmlich 
an  unbeweglichen  Sachen  als  Hypothek, 
bei  weitem  vor  (Real-,  Immobiliarkredit). 
Heutzutage  spielt  die  pfaudmässige  Grund- 
stückshaftung in  der  Anschauung  des  Ver- 
kehrs so  sein-  die  entscheidende  Rolle,  dass 
dahinter  die  Rücksicht  auf  die  persönliche 
Verpflichtung  des  Darlehensschiüdnere  ganz 
zurücktritt,  ja  bei  einzelnen  Formen  des 
modernen  Immobiliarkredites  überhaupt  fallen 
gelassen  ist  (Grundschuld , Rentenschuld). 


Handwörterbuch  der  Staatswissenschatten.  Zweite  Auflage.  V. 
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Das  Nähere  über  de»  Realkredit  ist  in 
einem  besonderen  Artikel  darzwstellen. 

2.  E » t s t e li  u u g.  a)  Das  Darlehen  kam 
in  Rom  durch  die  Hingabe  der  Valuta  zu 
Stande,  es  war  wie  cominodatum  und  depo- 
sitnm  Realvertrag.  Mit  der  Anerkennung' 
formloser  obligatorischer  Verträge  hat  das 
moderne  Recht  freilich  auch  bereits  Ver- 
trägen über  Hingabe  und  Empfang  einer 
Summe  zu  Darlehen  (pacta  de  mutuando) ; 
die  Klagbarkeit  verliehen,  s.  unten  sub  5a. 

Aber  sie  sind  nur  Vorverträge ; das 
eigentliche  Darlehen  selbst  ist  nach  wie  vor ! 
Realvertrag  geblieben.  Man  hat  das  zwar 
vielfach  bestritten  und  für  das  heutige  Recht  ‘ 
ent  weder  allein  oder  doch  neben  dem  realen 
Darlehen  ein  konscnsuales  anerkannt  wissen 
wollen,  so  vorzüglich  Köhler  im  Archiv 
für  bürgerliches  Recht  1hl.  II  S.  211  ff.  und 
neuesten»  mit  besonderer  Entschiedenheit  j 
Lammfromm;  s.  auch  die  zahlreichen  bei  | 
G.  Cohn,  Handbuch  111  S.  843  No.  80 
Citierten.  Aber  mit  Unrecht : die  typische 
Verpflichtung  aus  dem  Darlehen,  die  zur 
RüeKerstattung  des  Empfangenen,  ist  und 
bleibt  durch  eine  vorgängige  Hingabe  be- ; 
dingt;  solange  diese  fehlt,  ist  jene  Ver-j 
pflichtung  bestenfalls  als  eine  suspensiv-  [ 
bedingte  denkbar.  Das  pactum  de  mutuando  I 
dagegen  verpflichtet  nur,  sei  es  zur  Hin- 
gabe, sei  es  zur  Annahme  der  Valuta;  sein 
specifischer  Inhalt  ist  also  von  dem  des 
Darlehens  selbst  wesentlich  verschieden,  i 
und  es  kann  nur  zu  Verwirrungen  führen,  j 
den  Gegensatz  beider  Geschäfte  zu  ver- 
wischen.  So  auch  die  herrschende  Lehre ; | 
insbesondere  Kisele  in  der  Zeitschrift  für! 
Schweizer.  Recht  Bd.  III  S.  1 ff. : C.  Adler 
in  lherings  Jahrbüchern  Bd.  XXXI  S.  190 ff. ; 
v.  Scltcv  S.  30 ff. ; G.  Cohn  a.  a.  0.  und 
die  von  ihm  daselbst  Citierten,  endlich,  be- 1 
sonders  gegen  Lammfromm,  Cromc 
a.  a.  0.  S.  368. 

An  der  realen  Natur  des  Darlehens  haben  1 
denn  auch  die  meisten  neueren  Gesetzge- ! 
bungen  festgehalten;  so,  wenigstens  nach 
den  überall  herrschenden  Anschauungen, 
das  Preussisehe  Landrecht,  das  Oester- 
rcichische  Gesetzbuch,  der  Code  civil.  Be- 
sonders deutlich  vertritt  denselben  Stand- 
punkt nunmehr  das  deutsche  Bürgerliche 
Gesetzbuch:  es  lasst  in  § 607  denjenigen, 
der  Geld  oder  andere  vertretbare  Sachen 
als  Darlehen  empfangen  hat,  auf 
Rückerstattung  haften  und  scheidet  davon 
scharf  in  § Olt»  den  Fall  des  Vorvertrages 
wer  die  Hingabe  eines  Darlehens  ver- 
spricht . . 

b)  die  zum  Abschluss  des  Darlehens  er- 
forderliche Uebergabe  der  Valuta  braucht 
sicli  nicht  von  Hand  zu  Hand  zu  vollziehen. 

r»  Schon  nach  römischem  Recht  kann 
das  Darlehen  dadurch  zu  stände  kommen, 


dass  dem  Empfänger  Waren  zum  Verkauf 
übergeben  werden,  damit  er  den  Erlös  als 
Darlehen  behalte,  11.  I pr..  11  pr.  D.  h.  t. 
12,  1.  Hier  bleibt  der  Geber  zunächst  noch 
Eigentümer  der  hingegebenen  Gegenstände; 
das  Darlehen  kommt  erst  mit  Eingang  des 
Erlöses  und  in  dessen  Höhe  zu  stände,  und 
es  besteht  mangels  einer  etwaigen  gegen- 
teiligen Abrede  oder  Garant  »‘Übernahme 
noch  kein  Grund,  dem  Kreditsucher  für  die 
Zwischenzeit  die  Gefahr  der  übergebenen 
Waren  aufzubürden.  So  auch  v.  Sehcy 
S.  82,  anders  Dernburg,  Pandekten  II 
§ 86.  der  ohne  zureichenden  Grund  nach 
Untergang  jener  ihren  Verkaufswert  die 
Darlehnssumme  bilden  lässt.  Aber  das  wäre 
höchst  unbillig  und  hat  in  der  Abrede,  nach 
der  nicht  der  Wert,  sondern  der  vielleicht 
viel  geringere  ^tatsächliche  Erlös  der 
Waren  die  Valuta  bilden  soll,  keine  genü- 
gende Grundlage;  auch  die  lex  4 cit.  beweist 
es  nicht.  — Das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
erwähnt  den , von  den  Neueren  öftere 
als  »contraetus  moliatrac<  (arabisches  Wort) 
bezeicluiöten,  Fall  nicht  ltesonders. 

p)  Nicht  minder  können  Gegenstände 
unter  einer  Schätzungssumme  (acsti- 
matio)  gegeben  werden  mit  der  Abrede, 
dass  der  Empfänger  diese  Summe  als  Dar- 
lehen schulden  soll,  s.  1.  8 C.  4.  2.  liier 
erwirbt  der  Empfänger  sofort  das  Eigen- 
tum, übernimmt  aber  auch  zugleich  die 
Gefahr  des  Empfangenen.  Das  Darlehen 
ist  nicht,  wie  im  vorigen  Fall,  zunächst  nur 
suspensiv-bedingt  zu  Stande  gekommen,  son- 
dern unmittelbar. 

y)  Endlich  kann  mau  die  Darlehnsvaluta 
auch  dadurch  gehen,  dass  man  seinem 
Schuldner  gestaitet,  das  bisher  aus 
einem  anderen  Rechtsgrunde  (z.  B. 
Kauf  oder  M iete)  Geschuldete  als  Dar- 
lehen zu  behalten.  Diese  Möglichkeit 
einer  Darlehnsbegründung  durch  Schtüdum- 
wandlung  war  noch  im  klassischen  römischen 
Recht  stark  bestritten;  s.  dagegen  Afri- 
canus  in  1.34  pr.  D.  17,  1,  dafür  Ulpi- 
auus  in  1.  151).  h.  t.  12,  1,  und  selbst  unter 
den  modernen  Juristen  herrecht  über  die 
Konstruktion  derartiger  Akte  Streit;  so  will 
Bähr  (die  Anerkennung  2.  Anfl.  S.  279) 
darin  nur  ein  »uneigentliches',  G.  Cohn 
S.  845  nur  ein  »fingiertes^  Darlehen  er- 
blicken. In  Wahrheit  liegt  zu  diesen  Be- 
denken kein  Grund  vor,  und  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  entzieht  ihnen  sofort  den 
Boden,  indem  cs  in  § 607  Abs.  2 ausdrück- 
lich bestimmt: 

»Wer  Geld  oder  andere  vertretbare 
Sachen  aus  einem  anderen  Grunde  schul- 
det, kann  mit  dem  Gläubiger  vereinbaren, 
dass  das  Geld  oder  die  Sachen  als 
Darlehen  geschuldet  werden  sollen.« 

e)  Andererseits  genügt  zum  Zustande- 
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ommen  des  Darlehens  nicht  jeder  kör- 
e r 1 i c h o Akt  einer  Ucbergabe  der  Valuta, 
andern : 

«O  es  wird  eine  solche  Ucbergabe  odor- 
iert. die  «len  Empfänger  zum  Eigent  ümer 
nacht  «»der  doch  denselben  wirtschaftlichen 
•>folf£  horsteilt,  dies  z.  B.  bei  Uebcnveisung 
ler  Valuta  auf  Giroconto  des  Empfängers, 
durch  Hingabe  fremder  Objekte  ohne 
Einwilligung  des  Eigentümers  begründet 
«an  daher  an  sich  kein  Darlehen.  Ein 
solches  kann  in  diesem  Falle  nach  den  rö- 
mischen Quellen  erst  dann  entstehen,  wenn 
«ler  gutgläubige  Empfänger  nachträglich 
durch  commixtio  der  empfangenen  Stücke 
tnit  seinen  eigenen  Eigentum  daran  erwirbt, 
11.  13  § 1,  19  § 1 1).  h.  t.  (»condictio  de  bene 
<l«?pensis< ).  Da  nach  dem  deutschen  Bür- 
gerlichen Gesetzbuch  der  gutgläubige  Er- 
werber von  Geldstücken  schon  ohne 
weiteres  Eigentümer  wird,  §§  932,  935, 
steht  hinfort  die  Qualität  der  gegebenen 
Stücke  als  fremder  insoweit  «lein  Zustande- 
kommen eiues  gütigen  Darlehens  id>crhaupt. 
nicht  mehr  entgegen.  Ist  der  Empfänger 
freilich  in  schlechtem  Glauben,  so  erwirbt 
er  an  «len  fremden  Münzen  kein  Eigentum. 
Es  entsteht  dann  also  kein  Darlehen,  ja 
«las  Geschäft  wird  unter  Umständen  als 
gegen  die  guten  Sitten  verstossend  nach 
§ 138  ganz  ungiltig  sein. 

p)  Die  Hingabe  muss  zu  dem  spcci- 
fi sehen  Leihezweck  erfolgen. 

v)  Sie  muss  mit  einer  gütigen  Ab- 
rede über  Rückerstattung  der  Dar- 
lehnssumrae  verbunden  sein.  Fehlt  das 
gütige  Ruckzahlungsversprcchcu,  etwa  we- 
gen Verpflichtungsunfähigkeit  des  Empfän- 
gers, wegen  Konkurs  älter  die  Person  des! 
Gläubigers,  so  kommt  kein  Darlehen  zu 
stände,  das  Gegebene  kann  vielmehr  aus 
«lern  Gesichtspunkt  der  ungerechtfertigten 
Bereicherung  (§§  812  ff.)  zurückgefordert 
werden.  So  auch  schon  das  römische  Recht 
nach  der  berühmten  1.  32  I).  h.  t.  ( »condictio 
Juventiana* ). 

d)  Das  Darlehen  kommt  zu  Stande  zwi- 
schen den  Personen,  in  deren  Namen 
«'s  geschlossen  ist,  mag  auch  «ler  Akt 
«ler  Valutazahlung  von  einem  anderen  oder 
an  einen  anderen  — als  Vertreter  der  wahren 
Kontrahenten  — vollzogen  sein.  So,  wenn  eine  * 
Bank  auf  Anweisung  des  Geldgebers  «len 
betrag  dem  Nehmer  aushändigt  — nicht 
die  Bank,  sondern  der  Annehmende  wird 
Barlehnsgläubiger. 

3.  V e rp  f 1 1 c h t u n ge  n aus  de  in  Dar- 
lehen. a)  Das  Darlehen  ist  ein  einseitig 
verpflichten  d er  Vertrag  (coutractus  uni- 
lateralis);  es  entstehen  daraus  nur  Ver- 
pflichtungen des  Empfängers,  und  zwar  auf 
Rückerstattung  der  Darlohnssumme  nebst 
«len  etwa  vereinbarten  Zinsen.  Solche  wur- 


den in  Rom  nur  geschuldet  kraft  einer  be- 
sonderen darauf  gerichteten  stipulatio.  Heut- 
zutage genügt  eine  formlose  Abrede ; fehlt 
es  aber  selbst  an  solcher,  so  schuldet 
man  aus  dem  Darlehen  Zinsen  erst  vom  Ein- 
tritt des  Leistungsverzuges  ab;  das  oben 
sub  1,  3e  über  Kreditgeschäfte  im  allge- 
meinen in  dieser  Hinsicht  Gesagte  gilt  auch 
im  besonderen  für  «las  Darlehen. 

b)  Was  den  Ort  der  Rückerstattung  an- 
belangt, so  enthält  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch darüber  keine  «lern  Darlehen  eigentüm- 
liche Bestimmungen.  Es  gelten  die  allge- 
meinen Regeln:  danach  ist,  mangels  beson- 
derer Abrede,  gemäss  § 2G9  der  Wohnort 
«los  Schuldners,  bei  gewerblichen  Schulden 
der  Ort  seiner  ginverblichen  Niederlassung 
Leistungsort.  Dort  muss  also  nötigenfalls 
«ler  Gläubiger  das  Geschuldete  abholen  oder 
abholen  lassen. 

Anders  aber  in  dem  beim  Darlehen  weit- 
aus häufigsten  Fall,  dass  die  Verpflichtung 
auf  Gehl  geht.  Solches  muss  nach  §270 
«ler  Schuldner  auf  seine  Gefahr  und  Kosten 
an  den  Wohnsitz,  bei  im  Gewerbebetriebe 
entstandenen  Forderungen  an  «len  Ort  der 
gewerblichen  Niederlassung  des  Gläubi- 
gers übermitteln  — eine  Vorschrift,  die 
aber  an  den  Bestimmungen  über  «len  Leis- 
tungsort  im  übrigen,  namentlich  in  seiner 
Bedeutung  für  den  Gerichtsstand,  nichts 
ändert,  ihn  vielmehr  beim  Schuldner  belässt. 

c)  Zeit  «ler  Rückerstattung.  Die 
Rückerstattungspflicht  tritt  ein  nach  Ablauf 
der  im  Vertrage  bestimmten  Zeit;  mangels 
solcher  Zeitbestimmung  konnte  in  Rom  der 
Geber  das  Darlehen  jederzeit  zurück - 
fordern,  während  «lie  modernen  Rechte,  wie 
das  Prenssische  Landrecht,  der  Code  und 
nunmehr  auch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
dem  Schuldner  nach  der  vom  einen  oder 
anderen  Teil  vollzogenen  Kündigung  noch 
eine  Zahlungszeit,  sogenannte  Kündigungs- 
frist. gewähren.  Ihre  Dauer  beträgt  nach 
dem  Gesetzbuch  bei  Darlehen  von  über  300 
Mark  drei  Monate,  bei  kleineren  Beträgen 
einen  Monat;  s.  § 609  und  wegen  der  Frist- 
beivchnung  §§  ISO  ff.  Ueber  «lie  Frage,  ob 
und  wann  der  Schuldner  schon  vor  Ablauf 
der  Frist  zurückzahlen  dürfe,  ist  bereits 
oben  sub  I,  3e  gehandelt  worden. 

d)  Verpflichtungen  «l«'s  Gebers  sind 
dem  Darlehen  zum  mindesten  nicht  wesent- 
lich. Ob  sich  aber  ans  ihm,  wie  aus  dem 
Ia'Üi-  oder  Verwahnmgsvortrag,  solche  nicht 
wenigstens  möglicherweise  entwickeln  kön- 
nen. erscheint  zweifelhaft.  Nach  Dern- 
burg  (Pandekten  11  S.  87  Nr.  2)  ist  die 
Frage  zu  bejahen;  er  weist  auf  den  Fall 
hin,  dass  der  Geber  dem  Empfänger  schuld- 
hafterweisc  falsche  oder  nicht  mehr  im 
Umlauf  befindliche  Geldstücke  übergiobt 
und  ihn  dadurch  schädigt.  Indes  dürfte 
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in  solchen  Füllen  die  Haftung,  soweit  sie 
überhaupt  begründet  ist,  eher  auf  eine  un- 
erlaubte Handlung  (§§  823  ff.  B.G.B.),  allen- 
falls auch  auf  eine  Verletzung  der  im  Vor- 
vertrag übernommenen  Pflicht  zur  Kredit- 
gewährung, zurüekzuführen  sein. 

4.  Das  römische  Sonderrecht  desSena- 
t ns  consult  um  Macedonianum,  wo- 
nach selbst  an  grossjährige  Hauskinder  kein 
Darlehen  gegeben  wen  len  durfte  l>ei  Ver- 
meidung der  Khigelosigkeit,  gehört  dem 
heutigen  Recht  nicht  mehr  an.  — Das  Pri- 
vileg des  Schiffsdarlehens  (foenus  nanti- 
cutn)  in  Bezug  auf  den  zulässigen  Zinssatz 
hat  mit  Wegfall  der  festen  Zinstaxen  seine 
Bedeutung  verloren.  Das  dem  römischen 
foenus  nauticum  in  mancher  Beziehung  ähn- 
liche seerechtliche  Institut  der  Bodmerei 
entzieht  sich  der  Darstellung  in  diesem 
Artikel. 

b)  Uneigentlicher  Verwahrungsvor- 
trag  (depositum  irreguläre).  Durch  den 
Verwahrungs-  (Hinterlegungs-)  Vertrag  wird, 
der  Verwahrer  verpflichtet,  eine  ihm  von 
dem  Hinterleger  übergebene  bewegliche 
Sache  aufzubewahren  (§  688  B.G.B.). 

Dabei  verbleibt  natürlich  das  Eigentum 
dem  Hinterleger,  nicht  minder  der  mittel- 
bare Besitz,  in  Rom  sogar  der  Besitz  über- 
haupt. Dies  an  sich  selbst  dann,  wenn 
Quantitäten  vertretbarer  oder  verbrauchbarer 
Sachen  den  Gegenstand  der  Hinterlegung 
bilden  — denn  da  liier  der  Geschäftszweck 
im  Gegensatz  zum  Darlehen  nicht  eine  Ge- 
brauehsüberlassung enthält,  kann  er  selbst 
bei  den  genannten  Gegenständen  ohne  Eigen- 
tumsüberlassung realisiert  werden.  S.  11. 24,29 
D.  16,3  — »verschlossenes  Depot-  der  Banken. 

Aber  schon  die  römischen  Quellen  be- 
handelten daneben  auch  den  anderen  Fall, 
dass  Geld  oder  andere  »res,  quae  pondere 
numero  mensura  uonsistunt«  in  Verwahrung 
gegeben  werden  unter  der  Massgabe,  dass 
nicht  dieselben  Stücke,  sondern  nur 
eine  entsprechende  Summe  (»taut lin- 
dem eiusdem  generis«)  demnächst  zurück - 
erstattet  werden  sollen,  s.  11.  7 Sj  2,  24.  25 
$ 1,  26  § 1,  29  § 1 D.  h.  t.  16,  3;  — »depo- 
situm irreguläre  ;,  »offenes  Depot«  der  Ban- 
ken. Auch  vom  B.G.B.  § 700  wird  dieser 
Fall  ausdrücklich  erwähnt  und  anerkannt. 

Daboi  gehen  Eigentum,  Besitz  und  Ge- 
fahr der  übergebenen  Stücke  auf  den  Ver- 
wahrer über,  gegen  Pebernahme  einer  bloss 
obligatorischen  Erstattungspflicht.  Das  Ge- 
schäft ist  daher  äusserlich  und  formaljuris- 
tisch betrachtet  dem  Darlehen  ähnlich,  wenn 
nicht  gar  wesensgleich.  Es  hat  daher  auch 
in  älterer  und  neuerer  Zeit  nicht  an  Juristen 
gefehlt,  die  das  depositum  irreguläre  ein- 
fach mit  dem  Darlehen  identifizieren  zu 
können  glaubten,  so  zuletzt  in  einer  beson- 
deren Abhandlung  Niemeyer,  depositum 


irreguläre,  1889.  Für  das  Gebiet  des  Preus- 
sischen  Rechts  ist  diese  Anschauung  sogar 
die  herrschende,  und  sie  scheint  das  auch 
nach  dem  neuen  Reichsrceht  zu  werden, 
das  im  § 700  auf  unseren  Vertrag  die  Vor- 
schriften über  das  Darlehen  Anwendung 
finden  lässt,  s.  Cosaek,  Lehrbuch  1 § 154 
Nr.  VI.  Es  ist  indes  unbestreitbar,  dass 
die  Mehrzahl  der  grossen  römischen  Juristen, 
namentlich  P a p i n i a u und  Paulus,  V er- 
trage dieser  Art  zum  depositum  rechneten, 
während  sich  in  Rom  auch  wichtige  prak- 
tische Unterschiede  gegenüber  dein  Dar- 
lehen ergaben  (Vertragszinsen  aus  einem 
i formlosen  pactum  adiectum : Ausschluss  der 
! Kompensation).  Diese  Unterschiede  sind 
freilich  heute  'weggefallen,  al>er  geblieben 
ist  die  zwischen  unregelmässigem  Ver- 
wahrungsverti-ag  und  Darlehen  obwaltende 
wesentliche  Verschiedenheit  des 
.Zweckes:  das  Darlehen  dient  allein  oder 
doch  vornehmlich  den  Interessen  des  Em- 
pfängers; er  giebt  den  Anstuss  dazu,  wäh- 
rend es  sich  heim  erstgenannten  Vertrage 
gerade  u m gekehrt  verhält.  Dieser  Unter- 
schied mag  zunächst  »mehr  wirtschaftlich 
als  juristisch«  sein;  aller  auch  das  Recht 
i zieht  aus  ihm  seine  Folgerungen : 

a)  Das  depositum  irreguläre  ist  im 
Zweifel  jederzeit  rück  nehmbar;  es 
findet  die  im  modernen  Recht  beim  Dar- 
lehen anerkannte  gesetzliche  Kündigungs- 
frist darauf  keine  Anwendung. 

b)  Die  Rückgabe  hat  bei  ihm  am  Auf- 
b e w a h rungsort  zu  geschehen,  während 

j bei  Gelddarlehen  der  Schuldner  dem  Gläu- 
biger die  Schuldsumme  auf  eigene  Gefahr 
und  Kosten  übersenden  muss. 

Indem  diese  beiden  Unterschiede  auch 
im  B.G.B.  Sj  700  ausdrücklich  aufgenommen 
'sind,  wird  die  dort  vorgesehriehene  An- 
wendung der  Darlehnsregeln  gerade  in  zwei 
der  wichtigsten  Punkte  durchbrochen.  Um 
so  weniger  darf  diese  Vorschrift  dahin  ver- 
standen werden,  dass  unser  Vertrag  Dar- 
lehen sei,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
eine  solche  gesetzliche  Konstruktion  die 
Wissenschaft  nicht  binden  würde. 

Die  hier  vertretene  Lelire  ist  vorzüglich 
entwickelt  worden  durch  v.  Schey  S.  55 ff.. 
281  ff.,  s.  ferner  De rn bürg,  Pandekten  II 
i § 93  No.  2,  Crome  a.  a.  0.  S.  464,  Ocrt- 
inann,  Kommentar  zu  § 700,  neuestens 
j En  neccerus,  Das  bürgerliche  Recht,  S.  646. 

Der  Verschiedenheit  des  Geschäftszweckes 
entspricht  es,  dass  aus  dem  depositum  irregu- 
läre als  einem  den  Interessen  des  Gebers  die- 
nenden Vertrage  entweder  kein  e oder  doch 
j gegenüber  dem  Darlehen  wesentlich  ge- 
ringere Zinsen  gezahlt  werden.  Die 
i »Depositalzinsen«  der  Banken  betragen  in 
I normalen  Zeitläuften  nur  etwa  1 — 2Vs  °/o 
I höchstens  jährlich.  S.  die  treffliche  Be- 
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rründung  dieser  Zinsen  bei  v.  Scliey  S. 
UiO  ff.  Die  Bank  hat  dem  Verwahrungs- 
x weck  des  Vertrages  entsprechend  eigent- 
Vieh  einen  dem  Empfangenen  gleichen  Be- 
t rag  zurückzuhalten ; da  nun  aber  das  De- 
l^osit engeschäft  nur  im  grossen  Verkehr 
vorzukommen  pflegt  und  die  Abholung  der 


uinkt  nach  dem 
en  immer  nur 
es  Gesamtbetra- 


1 Depositen  im  gleichen  Zeit 
Vresetz  der  grossen  Zah 
einen  gewissen  Bruchteil  ( 
ges  umfassen  wird,  so  kann  die  Bank  den 
demnach  zur  »bankmässigen  Deckung« 
nicht  erforderlichen  Restbetrag  ihrer  Depo- 
siten nutzbar  anlegcn  und  von  ihm  — also 
nicht  von  der  Gesamteinlnge  — den 
Kunden  Zinsen  bewilligen. 

Zum  Schluss  noch  die  Bemerkung,  dass 
sich  unter  Umständen  ein  gewöhnlicher 
V erwahrungsvertrag  von  vertretbaren  Sachen 
nachträglich  in  einen  unregelmässigen  ver- 
wandeln kann  — wenn  nämlich  dem  Ver- 
wahrer die  Aneignung  der  hinterlegten 
Stücke  je  nach  etwaigem  Bedürfnis  gestattet 
wird  und  er  davon  Gebrauch  macht,  s. 
$ 700  cit.  Satz  1 und  schon  1.  29  § 1 D.  16,3, 
11.  9 § 9,  10  D.  12,  1. 

c)  Irregulärer  Miet-  und  Werkvertrag. 


Von  loeatio  eonductio  irregularis  spricht 
die  gemeinrechtliche  Doktrin  (s.  Wind- 
scheid,  Pandekten  II  § 400  No.  22,  § 401  \ 
No.  12)  in  mehreren  Fällen. 

1.  bei  der  Sachmiete  kann  dem  Mieter 
der  Gebrauch  vertretbarer  Sachen  in  der 
Weise  überlassen  werden,  dass  nachher  nur 
die  entsprechende  Anzahl  Stücke  zurück- 
zugeben  sind.  Dieser  Fall  wird  sich  in  der 
Regel  von  einem  einfachen  (verzinslichen) 
Darlehen  nicht  unterscheiden  lassen.  Anders 
aber  (s.  v.  Schey  S.  58),  wenn  die  Abrede 
nur  den  Nebenbestandteil  eines  wirklichen 
Miet-  oder  Pachtvertrages  darstellt.  So, 
wenn  bei  der  Pacht  das  Inventar,  nament- 
lich das  lebende,  dem  Pächter  auf  Grund 
einer  Schätzung  überlassen  wird  (-»Eisern- 1 
viehvertrag«).  Solche  Abreden  gehören 
ihrem  Wesen  nach  zu  den  Pachtverträgen, 
dessen  Bestandteil  sie  bilden;  sie  stellen! 
aber  auch  zugleich  zweifellose  Kreditge-  j 
schäfte  dar. 

2.  Beim  Werk-  (Transport-)  vertrag  er- 1 
wähnt  schon  die  berühmte  1.  31  D.  19,  2 
die  Abrede,  kraft  deren  der  herzustellende 
Erfolg  nicht  gerade  an  den  dem  Unter- 
nehmer überlassenen  Stücken  vollzogen  zu 
werden  braucht,  sondern  auch  an  anderen  | 
derselben  Art  vollzogen  werden  darf.  Z.  B. 
jemand  übergiebt  einem  Schiffer  ein  Quan- 
tum Kohlen  oder  Getreide  in  der  Weise, 
dass  am  Bestimmungshafen  lediglich  ein 
entsprechendes  Quantum  auszuhäudigen  ist. , 
Der  Empfänger  wird  liier  im  Zweifel ; 
Eigentümer,  seine  Schuld  ist  eine  Gattungs- 
schuld, das  Geschäft  also  nach  der  obigen  j 


Abgrenzung  Kreditgeschäft.  Und  zwar  ein 
Kreditgeschäft  besonderer  Art,  bei  dem  die 
Kreditierung  weniger  den  Zweck  als  viel- 
mehr das  zur  beuuemeren  Erreichung  des 
Transport-  oder  Verarbeitungszweckes  die- 
nende Mittel  darstellt,  s.  v.  Schey  S.  57 
No.  13. 

d)  Irreguläre  Pfandbestellung.  Das 

pignus  irregidare,  Barkaution,  besteht 
darin,  dass  jemand  einem  anderen  zu  Pfand- 
zwecken das  Eigentum  an  einer  Quantität 
vertretbarer  Sachen,  namentlich  Geld,  über- 
trägt gegen  die  persönliche  Verpflichtung, 
nach  Erledigung  des  Pfandzweckes  dem 
Vorpfänder  das  gleiche  oder  doch  nach  Be- 
friedigung der  pfandweise  zu  sichernden 
Forderung  übrigbleibende  Quantum  zurfick- 
zuerstatten.  Ein  solches  Verhältnis  kommt 
aus  naheliegenden  (gründen  zur  Sicherung 
bereits  präsenter  Ansprüche  des  Empfängers 
kaum  jemals  vor:  desto  häufiger  aber  zu 
derjenigen  künftiger  Ansprüche,  die  sich 
für  ihn  aus  einer  zwischen  den  Beteiligten 
bestehenden  andauernden  Geschäfts-  oder 
sonstigen  rechtlichen  Beziehung  möglicher- 
weise ergeben  werden.  So  als  Amts-, 
Dienst-,  ferner  auch  als  P r o z e s s k a u t i o n, 
nicht  minder  als  Deckung  der  sich  aus  der 
Erneuerung  eines  offenen  Kredites  etwa 
ergebenden  Ansprüche  des  Kreditgewährers. 

Die  rechtliche  Konstruktion  des  Falles 
ist  schwierig  und  bestritten,  s.  dazu  Pf  aff, 
Geld  als  Mittel  pfandrechtlicher  Sicher- 
stellung, 1868,  dessen  eigene  Auffassung 
freilich  wenig  befriedigt,  besser  Fr.  Haas, 
Sicherung  durch  Uebereignung  einer  Geld- 
summe, 1899.  Es  handelt  sich  dabei  in 
Wahrheit  um  nichts  anderes  als  um  dio 
Uebereignung  von  Sachen  gegen  persönliches 
Versprechen  der  Rückerstattung  in  genere, 
also  um  ein  Kreditgeschäft,  das,  wie 
das  Darlehen  dem  Leihezweck,  so  dem 
Pfandzweck  dient  und  sich  in  Art  der  ent- 
stehenden Verpflichtungen  und  Dauer  nach 
diesem  bestimmt.  Die  Einzelheiten  gehören 
nicht  hierher. 

e)  Uneigentlicher  Niessbrauch.  Der 

»»eigentliche  Niessbrauch  (quasiiisusfructus) 
bestellt  darin,  dass  jemand  einem  anderen 
zum  Zwecke  des  Gebrauchs  und  der  Frucht- 
ziehung (utendi  fruendi  causa)  eine  Quantität 
vertretbarer  Sachen  zu  Eigentum  überlässt, 
gegen  das  bloss  persönliche  Versprechen 
der  Rückerstattung  einer  entsprechenden 
Quantität  nach  Beendigung  des  Verhältnisses. 
Dieser  Fall  wird  bereits  in  den  römischen 
Quellen  erwähnt,  s.  tit.  Dig.  7,  5 de  usu 
fructu  earum  rerum,  «juae  usn  consmmmtur 
vel  minuuntur,  und  ist  nunmehr  auch  im 
deutschen  B.G.B.  § 1067  besonders  aner- 
kannt; s.  dazu  Hanau  sek,  Die  Lehre  vom 
uneigentlichen  Niessbrauch,  1879. 

Die  Konstruktion  entspricht  der  des  vo- 
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rigen  Falles,  nur  bestimmt  sich  Umfang 
und  Dauer  der  Gerechtsame  des  Empfängers 
hier  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  Pfand- 
rechts,  sondern  des  Niessbrauohes  — der 
Empfänger  darf  also  insl>esondere  die 
Nutzungen  durchaus  in  eigenem  Interesse 
ziehen  und  verwerten.  Auch  dieses  Ver- 
hältnis entzieht  sich  ausführlicher  Darstel- 
lung im  vorliegenden  Artikel. 

5.  Die  Krediteröffn  ungsgesehäfte. 
Während  die  bisher  liesprochenen  Geschäfte 
bereits  selbst  eine  Kreditierung  ent- 
hielten, ist  nunmehr  auf  diejenigen  einzu- 
gehen , die  eine  solche  erst  vorbereiten, 
dazu  den  Anstoss  geben.  Ich  erwähne  fol- 
gende : 

a)  Darlehonsvorvertrag  (pactum  de 
mutuando).  Man  versteht  darunter  den 
Vertrag  über  ein  künftig  abznschliessendes 
Darlehensgeschäft.  Es  kann  sein  : 

a)  ein  pactum  de  mutuo  dando. 
wenn  der  Kreditgeber  die  künftige  Hin- 
gabe einer  Geldsumme  als  Darlehen, 

b)  ein  pactum  de  mutuo  accipi- 
endo,  wenn  der  Kreditsuelier  die  künftige 
Annahme  der  auszuzahlenden  Valuta  ver- 
spricht. 

Beide  Abreden  können  und  werden 
sehr  oft  in  demselben  Geschäftsakt  ver- 
bunden sein.  Aber  notwendig  ist  das  nicht, 
und  selbst  eine  Vermutung  dafür,  dass  das 
jNictum  de  mutuo  dando  zugleich  pactum 
de  mutuo  accipiendo  sei,  wird  sich  nicht  auf- 
stellen lassen.  Anders  nur  bei  entgeltlicher 
Kreditgewährung  im  Sinne  der  Ausführungen 
oben  sub  I,  2.  e:  ist  sie  vereinbart,  so  »liegt 
eine  Kreditmiete  gleich  der  Saehmiote.  also 
ein  entgeltliches  Rechtsgeschäft  vor,  ii  folge- 
dessen  der  Kreditnehmer  als  Kreditmieter, 
wenn  nichts  anderes  vereinbart  worden,  ver- 
pflichtet ist,  den  bedungenen  Kredit  zu  neh- 
men«. Grünhut  bei  Endemann  111  S.  933. 

Die  Darlehensvorverträge  bedurften  in 
Rom  zur  Klagbarkeit  der  Stipulationsform ; 
derzeit  sind  die  formlos  klagbar  — Kon- 
sensualverträge, während  das  Darlehen  selbst 
erst  durch  reale  l'ebergabe  zu  Staude  kommt. 
Als  Besonderheit  des  pactum  de  mutuo 
dando  wird  gewöhnlich  aufgeführt,  dass  es 
unter  der  stillschweigenden  clausula  rebus 
sic  stantibus  stehe,  der  Kreditgeber  also 
zurücktreten  könne,  wenn  sich  in  der  Zeit 
zwischen  dem  Vertragsschluss  und  der 
Valutazahlung  eine  die  Rückerstattung  ge- 
fährdende Verschlechterung  in  der  Ver- 
mögenslage des  Kreditnehmers  ergiebt.  ln 
der  Timt  scheint  diese  Lehre  in  den 
römischen  (Quellen  begründet  zu  sein,  1.  3$ 
nr.  D.  46,  3.  und  entspricht  »der  im  Ver- 
kehr einer  gesunden  Anschauung  ent- 
sprechenden Auflassung«.  — Wortedes  Reichs- 
oberlmndelsgorichts  in  seiner  Entscheidung 
Bd.  23  S.  137.  Mit  Recht  ist  sie  nunmehr 


auch  in  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  über- 
nommen worden,  § 610. 

b)  Die  Krediteröffnung.  Unter  »Kredit- 
eröffnung« oder  offenem  Kredit«  versteht 
man  den  Vertrag , durch  den  sich  eine 
Person,  meist  ein  Bankier  oder  sonstiger 
Kaufmann,  verpflichtet , einem  anderen  in 
gewisser  näher  bestimmter  Art  und  Richtung 
Kredit  zu  erteilen.  Der  Vertrag  ist  dem 
eben  besprochenen  pactum  de  mutuo  dando 
verwandt,  aber  seinem  Inhalt  nach  viel 
weiter,  mannigfaltiger.  Denn  der  Kredit- 
gewührer  verpflichtet  sich  nicht  nur  und 
gerade  zur  Auszahlung  einer  Darlehnsvaluta, 
sondern  allgemein  auch  zur  Vornahme 
solcher,  in  der  Regel  im  Vertrage  näher 
l>ezeichneten  Akte,  die  zur  Herstellung  des 
Zweckes  der  Kreditgewährung  im  geschäft- 
lichen Leben  dienlich  und  üblich  sind.  Da- 
hin gehört  insbesondere:  Annahme  der  vom 
Kreditsucher  auf  den  Kreditgewährer  zu 
ziehenden  Wechsel  und  sonstigen  An- 
weisungen, Diskontierung  von  Wechseln, 
möglicherweise  auch  Uebcrnahme  von  Bürg- 
schaften für  jenen  und  ähnliches  mehr. 

Die  Höhe  des  zu  gewährenden  Kredites 
wird  meist  fest  begrenzt  (»limitiert«)  sein, 
aber  auch  ohnedies  wird  der  Kreditnehmer 
ihn  nicht  über  das  den  Verhältnissen  an- 
gemessene. äusserstenfalls  durch  richterliches 
Ermessen  festgesetzte  Maximum  in  An- 
spruch nehmen  dürfen. 

Keinen  Unterschied  macht  es,  ob  der 
Kredit  gegen  Deckung  — dies  in  Form  der 
sogenannten  Kredithypothek,  s.  auch  B.G.B. 
S 1190,  oder  auch  des  oben  erwähnten 
pignus  irreguläre  — oder  ohne  solche,  eben- 
sowenig, ob  er  entgeltlich  oder  unentgeltlich 
gewährt  weiden  soll.  Doch  ist  die  Ent- 
geltlichkeit unter  Kaufleuten  allgemein 
üblich;  und  es  wird  unter  ihnen  vielfach 
nicht  nur  für  den  wirklich  in  Anspruch  ge- 
nommenen Kredit  eine  Verzinsung,  sondern 
schon  für  die  blosse  Thatsache  der  Kredit- 
eröffnung eine  Provision  vereinbart. 

Ein  Rücktrittsrecht  des  Kreditgebers 
wegen  veränderter  Umstände  ist  auch  hier 
im  Zweifel  anzunehmen,  s.  Grün  hut  a.a. 0. 
S.  932:  es  entspricht  nicht  nur  der  Natur 
iles  Verhältnisses  und  der  allgemeinen  kauf- 
männischen Rechtsauffassung,  sondern  er- 
giebt sich  auch  aus  der  zwingenden  Analogie 
des  für  den  Darlehensvorvertrag  im  B.G.B. 
§ 6B>  Bestimmten. 

c)  Der  Kontokorrentvertrag.  Es  ist 

im  Grunde  einfach  ein  zweiseitiger  Kredit- 
en! f f n u ngs vert rag,  durch  den  zwei  Kattfleute 
sich  gegenseitig  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  in  einer  regelmässig  näher  ver- 
einbarten und  begrenzten  Weise  Kredit  ge- 
währen. Dieser  Vertrag  ist.  als  lediglich 
dem  kaufmännischen  Verkehr  angehörig,  im 
(neuen ) I lamlelsgesetzbuch  geregelt,  sjij  355  ff., 
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s.  ilazu  Näheres  im  Art.  Handelsge-j 
s e h ä f t e a.  a.  0. 

d)  Der  Kreditauftrag.  Im  Gegensatz 
zu  den  oben  sub  1 — 3 besprochenen  Ge-| 
schäften  handelt  es  sich  beim  Kreditauf- 
trag (maudatum  qualificatum)  nicht  sowohl 
darum , dem  Kreditompfänger  selbst  Kredit 
zu  versprechen,  als  vielmehr  darum, 
ihm  solchen  von  dritter  Seite  zu  ver-j 
schaffen.  Man  erteilt  darin  nämlich  einem 
Geldmann  den  Auftrag,  einem  Dritten  auf 
Gefahr  dos  Auftraggebers  Kredit,  zu  erteilen.. 
Der  Kreditempfänger  ist  also  zunächst  bei 
dem  ganzen  Vorgang  noch  gar  nicht  betei- 
ligt. Das  Geschäft  ist  wesentlich  ein  Mandat, 
Kraft  dessen  der  Mandatar  ermächtigt, 
möglicherweise,  ja  nach  Bürgerlichem  Gesetz- 
buch § 778  sogar  im  Zweifel,  verpflichtet 
wird,  dem  Dritten  durch  Darlehen  oder  ähn- 
liche Geschäfte  Kredit  zu  gewähren.  Dies 
auf  Gefahr  des  Mandanten,  der  nach  $ 778 
für  die  aus  der  Kreditgewährung  entstehende 
Verbindlichkeit  des  Dritten  als  Bürge 
haftet.  Siehe  dazu  Sokolowski,  die  Mau- 
datsbürgschaft,  1891. 

Kein  eigentliches  Kreditvorbereitungsge- 
schäft, aber  hier  wenigstens  kurzer  Erwäh- 
nung wert  ist  endlich  der  Kreditbrief. 
Es  kan  n unter  diesem  Wort  die  briefliche 
Ermächtigung  zu  verstehen  sein,  einem 
Dritten  Kredit  zu  gewähren  — dann  liegt 
eiu  Kredit  au  ft  rag  im  oben  festgestellten 
Sinne  vor.  Meist  aber  enthält  er  eine  be- 
sondere geartete  Zahlungsanweisung, 
durch  deren  Ausführung  der  Zahlende  nicht 
Gläubiger  des  Empfängers,  sondern  nur  des  1 
An  weisenden  werden  soll.  Ob  darin  dann 
eine  Kreditgewährung  — oder  gar  zwei 
solche  (eine  des  Anweisenden  an  den  Em- 
pfänger, eine  des  Angewiesenen  an  den  An- 
weisenden)  — zu  finden  sind , lässt  sich 
nicht  allgemein  sagen.  Der  Kreditbrief 
giebt  darauf  als  solcher  ebensowenig  Ant- 
wort wie  die  gewöhnliche  Anweisung,  siehe 
oben  sub  II  a.  E. 

Der  Unterschied  des  Kreditbriefes  von 
der  einfachen  Zahlungsanweisung  kann  nur 
darin  gefunden  werden,  dass  letztere  auf 
eine  einmalige  Zahlung  gerichtet  ist, 
während  der  Empfänger  des  Kreditbriefes 
nach  Belieben  die  Summe  bis  zu  dem  fest- 
gesetzten Max  imalbet  mg  auf  einmal  oder 
ratenweise,  ganz  oder  unvollständig  zu  er- 
heben befugt  ist;  siehe  0.  Cohn  a.  a.  0. 
8.  1 125.  Zur  erhöhten  Bequemlichkeit  des 
Empfängers  werden  dabei  vielfach  in  dem- 
seltan  Kreditbrief  mehrere  Adressaten  an- 
gegeben — in  dieser  Form,  als  »Cirkular- 
k red  i t b r i e f« , spielt  derselbe  im  modernen 
Reiseverkehr  eine  erhebliche  Rolle. 

LUteratur : v.  Böhm-Batrerk,  Kapital  mal  \ 

Kapitalzins,  Bd.  1,  18$ 4,  passim,  besonders  8. 


8$  ff.;  Bd.  2,  IS 80,  S.  800— 15.  — G.  Cohn  in 
Kndema uns  Ilandbueh  des  Handelsrechts,  Bd.  2, 
1882,  S.  854-72;  Bd.  8,  1885,  S.  882—097 
(daran  8.  980—59  mn  Gritnhut).  — IF. 
Endemann  in  der  Zeitschrift  Jiir  Handelsrecht, 
Bd.  4,  8.  80—81,  101—240.  — v.  Iherlng. 
Der  Zweck  im  Recht,  2.  .Inf/.,  I884,  8.  156—81. 

— Knien,  Das  Geld,  2.  Anfl.,  1885,  S.  5/  jt.  - 
Derselbe,  Der  Kredit,  Teil  1 — 2,  1876 ff.,  ins- 
besondere Teil  1,  S.  1—110.  — Lammfromm, 
Teilung,  Darlehen  n.  s.  tr.,  1897,  8.  60  (}.,  1.8 jf. 

— Röster  in  der  Zeitsehr.  J.  Handelsr.,  Bd.  12, 
8.  887 — 420.  — V.  Scheu , Die  Obligalionsrer- 
hiiltnisse  des  österreichischen  Pricatrechts,  Heft 
1 — 2,  1800—1805.  — Wagner  in  Schönbergs 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  Bd.  I, 
2.  Anft.,  8.  807—482. 

Paul  Oertmann. 
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Kries,  Karl  Gustav, 

geboren  am  7.  VI.  1815  in  Ostrowitt  bei  Neuen- 
bürg in  Westpreussen , gest.  in  Marienwerder 
am  13.  II.  1858.  habilitierte  sich  1839  als  Pri- 
vatdozent für  Geschichte  in  Breslau,  las  seit 
1812  auch  über  Staatswissenschaften,  deren 
ausserordentliche  Professur  ihm  1844  für  die 
nämliche  Hochschule  übertragen  wurde,  gab 
1850  seine  akademische  Lebrthätigkeit  auf, 
wurde  in  «las  Erfurter  Parlament  und  1851  in 
das  preussische  Abgeordnetenhaus  gewählt  und 
bereiste  1856  England  behufs  eingehenden  Stu- 
diums der  dortigen  öffentlichen  Armenpflege. 

Kries  veröffentlichte  von  .staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Historische 
Entwickelung  der  Steuerverfassung  in  Schlesien 
unter  Teilnahme  der  allgemeinen  Landtagsver- 
samralungen.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
schlesischen  Stände,  Breslau  1842.  — lieber  die 
Einkommensteuer  in  Breslau.  Eine  historisch- 
kritische Abhandlung,  ebd.  1844.  — lieber  die 
Verhältnisse  der  Spanier  und  Weber  in  Schle- 
sien und  Tluätigkeit  der  Vereine  zu  ihrer  Unter- 
stützung, ebd.  1845.  — Weshalb  wollen  wir 
zwei  Kammern,  und  wie  sind  dieselben  zu  bil- 
den? ebd.  1848.  — Vorschläge  zur  Regelung 
der  Grundsteuer  in  Preussen,  Berliu  18;>5.  — 
Die  englische  Armenpflege.  ( Aus  seinem  Nach- 
lasse) herausgegeben  von  Karl  (Frh.)  von  Richt- 
hofen, ebd.  1H63.  — 

b)  in  Zeitschriften:  1.  Im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie,  hrsg.  von  Kau  und 
Hansscn,  Heidelberg:  Ueber  die  Mahl-  und 

Schlachtsteuer,  die  Einkommen-  und  Klassen- 
steuer in  Preussen,  N.  F.  Bd.  VIII,  1849.  S.  179ft. 

Besprechung  von  Mill,  Grundsätze  der  poli- 
tischen Oekonomie,  übersetzt  von  Soetbeer,  N. 
F.  Bd.  X,  1852.  8. 378 ff.  — 2.  In  Zeitschr.  f. 
Staatsw.,  Tübingen:  Soll  der  Zollverein  wirk- 
lich zerrissen  werden?  Bd.  VIII.  1852,  S.  565 ff. 
— Ueber  die  Mängel  der  Geschäftsformen  in 
den  prenssischen  Kammern.  Bd.  VIII,  1852,  S. 
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658  ff.  — Betrachtungen  über  Armenpflege  und 
Heimatrecht  besonders  im  preussischen  .Staate, 
Bd.  IX,  1853,  8.  3flf.,  8.  313  ff.  — Grundzüge 
und  Ergebnisse  der  englischen  Einkommen- 
steuer, Bd.  X.  1854,  S.  Uh)  ff.,  S.  497  ff.  — Geber 
die  Gemeindesteuern  in  England.  Bd.  XI,  1855, 
S.  3 ff.,  S.  222  ff.  — Ueber  die  Vermögenssteuer 
im  Staate  Xew-York,  Bd.  XI,  1855,  S.  127  ff. 
Ergebnisse  der  preussischen  Einkommensteuer 
und  Vorschläge  zu  ihrer  Verbesserung,  Bd.  XI. 
1855.  S.  420  ff.,  Bd.  XII,  185(5,  8.  58  ff. 

Kries'  „Historische  Entwickelung  der  Steuer- 
Verfassung  in  Schlesien u etc.  l>eniht  auf  den 
gründlichsten,  mit  •besonderer  Unterstützung 
Stenzeis  angestellten  archivalischen  Forschungen 
und  gilt  als  die  bedeutendste  Monographie, 
welche  die  Litteratur  über  die  inneren  Verhält- 
nisse Schlesiens  unter  habsburgischer  Herrschaft 
aufzuweisen  hat.  Als  Steuert heoretiker  spricht 
er  sich  bei  der  Verteilung  der  Lasten  gegen 
die  einheitliche  Steuer  aus,  da  die  Vielartigkeit 
der  Abgaben  auf  dem  staatlichen  Standpunkte 
beruhe,  den  einzelnen  nur  nach  Massgabe  seiner 
Leistungsfähigkeit  zur  Entrichtung  der  Opfer 
für  den  Staatszweck  heranzuziehen,  woraus  er 
auch  die  Unthuuiichkeit,  den  Steuerverteilungs- 
plan in  die  Form  einer  mathematischen  Formel 
zu  fassen,  entwickelt.  Ebensowenig  ist  er  ge- 
neigt, das  Reineinkommen  als  Regulator  der 
Steuerverteilung  anzuerkennen.  Sein  posthumes 
Werk  über  „die  englische  Armenpflege“  gehört 
zu  denjenigen  schriftstellerischen  Leistungen, 
wie  sie  nur  ganz  selbstloser  deutscher  Forscher- 
fleiss  der  Wissenschaft  darbieten  kann.  Es  war 
ein  heroisches  Unternehmen,  das  Armen  wesen 
Englands  zum  Gegenstände  einer  wirtschaftlich- 
ethischen  Untersuchung  zu  machen,  welches  die 
Engländer  selbst  erst  drei  Jahrzehnte  nach 
Kries’  Tode  begonnen  haben  (zuletzt  in  der 
Schrift  „The  early  History  of  English  Foor  Re- 
lief“, by  E.  M.  Leonard,  Cambridge  1900)  vom 
historisch-sozialen  Standpunkte  ans  litterarisch 
zu  behandeln.  Bis  tief  in  das  Mittelalter  hinein 
musste  Kries  zum  Ursprung  des  englischen 
Pauperismus  hinabsteigen,  da  dessen  Geschichte 
von  der  Zeit  der  Kämpfe  zwischen  den  Häu- 
sern York  und  Lancaster  seinen  Ausgang 
nimmt.  Eine  der  schlimmsten  Konsequenzen 
dieses  langjährigen  Bürgerkrieges  war  die  Ver- 
armung des  Adels  und  damit  Uebergang  aller 
der  Elemente,  die  bisher  von  ihm  gelebt  hatten, 
zum  Pauperismus. 

Kries  verfolgt  die  Geschichte  der  engli- 
schen Armenpflege  bis  zu  der  durchgreifenden 
Umgestaltung  der  englischen  Armengesetzge- 
bung auf  .Grund  der  Parlamentsenquete  von 
1834.  Ein  Geist  der  Milde,  gestützt  auf  die 
Forderungen  eines  praktischen  Christentums, 
zieht  sich  durch  das  Werk,  in  dem  Kries  auch 
die  sittliche  Pflicht  des  Individuums  sich  selbst, 
der  Gesellschaft  und  dem  Staate  gegenüber 
betont. 

Vgl.  über  Kries:  Wuttke,  Abfertigung 
von  Dr.  Karl  Gustav  Kries.  Leipzig  1843  (be- 
zieht sich  auf  die  abfällige  Kriessehe  Kritik  des 
I.  Bandes  der  Wuttkeschen  Schrift  : „Die  Ent- 
wickelung der  öffentlichen  Verhältnisse  Schle- 
siens vornehmlich  unter  den  Habsburgern.“)  — 
lloscher,  Geschichte  der  Nat.,  München  1874, 
S.  1043.  — Allgemeine  deutsche  Biographie, 


Bd.  XVII.  Leipzig  1883,  S.  109ff.  - Meyer, 
Die  Principien  der  gerechten  Besteuerung, 
Berlin  1884.  — 
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1.  Begriff.  Die  Kriminalstatistik  ist  eiu 
Stück  der  Statistik  der  Strafrechtspflege, 
die  sich  in  vier  Teile  scheidet.  Als  ihren 
ersten  wird  inan  die  Geschäfts  Statistik 
der  Kriniinalgeriehte  anzuschen  haben,  welche 
die  Gerichtsverfassung  (Art,  Zahl,  Besetzung 
der  Strafgerichte)  und  die  Art  und  Zahl  der 
abgeinaeliteu  Sachen  ziffernmässig  darzu- 
stellen hat.  Die  Gesehäftsstatisfik  ist  haupt- 
sächlich für  die  Justizverwaltung,  insbeson- 
dere die  Aufsichtsbehörden  von  Wichtigkeit, 
um  danach  die  Thätigkeit  der  Gerichte, 
deren  Bedarf  an  Personal  etc.  beurteilen  zu 
können.  Der  zweite  Teil  der  Statistik  der 
Strafrechtspflege  ist  diejenige  der  Recht- 
sprechung der  Strafgerichte,  die  eigentliche 
Justizstatistik.  In  dieser  soll  die  An- 
wendung der  Strafgesetze  durch  die  Straf- 
urteile fällenden  Behörden  gezeigt  werden; 
also  Verurteilungen  und  Freisprechungen, 
Zuerkennung  der  Strafarten  und  Strafmasse 
nach  Deliktsarten.  Durch  sie  wird  die  Aus- 
übung der  Justiz  auf  Grund  der  gegebenen 
gesetzlichen  Grundlagen  dauernd  beobachtet, 
und  sic  ist  darum  für  die  Kriminalisten  und 
die  zur  Gesetzgebung  in  kriminalistischen 
Dingen  Berufenen  von  grosser  Wichtigkeit. 
Die  Veröffentlichungen  zur  Justizstatistik 
finden  sieh  teils  mit  der  Geschäftsstatistik, 
teils  mit  der  Kriminalstatistik  im  engeren 
Sinne  verbunden.  An  die  Justizstatistik 
reiht  sieh  naturgemäss  an  drittens:  die  Ge- 
fängnisstatistik, welche  zeigt,  wie  das 
Urteil  an  den  zu  Freiheitsstrafen  Verurteil- 
ten vollstreckt  worden  ist  oder  wird,  und 
über  Zahl  und  Art  der  Gefangenen,  den 
Zustand  der  betreffenden  Anstalten,  die  Art 
des  Strafvollzuges,  die  Kosten  dessellwm 
Rechenschaft  giebt.  Ihr  Inhalt  ist  nutzbar 
zu  machen  für  die  Verwaltung  und  für  die 
Förderung  philanthropischer  Bestrebungen. 
Und  nun  als  vierte  Abteilung  der  Statistik 
der  Strafrechtspflege  ergiobt  sich  die  Kri- 
minalstatistik oder  Statistik  der  Krimi- 
nalität. Sie  beschäftigt  sich  mit  den  Ver- 
brechern — dieser  Ausdruck  ist  für  Per- 
sonen, welche  wegen  Uebertretung  eines 
Strafgesetzes  vor  Gericht  gezogen  uml 
schuldig  erkannt  werden,  gestattet,  wenn 
auch  die  juristische  Terminologie  unter  »Ver- 
brechen* nur  einen  engeren  Kreis  von  Straf- 
tliaten  versteht  — als  Bestandteilen  der  Be- 
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völkerung  und  lässt  sich  als  ein  besonderes 
Untersuehnngsfeld  ebenso  aus  der  Statistik 
der  Strafrechtspflege  ausseheideu . wie  sie 
als  solches  in  die  Bevölkerungsstatistik,  diese 
im  weiteren  Sinne  genommen,  und  in  die 
sogenannte  Moralstatistik  einbezogen  worden 
kann.  Die  Justizstatistik  betrachtet  die  Ver- 
brecher als  Objekte  der  richterlichen  Thätig- 
keit.  die  Kriminalstatistik  widmet  ihnen 
Aufmerksamkeit  als  sozialen  Wesen,  als  An- 
gehörigen einer  Gesellschaft  — eines  -'Sozia- 
len Körjiers»  — , aus  der  sie  hervorgehen, 
durch  deren  Verhältnisse  ihre  Strafthat  ihre 
bestimmte  Form  angenommen  hat,  von  deren 
Leben  sie  selbst  ein  Stück  sind  und  zu 
deren  Lebensäusserungen  die  verbreche- 
rischen Strafthaten  gehören.  Die  Zahlen 
der  Kriminal  Statistik  gewinnen  also  erst 
Boden  durch  ihre  Beziehung  auf  die  Be- 
völkerungszahlen. Die  Justizstatistik 
kann  mit  der  blossen  Zahl  der  Verbrecher 
oj>erieren,  z.  B.  lehrreiche  Untersuchungen 
iilier  die  ihnen  zuerkannten  Strafen  anstellen, 
für  die  Kriminalstatistik  aber  wird  die  Ver- 
brecherzahl erst  brauchtiar  durch  den  Ver- 
gleich mit  «1er  Bevölkerungszahl , aus  der 
sie  hervorgehen,  uud  den  Vergleich  jeder 
nach  Geschlecht.  Alter  etc.  unterschiedenen 
Kategorie  von  Verbrechern  mit  der  entspre- 
chenden Bevölkerungskategorie.  Die  Stärke 
der  Kriminalität  kann  nur  gemessen  werden 
au  der  Zahl  «1er  Kriminellen  im  Verhältnis 
zur  Zahl  der  Kriminalfähigen,  d.  h.  der  zur 
Begehung  des  betreffenden  Delikts  körperlich 
und  g«'istig  Befähigten,  deren  Kreis  juristisch 
durch  die  «Strafmündigkeit«  (nach  dem 
deutschen  St.G.B.  vom  vollendeten  12.  Lebens- 
jahre an)  begrenzt  wird. 

2.  Zweck.  Der  Zweck  der  Kriminal- 
Statistik  besteht  darin,  «hass  sie  durch  Zäh- 
lung der  kriminellen  Personen  und  der 
Handlungen , welche  als  Angriffe  auf  den  i 
Frieden  der  Gesellschaft  betrachtet  werden 
können,  den  Massstab  der  Kriminalität  liefern 
soll.  Die  Richtung,  die  Stärke,  die  Veräu- 
«lenmgen  dieser  Aeusserungcn  sollen  ge- 
messen werden.  Damit  wird  einerseits  ein 
Beitrag  zur  Darstellung  des  Geisteslebens 
der  Bevölkerung  geliefert , andererseits  — i 
insbesondere  durch  die  Zählung  der  krimi- 
nellen Ilamlluugen  — «las  Muss  «lor  Ge-  j 
fährdung  der  Gesellschaft  durch  diese  An- ! 
griffe  festgestellt.  Ks  ist  damit  schon  ge- 1 
sagt,  dass  nur  solche  Handlungen  in  Bc-I 
tracht  kommen  k «innen 
lung  «lieser  Tendenzen 
tig  sind,  und  dass  die  Kriminalstatistik  sich 
auf  die  Einbeziehung  solcher  strafbaren 
Handlungen,  die  als  Ausfluss  verbrecherischer 
Gesinnung  nicht  betrachtet  werden  können, 
wie  es  z.  B.  die  meisten  der  im  deutschen 
Strafgesetzbuche  als  »Uebertretungen«  be- 


ul 

die  für  die  Bciulei- 
bedeutentl  und  wich- 


zeiehneten  Handlungen  sind,  nicht  einlassen 
sollte. 

Dass  die  Kriminalstatistik  keinen  Mass- 
stab für  die  Moralität  der  Bevölkerung  über- 
haupt g«?bcn  kann,  ist  klar.  Nur  diejenigen 
Handlungen,  welche  das  Strafgesetz  als  vor 
«lie  Gerichte  ».'hörig  bezeichnet,  und  unter 
diesen  nur  die,  welche  wirklich  entdeckt 
und  auch  verfolgt  wertlen , gehören  ihr  an. 
Puter  iler  Voraussetzung  aber,  «lass  dio 
L>uote  der  nicht  zur  Entdeckung  und  nicht 
zur  Verfolgung  kommenden  Strafthaten  uu- 
gefälir  gleich  bleibt,  sind  die  Jahresuach- 
weise  der  Kriminalstatistik  zur  Beurteilung 
der  Abnahme  und  Zunahme  der  Verbrechen 
mul  strafbaren  Handlungen  wichtig. 

8.  Unterlagen.  Was  «lie  Krimiualsta- 
tistiken  liefern  können,  sind  «lie  Kontingente 
der  wegen  Strafthaten  angezeigten  oder  an- 
geklagten  oder  abgeurteilten  Personen  und 
der  dazu  gehörigen  Handlungen  nach  ihrer 
durch  das  Strafrecht  bestimmten  Art.  Da 
eine  Person  nicht  in  demselben  Jahre,  wo 
sie  die  That  begangen  hat,  zur  Anzeige, 
Anklage,  Aburteilung  zu  kommen  braucht, 
ausserdem  eine  Person  wegen  verschiedener 
Thaten  «lersell»en  oder  verschiedener  Art, 
di«?  gleichzeitig  oder  auch  zu  verschiedenen 
Zeiten  verübt  sein  können,  vor  Gericht  ge- 
zogen werden  kann,  so  sind  die  Jahreskon- 
tingente  von  Personen  und  . Delikten 
nicht  die  gleichen.  Ausserdem  ist  zu  be- 
achten: wenn  in  einer  Statistik  zu  lesen  ist, 
dass  di«?  Verbrecherzahl  eines  bestimmten 
Jahres  x betrage,  so  ist  damit  gemeint,  dass 
in  diesem  Jahre  x Verbrecher  — die  zum 
Teil  aus  Personen  bestehen,  die  schon  bei 
früheren  Jahreskontingenten  oder  in  dem- 
selben  Jahreskontingento  wegen  anderer 
früherer  Thaten  enthalten  waren  — zur 
Anzeige  oder  Anklage  oder  Aburteilung 
kamen ; die  Verbrecher  gehören  aber  ihren 
Thaten  nach  zum  Teil  in  ein  früheres  Jahr, 
und  man  kann  daher  z.  B.  die  Nahrungs- 
mittelpreise des  Jahres,  für  welches  die 
Krimiualstatistik  gilt,  nicht  ohue  weiteres 
mit  der  Kriminalität  des  Jahres  in  Verbin- 
dung bringen , weil  eben  die  betreffenden 
Strafthaten  zum  Teil  schon  im  Vorjahre  be- 
gangen waren. 

Bedeutung  und  Wert  der  kriminalisti- 
schen Zahlen  sind  verschieden,  j«?  nachdem 
sich  die  Nachrichten  auf  Anzeigen,  Anklagen 
oder  Aburteilungen  beziehen.  Die 
letzteren  geben  entschieden  den  besten 
Massstab,  weil  auf  den  früheren  Stufen  des 
Verbrechens  grosse  Unsicherheiten  über 
die  (Qualität  der  Handlung  und  das  Vor- 
handensein einer  strafbaren  Handlung  über- 
haupt bestehen.  Die  Kriminalstatistik  sollte 
sich  daher  immer  nur  auf  die  rechtskräfti- 
gen Entscheidungen  stützen. 

Die  Erhebungen  für  «lie  Kriminalstatistik 
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sollten  sieh  nicht  weiter  ausdehnen. 

Ziehungen  der  kriminellen  Personen  auf  die 
Bevölkerung  berechnet  und  vernünftiger- 
weise Beziehungen  zwischen  Kriminalität 
und  persönlichen  Eigenschaften  angenommen 
werden  können.  Eine  ganze  Hei  he  von 
Fragen,  die  als  »interessant«  erklärt  und 
vielfach  auch  erholten  zu  werden  pflegen, 
sind  für  die  Kriminulstatistik  in  der  That 
unbrauchbar:  so  diejenige  nach  der  unehe- 
lichen oder  ehelichen  Geburt  des  Verhre- 
chers,  seiner  Bildungsstufe,  seinen  Wohl- 
habeuheitsverhältnissen , seiner  Religion, 
seinem  Familienstande.  Ein  Teil  dieser 
Fragen  ist  deshalb  nutzlos,  weil  die  betreffen- 
den Katcgorieen  in  der  Bevölkerung  nicht 
festgestellt  werden,  so  die  Zahl  der  leben- 
den unehelich  Geborenen,  der  Gebildeten, 
der  Wohlhabenden . also  keine  Beziehungen 
hergestellt,  keine  Verhältniszahlen  1*> rechnet 
werden  können : ein  anderer  Teil  ist  es  des- 
halb. weil  die  betreffenden  Eigenschaften  über- 
haupt keinen  wahrnehmbaren  Einfluss  auf  die 
Kriminalität  haben  können,  wie  die  Konfes- 
sion und  die  Religion  (so  wie  diese  bei  uns  liehen  Verhältnisse 
in  Deutschland  vertreten  sind),  der  Familien- 
stand. da  andere  Faktoren,  wie  Rasse 
und  Beruf  gegenüber  der  Religion,  dann 
Geschlecht  und  Alter  gegenüber  dem 
Familienstände  einen  so  viel  mächtigeren 
Einfluss  haben,  dass  mau  doch,  trotz  aller 
feinen  Distinktionen  und  Berechnungen,  zu 
keiner  sicheren  Beurteilung  des  Einflusses 
der  anderen  Faktoren  kommen  wird. 


die  für  die  Charakterisie- 
geuügend  befunden 


•»Arbeiter«. 

rung  der  Person  genügend  oenmüen  win 
ein  starkes  Hemmnis  für  die  Berufseintei- 
lung der  Verbrecher  und  für  ziffernmässige 
Vergleiche  mit  derjenigen  der  Bevölkerung. 

Was  die  Vorstrafen  betrifft . die  ge- 
wiss ein  wichtiges  Moment  zur  Beurteilung 
der  Kriminalität  sind,  so  ist  deren  Fest- 
stellung mit  Hilfe  der  Strafregister  (casier 
judieiaire)  gewiss  durehfülirltar  und,  wo 
solche  bestehen,  genügend  gesichert.  Die 
Schwierigkeit  liegt  in  der  Herstellung  kor- 
rekter Vergleiche  der  in  einem  Jahr  zum  1., 
2.  ti.  s.  w.  mal  bestraften  mit  den  Vorbe- 
straften und  nicht  Vorl tost raf teil  in  der  Be- 
völkerung. Es  hat  ein  erhebliches  Interesse, 
zu  ermitteln,  ein  wie  grosser  Teil  der  Ver- 
brecher sich  aus  den  schon  Vorbestraften 
rekrutiert,  und  dazu  müssen  die  Rückfälligen 
auf  die  des  Rückfalls  fähigen  Personen  be- 
rechnet werden  können.  (Vgl.  (Hier  diese 
Frage  insbesondere  die  unten  angeführten 
Schriften  von  Kühner,  Zucker  und  Mayr.) 
Ausser  den  Angalien  über  jene  persön- 
wird  die  Kriminalstatis- 
tik  noch  benutzen  können  diejenigen  über 
den  Ort  und  über  die  Zeit  der  That.  Der 
i )rt  der  That  nämlich  trifft  in  der  Regel 
zusammen  mit  dem  Wohnort  (regelmässigen 
Aufenthaltsort)  des  Verbrechers  oder  liegt 
im  Umkreise  desselben;  wenn  man  also  die 
Vorbrecherzahlen  nach  Bezirken  ordnet,  so 
kommt  man  dadurch  dem  Ausdrucke  für  die 
Kriminalität  der  Wohnbevölkerung  der  be- 


A1 ter.  Bern  f . 


ist  durch  diese  unverwertbaren  Fragen  und  ! treffenden  Bezirke  so  nahe,  als  es  mit  den 
aussichtslosen  Untersuchungen  viel  Kraft  in  Hilfsmitteln  der  Statistik  überhaupt  möglich 
der  Kriminalstatistik  verschwendet  worden,  ist:  und  mit  der  bezirksweisen  Zählung  der 
Dieselbe  wird  genug  thun,  wenn  sie  an  Thaten  gewinnt  man  jedenfalls  den  Mass- 
stab für  die  Gefährdung  der  Bevölkerung 
des  Bezirks  durch  die  verschiedenen  im 
Strafgesetzbuch  vorgesehenen  Arten  von 
Strafthaten.  Die  Feststellung  des  Zeit- 
ent-  punktes  der  Begehung  der  That  — der 
i vom  Zeitpunkte  der  Aburteilung  mehr  oder 
i weniger  entfernt  liegt  — ist  schon  deshalb 


Personalien : Geschlecht 
Vorstrafen  erfragt. 

Hierbei  ist  die  Frage  nach  dem  Beruf 
deshalb  sehr  schwer  verwertbar,  weil  die 
Berufsklassen  der  Verbrecher  auf  die 
sprechenden  Berufsklassen,  wie  sie  in  der 
Bevölkerung  vertreten  sind,  liezogen  werden 
müssen.  Wenn  man  nun  auch  die  letzteren 
auf  Grund  von  Volkszählungen  ausgeschie- ! die  Thäter  nach  Zeiträumen  richtig  ordnen 


notwendig,  um  die  Thaten  und  damit  auch 


den  hat.  so  kann  man  doch  nicht  erwarten, 
für  die  Verbrecher  gleichartige  Auszäh- 
lungen, welche  eben  für  die  Berechnung  von 
Verhältniszalilen  notwendig  sind,  zu  erhalten. 
Die  Erhebungen  über  den  Beruf,  die  aus 
Anlass  der  gerichtlichen  Verhandlungen  zur 
Feststellung  der  Personalien  der  Verbrecher 
gemacht  werden,  richten  sich  nicht  nach 
jenen  bei  den  Volkszählungen  vorgenomme- 
nen Klassifikationen  und  sind  sowohl  hin- 
sichtlich der  Berufsart  wie  der  Berufsstel- 
lung regelmässig  weniger  eingehend  und 
genau,  weil  der  Richter  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  kein  erhebliches  Interesse  an  sol- 
chen Nachforschungen  hat.  Namentlich  ist 
die  bei  den  Gerichten  sehr  beliebte  Kate- 


zu  können,  im  Unterschiede  von  den  Zeit- 
räumen (Jahren)  der  Aburteilung.  Man  hat 
aber  dafür  noch  eine  andere  statistische 
Verwendung,  nämlich  die  Untersuchung  des 
Zusammenhanges  der  Häufigkeit  der  Straf- 
thaten und  ihrer  Arten  mit  dem  meteorolo- 
gischen Charakter  der  Zeitabschnitte : Monate, 
Jahreszeiten.  Man  findet  da  für  einzelne 
Deliktsarten  eine  gewisse  Bewegung  nach 
Jahreszeiten  heraus,  z.  B.  ein  Ansch wellen 
der  einfachen  Diebstfilde  in  den  Wintermo- 
naten. der  Unznchtsdelikte  in  den  ersten 
Sommermonaten,  die  den  Moralstatistikern 
mancherlei  Anlass  zu  mehr  oder  weniger 
tiefsinnigen  Betrachtungen  über  die  Abhän- 
gigkeit dos  Menschen  von  äusseren  Vor- 
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hältnissen  gegeben  haben.  Es  ist  aber  uicht . j gehören  die  Unterschiede 
ratsam , die  Kriminalstatistik  fortgesetzt  fang  der  Statistik:  ob  sie 


erstens  im  Um 
sich  auf  alle 


im 


mit  solchen  Untersuchungen  zu  belasten,  die  . Strafrecht  anerkannten  Verfelüungen  er- 
streckt oder  nur  auf  einen  Teil  derselben 
(bei  uns:  Verbrechen  und  Vergehen,  während 


gleichen 


ihrer  Natur  nach  immer  zu  den 
Ergebnissen  führen  müssen  und  kriminal- 
politisch brauchbare  Belehrungen  über  den  die  Uebertretnngen  — St.G.B.  § 3G0  ff. 
Gang  der  Kriminalstatistik  nicht  bieten  , ausgeschlossen  sind);  dann  ob  die  Basis  der 
können. 


4.  Inhalt.  Derlnhalt  der  Kriminalstatistik 
der  einzelnen  Länder  ist  derart  verschieden, 
dass  die  Vergleichbarkeit  so  gut  wie  ganz 
ausgeschlossen  ist.  Es  liegt  dies  daran,  dass 
die  Kriminalstatistik  selbstverständlich  ab- 
hängig ist  von  der  strafrechtlichen  Ver- 
fassung — »Strafrecht«  wäre  zu  wenig  ge- 
sagt — der  einzelnen  Staaten , nämlich 
1.  den  Definitionen  der  Delikte  im  Straf- 
gesetz, 2.  der  Abgrenzug  zwischen  offizieller 
und  privater  Strafverfolgung,  3.  der  Intensität 
der  Strafverfolgung  an  und  für  sich.  Für 
die  Zählung  der  Verbrecher  überhaupt  kommt 
auch  noch  in  Betracht,  welche  Grenze  der 
Strafmündigkeit  — bei  uns  12  Jahre  — ge- 
zogen, wann  also  die  gerichtliche  Aburteilung 


Statistik  in  die  Verurteilten,  Abgeurteilten, 
Angeschuldigten  oder  gar  Angezeigten  gelegt 
ist;  ferner:  die  Art  der  Zählung  der  Per- 
sonen: ob  sie  im  Falle  gleichzeitiger  Ab- 
urteilung wegen  zweier  oder  mehrerer  Straf- 
thaten  bei  der  schwersten  derselben  (wie 
bei  uns)  oder  bei  jeder  derselben  gezählt 
werden.  Andere  erst  beim  Detailstudium 
der  statistischen  Konstruktion  bemerkbare 
Eigentümlichkeiten  können  auch  noch  grossen 
Einfluss  auf  die  Vergleichbarkeit  der  Zahlen 
des  einen  Landes  mit  der  des  anderen  haben. 

Die  Herstellung  einer  Kriminalstatistik 
ist  in  den  grösseren  Kulturstaaten  wohl 
zuerst  in  Frankreich  begonnen  worden, 
wo  schon  seit  Mitte  der  20  er  Jahre  des 


19.  Jahrhunderts  solche  Berichte  ver- 
über hau pt  möglich  ist.  — Ara  ehesten  können  j öffontlicht  werden.  Sie  erscheinen  gegen- 
noch  Vergleiche  in  der  Art  gemacht  werden,  wärtig  jährlich  unter  dem  Titel  »Conipte 
dass  man  gewisse  in  den  Motiven,  wenn  general  de  l'ad minist ratiou_  de  la  justice 


auch  nicht  der  strafrechtlichen  Benennung  criminelle  en  France 
nach,  gleichartige  Delikte  zeitlich  verfolgt, 
z.  B.  aus  unserer  Statistik  »Einfachen  und 
schweren  Diebstahl«,  aus  der  österreichischen 
s Verl  »rechen  und  Uebertrelungen  des  Dieb- 
stahls«, aus  der  französischen  »vol«  (criines 
Aber  selbst 


et  delits). 
landläufiger 
nach  kaum 


Auffassung 


zweifelhaft  sein  sollten, 
keine  unmittelbaren  Vergleichszahlen;  man 
würde  z.  B.  sehr  fehl  gehen,  wenn  man  »las 
als  Mord  (meurtre)  bezeichnete  Verbrechen 
zur  Grundlage  eines  Vergleichs  zwischen 
Deutschland,  Oesterreich.  Frankreich  machen 
wollte;  denn  dem  »Mord«  nach  öster- 
reichischem Recht  würde  man  die  bei  uns 
als  »Mord«  und  als  »Totschlag«,  in  Frank- 
reich die  als  »assassinat«,  »empoisonnement«, 
»parricide«  und  »meurtre«  bezeichneten 
Delikte  gegenübcrstellen  müssen.  — Dass 
die  Kriminalstatistik  Englands,  wo  ein  viel 
grösserer  Teil  »1er  Strafverfolgung  der  Privat- 
initiative überlassen  ist  als  in  den  kon- 
tinentalen Staaten,  in  einem  ganz  anderen 
Sinne  beurteilt  werden  muss  als  die  der 
letzteren,  ist  unzweifelhaft;  dass  man  die 
Zahl  der  Verurteilten  — und  nur  diese 
kann  als  Massstab  der  Kriminalität  benutzt 
werden  — in  Italien  nicht  mit  der 


Delikte,  die  nach  (Str.G.B.  von  1852). 
ihrer  Begrenzung 


Die  Tabellen  werden 
durch  einen  »Rapport«  des  Justizministers 
eingeleitet,  der  das  wichtigste  aus  ihnen 
mit  Rückblicken  auf  die  letzten  zehn  Jahre 
hervorhebt.  In  Oesterreich  beginnt  die 
Kriminalstatistik  im  Anfang  der  50er  Jahre 

Die  »Ergebnisse  der 
Strafrechtspflege«  werden  als  3.  lieft  der 
»Statistik  der  Rechtspflege«,  bearbeitet  unter 
Mitwirkung  des  K.  K.  Justizministeriums  im 
Bureau  der  K.  K.  Statistischen  Central- 
kommission. von  letzterer  jährlich  heraus- 
gegeben. Die  Kriminalstatistik  für  Ungarn 
findet  sich  in  dem  auch  in  deutschem  Text 
herausgegebenen  »Ungarischen  Statistischen 
Jahrbuch«.  In  England  beginnt  die  Kri- 
minalstatistik in  der  Mitte  der  50er  Jahre. 
Die  »Criminal  Statistics«  erscheinen  jährlich 
als  Part  I der  »Judicial  statistics.  England 
and  Wales«  mit  der  ausführlichen  Bezeich- 
nung »Statistics  relating  to  criminal  proceed- 
ings.  Police,  Coroners,  Prisons,  Reformatorv 
and  Industrial  Schools  and  Criminal  Lunatics 
for  the  year  . .<  mit  einer  Introduction, 
herausgegeben  vom  Home  Office.  Die  Kri- 
minalstatistik Italiens,  wo  1890  ein  neues 
Strafgesetzbuch  eingeführt  worden  ist,  wird 
von  der  Direzione  generale  della  Statistica 
als  »Statistica  giudiziaria  penale«  jährlich 
anderen  Staaten,  die  sich  einer  kräftigeren  herausgegeben  mit  zeitweilig  erscheinenden 


von 


Polizei  und  Strafgewalt  erfreuen,  vergleichen 
kann,  liegt  auf  der  Hand.  — Zu  diesen  in 


»Xotizie  complementari  alle  statistiehe 
giudiziarie  peuali< . welche  ausgiebigere  Naeh- 


<len  Grundlagen  der  Rechtsverhältnisse  gc-  j richten  über  die  persönlichen  Verhältnisse 
gebenen  Vergleichsschwierigkeiten  kommen  der  Verurteilten  enthalten. 

»och  die,  welche  sich  infolge  des  Auf-j  Ausführlicher  als  die  Kriminalstatistik 
wus  der  Statistik  geltend  machen;  dahin  eines  dieser  Staaten  ist  die  des  Deutschen 
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Krimi n alstatistik  des  Deutschen  Reichs. 


Die  von  deutschen  Gerichten  Verurteilten 
(wegen  Verbrechen  und  Vergehen) 


Frei' 


Jahr 


Verurteilte  Personen 
münul.  I weiblj  zus. 


davon  standen  im  Alter  von bis  unter ....  Jahren') 

12 — 18  18 — 10  40 — 60  60  u.  mehr 


miinn).  woibl.  männl.  | weil»!,  intinnl.  weihl.  mannl.  weiht. 


1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 


267  353(62615  329  968 
266963  63  165  330  128 
281  637I64  340  345977 
281  72861  359343087 
291  434  6t  566  353000 
29464261  7*5  356  357 
28S  481  62  184350665 
303  195(66449  369644 
314  192  67  258  381  450 
321  657  69407  39t  064 
347  050  75  277,422327 
356232  74  *7*  430403 
370  388  75  7**2  446  110 
37721476997454211 
382  432  74  567  456  999 
387054  76531  463585 


24358  636t  17792235  124  54880  17650  7940 

23  747  6 219  * 79  739  35  843  54  »88  17  97S  7 823 

24  964  6378  19t  019  36  187  56  198  18461  8152 

246336071  *926733461455583  176827752 

25  486  6027  200  595  34  941  56  378  17  62S  8 128 

26  822  6 291  I202  456  34  71 1 56  501  17825  8079 

26  697  6 372  '201  194  35  494  52  473  17  567  7 427 

29  832  6 958  209  286  37  986  55  525  18  65 1 7 897 

33  495  7 50S  215  346  37  870  56  938  18  966  7 786 

34  636  7 676  220  179  39  505  58  526  19  280  7 902 

38217  8279  236  909  43  030  63  1 56  20  973^  S 32S 
36033  7 743  245  854  42  339  65  440  2 t 145  8 473 

37  85°  7 7°4  255  494  43  943  67  873  21  064  8616 

36  673  7711  (262  261  44  962  69  082  21313  8 719 
36948  7327  268  1394363568  171  20664  8744 
37327  8002  272  757  44  S90  67  971  20773  8649 


2 395 
2324 
2 455 
2 292 
2 46  t 
2 462 
2 372 
2 453 
2 514 
2 595 
2695 
2 696 
2 692 
2 766 
2 684 
2 668 


Be- 

spro- 

chene*) 


73636 
73  954 
789»5 
77876 

79  807 
79  837 
79  690 
85  525 
90  850 
94699 
102  2S9 
108  123 
1 15  826 
124  54* 
123  616 
*23  753 


Durchschnitt 
0 / 
io 

Auf  wo 000  Ein- 
wohner der 
gleichen  Kate- 
gorie der  straf 
»iündlgen('i%il- 
bevölkerung 


3207286833338906131  107 
82,4  I 17,6  100,0  8,0 


1 92S 


376  » **8 


987 


7 039 

1,8 


220739  39067  59  930 
56,7  10,0  15,4 


2 983  479  * 397 


1 9 226  S 1 5 1 2 533 
4,9  2,t  o,7 


409  454  1 1 8 


94  559 


272 


')  Soweit  die  Zahlen  der  Verurteilten  für  die  Altersklassen  nicht  die  Snmmenzahlcn  der 
Verurteilten  überhaupt  oder  der  inünnlicheu  oder  weiblichen  Verurteilten  ergeben,  ist  das  Alter 
unbekannt  geblieben. 


Es  waren  Personen  verurteilt  wegen 


Jahr 

Diebs 

ein- 

fachen 

tahls 

schwe- 

ren 

Körper- 

verletzung 

.ei!"  1 «e- 
hS|hOT  täi,rl. 

! 

Be.  ;Unter- 
trug4)j >< 

15  j gung 

Mein- 
eid u. 
Fa!  seli 
cid 

Brand- 

stif- 

tung 

Mord 

Tot- 

schlag 

ln- 

glicht. 

Not- 

zucht 

Vor- 

be- 

strafte 

1882 

9*  *32 

1 1 918 

■6  527 

38291  11  969  U577 

1 607 

644 

151 

169 

2918 

82  395 

1888 

89  120 

»o  513 

17  1 16 

40  933 

12  3S7  14  568 

1 404 

627 

*53 

164 

2 77» 

85  453 

1884 

86  iüS 

io  562 

18718  48  118 

12  690  14  630 

I 556 

609 

139 

*3* 

2 797 

91  219 

1885 

So  516 

9882 

18  620 

5»  449 

12618  14432 

* 595 

573 

126 

164 

2 890 

94  015 

1886 

79  785 

9031 

*9  334 

53  759!  *3  609  14  731 

* 398 

552 

144 

*54 

3221 

99  101 

1887 

76  198 

9 209 

1 9 202 

55  821 

1 4 >6o  1 4 504 

* 5*5 

5 J4 

*3* 

«42 

3 169 

102  839 

1888 

75  245 

9 *32 

*8  374 

55223  1497S  147S1 

1 46S 

482 

95 

**7 

3°8s 

102  912 

1889 

82  066 

10390 

*9  730 

57  *9* 

16848  15888 

* 51  * 

4*9 

107 

148 

3 212 

* > 5 684 

1890 

Si  928 

10797 

215466094817364  16340 

» 53* 

488 

>33 

125 

3 293 

1 25  068 

181)1 

86  730 

I»  194 

219S7  6189618949  17  184 

I 616 

465 

88 

160 

3332 

*33  °65 

181)2 

95  526 

i 3 669 

22  821 

6566620711  18372 

1 552 

577 

*44 

172 

3 490 

146  691 

181)3 

S3  7*9 

1 2 036 

24  3*5 

7291920583  18055 

1 671 

532 

* *4 

167 

3 859 ,151  679 

181)4 

82  941 

12  518 

25  6^6 

77401  21  923  1 8 7 1 5 

I 548 

>08 

1 10 

165 

4 *44 

164  721 

181)5 

8 1 558 

1 1 486  26  927 

8009622392  192S2 

* 747 

485 

* >3 

170 

4 22  t 

172  169 

1896 

79  407 

11  740 

27  229 

85  032  21  775  18398 

» 523 

479 

108 

162 

4 539 

*77  574 

1897 

82  035 

* » 394 

266008662423075  19162 

1 450 

468 

101 

»74 

4 222 

183843 

Durchschnitt 

0 

_ 0 

aller  wegen 
Verbrechen  und 
Vergehen 

83  436 

IO967 

21  544 

6196017277  16476 

» 543 

527 

122 

•55 

3448 

126777 

Verurteilten 

21.4 

2,8 

5,5 

15,9 

4,4  . 4,2 

0.4 

0,1 

0.03 

0,04 

0,9 

32,6 

*)  Einschliesslich  der  Personen,  gegen  die  das  Verfahren  eingestellt 
delikt.  *)  Auch  im  wiederholten  Rückfall. 

wurde. 

3)  Antrags- 
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Reichs,  die  mit  dem  Jahre  1882  beginnt 
tStr.G.B.  von  1871)  und  jährlich  als  ein 
Band  der  »Statistik  des  Deutschen  Reichs« 
veröffentlicht  wird.  Dem  umfangreichen 
Tabellen  werk  wird  eine  textliche  Bearbeitung 
beigegeben,  die  für  den  einen  Teil  desselben 
vom  Reichsjustizamt,  für  den  anderen  vom 
Kaiserlichen  Statistischen  Amt  geliefert  wird. 
l>ie  vorstehende  Tabelle  fasst  eine  Anzahl 
«ier  wichtigsten  Zahlen,  welche  unsere 
Kriminal  Statistik  bis  jetzt  geliefert  hat,  zu- 
sammen. 


Malthus,  Sismomli  und  J.  B.  Say.  8.  Die  sozialisti- 
schen Krisentheoretiker.  9.  Die  neuere  deutsche 
Nationalökonomie.  1 V.  G e s c hichtliche  E n t- 
wickelung  der  Krisen  im  19.  Jahrhun- 
derte. 10.  Die  Krise  von  1815.  11.  Die  Krise 
von  1825.  12.  Die  Krise  von  1836/39.  13.  Die 
Krise  von  1847.  14.  Die  Krise  von  1857. 

15.  Die  Krise  von  1873.  16.  Die  Krisen  von 
1882  und  1890.  17.  Die  amerikanische  Krise 
von  1893.  18.  Der  Aufschwung  des  deutschen 
Wirtschaftslebens  seit  1895. 

I.  Einleitung. 


Litteratur:  /..  Botlio,  Comparabilite  des  « tati. s- 
tic/ues  penalcs,  Bulletin  de  /' Institut  international 
de  s tatistic/ue. , tome  VI,  1892.  — A.  Bottco,  Lo\ 
studio  della  delinquenza  e le  classißcazione  dei 
reati,  ebendaselbst.  — M.  E.  YvcrnäH,  Lcs 
elements  essen  fiele  gui  doiecnt  figuter  dan s la 
* tatistique  criminelle,  daselbst,  tome  III,  1888. 
— II*.  Starke,  unter  demselben  Titel,  ebenda, 
towe  IV,  1888.  — O.  Richter,  Kriminalstatis- 
tische  Vergleiche  in  Bezug  auf  die  Nachweise 
über  Geschlecht  und  Alter,  Vierleljahrshe/te  zur 
Statistik  des  Deutschen  Reichs,  1892,  lieft  III. 

— il.  V.  Mayr,  Wesen  und  Ziele  der  Kriminal • , 
Statistik,  Jahrb.  f.  Kriminalp.  u.  innere  Mission  I, 

1895.  — E.  Würzburger,  Veber  die  Vergleich- 
barkeit kriminalistischer  Daten,  Jahrb.  f.  Not. 
u.  Stat.,  N.  F.,  lld.  14,  1887.  — K.  Seut-emann, 
I>ie  im  engeren  Sinne  soziale  Kriminalstatistik 
als  Statistik  der  Rechtsverletzungen , Jahrb.  für 
Gesetzgebung , Vermutung  und  Volkswirtschaft, 
Jahrg.  28,  1899.  — 11.  r.  Scheel,  Zur  Ein- 
führung in  die  Kriminalstatistik , insbesondere 
des  Deutschen  Reichs,  Mayrs  Allgem.  Statistisches 
Archiv,  I.  Jahrg.,  1890.  — G.  Tarde,  La 
criminalite  comparee,  Paris  1866.  — II.  JP.  j 
Falkner,  Kriminalität  und  Kriminalitätsstatistik  ! 
mit  besonderer  Anwendung  auf  amerikanische  j 
Verhältnisse,  Zeitschrift  für  Krimi  nalanthropo- 
logie,  1897,  lieft  111.  — II'.  1).  Morrison, 
The  interpretativn  of  CYiminal  Statistics,  Journal 
of  the  Royal  Statistical  Society,  London,  March 
1897. 

Insbesondere  zur  Stat.  der  Rückfälligen: 
O.  Köbner,  Die  Methode  einer  wissenschaft- 
lichen RürkfaUsstatistik,  Herlin  1892  (Sonderabdr. 
aus  Zeitsrhr.  f.  d.  ges.  Strafrechtsw.  XIII,  5). 

— .1.  Zucker.  Ein  Beitrag  zur  Entwickelung 
einer  richtigen  Rückfallsstatistik , Wien  1894  j 
(Selbstverlag).  — G.  v.  Mayr,  Zur  Reform  der 
Riickfullsstatistik,  Allgem.  Stat.  Arch.,  Jahrg.  1898.  \ 
— Zur  Organisation  der  Rückfallsstatistik,  ebenda  j 

1896.  — Gutachten  über  die  Organisation  der  \ 
Rückfallsstatistik  in  den  Mitteilungen  der  Inter-  j 
nationalen  Kriminalistischen  Vereinigung,  Bd.  4 
und  5,  1894  und  1895. 

II.  v.  Scheel. 


Krisen. 

I.  Einleitung.  1.  Begriffliches.  II.  Ur- 
sachen der  Wirtschaftskrisen.  2.  Pro- 
duktion. 3.  Verkehr.  4.  Verteilung.  5.  Kon- 
sumtion. 6.  Kiickblick  und  Heilmittel.  III.  K r i - 
sentheorieen.  7.  Der  Krisenstreit  zwischen 


1.  Begriffliches.  Von  Medizinern  ge- 
braucht, bedeutet  das  Wort  Krise  den  ent- 
scheidenden Wendepunkt  im  Verlaufe  einer 
Krankheit.  Im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
wird  es  für  ökonomische  Störungen  sehr 
verschiedenartiger  Natur  angewendet.  Doch 
handelt  es  sich  in  der  Regel  um  Stöi  ungen 
des  Gleichgewichtes  zwischen  Produktion 
und  kauffähiger  Nachfrage.  Mit  ziemlicher 
Ucbereinstimmung  werden  als  Merkmale 
einer  nahenden  Krise  genannt:  rege,  ja  wag- 
halsige und  unsolide  Unternehmungslust, 
eine  weite  Kreise  ergreifende  Sucht,  sich 
rasch  zu  bereichern  und  langsamen,  aber 
sicheren  Gewinn  zu  verschmähen,  eine  merk- 
würdige Leichtgläubigkeit  des  Publikums 
gegenüber  neu  auftretenden  Unternehmungen, 
eine  rasche  Steigerung  der  Warenpreise,  des 
Arbeitslohnes  und  der  Kurse  von  Industrie- 
und  Bankpapieren.  Der  Verlauf  einer  bereits 
eingetretenen  Krise  aber  wird  von  Fr.  Engels 
treffend  in  folgender  Weise  geschildert: 
»Der  Verkehr  stockt,  die  Märkte  sind  über- 
füllt, die  Produkte  liegen  da,  ebenso  massen- 
haft wie  unabsetzbar,  das  bare  Geld  wird 
unsichtbar,  der  Kredit  verschwindet,  die 
Fabriken  stehen  still,  die  arbeitenden  Massen 
ermangeln  der  Lebensmittel  . . . Bankerott 
folgt  auf  Bankerott,  Zwangsverkauf  auf 
Zwangsverkauf.  Jahrelang  dauert  die  Stockung, 
Produktivkräfte  wie  Produkte  werden  massen- 
haft vergeudet  und  zerstört,  bis  die  aufge- 
häuften Warenmassen  unter  grösserer  oder 
geringerer  Entwertung  endlich  abfliessen, 
bis  Produktion  und  Austausch  allmählich 
wieder  in  Gang  kommen.  Nach  und  nach 
beschleunigt  sich  die  Gangart,  fällt  in  Trab, 
der  industrielle  Trab  geht  über  in  Galopp, 
und  dieser  steigert  sich  bis  zur  zügellosen 
Karriere  einer  vollständigen  industriellen, 
kommerziellen,  kreditlichen  und  spekulativen 
Steeplo-chase,  um  endlich  nach  den  hals- 
brechenden Sprüngen  wieder  anzulangen  — 
im  Graben  des  Kraches.«  Kürzer,  aber  im 
wesentlichen  übereinstimmend  lautet  die  be- 
kannte Kennzeichnung  des  modernen  Wirt- 
schaftslebens durch  Lord  Overstone:  »State 
of  quiescence,  improvement,  growing  eonfi- 
dencc,  prosperity,  excitement,  overtrading, 
convulsions,  pressure,  Stagnation,  distress 
endmg  again  in  quiescence.« 


Digitized  by  Google 


1 


414 


Krisen 


Die  neueren  Krisen  (18711 — 79;  1882  bis 
1887)  erscheinen  freilich  mehr  als  lang  andau- 
ernde, chronische.  schleichende  Störungen  des  1 
Wirtschaftslebens  und  würden  insofern  besser 
durch  den  Ausdruck  »depression«.  gekenn- ! 
zeichnet  werden.  Je  nach  der  grösseren 
oder  geringeren  Ausdehnung,  welche  den 
wirtschaftlichen  Störungen  zukommt,  spricht 
man  von  allgemeinen  und  besonderen  Krisen, I 
während  die  Bezeichnungen  Handelskrisen. 
Börsenkrisen,  Speknlationskrisen.  Produk- 
tionskrisen, Gründungskrisen,  Geldkrisen 
u.  s.  f.  den  verschiedenen  Gebieten  des  Wirt- 
schaftslebens Rechnung  tragen,  auf  denen 
die  Störungen  sich  gerade  üussern. 

Die  Krisen  lassen  sich  jedenfalls  nicht 
ans  einem  einzigen  Principe  heraus,  etwa  der 
Planlosigkeit  der  Produktion,  der  freien 
Konkurrenz,  der  Unterkonsumtion,  dem  Privat- 
eigentum an  Grund  und  Boden  etc.  genügend 
erklären.  Bei  jeder  allgemeineren  Krise 
treten  vielmehr  ganze  Reihen  von  Ursachen 
teils  konstanter,  teils  variabler  Natur  in 
Wirksamkeit.  Am  einfachsten  dürften  sich 
die  einzelnen  in  Betracht  zu  ziehenden 
Störungsursachen  nach  den  Gebieten  grup- 
pieren lassen,  auf  denen  sie  zur  Entwicke- 
lung gelangen. 

11.  Ursachen  der  Wirtschaftskrisen. 

2.  Produktion.  Solange  jede  Wirtschaft 
alle  Güter,  deren  sie  bedarf,  selbst  herstellt, 
kann  eine  Täuschung  in  betreff  des  Bedarfes  i 
kaum  erfolgen.  Der  hie  und  da  noch  in 
geschlossener  Hauswirtschaft  lebende  Alpon- 
bauer  wird  über  die  Menge  und  Art  der 
Erzeugnisse,  die  er  in  seiner  Wirtschaft  für 
seine  Angehörigen  zu  gewinnen  hat,  nicht 
leicht  in  Irrtum  geraten.  Ei*st  mit  der  Aus- 
bildung der  berufsmässigen  Arbeitsteilung 
und  dos  Tausch-  und  Markt  Verkehres,  mit 
dem  U ebergange  aus  der  Bedarfswirtschaft  | 
in  die  Erwerbswirtsehaft  wird  es  zu  einer  j 
schwierigen  Aufgabe,  d i e Prod u k t i o n in; 
ij nun titat i ver  u ud  quäl i tati  vor  H in  - i 
sieht  dem  Bedarf e anzupassen,  und 
zwar  um  so  eher,  je  mehr  das  Princip  der 
Arbeitsteilung  an  räumlicher  Ausdehnung  j 
gewinnt  und  an  Stelle  der  unmittelbaren 1 
Kundenarbeit  der  unternehmungsweise  Be-  ; 
trieb  tritt,  die  Produktion  für  einen  unbe- 
kannten, erst  auf  dem  Markte  erscheinenden  : 
Käufer.  In  den  modernen  Kulturstaateu ! 
aber  ist  nicht  nur  das  Princip  der  haus- 
und  stadtwirtschaftlichen,  sondern  sogar! 
auch  der  Gedanke  der  nationalwirtschaft-  j 
liehen  Autarkie  zu  Gunsten  der  weltwirt- 
schaftlichen Arbeitsteilung  verlassen  worden. 
Konsument  und  Produzent  rücken  räumlich  | 
immer  weiter  aus  einander.  Zahlreiche  kapi- ! 
talistisehe  Unternehmer  treten  als  Zwischen- ! 
glieder  auf.  Der  Inhaber  einer  Baumwoll- I 
druckerei  kauft  Baumwollgewebe,  an  deren  : 
Herstellung  bereits  der  Baumwoll pflanzer, ; 


der  Importeur,  der  Spinner  und  Weber  be- 
teiligt waren,  und  er  versieht  sie  mit  Mustern, 
ohne  vorher  bestimmt  zu  wissen,  oh  und 
unter  welchen  Bedingungen  diese  Muster 
auch  den  Beifall  der  Käufer  finden  werden. 
Die  Zahl  der  Unternehmer,  die  nicht  mehr 
genussreife  Produkte,  sondern,  um  rott 
K.  Mengcr  zu  reden,  nvu-  Güter  höherer 
Ordnungen  produzieren,  wächst,  und  auch 
die  Herstellung  der  komplementären  Güter 
verteilt  sich  unter  verschiedene,  von  ein- 
ander unabhängige  Produzenten. 

Wie  leicht  können  mehr  Güter  5.  oder 
6.  Ordnung  erzeugt  worden  sein,  wie  leicht 
Güter  2.  oder  3.  Ordnung  weniger,  ab 
schliesslich  zur  Produktion  der  betreffender! 
Güter  erster  Ordnung  notwendig  sind  ! Wie 
leicht  kann  in  diesem  ungeheueren  Ge  trief*? 
der  Weltwirtschaft  ein  Rad  zu  langsam,  ein 
anderes  zu  schnell  laufen!  Giebt  es  doch 
bloss  einen  einzigen,  nur  zu  leicht  versagen- 
den Regulator:  die  Preisbildung  bezw.  die 
Höhe  des  Unternchnicrgewinnes.  Steigender 
Gewinn  zeigt  an,  dass  der  Bedarf  an  den 
Erzeugnissen  der  betreffenden  Unternehmung 
noch  nicht  gedeckt  ist,  fallender  Profit  kündet 
das  Gegenteil.  Nun  hat  allerdings  die  er- 
staunliche Vervollkommnung  des  Nachrichten- 
verkohrs  und  der  Organisation  der  Märkte 
und  Börsen  in  den  letzten  .Jahrzehnten  den 
Ueberblick  über  die  Preis-,  Produktions-  und 
Bedarfsverhältnisse  ganz  wesentlich  erleich- 
tert und  die  Fehlergrenze  bei  der  Ab- 
schätzung der  zukünftigen  Nachfrage  ver- 
mindert. Vielleicht  sind  aus  diesem  Grunde 
auch  die  akuten  Krisen  seltener  geworden. 
Allein,  mag  der  Unternehmer  jetzt  auch  eher 
erfahren,  ob  die  Nachfrage  oder  das  Angebot 
überwiegt,  so  erlangt  er  doch  noch  keine 
klare  Vorstellung  darüber,  um  wieviel  Nach- 
frage und  Angebot  auseinander  gehen,  und 
namentlich  nicht,  um  wieviel  sie  in  der 
nächsten  Zukunft  auseinander  gehen  werden. 
Es  liegt  in  der  Natur  der  meisten  Menschen, 
die  günstigen  Chancen  zu  über-,  die  un- 
günstigen zu  unterschätzen.  Und  winde 
auch  ein  einzelner  Unternehmer  für  seine 
Person  die  Marktlage  durchaus  richtig  be- 
urteilen, so  reicht  das  noch  keineswegs  ans. 
Wollte  er  vollkommen  sicher  gehen,  so 
müsste  er  auch  in  Erfahrung  bringen,  wie 
seine  Konkurrenten  die  Marktlage  abschätzen. 
Ihre  Irrt  inner  treffen  ihn  bei  der  gegen- 
wärtigen gesellschaftlichen  Organisation  der 
Volkswirtschaft  ebenso  empfindlich  wie  seine 
eigenen.  Wird  von  einem  Konkurrenten 
die  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes  über- 
holt, so  schädigt  der  aus  diesem  Missverhält- 
nis sich  ergebende  Preisfall  alle  Produzenten 
der  Ware. 

Ist  cs  daher  innerhalb  der  modernen,  auf 
Arbeitsteilung,  Tauschverkehr,  freier  Kon- 
kurrenz und  Privateigentum  beruhenden  Or* 
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ganisation  der  Volkswirtschaft  seihst  für  den 
besonnenen,  nüchtern  prüfenden  Unternehmer 
in  der  That  sehr  schwierig  geworden,  seine 
Produktion  mit  dem  Btnlarfe  in  Uebercin- 
stimmung  zu  halten,  so  soll  andererseits 
durchaus  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
dass  ein  grosser  Teil  der  Unternehmer  keines- 
wegs danach  strebt,  dasjenige  Muss  von  Ein- 
sicht in  die  Marktverhltltnis.se  zu  erlangen, 
das  objektiv  zu  erreichen  möglich  wäre. 
Steigen  die  Preise  einer  wichtigeren  Ware, 
so  wirft  sieh  die  Unternehmungslust  blind 
und  toll  auf  die  Herstellung  dieses  Artikels. 
Jeder  Unternehmer  verfolgt  nur  seinen  Vor- 
teil, und  wenn  er  sich  auch  sagen  muss, 
dass  der  Markt  keineswegs  die  Produkte  aller 
mit  ihm  konkurrierender  Unternehmer  werde 
anfnehnien  können,  so  hofft  er  doch  in  der 
Regel,  dass  gerade  seine  Waren  noch  unter 
zufriedenstellenden  Bedingungen  Absatz 
finden  werden.  Er  muss  sieh  ferner  sagen, 
dass  eine  Zurückhaltung  seinerseits  nur  den 
Konkurrenten  zu  statten  kommen  würfle. 
So  wurde  z.  B.  1892  von  seiten  der  Re- 
gierung an  die  Bamnwollpflanzer  in  Nord- 
amerika eine  Aufforderung  gerichtet,  das 
mit  Baumwolle  zu  bepflanzende  Areal  zu 
vermindern,  da  nur  auf  diesem  Wege  der 
herrschenden  Uelierproduktiou  und  dem  aus 
ihr  entspringenden  Preisdrucke  erfolgreich 
entgegen  gearlteitet  werden  könnte.  That- 
sflehlich  trat  keine  nennenswerte  Verminde- 
rung des  An  laues  ein.  Die  Mahnungen 
waren  erfolglos  geblieben.  Jeder  einzelne 
Farmer  hatte  nur  von  seinen  übrigen  Kollegen 
gehofft,  dass  sie  den  guten  Rat  befolgen  und 
weniger  Baumwolle  anpflanzen  würden. 
Von  der  so  zu  erwartenden  Preissteigerung 
wollte  man  aber  möglichst  grossen  Oewinu 
ziehen  und  baute  selbst  ebensoviel  wie  früher. 

Die  Verhältnisse  der  modernen  Technik 
bringen  es  mit  sich.  dass  selbst  dann,  wenn 
bereits  sinkende  Preise  die  Ucber- 
f ii  1 1 u n g des  Marktes  a n z e i g e n , das 
Angebot  nur  schwer  eingeschränkt 
oder  zurückgezogen  werden  kann. 
Mit  der  Verdrängung  der  Handarbeit  durch 
die  Maschine  und  der  höheren  Entwickelung 
der  Arbeitsteilung  sind  die  Kapitalbeträge 
immer  grösser  geworden,  welche  zur  Pro- 
duktion einer  bestimmten  Ware  dauernd  an- 
zulegen  sind.  Ebenso  nimmt  die  Zahl  ver- 
wandter Produkte  ab,  zu  deren  Herstellung 
noch  dieselben  Werk  vorricht  ungen  benutzt 
werden.  Es  triebt  jetzt  Spinnmaschinen,  die 
lediglich  zum  Spinnen  einzelner  liestimmter 
Garnnummern  tauglich  sind.  Webstühle,  mit 
denen  sich  nur  einige  wenige  Sorten  von 
Baum wollgc weiten  produzieren  lassen.  Man 
vermag  nicht  mehr,  wie  es  früher  innerhalb 
gewisser  Grenzen  möglich  war.  auf  dem- 
sellten  Webstnllle  Flachs,  Hanf,  Baumwolle 
oder  Wolle  zu  verarbeiten.  Dieses  beträcht- 


liche, in  Werk  vorrieht  ungen,  die  nur  für  die 
Herstellung  ganz  bestimmter  Produkte  ge- 
eignet sind,  festgelegte  Kapital  zwingt  den 
Unternehmer,  auch  bei  sinkenden  Preisen  die 
Produktion  fortzusetzen,  da  nur  auf  diese 
Weise  noch  eine  gewisse  Verzinsung  und 
A mortisation  des  A n lagekapitals  herbeigeführt 
werden  kann.  Daher  die  Erscheinung,  dass 
bei  Ausbreitung  des  Maschinensystems  der 
Betrieb  in  Zeiteu  der  Krise  weit  seltener  als 
früher  völlig  eingestellt  wird.  Andererseits 
werden  aber  ebeu  dadurch  die  Krisen  viel 
langwieriger  und  hartnäckiger,  denn  die 
rasche  Herstellung  des  Gleichgewichtes 
zwischen  Bedarf  und  Produktion  durch  völlige 
Einstellung  der  letzteren  ist  nicht  mehr 
möglich.  Allein  nicht  nur,  dass  l>ei  sinken- 
den Preisen  keineswegs  immer  das  Angebot 
zurückgezogen  werden  kann,  oft  wird  gerade 
deswegen  die  Produktion  vergrössert  und 
vervollkommnet.  Man  versucht,  mittelst  der 
bekannten  wirtschaftlichen  Vorzüge  des 
Grossbetriebes  grössten  Massstabes  eine  Ver- 
minderung der  auf  die  einzelne  Ware  ent- 
fallenden Produktionskosten  herbeizuführen, 
um  durch  niedrigere  Preise  die  Konkurrenz 
aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Durch  Yer- 
wandelung  der  Einzelunternehmungcn  in 
Aktiengesellschaften  oder  Inanspruchnahme 
des  Kredites  kann  die  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion vergleichsweise  rasch  bewirkt  wer- 
den. Der  Unternehmer  rechnet  dann  weniger 
darauf,  dass  durch  die  Herabsetzung  der 
Preise  eine  Erweiterung  der  kauffähigen 
Nachfrage  stattfinden  kann,  der  Absatz  soll 
ihm  vielmehr  aus  der  völligen  Verdrängung 
der  schwächeren  Konkurrenten  vom  Markte 
erwachsen.  .So  beschleunigen  die  Krisen 
nicht  nur  die  Anwendung  technischer  Fort- 
schritte, sondern  auch  den  Uebcrgang  zum 
Grossbetriebe.  Mit  diesen  Darlegungen  sind 
die  Momente,  welche  im  Systeme  der  freien 
Konkurrenz  Krisen  auf  dem  Gebiet«':  der  Pro- 
duktion entstehen  lassen  und  entstandene  ver- 
schärfen, freilich  noch  nicht  erschöpft.  Zu 
beachten  sind  ferner  die  oft  plötzlich 
auftretenden  Veränderungen  der 
Technik  und  die  mit  solchen  Hand  in 
Hand  gehenden  Steigerungen  in  der 
Produktivität  der  Arbeit.  Ergiebt 
sieh  aus  solchen  Veränderungen  auch  in  der 
Regel  eine  erhebliche  Verminderung  des 
Warenpreises,  welche  ihrerseits  die  Absatz- 
fähigkeit steigert,  so  ist  es  doch  leicht  mög- 
lich, dass  die  Erweiterung  des  Marktes  mit 
der  Steigerung  der  Produktionsergebnisse, 
welche  die  neue  Technik  zur  Folge  hat, 
nicht  gleichen  Schritt  zu  halten  vermag. 
Es  wird  in  vielen  Fällen  die  Preisverminde- 
rung überhaupt  nur  sehr  langsam  in  den 
Detailpreisen  zum  Ausdrucke  kommen,  da 
die  Detaillisten  die  Gewinne,  welche  ihnen 
aus  dem  Falle  der  Grosshaudelspreise  er- 
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wachsen,  möglichst  lange  festznhalten  suchen. 
So  kann  also  die  ausPraduktionsfortschritten 
fliessende  Vermehrung  und  Verbilligung  der 
Waren  wohl  zu  einer  Vergrössemng  in  der 
Zahl  der  Detailhandolsgeschüftc  *)  führen, 
aber  eine  für  die  gewachsene  Warenmenge 
genügende  Nachfrage  vermissen.  Wie  lang- 
sam der  Fall  der  Grosshandels] ircise  sich 
auf  die  Detailpreise  übertragt,  zeigt  z.  B. 
der  Umstand,  dass  die  Preise  des  Kaffees 
per  100  kg  (Santos  reg.  unverz.)  in  Hamburg 
1894  163,4,  1895  157.3,  1890  131,4, 

1897  85  notierten.  Die  ladenpreiso  für 
ungebr.  Kaffee  im  Üressherzogtum  Baden 
per  1 kg  lietrugen  1*9-1  2.90,  1895  2,91. 
1890  2,89,  1897  2,8-1-’). 

Wenn  von  Aenderungen  in  der  Produk- 
tivität der  Arbeit  gesprochen  wird,  müssen  end- 
lich noch  die  von  Jahr  zu  Jahr  oft  sehr  em- 
pfindlichen Sch  wank  ungen  der  Ernte- 
ergebnisse hervorgehoben  werden,  welche 
in  Witterungsverhältnissen  oder  anderen 
natürlichen  Zufällen  ihre  Ursache  haben3). 
Da  es  sich  hier  meist  um  Produkte  handelt, 
deren  Konsum  innerhalb  kurzer  Fristen  nur 
schwer  in  beträchtlichem  Umfange  verändert 
werden  kann,  so  macht  sich  die  unseren 
Verhältnissen  eigentümliche  -Excenlricität 
der  Preisbildung*  (Sebäfflc).  d.  h.  die  zur 


*)  In  Entrhuul  nahmen  innerhalb  zehn 
Jahren  (1881 — 1891)  die  ausschliesslich  im  Detail- 
handel tliätigen  Personen  um  27.9%  zu  bezw. 
stiegen  von  494471  auf  632233:  im  Deutschen 
Reiche  betrug  die  Zunahme  innerhalb  1882—1895 
der  im  Handel  mit  Maschinen,  Drognen.  Kolonial- 
waren, Wein,  Spirituosen  und  verschiedenen 
anderen  Waren  tliätigen  Personen  238276  oder 
65,6'%;  der  im  Handel  mit  Manufakturwaren 
Tliätigen  70  549  oder  62.7%.  der  im  Handel 
mit  Kurzwaren  Tliätigen  14  717  oder  71,5%. 
Charakteristisch  ist  die  starke  Zunahme,  welche 
selbst  die  Alleinbetriebe  in  einzelnen  Branchen 
des  Handels  erzielten:  z.  B.  die  Tabak-  und 
Cigarrengeschäfte  eine  solche  um  67.7  0 u,  die  Kurz- 
warengeschäfte  um  41,8%.  Vgl.  Gewerbe  und 
Handel  im  Deutschen  Reiche.  Statistik  des 
Deutschen  Reiches  N.  F.  Bd.  119.  S.  8*,  15*. 
Aus  den  mangelhaften  Einrichtungen  unserer 
Waren  Verteilung  und  den  damit  verbundenen 
hohen  Preisabschlägen  des  Detailhandels  wird 
in  etwas  einseitiger  und  übertreibender  Weise 
Ursprung  und  Wesen  der  wirtschaftlichen 
Krisen  von  Ernst  Busch  abgeleitet.  Vgl. 
dessen  Schrift:  Wirkung  und  Wesen  der  wirt- 
schaftlichen Krisis.  Leipzig  1892. 

*)  8 tat.  Jahrbuch  f.  d.  Gr.  Baden  XXX. 
Karlsruhe  1899.  S.  297. 

*)  Indem  Stanley  Jerons  annahm,  dass 
die  Witteruugsvcrhältnisse  und  deshalb  die  Ernte- 
ergebnisse von  den  Sonncnliccken  bedingt 
würden , gelangte  er  zu  der  Lehre , die 
Krisen  müssten  sich  eben  wegen  der  Pcriodicität 
der  Sonnenflecken  von  10  zu  10  Jahren  wieder- 
holen. 


Steigerung  oder  Verminderung  des  Ernteaus- 
falles in  gar  keinem  angemessenen  Verhält- 
nisse stehende  Verminderung  oder  Erhöhung 
des  Preises-,  ganz  besonders  geltend  und 
, führt  zu  ernsten  Störungen  des  Wirtsehafts- 
1 lebens. 

So  paradox  es  klingen  mag,  in  unserer 
vom  privatkapitalistischen  Hentabilitätsprin- 
cipe  beherrschten  Wirtschaftsordnung  sind 
geringe  Ernten  immer  noch  ein  kleineres 
Uebel  als  überreiche  Ernten.  Nicht  mir  kann 
im  letzteren  Falle  das  Sinken  der  Preise  so  weit 
gehen,  dass  der  Produzent  trotz  der  grösseren 
(Quantitäten,  die  er  auf  den  Markt  bringt, 
weniger  einnimmt  als  in  normalen  Jahren, 
der  Fall  der  Rohstoffpreise  richtet  auch  grosse 
Störungen  in  den  Kreisen  derjenigen  Unter- 
nehmer an,  welche  die  betreffenden  Produkte 
verarbeiten.  Sie  halten  mit  dem  Einkäufe 
zurück  in  der  Furcht,  immer  noch  zu  teuer 
zu  kaufen  und  schliesslich  ein  Fabrikat 
(Garn,  Meid)  herzustellen,  welches  tiefer 
im  Preise  stellt  als  der  Rohstoff,  der 
j zu  dessen  Herstellung  verbraucht  worden 
j ist.  Als  in  Frankreich  1893  die  Weinernte 
wieder  50  Millionen  Hektoliter  erreichte, 

: nachdem  sie  durch  15  Jahre  vorher  dnrcli- 
j schnittlich  nur  30  Millionen  betragen  hatte, 

! fielen  die  Preise  von  50 — 30  Francs  auf 
25—8  Francs  und  die  Regierung  wurde  von 
den  Weinbaugegeiulcn  um  Unterstützungen 
wegen  des  ausserordentlichen  Notstandes 
j angegangen.  So  wiederholte  sich,  was  be- 
reits 1821  in  Frankreich  angesichts  einer 
ausserordentlich  reichen  Ernte  vom  Könige 
erklärt  worden  war:  »Nichts  kann  die  Un- 
i gclcgenheiten  abwenden,  die  aus  einer  über- 
i reichen  Ernte  entstehen.'  ln  Griechenland 
wurde  bekanntlich  vor  einigen  Jahren  ernst- 
haft die  Fiage  erörtert,  ob  nicht  von  Staats 
wegen  ein  Teil  der  überreich  ausgefallenen 
' Korinthenernte  vernichtet  werden  sollte.  In 
Liverpool  fiel  der  Preis  der  Baumwolle 
1894  95  auf  3l5/s*d,  während  er  1889.90 
noch  O’Vd  gestanden  hatte.  Dabei  betrug 
die  Baumwollernte  1889/90  11443602, 

1894  95  13348266  Ballen. 

Im  übrigen  soll  nicht  verkannt  werden, 
dass  auch  Fehlenden  grosse  Störungen  her- 
vorrufen,  namentlich  uanu,  wenn  der  Fehl- 
ernte in  dem  einen  Laude  gute  Ernten  in 
anderen  lJindern  zur  Seite  stehen,  so  dass 
die  Urproduzenten  des  ersteu  Landes  über- 
haupt wenig  verkaufen  können  und  dies 
wenige  nur  zu  ungünstigen  Preisen. 

Je  zahlreicher  die  in  der  Urproduktion 
eines  Landes  thätige  Bevölkerung  ist,  um 
so  mehr  wird  natnrgemäss  das  ganze  Wirt- 
schaftsleben unter  der  Herrschaft  derartiger 
[ Umstände  stehen.  Der  Ausfall  in  der  Kauf- 
kraft der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
findet  dann  kein  genügendes  Gegengewicht 
darin,  dass  die  übrigen  Klassen  wegen  der 
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Verbilligung  der  Rohstoffe  mehr  konsumieren  j 
können. 

Findet  infolge  einer  Missernte  eine  Steige- 
rung der  Preise  statt,  so  kann  die  Ungunst ! 
der  Lage  von  den  landwirtschaftlichen  Klassen 
auf  die  übrige  Bevölkerung  wohl  ganz  oder  teil- 
weise abgewälzt  werden.  Immerhin  müssen  I 
auch  in  diesem  Falle  Störungen  schon  da- 
durch eintreten,  dass  dann  eben  die  letztere 
geringere  Konsumkraft  an  den  Tag  legt. 

Unter  den  Ursachen,  welche  auf  dem 
Gebiete  der  Produktion  zu  Krisen  führen, 
sind  schliesslich  auch  verfehlte  wirtschafts-  j 
|>olitisehe  Massnahmen  zu  nennen,  wie  über- 
mässige Schutzzölle.  Exportprämien  (Zucker- 
und Branntweinprämien).  Vgl.  ferner  d.  Artt. 
Ueberproduktion  und  Agrarkrisis 
(letzterer  oben  Bd.  I S.  100  ff.). 

3.  Verkehr.  Die  hohe  Entwickelung 
des  Transport-  und  Kreditwesens,  deren  sieh  j 
die  Neuzeit  erfreut,  hat  die  rasche,  über- 
mässige Ausdehnung  der  Produktion  bei ' 
steigender  Nachfrage  jedenfalls  sehr  erleich- ! 
tert.  Im  übrigen  sind  Verbesserungen  und 
Verbilligungen  des  Transportwesens! 
imstande,  ganz  ähnliche  wirtschaftliche  Stö- 
rungen zu  verursachen,  wie  Aenderungen 
in  der  Produktionstechuik.  Sie  führen  zu 
einer  Verschärfung  der  freien  Konkurrenz 
und  können  so  einen  Wechsel  des  Stand-  < 
ortes  oder  den  Uebergang  zu  einem  anderen 
Betriebssysteme  notwendig  machen.  Die 
erleichterte  Verbindung  mit  Ostindien,  wel- 
che durch  die  Eröffnung  des  Suezkanales 
eintrat,  hatte  eine  Erhöhung  des  Reis- 
importes  nach  Italien  und  eine  schwere 
Krise  des  unter  minder  günstigen  Verhält- 
nissen produzierenden  italienischen  Reis-  j 
baues  zur  Folge.  Die  erstaunliche  Vorvoll- ! 
kommnnng  des  amerikanischen  Eisenbahn- 
wesens und  der  oceanischen  Schiffahrt  i 
brachte  nordamerikanisches  Getreide  zu  Be- 
dingungen auf  die  europäischen  Märkte,  zu 
welchen  die  west-  und  mitteleuropäischen 
Landwirte  den  Wettbewerb  nicht,  aufzu- 
nehmen vermochten.  Da  aber  die  Minderung 
in  der  Kaufkraft  der  Landwirte  nicht  über- 
all durch  eine  um  die  Brotverbilligung 
gestiegene  Kaufkraft  der  Arbeiter  ersetzt ' 
worden  ist,  so  sind  auch  andere  Erwerbs-! 
gruppen  in  die  Krise  einbezogen  worden. 

Ausser  dem  Einflüsse  des  Transport- . 
wesens  kommen  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
kehrs als  krisenbildende  Momente  noch 
diejenigen  in  Betracht,  welche  durch  diel 
W ä h r u ngs - , Kredit-  und  Börsenverhält- 
nisse gegeben  sind.  Insofern  die  Edel- 
metalle als  Wertmassstab  dienen,  ist  schon  i 
der  Umstand  misslich,  dass  ihr  eigener  Wert 
durchaus  nicht  stabil  ist,  sondern  schwankt  J 
nach  den  jeweiligen  Produktionsverhältnissen  ' 
und  der  Grösse  des  Bedarfes  an  metallenen 
Umlaufsmitteln.  Werterhöhungen  der  Wäh- 


nmgsmctalle  rufen  Sinken  der  Warenpreise, 
Wertminderungen  Steigerungen  derselben 
hervor.  Festere  vergrösseru  die  Kaufkraft 
der  auf  feste  Bezüge  (Zinsen,  Gehälter,  Löhne) 
angewiesenen  Gesellschaftsklassen  und  ver- 
mindern die  Zahlungsfähigkeit  der  Unter- 
nehmer. Ein  Sinken  des  Wertes  der  Wäh- 
rungsmetalle hat  naturgemäss  die  entgegen- 
gesetzte Wirkung,  ln  jedem  Falle  aber 
treten  Verschiebungen  in  der  Kaufkraft  und 
damit  auch  Verschiebungen  in  der  quantita- 
tiven und  qualitativen  Beschaffenheit  des 
Bedarfes  ein.  welche  teils  selbständig  zu 
Störungen  führen,  teils  die  aus  anderen 
Ursachen  eingetretenen  Wirkungen  erheblich 
verschärfen  können.  Auch  der  Wechsel  in 
dem  gegenseitigen  Wertverhältnisse  zwischen 
Gold  und  Silber  wird  zur  Quelle  von  Krisen. 
Bei  sinkendem  Silberwerte  werden  die 
Silberwälmingsländcr  gegenüber  den  Gold- 
währungsstaaten  eine  geringere  Kaufkraft 
äussern.  Der  Absatz  der  Goldwährungs- 
länder in  die  Silberwährungsgebieto  begegnet 
Schwierigkeiten.  So  klagen  die  Baumwoll- 
industriellen  von  Lancashire  und  die  Ver- 
treter der  schweizerischen  Buntweberei  über 
die  geringere  Aufnahmefähigkeit  des  indi- 
schen Marktes.  Der  Führer  der  englischen 
Baumwollarbeiter,  Mawdsley,  ist  deshalb  eif- 
riger Bimetallist.  Dagegen  erfährt  der  Export 
der  ostasiatischen  Silberländer  z.  B.  in  Bezug 
auf  Rohseide  gegenüber  der  südeuropäischen 
Produktion  eine  grosse  Förderung  durch  das 
Fallen  des  Silberwertes1).  Eine  Reihe  nam- 
hafter Volkswirte  hat  sogar  die  in  den 
70er  Jahren  eingetretene  Depression  in  den 
europäischen  Industriestaaten  auf  die  zur 
selben  Zeit  erfolgende  Verschiebung  in  der 
Relation  zwischen  Gold  und  Silber  zurück- 
geführt (s.  den  Art.  Doppelwährung 
obeu  Bd.  III  S.  237  ff.).  Ist  doch  in  der  That 
der  Wert  des  Silbers  infolge  geringerer 
Produktionskosten  und  des  Ueberganges 
mehrerer  Staaten  zur  Goldwährung  von 
1 : 15 Vs  auf  1:30,66(1896)  gesunken.  Noch 
ernster  sind  die  Krisen  zu  beurteilen,  welche 
sich  aus  der  Verdrängung  der  Metallvaluta 
durch  eigentliches  Papiergeld  ergeben. 
Da  für  die  Ausgabe  solchen  Papiergeldes  in 
der  Regel  nicht  die  Bedürfnisse  der  Volks- 
wirtschaft, sondern  die  Finanzbedürfnisse 
massgebend  sind,  wird  der  Verkehr  rasch 
mit  papiernen  Zahlungsmitteln  übersättigt, 
deren  Bewertung  namentlich  im  Auslände 
den  grössten  Schwankungen  unterliegt.  Der 
Import  wird  gehemmt,  der  Export  befördert. 
Diese  Störungen  pflanzen  sich  nach  anderen 
Ländern  fort.  So  haben  z.  B.  der  Sturz  des 
Rubelkurses  während  des  russisch-türkischen 


M Steiger,  Die  Silberentwertung  uiul  ihre 
Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft  der  Gegen- 
wart. Bern  1808.  S.  22. 


Handwörterbuch  der  Staatawissenschaften.  Zweite  Auflage.  V. 
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Krieges,  neuerdings  die  Entwertung  der 
argentinischen  und  brasilianischen  Valuta 
den  Export  der  genannten  Staaten  ungemein 
angespornt : 

Weizenexport  Argentiniens  *) 

Quarters 

188!)  ....  104880 

181)0  . . . . 1 soS  800 

185)1  . . . . 1821600 

1892  ....  2 162  000 

1893  ....  4 600  000 

1894  ....  7 400  000 


Gold- Agio*) 

«OO",, 

>50% 
4°°"o 
157— 300% 
320— 365"  0 


sind  in  Brasilien  in 


In  ähnlicher  Weise 
dem  Masse,  als  die 
)/3  und  1 4 des  früheren  Wertes  sank,  Kaffee' 
Produktion  und  Export  gewaltig  gestiegen 


findet  ein  starker  Abfluss  von  Edelmetall 
statt  und  es  entsteht  eine  Geldnot.  Das 
gleiche  Ergebnis  kann  durch  Gewährung 
umfangreicher  Darlehen  an  das  Ausland  für 
das  leihende  Land  oder  durch  massenhafte 
Wiederausfuhr  ausländischer  Papiere  in  deren 
Heimatstaat  für  letzteren  hervorgentfeu 
werden. 

Eine  weitere  Gruppe  krisenbildender 
. Momente  tritt  mit  der  Entwickelung  des 
Kreditwesens  auf.  Im  modernen  Wirtscliafts- 
! leben  fallen  Leistung  und  Gegenleistung 
mehr  und  mehr  zeitlich  aus  einauder.  Je 


Die  Ernte  in 
betrug : 

1895  % 
189(5  97 

1897  98 

1898  99 
1899  1900 


den  Provinzen  Rio  und  San  tos 


5.5 

8.6 
«0.45 
S.7 
9,6 


Millionen  Hallen 


In  Havre  notierte  Sautos  good  average 
1896  noch  72  Francs,  um  Ende  Juli  1899 
allmählich  auf  31  Francs  zu  sinken  '1). 

Im  übrigen  treten  im  Inlande  bei  über- 
mässiger Papiergeldausgabe  dieselben  Er- 
scheinungen auf,  welche  bereits  früher  als 
Folgen  der  Entwertung  <lo.> 
mctalles  vorgeführt  wurden.  Allerdings  ist 
die  Lige  insofern  sehr  viel  schlimmer,  als 
die  Schwankungen  meist  weit  grösser  sind 
und  zeitlich  rascher  wechseln.  Jedes  Ge- 
schäft wird  unter  diesen  Verhältnissen  not- 
wendigerweise zu  einer  Valutaspekulation, 
und  das  Böraenspiel  dringt  tief  ins  Volk  ein. 
Daneben  ermuntern  die  hohen  Gewinne  des 
Exportgeschäftes,  wie  eben  am  Beispiele 
Argentiniens  und  Brasiliens  gezeigt  wurde, 


Landeswährung  auf  I grösser  der  internationale  Güteraustausch 
j und  die  Zahl  der  Unternehmungen  geworden 
I ist,  welche  der  Rohstoff  durchlaufen  muss, 
ehe  seine  Verarbeitung  zu  einem  genuss- 
; reifen  Produkte  vollendet  ist,  desto  mehr 
hat  sich  auch  der  Wechselverkehr  ein- 
gebürgert. Der  Kredit  gestattet,  die  Pro- 
duktion und  die  Nachfrage  über  die  durch 
das  eigene  Kapital  gezogenen  Schranken 
hinaus  auszudehnen , allerdings  nur  auf 
Kosten  der  Sicherheit.  Die  gegenseitige 
( Abhängigkeit,  in  welche  die  einzelnen  l'nter- 
i nelnner  durch  die  gesellschaftliche  Orga- 
| uisation  der  Volkswirtschaft  geraten,  wird 
durch  den  Kreditverkehr  wesentlich  erhöht. 
Es  ergeht  den  durch  wechselseitig  ein- 
......  J geräumtes  Vertrauen  verschlungenen  Unter- 

i\  anrnngs-  nehme,' U ähnlich  wie  den  durch  ein  Seil 
I verknüpften  Bergsteigern.  Kommen  einer 
oder  zwei  von  ihnen  zum  Falle,  so  werden 
sie  durch  die  Verknüpfung  mit  den  übrigen 
vor  Unglück  bewahrt.  Stürzen  meinen*, 
so  werden  eben  deshalb  alle  in  den  Abgrund 
gerissen.  Der  wirtschaftliche  Fehler  eines 
Gliedes  in  der  durch  den  Kredit  verkehr  ge- 
bildeten Kette  von  Geschäftsleuten,  die  Un- 
möglichkeit, den  fälligen  Verpflichtungen 
gerecht  zu  werden,  rächt  sich  auch  an  den 


zu  Uek*rpro<luktion  und  Gründim^schwindel.  j äderen,  ja  kann  diese  in  den  Zusammen- 


Sclbst  der  Ileilungsprozess,  die  -Regulierung ; ‘bnich  oini^ziehc-n «). 
der  Valuta«:,  giebt  zu  neuen  Storungen  m 


Viele  Krisen  haben 


entgegengesetztem  Sinne  Anlass.  Deshalb ! 
spielt  die  Papiergeldemission  in  der  Krisen- 
geschichte der  meisten  Staaten  (England 
1815  ff.,  Oesterreich- Ungarn,  Russland,  Italien, 
Vereinigte  Staaten  1803  ff.)  eine  nicht  un- 1 
erhebliche  Rolle. 

Geldkrisen  können  auch  durch  die 
Verhältnisse  der  internationalen  Zahlungs- 
bilanz bewirkt  werden.  Sind  z.  B.  Staaten, 
die  hohe  Beträge  an  das  Ausland  schulden, 
etwa  infolge  einer  Missernte  nicht  imstande. 


*)  Treffend  schildert  K.  Marx  (Zur  Kritik 
derpolit.  Üekonomie,  Stuttgart  1897.  S.  147)  den 


Vorgang:  „Wo  daher  die  Kette  der  Zahlungen 
und  ein  künstliches  System  ihrer  Ausgleichung 
(Depositen-,  Giro-  und  Clearingverkehr)  sich  ent- 
wickelt hat,  schlägt  bei  Erschütterungen,  die 
den  Fluss  der  Zahlungen  gewaltsam  unter- 
brechen und  den  Mechanismus  ihrer  Ausgleichung 
Stören,  das  Gehl  plötzlich  aus  seiner  gasartigen, 
hirngewebten  Gestalt  als  Mas»  der  Werte  in 
hartes  Geld  oder  Zahlungsmittel  um.  lu  Zu- 
ständen entwickelter  bürgerlicher  Produktion 


ihren  Verpflichtungen  durch  Warensendungen  « a|,0;  WOriu  der  Warenbesitzer  längst  Kapitalist 
in  genügender  Weise  zu  entsprechen , so  geworden  ist,  seinen  Ad.  Smith  kennt  und  vor- 

nehm  über  den  Aberglauben  lächelt,  dass  Gold 

*)  Goodwill,  Wheat  growing  in  the  Argen- . und  Silber  allein  Geld  oder  dass  Gehl  überhaupt 
tine  republic.  Liverpool  1895.  8.  75.  ; im  Unterschiede  von  anderen  Waren  die  abso- 

-)  Salings  Börsetn 
jahrbuch  für  1805  96. 


nere. 

lerliu 


II.  Teil.  Börseu- 
1895.  S.  103. 


nicht  als 


» V »Ml  VII  M Oil  II  \*IV» 

■ sei.  erscheint  Geld  plötzlich  wieder, 
Mittler  der  Cirkulation,  sondern  als 


Kt. 


•1t  Bericht  über  Handel  und  Industrie  im  allein  adäquate  Form  des  Tauschwertes,  als 
Zürich  für  18!«9.  Zürich  1900.  ! der  einzige  Reichtum,  ganz  wie  es  der  Schatz- 
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von  dem  Bankerotte  eines  grossen  Bank- 
hauses ihren  Ausgang  genommen  und  von  | 
diesem  ans  sieh  lawinenartig  fortgewälzt. 
Kommt  es  jetzt  doch  vor.  dass  die  laufen- 1 
den  Wechselverbindliehkeiten  eines  einzigen 
Bankinstitutes  1*30  Millionen  Mark  betragen 
(Deutsche  Bank  1889  und  1890).  Diese 
Gefahren  liegen  auf  dem  Gebiete  des  Kredites 
selbst  dann,  wenn  er  durchaus  solide  be- 
nutzt wird.  Noch  kritischer  wird  die  Lage 
naturgemäss  bei  Wechselreiterei,  spekulativer 
Verwendung  von  Depositengeldern  oder 
derwnierten  Effekten  und  ähnlichen  schwin- 
delhaften Ausschreitungen.  In  nahen  Be- 
ziehungen zum  Wechselverkehr  stehen  die 
Bankinstitute,  welche  gewerbsmässig  das 
Diskontieren  der  Wechsel  besorgen.  Wo 
dasselbe  durch  Ausgabe  von  Noten  bewirkt 
wird,  tritt  neben  die  metallenen  Zahlung«- ; 
mittel  ein  wichtiges  Geldsurrogat.  Indem 
die  älteren  Theoretiker  (Currency-Schulo)  | 
dasselbe  mit  dem  eigentlichen  Papiergelde 
vielfach  gleichstellten,  kamen  sie  dazu,  der  I 
Banknotenemission  einen  verhängnisvollen 
Einfluss  auf  die  Entwickelung  der  Wirt- 1 
schaftskrisen  beizumessen  (s.  den  Art.  Ban- 
ken [Bankgeschäfte],  insbesondere  II. 
Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Bank- 
geschäfte |oben  Bd.  II  S.  141  ff. j,  und  Art. 
Diskonto  und  Diskontopolitik,  ins-' 
besondere  IV.  Diskontopolitik  [oben  Bd.  II! 
S.  176ff.|).  Dem  gegenüber  hat  die  neuere! 
Erfahrung  überzeugend  dargethan , dass 
gerade  eine  bankmässige  Ausgabe  von  Noten  j 
den  Geldwert  noch  am  ehesten  stabilisieren 
kann,  indem  bei  wachsendem  Bedürfnisse j 
nach  Umlaufsmitteln  infolge  zahlreicherer! 
Warenumsätze  auch  durch  die  Noten  zahl- 
reichere Umlaufsmittel  zur  Verfügung  ge- : 
stellt  werden.  Ferner  vermag  eine  besonnene  I 
Diskontopolitik  die  Ueberproduktion  zu 1 
zügeln  und  eine  gefährliche  Verminderung  i 
des  Edolm etal  1 bestan des  zu  verhindern.  An- ! 
dererseits  bleibt  es  freilich  unbestritten,  dass  I 
diese  Vorteile  nur  bei  einem  entsprechend 
durch  den  Staat  regulierten  Bankwesen  er- 
zielt werden.  Der  alte  Spruch  > free- trade 
in  banking  is  free-trade  in  swindling-  hat  , 
seine  Bedeutung  nicht  verloren.  So  viel  j 

bilduer  auffasst.  Als  sulch  ausschliessliches  Da- 
sein des  Reichtums  offenbart  es  sich  nicht,  wie * 
etwa  im  Monetarsystem,  in  der  bloss  vorge-  j 
stellten,  soudern  in  der  wirklichen  Entwertung 
und  Wertlosigkeit  alles  stofflichen  Reichtumes. 
Es  ist  dies  das  besondere  Moment  der  Welt- 1 
marktskrisen,  das  Geldkrise  heisst  Das  sum- 
innm  bonnin,  wonach  in  solchen  Momenten  als 
dem  einzigen  Reichtum  geschrieen  wird,  ist 
Geld,  bares  Geld,  und  daneben  erscheinen  alle  , 
anderen  Waren,  eben  weil  sie  Gebrauchswerte  | 
sind,  als  nutzlos,  als  Tand,  als  Spielzeug,  oder, 
wie  unser  Dr.  Martin  Luther  sagt,  als  blosser  I 
Schmuck  und  Frass.“ 


solid  geleitete  Bankinstitute  zur  Vermeidung 
und  Heilung  der  Wirtschaftskrisen  beitragen 
können,  so  gross  ist  leider  auch  der  Schaden, 
welcher  durch  leichtsinnige  Kreditgewährung 
und  unreelle  Notenausgabe  angerichtet  zu 
werden  pflegt. 

Ebenso  bedenkliche  Keime  wie  im  Bank- 
wesen liegen  für  die  Entwickelung  der  Krisen 
in  der  modernen  Gestaltung  des  Börsen- 
verkehrs, wenn  an  und  für  sich  auch  die 
rein  spekulativen  Umsätze  auf  die  zeitliche 
und  räumliche  Ausgleichung  der  Preise  nicht 
selten  eine  segensreiche  Wirkung  ausüben. 
Im  übrigen  s.  d.  Art.  Börsen  wesen 
(oben  Bd.  II  S.  1023  ff.). 

Aus  dem  Gesagten  geht  zugleich  hervor, 
welch  entscheidende  Bedeutung  die  staat- 
liche Währungs-,  Bank-  und  Transportpolitik 
auf  die  mehr  oder  minder  krisenfreie  Ent- 
wickelung des  Wirtschaftslet»ens  ausübt. 
Das  gleiche  gilt  von  der  Handelspolitik. 
Erhebliche  Steigerungen  der  Zollsätze  des 
Inlandes  können  Industrieen  des  Auslandes, 
die  nach  dein  Inlande  zu  exportieren  pflegten, 
schwer  treffen  (z.  B.  Krise  im  Wiener  ScTiuh- 
machergewerbe  infolge  des  österreich-rumä- 
nischen Zollkrieges,  der  Wiener  Perlmutter- 
kuopfdrechsierei  und  sächsischen  Textil- 
industrie infolge  der  MeKinley-Bill).  Natur- 
geinäss  ist  die  Gefahr,  durch  handelspolitische 
Massnahmen  Störungen  zu  erleiden,  um  so 
grösser,  je  weniger  den  Handelsbeziehungen 
durch  vertragsmässige  Bindung  der  Zoll- 
politik auf  längere  Zeit  hinaus  die  näm- 
lichen Grundlagen  gesichert  sind. 

4.  Verteilung.  Wie  die  Statistik  der  Ein- 
korn mensbestoucn  mg  zeigt  (vgl.  d.  Art.  Ein- 
korn men  II.  ölten  Bd.  III  S.  354  ff.),  ist  die 
Einkommensverteilung  noch  immer  überaus 
uugleichmässig.  Aus  diesen  Verhältnissen 
erwächst  ebenfalls  eine  pathologische  Dis- 
position unseres  Wirtschaftskörpers,  welche 
deshalb  so  gefährlich  wirkt,  weil  sie  tief 
wurzelt  und  nicht  leicht  ohne  Eingriffe  be- 
holten  werden  kann,  die  ihrerseits  wieder 
Kriscnbildungen  bedingen.  Von  den  Ange- 
hörigen der  obersten  Einkommensklassen 
werden  Jahr  für  Jahr  beträchtliche  Teile 
ihres  Einkommens  der  Konsumtion  entzogen 
und  kapitalisiert.  Die  Kapitalisierung  erfolgt 
nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Kapitalbedürf- 
nisse der  Volkswirtschaft,  sie  entspringt  viel- 
mehr dem  Verwertungsbedürfnisse  des  Kapi- 
tals selbst,  dem  Streben  der  Kapitalisten,  mit- 
telst dieser  Ersparnisse  ihr  Vermögen  und  Ein- 
kommen zu  erhöhen.  Dort  hatsächliche  Kapital- 
bedarf der  Volkswirtschaft  braucht  nun  keines- 
wegs mit  dem  Kapitalverwertungsbedürfnisse 
der  Kapitalisten  zu  harmonieren.  Sind  etwa 
durch  K riege  oder  Elementarereignisse  grosse 
Kapitalien  zerstört  worden  oder  ist  infolge 
neuer  Erfindungen  (Eisenbahnen.  Maschinen, 
Elektrotechnik)  ein  erhöhtes  Kapitalbedürfnis 

27* 
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entstanden,  dann  ist  die  Uebereinstimmnng  j 
vielleicht  gegeben,  ja  es  reicht  das  heimische  : 
Kapital  gar  nicht  aus.  Der  Zinsfuss  steigt 
und  ruft  unbeschäftigtes  Kapital  aus  dem 
Auslande  herljei.  Dieser  Zustand  bildet  in 
den  hochentwickelten  Industriestaaten  aber 
die  Ausnahme.  In  der  Regel  übersteigen  , 
die  zur  Kapitalisierung  bestimmten  Teile  des 
Volkseinkommens  den  Kapitalbedarf  der 
Volkswirtschaft  ganz  erheblich.  Wenn  neue 
Kapitalanlagen  auch  eine  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  hervorrnfen  und  insofern  neue 
kaufkräftige  Konsumenten  schaffen,  so  bleibt 
deren  Kaufkraft  doch  hinter  der  durch  die 
neuen  Unternehmungen  bewirkten  Vermeh- 
rung des  Warenangebotes  zurück.  Würde  i 
die  Kaufkraft  der  neu  beschäftigten  Arbeiter 
mit  dem  volkswirtschaftlichen  Reinerträge 
der  neuen  Unternehmungen  übereinstimmen, 
dann  würde  sich  ja  für  die  Unternehmer 
und  Kapitalisten  weder  Verzinsung  noch 
entsprechender  I 'ntornehmergewinn  ergeben. 
Darauf  kommt  es  für  sie  aber  genule  an,  i 
wenn  sie  auch  nicht  die  Absicht  haben,  die 
Zinsen,  Renten  und  Gewinne  selbst  zu  kon-  i 
sumiereu.  Günstiger  könnte  sich  das  Ver- 
hältnis nur  dann  gestalten,  wenn  die  Anlage  ; 
neuen  Kapitales  zu  einer  Steigerung  des 
Lohnniveaus  der  gesamten  Arlteiterklasse 
überhaupt  treiben  würde.  Tritt  aber  der  durch 
die  neuen  Kapitalanlagen  bewirkten  Steigerung 
der  Warenprodukt  i<  m keine  entsprechende  Er- 
höhung der  kaufkräftigen  Nachfrage  zur 
Seite,  so  müsste  der  Umstand,  dass  ein  Teil 
des  Volkes  Jahr  für  Jahr  ansehnliche  Be- 
träge nicht  der  Konsumtion,  sondern  der ! 
Vergrösscrung  der  Produktion  widmet,  an  j 
sich  schon  iu  einer  geschlossenen  Volks- 1 
Wirtschaft  zu  einer  Störung  des  Gleich- 
gewichtes zwischen  Produktion  und  Kon- 
sumtion führen.  Der  Hinweis,  dass  durch 
die  Vermehrung  dos  Kapitals  ja  die  Waren- 
produktion erhöht,  der  Ureis  herabgedrückt 
und  so  die  Nachfrage  gesteigert  wird,  kann 
nicht  das  Gegenteil  darthun,  weil  ja,  wie 
früher  gezeigt  wurde,  die  Preisermässigung 
möglicherweise  nur  langsam  bis  zu  den 
Konsumenten  der  genussreifen  Waren  selbst 
vordringt  und  weil  eben  gerade  das 
Sinken  der  Preise  in  Verbindung  mit 
erheblich  sinkender  Rentabilität  als  Krise 
empfunden  wird.  Das  Missverhältnis  kann 
durch  mancherlei  Einwirkungen  verdunkelt 
werden.  Die  neuen  Unternehmungen  sind 
vielleicht  wirtschaftlich  und  technisch  besser 
ausgerüstet  als  die  bereits  bestehenden.  So 
gelingt  es  ihnen,  sich  einen  lohnenden  Ab- 
satz zu  verschaffen  — auf  Kosten  der  älteren 
Betriebe.  Es  beruht  dann  die  Blüte  neuer 
Gründungen  nicht  auf  einer  erweiterten  Auf- 
nahmefähigkeit des  Marktes,  sondern  auf 
dem  Ruine  minder  tüchtiger  Konkurrenten. 
Die  Nachteile  der  Ueberproduktion  treffen 


nicht  die  neuen,  sondern  die  alten  Anlagen. 
Beachtet  man,  und  die  »Öffentliche  Meinung 
pflegt  dies  zu  thun,  nur  die  Verhältnisse 
der  Fabrikbetriebe,  so  kann  ilu’e  rasche  Aus- 
breitung, der  hohe  Gewinn,  den  sie  abwerfen, 
zu  der  Ansicht  verleiten,  die  ganze  Volks- 
wirtschaft sei  im  Aufschwünge  begriffen, 
während  in  der  That  in  den  breiten 
Niederungen  des  Handwerks  und  seiner 
Arbeiter  eine  furchtbare  chronische  Krise 
herrscht. 

Gelingt  es  den  neuen  Unternehmungen 
nicht,  durch  Verdrängung  schwächerer  Pro- 
duzenten im  Inlande  einen  Absatz  zu  er- 
ringen, so  sehen  sie  sich  genötigt,  zu  expor- 
tieren. Auch  in  diesem  Falle  ist  es  häufig 
nur  durch  Vernichtung  schwächerer  Konkur- 
renten möglich,  die  Waren  zu  verkaufen.  Es 
entwickelt  sich  ein  Export,  der  nicht,  wie 
es  normalerweise  sein  sollte,  die  Gegengabe 
der  heimischen  Volkswirtschaft  an  das  Aus- 
land darstellt  für  Produkte,  welche  letzteres 
allein  oder  mit  grösseren  Vorteilen  erzeugt, 
dieser  Exj>ort  geht  vielmehr  aus  den  sozialen 
Missverhältnissen  des  Inlandes  hervor.  Diesem 
Exporte  soll  kein  Import  entsprechen.  Ja 
man  versucht  sogar,  den  Import  durch  hohe 
Zölle  möglichst  zu  hemmen  und  zu  er- 
schweren. Gegenüber  der  Thatsaehe,  dass 
wir  mancherlei  Waren  exportiercn  müssen, 
für  die  bin  günstigeren  Einkommensverhält- 
nissen der  Arbeiterklasse  im  Inlande  ge- 
nügender Absatz  gefunden  werden  könnte  *), 
ist  es  dann  ein  schlechter  Trost,  dass  auch 
wir  Waren  aus  dem  Auslande  erhalten,  die 
letzteres  nur  seiner  sozialen  Missverhältnisse 
wegen  exportiert ; z.  B.  wenn  selbst  in  Jahren 
der  Hungersnot  Russland  und  Indien  uns 
Getreide  liefern. 

Ein  anderer  Ausweg,  sieh  vor  den  Folgen 
der  Ueberkapitalisation  zu  retten,  besteht 
darin,  «lass  dem  kapitalbedürftigen  Auslande 
die  Ersparnisse  geliehen  werden.  Kauft  das 
Ausland  mit  dem  geliehenen  Kapitale  Waren 
des  Inlandes,  so  kann  für  die  Unternehmer 
des  letzteren  sogar  eine  kurze  Periode  Ik*- 
sonderen  Aufschwunges  eintreten.  In  der 
That  gehen  solche  vielfach  mit  der  Gewäh- 
rung grosser  Darlehen  an  das  Ausland 
parallel,  wie  Sismondi  und  Rodbertus  bereits 
betont  haben.  Diese  günstigen  Wirkungen 
verwandeln  sich  in  ihr  Gegenteil  und  rufen 
die  Krise  hervor,  sobald  das  Ausland  die 
Zinsen  oder  gar  die  Kapitalien  selbst  in 
Waren  seiner  Produktion  zurückzuzahlen  bc- 


*)  Nach  Untersuchungen  von  Sonibart 
(Soziale  Praxis  16.  .Miirz  1899)  scheint  für  eine 
Reihe  wichtiger  Industrien  der  Export  als  Quote 
der  Gesamtproduktion  betrachtet  abzunehmeu. 
also  die  Entwickelung  der  heimischen  Kultur- 
kraft in  erfreulichem  Aufschwünge  begriffen 
zu  sein. 
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ginnt  oder  — seinen  Verpflichtungen,  was 
auch  verkommt,  nicht  gerecht  zu  werden 
vermag  (Griechenland,  Serbien,  Portugal, 
Argentinien). 

Eine  weitere  Ausgleichung  des  durch  die 
Ueberkapitalisation  hervorgerufenen  M issver- 
hältnisses  zwischen  Produktion  und  Konsum- 
tion ermöglichen  die  ungeheueren  wirtschaft- 
lich unproduktiven  Ausgaben  der  europäischen 
Militärmächte.  Jahr  für  Jahr  werden  durch 
Erhaltung  und  Ausrüstung  des  Heeres  und 
der  Marine  ungeheuere  Kapitalien  wirtschaft- 
lich unproduktiv  konsumiert.  Dieser  starke 
öffentliche  Konsum  vertritt  einigermassen  den 
hinter  der  Produktion  oder  Produktions- 
fähigkeit zurüekbleibcnden  privaten  Kon- 
sum *).  Den  privatwirtschaftlichen  Kapitali- 
sierungsbedürfnissen wird  durch  die  Ausgabe 
der  Anleihe) «piere,  durch  sogen,  imaginäre 
oder  fiktive  Kapitalbildung,  entsprochen, 
gleichzeitig  aber  auch  dem  volkswirtschaft- 
lichen Interesse  reichlicheren  Konsums  Ge- 
nüge geleistet.  Da  durch  den  Staat  in  der 
Kegel  einheimische  Unternehmungen  be- 
schäftigt werden,  so  ist  dieser  Ausweg,  selbst 
vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus 
betrachtet,  immer  noch  denjenigen  Kapital- 
exporten entschieden  vorzuziehen,  welche 
zur  Stärkung  zukünftiger  oder  bereits  gegen- 
wärtiger Konkurrenten,  wenn  nicht  zum 
völligen  Verluste  des  geliehenen  Kapitales 
ülKM'haupt  führen. 

AVer  eine  gleichmässigere  Einkommens- 
verteilung volkswirtschaftlich  für  vorteilhaft 
hält,  wird  sieh  mit  dem  bezeichneten  Aus- 
weg um  so  eher  befreunden  können,  je  mehr 
die  Koste»  der  Verzinsung  und  Tilgung  der- 
artiger Anleihen  durch  Steuern,  welche  nur 
die  grösseren  Einkommen  und  A'ermögen 
Masten,  aufgebracht  werden ; d.  h.  je  mehr 
dieser  ganze  öffentliche  Aufwand  seinem 
AVesen  nach  eine  Konsumtion  der  begüterten 
Schichten  des  Volkes  im  Interesse1  der  natio- 
nalen .Machtstellung  bedeutet.  Soweit  die 
A’erhältnisse  der  auswärtigen  Politik  eine 
Erhöhung  der  militärischen  Leistungsfähig- 
keit nicht  gebieten,  ist  es  auch  denkbar  und 
kommt  hie  und  da  z.  P.  in  manchen  Kan- 
tonen der  Schweiz  vor,  dass  durch  Steige- 
der  kulturellen  Leistungen  dos  Staates 
der  der  Gemeinde  die  Besitzenden  im  A\rege 
hoher  Vermögenssteuern  (in  Zürich  4°oo  fin- 
den Staat,  (j°«o  für  die  Gemeinde!)  ge- 
zwungen werden,  zu  Gunsten  des  öffentlichen 
Konsums  ihre  Kapital isation  einzuschränken. 


’)  Argl.  I).  Ricardos  Grundgesetze  der  A'olks- 
wirtschatt,  übersetzt  von  Baumstark  2.  Aull. 
Leipzig  1877.  S.  868 ft‘. ; ferner:  Sehippel,  Fr. 
Engels  und  das  Milizsystem.  Nene  Zeit  XATII. 
1.  Bd.  S.  (>17  und  Bernstein.  Stehendes  Heer 
und  Ueberproduktion.  Neue  Zeit  XVII.  2.  Bd. 
8.  50  ff. 
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Während  also  öffentlicher  Konsum  und 
mit  ihm  verbundene  fiktive  Kapitalbildung 
unter  der  allerdings  sehr  selten  zutreffen- 
den A’oraussetzung,  dass  sie  keine  oder  nur 
sehr  »lässige  Belastungen  der  breiten  Massen 
der  Bevölkerung  zur  Folge  haben,  zur  Er- 
halt uug  des  Gleichgewichtes  zwischen  Pro- 
duktion und  Konsumtion  und  deshalb  auch 
zur  A'erraeidung  von  Krisen  beitragen,  müssen 
diejenigen  fiktiven  Kapitalbildungen,  welche 
aus  der  Steigerung  namentlich  des  gross- 
städtischen Bodeuwertes  hervorgehen,  un- 
günstig beurteilt  werden.  Hier  handelt  es 
sieh  um  Wertkapitalien,  welche  der  Er- 
höhung der  Mieten  für  Wohnungen  und 
Läden  entspringen,  also  eine  Einschränkung 
der  Konsumfähigkeit  der  Massen  zur  \Toraus- 
setzung  und  Folge  halten.  Je  höher  die 
Wohuuugsiniote,  desto  weniger  bleibt  zum 
Ankäufe  von  Waren  übrig,  und  je  mehr  die 
Ladenmioten  den  Detailhandel  belasten  (bis 
zu  S0«  des  Umsatzes!)1),  desto  weniger 
kann  durch  Ermässigung  der  Detailpreise 
der  Absatz  vergrössert  werden. 

A’ersagen  also  die  oben  angedeuteten 
Auswege,  so  gerät  das  ganze  AVjrtschafts- 
leben  in  einen  labilen  Gleichgewichtszustand 
und  vergleichsweise  geringe  Störungen 
können  schon  den  Ausbruch  schwerer  Krisen 
zur  Folge  haben.  Die  geringe  Kaufkraft  der 
Massen  ist  es  auch,  welche  die  Erholung 
oder  Erhebung  aus  einer  akuten  Krise  so 
sein-  erschwert  und  zu  dem  schreienden 
wirtschaftlichen  AViderspruehe  führt,  dass 
Tausende  von  Arbeitern  durch  Arbeitslosig- 
keit in  Arot  und  Elend  versetzt  werde»,  weil 
zu  viel  produziert  worden  ist,  weil  das  An- 
gebot die  Nachfrage  überholt  hat. 

Trägt  auf  der  einen  Seite  die  grosse  Un- 
gleichniässigkeit  der  Einkommensverteilung 
viel  zur  Eutwiekelung  der  Krisen  hei,  so 
soll  andererseits  nicht  unerwähnt  bleiben, 
dass  die  Krisen  selbst  auch  wieder  durch 
die  Produktion  einer  überschüssigen  Arbeiter- 
bevülkerung  die  Einkommensverteilung  in 
höchst  ungünstiger  AVeiso  beeinflussen. 

Der  Umstand,  dass  vor  dem  Ausbruche 
der  akuten  Krisen  der  Arbeitslohn  vergleichs- 
weise hoch  steht  und  die  »industrielle  Re- 
servearmee« gering  erscheint,  kann  nicht 
gegen  die  Bedeutung  der  Unterkonsumtion 
und  Ueberkapitalisation  in  Anschlag  gebracht 
werden.  Es  ist  im  Gegenteil  ganz  erklär- 
lich, dass  dann,  wenn  zahlreiche  neue  Kapital- 
anlagen in  der  heimischen  Volkswirtschaft 
erfolgen,  der  Arbeitslohn  steigt  oder  mehr 
Arbeiter  beschäftigt  werden.  So  wird  die 
Kaufkraft  der  arbeitenden  Klassen  etwas  er- 
höht, und  diese  Erhöhung  regt  die  Unter- 
nehmungslust weiter  an.  Da  aber,  wie  früher 


’)  R.  E.  May,  Umsatzsteuer, 
(’orrespondent,  U.  Februar  18118. 
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dargethan  wurde,  in  der  heutig«»  Wirtschaft«- 1 
Ordnung  die  infolge  der  neuen  Unter- 
nehmungen auftretende  Vorgrösserung  der 
Warenproduktion  schliesslich  die  durch  die- 
selbe Ursache  bewirkte  Verstärkung  der 
Kaufkraft  der  Arbeiter  überholen  muss,  so 
ist  die  Krise  unvermeidlich. 

5.  Konsumtion.  In  engster  Beziehung , 
zu  den  Verhältnissen  der  Einkommensver- , 
teilung  steht  die  Gestaltung  der  Konsumtion,  i 
Bestimmt  die  Verteilung  des  Volkseinkom- 
mens doch  nicht  nur  die  Grösse,  sondern 
auch  die  Art  der  Konsumtion.  Je  niedriger 
das  Einkommen,  desto  mehr  erscheint  seine  j 
Verwendung  der  Willkür  entzogen.  Beicht 
das  Einkommen  nur  gerade  zur  Befriedi-  j 
gting  der  absoluten  Existenzbedürfnisse  oder 
nicht  einmal  dazu  aus,  so  ist  der  Konsument 
genötigt,  seine  Bedürfnisse  nicht  nur  auf  ■ 
wohlfeile  Art,  sondern  schlechten  auf  diel 
wohlfeilste  Art  zu  befriedigen.  Deshalb  er- 
hält der  Haushalt  der  arbeitenden  Klassen, 
wie  die  Statistik  der  Arl>eiterbudgets  zeigt, 
bei  gleicher  Höhe  des  Einkommens  und 
gleicher  Familienzusammensetzuug  in  einem 
Lande  ein  durchaus  übereinstimmendes  Ge- 
präge. Soweit  die  gegenwärtige  Wirtschafts- 
ordnung dahin  führt,  dass  ein  grosser  Teil 
des  Volkes  dem  Existenzminimum  nahe  j 
steht,  erzeugt  sie  auch  eine  gewisse  Gleich- 
förmigkeit der  Konsumtion,  welche  die  I^ei- 
tung  der  Produktion  erleichtert.  Eist  in 
dem  Masse,  als  das  Einkommen  einer  Person 
sich  erhöht,  nimmt  der  Spielraum  für  eine 
freiere,  individuellere  Gestaltung  des  Kon- 
sums  zu.  Seine  Quantität  und  Qualität  lässt ! 
sich  dann  schwerer  vom  Unternehmer  im 
voraus  sicher  beurteilen. 

Eine  gewisse  Richtschnur  gewähren  aller- 
dings die  Konsumtionsgewohnheiten  der 
einzelnen  Stände.  Aber  gerade  in  der 
Gegenwart,  wo  die  Standesuntcisehiede  vor 
den  Einkommensunterschieden  zurücktreten, 
wo  das  zum  Wohlstand  gelaugte  Bürgertum 
nicht  entfernt  so  bestimmte  Konsumtions- 
gewohnheiton  ausgebildet  hat,  als  die  wirt- 
schaftlich herrschenden  Klassen  der  Ver- 
gangenheit es  gethan  haben,  erweist  sich 
diese  Richtschnur  als  ungenügend.  An  Stelle 
der  ständischen  Konsumtionsgewohnheiten 
ist  mehr  und  mehr,  namentlich  in  den 
Städten,  die  Herrschaft  der  launenhaften, 
völlig  unberechenbaren  Mode  getreten.  Hier- ! 
mit  ist  ein  krisenbildendes  Moment  von  j 
nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  ent- ' 
standen.  Da  wird  in  der  Damentoilette  die 
ausgiebige  Verwendung  schwarzer  Glasperlen 
modern,  und  die  Glaskurz  Warenindustrie 
nimmt  einen  glänzenden  Aufschwung.  Hun- 
derte von  Arbeitern  verlassen  ihre  alte  Be- 
schäftigung, um  sich,  durch  den  steigenden 
Lohn  angezogen,  der  Erzeugung  von  Glas-  j 
perlen  zu  widmen. 


Plötzlich  kommt  die  Nachfrage  ins  Stocken. 
Tausende  von  Arbeitern  werden  brotlos.  Die 
Mode  bat  sich  von  den  Glasperlen  den 
Spitzen  zugewendet.  Nun  ist  es  die  Spitzen- 
klöppelei,  die  sich  einer  vorübergehenden 
Blüte  erfreut,  um  dieselbe  bald  genug  der 
Gürtlerei  und  Metallkurzwarenindustrie  ab- 
treten zu  müssen,  da  Metall  knöpfe  und 
Schnallen  en  vogue  sind.  Noch  bedeutungs- 
voller ist  der  Modeweehsel  in  ßeztig  auf  die 
Bekleidungsstoffe  selbst.  »Eine  einzige  Aen- 
derung  der  Damentracht  genügt,  die  Seide 
um  Hnnderttausende  von  Käuferinnen  zu 
beraultfn«  (Thun).  Es  ist  deshalb  ein  grosser 
Nachteil,  wenn  die  wichtigsten  Exportindus- 
trieen  eines  Landes,  wie  z.  B.  in  der  Schweiz 
die  Seiden-  und  Stickereiiudustrie.  ganz  von 
dem  Modewechsel  abhängeu,  ohne  dass 
dieses  Land  selbst  für  die  Mode  den  Ton 
angeben  kann. 

Allein  nicht  nur,  dass  die  Mode  ihre 
Gunst  bald  seidenen,  bald  halbseidenen,  bald 
baumwollenen,  bald  wollenen  Stoffen  ge- 
währt. auch  die  Art  der  Gewebe  und  Dessins 
unterliegt  dem  Wechsel.  Aehulich  schaltet 
und  waltet  die  Mode  in  der  Dokoratious-, 
Möbel-  und  Bauindustrie.  Der  »gotische« 
und  »altdeutsche«  Stil  muss  dem  Barocco 
und  Roeoco,  dieses  dem  Empire  und  »neu- 
englischen« Stile  weichen.  Souverän  zieht 
die  Mode  dahin,  ihr  zur  Seite  der  Auf- 
schwung, in  ihrem  Gefolge  die  Krise.  Ist 
demnach  die  Mode  namentlich  für  zahlreiche 
lokale  Krisen  verantwortlich  zu  machen, 
so  soll  im  übrigen  nicht  verkannt  wer- 
den, dass  sie  die  wohlhabenden  Schichten 
der  Bevölkerung  zu  einer  grösseren  Kon- 
sumtion nötigt  und  deshalb  andererseits  da- 
zu beiträgt,  das  Gleichgewicht  zwischen 
Produktion  und  Konsumtion  im  allgemeinen 
zu  fördern. 

<».  Rückblick  uml  Heilmittel.  Ver- 
gegenwärtigt man  sich  diese  fast  unabseh- 
bare Reihe  von  krisenbildenden  Momenten, 
so  ist  der  häufige  Eintritt  heftiger  Wirt- 
schaftskrisen kaum  verwunderlich.  Ja  man 
muss  eher  darüber  staunen,  dass  diese  Stö- 
rungen uicht  noch  öfter  und  noch  empfind- 
licher auftreten.  Die  Schwierigkeit  im  ein- 
zelnen Falle  liegt  daher  nicht  so  sehr  in 
der  Aufgabe,  überhaupt  Ursachen  für  die 
Krisen  anzugeben  (eine  im  Jahre  1886  unter- 
nommene Untersuchung  über  die  Ursachen 
der  Krise  in  Nordamerika  ergab  deren  180), 
als  darin,  die  Wichtigkeitskoeffizienten  der 
einzelnen  in  Erwägung  zu  ziehenden  Ur- 
sachen genau  zu  bestimmen.  Zu  beachten 
bleibt,  dass  die  Störungsursachen  zu  einander 
im  Verhältnisse  sich  gegenseitig  steigernder 
Wechselwirkung  stehen.  Die  Produktions- 
krise macht  sich  bald  auf  den  Gebieten  des 
Verkehres  und  der  Verteilung,  die  so  ent- 
standene Verteilungskrise  bald  auch  wieder 
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dem  Gebiete  der  Produktion  geltend.  I der  besseren  Kontrolle  zueescliriebcn  werden, 
analytische  Zerfaserung  der  kritischen  j welche  staatliche  und  körperschaftliche  Ge- 

den 


auf 
Die 

Einwirkungen  darf  eben  darüber  nicht  täu- 
schen, dass  unsere  Volkswirtschaft  einen 
Organismus  darstellt,  der  alle  Nachteile, 
welche  einzelne  Glieder  treffen,  mit  em- 
pfindet. 


walten  in  den  erstgenannten  Ländern  über 
den  Verlauf  des  Wirtschaftslebens  bereits 
gewonnen  haben. 

Dagegen  bleiben  die  Gefahren  in  unver- 
minderter Stärke  bestehen,  welche  aus  den 


Will  man  die  einzelnen  Umstände,  welche  | internationalen  Beziehungen  der  modernen 
als  Ursachen  wirtschaftlicher  Störungen  an-  i Volkswirtschaften  erwachsen.  Versuche,  auch 
geklagt  worden  sind,  unter  einige  wenige  in  dieser  Beziehung  zu  Regulierungen  zu 
Gesichtspunkte  zusammenhissen,  so  sind  vor  gelangen,  wie  sie  z.  B.  auf  den  Gebieten 
allem  die  Gegensätze  zu  unterstreichen,  der  Währungsfrage,  der  Zuckerexportprämien, 
welche  zwischen  den  kollektivistisch-ökono- 
mischen und  den  individualistisch-rechtlichen 


desArbcitersehutzes,  der  Handelsbeziehungen, 
der  Verbesserung  des  Seerechtes,  der  Grün- 
Einrichtungen  unseres  Wirtschaftslebens  vor- ; düng  von  Kartellen,  Arbeiterverbänden  u.  s.  w. 
handen  sind.  Auf  der  einen  Seite:  Arbeits-  j angestrebt  worden  sind,  haben  teils  gar 

keine,  teils  wenig  ausreichende  Ergebnisse 
geliefert.  Ebensowenig  ist  zu  erwarten,  dass 
die  Störungen,  welche  aus  der  individualis- 
tischen Gestaltung  des  Konsums  und  der 
Herrschaft  der  Moden  entspringen,  in  ab- 
sehbarer Zeit  eine  Abschwächung  erfahren 
werden. 

Zur  Heilung  bereits  ausgebrochener 
Kreditkrisen  sind  nach  Wirth  folgende  Maß- 
regeln mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  ange- 
wendet worden:  1.  Aufschliessung  des 

Schatzes  und  Reservefonds  der  Banken  bezw. 
der  Staats-  und  Nationalbank  und  reich- 
licheres Diskontieren  derselben  bei  hohem 
Zinsfusse.  2.  Errichtung  von  Diskonto-  und 
Darlehenskassen  mit  oder  ohne  Garantie  des 
Staates.  3.  Errichtung  von  Warenvorschuss- 
kassen. 4.  Errichtung  von  Kreditgenossen- 
schaften. 5.  Darlehen  von  seiten  des  Sfciates. 
G.  Suspension  der  Schuldgesetze.  7.  Liqui- 


teilung,  Grossbetrieb,  Warenproduktion,  zu- 
nehmende Verflechtung  des  Einzelbetriebes 
in  Volks-  und  Weltwirtschaft ; auf  der 
anderen  Seite:  Sondereigentum  an  Produk- 
tionsmitteln, individuelle  Aneignung  der 
gesellschaftlich  gewonnenen  Produktionser- 
gebnisse, lieitung  der  Wirtschaft  durch  die 
Rentabilitätsinteressen  des  privaten  Unter- 
nehmerkapitales, Freiheit  der  Konkurrenz. 
Freiheit  des  Konsums.  Es  fohlt  an  einer 
ordnenden  Macht,  welche  ein  stets  harmo- 
nisches Zusammenwirken  dieser  grundsätz- 
lich verschiedenen  Einrichtungen  erzwingen 
könnte.  Die  Krisen  sind  nichts  anderes  als 
die  Konflikte,  welche  aus  dem  Nebeneinan- 
der so  widerspruchsvoller  Institutionen  her- 
vorbrechen. 

Um  den  Ausbruch  von  Krisen  zu  ver- 
meiden und  bereits  ausgebrochone  abzu- 
schwächen, müssen  deshalb  regelnde,  kon 


troll ierende  Mächte  ausgebildet  werden,  dation  durch  Vertrauonspersonen,  verbunden 
Mächte,  welche  des  Ziel  verfolgen,  unserem  I mit  Garantie-  und  Hilfsfonds,  welche  Dar- 
wirtsehaft liehen  Organismus  überhaupt  eine  leben  gegen  Unterpfand  von  solchen  Papieren 


möglichst  widerstandsfähige  Konstitution  zu 
verschaffen  und  die  Rebellionen  der  indivi- 
dualistischen Bestandteile  unserer  Verhält- 
nisse auf  ein  mit  dem  gesellschaftlichen 
Charakter  unserer  Produktionsweise  verträg- 
liches Mass  herabzudrücken.  In  diesem 
.Sinne  wirkt  bereits  in  fortgeschrittenen 
Ländern  nicht  nur  die  ganze  Organisations-,  j 
Produktions-,  Verkehre-,  Einkommens-,  Kon- 1 
surations-  und  Finanzpolitik  des  Staates, 
sondern  auch  die  Thätigkeit  der  Unterneh- 
mer-, Lohnarbeiter-  und  Konsumentenvereini- 
gungen. Wenn  England  l)  und  Deutschland  i 
seit  Jahrzehnten  von  einer  so  akuten  Krise, 
wie  sie  noch  im  Jahre  1893  Nordamerika 


gewähren,  die  bei  den  Zettelbanken  nicht 
angenommen  werden. 

I Jeher  Massnahmen  zur  Unterstützung  und 
Beschäftigung  der  durch  Krisen  arbeitslos 
gewordenen  Arbeiter  vgl.  d.  Art.  Arbeits- 
losigkeit oben  Bd.  J insbes.  S.  929  u.  ff. 

III.  Krisentheorieen. 

„Eine  Krisentheorie  kann“,  wie  v.  Böhm- 
Bawerk  sagt,  „nie  die  Untersuchung  eines  ab- 
gesonderten Teiles  der  sozial  wirtschaftlichen 
Phänomene  sein,  sondern  sie  ist,  wenn  sie  nicht 
ein  dilettantisches  Unding  sein  soll,  immer  das 
letzte  oder  vorletzte  Kapitel  eines  geschriebenen 
>der  ungeschriebenen  sozialwirtschaftlichen  Sys- 


heimgesucht  hat,  verschont  geblieben  sind,  teius,  die  reife  Frucht  der  Erkenntnis  sämt 
so  darf  diese  erfreuliche  Thatsache  vielleicht 


*}  Wie  sehr  die  Ausbildung  der  Arbeiter- 
verbände die  Einwirkung  der  Krisen  auf  das 
englische  Volksleben  allmählich  vermindert  hat, 
zeigt  Tugan-Barauowsky , Die  sozialen  Wir- 
kungen der  Handelskrisen  in  England,  Brauns 
Archiv,  XIII,  8.  1—41. 


lieber  sozialwirtschaftlichen  Vorgänge  und  ihres 
wechselwirkenden  Zusammenhanges.“  Die  all- 
seitige  und  gerechte  Würdigung  einer  Krisen- 
theorie setzt  daher  auch  einen  gewissen  Ueber- 
blick  über  das  ganze  sozial  wirtschaftliche  System 
des  betreffenden  Oekonomen  voraus.  Es  ist 
klar,  dass  diese  Voraussetzung  innerhalb  des 
Rahmens,  welcher  dem  vorliegenden  Artikel  be- 
stimmt ist,  seihst  nicht  für  die  Kriseutheoretiker 
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ersten  Hanges  erfüllt  werden  kann.  Fiir  alle 
eingehenderen  Studien  muss  deshalb  auf  das 
grundlegende  Werk  v.  Berg  in  a n n s „Geschichte 
der  nationalökonomischen  Kriseutlieorieen  “(Stutt- 
gart 185)5)  und  auf  die  Darstellungen  verwiesen 
werden,  welche  die  Systeme  der  hervorragenderen 
nationalökonomischen  Denker  in  diesem  Hand- 
wörterbueke  selbst  finden. 

?.  Der  Krlsenstrelt  zwischen  Mnltlius, 
Sismondi  und  J.  B.  Say.  Die  ernste  Krise, 
die  ganz  wider  Erwarten  1815  nach  Wieder- 
herstellung des  Friedens  ausbrach,  hat  die  zeit- 
genössischen Nationökonomen  auf  das  eindring- 
lichste beschäftigt  und  zur  Aufstellung  von 
Theoriccn  geführt,  welche  für  die  Erkenntnis 
der  Krisen  ausserst  fruchtbar  geworden  sind, 
ja  bis  in  die  Gegenwart  herein  ihre  Bedeutung 
behauptet  haben.  Da  ist  es  zunächst  Robert 
Owen,  der  in  einer  Reihe  von  Schriften  ans 
den  Jahren  1815, 1818  und  1824  mit  zunehmender 
Klarheit  folgende  Gedanken  entwickelt:  Die 
Krisen  kommen  daher,  dass  durch  die  Einführung 
der  Maschinen  die  Produktionsfähigkeit  unge- 
heuer gesteigert  worden  ist,  während  eben  diese 
Steigerung  der  Produktivität  zugleich  eine 
Entwertung  der  menschlichen  Arbeit  und  damit 
auch  eine  Verringerung  der  Konsumkraft  der 
breiten  Masse  des  Volkes  verursacht  hat.  Seine 
Pläne  zielen  daher  auf  eine  Beschäftigung  der 
Arbeitslosen  durch  den  Staat.  Damit  soll  der 
verhängnisvolle  Einfluss  der  arbeitslosen  Arbeiter 
auf  die  Bewertung  der  Arbeit  behoben  und  die 
Kaufkraft  der  Massen  gesteigert  werden.  Sein 
weiteres  Ideal  besteht  darin,  die  Bewertung  der 
Arbeit  entsprechend  ihrer  objektiven  Leistung 
durchzuführen  und  so  eine  mit  der  steigenden 
Produktivität  in  gleicher  Weise  zunehmende 
Konsumkraft  zu  entwickeln. 

Im  Widerspruche  mit  Owen,  der  die  rasche 
Entwickelung  der  Maschinentechnik  in  erster 
Linie  verantwortlich  macht,  sucht  Malthns  zu 
zeigen,  dass  schon  die  Gewohnheit  der  gewerb- 
lichen Unternehmerklasse,  grosse  Beträge  ihres 
Einkommens  nicht  zu  konsumieren,  sondern  zu 
kapitalisieren,  eine  Störung  des  Gleichgewichtes 
zwischen  Produktion  und  kaufkräftiger  Nachfrage 
anbahnen  muss.  Der  normale  Verlauf  des  Wirt- 
schaftslebens verlangt  die  Berücksichtigung  der 
richtigen  Proportionen.  Diese  können  aber 
durch  ein  Uebermass  von  Sparsamkeit  und  eine 
daraus  folgende  Konsumtionseinschränknng  leicht 
erschüttert  werden.  Gicht  es  also  auf  der  einen 
Seite  Klassen,  welche  möglichst  wenig  konsu- 
mieren, aber  möglichst  viel  kapitalisieren  und 
produzieren  wollen,  so  müssen  zur  Wahrung 
des  Gleichgewichtes  auf  der  anderen  Seite 
Schichten  vorhanden  sein,  welche  wirtschaftlich 
vorwiegend  als  Konsumenten  sich  bethätigen, 
wie  z.  B.  der  Grundadel  mit  seiuer  zahlreichen 
Dienerschaft,  die  Angehörigen  des  Heeres  und 
der  Flotte,  die  Civilheamten,  die  Vertreter 
liberaler  Berufsarten,  die  Rentner  u.  s.  w.  Alles 
übrige  gleichgesetzt,  müssen  diese  Schichten 
um  so  zahlreicher  sein,  je  fruchtbarer  der  Boden 
ist  und  je  mehr  die  Maschinentechnik  angewendet 
wird.  Eine  grosse  Steigerung  des  Verbrauches 
der  Arbeiterklasse  selbst  würde  hingegen,  wie 
Malthus  fürchtet,  die  Produktionskosten  steigern, 
die  Profite  herabdrücken  und  deshalb  auch  die 
Beweggründe  zur  Kapitalansammluug  schon 
zerstören,  ehe  noch  Landwirtschaft,  Gewerbe 


und  Handel  eine  grosse  Blüte  erreicht  hätten' 
Auch  der  Entwickelung  eines  zahlreichen  mitt- 
leren Grundeigentttinerstandes,  wie  ihn  Frank- 
reich besitzt,  steht  Malthus  aus  politischen  Mo- 
tiven skeptisch  gegenüber,  obwohl  er  die  güns- 
tige Wirkung  einer  derartigen  Massregel  auf 
die  Einkommensverteilung  und  damit  auf  die 
Herstellung  des  Gleichgewichtes  zwischen  Pro- 
duktion und  Konsumtion  zugiebt. 

Diese  Idoeen  von  Malthus.  welchem  C h a I - 
liier s im  wesentlichen  beipfiiehtet,  berühren  sieh  in 
vielen  Beziehungen  mit  denjenigen  Sistnondis. 
Da  sein  Hauptwerk  schon  1815t,  seine  Ab- 
handlung über  das  Wachstum  der  Produktions- 
kraft  im  Verhältnisse  zur  Konsumkraft  1820 
erschien,  also  in  dem  gleichen  Jahre,  in  wel- 
chem die  Grundsätze  der  politischen  Ökonomie 
von  Malthus  herauskainen,  muss  Sismondi  eine 
durchaus  selbständige  Auffassung  zugestanden 
werden.  Immerhin  dürften  die  Anschauungen 
von  Owen  nicht  ohne  Einfluss  auf  ihn  gewesen 
sein. 

Mit  viel  entschiedenerer  Betonung  als  Malthns 
stellt  Sismondi,  ohne  übrigens  die  Störungs- 
ursaelien,  welche  aus  der  Planlosigkeit  der  mo- 
dernen Produktionsweise  fliesseu,  irgendwie  zu 
vernachlässigen,  doch  die  Einkommensverteilung 
iu  «len  Brennpunkt  des  Kriscnproblems.  Je  nn- 
gleicbmässigcr  die  Einkommensverteilung,  desto 
beträchtlicher  fällt  die  Störung  «les  Gleichge- 
wichtes zwischen  Produktion  und  kauffähiger 
Nachfrage  aus.  Der  Ausgleich  soll  aber  nicht 
durch  die  Vermehrung  der  unproduktiven  Kon- 
sumenten, sondern  «Inrch  die  Steigerung  der 
Massenkonsnmtiou  herbeigeführt  werden.  Sis- 
mondi  befürwortet  deshalb  alle  Massnahmen, 
welche  eine  gleichmässigere  Einkommensver- 
teilung und  dadurch  eine  Hebung  der  Kaufkraft 
«ler  Arbeiterklasse  in  AussicJit  stellen;  so  «lie 
Freiteilbarkeit  des  Grund  und  Bodens,  ferner 
die  Beseitigung  aller  Gesetze,  welche  die 
Koalitionen  der  Arbeitgeber  gegen  die  Arbeiter 
begünstigen  und  diejenigen  der  Arbeiter  gegen 
die  Arbeitgeber  verbieten  oder  erschweren. 
Wenn  v.  Bergmann  meint,  dass  diese  Auf- 
fassungen Sistnondis  durch  den  Einwand  von 
Malthus  widerlegt  wür«Ieu,  „auch  die  stärkste 
Lohnerhöhung  könne  die  Uebcrproduktion  nicht 
verhindern,  da  ja  der  Arbeiter  mit  dem  Lohne 
als  einem  Teile  des  Produkt ionsertrnges  niemals 
den  ganzen  Produktionsertrag  zurückkaufen 
könne“,  so  ist  es  ja  richtig,  «lass,  alles  übrige 
als  unverändert  betrachtet,  jede  weitere  Steige- 
rung der  Produktion  durch  Kapitalisierung,  so 
lange  noch  ein  Profit  bezogen  wird,  eben  um 
den  Betrag  dieses  Profites  der  Nachfrage  er- 
mangelt und  insofern  l'eberproduktiou  hervor- 
ruft. Allein  diesen  erkünstelten  engen  Sinn 
hat  Sistnoudi  seiner  Lehre  gewiss  nicht  gehen 
wollen.  Er  argumentiert  einfach,  dass  jede  Er- 
höhung des  Einkommens  der  Arbeiterklasse 
dasjenige  des  Besitzes  ermässigt  und  dem- 
zufolge auch  die  Veranlassung  zu  einer  über 
«lie  effektive  Nachfrage  hinausgehenden  Kapital- 
hildung  abschwächt,  während  auf  der  anderen 
Seite  gerade  die  Erhöhung  des  Arbeitereiu- 
kommens  die  Nachfrage  steigert.  Je  gleich- 
massiger  die  Einkommensverteilung,  desto  ge- 
ringer «lie  Spannung  zwischen  Produktion  und 
Konsumtion.  Darauf  kam  es  Sismondi,  dem 
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absolute  Lösungen  vollkommen  fern  lagen. 
Allein  au. 

"Während  die  vorgeführten  Schriftsteller  aus 
der  bestehenden  Einkommensverteilung  und 
Uxoduktionsweise  die  Tendenz  zur  allgemeinen 
U e Tierproduktion  (general  glut,  eucombremont 
igrezieral)  ableiteten,  erwiderte  J.  B.  Say  — Ge- 
claxiken,  welche  schon  einige  Physiokraten  und 
namentlich  James  Mill  1808 ausgefillirt  hatten, 
Ausnehmend  und  ergänzend  — , dass  eine  allge- 
meine Ueberproduktion  eiu  Unding  sei.  Jeder 
Verkauf  sei  auch  ein  Kauf  und  jeder  Kauf  ein 
Verkauf,  jede  Produktion  eine  Nachfrage  und 
jedoNachfrageeiue  Produktion.  Absatzstockungen 
könnten  nicht  dadurch  zu  stände  kommen,  dass 
za  viel  produziert  worden  sei,  sondern  nur 
dadurch,  dass  innerhalb  eines  anderen  Wirt- 
schaftszweiges oder  innerhalb  eines  anderen  am 
Verkehre  beteiligten  Gebietes  die  Produktion 
zu  gering  ausgefallen  sei  und  diese  Produzenten 
deshalb  keine  ausreichende  Gegengabe  zu  leisten 
vermöchten.  Die  sogenannte  Ueberproduktion 
der  einen  sei  ihrem  Wesen  nach  eine  partielle 
Unterproduktion  der  anderen.  Eine  allgemeine 
gleich  »lässige  Steigerung  der  Produktion  könne 
nie  zur  Absatzkrise  führen.  Diese  Thesen,  wel- 
che, wie  Marx  erklärt,  an  Stelle  einer  ent- 
wickelten Wareucirkulutiou  einen  Zustand  ein- 
fachen Produktenaustausches  voraussetzen,  lmt 
Say  schliesslich  noch  selbst  dahin  abgeändert, 
dass  er  als  Produktion  nur  gelten  Hess,  was  zu 
einem  angemessenen  Preise  Absatz  fände.  „Ich 
halte  mich  für  berechtigt  zu  sagen,  dass  alles 
was  wirklich  produziert  ist,  Absatz  findet;  dass 
ulles,  was  nicht  Absatz  findet,  eine  unbesonnen 
und  ohne  etwas  zu  produzieren  gemachte  Aus- 
gabe ist;  und  meine  Lehre  von  den  Absatzwegen 
bleibt  ganz.“ 

Es  ist  heute  schwer  zu  verstehen,  wie  eine 
kehre,  welche  ihr  Urheber  selbst  zur  fadesten 
Tautologie  herabgedrückt  hat,  dennoch  in  der 
Nationalökonomie  so  lange  Zeit  hindurch  ein 
grosses  Ansehen  behaupten  konnte.  Und  doch 
stehen  wir  einer  seiner  unübersehbaren  Reihe 
von  Männern  gegenüber,  welche  diese  „theorie 
des  debouches“  als  eines  der  wertvollsten  1 nventar- 
stiieke  der  Volkswirtschaftslehre  gefeiert  haben. 
Sie  beherrscht  im  Vereine  mit  der  Ableitung 
der  Krisen  aus  der  Verminderung  des  umlaufen- 
den Kapitales,  also  aus  den  Verhältnissen  der 
Geld-  und  Kreditorganisation,  die  ganze  opti- 
mistisch-freihändlerische Kichtuug  mit 
geringen  Ausnahmen. 

Au  die  Gedanken  von  Malthns  und  Sismondi 
haben  vorzugsweise  diejenigen  Forscher  auge- 
knüpft,  welche  der  kapitalistischen  Produktions- 
weise gegenüber  zu  einer  skeptischen  oder  feind- 
seligen Stellungnahme  gelangten.  So  die  Ver- 
treter des  sozialfeudalen  Katholizis- 
mus (de  Bonald,  de  Morogues,  de  Villeneuve- 
Bargemont,  Buret),  die  Sozialisten  und  die 
neuere  deutsche  Nationalökonomie. 

S.  Ule  sozialistischen  Krisentheoretiker. 
Weder  Maltlms  noch  Sismondi,  beide  Männer 
von  konservativer  Gesinnung,  hatten  aus  ihren 
Lehren  die  Forderung  nach  einer  priucipiellen 
Umgestaltung  der  bestehenden  Ordnung  abge- 
leitet. Diese  Wendung  erfolgte,  nachdem  sie 
von  Owen  bereits  vorbereitet  worden  war,  erst 
durch  die  Anhänger  Owens,  durch  Thompson, 
Gray,  Bray  u.  a.  m.  In  Frankreich  suchte 


Proudhon  in  verwandter  Weise  die  Krisen 
dadurch  zu  erklären,  dass  der  Arbeiter  innerhalb 
der  kapitalistischen  Produktionsweise  nicht  im 
stände  ist,  sein  Arbeitsprodukt  zurückzukaufen, 
da  dieses,  durch  die  Kapitalgewiune  belastet, 
die  Kaufkraft,  welche  der  Lohn  enthält,  über- 
steigt. Daher  derselbe  Plan  der  Tanschbank, 
wie  bei  den  Oweniten,  und  die  Erwartung,  mit 
der  auf  diese  Weise  zu  verwirklichenden  Idee 
des  unentgeltlichen  Kredits  Kapitalzins  und 
Krisen  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Enger  an  Sismondi  schlossen  sich  Vidal 
und  Louis  Blanc  an.  welche  auf  Rodbertus 
und  die  Verfasser  des  kommunistischen  Mani- 
festes nicht  ohne  Einfluss  gehliehen  zu  sein 
scheinen.  Worin  sich  Rodbertus  iudes  von 
seinen  Vorgängern  und  Zeitgenossen  unter- 
scheidet, das  ist  die  Behauptung,  dass  nicht  die 
ungleichmässige  Verteilung  des  Volkseinkommens 
an  sich,  wie  auch  vou  Kirchmann  annahm, 
das  Gleichgewicht  zwischen  Produktion  und 
Konsumtion  störe,  sondern  der  Umstand,  dass 
bei  wachsender  Produktivität  der  Anteil  «ler 
arbeitenden  Klasse  sogar  noch  falle.  Die  ar- 
beitenden Klassen  würden  immer  auf  das  zu 
ihrem  Unterhalte  eben  durchaus  Nötige  be- 
schränkt, während  die  Steigerung  der  Produk- 
tivität ausschliesslich  den  Besitzenden  zu  statten 
komme:  „Wenn  aber  der  Lohn  der  Arbeiter 
so  wenig  mit  Rücksicht  auf  eine  Quote  «les 
Produktes  verabredet  wird,  dass  er  vielmehr 
einem  ganz  anderen  Momente,  das  mit  dem 
Ertrage  der  Produktion  gar  nichts  zu  thun  har, 
nämlich  dem  Betrage  des  notwendigen  Unter- 
haltes folgt,  so  kann  er  hei  steigender  Pro- 
duktivität, als  Anteil  am  Produkt  betrachtet, 
so  wenig  eine  gleiche  Quote  desselben  bleiben, 
dass  er  vielmehr  eine  immer  geringere  davon 
wird“.  Dies  ist.  für  ihn  die  einzige  soziale 
Frage,  die  in  den  Handelskrisen  die  besitzenden, 
im  Pauperismus  die  arbeitenden  Klassen  trifft. 
Führt  Rodbertus  also  die  Krisen  in  erster  Linie 
auf  das  Gesetz  der  fallenden  Lohnquote  (Dietzel) 
zurück,  so  ist  er  im  übrigen  keineswegs  blind 
für  die  krisenbildenden  Momente,  die  durch  die 
freie  Konkurrenz  und  die  Planlosigkeit  der  Pro- 
duktion gebildet  werden. 

Die  Thatsache,  dass  K.  Marx  aus  dem 
Leben  schied,  ehe  er  sein  „Kapital“  zum  Ab- 
schlüsse gebracht  hatte,  macht  sich  auch  in 
seiner  Krisentheorie  geltend.  So  erklärt  er 
(III.  2.  S.  21):  „Der  letzte  Grund  aller  wirk- 
lichen Krisen  bleibt  immer  die  Armut  und  Kon- 
sumtionsbeschränkung der  Massen  gegenüber 
dem  Triebe  der  kapitalistischen  Produktion,  die 
Produktivkräfte  so  zu  entwickeln,  als  ob  nur 
die  absolute  Konsumtionsfiihigkeit  der  Gesell- 
schaft ihre  Grenze  bilde.“  Dieser  den  Unter- 
koiisiimtionstheoretikern  sehr  nahe  kommenden 
Aensserung  steht  dann  eine  Polemik  (II.  2.  A. 
S.  885;  gegen  die  Unterkonsnmtioustlieorie 
gegenüber:  „Es  ist  die  reine  Tautologie,  zu 
sagen,  dass  die  Krisen  aus  dem  Mangel  an 
zahlungsfähiger  Konsumtion  oder  an  zahlungs- 
fähigen Konsumenten  hervorgehen Will 

man  aber  dieser  Tautologie  einen  Schein  tieferer 
Begründung  dadurch  geben,  dass  man  sagt,  die 
Arbeiterklasse  erhalte  einen  zu  geringen  Teil 
ihres  eigenen  Produktes,  und  dem  Uebelstande 
werde  mithin  abgeholfen,  sobald  sie  grösseren 
Anteil  davon  empfängt,  ihr  Arbeitslohn  folglich 
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wächst,  so  ist  nur  zu  bemerken,  «lass  die  Krisen 
jedesmal  gerade  vorbereitet  werden  durch  eine 
Periode,  in  der  der  Arbeitslohn  allgemein  steigt 
und  die  Arbeiterklasse  realiter  grösseren  Anteil 
an  dem  für  Konsumtion  bestimmten  Teile  des 
jährlichen  Produktes  erhält.  Jene  Periode 
müsste  — von  dem  Gesichtspunkte  dieser 
Bitter  vom  gesunden  und  „einfachen“  (!i 
Menschenverstände  — umgekehrt  die  Krise 
entfernen.  Es  scheint  also,  dass  die  kapi- 
talistische Produktion  vom  guten  oder  bösen 
Willen  unabhängige  Bedingungen  einschliesst, 
die  jene  relative  Prosperität  der  Arbeiterklasse 
nur  momentan  zugelassen  und  zwar  immer  nur 
als  Sturmvogel  einer  Krise.“ 

Diesen  Sätzen  gegenüber  muss  betont 
werden,  dass  es  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  in  den 
Perioden  des  Aufschwungs,  welche  Krisen  voran- 
gehen,  die  Arbeiter  in  der  That  einen  erheblich 
grösseren  Anteil  am  Nationaleinkommen  er- 
werben. Den  hohen  Löhnen  stehen  meist  sehr 
hohe  Gewinne  und  hohe  Warenpreise  gegen- 
über.1) 

Auch  die  Darlegungen  über  das  Wesen  der 
Krisen,  welche  der  Abschnitt  Uber  das  Gesetz 
des  tendenziellen  Failes  der  Profitrate  (III.  1 
S.  191— 25U)  enthält,  lassen  Marx  dann  wieder 
mehr  als  einen  Fortsetzer  und  Vertiefer  denn 
als  einen  Gegner  der  Sismondi-Malthnssehen 
Lehre  erscheinen. 

Während  also  die  Krisen  bei  Marx  ira 
wesentlichen  aus  den  Widersprüchen  hervor- 
gehen, welche  zwischen  Rcntnhilitütsinteressen 
des  Privatkapitals,  Wachstum  der  gesellschaft- 
lichen Produktivkräfte  und  Einkommensver- 
teilung vorhanden  sind,  erblicken  die  Boden - 
reformer  lediglich  in  der  Einrichtung  des 

*)  So  wissen  die  Berichte  der  Gr.  Bad. 
Fabrikinspektiou  aus  den  Jahren  1896—1899 
nur  vereinzelte  und  „nicht  gerade  sehr  grosse“ 
Lohnsteigerungen  mitzuteilen.  In  der  Bijouterie- 
f*  brikation  z.  B.  sind  die  Löhne  der  männlichen 
Arbeiter  innerhalb  1890 — 1899  nur  um  4,3% 
gestiegen,  eine  Zunahme,  die  „angesichts  des 
unvergleichlichen  Aufblühens  der  Industrie  und 
der  Steigerung  der  Wohnungspreise  für  belang- 
los" erklärt  wird.  Charakteristisch  ist  ferner, 
dass  ein  Anziehen  der  Fleisch  preise  1898  in 
Karlsruhe  den  Verbrauch  an  Rindfleisch  und 
Schweinefleisch  pro  Kopf  sofort  von  37.88  kg  ■ 
(1897)  auf  34.51  (1898)  eingeschränkt  bat,  wäh- 
rend der  Konsum  des  minderwertigen  Kuh- 
fleisches von  6,93  auf  8,45  stieg.  Beträchtlicher 
sind  die  Lohnerhöhungen  für  einige  Kategorieen  [ 
der  Arbeiterinnen  gewesen.  In  der  Bijouterie-  i 
fabrikation  erfolgte  1890 — 1899  eine  Zunahme 
von  18,2%.  Die  günstigeren  Verwertungs- 1 
bedingungen  für  weibliche  Arbeit  haben  aber  j 
die  Heranziehung  billigerer  italienischer  und  ' 
polnischer  Arbeiterinnen  zur  Folge  gehabt.  Im  J 
ganzen  drückt  sich  die  günstige  Konjunktur  i 
der  Industrie  mehr  in  einer  grösseren  Zahl 
überhaupt  beschäftigter  Arbeiter  als  in  Lohn- 
Steigerungen  aus,  die  im  Vergleiche  zu  der! 
Erhöhung  der  Kosten  des  Lebensunterhaltes 
beträchtlich  genannt  werden  könnten.  Anders 
gestaltet  sich  die  Lage  allerdings  für  die  hoch- 
qualifizierten Arbeitskräfte,  deren  Zahl  bei  ! 
flottem  Geschäftsgänge  leicht  unter  dem  Be-  [ 
darfe  zurückbleibt. 


j privaten  Bodeneigentums  die  wichtigste  und 
! ursprüngliche  Ursache. 

„Es  ist  wahr,“  erklärt  Henry  George,  „dass 
j andere  Restriktionen  des  freien  Spiels  der  pro- 
duktiven Kräfte  dazu  beitragen,  diese  Ver- 
renkungen des  industriellen  Systems  zu  be- 
fördern, zu  verstärken  und  fortzusetzen;  aber 
dass  hier  (ira  Privateigentum  am  Grund  und 
Bodeu)  die  hauptsächliche  und  ursprüngliche 
Ursache  liegt,  kann,  wie  ich  meine,  nicht  be- 
zweifelt werden.  Und  noch  klarer  ist  vielleicht 
«lies,  dass,  aus  welcher  Ursache  die  Störung  der 
industriellen  und  kommerziellen  Verhältnisse 
auch  hervorgehen  mag.  diese  periodischen  Krisen, 
in  denen  sich  Nachfrage  und  Angebot  nicht 
begegnen  und  einander  nicht  befriedigen  zu 
können  scheinen,  keine  solche  Ausdehnung  und 
Dauer  erlangen  könnten,  wenn  die  produktiven 
Kräfte  freien  Zugaug  zum  Grund  und  Bodeu 
hätten  ....  ln  dem  Augenblicke,  wo  die 
Symptome  einer  relativen  Uebcrproduktion  sich 
in  irgend  einem  abgeleiteten  Industriezweige 
offenbarten,  würde  die  Hinneigung  des  Kapitals 
und  der  Arbeit  zu  denjenigen  Beschäftigungen, 
welche  dem  Grund  und  Boden  Güter  entnehmen, 
Erleichterung  verschaffen.“ 

Nach  M.  Flürscheim  würde  den  Ar- 
beitern immer  Beschäftigung  gesichert  sein, 
wenn  die  Kapitalisten  ihre  EinkomincnsUber- 
schilsse  auf  neue  produktive  Anlagen  verwenden 
wollten.  Die  Kaufkraft  der  Arbeiter  würde 
dann  gesteigert,  während  Warenpreise  und 
Zins  sinken  müssten.  So  könnte  ein  Missver- 
hältnis zwischen  Angebot,  und  Nachfrage  nicht 
leicht  zu  stände  kommen.  Allein  die  Ein- 
kommensüberschüsse werden  zum  grossen  Teil 
zur  Bildung  von  „falschem  Kapital“  verwendet, 
d.  h.  zur  Erwerbung  kapitalistischer  Tribut- 
rechte (Werterhöhungen  des  Bodens,  Staats- 
papiere, welche  für  wirtschaftlich  unproduktive 
Zwecke  ausgegeben  worden  sind).  Die  von  den 
Kapitalisten  erworbenen  Tributrechte,  die  aber 
nur  durch  das  Privateigentum  am  Grund  und 
Boden  möglich  werden,  schmälern  um  den  Er- 
trag desselben  das  Einkommen  der  Arbeiter. 
Dienen  sie  doch  vorzugsweise  zur  Erwerbung 
neuer  Tributrechte.  So  entsteht  das  chronische 
Missverhältnis  zwischen  Produktion  und  Kon- 
sum tion. 

Die  Darstellung  der  Krisen  durch  E.  Dttb- 
ring  stimmt  in  den  Grundzügen  mit  den  An- 
schauungen von  Sismondi,  Proudhon  und  Rod- 
bertus  überein.  Diihring  erkennt  indes  nur 
t’arey  als  Lehrmeister  an  und  betont  im  übrigen 
die  Selbständigkeit  seiner  Leistungen. 

Vorzügliche  Verschmelzungen  der  älteren 
Lehren  von  Malthus  und  Sismondi  mit  den- 
jenigen der  neueren  deutschen  Sozialisten  bieten 
Otto  Wi ttel sh öfer.  John  M.  Robertson 
und  John  A.  Hobson1). 

9.  Die  neuere  deutsche  Nationalökono- 
mie. Die  Behandlung,  welche  dem  Kriseu- 
Probleme  von  seiten  der  neueren  deutschen 


')  Von  den  Schriften  Robertsons  und  Hob- 
sons.  die  v.  Bergmann  nicht  bekannt  sind, 
verdienen  besondere  Erwähnung:  Robertson, 
Fallacy  of  saving.  London  1892  Hobson, 
Theevolntion  of  modern  eapitalism.  London  1894, 
S.  167 — 220  und  The  problent  of  the  unemployed, 
London  185)6,  S.  56 — 112. 
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National  Ökonomie  zn  teil  geworden  ist . ent- 
spricht ihrer  Mittelstellung  zwischen  liberaler 
and  sozialistischer  Oekonomie.  Bei  der  Ab- 
neigung: vieler  deutscher  Volkswirte,  sich  auf 
theoretische  Untersuchungen  einzulassen,  ist 
freilich  die  Zahl  derjenigen  Schriftsteller,  die 
tiefere  Analysen  geliefert  haben,  nicht  sehr  i 
gross.  Neben  den  älteren  Arbeiten  von  Bosch  er 
und  Nasse  sind  vor  allem  die  eindringlichen 
und  systematischen  Studien  von  Schaffte  und 
L e x i s hervorzuheben.  Adolf  Wagner  hat 
1868  eine  vorzügliche  Darstellung  der  Krisen 
gegeben,  für  welche,  dem  damaligen  Stande 
seiner  Ent  wickelung  entsprechend . die  besten 
Gedanken  der  liberalen  Schule,  insbesondere 
J.  St.  Mills,  der  die  Tendenz  des  Kapital- 
gewinne»,  auf  ein  Minimum  zu  sinken,  als  eine 
der  wichtigsten  Ursachen  der  Krisen  erklärt, 
massgebend  gewesen  sind.  Später  haben  Rod- 
bertus  und  Ihirx  einen  mächtigen  Einfluss  auf 
Wagner  gewonnen,  so  dass  heute  seine  Stellung- 
nahme gegenüber  den  Krisen  der  Hauptsache 
nach  mit.  derjenigen  von  Schäffle  und  Lexis 
überein stim men  dürfte.  Brentano  hat  erst 
die  Individualität  des  Konsums,  später  die  Pro- 
duktion für  den  Weltmarkt  als  eigentlichen 
Krisenherd  erklärt,  ohne  dabei  auf  die  Gedanken 
der  Unterkonsumtionstheorie  ganz  zu  verzichten. 
Er  erwartet  eine  Milderung  von  der  Entwicke- 
lung der  Kartelle,  welche  die  Produktion  dem  j 
Bedürfe  besser  anpassen,  und  der  Wirksamkeit  | 
der  Gewerk  vereine,  die  dem  Arbeiter  einen  höheren 
Anteil  am  Reinerträge  der  nationalen  Produktion 
verschaffen  wollen.  So  treten  in  der  neueren 
deutschen  Nationalökonomie,  und  das  trifft  auch 
für  die  Darlegungen  Neuraths  und  von 
Philippovichs  zu,  immer  mehr  die  privat- 
kapitalistische Organisation  unserer  Produktion 
in  Verbindung  mit  einer  die  volle  Entfaltung 
des  Massenkonsums  zurückhaltenden  Einkorn-  i 
mensverteilnng  als  die  wichtigsten  Voraus- 
setzungen für  die  Ausbildung  der  Krisen  hervor  *). ! 
Der  Gegensatz  gegenüber  dem  Sozialismus  liegt  : 
nicht  so  sehr  in  den  theoretischen  Grundgedanken  i 
als  in  dem  Umstande,  dass  man  weder  von  einer 
wachsenden  Gefährlichkeit  der  Krisen  noch  von 
der  Notwendigkeit  überzeugt  ist,  von  ihnen  eine 
vollkommene  Umgestaltung  unserer  Wirtschafts-  [ 
Ordnung  ableiten  zn  müssen.  Immerhin  ist 
neuerdings  auch  auf  seiten  der  Marxisten  selbst, 

*i  Eine  gewisse  Sonderstellung  nimmt  G. 
Cohn  (System  der  Nationalökonomie  III.  Bd., 
Stuttgart  181)8,  S.  295—317)  ein,  der  in  in- 
teressanten Ausführungen  den  Krisenbegriff  j 
durch  Ausscheidung  der  „Depressionen“  erheb- 
lich enger  zu  umgrenzen  strebt,  nls  es  zur  Zeit  ^ 
üblich  ist.  Wie  es  dem  Zusammenhänge  ent- 
spricht. in  dem  seine  Ausführungen  stehen,  legt 
er  den  Hauptaccent  auf  die  durch  Ueberspeku- 
lation  hervorgerufenen  Störungen.  Immerhin  i 
giebt  auch  er  eine  Tendenz  zu  chronischer 
Uebernrodnktion  zu.  erblickt  darin  aber 'eine  I 
erträgliche  mul  allmählich  zu  mildernde  Schatten- 
seite der  kapitalistischen  Produktionsweise.  Ein  ; 
einseitiges  Sparen  über  die  Grenzen  hinaus, 
welche  durch  die  kauffähige  Nachfrage  für  die 
angemessene  Verwertung  der  vom  neugebildeten 
Kapital  erzielten  Produkte  gezogen  werden, 
scheint  er  zu  verwerfen  (vgl.  System  I.  Bd. 
S.  622),  v * I 


von  E.  Bernstein  und  C.  Schmidt,  aner- 
kannt wordeu,  dass  unseren  Institutionen  eine 
weit  grössere  Elasticität  und  Anpassungsfähig- 
keit an  die  Bedürfnisse  der  Arbeiterklasse  zu- 
kommt,  als  Marx  angenommen  hat. 

IV.  Geschichtliche  Entwickelung  (1er 
Krisen  im  19,  Jahrhundert. 

10.  Die  Krise  von  1S15.  Die  erste  grosse 
Krise  des  19.  Jahrhunderts  war  eine  Folge  der 
ungewöhnlichen  Zustände,  welche  durch  die  napo- 
leonischen  Kriege  geschaffen  worden  waren.  Un- 
geheuere Mittel  hatte  England  zur  Unterstützung 
seiner  Alliierten  und  zur  unmittelbaren  Be- 
kämpfung Frankreichs  aufbringen  müssen.  Der 
Betrag  der  englischen  Staatsanleihen,  die  inner- 
halb der  Jahre  1793  — 1815  aufgenommen  worden, 
belief  sich  auf  427  Millionen  £.  Nur  die  epoche- 
machenden Erfindungen  eines  Hargreaves,  Ark- 
wright,  Watt,  Cartwright  etc.  versetzten  Eng- 
land in  die  Möglichkeit,  diesen  Ansprüchen  zu 
genügen  und  noch  gewaltige  Warenmengen  auf 
den  Weltmarkt  zu  bringen.  Freilich  Hess  sich 
nur  bei  sehr  niedrigen  Preisen  eine  entsprechende 
Nachfrage  erzielen,  denn  die  Konsumenten,  auf 
die  England  wegen  der  Kontinentalsperre  an- 
gewiesen war,  besasseu  eine  geringe  Kaufkraft. 
Diese  Notwendigkeit  aber,  möglichst  billig  zu 
produzieren,  dürfte  neben  dem  grossen  Stants- 
hedarfe  vor  allem  die  volle  Anwendung  der 
technischen  Fortschritte  gesichert  haben.  Als 
der  Friede  und  damit  auch  der  Fall  der  Kon- 
tinentalsperre endlich  in  Sicht  gelangte,  da  er- 
wartete die  englische  Fabrikautenwelt  einen 
grossen  Aufschwung  des  Absatzes  auf  dem 
Kontinente  und  richtete  die  Produktion  dieser 
Erwartung  entsprechend  ein.  Die  gehoffte  Nach- 
frage aber  blieb  aus.  Es  zeigte  sich,  dass  der 
Kontinent  englischen  Produkten  doch  nicht  in 
dem  Umfange  verschlossen  gewesen  war,  als 
man  angenommen  hatte.  Auch  war  die  durch 
die  Kriege  herahgedrückte  Konsumkraft  des 
Kontinents  nicht  veranschlagt  worden.  So 
sanken  denn  die  Preise  der  englischen  Produkte 
im  Auslande  unter  die  Produktionskosten  an 
Ort  und  Stelle,  und  selbst  unter  diesen  Ver- 
hältnissen fanden  sie  noch  nicht  einmal  Absatz. 
Viele  Fabriken  mussten  wegen  Mangel  an  Be- 
stellungen schliessen  und  ihre  Arbeiter  ent- 
lassen. Die  Not  der  Arbeiter  wurde  noch  ge- 
steigert, als  auch  die  wegen  des  Friedens- 
schlusses entlassenen  zahlreichen  Soldaten  und 
Matrosen  auf  den  ohnehin  übersetzten  Arbeits- 
markt drückten.  Mehrfach  Hessen  die  Arbeits- 
losen sich  zur  Zerstörung  von  Fabriken  und 
Maschinen,  die  ihnen  als  Ursache  des  Elends 
galten,  fortreisseu. 

11.  Die  Krise  von  1S25.  Die  Krise  von 
1815  hielt  nicht  lange  au.  Eine  Reihe  guter 
Ernten  und  eine  infolge  des  Friedens  schliess- 
lich doch  eingetretene  Belebung  des  Verkehrs 
brachten  bald  wieder  eine  aufsteigende  Ent- 
wickelung. Die  Mittelklassen  verbesserten  ihre 
Lebensweise  in  bemerkenswerter  Weise  und 
gaben  damit  der  Produktion  einen  guten  Ab- 
satz. So  wurde  die  Unternehmungslust  noch 
weiter  angeregt  und  artete  bald  in  die  tollste 
Ueberspekulation  aus.  Zahlreiche  Gesellschaften 
zur  Erbauung  von  Strassenbahneu , Kanälen, 
Gaswerken,  zur  Errichtung  von  Bankinstituten 
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wurden  gegründet.  Trotzdem  blieben  noch  ge-  j 
waltige  Summen  übrig,  welche  nach  Südamerika 
teils  als  Darlehen,  teil»  zu  Gründungszwecken 
gesandt  wurden.  Auf  diese  Weise  wurde  vorüber-  I 
gehend  die  Aufnahmefähigkeit  des  südameri- 
kanischen Marktes  für  englische  Waren  he-  j 
trüehtlich  erhöht  Indes  bald  brachen  viele ' 
dieser  Gründungen  wieder  zusammen,  da  sie 
ohne  jede  Rücksicht  auf  die  thatsäehlichen  Ver- 
hältnisse und  Bedürfnisse  unternommen  worden 
waren.  Auch  waren  die  Südamerikaner  nicht 
imstande,  für  die  ihnen  gewährten  Anleihen 
die  Zinsen  pünktlich  zu  entrichten.  Da  die 
exportierten  Waren  nun  keinen  lohnenden  Ab- 
satz mehr  fanden  und  auf  viele  der  neuen 
Gründungen  noch  Kapitaleinzahlungen  zu  leisten 
waren,  wurde  der  Kredit  in  ausgedehnter  Weise 
in  Anspruch  genommen.  Die  Bank  von  Kng- 
land  fing  an,  ihren  Diskont  wesentlich  zu  er- 
höhen. Die  l'rodnktionskrise  ging  in  die  Kredit- 
krise über.  Eine  Panik  bemächtigte  sich  der 
Geschäftswelt.  Jedermann  wollte  realisieren. 
Wer  Kapital  aussenstehen  hatte,  wollte  es  ein- 
ziehen, nachdem  früher  in  der  leichtsinnigsten 
Weise  Kredit  eingeräumt  worden  war.  Die 
Wechsel  selbst  der  besten  Häuser  wurden  von 
den  Banken  znrüekgewiesen.  Innerhalb  sechs 
Wochen  brachen  70  Provinzialbanken  zusammen. 
Die  Regierung  musste  eiugreifen.  In  der  Münze 
wurden  Tag  und  Macht  Sovereigns  geprägt, 
um  die  Mctallcirkulation  rasch  wieder  herzu- 
stellen. Zur  gleichen  Zeit  erhielt  die  Bank 
von  England  ansehnliche  Beträge  aus  dem  Ans- 
lande, so  dass  sie  wieder  unter  leichteren  Be- 
dingungen Kredit  zu  gewähren,  namentlich 
grössere  Lombardierungen  vorzunehmen  im- 
stande war.  Auch  andere  Staaten,  die  mit 
England  in  lebhafterem  Verkehr  standen,  waren 
iu  Mitleidenschaft  gezogen  worden.  Insofern 
kann  die  Krise  von  1825  schon  als  eine  inter- 
nationale Krise  gelten.  Zur  selben  Zeit  trat  j 
iu  Nordamerika  übrigens  noch  eine  originäre  j 
Störung  infolge  massloser  Baumwollspekula- 
tionen  auf. 

12.  Die  Krise  von  183(1  JO.  Gefordert 
durch  eine  Reihe  vortrefflicher  Ernten  brach 
mit  dem  Beginne  der  30  er  Jahre  eine  neue 
Periode  des  Aufschwunges  und  zahlreicher 
Gründungen,  namentlich  auf  dem  Gebiete  des 
Transportwesens,  an.  Galt  es  doch,  die  Trans- 
portmittel auf  die  Höhe  der  neuen  industriellen 
Technik  zu  bringen.  Zahlreiche  Kreditinstitute 
traten  ins  Leben;  im  Jahre  1836  zählte  man 
deren  670.  und  s , von  ihnen  gaben  Noten  aus. 
Als  im  Frühjahr  1836  wegen  beträchtlichen 
Goldabtlusses  nach  Amerika  die  Bank  von  Eng- 
land ihren  Diskont  erhöhte,  um  die  Goldreserve 
zu  erhalten,  wurde  diese  Massregel  von  den 
kleineren  Banken  vollkommen  durchkreuzt.  .Sie 
gaben  um  30°, , mehr  Noten  aus  als  früher. 
Diese  enorme  Ausdehnung  des  Kredits  begründete 
die  Krise.  Eine  grosse  Bank  fallierte.  Damit 
war  das  Signal  zu  einem  Sturm  auf  die  süd- 
englischen Banken  gegeben,  die  nur  1 „ ihres 
Notenumlaufes  gedeckt  hatten.  Durch  rasches 
Eingreifen  der  Bank  von  England  gelang  es 
übrigens  diesmal  noch,  der  Panik  Herr  zu 
werden.  Ein  neuer  Stoss  kam  von  Nordamerika, 
das  ungeachtet  der  politischen  Unabhängigkeit 
wirtschaftlich  völlig  auf  England  angewiesen 
war.  Dort  hatte  sich  ein  höchst  unsolides  Noten- 


bankwesen entwickelt,  das  hauptsächlich  tolle 
Landspekulation  unterstützte.  Die  Entwicke- 
lung gelaugt  deutlich  iu  nachstehenden  Ziffern 
zum  Ausdrucke: 

1830  1835  1840 

Zahl  der  Bankeu  . . . 329  704  901 

Kapital  in  Mill.  $ 145.2  231,2  358,5 

Notenumlauf  „ „ „ 61.6  103.7  106,9 

Barvorrat  „ „ „ 22,1  43,9  33.1 

I111  Jahre  1837  kam  die  Krise,  und  618 
Banken  fallierten.  Die  Noten  mancher  Banken 
sanken  auf  Null  herab.  Die  Wirkung  dieses 
Kraches  pflanzte  sieh  auf  England  fort,  das  mit 
seinem  Kapital  an  den  amerikanischen  Land- 
spekulationen und  Baiikgründungen  sich  be- 
teiligt hatte. 

Im  Jahre  1833  braehen  zahlreiche  Bankerotte 
aus  und  die  Goldreserve  der  Bank  von  England 
sank  auf  ungefähr  2’  ä Millionen  .6.  Die  Bank 
hatte  es  verabsäumt,  rechtzeitig  durch  Diskont- 
erhöhungen oder  andere  Kreditbeschränkungen 
der  l’eberspekulation  entgegenzuarbeiten.  Man 
schob  der  Bank  von  England  die  Hauptschuld 
au  der  Entwickelung  der  Krise  zu.  Im  Jahre 
1 18-14  wurde  deshalb  die  Peels-Akte  erlassen, 
die  der  Notenausgabe  der  Bank  eine  starre 
, Grenze  zog.  Die  Entbehrungen , welche  die 
I Krise  Uber  die  arbeitenden  Klassen  verhängte, 

; hatten  die  revolutionäre  Chartistenbcwcgnng 
mächtig  geschürt. 

13.  Die  Krise  von  1S47.  Die  40er  Jahre 
standen  unter  dem  Zeichen  der  Eisenbahnhauten 
und  -Spekulationen.  Am  16.  Juli  1845  erhielten 
65  Eisenbahngesetze,  die  königliche  Zustimmung, 
und  in  demselben  Jahre  wurden  678  Eisenbnhu- 
projekte  dem  Parlamente  vorgelegt;  90  Millionen 
C gelangten  in  den  Jahren  1845—47  zur  Ver- 
ausgabung. Die  Krise  brach  herein,  nachdem 
1847  in  Irland  die  Kartoffel-,  iu  Amerika  die 
Getreideernte  fehlgeschlagen  war.  Andererseits 
fielen  wegen  der  Aufhebung  der  Kornzölle  die 
Kornpreise  von  102  sh.  auf  48  sh.  per  Quarter. 
Einige  Getreidehäuser  fallierten.  Die  Peels- 
Akte  hatte  es  nicht  verhindern  können,  dass 
die  Entwickelung  der  Spekulation  durch  zu 
niedrigen  Diskont  neuerdings  begünstigt  worden 
und  die  Reserve  der  Bank  am  16.  Oktober 
wieder  auf  2 630000  t gefallen  war.  Eine 
Panik  brach  iu  der  Geschäftswelt  aus,  und  die 
Verhältnisse  wurden  so  bedrohlich,  dass  die  Re- 
gierung sich  entschloss,  der  Bank  im  Verord- 
nungswege die  Erlaubnis  zu  geben,  mit  ver- 
mehrten Noten  zu  einem  Zinsfuss  von  nicht 
weniger  als  8° 0 weitere  Diskontierungen  vorzu- 
nehmen  und  Lombarddarlehen  zu  gewähren. 
Diese  Massregel  beruhigte  und  führte  allmählich 
zu  normalen  Zuständen  zurück.  So  wenig  hatte 
also  die  Peels-Akte  ihrer  Bestimmung,  den  Aus- 
bruch vou  Krisen  zu  verhüten,  zu  entsprechen 
vermocht,  dass  eben  nur  durch  Suspendierung 
der  Akte  das  Schlimmste  vermieden  werden 
konnte.  Die  Chartistenbewegung  hatte  unter 
diesen  Umständen  ihren  Höhepunkt  erreicht. 

Die  Erschütterungen  des  englischen  Geld- 
marktes wurden  auch  iu  Paris,  Amsterdam, 
New- York  und  Frankfurt  a.  M.  (Haus  Haber 
in  Frankfurt  a.  M.  und  Karlsruhe)  verspürt,  ln 
I Frankreich  und  Deutschland  trug  die  lioch- 
geheude  politische  und  soziale  Bewegung  natür- 
lich viel  zur  Verschärfung  der  Krise  bei. 
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14.  l»lo  Krise  von  1857.  Die  zehnjährige 
Periode  von  1847 — 1857  gehört  zu  den  merk- 
würdigsten Zeiten  der  netteren  Wirtschafts- 
geschichte. Nun  begann  die  Entwickelung  des 
Eisenbahnwesens  und  der  Panipfschiffahrt  erst 
ihre  Folgen  in  voller  Grösse  zu  äussern.  Dazu 
trat  die  Entdeckung  überreicher  Goldlager  in  I 
Califoruien,  Australien  und  Neu-Seelana,  die' 
Massenauswanderung  der  Polen  und  Deutschen 
nach  Amerika. 

Aus  der  Aufhebung  der  englischen  Korn- 
zölle hatten  die  amerikanische  Landwirtschaft 
und  die  englische  Industrie  grossen  Vorteil ' 
gezogen.  In  Frankreich  suchte  Napoleon  durch 
eifrige  Beförderung  der  materiellen  Interessen  j 
die  Aufmerksamkeit  der  Nation  von  Staats- 
streich und  Verfassungsfrage  abzulenken.  Kurz  I 
hintereinander  wurden  zwei  Rieseninstitute  ge- 
schaffen, der  Credit  mobilier  und  der  Credit 
foncier.  Aber  auch  in  den  deutschen  Staaten 
regte  sich  zum  ersten  Male  die  Unternehmungs- 
lust in  keckster  Weise.  Zahlreiche  Notenbank- 
gründungen  erfolgten.  Dabei  gingen  viele 
Zettelbanken  Geschäfte  ein,  welche  die  Bank 
für  längere  Zeit  verpachteten,  und  nicht  selten 
wurde  die  Notenausgabe  auf  völlig  unbank- 
mässige  Weise  betrieben. 

Der  Umschwung  ging  von  Amerika  aus. 
Ein  angesehenes  Bankhaus  fallierte,  und  bald 
trat  an  Stelle  leichtsinnigster  Kreditgewährung 
übertriebenes  Misstrauen.  Der  Diskont  stieg 
um  25  °0.  Bank-  und  Eisenbahnaktien  wurden 
unverkäuflich.  Die  Warenpreise  fielen  um  10 
bis  35%.  Unter  dem  Anstürme  der  Noten- 
gläubiger fielen  18  Banken  und  10  grosse  Eisen- 
bahngesellschaften mussten  ihre  Zahlungen  ein- 
stellen. Viele  Fabrikanten  schlossen  ihre  Be- 
triebe oder  arbeiteten  nur  mit  verkürzter 
Arbeitszeit  weiter.  Von  Amerika  zog  die  Krise 
nach  England.  Viele  Häuser,  die  namentlich 
mit  Amerika  in  Geschäftsverbindung  standen, 
fallierten.  Dazu  kam  das  Ende  des  Krimkrieges, 
das,  wenn  auch  in  verkleinertem  M assstabe,  ähn- 
liche Wirkungen  herbeiführte  wie  der  Friedens- 
schluss von  1815  (vgl.  oben  Krise  von  1815). 
Den  Fallimenten  folgte  die  übliche  Panik.  Der 
Diskont  stieg  rapid  auf  12%.  Am  18.  November 
betrug  der  Barbestand  der  Notenabteilung  nur 
6 070  505,  die  Reserve  der  Bankabteilung 
1 552  686  £.  So  blieb  wiederum  kein  anderer  j 
Ausweg,  als  die  Akte  zu  suspendieren.  Dies 
geschah  unter  der  Bedingung,  dass  der  Diskont 
auf  10  % gehalten  würde.  In  Staffordshire 
wurden  infolge  eines  Baukfallimentes  30000 
Arbeiter  der  'lröpfereiindnstrie  beschäftigungslos. 
Ein  Bankfalliment  in  Nortbumberland  brachte 
das  Kohlen-  und  Eisengewerbe  zum  Stillstand. 
In  der  Banmwollindustrie  wurde  der  Lohn- 
cntgang  infolge  reduzierter  Arbeitszeit  auf 
1 064  700  £ angeschlagen. 

Noch  bis  Mitte  November  hatte  man  in 
Deutschland  gehofft , der  Krise  entgehen  zu 
können.  Da  wurden  in  London  mehrere  mit 
Schweden  und  Dänemark  handelnde,  ursprüng- 
lich deutsche  Häuser  fallit.  Dieses  Ereignis 
hatte  den  Sturz  mehrerer  Hamburger  Häuser 
zur  Folge.  Von  da  pflanztd  sich  die  Erschütte- 
rung auf  die  prenssischen  Handelsplätze  fort, 
schlug  nach  Skandinavien  über,  um  wieder  nach 
Hamburg  zurückzukehreu,  wo  schliesslich  die 
ältesten  und  solidesten  Firmen  unterzugehen 


drohten.  Bald  bot  das  geschäftliche  Leben 
dieser  Stadt,  die  sich  im  nordischen  Handel  zum 
ersten  Wechsel  platze  emporgeschwungen  hatte, 
ein  bisher  nngekanntes  Bild  der  Verwirrung 
und  Zerstöruug. 

Die  Gründung  eines  Garantiei’ Skontovereins 
wurde  beschlossen  und  eine  Summe  von  14  Mil- 
lionen Mark  Banko  dafür  gezeichnet.  Da  diese 
Massregel  als  unzureichend  sich  erwies,  gründete 
man  ausserdem  eine  Warenvorschusskasse,  d.  h. 
ein  Darlehnsinstitut  von  10  - 15  Millionen  Mark 
Banko.  und  führte  ein  Administrationsverfahren 
ein.  Dasselbe  bestand  darin,  dass  Gläubiger, 
deren  Schuldner  behaupteten,  später  ihre  Ver- 
pflichtungen wieder  erfüllen  zu  können,  für 
diese  Administratoren  ernannten.  Endlich  rief 
der  Staat  noch  eine  Diskontokasse  mit  15  Mil- 
lionen Mark  Banko  ins  Leben,  die  von  der 
österreichischen  Nationalbank  ein  Darlehen  von 
10  Millionen  Mark  Banko  erhielt.  Dieser  Betrag 
wurde  aber  schliesslich  einer  besonderen  Ver- 
trauenskommission  überwiesen , um  denselben 
| zur  Hilfeleistung  an  einige  der  einflussreichsten 
Häuser  zu  benutzen , „deren  Sturz  das  allge- 
meine Wohl  zumeist  gefährden  würde.“  So 
wurde  die  schlimmste  Zeit  überwunden.  Von 
Hamburg  aus  hatte  die  Krise  übrigens  auch 
I Skandinavien  und  südamerikanische  Plätze  hart 
getroffen.  Mehr  als  bei  anderen  Krisen  lagen 
i hei  derjenigen  von  1857  die  Ursachen  auf  dem 
Gebiete  des  Handels  und  der  Spekulation.  Eine 
vorwiegend  lokale  Bedeutung  kommt  den  fran- 
zösischen Geldklemmen  von  1863  64  zu.  Das 
! gleiche  gilt  von  der  englischen  Krise  des  Jahres 
1866.  Wegen  der  Zahlungseinstellung  des 
Hauses  Overend,  Gurney  & Cie.  entstand  eine 
Panik,  die  zum  dritten  Male  zur  Suspension 
der  Bankakte  zwang.  Die  mit  dem  „schwarzen 
Freitag“  (23.  September  1869)  zum  Ausbruch 
gelangte  amerikanische  Krise  hatte  ihre  Wurzel 
in  dem  ungeordnet  gebliebenen  Papiergeldwesen 
der  Vereinigten  Staaten,  das  von  Jay  Gonld  zu 
den  gewissenlosesten  Spekulationen  ausgebeutet 
worden  war. 

16.  IMe  Krise  von  1873.  Die  in  Bezug 
auf  Dauer  und  räumliche  Ausdehnung  grösste 
Krise  ist  diejenige  des  Jahres  1873.  Von  der 
Wiener  Börse  ausgehend  hat  sie  sich  bis  zum 
Jahre  1880  allmählich  über  Italien,  Russland, 
Nordamerika,  Deutschland,  England,  Holland, 
Belgien  und  selbst  Südamerika  und  Australien 
ausgebreitet  und  sämtliche  grosse  Wclthandels- 
und  Industriezweige  erfasst  (Eisen-,  Kohleu- 
uud  Textilindustrie,  chemische  Industrie,  Nah- 
rungs-  und  Genussmittelgewerbe,  Eisenbahn- 
und  Dampfschiffbau).  Mag  die  Krise  auch  zu- 
erst in  Oesterreich  ausgebrochen  sein,  ihr  Ur- 
sprung lag  doch  auf  deutschem  Boden.  Die 
, ruhmreichen  Kämpfe  von  1866  und  187071,  die 
Entstehung  eines  nun  auch  politisch  geeinigten 
| grossen  deutschen  Wirtschaftsgebietes  mit  ein- 
jheitlicher,  sich  rasch  entwickelnder  Gesetz- 
| gebung  (Gewerbefreiheit,  Aktiengesetzgebung, 
Münzreform),  die  mittelst  der  französischen 
Milliarden  rasch  bewirkte  Tilgung  der  deut- 
schen Staatsschulden,  der  dadurch  bedingte 
Kapitalüberfluss,  das  plötzlich  ungeheuer  ge- 
wachsene Vertrauen  in  die  eigene  Leistungs- 
fähigkeit, das  Streben,  England  und  Frank- 
reich auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zu  cr- 
I reichen , all  diese  Momente  führten  zu  einer 
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Unternehmungslust  und  schliesslich  zu  einer 
wahren  Gründnngsmanie,  wie  sie  in  Deutsch- 
land noch  nicht  erlebt  worden  war.  Von  Mitte 
1870  bis  Mitte  1873  wurden  858  Aktiengesell- 
schaften gegründet  mit  einem  Gesamtkapitale 
von  3000  Millionen  Mark.  So  entstand  eine 
Menge  von  Bank-  und  Industriepapieren,  aber 
auch  eine  mächtige  Ausdehnung  des  Börsen- 
spiels. Bei  der  Höhe  der  Gründergewinne  be- 
fanden sich  viele  der  neuen  Unternehmungen 
schon  von  vorn  herein  in  einer  schwierigen 
Stellung. 

Der  Umschwung  ging  von  Wien  aus,  wo 
der  Gründungsschwindel  nach  dem  Frieden  von 
1860  Hand  in  Hand  mit  der  liberalen  Yer- 
fassungsaera  fast  noch  toller  als  in  Deutschland 
empcrgeschossen  war.  In  der  Zeit  von  1867 
bis  1873  hatte  die  Regierung  175  Banken,  34 
Eisenbahnunternehmungen,  645  Industriegesell- 
schaften, 104  Baubanken,  39  Versicherungsge- 
sellschaften und  8 Schiffahrtsgesellschaften  mit 
einem  Kapital  von  4000  Millionen  Gulden  kon- 
zessioniert. Immerhin  kamen  682  Aktiengesell- 
schaften mit  einem  Nominalkapitale  von  2577 
Millionen  Gulden  wirklich  zu  stände.  Die  Ka- 
tastrophe begann  im  Mai.  Am  28.  Mai  gab  es 
bereits  HX)  Insolvenzen  und  der  Kursverlust  be- 
zifferte sich  auf  300  Millionen  Guldeu.  Den 
Höhepunkt  erreichte  die  Krise  am  9.  Juni  mit 
dem  Fallimente  der  Wechselbank.  Nun  ge- 
rieten auch  die  deutschen  Börsenplätze  in 
Schwierigkeiten.  Das  Publikum  wollte  sieh 
seines  Effektcubesitzes  rasch  entledigen.  Die 
Papiere  sanken  plötzlich  um  30— 50°o.  Noch 
eiumal  gelang  es  der  Haussepartei  im  August 
und  September,  die  Spekulat  ion  zu  beleben.  Da 
kamen  ungünstige  Nachrichten  von  Amerika 
und  bewirkten  bald  wieder  einen  Rückschlag. 
Gegen  Ende  Oktober,  nachdem  die  Quistorpsehe 
Vereinsbank  falliert  hatte  und  infolge  der  Geld- 
klemme auch  in  England  der  Diskont  erhöht 
wurde,  erreichte  die  Baisse,  ihren  tiefsten  Punkt. 
Anfang  1875  übertrug  sich  die  Krise  auf  die 
Eiseubahnen,  auf  Kohlen-  und  Eisenindustrie. 
Euglaud  blieb  nicht  verschont ; 1878  brach  eine 
schwere  Baumwollkrise  und  bald  auch  eine 
Stockung  im  Eisenhüttengewerbe  aus.  Preise 
und  Löhne  fielen.  Das  gleiche  Schicksal  wider- 
fuhr Amerika,  wo  noch  eine  Eisenbahnkrise 
hinzutrat.  Da  ansehnliche  Betrüge  ameri- 
kanischer Papiere,  sich  in  deutschen  Händen  be- 
fanden, so  trugen  die  Ereignisse  auch  zur  Ver- 
schärfung der  deutschen  Krise-  bei.  Nach  der 
Angabe  des  Moniteur  des  intf-rüts  materiels 
hatte  die  Emissionsthätigkeit  auf  europäischen 
und  amerikanischen  Plätzen  sich  belaufen  auf 
folgende  .Summen : 


1870 

4 560  Mill. 

M. 

1875  1 368  Mill.  M. 

1871 

12560  „ 

n 

1876  2920  „ „ 

1872 

io  1 10  „ 

n 

1877  6322  „ „ 

1873 

8 722  n 

n 

1878  3644  n • 

1874 

3 368  „ 

1879  7 520  „ „ 

16 

>.  Die  Krisen 

von  1SS2  und  1S90. 

Während  Frankreich  von  den  Erschütterungen 
der  70er  Krise  ziemlich  verschont  gebliehen 
war,  ist  diejenige  von  1882  eine  vorwiegend ! 
französische.  Sie  trat  ein  infolge  der  Grün- 1 
düngen  der  Union  generale.  Der  Gründer  j 
dieser  Gesellschaft,  Eugene  Bontoux,  gab  vor, 


die  Herrschaft  des  Judentums  (der  Rothschild- 
gruppe) auf  dem  europäischen  Geldmärkte 
brechen  zu  wollen.  Er  suchte,  und  fand  die 
ausgiebige  Unterstützung  der  katholischen  Par- 
teien in  Frankreich  und  Oesterreich.  Der 
Schwindel  bestand  der  Hauptsache  nach  darin, 
dass  die  Gründungen  der  Union  generale  ihre 
eigenen  nicht  voll  eingezahlten  Aktien  an  den 
Börsen  aufkaufteu,  dadurch  eine  künstliche 
Hausse  herbeiführten  und  dieselbe  zur  Emmis- 
sion  neuer  Aktien  benutzten.  Eine  Gründung 
der  Union  generale  war  auch  die  österreichische 
Länderbank,  für  welche  Bontoux  namhafte 
Begünstigungen  von  seiten  der  österreichischen 
Regierung  zu  erlangen  wusste.  Um  für  das 
der  Union  zustrümendu  Kapital  Verwertung  zu 
finden,  wurden  in  fieberhafter  Hast  zahlreiche 
Versicherungsgesellschaften,  Gaswerke,  Traus- 
portunternehmungen. Kohlen  werke  gegründet 
oder  übernommen.  Auch  brachte  mau  mehrere 
Zeitungen  an  sich,  um  mit  deren  Hilfe  dem 
Publikum  eiue  vorteilhafte  Meinung  von  den 
Unternehmungen  der  Union  generale  heizu- 
I bringen. 

[las  luftige  Gebäude  kam  zuerst  in  Lyon 
I ins  Wanken,  wo  allerdings  die  Ausschreitungen 
! auch  am  weitesten  gegangen  waren.  Ein  Kon- 
' sortium  der  reichsten  Männer,  welches  32  Mill. 

! Francs  zur  Hilfsaktion  zeichnete,  konnte  den 
I Zusammenbruch  nicht  aufhalten.  Die  Aktien 
! der  Union  generale  sanken  von  3050  (17.  Juli 
1881  auf  1300  (19.  Januar  1882),  diejenigen 
der  Länderbank  von  865  auf  610.  Am  29.  Ja- 
nuar stellte  die  Union  generale  ihre  Zahlungen 
j ein.  Die  Direktoren  Bontoux  und  Feder  wurden 
verhaftet,  mussten  aber  wieder  freigegebeu 
; werden.  Sie  hatten  eben  nur  die  fehlerhafte 
Bestimmung  des  französischen  Aktiengesetzes, 
die  den  Ankauf  eigener  Aktien  gestattete,  voll 
ausgenntzt. 

Die  gedrückte  Lage  des  Geschäftsganges 
' in  der  Periode  von  1883 — 1886  wurde  vielfach 
mit  dem  Pariser  Krach  in  Zusammenhang  ge- 
bracht. Erst  gegen  Ende  der  80er  Jahre  gaben 
die  grossen  Anleihen,  welche  die  europäischen 
Grossinächte  wegen  drohender  Kriegsgefahr  auf- 
nabmen,  der  Spekulation  eine  neue  Nahrung. 
Zahlreiche  Aktiengesellschaften  und  Kartelle 
der  wichtigsten  Industriezweige  kamen  zu 
stände.  An  der  Berliner  Börse  trat  eine  leb- 
hafte Hausse  der  Iudustrieaktien  ein.  Die  No- 
tierungen der  Berg-  und  Hüttenwerksaktien,  die 
ein  Gesamtkapital  von  421  Millionen  Mark  dar- 
! stellten,  erhöhten  »ich  1888/89  um  38®«.  Ent- 
sprechende Steigerungen  traten  in  der  Kursbe- 
wegung anderer  Papiere  ein.  Zahlreiche  aus- 
ländische Anleihen  wurden  emittiert.  So  ge- 
langten in  den  Jahren  1888,  1889  und  1890  je 
629,  584  und  219  Millionen  Mark  ausländischer 
; Papiere  auf  «len  deutschen  Geldmarkt.  Wie 
Deutschland  war  auch  England  in  Südamerika 
1 und  Mexico  stark  engagiert.  Die  Wirren  in 
Argentinien  führten  «len  Sturz  des  berühmten 
Bankhauses  Messrs.  Buriug,  Bros  & Co.  herbei. 
Nur  durch  das  rasche  Eingreifen  der  Bank  von 
England  und  anderer  grosser  Banken  wurde 
«ler  Krach  mit  Mühe  verhütet.  Ein  zweites 
Moment  «ler  Störungen  bildete  die  Mac  Kinley 
Bill,  welche  den  Export  uach  Amerika  in 
eiuigeu  Artikeln  empfindlich  traf.  So  machte 
der  kurze  Aufschwung  bald  wieder  einer  ge- 
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drückten  Geschäftslage  Platz,  die  einige  Jahre 
anhielt. 

17.  IMe  amerikanische  Krise  von  1NJ13. 

Diese  Krise  wurde  vorbereitet  durch  die  von 
der  Silberpartei  erzwungenen  Währnngsexperi- 
niente,  welche  den  Kredit  der  Vereinigten 
Staaten  auf  den  europäischen  Geldmärkten  er- 
schütterten und  umfangreiche  Abstossuugen 
amerikanischer  Werte  und  Goldentziehungen  im 
Betrage  von  500  Millionen  Dollars  innerhalb 
1890—1893  zur  Folge  hatten.  Dazu  trat  der 
Zusammenbruch  einer  Reihe  schwindelhafter 
Trust-Unternehmungen  (Whiskey  - Trust  und 
Reading-Skanda) ). 

Im  Mai  1893  erfolgte  ein  Börsenkrach.  Die 
Trustwerte  sanken  um  25 — 50°/o.  Zahlreiche 
Banken  und  75  Eisenbahngesellschaften  fallierten. 
Nun  erfolgte  der  Run  auf  die  Banken.  Vom 
4.  Mai  bis  Oktober  wurden  bei  den  National- 
banken 378  Millionen  Dollars  Depositen  zurück- 
gezogen. Ein  grosser  Weizencorner  brach  eben- 
falls zusammen,  und  der  Silberpreis  fiel  wegen 
Schliessung  der  indischen  Münzstätten  von  83% 
auf  62  Cents.  Pro  Woche  zählte  man  400 — 5(X) 
Bankerotte.  Die  Roheisenproduktion,  welche 
1892  9 157000  Tonnen  betragen  hatte,  fiel  1893 
auf  7124000.  Im  August  wurde  das  Silberan- 
kaufsgesetz aufgehoben.  Da  der  Londoner  Geld- 
markt gleichzeitig  durch  den  Zusammenbruch  ans- 1 
tralischer  Banken  stark  angegriffen  war,  so ! 
brauchte  es  längere  Zeit,  ehe  von  dort  Unterstüt- 
zung geleistet  werden  konnte.  Gold  stieg  vor- 
übergehend auf  74  % pro  anno.  Die  von  der  Krise  j 
hervorgerufene  Arbeitslosigkeit  führte  zu  dem 
Zuge  der  von  Coxey  geführten  Arbeitslosen  nach 
Washington  (vgl.  d.  Art.  Arbeitslosigkeit! 
oben  Bd.  I S.  925).  Erst  nach  dem  durch  den  Sieg  der 
Sound-monev-Partei  in  der  Präsidentschaftskam- 
pagne das  Vertraueu  in  die  Währnngszustände 
gehoben  und  der  Krieg  gegen  Spanien  siegreich  j 
beendigt  worden  war,  brach  eine  Periode  auf- 
steigender Entwickelung  an. 

IS.  Der  Aufschwung  des  deutschen  Wirt- 
schaftslebens seit  1S95.  Im  November  1895  j 
wurden  die  westeuropäischen  Börsen  infolge 
massloser  Spekulationen  in  südafrikanischen 
Minenwerten  von  einer  akuten  Krise  erfasst. 
Der  Mark  wert,  der  Aktien  von  146  Goldminen- 
gesellschaften und  40  Goldminentrusts  be- 1 
trug  am  1.  Oktober  1895  ungefähr  5095  Milli- 
onen Mark,  am  28.  Februar  1897  nur  1960 
Millionen  Mark  (vgl.  Cohn,  System  IJI  8.  316).  i 
City  und  Subnrban  fielen  von  27 1 .,  (30.  Septbr. : 
1895)  auf  5 (21.  November  1895),  andere  führende 
Mim-npapiere  um  50%.  Dagegen  erfuhren  die 
soliden  Anlagepapiere  entweder  gar  keine  oder 
nnr  ganz  unbedeutende  Kursverminderungen. 
Die  Krise  blieb  auf  relativ  enge  Kreise  be-  j 
schränkt,  und  der  bereits  1895  begonnene  Auf- 
schwung der  geschäftlichen  Thätigkeit  machte 
von  Jahr  zu  Jahr  insbesondere  in  Dentschland 
so  gewaltige  Fortschritte,  dass  das  letzte  Jahr- 
fünft des  19.  Jahrhunderts  zu  den  glänzendsten 
Konjunkturen  gezählt  werden  muss.  Muss- 1 
gpbend  für  diese  Erscheinungen  dürfte  sein : 
die  staunenswerte  Entfaltung  der  Elektro- 1 
technik.  die  Steigerung  der  Goldprodnktiou  in 
Südafrika,  Australien  und  im  Kloudyke-Gebiete.  j 
die  Erweiterung  der  ostasiatischen  Märkte  nach  i 
der  Beendigung  des  chinesisch  - japanischen  [ 
Krieges,  die  Verbesserung  der  wirtschaftlichen 


Beziehungen  zu  Russland,  der  Ausban  der 
sibirischen  Balm,  die  zahlreichen  Kleinbahnnuter- 
nehmungen  in  Deutschland,  grosse  Bestellungen 
von  seite  der  Staatsbahnen,  der  Heeres-  und 
Mariueverwaltung  sowie  der  kommunalen  Kör- 
perschaften. Die  Dimensionen  des  Aufschwunges, 
an  dem  allein  die  Textilindustrie  nicht  in 
j vollem  Umfange  teilgenommcn  hat,  finden  in 
den  nachstehenden  statistischen  Daten  einen 
! sprechenden  Ausdruck : 


Prcuss.  Steinkohlen-  Deutsche  Roheisen- 


fördernng 

Produktion 

1895 

72,62  Mill. 

T. 

5,47  Mül.  T. 

1898 

89,55 

n 

7,23  „ „ 

Waren-Einfuhr 

Waren-Ausfuhr 

1895 

4 246  Mill. 

Mk. 

3424  Mill.  Mk. 

1899 

5 496  „ 

n 

4 IS2  „ „ 

+ 1 250 

+ 728 

Notierung  im  Januar  in  Mark  pro  Tonne 

1894  1899 

Rh.-W.  Paddelroheisen  ....  45  59 

„ Giess.  Roheisen  Nr.  1 . 62  69 

„ Stabeisen 95  13S 

„ Kesselbleche  I a . . . .120  143 

„ Walzdraht 93  125 

„ Stahlschienen  . ...  110  125 

Reingewinn  der  Deutschen  Reicbsbank 
1895  . . 9 9*9  433  Mk. 

1899  . . 31711378  „ 

Im  Zusammenhänge  mit  der  steigenden 
Rentabilität  der  Industriewerte  und  dem  wegen 
des  industriellen  Kapitalbedarfes  gestiegenen 
Zinsfnsse  sank  der  Kurs  der  3 % igen  Reichs- 
anleihe  von  100  (4.  September  1895)  auf  87,80 
(22.  Dezember  1899).  Der  „Mahnruf  an  die  In- 
dustriellen Deutschlands"  der  Norddeutschen  All- 
gemeinen Zeitung  vom  22.  März  1900  zeigt  in- 
des, dass  in  massgebenden  Kreisen  bereits  der 
Eintritt  schwerer  Rücksehlüge  befürchtet  wird. 

Litteratur:  IV  Avis , Die  icirtsehaßliche  Ueber- 
Produktion  und  die  Mittel  ihrer  Abhilfe,  Jahrb. 
f.  Xu.  11.  Stat.,  X.  F,  XVII,  .V.  46S—490.  — 
Bayeliot,  Lombardstrect , deutsch  von  Ile  tu, 
Leipzig  IS  74,  S.  68  ff.  — Robert  Hajcter, 
The  panic  0/  1866  irith  its  lessonx  on  the 
currency  net,  London  1866.  — t\  Bergmann , 
Geschichte  der  nationalokonomischen  Krisen- 
theoriecn,  Stuttgart  1805.  — V.  Bernhardt, 
Versuch  einer  Kritik  der  Gründe,  die  für  gr.  tt. 
kl.  Grundeigentum  angeführt  irerdrn,  St.  Peters- 
barg  184$,  ? IS-  — Bernstein,  Die  Voraus- 
Setzungen  des  Sozialismus  und  die  Aufgaben 
der  Sozialdemokratie,  Stuttgart  1809.  — Bonne , 
Malthus  and  his  icork,  London  188b,  S.  SOS.  — 
Brentano,  Die  Arbeiter  and  die  Produktion s- 
krisen,  Jahrb.  f.  Grs.  u.  Vcric.  1878,  S.  SOS — 
6S9.  — Demel  be,  Ueber  die  Ursache  der  heutigen 
soz.  Xot,  Leipzig  1880.  — E.  Busch,  Ursprung 
und  IVesrn  der  irirtxchaftl.  Krisis,  Leipzig  1892. 
— Chalmers,  On  juditiccd  eronomy  in  connerion 
irith  the  moral  state  and  moral  prospe.cts  of 
socirty,  2 and  8 ed.,  Glasgoie  1882,  chapt  V.  — 
Cohn,  System  der  Xationalükonomie,  III.  Bd., 
Stuttgart  ' 1808,  S.  290—317.  — K.  Die lil,  P. 
J.  Prondhon,  2.  Abteilung,  Jena  1800,  S.  48 — Sl, 
S.  102  ff.  — E.  Düliring , Kritische  Grund- 
legung der  Volkstrirlxchaflslrhrc , Berlin  1860, 
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Emissionen  (Kurswert) 

1895 

189« 

1897 

1898 

1899 

Deutsche  Staats-Anleihe 

42,69 

(Millionen  .Mark) 

33.94  24.93  »45.83 

391.74 

Ausländische  Staats-Anleihen 

73.»y 

392,79 

166.38 

325.96 

S7,o6 

Stadt-  und  l’rovinz.-Anleihe 

121,62 

109,28 

190.54 

195.41 

204,66 

Deutsche  Hvpotheken-Obliirat  innen 

306.13 

424,87 

423.5» 

304.38 

200,00 

Ausländische  Hypotbekcn-Obligationeu .... 

46,54 

230,90 
33«,  08 

102,32 

30.75 

39,43 

Sonstige  Obligationen 

201,38 

375,75 

458.05 

1 76,95 

Bank- Aktien 

152.23 

1 90.05 

333,57 

357,96 

295,42 

Eisenbahn- Aktien 

7.83 

37,29 

30,96 

167,23 

476,78 

92.84 

Industrie-Aktien 

229,23 

307.34 

283,22 

666, 1 S 

1 180.75 

2 057,54 

1 952.18 

2 462,35 

2 154,28 

Davon  in  festverzinslichen  Obligationen  . . 

791,46 

1 522,86 

1 284.43 

1 400,38 

1 099,84 

Aktien 

389.*9 

534.68 

667,75 

I 001.97 

1 054.44 

S.  242—  268.  — Derselbe,  Kursus  <1.  National- 
und  Oozialökonomir , 2.  Anfl.,  Lci/izig  1876, 
IS.  218  - 2-11.  — E/J'erlz,  Arbeit  und  Buden, 
Bd.  II,  Berlin  1891,  S.  2.}lff.  — fr.  Erweis, 
l 'meiste  zur  Kritik ■ der  Nationalökonomie,  Nt  ne 
Zeit  1891,  I.  lld.  — Derselbe,  Herrn  E. 
Dü  h rings  Umwälzung der  Wissenschaft,  Hattingen- 
Zürich  1886,  S.  228—222,  227—268.  — Enget  s- 
.1/(1  »'jr,  Das  kommunistische  Mnni/rst,  lluttingcu- 
Ziirich  1882,  S,  8,  V.  — />.  Ernas  Marter. 
The  Commerrial  crisis  IS 4 7 — 1848,  London  1848. 

— Derselbe,  Eacts,  ja  Huret  and  frauds : rerr- 
ialions,  financial,  mercantilc,  criminal,  London  . 
1869.  — Dersel  be,  The  hitlory  of  Ihr  com  liier-  j 
cial  crisis  1857 >58,  London  1869.  — Derselbe, 
Spcculativc  notes,  London  1864-  — L.  Fauchet', 
Kindes  sur  T Angleterrr , tomr  I,  Baris  1866,  ' 
<S'.  860 — 282.  — .)/.  Fl  iirscheim.  Der  einzige 
Bettungsweg,  Dresden  u.  Leipzig.  — Derselbe. 
Bodenbesitz reform  und  Sozialismus , Neue  Zeit 

1890,  S.  289 fl.  — Fourier.  Oeuvres  evmpletes, 
tome.  VI  äme)  Paris  1845,  S.  52 fl.  — Henry 
George,  Fortschritt  und  Armut,  deutsch  von 
G ü t sch  o ic , Berlin  1880,  Buch  I',  Kap.  1.  — 
Derselbe,  Soziale  Probleme,  deutsch  von  Stöpel, 
2.  Aufl.,  Berlin  1890,  S.  107—119.  — Glagau, 
Der  Börsen-  und  tlründungsschirindcl  in  Berlin,  j 

— Derselbe,  Der  Börsen-  und  Gründungs- 

sehwindrl  in  Deutschland,  Leipzig  1877.  — M. 
Ha  lutsch.  Zu  den  Ursachen  des  letzten  Kurs- 
falles, Deutsche  Worte,  IlVcn  1889,  S.  269.  — I 
v.  Halle,  Die  Wirtschaft!.  Krisis  des  Jahres  1 
1892  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
Amerika,  Jahrb.  f.  Ges.  «.  Vollste.,  XVIII,  S.  i 
1181 — 1249.  — Handelskrisen,  Art.  in 

Meyers  Kon rersationsl e.riko n,  VIII.  Bd.,  Leipzig  \ 
1887.  — Held,  Handelskrisen  in  Bluntschli-  j 
Loeningt  Staatswörtcrbueh,  Zürich  1871,  2.  Bd.,  I 
S.  172.  — H.  Herkner,  Die  oberelsässische 
Baumwollindustrie,  Strassburg  1887,  S.  262 ff. 
■und  S.  282(1.  — Derselbe,  Die  soziale  Jiejörm 
als  Gebot  des  Wirtschaft!.  Fortschrittes,  Leipzig 

1891,  S.  82 — 96.  — Derselbe.  Ueber  Sparsam- 
keit und  Lujrtis  vom  Standpunkte  der  nat.  Kultur- 
und  Sozialpolitik,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vollste.,  XX, 
S.  1 — 22. — II'.  v.  Hermann,  Stoa tsiri rtschofU. 
Untersuchungen,  2.  Aufl.,  München  1870,  S.  62t  ff.  \ 

— Th.  Hcrtzka.  Die  Gesetze  der  soz.  Ent- 
wickelung, Leipzig  1886,  S.  98 — 106.  — Der-  \ 
seihe,  Freiland,  Leipzig  1890,  S.  402 ff.  — Hitze, 


Kapital  und  Arbeit,  Pudnhorn  1880,  S.  28 ff.  — 
>1.  -I.  Hohson,  Evolution  of  modern  capiudism., 
London  1894,  S.  167  ■ 220.  — Derselbe,  The 
Problem  of  the  unemployed,  London  1896,  S.  66 
— 112.  — Hy  nd man,  Commerciul  crises  of  the 
nineleenth  Century,  London  1892.  — Indus- 
trial I)e  p ress  io  n s , The  first  annual  report 
of  the  commitsioner  of  labt»-,  Washington  1886. 

— Stanley  II  . Ji  ‘raus,  Jnrestigations  in  cur- 
rency and  Jinancc,  Danton  1884,  S.  194 — 2fl.  — 

— VI.  Iitylar,  Des  crises  com mercialts,  2n“e 
cd.,  Paris  1889.  — Dersel he,  Crises  comtnrr- 
ciales,  Nouveau  Dictionnaire  d’economic  palitigur 
( L.  Sayj , baue  premier,  Paris  1891.  — K. 
Kantzlcy,  Das  » Kapitals  von  llodbertus,  Neue 
Zeit  I8S4,  S.  294 ff.  — Derselbe,  Murr’  öko- 
nomische J.ehren,  Stuttgart  1887,  S.  228 ff.  — 
Derselbe,  Bodenbesitzreform  und  Sozialismus, 
Neue  Zeit,  1890,  S.  292  ff.  — Dersel  he.  Das 
Erfurter  Programm,  Stuttgart  1892,  S.  56 — I04. 
— - Derselbe,  Bernstein  und  das  sozialdemo- 
kratische Programm,  Stuttgart  1899,  S.  126 — 182. 

— Kulemann,  Dir  Sozialdemokratie  und  deren 

Bekämpfung,  Berlin  1890,  S.  76 ff. — Laudrr- 
(lale.  An  iuguiry  inlo  the  nalnre  and  origin 
of  public  wealth,  Edinburg  18>>4,  S.  228  246, 

251.  — Ferd.  Lassalle,  Herr  Bastiat-Schulze 
von  Delitzsch,  Berlin  1878,  S.  19 ff.  — Laveleye, 
Die  Geld-  und  Handelskrisen,  deutsch,  Cassel 
1866.  — Lexts,  Schönbergs  Handbuch,  Handel 
und  Konsumtion;  Art.  l'cberproduktion, 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaßen ; 
A rtt.  K Visen  , U c b e rp  rodnktion,  im  Wörter- 
buch der  Volkswirtschaft.  — II".  Lutz , Ge- 
schichte und  Kritik  des  deutschen  Bankgesetzes, 
Leipzig  1888,  S.  221  ff.  — Malthus , Principles 
of  polilical  eeonomy,  sec.  cd.,  London  1826,  S. 
209 — 459.  — K.  Marx,  Lohnarbeit  und  Kapital, 
Breslau  1882.  — Drrsrl  bc.  Das  Kapital  I, 
2.  Aufl.,  Hamburg  1882,  S.  459  ff.,  S.  688 ff. ; 
II,  2.  Aufl.,  S.  285;  III,  1,  1.  Aufl.,  S.  191— 
250,  s.  286—299;  III,  2,  S.  12—22.  — K. 
Meyer , Politische  Gründer  n.  d.  Korruption  in 
Deutschland,  Leipzig  1877.  — Job»  Stuart 
Milt,  Ibänciplcs  of  Political  Economy,  People’» 
Edition,  London  1885,  Book  III,  chap.  XIV; 
Book  I V,  chap.  V.  — E.  Nasse.  Ueber  die 
Verhütung  der  Produktionskrisen  durch  staali. 
Fürsorge,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Volksw.,  III,  S.  145 
— 189.  — Derselbe,  Ein  Blick  auf  die  kommrr- 
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Am 


sielle  und  industrielle  Lage  Englands,  Jahrb.  f. 
Nut.  u.  Stat.,  X.  F.,  X IV,  S.  97.  — F.  X.  r. 
JNeitmann-Spallart,  Uebcnichtcn  der  Welt- 
wirt-schafi,  Berlin,  I — I*.  — Neurath , Elemente 
tler  Vulksxci rtschajtslehre,  3.  Aufl.,  Leipzig  1890, 
. 117 — 137,  108—178,  331f.,  378 f,  388 ft,  807, 
75  ff.,  880 ft.,  894,  425  ff'.,  439,  486.  — Neu - 
trirth.  Die  Spektdationskrisis  von  1878,  Leipzig 
1874-  — Offermann.  Das  fiktive  Kapital  als 
eiie  Ursache  des  niedrigen  Arbeitslohnes,  H7cm 
1896.  — Oeehethüuser,  Die  wirtschaftliche 
Krisis,  Berlin  1870.  — ltobert  Owetl,  The 
Life  o f Bob.  Owen  irritten  bg  himself,  London 
1857,  col.  Ja.  1 ci.  — t\  PhtUppovlch , Grund- 
riss der  pol.  Ockonomie,  3.  Auf.,  Freiburg  und 
Leipzig  1897,  S.  135,  335,  339—834.  — Profils 
of  panics,  bg  the  anthor  o f » The  Bubbles  of 
Einet  nee  a,  London  1860.  — P.  ./.  Protulhon, 
Oeurres  completes,  turne  VI,  Paris  1808,  S.  100  ft 
— Rteardo,  Grundsätze  der  pol.  Oekonomie, 
Kap.  A’  VI T.  — K.  II.  Bau,  Malthus  und  Sag 
über  die  Ursachen  drr  jetzigen  llandelsstockung, 
Hamburg  1831.  — Derselbe,  Grundsätze  der 
Volks-icirtschaftslr/ire,  5.  Aufl.,  Heidelberg  1847, 
4 ■ Buch.  — Robertsoti , Fnllacg  of  sttring, 
London  1393.  — Bodbvrtus,  Zur  Beleuchtung 


Derselbe.  Grundlegung,  3.  Aufl.,  Leipzig  1894, 
II.  Teil,  S.  143  ft.  — Wasser  r ah,  Preise  und 
Krisen,  Stuttgart  1889.  — David  A.  Wells. 
Bereut  economic  rhauges,  Xetc-Vork  1891.  — M. 
Wtrth,  Geschichte  der  Handelskrisen,  4 • Aufl., 
Frankfurt  u.  M.  1890.  — Wittelshöfer.  Unter- 
suchungen über  dtis  Kapital,  Tübingen  1890,  S. 
338 — 363.  — Derselbe,  Uehcr  das  Verhältnis 
von  Konsumtion  und  Kapital isatiou.  Mitteilungen 
der  Gesellschaft  österr.  Volkswirte,  HVe»  1891.  — 
J.  Wolf.  Die  gegenwärtige  Wirtschaftskrisis, 
Tübingen  1888.  — Derselbe,  Sozialismus  und 
kapitalist.  Gesellschaftsordnung,  Stuttgart  1893, 
S.  449.  — Derselbe,  Lehren  der  letzten  Börse  n- 
krisis,  Zukunft  r.  30.  XI.  1895. 

H.  Herkner. 


Kröneke,  Klaus, 

geboren  1771.  gestorben  1843  als  hessendarin- 
städtiseber  Kammerrat  und  Rheinbaninspektor 


in  Dannstadt. 

Kröncke  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Das  Steucr- 
der  sozialen  Frage,  J,  Berlin  1875,  zweiter  Brief,  wesen  nach  seiner  Natur  und  seinen  Wirkungen 
— Derselbe,  Zur  Beleuchtung  der  so:.  Frage,  untersucht.  Darilistadt  1804.  — Untersuchung 
II,  Berlin  1885,  S.  95 — 193.  — Derselbe,  Das  über  den  Wert  des  Holzes  und  über  die  Wieh- 
Kupital,  Berlin  I8S4,  S.  34  — 70.  — Derselbe,  tigkeit  der  Holzersparung,  Giessen  1800.  — 
kleine  Schriften,  Iwrausg.  von  M.  Wirth,  Berlin  Ausführliche  Anleitung  zur  Regulierung  der 

Steuern,  ebd.  1810.  — Untersuchung  der  Frage, 
ob  und  unter  welchen  Umständen  dem  Staats- 
und  Nationalinteresse  es  zuträglich  sein  könnte. 


1890 , S.  313 — 368  (Die  Handelskrisen  und  die 
JIgpothrkennot  der  Grundbanken , 1858).  — 

Roscher,  System  der  Volkswirtschaft  I,  17.  Aufl., 
Stuttgart  1883,  fi  315 — 317.  — Derselbe.  .1 11- 
eichten  der  Volkswirtschaft,  .2.  Bd.,  Leipzig  und 
Heidelberg  1878,  AT,  S.  359—493.  — J.  11. 
Sa }/.  Ausfiihrl.  Darstellung  der  Xational  Ökonomie 
oder  der  Staat« w irtschafL  Aus  d.  Franz,  r.  Mör- 
stadt, 3.  Aufl.,  Stuttgart  1833,  I.  ltd.,  Kap.  AT, 
•V.  205 ff.  — Sujt,  Die  Hausindustrie  in  Thü- 
ringen, I.  Teil,  Jena  1883,  S.  18 — 31.  — Sehäffle, 
Da«  gesellschaftliche  Sgstem  der  mrnschl.  Wirt- 
schaft, Tübingen  1807,  S.  314 — 219.  — Der- 


einzelne  Zweige  der  Industrie  von  seiten  des 
Staates  durch  besondere  Belohnungen  und  Be- 
günstigungen zu  befördern,  Darmstadt  1812.  — 
Grundsätze  einer  gerechten  Besteuerung.  Hei- 
delberg 1810.  — Ueber  die  Nachteile  der  Zehnten 
und  den  Erfolg  der  bisherigen  Zehntver- 
wandlung im  Fürstentum  Starkenburg,  Darm- 
stadt 1810.  — Abhandlungen  über  staatswirt- 
schaftliche  Gegenstände,  4 Teile,  Heidelberg 
1812 — 10  (Gesamtausgabe  seiner  vorstehend  auf- 


bingrn  1881,  I.  344.  III.  431  fl'.,  445 fl’.  — Der- 
selbe, Ges.  Aufsätze,  Tübingen  1880,  II.  23 — 137. 

— Scliippel . Das  moderne  Elend,  Stuttgart  1889. 

— Derselbe,  Das  moderne  Elend  und  die  mo- 
d>  rar  Veberrölkcru  ng , in  Wirth«  »Bismarck, 
Wagner,  Bodbertusa,  Leipzig  1883.  — Slmontle 
de  Stsmondi,  Xemveaujr  principe s d’ecanomic 
potitique,  Paris  1327. ^ 1,  S.  355 fl'.,  II,  S.  449 — 
4 03.  — Derselbe,  Etüde»  sur  V Economic  poli- 
lique,  Paris  1837,  tome  /,  S.  4-* — 1'4-  — /• 
Stein.  Volkswirtschaftslehre,  Wien  1878,  S.  4-4 

— 443.  — Thompson.  An  inguirg  into  the 
principles  of  the  dittribntion  of  wealtb  niost 
condiictire  to  human  happiness,  London  I834, 
S.  195  ff.  — Tb  an.  Die  Industrie  am  Xieder- 
rhein,  Iwipzig  1879,  I,  S.  35 — 4 7.  — Tooke  a. 
Xemnareh , Die  Geschichte  und  Bestimmung 
der  Preise,  deutsch  c.  As  her,  Dresden  1858  59, 
3 Bde,  — T a(/a ti - lia ra notesky,  Die  Handels- 


selbe,  Ban  und  bben  des  so;.  Körpers,  TU-  geführten,  1810 — 10  erschienenen  vier  Schriften). 

— Vorschläge  und  Plan  zu  einer  für  das  Gross- 
herzogtum Hessen  allgemeinen  Privatwitweu- 
und  Waisenkasse,  Dannstadt  1810.  — Ueber 
Aufhebung,  Ablösung  und  Verwandlung  der 
Zehnten  sowie  über  den  Ankauf  der  Grund- 
renten. ebd.  1831.  — Ueber  die  Ablösung  der 
Grundrenten,  ebd.  1832.  — Ueber  Rentenaustal- 
ten.  ebd.  18-10.  — Ueber  die  geistlichen  Witwen- 
kassen im  Grossberzogtmn  Hessen  und  über  die 
gräflich  Erbacb-Fürstenauische  Dienerwitwen- 
kasse, ebd.  1842.  — Bemerkungen  zu  der  Schrift 
des  Herrn  Frühpredigers  Reuling:  Die  allge- 
meine Geistlichen -Witwenkasse  der  Provinz 
Starkenbnrg,  ebd.  1843.  — Erwiderung  auf  die 
Schrift  des  Herrn  Matty  (s.  n.i:  Die  Witwen- 
kasse der  evangelischen  Geistlichkeit  in  Rhein- 
hessen. ebd.  1843.  — Krönckes  erstes  und  Haupt- 
werk, die  1804  erschienene  Steuerlehre,  ist  reich 
mit  algebraischen  Formeln  durchspickt,  welches 


l:ri«en  in  England,  Jena  1900.  — Derselbe,  Die  | Verfahren  in  fachmännischen  Kreisen  vielfachem 

Widerspruch  begegnete:  u.  a.  missbilligt  es 
Rebberg  mit  der  Motivierung,  dass  die  Men- 
schen dadurch  zu  einfachen  berechenbaren  Ziffer- 
grössen degradiert  würden.  In  diesen  wie  in 
seinen  späteren  Staatsfinanzschriften  bekundet 
sich  das  Bestreben,  die  Lehren  Adam  Smiths 

Zweite  Auflage.  V.  -8 


soz.  Wirkungen  der  Handelskrisen  in  England, 
Brauns  Archiv,  XIII,  S.  1 — 41-  — ff.  f’/Wtlff, 
Die  argentinische  Anleihe  und  das  Haas  Iiaring, 
Deutsche  Worte,  Wien  1890,  .V.  41 'ff  — - I • 
Wagner,  A rt.  Krisen  in  Bcntzseh,  Hand- 
wörterbuch der  Volkswirtschaftslehre,  1806.  — 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 
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Kröncke — Krug 


auf  «las  Gebiet  der  Steuern  und  Abgaben  zu 
übertragen,  wobei  er  sich  freilich  durch  seine 
eigenen  steuertheoretischen  Zuthaten  wiederholt 
mit  dem  Smithianisnms  in  Widerspruch  setzt. 
Er  ist  ein  Anhänger  der  Theorie  von  Leistung 
und  Gegenleistung,  und  zwar  soll  bei  letzterer 
der  Wert  der  produktiven  Kräfte  und  ihrer 
Produkte  zu  den  Abgaben  in  ein  geometrisches 
Verhältnis  gebracht  werden.  Im  Gegensatz 
zur  Bewertung  der  Kräfte,  welche  den  Immo- 
biliarbesitz repräsentieren,  wird  aber  der  reine 
Arbeitsertrag  von  ihm  zu  gering  veranschlagt 
(nämlich  mit  dem  Fünffachen  des  jährlichen 
Einkommens,  dividiert  durch  8).  Im  Gegensatz 
zu  dem  physiokratischen  im  pöt  uniqne  befür- 
wortet er  einen  solchen  ebenfalls  für  vorzugs- 
weise Agrarwirtschaft  treibende  Länder  mit 
folgenden  Abweichungen  von  der  Ouesnayschen 
Theorie:  Pie  intellektuelle  und  physische  Er- 
werbskraft jedes  Individuums  wird  zu  Steuer- 
zwecken in  der  Weise  kapitalisiert,  dass  Grund- 
eigentum, Kapitalbesitz  und  Arbeitsertrag  be- 
wertet und  auf  die  einzelnen  Köpfe  nach  Mass- 
gabe  ihrer  Leistungsfähigkeit  repartiert  wer- 
den. wobei  die  Arbeiter  am  besten  bedacht  sind, 
da  ihnen  eine  nur  neunjährige  Erwerbsfähigkeit 
zuerkannt  wird.  Kröncke  verwirft  die  indirekten 
Stenern  und  tritt  für  Freilassung  des  Existenz- 
minimums ein.  In  seiner  Steuerüberwälzungs- 
theorie,  die  sich  freilich  mathematisch  nicht 
begründen  lässt,  nähert  er  sich  bereits  der 
Ricardoschen  Doktrin.  Am  weitesten  entfernt 
er  sich  von  Smith  durch  den  Schutz,  den  er  für  ein- 
zelne notleidende  oder  dem  Konkurrenzkämpfe 
mit  der  Industrie  des  Auslandes  nicht  gewachsene 
Industriezweige  in  Form  ihnen  zu  gewährender 
Zollbegünstigung  anruft,  aus  welcher  staat- 
lichen Intervention  er  eine  Analogie  mit  einer 
gut  geleiteten  Armen-  und  Arbeitsanstalt  kon- 
struiert. Krünckes  Maxime,  „alle  Steuerfrageu 
unter  der  Voraussetzung  zu  beantworten,  dass 
alle  Umstände  gleich  bleiben“,  wäre  als  Präser- 
vativ gegen  unrichtige  Deklarationen  und 
Steuerhinterziehungen  bei  der  Selbsteinschätzung 
beachtenswert. 

Vgl.  über  Kröncke:  Matty,  Die  Wit- 
wenkasse der  evangelischen  Geistlichen  in  Rhein- 
hessen. Eine  Replik  auf  Herrn  Pr.  K.  Krünckes: 
Ueber  die  geistlichen  Witwenkassen  im  Gross- 
herzogtum Hessen,  Mainz  1842.  — Held.  Ein- 
kommensteuer, Bonn  1872,  S.  120  27.  — Roscher, 
Gosch,  d.  Nat.,  München  1874,  S.  662  64.  — 
R.  Meyer,  Pie  Principien  der  gerechten  Be- 
steuerung, Berlin  188-1.  $.  54/55.  — Conig- 
liani,  Effetti  ecouomici  delle  impostc.  Mailand 
1800,  S.  242.  — A.  Wagner,  Fin.  II,  2.  AufL, 
Leipzig  1891,  S.  11. 

Llppert. 


Krug,  Leopold, 

geh.  am  7.  VII.  1770  in  Halle  a.  8.,  gest.  als 
Geh.  Regierungsrat  auf  seinem  Gute  Mühlen- 
heck bei  Berlin  am  16.  IV.  1843,  studierte  in 
seiner  Vaterstadt  Theologie,  gab  unter  dem 
Einflüsse  des  Wüllnerscheü  Religionsedikts  von 
1788  dieses  Studium  auf  und  widmete  sich  der 


kameralistischen  Laufbahn,  die  ihn  1803  nach 
Berlin  als  Geh.  Registrator  in  die  Geheime 
Staatsregistratnr  im  Lehnsdepartement  führte, 
ln  dieser  Stellung  benutzte  er  die  Akten  des 
Generaldirektoriums  als  statistische  Unterlage 
zu  seiner  1805  erschienenen  Schrift:  „Betrach- 
tungen über  den  Nationalreichtum“  (s.  u.). 
Friedrich  Wilhelm  III.  nahm  ein  so  lebhaftes 
Interesse  an  diesem  Werke,  dass  er  unterm  28. 
V.  1805  den  Staatsminister  Grafen  v.  Hoym  mit 
der  Errichtung  eines  prenssischen  statistischen 
Bureaus  bei  dem  Kommerzial-,  Fabriken-  und 
Accisedepart erneut  beauftragte,  zu  dessen  provi- 
sorischem Vorsteher  Krug  ernannt  wurde.  Die 
Ereiguisse  vom  Herbst  1806  machten  den  Ar- 
beiten des  Bureaus,  dessen  Akten  nach  Däne- 
mark geflüchtet  wurden,  ein  jähes  Ende.  Dem 
am  4.  X.  1810  neuerrichteten  kgl.  preuss.  sta- 
tistischen Bureau  unter  Oberleitung  des  Staats- 
rats  Hoffmann  gehörte  auch  Krug  bis  zum 
Herbst  1834,  wo  er  in  den  Ruhestand  trat,  als 
Mitglied  an. 

Krug  veröffentlichte  von  .staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Topographisch- 
statistisches Wörterbuch  des  preussischen  Staa- 
tes, 13  Bde.,  Halle  1796  1803;  dasselbe,  2.  Aufl., 
Bd.  1 und  2 i A — G,  soweit  als  erschienen),  ebd. 
1805  6;  dasselbe,  3.  Aull,  (bearbeitet  von  Krug) 
u.  herausg.  von  A.  Mützel,  6 Bde.,  ebd.  1821  25. 
— Heber  Leibeigenschaft  und  Erbunterthäuig- 
keit  im  preussischen  Staate,  ebd.  1798.  — Bei- 
träge zur  Beschreibung  von  Süd-  und  Neuost - 
preussen,  2 Hefte,  Berlin  1803.  — Annalen  der 
preussischen  Staatswirtschaft  und  Statistik,  ge- 
meinschaftlich herausgegeben  mit  Professor 
Jacob  in  Halle,  8 Hefte  (soweit  als  erschienen), 
Halle  u.  Leipzig  18Ü4  5.  — Abriss  der  neuesten 
Statistik  des  preussischen  Staates,  Halle  1804; 
dasselbe,  2.  Aufl , 1805.  — Betrachtungen  über 
den  Nationalreichtum  des  preussischen  Staates 
und  über  den  Wohlstand  seiner  Bewohner,  2 
Bde.,  Berlin  1805.  — Idecen  zu  einer  staats- 
wirtschaftlichen Statistik,  ebd.  1807.  — Abriss 
der  Staatsökonomie  oder  Staatswirtschaftslehre, 
ebd.  1808.  — Geschichte  der  staatswirtschaft- 
liehen Gesetzgebung  im  preussischen  Staate  von 
den  ältesten  Zeiten  bis  zu  dem  Ausbruche  des 
Krieges  im  Jahre  1806,  Bd.  I (einzigen  ebd. 
1808.  — Pie  Armeuassekuranz.  Pas  einzige 
Mittel  zur  Verbannung  der  Armut  aus  unserer 
Kommune,  ebd.  1810.  — Nachricht  über  den 
Zustand  des  hiesigen  Friedricbswaisenhauses, 
mit  Nachtrag,  ebd.  1822.  — Die  preussische 
Monarchie,  topographisch,  statistisch  und  wirt- 
schaftlich dargestellt.  Nach  amtlichen  Quellern 
I.  (einzige)  Abteilung,  ebd.  1833.  (Von  diesem 
auf  10  Bde.  veranschlagt  gewesenen  Werke 
sind  nur  3 Lieferungen  der  Provinz  Ostpreussen 
erschienen.  Vollendet  im  Manuskript  wurden 
ausserdem  die  Provinzen  Ost-  und  Westprcussen.) 

Aus  seinem  litterarischen  Nachlasse  er- 
schienen: Krugs  nachgelassene  Schriften  ge- 
schichtlichen, statistischen  und  volkswirtschaft- 
lichen Inhalts,  herausgeg.  von  0.  J.  Bergius. 
Band  I (einziger):  Geschichte  der  preussischen 
Staatsschulden,  Breslau  1861.  — Die  Seiden- 
knltur  (Kultur  der  Maulbeerbäume  und  der 
Seide  in  Preussen).  Mitgeteilt  von  C.  .1.  Ber- 
lins in  den  „Schlesischen  Provinzialblättern“. 
Jahrg.  1853.  Breslau,  S.  461  ff. 

Pie  in  Krugs  Hauptwerk,  den  „Betrach- 
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tungen  über  den  Kationalreichtum  des  prenssi- 1 
sehen  Staates“  etc.  zum  Ausdruck  gekommenen  1 
Anschauungen  gehören  im  wesentlichen  der 
phvsiokratischen  Schule  an.  wie  er  auch  bei  der 
Wahl  des  Titels  weniger  au  Smiths  „Wealth 
of  nations“  als  an  die  physiokratische,  von  der 
Natur,  der  Urquelle  aller  Güter  hergeleitete ) 
Nationalreichtumsauffassung  gedacht  hat.  Dem- 
entsprechend wird  auch  der  gesamte  Bodenertrag 
seiner  Nationaleinkommenstheorie  zu  Grunde 
gelegt  und  dieses  Rechnungsergebnis  durch  den 
Ueberschuss  vervollständigt . welcher  aus  dem 
Handelsverkehr  mit  dem  Auslande,  bestehend  | 
in  Arbeitslohn  und  Kapitalgcwinn  der  industri- 
ellen Bevölkerung,  dem  Iniande  zufliesst. , 
Diesem  „echten“  stellt  er  das  Cirkulationsein- 
kommen  gegenüber,  welches  den  einzelnen  Kon- 
sumenten zum  Erwerb  der  Bodeucrzeugnisse 
dieut,  daher  einem  steten  Besitzwechsel  unter- 
worfen ist  und  infolgedessen  auch  nicht  be- 
steuerbar sein  soll.  Seine  Steuertheorie  steht 
auch  insofern  auf  physiokratischcm  Boden,  als 
er  nur  die  Urproduktion  besteuert  wissen  will 
und  den  Staat  lediglich  auf  die  Erträgnisse  der  j 
Grundsteuer  und  der  Domänen  anweist.  Das 
Reineinkommen  der  Bevölkerung  gewinnt  er 
dadurch,  dass  er  den  inländischen  Konsum  an  : 
inländischen  Roherzeugnissen  und  eingeführten 
ausländischen  Produkten  und  Fabrikaten  von 
der  Summe  des  Nationaleinkommens  abzieht.  ( 
Die  Schwäche  des  Werkes  besteht  in  der  Man- 
gelhaftigkeit der  statistischen  Unterlagen.  Die 
Aussaats-  und  die  Durchschnittsertragstabelle ; 
«ler  Grundstücke  sowie  die  Feststellung  des 
Viehreichtums  verdienen  keineswegs  die  Glaub- 
würdigkeit, die  Krug  ihnen  beimisst,  da  z.  B. 
die  Ermittelung  der  belangreichsten,  das  flache 
Land  betreffenden  Daten  «len  Ortsschulzen  ein- 
heimgegeben war,  deren  volkswirtschaftliches 
Fassungsvermögen  zu  damaliger  Zeit  kaum  die 
Bürgschaft  für  eine  nur  annähernde  Richtigkeit 
der  Beantwortung  der  von  der  Zähluugskom- 
mission  gestellten  agrarstatistischen  Fragen 
bot.  Wenn  Krug  ausserdem  mit  anerkennens- 
werter Offenheit  die  thatsächlichen  Unrichtig- 
keiten der  Ein-  und  Ausfuhrlisten  der  Handels- 
städte und  Hafenplätze  einräumt,  auch  nicht  in 
Abrede  stellt,  dass  die  kontrollierenden  Steuer- 
räte die  wahrheitswidrigen  Angaben  für  Ein- 
tragung in  die  Spalten  «ler  „Fabrikentabelle“ 
seitens  der  Fabrikanten  kaum  zu  verhindern 
wüssten,  so  heisst  das  «loch  von  vorn  herein  den 
Wert  seiner  mühseligen  Zusammenstellungen 
und  die  daraus  für  «lie  Messung  des  Volkswohl- 
standes gezogenen  Folgerungt*n  diskreditieren. 
Trotz  dieser  Unvollkommenheiten  hat  die  Schrift 
als  erste  das  gesamte  Nationalvermögen  um- 
fassende Wirtschaftsstatistik  ihre  uicht  zu  unter- 
schätzende Bedeutung.  Auch  mangelt  es  Krug 
keineswegs  an  dem  wirtschaftlichen  Unterschei- 
dungstalent hinsichtlich  der  Verteilung  des 
Reineinkommens  auf  die  verschiedenen  Bevölke- 
rungsklassen und  ihrer  Beisteuer  zu  den  öffent- 
lichen Abgaben.  

Vgl.  über  Krug:  J.  G.  Hoff  mann.  L. 
Krug,  Nekrolog  in  der  „Allgemeinen  preussi- 
schen  Staatszeitung“,  Jahrg.  1843,  Berlin,  Mai, 
Nr.  13.  — Neuer  Nekrolog  der  Deutschen. 
Jahrg.  XXI,  Weimar  1843.  — Eugel,  Zur 
Geschichte  des  kgl.  preuss.  statistischen  Bureaus, 


Jahrg.  I.  in  „Zeitschrift  «les  kgl.  preuss.  statis- 
tischen Bureaus“,  Jahrg.  I,  Berlin  1861,  S.  3 ff. 
— Bocckh,  Die  geschichtliche  Entwickelung 
der  amtlichen  Statistik  des  preussischeu  Staates, 
ebd.  1863,  S.  16ff.  — Pnslowski,  Das  kgl. 
prenssische  statistische  Bureau  und  seine  De- 
pendentien,  ebd.  1872,  S.  18 ff.  — Roscher, 
Geschichte  der  Nat.,  München  1874,  8.  4‘J7.  — 
v.  Inama-Sternegg,  L.  Krug,  Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  XVII,  "Leipzig  1883, 
S.  216 19.  — Blenck,  Das  kgl.  statistische 
Bureau  beim  Eintritte  in  sein  IX.  Jahrzehnt, 
Berlin  1885,  S.  3 ft". 

Ltppert . 


Kudler,  Josef,  Ritter  v., 

geboren  am  10.  X.  1786  in  Graz.  gest.  als  Mit- 
glied der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften  in 
Wien  am  6.  II.  1853,  studierte  die  Rechte  und 
Staats  Wissenschaften  in  Wien,  wurde  Professor 
«ler  Statistik  und  politischen  Wissenschaften  am 
Lycenrn  seiner  Vaterstadt  und  folgte  1821  einem 
Kufe  nach  Wien  als  Professor  <u;r  politischen 
Wissenschaften  un«l  der  österreichischen  politi- 
tischen  Gesetzeskuude  au  der  dortigen  Universi- 
tät. 1848  entsagte  er  seinem  akademischen 
Lehramte  und  Hess  sich  als  Abgeordneter  in 
«len  konstituierenden  Reichstag  wählen.  Hier 
verteidigte  er  u.  a.  die  Aufhebung  der  Todes- 
strafe und  die  Besteuerung  der  Auswanderer 
durch  Erhebung  von  Abfahrtsgeldern. 

Kudler  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaft liehen  Schriften  a)  in  Buchform:  Versuch 
einer  tabellarischen  Darstellung  des  Organis- 
mus der  österreichischen  Staatsverwaltung.  Mit 
erläuternden  Anmerkungen,  Wien  1834.  — Die 
Grundlehreu  der  Volkswirtschaft,  2 Teile,  Wien 
1845;  dasselbe.  2.  Aufl.,  2 Teile,  ebd.  1856.  — 

Er  veröffentlichte  ferner  b)  in  der  Zeit- 
schrift für  österreichische  Rechtsgelehrsamkeit 
und  politische  Gesetzkunde  zahlreiche  civil-  und 
staatsrechtliche  Artikel. 

Als  Kudler  seine  Professur  in  Wien  antrat, 
war  als  Lehrbuch  der  Staatswirtschaft  für  die 
österreichischen  Universitäten  noch  Bd.  II  der 
Grundsätze  der  Polizei-,  Handlungs-  und  Finanz- 
wissenschaft des  Eklektikers  v.  Sonnenfels 
obligatorisch,  welches,  in  Theorie  und  Systema- 
tik von  der  vorgeschrittenen  Wissenschaft  über- 
holt, seine  Zurruhesetzung  zu  Gunsten  der  Ein- 
führung eines  neuen  nationalükouomischen  Lehr- 
buchs venlicnte.  Zur  Abfassung  eines  solchen 
war  Kudler,  wegen  seiner  Beziehungen  zu  dem 
kaiserlichen  Hause  — er  war  der  Rechts-  und 
Staatswirtschaftslehrer  des  Erzherzogs  Wilhelm 
— die  eine  Weigerung  der  Censur,  seinem 
Werke  das  Imprimatur  zu  erteilen,  nicht  be- 
fürchten Hessen,  ganz  besonders  geeignet.  Sein 
Lehrbuch  (s.  o.)  zerfällt  in  einen  theoretischen 
und  einen  praktischen  Teil,  in  welchem  letzte- 
ren das  wirtschaftliche  Dogma  «les  Verfassers 
am  deutlichsten  hervortritt.  Kudler  verteidigt 
darin  «lie  Freiheit  des  Erwerbs,  Eigentums  und 
Verkehrs,  verlangt  Aufhebung  «ler  Gutsuuter- 
thänigkeit,  der  Zehnten  und  Fronden  und  er- 
klärt sich  auch  für  unbeschränkte  Gewerbefrei- 
heit. Obgleich  Gegner  des  Protektioussystems, 
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trügt  er  durch  Befürwortung  der  Beibehaltung 
eines  massigen  Schutzzolles,  der  jedoch  über 
die  Höhe  des  notwendigen  Ausgleichs  der  ver- 
schiedenen Produktionskosten  der  konkurrie- 
renden Ausfuhrländer  nicht  hinwegsteigen  soll, 
der  damals  in  Oesterreich  herrschenden  Handels- 
politik in  seinen  „Grundlehreu'*  Rechnung.  Als 
.Steuertheoretiker  logt  Kudler  das  Hauptgewicht 
auf  die  reine  Einkommensteuer,  verwirft  die 
Konsumstener  und  tadelt  insbesondere  an 
der  von  ihm  am  heftigsten  angegriffenen 
Aecise  den  Charakter  der  Doppelbesteuerung. 
Mit  einer  Verdammung  der  Unsittlichkeit  des 
Wuchers  verbindet  er  eine  Polemik  gegen  die 
gesetzliche  Normierung  der  Höhe  der  Kapital- 
ziusen.  Neu  sind  seine  Ausführungen  über  die 
Produktivität  des  Handelsbetriebes,  hinsichtlich 
der  Zugänglichkeitsebnung  der  notwendigen 
Gebrauchsartikel.  Die  Systematik  des  Lehr- 
buchs zeigt  Abweichungen  von  der  hergebrach- 
ten wirtschaftlichen  Logik  der  Aneinander- 
reihung der  einzelnen  Lehren,  die  sich  aus 
dem  Umstand  erklären,  dass  Kudler  den  Folge- 
gang in  seinem  Vortragsheft  für  den  Erzherzog 
Wilhelm  auch  für  das  Lehrbuch  beizubehalten 
für  zweckmässig  erachtete. 


Vgl.  über  Kudler:  Almauaeh  der  k.  k. 

Akademie  der  Wissenschaften,  Jahrg.  1851  und 
1854,  Wien.  — Wurzbach,  Biographisches 
Lexikon  des  Kaisertums  Oesterreich,  Bd.  XV, 
ebd.  1867.  — Kautz,  Theorie  und  Geschichte 
der  Nationalökonomik,  Bd.  II,  ebd.  1860,  S.  650. 
— Roscher,  Geschichte  der  Xat.,  München 
1874.  S.  907.  — Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  XVII,  Leipzig  1886,  S.  293  ff. 

lAppert. 


Kali. 

1.  Allgemeines.  2.  Die  chinesischen  K. 
3.  Die  polynesischeu  und  malayischen  K.  4. 
Die  ostindischen  K.  5.  Die  Gesetzgebung  zu 
Gunsten  der  K. 

1.  Allgemeines.  Unter  Kuli  versteht  man 
in  Vorderindien  und  China  einen  gegen  Lohn 
gemieteten  Arbeiter,  insbesondere  den  gewöhn- 
lichen Tagelöhner.  Das  Wort  (engl,  colie. 
korrumpiert  aus  dem  Wort  der  Tamilsprache 
woleeya  oder  wozheea,  vgl.  the  (’yclopaedin 
of  India,  London  1885  und  Gustav  Oppert. 
The  original  inhabitants  of  India,  1893 
8.  131i  ist  dann  in  ganz  Ostasien  für  Auswan- 
derer üblich  geworden,  welche  sich  auf  Grund 
eines  für  mehrere  Jahre  abgeschlossenen  Kon- 
traktes zur  Arbeit  in  der  Fremde  verdingen. 
Es  giebt  indische,  malayische,  chinesische,  poiy- 
nesische  Kulis,  deren  Arbeitsgebiet  ganz  über- 
wiegend in  den  Tropen  gelegeue,  von  Euro- 
päern beherrschte  Länder  sind.  Sie  sind  dort 
vor  allem  auf  den  Plantagen  beschäftigt,  aber 
auch  in  den  Bergwerken  und  bei  mancherlei 
Erdarbeit  wie  bei  den  Eisenbahn-  und  Wasser- 
bauten. Bei  dem  Mangel  brauchbarer  einheimi- 
scher Arbeiterbevölkerung  sind  sie  in  vielen 
europäischen  Kolonieen  Asiens,  Afrikas.  Ameri- 
kas und  Australiens  für  die  wirtschaftliche  Er- 
schliessung des  Bodens  geradezu  unentbehrlich. 


Es  ist  daher  begreiflich,  dass  meistens,  da  ihre 
Zahl  doch  immerhin  ihre  Grenze  hat,  die 
1 freie  Anwerbung  für  fremde  Staaten  beschränkt 
ist,  z.  B.  die  indische  seitens  der  Engländer, 
die  javanische  seitens  der  Niederländer.  Ande- 
rerseits bemühen  sich  die  der  Kulis  bedürfenden 
Länder,  durch  detaillierte  Schutzgesetzgehung 
den  Einwanderern  entgegenzukommen.  Es  ist 
mit  diesen  Tropenarbeitern  heute  ebenso,  wie 
es  im  16.  und  17.  Jahrhundert  mit  den  Hand- 
werkern Europas  gewesen  ist,  deren  Auswande- 
rung jeder  Staat  möglichst  zu  hindern,  deren  Ein- 
wanderung zu  fördern  suchte.  Wie  damals  das 
Aufblühen  der  Manufakturen  von  der  Beschaf- 
fung der  nötigen  gelernten  Arbeitskräfte  ab- 
hängig war,  ist  heute  die  erfolgreiche  Kulti- 
vation  der  tropischen  Kolouieeti  durch  den  Kuli- 
zuzug bedingt.  Die  Gesetzgebung  zum  Schutze 
der  Kulis  ist  übrigens  nicht  allein  aus  wirt- 
schaftlichen, sondern  auch  aus  humanitären 
Gründen  hervorgegangen,  da  der  Transport  zur 
See  und  die  Arbeit  auf  den  Plantagen  oft  genug 
ein  schamloses  Ausbeutungsgeschüft  der  betref- 
' fenden  Unternehmer  gewesen  ist. 

2.  Die  chinesischen  K.  Feber  dieselben 
[sind  bereits  in  dem  Artikel  Chinesen  frage 
'oben  Bd.  III  S.  44  ff.  nähere  Mitteilungen 

gemacht  worden.  Es  sei  nur  noch  bemerkt, 
dass  die  chinesische  Regierung  den  Abschluss 
von  Kulikontrakten  nicht  gestattet,  mithin  in 
ihren  Häfen  nur  die  freie  Auswanderung  zu- 
lässt. ln  diesem  Falle  erwächst  der  Behörde 
des  Einwanderuugslandes  die  Aufgabe,  die 
Schliessung  des  Vertrages  zu  überwachen,  wäh- 
, reud  sonst  in  der  Regel  nur  eine  Nachprüfung 
desselben  erforderlich  ist.  Die  meisten  < 'hinesen 
schiffen  sich  übrigens  in  solchen  Häfen  ein.  die 
im  Besitz  der  Europäer  sind,  wie  in  Honkgong, 
Singapore,  Macao,  und  hier  wird  die  Kontrolle 
der  Verträge  wie  der  Transportschiffe  von  euro- 
päischen Beamten  durchgeführt.  Schon  1855 
wurde  zu  letzterem  Zwecke  von  England  die 
Chinese  Passenger  Act  erlassen.  1868  und  1880 
folgten  durchgreifendere  Bestimmungen  muh, 
so  «lass  seit  zwanzig  Jahren  eine  strenge  Ueber- 
wachung  besteht,  zu  der  sich  auch  die  Portu- 
giesen haben  bequemen  müssen. 

3.  Die  polynesischeu  und  mnlnyischeii 
K.  Der  Mangel  von  Arbeitern  auf  den  Zucker- 
und Banmwoilplantiigen  in  Queensland.  Fidschi 
und  den  Gcsellschaftsiiiseln  hat  ungefähr  seit 
1860  auch  zu  der  Anwerbung  polynesiseher  Arbei- 
ter (gewöhnlich  Konaken  genannt)  geführt.  1871 
wurde  mit  ihnen  auch  in  Peru  der  Versuch 

: gemacht . der  aber  bald  aufgegebeu  wurde, 
da  sie  der  dortigen  Arbeit  nicht  gewachsen 
waren. 

.Schiffe  aus  Sidnev  und  Brisbane,  aus  Eng- 
land und  Frankreich  fuhren  von  einer  Insel  zur 
i auderen.  die  Kapitäne  verlockten  die  Insulaner 
: durch  Geschenke  und  vermittelst  bestochener 
Landsleute,  Arbeitsverträge  einzugehen,  die 
dann  nicht  gehalten  wurden,  oder  führten  Per- 
I sonen.  die  friedfertig  zum  Tauschhandel  auf  die 
Schiffe  gekommen  waren,  mit  Gewalt  fort.  Im 
Jahre  1870  wurde  nachgewieseu,  dass  nicht 
weniger  als  UM)  Schiffsladungen  polynesiseher 
Leute  ihrer  Heimat  entrissen  wurden  und  zwar 
i unter  Verhältnissen , die  dem  afrikanischen 
j Sklavenhandel  nichts  nachgaben.  Eine  Aende- 
rung  trat  erst  ein,  als  die  Franzosen  die  Fort- 
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führung  von  Eingeborenen  aus  den  Inseln, 
welche  unter  ihrem  Schutz  standen,  verboten 
und  ein  englisches  G.  von  1872  britischen  Fahr- 
zeugen, die  nicht  einen  besonderen  Erlaubnis- 
schein hatten,  untersagte,  Polynesier  zu  beför- 
dern und  das  Verlocken  oder  gewaltsame  Ent- 
führen derselben  als  Kapitalverbrechen  bezcich- 
nete.  Doch  wurde  1883  immer  noch  über  den 
Menschenraub  in  der  Siidsee  geklagt  und  die 
von  England  anbefohlene  Kontrolle  bei  dem  ge- 
statteten Transporte  als  unwirksam  hingestellt. 
Die  Behandlung  der  Kauaken  in  Queensland 
war  lange  Zeit  eine  recht  schlimme.  Es  wurde 
behauptet,  dass  die  Negersklaven  in  Amerika 
es  besser  gehabt  hätten  als  sie.  Denn  jene 
hätten  ein  Kapital  für  den  Herrn  repräsentiert, 
das  zu  erhalten  das  Selbstinteresse  geboten 
hätte,  bei  diesen  hätte  der  Lohn  nach  der  Dienst- 
zeit sowie  der  Transport  in  die  Heimat  gezahlt 
werden  müssen,  eine  Zahlung,  die  weggefallen 
wäre,  wenn  der  Kanake  verstorben  wäre.  Seit 
dem  Erlass  „der  polynesischen  Arbeiterakte“ 
von  Queensland  (The  Polynesien  Labour  Act 
18(58.  dazu  die  Gesetze  von  L8S0,  1885  und  188(5), 
welche  Kleidung.  Nahrung.  Lohn  festsetzt  und 
die  Kontraktarbeit  auf  3 Jahre  beschränkt, , 
wurden  die  Verhältnisse  besser.  1883  wurde  be- 
rechnet, dass  damals  13953  Personen  in  die  Kolonie 
gebracht  worden  seien,  1(594  seien  dort  gestorben 
und  5700  in  die  Heimat  zurückgekehrt.  In  dem 
letzten  Jahrzehnt  hat  die  Kauakeneinwanderung 
in  Australien  nachgelassen  und  seit  dem  3.  De- 
zember 1891  ist  sie  verboten.  Der  Versuch,  j 
Papuas  von  Nen-Guinea  in  Queensland  arbeiten 
zu  lassen,  hat  keinen  rechten  Erfolg  gehabt. 
Malnvenkulis  in  Java  für  Australien  anzuwerben, 
hat  1885  die  niederländische  Kegiemng  ver- 
boten, nachdem  1500  derselben  für  Queensland 
gemietet  worden  waren. 

In  L>  e n t s c li  Neu - Guinea  ist  durch  Ver- 
ordnungen von  188(5,  1887,  1888  die  Anwerbung 
und  Fortführung  eingeborener  Arbeiter  in  ausser- 
dentsche  Gebiete  verboten  und  strafbar  und 
diejenige  über  See  nach  deutschen  Plantagen 
nur  unter  sehr  genauer  Kontrolle  erlaubt.  Auch 
aus  den  Marschallinseln  dürfen  Arbeiter  nur 
mit  Genehmigung  des  kaiserlichen  Kommissars 
fortgeführt  werden.  Malayisehe  Kulis  stammen 
vor  allem  von  dem  dichtbevölkerten  Java  und 
wandern  nach  den  anderen  Inseln  des  Nieder- 
ländischen Ostindien.  Für  sie  wie  auch  für  alle 
sonstigen  farbigen  Kontraktarbeiter  bat  die 
holländische  Regierung  durch  Gesetzgebung  von 
1889  gesorgt. 

4.  Hie  ostindischen  K.  Bei  ihnen  unter- 
scheidet man  zwei  Arten:  diejenigen,  welche 
für  ilie  Plantagen  in  Indien  angeworben, 
und  diejenigen,  welche  über  See  nach  frem- 
den Ländern  gebracht  werden.  Beide  Arten . 

sind  einer  besonderen  Gesetzgebung  unterstellt.  1 
Die  ersteren,  welche  ganz  überwiegend  in  den  j 
Theegärten  von  Assam  beschäftigt  werden  und 
ans  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  kommen, ! 
haben  in  dem  letzten  Jahrzehnt  folgende  Zu- 1 
nähme  zu  verzeichnen.  Es  wurden  Arbeiter 
dorthin  transportiert: 

1882  22  559 

1885  29  39S 

1888  46  293 

1891  49908 


Darunter  sind  auch  die  freien  Einwanderer 
mit  einbegriffen,  deren  Zahl  im  Wachsen  be- 
griffen ist:  1882  2787.  1885  5885.  1888  10716, 
j 1891  12627.  Die  Gesetzgebung  über  diese 
Kontraktarbeiter,  welche  1865  beginnt,  hat 
1893  einen  vorläufigen  Abschluss  gefunden,  setzt 
1 die  einseitig  von  einem  Kontrahenten  nicht  ab- 
änderbare Arbeitsdauer  auf  4 Jahre  fest,  gieht 
dem  Unternehmer  eine  bestimmte  strafrechtliche 
I Gewalt,  beaufsichtigt  jedoch  auch  die  Anwer- 
bung, den  Transport  und  die  Plantagcuarbeit, 
so  dass  die  meisten  Beschwerden,  unter  denen 
I die  Kulis  gelitten  haben,  jetzt  als  beseitigt  an- 
\ Zusehen  sind. 

Die  überseeische  Kuliauswanderung  in 
fremde  Gebiete  ist  durch  das  G.  v.  1883  gere- 
| gelt.  Nach  demselben  wird  sie  nur  nach  solchen 
j Ländern  gestattet,  in  denen  die  indischen  Ar- 
j beiter  einem  nach  Meinung  der  indischen  Re- 
I gierung  genügenden  gesetzlichen  und  faktischen 
Schutz  unterstellt  sind.  Es  waren  dies  1893  die 
englischen  Kolouieen  Mauritius,  Natal,  Guyana. 
Fidschi,  Jamaica,  Trinidad,  Santa  Lucia,  Gre- 
nada, St.  Vincent,  Nevis  und  St.  Kitts,  die  dä- 
nische Insel  St.  Croix  und  Holländisch  Guyana. 
Bis  1882  war  auch  die  französische  Kolonie 
Reunion  und  bis  1888  Martinique,  Guadeloupe 
und  Cayenne,  ebenfalls  zu  Frankreich  gehörig, 
freigegeben.  Die  Kuliauswanderung  in  die  er- 
laubten Länder  hat  von  1882 — 1894  inkl.  180478 
betragen. 

Nach  Mauritius  gingen  schon  1838  indische 
Kulis,  nach  Natal  seit  18(50.  nach  Deinarara  finit. 
Guyana)  seit  1840,  nach  Fidschi  erst,  seit  1878. 
Die  Censusangaben  der  verschiedenen  Länder 
1 geben  1891  über  ihre  indische  Bevölkerung  fol- 
genden Aufschluss:  In  Mauritius  lebten  256016, 
in  brit.  Guyana  105463,  in  Trinidad  70218,  in 
Natal  41 142  (53370  im  Jahre  1898),  in  Jamaica 
10116,  in  Fidschi  7468,  überhaupt,  in  allen  er- 
laubten englischen  Kolouieen  459523.  Ausser- 
dem wurden  gezählt  in  Reunion  22069,  in  Gua- 
deloupe 1(5559,  in  Martinique  7783.  in  Surinam 
10064.  Im  ganzen  also  551798.  Wie  viele  von 
diesen  nach  Erlöschung  des  Arbeitskontraktes 
: freie  Arbeiter  geworden  sind,  wie  viele  selb* 
i ständige  Landbauer  und  Gewerbetreibende  sind, 
ist  nicht  angegeben. 

Die  Zuwanderung  der  Indier  in  die  ge- 
nannten Länder  Amerikas  und  Afrikas  hängt 
eng  mit  der  Negerbefreiung  zusammen.  Mit 
derselben  waren  die  dortigen  Pflanzer  ihrer 
Handarbeiter  verlustig  gegangen  und  sie  konn- 
| ten  die  emancipierten  Sklaven  uieht  zu  regel- 
mässiger Beschäftigung  gegen  Lohn  veranlassen. 
Ein  Teil  der  Neger  ging,  wie  in  Guyana  und 
Mauritius,  in  die  Wälder  und  die  Gebirge  und 
verfiel  dort  einem  verwilderten  Dasein,  ein  an- 
derer wurde  zu  einem  niehtsthueuden  städtischen 
Proletariat,  und  nur  verhältnismässig  wenige 
suchten  als  Hausgesinde  oder  Feldarbeiter  bei 
ihren  früheren  Herren  dauernde  Stellung.  Die 
angeworbeuen  Ostindier  flagegen  waren  fried- 
lich, ehrlich,  genügsam,  gelehrig,  folgsam.  Ileis- 
sig.  wenn  sie  von  dein  Dienstherrn  gut  behan- 
delt wurden.  Im  allgemeinen  gelten  sie  als 
nicht  so  leistungsfähig  wie  die  Chinesen,  denen 
sie  aber  doch,  wo  sie  neben  «lenseiben  arbeiten, 
wie  in  Guyana,  wegen  der  angedeuteten  Cha- 
raktereigenschaften, und  auch  weil  sie  billiger 
sind,  in  der  Regel  vorgezogen  werden.  Für 
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das  Gemeinwesen  sind  sie  weit  n ehr  wert  als 
jene,  weil  ein  erheblicher  Teil  von  ihnen  mit 
Familie  einwandert,  weil  die  überwiegende 
Mehrzahl  von  ihnen  dauernd  dort  bleibt,  wo  sie 
Arbeit  gefunden  hat.  und  ihren  Verdienst  auch 
dort  verzehrt. 

Von  den  18SM)  in  den  erlaubten  englischen 
Kolonieen  gezählten  Indiern  waren  204760 
Männer  und  200 754  Frauen,  um!  in  der  Periode 
1882 — 91  kehrten  zurück  von  Demarara  16507. 
während  dorthin  44970  auswnndertcn;  von 
Mauritius  15466  bei  einer  Einwanderung  von 
20288;  von  Natal  6273  bei  einer  solchen  von 
20946.  von  Westindien  9148  bei  29532,  von 
Fidschi  913  bei  9726. 

Die  chinesischen  Auswanderer  hingegen 
sind  fast  nur  Männer,  wollen  ersparen  und  mit 
dem  Ersparten  in  ihr  Heimatland  zurUckkehren. 
Die  Arbeitgeber  der  Ostindier  müssen  darauf 
bedacht  sein,  Leute  aus  der  gleichen  Kaste  zu 
engagieren.  Denn  wenn  auch  wohl  Kulis  aus 
verschiedener  Kaste  neben  einander  arbeiten,  so 
wollen  sie  «loch  nie  mit  einander  wohnen  und 
essen.  Auch  bei  dem  indischen  kolonialen  Kuli- 
handel und  Transport  hatten  sich  früher  aller- 
lei Missstände  eingeschlichen,  die  wir  bei  den 
Chinesen  und  Kanaken  kennen  gelernt  haben, 
insbesondere  waren  die  Seeschiffe  schlecht  ein- 
gerichtet und  die  Verpflegung  auf  »1er  Heise 
sehr  mangelhaft.  Von  einzelnen  Berichterstattern 
wird  eine  Sterblichkeit  von  19  °/0  per  Heise  an- 
gegeben. Die  englische  Kegieruug  in  Indien 
überwacht  jetzt  in  Gemfissheit  »les  bereits  oben 
erwähnten  Gesetzes  von  1883  die  Kuliauswan- 
derung genau,  indem  für  die  Einwanderungs- 
länder besondere  Agenten  zur  fortgesetzten 
Berichterstattung  über  dieselben  angestellt  sind, 
ferner  nur  Leute  mit  Konzession  Arbeiter  an- 
werben dürfen,  endlich  die  Kontrakte,  die  Ein- 
schiffung und  die  Seereise  bestimmten  Anfor- 
derungen genügen  müssen. 

5.  IMe  Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  K. 
Ausser  in  den  bereits  genannten  Ländern  ist 
der  Kulihandel  resp.  die  Arbeit  gesetzlich  ge- 
regelt in  den  älteren  französischen  Kolonieen, 
im  Kongostaat  und  Deutsch-Ostafrika.  Für 
letzteres  Gebiet  sind  massgebend  »lie  Verord- 
nungen des  kais.  Gouverneurs  vom  24.  März 
1892  und  vom  26.  März  1896  um!  die  Verfügung 
des  Reichskanzlers  vom  22.  April  1896.  welche 
auch  für  Togo  und  Kamerun  giltig  ist.  ln 
Ostafrika  ist  die  Anwerbung  von  Arbeitern  zum 
Zwecke  der  Fortführung  in  fremde  Gebiete  bei 
Strafe  verboten.  Die  ostasiatischen  Kulis  dür- 
fen nur  in  bestimmten  Häfen  gelandet  werden, 
wo  sie  ärztlich  untersucht  und  etwaige  Be- 
schwerden über  den  Transport  entgegengenommen 
werden.  Es  wird  ferner  festgestellt,  ob  die 
Einwanderer  über  alle  Punkte  des  von  ihnen 
abgeschlossenen  Vertrages  unterrichtet  sind. 
Sollten  in  demselben  Bestimmungen  sein,  welche 
mit  den  bestehenden  Gesetzen  oder  den  For- 
derungen der  Humanität  nicht  vereinbar  sind, 
so  ist  die  Kegieruug  berechtigt,  eine  Abände- 
rung vorzunehmen.  Ausserdem  sind  genaue 
Bestimmungen  erlassen  Uber  deu  Transport  von 
der  Küste  zum  Inneren,  über  die  Behandlung 
auf  den  Plantagen,  über  die  Art  der  dortigen 
Wohnungen,  über  zulässige  Lohn  Vorschüsse, 
endlich  über  den  Rücktransport  nach  Beendigung 
der  Arbeitsjahre.  Die  Nichtachtung  der  Vor- 


schriften seitens  der  Unternehmer  ist  strafbar, 
denen  andererseits  für  leichte  Uebertretungen 
der  Arbeiter  eine  mässige  Strafgewalt  einge- 
räumt ist.  Der  Kontraktbruch  seitens  der  Ar- 
beiter ist  strafbar.  Die  letztere  Bestimmung, 
welche  in  allen  Kuligesctzgehungen  zu  tindeu 
ist,  hat  neuerdings  ein  Senatsbesch  Hiss  der  Ver- 
einigten Staaten  für  das  annektierte  Hawaii 
aufgehoben.  Man  ist  der  Meinung,  dass  damit 
die  Kuliarbeit  für  diese  Inselgruppe  überhaupt 
beseitigt  worden  sei. 

Seitdem  Deutschland  Kiau-tschou  erworben 
hat,  ist  seinen  tropischen  Kolonieen  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  sich  regelmässig  mit  chinesi- 
schen Arbeitern  zu  versorgen.  Bei  einer 
strengen  und  gegen  die  Kulis  wohlwollenden 
Handhabung  der  «»‘stehenden  Gesetze  wird  eine 
temporäre  Einwanderung  grösseren  Umfanges 
platzgreifen,  deren  wirtschaftlicher  Nutzen  nicht 
ausbleiben  wird. 

Litteratur:  Vgl.  die  beim  Art.  Chinesenfrage 
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Künste. 

(S e h u t z d e r W e r k e der  bildenden 
Künste  und  der  Photog raphieen.) 

1.  Begriff  und  Gegenstand  des  Urheber- 
rechts. 2.  Erlaubte  und  unerlaubte  Nachbildung. 
3.  Uebertragnng  des  Urheberrechts.  4.  Dauer 
und  Sicherstellung  des  Urheberrechts.  Inter- 
nationaler Schutz.  5.  Schutz  der  Photographie. 
6.  Ausländisches  Recht. 

1.  Begriff  und  Gegenstand  des  Ur- 
heberrechts. In  engem  Anschlüsse  an  die 
Entwickelung,  die  das  Verbot  des  Nachdrucks 
von  Schriftwerken  im  neueren  Rechte  ge- 
nommen hat,  ist  »lie  Forderung  zur  Geltung 
gelangt,  dass  auch  der  bildende  Künstler, 
der  Maler,  Zeicluier.  Bildhauer,  gegen  Ver- 
vielfältigung seines  Werkes  zu  schützen  sei. 
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in  Deutschland  ist  dieser  Schutz  durch  ein 
besonderes  Reichsgesetz  vom  9.  Januar  1876  ; 
geregelt.  Das  dem  Künstler  hierdurch  bei- 
gelegte Urheberrecht  besteht  in  dem  aus- 
schliesslichen Rechte,  das  Werk  ganz  oder 
teilweise  nachzubilden  ; untersagt  ist  es,  das 
Werk  ohne  Genehmigung  des  Berechtigten 
in  der  Absicht  der  Verbreitung  nachzubilden 
oder  eine  dem  Gesetze  zuwider  angefertigte 
Nachbildung  gewerbsmässig  feilzuhalten,  zu 
verkaufen  oder  in  sonstiger  Weise  zu  ver- 
breiten. Wiewohl  das  Urheberrecht  dem 
Künstler  nicht  nur  die  wirtschaftliche  Aus- ' 
nutznng  seines  Erzeugnisses  sichern,  sondern 
auch  sein  persönliches  Interesse  an  dem 
Werke  gegen  Eingriffe  wahren  soll,  schützt 
ihn  das  Reichsgesetz  doch  weder  gegen  eine 
Nachbildung,  die  nicht  in  der  Ansicht  der  j 
Verbreitung  hergestellt  wird,  noch  gegen  j 
eine  unbefugte  Veröffentlichung  oder  Ver- 
breitung des  Original  Werkes  selbst  oder 
einer  an  sich  rechtmässig  hergestellteu  Nach- 
bildung. Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht 
Handlungen,  die  hiernach  zulässig  sein! 
würden,  nach  dem  allgemeinen  bürgerlichen  1 
Rechte  sich  als  Eingriff  in  die  Rechtssphäre 
der  Persönlichkeit  darstellen.  Doch  ist  die , 
Anfertigung  und  somit  auch  wohl  die  Ver- 
öffentlichung einer  Eiuzclkopie,  wenn  sie 
ohne  die  Absicht  der  Verwertung  erfolgt, 
in  dem  Gesetze  für  statthaft  erklärt:  uur 
ist  es  bei  Strafe  verboten,  auf  der  Kopie 
den  Namen  oder  das  Monogramm  des  Künst- 
lers anzubringen. 

Ausgeschlossen  von  dem  Kunstschutze  j 
ist  die  Photographie  (siehe  unten  sub  5),  i 
weil  diese  nicht  zu  den  bildenden  Künsten  j 
gerechnet  wurde,  sowie  die  Baukunst,  ob-  j 
wohl  man  sie  dazu  zählte.  Der  Architekt  j 
ist  gegen  die  mechanische  Vervielfältigung 
seiner  Pläne,  Zeichnungen  etc.  nach  dem 
Gesetze  betreffend  das  Urheberrecht  an  ■ 
Schriftwerken  vom  11.  Juni  1870  (§43)  ge-, 
schützt,  sein  Bauwerk  aber  ist  gemein  frei  für, 
die  Abzeichnung  und  sonstige  Abbildung ! 
sowie  für  die  Nachahmung  mittelst  Bauens. 
Die  Werke  der  übrigen  bildenden  Künste 
gemessen  den  Urhelierschutz , und  zwar 
gleichviel,  ob  ihnen  Kunstwert  zukommt. 
Erforderlich  ist  nur,  dass  der  unmittelliare 
Zweck  des  Werkes  ein  ästhetischer,  die  Be- 
friedigung des  Kunstsinns,  ist,  womit  sich 
immerhin  ein  weiterer  Zweck,  z.  B.  der  der 
Reklame,  verbinden  mag.  Dient  dagegen 
das  Erzeugnis  seiner  Beschaffenheit  nach ' 
dem  praktischen  Gebrauche,  so  fällt  es  in  j 
das  Gebiet  der  Industrie  und  kann  nur  nach  j 
dem  Gesetze  betreffend  das  Urheberrecht  an  1 
Mustern  und  Modellen  vom  1 1.  Januar  1876 
Schutz  gemessen.  Hiermit  steht  die  Vor- 
schrift im  Zusammenhänge,  dass  auch  einem 
Werke  der  bildenden  Künste,  wenn  es  mit 
Genehmigung  des  Urhebers  an  einem  Werke 


der  Industrie,  der  Fabriken,  Handwerke  oder 
Manufakturen  nachgebildet  worden  ist,  gegen 
weitere  Nachbildungen  dieser  Art  nur  noch 
Musterschutz  zukommt.  — Das  Urheberrecht 
entsteht  durch  das  künstlerische  Schaffen, 
also  nicht  durch  das  blosse,  wenngleich 
rechtmässige  Kopieren  eines  Werkes,  d.  h. 
durch  dessen  Nachbildung  in  dem  gleichen 
Kuiistverfahren.  Eine  völlige  Neuschöpfung 
verlangt  das  Gesetz  indessen  nicht:  die 
Nachbildung  eines  geschützten  oder  gemein- 
freien Werkes  durch  ein  anderes  Kunstver- 
fahren giebt  ein  selbständiges  Urheberrecht 
an  dieser  Nachbildung,  sofern  sie  rechtmässig 
erfolgt  ist.  Das  gleiche  gilt  von  der  Nach- 
bildung einer  photographischen  Aufnahme 
durch  ein  Werk  der  malenden,  zeichnenden, 
plastischen  Kuust. 

2.  Erlaubte  und  unerlaubte  Nachbil- 
dung. Verboten  ist  jede  Nachbildung,  mag 
sie  unmittelbar  oder  nur  mittelbar  nach  dem 
Originalwerke,  mag  sie  in  dem  gleichen  oder 
in  einem  anderen  Kunstverfahren  oder  durch 
Photographie  oder  auf  rein  mechanischem 
Wege  helgestellt  sein.  Dass  die  Nachbil- 
dung an  einem  Werke  der  Baukunst  oder 
der  Gewerbe  Verwendung  gefunden  hat, 
macht  sie  nicht  zu  einer  erlaubten.  Ande- 
rerseits soll  für  die  Neuschöpfung  auf  der 
Grundlage  des  Kunstwerkes  eines  anderen 
Spielraum  bleiben.  Die  schwierige  Grenze 
wird  vom  Gesetz  nur  dahin  gezogen,  dass 
die  freie  Benutzung  eines  Werkes  zur  Her- 
vorbringung eines  neuen  Werkes  nicht  als 
Nachbildung  anzusehen  sei.  Dass  dieses 
neue  Werk  selbst  ein  Werk  der  bildenden 
Künste  sei,  wird  nicht  erfordert ; es  kann 
also  auch  in  das  Gebiet  der  Industrie  fallen. 
Wenn  eine  freie  Benutzung  dieser  Art  in 
der  blossen  Anwendung  eines  anderen  Kunst- 
verfahrens, z.  B.  in  der  Herstellung  eines 
Kupferstiches  nach  einem  Gemälde,  im  all- 
gemeinen noch  nicht  zu  finden  ist,  so  erklärt 
das  Gesetz  doch  die  Nachbildung  eines 
Werkes  der  zeichnenden  oder  malenden 
Kunst  durch  die  plastische  Kunst  und  um- 
gekehrt ohne  weiteres  für  statthaft. 

Eine  andere  Unterscheidung  hat  das  Ge- 
setz für  die  Nachbildung  von  solchen  Werken 
getroffen,  die  auf  oder  an  Strassen  oder 
öffentlichen  Plätzen  bleibend  sich  befinden. 
Derartige  Werke  sind  im  allgemeinen  ge- 
meinfrei, nur  darf  die  Nachbildung  »nicht 
in  derselben  Kunstform«  erfolgen,  d.  h.  es 
muss,  wie  das  Reichsgericht  (Entsch.  in 
Strafs.  Bd.  18  S.  36)  annimmt,  der  im  Ori- 
ginalkunstwerk enthaltene  Gedanke  in  we- 
sentlich verschiedener  Weise  seiner  äusseren 
Erscheinung  nach  zum  Ausdruck  gebracht 
sein.  Die  Nachbildung  derartiger  Werke 
durch  die  Photographie  ist.  da  diese  nicht 
als  Kunstform  betrachtet  wird,  gestattet. 
Zulässig  ist  es  endlich,  Nachbildungen  ein- 
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zelner  Werke,  unter  Angabe  des  Urhebers 
oder  der  benutzten  (Quelle,  in  ein  Schriftwerk 
aufzunehmen,  wenn  dieses  als  die  Haupt- 
sache erscheint,  die  Abbildungen  nur  zur 
Erläuterung  des  Textes  dienen. 

8.  Uebertragung  des  Urheberrechts. 
Das  Urheberrecht  überdauert  die  Lebenszeit 
des  Urhebers  und  geht  hoi  dessen  Tode  auf 
die  Erben  oder  auf  denjenigen  über,  dem 
es  durch  Verfügung  von  Todes  wegen  zuge- 


kann  fortdauern,  während  das  andere  durch 
Ablauf  der  Schutzfrist  erloschen  ist.  llat 
der  Rechtsnachfolger  dagegen  das  Original- 
werk nur  auf  photographischem  Wege  nach- 
gebildet, so  ist  er  auf  den  vom  Urheber 
abgeleiteten  Schutz  beschränkt.  An  einem 
Rechte  aus  eigener  Person  gebricht  es  ihm. 
da  für  Photographieen  von  noch  geschützten 
Werken  der  selbständige  Schutz  versagt  ist. 
Von  der  Uebertragung  des  Urheberrechts 


wendet  ist.  Es  kann  auch  durch  Vertrag  ist  die  blosse  Erlaubnis  zur  Nachbildung  zu 
beschränkt  oder  unbeschränkt  übertragen  unterscheiden.  Wer  ein  Werk  mit  Zustim- 
werden.  In  der  Ueberlassung  des  Eigentums  mung  des  Urhebers  nachbildet,  ohne  dass 
an  dem  Originalwerke  liegt  nicht  ohne  wei- 
teres die  Uebertragung  des  Nachbildungs- 
rechts. Nur  bei  Porträts  und  Porträt  - 


büsten  geht  das  Recht  auf  den  Besteller 
über:  (1er  hiermit  bezweckte  Schutz  der 
Persönliclikoit  versagt.  wenn  der  Dargestellte 
ein  anderer  als  der  Besteller  oder  wenn  das 
Recht  des  Urheliers  erloschen  ist.  Ob  da- 
rüber hinaus  ein  Recht  am  eigenen  Bilde* 
nach  allgemeinem  bürgerlichen  Rechte  be- 
steht. ist  in  neuester  Zeit  viel  erörtert  wor- 


den. 

dass 


ihm  das  ausschliessliche  Recht  eingeräumt 
ist.  kann  anderweite  Nachbildungen,  sei  es 
auch  in  demselben  Verfahren,  so  wenig 
Dritten  wie  dem  Urheber  selbst  verwehren. 
Nur  gegen  Nachbildungen  des  von  ihm 
selbst  bergest  eilten  Werkes  erlangt  er  Schutz, 
sofern  ihm  hieran  ein  Urhelierrecht  aus 
eigener  Person  erwachsen  ist.  Dies  ist  der 
Kall,  wenn  er  das  Original  mittelst  eines 
anderen  Kunst  Verfahrens  nachgebildet  hat 
oder  wenn  die  Voraussetzungen  des  Muster- 


— Die  Uebertragung  hat  die  Wirkung.  Schutzes  vorliegen.  Die 


der  Rechtsnachfolger  nicht  nur  Nach-  Nachbildung  ist  in  einem 


photographische 
solchen  Falle  aus 

hildungen  vornehmen  darf,  sondern  auch  das  dem  vorher  angegebenen  Orunde  schutzlos. 
Untersagungsreeht  des  Urhebers  erlangt,  t 4.  Dauer  und  Sicherstellung  des  l'r- 
also  sowohl  diesem  wie  Dritten  gegenüber  heberrechts.  Internationaler  Schutz, 
selbständig  Schutz  gegen  Nachbildung  be-  Das  Urheberrecht  wird  bis  zum  Ablauf  von 
anspruchen  kann.  Dies  gilt  insbesondere 
auch  beim  V erlagsvert rage.  Von  besonderer 
Bot  eutung  ist  die  Möglichkeit  einer  be- 


,'K  t Jahren  nach 
geschützt,  wenn 
vollständig  oder 
auf  dem  Werke 


dem  Tode  des  Urhebers 
der  Name  des  Urhebers 
durch  kenntliche  Zeichen 
bei  der  Veröffentlichung 


schränkten  Uebertragung  des  Urheberrecht? 
der  Urheber  kann  hierdurch  sein  Recht  in  angegeben  oder  binnen  dt)  Jahren  von  dieser 
der  Beschränkung  auf  eine  liestiuunto  Art  an  zur  Kintragsrello  angemeldet  ist.  Ande- 
der  Nachbildung,  z.  B.  behufs  Herstellung 
eines  Kupferstiches,  einer  Lithographie  oder 
Photographie  nach  seinem  Gemälde,  über-  das  Werk 


tragen.  Der  Verfertiger  der  Nachbildung 
hat  in  diesem  Falle  ein  vom 
leitetes  Untersagungsnvht 


Dritten  gegenüber  gegen  sonstige  Nachbil- 


ren falls  wird  das  Werk  30  Jahre  lang  von 
der  Veröffentlichung  an  geschützt.  Wird 
erst  nach  dem  Tode  veröffentlicht, 
so  dauert  der  Schutz  3<>  Jahre  vom  Tode 
Urheber  ahge-lan.  Hinsichtlich  der  Rechtsfolgen  aus  einer 
diesem  sowie  i Verletzung  des  Urheberrechts,  der  Entschä- 


digung, Bestrafung  mal  Einziehung  sowie 
desselben  Verfahrens.  Da j des  Verfahrens,  der  Verjährung  und  der 


düngen  mittelst 
andererseits  der  Urheber  Nachbildungen  des 
Originalwerkes  in  einem  anderen  Verfahren 
sowohl  selbst  vornehmen  wie  auch  Dritten 
gestatten  darf,  da  also  insoweit  das  Urheber- 
recht beim  Urheber  verblieben  ist.  so  kann 
der  Rechtsnachfolger  Nachbildungen  dieser 
Art  selbst  dann  nicht  verfolgen,  wenn  sie 
ohne  Genehmigung  des  Urhebers  hergestellt 


Eintragsrolle,  worüber  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Schriftwerken  vom  11.  Juni  ls7<>  für  an- 
wendbar erklärt  sind,  ist  auf  den  Artikel 
Urheberrecht  zu  verweisen. 

Das  Urheberrecht  ist  noch  nicht  in  dem 
Masse  zur  Geltung  gelangt,  dass  jedes  Werk 
in  jedem  Kulturstaate  den  Schutz  des  dor- 


sind.  Doch  ist  diese  Frage  vom  Reiehsge-  tigen  Gesetzes  fände.  Ausser  in  Frankreich 

• i.i  i ..  i ii.r.4^  i • 1 i t t i * ii  l ...  /l ... 


rieht  anders  entschieden  worden  (Entseh.  in 
Strafs.  Bd.  14  S.  217).  Nelien  jenem  abge- 
leiteten Rechte  steht  dem  Rechtsnachfolger 
dann,  wenn  er  das  Originalwerk  mittelst 
■eines  anderen  Kunst  Verfahrens  nachgebildet 
hat,  an  dieser  Nachbildung  ein  Urheberrecht 
aus  eigener  Person  zu , kraft  dessen  er 
Schutz  gegen  jedwede  Nachbildung  seines 
Werkes  verlangen  kann.  Beide  Rechte  be- 
stehen unabhängig  neben  einander;  das  eine 


und  Belgien  wird  überall,  von  der  Gegen- 
seitigkeitsklause) und  von  Verträgen  abge- 
sehen, ein  Schutz  nur  für  Werke  gewährt, 
die  wegen  der  Staatsangehörigkeit  oder  des 
Wohnsitzes  ihrer  Urheber  oder  Verleger  oder 
wegen  des  Ortes  ihres  Erscheinens  als  in- 
ländische angesehen  werden.  Das  deutsche 
Gesetz  schützt  die  Werke  inländischer  Ur- 
heber. gleichviel  ob  und  wo  sie  veröffent- 
licht sind,  daneben  die  Werke  von  Auslän- 
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(lern,  wenn  sie  bei  inländischen  Verlegern ! Verfertigers  oder  Verlegers  und  das  Jahr 


erscheinen.  Der  Schutz  ausländischer  Werke 
in  Deutschland  und  deutscher  Werke  im 
Auslande  wird  durch  Staatsverträge  geregelt. 
Insbesondere  bestellt  zwischen  dem  Deut- 
schen Reiche  und  Belgien , Frankreich, 
Grossbritannien,  Haiti,  Italien,  Luxemburg, 
Monaco,  Norwegen,  der  Schweiz,  Spanien, 
Tunis  nach  der  Berner  Uebereinkunft  vom 
5.  September  1887  (ergänzt  durch  die  Pa-  j 
riser  Zusatzakte  und  Deklaration  vom 
4.  Mai  1896)  ein  Verband  zum  Schutze  von  j 
Werken  der  Litteratur  und  Kunst.  Die ' 
einem  Verbandslandc  angehörigen  Urheber 
gemessen  in  don  übrigen  I rändern  den 
Schutz  der  dortigen  Gesetze,  sofern  das 
Werk  innerhalb  des  Verbandes  oder  über- 
haupt noch  nicht  veröffentlicht  ist.  Der 
Schutz  ist  nur  von  den  im  Ursprung9lande 
vonreschriebeneii  Bedingungen  und  Form- 1 


bildung ; eine 
Verfahrens 


des  Erscheinens  enthält.  Abweichend  vom 
Kunstschutz  erstreckt  sich  das  ausschliess- 
liche Recht  nur  auf  die  mechanische  Nach- 
solehe  mittelst  eines  Kunst- 
z.  B.  durch  Holzschnitt,  ist  also 
gestattet.  Zulässig  ist  hier  auch  die,  wenn- 
gleich mechanische.  Nachbildung  an  einem 
Werke  derlndustrieete.  — Die  neueren  Staats- 
verträge gewähren  auch  den  Photogmphieen 
i nlernationalen  Schutz. 

(J.  Ausländisches  Recht.  In  Oester- 
reich (G.  v.  26.  Dezeiuber  1895)  stellt  dem 
Urheber  das  ausschliessliche  Recht  zu.  das 
Werk  zu  veröffentlichen.  nachzubilden  und 
Nachbildungen  zu  vertreiben.  Die  Regelung 
des  Schutzes  stimmt  im  allgemeinen  mit  dem 
deutschen  Rechte  überein ; insbesondere  ist  die 
Nachbildung  eines  Werkes  der  maleude»  und 
der  graphischen  Kunst  durch  die  plastische 
Kunst,  und  umgekehrt,  gestattet.  Wild  das 


lichkeiten  abhängig  und  dauert  nicht  länger  Eigentum  des  Werkes  übertragen,  so  ist  darin 
als  im  Ursprungslande.  '*  oitergehende  jn,  Zweifel  eine  Uebertragung  des  Urheberrechts 


Rechte,  die  durch  Sonderverträge  gewährt  nicht  zu  linden.  Der  Schutz  endigt  AU  Jahre 

nach  dem  Tode;  erscheint  das  Werk  aber  erst 
in  den  letzten  10  Jahren,  so  dauert  er  noch  5 
Jahre  vom  Erscheinen  an.  Photograph ieen 
werden,  nachdem  sie  erschienen  sind,  10  Jahre 
| lang  geschützt.  — Das  ungarische  G.  v.  26. 
■ ! April  1884  enthält,  was  «len  Schutz  der  bilden- 
den Künste  und  der  Photographie  betrifft,  fast 
«lie  gleichen  Vorschriften  wie  «lie  deutschen  Ge- 
I setze.  Nur  ist  die  Nachbildung  plastischer 
Werke  durch  die  zeichnende  und  malende  Kunst, 

| und  umgekehrt,  nicht  freigegeben  und  die 
l Schutzfrist  für  Werke  «ler  Kunst  ist  auf  50 
Jahre  nach  dem  Tode  ausgedehnt.  — In  der 

aber  noch,  nicht  ratifizierten  Vertrag  geregelt  Irh,.,,em.(.llt  an  werken  der  Kunst  in  dem 
werden.  ausschliesslichen  Rechte,  „diese  zu  vervielfäl- 

I tigen  hezw.  darzustellen“.  Gestattet  ist  die 
teilweise  Wiedergabe  in  einem  Werke  für  den 


sind,  werden  durcli  die  Uebereinkunft  nicht 
berührt.  Solche  Verträge  bestehen  auf 
seiten  Deutschlands  noch  mit  Frankreich 
(vom  19.  April  1883),  Belgien  (vom  12.  De- 
zember 18*3)  und  Italien  (vom  20.  Juni  18*1). 
— Mit  den  Vereinigten  Staaten  hat  das 1 
Deutsche  Reich  am  15.  Januar  1892  ein 
Abkommen  geschlossen,  das  den  hoiderseiti- 1 
gen  Staatsangehörigen  volle  Gleichberechti- 
gung mit  den  Inländern  zusichert.  Das  Ver- 
hältnis zu  Oesterreich-Ungarn  soll  durch 
einen  am  30.  Dezember  1899  Unterzeichneten. 


5.  Schutz  der  Photographie.  Dieser 
ist  durch  ein  besonderes  R.G.  v.  10.  Januar 
1*76  geregelt  Das  Recht  zur  Nachbildung  Schulunterricht,  die  Nachbildung  der  bleibend 
eines  Werkes,  das  durch  Photographie  oder, auf  Strassen  oder  Plätzen  befindlichen  Werke 
ein  ähnliches  Verfahren  bergest  eilt  ist.  steht  j »»  ««derer  Kunstfonn.  die  Aufnahme  oder  Aus- 
führung von  Planen  oder  Zeichnungen  bereits 


dem 


der  Aufnahme  zu:  nach 


Verfertiger 

dom  Berichte  «ler  Reielistagskommission  über 
den  Gesetzentwurf  soll  dies  der  Inhaber 
der  Anstalt  sein,  nach  dessen  Anweisung 
die  Arbeiten  ausgeführt  werden.  Das  Rocht 
ist  vererblich  und  veräusserlieh.  Bei  Bild- 
nissen geht  es  auch  ohne  Vertrag  auf  den 
Besteller  über;  hieraus  folgt,  dass  ohne 
dessen  Zustimmung  der  Photograph  k«4ne 
Nachbildung  zum  Zwecke  des  Aushangs 
herstellen  darf  (Putsch,  d.  Reichsg.  in 
Strafs.  Bd.  2 8.  246).  Stärker  als  Ihm 
Kunstwerken  macht  sich  hier  «lie  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Regelung  geltend,  da  längstens 
nach  10  Jahren  der  Besteller  schutzlos  wird. 
Der  Schutz  der  Photographie  dauert  näm- 
lich nur  5 Jahre  vom  Erscheinen  und,  wenn 
keine  Abbildung  erscheint,  von  der  Ent- 
stehung des  Negativs  an.  Der  Schutz  ist 
davon  abhängig,  «lass  jede  Abbildung  der 
Aufnahme  den  Namen  und  Wohnort  des 


hergestcllter  Gebäude.  In  «ler  Veräußerung 
des  Werkes  wird  eine  Uebertragung  des  Ver- 
vielfftltigungsrechts  nur  bei  bestellten  Bildnissen 
und  bestellten  photographischen  Erzeugnissen 
gefunden.  Das  Urheberrecht  dauert  30  Jahre 
vom  Tode,  Lei  nachgelassenen  Werken  vou  der 
Veröffentlichung  au,  tur  Photographieen  in  der 
Regel  ö Jahre.  Die,  eben  genannten  Werke 
bedürfen  «ler  Einregistrierung  binnen  dreier 
Monate  nach  der  Veröffentlichung.  — In 
Belgien  gewährt  «las  G.  v.  22.  März  1886 
dem  Urheber  das  ausschliessliche  Recht,  ein 
Werk  der  Kunst  zu  vervielfältigen,  in  welcher 
Art  und  Form  es  sei.  Die  l'eberlassung  des 
Werkes  hat  die  des  Vervielfältigungsreclits 
nicht  zur  Folge;  Bildnisse  darf  ohne.  Ge- 
nehmigung des  Dargestellten  oder  seiner  Rechts- 
nachfolger bis  zu  2o  Jahren  nach  seinem  Tode 
niemand  vervielfältigen  oder  ausstellen.  Das 
Urheberrecht  dauert  50  Jahre  vom  Tode,  bei 
nachgelassenen  Werken  von  der  Veröffentlichung 
an.  — In  Frankreich  spricht  das  grund- 
legende  G.  v.  19.  Juli  1793  nur  von  einem  aus- 
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schliesslichen  Rechte  der  Maler  und  Zeichner. 
Die  herrschende  Ansicht  dehnt  den  Schutz  auf 
alle  Werke  der  bildenden  Künste,  auch  die  der 
Baukunst,  aus;  der  Schutz  der  Photographie 
ist  sehr  streitig.  Das  Recht  dauert  50  Jahre 
nach  dem  Tode ; bei  nachgelassenen  Werken 
bestimmt  sich  die  Schutzdauer  aus  der  Person 
des  Herausgebers.  Die  Praxis  erachtet  jedwede 
Nachbildung,  auch  in  anderer  Kunstform,  für 
unstatthaft.  Ob  bei  Veräusserung  des  Werkes 
auch  das  Vor  viel  fSltiguugsrecht  übergeht,  ist 
streitig;  in  der  Praxis  wird  es  bejaht.  — In 
Italien  (Dekret  vom  19.  September  1882)  hat 
der  Urheber  das  ausschliessliche  Recht,  das 
Werk  zu  veröffentlichen,  zu  vervielfältigen  und 
die  Vervielfältigungen  zu  verüussern.  Unter- 
sagt ist  auch  die  Ausführung  von  Kunstwerken 
nach  den  Eutwürfen  eines  anderen.  Die  Nach- 
bildung mittelst  eines  abweichenden  Knnstver- 
fahrens,  wie  z.  B.  der  Stich  nach  einem  Ge- 
mälde, wird  einer  Uebersetzuug  gleichgeachtet 
und  ist  nur  10  Jahre  lang  von  der  Veröffent- 
lichung untersagt.  Im  allgemeinen  wird  das 
Urheberrecht  80  Jahre  lang  geschützt,  jedoch, 
nachdem  der  Urheber  gestorben  ist,  die  letzten 
40  Jahre  nur  in  der  Art,  dass,  wer  das  Werk 
vervielfältigen  will,  dem  Berechtigten  5%  vom 
Ladenpreise  jedes  Exemplars  zu  entrichten  hat. 
Der  Schutz  ist  von  einer  Deklaration  und  De- 
ponierung des  Werkes  abhängig.  In  der  Ver- 
änsserung  des  Werkes  liegt  nicht  die  Ueber- 
lassnng  des  Vervielfältigungsrechts,  ausser  bei 
einer  Form.  Kupferplatte  und  dergl.  — In  Eug- 
1 a n d bestehen  besondere  Gesetze  über  Stiebe, 
Lithographieen  und  dergl.  (von  1735,  17G6, 
1777  und  28.  Mai  1852),  über  Skulpturen  (vom 
18.  Mai  1814)  und  über  Gemälde,  Zeichnungen 
und  Photographieen  (vom  29.  Juli  1802).  Der 
Schutz  des  Urhebers  dauert  für  Werke  der 
ersten  Gattung  28  Jahre  von  der  Veröffent- 
lichung an,  für  die  zweite  Gattung  14  Jahre 
von  demselben  Zeitpunkte  au  und,  wenn  der 
Urheber  alsdann  noch  lebt,  noch  weitere  14 
Jahre,  für  die  dritte  Gattung  7 Jahre  nach  dem 
Tode.  Voraussetzung  des  Schutzes  ist  für  Ge- 
mälde, Zeichnungen,  Pkotographieen  die  Re- 
gistrierung des  Werkes  sowie  jeder  Abtretung 
des  Urheberrechts.  Bei  Gemälden  etc.  geht  der 
Verkäufer  des  Urheberrechts  verlustig,  wenn  es 
ihm  nicht  schriftlich  Vorbehalten  ist.  Zur  Zeit 
wird  das  Urheberrecht  neu  geregelt.  Nach  dem 
neuen  Entwürfe  soll  die  Frist  30  Jahre  vom 
Tode,  bei  Nachbildungen  und  bei  Pkotographieen 
von  der  Registrierung  an  betragen.  Die  Re- 
gistrierung soll  eingeschränkt  werden,  bei  der 


Veräusserung  des  Werkes  soll  das  Urheberrecht 
dem  Künstler  verbleiben. 

ln  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (G.  v.  8.  Juli  1870,  18.  Juni  1874, 
4.  März  1891)  ist  den  Urhebern  von  Werken 
der  bildenden  Künste  sowie  von  Photographieen 
(Werke  der  Baukunst  sind  nicht  mit  aufgeführt), 
das  ausschliessliche  Recht  für  28  Jahre  von  der 
Registrierung  des  Werkes  an  beigelegt;  diese 
Frist  kann  für  den  Urheber  selbst,  für  die 
Witwe  und  die  Kiuder  durch  neue  Registrierung 
um  14  Jahre  verlängert  werden.  Voraussetzung 
des  Schutzes  ist  Registrierung  und  Deponierung 
des  Werkes ; handelt  es  sich  um  Photographieen, 
Chromos  oder  Lithographieen,  so  müssen  die 
beiden  einzureichenden  Exemplare  von  einer 
Vorrichtung  (Negativ,  Zeichnung  auf  Stein  etc.) 
abgebildet  sein,  die  in  den  Vereinigten  Staaten 
hergestellt  ist.  Die  Uehertragung  des  Urheber- 
rechts erfordert  schriftliche  Form  und  mnss, 
um  gegen  dritte  Rechtserwerber  wirksam  zu 
sein,  registriert  werden. 

Litteratur:  Allfelil,  Reichsgesetz,  betreffend  du/t 
Urheberrecht,  München  189$.  — A ndevs,  Bei- 
trüge  zur  Lehre  mm  I Utero riechen  und  artistischen 
Urheberrecht,  Innsbruck  1S8I.  — Cop  Ing  et',  The 
law  gf  Copyright,  London , 3.  Aufl.  l$i)3.  — Le 
Droit  d’Aulettr  (Zeitschrift  des  Berner  Verbandes), 
Bern  seit  1888.  — Jhttnlr,  Urheberrecht,  Stutt- 
gart 1888.  — (iriinriraltl.  Das  Urheberrecht 
auf  dem  tiebicte  der  bildenden  Kunst  und  Photo- 
graphie, Düsseldorf  1888.  — .laut/,  De  Ui 
proprietc  littcraire  et  artistique,  Nancy  1880.  — 
Klostermnnn , Das  Urheberrecht  an  Sehrifi- 
und  Kunstwerken,  Berlin  1S76.  — Koltlrr, 
Das  Autorrecht,  Jena  1880.  — Lyon-Cacn  et 
DcUiUiln,  Lots  fra uraltes  ct  finnigeres  sur  ln 
propr.  litt,  et  urlist.,  Paris  1889.  Supplement 
1890 — 1896.  — Mamlry,  Das  Urheberrecht  an 
litterarisehen  L'rzcugnisscn  und  Werken  der 
Kunst.  Ein  Kommentar  zum  kgl.  bayer.  G.  v. 
i {8.  VI.  186$,  Erlangen  1807.  — Pouillet, 
Tratte  thiorique  et  prutique  de  la  propr.  litt,  et 
artist.,  Paris,  3.  Aufl.  189).  — Routh,  The  late 
of  artistic  Copyright,  London  1881.  — II 'Hehler, 
Das  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden 
Künste  etc.,  Stuttgart  1877. 

Dungs. 


Knpfer 

s.  Borgbanstatistik  oben  Bd. II  S. 561  ff. 


Lagerschein 

s.  Warrant. 


Lampertico,  Fedele, 

Freund  ilessedaglias  und  Anhänger  seiner 
Schule,  wurde  am  13.  VI.  1833  zu  Vicenza 
geboren.  Er  empfing  seinen  ersten  Unterricht 
m seiner  Vaterstadt,  wo  der  Abbe  Giacomo 
Zanella  einer  seiner  Lehrer  war.  Im  Jahre  185f> 
promovierte  er  an  der  Universität  Padua  zum 
Doktor  der  Rechte.  Seit  1873  ist  er  Senator 
des  Königreichs;  ferner  ist  er  Präsident  (zum 
vierten  Ma  1 ; des  k gl.  Istitnto  V e n e t o , war 


Von  seinen  staatswisseuschaftliehen  Schriften 
seien  die  folgenden  genannt:  La  Statistica  in 
Italia  prima  dell’  Acnemvaar,  Padova  1855.  — 
Giammaria  Ortes  e lu  scienza  economica  al  suo 
tempo,  Venezia  1865.  — Deila  statistica  come 
scienza  in  generale  e di  Melcliiorre  Gioja  in 
particolare.  (In  den  Atti  del  R.  Istituto  Veueto 
di  Scienze,  lettere  ed  arti,  1870  71.)  Später  er- 
schien diese  Abhandlung  in  2.  Aun.  besonders, 
Rom  1879.  — Ecouomia  dei  popoli  c degli 
Stati.  Vol.  I — V,  Milano  1874 — 84.  — La  legge 
di  abolizione  ed  affrancazione  delle  deciine: 
studio,  Padova  1888. 

Vgl.  über  Lampertico:  Cossa:  Introdu- 
zione  allo  studio  dell  Ecouomia  politica.  3«  ediz., 
Milano  1892  (S.  522).  — Derselbe,  Einleitung 


aber  er  versieht  zahlreiche  Ehrenämter  in  der 
Lokalverwaltnng  in  Vicenza,  wo  er  lebt  und 
nahm  grossen  Anteil  an  den  parlamentarischen 
discugßioni  e commissioni. 

Durch  seine  mannigfachen  Schriften  über 
Ortes,  über  Bergwerksgesetzgebung  etc.,  vor 
allem  aber  durch  seine  umfangreiche  ..Ecouomia 
dei  Popoli  e degli  Stati"  (s.  u.)  hat  er.  wie 
Cossa  rühmend  hervorhebt,  ..einen  unwiderleg- 
lichen Beweis  von  seinem  bedeutenden  analy- 
tischen Scharfsinn,  von  seiner  umfassenden  und 
gründlichen  Gelehrsamkeit  sowie  von  seiner 
vollkommenen  Kenntnis  der  besseren  ita- 
lienischen und  fremdländischen  Werke1'  geliefert. 
Auch  die  Ergebnisse  der  deutschen  Wissenschaft 
sind  von  Lampertico  allezeit  gebührend  berück- 
sichtigt. Als  Ferrara  (s.  d.)  im  Jahre 
gegenüber  einem  grossen  Teil  der  National- 
ökonomen Italiens  den  Vorwurf  erhob,  dass  sie 
..Germanisten,  Sozialisten  und  Verderber  der 
italienischen  J ugend“  seien,  da  war  es  Lampertico, 
der  im  Verein  mit  anderen  den  ersten  volks- 
wirtschaftlichen Kongress  im  Januar  1875  nach 
Mailand  berief,  um  öffentlich  die  Ansichten  derer 


pertieo,  Studio  bibliographico,  Vicenza  1898. 

Itvü. 


Landeskreditkassen. 

1.  Deutschland.  2.  Das  Ausland. 

1.  Deutschland.  Unter  dem  Sammel- 
namen der  Landeskreditkassen  begreift  man 
die  staatlichen  und  provinziellen  (kommunal- 
ständischen) Bodenkreditinst itutc  in  Deutsch- 
land. Es  gehören  hierher  die  nachfolgenden 
Institute : 1.  das  herzogliche  Leihhaus  in 
Braunschweig  (gegründet  1705),  2.  die  Boden- 
kreditanstalt in  Oldenburg  vom  14.  Februar 
1874  t 1883,  3.  die  Landeskreditanstalt  in  Hannover 
(Preussen)  vom  18.  Februar  1842,  4.  die 
Landeskreditkasse  in  Cassel  (Preussen)  vom 
23.  Juni  1832,  5.  die  Landesbank  in  Wies- 
baden (Preussen)  vom  22.  Januar  1840,  0.  die 
landständische  Bank  des  königlich  sächsi- 
schen Markgraftums  Oberlausitz  in  Bautzen 

2<iJuii  1844), 


darzulegen . welche  nicht  blindlings  glauben. 

„dass  die  Wissenschaft  mit  Adam  Smith  und  (vo,n  23  August 
seinen  nicht  immer  glücklichen  Glossatoren  ge-  Landesbänk  in  Sachsen  - Altenburg 

^ — *-•-  — Lampertico  besitzt  »„„.„n-noi 

che  Gesetze  rnathe-  -August  1792) 


hören  und  begraben  sei", 
eine  grosse  Fälligkeit,  natürliche 


matisch  auszudrücken. 


8.  Oktober  1818’ 


die  herzogliche 
(vom 

8.  die  Landeskreditanstalt 
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in  Sachsen-Gotha  vom  23.  Dezember  1853. 
9.  die  Landeskreditanstalt  in  Sachsen-Mei- 
ningen vom  25.  August  1849.  10.  die  Landes- 
kreditkas.se  in  Sachsen -Weimar  vom  17. 
November  1809,  11.  die  Landeskreditkasse 
in  Schwarzburg-Rudolstadt  vom  1.  November 
1855,  12.  die  Landeskreditkasse  in  Schwarz- 
burg-Sondershausen  vom  9.  Juli  18s3,  13.  die 
Laudeskreditkasse  für  das  Grossherzogtum 
Hessen  vom  15.  Oktober  1890,  14.  die  Luides- 
bank  der  Rheinprovinz  vom  23.  April  1888 
mit  dem  Sitz  in  Düsseldorf.  15.  die  Landes- 
bank der  Provinz  Westfalen  in  Münster  vom 
24.  Juni  1890  bezw.  vom  31.  Dezember  1894 
an  dem  Tag,  von  dem  das  erste  Privileg 
für  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
auf  den  Inliaber  datiert  ist. 

Die  drei  letztgenannten  Banken  unter- 
scheiden sieh  von  den  anderen  hier  auf- 
gczähltcn  Instituten  dadurch,  dass  sie  nicht 
Schuldverschreibungen  ihrer  Institute  emit- 
tieren, sondern  die  beiden  Landesbanken 
erhalten  ihre  Betriebsmittel  vorzugsweise 
durch  Ausgabe  von  Provinzialschuldver- 
sehreibungen, die  Landeskreditkasse  im 
Grossherzogtum  Hessen  durch  Ausgabe  von 
Staatsschuld  Verschreibungen. 

Das  Königreich  Prenssen  hat  in  seinen 
Grenzen  bis  zum  Jahre  1866.  mit  Ausnahme 
des  unter  besonderer  Konstellation  am  8. 
Juli  1835  begründeten,  am  4.  Dezember  1850 
aber  geschlossenen  Kreditinstituts  für  Schle- 
sien solche  Institute  nicht  besessen.  Die 
Landesbanken  für  die  Rbeinprovinz  und  in 
Westfalen  sind  durch  eine  Erweiterung  der 
in  diesen  Provinzen  vorhandenen  Provinzial- 
hilfskassen entstanden.  Die  zweifelhafte 
Frage,  ob  für  diese  Erweiterung  ein  Landes- 
gesetz notwendig  sei.  wurde  verneinend 
entschieden.  Auch  die  süddeutschen  Staaten 
haben  bis  zur  Gründung  der  Landeskredit- 
kasse in  I Lesse n-Darmstad t ein  derartiges 
Institut  nicht  gehabt.  Im  vormaligen  König- 
reich Hannover  war  die  staatliche  Haftbar- 
keit auf  den  Betrag  von  1500000  Mark  be- 
schränkt. Innerhalb  des  Königreichs  Sachsen 
ist  nur  für  das  Markgrafentum  Oberlausitz 
ein  eigenartiges  Kreditinstitut  entstanden. 

Die  Förderung  des  Bodenkredits  unter 
staatlicher  Haftbarkeit  hat  wesentlich  der 
Bankpolitik  der  kleineren  Staaten  in  Mittel- 
und Nord  Westdeutschland  entsprochen.  Im 
wesentlichen  sind  es  die  dreissiger  Jahre, 
eine  Zeit  besonderer  Thätigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Agrargesetzgebung,  welche  zur 
eigenartigen  Organisation  der  Landeskredit- 
kassen einen  lebhaften  Impuls  gaben.  Die 
Bankpolitik  des  preussisehen  Staates  war  der 
Gründung  staatlicher  Bodenkreditinstitute 
abgeneigt.  Die  staatliche  Haftbarkeit  sofort 
im  Augenblicke  »1er  Gründung  bestand  bei 
den  Instituten  in  Oldenburg,  Hannover, 
Cassel,  Wiesbaden.  Gotha,  Meiningen,  Weimar, 


r.i  i 


Rudolstadt,  Sondersliausen , Hessen-Darm- 
stadt.  Für  Altenburg  ist  sie  zum  mindesten 
vom  Jahre  1818  an  unzweifelhaft,  und  für 
das  Leihhaus  in  Braunschweig  ist  sie  üb 
Jahre  1832  eingetreten.  Die  Haftbarkeit 
des  Landkreises  des  Markgraftums  Ober- 
lausitz besteht  für  die  landständische  Bank 
in  Bautzen.  Nach  der  im  Jahre  1869  er- 
folgten Umgestaltung  der  Institute  in  Haa- 
nover. Cassel  und  Wiesbaden  entfiel  für  die- 
selben die  staatliche  Haftbarkeit. 

Für  Cassel  und  Wiesbaden  besteht  die 
Haftbarkeit  der  betreffenden  Konnnuiiahvr- 
büude,  für  Hannover  besteht  die  Haftbarkeit 
der  Provinz,  auch  für  die  Landesbanken  '1er 
Rheinprovinz  und  der  Provinz  Westfalen 
haften  die  bezüglichen  Provinzialvcrhamie. 

Was  die  Verwaltungsorgane  der  staat- 
lichen und  provinziellen  Boden kreditiusti tute 
betrifft,  so  sind  folgende  Gesichtspunkte  zu 
unterscheiden : 

1.  Die  Mitwirkung  der  höchsten  Staats- 
behörde kann  entweder  lediglich  vom  Stand- 
punkte der  Aufsicht  aus  oder  direkt  und 
aktiv  und  auch  hier  wieder  in  verschiedenem 
Umfange  erfolgen.  Es  ist  also  zu  unter- 
scheiden. ob  eine  besondere  Behörde  mit 
der  Verwaltung  der  Geschäfte  betraut  i?t 
oder  nicht.  Bei  den  Laudeskreditkasseu  in 
Rudolstadt  und  Sondershausen  wird  die 

einem  unmittelbar  unter  dem 
stehenden  Vorstände  verwaltet 
In  Braunsehweig  vertritt  das  herzogliche 
Finanzkollegium , Abteilung  für  Leihhau?- 
sachen,  die  Anstalt  in  allen  rechtlichen  und 
administrativen  Beziehungen.  In  Oldenburg 
ist  die  Verwaltung  bis  auf  weiteres  der 
Direktion  der  Erspar migskasse  übertragen. 

2.  Die  staatliche  Oberaufsicht  wird  ent- 
weder vom  Gesamtministerium.  wie  in  Alten- 
burg.  oder  von  der  Einanzabteilung  des  Oe* 
Samtministeriums  ausgeübt,  so  in  Gotha,  oder 
von  dem  Departement  des  Innern,  z.  R ui 
Weimar  vom  Staatsministerium.  Abteilung 
des  Innern  in  Meiningen,  ln  der  Kegel 
haben  die  Institute  besondere  Vorstände,  ein 
Direktorium. 

3.  Auch  die  Mitwirkung  des  Landtag? 
kann  bei  den  staatlichen  Instituten  sich  aut 
die  Kontrolle  beschränken  oder  auf  die  Mit- 
leitung ausdehnen.  Bei  der  landständischen 
Bank  in  Bautzen  sind  die  Stände  des  Land- 
kreises die  oberste  Behörde,  vorbehaltlich 
der  Oberaufsicht  der  Staatsregierung,  welche 
durch  einen  königlichen  Regierungskommissar 
ausgeübt  wird.  Für  die  Institute  in  Cassel 
und  Weimar  sind  die  Kommunallandtage  die 
Kontrollorgane.  Die  Ijandeskreditanstalt  in 
Hannover  soll  nach  den  Beschlüssen  des 
Provinziallandtages  verwaltet  werdeu.  Für 
die  Landesbank  der  Rheinprovinz  sowie  für 
die  Landesbank  der  Provinz  Westfalen  be- 
steht zur  Leitung  und  Verwaltung  sowie 


Kasse  von 
Ministerium 
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ur  Ausübung  der  fortlaufenden  Kontrolle 
er  Geschäftsführung  des  Direktors  ein 
Kuratorium.  Das  Kuratorium  ist  zusammen- 
gesetzt aus  dem  l^andeshaujttinann  der  be- 
reffenden  Provinz  und  dem  Direktor  der 
.andesbank  sowie  aus  fünf  vom  Provinzial- 
msschuss  zu  wühlenden  Mitgliedern.  Die 
>bere  Lieitung  und  Verwaltung  der  Landes- 
bank verbleibt  dem  Provinzialausschuss. 

Der  geographische  Geschäftskreis  der  In- 
stitute ist  insofern  principmässig  festgestellt, 
als  die  Institute  nur  innerhalb  desjenigen 
Staates  oder  Staatsteils  Darlehen  gewähren, 
weicher  für  sie  haftet.  Jedoch  dürfen  die 
Altenburger  Landesbank  und  die  Bautzener 
Bank  unter  gewissen  Voraussetzungen  in 
ganz  Deutschland  Beleihungen  machen. 

Ueberaus  verschiedenartig  abgegrenzt  ist 
»\ev  materielle  Geschäftskreis.  Die  Institute 
in  Hannover,  Cassel,  Wiesbaden,  Meiningen, 
Rudolstadt  sind  im  engen  Zusammenhänge 
mit  der  Ablösungsgesetzgebung  entstanden. 
Die  Vermittelung  der  Grundentlastung  ist 
seit  dem  Jahre  1870  für  die  Institute  in 
Hannover  und  Cassel  weggefallen.  Die  Alten- 
burger Landesbank  ist  zugleich  Lmdrenten- 
hank.  Die  Pflege  des  Korporationskredits 
ist  allen  Instituten  gemeinsam,  wie  die- 
jenige des  Bodenkredits.  Nur  ländliche,  keine 
städtischen  Darlehen  gewährt  die  Landes- 
kreditanstalt  in  Hannover.  Sie  hat  die  Ver- 
pflichtung zur  Annahme  gerichtlicher  Depo- 
siten. Das  Bankgeschäft  im  weitesten  Um- 
fange dürfen  betreiben  die  Institute  in  Alten- 
burg und  Bautzen.  Das  Bautzener  Institut 
ist  auch  Notenbank.  Die  Annahme  von 
Depositen  ist  ausdrücklich  gestattet  den  In- 
stituten in  Braunschweig,  Bautzen,  Gotha. 
Meiningen,  in  Rudolstadt,  den  Landesbanken 
in  Düsseldorf  und  Münster. 

Die  LandeskreditnnstaJt  in  Meiningen  ist 
jetzt  Hinterlegungsstelle  für  das  ganze  Land. 
*ie  gewährt  auch  Darlehen  zur  Bestreitung 
der  gemeinschaftlichen  Kosten  der  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  sowie  an  Grund- 
stflcksmel  inrat  ionsverbände.  Die  Kasse  in 
Weimar  kann  zur  Förderung  der  Boden- 
kultur, besonders  Entwässerungs-  und  Be- 
wässerungsanlagen, Urbarmachungen  im 
Grossherzogtum  gelegener  Grundstücke  bis 
zu  einer  hallten  Million  zu  21 2%  Zinsen 
und  mit  'll  i °.o  anfänglicher  Tilgung  aus- 
leihen.  Die  Landeskredit kasso  in  Cassel 
kann  gemäss  dem  G.  v.  5.  Juli  1890  an 
solche*  Kreise  und  Gemeinden  des  Regierungs- 
bezirks, deren  Haushalt  dazu  die  geeignete 
Grundlage  bietet,  sowie  an  öffentliche,  zur 
Kntwässerung  und  Bewässerung  von  Grund- 
stöcken innerhalb  des  Regierungsbezirks  ge- 
bildete Genossenschaften  im  Sinne  des  G. 
v- 1.  April  1*79,  betreffend  die  Bildung  von 
Wassergenossenschafton,  auch  ohne  Be- 
stellung einer  Specialhypothek  Darlehen  be- 


willigen. Die  Landeskreditkasse  in  Darm- 
stadt gewährt  neben  Boden-  und  Korjto- 
rationskredit  auch  tlie  Geldmittel  zur  Aus- 
führung von  Wiesenkulturon , Bachregu- 
lierungen, Entwässerung  von  Grundstücken 
und  für  die  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken und  Anlage  von  Feldwegen,  sic 
giebt  unter  gewissen  Vorsichtsmassregeln 
auch  die  Gelder,  die  seitens  der  Gemeinden,, 
anderer  Korporationen,  Konsortien  und 
Privaten  zum  Schutze  gegen  Ueberschwem- 
mungen  und  zur  Prämierung  oder  ander- 
weiten Entwässerung  von  grösseren  Flächen 
verwendet  werden  sollen.  Sie  giebt  auch 
an  Kommunalverbände  und  Gemeinden  Dar- 
lehen zur  Bestreitung  von  Grunderwerbs- 
kosten, zum  Bau  von  Neben  bahnen , für 
Grunderwerbs-  und  Baukosten  von  neuen 
Kreisstrassen  und  an  Gemeinden  Darlehen 
zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Neuanlage 
von  Wasserleitungen. 

Die  Landesbanken  der  Rheinprovinz  und 
der  Provinz  Westfalen  geben  auch  Lombard- 
darlehen und  sie  geben  Darlehen  an  Kom- 
munalverbände, Civil-  und  Kirchengemeindenv 
gemeinnützige  Anstalten,  Korporationen  und 
Genossenschaften,  gewerbliche  Unternehmer, 
städtische  und  ländliche  Grundbesitzer.  Sie 
unterstützen  die  Entwickelung  des  Klein- 
bahnwesens. 

Die  Betriebsmittel  der  Institute  sind 
entweder  eigene  Fonds  oder  ihnen  zugewie- 
sene Fonds  bezw.  von  ihnen  aufgenommene 
Kapitalien.  Die  Aufnahme  von  Kapitalien 
geschieht  insbesondere  durch  Ausgabe  von 
Schuldverschreibungen,  Obligationen,  Schuld- 
scheinen, Pfandbriefen.  Die  Schuldver- 
schreibungen sind  entweder  kündbar  oder 
unkündbar.  Die  Landeskrcditanstalt  in 
Hannover  hat  von  jeher  nur  kündbare 
Schuldverschreibungen  ausgegeben.  Das  Sys- 
tem kündbarer  Schuldverschreibungen  be- 
steht auch  für  die  Institute  in  Oldenburg, 
Gotha,  kündbare  und  unkündbare  Schuld- 
verschreibungen emittieren  die  Institute  in 
Altenburg,  Braunschweig.  Bautzen.  Nur 
un kündbare,  verlosbare  Schuldverschreibun- 
gen emittieren  die  Institute  in  Cassel,  Moi- 
ningeu,  Rudolstadt,  Sondersbausen,  Wies- 
baden. L>ie  Yerlosbarkeit  ist  nach  neuerer 
Praxis  bei  einzelnen  Instituten  für  einen 
bestimmten  Zeitraum  ausgeschlossen.  Die 
Schuldverschreibungen  in  Weimar  sind  nicht 
verlosbar,  aber  kündbar  seitens  der  Anstalt. 
Es  bestellt  bei  Weimar  auch  wie  l>ei  einzel- 
nen anderen  Instituten  die  Möglichkeit  des 
freihändigen  Rückkaufs  der  Obligationen. 
Die  Landesbanken  in  Düsseldorf  und  Münster 
emittieren  auf  den  Inhaber  lautende  Anleihe- 
scheine der  betreffenden  Provinz,  bei  der 
Darnistädter  Landeskredit  kasse  werden 
Staatsschuldversehroibungen  begeben.  Alle 
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Schuldverschreibungen  haben  pupillarische 
Qualität. 

Das  Princip,  dass  man  keinen  anderen 
Kredit  gewähre,  als  man  ihn  selbst  hat.  ist 
bei  den  Instituten  im  allgemeinen  noch  nicht 
durohgeffihrt. 

Das  Princip  der  Zwangsamortisation  be- 
steht bei  den  Instituten  in  Braunsclnveig, 
Hannover,  Cassel,  Oldenburg,  Gotha.  Weimar. 
Sondershausen,  Darmstadt,  als  Regel  auch 
in  Meiningen. 

Der  niedrigste  Betrag  der  Amort  isations- 
quoten  variiert. 

Nicht  bei  allen  Instituten  besteht  das 
Princip,  dass  der  einmal  vereinbarte  Zius- 
fuss  unabänderlich  für  die  Darleheusdauer 
sei.  Es  giebt  also  Institute  mit  veränder- 
lichem Zinsfusse.  Am  eigentümlichsten  durch- 
gebildet ist  dies  bei  der  Landeskreditanstalt 
in  Hannover. 

Die  meisten  Institute  haben  das  System 
des  Bardarlehens.  Alle  Institute,  mit  Aus- 
nahme desjenigen  in  Hannover,  gewäh- 
ren ländliche  und  städtische  Darlehen.  Bei 
vielen  sind  die  kleineren  Darlehen  bevorzugt 
vor  den  grösseren.  Meist  ist  der  Minimal- 
betrag der  Darlehen  fixiert.  Für  die  Regel 
wird  die  Hälfte  des  Wertes  der  Pfand- 
objekte als  Darlehen  gegeben.  Ueber  die 
Ermittelung  des  Wertes  der  zu  verpfändenden 
Objekte  finden  sich  mehrfach  gesetzliche 
und  verordnungsmässige  Bestimmungen.  Die 
Darlehen  sollen  zur  ersten  Stelle  gegeben 
werden.  Ausnahmen  sind  vorgesehen  für 
die  Institute  in  Altenburg,  Hannover,  »Son- 
dershausen,  Gotha.  Oldenburg.  Der  Zinsfuss 
für  Aktiv-  und  Passivkapitalien  ist  dem  Er- 
messen der  Verwaltungsbehörde  anheim- 
gegeben, jedoch  mehrfach  mit  beschränken- 
den Bestimmungen,  dass  und  welche  Diffe- 
renz zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  vor- 
handen sein  muss.  In  Hessen-Darmstadt 
und  Sondershausen  wird  die  Höhe  des  Zins- 
fusses  für  zu  gewährende  Darlehen  durch 
Landesgesetz  festgesetzt.  Die  Bestimmungen 
über  Verwendung  der  erzielten  Ueberschüsse 
sind  verschiedenartig.  Von  den  ausgedehnten 
Rechts-  und  sonstigen  Privilegien  der  In- 
stitute sind  manche  infolge  der  Reichsgesetz- 
gebung in  Wegfall  gekommen,  doch  be- 
stehen noch  erhebliche  Privilegien  bei  ein- 
zelnen Instituten  in  Kraft  (administrative 
Exekutionsbefuguis,  Stempelfreiheit). 

Die  staatlichen  und  provinziellen  Boden- 
kreditinstituto  sind  nahezu  ausnahmslos  in 
solchen  Staaten  oder  Landesteilen  ins  Leben 
getreten,  in  welchen  zur  betreffenden  Zeit 
bankmässige  Organisationen  zur  Pflege  des 
Bodenkredits,  insbesondere  für  den  mittleren 
und  kleineren  Grundbesitz,  nicht  bestanden. 
»Sie  haben  dort  allen  Katagorieen  von  Grund- 
besitzern berufsmässig,  innerhalb  der  statu- 


tarischen und  reglementarischen  Grenzen, 
einen  Itankinässig  organisierten  Bodenkredit 
gewährt.  Sie  haben  den  thatsächlichen  Be- 
weis erbracht,  dass  es  möglich  sei,  durch 
geeignete  Organisation  innerhalb  eines  und 
desselben  Institutes  für  alle  Kategorieen  von 
Grundbesitzern  Fürsorge  zu  treffen,  insbe- 
sondere aber  dem  mittleren  und  kleineren 
i Grundbesitz,  trotz  seiner  Zersplitterung  und 
bei  aller  Mannigfaltigkeit  der  Gesetzgebung, 
dem  Hausbesitzer  in  mittleren  und  kleineren 
Städten,  den  öffentlichen  Korporationen  jeder 
Art  die  erforderlichen  Kapitalien  zugänglich 
zu  machen : auf  diesem  Gebiete  sind  sie  die 
Lehrmeister  gewesen.  Das  entscheidendeVer- 
dienst  der  Institute  ist  ein  organisatorisches. 
Sie  haben  die  Methode  und  Technik  für  die 
Gewährung  von  Massendarlehen  an  alle 
Kategorieen  des  Grundbesitzes  herausgebildet. 
Die  Möglichkeit  der  Anwendung  derselben 
Methode  und  Technik  seitens  anders  organi- 
sierter Institute  ist  unzweifelhaft  und  durch 
die  Praxis  nachgewiesen. 

Alle  Landeskreditkassen  mit  Einschluss 
der  Lamleslianken  hatten  Ende  1897  98  Dar- 
lehen ausgeliehen  im  Betrag  von  774827000 
Mark.  Darunter  befanden  sich  Korporations- 
darlehen  im  Gesamtbeträge  von  229380000 
Mark.  Die  grösste  Anzahl  von  Korporations- 
darlehen hat  die  Landesbank  in  Düsseldorf 
mit  79903000  Mark  (wozu  15903000  Mark 
: für  Kleinbahnen  hinzugerechnet  werden 
1 können),  die  Landeskreditanstalt  in  Hannover 
mit  66941000  Mark,  die  Landesbauk  der 
1 Provinz  Westfalen  mit  33405000  Mark,  die 
Landständische  Bank  des  Markgrafentums 
Oberlausitz  mit  14287  000  Mark. 

Die  Institute  hatten  Obligationen  im  Ver- 
kehr im  Gesamtbetrag  von  662321000  Mark. 
Von  den  Obligationen  sind  zu  'dlh  % ver- 
zinslich 423 459 000 Mark,  zu 3'  i°  o 87 Oll  000 
Mark,  zu  3 °.'o  67  627  000  Mark.  Die  anderen 
emittierten  Obligationen  sind  verschieden- 
artig verzinslich.  Die  Institute  hatten  Ende 
1897.98  Depositen  im  Betrag  von  105904000 
Mark  und  andere  verzinsliche  Forderungen 
im  Betrag  von  22 507  OÜO  Mark. 

2.  Das  Ausland.  Der  Grundgedanke  für 
die  Organisation  unserer  deutschen  Landes- 
kreditkassen  mag  vorbildlich  auch  für  die 
Entstehung  von  staatlichen  Bodenkredit- 
instituten  in  anderen  euroj>äi sehen  Ländern 
gewesen  sein. 

Im  Jahre  1846  entstand  die  Hypothekar- 
kasse des  Kantons  Bern  mit  staatlicher  Haft- 
barkeit, und  in  einer  Reihe  anderer  Kantone 
hat  mau  das  von  Bern  gegebene  Beispiel 
nachgeahmt.  Es  gehören  hierher:  Die  Caisse 
hypothecaire  du  canton  de  Gencve  (1848), 
die  Aargauische  Bank  (1854),  die  Baselland- 
| schaftliche  Kantonalbank  (1861),  die  »St. 
Gallische  Kantonalbank  (1867),  die  Züricher 
Kantonalbank  (1869),  die  Thurgauische  (1870), 
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die  banque  cantonale  Neuchateloise  (1882), : 
die  Solotnurner  Kantonalbank  (1885). 

Der  Umfang  der  staatlichen  Haftbarkeit 
ist  bei  diesen  Instituten  nicht  überein- 1 
stimmend  derselbe.  Die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Institute  organisiert  sind  und  ver- 
waltet werden,  sind  keineswegs  irgendwie ! 
übereinstimmend,  namentlich  ist  auch  der 
Geschäftskreis  verschiedenartig  begrenzt. 
Ueberhaupt  findet  auf  sie  der  Begriff  des 
Bodenkreditinstituts  in  dem  Sinn  von  Hand- 
briefinstituten keine  Anwendung.  Sie  sind 
Institute,  die  vorzugsweise  oder  doch  in 
einem  sehr  erheblichen  Umfang  Hypotheken-  i 
dariehen  geben  und  Obligationen  emittieren,  j 
aber  diese  Obligationen  tragen  nicht  den 
Charakter  von  Pfandbriefen.  Man  kann  bei 
einzelnen  zweifelhaft  sein,  ob  sie  nicht  unter 
die  Kategorie  der  Sparkassen  oder  Dejiositen- 
banken  zu  rubrizieren  seien.  Die  9 genannten 
Institute  hatten  Ende  1898  Hypotheken  im 
Gesamtbeträge  von  537  Millionen  Fres.,  und 
der  Umlauf  an  Obligationen  stellte  sich  auf 
348  Millionen  Frcs. 

Im  Jahre  1851  entstand  als  Staatsinstitut 
die  Hypothekenbank  des  Königreichs  Nor-  j 
wegen  in  Christiania.  Die  Bank  besitzt 
einen  Grundfonds,  der  zur  Sicherheit  für  Er- 
füllung ihrer  Verpflichtungen  dient.  Dieser 
Grundfonds  gehört  dem  Staat,  doch  kann  | 
dessen  Zurückzahlung  vom  Staat  nicht  früher 
verlangt  werden,  als  bis  die  Bank  aufgelöst 
und  ihren  Verpflichtungen  nachgekommen 
ist.  Die  Haftbarkeit  des  Staates  ist  sonach 
ziffermässig  begrenzt.  Ende  1898  betrug , 
der  Grundfonds:  15  Millionen  Kr.,  die  Bank  ! 
hatte  Hypotheken  im  Botrug  von  122824249 
Kr.  und  sie  hatte  119493200  Kr.  emittiert. 

Im  Jahre  1861  entstand  auf  eigenartiger ! 
Grundlage  als  Staatsinstitut  die  Königliche 
Schwedische  Keichshypothekenbank  in  Stock-  i 
holm.  Sie  hat  derzeit  einen  Grundfonds  von 
30  Millionen  Kr.,  welcher  vom  Staat  ihr 
übergeben  worden  ist.  Mit  dieser  Summe 
ist  die  staatliche  Haftbarkeit  begrenzt.  Sie 
hatte  Ende  1898  einen  Hypothekenbestand 
von  358553415  Kr.  (mit  Einschluss  der 
Amortisationsguthabea  im  Betrage  von 
68411  144  Kr.)  und  einen  Obligationenumlauf 
von  294374066  Kr. 

In  Serbien  wurde  im  Jahre  1862  die  j 
serbische  staatliche  Bodenkreditanstalt,Uprava 
Fondava,  begründet,  die  sich  nicht  in  wün- 
schenswerter Weise  entwickelte. 

Die  Reihe  der  in  den  österreichischen  1 
Staaten  begründeten  Bodenkreditinstitute 
(Landeshypot  hekenbanken  und  I >andesbanken)  s 
eröffnet  die  Hypothekenbank  des  Königreichs  [ 
Böhmen  in  Prag  (begründet  im  Jahre  1865).  j 
Für  die  von  der  Bank  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen haftet  das  Königreich  Böhmen  1 
mit  seinem  Landes-  und  Dornest ikalfonds.  Es 
folgte  1866  67  die  Gründung  der  üster-  j 


reichisch-sclilesischen  Bodenkreditanstalt  in 


ijkiu.  Für  sie  haftet  das  Herzogtum 
esien  mit  seinem  Landes-  und  Domestikal- 
Im  Jahre  1876  entstand  in  Brünn  die 
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IIyi»othekenbank  der  Markgrafschaft  Mähren. 
In  letzter  Reihe  haftet  auch  für  diese  die 
Markgrafschaft  mit  ihrem  Domestikal-  und 
Landesfonds.  Die  Laudesvertretung  Istriens 
hat  für  dieses  Kronland  im  Jahre  1881  die 
Bodenkreditanstalt  für  die  Markgrafschaft 
Istrien  in  Parenzo  hergestellt:  Istituto  di 
credito  fondiario  del  Margraviato  d'lstria. 
Auch  hier  haftet  das  Land  Istrien  mit  seinem 
Landesfomls. 

Bei  der  Landesbank  des  Königreichs 
Galizien  und  Ladomerien  mit  dein  Gross- 
herzogtum Krakau«  in  Lemberg  (entstanden 
1882)  »bürgt  das  Land  für  die  Einhaltung 
der  aus  der  Emission  vou  Pfandbriefen  sieh 
ergebenden  Verpflichtungen«.  Für  die  staat- 
liche Bodenkreditanstalt  des  Königreichs 
Dalmatien  in  Zadar  (1892)  haftet  das  König- 
reich mit  seinem  »Landesfonds«.  Für  die 
Nieder-österreichische  Landeshypothekenan- 
stalt  in  Wien  (1889),  für  die  Öberöster- 
reichische Landeshypothekenanstalt  mit  dem 
Sitz  in  Linz  (1890).  für  die  Kärutnerische 
Landeshypothekenanstalt  in  Klagenfurti  1895), 
für  die  Hypothekenbank  des  Landes  Vorarl- 
berg iu  Bregenz  (1898)  haften  je  die  be- 
treffenden Länder:  also  Niederesterreich, 

Oberösterreich.  Kärnten.  S.  auch  Dr.  Schiff. 
Zur  Frage  der  Organisation  des  landwirt- 
schaftlichen Kredits  in  Deutschland  und 
Oesterreich,  Leipzig  1892,  S.  139  ff.  Albin 
Bnif.  Der  landwirtschaftliche  Hypothekar- 
kredit in  Oesterreich  während  der  letzten 
50  Jahre,  Wien  1899  (Moritz  Perles). 

Die  Gesamtsumme  der  von  den  aufge- 
zählten österreichischen  staatlichen  Boden- 
kreditinstituten ausgezahlten  Hypotheken  be- 
trug Ende  1898  643059136  Ki.  Die  Boden- 
kreditanstalt des  Königreichs  Dalmatien  hat 
erst  am  1.  Juli  1898  ihre  Thätigkeit  be- 
gonnen, die  Hypothekenbank  des  Landes 
Vorarlberg  erst  mit  Januar  1899. 

Russland  hat  als  staatliche  Bodcnkredit- 
institute  die'  1883  begründete  Bauernagrar- 
bank und  die  seit  1885  bestehende  Reiehs- 
Adels-Agrarbank,  an  die  als  besondere  Ab- 
teilung seit  1890  die  frühere  Gesellschaft 
des  gegenseitigen  Bodenkredits  angegliedert 
ist.  Sie  hatten  zusammen  Ende  1898 
706  628 000  Rubel  Hypotheken  ausgezahlt  und 
493106000  Rubel  Pfandbriefe  im  Umlauf. 

Die  Bulgarische  Nationalbank  in  Sofia, 
begründet  1885,  ist  ein  Staatsinstitut  mit 
einem  vom  Staat  gewährten  Grundfonds  von 
10  Millionen  Fres.  Der  Reservefonds  betrug 
Ende  1898  3 333000  Fres.  -Wenn  der  Re- 
servefonds zur  Deckung  der  Verluste  unzu- 
reichend ist,  so  rekonstruiert  die  Staatskasse 
das  Kapital,  indem  es  dasselbe  auf  seine 
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ursprüngliche  Höhe  wieder  bringt.«  Die  | 
Bank  hatte  Ende  1898  Hypotheken  im  Be- 
trag  von  30 99  ”» <XMj  Pres.  und  llypothekar- 
obligationen  in  Umlauf  im  Betrag  von ! 
18  708  000  Ftcs. 

Die  staatliche  Hypothekenanstalt  für  das  j 
Königreich  Serbien  wurde  durch  Gesetz  vom  ( 
8.  Juli  1898  a.  St.  reorganisiert.  Die  Bank ! 
hatte  Ende  1899  einen  Darlehensbestand  von  1 
Din.  29  543  535,30.  Die  in  Umlauf  be- 
findlichen Pfandbriefe  beziffern  sich  auf 
9795500  Frcs. 

Litteratur:  Fet/x  liecht,  Dir.  Organisation  des 
Bodenkredits  in  Deutschland,  1.  Abt.:  Die  staat- 
lichen und  provinziellen  Bodenkrrditinstitutc  in 
Deutschland.  1.  lid. : Ent  ir  icke]  ungsgrschichte 
und  .Statistik.  2.  IUI. : Die  organischen  Satzungen, 
Leipzig  1891.  — Die  En t wickeln ngsgesch ichte 
und  die  organischen  Satzungen  dieser  Institute 
seit  1890  befinden  sich  in  dem  HVr£  ron  fei ij' 
liecht,  Der  europäische  JUidenkredit , 1.  IUI., 
2.  und  2.  Teil,  Leipzig  1900.  — In  den  folgen- 
den Händen  dieses  Werkes  icird  die  Entwickelung 
und  Organisation  des  Bodenkredits  im  Ausland, 
also  auch  die  Organisation  tlec  staatlichen  and 
provinziellen  ßodenkredilinstitute  eingehend  dar- 
gestellt. — S.  auch  Blich  cu  berget'.  Agrar  wesen 
und  Aprurpolilik,  2.  Bd.,  1898,  S.  188 ff.  — 
Derselbe . O rund zöge  der  deutschen  Agrar- 
politik, 2.  Auf.,  1899,  S.  120. 

Felix  liecht. 


Landeskultur-Rentenbanken. 

I.  Die  Grundlagen  der  Gesetz- 
gebung. II.  Die  Einrichtung  der 
L.-R.  i in  einzelnen.  1.  Die  Zwecke,  deren 
Förderung  die  L.-R.  dienen.  2.  Die  Grenze 
der  Kreditgewährung.  3.  Die  sonstigen  Be- 
dingungen der  Kreditgewährung.  4.  Die  Kon- 
trolle über  die  zweckentsprechende  Verwendung 
der  Gelder  und  die  Unterhaltung  der  ansge- 
führten  Anlagen.  III.  Erfolge  und  Be- 
urteilung der  L.-R. 


1.  Die  Grundlagen  der  Gesetzgebung. 


Landeskultur-Rentenbanken  sind  öffent- 
liche Anstalten,  welche  Grundbesitzern,  Ge- 
nossenschaften und  Gemeinden  die  zur  Aus- 
führung von  Boden  ineliorationen  erforder- 
lichen Mittel  darlehensweise  gewähren.  Der 
Begriff  der  Boden  ineliorationen  ist  hier  im 
weitesten  Sinne  zu  nehmen.  Solche  An- 
stalten sind  zuerst  in  Sachsen  (1801),  dann 
in  Preusscn,  Hessen  und  Bayern  geschaffen 
worden.  Der  Grund  dieser  Gesetzgebung 
liegt  in  folgenden  Erwägungen. 

Die  Ertragsfähigkeit  des  Grund  und 
Bodens,  mit  welcher  die  wichtigsten  Staats- 
interessen verknüpft  sind,  ist  in  Deutschland 
fast  überall  noch  der  erheblichsten  Steige- 
rung fähig.  Besonders  gilt  dies,  der  Grösse 


•los  Gebietes  entsprechend,  von  Preusscn. 
hau  im  Jahre  1868  erschienener  Artikel  der 
»Neuen  Landwirtschaftlichen  Zeitung«  (ab- 
gedruckt bei  Schober.  Ijandeskultur-Renten- 
banken  S.  8 — 12),  welcher  auf  die  Gesetz- 
gebung nicht  ohne  Einfluss  geblielren  ist, 
berechnete  allein  den  durch  die  Drainage  in 
Prenssen  zu  erzielenden  Mehrertrag  auf 
177  Mill.  Tlilr.  jährlich.  Entzieht  sich  auch 
diese  Schätzung  einer  näheren  Prüfung,  so 
ist  es  doch  Thatsache.  dass  ungeachtet  der 
sehr  umfangreichen,  seit  1868  ausgeführten 
Drainagen  immer  noch  weite  Gebiete  wegen 
vorhandener  stockender  Nässe  dieser  in 
ihrer  Wirkung  sichersten  Melioration  be- 
dürftig sind. 

Amtliche  Erhebungen  in  dieser  Richtung 
liegen  z.  B.  aus  dem  Regierungsbezirk  ( »ppeln 
vor.  Hier  wurde  anlässlich  des  1880  auf- 
getretenen Notstandes  die  Grösse  des  drainage- 
ttodürftigon  Gebietes  in  den  Kreisen  Pless, 
Rybnik.  Lublinitz,  Ratibor.  Tost-Gleiwitz  auf 
46788  lui  (darunter  10  806  ha  Domanial besitz), 
also  über  8 (^uadratmeileu  ermittelt.  Nach 
Erlass  des  Notstandsg.  v.  23.  Februar  1881 
sind  in  diesem  räumlich  beschränkten 
Distrikte  bis  Ende  1898  mit  staatlicher  Hilfe 
ausgeführt  oder  zur  Ausführung  vorbereitet 
die  Unternehmungen  von  222  Drainage- 
genossenschaften  und  21  Drainagen  auf 
1 Bindereien  von  Kieingrundbesitzern , die 
wegen  ihrer  I .age  an  öffentliche  Genossen- 
schaften nicht  an  geschlossen  werden  konnten, 
zur  Gesamtgrösse  von  24 205  ha  mit  fast 
6 Mill.  Mk.  Gesamtkosten.  Die  Erfolge 
waren  höchst  befriedigend,  eine  Fläche  von 
6S01  2 ha  war  durch  die  Melioration  über- 
haupt erst  urbar  gemacht  (Berliner  Korre- 
spondenz vom  20.  Juni  1899). 

Sind  auch  die  Verhältnisse  dieses  Bezirkes 
nicht  typisch  für  den  ganzen  Staat,  so  sind 
sie  dock  auch  keineswegs  einzigartige; 
namentlich  ein  grosser  Teil  Ostpreußens 
leidet  in  ähnlichem  Masse  an  schädlicher 
Nässe.  Und  die  Drainage  ist  doch  nur  ein 
Faktor  zur  Hebung  der  Bodenproduktion; 
andere  nicht  minder  grosse  Aufgaben  und 
Erfolge  sind  nach  dem  heutigen  Stande  der 
Technik  auf  dem  Gebiete  der  Bewässerungen, 
der  Flussregulierungen , des  Deichwesens 
noch  in  Aussicht  zu  nehmen. 

Wenn  die  Gesetzgebung  hiernach  in  der 
Förderung  des  Meliorationskredites  eine  wich- 
tige Aufgabe  findet,  so  hat  sie  die  Anhalts- 
punkte zu  deren  Lösung  einesteils  den  Eigen- 
tümliclik eiten  dieser  Kreditart,  anderenteils 
den  Rücksichten  auf  die  allgemeine  Lage 
der  Tjandwirtschaft.  und  den  Stand  der 
Grundversehuldung  zu  entnehmen.  Der 
Meliorationskredit  muss  langfristig  und  un- 
kündbar sein,  so  dass  das  Darlehen  aus  den 
Erträgen  der  Melioration  allmählich  getilgt 
wird.  Eine  solche  Kreditgewährung  ent- 
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spricht  den  Bedürfnissen  des  Privatkapita- 
listen im  allgemeinen  nicht.  Aber  auch  von 
den  vorhandenen  Instituten,  welche  Amorti- 
sationshypotheken gewähren,  wie  Land- 
schaften, Hypothekenbanken  und  kommunalen 
Kreditanstalten,  ist  eine  durchgreifende  Hilfe 
kaum  zu  erwarten.  Denn  ein  grosser  Teil 
des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Deutschland 
ist  bereits  soweit  verschuldet,  dass  er  nach 
den  vorsichtigen  Beleihungsgrundsätzendieser 
Institute  auf  weiteren  Kredit  nicht  mehr 
Anspruch  machen  kann.  Auch  an  sich  liegt 
die  Förderung  von  Meliorationen  ausserhalb 
der  Aufgaben  der  l>estehenden  Kreditinstitute 
und  der  bei  ihnen  vorhandenen  Einrich- 
tungen. Auf  diesen  Erwägungen  beruht  die 
Schaffung  besonderer,  der  Pflege  des  Melio- 
rationskredits gewidmeter  Anstalten  — 
Landeskultur-Rentenbanken  — . Sie  sind  in 
Bayern,  Sachsen  und  Hessen  Staats- 
institute (bayer.  G.,  die  Landeskultur-Renton- 
anstalt  betr.,  v.  21.  April  1884,  dazu  Nach- 
träge in  den  Finanzgesetzen  von  1894,  1896 
una  1898  — die  Dotation  der  Anstalt  ist 
1898  auf  8 Mill.  Mk.  erhöht  — ; säclis.  G., 
die  Errichtung  einer  Landeskultur-Renten- 
bank  betr.,  v.  26.  Noveml>er  1861  und  Aus- 
führungs-V.  v.  26.  November  1861,  dazu 
Nacht ragsgosetze  v.  I.  Juni  1872,  29.  August 
1878  und  1.  Mai  1888  und  Ausfülirangs-V. 
v.  1 Juni  1872  und  2.  Mai  1888;  hess.  G., 
die  Errichtung  einer  I Landeskultur- Renten- 
kasse betr.,  v.  20.  März  1880  und  die  Er- 
richtung einer  Landeskreditkasse  betr.,  v.  15. 
Oktober  1890  — durch  die  letztere-  ist  nach 
Art.  20  des  G.  v.  1890  die  Landeskultur- 
Rentenkasse  ausser  Wirksamkeit  getreten  — 
dazu  Nachtragsges.  v.  8.  August  1896).  In 
Oldenburg  aient  die  durch  das  G.  v. 
14.  Februar  1889  als  Staatsinstitut  errichtete 
Bodenkreditanstalt  gleichzeitig  auch  der 
Förderung  der  Bodenkultur,  ln  Preussen 
ist  durch  das  G.  v.  13.  Mai  1879,  betr.  die 
Errichtung  vou  Landeskultur-Rentenbanken, 
die  Errichtung  solcher  Anstalten  den  Pro- 
vinzial- (Kommunal-)  Verbänden  freigestellt. 
Für  die  Anstalten  haftet  der  Provinzial- 
(Kommunal-)  Verband.  Das  G.  giebt  Nor- 
mativbestimmungen , welche  für  die  im 
übrigen  durch  landesherrlich  genehmigtes 
Statut  des  betr.  Verbandes  errichteten  I.andes- 
kultur-Rentenbanken  massgebend  sind.  Auf 
Grund  dieses  Gesetzes  sind  seither  solche 
Anstalten  errichtet  für  die  Provinzen 
Schlesien  (Statut  v.  22.  Juli  1881  und 
Nachtrag  v.  8.  Juni  1891),  Schleswig- 
Holstein  (Statut  v.  10.  Oktober  1881  und 
Nachtrag  v.  8.  Mai  1888),  Posen  (Statut 
v.  17.  Juni  1885)  und  Westfalen  (Statut 
v.  20.  Juli  1894). 

Die  Grundzüge  der  Einrichtung  sind  in 
den  erwähnten  Staaten  dieselben.  Die  Landes- 
kultur-Rentenbanken  geben  zum  Zwecke  der 


Ausführung  von  Bodenmeliorationen  unkünd- 
bare Amortisutiousdarlehen  und  beschaffen 
sich  die  Mittel  dazu  durch  Ausgabe  von 
auf  den  Inhaber  ausgestellten  Schuldver- 
schreibungen (Landeskultur  - Rentenbriefen-, 

I -Rentenscheiueu) , welche  aus  den  vom 
Schuldner  gezahlten  Tilgungsbeiträgen  all- 
mählich wieder  eingelöst  werden.  Die  innere 
i Verfassung  der  Anstalten  bietet  kein  beson- 

j deres  wirtschaftliches  Interesse. 

| 

! II.  Die  Einrichtung  der  Ltndeskultur- 
Rentenbanken  im  einzelnen. 

1.  Die  Zwecke,  deren  Forderung  die 
L.-R.  dienen.  Nach  dem  preussischen 

, G.  v.  1879  können  Darlehen  gewährt  werden 
a)  zur  Förderung  der  Bodenkultur,  insbe- 
sondere zu  Entwässerungen  (Drainagen)  und 
i Bewässerungen,  zur  Anlage  und  Regulierung 
von  Wegen,  zu  Waldkulturan  und  Urbar- 
machungen, zur  Einrichtung  neuer  ländlicher 
Wirtschaften,  b)  zu  Uferschutzanlagen,  c)  zur 
; Anlage,  Erweiterung  und  Unterhaltung  von 
! Deichen  und  dazu  gehörigen  Anlagen,  d)  zur 
Anlegung,  Benutzung  oder  Unterhaltung  von 
i Wasserläufen  oder  Sammelbecken,  zur  Her- 
' Stellung  und  Verbesserung  von  Wasser- 
strassen  (Flössereien)  und  anderen  Schiff- 
: fahrtsanlagen.  Bei  den  bestehenden  Insti- 
tuten ist  aber  statutarisch  der  Gesehäftskrais 
zum  Teil  enger  begrenzt.  Bei  dem  Institute 
für  Schleswig-Holstein  ist  die  Förderung  der 
Drainage  ausdrücklich  ausgeschlossen,  wäh- 
rend umgekehrt  das  für  Posen  lediglich  die 
I Ent-  und  Bewässerung  als  Zweck  aufge- 
, nommen  hat.  In  Sachsen,  wo d ie Landes- 
' kultur-Rentenhank  mit  der  für  die  Förderung 
von  Ablösungen  bestimmten  Luidrantenbank 
j verbunden  ist,  hat  das  erstere  Institut  zum 
Zwecke  die  Darlehensgewährung  für  die 
Ausführung  einer  Wasserlaufsberichtigung 
(G.  v.  15.  August  1855  §§  1 — 29),  für  land- 
wirtschaftliche Entwässerungen  und  Be- 
wässerungen sowie  nach  dem  Ergänzungs- 
gesetz von  1872  für  städtische  Strassen-  und 
Entwässerungsanlagen,  ln  Bayern  ist  die 
Zweckbestimmung  eine  ähnliche  wie  in 
Preussen,  doch  scheidet  die  Förderung  von 
Schiffahrtsanlagen  und  Sammelbecken  aus, 
wogegen  die  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken unter  die  zu  fördernden  Zwecke  auf- 
genommen ist.  Für  Hessen  ist  Art.  1 des 
| G.  von  1890  zu  vergleichen. 

2.  Die  Grenze  der  Kreditgewährung. 
Bei  der  vorhandenen  starken  Verschuldung 

i des  ländlichen  Grundbesitzes  bildet  die 
Frage,  welche  Sicherheit  für  die  bei  der 
Landeskultur- Rentenbank  aufzunehmenden 
Darlehen  gefordert  werden  soll,  den  eigent- 
lichen Mittelpunkt  aller  Schwierigkeiten. 
Ihre  richtige  Lösung  ist  die  Vorbedingung 
für  die  praktische  Bewährung  des  ganzen 
; Institutes.  Geht  man  davon  aus.  dass  bei 
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einer  wirklichen  Melioration  der  Wert  des 
Grund  und  Bodens  mindestens  um  den  Be- 
trag der  aufgewendeten  Kosten  gesteigert 
werden  muss,  so  lässt  sich  der  Gedanke  ver- 
treten, der  an  die  Landeskultur-Kentenbank 
zu  zahlenden  Rente  gesetzlich  das  Vorrecht 
vor  den  eingetragenen  Privathypotheken  ein- 
zuräumen. Voraussetzung  würde  immer  sein, 
dass  die  Rentabilität,  die  richtige  Ausführung 
und  die  Unterhaltung  des  mit  dem  Landes- 
kultur-Rentenbankdarlehen auszuführenden 
Unternehmens  durch  eine  behördliche  Prü- 
fung genügend  sichergestellt  werden  kann. 
Die  geltende  Gesetzgebung  ist  diesem  Ge- 
danken, dessen  Durchführung  jede  weitere 
Vorschrift  über  die  Sicherheitsgrenze  ent- 
behrlich machen  und  eine  radikale  1 Äsung 
der  in  letzterer  Hinsicht  sich  bietenden 
Schwierigkeiten  geben  würde,  nur  mit  Vor- 
sicht näher  getreten,  ln  Preussen  ist  die 
Absicht,  wenigstens  für  Drainiemngsdarlehen 
ein  Zwangsvorrecht  vor  den  bestehenden 
privatrechtlichen  Verpflichtungen  gesetzlich 
zu  konstituieren,  schon  in  den  Vorstadien  J 
des  dem  Gesetz  von  1879  zu  Grunde  lie- 
genden Entwurfes  gescheitert,  namentlich  an  ■ 
dem  Widerspruche  der  landschaftlichen 
Kreditinstitute.  So  besteht  denn  für  die  von 
dem  einzelnen  Grundbesitzer  auszu- 
führenden Meliorationen  eine  Verpflichtung 
der  Hypothekengläubiger,  der  Landeskultur- 
Rentenbankforderung  das  Vorrecht  einzu- 
räumen, nach  keiner  der  deutschen  Gesetz- 
gebungen. In  Preussen  ist  Lei  Drainage- 
darlehen und  in  Bayern  bei  allen  Darlehen 
für  Landeskidtur-Rentenzwecke  ein  ziemlich 
umständliches  Verfahren  vorgesehen , um 
eine  Erklärung  der  Realberechtigten  darüber 
herbeizuführen,  ob  sie  freiwillig  hinter  die 
Forderung  der  Landeskultur-Rentenbank  zu- 
rücktreten wollen.  Gläubiger,  welche  auf 
die  an  sie  ergangene  Aufforderung  binnen 
der  bestimmten  Frist  ihren  Widersprich 
nicht  erklären,  gelten  als  der  Vorrechts- 
einräumung zustimmend  (preuss.  G.  § 18  ff., 
bayerisch.  G.  Art.  12).  Eine  weitergehende 
Beschränkung  dritter  Berechtigter  gilt  in 
Preussen  für  Lehen-  und  Fideikommissgüter, 
wo  unter  den  gesetzlich  bestimmten  Voraus- 
setzungen den  Lehens-  oder  Fideikommiss- 
folgern  und  Agenten  ein  Widerspruchsrecht 
gegen  die  Aufnahme  von  Drainagedarlehen ! 
überhaupt  entzogen  ist  (§  32  des  Ges.).  Da 
im  übrigen  Mittel  zur  Beseitigung  der  er- 
hobenen Widersprüche  nicht  gegeben  sind 
[in  Preussen  kann  die  Behörde  zu  diesem 
Zwecke  mit  dem  Widersprechenden  gütlich 
verhandeln  (§  22  Abs.  4 des  Ges.)],  so  lässt 
ein  solches  Verfahren  nicht  viel  Erfolg  er- 
warten. Während  so  der  einzelne  Grund- 
besitzer, wenn  er  höher  verschuldet  ist,  der 
Regel  nach  von  dem  Kmlite  der  Landes- 
kultur-Reutenbank  keinen  Gebrauch  machen 


! kann,  liegt  das  Verhältnis  günstiger  bei 
solchen  Unternehmungen,  wo  eine  Mehrheit 
. von  Grundbesitzern  beteiligt  sind.  Hier 
bietet  die  Bildung  einer  öffentlichen  Genossen- 
schaft das  Mittel,  sich  den  Kredit  der  Lindes- 
kultur-Rentenl>ank  zu  eröffnen.  Denn  die 
aus  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinde 
i oder  öffentlichen  Genossenschaft  sich  er- 
1 gebenden  Lasten  sind  öffentlichrechtliche 
j und  gehen  den  vorhandenen  Privatschulden 
| vor.  Deshalb  bestimmen  die  Gesetze  für 
Preussen  (§33),  Bayern  (Art.  9)  und  Hessen 
: (G.  von  1890  Art.  3)  im  wesentlichen  über- 
einstimmend, dass  die  Landeskultur-Konten- 
bank  Darlehen  an  Stadt-  und  Land- 
gemeinden und  öffentliche  Ge- 
nossenschaften ohne  hypothekarische 
j Sicherstellung  gewähren  kann.  Auch  die 
sächsische  Gesetzgebung  führt  zu  demselben 
! Resultate.  Denn  hier  werden  alle  an  die 
Luideskultur-Renteubank  zu  entrichtenden 
Renten  im  Grundbuche  eingetragen , und 
zwar  mit  dem  Range  vor  den  bereits  ein- 
getragenen Privatschulden,  aber  nur  für  die 
Eintragung  solcher  Renten,  welche  wegen 
genossenschaftlicher  Wasserlaufsboriehtigun- 
gen  oder  kommunaler  Entwässerungs-  und 
Strassenanlagen  aufzubringen  sind,  bedarf  es 
der  Einwilligung  der  Hypothekengläubiger 
nicht  (G.  v.  186t  §§  4,  5:  G.  v.  1872  § 4). 

Soweit  hiernach  ein  gesetzliches  Vorrecht 
für  die  Förderung  der  I^uideskultur- Renten- 
bank nicht  besteht,  bedarf  es  specieller  Vor- 
schriften über  die  Sicherheitsgrenze. 
Als  solche  gilt  in  Preussen  der  25fache  Be- 
trag fies  Grundsteuerreinertrages  oder  die 
erste  Hälfte  des  durch  landschaftliche  oder 
j besondere  Taxe  der  Landeskultur- Rentenbank 
j ermittelten  Wertes  der  Liegenschaften.  Bei 
I eigentlichen  Meliorationsdarlehen  (für  die  iu 
§ 1 Ziff.  1 des  Gesetzes  bczcichneten  Zwecke) 
kann  der  durch  das  Unternehmen  nachweis- 
lich zu  erzielende  Mehrwert  der  Liegen- 
schaften mit  lierücksichtigt  werden.  Hier 
gilt  die  Sicherheit  als  vorhanden,  wenn  das 
Darlehen  innerhalb  der  ersten  3/«  des  der- 
zeitigen Wertes  oder  innerhalb  der  ersten 
Hälfte  des  sjiäteren  Gesamtwertes  der  Liegen- 
schaften zu  stehen  kommt.  Derjenige  Be- 
trag. der  nicht  innerhalb  der  ersten  :1 1 des 
jetzigen  Wertes  oder  innerhalb  des  25fachen 
Grundsteuerreinertrages  ausläuft,  darf  erst 
nach  planmässiger  Ausführung  des  Unter- 
nehmens gezahlt  worden.  Wegen  Gewäh- 
rung eines  Ergänzungsdarlehens  nach  Voll- 
endung des  Unternehmens  ist  § 8 des  Ge- 
setzes zu  vergleichen.  Soweit  es  nicht  zur 
Beschaffung  der  vorgeschriebenen  Sicherheit 
erforderlich,  ist  der  Darlehensnehmer  in 
Preussen  nicht  verpflichtet,  dem  nachge- 
suchten Darlehen  das  Vorrecht  vor  älteren 
eingetragenen  Hyjiotheken  zu  verschaffen. 
Letzteres  ist  dagegen  in  Sachsen  (G.  von 
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1861  § 5),  Bayern  (Art.  7)  und  Hessen 'dere  Verfahren  handelt.  Die  Prüfung  er- 
(G.  von  1890  Art.  4)  vorgeschrieben.  Eine  folgt  alsdann  durch  eine  besondere  Koni- 
besondere Sicherheitsgrenze  ist  daneben  in  Mission  unter  Leitung  der  Auseinander- 
Sachsen  nicht  im  Gesetze  vorgesehen,  wäh-  Setzungsbehörde  (Generalkommission).  Eine 
rend  in  den  beiden  anderen  Staaten  Sicher-  Prüfung  der  Rentabilität  der  Melioration  er- 
lieit  innerhalb  der  ersten  Werthälfte  der  giebt  sich  ferner  als  selbstverständlich,  wenn 
zu  verpfändenden  Grundstücke  bestellt  wer-  der  Darlehenssucher  von  der  gesetzlichen 
den  muss.  Bestimmung  Gebrauch  machen  will,  wonach 

3.  Die  sonstigen  Bedingungen  der  bei  der  von  der  Landeskultur-Rentenbank 

Kreditgewährung.  Die  Darlehen  werden  1 aufzuuehmenden  Taxe  der  durch  das  IJnter- 
von  der  Landeskultur-Rentenbank  entweder  j nehmen  nachweislich  zu  erzielende  Mehr- 
bar oder  in  Rentenbriefen  gewährt.  Sie  sind  ■ wert  mitzu berücksichtigen  ist.  Abgesehen 
auf  der  Gläubigerseite  unkündbar  — es  sei  von  diesen  Fällen  ist  es  der  Landeskultur- 
denn,  dass  der  Schuldner  säumig  ist  oder  Rentenbank  überlassen,  die  Vorschriften  iiher 
die  sonstigen  gesetzlich  festgestellten  Vor- die  Art  der  Begründung  der  Darlehens- 
aussetzungen der  ausnahm s weisen  Kündbar-  gesuche  im  Statute  zu  treffen.  Das  Statut 
keit  vorliegen  — , dagegen  ist  dem  Schuldner  i für  Schlesien  schreibt  in  § 10  vor,  dass  in 
das  Recht  der  ausserordentlichen  Rück-  allen  Fällen  dem  Anträge  auf  Darlehens- 
zahlung eingeräumt,  und  er  kann  solche  in  | bewilligung  ein  vollständiger  Plan  der  be- 
Geld  oder  in  Rentenbriefen  leisten.  Die  absichtigteu  Aulage,  worin  auch  die  Zeit 
Höhe  des  vom  Schuldner  zu  zahlenden  jähr-  anzugeben,  binnen  welcher  die  Anlage  aus- 
lichen  Tilgungsbeitrages  ist  in  Preusscu  auf  geführt  worden  soll,  sowie  ein  von  einem 
mindestens  1 2 % und  bei  Drainagedarlchen,  Sachverständigen  aufgestellter  Kostenan- 
sofern  bei  diesen  die  besonderen  Bestim-  schlag  beiznfiigen  ist.  Auch  eine  Kontrolle 
mungen  der  §$  11 — 31  des  Gesetzes  zur  über  die  planmässige  Ausführung  und  ord- 
Anwendung  kommen,  auf  mindestens  4 % : nungsmässige  Unterhaltung  der  Melioratious- 
festgesetzL  Innerhalb  dieser  Grenzen  wird  anlagen  findet  nach  dem  preussischen  Ge- 
die  Höhe  der  Amortisation  durch  Vertrag  I setze  nur  in  sehr  beschränkter  Weise  statt, 
festgesetzt.  In  Sachsen  wird  seit  dem  Abgesehen  von  denjenigen  Füllen,  wo  im 
Geset  z von  1888  von  der  Gesamtleistung  des  j Interesse  der  Landeskultur-Rentenbank  selbst 
Schuldners,  welche  auf  4-  s°.o  der  Darlehens-  eine  solche  Kontrolle  nötig  ist,  wird  nur  da, 
summe  festgesetzt  ist,  der  Betrag  von  1 Vs  % ! wo  die  Eintragung  eines  Vorrechtes  für 
zur  Tilgung  verwendet,  so  dass  die  Schuld  Drainagedarlchen  in  Frage  steht,  eine  Auf- 
in 38  Jahren  amortisiert  ist.  In  Bayern  ist  sicht  nach  dieser  Richtung  hin  geübt  (§§  7, 
für  die  Tilgung  mindestens  1 2 °o,  in  Hessen  8,  9,  25,  52  Ziff.  4 des  G.,  §§  21,  22  des 
früher  mindestens  1 %,  seit  dem  Gesetz  von  Statuts  für  Schlesien).  In  Sachsen  werden 
1836  3/4  °;o  jährlich  zu  entrichten.  Die  vom  alle  Darlehensverträge  einzelner  Grundeigen- 
Schuldner  zu  entrichtenden  Jahresleist  ungen  Himer  zunächst  durch  die  Generalkommission 
werden  überall  im  Verwaltungszwangsver-  dahin  geprüft,  ob  die  Nützlichkeit  und  Ren- 
fahren  beigetrieben.  tabilität  des  Unternehmens  nachgewiesen  ist 

4.  Die  Kontrolle  über  die  zweckent-  j (§  10  des  G.  v.  1861).  Die  planmässige 
sprechende  Verwendung  der  (leider  und  Ausführung  wird  ebenfalls  von  der  Genenü- 
die  Unterhaltung  der  ausgefiihrten  An- ! kommission  kontrolliert,  und  dieselbe  hat 
lagen.  Für  Vorschriften  dieser  Art  besteht  j grössere  Darlehenssummen,  dem  wirklichen 
nur  daun  ein  Bedürfnis,  wenn  es  sich  um  Fortschritte  der  Arbeiten  entsprechend,  in 
Unternehmungen  einzelner  Grundbesitzer  1 Raten  dem  Darlehensnehmer  auszuhändigeu 
handelt  Bei  genossenschaftlichen  und  kom- , (V.  v.  1861  §9).  In  Bayern  ist  dem 
munalen  Anlagen  liegen  die  Garantieen  für  j Darlehensgesuche  Plan  und  Kostenanschlag 
eine  zweckentsprechende  Verwendung  der  Uber  das  Unternehmen  bei  zu  fügen,  und  die 
Gehler  in  der  Verfassung  und  Einrichtung  Landeskultur-Rentenkommission  (Zusammen- 
der  scluildnerischen  Institute,  und  soweit  es  Setzung  geregelt  durch  K.Ver.  v.  4.  Juni 
einer  Beaufsichtigung  bedarf,  fällt  dieselbe  1884),  welche  über  die  Gewährung  des  Dar- 
in erster  Linie  der  ordentlichen  Kommunal-  lehens  befindet,  prüft  die  Rentabilität  er- 
etc.  Aufsichtsbehörde,  nicht  der  Landeskultur- ' forderlichen  falls  nach  Anhörung  von  Sach- 
Rentenbanh  und  deren  Organen  zu.  In  | verständigen.  Die  Verwendung  des  Dar- 
Preussen  ist  für  die  von  Einzelunter- ! lehens  wird  gesetzlich  überwacht,  ebenso  die 
nehmern  nachgesuchten  Kredite  eine  vor-  j Unterhaltung,  zu  welcher  der  Darlehens- 
gängige Prüfung  der  Nützlichkeit  und  Ren- 1 nehraer  nach  gesetzlicher  Vorschrift  ver- 
tabilität  des  Unternehmens  ausdrücklich  nur  | pflichtet  ist  (Art.  3,  13  des  G.).  Für 
für  den  Fall  vorgeschrieben,  dass  es  sich  Hessen  enthält  das  Gesetz  von  1890  be- 
um  Gewähruug  eines  Vorrechtes  für  Drai- ! sondere  Vorschriften  nach  dieser  Richtung 
nierungsanlagen  und  das  dieserhalb  nach  nicht,  doch  kann  dem  Schuldner  das  Dar- 
§§  10—31  des  Gesetzes  zugelassene  beson- 1 lehen  gekündigt  werden,  wenn  er  es  nicht 
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für  solche  Zwecke  verwendet,  für  welche 
überhaupt  Darlehen  von  der  Anstalt  gewährt 
werden  können. 

III.  Erfolge  und  Beurteilung  der 
Landeskultur-Rentenbanken. 

Die  Erfolge  dieser  Einrichtung  sind 
durchaus  befriedigende  und  allgemein  aner- 
kannte in  den  deutschen  Mittelstaaten,  ge- 
ringe in  P reusseil.  Hier  haben  nur  vier 
Provinzen  auf  Grund  der  gesetzlichen  Er- 
mächtigung Landeskultur- Rentenban ken  ein- 
gerichtet, und  von  diesen  hat  es  nur  die  für 
Schlesien  zu  einem  nennenswerten  Geschäfts- 
umfange  gebracht.  Dies  Institut  hat  wäh- 
rend seines  18jährigen  Bestehens  bis  zum 
1.  April  1899  zusammen  rund  8l  >»  Mill.  Mk. 
Darlehen  bewilligt,  darunter  mehr  als  die 
Hälfte  an  Fideikouiraissliesitzer.  für  welche 
der  Kredit  bei  der  Landeskultur-Rentenbank 
den  Vorteil  bietet,  dass  sic  die  Zustimmung 
der  Fideikommissnachfolgor  und  Agnaten 
nicht  bedürfen.  Wenn  die  Mehrheit  der 
Provinzen  sich  ablehnend  verhalten  hat,  ist 
dies  zum  Teil  darauf  zurückzuführen,  dass 
sie  die  bestehenden  Provinzialhilfskassen  und 
provinziellen  Meliorationsfonds  für  die  Be- 
friedigung des  Meliorationskredits  als  aus- 
reichend erachteten,  ln  der  Rheinprovinz  ist 
das  Statut  der  dortigen  Provinzialhilfskasse ; 

I.  Die  Darlehens] 
Kulturgenossenschaften  185  Darlehen  mit 
Kommnnalverbände  . 292  „ „ 

Sonstige  Unternehmer  134  „ r 


(Landesbank)  dahin  erweitert,  dass  die  Wirk- 
samkeit des  Instituts  auf  die  in  § 1 des 
G.  v.  13.  Mai  1879  bezcichueteu  Zwecke 
ausgedehnt  ist.  Man  kann  das  ebenfalls  als 
Erfolg  des  Laudesknltur-Rentenbankgesotzes 
bezeichnen. 

Ein  weit  günstigeres  Bild  zeigt  die  Ent- 
wickelung der  Institute  in  Sachsen  und 
Bayern,  ln  Sachsen,  dem  Heimat  lande 
des  Instituts,  waren  bis  Ende  1898  über- 
haupt 18855  Darlehen  zum  Gesamtbeträge 
von  rund  28  Mill.  Mk.  von  der  Ijandeskultur- 
Ren  teil  bank  gewährt.  Davon  entfielen  auf: 
53  genossenschaftliche  Wasserlaufsberichti- 
gungen 878  400  Mk.,  2413  landwirtschaftliche 
Ent-  und  Bewässerungsanlagen  12480007 
.Mk.,  009  Ortsentwässerungs-  und  Strassen- 
anlagen  14  554706  Mk.  Spociell  im  Jahre 
1898  ist  eine  Anlageknpit&lsumrae  von 
2040330  Mk.  und  zwar  8424  Mk.  zu  ge- 
nossensehaft  1 ichen  Wasserlaufsbericht  igu  n- 
gen,  304374  Mk.  zu  landwirtschaftlichen 
Ent-  und  Bewässerungsanlagen  und  2 327  538 
Mk.  zu  Ortsentwässerungs-  und  Strassen- 
au lagen  gewährt  worden. 

In  Bayern  hat  die  Laudeskultnr-Ronten- 
kommission  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
1898  für  011  Kulturunternehmungen  einen 
Gesamtdarlehensbetrag  von  4183832  Mk. 
bewilligt.  Es  waren: 

lehmer  1884-1898. 
insgesamt  5645  Belehnten  768  202  M. 

„ "298  r 2992984  „ 

n »39  » 422646  „ 

zusammen  4183832  M. 


Der  Gesamtdarlehensbetrag  verteilt  sich  sohin  auf  0082  Belehnte;  ein  Darlehen 


beziffert  also  im  Durchschnitt  088  M. 

II.  Die  Darlehenszwecke  1884—1898. 

407  Be-  und  Entwässerungsunternehmungen  überhaupt 3110685  M. 

78  Fluss-  und  Bachkorrektionen,  Anlagen  zum  Uferschatz  und  zum  Schutz  gegen 

Ueherschweiumungen 566  319  „ 

6 Grandstückszusammenlegungen 12  888  „ 

65  Urbarmachungen  öder  Flächen,  Meliorationen  von  Feldern  und  Wiesen  . . 113  290  „ 

49  Weganlagen  behufs  besserer  Benutzung  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  . 364  590  „ 

6 Aufforstungen  gemeindlicher  Oedtiächen 16  060  ,. 

zusammen  4183832  M. 


Iu  Hessen  belief  sich  Ende  1898  99  liehen  dieselben  sind,  wird  jene  Vcrschicden- 
die  Gesamtsumme  der  Darlehen  auf  2200000*  heit  der  Erfolge  hauptsächlich  darauf  zurüek- 
Mk.,  wovon  921 100  Mk.  auf  40  Gemeinden  zuführen  sein,  dass  Wolilfalirtseinrichtungen 
und  Genossenschaften,  1345500  Mk.  auf  1 in  einem  kleineren  Staate  mit  seinen  ho- 
217  private  Darlehensnehmer  entfielen.  mogenen  Verhältnissen  viel  leichter  im 
Das  Gesagte  ergiebt,  dass  die  Landes-  Gesetzeswege  durchzuführen  sind  als  im 
kultur- Rentenbanken  in  ihrer  seitherigen  Grossstaate.  So  kann  z.  B.  die  sehr  gltick- 
Wirksamkeit  nur  zum  Teil  die  gehegten  Er-  liehe  Art  und  Weise,  wie  in  Sachsen  die 
Wartungen  erfüllt  haben.  Der  Unterschied, ; Landeskultur-Rentenbank  und  die  General- 
der  sich  in  dieser  Beziehung  zwischen  kommissiou  in  Verbindung  gebracht  sind, 
Preussen  und  den  übrigen  deutschen  Staaten  j in  Prcussen  nicht  ohne  weiteres  nachgeahmt 
zeigt,  kann,  wo  es  sich  um  Beurteilung  des  werden,  weil  hier  die  Landeskultur-Renten- 
ganzen Institutes  handelt,  ausser  Betracht  banken  provinzielle,  die  Generalkommissionen 
bleiben.  Denn  da  die  Grundlagen  und  auch  staatliche  Institute  sind,  auch  nicht  eiumal 
die  Kreditbedingungen  der  Landeskultur-  in  jeder  Provinz  eine  Generalkommission 
Rentenbanken  in  allen  Staaten  im  weseut-  vorliandeu  ist.  Ohne  Zweifel  ist  der  Ge- 
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danke,  der  dem  Institute  zu  Grunde  liest, 
ein  gesunder  und  berechtigter.  Dass  nicht 
grössere  Erfolge  erzielt  sind,  mag  zum  Teil 
auf  mangelnde  Bekanntschaft  mit  dem  Ge- 
setze zurfickzufnhren  sein,  das,  wie  jede 
Neuerung,  bei  der  ländlichen  Bevölkerung 
erst  allmählich  Eingang  findet.  Hauptsäch- 
lich aber  ist  es  wohl  die  von  dem  Darlehens- 
nehmer geforderte  Sicherheit,  welche  eine 
Anwendung  des  Gesetzes  im  grossen  aus- 
schliesst  Die  vorhandene  starke  Verschul- 
dung macht  einem  grossen  Teile  der  Grund- 
besitzer den  von  der  Landeskultur-Rentenbank 
dargebotenen  Kredit  unerreichbar.  Eine  Er- 
weiterung der  Beleihungsgrenze,  soweit  sie 
überhaupt  möglich,  ohne  die  Sicherheit  der 
Institute  zu  gefährden,  würde  jedenfalls 
nicht  so  iMHleutend  sein  können,  um  an 
diesem  Zustande  etwas  Wesentliches  zu 
ändern.  Es  bliebe  daher  nur  der  schon 
früher  vom  Gesetzgeber  erwogene  Weg,  den 
Forderungen  der  Landeskultnr-Renteubank 
gesetzlich  das  Vorrecht  vor  den  Privat- 
schulden einzuräumen,  sei  cs  allgemein  oder 
in  Ansehung  bestimmter,  durch  die  Erfah- 
rung erprobter  Arten  von  Bodenverbesse- 
rungen, z.  B.  der  Drainage.  Ein  derartiger 
Eingriff  in  die  Rechte  der  Hypotheken- 
gläubiger lässt  sich  aber  nur  rechtfertigen, 
wenn  die  volle  Garantie  dafür  gegeben  ist, 
dass  eine  materielle  Gefährdung  der  Inte- 
ressen dieser  Gläubiger  bei  einer  solchen 
Begünstigung  des  Meliorationskredites  nicht 
statt  findet,  dass  also  in  jedem  Falle  der 
Kredit  der  Landeskultur-Rentcnhanken  nur 
für  wirklich  rentabele  Meliorationen  in  An- 
sprueh  genommen  wird,  dass  die  Melioration 
mit  dem  dargeliehenen  Oelde  zweckmässig 
ausgeführt  und  nach  der  Ausführung  ord- 
nungsmässig  unterhalten  wird.  Die  Voraus- 
setzungen hierfür,  namentlich  eine  ent- 
sprechende Organisation  des  kulturteehnischen 
Dienstes  sind  zur  Zeit , wenigstens  für 
Prenssen , nicht  in  vollem  Umfange  vor- 
handen. Immerhin  muss  auf  den  Wider- 
spruch aufmerksam  gemacht  werden,  der  in 
der  verschiedenen  Behandlung  der  genossen- 
schaftlichen und  der  Einzelunternehmungen 
liegt.  Die  Gesetzgebungen  vindizieren  den 
Beitragsleistungen  für  öffentliche  Genossen- 
schaften den  Charakter  der  öffentlichen 
Ijasten  und  verstatten  deshalb  diese  Genossen- 
schaften ohne  besondere  Sicherheitsleistung 
zu  dem  Kredite  der  Landeskultur-Rcnten- 
hanken.  Wenn  «aber  bei  den  öffentlichen 
Genossenschaften  durch  die  Führung  der 
Staatsaufsicht  einem  die  Rechte  der  Privat- 
hypothekengläubiger gefährdenden  M iss- 
brauch  des  Kreditprivilegiums  vorgebeugt 
werden  kann,  so  müsste  dasselbe  doch  auch 
l>ei  der  Inanspruchnahme  des  Meliorations- 
kredites  durch  einen  einzelnen  Grundbesitzer 
sich  erreichen  lassen.  Wenn  ein  drainage- 


bedürftiger Komplex  von  1000  Morgen  einem 
einzelnen  hochverschuldeten  Grundbesitzer 
gehört,  so  bleibt  letzterem  die  Landeskultur- 
Rentcnbank  unzugänglich  und  die  Melioration 
muss  unterbleiben.  Geht  aber  derselbe  Be- 
sitz durch  Parzellierung  in  die  Hände  von 
10  gleichfalls  hochverschuldeten  Parzellen- 
erwerbern  über,  so  können  diese  eine  öffent- 
liche Drainagegenossenschaft  bilden,  und  die 
Hypothekengläubiger  können  dann  der  Auf- 
nahme eines  ihren  Forderungen  vorgehenden 
I Landeskultur- Rentenbank-  oder  auch  sonsti- 
gen Darlehens  nicht  widersprechen.  Dies 
widerspruchsvolle  Ergebnis  zeigt,  dass  die 
Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  noch  im 
Flusse  ist  und  es  bisher  nicht  zu  einem  ein- 
wandfreien Resultate  gebracht  hat. 

I.itteratur : Schober,  hie  hrndeskuitur- Renten- 
banken  in  Prenuen,  Suchten  und  Hessen,  Merlin 
ISS?.  — IVenssrns  landwirtschaftliche,  Verwaltung, 
Bericht  des  Min.  für  Lundw.  etc.,  Berlin  188S, 
Bd.  I,  S.  74,  73.  — Die  Landeskultur- Renten- 
bnnk  im  Königreich  Sachsen , amtliche  Denkschrift, 
Dresden  1881.  — Das  Int y er.  lies.  r.  IV.  1884, 
die  Landeskultur-Rentcnanstalt  betreffend,  erläutert 
ron  Heinrich  Haag,  Xördlingcn  I884 • — Die 
Landwirtschaft  in  Bayern,  Denkschrift  nach 
amtlichen  Quellen  bearbeitet,  Miinrhen  1890, 
S.  64 !) — 638,  690. 

Hermes. 
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Landschaften. 


1.  Einleitung.  2.  Uebersicht  der  bestehen- 
I den  L.  3.  Die  rechtliche  Natur  und  äussere 
Organisation  «1er  L. : Privilegien.  4.  Die 

1 Grundlagen  des  landwirtschaftlichen  Kredites. 
! insbesondere  die  Pfandbriefe  und  ihre  Fun- 
1 dierung  (Generalgarantie),  ö.  Höhe  und  Art 
| des  gewährten  Kredites,  Unktindbarkeit,  Amorti- 
sation. ß.  Die  Beleihung  des  bäuerlichen  Be- 
1 sitzes.  7.  Nebengeschllfte  der  L.,  Feuerver- 
sicherung, Darlehenskassen.  K.  Die  (’entral- 
landsehaft.  9.  Erfolge  und  weitere  Ziele.  10. 
i Die  privatgesellschaftliehen  Grundkreditver- 
I einigiuigeu. 

1.  Einleitung.  Unter  »Landschaften« 
versteht  man  die  auf  ständischer  oder  auf 
genossenschaftlicher  Zusammenfassung  des 
Grundbesitzes  beruhenden  öffentlichen  Kre«lit- 
iustitute.  Die  historischen  preussischen 
Landschaften,  von  denen  neuere,  zum  Teil 
abweichend  organisierte  Kreditorganisationen 
den  Namen  entlehnt  haben,  sind  eine  viel 
beneidete  Schöpfung  des  Friedericianischen 
St.iates.  Wir  sagen  absichtlich : des  Friederi- 
eianischen  Staates,  weil  der  vom  Scharf- 
blicke des  grossen  Königs  aufgenommene 
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Plan  des  Kaufmanns  Biiring  ohne  die  Macht- 
mittel des  absoluten  Staates  nicht  zu  reali- 
sieren gewesen  wäre.  Nur  wenige  Jahr- 
zehnte später  brach  über  Preussen  die  Krisis 
herein,  welche  die  ueugcschaffeneu  stän- 
dischen Kreditinstitute  der  denkbar  schwer- 
sten Belastungsprobe  unterwarf.  Man  kann 
sagen,  dass  sie  sich  glänzend  bewährt  haben. 
Ja,  in  den  kritischsten  Zeiten  erwies  sich 
der  landschaftliche  Kredit  gefestigter  als 
der  dos  Staates,  indem  dieser  in  den  Jahren 
1808  bis  1809  mit  den  Domänen  und  Forsten 
der  ostpreussischen  Landschaft  eintrat,  um 
durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  einen  Teil 
der  Kriegskontribution  aufzubringen.  Mochten 
auch  der  weitere  Verlauf  und  die  Nachwir- 
kungen der  Napoleonischen  Kriege,  zumal 
im  Zusammenhang  mit  der  landwirtschaft- 
lichen Depression  der  20er  Jahre,  verein- 
zelte Indulte  und  staatliche  Vorschuss- 
zahlungen erforderlich  machen,  so  sind  doch 
schliesslich  die  Landschaften  allen  ihren 
Verpflichtungen  gerecht  geworden  und  haben 
in  erheblichster  Weise  dazu  beigetragen,  dem 
Grundbesitze  der  am  meisten  betroffenen 
östlichen  Provinzen  über  die  damalige  Not- 
lage hinwegzuhelfen.  Aber  auch  unmittel- 
bar haben  die  Landschaften  bei  der  nationalen 
Erhebung  des  Jahres  1813  mitgewirkt,  am 
meisten  die  ostpreussische  Laudschaft,  in 
deren  noch  erhaltenem  Sitzungssaal  die  ost- 
preussischen  Stände  mit  dem  General  von 
York  in  den  denkwürdigen  Februartagen 
von  1813  die  Organisation  der  freiwilligen 
Volkserhebung  beschlossen. 

Dieser  Hinweis  auf  die  engen  Beziehungen 
der  Geschicke  der  Landschaften  zu  denen 
(.los  Gesamtstaates  erscheint  notwendig,  um 
die  geschichtliche  Stellung  der  Landschaften 
in  Preussen  richtig  zu  würdigen. 

Zur  näheren  Begriffsbestimmung 
der  Landschaften  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Der  schöpferische  Gcdauke  der  Land- 
schaften bestand  in  dem  Ersätze  der  In- 
dividualhypothek, bei  der  Gläubiger  und 
Schuldner  sich  unvermittelt  gegenüberstehen, 
durch  das  Pfand briefsystem ; die  Landschaft 
übernimmt  die  Ansgleichung  zwischen  dem 
kreditbedürftigen  Grundbesitze  und  dem 
anlagebeuürftigen  Kapital,  und  vermöge  der 
Vorzüge,  die  der  auf  den  Inhaber  lautende 
Pfandbrief  gegenüber  der  Einzelhypothek 
bietet  — jederzeitige  Realisierbarkeit  und 
die  durch  die  Haftung  des  Instituts  und  der 
Kredit  verbundenen  verstärkte  Sicherheit  — 
ruft  sie  ein  Kapitalangebot  hervor,  das  sie 
befähigt,  das  Kredit bedürfnis  des  Grund- 
besitzes unter  billigeren  und  angemesseneren 
Bedingungen  zu  befriedigen,  als  es  sonst 
möglich  wäre.  Diese  zuerst  in  den  Land- 
schafton geschaffene  sinnreiche  bankmässige 
Organisation  des  Grundkredits  hat  in  Deutsch- 
land und  ausserhalb  in  Pfandbriefinstituten 


j 


der  verschiedensten  Art  Nachbildungen  ge- 
funden. Von  den  Landschaften  im  obigen 
Sinne  sind  zu  unterscheiden  nicht  bloss  die 
Hypothekenbanken,  Aktiengesellschaf- 
ten, die  das  Pfandbriefgeschäft  zum  Zwecke 
eigenen  Erwerbes  betreiben , sondern  auch 
die  im  Interesse  des  Grundbesitzes  ein- 
gerichteten staatlichen  oder  kommu- 
nalen Grundkreditinstitute.  Landes- 
banken, Provinzialhilfskassen,  Landeskredit- 
kassen u.  s.  w.  Denn  auch  diese  Institute, 
die  namentlich  in  den  westlichen  und  mitt- 
leren Provinzen  Preussens  die  hier  ganz 
fehlenden  oder  weniger  entwickelten  Land- 
schaften  ersetzen,  unterscheiden  sich  scharf 
von  den  I Landschaften  darin,  dass  sie  nicht 
auf  der  Selbstverwaltung  des  organisierten 
Grundbesitzes  beruhen,  sondern  dass  — in 
dieser  Hinsicht  ebenso  wie  bei  den  Hypo- 
thekenbanken — ein  selbständiger  Unter- 
nehmer, hier  der  Staat,  die  Provinz,  der 
Kommunalverband,  für  eigene  Rechnung  das 
Pfandbriefgeschäft  in  die  Hand  genommen 
hat.  Es  fehlt  also  die  bei  den  Landschaften 
in  deren  ganzer  Verfassung  liegende  Ge- 
währ dafür,  dass  das  Interesse  des  Grund- 
kredits als  das  schlechthin  entscheidende 
behandelt  wird.  Es  tritt  daher  bisweilen 
die  Neigung  hervor,  den  Betrieb  dieser  In- 
stitute auf  die  Gewinnung  von  Einnahmen 
für  sonstige  Zwecke  des  Unternehmerver- 
bandes zur  Vermeidung  sonst  notwendig 
werdender  Verbandstunlagen  hin  einzu- 
richten; nicht  immer  folgt,  wie  bei  den 
Landschaften,  das  Sinken  des  Hypetheken- 
zinsfnsses  dem  Sinken  des  Zinssatzes,  den 
das  Institut  selbst  für  die  ausgegobenen 
Pfandbriefe  (Schuldverschreibungen)  zu  ent- 
richten hat  Diese  Gruppe  öffentlicher 
Ki  ■editanstalten  ist  daher  iui  folgenden  nicht 
mitberücksichtigt,  obschon  sie  im  Sinne  des 
preuss.  Gesetzes  betreffend  die  Zwangs- 
vollstreckung aus  Forderungen  landschaft- 
licher (ritterschaftlicher)  Kreditanstalten  vom 
3.  August  1897  den  I Landschaften  gleich- 
gestellt sind,  § 1 Abs.  2 das. 

Nicht  zu  den  Landschaften  gehören  end- 
lich nach  der  eingangs  gegebenen  Begriffs- 
bestimmung die  privatgesellschaft- 
lichen, auf  Association  des  Grundbesitzes 
beruhenden  Pfandbriefanstalten.  Immerhin 
werden  diese  am  Scldusse  noch  zu  berühren 
sein,  da  sie  den  Landschaften  nahe  stehen 
und  schon  mehrere  von  ihnen  sich  in 
öffentlichrechtliche  Institute  umgewandelt 
haben. 

2.  (Übersicht  der  bestehenden  L. 

Der  Plan  einer  allgemeinen  Organisation 
der  rittersehaft  liehen  Stände  sämtlicher 
Schlesischen  Fürstentümer  zu  einein  die 
ganze  Provinz  umfassenden  Kreditverbando 
erhielt  durch  die  Kabinettsordre  Friedrichs 
des  Grossen  vom  29.  August  1799  die  Ge- 
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nehraigung.  Das  schlesische  Landschafts- 
reglement ist  vom  9.  Juli  1770  datiert.  Es 
folgte  die  Errichtung  des  ritterschaftliehen 
Kreditinstitutes  der  kur-  und  neumärkischen 
Landschaft  durch  Reglement  vom  15.  Juni 
1777.  die  Errichtung  der  pommerschon  Land- 
schaft durch  Reglement  vom  13.  März  1781, 
der  westpreussischen  durch  Reglement  vom 
19.  April  1787,  der  ostpreussischen  durch 
Reglement  vom  10.  Februar  1788.  Diese 
fünf  {dten  Landschaften  haben  mannigfache 
gemeinsame  Eigentümlichkeiten,  aber  auch 
wesentliche  Verschiedenheiten,  wie  sich  dies 
aus  dem  nachstehenden  ergiebt. 

Es  folgte  die  im  Jahre  1821  errichtete 
Posener  Landschaft,  die  im  Jahre  1877  nach 
beendeter  Einlösung  ihrer  Pfandbriefe  wieder 
aufgelöst  ist  und  deren  Funktionen  auf  den 
im  Jahre  1857  begründeten  Neuen  Kredit- 
verein, der  im  Jahre  1887  den  Namen 
»Posener  Landschaft«  angenommen  hat, 
übergegangen  sind.  Wegen  der  übrigen 
preussischen  Institute  ist  die  auf  S.  456  fol- 
gende Uebersicht  zu  vergleichen.  Ausserhalb 
Preussens  sind  zu  nennen: 

a)  der  Kreditverein  der  Mecklenburgischen 
Ritterschaft  beider  Grossherzogtümer  von 
1818; 

b)  der  erbländische  ritterschaftliche  Kredit- 
verein im  Königreich  Sachsen  von  1844; 

c)  der  ritterschaftliche  Kredit  verein  im 
Herzogtum  Braunschweig  von  1862. 

3.  Die  rechtliche  Natur  und  äussere 
Organisation  der  L.:  Privilegien.  Die 
Landschaften  sind  öffentliche  Kor- 
porationen unter  geordneter  Staatsauf- 
sicht, welche  in  Preussen  in  1.  Instanz  von 
einem  besonders  bestellten  königlichen  Kom- 
missar (regelmässig  dem  Oberpräsidenten), 
in  2.  Instanz  seit  dem  Allerh.  Erlass  vom 
10.  September  1874  (G.S.  S.  310)  vom  Mi- 
nister für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten  gehandhabt  wird.  Jedoch  ist  der 
Schlesischen  Landschaft  und  den  hannover- 
schen  Instituten  ein  ständiger  Staatskom- 
missar nicht  beigeordnet.  Als  öffentliche 
Korporation  ist  auch  das  Berliner  städtische 
Pfandbriefamt  anzusehen,  bei  welchem  ein 
Kommissar  des  Berliner  Magistrats  die  erst- 
instanzliche Aufsicht  übt. 

Die  Direktionen  der  obigen  Landschaften 
haben  den  Charakter  öffentlicher  B e h ö r d e n 
(§  24  Schlussabsatz  des  Disciplinarges.  v. 
21.  Juli  1852).  Sie  haben  in  dieser  Eigen- 
schaft nicht  bloss  nach  Massgabe  der  Sta- 
tuten die  Zwangsverwaltung  gegen  säumige 
Schuldner  selbständig  einzuleiten  und  zu 
beaufsichtigen  (§  145,  § 202  Abs.  2 dos  G. 
v.  13.  Juli  1883)  resp.  den  gerichtlichen 
Zwangsverkauf  zu  beantragen,  sondern  es 
sind  ihnen  gesetzlich  auch  staatliche  Auf- 
gaben anderer  Art  übertragen,  wie  die  Aus- 
stellung von  UnschädlicliKeitsattesten  und 
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die  Festsetzung  von  Lehnstaxen  (G.G.  v. 

3.  März  1850,  27.  Juni  1860,  15.  Juli  1890, 

4.  März  1867,  § 24.  24.  Juli  1875,  {j  25). 

Die  Beamten  der  Landschaften  haben  die 
Stellung  der  mittelbaren  Staatsbeamten,  sie 
werden  vereidigt,  unterstehen  dem  Dis- 
ciplinargesetz  und  geniessen  das  Kommunal- 
abgabenprivilegium der  Staatsbeamten  (K.O. 
v.  14.  Mai  1832  - G.S.  S.  145  — ).  Die 

zum  Richteramt  befähigten  Syndici  haben 
innerhalb  ihres  Geschäftskreises  die  Urkunds- 
befugnis der  Notare. 

Die  höheren  Beamten  werden  von  den 
Kreditverbänden  gewählt  und  vom  Könige 
resp.  dem  Minister  in  ihren  Aemtern  be- 
stätigt, nur  bei  der  Posener  Landschaft  findet 
eine  staatliche  Ernennung  der  Direktions- 
mitglieder statt.  Vollbesoldete  Beamte  sind 
regelmässig  nur  die  Syndici  und  die  Sub- 
alternbeamten,  die  Gehälter  der  dem  Grund- 
besitzerslande angehörenden  Direktionsmit- 
glieder sind  »lässig  bemessen  und  auf  Ent- 
schädigung für  Zeitverlust  und  Repräsen- 
tationskosten berechnet. 

Innerhalb  der  durch  die  Staatsaufsicht 
gegebenen  Grenzen  sind  die  Landschaften 
autonom  und  verwalten  ihre  Angelegenheiten 
selbständig.  Die  Organisation  der  einzelnen 
Institute  ist  nur  in  den  allgemeinen  Grund- 
zügen übereinstimmend.  Als  ausführende 
Behörde  steht  eine  GeneraUandschafts-(Uaupt- 
rittersohafts-)direktion  an  der  Spitze,  ihr  zur 
Seite  ein  Repräsentantenkollegium  (engerer 
Ausschuss),  das,  mit  Ausnahme  von  Branden- 
burg, zugleich  die  Beschwerdeinstanz  be- 
treffs der  Verfügungen  der  Generalland- 
schaftsdirektion bildet.  Oberste  Instanz  für 
Beschwerdesachen  und  oberstes  Vertretungs- 
organ ist  der  aus  Deputierten  der  Grund- 
besitzer gebildete  Generallandtag  (General- 
versammlung), in  welchem  der  königliche 
Kommissar  (len  Vorsitz  führt. 

Die  Schlesische,  Märkische.  Pommerschc 
und  Westpreussisclie  Landschaft  haben  eine 
decentralisierte  Verfassung  und  zerfallen  in 
Departement«  (Fürstentumslandscliaften)  mit 
besonderen  Direktionen  und  Repräsentanten- 
kollegien. In  der  Mark  und  Westpreussen 
handelt  es  sich  dabei  um  eine  blosse  Ver- 
waltungseinteilung,  während  in  Schlesien 
und  Pommern  die  Departements  (Fürsten- 
tumslandschaften) eine  kori>oralive  Verfassung 
haben  und  mit  eigenem  Vermögen  (eigen- 
tümlichen Fonds)  ausgestattet  sind.  In 
Schlesien  ist  sogar  der  Hauptteil  der  Fonds 
Eigentum  der  Departements,  und,  indem 
diese  Fonds  für  die  Sicherheit  der  Pfand- 
briefe haften,  hängt  es  hiermit  zusammen, 
dass  in  Sclüesien  die  Festsetzung  der  Taxen 
und  die  Bestimmung  der  Höhe  des  zu  ge- 
währenden Kredits  den  Fürstentumsland- 
schaften zusteht  und  die  Generallandschafts- 
direktion lediglich  befugt  ist.  eine  Super- 
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Uebersicht  der  preussisohen  Landschaften  nach  dem  Stande  des  Jahres  1897. 

Ausgegebene  Pfandbriefe  (Schuldverschreibungen)  zu  Prozent: 

Bezeichnung  der  Institute 

Summe  in 

Mark 

3 13*/*  1 3'a 

4 

4 Vs  1 

5 

znsamm?* 

1.  Ostpr.  Landsch.  (1788) 

27  729  600 

305  151  72? 

332  881  325 

2.  Westpr.Landsch.{1787) 

1 6 304  200 

. 

126  070  4gs;l 

18  700 

t 

# 

« 42  393  3 55 

3.  Neue  westpreuss.  Land- 

| 

Schaft  (1861)  . . . 

7 516  100 

. 

IO l 020  59O 

• 

• J 

108  536690 

4.  Berliner  Pfandbrief- 

l 

institnt  (1868) . . . 

1 4 909  1 00 

. 

38  743  900 

S 676  600 

8 676  300  1 623  600 

72  629  500 

Hiervon  neue  . . . 

14  909  100 

28  052  200 

* 

42  961  300 

5.  Kur-  u.  nenmärk . ritter- 

schaftl.  Kreditinstitut 

(1777);  alte  Pfandbr. 

(sog.  garantierteGold) 

147  580 

4698920 

187  940 

5 034  44“ 

Neue  Pfandbr.  . . . 

• 

. 

i 097  250 

19  34IOCO 

6.  Neues  brandenburg. 

1 

Kreditinstitut  (1669) 

33014000 

87  762  730 

• 

• 

■ 

120776750 

7.  Poinm.  Landsch.  (1781) 

8t  559U73 

150  Q91  825 

. 

• 

232  55091» 

8.  Neue  Pouim.  Landsch. 

i 

für  den  Kleingrund- 

1 

1 

besitz  (1871)  *)  . . 

1 107  800  . 

2 837  IOO 

, 

155  400 

4 100300 

9.  Pos.  Landschaft  (1857) 

5 906  700 

226  652  400  55  365  "60 

2S7  924  Soc 

10.  Schles.  Landsch.  (1769) 

alte  Pfandbr.  . . . 

203724350  ■ 

1 47  720  300 

I 349  430 

352  794  0S0 

Rustikal-Pfandbriefe  . 

59689  100  . 

70  439  400 

350  250 

1 

1304787?“ 

11.  Landschaft  der  Provinz 

1 

Sachsen  i'1864)  . . 

66  3 So  375 

• 

22  737225 

2 356  775 

1 

91  474  375 

12.  Schles wig-Holsteinsche 

1 

1 

Landschaft  (1895)  . 

- 

• 

, ♦ 

2 246  1 50 

13.  Kitterseh.  Kreditverein 

i 

zu  Hannover  (1825)*' 

18  734  000 

• 

18  734«» 

14.  Kitterseh.  Kreditinsti- 

1 

tut  zu  Celle  (1790)*) 

• 

. 

14  192  521* 

15.  Bremenscher  ritterseh. 

t 

Kreditverein  zu  Stade 

• 

(1826! 4) 

• 

IO  055  4501 

, 

• 

10  055  450 

16.  Landsch.  der  Provinz 

1 

1 

Westfalen  (1877) 5)  . 

6 242  000 

— 

21517  100  18  205  IOO 

45  964  200 

17.  Centrullandsch.  für  die 

t 

preuss.  Staaten  (1873) 

«45  323  750 

• 

190  295450 

98  700 

— 

— 

335  7 17  9« 

Centralpfandbriefe  sind  bis 

1.  Dezember 

1897  überhaupt  ausgefertigt  . . . 

. 

I 

667  89  3 050 

Von  den  Centralpfandhriefen  entfallen  auf 

i 

die  westpreussische  Landschaft  . . . 

. 

• 

• 

• 

1 549  700 

das  kur-  und  neumärkische  rittersch. 

1 

• 

Kreditinstitut  . . . . 

178092900 

das  neue  braudenburgische  Kreditinstitut 

. 

, 

120776750 

die  pommersche  Landschaft 

• • • • 

• 

. 

, 

3 444  7« 

die  neue  pommersche  Landschaft  für  den 

Kleingruudbesitz  . . . 

1 

« 

4 555  4?o 

das  Kreditinstitut  für  die  Ober-  und 

Niederlausitz 

- 

258  000 

die  Landschaft  der  Provinz 

Sachsen  . 

1 

- 

- 

. 

24  794  250 

die  Schleswig-Holsteinsche 

Landschaft 

1 # 

• 

• 

• 

2 346  I 50 

Gelöscht  sind  im  ganzen 

• 

• 

332  175  150 

re vision  der  Taxen  vorzunehmen.  Bei  allen  direktion  statt,  oder  dieser  steht  sogar  die 
anderen  Instituten  findet  entweder  eine  eigentliche  Taxfestsetzung  zu. 
regelmässige  Superrevision  durch  die  General-  Von  den  mannigfachen,  den  älteren  Land- 


M Früher  „Poramerscher  Landkreditverband“.  *)  Für  die  Fürstentümer  Kalenberg,  Güttingen, 
Grubenhagen,  Hildesheim.  3)  Für  das  Fürstentum  Lüneburg.  4)  Für  die  Herzogtümer  Bremen 
und  Verden  und  das  Land  Radeln.  5)  Ist  erst  1899  in  ein  öffentliches  Institut  umgewandelt 
worden.  *)  Zu  31*  und  4°0. 
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schäften  bei  ihrer  Errichtung  eingeräumten 
Privilegien  ist  das  wichtigste  das  Recht, 
ohne  gerichtliche  Ausklagung  die  Z w a n gs  - 
Vollstreckung  in  das  verpfändete  Grund- 
stück herbeizuführen.  Den  neueren  Land- 
schaften hatte  dieses  Recht  statutarisch  nicht 
eingeräumt  werden  können,  weil  es  dazu 
eines  Aktes  der  Gesetzgebung  bedurft  hätte. 
Sie  hatten  sich  zum  Teil  (so  Posen  und 
Schleswig-Holstein)  durch  die  statutarische 
Vorschrift  zu  decken  gewusst,  dass  der 
Schuldner  bei  der  Darlehnsaufnalirae  durch 
notariellen  Akt  sich  der  sofortigen  Zwangs- 
vollstreckung gemäss  S 702  Ziff.  5 C.P.O. 
zu  unterwerfen  hat. 

Eine  wesentliche  Ausdehnung  des  land- 
schaftlichen Zwangsvollstreckungsrechts  ist 
aber  in  neuester  Zeit  durch  das  preussische 
Gesetz  vom  3.  August  1897  erfolgt,  und  zwar 
kommt  dieses  Gesetz  allen  bis  1.  Januar 
1900  begründeten  öffentlichen  Landschaften 
zu  gute.  Danach  kann  für  eine  Landschaft 
mit  landesherrlicher  Genehmigung  durch  die 
Satzung  bestimmt  werden,  dass  der  Anstalt 
das  Recht  der  Zwangsvollstreckung  in  das 
bewegliche  Vermögen  und  der  Zwangsver- 
waltung zusteht,  dass  ein  von  ihr  gestellter 
Antrag  auf  Zwangsversteigerung  den  voll- 
streckbaren Schuldtitel  ersetzt  und  dass  sie 
im  Falle  der  Devastation  an  Stelle  des  Ge- 
richtes den  Arrest  in  das  bewegliche  Ver- 
mögen des  Schuldners  (Hier  die  Zwangsver- 
waltung in  das  Grundstück  vollziehen  kann. 
Ferner  kann  im  Statut  bestimmt  werden, 
dass  aus  den  von  dem  Syndikus  aufgenom- 
menen Urkunden  die  gerichtliche  Zwangs- 
vollstreckung stattfindet. 

Dieses  Gesetz  ist  für  die  neuen  l^and- 
schaften  von  grossem  Wert  und  enthält 
auch  für  die  älteren  Institute  manche  Ver- 
besserungen. 

Ein  bedeutungsvoller  Vorzug  ist  endlich 
die  den  landschaftlichen  Pfandbriefen  ge- 
setzlich zustehende  M ii ndelsicherhei t. 
Durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
und  die  Nebengesetze  sind  die  Vor- 
rechte der  Landschaften  nicht,  be- 
rührt worden,  vgl.  den  Vorbehalt  in  Ar- 
tikel 107  des  Einfüiirungsgesctzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch©. 

4.  Die  Grundlagen  des  landschaft- 
lichen Kredits,  insbesondere  die  Pfand- 
briefe und  ihre  Fundierung  (General- 
garantie). Aus  der  Zweckbestimmung  und 
der  korporativen  Verfassung  der  Landschaft 
ergiebt  sich,  dass  jedes  Mitglied  ein  Recht 
auf  Bewilligung  des  Statuten mässig  zulässigen 
Kredits  hat.  Die  Landschaft  ist  nicht,  wie 
Hypothekenbanken.  Sparkassen  und  andere 
Institute,  befugt,  eingehende  Darlehnsgesuche 
einfach  abzulehnen.  Der  Verwendungszweck 
des  naebgesuchten  Kredits  wird  von  den 
Landschaften  im  allgemeinen  nicht  geprüft. 


! Jedoch  ist  1 >ei  der  Märkischen  Landschaft 
der  Antrag  auf  Beleihung  des  4.  Sechsteils 
der  Taxe  durch  ein  vorhandenes  sachliches 
Bedürfnis,  z.  B.  Ablösung  einer  anderen 
Hypothek,  Melioration,  Erbanseiuandersetzuug 
etc.,  zu  begründen  (Kommentar,  veranstaltet 
von  der  Hauptritterschaftsdirektion  1892, 

, S.  38).  — Die  Kreditbeschaffung  erfolgt 
i mittelst  Ausgabe  auf  den  Inhaber  lautender 
i verzinslicher  »Pfandbriefe«.  Das  frühere 
: System  der  sog.  alten  Pfandbriefe,  welche 
Partialhypothekeninstrumente  auf  ein  be- 
stimmtes Gut  unter  Mitverhaftung  der  land- 
1 schuft  liehen  Korporation  darstellten,  ist  ver- 
• lassen.  Leiter  die  rechtliche  Sicherstellung 
1 und  materielle  Fundierung  der  jetzt  allein 
: in  Betracht  kommenden  neuen  Pfandbriefe 
ist  folgendes  zu  sagen. 

Die  Pfandbriefe  sind  Schuldversehrei- 
bungen  der  Landschaft,  welche  sich  als  auf 
eine  Hypothekenforderung  von  gleichem  Be- 
trage fundiert  bezeichnen.  Wenigstens  ist 
das  bei  den  älteren  Landschaften  der  Fall. 
Der  rechtliche  Zusammenhang  zwischen  den 
Pfandbriefen  und  den  Unterlagehypotheken 
ist  in  der  Weise  hergestellt,  dass  die  Pfand- 
briefe von  einer  besonderen  Kontrollkom- 
mission mit  vollzogen  werden,  welche  sich 
durch  Einsicht  des  betreffenden  Hypotheken- 
dokuments von  dem  Vorhandensein  eines 
gleich  hohen  Betrages  hy  iK>thekariseher  Forde- 
rungen zu  überzeugeu  hat,  und  dass  zugleich 
das  Hypothekendokument  mit  einem  Sperr- 
vermerk versehen  wird.  Letzterer  hat  die 
Wirkung,  dass  der  Grundbuchrichter  die 
Abtretung  oder  Löschung  der  Hypothek  nur 
gegen  den  ihm  durch  eine  Bescheinigung  zu 
führenden  Nachweis  eintragen  darf,  dass  ein 
j gleich  hoher  Betrag  von  Pfandbriefen  aus 
| dem  Verkehr  gezogen  ist.  Bei  einzelnen 
Landschaften  erfolgt  die  Löschung  des 
Sperrvermerks  durch  die  Kontrollkommission 
selbst,  unter  der  nämlichen  Voraussetzung. 
Bei  mehreren  Landschaften  ist  ferner  statu- 
tarisch vorgeschrieben,  dass  die  Unterlage- 
| hypothekon  ausschliesslich  für  die  Sicher- 
heit der  Pfandbriefe  liaften  und  von  anderen 
Gläubigern  des  Instituts  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden  können.  Die  meisten 
neueren  Landschaften  haben  eine  solche 
Bestimmung,  deren  Rechtswirksamkeit  über- 
haupt nicht  zweifellos  ist  (Motive  zu  dem  in 
den  Jahren  1879/8U  dem  Reichstage  vorge- 
legten Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  das 
Faustpfandrecht  für  Pfandbriefe  und  ähnliche 
Schuldverschreibungen),  nicht  aufgenommen. 
Ebenso  haben  die  neueren  Landschaften  die 
Einrichtung  der  Kontrollkommission  und  des 
Sperrvermerks  nicht  aufgenommen,  für  die 
Erhaltung  des  Gleichgewichts  zwischen 
Hypotheken  und  Pfandbriefen  sind  hier 
allein  die  Direktion  resp.  der  Verwaltungs- 
rat verantwortlich  gemacht. 
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Nach  Vorstehendem  ist  das  rechtliche 
Band  zwischen  den  Pfandbriefen  und  den 
Unterlagehypotheken  bei  den  einzelnen  In- 
stituten bis  jetzt  ein  mehr  oder  weniger 
loses.  In  der  Sache  kommt  es  hierauf 
nicht  wesentlich  an.  Die  Einrichtungen 
der  Landschaften  und  die  Art  ihrer  Ver- 
waltung bürgen  dafür,  dass  nicht  mehr 
Pfandbriefe  in  Umlauf  gesetzt  werden,  als 
Hypotheken  vorhanden  sind,  und  die  Frage, 
ob  den  Pfandbriefbesitzern  ein  Pfandrecht 
an  den  Hypothekenforderungen  zusteht  ist 
für  die  landschaftlichen  Institute  deshalb 
nicht  von  grösserer  Bedeutung,  weil  sie  sich 
mit  Geschäften  anderer  Art  nicht  abgeben, 
die  Pfandbriefbesitzer  also  nicht  mit  anderen 
Kategorieen  von  Gläubigern  konkurrieren. 

Letzteres  trifft  allerdings  nicht  zu  hei  den 
für  die  Verbindlichkeiten  der  betreffenden  Dar- 
lelmskassen haftenden  Landschaften  in  Schle- 
sien und  der  Mark,  vgl.  unten  sub  7.  Es  ist  des- 
halb immerhin  nicht  ganz  ohuo  Wert  für  die 
Landschaften,  dass  in  dem  Reichshypotheken- 
bankgesetz, welches  bekanntlich  den  Inhabern 
der  Hypothekenpfandbriefe  der  Hypotheken- 
banken ein  Recht  auf  bevorzugte  Befriedi- 
gung aus  den  Unterlageliyjiotheken  gewährt, 
ein  Vorbehalt  für  die  Landesgesetzgebung 
vorgesehen  ist,  um  ein  ähnliches  Konkurs- 
vorrecht  auch  für  die  Inhaber  der  land-  j 
schaftlichen  Pfandbriefe  zu  schaffen. 

Für  die  materielle  Fundierung 
der  Pfandbriefe  kommt  in  erster  Linie  die 
Bonität  der  Hypotheken  iu  Betracht,  also 
die  in  den  Einrichtungen  und  Personen  ge- 
gebenen Garantieen  für  richtige  Taxen  und 
vorsichtige  Beleihungen.  Da  indessen  jedes 
Grundkreditinstitut,  welches  seine  Aufgabe 
wirklich  erfüllen  will,  mit  der  Möglichkeit 
eintretender  Verluste  rechnen  muss,  so  sind, 
wie  bei  den  Hypothekenbanken  das  Aktien- 
kapital, auch  für  die  Landschaften  weitere  ; 
materielle  Garantieen  erforderlieh,  um  unter ! 
allen  Umständen  die  Pfandbriefe  und  deren 
Zinsen  sicher  zu  stellen.  Zu  dieser  Sicher- ! 
Stellung  der  Gläubiger  dienen  in  erster  Reihe 
die  der  Landschaft  als  Korporationen  gehö- 
rigen Fonds,  die  bei  den  einzelnen  Instituten  ; 
eine  sehr  verschiedene  Höhe  erreichen,  ferner 
die  Amortisationsfonds  resp.  das  Amortisa- 
tionsguthaben  des  Schuldners.  Dazu  tritt 
bei  den  alten  Landschaften  die  General- 
garantie  der  Kreditverbundenen,  d.  h.  die 
Solidarhaft  der  der  Landschaft  angehörenden 
Güter.  Diese  General garantie  ist  eine  durch 
Specialgesetz,  nämlich  durch  die  alten  Land- 
schaftsreglements  geschaffene  Verpflichtung, 
also  nicht  auf  privatrechtlichem  Titel  be- 
ruheiul  und  wird  daher  durch  die  Grund- 
buchgesetzgebung nicht  berührt.  Der  Ge- 
neralgarantic  unterliegen  in  Ost-  und  West- 
preussen,  Schlesien  und  Pommern  (hier  je- 
doch mit  Ausnahme  des  erst  nachträglich 


der  Landschaft  angeschlossenen  Neu  Vorpom- 
mern) alle  bepfandbriefungsfäh igen  Güter, 
in  der  Mark  und  Neuvorpommern  nur  die 
wirklich  bepfandbri  eften.  ln  Schlesien 
unterliegen  auch  die  Staatsdomänen  der  Gc- 
neralgarautie,  in  Ostpreussen  die  Domänen 
und  Forsten.  In  Schlesien  und  Westpreussen 
besteht  keine  Generalgarantie  für  diejenigen 
unter  besonderer  Litera  ausgegebenen  I'fand- 
briefserien , welche  auf  Grund  von  Be- 
leih nngen  über  die  erste  Taxhälfte  hinaus 
ausgegeben  sind. 

Bei  den  neueren  Landschaften  konnte 
eine  derartige  Generalgarantie  nicht  einge- 
führt  werden,  es  hätte  dazu  eines  Gesetzes 
bedurft.  Hier  sind  sehr  verschiedene  Sys- 
teme zur  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  ge- 
wählt. Es  sind  entweder  besondere  Sicher- 
heits-  resp.  Reservefonds  gebildet  (so  für  die 
obigen  Serien  der  schlesischen  und  west- 
»reussischen  Pfandbriefe,  für  die  schlesischen 
iustikal-,  die  neuen  wostpreussischen,  die 
berliner  und  Posener  Pfandbriefe),  oder  es 
ist  den  Kreditverbundenen  eine  beschränkte 
Nachschusspflicht  (5  bis  10%  ihrer  Schuld) 
auferlegt  (so  lieim  sächsischen,  westfälischen 
und  dem  älteren  schleswig-holsteinischen 
Institute).  Das  Nähere  s.  bei  Saling  T.  II 
S.  300 ff.  Für  die  neue  Schloswig-Holstei- 
nischc  Landschaft  hat  der  gemeinschaftliche 
Fonds  der  adeligen  Klöster  und  Güter  mit 
1 .Million  Mark  die  Garantie  übernommen. 

Alle  diese  an  sieh  recht  wesentlichen 
Unterschiede  in  Bezug  auf  Art  und  Mass 
der  den  Pfandbriefbesitzern  gewährten  Ga- 
rantieen kommen  übrigens  in  der  Bewertung 
und  dem  Kurse  der  Pfandbriefe  kaum  zum 
Ausdruck.  Es  spricht  sich  in  dieser  That- 
saehe  aus,  dass  das  Publikum,  und  zwar 
mit  Recht,  den  Hauptwert  auf  die  Solidität 
der  Taxen  und  Beleihungen  legt  und  in 
dieser  Hinsicht  in  die  Verwaltung  der  Land- 
schaften gleichmässiges  Vertrauen  setzt.  Es 
darf  indessen  bezweifelt  werden,  ob  ohne 
das  Fundament  der  Generalgarantie  die 
Pfandbriefe  bei  ihrer  Einführung  und  später 
sieh  dasjenige  Vertrauen  erworben  haben 
würden,  welches  sie  jetzt  allgemein  besitzen, 
die  Generalgarantie  ist  die  historische  Grund- 
lage, auf  der  sich  das  Pfandbrief  wesen  ent- 
wickelt hat  und  später  zu  neuen  Bildungen 
fortschreiten  konnte. 

Der  Zinsfuss  der  Pfandbriefe  hat  mit 
den  allgemeinen  Geldverhältnissen  gewechselt 
und  bietet  ein  getreues  Spiegelbild  der  Zins- 
bewegung des  letzten  Jahrhunderts.  Zu 
Ende  der  30er  Jahre  wurde  schon  einmal 
eine  allgemeine  Konvertierung  der  Pfand- 
briefe auf  31 2%  Zinsen  durchgeführt  Der 
erhöhte  Kapitalbedarf,  den  der  Eisenbahnliau 
und  die  Entwickelung  der  Industrie  mit  sich 
brachten,  führten  bald  darauf  wieder  zu 
einer  Verteuerung  des  Geldstandes,  die  erst 
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von  Ende  der  70er  Jahre  an  stetig  nachlicss,  I 
so  dass  die  inzwischen  ausgegebenen  bis  zu 
5%  verzinslichen  Pfandbriefe  seitdem  all- 
mählich in  3 Ps  prozentiee  konvertiert  sind 
und  die  meisten  Landschaften  sieh  in  den 
Jahren  1894  95  die  Konvertierung  auf  3 °/o 
durchzuführen  anschickten.  Gelungen  istdiese 
Konvertierung,  wie  die  obige  Zusammenstel- 
lung nachweist,  nur  einem  Teile  der  Land- , 
schäften,  überhaupt  sind  die  rasch  einander 
folgenden  Konvertierungen  für  die  Heliebtheit 
der  Pfandbriefe  als  Anlagepapier  nicht  günstig | 
gewesen  und  haben  vielleicht  dazu  boige- 
tragen, dass  der  Kurs  der  Pfandbriefe,  der 
früher  dem  der  Staatspapiere  gleichstand.  in 
neuerer  Zeit  hinter  ihnen  zurückgeblieben 
ist.  Die  Landschaften  sind  niemals,  wie 
früher  die  Hypotheken  banken,  dazu  über- 
gegangen, Prämienpfandbriefe  oder  solche 
mit  festen,  bei  der  Einlösung  zahlbaren  Zu- 
schlägen auszugeben,  eine  Massnahme,  deren 
Bedenklichkeit  inzwischen  auch  von  den ! 
Hypothekenbanken  anerkannt  und  jetzt  für 
diese  reichsgesetzlich  untersagt  ist. 

In  neuester  Zeit  ist  unter  dem  Einflüsse 
des  dauernd  steigenden  Zinsfusses  die  Ost- , 
preussische  Landschaft  wieder  zur  Aus- 
gabe 4prozentiger  Pfand briefe  ftber- 
gegangen. 

lieber  die  Kündbarkeit  der  Pfand- 1 
briefe  s.  unten  sub  5 b. 

5.  Höhe  und  Art  des  gewährten  Kre- 
dites, Unkiimlbarkeit.  Amortisation.  a)j 

Grenze  der  Beleihung.  Sie  ergiebt 
sich  aus  der  Feststellung  eines  bestimmten 
Taxwertes  der  Liegenschaft  und  aus  der  hei 
den  einzelnen  Instituten  verschieden  festge- 
setzten Quote,  bis  zu  welcher  der  Taxwert 
belieben  werden  darf.  Die  Landschaften 
belieben  ursprünglich  die  Hälfte  des  Tax-  > 
wertes,  gegenwärtig  fast  sämtlich  s's,  die 
Westpreussisehe  Landschaft  beleiht  6 io  der 
Taxe,  die  Posener,  die  früher  bei  Besitzungen 
mit  weniger  als  30000  Mark  Taxwert  nur 
die  Hälfte  belieb,  hat  in  neuester  Zeit  all- 
gemein die  */8-Beleilmng  eingeführt.  Die 
in  dieser  Hinsicht  bestehenden  Unterschiede 
kommen  wenig  in  Betracht,  indem  da.  wo  i 
die  beleihbare  Quote  niedrig  festgesetzt  wird, 
die  Taxen  höher  auszufallen  pflegen.  Sehr 
mannigfaltig  sind  die  besonders  Lei  den 
alten  Landschaften  fm  Detail  ausgebildeten 
Vorschriften  über  das  Taxverfahren.  Im 
ganzen  sind  3 Gruppen  zu  unterscheiden: 
Beleihung  nach  der  Grundsteuer, 

„ nach  einer  vereinfachten  Grund- 

steuertaxe und 

,,  auf  Grund  förmlicher  Taxe. 

Im  ersten  Falle  wird  bis  zu  einem  be- 
stimmten Vielfachen  des  Gnindsteuerreiner- 
trages,  meist  dem  15  fachen,  ohne  weitere 
Ermittelungen  Kredit  bewilligt.  Bei  der 
zweiten  Methode  findet  ein  vereinfachtes 


Taxverfahren  unter  Zugrundelegung  der 
Grundsteuereinschätzung  statt.  Im  letzten 
Fidle  wird  eine  speciello  Bonitierungstaxe 
aufgenommen.  Die  zweite  Methode  findet 
vorzugsweise  bei  der  Beleihung  kleinerer 
Besitzungen  Anwendung,  die  dritte  bei  der 
Beleihung  grösserer  Güter.  Die  erste  und 
die  zweite  resp.  die  erste  und  die  dritte 
gehen  alternativ  neben  einander  her,  so  dass 
also  derjenige,  der  nur  auf  einen  geringen 
Kredit  Anspruch  macht,  den  billigen  und 
bequemen  Modus  der  Beleihung  nach  der 
Grundsteuer  wählen  kann.  Die  förmlichen 
Taxen  sind  teils  Grundtaxen,  teils  Ertrags- 
taxen ; auch  da.  wo  Grundtaxen  eingefühlt 
sind,  sind  die  Werte  so  bemessen,  dass  sie 
nicht  den  Kaufweit,  sondern  den  Ertrags- 
weit repräsentieren.  Bei  der  Beleihung  von 
Fo r 8 1 b o d e n wird  im  allgemeinen  nur  der 
Wert,  den  der  Grund  und  Boden  l>ei  sons- 
tiger Benutzung  haben  würde,  zu  Grunde 
gelegt,  die  Beleihung  der  Forsten  als  solcher, 
welche  eine  dauernde  Kontrolle  der  Hauungen 
und  Kulturen  voraussetzt,  findet  sich  bei 
der  Schlesischen  Landschaft,  früher  auch  in 
Brandenburg. 

Die  Aufnahme  der  Taxe  erfolgt  durch 
örtliche  Deputierte,  welche  als  Mitglieder 
der  Landschaft  für  die  Richtigkeit  der  Taxe 
selbst  mit  einsteheu  müssen;  wegen  der 
Taxfestsetzung  s.  oben  sub  2. 

b)  Art  der  Kreditgewährung. 
K ündbarkeit.  Zusch ussdarlehen.  Die 
Landschaften  gewähren  Amortisationsdar- 
lehen, welche  vom  Schuldner  mit  den  statu- 
tarischen Kündigungsfristen  jederzeit,  von 
der  Landschaft  nur  aus  bestimmten  Gründen 
(Vermögensverfall,  Devastation  und  ähnliche) 
aufgekündigt  werden  können.  Dem  Kündi- 
gungsrechte des  Schuldners  entspricht,  da 
das  Gleichgewicht  zwischen  Hypotheken  mul 
Pfandbriefen  aufrecht  erhalten  werden  muss, 
die  Kündbarkeit  der  Pfandbriefe  auch  ausser- 
halb der  im  gewöhnlichen  Amortisationsver- 
fahren erfolgenden  Tilgung.  Auffälliger- 
weise war  in  den  alten  proussischen  Regle- 
ments der  der  Unkündbarkeit  des  Pfaud- 
briefdarlehens  seitens  der  Landschaft  not- 
wendig korrespondierende  Ausschluss  der 
Kündigung  durch  den  Pfandbriefbesitzer 
nicht  vorgesehen,  sogar  den  Pfandbriefbe- 
sitzern ausdrücklich  das  Recht  der  Aufkün- 
digung beigelegt  (z.  B.  Kur-  und  Neumär- 
kisches Kreditreglement  von  1777  § 271). 
Es  hatte  dies  wohl  darin  seinen  Grund,  dass 
man,  als  das  Institut  der  Landschaften  noch 
neu  war,  für  die  Pfandbriefe  ohne  Gewäh- 
rung eines  Kündigungsrechts  nicht  sicher 
auf  Abnehmer  rechnen  konnte.  Das  Kün- 
digungsreeht  ist  gelegentlich  der  oben  er- 
wähnten Konvertierungen  in  den  30er  Jahren 
überall  beseitigt  und  zwar  ohne  Vorbehalt, 
so  dass  die  Pfandbriefbesitzer  auch  bei 
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etwaiger  Nichtzahlung  der  Pfandbriefzinsen 
nicht  kündigen  können. 

Die  Darieh  ns  Valuta  zahlen  die  alten  Land- 
schaften in  Pfandbriefen,  deren  Verwertung 
die  sub  6 gedachten  Darlehnskassen  dem 
Schuldner  vermitteln,  die  Hannoverschen 
Institute  in  bar.  Wenn  der  Kurs  der  Pfand- 
briefe unter  dem  Nennwerte  steht,  gewähren 
die  alten  Landschaften  aus  bereiten  Mitteln 
dem  Schuldner  zur  Ausgleichung  der  Kurs- 
differenz auf  Verlangen  Zuschussdar- 
lehen, auf  welche  samt  den  dafür  zahl- 
baren Zinsen  die  für  die  Hauptschuld  zu 
zahlenden  Amortisationsraten  für  eine  Reihe 
von  Jahren  verrechnet  werden.  Das  Ver- 
fahren ist  also  hier  ein  ähnliches  wie  das 
der  Hypothekenbanken  behufs  Deckung  des 
Disagio  der  Hypothekenpfandbriefe. 

c)  Leistungen  dos  Schuldners. 
Verwaltungskosten.  Die  Landschaften 
gewähren  nach  der  Natur  ihrer  Organisation 
(len  Kredit  so  billig,  als  es  die  Geldmarkts- 
Verhältnisse  gestatten.  Besondere  Beiträge 
zu  den  Verwaltungskosten  werden  nur  bei 
den  jüngeren  Instituten  erhoben,  während 
bei  den  älteren  diese  Kosten  aus  den  Zinsen 
des  Korporations Vermögens  (früher  aus  den 
Quittungsgrosehen)  bestritten  werden.  Die 
eigenen  Fonds  der  Landschaften  sind  zum 
grössten  Teile  durch  Mehrleistungen  der 
Schuldner  in  früherer  Zeit  zusammenge- 
bracht; die  bei  der  Fundation  gewährten 
staatlichen  Beihilfen  bilden  nur  einen  kleinen 
Teil  derselben. 

d)  Amortisation.  V e r f ii  g u n g ü b e r 
den  Amortisationsfonds.  Den 
alten  preussischen  Landschaftsreglcments 
war  eine  Verpflichtung  der  Schuldner  zu 
Amortisationszahlungen  fremd.  Gegenwärtig 
ist  sie  überall  eingeführt,  aber  in  sehr  ver- 
schiedenem Umfange  und  unter  verschieden- 
artigen Modalitäten.  Die  neueren  Land- 
schaften haben  allgemein  bis  3 i % Amor- 
tisation. Eine  regelmässige  Amortisation  mit 
’.2  °/o  und  darüber  findet  ferner  bei  der 
Schlesischen,  der  Märkischen  Landschaft  und 
den  Hannoverschen  Instituten  statt.  Ebenso 
ist  für  diejenigen  Beleihungen,  auf  Grund 
deren  Centralpfaudbriefe  ansgegeben  werden 
(s.  Centrallandschaft  unten  sub  7)  eine  regel- 
mässige Amortisation  (früher  wenigstens 
1 2 °/o)  vorgeschrieben.  Bei  der  Pommorschen 
Landschaft  kann  der  Schuldner,  sobald  er 
5%  seiner  Schuld  amortisiert  hat,  verlangen, 
von  weiteren  Amortisationszahlungen  ent- 
bunden zu  werden,  muss  sich  aber  des 
Rechtes,  über  den  Amortisationsbestand 
später  zu  verfügen,  unwiderruflich  begehen. 
Bei  der  Westpreussischen  Landschaft  wird 
für  den  in  die  erste  'Werthälfte  fallenden 
Teil  der  Schuld  10  Jahre  lang  1 >°o  Amor- 
tisation erhoben,  der  jenseits  der  ersten 
Werthälfte  liegende  (der  Kredit  auf  das  ü. 


Zehntel  der  Taxe)  wird  dauernd  mit  12°/o 
amortisiert.  Bei  der  ostpreussischen  Land- 
schaft sind  seit  1899  die  früheren  Amorti- 
sationsvorschriften (s.  (len  Art.  Land- 
schaften im  Suppl.-Bd.  I zur  l.Aufl.  des 
H.W.B.  S.  626)  dahin  verschärft,  dass  bei  den 
Darlehen  über  die  1.  Werthälfte  der  über 
diese  Hälfte  hinausgehende  Betrag  mit  1 2 ° o 
des  ganzen  Darlehens  jährlich  amortisiert 
werden  muss. 

Eine  freiwillige  Verstärkung  der  Amorti- 
sationszahlungen ist  überall  gestattet. 

Der  Natur  des  Amortisationskredits  ent- 
sprechend, ist  das  an  sich  dem  Schuldner 
zustehende  Recht,  Löschung  oder  Abtretung 
des  getilgten  Teiles  seiner  Schuld  zu  bean- 
spruchen, reglementarisch  beschränkt,  meist 
dahin,  dass  mindestens  10%  der  Schuld 
getilgt  sein  müssen.  Darüber  hinaus  ist 
aber  l>ei  den  meisten  Landschaften  dem 
Schuldner  das  Recht  gewährt,  nach  Tilgung 
von  10°.'o  auf  Höhe  dieses  Betrages  den 
landwirtschaftlichen  Kredit  aufs  neue  in  An- 
spruch zu  nehmen, also  die  Aushändigung  eines 
seinem  Tilgungsguthaben  entsprechenden 
Pfandhriefbetrages  zu  fordern,  wobei  eine  vor- 
gängige Taxrevision  stattfindet  (z.B.Reglement 
der  Hommerschen  Luulschaft  von  1889,  § 29 1 ). 

6.  Die  Beleihung  des  bäuerlichen 
Besitzes.  Während  die  neueren  Land- 
schaften (mit  Ausnahme  der  Schleswig- 
Holsteinischen  von  1895)  von  vorn  herein 
zugleich  für  den  bäuerlichen  Besitz  begrün- 
det sind,  waren  die  alten  Landschaften  ur- 
sprünglich nur  für  die  Rittergüter  bestimmt 
und  haben  erst  sjuiter  freiwillig  ihren  Kredit 
den  bäuerlichen  Stellen,  genauer  den  nicht 
mit  Rittergutsqualität  versehenen  Besitzungen, 
zugänglich  gemacht.  Besondere,  unter  Mit- 
verwaltung der  ritterschaftlichen  Institute 
stehende  Einrichtungen  bestehen  in  Schlesien, 
der  Mark , Pommern  und  Westpreussen , in 
den  letzteren  3 Provinzen  als  selbständige 
Korporationen  organisiert,  ln  Ostpreussen 
ist  der  bäuerliche  Besitz  in  die  Landschaft 
selbst  aufgenommen.  Da  dasselbe  auch  von 
der  neuen  Posener  Landschaft  gilt,  so  be- 
stehen innerhalb  der  Monarchie  nur  für  die 
obigen  4 Provinzen  gesonderte  Einrichtungen 
für  den  bäuerlichen  Pfandbriefkredit.  Die 
untere  Grenze  der  Bqleihungsfähigkeit  ist 
im  allgemeinen  auf  75  bis  150  Mark  Grund- 
steuerreinertrag oder  einen  entsprechenden 
Kapitalwert  festgesetzt,  schliesst  also  die 
grossbäuerlichen,  die  mittleren  und  einen 
Teil  der  selbständigen  kleineren  Stellen  in 
die  Beleihung  ein.  Erheblich  weiter  und 
bewusster  weise  unter  die  Grenzen  einer  selb- 
ständigen Ackernahnmg  dehnt  die  Schlesische 
Landschaft  ihre  Beleihungen  aus,  sie  hat 
im  Jahre  1895  den  erforderlichen  Mindest- 
betrag von  30  auf  15  Mark  Grundsteuer- 
reinertrag herabgesetzt. 
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Wegen  der  mit  der  Beleihung  des  bftuer-  i 
liehen  Besitzes  erzielte  Erfolge  vgl.  unten  i 
sub  9. 

7.  Xebengeschiifte  der  L.,  Feuer- I 
Versicherung.  Dnrlehnskassen.  Bcson-| 
dere,  unter  Verwaltung  der  Landschaft  I 
stehende  Feuersocietäten  für  die  Versicherung  j 
der  zur  I Landschaft  gehörenden  Güter  be- 
stehen iu  Ostpreussen  und  Westpreussen. 
Von  allgemeiner  Bedeutung  sind  die  land- 
schaftlichen Darlehnskasse n.  Die  erste, 
jetzt  unter  der  Firma  »Landwirtschaftliche 
Bank«,  wurde  im  Jahre  1848  von  der  Schle- 
sischen Landschaft  liegründet  Die  übrigen 
rechtselbischen  Provinzen  sind  nachgefolgt, 
so  dass  gegenwärtig  in  Königsberg,  Danzig, 
Posen,  Berlin,  Stettin,  Breslau  und  Halle 
derartige  Kassen  bestehen,  von  denen  die 
in  Berlin  mit  einem  Jahresumsätze  von 
ca.  1300  Millionen  Mark  und  die  in  Breslau 
mit  einem  solchen  von  ca.  400  Millionen 
Mark  weitaus  die  bedeutendsten  sind.  Die 
Kassen  sind  mit  Ausnahme  der  Märkischen 
und  der  Schlesischen,  für  welche  die  Ijand- 
schaft  haftet,  als  selbständige,  aus  landschaft- 
lichen Fonds  dotierte  und  mit  Korporations- 
rechten versehene  Anstalten  eingerichtet, 
ihre  Stammkapitalien  betragen  ausschliess- 
lich der  bereits  angesammelten  Reservefonds 
bei  der  Kasse  in : 

Berlin  ...  2 688  000  M. 

Breslau  . . 5 000  000  „ 

Königsberg  . 2 000  000  „ 

Danzig  . . 1 200000  „ 

Posen  ...  2 000  000  „ 

' Stettin  . . 2 000  000  „ 

Halle  ...  2 000  000  „ 

Diese  Kapitalien  verzinsten  sich  im  Durch- 
schnitte mit  6 — 10  "o.  Die  Reinerträge  j 

fliessen,  soweit  sie  nicht  zum  Reservefonds 
der  betreffenden  Kassen  genommen  werden, 
den  Eigentümlichen  Fonds  der  Landschaft 
oder  den  Amortisationsfonds  zu  und  kommen 
damit  der  Gesamtheit  zu  gute.  Wichtiger 
als  diese  direkten  Einnahmen  sind  die  in- 
direkten Vorteile,  die  den  Kreditverbundenen 
durch  die  Vermittelung  der  Darlehnskasse 
erwachsen  und  sie  vom  Bankierkredit  un- 
abhängig machen.  Das  Hauptgeschäft  der 
Darlehnskassen  ist  die  Finanzierung  des 
Pfandbriefgeschäfts , also  der  Verkauf  und 
Ankauf  von  Pfandbriefen,  die  Zahlung  der 
Pfandbriefzinsen  und  der  Valuten  für  aus- 
geloste Pfandbriefe,  die  Vermittelung  von 
Pfandbriefkonvertierungen,  endlich  die  durch 
Gewährung  von  Vorschüssen  und  Ablösung 
von  Privathypotheken  erfolgende  Vermitte- 
lung der  Bepfandbriefung  für  die  einzelnen 
Kreditverbundenen.  Daneben  betreiben  die 
Darlehnskassen  Bankiergeschäfte  aller  Art 
mit  Ausschluss  spekulativer  Transaktionen, 
insbesondere  das  Depotgeschäft : sie  ge- 
währen, in  erster  Linie  den  Kreditverbun- 


denen, vorübergehende  Kredite  gegen  Wech- 
sel oder  Verpfändung  von  Wertpapieren  oder 
Hypotheken.  Die  Darlehnskassen  sind  dem- 
nach zu  bezeichnen  als  Personalkreditin- 
stitute, welche  zur  Unterstützung  und  Er- 
gänzung des  landschaftlichen  Kreditwerkes 
bestimmt  sind. 

H.  Die  Centrallandschaft.  Zur  weiteren 
Fortführung  des  Associationsprincipes , auf 
welchem  die  Landschaften  beruhen,  ist  die 
unter  dem  21.  Mai  1873  Allerhöchst  be- 
stätigte Centrallandscliaft  bestimmt.  Sie  ist 
ein  von  9 Landschaften  begründeter  Ver- 
band, der  den  Zweck  hat,  durch  Schaffung 
eines  einheitlichen  mit  den  Vorzügen  des 
Pfandbriefes  ausgestatteten  Wertpapieres  ein 
internationales  Anlagepapier  zu  schaffen  und 
j so  für  den  Pfandbriefkredit  den  Weltmarkt 
j zu  erobern.  Zu  demselben  Zwecke,  aber 
lauf  anderer  Grundlage  war  schon  einige 
I Jahre  vorher  die  Preussische  Ceutralbodeu- 
kredit-Aktiengesellscliaft  gegründet  worden. 

I Das  Statut  der  Centrallandschaft  ist  bestrebt, 
den  angeschlossenen  Landschaften  möglichste 
Bewegungsfreiheit  zu  lassen.  Die  Land- 
schaften behalten  die  Befugnis  zur  Ausgabe 
provinzieller  Pfandbriefe;  die  Bewilligung 
■ von  Pfandbriefdarlehen . m Centralpfand- 
briefen erfolgt  selbständig  durch  die  Pro- 
vinziallandschaften  nach  ihren  eigenen  Be- 
leihungsgrundsätzeu , nur  bedürfen  Ab- 
änderungen der  Taxprincipien  und  Be- 
leilumgsgrundsütze  der  Zustimmung  der  aus 
den  ol>orsten  Verwaltungsorganen  der  an- 
geschlossenen Institute  gewählten  Central- 
landschaftsdirektion. Die  für  die  Sicherheit 
der  Centralpfandbriefe  geschaffenen  Garan- 
tieen  sind  wesentlich  provinzieller  Natur 
(Saling-Siegfried  S.  344).  Zur  allgemeinen 
Garantie  dienen  die  Amortisationsvcrtrüge 
der  zum  centrallandschaftlichen  Verband  ge- 
hörigen Grundstücke,  welche  vorkommendeu- 
falls  nach  näherer  Anordnung  der  Central- 
landscliaftsdiroktion  zur  Deckung  von  Ver- 
lusten mit  herangezogen  werden  können 
(Statut  § 22).  Der  Austritt  aus  dem  Ver- 
bände ist  den  angeschlossenen  Instituten 
gestattet,  ebenso  können  andere  Landschaften 
mit  Genehmigung  der  dem  Verbände  ange- 
hörenden Landschaften  sich  ihnen  an- 
schliesscn. 

Die  Centrallandschaft  hat  den  erwarteten 
I allgemeinen  Anschluss  nicht  gefunden  und 
infolgedessen  die  in  sie  gesetzten  Hoffnungen 
auch  nicht  voll  erfüllen  können.  Mehrere 
der  bei  der  Gründung  beteiligten  Institute 
sind  inzwischen  wieder  ausgeschieden.  Von 
den  rund  21  3 Milliarden  preussischer  Pfand- 
briefe, welche  Ende  1897  umliefen,  waren 
nur  336  Millionen  Centralpfandbriefe,  die 
Schlesische  Landschaft  für  sich  allein  hatte 
eine  grössere  Pfandbriefversur , und  so  ist 
auch  der  Kursstand  der  Centralpfandbriefe 
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dem  der  im  Publikum  von  alters  her  be- 
kannten provinziellen  Pfandbriefe  gegenüber 
keineswegs  hervorragend.  Der  Grund  für 
den  verhältnismässig  geringen  Anklang,  den 
das  Institut  gefunden  hat,  scheint  darin  zu 
liegen,  dass  die  ProvinziaUandsehafteu  die 
mit  der  Centralisation  unvermeidlich  ver- 
bundene Beschränkung  ihrer  Selbständigkeit 
als  überwiegenden  Nachteil  empfinden. 

9.  Erfolge  und  weitere  Ziele.  Die 
Dienste,  welche  die  Landschaft  als  Ver- 
mittlerin zwischen  dem  kreditbedürftigen 
Grundbesitz  und  dem  Kapital  dem  letzteren 
leistet,  pflegen  gewöhnlich  weniger  beachtet 
zu  werden.  Und  doch  liegt  auf  der  Hand, 
was  die  Bereitstellung  von  über  2 Milliarden 
Anlagewerten , die  sich  in  den  schwersten 
Krisen  des  Jahrhunderts  als  sicher  erwiesen 
haben,  für  das  solide  Kapital  bedeutet.  Auch 
in  der  jetzigen,  die  grossen  Güter  des  < Ostens 
vorzugsweise  treffenden  landwirtschaftlichen 
Kalamität  liewährt  sich  glänzend  die  Vor- 
sicht, mit  der  in  den  Zeiten  des  landwirt- 
schaftlichen Aufschwunges  die  Leitungen 
der  Institute  jede  Ueberspaunung  des  land- 
schaftlichen Kredits  vermieden  haben.  Mit 
vollem  Grunde  zeigt  sich  daher  der  Pfand- 
briefkredit von  den  Wirkungen  der  all- 
gemeinen Depression  unberührt. 

Aber  die  weitaus  grössere  Bedeutung 
der  Landschaften  liegt  nicht  in  ihren  Lns- 
tungen  für  das  Kapital , sondern  in  der 
verbesserten  Einrichtung  des  ländlichen  | 
Grundkredits.  Dem  Interesse  des  Grund- 
besitzes entspricht  ein  unkündbarer  und 
möglichst  billiger  Realkredit.  Unkünd- 
baren Kredit  geben  neben  den  Landschaften 
auch  Hypothekenbanken  und  kommunale 
Kreditanstalten  (nicht  Sparkassen),  aber  in 
Bezug  auf  die  Billigkeit  des  Kredits  können 


diese  Institute  mit  den  I Landschaften  im 
allgemeinen  nicht  konkurrieren.  Da.  wo  die 
: Landschaften  entwickelt  sind,  beschränkt 
sich  deshalb  das  Geschäft  der  Hypotheken- 
banken vorwiegend  auf  die  städtischen  Be- 
leihungen. Die  grosse  Bedeutung  der  Un- 
kündbar keit  liegt  namentlich  darin,  dass  der 
Schuldner  (der  seinerseits  stets  kündigen 
, kann)  zwar  den  Vorteil  von  einem  Sinken 
des  Zinsfusses  hat,  nicht  aber  den  Nachteil 
von  einem  Steigen,  w'as  in  der  jetzigen  Zeit 
gespannter  Geldverhältnisse  besonders  in  die 
Erscheinung  tritt. 

j Leber  die  Resultate  der  Gesanitentwiokc- 
lung  der  Landschaften  liegt  zusammenhän- 
gendes Material  nicht  vor.  Wir  beschränken 
uns  daher  auf  folgende,  den  Geschäftsberich- 
ten der  Märkischen  Landschaft  entnommene 
Angaben,  die  in  gewissem  Masse  auch  für 
die  Verhältnisse  der  übrigen  alten  Land- 
schaften als  typisch  gelten  können.  Die 
beiden  in  Betracht  kommenden  Institute, 
das  Kur-  und  NeumärkischeRitter- 
schaftliche  Kreditinstitut  (für  die 
Beleihungen  des  grösseren  Besitzes)  und  das 
mit  ihm  unter  gemeinsamer  Verwaltung 
stehende  Neue  Br a ndenbu  rgis c h e 
Kreditinstitut  (für  den  bäuerlichen  Be- 
sitz) erstrecken  sich  auf  die  Kur-  und  Neu- 
mark  in  ihrer  1 77  < liestandenon  Abgrenzung, 
die  sich  mit  der  jetzigen  Provinz  Branden- 
burg nur  teilweise  deckt. 

A.  Beim  ritt  erschuft  liehen  Insti- 
tute waren  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
l.SS»7  bepfandbrieft  1031  Güter  mit  einer 
teils  in  Kur-  und  Nemnärkischen , teils  in 
Ceutralpfandbriefen  ausgefertigten  Pfand- 
hriefschuld  von  20246.8340  Mark.  Die 
durchschnittliche  Beleihung  belief  sich  also 
auf  197  000  Mark. 


Von  der  Gesamtbeleihnng  entfallen  nnf: 

die  Altmark  und  Priegnitz 146  Güter  mit  25382950  M. 

„ Mittelniark 354  „ „ 56162000  „ 

„ Uckermark 164  „ „ 40616670  „ 

„ Xenmark _ . 367 „ „ 80  306  720  „ 

Zusammen  1031  Güter  mit  202468340  AL 

Die  fortschreitende  Bepfandbriefung  der  1 Errichtung  desselben  im  Jahre  1777  aus- 
Güter  im  Bereiche  des  Kur-  und  Neu-  gefertigten  Pfandbriefe,  abzüglich  der  in- 
märkischen Ritterschaft  liehen  Kreditinstituts  : zwischen  getilgten: 
ergiebt  folgende  Zusammenstellung  der  seit ! 

von  1777  bis  zum  Jahre  1785  mit  3700200  Tlilrn.  = 11  100600  M. 

» n n n n 1795  „ 3 640  300  „ =10  920  900  „ 

n n n n n 1805  „ 3 842  300  „ = 1 1 526  900  „ 

» n n n n 1815  „ 4 221  800  „ = 12  665  400  „ 

» » n n n 1825  „ 8 246  650  _ — 24  739  950  _ 

» » » » r 1835  „ 11552550  „ = 34657650  „ 

n n n » » 1845  „ 12  631  650  „ = 37  894  950  „ 

r n r>  n n 1855  „ 12  765  150  „ =•  38295450  „ 

« n n r n 1865  „ 17  180450  „ =51  541  350  ,, 

n n n n n 18/5  „ 27  4OI  533  „ 10  Sgr.  = 82  204  6Ö0  „ 

» n n rt  r 1885  152  55 1 580  _ 

* n n n 7»  1895  192303  IOO 

n n n r n 1896  I97  404  l6o  „ 

T>  nun  » 189/ 202468340  „ 
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Die  Wertennittelmigeu  behufs  der  Bepfandbriefung  haben  stattgefunden: 

a)  nach  rittenchaftlichen  Bouitierungstaxeu  bei 

bj  nach  ritterschaftlichen  Grundstenertaxen  bei 

c)  nach  dem  Schlusssatz  in  § fl  des  Statuts  der  Centrallandschaft  für  die  preussi- 

scheu  Staaten  vom  21.  Mai  1873  (zum  vollen  15 fachen  Betrage  des  Grundsteuer- 
Reinertrages)  bei 

d)  auf  Grund  nachgewiesener  älterer  Erwerbspreise  bei 


66 1 Gllteru 

3‘2  „ 


55  » 

3 n 


Die  Zahlung  der  Pfandbriefhypotheken- 
zinsen erfolgt  in  zunehmendem  Masse  durch 
Anweisung  auf  die  Conten  der  Kreditver- 
bundenen bei  der  Ritterschaft  liehen  Dar- 
lelmskasse  (s.  oben  sub  7). 

Verwaltungskostenbeiträge  werden  seit 
längerer  Zeit  von  den  Kreditverbundenen 
nicht  erhoben.  Die  Erhebung  der  beträcht- 
lichen , dem  Institute  reglementarisch  zu- 
stehendeu  Abgaben  und  Gebühren  ist  »bis 
auf  weiteres«  eingestellt,  so  dass  also  er- 
forderlichenfalls darauf  zurückgegriffen  wer- 
den kann. 


Das  Korporationsvermügen  betrug: 


1850 

2 752  591 

M. 

52 

Pf. 

1860 

3 073  799 

n 

67 

n 

1870 

3 522  274 

n 

75 

n 

1880 

4961  075 

rt 

36 

rt 

18‘M) 

9 054  S76 

Ti 

29 

n 

1893 

10  268  937 

n 

7 

rt 

1897 

10918378 

n 

49 

r 

Der  gesamte  Bestand  der  Specialamorti- 
sationsfonds betrug  Ende  1897 : 

21 043  77«  M.  34  Pf. 

Da  diese  Fonds  reglementarisch  für  et- 
waige Ausfälle  haften,  so  betrug  mit  Ein- 
rechnung des  Kor  porations Vermögens  die 
Gesamtreserve  fast  16%  der  Pfand  brief- 
schuld. 

Die  Amortisationsfonds  für  sich  betragen 
nicht  viel  mehr  als  10%  der  Pfand- 
briefschuld, es  scheint  also,  dass  im  all- 
gemeinen nach  Erreichung  des  hierzu  er- 
forderlichen Minimal betrages  von  10%  der 
Tilgungsbestände  die  Löschung  des  getilgten 
Betrages  beantragt  wird.  Inwieweit  nach 
erfolgter  Löschung  eine  neue  Kreditbewilli- 
gung nachgesucht  ist,  ergiebt  sich  nicht, 
eine  direkte  Inanspruchnahme  des  auf  10% 
angesammelten  Tilgungsfonds  durch  den 
Schuldner  (wie  bei  anderen  Landschaften) 
findet  nicht  statt. 


Von  den  gesamten  seit  1845  aufgekonuneuen  Amortisationsbeständen  sind  verwendet: 


zur  Rückzahlung  gewährter 

zur  Verzinsung  von 

zu  Pfandbrief- 
ablüsuugen 

barer 

Pfandbrief- 

Kursdifferenz- 

ZuschUsse 

barer 

Vorschuss- 

Darlehen 

baren 

Pfandbrief- 

Kursdifferenz- 

Zuschüssen 

mit  5 bezv 

bareu 

Vorschuss 

Darlehen 

r.  4 Prozent 

- 

M. 

Pf. 

M.  j Pf. 

M. 

Pf. 

M.  Pf. 

M. 

Pf. 

46  905  915 

92 

6 674  896  32 

1 559  5°8 

18 

1 708  285  56 

244  883 

50 

8234404  [ 50  | , 

1 953  169  | 06 

10  187  573 

56  | || 

Zu  erwähnen  ist  noch , dass  im  Jahre 
1897  zur  Verstärkung  der  Amortisation  frei- 
willig  von  den  Schuldnern  785910  Mark 
61  Pfennig  eingezahlt  wurden,  welche  in 
dem  obigen  Amortisationsbcstande  mit  in- 
begriffen sind.  Es  bleibt  aber  die  Möglich- 
keit. dass  ein  Teil  dieser  Einzahlungen  nicht 
eigentlich  zum  Zwecke  der  beschleunigten 
Schuldentilgung,  soudern  zu  dem  Behufe 
geleistet  ist,  die  Amortisationsguthaben  auf 
10%  der  Schuld  zu  bringen,  um  alsdann 
nach  Löschung  eines  entsprechenden  Teils 
der  Schuld  aufs  neue  Kredit  zu  nehmen. 


B.  Bei  dem  für  den  bäuerlichen  Besitz 
bestimmten  Neuen  Brandenburgischen  Kredit- 
institute waren  Ende  1898  im  ganzen  8397 
Grundstücke  mit  125003  250  Mark  belieben. 
Die  Höhe  der  Durchschnittsbelastung  betrug 
also  14900  Mark  gegen  16200  Mark  im  Jahre 
1894,  17  700  Mark  im  Jahre  1890, 22000  Mark 
im  Jahre  1885,  40000  Mark  im  Jahre  1880. 
Diese  Zahlen  zeigen,  wie  das  Institut  in  zu- 
nehmendem Masse  sich  der  Beleihung  des 
kleineren  ländlichen  Besitzes  zuge- 
wendet hat. 


Von  der  Gesamtbeleibung  entfallen  auf: 

die  Altmark  und  Priegnitz 1485  Grundstücke  mit 

„ Mittelmark 3044  „ „ 

„ Uckermark 1127  „ „ 

r Neumark 2741  „ „ 


19969000  M. 
48  838  800  „ 
20  241  950  n 
35953500  „ 


zusammen  8397  Grundstücke  mit  125003250  M. 
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Unter  den  8367  Grundstücken  befinden 
sich  öl  5 städtische,  dem  Betriebe  der  Land- 
wirtschaft gewidmete  Grundstücke. 

Neil  eingetreten  in  die  Bepfandbriefung 
sind  während  des  Geschäftsjahres  1868  538 
Grundstücke,  ausgeschieden  aus  der  Bepfand- 
briefung sind  während  desselben  Zeitraumes 
78  Grundstücke  infolge  Ablösung  der  Pfand- 
briefschuld. 

Die  im  allgemeinen  fortschreitende  Be- 
pfandbriefung  der  Grundstücke  im  Bereiche 
des  Neuen  Brandenburgischen  Kreditinstituts 
ergiebt  folgende  Zusammenstellung  der  seit 
Errichtung  desselben  (Statut  vom  30.  August 
1866)  ausgefertigten  Pfandbriefe,  abzüglich 
der  inzwischen  getilgten : 


bis  Ende 

im  ganzen 
bei  Grund- 
stücken 

M. 

1870 

• 

4 

47  550 

1875 

22 

739  95° 

1880 

93 

3 694  600 

1885 

1377 

30  1 44  800 

1S!H> 

4195 

74  274  300 

1895 

6649 

105  672  900 

18% 

734« 

1 14  496  000 

1807 

7937 

120776750 

1868 

»397 

125  003  250 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  bei 
diesem  Institut  angegebene  Verhältnis  der 
Neubeleihungen  zu  denjenigen  Fällen,  wo 
die  Pfandbriefaufnahme  nur  zur  Umwand- 
lung bestehender  Privathyj»otheken  diente. 
Die  Pfandbriefschuld  war  zur  Eintragung 
in  das  Grundbuch  gelangt: 
als  neue  Schuld  mit  . . 49750628  M.  53  Pf. 
durch  Umschreibung  von 

Hypotheken  mit.  . . 75252621  47  r 

zusammen  wie  vor  mit  . 125  003  250  M.  — Pf. 

Die  Wertermittelungen  behufs  der  Be- 
pfandbriefung sind  erfolgt  : a)  nach  ritter- 
sehaft liehen  Abschätzungsgrundsätzen  (Boni- 
tieruugstaxen)  bei  266  Grundstücken,  b)  nach 
Grundsteuertaxen  bei  6514  Grundstücken, 
c)  nach  dem  Schlusssatz  in  § 6 des  Statuts 
der  Centrallandschaft  für  die  preussischen 
Staaten  vom  21.  Mai  1873  (zum  vollen  15- 
faehen  Betrage  des  Grundsteuerreinertrages) 
bei  1584  Grundstücken.  Die  Tilgungsbe- 
stände betrugen  Ende  1898  6016778  Mark 
42  Pfennige. 

Aus  deu  laufenden  Tilgungsbeständen 
sind  zu  Pfandbriefablösungen  und  zur  Rück- 
zahlung gewährter  barer  Pfand  1 »rief kurs- 
differenzzuschüsse  und  Vorschussdarlehen 
bezw.  für  Zinsen  davon  iu  dem  Zeiträume 
! vom  Jahre  1873  bis  zum  31.  Dezember  1898 
folgende  Gesamtbeträge  verwendet : 


zur  Rückzahlung  gewährter 

zur  Verzinsung  von 

zu  Pfandbrief- 
ablösungen 

M.  | Pf. 

barer 

Pfandbrief 

Kursdifferen 

Zuschüsse 

M. 

z- 

Pf. 

barer 

Vorschuss 

Darlehen 

M. 

Pf. 

baren 

Pfandbrief- 

Kursdifferenz- 

Zuschüssen 

M.  Pf. 

baren 

Vorschuss- 

Darlehen 

M.  Pf. 

5 485  962 

S8 

951  536 

36 

164587 

60 

366  02 1 

67 

29724 

75 

Das  Korporationsvermögen  des  Instituts 
ist  noch  gering.  Die  Verwaltungskosteu 
trägt  das  ritterschaftlicho  Hauptinstitut  gegen 
das  mässige  Pauschquantum  von  V 10  °.o  des 
Pfandbricfumlaufes , wovon  seit  einigen' 
Jahren  noch  ein  Teil  dem  Sicherheitsfonds1 
des  bäuerlichen  Instituts  znfliesst. 

Zur  Verzinsung  und  allmählichen  Ab- 
bürdung des  Pfandbriefdarlehens  hat  der 
Darlehensnehmer  folgende  Jahreszahl  u 11  - 
gen  von  den  Pfandbriefdarlehen  zu  leisten: 
a)  Zinsen  für  die  Pfandbriefinhaber  4 bezw. 
3V2  oder  3 Prozent,  b)  zur  Tilgung  der 
Pfandbriefschuld  *2  Prozent,  c)  Beitrag  zu] 
den  Verwaltungskosten  bezw.  zum  Sicher- 
heitsfonds des  Neuen  Brandenburgischen 
Kreditinstituts  (vgl.  oben)  Pio  Prozent. 

Wie  bei  diesen  Instituten,  ist  auch  bei 
den  übrigen  Landschaften  der  Pfandbrief- 
umlauf in  den  letzteu  15 — 20  Jahren  selu- 


bedeutend  gestiegen.  Da  die  Werte  der  Be- 
sitzungen seitdem  nicht  gestiegen  sind  und 
von  den  Neubepfandbriefungen,  soweit  es 
sich  um  die  grösseren  Güter  bandelt,  jeden- 
falls nur  der  kleinere  Teil  auf  der  Konver- 
tierung älterer  Privathypotheken  beruht,  so 
zeigt  sich  in  der  zunehmenden  Ansmnnung 
des  landschaftlichen  Kredits  eine  Zunahme 
der  Gesamtversehuldung  des  ländlichen 
Grundbesitzes,  die  ja  auch  aus  anderweiten 
Erhebungen  bekannt  ist.  So  bedenklich 
diese  Erscheinung  auch  ist.  so  zeigt  sie  doch 
andererseits  evident  den  Nutzen  der  land- 
schaftlichen Einrichtungen,  die  es  dem 
Grundbesitzer  ermöglichen,  in  Zeiten  der 
Not  innerhalb  der  Grenzen  der  Sicherheit 
seinen  Kredit  in  der  vorteilhaftesten  Weise 
auszunutzen.  Beständen  die  I>andschaften 
nicht,  so  würde  die  Gesamtverschuldung 
nicht  geringer  sein,  wohl  aber  weit  lästiger 
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und  drückender,  vermöge  härterer  Zinsbe-I 
dingungen  und  der  Gefahr  einer  eintretenden  j 
Kündigung. 

In  der  Natur  der  an  bestimmte  Normen 
gebundenen  Korporation  liegt  es,  dass  den 
Landschaften  die  Leichtigkeit  der  Bewegung ; 
abgeht,  die  den  kaufmännischen  Hypotheken- 
banken innewohnt.  Nicht  selten  sind  Klagen 
über  Schwerfälligkeit,  I Langsamkeit  und  Kost- 
spieligkeit des  üeleihungsverfahrens  gehört 
worden.  Indessen  ist  in  dieser  Beziehung 
in  den  letzten  Jahrzehnten  wohl  bei  sämt- 
lichen Instituten  eine  durchgreifende  Besse- 
rung eingetreten,  wohin  namentlich  die 
Einführung  vereinfachter  Taxgrundsätze  für 
niedrige  Beleihungen  zu  rechnen.  Das  lel>- 
liafte  Interesse,  welches  sich  gerade  in 
neuerer  Zeit  den  Landschaften  wieder  all- 
gemein zugewandt  hat,  sowie  das  rege  Leben 
in  den  landschaftlichen  Institutionen  giebt 
die  Gewähr,  dass  die  Institute  auch  künftig 
in  den  Leistungen  der  Vergangenheit  nur 
einen  Ansporn  zur  weiteren  Vervollkomm- 
nung empfinden  werden. 

Von  manchen  Seiten  wird  das  Amorti- 
sation s wesen  bei  den  Landschaften  als 
veraltet  resp.  ungenügend  und  widerspruchs- 
voll angegriffen.  Auf  der  einen  Seite  ver- 
wirft man  für  die  heutigen  landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse  einen  Amortisationszwang 
überhaupt,  weil  die  Amortisationsraten  viel- 
fach nicht  mehr  aus  den  Gutserträgen  her- 
auszuwirtschaften seien  und  weil  bei  dem 
häufiger  als  frühereintretenden  Besitzwechsel 
es  dem  Verkäufer  nicht  immer  gelingt,  den 
Käufer  zur  Vergütung  des  Amortisations- ! 
bestandes  zu  bestimmen,  wobei  er  alsdann 
der  Früchte  seiner  Sparsamkeit  verlustig  j 
geht.  Den  principiellen  Anhängern  dei 
Amortisation  andererseits  geht  der  Amorti- 
sationszwang nicht  weit  genug,  namentlich 
weisen  sie  darauf  hin,  dass  durch  die  Be- 
fugnis des  Schuldners,  nach  Erreichung  einer 
Itestimmten  Höhe  über  das  Amortisations-  i 
guthaben  zu  verfügen,  die  Schuldentilgung 
vereitelt  werde. 

Vorab  ist  zu  bemerken,  dass  die  Amorti- 
sation für  das  Kreditinstitut  noch  eine  andere  ; 
selbständige  Bedeutung  hat,  indem  der 
Amortisationsbestand  der  Sicherung  derj 
Pfandbriefe  dient  und  einen  andernfalls  er- 
forderlichen und  von  den  Schuldnern  auf- 
zubringenden  Sicherheitsfonds  ersetzt.  Diesem 
Zwecke  gcuügt  aber  ein  Amortisationsfonds 
von  massiger  Höhe,  wie  er  auch  unter  dem 
jetzt  den  Schuldnern  eingoriiumten  Ver- 
fügungsrechte erreicht  wird. 

Vom  allgemeinen  Standpunkte  ist  das 
Prineip  der  allmählichen  Schuldentilgung.  I 
welches  praktisch  nur  im  Wege  der  Zwangs- 
amortisation zu  erreichen  ist,  unzweifelhaft 
das  richtige,  da  der  Zustand  der  Verschul- 
dung des  Grundbesitzes  nicht  der  normale  I 

Handwörterbuch  der  Staatswlsscnschaftcn.  Zweite 


sein  soll.  Das  aufzi (stellende  Postulat  muss 
dahin  gehen,  dass  Meliorationsschulden  aus 
den  Erträgen  der  Melioration,  sonstige 
Schulden  bis  zur  Wiederkehr  desjenigen  Er- 
eignisses, welches  die  Schuldaufnahme  ver- 
ursacht hat,  also  Erbschaftsschulden  bis  zum 
vermutlichen  Eintritte  des  nächsten  Erb- 
falles getilgt  werden.  Mit  dem  Gedanken 
der  Zwangsamortisation  ist  auch  noch  ver- 
einbar. dass  das  Amortisationsguthaben  nach 
Art  einer  Kautionshypothek  für  den  Personal- 
kredit des  Schuldners,  also  für  Fälle  eines 
vor  ii bergehende n Geldbedürfnisses  nutz- 
bar gemacht  wird.  Dagegen  ist  zuzugeben, 
dass  das  Amortisationswesen  der  I Land- 
schaften in  der  jetzigen  Form  und  bei  der 
bisweilen  allzu  geringen  Höhe  der  Amorti- 
sationsbeiträge dem  Gedanken  der  Schulden- 
tilgung nicht  Genüge  leistet.  Die  volle 
Durchführung  des  Gedankens  scheitert  aber 
an  den  gegebenen  Verhältnissen.  Würde 
i den  Schuldnern  die  Verfügung  über  das 
Amortisationsguthaben  entzogen,  so  würde 
I die  Folge  vielfach  die  sein,  dass  sie,  um  die 
Herausziehung  des  Guthabens  durchzusetzen, 

' im  Wege  der  Darlehensaufnahme  bei  einer 
Hypothekenbank  oder  einem  Privatgläubiger 
die  Pfandbriefschuld  ablösen.  Schon  jetzt 
wird  dieses  Mittel  bisweilen  benutzt,  um 
vor  der  Zeit  den  Amortisationsbestand  her- 
auszuziehen. Jedenfalls  ist  die  Zeit  des 
Sinkens  der  Reinerträge  nicht  dazu  geeignet, 
den  Schuldner  zu  stärkeren  Jahresleistungen 
heranzuziehen  oder  ihm  den  Rückgriff  auf 
ein  vorhandenes  Guthaben  besonders  zu  er- 
schweren. Ist  so  zur  Zeit  die  volle  Durch- 
führung des  principiell  Richtigen  nicht  er- 
reichbar, so  ist  es  doch  auch  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  keineswegs  aus- 
geschlossen, dem  Ziele  näher  zu  kommen. 
Neigung  uud  Verständnis  für  Schulden- 
tilgung ist  bei  der  ländlichen  Bevölkerung, 
auch  i>ei  der  bäuerlichen,  überall  vorhanden, 
wie  schon  die  freiwilligen  Zuzahlungen  zum 
Amortisationsfonds  zeigen,  es  kommt  darauf 
au,  dies  zu  benutzen.  Die  Art,  wie  die 
Amortisation  bei  den  alten  Landschaften 
eingeführt  wurde,  giebt  in  dieser  Hinsicht 
eine  auch  für  die  Gegenwart  lehrreiche 
Parallele.  Jenes  geschah,  indem  hei  der 
Ende  der  30er  Jahre  erfolgten  Konvertierung 
der  Pfandbriefe  von  4 auf  3Vz  °/o  die 
Schuldner  die  bisherigen  Zinsen  von  4 °/o 
fortbezahlten,  wovon  lte  % fortan  zur  Amor- 
tisation verrechnet  wurden.  Bei  den  gegen- 
wärtig zahlreich  statt  findenden  und  noch 
weiter  ins  Auge  gefassten  Konvertierungen 
bäuerlicher  Privathypotheken  in  Pfandbnef- 
hypotheken  ist  es  aber  gar  nicht  einmal 
nötig,  dass  die  Schuldner  die  seitherigen 
Zinsen  fortbezahlen,  um  zu  einer  durchaus 
wirksamen  Amortisation  zu  gelangen.  Sichere 
bäuerliche  Hyj>othekcn  werden  vielfach  noch 
Auflage.  V.  30 
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mitiVs  bis  5%  verzinst,  während  die  Land- 
schaften wenigstens  bis  auf  die  neueste  Zeit 
des  Steigens  des  Zinsfusses  zu  3 bis  31/*  % 
Kredit  gewährten.  Auch  bei  Ermässigung  des 
bisherigen  Zinsfusses  auf  eine  Gesamtjahres- 
leistung von  41 4 bis  4Vj°/o  würde  daher 
noch  eine  Amortisation  von  1 bis  1 V*  °.'o  er- 
übrigt werden.  Bei  saehgcmässer  Einwir- 
kung wird  es  in  solchen  Fällen  gewiss  ge- 
lingen, den  Schuldner  zur  freiwilligen 
Ueibernahme  einer  höheren  als  der  rogle- 
mentarisch  vorgeschriebenen  Amort isations- 
<piote  zu  bestimmen. 

Deberhaupt  ist  die  e r h ö h t e N u t z b a r- 
machung  der  Landschaften  für  den 
bäuerlichen  und  kleinbäuerlichen 
Besitz  in Preussen  unzweifelhaft  eine  ihrer 
wichtigsten  Aufgaben.  Die  Institute  haben 
sich  in  neuerer  Zpit  dieser  Aufgabe  mit 
staatlicher  Förderung  eifrig  angenommen. 
In  den  Jahren  1895  bis  1897  sind  die  land- 
schaftlichen Reglements  fast  durchweg  in 
der  Richtung  geändert,  dass  das  Taxver- 
fahren  für  den  bäuerlichen  Besitz  verein- 
facht , die  Kosten  ermässigt  und  die  Höhe 
der  Beleihung  in  ein  richtigeres  Verhält-  i 
nis  zu  dem  Werte  der  kleineren  Besitzungen 
gesetzt  ist.  Näohstdem  sind  die  vereinigten 
Bemühungen  der  Landschaften , Landwirt- 
schaftskammern und  staatlichen  Behörden 
darauf  gerichtet,  durch  Bekanntmachungen, 
Vorträge  u.  s.  w.  die  Vorzüge  des  land- ' 
Schaft  liehen  Kredits  dem  bäuerlichen  Stande 
näher  zu  rücken  und  ihn  zu  veranlassen, 
dass  er  von  dem  landschaftlichen  Kredite 
auch  wirklich  Gebrauch  macht,  namentlich 
durch  Konvertierung  vorhandener  hochver- 
zinslicher kündbarer  Privathypotheken.  Einen 
wie  grossen  Anteil  diese  Konvertierungen  an 
den  Pfandbriefdarlehen  haben , zeigt  die 
oben  für  das  Neue  Brandenburgische  Kredit- 
institut gemachte  Angabe.  Zu  erwähnen  ist 
insbesondere,  dass  die  Ostpreussische  Land- 
schaft seit  einigen  Jahren  die  zweckmässige 
Einrichtung  getroffen  hat,  nach  vorgängiger 
öffentlicher  Bekanntmachung  an  Ort  und 
Stelle  durch  einen  Landschaftsrat  kostenlose 
Auskunft  über  den  landschaftlichen  Kredit 
erteilen  und  Darlehensanträge  aufnehmen  zu 
lassen.  Meldet  sich  hierbei  eine  Mehrheit 
von  Teilnehmern  in  demselben  Orte,  so 
werden  gegen  ermässigte  Gebühren  soge- 
nannte Dorftaxen  aufgenommen,  was  im 
Jahre  1898  in  78  Ortschaften  geschehen  ist. 

Immerhin  ist  das  Geschehene  nur  als 
ein  Anfang  zu  bezeichnen.  Auch  in  den  i 
Provinzen  Brandenburg,  0 s t p r e u s s e n I 
und  Schlesien,  wo  die  Angelegenheit  von  ' 
den  Landschaften  am  meisten  gefördert  ist,  ■ 
ist  die  Zahl  der  wirklich  beliehenen  bäuer-  ‘ 
liehen  Güter  nur  ein  ziemlich  kleiner  Teil  ■ 
der  überhaupt  vorhandenen  und  beleihbaren.  | 
In  Brandenburg  stehen  den  8400  beliehenen  | 


• Grundstücken  50000  beleihungsfällige  gegen- 
über. Die  grosse  Mehrzahl  dieser  Besitzun- 
! gen  ist  nicht  etwa  unverschuldet,  sondern 
1 mit  höher  verzinslichen  und  kündbaren  Spar- 
kassen- und  Privathypotheken  belastet.  Be- 
trug doch  der  ländliche  Hypothekenbesitz 
der  preussischen  öffentlichen  Sparkassen  im 
Jahre  1892  (bezw.  1892  93)  rund  995  Mil- 
lionen Mark , die  ganz  überwiegend  auf 
mittlere  und  kleinere  Besitzungen  ausgeliehen 
sind,  ln  Brandenburg  l>etrug  die  Zahl  48 
Millionen  Mark.  Allerdings  haben  sich 
durch  den  Einfluss  des  Vorgehens  der  I Land- 
schaften auch  die  Sparkassen  vielfach  zu 
einer  Ermässigung  des  Zinsfusses  ihrer 
Hypotheken  veranlasst  gesehen , um  die 
Schuldner  bei  sich  festzuhalten. 

In  Ostpreussen  waren  i m Jahre  1 897 
an  Besitzungen  vorhanden 

bis  zu  5 ha  ausschliesslich  . 160250 

von  5 bis  10  ha  ....  21  000 

„ 10  bis  50  ha  ausschliessl.  36  500 

„ 50  ,,  200  „ - 7 500 

„ 200  ha  und  darüber  1 750 

Von  diesen  227  000  Berriebeu 

sind  nach  der  Grösse  der  Betriebsflächen 
als  nicht  beleihungsfähig  abzusetzen , d.  h. 
unterhalb  des  beleihbaren  Mindestwerts  von 
1500  Mark  landschaftlichen  Taxwertes  be- 
legen, alle  Besitzungen  unter  5 ha  und  s » 
der  Besitzungen  von  5 bis  10  ha.  Es  ver- 
bleiben 52750  Betriebe,  von  denen  noch 
etwa  5000  Pacht-  und  Nobonbetriebe  auf 
fremdem  Boden,  der  schon  mit  der  übrigen 
Gutsfläche  in  den  landwirtschaftlichen  Be- 
1 trieben  gezählt  ist,  abzuziehen  sind.  Es  ver- 
! bleiben  davon  47  750  beleihbare  Grundstücke 
gegenüber  rund  12000  wirklich  beliehenen. 

Durch  den  Hinzutritt  des  bäuerlichen 
Besitzes  wird,  wie  auch  die  gemachten  Er- 
fahrungen zeigen , die  Sicherheit  der  land- 
schaftlichen Institute  keineswegs  gefährdet, 
die  bäuerlichen  Stellen  sind  eher  wider- 
standsfähiger in  Krisen  als  die  grossen 
Güter,  und  ferner  sind  sie  leichter  verkäuf- 
lich, weil  die  Zahl  der  Reflektanten  grösser 
ist.  Um  den  Bauernstand  zu  bestimmen, 
dass  er  von  der  Möglichkeit  der  Pfandbrief- 
beleihung wirklich  {dlgemoin  Gebrauch 
macht,  genügt  es  nicht,  das  Beleihungsver- 
fahren thnnliehst  zn  erleichtern,  sondern  bei 
der  geringeren  Geschäftsgewandtheit  und 
Beweglichkeit  der  betreffenden  Bevölke- 
rungskreise  werden  auch  weiterhin  die  land- 
schaftlichen Organe  in  Verbindung  mit  den 
Landwirtschaftskammern, den  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  und  den  Behördeu 
den  Beteiligten  einen  kräftigen  Anstoss  geben 
müssen. 

lO.Die  privntge.sellsolmftliehen  Grnnd- 
kredit Vereinigungen.  Nach  dem  Vorbilde 
der  Landschaften  haben  sich  vielfach  Grund- 
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besitzervereinigungen  gebildet,  welche  in 
der  Form  einer  reinen  Privatgesellschaft 
oder  Genossenschaft  das  Pfaudbricfgeschäft 
unternahmen  und  hierbei  vermöge  des  Privi- 
legiums zur  Ausgabe  von  Inliaberpapieren 
der  Staatsaufsicht  unterstellt  wurden.  Als 
solche  sind  zu  nennen : 

a)  der  Danziger  Hvpothekenverein  von 
1868, 


b)  der  landschaftliche  Kreditverband  für , 
die  Provinz  Schleswig- Holstein  von 

1882  >),  i 

c)  die  Stettiner  National  - Hypotheken- 
Kreditgesellschaft,  E.  G.  von  1870, 

d)  der  landwirtschaftliche  Kreditverein 
im  Königreich  Sachsen  von  1866, 

e)  die  bayerische  land  wirtschaftliche  Bank, 
e.  G.  in.  b.  II.  von  181)6. 

Zum  Teil  haben  sich  solche  privatrecht- 
lichen »Landschaften«  später  in  öffentliche 
Institute  umgewandelt,  dies  ist  der  Fall  bei 
der  oben  sub  2 genannten  Landschaft  der 
Provinz  Sachsen.  In  den  Kreisen  der  städti- 
schen Grund-  und  IIausl>esitzer vereine  be- 
steht gerade  in  neuester  Zeit  eine  starke  Strö- 
mung zu  Gunsten  einer  derartigen  korporativen 
Organisation  des  Grundkredits,  wobei  die 
entgegenstehenden  Schwierigkeiten  bisweilen 
unterschätzt  werden.  Eine  dieser  Schwierig- 
keiten besteht  in  dem  häufigen  Besitzwechsel 
bei  städtischen  Grundstücken,  vermöge  dessen 
eine  wirkliche  Selbstverwaltung  durch  den 
Grundbesitz  weniger  leicht  durchführbar  ist 
als  bei  dem  stabileren  ländlichen  Besitz.  Bei 
dem  öffentlichen  Berliner  Städtischen  Pfand- 
tarifamt (oben  sub  2)  ist  denn  auch  der  An- j 
teil  der  Hausbesitzer 
nicht  entfernt  so  grosi 
liehen  Landschaften. 

lieber  die  Bewährung  der  privatgesell- 
schaftlichen Anstalten  lässt  sich  ein  allge-  ' 
meines  Urteil  nicht  fällen,  wie  das  nach] 
ihrer  Natur  als  Privatgesellschaften  begreif- 
lich. Einem  lebhaften  Bedürfnisse  scheint 
das  sub  e erwähute  bayerische  Institut  ent- ! 
gegenzukommen,  das  aus  der  Initiative  der 
bayerischen  Landwirtschaft  hervorgegangen 
ist  und  den  Mangel  einer  bestehenden  land- 
schaftlichen Einrichtung  ersetzen  soll.  Es 1 
hat  in  den  ersten  2 Jahren  seines  Bestehens  ] 
bereits  1955  Beleihungen  mit  einer  Gesamt- 
summe von  12  750  65t)  Mark  aufzuweisen.  | 

In  Bezug  auf  die  Rechts  form  künftig  j 
entstehender  Institute  dieser  Art  ist  zu  be- 


an  der  Verwaltung  | 
wie  bei  den  eigent- 


des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  annchmeu, 
die  vermöge  der  Elasticität  der  Bestimmun- 
gen des  Gesetzbuchs  auch  ganz  wohl  für 
diesen  Zweck  geeignet  ist. 

Litteratur  : Die  äussere  En tirickclungsgeschichte 
namentlich  (Irr  preussisehe  u Im  ndsr  haßen  ist 
vielfach  Gegenstand  der  Darstellung  gewesen. 
Zur  ersten  Orientierung  sind  folgende  Schriften 
geeignet:  Habe,  Darstellung  des  Wesens  der 
Pfandbriefe  in  den  kgl.  preuss.  Staaten,  2 Teile, 
ISIS,  Halle  und  Berlin.  — Kohl  schütter, 
l'eher  landschaftliche  Kreditsysteme,  im  Archiv 
der  pol.  Orkonomie  von  Rau  und  Hanssen,  -V.  K., 
1.  Bd.,  184-1,  S.  Hoff.  — Büfoic-Cummeroir, 
l’eber  Preusscns  landschaftl.  Kreditvereine,  Berlin 
1843,  2.  Auß.  — Buy  er,  Des  institutions  de 
credit  fände  r eu  Allrmagnr  et  en  Belgiqne, 
Paris  1845.  — Hübner,  Die  Banken,  Bd.  I, 
1854,  S.  106  ff.,  Bd.  II,  ,S.  185  ff.  — Enquete 
des  Bnudcsrates  über  das  Hypothekrnbankwesen, 
1868,  passim.  — Gterke.  Ibis  deutsche  Ge- 
nosseuschaßsrecht,  I.  Bd. : Reehtsgcschichte  der 
deutschen  Genossenschaft,  Berlin  1868,  S.  1068  ff. 

— Derselbe,  Die  Gennssenschaftstheorie  und 
die  deutsche  Rechtsprechung,  Berlin  1887,  passim. 

— 11.  Br  Unter,  Die  Grandkreditinstitute  in 
Prrusseti,  in  der  Zeitschr.  des  preuss.  stat.  Bur. 
1867,  S.  216  ff.  — Bracher.  Die  Hypotheken- 
banken, Berlin  1867  (Beparatubdruck  aus  dem 
Wagenerschen  Staatslexikon).  — Meilsen,  Der 
Boden  und  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  preuss.  Staates,  II l.  Bd.,  Berlin  1871,  S.  180 ff. 

— Knien,  Der  Kredit,  2.  Hälfte,  1870,  Berlin, 
S.  280 ff.,  S.  374  ff.  — • Salings  Börsenpapiere 
für  188788,  Teil  I und  II,  Berlin  1887.  — 
A ppunti  di  Statistica  r legislaxione  rompu  • 
rat«  1 sugli  istiluti  di  crcdito  Jondiario , Roma 
1884 ■ — Bünne,  Staatsr.  der  preuss.  Monarchie, 
4.  Bd.,  2.  Abt.,  I884 : übers.  Darstellung  der 
preuss.  Landseh.,  und  Kreditsysteme.  Preussens 
landwirtschaftliche  Verwaltung  in  den  Jahren 
I8S4 — 1887.  — Bericht  des  Ministers  für  Land- 
wirtschaft an  Seine  Majestät,  l.  Bd.,  1888,  S.  75. 

— Hecht.  » Landschaften«  in  «irr  1.  Auft.  dieses 
Werkes,  Bd.  IV,  S.  827  ff. 

Hermen. 


Landwirtschaftliche  Arbeiter. 

1.  Charakteristik  der  1.  A.  2.  Geschicht- 
liches und  Statistisches.  3.  Die  einzelnen 
Gruppen  der  1.  A.  und  deren  wirtschaftliche 
Lage.  4.  Die  vorhandenen  Uebelstände  und 
deren  Beseitigung. 

1.  Charakteristik  der  1.  A.  Unter 
merken,  dass  durch  § 2 des  Hypothekenbank-  landwirtschaftlichen  Arbeitern  versteht  man 

' * solche  Personen,  welche  mit  Lohu- 


gesetzes  den  eingetragenen  Genossenschaften 
wie  den  Gesellschaften  mit  beschränkter  I arbeit  1 in 
Haftung  der  Betrieb  des  Pfand briefgoschäfts  ! G e w e r b e 
untersagt  ist.  Neue  Bildungen  müssen  also  hierdurch 
die  Form  eines  Vereins  im  Sinne  des  § 22  Unterhalt 

zugsweise 


ein 


i ist  nach  Abschluss  dieses  Aufsatzes 
öffentliches  Kreditinstitut  mngewandelt. 


m 


Personen , 

land  wirtschaftlichen 
beschäftigt  sind  und 
die  Mittel  zu  ihrem 
ganz  oder  doch  vor- 
erwerben. Der  durch  die 
Jahreszeit  und  die  jedesmaligen  Witterungs- 
verhältnisse bedingte  Betrieb  der  Land- 
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Wirtschaft  bringt  es  mit  sich,  dass  in  ihm 
der  Bedarf  an  Arbeitskräften  ein! 
sehr  wechselnder  ist:  im  Sommer  viel! 
grösser  als  im  Winter,  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Sommers  und  an  sonnigen  Tagen  stärker  I 
als  in  der  ersten  Hälfte  des  Sommers  und 
an  Hegentagen.  Während  bei  den  meisten 
hand werksmässigen  und  industriellen  Be-, 
trieben,  abgesehen  von  den  zuweilen  ein- 1 
tretenden  Perioden  eines  besonderen  Auf- 
schwunges oder  Rückganges  der  Geschäfte, 
der  Bedarf  an  Arbeitskräften  das  ganze  j 
Jahr  hindurch  ein  annähernd  gleich  massiger 
ist.  steigt  derselbe  in  der  Landwirtschaft ! 
während  des  Sommers  durchschnittlich  min- 
destens auf  das  Doppelte  bis  Dreifache,  in 
manchen  Perioden  auf  das  Vier-  bis  Sechs- 
fache des  Bedarfs  während  des  Winters. 
Die  Landwirtschaft  kann  daher  nicht  einmal  j 
annähernd  die  gleiche  Anzahl  von  Lohnar- 
beitern während  des  ganzen  Jahres  beschäf- 
tigen. Die  meisten  landwirtschaftlichen 
Verrichtungen  sind  einfacher  Natur  und  be- 
dürfen zu  ihrer  Ausführung  keiner  beson- 
deren, schwer  anzueignenden  Geschicklich- 
keit. Dabei  sind  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiten  in  ihrer  Gesamtheit  sehr  mannig- 
faltig: jede  menschliche  Kraft  kann  dabei 
eine  angemessene  Verwendung  finden: 
Männer,  Frauen,  halberwachsene 
Personen,  Kinder.  Weil  nun  der  Be- 
darf an  Arbeitskräften  im  Laufe  des  Jahres 
ein  sehr  wechselnder  ist,  so  werden  Frauen 
und  Kinder  während  des  Winters  nur  in ! 
ganz  geringer  Ausdehnung  zu  landwirtschaft- 
licher Lohnarbeit  benutzt.  Auch  im  Sommer 
ist  ihre  Verwendung  nur  selten  eine  fort- 
dauernde. Au  Regentagen  werden  bloss 
wenige  gebraucht;  manche  Erntearbeiten 
können,  ausser  im  Hochsommer,  nur  am  Nach- 
mittag vollzogen  werden ; die  meisten  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten  lassen  es  auch  zu, 
dass  sie  stunden-  oder  tageweise  unter- 
brochen werden.  Durch  solche  Umstände 
ist  es  bedingt,  dass  die  in  der  Industrie 
öfters  eintretenden  schädlichen  Folgen  der 
Frauen-  und  Kinderarbeit  bei  den 
landwirtschaftlichen  Arbeiten  sich  nur  selten 
zeigen;  wo  sie  Vorkommen,  sind  sie  leicht 
zu  vermeiden,  ohne  den  landwirtschaftlichen 
Betrieb  zu  gefährden.  Im  Gegenteil  ist  die 
Lohnarbeit  der  Frauen  und  Kinder  für  Ar- 
beitnehmer wie  Arbeitgeber  von  Vorteil ; 
ersteren  gewährt  sie  einen  nicht  unerheb- 
lichen Zuschuss  zu  ihrem  sonstigen  liohn- 
verdienst,  letzteren  bietet  sie  ein  wichtiges, 
ja  unentbehrliches  Mittel,  um  dem  wechseln- 
den Bedarf  an  Arbeitskräften  gerecht  zu . 
werden,  ohne  unerschwingliche  Opfer  zu 
bringen  und  ohne  die  Gesundheit,  das  Fami- 
lienleben, die  Kindererziehung  der  Arbeiter 
zu  beeinträchtigen.  Nicht  nur  den  Frauen 
und  Kindern,  sondern  sämtlichen  landwirt- 


schaftlichen Arbeitern  kommt  es  zu  gute, 
dass  die  landwirtschaftlichen  Verrichtungen 
so  mannigfaltiger  Natur  sind  und  meist 
nicht  in  geschlossenen  Räumen,  sondern  im 
Freien  ausgeführt  werden.  Ebenso  wie 
Jahreszeit  und  Witterung  ändern  sich  die 
im  landwirtscliaftlichen  Betrieb  vorkommen- 
den Arbeiten;  für  die  Thätigkeit  des  Geistes 
und  Körpers  bieten  sie  fortwährend  Abwech- 
selung und  schützen  daher  vor  einseitiger 
Inanspruchnahme  geistiger  oder  körjierlicher 
Kräfte.  Nicht  minder  wirkt  der  beständige 
Aufenthalt  im  Freien  und  die  Beschäftigung 
mit  der  lebendigen  Pflanzen-  und  Tierwelt 
auf  die  leibliche  wie  seelische  Gesundheit 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  günstig 
ein.  Für  Beurteilung  der  Lage  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  ist  ferner  der  Um- 
stand wichtig,  dass  die  tägliche  A r b e i t s - 
d auer  sich  je  nach  der  Jahreszeit  sehr  ab- 
weichend gestaltet ; unter  Abzug  der  Essens- 
und Ruhepausen  währt  sie  au  den  kürzesten 
Wintertagen  oft  nur  7 — 8 Stunden,  im 
Sommer  dehnt  sie  sich  auf  12.  in  manchen 
Gegenden  und  Perioden  auf  13 — 14  Stunden 
aus.  Weiter  muss  in  Betracht  gezogen  wer- 
den, dass  ein  grosser  Teil  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  ei  ge  neu  oder  er- 
pachteten  Grundbesitz  hat,  welcher 
ihnen  eine  mehr  oder  minder  erhebliche 
Quote  ihres  Lebensunterlialtes  gewährt;  die 
hierfür  aufzuwendende  Arbeit  wird  haupt- 
sächlich von  den  Frauen  und  Kindern  ge- 
leistet, so  dass  der  Lohnverdienst  des  Mannes 
keine  oder  doch  nur  eine  unbedeutende 
Schmälerung  erleidet.  Unter  den  landwirt- 
schaftlichen Arbeitern  ohne  Grundbesitz  er- 
halten sehr  viele  von  den  Arbeitgebern 
ausser  dem  baren  Geldlohn  noch  Woh- 
nung. Landnutzung,  Viehfutter,  Getreide  und 
andere  Naturalien,  welche  zusammen  oft 
den  bei  weitem  grösseren  Teil  des  Gesamt- 
lohncs  ausmachen.  Der  den  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern  gezahlte  Barlohn  bietet  da- 
her an  und  für  sich  keinen  sicheren  Anhalt 
zur  Beurteilung  ihrer  wirtschaftlichen  Luge. 
In  Gegenden  mit  dichter  Bevölkerung  und 
namentlich  mit  sehr  entwickelter  Industrie 
kommt  es  auch  vielfach  vor,  dass  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  nur  im  Sommer  in 
der  Landwirtschaft,  im  Winter  dagegen  in 
städtischen  Gewerben  thätig  sind  oder  einige 
Familienglieder  in  der  Landwirtschaft,  andere 
in  der  Industrie  ihren  Verdienst  finden. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  ein  Zwei- 
faches. Erstens  ist  es  unzulässig,  bei  Be- 
urteilung der  Verhältnisse  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  von  den  gleichen  Voraus- 
setzungen auszugehen,  wie  sie  für  Beurtei- 
lung der  Zustände  der  industriellen  Arbeiter 
gerechtfertigt  sind.  Die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit, die  tägliche  Arbeitsdauer,  die  Art 
und  Höhe  des  Lohnes  üben  auf  die  gesamte 
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wirtschaftliche  und  soziale  Lage  sowie  auf  I darf  mail  nicht  sehliessen,  dass  diese  einen 
das  äussere  und  innere  Wohlbefinden  der  irgend  nennenswerten  Bruchteil  der  Bevöl- 
land wirtschaftlichen  Arbeiter  einen  ganz  kerung  ausgemacht  oder  dass  sie  gar  als 
anderen  Einfluss  aus  wie  auf  die  entspre-  eine  besondere  Volksklasse  sieh  betrachtet 
eilenden  Zustände  der  industriellen  Arbeiter,  haben  oder  von  anderen  als  solche  betrach- 
Deshalb  ist  es  auch  nicht  gerechtfertigt,  tet  worden  sind.  Dies  konnte  um  so  weui- 
.staatliche  Anordnungen . die  für  industrielle  i ger  geschehen,  als  die  überwiegende  Mehr- 
Arbeiter  zweckmässig  sind . ohne  weiteres  1 zalil  der  vorhandenen  freien  landwirtschaft- 
auf landwirtschaftliche  Arbeiter  zu  über-  liehen  Arbeiter  entweder  selbst  kleine  Grund- 
tragen. Schon  die  Anwendung  der  Kranken-,  besitzer  oder  doch  Angehörige  von  bäuer- 
Unfall-  und  Altersversicherung  auf  die  land-  liehen  Familien  waren.  Der  Beweis  für 
wirtschaftlichen  Arbeiter,  wie  wünscliens-  diese  von  manchen  bestrittene,  aber  für  die 
wert  sie  in  gewissen  Beziehungen  gewesen  i Beurteilung  der  jetzigen  Lage  der  landwirt- 
sein mag,  hat  zu  manchen  Unzuträglichkei-  schaftliehen  Arbeiter  wichtige  Tliatsache 
ten  Veranlassung  gegeben  und  manche  alt-  j liegt  einmal  darin,  dass  noch  während 
bewährte  Einrichtung  beseitigt.  Zweitens; des  18.  Jahrhunderts  die  über  Landwirt- 
kann die  wirtschaftliche  Lago  der  landwirt-  schaff  handelnden  deutschen  Schriften  den 
schaftlichen  Arbeiter  mit  einiger  Sicherheit  Begriff  landwirtschaftliche  Arbeiter  im  heu- 
nur  beurteilt  werden,  wenn  man  dieselbe  in  j tigen  Sinne  des  Wortes  gar  nicht  kennen, 
ihren  Einzelheiten  genau  kennt.  Letz-  dass  sie  auch  den  Ausdruck  »Arbeiter«  nur 
teres  ist  um  so  schwieriger,  als  sie  in  den  j selten  anwenden , dagegen  die  Ausdrücke 
verschiedenen  Gegenden  so  abweichend  sich  ! »Bauer«  und  »Arbeiter«  oft  identifizieren, 
gestaltet.  Zu  einer  ausreichenden  Beurtei-  j Ein  fernerer  Beweis  ist  darin  zu  finden, 
lang  muss  man  wissen:  wie  hoch  der  bare  dass  in  den  Gasrechnungen  die  Ausgaben 
Geldlohn  im  Sommer  und  im  Winter  ist,  | für  Tagelöhner  sehr  geringe  Posten  aus- 
ob  die  Arbeiter  das  ganze  Jahr  Beschäfti-  machen ; grössere  Ausgaben  verursachten  die 
gung  haben,  ob  und  welche  Naturalien  sie  1 Deputanten  und  Gesindepersonen,  die  aber 
neben  dem  Geld  loh  ne  beziehen,  oh  sie  eige- 1 meist  aus  dem  Bauernstände  genommen 
neu  oder  erpachteten  Grundbesitz  haben,  ob  waren.  Landwirtschaftliche  Arbeiter,  Klein- 
Frau  und  Kinder,  ohne  ihre  sonstigen  Pflicli-  gruudbesitzer  und  Bauern  gehörten  ein  und 
ten  zu  verletzen,  zeitweise  Lohnarljeit  finden  derselben  Gesellschaftsklasse  an,  wenngleich 
und  verrichten  etc.  Die  Kenntnis  von  die-  in  derselben  verschiedene  Abstufungen  voi- 
sen  und  anderen  Zuständen  ist  um  so  weni-  kamen.  Die  Zahl  der  Personen,  welche  sich 
ger  verbreitet,  als  die  landwirtschaftlichen  lediglich  oder  vorzugsweise  von  ländlicher 
Arbeiter  sehr  isoliert  und  nie  in  grossen , Lohnarbeit  ernährten , ohne  gleichzeitig 
Mengen  zusammenwohnen.  Hieraus  erklärt  Grundbesitz  zu  haben  oder  im  Familien- 
es  sich , weshalb  über  die  Lage  der  land-  Zusammenhänge  mit  dem  Bauernstände  sich 
wirtschaftlichen  Arbeiter  so  abweichende  | zu  befinden,  war  sehr  gering;  sie  kamen 
Urteile  laut  werden.  ' als  eine  besondere  Volksklasse  nicht  in  Be- 

2.  Geschichtliches  und  Statistisches,  tracht.  Der  Stand  der  landwirtschaftlichen 
Während  des  Mittelalters  und  bis  tief  in  die  Arbeiter  als  eine  eigene  Gesellschaftsklasse 
Neuzeit  hinein  existierte  kein  besonderer  hat  sich  erst  gebildet  und  wurde  zur  Not- 
Stand  von  landwirtschaftlichen  Arbeitern,  wendigkeit  durch  die  Beseitigung  des  Ab- 
Die  betreffenden  Arbeiten  wurden  zum  weit  hängigkeitsverhältnisses  der  niederen  länd- 
überwiegenden  Teile  von  den  besitzlosen  j liehen  Bevölkerung  von  dem  grossen  Grund- 
Leibeigenen  sowie  von  den  hörigen  oder ! besitz,  speciell  durch  Aufhebung  der  persön- 
gutsunterthänigen  Bauern,  welche  nicht  nur  liehen  Dienstleistungen  der  Bauern.  Hier- 
ilire  eigenen  Felder,  sondern  auch  die  der!  durch  entstand  ein  grosser  Bedarf  an  Leu- 
grossen  Grundherren  zu  bebauen  hatten,  ten,  welche  lediglich  landwirtschaftliche 
ausgeführt.  Auch  die  besitzlosen  Leibeige-  Lohnarbeit  verrichteten.  Dieser  Bedarf  wurde 
neu  standen  meist  im  Familienzusammen-  gedeckt  teils  durch  die  Kinder  von  Bauern, 
hange  mit  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  welche  nach  Aufhebung  der  Frondienste 
Freie  landwirtschaftliche  Arbeiter  gab  es 1 und  des  Zwangsgesindedienstes  auf  dem 
nur  in  sehr  geringer  Zahl,  so  dass  von  einem  elterlichen  Hofe  entbehrlich  geworden  waren, 
besonderen  Stande  der  landwirtschaftlichen  teils  durch  die  kleinen  Grundbesitzer,  deren 
Arbeiter  nicht  die  Kode  sein  konnte.  Diese  Besitz  zufolge  der  gesetzlichen  Bestinnnun- 
Verhältnisse  dauerten  bis  zur  Bauern  be- . geu  in  die  Hände  der  Grossgrundbesitzer 
frei u ng  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  II  S.  843 ff.  überging , teils  endlich  durch  die,  wenn- 
und  Agrargeschichte,  Neuzeit  oben  gleich  in  geringer  Zahl  vorhandenen  besitz- 
Bd.  1 S.  88  ff.),  welche  in  Deutschland  . losen  Gutsunterthanen  oder  Leibeigenen.  So 
in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhun-  j bildete  sich  zu  Ende  des  18.  und  in  der 
derts  sich  vollzog.  Aus  dem  vereinzelten  ersten  Hälfte  dos  19.  Jahrhunderts  ein  eigeuer 
Vorkommen  freier  ländlicher  Lohnarbeiter  | Stand  von  landwirtschaftlichen  Arbeitern  aus, 
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der  jetzt  im  Deutschen  Reiche  nach  Millio-  In  Frankreich  betrug  seit  der  letzten, 
nen  zählt  und  von  dem  Bauernstände,  aus  hierüber  aufgenommenen  Statistik  vom  12. 
dem  er  grösstenteils  hervorgegangen,  sich  April  18911)  die  Gesamtbevölkerung  38 133385 
ziemlich  scharf  unterscheidet.  Bloss  die-  Personen,  von  denen  aber  1304250  zu  den 
jenigen  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  welche  ; nicht  klassifizierten  gehören.  Unter  den 
ein  kleines  Grundeigentum  haben  und  nur  36  829  135  klassifizierten  Personen  zählten 
zeitweise  Lohnbeschäftigung  verrichten  und  117  435250  oder  47,3%  zur  Landwirtschaft 
welche  in  einzelnen  Teilen  des  mittleren  Uuter  der  landwirtschaftlichen  Bevölke- 
und  südwestlichen  Deutschland  zahlreich  rung  waren  Berufstliätigc  6535  599  und 
vertreten  sind,  bilden  gewissermassen  eine  unter  ihnen  3570016  oder  54.6  % Selbstän- 
Uebergangsstufe  zwischen  den  eigentlichen  | dige,  75400  oder  1.2%  Angestellte  und 
landwirtscluiftlichen  Arbeitern  und  den  i 2890183  oder  44,2%  Arbeiter.  Im  Ver- 
kleinen  bäuerlichen  Besitzern,  die  ausschliess-  gleich  zum  Deutschen  Reich  ist  in  Frank- 
lich  von  dem  Ertrage  ihres  Grund  und  reich  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
Bodens  leben.  im  Verhältnis  zur  Gesamtbevölkerung  erheb- 

Nach  der  Berufszählung  vom  14.  Juni  lieh  stärker;  innerhalb  der  berufsthätigen 
1895  betrug  im  Deutschen  Reiche  die ; landwirtschaftlichen  Bevölkenmg  sind  in 
Zahl  der  in  der  Landwirtschaft.  Gärtnerei,  Frankreich  prozentual  die  Selbständigen 
Forstwirtschaft . auch  in  der  Försterei  be-  weitaus  zahlreicher,  die  Arbeiter  ebenso 
schäftigten  erwerbsthätigeu  Personen  schwächer  als  im  Deutsehen  Reich.  Es 
8292092  (gegen  8236496  i.  J.  1882).  die  | hängt  dieser  Umstand  hauptsächlich  damit 
der  Dienenden  374697  (1882  = 424913),  zusammen,  dass  in  Frankreich  der  kleine 
die  der  A nge  hörigen  9833918(10564046).  Grundbesitz  stark  überwiegt,  während  der 
Die  gesamte  landwirtschaftliche  Bevölkerung  mittlere  und  Grossbesitz,  der  hauptsächlich 
bezifferte  sich  also  auf  18501307  (19225455).  Lohnarbeiter  braucht,  relativ  spärlich  ver- 
Von  den  erwerbsthätigeu  Personen  waren  ! treten  ist.  Im  Gegensatz  zu  der  im  Deut- 
Selbständige  2568725  (2288033),  An-  sehen  Reich  stattgehabten  Entwickelung  ist 
gestellte  96  1 73  (66  644) , Arbeiter  noch  hervorzuheben , dass  in  Frankreich 

5627794  (5881819).  Von  der  Gesamtbe- 
völkernngdes  Reiches  in  Höhe  von  51770284 
(45222113)  machte  die  landwirtschaftliche 
35.74%  (42,51%)  aus.  Hiernach  ergiebt 
sich,  dass  in  der  zwischen  den  beiden  Be- 
rufszählungen von  1882  bis  1895  liegenden 
Periode  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
absolut  etwas,  prozentual  stark  abgenommen 
hat.  innerhalb  derselben  ist  die  Zahl  der 
Er  werktätigen  noch  um  eine  Kleinigkeit 
gestiegen ; die  Steigerung  fällt  aber  ledig- 
lich auf  die  in  Forstwirtschaft,  Gärtnerei 
und  Tierzucht  beschäftigten  Personen.  Be- 
merkenswert ist  besonders,  dass  innerhalb 
der  Erwerbsthätigeu  die  Zahl  der  Selbstän- 
digen nicht  unbedeutend  gewaclisen,  während 
die  der  Arbeiter  ebenso  gesunken  ist.  Von 
1ÜU  Erwerbstätigen  in  der  Landwirtschaft 
kamen  1895  auf  Selbständige  30,98,  auf  An- 
gestellte 1,16,  auf  Arbeiter  67,86:  dagegen 
1882  auf  Selbständige  27,78.  auf  Angestellte 
0,81,  auf  Arbeiter  71,41*).  Die  Zahl  der 
landwirtschaftlichen  Lohnarbeiter  ist  absolut 
und  relativ  zurückgegangen  und  infolge- 
dessen ein  grosser  .Mangel  an  Arbeits- 
kräften eiugetreten.  Die  Ursache  liegt 
nicht  in  einer  geringeren  Vermehrung  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung,  sondern  in 
einer  zunehmenden  Abwandelung  derselben 
(s.  unten  sub  4). 


! wanrenct  uer  letzten  Jan  re  aas  Aaiuen  Ver- 
hältnis zwischen  der  landwirtschaftlichen 
! und  der  gesamten  Bevölkerung  sieh  nur 
ganz  unbedeutend  verändert  hat. 

In  Grossbritannieu  nimmt  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  überhaupt  nur 
einen  geringen  Prozentsatz  der  Bevölkerung 
in  Anspruch.  In  England  und  Wales 
betrug  1891  die  Gesamtbevölkerung  29002  525. 
davon  waren  12899484  oder  44,5%  Er- 
werbstätige, 16103041  oder  55.5%  Kinder 
und  sonstige  Personen  ohne  Beschäftigung. 
Von  den  44,5%  Erwerbsthätigeu  kamen 
[25.3%  auf  die  Industrie  und  nur  4,6%  auf 
Landwirtschaft  und  Fischerei.  Aehnlich  ist 
das  Verhältnis  in  Schottland,  wo  bei 
I einer  Gesamtbevölkerung  von  4025647  auf 
Erwerbstätige  44,1  %,  auf  Kinder  n.  s.  w. 
55,9  kommen  und  von  den  44,1  % der 
ersteren  nur  6,2%  der  Landwirtschaft  und 
Fischerei  angehören '-).  Weit  günstiger  steht 
das  Verhältnis  in  Irland:  Gesamtbevölke- 
rung 4704750  Personen;  davon  Erwerbs- 
tätige 45,6%,  Kinder  u.  s.  w.  54,4%;  von 
Iden  45,6%  Erwerbsthätigeu  kommen  19,9% 
auf  die  Landwirtschaft.  Setzt  man  die 
45,6%  Erwerbstätigen  ~ 100,  so  gehören 
von  allen  Erwerbstätigen  43,7 % der  Land- 
wirtschaft zu.  Entsprechend  der  geringen 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  in  Gross- 


*)  Die  statistischen  Angaben  sind  eutnorn-  j ’)  Siehe  Statistik  des  Deutschen  Reiohes 
men  aus  der  Statistik  des  Deutschenja.  a.  0.  8.  267  ff. 

Reichs,  Neue  Folge,  ßd.  III.  1899.  S.  a.  a.  0.  9)  Siehe  Statistik  des  Deutschen  Reiehes. 

besonders  S.  27  und  61.  a.  a.  0.  S.  274. 
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britannien  ist  auch  der  Mangel  an  landwirt- 
schaftlichen  Arbeiten)  dort  besonders  gross.  In 
ihm  ist  eine  Hauptursacke  des  Umstandes  zu 
erblicken,  dass  in  Grossbritannien  das  Acker- 
land fortdauernd  ab-,  das  Grasland  fort- 
dauernd zunimmt,  also  der  ganze  landwirt- 
schaftliche Betrieb  trotz  stark  wachsender 
GesamtlHjvölkerung  stetig  extensiver  wird. 

3.  Die  einzelnen  Gruppen  der  1.  A.  und 
deren  wirtschaftliche  Imge.  Man  kann  zwei 
Hauptgruppen  von  landwirtschaftlichen  Ar- 
beitern unterscheiden : G e s i u d e p e r s o n e n 
und  Tagelöhner.  Zu  den  ersteren  rechnet 
man  diejenigen  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  I 
welche  zu  bestimmten  Dienstleistungen  ver- 
pflichtet sind  und  hierfür,  ausser  einem  auf 
längere  Termine  (Jahr,  Vierteljahr  oder 
Monat)  vereinbarten  festen  Geldlohne,  Woh- 
nung und  Beköstigung  von  dem  Arbeitgeber 
erhalten.  Man  verwendet  Gesinde  zu  solchen 
Verrichtungen,  die  sich  an  keine  feste  täg- 
liche Arbeitszeit  binden  lassen  und  die  zu- 
gleich eine  besondere  Uebung  oder  Geschick- 
lichkeit verlangen,  welche  auch  in  der  Hegel 
nur  auf  dem  Wirtschaftshofe  oder  in  dessen 
Nähe  ausgeübt  werden.  Dazu  gehören  die 
Besorgung  des  inneren  Haushaltes  (Köchin, 
Stubenmädchen),  ferner  und  namentlich  die 
Fütterung  und  Pflege  der  Tiere  (Pferde-  i 
und  Ochsen  knechte,  Hirten,  Schäfer).  Die 
mit  diesen  Arbeiten  betrauten  Personen 
müssen  den  ganzen  Tag.  unter  Umständen 
auch  bei  Nacht,  zur  Verfügung  stehen;  sie 
müssen  ferner  auf  dem  liofe  oder  in  der 
Nähe  desselben  ihren  ständigen  Aufenthalt 
haben ; ihrer  Obhut  sind  wertvolle  Gegen- 
stände anvertraut,  deren  richtige  Behandlung 
nur  durch  längere  Erfahrung  und  fortgesetzte 
Uebung  gelernt  werden  kann.  Aus  dem 
Umstande,  dass  das  Gesinde  fortdauernd  zur 
Verfügung  stehen  muss,  ergiebtsichgewisser- 
massen  als  notwendige  Folgerung,  dass  es  i 
auch  auf  dem  Hofe  wohnt  und  von  dem 
Arbeitgeber  volle  Naturalverpflegung  erhält; 
hiermit  hängt  es  weiter  zusammen,  dass  die 
Gesindepersonen  meist  unverheiratet  sind. 
Man  hat  allerdings,  namentlich  auf  grösseren 
Gütern,  neben  den  unverheirateten  auch  ver- 
heiratete Gesindepersonen.  Wo  es  sich  um 
grössere  Viehbestände  handelt,  zu  deren  Be- 
sorgung ohnedies  mehrere  oder  viele  Per- 1 
sonen  nötig  sind,  pflegt  man  für  jeden  Stall ' 
wenigstens  eine  verheiratete  Gesiudoperson 
anzustcllen,  weil  die  Verheirateten  älter,  an 
Erfahrung  reicher,  zuverlässiger  sind  und  I 
nicht  so  leicht  kündigen.  Die  verheirateten  i 
Gesindepersonen  erhalten  neben  einem  festen 
Geldlohne  und  Wohnung  gewöhnlich  ein 
Naturaldeputat,  welches  zur  Befriedigung 
ihrer  und  ihrer  Familien  Bedürfnisse  an , 
Nahrung  und  Brennmaterial  bestimmt  ist : 
sie  werden  daun  nicht  von  dem  Arbeitgeber  I 
beköstigt,  sondern  essen  in  ihrer  eigenen  J 


Familie.  Man  nennt  so  gestellte  Personen 
auch  wohl  Deputatgesinde  oder  Depu- 
tat ist  en. 

Die  zweite  Gruppe  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  wird  gebildet  durch  die 
T a g e 1 ö h n e r.  Hierunter  versteht  man  die- 
jenigen landwirtschaftlichen  Arbeiter,  welche 
einen  auf  den  Tag  berechneten  Lohn  er- 
halten und  dafür  verpfichtet  sind,  täglich  in 
den  ortsüblichen  Arbeitsstunden  die  in  dem 
landwirtschaftlichen  Betriebe  zurZeit  nötigen 
vorkommenden  Verrichtungen  auszuführen: 
dabei  ist  nicht  ausgeschlossen , dass  die 
Tagelöhner  ausser  dem  baren  Tagelohne  auch 
noch  Naturalien  empfangen,  die  entweder 
für  den  Tag  oder  auch  für  längere  Perioden 
gegeben  werden.  Man  unterscheidet  bei  den 
Tagelöhnern  wieder  zwischen  freien  und 
kontraktlich  gebundenen.  Dieersteren 
können  jeden  Tag  die  Arl>eit  verlassen  oder 
entlassen  werden,  falls  nicht  eine  bestimmte 
Arbeitsperiode  zwischen  beiden  Teilen  be- 
sonders verabredet  wurde.  Sie  erhalten  in 
der  Regel  bloss  baren  Geldlohn,  der  auf  den 
Tag  oder  für  eine  bestimmte  Leistung 
(Akkordlohn)  festgesetzt  ist;  hier  und  da 
bekommen  sie  auch  noch  einige  Natural- 
lieferungen. Das  dienstliche  Verhältnis 
zwischen  den  freien  Tagelöhnern  und  ihren 
Arbeitgebern  ist  überall  ziemlich  das  gleiche; 
dagegen  zeigt  ihre  wirtschaftliche  Lage  eine 
grosse  Verschiedenheit,  je  nachdem  sie 
Grundbesitz  halten  oder  nicht.  Hiernach 
giebt  es  zwei  Kategorieen  von  freien  Arbeitern : 
gr  und  besi t ze u de,  welche  auch  Eigen  - 
k ä t n e r , Häusler,  oder  B ü d n e r heissen, 
und  grundbesitzlose,  welche  man  ge- 
wöhnlich Einlieger  nennt.  Die  Einlieger 
wohnen  irgendwo,  gewöhnlich  bei  Bauern, 
zur  Miete,  sind  also  jederzeit  der  Kündigung 
ausgesetzt.  Ihr  einziger  wirtschaftlicher 
Rückhalt  ist  ihr  Lohnverdienst ; bleibt  dieser 
aus,  wie  es  im  Winter  öftere  geschieht,  und 
haben  sie  im  Sommer  keine  Ersparnisse  ge- 
macht, so  geraten  sie  in  die  kümmerlichste 
Lage.  Sie  bilden  das  Proletariat  unter  den 
landwirtschaftlichen  Arbeitern.  Umgekehrt 
befinden  sich  die  grundbesitzenden  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  durchschnittlich  in 
der  günstigsten  wirtschaftlichen  Verfassung 
uuter  allen  landwirtschaftlichen  Arbeitern. 
Durch  ihren  Grundbesitz  haben  sie  eine  feste 
gesicherte  Wohnung  und  Heimat;  derselbe 
gewährt  ihnen  einerseits  einen  nicht  uner- 
heblichen Zuschuss  zu  ihrem  Einkommen, 
andererseits  bietet  er  ihnen  die  Möglichkeit, 
sowohl  die  eigene  Arbeitskraft  zu  verwerten, 
wenn  der  Lohnverdienst  mangelt,  als  auch 
Frauen  und  Kinder  nutzbringend  zu  be- 
schäftigen, ohne  sie  von  ihren  Pflichten  gegen 
Haus  und  Schule  abzuziehen.  Ebenso  übt 
der  Grundbesitz  einen  günstigen  Eiufluss 
auf  die  geistige  Entwickelung  und  die  Sittlich- 
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keit  der  Arbeiter  aus;  die  grundbesitzenden  I 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  sind  unter  ihren 
Berufsgenossen  im  Durchschnitt  die  inteili- ! 
gentesten,  sparsamsten,  wirtschaftlichsten, 
zuverlässigsten. 

Unter  kontraktlich  gebundenen 
Tagelöhnern  begreift  man  diejenigen,  welche 
einen  für  längere  Zeit  bindenden,  viertel- 
oder halbjährlich  kündbaren,  Kontrakt  mit 
dem  Arbeitgeber  geschlossen  haben.  Ihre 
Bezeichnung  ist  in  den  einzelnen  Teilen  des 
Deutschen  Reiches  verschieden;  sie  heissen 
GutstagelOh ner,  Instleute,  Insten, 
Gärtner,  Katenleute,  Dienstleute 
etc.  Sie  erhalten  kontraktlich  in  der  Regel 
ausser  einem  geringen  baren  Tagelohne  an 
Naturalien:  freie  Wohnung,  Brennmaterial, 
Futter  für  eine  Kuh,  Land  zum  Kartoffel- 
und  Gemüsebau  und  einen  Anteil  am  er- 
d rose  bene  n Getreide.  Die  wirtschaftliche , 
Lige  der  Gutstagelöhner  ist  im  allgemeinen 
keine  ungünstige,  öfters  eine  verhältnis- 
mässig recht  günstige,  namentlich  eine  ge- 
sicherte; sie  sind  alter  sowohl  in  wirtschaft- 
licher wie  in  persönlicher  Beziehung  sehr 
abhängig  von  dem  Arbeitgeber. 

Die  Gutstagelöhner  bilden  die  Haupt-  i 
massc  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  in 
den  Gegenden  mit  vorherrschendem  Gross- 
gr  und  besitz,  also  in  den  östlichen  und  be- 
sonders nordöstlichen  Provinzen  der  preussi- 
sehen  Monarchie,  ferner  in  Mecklenburg 
sowie  in  einzelnen  Teilen  von  Schleswig- 
Holstein,  Hannover  und  Braunschweig. 
Grundbesitzende  Arbeiter  sind  namentlich 
vertreten  im  südwestlichen  und  mittleren 
Deutschland.  Einlieger  finden  sich  überall ' 
im  Deutschen  Reiche ; sie  stellen  aber  nur 
ausnahmsweise  die  grössere  Menge  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  dar.  Ebenso  sind  , 
naturgemäss  aller  wärt  s Gesindepersonen  vor- 
handen, da  diese  ja  in  jeder  Landwirtscliaft 
gebraucht  werden. 

Zwischen  den  genannten  Gruppen  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  giebt  es  noch 
Uebergangsstufen,  welche  bald  der  einen, 
bald  der  anderen  Gruppe  sich  mehr  nähern, 
ohne  einer  derselben  bestimmt  anzugehören. 
Hierzu  sind  die  bereits  erwähnten  Depu- 
tanten zu  rechnen,  welche  den  Uebergang 
zwischen  Gesinde  und  Gutstagelöhnern  bilden. 
Ferner  die  zahlreichen  Wandcrarb  ei  ter, 
namentlich  die  sogenannten  Sachsen- 
gänger  (s.  d.).  welche  zwischen  den  freien 
Tagelöhnern  und  Gutstagelöhnern  stehen,  in- 
sofern sie  wie  die  letzteren  für  eine  längere 
Periode  kontraktlich  gebunden  sind  und  ge- 
wöhnlich neben  dem  Geldlohne  auch  gewisse 
Naturalliefenmgen  (Wohnung,  Kartoffeln, 
Brennmaterial  etc.)  empfangen.  Endlich  sind 
diejenigen  landwirtschaftlichen  Arbeiter, 
welche  zwar  keinen  eigenen  Grundbesitz 
haben,  aber  erpachtetes  Land  bewirtschaften, 


als  eine  Zwischenstufe  zwischen  Einliegern 
und  Eigenkätnern  zu  l*etrachtcn,  wenn  sie 
auch  in  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  mehr 
den  erstereu  als  den  letzteren  gleichen. 

Bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhunderts  («‘trug 
nach  den  übereinstimmenden  Angaben  her- 
vorragender landwirtschaftlicher  Schriftsteller 
(Thaer,  Block,  Kleemann,  Schweitzer)  der 
durchschnittliche  Tage  1 ohn  für  erwachsene 
männliche  ständig  beschäftigte  landwirt- 
schaftliche Arbeiter  zwischen  18,5  und 
15,5  Pfund  Roggenwert;  der  Geld- 
betrag des  Lohnes  war , «len  von  1820 
bis  18**0  herrs«  henden  niedrigen  Getrekle- 
preisen  entsprechend,  gering.  Als  von 
der  Mitte  der  fünfziger  Jahre  die  Ge- 
treidepreise  erheblich  stiegen,  wuchs  all- 
mählich der  Geldlohn  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter.  Auch  die  zunehmende 
A u s w a n d e r u n g der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  nach  überseeischen  Ländern  und 
dercu  Abwanderung  nach  den  Städten  des 
Inlandes  nötigte  die  Arbeitgeber,  ihre  Ar- 
beiter besser  zu  stellen.  1 nfolged essen  stiegen 
nicht  nur  die  baren  Geldlöhne  und  zwar  in 
noch  stärkerem  Grade  als  die  Getreide-  und 
Fleisch  preise,  sondern  auch  die  Natural- 
lieferungon. namentlich  Wohnung  und  Be- 
köstigung, besserten  sich  ihrer  Qualität  nach. 
Im  Jahre  1873  veranstaltete  der  Kongress 
deutscher  Landwirte  eino  Emjuete 
über  die  Lage  der  ländlichen  Ar- 
beiter im  Deutschen  Reiche  (wurde 
unter  diesem  Titel  veröffentlicht,  s.  unten  die 
Litteratur).  Danach  betrug  im  Durchschnitt 
des  Deutschen  Reiches  der  Mannstagelohn 
18 Pfund  Roggen;  nur  in  wenigen  Bezirken 
ging  er  unter  15  Pfund  herab,  erhob  sich 
aber  in  einzelnen  Bezirken  bis  auf  20  Pfund 
und  darüber.  Seitdem  ist  der  bare  Tage- 
lohn zwar  etwas,  aber  nicht  sehr  erheblich 
gestiegen,  wie  die  im  Art.  Arbeitslohn 
(Statistik)  oben  Bd.  1 S.  889 — 893  dieses 
Werkes  von  Viktor  Böhmert  gemachte  Ver- 
gleichung der  durch  jene  Enquete  ermittelten 
Löhne  mit  den  behufs  Krankenversicherung 
in  späteren  Jahren  festg«',st eilten  IiOhn- 
sätzen  für  gewöhnliche  Tagearbeiter  er- 
giebt.  Nur  die  Gesindelöhne  haben  seit 
1873  in  einzelnen  Gegenden,  besonders 
im  nordöstlichen  Deutschland,  noch  eine 
starke  Steigerung  erfahren.  Im  Jahre  1873 
berechnete  sich  «las  Jahreseinkommen  einer 
ländlichen  Arbeiterfamilie  im  Durchschnitte 
von  zahlreichen  Angaben 

1)  Für  grundbesitzende  Tagelöhner  iin 

| südlichen  Deutschland  auf  . . . 7S1.S  M. 

2)  für  kontraktlich  gebundene  (Guts- 

tagelöhner)  im  nördlichen  Deutsch- 
land auf 664,2  „ 

| 3)  für  grundbesitzende  Tagelöhner  im 

nörtllichen  Deutschland  auf  . . . 627.9  » 
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für  freie  Arbeiter  (Einlieger) 
südlichen  Deutschland  auf 
für  freie  Arbeiter  (Einlieger) 
nördlichen  Deutschland  auf  . 


im 


nn 


611.4 

563,1 


In  den  Jahren  1891  und  1892  machte 
ler  Yereiu  für  Sozialpolitik  Er- 
legungen über  die  I^age  der  Landarbeiter 
n\  Deutschen  Reich  und  veröffentlichte 
ler<?n  Resultate  (s.  unten  die  Litteratur).  Die- 
selben bieten  zwar  keine  tabellarische  Zu- 
sammenstellung der  Löhne  für  alle  einzelnen 
Teile  des  Deutschen  Reichs,  wie  die  Enquete 
von  1873,  alier  sie  ermöglichen  doch  eine 
Vergleichung  der  Zustände  in  beiden  Er- 
hebungsjahren und  ein  Urteil  über  die  in 
dem  dazwischen  liegenden  zwanzigjährigen  j 
Zeitraum  eingetretenen  Veränderungen.  Wäh- 
rend desselben  sind  durchschnittlich  die 
Tagelöhne  etwas,  aber  nicht  stark,  gestiegen. 
Eine  Erhöhung  hat  besonders  in  den  Ge- 
genden stattgefunden,  in  welchen  sie  bisher 
sehr  niedrig  waren;  es  hat  sich  demnach 
eine  gewisse  Ausgleichung  vollzogen,  obwohl 
noch  immer  grosse  Unterschiede  in  den 
einzelnen  Teilen  des  Deutschen  Reiches  ob- 
walten. Am  niedrigsten  stellen  nach  wie 
vor  die  Löhne  in  Oberschlesieu , wo  der 
durchschnittliche  Tage  lohn  für  dauernd 
beschäftigte  männliche  Arbeiter  nicht  mehr 
wie  etwa  1 — 1,20  Mark  beträgt.  In  manchen 
anderen  Gegenden  stellt  er  sich  dagegen 
auf  1,50 — 2,00  Mark.  Fast  allgemein  ist 
aber  eine  Steigerung  der  Gesindelöhne 
zu  verzeichnen,  was  mit  der  zunehmenden 
Abneigung  der  Landbevölkerung  gegen  den 
Gesindedienst  zusammenhängt,  (’harakte- 
ristisch  ist  ferner  die  schon  seit  40  Jahren 
beobachtete  Tendenz  auf  Einschränkung 
der  Naturallöhnung  zu  Gunsten  der 
Geldiöhnung;  diese  hat  in  der  Periode  von 
1873  bis  1892  entschiedene  Fortscliritte  ge- 
macht und  timt  dies  auch  noch  in  der 
Gegenwart.  Sie  findet  naturgemäss  vorzugs- 
weise auf  die  Gutstagelöhner  Anwendung, 
weil  bei  diesen  der  Lohn  hauptsächlich  aus 
Naturalien  sich  zusammensetzt.  Die  Be- 
schränkung des  Naturallohnes  führt  unaus- 
bleiblich zu  einer  Lockerung  der  Interessen- 
gemeinschaft zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern.  Endlich  ist  hervorzuheben, 
dass  infolge  der  Ausdehnung  des  Zucker- 
rübenbaues und  des  Ilackfruchtbaues  über- 
haupt sowie  infolge  der  wachsenden  Fort- 
wanderung der  Landarbeiter,  namentlich 
nach  den  Städten  und  Industriebezirken, 
während  der  letzten  2 — 3 Jahrzehnte  der 
Mangel  an  ständigen  Landarbeitern 
ein  immer  grösserer  geworden  ist.  Hand 
in  Hand  geht  damit  eine  fortdauernde  Zu- 
nahme der  Wanderarbeiter  oder 
Sachsengänger. 

Die  für  die  beiden  Erhebungen  von  1873 


und  1892  aufgestellten  Fragebogen  waren 
hauptsächlich,  ja  fast  ausschliesslich,  an 
landwirtschaftliche  Arbeitgeber  versendet 
und  von  solchen  beantwortet  worden.  Um 
nun  auch  von  anderen,  mit  den  Verhältnissen 
vertrauten  Personen  Urteile  zu  gewinnen, 
hat  der  Evangelisch-soziale  Kon- 
gress im  Jahre  1893  eine  neue,  an  evan- 
gelische Geistliche  in  ganz  Deutsch- 
land gerichtete  Rundfrage  veranstaltet;  auf 
etwa  1000  der  ausgesendeten  Fragt? bogen 
sind  Antworten  eingelaufen.  Durch  mancher- 
lei ungünstige  Umstände  hat  sich  die  Be- 
arbeitung und  Veröffentlichung  des  reich- 
haltigen Materials  leider  verzögert.  Erst 
kürzlich  sind  die  ersten  Hefte,  welche  einen 
Teil  des  nordwestlichen  und  mittleren 
Deutschland  umfassen,  im  Druck  erschienen ; 
sie  sind  bearbeitet  von  S.  Goldschmidt 
und  A.  Grünenberg  (s.  Litteratur). 

4.  Die  vorhandenen  Uebelstände  mul 
deren  Beseitigung.  Soweit  bei  den  1 Hand- 
arbeitern eine  begründete  oder  unbegründete 
Unzufriedenheit  mit  ihrer  gegenwärtigen  Lage 
vorhanden  ist,  tritt  dieselbe,  von  vereinzelten 
Vorkommnissen  abgesehen,  lediglich  dadurch 
in  die  Erscheinung,  dass  dieselben  ihre  bis- 
herige Arbeitsstätte  oder  auch  — und  dies 
bildet  die  Regel  — ihren  bisherigen  Beruf 
aufgeben.  Sie  wandern  fort,  teils  nach 
überseeischen  Ländern,  A u s w a n d erung, 
teils  in  die  Städte  und  Industriebezirke  des 
Inlandes,  A b w a n d e r u n g.  In  der  Periode 
von  etwa  1840 — 1880  überwog  die  Aus- 
wanderung. von  da  ab  bis  zur  Gegenwart 
die  Abwanderung.  Der  Wechsel  in  der  Art 
der  Fortwanderung  ist  veranlasst  sowohl 
dadurch,  dass  die  Erwerbsgelegenheit  in  den 
überseeischen  Einwanderungsgebieten , na- 
. mentlich  in  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas , sich  ungünstiger  gestalteten , als 
auch  dadurch,  dass  im  Deutschen  Reich 
Industrie  und  Handel  einen  gewaltigen  Auf- 
schwung nahmen.  Bei  diesen  wuchs  in- 
folgedessen der  Bedarf  an  Arbeitskräften  in 
ungewöhnlichem  Masse,  wie  sie  gleichzeitig 
in  der  Lage  waren,  erheblich  höhere  Arbeits- 
löhne als  bisher  zu  zahlen. 

Die  Fortwanderung  der  Landarbeiter  ist 
in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  eine  so 
ausgedehnte  gewesen,  dass,  wie  aus  einer 
Vergleichung  der  beiden  Berufszählungen 
1 von  1882  und  1895  hervorgeht,  die  Zahl 
| der  einheimischen  Landarbeiter  im  Deutschen 
1 Reich  absolut  sogar  abgenommen  hat , ob- 
wohl die  intensivere  Gestaltung  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebes  eine  Vermehrung  der- 
selben notwendig  oder  doch  dringend 
i wünschenswert  macht.  Eine  noch  weiter 
gehende  Anwendung  von  Maschinen  oder 
von  ausländischen  Wanderarbeitern  kann 
den  zu  Tage  getretenen  Uebelstand  vielleicht 
vorübergehend  mildern,  aber  keineswegs 


Digilized  by  Google 


474 


Land  Wirtschaft  liehe  A r heiter 


beseitigen:  nach  gewissen  Richtungen  hin 
wirft  er  dadurch  sogar  nur  noch  verstärkt. 

Nichts  lastet  in  der  Gegenwart  so  schwer 
auf  der  deutschen  Landwirtschaft  als  der 
durch  die  Fort  Wanderung  verursachte  Man- 
gel au  Arbeitern.  Ihn  zu  l*ekätnpfen 
und  zu  verhüten,  dass  er  nicht  noch  weiter 
um  sich  greift,  ist  die  wichtigste,  aber  auch 
wohl  schwierigste  Aufgal*?  auf  agrarischem 
Gebiet;  zugleich  eine  solche,  deren  be- 
friedigende Lösung  nicht  auf  einmal,  auch 
nicht  in  wenigen  Jahren  durch  einzelne 
drastische  Mittel  erreicht  werden  kann,  die 
vielmehr  nur  von  einem  andauernden  ziel- 
bewussten Zusammenwirken  vieler  hierzu 
berufener  Personen  und  Körperschaften  nach 
längerer  Zeit  erwartet  werden  darf.  Sie 
ist  aber  ein  Ziel,  zu  dessen  Erlangung  die 
Aufwendung  eines  grossen  Masses  von 
Mühe,  Geduld  und  Selbstverleugnung  sich 
wohl  lohnt.  Ein  fortschreitender  Mangel 
an  Arbeitern  müsste  notwendig  dazu  führen, 
dass  der  landwirtschaftliche  Betrieb  an 
Intensitität  nicht  nur  nicht  zunähme,  sondern 
abnähme;  dass  zunächst  die  Roherträge, 
dann  aber  auch  die  Reinerträge  sänken  und 
dass  infolgedessen  die  deutsche  Landwirt- 
schaft immer  weniger  ihre  privat-  wie  volks- 
wirtschaftliche Aufgabe  zu  erfüllen  imstande 
wäre,  ln  Bezug  auf  die  Versorgung  der 
Bevölkerung  mit  den  notwendigsten  Nah- 
rungsmitteln würde  das  Deutsche  Reich  in 
stetig  wachsende  Abhängigkeit  vom  Auslande 
geraten.  Die  Abnahme  der  Reinerträge 
müsste  die  ohnehin  schon  starke Verschiddung 
der  Grundbesitzer  in  wahrhaft  gefahr- 
drohender Weise  steigern. 

Will  man  die  Fortwaudcrung  der  Land- 
arbeitcr  bekämpfen,  so  muss  man  sich  über 
ihre  Ursachen  klar  sein.  Wie  viele  ein- 
zelne Ursachen  sich  auch  namhaft  machen 
lassen,  so  liegt  ihnen  allen  doch  die  eine 
zum  Grunde,  dass  die  Fortwandernden  mit 
ihrer  gegenwärtigen  Lage  unzufrieden  sind, 
dass  sie  des  Glaubens  und  der  Hoffnung 
leben,  sie  könnten  durch  einen  Wechsel  der 
Arbeitsstätte  oder  des  Berufes  oder  beider 
zu  einer  ihren  Wünschen  und  Bedürfnissen 
mehr  entsprechenden  I Lebenslage  gelangen. 
Es  ist  dies  eine  subjektive  Vorstellung,  die 
bei  den  einzelnen  Personen  ans  sehr  ver- 
schiedenen Erwägungen  und  Anlässen  ihren 
Ursprung  genommen  haben  kann ; auch  bei 
ein  und  denselben  Personen  wird  häufig 
der  Entschluss  zur  Fortwanderung  durch 
mehrere,  gleichzeitig  wirkende  Beweggründe 
hervorgerufen.  Die  am  häufigsten  vorkom- 
menden sollen  hier  kurz  angeführt  werden. 

Das  städtische  Leben  bietet  dem 
Arbeiter  mehr  Freiheit  und  Ungebun- 
denheit als  das  ländliche;  es  gewährt 
namentlich  mehr  Gelegenheit  zur  Abwechse- 
lung, zu  geselligen  Vergnügungen,  zur  Be- 


friedigung der  Schaulust,  auch  des  Dranges 
nach  Erweiterung  der  Kenntnisse.  Vorwärts 
strebende,  mit  einer  das  Durchschnittsmass 
üU'rschreitenden  Begabung  und  Leistungs- 
fäliigkeit  ausgerüstete  Personen  haben  dort 
eher  Aussicht,  eine  ihnen  als  einfachen  I^and- 
arbeitern  imerreichbare  Stufe  im  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Leben  zu  erringen.  Die 
hier  geschilderten  Beweggründe  sind  nament- 
lich für  jüngere  Personen  häufig  bestimmend: 
sie  erklären  es  vor  allem,  weslialb  ein 
grosser  Bruchteil  der  heran  wachsenden  1 Land- 
bevölkerung lielier  in  die  Fabriken  geht  oder 
in  der  Stadt  eine  Dienstbotenstelle  sucht, 
als.  wie  es  früher  meist  geschah,  dem  Ge- 
sindedienst  auf  dem  Lande  sich  zuzuwenden. 
Auf  die  männliche  Jugend  wirkt  auch  das. 
was  sie  während  der  Ableistung  ihrer 
Militärpflicht  sehen  und  hören,  bestimmend 
darauf  ein,  dass  sie  später  nicht  mehr  auf 
das  Land  zurückkehren  wollen. 

Ein  weiterer  Beweggrund  zur  Fort- 
wanderung liegt  oft  darin,  dass  die  I Land- 
arbeiter mit  den  speci eilen  Verhält- 
nissen. unter  denen  gerade  sie  leben, 
unzufrieden  sind.  Sie  werden  vielleicht 
von  ihrem  Herrn  oder  von  dessen  Beamten 
zu  rauh  behandelt,  sie  erhalten  den  Geldlohn 
oder  das  Naturaldeputat  nicht  rechtzeitig 
oder  in  mangelhafter  Beschaffenheit;  auf 
ihre  besonderen  Wünsche  und  Bedürfnisse 
wird  zu  wenig  Rücksicht  genommen.  Als 
eine  durch  zahlreiche  Erfahrungen  konstatierte 
Thatsache  darf  es  angesehen  werden,  dass 
auf  Gütern,  auf  denen  eine  rücksichtsvolle 
Behandlung  der  Arbeiter  traditionell  ist,  die 
Fortwanderung  bei  weitem  nicht  so  umfang- 
reich zu  sein  pflegt  als  dort,  wo  das  um- 
gekehrte Verfahren  geübt  wird. 

lu  sehr  vielen  Fällen  wird  der  Entschluss 
zur  Fortwanderung  durch  die  mangelnde 
Aussicht  auf  ein  weiteres  Fort- 
kommen und  durch  die  Besorgnis  hervor- 
gerufen. man  könne  in  späteren  Jahren  in 
eine  drückende  Lage  geraten.  Dies  trifft 
namentlich  für  das  nordöstliche  Deutsch- 
land. wo  gleichzeitig  die  Fortwanderung 
relativ  am  stärksten  ist,  zu.  Dort  herrschen 
die  GutstagelöliDer  vor.  Solange  diese  in 
solcher  Stellung  sich  befinden,  ist  ihre  Ijage 
durchaus  keine  ungünstige,  oft  eine  recht 
gute.  Aber  es  kann  ihnen  gekündigt  werden  ; 
es  kann  auch  ihre  Lage  sich  sehr  ver- 
schlechtern durch  Wechsel  des  Besitzers 
oder  des  Pächters  oder  auch  nur  der  Wirt- 
scliaftsbeamten.  Sind  sie  dann  schon  in 
vorgerückten  Jahren,  so  finden  sie  schwer 
eine  andere  Stelle  und  gehen  einer  kümmer- 
lichen Zukunft  entgegen.  Noch  mehr  trifft 
solches  für  die  Einlieger  zu.  Für  diese  ist 
ausserdem  der  Umstand  erschwerend,  dass 
sie  während  des  Winters  oft  lange  Zeit  ohne 
Arbeit,  also  ohne  Lohnverdienst,  sind.  Im 
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nordöstlichen  Deutschland  fehlt  meist  die 
Möglichkeit,  dass  der  Landarbeiter  mit  Hilfe 
gemachter  Ersparnisse  ein  eigenes  Haus  und 
ein  eigenes  kleines  Grundstück  sich  erwirbt. 
Infolgedessen  hat  er  keinen  festen  Wohn- 
sitz, keine  gesicherte  Heimat  und  muss  der 
Zukunft  mit  einer  gewissen  Sorge  entgegen- 
sehen. Hierin  liegt  für  viele  Arbeiter  der 
hauptsächlich  bestimmende  Grund,  weshalb 
sie  fortwandern. 

In  den  übrigen  Teilen  des  Deutschen 
Reiches  ist  meist  die  Möglichkeit  der 
E r w e r b u n g vonGrundbesit z für  den 
Landarbeiter  vorhanden  und  hiervon  wird 
ein  umfassender  Gebrauch  gemacht.  Dort 
ist  auch  der  Mangel  an  Tagelöhnern  weniger 
gross;  viel  grösser  ist  der  an  Gesinde.  In 
höherem  Grade  als  früher  wendet  die 
jüngere  Generation  der  Laudarbeiterbevölke- 1 
rung  sich  den  Städten  und  der  Industrie 
zu.  Es  hängt  solches  wesentlich  zusammen 
mit  der  Blütezeit  in  der  sich  jetzt  die  In- 1 
dustrie  befindet.  Hierin  wird  zweifellos 
einmal  wieder  ein  Rückschlag  erfolgen,  wie 
wir  ihn  bereits  Ende  der  siebziger  und  An- 
fang der  achtziger  Jahre  schon  erlebt  halten. 
In  manchen  Gegenden,  nicht  nur  der  nord- 
östlichen, sondern  auch  der  übrigen  Teile 
des  Deutschen  Reiches,  klagen  die  freien 
Tagelöhner  und  unter  ihnen  besonders  die 
Einlieger  nicht  mit  Unrecht  darüber,  dass 
es  ihnen  oft  im  Winter  an  Lohnarbeit 
fehlt.  In  dieser  Hinsicht  hat  der  umfassende 
Gebrauch,  den  man  von  der  Dreschmaschine, 
namentlich  von  dem  Dampfdrusch,  macht, 
unheilvoll  gewirkt.  Der  Ausdrusch  des 
Getreides  mit  dem  Flegel  bildete  früher  die 
hauptsächlichste  und  neben  sonstigen  un- 
umgänglichen Winterarbeiten  auch  eine  aus- 
reichende Lohnbeschäftigung  in  der  Periode, 
während  deren  die  Feldarbeit  ruhen  musste. 
Hierin  ist  eine  für  die  Tagelöhner  un- 
erfreuliche und  deren  Fortwanderung  zweifel- 
los begünstigende  Veränderung  infolge  des 
Maschinelldrusches  eingetreten. 

Endlich  darf  nicht  verkannt  werden,  dass 
die  Zunahme  der  Wanderarbeiter 
darauf  hinwirkt,  den  eingesessenen  Tage- 
löhnern ihre  Arbeitsstätte  zu  verleiden  und  i 
sie  zum  Verlassen  derselben  zu  bewegen.  ■ 
Die  Wanderarbeiter  sind  zum  grössten  Teil  j 
polnischer  oder  russischer  Nationalität.  Ihre  I 
Anschauungen  und  Gewohnheiten  weichen 1 
von  denen  der  deutschen  Arbeiter  erheblich 
ab:  ihr  Vorhandensein  bewirkt  auch  in  vielen 
Fällen,  dass  einheimische  Arbeiter  zeitweise 
nicht  den  für  ihren  Unterhalt  notwendigen 
Lohnverdienst  finden.  Eine  Verdrängung 
dieser  durch  die  ausländischen  Arbeiter 
wird  in  den  vom  Verein  für  Sozialjjolitik 
angestellten  Erhebungen  wiederholt  kon- 
statiert. Hierin  liegt  auch  für  den  Staat 
die  grosse  Gefahr  einer  allmählichen  P o 1 o n i - : 


sie  rung  des  Deutschen  Ostens.  Wollte 
man  sie  gering  schätzen,  so  würde  man  die 
Thatsachen  der  Geschichte  ignorieren  müssen. 
Nach  dem  Niedergange  des  Deutschen  Ordens 
; und  dessen  Unterwerfung  unter  das  Polen- 
reich ist  es  schon  einmal  geschehen,  dass 
weite  Gebiete  des  nordöstlichen  Deutschland, 
j die  bereits  für  die  deutsche  Kultur  ge- 
wonnen waren,  wieder  polonisiert  wurden. 
Dass  ein  gleiches  abermals  geschehen  werde, 
; liegt  durchaus  nicht  im  Bereich  der  Un- 
möglichkeit. Es  würde  dies  ein  grosses 
Unglück  sein  nicht  nur  iu  nationaler  und 
politischer,  sondern  auch  in  wirtschaftlicher 
Beziehung.  Insbesondere  müsste  die  Land- 
wirtschaft einen  starken  Rückgang  erfahren, 
wenn  die  Stellen  der  jetzigen  deutschen 
Arbeiter  zum  überwiegenden  Teile  von  pol- 
nischen eingenommen  würden. 

Eine  Eindämmung  des  Abzuges 
der  Landarbeiter  kann  nur  allmäluich 
erzielt  werden  und  zwar  dadurch,  dass  mau 
die  oben  geschilderten  Ursachen  möglichst 
zu  beseitigen  oder  in  ihren  Wirkungen  ab- 
zuschwächen sucht.  Welche  Massregeln  zu 
diesem  Zweck  im  einzelnen  zu  ergreifen 
sind,  kann  hier  um  so  weniger  ausführlich 
dargelegt  werden,  als  dieselben  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  verschiedene  sein 
müssen.  Ihre  Durchführung  fällt  teils  den 
landwirtschaftlichen  Unternehmern,  teils  den 
Gemeinden  oder  dem  Staate,  teils  dem 
Zusammenwirken  dieser  drei  Faktoren  zu. 

Der  landwirtschaftliche  U n t e r n e h m e r 
soll  seine  Arbeiter  human  behandeln,  ihnen 
den  Lohn  rechtzeitig  und  unverkürzt  zahlen, 
die  ihnen  zustehenden  Naturalien  in  guter 
Beschaffenheit  verabreichen , sich  um  das 
persönliche  Wold  der  Arbeiter  und  von 
deren  Angehörigen  bekümmern,  den  auf 
geistige  Fortbildung  sowie  auf  gesellige  Er- 
holung gerichteten  Bedürfnissen  der  Arbeiter 
mit  Verständnis  und  Weitherzigkeit  ent- 
gegenkommen.  Bei  Organisation  und  Leitung 
seines  Betriebes  soll  er  sein  Augenmerk 
darauf  richten,  dass  wenigstens  die  männ- 
lichen Arbeiter  möglichst  das  ganze  Jahr 
hindurch  regelmässig  Lohnverdienst  finden, 
so  weit  sie  solchen  begehren  und  für  ihren 
ljebensunterlialt  nötig  haben.  Wenn  Arbeiter, 
die  ihnen  lange  gedient  haben,  durch  Alter 
oder  Krankheit  ganz  oder  teilweise  erwerbs- 
unfähig werden,  dann  soll  er,  soweit  es  in 
seinen  Kräften  steht,  für  sie  sorgen;  ebenso 
für  die  in  Not  befindlichen  Hinterbliebenen 
verstorbener  Arbeiter.  In  der  Einrichtung 
von  K 1 c i n ki  n d e r sc h u 1 e n , von  V o 1 k s - 
bibliotheken  und  von  Familieu- 
ab enden,  in  der  Gründung  von  Kuh- 
versicheru  ngs-  und  von  Konsum- 
vereinen, in  einer  angemessenen  Aus- 
gestaltung und  Handhabung  der  Natural- 
löhnung sind  Mittel  dargeboten,  welche 
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dem  Landarbeiter  sein  Igelten  verschönert), 
seine  wirtschaftlichen  Verhältnisse  günstig 
beeinflussen  und  ihm  damit  seinen  Wohn- 
sitz und  seinen  Beruf  annehmlicher  er- 
scheinen lassen  können.  Zur  Durchführung 
mancher  der  hier  genannten  M assregeln  ist 
die  Mithilfe  der  pol  i tischen  oder  kirch- 
lichen Gemeinde,  unter  Umständen  auch 
die  des  Staates,  entweder  direkt  erforder- 
lich oder  doch  sehr  wünschenswert. 

Als  unentbehrlich  muss  die  Mitwirkung 
der  Öffentlichen  Organe  bezeichnet  werden, 
wenn  es  sich  um  die  A n s ä s s i g m a c h u n g 
von  grundbesitzenden  Landarbei- 
tern handelt.  Diese  fehlen  in  dem  grössten 
Teil  des  nordöstlichen  Deutschland  jetzt 
noch  fast  gänzlich.  Ohne  Schaffung  eines 
zahlreichen  Standes  grundbesitzender  Ar- 
biter wird  man  dort  aber  niemals  zu 
einigennassen  befriedigenden  Zuständen  ge- 
langen. 

Schon  seit  einigen  Jahrzehnten  halten 
die  Grossherzöge  von  Mecklenburg- 
Schwerin  auf  ihren  etwa  *5  des  ganzen 
Lindes  umfassenden  Domänen  den  Versuch 
gemacht,  durch  Ansiedelung  zahlreicher 
K leinst ellenbesitzer,  sogenannter  Büdner 
oder  Häusler,  dem  Arbeitermangel  einige 
Abhilfe  zu  gewähren.  Der  Versuch  ist  von 
sichtbarem  Erfolg  liegleitet  gewesen ; die 
Fortwanderung  hat  nachgelassen,  der  Mangel 
an  Arbeitern  ist  geringer  geworden. 

Das  preussische  A nsiedelungs- 
gesetz  von  188(3  und  die  Kentenguts- 
gesetze von  1890  und  1891  Italien  eine 
erfreuliche  Vermehrung  der  bäuerlichen 
Stellen  in  Gegenden  herbeigeführt,  die  bisher 
Mangel  an  solchen  hatten : Kleinstellen  für 
Landarbeiter  sind  aber  dadurch  nur  in  ganz 
geringem  Umfang  geschaffen  worden.  Die 
Gesetze  sind  hierauf  auch  kaum  berechnet 
gewesen.  Eine  der  wichtigsten  agrar- 
politischen Aufgaben  des  preussischen  Staates 
für  die  nächste  Zukunft  muss  es  bilden, 
ähnliche  Massregeln,  wie  er  sie  durch  die 
genannten  Gesetze  behufs  Vermehrung  der 
Bauernstollen  getroffen  hat,  nunmehr  auch 
behufs  Gründung  vou  Häuslerstellen  ins 
Leben  zu  rufen.  Am  besten  geschieht  dies 
ebenfalls  in  Form  von  Kentengütcrn.  Sie 
w ftrden  ausdrücklich  als  A r beit  e r r eilten- 
güter  zu  bezeichnen  sein.  Wenn  sie  ihre 
Bestimmung  erfüllen  sollen,  so  kann  ihre 
rechtliche  Ausgestaltung  zwar  derjenigen 
der  jetzigen  Kentengüter  in  wesentlichen 
Punkten  nachgebildet  werden : es  werden 
dabei  aber  auch  einige  Abweichungen,  welche 
durch  deu  speciellen  Zweck  der  Arbeiter- 
rentengüter bedingt  werden . sich  als  not- 
wendig erweisen. 

I.itteratur:  Chr.  Garve , Crbrr  <lm  Charakter 
der  Bauern  und  ihr  Verhältnis  geyen  dir 


Gutsherren  und  gegen  dir  Regierung.  Breslau 
17  SG.  — & Goldnehm  iii , I)ie  Land- 

arbeiter in  der  Provinz  Sachsen  sowie  dm 
Herzogtümern  Braunschweig  und  Anhalt,  Tü- 
bingen ls 99.  — Th.  Frh r.  ron  der  Goltz, 
Die  ländliche  Arbeiterjrage  und  ihre  Llisung, 
~.  And.,  Danzig  IS 7 4.  — Derselbe,  Die  Loge 
drr  ländlichen  Arbeiter  im  Deutschen  Reich, 
Berlin  1S7-1.  — Derselbe,  Die  ländliche  Arbeiter- 
1 Hasse  und  der  preussische  Staat,  Jena  1S9J.  — 
Derselbe,  Vorlesungen  über  Agrarwesen  und 
Agrarpolitik,  Jena  1S99.  — .1.  Grünenberg, 
Die  Landarbeiter  in  den  Provinzen  Schleswig- 
Holstein  und  Hannorer  u.  s.  w.,  Tübingen  IS99. 
— Karl  Kaerger,  !)ie  Sachsengängerei,  Ber- 
lin 1S90.  — G.  Friedr.  Knapp,  Die  Bauern- 
befreiung und  der  t'rsprung  der  Landarbeiter  in 
den  älteren  Teilen  Ibreusseus,  2 Bdr.,  Leipzig 
1SS7.  — - AI.  von  Lengerke,  Die  ländliche 
Arbeiterfrage,  Berlin  JS49.  — //.  Sohnreg, 
Der  Zug  vom  Linde  und  die  soziale  Revolution, 
Güttingen  1S94-  — Die  Verhältnisse  der 
Landarbeiter  in  Deutschland,  SS.,  64. 
und  85,  Bd.  der  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik,  Leipzig  1892.  — C. 
Wagner , II,  Wittenberg  und  K.  HOckalildt , 
Die  gesehlerhtlich  sittliehen  Verhältnisse  der 
evangelischen  Lindbewohner  im  Deutschen  Reiche, 
2 Bde.,  Leipzig  1895  und  189G. 

Th,  Frhr.  von  der  Goltz. 


Landwirtschaftliches  Genossen- 
schaftswesen. 

1.  Geschichte,  Entwickelung,  Bedeutung  und 
Zukunft  des  1.  G.  in  Deutschland.  2.  Gegen- 
wärtiger Stand  der  verschiedenen  Centralorgani- 
sationen. 3.  Die  verschiedenen  Arten  von  Ge- 
nossenschaften. 4.  Das  Ausland. 

I.  Geschichte,  Entwickelung,  Bedeu- 
tung und  Zukunft  des  I.  G.  in  Deutsch- 
land. Das  Genossenschaftswesen  reicht  in 
der  Landwirtschaft  weit  in  fernliegende 
Zeiten  zurück,  und  wir  sehen  es  vielfach 
dort  angewendet,  wo  die  Kraft  des  einzelnen 
nicht  ausreichte,  ein  bestimmtes  wirtschaft- 
liches Ziel  zu  erreichen. 

So  erzählt  Ludon  von  den  Weid  ege- 
nosscnschafteu  der  Angelsachsen,  Haussen 
j von  den  Gehöfter-,  Waldnutzungs-  und  Deich- 
genossenschaften u.  s.  w.  im  westlichen 
Deutschland. 

Zum  Teil  reichen  diese  genossenschaft- 
lichen Formen  auch  noch  in  die  Jetztzeit 
herein,  während  andere  von  ihnen  wieder 
längst  durch  die  Verhältnisse  der  Zeit,  be- 
sondere im  1<>.  und  17.  Jahrhundert  aufge- 
löst und  hinweggefegt  worden  sind. 

Wenn  wir  deshalb  von  der  Entstehung 
des  Genossenschaftswesens  um  die  Mitte  des 
verflossenen  Jahrhunderts  hören,  so  dürfen 
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ir  die  Kunde  nur  cum  grano  salis  auf- 
issen.  Weder  Raiffeisen  noch  Schulze- 
Delitzsch.  sind  die  Erfinder  oder  Begründer 
es  genossenschaftlichen  Gedankens,  denn 
ers*?Tbe  schlummerte  zur  Zeit  dieser  ver- 
ienstvollen  Männer  nur  und  ihnen  war  es 
'orV>ehalten,  ihn  wieder  zu  wecken. 

IWbrigens  lehrt  uns  die  geschichtliche 
Jeberlieferung,  dass  gerade  zu  Begiuu  des 
neunzehnten  Jahrhunderts,  von  Frankreich 
uisg-eheud,  genossenschaftliche  Neubildungen 
aut  Gern  Gebiete  des  Gewerbes  und  des 
Arbeiterwesens,  besonders  in  England  mehr 
und  mehr  in  die  Erscheinung  getreten  sind. 

Die  heutige  Form  des  landwirtschaft- 
lichen (Genossenschaftswesens  aber  ist  durch 
den  Erlass  eines  ersten  Gesetzes,  durch  den 
damaligen  norddeutschen  Bund,  im  Jahre 
1868  für  Deutschland  eigentlich  erst  ge- 
schaffen worden. 

Von  dieser  Zeit  an  hat  die  genossen- 
schaftliche Entwickelung  rasche  Fortschritte 
gemacht  und  ist  heute  zu  einem  mächtigen 
Faktor  wirtschaftlicher  Thätigkeit  empor- 
gewachsen. 

Dem  Jahre  1889  blieb  es  Vorbehalten, 
fuv  das  ganze  Deutsche  Reich  ein  Gesetz 
zu  bringen,  das  die  bislang  gemachten  Er- 
fahrungen in  Gesetzgebung  und  Praxis  in 
nützliche  Anwendung  brachte  und  allen  Ver- 
hältnissen, insbesondere  der  deutschen  Land- 
wirtschaft,  möglichst  gerecht  wurde. 

Es  wird  nicht  zu  viel  gesagt  sein,  wenn 
man  den  heutigen  erfreulichen  Stand  der 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftssacheauf 
zwei  Ereignisse  insbesondere  zurückführt, 
nämlich  einerseits  auf  das  Gesetz  vom  Jahre 
1889,  welches  neben  der  unbeschränkten 
Haftpflicht  auch  die  beschränkte  Haft- 
pflicht sowie  die  unbeschränkte  Nach- 
schusspf licht  zulässt,  und  andererseits 
auf  die  Begründung  derPreussischen  Central- 
genossenschaftskasse  im  Jahre  1895. 

Wo  die  Besitzverliiiltnisso  nicht  gleich- 
artige sind  und  wo  in  demselben  Bezirke 
Grossgrundbesitzer,  bäuerliche  Grundbesitzer 
und  kleinere  Lanawirte  zusammen  wohnen, 
da  bot  sich  bis  zum  Jahre  1889  immer, 
wenn  es  sich  um  Gründung  von  Genossen- 
schaften mit  unbeschränkter  Haftpflicht 
handelte,  die  grosse  Schwierigkeit,  dass  das 
Mass  der  Haftung  der  einzelnen  Genossen 
ein  zu  ungleiches  war,  welches  meist  die 
Wohlhabenden  von  der  Sache  abschreckte. 
Mehr  und  mehr  befreundet  man  sich  aber 
auch  in  denjenigen  Gebieten,  die  bisher  mit 
der  unbeschränkten  Haftpflicht  ausschliess- 
lich rechneten,  mit  der  beschränkten 
Haftpflicht.  Die  letztere  limitiert  den 
Kredit  einer  Genossenschaft,  gestattet,  dass 
jeder  Genossenschafter  genau  sein  Risiko 
kennt,  und  eignet  sich  ganz  besonders  für 
Unternehmungen,  die  auf  dem  Gebiete  des 


Ein-  und  Verkaufes  und  der  genossenschaft- 
lichen Produktion  liegen. 

DiePreussischeCentralgenosseu- 
scliaftskasse  macht  die  Genossenschaften 
bei  ihrer  Kreditbefriedigung  unabhängig  von 
1 den  Schwankungen  des  Geldmarktes  und 
sichert  ihnen  einen  billigen,  den  Rentabililäts- 
i Verhältnissen  des  Gewerbes  angepassten 
Zinsfuss. 

So  kam  es,  dass  gerade  im  nördlichen 
i Deutschland  in  den  letzten  Jahren  durch  die 
Segnungen  der  beiden  geschilderten  Ein- 
richtungen ein  gewaltiger  Aufschwung,  aller- 
dings nicht  treibhausartiger  Natur,  sondern 
begründet  durch  das  Bedürfnis  im  landwirt- 
I schaftlichen  Genossenschaftswesen,  stattge- 
' fanden  hat 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse ist  mit  einem  Staatskapital  von  50000(KK  » 
Mark  ansgestattet,  das  sie  in  entsprechender 
Weise  zu  verzinsen  liat.  Unter  den  ihr  an- 
! geschlossenen  Vereinigungen  und  Verbands- 
kassen, eingetragenen  Erwerbs-  und  Wirt- 
, schaftsgenossenschaftskassen  befinden  sich : 
44  eingetragene  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht, 

1 eingetragene  Genossenschaft  mit  un- 
beschränkter Haftpflicht, 

4 Aktiengesellschaften  und 

1 Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse dient  rund  700000  enverbsthätigen 
Mitgliedern  von  landwirtschaftlichen  und 
gewerblichen  Genossenschaften  als  Aus- 
gleichsstelle im  Geldverkehr  und  in  erheb- 
lichem Umfange  auch  als  Centralbankinstitut 
zur  Befriedigung  des  Kreditbedürfnisses. 

Der  Gesamtumsatz  der  Kasse  betrug 
1899  3 361478343  Mark,  1898  2 971  555393 
Mark. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
| kasse  hat  den  Zinsfuss  für  Darlehen  an  die 
genossenschaftlichen  Central  kassen  (Ver- 
bandskassen) für  die  Zeit  vom  1.  April  1900 
ois  30.  September  1900  auf  31/*  % (wie  im 
vorhergehenden  Halbjalu-e)  festgesetzt. 

Seit  dem  Bestehen  der  Preussenkasse 
wurde  der  Darlehnszinsfuss  3 mal  geändert ; 
zuerst  — bis  zum  30.  September  1898  — 
betrug  er  3%,  vom  1.  Oktober  1898  bis  31. 
März  1899  4°.o  und  seit  dem  1.  April  1899 
steht  er  unverändert  auf  3 Vs  %.  Der  Jahres- 
durchschnitt des  Zinsfusses  war  demnach 
1896  3%,  1897  3%,  1898  3,25%,  1899 
3,63%.  Es  kommt  hierbei  jedoch  in  Be- 
tracht, dass  die  Preussenkasse  einen  Teil 
des  Kredits  nicht  zu  vorstehenden  Sätzen, 
sondern  als  Wechselkredit  zu  einem  höheren 
Zinsfuss  zur  Verfügung  stellt. 

Die  wiederholt  hervorgohobeue  Verrneh- 
1 ruiig  der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
i schäften  ist  so  zu  kennzeichnen,  dass  die 
I jährlichen  Neugründungen  ihren  Höhepunkt 
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in  den  Jahren  1895  und  1890  erreicht  haben 
und  dass  seit  dieser  Zeit  eine  grössere 
Stetigkeit  sich  bemerkbar  macht. 

Weit  über  die  drei  stärksten  Gruppen 
des  Genossenschaftswesens:  Darlehnskassen, 
Bezugsvereine  und  Molkereien  hinaus  hat 
schon  jetzt  die  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftsbewegung  um  sicli  gegriffen,  so  dass 
man  sagen  kann,  dass  auf  40— 50  ver- 
schiedenen Gebieten  der  genossenschaftliche 
Gedanke  zur  Anwendung  gelangt;  er  «lurch- 
dringt von  Jahr  zu  Jahr,  von  Tag  zu  Tag 
mehr  die  ganze  wirtschaftliche  Bethätigung 
der  deutschen  1 Landwirtschaft. 

In  gleichem  Masse,  wie  die  Aufgaben 
des  Genossenschaftswesens  wachsen,  wächst 
auch  die  Kraft  der  Bewegung,  die  Zahl  der 
Anhänger  und  der  feste  Wille,  die  gesteckten 
Ziele  zu  erreichen. 

Allerdings  harrt  der  deutschen  Land- 
wirtschaft noch  ein  weites  Gebiet  gemein- 
samen Strebens,  wenn  das  Ideal  erreicht  j 
werden  soll,  dass  jeder  Gemeinde  eine  ge- 
nossenschaftliche Organisation  zu  teil  werde, 
damit  das,  was  durch  die  Beseitigung  der 
alten  Wirtschaftsgemeinde  verloren  gegangen 
ist,  in  der  heutigen  rein  politischen  Ge- 
meinde auf  anderem  Wege  wieder  erreicht 
werde. 

Ob  l>ei  dem  Umstande,  dass  heute  inner-  i 
halb  enger  Grenzen  zahlreiche  Genossen- 
schaften verschiedensten  wirtschaftlichen 
Zieles  neben  einander  existieren,  die  Frage 
nicht  in  den  Kreis  der  Erörterung  zu  ziehen 
sei,  eine  Verschmelzung,  so  weit  sie  wirt- 
schaftlich möglich  erscheint,  herbeizuführen, 
wird  eine  Frage  notwendiger  Erörterung  der 
Zukunft  sein. 

Dass  der  gewaltige  Aufschwung  der- 
jenigen Genossenschaftsformen,  welche  die 
Missstände  des  Handels  beseitigen  und  einen 
möglichst  direkten  Verkehr  zwischen  Kon- 
sumenten und  Produzenten  herbeiführen 
sollen,  in  weiten  Kreisen  des  Handels  Un- 
behagen und  Gegnerschaft  herbei  führen 
musste,  ist  eine  nur  zu  natürliche  Thatsache. 

-So  sehen  wir,  dass  Handclsvereiniguugen 
und  Handelskammern  ihre  Waffen  gegen  die 
Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften  richten,  I 
wie  sic  das  ja  auch  schon  seit  langer  Zeit  1 
gegen  die  städtischen  Konsumvereine,  die  in 
der  Hegel  für  die  städtische  Bevölkerung 
dasselbe  zu  erreichen  suchen,  ins  Werk  > 
setzen. 

Eine  merkwürdige  Erscheinung  bleibt  es 
aber  immerhin,  dass  gerade  in  den  Kreisen, 
die  sich  sonst  stets  als  die  berufenen  Hüter 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  betrachten, 
gegen  die  freie  wirtschaftliche  Bethätigung 
der  I Land  wirte  Stellung  genommen  wird. 

Bei  dem  Umstand,  dass  die  Fabrikanten 
und  Grosshändler  von  Düngemitteln  und 
Futterstoffen  in  grossen  Ringen  sich  zu- 


j sammenschliessen,  um  ihre  Interessen  mög- 
lichst zu  wahren,  erscheint  es  um  so  un- 
begreiflicher, dass  man  den  Landwirten  zu- 
mutet, wehrlos  derartigem  Vorgehen  sich 
gegenüberzustellen . 

Der  Zukunft  muss  es  Vorbehalten  bleiben, 
j «las  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen 
i zum  Gegenstand  des  besonderen  Unter- 
richtes nicht  allein  an  den  niederen  land- 
wirtschaftlichen Schulen,  sondern  auch  an 
den  1 lochschulen  zu  machen.  Wissenschaft- 
liche Vertiefung.  Forschung  und  Kritik  mit 
Hilfe  einer  verlässigen  Statistik  wird  der 
Sache  noch  sehr  förderlich  werden. 

Vorschläge  in  «lieser  Richtung  sind  von 
verschiedenen  Seiten  schon  gemacht,  und  «lie 
Hoffnung  auf  Erfüllung  dieser  Wünsche  ist 
wohl  nicht  unberechtigt. 

Einem  künftigen  Streben  der  Vertreter 
genossenschaftlicher  Interessen  bleibt  cs  auch 
Vorbehalten,  die  Verkaufs-  und  Produktiv- 
genossenschaften der  Landwirtschaft  mit  «len 
städtischen  Konsumvereinen  in  direkte  Be- 
ziehung zu  bringen,  wie  «las  im  Rheinland 
in  glücklicher  Art  und  Weise  bereits  ange- 
bahnt und  teilweise  auch  schon  durehge- 
führt  ist.  Eine  grosse  Menge  landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse  wandert  heute  von 
der  ländlichen  Genossenschaft  auf  «lern 
weiten  und  nicht  selten  kostspieligen  Weg 
des  Zwischenhandels  zum  städtischen  Kon- 
sumverein, der  doch  direkt  mit  Ersj)arung 
aller  Zwischenspesen  beziehen  könnte ; cs 
seien  an  Waren  hier  nur  genannt:  Eier, 
Butter,  Käse,  Kartoffeln,  Obstwein  u.  s.  w. 

Endlich  erscheint  es  der  Mühe  wert,  im 
Interesse  des  ganzen  laut! wirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens  Deutschlands  mit 
: Nachdruck  dahin  zu  wirken,  dass  eine  Ver- 
einigung der  grossen  Genossenschaftsverbände 
von  Neuwied  und  Offenbach  erreicht  werde. 

: Damit  werden  manche  die  Genossenschafts- 
sache schädigende  Strebungen  beseitigt  und 
der  Grund  zu  einer  einheitlichen  Kontrolle 
gelegt,  in  der  alle  Interessen  der  Sache  zu- 
sainmenlaufen  zum  Segen  der  Gesamtheit, 
denn  Einigkeit  macht  stark. 

Was  nun  den  Ausbau  des  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftswesens  seit  dem  Jahre 
1895  betrifft,  so  mögen  folgende  als  ver- 
lässig anzusprechende  Zahlen  die  wünschens- 
werte Beleuchtung  des  Thatbestandes  bringen. 

Es  wurden  errichtet: 


im  Jahre 

18U8;99  1897,98  1896,87 


Kreditgenossenschaften 

684 

S99 

1239 

Bezugsgenossenschaften1) 

83 

6S 

83 

Molkereigenossenschaften 

171 

182 

Sonst  ^Genossenschaften 

124 

176 

212 

Zusammen  i 

046 

13*4 

1716 

*)  Einkaufsgenossenschaften  für  landwirt- 
schaftliche Verbrauchsstoffe  uu«l  Vorkaufsge- 
nossenscliaften  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse. 


Landwirtschaft]:  ro— 


In  den  gleichen  Jahren  wurden  autrr'  ^ 
reditg^enossenschaften  7*  6° 

ezujgsg’enossenschaften  32  27 

olkereijgenossenschafteu  19  29 

mstige  Genossenschaften^ 13 

Zusammen  >49  129  i 


Das  Ergebnis  war 
im  Jahre  1898/99 
613 

51 

>36 

97 

Zusammen  897 
ider  um  °/0  7,6 


also  eine  Zn  nähr ~ 
18971«  lft*  * 
839  — 

41 

142 

»63 -- 

1185 

11,1 


Art  (1er  Genossenschaft 


Kreditgenossenschaften 

Rezugsgenossenschaften  . . . . 
Molkereigenossenschaften  . . . . 
Sonstige  Genossenschaften  . . . 


Vergleicht  man*  den  Stand  der  ü..  * 
schaff  liehen  Genossenschaften  an  _ 
1899  in  den  einzelnen  Länden.  1 
v'mzen  mit  der  ortsanwesenden  - 

sowie  mit  der  Grösse  der  landtm-  ^^ 
benutzten  Fläche,  so  ergiebt  siet. 

Tabelle  auf  Seite  480  zusamn»-^--^ 
Verhältnis. 

Der  Gesamtstand  der  bis  zun  . 
1899  dem  Genossenschaftsgesetz  cxv- 
landwirtscluiftlichen  Genossen-  nar—  .. 
sich  folgendermassen : 


Königreich  Prenssen  6 695  Geir.-*»»».c> 
Bnyern  rechts  d.  Rheins  1 923 
Bayern  links  des  liheins  634 
die  übr.  Staaten  Deutsch- 
lands 3 484 

Palästina  3 

Zusammen  12  739  Geii.-— »-ü. 
gegen  1 1 842  im  Jahre  1898. 


Diese  gewaltigen  Zalden  be- 
weis, dass  die  Ijandwirtschaf:  v- 
wart  es  verstanden  hat,  in  veni' : 
wenigen  Jahren  auf  dem  Gebiev  - 
ciation  bedeutende  Fortschritte  r 
und  dass  sie  gewillt  ist,  forv^- 
demselben  Sinne  zu  sammeln  out  z 
Hierbei  sei  noch  erwähnt  u 
Angalxm  des  Schultz e-Dei:-; • 
handes  im  Jahre  1898  in  da  ' * 
vereinen  desselben  114  t»9fj 
Iau(1  wirte  und  in  den 

ai» 
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Staaten  bezw.  Landesteile 
in 


— «r 

3)  S 


S g u 
U-*  s 


s a;  2 
• •Cr 


— 

S 


Ostpreussen  . . . 
Westpreussen  . . 
Brandenburg  . . 
Pommern .... 

Posen  

Schlesien  . . . . 
Prov.  Sachsen  . . 
Schleswig-Holstein 
Hannover.  . . . 
Westfalen  . . . 
Hessen-Nassau  . . 
Ehein  preussen  . . 
Hohenzolleru  . . 

Preussen  . . . 


Bayern 

Bayern 


rechtsrh. 

linksrh. 


B a v e r n 


Kgr.  Sachsen  . . . . 
Württemberg.  . . . 

Baden  

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin  . . 
Mecklenbnrg-Strelitz  . . 

S.- Weimar-Eisenach  . . . 

Oldenburg  

Braunschweig 

S.-Meiningen 

S.-AIteuburg 

S.-Coburg-Gotha  .... 

Anhalt <9  553 

Sclnvarzburg-Sondershauseu 
Bchwarzburg-Rudolstadt  . 

Waldeck 

Eeuss  ä.  L 

Reuss  j.  L 

Schaumburg-Lippe  . . . 

Lippe  ........ 

Lübeck 

Bremen 

Hamburg 

Elsass-Lothringeu  . . . 

Deutsches  Reich  . . 


ad  I.  Der  Allgemeine  Verband 
deutscher  land  wirtschaf  tlicherGe- 
nosse ii schäften,  gegründet  im  Jahre 
1883,  umfasste  am 
nnssenschafteu  in 

wohnlich  über  eine  Provinz  bezw.  ein  I^aud 
sich  erstrecken.  Die  Genossenschaften 
fallen  in  39  Centralkassen,  4131  Kreditver- 


’M  E 
1 |a 

» I 

c 2 
W JÜ 

189!» 

J: 

- . 
iw* 
^ "S  5 

W X 

1899 

5 543 

7 464 

5 930 

6936 

<o  <33 

5 3 < ? 

4 997 

6881 

3 89o 

4 569 

4836 

2 910 

5 790 

3 907 

4421 

5201 

3647 

3290 

5639 

2559 

2 260 

1 120 

4088 

1 309 

5 057 

5 5 < 7 

4 758 

3 45  < 

2 627 

2 238 

1 20S 

521 

2 275 

1 812 

26  487 

7 224 

2 106 

1 264 

3 742 

1 860 

< 615 

765 

3687 

5 80  s; 

4615 

7 779 

3 001 

2 1 19 

2278 

2 132 

5 108 

2 755 

4978 

2 843 

4 873 

2 453 

3 493 

2 057 

<9  553 

10  604 

3 7<7 

2 635 

4 434 

2430 

1 050 

1 160 

16867 

4 640 

33  032 

12  085 

10  306 

5 609 

5 863 

3 444 

13887 

3 536 

65468 

6987 

136326 

6 206 

4 <23 

2 349 

4 104  ! 

2 761 

27 


1.  Juli  1899  670i> 
Verbänden , die 


: eine,  1333  Bezugs-,  981  Molkerei-  und  221 
; sonstige  Genossenschaften. 

Der  Allgemeine  Verband  ist  ursprüng- 
: lieh  nur  für  den  Zusammenschluss  land- 
wirtschaftlicher Einkaufs-  und  Molkerei- 
genossenschaften ins  lieben  gerufen,  die  bis 
zum  Jahre  1883  einer  Ccntralisierung  voll- 
i ständig  entbehrten.  Heute  einen  sieh  in 
dieser  Centralorganisation  Verbände  aller 
Arten  von  Genossenschaften  ; seine  Aufgaben 
sind  kurz  zusammengefasst  folgende: 

a)  Vertretung  und  Wahrung  gemeinsamer 
genossenschaftlicher  Interessen. 

b)  Ausbildung  der  Verfassung  und  Förde- 
rung der  Angelegenheiten  der  zuge- 
hörigen Verbünde  und  Genossenschaften 
durch  Unterstützung  im  Betriebe  und 
Austausch  von  Erfahrungen, 

c)  Ausbreitung  des  Genossenschaftswesens 
auf  landwirtschaftlichem  Gebiete. 

Alljährlich  findet  ein  Vereinstag  statt, 
i zu  dein  Delegierte  aller  Verbände  wie  auch 
zahlreiche  Genossenschafter  Zusammenkom- 
men. Infolge  des  Erlasses  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  wird  der  Allgemeine  Verband 
in  einen  eingetragenen  Verein  demnächst 
umgewandelt. 

Die  geschäftliche  Leitung  des  Allgemei- 
nen Verbandes  ruht  in  den  Händen  des  um 
das  Genossenschaftswesen  in  Deutschland 
hochverdienten  Gehei  men  Regierungsrates 
Haas,  der  seit  der  Gründung  die  Stelle  des 
Anwalts  einnimmt. 

ad  II.  In  demselben  Jahre  1849.  wo 
i Schnitze- Delitzsch  den  Grundstein  zu  seinem 
genossenschaftlichen  Gebäude  legte,  organi- 
I sierte  Raiffeisen  den  ersten  Hilfsverein 
für  Landwirte,  und  die  Fortleitung  dieser 
Bestrebungen  führte  ihn  zur  Organisation 
besonderer  ländlicher  K reditgenossenschaften. 
Als  Grundlage  zur  Gründung  von  Darlehns- 
kassen empfahl  Raiffeisen: 

Beschränkung  des  Vereinsbezirkes  auf 
j einen  Umkreis,  in  dem  noch  eine  persönliche 
i Bekanntschaft  aller  Mitglieder  möglich  ist, 
Kreditgewährung  nur  an  Mitglieder,  Fest- 
| Setzung  der  oberen  Kreditgrenze  durch  die 
[ Generalversammlung,  Kontrolle  der  morali- 
' sehen  und  wirtschaftlichen  Verwendung  des 
Kredits.  Zulassung  längerer  Kreditfristen, 
unentgeltliche  Verwaltung  des  Vorstandes, 
zu  dem  der  Rechner  nicht  gehört,  Ansamm- 
j hing  des  gesamten  Gewinnes  zu  einem  Re- 
serve- und  Hilfsfonds  zur  wirtschaftlichen 
Förderung  der  Vereinsmitglieder,  unbe- 
schränkte, liauptsäeldich  auf  den  Grundbesitz 
gestützte  Haftpflicht. 

Diese  den  thatsächlichen  wirtschaftlichen 
Ge- ! Forderungen  des  Landes  gerecht  werdenden 
ge-  Grundsätze  haben  sehr  viel  zur  Entwieke- 
ung  der  ländlichen  Darlehnskassen  beige- 
rer- i tragen  und  werden  auch  heute  noch  als 
massgebend  anerkannt. 
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Der  Raiffeisen  sehe  Verband  umfasste  im  ( 
iihre  1898  3004  Genossenschaften  und 1 
n der  Mitte  des  Jahres  1899  3273 1 

snleher , die  zu  allermeist  ländliche  Dar- ; 
ehnskassen  sind,  nämlich  3067,  während 
mdere  Genossenschaften  nur  mit  200  in 
Betracht  kommen. 

W ir  können  auch  bei  diesem  grossen  1 
V erbande  eine  erfreuliche  Weitereut  Wickelung 
konstatieren.  Neben  dem  Geldansgleich 
wurde  der  Warenbezug  innerhalb  des  Neu- 
wieder  Verbandes  central isiert.  Raiffeisen 
schuf  seinerzeit  mangels  einer  genossen- 
schaftlichen Form  die  Firma  Raiffeisen  & 
Consorten,  die  nach  ihren  Statuten  in  ge- 
meinnütziger Arbeit  im  Interesse  des  Ge- 
nossenschaftsverbandes  thätig  sein  sollte. 
In  den  1890er  Jahren  schritt  man  zur  De- 
oentralisation,  indem  sowohl  die  Firma  wie 
die  Centraldarlehnskasse  Filialen  in  den 
einzelnen  Bezirken  Deutschlands  errichteten,  j 
Diese  Centralisatiou  f ährte  weiter  1893  zu 
einer  principiellen  Umgestaltung,  welche  sich  ! 
in  folgenden  Sätzen  festlegen  lässt: 

1.  I>ie  landwirtschaftliche  Centraldar- 1 
lehnskasse  für  Deutschland,  welche 
bisher  nur  den  Geldverkehr  mit  den  , 
angeschlosseneu  Genossenschaften  ver- 
mittelte, übernimmt  in  einer  neuen 
Abteilung  an  Stelle  der  Firma  Raiff-  j 
eisen  & Consorten  auch  den  Waren- 
verkehr (Einkauf  landwirtschaftlicher 
Verbrauchsstoffe  und  Verkauf  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse),  und  zwar 
ausser  für  die  angeschlossenen  Dar- 
lehnskassen auch  für  alle  anderen  dem 
Revisionsvorbande  angehörigen  Ge- 
nossenschaften. Die  Firma  Raiffeisen 
& Consorten,  welche  damit  ihre  Ge- 
schüftsthätigkeit  aufgiebt,  überweist 
ihr  Gesamtvermögen  einer  Raiffeisen- 
stiftung. welche  ausser  allgemeiner 
(genossenschaftlicher)  ländlicher  Wohl- 
fahrtspflege die  Unterstützung  der 
Pensionskasse  der  im  Dienste  der  Neu- 
wieder  Organisation  stellenden  Be- 
amten bezweckt. 

2.  Die  angeschlossenen  Landes-  und  Pro- 
vinzialverbände finden  eine  weitest- 
gehende Berücksichtigung  ihrer  be- 
sonderen Eigentümlichkeiten  in  der 
neu  hinzugekommenen  Bestimmung, 
dass  sie  im  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
vertreten  sind.  Die  Aufsichtsratsmit- . 
glieder  bilden  zugleich  den  Beirat  der  j 
betreffenden  Filiale. 

3.  Der  bisherige  Generalanwaltsohafts- 
verband  (Rovisionsverband)  nimmt  den 
Namen  »Generalverband«  an,  und  sein 
Vorstand  und  Aufsichtsrat  besteht 
satzungsgemäss  aus  dem  Vorstande 
und  Aufsichtsrate  der  Centraldarlehns- 
kasse. 


Nach  der  heutigen  Sachlage  kann  man, 
nachdem  diese  zeitgemässe  Umgestaltung 
erfolgt  ist,  die  Hoffnung  hegen,  dass  eine 
Annäherung  der  beiden  grossen  deutschen 
Genossenschaftsverbände  mit  der  Zeit  sich 
an  bahnen  lässt. 

ad  III.  Es  bestehen  in  Deutschland 
aber  auch  noch  verschiedene  Genossen- 
schaftsverbände, die  weder  der  einen 
noch  der  anderen  der  beiden  soeben  gescliil- 
derteu  Centralorganisationen  angeboren;  viel- 
fach sind  diese  Verbände  aus  Bauernver- 
einen herausgew'achseu,  und  vielfach  um- 
fassen sie  nur  eine  Art  von  Genossenschaft, 
z.  B.  Darlehnskassen  oder  Molkereien.  Ihr 
Bestand  wird  in  der  Tabelle  auf  S.  482  nach- 
gewiesen. 

3.  Die  verschiedenen  Arten  von  Ge- 
nossenschaften. I)a  über  die  Kreditge- 
nossenschaften an  anderer  Stelle  berichtet 
wird,  so  treten  wir  sofort  an  die  Beleuchtung 
der  Bezugsgenossenschaften  heran, 
w'elclie  in  solche  des  Einkaufs  landwirt- 
schaftlicher Verbrauchsstoffe  und  solche  des 
Verkaufs  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse 
zerfallen.  Insgesamt  bestanden  Bezugsge- 
nossenschaften in  Deutschland  im  Jahre 


1890 

537 

1896 

925 

1892 

708 

1898 

989 

1894 

854 

1899 

1040 

Die  landwirtschaftlichen  Einkaufsge- 
nossenschaften haben  nicht  diejenige  Ver- 
mehrung erfahren,  die  man  von  ihnen  als 
einer  der  ältesten  und  sichersten  Form  ge- 
nossenschaftlicher Arbeit  envarten  durfte. 
Der  Grund  hierfür  liegt  darin,  dass  eine 
grosse  Anzahl  anderer  Genossenschaften, 
wie  z.  B.  Molkerei-  und  Kreditgenossen- 
schaften, ebenfalls  den  Einkauf  landwirt- 
schaftlicher Verbrauchsstoffe  betreiben  und 
dadurch  die  finanziellen  Ergebnisse  ihrer 
Grundunternehmungen  wesentlich  verbessern. 
Wenn  man  anfänglich  gegen  eine  derartige 
Zusammenschmelzung  in  massgebenden  Ge- 
nossenschaftskreisen ein  gewisses  Misstrauen 
an  den  Tag  legte,  so  hat  sich  dasselbe  auf 
Grund  praktischer  Erfahrungen  mehr  und 
mehr  gelegt;  wird  doch  dabei  an  Arbeit  und 
Kosten  gespart,  ohne  dass  das  eine  oder 
andere  Unternehmen  darunter  litte.  Die 
Warenwerte,  die  heute  durch  die  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  für  die  Zwecke 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  bezogen 
werden,  sind  ganz  gewaltige.  Leider  l>e- 
sitzen  wir  keine  Statistik,  welche  die  ge- 
samten Ergebnisse  in  dieser  Beziehung 
umfasst.  Für  den  Deutschen  Allgemeinen 
Verband  betrug  er  1899  im  ganzen  25945053 
Mark,  für  einen  Gesamtbezug  von  9442154 
Centner.  Innerhalb  des  Allgemeinen  Ver- 
bandes sind  die  Einkaufsgenossenschaften 
in  den  einzelnen  Provinzen  und  Ländern  zu 
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1!  JK-up-H 

Namen  der 

Genossenschaft «verbände 
(Stand  am  1.  Juli  185)9) 

Sitz 

Grün- 

dungs- 

jahr 

Cen-  Kre- 
tral-  dit- 

1 

Be- 

zugs- 

Mol- 

kerei- 

sonsti- 

ge 

über- 

haupt 

Genossenschaften 

1 

Verband  schlesischer  ländlicher 

* 

I 

Genossenschaften  e.  G.  m. 

h.  II 

Neisse 

185X) 

l 129 

1 

>3> 

2 

Molkerei-Revisionsverband  für 

die  Provinz  Brandenburg, 

1 

Pommern,  Sachsen  uml  die 

1 

Grossherzogt.  Mecklenburg 

Prenzlau 

18851 

. 

• 

73 

73 

3 

Verband  ländlicher  Genossen- 

schäften  der  Provinz  West- 

1 

falen 

Münster 

1885) 

l 402 

. 

403 

4 

Rheinischer  Rcvisionsverbnnd 

Kempen 

1891 

2 235 

5 

48 

2; 

3' 5 

5 

Trierischcr  Genossenschaft«- 

verband  e.  G.  m.  b.  H. . . 

Trier 

185)5 

l 95 

. 

• 1 

21 

1 iS 

6 

Pfälzischer  Genossenschaft«- 

1 

verband  für  Geld-  u.  Waren- 

verkehr  e.  G.  m.  h.  H.  . . 

Wachenheim 

185)8 

‘ 36 

# 

37 

7 

Verband  landwirtschaftlicher 

r 

Kreditgenossenschaften  in 

Württemberg 

Tübingen 

1881 

1 826 

M 

1 

842 

8 

Verband  badisch.  Centrifugen- 

1 

molkereien 

Messkirch 

1892 

. , 

i . 

41 

4i 

5) 

Revisionsverband  des  Bundes 

der  Landwirte 

Berlin 

185)6 

1 1 59 

is 

1 1 

100 

189 

Centralgenossenschaften  vereint,  deren  Auf- 
gabe es  ist,  für  ihre  Mitglieder  den  Einkauf 
und  die  Lieferung  zu  besorgen,  so  dass  jene 
im  wesentlichen  Sinne  des  Wortes  Gross- 
liandelsgenossenseliaften  darstellen,  die  für 
bestimmte  Zwecke  (Kainit-  und  Thoinas- 
mehlbezug)  wieder  in  gemeinsame  Aktion 
unter  sieh  sowohl  wie  auch  mit  anderen 
genossenschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Organisationen  treten  (die  bekannte  Bezugs- 
vereinigung!). 

Auf  dem  Gebiete  des  Absatzes  1 a n d - 
wirtschaftlicher  Erzeugnisse  hat 
das  Genossenschaftswesen  in  den  letzten 
Jahren  hocherfreuliche  Fortschritte  gemacht ; 
dies  gilt  sowohl  für  den  Verkauf  von  Ge- 
treide wie  für  den  von  Vieh  und  für  den 
Verkauf  von  tierischen  Produkten.  Hin- 
sichtlich der  3 Gruppen  sei  insbesondere  das 
folgende  hervorgehoben : 

Der  g e n o s s o n s c h a f 1 1 i c h e V e r k a u f 
von  Getreide  findet  seinen  Ausgangs- 
punkt in  der  Errichtung  und  dem  genossen- 
schaftlichen Betriebe  von  Kernhäusern.  Wir 
verfügen  heute  schon  über  eine  stattliche 
Anzahl  solcher  Einrichtungen,  indem  Deutsch- 
land bereits  53  Kornhausgenossenschaften, 
von  denen  die  meisten  auf  Hessen-Nassau, 
Oberfianken.  Königreich  Sachsen,  Provinz 
Sachsen,  Hannover,  Pommern  und  West- 
falen zu  zählen  sind,  aufweist,  sowie  weiter 
34  freie  Vereine,  welche  sämtlich  ihren 
Sitz  in  Bayern  haben  und  auch  eigene. 


wenn  auch  kleinere  Lagerhäuser  lietreihon. 
Dazu  kommen  noch  für  Württemberg  die 
Königliche  Central  stelle  in  Stuttgart  mit 
mehreren  kleinen  örtlichen  Getreide- Ver- 
kaufsgenossenschaften , der  ländliche  Wirt- 
schaftsverein in  Insterburg,  die  landwirt- 
schaftliche Centralem-  und  -Verkaufsge- 
nossenschaft für  Posen,  die  für  Schlesien 
und  Hannover  sowie  der  wirtschaftliche 
Landesverband  landwirtschaftlicher  Dar- 
lelmskasse»,  die  Mittelfränkische  Kreisdar- 
lehnskassc  u.  s.  w.  Sie  alle  haben  den 
gemeinsamen  Verkauf  von  Getreide  sich 
zum  Ziele  gesetzt  Die  Befürchtungen,  dass 
der  genossenschaftliche  Kornhausbetrieb  an 
verschiedenen  Umständen  scheitern  möchte, 
haben  sich  als  hinfällig  erwiesen ; wir  können 
vielmehr  erwarten , dass  die  Kernhäuser 
einstens  noch  ein  wichtiger  Faktor  im  Ge- 
treidehandel werden  und  der  Landwirtschaft 
das  zurückerobern,  was  sie  verloren  hat, 
nämlich  einen  entsprechenden  Teil  der 
Mitwirkung  an  der  Preisbildung.  Die  meisten 
Korn  hausgcnossenschaf teil  beruhen  auf  be- 
schränkter Haftung;  sie  haben  sich  zu  einer 
deutschen  Kornhauskommission  zusammen- 
geschlossen, um  alle  Erfahrungen  auszu- 
tauschen und  die  Wege  gemeinsamen  Strö- 
hens zu  finden  und  zu  ebnen.  Kürzlich 
ist  von  dieser  Kommission  in  Berlin  an  dem 
staatlichen  Versuohskornhaus  auch  bereits 
ein  Kursus  für  Beamte  von  Kernhäusern 
abgehalten  worden,  um  auch  in  wissenschaft- 
licher Beziehung  eine  entsprechende  Vor- 
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tiefung  der  Vorbildung  derselben  herbeizn- 
führen. 

Schliesslich  sei  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  nur  ein  Teil  der  heute  bestehenden 
Kornhiiuser  mit  ruterstützung  des  Staates 
durch  Darlehen  ins  Werk  gesetzt  ist  und 
dass  eine  nicht  unbedeutende  Anzahl  von 
Unternehmungen  dieser  Art  ohne  irgend 
eine  Beihilfe  gegründet  und  betrieben  sind. 

Die  mannigfachen  Missstände  auf  dem 
Gebiete  des  Vieh  ha  nd  eis  haben  zu  einer 
grossen  Anzahl  genossenschaftlicher  Ver- 
kaufsvereinigungen allmählich  geführt,  bei 
denen  die  grösseren  und  umfangreicheren 
als  eingetragene  Genossenschaften  errichtet 
sind.  Die  1 Landwirtschaft  suchte  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  des  Absatzes  von  Schlacht- 
vieh durch  die  Genossenschaft  alles  das- 
jenige an  Auswüchsen  zu  beseitigen,  was 
seit  Jahren  die  berechtigte  Klage  der  Vieli- 
produzenteu  bildet;  deshalb  strebt  sie  nach 
der  Abstellung  der  Preisnotierung  und  des 
Handels  nach  Schlachtgewicht,  der  Beseiti- 
gung des  zu  vielgestaltigen  Zwischenhandels 
u.  s.  w.  Sie  will  eine  gesunde  Organisation 
von  Angebot  und  Nachfrage,  die  Herausgabe 
von  Preisnotizeu  auf  Grund  unparteiischer 
Erhebungen  u.  s.  w.  Um  hier  einen  ersten 
Schritt  zu  thun,  ist  von  den  Preussischen 
I >andwirt Schaftskammer n eine  Ontralstelle 
für  Viehverwertung  1898  errichtet  wor- 
den. deren  Programm  folgendes  umfasst: 

1.  Die  Organisation  von  Einrichtungen 
der  Selbsthilfe  auf  dem  Gebiete  ein- 
heimischen Viehhaudels. 

2.  die  Beobachtung  und  Kontrolle  aller 
Vorgänge  hinsichtlich  des  in-  und 
ausländischen  Vieh-  und  Fleischhau- 
dels. 

Diese  Centralstelle  schuf  als  erste  That 
im  Jahre  181)9  die  jetzt  schon  mit  grossem 
Erfolge  arbeitende  V i e h v e r k a u f s - Ge- 
nossenschaft für  Deutschland,  ein- 

Sitragene  Genossenschaft  mit  beschränkter 
aftung,  mit  dem  Sitze  in  Berlin.  Wenn 
diese  Allgemeine  Deutsche  Genossenschaft 
alle  Zweige  des  Viehhandels  betreibt  und 
kontrolliert,  so  giebt  es  noch  eine  grosse 
Anzahl  von  Specialgenossensehaften  für  die 
Verwertung  einzelner  Viehgattungen  oder 
für  die  Verwertung  ausschliesslich  von 
Zuchtvieh  oder  ausschliesslich  von  Mastvieh 
oder  von  Nutzvieh.  Fast  keine  Züchterver- 
einigung entbehrt  heute  einer  eigenen  Or- 
ganisation. indem  allenthalben  mit  dem  Er- 
folge züchterischen  Strebens  sich  auch  der 
"Wunsch  paart,  entsprechende  Früchte  für 
die  diesbezüglichen  Bemühungen  zu  ernten. 

Hinsichtlich  der  Verbesserung  des  Ab- 
satzes von  tierischen  Produkten 
sind  ganz  besonders  die  provinziellen 
Organ  isat  ionen  zur  Vor  wert  u n g der 
Butter  zu  nennen;  so  bestehen  derartige 


Central  -Verwertungs-  Genossenschaften  der 
Molkereigenossenschaften  in  Ostprenssen, 
Westprcussen,  Brandenburg.  Schlesien,  Han- 
nover. Oldenburg  und  Nietierbayern,  die 
sämtlich  auf  beschränkter  Haftung  beruhen. 
Ijcider  stehen  uns  eingehende  statistische 
Nachweise  von  allen  diesen  genannten  Cen- 
tral stellen  nicht  zur  Verfügung.  Es  seien 
jedoch  kurz  von  (5  derselben  nachstehende 
Ergebnisse  für  1899  mitgeteilt : 

Zahl  der  beteiligten  Molkereien  107  — 
Zahl  der  Geschäftsanteile  334  — Gesamt- 
haftssumme 275(500  Mark.  Verkaufte 
Butter  nach  Gewicht  53  875  Centner  — 
Erlös  dafür  in  Mark  3800913.  — Auch 
die  Organisation  des  gemeinsamen  Butter- 
verkaufs dürfte  auf  die  Dauer  sowohl  für 
die  Produktion  wie  für  die  Konsumenten 
heilbringend  sieh  gestalten  und  eine  Menge 
von  Missbrauchen,  deren  Aufzählung  liier 
nicht  notwendig  erscheint,  allmählich  aus 
der  Welt  schaffen ; insbesondere  aber  bedarf 
in  dieser  Richtung  einer  gründlichen  Reme- 
dur  das  Notierungswesen,  welches  sehr  im 
argen  liegt  und  sonderbare  Früchte  zeitigt. 

Hinsichtlich  der  sonstigen  genossenschaft- 
lichen Absatzbestrebungen  sei  noch  auf  die 
Centralgenossenschaften  der  Winzervereine 
des  Westens  hingewiesen,  ebenso  auf  eine 
Ceutralgenossonseliaft  für  den  Absatz  von 
Hopfen  zu  Nürnberg.  Dass  man  bezüglich 
der  Verwertung  des  Obstes  zahlreiche  ge- 
nossenschaftliche Einrichtungen  heute  be- 
treibt, bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung, 
und  auch  sonst  giebt  es  noch  eine  grosse 
Meng«*  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse,  auf 
deren  Absatz  das  Genossenschaftswesen  heute 
bereits  fördernd  wirkt. 

Die  genossenschaftliche  Verar- 
beitung der  landwirtschaftlichen 
Rohstoff  o ist  besonders  bedeutsam  für  den 
kleineren  Besitzer,  weil  er  nicht  in  der  I .age 
ist,  sowohl  hinsichtlich  der  maschinellen 
Einrichtungen  wie  auch  hinsichtlich  der 
Bereitung  und  dos  Verkaufs  der  Produkte 
stets  die  vorteilhaftesten  Wege  zu  wandeln ; 
so  selten  wir  denn  auch,  dass  sieh  bei  der 
gemeinsamen  Verarbeitung  der  Milch,  des 
Obstes,  der  Kartoffeln  zu  ßreunereizweeken 
u.  s.  w.  neben  dem  G rossgnuul  besitz  auch 
insbesondere  und  umfangreich  der  bäuerliche 
Betrieb  und  der  Betrieb  des  mittleren 
Grundbesitzes  liervorthuen.  Während  die 
Molkereigenossenschaften  im  nördlichen 
Deutschland  heute  in  einer  Zahl  vorhanden 
sind,  dass  das  Bedürfnis  nach  solchen  nahezu 
gestillt  sein  könnte,  beginnt  es  nunmehr 
auch  in  Süddeutschland  sich  zu  regen,  in- 
dem vielfach  die  Handcentrifugc  wieder 
verschwindet  und  der  durch  Dampf  in  der 
grossen  genossenschaftlich  betriebenen  Meierei 
getriebenen  Schlenderinaschine  Platz  macht. 
Es  gilt  dies  besonders  für  Bayern,  Wflrttcm- 
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borg  und  Baden,  aber  auch  Rheinpreussen, 
Hanuuver  und  die  Provinz  Sachsen  liaben  in 
den  Jahren  1808  99  immer  noch  umfang- 
reiche Neugründungen  aufzuweisen. 

Es  bestanden  am  1.  Juli  1899 : 


Preusseu  858  346  57  1261 

Köuigr.  Bayern  88  8 — 96 

„ Hachsen  7 12  — 19 

Deutschld.  zus.  1250  454  60  1764 

Meiereigenossenschaften. 

Erwähnung  verdient  eine  Veröffent- 
lichung des  Allgemeinen  Versandes,  nach 
welchem  von  777  genossenseliaftliehen 
Molkereien  jede  im  Durchschnitt  der  Jahre 
pro  anno  verarbeitete: 

1899  95 i 064  Liter  Milch 

1894  1142777  „ 

1895  1208041  „ „ 

1896  1202061  „ „ 

1897  1 167  353  „ r 

1898  1 255  682  „ 

Die  Organisation  der  genossenschaftliche 
Meiereien  ist  hinsichtlich  der  Betriehsaj. 
eine  verschiedene:  sie  kann  sein  eine  solche 
mit  Voll  betrieb,  bei  welchem  auch  die 
Abfälle  (Magermilch,  Buttermilch,  Molken) 
in  der  Meierei  selbst  verwertet  werden,  sei 
es  zur  Käsefabrikation,  sei  es  filr  Schweine- ; 
oder  Kälbermast,  sei  es  durch  Verkauf. 
Die  andere  Art.  nämlich  die  mit  be- 
schränktem Betriebe,  begnügt  sich 
damit,  die  Vollmilch  abzuralunen,  den  Rahm 
zu  Butter  zu  verarbeiten  und  Mager-  und 
Buttermilch  im  Verhältnis  von  86  —88% 
der  Vollmilch  dem  liefernden  Genossen- 
schafter zwecks  Verwertung  in  eigener  Wirt- 
schaft wieder  zurflekzugeben.  Der  Vollbe- 1 
trieb  erscheint  dort  am  Platze,  wo  keine 
Zucht-,  sondern  Abmelk-  und  Mastwirt- 
schaft getrieben  wird,  während  der  i»e- 
schräukte  Betrieb  in  Viehzucht  treibenden 
Gegenden  eine  ausschliessliche  Existenzbe- 
rechtigung besitzt.  Die  Rentabilität  der 
Molkereigenossenschaften  ist  in  der  heutigen 
Zeit  einerseits  durch  die  starke  Konkurrenz 
der  Margarine  und  der  Milchprodukte  der- 
selben und  andererseits  durch  das  starke 
Auslandsangehot  in  minderwertiger  "Ware 
im  allgemeinen  keine  besonders  günstige. 
Dieser  Zustand  wird  noch  verschärft  durch 
die  Desorganisation  des  Butterhandels,  über 
den  im  \ orhergeheuden  bereits  Mitteilung 
gemacht  ist.  Das  Molkereigenossenschafts- 
wesen hat  zweifellos  die  Butterproduktion 
in  Deutschland  in  »pialitativer  und  quantita- 
tiver Beziehung  wesentlich  gehoben  und 


hat  uns  auf  eine  Stufe  gebracht,  von  der 
wir  behaupten  können,  dass  durch  sie  den 
Anforderungen  dos  inländischen  Konsums 
wohl  vollständig  Genüge  geleistet  werden 
kann. 

Auf  dem  Gebiete  der  Fabrikation  sind 
als  eingetragene  * ienossenschaften  in  Deutsch- 
land ferner  noch  thätig  Müllereibetriebe  in 
Pommern,  Posen,  Hannover,  Rheinpreussen, 
Mälzereien  im  Königreich  Sachsen,  Brenne- 
reien in  Pommern.  Posen  der  Provinz 
I Sachsen  und  in  Rheinpreussen,  Stärke- 
fabriken in  Pommern  und  Posen  sowie  in 
der  Provinz  Sachsen,  Schleswig-Holstein, 
Hannover;  ferner  noch  Cichoriendarron 
sowie  eine  grosse  Anzahl  von  Winzerver- 
einen, Gei  denen  das  gemeinsame  Keltern 
etc.  des  Weines  vorgenommen  wird. 

Bei  den  Obst  verwertungsge- 
110  s senschaft  en  hat  sich  die  Erfahrung 
geltend  gemacht,  dass  es  uns  nicht  gelingt, 
mit  Erfolg  die  Konkurrenz  amerikanischen 
Dörrobstes  zu  bestehen.  Jeuseits  dos 
Ocoans  stehen  zweifellos  für  das  Dörren  ge- 
eignetere Sorten  in  einheitlichen,  grossen 
Mengen  zur  Verfügung  (siehe  Semmlers  ver- 
dienstvolle Schrift),  was  bei  uns  fast  völlig 
fehlt.  Infolgedessen  können  wir  l»eobachten, 
dass  die  genossenschaftliche  Verwertung 
sich  zumeist  auf  die  Herstellung  von  Obst- 
und Beerenweinen,  von  Pasten  und  Kon- 
serven verlegt  und  zwar  allerdings  in 
neuester  Zeit  mit  verhältnismässig  gutem 
Erfolge.  Durch  das  Zustandekommen  des 
Verkaufssyndikates  für  Spiritus  in  Deutsch- 
land sind  die  Aussichten  auf  stabile 
Mittelpreise  grösser  geworden,  und  wir 
können  demgemäss  mehr  Vertrauen  zur 
Brennerei  in  den  Kreisen  unserer  Land- 
wirte wieder  beobachten,  wie  die  in  den 
letzten  Jahren  zu  Tage  tretenden  Neu- 
gründungen  zahlreicher  bäuerlicher  Ge- 
oossenschaftsbrennereien  zum  Ausdruck 
bringen. 

Meli  ora  tionsgenossensehafteu. 
Die  Meliorationsgenossenschaften  sind  viel- 
fach als  staatliche  Genossenschaften  ausge- 
stattet und  mit  Staats-  und  Provinzialmitteln 
organisiert.  Wir  können  hierbei  nur  an  die 
grossen  Be-  und  Entwässerungsgenossen- 
scliaften  der  weit  ausgedehnten  Marschge- 
biete an  der  Nord-  und  Ostsee  erinnern, 
ferner  an  die  Wiescnhaugeuossenschafteu 
nach  Vinceutisehem  System,  an  die  Wald- 
baugenossenscliaften  der  Provinz  Hannover 
u.  s.  w.  Aber  auch  der  ausschliesslich 
private  Unternehmungsgeist  hat  auf  dem 
! Gebiete  der  Meliorationen  durch  genossen- 
schaftliches Zusammenwirken  schon  manches 
erreicht.  Vor  allem  ist  der  Entwässerung 
durch  Drainagegenosseuschaften  vielfach  die 
Balm  gebrochen  worden.  In  neuerer  Zeit 
zeichnen  sich  auf  diesem  Gebiete  ganz  be- 
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sonders  Rheinprenssen  (wo  allerdings  Pro- 
vinzialmittel  mitwirken)  und  die  Provinz 
Hessen  aus.  In  Rheinpreussen  sind  im 
Jahre  1890  allein  an  1(5  Orten  neue  Drai- 
nagegenosseu  schäften  errichtet  worden.  Auch 
in  Ostpreussen  führt  sich  das  genossen- 
sehaftliche  Entwässerungsverfahren  immer 
mehr  ein.  indem  auch  von  dort  von  mannig- 
fachen Neugründungen  berichtet  wird.  Be- 
wässerungsgenossenschaften  giebt  es  zalü- 
reiche,  besondei'S  in  Süddeutschland  in  den 
gebirgigen  Gegenden  mit  ihrem  Wasserreich- 
tum und  den  der  Befeuchtung  bedürftigen 
Matten. 

4.  Das  Ausland.  Auch  in  den  meisten  j 
anderen  Kulturstaaten  Europas  hat  die ' 
neuere  Zeit  einen  gewaltigen  Aufschwung : 
des  Genossenschaftswesens  herbeigeführt,  j 
Selbst  Rn ss  1 a n d kann  in  dieser  Beziehung 
rühmend  genannt  werden.  Allerdings  sind 
dort  die  Verhältnisse  durch  die  gemeinwirt-  I 
schaftliehe  Form  der  Bauerngemeinden  be- 
sonders günstige  für  den  Ausbau  von  Ge- 1 
nossenschafton.  Die  Darlehnskassen  erfahren 
dort  eine  umfangreiche  Vermehrung  und ! 
die  Frage  der  Organisation  des  Transportes  I 
und  des  Absatzes  der  landwirtschaftlichen 
Produkte  wird  eifrig  studiert.  Insbesondere 
lässt  cs  sich  die  Regierung  auch  angelegen 
sein,  die  Gründung  zahlreicher  Molkereige- 
nossenschaften anzuregen,  und  zwar  unter 
der  Anleitung  nach  dort  berufener  dänischer  j 
Meiereiinspoktoren. 

1 n unserem  Nachbarstaat  Oesterreich- 
Ungarn  hat  mau  sich  von  jeher  bemüht,  1 
dem  deutschen  Beispiel  zu  folgen,  indem 
insbesondere  die  Raiffeisenschen  Darlehns- 
kassen eine  umfangreiche  Nachahmung  dort- 
seihst  gefunden  haben.  Dies  gilt  sowohl 
von  den  deutschen  Krön  ländern  als  auch 
von  den  slawischen  Teilen  < ’isleithaniens. 
Um  ein  Beispiel  herauszugreifen,  sei  Tirol 
genannt.  Aus  dem  Berichte  des  9.  ordent- 
lichen Verbandstages  der  Deutschen  Tirole-  j 
rischen  Centraldarlehnskasse  sei  das  Nach- 
stehende entnommen: 

Im  Jahre  1888  wurde  in  Tirol  die  erste 
Raiffeisenkasse  gegründet,  heute  bestehen 
dortselbst  178  solche,  alle  diese  Vereine 
sind  in  einen  Contralverhand  zusammenge- 
schlossen. Die  Einlage  bei  diesen  Kassen 
l>etrug  1897  2 890583  Gulden.  Der  Geld- 
umsatz der  Centralkassc  belief  sich  im 
Jahre  1898  auf  mehr  als  3 Millionen  Gulden. 
Auch  der  gemeinsame  Ein-  und  Verkauf 
wird  mehr  und  mehr  in  die  Wege  geleitet 
und  teilweise  von  den  Darlehnskassen  be- 
trieben. Südtirol  weist  verschiedene  Winzer- 
genossenschaften auf. 

B 5 h in  e n besitzt  eine  vollständige  ge- 
nossenschaftliche Organisation,  ähnlich  oder 
fast  ganz  gleich  den  deutschen  Einrichtungen. 
Interessant  ist,  dass  ganz  besonders  die  Ge- 


treideverkaufsgenossenschaften dort  zu  pros- 
perieren beginnen,  indem  die  günstigen  Er- 
gebnisse im  genossenschaftlichen  Getreide- 
lagerhaus zu  Bilin  die  Anregung  zu  einer 
sehr  erfreulichen  Entwickelung  in  alle  Teile 
des  Kronlandes  getragen,  ja,  wie  die  Bei- 
spiele zeigen,  auch  nach  Nieder-f  testerreich 
und  Mähren  fördernd  hin  übergegriffen  haben. 
Auch  die  slowenischen  Genossen- 
schaften sollen  hier  nicht  unerwähnt 
bleiben,  indem  in  dem  diesbezüglichen 
Sprachgebiet  mehr  als  300  solcher  zu  zählen 
sind,  worunter  sich  200  Spar-  und  Darlehns- 
kassen befinden.  Auch  dort  entwickelt  sieh 
das  Ein-  und  V erkaufsgenosseuseliafts wesen 
in  sehr  erfreulicher  Weise,  so  wird  von 
dem  Bestände  derartiger  Centralein  rieht  ungen 
aus  Gurkfeld  und  Gör/,  berichtet. 

In  Ungarn  hat  das  landwirtschaftliche 
Genossenschaftswesen  lang*'  Zeit  unter  dem 
Uebelstande  gelitten,  dass  eine  gesetzliche 
Unterlage  für  dasselbe  vollständig  fehlte 
und  damit  die  notwendige  Festigkeit  und 
Sicherheit  in  der  Erstrebung  bestimmter 
Ziele  vermisst  wurde.  Diesem  lebhaft  em- 
pfundenen Uebelstande  ist  nunmehr  durch 
das  G.  v.  11.  Juli  1899  abgeholfen  worden. 
Dasselbe  lehnt  sich  an  unsere  einschlägige 
deutsche  Gesetzgebung  an,  geht  aber  in 
mancher  Richtung  viel  zu  weit,  indem  es 
einerseits  die  Schablone  zu  sehr  in  den 
Vordergrund  schiebt  und  andererseits  der 
Staatsregierung  einen  viel  zu  gewichtigen 
Einfluss  auf  die  freie  Art  der  Selbsthilfe 
gestattet:  man  kann  deshalb  eigentlich  von 
einer  Verstaatlichung  des  ungarischen  Ge- 
nossenschaftswesens sprechen.  Das  oberste 
Organ  bildet  die  Landeskreditgenossenschaft, 
welcher  ein  völlig  bankmässiger  Geschäfts- 
kreis zugewiesen  ist.  In  Gebühren-  und 
Steuerangelegenheiten  erfreut  sich  diese 
Centrale  nahmliafterVergünstignng.  Schliess- 
lich sei  hinsichtlich  der  buroaukratisehen, 
soeben  gerügten  Gesetzgebung  daran  er- 
innert, dass  kaum  ein  Missbrauch  der  Staats- 
gewalt in  Ungarn  zu  befürchten  ist,  indem 
wir  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  wirt- 
schaftlich-politischen Dingen  dort  Beweise 
weit  aussohauender  volkswirtschaftlicher 
Auffassung  beobachten  konnten.  So  wird 
vielleicht  dieses  Gesetz  sehr  viel  Gutes 
wirken,  wenn  es  auch  die  kleinen  Kräfte 
in  sehr  enge  Schranken  zwängt.  Es  be- 
wirkt aber  wieder  auch  eine  Kraft  Zusammen- 
fassung, die  mehr  leisten  kann  als  ver- 
einzelt einander  gegenüborstehende  Teil- 
kräfte. 

In  Grossbritannieu  hat  gerade  die 
neuere  Zeit  auch  eine  wesentliche  Ver- 
besserung im  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftswesen gezeitigt,  wenn  auch  dasselbe 
weder  mit  dom  deutschen  noch  mit  dem 
französischen  auch  nur  im  entferntesten 
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konkurrieren  kann.  Nach  einem  verlässigen 
Bericht  sind  in  den  Jahren  1897  98  z.  B. 
in  Irland  101  neue  Genossenschaften  er- 
richtet und  es  bestanden  Ende  März  1898 
dortselbst  261  Genossenschaften,  davon  18 
Konsumvereine,  136  Meiereien,  27  landwirt- 
schaftliche Ein-  und  Verkaufsvereine,  15 
Kreditgenossenschaften,  2 Grosseinkaufsge- 
nossensehaften  und  13  Genossenschaften 
verschiedener  Art. 

Geber  die  englischen  landwirtschaftlichen 
Produktivgenossenschaften  hat  das  dortige 
Handelsministerium  für  das  Jahr  1 •v>t)7  das 
Nachstehende  publiziert : 

Es  bestanden  in  der  Landwirtschaft, 
Milchwirtschaft  und  Fischerei  116  Produktiv- 
genossenschaften; dazu  kamen  26  Müllerei- 
genossenschaften, von  denen  4 derselben 
einen  Wert  der  fabrizierten  Produkte  von 
2D1  i Millionen  Mark  aufwiesen.  Die  grosse 
Anzahl  von  Bäckereigenossenschaften  und 
sonstigen  Produktivgenossenschaften.  welche 
der  diesbezügliche  Bericht  berührt,  dürfen 
wohl  kaum  und  zwar  wohl  ebensowenig 
wie  die  18  Konsumvereine  der  Landwirt- 
schaft zugerochnct  worden,  indem  sie  doch 
wesentlich  Arbeiter  als  Mitglieder  besitzen. 

ln  Dänemark  ist  man  daran,  in  um- 
fangreicher Weise  gesetzlich  sowohl  wie 
materiell  dem  Genossenschaftswesen  unter 
die  Arme  zu  greifen,  und  zwar  durch  staat- 
liche Unterstützung  von  Darlelmskassen, 
durch  Belehnung  genossenschaftlicher  Unter- 
nehmungen zum  Verkaufe  von  Getreide 
u.  s.  w. 

Frankreich  erfreut  sich  einer  stetigen 
Fortentwickelung  seiner  Kreditgenossen- 
schaften , insbesondere  aber  seiner  ge- 
nossenschaftlichen Verkaufs-  und  Produk- 
tionsorganisationen.  Sehr  interessant  ist 
hierbei,  dass  die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften für  den  Verkauf  von  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen  eine  lebhafte 
principielle  Unterstützung  durch  das  kon- 
sumierende Publikum  finden,  die  wir  eigent- 
lich in  Deutschland  leider  vollständig  ver- 
missen müssen.  Eine  Form  von  Genossen- 
schaften, die  hei  uns  fast  kaum  entwickelt 
ist,  erfreut  sich  in  Frankreich  einer  sein- 
weiten  Ausbreitung,  das  sind  nämlich  die 
Dreschgenossenschaften  mit  dem  Zwecke, 
dem  kleineren  und  mittleren  Landwirt  die 
Vorteile  der  ihm  sonst  nicht  zugängigen 
Maschinentechnik  zuzuführen.  Die  älteste 
französische  Dresehgenossonschaft  stammt 
aus  dem  Jahre  1869.  Dass  diese  Art  ge- 
nossenschaftlicher Einrichtung  in  Frankreich 
eine  so  bedeutende  Ausdehnung  gewinnen 
konnte,  beleuchtet  eigentlich  landwirtschaft- 
liche Verhältnisse  Frankreichs  in  interessanter 
Weise  und  zeigt  gegenüber  Deutschland, 
dass  bei  uns  der  mittlere  und  Kleingrund- 
besitz in  landwirtschaftlichem  Kulturfort- 


schritt, was  Wissen  und  Opferwilligkeit  an- 
betrifft,  doch  entschieden  auf  einer  höheren 
Stufe  stellt.  Bei  uns  weiss  jeder  Bauer  sich 
der  Vorteile  des  Maschinenwesens  hin- 
reichend zu  bedienen. 

Zum  Schlüsse  sei  nicht  unerwähnt,  dass 
auch  ein  internationaler  Genossen- 
schaftshund liesteht,  welcher  auf  dem 
ersten  internationalen  Genossensehaftskon- 
gress  zu  London  im  Jahre  1895  vorbereitet 
und  auf  dem  zweiten  im  Jahre  1896  zu 
Paris  errichtet  worden  ist.  Die  dritte 
Sitzung  des  Bundes  fand  in  Delft  1897  und 
die  vierte  und  letzte  zu  Paris  in  den  Tagen 
vom  18. — 22.  Juli  d.  J.  statt.  Der  Zweck 
dieses  Bundes  ist,  die  in  den  einzelnen 
Ländern  auf  genossenschaftlichem  Gebiete 
gesammelten  Erfahrungen  zum  Nutzen  der 
gesamten  genossenschaftlichen  Bewegung 
aller  Länder  zum  Austausch  zu  bringen,  die 
genossenschaftliche  Arbeit  auf  der  durch 
die  Erfahrung  als  richtig  erkannten  Grund- 
lage je  nach  den  Bedürfnissen  des  natio- 
nalen oder  internationalen  wirtschaft- 
lichen Verkehrs  weiter  auszubauen  und  zu 
vervollkommnen  und  schliesslich  auch  ge- 
schäftliche Beziehungen  der  Genossenschaften 
der  einzelnen  Länder  unter  einander  anzu- 
bahnen. 

Die  Erkenntnis  von  der  hohen  Bedeutung 
der  Association  gleicher  Kräfte  zur  Erringung 
wirtschaftlicher  Erfolge  breitet  sich  in  der 
ganzen  Kultunveit  immer  mehr  aus,  und  es 
ist  erfreulich,  sagen  zu  können,  dass  in  der 
wirksamen  Arbeit  der  Selbsthilfe  nach  dieser 
Richtung  hin  Deutschland  heute  an  der 
Spitze  der  Nationen  marschiert.  Die  mate- 
riellen und  ethischen  Erfolge  werden  nicht 
ausbleibeu ! 

bitterat ur : <?.  Schönberg,  Die  Landwirtschaft 
und  du s Genossenschaftswesen,  Breslau  186S  (Vor- 
trag). — Wunderlich,  Referat  über  Genossen- 
schaftswesen. — (1.  Schönberg,  Die  Landwirt- 
schaft der  Gegenwart  und  das  Genossensrhafts- 
princi p,  llrrlin  186'.).  — Lette,  Referat,  betr. 
dir  Staatsaufsicht  über  Waldwirtschaft  (für  den 
volkswirtschaftlichen  Kongress  in  Jireslau).  Ile- 
deatang  des  Kongresses  Korddcutsrher  Land- 
wirte. AV.  9.  — V.  A.  Huber,  Soziale  Fragen. 
1.  Das  Genossenschaftswesen  und  dir  ländlichen 
Tagelöhner.  — /..  Darintun,  Das  Genossen- 
schaftsgesctz  für  den  Korddeutschen  Hund  vom 
Jf.  17/.  1868,  llrrlin  1868.  Statut  der  Käserei- 
gesellschaft  zu  Jlitburg  und  l.’mgcbung  (i  Erpl.). 
— T.  Jtal/Jt  •inen , Die  Darlehenskassen- 

vereine,  als  Mittel  zur  Abhilfe  der  Kot  der  länd- 
lichen Bevölkerung,  sowie  auch  der  städtischen 
Handwerker  und  Arbeiter,  Bonn.  — Burk- 
harelt- Bayreuth,  Feber  die  Genossenschaften 
in  Oberfranken.  — llueh-Stan na  it ‘selten,  Mit- 
teilung über  die  Genossenschaften  im  Bereiche, 
des  landwirtsrhafll.  Centralvereins  für  I.ithanen 
und  Masuren,  Ent • und  ßewässernngsgenossen- 
schäften  des  Rcg.-llcz.  Gumbinnen.  Statut  der 
Dra'iiagegesellsrhaß  in  Bedienfeld.  Denksrhrij 
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ii  «f*r  Controls  teile  für  die  landwirtschaftlichen 
I reine  in  Hessen- Darmstadl.  — E.  Wo! ff, 
J r>ic  La n d Wirtschaft  und  die  Genossenschaft,  llonn 
1887Q.  Petition  des  Centralausschusses  der  rer- 
<r  in  igten  Wiener  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
n ossensehajlen,  betr.  Besteuerung,  enthält  Statist. 
.-4  n gaben.  » Die  Presse  u,  Wien,  com  8.  VII. 

1369.  Notiz  über  Käsereigenossenschaf ten.  — 
Han  nanen.  Die  G ehäfersch a ften  im  Reg.-Bez. 
Trier.  — Haxe.  Wirth , Hebung  der  arbeiten- 
•im  Klassen  durch  Genossenschaften  und  Volks- 
fxznken,  Hern  1868.  — E.  Pfeiffer,  Die  Kon- 
wtrmrereinc,  ihr  Wesen  und  Wirken,  Stuttgart 
1365.  — II.  von  Hendel,  .-!«•  und  Verkaufs- 
Genossenschaften,  Berlin  18S6.  — Gg.  Hehne- 
Malloeh,  Offener  Brief  an  die  deutschen  Pferde- 
Besitzer,  Berlin  1891.  — Georg  Mahlstellt, 
I sie  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  und 
deren  Vereinigung  zu  Verbänden,  Oldenburg 
1389.  — H.  von  Hendel,  Fünf  populäre  Vor- 
träge, Oldenburg  1887.  — C,  H,  Stöckel,  Er- 
richtung, Organisation  und  Betrieb  der  Molkerei- 
genösse nscha ften,  Bremen  1880.  — Derselbe, 
Molkereigenossenschaften.  Schriften  des  milch- 
■tri rtschaftl ichen  Vereins,  Nr.  6,  Danzig  1877.  — 
H i rnbaum.  Das  Genossenschaf tsprinri p in  An- 
wendung und  Anwendbarkeit  auf  die  Land- 
wirtschaft, Leipzig.  — v.  Langndor/f,  Kind- 
liche Kredit-  und  Konsumvereine,  Neuwied  1871. 
— Freiherr  von  Broich,  Sozialreform  und 
Genossenschaftswesen , Berlin.  — Ihrig,  Ge- 
nossenschaftskalender, Darmsladt  1888 — 1898.  — 
Haas,  Veröffentlichungen  der  Vereinigung  der 
deutsch,  landwi  rtschaftl.  Genossenschaften,  Offen- 
bar h a.  M.  1884 — 189t.  — Pa ritzt  uv  und 

C rüg  er,  Das  Reichsgesetz,  betr.  die  Erwerbs- 
und Wirtsrhaftsgcnossenschaftcn  v.  1.  V.  1889, 
Berlin  1890.  — Der  Stand  des  landwirt- 

srhaftlichen  Genossenschaftswesens  in  Bayern 
1899.  Ausgearbeitet  vom  Königlich  bayerischen 
Staatsministerium  des  Innern.  München  1900. 
— Der  Stand  des  landwirtschaftlichen  Genossen- 
sc/u\ftswesens  im  Königreich  Sachsen,  Dresden 
1899,  herausgegeben  vom  Verband  der  landicirt- 
schaftlichen  Genossenschaften  in  Dresden.  — .1. 
Heyenschein,  Die  ländlichen  Genossenschaften 
im  Reg.-Bez.  Cassel,  I.  Die  Raiffeisensehen  Ge- 
nossenschaften, Cassel  1899.  Verlag  der  Land- 
■wirtschaftskaininer.  — W.  Altrock,  der  länd- 
liche Personalkredit  in  der  Provinz  Brumlcn- 
bnrg.  Berlin  1900.  — Adolf  Okieiek,  An- 
leitung zur  Geschäßs-  und  Buchführung  für 
Spar-  und  Darlchnskasscn  noch  dem  System  des 
Verbandes  pommerscher  landwirtschaftlicher  Ge- 
nossenschaften. Stettin  1899,  Selbstverlag.  — 
Statistik  der  Spar-  und  Darieh nskassen vereine 
Raiffeisemcher  Organisation  für  das  Jahr  1897. 
Neuwied  a.  Rh.,  Verlag  der  Firma  Raiffeisen 
& Com.  — Joseph  Staudt  ngev , Das 

Ijugerhnus  Trostberg.  Seine  Einrichtung,  Ge- 
schäfts- und  Buchführung.  München  1900,  Druck 
von  Rischmöller  <fc  Meyer.  — Das  landwirt- 
schaftliche Genossenschaftswesen  in  Deutschland ; 
in  seinen  gesamten  Einrichtungen  und  Orguni- 
sationsf ormen  auf  Grundlage  persönlicher  Wahr- 
nehmungen systematisch  dargestellt  und  als  Hand- 
buch für  die  genossenschaftliche  Praxis  bestimmt. 
Von  Dr.  Moritz  Evtl,  Ministerial Sekretär  im 
k.  k.  Ackerbauministerium  und  Dr.  Stefan 
Lieht,  Verbandsanwalt  des  Gentralverbandcs  der 
deutschen  landw.  Genossenschaften  Mährens  und 
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Schlesiens.  tfriVn  1899.  — Kataster  der  im 
Königreich  Prcussen  vorhandenen  eingetragenen 
Genossenschaften,  Unterlagen  zur  Genossen- 
schaftsstatistik, bearbeitet  von  der  Preussische.n 
Centralgenossenschaftskasse,  Berlin  1898.  — 

Bestimmungen  der  Preussischcn  Centralge- 
nemenschaftskasse  über  den  Geschäftsverkehr, 
Berlin  1898,  als  Manuskript  gedruckt.  — G. 
Hager,  Anleitung  zur  Errichtung,  sowie  zur 
Buch-  und  Geschäftsführung  der  Spar-  und  Dar- 
lehnskassen, Breslau,  1899.  (Zu  beziehen  durch 
den  Provinzialverband  der  Spar-  und.  Darlehns- 
kassen Schlesiens,  Breslau,  Neudorfstrasse  18.) 

von  Hendel -Stein fein. 


Landwirtschaftliches  Gesinde 

s.  Gesindeverhältnis  oben  Bd.  IV 
S.  241  ff. 


Landwirtschaftliches  Kreditwesen. 

1.  Die  drei  Arten  des  landwirtschaftlichen 
Kredites.  2.  Das  Wesen  des  Hypothekarkredits 
und  die  Wege  zu  seiner  Befriedigung.  3.  Die 
Gefahren  des  Kredites. 

1.  Die  drei  Arten  des  landwirtschaft- 
lichen Kredites.  Der  Landwirt  bedarf  des 
Kredites:  1.  behufs  Ankauf  des  Grund  und 
Bodens;  2.  zu  Bauten,  Meliorationen  und 
zur  Hebung  des  Inventars ; 3.  zur  vorüber- 
gehenden Ergänzung  des  Betriebskapitals, 
infolgedessen  hat  man  drei  Arten  des  land- 
wirtschaftlichen Kredites  zu  unterscheiden, 
die  selu-  verschiedene  Eigentümlichkeiten 
besitzen  und  die  sehr  ungleich  behandelt 
werden  müssen. 

1.  Will  der  Landwirt  ein  grösseres  Gut 
erwerben,  als  er  ans  eigenen  Mitteln  be- 
zahlen kann,  so  muss  er  einen  Teil  der 
Kaufgelder  darauf  stehen  lassen  oder  die 
Summe  von  einem  Kapitalisten  aufnehmen. 
Er  nimmt  dann  den  Grundkredit  (Credit 
foneier)  in  Anspruch.  Zur  Sicherung  des- 
selben ist  er  in  der  Lage,  den  Grund  und 
Boden  zu  verpfänden.  Da,  wie  Rodbertus 
richtig  gesagt  hat,  der  Grund  und  Boden 
nur  als  Rentenfonds  anzusehen  ist,  der  wohl 
eine  Jahresrente  regelmässig  abwerfen,  aber 
kein  Kapital  aus  sich  heraus  liefern  kann, 
muss  der  Landwirt  den  Gnindkredit  dau- 
ernd in  Anspruch  nehmen.  Er  wird  im 
günstigen  Falle  ein  oder  mehrere  Deiennien 
gebrauchen,  um  einen  Teil  zurückzahleu  zu 
können.  In  den  meisten  Fällen  ist  er  heu- 
tigen Tages  dazu  überhaupt  nicht  in  der 
Lage.  Kündigung  des  geliehenen  Kapitals 
zu  gestatten,  ist  zwar  nicht,  wie  Rodbertus 
meint,  ein  Unding,  denn  es  gesehieht  nicht 
in  der  Hoffnung,  ein  grösseres  Kapital  dem 
Boden  selbst  entnehmen  zu  können,  sondern 
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dasselbe  von  einem  anderen  Kapitalisten  ge- 
liehen zu  erhalten,  um  damit  dem  ersten 
Gläubiger  gerecht  zu  werden ; wohl  aber 
liegt  darin  für  den  Schuldner  die  grösste 
Gefahr,  weil  die  Kündigung  in  eine  Zeit 
pekuniärer  Kalamität  fallen  kann  und  dann 
gerade  in  dem  nötigen  Momente  das  Dar- 
lehen nicht  zu  haben  ist,  wodurch  der  Kon- 
kurs auch  bei  sonst  geordneten  Geldverhält- 
nissen unvermeidlich,  wird. 

Der  Gläubiger  kann  nlxr  auch  auf  das 
Kündigungsreelit  verzichten,  weil  ihm  das 
Pfandobjekt  dauernde  Sicherheit  zu  bieten 
vermag.  In  einem  in  Blüte  befindlichen 
Lande  behält  der  Grund  und  Boden  einen 
massig  veranschlagten  Wert  dauernd.  Der 
landwirtschaftliche  Grund  und  Boden  ge- 
winnt bei  normaler  Bewirtschaftung  an  Er- 
tragsfähigkeit , und  bisher  ist  innerhalb 
grösserer  Perioden  der  Grundwert  noch  fort- 
dauernd gestiegen.  Schlechte  "Wirtschaft, 
ungünstige  Konjunkturen  vermögen  vorüber- 
gehend wohl  eine  Wertverringerung.  aber 
nicht  eine  Wertvernichtung  herbeiznführou. 
Eine  Beleihung  bis  zu  zwei  Drittel,  selbst 
drei  Viertel  des  Wertes  des  Grund  und 
Bodens,  exklusive  der  Gebäude  etc.,  wird 
deshalb,  von  abnormen  Verhältnissen  abge- 
sehen, als  dauernd  gesichert  angesehen  wer- 
den können.  Der  Gläubiger  wird  also  bei 
solcher  Beleihung  nicht  nur  auf  sein  Kiin- 
digungsrccht,  sondern  selbst  auf  die  all- 
mähliche Tilgung  verzichten  können. 

Auch  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus  ist  eine  völlige  Tilgung  dieser 
Schulden  nicht  unbedingt  erforderlich,  son- 
dern nur  eine  Reduktion  auf  ein  solches 
Muss,  dass  der  Landwirt  ohne  Gefahr  einen 
entsprechenden  Teil  des  Ertiages  für  die 
Verzinsung  der  Schuld  abgeben  kann.  Denn 
es  ist  dann  volkswirtschaftlich  nicht  nach- 
teilig, weuu  ein  Teil  des  Ertrages  der  Land- 
wirtschaft sich  unter  verschiedene  Hände 
verteilt,  also  Beamten,  Witwen,  Handwerkern 
und  anderen  Kapitalisten  zufiiesst,  welche 
ihr  Vermögen  in  sicheren  Hypotheken,  Pfand- 
briefen etc.  angelegt  haben,  während  die 
Grundbesitzer,  besonders  die  grossen,  einen 
Teil  ihrer  Ersparnisse  verwenden,  um  sich 
an  Eisenbahnen,  Industrie-  oder  Bergwerks- 
unternehmungen etc.  zu  beteiligen. 

2.  Andere  sind  die  Kapitalien  zu  behan- 
deln, welche  der  Landwirt  aufnimmt,  um 
damit  neue  Gebäude  zu  bauen,  seine  Felder 
zu  drainieren,  Bewässerungsanlagen,  Merge- 
lungen  etc.  durchzuführen,  dann  um  einen 
neuen  Viehstapel  anzuschaffen  oder  grössere 
Maschinen,  namentlich  für  die  Agrarindustrie 
zu  erweiben.  Die  auf  einem  Gute  in  der 
erwähnten  Weise  angelegten  Kapitalien  re- 
präsentieren gewöhnlich  die  Hälfte  bis  drei 
Viertel  des  Grundwertes.  In  mehr  zurück- 
gebliebenen Gegenden  übersteigen  sie  mit- 


unter aber  auch  das  Ankaufskapital  für  das 
ganze  Gut.  Wo  nun  derartige  Anlagen  in 
kurzer  Zeit  und  in  grösserem  Massstabe  vor- 
genonnnen  werden  müssen,  kann  der  Land- 
wirt genötigt  sein,  hierzu  eine  besondere 
Anleihe  zu  machen,  oder  er  lässt  schon  bei 
der  Uebernahine  einen  Teil  des  Ankaufs- 
kapitals  hypothekarisch  eintragen,  um  eine 
entsprechende  Summe  in  dieser  Richtung 
zu  verwenden. 

Auch  dieser,  von  den  Franzosen  »Credit 
agrieole«.  genannte  landwirtschaftliche  Bau- 
und  Meliorationskredit  muss  für  längere 
Zeit  gewährt  werden  und  aus  den  oben  an- 
geführten Gründen  unkündbar  sein.  Doch 
ist  hier  allmähliche  Rückzahlung  erforderlich, 
weil  das  dadurch  geschaffene  Wert-  und 
Pfandohjekt,  Gebäude,  Meliorationen,  lebendes 
und  totes  Inventarium  nicht  dauernd  den- 
selben Wert  behält,  sich  vielmehr  abnutzt, 
durch  die  Zeit  an  Wert  einbiisst,  besonderen 
Zufälligkeiten  ausgesetzt  ist,  daher  früher 
oder  später  neu  ersetzt  werden  muss  und 
damit,  die  Ansammlung  des  dazu  nötigen 
Kapitals  voraussetzt. 

Der  Landwirt  ist  al*er  auch  in  der  Lage, 
hier  eine  allmähliche  Tilgung  zu  liewirken, 
weil  die  Anlage  unter  der  Voraussetzung 
geschieht , da<s  dadurch  der  Ertrag  des 
Gutes  erhöht  wird.  Bei  Gebäuden  wird 
dieses  nur  in  l>eschränktem  Masse  der  Fall 
sein,  daher  ist  aber  auch  nur  eine  langsame 
Amortisation  vorausgesetzt.  Immerhin  wer- 
den nur  in  einem  guten,  luftigen  Stalle 
edlere  Tiere  gezogen  werden  können,  gute, 
geräumige  Scheunen  gestalten  eine  bessere 
und  vollständigere  Aufbewahrung  der  Ernte, 
mir  in  guten  Räumlichkeiten  kann  ange- 
messen eine  Molkerei  durchgeführt  werden. 
Eine  Drainage  wird  »“hon  in  1T>  oder  20 
Jahren  eine  teilweise  Erneuerung,  jedenfalls 
umfassende  Verliesserung  erfordern.  Das 
aufgewendete  Kapital  wird  daher  in  dieser 
Zeit  zurückgezahlt  werden  müssen.  Aber 
die  Ernte  wird  auch  dadurch  eine  grössere 
und  sicherere  geworden  sein  und  reichlich 
die  Mittel  zur  Amortisation  geboten  haben, 
wenn  die  Anlage  eine  rationelle  war. 

Zur  Befriedigung  dieses  Kreditbedürf- 
nisses haben  die  Landschaften  eine  besondere 
Beleihung  über  die  gewöhnliche  Grenze 
hinaus  mit  stärkerer  Amortisation  einge- 
richtet. Dann  sind  in  Preussen  die  Provin- 
zialhilfskassen und  Lmdeskultur- Renten- 
banken (auch  in  Bayern,  Sachsen  und  Olden- 
burg) zur  Unterstützung  von  Meliorationen 
j durch  Darlehen  vorhanden. 

3.  Zu  der  dritten  Art  des  Kredits  muss 
der  Landwirt  seine  Zuflucht  nehmen,  weun 
die  Einnahmen  eines  Jahres  nicht  ausreichen, 
um  die  laufenden  Ausgaben  bis  zum  Absatz 
der  neuen  Ernte  zu  decken.  Gewöhnlich 
handelt  es  sich  hier  nur  um  Ausfüllung 
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einer  Lücke  für  wenige  Monate,  doch  kann 
durch  grössere  Missernten,  durch  Viehsterben 
etc.  die  Frist,  für  welche  Kredit  beansprucht 
weiden  muss,  sich  auch  auf  ein  halbes  Jahr 
und  länger  ausdehnen.  Auch  Ausgaben,  die 
mehr  in  die  zweite  Kategorie  fallen,  wie 
für  grössere  Haureparaturen  zum  Ankauf 
von  Maschinen,  Viehstücken,  zu  Meliorationen 
etc.  sucht  der  Landwirt  oft  aus  den  laufenden 
Einnahmen  zu  decken  und  hilft  sich  durch 
die  dritte  Art  des  Kredits. 

2.  Das  Wesen  des  Hypothekarkredits 
und  die  Wege  zu  seiner  Befriedigung. 
Für  die  lieiden  ersten  Kategorieen  kommt 
nach  dem  Gesagten  nur  der  Kealkredit  in 
Betracht,  weil  für  die  längere  Darlehens- 
frist die  Persönlichkeit  des  Schuldners  nicht 
die  nötige  Garantie  zu  bieten  vermag,  und 
da  hier  der  Schuldner  das  Pfandobjekt  in 
der  Hand  behalten  muss,  so  ist  der  Hypo- 
thekarkredit hier  allein  am  Platze  und 
^tatsächlich  im  allgemeinen  angeweudet. 
Bei  der  dritten  Kategorie  dagegen,  wo  es 
sich  nur  um  kürzere  Fristen  handelt,  sind 
die  zeitraubenden  Umstände  und  die  Kosten 
hypothekarischer  Eintragung  zu  gross.  Hier 
findet  deshalb  der  Personalkredit  Anwen- 
dung oder  die  Darleihung  gegen  Faustpfand, 
sei  es  durch  Verpfändung  von  Getreide. 
Wolle  etc.  oder  durch  Hingabe  von  Papieren 
wie  bei  der  Lombardierung. 

Bei  den  ersten  beiden  Kategorieen  des 
Kredits  beansprucht  der  Landwirt,  wie  wir 
sahen,  1.  Kreditierung  für  längere  Zeit,  2. 
Fortfall  der  Kündigung,  3.  möglichst  niedri- 
gen Zinsfuss.  Der  Kapitalist  dagegen  ver- 
langt für  seine  ausstehenden  Gelder,  1 . Sicher- 
heit, 2.  Verfügbarkeit  derselben,  3.  möglichst 
hohe  Zinsen.  Die  Vermittelung  zwischen 
den  Ansprüchen  beider  Parteien  und  die 
Aufgabe,  den  Ansprüchen  beider  möglichst 
gerecht  zu  werden,  wie  es  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft frommt,  ist  die  Aufgabe  einmal 
einer  guten  II  y p o t h e k e n o r d n u u g , dann 
der  landwirtschaftlichen  Kredit- 
anstalten, über  welche  besondere  Artikel 
orientieren.  Die  Hypothekenordnung  soll 
Gelegenheit  bieten,  durch  Eintragung  der 
Forderungen  sich  die  rechtliche  Sicher- 
heit zu  verschaffen.  Die  landwirtschaft- 
lichen Kreditanstalten  übernehmen  es,  dem 
Kapitalisten  d ie  ö konomische  Sicherheit 
zu  verschaffen,  indem  sie  die  Garantie  für 
Kapital  und  Zinszahlungen  übernehmen.  Sie 
gewähren  ihm  ausserdem  die  grösstmög- 
liche  Verfügbarkeit  über  ihre  Kapitalien, 
indem  sie  ihm  sichere  zinstragende  Papiere, 
meistens  Inhaberpapiere  aushändigen,  die  er 
zu  jeder  Zeit  an  der  Börse  umsetzen  kann. 
In  dem  Kurse  der  Papiere  kommt  aber 
auch  am  besten  der  zeitweilige  Lunleszins- 
fuss  zum  Ausdruck,  so  dass  durch  den  An- 
kauf der  Papiere  an  der  Börse  der  Kapitalist 


den  angemessenen  Zinsfuss  erhält  und  ebenso 
der  Landwirt  durch  Verkauf  der  Papiere 
zum  Börsenkurse  nur  den  Landeszinsfuss 
mit  dem  Zuschläge  der  Verwaltungskosten 
zu  zahlen  hat.  Dem  Landwirte  sollen  die 
Kreditanstalten  ausserdem  unkündbaren 
Kredit  gewähren  und  Gelegenheit  zur  Amor- 
tisation in  Annuitäten. 

Leider  ist  immer  noch  der  grösste  Teil 
des  Hypothokarkredits  in  allen  I Andern, 
selbst  in  Preussen.  wo  die  Kreditanstalten 
die  ausgedehnteste  Wirksamkeit  entfalten, 
durch  Individualhypotheken  gedeckt,  bei 
denen  sogar  nur  ausnahmsweise  die  Kün- 
digung für  lxistimmto  Zeit  ausgeschlossen 
ist.  Ganz  besonders  ist  dieses  bei  dem 
bäuerlichen  Grundbesitz  der  Fall,  der  da- 
durch in  hohem  Masse  gefährdet  ist,  ob- 
gleich er  namentlich  in  Preussen  weniger 
verschuldet  ist  als  der  grosse.  Da  aber  der 
Grossgrundbesitz  in  Preussen  stark  über- 
schuldet ist  und  höhere  Ansprüche  an  Dar- 
lehen macht,  als  die  Kreditanstalten  zu  ge- 
währen vermögen,  so  sind  auch  da  gerade 
die  höheren  Hyj>otheken  in  Privathänden 
und  kündl>ar.  Diese  Kündbarkeit  eines 
grossen  Teiles  der  Hypotheken  ist  es,  welche 
die  Verschuldung  des  ländlichen  Grundbe- 
sitzes besonders  gefahrvoll  macht. 

Man  hat  deshalb  von  vielen  Seiten  über- 
haupt die  Individualhypotheken  und  beson- 
ders die  kündbaren  verbieten  wollen.  Das 
wäre  indessen  zu  weit  gegangen,  weil  in 
Zeiten  des  Geldüberflusses  der  Landwirt 
vielfach  dadurch  am  billigsten  Darlehen  er- 
hält: und  wenn  er  in  der  Lage  ist,  sich  für 
den  Fall  der  Kündigung  sicherzustellen,  so 
liegt  kein  Grund  vor,  ihm  diesen  Weg 
gänzlich  zu  verschliessen. 

Alter  unbedingte  Aufgabi»  ist  es,  dafür 
Sorg«»  zu  tragen,  dass  der  Landwirt  über- 
all Gelegenheit  findet,  bei  Kreditanstalten 
angemessenen  Kredit  unkündbar  zu  erhalten. 
Und  wo  die  Landwirte  selbst  nicht  die  In- 
telligenz besitzen,  um  die  Initiative  zu  er- 
greifen, ist  es  die  Aufgabe  des  Staates,  die 
betreffenden  Institute  ins  Leben  zu  rufen. 

3.  Die  Gefahren  des  Kredites.  Der 
Kredit  ist  ein  zweischneidiges  Schwert.  Wie 
er  auf  der  einen  Seite  ein  mächtiger  Hobel 
ist,  um  den  Betrieb  zu  fördern,  wie  er  auch 
den  weniger  Bemittelten  die  Möglichkeit 
bietet,  sich  ein  grösseres  Gilt  zu  kaufen,  um 
darauf  seine  Intelligenz  mehr  verwerten  zu 
können,  so  trägt  er  auf  der  anderen  Seite 
die  Gefahr  einer  Ucberschuldimg  und  er- 
drückenden Abgabe  an  Hypothekarzinsen 
vom  Ertrage  in  sich.  Auf  diese  Weise  hat 
er  wesentlich  zur  Verschärfung  der  gegen- 
wärtigen Agrarkrisis  beigetragen,  weil  er 
übermässig  angespannt  wurde  und  die  all- 
gemeine Cebersehuldung  die  Widerstands- 
kraft der  Grundbesitzer  derart  untergraben 
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hatte,  dass  sie  mehrjähriger,  ungünstiger 
Konjunktur  sich  nicht  gewachsen  zeigten. 
Der  sinkende  Zinsfuss  beförderte  das  »Steigen 
des  Grundwertes;  wer  daher  in  der  Lage 
war,  sich  ein  oder  mehrere  Decennien  auf 
einem  Gute  zu  halten,  konnte  sicher  sein, 
es  mit  Kapitalgewinn  zu  verkaufen ; je  grösser 
und  wertvoller  das  Gut  war,  um  so  grösser 
zeigte  sich  dann  der  Kapitalgewinn.  Daher 
das  allgemeine  Streben,  ein  möglichst  grosses 
Gut  zu  erwerben  und  mit  geringer  An- 
zahlung. Sobald  nun  seit  Mitte  der  sieb- 
ziger Jahre  in  Deutschland  der  Grundwert 
nicht  mehr  stieg,  sondern  sogar  an  zu  sinken 
fing,  erwies  sieh  die  Spekulation  als  verfehlt, 
uncl  der  Ruin  einer  Menge  Existenzen  war 
die  unausbleibliche  Folge. 

Als  eine  Hauptursaehe  der  Verschuldung 
und  besonders  der  Ueberschuldung  ist  die 
gleiche  Erbteilung  bei  Grundbesitz  anzu- 
sehen ; besonders  in  Deutschland,  wo  der 
Grund  besitzerstand  fast  allgemein  mit  einer 
grossen  Kinderzahl  gesegnet  ist.  Soll  einer 
der  Erben  das  elterliche  Gut  übernehmen,  | 
sträubt  man  sich  gegen  die  Veräusserung  j 
wie  gegen  die  Teilung,  so  ist  die  Ueber- 
schuldung  nicht  zu  vermeiden,  wo  nicht 
eine  besondere  Bevorzugung  des  Anerben  i 
durch  Gesetz  oder  Sitte  eingebürgert  ist,  da 
nur  selten  die  nötigen  Kapitalien  vorhanden 
zu  sein  pflegen,  um  die  Mitcrhen  daraus  zu 
befriedigen. 

Nach  dem  Vorgänge  von  Kodbertus  wird 
mm  der  Besitzwechsel  nicht  nur  als  der 
alleinige  Anlass  der  Verschuldung  angenom- 
men, sondern  überhaupt  der  Realkredit  als 
fast  allein  behufs  Erwerbung  in  Anspruch 
genommen  hingestellt.  Bei  der  badischen 
Ein | uete  wurden  für  37  Gemeinden  als 
Grund  der  Verschuldung  aufgestellt:  44,77  °o 
aus  Kauf,  28, 07  °o  aus  Erbteilung,  5.07  °o 
aus  Hausbau  und  22,09%  aus  sonstigen 
Ursachen.  Unter  dieser  letzteren  Rubrik 
sind  alle  diejenigen  Schulden  zusammen- 
gefasst,  über  deren  Eutstehungsgrund  Zu- 
verlässiges nicht  zu  ersehen  war.  Sicherlich 
ist  auch  hiervon  noch  ein  bedeutender  Teil 
behufs  Erwerbung  kontrahiert.  Man  hat 
daraus  geschlossen,  dass  90°'o  dieser  Schul- 
den auf  jenen  Grund  zurückzuführen  seien, 
und  dies  auf  den  Grundbesitz  überhaupt  ver- 
allgemeinert. Das  ist  unzweifelhaft  zu  weit 
gegangen.  Einmal,  weil  aus  den  bäuerlichen 
Verhältnissen  nicht  ohne  weiteres  auf  den 
Grossgrundbesitz  zu  sch  Hessen  ist,  da  der- 
selbe  weit  weniger  Meliorationen  im  grossen 
unternimmt  als  jener,  ausserdem  weil  sehr 
häufig  schon  bei  der  Erwerbung  ein  Kapital 
aufgenommen  wird,  welches  ausdrücklich 
zum  Hausbau  für  Meliorationen  etc.  be- 
stimmt ist,  also  in  die  zweite  Kategorie 
fällt,  während  die  Statistik  es  unter  der 
ersten  Kategorie  registriert.  Namentlich  in 


| Gegenden,  wo  die  Landwirtschaft  im  we- 
isem liehen  Aufschwünge  begriffen  ist,  pflegt 
der  Melioratiouskredit  Itei  dem  Erwerbe  eine 
! grosse  Rolle  zu  Spieler.,  was  in  der  Littcratur 
< nicht  genügend  beachtet  ist. 

Gleichwohl  ist  nicht  zu  leugnen,  dass 
1 die  Uelierschuldung  hauptsächlich  horliei- 
| geführt  ist  durch  Ueberuahme  der  Güter 
mit  zu  geringer  Anzahlung,  und  zwar  sowohl 
j bei  Kauf  wie  bei  Ueberuahme  im  Erbfall, 
I und  die  dadurch  herlieigeführto  Abhängig- 
keit des  Landwirts  von  dem  Kapitalisten 
und  die  Unsicherheit  seiner  Stellung  haben 
deu  Anlass  zu  einer  Menge  radikaler  Reform- 
vorschläge gegeben. 

Die  extremste  Richtung  geht  einfach  auf 
! die  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens 
hin  (Henry  George.  Stummer,  Flürscheim, 
v.  Helldorf-Baumersrode).  Es  ist  hier  nicht 
der  Ort , darauf  näher  einzugehen.  Die 
zweite  Richtung  (l/irenz.  v.  Stein,  Schaeffle, 
Ruliland)  will  die  hypothekarische  Verschul- 
dung behufs  Ankauf  oder  erblicher  Uel*er- 
nalime  überhaupt  nicht  zulassen,  sondern 
nur  behufs  Meliorationen  etc.  gestatten. 
Das  schlösse  einmal  eine  gewaltige  Entwer- 
tung des  Grund  und  Bodens  in  sich,  weil 
die  Zahl  derjenigen , welche  zur  vollen 
Zahlung  die  Mittel  besitzen,  ausserordentlich 
klein  ist.  Es  schlösse  ferner  ein  die  Ver- 
drängung des  Besitzerstandes  und  seine  Ver- 
wandlung in  einen  1 ‘ächterstand.  Gleichviel, 
ob  der  Grund  und  Boden  in  die  Hand  ein- 
zelner Magnaten  oder  Finanzmänner  oder 
in  die  Hand  von  Korporationen,  Gemeinden 
I oder  des  Staates  übergeht.  Die  Schatten- 
j seiten  eines  solchen  Verfahrens  sind  in  dem 
Artikel  Pacht  ausführlicher  darzulegen, 
i Dasselbe  ist  unserem  Volkssinne  ebenso  zu- 
wider wie  die  Abhängigmachuug  des  Kre- 
I dits  von  der  Willkür  einzelner  Personen, 

I welche  über  das  Angemessene  der  Meliora- 
tionen und  damit  der  Kreditierung  zu  ent- 
; scheiden  hätten.  Es  ist  ausserdem  zu  be- 
! rücksichtigen,  dass  auch  der  Pächter  durch 
die  Ungunst  der  Konjunkturen  gefährdet 
ist  und  um  so  mehr,  je  länger  die  Pacht- 
perioden sind.  längere  Pachtungen  sind 
aller  wiederum  unentbehrlich,  wo  die  Ver- 
hältnisse noch  fortdauernd  Meliorationen 
zur  Hebung  des  Ertrages  beanspruchen. 

Von  verschiedenen  Seiten,  auch  von  gut 
situierten  Landwirten,  ist  überhaupt  die 
• Normierung  einer  Grenze  für  die  hypothe- 
karische Verschuldung  verlangt.  Solch  ein 
Anspruch  entspringt  den  Beobachtungen 
einer  momentanen  Kalamität,  ohne  anderen 
Zeit  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen.  Schon 
jetzt  würde  die  Massregel  für  strebsame 
und  befähigte  Männer  eine  wesentliche  Er- 
schwerung bilden,  sich  emporzuarbeiten. 
Eine  hohe  Verschuldung  ist  nicht  immer 
ein  Zeichen  einer  schlimmen  pekuniären 
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Lage.  Es  kauft  z.  B.  der  Sohn  reicher 
Eltern  ein  Gut  mit  ein  Drittel  Anzahlung, 
weil  er  in  wenig  Jahren  mit  dem  Erbe  viel- 
leicht dio  ganze  Schuld  tilgen  kann.  Es 
ist  vielleicht  der  Vater  selbst  der  Haupt- 
gläubiger. Sicher  wäre  es  ungereimt,  es 
ihm  zu  verwehren,  seine  Ansprüche  an  den 
Sohn  hypothekarisch  eintragen  zu  lassen. 
Oder  es  kauft  jemand  ein  ihm  besonders 
zusagendes  Gut,  das  ihm  zu  sehr  günstigen 
Bedingungen  angelioten  wird,  während  er 
sein  Gut  längst  verkaufen  wollte  und  nur 
auf  eine  passende  Gelegenheit  wartet.  Er 
kann  aber  nur  als  Käufer  anftreten,  wenn 
ihm  bis  zum  Verkaufe  */s  des  Preises  ge- 
stundet wird,  was  ihm  gegen  hypothekarische 
Eintragung  gewährt  werden  soll.  Könnte 
es  gerechtfertigt  werden,  ein  solches  Ge- 
schäft nicht  zuzulassen?  Weit  tiefgreifender 
würde  die  Wirkung  in  Zeiten  des  allge- 
meinen landwirtschaftlichen  Aufschwunges 
sein,  bei  steigenden  Preisen,  die  sicher  in 
einiger  Zeit  in  Aussicht  stehen.  Man  hätte 
der  Verwertung  der  günstigen  Konjunkturen 
durch  tüchtige  Kräfte  einen  bedenklichen 
Hemmschuh  angelegt,  denn  hierzu  ist  ein 
grosses  Betriebskapital  erforderlich,  und  um 
dies  in  der  Hand  zu  behalten,  muss  eine 
scheinbar  hohe  Verschuldung  vorgenommen 
werden,  die  durch  Meliorationen  etc.  schnell 
ausgeglichen  wäre.  In  unserer  Zeit  der 
Kreditwirtschaft  wäre  solche  Schranke  nur 
dazu  angethan.  die  deutsche  Landwirtschaft 
der  des  Auslandes  gegenüber  konkurrenz- 
unfähig zu  machen. 

Schliesslich  ist  zu  beachten,  dass  jede 
Beschränkung  und  schon  jede  Erschwerung 
des  Realkredits  auf  eine  Erweiterung  des 
Personal kredits  hinwirkt,  welcher  für  den 
Landwirt  noch  ungleich  gefährlicher  ist  als 
jener. 

ln  solcher  Weise  das  Kind  mit  dem  Bade 
auszuschütten,  scheint  in  der  That  kein  Grund 
vorzuliegen.  Die  Gesundung  der  landwirt- 
schaftlichen Kreditverhältnisso  wird  auch 
ohne  das  erfolgen,  wenn  auch  erat  in  der 
folgenden  Generation,  nachdem  der  Grund- 
wert und  die  Verschuldung  eine  den  Zeit- 
verhältnissen entsprechende  Reduktion  er- 
fahren hat.  Die  Wege  zur  Abhilfe  der 
Uebclstände  müssen  auf  anderem  Gebiete 
gesueht  werden.  Als  Hilfsmittel,  einer  zu 
grossen  Verseil  uld  ung  entgegen  zu  w irken,  sind 
noch  zu  erwähnen : das  Reut  e n prineip 
nach  Rodbertus-Jagetzow,  das  besonders  be- 
sprechen werden  wird,  dann  die  l^ebens- 
veraieherung  zur  Schuldentilgung  zu  ver- 
werten, wie  sic  Felix  Hecht  in  einer  beson- 
deren Schrift:  Die  Entschuldung  des  länd- 
lichen Grundbesitzes,  Mannheim  1899,  in 
Vorschlag  gebracht  hat. 

Die  Befriedigung  des  landwirtsehaftliehcn 
Personalkredits  zeigt  keine  besonderen  Un- 


terschiede von  der  für  Industrie  und  Kauf- 
leute üblichen.  Die  vielfach  in  Deutsclüand 
Verbreiteten  Klagen  der  Landwirte  über 
schwer  zu  erlangenden  Personalkredit,  im 
Vergleich  zu  dem,  welcher  weit  weniger 
bemittelten  Industriellen  und  Kaufleuten  zur 
Disposition  stellt,  sind  darauf  zurückzuführen, 
dass  der  deutsche  Landwirt  auch  hei  bedeu- 
tenderem Umsätze  noch  viel  zu  selten  mit 
einer  Bank  in  näheren  Geschäftsverkehr 
tritt.  Da  der  Landwirt  somit  niemandem 
einen  tieferen  Einblick  in  seine  Finanzver- 
hältnisse gestattet,  niemand  eine  Uobersicht 
gewinnt,  wieviel  der  Kreditsuchende  ein- 
nimmt  und  ausgiebt,  woraus  er  seine 
Einnahmen  schöpft  und  wofür  er 
seine  Ausgaben  macht,  kein  Kapitalist  ein 
Urteil  darüber  gewinnt,  ob  der  Landwirt 
nicht  nur  seiner  Vermögenslage  nach  leis- 
tungsfähig ist,  sondern  auch  als  guter  Ge- 
schäftsmann im  richtigen  Momente  die  Mittel 
flüssig  macht  und  sich  dadurch  als  pünkt- 
licher Zahler  erweist;  da  mit  einem  Worte 
der  Kapitalist  die  Kreditwürdigkeit  des 
Landwirts  nicht  beurteilen  kann,  ist  er  auch 
nicht  in  der  Lage,  dem  Landwirte  ohne 
weiteres  Personalkredit  zu  gewähren. 

Bei  dem  Bauern  wird  dieser  Umstand 
noch  verschlimmert  durch  seine  sehr  ver- 
breitete Scheu,  irgend  jemand,  wie  Nach- 
barn, Verwandten  etc.,  erfahren  zu  lassen, 
dass  er  sich  genötigt  sicht,  zum  Kredit  seine 
Zuflucht  zu  nehmen,  wodurch  er  den 
Wucherern  in  die  Hände  getrieben  wird. 
Den  Personalkredit  des  Landwirtes  zu  be- 
friedigen, wird  nach  allem  nur  möglich  sein, 
wenn  derselbe  in  einen  regelmässigen  Ge- 
schäftsverkehr, Kontokorrent-  oder  Depositen- 
verkehr, mit  einer  Bank  tritt.  Dazu  ist  er- 
forderlich die  allgemeine  Verbreitung 
sicherer  Banken,  die  auch  dem  kleinen 
Mann  hierzu  Gelegenheit  geben.  Im  höchsten 
Masse  ist  dieses  in  Schottland  ausgebildet, 
wo  die  grösseren  Banken  auch  an  den 
kleinsten  Orten  Filialen  besitzen  und  in  dem 
sogenannten  Cash-Kredit  «lern  Landwirt  bis 
1 zu  einer  gewissen  Höhe  jederzeit  Personal- 
I kredit  anem  für  Meliorationen  etc.  auf  längere 
Zeit  gewähren,  für  den  ein  Vertrauensmann 
der  Bank,  ein  angesehener  Mann  der  betref- 
fenden Gegend,  teilweise  Bürgschaft  leistet. 
Sehr  günstig  nach  dieser  Richtung  haben  in 
Deutschland  die  Schulze  - Delitzschschen 
Volksbanken  und  Raiffeisensehen  Darlehns- 
kassen gewirkt,  doch  steht  man  noch  auf 
1 der  ersten  Stufe  der  Entwickelung  derselben. 

! Beachtenswert  sind  in  dieser  Beziehung  die 
Vorschläge  von  E.  J.  Becker  und  Rodbertus- 
i Jagetzow , auf  Grund  der  Solidarhaft  des 
Gruiidliesitzes  ein  Netz  kleiner  lokalisierter 
Banken  über  das  ganze  Land  zu  verbreiten, 
welche  vor  allein  für  den  kleinen  Mann  den 
Real-  und  Personalkredit  decken  sollen,  unter- 
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einander  aber  wieder  in  engem  Zusammen- 
hänge stehen,  um  siel»  gegenseitig  zu  unter- 
stützen und  den  gemeinsamen  Kredit  zu 
heben. 

Lltteratiir:  Itodbertun-Jagetsnir , I u.  II, 

Zur  Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigen  Kredit- 
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Antlr,  v.  Oyorgy,  Die  Mängel  der  Kredit- 
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1885.  — (lamp,  Der  landir.  Kredit  und  seine 
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Etüde  sur  le  credit  agricole  et  Ir  credit  foneier 
en  Eraner  et  d l’etranger , l‘a ris  1877.  — 
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des  llppothckurkrcdits , Tübingen  1888.  — 

Ruhland,  Die  Lösung  der  landir.  Kreditfrage 
im  Sgstein  der  agrar.  Deform,  Tübingen  1886.  ■■ 
Fel.  Hecht,  Die  Organisation  des  Bodenkredits 
in  Deutsehland,  2 Bde.,  Leipzig  1891.  — ll'eil- 
tlor/J,  Die  Schuldentlastung  des  ländlichen 
Grundbesitzes,  Posen  1900, 
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I.  Landwirtschaftliches  Unterrichtswesen  in 
Deutschland  (S.  492).  II.  Landwirtschaftliches 
Unterrichts  wesen  in  ausserdeutschen  Staaten 
(8.  504). 

1. 

Lund  Wirtschaft  lirhes  l'uterrichts- 
wesen  in  Deutschland. 

1.  Errichtung  ökonomischer  Professuren  an 
den  Universitäten.  2.  Gründung  landwirtschaft- 
licher Akademieen.  3.  Die  Entwickelung  des 
höheren  landwirtschaftlichen  Unterrichts  in 
neuerer  Zeit.  4.  Die  mittleren  und  niederen 
landwirtschaftlichen  Unterrichtsanstalten. 

1.  Errichtung  ökonomischer  Profes- 
suren au  den  Universitäten.  Schon 
Columella  hob  in  der  Vorrede  zu  seinem 
Werke:  »De  re  rustica«  hervor,  wie  drin- 
gend rötlich  es  sei,  auf  dem  Gebiete  der 
Landwirtschaft  eine  bessere  Sachkenntnis  zu 
verbreiten,  wie  aber  für  alles  Schulen  und 
Lehrer  vorhanden  seien,  nur  bei  dem  Acker- 
bau felüe  es  au  Lehrern  und  Schülern ! 


Diese  Klage  des  bedeutendsten  landwirt- 
schaftlichen Schriftstellers  des  Altertums 
blieb  auch  nach  ihm  noch  während  eines 
Zeitraumes  von  mehr  denn  anderthalb  Jahr- 
tausenden eine  wohl  Wrechtigte,  und  eist 
König  Friedrich  Wilhelm  I . war  es 
Vorbehalten , Abhilfe  zu  schaffen  und  den 
ei-sten  Schritt  zu  thun,  um  dem  für  die 
Menschheit  so  bedeutsamen  landwirtsehaft- 
liehen  Gewerlte  eine  wissenschaftliche  Grund- 
lage zu  erringen  und  für  diese  Ixdirstatten 
zu  schaffen.  Kr  ernannte  unter  dem  24.  Juli 
1727  Gasser  zum  Professor  derOeko- 
notnie  an  der  Universität  Halle,  und  am 
10.  Oktol>er  1 727  ward  D i t h m a r in  gleicher 
Eigenschaft  an  der  Universität  Frankfurt  a.0. 
eingeführt.  Die  dadurch  gegebene  Anregung 
ward  Veranlassung  zu  sjiäteren  Gründungen 
ähnlicher  Lehrstühle  an  den  meisten  Univer- 
sitäten und  höheren  Bildungsstätten  Deutsch- 
lands: 1730  in  Hinteln,  1742  in  Leipzig, 
1745 an  dem  Karolinuin  in  Brau  n schweig, 
1752  an  dem  Theresianum  in  Wien,  1703 
an  der  Universität  in  Erfurt,  1700  in 
Prag,  1770  in  Göttingen,  Erlangen 
und  Kiel,  1771  in  Linz.  — Am  9.  April 
1774  beantragte  Casimir  Medieus  als 
Vorsitzender  der  Oekonomischen  Gesellschaft 
zu  Lautern,  daselbst  »die  Errichtung 
einer  ökonomischen  Schule«  zu  gestalten, 
worauf  am  11.  April  die  kurfürstliche  Ge- 
nehmigung erfolgte;  im  Jahre  1777  bestätigte 
Karl  T h e o <1  o r die  < hganisation  dieser 
Anstalt  und  legte  ihr  am  23.  Juni  1779  das 
Prädikat  »Kameral  hohe  Schule«  bei.  Am 
9.  August  1784  vereinigte  er  sie  mit  der 
Universität  Heidelberg,  indem  die  Profes- 
soren »der  philosophischen  Fakultät  beige- 
sellet« wurden.  — Dagegen  errichtete  Land- 
graf Ludwig  durch  Erlass  vom  23.  April 
1777  an  der  Universität  Giessen  eine  be- 
sondere »ö konomische  Fakultät«,  und 
zwar  in  der  Absicht,  mit  dem  akademischen 
Unterrichte  in  den  Staatswissenschaften 
»mehr  praktische  Kenntnisse  und  lebendige 
Erfahrung  zu  verbinden«.  Nel>en  dem  zum 
ersten  Lehrer  »der  Politik,  wie  auch  Knme- 
ral-  und  Finanzwissenschaften  bestellten 
Regiernngsrat  Schlettwein  wurde  zum 
»Professor  der  Landwirtschaft«  Breiden- 
stein  ernannt. — Zu  den  im  vorigen  Jahr- 
hundert zuletzt  begründeten  ökonomischen 
lehrst  üblen  gehörte  der  von  Jena,  wo 
Stumpf  1791  zum  Professor  der  Ookono- 
mie  ernannt  wurde  und  ein  ökonomiseh- 
kameralistisches  Institut  gründete,- ftl>er  das 
er  1794  nähere  Nachrichten  veröffentlichte. 

ln  dieser  ersten  Periode  der  Entwicke- 
lung des  höheren  landwirtschaftlichen  Unter- 
richtes fällt  derselbe  zusammen  mit  dem 
Beginn  des  Universitätsnutorrichtes  in  der 
Volkswirtschaftslehre;  die  Professoren  der 
Oekonomie  hatten  die  Landwirtschaft , Poli- 
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z^i—  und  Kaineralsachen  gemeinsam  zu  be- 
handeln,  und  ihre  wichtigste  Aufgabe  war, 
k.iiiift:ige  Verwaltungsbeamto  auszubilden, 
indem  sie  den  Studierenden  »die  principia 
der  Landwirtschaft,  wie  auch  die  Policcy, 
ingleichen  die  Anschläge  von  Aemtern  und 
O iltom , nicht  weniger  guter  Verfass-  und 
üe*gulierung  der  Städte  beibringen  sollten«. 
A-iis  dem  jedoch,  was  Gasser  in  dem  Vor- 
gerichte zu  seiner  »Einleitung  zu  den  Oeco- 
nomischen , Politischen  und  Kameralwissen- 
sotLaJten,  Halle  1729«  über  die  Äusserungen 
<les  Königs  in  dem  »eollegio  oeconomico- 
camerali«  mitteilt,  welches  derselbe  ihm  in 
clor“  ersten  Stunde  bei  seiner  persönlichen 
V orstellung  selbst  gehalten  habe , geht  her- 
vor , dass  Fried l* ic h W i 1 h e 1 m I.  d urch 
«lie  Gründung  der  ökonomischen  Lehrstühle 
auch  eine  besser*?  Bewirtschaftung  der  »Ade- 
liehen  Güter«,  also  eine  wirkliche  Förderung 
des  grösseren  I^and Wirtschaftsbetriebes  zu 
erreichen  hoffte. 

Dies  konnte  sich  nun  allerdings  nicht 
erfüllen,  denn  zum  Erreichen  eiues  solchen 
Zieles  fehlte  den  für  die  ökonomischen  Lehr- 
st iilile  berufenen  Professoren  zu  sehr  die 
•wirkliche  landwirtschaftliche  Schulung.  Gas- 
ser war  Jurist,  gehörte  schon  vor  1727  der 
juristischen  Fakultät  der  Universität  Halle 
au  und  las  nach  wie  vor  neben  anderen 
juristischen  Vorlesungen  insbesondere  über 
Pandekten ; für  seine  »neue  öconomische 
Profession«  blieb  daher  nur  ein  beschränkter 
Teil  von  Zeit  und  Kraft  Dies  gilt  auch 
von  dem  späteren  Nachfolger  desselben, 
Joh.  F r i e d r.  S t i e b r i t z.  Dieser  gehörte 
der  philosophischen  Fakultät  an  und  las  in 
jedem  Semester  publice  über  ökonomische 
Disciplinen , seine  Privatvorlesungen  um- 
fassten aber  Metaphysik  und  I/?gik , die 
Elemente  der  ebräischen  Sprache,  die  gros- 
sen und  kleinen  Propheten,  den  Pentateuch 
etc.  — Wenn  auch  andere  Vertreter  der 
ökonomischen  Lehrstülile  ihrem  speciellen 
Gebiete  ungeteilter  sich  widmeten,  so  blieb 
doch  der  kameralistisehe  Gesichtspunkt  aus- 
schliesslich massgebend  und  ihre  Wirksam- 
keit beschränkte  sich  daher  lediglich  auf 
Förderung  der  Ausbildung  von  solchen  Stu- 
dierenden, die  sich  dem  höheren  Verwal- 
tungsdienste widmen  wollten,  gewannen 
hierfür  aber  zum  Teil  eine  so  hohe  Bedeu- 
tung, dass  noch  im  Jahre  1817  an  der  Uni- 
versität Tübingen  eiuc  besondere  staats- 
wissenschaftliehe  Fakultät  errichtet  und  in 
dieser  ein  Lehrstuhl  für  Landwirtschaft,  wie 
ein  solcher  für  Forstwirtschaft  begründet 
wurde.  Dieselbe  besteht  noch  gegenwärtig, 
während  die  ökonomische  Fakultät  in  Gies- 
sen später  wieder  aufgehoben  und  der  Lehr- 
stuhl für  Landwirtschaft  der  philosophischen 
Fakultät  einverleiht  wurde.  — Lehrstühle 
der  Landwirtschaft,  die  vorzugsweise  den 


kameralistischen  Studien  dienen,  bestehen 
ausser  Tübingen  noch  jetzt  an  der  Uni- 
versität Heidelberg  und  in  zeitgemässer 
Umbildung  durch  vollkommenere  Ausstattung 
mit  Lehrmitteln  an  der  Universität  Giessen. 
Hier  zeigte  Professor  Al  brecht  Thaer 
d.  J.  durch  seine  erfolgreiche  Wirksamkeit, 
dass  es  auch  für  das  Studium  der  künftigen 
Verwaltungsbeamten  von  hoher  Bedeutung 
ist,  wenn  der  Unterricht  in  der  Landwirt- 
schaft durch  reicheres  Anschauungsmaterial 
und  Abhaltung  von  Uebungen  unterstützt 
wird. 

2.  Gründung  landwirtschaftlicher 
Akademieen.  Eine  von  der  snb  1 bespro- 
chenen Richtung  wesentlich  abweichende 
Form  des  landwirtschaftlichen  Unterrichtes 
wurde  durch  A 1 b r e cli t T hae r begründet. 
Er  erkannte  die  Notwendigkeit,  den  allge- 
meinen Lind  wirtschaftsbetrieb  durch  fach- 
wissenschaftliche Schulung  der  Landwirte 
von  Beruf  zu  heben,  nach  welcher  Seite  die 
] kameralistisehe  Schule  nichts  zu  leisten  ver- 
mocht hatte.  Bereits  in  dem  1798  erschiene- 
i nen  ersten  Bande  der  »Einleitung  zur  Kennt- 
i nis  der  englischen  Landwirtschaft«  führte 
er  S.  703  seine  »Idee  zur  Errichtung  einer 
Akademie  des  Ackerbaues«  näher  aus  und 
verlangte  für  eine  derartige  Unterrichtsan- 
stalt als  wichtiges  Hilfsmittel,  »wodurch  die 
Landwirtschaft  theoretisch  und  praktisch  zu 
einer  hohen  Stufe  der  Vollkommenheit  ge- 
j hoben  werden  könnte« , eine  »beträchtliche 
Wirtschaft«  von  »wenigstens  4000  Morgen«, 

, deren  Areal  in  zweckmässiger  Einteilung  die 
: bedeutsamsten  Betriebsweisen  zur  Anschau- 
ung bringen  sollte.  Die  Ueberweisung  eines 
, so  umfangreichen  Areales  für  Unterrichts- 
zwecke ist  später  thatsächlich  bei  Gründung 
der  Akademie  Proskau  in  Ausführung  ge- 
; bracht  worden , Thaer  selbst  zeigte  aber. 

1 dass  auch  auf  beschränkterer  Fläche  der 
Grundgedanke  seiner  Auffassungsweise  reali- 
siert und  Hervorragendstes  geleistet  werden 
konnte.  Bei  der  1802  zu  Celle  eingerich- 
teten landwirtschaftlichen  Lehranstalt,  die 
doch  so  anregend  wirkte,  dass  deren  Erfolge 
wesentlich  mitwirkten  zu  Thaers  Berufung 
nach  Preussen,  standen  ihm  nur  128  Kalen- 
berger Morgen  zu  Gebote;  das  Areal  des 
Rittergutes  Möglin,  auf  dem  er  im  Jahre 
1806  die  »Königliche  Akademische  Lehran- 
stalt des  Landbaues«  gründete,  betrug  aller- 
dings mehr,  blieb  aber  doch  mit  einer  Acker- 
fläche von  1044  Morgen  weit  hinter  dem 
früher  als  wünschenswert  Bezeichneten  zu- 
rück, und  dennoch  vermochte  er  auch  hier 
dem  von  ihm  hervorgehobenen  Gesichts- 
punkte voll  Rechnung  zu  tragen,  dass 
»nicht  tote  Bücher,  sondern  Le b e n , 
j Wirklichkeit  und  volle  Kraft  des 
! Augenscheines«  den  Lehrerfolg  be- 
d i n gen.  In  dieser  Würdigung  der  unmittel- 
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baren  Anschauung,  des  Selbstsehens,  des 
Selbsterkennens  von  seiten  des  lernenden 
liegt  das  Charakteristische  des  durch  Thaers 
Wirksamkeit  bedingten  Fortschrittes  in  dem 
landwirt schuft  liehen  Unterrichtswesen.  Es 
ist,  so  sagt  er  in  dem  1.  Hände  seiner 
»Grundsätze  der  rationellen  Landwirtschaft«, 
durchaus  nötig,  »dass  eine  sinnliche  Dar- 
stellung aller  Gegenstände  und  ihre  Behand- 
lung in  jedem  Detail  und  in  jedem  Momente 
mit  der  Lehre  verbunden  sei,  damit  ein 
tiefer,  klarer  und  bleibender  Eindruck  be-j 
wirkt  werde,  auch  von  jedem  wichtigeren! 
Satze  ein  Erfahrungsbeweis  oder  erläutern- 1 
des  Experiment  gegeben  werden  könne«.  | 
Um  dies  zu  erreichen,  glaubte  Timer  »eine 
hinlänglich  ausgedehnte  und  komplizierte ; 
Wirtschaft«  nötig  zu  haben,  »die  zu  allen 
wichtigen  Operationen  die  Vorkehrungen 
enthält  und  Veranlassung  giebt*.  Er  hielt  | 
daher  die  Verbindung  des  Landwirtsohafts- 
unleirichtes  mit  der  Universität  für  weniger 
geeignet,  soweit  es  sich  um  das  Studium  des 
für  das  praktische  Wirtschaftsleben  sich  aus- 
bildenden Landwirtes  handelt:  die  für  diesen 
bestimmten  Lehrstätten  würden  deshalb 
zweckmässig  auf  einem  grösseren  Gute 
eingerichtet.  Als  daher  das  Mügliner  Insti- 
tut im  Jahre  1810  mit  der  neuerrichteten  i 
Berliner  Universität  verbunden  und  Thaer 
zum  ausserordentlichen  Professor  an  der- 1 
selben  ernannt  wurde,  suchte  er  dieses  Ver- 
hältnis nach  wenigen  Jahren  zu  lösen  und  j 
legte  im  Jahre  1811)  seine  Professur  nieder,  j 
Bei  der  Entfernung  Möglins  von  Berlin  war! 
dies  auch  gewiss  zweckmässig,  aber  princi- 
piell  ist  der  Auffassung  Thaers  entgegen- 
zutreten. Es  war,  wie  weiterhin  darzulegen 
sein  wird , einer  späteren  Zeit  Vorbehalten, 
zu  zeigen,  dass  das  gleiche  Ziel,  möglichste 
Förderung  der  Anschauung  wirtschaftlicher 
Objekte  und  Vorgänge,  ebenso  gut,  in  vieler 
Beziehung  sogar  noch  besser  auch  in  ande- 
rer Weise  und  zwar  inmitten  eine  r 
Universität  erreichbar  sei,  dass  das 
»grosse  Gut«  also  für  einen  erfolgreichen 
landwirtschaftlichen  Fachunterricht , soweit 
es  sich  um  Placierung  der  höheren  Lehr- 
stätten  handelt,  entbehrt  werden  könne. 
Wenn  Thaer  dasselbe  für  unerlässlich  nötig 
erachtete,  so  hatte  er  allerdings  für  seine 
Zeit  Hecht.  Galt  es  doch  damals  selbst  die  i 
einfachsten  wirtschaftlichen  Massnahmen,  wie  : 
beispielsweise  die  eines  ausgedehnten  Kar- 1 
toffelbaues  mit  Hilfe  von  Pferdehaekeu,  zur 
Anschauung  zu  bringen , um  nicht  nur  die  I 
Methode,  sondern  ganz  besonders  auch  die 
wirtschaftliche  und  finanzielle 
Mögl i eh keit  der  grösseren  Ausdeh- 
nung des  Anbaues  zur  Anschauung  zu 
bringen  und  dadurch  zur  Nachahmung  an-  j 
zuregen.  Jetzt  dagegen , wo  eine  rationelle 
Kultur  und  die  umfassendsten  Massnahmen  i 


intensiver  Betriebsweisen  allgemeiner  ver- 
breitet sind,  hat  selbstredend  das  Motiv,  wat 
in  jener  Zeit  für  die  Notwendigkeit  einer 
Unterbringung  der  höheren  landwirtschaft- 
lichen Lehranstalten  auf  grösseren  Gütern 
ausschlaggebend  war,  seine  Geltung  ver- 
loren. 

Die  hervorragenden  Erfolge  Mögiins  er- 
mutigten zu  mannigfacher  Nachfolge.  Man 
errichtete  landwirtschaftliche  Akademien 
teils  auf  Gütern,  die  entfernt  lagen  von  den 
Centralpunkten  wissenschaftlichen  Verkehrs, 
teils  in  der  Nähe  von  Universitäten.  Auch  im 
letzteren  Falle  bildeten  sie  einen  selbständi- 
gen, in  sich  geschlossenen  Lehrorgan  ismiis. 
dessen  Beziehungen  zu  der  benachbarten 
Universität  nur  äusserlicher  und  loser  Art 
blieben  und  dessen  charakteristisches  Merk- 
mal die  Verbindung  mit  einem  mehr  oder 
weniger  ausgedehnten,  auf  Rente  bewirt- 
schafteten Gute  bildet.  — Die  erste  nach 
Möglin  errichtete  höhere  landwirt  se  ha  ft  liebe 
ljchrstätte  war  die  Akademie  Hohenheim, 
welche  1818  gegründet  wurde,  unter 
Schwerz  bald  einen  hohen  Huf  erlangte 
und  noch  jetzt  in  reichster  Wirksamkeit 
fortbesteht.  — Im  Jahre  1822  wurde 
die  höhere  landwirtschaftliche  Lehranstalt 
Sch  lei  ssh  e i m unter  Sehöuleutners 
Leitung  errichtet  und  1852  nach  W e Dien- 
ste p ha  n verlegt,  wo  sie  noch  gegenwärtig 
in  Verbindung  mit  einer  Brauereischule  sieh 
befindet  und  eines  guten  Besuches  sich  er- 
freut. Die  landwirtschaftliche  Akademie 
Tharand  ward  1820  unter  Schweitzer 
eröffnet  und  im  Jahre  18G8  wieder  aufge- 
hoben, nachdem  dies  bei  Möglin  I>ereitsl8ö2 
erfolgt  war.  Eine  als  Privatanstalt  durch 
Karl  Sprengel  zu  Regenwalde  in 
Pommern  1842  gegründete  Akademie  erlosch 
mit  seinem  1859  erfolgten  Tode.  — Die 
Akademie  Eldena  bestand  von  1835  bis 
1877.  die  Akademie  Proskau  von  1847  bis 
1881 . Die  Akademie  Poppelsdorf, gleich- 
falls 1847  gegründet  und  später  durch  eine 
Abteilung  für  Kulturtechnik  mit  gutem  Er- 
folge erweitert,  stand  bis  zum  Jahre  18,75 
in  noch  engerer  Beziehung  zu  der  nah  be- 
nachbarten Universität  Bonn  als  gegenwärtig. 

Die  zuletzt  im  Jahre  1858  in  Waldau  bei 
Königsberg  errichtete  landwirtschaftliche 
Akademie  wurde  schon  nach  zehnjährigem 
Bestehen  wieder  aufgehoben.  — Sehr  eng 
mit  der  Universität  verbunden  war  die  185! 
errichtete  Akademie  G ö tt  i n ge  n - W eo  n de. 
Eine  eigenartige  Stellung  nahm  auch  die 
von  F.  G.  Schulze  182(5  in  Jena  begrün- 
dete und  nach  seiner  Rückkehr  von  Eldena 
im  Jahre  1839  wieder  aufgerichtete  land- 
wirtschaftliche Lehranstalt  ein.  Dieselbe 
war  eine  Privatanstalt  und  bildete  einen  in 
sich  geschlossenen  Lehrorganismus,  der  aber 
so  innig,  wie  es  unter  solchen  Umständen 
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möglich  ist,  mit  der  Universität  verknüpft 
war.  Schulze  selbst  war  ordentlicher 
Professor  der  Staatswissenschaften  an  der 
Universität  Jena,  und  ausser  ihm  lehrten 
auch  andere  Professoren  derselben  an  seinem 
»landwirtschaftlichen  Institute«.  Die  Insti- 
tutisteu  wurden  an  der  Universität  immatri- 
kuliert und  erlangten  damit  die  Berechtigung, 
auch  an  dieser  selbst  Vorlesungen  zu  hören. 
Schulze  legte  ausserordentlichen  Wert  auf 
die  Verbindung  des  I «and Wirtschaftsstudiums 
mit  der  Universität  und  fand  darin  mit  Recht 
die  sicherste  Stütze  für  seine  Bestrebungen, 
bei  den  Schülern  neben  tüchtiger  Fachbil- 
dung zugleich  möglichste  Förderung  aller 
idealen  Lebensinteressen  zu  erreichen.  Für 
die  praktische  Demonstration  wurde  das 
benachbarte  Kammergut  Zwätzen  benutzt. 

Unstreitig  haben  die  landwirtschaftlichen 
Akademieen  zur  Ausbildung  der  Landwirt- 
schaftslehre  und  zur  Hebung  des  Landwirt- 
schaftsbetriobes  sehr  Bedeutendes  geleistet, 
aber  zu  verkennen  ist  nicht,  dass  die  bei 
ihrer  ersten  Anlage  massgebenden  Gesichts- 
punkte weiterhin  zu  einseitig  festgehalten 
wurden  und  dass  infolgedessen  die  Fort- 
schritte allgemeiner  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis nicht  immer  angemessene  Berück- 
sichtigung fanden. 

Dies  zeigte  der  Widerstreit,  den  das  im 
Jahre  184t*  erschienene  reformatorische  Werk 
von  Justus  von  Li  obig  »Die  Chemie 
in  ihrer  Anwendung  auf  Agrikultur  und 
Physiologie«  hervorrief,  und  die  Art  der 
Aufnahme,  welche  das  bedeutsame  Werk 
von  Schleiden  »Die  Physiologie  der 
Pflanzen  und  die  Theorie  der  Pflanzcnkultur« 
fand.  Beide  Autoren  waren  bahnbrechende 
Forscher  in  ihren  Wissensdiscipliuen.  beide 
standen  der  Landwirtschaft  fern,  und  deshalb 
zeigten  die  Werke  beider  neben  neu  er- 
rungenen, für  die  Landwirtschaft  fruchtbar 
zu  machenden,  höchst  wertvollen  Erkennt- 
nissen mancherlei  irrige  Voraussetzungen. 
Diese  bemängelte  man,  verstand  aber  nicht 
den  Wahrheitskern  zu  würdigen  und  auf 
dem  landwirtschaftlichen  Fachgebiete  zu 
erfolgreicher  Weiterentwickelung  zu  führen 
Mit  gutem  Rechte  riet  datier  Schleiden 
seinen  landwirtschaftlichen  Lesern,  ein 
gründlicheres  Studium  der  Naturwissen- 
schaften zu  treiben , als  meistens  an  den 
landwirtschaftlichen  I «ehrstätten  stattfinde, 
und  von  Liebig  erblickte  ebenfalls  in  einer 
unzureichenden  naturwissenschaftlichen  Bil- 
dung die  Ursache  des  mangelnden  Verständ- 
nisses für  seine  bahnbrechende  Lehre.  & 


J)  Eine  Ausnahme  bilden  die  späteren  Aus- 
führungen von  Settegast,  aber  dieser  empfing 
seine  naturwissenschaftliche  Schulung  an  der 
Universität  Berlin  unter  Mitscherlich  und 
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erklärte  1801  in  einer  Festrede.  dieAkademieen 
hätten  sich  überlebt,  dem  Bedürfnisse  der 
Land  wirte  könnten  nur  die  ohne  specielle 
Anwendung  auf  ein  besonderes  Fach  gehal- 
tenen allgemeinen  Vorlesungen  über  Natur- 
wissenschaften und  Nationalökonomie  ent- 
sprechen, wie  sie  an  den  Universitäten  sich 
vorfinden  — das  landwirtschaftliche  Studium 
müsste  daher  an  diese  verlegt  werden. 

3.  Die  Entwickelung  des  höheren  land- 
wirtschaftlichen Unterrichts  in  neuerer 
Zeit.  Schon  ein  Jahr  früher,  als  jene  For- 
derung Liebigs  ausgesprochen  wurde,  war 
bereits  der  erste  Schritt  zu  ihrer  baldigen 
Erfüllung  geschehen.  Von  seiten  des  land- 
wirtschaftlichen Centralvereincs  der  Provinz 
Sachsen  ward  1860  beantragt,  dass  ein 
Lehrstuhl  für  Landwirtschaft  an  der  Uni- 
versität Halle  errichtet  werde,  und  bereits 
1802  wurde  der  frühere  Wirtschaftsdirektor 
Dr.  Julius  Kühn  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor in  der  philosophischen  Fakultät  dieser 
Universität  ernannt.  Nach  der  von  dem- 
selben im  Jahre  1S8S  in  höherem  Aufträge 
herausgegebenen  Festschrift  »Studium  der 
Landwirtschaft  an  der  Universität  Halle« 
wurden  nähere  Bestimmungen  über  die 
die  Organisation  des  Landwirtschaftsstudiums 
von  seiten  des  Unterrichtsministeriums  nicht 
getroffen , aber  auch  weitere  Mittel  als 
Besoldung  des  1 «and  Wirtschaftsprofessors 

nicht  in  Aussicht  gestellt.  Somit  war  das 
Studium  der  Landwirtschaft  eben  einfach, 
ohne  irgend  welche  Ausnahmemassnahtnen 
als  Fakultätsstudium  der  Universität 
einzufügen!  Daraus  ergab  sich  von  selbst, 
dass  den  Landwirten  für  das  Studium  der 
Grundwissenschaften  ihres  Faches  nur  die 
Vorlesungen  über  Naturwissenschaften  und 
Nationalökonomie  zu  Gebote  stehen,  wie  sie 
an  der  Universität  gehalten  werden  und  die 
sie  gemeinsam  mit  den  übrigen  Studenten 
zu  hören  haben.  Weniger  einfach,  gestalteten 
sich  die  Verhältnisse  bei  der  Fachdiseiplin 
selbst.  Dass  die  Begründung  eines  Ordina- 
riates für  Landwirtschaft  allein  nicht  genüge, 
um  ein  erfolgreiches  Studium  des  Land- 
wirtes  von  Beruf  zu  sichern,  hatte  die  mehr 
als  hundertjährige  Geschichte  der  an  den 
Universitäten  früher  errichteten  landwirt- 
schaftlichen Lehrstühle  gezeigt.  Die  Land- 
wirtschaftslehre konnte  sieh  auch  nicht 
lediglich  im  Sinne  jener  früheren  Ein- 
richtungen neu  in  die  Universität  ein  fügen 
wollen,  denn  die  seitdem  zu  hoher  Ent- 
wickelung gelangte  Nationalökonomie  be- 
handelte bereits  die  gewerbliche  Seite  der 
Landwirtschaft  als  einen  Teil  der  praktischen 
Volkswirtschaftslehre  in  ausreichendem  Masse. 
Besitzt  die  Landwirtschaftswissenschaft  nicht 
ein  eigenes,  selbständiges  Gebiet  für  Lehre 
und  Forschung,  dann  ist  sie  auch  nicht  be- 
rechtigt, als  ein  besonderes  Glied  in  die 


Landwirtschaftliches  Dnterrichtswesen  (Deutschland) 


496 


Wisseusdisciplineu  sieh  einzureihen,  welche 
die  philosophische  Fakultät  umschliesst. 
Dass  eine  solche  Berechtigung  aber  vorliegt, 
ergab  sich  aus  folgenden  Erwägungen. 

Der  Landwirt  hat  zur  Aufgabe,  dem 
Grund  und  Boden  die  größtmöglichste 
Menge  nutzbarer  Stoffe  so  abzugewinnen, 
dass  für  ihn  als  Gewerbsunternehmor  der 
nachhaltig  grösstmögliehe  Reinertrag  sich 
ergiebt.  Bei  Erfüllung  dieser  Aufgabe 
unterliegt  seine  allgemeine  wirtschaftliche 
Thätigkeit  denselben  Einflüssen  und  Ge- 
setzen wie  die  wirtschaftliche  Thätigkeit 
des  Volkes  überhaupt,  eine  wissenschaftliche 
Betrachtung  derselben  fällt  daher  in  das 
Gebiet  der  Volkswirtschaftslehre.  So  spricht 
sich  auch  Roscher  in  seinen  »Grundlagen 
der  Nationalökonomie«  bezüglich  der  Land- 
wirtschaft aus:  H)ie  Lehre  von  den  Pro- 
duktionskosten , von  der  Kapitalaufnahme 
und  Arbeitslöhnung,  vom  Absätze  der  Pre- 1 
dukte,  vom  Reinerträge  und  Preise  der 
Grundstücke  ist  rein  nationalökonomisch.«  j 
Andererseits  hat  sich  mit  diesen  Lehren 
auch  die  Luid  Wirtschaftswissenschaft  zu  be- 
schäftigen. Sie  wild  dabei  zum  Teil  anderen 
Gesichtspunkten  folgen,  als  es  von  seiten 
der  Nationalökonomie  geschieht,  aber  immer- 
hin hat  die  Land  Wirtschaftswissenschaft  nach 
dieser  Richtung  ihrer  Wirksamkeit  hin  keinen 
Anspruch  auf  Selbständigkeit.  Anders  ge- 
staltet. sich  dagegen  ihre  Stellung  auf  dem 
Gebiete  der  Produktionslehre. 

Die  Massnahmen  zur  Stofferzeugung,  der 
Anbau  der  Pflanzen  und  «lie  teilweise  Um- 
wandlung der  Pflanzenprodukte  durch  Vieh- 
haltung und  Viehzucht  berühren  das  Gebiet 
der  Naturwissenschaften.  Mit  den  auf  viel- 
tausendjährige Wahrnehmungen  gestützten 
empirischen  Regeln  für  die  Kultur  von  Pflan- 
zen und  für  Haltung  und  Zucht  von  Ticreu 
haben  die  Naturwissenschaften  allerdings 
nichts  zu  thun,  wohl  aber  treten  sie  in 
Wirksamkeit,  sowie  es  sich  um  die  nähere 
Untersuchung  der  Erscheinungen  und  um 
tiefere  Begründung  der  Massnahmen  des 
Ackerbaues  und  der  Viehzucht  handelt.  Es 
hat  daher  auch  der  Fortschritt  der  Natur- 
wissenschaften die  Landwirtschaft  ausser- 
ordentlich gefördert  und  insbesondere  waren 
es  Chemie  und  Physiologie,  welchen  die 
mächtigsten  Impulse  zu  danken  sind.  Aber 
so  bedeutsam  auch  der  Einfluss  ist.  den  die 
Naturwissenschaften  auf  Hebung  der  Land- 
wirtschaft ausübten  und  weiterhin  zum 
Wolde  derselben  ausüben  werden , und  so 
notwendig  es  ist.  dass  die  Land  Wirtschafts- 
wissenschaft ihrer  weiteren  Entwickelung 
folge  und  darin  eine  wesentliche  Stütze  für 
die  eigene  Fortbildung  zu  finden  wisse,  so 
fällt  doch  ihr  Beobachtungs-  und  Erfahrungs- 
kreis trotz  aller  nahen  Bei  ührungspunkte  , 
nicht,  mit  dem  der  einzelnen  naturwissen- j 


schaft liehen  Disciplinen  völlig  zusammen, 
sondern  stellt  sich  ihnen  als  ein  besonderer 
und  selbständiger  zur  Seite.  Zum  Belege 
dafür  wird  hier  eine  kurze  Ausführung  zu- 
lässig erscheinen. 

Den  leuchtenden  Sonnenstrahlen  ent- 
stammt die  Kraft,  welche  die  chlorophyll- 
haltige Pflanze  befähigt,  die  Kohlensäure 
der  Atmosphäre  zu  assimilieren  und  dadurch 
unter  Mitwirkung  der  von  den  Wurzeln  dem 
Boden  entnommenen  Nährstoffe  die  Fülle 
der  oiganischen  Substanzen  zu  erzeugen, 
welche  teils  direkt  von  dem  Menschen  ge- 
nutzt werden  können,  teils  durch  Um- 
wandlung in  dem  tierischen  Körper  für  ihn 
nutzbar  gemacht  werden. 

Das  ursprünglich  gegebene  Mass  dieser 
Stoffproduktion  würde  nur  einer  sehr  l>e- 
schränkten  Menschenzahl  Nahrung,  Kleidung 
und  sonstige  Nutzung  gewähren  können : 
durch  den  Betrieb  der  Landwirtscliaft  ist 
es  dagegen  ermöglicht,  die  Produktion  von 
organischer  Substanz  so  erheblich  zu  steigern, 
dass  die  Bedürfnisse  einer  zahlreicheren  Be- 
völkerung Befriedigung  finden.  Je  mehr  die 
letztere  sich  vermehrt,  um  so  bedeutsamer 
erscheint  die  Vervollkommnung  des  Land- 
wirtschaftslietrielies.  damit  er  dein  wachsen- 
den Bedarfe,  soweit  möglich,  folgen  könne. 

Die  Werkzeuge,  deren  der  Landwirt  sich 
bedient,  um  ein  über  jenes  ursprüngliche 
weit  hinausgehende  Mass  der  Produktion 
von  organischer  Substanz  zu  ermöglichen, 
sind  die  Kulturpflanzen  und  Kulturtiere. 
Diese  Kulturorganismen  sind  in  ihrer  Ge- 
samt beschaffen  heit  von  den  wildlebenden 
Pflanzen  und  Tieren  nicht  verschieden.  Die 
Ansicht  von  Schleiden  u. a.,  nach  welcher 
die  Kulturpflanzen  von  den  wildwachsenden 
dadurch  sich  unterscheiden  sollen,  dass  sie 
abnorme  Erscheinungen  des  Pflanzenreiches, 
regelwidrige  Bildungen  seien,  welche  infolge- 
dessen eine  besondere  Krankheitsanlage  in 
sich  trügen,  hat  sich  bei  näherer  Unter- 
suchung des  Sachverhaltes  nicht  bestätigt. 
Wildwachsende  Pflanzen  leiden  an  den  von 
Schleiden  als  charakteristisch  hervorgehobe- 
nen Krankheitsformen  oft  in  weit  höherem 
Masse,  als  je  an  Kulturpflanzen  beobachtet 
wurde,  und  die  Bildungsabweichungen  der 
letzteren  sind  ganz  analog  denen,  welche 
auch  an  wildwachsenden  Pflanzen  verkommen. 
Wo  ein  Unterschied  besteht,  ist  er  nur  ein 
gradueller,  der  durch  den  Einfluss  der  weit 
mannigfaltigeren  Verhältnisse  sich  erklärt, 
unter  denen  die  Kulturpflanzen  sich  ent- 
wickeln. Dasselbe  gilt  von  den  Kultiu-- 
tieren  im  Vergleich  mit  den  wildlebenden 
Formen.  Nur  in  einer  Beziehung  liesteht 
eine  wesentliche  Differenz  zwischen  diesen 
beiden  Gruppen  von  Organismen.  Die  wild- 
lebenden kommen  nur  dort  vor,  wo  sich 
von  Natur  die  Bedingungen  ilu^es  Gedeihens 
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vorfinden,  die  Kulturforinen  sucht  der  Land- 
wirt dagegen  um  ihrer  Nutzbarkeit  willen  j 
über  ihren  ursprünglichen  — l»ei  vielen  der 
wichtigsten  Kulturpflanzen  nicht  einmal  be- 
kannten — Verbreitungsbezirk  weit  hinaus, 
also  auch  dort  her vorzu bringen,  wo  sie  von  | 
Natur  nicht  Vorkommen,  wo  die  ursprünglich 
gegebenen  Verhältnisse  ihnen  nicht  Zusagen 
würdeu.  Seine  Aufgabe  besteht  darin,  \ er-  ■ 
hältuisse  der  Art  so  umzugestalten  durch 
Bodenbearbeitung,  Düngung  und  Pflege,  dass 
sie  der  anzubauenden  Pflanze  zusagend , 
werden.  Was  die  Natur  in  einzelnen  güns-  j 
tigeu  Fällen  und  in  besonderen  Ivokalitäteu 
entwickelte,  das  vermag  der  Landwirt  über 
weite  Ländereebiete  durch  die  Kultur  zu 
verbreiten  und  noch  weiter,  den  speeiellen 
Zwecken  des  Anbaues  entsprechend , um- 
zubilden. Und  genau  so  verhält  es  sich  mit 
den  Kulturtieren.  Auch  bei  ihnen  ist  die 
ursprüngliche  Herkunft  zum  Teil  nicht 
sicher  bekannt,  auch  sie  existieren  meist 
unter  Verhältnissen,  in  denen  sie  ver- 
kümmern oder  ganz  der  Vernichtung  an- 
heim fallen  würden,  wenn  der  Mensch  seine 
pflegende  Hand  von  ihnen  abzöge,  auch  sie 
dienen  bestimmten  Nutzungszwecken  und 
werden  mit  Rücksicht  auf  diese  ernährt 
und  gezüchtet,  nach  den  wechselnden  An- 
forderungen des  Marktes  auch  wohl  in  ihren 
Formen  und  Eigenschaften  modifiziert. 

Nicht  jede  Pflanze  aber,  die  kultiviert, 
also  unter  künstlich  geschaffenen  Verhält- 
nissen zur  Entwickelung  gebracht  wird,  ist 
eine  »Kulturpflanze«.  Die  Pflanzen  eines 
botanischen  Gartens  sind  beispielsweise  wohl 
angebaute  Pflanzen,  aber  nur  zum  allerge- 
ringsten Teile  sind  es  Repräsentanten  von 
wirklichen  Kulturpflanzen.  Ebenso  sind  die 
vorübergehend  gezähmten  oder  in  zoologi- 
schen Garten  gehaltenen  Tiere  wohl  den 
Verhältnissen  ihres  natürlichen  Vorkommens ' 
entrückt,  aber  deslialb  noch  nicht  zu  den 
» Kult urtieren«  zu  rechnen.  Zu  ihnen  und 
zu  den  Kulturpflanzen  gehören  nur  diejenigen  . 
Organismen,  welche  um  ihrer  hervorragen-  j 
«len  Nutzbarkeit  willen  geeignet  sind,  dem 
Landwirte  als  Werkzeuge  zur  grösst müg-  i 
liehen  Produktion  zu  dienen,  und  die  deshalb 
von  ihm  mit  Vorteil  in  grösserer  Menge 
gebaut  oder  gehalten  und  gezüchtet  werden  | 
können. 

Der  praktische  Landwirt  wird  diese  Or- 1 
ganismen  um  so  erfolgreicher  seinen  Zweekeu 
dienstbar  machen,  jp  genauer  er  sie  selbst  j 
und  die  Bedingungen  kennt,  unter  denen  ■ 
sie  sich  am  günstigsten  und  zweckentspre- ! 
chendsten  entwickeln,  je  mehr  er  also  auf 
dem  Gebiete  seiner  Wirksamkeit  eine  wissen-  j 
schaftliehe  Einsicht  zu  gewinnen  imstande ! 
ist.  Zu  solcher  wissenschaftlichen  Erkenntnis  i 
kann  aber  nur  eine  exakte  Forschung  führen,  i 
Diese  hat  nicht  allein  den  Bau  und  die  ge- 
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samten  Lebenserscheinungen  der  Kulturor- 
ganismen sowie  die  äusseren  Lebensbe- 
dingungen derselben  nach  streng  naturwissen- 
schaftlichen Methoden  allseitig  klar  zu  legen, 
sondern  muss  auch  die  Untersuchung  unter 
steter  Rücksichtnahme  auf  den  Zweck  des 
Anbaues  und  der  Haltung  der  Kulturorga- 
nismen, also  unter  steter  Beziehung  auf  ihre 
Befähigung  zur  möglichst  rentabeleil  Pro- 
duktion ausführen.  Dies  ergiebt  sich  schon 
aus  dem  Begriffe  des  Kulturorganismus,  und 
gerade  hierin  liegt  der  Schwerpunkt  und 
die  Eigenartigkeit  der  Aufgabe.  Mit  dieser 
steten  Rücksichtnahme  auf  die  Rentabili- 
tätsverhältnisse ist  aber  eiu  leitendes 
Motiv  für  die  Untersuchung  und  eine  Rich- 
tung der  Erwägung  bei  Würdigung  der 
eruierten  Thatsachen  gegeben,  die  den  rein 
naturwissenschaftlichen  Disciplinen  durchaus 
’ fernliegen  und  deren  volle  Bedeutung  uud 
! Tragweite  auch  nur  die  Lanclwirtschafts- 
1 Wissenschaft  ganz  zu  erfassen  vermag.  Es 
hat  daher  diese  auf  ihrem  Gebiete  selbst 
j untersuchend  v o r z u g e h e n und  darf 
sich  nicht  lediglich  auf  das  stützen  wollen, 
was  die  einzelnen  naturwissenschaftlichen 
1 Disciplinen  an  für  ihren  Zweck  verwert- 
barem Material  darbieten;  sie  wird  auch 
durch  eigene  Forschung  erst  recht  befähigt, 
das  von  anderer  Seite  ihr  Gebotene  in  zweck- 
entsprechendster Weise  kritisch  auszunutzen. 
In  solcher  Auffassung  ist  die  Land  Wirt- 
schaftswissenschaft in  der  That  eine 
selbständige  Wissensdisciplin,  die 
sich  deu  naturwissenschaftlichen  Disciplinen 
an  die  Seite  stellt  und  die  nach  ihrem 
wesentlichen  Inhalte  als  die  Physiologie 
und  Biologie  der  K ulturorganismen 
bezeichnet  werden  kann.  Als  solche  hat  sie 
sich  auch  in  Halle  als  Univcrsitätsdisciplin 
neu  eingeführt  und  glaubte  deshalb  auch 
für  ihre  Wirksamkeit  dieselben  Hilfsmittel 
für  Lelu-e  und  Forschung  verlangen  zu  dürfen, 
wie  sic  andere  naturwissenschaftliche  Disei- 
plinen  besitzen. 

Es  ist  dem  Sprachgebrauche  an  Univer- 
sitäten entsprechend,  die  gesamten  Hilfs- 
mittel für  Lehre  uud  Forschung  bei  den 
naturwissenschaftlichen  Disciplinen  unter  der 
Bezeichnung  »Institut«  zusammenzufassen. 
Man  spricht  daher  von  einem  chemischen 
Institute,  botanischen  Institute,  physiolo- 
gischen Institute  etc.  Sollte  die  Landwirt- 
schaftswisseuschaft  als  selbständige  Wissens- 
disciplin ebenbürtig  und  vollgerüstet  in  den 
Kreis  der  Universitfltsdisci plineu  eintreten, 
so  musste  sie  die  Erweiterung  des  Lehr- 
stuhles durch  Gründung  eines  landwirt- 
schaftlichen Instituts  zu  erlangen 
suchen  — nicht  eines  »Lehrinstituts«,  als 
eine  aparte,  der  Universität  gegenüber  neben- 
her laufende,  zu  ihr  nur  in  einem  äusseren 
und  losen  Zusammenhänge  stehende,  einen 
Auflage.  V.  32 
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gesonderten  Lclnurfranismus  darstellende  Ein- 
richtung, sondern  als  ein  Universitäts- 
institut, wie  es  die  naturwissenschaft- 
lichen und  medizinischen  Institute  sind,  die 
sämtlich  nichts  anderes  darstellen  als  die 
Vereinigungspnnkte  aller  äusseren  Hilfsmittel 
für  Veranschaulichung  und  Uebung.  für 
Lehre  und  Forschung  in  der  betreffenden 
Disciplin.  Es  ist  dieser  Gedanke  zuerst  in 
Halle  ausgesprochen  und  realisiert  worden, 
er  folgte  alter  mit  logischer  Konsequenz  aus 
der  Auffassung  über  das  Wesen  der  I*md- 
wirtsehaftswissenschaft,  mit  welcher  diese 
in  die  Universität  Halle  sich  neu  einzuführen 
suchte.  Die  daraus  sich  ergebende,  ganz 
universitätsgemässe,  für  exakte  Fachbildung 
unerlässliche  und  für  die  Erfolge  des  Uni- 
versitätsstudiums der  Landwirtschaft  ent- 
scheidende Forderung  war  schwer  und  in 
ihrem  ganzen  Umfange  nur  allmählich  zu 
erfüllen.  Erst  nach  37  jährigem  Bestehen 
des  landwirtschaftlichen  Instituts 
der  Universität  Halle  ist  die  Ausrüs- 
tung desselben  nunmehr  zu  vollem  Abschluss 
gelangt.  Es  umfasst  ausser  den  landwirt- 
schaftlichen Sammlungen  und  dem  landwirt- 
schaftlich-physiologischen Ijaboratoriura  einen 
1 ha  grossen  landwirtschaftlichen  l’flanz.en- 
garten  und  den  82  ar  grossen  landwirt- 
schaftlichen Tiergarten,  dessen  Bestand  von 
100  Stück  Grossvieh  ii  500  kg  Lebendge- 
wicht in  ca.  850  Exemplaren  die  mannig- 
faltigsten Rassen  und  Formen  aller  Arten 
landwirtschaftlicher  Haustiere  zur  Anschau- 
ung bringt  und  zugleich  als  die  erste  öffent- 
liche Versuchsstättc  für  systematische  tier- 
züchterische Forschung  ungemein  wertvolles 
Demonstrationsmaterial  für  die  Lelm?  von 
der  Vererbung  darbietet.  Nicht  minder 
reiches  Unterrichtsmaterial  gewährt  das  nur 
1.12  km  vom  Institutsgrundstück  entfernt 
liegende,  106  ha  46  a umfassende  Versuchs- 
feld. — Durch  das  landwirtschaftliche  In- 
stitut der  Universität  Halle  ist  der  Beweis 
geliefert,  worden , dass  es  möglich  ist, 
den  studierenden  Landwirten  in 
einer  dem  Charakter  der  Universi- 
tätseinrichtungen durchaus  ent- 
sprechenden Form  eine  eher  noch 
vollkommenere  Gelegenheit  zur 
Anschauung  landwirtschaftlich 
wichtiger  Objekte  und  zur  Verfol- 
gung wirtschaftlicher  Vorgänge 
der  mannigfaltigsten  Art  zu  geben, 
als  es  jemals  auf  dem  Gute  einer 
Akademie  der  Fall  war.  Das  letztere 
gestattet  mit  Rücksicht  auf  die  Erzielung 
einer  grösst  möglichen  Rente  nicht,  in  so 
ausschliesslicher  Weise  den  Lohrzwecken 
Rechnung  zu  tragen,  wie  es  bei  einem  hiex*- 
für  besondere  eingerichteten  Versuchsbetriebe 
stattfinden  kann. 

Durch  ein  gründlicheres  Studium  der 


Naturwissenschaften  einerseits  und  durch  die 
reiche  Gelegenheit  zu  praktischen  Demon- 
strationen und  Hebungen  andererseits  ist  bei 
dem  als  Fakultätsstudium  der  Universität 
organisch  eingefügten  und  durch  ein  ange- 
messen ausgestattetes  Institut  unterstützten 
Ijandwirtschaftsstudium  eine  tüchtige  Fach- 
bildung in  bester  Weise  gesichert.  Damit 
verbindet  sich  aber  noch  ein  weiterer  grosser 
Vorteil.  Der  Landwirt  soll  sich  während 
seiner  Studienzeit  auch  die  Grundlagen  an- 
eignen für  eine  erfolgreiche  Wirksamkeit  iin 
öffentlichen  Leben , damit  er  die  etliischen 
Aufgaben  seines  Berufes  und  Standes  tiefer 
erfasse  und  den  Pflichten  möglichst  gerecht 
werde,  die  er  der  Kirche,  der  Schule,  der 
Gemeinde  und  dem  Staate  gegenüber  zu  er- 
füllen hat.  Für  eine  solche  Förderung  der 
staatswissenschaftlichen  und  allgemeinen 
Geistesbildung  giebt  es  keine  geeigneteren 
Stätten  als  die  Universitäten.  Deshalb  ist 
auch  die  Verbindung  des  Landwirtschafts- 
Studiums  mit  technischen  Hochschulen  oder 
die  Errichtung  selbständiger  Fachschulen  in 
grösseren  Städten  weniger  zweckmässig. 
Wenn  auch  im  letzteren  Falle  wie  bei  der 
landwirtschaftlichen  Hochschule 
in  Berlin  die  Möglichkeit  gegeben  ist, 
dass  die  Studierenden  .auch  an  der  Univer- 
sität Vorlesungen  hören  können,  so  sind  die- 
selben doeh  in  der  Regel  zu  sehr  durch  den 
in  sich  geschlossenen  selbständigen  Lehr- 
organismus ihrer  Fachschule  befangen  und 
nur  wenige  verftiögen  sich  diesem  Banne  zu 
entziehen.  Nur  wenn  der  Landwirt  in- 
mitten der  Universität  steht,  wenn 
er  genau  so  wie  die  Studierenden  anderer 
Wissenschaften  und  gemeinsam  mit  ihnen 
l»ei  den  allgemein  grundlegenden  Disciplinen 
seinen  Unterricht  empfäugt,  wird  er  des 
ganzen  segensreichen  Einflusses  des  Univer- 
sitätsstudiums teilhaftig  werden,  nur  so  ver- 
mag er  den  vollen  Erfolg  einer  allseitigen 
und  gründlichen  geistigen  Durchbildung  zu 
erreichen.  Je  allgemeiner  sich  aber  ein 
solches  Universitätsstudium  der  Landwirt- 
schaft verbreitet,  ein  um  so  bedeutsamerer 
Einfluss  wird  sieh  auf  Hebung  und  Vervoll- 
kommnung des  ganzen  Standes  der  Land- 
wirte kundgeben.  — Eine  bedeutsame  Wir- 
kung änssert  das  Fa  k u 1 1 ä t s s t u d i u m 
der  Landwirtschaft  in  der  Form,  in 
welcher  es  zuerst  an  der  Universität  Halle 
zur  Einführung  gelangte,  auch  dadurch,  dass 
bei  demselben  weit  höhere  Anforderungen 
an  «len  Landwirtschaftsuozenten  herantreten, 
die  andererseits  aber  auch  die  reichsten 
Anregungen  geben  und  ihn  zu  fruchtbrin- 
genderer Wirksamkeit  führen.  Wenn  die 
studierenden  Landwirte  die  Vorlesungen 
über  die  einzelnen  naturwissenschaftlichen 
Disciplinen  gemeinsam  mit  den  übrigen 
Studierenden  der  Universität  hören,  so  kön- 
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-n  sie  nicht  voraussetzen,  nähere  Bezielmn- ! 
en  zu  ihrem  Fachgebiete  vorgetragen  zu' 
rhalten.  es  wird  ihnen  daher  stets  bewusst 
leiben,  dass  es  in  diesen  Vorlesungen  ledig- 
ch  ihre  Aufgabe  ist,  gründlich  Physik, 
'hem  io,  Botanik  etc.  zu  lernen,  um  so  die 
• •ehte  Grundlage  für  die  Fachdisciplin  zu 
ewinnen.  Dann  hat  aber  der  Landwirt-; 
chaftsdozent  die  Aufgabe,  seinerseits  diese 
Beziehungen  aufzunehmen  und  auf  solcher 
irundlage  die  Landwirtschaftslehre  zu  ent- 
wickeln. Um  dies  aber  in  rechter  Weise 
msführen  zu  können,  muss  er  selbst  gründ- . 
lieh  naturwissenschaftlich  geschult  sein.  — 
Will  derselbe  ferner  als  Universitätsdozent 
seine  Aufgal»e  voll  erfüllen,  dann  darf  er 
nicht  nur  lehrend  wirken  wollen , sondern  j 
hat  auch  an  der  Weiterbildung  seiner  Wis- 
senschaft zu  arbeiten.  Da  diese  alter  eine 
wesentlich  naturwissenschaftliche  Discinlin 
ist,  so  muss  er  sich  auch  in  experimentellen 
V ntersuchungen  geübt  und  dadurch  befähigt 
haben , auf  seinem  Gebiete  selbständig  zu 
forschen  und  exakt  zu  untersuchen:  Dann 

wird  er  aber  auch  die  Fortschritte  auf  den 
sein  Gebiet  berührenden  Wissenszweigen  in  , 
rechter  Weise  zu  windigen  wissen.  Er 1 
wird  die  dort  gewonnenen  Ergebnisse  weder ! 
unterschätzen  noch  kritiklos  verwerten,  son- 
dern wird  sie  in  Beziehung  auf  sein  Fach- ! 
gebiet  prüfen,  wohl  auch  für  dasselbe  er- ! 
weitern  und  vertiefen  und  mit  den  Resul- 
taten eigener  Untersuchungen  verknüpfen. 
So  gestalten  sich  die  landwirtschaftlichen 
Institute  der  Universitäten  zu  Forschungs- 
stätten für  Pflanzenkultur  und  Tierzucht, 
von  denen  aus  die  wohlthätigste  Rückwir- 
kung auf  die  liehrthätigkeit  der  Landwirt- 
schaftsdozenten sich  ergiebt  Das  so  or- . 
ganisierte  Fakultütsstudimn  der  Landwirt- 1 
schaft  bewährte  sich  auch  in  solchem  Masse,  ■ 
»lass  die  Frequenz  der  an  der  Universität 
Halle  studierenden  Landwirte  von  Beruf  von 
3 im  Wintersemester  1862/63  auf  212  im  I 
Wintersemester  1871/72  und  auf  322  (mit 
Einschluss  von  32  Hospitanten)  im  Winter- 
semester 1897  98  anstieg.  Ausserdem  neh- 
men Kameralisten  und  Studierende  der 
Rechtswissenschaft  an  den  landwirtschaft- 
lichen Vorlesungen  teil.  — Diese  Erfolge  des 
Fakultätsstudiums  der  Landwirtschaft  führ- 
ten zu  gleichen  oder  doch  analogen  Ein-  j 
riehtungen  an  anderen  deutschen  l ’niversi- ; 
täten.  So  wurde  im  Jahre  1869  an  der 
' niversität  Leipzig  ein  Ordinariat  für 
I Landwirtschaft  gegründet  und  mit  einem 
landwirtschaftlichen  Institut  ausgerüstet,  das, 
in  neuester  Zeit  unter  Kirchners  Leitung ' 
eine  sehr  bedeutende  Erweiterung  erfahren 
hat-  Im  Jahre  1871  ward  Thaer  als  Or- 
dinarius für  Landwirtschaft  an  die  Universi- 
tät Giessen  berufen  und  zum  Direktor) 
des  daselbst  neu  errichteten  landwirtschaft- 


lichen Instituts  ernannt.  1872  wurde  auf 
Veranlassung  Drechslers  die  Akademie 
Göttingen- Weende  nach  den  Princinien  des 
Faknltätsstudiums  umgewandelt  und  demge- 
mäss dem  Lehrstuhl  für  Landwirtschaft  an 
der  Universität  Göttingen  ein  landwirt- 
schaftliches Institut  beigegeben;  in  demsel- 
ben Jahre  ward  auch  der  Lehrstuhl  für 
Landwirtschaft  an  der  Universität  Königs- 
berg durch  ein  landwirtschaftliches  Institut 
erweitert.  Die  gleiche  Einrichtung  wurde 
1876  an  der  Universität  Kiel  und  1881  an 
der  Universität  Breslau  getroffen. — Das 
in  Jena  von  Fr.  G.  Schulze  begründete 
private  Lehrinstitut  ward  nach  dem  Tode 
desselben  in  ein  Staatsinstitut  umgewandelt 
und  bildet  zwar  auch  als  solches  eine  be- 
sondere Lehranstalt,  die  aber  noch  inniger 
als  früher  mit  der  Universität  verbunden 
und  mit  Versuchsfeldern  sowie  sonstigen 
Lehrmitteln  reich  ausgerüstet  ist. 

In  Heidelberg  wurde  im  Winterse- 
mester 1872  73  durch  Berufung  zweier 
Ordinarien  für  Landwirtschaft  ein  Versuch 
begonnen,  nach  Reu ningschen,  befremd- 
licher Weise  selbst  von  J.  v.  Li e big 
(Augsb.  Allgeni.  Ztg.  1872,  Nr.  155)  gebil- 
ligten. das  Wesen  der  Lind  Wirtschafts- 
wissenschaft aber  verkennenden,  die  Bedeu- 
tung ausreichender  Unterrichtsmittel  für  An- 
schauung und  Uebung  unterschätzenden 
Ideeen  das  Laudwirtschaftsstudium  an  der 
Universität  neu  zu  gestalten.  Trotz  vorzüg- 
licher Lehrkräfte  blieb  dieser  Versuch,  wie 
vorauszusehen  war,  ohne  nachhaltigen  Er- 
folg. Gegenwärtig  besteht  daselbst  noch  ein 
Ordinariat  für  Landwirtschaft,  das  vorzugs- 
weise für  Ausbildung  von  staatlichen  Ver- 
waltungsbeamten wirksam  ist.  — Frühzeitig 
hat  man  auch  versucht,  das  Landwirtschafts- 
Studium  mit  polytechnischen  Schulen 
zu  verbinden.  So  wurde  bereits  im  Jahre 
1850  an  dem  Collegium  Carolinum  iu 
Brau n schweig  eine  Professur  für  Land- 
wirtschaft gegründet,  die  bis  .1885  bestehen 
blieb.  — Im  Jahre  1865  ward  eine  »land- 
wirtschaftliche Hochschule«,  als  Abteilung 
der  polytechnischen  Schule  zu  Karlsruhe 
eröffnet,  die  1872  bei  Neubegründung  des 
Landwirtscliaftsstudiums  au  der  Universität 
Heidelberg  wieder  aufgehoben  wurde.  In 
analoger  Weise  fand  1869  in  Dar  in  Stadt 
die  Gründung  einer  »höheren  landwirt- 
schaftlichen Lehranstalt«  als  Abteilung  des 
dortigen  Polytechnikums  statt,  deren  Wirk- 
samkeit jedoch  nur  bis  1873  währte.  Dagegen 
besteht  noch  jetzt  mit  bestem  Ertolge  die  im 
Jahre  1874  eingerichtete  landwirtschaftliche 
Abteilung  der  polytechnischen  Hochschule 
in  München. 

Eine  weitere  Form  höherer  landwirt- 
schaftlicher Uuterrichtsanstalten  bilden 
selbständige  Lehrstätten  in  grös- 
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seren  Städten.  So  wurde  in  Berlin  j 
bereits  1859  eine  derartige  Einrichtung  unter  j 
Schulz-  Fleet  h ltegrttndet,  an  der  vom 
Jahre  1871  bis  1877  auch  Hermann  von 
Nathusius  leinte.  Durch  A.C.O.  v.  14. 
Februar  1881  (Staatsauzeiger  Nr.  49)  ward 
diese  Lehranstalt  zu  einer  1 a n d w irt- 
schaftlichen  Hochschule  «unge- 
bildet und  später  durch  Abteilungen  für 
Kulturtechnik  und  landwirtschaftlich  tech- 
nische Gewerbe  erweitert,  die  besondere 
zahlreich  besucht  sind,  wie  folgende  Fre- 
quenzzahlen zeigen.  Im  Wintersemester 
1892  93  befanden  sich  nach  »amtlichem  Ver- 
zeichnisse« unter  427  an  der  landwirtschaft- 
lichen Hochschule  inskribierten  Studierenden 
117  Landwirte  von  Beruf  und  im  Sommer- 
semester 1893  unter  433  Studierenden  nur 
56  Landwirte  oder  13 "o  der  Gesamtzahl. 

Nach  diesen  Darlegungen  bestehen  gegen- 
wärtig sehr  mannigfache  Formen  des  höheren 
landwirtschaftlichen  Studiums  in  Deutsch- 
land, ohne  Zweifel  gebührt  aber  dem 
Fakultätsstudium,  dem  Studium  der 
1 *and Wirtschaft  inmitten  d e r U n i v e r si  - 
t ät  der  Vorzug,  insofern  eine  exakte  Fachbil- 
dung durch  das  Vorhandensein  genügender 
Lehrmittel,  durch  ein  angemessen  aus- 
gerüstetes 1 an d wirtschaftliches 
Institut  gesichert  ist.  Diese  Bedingung 
darf  allerdings  nicht  unerfüllt  bleiben.  Es 
liegt  aber  auch  kein  Grund  vor,  der  dazu 
nötigen  könnte,  die  Land  Wirtschaft«  Wissen- 
schaft anders  zu  behandeln  als  dio  übrigen 
Wissenschaften:  sie  hat  insbesondere  nicht 
minderen  Anspruch , in  angemessener  Aus- 
stattung an  der  Universität  vertreten  zu 
sein,  wie  die  Arzneikunde.  Sic  ruhen  beide 
auf  gleicher  naturwissenschaftlicher  Basis, 
sie  haben  für  Förderung  der  Unterrichts- 
zwecke analoge  Bedürfnisse  und  sind  von 
gleich  hoher  allgemeiner  Bedeutung,  denn 
es  ist  doch  ebenso  wichtig,  die  wachsende 
Bevölkerung  zu  ernähren,  als  ihre  Krank- 
heiten zu  heilen  ! ’)  — 

In  jüngster  Zeit  haben  mehrere  höhere 
landwirtschaftliche  Lehranstalten  ihren  Wir- 
kungskreis durch  das  Abhalten  von  »Unter- 
richtskursen für  praktische  Land- 
wirte« zu  erweitern  gesucht  Diese  Kurse 


')  Bezüglich  der  von  manchen  Seite»  gegen 
das  Universitätsstndinm  der  Landwirte  erhobenen 
Bedenken,  welche  namentlich  die  nicht  mit  dem 
Maturitätszeugnis  versehenen  Studierenden  be- 
treffen, konnte  hier  wegen  «ler  notwendig  gewor- 
denen Beschränkung  des  Baumes  nichts  Näheres 
angegeben  werden,  ln  der  ersten  Auflage  dieses 
Werkes  fanden  sich  Ausführungen  darüber.  — In 
Rücksicht  auf  weitere  Ausgestaltung  des  land- 
wirtschaftlichen Universitätsstudiums  ist  noch 
auf  die  im  Literaturverzeichnis  mit  angeführten 
bedeutsamen  Abhandlungen  von  K.  v.  Kliniker 
und  F.  Schindler  aufmerksam  zu  machen. 


werden  in  der  zweiten  Hälfte  des  Winter- 
semesters alljährlich  oder  in  je  zwei  Jahren 
wiederkehrend  abgehalten  und  sind  von 
| ein-  oder  zweiwöchentlicher  Dauer.  Soweit 
diese  Unterrichtskurse  dem  Zwecke  dienen 
sollen,  frühere  Studierende  oder  sonst  ge- 
nügend Vorgebildete  mit  den  neueren  Fort- 
schritten auf  dem  Gebiete  der  Landwirt- 
schaftslehre und  der  Grundwissenschaften 
derselben  bekannt  zu  machen,  kommen  sie 
in  ähnlicher  Weise  einem  Bedürfnisse  ent- 
gegen, wie  es  bei  Unterrichtskursen  für 
praktische  Aerzte  der  Fall  ist.  Wollte  man 
dagegen  hei  solchen  Kursen  für  minder 
Vorge bildete  eine  populäre  Besprechung 
landwirtschaftlich  wichtiger  Fragen  ins  Auge 
fassen,  so  würde  dadurch  leicht  ein  erheb- 
licher Nachteil  herbeigeführt  werden  können. 
Es  ist  ohnehin  zu  beklagen,  dass  die  I Land- 
wirte oft  nicht  genügend  Zeit  für  eine 
! gründliche  wissenschaftliche  Ausbildung  ver- 
' wenden,  um  so  mehr  ist  alles  zu  vermeiden, 
was  dieser  Neigung  Vorschub  leisten  und 
zu  der  Ansicht  führen  könnte,  als  sei  es 
: dem  praktischen  Landwirte  möglich,  auch 
! bei  unzureichender  Vorbildung  in  8 oder 
14  Tagen  der  arbeitsfreieren  Winterszeit  die 
Quintessenz  neuester  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis sieh  anzueignen.  Wer  dagegen 
mindestens  auf  zwei,  besser  auf  drei  Jahre 
seine  Studienzeit  ausdehnte,  der  wird  auch 
j später  nach  längerer  praktischer  Thätigkeit 
(derartigen  Vorträgen  über  die  notiere  Ent- 
wickelung seiner  Fachwissenschaft  mit 
, reichstem  Gewinne  folgen  können.  Nur  für 
1 so  vorgebildete  Zuhörer  sollten  die  »Unter- 
I richtskursc  für  praktische  1 Landwirte.  l>e- 
messen  werden. 

Für  die  höheren  landwirtschaftlichen  Un- 
terrichtsanstaltcn  verwendete  der  preussische 
Staat  in  dem  Jahre  1898/99  845679  Mark; 
ausserdem  für  die  Forstakademieen  177  713 
Mark  und  für  die  tierärztlichen  Hochschulen 
198931  Mark. 

Ausser  den  mit  den  höheren  landwirt- 
schaftlichen Lehrstätten  verbundenen  Ver- 
suchsanstalten sind  auch  die  namentlich  im 
Verfolg  der  von  Adolf  Stöekhardt  und 
I) r.  Crusius  ausgegangenen  Anregungen 
von  seiten  der  landwirtschaftlichen  Vereine 
eingerichteten  1 a n d wirtschaftliche  n 
Yersu  chsstationen  für  Verbreitung  und 
Erweiterung  wissenschaftlicher  Erkenntnis 
auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  in  erfolg- 
reichster Weise  wirksam.  Von  hervorragen«  I- 
j ster  Bedeutung  für  die  Sicherung  des  prakti- 
i selten  Landwirtschaftsbetriebes  ist  dabei  auch 
die  von  ihnen  ausgeführte  Kontrolle  des 
Dünger-,  Futtermittel-  und  Samenhandels. 
Innerhalb  Deutschlands  bestehen  gegenwär-  ■ 
tig  63  solcher  Versuchs-  und  Kontrollsta- 
tionen (32  in  Preussen).  Die  erste  derselben 
; wurde  im  Jahre  1851  in  M ö c k e r n bei 
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Leipzig  begründet.  Zwei  dieser  Versuchs-  j 
Stationen  wurden  mit  Versuehswirtschaften 
verbunden : im  Jahre  1804  die  Versuchs-  j 
Station  der  königlich  sächsischen  Otierlausitz  t 
mit  dem  Kittergute  Pommnitz  und  im  Jahre 
1896  die  Versuchsstation  der  Landwirt- ; 
scliaftskammer  für  die  Provinz  Sachsen  zu 
Malle  a S.  mit  einem  55  ha  umfassenden 
Teile  der  Domäne  Lauchstädt. 

Für  die  prcussischen  Versuchsstationen 
wurden  in  dem  Jahre  1897  durch  den  Staat 
208  ‘281  Mark,  durch  die  Provinzial  Verwal- 
tungen 55500  Mark,  durch  Vereine  25763, 
Mark  und  durch  Private  1759  Mark  ver-  i 
wendet. 

4.  Die  mittleren  und  niederen  land- 
wirtschaftlichen l'nterrieht.sanstalten.  Die  | 

Bestrebungen  zur  Hebung  des  grösseren  | 
Landwirtschaftsbetriebes,  welche  zur  Grün- 
dung der  landwirtschaftlichen  Akademieen 
Veranlassung  gaben , lenkten  auch  die 
Aufmerksamkeit  auf  die  Verbesserung  der 
bäuerlichen  Wirtschaftsverhältnisse;  man 
suchte  dieselbe  durch  Errichtung  von  niederen 
land  wirtschaftlichen  Lehrstätten  oder  Acker-! 
b a u s c hule  n zu  erreichen.  — Die  erste  | 
derselben  entstand  bereits  im  Jahre  1818  in 
Hohenheim,  gleichzeitig  mit  der  daselbst ; 
gegründeten  Akademie.  Der  Schwerpunkt 
des  Unterrichts  an  diesen  anfangs  nur  lang- 
sam sieh  vermehrenden,  im  zweiten  Viertel 
des  Jahrhunderts  aber  in  grösserer  Anzahl 
entstandenen  Ackerbauschulen  lag  ursprüng- 
lich in  der  praktischen  Ausbildung  der 
Schüler.  Diese  Schulen  wurden  deshalb 
stets  auf  grösseren  oder  kleineren  Gütern 
errichtet,  und  die  Schüler  hatten  bei  allen  in 
der  Wirtschaft  vorkommenden  Verrichtungen 
mitzuarbeiten,  der  theoretischen  Unterwei- ; 
sung  waren  täglich  nur  wenige  Stunden  ge- 
widmet. — Unstreitig  war  diese  Einrichtung 
zu  einer  Zeit,  wo  die  bäuerlichen  Landwirte  j 
erst  vertraut  gemacht  werden  mussten  mit  * 
der  Handhabung  verbesserter  Werkzeuge 
und  der  Ausübung  rationellerer  Kulturmc- 
thoden,  eine  ganz  zweckentsprechende.  Mit 
dem  Yorsclireiten  und  der  allgemeineren  j 
Verbreitung  einer  verbesserten  landwirt- 
schaftlichen Praxis  begann  man  grösseren 
Wert  zu  legen  auf  eine  erweiterte  geistige ! 
Durchbildung  der  Schüler.  Infolgedessen 
entwickelten  sich  an  Stelle  der  »praktischen« 
Ackerbauschulen  die  sogenannten  »theore- 
tisch-praktischen«, bei  denen  auch 
noch  eine  Uebung  in  der  Ausführung  wirt- 
schaftlicher Arbeiten  statt  findet,  als  wich- 
tigste Aufgabe  des  Unterrichts  aber  die 
theoretische  Unterweisung  angesehen  wird. 
Die  Grenze  zwischen  beiden  Formen  von 
Ackerbauschulen  ist  nicht  immer  scharf  her- 
vortretend. Es  wird  gegenwärtig  wohl 
überall  auf  die  theoretische  Stute  des  Unter- 
richts grösserer  Wert  gelegt  als  früher,  doch 


kommen  (beispielsweise  in  Ostpreussen) 
noch  Ackerbauscliulen  vor,  wo  im  Sommer- 
halhjahre  "die  Beschäftigung  der  Schüler 
vorherrschend  praktisch«  ist  In  Deutsch- 
land bestehen  jedoch  nur  noch  wenige 
Ackerbauschulen,  bei  denen  eine  ausgedehn- 
tere Unterweisung  in  praktischen  Arbeiten 
stattfindet.  Es  fand  die  Ansicht  mehr  und 
mehr  Anerkennung,  nach  welcher  es  wohl 
erforderlich  sei,  den  theoretischen  Unter- 
richt durch  Anschauung  und  Demonstra- 
tion möglichst  zu  unterstützen,  nach  der 
alier  die  direkte  praktische  Unterweisung 
nicht  an  die  Schule  gehöre,  sondern  im 
praktischen  Leben  gewonnen  werden  müsse. 
So  bildeten  sich  rein  theoretische  Schulen 
aus.  die  als  sogenannte  Mittelschulen 
die  zukünftigen  Besitzer  und  Leiter  mitt- 
lerer Güter  und  die  Wirtschaftsbeamten 
grösserer  Besitzungen  für  den  praktischen 
Beruf  vorbereiten  sollen  oder  als  theore- 
tische Acker  bausch  u len  den  zukünf- 
tigen Bewirtschafter  kleinerer  Güter  mit  den 
für  eine  erfolgreiche  Wirksamkeit  nötigen 
Kenntnissen  auszurüsten  haben.  Der  ersteren 
Richtung  trugen  zu  Ende  des  vierten  Jahr- 
zehnts zum  Teil  Privatanstalten  Rechnung, 
wie  die  von  B runs  in  Lützschena  bei 
Leipzig ; andererseits  wurden  mit  G e w e r b e - 
schulen  landwirtschaftliche  Ab- 
teilungen verbunden,  wie  dies  im  ausge- 
dehntesten Masse  in  Bayern  geschah.  Vor- 
treffliche Erfolge  erzielte  auch  die  unter 
Emil  Stock hardts  Leitung  Michaelis 
1850  mit  der  Gewerbeschule  in  Chemnitz 
verbundene  landwirtschaftliche  Abteilung. 
— Von  umfassenderen  pädagogischen  Ge- 
sichtspunkten ging  Dr.  Konrad  Michel - 
sen  bei  Errichtung  seiner  landwirtsdiaft- 
liehen  Schule  zu  Hildesheim  aus,  indem 
er  mit  dem  für  die  praktische  Lehre  vorbe- 
reitenden landwirtschaftlichen  Unterrichte 
ganz  besonders  eine  Vervollkommnung  der 
allgemeinen  Schulbildung  zu  verbinden 
suchte.  Diese  Bestrebungen  wurden  von 
seinem  Sohne  Emil  Michel  sen  nicht  nur 
fortgesetzt,  sondern  auch  mit  reichstem  Er- 
folge erweitert.  Seinem  rastlosen  Wirken 
ist  es  zu  danken,  dass  derartige  landwirt- 
schaftliche Lehranstalten  nicht  nur  in 
grösserer  Zalil  errichtet  wurden,  sondern 
dass  ihnen  auch  unter  der  offiziellen  Be- 
zeichnung »L  a n d w i r t s c h a f t s s c h u 1 e n « 
die  Befugnis  erteilt  wurde,  ihre  Abiturienten 
mit  dem  sogenannten  Einjährig-Freiwilligen- 
Reeht  zu  entlassen.  Dies  hatte  zur  Voraus- 
setzung, dass  ihre  Organisation  und  Leitung 
sowie  die  Ausführung  der  Prüfungen  einer 
staatlichen  Kontrolle  unterworfen  werden 
musste.  Für  die  preussische  Monarchie 
wurde  durch  Verfügung  vom  10.  August 
1875  diesen  Landwirtschaftsschulen  ein 
Normallehrplan  vorgeschrieben  und  unter 
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dem  9.  Mai  1877  für  die  Ausbildung  und 
das  Examen  der  »J.andwirtschaftslehrer  an 
Ijand wirtschaftsschulen « ein  Reglement  er- 
lassen. Im  Königreich  Preussen  bestehen 
10  solcher  Landwirtschaftsschulen,  für  deren 
Unterhaltung  im  Etatsjahre  ls9s;99  an 
Staatszuschuss  987  890  Mark , durch  Pro- 
vinzial Verwaltungen  53700  Mark,  von  Kreisen 
und  Städten  115102  Mark,  von  Landwirt- 
schaftskammern , Vereinen  und  Stiftungen 
10353  Mark  gewährt  wurden.  Ferner  finden 
sich  im  Königreich  Bayern  und  Sachsen,  im 
Grossherzogtum  Hessen  und  Oldenburg,  im 
Grossherzogtum  Braunschweig  und  im  Reichs- 
land Elsass-Lothringen  je  eine  I .and Wirt- 
schaft ssehule  vor,  in  Summa  sind  deren  also 
22  vorhanden.  Dieselben  sind  mit  Vorschulen 
verbunden  und  gewähren  ihrer  ganzen  Organi- 
sation nach  eine  in  sich  abgeschlossene,  harmo- 
nische Bildung.  Sie  sind  von  besonderer  Be- 
deutung für  den  mittleren  Besitz  oder  den  Be- 
sitz der  Grossbauern,  haben  aber  auch  einen 
hohen  Wert  für  diejenigen  Söhne  der  Gross- 
grundbesitzer,  welche  ihrer  Anlage  nach 
oder  infolge  besonderer  Verhältnisse  das 
Maturitätszeugnis  einer  Realschule  I.  Ord- 
nung oder  eines  humanistischen  Gymna- 
siums voraussichtlich  nicht  zu  erlangen  ver- 
mögen. — Während  die  übrigen  Landwirt- 
schaftsschulen selbständige  Lehranstalten 
bilden,  wurden  die  Landwirtschaftsschulen 
in  Flensburg  (Preussen),  Döbeln  (Sachsen) 
und  Gross-Umstadt  (Hessen)  mit  einem 
Realgymnasium  in  der  Art  verbunden,  dass 
dieselben  mit  Untertertia  sich  abzweigen 
und  als  Parallelklassen  mit  der  Untersekunda 
abschliessen.  Sie  entsprechen  denselben 
Anforderungen  wie  die  isolierten  Landwirt- 
schaftsschuleu  und  geben  ebenso  wie  diese 
dem  Schüler  eine  in  sich  geschlossene  luir- 
monische  Bildung,  haben  al>cr  den  Vorzug, 
dass  bei  ihnen  ausschliesslich  künftige 
Landwirte  den  Schülerbestand  bilden,  wäh- 
rend bei  den  selbständigen  I .and wirtschafts- 
seh ulen  oft  eine  nicht  unerhebliche  Zahl 
von  Schülern  sich  vorfindet,  die  nicht  Land- 
wirte werden,  sondern  nur  das  Freiwilligen- 
recht erwerben  wollen.  Bei  Neueinrichtun- 
gen von  Lundwirtsehaftsschulen  könnte 
diese  Verbindung  mit  Realgymuasien  mehr 
Berücksichtigung  finden.  W üuschenswcrter 
ist  es  aber,  dass,  soweit  irgend  möglich,  die 
zukünftigen  I .eitel-  des  landwirtschaftlichen 
Grossitetriebes  ihre  Schulbildung  mit  dem 
erlangten  Maturitätszeugnis  eines  humanis- 
tischen Gymnasiums  oder  einer  Realschule 
1.  Ordnung  abschliessen,  weil  damit  allein 
die  normale  Vorbildung  für  das  spätere 
Universitätsstudium  gewonnen  wird. 

Die  niederen  A c k e r ba  u s c h u 1 e n haben 
meistens  einen  Kursus  von  3 oder  4 Semestern 
und  können  deshalb  ihren  Schülern  eine  voll- 
kommenere Ausbildung  gewähren,  als  dies 


bei  der  weiteren  Abkürzung  der  Schulzeit 
möglich  ist,  wie  sie  bei  manchen  theoreti- 
schen Ackerbauschulen  und  auch  bei  den 
1 a n d w irtschaftlichcn  Winter- 
sehulen  stattfindet,  welche  einen  Kursus 
von  2 Wintersemestern  haben.  Dennoch  er- 
reichen auch  die  letzteren  bei  sachverstän- 
diger Jjeitung  sehr  günstige  Resultate.  Dies 
I ist  um  so  bedeutsamer,  als  die  kleineren 
I bäuerlichen  Besitzer,  für  deren  Söhne  diese 
Winterschulen  bestimmt  sind,  meist  sich  nicht 
in  der  Lage  befinden,  einen  erheblichen  Auf- 
wand für  dieselben  machen  zu  können,  auch 
ihre  Hilfe  während  der  Arbeitszeit  vom  Früh- 
jahr bis  zum  Herbst  schwer  entbehren  können. 
Die  Anzahl  dieser  Schulen  hat  daher  in 
neuerer  Zeit  ausserordentlich  zugenommen, 
und  es  sind  auch  noch  weitere  Einrichtun- 
gen der  Art  in  Aussicht.  Die  theoretischen 
Ackerbattsclmlen  wie  die  Winterschulen  sind 
in  der  Regel  selbständige  Anstalten,  die  in- 
folge ihrer  Errichtung  in  Städten  Hilfskräfte 
für  den  Unterricht  leichter  gewinnen  können. 
Beide  schliessen  an  das  in  der  Volksschule 
Erreichte  au  und  nehmen  auch  die  Fort- 
führung des  Unterrichts  in  den  Elementar- 
fächern in  ihren  Studienplan  mit  auf. 
Ausser  44  selbständig  bestehenden  Acker- 
bauschulen Deutschlands  finden  sich  noch 
7 theoretische  Ackerbausehulon  vor,  die  mit 
Landwirtscltaftsschulen  als  besondere  Abtei- 
lungen derselben  verbunden  sind.  — Der 
selbständigen  Winterschulen  giebt  es  187, 
und  ausserdem  sind  3 Wintcrschuleu  mit 
Lunlwii  tsehaftsschulen  und  3 derselben  mit 
theoretischen  Ackerbausehulen  vereinigt.  — 

| Auf  das  Königreich  Preussen  entfallen  von 
den  verschiedenen  Formen  der  Ackerbau- 
schulen  (also  mit  Einschluss  der  theoretisch- 
pruktischen  und  rein  theoretischen)  26,  für 
welche  im  Etatsjahre  1898  99  verwendet 
wurden : an  Staatsznschuss  700  Mark,  von 
Provinzialverwaltungen  102310  Mark,  von 
Kreisen,  Städten  und  Gemeinden  21250 
Mark,  von  Lnndwirtschaftskamniern,  Vereinen 
und  Stiftungen  1 1 550  Mark.  Von  den  land- 
wirtschaftlichen Winterschulen  entfallen  auf 
Preussen  118,  für  welche  die  Aufwendungen 
betrugen:  35850  Mark  Staatszusehüsse ; 

182262  Mark  von  Provinzial  Verwaltungen; 
174  149  Mark  von  Kreisen,  Städten  und  Ge- 
meinden; 67  044  Mark  von  Land  Wirt- 
schaft skammern  , Vereinen  und  Stiftungen. 

Die  landwirtschaftlichen  oder 
ländlichen  Fort  bi  ld  u ugs  sch  ulen 

haben  zur  Aufgabe,  in  unmittelbarem  An- 
schluss an  die  Volksschule  das  in  derselben 
Gelernte  zu  befestigen  und  zu  vertiefen  und, 
»soweit  sich  die  Möglichkeit  dazu  bietet,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  ländlichen  Ge- 
werbe und  den  Betrieb  der  I.»ih1  Wirtschaft 
zu  erweitern«  . Es  werden  in  denselben  die 
Söhne  bäuerlicher  Wirte  nach  dem  Verlassen 
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der  Schule  durch  den  Lehrer  des  Ortes, 
auch  wolü  unter  Mitwirkung  des  Ortsgeist- 
lichen und  eines  Gutsbesitzers  oder  Wirt- 
schaftsbeamten zur  Zeit  des  Winters  wöchent- 
lich während  mehrerer  Stunden  unterrichtet. 
Sie  sind,  ungleichmässig  verbreitet.  Im 
Königreich  Preusseu  befanden  sich  im  Etats- 
jahre 1898  99  1041  ländliche  Fortbildungs- 
schulen vor.  In  der  Provinz  Brandenburg 
fehlend,  waren  vorhanden  in  der  Provinz 
Pommern  11,  in  Ostpreussen  13,  Posen  17, 
Westfalen  22.  West  preussen  23.  Schlesien 
28,  Hohenzollcrn  48,  Sachsen  52,  Schles- 
wig-Holstein 88.  Hannover  170,  Rhein- 
laud  241,  Hessen-Nassau  328;  hierzu  kom- 
men noch  38  Fortbildungsschulen  mit  ver- 
suchsweiser Ausgestaltung  fachlichen 
Unterrichts  in  den  Regierungsbezirken  Stettin, 
Köslin.  Oppeln  und  Schleswig.  Im  König- 
reich Bayern  wurden  141  Fortbildungsschulen 
gezählt.  — Damit  die  Lehrer  nicht  nur  für 
einen  derartigen  Unterricht  an  Fortbildungs- 
schulen besser  befähigt  werden,  sondern 
auch  schon  bei  dem  Schulunterricht  in  ent- 
sprechender Weise  die  Aufmerksamkeit  der 
Schüler  auf  Vorgänge  in  der  Natur  und  im 
wirtschaftlichen  Leben  hinzulenken  und  da- 
durch die  Beobachtungsgabe  derselben  zu 
wecken  und  zu  entwickeln  vermögen,  wird 
in  mehreren  deutschen  Staaten  an  den 
Seminarien  eine  Unterweisung  im 
Obst-  und  Gartenbau  erteilt,  auch 
worden  an  manchen  landwirtschaftlichen 
Hochschulen  und  Mittelschulen  Lehrkurse 
für  Schulmeister  abgehalten.  — Im 
Königreich  Preusseu  sind  neuerdings  an  2 
Lamiwirtschaftsschulen  Seminarien  zur 
pädagogischen  Ausbildung  solcher 
Kandidaten  eingerichtet  worden,  welche  sich 
dem  landwirtschaftlichen  Lehramte  an  mitt- 
leren und  niederen  Lehranstalten  widmen 
wollen.  Hierfür  und  zur  Abhaltung  von  ( 
Kursen  für  Elementarlehrer  wurden  1898  99; 
im  Königreich  Preussen  von  seiten  des  Staates 
17850  Mark  verwendet 

Zu  den  besprochenen  Formen  des  land-  | 
wirtschaftlichen  Unterrichts  Deutschlands 
treten  nun  noch  mannigfache  Special- 
schulen: Gärtnerlehranstalten,  Obstbau-! 
und  Weinbauschulen,  Wieseubauschuleu,  I 
Waldbauschulen , Meierei-  oder  Molkerei- 
schulen, Hufbeschlagsschulen , Schäferei- j 
schulen,  Imkerschuleu  und  sonstige  Anstalten 
und  Lehrkurse.  Gegenwärtig  befinden  sich 
in  Deutschland  297  solcher  Specialschulen, 
darunter  03  Ilaushaltungs-  und  Molkerei- 
sehulen für  Mädchen,  die  für  die  Erziehung 
der  landwirtschaftlichen  weiblichen  Jugend 
hoch  bedeutsam  sind.  — lm  Königreich 
Preussen  sind  an  Sjiecialschuleu  vorhanden : 
3 höhere  Gärtnerlehranstalten.  104  Garten- 
und  Obstbauschulen  und  praktische  Obstbau- 
kurse. 7 Wiesenbauschulen.  3 Schulen  für 


i landwirtschaftliche  technische  Gewerbe,  2 
Forstschulen,  17  Molkereischulen,  42  land- 
wirtschaftliche Hauslialtungsschulen,  48Huf- 
j beschlagleliranstalten,  4 Imkerschulen  und 
15  sonstige  Anstalten  und  Lehrkurse.  In 
dem  Etatsjahre  1898  99  wurden  im  König- 
reich Preussen  für  die  pomologischeu  Institute, 
i Garten-  und  Obstbauschuleu  178724  Mark 
I an  Staatszuschuss,  29705  Mark  von  den 
Provinzen,  7225  Mark  von  Kreisen  und 
Städten,  25924  Mark  von  Vereinen  und  Stif- 
tungen verwendet.  Für  die  gesamten  übri- 
gen Specialschulen  entfielen  66919  Mark  au 
[Staatszuschuss,  41880  Mark  Beiträge  der 
Provinzialverwaltungen , 9499  Mark  von 

Kreisen  und  Städten,  48404  Mark  von  Land- 
wirtschaftskam mero , Vereinen  und  Stif- 
tungen. 

Die  Direktoren  der  Winterschulen  haben 
! meistens  noch  die  Verpflichtung  zu  über- 
nehmen, insbesondere  während  des  Sommer- 
lmlbjahres  als  landwirtschaftliche 
Wanderlehrer  zu  wirkeu.  Es  siud  aber 
ausserdem  noch  zahlreiche  Wanderlehrer  an- 
gestellt, welche  die  Aufgabe  haben,  durch 
Vorträge  während  des  ganzen  Jahres  anre- 
gend und  fördernd  auf  Hebung  des  Land- 
wirtschaftsbetriebes l>ei  dem  bäuerlichen  Be- 
sitze einzuwirken.  Im  Königreich  Preussen 
waren  1898  99  insgesamt  175  Wanderlehrer 
in  Wirksamkeit.  Neuerdings  wird  dui  eh  be- 
sonders dafür  qualifizierte  und  augestellte 
Wanderlehrer  auch  dahin  gestrebt,  bei  den 
bäuerlichen  Landwirten  die  Anstellung  von 
Dünguugs-  und  Anbauversuchen  anzuregen 
und  sic  dabei  auzuleiten.  Gerade  dieser  letztere 
Weg  verspricht  die  bedeutsamsten  und  nach- 
haltigsten Resultate  für  Hebung  der  Kultur  bei 
dem  kleineren  Besitze,  weil  die  unmittelbare 
Anschauung  des  Erfolges  ungleich  über- 
zeugender und  zur  Nachfolge  anregender 
wirkt,  als  es  durch  den  mündlichen  Vortrag 
allein  möglich  ist.  Wird  für  derartige  Ver- 
suche bäuerlichen  Landwirten  von  seiten 
der  landwirtschaftlichen  Vereine  oder  der 
Provinzial  verwalt  ungen  der  erforderliche 
Dünger  und  das  Saatgut  gratis  geliefert,  so 
ist  die  Ausführung  derselben  um  so  mehr 
gesichert.  Die  durch  solche  Versuche  ge- 
wonnenen günstigen  Ergebnisse  machen 
dann  auch  die  bäuerlichen  Landwirte  der 
eiteren  Belehrung  zugänglicher. 

itteratur:  Frau*,  Geschichte,  der  Landwirt- 
schaft, Prag  1HS1.  — Derselbe,  Geschichte  der 
Landbau-  und  Forstwissenschaft,  München  lStiS. 
— t*.  <1.  Goltz,  Handbuch  der  gesamten  Land- 
Wirtschaft,  I.  Dd.,  Tübingen  1S90.  — Gasser, 
Einleitung  zu  den  ökonomischen,  politischen  und 
Ka meral w issen schäften , Halle  17-t).  — Codex 
Lectionum  .1  n n uaru  in  in  Regia  Eridericiana 
Halensi  habitarum  <d>  Academia  Inauguration e. 
10' usguc  ad  annum  praesentum  etc.  von  Dan. 
Xettelbladt  I77<>  der  Universitätsbibliothek  zu 
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Halls  überwiesen.  — lHthnuir,  Einleitung  in 
dir  ökonomischen,  Polixei • and  Kameraltrisscn- 
schaßen,  herausgegeben  von  Sch  re  her,  Frank- 
furt a.  d.  O.  1755.  — Schlettwein,  Grundier- 
fassung der  neu  errichteten  ökonomischen  Fakul- 
t/il  auf  der  f'niversil/U  Giessen,  Giessen  177$.  — 
Winkel  manu,  l'rkundenhuch  der  Universität 
Heidelberg,  Heidelberg  1886.  — Beckmann, 
Vorrede  zu  seinem  Werke:  »Grundsätze  der 

deutschen  Ist ndic irlschafi u , Göttingen  170!).  — 
Emminyhau s und  Graf  zur  Llppe-Weissen- 
J'elt),  Biographie  von  fr.  Gottl.  Schulte  in 
tlesseu  ron  ihnen  hr.rnusgegrbrnrm : n Lehrbuch 

der  allgemeinen  La n d w i rtseh aß«,  Leipzig  186$. 

— Juli  ns  Kühn,  Das  Studium  der  Ismdieirl • 
schaß  an  der  Universität  Halle,  geschichtliche 
Entn  ickelung  und  Organisation  desselben.  Eine 
Festsrhriß  eie.,  Dresden  1888.  — Hermann 
Settegeist,  Erlebtes  und  Erstrebtes,  Berlin  1<S0£. 

— von  Ililmkcr,  Die  moderne  Im n dir irttch aßs - 
irissenschaß  und  ihre  Vertretung  an  den  Uni- 
versitäten, in  Journal  für  Isindicirtschaß,  Berlin 
18!>7,  S.  885.  — F.  Schindler,  Ueber  Zielauf- 
gaben  und  Methodik  der  Pflanzen  prodnktiouslchre, 
ebenda,  Juhrg.  1S08,  S.  888.  — II.  Thiel, 
Ist n d irirtschn ftl iche  Jahrbücher,  Bd.  XXVIII, 
Ergänzungsband  1 1’,  Berlin  1800  und  Ergänzungs- 
band V,  Berlin  1000. 

Julius  Kühn. 

II. 

Landwirtschaftliches  Interrlchts- 
wesen  in  ausserdeiitsclien  Staaten. 

1.  Oesterreich-Ungarn,  a)  Der  landwirt- 
schaftliche Unterricht  in  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern,  b)  Der 
landwirtschaftliche  Unterricht  im  Königreiche 
Ungarn.  2.  Schweiz.  3.  Italien.  4.  Spanien, 
ö.  Portugal.  6.  Frankreich.  7.  Belgien,  8. 
Niederlande.  0.  Grossbritannien.  10.  Däne- 
mark. 11.  Schweden  und  Norwegen.  12.  Russ- 
land. 13.  Türkei.  14.  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika. 

1.  Oesterreich- Ungarn,  a)  Der  land- 
wirtschaftliche Unterricht  in  den  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern.  Erst  mit  den  50  er  Jahren 
des  15).  Jahrhunderts  wandte  man  dem  land- 
wirtschaftlichen Unterrichtswesen  grössere 
Aufmerksamkeit  zu,  die  Errichtung  eines 
besonderen  Ackerbanministeriums  im  Jahre 
1868  trug  ferner  wesentlich  zur  Ver- 
mehrung und  Neuorganisation  der  land- 
wirtschaftlichen Schulen  bei.  IST  1 wurde 
die  Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien 
gegründet,  ursprünglich  unter  dem  Acker- 
bau-, seit  187S  unter  dem  .Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht  stehend.  In  das  fol- 
gende Jahrzehnt  (seit  1878)  fällt  dann  die 
Gründung  zahlreicher  landwirtschaftlicher 
Versuchs-  und  Kontrollstationen  sowie  na- 
mentlich in  Böhmen  und  Mähren  von  Winter- 
schulen. Während  im  Jahre  1868  im  ganzen 


35  landwirtschaftliche  Unterrichtsaustalten 
existierten,  hatte  sich  deren  Zahl  1898  auf 
140  vermehrt  (1801  D»7l. 

Die  sämtlichen  landwirtschaftlichen  Lehr- 
anstalten lassen  sich  in  3 Abteilungen  ein- 
reihen: 1.  Hochschulen  (1  selbständige,  die 
Hochschule  für  Bedenk liltur  in  Wien,  und 
das  landwirtschaftliche  Institut  an  der  Uni- 
versität in  Krakau),  2.  Mittelschulen  (höhere 
landwirtschaftliche  Lehranstalten , Forst-, 
önologisclic  und  pomologisehe  Anstalt),  im 
ganzen  18.  3.  niedere  Schulen,  umfassend 
[ die  Ackerbau-  (39),  die  Winter-  (52)  sowie 
die  niederen  Schulen  für  bestimmte  Fächer 
(für  Garten-,  Obst-.  Wein-  und  Hopfeobau, 
für  Molkerei,  Brennerei.  Brauerei,  für  Wald- 
bau), im  ganzen  38  (seit  ls91  hat  die  Zahl 
zugenommen  bei  der  ersten  Abteilung  um 
1,  bei  der  zweiten  um  2 und  bei  der  dritten 
um  30.  im  ganzen  um  42). 

Als  Vorbildung  fordert  die  1.  Gruppe 
das  Maturitätsexamen,  die  2.  Gruppe  die 
Absolvierung  eines  Untergymnasiums  oder 
einer  Uoterrealsehule.  die  3.  Gruppe  die  Ab- 
I solvierung  der  Volksschule. 

Der  Nationalität  nach  verteilen  sich  die 
14!)  Anstalten  (im  Jahre  1808)  wie  folgt  (die  in 
Klammern  angeführten  Zahlen  gebeu  den  Stand 
| vom  Jahre  1881  an):  deutsch  62  1 44),  deutsch 
und  böhmisch  6 (3),  deutsch  und  italienisch  11), 
• rumänisch  und  deutsch  1 (0),  ruthenisch  und 
deutsch  1 (0).  böhmisch  57  (40t,  sloveuisch  2 (2), 
italienisch  2 2),  serbokroatisch  1 (0).  polnisch 
16  (11),  in  betreff  des  Ressorts  bezw.  der  Art 
, der  Gründer  und  Unterhalter  gruppieren  sich 
; die  Anstalten  wie  folgt:  7 Staats-,  37  Landes-, 
7 Gemeinde-,  01  Vereins-  und  7 Privatanstalten. 

Neben  diesen  rein  landwirtschaftlichen 
Lehrinstituten  sind  an  den  6 tech- 
nischen Hochschulen  je  eine  Lehr- 
kanzel f ii  r L a » d w i r t s c h a f t errichtet, 
, die  jedoch  mit  einem  Lehrapparate  nicht 
' ausgerüstet  sind  und  ein  umfassendes  land- 
1 wirtschaftliches  Studium  nicht  gewähren, 
\ vielmehr  nur  einen  allgemeinen  Ueberblick 
des  Gebietes  geben.  Der  Ausbreitung  land- 
wirtschaftlicher Kenntnisse  dienen  ferner: 
latu  1 wirtschaftliche W anderlehrer.  deren 
cs  im  Jahre  1897  41  gab;  die  land-  und 
' forst wirtschaftlichen  Specialkursc,  die 
einige  Tage  bis  8 Wochen  dauern  und  einen 
I ganz  bestimmten  Zweig  (Obst-,  Weinbau, 
Molkerei)  fördern  sollen:  der  landwirtschaft- 
liche Fort  bi  1 d u ngsu  n tcr rieh  1,  der 
eine  Fortsetzung  der  Volksschule  unter 
! gleichzeitiger  Heranziehung  der  Ijandwirt- 
schaftslehre  bildet:  der  laiul wirtschaft- 
liche Unterricht  an  einer  Reihe  von 
Lehrerbildungsanstalten,  wobei  auf 
die  praktische  Unterweisung  besonderes  Ge- 
wicht gelegt  wird. 

Die  Hochschule  für  Bodenkultur 
in  Wien,  aus  Staatsmitteln  erhalten  und  185)6 
mit  einem  neuen  Gebäude  versehen,  die  so- 
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wohl  Land-  als  Forstwirte  und  Kulturtccli- 1 
niker  ausbildet,  also  3 Studienrichtungen 
umfasst,  soll  ebenso  wie  das  Universität»- 
Studium  in  Krakau,  die  höchste  wissenschaft- 
liche Ausbildung  in  der  Landwirtschaft  er- 
teilen. Die  Dauer  des  Studiums  beträgt  3 ' 
Jahre  (die  Verlängerung  auf  4 Jahre  ist  ge-  i 
plant),  in  denen  der  Studierende  3 Staats- 
prüfungen, je  nach  Ablauf  von  2 Semestern, 
ablegt,  deren  erste  die  Grundwissenscliaften,  i 
deren  zweite  die  Produktionsfächer,  deren 
dritte  die  Betriebslehre  umfasst.  Ausser 
diesen  Staatsprüfungen  bestehen  '»Fortgangst- 
und »»Diplom «-Prüfungen,  jene  beziehen  sich 
auf  einzelne  Vorlesungen  und  können  am 
Schlüsse  jedes  Semesters  abgelegt  werden; 
diese  bilden  die  Schlussprüfung  nach  drei- 
jälirigein  Studium  und  sprechen  dem  Kan- : 
didaten  die  wissenschaftliche  Befähigung  zur 
Ausübung  des  land-  bezw.  forst Wirtschaft-  l 
liehen  Berufes  zu.  Besondere  Examina  be- 
stehen noch  für  die  Erlangung  der  Lehr- : 
amtsbefähigung  an  landwirtschaftlichen  j 
Mittel-,  an  Ackerbau-  etc.  Schulen. 

Ein  Versuchsfeld  oder  einen  landwirtschaft- 
lichen Kassenstall  besitzt  die  Hochschule  für 
Bodenkultur  nicht  (deren  Errichtung  ist  neuer- 
lich ins  Auge  gefasst),  wohl  aber  einen  forst-  j 
liehen  Versuchs-  und  Demonstrationsgarten  so- 
wie ausgedehnte  Sammlungen. 

Bei  den  Mittelschulen  sind  zwei 
Gruppen  zu  unterscheiden:  höhere  landwirt- : 
schaftliche  Lehranstalten  (Tabor,  Tetschen-  j 
Liebwerd  und  Dublany)  und  eigentliche 
Mittelschulen.  Die  Mittelschulen,  mit  Ver- 
suchs- und  Lehrmaterial  versehen,  haben ; 
einen  festen  Lehrplan  mit  dreijährigem  Kur- 
sus, der  sich  auf  allgemein  bildende,  auf 
grund-  und  auf  fachwissenschaftlicho  Gegen- 
stände erstreckt.  (Mündliche  und  schriftliche 
Abgangsprüfung  berechtigt  zum  einjährigen 
Militärdienste).  Etwas  abweichend  organi-j 
siert  ist  die  k.  k.  önologische  und  pomolo- ; 
gische  Leliranstalt  in  Klosterneuburg  bei 
Wien,  mit  besonderer  Pflege  des  Special- , 
herufes  und  mit  zweijährigem  Kursus  für 
Schüler,  die  die  untere  Abteilung  einer  all- 
gemeinen Mittelschule  absolviert  haben. 

Die  mit  Abgangszeugnis  versehenen  j 
Schüler  der  Mittelschulen,  die  vorher  ein  i 
Untergymnasium  oder  eine  Unterrealschule  i 
sowie  eine  zweijährige  Praxis  absolviert 
haben,  werden  seit  1879  auch  zur  Lehrbc- 
fähigungsprüfung  für  Ackerbauschulen  zuge- 1 
lassen. 

Die  3.  Gruppe  umfasst  die  A c k e r b a u -, 
die  "Winter-  und  die  Specialschulen. ' 
Die  Ackerbauschulen,  auf  denen  die  Ausbil- 
dung selbstwirtsehafteuder  Bauern  sowie  von 
Verwaltern,  Aufsehern  etc.  erfolgt,  unter- 
weisen meistens  in  zweijährigem  und  zwei- 
k lässigem  Kursus  (ausnahmsweise  1 oder  3 
Jahre)  theoretisch  und  praktisch.  Prüfungen  j 


finden  am  Schlüsse  jetles  Jahres  und  des  2. 
Jahrganges  statt.  Die  Winterschnlen,  die 
entweder  einkursig  oder  fakultativ  zwei- 
oder  obligatorisch  zweikursig  sind,  bilden  die 
der  Volksschule  entwachsenen  jungen  Ijeute, 
die  während  des  Sommers  in  der  [.and Wirt- 
schaft beschäftigt  sind,  weiter.  Die  fakul- 
tativ zweikursigen  Schulen,  in  denen  im 
zweiten  Winter  die  Repetition  des  Stoffes 
vom  ersten  Winter  erfolgt,  sind  am  ver- 
breitetsten. Abgangsprüfungen,  über  die 
ein  Zeugnis  ausgestellt  wird,  finden  am 
Schlüsse  eines  jeden  Winters  statt. 

Aehnlich  den  Ackerbau-  bezw.  Winter- 
schulen sind  die  Specialschulen  organisiert, 
in  denen  die  Lehrzeit  die  Dauer  eines  Win- 
ters bis  zu  4 Jahren  beansprucht.  Die  Mol- 
kerei- und  Hauslialtungsschulen  mit  meistens 
einjährigem  Kursus  dienen  der  Ausbildung 
weiblicher  Personen  in  den  bezeichneten 
Fächern. 

An  sämtlichen  Mittel-  und  niederen 
Schulen  sind  die  Schüler  entweder  Exter- 
nisten oder  Internisten;  ein  bestimmtes  Sys- 
tem ist  darin  nicht  eingefiilu’t. 

Pie  Zahl  der  Stipendien,  die  vom  Staate, 
vom  Lande,  von  Gemeinden,  Privaten  und  Ver- 
einen gestiftet  sind  und  die  ständig  zuuehmen 
1.1875  66153  fl.,  1897  156867  fl.),  betrug  1897, 
bei  5274  Studierenden  und  Schülern,  1278,  d.  h. 
24%  der  Studierenden  u.  s.  w.  erhielten  Sti- 
pendien. 

Bis  1895  waren  für  die  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Lehranstalten,  abgesehen  von  den 
Ausgaben  für  den  Hochschul -Unterricht,  im 
ganzen  verausgabt  18712988  fl. 

Im  Jahre  1895  beliefen  sich  die  Ausgaben 
dieser  Anstalten  auf  1455112  fl.;  dazu  steuerten 
hei  der  Staat  268147  fl.,  das  Land  597332  fl.; 
in  den  Etat  für  1899/1900  sind  die  staatlichen 
Ausgaben  für  den  nicht  staatlichen  landwirt- 
schaftlichen Unterricht  mit  400000  fl.  ein- 
schliesslich der  Kosten  des  VVander-Unterrichts 
{für  diesen  90000  fl.)  eingestellt. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina 
wird  der  landwirtschaftliche  Unterricht  nur 
an  landwirtschaftlichen  Stationen  vom  Lande 
unterhalten  und  zwar  nur  praktisch  und 
nur  für  Bauern  erteilt  (1897  an  6 Stationen). 

Die  Versuchsstationen  in  Oester- 
reich, deren  es  1898  38  gab,  und  zwar  G 
staatliche,  darunter  1 forstwirtschaftliche, 
12  Landesanstalten  und  20  von  Korpora- 
tionen und  Privaten  unterhaltene,  sind  ent- 
weder allgemein  landwirtscliaftlich-chemisch 
oder  sie  sind  für  einen  Sonderzweig  tluitig 
(Samen-,  Wein-,  Obstbau-,  Zucker-,  Spi- 
ritusfabrikation, Brauerei,  Flachs).  Ihre 
Thätigkeit  und  ihre  Einrichtung  ist  ganz 
ähnlich  derjenigen  der  Stationen  im  Deut- 
schen Reiche.  Die  Ausgaben  für  die  staat- 
lichen Versuchsstationen  sind  im  Etat  1899 
bis  1900  mit  183915  Gulden,  davon  165215 
Gulden  laufend,  angesetzt. 

Den  Zweck,  die  einheimische  landwirt- 
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schaftliehe  Produktion  durch  Förderung  des 
Versuchs1 wesens  zu  heben,  verfolgt  auch  der 
im  Jahre  1885  gegründete  »Verein  zur  For- 
derung des  landwirtschaftlichen  Vereuclis- 
wesens«.  Seine  Thätigkeit  erstreckt  sich 
namentlich  auf  Düngungs-  und  Kulturver- 
suche mit  verschiedenen  Arten  und  Spiel- 
arten  der  Kulturpflanzen,  die  in  den  Wirt- 
schaften der  Mitglieder  zur  Ausführung 
kommen. 

b)  Der  landwirtschaftliche  Unter- 
richt im  Königreich  Ungarn.  Der 

Aufschwung  des  hier  in  Frage  stehenden 
Unterrichtswesens  datiert  vom  Endo  der 
00er  Jahre.  Die  seit  dieser  Zeit  gegründeten 
Anstalten  sind  fast  sämtlich  Staatsinstitute, 
in  denen,  mit  weuigen  Ausnahmen,  in  unga- 
rischer Sprache  gelehrt  wird.  Die  Anstalten 
und  Einrichtungen  für  Erteilung  des  land- 
wirtschaftlichen Unterrichtes  sind  in  Ungarn 
folgende  (1807):  1.  Akademieon  (1,  in  Un- 1 
gari&ch-Altenburg),  2.  Mittelschulen  (land- 
wirtschaftliche Lehranstalten,  4),  3.  Acker- 
bauschulen  (11  Staats-.  5 Privatschulen),  4. 
"Weinbauschulen  (7),  5.  Wanderlehrer. 

Die  Einrichtungen  der  ungarischen  land- 
wirtschaftlichen U literricht sanstalten  in  Be- 
ziehung auf  Vorbildung,  Dauer  des  Kursus 
u.  s.  w.  sind  ganz  ähnlich  denjenigen  in  | 
Oesterreich  (Kursus  der  Akademie  nur  2 
Jahre);  die  »Lehranstalten«  (Mittelschulen) 
sind  meistens  mit  je  1 Versuchs-,  1 Samen- 
koutroll-  und  1 meteorologischen  Station 
verbunden.  Bezeichnend  für  alie  ungarischen 
Staatsanstalten  ist  deren  Verbindung  mit 
einem  vollständigen  I jaiulwirtschaftsbetricbe, 
in  dem  die  Zöglinge  der  Ackcrl  tausch  ulen, 
die  sämtlich  Internisten  sind,  auch  praktisch 
unterwiesen  werden.  Das  Areal  der  3 
Gruppen  belief  sich  1897 

an  der  Akademie.  . . auf  215  ha 
„ den  Mittelachulen  . „ 1282  r 

„ „ Ackerbauschulen  „ 3079  , 

zusammen  auf  4574  ha 

Davon  waren  100  ha  Staatseigentum, 
933  ha  unentgeltlich  überlassen  und  die 
übrige  Fläche  gepachtet.  Auf  jeden  Betrieb 
entfallen  also  un  Durchschnitte  280  ha. 

Das  landwirtschaftliche  Ver- 
suchs wesen  hat  sich  in  Ungarn  ebenfalls 
erst  in  den  letzten  40  Jahren  entwickelt,  in- 
dem die  erste  Versuchsstation  1801  in  Bu- 
dapest gegründet  wurde.  Der  Zweck  der 
Stationen  ist  der  gleiche  wie  in  Deutsch- 
land. Während  die  mit  allen  Hilfsmitteln 
ausgerüstete  Station  in  Budapest  und  ebenso 
die  für  ein  besonderes  Gebiet  (in  erster  Linie 
Pflanzenschädigungen  durch  Insekten)  tliätige 
dortige  Phylloxerastation  für  sich  be- 
stehen, sind  die  anderen  Stationen  mit  der 
Akademie  Altenburg  bezw.  verschiedenen 
Mittelschulen  verbunden.  Die  Stationen  sind 


Staatsanstalten;  sämtliche  Analysen  werden 
kostenfrei  (nur  die  baren  Auslagen  kommen 
zur  Verrechnung)  ausgeführt.  1897  waren 
j die  Ausgaben 

für  persönliche  Erfordernisse  200  553  fl. 

r sachliche  „ 397  166  „ 

zusammen  397  719  tl. 

die  Einnahmen 236395  „ 

also  der  Staatszuschuss  361  324  fl. 

2.  Schweiz.  Der  landwirtschaftliche 
Unterricht  der  Schweiz  beginnt  mit  der 
durch  F.  von  Feilenberg  bewirkten,  im  Jahre 
18«t4  erfolgten  Gründung  der  mit  einer 
Musterwirtschaft  verbundenen  Ixdiranstalt 
Hofwyl  (Bern);  nachdem  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts  verschiedene  weitere 
Schulen,  die  zum  Teile  aber  wieder  ein- 
gingen, gegründet  waren,  wurde  1871  die 
Jand-  und  forstwirtschaftliche  Abteilung  am 
Polytechnikum  in  Zürich  errichtet.  Die 
Gründung  weiterer  Schulen  erfolgte  dann 
namentlich  in  den  80  er  Jahren,  nachdem 
der  Bund  sich  zu  deren  Unterstützung  bereit 
erklärt  hatte. 

Dem  Unterrichte  dienen  folgende  Arten 
von  Anstalten:  1.  das  Polytechnikum  in 
Zürich,  2.  4 theoretisch-praktische  Ackerbau- 
sehulen,  3.  4 Wein-  und  Gartenbauschulen, 
4.  3 Molkereischulen , 5.  9 Winterschulen, 
0.  Wandei’vorträgo  und  Speeialknrse. 

Die  Hochschule,  ein  Teil  des  Polv- 
tcchmkums  und  Staatsanstalt,  besteht  aus  3 
Abteilungen,  der  landwirtschaftlichen  mit  5, 
der  Kulturingenieur-  mit  7 und  der  forst- 
wirtschaftlichen Schule  mit  0 Semestern 
Studienzeit. 

Je  am  Schlüsse  eines  Schuljahres  (2  Se- 
mester) wird  in  den  einzelnen  Fächern  eine 
Prüfung  abgehalten,  deren  Ausfall  mass- 
gebend ist  für  die  Beförderung  der  Stu- 
dierenden in  den  höheren  Kurs.  Zu  Be- 
ginn des  vierten  Semesters  findet  eine  Ueber- 
gangs-Diplomprüfung  in  den  begründenden 
8 Fächern,  am  Schlüsse  des  fünften  (letzten) 
Studiensemesters  die  Sehluss-1  )iplomprüfung 
in  den  verschiedenen  Teilen  der  Laudwirt- 
sehaftslehre  statt.  Entsprechend  der  Art 
dieser  Prüfungen  ist  auch  der  Lehrstoff  ver- 
teilt. 

Die  rein  landwirtschaftlichen  Fächer 
sind  durch  2 Professoren  und  einige  Do- 
zenten vertreten.  Die  landwirtschaftliche 
Abteilung  besitzt  Sammlungen  und  Ver- 
suchsfelder, dagegen  eine  1 tosendere  W irt- 
schaft  nicht. 

An  den  theoretisch-praktischen 
Ackerbauschulen,  die  kantonal  sind, 
aber  vom  Bunde  unterstützt  werden  (Strick- 
hof im  Knuten  Zürich,  Kütti  im  Kanton 
Bern,  Cernier  im  Kanton  Neuenburg.  Kenne 
im  Kanton  Wallis),  ist  der  Kursus  zwei- 
jährig (Rütti  hat  noch  einen  einjährigen  Vor- 
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knrsns),  im  Winter  theoretischer,  im  Sommer  I 
vorwiegend  praktischer  Art ; zu  diesem 
Zwecke  sind  die  Schulen  mit  einem  land- 
wirtschaftlichen  Betriebe  und  mit  einem  Forst 1 
verbunden.  Am  Schlüsse  des  Kursus  findet 
eine  Prüfung  statt,  über  die  Zeugnisse  aus- . 
gestellt  wen  len.  Neben  den  Ackerbau-  be- 
stehen 3 Molkereischulen  (in  Riitti  sind 
beide  verbunden,  ferner  Freiburg  und  Lau-  ( 
sanne-Moudon),  die  von  den  Kantonen  unter- 
halten und  vom  Bunde  unterstützt  werden.  J 

Die  9 landwirtschaftlichen  Winter- 1 
schulen  bezwecken,  in  zwei-  bezw.  drei-; 
semestrigen  Winterkursen  junge  Landwirte 
in  Anknüpfung  an  ihre  praktischen  Kennt- ! 
nisse  fachlich  und  allgemein  weiter  zu 
bilden.  Specialkurse  und  Wander- 
vorträge werden  in  immer  steigender! 
Zahl  gehalten  (1898  838  Vorträge  und  243 
Kurse):  dazu  die  ein  um  das  andere  Jahr 
am  Polytechnikum  gehaltenen  Vorträge  für 
Landwirte,  deren  Kosten  der  Bund  bestreitet. 

Die  landwirtschaftlichen  Lehrer  werden 
teils  am  Polytechnikum,  teils  an  Lehrer- 
bildungsanstalten ausgebildet. 

Verausgabt  wurden  für  den  landwirtschaft- 
lichen Unterricht  im  Jahre  1898  (für  die  land- 
wirtschaftliche Abteilung  des  Polytechnikums 
war  dies  nicht  zu  ermitteln)  seitens  des  Bundes:  j 
Stipendien  5U00  Frcs.,  für  die  4 Ackerbauschulen  | 
50431,54  Frcs.,  für  die  Gartenhauschule  in  Genf 
10921,95  Frcs.,  für  die  3 Molkereischulen 
je  10000  Frcs.,  für  die  Winterschulen  48074.28 
Frcs.,  für  die  Specialkurse  26  720,78  Frcs.,  für  t 
die  Weinbauschulen  59 1 10,92  Frcs. ; seitens  der 
Kantone  beträgt  die  Leistung  ebensoviel. 

Das  landwirtschaftliche  Ver- 
suchswesen der  Schweiz  nahm  mit! 
der  Errichtung  der  mit  dem  Polytechnikum  1 
in  Zürich  verbundenen  agrikultnrchemischen 
Untersuchungs-  und  Samen-Kontrollstation  im 
Jahre  1878  seinen  Anfang.  Gegenwärtig 
giebt  es  3 Versuchs-  und  Untereuchuugs- 
anstalten  und  3 Samenkontrollstationen:  j 
ausserdem  sind  5 Weinbaustationen,  3 da- 
von  sind  mit  Schulen  verbunden . und  i 
3 Molkereistationen , alle  mit  Schulen 
verbunden,  vorhanden.  Seit  1897  unter- 
stehen dem  schweizerischen  Landwirtschafts- 1 
dcpartement  die  Stationen  in  Zürich  (bisher, 
am  Polytechnikum),  in  Liebefehl  und  in 
Lausanne,  die  übrigen  sind  kantonale  An- 
stalten. Für  die  Versuchsstationen  wurden 
1898  ausgegehen  177  902,88  Francs,  für  die 
mit  Schulen  verbundenen  Anstalten  sind 
die  Ausgabe«  nicht  gesondert  angeführt. 

3.  Italien.  Das  landwirtschaftliche  Unter- 
richtswesen Italiens  hat  besonderen  Auf- 
schwung erst  erfahren,  seitdem  im  Jahre 
188.*)  durch  ein  Gesetz  bestimmte  Vorschriften  ; 
für  die  verschiedenen  Arten  des  landwirt- 
schaftlichen Unterrichtes  erlassen  wurden. 

Die  landwirtschaftlichen  Lehranstalten.  [ 
die  teils  unter  dem  Unterrichts-,  teils  unter 


dem  Ackerbauministerium  stehen,  zerfallen 
in  3 Hauptgruppen : 1.  Höhere  Schulen, 
von  denen  eine  mit  der  Universität  ver- 
bunden ist.  2.  Mittelschulen  (Sektionen  für 
Feldmesskunde  und  Landwirtschaft  an  den 
technischen  Lehranstalten)  und  Special- 
schulen. 3.  Praktische  Ackerbauschulen. 
Dem  Ackerbauministerium  sind  2 höhere, 
dann  die  Special-  und  die  Ackerbauschulen, 
dem  Unterrichtsministerium  1 höhere  Schule, 
die  Sektionen  für  Feldmesskunde  und  für 
Landwirtschaft  an  technischen  Instituten 
(entsprechend  Oberrealschulen),  sowie  an 
technischen  Schulen  (Unterrealschulen),  end- 
lich diejenigen  Normalknaben-  und  Mädchen- 
schulen sowie  Privatinstitute  und  Elementar- 
schulen, unterstellt,  an  denen  landwirtschaft- 
licher Unterricht  erteilt  wird.  Die  meisten 
dieser  Anstalten  werden  erhalten  durch  Bei- 
träge des  Staates  und  der  Lokalbchörden 
(Provinzen.  Gemeinden  etc.). 

Die  3 höheren  Lehranstalten  sind 
verschieden  organisiert,  diejenige  zu  Pisa 
ist  Universitätsinstitut  und  wird  allein  vom 
Staate  erhalten,  Portici  ist  eine  selbständige 
Hochschule,  Mailand  dieser  gleich,  aber  mit 
dem  Polytechnikum  verbunden.  Die  gesamte 
Organisation  der  Anstalt  in  Pisa  ist  der- 
jenigen der  deutschen  landwirtschaftlichen 
Universitätsinstitute  fast  gleich. 

Drei  Arten  von  Zeugnissen  erteilt  das 
Institut : Abgangsprüfung  (für  agrarische 

Lizenz),  Baccalaureat  (Doktor)  in  den  agra- 
rischen Wissenschaften  und  Professorats- 
diplom.  Die  Abgangsprüfung  ist  prak- 
tischer Art  und  mündlich,  die  Baccalaureats- 
prftfung  schriftlich,  mündlich  und  prakti- 
scher Art,  das  Professoratsdiplom,  das  nur  nach 
bestandenem  Baccalaureate  erteilt  wird,  um- 
fasst weiter  die  Kenntnis  einer  fremden 
Sprache  und  setzt  einen  Probevortrag  voraus. 

Das  Institut  besitzt  33  ha  Acker,  eine 
Stallung  mit  20  Stück  Rindvieh,  ein  Depot 
land  Wirtschaft  Hoher  Maschinen  und  eine 
Stierstation. 

Die  Hochschulen  in  Mailand  und  Portici 
unterstehen  dem  Ackorbauministcrium.  Der 
Kursus  ist  seit  1896  4 jährig,  die  Vorlesungen 
sind  obligatorisch,  die  Studierenden  aber 
Externisten.  Mit  der  Hochschule  in  Mailand 
ist  ein  besonderer  2 jähriger  Lehrerkurs  ver- 
bunden, dessen  erfolgreiche  Absolvierung 
das  Recht  zur  Habilitation  gewährt.  Einen 
Wirtschaftsbetrieb  besitzen  die  Schulen  nicht, 
wohl  aber  Versuchsfelder.  Laboratorien  und 
Stallungen. 

Der  Unterricht  an  den  technischen 
Instituten  und  technischen  Schulen  ist  nicht 
gleichmässig  organisiert,  weil  dieser  Unter- 
richt den  Zweck  hat.  entsprechend  den 
lokalen  Bedürfnissen  die  Schüler  mit  der 
Landwirtschaft  vertraut  zu  machen.  Die 
Schüler  werden  auf  dem  Areale,  das  den 
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Instituten  und  Schulen  beigegeben  ist.  mit  unterer  (2 — 4j;'lhrig);  in  der  Regel  ist  mit 
der  Praxis  bekannt.  der  Schule  ein  Wirtsehaftsbetrieb  verbunden, 

Eine  giesse  Verbreitung  haben  in  Italien  in  dem  die  Schüler  praktisch  in  dem  be- 
die  praktischen  Ackerbauschulen  treffenden  Fache  unterwiesen  werden. 
gefunden.  Diese  Schulen  sollen  den  kleinen  : Auch  an  zahlreichen  Elementar-  so- 

l<andwirt  sowie  den  Verwalter  vor  allem  wie  an  einzelnen  höheren  Knaben-  und 
praktisch,  daneben  «auch  theoretisch  aus-  Mädchenschulen  findet  ein  theoretischer 
bilden.  Der  Kursus  ist  8 jährig.  Die  landwirtschaftlicher  Unterricht 

Schulen  sind  sämtlich  mit  einem  praktischen  1 statt.  Schliesslich  wirken  in  Italien  4 Wander- 
Betriebe  verbunden,  in  denen  die  Schüler  lehret*  für  Weinbau  und  Oenologie.  An 
lio.schüftigt  werden.  Zu  den  Kosten  der  staatlichen  Versuchsstationen  besitzt 
Schule  t lägt  der  Staat  3 5 bei,  das  übrige  Italien  7,  dazu  6 agrikultur-chemische  1 Obo- 
ist von  der  Provinz,  die  die  Schule  ge-  ratorien  und  endlich  6 Versuchsstationen 
gründet  hat,  zu  tragen.  für  besondere  Zwecke  (Weinbau,  Käserei, 

Specialschulen  sind  in  Italien  er-  Entomologie.  Pflanzenkrankheiten), 
richtet  für  Wein-,  Obst-  und  Gartenbau,  für  Die  Ausgaben  für  den  landwirtschaft- 
Molkerci,  für  Olivenbau  und  Oelfabrikation,  liehen  Unterricht  und  das  land  Wirtschaft  - 
fi'tr  Schafzucht.  Meistens  bestehen  an  diesen  liehe  Versuchswesen  beliefen  sich  1898  auf 
Schulen,  deren  Organisation  verschieden  ist, ; 1327* >05,17  Lire,  und  zwar 
2 Alten  von  Kursen,  ein  hoher  und  ein 


ftir  die  3 höheren  Anstalten  . . . 238  000  Lire 

„ „ praktischen  Ackerhauschulen  484914  „ 

„ „ Specialschulen 263  701,17  n 

„ „ Versuchsstationen  , . . . 144  150  „ 

„ Stipendien,  Wanderlehrer  . . 196  300  „ 


davon  der 
Staat 

192000  Lire 
276  890  „ 

158  220,50  „ 

94  600  „ 

196300  • 


die  Ge- 
meinde 
46  000  Lire 
208  024  „ 

105  480,67  „ 
49  550  r 


4.  Spanien.  Das  bedeutendste  land- 

wirtschaftliche Lehrinstitut  in  Spanien  ist 
das  Instituto  agricola  de  Alphonso  XII  in 
Madrid,  unter  dem  Handelsministerium  und 
der  Generalverwaltung  der  Landwirtschaft 
stehend.  Die  Anstalt  hat  den  Zweck,  agro- 
nomische Ingenieure,  landwirtschaftliche 
Sachverständige  und  Vorsteher  der  Kultur- 
stationen heran zuhi Iden : sie  besitzt  ein 

Mustergut  und  bildet  den  landwirtschaft- 
lichen Mittelpunkt  des  Königreiches.  60  agro- 
nomische Ingenieure  nebst  Hilfsj>ersonal 
sind  thätig,  um,  in  Verbindung  mit  den 
landwirtschaftlichen  Vereinen,  die  Landwirt- 
schaft zu  fördern.  .Seit  1870  müssen  auch 
in  allen  Schulen  die  Eiementarkenntnisse 
der  I Landwirtschaft  gelehrt  werden.  Jede 
Provinz  besitzt  ein  Mustergut  und  eine 
agronomische  Station,  die  versuche  und 
Analysen,  auch  auf  Erfordern  seitens  der 
Landwirte,  auszuführen  hat.  Seit  1879  sind 
auch  Wein  bau  Stationen  errichtet,  besonders 
zur  Bekämpfung  der  Phylloxera:  an  der 
bedeutendsten  dieser  Stationen,  Ciudad-Real, 
ist  ein  unentgeltlicher  (biologischer  Kura 
ins  Leben  gerufen.  Am  botanischen  Garten 
zu  Valencia  ist  eine  botanische,  eine  pomo- 
logische,  eine  Weinbau-  und  eine  Vorat- 
schule eingerichtet. 

5.  Portugal.  Seit  1864  ist  der  land- 
wirtschaftliche Unterricht  organisiert.  Die 
höheren  Studien  werden  am  allgemeinen 
landwirtschaftlichen  Institute  in  Lissabon 
absolviert,  das  ein  Feld  für  landwirtschaft- 


liche und  botanische  Demonstrationen  besitzt ; 
im  Anschlüsse  daran  findet  die  praktische 
Ausbildung  in  der  praktischen  Schule  zu 
Cintra  statt,  die  über  ein  173  ha  grosses 
! Gut  verfügt,  Portugal  hat  3 landwirtschaft- 
liche Versuchsstationen. 

6.  Frankreich.  Mit  dem  Jahre  1873 
beginnt  die  eigentliche  Entwickelung  des 
landwirtschaftlichen  Unterrichtswesens,  be- 
sonders mit  Berücksichtigung  der  wisscu- 
sehaftliehen  Seite. 

Gegenwärtig  ist  der  landwirtschaftliche 
Unterricht,  zu  dessen  Förderung  1897  ein 
aus  ständigen  und  aus  30  ernannten  Mit- 
gliedern bestehender  Ober-Beirat  eingesetzt 
wurde,  und  der  «allein  unter  dem  Ackerbau- 
ministerium steht , in  folgender  Weiso 
gegliedert:  1.  der  höhere  Unterricht  (am  In- 
stitut national  agronomhpie  in  Paris,  ge- 
gründet 1876):  2.  der  mittlere  Unterricht 
(an  3 Ijandwirtschulen.  1 landwirtschaftlich- 
gewerblichen  und  1 Gartenbauschule);  3. 
der  Unterricht  dritten  Grades  (an  44  prak- 
tischen Ackerbauschulen);  4.  der  Unterricht 
vierten  Grades,  umfassend  14  Lehrwirt- 
schaften, 13  Käserei-,  2 Geflügelzucht-,  2 Mol- 
kereischulen und  1 Seidenbauschule;  5.  die 
landwirtschaftlichen  Specialkurae,  die  an  den 
Lehrer-Bilduugsaustalten , «an  den  Bürger- 
schulen, in  Vereinen,  Versammlungen  von 
2ö6  I Landwirtschaftslehrern  nebst  Demon- 
strationen in  Wirtschaften  und  auf  Ver- 
suchsfeldern abgehalten  werden. 

Mit  dem  Institute  in  Paris,  das  von  einem 
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irektor  geleitet  wird,  sind  nocl\  verbunden 
ibei'  . unter  besonderer  I^eitung  und  mit 
Abständigem  Etat):  die  Saatgut-' Versuchs- 
tation , die  Laboratorien  für  Gärungsge- 
rorbe  und  für  Pflanzenpathologie  und  die 
‘rüfungsstation  für  Maschinen.  Auch  besitzt 
las  Institut  ein  Versuchsfeld  , das  in  20  : 
di  nuten  mit  der  Bahn  zu  erreichen  ist. 

Der  Kursus  dauert  2 Jahre.  Es  finden 
Zwischen-  und  Schlussprüfungen  statt.  Bei 
Absolvierung  der  letzteren  erhalten  die 
Schiller  entweder  ein  Studienzeugnis  oder 
das  Diplom  des  höchsten  Fachunterrichtes. 
Das  Diplom  gewährt  bestimmte  Vorteile! 
bei  der  Ableistung  der  Militärpflicht. 

- 3 der  3 Monate  währenden  Ferien  sind  die  i 
Schüler  verpflichtet,  in  der  Praxis  zuzu- 
bringen und  darüber  eingehend  Bericht  zu 
erstatten.  Der  Besuch  der  Vorlesungen,  die 
sich  auf  die  Grund-  und  die  Fachwissen- 
schaften erstrecken,  auf  jene  aber  nur, 
soweit  sie  Beziehungen  zur  Land- 
wirtschaft haben,  ist  obligatorisch  (diel 
freien  Zuhörer,  meistens  ältere  Landwirte 
sind  dieser  Vorschrift  nicht  unterworfen), 
wie  die  Schüler  auch  unter  der  Discipli- 
uavgewalt  des  Direktors  stehen. 

Die  Höheren  Land  wir  t Schafts- , 
ms.  w.  Schulen  sind  mit  einer  Gutswirt-  j 
Schaft  verbunden  (in  Grignon  300  ha)  und 
gewähren  in  dem  2 Vs  jährigen  Kursus  (Be- 
ginn am  15.  Oktober)  eine  theoretische  und ! 
praktische  Ausbildung.  Eintrittsbedingungen 
sind : Vollendung  des  16.  Lebensjahres  am 
1.  April  des  Aufnahmejahres ; Ablegung  einer 
schriftlichen  und  mündlichen  Prüfung.  Beim 
Unterrichte  wechseln  die  Vorlesungen  mit 
den  Arbeiten  im  Laboratorium  und  in  allen 
Teilen  der  Gutswirtschaft  (Obst-,  Gemüse- 
garten, Wald-,  Weinbau)  ab.  Die  Pension 
beträgt  jährlich  1000 — 1200  Francs.  Ausser 
den  Internisten  finden  noch  Halbpensionäre, 
Externisten  und  fieie  Hörer  Aufnahme. 

Dicprakt  i sehen  Ackerbauschulen 
sind  für  Söhne  von  Kleingrundbesitzern  be- 
rechnet, die  eine  Elementarschule  durch- 
gemacht haben.  Diese  Schulen  sind  nicht 
Eigentum  des  Staates,  sondern  des  Departe- 
ments, des  Kreises  oder  Privater,  wobei 
jedoch  der  Staat  das  Lehrpersonal  stellt 
und  die  Kosten  für  dieses  bestreitet.  Immer 
sind  die  Schulen  mit  praktischen  Betrieben 
verbunden.  Der  Kursus  dauert  2 — 3 Jahre, 
die  diplomierten  Schüler  haben  die  Ver- 
günstigung der  einjährigen  Militärdienstzeit. 
Die  Schüler  sind  Pensionäre  (400 — 600 
Francs  p.  a.). 

Die  durch  Beschluss  der  Nationalver- 
sammlung im  Jahre  1848  gegründeten 
Dohr  wirtschaften  stellen  die  unterste 
Stufe  iles  landwirtschaftlichen  Unterrichts 
dar.  Die  Lehrlinge,  die  sieh  aus  dem  Stande 
der  ländlichen  Arbeiter  rekrutieren,  sollen 


darin  zu  geschickten  praktischen  Landwirteu 
ausgebildet  werden. 

Eigenartig  für  Frankreich  ist  die  obliga- 
torische Einführung  des  landwirtschaftlichen 
Unterrichtes  an  (len  Elementarschulen  und 
Lehrerseminarien,  die  fakultative  Einführung 
an  höheren  Bürgerschulen  und  Gymnasien 
(seit  1879). 

An  Vers  u c h s s t a t i o n e n und  Feldern 
sowie  I .Aboratorien,  die  im  wesentlichen  die 
gleichen  Aufgaben  haben  wie  in  Deutsch- 
land, von  denen  aber  verschiedene  beson- 
deren Zwecken  dienen,  Maschinen,  Pflanzen- 
krankheiten  etc.,  gab  es  75  im  Jahre  1898, 
und  zwar  31  staatliche,  24  vom  Staate 
unterstützte  besondere  Anstalten  und  2o 
subventionierte  Laboratorien.  Die  Ausgaben 
des  Staates  für  den  landwirtschaftlichen 
Unterricht  beliefen  sich  im  Jahre  1898  auf 
3631606  Francs  und  zwar  für  das  Institut 
in  Paris  auf  316150,  für  die  höheren  land- 
wirtschaftlichen Schulen  auf  683656  Francs, 
für  die  übrigen  Schulen  und  gleichen  Zwecke 
auf  2631800  Francs,  für  das  tierärztliche 
Unterrichtswesen  ferner  auf  1 027  750  Francs. 

7.  Belgien.  Der  Beginn  des  geregelten 
landwirtschaftlichen  Unterrichts  in  Belgien 
fällt  in  das  Jahr  1860,  in  dem  ein  landwirt- 
schaftliches Institut  (in  Gembloux)  und  zwei 
Gartenbauschulen  errichtet  wurden. 

Durch  G.  v.  4.  April  1890  wurde  das 
landwirtschaftliche  Unterrichts  wesen  neu  ge- 
regelt und  folgende  Einrichtungen  ins  Leben 
j gerufen:  1.  Die  landwirtschaftlichen , In- 

! stitute  zu  Gembloux  (Inst,  agricole  de  l’Etat) 
und  an  der  Universität  in  Gent;  2.  (hei 
| praktische  Mittelschulen  (2  für  Garten- 
und  Ackerbau,  1 für  Ackerbau);  3.  land- 
wirtschaftliche Kurse  an  Schulen  und  Semi- 
narien ; 4.  Elementarkurse  für  Landwirte  in 
zahlreichen  Gemeinden. 

Das  landwirtschaftlichelnstitut 
i n G e m b 1 o u x (Staatsanstalt)  hat  den  Zweck, 

, Laudwirtschaftsingenieure,  -lelirer  und  -for- 
| scher  auszubilden.  Aufnahmebedingungen 
'sind:  Vollendung  des  16.  Lebensjahres,  Ab- 
; legung  einer  schriftlichen  und  mündlichen 
Prüfung,  die  sich  auf  Arithmetik,  Geometrie, 
Geographie  und  französische  Sprache  er- 
streckt (Ausnahmen  finden  statt).  Der  Kursus 
dauert  drei  Jahre,  der  Unterricht  ist  theore- 
tisch und  praktisch  und  erstreckt  sieli  auf 
die  iu  der  Landwirtschaft  vorkommenden 
Arbeiten,  wozu  die  vom  Institute  betriebene 
Gutswirtschaft  sowie  die  Versuchsgürten 
Gelegenheit  bieten.  Die  Schüler,  die  in  dem 
mit  dem  Institute  verbundenen  Pensionat© 
wohnen,  haben  sich  am  Schlüsse  dos  zweiten 
| Jahres  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  deren 
Ausfall  Uber  die  Aufnahme  in  den  letzten 
j Kura  entscheidet.  Nach  Ablauf  des  dritten 
I Jahres  findet  die  Abgangsprüfung  (examen 
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de  sortie)  vor  einer  ministeriellen  Kommis- 
sion statt. 

Die  3 Mittelschulen,  ebenfalls  Staats- 
anstalten, haben  den  Zweck,  den  Söhnen 
kleiner  Besitzer  und  Pächter  eine  gründliche, 
vorw iegend  praktische,  landwirtschaftliehe 
Ausbildung  zu  erteilen.  Kür  die  Aufnahme 
genügt  das  vollendete  15.  Lebensjahr  und 
die  Absolvierung  einer  Schule  mit  mittlerem 
Unterrichte.  Der  Unterricht  ist  theoretisch 
und  praktisch.  Versuchs-  und  Demonstra- 
tionsäcker  und  -gärten  sind  den  Schulen 
beigegeben.  Alljährlich  finden  Prüfungen 
statt,  deren  Bestehen  zur  Versetzung  in  den 
höheren  Kurs  berechtigt ; nach  absolvierter 
Schlussprüfung  wird  den  Abiturienten  ein 
Diplom  als  »Gärtner«  bezw.  -Landwirt  aus- 
gestellt. 

In  den  öffentlichen  Versamm- 
lungen, für  die  alljährlich  seitens  des 
Ministeriums  ein  bestimmter  Plan  festgesetzt 
wird  und  für  die  die  Oertlichkeiten  wechseln, 
findet  im  Laufe  eines  Jahres  seitens  des 
Vortragenden  die  Behandlung  eines  be- 
stimmten Themas  statt.  Die  Vortragenden 
sind  die  Agronomen,  deren  es  21  giebt  und 
die  3000  bis  4000  Francs  Gehalt  beziehen; 
ihnen  untersteht  die  l*eitung  der  in  jedem 
Bezirke  vorhandenen  Versuchsfelder  und  sie 
haben  den  Landwirten  unentgeltlich  Hat  zu 
erteilen. 

Für  das  Institut  in  Getnbloux  beliefen  sich 
die  Gesamtausgaben  im  Jahre  1898  auf  225000 
Frcs.  Ein  Teil  davon  wird  durch  das  seitens 
der  Schüler  zu  zahlende  Pensionsgeld  gedeckt 
(die  Belgier  700  Fres..  die  Ausländer  1000  Frcs.). 
An  den  Mittelschulen  wird  der  Unterricht  den 
Inländern  unentgeltlich  erteilt;  die  Gesamtaus- 
gaben für  diese  beliefen  sich  im  Jahre  1898  auf 
75000  Frcs. 

ln  betreff  des  1 a n d w i r t s c h a f 1 1 i e h e u 
Versuchs wesens  sind  zt t nen neu : das 
mit  dem  Institute  Gembloux  verbundene 
Mustergut,  das  in  erster  Linie  zwar  auf  Er- 
zielung höchsten  Heinertrages  hinarl*eitct. 
auf  dem  aber  auch  Versuche  ansgeführt 
werden ; ferner  der  Versuchsgarten  in  Gem- 
bloux; dann  die  in  den  landwirtschaftlichen 
Bezirken  eingerichteten,  unter  den  agrono- 
mes  dV-tat  stehenden  Versuchsfelder  (in  jedem 
Bezirke  2 Felder  ä 20  a);  endlich  die  7 Ver- 
suchsstationen (Kontroll-Anstalten).  Zu  den 
Kosten  jeder  dieser  Stationen  steuert  der  Staat 
jährlich  10000  Frcs.  bei.  Die  Kosten  der 
Laboratorien  werden  grösstenteils  durch  die 
Beiträge  der  Fabriken  und  der  Händler  von 
Dünge-  etc.  Mitteln  bestritten. 

8.  Niederlande.  Die  im  Jahre  187(5  er- 
richtete staatliche  Lehranstalt  in  Wageningen 
(Rykslandbouwsehool)  ist  im  Jahre  1890  re- 
organisiert und  besteht  jetzt  aus  4 Abtei- 
lungen: a)  der  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Hochschule,  mit  2 jährigem  Kursus;  zur 
Aufnahme  berechtigt  die  Absolvierung  der 


öklassigcn  Bürgerschule:  sie  ist  mit  einem 
Parallelkurs  für  tropische  Lmdwirtsehaft 
verbunden : b)  der  Ackerbauschule.  2 jährig, 
Vorbildung:  Volksschule;  c)  der  Realschule, 
4 jährig,  gleichberechtigt  mit  der  öklassigcn 
Bürgerschule ; d)  der  Oailenliauschule,  Vor- 
bildung: 3 klassige  Bürgerschule.  Die  4 Ab- 
teilungen halten  jede  ihr  eigenes  Gebäude 
und  ihren  eigenen  Direktor:  die  4 Direktoren 
bilden  unter  dem  Vorsitze  des  Leiters  der 
Abteilung  a.  der  den  Titel  ■ Oberdirektor« 
hat.  ein  Kollegium,  das  die  allgemeine  Ver- 
waltung der  Hochschule  führt. 

Weiter  giebt  es  in  Holland : 6 Winter- 
sehulen, Lehrzeit  2 Winterhalbjahre:  Win- 
terkurse,  eine  Art  Fortbildungsschule,  vom 
Staate  unterstützt,  mit  2 Winterhalbjahren ; 
ferner  eine  Acker-,  eine  Garten-  und  eine 
Forstbanschule  mit  staatlicher  Unterstützung, 
erhalten  von  der  »Maatschnppy  van  Welda- 
digheid'.  In  Boisward  (Friesland)  besteht 
eine  Molkereischule,  die  vom  landwirtschaft- 
lichen Vereine  und  den  Provinzialstaaten 
dieser  Provinz  mit  staatlicher  Unterstützung 
erhalten  wird.  Endlich  werden  seitens  der 
Direktoren  der  Winterschulen,  den  Ryks- 
landliouwleeraren,  Kurse  für  solche  Lehrer 
der  Volksschule  gehalten,  die  das  zum  Lehrer 
an  Winterschule»  und  Winterkursen  l»e- 
rechtigende  Examen  ablege»  wollen.  7 Mol- 
kereiconsuleuten.  die  von  den  landwirtschaft- 
lichen Vereinen  angestellt  sind,  werden  vom 
Staate  und  den  Provinzialstaaten  unterstützt. 

Versuchsstationen,  für  die  Ausführung 
von  Versuchen  und  Analysen  bestimmt  (die 
erste  wurde  1878  gegründet),  giebt  es  in 
Holland  5.  in  Wageningen.  Groningen,  Hoorn, 
Goes  und  Maastricht,  dazu  eine  Saincnkon- 
trollstation  (in  Wageningen). 

Im  Jahre  1898  beliefen  sich  die  Leistlingen 
des  Staates  für  den  landwirtschaftlichen  Unter- 
richt auf  434  302  ti.,  davon  177305  fl.  für 
Wageninge». 

9.  Grossbritannien.  Das  landwirtschaft- 
liche Unterrichtswesen  dieses  Landes  hat 
sieh , ebenso  wie  der  gesamte  allgemeine 
Unterricht,  wesentlich  auf  privater  Grund- 
lage entwickelt.  Eine  einheitliche  und  orga- 
nische Gliederung  auf  diesem  Gebiete  be- 
steht daher  nicht.  Man  kann  3 Arten  von 
Anstalten  unterscheiden:  1.  die  Universitäten 
und  die  diesen  verwandten  Colleges,  2.  die 
landwirtschaftlichen  Colleges,  3.  die  land- 
wirtschaftlichen Schulen. 

Unter  den  Universitäten  haben  Ox- 
ford, Edinburg  und  Aberdeen  sowie  das 
Technical  College  in  Glasgow  einen  lehr- 
st» hl  für  Landwirtschaft,  dessen  Inhaber, 
ähnlich  wie  die  Land  Wirtschaftsprofessoren 
an  4 Colleges  in  London,  alljährlich  eine 
Reihe  von  Vorlesungen  halten,  in  denen  die 
Landwirtschaft  behandelt  wird.  Mit  7 Col- 
leges sind  landwirtschaftliche  Abteilungen 
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verbunden,  in  denen  im  zweijährigem  Kursus  | gung.  Am  Schlüsse  des  zweiten  Jahres 
sowohl  die  begründenden  Fächer  wie  die  Fach-  können  sich  die  llochschtUer  einer  Prüfung 
Wissenschaft  gelehrt  werden,  um  Pächter,  unterziehen. 

Verwalter  und  Lehrer  entsprechend  aus/.u-  Die  Landbausclmlen , deren  es  15  giebt 
bilden.  Die  Schüler,  die  Internisten  sind,  j und  die  von  landwirtschaftlichen  Vereinen 
erhalten  nach  bestandenem  Abgangsexamen  gegründet  sind  und  unterhalten  werden, 
ein  Diplom.  haben  verschiedene  Arten  von  Kursen,  solche 

Kein  landwirtschaftliche  Co  Ile-  von  einem  Winter  und  solche,  die  fast  zwei 
ges  giebt.  es  3:  in  Cireucester,  gegründet  Jahre  in  Anspruch  nehmen.  Mehrere  dieser 
1845,  in  Down  ton  bei  Salisbury,  gegründet  Schulen  gewähren  die  Ausbildung  in  be- 
1880,  und  in  Wve,  gegründet  1804.  Alle  sonderen  Zweigen  der  Landwirtschaft,nament- 
sind  Privatanstalten,  die  beiden  ersten  ohne  lieh  Molkereiwesen,  wie  auch  in  einzelnen 
staatlichen  Zuschuss.  Die  Anstalten  sind  Schulen  weibliche  Personen  aufgenommen, 
mit  Gutsbetrieben  verbunden.  Zur  Aufnahme  werden.  Den  Unterricht  im  Gartenbau  er- 
ist  keine  Prüfung,  wohl  aber  ein  Minimal-  teilt  die  höhere  Gartenbausehule  in  Kosen- 
alter (17 — 18  Jahre)  notwendig.  Die  Stu-  berg,  die  mit  den  königlichen  Gärten  ver- 
dienzeit  dauert  2 Jahre,  das  Studium  er-  j blinden  ist. 

streckt  sich  auf  die  meisten  Grund-  und  die  i I*aboratoricn  bezw.  Stationen  zur  Unter- 
Fachwissenschaften.  suehung  landwirtschaftlicher  Gegenstände 

Ohne  einheitliche  Organisation  und  in  sind  in  Dänemark  12  vorhanden, 
meistens  dürftiger  Art  behandelt  ist  der1  Der  Etat  der  Veterinär-  nnd  I.nndbanhoch- 
niedero  landwirtschaftliche  Unter-  i schule  belief  sich  im  Jahre  1880 — 90  auf 
rieht.  Mehrfach  sind  in  der  letzten  Zeit  210057,26  Kr.,  wovon  auf  die  Lchrcrbesoldungea 
Molkereischulen  gegründet,  so  in  Ips-  70765,21  Kr.  entfielen, 
wich  und  in  Reading.  11.  Schweden  und  Norwegen.  In> 

In  ähnlicher  Weise  wie  in  England  und  J Sch weden  steht  der  landwirtschaftliche 
Schottland  ist  das  landwirtschaftliche  Unter-  Unterricht  ebenso  wie  alle  anderen  imlnte- 
riehtswesen  in  Irland  gestaltet  ln  einer  resse  der  Landwirtschaft  ergriffenen  staat- 
Reihe  von  Elementarschulen  wird  Landwirt-  liehen  Massregeln  unter  einer  besonderen 
Schaft  gelehrt,  und  mehrere  Colleges  ge-  Behörde,  der  Königl.  Landw.  Verwaltung 
währen  ebenfalls  eine  landwirtschaftliche  (Landbruksstyrelsen).  Der  Unterricht  wird 
Unterweisung.  Das  Institut  in  Glasnevin  an  vier  Arten  von  Anstalten  erteilt:  der 
bei  Dublin  bildet  namentlich  Kulturtechniker  höhere  an  den  landwirtschaftlichen  Institu- 
aus.  ten,  der  mittlere  an  den  Landwirtschafts-, 

Eineu  bedeutenden  Kuf  geniesst  das  land- 1 der  niedere  an  den  Landmauns-  und  der 
wirtschaftliche  Versuchs  wesen  in'  Eng-  Specialuntemcht  an  den  Molkerei-  und  den 
land  durch  das  im  Jahre  1843  von  J.  B.  Laves . Kuhhüterschulen.  Zur  erstgenannten  Art  ge- 
gegrfindete  und  seit  dieser  Zeit  in  Gemein-  hören  die  Institute  in  Ultuna  bei  Upsala 
schaft  mit  J.  H.  Gilbert  fortgeführte  Ver-  und  in  Alnarp  bei  Malmoo,  beide  mit  gros- 
suchsfcld  in  Rothamstead.  Weitere  Ver-  sen  Betrieben,  370  bezw.  560  ha,  Ver- 
suchsstationen sind  errichtet  in  Wobum  und  bunden,  die  als  Mustergüter  verwaltet  wor- 
in Cirencester;  ferner  eine  Samenkontroil-  i den,  daneben  aber  auch  Versuche  ausführen. 
Station.  In  Schottland  sind  3 und  in  Irland  Diese  beiden  Institute,  die  staatlich  sind, 
2 Versuchsstationen  thätig.  i ermöglichen  es  also  dem  jungen  Landwirte, 

Die  seitens  des  Staates  GrossbritAnniens  für  ' sich  sowohl  praktisch  als  theoretisch  auszu- 
den  landwirtschaftlichen  Unterricht  gemachten  bilden.  Die  Besucher  sind  Internisten,  der 
Ausgaben  haben  sich  1896  97  auf  6950  £ he- ! Staat  hat  an  jedem  Institute  vier  Freistellen 
laufen.  errichtet. 

10.  Dänemark.  Der  höhere  landwirt-  Die  25  theoretisch-praktischen  Landwirt- 
schaftliche Unterricht  wurde  1858  an  die  sehaftsschuleu  (mit  2 jährigem  Kursus)  sind 
neu  errichtete  Veterinär-  und  Landbauhoch-  auf  Landgütern  errichtet,  in  deren  Betrieb 
schule  in  Kopenhagen  verlegt.  Diese  Hoch-  die  Schüler  praktisch  unterwiesen  werden, 
schule,  eine  Staatsanstalt,  die  5 Abteilungen,  Die  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  bezw. 
für  Landwirte,  Veterinäre,  Feldmesser,  Vereine,  seitens  deren  die  Schulen  gegründet 
Gärtner  und  Forstleute,  umfasst,  ist  nach  sind,  ernennen  die  Aufsichtskommission,  die 
«lern  gleichen  Muster  wie  das  agronomische  ihrerseits  den  Direktor  der  Schule  wählt. 
Institut  in  Paris  eingerichtet  ; sie  besitzt ; Die  Schulen  erhalten  vom  Staate  Unter- 
Sammlungen,  ein  Versuchsfeld  von  20  ha  I Stützung. 

und  einen  botanischen  Garten,  der  alle  in;  Die  14  Ackerbau -(Lindmanns-jSchulen, 
Dänemark  vorkommenden  Pflanzen,  Bäume  die  einen  Bmonatigen  theoretischen  Winter- 
und  Sträueher  enthält.  Der  Kursus  dauert  kursus  haben  und  die  meistens  von  Privat- 
2 Jahre.  Für  die  Aufnahme  ist  die  prak-  personen  errichtet  sind,  aber  von  Bezirksver- 
tische  Erlernung  der  Lind  Wirtschaft  Bedin-  trelungcn  und  landwirtschaftlichen  Vereinen, 
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auch,  vom  Staate  unterstützt  werden,  sind 
ganz  ähnlich  den  deutschen  Winterschulen 
organisiert. 

Ferner  sind  vorhanden:  3 Molkereischu- 
len,  11  Molkereistationen  (auch  eine  Art  von 
Schulen).  12  Kuhhüterschulen  (der  theore- 
tische Unterricht  in  den  beiden  letzten 
Gruppen  erstreckt  sich  nur  auf  einige 
Wochen),  1 Schule  für  Hnfbeschlag  und  2 
für  Gartenbau. 

Für  Förderung  der  Landwirtschaft  wirken 
ausserdem  noch  21  staatliche  Land  Wirt- 
schaftsingenieure mit  7 Assistenten  (Laud- 
bruks-Stipendiater),  die  den  Landwirten  so- 
wohl allgemein  fachlich  als  besonders  bei 
der  Ausführung  von  Meliorationen  Hat  zn 
erteilen  haben,  ferner  3 Wanderlehrer  für 
Viehzucht,  Wollknnde  und  Molkerei  wesen, 
sowie  22  Molkereieousulenten  und  2 Meierei- 
ljezirkslehrerinnen.  Die  Ingenieure  und 
Wanderlehrer  führen  den  Titel  »Staats- 
agronoinen«. 

Das  landwirtschaftliche  Versuehswesen 
ist  vertreten  durch  die  landwirtschaftliche 
Akademie  in  Stockholm,  die  mit  einem  Ver- 
suchsfelde ausgerüstet  ist  und  aus  4 Ab- 
teilungen zur  Ausführung  wissenschaftlicher 
Versuche  besteht : ausserdem  8 Versuchs- 
stationen und  19  Samcukontrollanstalten. 

Die  Ausgaben  des  Staates  für  den  land- 
wirtschaftlichen Unterricht,  für  die  Landwirt- 
schaftsingenienre,  Wanderlehrer  und  für  Ver- 
suchszwecke betrug  1898  395955  Kr.  Die 
seitens  der  Landwirtschaftlichen  Gesellschaften 
gemachten  Aufwendungen  beliefen  sich  1898 
auf  251241,95  Kr.,  wovon  115107  Kr.  auf  die 
Landwirtschaftlichen  Schulen  und  58807.50  Kr. 
auf  die  Ackerbauschulen  entfielen. 

In  Norwegen  ist  der  höhere  land- 
wirtschaftliche Unterricht  im  Jahre  1897  neu 
organisiert.  Das  Institut  in  Aas  (30  km  von 
Christiania)  wurde  1898  in  eine  landwirt- 
schaftliche Hochschule  »Norges  L'indbrugs- 
höiskole«  umgewandelt.  Sie  hat  5 Abtei- 
lungen, für  Landwirte,  Forstwirte,  Geodäten, 
Gärtner  und  Molkereibeflissene.  Aufnahme- 
bedingungen sind:  Alter  von  19  Jahren, 
Absolvierung  der  Mittelschule  und  mindes- 
tens 1 jährige  Praxis.  Der  Kursus  ist  2 jährig; 
während  des  ersten  Jahres  werden  die 
Grundwissenschaften  gemeinsam  gelehrt,  im 
zweiten  Jahre  findet  die  Trennung  nach  Ab- 
teilungen statt.  Mit  der  Hochschule  ist 
eine  Station  für  Pflanzenkultur  (Vegetations- 
versuche  und  Sortenprüfung)  sowie  ein 
Wirtschaftsbetrieb  (110  ha  Forst,  150  ha 
Acker  u.  s.  w.)  verknüpft;  neben  dem 
Direktor  wirken  zur  Zeit  12  Dozenten,  deren 
Zahl  auf  20  erhöht  werden  soll.  Für  den 
Neubau  der  Hochschule,  die  Internat  ist, 
sind  800000  Kr.  bewilligt,  der  laufende  Etat 
bei  rügt  95000  Kr.  Das  niedere  landwirt- 
schaftliche Unterrichts  wesen  umfasst  die 
Ackerbau-,  die  Waldbau-,  die  Gärtner-  und 


die  Molkercisehnlen.  Die  Ackerbauschulen, 
deren  es  19  giebt  und  die  sämtlich  mit 
einem  Betriebe  verbunden  sind,  sollen  von 
jetzt  an  1 *.  ■>  jährigen  Kursus  haben.  1898 
wurden  seitens  des  Staates  dafür  1 50 000  Kr. 
aufgewendet;  die  2 Gärtnerschulen  haben 
10 monatlichen  Kurs:  die  7 Molkereischulen, 
3 für  männliche,  4 für  weibliche  Schüler 
haben  Di  jährigen  Kurs;  Aufwendungen  für 
beide  Gruppen  jährlich  31UÖU  Kr.  An  Ver- 
suchsstationen sind  vorhanden  3 Milch-,  2 
chemische,  3 Samenkontrollstationen,  für  die 
der  Staat  jährlich  25  250  Kr.  verausgabt. 
Die  gesamten  Ausgaben  für  deu  landwirt- 
schaftlichen Unterricht  u.  s.  w.  beliefen  sich 
1898  auf  400000  Kr.,  wovon  3 t auf  den 
Staat,  der  Rest  auf  Vereine,  Private  ent- 
fallen. 

12.  Russland.  Von  wirklichem  landwirt- 
schaftlichen Unterrichte  kann  erst  seit  dem 
Jahre  1801  gesprochen  werden.  Einen  be- 
deutsamen Aufschwung  hat  dieser  Zweig 
des  Unterrichtes  jedoch  erst  seit  der  im 
Jahre  1894  erfolgten  Errichtung  eines  eigenen 
Ackerbauministeriums  genommen. 

Der  landwirtschaftliche  Unterricht  in 
Russland  wird  gegenwärtig  in  5 Formen 
erteilt:  1.  an  höheren,  2. an  mittleren  land- 
wirtschaftlichen Lehranstalten,  3.  an  niederen 
landwirtschaftlichen  Schulen,  4.  durch  land- 
wirtschaftliche Vorträge  an  Lehrerbildungs- 
anstalten und  an  Schulen,  5.  durch  fachliche 
Specialknrse  und  Wanderunterricht. 

Höhere  Lehranstalten  giebt  es  4: 
das  landwirtschaftliche  Institut  in  Moskau 
(in  Petrowsk - Rnzumowsk  bei  Moskau)  seit 
1894,  das  Institut  für  Landwirtschaft  und 
Forstwesen  in  Neu- Alexandrien  (Guv.  Lub- 
lin) 1893  reorganisiert;  der  höhere  Weinbau- 
kurs  in  den  kaiserlichen  Gärten  in  Nikitsk 
(Krim),  1894  reorganisiert,  diese  3 unter  dem 
| Ackerbauministenum , das  Polytechnische 
' Institut  in  Riga,  unter  dem  Kultusministerium 
stellend,  1875  reorganisiert. 

Das  Institut  in  Moskau,  das  mit  einem 
I Betriebe  von  200  ha  verbunden  ist,  Iresteht 
jaus  2 Abteilungen,  für  Landwirte  und  für 
Landcskulturiugenicure.  Der  theoretische 
i Kursus  dauert  4 Jahre,  die  praktischen 
Arbeiten  erstrecken  sich  auf  das  ganze  Jahr. 
I Aufgenommen  werden:  Absolventen  von 
Hochschulen , ferner  von  solchen  landwirt- 
schaftlichen Anstalten,  die  dem  Ministerium 
für  Ackerbau  unterstehen,  sowie  von  Real- 
schulen. Die  Studierenden  sind  Internisten 
(Schulgeld  nebst  ganzer  Verpflegung  400 
; Rubel)  und  tragen  Uniform.  Am  Scnlusse 
■ jedes  Jahres  finden  Prüfungen  statt.  Zahl 
der  Hörer  1895  61.  Das  Institut  in  Neu- 
Alexandrien,  für  Land-  und  für  Forstwirte, 
hat  ebenfalls  einen  vollständigen  "Wirtschafts- 
betrieb: die  Organisation  ist  ähnlich  der- 
jenigen von  Moskau ; die  Zahl  der  Studenten 
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war  1804  (3  Jahrgänge)  184;  die  Aufzu- 
nehmenden haben  sich  einer  Prüfung  zu 
unterziehen.  An  der  höheren  Weinbau- 
schule in  Nikitsk,  deren  Kursus  2 jährig  ist, 
werden  Absolventen  einer  landwirtschaft- 
lichen oder  sonstigen  Mittelschule  aufge- 
nommen; andere  haben  sich  einer  Prüfung 
zu  unterziehen.  Die  landwirtschaftliche  Ab- 
teilung des  baltischen  Polytechnikums  in 
Riga  wurde  1861  begründet.  Seit  1877  ist 
der  Abteilung  das  1 ’.  •>  Stunden  von  Kiga 
gelegene.  278  ha  umfassende  Krongut  Peter- 
hof zur  Verfügung  gestellt  (s.  u.).  Zum  Ein- 
tritte ist  das  Zeugnis  der  Keife  eines  Gym- 
nasiums oder  der  Ergänzungsklasse  einer 
Realschule  erforderlich.  Der  Kursus  ist 
3 jährig.  Das  zweite  Semester  des  dritten 
Jahres  bringen  die  Studierenden  in  Peterhof 
zu,  wo  lediglich  praktische  Disciplinen  vor- 
getragen  werden , wo  die  Studierenden  die  j 
experimentellen  Untersuchungen  für  ihre 
Diplomarbeiten  ausführen  und  sich  dazu  in 
der  Wirtschaft  praktisch  beschäftigen.  Prü-  i 
fungen  finden  alljährlich,  aber  nicht  obliga- 
torisch. in  einzelnen  Fächern  (Annual-)  und 
am  Schlüsse  des  Kursus  (Diplomprüfung)  statt. 

Die  landwirtschaftlichen  M ittel- 
schulen, deren  es  9 in  Kussland  giebt  und  i 
von  denen  8 vom  Ackerbauministerium , 1 1 
dagegen,  die  landwirtschaftliche  Abteilung 
der  Gewerbeschule  in  Krasno-Ufirask,  vom 
Kultusministerium  ressortieren,  haben  meis- 
tens einen  sechsjährigen  Kursus.  Zur  Auf- 
nahme ist  notwendig:  Alter  von  mindestens, 
14  Jahren,  Absolvierung  einer  zweiklassigen  | 
Stadt-  bezw.  Bürgerschule  oder  Ablegung 1 
eines  entsprechenden  Examens.  Der  Unter- 
richt erstreckt  sich  auf  allgemeine  Fächer, 
auf  Naturwissenschaften  und  auf  Eand Wirt- 
schaft. Die  Schüler  der  höheren 'Klassen 
werden  in  dem  mit  der  Schule  verbundenen 
Betriebe  während  des  ganzen  Sommers  i 
praktisch  beschäftigt  und  haben  ihre  prak- ! 
tische  Befähigung  in  den  alljährlich  statt- 
findenden Prüfungen  nachzuweisen.  Schüler, 
die  den  ganzen  Kursus  mit  Erfolg  absol- 
viert haben,  erhalten  beim  Austritte  ein ; 
Zeugnis  I.  Klasse;  die  übrigen  Schüler  ein 
solches  II.  Klasse.  Schüler,  die  das  II.  Zeug-  j 
nis  besitzen  und  3 Jahre  mit  Erfolg  ge-  j 
wirtschaftet  haben , werden  mit  der  Be- 
zeichnung »geprüfter  Verwalter«  diplomiert. 

Die  niederen  landwirtschaft- 
lichen Schulen,  deren  es  74  giebt, 
(1892  28).  sind  entweder  allgemeine  oder 
Special-  (Wein-,  Gemüse-,  Obstbau-,  Molke- 
rei-) Schulen,  errichtet  entweder  vom  Staate 
oder  von  Kreis-  oder  Bezirksvertretungen 
oder  von  Vereinen  und  erhalten  Staatsunter- 
stützung  (entweder  Staatsgrund  oder  bares 
Geld , höchstens  3500  Kübel  p.  a.  oder  bei- 
des) und  bedürfen  zur  Errichtung  der  Zu- 
stimmung des  Ackerbauministeriums.  Diel 
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neueren  Schulen  sind  wieder  in  2 Gruppen, 
höhere  und  niedere,  eingeteilt.  Anfnahme- 
j alter  mindestens  14  Jahre;  die  Neuei  ntreten- 
den  müssen  eine  Volksschule  absolviert 
haben,  können  aber  auch  die  Kenntnisse  auf 
j den  vielfach  mit  den  landwirtschaftlichen 
Schulen  verbundenen  Vorboreitungsanstalten 
, sich  erwerben.  Der  Kurs  ist  dreijährig  (bei  den 
| Specialschulen  zweijährig),  der  Unterricht  er- 
! streckt  sich  auf  allgemein  bildende  Fächer  und 
auf  Landwirtschaft  (nicht  auf  Naturwissen- 
schaften). Der  Unterricht  ist  während  des 
I Sommers  praktisch  in  der  Schulwirtschaft,  im 
Winter  theoretisch.  Die  Absolventen  gemessen 
1 verschiedene  Vorteile  beim  Militärdienste  und 
sind  von  körperlichen  Strafen  befreit. 

20  Versuchs-  und  Kontrollstationen  haben 
die  gleiche  Aufgabe  wie  diese  Institute  in 
Deutschland.  An  Versuchsfeldern  sind  19 
vom  Ackerbauministerium  ressortierende  und 

3 sonstige  vorhanden. 

Die  Aufwendungen  für  den  landwirtschaft- 
lichen Unterricht  waren  im  Jahre  1805:  für  die 

4 höheren  Lehranstalten  508309,  für  die  9 Mittel- 
schulen 375861,  für  die  niederen  Schulen  556042, 
für  die  Kurse  an  Lehrerseminaren  u.  s.  w. 
16  ISO  Hubel,  zusammen  1 456  402  Rubel,  wo- 
von auf  den  Staat  1010  628,  auf  die  Landes- 
vertretung  159391  und  auf  Private,  Gesell- 
schaften u.  s.  w.  286  383  Rubel  entfielen. 

13.  Türkei.  Seit  einigen  Jahren  sind 
auch  in  der  Türkei  landwirtschaftliche  Lehr- 
anstalten errichtet,  nämlich  die  Hochschule 
in  Haikali  bei  Konstantinopel  sowie  3 prak- 
tische Schulen  in  Brussa,  Saloniki  und  An- 
gora, diese  besonders  für  die  Unterweisung 
in  der  Ziegen-  und  Schafzucht;  es  kommen 
ferner  6 Mustergüter  hinzu. 

Die  für  Land-  und  für  Forstwirte  ein- 
gerichtete Hochschule  in  Haikali  wurde 
1891  in  eigenen  Gebäuden  eröffnet.  Die 
Schüler,  zurZeit  gegen  100,  die  Internisten 
sind,  müssen  die  Keife  einer  Realschule 
haben.  Der  Kursus  ist  4jährig  und  sowohl 
theoretisch  als  praktisch  (in  der  600  ha 
grossen  Wirtschaft);  nach  bestandener 
Schlussprüfung  erlialten  die  Abiturienten 
ein  Diplom.  Die  Einrichtungskosten  für 
Ilalkali  haben  630  000  Mark  betragen,  wäh- 
rend der  jährliche  Etat  auf  126000  Mark 
festgesetzt  ist.  Die  Einrichtungen  haben 
sich  sämtlich  sehr  gut  entwickelt. 

14.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Einen  allgemeineren  Aufschwung  nahm  das 
Unterrichts  wesen  erst  mit  dem  Jahre  1862, 
in  dem  der  Kongress  die  Morill  Land  Grant- 
Akte  erliess,  nach  der  jeder  Unterrichtsan- 
stalt, die  landwirtschaftlichen  oder  gewerb- 
lichen Unterricht  in  ihren  Stundenplan  auf- 
nahm,  eine  bedeutende  Lmdschenkung  von 
Staats  wegen  zu  teil  wurde. 

Die  Zahl  der  Anstalten , an  denen  aus- 
schliesslich oiler  neben  anderen  Fächern 
Land  Wirtschaft  gelehrt  wird,  betrug  1898 
Auflage.  V.  33 
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58  mit  028  Ix'hrcrn  (Professoren)  nebst  In-! 
struktoren  und  Assistenten.  Eine  bestimmte  | 
Organisation  haben  die  Colleges  nicht ; sie  j 
sind,  wie  alle  amerikanischen  Unterrichts- 
anstalten, so  eingerichtet,  wie  es  den  beson- 
deren Bedürfnissen  des  betreffenden  Staates, 
der  betreffenden  Gegend  entspricht.  Die  Ix>i-  i 
tung  des  College  etc.  liegt  in  der  Hand  des  I 
» Präsidenten'- , der  zwischen  dein  »Kollegium« 
und  dem  Lehrkörper  steht.  Das  Kollegium 
verfügt  über  die  Schenkungen,  stellt  die 
Professoren  an  und  normiert  deren  Gehälter. 

Die  Dauer  des  Kursus  ist  verschieden, 
meistens  4 .lahre.  Neben  dem  Unterrichte 
werden  die  Schüler  in  der  mit  der  Schule 
verbundenen  Wirtschaft  praktisch  beschäftigt 
und  erhalten  dafür  meistens  Stundenlohn ; 
ausserdem  lernen  sie  in  der  Werkstätte 
irgend  ein  Handwerk.  Das  Studium  wird 
abgeschlossen  durch  ein  Examen , das  den 
Titel  Bachelor  of  Agriculture  (bezw.  Bachelor 
of  Scientific  Agriculture)  oder  Bachelor  of 
Science  (Philosophy)  verleiht,  je  nachdem! 
am  College  rein  landwirtschaftlicher  oder 
allgemeiner  Unterricht  mit  Berücksichtigung 
der  Landwirtschaft  erteilt  wird. 

Auf  selu-  hoher  Stufe  stehen  die  ameri- 
kanischen Versuchsstationen,  die  seit 
dem  Jahre  1875,  wo  die  erste  Station  an 
der  Wesleyan-Univcrsität  zu  Middletown 
(Conn.)  gegründet  wurde,  nach  Zahl  und 
Bedeutung  einen  enormen  Aufschwung  ge- 
nommen haben,  besonders  seit  der  am  2. 
März  1887  erlassenen  Hatch-Akte,  wodurch  f 
die  Versuchsstationen  an  die  Colleges  ver- 
wiesen  wurden  und  nun  an  deren  Mitteln 
teilnehmen.  Weitere  Gründe  für  diesen  Auf- 
schwung sind  einmal  die  erheblichen  Zuwen- 
dungen, die  seitens  der  Einzelstaaten  oder 
der  Gemeinden  oder  Privater  den  Stationen 
gemacht  werden,  zum  anderen  der  Umstand, 
dass  die  Institute  wirkliche  landwirt- 
schaftliche Versuchsstationen,  nicht  nur 
agrikultur-chemische  Lai  »Oratorien  sind.  Die  : 
Stationen  sind  entweder  mit  einem  College  i 
verbunden  oder  selbständig. 

Der  Zweck  und  die  Aufgabe  aller  Sta- 
tionen ist  die  Anstellung  von  Versuchen  und 
Untersuchungen  auf  allen  Gebieten  «1er 
Landwirtschaft  und  die  Belehrung  der  Lmd- 
wirte.  Die  mit  den  Stationen  verbundenen  i 
Versuchs1 wirtschaften  sind  teilweise  sehr  j 
umfangreich,  bis  gegen  800  ha,  die  meisten 
freilich  weniger  als  100  ha  gross.  Die  Sta- 
tion, deren  Leitung  dem  Direktor  obliegt  und 
die  in  betreff  ihrer  Arbeiten  vollständig  frei  ist. 
untersteht  einem  StationOouncil.  während  auch 
die  Bundesregierung  die  Arbeiten  bcolachtet 
und  sie  durch  Sachverständige  kontrolliert. 

Die  Leistungen  der  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  für  die  54  Versuchsstationen  ! 
betrugen  1897  750  000  Dollars,  die  Leistun- 
gen Privater,  der  Einzelregierungen  u.  s.  w. 


sowie  die  eigenen  Einnahmen  rund  350 000 
Dollar,  so  dass  jedo  Station  einen  Etat  von 
durchschnittlich  rund  20000  Dollar  hat. 

Uitteratur:  Oesterreich:  Der  land-  und  forst- 
wirtschaftliche  Unterricht  de.r  im  Reichsmtc  ver- 
tretenen Königreiche  und  JXinder ; im  Aufträge 
d.  k.  k.  .1  ckerlm  um  in  isteriu  ms  verj.  von  A.  kr  hm. 
r.  Hohe  n hrue  k und  Fr.  R.  r.  Zimme  ru  ue  r, 
II  ien  1890,  Verl.  d.  k.  k.  AckeHnt u m in istcriums. 

— Land-  und  forstwirtschaftliche  Unterrichtx- 
xcitung,  ll'if«,  Ja  heg.  I — XIJ.  1886— 1899-  — 
Fiir  Ungarn:  Der  landwirtschaftliche  Fach- 
uuterrieht  im  Kiinigreiehe  Ungarn  i.  .1.  1889, 
Ungar.  Altenhurg  1890.  — Rericht  über  die 
Thätigkeit  de»  k.  ungarischen  Ackerbaum  inistcriums 
i.  J.  1897,  Budapest  1898.  — Berichte  verschie- 
dener Lehranstalten  (Ungar.  Altenburg,  Kcsthely, 
Kolos- Monoxtor,  Kasehan  etc.).  — Die  landwirt- 
schaftliehen  Lehranstalten  Ungarns  nach  ihrem 
gegenwärtigen  Blande  von  .1.  B.  von  Siprk. 
land-  und  forstw.  Unt.-Zeit.,  1897,  S.  108.  — 
Schweiz:  Land • und  forstwirtschaftliche  Unter- 
richtszeitung, Jahrg.,  S.  02(1.  — Belichte 
der  eiligen,  jndyl.  Schule  über  das  Jahr  1871, 
1878  etc.  bis  1890.  — Berichte  des  eidgen.  Handels-, 
Industrie-  und  Isindtr.- Departements  Jiir  das 
Jahr  1898.  — l'eber  die  berufliche  Bildung  des 
Landwirtes  von  l'.  Weidmann,  landwirtsehaftl. 
Jahrb.  der  Schweiz,  1898,  S.  91.  — Italien: 
Das  landwirtschaftliche  Unt/rrichtswescn  Italiens 
von  I'ruf.  fr.  Pa  tank  (Land-  und  forstwirtseh. 
Unterrichtszeitung  1889,  S.  188,  209,  822,  1890, 
S.  190).  — Spanien:  Manuela  de  legislarion 
agricola  par  Don  Bogeliu  VaUedor  y Don 
Lorenzu  Xieolas  ()ui  nlana , Madrid  1892. 

— Gaxeta  agrirola  del  m i n isterio  de  komento. 
Der  landwirtschaftliche  Unterricht  in  Frankreich 
und  anderen  Landern  von  Ch.  Joly,  deutsch 
von  F.  llohnhof,  Leipzig  1887.  — Portugal: 
Dieselbe  Schrift.  — Frankreich:  Das  landw. 
Unterrichtswesen  in  krankreich  von  K.  Itihnkev, 
Landw.  Jahrb.  1898,  S.  I — 106.  — («.  IlVn/, 
/,’  rnscigncmcnt  agricole  officicl  en  France,  Paris 
1S92  (nix  genic  civiluj. — Fr.  v.  Zimmer auer, 
in  der  tan d-  und  forstw.  Unterrichtszeitung,  Jahr- 
gang 1887.  — von  Gohren , das.  1S9<>.  — 
Fleisch n er,  das.  1891.  — Fleisch ner  und 
von  Zimmer  auer,  Das  landwirtsehaftl.  Unter- 
richts wesen  Frankreichs  und  dessen  geschichtliche 
Entwickelung,  Land-  und  forstw.  Unterrichts- 
zritung,  189/,.  — Dir.  Errichtung  eines  besonderen 
Beiratet  für  das  landwirtschaftliche  Unterrichts- 
tcrsen  in  Frankreich,  das.  1898,  S.  189.  — 
Tlsserand,  Das  landwirtschaftliche  Unterrichts- 
icesrn  in  Frankreich.  — Der  internationale 
landw.  Kongress  im  Haag  1891,  ll'iVn  1891, 
S.  128 — 189.  — Belgien:  Situation  de  l’enseigne- 
ment  agricole.  — Rapport  triennal  presente  aus 
f'hambrcs  legislatives  par  Monsieur  le  ministere 
de  V Interieur,  annecs  1870 — lo  72,  7,1 — 78  etc., 
90 — 98.  — Reglement  organigue  de  {'Institut 
agricole  de  Gcmblousr,  1887.  — Enseignement 
agricole  dans  les  c.tablissemcntS  d’instruction, 
subsid ies par  les  Gouvernements,  1890.  — Nieder- 
lande: Jlcr  internationale  landw.  Kongress  im 
Haag  1891,  von  M.  ]{.  von  Proskmretz.  IIVw 
1891,  S.  2—11,  28—29,  188—142.  — Ueber  die 
Entwickelung  des  landwirtschaftlichen  Versuchs- 
Wesens  in  den  Niederlanden,  ton  A.  Mayer, 
Landw.  Vers.-Stat.,  1891,  Bd.  XXVIII,  S.  441- 
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— Verging  ran  den  Staat  der  hange,  middelhnre 

en  lagere  Scholen  in  het  Könige,  der  Neder- 
landen , 1891 — 1892.  — (frossb  ritannien: 
F.  IVohltniann,  Englisches  landte.  Unterrichts-, 
Verglich*-  and  Bildunggiccten,  Landtr.  Jahrh. 
1888.  — 11.  M.  -IcnlchiH , Report  an  Agric. 
education  in  North  German;/  etc.  and  Ihr  l'nited 
Kingdom,  188 4.  — II’.  Fream , Technical 
education  in  Agriculture  fJourn.  0/  the  R.  Agr. 
Society,  1890).  — Ftchichner,  Einige*  über 
land-  und  forstw.  Unterrichtswesen  in  England, 
Land - und  forgtir.  Unterrichtszcitung,  IFiVm  1892 
6.  Jahrg.  — Annual  Report  o»  the  Distribution 
11/  Grant*  j«r  Agricultural  Education  1898 — 189 7, 
Iyondon,  Egre  et  Spottüuroodc.  — Final  Report 
0/  the  Royal  Commission  on  Agriculture,  im 
gelben  Verlagr.  — Dänemark:  Der  landw. 

Unterricht  in  Frankreich  und  anderen  Ländern 
von  Ch.  Joly , deutsch  von  Rohnhof,  Leipzig 
1887.  — Vndervitning s och  Eksamensplan  for 
den  Köngelige  Veterinäre  ag  Isindlmhojekide, 
S.  Edgare,  Kjöbenbavn  1898.  — Schweden 
und  Norwegen:  Kalender  xttgifren  uf  Kongl. 
Landhruksstyrelscn  Ar  1898,  Stockholm  1898.  — 
_V.  Weotermeter,  Da*  landw.  Unterricht* wegen  t 
in  Sclitceden  und  Norwegen,  Lind - und  Forslxc. ' 
Unterrichtezeitung,  1900,  S.  81.  — Russ- 
land: J.  v.  Miklascheicnki,  Die  Entwicke- 
lung de*  landwirtschaftlichen  Bildungswesen* 
in  Russland,  Land-  und  forstw.  Unterrichtsztg.,  | 
8.  und  0.  Jahrg.  — F.  Schindler,  Das  land- 
wirtschaftliche Studium  am  Polytechnikum  in  \ 
Riga,  Land-  und  forstw.  Unterrichtszeitung,  j 
.1.  Jahrg.,  S.  288.  — von  Knlcricin.  Die  land- 
wirtschaftliche Abteilung  de*  Polytechnikums  in  j 
Riga,  ltult.  Wochenschrift,  1898,  Nr.  17.  — Das 
landwirtschaftliche  Unterrichtswesen  in  Russland,  | 
Land-  und  forstw.  Unterrichtszeilung  1896,  S.  1{6,  j 
288. — Vereinigte  Staaten  von  Amerika:! 
Die  verschiedenen  Exp.-Stut.,  Bulletins  und  j 
Repejrts,  Washington.  — Eine  Reihe  weiterer  j 
Schriften,  die  sämtlich  seitens  des  Office  «1 
Washington  herausgegeben  sind.  Nordameri- 
kanische lAindwirtschaft  etc.  von  Prof.  M.  j 
Wilcken* , Tübingen  1889.  — Die  Organi- 
sation de*  höheren  Schulwesens  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  in  England  etc.,  von  .-I.  Mc.  I 
Murry,  Jena  1888.  — Beitrag  zur  Lösung  der 
Frage  über  dir  BcitragspjUcht  der  Unterhaltung 
der  höheren  Schulen.  Hist,  und  sozialpol.  Studie 
der  Untrer.- Verh.  in  Deutschland,  England  und 
Amerika,  von  Charles  de  Garmo,  Jena  1886. 

— Amerikanische  Landwirtschaft  und  landwirt- 
schaftliches Versuchs-  und  l ’n terri ch tswesen,  von 
Max  Maercker,  Berlin  1896.  — Veurbook  of 
the  United  States  Department  of  Agriculture, 
1897,  S.  622 — €26.  — Statistics  of  the  Land- 
Grant  Colleges  and  Agricultural  Experiment 
Station s of  the  U.  St.  for  1897 ; U.  St.  D'partm. 
of  Agr.,  Bull.  N.  51.  — Fl  et  seltner.  Das  land- 
und  forstw.  Unte rrich ts  wesen  in  den  Vcr.  St. 
Nordamerikas,  Land-  und  Forstw.  Unterrichts- 
Zeitung,  1899,  S.  155,  258.  — Eine  Urbersieht  sämt- 
licher ausserileutsrher  Versuchsstationen  mit  An- 
gabe der  Namen  und  meisten*  der  Arbeitsvieh-  j 
lang  und  <les  besonderen  Zwecke*  s.  Mentzel  und 
von  Lengrrkes  landw.  Hilf 's-  und  Seit reibkalcnder  ' 
für  1899,  II.  Teil,  S.  866. 

Kirchner. 


Landwirtschaftliches  Vereinswesen. 

1.  Geschichtliche  Eutwickeluiig  und  gegen- 
wärtiger Stand  des  1.  V.  in  Deutschland.  2.  Die 
Landwirtschaftskainmern.  3.  Gegenwärtige  und 
zukünftige  Aufgaben. 

1.  Geschichtliche  Entwickelung  und 
gegenwärtiger  Stand  des  1.  V.  in  Deutsch- 
land. Die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  ist 
dem  Zuge  der  Zeit  folgend,  nach  der  Zertrüm- 
merung, welche  die  Gesellschaft  infolge  revo- 
lutionärer Ereignisse  und  zumal  durch  Auf- 
hebung der  ständischen  Verfassung  erlitten 
hat,  zu  freien  Vereinigungen  zusaminen- 
gotreten  und  hat  in  diesen  nutz-  und  segen- 
bringend gewirkt.  Als  den  Beginn  einer 
umfangreicheren  Vereinsbildung  können  wir 
die  40er  Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts 
bezeichnen.  Grosse  und  umfangreiche  Auf- 
gaben hat  sich  das  landwirtschaftliche  Vereins- 
wesen damals  schon  gestellt  und  — das 
muss  nachdrücklich  anerkannt  werden  — 
allmählich  auch  zur  Lösung  gebracht.  Einer- 
seits war  es  die  Sammlung,  Nutzbarmachung 
und  Ausbreitung  der  Ergebnisse  naturwissen- 
schaftlicher Forschung  und  praktischer  Er- 
fahrung und  andererseits  war  es  die  Ver- 
tretung berechtigter  Interessen  des  Standes, 
welche  die  Thätigkeit  der  landwirtschaft- 
lichen Vereine  in  umfangreicher  Weise  be- 
anspruchten. 

Die  Agrikulturchemie,  die  Pflanzen-  und 
Tierphysiologie  sowie  die  landwirtschaft- 
liche Maschinentechnik  haben  uns  in  der 
zweiten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  mit 
staunenswerten  Forsclmngsthaten  überrascht, 
welche  auf  den  ganzen  landwirtschaftlichen 
Betrieb  einen  geradezu  revoltierenden  Ein- 
fluss ausgeübt  halten.  Alle  diese  Ergeb- 
nisse fanden  ihre  Nutzanwendung  in  den 
landwirtschaftlichen  Vereinen.  Die  Errich- 
tung von  agrikultur-chemischen  Versuchs- 
stationen. das  Wanderlehrwesen,  die  Bildung 
von  Genossenschaften,  die  vollkommene  Um- 
wandlung der  Feldkultur,  das  heute  in  hoher 
Blüte  stehende  Meliorationswesen  u.  s.  w. 
sind  Resultate  geeinten  Streitens  in  den 
landwirtschaftlichen  Vereinen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Tierzucht  hat  das- 
selbe dureil  den  Wettliewerb  auf  den  Aus- 
stellungen, durch  die  Zufuhr  guten  Rasse- 
viehes nud  durch  zuchtgenossenschaftliche 
Organisationen  dem  tierzüchterischen  Fort- 
schritt die  Bahnen  geebnet. 

Von  den  im  Königreich  Preussen  vor- 
handenen 24  Versuchsstationen  sind  nicht 
weniger  als  21  durch  landwirtschaftliche 
Vereine  ins  1/ebeti  gerufen.  Durch  die  Ver- 
bindung von  Vereinen  und  Versuchsstationen, 
ist  eine  gesunde  Wechselwirkung  zwischen 
den  landwirtschaftlichen  Forschungsstätten 
und  dem  praktischen  Leben  gesichert  und 
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der  Yerbureaukralisierung  der  elfteren  vor- 
gebeugt. 

Don  Puls8chiag  der  landwirtschaftlichen 
Weiterentwickelung  der  Zeit  konnte  man 
am  besten  in  gut  geleiteten  Vereinen  fühlen, 
indem  die  Landwirte  in  diesen  über  iille 
Fort>ehritte  und  praktischen  Erfahrungen 
mit  riiekhaltsloser  Offenherzigkeit  verhandeln 
durften. 

Der  Industrielle,  der  Kaufmann,  der  Ge- 
werbetreibende sind  gezwungen,  iilier  die 
günstigen  Ergebnisse  ihrer  sj>eeiellen  Thätig- 
keit  mehr  oder  weniger  Schweigen  zu  be- 
obachten, um  sich  den  Absatz  und  die  Kon- 
junktur nicht  durch  andere  beeinträchtigen 
zu  lassen;  bei  ihnen  hat  das  Wort  »Ge- 
schäftsgeheimnis* eine  oft  schwerwiegende 
Bedeutung,  welche  der  Landwirt  infolge 
einer  anderen  Art  des  Konsums  seiner  Er- 
zeugnisse nicht  zu  scheuen  braucht. 

Es  ist  für  den  Fortschritt  des  landwirt- 
schaftlichen Vereinswesens  sowohl  in  Deutsch- 
land wie  auch  in  anderen  Kulturstaaten 
andererseits  von  grosser  Bedeutung  gewesen, 
dass  man  von  vorn  herein  allenthalben  einer 
Zersplitterung  der  Kräfte  entgegengearbeitet 
und  stets  darauf  Bedacht  genommen  hat, 
die  einzelnen  Vereine  in  zusammenfassenden 
Verbänden  (Centralvereiuen  i zu  organisieren ; 
von  unten  beginnend,  bildeten  schon  sehr 
frühzeitig  demgemäss  Orts-,  Zweig-  und 
Kreisvereine  die  breite  Grundlage  der  Or- 
ganisation, sie  fanden  ilue  Zusammenfügung 
in  den  Centralvereiuen  der  einzelnen  Pro- 
vinzen bezw.  Länder. 

Die  Centralverciuo  Deutschlands  haben 
wieder  als  ihre  Spitze  den  1872  ins  Leben 
gerufenen  Deutschen  Landwirtsehaftsrat, 
welcher  in  Berlin  seinen  Sitz  hat  und  all- 
jährlich einmal  zu  mehrtägigen  Verhand- 
lungen Zusammentritt.  In  diese  Korporation 
werden  Delegierte  aller  Centralstellen  ab- 
geordnet. Was  für  ganz  Deutschland  der 
Landwirtschaftsrat  bedeutet,  das  ist  für 
Preussen  das  Königliche  Laudesökonom io- 
kollegium,  welches,  1812  ins  Loben  gerufen. 
1878  und  1899  eine  Reorganisation  erfuhr. 
Im  LandesÖkonomiekollegium  haben  die 
preussischen  Centralvereine  bezw.  jetzt  Land- 
wirtschaftskammern je  1 — 2 Vertreter, 
während  der  Land  wirtschaftsminister  neun 
Mitglieder  ernennt 

Sowohl  der  Landwirtsehaftsrat  wie  das 
Landesökonomiekollegium  gehen  Jahrbücher 
über  ihre  Thätigkeit  und  ihre  Verhandlungen 
heraus.  Preussen  besass  bis  zur  Gründung 
der  Landwirtschaftskammern  22  Central- 
vereine, 2348  Vereine  mit  ca.  200000  Mit- 
gliedern. ln  Bayern  existierte  bis  vor  einigen 
Jahren  das  sogenannte  Generalkomitee  als 
Spitze  der  landwirtschaftlichen  Interessen- 
vertretung mit  acht  Kreiskomitees  ent- 
sprechend den  acht  Regierungsbezirken  und 


| 228  Bozirkskomitoos.  Jetzt  ist  an  die  Stelle 
des  Generalkomitees  ein  ljayerischer  Land- 
wirt schaftsrat  getreten;  innerhalb  dieses 
Rahmens  bewegt  sich  die  freie  Vereins- 
thätigkeit.  Die  Zahl  der  Mitglieder  der 
zum  bayerischen  C’entralverband  gehörigen 
Vereine  umfasst  ÜOtMio  Personen.  Das 
Königreich  Sachsen  besitzt  fünf  landwirt- 
schaftliche Kreisvereine  (Provinzial vereine) 
mit  r>G7  Zweigvereinen.  Die  Spitze  dieser 
Vereinsorganisationen  wird  dort  in  ge- 
wissem Sinne  von  dem  durch  Gesetz  von 
1872  ins  Leben  gerufenen  Landeskulturr.it 
gebildet,  liestehend  aus  2ü  Mitgliedern,  die 
teilweise  von  den  Kreis  vereinen  deputiert, 
von  der  Körperschaft  selbst  kooptiert  oder 
vom  Ministerium  ernannt  sind.  Der  General- 
sekretär des  Lmdeskulturrates  ist  Regie- 
rungsbeamter. Das  Königreich  Württenibeig 
hat  die  Spitze  der  oentralisierten  Vereine 
ebenfalls  staatlich  organisiert ; sie  führt  doit 
den  Namen  königliche  Ceutralstelle.  Dir 
schliessen  sich  12  Gauverbände  mit  64  Be- 
zirksvereinen an. 

Eine  ähnliche  Organisation  Indien  Baden 
und  Hessen.  Das  erstore  Lind  mit  14  Gau- 
verbänden  und  <57  landwirtschaftlichen  Be- 
zirksvereinen mul  letzteres  mit  3 Provinzial- 
uiid  25  Bezirksvereinen. 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  sind 
die  Central vorei nc  nach  preussischem  Muster 
organisiert,  mit  Ausnahme  von  Sachsen- 
Weimar,  Sachsen  - Meiningen  und  Eisass- 
Lothringen,  wo  Landcskulturrätc  bezw.  land- 
wirtschaftliche Centralstcllen  zwischen  die 
Vereine  und  die  Regierung  geschoben  sind. 

Es  fehlte  auch  von  jeher  nicht  an  mehr 
oder  weniger  erfolgreichen  Bestrebungen, 
die  Elite  der  ganzen  Landwirtschaft  zu 
einem  gemeinsamen  Werke  aufzurufen  und 
in  einer  grossen  nationalen  Landwirtschafts- 
gescllschaft  zu  vereinigen.  Am  5.  Oktober 
1863  konstituierte  sii-h  in  Dresden  »die 
Versammlung  deutscher  Landwirte«.,  welche 
als  sfiätere  * Wandervcrsaminlung  deutscher 
Lmd-  und  Forstwirte«  18G9  zum  27.  Male 
I getagt  hat.  Diese  Versammlungen  übten 
leine  grosse  Anziehungskraft  ans,  so  dass 
nicht  selten  mehr  als  3000  Landwirte  zu 
den  Beratungen  zusammenkamen.  Die  lose 
Organisation  dieser  Wandervcrsammlungen 
vermochte  jedoch  manche  Schwierigkeiten, 
die  ihr  in  den  Weg  traten,  und  zuletzt  die, 
welche  der  Krieg  1871  hervorrief,  nicht  zu 
überwinden,  und  so  wurde  die  Sache  all- 
mählich zu  Grabe  getragen. 

Auch  die  am  5.  März  18G1  gegründete 
»Ackerbaugesellschaft«  konnte  nur  ein  kurzes 
Daseiu  fristen.  Der  Wunsch  aber,  eine 
grosse  deutsche  Auss  teilungsgesell  Schaft  ins 
Leben  zu  rufen,  ähnlich  wie  die  »Royal 
agricultural  society«  für  England,  war  immer 
noch  geblieben,  und  es  ist  der  Initiative 
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einiger  opferwilliger  und  für  die  Landwirt- 
schaft begeisterter  Männer  endlich  auch  ge- 1 
hingen , eine  deutsche  Landwirt- 
schaftsgesellschaft 1886  ins  Leben 
zu  rufen.  Dieselbe  scheint  alle  Erwartungen  j 
und  Hoffnungen,  welche  unsere  Väter  gehegt) 
haben,  zu  erfüllen,  indem  sie  in  alle  Gebiete 
der  landwirtschaftlichen  Technik,  ganz  be- 
sonders aber  in  das  Ausstellungswesen  mit 
grossem  Erfolge  fördernd  eingreift.  Sie  ver- 
fügt über  bedeutende  Mittel  und  über  die 1 
Mitarbeiterschaft  der  ganzen  Intelligenz  des 
Gewerbes.  In  dieser  Gesellschaft  verkörpert 
sich  neben  dem  materiellen  Streben  ein 
ethisches  Moment,  das  in  dem  patriotischen  j 
Gedanken  besteht,  alles,  was  deutsche  Land- 
wirtschaft  ist,  zu  umfassen,  um  die  der-) 
selben  gesteckten  hohen  Ziele  nicht  mehr 
geteilt,  sondern  im  gemeinsamen,  alle  Volks- 1 
stamme  umfassenden  Streben  zu  erreichen. 
Die  deutsche  Ijandwirtscliaftsgesollsehaft  be- 
arbeitet nur  rein  landwirtschaftliche  Fragen 
und  betritt  grundsätzlich  nicht  das  Gebiet 
der  Wirtschaftspolitik  oder  der  Gesetzgebung. 
Sie  empfängt  auch  keinerlei  Staatssubven- 
tionen , sondern  will  aus  eigenen  Mitteln 
ihre  Ziele  allein  fördern , sie  bringt  dem-  i 
gemäss  den  Gedanken  der  Selbsthilfe  in ' 
hervorragendem  Masse  zum  Ausdruck. 

Die  Deutsche  Landwirtschaftsgesellschaft 
umfasste  am  1.  Januar  1869  12788  Mit- 
glieder, von  denen  jedes  einen  Jahresbeitrag , 
von  20  Mark  zu  leisten  hat;  obwohl  die  Ge- 
sellschaft nach  vielen  Richtungen  hin,  be- 
sonders alter  hinsichtlich  des  Ausstellungs- 
wesens,  das  sie  zu  einer  von  allen  anderen 
Nationen  beneideten  Entwickelung  in  Deutsch- 
land gebracht  hat,  sehr  grosse  Geldopfer 
alljährlich  bringt,  ist  ihr  Vermögensstand 
von  55000  Mark  im  Jahre  1885  auf  1 1820501 
Mark  heute  gestiegen. 

Die  Mitglieder  der  deutschen  Landwirt- 
sehaftsgesellschaft  wohnen  zu  47,7  % in  Ost-  j 
elbien.  zu  86,7  % in  Westeibien,  zu  12.7  % j 
in  Süddeutschland  und  zu  2,9%  im  Auslande. 

Das  alljährlich  von  der  Gesellschaft  heraus-  j 
gegebne  Jahrbuch  giebt  einen  glänzenden  | 
Beweis  gründlicher  Arbeit,  zielbewussten 
Streitens  und  erfolgreichen  Wirkens.  Die 
Gesellschaft  ist  in  ihrer  Thätigkeit  in  ebenso  : 
viele  Ausschüsse  eingeteilt , als  wichtige 
wirtschaftliche  Zwecke  gefördert  werden 
sollen ; gerade  diese  Detailarbeit  aber,  die 
Wissenschaft  und  Praxis  umfasst,  zeitigt 
die  erfreulichen  Ergebnisse,  deren  sich  die 
Deutsche  Landwirtschaftsgcscllscliaft  rüh- 
men kann. 

Auch  die  Special  vereine,  d.  h.  diejenigen,  ( 
deren  Aufgabe  in  »1er  Lösung  ganz  Ite- 
stimmter  gewerblicher  Zwecke  Liegt,  haben  j 
eine  wesentliche  Vermehrung  in  der  Mit-  j 
gliederzahl  und  damit  eine  dementsprechende  I 
Kräftigung  erfahren.  Es  sind  in  dieser  Be-  , 


zielumg  zu  nennen:  der  Verein  der  Spiritus- 
produzenten, der  Stärkefabrikanten . des 
Rübenbaues  und  der  Zuckerindustrie,  die 
zahlreichen  Vereinigungen  zur  Förderung 
der  Viehzucht  u.  s.  w.  Der  Initiative  der 
Vereine  für  Spiritus-  und  Zuckerindustrie,  ist 
die  Bildung  von  Syndikaten  zwecks  gemein- 
samen und  geregelten  Absatzes  der  ein- 
schlägigen Fabrikate  zu  verdanken. 

Es  giebt  heute  kaum  mehr  einen  grösseren 
Viohschlag  in  Deutschland,  dessen  rationelle 
Züchtung  nicht  durch  Züchtcrvereiuigungen 
gewährleistet  würde. 

Aber  auch  die  Vereine,  welche  ganz  oder 
in  überwiegendem  Masse  die  Wirtschafts- 
politik zum  Ausgang  ihrer  Bestrebungen 
machen,  halten  sich  vermehrt  bezw.  weiter- 
entwickelt..  In  dieser  Beziehung  ist  an 
erster  Stelle  zu  nennen:  »der  Bund  der 
La  nd  w irte«,  welcher  am  18.  Februar  1893 
auf  Anregung  eines  Herrn  R unrecht- 
Ransern  im  Tivoli  zu  Berlin  ins  Leben 
gerufen  ist.  Der  Bund  der  Landwirte  sucht 
vor  allem  die  Interessen  der  Landwirte  in 
dem  heutigen  Kampfe  auf  wirtsckaftspoli- 
lischem  Gebiete  zu  vertreten.  Er  fördert 
aber  nebenbei  auch  die  gewerbliche  Thätig- 
keit, besondere  auf  dem  Gebiete  genossen- 
schaftlicher Arbeit.  Bei  ca.  250  00t » Mit- 
gliedern besitzt  er  ca.  30000  Vertrauens- 
männer. welche  die  Vorsitzenden  der  ein- 
zelnen Ortsgruppen  sind,  die  sich  wieder  in 
Provinzial-  oder  Landesverbände  Zusammen- 
schlüssen. Vorstand,  Ausschuss  und  General- 
versammlung sind  tlie  massgebenden  Faktoren 
für  den  Bund.  Demselben  hat  sich  im 
zweiten  Jahre  nach  seiner  Gründung  der 
sogenannte  »Deutsche  Bauernbünde  ange- 
scltlossen  bezw.  ist  dieser  im  Bunde  auf- 
gegangen. Die  überwiegende  Masse  der 
Mitglieder  des  Bundes  der  Landwirte  gehört 
dem  Bauernstände  an,  wie  die  diesbezüg- 
lichen statistischen  Angaben  des  Bundes  be- 
weisen. Dieselben  besagen,  dass  1506  Mit- 
glieder dem  Grossgrundbesitze  (3  i %),  27  500 
(13%)  dem  mittleren  Grundbesitze  und 
177  000  (86l/i%)  dem  Kleingrund besitze  zu- 
zuzählen sind.  Der  Rest  verteilt  sich  mit 
14  000  Personen  auf  Handwerk  und  Gewerbe. 

Durch  die  Thätigkeit  des  Bundes  werden 
zweifellos  die  landwirtschaftlichen  Interessen 
in  der  Oeffentlichkeit  schärfer  und  rück- 
sichtsloser vertreten  wie  bislange.  Der  Bund 
sucht  sich  seine  politische  Selbständigkeit 
zu  erhalten,  indem  er  den  Mitgliedern  aller 
Parteien  Aufnahme  gewährt,  vielleicht  aber, 
wie  das  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  in 
überwiegendem  Masse  Mitglieder  aus  den 
konservativen  Parteien  aufzuweisen  hat. 

Das  Bauernvereinswesen  hat  in 
Norddeutschland  wenigstens  durch  die  Er- 
richtung des  Bundes  der  Landwirte  Ein- 
busso  erlitten , da  dieser  im  wesentlichen 
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denselben  Zielen  wie  jenes  zustrebt  Nur 
im  Süden  von  Deutschland,  insbesondere  in 
Bayern,  haben  die  selbständigen  Bauern- 
vereine dem  Anscheine  nach  Fortschritte 
aufzuweisen . indem  sie  neben  den  allge- 
meinen, vielfach  vielleicht  von  ihnen  zu  ein- 
seitig vertretenen,  Agrarinteressen  insbe- 
sondere auch  bayerische  Lokalangelegen- 
heiten zum  Ausgangspunkte  ihrer  vielfachen 
agitatorischen  Thätigkeit  machen. 

Der  westfälische  Bauernverein  behauptete 
bisher  seine  Stellung,  nähert  sich  aber  dem 
Anscheine  nach  mehr  und  mehr  der  west- 
fälischen Landwirtschaftskainmer,  was  durch 
den  Umstand,  dass  fast  dieselben  Persön- 
lichkeiten an  leitender  Stelle  beider  Organi- 
sationen stehen,  seiuo  Erklärung  findet. 

Neben  den  Centralorganisationen  für  all- 
gemeine landwirtschaftliche  Zwecke  laufen 
in  den  einzelnen  Provinzen  und  Ländern 
dann  noch  Verbände,  deren  Vereine  be- 
sonderen Zwecken  des  Betriebes  gewidmet 
sind,  so  die  Centralorganisationen  für  Ge- 
flügelzucht . Bienenzucht , Fischerei,  Wald- 
bau, Garten-  und  Obstbau  u.  s.  w.  Die- 
selben sind  zumeist  mit  den  allgemeinen 
landwirtschaftlichen  Centralorganisationen  in 
eine  engere  oder  losere  Verbindung  gebracht. 

Verschwindend  klein  ist  die  Zahl  der- 
jenigen landwirtschaftlichen  Vereine,  welche 
nicht  einem  Verbände  angeboren. 

In  Preussen  haben  sich  nach  dem  Jahre 
185)4  infolge  der  Gründung  von  Land  w irt - 
schaftska m m e r n d ie  meisten  Provinzial- 
vereine aufgelöst,  indem  die  Kammern  Ver- 
bände von  Vereinen  bildeten  und  diese  sich 
angliederten.  Von  den  alten  Centnil  vereinen 
sind  nur  einige  bisher  noch  bestehen  ge- 
blielien,  z.  B.  die  der  Provinz  Ostprcussen 
zu  KönigslxTg  und  Insterburg.  Aber  auch 
bei  diesen  wird  die  Auflösung  und  Um- 
wandlung in  einen  Verband  der  Kammer 
von  Ostpreussen  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein,  die  bei  einer  Aenderung  in  den  bisher 
leitenden  Personen  von  selbst  eintreten  dürfte. 

2.  Die  Land wirtschaf tskaminern.  Die 
Errichtung  der  Laiulwirtschaftskammern  nach 
preussisebem  Vorbilde  bedeutet  zweifellos 
eine  wesentliche  Stärkung  der  gemeinsamen 
Arbeit  der  Landwirtschaft  und  zwar  sowohl 
auf  dem  Gebiete  der  Interessenvertretung 
wie  der  gewerblichen  Arbeit. 

Das  preussische  Lindwirtschaftskammer- 
gesetz  hat  seine  letzte  Ursache  in  der  Er- 
kenntnis der  grossen  Bedeutung  der  ein- 
heimischen Landwirtschaft.  Die  freien  land- 
wirtschaftlichen Vereine  konnten  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  der  Jetztzeit  ihre 
Aufgaben  nicht  mehr  voll  erfüllen  und  zwar 
schon  deshalb  nicht,  weil  sie  nur  einen 
Bruchteil  des  landwirtschaftlichen  Berufs- 
Standes  umfassten  und  keineswegs  als  Vertre- 
terinnen der  gesamten  Landwirtschaft  ange- 


sprochen werden  durften.  Auch  fehlte  ihnen 
i die  für  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  unbe- 
dingt. notwendige  Möglichkeit  der  Beschaffung 
j ausreichender  Geldmittel.  Endlich  war  nach 
, der  Lage  der  Rechtssprechung  den  landwirt- 
schaftlichen Vereinen  nahezu  die  Möglichkeit 
; abgeschnitten,  öffentliche  Angelegenheiten  zu 
verhandeln,  ohne  deu  Charakter  politischer 
! Vereine  anzunehmeu.  In  dieser  jlcziehung 
j waren  Industrie  und  Mandel  durch  ihre 
Handelskammern  bislange  in  eine  bedeutend 
j günstigere  Lage  versetzt. 

Die  Landwirtschaftskammern  sind  wie 
die  Handelskammern  ursprünglich  eine  fran- 
zösische Einrichtung;  so  bestehen  z.  B.  seit 
Anfang  der  fünfziger  Jahre  in  jedem  Arron- 
dissement bezw.  Departement  unseres  west- 
lichen Nachbarreiches  Landwirtschaftskam- 
mern. In  Preussen  finden  sich  die  ersten 
Anklänge  an  die  Landwirtschaftskammern 
im  Landeskulturedikt  vom  14.  September 
1811.  Seit  den  vierziger  Jahren  ist  in 
Preussen  das  Bemühen,  Tiiind Wirtschafts- 
kammern ins  l>eben  zu  rufen,  nicht  mehr 
erloschen,  sondern  es  wiederholten  sich  dies- 
bezügliche Anträge  der  freien  Vereinigungen 
in  den  verschiedenen  Decennicn,  bis  die 
fraglichen  Wünsche  im  Jahre  1894  in  Er- 
füllung gingen. 

Wenn  auch  in  dem  G.  v.  30.  Juni  1894 
die  Errichtung  von  Landwirtschaftskammem 
für  die  einzelnen  Provinzen  nur  als  fakul- 
tativ angesehen  wurde,  so  können  wir  trotz- 
dem heute  mit  Genugthming  feststellen, 
dass  in  allen  Provinzen  auf  Grund  der 
königlichen  Verordnung  nach  Anhörung  der 
Provinziallaudtage  nunmehr  Kammern  er- 
richtet sind  und  dass  nur  das  kleine  Hohen- 
zollern.  das  ja  auch  keine  Provinz  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes  bildet,  bisher  noch 
zurückgeblieben  ist. 

Der  § 2 des  Landwirtschaftskammer- 
gesetzes lautet : 

-Die  Landwirtschaftskammem  haben  die 
Bestimmung,  die  Gesamtintoressen  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  ihres  Bezirkes  wahrzu- 
nehmen. zu  diesem  Bchufe  alle  auf  Hebung 
der  Lage  des  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitzes abzielenden  Einrichtungen,  insbe- 
sondere die  weitere  kor|>orative  Organisation 
des  Berufsstandes  der  Landwirte  zu  fördern. 
Auch  haben  sie  das  Recht,  selbständig  An- 
träge bei  den  staatlichen  Behörden  zu  stellen.« 

Damit  ist  zum  Ausdruck  gebracht,  dass 
sowohl  auf  dein  Gebiete  der  landwirtschaft- 
lichen Interessenvertretung  wie  auf  dem  der 
Förderung  der  praktischen  Thätigkeit  und 
der  wissenschaftlichen  Forschung  die  Land- 
wirtschaftskammern sich  zu  bethätigen  haben. 
Als  charakteristische  Merkmale  des  Gesetzes 
sind  noch  folgende  hervnrzuheben : 

1.  dass  die  Landwirtschaft  nunmehr  wie 
Handel  und  Industrie  eine  öffentlichrecht- 
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:lie  Institution  zur  Vertretung  der  Ge- 
untinteressen  des  Gewerbes  besitzt; 

2.  dass  alle  Landwirte,  welche  eine  selb- 
»ändiRe  Ackernahrung  besitzen,  zur  Land- 
wirtschaft skammer  beitragspflichtig  und 
rvllilbar  sind; 

3.  dass  ohne  specielle  Genehmigung  durch 
en  Minister  für  Landwirtschaft.  Domänen 
md  Forsten  die  Umlagen  «/*  % des  Grund- 
rteuerreiiiertrages  nicht  übersteigen  dürfen; 

4.  dass  die  Beitragspflicht  den  gemeinen 
öffentlichen  I>aston  gleich  zu  achten  ist; 

5.  dass  die  Wahlen  zu  den  Kammern 
entweder  durch  die  Kreistage  oder  auf  Grund 
eines  besonderen  in  § 9 des  Gesetzes  vor- 
geschriebenen Wahl  Verfahrens,  das  auf  in- 
direkter Wahl  beruht  vollzogen  werden ; 

6.  dass  die  leitenden  Faktoren  der  Kam-  | 


mern  der  Präsident  mit  seinem  Stellvertreter, 
der  Vorstand  und  die  Voll  Versammlung  bilden; 

7.  dass  das  Aufsichtsrecht  durch  den 
Minister  für  Landwirtschaft  ausgeübt  wird. 

Eine  interessante  Zusammenstellung, 
welche  die  pekuniären  Leistungen  des 
Staates,  der  Landwirtschaftskammern  selbst 
sowie  der  Provinzial  verbände  für  die  Förde- 
rung der  Landwirtschaft  in  Preussen  dar- 
stellt, kann  in  nachstehendem  gegeben  werden. 
Sie  beleuchtet  auch  die  Eigebnisse  der  eigenen 
Besteuerung  durch  die  Landwirtschaftskam- 
mern. Allerdings  ist  bei  dieser  Tabelle  ins 
Auge  zu  fassen,  dass  zur  Zeit  ihrer  Auf- 
stellung die  Provinzen  Hannover,  Westfalen 
und  Rheinland  bezw.  Hohenzollern  I^and- 
wirtschaftskammern  noch  nicht  besassen. 
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3 

4 
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6 

7 
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Ostpreussen  . . . 

212300 

22  975 

235  275 

.3,50 

75800 

21  315 

97  US 

39  i$o 

136  265 

58,7 

est  preussen  . . 

127  050 

13  «90 

140  240 

8.08 

19000 

— 

19  000 

3«  292 

50292 

35,8 

Brandenburg  . . 

129  450 

10  830 

140  280 

8.09 

120  000 

— 

120  OOO 

23  830 

143  830 

102,5 

Pommern .... 

87  600 

60  1 13 

147  7»3 

8,5« 

61  000 

12  594 

73  594 

24  400 

97  994 

66,2 

Posen  

1 43  600 

18  739 

162339 

9,3o 

52  000 

— 

52  000 

32631 

84  631 

52,1 

»Schlesien  .... 

142  800 

47  823 

190  623 

10,90 

74  000 

— 

74  000 

54694 

128  694 

67,5 

Sachsen  .... 

107  800 

1073c 

118  530 

6,83 

16*  000 

— 

165  000 

68  232 

233  232 

196,7 

Schleswig-Holstein 

87  700 

6471 

94  171 

5,42 

68  246 

— 

68  246 

22  000 

90  246 

95,8 

Hannover.  . . . 

166  o=;o 

8 074 

174  124 

10,03 

— 

29  033 

29  033 

99  202 

1282351 

73,6 

Westfalen  . . . 

74  575 

10390 

84  965 

4,9o 

8 558 

8558 

73  5«l 

82  0691 

96,6 

Heasen-N.  la>  Cassel 

46  200 

7 630 

53  830 

3,io 

30  000 

— 

30  000 

32  010 

62  010! 

i«5,2 

1 b)  Wlealmd. 

32  600 

10635 

43  235 

2,50 

34  763 

— 

34  763 

30  027 

64  790 

149,8 

Rheinland  . . . 

92  741 

47  375 

140  116 

8,07 

— 

25  000 

25  000 

219830, 

O 

QQ 

«74,7 

Hohenzollern  . . 

9 Ö95i 

347 

10  042 

o,57 

— 

2 200 

2 200 

1 

2 200; 

21,9 

Zusammen  i 460  1611275  322;  i 735  4S3  699  809  98  700  798  509I750809  1549  31S 


Es  liegt  ausserhalb  jedes  Zweifels,  dass  schuft,  vielleicht  gerade  deslialb  um  so  er- 
die  Beiträge,  welche  die  Landwirte  zu  den  forderlicher  sein. 

Kosten  der  Landwirtschaftskammern  leisten.  Seit  dem  Bestehen  der  Landwirtscliafts- 
itn  Laufe  der  Zeit  eine  weitere  allmähliche  kammern  sind  im  Ausbau  der  Einrichtungen, 
Erhöhung  noch  erfahren  werden,  denn  die  die  den  einzelnen  Zwecken  des  Betriebes 
Aufgaben,  welche  auf  dem  Gebiete  wissen-  dienen,  ganz  gewaltige  Fortschritte  gemacht, 
schaftlicher  Forschung  und  der  praktischen  Es  sei  hierbei  nur  hingewiesen  auf  die 
Arbeit  zu  lösen  sind,  wachsen  von  Jahr  zu  Entwickelung  der  Versuchsstationen,  auf  die 
Jahr.  Wenn  auch  der  Staat  selbst  in  Er-  Gründung  von  Einrichtungen  zur  Förderung 
kenntnis  dieser  Umstände  in  seinen  Zu-  j der  Viehzucht,  auf  die  Massregeln  zur 
Schüssen  progressiv  vorzugehen  pflegt,  so  Hebung  der  ganzen  Landeskultur  u.  s.  w. 
v>'iul  die  Gegenleistung  durch  die  Kammern,  I Auch  hinsichtlich  der  Lösung  volks- 
bezw,  durch  die  ganze  praktische  Landwirt- 1 wirtschaftlicher  Fragen  ist  durch  Heran- 
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I .and wirtschaftliches  Vereinswesen 


ziehung  tüchtiger  Kräfte  eine  wesentliche 
Aenderung  zum  Besseren  eingetreten.  Die 
preussischen  Landwirtschaftskammem  Italien 
für  bestimmte  Zwecke,  wie  z.  H.  für  das  Ge- 
treidenotierungswesen, für  die  Bearbeitung 
von  Fragen  der  Tarifjiolitik,  für  die  Förde- 
rung der  Viehverwertung,  für  die  Organi- 
sation des  Arbeitsnachweises  eigene  Ventral- 
st eilen  eingerichtet,  zu  deren  Kosten  die 
sämtlichen  Kammern  lieitragen  (ca.  70  WO 
Mark  im  Jahre)  und  bei  deren  Verwaltung 
sie  durch  gewählte  Vertreter  mitwirken. 

Wir  sehen  hier  eine  zweckmässige  prak- 
tische Verwertung  des  theoretischen  Grund- 
satzes, dass  nur  in  der  Sammlung  den 
Kräfte  die  dauernde  Gewähr  für  ent- 
sprechende Leistungen  gegeben  ist. 

Auch  der  Gedanke,  der  schon  liei  Be- 
ratung des  Gesetzes  im  Jahre  1804  im 
preussischen  Abgeordneten  hause  zum  Aus- 
drucke gebracht  wurde,  nämlich,  dass  man 
auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  die 
sämtlichen  Land Wirtschaftskammern  l’reus-  • 
sens  in  einer  Centralkammer  vereinigen  | 
sollte,  ist  dauernd  der  Gegenstand  ein-  j 
gehender  Erwägungen  im  Schosse  der  Kam- ' 
mern.  Allerdings  wird  dann,  wenn  dieser 
Wunsch  erfüllt  ist,  das  Landes-Ookonomic- 
Kollogium  derVont  ralkammerweichen  müssen. 

Das  preussische  Beispiel  scheint  auch 
auf  die  übrigen  deutschen  Länder  an- : 
regend  zu  wirken,  indem  man  einerseits 
Reformen  in  den  landwirtschaftlichen  Cen- 
tralvertretungen  durchgeführt  hat,  wie  in  j 
Bayern,  Hessen  und  in  Baden,  und  indem  j 
man  andererseits  an  die  Gründung  von  I 
Kammern  selbst  ebenfalls  denkt  oder  sie 
schon  durchgeführt  hat. 

Die  Befürchtung,  dass  das  landwirtschaft- 
liche Vereinswesen  durch  die  Kammern  be- J 
einträchtigt  würde,  hat  sich  nicht  erfüllt, 1 
sondern  es  kann  im  Gegenteil  heute  schon  I 
der  Nachweis  geliefert  werden,  dass  unter 
den  Kammern  eine  starko  Vermehrung  der 
landwirtschaftlichen  Einzelvereine  sich  voll- 
zogen hat.  Ueberall  da,  wo  die  Kammern 
die  Rechtsnachfolger  der  Centralvereine  sind, 
und  letztere  sich  aufgelöst  haben,  ist  an ! 
deren  Stelle  ein  Verband  der  Einzelvereine 
getreten,  welcher  der  betreffenden  Kammer 
angegliedert  ist. 

(Siehe  auch  den  folgenden  Art.  Land- 
wirt sc  h a f t s k a m m e r n.) 

3.  Gegenwärtige  und  zukünftige 
Aufgnben.  Was  die  Zukunft  des  landwirt- 
schaftlichen Vereinswesens  betrifft,  so  unter- 
liegt es  keinem  Zweifel,  dass  dasselbe  im  j 
Zeichen  der  Kammerorganisation  wirken 
wird.  Grosse  Aufgaben  bleiben  noch  zu  lösen,  j 
die  teilweise  auch  schon  in  dem  preussischen  ! 
Gesetz  für  die  Landwirtschaftsknmmern  an- 1 
gedeutet  sind.  Vor  allem  wird  es  sich 
darum  handeln,  das  landwirtschaftliche ! 


Kreditwesen,  und  zwar  dasjenige  zur  Be- 
friedigung des  Real k red its,  einer  gründlichen 
und  vorsichtigen  Reform  zu  unterziehen. 
Dieselbe  muss  in  erster  Linie  von  der  Grund- 
anschauung abgeleitet  werden,  dass  der 
Kulturboden  des  Vaterlandes  niemals  eine 
bewegliche  Handelsware  werden  darf  und 
dass  die  Art  der  Kreditgewährung  so  ge- 
lullten werden  muss,  dass  auch  eine  all- 
mähliche Entschuldung  in  Aussicht  ge- 
nommen wird.  Eine  weitere  Aufgabe  des 
landwirtschaftlichen  Voreinswesens  bezw. 
der  Kammern  wird  darin  liestehen,  die  Ab- 
satzvorhältnisse  der  Erzeugnisse  allgemein 
in  gesunde  mul  geregelte  Bahnen  zu  leiten 
und  diejenigen  Missstände  auf  dem  Wege 
der  Selbsthilfe  zu  beseitigen,  welche  durch 
den  Indifferentismus  der  Luid  wirte,  durch 
eine  unzweokmässige  Gesetzgebung  und 
durch  die  I^ige  des  Weltmarktes  herbeige- 
führt sind. 

Das  ländliche  Arlieiterwesen  bezw.  die 
Arbeiternot  wird  wohl  auf  lange  Zeit  hin 
nicht  von  der  Tagesordnung  verschwinden, 
denn  sie  ist  heute  die  am  meisten  drohende 
Wolke  am  Horizont  der  deutschen  Land- 
wirtschaft. Ob  die  Landwirtschaftskammern 
die  Brücke  bilden  werden  zu  einer  korpo- 
rativen Berufsgenossenschaft  der  Landwirte, 
wie  das  liei  den  Verhandlungen  über  das 
Gesetz  im  preussischen  Abgeordnetenhaus© 
in  Aussicht  gestellt  wurde,  bleibt  abzuwarten. 

Dass  wir,  obwohl  Deutschland  gegen- 
über anderen  Kulturländern  auf  dem  Gebiete 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  wohl  an 
der  Spitze  marschiert,  mit  Hilfe  der  forschen- 
den Wissenschaft  noch  vieles  werden  er- 
reichen können  und  müssen,  kann  nicht  ge- 
leugnet werden.  Die  Anerkennung  aber 
muss  dem  Vereinswesen  auf  Grund  der  bis- 
herigen Ergebnisse  gezollt  werden,  dass  wir 
mit  Vertrauen  auf  eine  gesunde  und  be- 
friedigende Lösung  der  schwebenden  Fragen 
durch  dassollie  hoffen  dürfen. 

Litteratur : Mentzel  undv.  Lengerkes  landw. 
Hilfskalender,  II.  Teil  de«  Jahrgang«  «eit  ISO  7.  — 
De*  Ixmdieirt « Hau«-  und  Lehrbach,  ron  Clir. 
flennen,  Berlin  1892.  — Der  westfälische  Hauer, 
M Untier  1890.  He ra u« gegeben  rom  westfälischen 
Bauernverein.  — fiiruhaum,  I)a«  Grnossen- 
srhaftspriucip,  Ijeipzig  1871.  — Stadel mann, 
Das  landwirtschaftliche-  J'creinxwexen  in  Prenssen, 
Halle  a.  S.  1874.  — Theodor  Balcke,  Bilder 
an«  der  Geschichte  der  deutschen  Isinilicirlschaft, 
Berlin  und  Leipzig  1870.  — Die  La n dir i rtsch a ft 
in  Bagern.  Denkschrift,  nach  amtlichen  Quellen 
bearbeitet,  München  1890.  — von  Macard, 
Ergebnisse  der  preussischen  lAindwirlschufl  in 
den  Jahren  1885  und  1880,  Berlin  (P.  Pa  reg) 
1888.  — t\  LatiyndorJJ'f  Die  l.a ud Wirtschaft 
im  Königreich  Sachsen,  Dresden  1S89.  — MaJC 
Kgth,  Dir  königliche  landirirtschuftliche  Gesell- 
schaft in  England,  Heidelberg  1888.  — Eduard 
Eriche,  Dir  Prarinz  Sachsen  und  ihr  Boden, 
Delitzsch  1874 • — Fünfzig  Jahre  der  Landwirt- 
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schafl  Wcslpreussens.  Festschrift  zur  Feier  des 
SO  jährigen  Bestehens  des  Hauptecreius  trcsl • 
prcussischcr  Landwirte,  Danzig  1872. 

Die  .Jahresberichte  der  landwirtschaftlichen 
Centralvercinc  bezir.  der  J/andwi rt* ch aftska m m e rn 
Deutschlands  und  Prrussens.  — Die  Beiträge 
zur  landwirtschaftlichen  ! Statistik  ran  Freussrn, 
bearbeitet  im  königlich  pr russischen  Ministerium 
jür  Landwirtschajt,  Domänen  und  Forsten.  — 
Das  Jjindwi rtscha flska m m ergesetz  mit  Kommentar, 
eon  l>r.  Jur.  Mittig.  — Mentzel  und 
v.  Lengerkes  land Wirtschaft!,  llilfskalender, 
II.  Teil  der  letzten  Jahrgänge.  Die  amtlichen 
Jahresberichte  und  Zeitschriften  der  prcussischc.n 
Kammern. 

v.  Mendel  -Stein feltt. 


Landwirtschaftskammern. 

Das  Prenssißche  Gesetz  über  die  Land- 
wirt schaftskammern  datiert  vom  30.  Juni 
1X9-4,  die  Königliche  Verordnung  betreffend 
die  Errichtung  von  Landwirtschaftskammera 
für  die  Provinzen  Ostpreussen,  Westpreussen, 
Pommern,  Brandenburg,  Posen,  Schlesien, 
Sachsen  und  Schleswig-Holstein  sowie  die 
Regierungsbezirke  Cassel  und  Wiesbaden  ist 
unter  dem  3.  August  1895  zugleich  mit  der 
Bestätigung  der  Satzungen  für  diese  Land- 
wirtschaft skammern  erlassen,  nachdem  im 
Laufe  des  Winters  und  Frühjahrs  1894  95 
die  Provinziallandtage  der  einzelnen  Pro- 
vinzen in  der  durch  £ 1 des  Gesetzes  ange- 
ordneten Weise  zur  Sache  gehört  worden 
waren.  Die  Provinziallandtage  von  Han- 
nover, Westfalen  und  der  Rhoinproviuz 
hatten  zuerst  eine  ablehnende  Stellung  ein- 
genommen, und  infolgedessen  waren  Land- 
wirtschaftskammem  in  diesen  Provinzen  zu- 
nächst nicht  errichtet  worden.  Nachdem 
aber  unter  den  Landwirten  dieser  Provinzen 
die  Ueberzeugung  dilrehgedrungen  war,  dass 
gegenüber  dem  kräftigen  Auftreten  der  l>aml- 
wirtschaftskammern  in  den  übrigen  Pro- 
vinzen eine  Isolierung  für  die  landwirt- 
schaftlichen Interessen  des  Westens  schäd- 
lich werden  könnte,  änderte  sich  auch  die 
Stimmung  in  den  betreffenden  Provinzial- 
landtagen und  es  erfolgten  entsprechende  Be- 
schlüsse, so  dass  nun  auch  zur  Errichtung 
von  Luid  Wirtschaftskammern  in  den  3 ge- 
nannten westlichen  Provinzen  geschritten 
werden  konnte.  Dieselbe  erfolgte  mit  der 
Bestätigung  der  betreffenden  Satzungen  durch 
Königliche  Verordnung  vom  28.  April  1898 
für  Westfalen  und  15.  März  1899  für  Han- 
nover und  die  Rheinprovinz,  so  dass  nun- 
mehr alle  Provinzen  Preusseus  mit  Aus- 
nahme des  Regierungsliezirkos  Sigmaringen 
Landwirtschaftskammern  besitzen.  Nach- 
ahmung hat  das  preussische  Beispiel  bisher 
nur  in  Oldenburg  gefunden,  die  dortige 


Landwirtscliaftskammer  beruht  auf  dem 
G.  v.  25.  Januar  19U0  und  der  Ausführungs- 
verordnung vom  28.  Mai  1900.  Das  Gesetz 
sehlicsst  sieh  in  der  Hauptsache  an  das 
nreussische  Gesetz  an  und  weist  nur  in  der 
Wahl  der  Mitglieder , welche  teils  direkt 
gewählt,  teils  von  den  landwirtschaftlichen 
Vereinen  bestimmt  werden,  einige  Abwei- 
chungen auf. 

ln  der  Bewcguug  zu  Gunsten  dieser 
neuen  Organisation  haben  sich  in  Preussen 
zwei  Strömungen  begegnet,  von  denen  die 
eine  ursprünglich  nichts  weiter  beabsich- 
tigte, als  den  bestehenden  landwirtschaft- 
lichen Vereinen,  deren  Wirksamkeit  durch 
einen  chronischen  Mangel  an  Mitteln  sehr 
gehemmt  war,  das  Recht  zu  verleihen,  von 
allen  Berufsgenossen  Beiträge  zur  Förderung 
der  Landwirtscliaft  zu  erheben.  Diese  Strö- 
mung würde  bei  der  Unpopularität  zwangs- 
weiser Beiträge  gerade  in  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  schwerlich  hingereicht  haben, 
der  Idee  der  Landwirtsehaftskammcrn  zum 
Siege  zu  verhelfen,  wenn  nicht  eine  andere 
Strömung  ihr  zu  Hilfe  gekommen  wäre, 
welche  ein  Zusammenfassen  aller  Landwirte 
in  einer  kraftvollen  Organisation  erstrebte, 
um  in  dem  Widerstreit  der  wirtschaftlichen 
Interessen  der  Landwirtschaft  die  ihr  ge- 
bührende  Vertretung  unter  allen  Umständen 
unabhängig  von  der  Gunst  oder  Ungunst 
der  Regierungen  und  Parteien  zu  sichern. 
Diese  Strömung,  welche  sich  auf  eine  starke 
Erregung  in  den  landwirtschaftlichen  Kreisen 
über  die  angebliche  Vernachlässigung  der 
Landwirtschaft  stützen  konnte,  war  schliess- 
lich mächtig  genug,  um  das  Gesetz  durch- 
zudrücken. trotz  der  Widerstände,  die  sich 
auch  in  der  Landwirtscliaft  selbst  entgegen- 
stellten.  Vor  allem  waren  es,  wie  auch  der 
durch  mehrere  Sessionen  hingezogene  Kampf 
im  Ijandesökonomiekollegium  zeigt,  die  Ver- 
treter der  bestehenden  landwirtschaftlichen 
Vereinsorganisation,  welche  mit  wenig  Aus- 
nahmen dem  Gesetz  unfreundlich  gegenüber- 
standen , da  sic  nur  ungern  dazu  helfen 
wollten , dass  eine  neue  Organisation  auf 
breitester  Basis  mit  vielleicht  ganz  neuen 
Leuten  an  der  Spitze  die  bisherigen  land- 
wirtschaftlichen Vereine  aufsaugen  sollte. 
Von  den  politischen  Parteien  ist  die  konser- 
vative zuerst  zögernd,  dann  gauz  entschieden 
für  das  Gesetz  eingetreten,  und  ihr  ist  das 
Zustandekommen  desselben  vornehmlich  zu 
danken.  Die  freikonservative  Partei  war  im 
allgemeinen  dem  Gesetz  günstig  gesinnt, 
machte  aber  ihr  Verhalten  davon  abhängig, 
dass  die  Angelegenheit  nicht  in  der  Provinz 
Posen  zu  Ungunsten  des  Deutschtums  aus- 
schlage, die  Nationalliberalen  konnten  sich 
in  ihrer  Mehrheit  der  Gerechtigkeit  der 
Forderung  nicht  entziehen,  dass  das,  was  in 
der  Handelskammer  für  Handel  und  ln- 
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dustrie  recht,  auch  für  die  Landwirtschaft 
billig  sei,  nur  wollten  sie  keine  direkte 
überall  obligatorische  Einführung  der  Land- 
wirtschaftskammem  durch  das  Gesetz,  son- 
dern befürworteten  die  vorherige  Befragung 
der  Provinziallandtage,  ohne  indes  die  Zu- 
stimmung derselben  zu  einer  conditio  sine 
fjna  non  zur  Errichtung  der  Kammer  zu 
machen.  Eine  Minderheit  der  Nationallibe- 
ralen stimmte  mit  den  Abgeordneten  des 
Fortschritts  und  der  Freisinnigen  Vereinigung, 
welche  mehr  oder  minder  entschiedene  prin- 
cipielle  Gegner  der  geplanten  Organisation 
waren.  Im  Cent  rum  war  eine  principielle 
Gegnerschaft  eigentlich  nicht  vorhanden,  ob- 
gleich längst  nicht  alle  Mitglieder  den 
Enthusiasmus  einzelner  Führer  der  landwirt- 
schaftlichen Interessen  in  der  Partei  teilten, 
sondern  der  Sache  kühler  gegenüberstandeu, 
die  Partei  verbiss  sich  in  ihrer  Majorität 
schliesslich  so  sehr  auf  eine  verhältnismässig 
untergeordnete  Frage  der  Organisation  des 
Wahlrechts,  dass  die  Konservativen,  welche 
das  Gesetz  unter  allen  Umständen  haben 
wollten,  hierdurch  gezwungen  wurden,  mit 
den  Frei  konservativen  und  den  National- 
liberalen  zu  paktieren  auf  Grundlage  des 
Wahlrechts  der  Kreistage,  welches  Wahl- 
system für  das  Centrnm  doch  noch  viel 
unannehmbarer  hätte  sein  müssen  als  der 
von  der  Regierung  ursprünglich  vorgeschla- 
gene Wahlmodus.  Die  Regierung  ihrerseits 
hielt  zwar  die  Wahl  durch  die  Kreistage, 
in  welchen  besonders  in  den  westlichen  Pro- 
vinzen vielfach  nicht  landwirtschaftliche  In- 
teressen vorherrschen,  nicht  gerade  für  den 
besten  Wahlmodus,  konnte  aber  in  der  Er- 
setzung des  von  ihr  vorgeschlagenen  Wahl- 
systems durch  die  Kreistagswahl  um  so 
weniger  einen  Grund  für  das  Fallenlassen 
des  ganzen  Gesetzes  finden,  als  die  betref- 
fenden Amendements  für  die  Zukunft  eine 
Aenderung  des  Wahlrechts  und  die  Einfüh- 
rung direkter  Wahlen  seitens  der  Land- 
wirte selbst  in  der  einfachsten  Form  ermög- 
lichten. 

Das  Gesetz  selbst,  wie  es  sich  jetzt  ge- 
staltet hat,  enthält  in  25  Paragraphen  nur 
das  für  die  Durchführung  der  Organisation 
Unentbehrliche,  eine  Anzahl  wesentlicher 
Bestimmungen  mussten  den  vom  Könige  zu 
bestätigenden  Satzungen  der  einzelnen  Kam- 
mern überlassen  bleiben,  da  man  den  pro- 
vinziellen Verschiedenheiten  in  den  land- 
wirtschaftlichen Verhältnissen  Rechnung 
tragen  musste,  während  man  in  dem  Han- 
delskammergesetz  mit  in  der  ganzen  Mo- 
narchie ziemlich  gleichartigen  Verhältnissen 
zu  thun  hatte  und  daher  die  Angelegenheit 
gleich  durch  das  Gesetz  für  den  ganzen 
Staat  einheitlich  regeln  konnte. 

Als  den  Zweck  der  Laudwirtschaftskam- 
mern  bezeichnet  das  Gesetz  die  korporative 


Organisation  des  landwirtschaftlichen  ße- 
rufsstandes  und  zäldt  dann  die  Aufgaben 
auf,  welche  dieser  Organisation  zunächst  zu- 
fallen sollen.  Hierin  gehört  vor  allem  das 
grosse  Gebiet  der  Interessenvertretung  und 
das  Recht.  Initiativanträge  bei  den  Behörden 
zu  stellen,  nicht  bloss  auf  Befragen  Gut- 
achten zu  erstatten.  Sodann  ist  den  Land- 
wirtschaftskammero,  welche  an  die  Stelle 
der  gegenwärtigen  landwirtschaftlichen  Cen- 
tralvereiue  treten  sollen,  die  Aufgabe  zuge- 
fallen. den  technischen  Fortschritt  der  I^and- 
wirtschaft  in  jeder  Weise  zu  fördern.  Die 
Staatsregicruug  legt  auf  diese  Verbindung 
der  Interessenvertretung  mit  der  unpolitischen 
technischen  Arbeit  grossen  Wert,  um  in  den 
Land wirt scliaftskammern  nicht  reine  Agita- 
tionsvereine entwickelt  zu  sehen.  Nur  in 
dieser  Verbindung  glaubte  sie  die  Ijandwirt- 
schaftskammern  mit  den  Privilegien  ausstatten 
zu  dürfen,  welche  mit  einer  behördlichen  Or- 
ganisation und  der  Gestattung  der  Errich- 
tung beliebiger  Ausschüsse  als  Unterverbände 
mit  freiem  Verkehr  unter  einander  auch  in 
wirtsehaftsjwlitisehen  Fragen  verbunden  sind. 
Eine  korporative  Organisation  der  Landwirt- 
schaft stellen  die  Landwirtschaftskammern 
in  ihrer  jetzigen  Form  freilich  noch  nicht 
dar,  die  Kammer  selbst  ist  ja  nur  ein  Ver- 
tretuugskörper  für  die  Landwirtschaft.  Erst 
wenn  alle  Landwirte  die  Körperschaft  selbst 
bilden  und  die  Kammer  als  einen  Aus- 
schuss dieser  Körperschaft  direkt  wählen, 
wird  man  dieser  Organisation  näher  ge- 
kommen sein.  Eine  solche  Organisation 
wird  auch  erat  die  volle  Kraft  haben,  die 
im  Gesetz  als  Zukunftsaufgaben  aufgeführte 
Beteiligung  an  der  Kreditorganisation  und 
sonstigen  genossenschaftlichen  Aufgaben 
durchzuführen.  Dagegen  kann  schon  jetzt 
nach  Regelung  der  betreffenden  Gesetzge- 
bung eine  Beteiligung  der  I^andwirtschafts- 
kammern  an  der  Verwaltung  der  Produkten- 
börsen und  Märkte  stattfiuden.  Diese  Be- 
stimmung hat  bekanntlich  Anlass  zu  einem 
heftigen  Widerstande  der  betreffenden  Bör- 
senvorstände gegeben : schliesslich  hat  jedoch 
eine  Einigung  Platz  gegriffen,  welche  Ver- 
tretern der  landwirtschaftlichen  Korporationen 
eine  Mitwirkung  bei  den  Preisfestsetzungen 
und  sonstigen  Fragen  der  Gctreidebörsen- 
organisation  ermöglicht. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  man  nicht 
alle  diejenigen  als  Landwirte  betrachten  und 
zur  Landwirtschaftskammer  heranziehen 
kann,  welche  irgend  einen,  wenn  auch  noch 
so  kleinen  Fleck  Landes  bebauen.  Das  Ge- 
setz will  nur  diejenigen  einbeziehen,  welche 
eine  selbständige  Ackernahrung  bewirtschaf- 
ten, und  überlässt  es  den  Satzungen,  für 
jeden  I jandwirtschaftsbammerbezirk  festzu- 
setzen,  welches  Muss  von  Grundstenerrein- 
ertrag  als  eine  solche  Ackernahrung  gelten 
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soll.  Ein  solcher  numerischer  Massstab  wird  j 
nie  überall  zutreffend  sein,  hat  aber  den 
Vorzug,  dass  er  eine  ganz  scharfe  Grenze 
zieht,  über  die  man  nicht  zweifelliaft  sein 
kann.  Da  man  zur  Vorberatung  der  Sat-  j 
zungen  konstituierende  Versammlungen  nicht  | 
wollte,  weil  ein  Massstab  für  die  Berechti- 
gung zur  Teilnahme  an  solchen  Versamm- 
lungen nicht  vorlag  und  jede  arbiträre  Fest- 
setzung eines  solchen  für  die  Majoritäten  in 
diesen  Versammlungen  präjudiziell  gewesen 
wäre,  so  wurden  die  betreffenden  Bestim- 
mungen für  die  ersten  vom  Könige  zu  er- 
lassenden Satzungen  durch  Vorberatungen 
landwirtschaftlicher  Vertrauensmänner  aus 
den  Kreisen  der  landwirtschaftlichen  Vereine 
und  durch  die  Voten  der  Provinziallandtage 
geprüft.  Für  die  Beteiligung  an  den  Land- 
wirt schaftskammeru  gelten  nun  folgende 
Grundsteuerreinertragssätze : für  Ostpreussen 
30  Thaler,  Westpreussen  25  Tlxaler,  Pom- 
mern 20  Thaler,  Brandenburg  35  Thaler, 
Posen  40  Thaler,  Schlesien  35  Thaler, 
Sachsen  30  Thaler,  Schleswig- Holstein  50 
Thaler,  Cassel  40  Thaler,  Wiesbaden  2o 
Thaler,  Hannover  25  Thaler,  Westfalen  25 
Thaler,  Rheinprovinz  50  Thaler.  Wie  man 
sieht,  nehmen  die  betreffenden  Grundsteuer- 
reinerträgo  nicht  gleichmässig  von  Osten 
nach  Westen  ab,  wie  man  wohl  hätte  ver- 
muten dürfen.  Man  kann  an  nehmen,  dass 
man  iu  einzelnen  Provinzen  keinen  beson- 
deren Wert  auf  eine  genaue  Begrenzung 
nach  unten  gelegt  hat,  da  die  betreffenden 
Kalegorieen  der  kleinen  Landwirte  dort  keine  I 
grosse  Rolle  spielen  und  es  in  der  Kammer 
nie  zu  irgend  einer  Geltung  bringen  werden,  j 
Anders  ist  dies  im  Westen,  wo  einige  Thaler 
mehr  oder  weniger  Grundsteuerreinertrag 
die  Zusammensetzung  der  Kommittenten  der: 
Kammer  schon  sehr  verschieben  können. ' 
Neben  den  Eigentümern,  Nutznicssern  und 
Pächtern  können  dann  auch  noch  frühere  j 
1 .and wirte,  sofern  sie  noch  in  dem  betreffen- 
den Bezirke  wohnen,  sodann  Personen,  welche 
mindestens  10  Jahre  Vorstandsmitglieder 
oder  Beamte  von  landwirtschaftlichen  und 
zweckverwandten  Vereinen,  Genossenschaften 
und  Kreditinstituten  gewesen  sind,  iu  die 
Kammer  gewählt  werden,  auch  kann  be- 
stimmten Personen  wegen  ihrer  Verdienste 
um  die  Landwirtschaft  die  Wählbarkeit  durch 
die  Kammer  verliehen  werden.  Schliesslich 
kann  auch  jede  Kammer  bis  zu  1 io  ihrer 
Mitgliederzahl  beliebige  Personen  kooptieren, 
doch  haben  solche  Mitglieder  kein  Stimm- 
recht. Der  Grundsatz,  dass  in  landwirt- 
schaftlichen Fragen  nur  die  Landwirte  selbst 
mitsprcchcu  sollen,  ist  eben  möglichst  streng  | 
durchgeführt. 

Der  Entwurf  der  Regierung  hatte  eine 
direkte  Wahl  der  Mitglieder  der  Kammer 
nach  einem  Wahlsystem  vorgesehen,  welches  ; 


jedem  Wähler  genau  soviel  Stimmrecht  ver- 
lieh. wie  sein  Besitz  Grundsteuerreinertrag 
repräsentierte.  Diesem  System  standen  die 
Abneigung  gegen  besondere  Wahlen,  sodann 
Bedenken  wegen  der  plutokratischeu  Gestal- 
tung desselben  und  für  einzelne  Provinzen 
Betlenken  nationaler  und  parteipolitischer 
Art  entgegen,  und  wie  schon  erwähnt,  wäre 
das  Gesetz  beinahe  hieran  gescheitert.  Mangels 
Besseren  einigte  man  sich  denn  in  letzter 
Stunde  auf  die  Wahl  durch  die  Kreistage 
und  konnte,  wie  schon  gesagt,  die  Regierung 
hierauf  eingehen,  da  gleichzeitig  durch  dcu 
§ 9 des  Gesetzes  die  Möglichkeit  erhalten 
blieb,  dass  die  Kammern  selbst  sich  für  ein 
anderes  Wahlverfahren  entscheiden.  Für  ein 
solches  stellt  das  Gesetz  nur  die  Bedingung 
auf,  dass  es  ein  indirektes  nach  dem  Grund- 
steuerreinertrage abgestuftes  Wahlrecht  sein 
muss.  Ausserdem  ist  bestimmt,  dass  das 
Wahlrecht  auch  an  kleinere  Landwirte,  deren 
Besitz  nicht  an  die  selbständige  Ackernah- 
rung hemureicht,  verliehen  werden  kann. 
Den  Stadtkreisen  ist  nur  eine  minime  Be- 
teiligung au  den  Wahlen  gesichert,  sie 
können  unter  anderem  zu  den  Kreistagen 
benachbarter  Landkreise  eine  ihrem  Grund- 
besitz entsprechende  Auzahl  Wahlmänner 
entsenden,  was  für  sie  nur  ausnahmsweise 
von  Weit  sein  wird ; es  ist  deshalb  eine 
solche  Massnahme  nur  in  den  Provinzen 
Posen  und  Sachsen  uud  in  den  Regierungs- 
bezirken Cassel  und  Wiesbaden  vorgesehen. 
Kreistagsmitglieder  aus  dem  Wahlverbande 
der  Städte  können  sich  nur  daun  an  der 
Wahl  beteiligen,  wenn  sie  durch  eigeuen 
Besitz  (nler  als  Vertreter  fremden  z.  B.  kom- 
muualen  Besitzes  wählbar  sind.  Von  der 
durch  das  Gesetz  gegebenen  Möglichkeit,  für 
die  Kreistagsmitglieder  solcher  Städte,  deren 
Einwohner  vorzugsweise  Landwirtschaft 
treiben,  allgemein  die  Wahlfälligkeit  durch 
die  Satzungen  zu  bestimmen,  hat  man  nur 
in  der  Provinz  Posen  und  im  Regierungs- 
bezirk Wiesbaden  zu  Gunsten  aller  nicht 
kreiseximierten  Städte  Gebrauch  gemacht. 
Meistenteils  bildet  jeder  einzelne  Landkreis 
einen  Wahlbezirk,  nur  in  der  Provinz  Posen 
hat  man  bei  der  Hälfte  der  Wahlbezirke 
mehrere  Landkreise  zu  einem  Wahlbezirk 
vereinigt,  desgleichen  in  Schlesien  einige 
kürzlich  getrennte  industrielle  Kreise  wieder 
zu  einem  Wahlbezirke  zusammengelegt.  Die 
Anzahl  der  in  jedem  Waldbezirk  zu  wählen- 
den Mitglieder  der  Kammer  schwankt  von 
2 bis  5,  so  dass  überall  Kompromisse  zwischen 
Gross-  und  Kleingrundbesitz  möglich  sind, 
nur  in  zwei  Kammern,  Ostpreussen  und 
Regierungsbezirk  Wiesbaden,  hat  man  jedem 
Wahlbezirke  die  gleiche  Anzahl  Vertreter 
und  zwar  zwei  zugestanden,  meistens  ist  die 
Vertretung  nach  Grösse  und  Grundsteuer- 
reinertrag verschieden  in  der  Art  geregelt 
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dass  man  entweder  den  grösseren  Kreisen  3, 
den  kleineren  2 Mitglieder  gegeben  oder  eine 
genauere Projjortionalität  der  Vertretung  nach 
dem  Grundstcuerreinortrag  durchgeführt  hat. ; 
Verschieden  ist  auch  die  Anzahl  der  Mit- 
glieder, welche  überhaupt  für  die  Kammer 
zu  wählen  siud.  Im  allgemeinen  bevorzugte 
man  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Kosten 
kleinere  Körperschaften;  wo  man  eine 
grössere  Zahl  von  Mitgliedern  Italien  wollte, 
geschah  dies,  um  den  Uebergang  aus  der 
alten  landwirtschaftlichen  Centralvereinsver- : 
fassung  in  das  neue  System  möglichst  zu  ■; 
erleichtern,  indem  man  durch  die  grössere  | 
Zahl  die  Möglichkeit  gab,  alle  Mitglieder  der  [ 
früheren  Generalversammlungen  oder  Dele- 
gierten Versammlungen  in  die  Kammer  zu j 
wählen.  Da  die  Kammern  sich  nicht  allzu  1 
häufig  versammeln  können,  so  fällt  ein  nicht 
unwichtiger  Teil  der  Aufgalieu  der  Kammer 
dem  Vorstand  zu,  der  eine  Art  Ausschuss , 
der  Kammer  darstellt,  der  Vorstand  muss 
nach  dem  Gesetz  aus  mindestens  5 Personen 
bestehen.  Vach  den  Satzungen  stellen  sich 
die  betreffenden  Zahlen  für  die  einzelnen 
Kammern  wie  folgt: 

Ostpreussen  . . 70  Mitgl.  7 Vorstandsmitgl. 

Westpreussen  . 62  „ 7 „ 

Pommern ...  63  n 5 „ 

Brandenburg  . 109  „12  „ 

Posen  ....  70  „ n „ 

Schlesien  ...  124  „ 7 „ 

Sachsen  ...  112  „ 13  „ 

Schlesw.-Holatein  So  „ 7 „ 

Cassel  ....  50  „ S „ 

Wiesbaden  . . 32  „ 7 „ 

Hannover  . . 69  „ 14  „ 

Westfalen  . . 91  „ 13  „ 

füieinprovinz  .117  „ 13  „ 

Die  Mitglieder  der  Landwirtschaftskammer 
werden  auf  6 Jahre  gewählt,  alle  3 Jahre 
scheiden  die  Vertreter  der  Hälfte  der  Wahl- 
bezirke aus , dementsprechend  wird  auch  \ 
der  Vorstand  alle  3 Jahre  neugewählt,  ln 
einzelnen  Satzungen  findet  sich  die  Bestim- 
mung, dass  die  Vorstandsmitglieder  nicht 
ganz  frei  aus  allen  Mitgliedern  der  Kam- 
mern gewählt  werden  können,  sondern  be- 
stimmten Teilen  des  Kammerbezirkes  ange- 
hören müssen. 

Sehr  wichtig  ist  das  Recht  der  Kammern, 
Ausschüsse  für  einzelne  Aufgaben  zu  bilden. 
Da  diese  Aufgaben  sachlich  oder  lokal  be- 
grenzte sein  und  die  Ausschüsse  beliebig 
kooptieren  können,  so  steht  nichts  im  Wege, 
alle  landwirtschaftlichen  Kreis-  und  Haupt- 
vereine  zu  Ausschüssen  der  Kammern  um- 
zubilden und  auf  diese  Weise  der  Kammer  1 
ein  das  ganze  Gebiet  umfassendes  reichver- 
zweigtes Netz  von  Unter  verbänden  zu  geben. 
Dies  ist  auch  nötig,  denn  nur  hierdurch 
kann  die  Kammer  in  den  zu  ihrer  gedeih- 
lichen Wirksamkeit  unentbehrlichen  Kontakt 


mit  den  Landwirten  gelangen.  Die  Mit- 
glieder der  Kammer  versehen  ihr  Amt  un- 
entgeltlich, doch  ist  die  Zahlung  von  Diäten 
und  Reisekosten  erlaubt  und  wird  in  manchen 
Gegenden  nicht  zu  entbehren  sein,  wenn 
man  auf  eine  genügende  Beteiligung  rechnen 
will.  Die  Sitzungen  der  Kammern  sind  der 
Regel  nach  öffentlich,  Regieruugsvertreter 
sind  immer  zum  Wort  zu  vorstatten.  Die 
Kosten  der  ganzen  Geschäftsführung  der 
Kammer  werden  auf  sämtliche  beteiligte 
Landwirte  nach  Massgabe  des  Grundsteuer- 
roinertrages  verteilt  und  wie  öffentliche 
Lasten  eiugetrielien.  Die  Kosten  solcher 
Einrichtungen  oder  Massnahmen,  welche  nur 
einzelnen  Wahlbezirken  zu  gute  kommen, 
können  mit  Zustimmung  der  Mehrheit  der 
betreffenden  Vertreter  diesen  ausschliesslich 
auferlegt  werden.  Eigentümlicherweise  hat 
das  Abgeordnetenhaus  die  Möglichkeit  der 
selbständigen  Beitragsumlage  auf  V 2 °.o  des 
Ürundsteuerreinertragos  lieschränkt.  Hier- 
über hinausgehende  Umlagen  bedürfen  der 
Genehmigung  dos  Ministers  für  Landwirt- 
schaft. Dies  ist  die  einzige  Bescluänkung 
der  Selbständigkeit  der  Kammern,  hervor- 
gegangen aus  einem  gewiss  nicht  gerecht- 
fertigten Misstrauen  in  die  Fähigkeit  dieser 
Körperschaften,  ihr  eigenes  Vermögen  zu 
verwalten.  Wenn  man  in  der  weiteren  Be- 
stimmung des  Gesetzes,  wonach  der  König 
auf  Antrag  des  Staatsministorimus  eine 
Landwirtschaftskammer  auflösen  kann,  eben- 
falls ein  grosses  Moment  der  Unfreiheit  für 
die  Kammern  hat  finden  wollen,  so  Über- 
sicht man,  dass  dann  innerhalb  3 Monaten 
Neuwahl  stattfinden  muss  und  innerlialb  G 
Monaten  die  Neukonstituierung  der  Kammer 
zu  erfolgen  hat.  Auch  wird  eine  solche 
Auflösung  wohl  schwerlich  jemals  Vorkom- 
men. Eher  könnte  man  eine  gewisse  Rechts- 
beschrän kung  in  dem  Umstand  finden,  dass 
der  Landwirtschaftskammer,  abgesehen  von 
ihrer  behördlichen  (Qualifikation  im  Gesetz 
ausdrücklich  die  rechtliche  Stellung  einer 
Korporation  zugesprocheu  ist,  wodurch  sie 
natürlich  denjenigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen unterliegt,  welche  das  Landrecht 
und  die  sonst  geltenden  Rechte  in  Bezug 
auf  solche  Korporationen  und  die  Rechte 
des  Staats  über  dieselbe»  festsetzen.  Doch 
ist  auch  hieraus  eine  erhebliche  Beschrän- 
kung der  Aktionsfreiheit  der  Landwirtscliafts- 
kammern  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Auf- 
gaben nicht  zu  befürchten.  Von  der  Be- 
rechtigung, eigene  Wahlordnungen  zu  er- 
lassen, hat  bisher  noch  keine  Kammer  Ge- 
brauch gemacht;  ein  für  die  Landwirtsehafts- 
kammer  für  den  Regierungsbezirk  Wiesbaden 
ausgearlteitoter  Entwurf  hat  nicht  die  Zu- 
stimmung der  Kammer  gefunden,  und  die 
Angelegenheit  ist  dort  einstweilen  vertagt. 

Wie  die  Kammern  ihre  Aufgaben 
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lösen  werden , wird  die  Zukunft  lehren. 
Weder  ein  Gesetz  noch  eine  Organisation 
kann  ausgedacht  werden,  welche  durch  sich 
allein  schon  fruchtbare  Resultate  zeitigen. 
Die  Hauptsache  müssen  immer  die  Personen 
tliun,  welchen  dieses  Werkzeug  durch  das 
Vertrauen  ihrer  Berufsgenossen  anvertraut 
wird.  Von  ihnen  wird  es  ahliängcn,  ob  sie 
der  neuen  Einrichtung  den  Nutzen  abge- 
winnen, den  diese  umfassende  und  mit 
grossen  gesetzlichen  Privilegien  ausgestattete 
Organisation  gegenüber  den  alten  landwirt- 
schaftlichen Cent  ml  vereinen  unstreitig  er- 
möglicht, wenn  anders  die  betreffenden 
Wahlen  die  richtigen  Männer  an  die  richtige 
Stelle  setzen.  Jedenfalls  kann  mau  schon 
jetzt  sagen,  dass  die  reichlichen  Mittel,  welche 
den  Kammern  durch  ihr  Besteuerungsrecht 
zur  Disposition  stehen  (die  Beiträge  schwanken 
zwischen  1 :>  bis  1 •_*  ° o des  Grundsteuerreiner- 
trages, ja  Wiesbaden  hat  schon  einmal  noch  1 i 
mehr  erholten),  zu  einer  sehr  viel  ausgedehn- 
teren Thätigkeit  Veranlassung  gegeben  haben, 
als  sie  die  Central  vereine  ausüben  konnten. 
Dabei  hat  sich  herausgestellt,  dass  die  Thä- 
tigkeit der  Kammern  die  Anzahl  und  Wirk- 
samkeit der  landwirtschaftlichen  Zweig- 
vereine nicht  gemindert,  sondern  vermehrt 
hat  und  dass  der  Zwangsbeitrag  zur  Kammer 
der  Entrichtung  der  freiwilligen  Beiträge 
zu  den  Vereinen  keinen  Abbruch  gethan 
hat.  Die  landwirtschaftlichen  Centralvereine 
haben  sich  in  den  meisten  Provinzen  zu 
Gunsten  der  Kammern  aufgelöst,  die  Kammern 
selbst  sind  in  eine  nähere  Verbindung  durch 
gemeinsame  Sitzungen  ihrer  Vorstände  und 
durch  entsprechende  Errichtungen  von  Kom- 
missionen des  Ijandesökonomiekollegiums 
getreten.  Die  Errichtung  einer  Centralland- 
wirtschaftskammer, um  dieser  Vereinigung 
der  Vorstände  durch  ein  entsprechendes 
Gesetz  eine  legale  Basis  zu  gehen,  wird  an- 
gestrebt. 

II.  Thiel. 


Landwirtschafts  rat 

s.  Landwirtschaftliches  Vereins 
wesen  oben  S.  515  ff. 


Lunge,  Friedrich  Albert, 

geh.  am  28.  IX.  1828  zu  Wald  bei  Solingen,  irest. 
am  21.  XI.  1875  in  Marburg,  studierte  in  Zürich 
und  Bonn,  war  1851/53  Lehrer  am  Fricdrich- 
Willielm-Gymnasium  zu  Köln,  habilitierte  sich 
1855  in  Bonn  als  Privatdozeut  der  Philosophie 
und  Pädagogik,  war  1858  bis  Ostern  1862  Gym- 
nasiallehrer in  Duisburg,  Übernahm  im  Herbst 
1862  die  Mitredaktion  der  dortigen  „Rhein-  und 
Rnhrzeituiig“  und  bald  darauf  das  Amt  des 
Sekretärs  der  dortigen  Handelskammer.  Das 


von  ihm  gegründete  Oppositiousblatt : „Der  Bote 
I vom  Niederrhein“  redigierte  er  nur  bis  zum 
129.  VI.  1866,  siedelte  dann  nach  Winterthur 
i in  der  Schweiz  Uber  und  wurde  liier  1868 
, Gründer  und  Redakteur  folgender  sozialpoli- 
tischer Blätter:  „Demokratisches  Wochenblatt“, 

I „Der  Unabhängige“,  „Pionier,  Organ  des  sozialen 
Fortschrittes“.  Ira  Herbst  1869  habilitierte  er 
sich  als  Privatdozent  an  der  philosophischen 
Fakultät  in  Zürich,  wurde  dort  August  1870 
Professor  der  induktiven  Philosophie  und  1872 
Professor  der  Philosophie  in  Marburg. 

Lange  veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche Schriften  in  Buchform:  Die  Arbeiter- 
frage in  ihrer  Bedeutung  für  Gegenwart  und 
Zukunft  beleuchtet,  Duisburg  1865;  dasselbe. 
2.  Anti.,  Winterthur  1870:  3.  Autb.  1875;  4.  Autl., 
1879.  — Jedermann  Hauseigentümer.  Das  be- 
währte System  englischer  Baugenossenschaften 
für  deutsche  Verhältnisse  bearbeitet  etc.,  Duis- 
burg 1865.  — Mills  Ansichten  über  die  soziale 
Frage  und  die  angebliche  Umwälzung  der 
Sozial  Wissenschaft  durch  Carey,  ebd.  186(5.  — 
Geschichte  des  Materialismus  und  Kritik  seiner 
Bedeutung  in  der  Gegenwart,  Iserlohn  1866: 
dasselbe,  2.  Autl.,  2 Bde.,  1873/75;  dasselbe, 
I.  Bd.,  3.  Autl.,  1876;  dasselbe.  Volksausgabe 
(mit  Weglassung  der  Anmerkungen  und  Re- 
gister), 1882;  dasselbe,  Neudruck  der  Volksaus- 
gabe, mit  Langes  Leben  von  H.  Cohen,  1887; 
dasselbe  in  französischer  Uebersetznng  von  B. 
Pommerol,  2 Bde.,  Paris  1877  79;  dasselbe  in 
englischer  Uebersetznng,  2 Bde.,  London  1878  79. 
ln  seiner  „Arbeiterfrage“  verurteilt  Lange  den 
Wettbewerb  um  Beschäftigung  der  arbeitslosen 
i Elemente  auf  dem  Gebiete  der  freien  Konkurrenz 
und  stimmt  mit  Hinweis  auf  Maltbus  und 
Ricardo  dem  sozialistischen,  u.  a.  aber  von  den 
englischen  Sozialisten  verworfenen  Satze  bei, 
dass  dieser  Wettbewerb  die  Tendenz  habe,  den 
Arbeitslohn  auf  die  Mininmlstufe  herabzudrücken. 
Dieses  Postulat  hat  nur  bei  Zeiten  wirtschaft- 
lichen Rückganges  für  die  Grossindustrie  — und 
. mit  Ausschluss  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
aller  Länder  — eine  gewisse  Berechtigung. 
Lauge  hält  nicht  nur  die  Schultze-Delitzschen 
Konsumvereine  zur  Lösung  der  sozialen  Frage 
für  ungeeignet,  er  bekämpft  auch  die  Prodnktiv- 
associatiouen  Lassalles,  die  er  nur  für  den  land- 
wirtschaftlichen Grossbetrieb  anerkennt.  Dem 
Marxschen  Expropriationsprozess  steht  er  feind- 
lich gegenüber,  da  dessen  prognostizierte  wirt- 
schaftliche Aufreihung  des  Grossgrundbesitzes 
sich  nach  Lange  erst  vollziehen  kann,  wenn 
das  nivellierende  Rad  der  sozialen  Aufsaugung 
über  alle  die  gesellschaftlichen  Klassen,  welche 
zwischen  «lern  Arbeiterproletariat  und  den  gross- 
kapitalistischen Arbeitgebern  stehen,  hinweg- 
i gegangen  ist.  Im  allgemeinen  nähert  sich 
Lange  als  wissenschaftlicher  Sozialist  eher  Marx 
5 als  Lassalle,  wenn  er  auch  weder  des  ersteren 
) Klassenhass  teilt  noch  seiner  Werttheorie  zu- 
j stimmt  noch  die  Abschaffung  des  Lohnsystems 
! anstrebt.  Malthus,  in  Bezug  auf  seine  künst- 
liche Hemmung  der  PopuTationsverinehrung, 
wird  von  ihm  als  unfertiger  Vorläufer  Darwins 
j bezeichnet,  und  an  der  Hand  der  Entwickelnngs- 
1 geschickte  der  Menschheit  zeigt  er,  wie  anders 
I als  beim  tierischen  Kampf  um  das  Dasein  der 
des  menschlichen  Ringens  um  die  Existenz  ver- 
läuft. Im  zweiten  Bande  seiner  Geschichte  des 
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Materialismus  wird  die  nur  der  Lust,  nicht  dem  | Industrie,  namentlich  l hreniudustrie  (185!)).  2. 
Eigennütze  frönende  antikeNationalükonomie  der-  In  Z e i t s <•  h r.  f.  8 t a a t s w. : M it teilungeu  aus 
.jenigen  der  Gegenwart  im  Lichte  des  ethischen  Pieter  de  La  Courts  Schriften.  Ein  Beitrag  zur 
Materialismus  entgegengestellt  und  als  Haupt-  Geschichte  der  niederländiselieiiNationalökonomik 
agens  der  modernen  Volkswirtschaft  der  alle  des  17.  Jahrhunderts  (1862).  — Welche  Waren 
Gesetze  derselben  durchdringende  Egoismus  ge-  werden  im  Verlaufe  der  Zeiten  immer  teurer? 


kennzeichnet  und  die  Herrschaft  der  Interessen 
bekämpft.  Die  historischen  Entwickelungs- 
reflexe, welche  Lange  auf  die  soziologische  Be- 
wegung der  Gegenwart  wirft,  und  die  Ein- 
wirkung ideeller  und  gesellschaftsphilosophischer 
Bestrebungen  auf  soziale  Zustände,  die  er  darin 
nachweist,  dienen  auch  dazu,  seine  eigene  sozio- 
logische Stellung  zu  charakterisieren.  Der  tiefe 
religiöse  Hintergrund  der  Soziologie  Langes, 
welcher  wiederholt  die  soziale  Bedeutung  des 
Christentums  hervorhebt,  hat  mit  dem  Positivis- 
mus des  Atheisten  Cornte  ebensowenig  Gemein- 
sames wie  seine  Anschauungen  Uber  die  Auf- 
hebung des  individuellen  Eigentumerwerbs  mit 
dem  ökonomischen  Marxsclien  Materialismus. 

Vgl.  Uber  Lange:  Vaihinger,  Hart- 
mann, Dühring  und  Lange,  Iserlohn  1876.  — 
Cohen,  F.  A.  Lange  in  „Preussische  Jahr- 
bücher“, Bd.  XXXVI 1.  Berlin  1876.  S.  85:1  ff.  — 
II.  Braun,  F.  A.  Lange  als  Sozialökonom, 
Halle  1881.  — Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  XVII,  Leipzig  1883,  S.  624 ff.  — Ellissen, 
Friedrich  Albert  Lange.  Eine  Lebensbeschrei- 
bung, ebd.  1861.  — N.  Berdiajew,  Fr.  A. 
Lange  und  die  kritische  Philosophie  in  ihren 
Beziehungen  zum  Sozialismus  in  „Neue  Zeit“, 
Jahrg.  XVIII,  Bd.  2,  Berlin  19<X).  — Weisen- 
grün. Friedrich  Albert  Lange  als  Soziologe 
und  Nationalökonom , in  „Deutsche  Worte“, 
Jahrg.  XII,  Wien  1892,  Heft  6,  Juni.  — 
Reichesberg,  Friedrich  Albert  Lange  als 
Nationalökonom.  Bern  1892.  — 

Llppert. 


Laspeyres,  Etienue, 

wurde  am  28.  XI.  1834  zu  Halle  geboren,  stu- 
dierte in  Tübingen,  Berlin,  Göttingen.  Halle  und 
Heidelberg,  habilitierte  sich  1860  an  letztge- 
nannter Universität,  wurde  1864  ord.  Professor 
in  Basel,  1866  in  Riga,  1869  in  Dorpat,  1873 
an  der  technischen  Hochschule  iu  Karlsruhe  und 
wirkte  von  1874  bis  1900  an  der  Universität 
Giessen.  Seit  Frühjahr  1900  ist  er  im  Ruhe- 
stand. 

Die  Arbeiten  Laspeyres’  liegen  sämtlich  auf 
dem  historisch-statistischen  Gebiete. 

Er  veröffentlichte  bisher  an  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  a)  in  B ucli  f or  m : De  iuribus 
qnae  in  rebns  ab  adoptando  aequiritis  iu  adop- 
tiosum  patrcra  transeunt,  (Diss.j  Halae  1857.  — 
Wechselbeziehungen  zwischen  Volksvermehrung 
und  Höhe  des  Arbeitslohnes,  Heidelberg  1860. 
— Geschichte  der  volkswirtschaftliche»  An- 
schauungen der  Niederländer  und  ihrer  Litte- 
ratur  zur  Zeit  der  Republik,  Leipzig  1863.  — 
Justus  von  Liebigs  Theorie  der  Bodenerschöpfung. 
Der  Einllnss  der  Wohnung  auf  die  Sittlichkeit, 
Berlin  1869. 

b)  in  Zeitschriften  etc.  und  zwar:  1.  in 
Pickfords  „Volkswirtschaftlicher  Mo- 
natsschrift“: Aufsätze  über  Schwarzwälder 


(1872;.  --  Zur  wirtschaftlichen  Lage  der  länd- 
lichen Arbeiter  im  Deutschen  Reich  (1876).  — 

з.  In  Jalirb.  f.  Nat.  n.  St  nt. : Hamburger 
Warenpreise  1851—63  und  die  kaliforn. -austra- 
lische» Goldcntdccknngen  (111.  Bd.  1864).  — 4. 
I n dem  Berliner  „Statistisc h e u J a h r li u eh“: 
Die  Gruppierung  der  Industrie  in  den  grossen 
Städten  (III.  Jahrg.  1869).  — 5.  In  der  Viert, 
f.  Volk  sw.:  Die  Gruppierung  der  Industrie 
innerhalb  der  nordanicrikanischei)  Union  (1870 
und  1871).  — 6. Inder  „Concordia“:  Statistische 
Untersuchungen  über  die  wirtschaftliche  Lage 
der  sog.  arbeitenden  Klassen,  9 Artikel  (1875). 

— 7.  in  der  „Oes  t e r reich  is  eben  Statist. 
Mon a t sseli ritt" : Statistische  Untersuchungen 
über  den  Einllnss  einer  Stencraufhebnng  auf  die 
Preise  der  bisher  besteuerten  Produkte  (1877), 

— 8.  In  ..  H i r t h s Annalen":  Deutschlands 
Eiscncinfuhr  und  Eisendurchfuhr  (1880).  — 9.  In 
dem  ...I ah ressuppleme»  t b a n d z u M e y e r s 
Konversationslexikon"  1882  83:  Die  Be- 
wegung der  Warenpreise  in  der  2.  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts. 

Ausserdem  finden  sieh  ans  Laspeyres’  Feder 
kleinere  Aufsätze  Uber  Wohnungsfrage  und 
Volkszählungen  in  der ,. Baltischen  Monatsschrift", 
über  Handelsbilanzen  Deutschlands,  Frankreichs 
und  Englands,  über  Preisstatistik  etc.  im 
„Deutschen  Hamlelshlatt",  Jahrtr.  1874  und  fol- 
gende. ebenso  in  der  ..Hamburger  Börsenhalle“, 
fernerhin  verschiedenartige  Artikel  im  St  W.  B. 
von  Bluntschli  und  Brater,  Aufsätze  über  Uui- 
versitätsstatistik  iu  der  „Deutschen  Revue", 
Kritische  Besprechungen  in  den  „Jalirb.  f.  Nat. 

и.  Stat.“  etc.  etc. 

Seit  20  Jahren  ist  Laspeyres  mit  sehr 
weitschichtigten  statistischen  Untersuchungen 
über  SteiierUberwälzung.  Einfluss  der  Preise 
auf  die  Nachfrage  etc.  auf  Grund  des  Akten- 
materials  der  früheren  prenssischen  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  beschäftigt.  Diese  umfangreichen 
Untersuchungen  durften  meistens  aber  erst  in 
einigen  Jahren  zur  Veröffentlichung  gelangen. 
Die  erste  Arbeit  hiervon  erscheint  1901  im 
| „Finanzarchiv"  von  Schanz:  Statistische  Unter- 
suchungen zur  SteuerUberwälznng,  geführt  an 
j der  Geschichte  der  prenssischen  Mahl-  und 
i Schlachtsteuer. 

Bed. 


Lassalle,  Ferdinand, 

I ist  namentlich  als  sozialistischer  Agitator  und 
1 als  Führer  der  ersten  deutschen  sozialdemokra- 
tischen Bewegung  bekannt  geworden.  An  dieser 
Stelle  soll  jedoch  nicht  seine  agitatorische  Thä- 
tigkeit  zur  Darstellung  gelangen  (s.  d.  Art. 
Sozialismus),  sondern  eine  Skizze  seines 
Lehens  sowie  seiner  rechtsphilosophischen  und 
nationalökonomischen  Gruudanschauungen  ge- 
geben werden. 

Lassalle  wurde  am  11.  IV.  1825  iu  Breslau 
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eboren  ; er  entstammt  einer  dortigen  jüdischen  ( 
aufiuannsfamilie.  Er  besuchte  zuerst  das 
ymnasium  seiner  Vaterstadt,  dann  von  seinem 
5.  Lebensjahre  ah  die  Handelsschule  zu  Leip- 
ig.  Diese  Uebersiedelung  fand  jedoch  nicht 
— wie  meist  angenommen  wird  — statt,  weil 
r gegen  den  eigenen  Wunsch  von  seinen  Eltern 
um  Kaufinannsstande  bestimmt  war.  sondern 
veil  ihm  wegen  böser  Schulstreiche  der  Aufent- 
halt in  Breslau  verleidet  war.  ln  Leipzig  ent- 
schloss sich  Lassalle,  sein  Lehen  dem  wissen- 
schaftlichen Studium  zu  widmen;  vom  Jahre 
1842  ab  studierte  er  in  Breslau  und  Berlin,  zu- 
erst Philologie,  dann  Philosophie  und  plante  die 
Ausarbeitung  eines  grösseren  Werkes  über  den 
Philosophen  Heraklit.  Im  Jahre  1844  ging 
Lassalle  auf  Reisen  und  hielt,  sich  dann  längere 
Zeit  in  Paris  auf;  nach  seiner  Rückkehr  nach 
Deutschland  im  Jahre  184f>  lernte  er  die  Grätiu  j 
Hatzfeld  kennen,  die  er  in  ihrem  jahrelang  ge- 
führten Ehescheidungsprozesse  mit  seinem  Rate  | 
unterstützte.  — Zur  Zeit  der  revolutionären  j 
Ereignisse  des  Jahres  1848  lebte  Lassalle  in 
Düsseldorf,  wohin  er  die  Gräfin  Hatzfeld  be- 
gleitet hatte;  hier  schloss  er  sich  der  demokra- 
tischen Partei  au  und  arbeitete  au  der  von 
Karl  Marx  herausgegebenen  „Neuen  Rheinischen 
Zeitung"  mit.  Da  Lassalle  zur  Organisierung 
des  bewaffneteu  Widerstandes  gegen  die  Steuer- 
erhebung aufgefordert  hatte,  wurde  er  wegen 
Aufreizung  gegen  die  königliche  Gewalt  ange- 
klagt : die  Geschworenen  sprachen  ihn  aber  frei. 
Für  diese  Verhandlung  hatte  Lassalle  eine  Ver- 
teidigungsrede ansgearbeitet,  die  dann  unter 
dem  Titel  „Assisenrede“  im  Druck  erschienen 
ist ; gehalten  wurde  diese  Rede  indes  nicht, 
weil  Lassalle  wegen  des  Beschlusses  des  Ge- 
richtshofes, die  Oeffentlichkeit  auszuschliessen, 
auf  jede  Verteidigung  verzichtete.  — In  einer 
zweiten  Anklage,  die  gegen  Lassalle  erhoben 
wurde,  zum  Widerstande  gegen  Regieruugs- 
heamte  aufgefordert  zu  haben,  wurde  er  vom 
Zuchtpolizeigericht  zu  6 Monaten  Gefängnis 
verurteilt.  — Bis  zum  Jahre  1857  blieb  Las- 
salle in  Düsseldorf;  dann  siedelte  er  nach  Ber- 
lin über,  nachdem  er  durch  Vermittelung  Alexan- 
der v.  Humboldts  vom  König  von  Preussen  die  1 
Erlaubnis  erhalten  hatte,  dort  seiuen  Wohnsitz 
nehmen  zu  dürfen.  Hier  vollendete  Lassalle . 
sein  Buch  über  die  „Philosophie  Heraklits“ ; j 
diesem  Werke  folgte  das  historische  Drama 
..Franz  v.  Sickingen“.  Bei  Ausbruch  des  ita- 
lienischen Krieges  im  Jahre  1859  veröffentlichte  | 
Lassalle  die  Broschüre  „Der  italienische  Krieg ; 
und  die  Aufgabe  Preussens“;  hier  tritt  Lassalle 
mit  Wärme  dafür  ein,  dass  diese  Gelegenheit 
von  Preussen  benutzt  werden  müsse  zur  Wie- ' 
derhorstellung  der  deutschen  Einheit,  die 
durch  den  Dualismus  von  Preussen  und  Oester- 
reich verhindert  werde;  jetzt  sei  der  Augen- 
blick gekommen  für  Preussen.  durch  die  Be- 
freiung Schleswig-Holsteins  diese  nationale  Auf- 
Rabe  zu  übernehmen.  — Dass  Lassalle  bei  seiner 
Betonung  des  nationalen  Gesichtspunktes  nicht 
an  eine  Stärkung  des  monarchischen  Ele- 
ments gedacht  hat,  geht  klar  aus  seiner  näch- 
sten Veröffentlichung  „Fichtes  politisches  Ver- 
mächtnis“ hervor,  wo  er  erklärt,  dass  die  Her- 
stellung der  deutschen  Einheit  durch  eineu  ein- 
zelnen Regenten  nur  dessen  specifischen  Haus- 
geist zur  Entfaltung  brächte,  dass  aber  das 


einige  Deutschland  nur  als  uni  t arische 
Republik  gedacht  werden  dürfe.  (In  einem 
Briefe  an  Rodbertus  sagt  Lassalle  einmal:  „Wir 
müssen  alle  wollen:  Grossdeutschland  moius  les 
dynasties.“)  — Nach  dieser  und  ähnlichen  klei- 
neren Schriften  erschien  im  Jahre  18(51  das 
grosse  rechtsphilosophische  Werk  „Das  System 
der  erworbenen  Rechte.  Eine  Versöhnung  des 
positiven  Rechts  und  der  Rechtsphilosophie“.  — 
Lassalle  geht  von  dem  Gedanken  aus,  dass 
ein  gründliches  Studium  des  Rechts  dahin  führen 
müsse,  dass  mit  den  allgemeinen  Katego- 
rieen  von  Eigentum,  Erbrecht,  Vertrag,  Familie 
etc.  nichts  gethau  sei,  dass  der  römische 
Eigentumsbegriff  ein  anderer  sei  als  der  ger- 
manische, der  römische  Erbtumsbegriff  ein 
anderer  als  der  germanische,  der  römische  Fa- 
milienbegriff  ein  anderer  als  der  germanische 
etc.,  kurz,  dass  die  Rechtsphilosophie,  als  in  das 
Recht  des  historischen  Geistes  gehörend , es 
nicht  mit  logisch  ewigen  Kategoneen  zu  thun 
habe,  sondern  dass  die  Rechtsinstitute  nur  Re- 
alisationen historischer  Geistesbegriffe,  nur 
der  Ansdruck  des  geistigen  Inhalts  der  ver- 
schiedenen historischen  Volksgeister  und  Zeit- 
perioden und  daher  nur  als  solche  zu  begreifen 
seien.  Hier  tritt  schon  klar  zu  Tage,  wie  sehr 
Lassalle  durch  die  II  ege  Ische  Philosophie  be- 
einflusst war ; seine  idealistische  Auffassung, 
dass  die  Rechtsinstitutionen  auf  gewisse  im 
Volke  lebende  Ideeen  zurückzuführen  seien, 
steht  im  diametralen  Gegensätze  zur  Marxisti- 
schen Geschichtsauffassung,  wonach  es  nur  die 
ökonomischen  Zustände  seien , durch  die  alle 
rechtlichen  und  politischen  Einrichtungen  ebenso 
wie  die  moralischen  und  sonstigen  Ideeen  bedingt 
seien.  Dieser  tiefgehende  Unterschied  in  der 
philosophischen  Grundanschaunng  macht  es 
auch  erklärlich,  dass  beide  Sozialisten  in  der 
Arbeiterbewegung  nicht  miteinander  gehen 
konnten.  Was  die  Frage  der  sogenannten  wohl- 
erworbenen Rechte  betrifft,  so  meint  Lassalle, 
dass  das  Individuum  durch  seine  Handlungen, 
durch  einseitigen  oder  zweiseitigen  Vertrag, 
sich  oder  anderen  Personen  nur  Rechte  sichern 
könne,  wenn  und  soweit  die  bestehenden  Gesetze 
diesen  Rechtsinhalt  als  einen  erlaubten  ansähen ; 
denn  da  die  alleinige  Quelle  des  Rechts  das  ge- 
meinsame Bewusstsein  des  ganzen  Volkes,  der 
allgemeine  Geist  sei,  so  könne,  wenn  in- 
folge der  Aenderung  dieses  allgemeinen  Be- 
wusstseins ein  bestehendes  Rechtsinstitut,  wie 
z.  B.  Leibeigenschaft,  Dienste,  Abgaben,  fidei- 
kommissarische  Erbfolge  etc.,  abgeschaffr.  wür- 
den, dabei  von  irgend  welcher  Kränkung  er- 
worbener Rechte  nicht  die  Rede  sein;  ebenso  sei 
auch  kein  Recht  auf  Entschädigung  anzuerkennen. 
Ein  Individuum  könne  sich  nicht  selbstherrlich 
für  alle  Zeiten  und  gegen  alle  künftigen 
zwingenden  und  prohibitiven  Gesetze  erklären, 
und  nichts  anderes  als  diese  verlangte  Selbst- 
souveräuität  läge  in  »1er  Forderung,  dass  ein 
erworbenes  Recht  auch  für  solche  Zeiten  fort- 
dauern  solle,  wo  prohibitive  Gesetze  seine  Zu- 
lässigkeit ausschlössen.  Lassalle  wendet  dann 
seine  Rechtsanschauung  auf  das  Erbrecht  an; 
das  römische  Erbrecht  sei  der  Unsterblichkeits- 
idoe  des  römischen  Volksgeistes  entsprungen, 
das  altgermanische  wurzele  in  der  Idee,  dass 
die  Familie,  nicht  der  augenblickliche  Inhaber 
der  Eigentümer  des  Vermögens  sei;  in  unserer 
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Zeit  seien  diese  alten  Auffassungen  nicht  mehr 
vorhanden,  daher  müsse  das  Erbrecht  umge- 
staltet werden.  Das  heutige  Erbrecht  beruhe 
auf  der  „Familie  als  Staatsinstitution“,  auf 
„dem  die  Vermögenshiuterlassenschaften  regeln- 
den allgemeinen  Willen  des  Staates“ ; heute  sei 
nicht  Intestaterbrecht  noch  Testamentrecht, 
sondern  „Regelung  der  Hinterlassenschaft  von 
Societäts  wegen“  Naturrecht.  — In  diesem 
Werke  findet  sich  auch  eine  Stelle,  die  bereits 
die  sozialistische  Tendenz  des  Verfassers  klar 
erkennen  lässt;  Lassalle  erklärt  (Teil  1 S.  264)» 
„Europa  stünde  vor  der  Frage,  ob  die  freie 
Bethätigung  und  Entwickelung  der  Arbeits- 
kraft ausschliessliches  Privateigentum  des  Be- 
sitzers von  Arbeitssubstrat  und  Arbeitsver- 
hältnis  (Kapital)  seien  um!  ob  folgeweise  dem 
Unternehmer  als  solchem  Eigentum  an  fremdem 
Arbeitswerte  (Kapitalprämie,  Kapitalprotit),  der 
sich  bilde  durch  die  Differenz  zwischen  dem 
Verkaufspreise  des  Produktes  und  der  Summe 
der  Löhne  und  Vergütungen  sämtlicher,  auch 
geistiger  Arbeiten,  die  in  irgend  welcher  Weise 
zum  Zustandekommen  der  Produkte  beigetrageu 
haben,  zustehen  solle.“  — 

In  der  Konfliktsperiode  trat  Lassalle  mit. 
zwei  Vorträgen  über  Verfassungswesen  hervor. 
Im  ersten  dieser  Vorträge,  den  er  in  mehreren 
Berliner  Bezirksvereinen  im  Frühjahre  1862 
hielt,  entwickelte  er  den  Gedanken,  dass  Ver- 
fassungsfrngen  nicht  Rechtsfragen,  sondern 
Machtfragen  seien  und  dass  die  wirkliche 
Verfassung  auf  den  reellen  Macht  Verhältnissen 
eines  Landes  beruhe ; soll  daher  eine  Verfassung 
timgeändert  werden,  so  gälte  es  vor  allem,  die 
wirklichen,  t hatsächlichen  Machtverhältnisse  im 
Lande  umzugestaltcn.  In  dem  zweiten  Vortrage 
„Was  nun?“,  der  im  Oktober  desselben  Jahres 
gehalten  wurde,  giebt  er  das  Mittel  an,  wie  die 
Volksvertretung  die  Regierung  zur  Nachgiebig- 
keit zwingen  solle;  die  Kammer  müsse  ihre 
.Sitzungen  so  lange  vertagen,  bis  die  Regierung 
den  Nachweis  antrete,  dass  die  verweigerten 
Ausgaben  nicht  länger  fortgesetzt  würden.  Eine 
Steuerverweigerung  führe  nicht  zum  Ziele, 
weil  die  organisierte  Macht,  das  Heer,  das  Be- 
amtentum etc.  in  der  Hand  der  Regierung  sei. 
Durch  die  vorgeschlagene  Abstinenz  der  Volks- 
vertretung aber  werde  die  Regierung  gezwungen, 
entweder  sich  offen  zum  Absolutismus  zu  be- 
kennen, was  sie  aber  nicht  thuu  werde  — oder 
sie  müsse  nachgeben. 

Einen  weiteren  Vortrag  hatte  Lassalle  im 
Frühjahre  1862  im  Handwerkerverein  der 
Oranienburger  Vorstadt  gehalten  „über  den  be- 
sonderen Zusammenhang  der  gegenwärtigen 
Geschichtsperiode  mit  der  Idee  des  Arbeiter- 
standes“. Lassalle  unterscheidet  verschiedene 
Weltperioden  je  nach  dem  Stande,  welcher 
bei  einer  Epoche  herrschend  war.  Zuerst  sei 
es  die  Idee  des  Adels  oder  der  Grundbe- 
sitz gewesen,  der  das  herrschende  Princip  des 
Mittelalters  bildete;  die  zweite  Periode  habe 
den  grossen  bürgerlichen  Besitz  oder  das  Ka- 
pital zur  Herrschaft  gebracht  und  diese  zu 
Privilegien  gestaltet;  die  neue  Periode,  die  mit 
dem  24.  II.  1848  begonnen  hätte,  hätte  die 
Idee  des  Arbeiterstandes  emporgebracht, 
aber  dieser  vierte  Stand,  der  nun  zur  Herr- 
schaft gelangt  sei,  weise  den  Unterschied  auf, 
dass  er  nichts  enthalte,  woraus  sich  ein  neues 


Privilegium  bilden  könnte.  In  diesem  Vortrage 
tritt  bereits  klar  hervor,  welche  hohe  Meinung 
Lassalle  von  der  Aufgabe  des  Staates  hatte: 
um  nämlich  dem  vierten  Stande  die  ihm  ge- 
bührende Stelle  zu  verschaffen,  müsse  der  Staat 
helfend  eiligreifen;  der  Staat  sei  es.  welcher 
die  Funktion  habe,  diese  Entwickelung  der 
Freiheit,  diese  Entwickelung  des  Menschenge- 
schlechtes zur  Freiheit  zu  vollbringen.  Dieser 
Vortrag,  den  Lassalle  drucken  liess.  wurde  von 
der  Berliner  Polizei  konfisziert,  und  der  Autor 
wurde  wegen  „Aufreizung  der  besitzlosen  Klassen 
zu  Hass  und  Verachtung  gegen  die  Besitzenden“ 
angeklagt;  das  Urteil  lautete  auf  4 Monate  Ge- 
fängnis; doch  wurde  diese  Strafe  vom  Kammer- 
gericht, an  das  Lassalle  appellierte,  in  eine 
Geldstrafe  amgewandelt.  Die  sehr  geschickten 
Verteidigungsreden  Lassalles  erschienen  als 
Broschüren  uml  zwar  die  in  der  ersten  lustanz 
gehaltene  unter  dem  Titel : „Die  Wissenschaft 
und  die  Arbeiter“,  die  zweite  unter  dem  Titel: 
„Die  indirekt«  Steuer  und  die  Lage  der  arbeiten- 
den Klassen",  ln  dieser  letzteren  Rede,  von  der 
übrigens  nur  ein  Teil  vor  Gericht  verlesen 
wurde,  führt  Lassalle  das,  was  er  in  seinem 
Vortrage  über  die  Belastung  der  unteren 
Klassen  durch  die  indirekten  Steuern  gesagt 
hatte,  noch  weiter  aus  und  belegte  es  durch 
zahlreiche  Aussprüche  nationalökonomischer  Ge- 
lehrter lind  durch  statistisches  Material  Lassalle 
sucht  den  Nachweis  zu  führen,  nicht  nur,  dass 
der  Betrag  aller  indirekten  Steuern,  statt  die 
Individuen  nach  Verhältnis  ihres  Kapitals  und 
Einkommens  zu  treffen,  seinem  hei  weitem 
grössten  Teile  nach  von  den  Unbemittelten  ge- 
zahlt werde,  sondern  auch,  dass  diese  Steuer 
geradezu  ein  Institut  sei,  durch  welches  die 
Bourgeoisie  das  Privilegium  der  Steuerfreiheit 
für  das  grosse  Kapital  verwirkliche  und 
die  Kraft  des  Staatswesens  den  ärmeren  Klassen 
der  Gesellschaft  aufbürde.  — 

Im  Februar  1863  wurde  Lassalle  von  dem 
(Zentralkomitee  zur  Berufung  eines  allgemeinen 
deutschen  Arbeiterkougrcsses  in  Leipzig  aufge- 
fordert. ein  politisch-soziales  Programm  für  die 
Arbeiterorganisation  zu  entwerfen.  Er  ver- 
öffentlichte das  „Offene  Antwortschreiben“, 
worin  er  seine  Grundsätze  klarlegte.  Dieses 
Programm  bildete  dann  die  Grundlage  des  All- 
gemeinen Deutschen  Arbeitervereins,  welcher 
die  erste  Organisation  der  sozialdemokratischen 
Partei  in  Deutschland  darstellte. 

Lassalle  beginnt  sein  „Offenes  Antwort- 
schreiben“ mit  dein  Appell  an  den  deutschen 
Arbeiterstand,  sich  als  selbständige  politische 
Partei  zu  konstituieren,  eine  deutsche  Arbeiter- 
partei gegenüber  der  Fortschrittspartei  zu 
gründen  ; nur  durch  die  Vertretung  des  Arbeiter- 
standes in  den  gesetzgebenden  Körpern  Deutsch- 
lands könnten  dessen  politische  Interesseu  be- 
friedigt werden.  Was  die  soziale  Frage  beträfe, 
so  seien  die.  Sehultze-Delitzsehen  Associationen, 
die  Kredit-,  Vorschuss-,  Rohstoff-  und  Konsum- 
vereine nur  ein  Palliativmittel,  aber  nicht  ge- 
eignet, die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  end- 
giltig  zu  verbessern.  Wer  dies  wolle,  müsse 
zunächst  ein  ökonomisches  Gesetz  beseitigen, 
welches  heute  unter  der  Herrschaft  von  Angebot 
und  Nachfrage  herrsche.  Dies  Gesetz  sei  das 
Lohngesetz.  Lassalle  entwickelt  ausführlich  das 
sogeu.  eherne  Lohngesetz,  das  vor  ihm 
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bereits  von  Ricardo  und  Tunrot  Ranz  ähnlich 
formuliert  war.  das  aber  hier  zur  Grundlage 
eines  sozialistischen  Programms  gemacht  wurde. 
Dieses  eherne  Lohngesetz,  welches  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  den  Arbeitslohn  bestimme, 
sei  dieses : der  durchschnittliche  Ar- 
beitslohn bliebe  immer  auf  den  n o t - 
w endigen  Lebensunterhalt  reduziert, 
derineinem  V olkege wohnheitsmässig 
zur  F r i s t u n g der  Existenz  und  zur 
Fortpflanzung  erforderlich  sei.  Dies 
sei  der  Punkt,  um  welchen  der  wirkliche  Tages- 
lohn in  Pendelschwingungen  jederzeit  herum- 
gravitiere, ohne  sich  jemals  weder  über  den- 
selben erheben  noch  unter  denselben  hinunter- 
fallen zu  können.  Er  könne  sich  nicht  dauernd 
über  diesen  Durchschnitt  erheben,  denn  sonst 
entstünde  durch  die  leichtere,  bessere  Lage  der 
Arbeiter  eine  Vermehrung  der  Arbeiterehen  und 
der  Arbeiterfortpflanzung,  eine  Vermehrung  der 
Arbeit  er  bevölkernng  und  somit  des  Angebots 
von  Händen,  welches  den  Arbeitslohn  wieder 
auf  und  unter  seinen  früheren  Standpunkt 
herabdrücken  würde.  Der  Arbeitslohn  könne 
auch  nicht  tief  unter  diesen  notwendigen  Lebens- 
unterhalt fallen,  denn  dann  entstünden  Aus- 
wanderungen, Ehelosigkeit,  Enthaltung  von  der 
Kinderzeugung  und  endlich  eine  durch  Elend 
erzeugte  Verminderung  der  Arbeiterzahl,  welche 
somit  das  Angebot  von  Arbeiterhänden  wieder 
verringere  und  den  Arbeitslohn  daher  auf 
den  früheren  Stand  zurückbringe.  — Eine 
Folge  dieses  Gesetzes  sei  es,  dass  die  Arbeiter 
von  der  durch  die  Fortschritte  der  Civilisation 
gesteigerten  Produktivität,  d.  h.  von  dem  ge- 
steigerten Arbeitserträge,  notwendig  ausge- 
schlossen seien.  Aus  dieser  elenden  Lage  könne 
sich  der  deutsche  Arbeiterstand  nur  befreien, 
wenn  er  seineigenerUnternehmer  würde, 
wenn  die  Arbeiter  selbst  in  Besitz  von  Kapital 
gelangten,  indem  sie  sich  vom  Unternehmertume 
emancipierten.  Lassalle  schlägt  daher  vor, 
nicht  als  Lösung  der  sozialen  Frage,  sondern 
als  Uebergangsmassregel,  welche  nie  Lösung 
vorbereiten  sollte,  dass  die  Arbeiter  sich  frei- 
weillig  zu  Produktivassociationen  vereinigen 
sollten,  denen  vom  Staate  durch  Gewäh- 
rung von  Kredit  Unterstützung  zn  teil  werden 
sollte.  Um  aber  den  Staat  zn  einer  solchen 
Intervention  zwingen  zu  können,  müsse  zuerst 
das  allgemeine  direkte  Wahlrecht  erkämpft 
werden,  und  die  Erreichung  dieses  Zieles  be- 
zeichnet Lassalle  als  die  wichtigste  politische 
Aufgabe  der  deutschen  Arbeiter.  Es  wurde 
Lassalle  vorgeworfen,  dass  er  mit  seinem  Plaue 
nur  die  Idee  der  Pariser  Nationalwerkstätten 
aus  dein  Jahre  1848  aufgewärmt  habe:  dieser 
Vorwurf  ist  aber  unbegründet;  denn  mit  diesen 
Werkstätten  hat  Lassalles  Vorschlag  gar  nichts 
gemein : wohl  aber  ist  eine  gewisse  Aehnlich- 
keit  vorhanden  zwischen  Lassalles  Projekt  und 
Louis  Blaues  Vorschlag  der  Arbeiterassocia- 
tiouen  mit  Staatskredit  aus  der  Zeit  der 
Februarrevolution.  Poch  ging  Louis  Blanc  viel 
weiter  als  Lassalle;  die  Blaneschen  Associationen 
bildeten  nur  einen  Teil  eines  grossen  sozialen 
Reformplanes ; ferner  sollten  die  Associationen 
Blancs  von  einer  Centralbetriebsstätte  abhängig 
sein,  während  Lassalle  nur  freie,  individuelle 
Associationen  vorschlug. 

In  der  nun  folgenden  letzten  Periode  seines 
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Lebens,  in  den  Jahren  1863  und  1864.  be- 
schäftigte sich  Lassalle  fast  ausschliesslich  mit 
seiner  Agitation  für  den  Allgemeinen  deutschen 
Arbeiterverein  (s.  d.  Art.  Sozialismus  und 
K o m m u n i s m u a). 

Im  Jahre  1863  stand  Lassalle  in  regem 
Briefwechsel  mit  Rodbertus.  Als  Lassalle 
seine  Agitation  begann,  forderte  er  Rodbertus 
zur  Mitwirkung  auf,  doch  liess  sich  eine  Verstän- 
digung zwischen  beiden  nicht  erzielen.  Wenn 
auch  Rodbertus  in  manchen  Punkten  mit  Las- 
salle übereinstimmte,  in  wesentlichen  Fragen 
hatte  er  eine  grundverschiedene  Auffassung. 
Beide  waren  überzeugt,  dass  es  ein  gereinig- 
te res  Eigentum  geben  müsse,  bei  welchem  die 
einem  jeden  zufallende  Eigentumsportion  in  ge- 
rechterem Verhältnis  zu  dem  persönlichen 
Verdienste  des  Individuums  um  die  Gesell- 
schaft stünde;  dass  eine  solche  Eigentumsinsti- 
tution  nie  zu  realisieren  sei,  wenn  es  nur  ein 
E i n k o m menseigent u m gäbe : — aber  Rod- 
bertus war  gegen  die  Idee  der  Produktivasso- 
ciationen  mit  Staatskredit,  wollte  vielmehr  das 
Lohnprincip  beibehalten  wissen,  wenn  auch 
reformiert;  ausserdem  wollte  Lassalle  aus  der 
sozialistischen  Partei  zugleich  eine  wirtschaftliche 
und  politische  machen,  Rodbertus  wünschte,  sie 
sollte  nur  eine  wirtschaftliche  bleiben.  Anfang  1864 
erschien  Lassalles  ökonomisches  Hauptwerk  — 
„Bastiat-Schnlze“.  — Viel  Neues  ist  darin  nicht 
enthalten.  Es  sollte  eine  zusammenhängende 
Darstellung  des  Lassalleschen  wissenschaftlichen 
Systems  geben,  war  aber  zu  flüchtig  gearbeitet, 
um  dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden.  Es  zer- 
fällt in  einen  kritischen  und  einen  posi- 
tiven Teil.  Im  kritischen  Teile  wendet  sich 
Lassalle  gegen  Schutzes  theoretische  Ausfüh- 
rungen, die  namentlich  Bastiat  entnommen 
sind,  und  gegen  seine  Genossenschaftsbestre- 
bungen. Bei  manchem  Richtigen,  was  liier  Las- 
salle  gegen  einzelne  Bastiatsche  Theorieen  vor- 
bringt. ist  die  Kritik  doch  im  ganzen  inasslos 
übertrieben,  und  der  höhnische  Ton,  den  Lassalle 
gegenüber  der  praktischen  Thätigkeit  Schutzes 
ansehlägt.  macht  einen  um  so  schlechteren  Ein- 
druck, als  dieser  durch  seine  Konsumvereine 
und  ähnliche  Schöpfungen  für  die  Arbeiter 
Segensreiches  geschaffen  hatte,  während  Las- 
salles  Pläne  noch  nie  praktisch  erprobt 
waren,  lu  einem  zweiten  positiven  Teile 
giebt  Lassalle  eine  Rekapitulation  seiner 
schon  früher  vorgetragenen  gesebichtsphilo- 
sophischen  Ansichten  und  seiner  praktischen 
Vorschläge,  ausserdem  aber  eine  Darlegung  der 
wichtigsten  ökonomischen  Grundbegriffe.  Diese 
letzteren  sind  nicht  originell,  wie  überhaupt 
auf  speciell  nationalökonomischen  Gebiete  Las- 
salle nur  wenig  Originelles  geleistet  hat.  son- 
dern sie  sind  teils  der  klassischen  britischen 
Nationalökonomie,  teils  anderen  Sozialisten,  na- 
mentlich Marx  und  Rodbertus  entnommen;  doch 
auch  der  Einfluss  französischer  Sozialisten,  be- 
sonders Proudhons,  ist  bemerkbar.  Dabei  hat 
sich  Lassalle  nicht  speciell  an  einen  der  ge- 
nannten Sozialisten  angeschlossen,  vielmehr 
eklektisch  für  die  verschiedenen  Lehren  «las  ent- 
nommen, was  ihm  gerade  zusagte.  So  gesteht 
z.  B.  Lassalle  selbst  zu,  dass  das,  was  er  über 
das  Geld  und  die  gesellschaftliche  Bedeutung 
der  Arbeitszeit  als  Messeinheit  des  Wertes  ge- 
sagt habe,  nur  der  gedrängte  Gedankeniuhalt 
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aus  Marx'  Werke  „Zur  Kritik  «ier  iwlitischen 
Oekonomie“  sei. 

Wie  bei  deu  meisten  Sozialisten,  so  bildete  auch 
bei  Lassalie  die  Wertlehre  deu  Ausgangspunkt 
seiner  Kritik.  Trotz  ihrer  Aehnlichkeit  mit  der 
Marxschen  Werttheorie  ist  sie  doch  keineswegs 
identisch  mit  derselben ; Marx  wirft  sogar  Las- 
salle  vor,  dass  seine  Wiedergabe  „ viele  Miss- 
verständnisse enthielte"  (Kapital  1,  2.  Aufl. 
S.  VI).  Nach  Lassalie  löst  sieh  der  Wert  auf 
in  die  Arbeitszeit,  die  zur  Herstellung  eines 
Produktes  erforderlich  war;  unter  Arbeitszeit 
ist  hier  aber  nicht  individuelle  Arbeitszeit  zu 
verstehen,  sondern  allgemeine  gesellschaftliche 
Arbeit.  Lassalle  polemisierte  heftig  gegen  die 
Auffassung,  dass  der  Kapitalzins  eine  Ersparnis- 
Prämie  sei ; der  Grund  des  Kapitalzinses  liege 
vielmehr  in  dem  Unterschiede  der  Arbeitsquanta, 
die  im  Preise  der  Produkte  bezahlt  wiirdeu, 
und  der  Arbeitslöhne ; die  letzteren  seien  immer 
auf  den  notwendigen  Unterhalt  beschränkt, 
aller  Uebcrschuss  des  Produktionsertrages  über 
den  Lebensbedarf  der  Arbeiter  flösse  in  die  Hände 
der  Kapitalisten  und  Unternehmer.  Der  Bastiat- 
Schulze  war  Lassalles  letzte  grössere  Publi- 
kation. Durch  seine  Agitation  war  Lassalle 
noch  im  letzten  Jahre  seines  Lebens  in  viele 
Prozesse  verwickelt  worden;  am  12.  III.  1864 
wurde  wider  ilm  ein  Hochverratsprozess  vor  dem 
Staatsgerichtshofe  zu  Berlin  verhandelt,  in  dem 
er  freigesprochen  wurde;  am  21.  VI.  desselben 
Jahres  fand  ein  Prozess  gegen  ihn  vor  der 
Appellkammer  zu  Düsseldorf  statt.  — Nach 
seiner  rheinischen  Agitationstour  im  Sommer 
1864  reiste  Lassalle  in  die  Schweiz,  wo  er  am 
31.  VIII.  an  einer  Wunde  starb,  die  er  im  Duell 
mit  Herrn  v.  Rakowitza  erhalten  hatte. 

Wenn  die  deutsche  sozialdemokrat  ische  Partei 
jetzt  offiziell  die  Lassalleschen  Ideeen  aus  ihrem 
1 Vogram  me  gest  richen  ha  t .so  m usst  e das  geschehen 
wegen  der  principiellen  Verschiedenheiten,  die 
zwischen  dem  heutigen  geistigen  Führer  dieser 
Partei  — Karl  Marx  — und  Lassalie  bestehen. 
Lassalle  war  idealistisch,  national  ( — 
mochte  auch  immerhin  bei  seinen  nationalen 
Bestrebungen  die  Tendenz  obwalten,  die  revo- 
lutionäre und  demokratische  Bewegung  zu  stär- 
ken — ) und  staatssozialistisch  gesinnt, 
Marx'  Sozialismus  ist  materialistisch,  in- 
ternational und  antistaatssozialis- 
tisch. — Bereits  im  Jahre  1875  hatte  Marx 
in  einem  Briefe  an  Bracke  Lassalles  Taktik 
und  ökonomische  Principien  einer  scharfen  Kritik 
unterzogen,  wo  er  u.  a.  sagt,  Lassalie  habe  im 
Gegensatz  zum  kommunistischen  Manifest  die  : 
Arbeiterbewegung  vom  engsten  nationale n 
Standpunkte  gefasst;  ebenso  sei  das  eherne 
Lohngesetz  wissenschaftlich  nicht  mehr  haltbar, 
da  mit  der  Mehrwerttheorie  auch  eine 
ganz  neue  Auffassung  des  Lohnes  begründet 
sei;  endlich  wird  auch  Lassalles  praktischer 
Vorschlag,  die  Produktivussociatiouen  mit  .Staats- 
kredit, als  unbrauchbar  verworfen. 

Werden  somit  die  Lassalleschen  Lehren 
vom  modernen  wissenschaftlichen  Sozialismus 
nicht  mehr  anerkannt,  so  ist  doch  die  Stellung 
Lassalles  in  der  Geschichte  des  Sozialismus  | 
eine  sehr  bedeutende.  Lassalie  hat  zuerst  in 
Deutschland  eine  eigentliche  Arbeiterbewegung 
hervorgerufen  und  hat,  mit  ungewöhnlicher 
Arbeitskraft  und  Energie  begabt,  das  Interesse 


und  Verständnis  für  soziale  Fragen  in  alle 
Schichten  des  Volkes  zu  tragen  verstanden. 
Wenn  er  auch  in  seinen  sozialistischen  Lehr- 
sätzen nicht  originell  war  — seine  originelle 
wissenschaftliche  Leistung  liegt  auf  dem  Ge- 
biete der  Rechtsphilosophie  — so  bat  er  doch 
die  Popularisierung  der  Lehren  von  Marx, 
Rodbertas  u.  a.  bedeutend  gefördert.  Ferner 
hat  er  aber  durch  seine  scharfe  Kritik  der  libe- 
ralen Oekonomie  die  Irrtümer  der  Manchester- 
doktrin blossgelegt  und  zum  Umschwünge  der 
öffentlichen  Meinung  in  Bezug  auf  die  Bedeu- 
tung des  Staates  für  die  wirtschaftlichen 
Aufgaben  wesentlich  beigetragen.  Dies  muss 
auch  anerkennen,  wer  seine  sozialistische  Dok- 
trin für  falsch  hält  und  in  dem  Charakterbilde 
des  Mannes  viel  Unschönes  und  Widerspruch- 
volles  entdeckt, 

I.  Schriften  Lassalles:  a)  Die  Ori- 
ginalausgaben von  Lassalles  Werken.  Meiue 
I Assisenrede,  gehalten  vor  den  Geschworenen 
zu  Düsseldorf  am  3.  V.  1841)  gegen  die  Anklage, 

I die  Bürger  zur  Bewaffnung  gegen  die  könig- 
liche Gewalt  aufgereizt  zu  haben,  Düsseldorf 
1849  Die  Philosophie  Herncleitos  des  Dunklen 
von  Ephesos.  Berlin  1857.  Frauz  von  Sickiii- 
gen.  Ein  historisches  Trauerspiel,  Berlin  1851). 
Der  italienische  Krieg  und  die  Aufgabe  Preus- 
sens,  Berlin  1859.  Fichtes  politisches  Vermächt- 
nis und  die  neueste  Gegenwart.  Ein  Brief  von 
F.  Lassalie.  (Zuerst  ahgedruckt  in  Walesrodes 
demokratischen  8tudien,  Hamburg  18)50. s Gott- 
hold Ephraim  Lessing.  (Zuerst  abgedruckt  in 
Walesrodes  demokratischen  Studien,  Hamburg 
18(51.)  System  der  erworbenen  Rechte.  Eine  Ver- 
söhnung des  positiven  Rechts  undder  Rechtsphilo- 
j sophie,  Leipzig,  2 Bde.,  1.  Aufl.  Leipzigl8(51.2.Autl. 
i von  L.  Bücher,  Leipzig  1880.  Die  Philosophie 
Fichtes  und  die  Bedeutung  des  deutschen  Volks- 
' geistes.  Festrede,  gehalten  bei  der  am  19.  V. 
18(52  von  der  Philosophischen  Gesellschaft  und 
dem  Wissenschaftlichen  Kunst  verein  veranstal- 
teten Fichtefeier.  Berlin  18(52.  Herr  Julian 
[Schmidt,  der  Litterarhistoriker,  mit  Setzer- 
I Scholien  herausgegeben.  Ueber  Verfassnngs- 
i wesen.  Ein  Vortrag,  gehalten  in  einem  Ber- 
; liuer  Bürgerbezirksverein,  Berlin  18(52.  Arbei- 
| tcrprogramiu.  Ueber  den  besonderen  Zusam- 
menhang der  gegenwärtigen  Geschichtsperiode 
mit  der  Idee  des  Arbeiters  tandes,  Berlin  18(52. 
Was  nun  ? Zweiter  Vortrag  Uber  Verfassung»- 
. wesen,  Zürich  18(53.  Macht  und  Recht.  Offenes 
i Sendschreiben,  Zürich  18(53.  Die  Wissenschaft 
: und  die  Arbeiter.  Eine  Verteidigungsrede  vor 
dein  Berliner  Kriminalgerichte,  Zürich  1863. 
Der  Lassallesche  Kriminalprozess,  II.  Heft.  Die 
j mündliche  Verhandlung  nach  stenographischem 
! Bericht,  Zürich  18(53.  Der  Lassallesche  Krimi- 
nalprozess. III.  Heft.  Das  Urteil  erster  Instanz 
mit  kritischen  Randnoten.  Die  indirekte  Steuer 
und  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen.  Eine 
Verteidigungsrede  vor  dem  kgl.  Kammergericht 
zu  Berlin,  Zürich  18(53.  Offenes  Antwortschreiben 
an  das  Uentralkomitee  zur  Berufuug  eines  Allg. 
Deutschen  Arbeiterkongresses  zu  Leipzig,  Zürich 
1863.  Zur  Arbeiterfrage.  Lassalles  Rede  bei 
der  am  16.  IV.  1863  in  Leipzig  gehaltenen 
Arbeiterversammlung.  Nebst  Briefen  der  Herren 
Professor  Wuttke  und  Dr.  Lothar  Bücher. 
(Erster  Abdruck  erschienen : Selbstverlag  des 
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Autors.)  Arbeiterlesebuch.  Rede  Lassallcs  zu 
Frankfurt  a.  31.  am  17.  u.  19.  V.  18119  nach 
dem  stenogr.  Bericht,  Frankfurt  a.  M.  18153. 
Die  Feste,  die  Presse  und  der  Frankfurter  Ab- 
geordnetentag. Drei  Symptome  des  öffentlichen 
Geistes.  Eine  Rede,  gehalten  in  den  Versamm- 
lungen des  Allg.  Deutschen  Arbeitervereins  zu 
Barmen,  Solingen  und  Düsseldorf.  Düsseldorf 
18(53.  An  die  Arbeiter  Berlins.  Eine  Ansprache 
im  Namen  der  Arbeiter  des  Allg.  Deutschen 
Arbeitervereins.  Berlin  18(53.  Herr  Bastiat- 
Sehulze  von  Delitzsch,  der  ökonomische  Julian, 
Berlin  18(54.  Der  Hochverratsprozess  wider 
Ferdinand  Lassalle  vor  dem  Staatsgerichtshofe 
zu  Berlin  am  12.  III.  18154.  Nach  dem  stcnogr. 
Bericht,  Berlin  18(54.  Die  Agitation  des  Allg. 
Deutschen  Arbeitervereins  und  das  Versprechen 
des  Königs  von  Prenssen.  Eine  Rede,  gehalten 
am  Stiftungsfeste  des  Allg.  Deutschen  Arbeiter- 
vereins zu  Rousdorf  am  22.  V.  18(54.  Berlin 
18(54.  Der  Prozess  wider  Ferdinand  Lassalle 
vor  der  korrektioncllcn  Appellkammer  zu  Diis- 
seldotf  am  27.  VI.  18(53.  (Separntubdruck  aus 
der  Düsseldorfer  Zeitung.)  1.  Abdruck  erschie- 
nen: Frankfurt  a.  M.  18(5(5.  bt  Andere  Ausgaben:  | 
1.  Ferd.  Lassalle,  sämtliche  Reden  und  Schriften, 
herausg.  von  Georg  Hotschick,  New- York, ! 
3 Bde.  Vorrede  datiert  1882.  — 2.  Ferdinand 
Lassallcs  ausgewählte  Reden  und  Schrif- 
teil.  In  3 Bänden,  Leipzig,  Karl  Fr.  Pfau, 
1891/92.  (Unsystematische  und  kritiklose  Zu- 
sammenstellung einiger  Schriften  und  Reden 
Lassalles  mit  einer  dürftigen  Einleitung.)  3. 
Ferd.  Lassalles  Reden  ti.  Schriften.  Neue  Ge- 
samtausgabe. Mit  einer  biographischen  Ein- 
leitung heransg.  von  E.  Bernstein , Berlin 
1892  ft.  (Diese  von  der  sozialdemokratischen 
Partei  veranstaltete  kritische  Ausgabe  ist  die 
beste  und  vollständigste  der  bisher  erschienenen 
Ausgaben.  Vorausgoschickt  ist  eine  Biographie 
Lassalles  u.  d.  T. : Ferdinand  Lassalle  und  seine 
Bedeutung  in  der  Geschichte  der  Sozialdemo- 
kratie. (Den  einzelnen  Schriften  Lassalles  sind 
Einleitungen  über  die  Entstehung  derselben 
vorausgeschickt,  ausserdem  sind  dieselben  mit 
zahlreichen  Noten  versehen.].)  c)  Briefe,  Tage- 
bücher etc.:  1.  Briefe  Lassalles  an  Hans  v. 

Biilow  18(52  (54).  Dresden  u.  Leipzig.  3.  Auf!. 
1893.  2.  Briefe  von  F.  Lassalle  an  Karl  Rod- 

bcrtus-Jagetzow,  mit  einer  Einleitung  von  A. 
Wagner,  Berlin  1878.  (A.  n.  d.  'I'.:  Aus  «lern 

litterarischeu  Nachlass  von  Karl  Rodbertus-Ja- 
getzow.  Heransg.  von  Schnmacher-Zarchliu  und 
A.  Waguer  I.)  3.  Tagebuch,  herausg.  v.  P. 

Lindau  in  „Nord  u.  8üd“  1891.  (Auch  sepa- 
rat erschienen.  Breslau.)  4.  Briefe  an  Georg 
Herweg!»,  Zürich  189(5. 

II.  Schriften  über  Lassalle:  A. 

Aaberg,  Ferdinand  Lassallc.  1883.  B.  Becker, 
Enthüllungen  über  das  tragische  Lebensende 
E.  Lassalles,  Schleiz  1888.  Neue  Bearbeitung, 
Nürnberg  1892.  Derselbe.  Gesehiehte  der 
Arbeiteragitation  F.  Lassallcs.  Braunschweig 
1874,75.  Brandes,  F.  Lassalle.  Ein  litterari- 
sehes  Charakterbild,  Berlin  1877,  2.  Anti.  Leip- 
zig 1889.  4.  Anti.  1900.  L.  0.  Brandt.  Lus- 
safles  Sozialist.  Anschauungen  und  prakt.  Vor- 
schläge, Jena  1895.  Grünberg,  Art.  Lassalle 
im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  Bd.  II 
S.  1(55  ff.  Hieronymus,  Herostrat  - Las- 
snlle,  der  ökonoin.  Kronprätendent,  186-1. 


Kohut,  F.  Lassalle.  Sein  Leben  und  Wirken, 
Leipzig  1889.  Derselbe,  F.  Lassalles  Testa- 
ment und  Erben,  Grossenhaiu  u.  Leipzig,  1889. 
Kutsch  hach,  Lassalles  Tod,  Chemnitz  1880. 
Derselbe,  Sophie  Solntzeff  n.  F.  Lassalle,  1881. 
| Lassalles  Leiden.  Berlin  1887.  Lindau,  P. 
Lassalles  letzte  Kede,  Breslau  1882.  v.  Plener, 
F.  Lassalle,  Leipzig  1884.  Derselbe,  Art. 
Lassalle  in  der  Allg.  D.  Biographie.  II.  ,v. 
Rakowitza,  geh.  v.  Dönniges,  Meine  Be- 
ziehungen zu  F.  Lassalle.  G.  3Iaver,  Las- 
salle als  Sozialökonom.  Berlin  1894.  Karl 
Marx,  Ein  Brief  an  J.  B.  v.  Schnitzer  über 
Lassaileanismns  n.  Gewerkschaftskämpfe  (Neue 
Zeit.  Jahrg.  15.  189(597).  v.  Sol  uze  w.  Eine 
Liebesepisode  aus  dem  Leben  F.  Lassalles,  Leip- 
zig 1878. 

Ch.  And  ler,  Le»  origines  da  socia- 
lisme  d'Etat  en  Allemagne,  Paris  1897. 
H e r k li  e r , Die  Arbeiterfrage.  II.  Anti. 
Berlin  1897.  Jäger,  Der  moderne  Sozialismus, 
Berlin  1873.  La  v ei  eye,  Le  socialisme  eon- 
temporain,  2.  Aull.,  Paris  1884.  Deutsche  Ausg. 
Tübingen  1884.  Mehring,  Die  deutsche  So- 
zialdemokratie. 3.  Autl.,  Bremen  1879.  Der- 
selbe, Geschichte  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie. Stuttgart  1897.  M enger,  Das  Recht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  2.  Autl.,  Stuttgart 
1891.  R.  Meyer,  Der  Enmncipationskampf 
des  4.  Standes,  2.  Autl.,*  Berlin  1881.  .Som- 
itart. Sozialismus  u.  soz.  Bewegung,  II.  Autl , 
Jena  1900,  und  die  meisten  Werke  über  Ge- 
schichte des  Sozialismus. 


Lateinischer  3Ifin/.l)uml 

s.  M ii  n z w esc  n. 


Latifundien. 

Das  lateinische  Wort  latifundium  wird 
im  allgemeinen  mit  »grosses  Landgut«  ilber- 
sotzt.  Dei-  deutsche  Sprachgebrauch  hat 
ihm  aber  zwei  verschiedene  Bedeutungen 
1 boigelegt,  da  auch  Püning  in  seiner  Natur- 
geschichte Huch  XV11I,  Kap.  VI  das  Wort 
in  doppelter  Bedeutung  braucht.  Einmal 
verstellt  er  darunter  grössere  Wirtschaften, 
auf  denen  Sklaven  und  sonstige  abhängige 
Arbeiter  in  Massen  beschäftigt  werden,  an- 
statt dass  der  kleine  Bauer  seine  Scholle 
1 bewirtschaftet.  Auf  der  anderen  Seite  belegt 
er  mit  dem  Ausdrucke  die  übermässige 
Konceutrierung  des  Besitzes  in  wenigen 
Händen  und  schreibt  es  dieser  l^atifumlien- 
bildung  zu,  dass  Italien  zu  Grunde  gerichtet 
sei  und  nicht  minder  die  Provinzen.  Dann 
i setzt  er  hinzu : Sechs  Herren  bosassen  die 
Hälfte  Afrikas.  In  der  gleichen  Weise  spricht 
1 man  auch  jetzt  auf  der  einen  Seite  von  den 
Latifundien  Mecklenburgs,  Pommerns,  Schle- 
I siens.  indem  man  das  extreme  Ueberwiegen 
grosser  Güter  in  jenen  Gegenden  hervor- 
i heben  will.  Wenn  dagegen  von  der  I*ati- 
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fundienbiklung  im  Mittelalter,  in  Spanien, 
Italien  oder  währeud  der  letzten  Jahrhunderte 
in  England  die  Rede  ist,  so  hat  man  die  j 
Koncentrierung  des  Grundbesitzes  in  der: 
Hand  der  Kirche,  der  Fürsten  und  des 
Adels  im  Auge.  In  allen  Fällen  ist  aber 
die  Verdrängung  des  kleinen  und  mittleren 
Grundbesitzes  dabei  vorausgesetzt  und  wird 
darin  eine  besondere  Gefahr  gesehen.  Der  j 
Ausdruck  will  stets  das  Zu-Grosse,  sozial- 1 
)olitisch  und  wirtschaftlich  Extreme  in  der 
Besitz-  oder  Wirtschaftskoncentration  hervor- 
leben.  Es  bedeutet  bald  Latifundien  besitz, 
>ald  Latifundien  Wirtschaft,  die  keines- 
wegs immer  beide  zusammenfallen.  Der 
Begriff  ist  ferner  nach  dem  Gesagten  ein 
relativer.  In  Steppengegenden  wird  der 
Besitz  einer  Quadratmeile  kaum  als  Lati- 
fundie  anzusehen  sein,  weil  der  Wert  ein 
sehr  geringer  ist  und  nur  wenig  Menschen 
darauf  beschäftigt  werden  können.  Von 
einer  Verdrängung  des  Bauern  kann  nicht 
die  Rede  sein.  Ganz  anders  in  Deutschland, 
England  und  anderen  stark  bevölkerten 
Gegenden  mit  intensiver  Land  Wirtschaft; 
und  je  höher  der  wirtschaftliche  Wert  des 
Grund  und  Bodens  ist.  eine  um  so  kleinere 
Ausdehnung  wird  schon  Ijatifundiencliarakter 
haben,  sowohl  durch  den  Wert  des  Besitzes 
wie  eventuell  durch  die  gewaltigen  Betriebs- 
mittel, die  von  einem  Brennpunkte  aus  diri- 
giert und  zu  gemeinsamer  Wirtschaft  ver- 
einigt sind. 

Latifundien  besitz  zeigte  sich,  wie 
erwähnt , am  Schlüsse  der  alten  und  im 
Beginne  der  neuen  Zeitrechnung  im  römi- 
schen Reiche.  Der  Grundbesitz  des  Trium- 
virn  Crassus  wurde  auf  35  Millionen  .Mark 
gescüätzt.  Claudius  Isidorus  besass  unter 
Augustus  nach  dem  ersten  Reichscensus 
Hi1  ■>  geographische  Quadratmeilen  Land  und 
257  000  Schafe.  Nach  Dio  Cassius  gehörte 
dem  Agrippa  der  ganze  thrakische  Chersonesos, 
welcher  45  Quadratmeilen  umfasste.  In 
Spanien  zählten  im  17.  Jahrhundert  einzelne 
Granden  auf  ihren  Gütern  30 000  Pächter. 
Ganz  Andalusien  gehörte  fünf  Herzogen. 

Auch  in  der  Gegenwart  fehlt  es  an 
solchen  Beispielen  bekanntlich  nicht.  Für 
England  und  Russland,  wo  wohl  die  ex- 
tremsten Beispiele  dem  Werte  und  der 
Fläche  nach  zu  finden  wären,  fehlt  es  an 
jeder  genauen  Angabe. 

In  Böhmen  besitzt  der  Fürst  Schwarzen- 
berg 309124  Joch  (177  888  ha),  ausserdem 
hat  er  in  anderen  Teilen  Oesterreichs  noch 
Besitzungen.  Erzherzog  Coburg  hat  allein 
in  Ungarn  280 • >00  Joch;  Graf  Sehönborn- 
Buchheim  233067  Joch,  ln  Schottland  ge- 
hören dem  Duc  of  Richraond  auf  Gordon 
•Castle  241  881  acres  (97 887  ha)  mit  59000  £ 
Jahresertrag,  da  sich  darunter  Bergwerke 
befinden.  Dem  Duc  of  Argyle  gehören 


168215  acres  (68115  ha)  mit  45000  t;  Roiu- 
ertmg.  Auch  in  Prenssen  giebt  es  Lati- 
fundienbesitzer.  Der  Fürst  von  Pless  besitzt 
' S3  Güter  mit  70139  ha  Fläche  und  358753 
Mark  Grundsteuerreinertrag.  Der  Fürst  von 
llohcnzollcrn-Sigmariugen  OoooO  ha,  der 
Herzog  von  Braunschweig  40  000  ha  mit 
390  000  Mark  Grundsteuerreinertrag.  43 
, Privatbesitzer  haben  in  den  sieben  östlichen 
Provinzen  einen  Grundbesitz  von  mehr  als 
lo  ooo  ha.  den  man  unter  den  vorliegenden 
Verhältnissen  als  Latifimdienbesitz  bezeich- 
nen kann. 

L a t i f n n d i e n w i r t s c h n f t e n bildeten 
sich,  wie  erwähnt,  zur  Zeit  der  Blüte  Roms 
1 aus.  Sie  wurden  im  Beginne  der  neueren 
Zeit  in  Spanien  in  der  Form  grosser  Weide- 
wirtschaften auf  Grund  der  Mestabereeh- 
tigung  geschaffen.  Sie  traten  im  vorigen 
Jahrhundert  in  Schottland  hervor,  wo  die 
Schafherden  die  kleinen  Farmer  vertriel»eu. 
i In  der  Gegenwart  zeigen  sich  extreme  Bei- 
spiele in  Ungarn,  Australien  und  Südamerika 
i mit  gewaltiger  Viehzucht,  in  den  Vereinigten 
| Staaten  Nordamerikas  in  den  weizenbauen- 
den Riesenfarmen,  in  Ualiforniou  20 — 60  Ooo 
acres  Landes  umfassend.  Sering  (Die  land- 
wirtschaftliche Konkurrenz  Nordamerikas. 
Leipzig  1887)  erwähnt  in  Canada  eine  Farm 
von  22680  Hektar.  An  anderer  Stelle  die 
| Chency-Farm  mit  75000 acres  (3o ooo  Hektar), 
ln  Ungarn  werden  auf  dem  berühmten  Ge- 
stüt Mezöhegyes  27  782  Joch  gemeinsam  be- 
wirtschaftet. Der  Wirtschafts  komplex  von 
Salzmünde  in  der  Provinz  Sachsen  umfasste 
schon  im  Jahre  1806  36  eigene  und  15 
Pachtgüter  resp.  gepachtete  Pläne  mit  135oo 
Morgen  besten  Ackerlandes;  Benkendorf  und 
seine  Nebengüter  haben  S328  Morgen,  da- 
runter 2480  Morgen  Pachtland,  die  als  ein- 
heitlich geleitete  Rübenwirtschaften  anzu- 
sehen sind. 

Das  Schädliche  der  Latifundien  wirt- 
schaften liegt,  wie  bereits  angedeutet,  in 
der  Verdrängung  der  kleinen  Betriebe: 
ausserdem  in  der  Anhäufung  grosser  Massen 
von  Tagelöhnern  an  einem  Orte,  also  des 
Proletariats  wie  in  der  Grossindustrie,  au 
Stelle  des  gewerbesitzeuden  kleinen  und 
grossen  Bauern.  Je  grösser  der  Prozen t- 
| satz  des  lindes  ist,  den  sie  absorbieren, 

I um  so  schärfer  werden  nattirgemäss  die 
| Nachteile  derselben  hervortreten.  Je  mehr 
j sie  vereinzelt  dastehen,  um  so  geringer  wird 
derselbe  sein.  Unter  Umständen  können  sie 
. den  Vorteil  einer  grösseren  wirtschaftlichen 
Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  in  sich 
schliessen  und  dadurch  einen  Teil  des 
sozialpolitischen  Nachteils  ausgleiehen. 

Wie  die  letzten  angeführten  Beispiele 
schon  ergeben,  braucht  die  l«ilifundien Wirt- 
schaft nicht  allein  auf  eigenem  Besitz  zu 
beruhen,  sondern  kann  durch  Zupachtuug 
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rgänzt  sein.  Noch  häufiger  ist  der  Lati- 1 
undienbesitz  in  kleinere  Betriebe  zerteilt! 
inci  umfasst  gar  keine  Latifundieuwirtschaft, 
Aie  das  in  England  und  Irland  bekanntlich 
ler  Fall  ist.  Die  grossen  Landlords  haben 
u dem  ersteren  Lande  ihren  Besitz  iu  wohl  I 
LUTondierten  Farins  verpachtet,  in  dem 
letzteren  vielfach  in  kleinen  Parzellen,  wäh- 
rend die  ungarischen,  böhmischen,  schlesi- 
schen Magnaten  ihre  Latifundien  in  grössere 
Güter  geteilt  verpachten  oder  seihst  bewirt- 
schaften. ln  den  Vereinigten  Staaten  giebt 
es  Kapitalisten  (nach  Sering),  welche  30 — ( 
7i<»  oiM»  acres Land  und  mehr  in  lauter  einzeln  1 
verpachtete  Farmen  jeder  Grösse  in  Jowa,  i 
Missouri,  Illinois,  Minnesota,  Wisconsin  zer- 
streut l>esitzcu. 

Der  Latifundienbesitz  beeinträchtigt  der 
Bevölkerung  den  Segen,  am  Grundbesitz  zu 
participieren.  Nichts  aber  fördert  und  festigt 
so  sehr  den  Patriotismus,  hebt  so  sehr  das  i 
Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  zwischen  : 
Staat  und  Gesellschaft,  bindet  so  sehr  das 
Interesse  an  Ruhe  und  Ordnung  und  den  j 
« rang  der  Kulturentwickelung  wie  die  Teil- 
nahme an  dem  Grundbesitze.  Tn  unserer 
Zeit,  wo  die  sozialdemokratischen  Anschau- 1 
ungen  und  damit  die  kulturzerstörenden ; 
Ideeen  in  rapider  Weise  um  sieh  greifen, 
ist  die  Vermehrung  der  Zahl  der  Grund- 1 
besitzet*  doppelt  bedeutungsvoll  und  wird  j 
der  Latifundienbesitz  doppelt  nachteilig  sein,  i 
Tritt  derselbe  aber  in  einem  grösseren  Lande 
nur  vereinzelt  auf,  so  wird  er  noch  nicht 
als  bedrohlich  anzusehen  sein,  wenn  er  zur 
Stütze  einzelner  hervorragender  Familien 
dient,  die  ihre  Intelligenz  und  ihren  Besitz 
im  Interesse  des  Staates  zu  verwenden 
suchen.  Freilich  bleibt  damit  der  Absentis- 
mus (s.  oben  Bd.  I S.  13  ff.)  verbunden,  da  der 
I^atifundienbesitzer  nicht  alle  seine  Be- 
sitzungen selbst  bewohnen,  seine  fördernde 
Hand  nicht  auf  alle  erstrecken  kann. 

Den  sozialpolitischen  Momenten  gegen- 
über treten  in  unserer  Zeit  die  wirtschaft- 
lichen Schällen  wesentlich  zurück.  Freilich 
ist  zuzugeben,  dass  dem  Latifundienbesitzer 
im  allgemeinen  der  Trieb  zu  so  hoher  wirt- 
schaftlicher Ausnutzung  seines  Besitzes 
fehlen  wird  wie  dem  kleinen  Gutsbesitzer, 
der  im  Kampf  um  das  Dasein  alle  seine 
Kräfte  bei  der  Selbstbewirtschaftung  seines 
Gutes  anstrengen  muss,  und  vielfach  auch 
die  Fähigkeit  dazu.  Aber  man  kann  sich 
nicht  verhehlen,  dass  unsere  Kulturstufe 
genugsam  Mittel  und  Wege  bietet,  um  bei 
genügender  Intelligenz  und  Einsicht  es  dem 
Latifundienbesitzer  zu  ermöglichen , sein 
Land  in  vorzüglichster  Weise  auch  ohne  i 
eigene  Arbeit  zu  verwerten,  vor  allem  durch 
Verpachtung.  Selbst  bei  Administration  finden 
wir  hervorragende  Leistungen,  z.  B.  auf  den 
Gütern  des  Erzherzogs  Albreeht  von  Oester- 


reich, des  Fürsten  Stolberg- Wernigerode  etc., 
wie  sie  nur  durch  die  ausserordentlich 
reichen  Mittel  eines  Latifundien besitzes  mög- 
lich werden.  Waren  die  grossen  Besitzungen 
der  Kirche,  des  Adels  wie  der  Herrscher 
vor  mehreren  Jahrhunderten  in  Spanien, 
Italien  zum  Schaden  der  Gesamtheit  kläglich 
bewirtschaftet  und  sind  es  zum  Teil  noch, 
so  wird  man  dieses  im  grossen  Ganzen  in 
Deutschland  nicht  behaupten  können,  und 
ist  es  noch  hier  und  da  der  Fall,  so  braucht 
man  nur  auf  die  preussischen  Domänen  hin- 
zuwoisen , um  die  Behauptung  zu  recht- 
fertigen, dass  Latifundienbesitz  heutigen 
Tages  nicht  notwendig  eine  unzulängliche 
wirtschaftliche  Verwendung  in  sich  zu 
schliessen  braucht,  und  darauf  kommt  es 
hier  vor  allem  an.  Um  so  mehr  ist  in 
neuerer  Zeit  die  Bedeutung  des  sozialpoli- 
tischen Nachteils  in  den  Vordergrund  ge- 
treten. 

Latifundien  werden  im  allgemeinen  nur 
im  Laufe  längerer  Zeiträume  gewonnen,  wo 
die  freie  gleiche  Erbteiluug  durch  Gesetz, 
Familiensatzung  oder  Sitte  beschränkt  ist. 
Die  Herstellung  des  freien  gleichen  Erbrechts 
würde  die  bestehenden  Latifundien  bald  be- 
seitigen und  die  Neubildung  verhindern. 

Litteratnr:  «/.  Conrad,  Die  Latifundien  im 
prcussischen  Osten,  in  Jahrb.  f.  Xat.  «.  Blut-, 
X.  lid.  XVI,  iV.  121  ff. — K.  Hildebrand , 
Die  soziale  Frage  der  Verteilung  des  Grund- 
eigentums im  klassischen  Altertum,  Jahrb.  j.  Xat. 
u.  Stal.,  Bd.  VII,  S.  147.  — von  der  Colts, 
Die  Bedeutung  der  iMtifundicn Wirtschaft,  insbe- 
sondere für  Deutschland.  Deutsche  Reime  1881, 
ts.  9.  Conrad. 


Lattes,  Elia, 

geboren  zu  Venedig  1843,  studierte  an  der  Uni- 
versität Turin,  woselbst  er  noch  sehr  jung  sein 
Doktorexamen  glänzend  absolvierte.  Er  ist  ein 
verdienter  italienischer  Archäologe,  hat  sich 
aber  auch  durch  seine  volkswirtschaftlichen 
Schriften  beachtenswert  bekannt  gemacht.  Seit 
ca.  30  Jahren  wirkt  Lattes  als  wirkliches  Mit- 
glied au  der  litt  -hist.  Klasse  des  Instituts  für 
Wissenschaft  und  Litteratnr  iR.  Istituto  Lom- 
bardo  di  scienze  c lettere)  in  .Mailand. 

Lattes  hat  mit  viel  Gelehrsamkeit  und 
Scharfsinn  über  das  alte  venetianiseke  Bank- 
wesen und  über  die  Bodenkreditfrage  geschrieben. 
Seine  Hauptwerke  sind  die  folgenden:  -La 

libertä  della  bancha  a Venezia  dal  seeolo  Xllf 
al  XIV  seeoudo  i doenmenti  erediti  del  R. 
Archivio  dei  Frari  con  dne  orazioni  contro  e 
per  la  libertä  e pluralita  delle  hauche  pro- 
nunciate  uegli  anui  1584 — 1587  dal  seuatore 
Veneziano  Tom m aso  Contarini,  Milano 
18(51). “ (In  diesen  Erforschungen  der  Urkunden 
alter  venetianischer  Banken  hat  Lattes  viel  zut 
Aufklärung  des  ältesten  Bankwesens,  filier 
welches  bis  dahin  falsche  Anschauungen  mehr- 
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fach  verbreitet  waren,  beigetragen.  Allerdings 
nimmt  Lattes  die  Entdeckung,  dass  die  alten 
venetiauisehen  Banken  einen  Privat- 
eharakter  getragen  und  mit  der  Staatsbank  von 
1587  nicht  in  Zusammenhang  gestanden  hätten, 
nicht  für  sieli  in  Anspruch,  sondern  weist  (nach 
Jäger,  s.  u.)  darauf  hin.  dass  das  Werk  „Venezia 
e le  sue  lugune,  Venezia  1847“  dies  schon  lange 
vor  ihm  aufgedeckt  habe.  Nach  Nasse  (S.  ud 
war  dieser  wichtige  Umstand  bis  zu  den  Ver- 
öffentlichungen von  Lottes  allen  deutschen 
Schriftstellern  entgangen.)  — Studii  critici  e 
statistici  sopra  il  miglior  modo  di  ordinari  il 
Credito  fondiario,  Milano  18(18,  371  S.  (I desos 
Werk  bildet  die  preisgekrönte  Antwort  auf  die 
vom  k.  lombardischen  Institut  im  Jahre  18(50 
aufgestellte  Frage:  „Welche  Form  der  Grün  d- 
k re  d i t v e rei n e kann  am  besten  und  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  Italiens  am  ange- 
messensten dem  Lande  die  dreifache  Hilfe  ver- 
schallen: die  Hypothekenschuld  zu  erleichtern. 
Meliorationen  auf  dem  Lande  zu  fördern  und 
den  kleinen  Ackerslenten  ihre  Lage  zu  er- 
leichtern ?“  Wir  dürfen  es  mit  besonderer  Ge- 
nugthuung  feststellen,  dass  Lottes,  nachdem  er 
die  einschlägigen  Verhältnisse  in  der  Schweiz, 
England,  Holland,  Oesterreich  und  Russland  dar- 
gestellt, in  eingehender  Begründung  die  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Kredit- 
vereine als  Muster  hinstellt  und  hier- 
durch zu  deren  Einführung  in  Italien 
den  ersten  Anlass  gegeben  hat.  Allerdings 
muss  man  berücksichtigen,  dass  bereits  damals 
die  Sehulze-Delitzschen  Vorschuss-  und  Konsum- 
vereine in  Italien  vielseitige  Würdigung  und 
Nachahmung  gefunden  hatten.  Durch  das 
Lattefische  Werk  wurde  der  französische 
Einfluss  auf  die  Organisation  des  Bodenkredit- 
wesens in  Italien,  welcher  durch  das  grosse 
Werk  Salmours  (Sahnour,  Dell’  ordinamento 
del  credito  fondiario  negli  Stati  Sardi.  Memoria 
eorredata  di  tavola  statistiche.  Torino  1853)  ge- 
weckt war,  wieder  zurückgedrängt).  — Del 
Bilancio  attivo  e passivo  di  Roma  antiea, 
Milano,  Zanetti  18(57.  — Studi  storici  sopra  il 
eontratto  d’enfiteusi  nelle  sue  relazioni  col 
eolonato  ossia  dell’  iutiucnza  del  eontratto  enti- 
teutieo  sopra  i progressi  dell’  agricoltura  e 
sopra  la  libertä  personale  degli  agricoltori  speeial- 
mente  in  Italia,  Torino  18(58  (279  Seiten)  (gleich- 
falls preisgekröntes  Werk,  und  zwar  von  der 
Akademie  der  Wissenschaften  in  Turin,  über 
die  zuerst  18(51 , dann  1864  wiederholte  Auf- 
gabe: „Den  Einfluss  des  emphyteutischeu  Kon- 
traktes über  die  Beschaffenheit  des  Ackerbaues 
und  die  persönliche  Freiheit  der  Ackerbauer, 
vorzüglich  in  Italien,  nachzuweisen“).  Lattes 
hat  in  diesem  Werke  alles,  was  Deutschland, 
Italien  und  Frankreich  an  Quellen  bot,  gründ- 
lich und  umfassend  durchforscht,  ln  seinen 
Ausführungen  über  das  landwirtschaftliche 
Pachtwesen,  die  Latifuiidienwirtschaft  und  das 
Kolonat  stimmt  Lattes  vielfach  mit  Rod- 
bertus  (s.  d.  Abhandlung  von  Rodliertus  in 
den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  II  1 18(54]  S.  20(5 — 2(57: 
Untersuchung  auf  dem  Gebiete  der  National- 
ökonomie des  klassischen  Altertums)  ii herein.  — 
Gli  antiehi  hauehi  di  Venezia  (Nuova  Antologia), 
1871.  — L’Amhaseiata  dei  Romani  per  le  dodici 
tavoie,  Milano  1884. 

Ferner  veröffentlichte  Lat  tes  in  Zeitschriften : 


I „I  banchieri  privati  e pubblici  della  Grecia 
; antiea“  in  „Il  Politeenico“  V,  Milano  1868.  S. 
433  (Parte  letterario-soientilicia,  Vol  V).  welche 
Abhandlung  im  Jahre  1869  als  besondere  Schrift 
bei  Valentiner  und  Mues  zu  Mailand  erschienen 
ist.  — „Neue  Beiträge  zur  Geschichte  der 
venetiauisehen  Bank“  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. 
'XII,  18(56,  8.  296. 

— 

Ueber  Elia  Lattes  und  seine  Schriften 
vergl.  d e G ubernatis,  Dictionnaire  Inter- 
national des  Kerivains  du  Jour,  Floreuze  1891, 
S.  1324.  — L.  Gossa,  introduzione  allo  Studio 
dell'  Econoniia  Politica.  3»  ed.,  Milano  1892. 
S.  203,  204,  205,  518.  — Derselbe,  Einleitung 
in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre  (2.  Anti., 
übersetzt  von  Moormeister),  Freiburg  1880.  S. 
199.  — Nasse,  Das  venetianische  Bankwesen 
im  14.,  15.  und  1(5.  Jahrhundert,  in  Conrad, 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  XXXIV,  S.  329—358.  — 
F.  Ferrara  in  der  „Nueva  Antologia“  1871, 
S.  177  uud  435  (kritisiert  die  Lattessehe  Bank- 
theorie).  — Ernst  Jäger,  Die  ältesten  Banken 
und  der  Ursprung  des  Wechsels,  Stuttgart  1879. 
— Derselbe,  Supplement  dazu,  Stuttgart 
1881.  S.  1 — 10  und  64.  — Doehow,  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat.  XII,  18(59,  S.  336.  — Conrad, 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  XIII,  1870,  S.  270. 

Schmidt. 


Lauderdale,  James  .Haiti »ml, 

8.  Graf  von  Lauderdale,  geh.  am  26.  I.  1759, 
gest.  als  Führer  der  schottischen  Hochtories 
am  13.  IX.  1839  auf  Schloss  Thirlestane  bei 
Berwick.  studierte  in  Glasgow  und  Edinlmrg,  trat 
1789  als  schottischer  Peer  in  das  Oberhaus,  wo 
er  ein  heftiger  Gegner  Pitts  wurde,  ging  180(5 
als  ausserordentlicher  Gesandter  nach  l’aris  und 
ward  im  nämlichen  Jahre  Mitglied  des  Ge- 
heimen Rates  und  Grosssiegel  he  wahrer  von 
Schottland. 

Lauderdale  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Letters  to 
the  Peers  of  Scotland,  London  1794.  — Thoughts 
on  tiuance,  suggeated  by  the  measures  of  the 
present  session,  ebd.  1796,  2.  bis  4.  Anti.,  1797. 

— Letter  on  the  present  measures  of  tiuance, 
in  which  the  Bill  uow  depeuding  in  Parliauient 
is  particulary  considered,  Edinburg  1798.  — 
An  inquiry  into  the  nature  and  origiu  of  public 
wealth . and  into  the  means  and  causes  of  its 
increase,  ebd.  1804,  2.  Aufl.  1819;  dasselbe  in 
französischer  Uebersetzung  von  E.  Lagentie 
de  Lavaisse,  Paris  1808;  dasselbe  in  deutscher 
Uebersetzung  u.  d.  T. : Ueber  Nationalwohl- 
stand, Berlin  1809.  — Observations  on  die  review 
of  bis  inquiry  etc.,  published  in  the  8.  ntnuber 
of  the  Edinburgh  Review,  Edinburg  1804. 
(Entgegnung  auf  die  ungünstige  Kritik  seiner 
Schrift:  „An  inquiry  into  the  nature  etc.  of 
public  wealth“,  von  Lord  Brougham,  s.  u.)  — 
Thoughts  on  the  alanuing  state  of  the  circn- 
latiou  and  on  the  means  of  redressing  the  pe- 
euniary  grievances  in  Ireland,  ebd.  1805.  — 
Hints  to  the  manufactures  of  Great  Britain  ou 
the  eonsequenccs  of  the  Irish  Union,  ebd.  1805. 

— The  practical  lnerits  of  the  System  for  the 
goverument  of  India,  London  1809.  — The  de- 
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preciation  of  the  papcr  currency  of  Great  Bri- 
tain  proved.  ebd.  1812.  — Furtber  considerations 
on  the  state  of  tbe  currency,  etc.,  Edinburg 
1813.  — A letter  on  the  corn  laws,  ebd.  1814.  — 

Lauderdale  war.  nächst  Beuthain,  der  erste 
einzelne  Schwächen  im  System  Adam  Smiths 
bekämpfende  Gegner  (vgl.  Lauderdales  Haupt- 
werk: Inquiry  into  the  nature  and  origin  of 
public  wealth  etc.).  Den  von  Smith  aufge- 
stellten Satz,  dass  die  Arbeit  die  eigentliche 
Reichtumsquelle  sei,  lässt  er  nur  in  der  Er- 
weiterung, dass  Boden  und  Kapital  ihr  bei- 
gesellt werden,  gelten,  giebt  aber  zu.  dass  die 
Arbeit  allein  geeignet  sei,  das  Volksvermögen 
zu  vermehren.  Der  Nationalreichtum  darf  nach 
ihm  mit  dem  Privatvermögen  nicht  verquickt 
werden,  da  letzteres  den  Seltenheitsgrad  iui 
Reichtumsobjekte  hervorkehrt,  ersterer  dagegen 
auf  dem  Ucberfluss  an  Bevölkerungswohlstands- 
objekten beruht.  Lauderdale  erweitert  die 
Siuithschen  Lehren  über  Wert  und  Wertmass, 
er  präcisiert  ferner  die  Gegensätze  zwischen 
Gebrauchs-  und  Tauschwert,  indem  er  bei 
crsterem  jede  nützliche,  bei  letzterem  jede  be- 
zahlte Arbeit  als  produktiv  anerkannt  wissen 
will.  Die  Produktionssteigerung  wird  nach  ihm 
durch  die  Nachfrage  reguliert  und  die  Rein- 
ertragslehre verworfen,  welche  den  Arbeitslohn 
vom  Volkseinkommen  abzieht.  Er  teilt  sich 
mit  .1.  B.  Say  in  die  Vaterschaft  der  Produktivi- 
tätstheorie  (1803  und  1804)  und  ist  Vater  des 
Satzes,  dass  es  in  der  Volkswirtschaft  auf  die 
richtige  Verteilung  der  Sachgüter,  nicht  bloss 
auf  deren  möglichst  hohe  Vermehrung  ankomme. 
Lauderdale  bestreitet  gegen  Adam  Smith  den 
produktiven  Charakter  der  Sparsamkeit  und 
verteidigt  dagegen  die  passive  Funktion  der 
Ersparnisse  im  .Mehrungsprozesse  des  Volksver- 
mögens. 

Vgl.  über  Lauderdale:  Brougham 
(Lord?,  Kritik  der  Schrift:  Inquiry  into  the 
nature  and  origin  of  public  wealth,  in  Edin- 
burgh Review  No.  8,  Edinburg  1804.  — Der- 
selbe, Thonghts  suggested  T>y  Lord  Laudcr- 
dale's  observations  upon  the  Edinburgh  Review, 
London  1805  (Duplik  auf  Lauderdales  Replik : 
„Observations  on  the  review  of  bis  inquiry  etc.*1, 
ebd.  1804i.  — Mac  C ul  loch,  The  litterature 
of  political  economv,  London  1845.  S.  15  16.  — 
Dictionnaire  de  l'economie  polit.,  2.  Auf!.,  Bd.  II, 
Paris  1854.  8. 22.  —Kautz.  Nationalökonomie 
Bd.  11,  Wien  1880,  S.  482,  484.  — Roscher, 
Geschichte  der  Kat.,  1874,  S.  651  u.  ö.  — Er  sch 
und  Grube r,  Encyklopädie,  Bd.  XLII.  Leipzig 
1888,  S.  231.  — Gossa,  Iutroduzione  allo  Studio 
deir  ceonomia  politica,  3.  And.,  Mailand  1892. 
S.  321  22.  — Nouveau  dictionnaire  deconomie 
politique.  Bd.  II,  Paris  1892,  S.  117  18.  — 
Dictionary  of  Kat.  Biography,  ed.  bv  Sidney 
Lee.  vol.  XXXV,  p.  355  fr.,  London  1893. 

Lippe  ri. 


Laveleye,  Emil  Louis  Victor  de, 

geh.  am  5.  IV.  1822  zu  Brügge,  gest..  als 
korresp.  Mitglied  des  Instituts  (seit  1869?  und 


Mitglied  der  belgischen  Akademie  und  des 
Gobdenklubs,  in  Noyon  bei  Namur,  am  3.  I.  1892, 
studierte  in  Gent  die  Rechte  und  wurde  1864 
Professor  der  Staatswissenschaften  an  der  Uni- 
versität Lüttich. 

Laveleye  veröffentlichte  von  staatswisseu- 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Le 
Senat  beige,  Brüssel  1851.  — Etudes  historiqnes  et 
critiques  sur  le  principe  et  les  consequences  de 
la  liberte  du  commerce  international,  Paris  und 
Brüssel  1857.  — Du  progres  des  peuples  anglo- 
saxons,  Brüssel  1859.  — La  qnestion  de  l’or, 
ebd.  1860.  — Essai  sur  l’economie  rurale  de  la 
Belgii|ue.  ebd.  1863  ; 2.  Aull..  Paris  1875.  — 
Etudes  d’economie  rurale.  La  Neerlande,  pre- 
eede  du  rapport  «ie  M.  Leouce  de  Lavergne  sur 
l'economie  rurale  en  Belgique,  Brüssel  1864; 
dasselbe,  neue  Ausgabe,  Paris  1865.  — Le 
march£  monetaire  et  ses  crises  depuis  cimiuante 
uns,  ebd.  1865:  dasselbe  in  deutscher  Ueber- 
setzung,  Cassel  1865.  — Happort  sur  l’exposition 
universelle  de  Paris,  Brüssel  1868.  — Etudes 
et  essais,  Paris  1869.  — La  Lombardie  et  la 
Sttisse.  Etudes  d’economie  rurale,  ebd.  1869. 
— Essai  sur  les  formes  du  gouvemcment  dans 
les  societes  modernes,  ebd.  1872.  — On  the 
canses  of  war  and  the  means  of  reducing  their 
number,  London  1872  (Cobden  Club  essays, 
2.  series.  1871  72);  dasselbe  iu  französischer 
Uebersetzung.  Brüssel  1873.  — Une  le?on  de 
droit  public  ä lTniversite  de  Louvain , ebd. 

1874.  — Le  parti  clerical  en  Belgique,  ebd. 
1874 ; dasselbe  in  deutscher  Uebersetzung,  Bonn 

1875.  — De  la  propriete  et  de  ses  formes  primi- 
tives, Paris  1874;  2.  Aull..  1878,  4.  Aull.,  1891; 
dasselbe  in  englischer  Uebersetzung  von  B.  R. 
L.  Marriott,  London  1878;  dasselbe  in  deutscher 
Uebersetzung.  Herausgeg.  und  vervollständigt 
von  K.  Bücher,  Leipzig  1879.  — Du  respect  de 
la  propriete  privee  en  temps  de  guerre,  rapport. 
presente  ä lTnstitut  de  droit  international, 
aont  1875,  Brüssel  1875.  — De  l'avenir  des 
peuples  catholiques.  Etüde  deconomie  sociale, 
Paris  1875.  — Protestantismus  und  Katholizis- 
mus in  ihren  Beziehungen  zu  Freiheit  und 
Wohlfahrt  der  Völker.  Deutsche  Ausgabe  mit 
Vorwort  von  J.  G.  Bluutschli,  Nördlingen  1875 
(das  französische  Original  s.  u.  unter  „Revue 
de  Belgique-).  — Die  neuen  Ziele  der  National- 
ökonomie und  des  Sozialismus.  Uebersetzung, 
Leipzig  1875  (das  französische  Original  s.  u. 
unter  „Revue  des  deux  inendes“).  — Provincial 
and  commuual  institutions  of  Relgium.  London 

1875  (Cobden  Club  essays).  — The  land  System 
of  Belgium  and  Holland  (enthalten  in  „Systems 
of  land  tenure  in  various  countries;  a series  of 
essays  edited  hy  Probyn“ ; Cobden  Club  publi- 
cation),  ebd.  1876.  — Doppelwährung.  Vom 
Verfasser  durchgesehene  Ausgabe,  Nördlingen 

1876  (das  französische  Original  s.  u.  unter 
„Journal  des  Econoiuistes“).  — Le  respect  de 
la  propriete  privee  sur  mer,  Brüssel  1877.  — 
L agriculture  beige,  Paris  1878.  — Congres 
agricole  international  de  Paris.  1878.  L’agri- 
culture  beige,  Brüssel  1878.  — Demokratie  und 
•Sozialpolitik.  Rede,  gehalten  am  8.  V.  1878  iu 
der  öffentlichen  Sitzung  der  philos.  Klasse  der 
kgl.  belgischen  Akademie.  Uebersetzung  von 
K.  Bücher,  Eisenach  1878.  — La  crise  econo- 
mique  et  les  chemins  de  fer  vicinaux,  Paris 
1879  (gemeinschaftlich  mit  Eduard  de  Laveleye 
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veröffentlicht).  — Lettres  d'Italie,  1878  79, 
Brüssel  1880;  Nonvelles  lettres  d'Italie,  ebd. 
1884.  (Keine  gewöhnlichen  Reisebilder,  sondern 
demographisck-sozialökonomiscke  Schilderungen 
von  Land . Leuten  und  wirtschaftlichen  Zu- 
stunden.) — La  qnestion  monetaire  en  1880  et 
en  1881,  4 Hefte,  ebd.  1880 — 81.  - Le 

bimetallisme  international,  Paris  1881.  — Le 
President  Gartield.  ebd.  1881.  — Der  wahre 
Grund  der  seit  1873  bis  jetzt  anhaltenden  wirt- 
schaftliehen Krisis  und  das  einzige  Mittel  zu 
ihrer  Heilung.  Uebersetzt  durch  0.  v.  Bar, 
Berlin  1881.  — Le  socinlisme  cnntempornin. 
Paris  1881 ; dasselbe,  2.  Aufl.,  1883.  3.  Aull.. 
1888,  4.  Aufl.,  1888,  5.  Aufl.,  1880,  6.  Aufl., 
1801 ; dasselbe  ins  Englische  übersetzt  von 
Orpen,  New-York  1885;  dasselbe,  unter  Mit- 
wirkung von  (Prof.)  K.  Th.  Eheberg  ins  Deutsche 
übertragen  von  Meinhanl  Eheberg.  Tübingen 

1884.  — Elements  d'economie  politique.  Paris 
1882:  dasselbe,  Neue  Ausgabe,  1884;  dasselbe 
ins  Englische  übersetzt,  London  1884.  — La 
vice  patente  et  le  proxenetisme  legal,  Brüssel 
1882.  — Der  Grund  der  Wertschwankungen 
zwischen  Gold  und  Silber.  Uebersetzt  von  0.  v. 
Bar.  Berlin  1882  (a.  u.  d.  T.:  Schriften  des 
Vereins  für  internationale  Doppelwährung,  Heftl). 

— Dos  Wesen  des  Geldes,  übersetzt  von  0.  v. 
Bar,  Berlin  1883  (a.  u.  d.  T. : Schriften  des  Ver- 
eins für  internationale  Doppelwährung.  Heft  9). 

— La  vice  legnlist*  et.  la  morale.  Discours 
prononce  ä la  seance  d'ouverture  du  Congres 
de  la  Haye  pour  l’abolition  «ie  la  l&gislatiou  du 
vice,  le  17  seid.  1883,  Brüssel  1883.  — La 
peninsule  des  Balkans.  2 Bde.,  ebd.  188(5;  das- 
selbe in  deutscher  Uebersetzung  von  E.  Jakobi, 
2 Bde.,  Leipzig  1888.  — La  crise  et  ses  remedes, 
Vervier  1886.  — Le  luxe,  ebd.  1887.  — La 
nuestion  monetaire  en  Belgique  en  1889.  Echange 
(le  vnes  entre  Frere-Orhan  et  E.  de  Laveleve, 
Paris  185K).  (Laveleve  ist  mit  3 Artikeln  an 
dieser  Schrift  beteiligt.)  — La  monuaie  et  le 
bimetallisme  international.  2.  Aufl.,  ebd.  1891. 

— Le  gouvernement  dans  la  democratie.  2 Bde., 
ebd.  1891.  — 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat.,  Jena:  Origine  historiqtie  de 
(|uelques  argumenta  mono-et  biinetalliqiies. 
N.  F,  Bd.  IV,  1882,  8.  114  ft'.  — La  propriete 
collective  dans  les  marches  (Italie),  N.  F.  Bd.  X. 

1885.  S.  61.  — 2)  in  Journal  des  Economistes, 
Paris:  La  crise  et  la  contraetion  monetaire, 
Serie  IV,  Bd.  29,  1885,  S.  411  ff.  — 3i  in  Journal 
de  la  SociOtf:  de  statistique  de  Paris:  Superficie 
et  population  des  diverses  contrees  du  monde, 
Bd.  VI,  18(55,  S.  153  ff.  — Le  taux  de  l'interet 
en  18(55,  Bd.  VII.  18(56,  S.  113  ff.  — 4)  in  Revue 
ehretienuc.  Brüssel:  La  crise  recente  en  Belgique 
et  la  question  religieuse,  Jahrg.  1885.  — 5)  in 
Revue  de  Belgique,  Brüssel:  Le  protestantisme 
et  le  catholicisme  dans  leurs  rapports  avec  la 
liberte  et  la  prosperite  des  peuples.  Etüde 
d'economie  sociale,  Jahrg.  1875.  — La  monuaie 
himctallique,  Jahrg.  1876.  — La  crise  du 
liberalisme,  Jahrg.  1883.  — Les  Eram;ais.  les 
Anglais  et  le  eoinite  international  sur  le  l’ougo. 
Jahrg.  1883.  — La  propriete  du  sol  en  dift'erents 
pays.  Jahrg.  188(5.  — 6)  in  Revue  des  Denx 
Mondes:  De  la  propriet4  et  de  ses  formes  primi- 
tives. Jahrg.  1872  73  (als  erste  Veröffentlichung 
seiner  Schrift  über  das  Ureigentum  zu  be- 


trachten). — Les  temlanoes  nonvelles  de  Peco- 
nomie  et  du  socialisme.  Jahrg.  1874  75.  — Be- 
sprechungen Staatswissenschaft  lieber  Schriften 
finden  sich  ferner  von  ihm  in  Jahrb.  f.  Nat.  n. 
Stat.,  X.  F.  Bd.  I— X und  in  Journal  d.  Econ. 
Serie  IV.  Bd.  32. 

Laveleve  steht  seinen  wirtschaftlichen  An- 
schauungen nach  auf  dem  linken  Flügel  der 
Kathedersozialisten;  obwohl  Ehrenmitglied  des 
Oibdcnklubs.  hat  er  niemals  Fühlung  mit  der 
Manchesterpartei  gehabt.  Als  Bimetallist  kiimpfre 
er  ebenso  unermüdlich  für  die  Doppelwährung, 
als  andererseits  Parieu  für  die  Goldwährung. 
Die  glänzende  Diktion  und  fesselnde  Dar- 
stellungskraft, über  welche  er  gebietet,  zeigt 
sich  nicht  nur  in  seinen  für  das  grosse  Publikum 
bestimmten  Schriften,  wozu  auch  sein  „socialisme 
contemporaiu“  zu  zählen,  sondern  auch  in  seinen 
streng  wissenschaftlichen  Veröffentlichungen. 
Das  4.  Kapitel  des  II.  Buches  seiner  „ Elements 
d'economie“  enthält  einzelne  fein  nuancierte 
Nachweise  die  Produktivität  der  Arbeit  be- 
stimmender Ursächlichkeiten  (Einfluss  der  Natur, 
der  moralischen  Gefühle  und  der  Gerechtigkeit); 
im  übrigen  bestreitet  er  in  genannter  Schrift 
die  Existenz  der  Naturgesetze  auf  national- 
ökonomischem  Gebiete  und  giebt  dieser  Ab- 
lehnung in  der  Schrift:  „Les  tendances  nonvelles 
de  l'economie  et  du  socialisme“  etc.  (s.  o ) einen 
originellen  Ausdruck,  indem  er  erklärt,  in  der 
Nationalökonomie  nur  das  eine  Naturgesetz, 
dass  der  Mensch  seiner  Existenz  zu  liebe  sich 
nähren  müsse,  entdeckt  zu  haben.  In  seinem 
bedeutendsten  Werke:  „de  la  propriete"  etc., 
was  seinen  internationalen  Charakter  über  vier 
Weltteile  ausdehnt,  sucht  er  den  Nachweis  zu 
führen,  dass  im  Altertum  die  Herrschaft  des 
kollektiven  Grundbesitzes  bei  den  Nationen  all- 
gemein war  und  dass  sich  daraus  erst  in  viel 
späteren  Zeiten  die  des  Privateigentums  heraus- 
geschält habe.  Die  Schwierigkeiten  der  Gruppie- 
rung und  genetischen  Darstellung  des  ge- 
waltigen Stoffes  dieser  wirtschaftsgeschiehtlich- 
rechtsphilosyphischen  Untersuchung  hat  Laveleve 
mit  gewohnter  Meisterschaft  überwunden  und 
dabei  den  Reehtsauschauungen  und  durch  ört- 
liche Verhältnisse  bedingten  Eigentümlichkeiten 
der  einzelnen  Völker  hinsichtlich  des  Eigentnm- 
bildungsprozesses  erschöpfend  Rechnung  ge- 
tragen. Bei  der  Schilderung  des  Ucbcrgangs 
vom  demokratischen  Kollektiv-  zum  Privat- 
eigentum regt  sich  auch  bei  Laveleve  zuweilen 
ein  Bedauern  darüber,  dass  die  ursprünglichen 
Grundeigentumszustände  keine  grössere  Wider- 
stands- und  Konservierungskraft  bewiesen  haben, 
und  nähert  er  sich  in  dieser  Beziehung  Marx, 
nach  dem  das  goldene  Zeitalter  des  Kollektiv- 
eigentums im  Exproprintionswege  des  Gross- 
besitzes wiederkehren  soll.  Laveleyes  Aus- 
führungen über  die  schweizerischen  Allmenden 
sind,  wie  u.  a.  A.  v.  Miaskowski  nachgewiesen, 
nur  für  einzelne  nicht  massgebende  Gebirgs- 
gegenden, im  übrigen  nicht  zutreffend:  auch 
gilt  es  längst  als  erwiesen,  dass  der  erst  hundert. 
Jahre  vor  Peter  dem  Grossen  in  Kraft  getretene 
„Mir“  keineswegs  als  älteste  Verfassung  der 
russischen  Dorfgemeinde  angesehen  werden 
kann.  Ferner  weist  V.  Cuthrein  (s.  u.)  darauf 
hin,  dass  die  Genesis  schon  ans  der  Zeit  der 
Patriarchen  Beispiele  von  Vererbung  und  anderen 
Transaktionen  von  Privateigentum  anführt, 
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Ursprung  Laveleye  um  einige  tausend 
IiTe  später  annimmt. 

Vgl.  über  Laveleye:  Vapercau,  1 >ic-  ^ 
otrnaire  nniversel  des  eontemporains,  5.  Anti.,  | 
aris  1SSO,  S.  1 101.  — Encyclopaedia  Britan- 
ivsx,  9.  Au  fl..  Bd.  XIX.  London  1885,  8.  395.  j 

- Woolsey,  Political  science,  2 Bde.,  New- 
ork  1888,  Bd.  I.  S.  53.  Bd.  II,  S.  387  88  u.  ö.  I 

— Ingram,  Historv  of  politieal  eeonomy,  I 
London  1888.  S.  21920.  — Cathrein,  The  i 
hanipions  of  agrarian  socialism : a refutation 
■t  E.  Laveleye  and  H.  George,  Buffalo 
SS9.  — Ducrocq,  M.  de  Laveleye.  notice 
idcrologique,  in  „Journal  de  la  Soeiete  de 
*tatistique  de  Paris“,  Jalirg.  XXXIII.  1892. 
März.  — E.  de  Laveleye.  Nekrolog,  in 
„Revue  de  droit  international  et  de  legislation 
comparee“,  Bd.  XXIV.  Brüssel  1892,  Nr.  1, 
S.  90.  — Maliaim,  E.  de  Laveleye,  in  „ Revue 
«Peconoroie  polit.“,  Jalirg.  VI,  Paris  1892.  Nr.  1, 
S.  93 ff.  — Mort  de  M.  E.  de  Laveleye.  in 
_ Revue  sociale  et  polit.“.  Jalirg.  II,  Brüssel j 
1892,  S.  77  ff.  — Potvin,  E.  de  Laveleye 

■ Necrologie),  Brüssel  1892.  — Cathrein,  Das 
Privateigentum  und  seine  Gegner,  Freiburg  i.  B. 
1892,  S.  5 ff. 

Llppert. 


de  Lavergne,  L£once  Louis  Gabriel 
Guilhaiid, 

geboren  am  24.  I.  1809  in  Bergerac  (Dordogne), 
erhielt  seine  Bildung  auf  der  Kechtsfaknltät  zu 
Toulouse  und  war  als  Publizist  und  Journalist 
thätig.  Einen  Ruf  als  Professor  der  Litteratnr 
an  die  Fakultät  zu  Montpellier  im  Jahre  1838 
lehnte  er  ah,  trat  1840  als  Kabinettschef 
ins  Ministerium  des  Innern  und  ward  1842  als 
Requetenmeister  zum  Staatsrat  ernannt.  Im 
Jahre  1849  in  die  Deputiertenkammer  gewählt, 
schloss  er  sich  der  liberalen  Partei  an.  Die 
Revolution  von  1848  unterbrach  seine  politische 
Laufbahn,  worauf  sich  de  Lavergne  erneut  dem 
Studium  der  nationalökonomischen,  insbesondere 
der  Agrarfragen  zuwandte.  Von  1850—1852 
wirkte  de  Lavergne  als  Professor  an  dem  agro- 
nomischen Institut  zu  Versailles,  wurde  1855 
au  Stelle  Leon  Fauchers  in  die  Akademie  der 
moralischen  und  politischen  Wissenschaften  ge- 
wählt und  nahm  im  Jahre  1871  eine  Wahl  zum 
Deputierten  der  Nationalversammlung  an.  In 
letzterer  gehörte  er  zum  rechten  Centrum  und 
war  ein  heftiger  Gegner  Thiers’  und  der  Republik. 
Nach  dem  Scheitern  der  monarchischen  Restau- 
ration acceptierte  er  die  Republik  als  einzig 
mögliche  Lösung  und  bildete  mit  VVallon  aus 
alten  Orlennisten  die  Gruppe  Lavergne,  welche 
eine  gemässigte,  konservative  Republik  erstrebte 
und  die  Verfassung  vom  25.  II.  1875  zustande 
brachte.  1875  erwählte  ihn  die  Nationalver- 
sammlung zum  Senator  auf  Lebenszeit.  Im 
Jahre  18<6  übernahm  de  Lavergne  abermals 
eine  Professur  am  agronomischen  Institut  zu 
Versailles,  woselbst  er  Anfang  de»  Jahres  1880 
starb. 

Die  bedeutendsten  Schriften  de  Lavergne» 
behandeln  die  agrarischen  Verhältnisse  Frank- 


reichs und  Englands  sowie  di»*  Beziehungen 
zwischen  der  Landwirtschaft  und  der  Bevölke- 
rung. sie  zeigen  starke  Hinneigung  zu  freier 
Bodcnmobilisiernng,  tret»*n  auch  für  den  Grund- 
satz ein,  dass  die  französische  Staatseinheit  zu 
Gunsten  der  gemeindlichen  Selbstverwaltung 
Konzessionen  machen  solle. 

Leonce  de  Lavergne  veröffentlichte  von 
staatswissensehaftlichen  Schriften  a)  in  Buch- 
form: „Dictionnaire  encyclonediqiu*  usuel“  unter 
dem  Pseudonym  Charles  Samt-Laurent,  2 Bde., 
Paris  1841  — 1842.  — Essai  sur  1 'economie  rurale 
de  rAugletcrr«*,  Paris  1854  (5.  ed.  — mit  dem 
Porträt  des  Autors  — pur  Le  sage,  Paris  1882). 

— Biographie  de  L6on  Fundier,  Paris  1855.  — 
L’agriculture  et.  la  populatiou  en  1854  et  1850 
Paris  1857  (2.  ed.  1865).  — La  Constitution  de 
1852  et  le  »leeret  du  24  noverabre,  Paris  1860. 

— Economie  rurale  de  la  France  »lepuis  1789, 
Paris  1860  i4.  £d.  1870).  — Lea  Assemblees 
provinciales  sous  Louis  XVI.,  Paris  1863.  — 
Eloge  histori»|ue  de  M.  le  »lue  Decazes,  Paris 

1863.  — Eloge  historique  »le  M.  de  Gasparin, 
Paris  1864.  — La  question  de  banques  ä l'aca- 
»lthnie  des  Sciences  morales  et  politiques.  Opinions 
de  M.  Chevalier,  Pupin.  W’olowski,  Passy,  Dumon, 
L.  d e L a v e rgn  e . Vuitry.  Pellut.  — Discussions 
sur  l»*s  banques  »Immission.  Extrait  du  Conqite 
reudn  pnblie  pur  C.  Verge,  Paris  1864.  — La 
bauque  de  France  et  le»  banques  depnrtemen- 
tales.  Paris  1865.  — Los  economistes  lran»;ais 
«Itt  18e  siede.  Paris  1870.  — Voyages  en  Italic 
et  en  Espagne  pendant  les  annees  1787  et  1789, 
par  Arthur  Young,  In t roduct ion  par  M.  L. 
d e Lavergne,  membro  de  l'institut,  Paris 
1870. 

b)  in  Zeitschriften  ausser  in  den 
von  ihm  zeitweilig  redigierten  Journalen 
„Revue  du  Midi“  und  „Opinion  nationale“ 
1.  in  »1er  Revue  »les  deux  mondes“: 
Les  Elemens  revolutionäres  et  les  E16meus 
conservateurs.  15  sept.  1840.  — Le  Congr^s 
scieutifique  de  Florence,  l oetbr.  1841.  — Du 
Liberallsme  socialiste,  les  Ecrits  »le  M.  Proudhon, 
15  juin  1848.  — L'Economie  rurale  en  Angle- 
terre,  15  jan.  et  1 mars  1853.  — „Leon  Fundier“, 
1 ian.  1855.  — Sir  Robert  Peel  et  son  historien 
(M.  Guizot),  1 jan.  1857.  — L’Agricultnre  de 
la  Population  en  France,  1 avril  1857.  — De 
l’Influeuce  »ie  la  revolntion  fran^aise  sur  l'agri- 
culture.  15  uovbr.  1858.  — Adam  Smith, 
15  deebr.  1859.  — Les  Reformen  de  Turgot  et 
de  Necker,  l jitill.  1861.  — Roy<*r-Collard,  1 
oet.  1861.  — M.  G.  <lu  Poynode.  Des  Opinions 
extremes  en  economie  }>olitiqne.  1 mars  1862. 

— De  l'aceord  »le  1'Econoniie  politique  et  »le  la 
religion.  15  novbr.  18*12.  — La  Bauque  de 
France  et  les  banques  departementales,  15  avril 

1864.  — Quesnay  «*t  ses  maxiines,  origines  de 
1’econoroie  politiqne.  15  avril  1867.  — L abbe 
de  Saint  Pierre  et  ses  projet»  »le  reforme.  1 fevr. 
1869.  — Les  finances  de  la  restauration,  1 jan. 
1869.  — 2.  in  „J  o u r n a 1 d es  E e o n o in  i s t e s“ : 
Qu’est-ce  que  r&sonomie  rurale?  1854.  — Les 
Assemblees  Provinciales  sous  Louis  XVI.  1864, 
I.  p.  414.  — Note  sur  les  variations  des  prix 
»lepuis  1826,  18*»4.  III.  p.  382.  — Opinion  sur 
l»i  loi  i'de  banques)  »le  1861,  186*6,  II.  p.  428.  — 
Le  Marquis  de  Mirabeau.  LS68.  I.  p.  122.  — 
3.  in  »len  „M e m oi r e s e t t r a v a n x <1  e 1 ’ A c n - 
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deinie  des  Sciences  mor.  et  polit.“  1858. 
III,  p.  497  kennzeichnet  de  Lavergne  in  einem 
kritischen  Berichte  Uber  „Th.  Doubledav,  The 
tnie  law  of  iiopnlation.  shewn  to  he  connected 
with  the  food  of  the  people“,  London  1840. 
3th  cd.  1854  seine  Stellung  zum  Malthusianis- 
mus. — Uobersetzungen  hervorragender  agrar- 
wissenschaftlicher  Arbeiten  de  Lavergne«  findet 
man  im  „Landw.  Centralblatt  f.  Deutschland'4, 
Leipzig  1853,  Bd.  I,  S.  281 — 353.  Bd.  II,  8.  145, 
Bd.  IV,  S.  69  ff.,  in  der  „Agrarischen  Zeitung-4. 
Leipzig  1853.  Nr.  19 — 21.  in  dem  „Amtsblatt  f. 
d.  sächsischen  Landw.  Vereine“,  Dresden  1859 
und  1860. 

Vergl.  über  L e o n c e de  Lavergne:  M . 
E.  Levasseur,  M Leouce  de  Lavergne.  im 
„Journal  des  Economistes  1880"4.  I,  p.  317  und 
im  „Journal  de  la  Statistiijue  de  Paris  1880“, 
p.  82  (Gedächtnisrede,  gehalten  in  der  „Academie 
des  Sciences  morales  et  politiqucs“  zu  Paris  am 
18.  I.  1880).  — I).  Zoll a,  Biographie  von  de 
Lavergne  in  Say  et  Ohailley,  Nouveau  dietion- 
naire  d’Econ.  Pol.,  Paris  1892.  p.  118.  — E. 
Glaeser  in  seiner  „Biographie  Nationale  des 
Contemporaires-4.  Paris  1878.  p.  325.  — Journal 
des  Kconotnistes.  1880.  p.  302  und  317.  — 
Cossa.  Introduzione  allo  Studio  dell‘  Economia 
Politica.  3c  cd.,  Milano  1892,  S.  281,  307.  414. 
— Roscher.  Syst.  I.  § 139.  — Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.  I,  S.  388,  VI,  S.  151.  — Palgrave. 
Dictionary  of  Pol. -Economy.  London  1896.  II.  575. 

Schmidt, 


v.  Lavergne-Peguilhen,  M., 

wurde  am  6.  X.  1801  in  dem  damals  zu  Preussen, 
jetzt  zu  Polen  gehörigen  Städtchen  Bialvstock 
geboren.  Auf  (lern  französischen  Gymnasium 
zu  Berlin  vorgebildet,  studierte  er  in  Königs- 
berg und  erwarb  sich  dort  das  Diplom  als 
Doktor  der  Philosophie.  Später  widmete  er 
sich  als  Besitzer  des  Rittergutes  Bälden  im 
Kreise  Neidcnburg  der  Landwirtschaft,  wurde 
im  Anfang  der  40  er  Jahre  Landrat  des  Kreises 
Rössel,  1848  bis  1863  Landrat  in  Wirsitz  (Posen) 
und  vertrat  längere  Jahre  seinen  Kreis  im  Ab- 
georduetenhanse.  v.  Lavergne-Peguilhen  wid- 
mete sich  jetzt  der  Publizistik  und  machte 
Studienreisen  speeiell  in  Schleswig-Holstein.  Er 
starb  am  1*2.  XII.  1870  in  Berlin. 

v.  Lavergne-Peguilhen  zeigt  sich  in  seinen 
Schriften  als  ein  Freund  der  merkantilistischen 
und  protektionistischen  Richtung  (der  Schule 
Haller,  Schmittheuner , List).  Willi.  Roscher 
(Gesell,  d.  Nat.  S.  1027)  bezeichnet  ihn  als  den 
h ervorrag e n d s t e n Vertreter  derjenigen 
konservativen  Gruppe  von  Volkswirten,  deren 
Kern  preußische  ritterguisbesitzende  Verwal- 
tungsbeamte bilden,  welche  sich  als  praktisch 
erfahrene  Gegner  der  abstrakt-liberalen  National- 
ökonomik kennzeichnen.  — Werner  Sombart 
rechnet  ihn  „vor  allein“  zu  jenen  konservativ- 
„ethischen“  Nationalökonomen,  welche  „die 
Systematik  der  Wirtschaftsstufen  und  der  ihnen 
je  entsprechenden  Organisationsformen  der  ge- 
werblichen Arbeit  weiter  nusbauten“. 

v.  Lavergne-Peguilhen  veröffentlichte  von 


staatswissenschaftlichen  Schriften  al  in  Buch- 
form: Gmndzilge  der  Gesellschaftswissenschaft. 

I.  Teil.  Die  Bewegung«-  und  Produktions- 
gesetze. Königsberg  i.  Pr.  1838  (366  Seiten). 

II.  Teil.  Die  Kultnrgesetze.  1.  Abt.,  enthaltend 
die  allgemeinen  Kulturgesetze  und  die  Gesetze 
der  sinnlichen  Kultur.  Königsberg  1841.  (In  diesem 
seinem  Hauptwerke  bezeichnet  v.  Lavergne- 

i Peguilhen  Natur.  Mensch  (Arbeit  und  Geist) 

| und  Staat  als  die  drei  (oder  richtiger  vier)  Be- 
standteile, durch  deren  Verein  die  Gesell- 
schaft gebildet  wird.  Kr  definiert  den  Staat 
als  den  „Inbegriff  allgemeiner  gesellschaftlicher 
j Veranstaltungen  zur  Vermittelung,  Sicherung 
und  Anregung  der  nationalen  Produktions-  und 
Kulturthiitigkeiteii“,  also  als  eine  Produktions- 
kraft  (II.  S.  10).  Das  diesem  Staate  dienende 
| Wirtschaftssystem  zerfällt  in  vier  Wirt- 
schaftsformen: 1.  die  Zwangswirtschaft.  2.  die 
; Anteilswirtschaft . 3.  die  Geldwirtschaft  (als 
höchste  Form  der  gesellschaftlichen  Entwicke- 
lung) und  4.  die  gemischten  Wirtschaftsformen. 

| „In  der  Arbeitsteilung  und  in  der  Arbeitsver- 
einigung, nach  Massgabe  der  Bedürfnisse,  liegt 
J das  grosse  Geheimnis  menschlicher  Güterer- 
j zeugungskraft ; beide  finden  im  Gehle  ihre, 
Grundlage,  sie  werden  nur  mittelst  des- 
selben in  höchster  Wirksamkeit  dargestellt, 
und  so  erscheint  dasselbe  als  Basis  gesellschaft- 
licher Entwickelung.“  Der  Autor  selbst  be- 
■ zeichnet  seine  Staatswirtschaftstheorie  als  eine 
! „Darstellung  der  Bewegung  der  Produktions- 
! gesetze“  { 1 . 8.45  - 80).  Kautz  (Nationalökonomik, 
Wien  1858.  II,  8.  641)  sagt,  dass  die  v.  Lavergne- 
l Peguilhensche  Theorie  ein  neues  Gesetz  der 
{ökonomischen  Kriiftekonjunktur  ent- 
I wickele.  — Die  Landgemeinde  in  Preussen, 
Königsberg  1841.  — Der  Liberalismus  und  die 
Freiheit.  Königsberg  1846.  — Sozialpolitische 
Studien,  Berlin  1863(174  Seiten, i.  (Vergleichende 
j Zusammenstellung  der  Staatsinstitutionen  Frank- 
J reichs,  Kurlands  und  Preussens.)  — Schleswig- 
Holstein.  Sozialpolitische  Studien.  Berlin  1866 
(171  Seiten).  (Der  Verfasser  will  hier  „nach- 
, weisen,  wie  unter  einer  unendlichen  Mannig- 
faltigkeit von  Institutionen  das  staatliche,  wirt- 
schaftliche und  soziale  Leben  sich  gestaltet“. 
Er  bezeichnet  Schleswig-Holstein  als  „ein  wahres 
Kalifornien  für  sozialwissenschaftliche  Studien“.) 
— Die  konservative  Soziallehre.  1.  Heft:  Die 
Konkurrenz  und  die  Gliederung  der  Staaten. 
Berlin  1868  (108  Seiten).  2.  Heft:  Die  orga- 
I nisehe  Staatslehre  Berlin  1870  (141  Seiten). 

] Diese  .Schriften  enthalten  u.  a.  auch  eine  Er- 
i örterung  der  Gesetzentwürfe  über  eine  neue 
! Kreis-  und  Landgemeindeordnung  der  sechs 
. östlichen  preussischen  Provinzen  und  der  be- 
züglichen Lettesehen  Vorschläge.  Von  beson- 
! derem  Interesse  ist  die  Betonung  des  Wertes 
| der  Statistik,  den  der  Verfasser  in  dieser 
I und  anderen  Schriften  ausübt.)  — Geschichte 
der  volkswirtschaftlichen  Litteratur  im  Mittel- 
alter.  Berlin  1869.  (Anhang  zu  Contzen,  Die 
j Nationalökonomie . ein  politisches  Bedürfnis 
! unserer  Zeit.  Berlin  1873.  II.  Bd  ) 

b)  in  Zeitschriften:  In  Glasers 

Jahrbüchern  für  Gesellschaft»-  und 
Staats  Wissenschaften  (Berlin)  I (1864): 

I lieber  die  Methode  der  Gesellschaft«-  und 
: Staatswissenschaften.  S.  208 — 217.  — Beiträge 
zur  Morphologie  der  Gesellschaft,  S.  409 — 429. 
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— II  (1864):  Sozialpolitische  Studien  Uber 
•Schleswig-Holstein.  S.  419—434.  — III  (1865): 
Die  Verfassung  der  Landschaft  Eiderstedt  in 
Schleswig-Holstein.  S.  60—67.  — VII  (1867): 
Die  direkten  Steuern  in  den  alten  und  in  den 
neuen  Provinzen  der  preussischeu  Monarchie. 
S.  206 — 229.  — VIII  (1867):  lieber  die  Ver- 
fassung des  norddeutschen  Bundes.  S.  100 — 114. 

— Von  der  Konkurrenz  der  Staaten.  S.  266 — 
290.  — Die  Arbeiterfrage.  — Die  Kreis-,  die 
Provinzial-  und  die  Geineindeordunng  in  den 
sechs  östlichen  Provinzen  der  preussischeu  Mo- 
narchie I,  II,  8.446 — 162.  — IX:  Dasselbe  III. 
8.  12-  18.  — Zur  Reform  der  Kreis-  und  Land- 
gemeindeordnuug  in  Preussen.  8.1 — 11.  Grund- 
sätze der  Steuerpolitik.  S.  22 — 32. 


Vergl.  über  M.  v.  L a v e r g u e - P e g u i 1 h e n : 
Roscher,  Geschichte  d.  Nat.  8.  1026  u.  1027. 
— Contzen,  Geschichte,  Litteratur  und  Be- 
deutung d.  Nat.,  2.  Aull.,  Berlin  1881,  8.  32 
und  33.  — Kautz,  N'atioualökonomik . Wien 
1858,  II,  S.  484  und  641.  — R.  v.  Mohl,  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staat-sw.,  Erlangen 
1855,  1856,  I.  8.  75.  II.  355.  — v.  Schulze- 
Gävernitz,  Der  Grossbetrieb,  ein  wirtschaft- 
licher und  sozialer  Fortschritt,  Leipzig  1892. 
8.  15.  — Glasers  Jahrb.  I (1864).  S.  152,  V 
(1866),  S.  443.  VLI  il867..  8.  122.  123.  - Jahrb. 
f.  Nat.  u.  8 tat.  XV 1 (1871).  S.  231.  - Viert,  f. 
Volksw.  II.  2 '1864).  S.  231.  VI,  3 t 1868,1,  S. 
282.  — Zeitsehr.  f.  Sfnatsw.  XXV  (1869),  8. 
412.  XVII  (1871).  8.  114.  — Archiv  f.  soz.  G. 
XIV  .1899),  S.  16. 

Schmidt. 


Law,  John, 

geh.  im  April  1671  als  der  8ohn  eines  reichen 
Goldschmieds  und  Bankiers  William  Law  in 
Edinburg,  zeigte  frühzeitig  neben  einem  sehr 
vorteilhaften  Aeussern  reiche  Begabung  für 
mathematische  Wissenschaft , Handels-  und 
Finauzfragcn.  Doch  hielt  er  es  bei  ernsten 
Studien  nicht  lange  ans.  Kaum  20  Jahre  alt, 
geht  er  nach  London,  um  die  Welt  und  be- 
sonders ihre  Genüsse  kennen  zu  lernen.  Hier 
hätte  er  durch  verschwenderisches  Lebeu  in 
einem  Jahre  das  ihm  vom  Vater  erworbene 
Besitztum  Lauriston  verloren,  wenn  nicht  die 
Mutter,  nach  einigen  aus  dem  alten  herzogl. 
Geschlechte  der  Argyll  stammend,  seine  Schulden 
bezahlt  hätte.  Wegen  einer  Ms.  Laurence  tötet 
er  1694  seinen  Gegner  Wilson  im  Duell,  wird 
deshalb  zum  Tode  verurteilt,  vom  König  zu 
Gefängnis  begnadigt  und  entflieht  anfangs  1695 
aus  dem  Gefängnis.  In  die  Zeit  seines  Lon- 
doner Aufenthaltes  fällt  die  Gründung  der  eng- 
lischen Bank  durch  den  Schotten  Win.  Patterson 
(1694',  welcher  Vorgang  jedenfalls  nicht  ohne 
Einlluss  auf  seine  späteren  Pläne  geblieben  ist. 
Law  wendet  sich  zunächst  nach  Holland,  um 
hier  das  blühende  Handels-  und  Finanzwesen 
zu  studieren,  geht  sodaun  nach  Italien,  um  die 
grossen  Buuken  von  Genna,  Venedig,  Mailand  etc. 
kennen  zu  lernen,  wobei  es  ihm  glückt,  im 
Spiel  grosse  Summen  zu  gewinnen.  Gegen  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  kehrt  er  nach  Schottland 


zurück  und  tiudet  sein  Heimatland  — im  schroffen 
Gegensätze  zu  dem  Reichtum  Hollands  und  der 
italienischen  Haudelsrepubliken  — ziemlich  ver- 
armt und  von  der  Eifersucht  Englands  nieder- 
gehalten. Er  überreicht  deshalb  dem  Parla- 
mente seine  Schrift:  Proposals  and  reasons  for 
coustituting  a couucil  of  trade  in  Scotland 
(Edinburg  1700),  in  welcher  er  die  Errichtung 
eines  Handelsrates  empfiehlt,  welcher  für  die 
Beschäftigung  der  Armen,  Anlegung  von  Ge- 
treidemagazinen,  Ausbeutung  der  Minen,  Förde- 
rung des  Ackerbaues.  Verbesserung  der  Manu- 
fakturen, Reduktion  des  Zinsfusses,  Schutz  und 
Hebung  des  auswärtigen  Handels  sorgen  soll. 
Fünf  .fahre  später  bei  Gelegenheit  der  Refor- 
mierung der  schottischen  Bank  tritt  er  mit 
einem  zweiten  Vorschläge : Money  and  trade 
considered  with  a proposal  for  supplving  the 
nntiou  with  money  vor  das  Parlament,  iu  wel- 
chem seine  Ideeen  über  Geld  und  Kredit  schon 
schärfer  ansgebildet  sind  und  er  das  Silber 
durch  Banknoten , welche  durch  Gruud  und 
Boden  bezw.  Hypotheken  gedeckt  sind,  ersetzen 
will.  Das  Silber  habe  durch  seine  Verwendung 
als  Geld  neben  seinem  natürlichen  Warenwerte 
einen  Znschlagswert  erhalten,  der  seiuen  Bezug 
wesentlich  verteuere  und  nachteilige  Schwan- 
kungen des  Geldpreises  hervorrufe,  während  das 
vorgeschlagene  Krcditgeld  alle  Vorteile  des 
Silbergeldes  ohne  dessen  Nachteile  besitze. 
Sowohl  dieser  als  der  erste  Plan  Laws  hatten 
beim  Parlament  keinen  Erfolg,  machten  aber 
seinen  Namen  bekannt.  — Wir  finden  ihn  dann 
iu  Brüssel,  hierauf  iu  Paris,  wo  er  zunächst 
durch  Glück  im  Spiel  Aufsehen  erregt  und  die 
erste  Bekanntschaft  mit  dem  Herzog  Philipp 
von  Orleans  macht,  den  er  schon  jetzt  für  seine 
Fiuanzplfine  zu  interessieren  weiss.  Von  Frank- 
reich ausgewiesen,  besucht  er  aufs  neue  Italien, 
hat  aber  hier  ebenfalls  mehr  Glück  im  Pharao 
als  mit  seinen  Finanzprojekten.  „Je  ne  suis  pas 
assez  riche  pour  uie  ruineru,  antwortet  ihm  der 
Herzog  Viktor  Amadäus  von  Savoyen  auf  seine 
Vorschläge.  Nach  Beendigung  des  spanischen 
Erbfolgekrieges  darf  er  — dank  seiner  Gönner 
in  hohen  Kreisen  — nach  Frankreich  zurück- 
kehren,  das  er  mit  richtigem  Blick  als  seiu 
künftiges  Operationsfeld  nicht  aus  den  Augen 
gelassen  hat.  Er  hatte  den  Plan  zu  einer 
Notenbank  bereits  ausgearbeitet,  als  am  1.  IX. 
1715  Ludwig  XIV.  starb  mul  Philipp  von 
Orleans  im  Namen  des  unmündigen  Köuigs 
Ludwig  XV.  die  Zügel  der  Regierung  ergriff. 
Die  Staatsschuld  belief  sich  nach  Datot l)  auf 
2 Milliarden  412  Millioueu  Livres.  Mehr  als 
90  Millionen  waren  nötig,  um  die  Zinsen  zu 
decken,  gegen  eine  Steüereinnalune  von  160 
Millionen,  wovon  ein  grosser  Teil  im  voraus 
verbraucht  war.  Von  dem  traurigen  Finanz- 
zustande des  Landes  hatte  der  Marschall  de 
Yauban  schon  1698  0 ein  ergreifendes  Bild  ent- 
worfen. Man  hatte  daher  dem  neuen  Regenten 
nichts  Besseres  als  die  Erklärung  des  Staata- 
bankerotts  vorzuschlagen.  Dass  der  Regent 
nicht  darauf  einging,  ist  sicher  zum  Teil  dem 
Einflüsse  Laws  zuzuschreiben.  In  seinen  beiden 


')  Reflexions  sur  le  Commerce  et  les  Finances 
chap.  1er,  art.  5. 

*)  Dime  royale  1707  u.  1708. 
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Denkschriften  über  die  Banken ')  sowie  in  seinen 
Briefen  Uber  die  Banken  an  den  Regenten  sucht 
er  diesen  zu  überzeugen,  dass  eine  wohlgeleitete 
und  mit  den  nötigen  Gamntieen  und  Privilegien 
ausgerüstete  Notenbank , welche  durch  ihre 
Noten  den  Geldvorrat  des  Landes  vorgrössere, 
sich  zum  Kassierer  des  Staates  und  Vermittler 
des  Staatskredits  erhebe  und  bestimmenden 
Einfluss  auf  Gewerbe  und  Handel  gewinne,  das 
beste  Mittel  sei,  den  Zinsfnss  zu  reduzieren, 
die  Staatsschuld  zu  vermindern,  die  Lasten  des 
Volkes  zu  erleichtern.  Handel  und  Industrie  zu 
hebeu  und  die  Bevölkerungszahl  zu  steigern. 
Geldüberfluss  vermittelst  der  Banknoten  ist 
nach  Law  das  Zaubernlitte),  welches  Frankreich 
wohlhabend  und  mächtig  machen  soll.  „Le 
grand  rovaume,  bien  gouverne,  serait  l'arbitre 
de  l'Enrope  sang  se  servir  de  la  force“*).  Da 
Law  einsah,  dass  er  bei  der  grossen  Gegner- 
schaft. wozu  vor  allen  der  noch  mächtige  Finanz- 
leiter Herzog  von  Noailles  gehörte,  mit  einer 
Staatsnotenbank  nicht  durchdringen  werde, 
wollte  er  es  mit  einer  Privatbank  versuchen,  | 
die  er  nötigenfalls  mit  eigenen  Mitteln  aus- 
rüsten wollte.  Aber  erst  die  Schlechtigkeit  ] 
der  aufs  neue  versuchten  alten  Massregeln,  wie 
Visas,  Einsetzung  einer  Justizkammer  („ehambre 
ardente“)  zur  Herabsetzung  der  Staatsverbind- 
lichkeiten, Münzversehlechtorungen  u.  dgl.  ge- 
hörte dazu,  um  Law  die  Sympathie  des  Staats- 
rates  soweit  zu  verschaffen,  dass  er  am  2.  V. 
171(5  die  Genehmigung  zur  Errichtung  einer 
Privatnotenbank  erhielt.  Das  Privileg  der 
Bank,  welche  „Banque  Generale“  firmierte,! 
wurde  auf  2ü  Jahre,  ihr  Grundkapital  auf  (5  j 
Millionen  Livres  fl  L.  tournois  ungefähr  1 Frc.j, : 
in  1200  Aktien  ä ÜOOO  Livres  geteilt,  festgestellt 
Dahei  hatte  es  Noailles  durchgesetzt,  dass  nur 
in  barem  Gelde,  3/t  in  entwerteten  Staats- 
billets  eingezahlt  werden  sollten,  wodurch  sich 
•las  Aktienkapital  auf  38000Ü0  Livres  redu- 
zierte. Um  die  Bank  vor  Müuzversehlechternng 
zu  schützen,  führte  Law  eine  eigene  Bank- 
währung ein ; die  Noteu  sollten  auf  1000 
und  10000  Ecus  (1  Mark  — 8 Ecus  ii  5 Livres) 
lauten  und  bei  Sicht  nach  dem  damals  herrschen- 
den Münzfusse  (du  poids  et  titre  de  ee  jour) 
einlösbar  sein.  Auch  sollte  die  Bank  weder 
Land-  und  Seehandel  noch  Leih-,  Versicheruugs- 
und  Kommissionsgeschäfte  betreiben,  um  nicht 
dem  privaten  Handel  zu  schaden.  Sie  wurde 
noch  im  Mai  1710  im  eigenen  Hause  Laws  er- 
öffnet. von  wo  sie  später  nach  dem  geräumigeren 
Hotel  du  Soissous  übersiedelte.  Durch  ihre  vor- 
sichtige Geschäftsführung  erwarb  sich  die  Bank 
bald  grosses  Zutrauen  und  konnte  — obgleich 
sie  sich  in  der  ersten  Zeit  hauptsächlich  auf 
Wechseldiskontierung  beschränkte  — für  das 
erste  Halbjahr  ihres  Bestehens  7'  40,,  Dividende  { 
zahlen.  Durch  Edikt  vom  10.  IV.  1717  wurde 
bestimmt,  dass  die  Noten  der  Bank  auch  in  der 
Provinz  bei  allen  öffentlichen  Kassen  zur  Be- 
zahlung der  Steuern  angenommen  und  gegen 
Metall  eingelöst  werden.  Aber  die  Ver- 

')  Memoires  sur  les  Banques  presentes  ä 
son  Altesse  royale  Monseigneur  le  duc  d'Orleans, 
Regent  de  France,  1715. 

'*)  Lettre»  sur  les  Banques,  ä son  Altesse 
royale  Monseigneur  le  Duc  d'Orleans,  Regent 
de  France  (1.  Brief'. 


sprechnngeu  Laws  gegenüber  der  Regentschaft, 
die  Staatsschuld  zu  vermindern  oder  gar  zu 
tilgen  und  die  Regicrungskassen  zu  füllen, 
waren  freilich  damit  noch  nicht  erfüllt  Die 
Gelegenheit,  sein  „System”  weiter  auszubaueu, 
bot  sich  aber  schneller,  als  es  Law  vielleicht 
vermutete.  Crozat,  welcher  das  Patent  zum 
ausschliesslichen  Handel  nach  Louisiana  besessen, 
gab  dasselbe,  in  seinen  Erwartungen  getäuscht, 
zurück,  als  ihn  die  J nst izkammer  dafür  be- 
steuern wollte.  Unter  der  Bedingung,  das 
Unternehmen  erweitern , insbesondere  aut"  den 
Biberhandel  in  Canada  ansdehneii  zu  dürfen, 
nahm  Law  die  ihm  angehotene  Nachfolge  bereit- 
willigst an  und  gründete  im  August  1717  — zu- 
nächst mit  einem  Privileg  auf  25  Jahre  — die  be- 
rüchtigte Compagnie  d'Occident,  bekannter  unter 
dem  Namen  ..Mississippikompagnie*1.  Das  Aktien- 
kapital wurde  auf  100  Millionen  Livres,  in 
200000  Aktien  au  porteur  ä 500  Livres  festgesetzt. 
Die  Einzahlung  sollte  in  4”  „igelt  Staatsbillets 
al  pari  geleistet  werden,  wovon  damals  250 
Millionen  in  Umlauf  waren.  Sie  bildeten  die 
schwebende  Schuld  des  Staates  und  hatten  mehr 
als  die  Hälfte  ihres  Wertes  verloren.  Die 
Staatsbillets  sollten  verbrannt  werden  und  der 
Staat  die  Zinsen  künftig  an  die  Kompagnie  be- 
zahlen. Für  das  erste  Jahr  sollten  die  Zinsen 
nicht  an  die  Aktionäre  verteilt,  sondern  als  Be- 
triebsfonds zurück  behalten  wu  rden.  Obgleich 
die  Staatsgläubiger  auf  solche  Weise  die  ent- 
werteten Staatsbillets  zuin  Nennwerte  an  bringen 
konnten,  ging  die  Aktienzeiclmung  nur  sehr 
langsam  vor  sich.  Man  kannte  die  Misserfolge 
der  Kompagnie  unter  Crozat  und  hatte  zu  den 
Versprechungen  kein  grosses  Vertrauen.1)  Nur 
mit  Mühe  waren  die  Aktien  durch  eigene 
Prämienkäufe  Laws  und  durch  Verteilung  von 
halbjährlichen  Zinseu  auf  einzelne  Aktienserien 
(gegen  den  Wortlaut  des  Patents)  auf  den  Kurs 
von  530  Livres  zu  bringen.  Dahei  hatte  Law 
fortwährend  gegen  das  Parlament  und  seine 
Feinde,  wozu  nach  dem  Sturze  Noailles'  auch 
dessen  Nachfolger  d'Argenson  gehörte,  zu 
kämpfen.  Letzterer  verschaffte  — kaum  ans 
Ruder  gekommen  — durch  Staatsratsbeschluss 
vom  16.  IX.  1718  den  Gehr.  Paris  unter  dem 
Namen  d’Aymard-Lambert  die  Generalnacht  der 
Staatsgefälle  für  den  Preis  von  48*.  Millionen, 
wofür  sie  Aktien  von  100  Millionen  ä 1000  Livres 
ausstelleu  durften.  Die  Aktien  sollten  den- 
jenigen der  Mississippikompagnie  die  Spitze 
nieten  und  waren  der  grösseren  Sicherheit  ihrer 
Einkünfte  wegen  sofort  viel  gesuchter.  Dieses 
„Antisystem“  natte  zur  Folge,  dass  die  Aktien 
der  Lawschen  Kompagnie  um  die  Hälfte  ihres 
Nennwertes  fielen.  Eine  kurz  vorher,  wie  man 
glaubt,  von  d’Argensou  angezettelte  Münz  Ver- 
schlechterung — die  Mark  Silber  wurde  von 
40  auf  60  Livres  erhöht  — brachte  das  Parla- 
ment so  gegen  Law  auf.  dass  der  Regent,  um 
diesen  zu  halten,  gezwungen  war,  ersteres  durch 
ein  lit  de  justice  am  26.  VIII.  niederzu werfen. 
Jetzt  galt  es  auch  für  Law*,  energisch  zu  handeln. 
Am  4.  XII.  wird  die  Bank  in  eine  „Bauque 
royale“  verwandelt.  Das  Aktienkapital  — in 
Aktien  der  Mississippikompagnie  angelegt  — 


’)  Nach  Thiers  wäre  1 , har  einbez&klt  wor- 
den. was  aber  von  Daire,  wohl  mit  Recht,  be- 
stritten wird. 
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soll  vom  König  bar  bezahlt  werden1:,  und  die 
Mississippiaktien  sollen  an  den  Staat  übergehen. 
l>ie  solide  Bankwährung  wird  aufgegeben  und 
die  neuen  Noten  in  Livres  gestellt,  angeblich 
weil  das  Volk  solche  Noten  lieber  nehme,  wobei, 
um  dem  Misstrauen  zu  begegnen,  bekannt  ge- 
geben wird  {22  IV.  1719),  dass  die  Noten  von 
Münz  Verschlechterungen  nicht  getroffen  werden 
sollen.  Im  Mai  1719  werden  die  in  Verfall  ge- 
ratenen ostindische  und  chinesische  Kompagnie 
mit  der  Mississippikoropagnie  vereinigt,  welche 
nun  den  stolzen  Namen  _ Compagnie  des  Indes“ 
führt.  Mau  beschliesst  die  Ausgabe  von  50 
Millionen  neuen  Aktien  lies  filles)  ä 500  Livres 
zum  Kurs  von  550.  die  ratenweise,  zunächst 
nur  mit  50  Livres  per  Stück,  einzuzahlen  sind, 
so  dass  man  z.  B.  mit  500  Livres  barem  Uelde 
10  Aktien  zeichnen  kann.  Das  Recht  zur  Zeich- 
nung einer  neuen  Aktie  wird  aber  von  dem  Be- 
sitze von  vier  alten  Aktien  abhängig  gemacht, 
wodurch  eine  Jagd  nach  den  alten  Aktien  her- 
vorgerufen wird.  Diese  Mittel  ziehen;  das  neue 
Aktienkapital  wird  überzeichnet  und  der  Kurs 
der  Aktien  auf  750  Livres  gesteigert.  Am  25.  VII. 
erhält  die  Kompagnie  das  Münzregal  auf  0 Jahre 
gegeu  Bezahlung  von  50  Millionen  Livres  in 
15  Monatsraten,  wofür  aufs  neue  50000  Stück 
Aktien  (les  petites  filles)  ä 509  Livres,  diesmal 
zum  Kurse  von  1000  Livres  ebenfalls  in  Raten 
einzahlbar,  ansgegeben  werden,  wobei  5 alte 
Aktien  zum  Bezug  einer  neuen  berechtigen. 
Die  Kompagnie  macht  ausserdem  bekannt,  dass 
sie  eine  jährliche  Dividende  von  12°,,,  in  zwei 
Terminen  zahlbar,  zusichere,  was  natürlich  den 
Kurs  der  Aktien  sofort  in  die  Höhe  treibt.  Um 
für  das  nötige  Geld  zu  sorgen,  wird  die  Bank 
gleichzeitig  zur  Ausgabe  von  weiteren  240  Millio- 
nen Livres  Noten  ermächtigt,  deren  Umlauf  sich 
jetzt  auf 400  Millionen  erhöht.  Nun  kann  Law  auch 
den  längst  gehegten  Plan  ausfükren,  die  General- 
pacht den  Gehr.  Paris,  welche  15 — IG  Millionen 
Reinertrag  brachte,  zu  entreissen.  Am  25.  VIII. 
erscheint  das  Edikt,  welches  der  Kompagnie  die 
Generalpacht  auf  9 Jahre  gegen  Zahlung  von 
52  Millionen  überträgt  und  ihr  Privileg  auf 
weitere  25  Jahre  ausdehnt.  Die  Kompagnie 
leiht  dem  Staate  1500  Millionen  ä 3°0  zur 
Rückzahlung  seiner  fundierten  Schulden . was 
für  den  Staat  eine  Zinsersparnis  von  30  — 35 
Millionen  bedeutet.  Die  Kompagnie  hat  sonach 
an  den  Staat  für  die  Geueralpacht  nur  7 Millio- 
nen heruuszuzahlen.  Die  Gläubiger  sollen  gegen 
Eiulieferung  der  Sehnldtitel  beim  Staatsschatz 
Recepisse  erhalten,  die  sie  bei  der  Kompagnie 
gegen  Gehl  und  Banknoten  Umtauschen  sollen. 
Diese  Nachrichten  schnellten  den  Preis  der 
Aktien  bedeutend  iti  die  Höhe;  bereits  Ende 
August  hatten  sie  den  Kurs  von  3000  Livres 
erreicht.  Die  unscheinbare  Strasse  Quincampoix 
war  inzwischen  der  Sammelpunkt  der  Agioteure 
(Mississippiensi  geworden,  die  sich  aus  den 
höchsten  bis  herab  zu  den  niedrigsten  Gesell- 
schaftskreisen rekrutierten.  Man  sehlug  sich 
förmlich  um  die  Aktien.  Vom  13.  IX.  bis  2.  X. 
wurden  aufs  neue  300000  Stück  Aktien  i\  500 
Livres,  diesmal  zum  Kurs  von  5000  Livres  ge- 
schaffen. welche  reissenden  Absatz  fanden  und, 
weil  500  Livres  per  Aktie  sofort  einznzahlen 
waren,  les  cinq  Cents  genannt  wurden.  100 000 

*)  Die  Zahlung  ist  aber  nicht  geleistet  worden. 


Stück  Aktien  wurden  dem  Könige  reserviert, 
wofür  die  Kompagnie  keinen  Pfennig  erhalten 
haben  soll.  Ausserdem  wurden  für  den  Regenten 
24 (XX)  Stück  neu  kreiert,  so  dass  die  Gesamtzahl 
der  Aktien  G24  000  Stück  betrug.  Die  Staats- 
gläubiger hatten  noch  nicht  ihre  Recepisse 
empfangen  und  mussten  in  der  rue  Quincampoix 
die  Aktien  zu  hoben  Kursen  kaufen,  was  den 
Renten  Umtausch  jedenfalls  sehr  erschwerte. 
Schon  bei  der  Zeichnung  standen  die  Aktien 
6— 7(XX)  Livres;  sie  stiegen  zeitweilig  auf 
18000  Livres,  und  oft  in  wenigen  Minuten 
waren  Tausende  zu  verdienen.  Dabei  stieg  die 
Notenemission  der  künigl.  Bank  bis  Jahresschluss 
auf  1 Milliarde,  und  die  Noten  bedangen  gegen 
Silber  ein  Agio  von  10  °0.  Inzwischen  hatte 
Law  auch  die  Tabakpacbt  für  die  Kompagnie 
gegen  ein  Darlehen  von  100  Millionen  zu  3% 
erworben.  Die  Ersparnis  von  1 Million  Zinsen 
sollte  zur  Herabsetzung  der  Zölle  auf  Talg, 
Fische  etc.  verwendet  werden , wodurch  das 
System  beim  Volke  noch  beliebter  gemacht 
werden  sollte.  In  der  Generalversammlung  der 
Aktionäre  vom  30.  XII.  1719  berichtet  Law 
über  die  Bilanz,  die  eine  Gewinnverteilung  von 
40°  0 gestatte,  was  allerdings  beim  Durchsehnitts- 
kurse  von  90U0  Livres  per  Aktie  nur  21,„".o  ff* 
giebt.1)  Mit  seiner  Ernennung  zum  Geueral- 
kontrollenr  der  Finanzen  an  Stelle  d’Argensons 
zu  Anfang  des  Jahres  1720  befand  sich  Law 
auf  dem  Gipfel  seiner  Macht,  von  welchem  es 
jetzt  mit  Riesenschritten  abwärts  ging.  Hielt 
i er  es  seihst  noch  am  7.  I.  Für  geraten,  der  un- 
mässigen  Kurstreiberei  durch  eigene  Baisse- 
spekulation zu  begegnen,  so  war  das  in  der 
Folge  nicht  mehr  nötig.  Die  schlaueren  Speku- 
lanten fingen  von  selbst  an,  sich  ihres  papierneu 
Besitzes  bei  günstiger  Gelegenheit  gegen  reellere 
Werte  zu  entledigen.  Im  Grunde  waren  die 
Erfolge  der  Kompagnie  nnr  bescheiden  und 
standen  zu  dem  Preise  der  Aktien  iu  argem 
Missverhältnis.  Die  Kolonisten  in  Louisiana 
stammten  aus  den  fragwürdigsten  Klassen  der 
Gesellschaft  und  waren  zum  Teil  gewaltsam  hin- 
geschleppt worden.  Von  den  versprochenen 
goldenen  Bergen  war  nichts  zu  spüren;  die 
Kolonie  war  vielmehr  in  der  traurigsten  Ver- 
fassung. Sobald  der  Stein  ins  Rollen  kam, 
musste  er  Law  und  sein  System  erdrücken,  auch 
wenn  die  dagegen  ergriffenen  Massregeln.  deren 
Urheberschaft  zum  Teil  den  Feinden  Laws  zu- 
gesebrieben  wird,  nicht,  so  widersinnig  gewesen 
wären,  als  sie  es  thatefichlich  waren.  Um  den 
Metallentziehungen  zu  begegnen,  erscheinen  zu 
Anfang  des  Jahres  1720  rasch  auf  einander  die 
Edikte,  welche  das  Agio  der  Banknoten  gegen 
Münze  auf  5°/0  festsetzen,  den  Gebrauch  «les 
Metalls  nur  für  kleine  Zahlungen  gestatten, 
den  Transport  desselben  von  einem  Orte  zum 
anderen  verbieten,  den  Wert  der  Gold-  und 
Silbermünzen  herabsetzen . das  Tragen  von 
Schmucksachen,  die  Anfertigung  von  silbernem 
Tafelgeschirr,  die  Aufbewahrung  von  mehr  als 
600  Livres  Silber  verbieten,  — alles  Mass- 
nahmen, welche  zwar  deu  Notenumlauf  gewalt- 

•)  Thiers  rechnet  aber  die  Einkünfte  des 
ersten  Jahres  höchstens  auf  805<X)00>  Livres 
aus.  was  für  den  Emissionswert  des  Aktien- 
kapitals von  1 ä/s  Milliarden  höchstens  5%,  für 
den  Kurswert  also  kaum  1 °/0  ergiebt. 
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»am  steigern,  aber  auch  das  Misstrauen  in  das 
System  vergrössern.  Man  will  ferner  die  Staats- 
gläubiger zwingen,  ihre  noch  rückständigen 
Keeepisse  gegen  Banknoten  uinzutauschen. 
Durch  die  Vereinigung  der  Kompagnie  mit  der 
königlichen  Bank  i 22.  Il.i  kettet  man  das  Schick- 
sal der  letzteren  uoch  fester  an  das  der  erstcren. 
deren  Aktien  bereits  bedeutend  zu  sinken  be- 
gonnen haben.  Man  setzt  nun  den  Kurs  der 
Aktien  auf  3000  Livres  fest  und  errichtet  eine 
Einlösungsstelle,  bei  welcher  die  Aktien  gegen 
Noten  umgetauscht  werden.  Dies  hat  zur  Folge, 
dass  die  Kompagnie  in  kurzer  Zeit  in  den  Be- 
sitz einer  grossen  Anzahl  von  Aktien  gelangt 
und  die  Notenemission  auf  2 Milliarden  an  wächst. 
Die  Noten  verlieren  dabei  gegen  Metall  etwa 
60%  ihres  Wertes.  Nun  will  man  die  im  Be- 
sitz der  Kompagnie  befindlichen  324  (XXI  Stück 
Aktien  und  die  lOOOoO  Stück  des  königlichen 
Schatzes  vernichten,  die  Kompagnie  soll  auf  die 
48  Millionen  Zinsen,  welche  ihr  der  Staat  schul- 
det, verzichten,  damit  man  neue  Kenten  und 
Stadthauskontrakte  schafft,  um  die  Banknoten 
einzulösen.  Das  Volk  will  aber  nichts  mehr  von 
papiernen  Werten  wissen,  wie  sie  auch  heissen 
mögen.  Man  zieht  die  Darlehen  anf  Mississippi- 
aktien zurück,  man  errichtet  eine  Art  von 
Giroconto  (Bankconto),  um  nur  einen  Teil  der 
Noten  zuriickzucrhalten.  Man  setzt  den  Wert 
des  Metallgeldes  auf  die  Hälfte  zurück,  um  den 
Kurs  der  Noten  zu  halten.  Alles  vergeblieh. 
Bis  zum  30.  VII.  waren  nur  12V»  Millionen 
Renten  umgesetzt.  Als  man  dagegen  am  17.  VII. 
erklärte,  dass  die  Bank  die  10  l.ivres-Noten  in 
Metall  einlösen  werde,  war  der  Andrang  zur 
Bank  so  gross,  dass  drei  Personen  erdrückt 
wurden.  Von  einer  Einlösung  der  grösseren 
Notenahschnitte  war  überhaupt  keine  Rede  mehr. 
Sie  sollten  bis  1.  XL  ausser  Kurs  gesetzt  und 
in  2"  0ige  Aktienrentenbriefe  umgewandelt  wer- 
den. wenn  sic  nicht  bis  dahin  in  Staats-  und 
Stadtrenten  umgetauscht  sind,  also  die  Rückkehr 
zum  alten  System  wieder  hergestellt  ist.  Durch 
Dekret  vom  10.  X.  endlich  werden  die  Noten 
ausser  Kurs  gesetzt,  und  damit  ist  das  Ende 
der  Bank  besiegelt,  l'm  dieselbe  Zeit  ging 
man  mit  Visas  und  der  Justizkaminer  gegen 
die  reich  gewordenen  Aktionäre  vor.  Sie  sollten 
behufs  Reduktion  ihre  Aktien  abliefern,  und  das 
Reisen  ohne  Pass  wurde  bei  Todesstrafe  unter- 
sagt. Es  war  jetzt,  lästig  geworden.  Aktien  zu 
besitzen , und  man  konnte  das  Stück  für 
1 Louisd’or  erhalten.  So  kläglich  endete  das 
Riescntinanzsystem  des  noch  kurz  vorher  ver- 
götterten Schotten.  Er  selbst  bat  aus  dem 
Schiffbruch  desselben  für  sich  nichts  ge- 
rettet. Nur  mit  Mühe  entging  er  der  Lynch- 1 
Justiz  des  Volkes,  welches  natürlich  alles  Unheil 
ihm  in  die  Schuhe  schob.  Der  Herzog  von 
Bourbon,  der  ihm  wohlgesinnt  war.  soll  ihm  im 
Dezember  1720  zur  Flucht  nach  Brüssel  ver- 
holten haben.  Laws  ganze  Habe,  in  Frankreich 
teilweise  in  Landgütern  angelegt,  wurde  kon- 
fisziert. Er  batte  nach  seinen  „Mönioircs  justi-  ! 
fieatifs“.  die  er  an  den  Herzog  von  Bourbon 
1.1724)  richtete,  16U00UU  Lines  idie  Mark  Silber 
zu  28  Livres  gerechnet)  nach  Frankreich  mit- 
gebracht; er  verlies«  dasselbe  mit  800  Louisd'or. 
Seine  Reklamationen  hatten  keinen  Erfolg. 
Immer  wieder  mit  Fiuanzprojekten  beschäftigt, 
starb  er  in  Venedig,  arm  und  verlassen,  aiu 


21.  III.  1721».  Bezeichnend  fiir  die  damalige 
Stimmung  und  finanzielle  Lage  in  Frankreich 
war  die  im  Mercure  de  France  April  1723  vorge- 
schlagene  Grabschrift  für  Law:  „Ci-git  cet 
Ecossais  celebre,  l’e  calculateur  saus  egal.  Qui 
par  les  regles  de  l’algebre  A mis  la  France  ä 
FhöpitaD.  Die  Entmutigung  sprach  sieh  auch 
darin  aus.  dass  die  Regierung  bis  in  die  Zeit 
Ludwigs  XVI.  kein  einziges  Kreditinstitut  mehr 
genehmigte. 

Selten  ist  über  einen  bedeutenden  Mann 
und  sein  Wirken  soviel  gesell  rieben  und  so  ver- 
schieden geurteilt  worden  wie  über  Law  und 
sein  System.  Während  er  von  den  einen  als 
ein  überaus  genialer,  uneigennütziger  Finanz- 
künstler. ja  Sozialreformator  gepriesen  wird, 
welcher  nur  das  Opfer  seiner  hinterlistigen 
Feinde  und  eines  korrumpierten,  habsüchtigen 
und  verschwenderischen  Hofes  geworden  sei, 
sehen  die  anderen  in  ihm  nichts  als  den  ge- 
wissenlosen Spieler,  den  Spekulanten  niedrigster 
Sorte.  Der  Umstand,  dass  sein  System  in  der 
praktischen  Durchführung  so  viele  Widersprüche 
mit  seinen  Schriften  aufweist,  hat  auch  zu  der 
Meinung  veranlasst,  dass  er  ein  System  über- 
haupt nicht  gehabt  habe.  Es  ist  schade,  dass 
Law  seinen  Plan,  eine  Geschichte  seines  Systems 
zu  schreiben,  nicht  ansgeführt  bat;  man  hätte 
vielleicht  dadurch  genau  erfahren  können,  welche 
und  wie  viele  seiner  Muss  regeln  auf  das  Conto 
seiner  Feinde  oder  des  Regenten  selbst  zu  setzen 
sind.  Dass  das  Gebäude,  welches  er  hervor- 
gezaubert, ihm  schliesslich  über  den  Kopf  ge- 
wachsen ist  und  er,  als  es  zu  krachen  anliiig, 
die  nötige  Ruhe  und  Besonnenheit  verlor,  ist 
hei  dem  raschen  («ang  der  Katastrophe  kaum 
zu  verwundern.  Vielleicht  hätte  sich  der  Zu- 
! sammensturz  verlangsamen  lassen,  aufgehalten 
! hätte  er  ihn  sicherlich  nicht;  dazu  fehlte  es 
seinem  Kreditsystem  — wenigstens  von  einem 
gewissen  Punkte  an  — an  der  soliden  Grund- 
lage. Man  kann  nicht  den  Kredit  auf  eine  erst 
durch  ihn  zu  begründende,  also  keineswegs  sichere 
«Steigerung  der  Volkszahl . der  moralischen 
Fähigkeit  der  Bevölkerung.  derStaatsweisheit,  der 
Produktion«-  und  Handelskraft  des  Landes  auf- 
bauen, ohne  Gefahr  zu  laufen,  dass  die  ganze 
Berechnung  fehl  schlägt.  In  diesem  Sinne  war 
Law  ein  gefährlicher  Spekulant.  Louis  Blanc, 
hatte  Hecht,  wenn  er  von  ihm  sagte:  „II  avait 
eoinmence  par  off  il  aurait  du  tiuir*.  Von  dem 
Geiste  seiner  Zeit  beherrscht,  teilte  Law  die 
irrtümlichen  Ansichten  der  merkantilistiseben 
Schule  über  das  Wesen  und  die  Bedeutung  de« 
Geldumlaufs  und  der  notwendigen  Verschmel- 
zung von  Staats-  und  Volkswirtschaft.  Neu  und 
den  Irrtum  vergrößernd  ist  bei  ihm  nur  die 
Anschauung,  dass  man  das  Geld  durch  den 
Kredit  und  seine  Zeichen  ersetzen  und  auf 
diese  Weise  den  Staats-  und  Volksrcichtum  ins 
Unendliche  steigern  könne.  Gegen  die  Annahme, 
dass  er  ein  gewöhnlicher  Schwindler  gewesen 
sei.  schützt  ihn  der  Umstand,  dass  er  — der 
doch  in  Millionen  wühlte  lind  gegen  seine 
Freunde  und  Gönner  verschwenderisch  freigebig 
war  — für  seine  eigene  Zukunft  zu  sorgen  ver- 
gessen hatte.  Er  muss  also  an  den  dauernden 
Erfolg  seines  Systems  geglaubt  haben.  Man 
mag  dies  allerdings  weniger  seiner  sittlichen 
Ueberzeugung  als  seinem  inasslosen  Selbstbe- 
wusstsein zuschreiben.  Der  Ehrgeiz  war  hei 
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ihm  jedenfalls  mehr  ausgebildet  als  die  Hab-j  Economies  (April  1887)  veröffentlicht.  J.  Sh. 
sucht.  Zu  seiner  Entschuldigung  lässt  sich  Nicholson.  A Treatise  on  Money  and  Essays 
vielleicht  noch  auführeu,  dass  das  Grilndungs-  on  present  Monetary  Problems  (London  1888, 
lieber  damals  gewissennassen  in  der  Luft  lag,  3.  Aull.  1805).  Alex  Beljame,  La  pronon- 
dass  die  Regierungen  dasselbe  begilnstigteu  ciation  du  nom  de  Jean  Law  le  Financier 
und  selbst  davon  ergriffen  waren  und  dass  sich  (Paris  1801;  in  Frankreich  spricht  man  den 
im  Anschluss  an  die  Gründung  der  Südsee-  Namen  häutig  Lass  aus).  P.  Bonnassienx, 
kompagnie  in  London,  ungefähr  um  dieselbe  j Les  grundes  compaguies  de  commerce  (Paris 
Zeit  und  ohne  Law,  mit  den  sogenannten  Bubbles  1802  '.  Nouveau  dictionnaire  d'öconomie  politique 
ganz  der  gleiche  Schwindel  wie  in  Paris  ab- j (2.  Bd.,  Paris  1802.  Dictionary  of  National 
spielte.  — Ein  Bild  Laws  von  dem  französischen  Biographv.  edited  by  Sidnev  Lee,  (32.  Bd., 
Porträtmaler  Alex.  S Belle  findet  sich  in  der  London  1892‘t. 

National  Portrait  Gallery  zu  London.  A.  Adler. 


Die  Schriften  Laws  sind  zuerst  von  de  Se- 
novert  unter  dem  Titel;  „Oeuvres  de  Law“ 
(Paris  1700),  später  von  E.  Dai  re  in  dem  Werke 
„Economistes  linanciersdn  XV HD  siede"  (Paris 
1843)  herausgegeben.  In  diesem  Werke  sind 
auch  die  hier  in  Betracht  kommenden  Abhand- 
lungen von  J.  F.  Me  Ion,  Essai  politique  sur 
le  commerce  zuerst  Paris  1734)  und  Du  tot. 
Reflexion»  sur  le  commerce  et  les  finances  (zu- 
erst ä la  Haye  1738)  enthalten.  Die  im  Texte 
erwähnte  Schrift  Laws:  „Money  and  trade“  ist 
von  ihm  französisch  unter  dem  Titel  r€onsidera- 
tious  sur  le  commerce  et  sur  Pargeut“  (ä  la 
Haye  1720)  herausgegeben.  Von  den  im  Text 
nicht  genannten  Schriften  Laws  sind  seine 
„Lettros  sur  le  nouveau  Systeme  des  Finances" 
zuerst  im  „Mcrcure  de  France“  (1720'  erschie- 
nen, eine  Abhandlung  „Memoire  sur  les  mon- 
naies“  zuerst  von  Forbonnais  (s.  unten)  mitge- 
teilt. Aus  der  älteren,  vorzugsweise  zeitge- 
nössischen Litteratnr  kommen  ferner  in 
Betracht:  du  Haut c h a m p , Histoire  du  Sys- 
teme des  tiuances  sous  la  Minorite  de  Louis  XV 
<6  Bde.,  ä la  Haye  1739).  Paris- Du ver ney, 
Examen  des  Reflexions  politiques  sur  les  finances 
et  le  commerce  (ä  la  Haye  1740).  Jean  Buvat, 
Journal  de  la  Regence  (1715 — 1723)  publiö  pour 
la  premierc  fois  par  Emile  Compardon  (2  Bde., 
Paris  1885).  E.  J.  F.  Barbier,  Journal  (4 
Bde..  Paris  1847).  Memoires  de  8t.  Simon  etc. 
(der  18.  Band,  Paris  1829—30  n.  ö.}.  C h s. 
Pinot-Duclos,  Memoires  secrets  des  regnes 
de  Louis  XIV.  et  de  Louis  XV.  (2  Bände, 
Paris  1791).  Forbonnais,  Reeherehes  et  con- 
siderations  sur  les  Finances  de  France,  depuis 
1595  jnsqu’en  1721  (2  Bde.,  Basle  1758).  Neuere 
Litteratur:  J.  Ph.  Wood,  Memoirs  of  the  life 
of  John  Law,  Edinburg  1824.  A.  Thiers, 
Law  et  son  Systeme  des  Finances  (Paris  1826 
u.  1858).  P.  E.  Lemontey,  Histoire  de  la 
Regence  et  de  la  minorite  de  Louis  XV.  (2  Bde., 
Paris  1832).  E.  Daire,  Notice  historique  sur 
Jean  Law  im  obengenannten  Economistes  fluan- 
eiers.  A.  Kurtzel,  Geschichte  der  Lawschen 
Finanzoperationen  in  Räumers  Taschenbuch 
(1846).  L.  Blanc,  Histoire  de  la  Revolution 
francaise  (1.  Bd.  1847).  A.  Cochut.  Law,  son 
Systeme  et  son  epoque  (Paris  1853).  II.  Sche- 
rer, Allgemeine  Geschichte  des  Welthandels 
(2.  Teil,  Leipzig  1853).  J.  Hey  mann,  Law 
und  sein  System  (München  1853).  E.  Levas- 
seur,  Reeherehes  historiques  sur  le  Systeme  de 
Law  (Paris  1854).  J.  Horn,  Jean  Law 
(Leipzig  1858).  8.  Alexi,  John  Law  und  sein 
System  (Berlin  1885;.  A.  MeFarland  Davis, 
Un  historical  Study  of  Law's  System  (Boston 
U.S.  1887),  zuvor  in  «lern  Quarterly  Journal  of 


Lawson,  James  A., 

geh.  am  10.  II.  1817  in  Waterford,  von  1840  — 
1845  Professor  am  Trinity  College  in  Dublin, 
später  Richter,  1858-  1872  erster  Sekretär  und 
später  Präsident  der  ..Statistical  Society“  in 
Dublin,  gest.  am  10.  VIII.  1887,  veröffentlichte 
unter  dem  Titel  „Leetnres  on  Political  Economy“, 
Dublin  1844  seine  auf  dem  oben  genannten  Lehr- 
stuhle gehaltenen  Vorlesungen,  welche  immer 
noch  lesenswert,  sind.  Besonders  brauchbar  ist 
seine  Erörterung  der  Bevölkerungsfrage.  Auch 
behauptete  er  Senior  gegenüber  (in  Bezug  auf 
dessen  Schriftwechsel  mit  Malthus  über  die  Be- 
völkerungstheorie), dass  die  Wissenschaft  ..nach 
Thatsaehen  dürste“  und  dass  sie  Welt  und 
Menschen  nehmen  müsse,  wie  sie  in  Wirklich- 
keit sind. 

Lawson  hat  ausser  dem  oben  genannten 
Werke  eine  Serie  von  Artikeln  in  den  „Trans- 
actions  of  the  Dublin  Statistical  Society“  ver- 
öffentlicht. 

Feber  Lawson  vgl  : Ingram,  Geschichte 
der  Volkswirtschaftslehre.  Autorisierte  Ueber- 
setzung  von  Koschlau,  Tübingen  1890,  8.  192. 
— de  G u bernat  i s,  Dictionnaire,  Florenz  1891, 
S.  1330.  — Cossa,  Introduzione  allo  Studio 
dell‘  Econoin ia  Politiea.  3.  ed.,  Milano  1892. 
8.  346.  — Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Xatioualökonomik,  Wien  1858.  II.  S.  549.  — 
Palgrave,  Dictionary  of  Pol.  Econ.,  II.  Lon- 
don 1896,  8.  586. 

Schmidt. 


Lebensdauer. 

Die  Statistik  beschäftigt  sieh  A.  mit  der 
mittleren,  B.  mit  der  wahrscheinlichen,  C. 
! mit  der  normalen  und  1).  mit  der  idealen 
oder  maximalen  Lebensdauer. 

A.  Die  mittlere  Lebensdauer  ist  eine 
aus  der  Absterbeordnung  abgeleitete  Grösse. 
Es  bedeute  Uo  eine  Anzahl  von  Neugebo- 
renen und  es  seien  ferner  UL  U->,  Fa .... 
die  Zahlen  derjenigen,  die  aus  der  ursprüng- 
lichen Gesamtheit  von  Neugeborene»  das 
Alter  von  1,  2.  3 etc.  Jahren  überlebt  haben. 
Man  bezeichne  mit  « dasjenige  in  ganzen 
Jahren  ausgedrflekto  Alter,  welches  von 
keinem  der  Neugeborenen  F<>  erreicht  wor- 
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den  ist.  Alsdann  hat  man:  Uw  = 0.  Bildet 
man  die  Differenzen  Uo  — I’i  = 1>».  Ui  — l'? 
= Di,  C* — U$  ~ Di  etc.  bis  U«m — Um-Dw-i, 
so  werden  jene  Zahlen  D»,  Dt,  Di . . ..  Da-i 
angeben,  wie  viele  aus  der  ursprünglichen 
Zahl  von  Neugeborenen  Uo  im  1.,  wie  viele 

im  2.,  wie  viele  im  3 und  endlich 

wie  viele  im  m.  Lebensjahre  gestorl>en  sind. 
Demnach  besteht  die  Bezielmng:  Uo—-  Do 
4_  Dt  -f- . . . -f-  D(u-i . 

Nun  mache  mau  zwei  verschiedene 
Hypothesen  über  die  jeweilige  Verteilung 
der  Sterbefälle  innerhalb  der  einjährigen 
Altersklassen:  1.  nehme  man  au,  dass  sämt- 
liche Sterbefälle  stets  am  Anfang  des  be- 
treffenden Lebensjahres  eingetreten  sind,  so 
dass  die  Personen,  deren  Gesamtheit  mit  D. 
bezeichnet  ist,  alle  im  Alter  von  genau  0 
Jahren,  die  Personen  Dt  alle  im  Alter  von  ge- : 
nau  1 Jahr,  die  Personen  D»  alle  im  Alter  von  j 
genau  2 Jahren  etc.  gestorlten  sind:  2.  nehme  j 
man  an.  dass  sämtliche  Sterbefälle  stets  am  j 
Ende  des  betreffenden  Lettensjahres  einge- 
treten sind,  so  dass  die  Personeu  Do  alle 
im  Alter  von  genau  1 Jahr,  die  Personen 
Di  alle  im  Alter  von  genau  2 Jahren,  die  j 
Personen  D»  alle  im  Alter  von  genau  31 
Jahren  etc.  gestorben  sind.  In  der  ersten 
Hypothese  würde  der  Ausdruck 

Do  X 0 4-  Di  X 1 + Di  X 2 + 

-f-  D<o-i  X («  — 1)  = T', 
in  der  zweiten  hingegen  der  Ausdruck 
Do  X 1 + Di  X 2 + Di  X 3 + ... . 

4-  Dw-i  X «>  - T 

die  von  der  Gesamtzahl  der  Verstorbenen 
der  Generation  Uo  verlebte  Zeit  oder  das 
summierte  Alter  dieser  Generation  liefern. 
Setzt  man  jetzt  in  die  obigen  Formeln  statt 

der  Grossen  IV  Di.  I)-* die  Ausdrücke 

Uo  — Ui,  Ui  — Ui,  Us  — Ua . . . , , so  erhält 
man  folgende  zwei  Gleichungen: 

T'  — 1 1 -f-  Ui  -f-  Ua  + ....  (-f-  Uw) 
und  T"  = Uo  4-  Ui  4-  Ui  + . . . . 4-  U«-i. 

Da  nun  aber  die  Verteilung  der  SterliefäUe 
innerhalb  einjähriger  Altersklassen  in  der 
Wirklichkeit  keiner  der  beiden  Hvpotheson 
entsprechen  dürfte,  weil  man  vielmehr  an- 
nehmen muss,  dass  die  Sterbefälle  sich  mehr 
oder  weniger  gleichmässig  über  die  ganze 
Dauer  jeder  einjährigen  Altersstrecke  ver- 
teilen, so  wird  der  richtige  Wert  T der  ver- 
lebten Zeit  oder  des  summierten  Alters  der 
Generation  Uo  irgendwo  zwischen  T und 
T , als  dessen  Grenzwerten,  liegen  müssen. 
Man  begnügt  sich  meistens  mit  der  An- 
näherung T = ^(T’4-T"),  woraus  sich  T- 
2 Uo  + Ui  4“  Us . . . + U«m  ergiebt.  Den  Ouo- 
T 

tienten  . =E  nennt  man  die  mittlere 
l o 

Lebensdauer,  weil  er  dasjenige  (in  Jahren 
und  Jahresteilen  ausgedrückte)  Zeitr|uantum 
angiebt,  das  auf  jeden  Angehörigen  der  Ge- 


neration Uo  entfallen  würde,  wenn  die  von 
, der  Generation  insgesamt  verlebte  Zeit  sich 
i gleichmässig  auf  die  einzelnen  verteilte. 
Die  mittlere  Iiobensdauei  ist  zugleich  das 
‘ Durchschnittsalter  der  Verstorbenen  einer 
! Generation.  Hat  man  eine  Sterbetafel,  in 
j der  die  ursprüngliche  Zahl  der  Xeugebore- 
; neu  auf  die  Einheit  reduziert  Ist.  d.  h.  Uo  — 1 
i gesetzt  ist.  so  erhält  man  für  die  mittlere 
1-ebensdauer  den  einfachen  Ansdruck  E 
i + L i 4-  Us  -p  U.«  4- ...  4~  Uft>-i . Um  also  die 
mittlere  Iiehensdaucr  zu  berechnen,  sind  alle 
i Zahlen  der  Uclicrlebcndcn  einer  Sterbetafel, 
vom  Alter  1 Jahr  angefangen,  zu  summieren 
und  der  so  hergestellten  Summe  ist  noch 
! °i>i  hallies  Jahr  zuzusetzen.  Die  Ermittelung 
der  mittleren  Lebensdauer  nach  der  geschil- 
derten Methode  erfordert  die  genaue  Kennt- 
nis der  Absterbeordnung. 

Es  giebt  auch  andere,  einfachere  Me- 
thoden zur  Bestimmung  der  mittleren 
Lebensdauer,  deren  man  sich  besonders  in 
früheren  Zeiten  häufig  bedient  hat,  die 
jedoch  nur  scheinbar  zu  demsellien  Ziele 
führen.  Die  erste  jener  Methoden  besteht 
darin,  dass  man  die  mittlere  Lebensdauer 
dem  Durchschnittsalter  der  Verstorbenen 
eines  bestimmten  Zeitraumes  (eiues  (Hier 
mehrerer  Kalenderjahre)  gleichsetzt.  Diese 
Methode  liefert  nur  dann  einen  richtigen 
Weil  der  mittleren  Lebensdauer,  wenn  die 
Bevölkerung  stationär  ist.  Unter  einer  sta- 
tionären Bevölkerung  versteht  man  nämlich 
leine  solche,  worin  bei  sich  stets  gleich 
| bleibenden  jährlichen  Zahlen  der  Geborenen 
die  Absterbeordnung  unveränderlich  ist. 
Dabei  wird  ausserdem  vorausgesetzt,  dass 
keine  Eintritte  in  die  Bevölkerung  und  keine 
Austritte  aus  derselben  stattfinden.  In  einer 
j solchen  Bevölkerung  sind  demnach  die 
: Zahlen  der  innerhalb  eines  Kalenderjahres 

idio  Altersgrenzen  1,  2,  3 Jahre  Ueber- 

1 schreitenden  ebenfalls  konstant.  Dasselbe  gilt 
| v'on  den  Zahlen  der  Verstorbenen  in  den  ein- 
1 zelnen  Altersklassen,  die  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
genau  wiederholen.  Ferner  wird  die  jährliche 
Gesamtzahl  der  Sterbefälle  der  jährlichen 
Zahl  der  Geburten  gleich  sein  müssen,  und 
es  wird  die  Altersverteilung  der  Verstorbenen 
eines  Kalenderjahres  mit  der  Altersverteilung 
der  V erstorbenen  ans  einem  Kalenderjahre 
der  Geburt  vollkommen  übereinstimmen.  Es 
ist  daher  für  den  Fall  einer  stationären  Be- 
völkerung ein  und  dasselbe,  ob  man  bei  der 
Berechnung  des  durchschnittlichen  Sterbe- 
alters die  einzelnen  nach  dem  Sterbealler 
unterschiedenen  Gesamtheiten  von  Verstor- 
benen einer  bestimmten  Zeitstrecke  der  Ge- 
burt entnimmt,  oder  ob  man  statt  dessen 
die  Gliederung  der  Verstorbenen  eines  oder 
mehrerer  Kalenderjahre  nach  ihrem  Sterbe- 
alter der  Berechnung  zu  Grunde  legt.  Wenn 
aber  die  jährlichen  Zahlen  der  Geburten  in 
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Zu-  oder  Abnahme  begriffen  sind,  so  ist, 
selbst  in  dem  Falle  einer  unveränderlichen 
Absterbeordnung  und  bei  ausgeschlossener 
Wanderung,  zwischen  dem  Durchschnitts- 
alter von  Verstorbenen,  die  sämtlich  der- 
selben Zeitstrecke  der  Geburt  angehören, 
{der  mittleren  I Lebensdauer)  einerseits  und 
dem  Durchschnittsalter  der  Verstorbenen 
eines  oder  mehrerer  Kalenderjahre  anderer- 
seits streng  zu  unterscheiden.  Letztere 
Grösse  wird  stets  von  der  richtig  berech- 
neten mittleren  Lebensdauer  abweichen.  Die 
zweite  Methode  zur  Bestimmung  der  mitt- 
leren Lebensdauer  besteht  darin,  (.Lass  man 
die  von  der  lebenden  Bevölkerung  innerhalb 
eines  oder  mehrerer  Kalenderjahre  insgesamt 
verlebte  Zeit  durch  die  Gesamtzahl  der  Ver- 
storbenen jener  Kalenderjahre  dividiert  und 
den  so  gewonnenen  Quotienten  für  den  Wert 
der  mittleren  Lebensdauer  ausgiebt.  Die  Me- 
thode ist  ebenfalls  nur  auf  eine  stationäre  Be- 
völkerung anwendbar,  weil  in  einer  solchen 
Bevölkerung  die  innerhalb  einer  Zeitstrecke 
von  allen  während  dieser  Zeitstrecke  gelebt 
habenden  Personen  verlebte  Zeit  gleich  ist 
derjenigen  Zeit,  die  von  einer  Gesamtheit 
von  Geborenen  einer  gleich  langen  Zeit- 
strecke bis  zum  vollständigen  Ableben  dieser 
Gesamtheit  verlebt  worden  ist.  Wenn  man 
drittens  anstatt  der  Gesamtzahl  der  in 
einer  Zoitst recke  Verstorbenen  die  Zahl  der 
innerhalb  derselben  Zeitstrecke  Geborenen 
in  die  von  der  lebenden  Bevölkerung  ver- 
lebte Zeit  dividiert,  so  erhält  man  eine 
Grösse,  die  ebenfalls  nur  unter  der  Voraus- 
setzung eines  stationären  Zustandes  der 
Bevölkerung,  nicht  aber  für  den  Fall  einer 
beliebigen  Bevölkerung  der  mittleren  Ijcbens- 
dauer  gleichzusetzen  ist.  Die  l>ei  der 
zweiten  und  dritten  Methode  in  Betracht 
kommenden  Quotienten  stellen  die  reciproken 
Werte  der  sogenannten  Sterbe-  resp.  Ge- 
burtsziffem  dar,  weil  letztere  Ziffern  am 
genauesten  definiert  werden  als  Quotienten, 
die  sich  ergeben,  wenn  inan  die  Zahl  der 
innerhalb  eines  oder  mehrerer  Kalenderjahre 
eingetretenen  Todesfälle  resp.  Geburten 
durch  die  innerhalb  desselben  Zeitraumes 
von  der  lebenden  Bevölkerung  verlebte 
dividiert.  Es  sei  s die  Sterbeziffer 
g die  Geburtsziffer.  Danach  würde 
zweite  resp.  die  dritte  der  obigen 
Näherungsmethoden  zur  Bestimmung  der 
mittleren  Lebensdauer  darin  bestehen, 

dass  man  E — - resp.  E 


uäherung  E 


1 


4- ' I <xler  E =- 
gl  ^(s  + g) 

in  allen  Fällen  zufrieden  geben  könne. 
Allein  auch  diese  vierte  Methode  zur  Be- 
stimmung der  mittleren  Lebensdauer  ist  zu 
verwerfen,  weil  uachgewiesenermassen  Fälle 
möglich  sind,  bei  denen  E ausserhalb  der 


liegt.  Was  schliesslich 


Werte  — und  — 
s g 

fünftens  die  Verwechselung  der  mittleren 
I Lebensdauer  mit  dem  Durchschnittsalter  der 
lebenden  Bevölkerung  betrifft,  so  ist  zu  be- 
merken, dass  letztere  Grösse  nicht  einmal 
für  den  Fall  einer  stationären  Bevölkerung 
in  die  erstere  übergeht. 

So  bleibt  die  Berechnung  der  mittleren 
Lebensdauer  aus  der  Sterbetafel  der  einzig 
richtige  Weg  zu  ihrer  Ermittelung.  Hier- 
bei hat  die  mittlere  Lebensdauer  allerdings 
eine  sehr  verschiedene  Bedeutung,  je  nach- 
dem sie  aus  der  Absterbeorduung  einer 
reellen  oder  aber  aus  der  -Absterbeorduung 
einer  fiktiven  Generation  (s.  Sterblichkeit) 
abgeleitet  ist.  Nur  im  ersten  Falle  zeigt 
der  berechnete  Wert,  wie  viele  Jahre  der 
Angehörige  einer  Generation  durchschnitt- 
lich gelebt  hat,  im  zweiten  Falle  hingegen 
besagt  der  berechnete  Wert,  wie  lange  ein 
Mensch  durchschnittlich  leben  würde,  wenn 
das  Absterben  in  einer  bestimmten,  der  Tafel 
entsprechenden  Folge  geschähe. 

Eine  Erweiterung  erfährt  der  Begriff 
der  mittleren  Lebensdauer  dadurch,  dass 
man.  statt  wie  bisher,  von  einer  Gesamtheit 
von  Neugeborenen  vielmehr  von  einer  Anzahl 
von  Glcichalterigen  eines  beliebigen  Alters 
ausgeht  und  demgemäss  nach  der  ferneren 
mittleren  Lebensdauer  oder  der  Lebenser- 
wartung für  eineu  sich  in  diesem  Alter  be- 
findenden Menschen  fragt.  Es  sei  mit  i 
dieses  Alter  bezeichnet.  Alsdann  erhält 
man  ganz  analog  die  E’ormel 


V _ 1 -r  1 

Ei  = — 


r 


+ I i 


+ u 


M-l 


Zeit 

und 

die 


1 


s 


setzt.  Es  wird 
g 


manchmal  behauptet,  dass,  wenn  auch  keine 
dieser  Gleichungen  bei  nicht  stationären 
Bevölkerungen  zuträfe,  E irgendwo  zwischen 

— und  ^ liegen  müsse,  woraus  weiter  ge- 
s g 

folgert  wird,  dass  man  sich  mit  der  An- 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschafton.  Zweite 


2 -f-  . 

ü,  1 2 

für  die  in  Jahren  und  Jahresteilen  ausge- 
drückte Lebenserwartung  des  i-jährigen. 

Umstehende  Tabelle  giebt  nach  den 
neuesten  Sterblichkeitstafeln  die  Ijebens- 
erwartung  in  Jahren  an  mit  Unterschied  nach 
dem  Geschlecht. 

B.  Wenn  ein  i-jähriger  die  gleiche  Wahr- 
scheinlichkeit hat,  ein  späteres  Alter  von  k 
Jahren  zu  erreichen,  als  vor  der  Erreichung 
dieses  Alters  zu  sterben,  so  heisst  es,  dass 
die  Differenz  k — i seine  in  Jahren  und 
Jahresteilen  ausgedrückte  wahrscheinliche 
Lebensdauer  ist.  Demnach  wird  im  Alter 
k die  Zahl  der  Ueberlebenden  des  Alters  i 
auf  die  Hälfte  reduziert,  sodass  der  früheren 
Bezeichnung  gemäss  die  Beziehung  besteht 
Auflage.  V.  35 
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Lebensdauer 


Alter 

in 

Jahren 

Deutsches  Reich 
1871—81 

in.  w. 

Sachsen 

1880  81.  1885  86, 
1890  91 
m.  | w. 

Niederlande 

1880—89 

m.  | w. 

England  und 
Wales 
1881—90 

in.  | w. 

Italien 
187b — 8, 

m.  w. 

0 

35,5» 

38.45 

34,09 

38,53 

42,5 

45,o 

43,66 

47,18 

35,i 

■ 35-4 

1 

46,52 

48,06 

47,70 

50,59 

Sb« 

52.9 

50,97 

53,24 

43,4 

42.: 

2 

48,72 

50,30 

50.34 

52,71 

53,8 

54.9 

53,04 

55,i8 

47-6 

• 46,8 

3 

49,38 

50,98 

51,01 

53.40 

54.2 

55,3 

53.32 

55,46 

49-2 

484 

4 

49,53 

51,14 

51,18 

53,58 

54,i 

55,2 

53,15 

55,31 

49,8 

49-1 

5 

49.39 

51.01 

51.01 

53,42 

53,8 

54.8 

52,75 

54,92 

50,0 

, 49.3 

10 

46.5« 

48,18 

47,77 

50,27 

50,4 

5i,5 

49,00 

5i,io 

47.8 

47-2 

15 

42.38 

440  5 

43-37 

45,94 

46,2 

47,4 

44.47 

46,55 

44-0 

43-0 

20 

38,45 

40,19 

39,21 

41,81 

42.3 

43,5 

40.27 

42,42 

40.3 

* 40.0 

25 

30 

34.96 

36,53 

35,34 

38,10 

38.8 

39,7 

36,28 

38.50 

37,o 

36,7 

3», 4« 

33,07 

31,48 

34,53 

35,i 

36,1 

32,52 

34.76 

33.5 

33-4 

35 

27,88 

29,68 

27,82 

31,00 

1 

■>*,.> 

32.6 

28,91 

3i,i6 

29,8 

30.0 

40 

24,46 

26,32 

24.31 

27.49 

27,6 

29.2 

25,42 

27,60 

. 26,2 

20.7 

45 

21,16 

22.84 

20,92 

23,83 

24,0 

25,7 

22,06 

24,05 

22,7 

23-1 

50 

17,98 

19.29 

17,70 

20,1 1 

20,5 

21,9 

18,82 

20,56 

19,4 

1 19-6 

55 

14.96 

15,88 

14.65 

16,58 

17,1 

18.3 

15,74 

17,23 

16.1 

1 16.0 

60 

12,1 1 

12.71 

11,89 

13,27 

13,9 

14.8 

12.88 

14,10 

13« 

12.S 

65 

9,55 

9.96 

9,33 

10.30 

H,1 

11,7 

10,31 

11.26 

10.2 

9.8 

70 

7,34 

7.60 

7,15 

7,73 

8,5 

9.0 

8,04 

8.77 

8,0 

•f 

t •/ 

75 

5,5i 

5,66 

5.27 

5,71 

6,4 

6.7 

6,10 

6.68 

6,0 

5-7 

80 

4,10 

4,22 

3,91 

4,21 

4,7 

4,9 

4.52 

5,oo 

4,t> 

4.5 

85 

3,o6 

3,14 

2,73 

3,11 

3.5 

3,5 

3.29 

3,7i 

32 

5.1 

90 

2,34 

2,37 

2,17 

2,56 

2,1 

2,1 

1 

2,37 

2,75 

2,2 

• 2.2 

liehen  Lebensdauer  wird  also  an  der  Hand 
einer  Sterbetafel  beantwortet.  Es  sei  z.  B. 
die  wahrscheinliche  Lebensdauer  des  35- 
jährigeu  für  Deutschland  zu  bestimmen. 1 
Nach  derselben  Sterbetafel,  aus  der  die  oben 
angeführten  Werte  der  ferneren  mitt leien  ! 
liebensdauer  berechnet  sind,  ist  die  Zahl  j 
der  Ueberlebenden  des  Alters  von  35  Jahren 
für  das  männliche  Geschlecht  518  aus  1000 
Geborenen.  Es  handelt  sich  nunmehr  darum, 
ein  Alter  k zu  finden,  dem  eine  Zahl  259 
von  Ueberlebenden  entspricht.  Letztere 
Zahl  ist  aber  unter  den  Zahlen  der  Ueber- 
lebenden der  ganzen  Altersjahre  nicht  vor- 
handen. Man  hat  nämlich  216  für  die  Zahl 
der  Ueberlebenden  des  Alters  von  64  Jahren 
und  248  für  die  Zahl  der  Ueberlebenden 
des  Alters  von  65  Jahren.  Die  gesuchte 
Zahl  k kann  folglich  gleich  64-t-x  Jahren 
gesetzt  werden,  worin  x einen  näher  zu  be- 
stimmenden echten  Bruch  darstellt  Man 
darf  für  den  Zweck  der  Berechnung  von  x 
annehmen,  dass  die  Sterbefälle  innerhalb  der 
in  Frage  kommenden  Altersstrecke  (64—65 
Jahre)  sich  gleichinässig  verteilen.  Demnach 
würde  die  Proportion  bestehen : x : 1 — 
(261  — 259)  : (261  — 248),  und  man  erhält 
x — 0,2.  Die  wahrscheinliche  Lebens- 

dauer des  35-jährigen  in  Jahren  ausgedrückt 
beträgt  also  64  + 0,2  — 35  = 29,2.  — Um 
einen  Ueberblick  darüber  zu  gewinnen,  wie 
sich  die  wahrscheinliche  Lebensdauer  nu- 


merisch zu  der  ferneren  mittleren  Lebea«- 
dauer  verhält  vergleiche  mau  folgende 
Tabelle  der  Werte  der  wahrscheinlichen 
Lebensdauer  für  das  Deutsche  Reich  mit 
den  entsprechenden  S[>alten  der  unter  A. 
aufgeführten  Talielle  der  Werte  der  mitt- 
leren Lebensdauer. 


Alter 

in 

Jahren 

m. 

w. 

Alter 

in 

Jahren 

ni. 

1 

w. 

0 

-.0  . 
jö.i 

42.5 

35 

29.2 

316 

1 

53,2 

56,3 

40 

25,3 

27,6 

2 

54,6 

57.7 

45 

21.6 

2 55 

3 

54,6 

57,7 

50 

iS,o 

19,6 

4 

54.4 

57,4 

00 

14,6 

15,8 

5 

53,9 

56.S 

60 

n,5 

125 

65 

8.8 

9.3 

10 

50,1 

52,9 

70 

6.5 

6.7 

15 

45,6 

48.4 

75 

4,7 

4.8 

20 

41,2 

44.0 

80 

JO 

3-4 

25 

37,2 

39.7 

85 

2.4 

2-5 

30  * 

33,2 

35,6 

90 

1,8 

..8 

C.  Die  normale  Lebensdauer  ist  eine  zu- 
erst von  Lexis  eingeführte  statistische 
Grösse,  deren  Begriff  auf  der  Anwen- 
dung des  mathematischen  Fehlergesetzes 
(s.  d.  Art.  Anthropologie  und 
Anthropometrie  oben  Bd.  1 S.  3S8 ff.) 
auf  den  Fall  der  Absterbeordnung  einer  Ge- 
neration gegründet  ist  Bei  seiner  Kon- 
struktion ist  Lexis  von  der  Erwägung  an$- 
gegangen,  (hiss  die  mittlere  liebensdauer 
(die  Lebenserwartung  des  Neugeborenen) 
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n blosses  arithmetisches,  nicht  aber  ein 
-pisehes  Mittel  sei.  Denn  es  stelle,  wie 
»rhin,  die  Keihe  Do,  Di,  Ds, ...  Da-i  die 
erteilung  der  Verstorbenen  aus  einer  Ge- 
urtsstrecke  nach  ihrem  Sterbealter  dar,  so 
irri  diese  Reihe,  trotz  der  Unähnlichkeit, 
ie  sieh,  in  Bezug  auf  die  Absterbeordnung 
wischen  den  verschiedenen  Bevölkerungen  be- 
merkbar macht,  folgende  allen  Bevölkerungen 
:e  mein  same  Eigenschaften  auf  weisen,  die 
licht  ohne  weiteres  mit  dem  mathematischen 
7 ehlergesetze  in  Einklang  zu  bringen  sind. 
Jie  Grössen  Dj  sind  nämlich  für  die  ersten 
Mtersstufen  nach  der  Geburt  stets  am 
grössten,  nehmen  dann  rasch  ab  und  er- 
reichen für  die  Altersstrecke  13 — 14  Jalm* 
oder  14 — 15  Jahre  ein  Minimum,  von  wo 
aus  in  den  nächsten  Jahrzehnten  nur  ein 
sehr  langsames,  später  aber  ein  schnelleres 
Anwachsen  stattfindet,  bis  in  die  Nähe  der 
70  er  Jalm»  (also  für  einen  Wert  von  i,  der 
etwa  zwischen  69  und  77  enthalten  ist)  ein 
zweites  Maximum  erscheint,  dem  wieder 
e\t\e  ziemlich  schnelle  Abnahme  der  Werte 
Dj  folgt.  Dieses  zweite  Maximum  ist  es 
eben,  das  einen  Anhaltspunkt  für  die  Lexis- 
sche  Theorie  liefert.  Es  sei  die  Altersstrecke 
von  m bis  m-f  1 Jahren  diejenige,  ^ler  dieses 
Maximum  (Dm)  entspricht.  Wenn  man  mm 
zusieht , wie  sieh  die  übrigen  Elemente 
Dj  um  Dm  gruppieren,  so  findet  man  erstens, 

dass  die  Zahlen,  die  sich  für  die  Alters- 
strecke von  m-f-1  bis  « ergeben,  ziemlich 
genau  mit  denjenigen  übereinstimmen,  die 
man  erhalten  würde,  wenn  es  sieh  um  zu- 
fällige Abweichungen  von  einer  typischen 
Grösse  u handeln  würde,  wobei  letztere 
zwischen  m und  m + 1 enthalten  wäre. 
Was  aber  zweitens  die  dem  Maximum  Dm 
vorangehenden  Elemente  I)j  betrifft,  so 

stimmen  dieselben  nur  etwa  für  eine  Alters- 
streeke  von  5,  höchstens  8 Jahren  mit  der 
mathematischen  Fehlertheorie  überein.  Die 
ferner  liegenden  Elemente,  also  etwa  I) 


tiven  und  der  theoretischen  Zahlen)  ganz 
beiseite  zu  lassen.  So  ist  die  erste  Gruppe, 
nämlich  die  der  »jugendlichen«  Storbefälle 
entstanden.  Ferner  hat  Lexis  die  Summe 
sämtlicher  Differenzen  zwischen  den  effek- 
tiven und  den  theoretischen  Zahlen  der 
Sterbefälle  (Altersperiode  von  14  resp.  15 
bis  n Jahren)  unter  dem  Namen  der  »vor- 
j zeitigen«  Sterbefälle  zusammengefasst.  Die 
Gesamtzahl  der  übrigbleibenden  Sterbefälle 
i bildet  die  Gruppe  der  »normalen«  Sterbe- 
fälle, und  das  Alter  n,  um  welches  die  letz- 
teren sich  symmetrisch  gruppieren,  wird 
als  »die  typische  Lebenslänge  des  Menschen 
, bei  normaler  Entwickelung«  oder  kürzer  als 
die  normale  Lebensdauer  bezeichnet.  Wenn 
man,  wie  vorhin,  mit  Uj  die  Ueberlebenden 
| des  Alters  i bezeichnet,  so  bedeutet  U die 
Gesamtheit  der  Neugeborenen  und  zugleich 
die  Summe  der  Verstorbenen  in  allen  Alters- 
klassen. Un  ist  die  Zahl  derjenigen,  die  in 
einem  späteren  Alter  als  n gestorben  sind, 
oder  mit  anderen  Worten  ist  Un  die  Ge- 
samtzahl der  positiven  Abweichungen  von 
der  normalen  Lebensdauer,  und  zwar  sowohl 
der  wirklich  vorkommenden  als  der  theo- 
retisch verlangten.  Die  theoretische  Zahl 
der  negativen  Abweichungen  muss  el>enso- 
gross  wie  die  der  positiven  sein.  Mithin 
beträgt  die  normale  Gruppe  2Un  Sterbefälle. 

Die  Zahl  der  jugendlichen  Sterbefälle  ist 
U0  — Uj  worin  j 
Jahren  zu  setzen 


etwa  gleich  14  oder  15 
ist,  und  schliesslich  ist 
Uj- 


durch  die  Differenz  (lj  — Un ) — Un 
2Un  die  Gruppe  der  vorzeitigen  Sterbefälle 
gegeben.  — Um  nun  zu  prüfen,  ob  die  effek- 
tive Verteilung  der  normalen  Sterbefälle 
nach  dem  Sterbealter  der  Theorie  entspricht, 
müssen  die  theoretischen  Zahlen  gefunden 
werden.  Die  hierbei  in  Betracht  kommende 

’hz 


lll-H? 


mathematische  Formel  ist 


- t' 


4t. 


Dm<(  etc.,  zeigen  hingegen  eine  beträchtliche 

Ueberfüllung,  so  dass  sich  positive  Diffe- 
renzen 'ergeben  zwischen  den  effektiven 
Zahlen  der  im  Alter  von  unter  m-5  oder 
m-8  Jahren  eintretenden  Sterbefälle,  und 
denjenigen  Zahlen,  die  für  jene  Altersstufen 
nach  der  Theorie,  d.  h.  unter  der  Annahme, 
dass  n eine  typische  Grösse  sei,  zu  erwarten 
wären.  Der  Ältersperiode  von  0 bis  14  resp. 
15  Jahren  entsprechen  verschwindend  kleine 
theoretische  Zahlen,  so  dass  in  dieser  Periode 
die  Differenzen  zwischen  den  effektiven  und 
den  theoretischen  Zahlen  mit  den  effektiven 
Zahlen  selbst  merklich  zusammenfallen. 
Diese  Thatsache  hat  Lexis  Anlass  gegeben, 
die  Sterbefälle  jener  Periode  bei  der  Gegen- 
überstellung beider  Zahlenreihen  (der  effek- 


Der  Kürze  halber  setze  man  hz  = « und  be- 
zeichne den  ganzen  Ausdruck  mit  r («).  Die 
Formel  besagt  folgendes:  wenn  es  sich  um 
die  Bestimmung  einer  Grösse  a aus  der 
Erfahrung  handelt  und  wenn  man  bei  dem 
darauf  gerichteten  Verfahren  nur  zufälligen 
Fehlern  ansgesetzt  ist,  so  besteht  bei  jeder 
Einzelbestimmung  eine  Wahrscheinlichkeit 
<f  (*)  dafür,  dass  der  ermittelte  Wert  x in 
den  Grenzen  von  a — z bis  a + z liege.  Mit 
anderen  Worten  ist  («)  die  Wahrscheinlich- 
keit einer  Abweichung  vom  richtigen  Werte, 
welche  ihrem  absoluten  Betrage  nach  die 
Grösse  z nicht  übertrifft.  Die  Konstante  h 
wird  Präeision  genannt.  Man  bezeichne 
jetzt  mit  x das  Sterbealter.  Dann  ist  durch 
die  Differenz  x — n — z jedesmal  die  Ab- 

35* 
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weiehung  des  Sterbealters  von  der  normalen 
Lebensdauer  (n)  gegeben.  Wenn  man  einer- 
seits die  normale  Lebensdatier  und  anderer- 
seits die  Präeision  kennt,  so  giebt  es  nichts 
leichteres,  als  für  ein  bestimmtes  z die 
Grösse  <p(«S  zn  berechnen,  welche  angeben 
wird,  wie  gross  die  Wahrscheinlichkeit  für 
einen  Sterbe  fall  der  normalen  Gruppe  sei, 
innerhalb  der  Altersgrenzen  n — z und  n+z 
zu  liegen.  Dieselbe  Grösse  «p  {«)  multipliziert 
mit  2 r„  wird  zugleich  die  wahrscheinlichste 

Zalil  der  im  Alter  von  n — -z  bis  n + z ein- 
1 rötenden  Sterbefälle  ansdrücken.  Drei 
Grössen  sind  es  also,  n,  Ua  und  h.  die  man 

kennen  muss,  um  die  theoretische  Verteilung 
der  normalen  Sterbefälle  zu  bestimmen. 
Mit  hinreichender  Genauigkeit  kann  u aus 

Dm— -D, 


ehen  diese  Zalil  und  a bezw.  c die  analogen 
Zahlen  der  Sterliefälle  darstellen.  welche 
auf  die  unmittelbar  vorangehende  bezw. 
folgende  Altersstrecke  von  gleicher  Weite 
entfallen.  Die  zuletzt  angeführte  Formel  ist 
bloss  eine  Verallgemeinerung  der  früheren 


Formel. 


Die 


Grösse  Cn  bestimmt  sieh 


1 V „1  I ,n  »»  I 

der  rormel  u — m -f-  . - — — -w 

- J'm-t  u 


'm  -j-  i 

ermittelt  werden,  wo  in  die  vorhin  ange- 
gebene Bedeutung  hat  Diese  Formel  ist 
jetloch  nur  unter  einer  zweifachen  Bedingung 
anwendbar:  1.  muss  in  der  Nähe  von  Dm 
kein  zweites  Maximum  ausser  Dm  vorhanden 
und  überhaupt  dieses  letzte  Maximum  scharf 
genug  ausgesprochen  sein;  2.  müssen  die 
Verstorbenen  in  der  Sterbetafel  nach  ein- 
jährigen Altersklassen  gegeben  sein.  Sind 
aber  die  betreffenden  Altersintervalle  von 
längerer  Dauer  oder  empfiehlt  es  sieh,  um 
einen  mehrgesetzmässigen  Verlauf  der  Zahlen 
der  Verstorbnen  zu  erhalten,  einjährige 
Altersklassen  zu  mehrjährigen  zusammen- 
zuziehen,  so  kann  zur  Bestimmung  von  n 

n=Ji+i:  + r-i)(?z^ 

2 ^ 2(a — 2b-f-c) 

dienen,  wo  i'  und  i"  die  untere  und  obere 
Altersgrenze  sind,  innerhalb  deren  die  grösste 
Zahl  der  Sterhefälle  zu  liegen  kommt,  b 


die  Formel  n = 


dann  mittelst  Interpolation  unter  der  An- 
nahme, dass  sieh  die  Sterbefälle  innerhalb 
der  betreffenden  AJtersstrecke  gleichmäßig 
verteilen.  — Zur  Berechnung  von  h muss 
man  sich  an  die  tabellarischen  Zahlen  der 
Verstorbenen  im  Alter  von  über  n Jahren 
halten,  weil  hei  den  positiven  Abweichungen 
des  jeweiligen  Sterbealters  von  n das  Fehler- 
gesetz reiner  hervortreten  wird  als  bi  den 
negativen  (wegen  der  Vorzeitigen).  Hierbei 
können  verschiedene  Modalitäten  der  Be- 
rechnung  in  Betracht  kommen.  Von  diesen 
dürfte  aber  diejenige  den  Vorzug  verdienen, 

welche  darin  besteht,  h — .zu setzen, 

C'n  v rr 

wo  E„ , laut  einer  früher  schon  gebrauchten 

Bezeichnung,  die  Lebuserwartung  des  n- 
jährigeu,  mithin  den  arithmetischen  Durch- 
schnitt aus  den  soeben  erwähnten  positiven 
Abweichiyigen  darstellt  und  sich  ähnlich 
wie  Un  bestimmen  lässt  — Mit  Hilfe  der 
vorgeführten  Methoden  sind  auf  Grund  der- 
selben Sterblichkeitstafeln,  denen  die  obigen 
Werte  der  Lebnserwartnng  entnommen 
sind,  die  theoretischen  Zahlen  der  auf  die 
einzelnen  Altersiahrfünfte  60—65,  65 — 7" 
u.  s.  w.  entfallenden  Sterbefälle  der  normalen 
Gruppe  gefunden  und  in  nachstehender  Ta- 
belle  reproduziert  worden,  und  zwar  stets 
unter  2.  Unter  1 sind  aber  die  entsprechen- 
den Zahlen  der  Sterblichkeitstafeln  angeführt, 
um  einen  Vergleich  zwischen  Theorie  und 
Erfahrung  zu  ermöglichen.  Dabei  ist  U© 
überall  gleich  1000  gesetzt  worden. 
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1).  In  zweifacher  Hinsicht  kommen  die  i 
Fälle  einer  besonders  hohen  Lebensdauer 
für  die  Wissenschaft  vom  Menschen  in  Be- 
tracht. 1.  ist  seit  jeher  auf  solche  Fälle  die 
Aufmerksamkeit  der  Menschen  gerichtet  als 
auf  eine  gleichsam  anormale  Erscheinung, 
eine  Art  von  »Merkwürdigkeit«.  Es  ist  aus 
allen  Perioden  der  Geschichte  eine  Anzahl 
von  Fällen  einer  ausserordentlich  hohen 
Lebensdauer  ülterliefert.  Makrobiotische  • 
Uebersichten  erlangen  zumal  dann , wenn 
an  die  Namen  der  »Riesen  der  Langlebig- 
keit« (Tarchanoff)  gewisse  biographische 
Notizen  über  ihre  Lebensweise  sich  knüpfen, ! 
einen  besonderen  Wert  für  den  Physiologen 
und  Hyg'einiker,  der  die  Faktoren  unter- 
sucht, welche  von  Einfluss  sind  auf  die  j 
Dauer  de-  menschlichen  Lebens.  Dagegen 
ist  die  Statistik,  insofern  sie  sich  mit  der- 
selben Fragt*  beschäftigt,  ihrer  Methode  ge-  | 
mäss  auf  eine  unpersönliche  Registrierung 
des  Alters  resp.  eines  besonders  holten  Alters 
von  lebenden  und  gestorbenen  Menschen 
beschränkt  und  verlangt,  dass  die  Registrie-  I 
mng  eiue  erschöpfende  sei.  Makrobiotische 
Uebersichten  sind  aber  im  höchsten  Grade  j 
unvollständig  und  enthalten  Fälle,  die  in ; 
Raum  und  Zeit  zerstreut  liegen.  Also  selbst 
in  dem  Fall,  wo  die  Glaubwürdigkeit  der , 
Uelterlieferung  keinem  Zweifel  unterliegen  | 
sollte,  Hessen  sich  aus  einem  so  beschaffenen 
Material  keine  statistischen  Schlüsse  ziehen,  • 
d.  h.  keine  Schlüsse,  die  sich  auf  die 
menschlichen  Massen  bezögen,  denen  die 
Einzelfälle  entnommen  sind.  2.  wird  oft 
in  den  Fällen  der  besonders  hohen  Lebens- 
dauer ein  Anhaltspunkt  gesucht  für  die 
Beantwortung  der  Frage  nach  dem  natür- 
lichen Ziele  des  menschlichen  Lebens.  Aus 
der  Tliatsache  nämlich,  dass  einzelne  Men- 
schen ein  Alter  von  100  und  über  100 1 
Jahren  erreichen,  wird  die  Konsequenz  ge- 
zogen, das  Alter  von  100  Jahren  sei  das 
Ideal  der  menschlichen  Lebensdauer,  und  j 
es  hatte  sich  die  private  und  öffentliche  j 
llygieine  zur  Aufgabe  zu  stellen,  dass  mög- 
lichst viele  Menschen  dieses  Alter  erleben 
würden.  Aus  anderweitigen  Erwägungen , 
hat  Flourens  dem  Alter  von  100  Jahren 
einen  ähnlichen  Wert  beigelegt.  Er  hat 
nämlich  gefunden,  dass  bei  der  Mehrheit 
«ler  Tiere  die  Lebensdauer  das  Fünffache ! 
(nach  Buffon  das  Siebenfache)  der  Wachs- 
tumsperiode beträgt.  Da  nun  letztere  bei 
dem  Menschen  nahezu  gleich  20  Jahren  zu 
setzen  ist,  so  ergebe  sich  das  Alter  von 
100  Jahren  als  das  natürliche  Ziel  des 
menschlichen  lieben s.  Es  ist  alter  wohl  zu ' 
beachten,  dass  Flourens  zwischen  der  natür- 
lichen und  der  maximalen  Lebensdauer  un- 
terschieden hat,  indem  er  nämlich  behaup- 
tete, dass  unter  den  günstigsten  Bedingungen 
sowohl  der  körperlichen  Organisation  wie 


der  äusseren  Lebensverhältnisse  ein  Wesen 
im  stände  wäre,  ungefähr  das  Doppelte  der 
für  dasselbe  geltenden  natürlichen  Lebens- 
dauer zu  erreichen.  Es  beruht  das  Gesetz 
von  Flourens  auf  einem  Analogieschlüsse, 
zumal  auf  einem  solchen,  der  sich  nur  auf 
eine  rein  empirische  Tliatsache  stützt.  Die 
Ansicht,  wonach  das  Alter  von  10O  Jahren 
für  das  natürliche,  normale  oder  zu  erstre- 
bende Ziel  des  menschlichen  Lebens  aus- 
gegeben wird,  entbehrt  überhaupt  einer 
tieferen  biologischen  Begründung.  Dies  wird 
auch  von  den  Vertretern  dieser  Ansicht  zu- 
gegeben. die  es  aber  ebenso  wenig  vermögen, 
einen  statistischen  Beweis  für  ihre  Behaup- 
tung zu  erbringen.  Vom  bevölkerungs-  oder 
hygieinisch-politisehen  Standpunkte  aus  ge- 
sehen, kommt  jener  Ansicht  eine  praktische 
Bedeutung  kaum  zu:  an  die  Züchtung  von 
hundertjährigen  Menschen  ist  im  Ernste 
nicht  zu  denken.  Hinsichtlich  dessen,  was 
man  mit  dem  Namen  »Lebensdauerpolitik« 
bezeichnen  könnte,  hat  sich  übrigens  neuer- 
dings in  der  Meinung  einiger  Hygieiniker 
eine  Umwandlung  vollzogen  und  zwar  unter 
dem  Einfluss  der  Lcxisschcn  Theorie  von 
der  normalen  Lebensdauer.  Der  letzteren 
gemäss  wird  ein  Sterbealter  von  etwa  70 
bis  75  Jahren  gleichsam  als  ein  von  der 
Natur  gestecktes,  also  vom  menschlichen 
Willen  unabhängiges  Ziel  des  Lehens  be- 
trachtet. Es  würde  hingegen  in  der  Macht 
des  Menschen  liegen  (etwa  durch  geeignete 
V er waltungsmassregeln,  Hebung  des  allge- 
meinen Wohlstandes  u.  dergl.  m.),  die  Gruppe 
der  normalen  Sterbefälle  auf  einen  höheren 
Prozentsatz  der  Gesamtzahl  der  Sterbefälle 
zu  bringen,  wodurch  die  Zahl  der  jugend- 
lichen und  vorzeitigen  Sterbefälle  eine  ent- 
sprechende Herabsetzung  erfahren  würde. 
Die  Stärke  einer  solchen  Auffassung  beruht 
darauf , dass  sie  gewissermassen  die  Er- 
fahrung für  sich  hat.  Jedoch  ist  vor  einer 
Ueberschätzung  der  er fah ru n gsmässigen  Kon- 
stanz der  Zahlen,  die  die  normale  Lebens- 
dauer ausdrücken,  zu  warnen.  Tarchanoff 
bemerkt  dazu,  dass,  obschon  ein  Alter  von 
72  Jahren  unter  den  heutigen  Verhält nisen 
als  normale  Lebensdauer  angesehen  werden 
könne,  dasselbe  Sterbealter  vielleicht  in 
weiter  Zukunft,  unter  günstigeren  Verhält- 
nissen, sich  als  ein  »unnatürliches«  heraus- 
steilen werde.  Auf  jeden  Fall  erscheint 
auch  hinsichtlich  der  Höhe  der  normalen 
Ijebensdauer  ein  möglicher  Fortschritt  nicht 
als  unbedingt  ausgeschlossen,  wofür  eine 
Betrachtung  der  Differenzen,  welche  ver- 
schiedene Länder  in  Bezug  auf  die  normale 
Lebensdauer  darbieten,  sprechen  dürfte. 

Lltteratur:  Dir  in  dm  L i tterat n ru ngntieu  zum 
Art.  Bevöl  kern  n gs  w e c fi  s e l (oben  Bd.II,  S.69G) 
angeführten  Schriften  ron  Becker,  Knapp, 
Kenner,  Lex  in,  sowie  Bortklewtcz , Die 
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Lebensversicherung. 

1.  Einleitung,  Inhalt  und  Umfang  des  Be- 
griffes. 2.  Geschichtliches.  3.  Statistik  der 
Verbreitung.  Umfang  der  Hauptleitungen.  | 
4.  Der  technische  Aufbau  der  L.  A.  Die  Stcrb-  j 
lichkeitstafel.  B.  Die  Prämienberechnung  aus 
der  Sterblichkeitstafel.  0.  Die  Präinienreservc  i 
oder  der  Deckungsfonds.  5.  Schaden-,  Kapital- 1 
und  Gewinnreserve.  6.  Das  Risiko.  7.  Der  Le-  j 
bensversicherungsvertrag.  8.  Untemehinungs-  j 
formen.  9.  Organisation  der  Verwaltung.  lO.Wirt- 
schaftliche  Bedeutung  der  L.  11.  Die  Gesetz- 
gebung. 12.  Beispiele  von  Betriebsergebnissen,  j 

1.  Einleitung.  Inhalt  und  Umfang  des 
Begriffes.  Unter  der  an  sich  wenig  ver- 
ständlichen , aber  kaum  mehr  ersetzbaren 
und  auch  in  anderen  Kultursprachen  ähnlich 
gebildeten  Bezeichnung  »Lebensversiche- 
rung« wird  eine  Reihe  recht  verschieden- 
artiger Versicherungsformen  zusammenge- 
fasst. Gemeinsam  ist  ihnen  nur  die  Ab- 
hängigkeit der  vom  Versicherten  atisbe- 1 
dungenen , vom  Versicherer  versprochenen 
Leistungen  von  zeitlichen  Vorgängen  des  j 
menschlichen  Lebens.  Die  wichtigste  Formen- 
gattung der  Lebensversicherung  ist  die  der 
Lebensversicheruirg  im  engeren 
Sinn  e.  Sie  umfasst  idle  jene  Verträge, 
bei  denen  es  sich  um  Leistung  einer  Summe 
— Versicherungssumme  — entweder  beim 
Todesfälle  des  Versicherten  überhaupt  oder 
im  Falle  des  Erlebens  eines  gewissen  Alters 
u nd  heim  Tode  vor  diesem  Alter  — Kapil 
tal Versicherung  auf  den  Todesfal-j 
schlechthin  und  abgekürzte  Le-| 
beusversicherung  oder  Alternativ- 
versicherung — oder  beim  Todesfälle 


innerhalb  eines  vorausbestimmten  Zeitraums 
— kurze  Versicherung  — oder  beim 
Erleben  eines  gewissen  Alters  — Er- 
lebensversicherung. gewöhnlich  Aus- 
steuerversicherung — handelt.  Diese 
im  wesentlichen  auf  gleichartigen  Voraus- 
berechnungen beruhende  Formengattung 
lässt,  ganz  abgesehen  von  der  Mannigfaltig- 
keit der  Gebührenbemessung  und  anderer 
Nebenbedingungen,  wieder  eine  Reihe  von 
Modifikationen  zu,  die  sich  auf  die  Person 
des  Versicherten  oder  die  Personen  der 
mehreren  Versicherten  lieziehen  — Ver- 
sicherung für  eigene,  für  fremde 
Rech n u n g,  Fremd  Versicherung, 
einfache  und  wechselseitige  Ueber- 
lebensversieherung  — . 

Die  andere,  keineswegs  unwichtige,  aber 
auf  minder  häufiges  Bedürfnis  berechnete 
Formengattung  wird  unter  der  Sonderbe- 
zeichnung der  Rentenversicherung  zu- 
sammengefasst und  gehört,  wenn  auch  häufig 
in  Gegensatz  zur  Lebensversicherung  — diese 
dann  im  engeren  Sinne  gemeint  — gestellt, 
doch  auch  zu  den  Versicherungsarten,  bei 
denen  Eintritt  oder  Nichteintritt  und  Dauer 
der  Leistungen  mit  gewissen  zeitlichen  Vor- 
gängen des  menschlichen  Lebens  Zusammen- 
hängen. Es  handelt  sich  liier  nicht  um 
eine  einmalige  Kapitalleistung,  sondern  um  die 
Absicht  der  Erlangung  und  Gewährung  fort- 
gesetzter Rentenleistungen,  gleichbleibender, 
steigender  oder  abnehmender,  entweder  als- 
bald oder  zu  einem  späteren  vorausbestiinrateu 
Zeiträume  beginnender  — sofort  begin- 
nende — aufgeschobene  Rente  — . 
entweder  bis  zum  Lebensende  des  Ver- 
sicherten oder  nur  bis  zu  einem  gewissen 
vorau6bestimmten  Zeitpunkte  dauernder  — 
Leib-  oder  Lebensrente, Zeitrente  — . 
Auch  diese  Formengattung  lässt  rücksicht- 
lich der  Persönlichkeit  des  Versicherten  eine 
Reihe  von  Modifikationen  zu. 

Während  bei  der  erstcren  Formengattung 
die  Berechnung  darauf  ausgeht,  von  der 
Gesamtheit  der  Versicherten  soviel  an  Leis- 
tungen zu  erlangen,  dass  durch  diese  Leis- 
tungen und  ihren  Zuwachs  die  durch  die 
Verträge  begründeten  Kapitalforderungen 
sämtlich  rechtzeitig  gedeckt  werden  können, 
hat  bei  der  anderen  der  Versicherer  sein 
Augenmerk  darauf  zu  richten,  dass  durch 
die  von  den  Versicherten  einzuhebenden 
Kapital-  oder  Ratenzahlungen  und  ihren 
Zuwachs  die  versprochenen  Rentenzahlungen 
nach  Höhe  und  Dauer  vollkommen  bestritten 
werden  können.  Dort  ist  die  günstige  Chance 
des  Versicherers  der  s]>äte  Eintritt  des  Todes 
des  Versicherten  oder  der  Eintritt  eist  am 
Ende  der  für  die  Zahlung  vorausgesetzten 
Frist  oder  der  Nichteintritt  bis  zu  der  Frist, 
von  deren  Erreichung  die  Zahlung  abhängt. 
Hier  ist  die  günstige  Chance  des  Versiclierers 
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er  Ein  tritt  des  Todes  des  Versicherten  nach 
ahlung  des  von  ihm  geschuldeten  Kapitals 
<ler  der  von  ihm  versprochenen  Katen 
ber  vor  Beginn  der  Rentenzahlungen  oder 
ia,oli  der  Leistung  erst  weniger  solcher  Zah-  < 
ungen.  — 

M it  einem  zeitlichen  Vorgänge  des  mensch- 
ichen  Lebens,  der  — früher  oder  später  — j 
loch  \inter  allen  Umständen  einmal 
Eintreten  muss,  rechnet  unter  allen  Arten 
der  Lebensversicherung  nur  die  Kapitalver-  i 
Sicherung  auf  den  Todesfall  einschliesslich 
der  sotrenannten  abgekürzten  Versicherung. 
Insofern  unterscheidet  sich  nur  diese  Art 
in  jeder  Beziehung  von  der  sogenannten 
Schadensversicherung.  Die  anderen  Arten 
der  Lebensversicherung  unterscheiden  sich 
von  ihr  nur  insofern,  als  die  Vorausberech- 
nung des  Risikos,  also  des  Eintritts  der 
Leistung  seitens  des  Versicherers,  eine  auf 
wohlbegründeten  Erfahrungen  über  den  Ver- 
lauf des  menschlichen  Lebens  beruhende, 
mithin  weit  zuverlässigere  ist  als  bei  allen 
Ai'ten  der  Schadensversicherung,  nicht  aber 
insofern,  als,  wie  bei  diesen,  das  Risiko 
ebenso  gut  ausbleiben  wie  eintreten  kann. 
Dieser  Umstand  rechtfertigt  es  auch,  dass 
zwar  alle  oben  aufgeführten  Versicherungs- 
arten. unter  der  Bezeichnung  » Lebens ver- 1 
Sicherung«  (i.  w.  8.)  zusammengefasst  zu 
werden  pflegen,  nicht  aber  die  Invaliditäts- 
und noch  seltener  die  Unfallversicherung 
(s.  diese  Artikel),  welche  zwar  auch  un- 
mittelbar an  Vorgänge  des  mcnsclilichen 
Lebens  anknüpfen,  aber  an  Vorgänge,  welche 
entweder  zur  Zeit  noch  oder  ilirer  Natur 
nach  voraussichtlich  für  alle  Zeit  einer 
ebenso  sicheren  Vorausberechnung,  wie  sie 
bei  der  Lebensversicherung  im  engeren  Sinne 
möglich  ist,  widerstreben.  — 

2.  Geschichtliches.  Wohl  die  Be- 
tätigung eiuigermassen  rationeller,  auch  mit  | 
vereinten  Kräften  versuchter  Vorsorge  für 
die  eigene  oder  anderer  materielle  Sicher-  i 
heit  reicht  in  verschiedenen  Formen  bis  ins 
frühe  Mittelalter  zurück  (z.  vgl.  in  dieser 
Beziehung  die  interessanten  Bemerkungen : 
von  L.  Goldschmidt  im  Handbuch  des  Han- 
delsrechts 3.  AufL,  1.  Bd.  [Stuttgart.  Ferd. 
Enke,  1891,  S.  354  ff.,  besonders  S.  359  ff.J),  | 
nicht  aber  was  wir  heutzutage  als  IjCbens- 
vereicherung  bezeichnen.  Diese  konnte  nur 
auf  dem  Boden  systematischer  Erforschung 
derjenigen  den  Verlauf  des  menschlichen 
Lebens  betreffenden  Thatsachen,  an  welche , 
sie  ihre  Berechnungen  anknüpft,  erwachsen. 
Ihre  Voraussetzung  ist  die  Sterblichkeits- 
tahelle,  d.  h.  eine  exakte  Darstellung  des  in  | 
den  verschiedenen  Lebensaltern  beobachteten 
Verhältnisses  der  jährlichen  Sterblichkeit 
(Quotienten  aus  der  Zahl  der  in  den  einzelnen 
Jahren  unter  Beobachtung  gewesenen  Per- 
sonen und  der  aus  diesen  hervorgegangenen  ; 


Sterbefälle)  und  der  nach  dieser  Skala 
entstehenden  Absterbeordnung  einer  (will- 
kürlich gewählten)  Zahl  von  Personen,  die 
mit  dem  jüugsten  in  der  Skala  berück- 
sichtigten Alter  in  die  Beobachtung  treten 
und  für  die  ferneren  Alter  unter  Beobach- 
tung bleiben.  Mit  der  Entwickelung  der 
Sterblichkeitstabelle  geht  die  Entwicke- 
lung, jedenfalls  der  Fortschritt  zu  immer 
rationellerer  Gestaltung,  der  Lebensversiche- 
rung Hand  in  Hand.  Beobachtungen,  welche 
zur  Aufstellung  einer  Sterblichkeitstabelle 
führen,  gehen  aber  in  den  heutigen  Kultur- 
staaten nicht  hinter  das  17.  Jahrhundert 
zurück  und  sind  in  genügender  Massen- 
haftigkeit  und  mit  ausreichender  Sicherheit 
hier  erst  in  unserem  Jahrhundert,  welches 
der  Feststellung  des  Personenstandes  und  der 
Bevölkerungsbewegung  aus  verschiedenen, 
namentlich  politischen.  Gründen  zuerst  grosse, 
nicht  nur  auf  gemeindliche  und  ständische 
Korporationen  beschränkte,  Aufmerksamkeit 
widmete,  angestellt  worden. 

Die  Lebensversicherung  wartet  ihres  Ge- 
schichtsschreibers. Es  fehlt  bis  jetzt  gänz- 
lich an  einer  zusammenfasseuden  Darstellung 
der  Entwickelung  dieses  Instituts  von  den 
ersten  Anfängen  au  bis  in  unsere  Zeit.  Sein 
Hauptaugenmerk  wird  der  künftige  Ge- 
schichtsschreiber auf  England  richten  müssen, 
dessen  Litteratur  auch  bereits  die  besten, 
vorzugsweise  die  Entwickelung  der  tech- 
nischen Seite  berücksichtigenden  Anfänge 
einer  Geschichtschreibung  aufzuweisen  hat 
(vgl.  z.  B.  E.  W.  Farren,  Essay  on  the  origin 
and  early  progross  in  England  of  the  thoorie 
of  probability.  London  1844.  — John  Francis, 
Annals,  Annecdotes  and  Legcnds  of  Life- 
Assurance.  London  1853.  — Samuel  Brown, 
On  the  origin  and  pi-ogress  of  the  Calculus 
of  Probabilities  im  »Assurance  Magazine« 
vol.  VI.  — Hendricks  u.  a.). 

Unzweifelhaft  hat  die  von  dem  italienischen 
Arzte  I-iorenzo  Tonti  in  der  Mitte  des  17. 
Jahrhunderts  ersonnene  Rentenvererbung  *). 
welche  an  sich  schon  eine  Lebensversiche- 
rung im  weiteren  Sinne  darstellte,  zusammen 
mit  der  damals  sich  vollziehenden  Aus- 
breitung des  gewerbsmässigen  Hazardspiels, 
der  Wahrscheinlichkeitslehre,  um  deren  Aus- 
bildung sich  zuerst  Format  uud  Pascal  ver- 
dient machten,  die  kräftigste  Anregung  ge- 
boten. (Dass  Tontis  Projekte,  welche  in 
Frankreich  bekanntlich  sehr  ausgiebig  im 
Interesse  des  Staatskredits  verwertet  wurden, 
von  Zeitgenossen  nicht  allgemein  günstig 
beurteilt  .wurden,  zeigt  Daniel  Defoes  von 
Hugo  Fischer,  »Soz.  Fragen  vor  200  Jahren« 


J)  Genaueres  über  Tonti  und  seine  Pläne 
vgl.  bei  Grosse  in  Ehreuzweigs  Assekuranz- 
Jahrbuch  VI.  Abt.  II.  S.  19  uud  20  und  IX, 
Abt.  III,  S.  18  ff. 
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[Leipzig,  Hirschfeld,  1890 1 S.  57  mitgeteilte 
Aeussorung:  »Lelxuisversicherungon  kann  ich 
nicht  bewundern.  In  Italien  allerdings,  wo 
Dolch  und  Gift  so  im  Schwange  sind,  mag 
manches  für  etwas  derartiges  sprechen, 
ebenso  wie  für  etwaige  Leibrenten.  Doch 
luibe  ich  keines  von  beiden  loben  hören.' ) 
Der  holländische  Staatsmann  und  Mathe- 
matiker de  Wit  verwertete  die  junge  Theorie 
zur  wissenschaftlichen  Begründung  der 
Rentenversicherung.  1002  veröffentlichte 
Sir  William  Petty  seine  Untersuchungen 
über  die  Bevölkerung  Londons.  Bald  darauf 
erschien  John  Graunts  auf  Bettys  Arbeit 
fussendes  Werk  über  Toten  listen.  Gleich- 
zeitig beschäftigte  sich  ein  deutscher  Geist- 
licher. Caspar  Reumann,  mit  Untersuchungen 
über  die  Sterblichkeit  in  der  Stadt  Breslau, 
welche  ihm  genau  geführte  Totenlisten  zur 
Verfügung  stellen  konnte.  Die  Ergebnisse 
legte  er  in  einem  1092  erschienenen  tind 
grosses  Aufsehen  machenden  Werke  nieder, 
welches  dem  Mathematiker  llalley  den  Stoff 
bot  zu  der  in  den  »Philosophical  Trans- 
actions« vol.  XVII,  Nr.  190  für  Januar  1093 
abgedruckten  ersten  förmlichen  Sterblich- 
keitstabelle.  Nicht  diese  Tabelle , sondern 
viel  weniger  zuverlässige  sind  von  den  ersten 
Lebensversicherungsanstalten,  welche  in  Eng- 
land ins  Leben  traten,  benutzt  worden.  Von 
diesen  Gesellschaften  sind  zwei,  die  eine 
von  der  Mercers  Company  in  London  1098 
nach  Asshetons  Plan  gegründet,  die  andere. 
"The  Society- of  Assuraneos  for  Widows  and 
Orphons«,  1099  gegründet,  besonders  auf 
Wit  wen  Versorgung  und  Ausstattung  von 
Waisen  mit  Leibrenten  eingerichtet.  Die 
dritte,  welche  gewöhnlich  als  die  älteste 
I/ebensversicherungsanstalt  angesehen  wird, 
ist  die  durch  Parlamentsakte  v.  25.  Juli  1700 
inkorporierte  »Amieable«  »der  *Perpetual 
Assurance«.  Sie  hat,  nachdem  sie  mancherlei 
Wandlungen  durchgemacht,  bis  in  unsere 
Tage  bestanden.  Im  Jahre  1806  wurde  ihr 
Geschäft  von  einer  jüngeren  Anstalt  über- 
nommen. Im  Jahre  1721  nahmen  zwei  ur- 
sprünglich für  Feuer-  und  Seeversicherung 
errichtete  Gesellschaften,  die  »Royal  Ex- 
change« und  die  »London  Assurance  Corpo- 
ration«, das  Lebensversicherungsgeschäft  in 
ihren  Plan  mit  auf.  Indessen  waren  alle 
diese  Gesellschaften  technisch  noch  sehr 
unvollkommen  ausgebildet.  Erst  mussten 
Kerssebooms  (1732  und  42)  Sterblichkeits- 
untersuchunge» , Nicolaus  Strucks  (1740) 
Leibrententheorie,  Johann  Peter  Süssmilehs 
bekannte  Schrift  Die  göttliche.  Ordnung 
in  den  Veränderungen  des  menschlichen  Ge- 
schlechts« nebst  einer  von  Baumann  später 
verbesserten  St  erblich  keitstabelle,  mussten 
Döparcieuxs  (1740)  Werk  über  die  mensch- 
liche Lebensdauer  und  seine  Stcrblichkeits- 
listen,  endlich  Thomas  Simpsons  auf  Ilalleys 


vergessenem  Werke  fassende  Schriften  er- 
schienen sein  und  den  Weg  zur  rationellen 
Berechnung  von  Prämiontabellen  gewiesen 
halten,  ehe  Versicherungsgesellschaften  in 
grossem  Stile  und  mit  allen  Anforderungen 
entsprechenden  Einrichtungen  ins  lieben 
treten  konnten.  Als  erste  solche  auf  fester 
wissenschaftlicher  Grundlage  errichtete  Le- 
bensversieherungsgesollsehaft  ist  »The  Equi- 
table  Society  for  the  Assurance  of  Life  and 
Survivorship»,  welche  1701  l»egründet  wurde, 
alter  ihren  Geschäftsbetrieb  erst  im  Jahre 
1705  eröffnen  konnte,  zu  bezeichnen.  Um 
ihre  technische  VeivollKommnung  machten 
sich  James  Dodson  und  Richard  Priee. 
letzterer  besonders,  indem  er  die  bekannte 
Northampton  table  (1780)  für  sie  berechnete, 
verdient.  Nach  der  »Kuuitable«  ist  noch 
eine  Reihe  englischer  L*i*ensvcrsicherungs- 
go Seilschaften  im  vorigen  Jahrhundert  ent- 
standen. Heutzutage  ist  die  Leltensversiehe- 
rung  kaum  irgendwo  höher  geachtet,  hat 
sie  kaum  irgendwo  mehr  das  Ansehen  einer 
kulturnotwendigen  Institution  als  in  Gross- 
britannien. 

In  Frankreich  hatten  der  schon  erwähnte 
Depareieux  und  Buffou  (1749)  verhältnis- 
mässig früh  die  Angen  der  Zeitgenossen 
auf  die  Gesetzmässigkeit  der  zeitlichen  Vor- 
gänge des  menschlichen  I/obens,  insbesondere 
der  Sterbliehkeitsverhältnisse,  gelenkt.  Prak- 
tisch verwertet  wurden  die  Ergebnisse 
solcher  Forschungen  zunächst  aber  nicht; 
vielmehr  bestand  hier  wie  in  Italien  im 
vorigen  Jahrhundert  als  einzige  I-ebens ver- 
sicherungsart die  reine  Tontine  und  eine 
auf  gänzlich  unzureichende  Wahrscheinlich- 
keitsannahmen gegründete  und  mit  einer 
Lotterie  verknüpfte  Leibrentenversicherung. 
(La  Caisse  Lifarge,  1791  in  Paris  gegründet.) 

Auch  in  den  übrigen  Lindem  des  euro- 
päischen Kontinents  war  bis  zu  Anfang 
unseres  Jahrhunderts,  der  schon  namhaften 
Fortschritte  der  Lebensversieherungswissen- 
schaft  ungeachtet,  zwar  eine  Fülle  von 
kleinen  Sterbekassen  und  tontinenartigen 
Anstalten,  nicht  aber  die  eigentliche  Lebens- 
versicherung praktisch  erprobt  wordeu.  Ein 
erster  in  Hamburg  im  Jahre  1800  von 
Beneke  gemachter  Versuch  — es  handelte 
sieh  um  ein  Aktienunternehmen  — konnte 
in  jener  für  Hamburg  so  schweren  Kriegs- 
zeit nicht  zur  Reife  gedeihen.  Besser  glückte 
die  Gründung  einer  Lebensversieherungs- 
gesellselmft  in  der  Schwesterstadt  Lübeck. 
Diese,  die  »Deutsche  Lebcnsversichcrungs- 
gesellschaft  in  Lübeck'  , cröffnete  ihren  Ge- 
schäftsbetrieb am  1.  Dezember  1828.  Sie 
ist  auf  Aktien  begründet ; allein  die  Hälfte 
der  Ueberschü8se  sollte  den  Versicherten 
als  Dividende  gewährt  werden.  In  dieser 
Beziehung  sind  später  noch  zweimal  Aende- 
rungen  eingetreten. 
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Gleichzeitig  mit  den  Vorbereitungen  zu 
dieser  Anstalt,  aber  ganz  unabhängig  von 
• lensell>en,  wurden  von  Ernst  W i 1 h e 1 tu 
Arnold i in  Gotha  die  Vorarbeiten  zu 
seiner  Lebensversicherungsbank  getroffen, 
welche,  ganz  auf  Gegenseitigkeit  begründet, 
eigenartig  und  abweichend  in  allen  Stücken 
von  bisher  auf  diesem  Gebiete  Geleistetem, 
ihren  Geschäftsbetrieb  am  1.  Januar  182!) 
mit  einem  schon  vorher  gesammelten  Bestand 
von  846  Policen  über  1 452 100  Tlialer  cr- 
offnete  und,  ungleich  der  kurz  vorher  und 
einigen  bald  nachher  eröffneten  I/'bens Ver- 
sicherungsgesellschaften . siel»  gleich  von 
Anfang  an  einer  grossen  und  sodann  immer 
einer  stetig  wachsenden  Kundschaft  zu  er- 
freuen gehabt  hat.  Mit  dieser  Schöpfung 
des  schon  durch  die  Gründung  der  ersten 
deutschen  Feuerversicherungsanstalt  auf 
Gegenseitigkeit  und  durch  andere  bedeut- 
same gemeinnützige  Unternehmungen  hoch- 
verdienten Arnoldi  ist  die  Lebensversiche- 
rung in  Deutschland  tliatsächlich  eingeführt 
worden.  Alles  was  nachher  auf  diesem 
Gebiete  entstand,  ist  von  dieser  Schöpfuug 
nicht  unbeeinflusst  geblieben.  Während  die 
Lübecker  Gesellschaft  ihren  Prämientarif 
der  E<juitable  Society  in  IjOndon  entlehnte, 
wurde  den  technischen  Berechnungen  der 
Gothaer  Bank  eine  von  Charles  Babbago 
nach  den  Erfahrungen  eben  dieser 
Londoner  Anstalt  mit  Hilfe  der  Sterblich- 
keitstafel von  Deparcieux  und  der  sogenannten 
Carlisle-Tafel  bearbeitete  neue  Sterblichkeits- 
tafel mit  einigen  für  nötig  erachteten  Ab- 
ändernngen  zu  Grunde  gelegt.  Der  nach 
dieser  Tafel  berechnete  Prämientarif  ist  auch 
von  der  zunächst  nach  der  Gothaer  Bank  im 
Jahre  1830  begründeten  »Leipziger  Lebens- 
versicherungsgesellscliaft«  angenommen  wor- 
den. Die  Geschichte  der  Gründung  der 
Gothaer  Bank  und  der  sämtlichen  bis  zum 
Jahre  1877  ins  Leben  getretenen  deutschen 
Lebensversicherungsanstalten  ist  eingehend 
dargestellh  in  »Emminghaus,  Geschichte  der 
Lebonsversicherungsbank  für  Deutschland  in 
Gotha«,  Weimar,  H.  Bühlau,  1877,  bes.  S. 
16  ff.,  S.  23S  ff.  Nach  der  Gründung  der 
obengenannten  drei  ältesten  Anstalten  und 
einer  im  Jahre  1830  in  Hannover  eröffneten 
vierten,  entstanden  in  den  beiden  folgenden 
Jahrzehnten  nur  fünf  neue  Lebensversiche- 
rungsanstalten in  Deutschland.  Ergiebiger 
waren  die  Jahre  1850 — 70.  Seitdem  bis 
heute  sind  nur  wenige  neue  Institute  ins 
Leben  getreten.  Heute  giebt  es  etliche 
vierzig  eigentliche  Lebensversicherungsge- 
sellsehaften  im  Deutschen  Keiche. 

Der  ersten  französischen  eigentlichen 
Lebensversicherungsanstalt,  der  «Compagnie 
d’assurances  generales  sur  la  vie«,  ward 
durch  Ordonnanz  v.  20.  Dezember  1810  die 
Genehmigung  zum  Geschäftsbetriebe  erteilt. 


In  den  nächsten  zehn  Jahren  wurden  nur 
noch  zwei  neue  Gesellschaften,  »La  Royale«, 
später  »La  Nationale«  genannt  (1820)  und 
»L'Union«  (1820)  errichtet.  Und  auch  seit- 
dem ist  das  Wachstum  der  Zahl  der  Gesell- 
schaften in  Frankreich  nur  mässig  gewesen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  trat 
die  erste  Lebensversichernngsgesellschaft, 
The  New-York  Life  Insurance  and  Trust 
Company«  im  Jahre  1830  ins  Leben.  Erat 
zwölf  Jahre  später  entstand  die  zweite,  The 
Mutual  Life  Insurance  Company«.  Von  da 
ab  aber  bemächtigte  sich  der  amerikanische 
Geschäftsgeist  mit  der  ihm  eigenen  stürmi- 
schen Energie  dieses  Geschäftszweiges;  es 
erfolgten  Gründungen  über  Gründungen, 
deren  manche  freilich  nur  von  kurzem  Be- 
stände waren,  von  denen  heute  aber  doch 
eine  sehr  beträchtliche  Zahl  übrig  geblieben 
ist.  Nirgends  in  der  Welt  ist  die  Lebens- 
versicherung extensiv  und  intensiv  so  ver- 
breitet wie  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Nirgends  freilich  ist  auch  unter  den  Weizen 
so  viel  Spreu  geraten  wie  eben  da,  nirgends 
die  ursprünglich  der  verständigen  Fürsorge 
für  die  Zukunft  gewidmete  Institution  so 
sehr  zu  den  wildesten  Spekulationen  ge- 
misshraucht  worden. 

In  Oesterreich  nahm  die  im  Jahre 
1831  gegründete  »Assicurazioni  generali«  in 
Triest  im  Jahre  1834  die  Lebensversicherung 
mit  in  ihren  Plan  auf,  im  Jahre  1830  er- 
öffnete  der  »Janus'  in  Wien  sein  Geschäft; 
es  verging  dann  eine  längere  Reihe  von 
Jahren,  bis  neue  Anstalten  (1856  die 
»Riunione  Adriatica«  in  Triest,  1850  der 
»Anker«  in  Wien.  1860  die  »Austria«  da- 
selbst etc.)  entstanden.  Im  ganzen  entspricht 
die  Zahl  der  hier  wirkenden  Gesellschaften 
nicht  der  Grösse  der  Monarchie. 

Noch  weniger  ist  dies  aus  naheliegenden 
Gründen  in  Russland  der  Fall,  wo  1835 
die  erste  Lebensversicherungsanstalt  ent- 
stand, welche  lange  Zeit  die  einzige  blieb. 

Auch  in  den  übrigen  europäischen  Staaten 
entstanden  ganz  vereinzelt  schon  in  den 
zwauziger,  etwas  zahlreicher  seit  Ende  der 
vierziger  und  Anfang  der  fünfziger  Jahre 
Gesellschaften  für  Lebens  versieben  mg.  Seit 
Ende  der  fünfziger  Jahre  hat  diese  Insti- 
tution ihren  Weg  auch  nach  Westindien, 
Südamerika.  Ostindien  und  Australien  ge- 
funden : in  dem  letzteren  Weltteile  ist.  heut- 
zutage wenigstens  in  den  Gressstädten  die 
Lebensversicherung  fast  ebenso  eingebürgert 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten. 

3.  Statistik  der  Verbreitung.  Umfang 
der  Hauptleistungen.  Nach  einer  kleinen 
Tabelle,  welche  das  eidgenössische  Ver- 
sicherungsamt in  seinem  letzten  Berichte 
mitteilt,  sind  im  Jahre  1807  in  folgenden 
Ulndern  folgende  Kapitalversicherungs- 
summen in  Kraft  gewesen,  wobei  allerdings 
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ilie  von  inländischen  Gesellschaften  im  Aus- ! sichtigt.  sonst  aber  lediglich  die  Gesamtver- 
lande und  von  ausländischen  Gesellschaften  sicherungssummen  der  in  den  genannten 
im  Inlande  geschlossenen  Versicherungen  Staaten  domizilierenden  Gesellschaften 
nur  in  der  Schweiz,  Oesterreich,  Italien  und  : angegeben  sind : 

Finland  ausdrücklich  besonders  beriick- 


Schweiz  (inkl.  Volksversicherung)  . . 

Grossbritannien 

ausserdem  Volksversicherung  . . . 

Deutsches  Reich 

Frankreich 

Oesterreich 

Italien 

Schweden  und  Norwegen 

Finland 


Versicherte 

Policen 

Summe 

Frcs. 

1 12  067 

606  367  257 

1 543  026 

14  058  654  200 

15  860654 

3801  845475 

3 635  276 

8 OOO 68i  770 

•j 

3 549  005  537 

603  848 

2 798  266  372 

86  027 

656  589  493 

155  >°4 

746217438 

3*6  7 «4 

«68357352 

Auf 

1000  Einw. 
kommen  Pol. 

Versicherte 

Summe  per 
Einwohner 

Frcs. 

36 

«97 

38|429 
39«)  v 

347)  , 

94/ 44 

70 

«53 

9 

92 

22 

104 

3 

21 

21 

106 

«4 

67 

Es  ist  unmöglich,  eine  genaue  Ueber- 
sicht  der  Beteiligung  der  verschiedenen 
Länder  der  Erde,  ja  selbst  nur  der  Kultur- 
staaten,' an  der  Lebensversicherung  herzu- 
stellen. Selbst  die  besten  hierzu  verwend- 
baren statistischen  Zahlen  leiden  teils  unter 
der  Verschiedenheit  der  Auffassung  des  Be- 
griffes der  Lebensversicherung,  teils  alter 
unter  dem  Mangel,  dass  meist  nicht  zwischen 
einheimischem  und  auswärtigem  Geschäft 
der  Leben8veraieherungsanstalten  unter- 
schieden ist.  Eher  gelingt  eine  annähernd 
genaue  Zusammenstellung  der  Leistungen  der 
1 .ebens Versicherungsanstalten  verschiedener 
Staaten,  etwa  wie  die  vorstehende  und  die, 
welche  wir  im  folgenden  versuchen  werden. 

In  Deutschland  erscheinen  zur  Zeit 
periodisch  fünf  bis  sechs  von  verschiedenen 
Bearbeitern  herrührende  Uebersichten , be- 
treffend das  Lebensversichcrungsgesehäft. 
Die  Zeitschrift  des  königlich  preussischen 
statistischen  Bureaus  veröffentlicht  jedes 
dritte  Jahr  für  zwei  vorhergehende  Jahre 
Uebersichten  über  den  Umfang  und  die  Er- 
gebnisse der  in  Preussen  konzessionierten 
Lebensversicherungsgesellschaften  und  zwar 
über  den  Geschäftsbetrieb  derselben  über- 
haupt und  dann  insbesondere  in  Preussen. 


Nur  die  letzteren  Daten  entstammen  amt- 
lichen Quellen.  Nach  der  im  Jahre  1897 
veröffentlichten  Uebersicht  belief  sich  der 
Versicherung»  bestand  an  Kapital  Ver- 
sicherungen auf  den  Todesfall  Ende 
1894  in  Preussen: 

Bei  22  deutschen  Leliensversicherungs- 
gcsellscliaften  auf  Gegenseitigkeit  auf 
213258  Personen  bezw.  Policen  mit 
1036548000  Mark; 

bei  18  deutschen  Lebensvcrsichcrungs- 
Aktiengesellschafton  auf  338438  Per- 
sonen bezw.  Policen  mit  1260672000 
Mark ; 

bei  17  ausländischen  Lebcnsversichcrungs- 
gescllschaften  auf  Gegenseitigkeit  und 
auf  Aktien  auf  36687  Personen  bezw. 
Policen  mit  152726000  Mark; 
im  ganzen 

bei  57  in-  und  ausländischen  Lebeus- 
versicherungsgesellschnftenauf588383 
Personen  bezw. Policen  mit  2449940O0O 
Mark. 

Es  belief  sich  hiernach  ferner  der  Be- 
stand der  Kapitalversicherungen  auf 
den  Erlebensfall  und  der  Bestand  der 
Rentenversicherung  e n damals  in 
Preussen : 


bei  50  in-  uml  ausländischen  Gesellschaften  auf 
52 

r>  n n rt  w r 

(Die  Zahl  der  Versicherten  ersieht  man 
hieraus  nicht,  da  die  betreffenden  Angaben 
teils  für  die  Personen-,  teils  für  die 
Policenzahl  validieren.  Die  Angaben  über 
die  Versicherungen  auf  den  Erlebensfall  sind 
jedenfalls  ungenau,  weil  sie  — wie  aus 
einigen  Anzeichen  zu  schliessen  — auch 
andere  Versicherungsarten  mit  umfassen: 
der  Bestand  an  Rentenversicherungen  bei 


Kapitalversicherung  auf  den  Erlebensfall, 
Rentenversicherungen 
225082  mit  413210000  M. 

74853  „ 7 842  734  „ 

ausländischen  Anstalten  ist  wahrscheinlich 
unvollständig.) 

In  seinem  vierten  Vierteljahrshcft  1898 
publiziert  das  Kaiserlich  deutsche  Statistische 
Amt  zum  ersten  Male  eine  Statistik  der 
deutschen  Lebensvereicherungsgesellschaften 
im  Jahre  1897.  dann  folgt  in  einem  weiteren 
Heft  eine  Statistik  für  1898.  Beides  im 
ganzen  recht  wertvolle  Arbeiten.  Seit  einer 
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Keilte  von  Jahren  erscheint  in  der  Berliner  | 
Börsenzeitung  eine  Uebersicht  der  Leistungen 
und  Ergebnisse  der  deutschen  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften, der  man  bei  allem 
Fleiss  und  aller  Umfänglichkeit  die  vorzugs- 
weise Berücksichtigung  gewisser  einseitiger 
Geschäftsinteressen  wohl  nicht  mit  Unrecht 
nachsagt  und  die  deslialb,  so  viel  sie  auch 
in  gewissen  Kreisen  des  Geschäftslebens 
Beachtung  findet,  doch  für  eine  wissen- 
schaftliche Darstellung  des  Lebensversiche- 
rungswesens keinen  genügend  zuverlässigen 
Anhalt  bietet.  — Seit  nunmehr  49  Jahren 
erscheint  unter  dem  Titel  »Zustand  und 
Fortschritte  der  deutschen  Ijebensversiche- 
rungsanstalten«,  früher  im  »Bremer  Handels- 


blatt«, dann  in  den  Conrad-Elsterschen  »Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik« 
abgedruckt,  jetzt  selbständig  im  Verlage 
dieser  »Jahrbücher«,  alljährlich  eine  Chronik 
der  deutschen  Lebensversicherungsanstalten, 
welche  wegen  der  sorgfältigen  Kritik,  mit 
der  alle  einzelnen  Angaben  geprüft  sind,  und 
wegen  der  Uebersichtlichkeit  und  Sachlich- 
keit der  Darstellung  in  der  wissenschaft- 
lichen Faclüitteratur  vorzugsweise  als  Quelle 
benutzt  wird.  Dieser  Chronik  mögen  für 
das  Jahr  1898  einige  Angaben  entnommen 
werden : 

Ende  1698  belief  sich  der  Bestand  an 
'Kapital Versicherungen  auf  den 
. Todesfall 


bei  IS  deutschen  eigentlichen  Lebens  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  j an^ 

und  l 20S  \j 

bei  26  deutschen  eigentlichen  Lebeusversieherungsanstalten  auf  Aktien  7 - 777  43  *’ 


welcher  Bestand  sich  auf  1 350  060  Personen  bezw.  Policen  verteilte. 


Ausserdem  betrug  Ende  1898  der  Be- 
stand an: 

Begräbnisgeld-,  Volks-  und  Ar- 
beiterversicherungen bei  24 
jener  Gesellschaften  437  009243  Mark : 
Kapital  Versicherungen  auf  den 
Lebensfall  bei  42  jener  Gesell- 
schaften 751370  842  Mark. 

Rentenversicherungen  bestanden, 
ohne  Einrechnung  der  nach  den  Rechnungs- 
ergebnissen erwachsenden,  also  nicht  fest- 
stehenden, Renten,  bei  34  Gesellschaften  über 
13317  121  Mark  Jahresrente. 

Diese  Ziffern  geben,  wie  ausdrücklich 
bemerkt  sein  mag,  nicht  ein  Bild  der 
Lebensversicherung  in  Deutsch- 
land, sondern  nur  ein  Bild  von  dem 
Umfange  der  Leistungen  der  in 


Deutschland  domilizierten  L e - 
beus  Versicherungsanstalten,  welche 
in  ihrer  Heimat  in  Konkurrenz  mit  aus- 
ländischen Anstalten  arbeiten  und  ihrerseits 
wieder  vielfach  auswärts  Versicherungen 
vermitteln. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  zur  Zeit 
zuverlässigsten  Statistik  der  österreichi- 
sche n Lebeusversieherungsanstalten,  welche, 
von  B.  Iranyi  bearbeitet , in  Ehrenzweigs 
Assekuranz-Jahrbuch  (Wien,  Manzsche  Hof- 
buchhandlung) erscheint  Im  Jahre  1897 
bestanden  in  Oesterreich  an  einheimischen 
Lebensversichenmgsgesellschaften  siebzehn, 
nämlich  sieben  auf  Gegenseitigkeit  und  zehn 
auf  Aktien.  Ende  1897  waren  bei  diesen 
siebzehn  Gesellschaften  in  Kraft: 


502656  Verträge  über  1471  014  592  Kr.  in  der  Kapitalversicherung  auf  den  Todesfall 

226834  „ „ 579214840  „ „ „ „ „ „ Erlebensfall 

9429  „ „ 4689270  „ „ „ Reuten  Versicherung 

darunter  allerdings  4403  Policen  Uber  962  942  Kr.  Witwenpensionen. 


Nach  derselben  Quelle  sollen  die  in 
Oesterreich  konzessionierten  elf  deutschen, 
fünf  französischen,  vier  nordamerikanischen 
Gesellschaften  und  je  eine  niederländische, 
belgische  und  englische  Gesellschaft  Ende 
1897  zusammen  in  ihrem  österreichischen 
Geschäft  einen  Versicherungsbestand  von 
693143335  Kronen  gehabt  und  soll  damals 
der  Gesamtbestand  der  Kapital  versicherungen 
in  Oesterreich  2743372767  Kronen  betragen 
haben : es  erhellt  nicht,  wieviel  hiervon  auf 
die  verschiedenen  Kapitalversicherungsarten 
entfällt. 

Weitaus  am  zuverlässigsten  von  allen 
landesstatistischen  Mitteilungen  sind  die- 
jenigen des  Schweizerischen  Versiche- 


rungsamtes. Leider  erscheinen  dieselben 
immer  recht  spät.  Aber  die  Leser  werden 
hierfür  durch  die  Güte  des  Gebotenen  ent- 
schädigt. 

Nach  dem  zuletzt  — im  April  1899  — 
erschienenen  Berichte  waren  in  der  Schwei  z 
Ende  1897  32  Lebensversicherungsgesell- 
schaften, nämlich  6 schweizerische,  8 deutsche, 
11  französische,  4 englische  und  3 ameri- 
kanische konzessioniert. 

Unter  den  6 schweizerischen  Gesell- 
scliafteu  befinden  sich  3 gegenseitige  und 
3 Aktiengesellschaften. 

Zu  Ende  1897  betrug 
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der  Gcsamtversicherungsbestand  1 der  V ersicheruu gsbe sta nd  in  der 
Leib-,  Alters-  und  sonstige  'Schweiz.  Leib-,  Alters-  n.  sonstige 
Kapital-  Kenten-  Kapital-  Renten- 
versicherungen Versicherungen 

Vers  • ^ ^%orn  — 

Pol  Vers. -Stimme  Smninc  PoL  Vers.-Summe  s„mmc 

Frcs.  Frcs.  Frcs.  Frcs. 

Bei  3 Gegenseitigkeit«-  und 
3 Aktiengesellschaften 
der  Schweiz  .... 

94  792 

! i 

373242612  1964046  684^6  252638601 

> 5‘9  837 

bei  4 deutschen  Gegen- 
seitigkeits-  und  4 deut- 
schen Aktiengesellschaf- 
ten   

646  577 

f 

3S58143264  3827341  18600  130797  161 

49  5>o 

bei  11  französischeiiAktien- 
gesellsehaftcn  .... 

2S7  170 

3 07 1 4S7  376  68  782  777  17218  ! 1 5 1 483  738 

426  719 

bei  4 englischen  Aktien- 
gesellschaften .... 

122  78I 

1159453628  1896100  5 993  52047202 

27990 

bei2anierikani8chenGegen- 
seitigkeits-  und  1 ameri- 
kanischen Aktiengesell- 
schaft   

689  566 

9 850  953  632  12  289  579  ■ 1 800  19  400  555 

<>4  532 

Bei  allen  in  der  Schweiz 
knuz.  Gesellschaften  . . 

112067  606367257 

1 

2 088  628 

Die  Ziffern  für  den  Versichermigsbcstand 
in  der  Schweiz  sind  unseres  Wissens  die 
einzigen , welche  ein  deutliches  Bild 
der  Beteiligung  der  Bevölkerung 
eines  gan zeit  Landes  an  der  Lebens- 
versicherung geben.  Es  wird  nicht 
viele  Staaten  geben,  in  denen  diese  Be- 
teiligung eine  nach  der  Zahl  und  der  Summe 
der  Versicherungen  grössere  wiire. 

In  Sc h w e d e n und  N o r w egen  be- 
standen Ende  1H97  20  Lebens  Versicherungs- 
gesellschaften, von  denen  14  auf  Aktien  und 
(5  auf  Gegenseitigkeit  liegrilndot  waren.  • Der 
Gesamtbestand  dieser  Gesellschaften  belief 
sich  Ende  1897  in  der  Lebensversicherung 
auf  den  Todesfall  auf  550821  <>22  Kronen. 

lranyi  a.  a.  0.  giebt  für  1897  den  Ver- 
sieherungsbestand  von  nur  sechs  russi- 
s c h e n Lebensversichemngsgesellschaften 
an.  Derselbe  betrug  hiernach  Ende  1897 
272929428  Hubel  an  Kapitalversicherungen 
und  196276  Hubel  an  Rentenversicherungen. 

In  derselben  Statistik  sind  für  Italien 
10  Gesellschaften  leider  nicht  mit  Angabe 
der  Versicherungssumme,  sondern  nur  den 
Ziffern  der  Abschlüsse  aufgeführt. 

Der  »Conseiller  des  Assuran  cos " giebt 
in  Nr.  527  vom  18.  Januar  1900  eine  Ueber- 
siclit  des  Geschäfts  von  17  französischen 


Ixibensversicherungsgesellschaften  für  die 
Jahre  1891—99.  Hiernach  wurden  im  Jahre 
1899  hei  diesen  Gesellschaften  geschlossen: 
I Lebensversicherungen  ül>er  959  4 1 0 57 1 Francs 
und  Rentenversicherungen  über  (»650  422 
Francs.  Diese  Zahlen  können  am  Anfang 
19<hi  für  1899  freilich  unmöglich  schon 
genau  ermittelt  sein. 

Der  Jahresbericht  des  Board  of  Trade« 
zählt  für  1898  92  englische  I Lehensver- 
sicherungsgesellschaften auf,  welche  Ende 
1898  einen  Versicherungsbestand  von 
562944968  C in  der  ordinarv  brauch  und 
einen  solchen  von  • 152 <>73 819  C in  der 
| industrial  brauch  aufzuweisen  hatten,  also 
| einen  Bestand  weit  mehr  als  doppelt  so 
hoch  wie  der  Vorsichel  ungsbestand  aller 
deutschen  iLebensversicherungsgesellschaf- 
ten!  Die  erste  der  vorstehenden  Ziffern 
umfasst  etwa  441  Millionen  4’  Todesfall- 
und  etwa  1<>7  Millionen  t‘  Aussteuer-  u.  s.  w. 
V ersicherungen.  Heuten  Versicherungen  waren 
1 33351  über  1511302  f in  Kraft. 

Verschiedene  Zeitschriften  veröffentlichten 
im  Laufe  des  Jahres  1899  eine  Uehersicht 
des  Geschäftsstandes  von  36  amerikani- 
schen Lebensversicherungsanstalten  auf 
Aktien  und  auf  Gegenseitigkeit,  welche  im 
Staate  New- York  zugelassen  sind.  Hiernach 


waren  Ende  1898  bei  diesen  Anstalten  versichert:  23927726572  M. 
gegen  „ 1890  „ „ „ „ 1520501)0194  „ 

n n 1889  „ „ , m 13  512  813  031  „ 

„ „ 1888  „ „ „ - 11880968811  n 


also  Summen,  welche  alles  in  den  Schatten 
stellen,  was  von  den  Versicherungsgesell- 
schaften irgend  eines  anderen  Landes  je 


geleistet  wurde,  aber  freilich  mit  Auf  wänden 
erworben,  welche  anderwärts  unerhört  er- 
scheinen und  ernste  Zweifel  über  die  Preis- 
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Würdigkeit  der  Leistungen  wecken.  Hierauf 
wird  indes  an  anderer  Stelle  zurückzu- 
kommen  sein. 


Unternehmungen  auf  Gegenseitigkeit  benutzt 
wurden . auch  dann  dauernd  ihren  Weit, 
wenn  die  ^tatsächliche  Sterblichkeit  mit  der 


Eine  sehr  bemerkenswerte  Erscheinung j Zeit  für  alle  Altersstufen  sich  günstiger  ge- 
ist  das  seit  Mitte  der  siebziger  Jahre  des  staltet.  Denu  die  aus  der  Mindersterblich- 
jahrhunderts zu  beobachtende  mächtige  Auf-  heit  sich  ergebenden  Ueberschüsse  kommen 

hier  den  Beteiligten  wieder  zu  gute. 

Sterblichkeitstafeln  können  nach  den  Be- 
obachtungen an  ganzen  Völkerschaften  attf- 


blülien  der  sogenannten  Volks-  oder  Ar- 
beiterversicherung (Industrial  insu- 
rance),  d.  i.  der  Lebensversicherung  auf  den 
Todesfall  über  kleine  Beträge  und  ohne  vor-  j gestellt  werden.  So  entstand  die  englische 


gängige  förmliche  ärztliche  Untersuchung. 
Geradezu  Erstaunliches  leistet  auf  diesem 


Tafel  von  Farr  (1838- 
Quetelet  (1856),  die 


-54),  die  belgische  von 
sächsische  von  Hevm 


Gebiete  eine  einzelne  Londoner  Riesen- 1 (184<>— 49).  Oder  sie  können  berechnet  werden 


gesellschaft,  die  »Prudential«.,  bei  der  mehr 
Policen  in  Kraft  sind,  als  Grossbritannien 
Haushaltungen  zählt  (Bestand  Ende  1899 
13  433  783  Policen  ülier  26947061%  Mark). 
Ceberhaupt  weist  England,  wie  die  nach- 
folgende Aufstellung  zeigt , eine  sehr  be- 
trächtliche Zahl  solcher  Versicherungen  auf. 


nach  den  Beobachtungen  an  geschlossenen 
Gesellschaften.  So  entstand  die  Tafel  von 
Dcparcieux  nach  den  Beobachtungen  an 
den  französischen  Tontinen  (1689 — 96),  die 
Brunesche  Tafel  nach  den  Beobachtungen 
an  der  preussisehen  Witwenvcrpflcguugs- 
austalt  (1776 — 1845),  die  Tafel  der  17  eng- 


wenn  auch  in  der  Versicherungssumme  Nord-  lischen  Lcbonsversichcrungsanstalten  (1762 


amerika  überwiegt.  Es  waren 
Volksversichenmgen  in  Kraft: 


Ende  1899 


In  Grossbritannien  . . 
In  den  Ver.  Staaten  von 
Nordamerika  . . . 
Im  Deutschen  Reiche  . 
In  Oesterreich-l'ngarn 


Policen 
17  230  712 

8 242  198 
2 849  1 60 
1 89  667 


Vers.-Summe 

M. 

3 39<>  159  137 

4 498  3S5  0S6 
557  466  550 

40  366  450 


4.  Der  technische  Aufbau  der  L. 
A.  Die  Sterblichkeitstafel.  Eine  Sterb- 
lichkeitstafel zum  technischen  Aufbau  einer 
Lebensversicbcrungsunternehmung  benutzen, 
heisst  vertrauen . dass  der  Sterblieh- 


— 1840).  die  der  20  englischen  Lebcnsver- 
1 Sicherungsanstalten  von  Woolhouse  (1720 — 
1863),  die  1880er  Gothaer  Tafel  (1829 — 78), 
'die  deutsche  Sterbliehkeitstafel  (1883)  und 
viele  andere. 

Da  der  Verlauf  der  Sterblichkeit  bei 
Personen,  welche  einer  Lebensversicherungs- 
austalt  angehören,  erfahrt) ngsmässig  ein 
anderer  — keineswegs  durchweg  günstigerer 
— ist  als  derjenige  bei  Personen,  bei  denen 
eine  solche  Auswahl  nicht  stattgefunden  hat, 
werden  jetzt  für  den  technischen  Ausbau 
von  Lebensversieherungsanstalten  oder  zur 
Korrektur  ihres  Rechnungswesens  aus- 
schliesslich Tafeln  benutzt,  welche  aus  den 


keitsverlnuf  einer 


aderiger,  wie  er  in  einem  weiter  oder  weniger 
weit  zurückliegenden  Zeiträume  beobachtet  j rechnet 
und  aufgezeiehnet  worden  ist,  auch  jetzt 
und  dauernd  bei  einer  mindest  gleich  grossen 
Anzahl  Gleichalteriger  im  wesentlichen  der 
gleiche  sein  werde.  Völliges  Gleichbleiben 
auf  alle  Zeiten  ist  ausgeschlossen : denn  die 
Kulturverhältnisse,  welche,  wie  auf  die 
Lebensdauer  der  Menschen 
auch  auf  die  Sterblichkeit  innerhalb  ge- 
wisser Altersstufen,  einwirken,  bleiben  nicht 
die  gleichen.  Bei  den  sogenannten  Kultur- 
völkern pflegen  sie  sich,  wenn  auch  nicht 
regelmässig,  so  lange  immer  günstiger  zu 
gestalten,  als  die  allgemeine,  insbesondere ' 
sittliche,  Volksbildung  sich  weiter  ausbreitet 


Anzahl  Gleich-  Erfahrungen  von  älteren  Lebensversiche- 


und  tiefer  festigt.  Sterbliehkeitstafel n he-  j tafeln, 
halten  für  den  technischen  Aufbau 


rnngsan stal teu,  einzelnen  oder  vielen,  be- 
sind.  Zu  den  technischen  Rech- 
nungen der  deutschen  Lcbensvereichertings- 
austalteu  sind  die  folgenden  sehr  verschie- 
denen Tafeln  benutzt:  die  verbesserte  Ei jui- 
tablesterbetafel  von  Babbage,  die  Tafel  der 
17  englischeu  Gesellschaften,  die  deutsche 
Sterbetafel,  die  Bruuesche  Tafel,  die  Tafel 
überhaupt,  so]  von  Deparcieux,  die  »True  Nortliainpton 
Table« , die  Brune- Fischersche  Tafel . die 
sächsische  Tafel  von  Heym,  als«-)  Bevölke- 
rung»- und  Gesellschaftstafelt).  Die  meisten 
jener  Anstalten  verwenden  seit  einiger  Zeit 
teils  zur  Korrektur  ihrer  Rechnungen,  teils 
aber  als  Grundlage  ihrer  Prämien-  und 
Reservebereehnungen  lediglich  Gesellscliafts- 


der 


Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieser  Ab- 


Lebensversiehening  um  so  länger  ihren  Wert,  haudlung  sein,  die  Arbeiten  zur  Aufstellung 


je  grösser  die  Zahl  der  Beobachtungen  ist, 
aus  denen  sie  berechnet  wurden,  und  je 
umfassender  das  Beobachtungsgebiet  war. 
Sterblichkeit. »tafeln,  die  aus  in  diesen  Be- 
ziehungen guten  Beobachtungen  richtig  be- 
rechnet sind,  behalten  wenigstens,  insofern 
sie  zum  Aufbau  von  Lebensversicherungs- 


einer Sterbliehkeitstafel  und  die  Methoden 
zur  »Ausgleichung«  der  aus  dem  statisti- 
schen Rohstoff  gewonnenen  Resultate  zu 
schildern.  Im  fünften  Teile  der  »Mitteilungen 
aus  der  Geschäfts-  und  Sterblichkeitsstatistik 
der  Lebensversicherungsbank  für  Deutsch- 
land zn  Gotha«  (Weimar  1880)  hat  Job.  Karup 


558 


Lebensversicherung 


die  Entstehung  der  1880  er  Gothaer  Liste, 
■welche  mit  ihren  Vorarbeiten  seiner  Zeit 1 
von  Cliatam  im  Journal  of  the  Institute  of 
Actuaries  ( Vol.  XXIX)  als  mustergiitig  ge- 
rühmt worden  ist,  eingehend  geschildert. 
Auch  beschäftigen  sich  mit  diesem  Gegen- 
stände neben  zahllosen  anderen,  namentlich 
mathematischen,  Werken  und  Abhandlungen 
eingehend  und  gemeinverständlich : G.  Hopf. 
^I)io  wesentlichsten  Ergebnisse  der  Gothaer 
Lebensversicherungsbank  im  ersten  Viertel- 1 
jahrh ändert  ihres  Bestehens«  im  4.  Jahrgang 
von  Otto  Hübners  Jahrbuch  für  Volkswirt- . 
schaft  und  Statistik,  1871.  und  Ed.  Rogh6, 
Geschichte  und  Kritik  der  Sterblichkeits- 
messung bei  Versicherungsanstalten,  Jena, 
G.  Fischer,  1891. 

Die  ebenerwähnte  1880  er  Gothaer  Liste 
möge  hiemeben  den  Lesern  vorgeführt  werden. 

Es  mag  an  dieser  Stelle  nur  noch  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  die  »mittlere 
Lebensdauer«  (s.  im  übrigen  diesen 
Art.  oben  S.  543 ff.),  welche  sich  in  den! 
meisten  Storbliclikeitstafeln  neben  der  Skala 
der  Prozentsätze  und  der  Absterbeordnung 
vorfindet  und  bei  Vergleichen  zwischen 
Mortalität  und  Vitalität  eine  wichtige  Rolle 
zu  spielen  pflegt,  nichts  anderes  als  eine 
aus  der  Absterbeordnung  abgeleitete  Zahl 
ist,  welche  angiebt.  wie  viele  Jahre  die  bei 
den  einzelnen  Altern  aufgeführten  Lebenden 
für  die  ganze  fernere  Altersstrecke  — bis 
zum  höchsten  Alter  — im  Durchschnitt 
noch  zu  leben  haben.  Man  findet  die  mitt- 
lere Leltensdaner  für  jedes  Leliensalter  da- 
durch, dass  man  die  von  diesem  Lebensalter 
bis  zum  höchsten  Alter  der  Stcrblichkeits- 
liste  Lebenden  addiert,  die  Summe  mit  der 
Zahl  der  liebenden  l»ei  x dividiert  und  den 
Quotienten  um  1 .»  vermindert , letzteres, ! 
weil  das  Sterliejahr  der  einzelnen  im  Durch- 
schnitt nur  zur  Hälfte  durchlebt  wird.  Fin- 
den technischen  Aufbau  einer  Lebensver-  j 
sicherungsaustalt  hat  die  »mittlere  Lel»ens-| 
datier«  ebenso  wenig  Bedeutung  wie  die  in 
etwas  anderer  Weise  berechnete  wahr- 
scheinliche«: doch  werden  beide  Grössen; 
zuweilen  benutzt,  um  den  Anstaltsärzten : 
einen  Anhaltspunkt  für  die  Beurteilung  der 
Vitalität  der  Antragsteller  zu  gelten  — 
übrigens  um  deswillen  ein  leicht  zu  irr- ! 
tümlicher  Auffassung  der  Aufgabe  ver- ; 
führender  Anhaltspunkt,  weil  es  Lohcnsver- 
sieherungsgesellschaften  darauf  ankommen 
muss,  möglichst  viele  Versicherte  zu  ge- 
winnen. die  Anwartschaft  haben,  ein  höheres 
als  nur  das  mittlere  Lebensziel  zu  erreichen. 

B.  Die  Prämienberechnung  aus  der 
Sterblichkeitstafel.  »Prämie«  ist  in  der 
Ijebensversicherung  wie  bei  anderen  Ver- 
sicherungsarten der  etymologisch  • wenig 
zutreffende,  aber  allgemein  übliche  Ausdruck 
für  die  einmalige  oder  periodisch  wieder- 


Aus  den  Erfahrungen  der  Gothaer  Bank  ' von  1 S2D 
bis  1H78)  abgeleitete  Sterhlichkeitstafel  fitr  Männer. 


1 


2 


3 


Hiernach  ab- 
geleitete Ab- 
sterbeordnung 
(als*  AntaiiKv 
zahl  1).  Alter  15 


Ehen  i Beobachteter 
Vollen-  :'bezw.  aus  der 
(!*.»**  ! AuaftlcIrhuiiK 
hervoruegantr.'i 

Le-  Sterblichkeit*-  ■;  *»«•»■  *•>  ..■■s,.,...,,.- 

bens-  prozentual*  für  b* '»oa  mittlere 

• i ein  Jahr  > Personen  an-  Lebensdauer 

Jahr  j tfosetzt 1 t 


Aus  der  neben- 
stehenden Ab- 
sterbeordnun« 
abgeleitete 


15 

0,462 

10  502 

46,58 

16 

0,466 

10  453 

45.79 

17 

0,47* 

10405 

45,oi 

18 

o,477 

10  355 

44-22 

19 

0.483 

10  306 

43-43 

20 

0.480 

IO  256 

42.64 

21 

0,496 

io  206 

41,S4 

22 

0,504 

io  156 

41,05 

23 

°,5«3 

10  104 

40,25 

24 

0,522 

io  053 

39.46 

25 

o,532 

10  000 

38.66 

26 

o,543 

9 947 

37,87 

27 

0,556 

9893 

37-07 

28 

29 

0,569 

9 858 

36,28 

0,584 

9 782 

35,48 

30 

0.600 

9 725 

34/>9 

31 

ojöiH 

9 666 

33,89 

32 

0,637 

9607 

33-10 

33 

0,638 

9 545 

32,31 

0,68 1 

9483 

31.52 

a- 

3o 

0,707 

9418 

30,73 

36 

o,735 

9351 

29.95 

37 

0,765 

92S3 

29,17 

38 

0,798 

9212 

2S.39 

39 

0,835 

9 138 

27,61 

40 

0.875 

9 062 

26.84 

41 

0.919 

8983 

26,07 

42 

0.967 

8 900 

25.31 

43 

44 

1,020 

8814 

24.55 

1,077 

8 724 

2380 

45 

1,141 

8630 

23,0  > 

46 

1,210 

S c *22 

22.31 

47 

L2S5 

8428 

21,58 

48  . 

1,368 

8 320 

20.86 

49 

1,458 

8 206 

20,14 

50 

1,558 

S 086 

19-43 

51 

1.666 

7 961 

18,73 

52 

1,785 

7828 

18.04 

53 

1,915 

7 688 

17,36 

54 

2.057 

7 541 

16.68 

55 

2,213 

7 386 

16.02 

56 

2.382 

7 222 

'5,38 

57 

2,568 

7050 

14,74 

58 

2,772 

6 809 

14,1 1 

59 

2,994 

6679 

13,50 

60 

3237 

6479 

12,90 

61 

62 

3,502 

3,792 

6 269 
6050 

12,32 

ii,75 

63 

4.109 

5 S20 

11,19 

o4 

4-454 

5 58i 

10,65 

65 

4.832 

5 332 

10,12 

M In  der  Originaltabelle  ist,  uni  grössere 
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Fortsetzung. 


1 

Eben 

vollen- 

detes 

Le- 

bens- 

jahr 

2 

Beobachteter 
(bezw.  aus  der 
Ausgleichung 

hervorgegang. 
Sterblfchkeits- 
prozentaatz  für 
ein  Jahr 

3 

Hiernach  ab- 
geleitete Ab- 
sterbeordnung 
«als  Anfangs- 
zahl b.  Alter  15 
sind  10502 
Personen  an- 
gesetzt} 

4 

Aus  der  neben- 
stehenden Ab- 
sterbeordnung 
abgeleitete 
mittlere 
Lebensdauer 

66 

5,243 

5 075 

9,61 

67 

5.692 

4809 

9,H 

68 

6,181 

4 535 

8,63 

69 

6,7*4 

4 255 

8.17 

70 

7,295 

3 969 

7,72 

71 

7.927 

3 680 

. 7,29 

72 

8.614 

3 388 

6,88 

73 

9,36i 

3096 

6,48 

74 

*0,173 

2 806 

6,09 

75 

**,053 

2 521 

5,73 

76 

12,008 

2 242 

5,38 

77 

*3.042 

1 973 

5,04 

78 

14,161 

• I 7*6 

4,72 

79 

*5-37* 

1 473 

4.42 

80 

16,676 

1 246 

4.13 

81 

1 8.0S4 

i 038 

3-86 

82 

19,598 

Su 

3,6o 

83 

21,225 

684 

3,36 

84 

22.969 

539 

3,*3 

85 

24.836 

4*5 

2.91 

86 

26,829 

3*2 

2.71 

87 

28.952 

228 

2,5* 

88 

31,207 

162 

2,34 

89 

33,596 

112 

2,17 

90 

36,118 

74 

2,01 

91 

38,771 

47 

92 

4*, 55* 

29 

93 

44,45* 

*7 

94 

47.465 

9 

95 

! 50,578 

5 

96 

53,778 

2 

97  • 

57,046 

i * 

98 

60,361 

0 

kehrende  Geldleistung  des  Versicherung«- ; 
nehmere  an  den  Versicherer,  für  den  Preis,  I 
•welchen  jener  an  diesen  für  die  Gewähr 
seiner  vertragsmässigen  Verpflichtungen  zu 
zalüen  hat.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die 
verschiedenen  Prämienberechnungsmethoden 
für  die  verschiedenen  Formen  der  Lebens- 
Versicherung  eingehend  zu  schildern.  Es 
wird  genügen,  durch  die  flüchtige  Angabe 
des  Verfahrens  bei  den  einfachsten  Formen 
das  Princip  jener  Berechnungen  einiger- 
»lassen  zu  veranschaulichen.  W.  Kamp, 
Theoret.  Handbuch  der  Lebensversicherung, 
2.  Aufl.,  Leipzig  1885,  III.  Abt.  besonders 
Kap.  5,  und  in  gemeinverständlicher  Weise 
0.  Fleischhauer,  Theorie  und  Praxis 


Genauigkeit  zu  erzielen,  eine  10  fach  so  hohe 
Allfangszahl  angesetzt. 


der  Rentenversicherung  (Berlin  1875)  be- 
handeln  den  Gegenstand  ausführlich. 

Für  die  Rentenversicherung  er- 
hellt die  Präraienberechnnng  aus  folgendem : 
Gesetzt  ein  Sechziger  will  eine  sofort  be- 
ginnende lebenslängliche  Rente  von  100, 
welche  je  am  Eude  des  Jahres  zu  zalüen 
ist,  erwerben.  Die  80er  Gothaer  Sterblich- 
keitsliste weist  6479  Lebende  beim  Alter 
von  60  auf.  Nach  einem  Jahre  leben  von 
denselben  noch  6269,  welche  die  Rente  100 
beziehen,  nach  2 Jahren  noch  6050  u.  s.  f. 
bis  zum  Schluss  der  Tabelle.  Die  6479 
leben  also  noch  6269  -f-  6050  + ...  74. 
zusammen  80218  Jahre  und  beziehen 
80218  X 100  Mark  Rente,  oder  einer 

durchschnittlich  X 100  M.  = 1238  M. 

64 1 9 

Diese  Summe  wäre  also  der  Einkaufspreis 
für  100  Mark  Rente,  wenn  der  Versicherer 
die  Zinsen,  die  er  aus  den  Einkaufssummen 
bezieht,  als  Entschädigung  für  Verwaltungs- 
kosten zurückbehalten  würde.  Nimmt  man 
aber,  unter  Beiscitelassuug  der  Verwaltungs- 
kosten, an,  dass  dem  Versicherten  noch 
3’  ■.»  °/o  Zinsen  zu  gute  kommen  sollen,  so 
findet  man  die  jährliche  Prämie  einer  lebens- 
länglichen Rente  von  100  so,  dass  man  den 
Barwert  dieser  Rente  auf  den  Zeitpunkt 
des  Vertragsschlusses  zurückdiskontiert.  Die 
Rente  100  am  Ende  des  ersten  Jahres  hat 
im  Moment  des  Vertragsschlusses  den  Barwert 

, am  Ende  des  zweiten  Jahres  den 

103,5  ’ 


Barwert 
des 


100 


1(M> 


am 


103,5 . 103,5,  103,0*’ 

dritten  Jahres  den  Barwert 


Ende 

100 

103,5* 


u.  s.  f.  Die  künftigen  Renten  sämtlicher 

_.  , , , , . , 626900 

64/9  Eintretenden  haben  deu  wert:  -v 

lo.j,.') 


605000  582 <KX»  . 100 

+ 103,5*  + 103,5*  ‘t_  * ' ’ 103, 5™ 
60292  M.  und  die  Rente  eines  jeden  ein- 

(i0992 

zelnen  dieser  6479  den  Wert  von  ■ 

04  < 9 


= 9,13  Mark. 


Aehnlich  verlaufen  die  Berechnungen 
der  Nettoprämien  für  andere  Kombinationen 
der  Rentenversicherung.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  der  Versicherer  seine  Leis- 
tungen nicht  ohne  Entschädigung,  wenn 
auch  nur  für  die  wirklichen  Kosten  der 
Verwaltung,  gewähren  kann  und  dass  daher 
der  Versicherungsnehmer  zu  der  Nettoprämie 
Kostenzuschläge  zu  entrichten  hat,  so  dass 
iu  den  Prämientarifen  der  Rentenversiehe- 
rungsanstalten  höhere  als  die  aus  der  tech- 
nischen Rechnung  sich  ergebenden  Prämien- 
sätze erscheinen. 

Bei  der  Kapital  Versicherung  auf 
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den  Todesfall  scheint  es  nahe  zu  liegen, 
für  jedes  Altersjahr  so  viel  als  Prämie  zu 
fordern,  als  der  jeweilige  Sterbliclikeitspro- 
zentsatz  ljedingt.  Nach  der  SO  er  Gothaer 
Liste  beträgt  der  Sterblichkeitsprozentsatz 
im  vollendeten  Alter  von  30  Jahren  0,000, 
im  Alter  von  31  Jahren  o,018  u.  s.  f.,  und 
es  würde  also  nach  dieser  Rechnungsweise 
für  je  100  Mark  Versicherungssumme  von 
dem  Dreissigjährigen  — ohne  Rücksicht 
auf  die  etwa  l)ereits  zmückgelegte  Yer- 
sicherungsdauer  — eine  (Jahres-)Prämie  von 
0,00,  von  dem  Einundd reissigjährigen  eine 
solche  von  0,02  Mark  u.  s.  f.  zu  erheben 
sein.  Eine  derartige,  an  und  für  sich  ganz 
gerechte  Beitragsbemessung  hat  aber  den 
praktischen  Nachteil,  dass  sie  dem  Ver- 
sicherten immer  höhere  Leistungen  mit  dem 
vorrückenden  Alter  auferlegl  und  schliess- 
lich zu  Prämien  führt,  die  geradezu  uner- 
schwinglich sind.  (Für  den  80jährigen 
würde  die  Prämie  bereits  10,08,  für  den 
90jährigen  30,12  auf  1(M»  Mark  Versiche- 
rungssumme betragen.)  In  der  rationellen 
Lebensversicherung  hat  man  daher  von  den 
frühesten  Zeiten  ab  ein  anderes  System  der 
Prämienbemessung  angewandt,  nämlich  ein 
solches,  hei  welchem  die  Prämie  lediglich 
nach  dem  Eintrittsalter  abgestuft  ist 
und  für  die  ganze  Versicherungsdauor  kon- 
stant bleibt  (System  der  Durchschnitts- 
prämie),  und  erat  der  neuesten  Zeit  ist  es 
Vorbehalten  gewesen,  das  eben  geschilderte 
Verfahren  der  unmittelbaren  Risikodeckung 
(von  Lebensjahr  zu  Lebensjahr)  im  grösseren 
Massstalie  verwertet  zu  sehen,  nämlich  durch 
die  auf  solcher  Grundlage  in  Amerika  ent- 
standenen und  bereits  nach  Europa  ver- 
pflanzten Assessment  Societies..  Der  Erfolg 
dieser  Anstalten  beruht  aber  unzweifelhaft 
darauf,  dass  das  Publikum  über  die  wahre 
Höhe  der  mit  dem  steigenden  Alter  ein- 
tretenden Leistungen  im  Unklaren  bleibt, 
und  es  lässt  sich  daher  voraussehen,  dass 
diese  »Societies«  über  kurz  oder  lang  wieder 
von  der  Bildfläche  verschwinden  werden. 
Ein  drittes  System  der  Prämiendeckung 
besteht  schliesslich  in  dem  sogenannten 
U mlage verfahren,  nach  welchem  f ü r 
jeden  eintretenden  Sterbef.nl  1 ohne  Rücksicht 
auf  die  Lebensalter  der  Beteiligten  eine 
gleichmässige  Abgabe  zur  unmittelbaren 
Deckung  der  fälligen  Versicherungssumme 
erhoben  wird.  Dieses  System  ist  bei  vielen 
Sterbekassen  in  Gebrauch;  es  fiilirt  aber, 
sobald  nicht  ein  stetig  steigender  Zugang 
an  neuen  jungen  Mitgliedern  das  allgemeine 
Durchschnittsalter  auf  einem  niedrigen 
Niveau  zu  erhalten  vermag,  allmählich  eben- 
falls zu  hohen  und  sich  stetig  steigernden 
Ijeistungcu,  die  wiederum  auf  den  neuen 
Zugang  ungünstig  einwirken,  und  es  wird 
daher  in  allen  Fällen,  wo  nicht  ein  Zwangs- 


beitritt stattfindet,  der  Zusammenbruch  eise 
solchen  Kasse  nur  eine  Frage  der  Zeit  $£ 
Die  Berechnung  der  in  der  ratione’Je. 
Lebensversicherung  üblichen  Durchschnitt- 
Prämien  erfolgt  für  ein  bestimmtes  Eintritfe- 
alter  in  folgender  Weise:  Zuerst  ermitfer 
man,  welche  einmalige  Prämie  von  sämt- 
lichen in  der  als  Reelumngsgrundiage  di— 
nenden  Sterblichkeitstafel  bei  dem  betreffe- 
den  Alter  aufgeführten  lallenden  zu  ent- 
richten wäre,  wenn  die  Anstalt  für  alle  a> 
diesen  hervorgehenden  Sterbefälle  das  ver- 
sicherte Kapital  zu  zahlen  hätte.  Nach  der 
80er  Liste  der  Gothaer  Bank  sind  bei  dec, 
Alter  00  0479,  bei  dem  Alter  Gl  0209.  te 
dem  Alter  02  005t)  Personen  vorhanfe 
u.  s.  f.,  es  sterben  also  zwischen  d»?o i Ä'. 
und  01.  liObensjahre  2lu,  zwischen  dem  »1. 
und  02.  219  u.  s.  f.  Nimmt  man  au.  wi- 
lder genügt,  bei  genauer  Rechnung  aler 
uicht  geschieht,  dass  die  Auszahlung  de: 
Versicherungssumme  im  Einzelfall  stets  ersr 
am  Ende  desjenigen.  Versicherungsjahns 
stattfinde,  in  dem  der  Tod  eingetreteo.  s 
hätte  man  bei  einer  Versichern  ngssummr 
von  1<M»  und  einem  Diskont  von  jährlich 
3*.  2 °/o  als  Wert  sämtlicher  an  die  0479  Per- 
sonen zu  zahlenden  Versicherungssumme 


21  ui  mi 


1,035 


21  900 
l’Ö852 


100 


1,035*  ■ 

(die  letzte  Person  stirbt  zwischen  dem  9t 
und  97.  Lebensjahre)  = 422090,  und  genau 
deraellie  Betrag  würde  natürlich  vou  den 
0479  Personen  als  einmalige  Prämie  zu  er- 
hellen sein,  so  dass  man  als  einmalig 

422 u^1 

Prämie  für  den  einzelnen  OOjähngen  —7:.— 

v 

— 05,15  erhält.  Um  diese  Prämie  in  die 
entsprechende  jährliche  zu  verwandeln,  mus- 
nun  ferner  ermittelt  werden,  wie  sich  der 
Wert  einer  Prämienzahlung  von  jährlich  / 
oder,  was  dasselbe  ist,  der  Wert  einer  vor- 
schlissigen  Leibrente  von  jährlich  1 auf  da- 
Lebeu  eines  60  jährigen  stellt.  Wird  eine 
derartige  Leibrente  für  sämtliche  in  der 
Sterblichkeitstafel  beim  Alter  60  aufgeführtw 
Personen  gezahlt,  so  erhält  man  als  Wert 
derselben  (entsprechend  der  oben  wiedeige* 
gebenen  Berechnung  für  die  nachschüsap' 


Leibrente)  0479 
1 


0209  , 6050 

XÖ35  1,035* 


+ = 00771  und  als  entsprechen- 

3,035* 7 1 

den  Durchschnittswert  für  den  einzelnen 
= 10,31.  Die  zu  deckende  einmalige 

0479 

Prämie  beträgt  aber  nicht  10,31,  sondern 
(wie  oben  ermittelt)  05,15,  und  es  muss 
daher  in  Wirklichkeit  als  Jaliresprämie  iür 
10O  Mark  Veraicherungssumme  erhoben 
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werden  = 6,32  Mark. 

10,31 

Welches  Ziusfusses  man  sich  bei 
jener  Diskontierung  bedienen  soll  — das 
ist  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit.  Sie 
entscheidet  sich  nach  der  anderen  Frage, 
zu  welchem  Zinsfusse  mindestens  man  auf 
die  Dauer  eingehende  Prämieugelder  bei 
sicherster  Anlage  glaubt  verwerten  zu 
können.1)  Die  Erfahrung  zeigt,  dass  der 
Zinsfuss  für  sichere  Kapitalanlagen  mit 
steigender  Kultur  allmählich  znrückgoht. 
ln  Ländern  alter  und  zugleich  regelmässig 
fortschreitender  Kultur  erscheint  es  heute 
durch  die  Vorsicht  geboten,  mit  einem 
höheren  als  dem  Zinsfuss  von  3 vom  Hun- 
dert in  der  Lebensversicherung  nicht  zu 
rechnen,  wenn  der  Gewinn,  der  bei  that- 
sächlich  höherem  Zinserträge  entsteht,  den 
Versicherten  unfehlbar  wieder  zu  gute 
kommt,  also  namentlich  bei  der  Lebensver- 
sicherung  auf  Gegenseitigkeit.  Es  leuchtet 
ein.  dass  die  Nettoprämien  sich  um  so  höher 
berechnen,  ein  je  niedrigerer  Zinsfuss  für 
die  Diskontierung  gewählt  ward.  Die 
meisten  Lebensversicherungsanstalten  Euro- 
pas rechnen  heutzutage  noch  mit  3*  •*,  einige 
auch  mit  3*  < und  4,  die  älteren  Anstalten 
meist  mit  3 %. 

Durch  die  überall  bei  Lebensversiche- 
rungsanstalten erforderlichen  Kostenzu- 
scldäge,  welche  teils  für  die  Verwaltungs- 
kosten, teils  für  zeitweilige  ausserordent-  j 
liehe  und  ungünstige  Abweichungen  von 
der  Wahrscheinlichkeit,  mit  der  gerechnet 
wurde,  aufkommen  sollen  und  am  richtigsten 
wohl  gleich mässig  für  die  Nettoprämien 
aller  Alter  (d.  h.  in  gleichen  Prozentsätzen  1 
dieser  Prämien)  bemessen  und  zugeschlagen 
werden,  entstehen  die  Tarifprämien. ! 
Da,  wo  vom  Versicherer  Teile  der  Ueber-' 
Schüsse  oder  diese  ganz  an  den  Versicherten  | 
zurückgewährt  weiden,  nennt  man  wohl 
auch  die  ausgängig  vom  Versicherten  zu 
zahlende  Prämie  Nettoprämie  im  Gegensatz 
zur  Tarifprämie. 

C.  Die  Prämienreserve  oder  der 
Deckungsfonds.  In  der  rationellen  Lebens- 
versicherung werden,  wie  schon  angedeutet, 
zumeist  nicht  solche  Prämien,  welche 


*)  Der  Durehscknittszinsfuss,  zu  welchem 
die  deutschen  Lebensversicherungsanstalten  ihre 
im  ganzen  sehr  gut  sichergestclltcn  Ausleihungen 
bewirken  konnten,  ist.  nach  „Zustand  n.  Fortschr. 
d.  deutsch.  Lebensversichernngsanst.  im  .fahre 
1898“  seit  1874  ganz  allmählich  vou5,03°/0 
auf  3.96°, o gesunken.  Allerdings  stand  der 
Zinsfuss  zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  aus  be- 
kannten Gründen  abnorm  hoch.  Die  in  neuester 
Zeit  zu  beobachtende  langsam  aufsteigende  Be- 
wegung wird  voraussichtlich  auf  längere  Dauer 
nicht  Bestand  behalten.  3"  0 Reichsanleihe  giebt  | 
bei  dem  heutigen  Kurse  mir  3,47%  Rente. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Zweite 


nur  das  jeweilige  Risiko  decken,  sondern 
entweder  für  die  ganze  Versicherungs- 
dauer  gleichbleibende  oder  nach  dem 
Bedürfnisse  des  Versicherungsnehmers  al>- 
gestufte  Prämien  erhoben,  und  es  muss  da- 
her eine  jede  Anstalt,  welche  dauernd  ihren 
Verpflichtungen  nachkommen  will,  aus  den 
anfänglich  über  das  Risiko  hinaus  gezahlten 
Prämienteilen  einen  Fonds  bilden  und  für 
den  Zeitpunkt  aufsparen,  wo  das  Risiko  die 
Prämie  übersteigt.  Die  Ansammlung  dieses 
Fonds,  der  in  der  Versicherungstechnik  als 
»Prämienreserve«  <xler  »Deckungsfonds«  be- 
zeichnet wird,  darf  jedoch  nicht  in  der 
Weise  erfolgen,  dass  die  Anstalt  einfach 
diejenigen  Prämienteile  aufspart,  welche 
nach  Auszahlung  der  wirklich  fällig  ge- 
wordenen Versicherungssummen  und  Deckung 
der  Verwaltungskosten  übrig  bleiben,  sondern 
es  muss  in  gewissen  Perioden,  am  besten 
von  Jahr  zu  Jahr,  unter  Zugrundelegung 
der  angenommenen  Rechnungsgrundlageu 
und  des  jeweiligen  wirklichen  Versielicnings- 
bestandes,  immer  von  neuem  festgestellt 
werden,  welcher  Betrug  erforderlich  ist. 
1 um  dein  künftigen  überschüssigen  (durch  die 
noch  zu  erwartenden  Prämienzahlungen 
; nicht  mit  gedeckten)  Risiko  zu  begegnen, 
damit  die  jeweiligen  Abweichungen  zwischen 
wirklicher  und  rechnungsmässiger  Sterblich- 
j keit  alsbald  korrigiert  werden  (nicht  der 
Zukunft  zur  Ijast  fidlen)  und  damit  auch 
eine  zuverlässige  Ermittelung  des  in  der 
abgelaufenen  Rechuungsperiode  bereits  er- 
zielten Ueberschusses  möglich  wird.  Sobald 
die  Rechnungsgrundlagen  (die  Sterblichkeits- 
tafel  und  der  in  Ansatz  zu  bringende  Dis- 
kont) gegeben  sind,  ist  hiernach  auch  die 
Reserve  genau  bestimmt,  welche  für  die 
einzelne  Versicherung  (unter  der  Annahme 
des  gleichzeitigen  Bestehens  einer  grösseren 
Zalil  gleichartiger  Versicherungen)  im  Durch- 
schnitt in  den  verschiedenen  Jahren  des  Be- 
stehens derselben  vorhanden  sein  muss, 
und  die  Gesamtreserve  aller  Versicherungen 
setzt  sich  in  jedem  Zeitpunkte  einfach  aus 
den  auf  die  einzelnen  Versicherungen 
treffenden  festen  Beträgen  zusammen.  Be- 
zeichnet man  die  reine  Prämie  des  Beitritts- 
alters mit  p,  die  für  das  aufgerückte  Alter 
bei  einem  Neueintritt  erforderliche  Prämie 
mit  P,  den  Wert  einer  vorschüssigen  Leib- 
rente von  jährlich  1 für  das  aufgerückte 
Alter  (Berechnung  siehe  oben)  mit  M,  so 
gilt  für  die  einzelne  Versicherung  auf  den 
Todesfall  die  Formel:  Reserve  — PM  — 
pM  = (P — p).  Bei  dein  Abschluss  der 

Versicherung  ist  P p und  daher  die  Re- 
serve — 0);  mit  dem  vorrückenden  Alter 
steigt  dagegen  P fortwährend  und  infolge- 
dessen auch  die  Reserve.  Erreicht  der  Ver- 
sicherte das  höchste  Alter  der  Sterblich- 
keitstafel, so  erreicht  die  Reserve  nahezu 
Auflage.  V.  36 
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den  Betrag  der  Versicherungssumme;  wird 
das  folgende  Alter  znrfickgolegt,  so  fällt  die 
Reserve  mit  der  Versicherungssumme  selbst 
zusammen.  Aehnliehes  gilt  für  die  abge- 
kürzte Versicherung;  nur  wird  hier  das  letzt- 
genannte Alter  durch  dasjenige  ersetzt,  bei 
welchem  die  Versicherungssumme  spätestens 
fällig  wird. 

Die  Prämienreserve  für  eine  Versiehe-  j 
rung  auf  den  Todesfall  von  1UO,  welche 
spätestens  beim  90.  Lebensjahre  zahlbar  ‘ 
wird, l)  beträgt  nach  der  aus  den  Erfahrungen 
der  Gothaer  Bank  hervorgegangenen  List»* 
(für  Männer)  bei  einem  3 °o  igen  Diskont : I 


. Zahl  der  zurückgelegten  Versicherung«- 
* ' jahre  (die  eben  fällig  werdende  Prämie 
im  * ist  nicht  eingerechnet). 


HUT 

i 1 

ö 

10 

20 

30 

20 

o.so7 

4,295 

9,267 

21.351 

36.075 

40 

■.734 

8,997 

18,721 

39,379 

59.3o6 

60 

3,426  | 

16,909 

32,871 

60,117 

100,000 

(Vgl.  über  das  Wesen  der  Prämionreserve 
und  die  Berechmmgsarton  für  die  verschie- 
denen Formen  der  Lebensversicherung  Kamp 
a.  a.  0.  III.  8.) 

Ueher  die  rechtliche  Natur  der 
I* r ä mienreserve,  insbesondere  über  die 
Frage,  wem  die  Verfügung  darüber  zustehe, 
sind  sehr  verschiedene  Ansichten  zu  be- 1 
gründen  versucht  worden.  (Die  wichtigste, 
insbesondere  auch  neuere  Litteratur  über 
den  Gegenstand  angefülut  bei  M.  Hecker, ! 
»Die  rechtliche  Natur  der  Prämienreserve 
bei  der  Lebensversicherung«  in  »Zeitsehr.  f.  | 
Handelsrecht«  Bd.  37,  S.  369 — 437,  dessen  j 
Abhandlung  selbst  eindringend  und  vielfach 
instruktiv  ist.  Vgl.  dazu  Mas  ins  Rund- 
schau N.  F.  1891,  S.  360  f.  RischoffJ 
»Die  rechtliche  Natur  der  Prämienreserve«', 
Bremen  1891.)  Entstehung  und  Bestimmung 
dieses  Fonds  können  darüber  kaum  Zweifel  | 
lassen,  dass  die  Prämienreserve  dem 
Versicherer  gehört,  dass  er,  wenn  er 
das  nicht  im  Versicherungsverträge  ver- 
sprochen hat,  eine  Prümionreserve  überhaupt  I 
nicht  anzusammeln  braucht  und  dass  er, 
wenn  er  sie  angesammelt  hat,  frei  nach 
seinem  Ermessen  darüber  verfügen  kann. ' 
Unter  jener  heutzutage  kaum  mehr  zu-  j 
treffenden  Voraussetzung  ist  es  lediglich  j 
seine  Sache,  wie  er  sich  in  den  Stand  setzen  j 
will,  den  durch  den  Versicherungsantrag  j 
übernommenen  Verpflichtungen  jederzeit  i 
nachzukommen.  Auch  ist  ein  Rückforde- 
rungsrocht auf  seiten  des  Versicherung«- ! 

’)  Also  streng  genommen  Abkürzung  auf 
das  90.  Lebensjahr.  In  Deutschland  ist  eine 
Begrenzung  der  Versicherungsdauer  oder  wenig- 1 
stcus  der  Beitragspilicht  auch  bei  der  gewöhn- 
lichen Todesfall  Versicherung  allgemein  üblich,  j 


nehmers  keineswegs  schon  von  vorn  herein 
in  dem  Lebensversicherungsvertrage.  der 
! sich  auf  die  wesentlichen  Bestimmungen 
I beschränkt,  gegeben.  Wer  zukünftige 
| Leistungen,  gleichviel,  ob  es  gewiss  ist, 
i dass  und  nur  ungewiss,  wann,  oder  ob  es 
ungewiss  ist , dass  und  wann  sie  fällig 
werden,  verspricht,  hat  dafür  zu  sorgen, 
; dass  er  die  fällig  werdenden  Forderungen 
[ befriedigen  könne.  Ist  vertragsmässig  nicht 
anderes  festgestellt,  so  ist  ihm  die  Wahl  der 
Sicherungsmittel  ül »erlassen  und  hat  er  über 
diese  die  freie  Verfügung.  Allein  einesteils 
gilt  es  heutzutage  für  ein  technisch  uner- 
lässliches Erfordernis  des  Lebensversiehe- 
rungsgeschüftes,  dass  die  ausreichende,  das 
jeweilige  Risiko  mindestens  vollkommen 
deckende,  Prämienreserve  stets  vorhanden 
und  soweit  immer  möglich  sicher  verzins- 
lich angelegt  sei:  anderenteils  ist  es  eine 
Bedingung,  auf  der  der  einsichtige  Ver- 
sicherungsnehmer heutzutage  regelmässig 
zu  bestehen  pflegt,  dass  ihm  Teile  der 
Prämienreserve  zurückgewährt  werden, 
wenn  er  seinerseits  vorzeitig  vom  Vertrage 
zurücktritt,  so  dass  mit  dem  Risiko  des 
Versicherers  die  Notwendigkeit,  für  dessen 
fernerweite  Deckung  zu  sorgen,  entfällt. 


die  meisten  Lebensversicherungs- 
Pflegen  heute  wenigstens  dann. 


Weitaus 
, anstalteu 

wenn  der  Versicherungsvertrag  aus  Gründen, 
die  dem  Versicherungsnehmer  nicht  zum 
Dolus  ausgelegt  werden  können,  vor  Eintritt 
der  Fälligkeit  der  Hauptleistung  erlischt, 
entweder  ihm  oder  einem  anderen  berech- 
tigten Inhaber  der  Versicherungsurkunde 
entweder  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  des 
Versicherungsvertrages,  (Hier  doch  wenn 
, dieser  mindestens  einige  Jahre  — zwei, 

; drei  Jahre  — bestanden  hat,  einen  Teil  der 
1 Prämienreserve,  meist  mindestens  drei  Vier- 
i teile,  zurückzugewähren.  Einen  Teil,  wenig- 
1 stons  bei  jüngeren  Versicherungen,  vertrags- 
! massig  der  Anstalt  zu  sichern,  verträgt  sich 
I sehr  wohl  mit  der  Billigkeit,  zumal  die  Er- 
j fahru ng  zeigt,  dass  bei  den  vorzeitig  Aus- 
tretenden die  Zahl  der  noch  völlig  Gesunden 
überwiegt. 

Wie  ho cli  die  Prämienreserve  einer 
I Lebensversicherungsanstalt  in  concreto  sein 
müsse,  entscheidet  die  Berechnung  auf  der 
! Grundlage  der  gewählten  Sterblichkeitstafel 
| und  des  gewählten  Ziusfusses.  Ist  die  Wahl 
dieser  beiden  Grundlagen  richtig  und  die 
! Rechnung  richtig  durchgeführt , so  ent- 
I spricht  die  Prämien reserve  in  dem  ermittel- 
| ten  Betrage  allen  gerechten  Anforderungen. 

| Daher  ist  es  durchaus  verkehrt,  von  zwei 
i Anstalten , deren  gesamte  Prämien  reserve 
prozentual  zum  Versichertenbestande  oder 
zur  Gesamt  prämicneimialimc  verschieden 
hoch  ist,  diejenige  mit  höherer  Prämien- 
reserve für  in  ihrem  Bestände  um  deswillen 
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gesicherter  zu  erklären.  Denn  die  Ver- 
schiedenheit jener  Prozentsätze  zeigt  im  all- 
gemeinen nur  an,  dass  die  eine  Anstalt  im 
Durchschnitt  einen  älteren  Vei  sicherungs- 
bestand hat  als  die  andere,  dass  die  durch 
die  künftigen  Prämienzahlungen  nicht  ge- 
deckte Schuld  hier  grösser  ist  als  dort, 
nicht  aber,  dass  jene  Anstalt  mehr  Mittel 
für  ausserrechnungsmässige  Ausgaben  besitzt 
als  diese. 

Da  das  Lebensversicherungsgeseliäft  aus- 
nahmslos von  Gesellschaften  betrieben  wird 
und  diese  bei  einigermassen  ausgedehntem 
Betriebe  fast  ohne  Ausnahme  Prämienreserve 
zu  hinterlegen  versprechen,  ist  es,  wo  solche 
Anstalten  staatlicher  Aufsicht  unterstehen, 
eine  wichtige  und  schwierige  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  Grundsätze 
für  die  Sicherung  ausreichender  Ausstattung 
des  Prämienreservefonds  aufzustellen  und 
zu  handhaben.  Wo  die  Aufsichtsbehörde 
keine  Gewähr  für  die  solide  Geschäftsge- 
barung der  Iiobensversieherungsanstaiten 
übernimmt,  sondern  nur  überwacht,  dass  sie 
leisten,  was  sie  versprechen,  genügt  es  we- 
nigstens in  Ländern,  in  denen  Treu  und 
Glauben  im  Geschäftsleben  noch  in  gutem 
Ansehen  stehen,  dass  die  Anstalten  ver- 
pflichtet werden,  über  dte  Grundsätze  und 
Grundlagen  ihrer  Reserveberechnung  öffent- 
lich Rechenschaft  abzulegen  und  durch 
öffentlich  verpflichtete  Beamte  die  nach 
jenen  Grundsätzen  richtig  bewirkte  Aus- 
stattung ihres  Prämienreservefonds  alljähr- 
lich öffentlich  bestätigen  zu  lassen.  Die  be- 
hördliche Prüfung  der  Rechnungsgrundsätze, 
der  Rechmmgsausführung  und  des  Vorhan- 
denseins des  Prämienreservefonds  — wo 
diese  eingeführt  ist  — erfordert  ein  tiefes 
Eingehen  in  das  Rechnungs-  und  Kassen- 
wesen der  Gesellschaften  und  kann  bei  einer 
grösseren  Anzahl  solcher  nur  mit  Hilfe  eines 
zahlreichen  Stabes  technisch  geschulter  Be- 
amten durchgeführt  werden. 

Aus  dem  Zwecke  der  Prümionreserven 
und  auch  bei  der  oben  entwickelten  An- 
nahme ihrer  rechtlichen  Natur  ergiebt  sieh 
die  Notwendigkeit  sicherster  Anlage 
zu  einem  Zinsfusse,  welcher  mindestens  dem 
entspricht,  der  bei  der  technischen  Berech- 
nung angenommen  ist.  Die  Sicherheit  ist 
hier  wichtiger  als  die  Höhe  des  Zinsertra- 
ges, falls  dieser  nur  rcchnungsmüssig  ge- 
nügt. Sie  wird  je  nach  den  Kredit  Verhält- 
nissen verschiedener  Länder  auf  verschiede- 
nem Wege  erreicht.  Beinahe  überall  erfolgt 
nämlich  die  Anlage  des  überwiegend  grössten 
Teiles  der  Prämionreserven  in  der  Form 
der  Ausleihung.  ln  Ländern  hochent- 
wickelter Kultur  mit  gut  ausgebildeter 
Rechtsgosetzgebung  pflegt  die  hypotheka- 
rische Anlage  des  grösseren  Teiles  und  die 
Anlage  eines  kleineren  Teiles  in  Obligatio- 


nen, welche  nicht  Gegenstände  des  Speku- 
lationshandels sind  und  keine  oder  möglichst 
geringe  Kursschwankungen  zeigen,  sich  vor- 
zugsweise zu  empfehlen.  Ob  der  Ausleihung 
auf  landwirtschaftlich  benutzte  oder  auf  zur 
Wohnung  dienende  Liegenschaften  der  Vor- 
zug zu  gelten  sei,  entscheidet  sich  nach 
verschiedenen  Gesichtspunkten,  wird  auch 
im  gleichen  Lande  periodisch  verschieden 
zu  entscheiden  sein,  ln  Zeiten  sogenannter 
landwirtschaftlicher  Krisen  erheischt  die 
erstere  Art  der  Ausleihung  jedenfalls  be- 
sondere Vorsicht.  Vorsichtige  Versicherer 
pflegen  ihre  Prämien reserve  nur  gegen 
mindestens  doppelt  sicherndes  Unterpfand 
auszuleihen  und  der  Taxe  des  Beleihungs- 
objektes alle  mögliche  Sorgfalt  zu  widmen. 

Neben  der  Prämienreserve  erscheint  in 
den  Bilanzen  der  meisten  deutschen  Anstalten 
noch  ein  Posten,  welcher  mit  dieser  in  nahem 
Zusammenhänge  steht,  nämlich  der  soge- 
imn nte  P r ä m i e n ü b e r t r a g.  Derselbe  ver- 
dankt lediglich  dem  Umstande  seine  Ent- 
stehung, dass  die  Versicherungen  nicht 
sämtlich  am  1.  Januar,  sondern  zu  jeder 
beliebigen  Zeit  des  (Kalender- (Jahres  abge- 
schlossen werden  können  und  dass  infolge 
hiervon  bei  der  Prämienreservcberochnung 
nicht  bloss  volle,  sondern  auch  Bruchteile 
von  Versichernngsjahren  in  Betracht  kommen. 
Die  nächst  liegende  Methode  der  Ucbertrags- 
berechnung  würde  darin  bestehen,  dass  die 
Reserve  in  jedem  Einzelfalle  entsprechend 
berechnet  würde,  indem  man  unter  Anwen- 
dung der  oben  mitgeteilten  Formel  (P — p)M 
für  M den  Wert  einer  solchen  Rente  (von  1) 
einsetzt,  deren  erste  Zahlung  nicht  sofort, 
sondern  nach  vollständigem  Ablauf  des  zur 
Zeit  der  Rechnung  nur  teilweise  zurückge- 
legten Vorsicherungsjahres  eintritt  und  deren 
weitere  Zahlungen  von  da  ab  in  regelmässi- 
gen Zwischenräumen  von  je  einem  Jahre 
erfolgen.  Ein  solches  Verfahren  ist  mit 
einigen  Modifikationen,  die  eine  vereinfachte 
Rechnung  gestatten,  in  England  thatsächlich 
üblich : in  Deutschland  behilft  inan  sich  mit 
einer  Interpolation  zwischen  den  für  vollo 
Versicherungsjahre  berechneten  Reserven, 
wodurch  eiu  Resultat  entsteht,  welches  der 
Annahme  entspricht,  dass  für  das  laufende 
Versicherungsjahr  keine  volle,  sondern  nur 
eine  ratierliche,  bis  zum  31.  Dezember  rei- 
chende, Prämie  gezahlt  ist.  Die  auf  diese 
Weise  entstehende  Prämienreserve  ist  aber 
natürlich  nicht  ausreichend,  und  es  findet 
deshalb  eine  Ergänzung  derselben  in  Gestalt 
eines  besonderen  >Prämienübertrags«  statt, 
welcher  alle  die  in  das  nächste  Jahr  (am 
31.  Dezember)  übergreifenden  Prämien  raten 
enthält.  Gewöhnlich  wird  der  Berechnung 
iles  Prämien  Übertrags  nicht  die  mathemati- 
sche (reine),  sondern  die  volle  Bruttoprämie, 
nach  Abzug  bereits  verausgabter  Provisionen, 
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zu  Grunde  gelegt,  wodurch  zugleich  eine 
Vorwaltungskostenreserve  für  die  noch  nicht 
zurückgelegten  Bruchteile  der  laufenden 
Yersichenmgsjahre  entsteht,  und  es  verdient 
infolgedessen  das  deutsche  Verfahren  vor 
dem  englischen,  welches  eine  solche  Reser- 
vierung nicht  kennt,  auch  theoretisch  den 
Vorzug.  Bei  älteren  regelmässig  fortschrei- 
tenden Gesellschaften  verteilen  sich  die 
Termine  der  Prämienzahlungen  ziemlich 
gleichmässig  über  das  Jahr,  und  es  kann 
daher  l>ei  diesen  auf  eine  umständliche  Be- 
rechnung des  Prämien  Übertrages  verzichtet 
werden,  indem  man  den  letzteren  der  Hälfte 
der  Jahresprämieneinnahme  glcichsctzt. 

Die  von  Prämien,  welche  auf  mehrere 
Jahre  vorausgezahlt  sind,  zunächst  auf  das 
nächste  Jahr  zu  übertragenden,  also  im  lau- 
fenden Jahre  nicht  absorbierten,  Teile  — 
Prämienfiberträge  im  weiteren  Sinne  — 
müssen  selbstverständlich  durch  Einzelaus- 
rechnung  ermittelt  werden. 

1) a s Vorhandensein  der  richtig 
ermittelten  Prämienreserve  und 
der  richtig  ermittelten  Prämien- 
überträge ist  die  erste  und  Haupt- 
bedingung der  Solvenz  einer  Le- 
bensversicherungsgesellschaft i in 
technischen  Sinne,  d.  h.  nur,  wenn 
diese  Summe  mindestens  vorhanden  oder 
durch  die  Aktiven  gewährt  sind,  kann  der 
Versicherer  seinen  eingegangenen  Hauptver- 
pflichtungen jederzeit  genügen. 

5.  Schaden-,  Kapital-  und  Gewinn- 
reserve. Nicht  zum  technischen  Aufbau 
der  Lebensversicherung  gehören  die  anderen 
Reserven,  welche  auch  Lcbensversicherungs- 
anstalten  gleich  den  für  die  verschiedenen 
Zweige  der  Schadenversicherung  bestehen- 
den Unternehmungen  anzusammeln  pflegen, 
nämlich  die  Schaden-,  die  Kapital- 
und  die  Gewiunreserve.  Unter  Scha- 
denreserve versteht  mau  den  Betrag, 
welcher  für  Zahlungen  aus  dem  Versiche- 
rungsvertrage,  die  vor  Schluss  des  Rech- 
nungsjahres erwachsen  sind,  aber  aus  irgend 
welchem  Grunde  erst  später  fällig  werden, 
aufzusparen  ist.  ln  der  Kapital  Versicherung 
auf  den  Todesfall  wird  z.  B.  jede  Zahlung, 
die  im  Laufe  eines  Rechnungsjahres  durch 
den  Tod  eines  Versicherten  oder  durch 
Erreichung  des  Zahlungstermins  erwächst, 
aber,  vielleicht  wegen  Mangels  der  erforder- 
lichen Nachweisungen,  nicht  vor  Schluss 
des  Rechnungsjahres  geregelt  werden  kann, 
in  der  Höhe,  in  der  sie  wahrscheinlich 
nachher  wird  geleistet  werden  müssen,  re- 
serviert. Die  Kapitalreserve  kommt 
bei  Lebensversieheningsgescllschaften  auf 
Aktien  wie  bei  solchen  auf  Gegenseitigkeit 
vor,  ist  aber  bei  den  ersteren  auch  insofern 
durch  die  Vorsicht  geboten,  als  sic,  bei  be- 
sonders günstigen  Geschäftserträgnissen  ge- 


sammelt. ein  Mittel  bietet,  den  Aktionären 
auch  bei  ungünstigen  Abschlüssen  eine  an- 
gemessene Verzinsung  ihrer  Anteile  zu 
sichern.  Für  Lebensversichcrungsanstalten 
auf  Gegenseitigkeit  ist  diese  Reserve  durch 
uichts  geboten.  Sie  hat  aber  ülierhaupt  bei 
der  grossen  Sicherheit  der  Faktoren,  mit 
denen  es  einer  gut  fundierten  Lebensver- 
sicherungsanstalt  zu  rechnen  vergönnt  ist. 
hier  weit  geringere  Bedeutung  als  in 
anderen  Yersicherungszweigen.  Wie  die 
Kapitalreserve  für  Aktiengesellschaften , so 
ist  tlie  Gewinnreserve  für  Gegenseitig- 
keitsanstalten  charakteristisch,  obwohl  sie. 
seit  und  insoweit  tlie  Aktiengesellschaften 
ihren  Versicherungsnehmern  auch  Anteil  am 
Gewinn  zu  sichern  pflegen,  regelmässig 
auch  !>ei  diesen  angesammelt  wird.  I^eliens- 
vcrsicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit 
müssen  ihren  Teilliabern  den  gesamten  Ge- 
schäftsgewinn  jedes  Rechnungsjahres  zu- 
kommen lassen.  Um  aber  in  diese  Rückge- 
währung einige,  den  Beteiligten  meist  er- 
wünschte. Regelmässigkeit  zu  bringen,  pflegen 
sie  die  Uoborschüsso  jedes  Jahres  mehrere 
— zwei  bis  fünf  — Jahre  aufzubewahren, 
aus  dem  so  gesammelten  Fonds  nachträg- 
lich zu  Tage  tretende,  aus  den  Sammol- 
jahren  stammende  Verpflichtungen  zu  decken 
und  dann  erst  die  Verteilung  in  der  ver- 
tragsmässig  festgestellten  Form  vorzunehmen. 
Die  aufgesammelten  Ueberschüsse  mehrerer 
Jahre,  von  denen  ein  Teil  jetles  Jahr  — 
bei  manchen  Anstalten  auch  in  mehrjähri- 
gen Perioden  — zur  Verteilung  kommt, 
bilden  die  Gewinnreserve.  Eine  solche  sam- 
meln, wie  schon  gesagt,  zu  gleichem  Zwecke 
auch  Lebensversicherungsgcsellschaften  auf 
Aktien  an,  wenn  und  insoweit  sie  den  Ver- 
sicherungsnehmern Anteil  am  Geschäftsge- 
winn zusichern. 

6.  Das  Risiko.  Der  Begriff  des  Risikos 
ist  in  der  1 Lebensversicherung  ein  wesent- 
lich anderer  als  in  den  verschiedenen 
Zweigen  der  Schaden  Versicherung.  Bei  der 
Lebensversicherung  im  engeren  Sinne,  also 
bei  der  Kapitalvereieherung  auf  den  Todes- 
fall schlechthin,  und  bei  der  abgekürzten 
oder  Alternativversicherung,  hat  das  Risiko 
keineswegs  die  Bedeutung  der  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  wahrscheinlichen  Gefahr 
tios  Eintritts  einer  Leistuugsverpflichtung : 
hier  tritt  die  Leistungsverpflichtung  nicht 
nur  wahrscheinlich,  sondern  ganz  sicher  ein 
und  es  ist  nur  ungewiss,  ob  sie  früher  oder 
später  eintritt.  Hier  kann  also  von  Risiko 
nur  insofern  die  Rede  sein,  als  im  einzel- 
nen Falle  die  Leistung  früher  fällig  wer- 
den kann,  als  sie  durch  die  Gegenleistungen 
des  Versicherungsnehmers  gedeckt  ist. 

Gegenüber  der  Gesamtheit  der  Versiche- 
rungsnehmer ist  das  Risiko  einor  jeden  Ver- 
sicherungsanstalt um  so  geringer,  je  genauer 
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<lie  Prämien  den  thatsächlichen  Gefahren  der 
Einzelversicherungen  angepasst  sind  und  je ; 
geringer  die  Zahl  der  vorhandenen  Gefahren- 
klassen ist.  Genau  genommen  zerfällt  dem- 
nach das  hier  in  Rede  stehende  Risiko  in 
zwei  Teile,  in  dasjenige  Risiko,  welches 
durch  unrichtige  Rechnungsgrundlagen,  und 
in  dasjenige,  welches  durch  einen  ungenflgen- 
den  Versicheruugsbestand  oder  eine  allzu  ver- 
schiedenartige Zusammensetzung  desselben 
entstehen  kann.  Das  erste  ist  in  der  Lebens- 
versicherung, sofern  dieselbe  auf  solche 
Leben  beschränkt  wird,  die  sich  bei  der 
ärztlichen  Untersuchung  als  normale  erwei- 
sen, ein  sehr  geringes,  weil  das  Sterblich- 
keitsverhältnis unter  diesen  hauptsächlich 
vom  Alter,  also  einem  genau  zu  bestimmen- 
den Faktor,  abhängt  und  weil  zahlreiche  und 
zuverlässige  Erfahrungen  über  die  Sterb- 
lichkeitsverhältnisse solcher  Personen  in 
den  verschiedenen  Altern  vorliegen.  Ein 
Gleiches  gilt  aber  auch  hinsichtlich  des 
zweiten  Risikos,  da  sowohl  der  Wahrschein-  j 
lichkeitsrechnung  als  der  Erfahrung  nach 
bei  einigermassen  grossen  Versicherungsbe- 
ständen das  Verhältnis  der  wirklichen  Aus- | 
gäbe  für  Sterbefälle  zu  der  rechnungs- : 
massigen  von  Jahr  zu  Jahr  nur  geringen 
Schwankungen  unterworfen  ist,  und  es  ist 
daher  durchaus  unuötig,  dass  grössere  An-  i 
stalten  neben  dem  Aktienkapital  bezw.  der 
Gewinnreserve  noch  besondere  Sicherheits- 
fonds für  ausserrechnungsmässige  Sterblich- 
keitsschwank ungen  zurückstellen..  (Näheres ' 
über  diesen  Gegenstand,  dessen  Behandlung 
zu  den  interessantesten,  aber  auch  schwie- 
rigsten Problemen  der  höheren  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung gehört,  findet  man  in  den 
Abhandlungen : Sprague,  »On  the  limitation 
of  risks«  (Journal  of  the  Institute  of  Actua- 
ries,  April  1866).  Kann  er,  Bestimmung 
des  mittleren  Risiko  bei  Lebensversiche- 
rungen (Journal  des  Kollegiums  für  Lebens- 
versicherungswissenschaft, Bd.  II,  Berlin 
1871).  Iiattendorff,  Ueber  die  Berech- 
nung der  Reserven  und  des  Risiko  bei  der 
Lebensversicherung  (Masius’  Rundschau, 
Leipzig  1868).) 

Bei  der  sogenannten  kurzen  und  bei  der 
Erlebens-  sowie  bei  der  Rentenversicherung, , 
wenigstens  der  Versicherung  aufgeschobener 
Renten,  bestellt  die  Möglichkeit,  dass  die 
Zahlung  nicht  fällig  werde,  und  wird  das ; 
Risiko  also  gleich  sein  der  Wahrscheinlich- 1 
keit,  überhaupt  leisten  zu  müssen.  Aber 
auch  hier  ist  ebenso  für  diese  Wahrschein- 
lichkeit wie  für  die  Fälle  vorzeitigen  (kurze 
Versicherung)  Eintritts  der  Zahlungspflicht 
oder  längerer  als  der  der  Wahrscheinlich- 
keit entsprechenden  Dauer  der  Zahlungs- 
pflicht (Rentenversicherung)  bei  jeder  gut 
eingerichteten  und  verwalteten  Gesellschaft  j 
rechnerisch  vollkommen  vorgesorgt  und  fehlt 


also  dem  Begriffe  des  Risikos  für  den  Ver- 
sicherer der  Gesamtheit  der  Versicherten 
gegen üiier  auch  hier  das  Element  der  Ge- 
fahr gänzlich.  Es  ergeben  sich  hieraus 
mancherlei  wichtige  Folgerungen  für  den 
Betrieb  und  die  Betriebsfbrm  der  Lebens- 
versicherung. 

Es  muss  beachtet  werden,  dass  bei  der 
gewöhnlichen  Lebensversicherung  (ordinary 
brauch)  der  Versicherer  sein  Risiko,  d.  h. 
hier  die  Möglichkeit,  zahlen  zu  müssen,  be- 
vor die  volle  Deckung  liesehafft  ist.  durch 
eine  sorgfältige  ärztliche  Unters  u c h u n g 
einzuschränken  pflegt.  Die  ärztlichen  Grund- 
sätze, welcho  für  die  Annehmbarkeit  oder 
Ablehnung  von  Versicherungsanträgen  mass- 
gebend sind,  bilden  indes  in  Kulturländern 
eine  Art  von  System,  welches  man  als 
Versicherungsmedizin  bezeichnet  und  wel- 
chem eigene  litterarisehe  Arbeit  gewidmet 
wird. 

Den  bei  der  ärztlichen  Auswahl  Aus- 
fallenden, den  Abgelehnten,  doch  noch 
die  Wohlthat  der  eigentlichen  Lebensver- 
sicherung im  engeren  Sinne  zu  verschaffen, 
sind  viele  Versuche  gemacht.  Alle  solche 
Versuche  werden  an  der  Unmöglichkeit, 
exakte  Ahsterbeordnnngen  für  jede  der  un- 
endlich verschiedenen  Kategorieen  mit  kör- 
perlichen Anomalieen  Behafteter  oder  sonst 
somatisch  Gefährdeter,  zu  bilden,  scheitern. 
Allein  auf  dem  Wege  der  Assekuranz  auch 
vielen  von  denen,  die  von  der  gewöhnlichen 
Lel>ensversicherung  aus  somatischen  Gründen 
ausgeschlossen  werden  müssen,  noch  eine 
Anwartschaft  auf  Altersversorgung  oder  gar 
auf  ein  Kapital,  welches  im  Todesfälle  fällig 
wird,  zu  sichern,  ist  nicht  unmöglich  und 
mehrfach  mit  Glück  versucht.  Nur  (»flogt 
hier  die  Leistung  des  Versicherers  im  Ver- 
hältnis zur  Gegenleistung  des  Versiche- 
rungsnehmers meist  sehr  massig  zu  sein. 

7.  Der  Lebens  Versicherungsvertrag. 
Wenn  man  unter  dem  liebensversicherungs- 
vertrage  denjenigen  Vertrag  versteht,  durch 
welchen  die  eine  Partei  — der  Versicherer 
— der  anderen  — dem  Versicherungs- 
nehmer1) — eine  gewisse  Geldleistung  fin- 
den Fall  des  Eintritts  eines  zufälligen 
Ereignisses  — unter  Zufall  auch  die 
Ungewissheit  lediglich  hinsichtlich  der 
Zeit  des  Eintritts  begriffen  — , die  letztere 
der  ersteren  aber  die  rechtzeitige  Entrich- 
tung festgesetzter  einmaliger  oder  Raten- 
Geld-Leistungen  verspricht,  so  kann  der  oft 
aufgetauchte  Zweifel,  ob  der  LoIkmis Ver- 
sicherungsvertrag ein  echter  Versicherungs- 
vertrag sei,  nicht  bestellen. 


’)  Wohl  zu  bemerken:  immer  „der  eine  als 
Versicherer  dem  anderen  als  Versicherungsneh- 
mer“, nicht  „beide  sich  gegenseitig“  — unter- 
scheidendes Merkmal  vom  Wettvertrag. 
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Zwar  versprechen  sich  im  Lebensver- 
sicherungsvertrage ilie  Parteien  legel  massig 
mehr  als  nur  jene  Leistungen  und  Gegen- 
leistungen. Aber  dieses  Mehr  — keines- 
wegs bedeutungslos,  alter  doch  nicht  wesent- 
lich für  die  juristische  Struktur  des  Yer- 
sicherungs Vertrages  an  sich  — bildet  auch 
regelmässige  Bestandteile  anderer  — der 
Schaden versicherungs-  — Verträge,  und  der 
Lebensversicherungsveitrag  tritt  dadurch 
nicht  aus  dem  Begriffe  des  Versicherungs- 
vertrages heraus,  dass  hier  die  Leistung 
des  Versicherers  rechnerisch  im  voraus 
bestimmt,  der  »Zufall«,  rechnerisch  beheri-scht 
werdeu  kann  und  dass  die  Gegenleistungen 
der  Gesamtheit  der  Versicherungsnehmer 
einer  Gesellschaft  — man  muss  sich  ver- 
gegenwärtigen, dass  sich  das  Geschäft 
immer  nur  gesellschaftsweise  vollzieht  — 
ein  rechnerisch  genaues  Aequi valent  der 
Leistungen  des  Versicherers  bilden  oder 
doch  enthalten. 


wie  ohne  etymolo- 
Hauptloistung  des 


Ueber  die  Prämie, 
gische  Begründung  die 
Versicherten  — juristisch  hergebracht  nur 
bei  der  J.iebensversieherung  auf  Gewinn,  aber 
usuell  übertragen  auf  die  Zahlungen  der 
Versicherten  auf  Gegenseitigkeit  — genannt 
wird,  bedarf  es  hier,  nachdem  die  technische 
Struktur  geschildert  ist,  keiner  ausführlichen 
Betrachtungen.  Ebenso  bei  der  Lcljensver- 
sichoiung  im  engeren  Sinne  wio  bei  den 
anderen  Zweigen  («»stellt  sie  aus  zwei  Teilen, 
aus  der  Netto-  oder  mathematischen  oder 
rechnungsmässigen  Prämie  und  dem  Kosten- 
zuschlage. Beide  Teile  zusammen  bilden 
die  Tarif prämie.  Diese  pflegt  bei  den 
meisten  Anstalten  auf  ein  volles  Jahr  (das 
Versicherungsjahr)  und  als  fällig  am  An- 
fänge dieses  Jahres  berechnet  zu  werden. 
Wird  sie  in  Baten  erhoben,  so  gilt  jede 
nicht  alsbald  beim  Zustandekommen  des 
Vertrages  gezahlte  Bäte  als  gestundet  und 
muss  mit  ihr  zugleich  ein  entsprechender 
Stundungszins  entrichtet  werden.  Die  Nicht- 
zahlung auch  nur  einer  Bäte  hat  die 
Hoehtswirkung  der  Nichtzahlung  der  Jahres- 
prüm ie.  Bei  der  durch  Erwerbsgescllschaften 
betriebenen  Lebensversicherung  hat  die 
Tarif  prämie  begrifflich  einen  anderen  Sinn 
als  bei  der  Lebensversicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit. Begrifflieh  ist  sie  dort  eine  ihrem 
ganzen  Betrage  nach  mit  dem  Eintritte  der 
zu  Gunsten  des  Versiche- 
Schuld;  das  Bestreben,  an 
gegenseitigen  Versicherung 
teilzunehmen,  hat  aber  vielfach  die  Lebens- 
versioherungsaktiengesellschaften  bestimmt, 
den  Versicherten  einen  bedingten  Anspruch 
auf  teilweise  Bückgewähr  einzuräumen.  Da- 
gegen besteht  liier  nicht  die  Pflicht  zur 
Leistung  über  die  Tarifsätze  hinaus.  Bei 
der  Lebensversicherung  auf  Gegenseitigkeit 


Leistungspflicht 
rers  verfallende 
der  Gunst  der 


ist  die  Tarifprämie  nur  als  voraussichtlich 
und  nach  der  Wahrscheinlichkeit  ent- 
sprechende lioistung  und  zugleich  als  Mass- 
stab für  die  Beteiligung  am  Gewinn  und 
Verlust  des  Zahlungsjahres,  welche  hier  der 
Versicherungsnehmer  sicher  zu  gewärtigen 
hat,  aufzufassen.  Hier  wie  dort  bezeichnet 
man  wohl  auch  die  endgiltige  wirkliche 
Leistung  des  Versicherungsnehmers  als 
Nettoprämie  im  Gegensatz  zur  tarifmässigen 
I^eistung.  Die  Kostenzuschläge,  welche 
gewöhnlich  als  am  1 »osten  für  alle  Alter 
gleichmässige  Verhält tiisbet rüge  der  mathe- 
matischen Prämie  dieser  zugerechnet  werden. 
Sollen  für  die  Verwaltungskosten  und  für 
unvorhergesehene  Bedarfsfälle  aufkommen. 
Ihre  genau  dem  Bedarfe  entsprechende  Be- 
messung hat  weniger  Bedeutung  bei  der 
gegenseitigen  als  bei  der  Versicherung 
durch  Erwerbsgesellschaften,  weil  dort  Er- 
sparnisse an  den  Verwaltungskosten  dein 
\ ersichcrungsnchmer  wieder  zu  gute  kom- 
men. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  Nicht- oder 
nicht  rechtzeitige  Zahlung  der 
Prämie  a priori  den  Versicherungsvertrag 
hinfällig  macht.  Teils  aus  der  Annahme, 
dass  die  Ijebensversichcrung  nicht  nur  Ver- 
sicherung, sondern  zugleich  Sparkasse  sei, 
teils  aus  dem  Streben,  durch  weitestes  Ent- 
gegenkommen gegen  die  Versicherungsneh- 
mer den  Zugang  zu  vermehren,  ist  vielfach 
das  vertragliche  Zugeständnis  einer  Iteding- 
ten  Forderung  aus  den  bis  zur  Zahlungs- 
versäumnis  schon  entrichteten  Beiträgen 
oder  eines  Anspruches  auf  Verwandlung  des 
von  diesen  Beiträgen  noch  Vorhandenen  in 
eine  entsprechende,  während  einer  gewissen 
Dauer  offengehaltene  Vcrsieherungssuinmeu- 
Forderung  entstanden. 

Dass,  wo  nichts  anderes  im  Vertrage 
bestimmt  ist,  die  Prämie  nicht  Hol-,  son- 
dern Bringschuld  sei,  hat  K.  Sam  wer  in 
»Masius:  Rundschau«,  N.  F.  1889,  S.  2G9 
nachgewiesen.  Nach  der  Praxis  gutgeleite- 
ter Lebensversicherungsanstalten  wird  nichts 
versäumt,  den  Versicherungsnehmer  recht- 
zeitig an  seine  Schuld  zu  erinnern.  Ge- 
wissenlose Versicherer  lassen  es  in  diesem 
Punkte  zum  empfindlichen  Schaden  ihrer 
Klienten  vielfach  geflissentlich  fehlen. 

Keineswegs  charakteristisch,  aber  beson- 
ders bedeutsam  für  den  Versicherungs-, 
i nsl  «sondere  den  Lebensversicherungsvert mg 
ist  die  Verpflichtung  der  einen  Partei  — 
des  Versicherungsnehmers  — zu  vollkom- 
mener Treue  in  den  Angaben,  welche  dem 
Versicherer  gemacht  werden  müssen,  um  ihm 
die  Entscheidung  über  die  Annahme  der 
Versicherung  zu  ermöglichen.  Während  bei 
der  Erlebens-  und  der  Rentenversicherung 
liier  nur  Angaben,  welche  das  Alter  und 
die  Identität  der  Person  des  Versichern! gs- 
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nehraers  betreffen,  in  Betracht  kommen, 
handelt  es  sich  bei  der  Kapitalversicherung 
auf  den  Todesfall  und  der  sogenannten 
kurzen  Versicherung  ausserdem  noch  und 
vornehmlich  um  Angaben  Aber  die  Gesund- 
heils- und  sonstigen  Lebens-  (z.  B.  Berufs-) 
Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers  (hier 
Antragstellers).  Denn  in  diesen  Formen 
der  Lebensversicherung  kann  zur  Zeit  noch 
nur  normal  gesunden  Personen  gewisser 
Altersstufen  — meist  solchen,  die  zwischen 
dem  15.  und  60.  Lebensalter  stehen  — , und 
auch  diesen  nur  dann  Versicherung  gewährt 
werden,  wenn  ihre  Abstammung,  ihn' 
Lebensweise,  ihr  Beruf  nicht  besondere  er- 
hebliche Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben 
befürchten  lassen.  Solange  diese  Auswahl 
getroffen  werden  muss  — und  wegen  der 
Schwierigkeit  der  Bemessung  der  Lebens- 
dauer aus  den  verschiedensten  Gründen  ge- 
sundheitlich gefährdeter  Personen  wird  sie 
noch  lange  getroffen  werden  müssen;  wegen 
der  Unerschwinglichkeit  der  Leistung,  die 
besonders  liochgefälirdeten  Personen  ange- 
sonnen werden  müsste,  würde  es  zwecklos 
sein,  auf  jene  Auswahl  jemals  ganz  zu  ver- 
zichten — , solange  sind  für  den  Versicherer 
jene  Angaben  auch  neben  der  Beurteilung 
der  Gesundheits-  und  Lebensverhältnisse 
durch  andere  — ärztliche  Untersuchung  — 
unentbehrlich.  Weichen  dieselben  aber  von 
der  Wahrheit  insofern  ab,  als  sie  jene  Ver- 
hältnisse günstiger  darstellen,  als  der  Wirk- 
lichkeit entspricht,  so  kommt  der  Versiche- 
rungsvertrag durch  Täuschung  des  Ver- 
sicherers zu  stände.  Welcher  Grad  und 
welche  Art  von  Unwahrheit  dem  Versiche- 
rungsnehmer zugerechnet  werden  kann, 
das  sowie  die  Rechtswirkung  der  Unwahr- , 
heit,  der  Untreue  der  Deklaration,  muss  in  1 
guten  Versicherungsverträgen  klar  ausge-  j 
sprechen  und  pflegt  auch  in  Ländern  hoch- 
entwickelter  Kultur  durch  die  gerichtliche  j 
Praxis  festgestellt  zu  sein.  Der  jetzt  im 
Streiten  nach  ausgedehnter  Klientel  seitens! 
der  Versicherer  vielfach  üblich  gewordene 
ausdrückliche  ml  er  stillschweigende  Veracht  j 
auf  die  natürliche  Rechtswirkung  der  Un- 1 
treue  der  Deklaration  ist  — gleichviel,  oh  ! 
er  sich  auf  die  ganze  Vertragsdauer  oder 1 
nur  auf  Verträge  eines  gewissen  Alters  — 
z.  B.  mindestens  fünfjährige  — erstreckt  — 
vom  Standpunkte  des  Rechts  und  der  öffent- 
lichen Moral  wie  vom  geschäftlichen  Stand- 
punkte entschieden  zu  verurteilen. 

Aus  dem  Wesen  des  Ijebensversicherungs- ! 
Vertrages  ergiebt  sich,  dass  in  denjenigen 
Zweigen  der  Lebensversicherung,  in  denen  j 
die  Leistung  des  Versicherers  beim  Eintritt 
des  Zufalles,  für  den  er  zu  haften  verspro- 
chen hat,  fällig  wird,  der  Versicherer  durch 
seitens  des  V ersicherungsneh mors j 
herbeigeführte  Lebensverkürzung , 


| von  seiner  Haftung  befreit  wird.  Es  kommt 
1 dabei  nicht  in  Betracht,  ob  die  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung, auf  welche  sich  das  tech- 
: nische  Rechmtugswerk  der  Lebensversiche- 
rungsanstalt gründet,  solche  künstliche  Her- 
beiführung der  I Lebensverkürzung  vorge- 
! sehen  hat  oder  nicht  — das  Element  des 
; Zufalles  im  oben  erläuterten  Sinne  kann  aus 
| dem  Versicherungsverträge  nicht  ausge- 
schieden werden , ohne  dass  dieser  selbst 
hinfällig  würde.  Wenn,  insbesondere  in 
neuerer  Zeit,  auch  wieder  im  Streben  nach 
l ausgedehnter  Klientel,  viele  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften entweder  überhaupt  oder 
; doch  nach  Verfloss  einer  gewissen  Vertrags- 
dauer auf  die  Geltendmachung  der  aus  dem 
Verfall  des  Lebensversicherungsvertrages 
i sieli  ergebenden  Folgen  der  leichtfertig  oder 
i absichtlich  herbeigeführten  Lebensverkürzung 
seitens  des  Versicherten  ausdrücklich  ver- 
zichten. so  geschieht  auch  dies  ^uf  Kosten 
der  öffentlichen  Moral,  des  öffentlichen 
Rechtsbewusstseins  und  keineswegs  im 
I wahren  Interesse  des  Lebensversicherungs- 
' geschäftes  und  kann  nur  durch  Schein- 
gründe theoretisch  zu  rechtfertigen  versucht 
werden.  Am  wenigsten  gerechtfertigt  ist  es 
jedenfalls  bei  Lebensversiohcrungsanstalten 
auf  Gegenseitigkeit,  in  denen  die  Mitglieder, 
welche  sich  lediglich  für  den  Zufall  sichern 
wollen,  geschädigt  werden  durch  die  Hand- 
lungen solcher  Genossen,  welche  eine  vor- 
zeitige Leistung  seitens  des  Versicherers 
herbeif  Ohren. 

Die  Fragen  des  Verfalles  der  Versiche- 
rung aus  den  liier  erörterten  Gründen,  neuer- 
dings die  Frage  der  sogenannten  »Unan- 
fechtbarkeit der  Police«  in  der  Ijebens- 
versicherung,  ist  vielfach  litterarisch  erörtert 
woi’den.  Es  mag  hier  nur  lüngcwiesen 
werden  auf  folgende  ältere  und  neuere 
Schriften:  Bcneke,  »System  des  Asseku- 
ranzwesens« IV,  S.  584 ff.  Sch  webe  - 
nieier,  »Das  Aktion-Bank-  und  Versiche- 
rungswesen in  England«,  1857,  S.  157.  Stau- 
dinger, »Die  Rechtslehre  von  der  I-iebens- 
versichorung«,  Erlangen  1858,  S.  87.  R il  d i - 
ger  a.  a.  0.  S.  107.  V.  Ehrenberg,  »Die 
juristische  Natur  der  Lebensversicherung«,  in 
der  Zeitschrift  für  Handelsrecht  XäXII, 
S.  439.  Gerber,  »System  des  deutschen 
Privat  rechts« , 1 849,  II,  § 202.  Ende  m a n u , 
»Das  deutsche  Handelsrecht«,  .3.  Aufl.,  S.  846. 
A.  Emmin  eh  au  s,  »Die  Unanfechtbarkeit 
der  Police«,  in  Ehrenzweigs  Jahrbuch  1888, 
II,  S.  3 ff.  Derselbe,  »Die  Behandlung 
des  Selbstmordes  in  der  Lebensversicherung«, 
Leipzig  1875.  Cesare  Vivante,  »Der 
Selbstmord  in  der  Lebensversicherung«,  in 
Ehrenzweigs  Jahrbuch  XIII.  (eine  oratoriseli 
gewandte,  aber  nicht  wissenschaftlich  be- 
gründete Verteidigung  der  sogenannten  Uu- 
anfeehtbarkeitsklausel  aus  neuester  Zeit). 
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Vorsichtige  Lebensversiclienmgsanstalteu 
pflegen  in  Verträgen  über  I-^bens Versiche- 
rungen im  weiteren  Sinne  den  Fall  vorzu- 
sehen. dass  sich  nach  Abschluss  der 
Versicherung  in  den  Lebensver- 
hältnissen  des  Versicherten  nach 
dessen  eigener  freier  Entschlies- 
sung  Veränderungen  vollziehen, 
welche  erfahrungs  massig  erheb- 
lich lebenverkürzend  wirken  kön- 
nen. Vor  allem  fordern  sie  rechtzeitige 
Anzeige  solcher  Veränderungen  — Berufs- 
wechsel, Domizilwechsel,  Weisen,  Kriegs- 
dienst — und  behalten  sie  sich  die  Ent- 
scheidung darüber  vor,  ob  der  Vertrag  unter 
veränderten  Verhältnissen  überhaupt  oder 
doch  unverändert  fort  bestehen  soll.  Der 
Vorbehalt  solcher  Entscheidung,  wenn  er 
sich  in  der  That  nur  auf  Fälle  wesentlicher 
und  erheblicher  Veränderungen  erstreckt, 
ist,  namentlich  bei  Lebensversicherungsan- 
stalten auf  Gegenseitigkeit,  vollkommen  ge- 
rechtfertigt, da  nur  auf  solchem  Wege  eine 
annähernde  Gleichheit  der  von  allen  Ver- 
sicherungsnehmern, die  hier  zugleich  Ver- 
sicherer sind,  zu  tragenden  Gefahren  her- 
gestellt werden  kann.  Die  für  Veränderun- 
gen, welche  die  Fortdauer  des  Vertrages 
nicht  ausschliessen , aber  erfahrungsmässig 
das  Risiko  wesentlich  erhöhen,  übliche  For- 
derung von  besonderen  Z u s e h 1 a g s p r ä - 
mien  soll  der  Gesamtheit  der  Versicherungs- 
nehmer ein  Aequivalent  für  die  Erhöhung 
der  Gefahr  bei  einzelnen  bieten.  Freilich 
kann  sich  ihre  Bemessung  nicht  auf  ge- 
nügend sichere  Berechnung  stützen.  Der 
hie  und  da  üblich  werdende  Verzicht  auf 
jede  Anzeige  von  Veränderungen,  auf  jeden 
Versuch  der  Ausgleichung  neu  eintretender 
erheblicher  Gefahren  kann  — gleichviel,  ob 
er  alsbald  beim  Vertragsabschlüsse  oder  erst 
nach  mehrjährigem  Bestände  der  Versiche- 
rung wirksam  wird  — nur  als  ein  auf  Ver- 
mehrung des  Zuganges  abzielendes  leicht- 
fertiges Zugeständnis  an  die  Begehrlichkeit 
der  Menge  aufgefasst  werden  und  führt 
selbstverständlich  dazu,  dass  die  unter  nor- 
malem Risiko  bleibenden  Versicherten  die 
von  einzelnen  Genossen  nach  eigener 
Wahl  übernommenen  höheren  Gefahren  mit 
tragen  müssen. 

Dagegen  kommt  mit  Recht  der  Grund- 
satz mehr  und  mehr  zur  Geltung,  dass  in 
der  Lebensversicherung  im  weiteren  Sinne 
alle  diejenigen  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit  ohne  besonderes 
Entgeh!  mit  übernommen  werden 
müssen,  denen  sich  die  Versicher- 
ten nicht  entziehen  können,  und 
dass,  wenn  durch  solche  Mitübernahme  eine 
List  entstellt,  welcher  die  tarifmässige 
Leistung  der  Versicherungsnehmer  nicht 
entspricht,  die  allgemeinen  Tarifprämien 


entsprechend  erhöht  worden  müssen  — 
wenigstens  bei  I^ebensversieherungsanstalten 
auf  Gegenseitigkeit.  Z.  B.  muss  in  Staaten, 
wo  die  allgemeine  Wehrpflicht  besteht,  nach 
diesem  Grundsätze  die  Gesamtheit  der  Ver- 
sicherungsnehmer auf  Gegenseitigkeit  die 
Gefall  r des  K riegsdienstes  der  Wehr- 
pflichtigen unter  ihnen  — aber  nur  dieser, 
nicht  auch  die  der  Berufssoldaten  — mit 
übernehmen.  Die  liebensvcrsichernngsbauk 
für  Deutschland  zu  Gotha  hat  im  .Jahre 
1888  als  erste  Lei  «ns Versicherungsanstalt 
diesen  Gnindsatz  konsequent  zur  Geltung 
gebracht.  Sie  ist  sieh  dari\l*er  klar  gewesen, 
dass  sie  so  wenig  wie  irgend  eine  andere 
Anstalt  die  Einwirkung  von  Kriegen,  welche 
in  ihrem  Goschäftsgebieto  ausbrochen , auf 
ihren  Versicherungsbestand  zu  ermessen 
vermöge.  Aber  sie  hat  darauf  verzichtet, 
bei  Lelternahme  des  Risikos  ihren  allge- 
meinen Tarif  zu  erhöhen,  nachdem  sie  er- 
mittelt hatte,  dass  die  ihr  durch  ihren  Tarif 
gewährten  Mittel  zur  Deckung  von  Kriegs- 
verlusten, wie  sie  überhaupt  in  Rechnung 
gezogen  werden  müssen  und  dürfen,  aus- 
reichen. Kriege,  welche  so  verheerend  sind, 
dass  sie  bestehende  Staaten  mit  ihrer  ge- 
samten Kultur  über  den  Haufen  werfen,  ver- 
nichten nicht  nur  die  eiue  oder  andere 
1 /cbensversichenmgsanstalt , sondern  werfen 
alle  Anstalten  verständiger  Vorsorge  für  die 
Zukunft  iilter  den  Haufen.  Wollte  eine 
Lohensvorsicherungsanstalt  ihren  Bestand 
auch  für  den  Fall  des  Ausbruches  eines 
dreissigjährigen  Krieges  sichern,  so  würde 
sie  um  Mittel  für  solchen  Zweck  doch  wohl 
in  Verlegenheit  geraten.  (Vergl.  über  die 
Massnahme  der  Gothaer  Bank  den  Bericht 
[des  Eidgen.  Voreieherungsamtes  für  1888, 
S.  XVII  ff.,  bes.  S.  XIX.) 

Wesentlich  sind  in  heutigen  Lebensver- 
sicherungsverträgen , und  zwar  für  alle 
Zweige  der  Lebensversicherung,  Bestim- 
mungen über  den  freiwilligen  Aus- 
tritt der  Versicherungsnehmer.  Denn,  wie 
{oben  gezeigt,  ist  es  heutzutage  Rechtens, 
dass,  wer  den  Versicherungsvertrag  vor- 
zeitig lösen  will , gewisse  Ansprüche  aus 
seinen  bisherigen  Leistungen  geltend  zu 
machen  berechtigt  ist  (Vergl.  oben  sub  4,  c.) 
[ Im  Versicherungsverträge  sind  die  Bedin- 
I gütigen  des  Austritts  und  die  Leistungen, 
i auf  welche  der  Versicherungsnehmer  im 
j Falle  des  Austritts  Ausprnch  haben  soll, 
: genau  festzustellen.  Manche  Versicherungs- 
i austalten  lassen  hei  der  Kapitalversicherung 
auf  den  Todesfall  ihren  Versicherungsnehmern 
die  Wahl,  ob  sie  eine  Barherauszahlung  aus 
j der  Prämien reserve  (Abgangs-  oder  Reserve- 
1 Vergütung)  oder  eiue  neue,  dann  prämien- 
freie, Police  von  der  Höhe,  wie  sie  das  Re- 
I serveguthaben  als  Ablösungsprämie  gestattet, 
erwerben  wollen.  Manche  Anstalten  halten 


Digitized  by  Google 


Lebensversicherung 


560 


auch  bei  stillschweigender  Unterlassung  der 
Prämienzahlung  den  Versicherungsnehmern 
eine  Zeit  lang  den  Anspruch  auf  eine  den 
bisher  geleisteten  Prämienzahlungen  ent- 
sprechende Police  offen  und  rühmen  sieh 
dann  der  »Unverfallbarkeit«  ihrer  Policen. 
Rückgewährung  aus  der  Prämienreserve 
pflegen  auch  im  Versicherungsverträge  für 
manche  derjenigen  Fälle,  in  denen  der  Ver- 
sicherungsnehmer, abgesehen  von  der  Nicht- 
zahlung der  Prämie,  zur  Aufgebung  des 
Vertrages  genötigt  wird,  vorgesehen  zu  sein. 
(Vergl.  über  Rückgewährungen  überhaupt 
die  schon  citierten  Berichte  des  Eidgenöss. 
Versicherungsamtes,  insbesondere  den  für 
1888,  S.  XIII  ff.) 

Nicht  wesentlich  zum  Lebensversiche- 
rungsvertrage. alter  häufig  — bei  der  Kapi- 
talversicherung  auf  den  Todesfall  — in  dem- 
selben zugestanden  ist  der  Anspruch  des 
Versicherungsnehmers  auf  Darlehen  — 
Vorschüsse  — auf  die  Police,  deren  Ge- 
währung oft  ein  gutes,  bisweilen  das  einzige 
Mittel  ist,  dem  Versicherungsnehmer  die 
Fortsetzung  der  Versicherung  zu  ermög- 
lichen. Neuerdings  werden  von  deutschen 
Anstalten  meist  auch  den  Versicherungs- 
nehmern gegen  Hinterlegung  der  Police  Dar- 
lehen zum  Zwecke  der  Bestellung  von 
Dienstkautionen  — sogenannten  Kautions- 
d a r 1 e h e n — gegeben.  Da  diese  Darlehens- 
gewährung solche  Personen,  welche  auf 
anderem  Wege  die  von  ihnen  zu  bestellen- 
den Dienstkautionen  nicht  beschaffen  können, 
zur  Ijebensversicherung  bestimmen  soll, 
muss  sie  meist  alsbald  hei  Abschluss  des 
Versicherungsvertrages  und  bevor  noch  die 
Police  selbst  ein  entsprechendes  Wertobjekt 
bildet,  erfolgen.  Deshalb  muss  hier  der 
Versicherer  gewisse  Kautelen  — zweitstellige 
Verpfändung  der  Kautionsurkunde,  regel- 
mässige  Abzahlungen,  Bildung  eines  Sicher- 
heitsfonds und  dergleichen  — vorsehen. 

Wesentlich  nicht  zum  Lebensversiche- 
rungs vertrage  überhaupt,  aber  zum  Lebens- 
versicherungsvertrage auf  Gegenseitig- 
keit sind  Bestimmungen  über  die  Ver- 
teilung des  Uebersch usses  unter 
die  Versicherungsnehmer  und  die 
Tragung  der  Verluste  durch  die- 
selben. Die  Beteiligung  der  Versicherungs- 
nehmer an  den  Uebersehüssen  kann  sehr 
verschiedenartig  geregelt  werden  und  ist 
thatsächlich  sehr  mannigfaltig  geregelt.  Ver- 
gegenwärtigt man  sich,  dass  die  l'eberschüsse 
einer  Lebensversicherungsgesellschaft  auf 
Gegenseitigkeit  in  dem  besonders  wichtigen 
Versicherungszweige,  der  Kapital  Versiche- 
rung auf  den  Todesfall , vorzugsweise  aus 
drei  Quellen  entstehen,  nämlich  zunächst 
aus  der  überrechnungsmüssigen  Verzinsung 
der  Fonds,  sodann  aus  etwaigem  Gewinne 
durch  Sterblichkeit  (Minderaufwand  für 


| Sterbefälle  gegenüber  der  Erwartung  nach 
der  Sterblichkeitstafel)  und  endlich  drittens 
aus  den  bei  sparsamer  Verwaltung  erübrig- 
ten Teilen  der  in  den  Tarifprämien  enthal- 
tenen Kostenzuschläge  (zur  mathematischen 
Prämie)  und  dass  von  diesen  Gewinnen 
eigentlich  nur  der  letztgenannte  in  einer 
direkten  Beziehung  zur  Jahresprämie  steht, 
so  wird  man  zugeben,  dass  die  immer  gleich- 
bleibende Tarifprämie  nicht  allein  den  rich- 
tigen Verteilungsmassstab  für  die  Ueber- 
schüsse  bilden  kann.  Am  gerechtesten 
1 würde  es  sein , den  überschüssigen  Zinsge- 
winn nach  der  Prämienreserve  (der  einzel- 
nen Versicherung),  den  Sterblichkeitsgewinn 
nach  den  in  den  einzelnen  Altersklassen  be- 
obachtetenSterblichkeitsdifferenzen  (zwischen 
Wirklichkeit  und  Erwartung)  und  den  Zu- 
schlagsgewinn nach  Verhältnis  der  in  den 
Tarifprämien  enthaltenen  Kosten  Zuschläge 
| selbst  zu  verteilen:  allein  ein  solches  System, 
welches  durch  den  bei  den  Amerikanern 
vor  einigen  Decennien  fast  allgemein  eiuge- 
führten,  neuerdings  aber  vielfach  durch  die 
Tontinendividende  verdrängten  »Kontribu- 
1 1 ionsplan«  angestrebt  worden  ist,  fällt  so 
verwickelt  aus,  dass  es  von  dem  Publikum 
zumeist  nicht  verstanden  und  daher  auch 
nicht  gewürdigt  werden  kann.  Eine  bessere, 
weil  praktischere  Lösung  ist  daher  erst 
durch  das  von  der  Gothaer  Bank  im  Jahre 
1883,  leider  noch  nicht  obligatorisch,  einge- 
führte, sondern  neben  der  Ueberschussver- 
teilung  allein  nach  Höhe  der  Jahresprämie 
zur  Wahl  gestellte  »gemischte  System«  er- 
zielt worden,  nach  welchem  der  Zinsgewinn 
(und  ein  weiterer  mit  der  5jährigen  Aufbe- 
wahrung der  jeweiligen  Jahresüberschüsse 
zusam  men  hängender  Gewinn)  nach  der 
| Prämienreserve,  der  ganze  übrige  nach 
Massgabe  der  Jahresprämie  selbst  verteilt 
wird.  Dem  Versicherungsnehmer  gewährt 
dieses  System  noch  den  besonderen  Vorzug, 
dass  es  unter  gleichbleibenden  Verhältnissen 
der  Gewinnerzeugung  zu  einer  mit  der  Ver- 
sicherungsdauer stetig  steigenden  Dividende 
: führt , die  sogar  die  Jaliresprämie  überstei- 
gen kann , und  dass  dasselbe  also  die  Prä- 
mienlast gerade  in  den  Altern  wesentlich 
verringert,  in  welchen  die  Arbeitskraft  nach- 
zulassen pflegt. 

Der  Vorteil  der  Anteilssteigerung  oder, 
was  dasselbe  sagen  will,  der  fortschreitenden 
Minderung  der  Prämienlast,  ist  bei  der  Ein- 
führung anderer  Systeme  der  Ueberschuss- 
verteilung  — bei  denjenigen,  wo  die  Summe 
der  gezahlten  Prämien  oder  die  Höhe  des 
; Reserveguthabens  den  einzigen  Massstab 
bildet,  zu  einseitig  ins  Auge  gefasst  worden. 
Und  es  führen  diese  Systeme  zu  einer  un- 
gerechten Bevorzugung  der  älteren  Ver- 
sicherungsnehmer, während  die  ältere  Me- 
thode, die  Verteilung  nach  Massgabe  der 
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Jahresprämie . die  jüngeren  Versicherungs- 
nehmer  zu  sehr  begünstigt.  Die  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  in  Deutschland  l>ei  Aktien- 
wie  bei  Oegenseitigkeitsgesellsehaften  ein- 
geführte sogenannte  »steigende  Dividende*, 
worunter  man  die  Ueberschussverteilungs- 
arten  zu  verstehen  hat,  welche  ohne  Rück- 
sicht auf  die  verschiedene  Ergiebigkeit  der 
Ueberschussquellen , lediglich  auf  mit  dem 
Alter  der  Versicherung  steigende  Prämien- 
ermässigung  abzielen,  haben  ein  überaus  lie- 
donkliches  Element  in  die  deutsche  I Lebens- 
versicherung eingeführt.  Im  rücksichtslosen 
Wettbewerb  versprachen  nun  auch  Gesell- 
schaften , bei  denen  überhaupt  dauernd 
Peberschusserzielung  mehr  als  zweifelhaft 
war,  steigende  reberschnssanteile  für  die 
Dauer  der  bei  ihnen  bestehenden  Versiche- 
rungen und  konnten  durch  wirkliche  stei- 
gende Prilmienermüssigung  in  den  ersten 
Versicherungsjahren  die  Wahrmachung  ihres 
Versprechens  für  die  Zukunft  Vortäuschen. 
Manche  Gesellschaften  verteilen  ihre  Peber- 
schüsse  für  jedes  Jahr  alsbald  im  darauf 
folgenden,  manche  bewahren  dieselben  meh- 
rere Jahre  auf  und  verteilen  erst  dann 
immer  zuerst  den  längst  aufbewahrten  Teil; 
manche  geben  für  jede  geleistete  Prämien- 
zahlung Anteil  und  gewähren  bei  mehr- 
jähriger Aufbewahrung  der  Peberschüsse 
nach  Ablauf  der  Versicherungen  noch  Pro- 
messen für  die  letzten  Prämienzahlungen 
hinaus;  manche  berücksichtigen  bei  der 
Verteilung  nur  solche  Versicherungsnehmer, 
deren  Reserveguthaben  bereits  der  Ver- 
sicherungssumme gleichgekommen  ist.  Ver- 
schieden ist  auch  die  Art  der  Zuscheidung 
der  l'eberschussanteile.  In  Deutschland  ist 
die  Zuscheidung  durch  Abzüge  an  der  Prämien- 
zahlung üblich  — die  »Dividende«  mindert 
die  Prämien  des  Jahres,  in  dem  sie  zur  Ver- 
teilung gelangt,  wird  an  dieser  Prämie  in 
Abzug  gebracht.  In  England,  teilweise  auch 
in  Nordamerika,  ist  mehr  die  Aufsammlung 
der  Pelx^rschüsse  und  der  Zuschlag  der  auf- 
gesparten  und  fort  verzinsten  Peberschüsse 
zur  Versicherungssumme  in  Geltung.  Grund- 
princip  bei  der  Versicherung  auf  Gegensei- 
tigkeit muss  es  sein,  dass  der  einzelne  Ver- 
sicherungsnehmer alles  zurückerhält,  was 
auf  seinen  Anteil  von  der  Gesamtheit  dessen, 
was  die  Gesellschaft  über  ihre  Verbindlich- 
keiten hinaus  — hier  natürlich  die  voll- 
kommene Deckung  der  zukünftigen  Verbind- 
lichkeiten mit  berücksichtigt  — eingenom- 
men hat,  entfällt.  Erweibsgesellschaften, 
welche  des  Geschäft  der  liobensversicherung 
betreiben . mögen . wenn  sie  den  Versiche- 
rungsnehmern Anteile  an  den  Pobersehiissen 
gewähren,  in  der  Methode  der  Verteilung 
dem  einen  oder  anderen  Beispiele  von 
Gegenseitigkeitsanstalton  folgen;  aber  es 
liegt  hier  iu  der  Natur  der  Dinge  kein 


Zwang  zur  Verteilung  von  Pelierschüssea 
überhaupt  noch  aber  gar  zur  Verteilung 
der  ganzen  Peberschüsse  unter  die  Versiche- 
rungsnehmer. Der  Verteilung  der  ganzen. 
Peberschüsse  steht  sogar  der  Anspruch  der 
Aktionäre  entgegen. 

Geschäftsverluste,  welche  bei 
Lebensversieheruogs  - Aktiengesellschaften 
den  Aktionären  zur  Last  fallen,  sind  bei 
Lebensversichorimgsgesellsohaften  auf  Gegen- 
seitigkeit von  den  Versicherten,  die  hier  ja 
zugleich  Vei sicherer  sind,  zu  tragen.  Die 
Regelung  der  LastonverteUung  bildet  hier 
einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Versiche- 
rungsvertrages. Am  richtigsten  wird  diese 
Verteilung  jedenfalls  der  Pol (cisohuss Ver- 
teilung analog  geregelt.  In  dem  Statut  vier 
ältesten  deutschen  Lel»ensversicherungsan 
stalt  würde,  als  diese  das  sogenannte  ge- 
mischte System  der  Ueborsehussverteiluug 
zur  Wald  stellte,  gewiss  auch,  was  die  Mit- 
tragung von  Verlusten  anbelangt,  eine 
Armierung  eingetreten  sein,  wenn  hier  nicht 
nach  jeder  menschlichen  Berechnung  eia 
den  aufgosannnolten  Sicherheitsfonds  über- 
steigender Verlust  ausser  Betracht  gelassen 
werden  könnte.  Hier  ist  die  Bestimmung 
unverändert  geblieben,  dass  solche  Verluste 
durch  Zuschüsse  nach  Höhe  der  Jahres- 
normalprämie zu  decken  seien.  Durch 
Nicht  fortsetzung  der  Versicherung  kann 
sich  jeder  Versicherungsnehmer  von  der 
Pflicht  zur  Zahlung  solcher  Zuschüsse  be- 
freien. Es  leuchtet  ein.  dass  jede  solche 
Selbstbefrciung  eine  Entlastung  nicht  nur 
der  übrigen  Versicherungsnehmer,  sondern 
einen  Zuwachs  verfügbarer  Mittel  für  diese 
zur  Folge  haben  würde.  Die  Wahl  zu  lassen 
zwischen  Zahlung  von  Zuschüssen,  welche 
der  Peberschussverteilung  analog  den  Be- 
teiligten zugemesseu  werden,  und  der  Vcr- 
zichtleistnng  auf  jeden  fernerweiten  An- 
spruch aus  den»  Versicherungsverträge, 
dürfte  «las  Richtigste  sein. 

S.  Unternehmungsformen.  Wie  die 
meisten  anderen  Gattungen  «ler  Versicherung 
wird  auch  die  Lebensversicherung  teils  als 
Erwerbsgeschäft  von  Erwerbs-  (ausschliess- 
lich Aktien-)  Gesellschaften,  teils  von 
auf  Gegenseitigkeit  begründeten 
Gesellschaften  betrieben.  In  ver- 
schiedenen Ländern  ist  — selbst  bei  unge- 
fähr gleicher  Zahl  — die  Bedeutung  dieser 
Unteruehmungsformen  verschieden.  In 
Deutschland  üherwog  lange  Zeit  nach  dem 
Aufkommen  «ler  I Lebensversicherungen  an 
Bedeutung  bei  weitem  «las  Gegenseitigkeits- 
princip.  Pnd  die  Thatsaohe,  dass  hier  alle 
Aktiengesellschaften  nach  und  nach  durch 
Einführung eiuer gewissen  Gewinnbeteiligung 
ihrer  Versicherungsnehmer  in  einem  Stücke 
sich  gegenseitigkeitsähnlich  gemacht  haben, 
zeigt  deutlich,  welcher  von  beiden  Formen 
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hier  die  Sympathieen  der  Menge  sich 
wenigstens  in  früheren  Zeiten  zugewendet 
haben.  Es  leuchtet  ein,  dass  weder  die 
Einführung  solcher  Gewinnbeteiligung  noch 
die  hie  und  da  versuchte  Einführung  einer 
gewissen  Geschäftskontrolle  seitens  der 
Versicherungsnehmer  an  der  Rechtseigen- 
tümlichkeit der  Aktiengesellschaft  etwas 
ändert.  — Viel  und  heftig  ist  über  die  Vor- 
züge der  einen  oder  der  anderen  Cnter- 
nehinungsform  für  die  Lebensversicherung 
gestritten  worden.  Nicht  zu  bestreiten  ist,  dass 
die  Anwendung  der  Aktiengesellschaft  auf 
die  Ijebensversicherung diesen  Versicherungs- 
zweig mächtig  gefördert  und  zur  Verbreitung 
des  Bedürfnisses  nach  und  des  Verständ- 
nisses für  Lebensversicherung  sehr  wesent- 
lich beiget ragen  hat.  Nicht  zu  bestreiten 
ist  aber  auch,  dass  erstens  die  Anwendung 
dieser  Unternehmungsform  aus  inneren 
Gründen  hier  weniger  geboten  war  als  bei 
anderen  Versicherungsgattungen,  und  dann, 
dass  von  zwei  gleich,  und  zwar  bereits 
namhaft,  ausgedehnten,  gleich  rationell  ein- 
gerichteten und  verwalteten  Lebensversiche- 
rungsanstalten, von  denen  die  eine  durch 
eine  Aktiengesellschaft,  die  andere  auf 
Gegenseitigkeit  betrieben  wird,  die  letztere 
ihre  Leistungen  zu  massigerem  Preise  muss 
anbieten  können  als  die  andere.  Die  Rieh-  j 
tigkeit  der  ersteren  Behauptung  gründet 
sich  auf  den  Mangel  eines  beträchtlichen 
und  unberechenbaren  Risikos  in  der  Lebens- 
versicherung wenigstens  von  dem  Zeitpunkte 
an,  wo  das  »Gesetz  der  grossen  Zahl«  zur 
Geltung  kommt.  Von  diesem  Zeitpunkte 
an  ist  das  Aktienkapital  überflüssig,  ja  mehr 
Ballast  als  Frachtgut.  Im  Jahre  18SJ8  be- 
trieben 20  deutsche  Lebensversicheruugs- 
aktiongesellschaften  ihr  im  ganzen  sehr  um- 
fangreiches Geschäft  mit  einem  zum  Teil 
alter  noch  für  andere  Versicherungszweige 
mithaftenden  Gesamtaktienkapital  von  184 
Millionen  Mark,  wovon  aber  nur  gegen  70 
Millionen  eingezahlt  waren.  Die  Richtigkeit 
der  anderen  Behauptung  erhellt  aus  dem 
Umstande,  dass  der  Aktiengesellschaft  min- 
destens doch  aus  den  Zinsansprüchen  der 
Aktionäre  Mehrausgaben  erwachsen.  Der 
hieraus  entspringende  Vorzug  der  Gegen- 1 
seitigkeitsanstalt  kann  aber  freilich  eben 
wegen  der  verhältnismässigen  Geringfügig- 
keit des  Aktienkapitalbedarfes  für  die  Lebens- 
versicherung auch  geringfügig  werden.  Und  : 
zu  leugnen  ist  nicht,  dass  er  im  Anfänge 
einer  Lel>ensversicherungsgesellschaft  auf 
Gegenseitigkeit  dann  ganz  ausbleibt,  wenn  es 
nicht  mißlich  ist.  mit  einem  grossen,  bereits 
vor  der  Eröffnung  angesammelten  Vcrsiche- 
ruugsbestande  zu  beginnen,  was  heutzutage 
bei  der  stark  entwickelten  Konkurrenz  nur 
schwer  gelingt.  Denn  dann  ist  auch  hier  ein 
Gründlings-  und  Garantiekapital  wenigstens 


| für  den  Anfang  nötig  und  verlangt  dieses 
ebenfalls  Verzinsung.  Tatsächlich  pflegen 
allerdings  gutgeleitete  Gegenseitigkeitsan- 
stalten  sich  in  einigen  Stücken  vor  selbst 
verständig  verwalteten  Lebensversicherungs- 
aktiengesellschaften  zum  Vorteil  ihrer  Klientel 
auszuzeichnen,  so  namentlich,  was  die  Spar- 
samkeit der  Verwaltung  und  die  Festhaltung 
des  Versicherten  best  andes  betrifft.  Allein 
das  hat  wenigstens  notwendig  nichts  mit 
, der  Unternehmungsform  zu  thun  und  ist 
| nur  die  Folge  einer  allerdings  meistens  aus 
, dieser  Form  herauswachsenden  anderweiten 
' Auffassung  des  Berufes. 

Die  Unlösbarkeit  der  Aufgabe,  die  Ver- 
sicherten einer  grosseu , weitverbreiteten 
Lcbensversicherungsanstalt  auf  Gegenseitig- 
keit an  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung wirksam  und  gerecht  zu 
beteiligen  — die  Generalversammlung  ist 
ein  schwacher  Notbehelf  und  kann  eine  ge- 
fährliche Waffe  selbst  gegen  die  Sicherheit  der 
Anstalt  sein  — bewirkt  es,  dass  auch  von  dieser 
Seite  her  dem  Gegenseitigkeitsprineipe  kein 
erheblicher  Vorzug  gesichert  ist.  Kurz,  der 
obenangedeutete  Streit  wird,  wie  heutzutage 
die  Dinge  in  Kulturländern  liegen,  kaum 
endgiltig  zu  Gunsten  des  einen  oder  des 
anderen  Priueipos  entschieden  werden  können. 
Wenn  die  Institute  beider  Formen  aus  ihm 
den  Antrieb  zur  sorgfältigen  und  eifrigen 
Verwertung  der  jeder  eigentümlichen  Kraft- 
quellen entnehmen,  so  wird  dies  für  die 
Entwickelung  der  Lebensversicherung  das 
! günstigste  Ergebnis  sein. 

9.  Organisation  der  Verwaltung.  Diese 
I ist  bei  der  Ijebensversicherung  besonders 
' bedeutsam  wegen  der  Gewichtigkeit  der 
I Interessen,  welche  einer  Lebensversicherungs- 
[ anstalt  anvertraut  werden.  Zwar  ist , wie 
] für  alle  wirtschaftlichen  Unternehmungen, 

I welche  nicht  ganz  verschiedenartige  Zweige 
wirtschaftlicher  Thätigkeit  nur  zufällig  in 
; sich  vereinigen,  auch  für  die  Lebensver- 
sicherung die  einheitliche,  monarchische 
Form  der  Verwaltung  — höchstens  ein- 
geschränkt durch  die  Anordnung  einer  be- 
ratend mitwirkenden  Körperschaft,  aber  so, 
dass  der  Leiter  doch  stets  die  volle  Ver- 
antwortung trügt  — die  beste,  weil  nur  sie 
einheitliche , gleich  massige , grundsätzliche 
und  zugleich  bewegliche  und  thatkräftige 
Ijeitungsarbeit  gewährleistet  und  weil  bei 
ihr  Zeit-,  Kraft-  und  Kosten veigeudung, 
welche  aus  der  Vielköpfigkeit  entspringen, 
vermieden  werden 1).  Allein  bei  kaum  einer 


■)  Die  praktischen  Engländer  legen,  so 
viele  Ehrenvorsteher,  Präsidenten,  Direktoren, 
Beisitzer  etc.  auch  die  Leitung  ihrer  Lebeus- 
versicherungsanstalteu  schmücken  mögen,  doch 
die  eigentliche  Leitungsarbeit  stets  in  die 
Ilaud  eines  Mannes,  des  beinahe  unumschränkt 
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anderen  wirtschaftlichen  Unternehmung  ist 
die  stete,  eindringende  und  wachsame  Be- 
aufsichtigung der  Verwaltungsthätigkeit  so 
nötig  wie  liier  — und  dies  zwar  eben  mit 
Rücksicht  auf  die  Gewichtigkeit  der  Inte- 
ressen, welche  hier  der  Verwaltung  an- 
vertraut sind.  Diese  Aufsicht  wird  am 
besten  geteilt  zwischen  einer  zugleich 
gesetzgebenden  und  oberan fsieht- 
f ü h r e n d e n und  eiuer  der  eigentlichen  ; 
Verwaltung  koordinierten,  ihr  gegenüber 
selbständigen  und  stets  jede  Amtshandlung, 
namentlich  aber  das  ganze  Reelumngs-  und 
Buchungswesen  auf  Gesetzmässigkeit  und 
Richtigkeit  prüfenden  Stelle  — Re-; 
visionsbehörde — . Diese  letztere  wird 
am  besten  gleich  der  Verwaltung  von  der 
gesetzgebenden  und  Oberaufsicht  führenden 
Stelle  eingesetzt.  Der  leitende  Verwaltungs-  , 
beamte  und  die  Revisionsboamten  werden 
zweckmässig  womöglich  auf  ihre  Amts- . 
pflichten  behördlich  vereidigt.  Dem  ersteren 
auch  materielle  Sicherheitsleistung  aufzu- 
erlegen , empfiehlt  sich  durchaus.  Ausser- 
dem mag  für  selbständige  Mitwirkung 
mehrerer  von  einander  unabhängiger  Per-  j 
sollen  bei  allen  Cassa-  und  Depotgeschäften 
gesorgt  werden. 

Die  gesetzgebende  und  Oberauf- 
sicht führende  Stelle  kann  nicht  wohl 
anders  wie  als  ein  Kollegium  gedacht  werden. 
Bei  derLobensversieherungsaktiengesellsohaft 
wählen  und  bevollmächtigen  dieses  Kollegium, 
den  Aufsichts-  oder  Verwaltungsrat,  die 
Aktionäre ; bei  Lebensversicherungsanstalteil 
auf  Gegenseitigkeit  wird  dasselbe  in  der 
Regel  aus  der  Zahl  der  Versicherten  von 
der  Generalversammlung  der  lierechtigten 
Versicherten  gewählt.  Bei  der  Zerstreuung 
der  Teilhaber  einer  grossen,  weitverzweigten 
Lebensversicherungsanstalt  ist  es  stets  sehr 
zweifelhaft,  ob  solche  Generalversammlungen 
wirklich  Repräsentationen  des  Mehrheits- 
willens  der  Teilhaber  darstellen ; in  der 
grossen  Mehrzahl  der  Fälle  sind  sie  nur 
Repräsentationen  sehr  winziger  Minoritäten. 
Auch  können  ja  die  weitzerstreuten  Ver- 
sicherungsnehmer unmöglich  wissen,  welche 
unter  den  dem  Sitze  der  Verwaltung  nahe 
wohnenden  Versicherungsnehmern  die  ge- 
eignetsten zur  Oberaufsichtsführung  sind. 
Aus  diesen  Gründen  hat  der  geniale ! 
E.  \V.  Arnoldi  beim  Aufbau  seiner  Lebens- 
versicherungsbank  von  vornherein  auf  der- 
artige in  ihrer  Zusammensetzung  lediglich 
vom  Zufälle  abhängige  Wahlkörperschaften 
verzichtet,  dagegen  die  Mitwirkung  der  sämt- 
lichen Versicherungsnehmer  geographisch 
abgegrenzter,  dem  Sitze  seiner  Bank  benacli- 

waltenden  „Manager“,  dem  als  wichtigster  Ge- 
hilfe für  <iie  rein  technischen  Arbeiten  der 
Mathematiker,  „Actunrv“,  beigegeben  ist. 


harter  Kreise  wenigstens  bei  den  Wahlen 
der  Mitglieder  der  gesetzgeltenden  und  Über- 
aufsichtsstclle  vorgesehen.  Er  hat  sich  dabei 
von  dem  Gedanken  leiten  lassen,  dass  die 
nächsten  Nachbarn  des  Anstaltssitzes  unter 
•len  Gleichbeteiligton  eines  grossen  Vereins 
am  besten  wissen  und  sich  am  meisten 
dafür  interessieren  müssten,  was  diesem 
fromme.  Der  Gedanke,  dessen  Verwirk- 
lichung zwar,  wie  alles  Menschenwerk, 
manche  Unvollkommenheiten  zeigt,  enthält 
unzweifelhaft  eine  «1er  denkhar  glücklichsten 
und  praktischsten  I /tsungen  der  schwierigen 
Aufgabe,  eine  zweckentsprechende  Interessen- 
vertretung bei  der  Lebensversieherungs- 
anstalt  auf  Gegenseitigkeit  zu  schaffen. 

10.  Wirtschaftliche  Bedeutung  der 
L.  Wenn  auch  die  Lebensversiche- 
rung nach  Zweck  und  Struktur  mit  «1er 
Sparkasse  nichts  Wesentlicheres  gemein 
hat,  so  bestellt  ihre  wirtschaftliche  Be- 
deutung für  den  einzelnen  Beteiligten 
doch  u.  a.  darin,  «lass  sie  für  ihn  einen 
Antrieb  zur  Ersparung  o«ler  doch  einen  An- 
trieb zur  Vorsorge  für  wirtschaftliche  Be- 
dürfnisse der  Zukunft  enthält.  Bei  einigen, 
und  zwar  den  wichtigsten,  Formen  «1er 
Lebensversicherung,  richtet  sich  diese  Vor- 
sorge nicht  sowohl  auf  die  eigene  als  auf 
die  Zukunft  anderer  und  ist  sie  häufig  zu- 
gleich Ausdruck  und  Beförderungsmittel 
treuen  Familiensinnes,  einer  je  weiter  ver- 
breiteten, je  mehr  auch  wirtschaftlich  hoch- 
bedeutsamen  Eigenschaft.  Die  durch  die 
Vergesellschaftung  ermöglichte  Sicherheit 
und  verhältnismässige  Billigkeit  solcher  Vor- 
sorge befreit  und  entlastet  die  Kraft  für  die 
Aufgaben  der  Gegenwart  — ganz  dessen  zu 
gesell weigen,  dass  sie  eine  kreditförderndo 
Wirkung  hat  und  auch  selbst  Mittel  bietet, 
welche  zeitweilig  als  Sicherheiten  im  Kredit- 
verkehr verwertet  werden  können.  Ueberall, 
wo  das  Gedeihen  gewisser  wirtschaftlicher 
Unternehmungen  von  dem  Leben  gewisser 
Persönlichkeiten  abhängt,  ermöglicht  häufig 
die  Lebensversicherung  allein  den  Beginn 
und  die  ruhige  Fortführung,  da  sie  den  Be- 
teiligten für  «len  Fall  vorzeitigen  Ablel*?ns 
der  fraglichen  Persönlichkeit  wenigstens  ein 
annäherndes  Ae<piivalcut  für  deren  Mitarbeit 
sichert.  Die  abgekürzte  oder  alternative 
Ijebensversicherung  und  die  Rentenver- 
sicherung können  im  Interesse  der  sorgen- 
freien Leliensorhaltung  über  die  Zeit  der 
ungeschmälerten  Erwerbsfähigkeit  hinaus 
verwertet  werden  und  dienen  so  dazu,  dass 
auch  jene  Zeit  gründlicher  und  wirksamer 
ausgenutzt  wrerde. 

Für  die  Gemeinwirtschaft  ist  es  von  er- 
heblicher Bedeutung,  dass  l>oi  hochgesteiger- 
ter  Entwickelung  der  Lebensversicherung 
umfängliche  Ersparnisse  gemacht,  dass  sie 
vor  tlom  Uebergange  in  tlie  Privat  Wirtschaft 
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;r  Beteiligten  oft  lange  Zeit  in  der  Form  J 
on  langfristigen  Darlehen  den  nützlichsten 
woigen  wirtschaftlicher  Thätierkeit  zuge- 
.'endet  und  dass  sie  auch  beim  Uebergange 
a <3ie  Privatwirtschaft  der  Beteiligten  schon 
vef^en  ihres  Ursprunges  und  getreu  ihrer 
Bestimmung  meist  nicht  wie  zufällige  Ge- 
vinste  vergeudet,  sondern  zu  vernünftigen 
\nd  sittlich  gerechtfertigten  wirtschaftlichen 
Zwecken  verwendet  werden.  Die  Verminde- 
rung der  Zahl  solcher  Personen,  welche  ohne 
fremde  Hilfe  nicht  zu  existieren  vermögen, 
die  Möglichkeit  der  Heranbildung  jugend- 
licher Personen  bei  frühzeitigem  Ableben 
Ihrer  Ernährer  — das  sind  weitere  der  Ge- 
in  ein  Wirtschaft  zu  gute  kommende  Vorteile 
der  intensiv  und  extensiv  gut  entwickelten 
I.«ebensversicherung.  Bei  guter  Organisation,  | 
redlicher  Verwaltung,  wirksamer  und  un- 
parteiischer Beaufsichtigung  der  Lebensver- 
sicherung kann  man  wohl  ein  hohes  Kopf- 
betreffnis an  Lebensversicherungssumme  für 
ein  Anzeichen  hochentwickelter  wirtschaft- 
licher Kultur  betrachten. 

11.  Die  Gesetzgebung.  Gegenüber, 
keinem  Zweige  des  Versicherungswesens  ist  | 
die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  so  schwierig! 
und  wichtig  wie  gegenüber  der  Lebens- 1 
Versicherung.  Nur  ganz  ausnahmsweise  hat  I 
man  versucht,  den  rein  bürgerlichrechtlichen 
Teil  dieser  Aufgabe  zu  lösen.  Der  Stoff  ist 
spröde  und  doch  zu  sehr  noch  im  Flusse.  1 
Dazu  kommt,  dass  die  Wissenschaft  noch 
nicht  zu  einer  gemeingiltigen  überein- 1 
stimmenden  Beurteilung  und  Formulierung 
des  freilich  im  ganzen  noch  jungen  Lebens-  j 
Versicherungsvertrages  gediehen  ist.  Es 
giebt  wohl  nur  wenige  gleich  wichtige 
Rechtsinstitute,  die  nach  Ursprung  und  Ent- 
wickelung so  jungen  Datums  wären.  Al>er 
auch  die  — häufiger  versuchte  — öffentlich- 
rechtliche  Gesetzgebung  findet  in  der  Lebens- 
versicherung eine  besonders  schwierige  Auf- 
gabe. Vor  allem  fragt  es  sich : soll  der  j 
Gesetzgelier  der  Staatsbehörde  das  Recht  j 
Vorbehalten , neuen  Lebensversicherung»- 1 
instituten  die  rechtliche  Existenz  zu  gestatten 
oder  zu  versagen,  schon  bestehenden  solchen 
Instituten  l>ei  Strafe  der  Existenzentziehung 
vorzuschreiben , wie  sie  sich  technisch  und 
administrativ  einrichtou,  was  sie  in  ihrem 
Geschäftsbetriebe  thun  und  lassen  müssen? 
Oder  soll  der  Gesetzgeber  sich  darauf  be- 
schränken, von  den  Instituten,  deren  Er- 
richtung er  nicht  beschränkt,  nur  zu  fordern, 
dass  sie  von  ihren  Einrichtungen  und  von 
ihrem  Thun  und  Treiben  öffentlich  genau 
— vielleicht  in  vorgesehricbener  Form  und 
mit  verbürgter  Richtigkeit  — Rechenschaft 
ablegenV  Die  erstere  Auffassung  führt  zu  j 
jener  Verantwortlichkeit,  welche  jede  bevor- 
mundende öffentlichrechtliche  Gesetzgebung 
im  Gefolge  hat  und  welche  gerade  einem 


so  schwierigen  und  wichtigen  Zweige  wirt- 
schaftlicher Thätigkeit  gegenüber  besonders 
schwer  zu  tragen  ist,  und  sie  führt  — wie 
mehrfache  Erfahrung  zeigt  — keineswegs 
zur  Verhütung  der  Misswirtschaft,  wohl  aber 
leicht  zur  Zurückdrängung  und  Erstickung 
von  Kräften,  die  sonst  Gedeihliches  schaffen 
würden.  Auch  ist  die  Theorie  und  Praxis 
der  Lebensversicherung  noch  viel  zu  sehr 
im  Flusse,  als  dass  eine  derartige  Bindung 
ohne  Schaden  für  die  Sache  durchführbar 
wäre.  Die  andere  Auffassung  dürfte  in 
Staaten  mit  hochentwickelter  Kultur  nament- 
lich dann  am  ersten  zum  Ziele  führen,  wenn 
die  Staatsbehörde  die  geforderten  Veröffent- 
lichungen auch  selbst  sachkundig  zu  sichten 
und  zu  prüfen,  das  Ergebnis  ihrer  Prüfung 
aber  dem  Publikum  übersichtlich  darzulegen 
bestrebt  ist.  Dazu  gehört  allerdings  ein- 
dringende Sachkunde  und  grosse  Unpartei- 
lichkeit, und  es  kann  auch  auf  diesem  Wege 
nicht  jeder  Misswirtschaft  gesteuert  werden. 
Aber  doch  dürfte  mit  dieser  Lösung  im 
wesentlichen  alles  erschöpft  sein,  was  man 
von  der  öffentlichrechtlichen  Gesetzgebung 
und  Beaufsichtigung desLebensversicherungs- 
wesens  zu  verlangen  berechtigt  ist.  — Ueber 
die  in  verschiedenen  Kulturstaaten  in  betreff 
der  Lebensversicherungsgesetzgebung  ein- 
geschlagenen  Richtungen  s.  den  Art.  Ver- 
sicherungswese n.  Bemerkt  sei  hier  nur. 
dass  ein  im  Frühjahr  1900  dem  Bundesrate 
vorgelegter  Entwurf  eines  deutschen  Reichs- 
gesetzes über  die  privaten  Versicherungsunter- 
nehmungen, welcher  von  dem  Grundsatz  der 
Konzession  und  der  eingreifenden  Staats- 
aufsicht ausgeht,  die  Lebensversicherung 
ganz  vorzugsweise  an  strenge  Normen, 
namentlich  was  die  Behandlung  der  Prämien- 
reserven anbelangt,  bindet,  dass  auch  das 
Schweizerische  Bundesgesetz  vom  25.  Juni 
1885  von  denselben  Grundsätzen  ausgeht 
und  nur  dem  Ermessen  der  Aufsichtsbehörde 
grösseren  Spielraum  Lässt,  dass  sich  das 
nämliche  von  der  österreichischen  Ministerial- 
verord nung  vom  5.  März  ls96  sagen  lässt 
und  dass  überhaupt  alle  neueren  gesetz- 
geberischen Versuche  und  Erlasse  überein- 
stimmend davon  ausgehen,  das  private  Ver- 
sicherungswesen überhaupt,  insbesondere 
aber  die  Lebensversicherung,  bedürfe  zu 
einer  gedeihlichen  Entwickelung  der  strengen 
Aufsicht  der  Staatsgewalt.  Das  ist  der  Zug 
der  Zeit! 

12.  Beispiele  von  Betriebsergebnissen. 

Bei  der  für  jeden  Sachkundigen  notorischen 
Unmöglichkeit,  auch  nur  einige  wenige  zu- 
verlässige Daten  zu  einer  Betriebsstatistik 
der  Lebensversicherung  der  Welt  zusammen- 
zustellen, mögen  nur  die  Leistungen  der 
deutschen,  österreichischen,  schweizerischen, 
englischen  und  amerikanischen  Lebensver- 
sicnerungsgcsellschaften  durch  einige  be- 
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merkenswerte  Ziffern  gekennzeichnet  werden.  durch  vielseitige  Betrachtungen  klargestellt 
Dabei  wolle  beachtet  werden,  dass  es  zwar  werden  kann,  dass  al>er  die  folgenden  Daten 
für  den  Wert  der  Ijcistungen  und  das  Mass  wenigstens  zu  den  wichtigsten  gehören, 
der  Sicherheit  der  Lebensversichcrungsan-  welche  zu  jenem  Zwecke  ermittelt  zu  wenlen 
stalten  nicht  einzelne  wenige  bestimmte  pflegen. 

Kriterien  gieht,  sondern  dass  l«ides  nur  JEs  betrug: 


bei : 

16  Oster- 

6 Schwei- 

omori- 

44  deut- 

reichi- 

schen 

zeri- 

schen 

80  eng- 

knnischrn 
in  New- 
York  zture- 
lassenen 

scheu 

lischeu 

Lebensversicherungsgesellschaften 

1808 

18!  >8 

1 1807 

1808 

1808 

Der  Bestand  an  Kapitalversicherung  auf  den 
Todesfall  am  Jahresschlüsse  . Millionen  M. 
Versicherungssumme  durchschnittlich  auf  die 

5777 

1706 

1 

329 

11  247*) 

23  928 

Police M. 

Abgang  bei  Lebzeiten  durch  Aufgabe  der  Ver- 

4279 

2745 

3637 

7 2$S 

10  1 19 

Sicherung  im  Laufe  des  Jahres  Millionen  M. 
in  % des  gesamten  durchschnittlichen  Versiehe- 

118,3 

90,6 

5,9 

222  O 

1 228,6 

rungsbestandes  des  Jahres °0 

1,98') 

4,9 

«.7 

>,9 

47 

Verwaltungskosteu  in  % der  Jalireseinuahme  % 

u,86  *j 

17,8 

9,o 

1 

9,5 

22,7 

Fondsanlagen  a)  in  Hypotheken  . . . . % 

78.72 

17.3 

47,9 

9 

30.9 

b)  in  Grundeigentum  . . . „ 

2,62 

7.9 

5-4 

V 

10,0 

c)  in  Wertpapieren  . . . . „ 

3Jo 

50,3 

25,2 

V 

44.8 

d)  in  anderen  Sicherheiten  . „ 

8,14 

S.3 

4.8 

y 

6.9 

')  Die  Ahgangsprozentsätze  sind  bei  den  deutschen  Anstalten  sehr  verschieden.  Sie 
schwanken  zwischen  0.38  und  24,01.  Bei  folgenden  elf  Anstalten  betragen  sie:  bei  Gotha  0,00, 
bei  Stuttgart  0,07,  bei  Leipzig  0,80,  bei  Karlsruhe  0,03,  bei  Lübeck  1,61.  bei  der  (’oncordia  1,52, 
bei  der  Berlinischen  Lehensversieherungsgesellsehaft  1.87,  bei  „Germania“  1,23.  bei  „Viktoria" 
3,04,  bei  „Teutonia“  2,46,  bei  Magdeburg  3.44 °0.  Die  ersten  vier  Anstalten  sind  Gegenseitig- 
keitsanstalten. 

äi  Auch  die  Verwaltungskosteu  der  deutschen  Anstalten  sind  sehr  verschieden.  Sie 
schwanken  zwischen  1,67°„  (Preussischer  Beamtenverein)  und  207,21  (Deutscher  Anker,  Berlin). 
Bei  den  obengenannten  vier  grossen  Gegenseitigkeitsanstalten  betrugen  sie:  bei  Gotha  5,(X), 
Stuttgart  5,05,  Karlsruhe  6,48,  Leipzig  6,03%,. 

*)  Diese  Bestandsangaben  stimmen  nicht  durchweg  mit  früher  — auf  S.  554  bis  556  — ge- 
machten. welche  zum  Teil  aus  den  nämlichen  Jahrgängen  stammen.  Die  Abweichung  beruht 
auf  der  Mit-  oder  Nichtberücksiclitigung  der  industrial  brauch. 


Lltteratlir:  So  arm  im  ganzen  die  Litteratur  der 
meinten  übrigen  Verstcherungsarten,  so  reich  int 
die  der  Leben  n er  mir  her  ung.  Eine  ziemlich 

vollständige  l'ebcrsicht  d irnrn  Litteralurziceigcs 
bei  Karup,  Handbuch  der  Lebensversicherung,  \ 
Leipzig,  2.  And.,  188.r>,  1.  Abt.  — Die  im  deut - j 
neben  Huebhandel  von  lti.it} — 1890  erschienenen 
Schriften  sind  zusam  inengestellt  in  dem  in  Leip- 
zig bei  0.  Graeklaucr  1891  erschienenen  » Irr- 
zeichnin  niiniÜichcr  Schriften  ai in  allen  Gebieten 
den  Vernicheru ngstresensu , S.  4 8.  ff-  En  neien 

folgende  Schriften  hier  genannt:  lAtlVOU',  Ihr 
Lebensversicherungen  und  andere  Versorgung* - 
anntalten , 18S2.  — Moser,  Dir  Gesetze  der 
Lebensdauer,  183 tlt.  — l‘li.  Fischer,  Grund zilge 
den  auf  mrnnrldichr  Sterblichkeit  gegründeten 
Versicherungswesens,  1860.  — tVl/d.  Leibrenten-, 
Lebensversicherungen nrtnlten  etc.,  18t, 2.  — Geyer, 
Die,  Lebensversicherung  in  Deutschland  und  ihre 
gesetzliche  Regelung,  1878.  — Elster,  f>ir 
Lebensversicherung  in  Deutschland.  Ihre  Volks- 
wirtschaftliche  Jlcdcntuny  und  die  yuttcendigkeil 


ihrer  gesetzlichen  Regelung,  1880.  — Die  juris- 
tische Litteratur  mit  guter  Auswahl  bei  L.  Gold- 
schmidt, System  des  Handelsrechts,  8.  And., 
Stuttgart  1891,  S.  bl  ff.  — Derselbe,  Hand- 
buch des  Handelsrechts , 8.  Auf.,  1.  Hd ., 

Stattgurt  1897,  S.  305 ff.  — Victor  Ehren - 
borg,  Versicherungsrecht,  /.  Ltd.,  Leipzig 
(Duncker  u.  Humid ot)  1898.  — Dr.  «/.  von 
Schevichaven,  i>  l om  Leben  und  Sterben.  Das 
Gestern  und  Heule  der  Lebensversicherung. u 
A us  drm  Holländischen  übersetzt  von  H.  Ta  rnke  , 
Leipzig  und  Wien;  Franz  Deutle  kr,  1898. 
Gute  und  umfassende  populäre  Darstellung,  — 
Der  ve rsidtrruny streb  n ische  Teil  der  Litteratur 
wird  neuerdings,  namentlich  in  England,  ror- 
zagsireise  in  periodischen  Schriften  (vergl.  z.  11. 
» Journal  of  ihr  Institute  of  Actliaricsu ) angebaut. 
In  Deutschland  mehr  in  Monograph ieen.  Doch 
beschäftigten  sieh  hier  auch,  wenigstens  nebenbei, 
Zeitschriften,  am  häufigsten  wohl  » Marius ’ Rund- 
schauu,  X.  F.,  Leipzig,  mit  dieser  Seite  des 
Gegenstandes.  Manche  wertvolle  Arbeiten  auch 
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in  dem  theoretischen  Teile  ron  Ehrenzweigs 
» Assel; um nz-Jahrbuch « . Die  nationalökonomische 
Seite  ist  in  allen  Litteraturen  ziemlich  dürftig 
angehaut.  Eine  Art  Standardwerk  bildet  immer 
noch  E.  Hemtumn«  » Theorie  der  Versiche- 
rung«, Graz  reich  an  liieren,  alter  die  that- 

sächliche  Entwickelung  und  die  Entwickelungs- 
grenzen wenig  berücksichtigend.  In  dein  Art. 
Ve  rsicherungswcsen  wird  hierauf  des 
näheren  eimugehen  sein.  Vergl.  übrigens  auch 
A.  Wagner  in  Schönberg  I,  S.  1179 ff.  Die 
statistische  htteratur  ist  im  vorstehenden  Auf- 
sätze gelegentlich  namhaft  gemacht,  wie  denn 
daselbst  auch  bei  den  verschiedenen  Abschnitten 
bereits  auf  orientierende  Hauptwerke  gelegentlich 
aufmerksam  gemacht  wurde.  Fachzeitschriften 
existieren  in  Deutschland,  Oesterreich,  Frankreich 
und  England  recht  viele.  Eine  der  besten  ist 
der  englische  »Insurance  Record« ; auch  das 
französische  »Journal  des  Assurancesu  hat  be- 
sonders wegen  der  Mitteilung  zahlreicher  richter- 
licher Entscheidungen  eine  gewisse  liedcutung. 
Die.  deutsche  und  österreichische  periodische 
Fachpresse  ist  grosscnteils  nicht  unpa rteiisch ; 
allein  die  meisten  deutschen  und  einige  wenige 
österreichische  Fachblatter  enthalten  doch  in 
jedem  ihrer  Jahrgänge  auch  manche  Beiträge 
von  wisst nschaftl ichem  Werte. 

A.  Ein  in  Ing  ha  us. 


Lehr,  Julius, 

geb.  am  18.  X.  1845  zu  Schotten  (Oberhessen), 
gest.  Herbst  1895  in  München,  studierte  Staats- 
und Kamera! Wissenschaften  in  Giessen,  wurde 
1868  Dozent  für  Nationalökonomie  an  der 
Forstakademie  zu  Münden,  1871  Professor  für 
Volkswirtschaftslehre  an  der  technischen  Hoch- 
schule zu  Karlsruhe,  1885  an  der  Universität 
München. 

Er  verüffentl  ichte  an  staats  wissenschaftlichen 
Schriften  a)  in  Buchform:  Zusammenstellung 
der  wichtigsten  Bestimmungen  der  preussischen 
Agrargesetzgeltung,  Münden  1870.  — Zur  forst- 
lichen Unterrichtsfrage.  Wien  1878  (anonym). 

— Schutzzoll  und  Freihandel,  Berlin  1877.  — 
Eisenbahntarifwesen  und  Eisenbahnmonopol, 
Berlin  1871).  — Die  neuen  deutschen  Holzzölle, 
Jena  1880.  — Die  neuen  deutschen  Holzzölle 
und  deren  Erhöhung,  Frankfurt  a.  M.  1883.  — 
Wirtschaftliche  Fragen  des  Eisenbahnwesens 
(Abdruck  aus  der  deutschen  Bauzeitung),  1885. 

— Beiträge  zur  Statistik  der  Preise.  Frankfurt 
a.  M.  1885.  — Die  Abhandlungen  „Forstpolitik“ 
und  „Waldwertrechnung“  in  Loreys  Handbuch 
der  Forstwissenschaft,  Tübingen  1886.  — Die 
Abhandlung  über  „Anfwandstcuern“  in  Schön- 
bergs Handle  3.  Aufl..  III.  Bd.,  Tübingen  1891. 

— Die  Berechtigung  des  Zonentarifs  im  Per- 

sonen- und  Güterverkehr,  München  1891.  — 
Finanz  Wissenschaft , Volkswirtschaftslehre , 2 

Teile,  ebd.  1891.  — Politische  Oekonomie  in  ge- 
drängter Fassung,  ebd.  1892,  2.  Aull.  1893, 
3.  Aull,  besorgt  von  C.  Neuburg  1899.  — Grund- 
begriffe und  Grundlagen  der  Volkswirtschaft. 
Zur  Einführung  in  das  Studium  der  Staats- 
wissenschaften, Leipzig  1893.  (A.  u.  d.  T. : 

Hand-  und  Lehrbuch  der  Staats  Wissenschaften, 


herausgegeben  von  K.  Frankenstein.  1.  Abt.: 
Volkswirtschaftslehre.  I.  Bd.)  — Produktion  und 
Konsumtion  in  der  Volkswirtschaft.  Aus  dem 
Nachlasse  von  Prof.  J.  Lehr,  herausgegeben  und 
vollendet  von  K.  Fraukenstein,  Leipzig  1895. 
(A.  u.  d.  T.:  Hand-  und  Lehrbuch  etc.  (s.  o.). 
1.  Abt.,  IV.  Bd.) 

b)  i n Z c i ts c h r i f ton:  In  der  Allg.  Forst- 
u.  J. -Zeitung:  Klafter,  Kubikmeter,  Hektoliter 
und  Scheit,  1869.  Die  Bodenrente,  1871.  Das 
neue  prcnssische  Expropriationsgesetz,  1874;  u.a. 

— In  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. : Uebcr  den  pro- 

gressiven Steuerfuss,  1877.  Der  Entwurf  eines 
österreichischen  Forstgesetzes,  1880.  Das 
preussische  Gesetz  über  gemeinschaftliche  Hol- 
zungen, 1882.  Grenzwert,  Grenznutzen  und 
Preis,  1889;  n.  a.  — ln  Zeitsehr.  f.  Staats w.: 
Kapitnlisiernngsstcuer,  Zinsrentensteuer  und 
Doppelbesteuerung,  1877.  Zur  Frage  der  Wahr- 
scheinlichkeit weiblicher  Geburten,  1885).  — Im 
österr.  Landw.  Wochen  bl. : Ist  die  Bodenrente 
unter  den  Wirtschaftskosten  in  Anrechnung  zu 
bringen?  1875  76.  Schutzzoll  und  Landwirt- 
schaft, 1875.  Differentialtarife,  1877.  — In 
Deutsche  Wochenschrift:  Christliche  Politik 

(Ptirin).  1877.  — Purteiverdäohtigungen,  1877. 

— In  Gewerbe-  und  Arbeiterfreund:  Die  deut- 
sche Zoll-  und  Steuerreform,  1879.  — Im 
Viert,  f.  Volks«’.:  Karl  Marx,  das  Kapital, 
Kritik  der  pol.  Oekonomie.  1886  87.  Zur  Frage 
der  Veränderlichkeit  statistischer  Reihen,  1888. 
Eine  Principienfrage  der  Forstwirtschaft,  1888. 
Zur  Lehre  vom  Preise,  1889.  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  der  Arbeiter,  1889  90.  Die 
Durchschnittsprofitrate  auf  Grundlage  des  Marx- 
scheu Wertgesetzes,  1892.  — In  Zeitschr.  f. 
Forst-  und  Jagdwesen:  Zur  Statistik  der  Preise, 
1887.  — In  Bayerische  Haudelszeitung:  Die 
Kartelle  und  die  Arbeiterfrage,  1889.  Die  Ab- 
nützung französischer  Münzen,  1890.  Kredit- 
reform und  Krediterkundigung,  1892  u.  a. 

Er  redigierte  seit  1878  in  Gemeinschaft  mit 
T.  Lorey  die  Allg.  Forst-  und  Jagdzeitung  und 
seit  1879  die  volksw.  Abteilung  von  Meyers 
Konversationslexikon  (Supplemente  zur  III.  und 
IV.  AuH.,  daun  die  IV.  und  V.  Anfl.),  er 
lieferte  ferner  für  die  Supplemente  und  das 
Hauptwerk  viele  der  grösseren  volkswirtschaft- 
lichen Artikel.  Für  die  I.  AuH.  dieses  Hand- 
wörterbuchs schrieb  er  die  Artikel:  J.  A.  R.  v. 
Helferich,  Konversionen,  Leibrente,  Meldepflicht, 
Opium,  Registrierungsabgaben.Salzsteuer, Schatz- 
scheine, Sparkassen,  Staatsschulden,  Stempel- 
abgaben. Toutinen,  Uebergangsabgaben , Ver- 
brauchsstenern . Veredelungsverkehr,  Verkehrs- 
steuern,  Volksbildnngsvereine,  Volkszählungen, 
Wechselstempelabgabe,  Wohnungsfrage,  Zölle 
und  Zollwesen. 

VgL  über  Lehr,  Lexis,  Besprechung  der 
Lehrscheu  Schrift:  Grundbegriffe  und  Grund- 
lagen etc.  (s.  o.),  in  Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat.,  3.  F., 
Bd.  VIII,  Jena  1894,  S.  283 ff.  - R.  van  der 
Bor  gilt,  Besprechung  der  Lohrschcn  Schrift: 
Produktion  uml  Konsumtion  etc.  (s.  o.)  in  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.,  3.  F..  Bd.  XIII,  Jena  1897, 
S.  128  ff. 
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Lehrlingswesen. 

(Moderne  Zeit.) 

1.  Das  L.  nach  «ler  Gew.-O.  von  1869  und 
seine  Missstände.  2.  Die  Neuordnung  des  L. 
im  Jahre  1878  und  die  heutigen  Debelstäude 
in  der  Grossindustrie  und  im  Kleingewerbe. 
8.  Die. Gesetzgebung  des  Jahres  181)7.  4.  Der 
Lehrvertrag.  5.  Lehrlingsheime.  6.  Der  ge- 
werbliche Schulunterricht.  7.  Ausstellung  von 
Lehrlingsarbeiten.  8.  Lehrlingsprüfungen.  1). 
Kaufmännische  Lehrlinge.  10.  Statistik  des 
L.  in  Deutschland.  11.  Das  L.  im  Aus- 
lande: Oesterreich,  die  Schweiz,  Frankreich  und 
England. 

1.  Das  L.  nach  der  Gew.-O.  von  1869 
und  seine  Missstiinde.  Mit  der  liberalen 
Haltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  von 
1869  war  man  bald  nicht  zufrieden.  Man  wurde 
sich  darüber  klar,  dass  vielleicht  kaum  ein 
anderer  Abschnitt  der  Gewerbeordnung  so 
wenig  den  Bedürfnissen  genüge,  denen  er 
entsprechen  sollte.  Die  Lehrlinge  miss- 
brauchten die  ihnen  eingoräumte  Freiheit  in 
verfrühter  Selbständigkeit  aufs  schnödeste, 
die  Handwerksmeister  aber  kümmerten  sich 
wenig  um  die  Ausbildung  der  ihnen  anver- 
trauten Jünglinge.  Die  Zuchtlosigkeit  er- 
reichte eine  nie  dagewesene  Höhe,  indem 
die  kontraktlich  abgemachte  Lehrzeit  fast 
nirgends  eingehalten  wurde.  Ueberall  wurde 
eine  unverkennbare  Abnahme  des  Lerntriebes, 
des  Ehrgefühles,  des  Grades  der  erworbenen, 
für  das  hach  erfonlerlichen  Geschicklichkeit 
festgestellt.  Im  Verhältnis  zur  grossen  Masse 
der  Arbeiter  wurde  überhaupt  nur  eine  ver- 
schwindend kleine  Zahl  von  Lehrlingen 
wirklich  ausgebildet.  Die  Meister  selbst 
verlockten  die  schon  einigermassen  ge- 
schickten Lehrlinge  zum  Verlassen  ihrer 
Lehrherren,  indem  sie  einen  gewissen  Lohn 
in  Avissicht  stellten.  Es  hatte  eben  das 
ganze  Lehrlingswesen  den  Charakter  eines 
Privatvertrages  angenommen,  der  oft  mit 
den  gesamtgewerblichen  Zwecken  gar  nicht 
mehr  im  Zusammenhänge  stand. 

Derartige  iu  Broschüren  und  in  Zeitungen 
vielfach  erhobene  Klagen  bewogen  den  Verein 
liir  .Sozialpolitik,  der  Lelirlingsfrage  sein  Inte- 
resse zuzuwenden.  Er  vcranlasste  gutachtliche 
Aeusserungen  über  die  Lehrlingsfrage  aus  deu 
verschiedensten  Kreisen  des  Volkes,  auch  seitens 
unselbständiger  Gewerbetreibender,  die  er  in 
einem  Bande  veröffentlichte,  und  verhandelte 
überdies  jn  seiner  Generalversammlung  vom 
Jahre  1875  über  dieses  Thema.  Hier  sprach 
man  sich  dahin  aus,  dass  1.  der  Zustand  des 
heutigen  Lehrlingswesens  iu  gleicherweise  die 
Erwerbsfähigkeit  der  arbeitenden  Klasse  und 
der  nationalen  Industrie  schädige  und  2.  eine 


Reform  des  Lehrlingswesens  notwendig  sei.  um 
eine  dem  Interesse  der  Lehrlinge,  der  gewerb- 
lichen Produktion  und  der  Volkswirtschaft  ent- 
sprechende Ausbildung  der  Lehrlinge  herbei- 
zuführen. In  letzterer  Richtung  wurden  dann 
verschiedene  Vorschläge  zur  Abhilfe  gemacht. 
Gleichzeitig  schritt  die  Keichsregierung  zur 
Vornahme  einer  Enquete,  die  deu  Nachweis 
bringen  sollte,  wie  weit  Uebelstände  wirklich 
eingerissen  waren.  Das  zu  Tage  geförderte 
Ergebnis  Hess  allerdings  die  Notwendigkeit 
einer  Reform  klar  hervortreten.  Man  stellte 
fest,  dass  ein  Lehrvertrag,  da  wo  die  Gewerbe- 
zweige den  Charakter  des  Groesbetriebs  ange- 
nommen hatten,  überhaupt  nicht  mehr,  sonst  in 
der  Regel  abgeschlossen  werde.  Lag  er  gleich- 
wohl vor.  so  war  sein  Inhalt  dürftig  und  Hess 
wichtige  Punkte  ungeregelt.  Eine  Probezeit 
kannte  man  nicht  mehr,  und  die  Daner  der 
Arbeitszeit  wurde  selten  fixiert.  Meist  bestimmte 
später  der  Arbeitgeber  sie,  freilich  in  Anlehnung 
an  feste  Ortsgewohnheiten  und  Gebräuche,  aber 
doch  derartig,  dass  Ceberbürdung  der  Lehrlinge 
die  häutige  Folge  war.  Die  Arbeiter  wiesen 
darauf  hin.  dass  sie  hei  15-  18stündiger  Thätig- 
keit  (wie  bei  den  Schuhmachern  und  Schneidern 
in  Baden  und  Hessen)  und  bei  allgemein  ver- 
breiteter Sitte,  am  Sonntag -Vormittag  zn 
arbeiten,  körperliche  Fehler,  wie  Engbrüstigkeit, 
schiefen  Wuchs,  krumme  Beine  etc.  davontrügen. 
Die  Zahlung  eines  Lehrgeldes  war  eine  Aus- 
nahme geworden  und  selbst  da,  wo  die  Ein- 
richtung. wie  z.  B.  in  Weimar-Ältenbnrg,  noch 
verhältnismässig  häutig  vorkam,  war  sie  in  Ab- 
nahme begriffen.  Nur  die  vornehmeren  Hand- 
werker, als  Riemer,  Buchdrucker,  Uhrmacher, 
Schlosser  n.  a.  hatten  sie  beibehalten.  Der 
Grund  für  diese  Erscheinung  lag  in  dem  Um- 
stande, dass  die  jungen  Leute  in  deu  Fabriken 
Gelegenheit  hatten,  bald  einen  wenn  auch  ge- 
ringen Lohn  zu  beziehen.  Sie  hatte  aber  die 
beklagenswerte  Thatsnche  zur  Folge,  dass  die 
Lehrherren  sich  nicht  viel  darum  kümmerten, 
ob  der  Lehrling  das  gesamte  Handwerk  vull- 
! stäudig  bei  ihnen  erlernte.  Die  Dauer  der 
• Lehrzeit,  richtete  sich  teils  nach  gewohnheits- 
mässigen  Festsetzungen , teils  wurde  sie  in 
jedem  Falle  ausdrücklich  verabredet.  Der  Be- 
griff des  „Herkömmlichen“  schwankte  dabei 
stark,  doch  schien  der  allgemeine  Durchschnitt 
drei  bis  vier  Jahre  zu  sein.  Die  Lehrzeit  wurde 
abgeschlossen  durch  Ausstellung  eines  Zeug- 
nisses, das  sich  gemeiniglich  auf  die  Dauer  der 
Lehrzeit  und  auf  die  Führung  des  Lehrlings, 
oft.  auch  auf  seine  Brauchbarkeit  bezog.  Mehr- 
fach. so  in  Hannover  und  nn  einigen  Orten  von 
Schleswig-Holstein  und  Westfalen,  wurden  Lehr- 
, Zeugnisse  überhaupt  nicht  mehr  erteilt.  Der 
i lose  geknüpfte.  Lehrvertrag  wurde  leicht  wieder 
gelöst,  und  der  vorzeitige  Austritt  der  Lehrlinge 
' aus  der  Lehre  vor  ihrer  Beendigung  war  ein 
' ganz  allgemein  verbreitetes  Uebel.  Die  Lehr- 
linge glaubten  schon  nach  kurzer  Zeit  so  viel 
gelernt  zu  haben,  dass  sie  sich  als  selbständige 
Gehilfen  oder  Arbeiter  forthelfcn  konnten.  Der 
| ihnen  von  anderen  Arbeitgebern  gebotene  Lohn 
reizte  ihre  Gewinnsucht,  und  das  Bewusstsein 
1 von  der  Straflosigkeit  des  Vertragsbruches  er- 
! leichterte  ihr  Vorhaben.  Was  sie  beim  Lehr- 
herrn verdienten , namentlich  in  der  späteren 
Zeit , wo  sie  bereits  Gesellenarbeit  leisteten, 
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war  zu  wenig,  um  sie  zu  fesseln.  Vereinzelt 
wurde  auch  schlechte  Behandlung  seitens  des 
Meisters  oder  der  Wunsch,  sich  der  Zahlung 
eines  etwa  stipulierte»  Lehrgeldes  zu  entziehen, 
Veranlassung  zum  Entlaufen.  Der  Vertrags- 
bruch erfolgte  meist  gegen  das  Ende  der  Lehr- 
zeit, weil  die  Lehrlinge  sich  dann  eben  fähig 
fühlten,  selbständig  etwas  zu  unternehmen, 
seltener  zu  Beginn  der  Lehrzeit,  wenn  ihnen 
die  angewohnte  Zucht  und  Thätigkeit  nicht  be- 
hagte.  Dabei  war  die  technische  Ausbildung 
des  Lehrlings  eine  entschieden  mangelhafte.  Der 
uralte,  so  oft  gerügte  Missbrauch,  dass  nämlich 
die  Lehrlinge  zu  häuslichen  Dienstverr  htungen 
ausgenutzt  wurden,  zeigte  sich  me’.  ;'  als  je. 
Wohnte  der  Lehrling  beim  Lehrherrn,  so  war 
diese  Thätigkeit  die  Regel,  gehörte  aber  auch 
in  anderen  Fällen  keineswegs  zu  den  Selten- 
heiten. ITäufig  suchte  man  diese  Beschäftigungs- 
weise mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit  des 
sitzend  arbeitenden  Lehrlings  zu  beschönigen, 
aber  meistens  wurde  doch  die  Unbilligkeit 
solchen  Vorgehens  zugestandeu.  Weiter  aber 
kam  der  Grundsatz  der  Arbeitsteilung  schon  in 
der  Lehre  zur  Geltung.  Der  Lehrmeister  suchte 
dem  Lehrlinge  eine  möglichst  einfache  Arbeit 
anzuzeigen,  um  ihn  in  den  Stand  zu  setzen, 
möglichst  bald  es  zu  einer  gewissen  Brauchbar- 
keit zu  bringen.  Dadurch  erlernte  der  Lehrling 
aber  nicht  das  Geschäft,  dem  er  sich  widmen  , 
wollte,  sondern  nur  einen  Teil  desselben.  In  j 
der  Hauptsache  gipfelten  nach  alle  diesem  die  I 
Beschwerden,  die  über  das  Lehrlingswesen  im 
Jahre  187(5  laut  wurden,  darin,  dass  man  die 
Lehrlinge  überanstrenge,  dass  sie  moralisch  ver-  j 
wahrlosten  und  technisch  ungenügend  ausgebildet  | 
würden. 

Diese  Missstände  zugegeben , warf  sieh 
die  Frage  auf,  ob  man  sie  durch  freiwillige  i 
Bestrebungen  der  Arbeitgeber,  allein  oderl 
in  Verbindung  mit  den  Arbeitnehmern  selbst, 
glaubte  heben  zu  können  oder  ob  eine  Ein- 
mischung der  Gesetzgebung  unvermeidlich 
war.  Uebereinstimmend  wurde  nun  von  fast 
allen  Schriftstellern  geleugnet,  dass  von  der 
freien  Thätigkeit  der  Handwerksmeister 
allein  Abhilfe  zu  erwarten  wäre.  Zunächst 
Hessen  Ausgabenscheu  und  kurzsichtige  > 
Selbstsucht  es  nicht  zu  einem  einheitlichen 
ernstlichen  Vorgehen  kommen,  selbst  da 
aber,  wo  man  Opfer  nicht  gescheut  hatte,! 
war  doch  durch  die  Einrichtungen,  die  man  I 
getroffen  hatte,  den  Lehrling  aus  Geschäft 
zu  fesseln,  nichts  erreicht  woulen.  Man 
versuchte  durch  Zusicherung  von  Prämien, 
Bewilligung  einer  Anteilnahme  am  Geschäfts- 
gewinn, Gewährung  von  steigendem  Lohne, 
Erlass  des  ausbedungenen  Lehrgeldes  u.  dgl. 
m.  den  Lehrling  zum  Aushalten  seiner  Lehr- 
zeit  anzuspornen.  Aber  es  war  nichts  Durch-  j 
schlagendes  damit  erzielt  worden , und  da ! 
die  offiziellen  Erhebungen  zugeben  mussten,  I 
dass  die  Versuche  der  Arbeitgeber,  sich 1 
selbst  zu  helfen , im  grossen  und  ganzen  i 
nicht  von  Erfolg  begleitet  waren,  so  wurden 
allgemeine  gesetzliche  Massnahmen  verlangt,  j 
Handwörterbuch  der  Staaüswissenschaften.  Zweite 


Diese  erschienen  in  der  Veränderung  der 
Gew.-O.  vom  15.  Juli  1878. 

2.  Die  Neuordnung  des  L.  im  Jahre 
187S  und  die  heutigen  Hebel  stände  in 
der  Grossindustrie  und  im  Kleingewerbe, 
ln  den  neuen  Bestimmungen  ist  eine  De- 
finition des  Lehrlings  nicht  mehr  gegeben. 
Auf  die  Pflichten,  die  dem  Lehrherrn  durch 
das  ei ngegaugeno  Verhältnis  erwachsen,  wird 
! Gewicht  gelegt.  Der  Lehrling  ist  eben  in 
| der  durch  den  Zweck  der  Ansbildung  ge- 
botenen Reihenfolge  und  Ausdehnung  in 
allen  Arbeiten  des  Gewerbes  zu  unterweisen. 
Dabei  ist  er  nach  wie  vor  der  väterlichen 
Zucht  des  Ijehrherrn  unterworfen.  Der 
Abschluss  des  Lehrvertrages  bleibt  freier 
Vereinbarung  überlassen.  Nur  ist  vorgesehen, 

1 dass  kein  Minderjähriger  ohne  Arbeitsbuch 
angenommen  werden  kann.  Weiter  sind  ein- 
schränkende Vorschriften  über  die  Dauer 
und  eventuelle  Auflösung  des  Vertrages  vor- 
handen. Eine  Probezeit  ist  durch  die  An- 
ordnung eingeführt,  dass  4 Wochen  nach 
Beginn  der  Lehrzeit  der  Vertrag  einseitig 
aufgelöst  werden  darf.  Die  Umstände,  unter 
denen  die  Auflösung  des  Vertrages  nach 
Ablay f der  Probezeit  von  seiten  des  Lehr- 
lings erfolgen  kann,  sind  vorgesehen.  Sie 
kann  erfolgen  a)  wenn  der  Lehrling  unfähig 
wird  zur  Fortsetzung  seiner  Arbeit,  b)  wenn 
der  Lehrherr  sich  gegen  ihn  oder  seine 
Familienangehörigen  Handlungen  zu  schulden 
kommen  lässt,  die  wider  die  Gesetze  oder 
die  guten  Sitten  laufen,  c)  wenn  bei  Fort- 
setzung der  Arbeit  das  ljeben  und  die  Ge- 
sundheit einer  Gefahr  ausgesetzt  wird,  die 
beim  Beginn  des  Lehrvertrages  nicht  zu 
erkennen  war,  d)  wenn  der  Lehrherr  seinen 
gesetzlichen  Verpflichtungen  gegen  den 
Lehrling  nicht  nachkommt,  sein  Recht  der 
väterlichen  Zucht  missbraucht  oder  unfähig 
zur  Erfüllung  der  ihm  vertragsmässig  ob- 
liegenden Verpflichtungen  wird.  Ausserdem 
al>er  kann  der  I^hrling  vor  beendeter  Lehr- 
zeit entlassen  werden  a)  wenu  er  seinen 
Lehrherrn  durch  falsche  Zeugnisse  oder 
Arbeitsbücher  getäuscht  hat,  b)  wegen  Be- 
trugs, Diebstahls  etc.,  c)  bei  Beleidigungen 
oder  Thätliehkeiten  gegen  den  Lehrherrn 
oder  dessen  Familienangehörige  sowie  Ver- 
leitung der  letzteren  zu  Handlungen,  die 
wider  die  Gesetze  und  die  guten  Sitten  ver- 
stossen,  d)  bei  unbefugtem  Verlassen  seiner 
Arbeit,  e)  unvorsichtigem  Umgehen  mit 
Feuer  und  Licht,  f)  wenn  er  sich  einer  vor- 
sätzlichen Selbstbeschädigung  zum  Nachteile 
des  Arbeitgebers  oder  eines  Mitarbeiters 
schuldig  macht,  g)  im  Falle  abschreckender 
Krankheit  oder  wenn  er  zur  Fortsetzung  der 
Arbeit  unfähig  wird.  Nach  beendeter  Lehr- 
zeit giebt  es  ein  Zeugnis,  dessen  Aus- 
stellung nunmehr  obligatorisch  ist  und  das 
von  der  Gemeindebehörde  Stempel-  und 
Auflage.  V.  87 
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kostenfrei  beglaubigt  wird, 
bestehen,  kann  an  die  Stelle 
ein  von  dieser  ausgestellter  Lehrbrief  treten. 
Im  Falle  eines  Vertragsbruches  kann  der 
Lehrherr  nur  dann  Anspruch  auf  Rückkehr 
des  Lehrlings  erheben,  wenn  ein  schriftlicher 
Vertrag  vorliegt.  Alsdann  muss  die  Polizei- 
behörde den  Entlaufenen  auhaltcn  und  ihn 
zwingen,  so  lange  in  der  Lelm'  zu  bleiben, 
bis  das  gerichtliche  Urteil  gefällt  worden  ist. 
Der  Uebergang  des  Lchrliugs  von  einem 
Gewerbe  zum  anderen  kann  nicht  gehindert 
werden;  es  ist  jedoch  eine  schriftliche  Er- 
klärung darüber  notwendig.  Eine  Ent- 
schädigung bei  Beendigung  der  Lehrzeit  vor 
verabredetem  Termine  ist  ebenfalls  nur  dann 
möglich,  wenn  ein  schriftlicher  Lehrvertrag 
vorliegt  und  die  Klage  innerhalb  4 Wochen 
nach  dem  Entlaufen  angestrengt  wird.  Hat 


des  Zeugnisses  des  Rechtes,  Is'hrlinge 


Wo  Innungen  zu  veranlassen,  sich  ihr  auziiscliliesseu.  um 

zu  halten  und  auf 
die  Ordnung  des  Ixdirlingswesens  ^stim- 
menden Einfluss  auszuüben,  nicht  verlustig 
zu  gehen.  Nach  der  Novelle  von  ISST  aber 
konnte  unter  den  gleichen  Umständen  durch 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  erklärt 
werden,  1.  «lass  Streitigkeiten  über  Lehr- 
verhältnisse auch  dann  von  «1er  zuständigen 
Innungsbehörde  entschieden  werden,  wenn 
der  Arbeitgeber,  obwohl  er  ein  in  der  In- 
nung vertretenes  Go  wert  «e  betreibt,  der  In- 
nung nicht  angehört,  und  2.  dass  die  von 
der  Innung  vorgenommene  Regelung  des 
Lohrlingswesens  auch  für  die  I^ehrnerren 
bindend  ist,  die  nicht  zur  Innung  gehören. 
Das  Gesetz,  betreffend  die  Gewerbegerichte 
von  ls9o,  hat  die  den  Innungen  eingeräumte 
Zuständigkeit  zur  Entscheidung  von  Igeln- 


der Lehrherr  den  Lehrling  entlassen,  weil  lingsstreitigkeiten  zu  einer  unbedingten 
er  die  Arbeit  unbefugt  verliess,  so  kann  die  gemacht  (vgl.  den  Art.  Gewerbegericht 
Entschädigung  nicht  höher  bemessen  werden  oben  lid.  IV  S.  399). 


als  auf  die  Hälfte  des  dem  Gesellen  «xler 
Gehilfen  gezahlten  ortsüblichen  Lohnes  und 
nicht  länger  berechnet  werden  als  auf  einen 
Zeitraum  von  höchstens  0 Monaten,  vom 
Tage  des  Vertragsbruches  an  gerechnet. 

Die  Absicht,  die  das  Gesetz  von  1878 
somit  verfolgte,  war  einmal,  der  in  den  Be- 
ziehungen zwischen  Lehrling  und  Lehrherrn 
herrschenden  Unsicherheit  entgegenzuwirken. 
Deshalb  wurde  die  schriftliche  Form  des 
Lehrvertrages  begünstigt  und  dass  Mass  der 
Pflichten  und  Rechte  des  Iiehrherrn  und 
des  Lehrlings  genau  begrenzt.  Weiter  aber 
war  es  darauf  abgesehen,  die  Möglichkeit 
zu  bieten,  gegen  Lehrlinge,  die  sich  unbefugt 
den  übernommenen  Verpflichtungen  entzogen, 
schnell  und  Strengeinschreiten  s«»wie«  len  Lehr- 
herrn zur  Verantwortlichkeit  ziehen  zu  können. 

Diese  Gesetzgebung  erfuhr  durch  das  In- 
nungsgesetz vom  18.  Juli  18N1  und  die  In- 
nungsprivilegien vom  S.  Dezetnlier  1884  so- 
wie 0.  Juli  1887  eine  Vervollständigung. 
Durch  das  Innungsgesetz  wurde  die  Re- 
gelung und  Pflege  des  Lehrlingswesens  den 


Der  an  sie  ergangenen  Aufforderung 
haben  die  Innungen  bisher  verhältnismässig 
wenig  entsprochen.  (Vgl.  den  Art.  In- 
nungen ol«en  Bd.  IV  S.  1348  ff.) 
Teils  aus  Gleichgiltigkeit,  teils  aus  Mangel 
an  Mitteln  haben  sie  für  die  Ausbildung 
und  Förderung  des  Lehrlingswesens  wenig 
gethan,  un«l  nur  einer  verschwindend 
kleinen  Anzahl  konnhm  daher  bis  jetzt  jene 
Privilegien  zugestanden  werden.  Ebenso- 
wenig haben  die  einzelnen  Handwerksmeister 
von  sich  aus  der  Frage  der  Ausbildung  von 
Lehrlingen  ihre  Aufmerksamkeit  zugewandt. 
Da  die  Grossindustrie  dem  Kleingewerbe 
die  von  ihm  ausgebildeteu  Gesellen  in  nicht 
geringer  Zahl  zu  entziehen  pflegt,  zeigt  der 
einzelne  Meister  keine  rechte  Lust  zu  An- 
strengungen. Die  zur  Verhinderung  des 
häufigen  Lehrlingskontraktbruehes  auser- 
sehenen Bestimmungen  der  Reichsgewerbe- 
ordnung bürgerten  sich  nur  schwer  ein.  Da- 
gegen haben  sich  namentlich  in  Süddeutsch- 
land die  Gewerbevereine  vielfach  des  I>ehr- 
lingswesons  angelegentlich,  angenommen  und 
neuen  Innungen  als  eine  ihrer  Aufgaben  viel  Gutes  gestiftet. 

besonders  ans  Herz  gelegt  und  die  Innung  j Diese  geringe  Neigung  «1er  Innungen,  sieh 
mit  der  Schlichtung  der  Streitigkeiten  von ; 

Innungsmitgliedern  mit  ihren  Lehrlingen  be- 


traut in  allen  den  Fällen,  wo  ein  besonderes 
Gewerbegericht  nicht  vorhanden  war  oder 
die  Gemeindebehörde  das  Amt  des  Richters 
nicht  übernommen  hatte.  Von  den  beiden 
anderen  Gesetzen  räumte  das  erstere  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  das  Recht  ein, 
für  den  Bezirk  einer  Innung,  die  sich  auf 
dem  Gebiete  des  Ivchrlingsweser.s  ausge- 
zeichnet hat,  zu  bestimmen,  dass  Arbeitgeber, 
«lie  der  Innung  nicht  angehören,  überhaupt 
keine  Lehrlinge  mehr  annehmen  dürfen. 
Man  beabsichtigte  durch  diese  Massregeln  die 
Arbeitgeber,  die  der  Innung  nicht  angehörten, 


mit.  «1er  Lehrlingsvorhildung  zu  befassen,  ist 
um  so  bedauernswerter,  als  «lie  Klagen  über 
ihre  Mangelhaftigkeit  seit  1878  keineswegs  auf- 
gehört haben  und  die  Grossindustrie  bei  ihrer 
modernen  Produktionsweise  noch  weniger  be- 
fähigt zu  sein  scheint,  junge  Leute  in  tech- 
nischer Hinsicht  gehörig  unterweisen  zu  lassen. 
Der  hieraus  erwachsenden  Uuzuträglichkeiten 
eingedenk,  erging  vom  Reichskanzleramt  im 
Jahre  1887  an  alle  Staaten  die  Aufforderung, 
in  die  Berichte,  der  Fabrikinspektoren  Erörte- 
rungen über  das  Lehrlingswesen  aufnehmen  zu 
lassen,  der  erstmalig  im  Jahresbericht  pro  1887 
in  ausführlichster  Weise  und  dann  mehr  oder 
weniger  eingehend  in  den  folgenden  Jahrgängen 
entsprochen  ist.  Es  ergielit  sich  aus  ihnen 
soviel,  «lass  bei  den  meisten  Industriellen  ein 
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Bedürfnis  nach  Heranbildung  gelernter  Arbeiter, 
Vorarbeiter  und  Werkmeister  vorhanden  ist 
und  dass  es  mithin  im  Interesse  der  Gross- 
industrie selber  ist,  auf  die  eigene  Ausbildung 
von  Lehrlingen  Gewicht  zu  legen.  Den  Ersatz 
von  gewerblichen  Arbeitern  ein  für  allemal  aus 
dem  Handwerk  zu  nehmen,  hat  die  grössten 
Bedenken.  Einerseits  hat  die  Erfahrung  gezeigt, 
dass  die  gegenwärtige  handwerksmässige  Aus- 
bildung den  weit  vorgeschrittenen,  neuereu  tech- 
nischen Bedürfnissen  der  Grossindustrie  nirgends 
mehr  genügt  und  dass  die  aus  den  Klein- 
gewerben übernommenen  gelernten  Arbeiter, 
ungeachtet  ihrer  Gesellen-  oder  Gehilfenqualität, 
dennoch  jedesmal  einer  besonderen  Heranbildung 
für  die  gleichartigen  mechanischen  Grossbetriebe 
unterzogen  werden  müssen : andererseits  scheitert 
die  einseitige  technische  Schulung  für  bestimmte 
Fabrikationszweige  zuweilen  an  dem  Dünkel 
und  Eigensinn  sogenannter  gelernter  Arbeiter. 
Ueberafl  dort,  wo  grössere  Ansprüche  an  das 
Können  des  einzelnen  gestellt  werden,  findet 
sich  daher  ein  geregeltes  Lehrlingswesen.  Die 
alten  Handwerkskenntnisse  des  Schlossers.  Gürt- 
lers, Flaschners,  Schreiners,  Feinmechanikers, 
Buchdruckers,  Rotschmiedes,  Drechslers,  Thon- 
drehers etc.  müssen  fast  stets  auch  im  heutigen 
Fabrikbetriebe  von  dem  jungen  Anfänger  durch 
ein«;  längere  Lehrzeit  erworben  werden.  Wo 
dagegen,  wie  in  der  Textil-,  Bleistift-,  Draht-  etc. 
Industrie  «lie  erforderliche  Kenntnis  sich  in  2 
bis  3 Wochen  erwerben  lässt,  fehlt  die  Lehrzeit. 

Hindernd  tritt  der  Ausbildung  von  Lehr- 
lingen in  Fabriken  der  Umstand  entgegen,  dass 
Fabriklehrlinge  nach  8 135  Mer  Gew.-O.  wie 
jugendliche  Arbeiter  angesehen  werden,  also 
nicht  beliebig  beschäftigt  werden  können, 
während  «lie  Beschäftigung  von  Lehrlingen  im 
Handwerk  keiner  gesetzlichen  Einschränkung 
unterworfen  ist.  Die  Fabrikanten  scheuen  die 
Ungelegenheiten,  die  ihnen  erwuchsen  könnten, 
wenn  sie  bei  den  Lehrlingen  die  gesetzlichen 
Vorschriften  über  die  Arbeitszeit  und  die  Pnnsen 
nicht,  einhalten.  Dem  gegenüber  hat  <;iner  der 
Aufsichtsbeamten  vorgeschlagen,  in  Fällen,  wo 
es  sich  um  die  mehrjährige  Ausbildung  von 
jungen  Leuten  in  Werkstätten  handelt,  eine 
Frühstücks-  und  Vesperpause  von  einer  Viertel- 
stunde als  genügend  anzusehen,  wenn  «lie 
Mittagspause  1 1 , Stunden  und  im  übrigen  die 
Arbeitszeit  nicht  mehr  als  10  Stunden  beträgt. 
Dass  indessen  auch  ohne  diese  Ausnahmebe- 
stimmungen der  erziehliche  Einfluss  des  gross- 
industriellen  Arbeitgebers  auf  den  Lehrling  sich 
bethätigen  kann,  ersieht  mau  aus  den  über- 
raschenden Erfolgen,  die  in  den  königlich 
ureussiseben  Eisenbahn  Werkstätten,  auf  den 
kaiserlichen  Werften  und  in  mancher  Gross- 
industrie, z.  B.  Maschinenfabriken  in  Chemnitz 
und  in  Berg-Stuttgart,  in  Worms,  in  Essen,  in 
Brackwede  und  an  anderen  Orten  erzielt  werden. 
Schon  seit  Jahren  ist  in  manchen  Bijouterie- 
fabriken, Glashütten  und  Porzellanfabriken  ein 
förmliches  Lehrverhältnis  mit  schriftlichem 
Lehrvertrag  und  Lehrzeugnis  üblich. 

Beweisen  derartige  Thatsachen,  dass  für 
den  Grossist  rieb  die  Ausbildung  von  lielir- 
lingen  nicht  nur  möglich  ist,  sondern  sogar 
vorteilhaft  wirken  kann,  so  darf  nicht  über- 
sehen werden,  dass  diese  Ausbildung  gegen- 


über der  im  Handwerk  vorkommendeu  häufig 
eine  einseitige  bleibt.  Der  im  § 126der0ew.-0. 
ihm  auferlegten  Verpflichtung,  »den  Lehr- 
ling in  den  bei  seinem  Betriebe  vorkommen- 
den Arbeiten  des  Gewerbes  in  der  durch 
den  Zweck  der  Ausbildung  gebotenen  Reihen- 
folge und  Ausdehnung  zu  unterweisen«,  kann 
«ler  Lehrherr  oft  gar  ni«;ht  entsprechen. 
Das  Anlernen  in  den  grösseren  Betrieben 
geht  el*en  meist  der  herrschenden  Arbeits- 
tcilung  entsprechend  vor  sich.  Diese  aber 
sehliesst  in  der  Regel  die  Unterweisung  des 
Lehrlings  in  sämtlichen  beim  Betriebe  Vor- 
kommen« len  Arbeiten  aus.  «Bei  dem  Um- 
stande, sagt  der  Aufsichtsbeamte  für  Ober- 
und Mittel  franken,  dass  int  grösseren  Be- 
triebe eine  Reihe  von  Arbeiten  jetzt  maschinell 
verrichtet  wird,  zu  welchen  früher  ein  tüch- 
tiger gelernter  Arbeiter  erforderlich  war  und 
im  Kleinbetriebe  noch  ist,  besitzt  heutzutage 
der  ausgelernte  I«ehrling  selten  mehr  jene 
umfassende  Ausbildung,  wie  sie  im  Klein- 
betriebe erfolgen  kann,  selbst  wenn  ab- 
gesonderte Werkstätten  für  einzelne  Gewerbe, 
z.  B.  für  Buchbinderei,  Lackiererei,  Litho- 
graphie. Holzhildhauerei,  Schlosserei,  Dreherei 
etc.  innerhalb  des  Fabrikbetriebes,  wie  es 
tliatsäcldich  häufig  der  Fall  ist,  bestehen.« 

Auf  diese  Weise  war  auch  nach  dem 
Gesetz  von  ls7S  die  Ordnung  des  Lehrlings- 
wesens noch  nicht  als  befriedigend  anzusehen. 
Wirklich  lebenskräftige  Innungen,  die  sich 
des  Lehrlingswesens  energisch  angenommen 
hallen,  bestehen  in  der  Regel  nur  in  grösseren 
Städten,  während  es  sich  um  «lie  Besserung 
vou  Uebclständen  handelt,  die  sich  überall 
fühlbar  machen.  Ueber  Mangel  an  Mitteln 
haben  auch  die  Ge  werbe  vereine  zu  klagen. 
Die  Fabriken  aber  können  beim  besten  Willen 
in  vielen  Fällen  eine  sorgfältige  Ausbildung 
von  Lehrlingen  nicht  bieten  und  zeigen  eben- 
falls im  allgemeinen  geringe  Neigung,  sich 
auf  förmliche  Lehr  Verhältnisse  einzulassen. 
Unter  solchen  Umständen  ertönten  nach  wie 
vor  die  Klagen,  1.  dass  «ler  I^ehrling  in  sitt- 
licher Beziehung  grossen  Gefahren  ausgesetzt 
sei.  leicht  verwildere  und  zum  Koutrakthruche 
neige,  2.  die  technische  Ausbildung  eino 
ungenügende  sei. 

3.  Die  Gesetzgebung  des  .Inhres  1897. 
ln  der  Novelle  vom  2<>.  Juli  1897  wir«!  auf 
die  Qualität  der  Lehr  her  reu  grosses 
Gewicht  gelegt.  Nicht  nur,  dass  sie  im 
Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sein 
müssen,  so  soll  die  Befugnis  zur  Anleitung 
nur  mindestens  24  Jahre  alten  Handwerkern, 
die  entweder  eine  Lehrzeit  und  Gesellen- 
prüfung abgelegt  oder  fünf  Jahre  hindurch 
das  Handwerk  selbständig  oder  als  Werk- 
meister oder  in  ähnlicher  Stellung  ausgeübt 
haben,  zustehen.  Diese  Befugnis  kann  ihnen 
entzogen  werden,  wenn  sie  sieh  grober 
Pflichtverletzungen  gegen  die  ihnen  anver- 
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trauten  Lehrlinge  schuldig  machen  oder  in 
sittlicher  Beziehung  nicht  mehr  geeignet 
zur  Heranbildung  von  jungen  Leuten  er- 
scheinen. Ferner  sind  die  Pflichten,  die 
der  Lehrherr  übernimmt,  genauer  verzeichnet. 
Er  soll  den  I Lehrling  zum  Besuch  der  Fort- 
hildungs-  oder  Fachschule  anhalten  und  den 
Schulltesuch  überwachen:  er  muss  ihn  vor 
Misshandlungen  seitens  der  Arbeite-  und 
Hausgenossen  schützen:  er  darf  ihm  keine 
Arbeitsverrichtungen  zuweisen , die  seine 
Arbeitskräfte  übersteigen : er  darf  ihn  nur 
dann  zu  häuslichen  Dienstleistungen  ge- 
brauchen , wenn  er  in  seinem  Hause  Kost 
und  Wohnung  hat.  Drittens  wird  dem 
Lehrvertrag  als  solchem  grössere  Be- 
deutung beigelegt.  Er  muss  immer  schrift- 
lich abgeschlossen  werden,  und  es  kann  be- 
stimmt werden,  dass  er  von  der  Innung 
abgeschlossen  werde.  Viertens  sucht  man 
Garantieen,  dass  die  Lehrzeit  auch  frucht- 
bringend wirke.  Man  nimmt  eine  gewisse 
Dauer  der  Lehrzeit  an.  Allerdings  wird 
keine  Minimalzeit  angesetzt  und  auch  kein 
Zwang  ausgesprochen.  Aber  vermutlich 
wird  nun  überall  die  dreijährige  Dauer  die 
Regel  werden.  Und  weiter  soll  den  1 Lehr- 
lingen Gelegenheit  geboten  werden,  sich  am 
Schlüsse  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  bei  den  Zwangs- 
innungen Prüfungsausschüsse  gebildet  wer- 
den. Endlich  fünftens  wird  der  Lehrlings- 
züchterei  entgegengetreten.  Es  kann  ein- 
mal im  speciellen  Fall,  wo  ein  Lehrherr 
eine  im  Verhältnis  zu  seinem  Betriebe  zu 
grosse  Zahl  von  Lehrlingen  beschäftigt,  von 
der  unteren  Verwaltungsbehörde  auferlegt 
werden,  einen  Teil  derselben  zu  entlassen. 
Es  kann  aber  auch  der  Bundesrat  generell 
verfügen,  wieviel  Lehrlinge  höchstens  in 
gewissen  Gewerben  der  einzelne  Betrieb 
aufweisen  darf. 

Die  Uebelstände,  denen  mit  den  letzten  Be- 
stimmungen entgegengearbeitet  werden  soll, 
zeigen  sich  in  der  späteren  Ueberffdlnng 
des  Gewerbes,  in  dem  eine  auffallend  grosse 
Zahl  von  Lehrlingen  gehalten  wird,  sowie 
in  der  Ungen ügendheit  der  Ausbildung.  Im 
Barbier-  und  Friscurgcwcrbe  z.  B.  würde 
der  fortschreitenden  Bevölkerungsziffer  ent- 
sprechen die  jährliche  Einstellung  von  etwa 
3 Iiehrlingen  auf  je  100  Meister  und  Ge- 
hilfen. Statt  dessen  umfasste  im  Bereich 
des  Innungsverbandes,  der  über  ein  Drittel 
aller  deutschen  Barbiere  und  Friseure  ver- 
einigt, die  Zahl  der  eingeschriebenen  Lehr- 
linge 1804  16  auf  100  Meister  und  Gehilfen, 
1897  14,4.  Im  Bäckerei-  und  Konditorgewerbc 
sind  nach  der  Gewerbestatistik  von  1895 
25%  aller  Hilfspersonen  Lehrlinge.  Nach 
der  Bäckereienquete  vou  1892  kann  man 
schätzen,  dass  mindestens  40%  der  Ge- 
schäfte, die  mit  Lehrlingen  arbeiten,  weniger 


1 Gesellen  als  Lehrlinge  beschäftigen.  Noch 
charakteristischer  sind  die  Nachrichten  aus 
I einzelnen  Städten,  ln  Eislelien  wurden  1*9«) 
von  der  Bäckerinnung  noch  44  Gesellen. 
1 1893  nur  29  l»eschäftigt,  während  die  Zahl 
der  I Lehrlinge  sich  von  53  auf  61  vermehrte, 
'ln  Jena  hatte  man  im  Jahre  1785  28  Bäeker- 
* meister  bei  denen  26Gesellen,  aber  nur  5 Lehr- 
linge in  Arbeit  standen : 1897  al»er  zählte  mau 
j 30  Bäckereien,  in  denen  20  Gesellen  und 
'39  I/Chrlinge  thätig  waren.  Es  gieht  dort 
1 1 BctrielK?,  die  nur  mit  Iadirlingen  arbeiten. 
In  Nürnberg  wies  die  Schlosserei  1894 
80  Meister  auf,  bei  denen  165  Gesellen.  al»er 
; 198  Lehrlinge  beschäftigt  waren.  Bei  An- 
1 nähme  einer  dreijährige»  Lehrzeit  würden 
jährlich  ca.  <56  1 Lehrlinge  auslernen  und 
müsste  also  die  entsprechende  Zahl  Gesellen 
jährlich  Meister  werden  können.  Dann 
| würde  in  weniger  als  2 Jahren  sich  die 
Meisterzahl  verdoppelt  halten.  Wenn  man 
annimmt,  dass  normalerweise  12  bis  15 
Jahre  vergehen,  vom  Augenblick  des  Be- 
ginns der  Lehrzeit  bis  zur  selbständigen 
; Niederlassung,  so  würden  in  diesem  Zeit- 
räume 8(M)  bis  1000  I Lehrlinge  zu  Gesellen 
; gemacht  werden.  Die  Gärtnerei  in  Karls- 
ruhe wiederum  weist  3*  Selbständige  auf 
und  69  männliche  Gehilfen,  unter  denen 
j nicht  weniger  als  34  Lehrlinge  sich  befinden. 
Nach  der  Innungsenquete  von  1x95  erscheint 
die  Sachlage  nicht  so  schlimm.  In  ihr 
i werden  auf  100  Meister  etwa  <56  Gesellen 
nmd  35  Lehrlinge  nach  gewiesen.  Somit 

üherwöge  die  Gesellenarltcit  und  im  ganzen 
deutschen  Gewerbestand  wäre  allgemein  von 
einer  eigentlichen  Lehrlingszüchterei  nicht 
I die  Rede.  Fasst  man  lediglich  die  personal- 
beschäftigcnden  Meister  ins  Auge,  so  kämeu 
auf  Ion  Meister  allerdings  8ü  Ijehrlinge. 
Es  hätte  dann  aber  immer  noch  nicht  jeder 
Meister  seinen  I/chrling. 

Liegt  in  derartigen  Angaben  auch  noch 
kein  Beweis,  dass  die  Ausbildung,  die  die 
jungen  liente  erfahren,  allen  billig  zu  stellen- 
den Anforderungen  nicht  genügt,  so  kann 
[doch  im  einzelnen  manches  schief  seiu.  Es 
kann  schliesslich  ein  Meister  auch  wohl 
6 bis  8 Lehrlinge  ohne  Gesellen  so  unter- 
richten, dass  sie  ordentlich  lernen.  Immer 
! wird  man  sagen  müssen , dass  die  Gefahr 
einer  übermässigen  iLehrlingshaltuug  er- 
scheint, wenn  der  Zahl  der  Lehrlinge  nicht 
mindestens  eine  eben  so  grosse  Zahl  er- 
wachsener Handwerksgenossen  gegenüber- 
I steht.  Dann  wären  nach  der  Enquete  von 
1895  unter  14349  Lehrherren  87,4%  mit 
»lässiger  und  12,6%  mit  übermässiger  Lehr- 
lingshaltung. Allein  im  Erhebungsbezirk 
würde  sich  die  Zahl  der  ungenügend  aus- 
gebildeten Lehrlinge  auf  ca.  4807  heraus- 
steilen. Das  Schlimmste  ist  jedenfalls,  dass 
erfahrungsmässig  diejenigen  Gewerbe,  die 
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der  I/Olirlingszftchterei  am  stärksten  obliegen, 
auch  <lie  grösste  Zahl  der  durchwandernden 
Arl>eitslosen  zu  stellen  pflegen.  Und  so 
lässt  sich  erwarten,  dass  die  neuen  Mass- 
nahmen ihre  Schuldigkeit  zu  thun  nicht  ver- 
fehlen werden. 

4.  Der  Lehrvertrag.  Eines  der  besten 
Mittel,  sittlicher  Verwahrlosung  zu  steuern, 
ist  zweifellos  ein  schriftlicher  Lehrvertrag, 
wie  ihn  das  Gesetz  jetzt  obligatorisch  vor- 
sieht binnen  4 Wochen  nach  Beginn  der 
Lehrzeit  abzufassen.  Allerdings  ist  derselbe 
nach  den  (101101*011  Mitteilungen  eines  der 
Fabri kaufsich tsbeamteu  im  allgemeinen  kein 
ausreichendes  Mittel,  dem  Vertragsbrüche 
der  Lehrlinge  vorzubeugen.  Aber  wenn  das 
für  grossindustrielle  Kreise  richtig  sein  mag, 
so  wird  in  der  kleingewerblichen  Sphäre 
sein  Einfluss  auf  den  Ernst  und  die  gute 
Führung  fies  Lehrlings  kaum  in  Abrede  zu 
stellen  sein.  Der  Handwerksmeister  spart 
sich  viel  Scherereien  und  Aerger,  wenn  er 
einen  schriftlichen  Vertrag  abschliesst.  Da- 
her wird  seitens  der  Gewerbevereine  und 
in  den  fachgewerblichen  Zeitschriften  durch 
Ausgabe  entsprechender  Formulare  als  Muster 
ihrer  Ausbreitung  Vorschub-  geleistet.  Im 
Ortsgewerbeverein  zu  Darmstadt  hat  man 
z.  B.  die  Einrichtung  getroffen,  dass  beim 
Eintritt  in  die  Handwcrkerschule  ein  schrift- 
licher Lehrvertrag  vorgelegt  werden  muss. 
Sein  Inhalt  wird  sieh  am  zweckmässigsten 
auf  folgende  Punkte  erstrecken,  a)  Probe- 
zeit. Sie  empfiehlt  sich  zur  Prüfung  der 
Brauchbarkeit  und  Fälligkeit  des  Lehrlings 
sowie  seiner  Gesundheitsverhältnisse.  Inner- 
halb derselben  stellt,  jedem  Teile  der  Rück- 
tritt frei.  Ihre  Dauer  ist  nach  dem  Gesetze 
mindestens  4 Wochen  und  höchstens  3 Mo- 
nate, doch  werden  in  der  Regel  4 — (>  Wochen 
genügen,  b)  Die  Pflichten,  die  der 
Lehrherr  ü bernim mt.  sind,  wenn  auch 
nicht  im  einzelnen,  doch  unter  Hervorhebung 
der  wichtigsten  Punkte,  aufzuführen,  z.  JB. 
dass  der  Lehrling  in  der  durch  den  Zweck 
der  Ausbildung  zu  einem  Gesellen  gebotenen 
Reihenfolge  und  Ausdehnung  in  allen  Ar- 
1 leiten  zu  unterweisen  sei,  dass  die  zum 
Besuch  der  Fortbildungs-,  Handwerker-  oder 
Fachschule  erforderliche  Zeit  gewährt  werden 
müsse,  der  Lehrling  zu  guten  Sitten  anzu- 
halten sei,  ihm  vor  Beendigung  der  Ijehrzeit 
Zeit  und  Material  zur  selbständigen  An- 
fertigung einer  Prüfungsarbeit  (Lehrlings- 
prüfung) zu  gewähren  sei  etc.  e)  Pflichten, 
d i e d e r L 0 h rl i n g e i n ge h t:  Folgsamkeit 
gegen  den  Lohrheim,  Schulbesuch,  Lelir- 
lingspriifung  etc.  Hier  wäre  auch  der  Be- 
trag fler  Entschädigungssumme  seitens  des 
Lehrlings  festzusetzen,  falls  er  entläuft  oder 
den  Vertrag  löst.  Entsprechend  den  ge- 
ringeren Leistungen  des  Ixjlirlings  im  ersten 
Jahre  wäre  dieser  Betrag  im  ersten  Lehr- 


jahre gering  anzusetzen,  etwa  mit  4 Mark 
i pro  Woche  der  Zeit,  die  er  nicht  ausgehalten 
i hat.  mit  dem  doppelten  Betrage  pro  Woche 
dagegen  im  letzten  Jahre  der  Arbeit. 
Id)  Dauer  der  Lehrzeit,  e)  Lohn  des 
Lehrlings  oder  Lehrgeld.  Bei  der 
' Festsetzung  des  ersteren  wird  in  Betracht 
zu  ziehen  sein,  dass  der  Lehrling  gewöhn- 
lich in  den  ersten  anderthalb  Jahren  dem 
! Lehrherrn  mehr  Schaden  als  V orteil  ver- 
ursacht, indem  er  Material  vernichtet  oder 
! es  durch  Ungeschicklichkeit  verdirbt.  In 
den  folgenden  Jahren  kommt  der  Meister 
auf  seine  Kosten,  falls  er  Lohn  verabfolgt 
oder  Unterhalt  gewährt  und  erst  im  letzten 
Jahre  erzielt  er  einigen  Nutzen  von  der  Ar- 
jbeitskraft.  Mithin  wird  der  Lohn  in  jedem 
der  3 oder  4 Jahre  andere  ansfallen  müssen ; 
einen  Teil,  der  im  Falle  des  Vertragsbruches 
i verfällt,  bis  zur  Beendigung  der  Lehrzeit 
I zurückzubehalten , empfiehlt  sich.  Für  die 
Zahlung  des  Lehrgeldes  sind  mehrere  Ter- 
mine zu  vereinbaren,  etwa  die  Hälfte  bei 
I Ablauf  der  Probezeit,  ein  Viertel  bei  Ablauf 
der  ersten  Hälfte  und  das  letzte  Viertel  am 
Schlüsse  der  Lehrzeit.  Auch  hier  wird  es 
I in  Erinnerung  an  die  eben  auseinauder- 
1 gesetzten  Verhältnisse  gut  sein,  zu  verein- 
baren, wieviel  von  dem  festgesetzten  Lehr- 
! gelde  für  das  erste,  zweite  oder  letzte  Drittel, 
bezw.  das  erste,  zweite,  dritte  oder  letzte 
: Viertel  der  Jjchrzcit  als  bedungen  gilt. 

| f)  V ereiubaru  ngen  über  d ic  Best  re  i - 
t u n g der  B e d ii r f u i s s 0 d es  Le  h r - 
lings,  als  Kost,  Wohnung,  Wäsche,  Werk- 
zeuge, Schulgeld  etc.  Hierbei  wird  es  not- 
wendig, fcstzusteUcn.  wer  die  gesetzlichen 
Beiträge  des  Lehrlings  (*/«)  zur  Kranken- 
kasse zu  bezahlen  hat.  g)  Am  Schluss  ist 
eine  Bemerkung  zweckmässig,  dass  der  Vater 
oder  der  Vormund  es  als  ihre  Schuldigkeit 
erkennen,  den  Isdirling  zur  steten  Erfüllung 
seiner  Pflichten  zu  ermuntern  und  die  Be- 
! Strebungen  des  Lehrherrn  im  Interesse  der 
1 Ausbildung  des  lichrliugs  zu  unterstützen. 

5.  Lehrlingsheime.  Um  den  Lehrlingen, 
die  nicht  beim  Meister  oder  bei  Verwandten 
wohnen  können,  Obdach  und  Kost  zu  gewähren 
sowie  um  für  eine  angemessene  Unterkunft 
während  ihrer  freien  Zeit  Sorge  zu  tragen,  sind 
neuerdings  Lehrlingsheime  oder  -nsyle  an  ver- 
schiedenen Orten  ins  Leben  getreten,  ln  München 
hat  der  seit  1884  bestehende  Verein  „Lehrlings- 
| schütz“  ein  Asyl  gegründet,  in  dem  die  Lehr- 
linge eine  gute  Pension  (Wohnung  und  Ver- 
( sorgung)  für  25  Mark  monatlich  erhalten  können. 

I Der  Landrat  von  Oberbayern,  der  Stadtmagistrat 
von  München  und  Woldtliätigkeits vereine  be- 
j schaffen  die  unentbehrlichen  Mittel.  In  Baden 
sorgen  auf  Anregung  der  Landesgewerbehalle 
j die  Gewerbevereiue  in  verschiedener  Weise  den 
örtlichen  Bedürfnissen  entsprechend  für  die 
I Lehrlinge.  Teils  wird  diesen  an  Sonn-  und 
! Feiertagen  abends  das  geheizte  und  beleuchtete 
| Gewerbeschulzimmer  zum  Aufenthalte  zur  Ver- 
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fügnng  gestellt,  teils  der  Zeichensaal  der  höheren 
Bürgerschule  zmn  Zeichnen  und  Lesen  einge- 
räumt,  teils  während  der  Wintermonate  an 
Sonn-  und  Feiertagen  von  1 — 7 l'hr  nachmittags 
ein  besonderer  Raum  hergerichtet,  in  dem  nicht 
nur  zum  Schreiben,  Zeichnen  und  Lesen  Ge- 
legenheit geboteu  wird,  sondern  auch  l’nter- 
haltungsspiele  mit  Ausnahme  von  Karten-  und 
Würfelspielen  gestattet  sind.  Vervollkommueter 
ist  ein  in  Mosbach  seit  1888  bestehendes  Lehr- 
lings- und  Goselleuheim,  das  in  den  Winter- 
monaten täglich  geöffnet  ist  und  vorzugsweise 
unter  Aufsicht  der  Handwerksmeister  steht. 
Ueber  alle  Erwartung  bewährt  sich  «las  in 
Frei  bürg  in  grösserem  Massstabe  eröffnete  Lehr- 
lingsheim. Zwei  Lehrer  der  Gewerbeschule 
führen  jeweilig  die  Aufsicht,  und  unter  ihrer 
Anleitung  werden  allerlei  nützliche  Beschäf- 
tigungen und  angemessene  Spiele  getrieben. 
Christfeier  und  Bescherung  sowie  Schlussfeier 
werden  regelmässig  veranstaltet,  und  die  ganze 
Einrichtung  findet  solchen  Anklang,  dass  die 
durchschnittliche  Beteiligung  sich  für  den  Abend 
auf  80  Lehrlinge  beziffert.  Die  Kosten  bezifferten 
sich  IS'JO  auf  663  Mark,  zu  denen  der  Stadtrat 
InO  Mark  betrug.  Da,  wo  man  bisher  solche 
Einrichtungen  geschaffen  hat,  ist  man  mit  ihren 
Erfolgen  sehr  zufrieden,  und  zweifellos  hat  man 
es  gerade  diesen  zu  danken,  dass  immer  mehr 
derartige  Anstalten  neu  begründet  werden.  Sie 
werden  besonders  wichtig  in  industriereichen 
grösseren  Städten,  wo  das  Lehrverhältnis  Meister 
und  Lehrling  nicht  mehr  so  eng  zusammen- 
schliesst,  wie  es  früher  die  Kegel  war  und 
gegenwärtig  in  kleineren  Verhältnissen  noch 
häutig  ist. 

Auch  für  kaufmännische  Lehrlinge 
sind  derartige  Heime  ins  Leben  gerufen,  indes 
doch  in  etwas  anderer  Absicht,  nämlich  mit  dem 
Zweck,  ihnen  während  ihrer  freien  Zeit  einen 
Sammelpunkt  zu  bieten,  wo  sie  an  Berufs- 
genossen  Anschluss  linden  können.  Durch  Vor- 
träge, Turnspiele.  Gesellschaftsspiele,  gemein- 
same Ausflüge,  Bibliothek,  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften wird  für  das  geistige  und  leibliche 
Bedürfnis  gesorgt.  In  diesem  Sinne  ist  neuer- 
dings (Juli  1900)  auch  vom  preussischen  Minis- 
terium für  Handel  und  Gewerbe  bei  den  zu- 
ständigen Behörden  die  Errichtung  von  Lehr- 
lingsheimen in  Anregung  gebracht  worden. 

<5.  Der  gewerbliche  Schulunterricht. 

Hinsichtlich  der  Klage  über  ungenügende 
technische  Ausbildung  muss  betont  werden, 
dass  sie  um  so  berechtigter  ist,  als  der 
Handwerker  heute  un verhältnismässig  mehr 
Kenntnisse  besitzen  muss,  um  die  ihm 
drohende  Konkurrenz  bestehen  zu  können. 
Er  muss  in  den  meisten  Fällen  das  Zeichnen 
erlernt  haben  und  sich  vor  allen  Dingen 
auch  auf  kaufmännischem  Gebiete  mntliun. 
Er  muss  richtig  rechnen,  die  gewerbliche 
Buchführung  sich  zu  eigen  machen,  die  Be- 
zugsquellen für  seine  Rohstoffe,  die  Absatz- 
wege für  seine  Erzeugnisse  kennen  lernen, 
kurz  er  ist  genötigt,  neben  der  Beherrschung 
der  praktischen  Seite  seines  Falles  auch 
eine  Reihe  theoretischer  Kenntnisse  sich 
anzueignen.  Auf  diese  Weise  ist  ausser  der 


alten  Werkstattlehre  teils  zu  ihrer  Ergänzung 
teils  zu  ihrem  Ersatz  der  Besuch  gewerb- 
licher Fortbildungsschulen,  Fachschulen  und 
I Lehrwerkstätten  üblich  geworden.  Ueberdiese 
ist  das  Erforderliche  bereits  im  Art  Gewerb- 
licher U n t e r r i c h t oben  Bd.  I V,  S.  596 ff. 
gesagt.  Das  Missliche  liegt  darin,  dass  die 
Wahl  gediegener,  sachverständiger,  kenntnis- 
reicher 1 Lehrmeister  und  Hilfskräfte  oft  nicht 
leicht  ist  und  an  den  Beutel  der  I>ehrlinge, 
die  Lehrgeld  zahlen  sowie  die  Kosten  ihres 
Unterhaltes  während  des  Besuches  der 
Schule  aus  ihrer  Tasche  tragen  müssen, 
Anforderungen  gestellt  werden,  die  nicht 
alle  zu  befriedigen  imstande  sind.  Dem 
letzteren  teilweise  abzuhelfen  empfiehlt  es 
sich . wenn  der  »Staat  befähigten  jungen 
Leuten  Stipendien  zum  Besuche  der- 
artiger Fachanstalten  gewährt.  Die 
Mittel  der  Innungen  und  Gewerbevereine 
versagen  hierbei  nur  zu  häufig.  Die  Sti- 
pendien müssen  je  nach  den  persönlichen 
Verhältnissen  des  Betreffenden  und  dem 
vermutlichen  Aufwando  an  dem  bezüglichen 
Aufenthaltsorte  verschieden  bemessen  sein. 
Auch  wären  sie  an  die  Bedingungen  zu 
knüpfen,  dass  die  Stipendiaten  während  der 
nächsten  5 — 10  Jahre  ihr  Gewerbe  im  Lande 
betreiben  müssen.  In  diesem  Sinne  hat  die 
badische  Regierung  seit  1880  alljährlich 
gewisse  Summen  verwandt,  die  von  Jahr  zu 
Jahr  gestiegen  sind.  1899  zum  Besuch  allein 
sächsischer  Fachschulen  3370  Mark  betrugen, 
wozu  zahlreiche  Stipendien  zum  Besuche 
der  eigenen  staatlichen  Fachschulen  (Uhr- 
macher, Schusterei  etc.  Schulen)  kommen, 
deren  Betrag  nicht  bekannt  ist.  Ebenso 
werden  in  Bayern  aus  den  Mittclu  der 
Wittelsliacher  1 Landesstiftung  seit  1880  jähr- 
lich erhebliche  Beträge  für  diesen  Zweck 
verwandt  1892  8757  M.;  1893  8706  M.; 
1894  8680  M.;  1895  10290  M.;  1896  9047  M.: 
1897  9267  M.:  1898  9266  M.;  1899  9840  M.: 
1900  10456  M. 

Ja  Württemberg  bestehen  in  11 
Städten  56  öffentlich  verwaltete  Stiftungen 
für  gewerbliche  Berufsbildung.  Dieselben 
verfügen  über  ein  Kapital  von  374110  Mark 
mit  einem  jährlichen  Erträgnis  von  13505 
Mark.  In  Mecklenburg-Schwerin  ge- 
währt das  Ministerium  des  Innern  seit  1895 
jährlich  12  Stipendien  zu  300  bis  400  Mark: 
ausserdem  hat  der  Verband  der  Gewerbe- 
vereine einen  Stipendien fonds,  der  durch 
fortlaufende  Jahresbeiträge  aus  allen  Ver- 
einen gebildet  wird.  ln  Sachsen  hat 
im  Jahre  1898  erstmalig  das  Ministerium 
des  Innern  Lehrlingstmterstützungeu,  Reise- 
stipendien für  junge  Musikinstrumentenbauer 
im  Auslände  verteilt.  Aelinlich  sind  im 
schweizerischen  Kanton  St.  Gallen  1895 
nicht  weniger  als  118  Lehrlingsfonds  vor- 
handen mit  einem  Betrag  von  875519 
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Francs,  von  denen  Lehrlinge  unterstützt 
werden  können. 

7.  Ausstellung  von  Lehrlingsarbeiten. 

Neben  dem  Besuche  von  Schufen  der  er- 
wähnten Art  hat  man  namentlich  die  Ver- 
anstaltung von  Ausstellungen  der  Arbeiten 
von  Lehrlingen  empfohlen,  um  sich  von  dem 
Masse  der  erworbenen  Fähigkeiten  und 
Kenntnisse  überzeugen  und  Anreiz  zu  sorg- 
fältigerer Ausbildung  des  Lehrlings  geben 
zu  können.  Das  Verdienst,  auf  diesem  Ge- 
biete bahnbrechend  gewesen  zu  sein,  gebührt 
dem  Grossherzogtum  Hessen,  wo  bereits 
im  Jahre  1847  der  Ortsgewerbe-verein  zu 
Dannstadt  eine  solche  Ausstellung  mit  Preis- 
verteilung anregte,  »um  ein  reges  Streben 
nach  praktischer  Ausbildung,  welches  damals 
schon  unter  dem  jüngeren  Teile  der  Ge- 
werbetreibenden so  oft  vermisst  wurde,  zu 
wecken  und  zu  ernähren«.  Wirklich  kam 
diese  Ausstellung  — u.  W.  die  erste  in 
Deutschland  — im  Sommer  des  Jahres  1848 
zu  stände,  dauerte  8 Tage  und  war  von  02 
Lehrlingen  beschickt.  Das  Material  für  den 
auszustellenden  Gegenstand  wurde  auf  Ver- 
langen vom  Gewerbevereiu  bezahlt  unter 
der  Bedingung  der  Rückvergütung  bei 
etwaiger  späterer  Verwertung.  Die  Wahl 
der  anzufertigenden  Gegenstände  war  den  . 
Ausstellern  freigegeben.  Verkäufliche  oder  ■ 
nicht  abgesetzte  Gegenstände  wurden  behufs 
Verlosung  an  gekauft.  Die  Beurteilung  er- 
folgte durch  die  Vorstandsmitglieder  unter 
Zuziehung  von  sachverständigen  Meistern, 
deren  Lehrlinge  nicht  beteiligt  waren.  Erst 
nach  der  Beurteilung  wurden  Alter,  Beruf, 
Lehrzeit  etc.  des  Ausstellers  an  den  ausge- 
stellten Gegenständen  bekannt  gegeben.  Die 
Preise  bestanden  in  Büchern , Werkzeugen, 
Reisszeugen  im  Werte  von  2 — 10  fl.  Ausser- 
dem wurden  den  Siegern  Diplome  erteilt. 
Von  diesen  Grundsätzen  wurde  bei  einer 
im  nächsten  Jahre  — 1849  — veranstalteten 
Ausstellung  von  Ijehrlingsarbeiten  insofern 
abgewichen,  als  man  es  für  zweckmässiger 
erachtete,  jedem  zur  Beteiligung  geneigten 
Lehrlinge  eine  seinem  Alter,  seiner  Lehrzeit 
und  Lehrwerkstätte  entsprechende  Aufgabe 
zu  stellen,  ohne  indes  die  Lieferung  weiterer 
Arbeiten  auszuscldiessen.  Ein  Ausschuss 
von  Handwerksmeistern  der  Hauptgewerbe 
nahm  Anmeldungen  entgegen  und  bestimmte 
die  Aufgaben,  die  thunlichst  individuell  ge- 
halten wurden.  So  verlangte  man  z.  B.  von 
einem  Meisterssohne  im  ersten  Lehrjahre 
mehr  als  von  einem  Lehrlinge,  der  ein  nicht 
vom  Vater  betriebenes  und  somit  ihm  nicht 
von  Jugend  auf  zur  Anschauung  gebrachtes 
Gewerbe  erlernte.  Für  die  Fachmänner 
wurde  die  so  erzielte  Uebersicht  von  I/Üsun-  t 
gen  gleicher  Aufgaben  seitens  verseliiedener  j 
Lehrlinge  desselben  Gewerbes  sehr  interes- 
sant; für  nicht  Sachverständige  war  die. 


I Ausstellung  weniger  anziehend . weil  die 
Mannigfaltigkeit  der  ausgestellten  Gegen- 
j stände  eine  geringere  war.  Vom  Ankauf 
| behufs  Verlosung  wurde  abgesehen,  weil 
man  wahrnahm , dass  einzelne  Meister  «lie 
Ausstellung  benutzten,  um  durch  ihre  Lehr- 
linge hochwertige  Gegenstände  anfertigen 
zu  lassen , deren  Erlös  sie  selbst  bezogen. 
Nach  dem  Beispiele  des  Darmstädter  Orts- 
gewerbevereins wurden , auf  seinen  Erfah- 
rungen fussend,  sowohl  1849  als  auch  in 
den  folgenden  Jahren  an  verschiedenen  hes- 
sischen Orten  Versuche  mit  Ausstellungen 
von  Lehrlingsarbeiten  gemacht,  die  aber 
nicht  wiederholt  wurden.  Nur  Dannstadt 
veranstaltete  sie  8 Jahre  ganz  regelmässig. 
Eine  Ausstellung  von  I/ohrüngsarbeiten  nach 
den  Grundsätzen  wie  früher  fand  im  Jahre 
1870  in  Darmstadt  in  Verbindung  mit  einer 
Ausstellung  von  selbstverfertigten  Arbeiten 
kleiner  Meister,  Gesellen  und  Fabrikarbeiter 
statt  auf  Anregung  einiger  Arbeiterbildungs- 
vereine. Die  Zahl  der  Aussteller  betrug  ca. 
10o0,  darunter  270  Ijdirlingc  aus  dem  gan- 
zen Grossherzogtum.  Für  jedes  Gewerbe 
und  für  jede  Zeit  bestandener  Lehre  waren 
diesen  3 — 4 Aufgaben  gestellt  worden,  von 
denen  wenigstens  eine  zu  lösen  war.  Dann 
ruhte  die  Ausstellungsfrage  10  Jahre  und 
erst  infolge  der  neueren  Bestrebungen  zur 
Hebung  des  Inmtngswcsens  wurde  in  Oppen- 
heim eine  allgemeine  Ausstellung  von  Lelir- 
lingsarbeiten  für  das  ganze  Land  in  Ver- 
bindung mit  einer  Ausstellung  von  Zeich- 
nungen und  Schülerarbeiteu  aus  den  inlän- 
dischen Handwerkerschulen,  veranstaltet, 
i Auch  jetzt  wurde  für  die  verschiedenen 
1 Lehrzeiten  der  Lehrlinge  eines  jeden  Ge- 
I werbes  eine  bestimmte  Aufgabe  gestellt, 
deren  Lösung  keinen  erheblichen  Aufwand 
! an  Zeit , Material , Auslagen  erfordert  und 
die  ohne  jede  fremde  Beihilfe  durch  den 
j Lehrling  allein  angefertigt  werden  muss. 
Es  beteiligten  sich  1000  Lehrlinge.  Der 
I Kostenaufwand  war  2200  Mark.  Zum  dritten 
I Male  fand  eine  allgemeine  Ausstellung  vou 
Lehrlingsarbeiten  aus  dem  Grossherzogtum 
Hessen  vom  9. — 24.  Juli  1887  in  Darmstadt 
| statt,  beschickt  von  1750  Lehrlingen.  Nach 
längerer  Pause  wurde  im  August  1900  in 
Worms  wieder  eine  Ausstellung,  vorzugs- 
weise von  Gesellenstücken,  veranstaltet,  die 
indes  nur  von  142  Teilnehmern  beschickt  war. 

Nach  dem  Vorgänge  Hessens  werden  auch 
in  anderen  deutschen  Staaten  seit  den  70er 
Jahren  mehrfach  Ausstellungen  von  Lehrlings- 
arbeiten veranstaltet,  iu  der  Regel  örtlich  be- 
grenzt, jedoch  unter  Freigebung  der  Wahl  der 
ausznstellenden  Gegenstände.  Das  hessische 
System,  sofern  es  in  Stellung  von  durch  den 
Lehrling  zu  lösenden  Aufgaben  besteht,  hat  seit 
1880  in  Baden  Eingang  gefunden.  Hier  hatten 
einige  Gewerbevereine,  so  in  Bretten,  Karlsruhe, 
Schwetzingen  bereits  seit  Jahren  dahingestrebt, 
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Ausstellungen  von  Lehrlingsarbeiten  zu  veran- 
lassen und  Preise  zu  verleihen.  Aber  diese 
Schritte  waren  vereinzelte  geblieben,  und  es 
gab  sich  der  Wunsch  nach  staatlicher  Beihilfe 
kund.  Diese  ist  denn  auch  nicht  ausgeblieben, 
und  seit  1881  sind  regelmässig  jährlich  derartige 
Ausstellungen  von  Lehrlingsarbeiten  aus  dem 
ganzen  Lande,  meist  in  Karlsruhe,  unter  wachsen- 
der Beteiligung  veranstaltet  worden.  Die  Fre- 
quenz war  die  folgende:  1881  80,  18sj  118, 
181*0  31)4,  1891  557,  1892  890,  1893  624, 
1894  726.  1895  725.  1896  1000,  1897 

833.  1898  947,  1899  1154,  1900  1223.  Es 
hat  mithin  geraume  Zeit  gedauert , bis  Ab- 
neigung oder  Teilnahmlosigkeit  soweit  über- 
wanden war.  dass  die  Beteiligung  der  Lehrlinge 
eine  erfreuliche  gcnanut  werden  kann.  An 
diesen  Ausstellungen  beteiligen  sich  nur  Ge- 
werbevereine. Die  .Regierung,  die  ursprünglich 
800  Mark  zur  Prämiierung  bewilligt  hatte,  hat 
1898  4980  M.,  1899  6135  M.  und  1900  7170  M. 
dafür  verausgabt.  Für  das  auf  diesen  Aus- 

stellungen einzuhaltende  Verfahren  gelten 
selbstverständlich  - bestimmte  Grundsätze.  (Im 
H&ndwerkerkalender  für  Baden  1899  S.  109 
abgedruckt)  Zur  Bewerbung  um  die  »Staats- 
preise werden  nur  solche  Lehrlinge  augelassen, 
denen  für  ihre  Arbeiten . wie  sie  regierungs- 
seitig begrenzt  sind,  bereits  von  dem  Gewerbe- 
verein am  Sitze  ihres  Wohnorts  oder  von  dem 
Gau  verbände,  dem  der  Verein  angehört,  ein 
Preis  verliehen  worden  ist.  Es  findet  also  ein 
engerer  Wettbewerb  unter  den  bereits  als 
tüchtig  anerkannten  Leistungen  statt.  Der  aus- 
stelleude  Lehrling  muss  mindestens  ein  Lehr- 
jahr hinter  sich  und  wenigstens  eine  der  für 
das  betreffende  Gewerbe  vorgeschriebenen  Auf- 
gaben gelöst  haben:  die  Anfertigung  der  Arbeit 
muss  ohne  fremde  Beihilfe  erfolgen  und,  wo  er- 
forderlich. eine  Werkzeichnung  beigelegt  werden. 
Ist  eine  Gewerbeschule  am  Orte,  so  war  sie  zu 
besuchen  und  muss  ein  über  Fleiss,  Fortschritt 
uuil  Betragen  befriedigende  Auskunft  gebendes 
Zeugnis  vorliegen.  Ausser  der  vorgeschriebenen 
Arbeit  kann  noch  eine  nach  eigener  Wahl  aus- 
gestellt werden,  doch  wird  diese  nicht  mit  einem 
Preise  bedacht,  falls  die  vorgeschriebene  Arbeit, 
nicht  preiswürdig  befunden  wurde.  Auf  Preise 
iu  Geld  oder  Geldeswert  können  nur  die  Lehr- 
linge Anspruch  erheben,  die  am  Ende  der  Lehr- 
zeit sind  oder  ihrer  Beendigung  wenigstens 
uahestehen.  Einen  Vorzug  gemessen  im  allge- 
meinen diejenigen,  die  eine  Lehrlingsprüfung 
abgelegt  haben. 

In  Bayern  haben  ebenfalls  seit  den 
70er  Jahren  Ausstellungen  von  Lehrlings- 
arbeiten stattgefunden.  Der  Münchener  Ge- 
werbeverein veranstaltet,  sie  seit  1871,  1.898 
zum  25.  Male:  die  Ge  werbe  vereine  der 
bayerischen  Pfalz  reranlasstcn  eine  Aus- 
stellung im  Jahre  1880,  die  von  843  Lehr- 
lingen bescliickt  wurde.  Allein  im  ganzen 
fehlte  doch  das  nötige  Interesse  und  erst 
durch  die  von  König  Ludwig  11.  im  Jahre 
1880  gemachte  Wittelsl  weher  Laudesstiftung, 
die  reichliche  Mittel  zur  Förderung  des 
Lehrlingswesens  bot,  konnte  ihre  Veranstal- 
tung systematischen*  in  Angriff  genommen 
werden.  Die  Stiftung  giebt  den  Innungen 


oder  Gewerbevereinen,  die  Ausstellung  von 
liChriingsorWiten  veranlassen,  Geld,  um 
Prämien  für  die  Lehrlinge  anschaffen  zu 
können.  Für  diesen  Zweck  sind  im  ganzen 
Königreiche  verausgabt  worden:  18S2 

4240  M..  18-83  4502  31.,  1884  5069  31., 
1885  5704  M.,  1886  5184  31.,  1SS7 
3950  M.,  1888  -1505  31.,  18-89  2800  M.. 
1890  3820  M.,  1891  3155  M.  In 

einigen  Orten,  z.  B.  in  Fürth,  existieren 
auch  von  Privatpersonen  gestiftete  Preise 
für  Ausstellung  von  Lehrlingsarbeiten.  Von 
dem  Iwyerischen  Gewerltomusoum  in  Nürn- 
berg. d;is  die  Förderung  des  Lehrlings wesens 
als  eine  seiner  wichtigsten  Auf  galten  an  sieht, 
ist  in  Verbindung  mit  'dem  Ausschuss  des 
Verbandes  bayerischer  Gew  erbevereine  ein 
Programm  für  die  Abhaltung  solcher  Aus- 
stellungen aufgesetzt  worden,  das  von  dem 
königlichen  Ministerium  des  Iunern  gebilligt 
und  den  Bezirksregienmgon  zur  Beachtung 
empfohlen  worden  ist.  Weiter  hat  das  Gt*- 
worbemuseum  im  Oktolter  1889  die  Veran- 
staltung einer  Landesausstellung  derjenigen 
Lehrlingsarlteiten  angeregt,  die  auf  den  < >rts- 
ausstellnngen  bereits  den  ersten  Preis  er- 
rungen halten,  im  Anschluss  offener  an 
die  in  Baden  in  gleicher  Weise  von  der 
Laudesge werltehalle  iu  Karlsruhe  arrangier- 
ten Ausstellungen  wird  dem  Lehrlinge  liier 
Gelegenheit  geboten,  im  Verein  mit  einer 
grösseren  Anzahl  von  Alters-  und  Beruf s- 
genossen  aus  dem  ganzen  Lande  wettweritend 
vor  eine  grossen*  Oeffentlichkeit  zu  treten. 
Für  Meister,  Gehilfen  und  Lehrlinge  wird 
die  vergleichende  Betrachtung  der  vorge- 
führten Leistungen  lehrreich  und  zugleich 
die  Möglichkeit  gegeben,  die  zu  Tage  treten- 
den Mängel  in  der  Ausbildung  eingehend  zu 
prüfen  und  geeignete  Abhilfe  anzubahnen. 

Für  die  Beteiligung  gelten  im  einzelnen 
folgende  Grundsätze.  Nur  die  Lehrlinge,  die 
auf  den  örtlichen  Ausstellungen  bereits  einen 
ersten  Preis  errungen  haben,  dürfen  sich  be- 
teiligen. Der  einzusendende  Gegenstand  muss, 
wenn  möglich,  von  einer  Zeichnung  begleitet 
sein.  Der  Aussteller  muss  seine  Lehrzeit  im 
laufenden  Ausstellungs  jahre  beenden  oder  bereits 
beendet  haben.  Die  Kosten  der  Ein-  und  Biick- 
sendung  trägt  das  Gewerbemuseutn , das  die 
Mittel  teils  ans  eigenen  Fonds,  teils  aus  der 
Wittelsbacher  Landesstiftung,  von  Gewerbe- 
vereinen und  Innungen  aufhringt.  Die  Aus- 
steller erhalten  nach  dem  Urteil  des  Preis- 
gerichts, das  unter  dem  Vorsitz  des  Direktors 
des  bayerischen  Gewerheniusennis  besteht,  wenn 
ihre  Leistungen  als  hervorragende  bezeichnet 
werden,  einen  Vermerk  in  ihrem  Lehrlingsbuch 
und,  wenn  die  Mittel  vorhanden,  einen  Geld- 
beitrag zum  Besuche  der  Ausstellung.  In 
dieser  Weise  sind  seit  1890  bis  1899  8 Landes- 
ausstellungen prämiierter  I^ehrlingsarbeiten  zu 
stände  gekommen,  die  erste  (1890)  von  166  Lehr- 
lingen aus  20  Vereinen,  die  achte  (1899)  von 
138  Ausstellern  aus  26  Vereinen  beschickt. 
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In  W Qrttemberg fanden  1889 und  1900 
Ausstellungen  von  Lchrlingsarheiten  statt, 
die  aber  nicht  den  Zweck  einer  Preisvertei- 
lung verfolgten.  Vielmehr  handelte  es  sich 
hier  um  die  Vorführung  der  Arbeiten  der- 
jenigen Gewerbelehrlinge,  die  ihre  Prüfung 
auf  Grund  der  Lehrlingsprüfungsordnung 
bestanden  hatten,  sowie  der  IiOhrlinge,  die 
in  Innungen  geprüft  worden  waren.  Die  im 
Juli  1900  in  Stuttgart  veranstaltete  Aus- 
stellung war  aus  CI  Gemeinden  des  Landes 
beschickt,  etwa  rund  CO  Gewerbe  waren  mit 
850  Arbeiten  vertreten.  Die  verhältnismässig 
geringe  Beteiligung  hängt  damit  zusammen, 
dass  die  Ausstellung  besonderer  Umstände 
halber  etwas  spät  abgehalten  werden  musste 
und  inzwischen  viele  Prüfungsarbeiten  ver- 
kauft worden  waren. 

In  P reu ss en  werden  seit  1880  die 
Ausstellungen  von  Lehrlingsarbeiten  gleich- 
falls aus  Staatsmitteln  unterstützt.  Innungen 
oder  Innungsverbände,  Gewerbevereine  etc. 
erhalten  behufs  Verleihung  von  Staatspreisen 
an  Lehrlinge  l>ei  dieseu  Gelegenheiten  Zu- 
schüsse von  in  der  Regel  l(jo  M. , die  zu 
einem  ersten  Staatspreise  von  50  M.  und 
weiteren  Preisen  von  mindestens  10  M.  ver- 
wandt werden  sollen.  Allein  den  sehr 
zweckmässigen  Anordnungen,  die  der  preus- 
sische  Handelsminister  bei  der  erstmaligen 
Gewährung  des  Staatszuschusses  für  die 
Ausstellungen  gab,  wurde  nur  wenig  ent- 
sprochen. Weder  gelangte  der  Wunsch,  nur 
gangbare  und  verkäufliche  Erzeugnisse  des 
Handwerks,  deren  befriedigende  Ausführung 
vom  Lehrlinge  bei  normalem  Stande  seiner 
Ausbildung  gefordert  werden  kann,  ausge- 
stellt zu  sehen,  in  vollem  Masse  zur  Gel- 
tung, noch  war  es  möglich,  eine  genaue 
Kontrolle,  wie  weit  der  Lehrling  selbständi- 
sländiger  Verfertiger  des  Stückes  sei,  durch- 
zuführen. 

Mit  diesen  letzteren  Bemerkungen  sind 
bereits  die  Schwächen  des  Systems  berührt. 
Gewiss  wirken  Ausstellungen  von  Lehrlings- 
arbeiten in  • regelmässigen  Zwischenräumen 
wohlthätig  auf  den  Eifer  der  jungen  Leute 
ein.  »Man  muss  gesehen  haben« , sagt  die 
Einleitung  zur  »Ausstellung  von  Lehrlings- 
arbeiten im  Grossherzogtum  Hessen,  »mit 
welchem  Eifer  die  Jungen  die  ausgestellten 
Gegenstände  ihrer  Fächer  untersuchten  und 
die  1 Leistungen  ihrer  Kameraden  prüften 
und  würdigten.  Sprächen  nicht  andere 
Rücksichten  dagegen,  so  könnte  man  eine 
Vorprüfung  der  Arbeiten  den  Lehrlingen 
selbst  übertragen ; deren  Unparteilichkeit 
dürfte  nicht  zu  bezweifeln  sein !«  Der  Lern- 
eifer der  Lehrlinge  wird  geschärft,  ihre 
Leistungsfähigkeit  im  Hinblick  auf  die  zu 
erwartende  Auszeichnung  gesteigert,  ihre 
Kritik  und  damit  das  Streben  nach  Vervoll- 
kommnung in  gesunde  Bahnen  gelenkt. 


Allein  immerhin  kleben  dem  System  der- 
artige Unvollkommenheiten  an.  dass  es  allein 
als  nicht  ausreichend  zur  Hebung  des  Lehr- 
lingswesens angesehen  werden  kann.  Um 
ihren  Zweck  voll  zu  erreichen,  müssten  die 
i Ausstellungen  die  licistungsfäliigkeit  der 
i Meister  und  der  Lehrlinge  zugleich  erkennen 
lassen.  Die  ersteren  müssten  zeigen,  dass 
sie  ihrer  Aufgabe,  tüchtige,  in  allen  Einzel- 
heiten des  Gewerbes  gut  bewanderte  Ge- 
hilfen heranzubilden,  gewachsen  sind ; die 
letzteren  sollten  darthun . dass  sie  die 
in  der  Lehre  gebotene  Gelegenheit  zur 
gründlichen  beruflichen  Ausbildung  ausge- 
nutzt haben.  Unter  den  Arbeiten  aber,  mit 
denen  sie  diesen  Beweis  antreten  wollen, 
sollten  nur  solche  Gegenstände  zur  Aus- 
stellung gebracht  werden,  deren  Anfertigung 
wenig  Zeit  und  wenig  Auslagen  für  Mate- 
rial erfordern,  dabei  gleich  wühl  geei'gnet 
sind,  die  erworbene  Fachgeschicklichkeit  zu 
liethätigen.  Lässt  man  nun  den  Ausstellern 
die  freie  Wald . so  wird  erfahrungsmässig 
das  nicht  erreicht.  Nur  wenn  Aufgaben  ge- 
stellt werden,  kann  man  sich  der  Verwirkli- 
chung dieser  Grundsätze  nähern.  Auch  dann 
al»er  bleibt  die  Beurteilung  schwierig,  denn  es 
kann  Vorkommen,  dass  Lehrlinge,  die  nur  in 
einem  Specialitätenbctriebe  ihre  Ausbildung 
erhalten  haben . auf  gleiche  Stufe  gestellt 
werden  mit  den  in  der  ganzen  Technik  eines 
Gewerbezweiges  Ausgebildeten.  Nicht  min- 
der misslich  bleibt  trotz  aller  Vorsichtsmass- 
regeln  die  Kontrolle  darüber,  wie  weit  es 
sich  um  eigene  Leistungen  des  Lehrlings 
handelt.  Endlich  liegt  die  Gefahr  einer  ge- 
wissen Selbstüberschätzung  vor.  Daher  ist 
in  neuerer  Zeit  mehr  und  mehr  vorgesclda- 
gen  worden,  mit  den  Ausstellungen  Prüfun- 
gen der  Lehrlinge  zu  verbinden  oder  solche 
selbständig  einzuführen. 

7.  Lehrlingsprüfungen.  Sie  haben  den 
Vorteil,  dass  sie  einen  heilsamen  Zwang  auf 
das  Mass  des  Fleisses  und  der  Ausdauer 
j seiteus  der  Lernenden  ausüben.  Wer  die 
Prüfung  nicht  besteht,  sollte  eben  nicht 
weiter  auf  rücken,  nicht  als  Gehilfe  arbeiten 
f dürfen,  sondern  müsste  veranlasst  werden, 
i noch  einige  Zeit  in  untergeordneter  Stellung 
| lernend  auszulialten. 

Den  Prüfungen  wohnt  ein  erzieherisches 
Moment  inne.  Die  Anerkennung,  die  der 
junge  Mann  in  der  Urkunde  über  das  be- 
standene Examen  erhält,  beweist  seine  Tüch- 
tigkeit und  sein  Streben.  Durch  eine  be- 
friedigend verlaufende  Prüfung. erleichtert 
der  Jüngling  sein  späteres  Fortkommen.  Mit- 
hin wird  in  Erinnerung  daran  der  heran- 
waehsende  Knabe  im  Zaume  gehalten,  vor 
Uubotmässigkeit  und  Liederlichkeit  bewahrt. 
Ist  «aber  ein  guter  Grund  gelegt,  in  dem 
i jungen  Manne  die  Lust  am  Erwerbe  von 
Fertigkeiten,  die  Freude  am  Können  geweckt, 


Digitized  by  Google 


58<; 


Lehrlingswesen 


so  darf  inan  der  weiteren  Entwickelung  mit , 
Vertrauen  entgegensehen.  Das  Streben,  vor-1 
wärts  kommen  zu  wollen,  liegt  zu  sehr  in  1 
der  menschlichen  Natur,  als  dass  es  nicht 
bei  gut  erzogenen  Menschen,  auch  wenn  der 
Zwang  aufhört,  weiter  wirken  sollte.  Fach- 
lich gut  ausgebildete  Lehrlinge  werden  ülier- 
all  als  Gehilfen  willkommen  sein,  den  Trieb, 
sich  zu  vervollkommnen , auch  in  dieser 
Stellung  bethätigen  und  sdüiesslich  als  junge 
Meister  durch  treffliche  Leistungen  den 
Kundenkreis  an  sich  zu  fesseln  wissen. 


keine,  wohl  aber  in  der  Workstiitte  Beleh- 
rung geboten  wurde. 

Zur  Leitung  der  Prüfungen  wird  eine 
ordentliche  Behörde  unentbehrlich  sein,  um 
Gleichförmigkeit  der  Behandlung  zu  sichern. 
Gewerbevereine  und  Innungen  können  eine 
derartige  Prüfungskommission  wählen,  die 
dann  je  nach  der  Zahl  und  dem  Gewerbe 
der  Lehrlinge  weitere  Gewerbetreibende  zu- 
zieht oder  liesondcre  Prüfungsmeister  er- 
nennt. Der  technische  l^citer  der  Fortbil- 
lungsschule  oder  Gewerbeschule  sollte  stets 


Die  Prüfung  besteht  aus  einem  prakti-  Mitglied  dieser  Kommission  sein, 
sehen  und  einem  theoretischen  Teile.  Bei ! teberall  ist  die  Prüfung,  wo  sie  bis  jetzt 
dem  erstellen  handelt  es  sich  um  die  ohne  ! eingeführt  ist,  eine  freiwillige  und  erwachsen 
fremde  Beihilfe  zu  bewerkstelligende  An-  i dem  Ixdirlinge  keine  anderen  Kosten  als  die- 
fertigung  einer  für  die  Lehrlinge  desselben  . jenigen,  welche  die  Herstellung  des  Prüf- 
Gewerbes  gleichmässig  bestimmten  Arbeit.  Stückes  bedingt. 

Bei  ihrer  Wahl  soll  massgebend  sein,  dass  Das  Ergebnis  der  Prüfungen  wird  mit 
sie  ohne  grössereu  Aufwand  herstellbar,  Noten  — in  der  Pegel  vier  Grade  — l>e- 
leieht  verkäuflich  und  in  jeder  Werkstätte  zeichnet  und  dem  Geprüften  ein  Zeugnis 


ausführbar  ist,  aber  doch  die  von  einem 
tüchtigen  I^ehrlinge  zu  verlangende  Kenntnis 


darüber  ausgestellt. 

Der  erste  deutsche  Staat,  der  den  Lehr- 


hervort roten  lässt.  Die  Anfertigung  fies  | lingsprüfungen  in  neuerer  Zeit  Eingang  vor- 
Werkstücks  wird  durch  Mitglieder  der 
Prüfungskommission  beaufsichtigt.  Sic  in 
einer  anderen  als  der  Werkstüt te  des  Lehr- 
herrn vornehmen  zu  lassen,  empfiehlt  sich 
kaum,  weil  erfahrnngsmässig  die  Lehrlinge 
in  fremder  Werkstätte  befangen  sind.  Für 


schafft  hat , ist  W ü rttemberg  gewesen. 
Hier  fanden  vor  dem  Jahre  1828  solche 
Prüfungen  selten  statt.  Gleichwohl  war 
ihre  Wichtigkeit  doch  soweit  anerkannt,  dass 
in  dem  Rogier  ungsent  würfe  des  Gewerbe- 
gesetzes von  182s  die  Einführung  der  obli- 


die  Beurteilung  der  Ixustuugen  wird  es  gatorisehen  Lclirlingsprüfung  für  alle  zünf- 


augenscheinliclt  leichter,  einen  allgemeinen 
gütigen  Massstab  zu  finden,  als  den  an- 
gehenden Meistern  gegeniüier.  Und  was  bei 
jenen  verhängnisvoll  für  ihr  Fortkommen 
werden  konnte,  nämlich  der  tadelnswerte 
oder  mangelhafte  Ausfall,  kann  hier  zum 
Vorteil  gereichen.  Unverkennbar-  wird  bei 
der  Lehrlingsprüfung  hervortreten,  in  wel- 
cher Richtung  die  Ausbildung  des  jungen 
Mannes  zu  wünschen  übrig  lässt.  Einen 
langjährigen  Gesellen,  der  im  Begriffe  steht, 
sich  als  Meister  niederzulassen,  auf  Lücken 
seiner  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  hinzu- 
weisen, hat  wenig  Sinn.  Der  Lehrling  da- 
gegen vermag  solche  Winke  zu  benutzen, 
da  er  jung  genug  ist,  auf  den  Gebieten,  die 
er  noch  nicht  beherrscht,  seine  Lernzeit 
weiter  ausdehnen  zu  können.  Die  theore- 
tische Prüfung  umfasst  in  der  Regel  die 
Unterrichtsgegenstände  der  Gewerbeschule ; 
sie  ist  eine  mündliche  und  schriftliche,  auch 
wohl  grapliisehe.  Der  Vorschlag,  diese  durch 
ein  Zeugnis  der  Gewerbeschule  zu  ersetzen, 
ist  nicht  zweckmässig.  Denn  abgesehen  von 
der  örtliche)»  Verschiedenheit  dieser  Anstal- 
ten kommt  es  bei  der  Prüfung  auch  gerade 
auf  die  Beteiligung  der  Meister  an,  die  aus 
dem  Schatze  ihrer  Erfahrungen  über  Bezug 
und  Behandlung  von  Rohstoffen,  über  Arbeits- 
methoden, über  Einrichtung  von  Werkstätten 
u.  dergl.  m.  manches  zur  Sprache  bringen 
können,  worüber  in  der  Gewerbeschule  gal- 


ligen Gewerbe  vorgesehen  war.  Indes,  von 
der  Kammer  der  Abgeoi-dueten  bekämpft, 
wurde  der  Vorschlag  nicht  Gesetz.  In  der 
Gewerbeordnung  fand  bloss  die  Erklärung 
Aufnahme,  dass  die  Anordnung  einer  Lehr- 
lingsprüfung sowie  die  Bezeichnung  der- 
jenigen Gewerbe,  bei  denen  sie  stattfinden 
solle,  der  Regierung  vorliehalten  bleibe. 
Daraufhin  bestimmte  die  1830er  Instruktion 
der  Gewerbeordnung  von  1828  eine  l,ehr- 
lingsprüfung  für  die  meisten  zünftigen 
Gewerbe  als  Regel  am  Schlüsse  der  Lehr- 
zeit, und  die  Instruktion  von  1851  dehnte 
sie  auf  alle  zünftigen  Gewerbe  aus.  Als 
nun  im  Jahre  1853  die  königliche  Central- 
stelle für  Gewerbe  und  Handel  vom  .Minis- 
terium den  Auftrag  erhielt.  Vorschläge  für 
eine  etwaige  Reform  der  Gewerbeordnung 
zu  machen,  bezeichnte  sie  als  eine  der 
Grundlagen  hierfür  »die  Ausbildung  eines 
wohlorganisierten  gewerblichen  Prüfungs- 
wesens«. Sie  betonte,  dass  diese  Prüfungen 
ein  um  so  dringenderes  Bedürfnis  seien , je 
freier  man  im  übrigen 
Arbeitsthätigkeit  mache, 
werbelehre  frei,  so  sei 
merksamkeit  notwendig, 
jugendlicher  Kräfte  zu  verhüten  und  zu  er- 
kennen, wer  eine  gute,  wer  eine  schlechte 
Gewerbelohre  erteile.  Als  eine  Bedingung 
für  den  Eintritt  in  den  Gesellenstau d , wie 
bisher  üblich,  sollte  dabei  die  Lehrlings- 


die  Bewegung  der 
Gebe  man  die  Ge- 
eine  doppelte  Auf- 
u m den  Missbrauch 
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»vfifxing  nicht  anxnsehen  sein.  Man  berief 
•ioH  auf  das  Beispiel  Englands,  wo  die 
sooiety  of  arts  ein  zwar  freiwilliges,  aber 
iber  das  ganze  Reich  verzweigtes  Prüfungs- 
wesen ins  Leben  gerufen  hätte,  das  die  er- 
'rexilichsten  Erfolge  auf  weise.  Demgemäss 
brachte  die  Regierung,  indem  sie  ganz  rich- 
tig- meinte,  auf  die  freie  Vereinsthätigkeit 
sich  nicht  verlassen  zu  können,  in  dem  nun 
folgenden  Gesetzentwürfe  eine  Lehrlingsprü- 
fung in  Vorschlag,  welcher  der  Lehrling  sieh 
mit  Zustimmung  seines  Vaters  oder  Vor- 
mundes sollte  unterziehen  können.  Indes 
xv;ir  auch  jetzt  für  eine  solche  Anordnung 
in  der  Kammer  der  Abgeordneten  keine 
Stimmung.  Man  wollte  in  einem  Augen- 
blicke, wo  man  die  Zünfte  aufhob,  dem  In- 
dividuum die  Freiheit,  sich  die  Laufbahn 
seines  Lehens  nach  eigenem  Gutdünken  zu 
wählen,  uieht  durch  eine  Prüfung  ver- 
kümmern. So  sah  denn  das  Gewerbegesetz 
von  1862,  das  auf  voller  Gewerbe-,  Han- 
dels- und  Niederlassungsfreiheit  beruhte, 
von  der  obligatorischen  Prüfung  ab  und 
mit  der  Aufhebung  der  Zünfte  fielen  die 
bis  dahin  üblichen  Lchrlingspnifungen  ganz. 

Gleichwohl  behielt  die  Centralstelle  für 
Gewerbe  und  Handel  die  Prüfungen  im 
Auge  und  sorgte  dafür,  dass  sie  sich  frei- 
willig einbürgerten.  In  den  ersten  Zeiten 
nach  Einführung  der  Gewerbefreiheit  stiess 
das  auf  Schwierigkeiten.  Allein  die  Heraus- 
gabe des  gewerblichen  Fragehuches  für 
Prüfungskommissionen,  das  von  Karmarsch 
bearbeitet  wurde,  hielt  das  Interesse  für 
die  Veranstaltung  von  Lehrlingsprüfungen 
wach,  und  allmählich  sprachen  sich  immer 
mehr  Stimmen  für  sie  aus.  Sie  kamen 
seitens  einzelner  Gewerbevereine,  welche 
die  Angelegenheit  in  die  Hand  nahmen,  in 
Gang  und  fanden  beifällige  Aufnahme.  Da- 
her beauftragte  der  Minister  die  Central- 
stelle für  Gewerbe  und  Handel  mit  dem 
Ent w urfe  ei ner  I .eh rl i n gsprü f ungsord m 1 n g, 
die  nach  erfolgter  königlicher  Genehmigung 
vom  26.  Juni  1881  zunächst  versuchsweise 
an  denjenigen  gewerblichen  Fortbildungs- 
schulen zur  Anwendung  kam,  denen  ein 
Gewerbeschulrat  vorsteht  und  deren  Ge- 
meinden sich  zur  Uebernahme  eines  Teils 
der  Prüfungskosten  bereit  erklärten.  Diese 
Ordnung  brachte  die  schon  1862  geplante 
Organisation.  Sie  sieht  die  Bestellung  einer 
Prüfungskommission  durch  die  Fortbildungs- 
schule und  den  Gewerbeverein,  der  die 
Prüfung  veranstalten  will,  vor  und  zieht 
die  Gemeinde  zusammen  mit  dem  Staate 
zur  Deckung  der  Unkosten  heran.  Eine 
neuere  Verordnung,  die  namentlich  auch  die 
kaufmännischen  Lehrlinge  zur  Prüfung  her- 
anzuziehen sich  angelegen  sein  lässt,  hat 
am  12.  August  1885  die  königliche  Ge- 
nehmigung erhalten.  Die  Resultate,  die  mit 


dieser  Ordnung  erzielt  werden,  sind  sehr 
erfreuliche,  doch  darf  allerdings  nicht  über- 
sehen werden,  dass  es  sich  um  freiwillige 
Prüfungen  handelt  und  daher  nur  die  Elite 
der  gewerblichen  Jugend  an  ihnen  teilnimmt, 
diejenigen  jungen  Leute,  die  zugleich  die 
gewerblichen  Fortbildungsschulen  besuchen. 
Es  wurden  Prüfungen  abgehalten  : 
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Es  ist  demnach  im  Jahre  1899  sowohl 
die  Zahl  der  Prüflinge  als  der  Prüfungsorte 
nicht  unerheblich  gestiegen.  In  beiden  Rich- 
tungen hat  dieses  Jahr  die  höchste  bis  jetzt 
erreichte  Zahl  antzuweisen.  Vom  Jahre  1901 
an  wird  nach  einer  veränderten  Prüfungs- 
ordnung geprüft  werden,  die  indes  noch 
nicht  publiziert  ist. 

In  Baden,  wo  der  Ausschuss  bei  der 
Landesgewerbchallo  in  Karlsruhe  sich  u.  a. 
auch  sehr  angelegentlich  mit  den  zur  Be- 
förderung des  Lehrlingswesens  zu  erlassen- 
den Massrogeln  beschäftigt,  wurde  bereits 
in  den  Verhandlungen  von  1879  die  Ein- 
führung von  Lclirlingspriifungen  augeregt. 
Man  erwog  damals  die  Subventionierung 
gewerblicher  Lehrwerkstätten  durch  den 
Staat  und  wollte  sie  neben  anderen  Bedin- 
gungen auch  an  die  Ablegung  einer  Prü- 
fung seitens  der  Lehrlinge  knüpfen.  In 
einer  wenig  später  veröffentlichten  Denk- 
schrift über  die  Verleihung  von  Preisen  auf 
Ausstellungen  von  Lehrlingsarbeiten  wurde 
es  ebenfalls  als  wünschenswert  hingestellt, 
dass  die  Gewerbevereine  mit  den  Ausstel- 
lungen Lehrlingsprüfungen  verbänden.  Da 
doch  einmal  ein  Nachweis  der  praktischen 
Leistungsfähigkeit  durch  die  Arbeit  geliefert 
werde,  so  wäre  die  Prüfung  vereinfacht. 
Dieser  Anregung  aber  wurde  zunächst  keine 
Folge  gegeben.  Vereinzelt  stimmten  die 
Gauausschüsse  oder  Gautage  für  Mittel- 
linden  und  Mosheim  dem  Vorschläge  zur 
Einführung  freiwilliger  I .ehrlingsprüfungen 
zu,  thaten  aber  keine  Schritte  zu  ihrer  Ein- 
führung. Daher  traten  die  Vorlagen  für  die 
Ausschusssitzungen  hei  der  Landesgewerbc- 
lialle  im  Jahre  188*2  abermals  energisch  für 
den  Gedanken  ein.  Man  betonte,  dass  durch 
Prüfungen  das  Streben  nach  tüchtiger  Bil- 
dung verbreitet,  dem  Meister  aller  der  Vor- 
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teil  gewährt  werde,  dass  er  über  die  Leis-  j 
tungsfähigkeit  eines  auzunelunendcn  Gehilfen 
in  dein  Ijehrbriefe  Aufschluss  gewänne. 
Gleichzeitig  wurde  ein  Entwurf  zu  einer 
Ordnung  (1er  Iiehrlingsprüfungen  vorgelegt. 
Mittlerweile  war  man  in  Konstanz  dazu  ge-' 
schritten,  in  Verbindung  mit  der  Preisvcr- , 
teilung  auf  der  Ausstellung  eine  Lehrlings- 
prüf uug  abzuhalten  und  mit  unter  dem  Ein-  i 
drucke  dieses  von  gutem  Erfolge  begleitet , 
gewesenen  Ereignisses  beschloss  der  Aus- 
schuss der  liaudesgewerbehaUe  bei  den  Ver- 
handlungen im  Juli  1882,  den  Gewerbever- 1 
einen  die  Einführung  freiwilliger  Lehrlings- ' 
Prüfungen  allgemein  zu  empfehlen.  Als ; 
Richtschnur  wurde  die  von  der  Regierung : 
aufgestellte  Prüfungsordnung  vorgeschlagen, 
deren  Entwurf  in  den  Verhandlungen  unter 
nicht  wesentlichen  Aenderungen  angenommen  i 
wurde.  Unter  dem  19.  Januar  1883  wurde 
diese  Prüfungsordnung  (Handwerkerkalender 
1899,  8.  111  abgedruckt)  den  Gewerbever- 
einen offiziell  von  der  1 >andesgewerbehalle  ! 
zur  Kenntnis  gebracht  und  zur  Nachachtung 
angelegentlich  empfohlen,  auch  in  den  Ver- 
handlungen des  laufenden  Jahres  1883  den  , 
anwesenden  Vertretern  der  Gauverbände 
ans  Herz  gelegt,  bei  den  Gewerbevereinen 
auf  die  Veranstaltung  von  Lehrlingsprüfungeu 
hinzuwirken.  Ausserdem  wurde  ein  künst- 
lerisch  ausgestattetes  Formular  für  Lehr- 
lingszeugnisse den  Gewerbevereincn  zuge- 
stellt mit  der  Aufforderung,  ihren  Bedarf 
daran  bei  der  Iaindesgewerbehalle  anzu- 
melden, die  sie  ihnen  unentgeltlich  verab- 
reichen würde.  Alle  diese  zweckmässigen 
Anordnungen  blielien  in  der  Hauptsache 
fruchtlos;  die  Gewerbevereine  von  Konstanz.! 
Schopfheim  und  Villingen  bezogen  allerdings 
die  Formulare,  scheinen  sich  aber  zur  Vor- 
nahme von  Prüfungen  nicht  haben  ent-' 
schliessen  zu  können,  und  der  Gewerbeverein  1 
zu  Karlsruhe  war  der  erste,  von  dem  im  I 
Jahre  1885  bekannt  wurde,  dass  er  bei  der 
Preisverteilung  eine  Prüfung  vorgenommen  I 
hatte.  So  machte  denn  der  Vorsitzende  des  i 
Ausschusses  bei  der  Landcsgewerl  «dudle  in 
den  Verhandlungen  von  1880  von  neuem  i 
darauf  aufmerksam,  wie  wichtig  cs  wäre, 
in  weiterem  Umfange  als  bisher  Lehrlings- 
prüfungen unter  Zugrundelegung  des  Prü- 1 
fungsreglements  zu  veranstalten.  Die  wie- 
derholten Mahnungen  und  Aufforderungen : 
sind  schliesslich  auch  nicht  auf  ganz  un- , 
fruchtbaren  Boden  gefallen.  Immerhin  steht 
doch  die  Zahl  der  Prüfungen  in  keinem 
rechten  Verhältnis  zu  der  gewerblichen 
Bedeutung  des  Landes.  Im  Jahre  1883 1 
wurden  83,  im  Jahre  1890  nur  49  Lehr- 
linge geprüft. 

In  Bayern  hat  man  ebenfalls  den  Prü- 
fungen in  neuerer  Zeit  sein  Interesse  zuge- . 
wendet.  Das  am  18.  Februar  1889  von  dein , 


bayerischen  Gewerbemuseum  in  Verbindung 
mit  den  Gewerbevereinen  aufgesetzte  und 
hernach  vom  Ministerium  des  Innere  ge- 
billigte Programm  für  die  Abhaltung 
Lehrlingsprüfungen  und  LehrlingsarbeiPn- 
ausstellungen  empfiehlt  beides  wann,  be- 
schäftigte sich  aber  doch  in  erster  Lin.* 
mit  den  Prüfungen.  In  einem  Anhänge  ist 
wie  in  Baden  ein  Aufgaben Verzeichnis  für 
aus  der  Lehre  t retende  und  einer  Prü  f irne 
sich  unterziehende  Lehrlinge  veröffentlicht. 
Auf  Grundlage  dieses  Programms  solle» 
nach  einer  gefl.  Mitteilung  des  bayerischen. 
Gewerbemuseums  in  den  meisten  der  dem 
Verbände  bayerischer  Gewerbevereine  ar- 
gehörendeu  Vereine  Lehrlingsprüfungeu  vor- 
genommen  werden. 

ln  Hessen  veranlasste  die  Zerfahrenheit 
der  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  des 
lüigswesens  in  Offenbach  den  dortigen  Ge- 
werbeverein, im  Jahre  1880  Lehriingsprü- 
fungen  ins  Lel>en  zu  rufen.  Diese  bewährten 
sich  so  gut,  dass  ein  auf  der  Generalver- 
sammlung des  hessischen  Landesgewerbe- 
vereins  vom  8.  August  1888  darüber  gehaltener 
Vortrag  des  Direktors  der  Offenbacher 
Kunstgewerbe-  und  Handwerkerschule,  Herrn 
Schiuig,  zur  Einsetzung  einer  Kommission 
führte,  die  die  Frage  der  freiwilligen  l^ehr- 
liugsprüf  ungen  erwägen  sollte.  Diese  Kom- 
mission tagte  am  1 1.  Februar  1889  in  Darm- 
stadt und  verständigte  sich  über  die  allge- 
meinen Gesichtspunkte  zur  Organisation 
solcher  Prüfungen,  denen  man  liier  den 
Namen  »Gesellenprüfungen«  beilegt*.-,  weil 
sie  in  den  Stand  des  Gesellen  ül»erführen. 
Diese  Beratungen  haben  im  Dezeml»er  1899 
zur  Aufstellung  »Allgemeiner  Bestimmungen 
für  die  Abhaltung  der  freiwilligen  Gesellen- 
prüfungen des  Ge  werbe  Vereins  für  «las 
Grossherzogtum  Hessen«  geführt,  die  nach 
erfolgter  grossherzoglicher  Genehmigung  am 
3.  Oktober  1891  vom  Ministerium  des  In- 
nern zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht 
(bei  Scheven,  als  Anlage  28  abgedruckt)  und 
dann  von  der  grossherzoglichen  Centralstelle 
für  die  Gewerbe  zusammen  mit  Ausführungs- 
bestimmungen, Geschäftsordnung  und  For- 
mularen den  Ortsge  werbe  vereineu  über- 
mittelt wurden.  Nach  dem  Vorbild  des 
Offenbacher  Gewerbevereins  sind  auch  an 
anderen  Orten  die  Lehrlingsprüfungen  mit 
Erfolg  aufgegriffeu  worden.  In  welchem 
Masse  die  Beteiligung  im  Laufe  der  Jaiire 
zugenommen  hat,  lässt  folgende  Aufstellung 
ersehen.  Es  wurden  mit  Erfolg  geprüft 
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Von  den  zur  Zeit  liestehenden  10U  Orts- . 
gewerbevereinen  haben  also  26  Vereine  die 
Lelirlingsprüfung  eingeführt.  Die  Zald  mag 
gering  erscheinen.  Doch  ist  nicht  zu  ver- 
gessen, dass  87  Vei'eiue  erst,  seit  1896  be- 
stehen. 

9.  Kaufmännische  Lehrlinge.  Nicht 
minder  als  im  Gewerbestande  macht  sieh 
auch  im  Kaufmannsstande  eine  Lehrlings- 
frage geltend.  Sie  gipfelt  liier  darin,  dass 
übermässig  viel  Lehrlinge  mit  unzureichender 
Vorbildung  angestellt  und  diese  ausserordent- 
lich mangelhaft  ausgebildet  werden.  Nach 
einer  in  Braunschweig  auf  Veranlassung  j 
der  Handelskammer  aufgestellten  Erhebung 
haben  die  Lehrlinge  in  Kolonialwaren-  und  j 
Droguengeschäften  meist  nur  Dorfschulbil- ; 
düng  oder  kommen  aus  den  niederen  Klassen 
höherer  Schulen.  In  der  Manufakturwaren-  j 
brauche  hatten  sie  zum  grösseren  Teil,  in  I 
Bankgeschäften,  im  Buchhandel  etc.  »meist 
gute  Bürgerschulbildung«.  Viele  Handlungs- 
häuser  hallen  eine  unangemessen  grosse 
Zahl  von  Lehrlingen,  um  die  Gehälter  für 
die  Gehilfen  zu  sparen,  und  überlassen  ihre 
Zöglinge  nach  Beendigung  der  sogenannten 
Lehrzeit  ihrem  Schicksal.  Noch  am  Aus- 
gange der  60er  Jahre  war  die  Zahlung 
eines  Lehrgeldes  ziemlich  allgemeine  Hegel. 
Dann  nahm  die  Nachfrage  nach  billigen 
Händen  so  stark  zu,  dass  die  Lehrherren 
nicht  nur  auf  das  Lehrgeld  verzichteten, , 
sondern  dem  Lehrlinge  selbst  noch  eine  Ver-  [ 
gütung  in  Gestalt  eines  Kostgeldes  oder  gar 
eine  Besoldung  boten.  Besonders  zogen  die  ; 
Detaillisten  Lehrlinge  aus  den  unteren  Be- 
völkerungsschichten in  gewissenloser  Weise 
heran,  und  die  Eltern  waren  so  unverständig, 
ihre  Söhne  den  Lockungen  ohne  Ueberlegung 
folgen  zu  lassen.  Wie  weit  das  Uebel  aus- 
gebreitet ist,  beweist  eine  von  den  Hand- 
lungskommis in  Breslau  angestcllte  Erhebung, 
nach  der  sich  in  296  Spezereigeschäften ' 
Breslaus  247  Kommis  und  468  Lehrlinge , 
befanden.  Nach  den  Erhebungen  der  Kom- 
mission für  Arbeiterstatistik  kamen  auf  100  ; 
befragte  männliche  Gehilfen  68,5  Lehrlinge.  ] 
Von  je  10*)  Betrieben,  die  gleichzeitig  Lehr- 
linge und  Gehilfen  beschäftigten,  hatten  99,8 
weniger  Lehrlinge  als  Gehilfen,  40,6  eben- 
soviel Lehrlinge  als  Gehilfen,  19,6  mehr 
Lehrlinge  als  Gehilfen.  Besonders  auffallend 
zeigt  sich  das  Uebermass  von  Lehrlingen  in 
den  Kolonialwarengesclüifton,  wo  von  100 
Betrieben  27,7  mehr  Lehrlinge  als  Gehilfen 


aufzuweisen  hatten.  Das  massenhafte  An- 
lernen von  Lehrlingen  aber  ist  nur  ein 
scheinbares,  denn  man  nimmt  den  I^ehrling 
meistens  nicht,  um  ihn  etwas  zu  lehren, 
sondern  um  von  seiner  Arbeit  unmittelbaren 
Nutzen  zu  ziehen.  »Diese  bezahlten  Lehr- 
linge sind  nichts  anderes  als  gewöhnliche 
jugendliche  Arbeiter,  die  ganz  einseitig  be- 
schäftigt werden,  Hausdiener,  Laufburschen 
in  billiger  Weise  ersetzen  und  nur  zum 
Nutzen  des  Geschäfts  unter  dem  Titel  eines 
Kaufmanns  wie  Citronen  ausge« pietscht  wer- 
den« (Hiller).  Die  fähigeren  Jünglinge  wer- 
den für  die  schwierigeren  Arbeiten  gebraucht 
und  die  schwächeren  ganz  einseitig  in  einem 
Zweige  ausgebildet.  Für  den  Besuch  von 
Handelsschulen  oder  Unterrichtsanstalten 
kann  die  erforderliche  Zeit  nicht  gewonnen 
werden,  uml  so  verstehen  die  jungen  Leute 
uach  den  8 oder  4 Jahren  ihrer  Lehrzeit 
oft  so  wenig,  dass  sie  für  ihre  einseitige 
Geschäftskenntnis  gar  keine  oder  nur  schwer 
Verwendung  finden.  Dies  fällt  aber  um  so 
mehr  ins  Gewicht,  als  gewisse  Branchen 
des  Handels  ihrer  Natur  nach  eine  quali- 
fizierte Ausbildung  verlangen.  Die  unquali- 
fizierte  Arbeit  im  Handel  hat  nur  Aussicht 
auf  eine  hinreichende  Verwertung  im  Klein- 
handel. Dazu  kommt,  dass  die  Lehrzeit  des 
jungen  Kaufmannes,  der  für  seinen  Beruf 
gründlich  ausgebildet  werden  soll,  eine  an- 
strengendere und  arbeitsreichere  Periode  als 
in  anderen  Berufen  ist.  denn  seine  Beschäf- 
tigung ist  gewöhnlich  eine  sehr  mannigfal- 
tige. »Sie  bewegt  sich  je  nach  Art  des 
Geschäftsbetriebes  in  den  verschiedensten 
Formen  der  kaufmännischen  Thätigkeit;  bald 
muss  er  Arbeiteu  erledigen,  welche  sein 
Nachdenken  oder  seine  körperliche  Kraft  in 
Anspruch  nehmen,  bald  ist  seine  Beschäfti- 
gung mehr  mechanischer  Art  und  darauf  be- 
rechnet, sich  durch  längere  Hebung  die  not- 
wendigen manuellen  Fertigkeiten  anzueignen: 
(v.  Henzler). 

Dagegen  ist  es  schwer,  Auswege  mit 
Aussicht  auf  Erfolg  einzuschlagen.  Einmal 
müssen  Eltern,  Vormünder  und  Schulvor- 
stände davor  gewarnt  werden,  unbeanlagte, 
in  der  Schule  ungenügend  vorbereitete  junge 
Leute,  vollends  solche,  denen  Lust  und 
Neigung  fehlt,  dem  kaufmännischen  Berufe 
zuzuführen.  Weiter  müsste  durch  eine  am 
Schluss  der  Lehrzeit  abzulegende  Prüfung, 
die  für  die  einzelnen  Zweige  des  kaufmän- 
nischen Berufes  abzustufen  wäre,  ein  Min- 
destmass von  theoretischen  und  praktischen 
Kenntnissen  gefordert  werden.  Der  einzige 
deutsche  Staat,  der  in  letzterer  Beziehung 
bereits  Erfolge  naohzuweisen  hat,  ist  W ü r t - 
teniberg.  Hier  können  sich  nach  der 
Prüfungsordnung  von  1885  auch  kaufmän- 
nische Lehrlinge  der  Prüfung  unterwerfen. 
Sie  werden  alsdann  in  Schulfächern  sowie 
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im  praktischen  kaufmännischen  Wissen  ge- 
]>rfift.  Die  ersteren  beziehen  siel»  auf  An- 
fertigung eines  deutschen  Aufsatzes  auf 
kaufmännischem  Gebiete,  deutsche  Handels- 
korrespondenz. kaufmännisches  Rechnen  und 
Buchführung;  auf  dem  letzteren  Gebiete 
werden  allgemeine  kaufmännische  Kenntnisse, 
wie  sie  in  jedem  gutgefülirteu  Geschäfte 
die  Angestellten  besitzen  müssen,  einschlioss- 
lich  der  wichtigsten  Rechtsgrundsätze  des 
Handels-  und  Wechsel  verkehre,  verlangt. 
Geprüft  wurden  1HSI»  109,  189t»  152,  1891 
129,  1892  144,  1895  143,  1890  146,  1897 
109,  1898  148,  1899  100  Jährlinge.  Vor- 
geschlagcn  ist  auch  der  gesetzliche  Zwang 
für  den  Prinzipal , nur  eine  bestimmte 
Anzahl  Lehrlinge  zu  halten,  indem  die- 
selbe im  Verhältnis  zur  Zahl  der  im 
selben  Geschäft  thätigen  Gehilfen  stehen 
soll.  Doch  wird  vom  Deutschen  Verband 
kaufmännischer  Vereine  in  Bmunsehweig 
diese  Vorschrift  als  nicht  dienlich  und  prak- 
tisch abgelehnt  und  von  ihm  in  einer 
Eingabe  an  das  Reichstunt  des  Inneren 


eine  andere  Reform  befürwortet.  Diese 
gipfelt  in  folgenden  Punkten:  1.  Höchst- 
dauer der  Beschäftigung  von  Lehrlingen  von 
10  Stunden  und  Mittagspause  von  einer 
Stunde.  2.  Keine  Benutzung  der  Ixdirlinge 
zu  anderen  als  kommerziellen  Dienstleis- 
tungen. 3.  Freie  Zeit  zum  Besuche  von 
Fortbildungsschulen  in  der  Zeit  von  7 I hr 
morgens  bis  7 Uhr  abends.  4.  Schriftlicher 
Lehrvertrag.  Aehnlieh  hat  sich  auch  der 
Verband  katholischer  kaufmännischer  Vereine 
in  einer  Eingabe  an  den  Reichstag  geäussert, 
weicht  abci  insofern  ab.  als  er  gesetzliche 
Festlegung  der  Zahl  der  zu  beschäftigenden 
Lehrlinge  für  wünschenswert  hält. 

10.  Statistik  des  L in  Deutschland. 
Bei  der  ls95er  Gewerbozählung  (Statistik 
des  Deutschen  Reiches,  X.  F.  119  S.  09  ff.) 
sind  701033,  nämlich  634525  männliche 
und  00508  weibliche  Lehrlinge  ermittelt. 
Der  grösste  Teil,  nämlich  610507,  entfällt 
auf  die  eigentliche  Industrie. 

Nach  Geschlecht  und  Gewerbeabteilungen 
ist  die  Verteilung  folgende: 


Gewerbeabteil  ungen 


Grössen-  Von  100  Lehrlingen  jeder  Gewerbe- 
klasse. Be-  abteilmig  entfallen  auf  die  einzelnen 
triebe  mit  Grössenklassen 


Personeu 

männlich 

weiblich 

zusammen 

( 

1—  5 

58.9 

42.9 

58.5 

A.  Gärtnerei,  Fischerei  etc..  . . 

0—20 

35,‘ 

48.7 

354 

1 

über  20 

6 

8,4 

0,1 

( 

1—  5 

58.5 

52,3 

s8.t 

B.  Industrie,  Baugewerbe  etc. . . 

1 

6—20 

21,7 

31,8 

22,4 

1 

über  20 

19,8 

1 5-9 

19,5 

1 

1—  5 

543 

44.3 

51,6 

C.  Handel  und  Verkehr  .... 

0—20 

36.5 

4<M 

39,2 

1 

über  20 

9.2 

9-3 

9.2 

1 

1—  5 

58.2 

49.7 

57,3 

Gewerbe  überhaupt 

6—20 

23.2 

36.6 

24.5 

1 

über  20 

18.6 

13.7 

1S.2 

11.  Das  L.  im  Auslande.  In  OeBter- 

reich  unterschied  die  ältere  Gesetzgebung 
das  Lehrlingswesen  in  den  zünftigen  und 
unzünftigen  Gewerben.  Während  es  in  den 
ersteren  streng  geordnet  war,  itberliess 
man  es  in  den  letzteren  mehr  sieli  selbst.  Man 
kannte  bei  ihnen  Lehrkoutrakte  und  Frei- 
sprechungsurkunden. die  ursprünglich  den  Fa- 
brikinspektoren. nach  deren  Abschaffung  den 
städtischen  Behörden  zur  Protokollierung  und 
Vidiernng  vorgelegt  werden  mussten:  doch 
wurden  18H0  die  Lehrkontrakte  nbgeschatTt. 
Für  die  Aufnahme  von  Lehrlingen  in  zünftige 
Gewerbe  musste  ein  .Schulbesuch  von  mindestens 
2 Jahren  und  eine  Probezeit  vorausgehen.  Von 
ersterem  konnte  dispensiert  werden,  indes  nie- 
mals bei  einem  Jungen,  der  die  Jahre  der  Schul- 
pflicht (6—12  Jahr)  noch  nicht  überschritten 
hatte.  Das  Lehrgeld  war  auf  10—12  fl.  ange- 
setzt; ausserdem  wurde  dem  Meister  für  das 
Betragen  und  den  Verbleib  in  der  Lehre  Bürg- 
schaft geleistet.  Die  Lehrzeit  dauerte  2 — 4 Jahre, 
und  es  musste  in  dieser  Zeit  der  katechetische  und 


der  Wiederhohingsnnterricht  besucht  werden. 
Bei  der  Freisprechung  waren  in  einzelnen 
Zünften  Prüfungen  üblich.  An  die  Stelle  dieser 
Anordnungen  traten  später  die  sehr  ausführlichen 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von  18ö9, 
die  allerdings  eigen  Lehrvertrag  verlangte,  Uber 
dessen  Inhalt  der  freien  Uebereiukunft  itberliess. 
Im  übrigen  waren  die  allgemeinen  Verhältnisse 
ähnlich  wie  in  Deutschland  später  iu  der  Ge- 
werbeordnung von  1880  geregelt.  Wie  die  Xov. 
von  1885  schärfere  Verordnungen  gebracht  bat, 
darüber  vergl.  den  Art.  Gewerbegesetz- 
geb n n g i n Oesterreich  oben  Bd. IV S.  440 ff. 
Dass  trotzdem  mangelhafte  Ausbildung  und 
körperliche  Verkümmerung  für  das  österreichische 
Lehrlingswesen  charakteristisch  sind  und  über 
Mangel  an  tüchtig  geschulten  Arbeitern  von 
seiten  der  Meister  geklagt  wird,  bat  ausführ- 
lich Waentig  ($.  228  ft'.,  834  ff.)  dargestellt. 

ln  der  Schweiz  hat  mau  den  Gedanken 
der  Lehrlingsprüfungen  neuerdings  lebhaft  er- 
fasst und  ihn  mit  grossem  Erfolge  verwirklicht. 
Mit  am  frühesten  wurden  die  Lehrlingsprüfungen 


Digitized  by  Google 


Lehrlingswesen 


591 


Nach  Gewerbegruppen  gestaltet  sich  die  Lehrlingshaltung  folgendermasscn : 


Gewerbegruppen 

Vou  100  Lehrlingen 
■ entfallen  auf  die 
einzelnen  Gruppen 

männl.1  weibl.  zus. 

! 

Von  100  Arbeitern 
jeden  Geschlechts 
(ansschl.  Familien- 
angehörige) sind 
Lehrlinge 

männl.!  weibl.  | zus. 

Auf 
U nterr 
kon 

Arbei- 

ter 

100 

lehmer 

irnen 

Lehr- 

linge 

I Kunst-  und  Handelsgärtnerei  . 

,4 

o.4 

1-3 

26,8 

2 2 

20,7 

265,8 

69,6 

11.  Tierzucht,  Fischerei  . . . . 

0,1 



0,0 

3.4 



3,3 

'53,3!  5,2 

III.  Bergbau 

°,3 

— 

0.2 

o.i 

— 

0.3 

23520.3 

79,4 

IV.  Steine,  Erden 

0.4 

2.7 

4.1 

0,6 

3,8 

9846.4 

72,7 

V.  Metallverarbeitung 

*5,9 

2.4 

14.7 

23,9 

4 

22,2 

376,1 

107,2 

VI.  Maschinen.  Instrumente  . . . 

9 

0.2 

8,2 

12.8 

°,9 

«2,5 

981,0 

139,9 

VII.  Chemische  Industrie  . . . . 

o,4 

0,0 

0,4 

3,3 

0.2 

2,8 

1 266.0 

35,9 

VIII.  Leuchtstoffe,  Seifen  etc.  . . . 

0,1 

0,0 

0.1 

o,9 

0,4 

o,9 

1046,4 

9 

IX.  Textilindustrie 

L4 

1.6 

2,4 

0.6 

i,5 

1378,8 

21 

X.  Papierindustrie 

1,1 

0,6 

1 

8,6 

0,9 

5,8 

1163,8 

72 

XI.  Lederindustrie 

2,8 

0.1 

2-5 

18 

0,6 

16,4 

355,1 

69,7 

XII.  Holz-  und  Schnitzstoffe  . . . 

io,3 

o.6 

9,4 

18,8 

1,7 

17,8 

328,6 

70,9 

XIII.  Nahrungs-  und  Genussmittel 

13 

3,9 

12,1 

15,0 

1,9 

12.4 

346,9 

49 

XIV.  Bekleidung.  Reinigung  . . . 

14.2 

55,5 

18.I 

28,3 

19,2 

24,9 

201.2 

66,7 

XV.  Baugewerbe 

14 

0.0 

12,7 

10,9 

0.1 

10,8 

817,8 

9S.8 

XVI.  Polygraphische  Gewerbe  . . . 

3,2 

0,3 

243 

0,9 

19.9 

835,6 

207,6 

XVII.  Künstlerische  Gewerbe  . . . 

o.4 

0,0 

°,4 

3o;2 

8,8 

28,7 

364,0 

146.2 

XVIII.  Handelsgewerbe 

7-4 

20.7 

8.7 

14.4 

10,3 

13.2 

106,4 

25,3 

XIX.  Versicherungsgewerbe  . . . . 

0,0 

— 

0.0 

0.9 

— 

0.8 

46,2 

0,4 

XX.  Verkehrsgewerbe 

o.4 

0.0 

0.4 

1,8 

o,t 

1,8 

438,7 

7,9 

XXL  Beherbergung  u.  Erquickung  . 

1,6 

"’6 

2,5 

1 1,2 

4,3 

6.6 

210,9 

14,9 

Summa 

lOO 

IOO 

IOO 

12,2 

5-2 

10,8 

467,7 

56,8 

im  Buchdruckergewerbe  durch  den  schweize- 
rischen Typographenbund  veranlasst,  der  im 
Jahre  18S6  mit  dem  Verein  schweizerischer 
Bnchdruekereibesitzer  ein  Regulativ  vereinbarte, 
das  wesentlich  in  der  Organisation  des  Prüfungs- 
wesens besteht. 

Dem  hier  gegebenen  guten  Beispiel  folgten 
andere  Berufsverbände,  wie  die  Uhrmacher- 
genossenschaft,  der  Bäcker-  und  Konditorenver- 
band, der  Photographenverein  u.  a.  Teils  nahmen 
auch  die  Gewerbevereine  sich  der  Sache  an  und 
zwar  mit  solchem  Krfolge,  dass  1877  bereits  an 
21  Orten  278  Prüfungen  veranstaltet  wurden. 
Da  aber  grosse  Verschiedenheit  der  Organisation 
die  Folge  dieser  Entwickelung  war.  so  beschloss 
im  Oktober  1888  der  schweizerische  Gewerbe- 
verein. auf  eine  zweckdienliche  einheitliche  Ver- 
fassung hinzuarbeiten.  Der  Central  Vorstand  er- 
klärte die  einzelnen  Prüfungskreise  mit  Bei- 
trägen unterstützen  zu  wollen  und  stellte  ein 
Reglement  für  die  Prüfung  von  Gewerbelehr- 
lingen auf,  das  die  Minimalanforderungen  an 
die  Organisation  der  einzelnen  Kreise  enthielt, 
indem  man  diesen  Uberliess,  weitergehende  Be- 
dingungen auszusprechen,  ln  der  Hauptsache 
bandelte  es  sich  auch  hier,  wie  bei  den  deutschen 
Prüfungen,  um  die  Anfertigung  eines  Probe- 
stückes und  den  Nachweis  von  Kenntnissen  im 
Gebrauch  von  Werkzeugen  sowie  der  Roh-  und 
Hilfsstoffe,  die  in  dem  betreffenden  Geschäfts- 
zweige verwandt  werden.  Tn  zweiter  Linie 
kommen  die  im  Zeichnen,  Rechnen.  Schreiben, 
in  Buchhaltung  und  Geschäftsaufsatz  etc.  oder 
die  auf  dem  Gebiete  allgemeiner  Schulbildung 
erworbenen  Kenntnisse  in  Betracht.  Denjenigen, 
die  vorzügliche  Leistungen  auf  weisen,  werden 


Prämien  in  Gestalt  von  Fachschriften,  Werk- 
zeugen n.  dgl.  m.  gewährt.  Die  Prüfungs- 
kommission soll  aus  mindestens  2 Fachmännern 
der  vertretenen  Gewerbszweige  unter  Vorsitz 
eines  Obmanns  bestehen.  Die  so  glücklich  in 
Gang  gebrachten  Prüfungen  blieben  auch  in 
den  nächsten  Jahren  für  den  Ontralvorstand 
und  den  leitenden  Ausschuss  des  Gewerbevereins 
der  Gegenstand  gewissenhafter  Fürsorge,  und 
sie  hatten  die  Freude,  ihre  Bestrebungen  aner- 
kannt zu  sehen,  indem  das  Industriedepartement 
in  dem  Bewusstsein  der  Wichtigkeit  der  neuen 
Einrichtung  einen  jährlichen  Beitrag  von  8000 
Frcs.  bewilligte.  Der  Kanton  Neuenburg  hat 
am  21.  November  18Ö0  ein  Gesetz  zum  Schutz 
der  Lehrlinge  erlassen,  das  die  Prüfungen  obli- 
gatorisch gemacht  hat.  Der  Kanton  Waadt  hat 
ein  Gesetz  formuliert,  das  am  1.  Mai  1897  in 
Kraft  getreten  ist  und  dein  alle  Lehrverträge 
im  Handwerk,  in  industriellen  und  in  Handels- 
geworben  unterstehen.  Schriftlicher  Lehrvertrag, 
Versicherung  des  Lehrlings  gegen  Unfall,  keine 
längere  Arbeitszeit  als  1U  Stunden,  Prüfungen 
sind  die  hauptsächlichsten  Punkte.  Um  in 
der  deutschen  Schweiz  Propaganda  für  die 
Prüfungen  zu  machen  und  namentlich  den 
Behörden  und  Vereinen,  die  zu  ihrer  Förde- 
rung etwas  beitragen  können,  ihre  Organi- 
sation und  Leistungen  vor  Augen  zu  führen, 
wurde  im  Frühjahr  1801  in  Bern  eine  Aus- 
stellung prämiierter  Lehrlingsarbeiten  veran- 
staltet, in  der  27  Prüfungskreise  aus  17  Kantonen 
vertreten  waren.  Auch  giebt  es  in  Bern  kom- 
munale Lehrwerkstätten,  zu  deren  Unterhalt 
Kanton  uud  Bund  namhafte  Beiträge  liefern. 
Eine  direkte  Folge  dieser  Ausstellung  war  die 
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Reorganisation  der  I.ehrlingspriifungen,  für  die 
unter  dem  13.  September  1891  ein  neues  Regle- 
ment aasgearbeitet  worden  ist.  Nach  diesem 
ist  die  Leitung  der  schweizerischen  Lelirlings- 
prnfuugen  einer  vom  t’eutralvorstande  des 
schweizerischen  Gewerbevereins  gewählten  und 
ans  sieben  Mitgliedern  bestehenden  Gentral- 
priifungskonnnission  Überträgen,  bei  <leren  Wahl 
thunlichst  die  verschiedenen  Landesteile  der 
Schweiz  berücksichtigt  wurden.  Die  Tendenz 
geht  dahin,  ein  gesetzliches  Obligatorium  der 
Lehrlingsprüfungen  bei  allen  Kautousregiernngen 
anzuregen.  Mittelst  Beschluss  der  Meistervereine 
ist  das  Obligatorium  bereits  durchgeführt  bei 
Buchdruckern,  Bäckern,  Konditoren,  Metzgern. 
In  den  Fachberichten  aus  dem  Gebiete  der 
schweizerischen  Gewerbe  in  den  Jahren  1890  bis 
1895  (1896)  wird  es  bei  den  Gärtnern,  Schuh- 
machern, Malern.  Holzschnitzern.  Satt  lern, Messer- 
schmieden  und  Wagenbauern  als  wünschenswert 
erklärt.  Ein  Normallehrvertrag  ist  gedruckt 
worden,  der  unentgeltlich  verabfolgt  wird,  um 
den  schriftlichen  Abschluss  von  Lehrverträgen 
zu  erleichtern. 

In  Frankreich  war  vor  der  Revolution 
das  Lehrlingswesen  wie  die  Industrie  selbst 
der  Gegenstand  eingehendster  Reglementierung. 
Nach  Aufhebung  des  Zunftwesens  hörte  jeder 
Zwang  zu  einer  Lehrzeit  und  alle  Massregeln, 
die  an  sie  angeknüpft  hatten,  auf.  Indes  zeigte 
sich  bald  die  Notwendigkeit  des  Erlasses  einiger 
Bestimmungen,  um  Misshrätichen  zu  steuern. 
Daher  versuchte  das  G.  v.  22  Germinal  XI,  das 
sich  auf  Manufakturen  und  Fabriken  bezog,  im 
Tit.  III.  Art.  9—11  auch  das  Lehrlingsweseu 
zu  regeln.  Es  bestimmte,  in  welchen  Fällen 
der  Lehrvertrag  von  der  einen  oder  anderen 
Seite  aufgelöst  werden  konnte,  ferner,  dass  der 
Meister  (lein  Lehrling  ein  Entlassungszeugnis 
geben  musste  und  kein  Meister  einen  bereits 
beschäftigten  Lehrling  ohne  ein  solches  annehmen 
durfte.  Als  diese  Anordnungen  sich  als  unge- 
nügend erwiesen,  wurde  aiu  4.  März  1851  ein 
neues  Gesetz  gegeben.  Dieses  hält  grundsätz- 
lich den  freien  Vertrag  fest,  hat  ihm  aber  eine 
Menge  von  Verbindlichkeiten  und  Pflichten  zur 
Seite  gestellt,  die  den  schwächeren  Teil  schützen 
sollen.  Aber  auch  die  Wirkungen  dieses  Ge- 
setzes müssen  im  ganzen  als  nicht  befriedigend 
bezeichnet  werden.  Die  Ausbildung  der  Arbeiter 
ist  keine  bessere  geworden;  die  Klageu  über 
die  Mängel  des  Lehrlingswesens  haben  nicht 
aufgehört,  und  man  hat  daher  in  neuerer  Zeit 
danach  gestrebt,  ein  Netz  von  Fachschulen  und 
Lehrwerkstätten  über  das  ganze  Land  zu  ver- 
breiten. Das  G.  v.  11.  Dezember  188t)  hat  Lehr- 
lingsschuleu  (ecoles  d'appreutissage)  ins  Leben 
gerufen.  Die  Lehrlingschutzgesellschafteu  (so- 
cietes  de  patronage)  verfolgen  den  Zweck,  tüch- 
tige. moralisch  gut  beleumundete  Gewerbetrei- 
bende, die  sich  zu  Lehrherren  eignen,  ausfindig 
zu  machen,  beim  Abschluss  der  Lehrverträge 
mitzuwirken,  ihre.  Ausführung  zu  überwachen, 
tüchtige  Lehrlinge  mit  Prämien  zu  unterstützen, 
ausgelernten  Lehrlingen  Stellungen  zu  ver- 
mitteln u.  dgl.  m.  Die  Zustände  sind  aber  im 
allgemeinen  so  wenig  befriedigende,  dass  seit 
1898  vou  dem  französischen  Arbeitsamt  eine 
eingehendere  Enquete  im  Gange  ist,  um  die 
Resultate  der  gewerblichen  Ausbildung,  wie  sie 
in  Schule  und  Werkstatt  gegeben  wird,  zifferu- 


raüssig  zu  bestimmen  und  die  Fortschritte  zu 
ermessen,  die  den  zahlreichen  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  bestehenden  Anstalten  zur  gewerb- 
lichen Ausbildung  zu  verdanken  sind. 

In  England  wurden  Bestimmungen  über 
das  Lehrlingswesen  bereits  im  Jahre  1582  kodi- 
fiziert: über  den  Inhalt  dieses  Gesetzes  vgl.  den 
Art.  Gewerbegesetzgebung  in  Gross- 
bri  t a nui  en  oben  Bd.  IV  S.  4(18 ff.  Nach  seiner 
Aufhebung  im  Jahre  1814  hat  der  Staat  sieh  nicht 
mehr  uni  das  Lehrlingswesen  gekümmert;  es 
ist  vielmehr  Sache  der  Aufsichtsverbände  ge- 
worden, für  die  Ausbildung  der  Lehrlinge  Sorge 
zu  tragen.  Ganz  allgemein  wird  in  deu  Ge- 
werben , deren  Betrieb  gewisse  zu  erlernende 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten  voraussetzt,  eine 
Lehrzeit  eingehalten.  Dabei  sehen  die  Gewerk- 
vereine darauf,  dass  die  Zahl  der  Lehrlinge 
wegen  der  späteren  Besetztheit  der  Gewerbe 
nicht  zu  gross  werde. 

Litterutiir : Klock,  Apprentissage  im  Dirtiounaire 
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Handwerker,  U)07.  — Keller,  J)a»  Lehrlings- 
icrseit,  1076.  — Kerner  Krebs,  Organisation 
und  Ergebnisse  der  Lehrt ’ ingspriifnnge.n  im  In- 
und  Auslände.,  1838.  — Morgenstern,  Dos 
Lehrlingswesen  in  den  Fabriken,  im  Arbeiter- 
1 freund,  JO,  8.  13» — 174.  — H\  MühlpfonlL, 
Die  Handwerkerfrnge  und  das  neue  Handwerks- 
geselz,  1300.  — Da  ul  Scheven,  Die  Lchrtrcrk- 
»Witte,  1304.  — Schriften  des  Vereins  f.  Sozial- 
j polilik,  10  und  II.  — Aul.  Schulze,  Das  heutige 
gewerbliche  Lehrlingstcescn,  1370.  — Wilhelm 
\ St  leiht , Das  gewerbliche  Lehrlingswesen,  in 
Jahrb.  f.  Xu t.  u.  Slot.,  X.  E.  J,  S.  JOI — J73 ; 
Jo,  S.  007 — OJ.t.  — Derselbe,  Lehrlingspriifungen, 
in  1‘reuss.  Jahrb.  70,  S.  4&-  — Jf.  Weruly, 
l’cbnng  und  Verbesserung  des  Lehrlingswesens, 
1370.  — Soziale  Praxis,  Gewrrbeschau,  AUgetn. 
! Handwerkerzeitung  in  allen  Jahrgiingen.  — 
j l'eber  Baden  vgl.  Vorlagen  für  die  Verhand- 
lungen des  ständigen  Ausschusses  der  Landes- 
gewerbehalle  und  die  Verhandlungen  selbst  seit 
1370,  jährlich.  — Berichte,  über  die  Thätigkeit 
der  dem  Landesrerbande  angehörigen  badischen 
Ge  werbe  vereine  seit  1333,  jährlich.  — Hand- 
werkerkalender  für  Baden  1800,  1000.  — Denk- 
schrift ( Verf.  v.  Stlisscrj  über  die.  Verleihung 
von  Preisen  für  Jxhrlingsarbeiten,  1831. — l'eber 
Bagern  vgl.  Bayerische  Gciccrbcze.it ung,  Jahres- 
berichte des  bayerischen  Gewerbemuseunis  in 
Xiirnberg,  Programm  für  die  Abhaltung  von 
Lehrlingsprüfungen  und  Lehrlingsarbeiten- Aus- 
stellungen. • — l'eber  Hessen:  Denkschrift  der 
grvssherzogl.  hessischen  Ventralstelle  für  die  Ge- 
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werbe  und  den  Lavdesgeirerbererein  über  die ! 
Wirksamkeit  und  die  Ziele  die***  Verein»;  j 
Jahresberichte,  über  die  Thäligkeit  des  Gewerbe • | 
verein s und  der  grossherzoglichen  Centralslelle ; , 
GewerbeblaU  für  da* *  Grossherzogtum  Hessen,  I 
188# — 1900.  — Ausstellung  von  Lehrlingsarbeitcn  j 
aus  dem  Grossherzogtum  Hessen,  1887.  — I 

Veber  Württemberg:  Die  Entstehung  und 
Entwickelung  der  gewerblichen  Fortbildung $•  : 
schulen  und  Frauenarbeitsschulen  in  Wilrttetn * I 
brrg,  1889.  — Gewerbeblatt  aus  Württemberg, 
herausgegeben  von  der  kijnigl.  Centralstelle  Jiir  j 
Gewerbe  u nd  Handel,  1890  - 1900.  — K a rm a rsch , 
Gewerbliches  Fragenbuch,  herausgegeben  von  der 
königl.  württemb.  Centralstelle  für  Gewerbe  und  \ 
Handel,  1878.  Veber  die  Schweiz:  Bericht 
des  Centralvorstandes  des  schweizerischen  Ge-  j 
werbevereins,  brlr.  die  Lehrlingsprüflingen  und 
die  schweizerische  Ausstellung  prämiierter  Lehr-  | 
lingsarbeiten,  1891.  — Schweizerische  Lehrlings-  j 
Prüfungen,  1891.  — Ausserdem  die  Litteralur- 
nachweise  in  Bd.  IV,  S.  009  ff.,  1118. 

Veber  das  kaufmännische  Lehrlingswesen  vgl. 
Erhebungen  über  Arbeitszeit,  Kündigung*-  j 
fristen  der  Lehrlingsverhältnisse  im  Ilandels- 
gc werbe,  1898; 94-  — Faul  Adler,  Die  Lage 
der  Handlungsgehilfen,  1900.  — Bücher , Die 
Arbeiterfrage  im  Kaufmannsstunde , 1888.  — 
Georg  Adler,  Die  Sozialreform  und  der  Kauf- 
mannsstand, 1891.  — Georg  Hilter,  Die  leige 
der  Handlungsgehilfen,  1891.  — Dietrich  und 
Ouarek . Die  soziale  leige  der  Handlungs- 
gehilfen, 1891.  — Winke  für  junge  Kauf  teilte, 
zum  Selbststudium  und  zur  Vorbereitung  auf  die 
freiwillige  kaufmännische  Lehrlingsprüfung,  Stutt- 
gart 1889. 

Wtlh.  Stieda. 


Leibeigenschaft 

s.  Unfreiheit. 

Leibrente. 

1.  Begriff,  al  L.  auf  einen  Kopf,  b)  Yer- 
bindungsrentc.  2.  Die  Berechnung  des  Jetzt- ! 
wertes  (Erwartungswertes).  3.  Die  Organi- 
sation. 4.  Die  Zweckmässigkeit  der  Renten-  j 
Versicherung. 

1.  Begriff.  Die  Leibrente  im  weiteren  | 
Sinne  (Lebensrente,  vitalitium.  rente  viagere, 
annuity  for  life,  mons  vocabilis  gegenüber  | 
dem  vererbliehen  mons  non  vocabilis)  ist  im  j 
Gegensatz  zur  Zeitrente,  bei  welcher  die 
Dauer  der  Auszahlungen  und  damit  auch 
die  Anzahl  der  letzteren  von  vorn  herein  fest 
bemessen  ist,  eine  Rente,  bei  welcher  Dauer 
und  zwar  Beginn1)  oder  Beendigung  oder 
auch  Beginn  und  Beendigung  der  Leistung 
von  den  das  menschliche  Leben  betreffen- 

*)  Die  sogenannte  „aufgeschobene  Leibrente“  i 
beginnt  indes  auch  zu  einem  vorausbestimmten 
Termin  (s.  n.). 


den  Zufälligkeiten  im  üblichen  Sinne  des 
Wortes,  insbesondere  vom  Eintritte  der 
Leist ungsunfähigkeit  und  von  der  Sterblich- 
keit abhängt.  Die  Leistung  kann  in  Geld 
oder  in  Naturalien  bestehen,  sie  kann  auf 
ein-  oder  zweiseitigen,  onerosen  oder  uicht- 
onerosen  Rechtsgeschäften  beruhen.  In  Na- 
turalform spielt  die  Leibrente  vielfach  eine 
wichtige  Rolle  im  Erbrechte,  insbesondere 
im  bäuerlichen  Erbrechte,  sei  es,  dass  sie 
unter  dem  Titel  Leibgedinge,  Leibgut, 
Leib zucht,  Altenteil  bei  Gutsabtre- 
tungen unter  Lebenden  als  eine  auf  dem 
Gute  lastende  lebenslängliche  Versorgung  je 
vom  neuen  Gutsinhaber  mit  zu  übernehmen 
ist,  sei  es,  dass  sie  im  lebenslänglichen  Ge- 
nüsse des  der  Ehefrau  vom  Ehemanne  fin- 
den Fall  seines  Todes  zugewiesenen  Ver- 
mögensteiles besteht.  Bei  Uebertragung  der 
Lost  auf  Dritte  oder  für  den  Zweck  einer 
etwaigen  Abfindung  könnten  derartige  Leib- 
renten  nur  nach  den  Regeln  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung in  einer  Summe  beziffert 
werden.  Die  Leibrente  kann  aber  auch  aus 
einem  echten  Versicherungsverträge  hervor- 
gegangen sein,  wobei  dann  Leistung  und 
Gegenleistung  nach  den  Grundsätzen  des 
Versicherungswesens  zu  bemessen  sind.  Bei 
richtiger  Rechnung  besteht  (d.  h.  rechnungs- 
rnässig  nach  der  Erwartung)  Gleichheit  von 
Leistung  und  Gegenleistung  zur  Zeit  des 
Vertragsabschlusses,  während  in  der  Wirk- 
lichkeit Abweichungen  möglich  sind,  und 
zwar  ist  die  Wahrscheinlichkeit  der  Abwei- 
chungen für  eine  Gesamtzahl  von  Fällen  um 
so  kleiner,  je  grösser  die  Anzahl  der  ver- 
sicherten Personen  ist.  Im  übrigen  sind 
Versicherung,  Vertrag  und  Rechnung  auch 
schon  für  eine  einzelne  Person  möglich '). 

Eine  Versicherung  auf  Leibrenten  ist 
deswegen  möglich,  weil  es  sich  bei  derselben 
um  statistisch  erfassbare  und  mit  Erfolg  für 
die  Wahrscheinlichkeitsrechnung  verwertbare 
Rechnungsgrundlagen  handelt  Für  dieselbe 
sind  die  mannigfachsten  Formen  denkbar, 
von  denen  nicht  wenige  in  der  Wirklichkeit 
Vorkommen.  Sie  kann  zunächst  abzielen  auf 
eine 

a)  L.  auf  einen  Kopf  (auf  ein  ein- 
zelnes Leben),  bei  welcher  der  Bezug  nur 
durch  Lebensereignisse  einer  Person  l>e- 
dingt  ist.  Eine  bestimmte  Person  empfängt 
die  Rente  bis  zu  ihrem  Tode,  allen- 
falls auch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Ent- 
richtung unter  allen  Umständen  nach  einer 
bestimmten  Reihe  von  Jahren  aufhöre  (auf- 


*)  A.  Wagner  fasst  bekanntlich  den  Be- 

griff der  Versicherung  enger.  Ich  bin  mehr 
geneigt,  den  Begriff  zu  scheiden  von  dem,  was 

erstrebenswert  ist.  Bei  richtiger  Behandlung 
der  Sache  selbst  ist  freilich  die  Benennung 
gleichgiltig. 


Handwörterbuch  der  Staat.swigscnschaften.  Zweite  Auflage.  V. 


38 


504 


I Leibrente 


hörende  oder  temjmräre  Leibrente).  Die 
Zahlung  kann  pränumerando  oder  postnume- 
rando, ganzjährig,  iu  kürzeren  Zwischen- 
räumen und  auch  täglich  (Naturalverpflegung) 
erfolgen.  Sie  kann  sofort  oder  auch  erst 
später  und  zwar  dann  (aufgeschobene  Leib- 
rente,  deferred  annuity)  von  einem  im  vor- 
aus festgesetzten  Zeitpunkte  ab  (so  bei  der 
Altersrente)  oder  mit  Eintritt  eines  unge- 
wissen Ereignisses  (so  l»ei  der  Invaliditäts- 
Versicherung)  beginnen.  Alters-  und  Invali- 
ditätsversicherung können,  wie  dies  vielfach, 
insl>esondere  hei  der  deutschen  Arbeiterver- 
sicherung vorkommt,  auch  miteinander  der- 
art verbunden  werden . dass  jedenfalls  für 
den  Erlebensfall  eine  derselben  statthat. 
Auch  die  aufgeschobene  Leibrente  kann  eine 
temporäre  sein,  indem  die  Zahlung  nach 
einer  Keihe  von  Jahren  unl>edingt,  vorher 
aber  bei  eintretendem  Tode  der  versicherten 
Person  eingestellt  wird.  Daun  kann  auch 
bei  ihr  ausbedungen  sein,  dass,  wenn  diese 
Person,  stirbt,  ehe  der  Kentenbezug  hätte 
beginnen  können , das  Kentenkapital  oder 
die  entrichteten  Prämien  ohne  Zinsen  zu- 
rückgezalüt  werden.  Vereinbarungen  der 
gedachten  Art  haben  einen  Einfluss  auf  die 
Höhe  der  zu  entrichtenden  Jahresprämie 
oder  einmaligen  Einzalilung,  oder  es  wird, 
wenn  diese  feststeht,  je  nach  der  Art  der 
Abmachung  die  Kente  verschieden  sein. 
Auch  die  Prämienzahlung  selbst  kann  bei 
Versicherung  dritter  Personen  sowohl  wie 
hei  Versicherung  des  eigenen  Lebeus  inso- 
fern eine  unbestimmte  sein,  als  sie  mit  Ein- 
tritt eines  ungewissen  Ereignisses  (Tod, 
Arbeitsunfähigkeit)  aufhört  Endlich  kann 
auch  vereinbart  sein , dass  Prämien  wie 
Renten  gleich  hoch  bleiben  oder  im  Laufe 
der  Zeit  sich  verändern  und  zwar  dann  in 
einer  bestimmten  Weise  steigen  oder  sinken. 

Eine  noch  grössere  Mannigfaltigkeit  ist 
möglich  bei  der 

b)  Verbindungsrente,  einer  Leibrente, 
welche  vom  Leben  mehrerer  Personen  und 
den  deren  Leistungsfähigkeit  und  Sterb- 
lichkeit betreffenden  Wahrscheinlichkeiten 
abhängt.  Solche  Renten  können  in  ihren 
verschiedenen  Formen  ebenfalls  pränume- 
rando oder  postnumerando  in  verschiedenen 
Zwischenräumen  zahllwre.  aufgescholtene  und 
temporäre,  deichbleibende  oder  veränder- 
liche sein.  Dann  kann  die  Zahlung,  deren 
Beginn  und  Beendigung  abhängig  gemacht 
sein  von  Ereignissen,  welche  das  Leben  be- 
stimmter Personen  oder  von  solchen,  welche 
das  lieben  irgendwelcher  nicht  bestimmt  he- 
zeichneler  Personen  einer  Grupjte  betreffen, 
so  z.  B. , dass  die  Zahlung  an  den  über- 
lebenden Ehegatten  statthat,  sobald  der 
Mann  oder  die  Ehefrau  stirbt,  oder  nur  für 
den  Fall,  dass  der  erstere  vor  der  letzteren 
mit  Tod  abgeht.  Zu  unterscheiden  sind : 


«)  Verbindungsrente,  gestellt 
auf  das  längste  L e b e n , eine  Rente,  die 
so  lange  ausgezahlt  wird,  als  von  mehreren 
Personen  noch  eine  am  I.el  >en  ist.  Die  Zah- 
lung kann  sofort  oder  erst  zu  einer  späteren 
Zeit  lvginnen , und  zwar  dann  von  einem 
bestimmten  Zeitpunkte  ab  oder  vom  Ein- 
tritte des  Totles  einer  (oder  mehrerer,  z.  B. 
der  Eltern)  der  Personen  an  beginnen  (Leber- 
leliens-,  Ceberlebungsrente).  Die  P eber- 
lobe ns  re  nte  kann  nicht  allein  eine  auf- 
geschobene, sondern  auch  eine  aufhörende 
sein,  indem  sie  nur  so  lange  ausgezahlt 
wird,  bis  die  versicherte  Person  ein  gewisses 
Alter  erreicht  hat . falls  sie  nicht  vorher 
schon  mit  Tod  abgeht  (Erziehungsrente). 
Dann  kann  bei  ihr  der  Vertrag  auf  Küek- 
gewähr  der  Prämien  lauten  für  den  Fall, 
dass  die  zu  versorgende  Person  früher  stirbt, 
che  die  Kente  hätte  zur  Auszahlung  kommen 
können.  Es  kann  ferner  vereinbart  sein, 
dass  die  Kente  schon  vor  Ableben  einer  vou 
mehreren  Personen,  und  zwar  in  einem 
höheren  und  von  da  ab  in  einem  geringeren 
Betrage  (dann  an  die  l'el »erlebenden)  ent- 
richtet wird.  Die  Zahl  der  möglichen,  durch 
Kombinationen  zu  bildenden  Fälle  ist,  wenn 
hierbei  mehrere  Personen  in  Betracht  kom- 
men . eine  praktisch  unbegrenzte.  Ein  ver- 
hältnismässig einfacher  Fall  ist  der.  bei  wel- 
chem gegen  eine  Kapitalzahlung  eine  Rente 
so  lange  an  eine  Gruppe  gleichalteriger  Per- 
sonen ausgezahlt  wird , bis  die  letzte  der 
überlebendem  gestorben  ist.  (Weiteres  hier- 
über siehe  im  Art.  Tont  inen.) 

ri)  Verbindungsrente,  gestellt 
auf  das  kürzeste  Leben,  eine  Rente, 
welche  so  lange  ausgezahlt  wird,  als  zwei 
oder  mehrere  Personen  noch  Zusammenleben. 
Dieselbe  ist  eine  tomjioräre,  wenn  übereinen 
bestimmten  Zeitpunkt  hinaus  überhaupt 
keine  Zahlung  mehr  geleistet  wird.  Die 
Auszahlung  kann  sofort*  oder  auch  als  auf- 
geschobene erst  erfolgen,  wenn  von  einer 
anderen  Gruppe  von  Personen  eine,  mehrere 
oder  alle  gestorben  sind.  Die  beiden  Arten 
von  Renten  können  in  der  bereits  angeführ- 
ten Weise  miteinander  verbunden  werden, 
indem  eine  Kente  von  gewisser  Höhe  so 
lange  ausgezahlt  wird,  als  die  Personen  noch 
zusammen  leben,  während  dann  eine  Ceber- 
lebensrente  bis  zum  Tode  des  Uebcrlebenden 
überhaupt  oder  nur  ausgezahlt  wird,  wenn 
der  lei  »erlebende  eine  von  vorn  herein  be- 
stimmte Person  ist. 

2.  Die  Berechnung  des  .Tetztwertes 
(Erwartungswertes).  Die  Berechnung  des 
Jetztwertes  (Erwartungswertes)  von  Leib- 
renten, deren  Notwendigkeit  die  erste  Ver- 
anlassung zu  methodischen  Beobachtungen 
über  die  menschliche  Sterblichkeit  und 
deren  wissenschaftliche  Bearbeitung  gab, 
sowie  die  Ermittelung  der  Höhe  der  für 
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solche  zu  zahlenden  Jaliresprämien  wird 
sehr  verwickelt,  sobald  es  sich  um  mehrere 
Personen  und  Lei  diesen  um  ungleiche  (zu- 
sammengesetzte) Wahrscheinlichkeiten  von 
Sterblichkeit,  Invalidität  etc.  handelt.  Alle 
Rechnungen  für  die  verschiedenen  möglichen 
Fälle  hier  darzulegen,  würde  zu  weit  führen. 
Doch  sei  es,  nur  um  einen  Einblick  in  die 
Art  der  Rechnung  zu  bieten,  gestattet,  des 
einfachen  Falles  einer  pränumerando  von 
jetzt  ab  zahlbaren  und  auf  einen  Kopf  ge- 
stellten Leibrente  zu  gedenken.  Siehe  auch 
die  Darstellung  in  dem  Artikel  Lebens- 
versicherung auf  Seite  559  ff. 

Ist  die  Anzahl  lebender  Personen  vom 
Alter  a gleich  f(a),  so  wird  sich  dieselbe 
von  Jahr  zu  Jahr  in  einer  einer  Sterbetafel  zu 
entnehmenden  Weise  mindern  auf  f(a+  1), 
f(a  + 2)  etc.,  bis  sie  nach  n Jahren  abge- 
storben ist.  Dann  ist  f(a  + n)  = 0.  Ist  die 
jährliche  Rente  = 1.  so  ist  die  jährlich  aus- 
gezahlte Summe  gleich  der  Anzahl  der  je- 
weilig lebenden  Personen.  Wird  der  Dis- 
kontfaktor =.  r gesetzt,  so  ist  die  gesamte, 
auf  die  Jetztzeit  bezogene  Summe  = f(a) 
+ f (a  1)  r+f(a+2)  r-  -+*... . f(a-j-»)rn, 

symbolisch  = — f (a  -j-  x)  r'  gesetzt.  Divi- 
dieren wir  dieselbe  mit  f(a),  so  erhalten  wil- 
den Betrag,  welchen  eine  a-jährige  Person  für 
eine  von  j<-tzt  ab  zahlbare  jährliche  Rente  von 
der  Höhe  l zu  entrichten  hat.  Nun  ist  die 
Wahrscheinlichkeit  für  eine  a-jährige  Person, 

noch  x Jahre  zu  leben,  = <a  ‘ — 

f(a) 

f(a  + l)  f(a  + 2)  f(a  + x) 

f(a)  ' f(a+l) f (a  + x — 1).  UK‘ 

einzelnen  Faktoren  dieses  Produktes  sind 
gleich  den  Wahrscheinlichkeiten,  je  das  fol- 
gende Jahr  zu  erleben.  Setzen  wir  diese 

Wahrscheinlichkeiten  = wi , wa w“. 

so  können  wir  auch  für  unsere  obige  Summe, 
welche  den  Jetztwert  einer  Leibrente  dar- 
stellt, schreiben : r°  + rlwi  -j-  r-wi  w_*  -f-  r*wi 
wswa  -p  . . . . rnwiw»  ....  wn.  Diese 
Formel  wäre  zu  benutzen,  wenn  nicht  die 
absoluten  Zahlen  der  Storblichkeitstafel. 
sondern  die  der  gedachten  Wahrscheinlich- 
keiten gegeben  sind.  Voraussetzung  hierfür 
wäre  freilich,  dass  die  Grössen  w aus  einer 
genügend  grossen  Anzahl  von  Beobachtungen 
gewonnen  worden  sind.  Allerdings  findet 
das  Absterben  nicht  jeweilig  stossweise  am 
Ende  des  Jahres  statt.  Dies  stört  unsere 
Betrachtungen  schon  insofern  nicht,  als  die 
Zahlung  von  Prämien  und  Renten  je  für  ein 
ganzes  Jahr  oder  Bruchteile  eines  solchen 
stattfinden.  Die  Sterbefälle  eines  Jahres 
kann  man  sich . ohne  einen  nennenswerten 
Fehler  zu  begehen , gleiehmässig  über  das 
ganze  Jahr  hin  verteilt  und  die  Gesamtzahl 
ebenso  wie  täglich  zu  zahlende  Renten 


(Natural Verpflegung)  auf  die  Mitte  des  Jahres 
verlegt  denken. 

Unsere  obige  Summe  hängt  ab  von  Zins- 
fuss,  Alter  und  Gang  der  Sterblichkeit;  sie 
ist  um  so  kleiner,  je  höher  der  Zinsfuss  und 
das  Alter  der  zu  versichernden  Person  sind 
und  je  rascher  das  Absterben  erfolgt  bezw. 
je  grösser  die  Wahrscheinlichkeit  ist,  ie  das 
oder  die  folgenden  Jahre  nicht  mehr  zu 
überleben.  Bei  Verbindungsrenten,  für 
welche  man  Reihen  mit  zusammengesetzten 
Wahrscheinlichkeiten  erhält , müssen , wenn 
die  Sterblichkeit  der  l>etr.  Personen  nicht 
gleich  ist,  auch  verschiedene  Sterblichkeits- 
tafeln, so  für  männliches  und  weibliches  Ge- 
schlecht, verschiedene  Berufsklassen  etc.  be- 
nutzt werden.  Grosse  Schwierigkeiten  und 
Verlegenheiten  entstehen  für  die  Lcibrenten- 
versieherung  dann,  wenn  der  Zinsfuss 
schwankt.  Für  den  Versicherer  erwachsen 
Verluste  aus  einem  Vertrage,  sobald  der 
Zinsfuss  unter  denjenigen  herabsinkt,  welchen 
er  für  seine  Rechnung  unterstellt  hatte.  Die 
Reserve  trägt  dann  nicht  so  hohe  Zinsen,  um 
aus  ihr  und  den  Prämien  allein  alle  fälligen 
Renten  bezahlen  zu  können. 

v.  Jtisti  meint  in  seiner  Finauzwissenschaft 
1766  ij  1011),  früher  habe  man  bei  Bestimmung 
von  Leibrenten  auch  den  Gesundheitszustand 
untersucht.  Pies  erfordere  jedoch  allzuviel 
Mühe,  es  genüge,  nur  das  Alter  zu  berück- 
sichtigen. Bei  einem  Zinssätze  von  5"0  könne, 
wie  dies  auch  vielfach  geschehe,  wenn  die  Leib- 
rente in  Prozenten  des  hergegebeneu  Kapitals 
ausgedrückt  werde,  gegeben  werden  allen  Per- 
sonen. welche  stehen  in  einem  Alter  von 


Jahren 

Leibrente 

Jahren 

Leibrente 

1—10 

7% 

41 

—50 

10  % 

11—20 

8 - 

51 

—60 

>2  » 

21-40 

9 „ 

61 

—70 

»5  » 

Den  Zeitraum  vom  21.  bis  zum  40.  Jahre 
fasse  man  gemeiniglich  in  eine  Klasse,  weil 
darinnen  die  Gesundheit  der  Menschen  am  dauer- 
haftesten und  sie  der  Sterblichkeit  am  wenigsten 
unterworfen  seien. 

ln  Frankreich,  wo  die  Leibrenten  seit  1689 
in  kurzer  Zeit  sehr  beliebt,  wurden,  wurde  1693 
festgesetzt  für  ein  Alter  von 

Jahren  au  denier 
nnt  25  1 4 

25—40  12 

40—50  to 


Jahren  au  denier 
50 — 60  9 

60—70  8 

über  70  7 


Die  Reziproken  dieser  Zahlen  stimmen  mit 
denen  v.  Justis  leidlich  überein. 

Dcmarets  unterschied  gar  1701  nur  2 Klassen, 
Personen  bis  40  und  solche  über  40  Jahren, 
ja  später  (unter  Necker)  nahm  man  überhaupt 
keine  Rücksicht  auf  das  Alter.  Ebenso  roh 
verfuhr  die  englische  Regierung  1693,  indem 
schlechthin  gezahlt  wurde  eine  Rente  von  14  °„ 
für  ein  Lehen,  12"  0 für  eine  Lebensdauer  von 
2 und  10  für  eine  solche  von  3 Gläubigern. 
Und  noch  1778  wurde  Darlehnsgebern  schlecht- 
hin die  Wahl  gestellt  zwischen  einer  Annuität 
auf  30  Jahre  oder  einer  Leibrente  von  gleichem 
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Betrage.  Dagegen  hatte  schon  «ler  römische 
Rechtsgelehrte  Ulpian  zum  Zwecke  der  Aus- 
einandersetzung bei  Erbteilungen  nach  dem 
Alter  verschiedene  Zahlen  für  einzelnen  Lega- 
taren vermachte  lebenslängliche  Heuten  ange- 
geben. Zahlen,  welche  freilich  nur  geschichtliche 
Bedeutung  haben. 

3.  Die  Organisation.  Die  Organisation 
von  Rentenversicherungen  liegt  heute  und 
lag  auch  schon  früher  teils  in  der  Hand  von 
Privaten , teils  in  der  von  Staat  und  Ge- 
meinden. Im  Mittelalter  befassten  sieh  mit 
dem  Verkaufe  von  Leibrenten,  einer  Dar- 
lehnsform, welche  eine  Umgehung  der  Zins- 
verboto  gestattete,  deutsche  und  italienische 
Städte  (montes  voeabiles).  Heute  bilden 
diese  Versicherungen  einen  Geschäftszweig 
von  Lebensversicherungsanstalten ; es  giebt 
aber  auch  eigene  Rcntenanstalten , welche 
denselben  zum  alleinigen  oder  zum  llaupt- 
gegeustande  ihrer  Wirksamkeit  machen. 
Vielfach  hat  aber  auch,  und  zwar  teils  im 
sozialen,  teils  im  finanziellen  Interesse,  der 
Staat  es  sieh  zur  Aufgabe  gemacht  die  Bil- 
dung von  Leibrenten  zu  fordern , ja  selbst 
zwangsweise  zu  veranlassen. 

Die  französische  caisse  des  retraites  ponr 
la  vieillesse,  errichtet  auf  Grund  des  G.  v.  18. 
Juni  1850,  reorganisiert  durch  G.  v.  20.  Juli 
1886,  begünstigt  die  freiwillige  Errichtung  von 
Altersrenten ; die  neuere  deutsche  Gesetzgebung 
hat  für  Invalidität«-  und  Altersversicherung 
Zwang  für  gewisse  Personenklassen  eingeführt. 


für  Anlehenszwecke  weniger  beliebt.  Für  den 
Staat  haben  sie  den  Nachteil,  dass  sie  als  echte 
Rentenschuld  nicht  gekündigt  und  darum  auch 
bei  günstigem  Stande  des  Zinsfusses  nicht 
konvertiert  werden  können.  Der  Inhaber  vou 
(’onsols  oder  von  Rentes  perpetuelles  hat  Aus- 
sicht auf  Gewinn  durch  Kurssteigerung,  dem 
Besitzer  einer  Leibrente  ist  diese  Aussicht  ge- 
nommen. Dazu  kommt  in  England,  dass  die 
Einkommensteuer  bei  den  Günsels  nur  die 
Zinsen,  bei  der  Leibrente  aber  in  dieser  Zins 
und  Kapital  trifft.  In  Frankreich,  wo  die 
ersten  staatlichen  Leibrenten  unter  dem  Minis- 
terium Ponchartrain  1693  begeben  wurden,  war 
1UO  Jahre  später  nach  dem  Berichte  von  Cambou 
in  Millionen  Francs: 


Renten  auf 

geliehenes 

Kapital 

1 Kopf  70,8 

2 Köpfe  27,0 

732,1 

324.9 

3 „ 11,9 

22,9 

4 „ 0.8 

9,9 

Cambou  wollte  die  Berechtigten  verkürzen; 
das  G.  v.  8.  Hor«!*al  an  Ul  setzte  sie  in  ihre 
alten  Rechte  wieder  ein.  Dies  hinderte  jedoch 
nicht,  dass  der  Bankerott  vom  9.  vendemiaire 
an  VI  auch  die  Leibrenten  traf.  Trotz  der 
schönen  Rückzahlungsversprechungen  waren  vou 
den  1<X>  Millionen  «ler  rentes  viageres  d'aneienne 
origine  des  Jahres  1793  sechs  Jahre  später  nur 
noch  20  Millionen  vorhanden.  Jetzt  sind  die- 
selben ganz  erloschen.  Es  waren  vorhanden 
Renten 


In  England  und  in  Frankreich  hat  man 
die  Rentenversicherung  iu  einer  doppelten 
Beziehung,  einmal  im  Interesse  der  Auf- 
nahme von  Anlehen,  dann  zum  Zwecke  der 
Schuldentilgung  in  engere  Verbindung  mit 
dem  Finanzwesen  gebracht.  In  beiden  Län- 
dern waren  Leibrenten,  welche  einen  Ersatz 
für  die  damals  noch  unbekannte  Lebensver- 
sicherung boten,  für  Anlehen  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  sehr  beliebt.  Für  den  Staat 
hatten  sie  den  Vorteil  eines  Tilgungszwanges, 
für  den  Gläubiger  den  eines  Schutzes  gegen 
Zinsherabsetzung.  Dann  wurden  Leibrenten 
aus  dem  Grunde  geschätzt,  weil  jeder  iu  der 
Hoffnung  auf  ein  langes  Leben  mit  den- 
selben einen  Gewinn  zu  erzielen  glaubte. 

In  England  wurde  ein  solcher  Gewinn  in 
der  Tlint  lange  Zeit  den  Gläubigern  infolge 
davon  zu  teil,  dass  bis  zum  Jahre  1829  für  den 
Staat  ungünstige  Sterbetafeln  benutzt  worden 
waren,  welche  auf  die  meist  sehr  gesunden,  in 
einer  guten  Stellung  befindlichen  und  daher 
leicht  ein  höheres  Alter  erreichenden  Leib- 
rentner nicht  anwendbar  waren.  Finlaison  be- 
rechnete 1827  den  dem  Staate  dadurch  er- 
wachsenen Schaden  auf  2,2  Millionen  €.  Daher 
wurden  Leibrenten  zur  Aufmunterung  der 
Gläubiger  meist  als  Prämien  zu  Darlehen  ge- 
geben. Und  in  Frankreich  wurden  sie  nebst 
eigentlichen  Tontinen  mit  Lotterieen  verbunden, 
so  1700—1708  unter  Chamillart,  indem  die  Ge- 
winnenden Leibrenten  erhielten,  dann  1737, 
1739  und  1743.  Später  waren  die  Leibrenten 


1.  Januar 
1817 
1&31 
1860 
1873 
1888 


Zahl  Mill.  Frcs. 

67  393  >2,97 

34  868  6,88 

2 899  0,72 

336  o,i  8 

3 nur:  >625  Frcs. 


Die  jetzige  französische  „Dette  viagere“ 
besteht  zum  überwiegend  grössten  Teile  aus 
vom  Staate  zu  zahlenden  Pensionen,  verschie- 
denen Indemnitäten  nebst  Dotation  der  Ehren- 
legion. 1891  bezifferte  sich  die  ganze  Summe 
auf  221  Millionen  Francs  gegenüber  einer  Ge- 
samtziuslast  von  1272  Millionen  Franc«.  Da- 
j runter  befanden  sich  1.08  Millionen  Francs 
eigentliche  Leibrenten.  Letztere  rühren  von 
j der  erwähnten  Altersversorgungskasse  her,  bei 
welcher  Leibrenten  bis  zum  Betrage  von  1500 
Francs  gegen  Einzahlungen  (jährlich  bis  zum 
Höchst  betrage  von  41  HX)  Francs  von  einer  Person» 
erworben  werden  können.  Die  Kasse  verwendet 
die  entrichteten  Prämien  zum  Ankäufe  ewiger 
Renten,  deren  Titel  nach  Massirabe  der  Leib- 
renteuzahlungen  annulliert  werden.  Für  den 
[Staat  bedeutet  dies  lediglich  die  Umwandlung 
t einer  ewigen  Rente  in  eine  allmählich  tilgbare 
i Schuld.  Die  Kasse  bedurfte,  als  sie  infolge  der 
Erniedrigung  des  Zinsfusses  in  die  oben  er- 
wähnte Verlegenheit  geriet,  in  den  80  er  Jahren 
eiuer  Reorganisation. 

Aach  in  England  spielen  Leih-  und  Zeit- 
renten für  den  Zweck  der  Schuldentilgung  eine 
nicht  unwichtige  Rolle.  Nach  dem  1808  ent- 
worfenen . mehrfach  entschieden  bekämpften 
! Plaue  sollten  die  aufznnehmenden  Rentner  nicht 
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unter  35  Jahre  alt  sein,  die  Rente  nicht  über 
1000  t für  einen  Kupf,  nicht  über  1500  für 
zwei  Köpfe  betragen.  Seit  1829  wurden , da 
man  nunmehr  brauchbarere  Sterbetafeln  be- 
nutzte, günstigere  Erfolge  erzielt.  Es  war  in 
Millionen  Mark 


Kapital 

weg- 

Leibrenten 

in  der 

der  an- 

ge- 

zage- anf- 

Zeit  vou 

nullierten 

fallene 

stan-  ge- 

Titel 

Zinsen 

den  hoben 

1808—1829 

232 

7,3 

»3,4  8,3 

1829—1869 

1047 

32,8 

92,1  12,0 

für 

den 

Staat 

20.8 


In  Deutschland  bietet  die  Arbeiterversiche- 
rung  eine  Möglichkeit  der  Schuldentilgung  durch 
Umwandlung  von  Kapitalschulden  in  Renten- 


schnlden.  Diese  Möglichkeit  sei  hier  nur  kurz 
angedeutet,  ohne  dass  auf  die  Fragen  der 
Zweckmässigkeit  einer  solchen  Verbindung  und 
der  zu  übenden  Vorsicht  näher  eingegangen 
werden  soll. 

Hinsichtlich  der  Benutzung  der  von  Ge- 
sellschaften gebotenen  Rentenversicherung  über- 
haupt ist  die  Verschiedenheit  des  nationalen 
Geschmackes  und  der  nationalen  Lebensauf- 
fassung sehr  bemerkbar.  Um  diese  Verschieden- 
heit zu  illustrieren,  sei  auf  die  Statistik  des 
eidgenössischen  Versicherungsamtes  für  1897 
als  auf  eine  wenn  nicht  vielnmfassende,  doch 
sehr  zuverlässige  Duelle  verwiesen.  Hiernach 
war  in  jenem  Jahre  der  Gesamtbestand  an 
Rentenversicherungen 


hei  den  in  der  Schweiz  arbeitenden  11  französischen  Leb.-Vers.-Ges.  87  26S  mit  Fr.  687S2777 

„ 3 amerikan.  „ „ 11278  „ „ 12299  579 

„ 8 deutschen  „ . „ 7214  „ „ 3827314 

„ 6 schweizerischen  „ „ 3 892  „ „ 1 954  045 

„ 4 englischen  „ „ 1 639  ,,  „ 1 896 100 
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4.  Die  Zweckmässigkeit  der  Renten- 1 als  die  Verschwendung  desseH >on.  In  einem 
Versicherung.  Die  Frage  der  Zweckmässig-  ganz  anderen  Lichte  erscheint  uns  aber  die 
keit  der  Rentenversicherung  ist  schon  sehr  Leibrente,  wenn  wir  sic  vom  Standpunkte 
verschieden  und  nicht  selten  recht  schief 1 der  Versicherung  aus  l>ot  rächten.  Der 
beurteilt  worden.  Allerdings  hatten  die  I Wichtigkeit  und  Notwendigkeit  der  Invali- 
Kritiker,  welche  diese  Versicherung  abfällig  ! ditäts- , "Witwen-  und  Waisen  Versicherung 
besprachen,  ganz  bestimmte  Zustände  und  gegenüber  verlieren  die  zum  Teil  doch  etwas 
zwar  vornehmlich  diejenigen  der  französi-  naiven  aprioristischen  Erörterungen  ü lau- 
schen Leibrenten  zur  Zeit  des  Ancien  Rcgifne  Kapitalaufzehrung,  Selbstsucht  und  Sparsam- 
im  Auge.  v.  Justi  bezeichnet  den  Leib-  keit  fast  alle  Bedeutung.  Die  bei  mässigem 
i*entenvertrag  schlechthin  als  einen  »Glücks-  Erwerbe  oft  sehr  schwere  Kapitalbildung 
kontrakt«,  Mac  Culloch  besorgte,  dass  er  die  erfüllt  keineswegs  immer  den  Zweck  einer 
Selbstsucht  auf  Kosten  der  Erben  fördere:  ausreichenden  Versorgung  für  die  Zeiten  der 
auch  Ran  bezeichnet  ihn  als  nachteilig  für  Bedürftigkeit.  Eine  solche  Versorgung  wird 
die  Erben  und  für  die  ganze  Volkswirt- , aber  durch  die  Versicherung  mit  ihrem 
Schaft,  weil  er  zur  Aufzehrung  von  Kapital  gegenseitigen  solidarischen  Eintreten  der 
führe;  ähnlich  sprachen  sich  v.  Jakob  und  Beteiligten  für  einander  ermöglicht.  Dabei 
andere  aus,  welche  auch  noch  betonten,  dass  bleibt  cs  immer  noch  fraglich,  ob  nicht  eine 
das  Leibrententum  den  Miissiggang  und  die  solche  Sicherstellung  für  die  volkswirtschaft- 
Abneigung  gegen  Verehelichung  fördere,  liehe  Kapitalbildung  günstiger  wirkt  als  die 
während , wenn  man  beim  Bezüge  der  Erübrigungen  mit  Sondernutzung.  Auch  die 
üblichen  Zinsen  seines  für  die  Nachkommen-  Frage  der  Kapital-  oder  Rentenversicherung 
Schaft  erhaltenen  Kapitales  noch  auf  Erwerb  lässt  sich  nicht,  wie  schon  geschehen, 
angewiesen  sei,  hiermit  ein  Anreiz  zum I schlechthin  zu  Gunsten  der  einen  Art,  ins- 
Fleisse  und  ein  Mittel  zur  Förderung  des  j besondere  der  ersteron  erledigen,  ln  vielen 
Wohlstandes  gegeben  sei.  Auch  in  Say’s  | Fällen  wird  der  erstrebte  Zweck  nur  durch 
Dictionnaire  des  Finances  werden  die  Leib-  i die  Rentenversicherung  voll  und  ganz  er- 
renten  ganz  allgemeiu  vom  moralischen  reicht,  während  bei  der  Kapital  Versicherung 
Gesichtspunkte  aus  wie  alle  Anlagen  ä fonds  die  Versorgung  lei«-ht  gefährdet  sein  kann, 
perdu  verworfen.  Nun  meinte  aber  doch  Dies  schlicsst  jedoch  nicht  aus.  dass  nach 
der  vorsichtig  abwägende  Rau  (Bd.  11  seines  Ijage  des  Falles  (insbesondere  bei  Witwen) 
Hauptwerkes  § 368),  man  dürfe  wohl  an-jan  Stelle  der  Leibrente  ein  Kapital  als  Ab- 
nehmen, dass  fast  nur  kinderlose  Personen  findung  mit  Vorteil  gewährt  werden  kann 
von  der  für  Abschluss  eines  Leibrenten ver-  und  auch  im  Interesse  des  Bezugsberech- 
trages  gebotenen  Gelegenheit  Gebrauch  tigten  geltoten  werden  sollte, 
machten.  Der  Kapitalverlust  im  ganzen  sei  Unzweifelhaft  alter  giebt  es  zahlreiche 
unbeträchtlich.  Derselbe  schütze  den  Ken-  Fälle,  in  denen  weitaus  die  zweckmässigste 
tenempfänger  vor  Verarmung  und  werde  Kapitalanlage  in  der  Erkaufung  einer  Leib- 
dureh  die  Ersparnisse,  welche  gleichzeitig  i reute  besteht.  Einzelnen  Familien  vielleicht, 
zu  jährlichen  Einzahlungen  gemacht  wür-  aber  nicht  der  Gesamtwirtschaft  geht  das 
den,  weit  überwogen.  Ueberdies  sei  diese 'so  angelegte  Kapital  verloren.  Meist  wird 
Anwendung  des  Kapitales  noch  viel  besser  es  vom  Versicherer  nützlicher  verwertet, 
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als  os  in  der  Hand  dos  Kentenerwerbers 
verweilet  worden  wäre. 

Iiitteratur:  Ausser  den  allgemeinen  Werken  über 
Fi  na nur isxenschafl  und  I 'rrsicherungsiresen  Kind 
insbesondere  noch  anzujühren  neben  den  älteren 
Arbeiten  von  Teten  n,  Au  treten  mj  zur  Berechnung 
der  Leibrenten:  Mager,  Allgemeine  Anleitung 
zur  Berechnung  der  Leibrenten.  — Itatlg. 
Theorie  der  I.ebrnsrentcn.  Blelbtreu,  Poli- 
tische Arithmetik , 2.  And.,  1888.  — Spitzer, 
Anleitung  zur  Berechnung  der  Leibrenten,  Wien 
1881,  2.  Au  fl.  — Morgenhe»uer , />»>  mathe- 
matischen Grundlagen  des  getarnten  Versicherung» • 
tcesens,  Berlin  1SS3.  — Ztllmer,  ltir  mathe- 
matischen Bechnnngen  bei  Lebens-  und  Renten- 
versicherungen, 2.  Au  fl.,  ISS?. 

.1.  Lehr. 

(Sach  des  Verf.’s  Tode  nachgesehrn  und  ergänzt 

von  A.  Ennnlnylinus.t 


Leichenschau. 

t.  Wesen  und  Zweck  der  L.  2.  Art  der 
Ausübung  der  L.  3.  Wert  der  L.  für  die  Be- 
urkundung der  Sterbefülle.  4.  Gesetzliche  Be- 
stimmungen. 

1.  Wesen  und  Zweck  der  L.  Leichen- 
schau oder  Totenschau  nennt  man  allgemein 
die  auf  behördliche  Veranlassung  erfolgende  ! 
Besichtigung  einer  eben  verstorbenen  Person 
durch  einen  Sachkundigen  behufs  Feststel- 
lung des  eingetretenen  Todes  und  möglichst 
zuverlässiger  Ermittelung  der  Prsaehe  des 
Todes.  Zu  letzterem  Zwecke  sind  in  der 
Kegel  einige  Erhebungen  mit  der  eigent- 
lichen I^eiclienschau  verbunden.  Die  unter 
besonderen  Umständen  bisweilen  stattfindende 
Besichtigung  und  Untersuchung  einer  älteren, 
aufgefundenen  oder  exhumierten  Leiche  ist  i 
zwar  iin  weiteren  Sinuc  auch  als  Leichen-  j 
schau  zu  bezeichnen,  doch  versteht  man  ge- 
wöhnlich darunter  nur  diejenige,  welche  vor 
der  Bestattung  möglichst  bald  nach 
dem  Tode  erfolgt.  Dieselbe  hat  den  vier- 
fachen Zweck,  1.  die  Beerdigung  eines 
Scheintoten  zu  verhüten,  2.  die  Verheimli- 
chung eines  auf  strafbare  Art  herbeigeführten 
Todesfalles  zu  hindern,  3.  jeden  einzelnen 
durch  eine  ansteckende,  gemeingefährliche 
Krankheit  verursachten  Sterbefall  alsbald  zur 
behördlichen  Kenntnis  zu  bringen . damit 
rocht  zeitig  gegen  eine  Weiterverbreitung  der 
Krankheit  Vorsorge  getroffen  werden  kann, 
4.  die  Herstellung  genauer  und  zuverlässiger 
Sterbelisten  zu  fördern. 

2.  Art  der  Ausübung  der  L.  Eine 
geordnete  lioiehenschan  soll  mit  der  Fest- 
stellung der  den  Tod  kennzeichnenden  Merk- 
male an  der  Leiche  beginnen,  wobei  in 
jedem  irgendwie  zweifelhaften  Falle  unbe- 
dingt mehrere  solche  Merkmale  sorgfältig 
zu  prüfen  sind.  Kommt  wählend  dieser 


Prüfung  der  Verdacht  des  Scheintodes  auf, 
so  ist  der  Leichenschauer  verpflichtet,  unge- 
säumt Belebungsversuche  zu  machen  und, 
falls  er  nicht  selbst  Arzt  ist,  die  sofortige 
Herbeiziehung  eines  Arztes  zu  veranlassen. 

Die  nächste  Aufgabe  des  Leichenschauers 
ist  es,  auf  jede  ihm  mögliche  Weise  die 
Identität  der  Leiche  mit  der  als  ver- 
storben gemeldeten  Person  festzustellen,  um 
«las  wirklich  erfolgte  Ableben  dieser  Person 
urkundlich  bescheinigen  zu  können. 

Die  weitere  Untersuchung,  ob  etwa  der 
Tod  auf  eine  rechtswidrige,  strafbare  Weise 
herbeigeführt  sei,  muss  sich  meistens  darauf 
beschränken,  nach  den  Anzeichen  einer  ge- 
waltsamen Todesart  zu  suchen.  Als 
solche  Anzeichen  kommen  hauptsächlich  in 
Betracht : äussere  Verletzungen,  z.  B.  Wun- 
den, Blutunterlaufungen,  Schädel  brfiehe. 
ferner,  wenn  ein  Tod  durch  Ersticken  vor- 
liegen kann,  Eindrücke  am  Hals«?,  Aufge- 
dunseuheit  des  Gesichtes,  Fremdkörper  im 
Halse  oder  in  den  Luftwegen  etc.  Eine 
etwaige  Tötung  durch  Vergiften  oder  durch 
Vernachlässigung,  z.  B.  bei  kleinen  Kindern, 
wird  gewöhnlich  erst  auf  Grund  von  Er- 
hebungen bei  der  Umgebung  des  Verstor- 
benen naehgewieson  bezw.  wahrscheinlich 
gemacht,  doch  können  auch  die  Ergebnisse 
der  Besichtigung  der  Leiche  solchen  Ver- 
dacht bestärken  oder  verringern. 

Hinsichtlich  der  sonstigen  Todesur- 
sachen, deren  Feststellung  in  der  Kegel 
zu  den  Obliegenheiten  des  Leichensehauers 
gehört,  hat  derselbe,  soweit  thunlich,  von 
dein  Arzte,  welcher  den  Verstorbenen  vor 
dem  Tode  behandelt  liat,  Aufschluss  und 
unterschriftliche  Bestätigung  einzuholen.  Ist 
dies  nicht  ausführbar  oder  hat  eine  ärztliche 
Behandlung  nicht  statt  gefunden,  so  sind  die 
Angehörigen  des  Verstorbenen  oder  glaub- 
würdige Personen  aus  dessen  Umgebung  zu 
Mitteilungen  aufzufordern,  und  deren  An- 
gaben. unter  Berücksichtigung  des  Befund«?« 
an  der  Leiche,  zu  verzeichnen.  Immer  sollte 
aus  dem  Befundseheine  des  Leichenschauers 
hervorgehen,  ob  die  Benennung  der  letzten 
Krankheit  des  Veratorbenen  und  der  Todes- 
ursache  von  ärztlicher  oder  nichtärztlicher 
Seite  herrührt. 

Ergiebt  sich  die  Gewissheit  oder  der 
begründete  Verdacht,  dass  der  Tod  infolge 
[einer  gemeingefährlichen  Krankheit,  wie 
Pocken,  Cholera,  Typhus,  Scharlach,  Dipli- 
; therie,  Milzbrand,  Kotz,  Tollwut  etc.  erfolgt 
i ist.  so  ist  der  zuständigen  Polizeibehörde 
Anzeige  zu  erstatten,  ebenso  falls  sich  die 
Gewissheit  oder  der  begründete  Verdacht 
ergiebt,  dass  «'ine  strafbare  Vernachlässigung 
«les  Verstorbenen  oder  eiue  strafbare  Be- 
handlung desselben,  etwa  seitens  eines  Kur- 
pfuschers. «len  Tod  herbeigeführt  hat  (vgl. 
die  bayerische  Dienstanweisung  für  Leichen- 
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schauer.  Abschnitt  VI).  Auch  ist  eine  so- 
fortige Anzeige  an  die  Behörde  geboten,  falls 
die  Feststellung  der  Persönlichkeit  des  Ver- 
storbenen nicht  zweifellos  gelungen  ist. 

Am  vollkommensten  würden  die  Zwecke 
der  Leichenschau  erfüllt  werden,  wenn  die- 
selbe  in  jedem  Falle  durch  einen  erfahrenen 
Arzt  stattfinden  könnte,  indessen  stösst  die 
Durchführung  einer  solchen  Forderung  viel- 
fach auf  Schwierigkeiten,  und  daher  hat  die 
im  Jahre  1875  vom  Reichskanzler  einbe- 
rufene  Kommission  zur  Vorbereitung  einer 
Reichsmodizinalstatistik  in  ihrer  »Skizze 
eines  Leichenschaugesetzos  für  das  Deutsche 
Reich«  vorgeschlagen,  dass  jede  Gemeinde 
die  erforderliche  Anzahl  von  Personen, 
welche  die  Leichenschau  vorzunehmen  haben, 
mit  Zustimmung  des  zuständigen  Medizinal- 
beamten anzustellen  und  zu  verpflichten 
habe.  Hierzu  wurde  bemerkt,  dass  es  zu- 
lässig sein  soll,  auch  Frauen  mit  der  Leichen- 
schau zu  beauftragen,  der  Medizinal  beamte 
soll  sich  aber  stets  vorher  überzeugen,  ob 
die  betreffende  Person  auch  ihrem  Bildungs- 
grade nach  für  diese  Funktionen  sich  eigne, 
damit  er  sie,  soweit  nötig,  noch  genau  über 
ihre  Verpflichtungen  unterrichte.  Eine  be- 
sondere, behördlicherseits  erlassene  »Anwei- 
sung für  den  Leichenschauer«  ist  überdies 
für  jeden  Bezirk  erforderlich. 

3.  Wert  der  L.  für  die  Beurkundung 
der  Sterbefälle.  Ueber  alle  amtlichen 
Leichenbesiehtigungen  hat  der  Leichen- 
schauer sorgfältig  Buch  zu  führen,  ausser- 
dem ist  das  Ergebnis  einer  jeden  Leichen- 
beschauung auf  einem  Befundscheine  zu 
vermerken.  Nur  auf  Grund  solcher  Leichen- 
schauscheine lässt  sich  eine  zuverlässige 
.Sterbeliste  herstellen  und  der  unzweifel- 
hafte Tod  einer  Person  nebst  der  Todes- 
ursache mich  weisen.  Das  Reichsgesetz  vom 
(>.  Februar  1875  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  gewährleistet  diese  Zuver- 
lässigkeit vorläufig  nicht,  da  ja  der  Standes- 
beamte in  seine  Liste  nur  die  ihm  mündlich 
von  jemand  erstattete  Anzeige  ein  zutragen 
hat  und  nach  § 21  des  Gesetzes  nur  dann 
verpflichtet  ist,  sich  von  der  Richtigkeit  der 
Anzeige  in  geeigneter  Weise  Ueberzeugung 
zu  verschaffen,  wenn  er  »dieselbe  zu  be- 
zweifeln Anlass  hat«.  "Wo  keine  obligatorische 
Leichenschau  besteht,  beruht  also  im  Deut- 
scheu  Reiche  die  Sterbeurkunde  lediglich 
auf  den  Angaben  einer  vom  Standesbeamten 
für  glaubwürdig  gehaltenen  Person,  während 
es  doch  offenbar  erwünscht  ist,  dass  die  oft 
folgenschwere  Eintragung  eines  Sterbefalles 
in  das  Standesamtsregister  ausschliesslich 
auf  Grund  einer  Feststellung  des  wirklich 
erfolgten  Todes  und  der  Identität  der  Leiche 
erfolgen  darf.  Dies  lässt  sich  nur  durch 
Einführung  der  obligatorischen  Leichenschau 
erreichen. 


i 
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4.  Gesetzliche  Bestimmungen.  Die 
Regelung  der  Leichenschau  fällt  in  das  Ge- 
biet der  Medizinalpolizei,  im  Deutschen 
Reiche  unterliegt  sie  daher  — nach  Art.  4 
der  Verfassung  — der  Gesetzgebung  seitens 
des  Reiches.  Der  Reichstag  hat  dem- 
gemäss am  11.  Juni  1900  in  einer  Resolution 
den  Reichskanzler  ersucht,  einen  Gesetz- 
entwurf vorzulegen,  durch  welchen  baldigst 
für  das  ganze  Reichsgebiet  eine  allgemeine 
obligatorische  Leichenschau  vorgeschrieben 
wird,  aber,  obgleich  auch  der  Bundesrat 
Ijereits  im  Jahre  1877  auf  Grund  eines  Be- 
richtes der  zur  Vorbereitung  der  Medizinal- 
statistik eingesetzten  Kommission  beschlossen 
hatte,  das  Reichskanzleramt,  jetzige  Reichs- 
amt des  Innern,  zur  Ausarbeitung  eines  l>e- 
züglichen  Gesetzentwurfs  aufzufordern  (§  377 
der  Protokolle  des  Bundesrats),  ist  es  zu 
einem  derartigen  Gesetze  für  das  Reich  bis- 
her nicht  gekommen,  indessen  haben  mehrere 
Einzelstaaten  des  Reiches  mittlerweile  für 
sich  eine  obligatorische  Leichenschau  ein- 
geführt. 

Nach  dem  G.  v.  30.  Juni  1900  (R.G.BL 
8.  300),  betreffend  die  Bekämpfung  ge- 
meingefährlicher Krankheiten,  ist  eine 
Leichenschau  von  seiten  des  Reiches  nur 
für  aussergewöhnliche  Verhältnisse  in  Aus- 
sicht genommen,  denn  § 10  des  Gesetzes 
lautet : 

4j  10.  Für  Ortschaften  und  Bezirke, 
welche  von  einer  gemeingefährlichen  Krank- 
heit befallen  oder  bedroht  sind,  kann  durch 
die  zuständige  Behörde  angeordnet  werden, 
dass  jede  Leiche  vor  der  Bestattung  einer 
amtlichen  Besichtigung  (Leichenschau)  zu 
unterwerfen  ist. 

Im  Königreich  Preussen  sind  landes- 
gesetzliche Bestimmungen  über  Leichenschau 
bisher  nicht  erlassen,  doch  gelten  in  mehre- 
ren grossen  Städten,  wie  u.  a.  in  Berlin, 
Breslau,  Köln,  Magdeburg,  Königsberg,  Frank- 
furt a M.  auch  in  zahlreichen  kleineren 
Städten  und  einigen  Landgemeinden  Polizei- 
vorschriften, wonach  ein  ärztlicher  Toten- 
schein bei  Anmeldung  des  Todesfalles  vor- 
zulegen ist.  Eine  obligatorische  Leichenschau 
ist.  ferner  z.  B.  in  dem  an  Berlin  grenzenden 
Kreise  Nieder-Barnim  durch  Kreispolizoi- 
verordnung  vom  0.  September  1878  ein- 
geführt und  durch  eine  Instruktion  des 
Kreisphysik  ns  für  die  nicht  ärztlichen 
Leichenbeschauer  ergänzt  ; dieselbe  hat  sich 
nach  amtlicher  Aeussernng  von  grossem 
Werte  gezeigt,  insbesondere  zur  frühzeitigen 
energischen  Bekämpfung  von  Epidemieen. 
Nach  dem  lotztveröffentlichten  Berichte  über 
das  Sanitätswesen  des  Preussisehen  Staates 
während  der  Jahre  1892,  1893  und  1894 
fehlte  jede  amtliche  Leichenschau  noch  in 
den  Regierungsbezirken  Gumbinnen,  Marien- 
werder, Stralsund,  Posen,  Breslau,  Oppeln, 
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Hannover,  Hildesheim,  Lüneburg,  Stade, 
Osnabrück,  Aurieh,  Münster,  Trier  und 
Aachen. 

Im  Königreich  Bayern  sind  am  20.  No- 
vember 1885  vom  Ministerium  oberjiolizei- 
liche  Vorschriften  über  die  Leichenschau 
und  Beerdigung  erlassen,  denen  eine  »Dienst- 
anweisung  für  die  Leichenschauer«,  beigefügt 
ist.  Im  Königreich  Sachsen  wird  eine  j 
Art  von  Leichenschau  nach  dem  G.  v. 
20.  Juli  1850  durch  Leichenfrauen  ausgeübt,  j 
deren  Gebühren  die  Gemeindevertreter  unter 
Berücksichtigung  des  örtlichen  Herkommens] 
festzusetzen  haben.  Im  Königreich  W ü r 1 1 e m - 
borg  ist  unter  dem  24.  Januar  1882  eine 
Königliche  Verordnung,  betreffend  Leitdien-  j 
schau  ergangen,  welche  alsbald  durch  eine 
Dienstanweisung  für  die  Leichenschauer 
(Ministerialverfügung  vom  3.  Februar  1^2) 
ergänzt  wurde.  Im  Grossherzogtum  Baden 
regelt  eine  V.  v.  16.  Dezember  1875,  be- 
treffend die  »sanitätspolizeiliehen  Massregeln  ' 
in  Bezug  auf  Leichen  und  Begräbnisstätten«, 
auch  die  Leichenschau,  und  eine  eingehende 
Dienstanweisung  für  die  Izeichenschauer  ist  : 
dort  am  22.  Dezember  1887  erlassen.  Im 
Grossherzogtum  Hessen  darf  nach  einem 
Ministenalausschreiben  vom  18.  Februar  1841  ! 
die  Beerdigung  einer  Leiche  nur  stattfinden,  i 
wenn  ein  Zeugnis  filier  «len  Tod  von  einem 
Arzte,  Wundärzte  oder  — in  Orten,  wo! 
solche  nicht  wohuen  — von  dem  hierzu  an- 
zuordnenden  Leichenschauer  ausgestellt  ist 
und  vorgelegt  wird;  demgemäss  sind  inj 
1 leasen  für  zahlreiche  örtliche  Bezirke  ein 
oder  mehrere  Leiehenschauer  angestellt,  ln 
Mecklenburg-Schw e r i u bestellen  zwar 
keine  landesgesetzliehen  Bestimmungen  über 
I ieiehenschau , doch  ist  bereits  seit  dem  I 
Jahre  1816  in  den  Städten  des  Landes 
jede  Ijciche  von  vereidigten  Totenfrauen 
zu  besichtigen.  In  Sachsen- Weimar 
ist  durch  Bekanntmachungen  vom  11.  Juli 
1811  und  4.  August  1851  vorgesehriebeu, 
dass  in  der  Regel  bei  allen  Leichen  Leichen- 
frauen zugezogen  werden  sollen  mul  dass 
nur  hinsichtlich  solcher  Kinder,  die  das  Alter 
von  6 Wochen  noch  nicht  erreicht  haben, 
eine  Ausnahme  gestattet  ist.  Im  Herzogtum 
Braunschweig  findet  in  den  Städten  des 
Landes  sogar  eine  regelmässige,  ärztliche 
sichtigung  der  Leichen,  entweder  durch  den 
behandelnden  Arzt  oder  durch  den  zustän- ! 
digen  Physikus  statt.  In  Sachsen -Mei- 
ningen ist  seit  dem  22.  Mai  1838  ein  Ge- 
setz, betreffend  die  Einführung  der  Toten- 
schau, in  Kraft,  zu  welchem  erst  vor  wenigen 
Jahren,  am  19.  Februar  1895,  neue  Aus- 
führungsbestiraimingen  seitens  des  Herzog- 
lichen Staatsministeriums  gegeben  sind : ! 
darnach  ist  dort  eine  ärztliche  und  eine  j 
nichtärztliche  Leichenschau  vorgesehen,  ei*s- : 
tere  ist  in  der  Regel  einmal,  letztere  zwei-  j 


mal  vorzunehmen,  die  nichtärztlichen  Leacoea- 
schauer  haben  sich  von  5 zu  5 Jahren  da-r 
Nachprüfung  vor  dem  Physikus  zu  unti- 
ziehen.  Eine  eingehende  Dieustanweism.' 
für  die  Leichenschauer  ist  dem  angeführte 
Ministenalausschreiben  vom  19.  Februar  13&5 
beigegeben.  In  S ac  h s e n - A 1 1 e n b u r g shd 
die  unter  dem  24.  April  1857  erlasset« 
Bestimmungen,  betreffend  die  Thätigkeit  de: 
Leichenfrauen , im  wesentlichen  den  ia 
Königreich  Sachsen  geltenden . oben  ge- 
dachten Bestimmungen  nachgebildet : ic. 
Herzogtum  Gotha  ist  am  12.  Januar  Ir- 
onie Verordnung,  betreffend  die  Leichenschau 
ergangen,  auch  wurde  gleichzeitig  vom 
Herzoglichen  Staatsministerium  eine  Dienst- 
anweisung für  die  Leichenschauer  und  ein* 
solche  für  die  laichen  freuen  veröffentlicht; 
im  Herzogtum  Coburg  beruht  die  obliga- 
torische Leichenschau  auf  einer  V.  v. 
20.  August  1812  und  auf  der  Instruktiv:: 
für  die  Leichenschauer  vom  13.  Januar  Is>\ 
Die  laichen  schau  wird  zum  Teil  von  Aerztec, 
besonders  in  Coburg  und  Rodach,  zum  T eil 
von  Nichtärzten,  namentlich  Heilgeliülfea. 
ausgeübt  Im  Herzogtum  Anhalt  sowie 
in  den  Fürstentümern  Reuse  ä.  L.  oiw 
Re usb  j.  L.  besteht  obligatorische  I^eiehet- 
scliau  nur  für  die  Städte  Dessau  < Polizei  - 
Verordnung  vom  12.  Juni  1896),  Zerbst 
Greiz  und  Gera,  in  Schaumburg-Lippe 
ist  die  Leichenscliau  durch  Toten  franco 
mittelst  VV.  v.  13.  und  14.  März  1862  ee- 
regelt.  Im  Staatsgebiet  von  Lübeck  be- 
stellt eine  organisierte  Leichenschau  nicht, 
doch  finden  Beerdigungen  von  Leichen  nur 
auf  Grund  ärztlicher  Todeszeugnisse  statt: 
diese  sind  im  Stadtbezirk  vom  behandelnden 
Arzte  oder  von  einem  der  beamteten  Aerzte 
unentgeltlich  zu  erteilen,  in  Travemünde 
und  in  den  Landgemeinden  fallen  nach 
Massgabe  des  Gesetzes,  betreffend  die  Todes- 
zeugnisse,  vom  20.  April  1891  die  Kost« 
dem  zur  Bestreitung  der  Begräbniskosten 
Verpflichteten  z\ir  Last.  Im  Staate  Bremen 
darf  laut  § 51  der  Medizinalordnung  vom 
2.  August  1878  eine  Beerdigung  nicht  statt- 
fiuden,  bevor  der  Tod  durch  einen  Am. 
einen  Mcdizinalbeamten  oder  — bei  Todes- 
fällen ira  Landgebiet  — von  einem  seitens 
der  Medizinalkonimission  bestellten  Leichen- 
beschauer schriftlich  bescheinigt  ist  ln 
Ha m b u rg  wird  die  Leichenscliau  auf  Grunu 
der  Aerzteordnung  vom  21.  Dezember  ls94 
ausschliesslich  durch  Aerzte  au« 
geübt;  bei  Personen,  die  in  ärztlicher  Be- 
handlung gestorben  sind,  verursacht  die- 
selbe in  der  Regel  keine  besonderen  Um- 
stände und  Kosten,  bei  Personen,  welche 
verstorben  sind,  ohne  in  ärztlicher  Behand- 
lung gewesen  zu  sein,  liegt  die  Leichenschau 
für  die  Stadt  in  den  Händen  der  Polizei- 
ärzte, für  das  Landgebiet  des  Staates  in 
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itv.  Händen  der  Bezirksärzte,  für  deren 
liiitif^keit  jedesmal  eine  Gebühr  erhoben 
'ircl.  I)a  jedoch  seit  Einführung  des 
L n\ri¥wenversicherungsgesetzes  dort  nur  we- 
Menschen  ausserhalb  ärztlicher  Behand- 
sterben,  ist  solche  polizeiärztliche 
jeicilienschau  im  Staate  Hamburg  neuerdings 
•eiten.  In  Eisass -Lot  bringen  besteht 
ieine  allgemeine  Leichenschau,  doch  ist  für 
nehrere  Gemeinden  — u.  a.  für  Mülhausen 
lureli  Polizei  Verordnung  vom  25.  April  1898 
— die  obligatorische  Leichenschau  durch 
Aerzte  eingeführt 

lAtteratur:  Ei nfüh ru ng  der  obl igata rücken  Lei ch cn - 
xrh<z  it  im  Deutschen  Reiche.  Petition  des  1 ’er- 
et  um  Deutscher  Lebensvcrsicherungsgesellschaftcn 
an  &.  Durchlaucht  den  Reichskanzler,  Berlin 
1880.  — Guttstadt,  Deutschlands  Gesund hcits • 
trcjte-u.  Organisation  und  Gesetzgebung  des  Deut- 
schen- Reiches  und  seiner  Einzelstaaten,  Leipzig 
1891.  — Protokoll  der  Kommission  zur  Vorbe- 
reitung einer  Reichsmedizinalslatislik  fBd.  XX, 
Urft  l der  Statistik  des  Deutschen  Reiches).  — 
Re irhstagsdmcksachc  Xr.  796  (Session  1898  1000). 
— lietrejfs  der  neueren  gesetzlichen  Vorschriften 
ceryl.  Veriijfsntlichungcn  des  kaiserlichen  Gesund- 
heitsamtes, 1886  — 1900. 

Rah  tu. 


Leihhäuser. 

1.  Name  und  erste  Anfänge.  2.  Weitere 
Entwickelung.  Gesetzgebung  und  Statistik  in 
einzelnen  Ländern,  a)  Italien,  b)  Belgien,  cj 
Frankreich  nnd  andere  Länder,  d)  Deutschland 
und  Oesterreich.  3.  Betriebsweise.  4.  Die  Frage 
der  Notwendigkeit  öffentlicher  L. 

1.  Name  und  erste  Anfänge.  Als  Leih- 
häuser bezeichnet  man  diejenigen  Kreditan- 
stalten, welche  Kreditbedürftigen  gegen  Ver- 
pfändung beweglicher  Gegenstände  Barvor- 
schüsse machen,  ohne  dabei  eigenen  Gewinn 
wie  die  Privatpfandleiher  im  Auge  2u  habeu. 
Da  nur  Behörden  oder  Stiftungen  solche  An- 
stalten zu  unterhalten  pflegen,  so  werden  sie 
zur  genaueren  Unterscheidung  von  den  zu  Er- 
werbszwecken betriebenen  Privatpfandleihen 
auch  öffentliche  Leihhäuser  genannt.  In  der 
entsprechenden  romanischen  Bezeichnung 
mons  pietatis  erklärt  sich  das  erstere  Wort 
dadurch,  dass  z.B.im  Italienischen  monteauch 
in  anderen  Verbindungen  eine  öffentliche 
Kasse  bedeutet 

In  solcher  Verpfändung  bestand  zu  einer 
Zeit,  wo  selbst  diejenigen,  die  alles  andere 
im  Ueberflusse  besassen,  oft  baren  Geldes 
ermangelten,  und  besteht  für  viele  noch 
jetzt  die  einzige  Möglichkeit,  augenblickliche 
Geldbedürfnisse  schnell  zu  befriedigen.  Da 
nun  durch  das  kanonische  Wucherverbot, 
welches  gegen  Ende  des  9,  Jahrhunderts  in 
absoluter  Form  aufgestellt  wurde,  für  die 
christliche  Welt  jede  Art  von  Vergütung, 


die  für  ein  Darlehen  über  die  geliehene 
Summe  hinaus  beansprucht  wurde,  als  usura 
erklärt  war,  so  geriet  das  Pfandgeschäft, 
wie  der  Geldliandel  überhaupt,  ausschliess- 
lich in  die  Hände  der  Juden  und  später 
besonderer,  von  dem  Wucherverbot  ausge- 
nommener und  als  Wechsler  zugelassener 
Klassen,  wie  der  iu  Frankreich  Caorsins,  in 
Deutschland  Kawerzaner  (wahrscheinlich 
nach  der  Stadt  Cavour  in  Piemont)  genann- 
ten Leute,  in  England  und  den  Niederlanden 
der  Lombarden.  Besonders  da,  wo  die  Juden 
vom  13.  bis  zum  15.  Jahrhundert  vertrieben 
wurden,  traten  jene  Italiener  an  ihre  Stelle, 
und  beide  konnten,  wie  in  manchen  Teilen 
Deutschlands  und  Italiens  auch  einheimische 
Wechsler,  ihr  Privileg  durch  Forderung 
hoher  Zinsen  rücksichtslos  ansbeuten. 

Ebenso  früh  als  die  Erbitterung  über  die 
Wucherplage  sich  in  der  Verfolgung  der 
Juden  Luft  zu  machen  begann,  scheint  die 
Errichtung  von  öffentlichen  Anstalten  ver- 
sucht worden  zu  sein,  die  das  Geld  verleihen 
gegen  Pfand  ohue  die  Absicht  des  Gewinnes 
betreiben  sollten.  Die  erste  allerdings  un- 
bestimmte Kunde  hiervon  stammt  aus 
Deutschland  und  bezieht  sich  auf  eine  Art 
Leihbank,  welche  um  1198  in  Freising,  der 
Residenz  der  bayerischen  Herzöge,  begründet 
worden  sein  soll.  In  Salins  in  Burgund 
schossen  die  Bürger  1350  ein  Kapital  von 
20600  Goldgulden  zusammen,  um  sich 
gegenseitig  gegen  wucherische  Ausbeutung 
zu  schützen  und  den  Beitragenden  Pfand- 
darlehen zu  gewähren,  und  im  Jahre  136,1 
vermachte  der  Bischof  von  London  der 
Paulskirche  1000  Mark  Silber  zur  unentgelt- 
lichen Ausleihung  gegen  Pfand  au  Arm  und 
Reich. 

2.  Weitere  Entwickelung.  Gesetz- 
gebung und  Statistik  in  einzelnen  Län- 
dern. a)  Italien.  Als  Ursprungsland 
unserer  öffentlichen  Leihhäuser  gilt  gewöhn- 
lich Italien,  und  insofern  mit  Recht,  als  die 
j eben  genannten  Schöpfungen  nur  von  kurzem 
Bestand  waren  und  nicht  bahnbrechend 
wirkten.  Hier  nahm  der  Klerus  die  prakti- 
sche Bekämpfung  des  Wuchere  in  die  llatid; 
der  Franziskanermönch  Barnaba  veranlasste 
1462  in  Perugia  die  Gründung  des  ersten 
moute  di  pietä  zur  Benutzung  für  alle  Be- 
! Völkern agsidassen ; öfter  wird  der  1463  oder 
; 1464  in  Orvieto  eröffnete  monte  als  erster 
! genannt,  doch  nur  weil  er  früher  als  jener 
die  päpstliche  Bestätigung  erhielt.  Die 
| Franziskaner  fuluen  mit  der  Errichtung  von 
Leihhäusern  fort;  der  Mönch  Bernardino 
von  Feltre  durchpilgerte  zu  dem  Zweck 
ganz  Italien,  und  es  erfolgte  schon  in  den 
nächsten  Jahren  in  Viterbo,  Bologna,  Mai- 
land, Savona  nnd  zahlreichen  anderen 
Städten  Ober-  und  Mittelitaliens  die  Grün- 
dung solcher  Anstalten.  Die  Betriebsmitte 
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flössen  diesen  zumeist  unter  geistlicher  I /ei- 
terig verbliel»encn  Leihhiluseni  anfangs  durch 
Stiftungen,  Schenkungen  und  die  Kirche  zu : 
die  Pfanddarlehen  wurden  unentgeltlich  ge- 
währt. 

Haid  af»er,  als  trotz  der  Verheissung 
kirchlicher  Gnaden  die  freiwilligen  Beitrüge 
nicht  mehr  reichlich  genug  eingingen, 
mussten  Betriebsgelder,  entweder  gegen  Zins 
und  auf  Kündigung  oder  gegen  eine  feste 
vererbliche  Rente  entlehnt  und  daher  auch 
von  den  Darleihensuchenden  unter  Durch- 
brechung des  Zinsverbots  eine  Vergütung 
beansprucht  werden;  diese  Art  des  Betriebs 
wurde  durch  das  lateinische  Konzil  (1012 
bis  1517)  und  eine  Bulle  Leos  X.  ausdrück- 
lich gebilligt  unter  der  Bedingung,  dass  jene 
Vergütung  nur  die  dem  monte  selbst  er- 
wachsenden Verwaltungs-  und  sonstigen 
Kosten  deckte.  Ein  in  Florenz  1173,  nach- 
dem den  Juden  das  Pfandleihen  überhaupt 
verboten  woiden,  vom  Staate  errichteter 
mons  subventionis  et  caritatis  nahm  eben- 
falls von  Anfang  an  eine  seinen  Auslagen 
entsprechende  Vergütung;  auch  der  in 
Padua  14hl  mittelst  freiwilliger  Beitrüge 
gegründete  monte  nahm  5°.o  Darlehnszins. 
Einige  der  italienischen  Leihhäuser  scheinen 
den  Charakter  von  Pfandleihinstitnten  nicht 
rein  gewahrt  zu  haben ; insbesondere  der 
153h  in  Rom  eröffnet?  monte  erweiterte 
sieli  zu  einer  grossen  klerikalen  Bank,  die 
von  fremden  Fürsten  und  der  päpstlichen 
Verwaltung  selbst  benutzt  wurde.  Die 
meisten  menti  erfreuten  sich  unter  geist- 
licher und  weltlicher  Fürsorge  einer  jahr- 
hundertelangen Blüte.  Der  römische.  Avel- 
cher  seine  entlehnten  Betriebskapitalien  mit 
nur  4 ° o zu  verzinsen  und  alle  gerichtlichen 
Dejiositengelder,  sofern  sie  über  5 Scudi 
betrugen,  zur  Verfügung  hatte,  konnte  bis 
zu  30  Scudi  (zu  etwas  über  5 Francs)  zins- 
los, darüber  zu  2°o  ausleihen:  auch  dem 
monte  von  Bologna  wurden  1592  die  ge- 
richtlichen Depositengelder  zur  Verwendung 
im  Betriebe  überlassen.  Eine  jühe  Unter- 
brechung erfuhr  die  Entwickelung  des  Leih- 
hauswesens durch  die  französische  Invasion 
am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts.  In 
Bologna  erklärte  Bonaparte  1796  das  Ver- 
mögen des  monte.  einschliesslich  dos  Pfänder- 
magazins,  im  Gesamtwert  von  GUöOoöü 
Francs,  für  Kricgslieute  und  Hess  nur  die 
Pfänder  von  unter  200  Francs  Wert  den 
Eigentümern  zurückgeben;  ähnliches  wird 
in  anderen  Städten  geschehen  sein.  Wie- 
wohl nach  dem  Ende  der  napoloonischen 
Aom  für  die  Leihhäuser  die  Konkurrenz 
anderer  öffentlicher  Kreditinstitute  begann, 
so  betrug  doch  ihre  Zahl  1M9U  im  jetzigen 
Königreich  5S3  und  1*9G  noch  556.  die  am 
Jahresschluss  78,3  Millionen  Lire  für  Dar- 
lehen ausstehen  hatten  und  72  Millionen 


Reinvermögen  hesassen.  Zu  unterscheiden 
von  den  eigentlichen  monti  sind  die  soge- 
nannten nionti  frumentari  oder  granatici. 
welche  ohne  Pfand  zur  Saatzeit  Sämereien 
ausleihen.  Die  monti  di  pietä  stehen  jetzt 
unter  dem  G.  v.  4.  Mai  1898  nebst  Aus- 
führungsverordnung, ferner,  soweit  dieses 
Gesetz  nichts  anderes  bestimmt,  als  Kredit- 
institute unter  dem  G.  v.  15.  Juli  18H8  über 
die  Sjtarkasscn,  als  Wohlthätigkeitsan- 
slalten  unter  dem  G.  v.  17.  Juli  l-S!Ht  über 
die  wohlthätigen  Stiftungen.  Nach  orsterem 
Gesetz  hatten  sämtliche  Anstalten  neue 
Satzungen  aufzustellen  und  den  Ministerien 
des  Innern  und  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten; 
Besitz  von  Immobilien,  mit  Ausnahme  der 
zum  Geschäftsbetrieb  erforderlichen  ist  un- 
zulässig. Private  Pfandleiher  bedürfen  nach 
G7  ff.  des  Gesetzes  über  die  öffentliche 
Sicherheit  vom  30.  Juni  1SS9  und  § G3ff. 
der  Ausführungsverordnung  hierzu  der  Ge- 
nehmigung und  müssen  Kaution  stellen. 

b)  Belgien.  Dasjenige  Luid . welches 
nächst  Italien  die  montes  zuerst  allgemein 
einführte,  waren  die  spanischen  Niederlande. 
Der  Geldhandel  befand  sich  dort  in  den 
Händen  der  Lombarden,  denen  ein  Dar- 
lehenszins vorgeschriehen  war,  welcher  im 
16.  Jahrhundert  nach  und  nach  auf  GG,  55, 
44,  33  und  (lGtKJ)  auf  21:l  i°o  herabgesetzt 
wurde.  Die  ersten  öffentlichen  Leihhäuser 
entstanden  dadurch,  dass  1 534  ein  Priester 
in  Ypern  und  1572  ein  Bürger  von  Brügge 
diesen  Städten  Kapitalien  zur  Begründung 
einer  leenburse,  welche  gegen  Pfand  unver- 
zinsliches Geld  verleihen  sollte,  verschossen. 
Von  1(518  an  gründete  im  Aufträge  der 
spanischen  Statthalter  der  Baumeister  Wen- 
zel Cobergher  erst  in  Brüssel,  dann  bald  in 
14  anderen  Städten  Leihhäuser,  die  unter- 
einander organisatorisch  verbunden  wurden: 
die  Leihgeschäfte  der  I/Oinbarden  waren  von 
nun  an  verboten.  Das  Betriebskapital  sollte, 
solange  keine  genügenden  eigenen  Stiftungs- 
fonds vorhanden,  durch  Aufnahme  bis  zu 
GVi  % jährlich  zu  verzinsender  Privatgelder 
beschafft  und  für  die  Pfanddarlehen  15".o 
Zins  (vorbehaltlich  späterer  Ermässigung,  die 
an  mehreren  Orten  auch  bald  folgte)  be- 
rechnet werden,  also  immer  noch  6;!  i °o 
weniger  als  die  I/Oinbarden  nahmen.  In 
ähnlicher  Weise  wurde  bald  darauf  eine  An- 
zahl 1/eihhüuser  im  Fürstentum  Lüttich  auf 
staatliche  Initiative  eingerichtet.  In  Brügge 
bestand  die  erwähnte  Stiftung,  in  Lille  die 
ebenfalls  umsonst  leihende,  noch  jetzt  vor- 
handene fondation  Masurel  neben  denCoberg- 
hersehen  inonts  fort.  Aus  der  Höhe  einzelner 
Beleihungen  ergieht  sieh,  dass  diese  inonts 
keine  blossen  Hilfsanstalten  für  Arme 
waren;  von  einzelnen  Anstalten  wurden, 
trotz  des  damaligen  höheren  Geldwertes, 
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jährlich  dreimal  soviel  Darlehen  gegeben  wie 
jetzt.  Auch ' hier  machte  die  französische 
Revolution  dem  öffentlichen  Leihhauswesen 
ein  vorläufiges  Ende.  Nach  den  Kriegen  in  j 
vermehrter  Zahl  wiedererstanden,  wurden  I 
die  Leihhäuser  erst  durch  ein  holländisches 
Edikt  von  1826.  dann  durch  das  G.  v.  30. 
April  1818  geregelt.  Ihre  Verwaltung  wird 
darnach  von  der  Stadt  gewählt  und  steht 
unter  Oberaufsicht  der  Provinzialbehörde. 
Die  früher  zugelassenen  vereideten  Pfand- 
makler  wurden  abgeschafft  und  sollten, 
wenn  nötig,  durch  Zweigbureaus,  die  keine  | 
Vermittelungskosten  berechnen,  ersetzt  wer- 
den. Das  Betriebskapital  ist,  wenn  die  vor-  j 
handelten  Mittel  nicht  genügen,  durch  das! 
Annenarat  (administratiou  publique  de  bieu- 
faisance).  in  zweiter  Linie  durch  die  Ge- 
meinde vorzustrecken.  Die  Betriebsreiner- 
träge einschliesslich  der  innerhalb  zweier 
Jahre  nicht  abgehobenen  Verkaufsüberschüsse 
siud  zunächst  zur  Rückzahlung  dieser  Vor- 
schüsse, dann  zur  Erhöhung  des  Stamm- 
kapitals auf  einen  solchen  Betrag,  dass  es 
zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  genügt, 
zu  verwenden;  wenn  auch  dies  erreicht  ist, 
soll  ein  zweiter  Fonds  zur  Gewährung  un-  ( 
verzinslicher  Darlehen  an  Bedürftige  ge- 1 
bildet,  und  erst  nach  dessen  genügender ' 
Dotierung  der  weitere  Ueberschuss  an  die 
Armenkasse  überwiesen  werden.  Der  ge-  * 
werbsmässige  Handel  mit  Pfandscheinen  ist 
mit  Strafe  bedroht.  Gestohlene  oder  ver- 
lorene Sachen  ist  der  mont-de-pietö  nur . 
dann  gratis  herauszugeben  verpflichtet,  wenn  ■ 
der  Geschädigte  ihm  vorher  Anzeige  erstattet 
hat  und  den  Gegenstand  binnen  6 Monaten 
nach  der  Verpfändung  abholt.  Diese  Be- ' 
Stimmung  enthält  eine  Abweichung  von  dem 
Code  civil  zu  Gunsten  des  Leihhauses,  wie 
auch  die  Vorschriften  über  die  Verwendung ! 
der  Erträgnisse  dazu  dienen  sollen,  die  auf 
ihm  ruhenden  Lasten  zu  erleichtern  und 
ihn  dadurch  in  den  Stand  zu  setzen,  unter; 
billigen  Bedingungen  auszuleihen.  Im  Jahre 
1867  fanden  bei  den  17  belgischen  Leih- 
häusern «Ol 778  Verpfändungen  statt;  da 
die  Bevölkerung  sich  seit  dem  vorigen 
Jahrhundert  mehr  als  verdoppelt  hat.  so  ist 
dies,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berech- 
net. eine  Abnahme.  Etwa  die  Hälfte  der  j 
Darlehen,  432300,  betrug  weniger  als; 
5 Francs;  -114  600  bewegten  sich  zwischen 
5 und  50  Francs,  und  die  Gesamtsumme  der 
gewährten  Darlehen  erreichte  11 365000 1 
Francs.  Die  Verwaltungskosten  betrugen 1 
einschliesslich  der  Zinsen  für  Betriebskapi- 
talien 582300  Francs,  also  ungefähr  65 
Centimes  auf  eine  Pfandbeleihung,  6 An- 
stalten schlossen  mit  Fehlbeträgen  ab.  Die 
Zinsen  für  Darlehen  konnten  bei  den  meisten 
belgischen  Leihhäusern  seit  ihrer  Neube- 
gründung ennässigt  werden  und  betragen 


jetzt  in  Brüssel  6%.  in  Gent,  wo  allerdings 
noch  eine  Annahme-  und  eine  Auflösungs- 
gebühr hinzutritt,  nur  4%.  Auf  das 
Brüsseler  Leihhaus  trafen  allein  5,6  Milli- 
onen Francs  Darlehen,  auf  das  Antwerpener 
1,9  Millionen,  das  Lütticher  1,1  Millionen. 
In  Brügge  wird  bis  zur  Höhe  von  5 Francs 
ans  den  Mitteln  der  obenerwähnten  Stiftung 
aus  dem  16.  Jahrhundert . in  Gent  bis 
15  Francs  aus  einer  1641  vom  Bischof  be- 
gründeten und  dotierten  Nebenkasse  unver- 
zinslich geliehen. 

Die  Zahl  der  Verkäufe  uneingelöster  Pfän- 
der pflegt  bei  der  Genfer  Gratisleihkasse  das 
Doppelte  der  bei  der  anderen  Kasse  statt- 
findenden zu  betragen , obwohl  die  Be- 
leihungsdauer nicht  kürzer  ist.  Ihr  Kapital 
das  1668  über  22000  Gulden  betrug  und 
durch  Beistiftungen  vermehrt,  jetzt  198000 
Francs  beträgt,  scheint  zu  keiner  Zeit  ganz 
oiler  auch  nur  zu  einem  grossen  Teil  Ver- 
wendung zu  Darlehen  gefunden  zu  haben, 
während  die  Hauptkasse  dauernd  genötigt 
ist,  Vorschüsse  aufzunehmen,  um  die  Nach- 
frage befriedigen  zu  können.  Ein  Antrag 
auf  Aufhebung  beider  Kassen  wegen  be- 
obachteter missbräuchlicher  Benutzung  wurde 
1898  abgelehnt. 

c)  Frankreich  und  andere  Länder. 

Die  Leihhäuser  auf  französischem  Boden 
sind  verschiedenartigen  Ursprungs,  weil  die 
Städte,  welche  die  ersten  monts-de-picte 
besassen,  zur  Zeit  der  Begründung  derselben 
noch  nicht  zu  dem  Staate  gehörten.  Eine 
geistliche  Kongregation  schuf  1577  in 
Avignon  ein  Leihhaus,  dessen  Darlehenszins 
2l  2 % nicht  überschritt : andere  geistliche 
Gründungen  im  päpstlichen  Gebiete  und 
dem  angrenzenden  südlichen  Frankreich 
folgten.  Die  Herzoge  von  Lothringen  riefen 
1615  in  Sedan  und  1630  in  Nauey  Leih- 
häuser »für  Arme  und  Publikum«  nach 
belgischem  Muster  ins  Leben,  die  ihr  Kapi- 
tal gegen  7 % Verzinsung  oder  Aussetzung 
lebenslänglicher  Renten  von  Privaten  ent- 
nahmen. Auch  die  Coberg hersehen  Grün- 
dungen umfassten  mehrere  später  an  Frank- 
reich abgetretene  Städte.  Verschiedene 
Projekte,  welche  schon  im  17.  Jahrhundert, 
nach  der  Ausweisung  der  Juden  durch  Edikt 
Ludwigs  XIII..  auch  für  den  französischen 
Staat  die  Einrichtung  eines  ganzen  Systems 
öffentlicher  Leihhäuser  ins  Auge  fassten, 
gelangten  nicht  zur  Ausführung.  Dagegen 
wurde  das  Privatpfandleihgeschäft  1673 
durch  eine  Verordnung  geregelt,  nach  welcher 
jeder  cinzelue  Beleihungsakt  notariell  be- 
glaubigt weiden  musste  und  die  Ins  zur 
Revolution  in  Kraft  blieb.  Eist  kurz  vor 
Ausbruch  derselben  und  wohl  bereits  unter 
dem  Eindruck  der  beginnenden  Gährung 
1 «gründete  Neeker  1777  den  mont-de-piöte 
von  Paris,  die  grösste  aller  jetzt  bestehenden 
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derartigen  Anstalten;  unter  dem  Ancien 
Regime  folgte  noch  das  Leihhaus  von  Metz 
17xl.  Al>er  gerade  die  Revolution  trsit  der 
Monopolisierung  des  Pfandleihgowcrbes  ent- 
gegen. und  erst  nachdem  das  Land  einige 
Jahre  lang  die  Folgen  der  wiedereingeführteu 
Wucher freiheit  durchgekostet,  gelangte  das 
Princip  der  öffentlichen  Ix)ihhiiuser  zu  seiner 
seither  auch  behaupteten  Alleinherrschaft. 
Die  nun  folgende  Periode  der  Reorganisation 
früherer  und  Errichtung  neuer  Ijcihhäuser 
führte  zum  G.  v.  24.  Juni  1851,  welches 
noch  in  Kraft  ist.  Die  Leihhäuser  sind  da- 
nach selbständige  Anstalten,  d'utilite  publi- 
que; in  ihrer  Verwaltung,  die  vom  Staate 
ernannt  wird,  ist  auch  die  Gemeinde  ver- 
treten. Das  Betriebskapital  (dotation)  l>e- 
stelrt  aus  dem  St iftungs vermögen  und  den 
ßetriohsüberschüssen  sowie  den  Zitschüssen 
des  Staates,  des  Departements  oder  der 
Gemeinde.  Wenn  durch  Betriebs-  oder- 
sonstige  Einnahmen  das  Kapital  eine  Höhe 
erreicht  hat,  welche  es  gestattet,  den  Dar- 
lehenszins auf  5%  zu  ormfissigen,  so  sind 
weitere  Erilbriguugen  zu  wohlthätigen 
Zwecken  abzuliefern;  auf  weniger  als  5% 
darf  der  Zins  nicht  herabgesetzt  worden, 
um  den  Pfandkredit  nicht  zu  sehr  zu  er- 
leichtern. Das  Vermittelungswesen  ist  auf 
dem  Verwaltungswege  zu  regeln.  Da  indes 
nicht  alle  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
auf  sämtliche  Leihhäuser  anwendbar  sind, 
so  nehmen  einige  geringeren  Zins  und 
musste  ferner  das  Pariser  Institut  bis  zu 
einer  erst  1885  genehmigten  Statutenver- 
änderung seinen  ganzen  Gewinn  an  die  Ver- 
waltung der  hospices  eivils  abgeben.  Um 
die  Verpfänder  der  Versuchung,  den  Pfand- 
schein an  Händler  zu  verkaufen  oder  ihn 
weiter  beleihen  zu  lassen,  thunliehst  zu 
entziehen,  spricht  ihnen  das  Gesetz  das 
Recht  zu,  bereits  nach  drei  Monaten  den 
Verkauf  des  Pfandes  zu  beanspruchen ; bei 
neuen  Waren  jedoch  tritt  dieses  Recht  erst 

man  sich  nicht 
Institut  für 
Verkaufsvermittelung  zu  benutzen.  Die  Sta- 
tistik der  jetzt  bestehenden  Leihhäuser  (im 
Jahre  1889  waren  es  42)  zeigt  für  das  Jahr 
1897  folgende  Betriebsergebnisse : 


nach  einem  Jahre  ein,  damit 
gewöhne,  das  Leihhaus  als  ein 


Das  grosse  Pariser  Leihhaus  arbeitet  nur 
{ mit  geliehenen  Kapitalien,  die  es  von  einem 
treuen  Stamm  von  Einlegern  empfängt  und 
je  nach  der  Kündigungsfrist  mit  l1  a bis 
i 3 % verzinst.  Für  die  Annahme  von  Pfän- 
dern sind,  nachdem  die  Vermittelungs- 
hureans  1880  nufgeholxm  worden,  4 Haupt- 
uud  22  Nebenstellen  vorhanden.  Die  sue- 
cessive  Ermässigung  des  Zinsfusses  von 
91  s auf  7°o  (seit  1S87,  einschl.  l"o  An- 
nahmegebühr) hatte  zwar  einen  Rückgang 
der  der  Armenkasse  ztifliessenden  Erträge 
zur  Folge,  aber  gleichzeitig  verminderten 
sich  die  Fehlbeträge  bei  den  Verkäufen  un- 
unterbrochen von  189412  Francs  im  Jahre 
1 1885  auf  35142  Franc«  1897,  was  auf 
grössere  Vorsicht  bei  der  Einschätzung  hin- 
deutet. Die  Zulassung  der  Beleihung  von 
Inhaberpapieren  durch  G.  v.  25.  Juli  1891 
hatte  eine  bedeutende  Vergrößerung  des 
Betrielies  zur  Folge. 

Auch  in  Holland  entwickelte  sieh  wie 
in  den  südlichcu  Niederlanden  ein  System 
von  Leihhäusern  auf  Veranlassung  von  Be- 
hörden. Der  Kaiser  verlieh  im  10.  Jahr- 
hundert den  Städten  das  Privileg,  eine  tafel 
van  leeninge  zu  unterhalten ; wo  die  Städte 
nicht  selbst  solche  errichteten,  boten  sie 
den  Verkauf  oder  die  Verj>aehtung  der  Kon- 
zession öffentlich  aus.  Pfand-  und  Darlelms- 
bänke waren  von  Anfang  an  meist  vereinigt 
und  die  hohen  Abgaben,  welche  die  Pächter 
zu  leisten  hatten,  zeigen,  dass  die  Institute 
weniger  als  Hilfsanstaltcn  wie  als  Erwerbs- 
quellen für  die  Städte  selbst  betrachtet 
wurden.  Erst  in  diesem  Jahrhundert  trat 
hierin  eine  Aenderung  ein,  nachdem  der 
Königliche  Erlass  vom  31.  Oktober  1820  die 
Wahrung  des  Inten  *SS»_\S  der  Bedürftigen 
für  den  einzigen  Zweck  der  Ijeihliäuser  er- 
klärt und  dieselben  besonderen  Kommissionen 
unterstellt  hatte. 

Im  Jahre  1894  bestanden  noch  4 ver- 
pachtete Leihhäuser  neben  21  von  Gemeinde- 
verwaltungen unterhaltenen.  Die  Statistik 
von  1897  zeigt  folgernde  Zahlen ; 


21  Gemeinde- 
Leihhäuser 


4 verpachtete 
Leihhäuser 


Paris 

Die  übrigen 
Leihhäuser 

n...  , Betrag  in 

Pfänder  F|V“ 

Betrag  in 
Fres. 

Verpfändung 
Auslösung  . 
Erneuerung 
Verkauf  . .. 
Zns.  Zugang 
„ Abgang 

i 231  1S9 
1 096  676 

705  478 

134  574 
1 936  667 
1 936  72S 

41  257  241 
37  083  389 
28  242  544 
3 723  387 
69  499  785 
69  049  320 

23952  712 
20  592  173 
16887  375 
2 436  760 
40  840  0S7 
3991630*8 

1000 

Pfänder 

Betrag 

in 

1000 

(bilden 

1000 

Pfänder 

Betrag 

in 

1000 

Gulden 

Beleihung  . 

2 139 

5663 

3« 

48 

Auslösung  . 

2 109 

5 608 

3> 

49 

Verkauf  . . 

60 

164 

1 

1 

Im  ganzen  waren  Ende  1*97  bei  den 
holländischen  I Leihhäusern  1892535  Gulden 
für  Darlehen  ausstehend,  d.  i.  38  Cent  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung. 
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Das  Betriebskapital  der  21  Gemeinde-  j 
leihhäuser  Itelief  sich  auf  2352000  Gulden, 1 
die  Verwaltungskoslen  betrugen  232000! 
Gulden,  die  Reineinnahme  7000  Gulden. 
Die  grösste  Anstalt  ist  die  1614  begründete  • 
A msterdam er  Leilibank . 

Für  Spanien  bestehen  in  einigen 
Gressstädten  leihhäuser,  die  wie  die  fran-  i 
zösisehen  unter  einer  vom  Staate  lieaufsich- 
tigten  Verwaltung  stehen,  im  übrigen  aber 
ihre  eigene  Organisation  haben.  Die  Ma- ' 
drider  monte  de  piedad  wurde  im  Jahre 
1702  »zum  Nutzen  der  Annen«  gegründet,  i 

In  Finland  darf  nach  Kaiserl.  V.  v. 
19.  April  1S98  das  Pfand  leihgeschäfl  nur 
von  Gemeinden  oder  Aktiengesellschaften 
betrieben  werden.  Ende  1898  bestanden 
städtische  Anstalten  in  Abo  (gegründet  1869) 
und  Wiborg  und  zwei  Aktiengesellschaften 
in  Ilelsingfors,  von  denen  die  ältere  vier 
Bureaus,  die  andere  eins  unterhielt.  Be- , 
liehen  wurden  1898  von  den  Anstalten 
268233  Pfänder  mit  2774317  finn.  Mark. 

In  den  Ländern  der  ungarischen' 
Krone  bestanden  nach  einer  Statistik  von 
1898  386  Anstalten  für  Handnfand-Darlehns-  ! 
geschäfte,  darunter  150  mit  Sparkassen  ver-  | 
bundene  und  127  private;  wie  viele  davon 
ausser  den  letztgenannten  Erwerbszwecken  j 
dienten,  ist  nicht  ersichtlich.  Im  Jahre  1898 
wurden  von  den  staatlichen  und  gemeind- 
lichen Anstalten  (ohne  Kroatien  und  Slavo- 
nieu)  9.08  Millionen  Kronen  auf  Pfänder 
ausgeliehen,  wovon  8,4  Millionen  auf  die  | 
beiden  königlichen  Versatzämter  in  Ofen- 1 
Pest  treffen. 

In  Grossbritannien  und  den  Ver-j 
einigten  Staaten  wird  das  Pfand leihge- j 
werbe  nur  durch  private  Unternehmer  betrie-  ■ 
ben,dieinEngland(PawnbrokersActvon  1872) , 
und  auch  in  einzelnen  Staaten  der  Union  (so  in  1 
New- York,  Illinois)  unter  besonderen  Ge- . 
setzen  stehen.  Ein  Projekt  Karls  I.  von 
England,  ein  pawn-house  zu  errichten,  kam 
nicht  zu  stände,  und  eine  von  einer  Gesell-  i 
sehaft  zu  wohlthätigen  Zwecken  1770  in 1 
London  gegründete  Anstalt,  ebenso  wie  ein- . 
zelne  Nachahmungen  der  französischen  monts- 
de-picte  in  Limerick  und  anderen  Städten 
Irlands  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahr- 
hunderts waren  infolge  schlechter  Verwal- 
tung nicht  von  Bestand.  Die  ungünstigen 
Erfahrungen  bei  diesen  Versuchen,  wohl 
auch  der  katholische  Ursprung  der  Leih- 
häuser scheinen  ihre  Einbürgerung  in  Eng- 
land verhindert  zu  haben.  Ein  Unternehmen, 
das  zwar,  weil  Erwerbszwecken  dienend, 
nicht  als  öffentliches  Ixuhhaus  im  hier  an- 
genommenen Sinne  zu  erachten,  aber  doch 
bestimmt  ist,  durch  massige  Zinsberechnung 
der  wucherischen  Ausbeutung  des  Publikums  j 
durch  Privatbeleiher  entgegenzuwirken,  ist.  | 
die  seit  1894  bestehende  Providcnt  Ijoan  i 


Society  in  New-York,  die  im  Jahre  1899 
59  262  Pfänder  mit  1 264  636  Dollars  belieb. 

d)  Deutschland  und  Oesterreich. 
In  Deutschland  brach  sich  seit  dem  14. 
Jahrhundert  eiue  gemilderte  Auffassung 
des  kanonischen  SVucherverbotes  Bahn, 
welche  als  Wucher  nur  die  Annahme  eines 
über  einen  gewissen  Entschädigungszins 
hinausgehenden  Nutzens  am  Darlehen  be- 
trachtete. So  kam  es,  dass  selbst  die  städ- 
tischen Obrigkeiten  mit  kaiserlicher  Erlaubnis 
Wechselbanken,  deren  Gewinn  in  die  Stadt- 
kasse floss,  errichteten;  so  Frankfurt  1402. 
Nürnberg  1498.  Während  diese  Banken 
Geld  gegen  Pfand,  Bürgschaft,  Sicherheit 
und  Verzinsung  verliehen,  errichtete  die 
Stadt  Augsburg  1591  ein  lediglich  dem  Vor- 
teil der  Darlehensuchenden  gewidmetes, 
wahrscheinlich  nach  italienischem  Muster 
eingerichtetes  Iieihhaus  und  dotierte  es  mit 
30000  Gulden;  seit  seiner  Reorganisierung 
im  Jahre  1601  besteht  dasselbe  noch  heute. 
Es  folgten  leihhäuser  in  Nürnberg  (1618), 
Ulm  und  (1650)  Hamburg.  Das  letztgenannte 
arbeitete,  nach  einer  Strassburger  Disser- 
tation von  1670.  nur  mit  Geldern  aus  Stif- 
tungen und  freiwilligen  Beiträgen,  welch 
letztere  bei  allen  möglichen  festlichen  Ge- 
legenheiten gesammelt  wurden.  Es  wird 
ferner  berichtet,  dass  einzelne  Leihhäuser, 
nach  dem  Vorging  derjenigen  vou  Florenz, 
Lucca,  Siena  und  anderer  italienischer  monti 
zur  Beschaffung  von  Betriebsmitteln  eine 
Art  von  Ausstattungskassen  hatten,  in 
die  ein  Vater  bei  Geburt  einer  Tochter  eine 
Summe  cinzalilen  konnte,  deren  Zehnfaches 
nach  dem  18.  Lebensjahre  des  Mädchens 
ihrem  Verlobten  oder  Gatten  ausbezahlt 
wurde.  Die  Geschäftsordnungen  der  dama- 
ligen Leihhäuser  wichen  nur  wenig  von  den 
jetzt  üblichen  ab.  Die  Darlehnssumme 
konnte  in  Hamburg  von  3 bis  200  lüb.  Mark 
betragen ; an  Zinsen  waren  für  1 Mark 
monatlich  l1»  Pfg.,  an  Gebühren  für  je  4 
Monate  2 Pfg.  zu  entrichten.  Aus  einer 
1721  gegründeten  öffentlichen  Bank,  welche 
das  Pfandleihen  nur  nebenbei  betrieb,  ging  das 
jetzt  kommunalständische  Leihhaus  in  Cassel 
hervor.  Wesentlich  mittelst  Aufnahme  ver- 
zinslicher Privatgelder  wird  das  städtische 
Pfandhaus  in  Frankfurt  a.  M.  seit  seiner  im 
Jahre  1739  erfolgten  Eröffnung  betrieben. 
Besondere  zahlreiche  Leihhäuser  wurden  seit 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  auch  in 
kleineren  Städten  von  den  Behörden,  zumeist 
städtischen,  zur  Abhilfe  gegen  den  Wucher 
ins  lieben  gerufen;  in  grösseren  u.  a.  in 
München  1754,  Dresden  1796,  Breslau  1791, 
Köln  1800.  Das  Privatpfandleihwesen  erfuhr 
in  Preussen  seine  Regelung  durch  das 
Pfand-  und  Leihreglement  v.  13.  März  1787 
und  die  V.  v.  4.  April  1803  über  das  Ver- 
fahren beim  Verkauf  von  Pfändern.  Be- 


606 


Treibhäuser 


günstigt  wurde  die  Errichtung  von  Gemeinde- 
leihhäusorn  durch  die  bis  1881  in  Kraft  ge- 
wesene Kgl.  Kabinettsordre  v.  28.  Juni  1826 
filr  den  Geltungsbereich  des  allgemeinen 
Land  rechts  Die  Gemeinden  sollten  danach 

mit  Genehmigung  der  Regierung  Leihhäuser 
errichten  dürfen,  deren  Erträgnisse  den 
Armenkassen  bestimmt  wurden.  Die  Zinsen 
für  Darlehen  durften  den  (vielfach  noch 
jetzt  festgehaltenen)  Satz  von  12'  „> °.o  nicht 
überschreiten,  Gebühren  nur  für  verspätete 
Auslösung  erhoben  werden.  Wo  öffentliche 
Leihhäuser  bestanden,  die  dem  Bedürfnis 
genügten,  sollten  keine  neuen  Privatpfand- 
leihen konzessioniert  werden.  Da  die  Stadt 
Berlin  sich  nicht  dazu  verstand,  ein  Leih- 
haus zu  begründen,  beauftragte  die  Regie- 
rung durch  V.  v.  25.  Februar  1834  die  kgl. 
Seehandlung  mit  der  Errichtung  eines  sol- 
chen in  der  Hauptstadt  und  schoss  dem- 
selben ein  anfängliches  Betriebskapital  von 
bOUOüO  Mark  vor,  das  allmählich,  den  Be- 
dürfnissen entsprechend,  erhöht  wurde  und 
der  Seehandlung  mit  4°.o  zu  verzinsen  ist. 
Die  Frcigebung  des  Pfandleihgeschäfts  durch 
die  Gew.-O.  v.  1860  hatte  eine  Zunahme  des 
Privatbetriebes  zur  Folge,  welche  durch  die 
Abänderungen  in  der  N'ov.  v.  28.  Juli  1870 
und  die  hierauf  von  den  Einzelstaaten  er- 
lassenen Gesetze  bald  unterbrochen  und  rück- 

Sängig  gemacht  wurde.  Die  Bestimmungen 
ieser  Gesetze  über  das  Pfandleihgeschäft  (s. 
d.  Art.  Pfandleih-  und  Rückkanfge- 
sch  ä f t e)  sind  für  staatliche  Anstalten  durch- 
gängig nicht , für  gemeindliche  zum  Teil 
nicht  bindend;  in  Preussen  aber  soll  das 
G.  v.  17.  März  1881,  soweit  es  sich  auf  die 
Geschäftsführung  bezieht,  auf  später  zu  er- 
richtendo  < temeindeleihhäuser  Anwendung 
finden,  während  dessen  Anwendung  auf 
ältere  Vorbehalten  bleibt.  Eine  ähnliche 
Bestimmung  enthält  das  altenburgische  G. 
v.  4.  April  1882.  Baden  besitzt  ein  beson- 
deres G.  v.  6.  April  1854  über  die  öffent- 
lichen I^eihhäuser,  welches  dieselben  ermäch- 
tigt, in  ihrem  Darlehenszinsfuss,  in  der  Ab- 
fassung und  Eintragung  der  Urkunden  über 
Pfand  vertrüge,  in  den  Bestimmungen  über 
Verjährung  und  über  die  Verbindlichkeit 
des  Leihhauses  zur  Herausgabe  von  Pfän- 
dern etc.  vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ab- 
zugehen. lu  den  anderen  Staaten  werden 
solche  Privilegien  den  einzelnen  lioihhäusern 
erteilt. 

Die  Reichs-  und  Landesstatistiken  bieten 
keine  Auskunft  über  die  gegenwärtig  be-  j 
stehenden  Leihhäuser:  landesstatistische  Zu- 
sammenstellungen liegen  nicht  vor,  und 
auch  in  der  Veröffentlichung  des  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amtes  über  die  Ge- ! 
werbezählung  von  1805  sind  private  und  ] 
öffentliche  Pfandleihanstalten  nicht  gesell ie-  j 
den  und,  wie  sich  aus  den  Einzelzahlen  er- 


giebt,  die  letzteren  zum  grossen  Teil  gar 
nicht  einbegriffen. 

Gegenwärtig  I »catchen  im  Deutscheu 
Reiche  von  staatlichen  Anstalten  ausser 
den  Leihhäusern  von  Hamburg  und  Lübeck 
das  königliche  Leihhaus  in  Berlin,  die  gross- 
herzoglichen Leihhäuser  in  Weimar  und 
Eisenach,  das  herzogliche  in  Gotha  und  das 
fürstliche  in  Detmold  sowie  die  Versatz- 
bureaus der  herzoglich  braunschweigischen 
f/eihhausanstalten  (G.  v.  28.  Januar  1870) 
in  6 Städten  (Blankenburg,  Braunschweig, 
Gandersheim,  Helmstedt,  llolzmindeo,  WoT- 
fenbüttel).  Der  kommunalständische  Ver- 
band des  Regierungsbezirks  Cassel  unter- 
hält Leihhäuser  in  Cassel,  Ilanau,  Fulda. 
Die  aus  französischer  Zeit  stammenden 
I-eihhäusor  von  Strassburg  und  Metz  sowie 
die  von  Mainz  und  Mannheim  sind  Institute 
mit  selbständiger  Verwaltung,  an  der  die 
städtischen  Behörden  beteiligt  sind.  Eine 
Uebersicht  über  die  gemeindlichen  Leih- 
häuser giebt  folgende  auf  den  Stand  von 
1804  bezügliche  Liste,  die  iu  Bezug  auf 
die  Städte  von  weniger  als  15000  Ein- 
wohnern nur  bezüglich  Bayerns  Anspruch 
auf  Vollständigkeit  erheben  kann. 

1.  Preussen:  Altona,  Barmen,  Bonn, 
Breslau,  Brieg,  Bminl>erg,  (.'eile,  Coblenz, 
Crefeld,  Danzig,  Dortmund.  Düsseldorf, 
Duisburg.  Elberfeld,  Elbing,  Emden,  Erfurt, 
Essen,  Frankfurt  a.  M.,  Oelsenki rohen,  M.- 
Gladhach.  Görlitz,  Halberstadt,  Halle,  Hamm, 
Hannover,  Hildesheim.  Köln,  Künigsl>erg, 
Liegnitz,  Memel,  Mühlhausen,  Neisse,  Op- 
peln, Osnabrück,  Paderborn.  Posen,  Ratibor, 
Schleswig,  Schweidnitz,  Stralsund,  Trier, 
Wiesbaden. 

2.  Bayern:  Am  borg,  Ansbach,  Aschaf- 
fenburg, Augsburg,  Bamberg,  Bayreuth, 
Burghausou,  Deggendorf,  Dillingen,  Dinkels- 
bühl, Erlangeu.  Freising,  Fürth,  Hof, 
Ingolstadt,  Iphofen,  Kaufbeuren,  Kempten, 
I-Kindshut,  Lohr,  München.  Xeiunarkt  i.  0., 
Neuötting,  Neu-Ulm.  Nürnberg,  Passau, 
Regensbutg,  Rosenheim,  Schnngau,  Schwein- 
furt,  Straubing,  Traunstein,  Weilheim, 
Würzburg. 

3.  U obrige  Staaten:  Altenburg, 

Bautzen,  Chemnitz,  Darmstadt,  Drcsden, 
Frei  bürg  i.  Br.,  Gera.  Heidelberg,  Karlsruhe, 
Konstanz,  Leipzig,  Offenbach,  Schwerin, 
Wismar. 

Zu  den  jüngsten  dieser  Anstalten  ge- 
hören Duisburg,  Dortmund,  Essen,  Altona, 
die  aus  den  Jahren  1870 — 1882  stammen. 

Den  öffentlichen  gleichzustellen  sind 
einige  Privatanstalten,  die  nicht  auf  Erzielung 
von  Gewinn  berechnet  sind,  wie  der  in 
Kiel  seit  1876  an  Stelle  des  früheren  I ^eili- 
hauses  der  grossfürstlichen  Witwen-  und 
Waieenkasso  errichtete  Irombard  der  Gesell- 
schaft freiwilliger  Armen  freunde,  das  seit 
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■ * 9 bestehende  Leihhaus  der  Flensburger 
Ärkasse  und  die  am  00.  Dezember  1882 
iniisteriell  genehmigte  Pfandleihanstalt  des 
äcltiselien  llilfsvereius  in  Pforzheim. 

Im  ganzen  Königreich  Württemberg 
vie  auch  in  Pommern  und  der  bayerischen 
falz)  giebt  es  gegenwärtig  keine  öffentlichen 
Lcüih&user ; doch  konnte  der  Widerstand 
Loritz  Mohls  gegen  die  Einführung  solcher 
las  Zustandekommen  einer  Aktiengesell- 
<*haft  zum  Betriebe  eines  Leihhauses  in 
Stuttgart,  welches  kaum  den  öffentlichen 
cuzurechnen  ist,  nicht  hindern.  Von  den 
leutsehen  Städten  mit  über  10 000  Ein- 
wohnern entbehren  gegenwärtig  Magdeburg, 
Bremen,  Charlottenburg,  Stettin  und  seit 
1858  Aachen  öffentlicher  Leihhäuser. 

Am  verbreitetsten  (und  auch  am  stärksten 
beuutzt)  sind  die  gemeindlichen  Leihhäuser 
\m  rechtsrheinischen  Bayern.  Im  ganzen 
ist  in  Deutschland  die  Zahl  der  Leihhäuser 
grösser  als  in  Frankreich,  aber  kleiner  als 
in  Belgien  und  Holland  und  besonders  in 
Italien. 

Eine  Zusammenstellung  des  Verkehrs  in 
den  öffentlichen  I Leihhäusern  von  39  Städten 
mit  mehr  als  50000  Einwohnern  zeigt  für 
das  Jahr  1890  oder  das  Rechnungsjahr  vom 
1.  April  1890  bis  31.  März  1897  folgende 
Zahlen  : 


In»  Jahre  l»e- 
liehen 


Am.  Jahres- 
schluss vor- 
handen 


Berlin  . 

München 

Breslau 

Hamburg 

Leipzig  . 

Köln  . . 

Dresden 


häuser 


Betrag 
Pfänder  in  100U 
1 M. 

Pfänder 

Betrag 
in  l(HX) 
M. 

177776  4268 

»24  544 

2 867 

. 

4'74i4  3 7^7 

140507 

1 396 

• 

16680  369 

8799 

200 

. 1 

96  486]  1 522 

43  8o» 

749 

• 1 

1765381  2438 

84  816 

1 009 

. 

1070771  7S2 

üo  186 

429 

1 

• 1 

»35  795;  3 9»4 

56  359 

1 649 

• i 

102380  800 

46  933 

432 

lj 

1198235!  7706 

523  45° 

4042 

anstalten  von  einer  Abnahme  im  Verkehr 
der  öffentlichen  Leihhäuser  begleitet  zu  sein. 
Aus  letzterem  Grunde  wurde  sogar  Anfang 
1891  das  Magdeburger  Leihhaus  geschlossen, 
der  Betrieb  der  Krefelder  Anstalt  von  1871 
bis  1879  unterbrochen  und  in  Breslau,  wo 
Ende  1890  35  Privatpfandleihgeschäfte  be- 
standen. im  Jahre  1898  die  Schliessung  des 
Leihhauses  in  Erwägung  gezogen.  Dagegen 
besteht  allerdings  in  München  neben  dem 
städtischen  Leihamte  mit  seinem  oben  er- 
sichtlichen starken  Verkehr  eine  grosse  An- 
zahl von  Privat-Pfandleihgeschäften(1895  nach 
der  Gewerbezählung,  öffentliche  und  private 
zusammeugerechnet , 132  Haupt-  und  54 
Nebenbetriebe). 

Die  Mittel  zum  Betriebe  stammen  bei 
den  gemeindlichen  Leihhäusern  entweder 
aus  Zuweisungen  seitens  der  Stadtkasse,  die 
in  manchen  Städten  durch  die  Betriebsge- 
winne später  gemehrt  wurden;  oder  es 
werden  aus  der  städtischen  Sparkasse  feste 
Beträge  verzinslich  entnommen,  was  auch 
da  üblich,  wo  die  eigenen  Fonds  nicht  ge- 
nügen. Einige  Anstalten  besitzen  überhaupt 
keine  eigentliche  Kasse,  sondern  empfangen 
ihren  jeweiligen  Bedarf  aus  der  Sparkasse, 
mit  der  ihre  Verwaltung  verknüpft  ist,  oder 
aus  der  Stadtkasse.  Bei  Privaten  zu  3 — 4°.o 
verzinslich  aufgenommene  Gelder  benutzen 
teilweise  oder  ausschliesslich  München, 
Augsburg,  Frankfurt  a.  M.,  Strassburg,  Metz. 
Eine  finanzielle  Unterstützung  durch  die 
Wohlthätigkeit  Privater  scheint  bei  den 
öffentlichen  Leihhäusern  Deutschlands  in 
der  in  romanischen  Ländern  häufigen  Form 
von  Vermächtnissen  und  Schenkungen  kaum 
vorzukommen  — die  dem  Verf.  vorliegen- 
den Geschäftsberichte  erwähnen  keinen  ein- 
zigen solchen  Fall  — und  sich  auf  die  oben 
genannten  Vereinsanstalten  zu  beschränken. 
Der  Vermögensstand  und  die  Betriebsergeb- 
nisse einiger  der  grössten  Leihhäuser  waren 
1890  bezw.  1890.97  folgende: 


Von  den  grösseren  Anstalten  haben 
Berlin  3,  München  4,  Hamburg  3.  Dresden 
2 Geschäftsstellen  in  der  Stadt;  bei  mehreren 
kann  die  Pfandaunalune  an  besonderen 
Nebenstellen,  bei  anderen  durch  konzessio- 
nierte Vermittler  erfolgen.  Der  Geschäfts- 
gang der  I Leihhäuser  scheint  im  ganzen 

— abgesehen  von  dem  Einfluss  bestimmter 
Wochentage  und  Jahreszeiten  im  einzelnen 

— weniger  von  allgemein  wirtschaftlichen 
als  von  besonderen  örtlichen  Ursachen  abzu- 
hängen; insbesondere  pflegt,  die  Errichtung 
neuer  Geschäftsstellen  sowie  die  Verminde- 
rung  der  bestehenden  Privatpfandleihen  von 
einer  Zunahme,  die  Vermehrung  der  Privat- 


Betriebskapital am 
Jahresschluss 
(eigenes  u.  geliehenes) 

Betriebsge- 
winn  od.  (— ) 
Fehlbetrag 

M. 

M. 

Berlin 

3 562  034 

6826 

Leipzig 

1 018975 

— 9467 

Hamburg 

l 004  346 

29  973 

München 

1 396  388 

12  200 

Dresden 

I 647  644 

23859 

Frank- 

furt  a.  M. 

854  827 

3 740 

Die  nicht  überall  gleiche  Verteilung  der 
1 Lasten  der  Verwaltung  darf  bei  der  Beur- 
teilung dieser  Betriebsergebnisse  nicht  ausser 
Betracht  gelassen  werden;  in  Hamburg  z. 
B.  sind  die  Lokale  des  Leihhauses  mietefrei. 
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während  andererseits  in  München  eine  feste 
Abgabe  von  7028  Mark  jährlich  zu  wohl- 
thätigen  Zwecken  zu  leisten  ist.  Der  Leber- 
schuss  des  Königlichen  Leihamtes  in  Berlin 
ist  in  den  letzten  Jahren  immer  geringer 
geworden,  ohne  dass  der  Pfand  verkehr  ab- 
gcnommcn  hätte,  und  hat  sich  1898.99  in 
ein  Minus  verwandelt. 

Auch  in  Oesterreich  bestehen  staatliche 
neben  Gemeindeleihhäusern.  Wien  besitzt 
ausser  dein  im  Jahre  1707  von  Josef  I.  ge- 
gründeten k.  k.  Versatzamt  (mit  2 Geschäfts- 
stellen) eine  Gemeindepfandleihanstalt,  die 
am  1.  Juni  1890  von  der  Verwaltung  eines 
bald  nachher  der  Hauptstadt  einverleibten 
Vorortes  ins  Leben  gerufen  worden.  Auch 
Prag  hat.  seit  Maria  Theresia  eine  staatliche 
Anstalt,  während  Graz  ein  städtisches  Ver- 
satzamt unterhält.  Den  öffentlichen  Leih- 
anstalten dürften  die  mit  österreichischen 
Vorschusskassen  verbundenen  Pfandleihan- 
stalten gleichzuachten  sein,  über  welche  mir 
keine  genaueren  Angalien  vorliegen ; in 
Prag  bestehen  mehrere  derselben,  ferner  in 
Linz  die  Leihanstalt  der  allgemeinen  Spar- 
kasse. 

Das  Privatpfandleihgeschäft  (s.  d.  Art. 
Pfand  leih- und  Rückkaufsgeschäfte) 
wurde  in  Oesterreich  schon  vielfach  von 
kapitalkräftigen  Gesellschaften  betrieben,  ehe 
durch  die  Gew.-O.  v.  1883  auch  Privatpersonen 
zu  demselben  zugelassen  wurden.  So  unter- 
hält die  k.  k.  priv.  allgemeine  Verkehrsbank, 
welche  5600000  Gulden  Aktienkapital  be- 
sitzt, drei  Pfandleihanstalten  in  Wien; 
Aktienuntomehmen  wie  diese  sind  die 
»Erste  Prager  Pfandleihgesellschaft'  , die 
Pilsener  Aktienpfandleihgesellschaft,  die 
Pfandleihanstalten  in  Steyr  und  St.  Polen t. 

In  Wien  (früheren  Umfangs)  bestanden 
ausserdem  auf  Grund  des  G.  v.  23.  März 
1885  Ende  1807  noch  15  konzessionierte 
Privatpfandleihen,  während  das  Maximum 
der  zu  verleihenden  Konzessionen  durch 
Statthaltereierlass  v.  30.  September  1885  auf 
35  festgesetzt  ist.  Die  Statistik  der  gemeind- 
lichen (a),  welche  15°'o,  der  kaiserlichen 
(b),  welche  10  " o Zinsen  (beides  einschliess- 
lich aller  Nebengebühren)  erhebt,  und  der 
Aktienunternehmung  (c),  deren  Darlehns- 
zinsfuss  vom  Verwaltungsrate  jeweils  fest- 
gesetzt wird,  für  1897,  ferner  des  städti- 
schen Versatzamtes  in  Graz  für  1899  giebt 
folgende  Zahlen : 


Pfänder 


ira  Jahre 
belieben 
Betrag 
in  fl. 


Pfänder 


Wien  a)  180291  737566 

„ b)  i 760021  5 641  659 

» C)  7*2  «70' 16 483 954 
Graz  227  846  ] 1 019  790 


am  Jahresschluss  ! 
vorhanden 
Betrag 
_ in  fl. 

63  112'  284  823 
402049  3 146  747 
282  273  5 525  024 
109823  547  337 


3.  Betriebsweise.  Die  Verrichtungen 
der  Leihhäuser  im  Verkehr  mit  dem  Publi- 
kum bestehen  in : 

1.  Annahme  und  Schätzung  der  zum  Ver- 
satz übergebenen  Gegenstände.  Auszahlung 
des  darauf  zu  gewährenden  Darlehens  und 
Uebergnbe  eines  Pfandscheines  an  den  Ver- 
pfänder. 

2.  Aufbewahrung  der  Pfandgegenstände 
bis  zum  Ablauf  der  Beleihungsfrist. 

3.  Auslieferung  der  Pfänder  an  die  Be- 
rechtigten gegen  Rückzahlung  des  Darlehens 
und  Bezahlung  der  Zinsen  und  Gebühren, 
oder 

4.  Verkauf  derselben,  wenn  sie  nicht 
rechtzeitig  ausgelöst  werden,  ehe  die  auf- 
gelaufenen Zinsen  so  hoch  sind,  dass  das 
Pfand  nicht  mehr  genügende  Sicherheit 
leistet. 

Für  die  Ausführung  dieser  Geschäfte 
haben  sieh  in  der  Praxis  und  in  den  Ge- 
schäftsordnungen . zunächst  der  deutschen 
Leihhäuser,  folgende  Regeln  herausgebildet: 

Als  Pfänder  werden  bewegliche  Sachen 
angenommen,  sofern  sie  nicht  zu  schwer  zu 
verwahren  oder  dem  Verderben  zu  leicht 
ausgesetzt  sind.  Hauptobjekte  der  Beleihung 
sind  überall  Kleider,  Betten  und  andere 
Gegenstände  des  persönlichen  Gebrauches, 
besonders  Schinucksachen : ausgeschlossen 
sind  mancherorts  Dinge,  wie  Maschinen  und 
kaufmännische  Waren,  l«?i  denen  zu  ver- 
muten ist.  dass  nicht  ein  vorübergehendes 
Geldbedürfnis  des  Besitzers  Ursache  der 
Verpfändung  ist  und  daher  die  Mittel  des 
Ixuhhauses  denjenigen,  für  welche  sie  eigent- 
lich bestimmt  sind,  entzogen  werden  könnten. 
Die  Beleihung  von  Inhaber  papieren  mit 
Geldeswert,  die  grössere  Mittel  zu  erfordern 
pflegt,  kam  erst  neuerdings  in  Aufnahme 
und  wird  in  Deutschland  hauptsächlich  von 
den  Leihhäusern  zu  Dresden,  Karlsruhe. 
Berlin  und  München  gepflegt. 

Bei  den  meisten  Leihhäusern,  doch  nicht 
bei  allen,  wird  Namensnennung  des  Ver- 
pfänders verlangt,  bei  manchen  erfolgt  sogar 
! genaue  Feststellung  seiner  Identität  und 
Vertrauenswürdigkeit.  Es  erklärt  sich  dies 
aus  der  Notwendigkeit,  besondere  Vorsicht 
gegen  Annahme  gestohlener  oder  verlorener 
Sachen  zu  üben,  deren  Verpfändung  liäufig 
versucht  wird.  Die  Leihhausverwaltung  ist 
natürlich  ebenso  wie  der  Privatpfandleiher 
in  solchen  Fällen  verpflichtet,  die  Polizei  in 
Kenntnis  zu  setzen;  in  Paris  wurden  auf 
diese  Weise  1889  von  3000  gestolilencn 
Taschenuhren  200  wieder  erlangt. 

Die  Schätzung  erfolgt  durch  vereidete 
Taxatoren;  das  Darlehen  darf  nicht  über 
einen  Teilbetrag  der  Taxe  hinausgehen, 
welcher  in  der  Weise  normiert  ist,  dass  er 
nach  Zurechnung  der  innerhalb  der  Be- 
leihungsfrist  auflaufenden  Zinsen  und  Ge- 
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bfthren  den  volleu  Wert  des  Gegenstandes 
nicht  übersteigt,  damit  die  Deckung  der 
Leihhausforderung  hei  einem  nötig  werden- 
den Verkaufe  des  Pfandes  möglichst  ge- 
sichert erscheint.  Auch  ist  die  Beleihung 
unter  dem  Taxwerte  ein  Sjiorn  zur  Wieder- 
einlösung für  den  Verpfänder.  Der  Be- 
leihnngssatz  pflegt  für  Edelmetalle  und 
Juwelen  3U — 1 5.  für  andere  Sachen  1 2 — 3 t 
der  Taxe  zu  betragen. 

Das  Leihhaus  hat  die  Pfänder  in  sicherem 
Gewahrsam  zu  halten,  sie  vor  Schaden 
möglichst  zu  behüten,  ohne  besondere  Ver- 
gütung gegen  Feuer  zu  versichern,  sich 
ihrer  Benutzung  alter  zu  enthalten ; für  Ver- 
luste ist  das  Leihhaus  haftbar. 

Die  Dauer  der  Beleihung  ist  meist 
1 2 — 1 Jahr,  wozu  noch  eine  Nachfrist  tritt. 
Abschlagszahlungen  sind  zulässig  und  bei 
solchen  sowie  bei  vollständiger  Auslösung 
des  Pfandes  vor  dem  Termine  ist  an  Zinsen 
nur  der  entsprechende  Betrag  zu  entrichten. 
Doch  ist  überall  ein  Minimum  hierfür  fest- 
gesetzt, so  im  preussischen  Gesetze  der 
Zins  für  2 Monate,  in  verschiedenen  Leih- 
häusern 3 bis  10  Pfennig. 

Die  Auslieferung  des  Pfandes  gegen  Be- 
richtigung der  Verbindlichkeiten  erfolgt 
meist  an  den  Vorzeiger  des  Pfandscheines, 
in  manchen  Anstalten  jedoch,  wo  der  Ver- 
kauf der  Pfandscheine  verboten  ist,  wie  in 
Augsburg  und  Braunschweig,  nur  an  den 
ursprünglichen  Verpfänder. 

Der  Verkauf  nicht  rechtzeitig  eingelöster 
Pfänder  erfolgt  in  der  Regel  in  öffentlicher 
Versteigerung:  nachträgliche  Auslösung 

unter  Entrichtung  einer  besonderen  Gebühr 
ist  bis  zur  und  während  der  Versteigerung 
gestattet.  Erreicht  der  Erlös  die  Forderung 
nicht,  so  muss  an  manchen  Ollen  der  Taxator 
den  Ausfall  decken.  Gewöhnlich  erhebt 
jedoch  die  Verwaltung  diesen  Anspruch 
nicht,  um  den  Taxator  nicht  zu  allzunied- 
riger Schätzung  zu  veranlassen  und  so  das 
Interesse  der  Darlehensuchendeu  zu  schädigen. 
Mehrerlöse  sind  zur  Verfügung  der  Pfand- 
scheinbesitzer zu  stellen  und  verfallen,  wenn 
sie  von  diesen  innerhalb  einer  Frist  von 
1 — 3 Jahren  nicht  abgeholt  werden,  der 
Armenkasse  oder  dem  Leihlmuse. 

Um  den  Verkauf  zu  hindern,  steht  dem 
Verpfänder  das  Mittel  der  Verlängerung  zu 
Gebote,  die,  wenn  auch  unter  der  Form 
einer  Neubeleihune,  überall  zulässig  ist,  so- 
bald die  fälligen  Zinsen  und  Gebühren  be- 
zahlt sind. 

Von  129  442  im  Jahre  1897  in  Paris  ver- 
steigerten Pfändern  waren  4544  seit  1887 
oder  länger  (17  seit  über  30  Jahren)  auf 
Lager  und  stets  erneuert  worden. 

Aus  der  Thatsache,  dass  im  Jahre  1896 
bezw.  1896.  97  bei  19  deutschen 'Leihhäusern 
unter  1 556  573  überhaupt  erloschenen 


Pfändern  1176339  ss  75,51%  ausgelöst. 
264462  — 16,99%  verlängert  und  115772 
— 7,44  °.o  verkauft  wurden,  folgt  nicht 
etwa,  dass  75  unter  100  Verpfändern  in 
der  Lage  sind,  ihr  Eigentum  rechtzeitig 
z.urückzuer wer ben.  Vielmehr  haben  ohne 
Zweifel  vielfach  Dritte,  die  den  Pfandschein 
erst  gekauft  hatten,  die  Pfänder  aus- 
gelöst; vielleicht  lässt,  auf  die  Zahl  solcher 
Fälle  der  Umstand  einen  Schluss  zu,  dass 
1897  in  Paris  von  einem  Betrage  von 
649700  Francs  an  Verkaufsüberschflssen 
, fast  300000  Francs  an  notorische  Pfand- 
j Scheinaufkäufer  bezahlt  wurden,  welche 
den  Pfandschein  durchschnittlich  mit  20  % 
des  Darlehens  bezahlt  hatten  und  so  1 1 1 500 
' Francs  Gewinn  erzielten. 

Zu  Angriffen  gegen  die  Leihhäuser  geben 
j öfters  die  hohen  Daiiehenszinsen  Anlass, 
welche  sie  bei  dem  ungeheueren  Detail 
ihres  Betriebes  zu  nehmen  gezwungen  sind, 
1 um  die  Verwalt ungskosten,  ausser  dem  Zius 
für  die  entlehnten  Kapitalien,  zu  decken. 
Da  letztere  im  allgemeinen  in  Deutschland 
höher  zu  verzinsen  sind  als  in  Frankreich, 
so  ist  auch  der  Darlchenszinsfuss  höher; 
er  betrügt  entweder  einheitlich  6 (in  Braun- 
schweig, Lübeck,  Pforzheim)  bis  12%,  oder 
er  nimmt  mit  der  Höhe  der  Darlehen  ab 
in  einer  Anzahl  von  Leihhäusern ; beispiels- 
I weise  beträgt  der  Zinsfuss  für  10  Mark 
zwischen  7 und  24  %,  für  300  Mark  zwischen 
jO  und  12*2%;  für  Wertpapier-Pfänder  be- 
steht in  der  Regel  ein  niedrigerer  Zins- 
fuss, entsprechend  ihrer  grösseren  Sicher- 
heit. Die  ganz  kleinen  Darlehen,  welche  die 
grosse  Mehrzahl  bilden,  bringen  trotzdem 
nachweislich  selbst  bei  ganzjähriger  Dauer 
der  Verpfändung  den  auf  sie  treffenden 
Teil  der  Verwaltungskosten  nicht  ein. 

Besondere  Gebühren  werden,  ausser  für  die 
Ausstellung  des  Pfandscheines  und  für  ver- 
spätete Auslösung,  von  einzelnen  Leihhäusern 
für  Verrichtungen,  die  sich  nur  für  be- 
stimmte Arten  von  Pfändern  erforderlich 
machen,  berechnet,  wie  für  Plombieren  oder 
Klopfen. 

Was  von  diesen  Einnahmen  nach  Deckung 
| der  Bedürfnisse  übrig  bleibt,  fliesst  (in 
Deutschland)  teils  dem  Leihhause,  teils  der 
, Stadtkasse  oder  Verwaltungen  von  Arineu- 
: austalten  zu.  Aus  dem  Grundsätze,  dass 
die  Kosten  möglichst  gedeckt,  ein  weiterer 
j Gewinn  aus  dem  Betriebe  aber  nicht,  auch 
nicht  zu  Gunsten  der  Armenkasse,  da  hier- 
durch nur  andere  Schultern  entlastet  werden, 
gezogen  worden  soll,  ergab  sieh  mehriaeh 
die  Notwendigkeit  der  Erhöhung  (Metz 
1892  von  7 auf  10%)  oder  Ermüssigung 
! (Nürnberg  1891  von  10  auf  9 °.o)  des  Zins- 
fusses. 

4.  Die  Frage  (1er  Notwendigkeit 
öffentlicher  L.  Dass  Anstalten  zur  Be- 
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leihung  beweglicher  Pfänder  auch  Itei  dem 
jetzigen  Stande  des  Kreditwesens  noch  in 
vielen  Fällen  einem  Bedürfnisse  ontgegen- 
kommen,  beweist  ihr  trotz  des  im  l^aufo 
der  Jahrhunderte  in  manchen  Orten  nach- 
weislich erfolgten  Rückganges  noch  immer 
bedeutender  Verkehr  und  wird  auch  von 
den  Gegnern  öffentlicher  Ijoihhftuser 
nicht  bestritten.  Wenn  aber,  wie  in  Deutsch- 
land, die  Privatpfandleihen  unter  Aufsicht 
gestellt  und  in  ihrer  Geschäftsführung  ge- 
setzlich so  gebunden  sind,  dass  sie  den  Be- 
nutzern  ähnliche  Garantieen  gegen  l'eber- 
vorteilung  und  Verluste  zu  bieten  scheinen 
wie  die  öffentlichen  I Leihhäuser,  so  kann  die 
Existenzberechtigung  der  letzteren  fraglich 
erscheinen.  Dazu  kommt,  dass  in  Deutsch- 
land der  Charakter  der  Leihhäuser  als 
Wohithätigkeitsanstalten  weniger  als  anders- 
wo in  den  Vordergrund  tritt  und  die  städti- 
schen 1 Leihhäuser  verwalt ungsmässig  zum 
Teil  zu  den  gewerblichen  Betriel»en  ge- 
rechnet  werden.  Es  ist  daher  zu  unter- 
suchen, ob  sie  sonstige  Vorzüge  vor  den 
Privatlieleihern  liesitzcn.  Was  zunächst  die 
dem  I larlehensbed  ürft  igen  erwachsenden 

Kosten,  insbesondere  den  Zinsfuss  betrifft, 
so  ist  dieser  allerdings  bei  der  Mehrzahl 
der  Leihhäuser  — nicht  bei  allen  — ge- 
ringer als  der  bei  Privaten  gesetzlich  zu- 
lässige (in  Preusscn  nach  dem  G.  v.  lNNl 
bis  zu  30  Mark  Darlehen  2 Pfennig  monat- 
lich von  1 Mark,  in  Bayern  nach  V.  v. 
12.  August  18711  nur  1 Pfennig;  die 
anderen  Staaten  folgten  darin  einem  dieser 
beiden).  Allein  die  Frage  der  Zinshöhe  l>o- 
sitzt  in  dieser  Hinsicht  überhaupt  keine 
allzu  grosse  Bedeutung.  Förden  Verpfänder, 
welcher  10  Mark  zu  augenblicklichem  Ver- 
brauche bedarf,  spielt  die  Erwägung,  ob  er 
nach  3 Monaten  1<>  Mark  60  Pfennig  oder 
10  Mark  3U — 10  Pfennig  zurückzuerstatten 
hat.  nicht  die  entscheidende  Bolle.  Für 
öffentliche  I<eihhäuser  spricht  aber  neben 
ihrer  unbedingten  Gewähr  für  die  Sicher- 
heit der  Gegenstände  und  ihre  unversehrte 
Hückgalie,  sowie  dem  Fehlen  der  nur  im 
Interesse  des  Privatgeschäftsmannes  liegen- 
den Verleitung  zu  weiteren  Vcrsatzge- 
schäften,  der  Umstand,  dass  sie  als  amtliche 
Institute,  welche  Leistung  um  Gegenleistung 
zu  gewähren  haben,  das  Demütigende  zu 
mildern  im  stände  sind,  das  nach  einmal 
herrschender  Anschauung  im  Verpfänden 
von  Gebrauchsgegenstäuden  liegt.  Unter 
30<M>  Verpfändern,  auf  welche  sich  eine 
im  Oktober  1808  beim  königlichen  Leihamte 
in  Berlin  aufgenommene  Statistik  erstreckte, 
befanden  sich  50  Pfandleiher  und  Kommis- 
sionäre, 1743  Gewerlie-  und  Handeltreibende, 
343  Eigentümer,  Künstler,  Studierende,  Ge- 
lehrte, Beamte,  Offiziere,  606  Witwen  und 
unverehelichte  weibliche  Personen,  25s  Tage- 


und  Fabrikarbeiter.  Von  2617  Verpfändern, 
die  während  bestimmter  Tage  des  Dezemlier 
1896  im  Leihhause  zu  Gent  gezählt  wurden, 
waren  H02  Handel-  und  Gowerbetreiliende, 
1815  Arbiter,  Auf  Wärterinnen  pp.  Von 
26572  Personen,  die  1807  im  Pariser  I Leih- 
haus verpfändeten,  waren  77P»  Angestellte, 
7203  Arbeiter.  6716  selbständige  Gewerlte- 
treibende.  27 NN  Private,  2<*16  Angehörige 
freier  Berufsarten,  40  Landleute.  Viele  von 
diesen  würden,  gälte  es  kein  öffentliches 
Leihhaus,  den  Verkehr  mit  einem  Privat- 
pfandleiher gescheut  und  einen  bedenk- 
licheren Weg  zur  Befriedigung  ihrer  Be- 
dürfnisse eingeschlatren  haben.  Bedienen 
sich  doch  sogar  zahlreiche  Personen,  um 
den  Leihhauslicainten  nicht  persönlich  gogon- 
iibort  roten  zu  müssen,  der  Vermittler;  und 
wenn  Leihhäuser,  welche  nur  nach  Ein- 
ziehung von  Erkundigungen  über  die  Per- 
sönlichkeit Darlehen  gelten,  sogar  falls  sie 
zinslos  leihen,  wenig  Nachfrage  finden  (es 
liegt  hierfür  eine  ganze  Beihe  von  Bei- 
spielen vor),  so  ist  der  Grund  nicht  in  der 
Unwürdigkeit,  sondern  in  der  Empfindlich- 
keit der  Darlehensbedürftigen  zu  suchen. 

Wenn  in  manchen  Ollen,  wo  öffentliche 
Leihhäuser  ohne  solche  einschränkende 
Bedingungen  amtieren,  doch  die  Privatbe- 
triebe emporkanicn,  so  ist  hieran  meist  die 
von  den  letzteren  gewährte  höhere  Be- 
leihung schuld;  das  Leihhaus  muss  eiten 
Itei  der  Schätzung  mit  den  beim  eventuellen 
Verkaufe  zu  gewärtigenden,  weit  unter  dem 
Marktwerte  stehenden  Trödlerpreisen  rech- 
nen, während  dem  Privat  pfand  lei  her  eine 
lassere  Verwertung  des  Pfandgegenstandes 
möglich  ist.  Dem  lässt  sich,  wenn  man 
keinen  freihändigen  Verkauf  durch  das  Leih- 
haus will,  nur  durch  seine  Ausstattung  mit 
einer  genügenden  Summe  zur  Deckung  von 
Vorkaufsverlusten  abhelfen. 

Der  Vorwurf,  dass  eben  die  diskrete 
Behandlung  des  Geschäftes  durch  die  Leih- 
häuser und  ihr  amtlicher  Charakter  wie  eine 
Aufforderung  zu  unnötigem  Schuldenmachen 
zu  Zwecken  des  Vergnügens  wirke  und  den 
Leichtsinn  in  einer  Weise  Itefördere.  die 
sich  namentlich  vor  Volksfesten  bekunde, 
erscheint  wenigstens  durch  eine  mehrere  Jahre 
hindurch  fortgesetzte  Statistik,  welche  sich 
auf  das  Dresdener  Vogelwiesen  fest  bezieht, 
durchaus  nicht  gerechtfertigt.  Die  hohen 
Verpfündungszahlen  fallen  vielmehr,  wie  auch 
eine  Umfrage  bei  den  grösseren  deutschen 
Leihhäusern  zeigte,  auf  die  Zeiten  wirt- 
schaftlicher Bewegung,  z.  B.  die  Umzugs- 
termine: einen  Beleg  hierfür  bieten  auch 
zahlreiche  Beispiele  der  Zunahme  der  Ver- 
pfändungen in  Zeiten  besonders  erhöhten 
Lebens,  wie  liei  Ausstellungen,  wo  die  kleinen 
Leute  zeitweilig  entbehrliche  Sachen  gegen 
fruchttragende  Geldmittel  vertauschten.  Die 
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Auslösungen  pflegen  sieli  dagegen  vor  Fest- 
tagen zu  häufen  (s.  Statist.  Jahrbuch  deut- ; 
scher  Städte,  4.  Jahrg.  S.  77). 

Als  Argument  gegen  öffentliche  Leihhäuser 
dient  auch  ilic  behauj)tete  Häufigkeit  so- 
genannter Woeheupfänder,  die  Anfang  jeder 
Woche  versetzt  und  am  dai  auf  folgenden  j 
Samstag  wieder  ausgelöst  werden,  so  dass  I 
die  jedesmal  zu  entrichtenden  Zinsen  und 
Gebühren  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem  ' 
erheblichen,  den  Wert  des  Pfandes  Unld 
übersteigenden  Betrage  summieren.  Oie  i 
wenigen  hierzu  vorhandenen  statistischen 
Nachweisungcu  lassen  aber  nicht  erkennen, 
ob  solche  Verpfändungen  wirklich  häufig ! 
Vorkommen.  Wenn  nämlich  nach  einer : 
Genfer  Statistik  von  1892 — 1895  unter  | 
238295  Pfändern  50 964  (Hier  21, PL  und! 

1895  96 — 1898  99  unter  72767 


/.  Gerne i n nützigkeit,  8.  Jahre/.,  Ziirieh  ISO.} . — 
Xeuman n,  Geschichte  des  Wucher*  in  Deutsch- 
land, Halle  ISO.1}.  — M,  Mahl,  Die  Pest  iijfent- 
licher  Leihhäuser,  Stuttgart  1306.  ■ — Derselbe, 
['eher  ein  Leihhaus  auf  Aktien,  Stuttgart  ISOS. 

— Vigttnö,  /lang lies  popuhlircs,  Paris  ISIS.  — 
Sch  in  oll  er , Die  Öffentlichen  Leihhäuser , im 
Jahrb.  f.  Gesetzg.,  Vene.  u.  Volksw.,  1SS0.  — 
Blalgnan,  1a-  Credit  popnlairc  et  les  monts- 
dc-pietc,  Toulouse  1S87.  — Patterson.  Die 
gegenwärtige  Lage  der  Leihämter  in  Deutschland, 
in  den  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stal.,  ///.  Folge,  IS.  /hl. 

— II  Orzburger,  Die  äßcntlichen  Leihhäuser, 
im  Statist.  Jahrb.  deutscher  Städte,  11.,  IV.,  VI. 
u.  VII.  Jahrg.,  Breslau  1892 — 1898. 

Eugen  Würzburger. 
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in  Mainz 

Pfändern  (mit  Ausschluss  von  Pretiosen) 

34298  oder  47,1  °o  auf  nur  1 Woche  ver- 
setzte Pfänder  waren,  so  folgt  daraus  nur, 
wie  viele  überhaupt  auf  1 Woche  verpfändet 
wurden,  nicht  alter,  in  wie  vielen  Fällen 
das  gleiche  Pfand  so  viele  Male  versetzt 

worden  ist.  dass  weder  wirkliche  Not  noch  i dustrie,  deren  Anfänge  bis 
ein  reelles  Kreditbedürfnis  als  Verpfändungs-  schichtliehe  Zeitalter  der 
Ursache  anzunchmcn  ist.  Von  der  Verwal- 
tung des  Genfer  Leihhauses,  dessen  Auf- 
hebung hauptsächlich  wegen  der  Wochen- 
pfänder beabsichtigt  war,  werden  diesellten 
als  verschwindend  gegenüber  der  Zahl  der 
Fälle,  in  denen  das  Leihhaus  zweifellos 
wohlthätig  wirkt,  bezeichnet 
die  Möglichkeit  der 
gewohnheitsmässiger. 


betreff  der  Leinenindustrie  müssen 
wir  uns  aus  Rücksicht  auf  den  Raum  hier 
auf  die  Zusammenstellung  einiger  der  wich- 
tigsten statistischen  und  handelspolitischen 
Daten  beschränken.  Wie  sehr  diese  In- 
in das  vorge- 
indogennanisehen 
Völker  zurückreichen , von  der  Baumwoll- 
fabrikation,  deren  mächtiger  Aufschwung 
erst  vor  einem  Jahrhundert  begonnen  hat, 
in  der  Gegenwart  überflügelt  worden,  erhellt 
schon  aus  der  Vergleichung  der  Produktion 
beider  Arten  von  Gespinstfasern:  während 
und  wird  auf  i jetzt  jährlich  etwa  2799  Millionen  kg  Baum- 
Beseitigung  wolle  gewonnen  werden,  beträgt  die  Flachs- 
leichtsinniger  Ver-  Produktion  nach  Jurascheks  Schätzung  nur 
pfändungen  durch  Einführung  einer  15  tägigen  539  Millionen  kg.  Obenan  unter  den  Flachs 
Mindest- Lagerung,  sowie  durch  andere  erzeugenden  Ländern  steht  Russland,  das 
organisatorische  Massregeln  (z.  B.  l'nzu-  jährlich  etwa  349  Millionen  kg  produziert 
lässigkeit  der  Auslösung  am  Samstag)  hin- ! und  davon  etwa  zwei  Drittel  ausführt.  In 
gewiesen;  den  Beamten  des  Dresdner  Leih- 1 Deutschland  ist  der  Flachsanbau  in  den 
hauses  sind  (1990)  bei  einer  Zahl  von  130 ; letzten  Jahrzehnten  zurüekgegangen  und  um- 
bis  140000  jährlichen  Verpfändungen  als  fasste  1883  nur  noch  1 08 ( mm.»  ha  gegen  133  990 
gewohnheitsmässige  Wochenverpfänder  ihrer  lim  Jahre  1878.  Neuere  Angaben  liegen  nicht 
Sonntagssachen  nur  etwa  IG  Personen  bc- j vor.  Die  der  ersten  Ziffer  entsprechende  Pro- 
kannt,  zu  denen  noch  einige  kommen  j duktion  wird  auf  44  Millionen  kg  geschätzt. 


völligen 


die  sich  dritter  als  Vermittler  be-  ; Oesterreich  ist  an  der  Flachserzeugung  mit 

jährlich  etwa  39  Millionen,  das  britische 
| Königreich  (hauptsächlich  Irland)  mit  29 
. , A««rr (/«•&«  nPfundleih-  und  Rück-  MjHj0Den<  Belgien,  wo  der  Flachsbau  ver- 

kau  sgescha/te»  angejahrten  L,ttemt»r  so«-, e < ™ ]läl,nismassig  die  grösste  Ausdehnung  hat, 

J ebenfalls  mit  20  Millionen  kg,  Italien  mit 


mögen, 

dienen. 


Litteratur : 


Jahresberichten  der  Leihhäuser  und  Mono- 
graphiem  über  einzelne:  Cothrand,  De  mon- 

tibus  pietatis,  Diss.  Strassburg  1670.  — Mur- 
perger,  Monte*  pietatis,  Leipzig  171.1.  — Cer- 
relt,  Histoire  de * monls-Jc-pirtc,  Padua  1762. 
— Gfrandoy  Die  ö(lcntliche  Annenpßcge, 
deutsch  ron  Buss,  2.  Teil,  Stuttgart  !8JfJf.  — 
Decker,  Etüde»  sur  Irs  monts-de-pute  e.n  Bel- 
gü/ne,  Brüssel  ls.}.}.  — Walze,  Des  monts-ilc- 
pictc,  Paris  1856  (das  Hauptwerk  über  Leih- 
häuser). — Lamarque,  Traitr  des  etablissr- 
ment s de  bicnfnisance.  Paris  1862.  — Spgrl, 
Heber  Pt'und-  und  Leihhäuser,  Schweiz.  Zeilsehr, 


fast  der  gleichen  Menge,  Holland  mit 
9 Millionen  kg  beteiligt.  In  Frankreich 
wurden  zur  Hebung  der  Flachs-  und  Ilanf- 
erzeugung  durch  das  G.  v.  13.  Januar  1892 
zunächst  auf  sechs  Jahre  Prämien  ausge- 
setzt. deren  Gesamt  bet  rag  alter  2 509  000 
Francs  nicht  übersteigen  sollte.  Eine  er- 
hebliche Wirkung  dieser  Massivgel  ist  jedoch 
nicht  zu  bemerken,  vielmehr  ist  die  mit 
Flachs  bestellte  Fläche  von  32174  ha  im 
Jahre  1899  durch  26932  ha  im  Jahre  1896 
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und  der  Ertrag  von  22  Millionen  auf  18.-S 
Millionen  kg  zunVkgegungen. 

Die  Produktion  von  Hanf,  der  in  seinen 
feineren  Sorten,  für  sich  oder  mit  Flachs 
gemischt,  zur  Herstellung  grober  Leinwand 
verwendet  wird,  beläuft  sich  jährlich  aui 
etwa  340  Millionen  kg.  Kussland  allein 
liefert  etwa  ein  Drittel  dieser  Menge,  je- 
doch dient  der  russische  Hanf  fast  nur  zur 
Anfertigung  von  Seiler  waren.  Oesterreich- , 
Ungarn  erzeugt  jährlich  etwa  74  Millionen, 
Italien  (das  die  Hälfte  seiner  Produktion 
ausführt)  St»  Millionen.  In  Frankreich  waren 
1 s'JO  trotz  des  Präiniengesetzes  von  1*02 
nur  34  822  ha  mit  Hanf  bestellt,  die  einen 
Ertrag  von  24,8  Millionen  kg  lieferten, 
während  1890  noch  37  Millionen  kg  auf 
52  Millionen  ha  gewonnen  wurden.  In 
Deutschland  waren  1878  noch  21  <»00  ha. 
Iss3  aber  nur  noch  152U0  ha  dem  Hanfbau 
gewidmet,  und  die  Produktion  ist  jetzt  nur 
auf  etwa  12  Millionen  kg  zu  veranschlagen.! 
Ueberhaupt  ist  dem  europäischen  Hanfe  in 
dem  Manilahanfe  (Abaca),  der  Jute  und 
anderen  exotischen  Spinnfasern  eine  gefähr- 
liche Konkurrenz  erwachsen,  durch  die 
ihm  wohl  noch  mehr  Boden  entzogen  wor- 
den wird. 

In  Deutschland  betrug  im  Jahre  1861  die  j 
Einfuhr  von  Flachs  57,9  Millionen  kg,  die  Aus- 
fuhr 28.7  Millionen,  im  Jahre  1899  dagegen  war 
die  erstere  auf  49,7  Millionen,  die  letztere  aut , 
9,7  Millionen  kg  zurückgegangen.  Nenn  Zehntel 
der  Einfuhr  stammen  aus  Russland.  Die  Ein-  j 
fuhr  und  Ausfuhr  von  Hanf  belief  sich  18*.»9 
auf  48,3  und  17.9  Millionen  kg.  Dazu  kam 
noch  eine  Einfuhr  von  27,1  Millionen  und  eine 
Ausfuhr  von  11,4  Millionen  kg  Hede  lind  Werg, 
teils  von  Flachs,  teils  von  Hanf  herrührend.  Der 
Hanf  wird  ebenfalls  überwiegend  aus  Russland 
eingeführt.  Die  Einfuhr  von  Jute  (grösstenteils 
direkt  aus  Ostindien)  stellte  sieh  auf  99.1  Mil- 
lionen. die  Ausfuhr  auf  18,0  Millionen  kg. 

Die  Zahl  der  Hauptbetriebe  von  Flachs- 
uud  Hanfhechelei  und  -Spinnerei  betrug j 
nach  der  Gewerbezählung  vom  5.  Juni  1882  in 
Deutschland  725.15  und  es  waren  in  denselben 
7589  männliche  und  17454  weibliche  Personen 
beschäftigt.  Von  diesen  Betrieben  hatten  2723 
mit  337  männlichen  und  2412  weiblichen  Be- 
schäftigten den  Charakter  von  hansindnstriellen 
und  7Ö74  wurden  ohne  Gehilfen  und  ohne 
Motoren  betrieben.  Die  Zahl  der  .Motoren- 
betriebe war  108  mit  17724  Beschäftigten,  in 
55  Betrieben  wurde  Wasserkraft,  in  70  Dampf- 
kraft augewendet. 

Für  Leinen  webe  rei  gab  es  72392  Haupt- 
und  29200  Nebenbetriebe.  In  den  Hauptbe- 
trieben waren  80502  männliche  und  23527  weib- 
liche personell  beschäftigt.  Zur  Hausindustrie 
gehörten  2905-1  Hauptbetriebe  mit  20071  männ- 
lichen und  14374  weiblichen  Beschäftigten.  Die 
Zahl  der  Alleinhotriebe  ohne  Motoren  betrug 
55441  ausser  27928  Nebenbetriehen.  In  den 
134  Motoren  bet  rieben  Hinter  diesen  llt»  mit 
Dampfkraft)  waren  8206  Personen  beschäftigt. 

Die  gewerbestatistische  Aufnahme  vom  14. 


Juni  1895  zeigt  wesentliche  Verschiebungen  in 
den  Verhältnissen  dieser  Industrie.  In  der 
Flachs-  und  Haufliechelei  und  -Spinnerei  war 
die  Zahl  der  Hauptbetriebe  auf  1373  zurück- 
gegangen,  neben  denen  es  noch  289  Neben- 
hetriebe  gab.  Die  Zahl  der  in  den  Haupt- 
betrieben beschäftigten  Personen  betrug  22220. 
unter  denen  sich  14281  weibliche  befanden.  Znr 
Hausindustrie  gehörten  nur  noch  780  Personen, 
nach  der  Angabe  der  Verleger  sogar  nur  540. 
Die  Zahl  der  Betriebe  mit  Motorenverwendung 
betrug  128  mit  im  ganzen  18913  Pferdekräften 
(17  495  von  Dampfmaschinen  geliefert),  ln  der 
Leinen weberei  war  die  Zahl  der  Hauptbetriebe 
auf  34  493,  die  der  Nebeiibetriebe  auf  15900 
gesunken,  und  zugleich  hatte  sich  die  Zahl  der 
in  den  ersteren  am  Erhebungstage  beschäftigten 
Personen  auf  07613  (darunter  25965  weibliche) 
vermindert.  Als  hausindustrielle  Hauptbetriebe 
bestanden  nur  noch  19157  mit  26291  beschäf- 
tigten Personen.  Die  Zahl  der  Motorenbetriehe 
mit  Einschluss  eines  Nebenbetriebs  betrug  270 
mit  10066  Pferdekräften  (darunter  9498  durch 
Dampf  gewonnen).  Es  gab  6127  Jnrtjuardstühle 
mit  Handbetrieb  in  1263  Betrieben,  3087  Jacquard- 
maschinen mit  Kraftbetrieb  in  75  Betrieben. 
15852  Stühle  ohne  Jacquard  mit  Handbetrieb 
in  0122  Betrieben  und  13074  Stühle  dieser  Art 
mit  Kraftbetrieb  in  171  Betrieben.  Die  Zahl 
der  Bandstühle  mit  Handbetrieb  betrug  332  in 
200  Betrieben,  die  der  Bandstühle  mit  Kraft - 
betrieb  272  in  80  Betrieben.  — Die  Zahl  der 
Spindeln  (allerdings  nur  in  den  Gehilfenbetrieben, 
die  aber  liier  auch  allein  von  Bedeutung  sind) 
betrug  275894,  weniger  als  nach  früheren 
Schätzungen  angenommen  wurde.  — Die  Haus- 
industrie ist.  demnach  in  der  Spinnerei  seit  1882 
fast  gänzlich  verschwunden,  was  sicherlich  nicht 
zu  beklagen  ist.  Aber  auch  die  Handweberei. 
die  1882  noch  etwa  1 40 CH  KJ»  Stühle  besass,  ist 
stark  zurilckgedrängt , während  die  Zahl  der 
Kraftstühle,  damals  mir  etwa  9500,  bedeutend 
gewachsen  ist.  Oberhaupt  ist  der  Kampf  der 
| Handweherei  gegen  den  Grossbetrieb  in  der 
Fabrikation  gewöhnlicher  Leineuzeuge  auf  die 
Dauer  aussichtslos,  während  sich  in  der  Muster- 
welierei  der  Handbetrieb  wohl  behaupten  können 
wird.  Die  Hauptsitze  der  deutschen  Leinen- 
industrie sind  in  Westfalen,  Hannover,  Thü- 
i ringen,  der  Lausitz  und  Schlesien.  Für  Jute- 
: wehcrei  gab  es  1882  im  Deutschen  Reiche  109 
Hauptbetriebe  (ausser  11  Nebenbetriebcii)  mir 
2050  Beschäftigten.  Im  Jahre  1895  war  die 
Zahl  der  Hauptbetriebe  auf  112  gesunken  (ausser 
76  Neben  bet  neben),  die  Zahl  der  in  den  ersteren 
Beschäftigten  aber  auf  5839  gestiegen. 

Die  Einfuhr  von  Leinengarn,  namentlich 
auch  in  den  mittleren  Nummern,  überwiegt  die 
Ausfuhr  noch  sehr  bedeutend;  im  Jahre  1898 
betrug  die  erstere  13,0  Millionen,  die  letztere 
1,6  Millionen  kg,  und  die  entsprechenden  Werte 
waren  19,9  mid  3.1  Millionen  Mark.  Dagegen 
I belief  sich  die  Ausfuhr  von  Leinwand,  Damast, 

[ Tisch-  und  Bettzeug  auf  2.9  Millionen  kg  im 
Werte  von  11,6  Millionen  Mark  gegenüber  einer 
verhältnismässig  geringen  Einfuhr. 

Im  britischen  Königreiche  wurden 
1897  eingeführt  1603700  englische  Centner 
Flachs,  ansgeführt  (auswärtigen  Ursprungs) 
(55020  (’eutner;  an  Hanf  und  ähnlichen  Spinn- 
fasern eingeführt  1 806  220  Centner,  wieder  aus- 
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geführt  615740  Centner:  an  Hede  und  Werg 1 Art  einen  solchen  von  7,9  Millionen,  die  von 
von  Flachs  und  Hanf  wurden  eingeführt  464400  Jutegarn  und  -geweben  einen  solchen  von  bezw. 


Centner,  wieder  ausgeführt  24660  Ceutner; 
Jute  eingeführt  636919  englische  Tonnen,  wieder 
ausgeführt  100423  Tonnen.  Im  Jahre  1877 
betrug  die  Einfuhr  von  Jute  nur  182494  Tonnen, 
die  Wiederausfuhr  48405.  Der  Wert  der  bri- 
tischen Ausfuhr  von  Leinengarn  belief  sich  1891 
auf  9760-12  C gegen  1291729  £ im  Jahre  1877. 
dit*  Ausfuhr  von  Leinenfabrikaten  stellte  in  dem- 
selben Jahre  nur  4770706  £ dar  gegen  5834443  £ 
im  Jahre  1877.  Dagegen  stieg  die  Ausfuhr 
•von  Jutegarn  von  217  424  C im  Jahre  1877  auf 
525981  £ iin  Jahre  1897  und  die  von  Jute- 
fabrikaten von  1547443  4:  auf  2102101  £.  Die 
Einfuhr  vou  Leinengarn  nach  dem  Vereinigten 
Königreiche  ist  in  demselben  Zeiträume  von 
285942  £ auf  618375  £,  die  von  Leinenfabri- 
katen von  289459  £ auf  359974  £ gestiegen. 

Die  Zahl  der  unter  der  Fabrikgesetzgebung 
stehenden  Flachs  verarbeitenden  Fabriken  betrug 
1890  im  Vereinigten  Königreiche  357  mit 
1196334  Spindeln,  48714  Kraftstühleu,  32825 
männlichen  und  74  758  weiblichen  Arbeitern. 
Im  Jahre  1870  war  die  Zahl  der  Fabriken  500, 
die  der  Spindeln  1549547.  die  der  Kraftstuhle 
35301,  die  der  männlichen  Arbeiter  38096,  die 
der  weiblichen  86676.  Die  Spinuerei  ist  also 
bedeutend  zurückgegangen , während  sich  die 
Zahl  der  mechanischen  Webstühle  vermehrt  hat. 
Im  Jahre  1895  waren  33540  männliche  und 
75362  weibliche  Arbeiter  in  der  Leinenindustrie 
beschäftigt. 

Für  Hanf  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
für  1890:  105  Fabriken  (1870  35),  53  673  Spindeln 

• 32311),  51(5  Webstühle  (107),  4644  männliche 

• 1442)  und  5742  weibliche  Arbeiter  (1708)  Für 
Jute  116  Fabriken  (63),  280039  Spindeln  (1 15 156). 
14 107  Kraftstühle  (4330),  14408  männliche  (4372) 
und  30402  weibliche  Arbeiter  (13198).  Iin  Jahre 
1895  waren  beschäftigt  in  der  Hanffabrikation 
4319  Männer  und  5708  Frauen,  in  der  Jute- 
fabrikation 13347  Männer  und  28743  Frauen. 
In  Frankreich  wurden  1898  eingeführt: 
Flachs  und  Hanf  für  65,5  Millionen  Francs, 
ansgeführt  für  8,7  Millionen  Francs,  und  Jute  ein- 
geführt für  32,8  Millionen,  ansgeführt  für  0,1 
Million  Francs.  Der  Wert  der  1898  eingeführten 
Garne  aus  Flachs  oder  Hanf  betrug  6,0  Millionen 


2,2  und  5.3  Millionen  Francs.  Die  Zahl  der 
Spindeln  der  französischen  Leinen-,  Hanf-  und 
Juteiudustrie  wird  zu  574000  angegeben.  Die 
mechanische  Weberei  hat  sich  in  Frankreich 
schneller  verbreitet  als  in  den  übrigen  Ländern 
des  Kontinents;  indes  gab  es  1890  neben  17619 
mechanischen  Webstühlen  noch  28892Handstühle. 

In  Oesterreich-Ungarn  gab  es  1875 
398000  Spindeln  für  Leinen  und  Hanf  und 
5392  Jutespindeln.  Für  1891  giebt  Brachelli 
nur  384800  Spindeln  an.  Die  Hand  Weberei 
waltet  noch  bei  weitem  vor,  da  auf  64000  Hand- 
stiihle  nur  4600  Kraftstühle  kommen.  — In 
Itussl and  wird  die  Leinenindustrie  noch  in 
ausserordentlich  grosser  Ausdehnung  als  Haus- 
arbeit betrieben  und  man  schätzt  die  Zahl  der 
zeitweilig  häuslich  beschäftigten  Spinnerinnen 
auf  drei  Millionen  und  die  der  Weber  auf 
500000.  Daneben  gab  es  1887  24  mechanische 
Flachsspinnereien  und  87  grosse  Webereien. 
Die  Zahl  der  Spindeln  betrug  185 000,  die  der 
Kraftstühle  6530.  Auch  in  der  Hanflndustrie 
ist  eine  sehr  grosse  Zahl  Arbeiter  hausgewerb- 
lich beschäftigt.  — ln  Belgien  nimmt  die 
Leinenindustrie  eine  hervorragende  Stellung  ein.' 
Die  Zahl  der  Betriebe  belief  sieh  189(5  auf  1843 
mit  217  Motoren  und  8459  Pferdekräften.  Es 
waren  24579  männliche  und  11213  weibliche 
Personen  beschäftigt,  und  der  Wert  der  Jahres- 
produktion wurde  auf  95,6  Millionen  Francs 
geschätzt.  — ln  11  o 1 1 a n d und  in  der  S c h w e i z 
ist  die  Leiuenindustrie  von  untergeordneter  Be- 
deutung. — lu  Italien  ist  die  häusliche  Hand- 
spinnerei noch  sehr  verbreitet  und  neben  7 — 800 
Kraftstühlen  und  4800  Haudstiihleu  im  ständigen 
Kleingewerbebetriobe  giebt  es  noch  etwa  68<HX) 
zeitweilig  im  Hausbetriebe  verwendete  Stühle. 

Die  Leinenindustrie  hat  in  allen  Ländern 
mit  Schutzzollsystem  auch  stets  ihren  reich- 
lichen Anteil  an  diesem  Schutze  genossen.  In 
Prenssen  war  unter  Friedrich  dem  Grossen  die 
Einfuhr  von  Leinenwaren  teilweise  verboten, 
der  Tarif  von  1818  jedoch  begnügte  sich  mit 
sehr  mässigen  Zöllen.  Garn  blieb  ganz  zollfrei, 
grobes  Packleinen  und  dergleichen  hatte  nur 
r o Thaler,  rohe  laiinwaud  und  Drillich  2 Thaler 
für  den  (alten)  Centner,  gebleichte,  gefärbte, 
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Zollvereiustarifen  waren 
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Nach  dein  seit  dem  1.  Februar  1892  in  Baumwolle  beziehen)  herabgesetzt  für  Jutegarne 
Kraft  getretenen  Vertragstarife  werden  die  bis  Nr.  20  von  5 nnd  6 Mark  auf  4 und  5 Mark, 
Zölle  von  1885  (die  sich  überhaupt  auf  alle  für  accommodierten  Nähzwirn  von  70  auf  60 
vegetabilischen  Spinnstoffe  mit  Ausuahme  der  Mark,  für  Packleinwand  aus  Jute,  Mauillahanf 
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uwl  dergleichen  von  12  auf  10  Mark  und  für 
Zwirns pitzen  von  HOO  auf  600  Mark. 

In  dem  1816  neugeordneten  französischen 
Prohibitivsystem  gehörten  die  Leinenwaren  zu 
den  wenigen  Gatt  ungen  von  Fabrikaten,  deren 
Einfuhr  nicht  verboten  war.  Nach  dem  Tnrit 
von  1810  waren  hei  der  Einfuhr  auf  französi- 
schen Schiffen  für  einfaches  Garn  10  Francs 
für  gezwirntes  02  Francs,  für  gefärbtes  120 
Francs  für  100  kg  zu  entrichten.  In  den  Jahren 
1817,  1825.  1840,  1841.  1842  wurden  die  Zölle 
vielfach  weiter  abgestuft  und  dabei  meistens 
erhöht,  und  so  standen  sie  nach  dem  G.  v.  9. 
Juni  1845  für  rohe  einfache  Garne  auf  HS — 165 
Francs,  für  gebleichte  auf  54—212  Francs.  Ge- 
bleichte und  gefärbte  Leinwand  war  1810  mit 
150  Francs  belastet,  1825  wurden  die  Zölle  von 
00  bis  700  Francs  und  1842  von  IX)  bis  817 
Francs  abgestnft.  Zu  allen  diesen  Zollsätzen 
kam  übrigens  noch  ein  Zuschlag  von  10%  als 
sogenannter  Kriegsdecime.  Per  durch  die  Han- 
delsverträge des  Kaiserreichs  aufgestellte  Kon- 
ventionstarif setzte  die  Zölle  für  einfaches  rohes 
Garn  mit  Einschluss  der  Kriegsdeeimes  auf 
15— HX)  Francs,  für  gebleichtes  oder  gefärbtes 
auf  20 — 188  Francs,  für  Packleinen  auf  5 Francs, 
für  andere  Leinwand  auf  28 — 585  (später  400 
Francs)  für  100  kg.  Der  Generaltarif  von  1881 
setzte  diese  Zölle  bedeutend  höher,  was  aber 
praktisch  nicht  in  Betracht  kam,  da  die  In- 
dustriestaaten die  Vorteile  des  neuen  Kon- 
ventionstarifs  (1882)  genossen,  in  dem  die  be- 
treffenden Zölle  gegen  die  früheren  vertrags- 
mässigen  Sätze  etwas  erniedrigt  waren,  z.  B. 
für  gebleichtes  und  gefärbtes  Garn  auf  10.50 
— 125  Francs,  für  Leinwand  auf  28 — 875  Francs. 
Der  Minimaltarif  von  1892  hat  wieder  höhere 
Sätze,  besonders  für  feine  und  gemusterte  Lein- 
wand, deren  beste  Qualitäten  roh  500  und  580 
Francs  nml  gebleicht  noch  40%  Zuschlag  ent- 
richten müssen.  — In  England  waren  die 
Leinengewebe  bis  zum  Erlass  des  Tarifs  vom 
ft.  Juli  1825  noch  mit  Zöllen  von  40—180% 
des  Wortes  belastet,  der  erwähnte  Tarif  aber 
schrieb  eine  in  acht  Jahren  dnrchzufiihremle 
allmähliche  Herabsetzung  derselben  auf  25% 
vor  und  verminderte  zugleich  den  damals  noch 
sehr  hohen  Zoll  auf  zu  bereiteten  Flachs  1 14*  * 
Schilling  für  den  CcntuerJ  auf  4 Pence.  Im 
Jahre  1842  erfolgten  weitere  Erniedrigungen, 
und  1840  wurden  die  einfachen  Garne  und  ein 
Teil  der  Leinengewebe  schon  ganz  zollfrei  zn- 
gelasscn.  Die  letzten  Beste  der  Schutzzölle 
beseitigte  dann  1800  der  Handelsvertrag  mit 
Frankreich.  — In  den  Vereinigten  Staaten,  wo 
die  Leinenindustrie  noch  wenig  entwickelt  ist. 
Hess  der  (Mac  Kinley-)  Tarif  von  1800  den  Zoll 
auf  Leinengewebe  von  35%  des  Wertes,  der 
schon  vorher  bestand,  tingeändert.  Der  (Briee- 
Gorman-)  Tarif  von  1894  gewährte  einige  Milde- 
rungen, der  i Dingley-i  Tarif  von  1897  aber  er- 
höhte die  meisten  Sätze  durch  Kombination  von 
speei tischen  und  Wertzöllen  und  zwar  bis  50 
und  teilweise  55  (für  Netz-  oder  Filetarbeit  so- 
gar bis  00;  Prozent  des  Wertes. 

Von  den  staatlichen  Massregeln  und  Ein- 
richtungen, die  früher  zur  Hebung  der  Leiuen- 
industrie  bestanden . hat  sich  in  Preussen  ein 
kleiner  Best  in  den  Leitieusehanuust alten  oder 
Leggen  erhalten,  die  früher  in  Hannover,  Kur- 
hessen und  dem  Begierungsbezirk  Minden  eine 


wichtige  Bolle  spielten.  Eine  gewisse  Kontrolle 
der  Qualität . namentlich  des  von  der  selb- 
ständigen kleinen  Weberei  gelieferten  Leinens, 
schien  zweckmässig,  nml  das  »Leggeleinen“  hat 
in  der  That  stets  seinen  guten  Ruf  bewahrt. 
Durch  das  G.  v.  15.  Mai  1875  wurde  bestimmt, 
dass  die  Leggeanstalten  durch  den  ILindels- 
rainister  nach  Anhörung  der  Kreistage  oder 
Amtsversammlungen  aufgelöst  werden  könnten, 
soweit  ihr  Fortbestehen  durch  ein  Verkehrs- 
hedürfnia  nicht  mehr  erfordert  würde.  Die  in 
den  betreffenden  Bezirken  bestehenden  Gesetze 
und  Verordnungen  über  die  Ixinenschan  treten 
dann  ausser  Kraft.  Dieselben  können  aber  auch 
ausser  diesem  Falle  für  einzelne  leggepflichtige 
Bezirke  aufgehoben  werden.  Die  Leggeordnung 
vom  15.  Mai  1858  für  die  Kreise  Bielefeld, 
Halle  und  Herford  (mit  Ausnahme,  von  zwei 
Aemtern;  wurde  schon  sofort  durch  das  Gesetz 
aufgehoben.  In  der  Provinz  Hannover  bestehen 
dagegen  noch  immer  mehrere  Leggen  uud  für 
das  Personal  derselben  (ein  Leggeinspektor  und 
acht  Leggemcister i sind  im  Etat  des  Handels- 
ministeriums von  1900  noch  124(X)  Mark  ausser 
dem  WohnungsgeldznschusH  ansgesetzt.  Dazu 
kommen  noch  16587  Mark  zur  Remuneration 
des  nicht  fest  allgestellten  Personals  der  Leggen 
und  der  M ustcrhleich  Anstalt  in  Sohliugen  und 
für  die  Dienstleistungen  bei  den  Nebenleggen. 

Littcrutur : Vergangenheit  und  Gegenwart  der 

deutschen  I.ri nrnitid USlrie,  Jahrh.f.  Xat.  tu  Stut.  l-i, 
S.  215  ff,  — Sch  mol  Irr,  Zur  Geschichte  der 
deutschen  A'lri  ngrirrrbr  im  10.  Jahrhttndcrl, 

S.  44?  ff.,  8.  ,i II ff.  — Derselbe,  Die  Ent- 
wickelung und  Krisis  der  deutschen  Weberei  im 
lo.  Jahrhundert,  llertin  1H7S  t Zeit - und  Streit- 
fronen).  — Scholli tz.  Fluchs-  und  Uunfbnu  in 
Jtusslund.  Fass.  Ferne  XX HI,  lSS.t,  S.  lff.-— 
O bcrlcltlmcr,  Fluchs,  und  Hanfindustrie  in 
dem  olfizicllen  ISrrirhte  iihrr  die  Wiener  Welt- 
ausstellung not  IS  'S.  — - tlrothe.  Der  Einfluss 
des  Mnnrhrstcrtums  auf  Handwerk  und  Haus- 
industrie, gezeigt  an  der  Hand-  und  Haus- 
Weberei,  Berlin  iss 4.  — Ztmmermann,  ltlilte 
und  Verfall  des  Leinengewerbes  in  Schlesien, 
Bre.dan  issö.  — r.  Schmer  u.  Brntansevic. 
Der  wirtschaftliche  Verkehr  der  Gegenwart, 
It'ffW  1S01.  — v.  •turUHchck,  l'rhrrsichten  der 
Weltwirtschaft,  Berlin  IHM — 1896.  — Statistik 
des  Deutschen  Reiches,  X.  Xr.  11.1,  Berlin 
1898 . — Gewerbe  und  Handel  im  Deutschen 
Reich.  Simderahdruck  aus  Bd.  110  der  A »»/.  d. 
D.  F.,  X.  F.,  Berlin  1S00.  — 1 'gl.  auch  die 
im  Art.  Baum  Wollindustrie  Iahen  Bd.  II 
S.  516)  angeführten  zollgesehiehtlichen  Werke. 

Lcjcis. 


Lo  Play,  Frotloric, 

geh.  1806  zu  Riviere  bei  Honfleur,  gest.  am 
18.  IV.  1882  in  Paris,  besuchte  die  polytech- 
nische Schule  und  die  Bergakademie  (Ecole  des 
in i lies)  in  Paris  und  bekleidete  hinter-  bezw. 
nebeneinander  die  Aemter  eines  Oberingenieurs 
der  Bergwerke,  Professors  der  Probierkunst 
und  Metallurgie  an  der  Ecole  des  mines,  Staats- 
rats. Senators,  Generalinspektors  der  Berg- 
werke etc. 
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Le  Play  veröffentlichte  von  staatewissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchfo r m : Descrip- 
tion  des  procedes  mätallurgiques  employes  dans 
le  pays  de  Galles  pour  la  fnbricatiou  du  cuivre, 
et  recherches  snr  l’ctat  actuel  et  sur  l’avenir 
probable  de  la  productiou  et  du  commerce  de 
ce  metal,  Paris  1848.  — Les  ouvriers  Europeens. 
Etudes  sur  les  travaux,  la  vie  domestique  et  la 
condition  morale  des  populations  ouvrifcres  de 
PEurope,  pr£c6d6s  d’un  expose  de  la  methode 
d'observation,  ebd.  1855  (1864  erkannte  die 
Pariser  Akademie  diesem  Werke  den  statistischen 
Preis  zu  : dasselbe,  2.  Aufl..  6 Bde.,  Tours  1877 
— 1879  (Inhalt  von  Bd.  I:  La  methode  d’obser- 
vation  appliquee,  «le  1829  ä 1879,  a 1‘etude  «les 
familles  ouvrieres  en  H livres  ou  precis  som- 
maires,  toucbant  les  origines,  la  deseription  et 
Lhistoire  de  la  methode.  Avec  une  carte  geo- 
graphhjue  de  57  familles  decrites.  — Les  ouvriers 
des  deux  mondes.  Etudes  sur  les  travaux,  la 
vie  domesti«|tie  et  la  condition  morale  des  popu- 
lations  ouvrieres  des  diverses  contrees  etc.,  publ. 
par  la  Societe  internationale  des  etudes  pratiques 
d economie  sociale,  4 Bde.,  Paris  1857  - 63.  — 
La  reforme  sociale  eu  France,  «leduite  de  Fob- 
servation  comparee  des  peuples  europeens,  2 Bde., 
Paris  1864  ; 2.  Aull  , 2 Bde..  Tours  1866:  3.  Aull., 
3 Bde.,  1867;  4.  Aull.,  3 Bde.,  1872;  5.  Aufl  . 
3 Bde.,  1874  : 6 Aufl.,  4 Bde.,  1878;  7.  Aufl, 
3 B«lc.,  Paris  1889.  — L’organisation  du  travail  1 
selon  la.coutume  des  ateliers  et  la  loi  du  deca-  i 
logue,  avec  un  precis  dobservations  Companies  1 
snr  la  distinction  du  bien  et  du  mal  dans  le 
rtigimc  du  travail,  les  causes  du  mal  a«;tuel  et 
les  moyeus  de  reforme,  les  objectious  et  les 
reponses.  les  difticultes  et  les  Solutions,  Tours 
1870;  dasselbe,  2.  Aufl.  1870  ; 5 Aufl.  1888; 
dasselbe  in  englischer  Lebersetzung,  Phila- 
delphia 1872.  — La  prix  sociale  selon  la  pratique 
«les  autorites  soumises  au  döcalogue.  Paris  1871. 

— L’organisation  de  la  famille  selon  le  vrai 
modele,  signal^  par  l histoire  de  toutes  les  races 
et  de  tous  les  temps,  ebd.  1871:  2.  Aufl.  1875; 
3.  Aufl.  1884.  — La  qnestion  sociale  et 
LAssemblee.  Reponse  aux  «jucstions  des  debntes 
membres  de  l’Uuion,  Tours  1873;  2.  Aull.  1874. 

— La  methode  experimentale  et  la  loi  divinc. 
Lettre  «le  M.  Pratie,  dcpute  de  l’Aveyron,  et 
reponse  de  F.  Le  Play,  ebd.  1875.  — La  Con- 
stitution de  l’Angleterre  consideree  «laus  ses 
rapports  avec  1a  loi  de  Die««  et  les  coutumes  de 
la  prix  sociale,  precedee  d’aperyns  somtnaires 
sur  la  nature  du  sol  et  l'histoire  de  la  race, 

2 Bde.,  ebd.  1875.  — La  reforme  en  Europe  et 
le  salut  en  France.  Le  Programme  des  unions 
de  la  paix  sociale,  avec  une  introduction  de 
(H.  M.  A.)  Munco  Butler  Johnstone,  ebd.  1877. 

— La  methode  sociale,  abrege  des  ouvriers 
Europeens.  Ouvrage  destine  aux  classes  diri- 
geautes,  ebd.  1879.  — Programme  du  gouver- 
nement  et  d’organisation  sociale  d’aprös  l'obser- 
vation  comparee  de  divers  peuples,  par  un  groupe 
d’econoniistes,  Paris  1880.  — L’Ecole  de  la  paix 
sociale,  son  histoire,  sa  methode  et  sji  doctrine, 
Tours  1880.  — La  Constitution  essentielle  de  j 
l’hninanite;  expose  «les  principes  et  «les  coutumes 
q ui  creent  la  prosperite  ou  la  souffrance  des : 
nations,  ebd.  1881. 

h ) in  d e r Zeitschrift:  R tj f o r m e 
sociale,  Paris:  Les  trois  Sges  du  travail, 
Jahrg.  I,  Bd.  1,  1881,  S.  7 ff.,  36  ff.  — Corre- 1 


I spondance  entre  31.  Lnzzatti  et  31.  Le  Play, 
Jalirg.  I,  Bd.  2,  1881,  S.  305  ff.  — Lection 
st>eiale  du  clerge.  Lettre  de  M.  Fabbö  Rouillot. 
Reponse  de  F.  Le  Play,  Jahrg.  I,  Bd.  2,  1881, 
S.  365  ff.  — Correspondance  entre  Emile  de 
Lavel«*ye  et  F.  Le  Play,  Jahrg.  II,  Bd.  I,  1882, 
8.  9 fl’.  — L’Ecole  de  la  paix  nationale,  son 
«teveloppenieut  et  son  avenir,  Jahrg.  II,  Bd.  1, 
1882.  8.  145  ff. 

Le  Play  gehört  «1er  katholisch-konservativen 
Schule  der  sozialreformatorischen  Partei  an,  die 
in  der  „Union  «le  la  paix  sociale“,  einer  Schöpfung 
Le  Plays,  über  mehrere  Provinzen  Frankreichs 
verbreitet  ist  und  welche  ferner  in  «1er  Zeitschrift 
„Reforme  sociale“  ein  geachtetes,  von  Le  Play 
1881  gegründetes  Parteiorgan  besitzt..  Le  Plaj' 
hat  die  3Icthodologie  der  Sozialwissenschaft  um 
1 einigte  umfangreiche  Werke  bereichert,  die  für 
die  Specialforschung  als  Quellenwerke  inter- 
nationaler Arbeiterbudgets  ihren  Wert  haben 
j und  behaupten  werden.  Er  rechnet  es  sich  als 
besonderes  Verdienst  an,  nicht,  von  der  Stndier- 
i stube  aus  seine  Beobachtungen  über  die  Lehre 
j der  arbeitenden  Klassen  augestellt,  sondern  cs 
! sich  zur  Lebensaufgabe  gemacht  zu  haben,  den 
wirtschaftlichen  Zuständen  der  Arbeiter  an  den 
Orten  ihrer  Thütigkeit  seihst  nachzuspüren. 
Er  hat  zu  diesem  Zwecke  seit  1829  Europa 
mehrmals  durchkreuzt  und  bis  Westasien  seine 
Forschungen  ausgedehnt;  er  war  achtmal  in 
Russland,  wo  ihn  insbesondere  die  Arbeiterschaft 
«ler  im  Ural  belegenen  Silberbergwerke  des 
Fürsten  Demidoff  interessierte,  sechsmal  in 
England  und  Deutschland,  dreimal  in  Italien, 
zweimal  in  Spanieu  und  ausserdem  in  Skandi- 
navien. der  Schweiz  und  Türkei,  um  überall  zu 
beobachten  und  durch  persönliche  Nachfragen 
i zu  ermitteln,  wie  die  Arbeiterfamilien  lebten, 
was  sie  einuahmen  und  ansgaben,  was  sie  er- 
j sparten  nnd  welche  3Iassregeln  in  ethischer  und 
| wirtschaftlicher  Beziehung  der  sozialen  Reform 
Vorbehalten  seien.  Es  kam  auf  diese  Weise 
eine  von  der  Pariser  Akademie  mit  dem  statis- 
tischen Preise  ausgezeichnete  Arbeiterhaushalts- 
budgetetatistik  zu  Staude,  die  u.  a.  von  Ernst 
Engel  mit  Hinzuziehung  des  Ducpötiauxschen 
Werkes  „Budgets  economiques  des  classes  ouv- 
rieres en  Bclgique“  zu  sozialstatistischeu  Unter- 
suchungen über  Produktions-  und  Konsumtions- 
verhältnisse des  Königreichs  Sachsen,  auf  Grund- 
lage der  sächsischen  Gewerbestatistik,  benutzt 
worden  ist.  Die  Ergebnisse  «lieser  Untersuchung 
sprechen  sich  in  «lein  sogenannten  Engelsehen 
j Gesetz  aus,  welches  lautet:  „Je  ärmer  eine 
Familie  ist,  ein  desto  grösserer  Anteil  von  «ler 
Gesamtausgabe  muss  zur  Beschaffung  derNahrung 
\ aufgewendet  werden.“  Der  Verfasser  der  „Ouv- 
riers Europeens“  huldigt  «lern  unbestreitbar 
richtigen,  der  praktischen  Phih>sophie  entlehnten 
Sozialreformprincip,  welches  sich  durch  seine 
sämtlichen  übrigen  Schriften  zieht:  Die  glück- 
lichen  Gemeinwesen  und  Fainilicnverbände  sind 
diejenigen,  deren  Mitglieder  das  tägliche  Brot  hei 
Führung  eines  sittlichen  Lebenswandels  haben; 
der  sittliche  Lebenswandel  aber  beruht  nach  ihm 
auf  der  Befolgung  der  zehn  biblischen  Gebote : dem 
durch  diese  Vereinigung  «les  ethischen  mit  dem 
Wirtechaftsprincip  geschaffenen  Zustande  legt 
er  «len  Namen  „Constitution  essentielle“  bei. 
Leider  kann  er  tlieses  Prädikat  meist  mir  deu 
„races  simples“,  die  den  „decalogue“  noch  in 
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Ehren  halten,  zuerkennen.  Pen  Westen  Europas 
hat  er  wegen  Abtrünnigkeit  vom  „decalogue“ 
sozialen  Friedensbedürfnissen  am  unzugäng- 
lichsten befunden. 


Vgl.  über  Le  Plav:  Chevalier,  Conrs 
d’öconoraie  polit.,  Ed.  iil,  Paris  1880,  3.295/96. 

— Cochin,  La  reforme  sociale  en  France. 
Resume  critique  de  l’ouvrage,  ebd.  18(55. 
Pup  in,  Les  „ouvriers  europöens“  couronnes 
par  l’Academie  des  Sciences.  Rapport  sur  le 
prix  de  statistique,  in  „Reforme  sociale",  .lahrg.  I, 
Bd.  I,  ebd  1881,  S.  263  ff.  — F.  d’Artigues, 
Mort  et  obsequos  de  Fr.  Le  Plav  in  «Reforme 
sociale“.  Jahrg.  II.  Bd.  I,  ebd.  1882.  8.  349/50 
und  426 ff.  — Dupare,  Fr.  Le  Play  et  les 
jngeinents  de  la  presse,  in  ..Reforme  sociale“, 
Jahrg.  II,  Bd.  I,  ebd.  1882,  S.  351/60  u.  430/38. 

De  mol  ins,  Le  Play  et  son  oenvrc  de 
reforme  sociale,  ebd.  1882.  — J atmet,  L'Ecole 
Le  Play,  Conference  faite  ä Geneve,  ebd.  1890. 

— G.  Michel,  Le  Play  in  „Nouveaux  diction- 
naire  d’eeonomie  polit.,  Bd.  II.  ebd.  1892,  8. 
130 ff.  — A.  v.  Weuck stern,  Le  Play,  Berlin 
1893.  — J.  B.  Maur.  Vignes,  La  Science 
sociale  d'apres  les  principe?  de  Le  Play  et  »le 
ses  continuateurs.  2 vols,  Paris  1897. 

LtpperU 


femmes  au  XlXb^ne  siede,  Paris  1873.  — Trabe 
de  la  science  des  tinauces,  Paris  1877.  t t-L 
6l*me  öd.,  1899.  — L’essai  sur  la  repartier 
des  richesses  et  sur  la  tendanee  ä une  muncr? 
inegalite  des  condition.?,  Paris  1881.  4i>-n*-  Ai. 
1896.  — La  colonisation  chez  les  ptuples  moder- 
ne.?, Paris  1874,  ed.  1891.  — Le  coü«- 
tivisme,  examen  critique  du  nouveau  soeUl«®?, 
Pari?  1883,  3leme  ed.  1891.  — L'Algerie  et  k 
Tunisie,  Paris  1887,  2ieinc  ed.  1897.  — Pr erii 
d’economie  politiqne,  Paris  1888,  ed.  19ft 

— L’ötat  moderne  et  ses  fonctions.  Pari?  INS*. 
Blöme  öd.  1899.  — Traite  theoriqne  et  pmupfe 
d’economie  politique,  4 vol.,  Paris  1896, 
ed.  15KJ0. 

Hervorzitheben  ist  fernerhin  seine  Ahhaaä- 
lung:  Des  causes  qui  iutlueut  sur  le  tau  de 
l’interet.  .In  den  Memoire.?  de  l’Acadeinü  *1« 
Sciences  morales  et  politiqnes,  t.  XV,  1885.)  Le 
Luxe  (ibid.) 

Leroy-Beaulieu  begründete  im  Jahre  1873 
den  „Economiste  fran^ais“.  Sowohl  in  ditar 
Zeitschrift  wie  in  vielen  anderen  Zeitungen  and 
Journalen  finden  sich  beachtenswerte  Artikel 
aus  seiner  Feder,  welche  sämtlich  hier  aufzu- 
führen  nicht  möglich  ist.  — 

Vgl.  über  Leroy-Beaulien:  Pierson 
in  «De  Economist“  iSept.  1890,  S.  606-615'.  — 
L Cossa,  Introduzione  allo  Studio  delT  eto- 
nomia  politica,  3.  ediz..  Milano  1892,  S.399  400.  — 

Itetl. 


Leroy-Beaulieu,  Pierre  Paul, 

wurde  am  9.  XII.  1843  zu  Saumiir  geboren, 
studierte  in  Paris.  Bonn  und  Berlin,  unternahm 
mehrere  Jahre  hindurch  grosse  Reisen  durch 
England,  Deutschland,  Oesterreich,  Italien  und 
Spanien,  trat,  nach  Frankreich  zurückgekehrt, 
nachdem  er  zunächst  am  „Temps“  gearbeitet 
hatte,  im  Jahre  1869  in  die  Redaktion  der 
„Revue  des  denx  Mondes“,  1870  in  die  Redaktion 
des  „Journal  de.?  Debats“  ein  und  Übernahm 
1872  »len  Lehrstuhl  der  Finanzwissenschaft  an 
der  Ecole  libre  des  Sciences  politiqnes.  Im 
Jahre  1878  vertrat  er  Michel  Chevalier  am 
College  de  France  und  wurde  1880  als  dessen 
Nachfolger  zum  Professor  daselbst  ernannt. 

Leroy-Beaulieu  kann  als  ein  Anhänger  der 
liberalen  Doktrinen  bezeichnet  werden;  er  be- 
kämpft die  progressive  Besteuerung,  ist  Gegner 
des  Staatssoziahsmus  etc.  Seit  1878  gehört  er 
dein  Institut  de  France  (der  Academie  des 
Sciences  morales  et  politiqnes)  an.  auch  ist  er 
Mitglied  der  Akademieen  zu  St.  Petersburg, 
Stockholm,  Academia  (lei  Lincei  und  der  Aea- 
(leraie  Royale  des  Lettres,  Sciences  et  Arts  de 
Belgique  Die  Universitäten  Bologna,  Edinburg 
und  Dublin  halten  ihm  die  juristische  Doktor- 
würde honoris  causa  verliehen. 

Von  seinen  Schriften  seien  die  nachfolgenden 
hier  genannt:  De  l’etat  moral  et  intcllectuel 
des  pöpulations  ouvrieres  et  de  son  intluence 
sur  le  taux  des  salaires,  Paris  1868.  (Von  der 
Akademie  preisgekrönt.)  — Rechcrches  econo- 
ruiques,  historiques  et  statistiques  sur  les 
guerres  eoiitemporaines,  Brüssel  1869.  — La 
questiou  ouvriere  au  XIX>em<*  siede,  Paris  1872, 
2.  öd.,  1882.  — I/administration  locale  en  France 
et  en  Angleterre.  Paris  1873.  — Le  travail  des 


Leslie,  Thomas  Edward  Cliffe, 

geh.  mutmasslich  1827  in  der  Grafschaft  Wexford 
(Irland),  gest.  am  27.  I.  1882  zu  Belfast,  be- 
suchte die  Universität  Dublin,  wo  er  1846  pro- 
movierte. wurde  1853  Professor  der  Jurisprudenz 
und  Nationalökonomie  an  (jueens  College  zu 
Belfast  und  1869  Kxaminer  in  Political  Economy 
an  der  Universität  London. 

Leslie  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Land  Systems 
and  Industrial  Economy  of  Ireland, 
England  and  Continental  Countries, 
London  1870.  — The  Land  System  of 
France,  1.  n.2.  Ausg.  1870. — Financial  Re- 
form, 1.  u.  2.  Ausg.  1871;  dasselbe,  ins  Deutsche 
übersetzt  von  M.  Broemel,  Berlin  1872  die 
Schrift  richtet  sich  gegen  das  System  der  in- 
direkten Besteuerung).  — Essays  in  Poli- 
tical and  Moral  Philosophy  (lieber  die 
Geschichte  der  Preise  und  des  Arbeitslohnes  in 
Europa,  das  Volksleben  in  der  Auvergne,  über 
die  philosophische  Methode  der  Nationalökonomie 
etc.).  London  1879,  2.  gekürzte  Aufl.,  Dublin  1888 

Leslie  war  ciu  Vorläufer  jener  sozial- 
ökonomischen Theoretiker,  welche  dem  Wesen 
und  der  Bestimmung  der  Nationalökonomie  den 
Charakter  einer  ethischen  Wissenschaft  beigelegt 
haben;  die  geistesverwandten  Beziehungen 
dieser  Richtung  zur  Soziologie,  für  die  Le.die 
durch  die  Schriften  Com t es  gewonnen  war, 
ferner  das  Studium  der  Schriften  Montesquieu», 
W.  Roschers  und  Knies’,  des  Kechtshistorikers 
H.  Maine  und  Buckles  zeitigten  Leslies  offenes 
Hervortreten  als  Organisator  einer  neuen  Schule, 
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die.  auf  der  Basis  der  philosophischen  Kritik, 
«iie  orthodoxe  Schule  im  allgemeinen,  insbesondere 
aber  den  pln tomstischen  Charakter  derselben  be- 
kämpfte und  zwar  mit  der  Wirkung,  dass 
Leslie  als  Gründer  der  historischen  Schule  Eng- 
lands in  den  massgebenden  Kreisen  des  Ver- 
einigten Königreichs  gefeiert  wurde.  Die 
Schrift,  in  welcher  er  dieses  sozialreformatorische 
Glaubensbekenntnis  niedergelegt,  ist  unter  dem 
Titel  „Political  Economy  and  Soeiology“  im 
Januarheft  des  Jahrg.  1879  der  „Fortnightly 
Review“  abged ruckt,  und  es  markiert  sich  darin 
u.  a.  das  Bestreben,  die  Sniithsche  Schule  als 
eine  induktive,  was  aber  nur  für  einzelne  Unter- 
suchungen zutrifft,  im  Gegensätze  zu  der 
Ricardosehen  zu  bezeichnen,  ferner  Adam  Smith 
von  allen  Selbstsuchtschlacken  der  chrematis- 
tischen  Schule  zu  reinigen  und  schliesslich  die 
mechanische  Geschichtsauffassung  Buckles  zu 
desavouieren. 

Vgl.  über  Ueslie:  Cohn,  Die  heutige 
Nationalökonomie  in  England  und  Amerika  (in 
Jahrb  f.  Ges.  u.  Verw..  13  Jahrg  , 1889,  S.  27  ff.). 
— Ingram,  Geschichte  der  Volkswirtschafts- 
lehre i übers,  v.  Rösch  lau),  Tübingen  1890, 
8.  312  ff.  — C o s s a . Introdnzione  allo  Studio 
dell'  economia  politica,  3.  ediz.,  Milano  1892, 
S.  385 ff.  — J.  K.  Ingram.  Th.  E.  Cliffe  Leslie 
in  H.W.B.  d.  8t.,  Bd.  IV,  S.  1049  ff. 

Llppert. 


d'un  traite  elementaire  sur  la  valeur,  l’argent, 
la  circnlation,  1 Industrie.  le  commerce  interieur 
et  exterieur.  2 vol.,  Paris  1777.  (Der  2.  Bd. 
dieses  Werkes  erschien  auch  unter  dem  Titel: 
I/interet  social  par  rapport  ä la  valeur,  ä l’in- 
dustrie  et  au  commerce  interieur  et  exterieur.) 

— Vues  sur  la  justiee  criminelle,  Paris  1777. 

— Lettre»  sur  les  laboureurs  de  Noisy,  pres 
Versailles,  Paris  1777.  — De  l’administration 
provinciale  et  de  la  reforme  de  1 impöt,  suivi 
d’une  dissertatiou  sur  la  feodalite,  BAle  1779. 
fVou  der  Akademie  zu  Toulouse  gekröntes 
Werk.)  — Memoire»,  Consultations,  Actes  de 
notoriete  et  Deliberations  sur  la  qnestion  du 
jeu  de  tief  et  le  sens  de  l’Article  7 de  la  Cou- 
tume  d'Orleans,  Orleans  1789. 

In  deutscher  l'ehersetzung  existieren  von 
ihm : Lehrbegriff  der  Staatsordnung  oder  Ent- 
wickelung des  von  D.  F.  Quesnay  erfundenen 
physiokratischen  Regierungs-  und  Staatswirt- 
schaftssystems  (deutsch  von  Chr.  A.  Wicbmann), 
Wien  1780.  — Die  Staatsordnung  und  «las 
Staatsinteresse,  2 Bde.,  Leipzig  1780.  — Die 
natiunalökonoiuischen  Werke  von  Letrosne  sind 
abgedruckt  in  der  ..Collection  des  principaux 
Econoinistes“  de  Gnillaumin. 

Vgl.  Uber  Lctrosiie:  Eug.  Daire, 

Collection  des  principaux  Economistes;  Phvsio- 
crates.  — Dict.  de  l'Econ.  polit..  t.  II.  — S'ou- 
velle  biographie  generale,  t.  XXXI. 

Jonef  Sta  ui  in  ha  nt  mer. 


Letrosne,  Uuillaunie  Francois, 

geboren  zu  Orleans  am  13.  X.  1728,  gestorben 
zu  Paris  am  26.  V.  1780.  Im  Jahre  1 753  zum 
„Avocat  «lu  Roi“  in  Orleans  ernannt,  bekleidete 
er  diese  Stelle  22  Jahre  hindurch.  Letrosne  ge- 
hört zu  den  hervorragenderen  Vertretern  «1er 
physiokratischen  Schule. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften:  Methodica  Juris  naturalis  cum 
Jure  civili  collatio,  1750.  — Discours  sur  le 
«lroit  des  gens  et  sur  l'etat  politique  de  l'Ku- 
rope,  12°,  Amsterdam  (Paris)  1762.  — Memoire 
sur  les  vagabonds  et  les  mendiants,  Soissons 
(Paris)  1764  oder  1765.  — Suite  de  la  dispute 
sur  la  coneurrencc  de  la  navigation  etrangere 
pour  la  voiture  de  uos  grains,  Paris  1765.  — 
La  liberte  du  commerce  des  grains  tousjours 
utile  et  jamais  uuisible,  Paris  1765.  — Essai 
analytiijue  sur  la  richesse  et  sur  1‘impöt,  Paris 
1767.  — Recueil  de  plusienrs  morceaux  econo- 
miques,  principalemeut  stir  le  commerce  des 
etrangers  dans  le  transport  de  nos  grains, 
Amsterdam  1768.  (Querard  in  seinem  „France 
litte raire“  bezeichnet  diese  Sammlung  als : 
Oeuvres  «liverses  et  Melanges  stir  le  commerce 
des  grains“,  5 Part,  Paris  1760— 64 ) — Lcttrcs 
ä un  ami  sur  les  avantages  de  la  liberte  du 
commerce  «les  srrains  et  le  «langer  des  prohibi- 
tions,  Amsterdam  1769.  - Les  eft'ets  de  l'impöt 
indirect  prouves  par  les  dcux  excmples  de  la 
gabelle  et  du  tabac,  Paris  1770.  dm  Jahre 
1777  wieder  abgedruckt  unter  dem  Titel: 
„Examen  de  ee  que  coutent  ä la  nntion  la  ga- 
belle et  le  tabac.)  — Eloge  historique  de  M. 
Puthier,  1773.  — De  l’ordre  social,  ouvrage  suivi 


Levnssenr,  Pierre  Emile, 

wurde  zu  Paris  am  8.  XII.  1828  geboren.  Nach- 
dem er  an  der  Ecole  Normale  $np6rieure  studiert 
hatte,  wurde  er  1852  Professor  an  dem  Lyceum 
von  Alencon,  später  am  Lyceum  zu  Besannen, 
1856  Professor  am  Lyceum  St.  Louis  in  Paris. 
1868  Charge  de  Cours,  1872  Professeur  titulaire 
«ler  Geschichte,  Geographie  und  Wirtschafts- 
statistik am  College  de  France,  1871  Assistent 
von  Wolowski,  1876  Professeur  titulaire  der 
politischen  Oekonomie  und  industriellen  Gesetz- 
gebung  am  Conservatoire  des  Arts  et  Mdtiers, 
seit  1872  auch  Professor  der  Statistik  und 
Handelsgeographie  an  der  Ecole  libre  des 
Sciences  politi«jues. 

Seit  1868  gehört  er  dein  Institut  de  France, 
der  Acadeinie  «les  Sciences  morales  et  politiques 
an.  Er  ist  ferner  Mitglied  und  Vicepräsident 
des  Conseil  Superieur  de  Statistique,  Vicepräsi- 
dent «les  internationalen  statistischen  Instituts, 
Präsident  der  Societe  d'Economie  politique 
von  Paris,  Viceprösideut  der  Societe  de  g«ki- 
graphie  eb«l.,  auswärtiges  Mitglied  der  Acca- 
demia  dei  nuovi  Lincei  in  Rom,  der  Acadeinie 
hongroise  des  Sciences,  der  königlichen  Akademie 
in  Schweden,  korrespondierendes  Mitglied  der 
Akademie  der  Wissenschaften  in  Berlin  etc. 

Levasseur  hat  sich  durch  seine  historischen, 
von  der  Akademie  preisgekrönten  Untersuchungen 
über  die  arbeitenden  Klassen  vor  und  nach  1789, 
neuerdings  aber  vor  allem  durch  sein  umfang- 
reiches Werk  über  die  Bevölkerung  verdient 
gemacht. 

Von  seinen  staats  Wissenschaft  liehen  Schriften 
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Levasseur 


»eien  folgende  genannt:  Recherche«  historique«  tonnage  relatifs  au  Canal  interoceauique.  (Bes. 
sur  le  Systeme  de  Law,  1 vol.,  1854.  — De  pecuniis  Abdruck  aus  dem  „C'oiupte  rendu  du  Congres 


publici«  quomodo  apud  Romanos  quarto  post 
Christum  secnlo  ordinarentur,  1854.  — Uwe 
methode  pour  mesurer  la  valeur  de  Rargent. 
(Bes.  Abdruck  aus  «lein  „Journal  des  Econo- 
mistes“),  1856.  — La  France  industrielle  en 
1786.  (Besonderer  Abdruck  aus  den  „Comptes 
rendus  de  l'Academie  des  Sciences  morales  et 
politiques“),  1856.  — La  question  de  lor,  1 vol., 
1858(von  derAkademie  preisgekrönt).  LaBan«|ue 
de  France,  son  pass«*,  son  r&le  actnel.  (Bes. 
Abdruck  aus  der  „Revue  Contemporaine“),  1858. 
— Histoire  des  classes  ouvrieres  en  France 
depuis  la  conquete  de  Jules  Cesar  jus«jn  ä la  [ 
Revolution,  2 vol.  (von  der  Akademie  preis- 
gekrönt), 1859.  — Les  assignat».  Etudes  snr 
les  tiuances  de  la  France  peudant  la  Revolution. 


( Bes.  Abdruck 
l’Academie  des 
gratiou.  (Bes. 
Economistes“] 


aus  «len  „Comptes  rendus  de 


sc.  in.  et  pol.“),  1859.  — I/Emi-  JubilUumsbandc  der 


international  d’etmles  du  canal  interoceuniquei, 
1879  — Esquisse  de  l’etbnograpbie  de  la  France, 
1880.  — La  laine.  <Bcs.  Abdruck  aus  der 
„Revue  Scientitiqueuk  1880.  — Röle  de  l’Etat 
daus  fordre  econommue.  (Bes.  Abdruck  aus  den 
..Comptes  rendus  de  RAc.  des  sc.  in.  et  polit."), 
1882.  — Resume  historique  de  Renseignement 
de  Reeonoinie  pditiqiie  et  «ie  la  statistiqne  en 
France.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  des 
Economistes“),  1889.  — Resume  historique .... 
«le  1882  ä 1892.  — La  Statistiqne  officiclle  eil 
France.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  d«j  la 
.Societe  de  Statistiqne“),  1885.  — Les  progres 
de  la  raee  cnrop«?enne  au  XIX'«*mc  simile  par 
la  colonisation.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Bulletin 
de  la  Societe  d’acclimatisation“).  1885.  — La 
statistiqne  grnphique.  (Bes.  Abdruck  aus  dem 


„Statistical  Society“),  1885. 

Abdruck  aus  dem  „Journal  des  — Commerce  de  la  France  avec  ses  colonies. 
1862.  — Ouvriers  et  ouvrieres.  (Be«.  Abdruck  aus  „l’Atlas  colonial“),  1885.  — 
(Bes.  Abdruck  aus  der  „Revue  Nationale“),  1862  1887 : Les  populations  urbaines  eu  France  eom- 
— La  vie  a bon  marclie.  (Bes.  Abdruck  ans . parees  ä «-elles  «le  Retranger.  ( Bes.  Abdruck 
der  „Revue  Nationale“),  1869.  — Les  nations  ä , aus  den  „Comptes  rendus  de  l’Aead.  «les  sc.  m. 
Rexposition  universelle  de  Londrcs  en  1862.  et  pol.“.)  — l’recis  de  geographie  (Terre,  Europe 


(Bes.  Abdruck  aus  der  „Revue  t’omtemporaine“), 
1869.  — Richard  Cobden.  (Bes.  Abdruck  aus  der 
„Revue  Contemporaine“),  1865.  — Les  Corpo- 
ration« et  la  liberte  du  travail.  (Le^ons  puhlföe« 
dans  le  cours  «Reeonoinie  industrielle  par  M.  FL 
Thevenin)  1866.  — Unc  Conference  aux  soirees 
de  la  Sorbonne:  Les  assignats,  1866.  — La 
prevovance  et  Repargne.  Du  röle  de  l'intelli- 1 
gcnee  daus  la  production.  L'assuram  t*.  1866, 67. 
(Conferences  jpopulaires  faites  ä l'Asilc  de  Vin- 
cennes.)  — Histoire  des  dasses  ouvrit>res  en 
France  «le  1789  jnsqu’ä  nos  jours,  2 vol.  (von  der  J 
Akademie  preisgekrönt).  1867.  — Cours  d’eeo- 
nomie  rurale,  industrielle  et  commerciale,  1868. 
5.  cd.,  1886.  — Pröcis  «Reconomie  politique.  1867, 


1.  cd.,  1898.  — Cours  d’eeonomie  piditique.  4.  cd., 
1886.  — Cours  d’instruction  eiviqnc  ä l’nsage 
de  renseignemcnt  primaire  (gemeinschaftlich 
mit  Mabilleau  und  de  La  Courtie),  2.  öd..  1885. 
— Le  Marquis  d'Argenson  (Memoire  In  dans 
la  seance  publique  annuelle  des  einq  Academies, 
le  14.  VIII.  1868;  1868.  — Vademeeum  du  statis- 
tieieu.  Tablcaux  conceruant  la  France  et  s«*s 
colonies,  1870.  — Rapport  sur  le  concours  Leon 
Famher:  Le  Systeme  colonial  des  peuples  m<>- 
«lerues,  1872.  — Rapport  snr  l'instruetiou  pri- 
maire  et  l’iiistrmtion  secondaire  a l'Exposition 
universelle  de  Vienne.  (Bes.  Abdruck  aus 
den  „Rapports  de  RF’xposition  universelle  de 
Vienne),  1875.  — La  vie  et  ies  trnvaux 
de  Wolowski.  (Bes.  Abdruck  ans  den  „Annales 
du  Conservatoire  des  Arts  et  Metiers“), 
1877.  — Statistiqne  comparee  de  1 ’Enseignement 
primaire,  1829 — 1877 : Rapport  present 6 par  la 
commission  de  statistiqne  de  Renseignement 
primaire  ä M.  le  miuistrc  «ie  1’lustruction  publique 
et  des  Beaux  Arts.  (Bes.  Abdruck  ans  dem 

2.  Bdc.  der  „Statisti«|ue  de  l’enseignenient  pri- 
maire“). 1879.  — Dasselbe  für  die  Jahre  1881 — 
1882,  1886  - 87,  1891-92.  1896—97.  — l^uatre 
lecons  d’ouverture  du  Cours  du  College  de 


et  France),  9 volumes,  ave«-  9atlas  correspondants, 
«ie  geographie,  physique.  politi«|ue  et  economiqtie, 
plusienrs  editions  suecessives  depuis  1871.  — 
Statistiqne  de  la  superthie  et  de  la  population 
des  contrees  de  la  terre.  (Bes.  Abdruck  ans 
dein  „Bulletin  de  l’lnstitut  international  de 
statistiqne  t.  I et  II).  1KS6— 87.  — Les  fahles 
de  sui vie.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  de  la 
Soi'iete  de  Statistiqne“).  1887.  — La  theorie  du 
salaire.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  des 
Economistes"),  1888.  — L’abolition  de  l’esclavage 
au  Brcsil.  18t-8.  — Les  Alp«*s  et  les  gründe«  as- 
censions,  1 vol.,  1888.  — Discours  au  congres 
I nionetaire  de  1889,  1889.  — Notice  historique 
snr  l'aneien  prieure  de  Saint-Martin  des-Champs 
et  sur  le  Conservatoire  «les  Arts  et  Metiers,  1882. 
— La  population  franeaise.  Histoire  «le  la 
population  avant  1789  et  döinographie  de  la 
France  compuree  ä oelle  des  autres  nations  an 
XIX«*  sitVIe.  pre«edt*e  «Fun«*  introdlietion  sur  la 
statistiqne.  9 vol.,  1889 — 1892.  — Discussion  & 
la  Socilte  «Reeonoinie  sociale  sur  la  population 
de  la  France  en  1789.  (ln  der  „Refoniie  sociale“ 
v.  16.  IV.  1890)  — Ln  statistiqne,  son  objet, 
son  histoire,  1890.  — Les  cerenlcs,  1890.  — 
Note  sur  la  valeur  de  la  production  agrieole. 
(Abdruck  ans  den  „Comptes  rendus  «le  la  societe 
nationale  d'agriculture“.)  — Grand  atlas  de 
geographie  physique  et  politique,  1891.  — 
La  France  et  ses  colonies,  9 vol.,  1890  92.  — 
Grand  Globe  terrestre  au  25000000,  1892.  — 
Apercu  de  Rhistoire  economique  de  la  valenr  et 
du  reveim  de  la  terre  eu  France  du  XIII«'  ä 
la  tin  du  XVIII«  siede,  avec  les  eourbes  du 
prix  du  ble  de  1200  ä 1891.  (Abdruck  aus  den 
„Comptes  rendus  de  la  societe  nationale  d’agri- 
eulture“.)  — Bereut  Commereial  poliey  of  Franco 
(The  Journal  of  politieal  eeonomy  of  the  uni- 
versity  of  Chicago)  — L'agrieulture  aux  Etats. 
Unis.  1 vol..  1894.  — The  assignats,  a study 
«in  the  finanees  of  the  Frenoh  revolution  (The 


Frame,  1868  -1879.  — La  question  de  la  houille.  Journal  of  politieal  economv  of  the  universitv 
(Bes.  Abdruck  aus  dem  Eeonoiniste  fruinpus).  I of  Chicago).  — La  mission  economique  de  l’Aca- 


1876.  — De  la  valeur  des  monuaies 


! 


lemiedes  Sciences  morales  et  politiques  de  1898  ä 


1 vol.,  1879.  — Rapport  sur  le  commerce  et  le  1891.  (Abdruck  ans  «len  „Conites  rendus  de  l'aca 
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<K*niie“.)  — Souvenirs  du  eentenaire  de  l’Ecole 
normale  1795—1895, 1895.  — Lescauses  regulatri- 
ces  du  salaire,  1896  (Revue  d'economie  politique). 

— (’oncentration  of  industry  and  maeninery  in 
the  United  Stales,  1897  (Anuals  of  the  American 
Academy  of  poliueal  and  social  Sciences).  — Ce 
qu’on  peut  faire  en  Tunisie,  Conference  1897.  — 
Le  conconrs  sur  la  participation  aux  beiiefices. 
Rapport  fait  au  musee  social.  1897.  — De  l'etat 
present  et  prochain  de  l’ouvrier  americain,  1897 
(Annales  de  l’Eeole  libre  de  Sciences  politiques). 

— L'onvrier  americain.  2 vol.,  1898.  — Des 
pro <rres  de  1'agricHlture  francaise  dans  la  seconde 
moitie  du  XVII  l«1  siede,  1898  (Revue  d'economie 
politique).  — La  depopulation  francaise,  1897 
(Revue  politique  et  parlementaire).  — Notre 
France,  introduction,  1898  (Journal  des  voyages). 

— Le  salariat  et  le  salaire,  1898.  — Com- 
paraison  des  forces  productives  des  Etats  de 
l’Europe,  1898.  (Abdruck  aus  dem  Precis  de 
geographie  de  l’Eurppe.)  — Rapport  sur  la 
mission  6conomique.  recherches  dans  les  archives 
departementnies.  1899. — Coniparaison  du  travail 
ä la  maiu  et  du  travail  ä la  machine,  1900. 
(Abdruck  aus  dem  Bulletin  de  la  Societe  d'en- 
conragement  ponr  l’industrie  nationale.)  — Con- 
sequences  economiques  du  progres  des  voies  et 
moyens  de  communication  au  XIX1'  «Rüde,  11HX) 
(Congrds  international  de  geographie  econo- 
niique  et  commerciale).  — Trente  deux  ans 
denseignement  au  College  de  France,  chaire  de 
geographie,  histoire  et  statistique  economiques. 
(Abdruck  aus  der  r Revue  internationale  de 
renseignement“.)  — Histoire  des  classes  ouv- 
rieres  et  de  1'industrie  en  France  avant  1789 
(2e  edition  entierement  refoudue,  2 volumes  de 
600  et  700  pages;  le  premier  a parn  en 
Aoftt  1900).  Ausserdem  hat  Levasseur  noch 
zahlreiche  geographische  Schriften  und  viele 
Karten  herausgegeben,  die  hier  jedoch  alle  zu 
nennen  zu  weit  führen  würde. 

Heil. 


Lieferungsgeschüfte 

s.  Zeit  gesell. if te. 


Lipx,  (Michael)  Alexander, 

wurde  am  28.  IX.  1779  zu  Frauenaurach  bei 
Erlangen  geboren.  Kr  promovierte  in  Erlangen 
(Diss.:  Historia  Arabiae  felieis  Muhnmede  anti- 
qnioris  exseriptis  arabicis  ipsis  hausta),  um  sich 
alsbald  auch  daselbst  als  Privatdozent  nieder- 
zulassen (Diss. : Spcc.  I,  Seet.  II,  qnae  bistoriain 
antiquissimam  ab  Homayro,  rege  usque  ad 
diluvium  aggeris  Maerebeiisis  eoutinet,  Erlangen 
1801).  Er  las  über  geschichtliche  Fächer,  theo- 
logische Gegenstände.  Uber  Politik,  Landwirt- 
schaft und  Technologie.  Lips  ward  1809  zum 
Extraordinarius  befördert,  unterbrach  jedoch 
zeitweise  seine  Lelirthiitigkeit,  folgte  aber  1821 
einer  Berufung  als  ordentlicher  Professor  der 
Staats-  und  National  Wirtschaft  sichre  an  die 
Universität  Marburg.  Im  Sommer  1833  legte 
er  sein  akademisches  Amt  ganz  nieder  und  zog 
sich  auf  sei»  Gut  Marlofstem  zurück,  wo  er  am 
16.  IV.  1838  starb. 


Die  ausgedehnte  meist  auf  aktuelle  Tages- 
fragen sich  beziehende  publizistische  Thätigkeit. 
Lips'  erklärt  zum  Teil  die  seinen  Schriften  an- 
haftende Oberflächlichkeit  und  Flüchtigkeit.  Am 
dürftigsten , insbesondere  in  Bezug  auf  Litte- 
raturangaben,  erscheint  seine  „Staatswirtschafts- 
lehre“  is.  u.),  während  die  im  reiferen  Alter 
verfasste  Schrift  „Deutschlands  Nationalöko- 
nomie" entschieden  jdanmässiger  abgefasst  ist. 
Lips  zeigt  sich  in  seinen  Hanptschriften  als  ein 
j Anhänger  der  liberalen  Ideeen,  er  bekämpft  die 
| Ueberreste  der  Feudalherrschaft  und  die  deut- 
schen Binnenzölle  und  tritt  sehr  energisch  für 
| die  tiew erbefrei lreit,  für  die  F reiheit  des 
Getreidehandels,  für  rationelle  Landwirtschaft, 
Ausdehnung  des  Fabriken-  und  Maschinenwesens, 
Verbesserung  der  Verkehrswege  und  «les  Kanul- 

■ wesens  ein.  Wenn  Rau  (Roscher,  Gesell,  d.  Xat. 
S.  847),  ein  Schüler  von  Lips  und  dessen  Nach- 
folger auf  dem  akademischen  Lehrstuhl  von 

I Erlangen,  ihn  „einen  abenteuerlichen,  flüchtigen 
Kopf*  nennt  und  Roscher  (Gesch.  der  Nat. 
S.  992)  ihn  als  „einen  wunderlichen  Kauz,  aber 
doch  als  eine  Art  Brücke  zwischen  Luden  und 
List,  und  wegen  seiner  naiven  Hingebung  an 
die  jedesmalige  Welle  des  Zeitstroms  für  den 
Historiker  sehr  brauchbar“  bezeichnet,  so  ist 
unseres  Erachtens  diesen  mehr  absprechenden 
Charakterurteilen  über  Lips  doch  gegeniiber- 
! zuhalten,  dass  Lips  in  seinen  Hauptschrifteii 
mit  Mannhaftigkeit  gegen  die  herrschenden  An- 
sichten seinerzeit  auftrift.  Auch  sprechen  die 
Umstände,  dass  z.  B.  Lips  seine  Ideeen  über 
Ackerbausehulen  durch  die  eigene  Gr ii  n d u n g 
einer  landwirtschaftlichen  Schule  (auf  seinem 
Gute  Marlofstein)  in  die  Praxis  übersetzte,  dass 
1 er  zur  Vertretung  seiner  politischen  Ansichten 
zum  europäischen  Friedenskongress  (1814)  nach 
| Wien  reiste  sowie  dass  er  sein  von  der  ein- 
heimischen ( Vnsur  nicht  genehmigtes  Hauptwerk 
(siehe  „Deutschlands  Nat.-Oek.“,  Vorrede,  S.  IX) 
auswärts  (in  Frankfurt  a.  M.)  erscheinen  liess, 
für  Lijis’  Charakterfestigkeit  und  Gesinnungs- 

■ konsequenz. 

Von  den  staatswissensehaft  liehen  Schriften 
Lips’  sind  folgende , chronologisch  aufgeführt, 

| die  wichtigsten:  A.  Lips  und  Fried r.  Fick, 
Der  Kanal  in  Franken,  Erlangen  1805.  — A. 
Lips  und  Franz  Körte,  lieber  die  Idee  von 
I Ackerbausehulen  etc , Erlangen  1809.  — Prin- 
cipien  der  Ackergesetzgebung,  I.  (einziger)  Teil, 
Nürnberg  1811.  — Wie  kann  sieh  ein  Staat  der 
Last  von  Quiescenteu  und  snperiiumeräreu 
.Staatsdienern  auf  eine  gerechte  Weise  entledigen 
etc.,  Erlangen  1812.  — lieber  die  allein  wahre 
und  einzige  Steuer,  die  Einkommens-  oder  Ver- 
| mögenstaxe  und  ihre  Ausführbarkeit  etc.,  Er- 
langen 1812.  — Die  Staatswissenschaftslehre 

■ oder  Encyklopiidie  und  Methodologie  der  Staats- 
! Wirtschaft,  Erlangen  1813.  — Darstellung  eiues 
I vollständig  aus  der  Natur  der  Menschheit  und 
i des  Denkens  geschöpften  Systems  des  Staates 

und  seiner  Wissenschaft,  Nürnberg  1813.  — 
Ueber  den  deutschen  Bund.  Ein  Versuch,  die 
! Grenzen  der  Staaten  überhaupt  und  Deutschlands 
insbesondere  auf  absolute  staats  wirtschaft- 
liche Priucipicu  zurückzufUhrcn  etc.,  Deutsch- 
land. Erlangen  1816.  — Kleine  staats  wissen- 
schaftliche Schriften,  I.  Bd.  (wahrscheinlich  der 
, einzigste),  Erlangen  1817  (u.  a.  die  Abhandlung 
„Freiheit  oder  Sperre  des  Getreidehandels“  ent- 
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haltend).  — Leber  die  wahren  Ursachen  der 
Brotnut  und  Teuerung  und  die  wahren  Mittel 
dagegen,  Erinneren  1817.  — Deutschlands  Retor- 
«ionsprincip  in  seiner  siegenden  Kraft  als  un- 
fehlbares Heilmittel  deutseher  Industrie  und 
deutsehen  Handels.  Erlangen  1820.  — I'eber  die 
künftige  Stellung  der  Juden  in  den  deutschen 
Bundesstaaten.  München  1819.  (2.  Aull.  unter 
dem  Titel:  Das  Staatsbürgerrecht  der  Juden. 
Erlangen  1821.)  — Die  deutsche  Bundesmtiuze, 
oder  über  Einheit  der  Münze,  des  Masse»  utui 
Gewichtes  in  Deutschland  und  über  ein  allge- 
meines Weltgeld  und  Weltmass  überhaupt. 
Marburg  1828.  — I'eber  den  gegen wärtigen 
tiefen  Stand  der  Getreidepreise  in  Deutschland, 
ihr  notwendiges,  immer  tieferes  Sinken,  die  Ur- 
sachen dieser  Erscheinung  und  die  Mittel,  sie 
zu  heben,  Nürnberg  1825.  — Statistik  von 
Amerika.  Mit  einer  Karte.  Frankfurt  a.  M. 


List,  Friedrich. 

1.  List«  Beben.  2.  I.ists  Stellung  zur  \\  issen- 
schaft  und  seine  Wirksamkeit  im  praktischen 
Leben. 

I.  List»  Leben.  Friedrich  List  ist  geboren 
am  (>.  VIII.  1789  in  Reutlingen.  Sein  Vater 
war  Weissgerbermeister,  lebte  in  behaglichen 
Verhältnissen  und  genoss  ein  gutes  Ansehen 
unter  seinen  Mitbürgern.  Der  junge  List  be- 
suchte die  lateinische  Schule  seiner  Vaterstadt, 
die  er  mit  14  Jahren  ohne  besonderen  Erfolg 
verlies»,  um  in  das  Geschäft  seines  Vater.«  ein- 
zutreten. Da  er  aber  keine  Liebe  zu  demselben 
gewinnen  konnte,  so  schickte  man  ihn  im  Jahre 
1806  in  eine  Schreibstube  und  zwar  in  die 
Stadtschreiberei  in  Blanbenren.  Er  machte  das 
Sub«titutenexamen.  kam  an  die  Stadlschreiberei 


zu  lim,  dann  als  Steuer-  und  (Jüterbueh- 

1828.  — Leber  die  Richtung  der  Zeit  “nach'  hwnmis«är  nach  Scholkliugen  irud  i.u  JahrelS13 

in  die  Oberamtskanzlei  nach  Tübingen.  *" 
längst  war  in  ihm  der  Drang  erwacht. 


Amerika  (behandelt  Auswanderungsfragen).  Mar- 
burg und  Dassel  1829.  — Zur  Staats-National- 
Erziehungskunde,  Nürnberg  1829.  — Deutsch- 
lands Nationalökonomie.  Ein  Versuch  zur  end- 
lichen Lösung  der  Frage:  „Wie  kann  Deutsch- 
land zu  lohnendem  Ackerbau,  zu  blühender  In- 
dustrie und  wirksamem  Handel  gelangen ?‘- 
Giessen  1880.  — Die  Unanwendbarkeit  der  eng- 1 
lischen  Eisenbahnen  auf  Deutschland  und  deren  1 
Ersatz  durch  Dampffuhrwerk  auf  verbesserten  I 
Oiausseeen,  Marburg  1833.  — Die  Nürnberg- 1 
Fürther  Eisenbahn  in  ihren  nächsten  Wirkungen  I 
und  Resultaten,  Nürnberg  182b. — Deutschlands! 
Welthandels  Wiedergeburt,  oder  die  deutschen 
Eisenbahnen  und  der  Main-Donaukanal  in  ihrer 
Welthandelswichtigkeit.  Nürnberg  1830.  Mit 
einer  Karte.  — Der  deutsche  Zollverein  und  das 
deutsche  Mas»-,  Gewicht-  und  Münzchaos  in 


eben 
seine 

lückenhafte  Bildung  zu  ergänzen  und  sich  wo- 
möglich aus  seiner  mechanischen  Schreiber- 
best  häftigung  zu  einer  höheren  Steilung  empor- 
zuarbeiten. ln  Tübingen  fand  er  Gelegenheit, 
seinen  Wunsch  zu  erfüllen:  hier  benutzte  er 
die  freien  Stunden  zum  Besuche  von  Vor- 
lesungen und  zur  Privatlektüre.  List  bestand 
dann  eine  höhere  Prüfung  im  Regiminalfaehe. 
wurde  Kanzleiassistent,  dann  Sekretär  im  Minis- 
terium und  bald  darauf  — im  Jahre  181(5  — 
Oberrevisor  mit  dem  Titel  Rechuungsrat.  Um 
diese  Zeit  hatte  es  den  Anschein,  als  ob  die 
liberalen  Idceen  Fr.  List.«  bezüglich  der  Reform 
tles  wnrttembergischen  Verwaltungslebens  sich 
verwirklichen  und  er  selbst  ein  Mitarbeiter  an 
diesem  Werke  werden  sollte.  Damals  versuchte 


ihrer  Abstossung  und  Versöhnung  betrachtet,  König  der  Gärung  im  \<dke  durch  eine 
Nürnberg  18H?  liberale  \ ertassung  zuvor  zu  kommen  und  uber- 

politischen  und  anderen 


Von  seinen  politischen  und  anderen  Ver- 
öffentlichungen seien  noch  die  folgenden  genannt: 

Diss.  pro  loco  de  couversionibtls  politicis  in 
prinii«  vero  de  proximi«  conversionis  Fraucogal- 
iieae  affeetibus,  Erlangen  1803.  — Der  allge- 
meine Friede,  oder  wie  heisst  die  Basis,  über 
welche  ein  dauernder  Weltfriede  gegründet 
werden  kann?  Erlangen  1814.  — Der  Wiener 
Kongress,  oder  was  muss  geschehen,  um  Deutsch-  „ri^^slY: 
Innd  von  seinem  Untergange  zu  retten?  Er- 
langen 1814.  — Die  belgische  Frage,  Nürnberg 
1880.  — Die  deutsche  Bnndesstadt,  Germanien 
(Wien)  1815.  — Wie  lässt  sich  dem  Wieder- 
abbreiinen  ganzer  Städte  und  Märkte  in  Zukunft 
Vorbeugen?  Erlangen  1824.  — Der  Krieg  im 
Osten,  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rechts,  der 
Civilisation  und  der  Politik  betrachtet.  (Neue 
berichtigte  Aull.),  Nürnberg  1828. 

Vgl-  über  Alexander  Lips:  Leser  in 
der  „Deutschen  Biographie“  Bd.  18,  8.  738.  — 
v.  Molil,  Geschichte  mul  Litteratur  der  Staats- 
wissenschaften, Erlangen  1855,  l.  S.  155.  — 
Fikeuseher,  Gelehrteugeschichte  der  Univer- 
sität Erlangen.  Bd.  III.  8.  131  — 133.  — Neuer 
Nekrolog  der  Deutschen,  16.  Jahrg.,  8.  392.  — 

Roscher,  Gesch.  der  Nut..  8.  847.  992,  993. 
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trug  von  Waugeiilieitn  das  Ministerium.  Diesem 
schlossen  sich  Fr.  List  und  dessen  Freund 
Sclilayer.  der  spätere  Minister,  an.  Um  das 
routineroässige.  in  Württemberg  sehr  unbeliebte 
Schreibertuin  durch  eine  akademisch  gebildete 
Beamtenschaft  zu  verdrängen,  gründete  Wangen- 
lieiiu  die  staatswirtseluiftinhe  Fakultät  an  der 
Tübinger  Universität  mul  übertrug  List  die 

Auch  als  Lehrer 
suchte  dieser  die  liberalen  Idceen,  welche  ihn 
; erfüllen,  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Es 
zeigt  sich  dies  aus  einer  kleinen  Schrift  „Die. 
Staatskunde  mul  Staatspraxis  Württembergs", 
die  er  im  Jahre  1818  als  Grundriss  zu  seinen 
Vorlesungen  veröffentlichte,  und  aus  dem  Geiste 
der  damals  von  ihm  herausgegebenen  Zeit- 
schrift: „Der  Volksfreund  aus  Schwaben,  ein 
Vaterlandsblatt  für  Sitte.  Freiheit  und  Recht •*. 
Mit  dem  Sturze  des  Ministers  voll  Wangenbein! 
jedoch  mul  der  damit  zusammenhängenden 
Reaktion  wurden  die  Anschauungen  Lists  der 
Regierung  immer  unbequemer  und  verdächtiger, 
und  List  wurde  zur  Rechtfertigung  aufgefordert. 
Aber  schon  nach  einem  Jahre,  nachdem  er  diese, 
vorgenommen,  trat  ein  anderes  Ereignis  ein, 
weh  lies  ihm  seine  Tübinger  Stelle  kostete.  Das 
war  seine  Anteilnahme  an  dem  im  Jahre  1819 
gegründeten  deutschen  Handels-  mul  Gewerbe- 
vereine.  Auf  einer  Reise  nach  Göttingen  näm- 
lich wurde  List  in  Frankfurt  von  mehreren 
; deutschen  Kaufleuten  und  Fabrikanten  ersucht, 
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eine  Eingabe  an  die  Bundesversammlung  zu 
entwerfen,  durch  welche  die  Beseitigung  der 
den  Handel  schwer  schädigenden  Binnenzölle 
äugest  rt-bt  werden  sollte.  Er  that  nicht  nur 
dieses,  sondern  er  veranlasst©  die  Kaufleute 
auch,  einen  Verein  zu  gründen,  und  übernahm 
nach  seiner  Rückkehr  von  Frankfurt  die  Ge- 
schäftsführung desselben.  Wegen  dieser  Tliätig- 
keit  für  den  deutschen  Handelsverein  machte 
ihm  die  Regierung  neue  Schwierigkeiten,  die 
er  seinerseits  mit  einem  Entlassungsgesuche 
erwiderte.  Am  21.  V.  1819  wurde  ihm  das- 
selbe genehmigt. 

List,  der  sieh  inzwischen  auch  mit  der 
Tochter  des  Professors  Seybold  in  Tübingen 
verheiratet  hatte,  widmete  sich  nun  ganz  jenem 
Vereine;  er  gründete  noch  im  Jahre  1819  das 
„Organ  für  den  deutschen  Handels-  und  Ge- 
werbestand “ und  hegab  sich  in  diesem  und  im 
folgenden  Jahre  in  verschiedene  Residenzen, 
um  die  Interessen  des  Vereint  zu  vertreten. 
Aber  auch  diese  Thiitigkeit  wurde  bald  unter- 
brochen. Schon  im  Jahre  1819  war  List  von 
seiner  Vaterstadt  zum  Abgeordneten  in  die 
württembergische  Kammer  gewählt-,  aber  seine 
Wahl  für  ungiltig  erklärt  worden,  da  er  das 
30.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  hatte. 
Ende.  1820  wiedergewählt,  trat  er  am  6.  XII. 
in  die  Kammer  ein  und  begann  nun  eine  leb- 
hafte Thütigkeit  zu  entwickeln,  die  ihren  Aus- 
druck namentlich  in  einer  namens  der  Reut« 
linger  Bürger  verfassten  Petition  fand,  ln 
dieser  Petition  schilderte  List  die  Gebrechen 
des  damaligen  Staatswesens  und  forderte  na- 
mentlich eine  wesentliche  Erweiterung  der  Selbst- 
verwaltung, Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit 
des  Gerichtsverfahrens  und  Verminderung  des 
Schreiberwesens.  Hie  Regierung  leitete  jedoch 
gegen  ihn  sofort  eine  strafrechtliche  Unter- 
suchung wegen  Aufreizung  gegen  Staatsein- 
richtungen ein  und  veranlasst©  seine  Aus- 
schliessung  ans  der  Kammer.  Am  (5.  XII.  1822 
wurde  List  in  der  That  zu  zehumonatliehcr 
Festungshaft  verurteilt.  List  entzog  sieh  der 
.Strafe  durch  Flucht.  Von  nun  an  begann  für 
ihn  ein  unstütes  Leben:  deun  wo  er  sich  nieder- 
lassen  wollte,  im  Eisass , in  Baden,  in  der 
Schweiz,  wurde  ihm  auf  Betreiben  seiner  heimi- 
schen Regierung  die  Erlaubnis  zu  dauerndem 
Aufenthalte  verweigert.  Teils  durch  ökono- 
mische Sorgen  gequält,  teils  durch  seine  schwä- 
bischen Freunde  veranlasst,  kehrte  er  im  August 
1824  nach  Württemberg  zurück  und  rief  die 
Gnade  des  Königs  an.  Allein  er  wurde  sofort 
verhaftet  und  zur  Ableistung  der  ihm  früher 
zuerkannten  Strafe  auf  den  Asberg  gebracht. 
Gegen  das  Versprechen  der  Auswanderung  wurde 
er  im  Januar  1825  aus  der  Haft  entlassen  und 
er  verwirklichte  nun  den  früher  schon  in  ihm 
aufgetuuehteu  Gedanken,  nach  Amerika  anszu- 
wandern.  Am  10.  VI.  traf  er  in  Xew-York  ein. 
Trotz  der  Bemühungen  des  ihm  freundlich  ge- 
sinnten Generals  Lafayette  konnte  er  zunächst 
keine  seinen  Neigungen  und  Fähigkeiten  ent- 
sprechende Beschäftigung  finden.  Er  versuchte 
nun  durch  den  Betrieb  eines  kleinen  Landgutes, 
das  er  hei  Harrisburg  im  Staate  Pennsylvanieu 
kaufte,  den  nötigen  Unterhalt  zu  erwerben, 
gab  aber  schon  nach  einem  Jahre  das  Besitz- 
tum auf  und  übernahm  die  Redaktion  einer 
deutschen  Zeitung  in  Reading.  Hier  trat  er 


mit  den  Kreisen  der  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden in  Verbindung  und  benutzte  die- 
selbe, um  seine  ökonomischen  Kenntnisse  und 
Erfahrungen  zu  bereichern.  Von  Ingersoll.  deiu 
Präsidenten  der  pennsy Iranischen  Gesellschaft 
zur  Beförderung  der  Industrie,  aufgefordert, 
sich  über  die  damals  brennende  Frage  des 
Schutzzolles  und  der  Handelsfreiheit  zu  iiusseru. 
schrieb  er  1827  die  zwei  Broschüren:  „Outliues 
of  American  political  economy  in  a scries  of 

letters  addressed  by  Frederick  List to 

Charles  J.  Ingersoll  . . . und:  „Appendix  to 
the  outliues  of  American  political  economy  in 
tbree  additional  letters  to  C.  J.  Ingersoll“.  Hier 
findet  sich  zuerst  eine  Theorie  des  Schutzzolles 
und  der  Versuch,  die  herrschende  Lehre  A. 
Smiths  zu  widerlegen.  Diese  Bestrebungen 
Lists  zu  Gunsten  des  Schutzzolles  fanden  hei 
den  amerikanische))  Industriellen  reicheu  Bei- 
fall, aber  von  seiten  Lists  selbst  keine  Fort- 
setzung. da  sein  ganzes  luteresse  zunächst 
durch  eine  andere  Angelegenheit  gefesselt  wurde. 
List  entdeckte  nämlich  hei  einem  Ausfiuge  in 
das  Gebirge  reichhaltige  Steinkohlenlager,  und 
es  gelang  ihm,  eine  Kapitalistengesellschaft  zur 
Ausbeutung  derselben  zu  bilden,  »eine  materielle 
Lage  wurde  dadurch  mit  einem  Schlage  ge- 
sichert. Um  so  vordringlicher  machte  sich  nun 
bei  ihm  der  Gedanke  an  die  deutsche  Heimat 
geltend , die  ihn  so  schlecht  behandelt  hatte 
und  die  doch,  wie  er  einmal  seihst  sagte,  im 
Hintergründe  aller  seiner  Pläne  lag.  Er  hoffte, 
dass  ihm  seine  finanziellen  Erfolge  eine  materiell 
gesicherte  Stellung  in  seiner  Heimat  bieten 
würden  und  dass  er  unter  dem  Schutze  der 
Vereinigten  Staaten,  deren  Präsident  ihn  am 
8.  XI.  1830  zum  Consul  in  Hamburg  ernannt 
hatte,  eine  angesehene  Stellnug  gewinnen  würde. 
Noch  in  diesem  Jahre  bewerkstelligte  List  die 
Ueberfahrt  nach  Europa;  am  20.  All.  landete 
er  in  Havre.  Allein  noch  in  Frankreich  musste 
er  erfahren,  dass  der  amerikanische  Senat  die 
Ernennung  des  Präsidenten  nicht  anerkannte. 
List  blieb  infolgedessen  in  Frankreich,  trat  dort 
mit  den  Herausgebern  der  „Revue  encyclopS- 
diqne“  in  Verbindung  und  veröffentlichte  in 
derselben  einige  Artikel  über  das  Eisenbahn- 
wesen und  den  Wert  von  Handelsbeziehungen 
zwischen  Frankreich  und  Nordamerika.  Im 
Oktober  1831  holte  er  seine  Familie  in  Amerika 
ab  und  kehrte  mit  ihr  im  Sommer  1832  nach 
Deutschland  zurück.  Die  amerikanische  Re- 
gierung ernannte  ihn  zum  Consul  in  Leipzig  • 
und  dann,  da  die  sächsische  Regierung  Schwierig- 
keiten machte,  zum  Consul  für  Baden.  Im 
Sommer  1833,  wo  er  sich  in  Leipzig  aufhielt, 
fasste  er,  wohl  durch  die  „Revue  encvclope- 
diqne“  veranlasst,  den  Plan  zu  einem  encyklo- 
pädischen  Werke  über  die  gesamten  Staats- 
wissenschaften. das  später  auch  (im  Jahre  1834 
unter  der  Redaktion  von  Rotteck  und  Welcker 
als  Staatslexikou  mit  grossem  Erfolge  an  die 
Oeffentlichkeit  trat.  Aber  das  Staatslexikou 
war  im  Drucke  noch  nicht  begonnen,  als  Lists 
beweglicher  Geist  sich  mit  aller  Energie  auf 
eine  andere  Angelegenheit  warf.  Schon  in 
Amerika  hatte  er  mit  Vorliebe  sich  mit  dem 
Eisenbahnwesen  beschäftigt  und  mit  J.  v.  Baader 
in  München  darüber  korrespondiert;  nun  war 
er  eifrig  bemüht,  durch  eine  Broschüre,  betitelt 
„lieber  ein  sächsisches  Eisenbahusystem  als 
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Grundlage  eines  allgemeinen  deutschen  Eisen- 
bahnsystems  und  insbesondere  über  die  An- 
legung einer  Eisenbahn  von  Leipzig  nach 
Dresden-1  (Leipzig  1833  . die  Herstellung  einer 
ersten  Eisenbahn  in  Sachsen  zu  bewirken.  Von 
da  ab  beschäftigte  ihn  das  Eisenbahnwesen  für 
einige  Zeit  fast  ausschliesslich,  und  auch  später 
kam  er  immer  wieder  auf  die  Verwertung  dieses 
damals  mit  viel  Misstrauen  und  Vorurteil  auf- 
genommenen  neuen  Verkehrsmittels  zurück 
Seiner  Sachkenntnis.  Ausdauer  und  Beredsam- 
keit gelang  es  auch,  die  Hahn  von  Leipzig 
nach  Dresden  zu  stände  zu  bringen.  Im  Jahre 
1886  betrieb  er  den  Bau  einer  Eisenbahn  von 
Mannheim  nach  Basel  und  von  Berlin  nach 
Hamburg.  Ebenso  gründete  er  Ende  1835  ein 
eigenes  Organ  für  Eisenbahnfragen,  das  „Eisen- 
bahnjournal und  Nationalmagazin  für  die  Fort- 
schritte im  Handel.  Gewerbe  und  Ackerbau“, 
in  welchem  er  in  stets  neuen  Wendungen  das 
Thema  von  der  Wichtigkeit  dieses  Transport- 
mittels variierte.  Im  Jahre  1838  erschien  von 
ihm  eine  kleine  Abhandlung  „Das  deutsche 
Nationaltransportsystem  in  Volks-  und  staats- 
wirtschaftlicher Beziehung“  als  Sonderabdruck 
aus  dem  Staatslexikon.  In  der  Zwischenzeit 
aber  war  das  amerikanische  Bergwerksnnter- 
nelunen,  welches  ihm  bisher  einen  gesicherten 
Unterhalt  gewährt  hatte,  ins  Stocken  geraten, 
und  so  sah  er  sich  genötigt,  die  Arbeiten  der 
letzten  Jahre,  welche  ihm  zwar  manche  An- 
erkennung, aber  keine  Einkünfte  verschafft 
hatten,  aufzugeben  und  nach  einer  auch  mate- 
riell lohnenden  Beschäftigung  zu  s ahen.  Er 
begab  sich  Ende  1837  nach  Paris  und  widmete 
sich  hier  der  schriftstellerischen  Thütigkeit. 
namentlich  schrieb  er  zahlreiche  Korrespondenzen 
für  die  Allgemeine  Zeitung.  Eine  Preisanfgabe 
der  Pariser  Akademie  über  die  zweckmäßigste 
Art  des  Ueberganges  vom  Schutzzoll  zum  Frei- 
handel brachte  ihn  wieder  auf  handelspolitische 
Fragen.  Zwar  vermochte  er  den  Preis  nicht 
zu  erlangen,  aber  die  Beschäftigung  mit  dieser 
Frage  veranlasst«  ihn  zu  einer  Reihe  von  Ar- 
tikeln handelspolitischen  Inhalts,  welche  er 
teils  in  der  Allgemeinen  Zeitung,  teils  in  der 
Deutschen  Vierteljahrsschrift  niederlegte,  und 
die  als  Vorarbeiten  zu  dem  litterarischen  Haupt- 
werke seines  Lebens,  dein  Nationalen  System 
der  politischen  Oekonomie  gelten  können.  Im 
Frühjahre  1H-I0  kehrte  er  nach  Deutschland 
zurück.  Ende  dieses  Jahres  erschien  das  „Natio- 
nale System  der  politischen  Oekonomie“,  welches 
rasch  drei  Auflagen  erlebte.  Die  in  diesem 
Werke  gegebene  Verteidigung  des  Schutzzoll- 
systems gab  den  deutschen  Industriellen,  welche 
damals,  namentlich  im  Süden  Deutschlands,  auf 
eiue  Erhöhung  der  Zölle  hinarbeiteten,  eine 
sehr  wirkungsvolle  Unterstützung.  Die  ldeeen, 
welche  er  in  diesem  Buche  ausgesprochen  hatte, 
suchte  er  auch  im  praktischen  Leben  zu  ver- 
folgen, so  durch  die  Anregung  zur  Bildung  von 
Fabrikanten  vereinen.  Im  Jahre  1842  siedelte 
er  dauernd  nach  Augsburg  über  und  kam  in 
lebhafte  Beziehungen  zur  Augsburger  Allge- 
meinen Zeitung.  Hier  trat  er  in  zahlreichen 
Artikeln  für  seine  wirtüchaftspolitischen  An- 
schauungen ein.  bis  er  im  Jahre  1843  in  dem 
von  ihm  gegründeten  „Zollvereinsblatt'-  ein 
eigenes  Organ  für  seine  handelspolitischen 
Lehren  schuf,  ln  stets  neuer  und  anziehender 


Form  wusste  er  hier  seine  Theorie  von  der 
Pflicht  des  Staates,  die  Industrie  durch  hohe 
Zollsätze  zu  schützen  und  ihre  Absatzgebiete 
zu  erweitern,  vorzutragen.  Handelspolitische 
Fragen  waren  es  auch,  welche  ihn  inj  Sommer 
1844  auf  Reisen  führten.  In  Belgien  suchte  er 
die  massgebenden  Kreise  für  einen  Handels- 
vertrag mit  dem  Zollverein  zu  interessieren, 
in  München  sprach  er  auf  der  Versammlung 
der  Land-  und  Forstwirte  den  Gedanken  aus. 
dass  der  Schutz  der  Industrie  auch  eiue  Hebung 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  zur  Folge  habe. 
Im  November  und  Dezember  1844  reiste  er  in 
Ungarn  umher,  allenthalben  mit  Auszeichnung 
aufgenommen  und  Reformpläne  für  die  Hebung 
dieses  Landes  entwerfend.  Von  da  ging  er 
nach  Wien;  im  Juli  1846  kehrte  er  wieder  nach 
Augsburg  zurück.  Nun  kommt  die  schlimmste 
Zeit  seines  Lebens.  Sein  Wunsch , eine  fe>te 
Stellung  in  einem  Staatsdienste  zu  erlangen, 
hatte  sieh  nicht  erfüllt,  seine  Arbeiten  fanden 
bei  den  Industriellen  zwar  viel  Anerkennung, 
aber  wenig  materiellen  Lohn;  seine  eigenen 
Mittel  waren  nahezu  erschöpft,  die  ldeeen.  für 
welche  er  kämpfte,  schieuen  sich  nicht  so  bald 
verwirklichen  zu  wollen.  Dazu  kamen  quälende 
körperliche  Leiden.  Zwar  nahm  er  seine  Ar- 
beiten , namentlich  für  seine  Zeitschrift . mit 
grossem  Eiter  wieder  auf  und  unternahm  sogar 
im  Juni  1848  eine  Reise  nach  London,  um  das 
englische  Volk  zu  überzeugen,  dass  dureh  die 
Hebung  des  deutschen  Wohlstandes  durch 
Schutzzölle  auch  die  politischen  Vorteile  Eng- 
lands gefördert  werden  könnten , aber  seine 
Lebenskraft  war  gebrochen ; geängstigt  dureh 
Nahrungssorgeu.  aufgeregt  durch  sein  körjuT- 
liehes  Leiden  und  tief  erschüttert  von  dem 
Rückblick  auf  ein  scheinbar  verlorenes  Leben, 
griff  er  am  30  XL  1840  in  der  Nähe  von  Kuf- 
stein zur  Pistole  und  machte  seinem  Leben  ein 
Ende.  Auf  dem  Kufsteiner  Friedhöfe  liegt, 
was  von  Friedrich  List  sterblich  war. 

2.  Lists  Stellung  zur  Wissenschaft  und 
seine  Wirksamkeit  im  praktischen  Leben. 
Bei  der  Beurteilung  List»  wird  man  seine 
Stellung  zur  Wissenschaft  und  seine  Wirksam- 
keit für  das  praktische  Leben  treunen  dürfen. 
Sprechen  wir  zunächst  von  seiner  Bedeutung 
für  die  Volkswirtschaftslehre.  Während  List 
vor  seiner  Reise  nach  Amerika  sieh  im  allge- 
meine» als  Anhänger  der  englischen  National- 
ökonomie giebt.  stellt  er  sich  in  Amerika,  an- 
kniipfeud  an  thatsüch liehe  Verhältnisse,  zum 
ersten  Male  der  Adam  Smith  sehen  Richtung 
entgegen,  indem  er  der  Freihandclstheorie  die 
Berechtigung  des  Schutzzolles  entgegenhält. 
Schon  in  den  amerikanischen  Broschiireu  finden 
sich  einige  der  seitdem  oft  gebrauchten  Argu- 
mente zu  Gunsten  des  Schutzzolles,  findet  sich 
ferner  die  Betonung  der  wirtschaftlichen  Be- 
deutung der  Nationen  gegenüber  dem  Indi- 
vidualismus und  Kosmopolit isnins  von  A.  Smith, 
finden  sich  die  ersten  Anfänge  seiner  Lehre 
von  den  Produktivkräften.  Auch  die  Benutzung 
geschichtlicher  Thatsachen  als  Beweismittel 
zeigt  sieh  schon  hier.  Die  Besonderheit  seiner 
nationalökunomischen  Auffassung  erscheint  noch 
deutlicher  in  den  in  den  Jahren  1838  und  1840 
veröffentlichten  Artikeln;  sie  findet  ihren  be- 
redtesten Ausdruck  in  dem  Nationalen  System 
der  politischen  Oekonomie.  Es  ist  schon  oft 
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darauf  hingewiesen  worden , dass  man  dieses 
Werk  nicht  mit  dem  Mussstabe  einer  rein  ge- 
lehrten Untersuchung  messen  dürfe  und  dass 
die  in  demselben  vorkommenden  Einzelangaben 
vielfach  ungenau  und  unzuverlässig  seien ; aber 
es  ist  nach  seinem  Hauptinhalte  durchaus 
originell  und  zeugt  von  tiefer  geschichtlicher 
Intuition.  Es  ist  allerdings  in  der  Hauptsache 
eine  Verteidigung  der  principieHen  Berechtigung 
des  Schutzzolles  — und  seine  Bedeutung  in 
dieser  Beziehung  mag  daraus  hervorgehen,  dass 
die  schutzzöllnerische  Partei  auch  heute  noch 
ihre  besten  Waffen  diesem  Buche  entnimmt  — , 
aber  List  ist  nicht  unter  allen  Umständen 
Schutzzöllner,  sondern  er  betrachtet  den  Schutz- 
zoll als  ein  Erziehungsmittel  für  die  Industrie, 
das,  wie  jedes  Erziehungsmittel,  nur  für  eine 
gewisse  Zeit  geeignet  ist.  Gerade  für  das 
Deutschland  seiner  Zeit  nun  hielt  er  iusolange 
eine  schutzzöllnerische  Handelspolitik  für  be- 
rechtigt. bis  es  der  industriellen  Ueherlegenheit 
Englands  und  Frankreichs  gewachsen  und  zum 
freien  Welthandelsverkehre  befähigt  wäre. 
Schutzzoll  ist  ihm  nicht  Selbstzweck,  sondern 
Mittel  zum  Zweck.  Lists  Schutzzoll! heorie 
hängt  auch  enge  mit  seinem  schon  oben  be- 
währten Satze  von  der  Existenzberechtigung 
der  Nation  zusammen.  Entgegen  der  aus- 
schliesslichen Betonung  des  Individuums  und 
der  Menschheit  durch  A.  Smith  ist  ihm  die 
Entwickelung  und  Ausbildung  der  einzelnen 
Nationen  die  unerlässliche  Voraussetzung  für 
ilie  Wohlfahrt  des  einzelnen  und  der  Mensch- 
heit. Zwischen  dem  Individuum  und  der  Mensch- 
heit steht  die  Nation,  sagt  er,  mit  ihrer  be- 
sonderen Sprache  und  Litteratnr  und  ihrer 
eigentümlichen  Abstammung  und  Geschichte, 
mit  ihren  besonderen  Sitten  und  Gewohnheiten, 
Gesetzen  und  Institutionen,  mit  ihren  Ansprüchen 
auf  Existenz,  Selbständigkeit  und  Vervollkomm- 
nung, mit  ihrer  ewigen  Dauer  und  ihrem  be- 
sonderen Territorium,  eine  Gesellschaft,  die 
durch  tausend  Bande  des  Geistes  und  der  In- 
teressen zu  einem  für  sich  bestehenden  Ganzen 
vereinigt  ist.  Diese  Ausführungen  Lists,  die 
einem  wirklich  historischen  Sinne  entsprungen 
sind,  wird  man  heute  als  berechtigt  anerkeunen 
müssen.  Ebenso  enthält  seine  Lehre  von  den 
produktiven  Kräften  einen  richtigen  Kern.  Er 
stellt  den  Satz  auf,  dass  die  Kraft,  Rcich- 
tiimer  zu  sammeln,  unendlich  wertvoller  sei  als 
der  Reichtum  seihst  und  dass  dies  namentlich 
für  ganze  Nationen  gelte;  deshalb  sei  es  das 
Ziel  jeder  wahrhaften  nationalen  Politik,  die 
produktiven  Kräfte  zu  erhalten  und  zu  ver- 
stärken. Und  da  dies  vor  allem  durch  eine 
gewisse  Vielseitigkeit  der  wirtschaftlichen  Be- 
schäftigungen, insbesondere  durch  eine  gleich- 
mässige  Entwickelung  der  Industrie  neben  der 
Landwirtschaft  geschehen  könne,  so  kommt  er 
auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  auf  die 
Forderung  der  Erziehung  des  deutschen  Volkes 
zur  industriellen  Thätigkeit.  Auch  seine  Theorie 
von  der  Werkfortsetzung  ist  eine  Bereicherung 
der  Wissenschaft.  — Mindestens  ebensoviel  wie 
für  die  volkswirtschaftliche  Lehre  hat  List  für 
das  praktische  Leben  gethun.  Seine  Agitation 
hat  dem  Verständnis  für  die  Gründung  eines 
deutschen  Zollvereins  wesentlich  vorgearbeitet. 
Er  hat  zu  einer  Zeit,  da  man  selbst  in  England 
das  neue  Verkehrsmittel  der  Eisenbahnen  nur 


mit  Misstrauen  behandelte,  die  unermessliche 
Bedeutung  desselben  für  die  Volkswirtschaft 
richtig  verstanden.  Auf  seine  Anregung  wird 
man  nicht  nur  den  Bau  der  Leipzig-Dresdener 
Bahn,  sondern  überhaupt  die  Eiseuhahnbanten 
der  ersten  zehn  Jahre  zurückführen  dürfen.  Er 
hat  fiir  ein  deutsches  Münz-,  Patent-.  Gewerbe- 
rechts-. Marine-,  Consularwesen  zu  einer  Zeit 
geschrieben,  da  cs  fast,  staatsgefährlich  war, 
daran  zu  denken.  Alle  Schriften  Lists  zeichnen 
sieh  durch  formvollendete  Darstellung  und  durch 
eine  Beredsamkeit  und  Eindringlichkeit  aus, 
wie  sie  nur  die  tiefe  Ueberzeugung  von  der 
Wahrheit  der  vorgetragenen  Lehre  zu  gehen 
vermag.  List  war  Journalist  in  des  Wortes 
bester  Bedeutung.  Es  gelang  ihm  durch  seine 
zahlreichen  Artikel,  dem  damals  noch  sehr  schwer- 
fälligen deutschen  Kaufmanns-  und  Handels- 
stande ein  Interesse  au  seinen  eigenen  Ange- 
legenheiten einzuflüssen.  Vertretungen  desselben 
ins  Lehen  zu  rufen  und  die  nationalökonomi- 
schen Probleme  in  die  öffentliche  Diskussion 
zu  zielten. 

Vieles  wäre  noch  über  Friedrich  List  zu 
sagen,  aber  nur  eines  will  ich  als  unerlässlich 
noch  erwähnen , nämlich  seinen  glühenden 
Patriotismus.  Die  Liehe  zu  seinem  deutscheu 
Vaterlande  und  zu  seiner  engeren  schwäbischen 
Heimat  hat  er  trotz  vieler  Missverständnisse 
und  Anfeindungen,  denen  er  ausgesetzt  war, 
niemals  eingebüsst.  lu  seiner  Natur  lagen 
allerdings  einzelne  Eigenschaften,  die  ihm 
manche  Gegner  erwecken  mussten,  ein  gewisses 
Selbstbewusstsein,  das  manchmal  aus  Recht- 
haberische streifte,  ein  allzu  grosser  Optimis- 
mus, eine  aufregende  Unruhe,  ein  Mangel  an 
Vorsicht  und  Klugheit  im  gewöhnlichen  Sinne 
des  Wortes;  aber  das  rechtfertigt  nicht  ent- 
fernt die  schlechte  Behandlung,  die  gerade  von 
solchen  ihm  zu  teil  geworden  ist,  die  aus  seiuen 
Kenntnissen  und  Fähigkeiten  Vorteil  gezogen 
hatten,  und  cs  bleibt  immer  eine  schmerzliche 
Empfindung,  dass  ein  so  bedeutender  Mensch, 
ein  schöpferischer  Geist,  ein  grosser  Volkswirt 
ein  so  trauriges  Ende  nehmen  musste.  Später 
hat  man  ihm  allerdings  in  seiner  Heimatstadt 
Reutlingen  ein  Denkmal  gesetzt,  und  hei  Ge- 
legenheit der  Feier  seiues  hundertsten  Geburts- 
tages hat  es  an  warmer  Anerkennung  seiner 
Verdienste  nicht  gemangelt. 

Eine  Gesamtausgabe  der  Schriften  Lists  ist 
unter  dem  Titel:  Friedrich  Lists  gesammelte 
Schriften,  herausgegeben  von  Ludwig  Häusser, 
Band  1—3.  Stuttgart  und  Tübingen  lSoü,  er- 
schienen. jedoch  fehlen  hier  verschiedene  wert- 
volle Publikationen  Lists.  so  die  amerikanischen 
Broschüren  und  fast  alle  Arbeiten  über  das 
Eisenbahnwesen.  Das  Nationale  System  der 
politischen  Oekonomie  ist  im  Jahre  1S83  in 
7.  Auflage,  herausgegeben  und  mit  einer  Ein- 
leitung versehen  von  K.  Th.  Eheberg,  erschienen. 

Friedrich  List,  ein  Vorläufer  und  ein  Opfer 
für  das  Vaterland.  Stuttgart,  anonym  und  o.  J. 
— Fr.  G o 1 d sc h in i d t . Friedrich  List.  Deutsch- 
lands grosserVolkswirt,  Berlin  1879.  — A.Sta  u b. 
Friedrich  List,  Vortrag  gehalten  etc.  zu  Augs- 
burg am  22.  IX.  1879,  München  o.  J.  — K.  Th. 
Eheberg,  Historisch-kritische  Einleitung  zur 
7.  Auflage  des  n.  Syst,  der  pol.  Oek..  Stuttgart 
1883.  — Derselbe,  Friedrich  List  und  der  Frei- 
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lierr  J.  v.  Cotta,  in  der  Allgemeinen  Zeitung. 
1889,  Beilage  Nr.  218.  — Siehe  ferner  Hilde- 
brand.  Die  Nationalökonomie  der  Gegenwart 
und  Zukunft.  1.  S.  59 — 97.  — Kautz,  Die  ge- 
schichtlicke  Entwickelung  der  Natioimlökonomik 
und  ihre  Litteratur,  S.  670 — 684.  — D i't  bring. 
Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie  und 
des  Sozialismus,  S.  324— 864.  — Koscher,  Ge- 
schichte der  Nationalökouomik  in  Deutschland. 
S.  970 — 991.  — Derselbe,  in  Lindaus  Nord  und 
Süd,  Bd.  3 i l877 ),  8.  44  ff.  Eisenhart.  Ge- 
schichte der  Nationalökouomik.  S.  138 — 162. 

Eheberg. 


Lizenzen. 

1.  Geschichtliches.  2.  L.  als  Steuerform 
{L. -Steuern).  3.  Gesetzgebung:  a)  Frankreich, 
b)  England,  c)  Andere  Staaten. 

1.  Geschichtliches.  Mit  dem  Ausdruck 
»Lizenzen«,  (vom  lateinischen  licontiu)  be- 
zeichnet man  eine  ganze  Reihe  verschiedener 
Erlaubniserteilungen,  die  Schaffung  eines 
Ausnahmezustandes  im  wirtschaftlichen  und 
Rechtslebcn.  Lizenzen  hiessen  so  in  den 
Klöstern  die  von  den  Achten  den  Mönchen 
zugestandenen  Dispensationen  von  einem  be- 
stehenden Gesetz  oder  Gebrauche  für  einzelne 
Fälle  (»liccntieren«).  In  der  fränkischen 
Gesetzgebung  war  licentia  maritalis  der  Eho- 
konsens,  welchen  der  Herr  seinen  Leib- 
eigenen bei  deren  Verheiratung  gegen  eine 
Abgabe  erteilte.  Noch  heute  nennt  man 
mitunter  den  Erlaubnisschein  zur  Eingehung 
einer  Ehe,  welcher  Militärporsouen  von 
ihren  Vorgesetzten  erteilt  wird,  Lizenz- 
schein. — Lizenzen  oder  Freibriefe  waren 
zur  Zeit  der  Kontinentalsja-ri’c  während  der 
napoleonischen  Kriegszeit  von  der  englischen 
oder  französischen  Regierung  ausnahmsweise 
erteilte  Handelserlaubnisse.  England  ge- 
währte zuerst  im  November  1 SOS  an  Schiffe 
aller  Nationen,  mit  Ausschlicssung  der  fran- 
züsichen,  auf  ein  Jahr  gütige  Lizenzen  mit 
der  Auflage,  Getreide  in  England  einzu- 
führen. 1801)  wurde  diese  Verstattung  an 
die  Bedingung  geknüpft,  englische  Fabrikate 
und  Kolonialwaren  wieder  auszuführen. 
Hierauf  verkaufte  auch  Frankreich,  vor- 
nehmlich zur  Befriedigung  seiner  Marine- 
bedürfnisse,  seinerseits  Lizenzen.  Später 
(2.  September  1810)  gestand  England  selbst 
denjenigen  nicht  - französischen  Schiffen, 
welche  bereits  mit  französischen  Erzeug- 
nissen befrachtet  waren,  Lizenzen  zu  gegen 
die  Verpflichtung,  ein  Drittel  englischer 
Waren  zur  Ausfuhr  mitzuführen,  wogegen 
ihnen  die  Einfuhr  von  einem  Drittel  ihrer 
Fracht  in  französischen  Produkten  gestattet 
wurde.  Frankreich  gewährte  sj>äter  gleich- 
falls Lizenzen,  um  französische  Artikel  der 


Industrie  auszuführen  und  Kolonialwaren 
1 einzuführen.  l*eides  auf  amerikanischen 
j Schiffen.  Russland  gestattete  J81 1 zum 
Handel  mit  England  Lizenzen.  1812  zum 
Handel  mit  Schweden. 

2.  L.  als  Steuerform  (L.-Sieuern). 
j Die  Lizenzen  als  Form  der  Besteuerung 
; (droit  de  licence,  license)  sind  Abgabe»  mit 
j einem  Donpelel iarak ter.  Sie  neigen  einer- 
i seits  zu  den  Aufwand-  bezw.  zu  den  Ver- 
brauchssteuern hin,  während  sie  anderer- 
! seits  den  Gewerbesteuern  nahestehen. 
Ihrem  Ursprünge  nach  haben  sieh  diese 
Auflagen  aus  dem  unfreien  Zustande  des 
Ge  werberecht. s.  insl*esondere  aus  dem  staat- 
lichen Konzessionswesen  auf  diesem  Gebiete, 
entwickelt.  Heute  noch  erscheinen  die  Li- 
zenzen als  Steuern  und  Abgaben,  welche 
für  den  Betrieb  eines  nicht  unliedingt  frei- 
gegebenen  Gewerbes  zu  entrichten  sind. 
Derartige  Auflagen  werden  vor  allem  von 
solchen  Unternehmungen  erhoben,  welche 
sieh  mit  dem  Veilriebe,  namentlich  dem 
Kleinabsatze  von  Getränken  oder  mit  der 
j Fabrikation  von  Verzehrungsgegenständen 
Iteschäftigen,  die  einer  inneren  Verbrauchs- 
steuer unterworfen  sind.  Diese  Lizenzen, 
welche  eigentlich  grundsätzlich  mit  der  Ge- 
werbefreiheit im  M iderspruche  stehen,  haben 
sich  teils  aus  ] Milizei  liehen  Rücksichten  er- 
haltcn,  teils  sind  dieselben  das  notwendige 
und  auch  steuerpolitisch  berechtigte  Ergebnis 
der  rechtlichen  Stellung  gewisser  Gewerbe, 
deren  Ausübung  den  Nachweis  eines  Be- 
dürfnisses voraussetzt  und  welche  demge- 
mäss bei  Verneinung  der  Bedürfnisfrage 
den  bestehenden  Unternehmungen  eine  be- 
i vorzugte  monopolartige  Stellung  einräumen. 
! So  gestalten  sieh  dann  die  Lizenzen,  insbe- 
| sondere  diejenigen  auf  Schank  wirtschaften, 
zu  einer  wirksamen  Ergänzung  der  Getränke- 
stenern. 

Steuertechnisch  und  stcuerprincipiell 
haben  die  Lizenzen  eine  verschiedene  Be- 
deutung. Sie  sind  einmal  Gebühren  um! 
i zwar  wirkliche  Konzessionsgebühren 
(Lizenzgebühren),  wenn  dieselben  für  die  Er- 
langung einmal  oder  für  die  Erneuerung  eines 
Rechts,  einer  Befugnis,  gewisse  Gegenstände 
. zu  produzieren  oder  mit  denselben  Handel  zu 
treiben,  alljährlich  zu  entrichten  sind.  Die 
Bemessung  der  Gebühren  erfolgt  hier  nach 
der  Höhe  der  verursachten  Kosten  (Kosten- 
ersalzmoment),  oder  sie  besitzen  einen 
Steuercharakter,  insofern  sie  in  der 
! Hauptsache speeielle Ge  werbostenern 
i sind  und  die  jährliche  Wiederkehr  der  Ab- 
1 gäbe  an  feiner  abgestufte  Merkmale  an- 
scldiesst,  wie  an  Betriebsumfang,  Raumin- 
halt und  Mietpreis  der  Gesehäftslokalitäten  etc. 
Fraglich  kann  hier  nur  das  speeielle  Wesen 
j der  Lizenzen  sein.  Im  allgemeinen  wird 
! in  diesen  Fällen  nicht  zu  bestreiten  seiu, 
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vr??5  il  ie  Abgaben  mehr  gewerbesteuerartig 
* auf Nvamlsteuerartig sind  Aufwandsteuern 
'mnen  sie  nur  genannt  werden,  weil  sie 
'i  Produktion  und  Verkauf  der  steiler- 1 
tüchtigen  Erzeugnisse  anknilpfcn,  während  | 
Ir  die  Gewerbesteuer  die  Art  der  liei-ge- : 
teilten  Waren  an  sieh  ohne  Belang  ist.  [ 
)er  letzteren  stehen  sie  in  dem  Grade 
läher,  in  welchem  die  Auflegung  der  Li- 
:en zen  sich  nach  den  erzeugten  oder  ver- 
riebenen Mengen  der  Steuerobjekte  richtet.  | 
Endlich  können  die  Lizenzen  lediglich  oder 
loch  hauptsächlich  Hilfsmittel  d e r 
Kontrolle  von  Produktion  und  Yerschleiss 
sein,  wenn  dieselben  an  die  Seite  ander- 
weiter Formen  der  Besteuerung  treten  und 
ausschliesslich  den  Zweck  verfolgen,  den 
richtigen  Eingang  der  Hauptsteuer  zu 
sichern.  Gemäss  ihrer  Funktion  als  Kontroll- 
mittcl  müssen  sie  niedriger  angesetzt 
werden  und  sind  daher  regelmässig  nicht 
sehr  ergiebig. 

Gesetzgebung.  a'>  Frankreich.  Die 
Lizenzabgaben  in  Frankreich  stellen  sicli  dar 
als  Anhängsel  der  Getränkestenem  lind  einzelner 
anderer  Auflagen.  Sie  tragen  das  Gepräge  einer 
speeiellen  Gewerbesteuer  von  untergeordneter 
Bedeutung  an  sieh.  Als  direkte  Steuern  belasten  , 
sie  die  einzelne  gewerbliche  Unternehmung  als  I 
solche.  Nur  im  Gebiete  der  Getränkebesteuerung  1 
ist  das  Lizenzsteuerwesen  nach  Art  lind  Höhe 
der  Steuersätze  und  nach  Zahl  der  Steuerpflich- 
tigen von  grösserer  Wichtigkeit  für  die  Finanzen. . 
Die  neuere  französische  Gesetzgebung  hat  hier, 
wie  des  öfteren,  das  leitende  Princip  der  Be- 
steuerung des  Ancien  Regime  (droit  annuel  für 
Wirtschaften  etc.  vom  Jahre  1080)  entlehnt  und 
dasselbe  endgiltig  für  Getränkeverschleiss  und 
andere  Geschäfte  (Tabak,  Transportgewerbe) 
anfgestellt,  die  eiue  „indirekte“  Steuer  im  Sinne 
der  französischen  Nomenklatur  bedeuten  (G.  v. 
28.  April  1816).  Diese  Grundsätze  sind  bis 
heute  in  der  Hauptsache  die  herrschenden  ge- 
blieben. Alle  derartigen  „Gewerbe“  sind  — 
unabhängig  von  den  Anforderungen  der  Patent- 
steuer — von  ihrem  Inhaber  der  Steuerbehörde 
anzumelden,  zu  „deklarieren“.  Ihre  Ausübung 
ist  an  eine  specielle  Erlaubnis,  eiue  Lizenz  vor 
Beginn  der  Fabrikation  oder  des  Debits  ge- 
bunden. Für  Erteilung  derselben  ist  eine  Abgabe 
bar  zu  erlegen,  welche  gleichfalls  „Lizenz“  heisst. 
Nach  dem  derzeitigen  Rechtsstand  sind  lizenz- 
steuerpflichtig:  Gewerbe  mit  verbrauchssteuer- 
pflichtigen  Getränken,  Fabrikanten  und  Händler 
von  vegetabilischen  Oelen . Fabrikanten  von 
Spielkarten,  Salpeter  — ausserhalb  des  staat- 
lichen Monopols  — , von  einheimischem  Rüben- 
nnd  Stärkezucker,  von  Kerzen  und  Stearinsäure, 
von  Essig  und  Essigsäure,  die  Grosshändler  in 
Essig,  wenn  sie  Steuerkredit  beanspruchen,  die 
Unternehmer  von  öffentlichen  Fahrgelegenheiten, 
einschliesslich  derEisenbahngesellschaften.  Regel- 
mässig besteht  der  Steuersatz  in  einem  Fixum 
per  Jahr  oder  Quartal.  Die  Oel-  und  die  Debi- 
tanten für  Kleinahsatz  von  Getränken  entrichten 
Steuersätze  von  15—60  Frcs.  in  8 Ortsklassen, 
die  Grosshändler  für  Getränke  125  Frcs.,  ge- 
werbliche Brennereien  und  Destillationen  25  Frcs.,  I 
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Brauereien  in  11  Departements  125,  in  den 
übrigen  75  Frcs.  Bei  öffentlichen  Fuhrwerks- 
Unternehmungen , einschliesslich  der  Schiffahrt 
und  Eisenbahnen,  werden  die  Lizenzen,  ab- 
weichend von  der  Regel,  nach  Zahl  event.  nach 
Art  der  Fahrpreise  entrichtet,  wodurch  sie  einen 
etwas  anderen  Steuercharakter  annehmen.  Die 
Lizenzen  sind  zu  erlegen  bar  bei  der  Anmeldung. 
Bei  öffentlichem  Fuhrwerk  findet  jährlich  bei 
Beginn  des  Jahres  eine  neue  Anmeldung  der 
Wagen  etc.  statt,  wonach  die  Steuer  berichtigt 
wird.  Im  übrigen  werden  für  die  Lizenzsteuer- 
pflichtigen, gleich  wie  bei  den  direkten  Steuern, 
Rollen  hergestellt  und  auf  Anzeige  der  Steuer- 
behörde eingezogen.  Trotz  ihres  Charakters 
als  direkte  Abgaben  rechnet  die  französische 
Steuersystematik  die  Lizenzen  zu  den  indirekten 
Steuern.  Der  Ertrag  der  Lizenzen  hat  sich 
durch  die  Tariferhöhungen  im  Jahre  1871  ver- 
doppelt und  ist  durch  weitere  Ausdehnung  der 
lizenzsteuerpflichtigen  Geschäfte  von  ca.  5,590 
Mill.  Frcs.  des  Jahres  1809  auf  14,275  Milt.  Frcs. 
im  Jahre  1898  gestiegen.  Die  Reformen  der 
Getränkebcsteuerung,  welche  in  den  letzten 
Jahren  gemacht  wurden,  ohne  zum  Abschluss 
und  zur  Erledigung  zu  gelangen,  müssten  anch 
zu  einer  entsprechenden  Umgestaltung  des 
Lizenzsteuersystems  führen.  — In  Elsass- 
Lot bringen  wurden  die  aus  der  französischen 
Zeit  übernommenen  Lizenzen  mit  einigen  Ab- 
änderungen beibehalten.  Ihr  Ertrag  erreicht 
ungefähr  1,5  Mill.  Mark. 

b)  England.  In  England  ist  das  Lizenz- 
system ungemein  entwickelt  und  ein  reichge- 
gliederter Bestandteil  des  britischen  Steuer- 
systems. Es  entstammt  zum  Teil  geschichtlich 
den  älteren,  polizeilichen  Regulierungen,  nament- 
lich des  Kleinverschleisses  von  Getränken  aus 
sitten-  und  sicherheitspolitischen  Gesichts- 
punkten. Zum  Teil  ist  es  hervorgegangen  aus 
dem  Stempelsteuer-  und  Accisewesen.  Infolge- 
dessen stellt  das  ganze  System  einerseits  ein 
beachtenswertes  Glied  der  Verbrauchs-,  vornehm- 
lich der  Getränkehestenerung  dar,  wie  anderer- 
seits diese  Abgaben  den  Charakter  einer  Ge- 
werbesteuer für  bestimmte  einzelne  Berufe,  Ge- 
werbe und  Erwerbsarten  haben.  Man  unter- 
scheidet demgemäss  zwei  Hauptgruppen.  Die 
erste  umfasst  das  Gebiet  der  gewerblichen  Lizenz- 
steuern in  Verbindung  mit  Verbrauchssteuer- 
artikeln und  ist  beherrscht  von  fiskalischen  Be- 
steuernngs-  und  Kontrolltendenzeu.  Die  zu  be- 
steuernden und  zu  kontrollierenden  Gewerbe- 
treibenden werden  nach  den  Hanptartikeln, 
welche  sie  führen,  in  grosse  Abteilungen  zu- 
sammengefasst: Wein,  Bier,  Branntwein,  süsser 
Kunstwein  und  Met,  Obstwein,  Tabak.  Jede 
dieser  Gruppen  zerfällt  dann  in  drei  Klassen: 
eigentliche  Fabrikanten  nebst  Hilfsgeschäften 
(Bierbrauer,  Branntweinbrenner,  Raffineure, 
Fabrikanten  von  Süsswein,  Essig-  und  Tabak- 
fabrikanten), ferner  Händler  (Grosshändler)  und 
Verschleisser  (Kleinhändler:  Wirte,  Schankwirte, 
Speisehauswirte,  Tabakhäudler).  Im  allgemeinen 
bezieht  sich  eine  Lizenz  nur  auf  den  Betrieb 
eines  Gewerbes  mit  einem  speeiellen  Gegen- 
stände, gewisse  Lizenzen  schhessen  das  Recht 
ein.  neben  dem  Hauptgetränk  auch  noch  weitere 
Verbranchsgegenstände  zu  debitieren,  z.  B.  die 
neueren  Branntwein-Detailgeschäftslizenzen  ne- 
ben dem  Hauptgetränke  Branntwein  auch  deu 
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Verkauf  von  Bier  und  Wein.  In  anderen  Füllen 
ist  zur  Hauptlizenz  eine  Zusntzlizenz  erforder- 
lich, so  zur  Grosshandelslizenz  für  Branntwein 
die  Lizenz,  auch  in  kleinen  Mengen,  in  ge- ! 
wissen  Minimalqaantitäten  Branntwein  oder 
überhaupt  fremde  Liköre  zum  Konsum  ausser 
Haus  zu  verkaufen.  Die  Einzelheiten  sind  durch 
eiue  Mehrzahl  von  Bestimmungen  häutig  bis  ins 
kleinste  geregelt,  bisweilen  bestehen  hier  auch 
mancherlei  territoriale  Abweichungen  in  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  für  England,  Schottland 
und  Irland,  Erscheinungen,  welche  aus  der 
historischen  Entwickelung  dieser  Auflagen  in 
örtlicher  Beziehung  herausgewachsen  sind.  Auch 
die  Steuersätze  bewegen  sich  in  mannig- 
fachen  Abstufungen.  So  haben  Kleinbetriebe 
für  den  Getränkeabsatz  niedrigere  Ansätze  für 
den  Verkauf  nach  auswärts,  höhere  für  den 
Verkauf  an  Ort  und  Stelle.  Die  Steuersätze 
der  Kleinhändlerlizenzen  in  Bier  und  Wein,  die 
Abgaben  der  Fabrikanten  und  Händler  sind  in 
der  Regel  feste,  seltener  nach  dem  Miet werte 
der  Geschäftslokalitäten  differenzierte.  Dagegen  i 
werden  die  Tabaktäbrikanten  nach  ihrem  Ge- 
schiiftsumfange,  d.  h.  nach  den  Verarheitungs- 
mengen  angelegt.  Bei  den  Branntweinlizenzen 
richtet  sich  die  Steuerskala  ganz  genau  nach 
dem  Mietwerte  der  Geschäftsiokale,  und  diese 
Lizenzen  liefern  hei  weitem  den  grössten  Ertrag 
der  Getränke-  und  verwandten  Lizenzen.  Der 
ganze  Lizenzsteuertarif  zählt  74  Sätze  teils  für 
die  verschiedenen  steuerpflichtigen  Gewerbe- 1 
gattungeii,  teils  für  den  verschiedenen  Betriebs-  i 
umfang  und  die  Betriebsweise  des  nämlichen 
Gewerbes.  Der  Ertrag  der  Lizenzen  erhob  sieh 
auf  3.1)448  Mül.  Ü im  Jahre  1898.  — Die  zweite 
Hauptgrappe  umfasst  eiue  Reihe  von  Speeial- 
ge  wer  besteuern  als  feste  jährliche  Lizenz- 
abgaben in  Stempelform  (1898  0,167  Mill.  I'). 
Di<  ;se  Auflagen  treffen  den  Beruf  der  Rechts- 
anwälte, Notare  und  ähnlicher  Personen  des 
englischen  Gerichts  Wesens,  das  Notenbankgeschäft 
ausser  der  „Notensteuer“,  endlich  gewisse  behufs 
Kontrolle  zu  registrierende,  gesundheitsschädliche 
Fabriken.  Diesen  Lizenzen  stehen  solche  zur 
Seite,  welche  zum  Bereiche  der  Accise  gehören 
und  die  im  übrigen  als  jährliche  Abgaben  in 
ganz  ähnlicher  Gestalt  erhoben  werden ; hierher 
zählen  die  Lizenzen  der  Auktionatoren  und 
Taxatoren,  gewisser  Vermieter  möblierter  Woh- 
nungou,  der  Pfandleiher,  Hausierer.  Wildpret- 
hiindler,  Gold-  und  Silberarheiter  (Fabrikanten 
und  Händler),  Patcutheilinittelverkäufer,  Karten-, 
Würfelmacher  und  -liäudler.  In  die  Staatskasse 
fliessen  heute  nur  die.  Lizenzen  der  Brauer, 
Branntweinbrenner  und  Händler  mit  patentierten 
Heilmitteln,  die  übrigen  Lizenzen  sind  den  ört- 
lichen Verwaltungen  überwiesen. 

c (Andere  ßtaaten  :VereinigteStnate» 
v o n A m e r i k a.  Auch  hier  bestehen  Lizenz- 
abgahen  für  Fabrikanten  und  Händler  von 
Spirituosen  und  gegorenen  Getränken,  Tabak 
und  Oleomargarin. — Russland  erhebt  gleich- 
falls eine  Reihe  von  Lizenzabgabeu  (Patenten) 
und  Rumänien  (GG.  v.  1876  und  1886)  solche 
vom  Handel  mit  geistigen  Getränken  in  einer 
Abstufung  der  Steuersätze  nach  der  Grösse  der 
Gemeinden,  und  zwar  wird  eine  feste  jährliche 
Abgabe  und  ausserdem  eiue  solche  von  20#/c 
des  Mietwertes  der  Geschäftslokalitäteu  ent- 
richtet. Auch  in  Belgien,  Italien,  Spa- 


nien, Dänemark,  Schweden  und  Nor- 
wegen tiiiden  sich  Lizenzahgahcn  meist  von 
geringerer  Bedeutung  und  teilweise  als  Ge- 
meindeabgabeu. 

Lltteratlir:  r.  Hock.  Die  üßrntlichen  Aufgaben 
und  Schulden,  Stuttgart  1863,  S.  16?  ff.  — Lehr, 
in  Schönberg  111,  S.  366,  4-  Auß.  — Zeller, 
ebenda,  5.  Au/I.,  S.  4'~-  — Schdffle,  Steuer- 
politik,  Tübingen  lsso,  S.  449.  — Lero y- 
Heaulle u,  Traitr  de  Io  Science  de«  /inaner«, 
5.  ed.,  Pari«  ISO*,  T.  1,  ch.  14.  — H flöniT, 
Tin.  111,  fi  lts  und  153.64  (England)  und 
i 3»4  ( Frankreich ) und  Ergdnittng«hefi , 1806, 
S.  10  ( England ) und  S.  MO — 133  (Frankreich). 

— Ehebcvil,  T ina nttcis*en»chajt.  5.  AuJ f.,  Is-ip- 
zig  ISOS,  S.  355.  — M.  v.  Hecke! . Artikel 
Lizenzen,  int  11.  d.  St.  1.  Auß.  ßd.  IV  S.  105? ff., 
in  El«t'r«  Wörterbuch  der  V.  1*1'.,  ßd.  II,  S.  ISS  SO. 

— Iloiltt&an,  Art.  l.iccncr«,  in  Sag,  Dietion- 
nairr  de«  Einanee«,  r ul.  II,  j>.  46? — 4 — 
lOmcoii,  Art.  Licenee«,  in  ßlock,  Dictionnuire 
de  l ’.lrfln in iftration  jrancai«c,  p.  1410 — 1413. 
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Locke,  John, 

geboren  am  26.  VIII.  1032  zu  Wrington  bei 
Bristol,  gest.  am  26.  X.  1704  zu  Gates,  Graf- 
schaft Essex,  studierte  in  Oxford,  wurde  1655 
Baccalaureus  und  1658  mairistcr  artitim  an  «1er 
dortigen  Universität.  Bei  Karl  II.  als  politischer 
Intriguant  in  Ungnade  gefallen,  verlor  er  seine 
Stellung  in  Oxford,  flüchtete  1684  nach  Holland 
und  kehrte  erst  nach  dem  siegreichen  Verlaufe 
der  zuletzt  von  Wilhelm  von  Oranien  geleiteten 
Revolution  (I6881  nach  England  zurück. 

Locke  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Treatises  011 
government,  London  1689;  dasselbe  in  franzö- 
sischer Ucbersetzung,  Leipzig  1754.  Die  neueste 
englische  Ausgabe  des  \\  erkes  führt  den  Titel : 
Tvvo  treatises  011  civil  government,  preceded  bv 
Filmers'  „Pntriarcha“,  London  1884.  (Die  diesem 
Neudruck  beigefügte,  zuerst  1680  veröffentlichte 
Fihnerssche  Schrift  fällt  in  dem  Lockeschcu 
first  treatise  der  veniiehteudsten  Kritik  anheim. 
Filmers  „Patriarchau  ist  als  Apotheose  des  ab- 
soluten Königtums  ein  vom  servilsten  Byzantinis- 
mus diktiertes  Machwerk,  welches  die  Königs- 
gewalt von  der  patriarchalischen  Herrschaft 
Adams , des  Stammvaters  des  Menschenge- 
schlechts. herleitet.)  — Some  considerations  of 
the  consequences  of  the  lowering  of  interest 
I and  raisitig  the  value  of  money,  in  a letter  to 
a uiember  of  Parliament,  ebd.  1691 ; dassellie, 
Neudruek,  ehd.  1883.  — Further  considerations 
concerniug  ruising  the  value  of  money,  ebd.  1695. 

— Furtlier  considerations  concerniug  rai.'-ing  the 
value  of  money,  whereiu  Mr.  Lawndes’  argn- 
raeuts  for  it  in  bis  late  report  are  particularly 
examined,  ebd.  1698  (betrifft  die  Schrift  des 
Sclmtzamtsboamten  W.  Lawndes:  An  essav  for 
the  nmendment  of  the  silver  coins,  London  1695). 

— Short  ohservations  on  a priuted  paper  entitled : 
for  encouraging  the  coining  silver  money  in 
England,  and  after  for  keeping  it  here,  ebd.  ca. 
1694,98.  — Several  papers  relating  to  money, 
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iutercst  and  trade  etc.,  ebd.  1G96 ; dasselbe, 
letzter  Neudruck  u.  d.  T.:  Essay  on  interest 
and  value  of  money,  ebd.  1870.  (Als  Währungs- 
theoretiker  steht  Locke,  der  n.  a.  deui  Golde 
die  Eigenschaft  als  Wertmesser  im  Handel  zu 
dienen  abspricht , auf  dem  Boden  der  Silber- j 
Währung.)  — Report  of  the  Board  of  Trade  to  j 
the  Lords  Justices  respecting  the  relief  and  j 
employment  of  the  poor,  ebd.  1698.  — Note  on 
the  re-coinage  of  1696  - 99,  ebd.  1699;  dasselbe, 
Neudruck  in  Political  Economy  Club,  scleet 
tracts.  ebd.  1856.  — Seine  gesammelten  Werke 
erschienen  zuerst  London  1714  in  3 Bdn.;  bis 
176U  erlebten  sie  6 Auflagen,  die  7.  und  8..  je 
vierbändige,  ebd.  1768  bezw.  1777  veröfient-  [ 
licht,  gab  B.  E.  Law  heraus;  die  10.,  11.  und 
12.  Aull,  in  je  10  Bdn.  erschienen  in  London  j 
1801  bezw.  1812  und  1823,  die  letzte  neun- 
bändige Londoner  Gesamtausgabe  datiert  von 
1835;  die  neueste  Ausgabe  seiner  rein  philo- 
sophischen Schriften  führt  den  Titel : Philosophi- 
en! works,  with  a preliminarv  discourse  and 
notes  by  J.  A.  St.  John,  London  1843. 

Locke,  welcher  als  Gründer  der  sensua- 
listischcn  Philosophie  der  Vater  der  modernen 
Psychologie  ist,  hat  sich  auch  in  der  National- 1 
Ökonomie  durch  den  reinen  Empirismus  seiner 
auf  das  Kausalitätsgesetz  gestützten  Beobach- 
tungen  als  „frühester  grosser  Systematiker  der  1 
Volkswirtschaft  und  würdiger  Vorläufer  Adam  j 
Smiths“,  wie  ihn  Roscher  bezeichnet,  hervor- : 
gethan.  Die  Lockesche  Quantitätstheorie  oder 
sein  Angebots-  und  Nachfragegesetz  beruht  auf 
dem  Doppelsatz:  Die  Kaufkraft  der  Güter  steigt 
oder  fällt,  je  nachdem  mehr  Käufer  oder  mehr 
Verkäufer  in  Konkurrenz  treten;  der  Preis  I 
reguliert  sich  aus  dem  Verhältnis  zwischen 
Menge,  und  Absatz  sowie  ans  dem  zwischen  der  ; 
Zahl  der  Käufer  und  Verkäufer.  Seine  Geld- 
preisbildungstheorie stützt  sich  wieder  auf  die 
Quantitätsichre:  beim  Austausch  des  Geldes  als' 
Kaufobjekt  gegen  Gebrauchsgüter  vollzieht  sich 
die  Preisbildung  durch  Division  von  Ware  und  i 
Geld,  wobei  die  für  Ankauf  eines  Waren- 
quantnms  festgesetzte  Geldmenge  als  Divisor  j 
in  Thätigkeit  tritt.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass 
Schwankungen  des  Geldpreises  nur  bei  Ueber- 
tlnss  oder  bei  Mangel  an  Geld  eintreten.  Das  ■ 
cirkulierende  Geld  schätzt  er  in  voller  Würdigung 
des  wirtschaftlichen  Nutzens  dieser  steten  kredit- 
belebenden Rotation,  auch  lobt  er  an  ihm  die 
Eigenschaft,  dass  es  die  produktive  Bevölkerung 
befähige,  den  erarbeiteten  Erwerb  zu  bewahren 
und  durch  die  kapitalisierte  Erwerbssubstanz 
zu  vergrössern.  Leber  die  Vorzüge  der  Edel- 
metalle, die  Handelsbilanz  und  die  im  Förderungs- 
interesse des  Nationalreichtunis  liegende  Er- 
zielung  einer  grossen  Volksmenge  spricht  er  i 
sich  in  inerkautilistisebem  Sinne  ans.  Er  be* ! 
kämpft  die  staatlichen  Zinsbeschränkungen  und  ; 
verteidigt  die  Utopie  der  Möglichkeit,  den  Zins- 
fuss  auf  niedriger  Stufe  zu  erhalten.  Seine  i 
Lohntheorie  ist  richtig  durchdacht . aber  der! 
angenommene  Einlluss  des  Steigens  und  Sinkens 
der  Getreidepreise  auf  die  Arbeitslöhne  von  der  j 
Wissenschaft  widerlegt.  Nach  seiner  Steuer- 
theorie bleibt  die  Bodenrente  von  der  Grund- 
steuer ganz  unberührt,  wohl  aber,  lehrt  er, 
fallen  in  einem  Staate,  dessen  Agiar-  den 
übrigen  Besitz  übersteigt,  auch  die  «teil  Nicht- 
grundbesitzern  auferlegten  Lasten  im  Kreis-  < 


laufe  der  Kreditbewegung  zum  weitaus  grössten 
Teile  auf  den  Grundbesitz  zurück.  Siukt  aber 
der  Wert  desselben  bezw.  die  Grundrente,  so 
bedeutet,  dies  einen  Niedergang  des  National- 
reicktnms.  Er  ist  ein  Anhänger  der  Rechts- 
theorie des  Individualismus.  In  seinen  „treatises 
on  goverument“  zeigt  er  sich  als  scharfer  poli- 
tischer Denker  freiester  Gesinnung.  Die  Ent- 
stehung des  Staates  führt  er  auf  die  freiwillige 
und  vertragsmässige  Einigung  von  Individuen, 
unter  Verzichtleistung  des  einzelnen  auf  seiu 
natürliches  Recht  der  Selbsthilfe,  zu  einer  poli- 
tischen Körperschaft  zurück;  Eroberung  und 
Usurpation  bezeichnet,  er  in  dieser  Schrift  als 
keine  staatsrechtlichen,  sondern  Gewaltakte,  und 
offenbare  und  gesetzlose  Tyrannei  berechtigen 
nach  ihm  zum  offenen  Aufruhr. 


Vgl.  über  Locke:  Bar  hon,  A discourse 
conceruing  coining  the  new  money  ligbter.  in 
answer  to  Mr.  Lockes’  -Considerations  abont 
raising  the  value  of  money“,  London  1696.  — 
Some  considerations  about  the  raising  of  coin 
in  a second  letter  to  Mr.  Locke,  ebd.  1696.  — 
Some  familiär  letters  between  Mr.  Locke  and 
several  of  bis  friends,  3.  Anti.,  ebd.  1737.  — 
Eden,  State  of  the  poor.  Bd.  I,  ebd.  1797.  S. 
244  ft'.  — P.  Coste.  Lharactcr  of  Locke  (in 
Bd.  X seiner  Werke),  ebd.  ca.  1797.  — 
Ulrici,  Geschichte  und  Kritik  der  Principien 
der  neueren  Philosophie,  Leipzig  1845,  S.  12  17. 
— Garnier,  Conrs  d'economie  polit..  Bd.  III, 
Paris  1850,  S.  8 9.  152  53.  — Roscher,  Zur 
Geschichte  der  englischen  Volkswirtschaftslehre, 
Leipzig  1851,  S.  93 ff.  — T argart,  Locke's 
writings  and  philosophy,  London  1855.  — 
Kautz.  Theorie  und  Geschichte  der  National- 
ökonomik, Bd.  II.  Wien  1*60.  S.  315  ff.  — Bio- 
graphie universelle,  Bd.  XXV,  Paris  1860,  Sp. 
11  15.  — Xonvelle  hiographie  generale,  Bd. 
XXXI,  ebd.  1860,  Sp.  434  448.  — Schären, 
John  Locke,  Leipzig  18(50.  — Blnutschli, 
Geschichte  des  Staatsrechts,  München  1864.  S. 
165 1L  — Roscher.  Geschichte  d.  Nat.,  München 
1874.  S.  229,  236,  243  u.  ü.  — ßourne,  Life 
of  Locke.  2 Bde.,  London  1876.  — Encyelopaedia 
Britanuica,  Bd.  VIII,  9.  Aull.,  ebd.  1878,  S. 
224  31.  — Ingram.  History  of  politieal  eco- 
nomy.  ebd.  1888,  S.  53,54.  82,  100.  — Zucker- 
kand 1,  Theorie  des  Preises.  Leipzig  1889. 
S.  126 ff.  — Cossa,  Introduzione  allo  Studio 
delL  economia  politica,  3.  Aull.,  Mailand  1892, 
S.  263.65  u.  ö.  — Nouveau  dictiounnirc  d'eco- 
nomie  polit.,  Bd.  II,  S.  178  79.  — Dictionary 
of  National  Biographv,  ed.  by  S.  Lee,  vol. 
XXXIV.  p.  27  ff.,  London  1893. 

Lippert. 


Lockout. 

1.  Begriffliches.  2.  Volkswirtschaftliche  Be- 
deutung des  L.  3.  Die  Gesetzgebung  und  der  L. 

1.  Begriffliches.  -Unter  Lockout  versteht 
man  die  von  seiten  der  Unternehmer  ver- 
fügte Betriobsoinstellung  (Entlassung  der 
Arbeiter)  in  ilirer  Anwendung  als  soziales 
Kampfmittel,  gerichtet  gegen  die  Arbeiter 
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lind  deren  Koalitionen.  Gewöhnlich  spricht 
man  nur  dann  von  einem  Lockout,  wenn 
mehrere  Unternehmer  gem«'insani  in  dieser 
Lichtung  vergehen,  «also  eine  Gegen  Koalition 
der  Arbeitgeber  vorliegt.  In  dieser  Ein- 
schränkung findet  sich  der  Begriff  in  den 
meisten  fachwissonschaftlichen  Werken,  wie 
mir  scheint,  nicht  mit  hinreichender  Begrün- 
dung.  Das  Moment  des  koalierten  Vor- 
gehens ist  nicht  unbedingt  ein  Begriffs- 
merkmal  des  Lockouts.  Es  giebt  zahlreiche 
Betriebseinstellungen  derart,  die  der  einzelne 
Unternehmer  ganz  selbständig  ohne  Verab- 
redungen mit  anderen  verfügt,  ohne  dass 
Vereine,  Unternehmerverbände  oder  andere 
losere  Vereinigungen  sich  zu  gemeinsamem 
Vorgehen  entschlossen  haben.  Wenn  gleich- 
wohl die  meisten  grösseren  Lockouts  der 
letzten  Jahrzehnte  koalierte  waren,  so  hängt 
das  lediglich  mit  der  Gosamtent Wickelung 
der  Kämpfe  auf  dem  Arljeitsmarkte  zu- 
sammen. Die  Kraftproben  der  Parteien 
haben  an  Stärke  zugenommen,  die  Koali- 
tionen der  Arbeiter  haben  (Jegenkoalitionen, 
Unternehmerverbände,  die  ebenso  wie  jene 
für  den  Ernstfall  gerüstet  und  die  gemein- 
samen Aktionen  von  langer  Hand  her  ver- 
breitet haben,  hervorgerufen.  Damit  haben 
die  Kampfmittel  an  Tragweite,  unter  Um- 
ständen auch  an  Aussicht  auf  Erfolg,  sei  es 
im  Sinne  des  wirklichen  Kampfes,  sei  es  im 
Sinne  der  konfliktverhütenden  Prophylaxis 
zugenommen.  Es  empfiehlt  sich  trotzdem, 
die  Iiockouts  in  den  einzelnen  Etablisse- 
ments nicht  gesondert  zu  behandeln,  sondern 
auch  diese  zu  den  Lockouts  im  eigentlichen 
Sinne  zu  rechnen ; st)  thut  es  z.  B.  die 
amerikanische  Statistik  der  Arbeitskonflikte, 
ohne  dass  dadurch  «las  Gesamtbild  über  die 
Arbeitsstreitigkeiten  an  Uebersichtlichkeit 
verloren  hätte. 

Die  Lockouts  sind  also  Symptome  fin- 
den organisierten  Kampf  zwischen  Arbeitern 
und  Unternehmern.  Sie  sind  als  Vorgänge 
auf  dem  modernen  Arbeitsmarkt,  ebenso  wie 
die  Strikes,  zuerst  in  Grossbritannien  beob- 
achtet und  beschrieben  worden,  und  dorther 
gelangte  der  Ausdruck,  ebenso  wie  der  des 
anderen  hauptsächlichsten  sozialen  Kampf- 
mittels vStriliec  in  die  deutsche  Sprache. 
Auch  die  Franzosen  und  Amerikaner  be- 
dienen sieh  des  Wortes  I/)ckout.  Neuer- 
dings ist  in  Deutschland  «laneben  die  Ueber- 
setzung  des  Wortes  »Lockout«  — »Aus- 
sperrung« üblich  geworden  und  hat  sich 
nicht  nur  in  der  Wissenschaft,  in  der  Presse 
und  bei  den  wirtschaftlichen  Parteien,  sou- 
dern  auch  in  der  Gesetzessprache  und  in 
der  Terminologie  der  Sozialstatistik  mehr 
und  mehr  Eingang  verschafft.  Wir  können 
deshalb  in  «len  folgenden  Bemerkungen 
ebensogut  von  »Aussperrung«  wie  von 
»Lockout«  sprechen. 


Anss|«emmg«»n  sind  Kampfmassregeln. 
und  zwar  sind  sie  das  Gegenstück  der  Ar- 
beitseinstelhmgen.  Gemeinsam  ist  l>eiden, 
«lass  Arbeiter  wie  Unternehmer  bereit  sind 
zur  Fortsetzung  des  Arbitsverhältnisses,  nur 
wolleu  die  Arbeiter  nicht  weiter  arbiten. 
solange  ihnen  nicht  gewisse  V erbssen i nge n 
«b*s  Arbeitsvertrages  zugestanden  werden, 
währcml  die  Unternehmer,  die  ihre  Arbeiter 
aussptMTon.  entwe«ier  den  Arbitsvertrag  für 
sich  günstiger,  also  ungünstiger  für  die  Ar- 
beiter gestalten  wollen  oder  aber  den  bis- 
horigen  Arbeitsvertrag,  dem  von  seiten  der 
Arbeiter  eine  Veränderung  droht,  im  Wege 
«los  Zwanges  aufrecht  z«i  erhalten  trachten. 
Schon  aus  diesen  beiden  Eventualitäten  geht 
hervor,  dass  nicht  selten  gestrikt  wird,  weil 
eine  Aussperrung  droht,  und  nicht  selten 
die  Aussperrung  verhängt  wird,  um  einer 
bevorstehenden  Arbeitseinstellung  zuvorzu- 
kommen. Ein  Lockout  kann  also,  je  nach 
«ler  Position  und  der  Taktik  der  Parteien, 
eine  Offensiv-  oder  Defensivmassivgel  sein. 
Ob  die  Auss|>errung  das  eine  oder  das  andere 
ist.  lässt  sieh  nur  im  Einzelfalle  entscheiden. 
Hat  man  hierüber  einen  hinreichenden  l'eher- 
bliek,  so  kann  man,  ebenso  wie  man  von  An- 
griffs- und  Abwehrstrikes  spricht,  auch  von 
Defensiv-  und  Offensivauss]  «errungen  reden. 
Doch  sind  diese  letzteren  Bezeichnungen 
nirgends  in  dauernden  Gebrauch  gekommen. 

Man  hat.  versucht,  hauptsächlich  für 
statistische  Zwecke,  auf  rein  logischem  Wege 
die  Arbeitskonflikte  in  Arbeitseinstellungen 
und  Auss|terrungcn  möglichst  scharf  zu 
trennen.  So  hat  der  Amerikaner  Weeks 
eine  kousequeutc  Bogriffsunterschoidung 
durchzuführen  unternommen.  Ein  Sti-ikv* 
liegt  nach  seiner  Auffassung  «kann  vor,  wenn 
die  Arbeiter  eine  Aenderung  der  Arbeitsbe- 
dingungen, und  eine  Aussperrung,  wenn  die 
Unternehmer  eine  solche  begehren.  Wer 
formal  das  Arl«eitsverhältnis  kündigt  bezw. 
löst,  wird  hier  nicht  untersucht.  Es  kommt 
nur  auf  die  Ursache  der  Betriehseiustellung 
an.  Diese  Begriffsabgrenzung  stüsst  aber  in 
der  Praxis  auf  nicht  unerhebliche  Schwierig- 
keiten und  widerspricht,  wie  Mataja.  der 
Bearbeiter  der  österreichischen  amtlichen 
Strikestatistik,  mit  Recht  hervorhebt,  den  in 
dem  Publikum  üblichen  Auffassungen.  Auch 
«ler  Begriff  des  Defensivstrikes,  der  mehr 
und  mehr  Eingang  gefunden  hat.  wäre  da- 
mit beseitigt,  ja  unmöglich,  weil  er  eine 
contradictio  in  adjeeto  enthielte. 

Freilich  macht  auch  jede  andere  Klassi- 
fikation nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten. 
Es  bleiben  immer  Fälle  übrig,  deren  Unter- 
bringung in  die  eine  oder  andere  Kategorie 
nur  im  Wege  der  Hervorhebung  mehr  oder 
minder  äusserlicher  Merkmale  möglich  ist. 
Weeks  scheint  von  der  an  und  für  sich  löb- 
lichen Absicht  ausgegaugon  zu  sein,  die 
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Initiative  hoi  der  Unterbrechung  der  Arbeit  diese  Vorgänge  eher  zu  den  Boykotts 
möglichst  unparteiisch  festzustellen,  um  die  rechnen. 

Aktionen  der  beiden  Parteien,  je  nachdem  Verwandt  mit  der  Aussperrung  ist  der 
für  sie  die  Unternehmer  oder  die  Arbeiter  Boykott,  d.  h.  dasjenige  Kampfmittel,  welches 
die  Verantwortung  zu  tragen  haben,  begriff-  , iu  einer  Verrufserklärung  des  Gegners  gipfelt, 
lieh  aus  einander  zu  halten.  Wie  schwer  I unzweifelhaft.  Allerdings  scheint  die  herr- 
das  durchführbar  ist,  sieht  man  schon  aus  sehende  Meinung  von  einem  Boykott  nur 
der  Thatsaehe.  dass  bei  den  Arbeitskon- 1 dann  zu  sprechen,  wenn  es  sich  um  ein 
flikten  die  Parteien  sich  sehr  oft  gegen-  Kampfmittel  der  organisierten  Arbeiterschaft 
seitig  die  Urheberschaft  in  die  Schuhe  zu  gegen  das  Unternehmertum  handelt.  Schliesst 
schieben  suchen  und  je  von  ihrem  Stand-  man  sich  dieser  Anschauung  an,  so  ist  der 
punkt  aus  die  Störung  des  Arbeitsverhält- ' Boykott  nur  verwandt  mit  dem  Strike,  hat 
nisses.  die  Provokation  zum  Kampfe,  »Aus-  i aber  nichts  gemein  mit  der  Aussperrung. 
Sperrung«  oder  »Strike«  nennen.  ■ Bei  näherer  Betrachtung  der  thatsächlichen 

Mit  Rücksicht  auf  die  bessere  praktische  Verhältnisse  erscheint  indessen  auch  diese 
Durchführbarkeit  ist  jetzt  eine  andere  Klassi-  Begriffsdefinition  zu  eng;  auch  die  Unter- 
fikation  üblich  geworden.  Man  sieht  von  nehmer  können  l>oykottieren,  sie  könneu  — 
dem  Grunde,  aus  welchem  die  Kampfmittel  meist  auf  Grund  gemeinsamer  Verabredung, 
»Strike-  oder  »Aussperrung«  in  Bewegung  z.  B.  durch  Führung  sogenannter  schwarzer 
gesetzt  werden,  ab.  Man  hält  sich  vielmehr  I Listen  — ganze  Gruppen  der  bei  ihnen 
an  die  formale  Seite  der  Arl»eitsvertrags- 1 missliebig  gewordenen  Arbeiter  und  die 
lösung.  Demnach  liegt  stets  ein  Strike  vor, ; Organisationen  derselben  in  Verruf  thun. 
wenn  das  Kampfmittel  von  den  Arbeitern  j Der  Unterschied  des  Boykotts  in  diesem 
ergriffen  wurde,  und  stets  ist  die  Arbeits- ' Falle  von  der  Aussperrung  ist  der,  dass  sieh 
sperre  eine  Aussperrung,  wenn  tlie  Unter-  hier  die  Massregeln  unter  Umständen  auch 
nehmer  kündigen  und  ausschliessen.  Diese  gegen  Personen  und  Personengruppen  richten, 
Klassifikation  ist  zuerst  in  der  amtlichen  nord-  1 die  gar  nicht  in  einem  Arbeitsverhältnis  bei 
amerikanischen  Statistik  begründet  und  durch-  dem  die  Verrufserklärung  verhängenden 
geführt  worden.  Die  Statistiken  von  Frank- j Unternehmer  gestanden  zu  haben  brauchen, 
reich,  Italien  und  Oesterreich  sind  dann  gc-  Nicht  ein  umstrittener  Arbeitsvertrag,  son- 
folgt.  Auch  die  neuerdings  in  Angriff  genom-  dern  die  Personen  der  Boykottierten  sind 
mene  amtliche  Strikestatistik  des  Deutschen  ausschlaggebend.  Der  Boykott,  der  von  den 
Reiches  scheint  die  Gruppierung  ihrer,  frei-  Unternehmern  ausgeht,  unterscheidet  sich 
lieh  sehr  summarischen,  Nachweisungen  nach  j von  dem  Boykott,  den  die  Arbeiter  prokla- 
jenen  Merkmalen  vorgenommen  zu  haben. 1 raieren,  nicht  unwesentlich  dadurch,  dass 
Im  übrigen  weicht  die  deutsche  Reichs-  dort  Personen  und  Personengruppen  in  Ver- 
statistik  ebenso  wie  die  amerikanische  | ruf  gethan  werden,  während  hier  weniger 
Strikestatistik  und  neuerdings  auch  die  öster-  die  Person  des  missliebigen  Arbeitgebers 
reichische  von  dem  wissenschaftlich  horr-  als  die  von  demselben  produzierten  Güter 
sehenden  Begriff  der  Aussperrung  ab  und  im  Marktverkehr  und  in  der  täglichen  Kon- 
sielit  auch  in  der  Ausschliessung  der  Ar-  j sumtion  geschädigt  bezw.  ausgeschlossen 
beiter  eines  einzelnen  Betriebes  eine  Aus- 1 werden  sollen.  Freilich  ist  der  Boykott  als 
Sperrung.  Bestritten  ist  es  ferner,  wie  man  soziales  Kampfmittel  der  Unternehmer  auch 
die  seitens  der  Unternehmer  verhängten  j denkbar  in  der  Form,  dass  er  gegen  andere 
Schliessungen  der  Werkstätten  und  die  an-  Unternehmer  gerichtet  ist,  d.  h.  gegen  solche 
gedrohte  und  durchgeführte  Nichtwiederau-  j Unternehmer,  welche  die  Solidarität  verletzt 
Stellung  von  Arbeitern  als  Repressalie  gegen  i haben,  indem  sie  den  Arbeitern  selbständig 
die  sogenannte  »Maifeier«  einzuordnen  habe.  Zugeständnisse  zu  machen  geneigt  waren. 
Das  deutsche  statistische  Amt  rechnet  diese  Dass  dies  nicht  ausserhalb  des  Bereiches 
Massnahmen  nicht  zu  den  Aussi>cmingen.  des  Möglichen  liegt,  beweisen  die  Vorgänge 
Sie  sind  in  der  That  im  wesentlichen  Mass- , bei  einer  der  umfassendsten  Aussperrungen, 
nahmen  der  Disciplin,  gerichtet  gegen  die  die  wir  überhaupt  gehabt  haben.  Im  Früh- 
eigenmächtige Durchbrechung  der  Arbeits- j jahr  1899  hatte  der  vereinigte  Arbeitgeber- 
ordnung. In  die  Kategorie  der  sozialen ! verein  in  Kopenhagen  einen  allgemeinen 
Kampfmittel  gehören  sie  aber  jedenfalls.  Sie  Iiockout  angeordnet,  so  dass  die  meisten 
sind  Symptome  für  eine  Spannung  der  \ Fabriken  Dänemarks  Stillständen  und  etwa 
Gegensätze.  Da,  wo  wie  in  Deutschland  30 900  Arbeiter  feierten.  Die  Unternehmer 
die  sozialistische  Bewegung  von  der  Ge- ; übten  hierbei  ihrerseits  den  Koalitionszwang 
werbevereinspolitik  noch  kaum  zu  trennen  I mit  bemerkenswertem  Erfolg  aus.  Die  Bau- 
ist, wird  seitens  des  Unternehmertums  tischlereien  zwangen  die  Sägewerke,  ihren 
der  Maifeier  eine  grundsätzliche  Beden-  Betrieb  einzustellen.  Die  Fabrikanten  der 
tung  beigelegt,  die  zu  Kraftproben  hüben  i Eisenindustrie  drohten  den  Kohlenhändlern 
und  drüben  verführt.  Vielleicht  kann  man  , und  Eisenhändlern  mit  Boykott,  wenn  Kohlen- 
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händler  an  ein  ausserhalb  der  Organisation 
stehendes  Eisenwerk  verkauften,  und  ebenso 
durften  die  Ziegelwerke  auf  Geheiss  der 
Maurermeister  an  niemanden  Steine  ver- 
kaufen (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  III.  F.  17, Chronik 
S.  117).  Aehnliche  Massnahmen  des  orga- 
nisierteu  Unternehmertums  sind  auch  anders- 
wo bekannt  geworden,  so  dass  man  sagen 
kann,  dass  Aussperrungen  nicht  selten  mit 
Boykotts  eng  verbunden  sind,  wie  auch  Boy- 
kotts als  Begleiterseheinungen  von  Arbeitsein- 
stellungen gelegentlich  Torzukommen  pflegen. 

Es  sind  also  sehr  mannigfaltige  Kombina- 
tionen der  modernen  sozialen  Kampfmittel 
möglich,  und  oft  ist  es  recht  schwer.  Angriffs- 
und Abwehrstrike,  Angriffs-  und  Abwehr- 
lockout. Angriffs-  und  Abwehrboykott  in  ihrer 
gegenseitigen  Verbindung  und  in  ihren 
W echselbeziehungen  aus  einander  zu  halten. 
Am  besten  hisst  sich  noch  der  Boykott  von 
den  verwandten  Aktionen  der  Parteien  unter- 
scheiden. liier  tritt  sein  Charakter  als 
reines  Kampfmittel,  durch  dessen  Anwen- 
dung dritte  Personen  unberechtigtennassen 
und  in  bedenklichem  Umfange  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  werden,  allen  offensichtlich 
hervor.  Die  Arbeitseinstellungen  und  Aus- 
sperrungen dagegen,  ;ds  Konsequenzen  des 
freien  Koalitioiisrechtos , sind  soziale  Er- 
scheinungen, die  mit  dem  modernen  Arbeits- 
vertrag eng  Zusammenhängen.  Es  sind  .so- 
ziale Reibungen,  wie  sie  in  allen  Industrie- 
staaten Vorkommen , natürliche  Vorgänge 
auf  dem  Arbeitsmarkte,  an  die  sich  da» 
grosse  Publikum  mehr  und  mehr  wie  an 
etwas  Selbstverständliches  und  Unvermeid- 
liches gewöhnt  hat.  Sie  treten  als  taktische 
Gegenzüge  auf,  die  sich  gegenseitig  in 
Schach  halten,  und  die,  nachdem  erst  die 
liedauerliehen  Folgen  voreiliger  und  rück- 
sichtsloser Kämpfe  hüben  und  drüben  er- 
kannt worden  sind,  auch  gewisse  prophylak- 
tische Wirkungen  erzeugen  können.  Da. 
wo  jener  Zustand,  den  wir  »Ueberspaunung 
des  Koalitionspriucipes*  nennen,  und  der 
sieh  auszeichnet  durch  eine  hysterische 
Hynerempfindlichkeit  des  Arbeitsmarktes, 
vorhanden  ist,  wird  am  meisten  gestrikt  und 
ausgesperrt.  In  diesem  Stadium  der  sozialen 
Kämpfe  verwischt  sich  der  Unterschied  von 
Strike  und  Lockout  am  meisten.  Die  bri- 
tische Statistik  z.  B.  hat  deswegen  seit  189-1 
die  bisherige  Trennung  der  Konflikte  in 
Strikes  und  Lockouts  ganz  aufgegeben  und 
fasst  seither  beide  zweckmässig  unter  den 
Begriff  »Disputes«  (soviel  wie  Arlieitsstreitig- 
keiten)  zusammen  (s.  oben  im  Art.  Arbeits- 
einstei lu ngen  Bd.  I,  S.  803). 

2.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung 
des  L.  Die  Aussperrungen  sind  um  vieles 
seltener  als  die  Arbeitseinstellungen,  was 
jede  Statistik  der  Arlieitsstrcitigkeiten  ohne 
weiteres  ergiebt.  Es  ist  dies  leicht  zu 


erklären.  Während  die  Arbeitseinstellungen 
vielfach  plötzlichen  Stimmungen  und  Ver- 
stimmungen. einer  sanguinischen  Ueber- 
schätzung  der  Gewinnchancen,  einer  Majo- 
risierung  einer  besonnenen,  vorsichtig  denken- 
den und  handelnden  Minorität  durch  die 
grosse,  leicht  verführbare  Masse  ihre  Ent- 
stehung verdanken,  kann  bei  dem  Unter- 
nehmer, der  die  Anwendung  der  Aussper- 
rung als  äusserste  Katnpfmassregel  in  Er- 
wägung zieht,  ein  nüchtern  kluges  Kalkül, 
das  alle  Folgen  vorher  bereehnot,  vorausge- 
setzt werden.  Wer  aussperrt  und  ausspemm 
kann,  ist  regelmässig  gewohnt,  kaufmännisch 
das  hieraus  erwachsende  Risiko  abzuschätzen. 
Dazu  kommt,  dass  ein  gemeinsames  Vor- 
gehen der  Unternehmer,  die,  soweit  sie  nicht 
kartelliert  sind,  in  derselben  Branche  Kon- 
kurrenten sind,  ein  Mass  von  Klassensolida- 
rität vomussetzt,  wie  es  thatsächlich  selten 
vorhanden  ist.  Freilich  liegt  die  Erfüllung 
einer  solchen  Voraussetzung  da  näher,  wo 
bereits  Unternehmerverbände  der  verschie- 
denen Art  den  gegenseitigen  Wettbewerb 
durch  gemeinsame  Vereinbarungen  und  durch 
ein  geschlossenes  Vorgehen  gemildert  oder 
aufgehoben  haben.  Durch  die  in  den  letzten 
Jahrzehnten  in  zunehmendem  Umfange  ge- 
schlossenen Kartellbildungen  ist  unzweifel- 
haft die  I ,age  selbst  der  mächtigsten  Ar- 
beiterorganisationen zu  Ungunsten  der  Ar- 
beiter verschoben  worden.  Bislang  gehören 
indessen  diejenigen  Unternehmerverlünde. 
die  ihre  Spitze  direkt  auch  gegen  die  orga- 
nisierte Arlxütersehaft  gerichtet  haben,  zu 
den  Seltenheiten.  Theoretisch  ist  aber  die 
Möglichkeit  einer  Erweiterung  der  Thätig- 
keit  nach  der  lohnpolitischen  Seite  hin  ohne 
weiteres  gegeben,  besonders  dann,  wenn  es 
sich  um  Kraft prolien  zur  Austragung  prin* 
cipieller  Streitigkeiten  handelt.  In  diese 
Kategorie  gehören  mehrere  der  grösseren 
Massenaussj (errungen  der  letzten  Zeit,  z.  B. 
der  IjOokout  in  der  britischen  Mascliinen- 
und  Schiffsbauindustrie,  der  sich  weniger 
um  den  Achtstundentag  als  um  die  Beschäf- 
tigung ungelernter  Arbeiter  drehte.  Auch 
die  grosse  Aussperrung  in  Dänemark  (1899), 
von  der  schon  die  Rede  war,  gipfelt  in  dem 
Versuch  der  Unternehmer,  eine  Principien- 
frago  zur  Entscheidung  zu  bringen,  nämlich 
die  Unterdrückung  oder  wenigstens  finan- 
zielle Vernichtung  der  Arbeiterfach  vereine. 
Bei  anderen  I^ockouts,  besonders  in  Grossbri- 
tannien, z.  B.  die  wiederholten  Streitigkeiten  in 
der  Schnhwarenfabrikation  handelte  es  sieh 
nicht  um  reine  Principienfragen ; hier  wurde 
der  Lockout  lediglich  als  Präventivmassregcl 
gegen  einen  drehenden  Strike  verhängt. 

In  den  meisten  Streitigkeitsfällen  derart 
liegt  es  überhaupt  nicht  im  Interesse  der 
Unternehmer,  bei  der  Betriebscinstellung  die 
Initiative  zu  ergreifen.  Sie  liabeu  heut  zu- 
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tage  mehr  als  die  Arbeiter  Rücksicht  zu 
nehmen  auf  die  Stellung  der  öffentlichen 
Meinung,  die  vielfach  ohne  genaue  Kenntnis 
der  dem  Konflikt  zu  Grunde  liegenden  Ver- 
hältnisse dem  passiven  Teil  der  Kämpfenden 
ihre  Sympathieen  mehr  zuzuwenden  geneigt 
ist  als  dem  aktiven,  von  dem,  rein  formell 
betrachtet,  die  den  sozialen  Frieden  störende 
Aktion  ausgeht.  Gerade  aber  in  solchen 
Ländern,  wo  man  von  vorn  herein  geneigt 
ist,  für  die  Arbeiter  Partei  zu  ergreifen, 
wird  sich  das  Unternehmertum  wohl  hüten, 
das  Signal  zum  Ausbruch  der  Feindselig- 
keiten zu  geben.  Ist  der  Konflikt  unver- 
meidlich, so  ändert  es  an  der  Lage  der 
Unternehmer  wenig  oder  gar  nichts,  ob  ihre 
Betriebe  im  Wege  der  Aussperrung  oder 
des  Strikes  zum  Stillstand  kommen,  höchstens 
kann  der  Umstand  in  die  Wagschale  fallen, 
dass  der  Kontraktbruch,  der  den  Arbeitgebern 
besondere  Verlegenheiten  bereitet,  vermieden 
wird.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  der  Knn- 
traktbmch  da  zu  den  häufigen  Ersehei-  ( 
nungen  gehört,  wo  die  Arbeiterorganisationen 
der  besonnenen  Führung  und  der  gewerk- , 
vereinlichen  Schulung  entbehren.  Eine  Ar- 
beitseinstellung ist  dort  oft  mit  Kontiakt- 
bruch verbunden.  Ein  Lockout  schliesst  den 
Kontraktbruch  auf  seiten  der  Arbeiter  schlech- 
terdings aus.  Denn  sie  können,  weil  zalüungs- 1 
fähig,  jederzeit  dafür  gerichtlich  belangt 
werden.  Immerhin  giebt  die  Aussperrung! 
keine  Gaiantie  dafür,  dass  die  Arbeiter] 
erst  nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist  fort-  j 
bleiben ; sobald  die  Arbeitgeber  die  laufen-  j 
den  Vertrüge  kündigen,  bleibt  es  faktisch! 
den  Arbeitern  unbenommen,  sofort  d.  h.  vor  j 
Ablauf  der  Kündigungsfrist,  die  Arbeit  nieder- 
zulegen. Die  Aussperrung  ist  auch  insofern  | 
für  das  Unternehmertum  ein  zweischneidiges 
Schwert,  weil  sie  durch  dieses  Mittel  in  für 
sie  nachteiliger  Weise  den  Corpsgeist  ihrer  j 
Gegner  stärken.  Hei  einem  Strike  können 
sie  immer  mit  einer  Minderheit  von  arbeits- 
willigen »Strikebrechern«  rechnen,  die  esj 
ihnen  oft  ermöglichen , wenigstens  einen 
Teil  des  Betriebes  aufrecht  zu  erhalten.  Bei 
der  Aussperrung  versagt  in  der  Regel  auch 
dieses  Aushilfsmittel,  besonders  dann,  wenn  ; 
es  sich  um  gelernte  Arbeiter  handelt,  die 
schwer  zu  ersetzen  sind. 

Bekanntlich  giebt  es  Fälle,  wo  den] 
Unternehmern  ein  Strike  nicht  unwillkommen  i 
ist  z.  B.  in  einer  Periode  akuter  Ueberpro- ! 
duktion,  wo  die  Arbeitseinstellung  auf  den 
Warenvorrat,  und  die  Lage  des  Warenpreises 
ausgleichend  und  gesundend  einwirkt.  Da 
die  Unternehmer  bei  besserem  Uobcrblick  j 
über  die  Marktlage  den  Zeitpunkt,  wo  eine 
Betriebseinseliränkung  am  Platze  wäre,  mit 
grösserer  Sicherheit  erkennen  können,  so 
wäre  unter  1 '»»ständen  hier  eine  Aussper- 
rung zweckmässiger  und  könnte  besser  vor- 1 


bereitet  sein  als  der  Strike.  Ein  solches 
Vorgehen  setzte  aber  ein  so  grosses  Mass 
rücksichtsloser  Unternehmerpolitik  voraus, 
wie  wir  es  glücklicherweise  beinahe  nirgends 
haben.  Gewöhnlich  arbeiten  unsere  Gross- 
unternehmer  auch  bei  sinkender  Konjunktur 
und  verlustbringender  Preisgestaltung  mit 
der  Hoffnung  auf  bessere  Zeiten  ruhig  weiter. 
Sie  nützen  so  wenigstens  ihr  Betriebskapital 
aus  und  erhalten  sich  ihre  Kundschaft. 
Ausserdem  steht  ihnen  jederzeit  der  weniger 
radikale  Ausweg  offen,  einen  Teil  des  Be- 
triebes Stillstehen  zu  lassen  und  einen  Teil 
ihrer  Arbeiter  zu  entlassen. 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  es.  solange 
nicht  ein  förmlicher  Kriegszustand  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  proklamiert  ist,  höchst 
unwahrscheinlich,  dass  von  dem  Kampf- 
mittel des  Lockouts  häufig  Gebrauch  gemacht 
wird.  Eine  Arbeitssperre  über  eine  ganze 
grosse  und  wichtige  Industrie  gehört  zu  den 
grössten  Seltenheiten.  Sic  würde  den  Unter- 
nehmern eine  ungeheure  Verantwortung 
übertragen,  das  Publikum  gegen  sie  ein- 
nehmen und  endlich  vielleicht  sogar  den 
Staat  zu  Gegen massregeln  zwingen.  Eine 
Aussperrung  in  einem  grösseren  Bergbau- 
bezirke ist  sowohl  aus  technischen  Gründen 
als  auch  wegen  der  Forderungen  des  öffent- 
lichen Interesses  eine  kaum  denkbare  Mass- 
regel.  Wollten  etwa  sämtliche  westfälische 
Zeehenliesitzer  ihre  Förderung  einstellen, 
um  die  zunächst  nur  einzelnen  gegenüber 
auftretenden  Forderungen  der  Arbeiter  gründ- 
lich zurückzu  weisen,  so  würde  wahrschein- 
lich der  Staat  einschreiten  und  in  irgend 
einer  Weise  diejenigen,  deren  Arbeiter  noch 
zur  Fortsetzung  ihrer  Thätigkeit  bereit 
wären,  zur  Wiederaufnahme  des  Betriebes 
zwingen,  da  der  sonst  drohende  Ausfall  in 
der  Versorgung  des  Landes  mit  dem  not- 
wendigsten Hilfsstoff  der  Industrie  vielleicht 
ganz  unerträglich  wäre.  Die  Zechenbesitzer 
können  praktisch,  abgesehen  von  der  Rechts- 
frage, ohne  Schwierigkeit  einem  solchen 
Zwange  unterworfen  werden,  wenn  die  Ar- 
beitskräfte zur  Verfügung  stehen.  Man 
sieht,  dass  auch  den  öffentlichen  Gewalten 
gegenüber  die  Unternehmer,  als  derjenige 
Teil,  der  als  der  verantwortlichere  gilt,  l>ei 
Massenausspomingsoxperimenten  in  einer 
prekäreren  Lage  sind  als  die  Arbeiter. 
Gegen  einen  allgemeinen  Ausstand  der  Ar- 
beiter der  Kohlenbergwerke  sind  Zwangs- 
mässregeln  schwerlich  oder  gar  nicht  durch- 
führbar, und  die  Unhaltbarkeit  der  durch 
einen  solchen  herbeigeführten  Zustände  wird 
daher  unter  Umständen  den  Arbeitern  die 
Durchsetzung  ihrer  Forderungen  erleichtern. 
Im  Kohlenbergbau  und  einigen  anderen  un- 
mittelbar allgemeine  Interessen  berührenden 
Betriebszweigen  mag  also  den  Arbeitern  die 
Verallgemeinerung  des  Ausstandes  als  nütz- 
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lieh  für  ihre  Zwecke  erscheinen,  wahrend 
den  Arbeitgebern  hier  die  Möglichkeit  der 
Aussperrung  so  gut  wie  gänzlich  entzogen 
ist. 

3.  Die  Gesetzgebung  und  der  L. 

Solange  Arbeitseinstellungen  mit  Rücksicht 
auf  die  gemein  schädlichen  Wirkungen  der- 
selben  verboten  waren,  hätte  sich  uns  Ver- 
bot konsequenterweise  gleich  massig  auf  «lio 
gemeinschaftlichen  Arbeitseinstellungen  der 
Arbeitgeber  wie  auf  die  Koalitionen  der) 
Arbeiter  erstrecken  müssen.  Dies  war 
aber  keineswegs  überall  in  genügender 
Weise  der  Fall.  In  Frankreich  stellte  das 
G.  v.  17.  Juni  175)1  ein  Koalitiousverlmt 
sowohl  für  die  Arbeitgel>or  wie  für  die  Ar- 
beiter auf,  wenn  dasselbe  thatsäehlicii  auch 
nur  gegen  die  letzteren  gerichtet  war.  Im  : 
Code  pönal  richtet  sich  Art.  114  in  seiner 
früheren  Fassung  gegen  die  Arlteitgeber: 
jede  Koalition  derselben  zu  dem  Zwecke, . 
»iujustement  et  abusivement«  eine  Herab- 1 
drückung  der  Löhne  zu  erzwingen,  soll,  | 
wenn  ein  Versuch  oder  ein  Anfang  der 
Ausführung  vorliegt,  mit  Gefängnis  von  0 
Tagen  bis  zu  3 Monaten  und  mit  Geldstrafe 
von  200  bis  3000  Francs  bestraft  werden.  | 
Durch  den  Zusatz  »injustement  et  abusive- ' 
ment«  wurde  diese  Drohung  sehr  harmlos, , 
während  der  die  Arbeiter  betreffende  Artikel 
415  keinerlei  Abschwächung  derart  enthielt 
uml  weit  höhere  Strafen  androhte.  Durch  j 
das  G.  v.  27.  November  1849  wurde  diese , 
Ungleichheit  aufgehoben  und  auch  jener  Zu- 
satz gestrichen.  Thatsäehlicii  konnten  sich 
indessen  l ’nternehmerkoalitionen  dem  Gesetze 
leicht  entziehen,  indem  sie  die  Form  einer 
Handelsgesellschaft  annahmen.  Solche  Ver- 
einigungen von  Bergwerksunternehmungen  i 
dauerten  fort,  bis  sie  durch  ein  Dekret  von  j 
1852  von  der  Erlaubnis  der  Regierung  ab- 1 
hängig  gemacht  wurden.  Durch  das  G.  v.  • 
25.  Mai  1804  endlich  wurden  die  Koalitionen 
den  Arbeitgebern  wie  den  Arbeitern  ge- 
stattet und  nur  die  Anwendung  von  Gewalt, 
Drohungen  und  betrügerischen  Umtrielien 
bei  denselben  verboten.  In  der  preussischen 
Gew.-O.  v.  17.  Januar  1845  (§§  1S1 — 184) 
waren  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber  ebenso 
verboten  wie  die  der  Arbeiter.  Wenn  die 
ersteren  ihre  Gehilfen,  Gesellen  oder  Ar-i 
beiter  oder  die  Obrigkeit  zu  gewissen  Hand- 
lungen oder  Zugeständnissen  dadurch  zu 
bestimmen  suchen,  dass  sie  sich  verabreden, 
die  Ausübung  des  Gewerbes  einzustellou 
oder  die  ihren  Anforderungen  nicht  uach- 
gehenden  Arbeiter  zu  entlassen  oder  zurück- 
zuweisen. oder  wenn  sie  andere  zu  einer 
solchen  Verabredung  auffordern,  so  sollten  j 
sie  nach  § 181  jenes  Gesetzes  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Jahre  bestraft  werden.  Durch  j 
die  Gewerbeordnung  von  1869  ist  diese  Be- 
stimmung aufgehoben  (I^exis).  Des  näheren 


vgl.  d.  Art.  Koalition  und  Koalitions- 
verbote oben  Bd.  V S.  120  ff. 

Es  ist  klar,  dass  die  Aussj (errungen  ein- 
zelner Etablissements,  da  sie  keine  Koali- 
tionen sind,  unter  die  früheren  Koalitions- 
verbote nicht  fielen.  Soweit  Aussperrungen 
nicht  die  Erlangung  günstiger  Ijolm-  und 
Arbeitsbedingungen  für  die  Unternehmer 
bezwecken,  kommen  die  Bestimmungen  des 
§ 1.52  der  Gew.-O.  nicht  in  Frage. 

Bezüglich  derjenigen  Mittel,  welche  ge- 
eignet sind.  Aussperrungen  zu  verhindern. gilt 
dasselbe,  was  oben  bei  dem  Art.  A r be  i t sein- 
stell u ngen(Bd.  I S.73off.) gesagt  ist.  Neuer- 
dings hat  man  in  Grossbritannien  den  eigen- 
artigen Versuch  gemacht,  ein  gemeinsames 
Vorgehen  der  Unternehmerverbände  mit  den 
Gewcrkvercinskartellen  in  die  Wege  zu 
leiten.  Man  nennt  dort  diese  Vereinbarungen 
•>Allianeen«.  Diese  Alliancen  sind  unter 
Umständen  ein  wirksames  Gegenmittel  gegen 
Strikes  und  Aussperrungen,  doch  lässt  sich 
zur  Zeit  hierüber  ein  abschliessendes  Urteil 
noch  nicht  geben. 

Iiittcrntur:  Auster  <lrr  Litlerutur,  dir  oht n bei 
tlen  Artt.  Arbeitseinstellungen  und  Koa- 
lition und  Koal  itious re rbote  aujgrführl 
ist,  kommt  hier  noch  in  lltlrurht : Lcjris,  Art. 
Aussperrung,  11.  d.  St.  1.  And.,  ISd.  1,  S. 

— Victor  Malaja,  Die  Statistik  der  Arbeits- 
einstellungen, Jahrb.  /.  .Y nt.  u.  Slot.,  Bd.  1.1, 
S.  .144 ff-  — HVffc*,  Report  OH  Strikte  und 
Lockouts  occurring  with  in  Ihr  l'nited  Statrs 
during  the  cnlendur  year  1SS0.  Im  XX.  Bd. 
des  Tenth  erustis  of  Ihr  United  States.  Uebcr 
die  »AtUanrcn«  wird  demnächst  11.  I.iej  mann 
in  1 1 . Jahrb.  /.  Xat.  u.  Stal,  eine  Studie  ver- 
öffentlichen. 

Btermcr. 


Lohnskala,  gleitende. 

1.  Begriff,  Entstehung,  Arten.  2.  Verbrei- 
tung. 3.  Sozialpolitische  Bedeutung. 

1.  Begriff.  Entstehung.  Arten.  Unter 
Lohn  Skala -di  n England  sliding  scale,  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auch 
basis  System  genannt)  versteht  man  eine, 
hauptsächlich  in  der  Eisen-  und  Kohlen- 
industrie  Grossbritanniens  und  Nordamerikas 
versuclite,  eigenartige  Form  des  L<>lui Ver- 
trages. Die  Lohnskala  ist  eine  besondere 
Art  des  kollektiven  Arbeitsvertrags  mit  einer 
besonderen  Form  derlioluiberecknuug.  Hervor- 
gegangen ist  sie  aus  dem  Bestreben  der  organi- 
sierte!« Unternehmer  und  der  Arbeiterasso- 
ciationen,  drohende  Arbeitsstreitigkeiten  zu 
vermeiden  oder  bereits  ausgebrochene  bei- 
zulegen. Da,  wo  geschulte,  festgeschlossene, 
finanziell  gerüstete  und  besonnen  geleitete 
Koalitionen  die  Führung  in  der  Arbeiterschaft 
iil  »er  nommen  Italien,  lag  es  nahe,  strikever- 
hütende  Institutionen  mit  Einigungs-  und 
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Scliicdskammern,  ständigen  Delegierten  vor- 1 
tretungen  beider  Parteien  (die  sogenannten 
vereinigten  Komitees  — Joint  eomitees)  in 
Thätigkeit  zu  setzen.  Die  Hauptaufgabe 
dieser  Einrichtungen  wurzelte  in  der 
Lösung  der  Lohnfrage.  Der  Arbeitsmarkt 
und  «las  Lohnniveau  waren  dank  der 
Gewerbe  Vereinsbewegung  in  den  meisten 
Grossindustrieen  empfindlicher,  beweglicher 
und  veränderlicher  geworden.  Gleichzeitig 
wurden , je  grösser  die  Verbände  der  in 
derselben  Industrie  arbeitenden  Personen 
und  je  centraler  die  Leitung  ihrer  Aktionen  ! 
wurden,  die  Lohnbewegungen  umfassender, 
einheitlicher  und  mehr  im  Einklang  mit 
der  Marktlage  befindlich.  Die  individuelle 
Gestaltung  des  Arbeitsvertrags  in  dem  ein- 
zelnen Etablissement  und  dem  einzelnen 
Fabrikorte  hörte  auf.  Die  -»kollektive  Ver- 
tragschliessung« dehnte  sich  auf  ganze 
Industriezweige  oder  wenigstens  -reviere  aus. 

Diese,  bei  Licht  betrachtet  durchaus 
natürliche  Entwickelung  hat  man  besonders 
in  Grossbritannien  beobachten  können.  Die 
Ziele  und  Erfolge  der  dortigen  Gewerk- 
vereinspolitik sind  allbekannt  und  zudem 
oben  in  den  Artt.  Arbeitseinstei  langen 
(Bd.  I S.  730 ff.),  Gewerk  vereine  (Bd. 
IV  S.  61 1 ff.),  Ei n i g u n gs  ä m t e r (Bd.  III 
S.  336  ff.)  u.  s.  w.  mit  hinreichender  Aus-j 
führlichkeit  besprochen.  Besondere  v.  Schulze- 1 
Gaevernitz  verdanken  wir  höchst  bemerkens- 
werte Schilderungen  über  diejenigen  bri- 
tischen Einrichtungen,  die  auf  friedlichem 
Wege  Lohnveränderungen  nach  oben  und  j 
nach  unten  durchzuführen  berufen  sind.  Er  I 
hat  besondere  auf  das  eigenartige  Lohn- 
listensystem in  der  englischen  Baumwoll- 
industrie hingewiesen.  Dort  ist,  hauptsäch- 
lich gestützt  auf  die  joints  eomitees  als 
Grundlage  für  die  Lohnnormierung,  ein  viel- 
gestaltiger Apparat  von  Lohnlisten  eingeführt 
worden,  die  nicht  etwa  die  Höhe  der  je- ! 
weiligen  Löhne  festsetzeu,  sondern  vielmehr 
von  einem  Normalstande  des  Gewerbes  und  , 
einem  diesem  Normalstande  entsprechenden  j 
Normallohne  ausgehen.  Der  wirkliche  Lohn 
wird  mit  dem  Normallohn  in  direkte  Be- 
ziehung gebracht,  er  steht,  aber  zu  dein  i 
NonnaUohne  im  Gegensatz  insofern,  als  er 
um  ihn  oscilliert.  Seine  Schwankungen 
werden  in  Prozenten  ausgedrückt.  Z.  B.  das 
Gewerbe  blüht,  so  erhalten  die  Arbeiter 
vielleicht  20%  mehr  als  den  Normallohn; 
folgt  dann  ein  Niedergang,  so  sinkt  der 
Ijohn  auf  den  Normalpunkt  zurück  oder 
unter  ihn  hinunter.  Diesen  Normalpunkt 
nennt  man  Standard.  Die  Lohnlisten  setzen 
also  nicht  sowohl  die  Höhe  als  die  Pro- 
portionen, in  denen  die  verschiedenen  Ar- 
beiten zu  einander  bezahlt  werden  sollen, 
je  nach  Lage  der  Konjunktur,  fest. 

In  Industrieen,  wie  in  der  Kohlen-  und 


Eisenindustrie,  wo  für  den  Unternehmer- 
gewinn der  Marktpreis  der  produzierten 
Ware,  die  ausserdem  nur  wenige  Ver- 
schiedenheiten aufweist  und  regelmässig 
und  zuverlässig  notiert  zu  werden  pflegt, 
hat  man  das  eben  skizzierte  Lohnlistensystem 
dahin  zu  erweitern  versucht,  «lass  die  Löhne 
je  nach  dem  Marktpreis  von  Kohle  und 
Eisen,  periodisch  ganz  von  selbst  fallen  und 
steigen.  Es  entstand  auf  diesem  Wege  eine 
Skala,  nach  der  die  Löhne  automatisch  auf 
und  niedergleiten  sollen  je  nach  der  Marktlage, 
und  diese  Skala  nennt  man  gleitende  Lohn- 
skala: auch  neuerdings  ist  sie  in  Frankreich 
unter  «lern  Namen  »Schelle  mobile«  in  einem 
Kohlenrevier  versuchsweise  eingeführt.  Das 
Wesentliche  dieser  Lohnskala  ist  also  fol- 
gendes : Es  wird  ein  bestimmter  Lohnsatz 
als  Normallohn  (Standard  wage)  und  ein 
bestimmter  Preis  als  Normalpreis  (Standard 
price)  für  die  Einheit  angenommen.  In  der 
Kegel  sind  beide  der  Durchschnitt  der 
I letzten,  der  Vereinbarung  der  Skala  voraus- 

■ gehenden  Jahre.  Sie  sind  die  bleibenden 

■ Faktoren  bei  der  Skala.  Der  bewegliche, 

I welcher  beständig  neu  eingesetzt  werden 

muss,  ist  der  durchschnittliche  Marktpreis 
j der  Ware  und  zwar  meist  der  durchschnitt- 
liche Preis  in  einem  ganzen  Distrikt  (Graf- 
schaft). Seine  Feststellung  erfolgt  in  be- 
stimmten gleichen  Zwischenräumen  für  den 
vorausgegangenen  Zeitabschnitt,  meistens 
durch  zwei,  je  von  den  Arbeitgebern  und 
ihren  Arbeitnehmern  beauftragte,  vereidigte 
Rechnungssachverständige,  welche  die  ihnen 
von  den  einzelnen  Firmen  zuzustellenden 
Auszüge  auf  Grund  der  Bücher  genau  prüfen 
und  so  ermitteln,  zu  welchem  Preis  durch- 
schnittlich in  dem  Bezirke,  für  welchen  die 
Skala  gilt,  während  des  Zeitabschnittes  ver- 
kauft worden  ist.  Je  nachdem  dieser  Preis, 
der  kur/.,  wenn  auch  nicht  ganz  genau, 
»Marktpreis«  genannt  werden  kann,  im  Ver- 
gleich zu  dem  Normalpreis  gestiegen  oder 
gefallen  ist,  wird  der  zu  zahlende  Lohnsatz 
für  die  nächste  Zeit  nach  Verhältnis  der 
Skala  über  oder  unter  den  Normallohn  fest- 
gesetzt. Mit  der  Skala  wird  meist  eine 
Schieds-  und  Einigungsstelle  vereinbart. 
Neben  diesen  Grundzügen  kommen  noch 
Nebenbestimmungen  vor.  So  insbesondere 
die,  «lass  der  Lohn  unter  eine  gewisse  Grenze 
nicht  sinken  soll.  Das  Verhältnis,  in  wel- 
chem der  Lohn  steigt  und  fällt,  braucht 
ferner  nicht  das  gleiche  zu  bleiben.  10s 
kann  von  einer  gewissen  Höhe  des  Markt- 
preises an  der  Lohn  schneller  oder  lang- 
samer steigen  (graduierte  Skala). 

Die  verschiedensten  Versuche  derartiger 
besonderer  Graduierungen  sind  bekannt  ge- 
worden. Vielfach  sehen  die  Skalen  ein 
Lohnntinimum  vor,  unter  das  der  Lohn  bei 
auch  noch  so  grossem  Preisfall  nicht  sinken 
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darf.  Als  Regel  darf  man  annehmen,  dass  i 
in  solchen  Skalen  mit  gesichertem  Lohn- 
minimum die  Lohnprogression  in  den  höheren 
Stufen  bei  ungewöhnlicher  l’reiskonstcllation  , 
sich  verlangsamt.  Die  Unternehmer  bnlingen 
sich  also  bei  solchen  Kontrakten  gleichsam  \ 
als  Aequivalent  für  den  zugestandenen  Min- 
destlohn eine  höhere  Profitrate  in  der  Hausse 
aus.  Einige  Fülle  sind  auch  bekannt,  wo 
nur  einzelne  Firmen  ihre  Arbeiter  nach  einer 
Skala  entlohnten.  Im  allgemeinen  siud ) 
jedoch  die  Skalen  in  ihrer  überwiegenden 
Mehrheit  ganz  entsprechend  den  Thatsaehen 
ihrer  Entstehung  für  eine  grössere  Anzahl 
von  Firmen  zwischen  den  l'nternehmerver- 
bänden  und  Gewerk  vereinskarteiion  vereinbart 
worden.  Auf  diese  Weise  war  es  möglich, 
die  Löhne  eines  ganzen  Hezirks  auch  für 
diejenigen  Beschäftigten,  die  den  Koalitionen 
nicht  angehörten,  nach  einem  einheitlichen 
System  zu  regeln. 

*2.  Verbreitung.  Wie  schon  gesagt,  sind 
die  interessanten  Experimente  mit  der  Lohn- 
skala in  ausgedehntem  Masse  in  der  Eisen-  und  j 
Stahlindustrie  und  im  Kohlenbergbau  zur  An- 
wendung gekommen.  Schon  früher  hat  es 
gleitende  Lohnskalen  gegeben,  doch  unter- 
schieden sich  dieselben  wesentlich  von  den 
späteren  dadurch,  dass  sie  nicht  auf  der  Ver- 
einbarung der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer, 
sondern  lediglich  auf  derjenigen  der  Arbeit- 
geber unter  einander,  welche  die  nominellen 
Verkaufspreise  einseitig  normierten,  beruhten,  i 
Solche  Skalen  werden  schon  in  den  60er  Jahren 
erwähnt,  ln  ihrer  technischen  Einrichtung 
glichen  sie  ganz  den  späteren.  Die  ersten 
eigentlichen  durch  Kollektivverträge  zu  Stande 
gekommenen  Skalen  entstanden  sowohl  in  Eug- 
iund  als  in  Amerika  in  der  Hüttenindustrie.  I 
Die  nordenglische  Eisenindustrie  besass  schon 
1872  eine  Skala,  die  vorbildlich  für  die  anderen  j 
Skalen  derselben  Branche  geworden  ist.  Sie  ist ! 
nur  kurzlebig  gewesen.  In  den  Jahren  1874  75  ! 
galt  daun  eiue  neue  Skala,  die  ebenfalls  nicht 
lange  massgebend  blieb.  Die  hierauf  folgenden  | 
Schiedsgerichte,  die  au  Stelle  der  Skala  traten, 
fassten  indessen  auf  dieser.  Es  wurden  dann 
1882.  188!>  weitere  Skalen  in  buntem  Wechsel 
mit  Schiedssprüchen  vereinbart.  Zeitweilig  eine 
grosse  Ausdehnung  nahm  das  Lohnskalensystem 
in  den  Kohlenrevieren  au.  Nach  ihm  arbeiteten 
die  Kohlenhäuer  in  Durbam  von  1877 — 1881), 
diejenigen  in  Northumberlaud  von  18711—1887. 
in  Cannockshire  von  1877 — 1883,  in  Wales, 
freilich  mit  vorübergehenden  Unterbrechungen, 
sowie  in  SUdstaffordshire  seit  1876.  Die  Lohn- 
skala für  die  Eiseuarbeiter  in  Mittelengland  bat , 
von  1874 — 18130  bestanden.  Nach  v.  Nostitz  be- 
stehen zur  Zeit  noch  in  Grossbritannien  die 
Lohnskalen  der  Eisenarbeiter  von  Nordengland, 
aus  den  .lahren  1871  bezw.  1874  stammend,  von  i 
Mittelengland  seit  1874,  von  Wales  seit  1876 
bezw.  1860.  In  letzterem  Distrikt  arbeiten  so- ' 
wohl  die  Eisenarbeiter  als  auch  die  Kohlenhiiuer 
nach  Skalen.  Dass  die  genannten  Skalen  wirk- 
lich alle  noch  gegenwärtig  in  Kraft  sind  und 
nicht  etwa  bloss  gewisse  Lohnusancen  in  Er- 
innerung au  früher  formal  gütige  Skalen,  ist 


übrigens  nicht  unbestritten.  Nach  einer  anderen 
Duelle  soll  das  einzige  britische  Kohlenrevier, 
wo  sich  die  Skala  noch  erhalten  hat.  dasjenige 
von  Südwales  sein.  Dem  widerspricht  freilich 
wieder  eine  Angabe  der  offiziellen  britischen 
Arbeitsstatistik,  die  leider  sonst  umfassende  und 
regelmässige  Angaben  über  die  im  Gebrauch  be- 
findlichen Lohnniet  leiden  nicht  giebt.  wonach 
allein  im  Januar  15)00  153UU0  Arbeiter  eine 
Lohnaufbesserung  dank  der  gleitenden  Skalen 
erfahren  haben.  Soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dass  eine  ganze  Reihe  der  bekanntesten  Lolin- 
skaleu  wieder  ausser  Gebrauch  gekommen  sind 
und  grosse  und  führende  Gewerk vereinsverbäude 
neuerdings  von  dem  Skalensystem  nichts  mehr 
wissen  wollen.  Der  Höhepunkt  der  Wirksam- 
keit dieser  eigenartigen  Lonnmethode  war  Mitte 
der  80er  Jahre.  Munro  schätzt  fiir  das  Jahr 
1884  etwa  123000  Arbeiter,  die  nach  Lohn- 
skalen gelöhnt  wurden.  Zeitweilig  sollen  gegen 
200000  Arbeiter  nach  dieser  Methode  bezahlt 
worden  seiu.  Im  Jahre  1885  waren  allein  acht 
Skalen  gleichzeitig  in  Geltung.  Bezeichnend  ist 
übrigens,  dass  man  auch  dort,  wo  man  grund- 
sätzlich an  der  Methode  der  gleiteuden  Lohn- 
skala festzuhalten  entschlossen  war,  die  alten 
Skalen  durch  neue  mehrfach  erst  nacii  grösseren 
Arbeitseinstellungen  ersetzt  hat.  Ein  zuver- 
lässiges Gegenmittel  gegen  Arbeitsstreitigkeiten 
ist  also  die  Lohnskala  nicht  gewesen.  Sliding 
scales  ausser  in  der  Kohlen-  und  Eisenindustrie 
Englands  siud  nicht  bekannt  geworden.  Nur 
ein  vereinzelter  Fall  vorübergehender  Art  in 
einer  Färberei  wird  gelegentlich  erwähnt.  — 

In  den  Vereinigten  Stanteu  von  Amerika, 
speciell  in  den  dortigen  Kohlenrevieren,  insbe- 
sondere in  denjenigen  von  Pittsburg,  bat  das 
Kinignngsverfabren  analog  dem  britischen  festere 
Formen  angenommeu.  Dort  siud  auch  Lohn- 
skalen zur  Anwendung  gelangt.  Auch  in  der 
amerikanischen  Eisenindustrie  berichtet  man  von 
einigen  Erfolgen  dieses  Systems.  Endgiltige 
liegen.nugenscheinlich  ebenfalls  nicht  vor.  Doch 
wurde  nach  gelegentlichen  Mitteilungen  in  Nord- 
amerika auch  in  neuester  Zeit  noch  vielfach  in 
der  Montanindustrie  nach  dem  „basis  System“ 
gearbeitet. 

3.  Sozial  politische  Bedeutung.  Die 

Lohnskala  stellt  keine  Gewinnbeteiligung  dar. 
Der  wichtigste  Inhalt  einer  Skala  ist  ihre 
Basis,  d.  h.  der  zum  Ausgangspunkt  genommene 
Normallohn  und  Normalpreis.  Von  ihnen  hängt 
in  erster  Linie  die  Lohnhöhe  ab:  um  siedrehen 
sieh  erfahrungsgemäss  die  heftigsten  Lohn- 
kämpfe. Eine  wirkliche  Gewinnbeteiligung  liegt 
auch  deswegen  nicht  vor,  weil  der  Marktpreis 
der  Produkte  nur  einen  sehr  rohen  und  unzuver- 
lässigen Massstal)  für  die  Betriebsresultate  ab- 
geben kann.  Die  Geschicklichkeit  und  Kapital- 
kraft des  einzelnen  Unternehmers  tritt  ganz  in 
den  Hintergrund.  Das  Verhältnis  von  Gewinn 
und  Verkaufspreis  ist  kein  festes;  die  Aufnahme- 
fähigkeit des  Marktes,  Schwanken  des  Zins- 
fnsses,  rasche  und  vorteilhafte  Ausnutzung  der 
Konjunktur  und  dergleichen  mehr  verändern  die 
Betriebsresultate.  Es  kommt  dazu,  dass  gar 
nicht  die  Preise,  die  der  einzelne  Unternehmer 
erzielt  hat,  der  Skaleubereehnung  zu  Grunde 
gelegt  werden,  sondern  regelmässig  der  Durch- 
schnitt ans  den  Preisen  des  gesamten  Industrie- 
zweiges. Die  Lohnskala  ist  auch  keine  dauernde 
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Festsetzung  der  Löhne.  Die  Machtverteilung 
des  Augenldicks  kann  die  bisher  gewonnene 
Grundlage  rasch  verschieben,  mit  anderen  Worten 
das  Arbeitsverhältnis  kann  neu  geordnet  werden. 
Von  einer  automatischen  Regelung  der  Löhne 
kann  man  aus  denselben  Gründen  nur  insofern 
sprechen,  als  die  Prozentsätze,  wie  sie  in  der 
Skala  vereinbart  sind,  eine  automatische  Pro- 
gression und  Degression  vorsehen.  Der  wich- 
tigste Punkt,  das  Wechselverhältnis  von  Lohn 
und  Preis,  beruht  lediglich  auf  Vertrag  und 
spiegelt  die  geschichtliche  Entwickelung  beider 
wieder. 

Auch  die  Anwendbarkeit  des  I,<  hnskalen- 
systems  ist  naturgemäss  eine  sehr  beschränkte. 
Dasselbe  wird  nur  für  Gewerbe  anwendbar  sein, 
bei  denen  es  sich  in  der  Hauptsache,  wie  bei 
den  Kohlen,  nur  um  die  Gewinnung  eines 
Rohstoffes  selbst  handelt  oder  bei  denen  die 
Herstellung  verhältnismässig  einfach  und  mit 
annähernd  gleichbleibenden  Kosten  verbunden 
ist.  Wo  der  Arbeitslohn  keinen  Hauptteil  der 
Herstellungskosten  und  damit  auch  keinen 
Hauptinesser  für  den  Verkaufspreis  bildet,  ist 
der  Grundgedanke  der  Skala,  nämlich  der  un- 
mittelbare Zusammenhang  von  Lohn  und  Ver- 
kaufspreis. nicht  in  den  Verhältnissen  gegeben. 
Es  kommt  dazu,  dass  bei  Eisen  und  Kohle 
Unternehmer  und  Arbeiter  stark  organisiert  und 
dadurch  die  geeigneten  Stellen  vorhanden  sind, 
die  zwar  nicht  unentbehrlich  sein  mögen,  wie 
Südwales  lehrt,  aber  die  Vereinbarung  vou 
Skalen  wesentlich  erleichtern.  Indessen  haben 
sich  auch  dort,  wo  diese  Voraussetzungen  vor- 
liegen, mancherlei  Anstände  gezeigt,  welche 
aber  wenigstens  teilweise  vermieden  werden 
können. 

Wenn  die  »Skalen,  was  die  Arbeiterschaft 
wünscht,  möglichst  schnell  den  Schwankungen 
des  Marktpreises  folgen  sollen  — statt  der 
früheren  6 Monate  sind  1—2  monatliche  Fest- 
stellungsfristen eingeführt  worden  — , so  kommt 
das  Lohnniveau  aus  einer  fortgesetzten  Schwan- 
kung nicht  heraus.  Die  Privatbudgets  der  Ar- 
beiter ändern  sich  unter  Umständen  mehrmals 
im  Jahre.  Jede  derartige  Verschiebung  in  dem 
Einkommen  des  einzelnen  setzt  aber  haus- 
hälterische Tugenden  und  vorsichtige  Ausgabe- 
pläne voraus,  die  in  Arbeiterfamilien,  in  Eng- 
land vielleicht  noch  weniger  als  in  Deutschland, 
anzutreffen  sind.  — 

Immerhin  kann  die  Lohnskala  mancherlei 
Vorteile  bringen.  »Sie  ist  eine  der  Formen  der 
kollektiven  Vcrtragsch Messung,  und  die  That- 
snelien  erbringen  den  Nachweis,  dass  die  Methoden 
dieser  kollektiven  Vertragschliessung  vor  allein 
deshalb  so  sehr  an  Anhängerschaft  gewonnen 
haben,  weil  auf  diesem  Wege  die  dabei  not- 
wendige beiderseitige  Parteien  Vertretung  die 
Gewähr  giebt,  dass  keine  der  beiden  Parteien 
der  anderen  die  Vertragsbedingungen  diktiert. 
Das  gegenseitige  Verständnis  der  Parteien  wird 
durch  die  Lohnskala  gefördert  und  eine  nüchterne 
Lohnpolitik  hüben  und  drüben  nahe  gelegt. 
Unzweifelhaft  kann  die  Lohnskala  auch  strike- 
verhütend  wirken  und  hat  es  in  manchen  Fällen 
thatsüehlich  gethan. . Dagegen  ist  gar  keine 
Rede  davon,  dass  sie  eine  einigermassen  zuver- 
lässige Prophylaxis  gegen  Arbeitsstreitigkeiteu 
überhaupt  bildet.  Gerade  in  denjenigen  Kohlen- 
revieren, wo  Lohnskalen  lange  Zeit  bestanden 


haben,  sind  langwierige  Arbeitsnusstände  aus- 
gebrochen. Der  Wert  des  Skalensystems  wird 
aber  ganz  erheblich  herabgemindert,  wenn  immer 
wieder  neue  Skalen  vereinbart  werden  müssen. 

Wie  schon  gesagt,  hat  sich  in  neuerer  Zeit 
in  der  britischen  Arbeiterschaft  ein  starker 
Gegensatz  gegen  die  »Sliding  scales  geltend 
gemacht.  Man  glaubt,  die  Konjunkturen  auf 
anderen  Wegen  durch  eine  kräftige  Gewerk- 
vereinspolitik besser  und  rascher  ausnutzen  zu 
können.  Die  Arbeiter  behaupten,  wie  mir 
scheint,  ziemlich  kurzsichtig,  dass  die  Lohn- 
skala dahin  führe,  dass  die  Unternehmer  gar 
kein  Interesse  mehr  an  hohen  Preisen  ihrer 
Waren  hätten.  Bei  rückgehenden  Preisen 
machten  sie  den  Verlust  durch  Ersparung  an 
Löhnen  wieder  wett.  Mehrfach  wurde  auch 
darüber  geklagt,  dass  die  bereclmeten,  aus  deu 
Geschäftsbüchern  gewonnenen  Marktpreise  den 
thatsächlicheu  gar  nicht  entsprächen  und  in 
Widerspruch  mit  den  Notierungen  der  Handels- 
blätter ständen . wobei  wohl  übersehen  wird, 
dass  gerade  bei  Kohlen  und  Eisen  Abschlüsse 
auf  lange  Zeit  üblich  sind,  auf  die  ein  »Steigen 
des  Tagespreises  nicht  von  Belang  sein  kann. 
Die  Gegnerschaft  der  britischen  Arbeiter  gegen 
die  Lohnskalen  ist  zeitweilig  eiue  so  lebhafte 
geworden,  dass  man  in  erregten  Versammlungen 
das  System  als  „.Schwindel“1  schlechthin  be- 
zeichnete.  Sonst  massgebende  Köpfe  in  der 
trade-unionistischen  Bewegung,  wie  Webb  u.  a.. 
betonen  dagegen  immer  wieder  die  Vorzüge  der 
Lohnskala  als  Antistrikemittel. 

Litteratur:  •/.  E.  C.  .Ifunro»  Sliding  seales 
in  the  coai  induslry,  1885.  — Derselbe,  Sliding 
scales  in  the  iron  induslry,  18S0.  — Prlce, 
Industrial  peaee,  its  adcantagrs  methods  and 
difficulties,  1887.  — »S.  and  It.  H'cbb,  The 
history  of  Trade  l'nionismr,  ISO).  — » (»’.  c. 
Sehulse-Gaevernltz,  Dir  Vermeidung  und 
Beilegung  von  Arbeitsstreitigkeiteu  in  England, 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  I »•>•«•.  XIII,  1S89.  — Der- 
selbe, Zum  xorialen  Frieden,  1890,  2 Ilde.  — 
Sehr.  d.  U.  /.  Sosialp.  46,  1890  (A-uerbach,  lM;, 
Brentano).  — Sasse  und  Krümmer,  Die 
Bergarbeiterverhältnisse  Grossbritanniens,  1801. 
— Sartorius  r.  Wollershausen.  Die  nord- 
amerikanischen  Gewerkschaften,  1886.  — t\ 
Xoslitz,  Das  Aufsteigen  des  Arbeiterstandes  in 
England,  S.  498  ff.,  1900.  — r.  Zieledineek- 
Südenh orst,  Lohnpolitik  und  Ijohnlheoric,  S. 
231  ff.  1900.  — Bier iner , Art.  Lohnskala, 
gleitende,  II.  d.  St.  1.  .1.  Bd.  4,  .8.  1061]).  — 
Derselbe,  Art.  Luhiukula,  gleitende,  1U.  d.  U.  Bd. 
11,  S.  2<>2 ff.,  1898. 
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Longe,  F.  D., 

englischer  Lohntheorotiker,  ist  wie  C'Iiffe  Lcslie, 
Walker.  Brentano  mul  John  Stuart  Mill  (s.  d.  . 
jedoch  bereits  vor  diesen  (1866),  ein  Gegner 
der  Lohnfondstheorie  der  modernen  Volkswirt- 
schaftslehre, d.  i.  der  Doktrin,  welche  irrtüm- 
licherweise das  Untemolmierkapitul  für  die 
Quelle  des  Arbeitslohnes  ausgiebt. 

Dits  Hauptwerk  Longe*  ist:  ..Hefutation  of 
The  wage -fand  tbeorv  of  modern  political  eco- 
nomy*.  London  1866.  Früher  erschien  von  Longe; 
..An  inqniry  iuto  the  Law  of  „strikes","  Cam- 
bridge 1860. 

Vgl.  Uber  Longe:  Koscher.  Gesch.  der 
Nat.,  8.868.  — Ingram.  Geschichte  der  Volks- 
wirtschaftslehre (übersetzt  von  Koschlau),  Tü- 
bingen 1890.  S.  216  lt.  314.  — Cossa.  Ein- 
leitung in  das  .Studium  der  Wirtschaftslehre 
2.  Aull.,  übersetzt  von  Moormeister),  Freiburg 
1880.  8.  179.  — Derselbe.  Introduzione  alle 
studio  dell’  Economia  Politica,  3«  ed.,  Milano 
1892.  S.  363.  — Block . Les  progres  de  la 
seience  ^conomique.  II.  t..  Paris  1890,  S.  270.  272. 

.Sc/ufi  Ult. 


Loria,  Ach i Ile, 


wurde  am  2.  III.  1857  zu  Mantua  geboren,  er- 
warb im  Jahre  1877  die  juristische  Doktorwürde 
zu  Bologna,  widmete  sich  darauf  wirtschaftlichen 
Studien  erst  in  Mantua  und  Pavia.  dann  in  Koni,  j 
Berlin  und  London,  hier  besonders  im  Britischen  ! 
Museum  arbeitend.  Im  Jahre  1881  wurde  er' 
ausserordentlicher  Professor  der  Nationalöko- ! 
nomie  an  der  Universität  Siena,  1884  wurde  er j 
daselbst  zum  ordentlichen  Professor  befördert.  I 
Seit  November  1891  gehört  er  in  gleicher  Eigen- 
schaft dem  Lehrkörper  der  Universität  Padua  an. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlichen 
Schriften  n)  in  Buchform:  La  rendita  fomliaria 
e la  sna  elisione  naturale,  Milano  1879.  — La 
legge  di  popolazione  ed  il  sistema  sociale.  Siena 
1882.  (Zweite  Aufl.,  Padua  1897.)  — La  teoriu 
dcl  valore  negli  econoroisti  italiaui,  Bologna  | 
1882;  — La  teoria  economica  della  costitnzioue 
politica,  Torino  1886.  Von  dieser  Schrift  erschien 
»‘ine  französische  Uebersetzung  (Les  bases  eco- 
nomiques  de  la  constitution  sociale,  Paris.  Ah  an, 
1893),  eine  deutsche  (Mohr,  1895)  und  eine  eng- 
lische (Sonnenschein.  1899).  — Aualisi  della  pro- 
l'neta  capitalista.  2 vol.,  Torino  1889  (mit  dem 
königl.  Preise  gekrönt).  — Studii  snl  valore 
della  moneta,  Torino  1891.  — La  terra  e»l  i) 
sistema  sociale,  Pndova  1892.  (Von  dieser  Schrift 
erschien  in  der  ..Kevne  d'econmnie  politique 
[Juli  1892J  eine  französische  Uebersetzung.)  — 

11  dazio  sni  ccreali.  Pndova  1892.  — Problemi 
sociali  contemporanci.  Milano  1895  (französisch 
übersetzt  1897'.  — La  eostitu/.iom*  economim 
odierna,  Torino  1899. 

I)i  in  Zeitschriften,  und  zwar  in  der 
„Nuova  A n tologi a":  Karl  Marx  (1883).—  I.a 
scuola  austriaca  nell’  economia  politica  (1890). 
— ■ Emile  de  Laveleye  e le  sue  opere  (1892;.— 
I/opera  postum  a di  Carlo  Marx  (1895).  — La 
controversia  »lei  eapitalismo  in  Kussia  (1896). 
Henry  George  (1897).  — Scrate  so.ialiste  a 


Londra  (1899).  — In  der  ..K i vista  di  F i lo - 
sofia  s ei e n t i f i ca":  Carlo  Darwin  e Teco- 
uoitiia  politica  (1884).  — Im  ..Journal  »les 
\ E eo  n nni  i s t es‘‘:  La  tlienri**  de  Karl  Marx  snr 
la  ralcnr  <18K4i.  — Im  „Giornnle  »legii 
E c o n o m i s t i" : Sulla  conrorrenza  »lei  lavoro  « ar- 
» erario  al  lavoro  libero  1 1886t.  — La  storia  nella 
scienza  economica  (1889i.  — In  den  ,.Ren»li- 
»onti  dell’  Areademia  »lei  Lincei": 
Intomo  all’  influcnzn  della  ren<lita  foudiaria 
sulla  »listribuzione  topogratiea  delle  industrie 
(1888t.  — Mn  dem  „Journal  of  the  Statisti- 
jcal  Society":  On  the  elfecfs  of  import  du  ries 
in  new  and  old  countries  (1887).  — In  den 
„An  ii  als  of  the  American  Academy  of 
political  and  social  Science":  Economics 
in  Iraly  (1891).  — In  „Quarterly  Journal 
of  Ec  on  om  i cs":  The  landcd  tbeorv  of  profit 
(1891).  In  Palgraves  Dictionary  of 
pol. -ec.:  Italien  school  of  ccononiists.  — In 
American  anthropologist  1899:  Social 
antropologv.  — In  Anna  les  de  Unst.  Int. 
de  Sociologie  I960:  Ea  sociologie  glottolo- 
gique. 

Vgl.  über  Loria  vor  allem : v.  Schüller  n- 
•Schrat t en liefen,  Die  theoretische  National- 
ökonomie Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig  1891. 
— Graziani,  Appniiti  eritici  sulla  Analiri 
della  proprietä  capitalista  di  A.  Loria.  B*dogtia 
1890.  — Alessio.  La  proprietä  capitalista. 
Studio  sulT  Opera  (lei  prof.  Loria,  Koma  1890. 
U A.  Conigliani.  LVeonoiniu  capitalista  nel 
sistema  teorico  del  Loria,  Modena  1899.  — Prof. 
C.  Snpino.  La  costitnzioue  ecouomien  odierna, 
di  Aehille  Loria,  Pisa  1899.  — Lexis  in  Jahrb. 
für  Gesetzgebung  1894.  Heft  1.  — L.  Cossa, 
Introduzione  allo  studio  dell'  economia  politica. 
3.  ediz.,  Milano  1892  (S.  527  528  t. 
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1.  Begriff  und 
3.  Andere  Länder. 


Lotsen. 

Stellung. 


2.  Deutschland. 


1.  Begriff  und  Stellung.  Lotsen 
sind  Personen,  welche  die  Führung  von 
Seeschiffen  in  die  Hilfen  und  aus  den  Hiifen 
berufsmässig  übernehmen.  Die  Lotsen  zer- 
fallen in  Hafen  lotsen,  welche  lediglich 
die  Führung  der  Schiffe  unmittelbar  in  und 
aus  dem  Hafen  besorgen  und  See-  oder 
H e y i e r 1 o t s e n , welche  d ie  Fühnnig  der 
Schiffe  für  eine  längere  Wasserstrecke,  die 
zwischen  dem  Hafen  und  der  See  liegt, 
übernehmen.  Der  auf  einem  Schiffe  be- 
findliche Lotse  gehört  nicht  zur  Schiffsbe- 
satzung.  Die  Lotsen  sind  unter  öffentlicher 
Autorität  fungierende  Organe,  welche  im 
Interesse  der  Seeschiffahrt  thätig  werden 
und  entweder  den  Charakter  von  Gewerbe- 
treibenden oder  den  von  Beamten  besitzen. 
Die  Stellung  des  Leisen  auf  dem  Schiffe 
ist  verschieden,  je  nachdem  ihm  der  Schiffs- 
führer die  Tührnng  des  Schiffes  übertragen 
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hat  oder  nicht.  Im  letzteren  Falle  ist  er 
lediglich  Ratgeber  des  Schiffsführers ; in 
crsterem  Falle  dagegen  nimmt  er  selbst  die 
Stellung  des  Schiffsführers  ein,  er  hat  die 
Befugnisse  und  die  Verantwortung  desselben. 
Der  Schiffer  ist  stets  berechtigt,  dem  Lotsen 
das  Kommando  zu  übertragen,  verpflichtet 
dazu  ist  er  nur  da,  wo  Lotsenzwang  be- 
steht. 

2.  Deutschland.  Das  Institut  der  Lot- 
sen hat  sich  in  Deutschland  sein’  verschie- 
den entwickelt.  An  der  Noixlsee  überwiegen 
die  Revier-  und  Seelotsen;  hier  sind  die 
IvOtsen  regelmässig  Gewerbetreibende. 
Dagegen  haben  die  Lotsen  der  Ostsee  meist 
den  Charakter  von  Hafenlotsen ; sie  erscheinen 
als  Beamte,  denen  neben  ihren  Aufgaben 
als  lotsen  auch  eine  Beteiligung  an  der 
Ausübung  der  Hafenpolizei  zusteht.  Die 
R.-Gew.-' ).  § Bl  bestimmt,  dass  Lotsen  sich 
über  den  Besitz  tler  erforderlichen  Kennt- 
nisse durch  ein  Befähigungszeugnis  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  ausweisen 
müssen.  Die  Befugnis,  die  Vorschriften 
üIkt  den  Nachweis  der  Befähigung  zu  er- 
lassen, steht  dem  Bundesrat  zu.  Dieser  hat 
aber  von  der  ihm  erteilten  Ermächtigung 
bisher  keinen  Gebrauch  gemacht.  Es  sind 
daher  die  landesrechtliehen  Vorschriften  in 
Kraft  geblieben.  Ausserdem  gelten  die- 
jenigen besonderen  Anordnungen,  welche 
hinsichtlich  der  Lotsen  auf  Strömen  durch 
Staatsverträge  getroffen  sind.  Die  Zeugnisse, 
welche  den  Lotsen  auf  Grund  des  Nach- 
weises ihrer  Befähigung  erteilt  werden, 
gelten  nur  für  das  in  denselben  bezeichnete 
Fahrwasser.  Der  Land esgeset zgebu ng  ist 
Vorbehalten,  die  Ausübung  des  Lotsenge- 
werbes ausserdem  vou  einer  besonderen 
Genehmigung  abhängig  zu  machen.  (Gew.-O. 
§ 31.) 

Ein  Lotsen  zwang,  d.  h.  die  Ver- 
pflichtung der  Schiffe,  sich  beim  Einlaufen 
in  und  beim  Auslaufen  aus  dem  Hafen  eines 
Lotsen  zu  bedienen,  besteht  namentlich  an 
der  Ostsee.  Die  betreffenden  Vorschriften 
beruhen  auf  orts-  und  bezirkspolizeilichen 
Verordnungen. 

Die  Schiffe,  welche  einen  Lotsen  an  Bord 
zu  nehmen  wünschen,  zeigen  diese  Absicht 
durch  Lotsen  Signale  an.  Die  Fest- 
setzung der  Lotsensignale  ist  durch  das 
R.St.G.B.  § 145  dem  Kaiser  überlassen;  die 
jetzt  massgebenden  Vorschriften  beruhen 
auf  der  Not-  und  Lotsensignalord nung  für 
Schiffe  auf  See  und  auf  den  K iisten  ge  wässern 
vom  14.  August  1870. 

Für  die  Thätigkeit  der  Lotsen  sind  Ge- 
bühren zu  entrichten,  deren  Betrag  durch 
Tarife  für  die  einzelnen  Häfen  bestimmt 
wird. 

3.  Andere  Lander.  In  den  anderen 
Ländern  bestehen  in  Bezug  auf  das  Lotsen- 


wesen ähnliche  Einrichtungen  wie  in  Deutsch- 
land. 

ln  Oesterreich  ist  das  Lotsen  wesen 
durch  eine  Verordnung  des  Handelsminis- 
teriums vom  1.  Juli  1888  geregelt.  Die 
Lotsen  sind  Gewerbetreibende,  welche  die 
Befähigung  für  Ausübung  ihres  Berufes 
durch  Prüfungen  naehweisen  müssen.  Lot- 
senzwang existiert  hier  nicht.  Die  Gebühren 
sind  durch  die  erwähnte  Verordnung  nor- 
miert worden. 

In  Frankreich  haben  die  Lotsen  den 
Charakter  von  öffentlichen  Beamten.  Die 
Rechtsverhältnisse  derselben  sind  durch  ein 
Dekret  vom  12.  Dezember  180G  geregelt. 
Für  jeden  Hafen  fungiert  eine  bestimmte 
Zahl  von  Lotsen,  welche  durch  den  Marine- 
minister festgesetzt  wird.  Als  Lotsen  dürfen 
nur  solche  Personen  zugelassen  werden, 
welche  die  Befähigung  zur  Ausübung  ihres 
Berufes  nachgewiesen  haben.  Die  Lotsen 
stehen  unter  der  Aufsicht  von  Marineoffi- 
zieren, besonderen  Lotsenoffizieren  und  der 
Hafenobrigkeiten.  Es  besteht  Lotsenzwang, 
von  dem  jedoch  gewisse  Arten  von  Schiffen 
eximiert  sind.  Die  Gebühren  werden  für 
jeden  Hafen  besonders  festgesetzt. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  das  Lotsen- 
wesen iu  England.  Die  Lotsen  haben 
hier  den  Charakter  von  Gewerlietreibenden. 
welche  zu  korporativen  Organisationen  zu- 
sammengefasst sind.  Die  Sorge  für  Lotsen 
war  der  Korporation  des  Trinity  Hbnse. 
dessen  Verfassung  auf  Inkorporationscharten 
aus  der  Zeit  Heinrichs  VIII.  und  Jakobs  II. 
beruhte,  und  einer  Reihe  kleinerer  Körper- 
schaften übertragen,  welche  unter  der  Auf- 
sicht des  Trinity  Ilouse  standen.  In  diesem 
Jahrhundert  hat  die  staatliche  Gesetzgebung 
eingegriffen  und  die  Rechtsverhältnisse  der 
Lotsen  eingehend  geregelt.  Die  jetzt  mass- 
gebenden Grundsätze  beruhen  auf  dem 
merchant  shipping  act  von  1854  (17  und 
18  Viel.  c.  104)  und  dem  merchant 
shipping  (pilotage)  act  von  1889  (52  und  53 
Vict.  c.  G8).  Danach  haben  die  bisherigen 
Lotsenobrigkeiten,  d.  h.  das  Trinity  House 
und  die  kleineren  Korporationen  ihre  Be- 
fugnisse behalten.  Sie  sind  berechtigt,  Lot- 
sen zu  konzessionieren,  und,  wenn  dieselben 
ihre  Pflichten  vernachlässigen,  ihnen  die 
Konzession  zu  entziehen.  Sie  können 
Schiffsfflhrem  und  Steuerleuten  die  Be- 
fugnis erteilen,  auf  ihren  Schiffen  selbst  als 
Lotsen  zu  fungieren.  Sie  haben  ausgedehnte 
Verordnungsbefugnisse,  indem  sie  durch 
Statuten  (bylaws)  Bestimmungen  über  die 
Qualifikation  der  Lotsen,  die  Lotsendistrikte, 
die  Lotseugebühren,  die  Beschaffenheit  der 
Lotsenbote  und  andere  Gegenstände  treffen 
dürfen.  Gegen  die  Bestimmungen  dieser 
Statuten  steht  aber  den  davon  betroffenen 
Personen  eine  Beschwerde  an  das  Handels- 
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amt  zu.  Dem  Handelsamt  ist  überhaupt  die 
Aufsicht  über  das  gesamte  Lotsen  wesen 
übertragen.  An  dasselbe  sind  von  den  Lot- 
souobrigkeiten regelmässige  Berichte  zu  er- 
statten : denjenigen  Korporationen,  welche 
dieser  Verpflichtung  nicht  nachkommen, 
können  ihre  Befugnisse  entzogen  und  auf 
das  Trinitv  House  übertragen  werden.  Dem 
Handelsamte  stehen  auch  gewisse  Yerord- 
mingsbefugnisse  auf  dem  (lebicte  des  Lot- 
senwesens  sowie  das  Hecht  der  Erteilung 
von  Lotsenkonzessionen  an  Schiffsführer 
und  Steuerleute  und  die  Entziehung  der- 
selben zu.  Lotsen,  welche  sieh  durch  ge- 
wisse, gesetzlich  näher  bestimmte  Ent- 
scheidungen der  Ijotsonobrigkeiten  beschwert 
fühlen,  können  Berufung  an  einen  Graf- 
schaftsrichter  oder  an  einen  hauptstädtischen 
oder  besoldeten  Friedensrichter  ergreifen, 
welcher  über  die  Sache  mit  einem  sohiff- 
fahrtsktmdigen  Beisitzer  zu  Gericht  sitzt. 
Ein  Lotsenzwang  besteht  für  bestimmte 
Distrikte.  Doch  sind  von  diesem  Lotsen- 
zwange gewisse  Klassen  von  Schiffen  ge- 
setzlich befreit,  und  durch  Statuten  der  Lot- 
senobrigkeiten können  einzelne  Schiffsführer 
oder  die  Führer  einzelner  Arten  von  Schiffen 
davon  ausgenommen  werden. 

Litteratur : <v.  Meyer.  Lehrbuch  de*  de»i*chen 
I crxvaUungrrecht*,  Jid.  1,  S.  - Leteln, 

Deultche*  Sccrecht,  Ud.  1,  S.  18*  ff.,  in  Ende- 
mannt  Handbuch  de*  dentxchrn  HaudcUrcchl*, 
Ud.  IV,  S.  117 ff.,  in  v.  Stengel*  Wirlcrbnch 
de*  ilcultchcn  l'rnruKungsrrrhl *,  Ud.  1,  S.  88 ff. 
— Stoevkf  ebenda,  8.  Ergämtingulnind,  S.  811, 
884  ff-  — U.  ll'ayner,  Ucitr.ig, : zum  Seerechl, 
Riga  188a,  S.  48 ff.  — F.  Verein.  Handbuch 
de*  allgemeinen  öffentlichen  Sccrecht*  im  I)ru(- 
»chen  Reiche,  Herl  in  1884,  S.  8f>4  (/•  — Mau- 
rice Uloelc,  IUctianuuirc  de  l’udministratton 
freineuixe,  v.  n jiilote  tumaneur«.  — U.  (Ine tut, 
Englixchct  Vertrat! ungerecht,  Ud.  11,  ,S.  98(1  ff'. 

(1.  Meyer. 


Glücksspielen  mehrerer  gegen  oiuen  nach 
einem  bestimmton(ieschäftsplane,lHU  welchem 
die  Ziehung  von  Losen  oder  Nummern  oder 
ein  ähnliches  auf  den  Zufall  gestelltes  .Mittel 
ülter  Verlust  des  Einsatzes  oder  Erreichung 
von  Vermögensvnrteilen  (Gewinsten)  ent- 
scheidet. Durch  den  Lotterievertrag  ver- 
pflichtet sich  der  Unternehmer  des  Spiels 
einer  Mehrzahl  von  Kontrahenten  gegenüber, 
welche  sich  ihrerseits  zur  Zahlung  einer 
Geldsumme  oder  zum  Einschiessen  eines 
anderen  Wertgegenstandes,  des  Einsatzes, 
Kuvit  erklären,  gleieliinässig  zu  einer  Leistung 
Vermögensrecht  liehen  ltdialts  an  denjenigen 
unter  ihnen,  welchen  »las  eingeschlagene 
A ussniohi ngsverfaluen  als  den  Bozugsbe- 
rechtigten.  den  Gewinner.  l*ezeichnet.  Je 
nachdem  der  zu  erwartende  Gewinn  in  einer 
Geldsumme  oder  alxr  in  unbeweglichen 
bezw.  beweglichen  Sachen  Itestoht,  liegt  eine 
Geldlotterie,  ls>tt«rie  i.  e.  S.  oder  eine 
Waren lotterie,  Ausspielung,  vor.  Elenso  ist 
eine  Verbindung  Ijeider  Formen  möglich. 
An  dieser  Stelle  s« »1 1 indes  nur  das  Gebiet 
der  Geldlottcrieen  ins  Auge  gefasst  worden. 
(Vgl.  <1.  All.  Spiel  und  Wette.) 

Aus  den  verschiedenen  Gestalten  der 
Wette  und  des  Glücksspiels  hervorgogangeo, 
hat  die  Lotterie  deren  sittliche  und  wirt- 
schaftliche Gefahren  und  Nachteile  dadurch 
zu  mindern  gesucht,  dass  liier  die  Vertei- 
lung von  Gewinn  und  Verlust  im  voraus 
festgesetzt  ist  und  nicht  aus  der  Thätigkeit 
der  Spieler  und  den  besonderen  Umständen 
des  Spieles  selbst  hervorgeht.  Von  den 
landen  Arten  der  Ixittericen  ist  die  Waren- 
lotterie die  frühere  — z.  B.  schon  1.721 
erwähnt  als  städtische  Unternehmung  in 
Osnabrück  — die  Geldlotterie  die  spätere. 
Indessen  hat  im  Laufe  der  Zeit  die  jüngere 
Schwester  die  ältere  mehr  und  mehr  ver- 
drängt, von  der  heute  nur  noch  geringfügige 
l eberbleibsol  vorhanden  sind. 


Lotterie  und  Lotteriebesteuerung. 

I.  Allgemeines:  1.  Wesen  und  Entwicke- 
lung der  Lotterie.  2.  Technik  und  Formen  der 
Lotterie.  3.  Das  Projekt  der  Seherischen  Spar- 
und  Zinseulottcrie.  II.  Die  st nat liehe u Lot- 
teriebetriebe: 1.  Die  preussischc  Klassen- 
lotterie. 2.  Die  sächsische  Landeslotterie.  3. 
Die  Klasscnlotterieen  in  anderen  deutschen 
Staaten.  4.  Statistik  der  deutschen  Klasseu- 
lotterieen.  5.  Die  Klasscnlotterieen  im  Ausland. 
6.  Das  Zahlenlotto  in  < lesterreich.  7.  Das  Zah- 
lenlotto in  Italien.  J II.  Die  Lotteriebe- 
steuerung: 1.  Charakter  der  Staatseinnahmen 
aus  den  Lotterieen.  2.  Die  Steuern  auf  den 
Lottcrieeu. 

I.  Allgemeine!?. 

1.  Wesen  und  Entwickelung  der  Lot- 
terie. Lotterieen  sind  Veranstaltungen  von 


Die  Geldlotterie  hat  ihre  eigentliche  Heimat 
in  Italien,  wo  die  erste  im  Jahre  1520  vom 
tlorentinischen  Staate  unternommen  worden  zu 
sein  scheint.  Dieses  Beispiel  fand  eine  Reihe 
! vou  Nachahmungen,  welche  teils  Uber  das  Sta- 
| diurn  des  Versuches  nicht  hinauskamen,  wie  in 
| Frankreich,  teils  iu  rascher  Entwickelung  ge- 
diehen, wie  in  den  meisten  Staaten  und  Städten 
auf  der  apeuninisehen  Halbinsel.  Hatte  sich 
; einmal  der  menschliche  Erfindungsgeist  diesem 
Gebiete  zugewandt,  so  trat  seine  Bethätigung 
raseh  in  verschiedenen  Formen  in  Erscheinung, 
welche  bis  in  die  Gegenwart  herein  typisch  ge- 
i blieben  sind.  Die  ältere  Form,  die  Klassen- 
lotterie,  dürfte  schon  im  1(5.  Jahrhundert  iu 
| Holland  aufgekommen  sein,  von  wo  aus  sie, 
j vornehmlich  in  den  germanischen  Ländern,  Ver- 
breitung fand.  Eine  solche  wurde  in  Deutsch- 
' land  zuerst  in  Hamburg  1(510  eingeführt,  deren 
ausdrücklicher  Zweck  die  Errichtung  eiues 
Zuchthauses  war.  Noch  im  17.  Jahrhundert 
entstanden  neue  Veranstaltungen  solcher  Art  in 
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England  1694,  in  Nürnberg  1699  etc.,  deren 
Zahl  im  Laufe  des  18.  und  19.  Jahrhunderts 
erheblich  wuchs  (1703  in  Preusseu,  dann  in 
Dänemark,  Hannover,  Hessen,  Mecklenburg* 
Schwerin,  auch  in  Städten,  wie  Frankfurt,  Os- 
nabrück). Die  andere  Type,  das  Zahlenlotto, 
ist  dagegen  italienischen  Ursprungs,  insofern 
in  Genua  eine  solche  Spiel  Unternehmung  1620 
von  Staats  wegen  unternommen  wurde.  Da 
hier  bei  den  Wahlen  zum  Grossen  Kate  alljähr- 
lich aus  510  Bewerbern  5 Naineu  zu  ziehen 
waren,  so  pflegte  mau  auf  die  einzelnen  Perso- 
nen Wetten  anzustellen.  Aus  diesen  Anfängen 
wurde  später  das  förmliche  Lottospiel,  indem 
man  der  Vereinfachung  halber  statt  der  Namen 
blosse  Zahlen  an  wendete.  Als  Erfinder  wird 
Benedetto  Gentile,  ein  Genueser  Ratsherr,  ge- 
nannt. Der  Staat  seinerseits  erkannte  bald  die 
Einträglichkeit  dieser  Unternehmung  und  er- 
richtete dafür  ein  Staatsmonopol.  Die  Zahlen 
5 und  90  sind  seitdem  für  das  Zahlenlotto 
charakteristisch  geblieben.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  fanden  die  Zahlen- 
lottos in  Frankreich  und  Deutschland,  hier  in 
Territorien  wie  in  Städten,  Eingang  (1751  in 
Wien,  1763  in  Berlin.  1769  in  Ansbach),  so  dass 
man  1771  im  ganzen  26  deutsche,  teils  staatlich 
betriebene,  teils  verpachtete  Lottos  zählte,  deren 
letztes,  in  Bayern,  erst  1861  verschwand.  Viel- 
fache Bestrebungen,  die  Lottospiele  wegen  ihrer 
Gefahren  für  Sittlichkeit  und  Wohlfahrt  aufzu- 
heben, blieben  regelmässig  ohne  Erfolg,  ja  ver- 
schlimmerten öfters  nur  das  Dabei,  so  in  Neapel 
1713  und  1734,  ebenso  iu  Frankreich  während 
der  Revolntionsära,  wo  der  1793  erfolgten  Auf- 
hebung 1796  die  Wiedereinführung  folgte. 

ln  manchen  Fällen  hat  man  zur  Bcruhi- 


haben  England  1826  und  Frankreich  1832  ihre 
Lotterieeu  aufgehoben.  In  Oesterreich  und  Italien 
sind  indes  die  Zahlenlottos  aufrecht  erhalten. 

Im  Bewusstsein  der  ihm  obliegenden 
sittlichen  Pflichten  und  volkswirtschaftlichen, 
sozialpolitischen  Aufgalteu  darf  der  Staat 
niemals  und  in  keiner  Form  das  Lotterie- 
unwesen unterstützen.  Dies  gilt  aber  nicht 
bloss  vom  Selbstbetriebe,  von  der  Verpach- 
tung, Beaufsichtigung  oder  Konzessionicrung 
der  Lotterieuuternehmungen,  sondern  auch 
von  jedweder  Gestattung  solcher,  leider  nur 
zu  häufigen  Veranstaltungen  zu  wohlthütigen 
oder  gemeinnützigen  Zwecken.  Auch  der 
Einwand,  es  handele  sieh  hier  um  eine  Ein- 
dämmung der  Gefahren  aus  einem  tief  in 
der  menschlichen  Natur  wurzelnden,  unaus- 
rottbaren Triebe  durch  staatlichen  Eingriff 
ist  als  hinfällig  zu  betrachten.  Einen  un- 
mittcl baren  oder  mittelbaren  volkswirtsehaft- 
! liehen  Nutzen,  z.  B.  die  Beförderung  des 
Spartricbes  durch  das  Gewähren  lassen  der 
Glücksspielunternehmungen  zu  vermuten, 
widerspricht  einer  allgemein  gemachten  Er- 
fahrung. 

2.  Technik  und  Formen  der  Lotterie. 

Für  unsere  Zwecke  kommen  zunächst  vier 
Gruppen  von  Lotterieeu  iu  Betracht,  deren 
technische  Einrichtungen  näher  ins  Auge  ge- 
fasst werden  sollen : die  Klassenlotterie, 
das  Zahlenlotto,  die  Verlosung  mit 
Geldgewinsten  (Zweeklotterieen)  und  die 
Z i n s e n 1 o 1 1 e r i e e n. 


gung  des  öffentlichen  Gewissens  den  Ertrag  der 
Lotterieuuternehmungen  ganz  oder  teilweise 
wohlthütigen  Zwecken  gewidmet.  So  hatte  der 
österreichische  Lottopächter  1777  jährlich  fünf 
Mädchen,  deren  Namen  zugleich  mit  den  ge- 
winnenden Nummern  gezogen  wurden,  auszu- 
steuern,  eine  Auflage,  die  seit  1778  in  eine 
Geldabgabe  zu  Gunsten  milder  Stiftungen  von 
12000  2.  verwandelt  wurde.  Dieselbe  Widmung 
bestand  auch  in  Preusseu.  Das  gleiche  Ver- 
hältnis findet  sich  seit  1763  in  Spanien,  wo  na- 
mentlich die  Kosten  des  Hospitals  von  Madrid 
und  anderweiter  Wohlthiitigkeitsanstalten  aus 
deu  Erträgnissen  des  Lottos  wenigstens  zum 
Teil  bestritten  werden  sollten.  Häufig  genug 
unterbrachen  aber  finanzielle  Bedrängnisse  des 
staatlichen  Unternehmers  diese  gut  beabsichtig- 
ten Verwendungen.  Endlich  hat  das  19.  Jahr- 
hundert über  alle  Arten  von  Lotterieeu  eiidgiltig 
den  Stab  gebrochen  und  allgemein  ihre  Unver- 
einbarkeit mit  den  ethischen  und  kulturellen 
Aufgaben  des  Staates  anerkannt.  Die  Frank- 
furter Reichsversammlung  hat  die  unbedingte 
Aufhebung  aller  Arten  von  Lotterieen  in  sämt- 
lichen deutschen  Staaten  durch  einen  Beschluss 
v.  9.  Januar  1849  gefordert.  Thatsächlich  ist 
wenigstens  das  Zahlenlotto  in  den  reiehsdeut- 
schen  Landen  mit  der  Beseitigung  des  letzten, 
des  bayerischen  im  Jahre  1861,  nicht  mehr  ver- 
treten. Die  Klassenlotterie  besteht  gegenwärtig 
in  Preussen,  Sachsen,  Mecklenburg-Schwerin, 
Hessen,  Thüringen-Anhalt.  Braunschweig.  Ham- 
burg und  Lübeck;  ferner  in  Ungarn,  Holland, 
Spanien.  Dänemark  und  Serbien.  Dagegen 


1.  Die  Klassen  1 otter ie.  Bei  der 

Klassenlotterie  wird  eine  Geldsumme  in 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Losen  verschie- 
dener Grösse  (ganze,  halbe,  viertel)  «unge- 
teilt und  zu  einem  im  voraus  festgesetzten 
Preise  an  die  Spiellustigen  verkauft.  Die 
Ausspielung  der  im  Geschäftsplane  ausge- 
wiesenen  Geldgewinne  erfolgt  nach  ihrer 
Zusammengehörigkeit  in  einzelnen  Abtei- 
lungen (Serien,  Klassen)  und  in  zeitlich  ge- 
trennten Ziehungen.  Am  Ziehungstage  wer- 
den aus  dem  Nummernrade  die  Nummern 
und  ans  dem  Glücksrade  die  Gewinne  für 
jedes  aus  dem  Nummernrade  gezogene  Los 
gezogen.  Die  im  Nummernrade  zurück- 
bleibenden, nichtgezogenen  Lose  sind  Nieten. 
Als  Anreiz  zur  Beteiligung  am  Spiel 
pflegt  man  in  den  letzten  Ziehungen  bei 
weniger  mit  wirkenden  Losen  die  grösseren 
Gewinne  in  Aussicht  zu  stellen.  Der  Staat 
nimmt  von  den  Gewinsten  bezw.  von  den 
auszuspielenden  Summen  gewisse,  von  vorn 
herein  in  ihrer  Höhe  ausbedungene  Prozente 
als  Unternehmergewinn,  welche  ihm  bei  ge- 
nügendem Absatz  der  Ijose  eine  feste  Ein- 
nahme gewähren. 

2.  Das  Zahlenlotto.  Der  Spieler  kann 
aus  einer  Gesamtzahl  von  Nummern,  regel- 
mässig die  Zahlen  von  1 bis  90,  eine  oder 
mehrere  besetzen.  Aus  diesen  Zahlen  wird 
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nun  eine  gewisse  Anzahl,  meist  5,  gezogen. 
Die  Abstufung  der  Gewinste  erfolgt,  je 
nachdem  der  Spieler  nur  eine  einzige  her- 
ausgekommene Zahl  (simpler  Auszug)  oder 
zwei  (Ambe),  drei  (Terne),  vier  (Quaterne) 
oder  gar  fünf  (Quiuterno)  in  seiner  Besetzung 
errät.  Die  Höhe  der  Einsätze  ist  von  einein 
Minimum  aufwärts  beliebig,  die  Gewinste 
bestehen  in  einem  Vielfachen  der  Einsätze. 

Nach  den  Grundsätzen  der  Kombinations- 
lehre befinden  »ich  nämlich  unter  90  Zahlen : 

1.  90  einfache  mögliche  Auszüge, 
von  welchen  jedesmal  5 herauskommen.  Die 
Wahrscheinlichkeit  überhaupt  zu  gewinnen,  d. 
h.  zu  wetten,  dass  eine  der  besetzten  Nummern 
überhaupt  gezogen  wird,  ist  1 1H  (unbestimmter 
Auszug;  bei  einem  der  Ordnung  nach  bestimm- 
ten. d.  h.  die  Wette,  dass  die  besetzte  Nummer 
z.  B.  beim  dritten  Auszuge  herauskommt,  viel 
geringer.  Beim  dritten  z.  B.  = 1 ^ Die 
erstere  Kombination,  der  „unbestimmte  Aus- 
zug“, wird  mit  dem  14— 18  fachen  Einsätze 
bezahlt,  die  letztere,  der  „bestimmte  Auszug“, 
mit  dem  67— 70 fachen. 
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fernen,  deren  Besetzung  in  der  Kegel  gar 
nicht  gestattet  ist. 

Die  Chancen  für  Spieler  und  Spielunter- 
nehraer  bewegen  sich  in  sehr  weiten  Grenzen. 
Nur  sehr  ungünstige  Auszüge  und  die  häufige 
Wiederholung  des  Spieles  vermögen  der 
Staatskasse  einige  Sicherheit  des  finanziellen 
Ertrages  zu  bieten.  Die  Staatseinnahmen 
ergeben  sich  aus  der  Differenz  der  nach  der 
mathematischen  Wahrscheinlichkeit  sich  er- 
gebenden Vervielfachung  der  Einsätze  und 
der  thatsächlich  erfolgenden,  also  daraus, 
dass  das  Herauskommen  gewisser  Nuramer- 
kombinalionen  unter  der  Wahrscheinlichkeit 
bezalilt  wird ; z.  B.  in  Oesterreich  wird  die 
Aml>e  bei  1 :k>  Wahrscheinlichkeit  mit  dem 
67  fachen  Betrage  des  Einsatzes  honoriert. 

3.  Die  Verlosung  mit  G e 1 d g e - 
winsten  oder  die  Zwecklotterie. 
Für  diese  Art  von  Lotterieen  ist  es  cliarak- 


teristisch,  dass  ihre  Gestatt  uug  von  der  Ver- 
wendung <les  erzielten  Reinertrages  zu  wr-hb 
thötigen  oder  gemeinnützigen  Zwecken  al- 
hängig  gemacht  wird.  Der  Spielunternefciter 
pflogt  hier  ein  Privater,  eine  Gesellschaft 
o<lor  eine  öffentlichrechtliche  Korp>rat«a_ 
(Kirchen Verwaltung,  Gemeinde),  mitunter 
auch  der  Staat  zu  sein.  Eine  bestimmt* 
Geldsumme  wird  in  eine  grosse  Anzahl  r $*• 
Losen  in  meist  kleinen  Beträgen  (3  Mars, 
bis  herunter  auf  0,50  Mark)  eingeteilt.  Die 
Niedrigkeit  des  Preises  soll  dal*ei  den  Al- 
sa tz  iler  Lose  erleichtern.  Von  dem  ErlW 
werden  zunächst  die  Verwaltungs-  und  Be- 
tricbsauslagen  bestritten,  dann  wird  die  für 
den  Wohlthätigkeitszweck  ausgewerfeor 
Summe  in  Abzug  gebracht  und  endlich  <l« 
verbleibende  Rest  für  einige  wenige  grosse 
Treffer  zur  Anlockung  des  Publikums  und 
für  eine  Reihe  kleinerer  Gewinne  verwendet 
Das  Bedauerliche  ist  hierbei,  dass  den  Spiel- 
lustigen die  höchst  ungünstige  Chance  za 
gewinnen  niemals  aus  den  Ankündigungen 
zum  Bewusstsein  gebracht  wird. 

4.  Die  Zinsenlotterie  oder  dD 
Prämienanlehe  wird  mit  der  Sehuldeu- 
aufnalnne  dos  Staates,  öffentlicher  Körper, 
vormals  wohl  auch  mit  derjenigen  einzelner 
Privater  (Standesherrn)  verbunden.  Sie  be- 
zweckt eine  regere  Beteiligung  durch  Aus- 
sicht auf  einen  Geldgewinn.  Häufig  haben 
Staaten  in  Zeiten  dos  erschütterten  Staats- 
kredits, in  politischen  Notständen  oder  bei 
misslicher  Finanzlage  im  Interesse  der  steuer- 
zahlenden Staatsbürger  zu  diesem  Mittel 
gegriffen,  um  ihre  Anleihen  ohne  ungewöhn- 
liche Opfer  unterzubringen.  Die  Schuldver- 
schreibungen werden  entweder  gar  nicht 
oder  zu  einem  niedrigen,  den  landesüblichen 
nicht  erreichenden  Zinsfusse  verzinst.  De 
im  Budget  ausgesetzten  Beträge  werden  also 
nur  zum  Teil  zur  Verzinsung  verwendet. 
Der  Rest  wird  zur  Bildung  von  Prämien 
oder  Geldgewinsten  benutzt,  die  nach  einem 
festen  Spielplane  ansgelost  werden.  Ra.' 
Nominalkapital  bleibt  unter  allen  Um  ständen 
dem  Gläubiger  sichergestellt.  Der  Gewinn 
für  den  Staat  besteht  in  einer  Ersparung 
an  Kosten  der  Unterbringung  und  der  Ver- 
zinsung für  in  kritischen  Zeitläuften  aufge- 
nommene Staatsschulden.  (Vgl.  d.  Art.  An- 
leihen oben  Bd.  1 S.  349.) 

Das  R.G.  v.  8.  Juni  1871,  betr.  die 
Inhaberpapiei  e mit  Prämien,  beschränkt  die 
Ausgabe  solcher  Papiere  auf  das  Deutsche 
Reich  und  dessen  Bundesstaaten. 

Das  Zalüenlotto  und  die  Verlosungeu  mit 
Geldgewinsten  sind  unter  allen  Formen  der 
Lotterie  hei  weitem  die  schädlichsten  für 
Sittlichkeit  und  Volkswohlstand.  Die  Ge- 
fährlichkeit der  Zahlenlotterie  insonderheit 
besteht  in  der  Zulassung  ganz  niedriger  Ein- 
sätze, welche  auch  dürftigen  Personen,  föf 
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die  sowohl  die  sittlichen  als  ökonomischen  I Nominalkapitals , welches  er,  wenn  auch 
Nachteile  am  grössten  sind  (kleine  Gewerbs-  nicht  das  eventuelle  Agio,  zurückerstattet 
leute,  Dienstboten,  Lohnarbeiter),  die  Anteil-  erhält. 

nähme  am  Spiel  ermöglicht.  Andererseits  3.  Das  Projekt  der  Seherischen  Spar- 
gestattet das  Zahlenlotto  iu  viel  höherem  und  Zinsenlotterie.  (Das  »Seherische 
Masse  als  irgend  ein  anderes  Glücksspiel  Sparsystem ^.)  Einige  Verwandtschaft 
der  Phantasie  und  Berechnung  Spielraum  für  mit  den  Lotterieen  hat  das  sog.  »Seherische 
Bothätigung.  Endlich  begünstigt  dieselbe  Sparsystem«,  welchem  man  ohne  Zweifel 
die  grosse  sittliche  Schwäche  des  Menschen,  nachrühmen  kann,  dass  es  die  sittlichen  und 
namentlich  den  Aberglaube  (Traumbücher 1 ökonomischen  Gefahren  des  Glücksspiels  aus- 
in Oesterreich!)  und  den  Miissiggang  und  löst.  Zudem  ist  l>ei  dem  ganzen  Projekte 

verleitet  allzu  leicht  zu  Betrügereien  ver-  j nicht  die  fx>tterie  der  Kernpunkt,  sondern 

schiedener  Art.  Dem  I/)tto  steht  hinsieht-  'ein  eigenartig  konstruiertes  Sparsystem, 
lieh  seiner  Schattenseiten  die  Verlosung  mit ; welches  gerade  die  Abwendung  weiter 
Geldgewinsten  (Zwecklotterie)  nahe.  Sie ' Schichten  der  Bevölkerung  von  der  Spiel- 
ist direkt  unreell  wegen  der  verführerischen  , sucht  bezweckt.  Der  äusserst  rührige  Ver- 
Gcwinnchance  und  veranlasst  neben  dem  j leger  des  »Berliner  Ix>kalanzoigers«  und  der 

bedauerlichen  Umstande,  dass  sie  den  »Woche«  August  Scherl  beabsichtigt  mit 

Spielern,  namentlich  den  unerfahrenen  und  seinem  Plane  die  Gesamtheit  der  sparfähigen 
ungebildeten,  niemals  die  ganze  ungünstige  Personen  zur  bharrlichen  Ausübung  der 
Trefferaussicht  zum  klaren  Bewusstsein  Spart hütigkeit  zu  erziehen  und  die  unwirt- 
bringt. durch  die  leichte  Möglichkeit  der  schaftliche  Verwendung  überschüssiger  Ein- 
Beteiligung,  wie  das  Zahlenlotto,  vornehm-  kommensteilchen  zu  verhüten.  Zu  diesem 
lieh  kleine  Leute  zum  Ankauf  von  Ix)sen,  Behufe  will  er  eine  nationale  Sparkasse 
welchen  nicht  etwa  der  Wohlthätigkeits- 1 gründen , welche  alle  entbehrlichen  Ein- 
zweck, sondern  lediglich  die  Befriedigung  nahmen  ohne  Zeitverlust  und  Kostenaufwand 
eines  Lasters,  der  Spiel wut,  am  Herzen  liegt,  aufnimmt.  Die  Spareinlagen  (»Wochenein- 
Die  Klassenlotterieen  sind  bi  weitem  lagen«),  welche  auf  0,50  Mark,  1,  2,  3 und 
weniger  bedenklich.  Hier  setzen  ohne  j 1 Mark  festgesetzt  sind,  werden  wöchent- 
Zweifel  die  meisten  Spieler  keine  höheren  lieh  von  Angestellten  der  Sparkasse  in  deren 
Beträge  ein,  als  mit  ihren  ökonomischen  Bezirken  beim  Sparer  und  zwar  in  dessen 
Verhältnissen  vereinbar  ist.  Der  Ankaufs-  Wohnung  abgeholt.  Die  Quittierung  der 
preis  der  Lose  schliesst  ohnehin  die  Be- , Spareinlage  geschieht  durch  Sparmarken, 
teiligung  derjenigen  Personen  regelmässig  j welche  in  das  mit  52  Feldern  versehene 
aus,  für  welche  die  Lotterieen  überhaupt ! Sparmarkenbuch  des  Sparers  eingeklebt 
besonders  gefahrbringend  sind,  und  es  fehlt  werden.  Die  Spargelder  bleiben  im  Gewahr- 
dabei  der  bsondore  Anreiz,  der  in  den  sam  derjenigen  S^rkasse,  welche  der  Sparer 
Zahlenkombinationen  des  Lottos  und  der  da-  selbst  bestimmt.  Am  Jahresschlüsse  wird 
mit  verknüpften  Aussicht  auf  gesteigerten  das  gesamte  Jahresei sparnis  auf  ein  gewöhn- 
Gewinn  liegt.  Allerdings  lässt  sich  nicht  Rehes  Sparkassenbuch  übrschriebn  und  von 
leugnen,  dass  die  des  leichteren  Absatzes  da  ab  als  gewöhnliche  Einlage  behandelt, 
halber  bliebte  Teilung  der  Lose  Wirtschaft-  Um  nun  der  Sparsamkeit  den  Reiz  des 
lieh  und  sittlich  nicht  einwurfsfrei  ist.  ein  Vergnügens  zu  verleihen,  die  Sparlust  rege 
Nachteil,  der  nur  allzu  häufig  durch  thätige  zu  erhalten  und  die  vorzeitige  Entnahme  von 
Agenten  gesteigert  wird,  welche  weniger  gut  Einlagen  zu  verhindern,  soll  mit  dem  Spar- 
gestellte Personen  zu  gemeinschaftlichem ! system  alljährlich  eine  Zinsenlotterie  ver- 
Ankauf  eines  Viertel-  oder  Achtelloses  ver-  bunden  werden.  An  derselbn  werden  nur 
locken.  Seitdem  man  aber,  wie  in  Preussen,  diejenigen  Sparer  beteiligt,  welche  durch 
die  Zehntellose  eingeführt  hat  und  nachdem  regelmässige  Wocheneinlagen  während  des 
sieh  überdies  an  einem  solchen  Losabschnitt  ( Sparjahres  ihre  Beharrlichkeit  im  Sparen 
eine  grosse  Zahl,  ja  bis  BMJ  Personen,  be-  bewiesen  habeu.  Zu  diesem  Zwecke  werden 
teiligen  können,  schwinden  die  Unterschiede  die  Zinsen,  welche  aus  den  regelmässigen 
zwischen  Zahlenlotto  und  Klassenlotterie  fast  Wocheneinlagen  im  Laufe  des  Sammeljahres 
vollends.  Die  sittlichen  und  ökonomischen  anwachsen,  am  Schlüsse  desselbn  im  Ge- 
Gefahren  sind  dann  die  gleichen.  biete  sämtlicher  Sparkassen  znsainmenge- 

Die  mildeste  Form  der  Lotterie  ist  immer-  zogen  und  nach  einem  Verlosungssystem  an 
hin  die  Zinsenlotterie.  Einmal  erheischt  sie  die  bharrlichen  Sparer  als  »Prämien«  ver- 
schon die  Verfügung  übr  ein  gewisses  teilt.  Die  Höhe  dieser  Prämien  ist  sehr 
Kapital  zur  Anschaffung  derartiger  Schuld-  schieden  bmessen.  Diese  Verlosung  der 
Verschreibungen,  sie  dämmt  alsdann  wesent-  Prämien  wird  von  einer  durch  die  Gesamtheit 
lieh  die  Missstände  jedes  Glücksspiels  ein  der  Sparkassen  bsouders  bestellten  Körper- 
und  bewahrt  selbst  im  ungünstigsten  Falle  t sehaft  ehrenamtlich  vollzogen.  Die  Lose  Wer- 
dern Spieler  seinen  Einsatz  in  Gestalt  des  j den  in  Achtelabschnitteu  ohne  Entgelt  ausge- 

Handwörterbucb  der  Staatswissenschaften.  Zweite  Auflage.  V.  *11 
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geben.  AVer  wöchentlich  4 Mark  gespart 
hat,  erhält  s.s  Lose  oder  ein  ganzes  Los,  die 
Sparer  mit  2 Mark  erhalten  * s oder  1 ■*,  die 
Sparer  mit  1 Mark  2 s oder  1 i und  die 
Sparer  mit  0,50  Mark  1 * Los.  Je  300  000 
ganze  (H  >)  Lose  bilden  eine  Sej-ie.  Die  Zahl 
der  Serien  richtet  sich  nach  der  der  SjKirer. 
In  jeder  Serie  werden  12  TKKi  Prämien  aus- 
gelost und  zwar  1 zu  lUOO(M)  Mark,  1 zu 
30  (X >0  Mark.  1 zu  10  000  Mark,  2 zu  500O 
Mark,  10  zu  2000  Mark,  15  zu  1000  Mark, 
30  zu  5CMJ  Mark,  100  zu  200  Mark,  200  zu 
100  Mark,  10*K)  zu  50  Mark,  2720  zu  30 
Mark  und  8420  zu  20  Mark. 

II.  Die  staatlichen  Lotteriebetriebe. 

1.  Die  preußische  Klassenlotterie. 

Seit  dem  Jahre  1703  hatte  sich  die  Klasscn- 
lotterie  in  Preussen  Eingang  verschafft: 
ihre  Errichtung  war  bis  1767  der  privaten 
Thätigkeit  gegen  die  Einholung  einer  obrig- 
keitlichen Konzession  überlassen.  Zu  dieser 
gesellte  sich  im  Jalire  1763  die  Zahlen- 
lotterie. das  1/4  to.  Seit  1767  trat  an  Stelle 
der  Privatlotterie  ein  Jjottoriemono|>ol  des 
Staates,  welches  bis  1703  verpachtet  war. 
Mit  «lein  1.  Juni  1794  übernahm  der  Staat 
den  Betrieb  selbst  und  bestimmte  den  Rein- 
ertrag zum  Besten  der  Witwen-  und  Inva- 
liden veisorgungs-  sowie  der  Schul-  und 
Anneuanstalten,  ein  Zustand,  welcher  bis 
zum  Jalire  1808  währte.  Nach  längeren 
Vorbereitungen  verfügte  das  Lottericedikt 
vom  28.  Mai  1810  die  gänzliche  Aufhebung 
des  Zahlenlottos  wegen  seines  demorali- 
sierenden Einflusses,  während  die  bereits 
durch  Kabinettsordre  vom  17.  März  1810  einst- 
weilen susjtendierte  Klassenlotterie  gleich- 
falls beseitigt  werden  sollte.  Statt  beider 
sollten  in  den  (Juinen-  und  (lütorlotterieen 
neue  I^mdeslotterieen  eingerichtet  werden, 
welche  einerseits  der  Staatskasse  Einnahmen 
zuführten,  ohne  die  Mängel  der  bisher  1«?- 
stehendeu  Lotterieen  zu  teilen.  Das  erwähnte 
Lotterieedikt  vom  28.  Mai  1810  führte  unter 
Hervorholling  älterer,  schon  1776  gemachter 
Versuche  eine  (,> u i n e u 1 o 1 1 er  i e in  Preussen 
ein,  deren  Princip  eine  Abart  des  Zahlen- 
lottos mit  Benutzung  gewisser  Elemente  der 
Klassenlotterie  war.  Desgleichen  hatte  eine 
Kabinettsordre  vom  17.  März  1810  ältere 
Verstattungen  von  1712  und  1794  zur  Aus- 
spielung von  (iruudstücken  wieder  aufge- 
nommen und  eine  förmliche  G ü t e r 1 o t;  t e r i e 
eingeführt.  Beide  Versuche  bewährten  sich 
indes  nicht,  sondern  führten  mittelbar  und 
unmittelbar  zu  Verlusten  der  Staatskasse. 
1814  wurde  die  Klassenlotterie  erneuert, 
doch  fehlte  es  bis  1831  nicht  an  verschie- 
denen Experimenten,  welche  eine  Reorgani- 
sation und  l’mgestaltung  derselben  be- 
zweckten, ohne  mit  Erfolg  gekrönt  zu  sein 


1 (die  kleine  und  grosse  Staatslotterie,  die 
Courantlotterie).  Die  heute  in  Preussen  tie- 
stehende  Klassenlotterie  wurde  im  Jahre 
! 1832  in  Betrieb  gesetzt.  Die  gesetzliche 
Grundlage  bildet  noch  immer  das  I/itterie- 
edikt  vom  28.  Mai  1810,  wesentlich  eine 
i Wiederholung  desjenigen  vom  20.  Juni  1794. 
wozu  Etatsgesetze  Ergänzungen  brachten. 

Von  der  preussisehen  Lotterieverwaltung 
| werden  alljährlich  2 Lottorieon  mit  je  4 
Ziehungen  (Klassen)  veranstaltet,  wozu  seit 
1892—93  für  jede  Lotterie  190000  Stamm- 
lose und  35  620  Freilose  nusgegeben  werden. 
Für  jedes  in  den  ersten  3 Klassen  gezogene 
I /iS  erhält  der  Spieler  zu  dem  plan  massigen 
Geldgewinne  ein  für  die  nächstfolgende  Serie 
einsatzfreies  l/js  (»Freilos«-),  wofür  jedoch 
für  die  liereits  gezogenen  Klassen  der  Ein- 
satz, die  Schreibgebühren  und  die  fällige 
i Reiehsstemnelabgabe  nachzuzahlen  und  für 
die  laufende  Klasse  die  Schreibgebühr  so- 
wie von  dem  Betragt*  derselben  die  lOpro- 
zentige  Reichsstempclabgubo  zu  entrichten 
ist.  Die  Freilose  spielen  bis  zu  ihrer  Aus- 
galx*  auf  Rechnung  der  Lotteriekasse.  K a u f - 
»lose  sind  solche  Lose,  welche  erst  zur 
j zweiten,  dritten  oder  vierten  Klasse  verkauft 
werden  und  für  welche  die  Einsätze,  Sehrei l>- 
I gebühren  und  Reichsstempelnbgaben  der 
früheren  Klassen  nachzuzahlen  sind.  Die 
Zahl  der  Gewinste  beträgt  im  ganzen 
95  000,  wovon  8000  auf  die  erste,  10  000  auf 
die  zweite,  12000  auf  die  dritte  und  65 (»00 
auf  die  vierte  Ziehung  entfallen.  Der  nied- 
rigste Gewinn  ist  in  steigender  Stufenfolge 
der  Klassen  60,  litt,  100,  220  Mark,  der 
höchste  Treffer  im  gleichen  Anstiege  30000, 
145000.  (KM NM),  50o  000  Mark.  Der  Ankaufs- 
preis beträgt  für  jede  Serie  39  Mark  für  das 
ganze  1 / >s.  wozu  1 Mark  Schreibgebühr  für 
den  Einnehmer  für  jede  Klasse  zu  entrichten 
ist.  Der  I.ios  Verkäufer  hat  alsdann  noch  für 
, jedes  Los  die  lOprozcntige  Reichsstein pel- 
abgabc  im  Betrage  von  4 Mark  zu  über- 
nehmen. welche  im  preussisehen  Lotterie- 
etat als  durchlaufend  vereinnahmt  und 
verausgabt  vorgemerkt  wird.  Die  Aus- 
gabe der  Lose  erfolgt  als  ganze,  hallte, 
Viertel-  und  Zehntellose.  Seit  1888,  der 
178.  Lotterie,  werden  zusammen  15,80% 
von  allen  Gewinnen  für  die  Generallotterie- 
kasse und  für  die  den  Versehleiss  betrei- 
benden Einnehmer  abgezogen  und  zwar  in 
der  Art.  dass  jeder  Einnehmer  von  dem  zur 
Auszahlung  gelangenden  Gewinnbetrage 
seiner  Kollekte  1.5%  erhält.  Bis  zur 
177.  liOtferie  (1887)  bezog  die  Staats- 
kasse einen  Gewinnanteil  von  13,80%,  der 
Vertrieb  einen  solchen  von  2%.  Hier  er- 
fuhren die  Lotterieei nnehmer  eine  Heral*- 
setzung  ihrer  Provision  zu  Gunsten  der 
Staatskasse.  Die  Einnehmer  werden  von 
, der  Lotterieverwaltung  aus  geeigneten,  aus 
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dem  kaufmännischen  Gewerbe  hervorge- 
gangenen Personen  gewählt,  welche  wohl- 
habend sind  und  mindestens  12000  Mark 
Kaution  zu  stellen  haben. 

Das  Spiel  der  Klassenlotterie  sollte 
grundsätzlich  auf  die  Kreise  wohlhabender 
Personen  beschränkt  werden . eine  an  sieh 
löbliche  Absicht,  welche  häufig  trotz  gesetz- 
licher Vorkehrungen  durch  die  von  Unter- 
händlern besorgte  oder  durch  gemeinschaft- 
liches Spiel  vieler  Teilnehmer  erzielte  l'nter- 

vcrteilung  von  Losen  und  durch  die  1892  j Ziehung  auf  105,  160,  210 
bis  1893  eingeführten  Zehntellose  vollständig  Mark,  die  höchsten  Treffer 
illusorisch  geworden  ist.  Um  die  ärmere  felung  auf  30000,  -10 000,  50000,  60000  uud 
Klasse  vom  Glücksspiel  fernzuhalten,  hat  5U0U00  Mark.  Freilose  bestehen  nicht,  die 
man  bestimmt,  dass  die  Einnehmer,  wenn  Teilung  geschieht  in  ganze,  halbe,  Fünftel- 
sie  auf  den  Einsatz  Kredit  geben,  nur  Kom-  J uud  Zehntellose.  Von  den  Gewinnen  wer- 
pensation  gegen  den  etwaigen  Gewinn  des  den  12Vo°.'o  für  die  Staatskasse  und  3 V»  % 

für  den  Yersehleiss  abgezogen ; letztere 
i werden  den  Kollekteuren  mit  2%  von  den 
Einlagegeldern  und  mit  1 1 m 0 o von  den 


Sachsen  finden  in  jedem  Jahre  2 Ausspie- 
lungen statt,  welche  je  aus  10O000  Losen 
in  5 Klassen  bestehen.  Der  Einsatzbetrag 
von  39  Mark  ist  für  alle  Ziehungen  der 
gleiche,  wozu  die  Spieler  bei  jeder  Serie 
1 Mark  Schreihgebühr  für  den  Kollekteur 
und  4 Mark  als  10°oige  Reichsstempelsteuer 
zu  entrichten  halten.  Auf  die  1.  bis  4.  Klasse 
treffen  je  3500  Gewönne,  während  auf  die 
fünfte  36 oou  entfallen.  Die  niedrigsten 
Gewinne  beziffern  sich  in  der  1.  bis  5. 

260  und  260 
gleicher  Staf- 


in 


Spielers,  aber  kein  Klagerecht  gegen  den- 
selben luiben.  Ferner  hat  man  die  Zahl  der 
Einnehmer,  besonders  in  kleinen  Städten 
und  auf  dem  platten  Lande,  zu  vermindern 
gesucht,  den  Einnehmern  ist  die  schriftliche 
oder  mündliche  Aufforderung  zur  Beteiligung 
am  Spiele,  ohne  vorgängige  Bestellung  Lose 


st v o von 

Gewinngeldern  gewährt.  Das  Königreich 
Sachsen  hat  mit  einzelnen  mitteldeutschen 
Staaten  Verträge  über  die  ausschliessliche 
Zulassung  der  sächsischen  Landeslotterie  in 
anzubieten  oder  zu  versenden,  Privatkom-  den  betreffenden  Territorien  geschlossen, 
missäio  anzustellen,  dem  IiOsluutdel  Vorschub  wofür  diese  ein  -Konzessionsgcld«  von  Sach- 
zu  leisten  und  zur  ersten  Klasse  in  der  sen  empfangen. 

Regel  mehr  als  3 Lose  zu  verabfolgen  j Die  unverlangte  Zustellung  von  I^osen 
untersagt.  Endlich  ist  mit  einer  Geldstrafe  , durch  die  Kollekteure  -ist  gestattet,  doch  ist 
von  100  bis  15oo  Mark  bedroht,  wer  ohne  der  Empfänger  im  Falle  dos  Nichtgewinnens 
staatliche  Ermächtigung  gewerbsmässig  zur  Bezahlung  des  Preises  nicht  verpflichtet, 
Lose  oder  Losabschuitte  der  königl.  preuss. 

Staatslotterie  oder  Urkunden,  durch  welche 
Anteile  an  solchen  Losen  oder  Izisabsclmit- ; 
teil  zum  Eigentum  oder  Gewinnbezug  über- 


tragen werden,  feilbietet,  veränssort  oder 
zeitweise  an  einen  anderen  überlässt.  Die- 
selbe Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  ein 
solches  Geschäft  als  Mittelsperson  betreibt. 

(G.  v.  18.  August  1891.) 

Das  Spielen  in  ausländischen  Lot- 
terieeu,  die  nicht  mit  königlicher  Geneh- 
migung in  Preusseu  zugelassen  sind,  ist  mit ! ligung,  der  Vertrieb 
Geldstrafen  bis  600  Mark  belegt;  mit  Geld- | oder  die  Beförderung 


jedoch  im  Gewinnfalle  als  rechtmässiger  In- 
haber zu  betrachten.  Der  Vertrieb  der  Lose 
stellt  nur  den  Kollekteuren  der  Landeslot- 
terie  zu.  Zuwiderhandlungen  durch  den 
Vertrieb  nichtberechtigter  Personen  werden 
mit  einer  Geldstrafe  von  3 Mark,  durch  un- 
befugte Ausbietung  mit  einer  solchen  von 
9 Mark  bedroht. 

Durch  das  G.  v.  4.  Dezember  1837  ist 
die  Teilnahme  an  ausländischen  Lottos  und 
Zahlenlotterieen,  die  Beförderung  der  Betei- 
fremder ljotterielo.se 
ihres  Absatzes  unter 


strafen  bis  zu  1 500  Mark  wird  der  Handel  Strafandrohung  verpönt.  Der  Vertrieb 
mit  solchen  Ix>sen  oder  die  Beförderung  auswärtiger  Lotterie  lose  wird  mit 
durch  Mittelspersonen  geahndet,  mit  einer  Haft  von  1 bis  3 Wochen  nebst  Geldstrafe 
Busse  von  50  Mark  endlich  wird  die  Yer-  bis  30  Mark,  im  Wiederholungsfälle  das  erste 
öffentliehnng  der  Gewinnresultate  der  vor-  Mal  mit  Haft  von  2 bis  0 Wochen  und  Geld- 
bezeichneten  Lotterieen  durch  im  preussi- ! strafe  bis  60  Mark  und  sodaun  mit  1 bis  6 
sehen  Staatsgebiete  erscheinende  Zeitungen  j Monat  Gefängnis  nebst  Geldstrafe  bis  300 
bestraft.  Den  ausserpreussischen  (auslündi- , Mark  geahndet.  Die  Begfi n st  igung  von 
selten)  Lotterieen  werden  alle  ausserhalb  Lotterioen.  welche  nicht  Zahlenlottos  sind, 
Prettssens  veranstalteten  öffentlichen  Aus-  wird  das  erste  Mal  mit  Haft  bis  2 Wochen 
spielungen  in  Geld  und  Geldeswert,  in  un-  und  Geldbusse  bis  zu  15  Mark,  in  Wieder- 
beweglichen uud  beweglichen  Sachen  gleich-  holungsfällen  mit  Haft  bis  zu  4 Wochen 
gestellt.  (G.  v.  29.  Juli  1885.)  Neben  der  und  Gehlbusse  bis  zu  30  Mark  bestraft.  Für 
Geldstrafe  hat  der  Fiskus  einen  civilrecht- ! das  Zahlenlotto  sind  endlich  strengere  Sträf- 
lichen Anspruch  auf  Herauszahlung  des  aus  bestimmungen  aufgestellt,  welche  sowohl  die 
einem  solchen  verliot euen  Geschäfte  bezöge-  Teilnahme  an  demselben  als  die  Yorschub- 
uen  Gewinns.  ■ leist ung  zu  demselben  betreffen. 

2.  Die  sächsische  Landeslotterie.  In  3.  Die  Klnssenlotterieen  in  anderen 
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deutschen  Staaten.  Neben  den  oben 
charakterisierten  K lassen  lotterieen  liestehen 
noch  solche  in  Hessen  (seit  1899).  in 
Ha  m bürg,  in  Brau  nach  weig,  in  Meck- 
lenburg-Schwerin, in  Thüringen- 
Anhalt  und  in  Lübeck.  Die  braun- 
schweig-lünebnrgscho  l>andeslotterie  sjtielt 
100  000  Lose  in  0 Klassen  mit  TiOihki  Ge- 
winnen aus.  Die  niedrigsten  Gewinne  be- 
laufen sich  in  den  0 Klassen  auf  40.  70. 
100.  190,  150  und  150  Mark  und  die  höchs- 
ten in  gleicher  Staffelung  ai\f  SO  00<  >,  40  OlH), 
üOOOO,  QOoOO.  80000  und  5t  KM  «JO  Mark. 
Der  Preis  des  Loses  stellt  sich  in  den  bei- 
den ersten  Klassen  auf  10  Mark  (ein- 
schliesslich der  Kollekteurgebflhren)  und 


10%  Reiclisstemjtclgebühreu , in  der  3„  4. 
und  5.  Klasse  auf  24  Mark  und  in  der  0. 
auf  10  Mark  und  je  10  % Reichssteinpelab- 
gahen.  Die  thüringischen  Staaten,  Anhalt, 
die  Fürstentümer  Lippe  und  Schaumburg- 
Lipjxi  haben  1807  eine  »thüringisch -anlial- 
tisehe  Staatslotterie«  gegründet,  welche  von 
der  Lotteriedirektion  in  Gotha  vertreten 
wird.  Die  »lfil»eckisclie  Staatslot teriec  ist 
1898  ins  Leben  getreten,  und  ihre  Ausübung 
wurde  einein  Konsortium  von  Bankhäusern 
gegen  Zahlung  einer  Pauschsuimne  ül»er- 
t ragen. 

4.  Statistik  der  deutschen  Klassen- 
lotterieen. J)  Das  Kinsat/.kapital  der  deut- 
schen Klassen  lotterieen  betrug: 


1884 

Im  ganzen 
1891 

1898 

Pro  Kopf  der  Bevölkerung 
1884  1891  1898 

Mill.  M. 

Mill.  M. 

Mill.  M. 

M. 

M. 

M. 

Prensseu 

27.4^6 

54.912 

65,207 

1,06 

1,94 

2,05 

Sachsen  

36.270 

36,270 

36.270 

12,20 

10,36 

9, 50 

Braunschweig  .... 

. 20,804 

21,018 

2 1 ,01 8 

5 1,00 

52.15 

48.40 

Hamburg 

19.240 

19,770 

23,529 

42,40 

31-67 

34,5° 

Mecklenburg->chwenn  . 

3,603 

9.990 

>4.155 

6.35 

17.27 

23,70 

Thüringen-Anhalt  . . 

. — 

— 

5-283 

— 

— 

10,61 

Lübeck 

. 

— 

4,978 

— 

— 

63.41 

Flir  1898  gestaltete  sich  das  Verhältnis  folgendem) assen : 

Zahl  der  finrH  VolUose*  für 

Zahl  der  Zahl  der 
Lose  Klassen 


Lose  auf 
1000 
Einw. 


alle  Klassen  (in  M.) 

mit 


Spiel- 

Einsatz 


Schreib, 
«rtuilir  und 
Stempel 


Gewinn- 

abzng 

in 


Preussen  

190  000  4 

6.0 

l>6,oo 

176 

15,80 

Sachsen 

100  000  5 

26.4 

195,00 

220 

«5,50 

Hamburg 

1 iS  000  7 

173.1 

1 11. 60 

132 

10  bezw.  15 

Braunschweig 

100000  6 

230,3 

120,00 

132 

15.00 

Mecklenburg-Schwerin  . . 

70  000  6 

*1,7 

1 14.00 

132 

18.21; 

Thüringen-Anhalt  . . . 

2S  000  5 

59,7 

190.00 

220 

15.00 

Lübeck 

50  000  6 

600.0 

1 18.25 

138 

16.67 

Die  Staatseinnahmen 

aus  den  Klassenlotterieen  betrugen: 

Brutto- 

ertrag 

Reinertrag 
Mill.  M. 

pro  Kopf  der 
Bevölkerung 

°o  aller 
Ein- 

Mill.  M. 

M. 

nahmen 

Preussen 

9.763 

0.31 

0,48 

Sachsen  

. . 36,270 

4.243 

1.12 

5,47 

Hamburg 

2.371 

3.4S 

3-20 

Braunsehweig 

• * 23,059 

1.245 

0,837 

2,87 

9.02 

Mecklenburg-Schwerin  . . 

• . 14.155 

1,46 

3.88 

Für  Thüringen-Anhalt  und  Lübeck  liegen 
hier  keine  Daten  vor.  Ebenso  ist  aus  gleichem 
Grunde  Messen  unberücksichtigt  geblieben. 

(Die  Mitteilungen  finden  sich  bei  Sieg- 
hart, Die  öffentlichen  Glücksspiele,  Wien 
1899  S.  284 — 287,  und  in  Schanz’  Finanz- 
archiv Bd.  XVI  S.  907 — 908.) 

5.  Die  Klasseulotterioen  int  Auslande. 

1.  Ungarn  (G.A.  97:7).  Es  werden  jährlich 
2 Ausspielungen  mit  je  100000  Losen  in  6 
Klassen  veranstaltet.  Die  Zahl  der  Gewinste 
beträgt  im  ganzen  50000  mit  einem  Betrage 
von  6,580  Millionen  tl.  Der  Preis  eines  Voll- 
loses  einschliesslich  der  Kollekteurgebiihren  be- 
trägt 160  Kronen  oder  80  tl.  Es  werden  ganze, 


halbe,  Viertel-  und  Achtellose  ausgegeben.  Die 
niedrigsten  Gewinne  betragen  in  den  6 Klassen 
je  40  Kronen  (20  fl.i,  80  (40  tl.),  130  (65  11.), 
170  (85  ti.),  200  (100  fl.)  und  200  Kronen  (100  fl.), 
während  die  höchsten  Treffer  auf  je  60000 
Kronen  >30000  tl.),  7(HXJ0  (35000  tl.),  80U00 
(40000  fl.),  90000  (45000  fl.),  100000  (50000  fl.) 
und  10U00Ü0  Kronen  (500 000  fl.)  festgesetzt 
sind.  Die  Durchführung  der  ungarischen  Klas- 
senlotterie ist  auf  SO  Jahre  einer  Aktiengesell- 
schaft für  eine  jährliche  Pachtsumme  von  2.400 
Millionen  Kronen  (1,200  Millionen  fl.)  verpachtet 
worden.  Die  Gesellschaft  verpflichtete  sich 
Überdies  zur  Abnahme  von  Postwertzeichen  im 

‘)  Für  Hessen  liegen  noch  keine  statis- 
tischen Nachweise  vor. 
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Betrage  vou  600000  Kronen.  Der  Staat  hat 
sich  jedoch  ein  Anfsichtsrecht  über  die  gesamte 
Verwaltung  der  Klasseulotterie  Vorbehalten. 

Das  Zahlenlotto,  welches  bis  zum  1.  Okto- 
ber 1807  auch  in  Ungarn  nach  gleichen  Grund- 
sätzen wie  in  Oesterreich  bestanden  hatte,  ist 
seitdem  aufgehoben  worden. 

2.  Holland.  Schon  1726  wurde  die  Klas- 
seulotterie in  Holland  und  zwar  als  Staatsmono- 
pol eingeführt.  Als  ihr  Erfinder  wird  Adolf 
Huyske  genannt,  welcher  mit.  500  tl.  belohnt 
wurde.  Die  Lotterie  sollte  in  3 Klassen  mit 
40  000  Losen  zu  30.  20  und  10  ll.  bestehen,  wo- 
bei dieselben  Nummern  in  allen  Klassen  zugleich 
gewannen.  10000  Lose  gewannen  (bare)  Geld- 
gewinste , 30000  Lose  waren  Nieten.  Nach 
massigem  Erfolg  derselben  wurde  1727  nach 
einem  anderen  Plane  die  Klassenlotterie  mit 
einem  Spielkapitale  von  500000  fl.  in  4 Klassen 
begründet,  deren  Lose  10.  15,  20  und  30  tl. 
kosteten.  Nicht  gezogene  Lose  konnten  gegen 
Nachzahlung  in  Lose  der  höheren  Klassen  um- 
getauscht werden.  Neben  12500  Gewinsten 
und  27500  Nieten  gab  cs  13500  Freilose,  bei 
welchen  der  Einsatz  zurückerstattet  wurde. 
Der  Staat  nahm  eine  Spielgewinststeuer  von 
10%  bei  Gewinsten  unter  1000  fl.  und  von  12% 
bei  solchen  über  1000  fl.  Neben  den  General- 
staaten haben  noch  verschiedene  Einzelstaaten, 
wie  Utrecht,  Lotterieen  veranstaltet,  indem  sie 
ein  Lotteriemonopol  der  Generalstanten  nicht 
anerkannten.  Unter  der  französischen  Herrschaft 
wurde  in  der  batavischen  Republik  der  Spiel- 
teufel der  Bevölkerung  eifrig  ausgebeutet.  1804 
gab  es  eine  Lotterie  in  5 Klassen,  deren  Haupt- 
treffer von  300000  tl.  bis  1 000 CKX)  tl.  stiegen. 
Durch  G.  v.  22.  Juli  1814  wurde  das  staat- 
liche Lotteriemonopol  genau  geregelt.  Heute 
werden  jährlich  3 Lotterieen  mit  je  5 Klassen 
veranstaltet  (G.  v.  23.  Juli  1885).  Jede  Lot- 
terie. besteht  aus  21000  Losen  mit  10500  Ge- 
winsten und  2 Prämien  (Extragewinste).  Jedes 
Los  umfasst  20  Anteile,  der  Preis  eines  Voll- 
loses beträgt  60  fl.  Neben  deu  Volllosen  wer- 
den noch  Klassenlose  ansgegeben.  Nicht  gezo- 
gene Klassenlose  können  durch  Aufzahlung 
gegen  Lose  der  folgenden  Klasse  timgetauscht 
werden.  Der  Staat  erhebt  von  Gewinsten  bis 
100  tl.  10%  und  von  denen  über  100  11.  15 % 
als  Spielgewinststeuer.  Ertrag:  0,659  Mil- 
lionen tl. 

3.  Dänemark.  Die  älteste  Klassenlotterie 
vom  Jahre  1754  bestand  aus  25000  Losen  in 
5 Klassen,  und  der  Preis  des  Loses  betrug  10 
Reichsthaler.  Die  Unternehmung  behielt  sich 
12  % aller  Gewinne  vor  und  ausserdem  alle 
Mehrbeträge,  welche  daher  stammten,  dass  die 
Spieler  einer  späteren  Klasse  den  vollen  Preis 
der  von  den  Spielern  der  früheren  Klassen  auf- 
gegebenen Lose  nachzahlen  mussten.  Die  Ge- 
sellschaft hatte  jährlich  eine  Abgabe  von  3000 
Reichsthalem  für  Erteilung  des  Lottcrieprivi- 
legs  zu  Gunsten  des  Plleghauses  für  arme 
Kinder  zu  entrichten.  1774  begann  der  Staat 
selbst  den  Betrieb  der  Klassenlotterie  mit  Kauf- 
und Freilosen,  mit  einem  Erneuerungsrechte 
von  Klasse  zu  Klasse  und  einem  12prozentigen 
Gewinnabzuge  für  die  Staatskasse.  Von  1820 
bis  1870  fügte  man  der  Klassenlotterie  zumSchutze 
gegen  den  starken  Wettbewerb  ausländischer 
Lotterieuuternehmungen  das  „Ambensystem“ 


| ein.  Nach  demselben  konnten  bei  den  Losen  2 
Nummern  („Vor-  und  Nachzahl“)  in  eine  be- 
stimmte Kombination  gebracht,  werden.  Zu 
100  Vorzahlen  gehörten  500  Nachzahlen,  welche 
| mit  den  Gewinnen  in  je  ein  Glücksrad  gelegt 
wurden.  Spieler,  auf  deren  Lose  Nachzahleu 
gefallen  waren,  erhielten  Freilose  oder  den  Wert 
eines  Freiloses  oder  den  Wert  eines  Kaitfloses, 
sofern  nicht  auch  die  Vorzahl  gezogen  wurde. 
Für  jede  Nachzahl  wurde  nämlich  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Vorzahlen  gezogen  und 
mit  jeder  Vorzahl  ein  Gewinn,  welchen  der  In- 
haber desjenigen  Loses  erhielt,  dessen  Vor- 
•und  Nachzahl  gezogen  wurde.  Die  einmal  ge- 
' zogenen  Nachzahleu  spielten  nicht  mehr  mit, 
die  Vorzahlen  wurden  aber,  wenn  davon  so 
viele  gezogen  waren,  als  für  eine  Nachzahl  bc- 
1 stimmt  war,  wieder  ins  Glücksrad  gelegt.  .Seit 
1870  verlies»  man  wieder  dies  komplizierte 
! System,  und  heute  werden  jährlich  2 Lotterieen 
! mit  je  50000  Losen  in  6 Klassen  veranstaltet. 

| Es  werden  Volllose  zum  Preise  von  50  Kronen, 
halbe,  Viertel-  und  Achtellose  ausgegeben.  Der 
Staat  bezieht  von  den  Einsätzen  10  %,  und  6% 
werden  für  die  Kollektanteu-  und  Verwaltungs- 
kosten  abgezogen.  Daneben  besteht  noch  eine 
j i feste)  Stempelabgabe. 

4.  Spanien.  Auch  hier  benutzte  man 
häufig  das  Lotterieregal  als  Finanzquelle.  Nach 
wiederholten  strengen  Verboten  des  Hazard- 

1 spiels  wurden  im  13.  Jahrhundert  staatlich  ge- 
nehmigte Spielhäuser  (tafurerias)  eingerichtet. 
Wegen  der  grossen  .Missstände  im  14.  Jahrhun- 
dert aufgehoben,  erscheinen  in  der  habsburgi- 
! scheu  Epoche  wieder  staatliche  Ausspielungen 
von  Titeln,  Adel  und  Würden  und  im  18.  Jahr- 
hundert solche  von  Leibrenten  und  Geldgewinnen. 
Seit  1763  findet  sich  dos  Zahlenlotto,  ursprüng- 
lich zu  Wohlthätigkeitszwecken,  später  als 
reine  Finanzquelle  des  Staates  uud  unter  dem 
Drucke  der  napoleonischen  Kriege  seit  1811  eine 
Klassenlotterie.  Das  Zahlenlotto  wurde  1862 
; aufgehoben.  Bei  der  heute  noch  bestehenden 
1 Klasseulotterie  wurde  ein  bestimmtes  Einsatz- 
kapital in  eine  Anzahl  von  Losen  zu  fixen 
; Preisen  zerlegt.  Hiervon  wurden  75 % zur 
i Bildung  abgestufter  Treffer  benutzt  und  25  % 
zu  Gunsten  der  Staatskasse  eingezogen.  Fer- 
dinand VII.  erhöhte  den  Reiz  des  Spiels  durch 
j ausserordentliche  Ziehungen  uud  besonders  hohe 
j Treffer.  Die  Lotterieeingänge  wurden  seitdem 
I mehrfach  verschieden  für  Gewinste  uud  Staats- 
einkünfte verwendet  (1866,67  70  und  30  %, 
1868  75  und  25%  mit  einer  10  prozeutigeu 
Gewinststeuer,  1882  73  und  27 " 0 u.  s w.).  Er- 
trag: 18  Millionen  Pesos. 

5.  Serbien.  Hier  besteht  seit  1890  eine 
Klassenlotterie  mit  2 Lotterieen  und  je  80000 
Losen  in  5 Klassen.  Die  Zahl  der  Gewinne 
beträgt  15000,  wovon  je  1000  auf  die  ersten  4 
Klassen  und  11 000  auf  die  letzte  entfallen.  Der 
Preis  des  Loses  beträgt  120  Francs  mit  Stücke- 

i lung  in  ganze,  halbe,  Viertel-  und  Achtellose, 
j Von  den  Gewinnen  werden  20° 0 einbehalten, 
wovon  dann  die  Verwalt nngskoston  bestritten 
werden,  während  der  Rest  zur  Hebung  der 
Landwirtschaft  und  der  landwirtschaftlichen 
Gewerbe  verwendet  wird.  Reinertrag:  0.500 
I Millionen  Francs. 

6.  Das  Zahlenlotto  ln  Oesterreich. 

iDas  Zahlenlotto  (Lotto  di  Genova)  wurde  in 
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den  österreichischen  Erblanden  1752  durch  e • . Nach  der  Wahr-  Gewinn- 
einen Italiener.  Conte  di  Cataldi,  eingeftthrt  ™ e ' scheinlichkeitsreebuuug  Zahlung 

nnd  von  da  ab  bis  1787  verpachtet  (17 52 — 70  1.  Extratto  . . 1 : 18  1 : 1 4 

Cataldi,  1770—87  Andre  Baratta  & Cie.).  Seit  2.  Kominate  . . 1 : 00  1 : (57 

1787  betreibt  es  der  Staat  auf  eigene  Regie  3.  Ambo  . . . 1 : 400  1 : 240 

und  zwar  heute  auf  der  Grundlage  des  Lotto-  4.  Terno  . . . 1 : 11748  1 : 4800 

Patents  v.  13.  März  1813.  Von  1853 — 1897  be- 


stand dasselbe  auch  in  Ungarn.  Das  Lotto-  Aus  dieser  der  mathematischen  Wahrschein- 
regal schliesst  in  der  Hauptsache  das  Verbot  lichkeitsreebnung  gegenüber  zu  geringen  Hono- 
anderer  (privater)  I.ottericuntemehmungen  aus.  rierung  <ler  Spielerfolge  ergiebt  sich  für  den 
DtK’h  sind  Ausnahmen  zugelassen  Bei  jedem  Staat  ein  Gewinn  aus  dem  Lotto,  der  zwischen 
der  8 Lottoämter  (Wien,  Linz.  Graz,  Prag.  30  und  40°/o  schwankt. 

Brünn.  Lemberg,  Triest,  Innsbruck)  werden  Die  Einsätze  werden  bei  den  von  der  Lot- 
periodische Ziehungen  veranstaltet.  Von  den  toverwaltung  gegen  Provision  angestellteu 
Nummern  1 — 90,  welche  von  den  Spiellnstigcn  j „Kollektanten“  gemacht,  welche  dem  Spieler 
in  beliebiger  Höhe  und  in  beliebiger  Zahl  be- , darüber  einen  Einlagesobein  (Riskontoi  aus- 
setzt werden  können,  werden  je  5 gehoben,  stellen.  Die  Auszahlung  der  Gewinste  geschieht 
Doch  beträgt  der  geringste  Einsatz  für  jede  | aber  ausschliesslich  nach  Massgabe  der  von  den 
mögliche  Kombination  („Satz“)  5 Kronen.  Man  Kollektanten  unter  Kontrolle  der  Spieler  ge- 
kann  auf  unbestimmten  Auszug  (Extratto),  auf  führten  Originalspiellisten,  welche  die  gesetzten 
bestimmten  Auszug  oder  Ruf  (Kominate),  auf  Zahlen,  die  Art  des  Spiels  nnd  die  gemachten 
Amben  oder  Temen  spielen.  Die  Besetzung  Einsätze  enthalten.  Die  Lottoverwaltung, 
von  Qnaternen  und  Quinternen  ist  nicht  statt-  welche  nur  bei  rechtzeitiger  Einlangnng  der 
liaft.  Der  Spieler  gewinnt,  wenn  beim  ersten  Spiellisten  die  Einsätze  als  gütig  anerkennt, 
Spiel  die  gesetzte  Zahl  überhaupt  unter  den  5 behält  sich  trotz  Erfüllung  dieser  Bedingung 
gezogenen  enthalten  ist : beim  zweiten  Spiel,  das  Recht  vor,  die  eingetragenen  Spielsätze  vor 
wenn  sie  auf  den  angegebenen  Ruf  gezogen  der  Ziehung  ganz  oder  teilweise  zurückzuweisen, 
wird;  beim  Ambo,  wenn  zwei,  beim  Terno,  d.  b.  zu  „sperren“.  Dies  erfolgt  hauptsächlich 
wenn  drei  der  gewählten  Nummern  gezogen  dann,  wenn  die  übermässige  Besetzung  einer 
werden.  Wird  auf  eine  grössere  Anzahl  von  Zahl  besonders  emptindlieho  Verluste  für  den 
Nummern  gesetzt,  so  muss  die  Einlage  so  oft  Fiskus  befürchten  lässt.  Die  Gewiuste  unter 
gemacht  werden,  als  Trefferkombinationeu  rnög-  1000  H.  werden  von  den  Kollektanten  nnmittel- 
lieh  sind.  Die  Gewinste  bestehen  in  einem  be-  bar  und  diejenigen  über  1000  tl.  von  den  Lotto- 
«tinunten  Vielfachen  des  Einsatzes : ämtern  selbst  ausbezahlt. 


Die  Statistik  des  österreichischen  Zahlenlottos  zeigt  (nach  Sieghart,  Glücksspiele  8. 


151—190)  folgendes  Bild: 


Einnahmen 

Ausgaben 

Mili.  11. 

Mill.  11. 

1831-  40 

62,469 

39,695 

1841—50 

78,037 

50.363 

1851—60 

113.225 

74.284 

1861—70 

140,825 

90.093 

1871-80 

197,112 

122,504 

1881—90 

217.855 

133.923 

1891—95 
(5  Jahre) 

85,826 

55.496 

Leberschiisse 
Mill.  fl. 

Zahl  der 
Einlagen 

pro  Kopf  der 
Bevölkerung 
Zahl  Kreuzer 

22,774 

355  °45  442 

2.2 

3S 

27,674 

460  157  259 

2,6 

44 

38,940 

602  601  940 

33 

60 

50,731 

731  103642 

3-7 

71 

74,607 

1 022  457  S40 

3.8 

93 

83,932 

1 185  891  620 

5,2 

95 

30.330 

494  2695:5 

4.1 

70 

Das  Verhältnis  der  Spielgewinste  war  nachstehendes: 


Höhe  der 

Dnrch- 

Auf  100  fl.  Spiel- 

Uuerhobene 

'/..l.l 

Spiel- 

schnitts- 

cT.x  5 

u:  — 

einlagen  Ue- 

Gewinne 

gewi  nste 
Mill.  11. 

betrag 

11. 

£|| 

> 

wiuste 

fl. 

fl. 

1831 

-40 

4 940 

372 

34.404 

6.96 

21 

1831 

-40 

57;01 

1834 

1 10,168 

1841 

—50 

6 456 

779 

44.260 

6,86 

25 

1841 

-50 

*7.60 

1895 

121,477 

1851 

-60 

8 702 

543 

66,082 

7,60 

35 

1851 

-60 

58.63 

1896 

1 1 9,468 

1861 

-70 

10  610 

420 

81,104 

764 

41 

1861 

-70 

57.77 

1897 

105,113 

1871 

-80 

15  57i 

695 

111,895 

7.19 

53 

1871 

-80 

56,86 

1881 

-90 

18367 

262 

123,422 

6.84 

54 

1881 

-90 

56,71 

1891- 

-95 

8697 

613 

5 1 ■ 1 32 

5.8S 

42 

1891 

-95 

59.82 

(5  Jahre) 

(5  Jahrei 

7.  Das  Zahlenlotto  in  Italien.  Das  heute 
in  Italien  bestehende  Zahlenlotto  geht  auf  die 
K.  V.  v.  12.  Oktober  1894  10.  Januar  1895  zurück. 
Es  werden  je  5 Nummern  von  1—90  gezogen. 
Man  unterscheidet  fünf  erlaubte  Spiele:  Estratto 
semplice,  Estratto  determinato,  Ambo,  Terno 


und  Quaterno.  Die  Biglietti  werden  zu  12.  16, 
20,  30  und  50  Centimes  und  1,  3,  5,  10  und 
100  Francs  ausgegeben  Die  Gewinne  bestellen 
in  einem  Vielfachen  des  Spieleinsatzes  und  zwar 
Estratto  semplice  . . . 1 : 101  4 
„ determinato  . l:521,i 
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Ambo 1 : 250 

Terno 1 : 4250 

Qnaterno 1 : 60  000 

I tu  übrigen  gleichen  die  Spielverliftltuisse 
enj  esnigen  des  österreichischen  Zahlenlottos. 

.Aus  der  Statistik  seien  (nach  Sieghurt. 
» lüc-Vtsspiele  S.  1U6 — 1971  folgende  Daten  uiit- 
feteilt: 

Einnahmen : Ausgaben : 


Sonstige  . ä>c 

^ i = - 


Einsätze 

Ein- 
nahmen 
(Taxen  eteJ 

Gewinste 

>a,  0 

Mlll.  L. 

31111.  L. 

Mill.  L. 

Mül.  L 

1 S8-4—  85 

77d99 

0,141 

52,068 

6,856 

86 

79.435 

0,151 

44,825 

6,970 

1&S6— 87 

76,109 

0.162 

44,440 

6,752 

1887— 88 

75.368 

o,379 

4 1 ,080 

6,674 

1 888—89 

75.016 

0.162 

44238 

6,633 

18813 — 90 

74,078 

0,187 

41,674 

6.525 

1890—91 

76,60 1 

0.218 

44,548 

6,614 

1891—92 

73,400 

<M95 

39-944 

6.421 

1892-93 

68.726 

o,i75 

31,116 

6;  176 
5.969 

1893—94 

64,751 

0,151 

29,643 

1894—95 

64,794 

0,142 

33,576 

5.893 

1895—96 

63.9 1 1 

0,125 

30.837 

5,962 

1896—97 

65,753 

0,129 

32.389 

6,081 

« Fortsetzung  der  statistischen  Daten  S.  648.) 


Der  höchste  Gewinn  betrügt  400  000  Lire. 
Im  l'eberschreitungsfalle  wird  ein  höherer  Ge- 
winn auf  diese  Summe  reduziert. 

In  Dänemark  bestand  von  1771 — 1851 
neben  der  oben  erwähnten  Klassenlotterie  auch 
das  Zahlenlotto,  welches  insonderheit  in  den 
30  er  Jahren  blühte.  Während  dieser  Epoche 
betrugen  die  Einsätze  1 550000  Rthlr.,  die  aus- 
gezahlten Gewinne  927  000  Rthlr.,  die  Ver- 
waltuugskosten  170(KJ0  Rthlr.  und  der  Ueber- 
schuss  458000  Rthlr.  im  jährlichen  Durchschnitte. 

III.  Die  Lotteriebesteuornng. 

1.  Charakter  der  Staatseinnahmen 
aus  den  Lotterieen.  Die  Staatseinnahmen 
aus  den  Lotterieen  sind  entweder  Ueber- 
schüsse  aus  dem  Lotterie  bet  riebe  als 
staatlicher  Unternehmung  oder  Einkünfte 
aus  den  Belastungen  des  Lotteriespiels. 
In  letzterer  Beziehung  hat  man  es  mit 
Steuern  oder  steuerartigen  Abgaben  zu  thun, 
welche  einerseits  den  Spieler,  andererseits 
den  Vermittler  des  Losankaufes,  den  Debi- 
tanten, Agenten  etc.  zur  Leistung  heran- 
ziehen. In  erstcrer  Richtung  kann  die  Auf- 
lage eine  Aid  von  Spielberechtigung  dar- 
stellen oder  eine  Beteiligung  des  Staates  bei 
Ueberlieferung  von  Geldgewinsten  sein.  In 
beiden  Fällen  steht  man  Yerkehrsst  e u e r n 
oder  genauer  gesagt  Verkchrssteuem  von 
zufälligem  Vermögenszuwachs  gegenüber, 
wobei  es  gleichgiltig  ist,  ob  nur  die  Aus- 
sicht auf  einen  solchen  (emtio  rei  speratae) 
oder  ein  solcher  thatsüchlieh  besteht.  Da- 
gegen haben  die  Abgaben  von  den  Vermitt- 
lern des  Lotteriespiels  die  Bedeutung  eiuer 


i (speciellen)  Gewerbesteuer,  häufig  mit 
J starkem  Gepräge  des  Lizenzsystems. 

Die  Einnahmen  aus  den  Betriebs- 
Überschüsse  n der  staatlichen  Lotterie- 
unternehmung zählen  zu  den  Erwerbs- 
lei n k i'i  n f te  n des  Staates , deren  Eigenart 
durch  den  Ausschluss  oder  doch  die  Be- 
j schränkung  der  Privatkonkurrenz  bedingt 
ist.  Die  Gewährung  von  (Jebersch üssen  des 
, Betriebes  steht  hierbei  obenan.  Alle  übrigen 
i Versuche,  diese  Einnahmekategorie  als  Ge- 
bühren oder  Steuern  darzustellen,  sind  hin- 
fällig. Die  Konstruktion  als  »Lotterieregal« 

: ist,  wie  der  Begriff  des  Regals  selbst , ver- 
altet. Die  Rechtsform,  in  welcher  der  I/it- 
teriebetrieb  zum  Ausdruck  kommt,  ist  in 
der  Regel  die  des  Monopols,  obschon 
eine  Durchbrechung  durch  die  Gestattung 
von  Privatlotterieen  zu  wolüthätigen  oder 
gemeinnützigen  Zwecken  vorhanden  ist.  Die 
Gewerbsmässigkeit  des  Spielgeschäftes 
ist  für  die  Stellung  der  Lotterieeinnahmen 
zum  Staatshaushalte  charakteristisch,  wie 
die  Eigenschaft  des  Unternehmerge- 
winns, für  dessen  Beurteilung  es  ohne 
I Belang  ist,  ob  die  Anteilschaft  der  Staats- 
1 kasse  in  der  Einziehung  gewisser  Prozente 
besteht,  wie  bei  der  Klassenlotterie,  oder  ob 
der  Staat  selbst,  wie  beim  Zahlenlotto,  als 
Spieler  und  Gegenspieler  auftrilt.  da  in  bei- 
den Fällen  die  Merkmale  des  Erwerbsge- 
schäftes vorliegen. 

Beachtenswert  für  die  Beurteilung  der 
Staatseinnahmen  aus  den  Lotterieen  ist  ferner 
der  strafrech  tlicheSch  u t z dieser  Ein- 
künfte. Einerseits  sind  die  gesetzlichen 
Verbote  und  Strafbestimmungen  zugleich 
als  mittelbare  Beförderung  der  in  die  Bahnen 
des  erlaubten  Spielbetriebes  gelenkten  Staats- 
lotterieen  wirksam,  wie  andererseits  straf- 
rechtliche Verbote  des  Lotteriespiels  in  aus- 
ländischen Spieluntemehmungen  die  Teil- 
nahme an  der  heimischen  Einrichtung  heben 
sollen.  Wie  aber  das  ganze  liOtterie wesen 
an  einer  Reihe  von  Inkonsequenzen  leidet, 
so  ist  endlich  sozialpolitisch  zu  bean- 
standen, dass  der  Staat  mittelbar  mitwirkt 
an  einer  dem  Zufall  anheimgegebenen  Ver- 
änderung der  Vermögensverteilung,  indem 
die  Staatsgewalt  durch  ihren  eigenen  Lot- 
teriebetrieb die  Spieleinsätze  vieler  zur  Be- 
reicherung einiger  weniger  verwendet. 

2.  Die  Steuern  auf  den  Lotterieen. 
Die  Steuern,  durch  welche  das  Lotteriespiel 
für  die  Finanzen  des  Staats  nutzbar  gemacht 
werden , treffen  teils  die  Handlung  des 
Spielens  selbst,  teils  ziehen  sie  die  Resultate 
desselben,  die  Gewinste  zur  Leistung  her- 
an: Spiel  steuern  und  Spielgew  i nst  - 
Steuern.  Beide  Erscheinungsformen  zählen 
zu  den  Verkehrssteuern.  Schliesslich  be- 
stehen noch  (sp<'cielle)  Gewerliesteuern  für 
die  Vermittler  des  Spiels.  Die  Spielsteuern 
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Gesamt- 

ein- 

nahmen 

Gesamt- 

ausgaben 

Rein- 

ertrag 

Zahl  der 
Lotto- 
billcts 

Zahl  der 
Gewinste 

Durch- 

schnitt- 

licher 

Gewinn 

°n  des  als 
Gewinn 
aus- 

gezahlten 

Spiel- 

Ertrag 
pro  Kopf 
der  Be- 
völkerung 

Mi II.  L. 

Mill.  L. 

Mill.  L. 

L. 

ertrages 

L. 

1884- 

-85 

77,34« 

58,925 

18.415 

263  326  349 

2336  861 

22,28 

67,32 

2,70 

1885- 

86 

70,386 

5L795 

27,791 

269  134618 

1 946  268 

23.03 

56.32 

2.75 

1886- 

-87 

76,272 

3L193 

25.078 

251  592  509 

1 866  884 

23.80 

58,27 

2,61 

1887- 

-88 

75-747 

47,754 

27,993 

237  284  267 

1 878  261 

21.87 

54.23 

2,56 

1888- 

-89 

75A79 

50,871 

24,307 

233  836  07 1 

l 991  455 

22,21 

58,84 

2.52 

1889- 

-90 

74.265 

4S.200 

26,065 

231  124825 

1 870362 

22,30 

56.1 1 

2,48 

1890- 

-91 

76,819 

5L'63 

25,656 

23907893S 

1 993  402 

22,35 

57,99 

2,56 

1891- 

-92 

73.596 

46,365 

27.230 

231  212312 

1 978  543 

20,19 

54.42 

2,48 

1892- 

-93 

68,901 

37,292 

31.609 

219076  776 

1 731  S09 

17.96 

45,28 

2.30 

1893- 

-94 

64,891 

35,<>i3 

29,278 

211  733878 

1 663  796 

17.81 

45.78 

2,16 

1894 

95 

64.937 

39.470 

25,466 

223  489  723 

1 962  006 

17,11 

51. 82 

2,16 

1895- 

— iM5 

64,036 

36.799 

27,236 

221  389  969 

1 860  342 

16,57 

48,25 

2,1 1 

1896- 

-97 

65.883 

38.470 

27,412 

227528335 

2016  252 

16,06 

49,26 

2.15 

hatten  .sieh  in  der  Gesetzgebung  allmählich 
Bahn  gebrochen,  während  die  Spielgewinst- 
steuern  in  der  Hauptsache  noch  wenig  ent- ; 
wickelt  sind. 

Der  gegenwärtige  Roehtsstnnd  ist  fol- 
gender: 

1 . D e n ts c h es  R e i ch.  Die  Veranstal tnng 
von  öffentlichen  Lottcrieen  sowie  die  Einführung 
ausländischer  Lose  oder  Ausweise  über  Spiel- 
einlagen  unterliegen  einer  10  prozent igen  Reichs- 
stempelabgabe.  Dieselbe  wird  bei  deutschen 
Unternehmungen  vom  planmässigen  Preise 
(Nennwert)  sämtlicher  Lose  oder  Ausweise  und 
bei  ausländischen  Losen  vom  Preise  des  einzel- 
neu Loses  in  Abstufungen  von  0,50  Mark  für 
je  5 Mark  oder  einen  Bruchteil  dieses  Betrages 
erhoben.  Die  Steuer  ist  für  inländische  Lose 
vom  Veranstalter  und  für  ausländische  Unter- 
nehmungen vom  Einführer  der  Lose  oder  vom 
Losempfänger  zu  entrichten.  Die  Steuerleistung 
hat  jedenfalls  vor  Beginn  des  Vertriebes  und 
bei  ausländischen  Losen  oder  Ausweisen  über 
Snieleinlagen  spätestens  3 Tage  nach  Einführung 
oder  Empfang  derselben  zu  erfolgen.  Die  Lot- 
terieunternehmung verteilt  daun  die  Steuer  auf 
die  einzelnen  Lose.  Den  Spieleinlagen  sind  die 
Wetteinsätze  bei  öffentlichen  Rennen  oder  ähn- 
lichen Veranstaltungen  gleichgestellt.  Auch  die 
Staatslotterieen  sind  diesen  Abgaben  unterwor- 
fen. Befreit  sind  nur  die  Lose  der  behördlich 
genehmigten  Lottcrieen  und  Ausspielungen,  so- 
fern der  Gesamtpreis  der  Lose  einer  Aus- 
spielung 100  Mark  nicht  übersteigt.  Das 
gleiche  gilt  von  Ausspielungen  zu  Wohltlnitig- 
keitszwccken  bis  zu  einem  Spielkapital  von 
25000  Mark  (B.G.  v.  27.  April  1804).  Die 
Steuer  wird  durch  die  Einzelstaaten  erhoben, 
ihr  Ertrag  fliesst,  nach  Abzug  von  2°0  für  Er- 
hebungs-  und  Verwaltuugskosten,  in  die  Reichs- 
kasse und  nimmt  an  den  Ueberweisungen  an 
die  Bundesstaaten  teil.  Die  Erträge  beliefen 
sich  1809-  1900  ans  Privat lotterieen  auf  4,195  Mil- 
lionen Mark  und  aus  Staatslotterieeu  auf  15,744 
Millionen  Mark  oder  zusammen  auf  19,939  Mil- 
lionen Mark. 

2.  W ü r 1 1 e m b e r g.  Die  Accise  trifft  auch 
die  Spiel  Unternehmungen  von  solchen,  welche 
mit  Lotterieeil  oder  Glückshäfen  zu  Märkten 
oder  Messen  ziehen,  mit  einer  Abgabe  von  täg- 


lich 8 Mark,  ferner  die  Verwertung  von  Gegen- 
ständen durch  gewöhnliche  Lottcrieen  oder 
sonstiges  Ausspielcu  mit  einem  Steuersätze 
von  3's°0  von  Inländern  und  von  5°0  von 
Ausländern. 

3.  Oesterreich.  Die  österreichische  Ge- 
setzgebung hat  sich  mehrfach  mit  der  Lotterie- 
besteucrung  beschäftigt.  Zunächst  führt  das 
„Ücbührengesetz“  unter  den  Verkehrssteuern 
die  Ge win st 8t e uer  anf.  Hierdurch  wurden 
aus  Rücksicht  auf  das  Zahlenlotto  Privatlotte- 
rieen,  welche  überdies  einer  besonderen  behörd- 
lichen Genehmigung  bedurften,  durch  die  „Lotto- 
taxe*1  mit  1()°0  vom  Gesamtpreis  der  Lose  be- 
lastet und  sollte  diese  Steuer  auf  den  Loskäufer 
nicht  abgewälzt  werden.  Durch  das  Geb.-G. 
v.  9.  Februar  1850  wurde  die  Steuerpflicht  der 
Wetten  nach  Massgabe  des  Wettjireises  und  der 
Lottcrieen  nach  Massgabe  der  Spieleinlagen 
tu  ach  Skala  11)  begründet.  Ans  dieser  Wurzel 
erwuchs  dann  in  der  Folgezeit  eine  förmliche 
und  hohe  Gewinnsteuer,  die  zuerst  in  Zeiten 
der  Finanznot  entstand  und  später  aus  prin- 
cipielien  Gründen  ausgebildet  wurde.  Durch 
G.  v.  13.  Dezember  1862  wurde  jeder  die  Spiel- 
, einlage  nicht  übersteigende  Gewinst  von  Losen 
der  Staats-  und  Privatlotteriecn,  mit  Ausnahme 
der  Effektenlotterieeu,  nach  Skala  II  (d.  h.  je 
400 fl.  mit  1,258.)  und  jeder  die  Spieleinlage  über- 
steigende Gewinst  beim  Zahlenlotto  nach  Skala  III 
(d.  h.  je  200  d.  mit  1,25  fl  ) und  sonst  mit  4°0  be- 
steuert. Das  G.  v.  20.  Juni  1808  erhöhte  diese 
4prozentige  Auflage  auf  20%  bei  den  Staats- 
lottcrice»  und  auf  15° 0 bei  den  PrivatJotterieeu. 
Die  Gebühr  von  Wetten  wurde  durch  G.  v.  31. 
März  1890  auf  Skala  111  erhöht,  während  durch 
besondere  Unternehmungen  vermittelte  Wetten 
mit  ö"0  vom  Gesamtbeträge  der  Wetteinsätze 
belastet  werden.  Abgesehen  von  den  begünstig- 
ten Effektenlotterieeu  wird  die  Abgabe  von 
Losgewinsten  durchaus  auf  20°o  und  diejenige 
von  Gewinsten  im  Zahlenlotto  auf  lö°0 erhöht. 
Die  Lottogewinste  unterliegen  ohne  Abzug  der 
.Spieleinlagen  nach  G.  v.  31.  März  1890  dieser 
Lottogeblmr  von  15° 0,  wenn  sie  mindestens 
2 fl.  betragen.  Die  Gebühr  von  Gewinsten  hat 
die  Spieluuternehmuug  von  den  nach  dem  Spiel- 
plan entfallenden  Treffern  abzuziehen  und  zur 
Zeit  der  Fälligkeit  der  Gewinste  unmittelbar 
zu  entrichten. 
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Durch  das  Sperrgesetz  für  ausländische  j 
Lose  vom  28.  März  1889  können  diese  nur  in- 
soweit Gegenstand  des  rechtlichen  Verkehrs  im  i 
Inland  sein,  als  sie  staatlich  oder  mit  staat- 
licher Garantie  vor  dem  I.  März  1889  ansgege- 
ben und  noch  im  April  1889  gestempelt  wurden. 
Sie  unterliegen  der  Stempelabgabe  nach  Skala 
III.  (Für  die  österreichischen  Stempelabgaben 
vgl.  besonders  Wieser,  Art.  „Gebührengesetz“ 
im  Oesterr.  Staatswörterbuch  Bd.  II  S.  58(5  bis 
(50f>  und  für  das  „Skalensvstem“  Nr.  IV,  S. 
598  ff.). 

4.  Frankreich.  Die  Lose  der  Lotterieen  j 
uuterliegeu  im  allgemeinen  allen  denjenigen 
Auflagen  und  Abgaben,  welche  die  mobilen  j 
Werte  treffen:  den  Stempelsteuern,  der  Besitz- i 
wechselabgabe  und  der  4 prozentigen  i partiellen) 
Kapitalrentensteuer.  Nach  dem  Dekret  v.  15. 
Dezember  1875  findet  die  letztere  Abgabe  An- 
wendung auf  den  Betrag  der  ausgegebenen  i 
Lose  in  französischer  Währung  und  bei  Prä- 1 
mienanleihen  auf  die  Kapitaldinerenz  zwischen 
der  heimgezahlten  Valuta  und  dem  Emissious-  j 
kurse  Wenn  letzterer  nicht  festzustellen  ist,  | 
so  wird  als  solcher  das  Zwanzigfache  des  Zins- 
betrages angenommen.  Die  Steuer  ist  vom  \ 
Losunternehmer  au  den  Enregistreiuentseiu-  j 
nehmer  des  Wohnsitzes  des  Unternehmers  in- ' 
nerlmlb  20  Tagen  nach  der  Verlosung  abzu- 
führen Gleiche  Grundsätze  gelten  auch  für 
fremde  Lose,  die  in  Frankreich  zugelassen  sind. 
Nur  tritt  an  die  Stelle  des  Losunternehmers 
der  EinfiHirer  der  Lose. 

5.  Italien.  Das  Lotteriespiel  unterliegt 
einer  Mehrzahl  von  Taxen,  Stempel-  und  ähn- 
lichen Abgaben  und  die  Gewinste  der  Imposta 
sulla  riehezza  mobile  (Einkommensteuer).  An 
dieser  letzteren  sind  die  Spielgewinne  189(5  bis 
1897  mit  (5,439  Millionen  Lire  beteiligt  ge- 
wesen. 

Littcratur : Bender,  Die  Lotterie,  Heidelberg 
1832.  — Dornet  he,  Lotterierecht,  Git  tern  18.}  1. 
— WiUt,  Die  öffentlichen  Glücksspiele,  München 
1862.  — Endemann,  Beitrüge  zur  Geschichte 
der  Jxittei  ie  und  tum  heutigen  Lottcrier echte,  | 
Bonn  1882.  — Marclnoirnkl,  Die  preussischc , 
Staatxtottcrie  vor  dem  Forum  der  Landrttver*  \ 
Iretuntj,  in  Schum'  Fin.-Arrh.  I,  830.  — Der-  J 
seihe,  lotteriewesen  im  Königreich  Freitagen, 
Berlin  1802,  mit  Ergii  nznngsheft  180.}.  — 

Selm  tut.  Der  preuasiarhe  Lotterie- Etat  in  der 
preuasiachen  Kummer,  in  Schum'  Fin.-Arch.  II, 
1066  und  III,  010.  — Warschauer,  Die  Quitten- , 
und  Giitcrlotterie  in  Preussen,  in  Schum’  Fin .-  • 
Arch.  II,  716.  — Derselbe,  Entatchnng  und 
Entwickelung  der  K lasacnlolterie  in  IWussen,  ; 
Zcitachr.  f,  Stau  Our.,  Bd.  J}2,  Heß  4.  — Der- 
selbe. Geschiiflsresultate  der  K lasxenlottcric  in 
Preuascn  und  die  Vergliche  bezüglich  deren  Auf- 
hebung, Jnhrb.  f.  Gea.  u.  Verte.  1886,  S.  lJ}8.  — 
Derselbe,  Die  Zahlenlotterie  in  lh-eussen,  Leip-  j 
tig  1886.  — Dietrich , J)na  Spiel  und  die 
K laaaenlotterie,  Dreaden  1887.  — Horchern, 
Die  Stuulalotteriern  im  Deutachrn  Reich,  Brunn • I 
schweig  1803.  — Lnnnon,  Lotterie  und  Volks- 
wirtschaft (volkswirtschaftliche  Zeitfragen  128  12.}). 
— Petili  di  Itorelo,  Del  guico  del  lotto  1833. 
— Sieghart,  Geschichte  und  Statistik  des } 
Zahlenlottos  in  Oesterreich,  Wien  1808  ( Wiener 
sUiatstrifsenschn ft  liehe  Studien  I,  2).  — Der-  , 


selbe.  Die  öffentlichen  Glücksspiele,  Wien  1890. 

— .1/.  v.  Ileckcl,  Art.  Lotterie  und  Lotterie- 
bestenernng,  im  II.  d.  St.  1.  Au  fl.,  Bd.  IV.,  S. 
1067 — 107.}.  — Derselbe , Art.  Lotterie  und 
Lotteriebestruerung,  in  Elstcrs  Wörterbuch  der 
Volksw.,  Bd.  II,  S.  204 — 208.  — v.  Mayr,  A rt. 
Lotterie,  in  r.  Stengels  W.B.  des  ileutschen  Ver- 
wallungsrechts,  Bd.  II,  S.  33 — 59.  — t>.  Mir- 
bach, Art.  Ditto,  im  öslrrr.  Staatsiriirtcrbuch, 
Bd.  II,  S.  669 — 672.  — ll‘(csc»\  Art.  Gebühren- 
gesetz, Bd.  I,  S.  392  ( Gewinnsteuer). — Dura  nt 
de  St.  Audri,  Art.  I.oterie,  in  Sag*  Diction- 
nuire  des  ßnancex,  vol.  II,  p.  ,}87 — 494.  — 
Derselbe,  La  lotrrit  rt  ses  upplicutions  les  plus 
remartptables  (Revue  generale  d'administratian 
1890).  — Tranchant,  Art.  Loterie,  in  Block 
Dict.  de  V Administration  frun gaise,  p.  1422.  — 
Scrcizio  del  Ditto.  Exercizio  1897  98,  Roma  1899 
(Denkschrift).  — Ausführlicher  Litleruturnach- 
j reis  bei  Sieghart,  Glücksspiele  (x.  ».).  — v. 
Scheel,  in  Schönberg  II fr  S.  75  76.  — Bau, 
Finamwisxcuschaß,  4 • Auf.,  Heidelberg  1859, 

220 — 226.  — Ruscher,  System  IV  § 30.  — 
v.  Hock,  Oejfenttiehc  Ausgaben  und  Schulden, 
Stuttgart  1863,  S.  157.  — Schtljjlc,  Grundsätze 
der  Steuerpolitik,  Tübingen  1880,  S.  43  7.  — 
Roscher,  Versuch  einer  Theorie  der  Finanz- 
regalien,  in  den  Abhandlungen  der  kgl.  sächs. 
Gesell  sch.  d.  Wissentch.,  Bd.  XXI,  Leipzig  188.}. 

— Marcinotcskl,  Die  in  Preuascn  neben  der 
Staatslotterie  zugclossene  n Lotlcrieunternehmungeu, 
Zeitxchr.  des  kgl.  prenss.  stalist.  Bureaus,  1887, 
S.  44.  — Eheberg,  Grundriss  der  Finanz- 
Wissenschaft,  5.  Auf.,  Erlangen  1898,  S.  83  8}. 

— Stein,  Lehrbuch  der  Finamwissenschuft,  3. 
Aufl.,  Leipzig  1883,  II,  S.  343jff.  — • ,/acob, 
Staatsfmanzwissenschaft,  Halle  1821,  I,  377 ff.  — 
Malclius , Handbuch  der  Finanz  Wissenschaft 
und  Finamecnraltung,  Stuttgart-Tübingen  1830, 
I,  % 63.  — Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  1866,  I, 
S.  283  ff.  — Berg  las,  Grundzüge  der  Finanz- 
wissenschaft, 2.  Aufl.,  Berlin  1871,  Kap.  2,  j)  31. 
— r Plcrnas  Hurtado,  Tratndo  de  Hacienda 
publica  g eratnen  de  la  rspaiuda,  Madrid  1891, 

4 ed.,  f.  II,  S.  341—346. 

Max  von  Ileckcl. 


Lotz,  Johann  Friedrich  Eusebius, 

geb.  am  13.  I.  1770  zu  Sonuefeld,  im  damaligen 
Herzogtum  Sachsen-Hildburghausen,  gest.  am 
13.  XL  1838  in  Coburg,  studierte  in  Jena  die 
Rechte,  wurde  1810  Kegierungsrat,  lehnte  1819 
die  ihm  von  der  Universität  Bonn  angetragene 
Professur  für  Staatsrecht  und  Staats  Wirtschaft 
ab  und  trat  1824  als  Geh.  Regiernngsrat  in 
sachseu-eoburgische  Dienste. 

Lotz  veröffentlichte  von  staatswisseuschaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Staatswirt- 
scbaftliche  und  juristische  Nachrichten,  2 Bde., 
Hildburgliauscn  18(X)— 1801.  — Ueber  den 

Begriff  der  Polizei  und  deu  Umfang  der 
Staatspolizeigewalt,  ebd.  1807.  — Ideeen  über 
öffentliche  Armenhäuser  und  ihre  Organisation, 
ebd.  1810.  — Revision  der  Grundbegriffe  der 
Nationalökonomie,  in  Beziehung  auf  Teuerung 
und  Wohlfeilheit,  angemessene  Preise  und  ihre 
Bedingungen,  4 Bde.,  Coburg  1811—14.  — 


lieber  die  Ansprüche  und  Forderungen  des 
Grossli erzogt u ins  Sachsen- Weimar  an  die  herzog- 
lich sachsen-coburgische»  Lande  aus  den  thü- 
ringischen Regierungsverhältnissen  im  Jahre 
1814,  ebd.  1818.  — Handbuch  der  Staatswirt- 
schaftalehre, 3 Bde.,  Erlangen  1821  22;  dasselbe, 
2.  Aufl.,  ebd.  1831  38.  - 

b)  in  Zeitschriften:  1)  im  Archiv 
der  politischen  Oekouomie  und  Polizei  Wissen- 
schaft, Heidelberg:  Ueber  das  badische  Zelint- 
abUisungsgesetz,  Bd.  I,  1835,  S.  287  ff.,  ferner 
Besprechungen  von  Schriften  folgender  Autoren : 
J.  Bowring,  v.  Biilau,  Nebeuius.  W.  Neuuiann. 
Say  etc.  iu  den  Bdn.  I— -III.  1835—38.  — 2,i  in 
Pölitz’  Jahrbüchern  für  Geschichte  und  Staats- 
kunst. Leipzig:  Einige  Bemerkungen  über  die 
Begriffe  vom  reinen  Ertrage  und  reinen  Ein- 
kommen in  staatswirtschaftlicher  Beziehung, 
Jahrg.  I,  1828.  Bd.  1,  S.  61  ff.  — lieber  die  not- 
wendige Reform  unseres  deutschen  Miinzwesons. 
Jahrg.  I,  1828,  Bd.  4,  8.  213ff.  — 3}  in  Biilau, 
Neue  Jahrbücher  der  Geschichte,  der  Staats- 
und Kameralwissenschaften,  Leipzig:  Ueber  den 
Wert  und  die  Stellung  immaterieller  Güter  iu 
der  Staatswirtschaftslehre,  Jahrg.  I.  1838.  Bd.  1, 
S.  193  ff. 

Lotz  ist  iu  mancher  Hinsicht  ein  Vorläufer 
jener  modernen  Theoretiker,  welche  die  alte 
Lehre  von  den  Produktionsfaktoren  Natur.  Ka- 
pital und  Arbeit  für  irrig  erklären  und  den 
Satz  vertreten,  dass  produktiv  allein  der  Geist 
des  Menschen  sei,  soweit  er  Gedanken  der 
Brauchbarkeit  verwirkliche.  Genau  wie  diese 
modernen  Theoretiker,  welche  Kapital  und  Ar- 
beit als  Produktionselemente,  nicht  alsProdnk- 
tionsfaktoren  ansebeu,  erklärt  Lotz,  dass  an  sich 
weder  das  Kapital  noch  die  Arbeit  produziere. 
Er  weist  insbesondere  nach,  dass  eine  auch  noch 
so  anstrengende  Arbeitsleistung,  wenn  die  Fällig- 
keit und  Geneigtheit  zur  Verwirklichung  von 
Brauchbarkeitsgedanken  fehlt,  nicht  produziert. 
Iu  einem  Punkte  fehlt  jedoch  die  Konsequenz 
in  der  Durchführung  dieser  Theorie  bei  Lotz. 
Es  wäre  von  seinem  Standpunkte  aus  folge- 
richtig gewesen,  auch  bei  Ackerbau  und  Vieh- ; 
zucht  allein  den  menschlichen  Geist,  der  die } 
vorhandenen  Stoffe  und  Kräfte  kombiniert  und 
die  Züchtung  und  Ernährung  der  Tiere  kou- : 
trolliert,  als  produktiv  anzuerkennen;  Lotz  | 
spricht  statt  dessen  davon,  dass  neben  dem  J 
menschlichen  Geiste  die  Natur  produziere.  Es 
ist  dies  bei  ihm  wie  bei  Adam  Smith  eine  An- 
lehnung an  die  Physiokratie,  begreiflich  aller- 
dings in  einer  Zeit,  welche  noch  nicht  die  Ge- 
setze der  Statik  in  der  Landwirtschaft  erkannt 
hatte. 

Die  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  Gut, 
Wert,  Preis  und  Vermögen  haben  einen  vor- 
züglichen, durch  Klarheit  des  Gedankens  aus- 
gezeichneten Interpreten  in  Lotz  gefunden. 
Auch  war  er  der  erste  deutsche  Nationalökonom,  ; 
der  die  frühere  theoretische  Kombination  von 
Wert  und  Preis,  welche  Begriffe  er  als  unab- 
hängig von  einander  erklärte,  aufhob  und  der 
das  bedeutende  Wort,  dass  in  der  Werttheorie 
Geistiges  durch  die  Güterwelt  wehe,  aussnrach. 
Gegen  Rau  bestreitet  Lotz,  dass  die  Thätigkeit , 
der  Vermittelung  von  Waren  an  den  Konsu- 
menten eine  kaufmännische  Produktivität  sei. 
und  begründet  seine  dissentierende  Ansicht  durch 


' den  Hinweis  auf  das  Einkommen  des  Kauf- 
manns. welches  nur  das  Entgelt  des  Produ- 
zenten für  die  kaufmännische  Dienstleistung  sei. 
Von  Sismondi  sonst  iu  vielem  abweichend,  ver- 
j urteilt  Lotz  mit  ihm  übereinstimmend  die  Be- 
lastung des  notwendigen  Verbrauchs  mit  Steuern 
und  Zöllen,  Ausführungen,  auf  die  sich  Lassalle 
später  in  seiner  Rede  „Die  indirekten  Steuern 
und  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen“  ge- 
stützt hat. 

Vgl.  über  Lotz:  S t r e I i n , Geschichte  und 
Litteratur  der  Staatswissenschaft.  Erlangen  1827, 
| S.  81,  102,4.  213  14.  — Jenaer  allgemeine  Litte- 
raturzeitung.  Jahrg.  1839,  Intelligenzblatt  Nr.  6, 
März,  8.  4148.  — Roscher,  Geschichte  der 
Nat.,  München  18-17,  8.  655  ff.  — Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  XIX.  Leipzig  1884, 
8.  265  67.  — Meyer,  Die  Principien  der  ge- 
rechten Besteuerung,  Berlin  1884,  S.  30  ff.  — 
Zuckerkandl.  Theorie  des  Preises.  Leipzig 
1889.  S.  93  ff.  — 

Lippert. 


Lotz,  Walther  Jul.  Ed., 

Urenkel  des  vorigen,  geboten  am  21.  III.  1865 
zu  Gera,  studierte  1883  87  in  Leipzig  bei  Roscher, 
iu  Strassburg  lad  L.  Brentano  und  G.  F.  Knapp, 
promovierte  zum  Dr.  rerum  politicarum  1887  zu 
Strassburg;  arbeitete  1888  89  zur  weiteren  Aus- 
bildung im  Bankfacb,  siedelte  1889  auf  Auf- 
forderung von  L.  Brentano  als  dessen  Assistent 
am  neuerriebteten  staatswissensch.  Seminar  nach 
Leipzig  über,  habilitierte  sich  hier  1890.  1891 
folgte  er  einem  Rufe  an  die  Universität.  Mün- 
chen als  Professor  bonorarins.  1892  wurde  er 
I ausserordentlicher  Professor,  1897  ordentlicher 
Professor  der  Finanzwissensehaft,  Statistik  und 
Nationalökonomie  an  der  Universität  München. 
18i>4  war  er  Mitglied  der  vom  Reichskanzler 
Grafen  Caprivi  berufenen  Kommission  behufs  Er- 
örterung von  Massregeln  zur  Hebung  und  Be- 
festigung des  Silberwerts.  (Vgl.  insb.  die  von 
Lotz  verfasste  Nr.  19  d.  Drucksachen.) 

Er  veröffentlichte  an  stautswissenschaftliehen 
Schriften  a)  in  Buchform:  Geschichte  und 
Kritik  des  deutschen  Ban  kgesetzes 
vom  14.  III.  1875,  Leipzig  1888.  — Die 
VV  äh  ru  ligsfrage  in  Oester  reich -Ungarn 
und  ihre  wirtschaftliche  und  politische  Bedeu- 
tung. Leipzig  1889  (zuerst  im  Jahrb.  f Ges., 
Verw.  li.  Volksw.  veröffentlicht.)-—  Die  Teeh- 
n ik  des  deutschen  Eniissionsgesehäfts. 
Anleihen,  Konversionen,  Gründungen,  Leipzig 
1890  (zuerst  im  Jahrb.  f.  Ges,  Verw.  u.  Volksw. 
veröffentlicht).  — Die  I de  een  der  deut- 
schen Handelspolitik  von  1860 — 91  (Bd.  50 
d.  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozial]».),  Leipzig  1892.  — 
Dasselbe  in  italienischer  Uebersetzung:  Le  idoe 
de  Ile  politiea  commerciale  tedeaca  dal 
1860  al  1891.  Torino  1896  (übersetzt  von 
Lodovico  Eusehio).  — Christentum  und 
Arbeiterbewegung,  Leipzig  1891  (Nr.  4 
der  Evangelisch-sozialen  Zeitfragen).  — Mone- 
tary Situation  i n G e r m a n y , Philadelphia 
1893  {Nr.  95  der  Pnblications  of  the  American 
Academy  of  pol.  social  scieuce.)  — Die  Börsen - 
reform,  Dresden  1897.  (Auch  im  Jahrbuch 
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1890  97  d.  Gehestift  uug.)  — Der  Streit  um 
die  Verstaatlichung  der  Reichsbank. 
München  1897  /zuerst  in  Hirths  Annalen  ver- 
öffentlicht).— Die  Ke  form  der  direkten 
Stenern  in  Bayern  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  sozialen  und 
w i r t sch  a f 1 1 ic  h e n Ve  r h ä 1 1 n i s se,  München 
1898  (zuerst  iu  Brauns  Archiv  veröffentlicht). 
— Kritik  der  neuesten  Argumente  für 
Abgaben  auf  den  natürlichen  Wasser- 
strassen, Berlin  1898  (Heft  40  <1.  Schriften 
d.  deutsch-österreich-ungarischen  Verbandes  für 
Binnenschiffahrt,  auch  abgekürzt,  in  der  „Nation“ 
veröffentlicht).  — Verkehrsentwickelung 
in  Deutschland  1 800 - 1 900.  Sechs  volks- 
tümliche Vorträge  über  Deutschlands  Eisen- 
bahnen und  Rinnenwasserstrasseu . ihre  Ent- 
wickelung und  Verwaltung  sowie  ihre  Bedeu- 
tung für  die  heutige  Volkswirtschaft,  Leipzig 
19<K)  (Bd.  15  der  Sammlung  „Aus  Natur  und 
Geisteswelt“).  — I)  e r S c h u t z d e r d rutschen 
Landwirtschaft  und  die  Aufgaben  der 
künftigen  deutschen  Handelspolitik, 
Berlin  1900  {als  Heft  170/171  der  ..Volkswirt- 
schaftlichen Zeitfragen“  und  Nr.  2 der  Mit- 
teilungen des  Vereins  zur  Förderung  der  Han- 
delsfreiheit 1900  veröffentlicht). 

b)  an  g r ös a e r e n B e i t r ä g e n i n S a m m e 1 - 
werken  und  Zeitschriften:  1.  in  Bd.  45  d. 
Sehr.  d.  Ver.  f. Sozialpolitik : DasSchieds-und  Eini- 
gungsverfahren in  der  Walzeisen-  und  Stahlindus- 
trie Nordenglands.  Leipzig  1891  (auch  iu  der  Revue 
d'econ.  politique  unter  dem  Titel:  L'arbitragc 
et  la  oonciliation  dans  l’industrie  des  fers  lamines 
et  de  Lader  du  nord  de  lTAngleterre  veröffent- 
licht j.  2.  In  der  Revue  d'economie  politique 
1892:  Le  röle  social  de  la  grantle  iudnstrie.  8. 
In  den  Rapports  des  Congr^s  international  de 
la  legislation  douaniere  et  tle  la  reglementation 
du  travail  von  1898:  „Les  itlees  fundamentales 
de  la  politique  commerciale  alletnamle  pendaut 
les  20  derniferes  annees  iTraduit  par  M.  Schwerin). 
4.  Iin  H.W.B.  (erste  und  zweite  Aull.)  die  Artt. : 
Darlehnskassen,  Diskonto  und  Diskontopolitik, 
Emissionsgeschäft.  5.  In  Elsters  Wörterbuch  d. 
Volkswirtschaft  die  Artt.:  Geld,  Edelmetalle, 
Münzprägung,  Münzsystem,  Legierung,  Pari- 
täten, Greshamsches  Gesetz,  Währung,  Doppel- 
währung, Silberwährung,  Goldwährung,  Wäh- 
rungsstreit. 6.  Im  Janrb.  f.  Ges,  Verw.  n. 
Volksw.  1895,  8.  179  ff.,  885  ff..  1291  ff.:  Die  Er- 
gebnisse «ler  deutschen  Silberenquete.  Ferner 
kleinere  Aufsätze  und  Besprechungen  Vgl.  im 
übrigen  Generalregister  zu  den  ersten  25  Jahr- 
gängen, S.  81.  7.  In  den  Jahrbüchern  f.  Nut. 
u.  StaL  1894,  III.  Folge,  7.  Bd.,  S 887  ff.:  Die 
Lehre  vom  Ursprünge  des  Geldes.  Eine  metho- 
dologische Studie.  8.  ln  Holdheims  Wochen- 
schrift, später  Monatsschrift  für  Aktienrecht 
u.  s.  w. : 1894 : Ergebnisse  der  deutschen  Bürsen- 
enquete  für  die  Reform  des  Emissionsgeschüfts; 
1896:  Zur  Börsenreform. 

c)  Er  gab  heraus  1.  gemeinsam  mit  L.  Bren- 
tano die  seit  1893  in  Stuttgart  erscheinenden 
„Münchener  Volkswirtschaftlichen  Studien“.  2. 
Die  drei  Flugschriften  über  den  Münzstreit  der 
sächsischen  Alliertiner  und  Ernestiner  um  1580, 
Leipzig  1893  (Nr.  2 von  Brentano  und  Lesers 
Sammlung  staatsw.  Schriften).  3.  Bd.  89  der 
Schriften  d.  Ver.  t.  Sozialpolitik.  Leipzig 


1900:  Eisenbnhntnrife  und  Wasser- 

strassen. 

Red. 


Lueder,  August  Ferdinand, 

geh.  zu  Bielefeld  X.  1760,  wurde  1786  Professor 
der  Gcsehichte  am  Carolinum  in  Braunschweig, 
1 797  braunschweigischer  Hofrat,  1810  Professor 
der  Philosophie  in  Göttingen,  1817  Honorar- 
professor in  Jena,  wo  er  am  27.  11.  1819  starb. 
Lueder  gehört  neben  Christian  Jakob  Kraus 
(s.  d.)  und  Georg  Sartorius  (s.  d.)  zu  den  ersten, 
welche  sich  iu  Deutschland  um  Verbreitung  der 
Smithschen  Lehren  bemüht  haben;  besondere 
Verdienste  bat  er  sich  auch  um  die  weitere 
Entwickelung  der  Statistik  erworben. 

Er  veröffentlichte  an  staats  wissenschaft- 
lichen Schriften : Geschichte  des  holländischen 
Handels,  nach  Luzaks  Hollands  Rykdom  be- 
arbeitet, Leipzig  1788.  — Statistische  Be- 
schreibung der  Besitzungen  der  Holländer  in 
Amerika,  I.  Teil,  Braunschweig  1792.  — Ein- 
leitung in  die  Staatenkunde  nebst  eiuer  Statis- 
tik der  vornehmsten  europäischen  Reiche,  I.  Teil, 
Leipzig  1792.  — Materialien  zur  Statistik,  1. 
Heft,  Göttingen  1794.  — Geschichte  der  vor- 
nehmsten Völker  der  alten  Welt  im  Grundriss, 
Braunschweig  1800.  Natioualindustrie  und 
Staatswissenschaft,  nach  Ad.  Smith  bearbeitet, 
3 Teile,  Berlin  1800—1804.  — Repertorium  für 
die  Geschichte,  Politik  und  Staatenkunde,  I, 
1—3,  II,  I,  Berlin  1801—1805.  — Die  Natioual- 
industrie tind  ihre  Wirkungen , Braunschweig 
1808.  — Feber  die  Veredelung  der  Menschen, 
besonders  der  Juden,  Brannsckweig  1808.  — 
Ueber  die  Kultur  und  Industrie  der  Portugiesen, 
Berlin  1809.  — Leitfaden  der  alten  Geschichte 
zu  Vorlesungen . Braunschweig  1810.  — Ent- 
wickelung der  Veränderung  «les  menschlichen 
Geschlechts,  Brattnschweig  1810.  — Kritik  der 
Statistik  und  Politik  nebst  einer  Begründung 
der  politischen  Philosophie,  Göttingeu  1812.  — 
Kritische  Geschichte  «icr  Statistik,  Göttingen 
1817.  — Nationalökonomie  oder  Volkswirtschafts- 
lehre, nach  dem  Tode  des  Verfassers  herausg., 
Jena  1820. 

An  periodischen  Schriften  gab  er  heraus: 
Historisches  Portfeuillc,  zur  Kenntnis  der  gegen- 
wärtigen und  vergangenen  Zeiten  von  K.  R. 
Hansen  und  A.  F.  Lueder,  1. — 7.  Jabrg.  1782 — 
1788,  Frankfurt  a 0.,  und  im  Vereine  mit  A.  F. 
E.  Jakobi : Holländische  Staatsanzeigeu,  6 Teile. 
Göttingen  1784 — 1786. 

An  Uebersetzungen  erschienen  von  ihm: 
Ueber  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Kolonie 
am  Vorgebirge  der  guten  Hoffnung,  verglichen 
mit  ihrem  ursprünglichen.  Ans  dem  Französ. 
mit  Anmerkungen  von  A.  F.  Lueder,  Göttingen 
1786.  — Charaktere  und  Anekdoten  vom  schwe- 
dischen Hofe.  Aus  dem  Engl,  von  A.  F.  Lueder, 
Braunschweig  1790.  — Meermauu,  Jh.  Frhr. 
v.  Dalein : Reise  durch  Preussen , Oesterreich, 
Sicilien  und  an  diese  Monarchien  grenzenden 
Länder.  Aus  dem  Holland,  v.  A.  F.  Lueder, 
2 Teile,  Braunschweig  1794.  — J.  S.  Stavorinus, 
Reise  nach  dem  Vorgebirge  der  guten  Hoffnung, 
Java  und  Bengalen  1768  -1771;  aus  dem  Holland, 
mit  Anmerkungen,  Berlin  1796. 
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Vgl.  Uber  Lueder : Allg.  deutsche  | 
Biographie,  Bd.  19,  S.  877.  — Saalfeld, 
Gesell,  der  Universität  Güttingen,  S.  122.  — 
Koscher,  Gesch.  d.  Nat.,  S.  619. — John, 
Geschichte  der  Statistik,  1 (Stuttgart  1S84). 
S.  i:w  ff. 

./(«c/'  Sta  in  n i li  a in  in  er. 


Luther  s.  Reformation. 


Lnxas. 

1.  Theoretisches.  2.  Anschauungen  über 
Nützlichkeit  und  Schädlichkeit  des  L.  3 Die 
Aufwandgesetzgebnng.  4.  Schluss. 

1.  Theoretische«.  Leber  das  Wesen  des 
Luxus  sind  ungefähr  eben  so  viele  ver- 
scliiedenartige  Definitionen  aufgestellt  wie! 
über  «len  Begriff  des  Wertes  — von  jener  [ 
einfach  klingenden  Christian  Wolffs  an ! 
»Luxus  ist  Uebermut*  biszuderpessimistisch- 
pictistischen  Warhurtons  > Luxus  ist  ein  Ge- 
1 (tauch  der  von  der  Vorsehung  verliehenen 
Guter,  der  zum  eigenen  Schaden  des  Ge- 1 
brauchenden  führt«,  und  der  relativ  vernünf- 
tigen Plucquets  »Luxus  ist  ein  Gebrauch 
von  Dingen,  die  weder  nötig  noch  nützlich 
zur  Erhaltung  des  Lebens  und  der  Gesund- 
heit, auch  nicht  nötig  zur  menschlichen 
Glückseligkeit  sind«.  Man  wird  im  allge- 
meinen unter  Luxus  alle  Konsumtion,  welche 
das  durch  Bedürfnis  oder  Notwendigkeit ! 
gegebene  Mass  von  Aufwand  übersteigt,  zu 
verstehen  haben.  Ans  dieser  Begriffsbe- 
stimmung ergiebt  sich  einmal  die  Thatsaehe, 
«lass  der  Begriff  des  Luxus  ein  völlig  sub- 1 
jektiver  und  relativer  ist,  verschieden  je  j 
nach  den  durch  kulturelle  Entwickelung, 
Stand  und  Auffassung  bedingten  Verhält- 
nissen des  einzelnen  wie  der  Gesamtheit, 
andererseits  die  Notwendigkeit,  Luxus  von 
Begriffen  wie  Un Wirtschaftlichkeit  oder  Ver- 
schwendung zu  unterscheiden.1)  Die  beiden 
letzten  sind  rein  privatwirtschaftlicher  Na- 
tur. und  man  spricht  von  Un  Wirtschaftlich- 
keit schon  bei  dem  Mangel  zureichen« len 
Ausgleichs  zwischen  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen, von  Verschwendung  aber  bei  dein 
Mangel  jeglicher  Rücksichtnahme  auf  die 
Grenze  des  Einkommens.  So  schliesst  Ver- 
schwendung den  Luxus  niemals  aus,  dieser 
aber  die  Verschwendung  nicht  stets  oder 
an  sich  schon  ein.  Wie  relativ  der  Begriff 

')  Die  neueste  Definition  von  Anton  Vclle- 
man,  Der  Luxus  in  seinen  Beziehungen  zur 
8ozinlükonomie  (I.  Die  Theorie  der  Luxuskon-  j 
sumtion),  Hallenser  Dissertation  1898  S.  10  und 
11:  „L.  ist  jede  im  Dienste  der  Eitelkeit,  zum 
Zwecke  der  Prahlerei  oder  zur  Befriedigung  «les 
gemeinen  Sinnenreizes  geschehende  unproduktive 
Konsumtion“  beruht  wieder  auf  jener  einseitigen 
Betonung  der  Moral,  die  von  vorn  herein  allen 
Luxus  verdammt  und  damit  zu  keiner  objek- 
tiven Analyse  des  Begriffs  Vordringen  kann. 


des  Luxus  ist,  sieht  mau  auch  daraus,  dass 
er  keineswegs  dem  ebenso  relativen  Begriff 
der  Sjwrsamkeit  kontradiktorisch  entgegen- 
gesetzt ist.1)  »Wer  in  seiner  Wirtschaft 
einen  Uebersehuss  am  Jahresende  erzielt,  ist 
sparsam  zu  nennen,  wenn  auch  die  Summe 
s«*iuer  Ausgaben  an  sich  sehr  gross  sein  und 
einen  bedeutenden  Luxusaufwaud  mit  um- 
fassen mag.« 

Zu  den  Luxusgütern,  die  ebenso  wie 
deren  Erwerbsquelle»  «lern  Wandel  unter- 
worfen sind,  werden  alle  die  Gegenstände 
gerechnet  werden  müssen,  welche  dem  Sub- 
jekt der  Scliützung  im  Vergleich  mit  der 
ihm  zukommeuden  normalen  Konsumtion  ent- 
behrlich erscheinen.  Es  ist  kein  Luxus, 
wenn  der  Reiche  täglich  ein  Glas  einfachen 
Tischweins  trinkt,  während  für  den  Annen 
«»in  gleicher  Genuss  unter  den  Begriff  des 
Luxus  fallen  muss. 

Luxusgegenstände  verlieren  ihre  Bedeu- 
tung. wenn  sie  zu  »gemein«  werden  oder 
wenn  im  K u ustgesc h mack  ein  Wechsel  ein- 
tritt.  So  hat  der  Bernstein  aufgehört  Mode- 
artikel zu  sein,  als  die  Landflauen  am  l*o, 
wie  Piinius  berichtet,  mächtige  Schnüre  von 
Bernstcink« (tallen  trugen,  oder  als  hellenisch- 
klassißchos  Kunstempfinden  das  bloss  stoff- 
liche orientalische  Kunstempfinden  ver- 
drängte.'-) So  sind  in  unseren  Tagen  die 
Oeldruekbilder,  gegen  die  noch  in  den  70er 
Jahren  auch  ein  geläutertes  Kunstempfinden 
sieli  keineswegs  gesträubt  hat,  allmählich 
aus  «len  Wohuräumcu  der  Wohlsituierten 
geschwunden,  seitdem  sie  in  einfachen 
Bauernhäusern  oder  Wirtsstuben  die  Wände 
zierten  und  seitdem  die  Erzeugnisse  der 
Kunstmaterei  (freilich  diese  durch  die  Kon- 
kurrenz verbilligt)  in  immer  weiteren  Kreisen 
Eingang  gefunden  haben. 

Man  hat  wohl  mit  Rau  die  drei  histori- 
schen Luxusstufen  der  grobsin nlicheu  Ge- 
nüsse, der  Genüsse  der  Zierlichkeit  und  der 
Genüsse  von  Kunst  und  Wissenschaft  oder 
mit  Roscher  den  Luxus  des  Mittelalters, 
den  blühender  und  reifer  Zeitalter  und  den 
verfallender  Nationen  unterschieden.  Wäh- 
rend «las  Mittelalter  mit  einheimischen  lWlen- 
erzeugnissen  oder  menschlicher  Arbeitskraft 
Luxus  treibe,  erfreue  sich  die  zweite  Periode 
an  geistigem,  die  letzte  an  unsittlichem,  un- 
natürlichem Luxus,  indessen  wird  eine 
objektiv-kritische  Betrachtung  in  der  geneti- 
schen oder  statistischen  .Methode  den  Vor- 


M Nach  v.  Manteuffel.  Das  Sparen.  Hall. 
Dissertation  1900  S.  4 heisst  Sparen:  „Durch 
Konsumboschränkung  einen  Verinögeuszuwachs 
schaffen.“ 

*)  Vgl.  A.  v.  Schweiger  - Lerchenfeld  im 
Export  XXI,  9,  S.  104  im  Anschluss  an  v.  Sa- 
dowski,  Die  Handelsatrasse  der  Griechen  und 
Römer,  und  Geling,  Osservazioni  sopra  il  com- 
mercio  dell'  ambra. 
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ifg  erkenuen  und  an  ihrer  Hand  zu  dem 
rgebnis  gelangen,  dass  linier  eine  solche  I 
lassifikation  unmöglich  alle  zu  einer  Zeit 
errschenden  Luxusbegriffe  subsumiert  wer- 
en  können  und  dass  daher  eine  historische 
Darstellung  des  Luxusbegriffes  und  seiner 
ait  Wickelung  mindestens  gleichen  Schwierig- 
eiten  begegnen  muss  wie  eine  Geschichte 
es  Luxus  überhaupt,  ein  Versuch,  den 
iaudrillart  mit  eben  so  viel  Ausdauer  wie 
Erfolglosigkeit  unternommen  hat. 

2.  Anschauungen  über  Nützlichkeit 
ind  Schädlichkeit  des  L Weitgehende 
Folgerungen  werden  an  eine  Darstellung  der 
Anschauungen  vergangener  Zeiten  über ! 
Nützlichkeit  und  Schädlichkeit  des  Luxus 
nicht  geknüpft  werden  können,  weil  die  j 
Schriftsteller  ohne  Kenntnis  dessen,  was 
gegenwärtig  die  Wissenschaft  mit  dem 
Begriff  desselben  verbindet,  unter  Luxus , 
fast  ausschliesslich  die  privat  wirtschaftliche  j 
Kategorie  der  Verschwendung  verstehen. 
Stets  vernehmen  wir  deshalb  absprechende 
Urteile  über  den  Luxus  in  Zeiten,  deren 
vorgeschrittenes  Wirtschaftssystem  auch  die 
Auswüchse  eines  solchen  zur  Keife  kommen  i 
Hess  und  eine  übertriebene  Reaktion  gegen 
die  bestehende  Verweichlichung  zur  Folge 
hatte. 

Die  frühere  und  namentlich  die  klassi- 
sche Epoche  der  griechischen  Philosophie 
wirft  nur  gelegentlich  diese  Frage  auf,  so 1 
wenn  Platon  aus  seinem  Staate  Frau  und  | 
Eigentum  als  Hauptveranlassungen  zum 
Luxus  verbannen  möchte.  Im  Gegensatz  zu 
der  unsittlichen  Bedürfnislosigkeit  des  Cynis- 
mus  und  der  epikureischen  Lehre  mit  ihrer 
unklaren  Ethik  steht  die  durchgebildete 
Sittenlehre  der  Stoa,  die  namentlich  den 
eklektischen  Moralisten  Seneca  zu  wieder- 
holten Sittenpredigten  gegen  den  Luxus,  die 
Verschwendung  in  Gastereien,  Kleidung  und 
litterarischer  Produktion  begeisterte.  Das 
feurige  Pathos  der  Satiren  Juvenals  spinnt 
die  Gedanken  Senecas  weiter  aus:  allein 
ihre  einseitige  Schilderung  des  gesellschaft- 
lichen Luxus  jener  Zeit  verrät  die  dem  Alter- 
tum eigentümliche  Geringschätzung  der  be- 
rechtigten Bedürfnisse  des  Menschen.  Hierzu 
gehört  auch  die  sentimentale  Naturschwär- 
inerei  des  älteren  Plinius,  die  sich  als  fort-  j 
währende  Deklamation  gegen  den  Luxus 
erweist;  wie  dem  Horaz  die  Gewinnung  des 
Feuers,  so  erscheint  ihm  die  Erfindung  des, 
Geldes  als  der  Beginn  der  völligen  zeitlichen 
Verderbnis. 

Alle  diese  übertriebenen  Ansichten  er-  ( 
halten  ein  anderes  Aussehen,  seitdem  Fried- 
ländere Sittengeschichte  Roms  den  Beweis 
erbracht  hat,  dass  einer  objektiven  Betrach- 
tung der  Luxus  der  Kaiserzcit  keineswegs 
grösser  erscheinen  muss  als  der  in  Epochen 
neuerer  Geschichte,  beispielsweise  im 


Deutschland  des  10.,  13.,  14.,  15..  17.,  18. 
Jahrhunderts,  in  Polen  unter  Stanislaw 
August  oder  in  Frankreich  zur  Zeit  des 
Direktoriums  und  des  zweiten  Empire,  ja 
dass  namentlich  die  (»ft  beklagte  Putzsucht 
der  Frauen  des  alten  Rom  den  Luxus  der 
Tracht  in  neueren  Zeiten  kaum  erreicht  hat. 

Einsam  erhebt  sich  im  Altertum  nur  die 
Gestalt  des  Aristotelikers  Herakleides  Pou- 
tikos,  der  den  Luxus  als  Sporn  zu  allen 
menschlichen  Tugenden  bezeichnet  und  die 
Grossthaten  hellenischer  Geschichte  als  durch 
das  Reizmittel  des  Luxus  hervorgerufen 
darstellt. 

Ebenso  einseitig  wie  einstimmig  in  der 
Verdammung  des  Luxus  sind  die  Anschau- 
ungen der  Patristik  und  Scholastik,  deren 
übernatürliche  Moral  ebenso  wie  im  Alter- 
tum die  philosophische  Spekulation  zur  An- 
erkennung des  Grundsatzes  absoluter  Be- 
dürfnislosigkeit führte.  Erst  das  ausgehende 
Mittelalter  und  der  in  der  Neuzeit  erfolgte 
Aufschwung  von  Handel  und  Industrie 
bahnten  eine  zweite  freiere  Auffassung  an. 
Immerhin  ergehen  sich  auch  noch  die  Po- 
pularredner  des  15.  Jahrhunderts,  ein  Geiler 
von  Kaisersberg,  oder  selbst  Humanisten 
wie  Ulrich  von  Hutten  und  Reformatoren 
wie  Luther  und  Calvin  in  einseitigen  Klagen 
über  die  Schädlichkeit  des  Luxus,  lassen 
sich  beim  Anblick  des  üppigen  Hoflebeus 
der  Valois  auch  der  Seneca  Verehrer  Mon- 
taigne (1533 — 1592)  und  sein  Schüler 
Charron  (1541 — 1603)  zu  Aeusserungen  wie 
der,  Bereits  die  Kleidung  sei  eine  Art  Luxus, 
hinreissen.  Im  17.  Jahrhundert  sind  es  vor- 
nehmlich die  geistreichen  »Provinciales*  des 
Jansenisten  Blaise  Pascal  (1628 — 1662),  für 
den  der  Beginn  des  verwerflichen  Ueber- 
flusses  mit  dem  Zeitpunkt  der  Befreiung 
von  der  Askese  zusammenfällt , sind  es 
Schriften  Föneions  (1651 — 1715),  welche 
eine  Fülle  von  Verdammungsurteilen  über 
den  Luxus  enthalten.  Vor  allem  ist  aber 
als  hervorragendster  Gegner  des  Luxus  im 
18.  Jahrhundert  J.  J.  Rousseau  hervorzu- 
heben, dessen  Ideeen  über  den  Luxus  den- 
jenigen des  älteren  Plinius  und  Seneca,  in 
dessen  Ueberschätzung  Rousseaus  Zeitgenosse 
Diderot  schwelgte,  nicht  unähnlich  sind, 
während  auf  der  anderen  Seite  Männer  wie 
Mandeville  (Bienenfabel  1706).  Voltaire 
(Mondain.  Apologie  du  luxe  und  Sur  l’usage 
de  la  vie),  Melon  (Essai  politique  sur  le 
commerce  1734),  Hume  (On  refinement  in 
the  arts,  1753)  und  Dumont  (Theorie  du 
luxe  1771),  vorzüglich  aber  einige  Merkan- 
tüisten  und  die  Physiokraten  die  Verteidi- 
gung des  Luxus  übernahmen.  Adam  Smith, 
sonst  ein  Gegner  des  Luxus,  weil  dieser 
den  zur  Förderung  des  Nationalreichtums 
erforderlichen  Ueberschuss  der  Produktion 
über  die  Konsumtion  schwer  erzielen  lasse, 
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weiss  doch  wohl  den  Luxus  in  dauerhaften 
und  den  in  rasch  vergänglichen  (intern  aus- 
einanderzuhalten; der  ersterc,  näher  mit 
Sparsamkeit  verwandt,  sei  nicht  geeignet. 
Individuum  oder  Nation  arm  zu  machen 
( Wealth  of  nations  II , 3).  Sein  Schüler 
Robert  Malthus  erkannte  in  der  Vermehrung 
der  Bedürfnisse  der  Mehrzahl  eines  der 
Schutzmittel  gegen  die  Gefahr  der  lTeber- 
völkerung  und  damit  die  relative  Nützlich- 
keit des  Luxus. 

Unter  den  neueren  hat  noch  Schäffle  den 
Luxus  als  Zerrbild  der  wirtschaftlichen  Ge- 
sittung bezeichnet  (Xat.-Oek.  1801  S.  150) 
und  hat  von  den  Sozialisten  vor  allem 
Proudhon  die  Verwerflichkeit  eines  weit- 
gehenden Luxus  hcrvorgehohen.  Auch 
Emile  de  Laveleye  will  gemäss  seiner  Defi- 
nition : »J'appelle  objet  de  luxe  tonte  chose 
<pii  ne  repond  pas  ü un  premier  besoin  et 
uui,  coutant  beaucoup  d’argent  et  par  suite 
de  travail,  u’est  ü la  jtortöo  <pie  du  |>etit 
nombre-  l)  nichts  von  einem  angemessenen 
und  erlaubten  Luxus  wissen:  'Die  Ver- 

dammungsnrteile,  welche  die  Weisen  des 
Altertums  wie  die  Kirchenväter  und  christ- 
lichen Kanzelredner  mit  solcher  Einhelligkeit 
und  Beredtsamkeit  gegen  den  Luxus  ge- 
schleudert haben,  sind  auch  nach  dem  heu- 
tigen Stande  dei  Wissenschaft  durchaus  ge- 
rechtfertigt.'- Roschers  auf  Ferguson  und 
Rau  aufbauender  Aufsatz  ist  demgegenüber 
für  alle  weiteren  objektiven  Untersuchungen 
massgebend  geblieben,  unter  anderen  ist 
selbst  Baudrillarts  oft  gerühmtes  Buch  ledig- 
lich eine  Paraphrase  dieses  Aufsatzes. 

Die  bis  auf  die  neueste  Zeit  immer 
wieder  auftauchenden  Verdammungsurtcile 
mit  ihrer  das  Gebiet  des  Sittlichen  ein- 
engenden Betonung  der  Moral  haben  ihren 
letzten  Grund  fast  immer  in  einer  falschen 
Definition  des  Luxus,  für  welche  die  des 
älteren  J.  B.  Say,  Luxus  ist  Gebrauch  sel- 
tener und  kostspieliger  Gegenstände,  als 
typisch  gelten  kann.  Von  einer  solchen 
Definition  aus  gelangt  dann  J.  B.  Say  na- 
türlich zu  der  Behauptung,  dass  derjenige, 
der  hervorragende  Fähigkeiten  oder  liedou- 
tenden Einfluss  dazu  benutzt,  um  den  Luxus 
zu  fördern,  sich  einer  Vers  eh  wörung 
gegen  das  Glück  der  Völker  schuldig 
macht. 

Der  einseitigen  Betonung  der  Moral  steht 
l>ei  den  Verteidigern  die  elienso  einseitige 
Betonung  des  Fortschrittes  der  Civilisation 
und  des  Rechts  des  Individuums  entgegen, 
die  beispielsweise  einen  Montesquieu  zu  der 
Anschauung  von  der  Notwendigkeit  des 
Luxus  in  Monarchieen,  seiner  Verwerflich- 


keit in  der  Republik  führte  und  andere  wie 
Thiers  zu  der  berühmten  principiell  durch- 
aus zu  missbilligenden  Argumentation,  dass 
der  Luxus  der  Reichen  die  Armen  ernähre, 
veranlasste,  ein  Satz,  den  noch  extremer 
Mommsen  so  formulierte:  > Der  grossstäd ti- 
sche Luxus  macht  manche  fleissige  Hand 
reich  und  ernährt  mehr  Arme  wie  die 
almosenspendende  Menschenliebe*  (Rom. 
Geseh.  III,  518). 

festzuhalten  ist,  dass  beide  Theorieen 
gleich  einseitig  sind  und  dass  je  nach  der 
geschichtlichen  Entwickelungsstufe  eines 
Volkes  die  Frage  eine  andere  Beantwortung 
erheischt.  'Bei  einem  gesunden  Volke  ist 
auch  der  Luxus  gesund,  liei  einem  kranken 
auch  der  Luxus  krank  und  krankmachend <• 
(Roscherl.  Sehr  oft  hat  sieh  ein  den  Zahl- 
mitteln entsprechender  Luxus  nicht  nur  in 
vorgeschichtlichen,  sondern  auch  in  geschicht- 
lichen Zeitläuften  als  ein  llaupthebel  von 
Handel,  Industrie  und  Kunst  erwiesen, 
wofür  das  Beispiel  der  italienischen  Kom- 
munen der  Renaissance,  der  Patricicrstädte 
Flanderns  und  auch  unserer  deutschen  Städte 
des  Mittelalters  besonders  instruktiv  ist. 
»Nicht  bloss  im  Hause  der  Patrieier»,  sagt 
Georg  von  Below,  »auch  in  den  kleinbüiger- 
lichen  Kreisen  fand  das  Kunsthandwerk 
reiche  Pflege;  auf  die  Ausschmückung  seiner 
Wohnstul»e  und  der  Prunkkfiehe  legte  der 
einfache  Bürger  ebenso  Wert  wie  der 
Patricier  auf  die  Dekoration  seiner  statt- 
lichen Räume  — *)  und  seldiesst  mit  dem 
Wort  von  Wilhelm  Grimm:  »Was  kann 

reizender  sein  als  das  Bild  einer  Stadt  des 
Mittelalters?  Künste,  die  nur  Reichtum  er- 
nährt, zogen  herbei»  u.  s.  w.-)  Betrachtet 
mau  im  Gegensatz  dazu,  wie  sich  cl>enso 
[ oft  im  Verlauf  der  Geschichte  die  Schäd- 
lichkeit «los  Luxus  herausgestellt  hat,  so 
wird  man  nach  allem  zu  dem  Schluss 
kommen:  es  giebt  keinen  absoluten  Massstab 
für  die  Beurteilung  des  Luxus,  aber  es 
giebt  keinen  besseren  Massstab  für  die  Be- 
antwortung unserer  Frage  als  die  Wirkung 
des  Luxus  auf  die  kulturelle  Entwickelung. 
Trügt  er  zur  Veredelung,  zur  wirtschaftlichen 
und  sittlichen  Hebung  des  einzelnen  wie  der 
Gesamtheit  bei,  so  hat  er  volle  Berechtigung, 

| im  entgegengesetzten  Falle  nicht.  Verschafft 
[ er  dein  einzelnen  ein  Itehagliehcs  Genuss- 
lelien  auf  Kosten  der  allgemeinen  Sittlichkeit 
und  des  Wohlbefindens  der  Gesamtheit,  so 
überschreitet  er  die  Grenze  des  sittlich  Zu- 
lässigen. 

Bezüglich  der  i n d i v i d u el  1 e u N ützlich- 
keit  muss  mau  unter  den  Menschen  untersehei- 


Ber 


’>  Georg  von  Below,  Das  ältere  deutsche 
')  Le  luxe.  2p  ed.,  Paris  et  Verviers  1835.  ’ Stiidrewesen  und  Bürgertum  iHeyeks  Mono- 
deutsche  Satz  nach  der  Uebersetzung  von  j grapliieen  zur  Weltgeschichte  VI)  18t *8,  S.  70. 


Eugenie  Jacobi.  Neuwied  und  Leipzig  1893,  S.  12. 


*)  v.  Below.  a.  a.  0.  S.  135. 
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den  zwischen  solchen,  die  wie  ein  Macchia-  lose-  .1)  Auch  die  Tyrannen  Griechenlands, 
velli  ohne  Luxus  nicht  leben  können  (M.  an  so  Periander  von  Korinth,  (der  die  Hetären 
Vettori  1514).  deren  Wesen  ohne  ihn  nicht  ersäufen  lässt).  Piltakos  von  Mitylene  (der 
zur  Entfaltung  kommt  (vgl.  Richard  Wagner),  Verbrechen,  die  im  Rausche  verübt  sind, 
und  solchen,  die  lediglich  zumeist  des  strenger  bestraft  als  die  in  nüchternem  Zu- 
äusseren  Scheines  halber,  um  ihren  Reich- 1 stand  verübten)*),  und  die  pythagorilisieren- 


tum  zu  zeigen  oder  für  reich  zu  gelten,  dem 
Luxus  einer  Zeitperiode  huldigen.  Indessen 
lebt  sich  diese  zweite  Art  von  Luxus  ebenso 
wie  die  ihn  beeinflussende  gleichfalls  dem 
Wandel  unterworfene  Mode  ans,  »das  ver- 
gebliche Bestreben,  der  durch  die  moderne 
Entwickelung  der  Bekleidung  hervorgerufe- 
nen Gleichheit  zu  entfliehen,  erzeugt  den 
Modewechsele  sagt  v.  Ihering.  und  ich  setze 
in  seiner  Sprechweise  hinzu:  Das  vergebliche  | 
Bestreben,  der  durch  die  moderne  Anhäu- 


den  Staatsmänner  der  Griechenstädte  Unter- 
italiens, hier  besonders  der  im  7.  Jahrhun- 
dert v.  Ohr.  lebende  Gesetzgeber  der 
epicephyrischen  Lokrer,  Zaleukos,  erkannten 
in  einer  strengen  Luxusgesetzgebung  viel- 
leicht weniger  das  Mittel,  um  die  Ver- 
weichlichung des  Zeitalters  zu  bessern,  als 
die  Handhabe,  um  unter  Durchführung 
bürgerlicher  Zucht  und  strenger  Kontrolle 
der  Lebensrührung  jede  Sonderstellung  des 
Adels  zu  beseitigen  und  eine  feste  Staat s- 


fung  des  Kapitals  in  »len  Händen  weniger ; Ordnung  zu  begründen.3) 


hervorgerufeuen  Ungleichheit  zu  entfliehen, 
erzeugt  den  Luxuswechsel. 

Immerhin  giebt  es  zwei  Mittel  gegen 
die  Ausartung  des  Luxus:  das  Strafgesetz 
und  die  volkswirtschaftlich -sittliche  Er- 
kenntnis. 

Der  ersteren  Meinung  war  die  Vergan- 
genheit. 

8.  Die  Aufwandgesetzgebung,  a)  Es 

ist  wahrscheinlich,  dass  die  alten  Aegypter 
Luxusgesetze  gekannt  haben;  jedenfalls 
wissen  wir,  dass  die  Tracht  einzelner  Stände, 
und  vorzüglich  die  Priestertracht,  dort 


Eine  lange  Reihe  von  leges  sumntuariae 
finden  wir  dann  hei  den  Römern.  Vorzüg- 
lich richten  sich  hier  die  älteren  Bestim- 
mungen, wie  die  der  12  Tafeln  und  die  lex 


Numac,  gegen  den  Aufwand  bei  Lei- 
chenbegängnissen, wie  beispielsweise 
die  letztere  die  Totenmitgift  von  Purpur- 
decken und  Goldschmuck  sowie  das  Löschen 
des  Scheiterhaufens  mit  Mirrhenwein  unter- 
sagte — Bestimmungen,  die  später  Sullas 
lex  Cornelia  wiederholte.  Die  iu  Jahre  215 
v.  Chr.  gegebene  lex  Oppia  de  cultu 
mulierum  suchte  der  durch  den  Hannibali- 
ebenso  dem  Gesetz  unterlag  wie  nach  dem  sehen  Krieg  hervorgerufenen  Finanznot 
Dekalog  bei  den  Hebräern.  Von  einer  bis  durch  Beschränkung  des  Aufwandes  der 
ins  kleinliche  ausgedehnten  Klciderordnung  Frauen  abzuhelfen,  ein  Gesetz,  dessen  Auf- 
hören wir  auch  bei  den  alten  Indern. ! hebung  indessen  bereits  20  Jahre  später 
(Dunker.  Gesell,  d.  A.  II,  142).  Sicher  und; gegen  den  Willen  des  in  ähnlicher  legis- 
greifbar  werden  derartige  Gesetze  aber  erst ; latorischer  Thätigkeit  vergehenden  Cato  ma- 
hl historisch  vorgerückter  Zeit.  Die  söge-  jor  von  der  Frauenwelt  durchgesetzt  wurde, 
nannte  lykurgische  Verfassung,  deren  Be-  Gegen  die  Kleiderpracht  wandte  sich  gleich- 
stimmuugen  nach  Trieber1)  keine  Neu-  falls  unter  den  späteren  römischen  Luxus- 
schöpfimgen,  sondern  urzeitliehe  Institutionen  gesetzeti  die  von  Cäsar  gegebene  äusserst 
sind,  erscheint  erst  einer  späteren  verwöhn-  j detaillierte  lex  Julia,  die  daneben  auch  die 
ten  Zeit  als  ein  »raffiniert  ausgeklügeltes , Auswüchse  in  der  Bauversehwenduug,  bei 
Abhärtungssystem'  (Eduard  Meyer) -)  und  i Grabmonumenten  und  im  Tafelaufwand  zu 
kann  hier  nicht  als  ein  Kriegszug  gegen  die  ! beschränken  suchte.  Diesem  letzten  Verbot 
Ueppigkeit  aufgefasst  werden.  In  der  ihr  des  Tafel  lux us  waren  bereits  viele  ähn- 
innerheh  wenig  verwandten  Satanischen  Ge- ! liehe  seitens  der  Tribunen  voraufgegangen, 
setzgebung  finden  sich  aber  direkte  Verbote  Die  lex  Orchia  vom  Jahre  181  v.  Chr.  hatte 
des  Tafel-,  Kleider-  und  Begräbnisluxiis. , die  Zahl  der  Gäste,  die  lex  Fannia  161 
»Gegen  allen  Prunk  des  Adels,  gegen  die  v.  Chr.  die  Höhe  des  Kostenaufwandes  bei 
üppigen  Totenfeiern  mit  Klageweibern  und  i der  Mahlzeit  eingeschränkt,  die  lex  Didia 
Verstümmelungen,  gegen  die  Verschwendung  ! 148  v.  Chr.  hatte  die  Giltigkeit  der  Sträflic- 


he! der  Bestattung,  gegen  den  Luxus  der 
Frauen  ist  Solon  eingeschritten,  die  Mitgift 
wird  beschränkt,  der  Verschwender  wird 
bestraft,  ebenso  wahrscheinlich  der  Erwerb- 


’)  Forschungen  zur 
fassungsgesch  ich  te,  1871. 

Forschungen  zur  alten 
I,  218  ff.  und  g 211. 

4)  Geschichte  des  Altertums  II,  322. 


Stimmungen  dieses  Gesetzes  auf  ganz  Italien 
und  die  Gäste  beim  Mahle  erweitert.  In 
gleicher  Richtung  und  mit  besonderem  Be- 
zug auf  die  Ve r s c h w e n d u n g bei  H o c h - 
zeitsmahlen  waren  auch  die  lex  Aeinilia 


spartanischen  Ver- 
Vgl.  Eduard  Mcvcr, 
Geschichte,  Halle  1892. 


des  M.  Aemilius  Scaurus  109 
die  lex  Licinia  vom  Jahre  100 
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gegangen,  im  einzelnen  hatte  Sulla  in  seiner 
lex  Cornelia  81  v.  Chr.  eine  Maximalpreis- 1 
taxe  für  gewöhnliche  und  feinere  lieoens- ! 
mittel  festgesetzt  und  damit  »die  Luxusver- 
bote in  eine  Konsumtionssteuer  von  Delika- 
tessen verwandelt.-  Neu  an  Casars  < resetz- 
gebung  war,  dass  er  der  theoretischen 
Festsetzung  auch  die  praktische  Ausführung 
folgen  Hess,  indem  er  durch  Hinrichtung 
eines  Spionagesystems  die  Revision  der 
Tafel  und  die  Konfiskation  der  verbotenen 
Luxusgerichte  zu  erzielen  suchte;  neu,  wenn 
man  bedenkt,  dass  der  zu  Sullas  Zeilen  als 
Tisch gesetzgeher  auftretonde  Act  ins  Restio, 
um  nicht  Zeuge  der  Lebert retungen  seiner 
lex  zu  sein,  niemals  nach  deren  Einführung 
mehr  auswärts  zu  speisen  wagte. 

Interessant  ist  es,  dass  durch  das  Auf- 
wandgesetz von  ltil  zugleich  die  Einfuhr 
ausländischer  Weine  untersagt,  dass  durch 
alle  erwähnten  Tischgesetze  nicht  nur  der 
Delikatessenluxus  selber,  sondern  auch  der 
Aufwand  zur  Ausschmückung  des  Mahles, 
wie  er  sich  in  Luxussklaven,  Silbergeschirr 
und  gestickten  Frachtteppichen  zeigte,  be- 
schrankt wurde. 

Aus  der  Kaiserzeit  hören  wir,  dass 
Augustus  auch  in  der  Aufwandgesetzgebung 
dem  Beispiel  seines  Grossoheims  folgte,  dass 
Tiberins  trotz  principieller  Missbilligung 
einer  derartigen  Gesetzgebung,  weil  durch 
sie  erst  die  öffentliche  Diskussion  auf  besser 
geheimzuhaltende  Laster  gelenkt  würde, 
deren  einzige  Heilung  von  der  Sitte  auszu- 
gehen halte,  doch  sich  zur  Einführung 
einiger  Luxusbeschränkungen  verstand.  An- 
dere Kaiser  wie  Claudius,  Nero,  Nerva, 
Hadrian,  Antoninus  Pins,  Mare  Aurel,  l’erti- 
nax,  Scptimius  Severus,  lleliogabal,  Alexan- 
der Severus,  Aurelian  und  Tacitus  suchten 
durch  die  Gesetzgebung  einerseits  wieder 
dem  Tafel-  und  Kleiderluxus,  hier  nament- 
lich dem  Tragen  seidener  Kleider,  wie  es 
in  der  Hellenischen  Welt  seit  der  Periode 
Alexanders  d.  Gr.  Mode  geworden  war, 
andererseits  dem  Prunk  der  Gladiatorenspiele 
und  der  Eunuchen  Wirtschaft  zu  steuern, 
während  Diokletian  durch  sein  edictum  de 
pretiis  rerum  venalium  (301  n.  Chr.)  mittelst 
Normierung  des  Preises  verschiedener  Nutz- 
gegenstände höhere  und  weitergesteckte 
Ziele  verfolgte. 

Hier  werden  Maximalpreise  für  Natur- 

{rodukte,  Gewerbeprodukte,  Lebensmittel, 
löhne  für  Tag«!-  und  Accordar beiter  fest- 
gesetzt, die  nach  Diokletians  eigener  Be- 
gründung dem  »wucherischen  Geist,  der 
sich  auf  den  Märkten  und  im  täglichen 
städtischen  Verkehr  bemerkbar  macht«,  Zügel 
anlegen  sollen.  Vielleicht  ist  das  Edikt 
Diokletians  als  eine  M assregel  gegen  jenen 
tiefeinschneidenden  Prozess  der  Rückbildung 
von  der  Geld-  zur  Naturalwirtschaft  aufzu- 


fassen ’)  — denn  damals  war  es,  dass  das 
Geld  wieder  zur  Ware  wurde  und  den 
wirklichen  Geldverkehr  beendigte.2)  Auch 
diesmal  hat  die  Brutalität  der  Ausführung 
vergelten«  die  Durchführung  der  Taxordnung 
zu  erzwingen  oder  gar  die  Rückkehr  zu 
primitiven  Leliensverhältnissen  aufzuhalten 
vermocht. 

Allen  diesenMassnahmcn  einzelner  Mäuner 
ging  eine  Luterstützung  durch  verschiedene 
Senat usconsulte  und  eine  Reihe  censorischer 
Rügen , aber  auch  eine  heftige  Opjiosition 
zur  Seite,  wie  beispielsweise  die  des  Vale- 
rius gegen  die  Catonische  Luxuspolitik  und 
die  der  Juristen  Llpian  und  Paullus  gegen 
die  Uni  form  ier  ungsidceeii  des  Alexander  Se- 
verus. Keines  dieser  Gesetze,  deren  Erlass 
übrigens  in  den  späteren  Zeiten  vollständig 
zur  Mod<*  *sache  geworden  war,  hat  viel  ge- 
nützt, weil  die  Gesetzgelier  sellter,  ausser 
vielleicht  Cato  und  Vespasian,  meistens  sieh 
eltensowenig  daran  kehrten  (Antonius!)  wie 
die.  wegen  deren  sie  gegeben  waren,  und 
zudem  der  Luxus  in  der  Verborgenheit  ruhig 
weiterblühte. 

b)  Im  Mittelalter  begann  mit  der  Kapi- 
tularicngesetzgebung  Karls  d.  Gr.  (Kapit.  v. 
8ul  und  SUS : Festsetzung  eines  Preismaxi- 
murns  für  mehrere  Kleidungsstücke)  eine 
weitgehende  Aufwandgesetzgebung,  die  sieh 
über  das  gesamte  Abendland  erstreckte  und 
die  namentlich  seit  dem  11.  Jahrhundert, 
noch  mehr  seit  den  letzten  Zeiten  des  spä- 
teren  Mittelalters  und  der  Renaissancezeit  an 
Ausdehnung  gewann.  Kommen  früher  all- 
gemeine Verbote  der  Fürsten  in  Betracht, 
so  treten  diesen  seit  Ausbildung  des  Städte- 
wesens zahllose  städtische  Polizeiordnungen 
zur  Seite,  deren  Weiterführung  seit  dem 
15.  Jahrhundert  ein  Hauptgegenstand  reiehs- 
polizeilicher  und  demnächst  landesherrlicher 
Gesetzgebung  geworden  ist. 

Vornehmlich  unterliegt  der  Aufwand- 
gesetzgebung auch  im  Mittelalter  zunächst 
die  Kleidung,  und  zuerst  sind  hier  die 
mehr  allgemeinen  Massnahmen  zu  verfolgen. 

Lm  das  Jahr  1190  schränken,  wohl  unter 
dem  Einfluss  der  Kreuzzugsbewegung,  Verord- 
nungen in  Frankreich  und  England  den  Ge- 
brauch von  Scharlach  und  Hermelin  ein,  in 
England  seltsamerweise  durch  Eduard  III. 
für  alle  Männer  unter  100  Jahren,  1234 
untersagte  die  erste  derartige  Verordnung  in 
Spanien  durch  Jago  I.  von  Arragonien 


')  Vgl.  II.  Michaelis,  Kritische  Wilrdiguug 
der  Preise  des  edictum  Diocletiani,  Hall.  üiss. 
18%,  S.  11— 14.  Im  übrigen  Blümner  in  Prenss. 
Jahrb.  1893  S.  4n3  f.  und  Bücher,  Zeitschrift  f. 
die  gesamte  Staatswissenschaft  ÖO,  1894,  S.  193  ff. 

•)  Mommseu,  Gesell,  des  römischen  Mttnz- 
wesens,  S.  827  ft',  und  Eduard  Meyer,  Die  wirt- 
schaftliche Entwickelung  des  Altertums  1895, 
S.  02,  namentlich  hier  auch  A.  2. 
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gleichfalls  den  Gebrauch  seltener  Pelzarten 
zur  Verbrämung  der  Gewänder,  Massnahmen, 
denen  sich  weitere  Bestimmungen  seitens 
Alfons'  von  Sevilla  1256,  Philipps  des 
Schönen  von  Frankreich  1291  und  einiger 
italienischer  Städte  (1299  Floreuz)  anschlos- 
sen, während  Deutschland  in  dem  Kampf 
gegen  Kleideraufwand  zunächst  fast  um  ein 
halbes  Jahrhundert  zurückblieb. 

Erst  später  folgten  die  deutschen  städ- 
tischen Gemeinwesen  dem  Vorbilde  der  Be- 
hörden von  Florenz  und  der  Ständeversamm- 
lung zu  Alcala  (1348),  hier  vor  allen  im 
14.  Jahrhundert  Nürnberg,  Frankfurt.  Speier, 
Strassbnrg,  Ulm  und  Zürich,  die  in  aus- 
drücklich uns  bewahrten  echt  spiessbilrger- 
lichen  Kleiderordnungen  weit  mehr  als  ähn- 
liche Vorschriften  anderer  Länder  die  Unter- 
schiede der  Stände  und  Altersstufen  bereits 
in  der  Tracht  zum  äusseren  Ausdruck  zu 
bringen  suchten. 

In  ähnlicher  Weise  schritten  gegen  die 
Ausschmückung  der  Gewänder  im  15.  Jahr- 
hundert die  italienischen  Kommunen  ein. 
die  freilich  zum  Glück  für  die  Nachwelt 
den  Luxus  an  öffentlichen  Gebäuden  billigten, 
weiter  dann  von  den  deutschen  Städten 
noch  München  und  Bern,  aus  deren  Vor- 
gehen d.es  Streben  des  Bürgertums,  es  den 
sozial  höheren  Ständen  glcichzutluin,  genug- 
sam sich  erkennen  lässt.  Kein  Wunder, 
dass  der  Adel  die  Unmöglichkeit,  darin  mit- 
zukommen, durch  standesgemässc  Vorschriften 
zu  bemänteln  suchte,  wie  das  aus  dem 
Luxusgesetz  der  fränkischen  Ritterschaft  von 
1479  und  dem  der  Ritterschaft  der  Vier- 
lande auf  dem  Heilbronuer  Turniere  1485 
hervorgeht. 

Zu  derselben  Zeit  hatten  derartige  Be- 
strebungen auch  von  seiten  des  Kurfürst 
Ernst  und  des  Herzogs  Albert  von  Sachsen 
durch  Gesetze,  die  allerdings  dem  bestehen- 
den Aufwand  grosse  Zugeständnisse  machten, 
Unterstützung  gefunden , deren  erfolglose 
Bemühungen  den  Reichstagen  zu  Worms 
1495,  Lindau  1497,  Freiburg  1498  und 
Augsburg  1500  Veranlassung  zum  Erlass 
von  Kleiderordnungen  mit  gleichfalls  nur 
geringer  Wirkung  gaben. 

Zu  gleicher  Zeit  hatten  auch  in  S]xmien 
Ferdinand  und  Isabella  ein  als  Grundlage 
aller  ferneren  oft  wiederholten  Verordnungen 
dienendes  Manifest  gegen  die  Brokat-,  Gold- 
und  Seidenstoffe  ergehen  lassen.  Erat  mittel- 
bar äusserte  sich  aber  hier  eine  Wirkung, 
insofern  durch  diese  Beschränkungen  die 
spanische  Seidenproduktion  lahmgelegt  und 
erst  infolge  der  wieder  dadurch  hervor- 
gerufenen Verarmung  der  Produzenten  auch 
ihrem  Kleideraufwand  ein  Ziel  gesetzt  wurde. 

Im  10.  und  17.  Jahrhuudert  folgten  ähn- 
liche allgemeine  Verordnungen  in  England 
und  Frankreich,  wo  namentlich  die  Tliätig- 


keit  von  Franz  I.,  Karl  IX.,  Heinrich  II. 
und  des  dem  sittlich  defekten  Heinrich  III. 
folgenden  Heinrich  IV.  in  Betracht  kommt, 
der  1606  merkwürdigerweise  allen  denjenigen 
Ständen  den  Kloiderluxus  erlaubte,  welchen 
dieser  vordem  verboten  war.  und  umgekehrt. 

Allgemeinere  Kleiderordnungen  finden 
sich  in  Schweden  156!)  und  158!),  in  Däne- 
mark 1636  und  1655,  aber  auch  in  Deutsch- 
land, wo  auch  in  dieser  Periode  neben  ein- 
zelnen kaiserlichen  Luxusverboten  von  zahl- 
reichen städtischen  Behörden  und  ebenso 
von  Fürsten  wie  Georg  1.  von  Sachsen  (1612) 
eine  Menge  von  Kleiderordnungen  ausging, 
die  aber  gemäss  der  Erfahrung  fast  alle 
nicht  so  sehr  eine  Minderung  des  Prunkes 
als  eine  möglichst  ängstliche  Abgrenzung 
der  ständischen  Unterschiede  erstrebten,  ein 
Ziel,  welches  auch  noch  die  Verordnungen 
König  Friedrichs  I.  von  Preussen  aus  den 
Jahren  1(596  und  1706  zu  erreichen  suchten. 

Alle  diese  Verbote  erstrecken  sich  mehr 
allgemein  gegen  einen  gewissen  Aufwand 
in  der  Kleidung;  aber  auch  gegen  den 
Prunk  in  der  Geselligkeit,  wie  die  vielen 
Hochzeitsordnungen ')  beweisen,  von  denen 
nur  folgende  Erwähnung  finden  mögen:  die 
zu  Ulm  1411,  welche  die  Zald  der  Gäste 
bei  einer  bürgerlichen  Hochzeit  auf  24  fest- 
setzte, die  zu  Constanz  1444,  welche  die 
Zahl  auf  50,  und  die  zu  Braunschweig  1484, 
welche  sie  dort  bis  auf  80  erhöhte , wäh- 
rend das  detaillierte  Frankfurter  Hochzeits- 
gesetz von  1350  erlaubte,  ausser  den  Haus- 
genossen noch  20  Gäste  einzuladen.  In 
demselben  Sinne  ständischer  Abgliederung 
bestimmten  verschiedene  ähnliche  Gesetze 
französischer  Könige  bereits  im  13.  und  14. 
■ Jahrhundert , dass  nur  der  Nachweis  einer 

’)  S.  von  späteren  Ordnungen  verwandter 
i Natur  die  Verlöbnis-,  Hochzeit»-  und  Kheord- 
nungeu  des  letzten  Administrators  August  von 
j Magdeburg,  vom  3.  Dezember  1662.  BUrger- 
fauulieu  dürfen  12  Tische  mit  je  12  Personen, 
Bauersleute  6 Tische  voll  besetzen;  Konfekt  ist 
nur  Adeligen  und  vornehmen  Bürgerlichen  er- 
laubt, den  anderen  ( »artenfrüchte  und  Gebackenes. 
Vornehme  dürfen  Wein  trinken,  fremde  Biere 
sollen  mit  Mas»  getrunken  werden,  vornehme 
Bürger  in  Aeintern  und  Diensten  dürfen  die 
Hochzeitstage  über  20  —24  Speisen  geben,  die 
anderen  Bürger  den  ersteu  Hochzeitstag  12,  den 
anderen  and  dritten  10  Speisen,  gemeine  Bürger, 
Handwerker  und  Bauern  täglich  nur  3 — 4 Speisen 
; n.  s.  w.  (Danneil,  Beitr.  z.  Gesch.  des  magdeb. 
| Bauernstandes  II,  1898,  S.  501—504.)  — Vgl. 
auch  die  Gothaer  Kellerordnung  Herzog  Ernst» 
des  Frommen  von  Sachsen,  die  verordnet  den 
Fräulein  seines  Hauses  bei  jeder  Mahlzeit  2 Mas.» 
Wein,  4L,  Mas»  Bier,  für  den  Mädchentisch 
der  Person  1 Mass  Bier  und  3' Mass  Landwein ; 
zu  Frühstück  und  Vesper  „vors  gräfliche  und 
adelige  Frauenzimmer  4 Mass  Bier  morgens, 
' 2 Mass  abends“.  Vgl.  F.  Weber,  Gastronomische 
Bilder,  1891,  S.  165. 
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gewissen  Minimalreute  zum  Besitze  goldenen 
und  sill>ernen  Tafelgeschirres  berechtige. 

Neben  diesem  Kampfe  gegen  den 
äusserlichen  Ausgleich  ständischer 
Gliederung  charakterisiert  noch  ein 
zweites  Moment  die  mittelalterliche  Auf- 
wandgesetzgebung: der  Kampf  gegen  die 
damals  fast  mehr  als  heutzutage  wechselnde 
Mode,  der  besonders  von  der  durchaus 
konservativen  Kirche  kräftig  unterstützt 
wurde. 

Zunächst  kommt  hierbei  die  unsinnige 
Mode  der  Schnal»elschuhe  mit  den  teils 
schlaffen,  teils  ausgestopften  Sclmälieln  in 
Frage.  So  hat  im  Jahre  1294  Philipp  IV. 
betreffs  dersellten  eine  Verordnung  gegeben, 
worin  das  Maximum  der  Schuhspitzen  des 
Adels  auf  2 Fuss,  des  Bürgerstandes  auf  1 
Fuss  und  der  übrigen  K lassen  auf  6 Zoll 
festgesetzt  wurde , ein  Verbot,  dem  sich 
1312  anch  das  Pariser  Konzil  und  1365  das 
Konzil  zu  Angers,  1461  Eduard  IV.  von 
England  mit  der  Bestimmung,  dass  die 
Uinge  der  Schuhe  höchstens  2 Zoll  betragen 
dürfe,  deutsche  Städte  wie  Nürnberg  auf 
Betreiben  des  Bamberger  Bischofs,  Bern. 
Regensburg  im  15.  Jahrhundert,  und  auch, 
nachdem  die  Mode  längst  geschwunden  war, 
noch  1501  die  Behörden  von  Stuttgart  an- 
schlossen. Mit  ebensolcher  Strenge  ver- 
folgte man  auch  die  Nachfolger  der  Schna- 
belschuhe, die  Entenschnäbc! , und  die  im. 
Beginne  des  16.  Jahrhunderts  aus  ihnen  her- 1 
vorgegangenen  Bärenklauen,  wie  andernteils  , 
die  in  Schmutzgegenden  doch  durchaus  nicht 
unpraktischen  von  Spanien  her  eingewan- 
derten Stelzenschuhe  (jwtins). 

Eltenso  schritt  man  ferner  gegen  die  in 
Schellen  und  Glöckchen  bestehenden  An- 
hängsel der  Kleider  (Nürnberg  1343)  und 
auch  im  14.  Jahrhundert  gegen  den  Ge- 
brauch der  Schminke  ein.  während  dem  15. 
und  16.  Jahrhundert  zahlreiche  Verordnungen 
gegen  die  schon  im  14.  Jahrhuudert  in  Frank- 
reich eingeführte  Schleppe1),  den  Feder- 
schmuck, die  spanischen  Hüft wülste,  den 
Reifenrock  und  die  vielfach  als  Aufl>ewah- 
rungsort  von  allerhand  Gehrauchsgegenstän-  1 
den  dienenden  Pluderhosen  zukommen.  Hier- 
hin gehört,  dass  1482  Georg  von  Sachsen  den 
Frauen  und  Fräulein  von  Adel  Schleppen  von 
höchstens  2 Ellen  Länge  gestattete,  dass  in 
Modena  ein  in  Stein  gehauenes  Sohleppeumass 
zur  Messung  verdächtiger  Schleppen  offen t- 


0 Eine  Kölner  Luxusordnung  vom  Jahre 
1542  verbot  die  Schleifkleider  (Hölilbaum.  Buch 
Weinsberg  I,  379).  $.  im  allgemeinen  auch 

v.  Below,  Das  ältere  deutsche  Städtewesen  und  I 
Bürgertum,  1898.  8.  99,  der  noch  auf  die  [ 
den  Kleiderorduungen  verwandten  Verbote  be- 1 
stimmter  Vergnügungen,  insbesondere  des ! 
Würfelspiels  um  Geld,  hinweist. 


lieh  aufgestellt  wurde,  dass  Karl  IX.  di 
Hinterpolster  verbot,  dafür  aber  die  Hüft 
j>olster  erweiterte,  deren  rapides  Wachs:  us 
indes  nach  kurzer  Zeit  wieder  1564  die*  B- 
stimmnng,  dass  die  ganze  Hüftweite  LQcfc 
stens  2 Elleu  betragen  dürfe,  hervorrC. : 
Hierhin  gehört,  dass  man  die  namectUc 
beim  jüngeren  Adel  und  Bürgertum  im  B 
Jahrhundert  aufkommende  Tracht  der  Pin 
derhosen  zu  verrannen  suchte,  indem  ma. 
in  Dänemark  jedem  mit  einer  solchen  H->s 
Bekleideten  dieselbe  am  Leibe  zu  zersdhn-n 
den  drohte.  Joachim  II.  von  Brandenburg 
dagegen  die,  welche  seinen  Hosetigesotze* 
widerstrebten,  drei  Tage  in  Käfigen  öffecr 
lieh  ansstellen  liess.  So  schritt  man  ii 
dieser  Zeit  auch  gingen  den  in  Handschuh*-*! 
und  Halskrausen  sich  entfaltenden  Aufwan* 
ein,  so  zu  Bergamo  und  1623  in  Sj<ani«?r: 
setzte  1583  in  Magdeburg  einen  nach  de. 
Ständeordnung  zu  bemessenden  Preis  füi 
Taschentücher  fest  und  verbot  1595  i i 
Dresden,  dass  sich  Verlobte  solch  kostbar* 
Geschenke  machen  sollten. 

Aehnlich  wie  die  Laientraoht  unterlag 
auch  die  kirchliche  Kleidung  den  Bestim- 
mungen Vorgesetzter  Behörden,  wenngleich 
vou  den  Luxus  verlöten  der  späteren  Z» 
in  der  Regel  die  Kirchen  ausgenommen 
werden. 

Noch  ist  zu  erwähnen , dass  auch  l*i 
den  < )smauen  Veronlnungen  gegen  deL 
Luxus  ergingen,  die  indes  mehr  die  Ans- 
stattung  als  den  Schnitt  der  Kleidung  be- 
trafen und  auch  hier  in  Bestimmungen  über 
die  Kopfbedeckung  des  Turbans  vornehm- 
lich die  äussere  Darstellung  der  Stande-^ 
unterschiede  erstrebten. 

c)  Wesentlich  anderen  Charakter  erhiel- 
ten die  Luxusverbote  seit  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts. nachdem  die  Ausbildung  des  Mer- 
kant ilsy steins  handelspolizeiliche  Vor- 
schriften erheischte.  Snlly  sprach  es  ge- 
radezu aus,  Aufwandgesetze  seien  das  Haupt- 
mittel, um  der  durch  den  Ankauf  fremder 
Kostbarkeiten  veranlassten  Verarmung  des 
eigenen  Landes  zu  steuern.  1’eberall  in 
England,  Frankreich,  Oesterreich  und  Däne- 
mark werden  so  bereits  im  16.  Jahrhundert 
Aufwandgesetze  erlassen,  die  ebenso  wie  de* 
Reichspolizeiordnungon  von  1548  und  1577 
lediglich  in  ein  in  der  Bildung  begriffenes 
Protektionssystem  sich  eingliederten.  Da- 
nelieu  machten  sich  innerhalb  der  merkanti- 
listischen  Anschauungsweise  auch  natio- 
nale Gesichtspunkte  geltend.  Ende  de> 
siobzelmteu  Jahrhunderts  (1685)  bringt  der 
österreichische  Nationalökonom  Horoegk  da> 
Verslein : 

»Fremde  Waren,  welche  leider 

Bringen  nichts  als  fremde  Kleider. 
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Machen  unsre  deutsche  Welt 

Reich  an  Hoffart,  arm  an  Geld.«1) 

Hierher  gehört  der  litterarische  Kampf, 
eil  im  Magdeburgischeu  während  des  17. 
ahrhunderts  Adlige  und  Bürgerliche  gegen 
as  IT remdländische  des  Adels  in  Kleidung 
iiid  Lebensführung  ausfochten  2),  hierhin  ge- 
löron  die  Einfuhrverbote  ausländischer 
Fabrikate  und  Kleider  in  Preussen  unter 
Friedrich  Wilhelm  I.,  in  Österreich  unter 
losepb  Ü. 8),  in  England  unter  Wilhelm  III. 
1088 — 1702).  Selüiesslich  aber  fallen  auch 
sozialpolitische  Erwägungen  ins  Ge- 
wicht. Der  dem  18.  Jahrhundert  angehörige 
aufgeklärte  Despotismus  war  es.  der  das 
ganze  Privatleben  seiner  Unterthanen  und 
folglich  auch  deren  Konsumtion  der  weit- 
gehendsten Bevormundung  unterwarf.  Vor- 
züglich bot  da  die  Bekämpfung  aller  neu 
auftretenden  Yolksdelikatessen  die  ge- 
wünschte Handhabe:  Branntwein,  Tabak, 
Kaffee  teilten  das  gleiche  Schicksal  nicht 
nur  im  Abendland  bis  in  die  kleinsten  Staaten 
und  Städtchen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts, 
sondern  auch  im  Orient,  wo  Sultan  Murad  IV. 
1683  auf  den  Genuss  des  Kaffees  die  Todes- 
strafe setzte. 

Gegenüber  den  Luxusverboten  könnte 
man  auch  von  Luxusgeboten  sprechen 
im  Hinblick  auf  das  Edikt  Karls  I.  von 
England,  dass  die  Leichen  nur  in  Wolle 
gekleidet  zu  begraben  seien,  und  die  Ver- 
ordnung Herzog  Karls  von  Württemberg 
über  die  Erweiterung  des  Salzkonsums: 
beide  wie  andere  lediglich  aus  merkan- 
tilistischen  Gründen  erlassen,  beide  wie 
andere  im  höchsten  Grade  thörieht. 

Seit  dem  vorigen  Jahrhundert  erst  nehmen 
die  Aufwandgesetze  ein  Ende,  d.  h.  sie 
werden  teils  zu  Luxussteuern,  teils 
leben  sie  sich  in  eiuigen  Bestimmungen 
des  Kon  Zession  sw  eso  n s aus.  So  kommt, 
wähnend  das  letzte  Verbot  des  Tafelluxus 
in  Frankreich  1629  erging,  noch  1782  in 
Dänemark  eine  Tischordnung  vor:  am  läng- 
sten aber  dauern  im  allgemeinen  die  Kleider- 
ordnungen, deren  jüngste  wohl  die  hildes- 
heimische von  1779  ist,  und  die  Trauer- 
ordnungen,  deren  Erlass  noch  1777  in 
Preussen,  1783  in  Bamberg  und  1784  in 
Wiirttembeig  naehzu weisen  ist.  Ihre  lange 
Dauer  erklärt  Koscher  damit,  dass  sie  von 
der  Mehrzahl  der  Betroffenen  selbst  heim- 
lich gewünscht  wurden. 

Es  ergiebt  sich  nach  alledem,  dass  bei  i 

')  Vgl.  Sommerlad,  Die  soziale  Wirksamkeit 
der  Hohenzollern,  Leipzig  1899,  8.  24—25. 

l)  S.  Danneil,  Beitrag  zur  Geschichte  des 
magdeburgi sehen  Bauernstandes,  1898,  II,  422. 

*>  Vgl.  A.  Baldauf.  Beiträge  zur  Handels- 
und  Zollpolitik  Oesterreichs,  Hallenser  Disser- 
tation 1898. 


allen  Völkern  die  verschiedenartigsten  Ge- 
biete des  Luxus  der  staatlichen  und  öffent- 
lichen Regelung  unterzogen  wurden,  und  es  ist 
demnach  nicht  gut  angebracht,  piit  Roscher  von 
der  je  nach  dem  Nationalcharakter  wechseln- 
den Art  des  Aufwandes  und  der  danach  be- 
messenen Verbote  zu  reden,  wonach  z.  B. 
bei  den  Römern  Massnahmen  gegen  die 
Gaumenlust,  bei  den  Holländer-ähnlichen 
Massilioten  gegen  den  Brautschmuck,  bei 
den  Deutschen  gegen  das  Zutrinken  und  bei 
den  Franzosen  gegen  die  Putzsucht  er- 
gangen wären.  Es  läuft  das  allzu  sein-  auf 
jene  andere  Klassifikation  hinaus,  die  Karl 
Vogt  einmal  erwähnt  (Tierstaaten  S.  245): 
der  Engländer  baue  an  dem  Ort  einer 
Niederlassung  zuerst  eine  Kirche,  der 
Amerikaner  eine  Druckpresse  und  der  Deut- 
sche eine  Kneipe. 

Die  Darlegung  der  Gründe,  welche  die 
Behörden  zum  Einschreiten  bestimmten, 
wird  nicht  völlig  gelingen  können : teils 
waren  dieselben  theoretischer,  teils  mehr 
praktischer  Natur,  so  ausser  jenen  Ver- 
ordnungen im  alten  Rom  der  Republik  und 
der  Taxordnuug  Diokletians  von  301  noch 
im  16.  Jahrhundert  die  französische  Luxus- 
politik, deren  Veranlassung  durch  die  in- 
folge der  Entdeckung  amerikanischer  Minen 
hervorgerufene  Verteuerung  der  Lebensbe- 
dürfnisse gegeben  war,  so  in  der  ersten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  in  Schweden, 
wo  die  Luxusverbote  von  1750  den  unheil- 
vollen Folgen  einer  schlechten  Finanzpolitik 
entgegen  wirken  sollten. 

4.  Schluss.  Die  Geschichte  zeigt,  dass 
nahezu  alle  Luxusgesetze  erfolglos  waren, 
im  letzten  Grunde  deshalb,  weil  eine  Be- 
aufsichtigung der  Konsumtion  weit  weniger 
zu  erzielen  ist  als  eine  Regelung  der  Pro- 
duktion. Was  die  Verbote  nicht  erreichten, 
bewirkten  andere  Umstände:  so  liat  bei- 
spielsweise die  französische  Luxusgesetz- 
gebung  des  14.  Jahrhunderts  auf  die  Minde- 
rung der  Pracht  nicht  entfernt  den  Einfluss 
ausgeübt  wie  der  grosse  englische  Krieg 
oder  der  schwarze  Tod.  Seitdem  mm 
vollends  der  Staat  gelernt  hat,  dass  mehr 
als  die  Zwangsmittel  der  alten  Zeit  eine 
vorurteilsfreie  und  vorsichtige  Unterstützung 
der  bedürftigen  wirtschaftlichen  und  geistigen 
Gesamtkultur  eines  Volkes  den  sittlichen 
Bildungsstand  desselben  zu  heben  vermag, 
muss  er  auch  in  der  Behandlung  des 
Luxus  einen  anderen  Weg  verfolgen. 
Weittragender  und  gründlicher  als  die 


staatliche  Gesetzgebung  wirkt  hier  das  Bei- 
spiel einflussreicher  Persönlichkeiten  und 
eine  sittliche  und  vermin ftgemässe  Erziehung 
des  einzelnen  wie  der  Gesamtheit.  Es  gilt, 
den  Luxus  sowohl  wie  die  ihn  beein- 
flussenden Lebensansprüche  in  die  richtigen 
Bahnen  zu  lenken,  die  Genussfähigkeit  für 
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das  wirklich  Schöne  der  Natur.  Wissen- 
schaft und  Kunst  zu  erhöhen  und  zu  «t- 
weitern ; es  gilt  aber  auch,  bereits  «ler 
Jugend  die  i 'eherzeugung  einzupflanzen, 
dass  nicht  der  Genuss,  sondern  die  Arbeit, 
sofern  sie  im  Dienste  des  < tanzen  gethan 
wird.  Ziel  und  Aufgabe  des  Menschenlebens 
ist  und  dass  dessen  wahrer  Reichtum  in 
dem  sittlichen  Adel  des  < leistes  und  Herzens 
beruht. 


Lnxusstenern. 

1.  Begriff  mul  Stellung  im  Steuersystem. 
2.  Geschichtliches.  3.  Volkswirtschaftliche  und 
finanzielle  Bedeutung.  4.  Die  einzelnen  Luxus- 
Steuern.  A.  Wagen-  und  Pferdesteuer.  B.  Fahr- 
radsteuer. Dienstbotensteuer.  D.  Gold-  und 
Silbergeschirrstener.  K.  Geselligkeitssteuern, 
ai  Steuer  von  geselligen  Vereinen,  b)  Ver- 
gmigungssteuern.  F.  Billardsteuer.  G.  Sonstige 
Luxussteuern.  6.  Schluss. 


Lltteratur : Hau,  l'rbrr  dm  Luxus,  181?  faaeh 
Lehrbuch  I.  ii  244 fl-t-  — Itoseher.  l'rbrr  dm 
Luxus,  I842  /.Ins.  d.  Vidkstrirtsch.,  ISIS,  I, 
S.  It/X).  — Hott  eck  »11  Luit  er  I:  u.  Welcher, 
Staatslrxikon , Altona  I840,  X , US.  298.  — 
v.  Manyoldt,  l'rbrr  Luxus,  in  Bluntschlis 
St.W.B.  VI,  4 ■''3-  — Laveleye,  Le  tnxr. 
Verriet-*  US?.  — S,  X.  Palten,  The  < '«»»- 
smnption  of  Weallh , Philadelphia  USS.  — 
Lewis , I>ie  rolks irirtsrha )(l ich r Konsumtion 
(Schiinberg»  Handbuch,  I,  S.  6V?).  — lt.  «•. 
.Ihering,  Aesthetik  des  Essens  und  Trinkens, 
Gegentrarl  1882,  Xr.  87.  — ./.  Conrad.  Veite r 
das  Steigen  der  I.rbensansprilehr  (Hottzeudorfls 
deutsche  /.eit-  und  Streitfragen,  IS??,  VI,  S.  2??). 

— II.  Haudrillart,  Histoirc  du  luxe  prire  et 
public,  Parts  USO.  — K.  Ilerrmann,  Die 
Launen  der  Pracht  (Miniaturbilder  a.  d.  (,'e>iirtr 
der  Wirtschaft,  Halle  IS?*).  — Pluto,  Essai 
sur  Ir  luxr , Anist.  1 ?62.  — Duniont , Throne 
du  luxe,  Paris  1 7 71.  ■ — Ptucqnet,  Essai  sur 
Ir  luxr,  1735.  — C.  Meiner*,  Gesell.  des  Luxus 
der  Athenicnscr,  Lemgo  1782. — ./.  Stoc,  Vcbcr 
den  verderblichen  Einfluss  des  Luxus  auf  das 
endliche  Schicksal  Athens,  Posen  1825.  — Mod- 
rig, Dir  Verfassung  und  Venealtung  des  riitn. 
Staates,  Leipzig  1882.  — Marquardt,  1‘rirat- 
lehcn  der  Römer  (Altert.  VII,  2.  Ausg.).  — 
Motu  innen*  Römische  Geschichte , Ild.  I — III. 

— Fried  Kinder,  Darstellungen  uns  der  Sitten- 
geschichte Roms,  Leipzig  1881.  — I/.  HVfsa, 
Kost  lim  hin  de,  Stuttgart  IS?  2. — Fat  Ire,  Deutsche 
Trachten-  und  Modeteell,  Iwipzig  18SS.  — Ahr. 
Schutts,  Das  höflsrhe  Leben  zur  Zeit  der  Minne- 
sänger, Leipzig  1SSV.  — Derselbe.  Deutsches 
Leben  im  14.  und  16.  Jahrhundert,  Leipzig  1892. 

— Fel  iw  II"  eher,  Gastronomische  Hildcr,  Leip- 
zig 1891.  — II.  Bodemeyer,  Hannor.  Rechts- 
altertiimer.  I.  Die  Luxus-  und  Sittengesetze, 
Güttingen  1857.  — P.  Laeroiw,  Maturs,  usages 
et  eostumes  au  mögen  äge  et  <»  l’fpoque  de  la 
renaissancc,  Paris,  Didot.  — II'.  Loose,  Meissner 
Polizeiordn iingen  des  16.  und  16.  Jahrhunderts 
(Mid.  d.  Vereins  f.  Grsch.  der  . Stadt  Meissen,  1, 
S.  58 — 96).  — Hartseh , Siiclis.  Kleider- 
Ordnungen  aus  der  Zeit  e.  145» — 1750  ( Progr. 
Realschule  1.  O.  z.  Anvaberg,  1882).  — Der- 
selbe, Die  söchs.  Kicidcrordnungrn  unter  Be- 
zugnahme auf  Freiberger  Verhältnisse  (Mid.  d. 
Freiberger  AUerlumsrereins,  1884t-  — Baader, 
Xürnberger  Polizeiordnungen,  Stuttgart  1861.  — 
K.  Höhl  Im  11  in , Das  Buch  Weinsberg,  Lcipzia 
1887.  — iS.  Hunde.  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Aufwandsgesctze.  — Penning,  De  hum  et 
legibus  sumptitariis,  Lugd.  Bat.  1826.  — Georg 
v.  Helote,  Art.  »Luxus»  in  E/sters  Wörterbuch 
der  Volkswirtschaft  II,  208 fl'. 

Theo  Soinuierlad. 


1.  Begriff  und  Stellung  im  Steuer- 
system. Luter  dem  Namen  Luxussteuern 
fassen  wir  eine  Anzahl  von  Aufwandstcuern 
zusammen,  di«?  sich  an  Gegenstände  und 
Genüsse  eines  die  durchschnittlichen  Be- 
dürfnisse übersteigenden  Aufwandes  knüpfen. 
Sie  haften  daher  an  der  Luxuskonsumtion. 
Da  nun  «lie  Bezeichnung  des  Aufwandes  als 
Luxus  wesentlich  abhangt  von  dem  Ei- 
mossen  des  Lrtoilonden  — ein  Ermessen, 
das  h« 'sonders  durch  Lebensgewohnheiten 
und  Vermögenslage  bestimmt  wird  — . so 
kann  der  Kreis  der  Luxussteuern  kein  fest 
umgrenzter  sein.  Einzelne  Finanzschrift- 
steller meinen  denn  auch,  dass  unter  den 
Begriff  der  Luxnssteuern  alle  Abgal>ou  auf 
Aufwendungen  fallen,  die  anderen  als  «len 
gröbsten  B«'dürfnisscn  dienen,  z.  B.  die 
Bier-,  Wein-  und  TabaksU'steuerung.  Gegen- 
wärtig reehnen  «lie  Systeme  der  Finanz- 
wissenschaft vornehmlich  folgend«?  Steuern 
zu  «len  Luxussteuern:  Steuern  auf  Wagon, 
Pferde  (neuenlings  auch  auf  Fahrräder). 
Dienstboten.  Gold-  und  Silbergeschirr.  ge- 
wisse gesellige  Vergnügungen,  Billards. 

Man  pflegt  die  Stenern  einzuteilen  ent- 
weder in  direkte  und  intlirektc  o«ler  in  Er- 
werbs-, B«*sitz-  und  Gobrauchssteuorn.  Die 
soeben  genannten  Luxussteuern  werden  im 
ersten  Fall«'  «len  direkten  Steuern,  im  zweiten 
Falle  «len  Gebrauchssteuern  zuzurechnen  seiu. 
Innerhalb  «1er  moderneu  Steuersysteme,  die 
in  der  Hauptsache  aus  Ertrag-,  Einkommen-, 
kurz  den  üblichen  direkten  Steuern,  ans 
Aufwand-  und  Verkehrssteuern  bestehen, 
bilden  jene  Luxussteitern  einen  kleinen 
Komplex  »«1  i re  k t e r A u f w a n d s t e u e r n* . 

2.  Geschichtliches.  Im  Altertum  und  im 
Mittelalter  ist  oft  versucht  worden,  den  Luxus 
sowohl  durch  Verbote  wie  durch  Strafen  cinzu- 
schränken  und  zu  regeln;  am  bekanntesten  in 
dieser  Beziehung  ist  die  Befugnis  der  römischen 
Censoren,  neben  den  Luxusstrafen  von  sich  aus 
Luxusabgaben  aufznlegen.  Indessen  kann  man 
derartige  gelegentliche  Abgaben  nicht  als 
„Steuern“  im  modernen  Sinne  des  Wortes  be- 
zeichnen. Erst  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
ringt  sich  die  Idee  «‘hier  Sonderbesteuernng  des 
Luxusaufwandes  durch.  Die  Motive  hierzu 
waren  aber  durchaus  keine  luxuspolitischen,  die 
neuen  Steuern  hatten  keineswegs  die  Ein- 
schränkung des  Luxus  zum  Ziele,  sondern 
scheinen  wesentlich  aus  fiskalischen  Bedürfnissen 
hervorgegangen  zu  sein.  Den  Gang  der  Ent- 
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Wickelung  in  tleu  einzelnen  Ländern  zeigt  die 
folgende  Vebersicht. 

Holland.  Eine  alljährlich  an  die  Stndt- 
behörde  zu  zahlende  Abgabe  für  Wagen  wird 
als  dort  bestehend  im  Jahre  1612  erwähnt.  1636 
wurde  eine  Dienstbotensteuer  eingefiihrt ; auch 
eine  Pferdes  teuer  hat  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert bestanden.  Zur  Zeit  der  batavischcu 
Republik  enthielt  das  aus  den  Ideeen  Gogels, 
des  leitenden  Finanzmannes  jener  Epoche,  her- 
vorgegangeue  Steuersystem  die  Pferde-  und  die 
Dienstbotensteuer.  Als  die  Niederlande  ein  Teil 
Frankreichs  wurden,  trat  von  1812  an  das  fran- 
zösische Steuersystem  in  Kraft  und  die  in  ihm 
damals  nicht  enthaltenen  Luxussteuern  wurden 
abgeschafft.  Bald  darauf  wieder  eingeführt, 
sind  sie  1814  und  1815  revidiert.  1816  aber 
nochmals  abgeschafft  worden.  Die  allgemeine 
Personalsteuer,  deren  Regelung  hauptsächlich 
durch  die  Gesetze  von  1821,  1833.  1835,  1843 
und  vom  9.  April  1869  erfolgte,  enthält  eine 
Dienstbotensteuer  als  fünfte  und  eine  Pferde- 
steuer als  sechste  Basis.  — Nach  dem  Gesetz 
von  1851  haben  di**  Gemeinden  die  Befugnis, 
Steuern  auf  Theater  und  öffentliche  Lustbar- 
keiten jeder  Art  einzuführen;  früher  sind,  eben- 
falls als  Gemeindesteuern,  Abgaben  auf  öffent- 
lichen Luxus,  der  bei  Hochzeiteu  und  Begräb- 
nissen entfaltet  wurde,  vorgekommen  — was 
an  diesbezügliche  Verbote  des  Mittelalters  er- 
innert. 

Belgien.  Nach  der  Revolution  von  1830 
ist  hier  ein  dem  holländischen  analoges  .Steuer- 
system aufrecht  erhalten  worden.  Der  gegen- 
wärtige Tarif  beruht  auf  dem  G.  v.  25.  August 
1883.  In  einzelnen  Städten  giobt  es  besondere 
Luxussteuern  (namentlich  auf  Wagen  und  auf 
Fahrräder). 

England.  Die  Lnxussteuem  begannen 
mit  der  Karosseustener  im  Jahre  1747.  Die 
Pferdesteuer  von  1784  ward  zunächst  für  Luxus- 
pferde eingeführt,  später  ,1795}  wurde  sie  auf 
andere  Pferde  in  der  Landwirtschaft  und  den 
Gewerben  ausgedehnt.  Eine  Steuer  auf  männ- 
liche Dienstboten  bestand  seit  1777,  eine  solche 
auf  weibliche  seit  1785;  diese  ist  1792  aufge- 
hoben worden.  Ferner  gab  es  eine  Steuer  auf 
den  Besitz  von  Silbergeschirr  von  1756 — 1777, 
die  aber  mit  den  bis  1891  hierfür  zu  zahlenden 
Lizenzabgaben  in  keiner  Verbindung  steht. 
Im  Jahre  1821  erfolgte  die  Aufhebung  der 
Steuer  auf  landwirtschaftlich  benutzte  Pferde. 
Einschneidende  Reform  der  Luxussteuern,  der 
sogenannten  „assessed  taxes“,  fand  1853  durch 
Gladstoue  und  namentlich  1869  (32.  und  33.  Vict. 
c.  14),  teilweise  auch  1874,  statt.  Die  Erträge 
der  Lnxussteuem  wurden  1889  der  englischen. 
1890  der  schottischen  Lokalverwaltuug  von  der 
8taatskasse  überwiesen  (für  den  in  dem  be- 
treffenden Gebiet  erhobenen  Betrag),  doch  er- 
folgen Veranlagung  und  Erhebuug  der  Steuern 
nach  wie  vor  durch  Staatsbeamte. 

Frankreich.  Es  existierten  Steuern  auf 
Dienstbot enhnl ten  und  auf  Luxuspferde  bereits 
im  Jahre  1759.  Diese  Steuern  waren  1791  mit 
der  Mobiliarsteuer  verbunden  gewesen.  1795 
war  u.  a.  auch  eine  Wagensteuer  hinzugekommen. 
1807  wurden  die  Luxussteuern  als  lästig  und 
wenig  ergiebig  aufgehoben.  Nach  dem  deutsch- 
französischen Kriege  fand  durch  G.  v.  16.  .Sep- 
tember 1871  die  gleichzeitige  Einführung  von 


Steuern  auf  Wagen  und  Pferde.  Billards  und 
gesellige  Vereine  statt,  die  Steuern  auf  Wagen 
und  Pferde  mittelst  Wiederherstellung  des  1865 
aufgehobenen  bezüglichen  Gesetzes  von  1862. 
Abänderung  resp.  weiterer  Ausbau  der  fran- 
zösischen Lnxussteuergesetzgebiing  erfolgte  — 
unter  Festhaltung  an  den  genannten  vier  Steuer- 
arten — durch  Gesetze  und  Verordnungen  von 
1871,  1872,  1874,  1879.  1882,  1884,  1889,  1890 
und  1893.  Eine  Fahrradsteuer  wurde  durch 
G.  v.  28.  April  1893  geschaffen  (Abänderung 
durch  G.  v.  14.  April  1898).  Auf  Einführung 
dieser  Steuer  war  die  Erwägung  von  Einfluss, 
dass  der  schnell  zunehmende  Gebrauch  des  Fahr- 
rades den  Ertrag  der  Wagen-  und  Pferdesteuer 
| vermindern  werde.  Wie  bei  letzterer,  so  ist 
• auch  bei  der  Fahrradsteuer  den  Gemeinden  Vt 
des  Ertrages  überwiesen  worden.  1895  wurde 
— ohne  Erfolg  — der  Versuch  gemacht,  eine 
Dienstbotensteuer  einzuführen.  — ln  den  Städten 
giebt  es  Abgaben  von  öffentlichen  Vergnügungen 
zu  Gunsten  der  Woblthätigkeitsanstaltcn  u.  dgl. 
(Vgl.  d.  Art.  A r m e n wese  n oben  ßd.  I,  S.  1207). 

Deutschland.  In  Preussen  wurde 
1698  eine  Perücken-  und  Karossensteuer  ein- 
geführt und  zwar  zunächst  für  Berlin.  Diese 
Abgabe  ist  in  die  spätere  Acciseerhühuug  (1701) 
mit  aufgenommen  und  dadurch  auf  das  ganze 
Land  erstreckt  worden.  Es  bestanden  ferner 
Steuern  auf  Gold-  und  Silbergerät  (und  Juwelen) 
seit  1809,  auf  männliche  und  weibliche  Diener- 
| scliaft,  Wagen  und  Pferde  (auch  Hunde;  seit 
1810:  jene  ist  1812,  diese  1813  aufgehoben 
worden.  — In  Bremen  wurden  am  l.  Januar 
1814  Steuern  auf  Wagen,  Pferde,  geschlossene 
Gesellschaften,  Billards,  Kegelbahnen,  öffentliche 
Bälle  and  (am  28.  März  1814  zmu  Besten  der 
milden  Stiftungen)  auf  öffentliche  Vergnügungen 
(Theater,  Konzerte  etc.  — die  schon  besteuerten 
Bälle  ausgenommen}  aufgelegt;  doch  hat  es 
dort  bereits  früher  schon  Equipageus teuer n ge- 
geben, da  sie  im  Jahre  1799  erwähnt  werden. 
Vermutlich  wurden  letztere  im  ganzen  Staats- 
gebiet, die  anderen  Steuern  nur  im  Stadtgebiet 
erhoben ; gegenwärtig  wenigstens  ist  dies  der 
Fall,  liu  April  1899  wurde  die  Einführung 
einer  Fahrradsteuer  beschlossen. — Die  in  Ham- 
burg seit  1796  bestehende  Vergnügungssteuer 
ist  1858  neu  geregelt  worden.  Eine  Wageu- 
und  Pferdetaxe  ist  von  1741 — 1745  dort  vor- 
handen gewesen ; sie  erscheint  — verbunden 
mit  einer  Abgabe  auf  männliche  und  weibliche 
Dienstboten  — wiederum  1801  und  wird  alsdann 
bis  zur  französischen  Occupatiou  fortwährend 
prolongiert.  Die  V.  v.  10.  August  1831  verband 
mit  der  allgemeinen  Erwerbs-  und  Einkommen- 
steuer eine  Luxussteuer,  welche  Equipagen  und 
Reitpferde,  männliche  und  weibliche  Dienstboten 
(auch  Landhäuser)  umfasste.  — In  Lübeck 
wurde  18 10  eine  Abgabe  auf  Theatervorstellungen, 
später  auf  Maskeraden,  öffentliche  .Schau- 
stellungen, Billards  etc.  gelegt.  Die  Billard- 
steuer wurde  1867  aufgehoben.  Im  Jahre  1878 
ist  eine  neue  Vergnügungssteuer  (für  Tanzver- 
gnügen etc.)  zu  Gunsten  des  Ortsarmen verbände« 
eingeführt  worden.  — Auch  Württemberg 
erhebt  eine  Abgabe  von  Schaustellungen.  — 
Eine  — finanziell  wie  praktisch  ganz  unbe- 
deutende— Nachtigalleiisteucr  wird  in  Hessen 
als  Staatsstener  (G.  v.  1.  Januar  1875)  und  in 
Sachseu  als  Gemeinden bgabe  ,G.  v.  1.  Dezember 
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1884  erhoben  (<lie**0  Steuer  findet  sieh  auch  in 
Bremen  und  Dt  in  Prenssen  als  Komnmnal- 
abgabe  statthaft >.  — Das  Grossherzogtnin  Hessen  | 
besteuert  die  Automobilen  und  Fahrräder  (Ge- 
setz über  den  l’rkundenstempel  vom  12.  August 
1829).  — Erwähnt  mag  werden,  dass  in  älterer 
und  neuerer  Zeit  innerhalb  part  ieller  Besteuerung 
des  Vermögens  zuweilen  diejenige  des  Gold- 
und  fresp.  oder)  Silbergeschirrs  sieh  vorfindet: 
so  besteuerte  Bayern  1554  das  Silbergeschirr. 
Schaumburg-Lippe  im  Jahre  1808  Gold-  und 
Silbergeschirr  (mit  1 4°  „ des  Wertes). 

Als  Staatssteuern  haben  somit  die  Luxus- 
steuern in  Deutschland  eine  sehr  geringe  Ver- 
breitung gefunden.  Dagegen  findet,  man  Ver- 
gnügungssteuern vielfach  als  Kommunalsteuern, 
ln  einer  grossen  Zahl  deutscher  Städte  be- 
stehen „Steuern  von  Vergnügungen*4  (Theater 
u.  s.  w.),  deren  Ertrag  nicht  selten  ganz  oder 
teilweise  ausdrücklich  filr  die  Armenkasse  be- 
stimmt ist:  da  und  dort  giebt  es  auch  Pferde- 
steuern, Abgaben  von  Jagdscheinen,  Nachti- 
gallensteuern.  Auf  die  Ausdehnung  der  Ver- 
gnügungssteuern ist  ohne  Zweifel  von  Einfluss 
gewesen  das  preussische  Kommnnalabgaben- 
gesetz  vom  14.  Juli  1893,  das  im  § 15  bestimmt  : 
„Die  Besteuerung  von  Lustbarkeiten  einschliess- 
lich musikalischer  und  deklamatorischer  Vor- 
träge sowie  von  Schaustellungen  muherziehen- 
der  Künstler  ist  den  Gemeinden  gestattet.“ 
Allerdings  war  das  Recht  der  preussischcn  Ge- 
meinden, öffentliche  Lustbarkeiten  zu  besteuern, 
schon  durch  das  allgemeine  Landrecht  und 
durch  § 74  des  G.  v.  8.  März  1871  anerkannt 
worden.  Von  48 deutschen  Städten  mit  über  50000 
Einwohnern  besitzen  35  die  Vergnügungssteuer 
(vgl.  die  Namen  der  Städte  sub  3),  13  nicht: 
diese  sind : Berlin.  Cassel.  < 'harlottcnburg.  Danzig, 
Darmstadt,  Freibnrg  i.  B . Hannover,  Karlsruhe, 
Königsberg  i.  P.,  Magdeburg,  Mainz,  Stettin, 
Stuttgart. 

Oesterreich.  Luxnssteuern  als  Staats- 
steuern bestehen  jetzt  dort  nicht.  Irn  17.  Jahr- 
hundert gab  es  für  bestimmte  Zwecke  (Zucht- 
haus. Armenhaus  in  Wien)  eine  alljährlich  zu 
zahlende  Steuer  auf  öffentliche  Billards  und 
andere  Spiele  (seit  1892),  ferner  seit  1897  eine 
Wagensteuer. 

Ungarn.  Es  wurde  1875  eine  Steuer  ein- 
geführt auf  männliche  Dienstboten,  Billardtische, 
Spielräume  (mit  Karten  oder  anderen  Zeichen), 
auf  Wagen  zum  persönlichen  Gebrauch  und 
Pferde,  die  vor  solche  Wagen  gespannt  oder  als  i 
Reitpferde  benutzt  wurden.  Die  Steuer  ist  in- 
folge zahlreicher  Beschwerden  1879  aufgehoben 
worden.  Der  Ertrag  war  ca.  400000  Mark. 

1)  ä u e m a r k.  Luxnssteuern  als  Staatssteuern 
giebt  es  nicht  mehr.  Als  Teil  einer  allgemeinen 
Kopfsteuer  gab  es  dort  von  1700 — 17(50  eine  | 
Steuer  auf  Dienstboten.  Als  kommunale  Luxus- 
steuer besteht  in  Kopenhagen  mit  einem  Er- 
trage von  ca.  7000  Kronen)  eine  Steuer  auf 
Luxuspferde;  sie  ist  1770  zum  Besten  einer 
Stiftung  für  neugeborene  Kinder  eingeführt 
worden  und  figuriert  noch  jetzt  unter  deren : 
Einnahme. 

Schweden.  Jetzt  kommen  Luxussteuern 
nicht  mehr  vor:  früher  haben  sie  dort  mehrfach 
bestanden.  Die  erste  Luxussteuer  ist  1711  ■ 
eingeführt.  1712  erneuert  worden:  sie  betraf 
(ausser  anderen  Gegenständen)  Luxuswagen. ! 


Die  grosse  Finanznot  während  der  Kriege 
Karls  XII.  führte  1718  zu  einer  neuen  Steuer, 
welche  den  Gebrauch  der  meisten  Luxnsgegen- 
stämle  mit  hoben  Abgaben  belegte,  abgestuft 
nach  den  Raugverhältnissen  des  Steuerzahlers. 
Wahrscheinlich  siud  diese  Steuern  nur  für  die 
betreffenden  Jahre  aufgelegt  gewesen.  Eine 
1731  verordnet®  Steuer  auf  Luxuswagen  Ist  1734 
wieder  aufgehoben  worden.  Im  Jahre  1738 
wurde  eine  Lnxussteuer  in  die  allgemeine 
direkte  Vermögenssteuer  mit  aufgenommen : 
sie  blieb  von  dieser  Zeit  au,  allerdings  mit  ver- 
schiedenen Aendernugen  in  Bezug  auf  Gegen- 
stände wie  Höhe  der  Bestcuemmr,  bis  1815  und 
bestand  dann  wieder  von  1818— 1823.  Ein 
letzter  Rest  der  Luxtissteuer  war  die  (1881  auf- 
gehobene) Steuer  auf  Lakaien.  Hofmeister  etc.; 
sie  trat  den  ersten  mit  1’  «— 2 mul  den  sechsten 
mit  18  Kronen. 

Russland.  Luxnssteuern  als  Staatssteuern 
existieren  dort  nicht. 

S e h w e i z.  Zuerst  besass  Genf  Luxus- 
steuern.  Sie  erscheinen  im  Pacifikationsedikt 
vom  21.  November  1782  und  zwar  auf  Silber- 
geschirr. Dienstboten,  Reit-  und  Wagenpferde. 
Die  Heivetik  folgte  diesem  Beispiel,  machte 
aber,  wie  mit  ihrer  Besteuerung  zunächst  über- 
haupt, so  auch  mit  den  Luxussteuern  gänzlich 
Fiasko.  Darauf  wurde  die  Luxnsabgabe  ver- 
ändert , die  Steuer  auf  weibliche  Dienstboten 
fallen  gelassen ; es  bestanden  noch  Steuern  auf 
männliche  Dienstboten.  Pferde  und  Wagen.  Der 
Versuch  der  Heivetik  hat  wenig  nachhaltig  ge- 
wirkt, weil  in  der  Mehrzahl  der  Kantone  die 
Voraussetzung  der  Steuer,  der  Luxus,  fehlt. 
Nur  in  drei  Kantonen  fassten  die  Luxnssteuern 
Boden : Waadt  hat  von  der  Zeit  der  Heivetik 
her  die  Bedienten-,  Billard-  und  Wagensteuer: 
Genf  hat  seit  seiner  Unabhängigkeit  von  1818 
gleichfalls  diese  drei  Steuern  und  die  Pferde- 
steuer; Frei  bürg  besitzt  seit  1882  die  Wagen- 
steiler. 

Italien.  Das  moderne  R o m hat  lange 
Zeit  eine  Steuer  auf  Lnxuspferde  gehabt;  sie 
wird  im  G.  v.  28.  April  1810  genannt,  soll 
übrigens  bereits  unter  den  öffentlichen  Ein- 
nahmen von  1594  erwähnt  sein.  In  Piemont 
wurden  seit  1853  Dienstboten  innerhalb  der 
Personalsteuer  besteuert,  ausserdem  Privat-  und 
öffentliche  Wagen  in  demselben  Jahre  mit  Ab- 
gaben belegt.  Diese  Steuern  gingen  auf  das 
Königreich  Italien  über,  ebenso  die  im  Gross- 
herzogtum Toskana  1814  eingeführte  Spiel- 
steuer. Da«  Kommunal-  und  Provinzialgesetz 
vom  20.  März  1885  ermächtigte  die  Kommunen 
u.  a.  zur  Auflegung  einer  Steuer  von  Zug-, 
Reit-  und  Lasttieren;  später  sind  ihnen  auch 
vom  Staate  die  Steuern  auf  Privat-  und  öffent- 
liche Wagen  sowie  auf  Dienstboten  überwiesen 
worden.  — Durch  G.  v.  22.  Juli  1897  wurde 
eine  Fahrradstcuer  eingeführt:  die  Hälfte  des 
Ertrages  wird  den  Gemeinden  überwiesen. 

Spanien.  Eine  Wagen-  und  Pferdesteuer 
bestand  von  1873 — 1877  und  wurde  wieder  ein- 
geführt durch  G.  v.  5.  August  1893. 

Portugal.  Es  besteht  seit  1872  innerhalb 
der  Personalstoner  eine  Steuer  auf  männliche 
Dienstboten.  Wagen  und  Pferde. 

Von  ausscmuopäischen  Staaten  mögen 
Amerika  und  Japan  genannt  werden. 

Die  Vereinigten  Staaten  besteuerten  1794 
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die Wagrcn,  einzelne  Staaten  (Virginia,  Kentucky, 
North  Carolina.  Georgia;  im  Jahre  1796  Wagen, 
Pferde,  Billards.  Iin  Bürgerkriege  wurden 
Steuern  auf  Vergnügungsbote,  Billards  und 
andere  Luxusgegenstände  gelegt  (1864):  sie  be- 
stehen jetzt  nicht  mehr  als  Unioussteuern,  aber 
in  verschiedenen  Einzelstaaten  giebt  es  noch 
Luxussteuern. 

In  Japan  wurde  1871  eine  Steuer  aufgelegt 
auf  Dienstboten,  Wagen,  Sänften,  Reitpferde 
und  Verguüguugsbote.  1873  reorganisiert,  wurde 
die  Steuer  bei  der  Steuerreform  von  1875  in 
ihrer  bisherigen  Form  beseitigt.  Es  wurde  eine 
neue  Wagenst euer  eingeführt  Da  gleichzeitig 
die  staatlichen  Wege-  und  Brückengelder  abge- 
schabt worden  waren,  kann  die  Steuer  ange- 
sehen werden  als  ein  Aequivalent  für  die  Auf- 
wendungen, welche  das  Wegewesen  aus  öffent- 
lichen Mitteln  erforderte. 

In  mehreren  Staaten  (Frankreich,  Belgien 
etc.)  sind  Zuschläge  seitens  der  Gemeinden  ge- 
stattet. 

«{.Volkswirtschaftliche  und  finanzielle 
Bedeutung.  Eiu  übertriebener  Aufwand 
der  wohlhabenden  und  reichen  Klassen  wirkt 
in  wirtschaftlicher  wie  in  sozialer  Beziehung 
ungünstig.  Einmal  deshalb,  weil  dadurch 
die  Produktion  eine  unerwünschte  Richtung 


und  Ganzfabrikation  und  beim  Durchgänge 
durch  die  Zurüstungs-,  Konfektions-  und 
Montierungsanstalten  bezw.  durch  die  Maga- 
zine, Bazars  und  andere  benannte  Verkaufs- 
stätten«.  Die  praktische  Durchführung  einer 
derartigen  allgemeinen  Luxusbesteuerung 
böte  grosse,  kaum  zu  überwindende  Schwierig- 
keiten: nicht  bloss  die  Fabrikanten  und  die 
Kaufleute,  sondern  schliesslich  auch  alle 
wohlhabenden  Konsumenten  würden  sich 
unerträglichen  Kontrollmassregeln  ausgesetzt 
sehen ; sie  müssten  von  Steuerbeamten  Itei- 
nahe  auf  Schritt  und  Tritt,  gewissermassen 
von  der  Wiege  bis  zur  Bahre,  begleitet 
werden.  — Allerdings  sind  auch  gegen  die 
teilweise  Luxnsbesteuemng  viele  Be- 
denken geltend  zu  machen : werden  einzelne 
Luxusobjekte  der  reichen  Klasse  von  der 
Steuerverwaltuug  herausgegriffen,  so  wird 
wohl  niemand  glauben,  dass  dadurch  »der 
Luxus«  auch  nur  entfeint  eingeschränkt 
werden  könnte;  bestenfalls  wäre  zu  erreichen, 
dass  die  verhältnismässig  kleine  Anzahl  sehr 
vermögender  Idente  weniger  Wagenpferde, 
Dienerschaft  etc.  hielte.  Da  aber  der  weit 
überwiegende  Teil  des  sonstigen  Luxus  un- 
erhält:  sie  wird  hingelenkt  auf  Gegenstände,  besteuert  bliebe,  so  würde  eine  Einschränkung 

Erhöhung 
. Weitcr- 


die  nicht  deu  breiten  Massen  des  Volkes, 
sondern  nur  einer  kleinen  Zahl  Begüterter 
zu  statten  kommen.  Dann  besonders  des- 
halb, weil  die  Begehrlichkeit, 

Verbitterung  der  besitzlosen 
mehrt,  die  bestehende  Kluft,  zwischen  Arm 
und  Reich  erweitert,  der  Klassengegensatz 
somit  verschärft  wird.  Wenn  aus  diesen 
Gründen  eine  Bekämpfung  des  Luxus 
wünschenswert  ist,  so  können  doch  Luxns- 
verbote  in  der  Gegenwart  nicht  mehr  in 
Frage  komrncu,  und  von  direkten  gegen  den 
Luxus  gerichteten  Mass regeln  bleibt  nur  die 
Besteuerung  übrig. 

Vom  sozialen  Gesichtspunkte  aus  ange- 
sehen. haben  die  Luxussteuern  für  das 


an  der  einen  wahrscheinlich  eine 
an  der  anderen  Stelle  herbeiführcu 
hin  ist  zu  berücksichtigen,  dass,  falls  nur 
der  Neid,  die!  eiu  Teil  des  Luxus  zur  Besteuerung  hcran- 
Klassen  ver-  gezogen  wird,  die  für  diesen  thätigon  Ge- 
werbe resp.  mit  ihm  in  Verbindung  stehenden 
j Personen  immerhin  etwas  unter  der  Be- 
j Steuerung  zu  leiden  halten,  nämlich  durch 
Einschränkung  des  betreffenden  Aufwandes 
(z.  B.  Fahrräder).  Warum  aber  soll  gerade 
eine  Gattung  von  Fabrikaten,  Diensten  etc. 
als  Luxus  betrachtet  und  liest  euer!  werden, 
während  andere  viel  unnützere  von  der 
Steuer  frei  bleiben?  Dass  solche  und  ähn- 
liche volkswirtschaftliche  Erwägungen  nicht 
ganz  ausser  acht  zu  lassen  sind,  darf  aus 


Gleichheitsgefühl  der  Menschen  viel  An- , manchen  Geschehnissen  geschlossen  werden : 
sprechendes;  ob  sie  alter  wirklich,  wie  nicht 
selten  behauptet  wird,  geeignet  sind,  »sozial 
versöhnend«  zu  wirken,  erscheint  zweifel- 
haft. Allerdings  könnte,  wenn  der  Luxus 
recht  teuer  bezahlt  werden  muss,  dadurch 


z.  B.  wurde  die  englische  Pferdesteuer  aus 
Rücksicht  auf  die  Pferdezucht  im 
Jahre  1871  aufgehoben. 

Der  übertriebene  Aufwand,  welcher  in 
der  Eitelkeit  der  Menschen  seine  Wurzel  hat 


eine  steuerliche  Entlastung  der  minder  be-  j und  in  dem  mit  dem  Fortschritte  der  Civili- 


mittelten  Volksschichten  herbeigefiilirt  wer- 
den; offenbar  aber  nur  dann,  wenn  wirklich 
der  gesamte  Luxusaufwand  der  wohl- 

habenden Klassen  von  der  Steuer  erfasst 
würde.  Dies  ist  auch  neuerdings  von  A. 

Schäffle  in  Vorschlag  gebracht  worden:  er 
will,  dass  das  gesamte  Nutzvermögen  der 
Nation  zur  Steuer  herangezogen  werde;  die 
bisher  bestehenden  Luxussteuern  sollen  den 
Gemeinden  überlassen  werden,  die  neue  Be- 
steuerung der  Gebrauelisgegenständo  soll 

geschehen  von  seiten  des  Reiches  »schon  geteilt: 

beim  Abgänge  aus  den  Stätten  der  Halb-  i Die 


sation  steigenden  Kapitalreichtum  das  Mittel 
zu  seiner  Bethätigung  findet,  wird  durch 
partielle  Luxussteuern  um  so  weniger  be- 
kämpft werden,  als  die  reichen  Klassen  in 
der  Zahlung  einer  kleinen  Geldsumme  eine 
Art  Privilegierung  ihres  Aufwandes  erblicken 
würden:  dies  kann,  wenn  überhaupt,  nur 
geschehen  durch  Herbeiführung  einer  ge- 
läuterten Moral  der  Besitzenden. 

lieber  das  tinanzielle  Ergebnis  dieser  Stener- 
kategorie  seien  zunächst  folgende  Zahlen  niit- 


Wage  ns  teuer  ergab  in  England 
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1866  < a.  370000  C.  1897-98  ra.  504000  C,  «lie  < 
Pferdestoner  1862  ea.  367000 


Die  vorstehenden  Zahlen  zeigen,  dass  die 


, , , . _ °,a-  8b<0tx)  £,  1874  — Luxussteuorn  als  Staatssteuern  in  reichen 

dem  Jahre  ihrer  Aitfliehunur  — ca.  480000  1*.  i «,,ri.,..ri  «h.-,,. 

In  Frankreich  ist  die  Steuer  auf  Wagen  und  ' " ' a * 

Pferde  (auch  Maultiere)  für  1899  mit  12312000 
Frcs.  veranschlagt.  In  Bremen  erbrachte  1897 
die  Wairensteuer  (Staatsgebiet!  ca.  11000  Mark, 
die  Pferdestoner  (Stadtgebiet)  ca.  48000  Mark, 
in»  Kanton  Genf  die  Wagen-  und  Pferdestenor 
1837  ca.  24090  Frcs.,  die  Wairensteuer  allein 
1897  im  Kanton  Waadt  ca.  12U00  Frcs.,  im 
Kanton  Freibarg  ca.  9000  Frcs.  Pie  Pferde- 
stener  hat  in  Holland  1895  — 96  ea.  G30000  II. 
ergeben.  Als  Kommunalsteuer  trug  in  Italien 
1895  die  Steuer  auf  öffentliche  Wagen  ca.  308000 
Lire,  die  Steuer  auf  Privatwagen  ea.  1535000 
Lire  ein. 

Die  Steuer  auf  Fahrräder  ist  in  Frank- 
reich für  1899 
worden:  sie 

bis  1898  ca.  773000  Lire. 

Die  Dienstbot  en. Steuer  brachte  in 
England  1870  ca.  214000  t,  1897—98  ca. 

152000  £ ein,  im  Kanton  Genf  1897  ca.  52000 
Frcs.,  in  Holland  1895  ca.  951000  tl.  Die  (auf- 
gehobene') Stener  auf  weibliche  Dienstboten 
hatte  in  England  jährlich  ca.  31 000  C ergeben. 

Die  G o 1 d - und  Silbergeschirr. Steuer 
in  England  hatte  1756  - 57  18000  £ eingebracht. 

(Der  nur  zum  Teil  als  Luxussteuer  zu  be- 
trachtende Gold-  mul  Silberstempel  ergab  für 
1890 — 91  ca.  38400  C;  er  ist.  wie  schon  erwähnt, 
seitdem  — durch  G.  v.  1.  Mai  1890  — aufge- 
hoben). 

Die  Geselligkcitssteueru  zeigen  fol- 
gende Ergebnisse:  Die  Steuer  auf  gesellige 
Vereine  ist  in  Frankreich  für  1899  mit  1 340000  ! 


«iwicrn.  aber  auch  nur  in  solchen,  nicht 
gar  so  wenig  einhringen,  wie  manche  Gegner 
behaupten,  d.  h.  absolut:  relativ  aber, 
nämlich  im  Verhältnis  zu  den  gesamten 
. .Staatsstenern,  ist  der  Befrag  recht  winzig, 
ln  Preussen  hatten  die  Luxussteuern  vom 
i 1.  Juni  1810  bis  30.  Mai  1813,  allerdings 
I unter  sehr  ungünstigen  volkswirtschaftlichen 
Verhältnissen,  ca.  400 Ooo  Thlr.  ergehen, 
id.  i.  1 * 2 " o der  gesamten  Staatssteuern,  die 
im  gleichen  Zeitraum  ca.  26  Millionen  Thlr. 
einbrachten,  ln  England  machen  die  Luxus- 
steuern ca.  1 "o.  in  Frankreich  noch  nicht 
:'4°o  der  gesamten  Staatssteuern  aus.  Da- 
19  mit  3 <80000  1 res.  veranschlagt  hei  darf  nicht  ausser  acht  gelassen  weiden 
i"  ltilli*'»  ini  Jahre  1897  dass  diese  Steuerkategorie  vielfach  andere 

, als  luxussteuerartige  Elemente  in  sieh 
! seldiesst  (■/,.  R die  Pferdesteuer  in  Holland 
die  in  den  Gewerben  verwendeten  Pferde), 
wodurch  die  Luxussteuer  zum  Teil  einen 
anderen  t'harakter  — Gewerbesteuer  u.  dgl. 
— annimmt.  — IV  ie  die  obige  Uebersicht 
dartimt  machten  in  35  deutschen  Städten 
die  \ eignflgungsstouern  vom  Gesamtbetrage 
, der  erhol*eneu  Gemeindesteuern  aus 
in  15  Städten  weniger  als  l°  o. 
in  17  Städten  1 — 2°o. 


in  3 Städten  mehr  als  2°/< 


o. 


Also  auch  hier  ein  sehr  geringer  relativer 
Ertrag ! 

. . La  die  Ln  xussteuern  durchweg  mit 

bres.  veranschlagt  worden.  I >ie  \ ergnügmigs-  anderen  Steueralten  zusammen  erhoben  wer- 
steuern  in  3o  deutschen  Städten  über  atKKK)  Ein-  ! 
wohner  erbrachten  für  1896  (bezw.  1896—97)  in 
runden  Zahlen  (Tausende  Mark:  in  Klammern 
°/„  des  Gesamtbetrages  der  erhobenen  Gemeinde- ; 
steuern) 


Potsdam 
Nürnberg 
Metz 
Posen 
Mülhausen 
i.  E. 

Augsburg 
Barmen 
Braunschwj 
Zwickau 
Frankfurt 
a.  0. 
Elberfeld 
Spandau 
Liegnitz 
Plauen 
Görlitz 
Duisburg 
Wiesbaden 
Dortmund 


0.3 

{0.02) 

Bochum 

22 

0,9 

(0,03) 

Krefel.l 

23 

2 

(°,«4) 

Erfurt 

26 

3 

(0,21) 

Strassburg 
i.  E 

9 9 

5 

fO.25) 

Chemnitz 

34 

8 

(0,45) 

Aachen 

35 

9 

(o,33'i 

Essen 

35 

• 9 

(o,45) 

München 

36 

9 

(1,20) 

Kiel 

Halle 

38 

40 

10 

0,12) 

Düsseldorf 

63 

11 

(0,29) 

Breslau 

70 

1 1 

(1.42) 

Altona 

82 

12 

(2,19) 

Dresden 

96 

12 

(1,181 

Leipzig 

99 

15 

tl.52) 

Frankfurt 

•7 

(1,02) 

a.  M. 

102 

18 

20 

I0.68) 

(o,75) 

Köln  a.  Rh. 

119 

Die  Billardsteuer  wurde  für  1899  im 
französischen  Budget  mit  1 080000  Frcs. 
Kommen;  sie  ergab  1897  im  Kanton  ( 

9700  Frcs.,  im  Kanton  Waadt  ea.  15400  Frcs 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  1871 
— dem  Jahre  ihrer  Aufhebung  — 93000  $. 


den,  ist  eine  genaue  Feststellung  der  Er- 
hebungskosten  nicht  möglich;  es  wird  in- 
dessen wohl  kaum  fehlgegangen  werden, 
wenn  man  sie  als  verhältnismässig  betiächt- 
lich  annimmt.  Rechnet  man  hierzu  noch  die 
Schwierigkeiten,  welche  der  Finanzverwal- 
tung in  der  Durchführung  der  Kontrolle  er- 
wachsen, so  wird  das  Urteil  über  die  liier 
behandelten  Luxussteuern  in  finanzieller 
Beziehung  wenig  günstig  lauten  können. 
Zn  jener  Zeit,  als  in  den  Kreisen  der  Re- 
gierenden vor  der  Einkommensteuer  als 
dauernder  Steuer  eine  wahre  Angst  herrschte 
— mit  einer  »fortwährenden  Inquisition? 
verglich  sie  1310  in  Prcussen  der  sonst  so 
aufgeklärte  Staatskanzler  Hardenberg  — 
mögen  jene  Luxussteuern  ein  allerdings  sehr 
mangelhaftes  Surrogat  für  die  fehlende 
stärkere  Besteuerung  der  wohlhabenden 
Klassen  abgegeben  haben,  zumal  sie  zur 
l 'eberwälzung  auf  andere  Steuerzahler  ihrer 
Natur  nach  wenig  geeignet  sind.  Dasselbe 
kann  aueli  in  der  Gegenwart,  bezüglich 
solcher  Länder  gesagt  werden,  die  noch 
f'”,™  i immer  eine  Einkommensteuer  entbehren  (z.  B. 
teuf  eu.  Frankreich).  Eine  teilweise  Besteuerung 
des  Luxus  wird  immer,  weil  nach  zufälligen 
Verbrauchsarten  und  Gosellsehaftssitten  auf- 
gelegt. gegen  die  Gerechtigkeit  in  der  Be- 


(2,38 

(1,03) 

(*,88)  j 

(0.95) 

(0.S5) 

0,27)1 

(L44! 

1 0.401 
(2,001 
OAt) 
0,35) 

0,71) 

(2.06) 
(1,09) 
(1,06' 

(1.07) 
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Steuerung  verstossen.  Das  berechtigte  Ziel, 
die  wohlhabenden  und  reichen  Klassen 
wesentlich  stärker  zur  Staatsbesteuerung 
heranzuziehen  als  die  unbemittelten,  wird 
besser  durch  Progression  des  Steuerfusses 
bei  der  direkten  Einkommensteuer  oder  durch 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer  zu  er- 
reichen sein.  Wenn  so  oft  beklagt  worden 
ist,  dass  der  Staat  zwar  das  Hier,  den 
Branntwein  etc.  des  armen  Mannes  be- 
steuere, der  Luxusaufwand  der  Reichen  da- 
gegen von  der  Staat. sbesteuerung  nicht  hin- 
reichend erfasst  werde,  so  ist  hauptsächlich 
darauf  hinzuweisen,  dass  gerade  mit  Rück- 
sicht auf  jene  T hat sache  gute  Steuersysteme 
die  kleinen  Einkommen  und  Vermögen  von 
der  Besteuerung  überhaupt  frei  lassen. 

4.  Die  einzelnen  Luxussteuern.  A.Wagen- 1 
und  Pferdesteuer.  Man  kann  entweder  einen 
Ortsklassentarif  wählen  oder  gleiohmiissige  Sätze 
für  das  ganze  Land  festsetzen.  Der  erste  Weg ! 
ist  namentlich  in  Frankreich,  wo  dieses  System 
überhaupt  beliebt  ist,  eingesctilagen  worden,  j 
indem  für  die  Wagen-  and  Pferdesteuer  6 Klassen 
gebildet  wurden,  zuerst  Paris,  dann  Gemeinden 
mit  über  40000  Einwohnern,  mit  20001 — 40000, 
mit  10001— 2000U,  mit  5001-10000,  endlich 
mit  5000  und  weniger  Einwolmern.  Dies  ent- 
spricht nicht  der  Gerechtigkeit,  da  kein  Grund 
abzusehen  ist,  warum  wohlliabende  Leute,  die 
in  kleinen  Städten  oder  auf  dem  Lande  wohnen, 
weniger  zahlen  sollen  als  die  in  den  grösseren 
Städten  wohnhaften.  Durchweg  hat  es  sieh  alsj 
notwendig  herausgestellt,  beim  Steuerobjekt 
„Wagen“  mehrere  Tarifklassen  zu  bilden  und 
dementsprechend  verschiedene  Tarifsätze  fest- 
zusetzen.  Am  einfachsten  ist  «lies  in  Frank- 
reich geschehen,  wo  nur  2 Arten  von  Wagen 
unterschieden  werden,  mit  4 und  mir  2 Rüdem; 
für  letztere  zahlt  man  5 — 40  Fres.,  für  erstere 
10— HO  Fres.  Sehr  kompliziert  war  früher  der 
englische  Tarif:  der  — bereits  vereinfachte  — j 
von  1853  zeigt  noch  immer  3 Tarifklassen  mit 
weiteren  Unterabteilungen  und  im  ganzen 
16  Steuersätzen;  der  jetzige  Tarif  enthält  nur 
2 Klassen  (Droschken  und  andere  Wagen),  in- 
dessen innerhalb  jeder  Klasse  wird  wiederum 
zwischen  vierräderigen , mindestens  4 Ccntner 
wiegenden  einerseits  und  weniger  als  vier- 
räderigen oder  doch  zwar  vierräderigen,  aller 
weniger  als  4 Ccntner  wiegenden  andererseits  j 
unterschieden.  Auch  für  Pferde  siud  fast  überall 
Tarifklnssen  gebildet  worden . am  meisten  in 
Holland,  wo  es  deren  6 giebt  (2* » 11.  pro  Pferd 
niedrigster,  25  tl.  höchster  Satz).  Zweifellos! 
sind  möglichst  wenig  Tarifklassen  und  Tarif-  j 
sätze  für  Wagen  und  Pferde , ja  selbst  für 
letztere  ein  Einheitssatz,  am  bequemsten  für  die 
Steuerpflichtigen  wie  für  die  Steuerverwaltung. 
Allein  die  dadurch  leicht  eintretende  Verminde- 
rung des  Ertrages  macht  doch  wiederum  die 
Vereinfachung  bedenklich,  noch  mehr  aber  der 
Umstand,  dass  dadurch  das  Wesen  der  ,.Luxus“- 
steuer  völlig  verloren  geht:  gerade  kostbare 
Watren  und  Pferde  müssten  ja  höher  besteuert 
werden  als  minder  wertvolle.  Die  Progression,  d.  h. 
nach  der  Zahl  der  besessenen  Wagen  und  Pferde 
steigende  Sätze,  die  früher  durchweg  bestanden 
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hat  uud  jetzt  noch  zumeist  besteht,  ist  unbe- 
dingt zu  fonlern,  wenn  eine  höhere  Belastung 
der  reichen  Klasse  erfolgen  soll  Steuerbefrei- 
ungen und  Stcuerermässigunsren  sind  durchaus 
nötig,  besonders  für  gewisse  Berufsstände,  ferner 
im  volkswirtschaftlichen  Interesse:  so  liess  Eng- 
land die  Pferde  der  Geistlichen,  Aerzte  u.  a.  m. 
unbesteuert,  Frankreich  lässt  die  ausschliesslich 
für  die  Züchtung  bestimmten  Pferde,  die  in 
Gemässheit  der  Vorschriften  des  Militär-  und 
Verwaltungsdienstes  gehaltenen  Wagen  etc. 
steuerfrei,  Holland  ermiissigt  die  Sätze  nicht 
nur  innerhalb  einzelner  Klassen  (z.  B.  haben  in 
Klasse  1 Personen,  die  in  Städten  von  weniger 
als  3000  Einwohnern  wohnen,  bloss  4 x der  Sätze 
zu  zahlen),  sondern  setzt  auch  zuweilen  die  in 
eine  höhere  Klasse  gehörigen  Werde  in  eine 
niedrigere  (z.  B.  ist  für  Pferde  bis  zu  2 Stück,  die 
einem  Arzte  gehören,  statt  des  Satzes  der  1. 
diejenige  der  2.  Klasse  zu  zahlen).  Fast  aus- 
nahmslos sind  die  in  der  Landwirtschaft  ver- 
wendeten Wagen  und  Werde  gänzlich  oder 
überwiegend  von  der  Steuer  befreit  worden, 
zumal  die  Besteuerung  dieser  Objekte  sich  mit 
vielen  Schwierigkeiten  verbunden  gezeigt  hat. 
Weiterhin  erfordert  die  Rücksicht  auf  etwaige 
Doppelbesteuerung  nicht  selten  Steuerbefreiung, 
z.  B.  waren  die  früher  eigeuen  Trausportsteuern 
unterworfenen  Stadtdroschken  etc.  in  England 
steuerfrei.  Falls  die  Veranlagung  für  die  Wagcn- 
nnd  Pferd estener,  wie  für  die  Luxusstcuern 
überhaupt,  mittelst  Einschätzung  durch  Steuer- 
kommissionen, vor  denen  der  Pflichtige  seine 
Deklaration  abzugeben  hat,  geschieht,  so  ent- 
spricht dies  unzweifelhaft  der  Natur  dieser 
direkten  Gcbranchssteuern.  Allein  als  Nachteile 
ergeben  sich  die  Schwierigkeit  der  Kontrolle, 
die  Leichtigkeit  von  Hintergehungen  und  mannig- 
fache Streitigkeiten.  Dies  alles  wird  zum  grössten 
Teil  vermieden,  wenn  man  — wie  es  1860  in 
England  geschah  — zu  den  Lizenzstenern  über- 
geht, d.  h.  der  Pflichtige  hat  im  Januar  nach 
Massgabc  seines  Hausstandes  eine  Jahreslizenz 
zu  nehmen,  mit  Zusatzlizenzen  für  etwaige  Ver- 
mehrung im  Laufe  des  Jahres.  Mag  sieh  dies 
— wie  es  in  England  auffallenderweise  der 
Fall  war  — seihst  finanziell  bewähren,  so  geht 
doch  auch  liier  der  Charakter  einer  „Luxus“- 
stener  verloren. 

B.  Fahrradsteuer.  Sowohl  in  Frankreich 
wie  in  Italien  werden  mehrere  Gattungen  unter- 
schieden: Fahrräder  mit  einem  Sitz  (6  Fres. 
bezw.  10  Lire),  mit  mehreren  Sitzen  (pro  Sitz 
6 Fres.  bezw.  pro  Fahrrad  15  Lire),  endlich 
Fahrräder,  welche  durch  Motoren  getrieben 
werden  (der  doppelte  Satz  pro  Sitz  bezw.  pro 
Fahrrad  20  Lire).  Steuerfrei  sind  in  beiden 
Ländern  die  zum  Verkauf  bestimmten  Fahr- 
räder und  diejenigen,  die  von  seiten  des  mili- 
tärischen und  öffentlichen  Dienstes  benutzt 
werden,  in  Italien  die  Fahrräder,  welche  un- 
bemittelten Kranken  und  Ausländem  gehören. 
Auch  in  Hessen  sind  Militärpersonen  und  Be- 
amte, die  Fahrräder  zur  Erledigung  der  ihnen 
obliegenden  Amtsgeschäfte  zur  Verfügung  haben, 
von  der  Steuer  befreit ; ferner  Lohnarbeiter, 
welche  das  Fahrrad  als  Transportmittel  zur 
Arbeitsstelle,  und  Gewerbetreibende,  welche  das 
Fahrrad  bei  Ausübung  ihres  Gewerbes  benutzen, 
sofern  ihr  Einkommen  den  Betrag  von  jährlich 
1500  Mark  nicht  erreicht;  endlich  Personen, 
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welche  sirli  weniger  als  HO  Tage  lang  im  Grnss- 
herzogtum  aufbalten.  I>ie  Steuer  wird  in  Frank- 
reich fällig  am  1.  Januar  oder  bei  Anschaffung 
des  steuerpflichtigen  Fahrrades  im  Laufe  des 
Jahres  am  1.  desjenigen  Monats,  in  welchem 
die  Anschaffung  erfolgt  ist,  wobei  eine  Anrech- 
nung der  bereits  vom  Vorbesitzer  für  da»  lau- 
fende Jahr  gezahlten  Steuer  nicht  stattlindet. 
Zum  Zwecke'  der  Besteuerung  müssen  die  steuer- 
pflichtigen Fahrräder  spätestens  am  Hl.  Januar 
jedes  Jahres  (im  Falle  der  Begründung  der 
Steuerpflicht  innerhalb  des  Jahres  spätestens 
HO  Tage  nach  jenem  Zeitpunkte)  bei  der  zu- 
ständigen Gemeindebehörde  angemeldet  werden, 
ln  Italien  fertigt  der  Bürgermeister  eine  Liste 
derjenigen  an,  welche  die  Steuer  für  Fahrräder 
zu  bezahlen  haben,  und  trägt  dabei  den  ihm  im 
vorhergehenden  Jahre  angezeigteu  Verände- 
rungen Rechnung.  Das  Fahrrad  wird  mit  einem 
Schilde  versehen,  auf  welchem  das  Jahr  bezeich- 
net ist,  für  das  die  Steuer  bezahlt  wurde.  Für 
nicht  angemeldete  Fahrräder  ist  in  Frankreich 
der  doppelte  Steuersatz  zu  entrichten.  In  Hessen 
erfolgt  die  Koutrollierung  der  Abgabe  auf  Grund 
des  von  der  Polizeibehörde  zu  führenden  Ver- 
zeichnisses der  Fahrradbesitzer,  welchen  Nummer- 
platten  behändigt  werden. 

C.  Dienstbotensteuer  Es  fanden  früher 
durchweg  progressive  Steuersätze  statt,  z.  B.  in 
Holland  1740  und  in  Englaud  im  vorigen  Jahr- 
hundert — bis  11  steigend.  Lässt  man  den 

1.  Dienstboten  frei  (das  geschah  in  Genf  1782», 
so  entspricht  dies  der  Billigkeit  gegenüber  den 
mässig  wohlhabenden  Leuten,  muss  aber  die 
.Steuer  wenig  ergiebig  machen;  ebenso  ist  es 
wohl  gerecht,  wenn  (wie  früher  in  England)  für 
unverheiratete  Herren  erhöhte  Tarifsätze  fest- 
gesetzt werden.  Wird  die  Steuer  auf  gewerb- 
liches Hilfspersonal  n.  dgl.  ausgedehnt  (ehemals 
in  England,  noch  jetzt  in  Holland),  so  erscheint 
auch  diese  „Luxususteuer  als  partielle  Gewerbe- 
steuer: in  diesem  Falle,  aber  nur  in  diesem, 
mag  das  holländische  System  der  Klasscnbildung 
zweckmässig  sein.  Es  giebt  dort  nämlich  5 
Klassen,  jede  mit  einem  besonderen  Tarif:  in 
der  1.  Klasse  steigt  die  Steuer  progressiv  mit 
der  Zahl  der  — für  den  persönlichen  Dienst 
gehaltenen  — Dienstboten  von  5 11.  für  1 bis 
270  fl.  für  12  (über  12  40  fl.  für  jeden);  in  der 

2.  Klasse  sind  15  rosp.  5 fl.,  in  der  H.  2 fl.,  in  der 
4.  3 fl.,  in  der  5.  6 fl.  für  jeden  zu  entrichten. 
Ausnahmen  müssten  überall  stattfinden,  obgleich 
dies  nicht  immer  der  Fall  ist;  in  Holland  wird 
auf  Beschäftigung  und  Alter  einige  Rücksicht 
geuommen,  z.  B.  sind  Dienstmädchen  unter  15 
Jahren  steuerfrei.  Die  Besteuerung  des  Haltens 
weiblicher  Dienstboten  mag  oft  auf  Widerstand 
gestossen  sein,  da  sie  im  vorigen  Jahrhundert 
sowohl  in  England  wie  in  der  Schweiz  aufge- 
hoben wurde:  vom  Standpunkt«  steuerpolitischer 
Gerechtigkeit  aus  betrachtet  ist  dies  nicht  zu 
billigen.  Wenn  man  in  England  im  Gange  der 
Entwickelung  erst  zu  wesentlicher  Vereinfachung 
des  Tarifs,  dann  schliesslich  (18(59;  zn  einem 
Einheitssätze  von  15  sh.  für  jeden  männlichen 
Dienstboten  gekommen  ist,  so  gilt  hier  ebenfalls 
das  bei  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  Gesagte: 
es  mag  aus  praktischen  Gründen  empfehlens- 
wert sein,  passt  aber  für  eine  „Luxususteuer 
nicht. 

D.  Gold-  und  Silbergeschirrsteuer.  Hier 


wird  der  Besitz  dieser  Luxusgegenstände  von 
der  Steuer  getroffen  England.  Genf  im  vorigen 
Jahrhundert).  Die  Steuer  ist  vom  Gewicht  oder 
vom  Werte  zn  entrichten  (in  England  damals 
5 sh.  für  je  100  Duzen,  in  Genf  1%  des  Wertes»: 
das  erster«  ist  zweckmässiger.  Steuerfreiheit 
ist  für  einen  kleinen  Betrag  (England  früher 
bis  100.  Genf  bis  200  Duzen  s auszusprechen,  da 
sonst  die  Abgabe  zn  kleinlich  und  lästig  wird. 
Ein  Maximum  des  Steuerbetruges  (England  im 
vorigen  Jahrhundert  100  £)  entbehrt  der  Be- 
gründung. Diese  Stenergattnng  ist  überhaupt 
nicht  bloss  wenig  ergiebig,  sondern  auch  durch 
Veranlagung  und  Erhebung  für  die  Finanzvcr- 
waltung  mühselig,  für  den  Steuerzahler  sehr 
belästigend,  da  wohl  nur  mittelst  eines  ge- 
hässigen Systems  von  Inquisitionen  und  Dennu- 
ciationen  durchzuführen.  Hier  würden  bezüg- 
lich Debergangs  zur  Lizenzabgabe  (vormals  in 
England)  dieselben  Nachteile  und  Vorzüge  wie 
schon  früher  geschehen  anznführen  sein. 

E GeBelligkeitsateuern.  a)  Steuern  auf 
gesellige  Vereine.  Ein  Einheitssatz  von  den 
Beiträgen  der  Mitglieder,  z.  B.  20%,  dürfte  bei 
der  so  verschiedenen  Ausdehnung,  dem  Ver- 
mögensstande etc.  der  Vereine  Bedenken  erregen. 
Es  werden  besser  mehrere  Tarifklasseu  zu  bilden 
sein,  wie  dies  in  Frankreich  geschehen  ist:  im 
G.  v.  8.  August  1890  wurden  als  Bemessungs- 
grundlage  der  Steuer  festgesetzt  einmal  die 
Beiträge,  einschliesslich  Eintrittsgelder  der  Mit- 
glieder. sodann  der  Mietwert  der  benutzten 
Lokalitäten.  Die  Steuer  beträgt  hei  Beitrags- 
summen  von  800U  Frcs.  und  darüber  oder  Miet- 
wert von  4000  Frcs.  und  darüber  20%  ersteren, 
8%  letzteren  Betrages,  bei  Beiträgen  von  HüOÖ 
Ins  8000  mul  Mietwert  von  2000 — 4000  Frcs. 
bezw.  10  und  4.  bei  Beiträgen  unter  HOOO  und 
Mietwert  unter  2000  Frcs.  bezw.  5 und  2%. 
Zweckmässig  ist  die  Bestimmung,  «lass  die 
Steuer  vom  Sekretär  u.  dgl.  zu  verauslagen  ist. 
der  in  der  Z«dt  vom  1.  bis  Hl.  Januar  hei  der 
Behörde  eine  Deklaration  einzureichen  hat. 
Auch  bei  dieser  Steuergattung  müssen  Befrei- 
ungen stattflnden,  besonders  für  Wohlthätigkeits- 
und  gegenseitige  Hilfsgesellschaften,  ferner  für 
ausschliesslich  wissenschaftliche , litterarische 
und  andere  Vereine  (so  in  Frankreich). 

b) Steuern  von  Vergnügungen.  Diese 
Steuern  erstrecken  sich  auf  Theater.  Konzert  Ver- 
anstaltungen. Tanzbelustigunge». Kunstreitervor- 
stellungen. Gesangs-  oder  deklamatorische  Vor- 
träge u.  s.  w.  Abstufungen  der  Steuersätze 
innerhalb  jeder  Gattung  können  stattflnden  u.  a. 
nach  der  Zeitdauer  (z.  B.  bis  12  Uhr  nacht», 
über  12  Uhr  nachts  hinaus),  nach  der  Höhe  des 
Eintrittsgeldes  n.  dgl.  m.  Nach  dem  preussischen 
Ministerialerlass  v.  27.  Februar  1890  „ist  darauf 
zu  halten,  «lass  einzelne  Steuersätze  einer  solchen 
Ordnung  nicht  nnverbältnismässig  hoch  siud 
und  mehr  auf  eine  in  «ler  Sache  nicht  begründete 
Unterdrückung  als  auf  «lie  Besteuerung  der 
Lustbarkeit  hinauslaufen , dass  keine  Bevor- 
zugung der  einheimischen  gegenüber  den  aus- 
wärtigen Gewerbetreibenden  geplant  wird  und 
dass  weit  auseinandergehenue  Mindest-  und 
Höchst  bet  räge  der  Stenern  ohne  Angabe  eines 
angemessenen  und  praktisch  brauchbaren  Mass- 
stabes für  die  Feststellung  der  Steuern  von 
Fall  zu  Fall  vermieden  werden.“ 

F.  Billardsteuer.  Eine  Unterscheidung 
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zwischen  Privat-  uml  öffentlichen  Billards  derart, 
dass  jene  einem  höheren  Satze  als  diese  unter- 
liegen, fand  früher  in  Amerika,  seit  1849  in 
Toskana  statt;  angemessener  ist  wohl  ein  Kin- 
lieitssatz  (zuletzt  in  Amerika  10  8,  in  Bremen 
20  Mark  pro  Billard).  In  Frankreich  kehrt  hier 
der  — nicht  gerechte  — Ortsklassentarif  wieder 
(Paris  (50  Fres.,  für  Städte  über  50000  Ein- 
wohner 30  Fres..  10000 — 50000  Einwohner 
15  Fres.,  andere  Orte  6 Fres.  pro  Stück).  Die 
Veranlagung  wird  passend  (so  in  Frankreich) 
auf  Grund  von  — im  Januar  bei  der  Behörde 
einzureichenden  — Deklarationen  statt  Anden. 
Wenn  man  bloss  die  Einfachheit  der  Erhebung 
im  Auge  hat,  kann  ebenfalls  zur  Lizeuzabgabe 
übergegangen  werden  (im  Kanton  Waadt  ist 
eine  Lizenz  auf  5 Jahre  zu  nehmen).  Steuer- 
freiheit muss  jedenfalls  — wie  in  Frankreich  — 
für  die  zum  Verkauf  bestimmten  Billards  aus- 
gesprochen werden. 

Bei  allen  diesen  Luxussteuern  muss  die 
Steuertechnik  — bezüglich  Reklamation,  Strafen 
etc.  — eine  besonders  sorgfältige  sein.  Hat 
doch  in  Ermangelung  hinreichender  Bestim- 
mungen z.  B.  die  prenssische  I.nxnsbesteuerung 
von  1810  ff.  nicht  weniger  als  gegen  90  ..Dekla- 
rationen“ seitens  der  Finanzverwaltung  erfordert : 
unzählige  Streitigkeiten  waren  die  Folge  der 
ursprünglich  zu  allgemein  gehaltenen  und  un- 
klaren Festsetzungen. 

G.  Sonstige  Lujtussteuern.  Ausser  den 
genannten  Kategorieen  gab  und  giebt  es  noch, 
wie  erwähnt,  eine  nicht  unerhebliche  Anzahl 
von  Luxussteuerarten,  auf  die  hier  nicht  näher 
eiugegangeu  werden  kann;  einige  mögen  jedoch 
genannt  werden. 

In  England  bestaud  früher  eine  Haar- 
pudersteuer, die,  1795  eingeführt,  im  Jahre  1796 
über  4 Millionen  Mark  eintrug,  mit  Aenderung 
der  diesbezüglichen  Sitte  stetig  sank  und  schliess- 
lich. als  sic  nur  noch  20000  Mark  einbrachte, 
1869  aufgehoben  wurde;  ferner  bestanden  dort 
im  vorigen  Jahrhundert  Steuern  auf  Hüte,  auf 
Handschuhe  und  auf  Taschenuhren;  die  letzt- 
erwähnte Steuergattung  scheint  überhaupt  früher, 
wo  vielleicht  „Zeit“  noch  nicht  in  demselben 
Masse  wie  jetzt  „Geld“  war,  mancher  Beliebtheit 
sich  erfreut  zu  haben,  da  sie  im  ersten  Steuer- 
gesetz der  Helvetik  und  in  diesem  Jahr- 
hundert selbst  in  Amerika  wiederkehrt.  Die 
Vereinigten  Staaten  hatten  von  1804  bis 
1800  eine  Klaviersteuer,  die  einen  ziemlich  ge- 
ringen Ertrag  erbrachte  und  überdies  lästige 
Kon t ru 1 1 m assregel u mit  sich  führte.  Noch  jetzt 
besteht  in  England  von  1798  her  eine  Wappen- 
steuer, die  1897—1898  den  hohen  Ertrag  von 
75270  C einbrachte.  Weiterhin  sind  von  eng- 
lischen noch  jetzt  bestehenden  Luxussteuern 
zu  erwähnen  die  Jagdlizenzen  (Ertrag  1897  bis 
1898  195907  £)»  die  ebenfalls  in  anderen  Ländern, 
z.  B.  als  Proviuzialsteueru  in  Oesterreich,  wieder- 
kehren, die  Aceiselizenz  zum  Verkauf  von  Wild 
(Ertrag  1897—1898  8572  4.'),  die  — 1870  ein- 
geführte — Schusswaffensteuer  (Ertrag  1897  bis 
1898  101301  £).  In  Schweden  siiul  zur  Zeit 
Karls  XII.  goldene  Degen,  Perücken  (diese  auch 
anderwärts,  in  Preu-sen.  Venedig  etc.),  sonder- 
barerweise im  Jahre  1732  Keifröcke,  die  von 
Damen  der  höheren  Stände  getragen  wurden, 
besteuert  worden.  Viele  Finanzschriftsteller 


! rechnen  endlich  noch  manche  andere  Steuern  zu 
I den  Luxussteuern,  so  die  Stempel  auf  Spiel- 
karten. die  Hundesteuer  und  die  Mietssteuer: 
diesbezüglich  muss  indessen  auf  andere  Artikel 
dieses  Werkes  hingewiesen  werden. 

5.  Schluss.  Wo  einmal  Luxussteuern 
seit  langer  Zeit  bestehen  mul  gewisser- 
maßen in  Fleisch  und  Blut  der  steuer- 
j zahlenden  Bevölkerung  übergegangeu  sind, 
wird  ihre  Aufhebung  nur  dann  zu  empfehlen 
sein,  wenn  der  Ertrag  ein  winziger  ist  — , 
vielleicht  dies  unter  dein  Einflüsse  eiuer 
Aenderung  von  Aufwandssitten  geworden 
ist.  Wo  aber  der  Ertrag  absolut  als  nicht 
unerheblich  erscheint,  wird  es  zweckmässig 
sein  — wie  dies  ja  in  Italien,  zum  Teil  in 
England  geschah  — , dass  der  Staat,  zugleich 
an  Stelle  der  etwa  bestehenden  kommunalen 
Zuschläge,  die  Luxussteuern  den  Gemeinden 
als  eigene  Steuern  überweist,  innerhalb  deren 
Budget  sie  eine  etwas  ansehnlichere,  wenn- 
gleich noch  immer  sehr  untergeordnete 
Stellung  einnehmen  werden.  Ueberhaupt 
passen  Luxussteuern  besser  für  den  Ge- 
meinde- als  für  den  Staatshaushalt.  Einmal 
bricht  der  Gegensatz  von  Stadt  und  Land, 
welcher  in  der  gesamten  Staatsbesteuerung 
eine  so  grosse  Rolle  spielt,  auch  hier  durch : 
mehr  als  anderswo  sind  iu  der  Lindwirt- 
schaft Wagen,  Pferde,  Dienstboten  über- 
wiegend kein  Gegenstand  des  Luxus,  son- 
dern werden  erheblich  zum  Betriebe  der 
Wirtschaft  in  ihren  -verschiedenen  Zweigen 
verwandt.  Dann  spricht  vor  allem  dafür  der 
Umstand,  dass  innerhalb  einer  Stadt  die 
Kontrolle  wesentlich  mehr  als  auf  dem 
Lande  vom  Publikum  unterstützt  wird  und 
daher  von  der  Steuerbehörde  leichter  ge- 
handhabt  werden  kann.  Auch  ist  ja  wohl 
unbestreitbar,  dass  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte, in  Deutscliland  und  anderwärts, 
namentlich  in  den  Mittel-  und  Grossstädten 
der  Wohlstand  (und  mit  ihm  der  Luxus) 
sehr  erheblich  gestiegen  ist.  Endlich  ist  zu 
betonen,  dass  Luxussteuern,  besonders  als 
städtische  Steuern,  mag  man  nun  auf  die 
oben  erwähnten  Gattungen  sich  beschränken 
oder  ausserdem  andere  vielleicht  geeignete 
Objekte  heranziehen,  einen  polizeilichen  Cha- 
rakter — im  besten  Sinne  des  Worte»  — 
annehmen  und  so  indirekt  einen  heilsamen 
Einfluss  auf  die  öffentliche  Sittlichkeit  ans- 
üben können,  zumal  wenn  für  einzelne 
Gattungen  Steuerfreiheit,  für  andere  wiederum 
hohe  Tarifsätze  festgesetzt  werden.  Ihre 
Einführung  sollte  eventuell  nicht  zur  Zeit 
einer  wirtschaftlichen  Depression,  sondern  in 
einer  Zeit  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges 
stattfinden;  ferner  ist  es  wünschenswert, 
dass  zuerst  ziemlich  niedrige  Tarifsätze  fest- 
gesetzt werden,  die  allerdings  später  eine 
Erhöhung  erfahren  können:  vor  allem  mit 
Rücksicht  auf  die  für  den  Luxus  arbeitenden 
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Gewerbe  u.  dgl„  aber  auch  um  die  Eia- 
führung  zu  erleichtern. 

Die  oben  genannten  Luxussteuern  sind 
somit  vom  sozialen  Standpunkte  ans  nicht 
ungünstig  zu  beurteilen : der  finanzielle 
Standpunkt  kommt  weniger  in  Betracht. 
Innerhalb  eines  Systems  von  Gemeinde-1 
steuern  mögen  sie  einen  bescheidenen  Platz 
finden:  als  Staats  steuern  jedoch  müssen 
sie  zu  jenen  Steuerkategoneen  gerechnet 
werden,  die,  einer  vergangenen  Periode  des 
Wirtschaftslebens  angeliöreud.  nur  noch  in 
Trümmern  in  den  Neubau  der  modernen 
staatlichen  »Steuersysteme  hinill>errageu. 
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Trufte  ths  impöts,  II,  2.  Auß.,  Paris  1866.  

Kathgen,  Ja/ians  I 'olkswirtsc/utft  and  Staats- 
haushalt, Leipzig  1891.  — ton  Keitzensteln, 
('eher  indirekte  1 rrbeaiirhsabgaljrti  der  Gemein- 
den, in  den  Jahrbüchern  f.  Xat.  a.  Stal.,  VIII, 
IA,  A I III,  Jena  I884,  1889,  — 4 1 . Report  of 
the  Comtnitsionrrs  of  her  .Majcsty’s  Inland 
Bet  raue,  London  1898. — Kfrhahl , Les  , inaner* 
comiiiuiinlcs  en  Belgitjue,  Krüssel  1892.  — 
Riedel,  Der  brandenburg-prettssisehe  Staatshaus- 
halt in  den  letzten  zwei  Jahrhunderten,  Berlin 
1866.  — Kommet  am I Loulchc-Deajontalnea, 
IHstoire  des  impöts  tndireets , Paris  1888.  — 

Sachs.  L’ Italic,  srs  finanees  etc.,  Paris  1885.  

Sag,  Dictionnairr  des  ßitunces,  Piris  1889,  1894. 

— Shroja  racca,  Delle  fiuunrr  delle  u mini  nis- 
ten; in  ni  local i in  alcinti  stati  Europei  in  Bulletin 
tle  Pinstitut  international  de  statistigue,  T.  1, 
Koni  1887.  — Schanz,  Die  Steuern  der  Schwei z 
in  ihrer  Entwickelung  seit  Beginn  de*  19.  Jahr- 
hunderts, Stuttgart  1890.  — Schilifte,  Deutsche 
Kern-  und  Zeit  fingen,  Berlin  I8O4.  — Derselbe, 
Die  Steuern,  Leipzig  1895 — 1896.  — Stekenga, 
Grseh iedenis  der  Xederlandsehc  Belastingen  sedert 
het  jaar  1810,  Utrecht  1888.  — Sprenger  ran 
Eyk,  De  Kijks-  en  Gemeentcbrlastingen  in  Xeder- 
land,  Haag  1891.  — Stourm,  Les  ßnanees  de 
l’ancien  regime  et  de  la  rcrnlution,  Paris  1885. 

— Treub,  Onlirikkcling  en  verband  ran  de 
Kijks-,  Praeineiale  en  Gern  een  tcbelasti ngen  in 
Xederland,  Leiden  1885.  — Tröltseh , Die 
bayerische  Gemcindebesteueruug  seit.  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  etc.,  /.  Abt.,  Miinrhen  1891.  — 
Vorke,  Grsrhicbte  der  Steuern  des  britischen 
Reichs,  Leipzig  1866.  — Volksmann,  Harum 
besteuern  wir  den  Luxus  nicht*.’  Magdeburg 
1892.  — Uleksell , Finanztheoretische  Unter- 
suchungen nebst  Darstellung  und  Kritik  des 
Sleiterirese ns  Schwedens,  Jena  1896.  — ll  orins, 
Le  droit  des  paueres  sur  les  spectaelrs,  theatres, 
hak  et  roneerts,  etc.  en  France  et  a Petranger, 
Paris  1900. 

Karl  Mamroth. 
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Luzzatti,  Luigi, 


eboren  zu  Venedig  im  März  1841,  war  1869 — 
L Generalsekretär  im  Ministerium  für  Ackerbau, 
udustrie  und  Handel,  dann  Professor  der 
iationalükonomie  zu  Padua,  Deputierter  im  Par- 
tuient.  Luzzatti  ist  für  Volksbanken.  Konsum- 
ereine  und  Hilfskassen  nach  dem  Vorbilde  von 
;chnlze-Delitzsch  eingetreten  und  hat  die  schütz- 
en tierische  Umgestaltung  des  italienischen 
Tarifs  veranlasst.  Im  Kabinett  Rudini  (7.  Febr. 
181)  1 bis  Mai  1893)  war  er  Schntzminister : 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften: 

La  diffusione  del  credito  e le  bauche  popo- 
lari.  Padova  1863.  — L’inchiesta  industriule 
e i trattati  di  commercio.  Roma  1878.  — 
Osservazioni  e proposte  intomo  al  progetto  di 
legge  stille  socierä  di  M.  8.  Milano,  tip.  del 
S>le.  1878.  — Soll’  andamento  del  credito  popo- 
lare  in  Italia  e sulle  eondizioni  delle  handle 
ponolari  italiaue  al  31  dicembre  1878,  relazione. 
Milano  1879.  — Seconda  relazione  sull’  anda- 
mento  del  credito  populäre  in  Italia,  presentata 
al  11  ° congresso  delle  bauche  popolari  italiaue. 
Milano  1879.  — 1 pericoli  dello  stato  banchiere 
in  Italia,  lettera  all*  onerevole  depntato  Sella. 
Firenze  1880.  — II  credito  populäre  in  Italia 
e le  eondizioni  delle  bauche  popolari  italiane  al 
31  dicembre  1879,  relazione.  Milano  1880. 
Note  sull*  imjtosta  sul  sale.  Venezia  1881.  — 
Le  rivelaziom  della  previdenza  all’  esposizione 
nazionale  di  Milauo:  previdenza  libera  e previ- 
denza legale.  Milano  1882.  — Introduzione  alla 
statistica  delle  banebe  popolari  italiane,  anni 
1881 — 83.  Roma  1885.  — II  progetto  per  la 

perequazione  fondiara  e la  legislazione  civile 
sni  beni  immobili.  Torino,  1886.  — II  nuovo 
propetto  di  legge  sulle  associazioni  cooperative, 
presentata  al  Parlamente  germanico.  Milano 
1888.  — Resnme  de  l’expoae  financier.  Rome. 
I.  Botero,  1891.  — Le  classi  dirigenti  e gli 
operai  in  Inghiltcrra,  a proposito  della  lotta  di 
c fasse.  Verona  1893.  — Avantage  du  libre 
elmix  de  l’aasurer  en  cas  d assurauce  obli- 
ptoire:  opportunste  d'organiser  etc.  (Congres 
intern,  des  accidents  du  travail  ä Milan  tum. 
I).  Milan  1894.  — Saggio  sulle  dottrine 


dei  percursori  religiosi  e rtlosofici  dell*  odierno 
fatalismo  statistico!  Perugia  1895.  Ferner  sind 
von  ihm  mehrere  Kammerreden  und  parlamen- 
tarische Berichte  erschienen. 

Im  Gioruale  degli  Economisti  ver- 
öffentlichte er:  La  legislazione  sociale  nel  Par- 
lamento  inglese.  1875.  — La  violazioue  della 
libertä  economica  nei  regolamenti  di  polizia 
rurale.  1875.  — Le  recenti  disenssioni  del  Par- 
lamente inglese,  intomo  alle  teorie  delle  bauche 
di  emissione.  1875.  — La  libertä  economica  ed 
i regolamenti  edilizi.  1875.  — La  critica  della 
teoria  inglese  sulla  circolazione.  1875.  — La 
libertä  economica  ed  il  lavoro  dei  fanciulli  e 
delle  fanciulle  nelle  läbbriche.  Agosto  1875.  — 
La  teoria  della  circolazione  e le  recenti  discus- 


: i 


sioni  del  Parlamente  inglese. 
banche  d’emissione  in  Svizzera. 
teoria  della  riterva  e del  saggio 
nelle  banche  d’emissione.  1876. 
della  cooperazione.  1876.  — La 


1875.  — Le 

1876.  — La 
dell'  interesse 
— Rassegna 
inchiesta  in- 

dustriale  e la  ingerenza  del  Goveruo  nella  con- 
cessione  delle  aequo.  1876.  — Gl’istitnti  di  cre- 
dito agrario  in  Italia.  1876.  — Nota  sulla 
legge  delle  fabbriche  in  Danimarca.  1876.  — 
La  Sicilia  nel  1876.  — Del  modo  d’  interniere 
e d'applicare  il  principio  della  nazione  piü  fa- 
vorita  nelle  convenzioni  coinmerciali.  1877.  — 
Le  legge  snlle  fabbriche  in  Inghiltcrra.  1877.  — 
11  dintto  economico  internaziouale  e l'inchiesta 
industriale.  1877.  — Le  legge  sulle  fabbriche  in 
Olamla.  1877.  — La  libertä  dei  raari  e l'inchiesta 
industriale.  1877.  — L’economia  politica  ed  il 
diritto  canouico.  1877.  — La  riformadel  bilancio 
delle  imposte  indirette  in  lnghilterra  ed  in 
Italia.  1877.  — Un  fenomeno  poco  avvertito 
nella  circolazione  bancaria.  1877.  — Relazione 
sulle  eondizioni  economiche  e morali  delle  banche 
rantne  popolari  italiane.  1878.  Ferner  erschienen 
zahlreiche  Aufsätze  von  ihm  in  der  Nuova 
Antologia,  in  der  Rassegna  nazionale  di  Firenze, 
in  der  Rivista  Veneta  und  anderen  Zeitschriften. 

Mit  Minelli  veröffentlichte  er:  Le  casse 
di  risparmio  nelle  scnole:  lettera  e due  dialogi. 
Rovigo  1876.  Mit  Paseo  lato  und  Man- 
zato:  Delle  ünione  di  credito. 

Josef  Sta mm h a m vier. 
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Mac  Culloeli.  John  Kamsay, 

geb.  am  1.  III.  ITH*.*  im  I)<irf  Withorn  in  der 
schottischen  Grafschaft Wigtown.  gest.  zu  London 
am  11.  XI.  18f54,  studierte  in  Edinburg.  wurde 
1828  Professor  der  Nationalökonomie  in  London, 
legte  18:51  diese  Professur  nieder  und  bekleidete 
seit  1838  die  Stelle  eines  Kontrolleurs  beim 
Htationery  Office  in  London. 

Mac  Cnlloch  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Essay  on 
the  question  of  rednciug  the  interest  of  the 
national  debt,  in  which  the  justice  and  expe- 
diency  of  that  measure  arc  fully  establislied. 
Edinburg  181t».  — The  principles  of  political 
economy,  with  sotne  inquiries  respeeting  their 
application,  and  a sketeh  of  the  rise  and  prn- 
gres«  of  the  Science,  ebd.  1825;  2.  Aufl.,  18:10; 

з.  Aufl.,  1843;  4.  Aufl..  1849;  6.  Aufl.,  1804: 

6.  Aufl.,  mit  Beigabe  von  J.  Locke,  Essay  ou 
interest  and  value  of  money,  London  1870: 

7.  Aufl..  ebd.  1885;  dasselbe,  in  französischer 
Uebersetzung  von  A.  Planche,  2 Bde.,  Paris 
1851 ; 2.  Aufl.,  18(54:  dasselbe  in  deutscher  l’eber- 
setzuiig  von  G.  M.  V.  Weber,  Stuttgart  1831. 
— A discourse  on  the  rise,  proirress.  peculiar 
objects  and  importance  of  political  economy. 
containing  an  outline  of  a course  of  lectures  ou 
the  principles  and  doctrines  of  that  Science, 
1.  und  2.  Aull..  Ediuburg  1825:  dasselbe,  in 
französischer  l'ebersetzung  von  G.  Prevost,  Genf 
1825.  — An  essnv  on  the  circuinstances  wliich 
determine  the  rate  of  wages,  and  the  condition 
of  the  labonring  classes,  Ediuburg  1826.  — 
Observatious  on  the  duty  on  sea-borne  coal, 
and  on  the  peculiar  duties  and  charges  on  coal 
in  the  port  of  London,  London  1830.  — Histori- 
eul sketeh  of  the  Bank  of  England,  with  an 
examination  of  the  question  ns  to  the  Prolon- 
gation of  the  exclusive  Privileges  of  that 
estnblishmeut,  ebd.  1831.  — Observations  on 
the  unflueuce  of  the  East  lndia  Company  s 
moiiopoly  ou  the  price  and  supply  of  tea,  and 
on  the  commerce  with  lndia,  China  etc.,  ebd. 
1831.  — On  commerce,  its  principles  and  liistory. 
ebd.  1833;  dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung 

и.  d.  T. : Leber  Handel  und  Handelsfreiheit, 
von  Jos.  Gainbihler.  Nürnberg  1834.  — A dictio- 
liary,  practical,  theorctical  and  historical,  of 
commerce  and  connnerciul  navigation,  London 
1832;  2.  Aufl.,  1840;  3.  Aufl.,  1844  ; 4.  Aufl., 


1847  ; 5.  Aufl.,  1850;  6.  Aufl..  1852;  7.  Aufl.. 
1859;  8.  Aufl..  18(59;  9.  Aufl.  herausgeg.  von 
H.  G.  Heid.  1880:  deutsche  Hebe rsetzun gen  der 
vorstehenden  2 ersten  Aufl.  erschienen  bearbeitet 
von  C.  F.  C.  Richter  und  L.  R.  .Schmidt  etc.  in 
Augsburg  und  Stuttgart  1834  — 42.  — Obser- 
vations  illustrative  of  the  practical  Operation 
and  real  eftect  of  the  duties  ou  paper.  showing 
the  expediencv  of  their  reduction  or  reiieai, 
London  1836.  — A Statistical  aceonut  of  the 
British  Empire.  2 Bde..  London  1837;  dasselbe, 
2.  Aufl..  2 Bde..  1839:  dasselbe,  3.  Aufl.,  2 Bde., 
1847;  dasselbe,  4.  Aufl..  2 Bde..  1854.  — State- 
ments illustrative  of  the  poiiee  and  probable 
eoiisequences  of  the  proposed  repeal  of  the 
exist ing  com  laws.  and  the  impositinn  in  their 
stead  of  a moderate  fixed  duty  ou  foreign  corn, 
when  entered  for  consiimption , ebd.  1841.  — 
A dictionary,  geographical,  Statistical  and  histori- 
cal. of  the  various  countries,  places.  and  prim  ipal 
natural  objects  in  the  world.  2 Bde.  mit  Atlas, 
ebd.  1841  42;  dasselbe.  2.  Aufl.,  herausgeg.  von 
F.  Martin,  4 Bde.,  18(56.  — The  literature  of 
political  economy,  a classitied  catulogue  of  publi- 
cations  in  the  different  departiuents  of  that 
Science,  with  historical,  critical.  and  biographi- 
cal  noticcs.  ebd.  1845.  — Treatise  ou  the  priu- 
ciples  and  practical  influence  of  taxation  and 
the  fnnding  System,  ebd.  1815:  dasselbe,  2.  Aufl., 
1852 : 3.  Aufl.,  18(53.  — A treatise  on  the 
succession  to  property  vacant  by  death.  Inquiries 
on  the  influence  of  primogenitnre,  foundations 
etc.,  over  public  interests,  ebd.  1848.  — Treatise 
on  the  circuinstances  which  determine  the  rate 
of  wages  and  the  condition  of  the  labonring 
classes,  ebd.  1851.  — Treatises  and  essnys  on 
subjects  connected  with  eeonomical  policy.  with 
hiographical  sketches  of  Qticsuay.  Smith  and 
Ricardo.  Ediuburg  1853;  dasselbe,  2.  Aufl.,  1859. 
— I’reface  to  a select  collectiou  of  english 
trncts  ou  commerce,  from  the  Originals  of  Mut», 
Roberts.  North,  and  otliers  (Political  Economy 
Club,  early  tracts),  London  1856.  — Prelimi- 
nary  notice  to  tracts  and  other  publications  on 
metallic  and  paper  currency  by  Lord  Overstone 
(Overstone  tracts),  ebd.  1857.  - A select  Col- 
lection of  scarce  and  valuable  eeonomical  tracts, 
edited  with  prefaces  by  Mac  Culloeli  (Overstone 
collectiou),  ebd.  1857  59.  — A treatise  ou 
metallic  and  paper  money  and  banks,  written 
for  the  Encyelopaedia  Britannien,  Ediuburg  1858; 
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.sselbe  in  deutscher  Uebersetzung  u.  d.  T. : 
eld  und  Bauken,  von  C.  J.  Bergius  und  J.  L. 
?llkampf,  Leipzig  1859.  — 

M a.c  Cullocn  gab  heraus:  A.  Smith,  An 
ujuiry  into  the  nature  and  canses  of  the  wealth 
: nations.  With  a life  of  the  author.  an  intro- 
uetory  disvourse,  notes  etc.,  London  1828: 
. Aull.,  1838.  — The  works  of  David  Ricardo, 
.-ith  a.  notice  of  the  life  and  writings  of  the. 
.utYxor,  ebd.  1846  ; 2.  Aufl.,  1852.  Er  war  ferner 
»eteilitgt  1)  an  der  Schrift:  The  bankers’  comraou- 
dace  book,  New- York  1857,  mit  dem  Artikel: 
hemarks  on  bills  of  exchange;  2)  an  dem  Jahr- 
buch : The  merchant’s  and  bankers  register  for 
1859,  ebd.  1858  mit  dem  Supplement:  An  essay 
on  paper  money  and  baukiug.  — Die  Edinburgh 
Review  hat  verschiedene  wirtschaftliche,  legis- 
latorische Massregeln  vom  Ricardoschen  Stand- 
punkte aus  besprechende  Artikel  von  ihm  auf- 
zuweisen. 

M ac  Cnlloch,  Schiller  Ricardos  und  Epigone 
der  klassischen  Nationalökonomie,  hat  eine  reiche 
litterarische  Fruchtbarkeit  entfaltet.  Er  war 
der  Typus  eines  Manchestermannes,  wenn  er 
auch  einmal  für  Beschränkung  der  Cirknlations- 
banken  eintrat,  und  hat  geraume  Zeit  als  volks- 
wirtschaftliche Autorität  in  England  gegolten, 
während  er  gegenwärtig  fast  schon  der  Ver- 
gessenheit anheimgelallen  ist. 

Der  Nationalstolz  auf  Adam  Smith,  der  so 
manchen  britischen  Volkswirt  blind  fiir  die  be- 
deutenden staats  Wirtschaft  liehen  Leistungen  des 
Auslandes,  insbesondere  Deutschlands  gemacht 
hat.  tritt  auch  bei  Mac  Cnlloch  in  selbstgefällig- 
anmassender  Weise  in  den  Vordergrund.  In 
seinem  rDiscourse  on  the  rise  etc.  of  political 
economy“  (s.  o.)  sucht  man  nach  deutschen  Volks- 
wirten vergebens,  die  ebensowenig  Aufnahme 
in  seine  „ Literat ure  of  political  economy*  (s.  o.) 
gefunden  haben,  worin  neben  englischen  über- 
haupt nur  noch  französische  und  italienische 
Litteraturerzeugnisse  aufgeführt  sind.  Die  Ein- 
seitigkeit dieser  Exklusivität  wird  besonders 
von  Mohl  streng  getadelt.  Dem  ferneren  Vor- 
wurf, den  Mohl  der  chronologischen  Aufeinander- 
folge der  den  einzelnen  Wirtschaftsgebieten  un- 
gehörigen Schriften  macht,  ist  ans  dem  Grunde 
nicht  beizustimmen,  weil  gewisse  Entwickelungs- 
pliasen  der  Wissenschaft,  besonders  Kontroversen 
zwischen  merkantilistischen  und  phvsiokratischen 
Dogmen  dadurch  in  markantester  Weise  hervor- 
treten, dass  diese  genetische  Aufeinanderfolge 
der  Schriften  die  polemische  Litteratnr  über  wirt- 
schaftliche Streitfragen  in  wünschenswertester, 
lehrreicher  Zusammenstellung  darbietet.  Seine 
statistischen  Nachschlagebücner  sind  Mnster- 
leistnngen  des  praktischen  englischen  Geschäfts- 
sinnes auch  auf  wissenschaftlichem  Gebiete,  da 
sie  neben  konzisester  Darstellung  der  Staats- 
kräfte und  des  aktuellen  Wirtschaftslebens  auch 
gedrängte  Rückblicke  auf  die  Entwiekelungs- 
gesdiicnte  von  Handel  und  Industrie  aufweisen. 
Mac  Culloch  ist  ein  fanatischer  Lobredner  des 
Nutzens  der  Maschinen,  der  nach  ihm  dem  Ar- 
beiter noch  mehr  als  dem  Kapitalisten  zu  gute 
kommt,  auch  jedes  erwachsene  Individuum  wird 
für  ihn  zur  Maschine,  die  ein  Kapital  zwanzig- 
jähriger Barausgaben  repräsentiert.  Die  Arbeit 
ist  nach  ihm  die  einzige  Quelle  des  Reichtums, 
da  die  Kräfte  und  ungehobeuen  Wertstoffe  der 
Natur  erst  der  menschlichen  Thätigkeit,  wie  er 


nach  A.  Smith  ausführt,  bedürfen,  um  sie  zu 
Genussgütern  zu  formen;  aber  den  Wert  der  so 
erworbenen  Güter  taxiert  er,  abweichend  von 
Smith,  nicht  nach  Massgabe  der  zu  ihrer  Pro- 
duktion aufgewendeten  Arbeit,  sondern  er  be- 
misst  deren  Kaufkraft  nach  ihrem  mit  der 
produzierenden  Arbeit  in  Verbindung  gebrachten 
Nützlichkeitsgrad.  Als  Interpret  Ricardos  be- 
geht. Mac  Culloch  häutig  den  Fehler,  die  kon- 
ditionelle Sicherheit  einzelner  Sätze  seines 
Lehrers  in  eine  absolute  zu  steigern,  auch  Ad- 
jektive in  Komparative  etc.  zu  verwandeln, 
oder  einzelue  Lehren  Ricardos,  wie  die  Wert- 
und  Kostentheorie  durch  verkehrte  Auffassung 
ihres  eigentlichen  Sinnes  zu  entkleiden,  trotz- 
dem ist  Roschers  Urteil  über  ihn  (s.  u.)  ein  un- 
verdient hartes. 

Vgl.  über  Mac  Culloch:  Chevalier,  Cours 
d’economie  polit.,  Bd.  III,  Paris  1850,  S.  22932 
u.  ö.  — Dietionnaire  de  l'economie  politiqiie, 
Bd.  II,  2.  Aufl.,  ebd.  1854,  S.  114,15.  - Mohl, 
Geschichte  und  Litteratnr  der  Staatswissen- 
schaften, Bd.  III,  Erlangen  1858,  S.  316,  373. 

— Roscher,  Geschichte  der  Nat.,  München 
1874,  S.  51)3,  685,  844.  — Held.  Zwei  Bücher 
der  sozialen  Geschichte  Englands,  Leipzig  1881, 
S.  177,  188,  201  n.  ö.  — Encyclopaedia  Britau- 
nica,  9.  Auf!.,  Bd.  XV,  Stichwort : „Epigonen 
after  Malthus  and  Ricardo“,  London  1883,  S.  134. 

— Dieselbe,  9.  Anfl.,  Bd.  XIX,  Stichwort: 
„Political  economy“,  ebd.  1885,  S.  377.  — 
Ingram,  History  of  political  economy,  ebd. 
1888.  — Dictionary  of  National  Biography.  cd. 
by  S.  Lee,  Vol.  XXXV,  p.  19  ff.,  London  1893. 

Uppert. 


Maechinvelli,  Niecolo  (li  Bernardo  dei, 

geh.  am  5.  V.  146!»  zu  Florenz,  gest,  daselbst 
am  22.  VI.  1527,  wurde  Kanzler  (cancelliere) 
der  Republik  Florenz  und  nach  Vertreibung  der 
Medici,  1494,  Staatssekretär  des  Horentinischen 
Freistaats.  Bei  Wiedereinsetzung  der  Mediceer 
durch  Julius  II.  wurde  Macchia velli  von  Lorenzo 
von  Medici  aus  dem  Staatsdienste  entfernt,  der 
Beteiligung  an  der  Verschwörung  des  Boscoli 
und  Capponi  gegen  Kardinal  Giovanni  de  Medici 
beschuldigt,  eingekerkert,  gefoltert  nud  aus 
Florenz  verbannt.  Erst  nachdem  Giovanni  den 
Kardinalshut  gegen  die  päpstliche  Tiara  ver- 
tauscht hatte,  wurde  das  Verbannungsdekret 
gegen  Macchiavelli  zuriiekgenommeu. 

Macchiavelli  veröffentlichte  von  staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  II  principe. 
Acced.  la  vita  di  Castruccio  Castracani  etc., 
Vcuedig  1554;  dasselbe,  con  la  prefazione  e le 
note  istoriche  di  Houssave  etc.,  Mailand  1769; 
dasselbe,  colla  vita  dell'  autore,  Frankfurt  a.  M. 
1852;  dasselbe,  mir  Kommentar  von  A.  Zambelli, 
Florenz  1857 ; dasselbe,  herausg.  von  G.  Cinelli, 
Mailand  1860;  dasselbe,  lateinische  Uebersetznng 
von  S.  Telius,  s.  1.  1595;  dasselbe,  lateinisch, 
Frankfurt  a.  M.  1608;  dasselbe,  lateinisch  von 
H.  Oonring,  Helmstedt  1660;  dasselbe,  lateinisch, 
acc.  A.  Possevini  jndicium  de  Macchiavelli  et 
Bodini  scriptis.  Leiden  1643;  dasselbe,  franzö- 
sisch, mit  Kommentar  von  Amelot  de  la  Houssaye, 
Amsterdam  1683:  dasselbe,  französisch  vou 
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Ferrari.  Paris  18457.  — Dasselbe,  deutsch  u.  d.  T.: 
Regenteukuust  oder.  Fürst  eiispieg«‘l.  tiründtliche 
erklürung,  welcher  »lassen  ein  Königreich  und 
jedes  Fürstentnnib  ....  solle  bestellet  und  ver- 
waltet werden,  Frankfurt  a.  M.  1580;  dasselbe, 
deutsch,  mit  A nielots  Kommentar,  ebd.  1745: 
dasselbe,  deutsch,  mit  Anielots  Kommentar,  von 

F.  N.  Baur.  Rudolstadt  1804;  dasselbe,  deutsch 
von  A.  W.  Rehberg,  Köln  (recte  Hannover')  1810, 
2.  Autl.,  1824;  dasselbe,  deutsch,  in  Verbindung 
mit  Friedrich  II.  Anti-Macchia vel  übers.  von 
W.  Grafen  v.  Hohenthal-Stiidteln,  Leipzig  1882  35; 
dasselbe,  deutsch  von  Riedel.  Darmstadt  1841; 
dasselbe,  deutsch  von  G.  Regis,  Stuttgart  1812: 
dasselbe,  deutsch  von  A.  Eberhard,  Berlin  1868, 
2.  Aufl.,  Bielefeld  1873;  dasselbe,  deutsch  vou 
W.  Grüzmacher,  Berlin  1870.  — Discursi  sopra 
la  prima  deca  de  Tito  Livio,  Venedig  1544t; 
dasselbe,  mit  Kommentar  von  A.  Zambelli, 
Florenz  1857 : dasselbe,  lateinische  Uebersetzung 
u.  d.  T. : De  republiea,  Müuipclgard  1501  lind 
1500;  dasselbe,  lateinische  Uebersetzung,  Leiden 
1(543  und  1(540;  dasselbe,  deutsch  von  ,T.  G. 
Scheffner,  Danzig  177(5;  dasselbe,  deutsch  von 
W.  Grüzmacher,  Berlin  1870.  — Dell  istorie 
Fiorentine,  Florenz  1550;  dasselbe,  Strassburg 
1610;  dasselbe,  Haag  1658:  dasselbe,  Amster- 
dam 160(5;  dasselbe,  Haag  1726;  dasselbe, deutsche 
Uebersetzung  von  D.  \\ . Otto,  2 Bde.,  Leipzig 
1788;  dasselbe,  deutsche  Uebersetzung  von  W. 
Neumann,  2 Bde.,  Berlin  1800:  dasselbe,  deutsche 
Uebersetzung  vou  A.  Reumont,  2 Bde.,  Leipzig 
1846.  — Gesammelte  Werke:  Tutte  le  opere, 
5 Bde.,  sine  loco  1550  (unter  dem  Namen  „editione 
della  testina"  bekannte  Ausgabe);  dasselbe, 
Opere  inedite  in  prosa  cd  in  verso,  2 Bde.. 
Amsterdam  1763;  dasselbe,  Opere,  6 Bde., 
Philadelphia  170(5  07;  dasselbe,  Opere.  7 Bde., 
Wien  1706  07;  dasselbe,  Opere  in  prosa  edit.  de 

G.  de  Valenti,  3 Bde.,  Berlin  1707;  dasselbe. 
Opere,  10  Bde.,  Mailand  1804  5;  dasselbe,  Opere, 
8 Bde.,  Florenz  1813;  dasselbe.  Opere,  II  Bde., 
ebd.  1810;  dasselbe,  Opere,  0 Bde.,  Mailand  1822; 
dasselbe,  Opere,  10  Bde.,  ebd.  1826;  dasselbe, 
Opere  scelte.  Con  aggiunte  e eorrezioni  tratte 
dai  manoscritti  originali  (volurae  unico  , München 
1843:  dasselbe,  Opere  scelte  nubblicato  per  cura 
Zirardini,  Paris  1850;  dasselbe,  Opere  minori, 
cum  note  di  Polidori,  Florenz  1852;  dasselbe, 
Scritti  inedite,  herausg.  von  G.  Canestrini,  ebd. 
1857;  dasselbe,  Opere,  herausg.  von  Passerini, 
Fanfari  etc.,  10  Bde.,  Florenz  1873  80:  dasselbe, 
französische  Uebersetzung:  Oeuvres  politiques, 
tradnctiou  Peries,  12  Bde , Paris  1823  36;  das- 
selbe, deutsche  Uebersetzung:  Sämtliche  Werke, 
übersetzt  von  Job.  Ziegler,  8 Bde.,  Karlsruhe 
1832  41. 

Maechiavelli  hat  in  derjenigen  seiner  Schriften, 
die  ihm  Gelegenheit  bot,  sich  eingehend  über 
wirtschaftliche  Zustände  zu  ausser»,  nämlich  in 
den  „Floreutinischen  Geschichten“,  diese  Ge- 
legenheit nur  in  beschränkter  Weise  wahrge- 
nommen, da  die  Geschichte  der  politischen,  sich 
gegenseitig  bekämpfenden  Florentiner  Parteien 
den  Hauptinhalt  gedachter  Schrift  bildet.  Aber 
auch  das  wenige,  was  Maechiavelli  Volkswirt- 
schaftliches bietet,  zeigt  den  bedeutenden  Forscher 
und  scharfen  Denker.  Als  HuuptgUterquelle 
wird  die  Natur  von  ihm  gepriesen  und  die  Er- 
trägnisse der  Boden  Produktion  denen  der  in- 
dustriellen Verarbeitung  der  Rohstoffe  voran- 


1 gestellt.  Das  gesunde  Klima  bringt  er  mit  Er- 
höhung der  Zcugungskraft  des  Menscheu  in 
Kaucalnexus  und  giebt  zu  bedenken,  dass  eiu 
ungesundes  Klima  ebenso  wie  ein  steriler  Boden 
Meliorationen  zugämrig  sei.  indem  klimatisch 
verrufene  Länder  durch  die  energische  Thätig- 
keit  einer  plötzlich  dahin  durch  Einwanderung 
oder  Kolonisation  versetzten  ländlichen  Ar- 
beiterbevölkerung sieb  in  gesunde  verwandeln 
müssen,  «In  der  durch  den  einheitlichen  Acker- 
bau sanierte  Boden  auch  die  Luft,  die  keine 
Miasmen  vom  kultivierten  Erdreich  mehr 
anfiielime,  reinige.  Er  stellt  ferner  den  Satz 
auf.  dass  nicht  von  der  Menge  der  Aecker, 
sondern  vom  guten  Anbau  ein  günstiges  Pro- 
duktionsergebnis abhünge.  Als  Bevölkernngs- 
theorctiker  hält  er  die  durch  Vertilgung 
j der  überzähligen  Existenzen  bei  dem  Eintritt 
einer  Uebervülkerung  sich  betbätigende  Zer- 
i störungskraft  der  Natur  für  ebenso  notwendig 
als  die  in  unbestimmten  Intervallen  wieder- 
kehrende Decimierung  der  Mcnschcumassc  durch 
Kriege  und  Epidcmieeu.  Leiter  die  1427  erfolgte 
Einführung  des  Katasters  in  Florenz  berichtet 
: er  folgendes:  Es  war  eine  direkte  Mobiliar- und 
Immobiliarsteuer,  die  den  Besitzlosen  erwünscht, 
den  Begüterten  dagegen  verhasst  war  und  die 
auf  letztere  einen  noch  empfindlicheren  Druck 
auszuillten  drohte,  wenn  es  dem  Volke  bei  der 
Katasterbehördc  durchzusctzen  gelang,  «lass  dem 
neuen  .Steuerverfahren  eine  rückwirkende  Kraft 
auf  «las  Besitztum  der  Nobili  vor  Einführung 
des  Katasters  znerkannt  wurde,  was  Giovanni 
von  Me«iici  zu  verhindern  wusste.  — Als 
Politiker  und  Staatsmann  steht  Maechiavelli 
bedeutend  höher  wie  als  Wirtschaftstheoretiker. 
Pas  Staatsinteresse  und  die  Wahrung  der  Staats- 
autorität, die  Ausbildung  und  zweckmässige 
Kombination  der  drei  aristotelischen  Staats- 
formen: Monarchie,  Aristokratie  und  Demagogie 
beherrschen  seine  realistische  Penkungsweise 
vollständig.  Seine  Staatspiditik  löst  sich  nicht 
vollständig  von  der  Ethik  los,  aber  dem  Staats- 
zwecke muss  nach  seiner  Lehre  aus  Opportuni- 
tätsgrüuden  die  Moral  sieh  unterordnen,  und  eiu 
Staatsleuker  das,  was  er  auf  sittlichem  Wege 
nicht  durchsetzen  kann,  durch  Hinterlist,  Gewalt 
und  Verbrechen  zu  erreichen  suchen.  Maechiavelli 
hat  die  Wissenschaft  der  Politik  um  den  Satz 
bereichert,  «lass  die  Macht  des  Klerus  «1er  staat- 
lichen Superiorität  bedingungslos  unterworfen 
sein  müsse,  er  war  ferner  «ler  Vorläufer  jeuer 
erst  im  19.  Jahrh.  zur  Herrschaft  gelangten 
Bewegung,  welche  «lie  der  Verkörperung  des 
Ideals  vom  geeinten  Italien  entgegenstehenden 
Hemmnisse  in  der  weltlichen  Herrschaft  «ies 
Papstes,  in  der  Allmacht  der  römischen  Hierarchie 
erkannte.  Sein  angefeindetstes,  aber  mit  dem 
grössten  Aufwand  von  Geist  und  staatsphilo- 
sophischer Schärfe  geschriebenes  Werk  ist  „der 
Fürst“,  „ei  principe“.  Da  indes  Maechiavelli 
dieses  angebliche  Lehrbuch  des  darin  mit  einem 
ganzen  Arsenal  sophistischer  und  rabulistischer 
Waffen  ausgerüsteten  Absolutismus  uur  für  eine 
bestimmte  Person,  nämlich  für  Lorenzo  Medici, 
als  Prototyp  der  italienischen  Duodezfürsten  in 
«ler  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  verfasst  hat, 
ist  nicht  über  den  „principe“,  wohl  aber  über 
«liejenigeu  Regenten  des  17.  und  18.  Jahrh.  der 
Stab  zu  brechen,  welche  «las  missverstandene 
Buch  zur  Verfolgung  einer  rücksichtslosen  und 
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•ewaltthätigen  absolutistischen  Regieruugs- ; 
»olitik  ansnutzten. 


Vgl.  über  Macchia  velli:  CI  einen  ti 
S»h.*.  J.t.  El  mncchiavelisiuo  degollado  por  la  , 
rhristiano  saliduria  de  Espafia  y de  Austria. 

Aloola  1637.  — Lilienthal,  De  Macchia- 1 
vt-llismo  literario,  Leipzig  1713.  — Christ, 

De  N.  Macchiavello  libri  III,  ehd.  1731.  — 

V o 1 1 a i re,  Anti-Macchiavel  ou  essai  de  critique 
>ur  ..le  prince“  etc..  Haag  1740,  2.  Auf!., 

Marseille  1741;  dasselbe,  deutsch,  Frankfurt 
a.  M.  1741;  2.  Auflage,  Güttingeu  1742.  — 

; F r iedrich  II.),  Examen  de  prince,  Haag  1743; 
selbe,  deutsch  von  L.  L.  Förster.  Berlin  1870. 

- Historie  des  Anti-Macchiavel,  Frankfurt  n.  M.  j geboren  1821 
174f>.  — Macchia vel  couuuente  par  Napoleon 
Ruonaparte,  Paris  1816.  — Keller  mann, 

Commentatio  de  Macchiavelli  principe,  Leipzig 
1831.  — Gervinus,  Historische  Schriften, 

Bd  I.  Frankfurt  a.  M.  1833.  (Darin:  Geschichte 
der  Florentiuischen  Historiographie  nebst  einer 
Charakteristik  des  Macchiavelli.)  — N u m n n . 

Diatribe  acad.  in  Nie.  Macchiavelli  opusc.  del 
principe,  2 Teile,  Utrecht  1833;  dasselbe,  deutsch, 

Karlsruhe  1840.  — Ebeling,  Macchiavellis 


in  „Encyclopaedia  Britannica“.  9.  Aufl.,  Bd.  XV, 
London  1883,  S.  146  — 52.  — Toinmasini,  La 
vita  e gli  scritti  di  N.  Macchiavelli,  Bd.  I, 
Turin  1883.  — v.  Treitschke.  Das  politische 
Königtum  des  Anti-Macchinvelli.  Berlin  1887.  — 
Ellinger.  Die  antiken  Quellen  der  Staatslehre 
Macchiavellis,  in  „Zeitschr.  f.  Staatsw.“,  Bd. 
XLIV,  Tübingen  1888,  S.  158.  - R.  Fester, 
Macchiavelli,  Stuttgart  190'». 

IAppert. 


Macleod,  Henry  Dunning, 


zu  Edinburgh,  widmete  sich  an- 
fangs dem  juristischen  Studium,  wurde  1849 
als  Barrister  in  die  Gesellschaft  der  Inner- 
Temple  anfgcnominen  und  1854,  gelegentlich 
eines  Prozesses,  zu  einem  eingehenden  Studium 
der  Theorie  des  Kredits  veranlasst.  Später 
wurde  er  Direktor  der  1858  insolvent,  gewordenen 
„Royal  British  Bank“  und  lebt  gegenwärtig  in 
London. 

Seine  Theorie  gipfelte  in  deiu  Satze,  dass 
Kredit  ein  selbständiges  Kapital  sei  und  ein  dem 


politisches  System,  Berlin  185U.  — Venedey, 1 Bargelde  ähnliches  Wesen  habe,  eine  Theorie, 
Macchiavelli.  Montesquieu  und  Rousseau,  2 Bde.,  welche  in  Deutschland  Böhm-Bawerk  und  Knies 

bekämpften. 

Er  veröffentlichte:  The  theory  and  practice 
banking:  with  the  elementarv  principles  of 
currency,  prices,  credit  and  exchanges.  2 vis., 
London  1855—56,  2.  Aufl.  1866.  3.  Aufl.  1875, 
4.  Aufl.  1883,  5.  Aufl.  1892 — 93.  — Elements 
of  Political  Economy,  founded  on  the  doctrine 
of  exchanges,  London  1858,  2.  Aufl.  u.  d.  T.: 
The  Principles  of  Economical  Philosophy 
2 vis.,  London  1872 — 75.  — On  the  definition 
and  naturc  of  the  Science  of  Political  Economy. 
A paper  read  at  the  meeting  of  the  British 
Association  hold  at  Cambridge.  1862,  Cambridge 
and  London  1862.  — Thonghts  on  the  forth- 
coming  electiön  of  a professor  of  political  economv, 
Cambridge  1863.  — A dictionary  of  political 
economv:  biograpbical,  historical  and  practical, 
London  1863  (nur  der  1.  Band  erschienen).  — 
The  Elements  of  banking,  London  1876,  London 
1878,  neueste  Aufl.  1891.  — Economics  for 
beginners.  London  1878,  Neue  Aufl  New-York 
1886.  — The  Elements  of  Economics.  2 Bde., 
London  1881  u.  1886.  — Lectures  on  credit  and 
banking,  London  1882.  — The  relation  between 
the  Standard  of  value  and  price,  London  1887. 
— The  theory  of  credit,  Bd.  1 u.  2,.ä.  London 
1889 — 91.  2.  Ausg.  Bd.  1,  London  1893.  — 
Bimetallism,  London  1894.  — The  history  of 
economics,  London  1896,  neue  Ausg.  New-York 


ebd.  1850.  — Knies.  Macchiavelli  als  Volks 
wirtschaftlicher  Schriftsteller,  in  Zeitschr.  für 
•Staatsw.,  Bd.  VIII,  Tübingen  1852,  S.  251  ff. — of 
Mnndt,  Macchiavelli  und  der  Gang  der  euro- 
päischen Politik,  Leipzig  1851 ; 3.  Aufl.  1861. 

— Zimmermann,  Macchiavelli  in  seiner  his- 
torischen Bedeutung  für  Italien,  Berlin  1856. 

— v.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  der 
Staatswissenschaften.  Bd.  III.  Erlangen  1858, 

S.  520,91:  Reiche  Quelle  der  älteren  Macchia- 
Telli-Litteratur.  — Bollmann,  Verteidigung 
des  Macchiavellismns.  2.  Aufl.,  Quedlinburg  1859. 

— Biographie  universelle,  Bd.  XXV,  Paris  1860, 

Sp.  627  35.  — Bluntschli.  Macchiavelli,  in 
St.AV.B.  von  Bluntschli  etc.,  Bd.  VI.  Stuttgart 
1861,  S.  51 1 ff.  — Ca  n e r , Friedrichs  des  Grossen 
Gedanken  Uber  die  fürstl.  Gewalt,  Berlin  1863. 

— Bluntschli,  Geschichte  des  allgemeinen 
Staatsrechts,  München  1864,  S.  6 ff.  — (Jo ly), 
Dialogue  anx  eufers  entre  Macchiavelli  et 
Montesquieu,  2.  Aufl.,  Brüssel  1868.  — Deltuf, 
Essai  sur  les  oeuvres  de  Macchiavelli,  Paris 
1866.  — T westen,  Macchiavelli,  Berlin  1868. 

— Conti ni,  Macchiavelli  e il  suo  centeimrio, 
Florenz  1868.  — Giam  belli,  Macchiavelli, 
Turin  1869.  — Knies,  Der  Patriotismus 
Macchiavellis,  in  „Preussische  Jahrbücher“.  Bd. 
XXVII,  Berlin  1871,  S.  665 ff.  — Etienne, 
Macchiavelli,  in  „Revue  des  Deux  Mondes“, 

Bd.  CVIII,  Paris  1873,  S.  36,60.  - Gasparv, 

Die  neuesten  Kritiker  des  Macchiavelli,  Leipzig 
1874.  — Triantafillis,  Nuovi  studii  su  N. 
Macchiavelli,  Venedig  1878.  — v.  Holtzen- 
dorff.  Principien  der  Politik,  2.  Aufl,  Berlin 
1879,  S.  359.  — Macchiavelli  as  historiun.  in 
„Encyclopaedia  Britannica“,  9.  Aufl.,  Bd.  XIII, 
London  1881,  S.  509.  — P.  Villari,  Macchia- 
velli ei  suoi  tempi  illustrati  con  nuovi  doen- 
menfi,  Firenze  1877:  2*'  ed.,  3 parti,  Milano 
1895—97;  dasselbe,  in  englischer  rebersetzung, 
by  Linda  Villari,  4 Bde.,  ebd.  1877  83;  dasselbe, 


1897.  — Indian  currency,  London  1898. 

I n der  Revue  d?lconomie  p o 1 i t i q u e 
veröffentlichte  er:  De  la  Science  econoiuique 
moderne  1888. — La  loi  de  Greshain  etses  rapports 
avec  le  bimetallisine,  1897.  — Im  Giornale 
degli  Economisti:  Interno  alla  definizione 
della  ricchezza  1887.  — In  der  Contemporary 
Review:  Indian  currency,  April  1899.  — ln 
Nineteenth  Century:  The  monometallist 
creed.  Nov.  1894.  — Bimetallism  as  a bubble, 
June  1895.  — ln  den  A n n a 1 s of  the  A m c r i c. 
Acad.  of  Pol.  and  Soc.  Science.  Sept  1898: 


deutsch  von  Heus ler  u.  Mangold,  3Bde.,  Rudolstadt  Fiat  Money  and  currency  inflation  in  New  Eng- 
1877  83.  — Macchiavelli  as  politician  and  moralist,  * land  from  1620  to  1789.  — In  Institute  of 

Handwörterbuch  der  Staatswissenachaftcn.  Zweite  Auflage.  Y.  43 
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bankers:  On  the  modern  Science  of  economic*. 
June  1881. 

In:  „History  of  the  banking  of  all  nations“. 
4 vis.,  London  1896.  ist  der  Art.  „Great  Britain“ 
des  2.  Bdes.  von  Maoleod.  — Der  Art.  „Kredit"4 
aus  dem  „Dictionary  of  political  Economy"4  findet 
sich  von  M.  Paillottet  übersetzt  im  Journal  des 
Econoiuistes,  Okt.  1862,  Mai  1863. 


Vergl.  Uber  M a c 1 e o d : Richelot , Une 

revolntion  en  economic  politiqne,  Paris  1863. 
— G.  Cohn.  Die  heutige  Nationalökonomie  in 
England  und  Amerika,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u 
Verw.,  13.  Jhrg.  Lpz.  1881),  8.  23.  — Eng.  v. 
Böhm-Bawerk.  Kapital  und  Kapitalzins  1 
(Innsbruck  1884).  8.  1 lü ff. — R.  Knies,  Geld 
und  Kredit  I (Berlin  1883),  8. 255.  — E m. Cos sa , 
Introduzione  allo  studio  dell'  economia  politica 
(Milano  1892),  8.299. 3.38. 383, 487. 518  - K o o j> - 
mans  X.  G.  Cnoop. : Macleods  Krediet-theorie, 
Lee  uw  1866. 

St  am  in  In i m m er. 


Hagazingenossenschaften. 

1.  M.  der  Handwerker.  2.  Absntzgenossen- 
scliaften  der  Landwirte. 

1.  M.  der  Handwerker.  Magazitige- 
nossonschaften  sind  Vereine  zum  Verkaufe 
der  von  den  Mitgliedern  für  eigene  Rech- 
nung eingelieferten  gewerblichen  Erzeug- 
nisse in  einem  zu  diesem  Zwecke  errichte- 
ten gemeinsamen  Magazin : dieselben  gehen 
hervor  ans  dem  Bedürfnis,  dem  Publikum 
die  Waren  im  offenen  Laden  zum  Kaufe 
anzubieten,  und  beruhen  auf  dem  gleichen 
Grundsätze  wie  die  anderen  Genossenschafts- 
arten, »dass  man  sieh  zu  dem.  was  man  für  j 
sieh  allein  nicht  auszuführen  vermag,  mit 
anderen,  die  ein  gleiehes  Interesse  daran 
haben,  verbinden  soll.*  Die  Waren  dem 
Publikum  im  offenen  Laden  zur  Schau  zu 
stellen , erfordert  nicht  nur  ein  verhältnis- 
mässig grosses  Betriebskapital,  um  die  damit 
verbundenen  Unkosten  zu  l>estreiten,  son- 
dern aueli  die  Herstellung  einer  nicht  ge- 
ringen Quantität  von  Waren  und  Vorrat 
und  zwar  in  den  verschiedensten  Gattungen 
und  Preislagen.  Ein  erheblicher  Teil  der 
Gewerbetreibenden  vermag  diesen  Anforde- 
rungen nicht  zu  genügen,  und  doch  ist  für 
eine  grosse  Anzahl  gewerblicher  Unterneh- 
mungen ein  solches  Herantreten  an  das 
Publikum  unbedingt  erforderlich.  Die  hier- 
durch entstehenden  Unkosten  lassen  sich  [ 
für  den  Handwerker  leicht  vermindern, 
wenn  er  sieh  mit  seinen  Berufsgenossen 
vereinigt,  um  ein  gemeinschaftliches  Lager  I 
einzurichten . in  dem  der  Verkauf  der  von  I 
den  einzelnen  für  ihre  Rechnung  einge- ! 
lieferten  Waren  erfolgt.  Die  Deckung  der 
Unkosten  wird  teils  durch  Lagergelder,  teils 
durch  Verkaufsprozente  aufgebracht.  Die 


Organisation  ist  die  gleiche  wie  bei  den 
übrigen  Genossenscluiftsarten,  die  Vertretung 
nach  aussen  liegt  bei  dein  Vorstande,  dessen 
Kontrolle  der  Aufsichtsrat  hat . die  Träger 
der  Magazingenossenschaft  sind  die  Mit- 
glieder. welche  ihre  Rechte  in  der  General- 
versammlung wahrnehmen.  Das  Betriebs- 
kapital wird  durch  die  von  den  Mitgliedern 
zu  bildenden  Geschäftsanteile  und  Aufnahme 
von  fremden  Geldern  beschafft.  Der  von 
den  Lagergeldern  und  Verkaufsprozenten 
verbleibende  Ucbersehuss  wird  am  zweck- 
mäßigsten nach  einer  angemessenen  Berück- 
sichtigung der  Geschäflsgut  halten  nach  Ver- 
hältnis der  gezahlten  Lagergelder  und  Ver- 
hau fsnrozente  zurückvergütet 

Werden  auch  die  Waren  für  Rechnung 
der  Einlieferer  eingestellt  und  verkauft,  so 
muss  doch  im  Interesse  des  Gedeihens  der 
Genossenschaft,  das  von  der  Güte  der  Ware 
und  der  Angemessenheit  des  Preises  der 
Waren  ahlüiogt , der  Genossenschaft  eine 
Mitwirkung  bei  der  Entscheidung  über  die 
Annahme  der  Waren  und  der  Bestimmung 
ihrer  Preise  Vorbehalten  bleiben.  Hierin 
liegt  natürlich  eine  erhebliche  Schwierigkeit. 

Bei  Verkauf  gegen  bar  regelt  sich  dieser 
einfach,  es  kompliziert  sieh  nur  das  Ver- 
hältnis, wenn  der  Verkauf  auch  auf  Kredit 
| erfolgen  darf.  Würde  derselbe  auf  Gefahr 
; der  Genossenschaft  stattfinden,  so  setzte  dies 
i voraus,  dass  diese  die  Waren  auf  ihre  Rech- 
nung übernommen  hat,  und  die  Genossen- 
schaft würde  dadurch  ein  erhebliches  Risiko 
I ülternehmeu ; soll  dies  nicht  der  Fall  sein, 
so  muss  der  Käufer  direkt  an  den  Ein- 
lieferer der  Waren  gewiesen  werden. 

Nicht  zweckmässig  ist  es,  die  Magazin- 
genossenschaft zur  Kreditanstalt  zu  erwei- 
tern , indem  die  eingelieferten  Waren  der 
Genossenschaft  belieben  werden,  da  hier- 
durch das  Risiko  erheblich  vergrößert  wird. 

Dagegen  ist  vielfach  mit  Erfolg  mit  der 
Magaziiigenossenschaft  der  gemeinschaftliche 
Bezug  von  Rohstoffen  verbunden,  und  ein 
grosser  Teil  der  in  Deutschland  bestehenden 
Magazingcnossensehafteti  sind  gleichzeitig 
Rohstoff  vereine;  selbstverständlich  muss  aber 
dann  für  beide  Geschäftszweige  die  Gewinn- 
und  Verlustverteilung  (für  den  inneren  Be- 
trieb) getrennt  sein.  Als  Nebengeschäft 
würde  der  Bezug  von  Rohstoffen  nur  dann 
zu  betrachten  sein , wenn  er  kommissions- 
weise erfolgt. 

Nicht  notwendig  brauchen  sich  die  Ma- 
gazingenossenschaften auf  das  gleiche  Ge- 
werbe zu  beschränken,  sie  können  auch  sehr 
wohl  auf  verwandte  Gewerbe  ausgedehnt 
werden , derartige  Genossenschaften  — Ge- 
werbehallen genannt  — haben  recht  gfius- 
tige  Erfolge  zu  verzeichnen. 

Die  Bedeutung  der  Magazingenossen- 
sehaften  für  das  Handwerk  liegt  nicht  nur 
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in  der  Ermöglichung  besseren  Absatzes  der 
Waren,  sondern  auch  ferner  in  der  Erleich- 
terung der  beteiligten  Handwerker,  an  Sub- 
missionen teilzunehmen,  was  heute  dem 
kleinen  Handwerker  unmöglich  ist;  die 
Magazingenossenschaft  zeigt  den  Weg  zur 
Regelung  des  Submissionswesens.  Dazu 
kommt  endlich,  dass  die  in  der  Magazinge- 
nossenschaft vereinigten  Handwerker  sich 
wirtschaftlich  näher  treten , wodurch  der 
Schleuderei  entgegengewirkt , den  Preisver- 
einbarungen  die  Wege  geebnet  werden. 

In  Deutschland  befanden  sich  bereits 
unter  den  ersten  Genossenschaften  Magazin- 
genossenschaften ; im  Jahre  1860  bestanden 
30  derartige  Genossenschaften,  bis  zum  Jahre 
1899  war  ihre  Anzahl  jedoch  nur  auf  73  ge- 
stiegen, darunter  30  von  Tischlern.  Mit 
ihren  geschäftlichen  Resultaten  treten  diese 
Genossenschaften  nicht  gern  in  die  Ooffeut- 
lichkeit,  aus  Furcht,  die  Konkurrenz  heraus- 
zufordern. Das  Jahrbuch  des  allgemeinen 
Verbandes  für  1898  enthält  die  Geschäfts- 
berichte von  4 Magazingenossenschaften. 

Der  Mangel  an  Gefüld  von  Zusammen- 
gehörigkeit ist  es  überhaupt,  der  die  Hand- 
werker abgehalten  hat,  sich  dieser  Genossen- 
schaftsart mehr  zu  bedienen,  die  von  ihren 
Mitgliedern  fordert,  dass  sie  ihre  kleinlichen  J 
persönlichen  Interessen  denen  der  Gesamt- 
heit unterordnen. 

Auch  im  Auslande  sind  die  .Magazinge- 
nossenschaften wenig  zahlreich.  Nur  in 
Oesterreich  und  Italien  scheinen  sie  Hoden 
gefunden  zu  haben. 

Aus  der  Magazingenossenschaft  könnte 
sich  die  Produktivgenossenschaft  entwickeln, 
zu  der  der  gemeinschaftliche  Verkauf  der 
erste  Schritt  ist.  Es  liegt  nahe,  dass  die 
Berufsgenossen,  die  in  dieser  Genossenschaft 
sich  geschäftlich  näher  getreten  sind  und 
den  Wert  der  Vereinigung  auf  dem  wirt- 
schaftlichen Markte  kennen  gelernt  haben, 
die  Genossenschaft  zur  gemeinschaftlichen 
Produktion  ansbilden,  und  dennoch  ist  dies 
nur  selten  geschehen. 

2.  Absatzgenossenschaften  der  Iauid- 
wirte.  Der  Magazingenossenschaft  der 
Handwerker  entspricht  die  Absatzgenossen- 
scliaft  der  Landwirte.  Es  handelt  sich  da- 
bei um  den  gemeinschaftlichen  Verkauf  der 
Erzeugnisse  des  Feld-  und  Gartenbaues  so- 
wie derjenigen  der  Tierhaltung  unmittelbar 
an  die  Konsumenten.  Dieser  Zweck  wird 
gelegentlich  in  Verbindung  mit  der  gemein- 
schaftlichen Anschaffung  von  Rohstoffen  ver- 
folgt. 

Doch  ist  auf  die  Firma  »An-  und  Ver- 
kaufsgenossenscliaft«  nicht  viel  zu  geben, 
nur  selten  findet  trotz  dieser  Firma  und 
entsprechender  Bezeichnung  des  Gegenstan- 
des des  Unternehmens  ein  Verkauf  durch 
die  Genossenschaft  statt.  Der  geuieinscliaft- 


! liehe  Verkauf  landwirtschaftlicher  Produkte 
begegnet  erheblichen  Schwierigkeiten;  ganz 
besonders  gilt  »lies  für  die  Viehverwertung 
und  für  die  Schlachtviehgenossenschaften, 
so  dass  auf  dem  Vereinstage  des  Verbandes 
der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
des  Deutschen  Reiches  zu  Dannstadt  (1890) 
konstatiert  ist,  dass  mit  Schlachtviehgenos- 
senschaften bisher  nur  schlechte  Erfahrun- 
! gen  gemacht  sind ; entweder  hat  die  Ge- 
nossenschaft nicht  genug  Vieh  und  muss 
I kaufen,  dann  kommt  sie  aus  dem  genossen- 
schaftlichen Priucip  in  den  Viehhandel; 
| oder  sie  hat  zu  viel,  dann  muss  sie  sich  an 
den  Kommissionär  wenden  und  ein  Doppel- 
geschäft betreiben.  Die  Verwertung  des 
Viehes  ist  zudem  überaus  schwierig.  Dazu 
kommt  noch,  dass  die  Genossenschaft  sich 
den  Mitgliedern  gegenüber  gegen  die  An- 
lieferung von  krankem  Vieh  schwerer 
schützen  kann  als  der  Händler  seinem  Ver- 
käufer gegenüber,  und  dieser  oft  Schaden 
erleidet. 

Seit  jenem  Beschluss  sind  wohl  eine 
Reihe  derartiger  Genossenschaften  gegründet, 
es  ist  sogar  eine  »Genossenschaft  für  Vieh- 
verwertung in  Deutscldand,  e.  G.  m.  h.  H.« 
gebildet  — von  geschäftlichen  Erfolgen  ist 
wenig  zu  vernehmen. 

Sehr  lebhaft  erörtert  wird  die  Gründung 
von  Getreideabsatzgenossenschaften,  mög- 
lichst in  Verbindung  mit  Getreidelager- 
häusern. Die  Schwierigkeiten  sind  für  der- 
artige Genossenschaften  gross. 

Der  Raum  gestattet  nicht,  auf  <lie  Einzel- 
heiten einzugehen , cs  mag  auf  des  Verfas- 
sers Schrift:  »Getreideabsatzgenossenscliaf- 
, ten  « verwiesen  sein.  Die  grösste  Schwierig- 
keit liegt  in  der  Beschaffung  gleichartigen 
guten  Getreides  bei  den  Mitgliedern  und 
dem  nutzbringenden  Verkauf;  es  kommt  das 
ganze  Risiko  des  Getreidehandels  bei  dieser 
Genossenschaft  zum  Ausdruck.  Ferner:  der 
Landwirt  will  bald  bares  Geld  für  das  Ge- 
treide — für  die  Genossenschaft  ist  der  Er- 
werb des  Getreides  aber  gefährlich  und  die 
holie  Beleihung  gleich  bedenklich,  besonders 
wenn  der  von  einigen  Genossenschaften  ein- 
geführte Grundsatz  beobachtet  wird,  den 
höchsten  Tagespreis  zu  Grunde  zu  legen. 
Ferner:  die  Genossenschaft  übernimmt  Liefe- 
rungen, das  Mitglied  verkauft,  wo  es  das 
Getreide  am  besten  absetzen  kaun,  und  die 
Genossenschaft  bleibt  ohne  Getreide,  muss 
sich  dasselbe  bei  Nichtmitgliedern,  Händlern 
beschaffen.  — Gedeihen  werden  derartige 
Genossenschaften , wo  es  sich  um  Special- 
ware  handelt.  Um  die  Versuche  mit  diesen 
Genossenschaften  zu  fördern,  von  denen  man 
sich  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  sehr 
viel  versprach,  sind  durch  G.  v.  6.  Juni  1896 
in  Preussen  3 Millionen  Mark  bewilligt, 
durch  G.  v.  8.  Juni  1897  ist  der  Betrag  auf 
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5 Millionen  Mark  erhöht!  Die  Gelder  sind 
zum  Bau  von  Kornhäusern  verwendet,  die 
den  Genossenschaften  zu  denkbar  günstigsten 
Bedingungen  vermietet  sind  — nach  den 
bisher  bekannt  gewordenen  Berichten  ist  der 
Erfolg  ein  sehr  geringer  und  sind  die  ge- 
schäftlichen Grundsätze  zum  Teil  sehr  be- 
denklieh (vgl.  die  Verhandlungen  des  Ab- 
geordnetenhauses vom  2!).  Januar  l'.HHJ). 
Für  gewisse  Kreise  sind  die  Getreideahsatz- 
genossensehaften  nur  der  Anfang  des  Ge- 
treidehandelsmonopols.  der  zur  Zwangsge- 
nossenschaft organisierten  deutschen  Land- 
wirtschaft. Es  bestanden  am  31.  März  UKW 
52  eingetragene  und  G nicht  eingetragene 
Gotroidoabsatzgcnossenschaften. 

Eine  bedenkliche  Centralisicrung  macht 
sich  seit  einigen  Jahren  unter  den  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
bemerkbar. 

Mit  einigem  Erfolg  ist  der  gemeinschaft- 
Absatz  bisher  seitens  der  Molkereige- 
nossenschaften betrielten.  Neuerdings  wandte 
man  sich  auch  der  Eierverwertung  zu;  das 
sind  Gebiete,  auf  denen  der  gemeinsame  Ab- 
satz angebracht  ist. 

Ausserhalb  Deutschlands  ist  das  land- 
wirtschaftliche Genossenschaftswesen  ver- 
hältnismässig weniger  verbreitet.  Seit  eini- 
gen Jahren  ist  eine  starke  Verbreitung  des- 
selben iu  Frankreich  zu  konstatieren,  wo 
die  landwirtschaftlichen  Syndikate  vielfach 
auch  als  Absatzgenosscuschaften  thätig  sind. 

Litteratur:  Vgl.  die  Litterotur  bei  drin  Artikel 
Erwerb»-  und  W i rt» c h a/t »g e n os » e n - 
sr haften  oben  Bd.  HI  S.  r.i.v ()'.  — JIuuh 
f'ciifjev,  Anleitung  zur  Gründung  von  Hund- 
trerkergenossenxchu jtrn . 

Hans  Ct'ügttr. 


Mnhlsteuer 

s.  Schlacht-  und  Mahlsteuer. 


Maklerwesen. 

1.  Allgemeine  und  geschichtliche  Vorbe- 
merkungen. 2.  Geltendes  deutsches  Maklerrecht 
(mit  Ausschluss  des  Rechtes  der  Knrsmakler). 
3.  Oesterrcich-Ungam.  4.  Schlussbemerkung. 

1.  Allgemeine  und  geschichtliche  Vor- 
bemerkungen. Makler  oder  Mäkler  ist  im 
allgemeinen  jeder,  der  gewerbsmässig  Ver- 
träge vermittelt,  ohne  zu  seinem  Auftrag- 
geber in  einem  ständigen  Dienstverhältnisse 
zu  stehen.  Die  vermittelnde  Thätigkeit  des 
Maklers  kann  sowohl  die  Einleitung  als 
auch  die  Herbeiführung  eines  Vertragsab- 
schlusses als  beides  umfassen  und  sich  auf 
alle  für  beide  Beziehungen  wichtigen  Mo- 
mente erstrecken,  wie  auf  das  Auf  spüren 
von  Geschäftsgelegeuheiten,  Zuführung  eines 


I Kontrahenten,  Leitung  und  Förderung  d**r 
Geschäftsunterhandlungen  und  Beurknndayg 
des  ( lest •.häftsabsehJ  usses. 

Einen  einheitlichen  Kechtsbegriff  d— 
' Maklers  giebt  es  nicht. 

Die  Bestimmungen  des  römischen  Recht- 
j über  das  Maklerwesen  waren  sehr  dürft» 
t und  sind  für  die  spätere  Entwickelung  <1*^ 

‘ Maklerrechts  ohne  jede  Bedeutung  gebliebea 
j Weder  das  römische  Recht  noch  die  gemem- 
; rechtliche  Doktrin  und  Praxis  haben  beeor- 
i dere  Kcehtsgnmdsätze  über  den  Maklerver- 
, trag  ausgebildet;  die  Recht s v< >rhält  ai_-.- 
! zwischen  dem  Makler  und  seinem  Auftrag- 
geber wurden  vielmehr  nach  Analogie  de- 
i Auftragsvertrages,  teilweise  auch  der  Dieost- 
1 miete  beurteilt. 

Die  Rcchtsbiidung  des  Mittelalters  ha* 
j das  Institut  der  amtlichen  Handelsmakier 
• (Sensale)  erzeugt  Die  Uranfänge  dies«- 
; Instituts  sind  nocli  nicht  erschöpfend  aufg— 
klärt.  1 «ahand  hat  nachzuweisen  versucht, 
i dass  die  amtlichen  Handelsmakler  in  Deutsch- 
i land  wie  auch  in  den  romanisdien  l .ändern 
! ursprünglich  lediglich  Urkundspersonen.  o>- 
! rigkeitlich  autorisierte  Solen nitätszeugen  ge- 
1 wesen  seien,  die  sich  dann  auch  mit  de; 

I Vorbereitung  und  der  Vermittelung  v»i 
I Handelsgeschäften  befasst  und  schliesslich 
lein  Vcrmitteluugsmonopol  erlangt  hätten: 
die  Ursache  der  eingehenderen  Ausbildung 
des  Maklerwesens  sucht  Laband  in  der  Ge- 
staltung des  gemeinrechtlichen  Prozessrechts. 
Es  ist  nun  zwar  kaum  zu  bezweifeln,  dass 
besonders  die  eigentümliche  Gestaltung  des 
Beweisverfahrens  im  gemeinrechtlichen 
Prozessrechte  fördernd  auf  die  Entwickelung 
des  Instituts  eingewirkt  und  demselben  eine 
erhöhte  Bedeutung  für  den  damaligen  Han- 
I delsverkohr  verliehen  hat.  Doch  scheinen, 
wenigstens  in  den  romanischen  I «ändern, 
die  amtlichen  Makler  ursprünglich  teils  Dol- 
, metscher,  teils  Zollbeamte  gewesen  zu  sein, 
welche  gleichzeitig  Uandelsgeseliäfte  ver- 
mittelten. Ziemlich  gleichmäßig  entwickelt 
sich  das  Maklerwesen  seit  dein  12.  Jahr- 
: hundert  in  den  oberitalienischen  Städte- 
republiken, wie  auch  iu  Flandern  (Brügge). 
Die  amtlich  bestellten  Handelsmakler  er- 
halten das  Monopol  der  Geschäftsveruiit- 
telung  für  deu  sogenannten  Gasthandel,  d. 
h.  den  Verkehr  der  fremden  Kaufleute  mit 
deu  Einheimischen ; vielfach  wurde  sogar 
ein  Vermittelungszwang  eingeführt,  so  dass 
Handelsgeschäfte  nur  unter  Zuziehung  eitles 
amtlichen  Maklers  abgeschlossen  werden 
durften.  Die  Privatmäkelei  der  sogenannten 
Winkelmakler  (Pfuschmakler,  Bönhasen)  war 
strenge  verboten,  teilweise  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  der  verbotswidrig  abgeschlossenen 
Geschäfte;  die  Höhe  des  Maklerlohnes 
(»Courtage«)  war  durch  besondere  lokale 
Maklertaxen  festgelegt  Auf  der  anderen 


Digitized  by  Google 


Maklerwesen 


(«77 


Seite  sin«!  den  Maklern  auch  eiue  Reihe  von  | 2.  sie  durften  zu  keinem  Kaufmanne  in 

Pflichten  auferleirt ; insliesondere  ist  ihnen,  dem  Verhältnisse  eines  Prokuristen,  Hand- 
allenthalhen  strengstens  verboten,  für  eigene  lungsbevollmächtigten  oder  Handlungsgehil- 
Rechnung  Geschäfte  zu  machen  (»ne  pro-  fon  stehen; 

x«“neta  sit  mereator«).  Die  streng  zunft-  S.  sie  durften  sich  nicht  mit  anderen 
»lässigen  Organisationen  der  Makler  Insassen  Handelsmaklern  zu  einem  gemeinschaftlichen 
weitgehende  polizeiliche  Befugnisse  und  Betriebe  der  Maklergeschäfte  oder  eines 
hatten  über  die  Beobachtung  der  Standes- j Teils  «lerseiben  vereinigen  : zur  gomeinsehaft- 
pfliehten  seitens  der  Zunftgenossen  zu  liehen  Vermittelung  einzelner  Geschäfte 
wachen.  Zweifellos  hatten  die  amtlichen  wareu  sie  unter  Zustimmung  der  Auftrng- 
Handelsmakler  hezw.  deren  Organisationen  j geber  befugt : 

schon  sehr  frühzeitig  auch  «las  Recht  und  1.  sie  mussten  die  Maklerverrichtungen 
die  Pflicht,  Durchschnittspreise  für  die  ge-  persönlich  l>etreiben  un«l  durften  sich  zur 
handelten  Artikel  festzusetzen;  doch  sind  Abschliessung  der  Geschäfte  eines  Gehilfen 
wir  über  die  Technik  des  Kursfestsotzungs-  nicht  bedienen; 

Verfahrens  bis  in  die  neueste  Zeit  herein  f>.  sie  waren  zur  Verschwiegenheit  über 
nicht  genügend  unterrichtet.  An  einzelnen  die  Aufträge,  Verhandlungen  und  Abschlüsse 
Plätzen  wurde  «las  Gewerbe  der  amtlichen  i verpflichtet,  soweit  nicht  das  Gegenteil  durch 
llandolsmaklor  im  l<aufe  der  Zeit  erblich,  die  Parteien  bewilligt  oder  durch  die  Natur 
und  «lie  Zahl  der  Maklerstelhm  beschränkt , des  Geschäftes  geboten  war: 
bezw.  festgelegt.  Durchaus  eigenartig  vollzog  i (5.  sie  durften  zu  keinem  Geschäfte  die 
sich  «lie  Entwickelung  «les  Maklcrwcscns  in  Einwilligung  der  Parteien  oder  deren  Be- 
Frank reich : diese  ist  bereits  im  Art.  B<"t  rse  n - vollmäcbtigten  anders  annehmen  als  durch 
recht  oben  Bd.  11  S.  1011  ff.  dargelegt.  I ausdrückliche  und  persönliche  Erklärung; 

ln  Deutschland  und  Oesterreich  vollzog  es  war  ihnen  weder  erlaubt,  von  Abwcsen- 
sioh  die  Rrchtsbildung  bis  zum  Erlass  des,  den  Aufträge  zu  übernehmen,  noch  sich  zur 
Allgemeinen  Deutschen  Handclsgesi'tzbuchs  Vermittelung  eines  Pnterhän« Ilers  zu  De- 
in der  Form  lokaler,  teils  von  den  kauf-  dienen. 

männischen  Korporationen , teils  von  den  i Besondere  Privilegien  vor  den  Privat- 
Regierungen  erlasstmer  Verordnungen,  welche  handelsmaklern  wurden  den  amtlich  bestellten 
im  wesentlichen  die  angeführten  Grundsätze  Maklern  durch  das  Handelsgesetzbuch  selbst 
«les  mittelalterlichen  Rechtes  beibehiolton ; — abgesehen  von  dem  alsbald  wieder  be- 
iusl»esondere  war  «len  vereidigten  Handels-  seitigton  Beweisprivileg  ihrer  Urkunden  — 
muklern  allenthallieu  ein  Vermittelungs-  nicht  eingeräumt ; dagegen  blieb  den  Landes- 
monopol  eingeräumt.  Seit  Beginn  des  15). i gesetzgebungeu  Vorbehalt«.'» , die  näheren 
.labrhunderts  wurden  «lie  Klagen  ültor  die  Bestimmungen  über  Austeilung  und  Beauf- 
waehsende  Konkurrenz  «l«%r  Privathandels- ] sichtigung  der  Handelsmakler  zu  treffen  und 
maklcr  immer  lebhafter.  Versuche,  «lie  pri-  j die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches 
vilegiorte  Stellung  der  vereideten  Makler  I nach  Massgabe  der  örtlichen  Bedürfnisse  zu 
zu  erhalten  und  den  Geschäftsbetrieb  der  I ergänzen,  insbesondere  den  Handelsmaklern 
Pfusch  maklcr  durch  gesetzgeberische  Mass-  das  ausschliessliche  Recht  zur  Vermittelung 
nahmen  lahm  zu  legen,  schlugen  vollstän-  von  Handelsgeschäften  beizulegen.  Von 
«lig  fehl.  diesem  letzteren  Vorbehalte  wurde  indessen 

Bei  den  Vorarbeiten  zum  Allgemeinen ! in  den  meisten  und  wichtigsten  deutschen 
Deutschen  Handelsgesetzbuchs  spielte  die  Territorialstaaten  kein  Gebrauch  gemacht. 
Frage  der  zukünftigen  Gestaltung  des  Mak-  j Oesterreich  erhielt  eine  neue  Regelung 
lerwesens  eine  grosse  Rolle.  Es  fehlte  nicht  des  Maklerwesens  durch  das  G.  v.  4.  April 
an  Stimmen,  welche  das  Vermittelungs-  1875,  betr.  die  Handelsmakler  oder  Sensale, 
monopol  beibehalten  wissen  wollten : andere  In  Bremen  und  Hamburg  wurde  das  In- 
wollten das  Maklergewerbe  völlig  freigeben. , stitut  der  vereidigten  Makler  lieseitigt  und 
Schliesslich  blieb  das  Institut  in  einer  ziem-  «las  Maklergowerhe  völlig  freigegeben  (GG. 
lieh  t rüinmerhaften  Gestalt  aufrecht  erhalten,  v.  (5.  Mai  1^07  bezw.  20.  Dezember  1871):  in 
Nach  Art.  (55)  des  Allgemeinen  Deutschen  Frankfurt  a.  M.  wurde  die  Bestimmung,  dass 
Handelsgesetzbuches  hatten  «lie  Handels- 1 die  vereidigten  Makler  sich  nicht  für  dio 
makler  insbesondere  folgende  Pflichten:  i Erfüllung  der  von  ihnen  vermittelten  Geschäfte 

1.  sic  durften  für  eigene  Rechnung  keine  ■ verbindlich  machen  oder  Bürgschaft  leisten 
Handelsgeschäfte  machen,  weder  unmittelbar  dürfen,  Vseitigt.  ebenso  «las  Verbot,  Ge- 
noch  mittelbar,  auch  nicht  als  Kommissionäre : | schäfte  für  eigene  Rechnung  zu  machen, 
sit?  durften  für  «lie  Erfüllung  der  Geschäfte,  für  den  Fall,  dass  solche  zur  Anlage  des 
welche  sie  vermittelten,  sich  nicht  verbind-  Privat  Vermögens  eines  Maklers  dienen  und 
lieh  machen  «nlor  Bürgschaft  leisten,  alles  «lass  «lieser  seinem  Auftraggeber  mitgeteilt 
«lies  unbeschadet  der  Giltigkeit  der  Ge-  hat,  dass  er  selbst  als  Gegenkontrahent  ein- 
schäfte; zutreten  wünsche,  ln  den  übrigen  deut- 
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sdien  Staaten  blieb  es  liei  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuchs.  Unter  der  Herr- 
schaft dieses  bunten  Rechtszustandes  ge- 
stalteten sich  auch  die  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse im  Maklerwesen  sehr  verschieden. 
Allenthalben  nahmen  die  nichtvereidigten, 
die  sogenannten  Privatbandeismakler,  die 
hervoi ragendere  Stellung  ein  ; sie  beschränk- 
ten sich  aber  nicht  mehr  auf  die  reine  Ge- 
sehäftsvermittelung.  Früher  hatte  der  Makler 
nach  Entgegennahme  eines  Auftrages  sich 
bemüht,  für  seinen  Auftraggeber  einen  Part- 
ner zu  suchen,  hatte  dann  die  beiden  Par- 
teien zusammengebracht,  die  Unterhandlungen 
derselben  gefördert  und  nach  erfolgtem  Ge- 
schäftsabschluss die  Schlussnoten  ausgestellt. 
Diese  Form  der  Ausübung  der  Vcnnittler- 
thätigkeit,  wie  sie  bis  in  die  sechziger  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  üblich  war,  wurde  durch 
den  Ausbau  der  Verkehrsmittel,  die  Erweite- 
rung des  Weltmarktes  und  die  hierdurch  her- 
vorgerufene Entwickelung  neuer  Geschäfts- 
formen insbesondere  im  Grosshundelsverkehre 
unbrauchbar.  Der  Auftraggelter  verlangt  heute 
vom  Makler,  dass  dieser,  falls  er  nicht  bereits 
einen  geeigneten  Partner  weiss,  sofort  das 
Geschäft  selbst  fest  abschliesse.  Die  privaten 
Makler  schlossen  daher  mit  dem  Auftraggeber 
ab  unter  dem  Vorltehaltc,  sich  einen  Partner 
zu  suchen  und  diesen  alsdann  dem  Auftrag- 
geber anzuzeigen  (»Aufgabemakler«.),  oder 
übernahmen  das  Geschäft  selbst  auf  eigene 
Rechnung  ( >Propremakler»),  Die  amtlichen 
Handelsmakler  konnten  aber  ihren  Geschäfts- 
betrieb nicht  in  der  geschilderten  Weise 
nusüben,  ohne  sich  einer  Verletzung  ihrer 
eidlich  übernommenen  Pflichten  schuldig  zu 
machen;  sie  mussten  entweder  im  Kon- 
kurrenzkämpfe mit  den  fieien  Handelsmaklern 
erliegen  oder  das  Verbot,  Geschäfte  für 
eigene  Rechnung  zu  machen,  umgehen.  Wie 
die  Erhebungen  derBörsenempietckommission 
ergaben,  waren  beide  Erscheinungen  im  Ge- 
schäftslcben  eingetreten.  An  bedeutenden 
preussischen  Grosshandelsplätzen  waren  über- 
haupt keine  vereidigten  Handelsmakler  mehr 
vorhanden;  auch  in  Berlin  war  ihre  Anzahl 
erheblich  zurückgcgangen.  Andererseits 
wurde  festgestcllt,  dass  das  Verbot  der  Ge- 
schäfte für  eigene  Rechnung  teils  offen, 
teils  durch  Aufgabe  vorgeschobener  Per- 
sonen (Strohmänner)  als  Auftraggeber 
umgangen  wurde.  80  kam  es,  dass  durch 
das  Reichsbörsengesetz  v.  22.  Juni  1896  das 
Institut  der  bisherigen  vereidigten  Handels- 
makler für  den  Börsenverkehr  beseitigt 
wurde;  zur  Unterstützung  des  Börsenvor- 
standes  bei  der  amtlichen  Feststellung  der 
Kurse  winde  das  Institut  der  vereidigten 
Kursmakler  geschaffen:  die  rechtliche  Stel- 
lung dieser  Kursmakler  ist  bereits  im  Art. 
Börsen  recht  oben  Bd.  II  8.  1005  ein- 
gehend behandelt.  Das  geltende  deutsche 


.Maklerrocht  beruht  im  übrigen  auf  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  dem  neuen 
Handelsgesetzbuch. 

2.  Geltendes  deutsches  Maklerrecht 
(mit  Ausschluss  des  Rechtes  der  Kurs- 
makler). Das  geltende  deutsche  Recht 
kennt,  von  den  hier  nicht  weiter  zu  berück- 
sichtigenden Kursraaklem  abgesehen,  keiner- 
lei amtliche  Makler.  Es  unterscheidet  aller- 
dings zwei  Arten  von  Maklern : solche, 
deren  Thätigkeit  sich  mit  der  Vermittelung 
von  Geschäften  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechts  befasst,  und  solche,  welche  Handels- 
geschäfte vermitteln;  der  Unterschied  ist 
alter  lediglich  von  civil  recht  lieber  Bedeutung. 

Der  .Maklervertrag  des  allgemeinen  bür- 
gerlichen Rechts  ist  der  Vortrag,  durch 
welchen  für  den  Nachweis  der  Gelegenheit 
zum  Abschluss  eines  Vertrages  oder  für  die 
Vermittelung  eines  Vertrages  eine  Vergütung 
(der  sogenannte  Maklerlohn)  versprochen 
wird.  Die  auf  Grund  des  Maklervertrages 
vom  Makler  gemachten  Aufwendungen  sind 
nur  bei  besonderer  Vereinbarung  zu  er- 
setzen. Der  Maklerlohn  selbst  wird  nur 
geschuldet,  wenn  der  Vertrag  infolge  des 
Nachweises  der  Geschäftsgelegenheit  oder 
infolge  der  Thätigkeit  des  Maklers  zu  Staude 
kommt,  bei  Itedingten  Verträgen  erst  nach 
Eintritt  der  Bedingung.  Stillschweigende 
Vereinbarung  eines  Maklerlohnes  wird  ange- 
nommen, wenn  die  dem  Makler  übertragene 
Leistung  nach  den  Umständen  des  Falles 
nur  gegen  eine  Vergütung  zu  erwarten  ist: 
dies  ist  insbesondere  der  Fall,  wenn  der 
Makler  die  Geschäftsvermittelung  gewerbs- 
mässig 1 »et  reibt.  Regelmässig  darf  der 
Makler  lediglich  die  Interessen  seines  Auf- 
traggebers wahrnehmen  und  nur  für  diesen 
thütig  sein;  für  beide  Vertragsteile  thätig 
zu  werden,  ist  nur  gestattet,  wenn  weder 
ausdrückliche  Vereinbarung  noch  die  aus 
den  Umständen  des  Falles  erkennbare  Ab- 
sicht der  Parteien  bezw.  des  Auftraggebers 
entgegensteht,  und  zwar  bei  Verlust  des 
Anspruchs  auf  Maklerlohn  und  Ersatz  der 
| Aufwendungen.  Die  Höhe  des  Maklerlohnes 
l bestimmt  sieh  mangels  besonderer  Verein- 
barung beim  Bestehen  einer  Taxe  nach 
dieser:  in  Firm  angeln  ng  einer  Taxe  wird 
j der  übliche  Lohn  als  vereinbart  angesehen, 
j Ist  für  den  Nachweis  der  Gelegenheit  zum 
Abschluss  eines  Dienstvertrages  oder  für  die 
Vermittelung  eines  Dienstvertrages  ein  un- 
verhältnismässig  hoher  Maklerlohn  vereinbart 
worden,  so  kann  er  auf  Antrag  durch  rich- 
terliches Urteil  auf  den  angemessenen  Be- 
trag herabgesetzt  werden.  Das  Versprechen 
eines  Flhemaklerlohnes  erzeugt  kein  Klage- 
recht. 

Den  Begriff  des  Handels  mäkle  rs  nor- 
miert das  neue  Handelsgesetzbuch  dahin: 
Handclsmakler  ist,  wer  gewerbsmässig  für 
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idere  Personen,  ohne  von  ihnen  auf  Grund  i 
ines  Vertragsverhältnisses  ständig  damit  be- j 
•sviit  zu  sein,  die  Vermittelung  von  Verträgen  : 
V\«ir  Anschaffung  oder  Veräusserung  von 
Varen  oder  Wertpapieren,  über  Versiehe- 1 
i i u igen , Güterbeförderungen , Bodmerei, 

Schiffsmiete  oder  sonstige  Gegenstände  desj 
Handelsverkehrs  übernimmt.  Die  Ueber- 
\ahine  der  Verpflichtung  zum  Nachweis  der 
(Gelegenheit  zum  Abschluss  eines  Handels- 
geschäftes begründet  sohin  noch  keinen 
Hand  eismaklervertrag.  Der  Handelsmakler 
hat,  sofern  nicht  die  Parteien  darauf  ver- 
zichten oder  abweichender  Ortsgebrauch  he- 1 
steht,  unverzüglich  nach  Abschluss  des  Ge- 
schäfts jeder  Partei  eine  Schlussnote  zuzu- 
vAellcn  : er  muss  ferner  ein  Tagebuch  führen, 
in  welches  alle  abgeschlossenen  Geschäfte 
täglich  einzutragen  sind:  er  hat  beim  Kauf 
nach  Probe  die  ihm  ülrergebenen  Proben 
aufzubewahren  und  haftet  beiden  Parteien . 
füv  sorgfältige  Geschäftsführung,  wie  er  auch 
mangels  besonderer  Vereinbarung  und  ab- 
weichenden Ortsgebrauchs  von  jeder  Partei 
die  Hälfte  des  Maklerlohnes  zu  beanspru- 1 
chen  hat. 

Grundsätzlich  ist  sowohl  das  Gewerbe  j 
der  Civilmakler  als  das  der  Haudelsmakler 
freigegeben ; doch  kann  nach  § 35  der  Keichs- 
gewerbeordnung  unzuverlässigen  Personen  j 
der  Betrieb  gewisser  Maklergeschäfte  wie ! 
der  Geschäftsbetrieb  der  Immobilienmakler. 
Stellen  Vermittler  u.  s.  w.  untci'sagt  weiden. 

3.  Oesterreich-Ungarn.  Das  geltende 
österreichische  Maklerreeht  beruht,  wie  be- 
reits erwähnt,  auf  dem  G.  v.  4.  April  1875. 
das  im  wesentlichen  folgendes  bestimmt : 

Zur  Erlangung  einer  Mandelsmaklerstelle 
wird  erfordert,  dass  der  Bewerber  öster- 
reichischer Staatsbürger,  24  Jahre  alt  und  von  , 
unbescholtenem  Lebenswandel  sei,  die  freie  \ 
Verwaltung  seines  Vermögens  besitze  und 
die  Handelsmaklerprüfung  mit  gutem  Erfolg 
bestanden  habe. 

Diese  Prüfung  ist  zur  Erlangung  der 
Befähigung  für  die  Stelle  eines  Handels- 
maklers  an  einer  Börse  vor  der  betreffenden 
Börsen leitung,  zur  Erlangung  der  Befähigung 
für  andere  Handelsmaklerstellen  vor  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  abzulegen. 
Die  Verleihung  einer  Handelsmaklerstelle 
an  einer  Börse  erfolgt  durch  die  Börsen- 
leitung, die  Verleihung  anderer  Handels- 
maklerstellen  durch  die  zuständige  Handels- 
kammer: sie  bedarf  jedoch  der  Bestätigung 
durch  die  politische  Landesbehörde.  Vor  j 
Antritt  des  Amtes  haben  die  Handelsmakler! 
den  Eid  zu  leisten,  dass  sie  die  ihnen  ob- 
liegenden Pflichten  getreu  erfüllen  wollen. 
Dev  Pflichtenkreis  ist  allgemein  dahin  um- 
schrieben, dass  die  anvertrauten  Geschäfte 
mit  Fleiss,  Vorsicht,  Genauigkeit,  Treue  und 
Kedlichkeit  und  mit  Vermeidung  alles  des- 1 


jenigen  zu  besorgen  sind,  was  das  Vertrauen 
in  die  Unparteilichkeit  der  Handelsmakler 
und  in  die  Glaubwürdigkeit  der  von  ihnen 
ausgehenden  Urkunden  schwächen  könnte. 

Ausser  den  bereits  im  Art.  69  des  Allge- 
meinen Deutschen  Handelsgesetzbuches  nor- 
mierten Verpflichtungen  haben  die  Handels- 
makler noch  folgende  Pflichten : Sie  dürfen 
weder  briefliche  noch  telegraphische  Aufträge 
von  Personen,  die  sich  ausserhalb  <les  Ortes, 
für  welchen  sie  bestellt  sind,  befinden,  über- 
nehmen : sie  dürfen  weder  für  Personen, 
welche  ihnen  nicht  persönlich  bekannt  sind, 
ohne  sich  vorher  die  Ueborzeugung  von 
ihrer  Identität  verschafft  zu  haben,  noch  für 
Personen  von  bekannter  Zahlungsunfähigkeit, 
oder  von  deren  Unfähigkeit,  bindende  Ver- 
pflichtungen einzugehen,  sie  Kenntnis  haben, 
Aufträge  übernehmen : sie  dürfen  keine  Ge- 
schäfte vermitteln,  rücksichtlich  deren  der 
gegründete  Verdacht  vorliegt,  dass  die  Partei 
sie  nur  zum  Scheine  oder  zur  Benachteili- 
gung dritter  Personen  sehliessen  wolle ; 
ebensowenig  dürfen  sie  an  der  Börse  Ge- 
schäfte in  solchen  Staatspapieren,  Aktien  oder 
anderen  Handelspapieren  vermitteln,  welche 
im  amtlichen  Kursblatte  der  Börse  nicht 
notiert  sind.  Unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen sind  die  sogenannten  anonymen 
Schlüsse  gestattet:  Der  Handelsmakler  ist 
nämlich  berechtigt,  den  Namen  seines  Auf- 
traggebers zu  verschweigen,  wenn  er  von 
diesem  angemessene  Dockung  erhalten  hat 
oder  mit  voller  Beruhigung  erwarten  kann; 
hat  er  keine  angemessene  Deckung  erhalten, 
so  haftet  er  demjenigen,  mit  welchem  er  das 
Geschäft  abgeschlossen  hat,  für  den  ent- 
stehenden Schaden.  Ausser  einem  Hand- 
buch muss  der  Handelsmakler  ein  Tagebuch 
führen,  in  welches  vor  dem  Gebrauche  von 
der  Aufsichtsbehörde  der  Name  der  Maklers 
und  die  Zahl  der  Blätter  urkundlich  ver- 
merkt werden.  Die  unmittelbar  nach  Ab- 
schluss des  Geschäftes  jeder  Partei  zuzu- 
stelleude  Schlussnote  muss  auch  die  Zahl 
ersehen  lassen,  mit  welcher  das  Geschäft 
im  Tagebuche  des  Maklers  eingetragen  ist. 
Die  an  den  Börsen  ihr  Amt  ausübenden 
Handelsmakler  werden  durch  den  Börsen- 
kommissär, die  übrigen  Handelsmakler  durch 
die  Gewerbsbehörde  überwacht.  Diese  sind 
berechtigt,  die  Bücher  der  Makler  einzusehen. 
Pflichtverletzungen,  welche  sich  als  blosse 
Ordnungswidrigkeit  darstellen,  werden  von 
der  Aufsichtsbehörde  mit  Verweis  oder  mit 
Geldstrafe  von  10  bis  100  Gulden  bestraft. 

Die  Disciplinarstrafen  für  Dienstvergehen 
sind  Geldbussen  von  Hm»  bis  1 « M M i Gulden, 
Suspension  vom  Amte  auf  1 «stimmte  Zeit, 
Entsetzung  vom  Amte. 

Auf  Entsetzung  vom  Amte  m nss  er- 
kannt werden : 

a)  bei  Verurteilung  wegen  Diebstahls, 
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Betrags.  Veruntreuung  oder  Teil  nähme  an 
diesen  Delikten,  wogen  Schleichhandels  oder 
schwerer  Oesirhaftsftbertretung : 

b)  wenn  der  1 landelsmakler  wegen  einer 
sonstigen  strafl»aren  Handlung  zu  einer  Frei- 
heitsstrafe von  0 Monaten  oder  darüber  ver- 
urteilt wurde; 

e)  wenn  er  in  Konkurs  verfallen  ist. 

Die  AintBentsetzung  k a u n ausgesprochen 
werden : 

a)  wenn  der  Handelsmakler  in  seinen 
Geschäften  wissentlich  einen  falschen  Um- 
stand angiebt,  bestätigt  oder  in  sein  Buch 
einträgt  oder  dieses  verfälscht; 

b)  wenn  er  ein  Handelsgeschäft  für 
eigene  Rechnung  macht  oder  an  dem  Nutzen 
eines  von  ihm  vermittelten  Geschäftes  auf 
irgend  eine  Weise  teilnimmt  o<l<*r  wenn  er 
von  einem  Auftraggeber,  den  er  nicht  ge- 
nannt hat  und  von  welchem  er  nicht  mit 
voller  Beruhigung  angemessene  Deckung 
erwarten  konnte,  sich  diese  Deckung  zu  ver- 
schaffen unterlassen  hat: 

c)  wenn  er  Geschäfte  für  Personen  be- 
sorgt. von  deren  Zahlungsunfähigkeit  oder 
von  deren  Unfähigkeit,  bindende  Verpflich- 
tungen einzugehen,  er  Kenntnis  hat,  oder 
wenn  er  verbotene  oder  solche  Geschäfte 
vermittelt,  rücksichtlich  welcher  der  ge- 
gründete Verdacht  vorliegt,  dass  die  Partei 
sie  mir  zum  Scheine  oder  zur  Benachteili- 
gung von  dritten  Personen  schliessen  wolle; 

d)  wenn  wiederholte  geringere  Strafen 
ohne  Wirkung  geblieben  sind. 

lieber  die  praktische  Handhabung  der 
angeführten  Gesetzesbestimmungen  stehen 
zuverlässige  Angaben  nicht  zu  Gebote.  Als 
sicher  ist  wohl  anzunehmen,  dass  das  Ver- 
bot , Geschäfte  für  eigene  Rechnung  zu 
machen,  praktisch  nicht  beobachtet  wird; 
die  Zulassung  der  sogenannten  anonymen 
Schlüsse  macht  es  nicht  schwer,  das  Verbot 
auf  formell  ganz  legalem  Wege  zu  um- 
gehen. 

In  Ungarn  bestanden  an  der  Budapester 
Waren-  und  Effektenbörse  »befugte  Börsen- 
agenten«,  welche  allein  berechtigt  waren, 
Geschäfte  zu  vermitteln,  und  wie  die  öster- 
reichischen amtlichen  Makler  weitgehende 
Verpflichtungen  besassen.  Bei  Einführung 
des  neuen  Statutes  für  die  Budapester  Börse 
vom  1.  August  1897  wurde  jedoch  diese 
Institution  aufgehoben  und  das  Maklerge- 
werbe  freigegoben. 

4.  Schlussbemerkung.  Bezüglich  der 
Gestaltung  des  Maklerwesens  in  Frankreich, 
England,  Belgien,  den  Niederlanden  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  kann  auf  den 
Art.  Börsen  recht  oben  Bd.  11  S.  lull  ff. 
Bezug  genommen  werden.  — Da,  wo  nicht 
wie  in  Frankreich  eigenartige  historische 
Verhältnisse  dein  Gesetzgeber  eine  gewisse 
Zurückhaltung  vor  einschneidenden  Aende- 


n mgen  aufzwingen,  geht  die  Tendenz  der 
Gesetzgebung  allenthalben  dahin,  das  Makler- 
gewerbe freizugeben.  Die  Freigabe  des 
MaklergewcrK'S  für  den  I landelsvorkehr  ist 
l»ei  I »catchender  Gewerbefreiheit  notwendig, 
da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Institution 
der  amtlichen  Handelsmakler,  wie  sie  das 
frühere  Deutsche  Handelsgesetzbuch  und 
noch  das  jotzige  österreichische  Maklergesetz 
enthalten,  für  den  modernen  Grosrhaudolfi- 
verkehr  antiquiert  ist : diese  Freigabe  winl 
unbedenklich  erfolgen  können,  wenn  Garan- 
tieen  für  eine  zuverlässige  Festsetzung  der 
Preist?  und  Kurse  geschaffen  werden.  Dass 
hierzu  die  Mitwirkung  von  Maklern  tml»e- 
dingt  eiforderlich  ist.  ist  mindestens  zweifel- 
haft. Ueber  das  durch  das  Keirhsliörsen- 
gesetz  geschaffene  Institut  der  Kursmakler 
kann  ein  abschliessendes  Urteil  wohl  noch 
nicht  gefällt  werden. 

Litteratnr:  I 'gl.  dir  Angaben  bri  dm  Artikeln 

Bö  rar  n irr  re  n und  Ulirre  nrech  t (oben  Bd. 
//  S.  lOW  l?  hrzic.  S.  IMJ  ~id),  ferner  lt  lenen - 
felti , Dir  Ciriimakier,  in  Gruehota  Jhi - 
trögen,  Bd.  Jti  und  .17.  — 11.  Soll lutnrfer. 
Die  Warenbörsen,  deren  Einrichtung  und  Be- 
deutung fiir  den  internationalen  Handel,  Wien 
IHM».  — Die  Kommentare  zum  Bürgerlichen  Ge- 
rrtzbuch  für  du  r Deuter  he  /{eich  und  min  neuen 
/Zu  ndeUgrtctxhuch. 

Pfleger. 


Malchus,  Karl  August,  Freiherr  von, 

geboren  am  27.  IX.  1770  zu  Mannheim,  absol- 
vierte seine  staatswissenschaftlichen  Studien  iu 
Heidelberg  und  Böttingen . widmete  sich  dem 
Staatsdienst  und  wurde  1803  zum  Kriegs-  und 
Domänenrat  bei  der  hal berstadt-hildesheimischen 
Kammer  sow  ie  zum  Hotgericlitsassessor  ernannt. 
Im  Jahre  1807  wurde  er  iu  dem  ucu  errichteten 
Königreich  Westfalen  Staatsrat,  dann  General- 
direktor  der  Steuern,  1811  (als  Nachfolger  von 
Riilows)  Finanzminister  und  1813  mit  dem  Titel 
eines  Grafen  von  Marienrode  auch  Mi- 
nister des  Innern.  Nach  der  1814  erfolgten 
Auflösung  des  Königreichs  Westfalen  lebte  vou 
Malchus  iu  Heidelberg,  uiit  wissenschaftlichen 
Arbeiten  beschäftigt,  bis  ihn  im  Jahre  1817  der 
König  von  Württemberg  zur  Leitung  seines 
Finanzministeriums  berief.  Aber  schon  nach 
Jahresfrist  legte  er,  wegen  einiger  Neuerungen 
im  Finanzwesen  und  als  Ausländer  vielfach  an- 
gegriffen, diese  Stellung  nieder,  zog  wiederum 
nach  Heidelberg,  wo  er  (von  der  Geschichts- 
schreibung durchweg  als  „ehrsüchtiger  Intri- 
gant“ bezeichnet)  am  24.  X.  1840  starb. 

Die  tiuanzwissenschaftlicheu  Schriften  des 
Freiherru  von  Malchus  behandeln  überwiegend 
die  auf  die  Erfahrungen  des  Verfassers  be- 
gründete j> raktische  Seite,  haben  aber  doch 
auch  die  Staats  Wissenschaften  wesentlich 
gefördert,  indem  Malchus  gerade  durch  seine 
praktischen  Vergleiche  zunächst  die  Bedeu- 
tung der  Statistik  und  deren  wissenschaft- 
liche Selbständigkeit  seinen  Zeitgenossen  vor 
Augen  führte,  sodann  auch  zu  I’rincipien  der 
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rechtlichen  Auffassung  von  Verfassung,  Fi- 'einer  Karte, 
nanzwesen  und  Verwaltung  den  ersten  Ansfoss  Staa tcu künde 
gab.  Man  findet  in  den  Mal«  hnssche»  Schriften  ziehung  auf  Kriegführn» 
manche  Auklünge  an  veraltete  Anschauungen 
des  Merkantilismus.  Die  Urteile  der  kompe- 
tenten Fachmänner  über  seine  finanzwissen- 
schaft liehen  Schriften  sind  sehr  verschiedenartig, 

Kautz  (Theorie  und  (beschichte  der  Nat..  Wien 
1860,  II,  S.  628)  bezeichnet  ihn  als  „den  aus- 
gezeichneten Kinanztheoriker“,  während  bei 
ltoscher  (Syst.  IV.  1.  111.  Aull.  S öl  das  Mal- 
chussche  „Handbuch  der  Finanz  wissenschaff 
als  ein  Werk  von  „rtaeinbiindlerisch-praktisoher 
Einseitigkeit"  gilt, 

Malchnw  veröft'entlichte  a)  an  selb- 
ständigen e t an  t s wissen. teil n ft  1 i eben 

Schriften,  chronologisch  anfgeführt,  folgende: 
l'eber  das  Matrikularwese»  des  niederrheinisch- 
westfälischen Kreises.  Trier  1703.  — Feber  die 
von  Frankreich  verlangte  Uebertragung  der 
Schulden  der  Länder  auf  dein  linken  Rheinufer 
auf  das  rechte  Ufer,  Hildesheini  1708  — Etwas  | 
über  die  Aecise,  Hildesheim  1700.  — Feber  die ; 
höchst uhl-hihiesheiniische  Staatsverwaltung  etc., 

Hildesheim  1800.  — Feber  die  Rechtmässigkeit  Statistik 


Heidelberg  1832.  — Erd-  und 
von  Europa  mit  specieller  Be- 


Mit 


der  Ansschliessung  vom  Landtag  und  die  nicht 
anfschwöriingsfähigen  Glieder  der  Paderborn- 
scheu  Ritterschaft,  Hildesheim  1801.  — Feber 
die  Verwaltung  der  Finanzen  Westfalens,  Tü- 
bingen 1814.  — Feber  die  Verwaltung  des 
Königreichs  Westfalen.  Stuttgart  1814.  (Ver- 
teidigungsschrift.) — Der  Organismus  der  Be- 
hörden für  die  Staatsverwaltung,  mit  Andeu- 
tung von  Formen  für  die  Geschäfts behandlung, 
2 Bde.,  Heidelberg  1821.  — Politik  «1er  inneren 
Staatsverwaltung  oder  Darstellung  des  Orga- 
nismus der  Behörden  für  dieselbe.  3 Teile, 
Heidelberg  1823.  (Neben  einer  vergleichenden 
historisch-statistischen  Darstellung  der  organi- 
schen Einrichtungen  der  zum  europäischen 
Staatensysteme  gehörenden  Staaten  sowie  einer 
Sammlung  von  finanzwissenschaftlichcn  Gesetzen 
und  Reglements  bietet  das  Werk  in  den  zahl- 
reichen Anmerkungen  wichtige  litterarische 
Quellennachweise  des  In-  und  Auslandes.)  — 
Statistik  und  Staatenkunde,  Stuttgart  und  Tü- 
bingen 1826.  Als  Anhang:  1.  Fe  her  sicht 
«ler  h über «‘ n U n t e r r i c h t.8 - A n s t al t e n in 
Europa;  2.  Febersicht  der  Stärke  einer  An- 
zahl von  Bibliotheken  in  Europa.  — 
Handbuch  der  Finauzwissens«,haft  und  Finanz- 
verwaltung.  2 Teile,  Stuttgart  und  Tübingen 
1830  (ln  diesem,  seinem  Hauptwerke, 
scheidet  Molchns  ,.das,  was  gewöhnlich 
unter  den  Begriff  der  Finauzwisseuschnft  sub- 
sumiert wird“  in  die  Lehre  der  Grund- 
sätze und  d e r G r n n «I  r e ge  1 n , mich  welchen 
«las  Staatseinkoinmen  auf  eine  gerechte,  die 
Quellen  des  Nationaleinkommens  nicht 
deude  Art.  centralisiert  werden  kann  — die 
Finanz  w i s s e n s <•  h a f t im  engeren  Sinue  — , 
sodann  in  die  Fi  nanzwirt  Schafts-  oder 
ver  w a 1 1 n ng  sieh  re.  Ausserhalb  des  Rah- 
mens, der  beide  nmsehliesst,  und  gewissermassen 
über  denselben,  stellt  die  Finanzpolitik, 
deren  Aufgabe  in  der  Prüfung  und  in  der  Ent- 
scheidung über  die  Vorzüglichkeit  einzelner 
Grniulansichten  und  Massregeln  vor  anderen, 
nach  Mnssgnbe  der  Verschiedenheit  gegebener 
Lagen  und  Verhältnisse  besteht.)  — Handbuch 
der  Militärgeographie  von  Europa.  2 Abt.  Mit 


einer  hydrogr. 
Karte  von  Europa.  Heidelberg  1834.  — Feber 
Domänen  und  deren  Verwaltung,  Breslau  1835. 
— Die  Sparkassen  in  Europa.  Darstel- 
lung der  statuteniuässigeu  Einrichtungen  «l«r 
grossen  Mehrzahl  von  solchen  in  Europa,  mit 
einem  Nachweise  des  Betrages  der  in  denselben 
aufgesammelten  Ersparnisse,  Heidelberg  und 
Leipzig  1838  Die  48  Seiten  lange  Einleitung 
über  die  Einrichtungen  und  Zwecke  der  Spar- 
kassen erscheint  besonders  wertvoll,  ebenso  die 
zahlreichen  Lit teratura »gaben . 

b)  an  Schriften  politischen  Charakters: 
Feber  die  Verifikation  der  erzherzoglich  öster- 
reichischen Gesandten  mit  denen  der  Kur- 
fürsten «les  heiligen  römischen  Reiches.  Trier 
17(41.  — Antifragmente,  Trier  1795.  — Etwas 
über  den  Hildesheimer  Baiternprozess,  Hildes- 
heim 1799. 

<:)  in  Zeitschriften:  1 In  Raus  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizei  Wissen- 
schaft: 1 (1835),  Feber  Suvs  Ansichten  von  der 
und  von  ihrem  Verhältnisse  zur 
Nationalökonomie,  S.  323—350  (Malchus  be- 
zeichnet das  Verhältnis  zwischen  Statistik  und 
Nationalökonomie  als  eine  Wechselwirkung.) 
II  (1835),  Ueber  die  Sparkassen  in  England  und 
Frankreich,  S.  124—136.  — Feber  die  Finanzen 
«les  Königreichs  Hannover,  S.  248-286.  III 
1838),  Leber  den  Zustand  der  Sparkassen  in 
Frankreich  im  Jahre  1835,  in  dem  britischen 
Reiche  im  Jahre  18)44  und  iu  einigen  anderen 
Staaten,  S.  42—77.  — Englische  Sparkassen, 
8.  137.  — Zur  Beurteilung  <l«*s  Nationalwohl- 
standes  im  Königreich  Hannover,  S.  217—238. 
Das  Verhältnis  «les  Staatsverwaltnngsbeamten 
im  Staate,  S.  253  269.  — 2 in  den  „Deutschen 
Blättern".  1815  (N.  F.  2 Bd.  31  Stück),  eine 
Entgegnung  auf  die  gegen  ihn  gerichteten  An- 
griffe. — 3.  in  den  „Zeitgenossen“,  1816,  eine 
Biographie  seines  Lehrers  Gatterer  und  eine 
Autobiographie. 

Vgl.  über  Malchus:  Autobiogra- 

phie in  den  „Zeitgenossen“,  Bd.  1,  Abt.  3, 
1816.  — Inama,  in  der  ..Deutschen  Biographie", 
Bd.  20.  S.  132 — 137.  — Beilage  zur  „Augsbur- 
ger Allg.  Zeitung"  1840  Nr.  320.  — Neuer 
Nekrolog  der  Deutschen,  1840  Nr.  324.  — von 
Mo  hl,  Geschichte  und  Litteratur  der  Staats- 
wissenschaften, Erlangen  1858.  III,  S.  656.  — 
Rau,  Nachruf  an  Lotz  und  Malchus  in  seinem 
„Archiv  <1.  pol.  Oekonomie  und  Polizeiwissen- 


schaft“, Heidelberg  1843, 
Roscher,  Syst.  IV  1.  ;3. 
Geschichte  «1er  Statistik, 
geführ- : S.  91.  92.  139,  111,  146.  - 
des  Königs  Jerome  z.  B.  im 
154  u.  161,  Juni  1899. 


V.  Bd..  8. 
Auf!  ! S 5.  - 
I. 


134.  — 
-John, 
Stuttgart  188-1, 
In  der  Biographie 
,,Dresd.  Anz."  Nr. 

Schmidt. 


Malthua 

Bev  <">  1 k er  n n gs  I eh  r e 
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Mangokit 


Manchegterlehre 

s.  F r e i h a ml  e 1 s 8 c h u 1 e oben  Bd.  111 
S.  1248  ff. 


Mangoldt,  Hans  Karl  Emil,  von, 

ward  geboren  am  9.  VI.  1824  in  Dresden.  Er 
studierte  von  1842  ab  in  Leipzig,  Genf  und 
Tübingen,  woselbst  er  im  Juli  1847  zum  Doktor 
der  .Staatswissenschaften  promovierte.  Im  Früh- 
jahr 1848  erhielt  er  als  Leiter  des  offiziösen 
„Dresdener  Journals“  eine  Anstellung  beim 
königlich  sächsischen  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten.  Gleichzeitig  über- 
trug ihm  das  Ministerium  des  Innern  die  Aus- 
arbeitung einer  Geschichte  der  sächsischen  In- 
dustrie. Als  aber  im  Juni  1850  die  Regierung 
unter  dem  v.  Benstschen  Regime  durch  einen 
Staatsstreich  die  Verfassung  von  1848  ausser 
Kraft  setzte,  reichte  von  Mangoldt  sofort  seine 
Entlassung  ein.  welches  Gesuch  er  ehrlich  und 
offen  damit  motivierte,  dass  es  seiner  Ueber- 
zeugung  als  vereidigten  Beamten  widerstrebe, 
einem  verfassnngsbrUcbigen  Ministerium  zu 
dienen.  Die  sofortige  Enthebung  vou  seinen 
bisherigen  Funktionen  war  die  Antwort  des 
Ministers  von  Beiist,  dessen  feindselige  Ge- 
sinnung er  in  seinem  späteren  Lebensgange 
noch  öfters  zu  empfinden  Gelegenheit  nahen 
sollte  (siohe  die  Gedächtnisrede  Adolf  Wagners 
auf  Hans  von  Mangoldt).  Nach  Weiterfuhrung 
seiner  nationalökonoinischen  Studien  in  Leipzig 
übernahm  von  Mangoldt  zu  Beginn  des  Jahres 
1852  die  Redaktion  der  „Weimarer  Zeitung“, 
welches  Amt  er  jedoch,  wiederum  auf  Grund 
seiner  politischen  Ueberzeugungstrene,  187)4 
niederlegte.  Mangoldt  ergriff  jetzt  die  aka- 
demische Laufbahn,  wurde  auf  Grund  seiner 
Habilitationsschrift  über  die  Lehre  vom  l'nter- 
nehmergewinn  (s.  «.)  1855  als  Privatdozent  der 
Nationalökonomie  an  der  L'niversität  Göttingen 
zugelassen  uud  1858  dortselbst  ausser- 
ordentlicher Professor,  in  welcher  Stellung  er 
auf  Kosten  der  hannoverschen  Regierung  1862 
die  Industrieausstellung  zu  London  besuchte. 
Im  Jahre  1882  folgte  er  einer  Berufung  als 
ordentlicher  Professor  der  Staats-  und  Kameral- 
wissensehafton  nach  Freiburg  i.  Br.,  wo  ihn 
nach  einem  Besuch  der  1867  er  Pariser  Welt- 
ausstellung empfindliche  körperliche  Leiden  be- 
fielen. In  Wiesbaden,  wo  er  im  Frühjahr  1868 
Heilung  suchte,  starb  er  plötzlich  am  19.  IV. 
1868,  im  rüstigen  Alter  von  44  Jahren  an  einem 
Herzschlag. 

Die  akademische  uud  schriftstellerische 
Thätigkeit  von  Mangoldts  war  von  ausser- 
ordentlichem Erfolge  gekrönt,  seine  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  zeigen  die  Tüchtigkeit 
seiner  Begabung,  die  Selbständigkeit  seiner 
Methode  und  die  Gediegenheit  und  Gründlich- 
keit seiner  Anschauungen.  Bezüglich  der  Auf- 
klärung des  Wesens  und  der  Aufgabe  der 
nationalökonomischen  Wissenschaft  (welche  er 
als.  die  „Philosophie  der  Wirtschaftsgeschichte- 
charakterisiert)  erwarb  sich  von  Mangoldt 
dauernde  Verdienste  durch  seine  Interpreta- 
tionen über  Güterverteilung.  Renteupriucip  und 
Unternehmergewinn.  Seine  nationalökonomische 
Richtung  ist  eine  „vermittelnde“,  die  er  seihst 


im  Artikel  „Volkswirtschaft“  des  deutschen 
Staatswörterbuches)  folgendenuassen  bezeichnet : 
„Jeder,  dem  es  mit  der  Erforschung  der  Wahr- 
heit ernst  ist.  empfindet  die  Notwendigkeit, 
welchen  Ausgangspunkt  er  auch  nehme,  die 
auf  anderem  Wege  gewonnenen  wissenschaft- 
lichen Ergebnisse  zu  berücksichtigen.  Nichts 
wäre  daher  verkehrter  als  ein  hochmütiges 
Herabsehen  der  in  einer  Richtung  .Strebenden 
auf  die  in  der  anderen  Richtung  Thätigen. 
Man  kann  darüber  streiten,  welche  Behand- 
lungsweise  bisher  den  reicheren  Erfolg  gehabt 
hat  und  für  die  Zukunft  verspricht  ; entbehrlich 
ist  keine  derselben ; jede  kann  und  soll  deshalb 
anch  der  anderen  die  Hand  reichen.“  Man- 
goldt war  deshalb  durchaus  nicht  principloser 
Eklektiker.  Adolf  Wagner  (siehe  „Gedächt- 
nisrede“ 8.  45)  rechnet  ihn  zu  den  Anhängern 
der  Ad.  Smithschen  Schule,  welche  unter  Fest- 
haltung  des  Kernes  des  Smithschen  Systems 
sich  von  den  Einseitigkeiten  des  späteren  radi- 
kalen, staatsfeindlichen  Manchestertums  freizu- 
halten wussten : Kautz  (Theorie  und  Geschichte 
der  Nationalökonomik,  Wien  1S6U,  II,  S.  49) 
nennt  ihn  „den  ausgezeichneten,  zwischen  den 
beiden  grössten  deutschen  Fachmännern  Her- 
mann und  Roscher  glücklich  vermittelnden  Ver- 
fasser des  gründlichen  Buehes  der  Lehre  vom 
Untemehmergewinn“,  Roscher  (Gesch.  d.  Nat . 
München  1874.  S.  1039)  bezeichnet  ihn  als  „einen 
etwas  trockenen,  aber  feinen  nndv scharfsinnigen 
Kopf“. 

Mangoldt  veröffentlichte  folgende  staats- 
wisseuschaftliche  Schriften:  a)  in  Buchform: 
lieber  die  Aufgabe,  Stellung  und  Einrichtung 
der  Sparkassen,  Inaugural-Dissertation,  Tübingen 
1847.  (Behandelt  mit  vielem  Scharfsinn  die 
Sparkassenfrage  vom  polizei wissenschaftlichen 
Standpunkte  aus  und  wird  in  einem  besonderen 
Nachwort  des  Präses  der  Tübinger  Universität, 
Johannes  Fallati,  auf  das  schmeichelhafteste 
charakterisiert.)  — Die  Lehre  vom  Unternehmer- 
gewinn. Ein  Beitrag  zur  Volkswirtschaftslehre. 
Leipzig  1855.  (Begründete  die  wissenschaft- 
liche Bedeutung  des  Verfassers,  welcher  den 
Unternehmergewinn  als  einen  ganz  selbständigen 
nationalen  Einkommenszweig  definiert.  Spricht 
sich  principiell  gegen  die  Gewinnbeteili- 
gung d er  Arbeiter  ans,  welche  er  jedoch 
als  Mittel  zur  Gewinnung  einer  Garantie  der 
Arbeiterleistnngen  in  besonderen  Fällen  zu- 
lässt. i — Grundriss  der  Volkswirtschaftslehre. 
Ein  Leitfaden  für  Vorlesungen  an  Hochschulen 
und  für  das  Privatstudium,  Stuttgart  1863. 
(2.  Auflage,  bearbeitet  von  Fr.  Kleinwächter, 
erschien  1873.)  (Der  „Grundriss“  gehört  nach 
Gossa  (Wirtschaftslehre.  S.  231J  zu  den  besten, 
vorsichtigsten  und  gomässigtsten  deutschen 
Publikationen  dieser  Art.)  — Volkswirtschafts- 
lehre (Bibliothek  «ler  gesamten  Handelswissen- 
schaften), Stuttgart  1868.  (Nur  die  erste  Hälfte 
wurde  vom  Verfasser  vollendet,  welche  ausser 
der  Einleitung  die  Lehre  von  der  Gütererzeugung 
und  vom  Einkommen  enthält.) 

b)  in  Zeitschriften:  „Arbeiterverbin- 
dungen und  Arbeitseinstellungen  in  England“, 
in  der  Zeit  sehr.  f.  Staatsw..  Bd.  18  (1862), 
8.  609—652. 

c)  im  St.W.B.  v.  Bl  mit  sch  li  und  Brater 
die  Artikel:  Arbeit  — Bevölkerung  — Ein- 
kommen — Geld  — Gilt  und  Giiterproduktion 
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— Güterverteilung  — Konsumtion  — Kredit  — 
Ln xus  — Volkswirtschaft  und  Volkswirtschafts- 
lehre. — Ferner:  Bastiat  — Carev  — Colbert 

— Xill. 


Vergl.  über  Maugold t:  Adolf  Wag- 
ner, Gedächtnisrede  auf  Hans  von  Mangoldt 
bei  dessen  akademischer  Totenfeier  am  7.  j 
V.  1870  in  der  Aula  der  Universität,  Frei- 
burg  i.  Br.  1870.  — Fallati,  In  einem  An- 
hang an  die  Inaugural-Dissertation  v.  Maugoldts 
über  die  Sparkassen.  Tübingen  1847.  — ,.U  n s e r e 
Zeit“,  N.  F.,  IV.  Jahr«..  2.  Hälfte.  S.  468.  — 
Leser  in  der  „Deutschen  Biographie“,  Bd.  20, 
S.  190 — 193.  — Badische  Biographie.  Bd.  II, 
S.  37.  — K.  Waleker,  Handbuch  der  Xational- 
ökonomie  V.  §§  9,  28,  76,  83  und  8.  288.  — 
v.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  der  Staats- 
wissenschaften.  Erlangen  1858,  III,  S.  411.  — 
Cossa,  Wirtschaftslehre  (2.  Aull..  heransge- ■ 
geben  von  Moormeister),  Freiburg  1880,  S.  10, 
71,  213,  231.  — Kautz,  Theorie  und  Geschichte 
der  Nationalökonomik.  Wien  1858,  II,  S.  49,  | 
702.  — Roscher.  Gesell,  d.  Nat , München! 
1874,  S.  661,  807,  1036,  1039.  — Block,  Les 
progres  de  la  Science  economique.  Paris  1890.  j 
t.  L S.  75.  85,  106.  288.  298,  301,  318,  357, , 
401,  II.  229,  230,  232,  246,  376,  377.  — von 
Schnllern-Sehrattenhofeu,  Die  theore-  j 
tische  Nationalökonomie  Italiens,  Leipzig  1891, 
S.  46,  64. 

.Sc/im  itlt. 


Markenschatz. 

1.  Begriff.  2.  Geschichtliches.  3.  R.G.  v.  12. 
Mai  1894.  4.  Formelles  Zeichenrecht.  5.  Ma- 
terielles Zeichenrecht.  6.  Klagen.  Entschädi- 
gungen, Strafen.  7.  Warenaufmachung  und 
' örtliche  Urspruugsangabeu.  8.  Beziehungen 
zum  Auslande.  9.  Statistik.  10.  Gesetzgebung 
einzelner  auswärtiger  Industriestaaten. 

1.  Hegriff.  Unter  Marken  verstellt  man 
Zeichen,  welche  auf  der  Ware  oder  deren  j 
Verpackung  angebracht  werden,  um  die  * 
Ware  im  Verkehr  als  aus  einer  bestimmten 
Ursprungsquelle  herrührend  erkennbar  zu ; 
machen  und  von  anderen  Waren  zu  unter- 1 
scheiden.  Die  Marke  fällt  in  das  Gebiet 
der  gewerblichen  Schutzreehte,  dem  auch ! 
Erfindungen,  Muster  und  Modelle  und  Ge-  j 
brauehsmuster  angeboren,  unterscheidet  sich 
aber  von  diesen  Kategorieen  ihrem  Wesen 
nach  dadurch,  dass  sie  nicht  neue  Güter  \ 
schafft,  sondern  vorhandene  Güter  kenn- 
zeichnet. 

2.  Geschichtliches.  Das  Bedürfnis, 
diesen  Kennzeichnungen  einen  Schutz  gegen  ! 
fälschlichen  Gebrauch  zu  sichern,  ist  in , 
Deutschland  erst  verhältnismässig  spät  zur  j 
allgemeinen  Anerkennung  gelangt.  Bis  zum 
Erlass  des  deutschen  Strafgesetzbuches  war  i 
der  Zeichenschutz  in  einer  grösseren  An- 1 
zahl  der  jetzt  im  Deutschen  Reiche  ver- 
einten Staaten  völlig  unbekannt.  Im  üb- 


rigen beschränkten  sich  die  Landesstrafge- 
setze fast  durchgängig  auf  ein  einfaches 
Verbot  der  Benutzung  fremder  Warenbe- 
zeichnungen, und  zwar  erstreckte  sich  dies 
Verbot  teilweise  auf  alle  Warenbezeichnungen 
(auch  die  figürlichen),  teilweise  nur  auf 
solche,  welche  in  Namen  und  Finnen  be- 
standen. teilweise  endlich  auf  die  letzteren 
nur  dann,  wenn  ihnen  eine  Ortsangabe  bei- 
gegeben war.  Ein  ausgebildetes,  auch  den 
Erwerb  des  Zeichenrechtes  regelndes  System 
gesetzlicher  Vorschriften  bestand  nur  in 
Bayern  ( V.  v.  21.  Dezember  1802)  sowie 
für  die  Eiseu-  und  Stahlwarenindustrie  der 
preussiseheu  Provinzen  Rheinland  und  West- 
falen, woselbst  auf  landesgesetzlichen  Privi- 
legien aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert 
fussend  die  V.  v.  18.  August  1847  und  das 
ergänzende  G.  v.  24.  April  1854  in  Kraft 
standen. 

Ein  gemeinsames  Recht  auf  diesem  Ge- 
biete wurde  unter  teilweiser  Aufhebung  der 
bisherigen  |«irtikidanvchtlichen  Vorschriften 
durch  die  Bestimmung  in  § 287  des  R.St.G.B. 
geschaffen,  durch  welche  mit  einer  Geld- 
strafe von  50 — 1000  Thalern  oder  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  6 Monaten  derjenige  bedroht 
wird,  der  Waren  oder  deren  Verpackung 
fälschlich  mit  dem  Namen  oder  der  Firma 
eines  inländischen  Fabrik  Unternehmers,  Pro- 
duzenten oder  Kaufmanns  bezeichnet  oder 
wissentlich  dergleichen  fälschlich  bezeichnete 
Waren  in  Verkehr  bringt. 

Diese  Bestimmung  erwies  sich  jedoch 
bald  gegenüber  den  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehrs. namentlich  des  internationalen  Ver- 
kehre als  unzureichend.  Es  trat  die  Not- 
wendigkeit hervor,  einerseits  den  figürlichen 
Zeichen  neben  Namen  und  Firmen  einen 
Schutz  gegen  unbefugte  Nachahmung  zu 
sichern,  andererseits  die  Bedingungen  für 
den  Erwerb  des  Schutzes  allgemein  zu 
ordnen. 

Das  demgemäss  unterm  30.  November 
1874  erlassene  Gesetz  über  den  Marken- 
schutz behandelte  in  seinem  ersten  Teile 
die  Warenzeichen  im  engeren  Sinn  d.  h. 
Fabrik-  oder  Handelszeichen,  welche  in  will- 
kürlich gewählten  Figuren  bestehen,  während 
der  zweite  Teil,  die  Bestimmungen  über 
Entschädigungspflicht  und  Strafe  umfassend, 
sich  gleichmässig  auf  Warenzeichen  und  auf 
Namen  und  Firmen  l>ezog. 

Der  Schutz  figürlicher  Zeichen  war  durch 
deren  Anmeldung  zur  Eintragung  in  das 
von  den  Untergerichten  geführte  Handels- 
register bedingt.  Von  der  Eintragung  waren 
solche  Zeichen  ausgeschlossen,  welche  nur 
in  Zahlen.  Buchstaben  oder  Worten  bestan- 
den. welche  öffentliche  Wappen  oder  Aerger- 
nis  erregende  Darstellungen  enthielten.  Nur 
nach  diesen  Richtungen  hin  war  die  Re- 
gisterbehörde zu  einer  Prüfung  des  Zeichen- 
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inhaltes  berechtigt  und  verpflichtet.  Die 
Löschung  eines  Zeichens  erfolgte  — von 
einigen  anderen  Gründen  abgesehen  — als- 
dann. wenn  nicht  nach  Ablauf  von  je  zehn 
Jahren  nach  der  Eintragung  des  Zeichens 
dessen  fernere  Beibehaltung  angemoldet 
wurde.  An  Gebühren  wurde  für  die  erste 
Eintragung  der  Betrag  von  50  Mark  er- 
hoben. • 

Die  Anmeldung  des  Zeichens  zum  Re- 
gister war  die  Voraussetzung  des  Schutzes 
gegen  Nachahmung,  begründete  aber  einen 
materiell  wirksamen  Schutz  nur  zu  Gunsten 
desjenigen,  welcher  zuerst  die  Anmeldung 
bewirkt  hatte;  der  spätere  Anmelder  er- 
langte trotz  der  Eintragung  weder  gegen- 
über dem  früheren  Anmelder  noch  gegen- 
über dritten  Personen  ein  eigentliches  Recht, 
konnte  vielmehr  im  Prozesswege  zur  Lö- 
schung des  Zeichens  ungehalten  werden. 
Der  Grundsatz,  dass  die  Priorität  der  An- 
meldung das  Recht  auf  den  ausschliess- 
lichen Gebrauch  des  Zeichens  Itogründete, 
erlitt  einige  Ausnahmen.  Insbesondere 
konnte  durch  die  Anmeldung  und  Ein- 
tragung solcher  Zeichen,  welche  bis  dahin 
im  freien  und  allgemeinen  Gebrauch  ge- 
standen hatten  (Freizeichen),  ein  Aus- 
schließungsrecht nicht  erworben  werden. 

Die  Verletzung  des  auf  der  Anmeldung 
eines  figürlichen  Zeichens  beruhenden 
Rechtes  sowie  der  unbefugte  Gebrauch  von 
Namen  oder  Firma  eines  anderen  zur  "Waren- 
bezeichnung begründete  eine  civil-  und 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit. 

Das  vorstehend  in  seinen  Grundzügen 
dargestellte  G.  v.  30.  November  1S74  hat 
etwa  zwanzig  Jahre  hindurch  in  Kraft  ge- 
standen und,  wie  man  behaupten  kann,  im 
allgemeinen  günstig  gewirkt.  Mit  der 
schnellen  Entwickelung  des  Verkehrs 
machten  sich  aber  die  Mängel,  welche  dem 
System  des  Gesetzes  und  einzelnen  Be- 
stimmungen desselben  auhafteten,  immer 
empfindlicher  fühlliar.  Man  klagte  nament- 
lich darüber,  dass  die  Lokalisierung  der 
Zeichen  Verwaltung  hei  den  örtlichen  Ge- 
richten die  Uebersicht  erschwere  und  die 
Heranbildung  einer  einheitlichen  Praxis 
hindere  und  dass  das  reine  Anmeldever- 
fahren die  Eintragung  rechtsungiltiger 
Zeichen  gestatte,  welche  trotz  ihrer  Uu- 
giltigkeit  zu  unlauteren  Machenschaften  im 
geschäftlichen  Wettbewerb  ausgenutzt  werden 
konnten. 

3.  R.G.  v.  12.  Mai  1894.  Aus  längeren 
Verhandlungen,  an  denen  auch  die  Inte- 
ressentenkreise selbst  in  ausgiebiger  AVeiso 
teilgenommen  haben,  ist  das  mit  dem 
1.  Oktober  1891  an  die  Stelle  des  älteren 
Gesetzes  getretene  Gesetz  zum  Schutz  der 
Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1*94 
(R.G.B1.  S.  441)  hervorgegangen.  Es  um- 


fasst in  einer  dem  älteren  Gesetz  ange- 
] Hissten  systematischen  Gliederung  die  Han- 
ilels-  oder  Fabrikmarken  ( Warenzeichen) 
und  die  Namen  und  Firmen,  soweit  diese 
dem  Zweck  der  Waren I «'Zeichnung  dienen, 
U'gründot  aber  danel»en  noch  unter  g*s 
wissen  Voraussetzungen  einen  Schutz  für 
• die  Aufmachung  und  A'erpackung  von 
"Waren  und  für  die  örtlichen  l'rspnmgsan- 
•raben.  Zur  Ausführung  des  Gesetzes  ist 
mit  Zustimmung  des  Bundesrates  die  kaiser- 
liche A’.  v.  30.  Juni  1S91  (R.G.B1.  S.  195) 
ergangen. 

4.  Formelles  Zeichenrecht.  Die  A>r- 
! waltung  des  Zeichen wesens  ist  dem  Patent- 
amte angegliedert  und  wird  hier  von  einer 
besonderen,  aus  rechtskundigen  und  tech- 
nischen Mitgliedern  zusammengesetzten  Ab- 
teilung, deren  Beschlussfähigkeit  durch  die 
Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern 
bedingt  ist,  geführt.  Die  Central isierung 
bietet  neben  der  Gewähr  einer  gleichmässi- 
gen  Gesehäftsbchandlung  den  weiteren  Vor- 
teil. dass  abweichend  von  dem  früheren 
Recht  der  Zeiehensehutz  auch  den  nicht  im 
Handelsregister  eingetragenen  Gesehäftsbe- 
tricben  zugänglich  gemacht  werden  konnte. 
Das  Patentamt  führt  eine  zur  öffentliehen 
Einsicht  ausliegeudc  Zcichcnrolle.  in  welche 
die  einzelnen  Zeichen  nebst  allen  für  die 
Beurteilung  der  daran  haftenden  Rechte 
wesentlichen  Daten  eingetragen  werden.  Die 
Anmeldung  zur  Eintragung  ist  an  das 
Patentamt  zu  richten;  es  ist  hierbei  der 
Geschäftsbetrieb,  in  welchem  das  Zeichen 
Verwendung  finden  soll,  anzugeben  und  ein 
Verzeichnis  der  AVaren , für  welche  es  be- 
stimmt  ist,  sowie  eine  Darstellung  des 
Zeichens,  erforderlichen  Falles  auch  eino 
Beschreibung  desselben  beizufügen.  Peber 
die  sonstigen  formalen  Erfordernisse  der 
Anmeldung  trifft  eine  Bekanntmachung  des 
Patentamts  vom  22.  November  l*9s  nähere 
Bestimmung.  Jede  Anmeldung  unterliegt 
einer  amtlichen  A’orprüfung,  welche  die  Ein- 
tragungsfähigkeit von  öffentlichrechtlichen 
Gesichtspunkten  aus  und  vom  Standpunkte 
der  durch  eine  frühere  Anmeldung  begrün- 
deten Rechte  zu  untersuchen  hat. 

Von  Gesichtspunkten  der  ersteren  Art 
aus  sind  zunächst  Freizeichen  sclilechthin 
zurückzuweisen.  Es  ist  eine  der  praktisch 
bedeutsamsten  Neuerungen  das  G.  v.  12. 
Mai  1894,  dass  Zeichen,  welche  für  gewisse 
AVarengatt ungen  allgemein  angewendet  wer- 
den und  eine  unterscheidende  Bedeutung 
für  die  AVaren  eines  einzelnen  Gewerbe- 
treibenden nicht  besitzen  und  nicht  erhalten 
können,  von  vorn  herein  von  der  Eintragung 
ausgeschlossen  sind,  so  dass  auch  nicht  der 
Schein  eines  ausschliesslichen  Benutzungs- 
rechtes entstehen  kann.  Das  Patentamt  hat 
von  amtswegen  die  geeigneten  Ermittelungen 
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zu  veranlassen,  um  fostzustellen . ob  eine 
Anmeldung  in  das  Gebiet  der  Freizeichen 
gehört.  Freizeichen,  welche  als  solche  end- , 
gütig  festge>tellt  worden  sind,  werden  im 
Interesse  der  am  Zeichenschutz  beteiligten 
Kreise  öffentlich  bekannt  gegeben.  — Die 
Ausschliessung  von  Zahlen  und  Buchstaben, 
insofern  sie  für  sich  allein , also  ohne  Vor- 
hindung  mit  anderen  unterscheidenden  Eie- 1 
menten , den  Gegenstand  einer  Anmeldung 
bilden,  entspricht  dem  früheren  Recht.  Da- 
gegen sind  einem  dringenden  Verkelirsbe- 
dürfnisse  entsprechend  Wörter  insoweit  zur 
Eintragung  zuzulassen,  als  ihr  Begriff  nicht 
in  einem  beschreibenden  Zusammenhang  zu 
der  Ware  stellt.  Diese  Erleichterung  kommt 
namentlich  den  frei  erfundenen  (Phantasie-) 
Worten  zu  statten,  welche  inzwischen  im 
Verkehr  eine  grosse  Bedeutung  erlangt 
haben.  — Im  übrigen  sollen  neben  den 
öffentlichen  Wappen  und  den  Aergernis  er- 
regenden Darstellungen  auch  offenbar  wahr- 
heitswidrige und  irreführende  Angaben  in 
den  Warenzeichen  deren  Zurückweisung 
herbeiführen. 

Um  Täuschungen  zu  verhindern,  ist  end- 
lich im  allgemeinen  Interesse  die  Anordnung 
getroffen,  dass  gelöschte  Zeichen  erst  nach 
Ablauf  von  zwei  Jahren  für  einen  anderen 
als  den  letzten  Inhaber  erneut  eingetragen 
werden  dürfen. 

Zur  Wahrung  privater  Zeicheninteressen 
hat  das  Patentamt,  zu  prüfen,  ob  eine  An- 
meldung in  ältere  Zeichenrechte  eingreift. 
Erachtet  es  eine  öobeivinstimmnug  für  vor- 
liegend, so  hat  es  den  Inhaber  des  älteren 
Zeichens  zu  benachrichtigen,  und  falls  dieser! 
innerhalb  einer  einmonatlichen  Frist  Wider- 
spruch gegen  die  neue  Eintragung  erhebt, 
die  letztere  abzuweisen.  Der  Abgewiesene 
kann  alsdann  ein  etwaiges  Hecht  auf  Ein- 
tragung gegenüber  dem  Widersprechenden  | 
im  Wege  der  Klage  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  geltend  machen;  jedoch  ist  die 
Frage  der  Uebereinstinunung  beider  Zeichen 
der  gerichtlichen  Kognition  entzogen,  so  dass 
es  in  dieser  Beziehung  l>ei  der  patentamt- 
lichen Entscheidung  bewendet.  Es  hängt 
also  bei  Kollision  zweier  Zeichen  die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  die  spätere  Anmeldung 
zurückzuweisen  ist,  von  der  Willensbestim- 
mung  des  früher  Berechtigten  ab,  während 
in  denjenigen  Fällen,  in  denen  der  Anmel- 
dung ein  allgemeines  Interesse  entgegen- 
steht die  Zurückweisung  von  Amts  wegen 
erfolgen  muss. 

Die  Eintragung  bleibt  zehn  Jahre  wirk- 
sam. Vor  Ablauf  dieser  Frist  und  noch 
innerhalb  eines  Monats  nach  deren  Ablauf 
kann  die  Erneuerung  auf  wieder  je  zehn 
Jahre  beantragt  werden.  Mangels  eines 
solchen  Antrages  wird  das  Zeichen  gelöscht. 
Ausserdem  erfolgt  die  Löschung  auch  dann, 


wenn  das  Zeichen  aus  öffentlichrechtlichen 
Gründen,  namentlich  also  deshalb,  weil  es 
Freizeichen  war,  nicht  hätte  eingetragen 
werden  dürfen. 

Im  Wege  der  Klage  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  kann  die  Löschung  erzwungen 
worden  durch  den  Inhaber  eines  früher  an- 
gemeldeten identischen  Zeichens.  Der  Fall 
wird  namentlich  dann  praktisch  werden, 
wenn  die  Identität  bei  der  Vorprüfung 
übersehen  oder  als  nicht  vorhanden  ange- 
nommen worden  ist.  Sodann  kann  jeder 
Dritte  bei  Gericht  auf  [/»schling  klagen, 
wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu  dem  das 
Zeichen  gehört,  von  dessen  Inhaber  aufge- 
geben  ist  oder  wenn  durch  die  Veränderung 
der  t hatsächlichen  Verhältnisse  das  Zeichen 
einen  wahrheitswidrigen  und  irreführenden 
Charakter  angenommen  hat. 

Eingetragene  Zeichen  können  unter 
Lebenden  und  von  Todes  wegen  auf  andere 
übertragen  werden,  jedoch  nur  in  Verbin- 
dung mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  dem 
das  Zeichen  gehört.  Der  Rechtsnachfolger 
ist  gehalten,  den  Uebergang  des  Rechts  in 
der  Rolle  verzeichnen  zu  lassen , da  er 
andernfalls  sein  Recht  nicht  geltend  machen 
kann. 

An  Gebühren  sind  Itei  der  ersten  An- 
meldung 30  Mark  zu  entrichten,  wovon 
; 20  Mark  zurüekerstattet  werden,  wenn  die 
| Anmeldung  nicht  zum  Ziele  führt.  Im 
j übrigen  wird  für  die  jedesmalige  Erneuerung 
! der  Anmeldung  und  im  Fall  einer  amtlichen 
Erinnerung  nach  Ablauf  der  zehnjährigen 
Frist  eine  Gebühr  von  je  B»  Mark  erholten. 
Bei  Einlegung  einer  Beschwerde  sind  20  Mark 
zu  zahlen. 

Alle  Eintragungen,  Umschreibungen  und 
Löschungen  werden  im  Reichsanzeiger  und 
zwar  in  einer  Beilage  .desselben,  welche 
auch  gesondert  unter  dem  Namen  Central- 
handelsregister ausgogeben  wird,  sodann  in 
einem  monatlich  erscheinenden  Organ  des 
Patentamts,  dem  Warenzeiehenblatt,  in  über- 
sichtlicher Form  und  nach  Warenklassen 
veröffentlicht.  Eine  umfassende  Zusammen- 
stellung aller  vorhandenen  Zeichen  ist  bisher 
nicht  veranstaltet  worden. 

Die  Entscheidungen  des  Patentamts  in 
Zeichensachen  erfolgen  nach  den  für  Patent- 
angelegenheiten geltenden  Vorschriften  durch 
Vorbescheid  und  Beschluss.  Abweisende 
Beschlüsse  können  innerhalb  eines  Monats 
nach  der  Zustellung  mit  dem  Rechtsmittel 
[der  Beschwerde  angefochten  werden;  die 
Entscheidung  steht  alsdann  der  Bcsehwerde- 
abteilung  I des  Patentamts  zu,  der  auch  die 
Erstattung  von  Obergutachten  in  bürger- 
, liehen  Rechtsstreit igkeiten  obliegt. 

5.  Materielles  Zeichenrecht.  Der 
| Formalakt  der  Eintragung  begründet  das 
| Zeichenrccht : er  äussert  seine  Wirksamkeit 
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auch  dann,  wenn  die  Eintragung  hätte  ver- 
sagt werden  müssen.  Die  Thatsache  der 
Benutzung  oder  der  früheren  Benutzung 
eines  Zeichens  gewährt  — abweichend  von 
einzelnen  ausländischen  Gesetzgebungen  — 
weder  einen  Anspruch  auf  Schutz  noch  be- 
freit sie  den  früheren  Benutzer  von  der 
Wirkung  der  für  einen  anderen  erfolgten 
Eintragung.  Der  Klage  wogen  Verletzung 
eines  Zeichenrechts  kann  also  der  Einwand, 
dass  das  Zeichen  zu  Unrecht  eingetragen 
sei,  dass  es  einem  Dritten  zustehe  oder 
dass  es  vor  der  Eintragung  anderweitig  be- 
uutzt  sei,  nicht  entgegengehalten  worden. 
Können  diese  Grundsätze,  namentlich  soweit 
sie  das  im  Patentwesen  anerkannte  Hecht 
des  Vorbenutzers  ausschliesscn,  auch  unter 
Umständen  zu  Härten  führen,  so  fördern  sie 
doch  die  Sicherheit  und  Präcision  desZeiohen- 
schutzes. 

Der  Eingetragene  ist  allein  befugt.  Waren 
der  angemeldeten  Art  oder  deren  Auf- 
machung mit  dem  Zeichen  zu  versehen,  die 
so  Gezeichneten  Waren  in  Verkehr  zu  setzen 
sowie  auf  geschäftlichen  Ankündigungen 
idler  Alt  das  Zeichen  anzubringen.  Ausser- 
halb des  Bereichs  der  angemefdeten  Waren 
kann  das  Zeichen  auch  von  anderen  benutzt 
werden:  ebenso  ist  eine  Benutzung  des 
Zeichenbildes  statthaft,  die  nicht  auf  dem 
Gebiete  der  Warenbezeichnung  hegt.  Das 
Hecht  dos  Inverkehrsetzens  ist  nicht  auf  das 
Reichsgebiet  beschränkt;  auch  wer  im  Aus- 
lande das  Zeichen  unbefugt  benutzt,  kann, 
soweit  hier  nicht  ein  konkurrierender  Schutz 
begründet  ist,  im  Inlande  zur  Verantwortung 
gezogen  werden.  Das  Zeichenrecht  umfasst 
auch  geringfügige,  den  Gesamteindruck  im 
Verkehr  nicht  wesentlich  beeinflussende  Ab- 
änderungen in  der  Wiedergabe  des  Zeichen- 
bildes; dieser  Grundsatz  hat  in  § 20  des 
G.  v.  12.  Mai  1894  eine  Fassung  gefunden, 
welche  schärfer  als  früher  und  zwar  für 
das  {latentamtliche  Vorprüfungsverfahren 
wie  auch  für  gerichtliche  Straf-  und  Ent- 
schädigungsprozesse zum  Ausdruck  bringt, 
dass  «lie  Frage  der  Uebereinstimmung  und 
Aehnlichkeit  zweier  Zeichen  vom  Stand- 
punkte ihrer  Ver Wechsel uugsfähigkeit  im 
Verkehr  aus  geprüft  werden  soll. 

Das  dein  Eingetragenen  zustehendc  aus- 
schliessliche Benutzungsrecht  findet  seine 
Schranke  in  der  natürlichen  Befugnis  jedes 
Gewerbetreibenden,  seine  Namen,  seine 
Firma,  seine  Wohnung  sowie  Angaben  über 
All,  Beschaffenheit  etc.  von  Waren  im  ge- 
schäftlichen Verkehr  beliebig  zu  verwenden. 
Besonders  den  Wortzeichen  gegenüber  ist 
diese  Einschränkung  von  Bedeutung.  All- 
gemeine Gualitäts-,  Preis-Herkunftsbezeich- 
nungen  sind  zwar  an  sich  von  der  Eintra- 
gung ausgeschlossen:  sind  sie  aber  gleich- 
wohl eingetragen  worden,  was  in  der  Praxis 


leicht  vorkommt,  so  soll  nichtsdestoweniger 
die  Freiheit  des  Verkehrs  gewahrt  bleiben, 
so  dass  abweichend  von  dem  Grundsatz  der 
formalen  Rechtskraft  der  Eintragung  der 
wegen  Benutzung  in  Anspruch  Genommene 
einredeweise  den  allgemeinen  Gebrauch  dos 
Zeichens  für  sich  geltend  machen  kann. 

G.  Klagen.  Entschädigungen.  Strafen. 
Die  Klag«*  auf  Löschung  eines  Zeichens 
ist  oben  (sub  4)  erörtert  worden.  Die 
Verletzung  des  auf  der  Eintragung  eines 
Zeichens  beruhenden  Rechtes  sowie  der  un- 
befugte Gebrauch  von  Namen  oder  Firma 
eines  anderen  zur  Warenbezeichnung  be- 
gründet eine  civil-  und  strafrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit. Zunächst  kann  der  Ge- 
schädigte im  Wege  einer  Feststellungsklage 
die  Anerkennung  seines  ausschliesslichen 
Rechtes  sowie  ein  Verbot  fernerer  Zuwider- 
handlungen beanspruchen.  Es  steht  ihm 
ausserdem  eine  Klage  auf  Entschädigung  zu, 
wenn  die  Verletzung  wissentlich  oder  aus 
grober  Fahrlässigkeit  erfolgt  ist.  Bei  wissent- 
licher Verletzung  tritt  auf  Antrag,  dessen 
Zurücknahme  zulässig  ist,  auch  eine  krimi- 
nelle Bestrafung  (Geldstrafe  von  lütt  bis 
5000  Mark  oder  Gefängnis  bis  zu  G Monaten) 
ein;  in  Verbindung  mit  dem  Strafverfahren 
kann  an  Stelle  jeder  Entschädigung  neben 
der  Strafe  auf  eine  Busse  bis  zum  Betrage 
von  looOo  Mark  erkannt  werden.  Bei  jeder 
Verurteilung  ist  die  Beseitigung  der  wider- 
rechtlichen Kennzeichnung , gegebenenfalls 
die  Vernichtung  der  damit  versehenen  Gegen- 
stände anzuordnen ; im  Strafverfahren  ist 
endlich  dem  Verletzten  die  Befugnis  zur 
Veröffentlichung  des  Urteils  zuzusprechen. 

7.  Warenaufmachung  und  örtliche 
l’rsprnngsangaben.  Unabhängig  von  der 
Eintragung  der  Warenzeichen  und  in  dieser 
Beziehung  iil>er  den  Rahmen  eines  Zeichen- 
gesetzes hinausgehend  hat  das  Gesetz  vom 
12.  Mai  1894  noch  für  die  äussere  Form,  in 
welcher  Waren  oder  deren  Verpackung  dem 
Verkehr  übergehen  zu  worden  pflegen,  und 
für  die  Bezeichnung  des  Herkunftsortes 
einen  Rechtsschutz  geschaffen.  Die  Voraus- 
setzung für  den  Schutz  einer  Aufmachung*- 
oder  Verpackungsform  liegt  darin . dass 
letztere  in  den  beteiligteu  Verkehrskreisen 
iüs  Kennzeichen  der  Erzeugnisse  eines  be- 
stimmten Gewerbetreibenden  bekannt  und 
anerkannt  sein  muss.  Alsdann  macht  sich 
derjenige,  welcher  diese  Form  zum  Zweck 
der  Täuschung  unbefugt  im  Verkehr  !>e- 
nutzt,  entschädigungspflichtig  und  strafbar. 
Die  schutzfähigen  Formen  können  sehr  ver- 
schiedenartig sein;  sie  können  einem  prak- 
tischen oder  einem  ästhetischen  Zwecke 
dienen,  sie  können  auch  als  Warenzeichen 
eintragungsfähig  sein.  In  letzterem  Fall 
versagt  der  Schutz,  sobald  die  Eintragung 
für  einen  anderen  erfolgt. 
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Der  Schutz  der  Ursprungsangaben  soll 1 
ler  Täuschung  des  Publikums  über  den 
'zett^rungs-  oderllandelsort  entgegenwirken. ! 
s ist  untersagt,  Waren  fälschlicherweise  j 
ld  zu  dem  Zweck,  über  Beschaffen  heit  und  { 
rert  einen  Irrtum  zu  erregen,  mit  dein 
amen  oder  Wappen  eines  Orts,  eines  Ge- 
iein<lo-  oder  weiteren  Kommunalverbandes 
v\  versehen  und  so  bezeichnete  Waren  in  i 
'erkelir  zu  bringen.  Die  Verwendung  von 
og.  Oattungsnamen,  d.  h.  Namen,  welche 
i«/h  zwar  äusserlich  als  Herkunftsangaben 
larstellen,  in  Wirklichkeit  aber  bestimmt 
.ind,  weniger  die  Herkunft  als  die  allge- 
meine Natur  einer  Ware  zu  bezeichnen  (z.  B. 
tlavanna — Madeira)  wird  durch  das  Ver- 
bot nicht  betroffen,  ebensowenig  die  Ver- 
wendung von  Ländernamen,  da  letztere  der 
Kegel  nach  unter  den  Begriff  von  Gattungs- 1 
namen  fallen. 

Zi  i widerhand  hingen  werden  — und  zwar 1 
l»ei  Warenaufmachungen  auf  Antrag  des 
Verletzten,  bei  Herkunftsangaben  unabhängig  j 
von  einem  solchen  — mit  Geldstrafe  oder 
mit  Gefängnis  geahndet. 

Die  beiden  hier  fraglichen  Bestimmungen 
greifen  auf  das  Gebiet  der  Bekämpfung  des , 
unlauteren  Wettbewerbs  über.  Bei  ihrer j 
Beratung  im  Reichstage  wurde  daher  die 
Notwendigkeit  betont,  dem  unlauteren  Wett- I 
bewerb  allgemein,  d.  h.  auch  insoweit  er 
sich  in  anderen  Formen  als  in  der  fälsch- 
lichen Bezeichnung  von  Waren  äusserte,  ge- 
setzgeberisch entgegenzuwirken.  Dieser  An- 
regung verdankt  das  G.  v.  27.  Mai  1896 
seine  Entstehung. 

8.  Beziehungen  zum  Anslande.  Der 

Schutz  des  Warenbezeichnungsgesetzes  ist 
grundsätzlich  auf  diejenigen  Personen  be-  [ 
schränkt,  welche  — gleichgültig  ob  als  An- 
gehörige des  Reichs  oder  eines  auswärtigen  j 
Staates  — im  Inlande  eine  Niederlassung 
besitzen.  Im  Auslande  ansässige  Gewerbe- 
treibende, selbst  wenn  sie  Reichsangehörige 
sind,  haben  für  ihre  Warenbezeichnungen 
(einschliesslich  Namen  und  Firmen)  nur  unter 
der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  eine 
Anwartschaft  auf  Schutz.  Die  Gegenseitig- 
keit wird  durch  eine  Bekanntmachung  im 
Reichsgesetzblatt  des  Inhalts  festgestellt,  j 
dass  in  dem  betreffenden  Staate  deutsche ! 
Warenbezeichnungen  den  inländischen  gleich 
behandelt  werden : hierbei  ist  es  nicht  un- 
bedingt notwendig,  dass  der  Schutz  des; 
Auslandes  dem  des  Inlandes  in  allen  Be- ; 
Ziehungen  gleich  sei. 

Derartige  Bekanntmachungen  sind  er- 
gangen und  stehen  in  Geltung  für:  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Belgien,  | 
Brasilien,  Bulgarien,  Dänemark,  Frankreich, 
Griechenland,  Grossbritannien.  Italien,  Japan, 
Luxemburg,  Mexico,  Niederlande,  Oesterreich- 


Ungarn,  Rumänien,  Russland,  Schweden  und 
Norwegen,  Schweiz,  Serbien,  Venezuela. 

Mit  der  Mehrzahl  dieser  Staaten  sind 
Vereinbarungen  des  Inhaltes  geschlossen, 
dass  hinsichtlich  der  Warenbezeichnung  und 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken  die  beider- 
seitigen Angehörigen  den  gleichen  Schutz 
wie  die  Inländer  geniessen  sollen,  dass  je- 
doch zu  diesem  Beliufe  die  Angehörigen 
jedes  Landes  in  dem  anderen  Lande  die 
durch  Gesetz  oder  Verordnung  dort  vorge- 
schriebenen Bedingungen  und  Förmlichkeiten 
zu  erfüllen  haben.  Vereinbarungen  dieses 
programmatischen  Inhalts  haben  sich  jedoch 
nicht  überall  als  ausreichend  erwiesen,  um 
auf  dem  Gebiete  des  Markeurechts  wie  auf 
dem  des  Patent-  und  Musterrechts  die  aus 
der  Verschiedenheit  der  nationalen  Gesetz- 
gebungen resultierenden  Schwierigkeiten  bei 
Nachsuclnmg  des  Schutzes  in  mehreren 
I .ändern  zu  beheben.  Deutschland  hat  da- 
her in  Verträgen  mit  Oesterreich- Ungarn, 
Italien,  der  Schweiz  und  Serbien  eine  sicherere 
Ausgestaltung  des  internationalen  Rechts- 
schutzes angebahnt.  Neben  der  principiellen 
Gleichstellung  der  beiderseitigen  Staatsan- 
gehörigen ist  hierin  den  Marken,  welche  in 
dem  einen  Lande  angemeldet  sind,  behufs 
Anmeldung  in  dem  anderen  Lande  ein 
Prioritätsrecht  für  die  Dauer  von  3 Monaten 
dergestalt  eingeräumt,  dass  die  Anmeldung 
in  dem  anderen  Lande  so  angesehen  und 
behandelt  werden  soll,  als  ob  sie  am  Tage 
der  Anmeldung  in  dem  Urspruugslande  ge- 
schehen wäre.  Ausserdem  ist  vereinbart, 
dass  die  in  dem  einen  Lande  eingetragenen 
Marken  in  dem  anderen  Lande  nicht  aus 
dem  Grunde  zurückgewiesen  werden  dürfen, 
weil  die  Marke  nach  ihrer  äusseren  Gestal- 
tung den  hier  geltenden  Vorschriften  nicht 
entspricht. 

Nach  den  in  jüngster  Zeit  im  Reichstage 
von  der  Regierung  abgegebenen  Erklärungen 
wird  gegenwärtig  (Juni  1900)  über  den  Bei- 
tritt des  Reichs  zur  internationalen  Union 
verhandelt,  welche  — zu  Paris  im  Jahre 
1883  abgesclilossen  — die  gegenseitigen 
Beziehungen  einer  grösseren  Anzahl  von 
Staaten  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen 
Rechtsschutzes  einheitlich  regelt. 

Ausländische  Warenzeichen  werden  bei 
uns  nur  dann,  wenn  sie  im  Heimatstaate 
augemeldet  und  geschützt  sind,  und  unter 
den  vom  deutschen  Gesetz  aufgestollten  Be- 
dingungen, also  auf  Grund  der  Vorprüfung 
zur  Eintragung  zugelassen.  Die  Dauer  des 
Schutzes  ist  alsdann  von  der  Dauer  des 
Schutzes  im  Auslande  unabhängig.  Der 
Anspruch  auf  Schutz  und  das  durch  die 
Eintragung  begründete  Recht  kann  jedoch 
nur  durch  einen  inländischen  Vertreter  gel- 
tend gemacht  werden.  Insoweit  diese  Ver- 
treter sich  berufsmässig  mit  der  Wahrneh- 
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mutig  fremder  Interessen  auf  dem  Gebiete 
dos  Patent-Gebrauchsmuster-  und  Zoichen- 
wosons  lieschäftigen . unterliegen  sie  im 
Verkehr  mit  dem  Patentamt  den  Bestim- 
mungen des  am  1.  OktolH'r  HMki  in  Kraft 
getretenen  0.  v,  21.  Mai  19oO  fll>er  die  Pa- 
tentanwälte. — Die  deutschen  Kolonieen 
und  Consulargerichtsliezirke  gelten  im  Sinne 
des  Waronbezeichnungsg.-setzes  nicht  als 
Ausland. 

Provenienzen  des  Auslandes,  welche 
widerrechtlich  mit  einer  durch  das  deutsche 
Gesetz  geschützten  Bezeichnung  versehen 
sind,  werden  auf  Antrag  des  Verletzten  und 
gegen  Sicherheitsleistung  beim  Grenziiber- 
gange  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden 
lieschlagnahmt  und  eingezogen.  — Im  übri- 
gen ist  dein  Bumlesrat  ein  Vergelt ungsrecht 
denjenigen  Staaten  gegonül>er  Vorbehalten, 
welche  deutsche  Provenienzen  hinsichtlich 
der  Warenbezeichnung  erschwerenden  Vor- 
schriften unterwerfen.  Bisher  ist  von  die- 
sem liecht  noch  nicht  Gebrauch  gemacht 
worden. 

9.  Statistik.  Die  Zahl  der  Anmeldun- 
gen zur  Zeichenrolle  beträgt  unter  der  Herr- 
schaft  des  G.  v.  P2.  Mai  1894  jährlicli  etwa 
10  • M M l ; hiervon  gelangen  durchschnittlich 
zwei  Drittel  zur  Eintragung.  Am  stärksten 
beteiligt  ist  die  Industrie  der  Nahnntgs- 
uud  Genussmittel  und  die  chemische  In- 
dustrie. Auf  Wortzeichen  entfällt  mehr  als 
ein  Drittel  aller  Eintragungen.  Die  Zahl 
der  Lösehungon  ist  im  Verhältnis  gering. 

10.  Gesetzgebung  einzelner  auswär- 
tiger Industriestaaten,  a)  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika.  Die  Gesetz- 
gebung auf  dem  Gebiete  des  Markenrechts 
ist  nicht  Bundessache,  sondern  Sache  der 
Kinzelstaaten.  Das  Bundosgesetz  vom  3.  März 
1881  regelt  nur  die  rechtlichen  Beziehungen 
derjenigen  Marken,  welche  für  den  Handel 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  einerseits 
und  auswärtigen  Staaten  und  Indianerterri- 
torien andererseits  bestimmt  sind.  Derartige 
Marken  sind  mit  einer  Bezeichnung  des 
Namens,  Domizils,  der  Staatsangehörigkeit 
des  Anmelders,  mit  einer  Beschreibung  und 
Abbildung  des  Zeichens,  mit  einer  Angabe 
ül>er  Art  und  Zeitdauer  des  Gebrauchs  und 
mit  einer  Erklärung  über  das  dem  Anmelder 
zustehende  ausschliessliche  Benutzungsrecht 
bei  dem  Patentamte  einzureichen  und  unter- 
liegen daselbst  einer  Vorprüfung,  welche 
sich  auf  die  Neuheit  des  Zeichens,  auf  die 
Priorität  seiner  Anmeldung  und  auf  das 
Eigentumsrecht  des  Anmelders  zu  erstrecken 
hat.  lieber  die  Registrierung  angenommener 
Marken  werden  Bescheinigungen  ausgestellt, 
welche  einen  prima-faeie- Beweis  für  das 
Eigentumsrecht  begründen.  Giltigkeitsdauer 
30  Jahre ; Erneuerung  ist  zulässig.  Gebühr 
für  die  erste  Anmeldung  und  für  jede  Er- 


neuerung 25  $.  Ausführungs-Reglement  vom 
1.  November  1898. 

bl  Frankreich.  Nach  den  GO.  v.  23. 
Juni  1857  und  v.  3.  Mai  1 stM>  werden  als 
Marken  zugelasscn  Namen,  Sinnbilder. 
Stempel,  Siegel.  Buchstaben,  Namenszüge. 
Umhüllungen  und  sonstige  Zeichen.  Um 
das  ausschliessliche  Eigentumsrecht  an  der 
Marke  zu  begründen,  bedarf  es  der  Hinter- 
legung von  drei  Exemplaren  der  Marke  so- 
wie eines  Clichös  im  Biueau  des  örtlich 
zuständigen  Handelsgerichts.  Ausländer  de- 
ponieren hoi  dem  Handelsgerichte  des  Seine- 
departements. Giltigkeitsdauer  15  Jahre, 
Erneuerung  zulässig.  Gebühr  1 Franc. 
Waren,  welche  das  Zeieheu  oder  den  Namen 
eines  französischen  Fabrikanten  oder  den 
Namen  oder  die  Ortsliezeichnung  einer 
französischen  Fabrik  tragen . dürfen  bei 
Strafe  der  Beschlagnahme  nicht  ein-  oder 
durehgefiihrt  werden.  Ausführung« -Vor- 
schriften vom  4.  März  1887  uud  27.  Februar 
1891. 

e)  Grossbritannien.  Das  durch  ein 
späteres  G.  v.  24.  Dvzemlier  lsss  teilweise 
amendiertc  G.  v.  25.  August  1883,  welches 
auch  das  Patent-  und  Musterwesen  umfasst, 
lässt  als  Warenzeichen  zu  den  Namen  oder 
die  Firma,  den  Namcnszug  oder  das  Fak- 
simile. figürliche  Zeichen,  frei  erfundene 
Worte  und  solche  Worte,  welche  zu  dem 
Charakter  oder  der  Art  der  Waren  ausser 
Beziehung  stehen.  Geographische  Namen 
und  allgemein  gcbrämldiche  Zeichen  sind 
ausgeschlossen.  Die  Verwaltung  des  Marken- 
wesens ist  dem  Patentamte  übertragen, 
welches  die  Anmeldungen  einer  formellen 
Vorprüfung  unterzieht  und,  sofern  sieh  hier- 
bei kein  Bedenken  ergieht,  veröffentlicht 
Innerhalb  einer  eimnonatlichen  Frist  kann 
jedermann  gegen  die  Eintragung  Einspruch 
erheben,  auch  ohne  einen  solchen  ist  das 
angemeldete  Zeichen  auf  seine  Neuheit  und 
Eigentümlichkeit  von  der  Behörde  zu  prüfen. 
Die  Eintragung  in  das  Register  begründet 
zunächst  einen  prima-faeie- Be  weis,  nach 
Ablauf  von  fünf  Jahren  jedoch  einen  voll- 
ständigen Beweis  für  das  Recht  an  der 
Marke.  Die  Giltigkeitsdauer  eines  einge- 
tragenen Zeichens  ist  14  Jahre;  Erneuerung 
ist  zulässig.  Die  Eintragungsgebühr  wird 
von  Zeit  zu  Zeit  durch  das  Handelsamt  fest- 
gesetzt. Ausführungs-Reglement  vom  31. 
Dezember  1889.  Neben  dem  Gesetz  von 
1883  ist  durch  ein  G.  v.  23.  August  1887 
(Merchandise  Marks  Act)  ein  weitgehendes 
Verbot  der  Verwendung  falscher  Handels- 
bezeichnungen erlassen.  Einer  Uebertretung 
dieses  Gesetzes  macht  sich  schuldig,  wer  in 
Bezug  auf  Anzahl,  Mass,  Gewicht.  Ursprung 
von  Waren,  auf  die  Art  ihrer  Herstellung 
und  ihrer  Bestandteile  unrichtige  Angaben 
macht  oder  gefälschte  oder  nachgemachte 
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Handelsmarken  benutzt.  Für  den  Export- 1 
verkehr  nach  Grossbritannien  ist  namentlich  I 
zu  beachten,  dass  eine  falsche  Handelsbe- 
zeichnung schon  dann  als  vorliegend  be- 
trachtet wird,  wenn  zu  Bezeichnungen  auf 
der  Ware  oder  ihrer  Umhüllung  eine  andere 
Sprache  als  diejenige  des  Ursprungslandes 
verwendet  wird,  ohne  dass  das  wirkliche 
Ursprungsland  ausdrücklich  und  in  gleich 
auffälliger  Weise  auf  der  Ware  oder  ihrer 
Umhüllung  angegeben  ist  (made  inGermany). 
Ebenso  gilt  es  als  Verstoss  gegen  das  Ge- 
setz. wenn  eine  Ware  ausländischen  Ur- 
sprungs mit  einem  Namen  oder  einer  Han- 
delsmarke in  einer  Weise  versehen  ist. 
welche  zu  einer  Verwechselung  mit  dem 
Namen  oder  der  Handelsmarke  englischer 
Fabrikanten  oder  Kaufleute  Anlass  geben 
kann. 

Waren  mit  einer  falschen  Handelsbezeich- 
nung im  Sinne  dieser  Vorschriften  unterlie- 
gen der  Beschlagnahme. 

d)  Italien.  Nach  dem  G.  v.  30.  August 
1868  muss  jede  Marke  von  den  Markeu 
anderer  sich  unterscheiden  und  den  Ur- 
sprungsort, die  Fabrik  oder  den  Handelsbe- 
trieb, aus  dem  die  Ware  stammt,  genau  be- 
zeichnen. Anmeldung  bei  einer  Präfektur 
des  Königreichs  unter  gleichzeitiger  Vor- 
legung zweier  Exemplare  der  Marke,  einer 
Beschreibung  in  doppelter  Ausfertigung, 
einer  Erklärung,  worin  die  unter  den  Schutz 
der  Marke  zu  stellenden  Warengattungen 
angegeben  sind,  sowie  einer  Quittung  iil*er 
die  Einzahlung  einer  Gebühr  von  40  Lire 
an  den  Ortssteuereinnehmer.  .Ergiebt  sich 
bei  Prüfung  dieser  Formalien  kein  Anstand, 
so  wird  die  Anmeldung  dem  Ministerium 
für  Ackerbau  uud  Handel  übermittelt, 
welches  die  Marke  in  das  Register  eint  rügt 
und  zur  Kenntnis  des  Publikums  bringt.  Die 
Giltigkeitsdauer  der  Marke  ist  nicht  bc- 


Beschaffeuheit,  Preis,  Menge  etc.  der  Ware 
enthalten. 

Die  Marken  sind  in  vier  Exemplaren  bei 
der  örtlich  zuständigen  Handels-  und  Ge- 
werbekammer  (für  Ausländer  bei  der  Han- 
dels- und  Gewerbekammer  in  Wien)  einzu- 
reichen; auch  ist  die  Angabe  der  Waren- 
gattungen sowie  die  Vorlage  eines  Cliches 
erforderlich.  Die  Anmeldung  wird  an  das 
Handelsministerium  weiterbefördert,  welches 
im  Falle  der  Kollisiou  der  Anmeldung  mit 
älteren  Marken  den  beiden  Beteiligten  einen 
aus  prealable  zugehen  lässt.  Die  Registrie- 
rung erfolgt  bei  der  Handels-  uud  Gewerbe- 
kammer und  in  dem  Centralregister  des 
Handelsministeriums.  Gebühr  5 Gulden  für 
die  erste  Anmeldung  und  für  die  von  zehn 
zu  zehn  Jahren  zu  bewirkende  Erneuerung. 
Die  Entscheidung  über  das  ausschliessliche 
Gebrauchsrecht  an  einer  Marke,  über  die 
Priorität  und  Uebertragung  dieses  Rechts 
sowie  über  die  Frage,  ob  eine  Marke  von 
einem  Dritten  für  andere  Warengattungen 
benutzt  werden  darf,  steht  ausschliesslich 
dem  Handelsminister  zu. 

Litteratur:  Köhler , Rn-Iu  de»  Urheberschutzes. 

— Dande,  Lehrbuch  des gewerblichen 

Urheberrechte s.  — Kommentare  zu  dem  R.O.  r. 
SO.  XI.  18? 4 ro»i  Landgraf,  Endetnann, 
Meiers.  Da  eldsohn. — Bearbeitungen  des  R.G. 
v.  12.  I*.  18!* 4 von  Allfetd,  Meves,  Rhen  las, 
Sch  nt  Id,  Seltgsohn,  — Zeitschriften:  (Amt- 
liches) Blatl  für  Patent-,  Muster-  und  Zeichen- 
wesen,  Gewerblicher  Rechtsschutz  und  Urheber- 
recht, Archiv  für  gewerbliche  Rechtspflege,  Im 
proprietc  i ndustrieUe. 

* Hauss. 


Markgenossenschaft. 


1.  Aeussere  Geschichte, 
schichte. 


2.  Innere  Ge- 


schränkt. 

Das  Gesetz  verbietet,  den  Namen  oder 
die  Firma,  das  Gescliüftswappon,  das  Han- 
delsemblem, die  Benennung  oder  den  Titel 
eines  anderen  zur  Warenbezeichnung  zu  ver- 
wenden oder  an  Verkaufsläden.  Zeichnungen 
oder  Kunstwerken  anzubringen.  Ausfüh- 
rungs-Verordnung vom  7.  Februar  1869. 

e)  Oesterreich.  Das  G.  v.  6.  Januar 
1890  schliesst  diejenigen  Marken  von  der 
Registrierung  aus,  welche  ausschliesslich 
Bildnisse  von  Mitgliedern  der  Kaiserlichen 
Familie  enthalten,  welche  bloss  in  Wappen, 
Zahlen  oder  Buchstaben  bestehen,  welche 
allgemein  gebräuchlich  sind  oder  Angaben 
ordnungswidrigen  oder  trügerischen  Inhalts 
zeigen,  ln  Abänderung  dieser  Vorschriften 
sind  durch  ein  G.  v.  80.  Juni  1895  Worte 
als  Warenzeichen  insoweit  zugelassen,  als 
sie  nicht  ausschliesslich  Angaben  über  Art, 


Ueber  die  Markgenossenschaft  ist  bereits  in 
dem  Art.A  1 1 m e n d c ii  (von  Bücher) oben  Bd.  1 
S.  235ff.  das  wichtigste,  namentlich  vom  sozial- 
politischen Standpunkte  aus,  bemerkt  worden, 
weshalb  hier  nur  Nachträge  zu  liefern  sind. 
Auch  hinsichtlich  der  Erklärung  des  Begriffes 
Markgenossenschaft  ist  auf  jenen  Artikel  zu 
verweisen,  da  die  »gemeine  Mark«,  von  der 
die  Markgenossenschaft  ihren  Namen  hat, 
nur  ein  anderer  Ausdruck  für  »Allmende«  ist. 

1.  Aeussere  Geschichte.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  Mittelalters,  d.  h.  in  der  Zeit, 
aus  welcher  zuerst  nähere  Nachrichten  über 
die  Markgenossenschaften  vorliegen, bemerken 
wir,  dass  meistens  eine  Mehrzahl  von  Dörfern 
an  einer  gemeinen  Mark  (dem  betreffenden 
Wald-,  Weide-.  Heideland,  Sumpf,  Moor,  den 
gemeinen  Gewässern)  beteiligt  ist.  Wohl 
haben  auch  die  Dörfer  je  für  sich  regel- 
mässig ein  im  Gemeineigentum  stehendes 
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Areal.  Aber  die  gemeinen  Marken  von 
grösserer  Ausdehnung,  wie  namentlich  die 
grossen  Waldungen  und  Haiden,  stehen  doch 
weit  überwiegend  im  Eigentum  nicht  der 
Gemeinschaft  eines  einzelnen  Dorfes,  sondern 
mehrerer  Dörfer.  Die  Entstehung  dieses 
Verhältnisses  ist  auf  verschiedene  Weise 
erklärt  worden.  Die  sog.  l'rdorftheorie  greift 
aus  den  mehreren  Dörfern  eines  heraus,  um 
es  für  das  Ur-  oder  Mutterdorf  zu  erklären 
und  von  ihm  aus  die  anderen  hervorgehen 
zu  lassen.  Gewiss  wird  die  Gemeinsamkeit 
der  Allmende  bei  manchen  Dörfern  diesen 
Ursprung  haben.  Indessen  braucht  zunächst 
die  Anlage  eines  neuen  Dorfes  nicht  immer 
von  einem  schon  in  der  .Mark  vorhandenen 
Dorfe  erfolgt  zu  sein,  sondern  kann  auch 
von  aussen  stattgefunden  haben.  Vor  allem 
aber  hindert  durchaus  nichts  die  Annahme, 
dass  »gleich  bei  der  Ansiedelung  mehrere 
Dorfschaften  eine  gemeinschaftliche  Mark 
behalten  haben«  (Waitz).  Neuerdings  hat 
übrigens  nach  dem  Vorgänge  des  Franzosen 
Fustel  de  Coulanges  K.  llildebrand  die 
Meinung  vertreten,  dass  eine  wirkliche  ge- 
meine Mark  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  nachweisbar  sei.  Die  Nach- 
richten aus  früherer  Zeit,  die  man  bisher 
dahin  gedeutet  habt',  bezögen  sich  tliatsäch- 
lieli  nur  auf  Nutzungsrechte  an  einem  im 
Eigentum  eines  oder  mehrerer  Grundherren 
befindlichen  Areals  oder  auf  res  nullius 
(nicht  res  communis)  u.  s.  w.  Indessen  ist 
diese  Frage  noch  nicht  genügend  geklärt. 

Die  umfangreichen  Marken  einer  Mehrzahl 
von  Gemeinden  sind  zum  grossen  Teil  bis 
in  unser  Jahrhundert  Itei  Bestand  geblieben, 
haben  jedoch  seit  dem  Mittelalter,  wie  wir 
es  an  der  Hand  der  Urkunden  verfolgen 
können,  eine  bedeutende  Einbusse  zu  Gunsten 
der  Herstellung  von  besonderen  Gemeinde- 
marken erfahren.  Wir  wissen  z.  B.  von 
Stadtgemeinden,  dass  sie  ihren  Anteil  ans 
der  bisher  mit  Landgemeinden  gemeinsam 
besessenen  Mark  herausgelöst  haben.  Die 
Gründe  solcher  Teilungen  waren  teils  öko- 
nomische, teils  politische.  Es  ist  dabei  u.  a. 
das  unten  zu  erwähnende  Eingreifen  dei 
lindes-  und  Grundherren  von  Wichtigkeit 
gewesen.  — Viel  ist  darüber  gestritten 
worden,  ob  die  Grenzen  der  Markgenossen- 
schaften mit  denen  der  politischen  Ver- 
bände zusammengefallen  sind.  Für  die 
spätere  Zeit  kann,  bei  der  grossen  staat- 
lichen Zersplitterung  Deutschlands,  schlecht- 
hin nicht  wohl  davon  die  Bede  sein. 
Bei  der  ersten  Ansiedelung  dagegen  mögen 
die  Grenzen  eines  ökonomischen  Bezirkes 
zugleich  für  deu  politischen  verwendet 
worden  sein , und  oft.  mag  man  auch 
s|«iter  die  Grenzen  einer  Mark  bei  der  Her- 
stellung eines  [xditischen  Verbandes  benutzt 
haben.  Jedenfalls  aber  ist  die  Markgenossen- 


schaft als  solche  im  Mittelalter  nicht  Glied 
des  Staates ; ihre  Verfassung  ist  Verfassung 
nur  kraft  Korporationsrechts,  nicht  kraft 
Staatsrechts. 

Soweit  die  Mark  Dorfmark  ist,  giebt  es 
keine  besondere  Organisation  der  Markge- 
nossenschaft. Hingegen  sind  in  den  grossen 
Marken,  an  denen  eine  Mehrzahl  von  Ge- 
meinden berechtigt  ist,  Beamtentum  und 
Gericht  von  denen  des  Dorfes  getrennt.  An 
der  Spitze  der  Markverwaltung  steht  der 
>ol  »erste  Märker«,  »Holzgraf«.  Ihm  sind 
niedere  Beamte  untergeben,  namentlich  solche 
für  den  Schutz  des  Waldes  (während  die 
Hirten  regelmässig  Gemeindebeamte,  nicht 
mark  genossenschaftliche  gewesen  zu  sein 
scheinen).  Ein  Ausschuss  tritt  dem  obersten 
Märker  erst  sjiäter  und  nicht  in  allen  Marken 
an  die  Seite.  Das  unter  dem  Vorsitz  des 
obersten  Märkers  tagende  »Märkerding«, 
Hlolzding«  urteilt  über  Markfrcvel. 

Die  ältesten  Markgenossenschaften  sind 
zweifellos  vollkommen  autonom  gewesen. 
Doch  sind  wohl  nicht  alle  von  Anfang  an 
autonom  gewesen,  indem  auch  durch  Grund- 
herren Markgenossenschaften  gegründet  wer- 
den konnten.  Im  I^aufe  der  Zeit  al»er  ist 
ltei  allen  oder  fast  allen  die  Autonomie  ein- 
geschränkt worden.  Ein  in  der  Mark  an- 
gesessener Grundherr  (oder  mehrere  zugleich) 
wusste  sich  verwaltenden  Einfluss  zu  ver- 
schaffen, die  Stellung  des  obersten  Märkers 
zu  erlangen,  einen  Anspruch  auf  grösseren 
Anteil  au  der  Marknutzung  zu  gewinnen. 
Es  kam  auf  diese  Weise  dahin,  dass  das 
Amt  des  Vorstehers  an  einem  Fronhofe 
haftete.  Jirristisch  ist  die  Stellung  eines 
solchen  Grundherrn  schwer  zu  bestimmen. 
Man  pflegt  ihn.  weil  andererseits  die  übrigen 
Markgenossen  ihr  selbständiges  Anrecht  auf 
die  Mark  durchaus  nicht  verloren,  mit  dem 
(juristisch  unmöglichen)  Ausdruck  Obcreigeu- 
tümer  der  Mark  (Allmendeobereigentümer) 
zu  bezeichnen.  — Während  die  Grundherren 
schon  im  Mittelalter  einen  weit  reichenden 
Einfluss  in  den  Markgenossenschaften  aus- 
üben, beginnen  seit  dem  Ende  des  Mittel- 
alters auch  die  Landesherren  in  die  Ver- 
waltung der  Marken  einzugreifen,  ein  Vor- 
gang, der  mit  der  damals  eintretenden  all- 
gemeinen Erweiterung  der  landesherrlichen 
Gewalt  zusammenhängt. 

Auflösungen  der  Markgenossenschaften 
(d.  h.  nicht  blosse  Zerlegungen  der  grossen 
Marken  in  Dorfmarken,  sondern  vollständige 
Auflösungen)  sind  bis  zum  18.  Jahrhundert 
Ausnahmen.  In  diesem  aber  setzt  eine  sehr 
lebhafte  Bewegung  zur  Beseitigung  der 
Markgenossenschaften  ein,  die  bis  in  unser 
Jahrhundert  fortdauert.  Doch  sind  nament- 
lich in  Süd-  und  Westdeutschland  noch 
Marken  in  grosser  Zahl  erhalten  geblieben, 
und  in  neuerer  Zeit  wird  die  Auflösung  von 
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Staats  wegen  eher  erschwert  als  erleichtert. 
1'eber  die  heutigen  Verhältnisse  vgl.  den  Art. 
Allmenden  a.  a.  0.  und  die  Referate  über 
die  »Bäuerlichen  Zustände  in  Deutschland« 
iu  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
j>olitik  Bd.  22  und  23  (Leipzig  1883). 

2.  Innere  Geschichte.  Für  die  inneren 
Verhältnisse  der  Markgenossenschaft,  die 
bereits  in  dem  Art.  Allmenden  eine  ein- 
gehende Würdigung  gefunden  haben,  sind 
insbesondere  zwei  Klagen  entscheidend:  1. 
Hat  der  einzelne  Berechtigte  ein  uneinge- 
schränktes Nutzungsrecht  ? 2.  Sind  alle  Ein- 
wohner der  Mark  nutzungsberechtigt  oder 
nur  bestimmte  Klassen?  Die  erste  Frage  j 
wird  für  die  älteste  Zeit  elienso  zu  bejahen 
wie  für  die  spätere  zu  verneinen  sein.  Die! 
Vermehrung  der  Ansiedelungen  und,  was  I 
damit  Zusammenhänge  das  Wachstum  der 
Bevölkerung,  ferner  die  Einforstung  von 
Markwäldern  (wodurch  sie  dem  gemeinen 
Nutzen  entzogen  wurden)  nötigten  zu  einer 
Einschränkung  des  Nutzungsrechtes.  Was! 
die  zweite  Frage  betrifft,  so  waren  ursprüng- 
lich gewiss  alle  selbständigen  Haushalte  in  j 
der  Mark  gleichberechtigt.  Seitdem  jedoch 
das  verfügbare  Ackerland  knapper  wurde, 
tauchen  (noch  im  Mittelalter)  Klassen  von  j 
minder  berechtigten  Gemeindegenossen  auf: 
Kötter,  Soldner,  Büdner,  Häusler,  welche 
sich  in  den  Jahrhunderten  der  Neuzeit  b*>- 
sfändig  vermehren.  Erst  seit  der  starken 
Zunahme  dieser  Bevölkern ngsk lassen  wird 
die  Frage  nach  der  Konstruktion  der  Mark- 
anteile brennend.  Gelöst  ist  sie  im  einzelnen 
auf  sehr  verschiedene  Weise  worden:  bald] 
ist  die  Realgemeinde,  bald  die  politische 
Gemeinde  nutzungsberechtigt,  und  dazwischen 
giebt  es  noch  Mittelstufen. 

Vgl.  auch  die  Artt.  Ansiedelung  (oben 
Bd.  1 S.  354 ff.),  Feld  gemei  nsoliaft  (Bd. 

III  8.  831  ff.),  G e in e i n h e i t s t oi  1 u n g (Bd. 

IV  S.  145 ff.),  Grundbesitz.  Geschichte 
(ebd.  S.  823 ff.),  Gutsherrschaft  (ebd.  S. 
930  ff.). 

Iiitteratur : Vgl.  die  Litleratur  in  dem  Artikel  All - 
m ende  n(oben  Bd.I S.204  05),  ferner  Endemann, 
Die  Markgenossenschaft  und  die  Landgemeinde  in 
1 lernen,  Zeit* ehr.  f.  preuss.  Gesrh.,  Jid.  VII,  Berlin 
IU 70.  — Eduard  Graf,  Die  Aufteilung  der  All- 
mend in  der  Gemeinde  Schätz  (Sepnratabdrurk  amt 
der  Zeitsehr.  f.  Schweiz.  Statistik),  Berti  1890.  — - 
Gratama,  drie  stukken  belrekkelijk  Ovrrijset- 
sehe  marken,  verklagen  en  mededeelitigen  der 
rerceniging  tot  uitgave  der  braunen  van  bet  male, 
raderlandschc  recht,  II,  S.  544  ß-  1892.  — 
liavtmunn,  Die  Angelheeker  Mark,  Mitteilungen 
des  Vereins  für  Geschirlde  ran  Osnabrück, 
Bd.  10,  Osnabrück  1891.  — Jlaun,  Bauer  und 
Gutsherr  in  Kursachsen  (10. — Ift.  Jahrhundert),  \ 
Strassburg  1892.  — Sebastian  Hausmann,  1 
Die  G runden tlastung  in  Bagern,  Strassburg  1892.  ' 
— 11.  Hildebrand,  liecht  und  Sitte  auf  den  I 
verschiedenen  wirtschaftlichen  Kulturstufen,  l.  Teil, 
Jena  1890.  — Tb.  Knapp,  Dir  Verfassung  der 


l.andarte  des  jetzigen  Oberamtes  Heilbrunn, 
Württrmbergisehe  Jahrbücher  1899,  lieft  1,  Stutt- 
gart 1899.  — Laeomblet , Die  Mark-  und 
Waldgenasscnschaßen  (am  Siederrhein),  Archiv 
für  die  Geschichte  des  Siederrheins , Bd.  2, 
Düsseldorf  1800.  — Lamp  recht,  Deutsches 
Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  I,  1 «.  2,  II  u. 
III,  Leipzig  1880  (vgl.  dazu  histor.  Zeitsehr.  02, 
S.  294  ff-  — K Michel,  Beiträge  zur  Ge- 
schichte des  Mdrkeriresens  zu  Siederlahnstein, 
Annalen  des  I 'ercins  für  Sassauischc  Geschichts- 
forschung, Bd.  29,  S.  202  (f.  — Sordho/f, 

Haus,  Hof,  Mark  und  Gemeinde  Sordirestfalens, 
Stuttgart  1889.  — Rancher,  Sgstrm  11,  8 72. 

— Vir.  Stutz,  llechtsgulachten  in  Sachen 
M.  Wunderlin  gegen  den  Kanton  Aargau  betr. 
das  Recht  der  Fischerei  im  Rhein  zwischen 
Rheinfe.lden  und  Siickingcn,  Freiburg  i.  B.  1900. 

— Stil  re,  Wesen  und  Verfassung  der  Laiul- 
gemrindeu  und  des  ländlichen  Grundbesitzes  in 
Siedrrsarbsen  und  Westfalen,  Jena  1851.  — 
Thudichum,  Die  Gau-  und  Markreijassung  in 
Deutschland , Giessen  1800.  — Derselbe,  Rechts- 
grseh  lebte  der  Wette  rau,  Tübingen  1807 — 1885. 

— II  ’aitz,  Deutsche  Verfassu u gsgesrh ich te,  Bd.  I, 
8.  Auft.,  S.  120 ff.,  Berlin  1880.  — Jr.  Wolff, 
Beiträge  zur  sirbcnbürgisch-dcutschen  Agrar- 
gesehichte,  Programm  des  erangel.  Gymnasiums 
in  Mühlbach  (, Siebenbürgen ),  Hermannstadt  1885. 

— ('eher  das  Verhältnis  der  Städte  zu  den 
Markgenossenschaften  vgl.  ausser  dem  Artikel 
Bürgerrecht : G.  v.  Beton-,  Der  Fr  Sprung  der 
deutschen  Stndtrerfassung,  Düsseldorf  1892.  — 
Gathein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarz- 
waldes,  Bd.  1,  Strassburg  1892.  — Philipp!, 
Zur  Geschichte  der  Osnabrüeker  Stadlverfassung, 
Hansische  Gesch ichtsbläUcr,  Bd.  18. 

G.  r,  Iteloir. 
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licheEntwickelun g.  4.  A Itertum.  5.  Mittel- 
alter.  Das  Marktrecht.  6.  Markt-  und  Städte- 
wesen. 7.  Jahrmärkte  und  Messen.  8.  Terri- 
toriale Marktpolitik.  5).  Die  grossen  deutschen 
Messen.  10.  Messen  in  anderen  Ländern.  11. 
Bedeutung  der  Messen  in  der  Gegenwart.  12. 
Die  heutigen  Jahr-  und  Specialmärktc.  13.  Der 
städtische  Lebensmittelmarkt.  III.  Das  heu- 
tige Rech  t. 

I.  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Arten.  Soll  der  Handel 
seine  Aufgabe  erfüllen,  Produktion  und  Kon- 
sumtion auszugleichcn,  so  bedarf  er  der 
Veranstaltungen,  mittelst  welcher  Nachfrage 
und  Angebot  zusammengebracht  werden. 
Derartige  Veranstaltungen,  durch  welche 
Käufern  und  Verkäufern  Gelegenheit  ge- 
boten wird,  sich  zu  bestimmter  Zeit  an  be- 
stimmtem Ort  zu  treffen,  nennt  mau 
Märkte.  Des  genaueren  verbindet  man 
damit  weiter  die  Vorstellung,  dass  sie  regel- 
mässig periodisch  wiederkehren  und  dass 
die  zu  verkaufenden  Gegenstände  wirklich 
auf  dem  Markte  vorhanden  seien.  Be- 
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schränkt  sich  der  Verkehr  in  der  Versamm- 
lung von  Käufern  und  Verkäufern  auf  Ge- 
schäfte in  vertretbaren  Gegenständen,  einer- 
lei ob  sie  gegenwärtig  im  Besitze  des  Ver- 
käufers sind  oder  nicht,  so  verwandelt  siel» 
der  Markt  in  die  Börse.  Eine  andere  mo- 
derne Weiteren t wic-kolung  der  Märkte  sind 
die  periodischen  Versteigerungen  nament- 
lich (ilierseeischer  Produkte.  Auch  die 
grossen  Ausstellungen  kann  man  als  eine 
Fortbildung  der  Märkte  betrachten. 

Im  fd »ertragenen  Sinne  nennt  man  wohl 
auch  »las  Absatzgebiet  einer  Ware  ihren 
Markt  *«ler  ganz  allgemein  das  zeitweilige 
Verhältnis  zwischen  Nachfrage  und  An- 
gebot. 

Unter  Wochenmärkten  versteht  man 
solche,  welche  in  der  Hauptsache  der  Lebens- 
mittelversorgung der  grösseren  Ortschaften 
dienen  und  welche  überwiegend  von  den 
Produzenten  der  näheren  Umgegend  bezogen 
werden,  wo  nebenher  aber  auch  von  Hand- 
werkern oder  kleinen  Händlern  andere 
Waren  feügeboten  werden. 

Jahrmärkte  und  Messen  finden  in 
längeren  Zwischenräumen  statt  und  dienen 
namentlich  dem  Verkehre  mit  gewerblichen 
Erzeugnissen.  Der  Unterschied  zwischen 
Jahrmärkten  und  Messen  ist  ein  flicssender. 
Doch  kann  man  im  allgemeinen  ihn  darin 
finden,  dass  erstere  dem  Kleinhandel  und 
der  Versorgung  der  Konsumenten  dienen, 
während  die  Messen  ihre  Bedeutung  dem 
Grosshandel  und  der  Versorgung  der  Klein- 
händler durch  Grosshändler  und  Fabrikanten 
verdanken.  Endlich  giebt  es  zahlreiche 
Arten  von  Specialmärkten,  auf  welchen 
an  einem  durch  die  Produktionsbedfngungon 
gegebenen  Termine  einzelne,  namentlich 
landwirtschaftliche  Erzeugnisse  gohaudclt 
werden.  So  giebt  es  Special  markte  für 
Butter,  Eier,  Flachs.  Garn,  Ijeinwand,  Hanf, 
Hopfen,  Honig,  Gänse,  Getreide,  Holz, 
Zwiebeln  etc.  Besonders  wichtig  sind  die 
Wollmärkte  und  die  verschiedenen  Arten 
von  Viehmärkten  (für  Pferde,  Schweine, 
Jungvieh,  Magervieh.  Schlachtvieh  etc.). 

2.  Entstehung.  Märkte  entstehen  von 
seihst  da.  wo  regelmässige  Zusammenkünfte 
von  Menschen  stattfinden.  Der  Zusamincu- 
lauf  möglicher  Käufer  lockt  di»;  Verkäufer 
an : die  Gegenwart  von  Verkäufern  zieht  die 
Käufer  herbei.  Der.  Ankunft  eines  Schiffes 
mit  fremden  Kaufleuten,  einer  Karawane 
folgt  von  seihst  die  Entwickelung  eines 
marktartigen  Verkehrs.  Uoberhaupt  hat 
aller  frühere  Handel  durch  die  Notwendig- 
keit gemeinschaftlichen  Heisens,  durch  die 
Abhängigkeit  von  den  Jahreszeiten  einen 
periodischen  Charakter.  Ein  eigentlicher 
Markt  entsteht,  wenn  die  Anlässe  sich  regel- 
mässig wiederholen.  Deshalb  sind  wegen 
der  Unregelmässigkeit  der  Schiffahrt  in 


Seohandelsplät/.en  grosse  Messen  seltener 
entstanden  als  im  Binnenlande.  Eine  strikte 
Kegeluug  »1er  Schiffahrt  in  gemcinschaft- 
liat  aber  gerade  dadurch 


liehen  Fahrten 
grosse  Messen 
Blütezeit  des 
die  Messe  von 


hervorgerufen,  so  in  der 


s|»anischen  Kolonialsystems 
Portobclo  in  Centralamerika. 
welche  an  die  Ankunft  der  stKinischen 
Oalooneu  sich  anschloss:  so  die  Muda  (von 
mutaro)  in  Alexandrien  zur  Blütezeit  de> 
venetiauischen  Ijevantehandels.  So  sind  die 
Märkte  v»»n  grosserer  Bedeutung  entstanden 
an  Punkten,  wo  die  Natur  der  Vorkohrs- 
vcrhältnisse  den  wanderndeu  Kaufmann  zum 
Verweilen  veranlasst  oder  wo  ein  grosser 
Zusaminenlauf  von  Menschen  stattfindet. 
Daher  haben  Festlichkeiten,  namentlich 
religiöser  Art.  häufig  den  Anlass  zu  Märkten 
gegolten.  Deshalb  hat  man  später  umg»>- 
k»>hrt  Märkte  gern  atif  solche  Feste  gelegt. 
Daher  die  Bezeichnungen  Messe.  Dult  (von 
indultum),  Send  (von  synodns),  das  fran- 
zösische foiro.  das  englische  fair  (von 
feriae). 

Die  wesentliche  Grundlage  für  die  Ent- 
wickelung des  Marktverkehrs  ist  überall  ein 
besonderer  Friede,  ein  besonderer  Rechts- 
schutz, »1er  dem  Markte  und  seinen  Be- 
suchern zu  teil  wird.  Es  liegt  das  so  in 
<l«'r  Natur  der  Dinge,  dass  wir  die  gleiche 
Erscheinung  l>ei  »len  verschiedensten  Völkern 
wiederkehren  sehen,  bei  den  Griechen,  wie 
im  europäiselien  Mittelalter,  hei  den  alten 
Mexikanern,  wie  heute  in  Innerafrika.  Dabei 
tritt  dann  bald  mehr  der  religiöse,  bald  der 
staatliche  Charakter  dieses  Friedens  in  den 
Vordergrund. 

Solcher  Friede  ermöglicht  auch  j»erio- 
dische  Märkte  an  den  Grenzen  zwischen 
Völkern  und  Stämmen,  die  sonst  nicht  in 
Verkehr  mit  einander  stehen  (Gronzmärkte 
in  Hellas,  an  der  Slavengrcnze  des  frän- 
kischen Reiches,  an  der  chinesischen  Grenze 
am  ’»Thore  von  Korea«,  heute  am  Kilima- 
Ndscharo  zwischen  Ankerbauern  und  Vieh- 
züchtern). 

Im  allgemeinen  hat  die  Staatsgewalt  als 
solche  anfangs  an  dem  Markt-  wie  an  allein 
j Handelsverkehr  nur  insoweit  Interesse,  als 
er  finanzielle  Ausbeutung  zulässt.  Allmäh- 
i lieh  aber  treten  wirtschaftspolitische  Er- 
wägungen neben  die  rein  fiskalischen.  Der 
■ natürlichen  Entstehung  der  Märkte  folgt 
ihre  künstliche  Begründung,  die  Errichtung 
mit  gewissen  Privilegien  ausgestatteter 
Märkte.  Diese  kann  den  Zweck  haben,  den 
| Grenzverkehr  benachbarter  Völker  zu  regeln. 
Meist  aber  geschieht  sie  in  der  Absicht, 
»len  Haijjlel  in  gewisse  Gebiete,  ül»er  ge- 
wisse Strassen,  an  gewisse  Urte  zu  leiten, 
die  Marktorte  zu  heben  und  damit  auch  die 
Einnahmen  zu  steigern.  Ob  solche  Markt- 
gründimgen  gedeihen,  hängt  dann  aber 
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wieder  davon  ab,  ob  die  natürlichen  wirt- 
schaftlichen und  gesellschaftlichen  Voraus- . 
Setzungen  für  eine  solche  Entwickelung 
vorhanden  sind. 

3.  Bedeutung.  Man  kann  die  Geschichte  | 
des  Handels  nach  seinen  Organisation*- 1 
formen  in  drei  Perioden  einteilen,  wobei, I 
wie  bei  jeder  organischen  Entwickelung,  die 
niederen  Formen  bei  Entstehung  höherer 
nicht  beseitigt,  nur  zuriiekgedrängt  werden. 

Die  r.iedersto  Stufe  ist  die  des  Hau-| 
s i e r h a n d ei  s.  Der  umherziehende  Händler 
sucht  den  Konsumenten  und  Produzenten 
auf.  In  sehr  dünn  besiedelten  Ländern  ist 
der  Hausierer  noch  heute  der  Träger  des 
Handels  (z.  B.  in  Südafrika).  Die  mittlere 
Stufe  ist  die  des  Markthandels,  auf 
welcher  die  Verkäufer  periodisch  an  be- : 
stimmtem  Orte  ihre  Ware  selbst  anbieten, 
die  Käufer  persönlich  sich  einstellen.  Die  I 
höchste  Stufe  ist  die  moderne  Form  mit  j 
ständigen  Verkaufsläden,  mit  der  Eutwicke-  j 
lung  des  Kommission»-,  überhaupt  des 
Distanzgeschäfts,  mit  dem  kaufmännischen  j 
Nachrichtenwesen,  dem  Kauf  nach  Probe,  | 
der  Aufsuchung  der  Bestellungen  durch  | 
Handlungsreisende.  Wie  die  unterste  Stufe  i 
für  den  kleinen  Verkehr  bis  in  die  Gegen-  l 
wart  hineinragt,  so  lassen  sieh  Anfänge  der. 
modernen  Verfassung  weit  zurück  verfolgen  ' 
in  dem  Verkehr  der  grossen  Handels-, , 
namentlich  Seeplätze  in  der  zweiten  Hälfte  j 
des  Mittelalters.  In  der  Mitte  steht  der 
Markthandel. 

Der  Markt  ist  nötig,  damit  das  natür- 
liehe  Misstrauen  und  die  Unehrlich keit 
primitiver  Zeiten  überwunden  werde,  damit 
ein  regelmässiges  Angebot  von  Waren  ent- ! 
stehe,  damit,  für  den  Verkauf  produziert 
werde,  damit  eine  regelmässige  Preisbildung 
ins  Leben  trete.  Der  Markt  ist  die  Voraus- 
setzung für  die  Verkehrs  Wirtschaft. 

Seine  Bedeutung  liegt  darin,  dass  Käufer 
und  Verkäufer  über  das  gegenwärtig  vor- ' 
handene  Angeltot  wie  über  die  Stärke  der  j 
Nachfrage  sich  unterrichten,  dass  klar  wird,  j 
welche  Waren  überhaupt  augeboten  werden,  | 
»lass  die  Qualität  der  angebotenen  Ware  j 
leicht  geprüft  werden  kann,  dass  die  ver- 1 
schien  lenen  Arten  derselben  Ware  neben  ein- 
ander zum  Vergleich  stehen. 

Die  Bedeutung  der  Märkte  sinkt  also, 
jo  mehr  diese  Zwecke  auch  auf  andere  j 
Weise  erreicht  werden  können,  je  leichter ' 
es  wird,  sich  über  die  Produktion  überhaupt,  j 
über  das  augenblicklich  herrschende  Vor-  j 
hältuis  von  Nachträge  und  Angebot  zu 
unterrichten,  je  mehr  es  möglich  wird,  | 
Waren  nach  Mustern  oder  Katalogen  zu  be-l 
ziehen  ete.  Je  höher  die  Bildung  der  Kauf-  j 
leute  und  Fabrikanten,  ihre  Zuverlässigkeit, ! 
ihre  Kreditwürdigkeit  ist,  je  sicherer  die 
Rechtspflege  ist,  um  so  niclir  sinkt  die  Be- 


deutung <ler  Märkte.  Und  wie  diese  gesell- 
schaftlichen Faktoren  wirken  die  technischen : 
tlie  Verbesserungen  des  Nachrichtenverkehrs 
und  des  Zeitungswesens,  der  erleichterte 
Personenverkehr,  die  modernen  Transport- 
mittel, welche  es  ermöglichen,  Waren  schnell 
und  glcichmüssig  das  ganze  Jahr  hindurch 
auf  grosse  Entfernungen  zu  versenden  etc. 
Darauf  beruht  es,  wenn  schon  in  älteren 
Zeiten  für  grosse  Handelsplätze,  wie  Venedig, 
Brügge,  Lübeck,  der  Messverkehr  minder 
wichtig  war,  da  in  ihnen,  wie  der  regel- 
mässige Ausdruck  lautet,  das  ganze  Jahr 
durch  Messe  war.  Infolge  der  angedeuteten 
Entwickelung  hat  der  Handel  aufgehört, 
sich  heute  im  mittleren  und  westlichen 
Europa  in  der  Form  des  Markthandels  zu 
vollziehen.  Auch  wo  der  Messverkehr  noch 
bis  in  die  jüngste  Vergangenheit  gewachsen 
ist,  wie  auf  den  grossen  deutschen  .Messen, 
ist  er  hinter  der  gesamten  Handels- 
liewegung  zurückgeblielien.  Für  die  ge- 
nannten Gegenden  hat  der  Markthandel 
heute  überwiegend  nur  geschichtliches  In- 
teresse. Aber  er  ist  auch  bei  sonst  vor- 
herrschender moderner  Handelsorganisation 
wichtig  für  dünn  l»evölkerle  Landstriche, 
für  kleine  Produzenten,  die  durch  direkten 
Verkauf  auf  dem  Markt  ihre  Selbständigkeit 
gegenüber  dem  Händler  erhalten,  für  ge- 
schäftsunkundige Käufer  wie  für  unzuver- 
lässige Verkäufer,  für  Waren,  deren  indivi- 
duelle Beschaffenheit  sehr  verschieden  ist, 
für  Waren,  welche  periodisch  zu  bestimmten 
Zeiten  ungebeten  werden : der  Lebeusmittel- 
markt  für  die  breite  Masse  der  Konsu- 
menten, der  Jahrmarkt  für  kleine  Orte  und 
dünnbevölkerte  Gegenden,  der  Specialmarkt 
von  Vieh,  Wolle  ete.  für  die  Produzenten, 
die  internationale  Messe  für  so  verscliieden- 
geartete  Waren  wie  Pelzwerk. 

Die  historische  Bedeutung  speciell 
der  grossen  Messen  ist  gewesen,  dass 
sie  in  Zeiten  eines  sonst  enggebundenen 
Verkehrs  einen  relativ  freien  Grosshandel 
möglich  gemacht  haben.  Sie  haben  folge- 
recnterweise  ihre  Gegner  gehabt  in  den 
rücksichtslosen  Anhängen]  städtischer  oder 
territorialer  Abschliessungs]>olitik.  In  den 
Messorten  hat  der  Kampf  der  Handwerker, 
der  Krämer  ete.  gegen  die  Konkurrenz 
fremder  Händler  und  Handwerker  nie  auf- 
gehört, zuweilen  auch  die  leitenden  Be- 
hörden beeinflusst.  Selbst  in  1 Leipzig  hat 
wiederholt  die  kurfürstliche  Regierung  die 
Freiheit  des  Verkehrs  gegen  lokal  protektio- 
nistische Anwandlungen  des  Rates  schützen 
müssen.  Die  Verfechter  energischer  staat- 
licher Zusammenfassung  des  Wirtschafts- 
lebens sind  ebensowenig  Freunde  der  Messen 
und  Jahrmärkte  gewesen,  so  Becher,  Justi, 
Sonnenfels.  Die  merkantilistische  Handels- 
politik musste  auch  von  selbst  die  inter- 
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nationale  Bedeutung  der  Messen  herab- 
drücken,  wie  das  unter  Friedrich  dem 
Grossen  tatsächlich  in  Frankfurt  a.  0.  der 
Fall  war. 

Bei  den  genannten  Theoretikern  kommt 
hinzu  das  Gefühl,  dass  die  Messen  einer 
wirtschaftlichen  Entwickelungsstufe  ange- 
hören, aus  der  man  herausstrebte.  Noch 
mehr  ist  das  der  Fall  bei  den  Freihändlern, 
deren  Abneigung  Turgot  in  der  Eucyclopödie 
(Bd.  VII  von  IT.'iT)  Ausdruck  gab:  »Con- 
duons  quc  les  grandes  foires  ne  sont  jamais 
aussi  utilcs,  que  la  gone  quelles  supposent 
est  nuisible.«  Die  Feindseligkeit  der  ab- 
strakten Freihändler  (wie  Emmiughaus  und 
Scholz)  hat  dann  ihren  Grund  teils  in  der 
allgemeinen  Abneigung  gegen  jede  vom 
Staat  ausgehende  wirtschaftliche  Veran- 
staltung. teils  in  der  Empfindlichkeit  »les 
Faustsehen  Famulus  gegen  das  Jahrmarkts- 
getitee. 

11.  Geschichtliche  Entwickelung. 

4.  Altertum,  l’eber  das  Marktwesen 
im  klassischen  Altertum  sind  wir  nur  durch 
vereinzelte  Notizen  unterrichtet.  Wir  wissen 
von  Märkten  an  den  Grenzen  der  Land- 
schaften von  Hellas.  Wir  wissen,  dass  der 
Gottesfriede  der  grossen  Keligions-  und 
Nationalfeste  zu  grossen  Krammärkten  An- 
lass gab,  so  zu  Delos,  zu  Olympia,  zu  Del- 
phi hoi  Gelegenheit  der  Amphiktyonenver- 
sammlungen,  zu  Thermos  bei  den  Bundes- 
versammlungen der  Aetoler.  Wir  wissen 
auch,  dass  die  städtischen  Versammlungs- 
plätze  der  Bürger  gleichzeitig  als  Märkte  für 
I .«ei >e n sm i 1 1 ol verkau f und  Kramhandel  dieuten. 
Das  Amt  der  Agoranomoi,  welche  die  Markt- 
polizei, d.  h.  die  UelKTwachung  von  Mass 
und  Gewicht,  die  Durchführung  von  Luxus- 
gesetzen und  Verkehrsverboten  etc.,  besorg- 
ten. ist  vielleicht  das  Vorbild  der  römischen 
Aedilität  geworden,  die  von  Born  aus  auf 
alle  abhängigen  Gemeinden  übertragen  wurde. 
In  Rom  selbst  gingen  ihre  Befugnisse  in 
der  Kaiserzeit  auf  die  Stadt präfekten  über, 
ln  christlicher  Zeit  tritt  die  Aufsicht  der 
kirchlichen  Organe  neben  die  der  Staats- 
und Gemeindebeamten.  Auch  aus  dem  alten 
Kom  und  seiner  Umgebung  kennen  wir 
Jahrmärkte  (meroatus).  die  unter  dem  Gottes- 
frieden religiöser  Feste  standen,  während 
die  Wochenmärkte  (nundinae).  schon  in  den 
Zwölf  Tafeln  erwähnt,  dem  wirtschaftlichen 
Verkehr  der  städtischen  und  ländlichen  Be- 
völkerung dienten.  Die  Stadt  ist  der  Markt- 
ort. Die  Erhebung  einer  Ansiedelung  zu 
einer  städtischen  ist  in  der  Kaiserzeit  an 
die  Verleihung  des  Marktrechts  durch  Pri- 
vileg geknüpft.  Die  Befugnis,  regelmässig 
wiederkohronde  Märkte  an  einem  anderen 
Orte  als  in  der  Stadt  abzulmltcn,  wird  vom 
Senat  verliehen.  (Mommsen.) 


5.  Mittelalter.  Das  Marktreeht.  So 

entschieden  die  Annahme  zurück  zu  weisen 
ist,  dass  die  römische  Gemeindeverfassung 
in  den  neuen  germanischen  Staaten  sich  er- 
halten lml>e,  so  unwahrscheinlich  ist  es,  dass 
im  fränkischen  Gallien  die  alten  Verkehrs- 
gewohnheiten  ganz  verschwunden  sein  soll- 
ten. Der  Gedanke,  dass  der  Marktverkehr 
unter  Aufsicht  öffentlicher  Organe  stehe,  ist 
durch  die  Kirche  aus  dem  Altertum  ins 
Mittelalter  übertragen.  Der  Staat  alter  hat 
an  den  t hatsächlich  bestehenden  Märkten 
zunächst  nur  ein  fiskalisches  Interesse  durch 
die  dort  erhobenen  Verkehrsabgaben,  die 
Marktzölle,  die  von  den  üppig  entwickelten 
Wege-  und  Durchgangszölien  elteuso  scharf 
zu  trennen  sind  wie  von  den  grundherr- 
lichen Standgeldern.  Im  Interesse  dieser 
Markteinkünfte  wird  durch  die  fränkische 
Gesetzgebung  der  Handelsverkehr  auf  die 
Märkte  verwiesen,  wird  königliche  Erlaubnis 
für  die  Anlegung  neuer  Märkte  oder  die  Ver- 
legung bestehender  verlangt.  Der  Einfluss 
I der  Kirche  macht  sich  in  dem  — allerdings 
fruchtlosen  — Verltot  der  Sonntagsmärkte  gel- 
tend. Die  Einkünfte  von  den  Märkten  alter 
weiden  ein  Gegenstand  königlicher  Freigebig- 
keit gegenüber  Klöstern  und  Bischöfen,  wie 
z.  B.  die  Zölle  der  Dionysiusmesse  bei  St. 
Denis,  weiche  schon  im  7.  Jahrhundert  dem 
Kloster  geschenkt  wurden.  Diese  erste  ur- 
kundlich im  fränkischen  Reiche  erwähnte 
Messe  blieb  unter  dem  Namen  Lendit  das 
ganze  Mittelalter  hindurch  der  bedeutendste 
der  Pariser  Märkte.  Besitzen  wir  aus  karo- 
lingischer Zeit  solche  urkundliche  Nach- 
richten in  ziemlicher  Zahl  aus  dem  west- 
lichen Frankenreiche,  so  sind  sic  noch  sehr 
selten  in  Deutschland.  Erst  unter  den 
Sachsen  kaisern  wen  len  die  Marktprivilegien 
häufiger.  Aber  gleichzeitig  verändert  sieb 
ihr  Charakter.  Es  werden  nicht  mehr  allein 
die  Einkünfte  bestehender  oder  zu  liegrün- 
dender  Märkte  an  Bischöfe  und  Klöster  ver- 
liehen, sondern  gleichzeitig  die  Gerichtsbar- 
keit darülier,  entsprechend  der  ottonischen 
i Politik  der  Uebertragung  öffentlicher  Befug- 
nisse auf  die  kirchlichen  Würdenträger.  Wie 
das  für  Deutschland  in  dem  Spruch  der 
Fürsten  von  121S  für  alle  kaiserlichen  Markt- 
; Verleihungen  anerkannt  ist,  so  hat  auch  in 
Frankreich  und  England  die  Verleihung 
eines  Marktes  die  der  Gerichtsgewalt  da- 
rüber eingeschlossen. 

Gegenüber  dem  thatsächlieh  sieh  bilden- 
den oder  vom  Grundherrn  errichteten 
Markte  stellt  damit  das  mercatum  publicum, 
wo  allein  die  Erhebung  wirklicher  Markt- 
zülie  gestattet  war  und  der  Markt  verkehr 
unter  dem  Schutze  des  kaiserlichen  Bannes 
stand.  Erst  mit  der  Bildung  der  Territorien 
schiebt  sieh  an  die  Stelle  der  kaiserlichen 
die  Gewalt  der  Territorialherren,  welche 
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zuerst  die  Verlegung  bereits  verliehener 
Märkte  (1224),  allmählich  die  Anlage  neuer 
Märkte  für  sieh  in  Anspruch  nehmen.  Sie 
suchen  sieh  auch  der  Errichtung  neuer  kaiser- 
licher Märkte  zu  erweliren  (1231).  Ausser- 
halb der  Reichsstädte  wird  die  kaiserliche 
Gewalt  auf  die  Bestätigung  landesherrlicher 
Märkte  beschränkt.  Die  kaiserlichen  Privi- 
legien haben  praktisch  nur  mehr  die  Bedeu- 
tung, als  Stütze  des  Anspruchs  auf  Unter- 
drückung von  Konkurrenzmärkten  in  der 
Nachbarschaft  zu  dienen. 

In  Frankreich  hat  dagegen  die  Krone 
im  14.  Jahrhundert  wieder  das  ausschliess- 
liche Recht  zur  Errichtung  von  Märkten 
durchgesetzt.  In  England  hat  sie  es  nie 
verloren. 

6.  Markt-  und  Städte  wesen.  Das 

wesentliche  an  dem  mercatum  publicum, 
dem  »freien  Markt«  der  späteren  Zeit,  ist 
der  Marktfriede,  der  sich  in  Deutsch- 
land auf  den  Königsbann  stützt.  Er  bezieht 
sich  auf  den  Ort.  wo  der  Markt  abgehalten 
wird,  wie  auf  den  Besucher  des  Marktes, 
auch  auf  dem  Wege  zum  und  vom  Markte. ; 
Daraus  ist  dann  das  besondere  Marktgeleit  | 
entwickelt.  Das  Zeichen  des  Friedens  ist 
das  Marktkreuz,  das  während  des  Marktes  i 
errichtet  wird,  auch  wohl  Träger  des  Sym- 
bols der  kaiserlichen  Marktverleihung,  des 
Handschuhs  ist.  Auch  sonst  wird  durch 
bestimmte  Zeichen,  wie  Ausstecken  einer 
Fahne.  Ein-  und  Ausläuten  etc.  Beginn  und 
Ende  des  Marktes  und  Marktfriedens  kund- 
gegeben. 

Märkte  sind  nicht  notwendig  an  dauernd 
bewohnte  Orte  gebunden.  Alter  die  Regel 
ist  es.  Das  Wesen  der  städtischen  Nieder- 
lassung ist,  dass  sie  ein  Mittelpunkt  für  den 
Handelsverkehr  sei,  was  für  die  gewerb- 
liche Produktion  nicht  bei  allen  Völkern  der 
Fall  ist.  Die  Stadt  ist  ihrem  Wesen  nach 
überall  ein  Markt.  In  unserem  Mittelalter 
alter  stehen  Marktwesen  und  Städte  in  be- 
sonders enger,  nicht  bloss  thatsächlicher, 
auch  rechtlicher  Beziehung.  Die  Stadtge- 
meinde unterscheidet  sich  von  der  Landge- 
meinde dadurch,  dass  sie  auch  von  rechts- 
wegen  der  Mittelpunkt  dos  Handels  ist. 
Das  Eigenartige  der  Stadt  ist  der  Markt 
mit  seinen  eigenartigen  Verkehrsförmcn  und 
Verkehrsrecht  wie  mit  seiner  Marktpolizei. 
Von  der  Marktpolizei  geht  die  städtische 
Sonderentwickelung  aus.  Als  Organ  für  die 
Markt-  und  Gewerbepolizei  entsteht  der 
städtische  Rat.  (Auf  die  verfassungsge- 
sehiehtlicheu  Theorieen,  welche  hieran  sich 
knüpfen,  kann  hier  nicht  eingegangen  wei- 
den.) 

Die  Stadt  ist  der  dauernde  Markt,  mag  ; 
der  Handelsverkehr  auf  einzelne  Tage  der  j 
Woche  koncentriert  sein  oder  alle  Tage 
stattfinden.  Aller  mittelalterliche  Handels-  j 


verkehr  vollzieht  sich  in  marktartigen  For- 
men. Er  wird  znsammengedrängt  auf  be- 
stimmte Tage  und  bestimmte  Stunden,  auf 
bestimmte  Plätze  und  Strassen  oder  in  Kauf- 
häuser und  Hallen  für  Tuche,  Leiuwand, 
Getreide,  Wein  etc.  Das  steht  in  engem 
Zusammenhang  mit  der  gauzen  Organisation 
des  Handels  nach  dem  Princip  der  Oeffent- 
liclikeit:  mit  der  Verpflichtung,  Unterkäufer 
(Makler)  zuzuziehen,  vereidigte  Messer  und 
Träger  zu  verwenden,  mit  dem  Wagezwang 
j etc.  Dadurch  soll  Treu  und  Glauben,  soll 
I gerechter  Preis,  soll  ehrlich  Mass  und  Ge- 
wicht, soll  gute  Qualität  gesichert  werden. 
Es  soll  vor  allem  auch  verteuernder  Zwischen- 
handel verhütet  werden.  Produzent  und 
Konsument  sollen  direkt  oder  durch  mög- 
lichst wenig  Zwischenglieder  verkehren. 
Daher  die  Verbote,  aussor  dem  Markte  zu 
verkaufen,  die  Verbote  des  Aufkaufs  vor 
den  Thoren  oder  vor  der  Marktstunde,  das 
Verbot  an  die  Höker  und  andere  Zwischen- 
händler. während  der  ersten  Marktstunden 
einzukaufen.  Alle  die  städtischen  gewerbe- 
polizeilichen Vorschriften  über  Einkauf  der 
Rohstoffe,  Verkauf  der  Fabrikate  sind  nur 
mittelst  des  öffentlichen  Marktes  durchzu- 
führen. 

Aber  diese  städtische  Wirtseliaftsjxditik 
soll  auch  nur  der  Stadt  und  ihren  Angehö- 
rigen dienen.  Daher  das  Bestreben,  keine 
benachbarten  Märkte  aufkommen  zu  lassen. 
Daher  der  Ausschluss  des  Fremden  vom 
i gewinnbringenden  Detailhandel  auf  dem  täg- 
lichen Markt.  (S.  d.  Art.  Fremde  n r echt 
oben  Bd.  111  S.  1283  ff.)  Daher  das  Verbot, 
Waren  an  der  Stadt  vorbeizuführen,  ohne  sie 
zum  Verkauf  auszubieten.  Bei  weiterer  Ausge- 
staltung der  städtischen  Verhältnisse  richtet 
i sich  die  gleiche  ausschliesscnde  Tendenz  wie 
, gegen  den  Fremden  gegen  die  unteren  Stände, 
j Die  herrschenden  Klassen,  die  Grosskauf- 
leute, die  Gewandschneider  etc.  reservieren 
l den  städtischen  Markt  für  sich,  schliessen 
' den  Handwerker  aus,  schränken  den  Krämer, 
•len  Höker  ein. 

7.  Jahrmärkte  und  Messen.  Die 

Strenge  dieser  Beschränkungen  dos  Handels 
wurde  aber  wesentlich  gemildert  während 
der  Jahrmärkte,  was  formell  wohl  aus  dem 
Versprechen  freien  Verkehrs  folgte,  welches 
die  Marktprivilegien  so  häufig  enthalten. 
Auf  den  Jahrmärkten  durfte  wie  der  Hand- 
werker auch  der  fremde  Händler  seine  Ware 
mehr  oder  weniger  unbeschränkt  ausbieten. 
Die  grosse  Mehrzahl  der  Jahrmärkte  erhebt 
sich  freilich  nicht  über  eine  ganz  lokale 
Bedeutung  hinaus.  Sie  bieten  im  Anschluss 
an  kirchliche  Feste  nach  Beendigung  der 
Ernte  oder  beim  Beginn  des  Frühjahrs  der 
benachbarten  Landbevölkerung  die  Gelegen- 
heit, sich  mit  gewerblichen  Produkten  zu 
versehen,  eigene  Produkte  wie  Wein.  Vieh, 


Digitized  by  Google 


G96 


Märkte  untl  Messen 


l jeinewand  etc.  abzusetzen;  sie  ermöglichen) 
dem  Handwerker,  auf  Vorrat  zu  arbeiten 
und  beim  Fehlen  von  Kundenarbeit  für  den« 
Marktverkauf  zu  arbeiten;  sie  bieten  eine  i 
willkommene  Gelegenheit  zu  Lustbarkeiten  i 
und  Schaustellung.  Wo  aber  günstige  Ver- 1 
kehrebezieliungeu  obwalten,  erhalten  die) 
Jahrmärkte  grössere  Bedeutung,  entwickeln  i 
sie  sieh  zu  Messen.  Hier  bilden  sieh  Mittel-' 
punkte  eines  weit  sieh  verzweigenden  Han- 
dels. Nach  den  grossen  Märkten  und  Messen 
richtet  sieh  der  ganze  Warenzug.  Die  Zeit 
der  Messe  wird  eine  wichtige  Angelegenheit. , 
damit  ein  geordneter  Besuch  einer  Messe 
nach  der  anderen  möglich  werde.  Seit  dem 
späteren  Mittelalter  bis  in  das  19.  lahrhun-  \ 
dort  hinein  vollzieht  sich  der  binnenländische ' 
europäische  Handel  in  der  Art,  dass  die ; 
Manufakte  des  Westens  und  Südens  sieh 
nach  Nordosten  vorwärts  schieben,  von  den 
französischen  Messen  von  Beaucaire  und ; 
Lyon  über  Frankfurt  a.  M.  einerseits,  von  j 
Italien  über  Bozen  oder  Zurzach  (in  der 
Schweiz)  andererseits  nach  I Leipzig  und 
Frankfurt  a.  0.  Von  dort  verbreiteten  sie 
sich  über  den  Osten  in  die  zahlreichen  pol- 1 
nischen  und  sjüUer  die  russischen  Märkte.  1 
Die  Rohprodukte  des  Ostens  nehmen  den  I 
umgekehrten  Weg.  wie  noch  heute  für  den  ) 
Pelzhandel  die  M essen  von  Irbit  (an  der  j 
Grenze  von  Sibirien),  von  Xishnij  Nowgorod  i 
und  Leipzig  und  die  Londoner  Pelzauktionen 
ineinander  greifen. 

Der  Verkehr  auf  den  grossen  Märkten 
wurde  begünstigt  durch  Krmässigung  von 
Zöllen  und  Geleitsgeldern,  durch  Milderung 
oder  Susjiendieruiig  des  Repressalien-  und 
Retorsionsrechts,  durch  Befreiung  des  Markt- 
liesuchcrs  von  Personal-  und  Güterarrost 
wegen  früherer  Verbindlichkeiten,  sie  seien j 
denn  auf  der  Messe  eingegangen.  Die 
grossen  Messen  konnte  sogar  der  Verbrecher,  i 
der  Gebannte,  der  Geächtete  besuchen,  ohne 
beunruhigt  zu  w’erden. 

Stellt  der  gross»*  Markthandel  eine  Be- ' 
freiung  von  den  üblichen  Verkehrsbeschrän-  ■ 
klingen  dar,  so  ist  er  doch  nicht  ganz  sich  | 
selbst  überlassen.  Eigene  Marktbehürdcn  j 
und  Messgerichte  sorgen  für  Ordnung  und 
Recht.  Für  den  Verkauf  bestimmter  Waren ; 
werden  bestimmte  Tage  festgesetzt,  denen 
bestimmte  Zahltage  folgen  (so  ist  auf  den  = 
Messen  der  Champagne  die  Reihenfolge : j 
Tuclunesse,  Ledermesse,  Krammarkt,  Zahl- 
tage, Sehlusstage  zur  Besiegelung  der  Kon- 
trakte). 

Zuweilen  findet  sich  auch  ein  Besuchs- 
zwang für  die  fremden  Kaufleute  oder  für 
die  Handelsleute  und  Handwerker  der  Stadt 
selbst,  welche  für  die  Dauer  des  Marktes 
ihre  Verkaufsstellen  sclüiessen  müssen. 

Wie  aber  für  den  Grosshaudel  sich 
Messen  als  Mittelpunkt  »les  ganzen  Waren - 


verkeim;  bilden,  so  selili.*sst  sieh  naturgemäß« 
hieran  eine  Koncentration  dos  Zahlungsver- 
kehrs. Die  tiekannten  Messen  werden  Zahl- 
termine und  daran  schliessen  sieh  di»*  Ent- 
stehung «los  Wechsels  wie  die  Schulden- 
ausgleichung durch  Skontration.  Auf  man- 
chen Messen  trat  der  Waren  ha  ndol  hinter 
»len  Geldgeschäften  zurück  (Lyon,  spanische 
Messen).  Schliesslich  richteten  die  Genuesen 
eigene  Wechsel  messen  ein,  die  ohne  jeden 
Warenhandel  «lern  grossen  Zahlungsverkehr 
dienten  und  gleichzeitig  eine  Organisation 
des  grossen  Kredits  im  IG.  Jahrhundert  dar- 
stellten. (Besancon  in  Konkurrenz  mit  Lyon 
seit  etwa  1:130.  1179  Piaeonza.  1621  Novi, 
wo  sie  verfallen).  Die  Bedeutung  dieser 
Genueser  Messen  beruht.  nach  Ehrenberp, 
auf  »lern  Bedürfnis  der  «iranischen  K rone 
«lie  grossen  int»*rnationalen  Zahlimgon  zu 
leisten,  welche  ihre  Grossmachtpolitik  nötig 
machte  und  welche  »las  Mittel  wurden.  das 
amerikanische  Silher  iil*er  Euitipa  zu  ver- 
breiten. 

Auf  den  grossen  Märkten  entsteht  ein 
neues  einfacheres  Gerichtsverfaliren.  bildet 
sich  »*iu  grosser  Teil  dos  neuen  Handels- 
und Verkeil  rsrechts.  — Die  Messen  endlich 
sind  einer  der  Anlässe  für  die  Entstehung 
genossenschaftlicher  Organisationen  der  im 
fremden  I^ande  liaudeludcn  Kauflente. 

Die  ersten  grossen  den  europäischen 
Handel  und  Geld  verkehr  beherrschenden 
Märkte  waren  »lie  sechs  Messen  der 
Champagne,  die  über  das  ganze  Jahr 
sieh  verteilend  zu  Provins,  Troves,  Bar  und 
Lagny  gehalten  wurden.  Ihre  Blüte  fällt  in 
das  13.  Jahrlmndert.  Im  14.  Jahrhundert 
verlieren  sie  durch  fiskalische  Ausbeutung, 
durch  Störung  der  Beziehungen  zwischen 
Frankreich  und  Flandern  etc.  ihre  Bedeutung. 
An  ihn*  Stelle  treten  für  den  westeuropäi- 
schen Verkehr  zunächst  die  flandrischen 
Städte,  im  IG.  Jahrhundert  Antwerpen,  für 
»Ion  mitteleuropäischen  Handelszug  zunächst 
Genf,  dann  Lyon  und  Frankfurt  a.  M.  Mit 
der  Entstehung  des  grossen  Handels  seit 
dem  IG.  Jahrhundert  wächst  für  den  binnen- 
ländisehen  Verkehr  Mitteleuropas  die  Be- 
deutung der  grossen  Warenmessen,  vor  allem 
Leipzigs. 

X.  Territoriale  Marktpolitik.  Die  An- 
fänge territorialer  Handelspolitik  zeigen  sich 
in  der  Art,  dass  die  herkömmlichen  Mittel, 
welche  die  Städte  egoistisch  für  sich  ver- 
wendet hatten,  jetzt  in  den  Dienst  des  Terri- 
toriums gestellt  werden.  So  erfolgt  auch 
die  Gründung  und  Förderung  von  Messen 
nunmehr  nicht  im  Interesse  der  damit  l>e- 
gabten  Stadt,  sondern  um  den  Handel  in 
»las  Territorium  zu  ziehen,  ihn  von  Nach- 
bargebieton  abzulenken.  So  gründeten  Karl 
VII.  und  Ludwig  NI.  von  Frankreich  (1420, 
14-14,  namentlich  1462  und  1463)  die  Messen 
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von  Lyon,  um  den  Handel  von  den  Genfer  j 
Messen  altzuziehen , welche  ihre  vorüber- 1 
gehende  Blüte  wohl  den  inneren  Wirren 1 
Frankreichs  dankten.  Denselben  Charakter  ■ 
halten  im  18.  Jahrhundert  die  preussisehen 
freilich  weniger  erfolgreichen  Versuche,  die 
Messen  von  Halle  und  Naumburg  zu  heben, 
solche  in  Breslau  (17  12  — 1745))  neu  zu 
gründen.  Auch  in  Oesterreich  steht  am 
beginne  einer  staatlichen  Handelspolitik  die 
Gründung  einer  Messe  zu  Triest  (1720). 

L’eberhanpt  hat  der  Regel  nach  die  in- 
ternationale Bedeutung  grosser  Messen  sich 
unter  dem  Schutze  einer  starken  territorialen 
Gewalt  entwickelt.  So  ist  schon  für  die 
Messen  der  Champagne  der  Schutz  der 
mächtigen  Grafen  der  Champagne  wichtig 
gewesen.  Genf  stützte  sich  auf  die  Herzoge 
von  Savoyen.  Die  Zurzacher  Messen  er- 
halten Bedeutung  durch  den  Schutz  der ; 
Eidgenossenschaft.  Antwerpen  blüht  auf 
unter  den  burgundisehen  Herrschern.  In 
Deutschland  hat  allerdings  Frankfurt  a.  M. 
für  seine  im  IG.  Jahrhundert  die  grösste 
Bedeutung  erlangenden  Messen,  die  nach 
dem  Niedergange  Antwerpens  internationale 
Bedeutung  gewannen,  keinen  Rückhalt  an 
einer  grösseren  Territorialgewalt  gehabt.  j 
Aber  bei  Leipzig  wie  bei  Frankfurt  a.  0. 
wie  bei  Braunschweig  war  es  der  Fall. ! 
Und  wenn  lxtipzig  den  Vorrang  vor  anderen 
Messorten  seit  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  I 
erringt,  so  hängt  (las  sicher  zusammen  mit 
der  Erwerbung  der  polnischen  Krone  durch  j 
die  Kurfürsten  und  den  sächsischen  Bestre- 
bungen. den  Verkehr  mit  Polen  nach  Sachsen  | 
zu  ziehen.  Denn  auf  diesem  beruhte  ein  j 
ganz  wesentlicher  Teil  der  Bedeutung  Ix>ij>- 
zigs.  (Daher  auch  die  grosse  Duldsamkeit 
der  sächsischen  Regierung  gegen  die  Juden, 
die  Träger  des  polnischen  Handels.)  Da-  • 
neben  hat  allerdings  auch  das  Aufblühen  i 
des  Hambuiger  Handels  auf  die  Leipziger 
Messe  fördernden  Einfluss  geübt. 

Gegenüber  den  kleineren  Märkten  zeigt 
sich  die  neuere  territoriale  und  staatliche 
Wirtschaftspolitik  durch  einheitliche  Rege- 
lung für  das  ganze  Gebiet  (so  für  Preussen  j 
durch  die  Marktordnung  vom  16.  September 
1718  betr.  den  Wochemnarktsvcrkehr),  durch 
Ausschluss  der  Ausländer  oder  wenigstens 
ausländischen  Handwerker  und  entsprechende  . 
Massrcgeln. 

0.  Die  grossen  deutsehen  Messen.  In ' 

Deutschland  haben  von  den  als  Messen  bezeich- 
iieten  Märkten  allgemeine  Bedeutung  nur  die 
von  Frankfurt  a.  M.,  von  Leipzig,  von  Frank- 
furt a.  Ü.  und  von  Braunschweig  erlangt. 

a)  Eine  jährlich  in  F r an  k f u rt  a.  M.  statt- 
findende Messe  wird  zuerst  1240  in  einem  Privileg 
Friedrichs  II.  erwähnt,  worin  den  Besuchern 
der  kaiserliche  Schutz  zugesagt  wird.  Die ! 
zweite  Messe  (im  Frühjahr)  ist  der  Stadt  1380  j 
vom  Kaiser  Ludwig  verliehen.  Die  Blüte  dürfte 


in  die  Zeit  von  der  Mitte  des  15.  bis  Anfang 
des  17.  Jahrhunderts  fallen.  Im  18.  Jahrhundert 
wurde  Frankfurt  von  Leipzig  immer  mehr  über- 
flügelt und  blieb  auch  hinter  Frankfurt  a.  O. 
zurück.  Auch  der  Anschluss  au  den  Zollverein 
(1836)  bewirkte  keinen  Aufschwung  mehr.  Von 
der  auf  die  Messen  der  vier  Städte  gebrachten 
Warenmenge  entfielen  auf  Frankfurt  a.  M.  1842 
nur  16%,  1854  nur  noch  10.  Für  ihre  geringe 
Bedeutung  in  der  Gegenwart  ist  bezeichnend, 
dass  die  Frankfurter  Handelskanunerberichte  die 
Messen  kaum  mehr  erwähnen. 

b)  In  Frankfurt  a.  ().,  dem  uralten  Oder- 
Ubergang,  werden  Jahrmärkte  zuerst  1253  er- 
wfilmt,  als  die  Stadt  Berliner  Recht  erhielt. 
Als  Messen  werden  sic  zuerst  1658  bezeichnet. 
Sie  scheinen  erst  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  ihre  grosse  Bedeutung  für  den  Handel 
erlangt  zu  haben.  Durch  die  Handelspolitik 
Friedrichs  des  Grossen  seit  176(5  litt  der  Besuch 
der  Messen  sehr.  Die  Ermässigung  der  Tarife 
1788,  die  Ausdehnung  des  preußischen  Staats- 
gebietes im  Osten,  die  Friedensjahre  seit  171)5 
bewirkten  einen  lebhaften  Aufschwung  zu  Ende 
des  Jahrhunderts,  dem  in  der  schweren  Zeit 
ein  noch  grösserer  Rückgang  folgte.  (Wert  der 
zu  den  Messen  gebrachten  Waren  1782  3463<KX) 
Thaler . 1798  (5726000  Thaler.  1808  2 416000 
Thaler.)  Die  Friedenszeit  brachte  mit  der  libe- 
ralen Zollpolitik  und  der  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Hebung  eitlen  bis  gegen  1840  rasch, 
daun  langsamer  zunehmenden  Besuch  der  Messen, 
der  seinen  Höhepunkt  1855  erreichte  (305000 
Centuer  Ware  und  9180  Fieranten).  Seitdem 
hat  ein  stetiger  Rückgang  stattgefunden.  Von 
der  in  die  .Messstädte  gebrachten  Warenmenge 
kamen  auf  Frankfurt  a.  0.  1842  35 %,  1854 
38%.  Die  bedeutendste  der  drei  Messen  ist  die 
Margaretenmesse. 

c)  Die  bedeutendsten  Messen  Deutschlands 
sind  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  die 
von  Leipzig.  Die  Stadt  scheint  von  Anfang 
an  einen  Frühlings-  und  einen  Herbstmarkt  be- 
sessen zu  haben.  Ein  Xenjahrsmarkt  wird  ihr 
1458  vom  Kurfürsten  Friedrich  verliehen.  Die 
daraus  entstandenen  Messen  stützen  sich  aber 
in  der  Hauptsache  erst  anf  das  Privileg  Kaiser 
Maximilians  von  1507,  in  welchem  der  Stadt 
ihre  Märkte  sowie  Niederlage  und  Stapel  mit 
grosser  und  kleiner  Ware  bestätigt  werden, 
verbunden  mit  dem  Versprechen  des  Schutzes 
für  die  .Messbesucher  auf  allen  Strassen  des 
Reichs  und  der  Zusage,  dass  in  einem  Umkreis 
von  15  Meilen  kein  Jahrmarkt,  Messe  oder 
Niederlage  errichtet  werden  solle.  Vom  Ende 
<les  17.  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wird  der 
Wert  des  Umsatzes  auf  den  drei  Messen  auf  5 
bis  8 Millionen  Thaler  geschätzt.  Wie  in  Frank- 
furt a.  0.  nehmen  die  Leipziger  Messen  um  die 
Wende  des  Jahrhunderts  einen  besonderen  Auf- 
schwung. Aber  abweichend  von  den  dortigen 
Verhältnissen  trat  nach  Beendigung  der  Kriege 
kein  besonderer  Aufschwung  ein.  Erst  der  An- 
schluss an  den  Zollverein  bringt  eine  bedeutende 
Steigerung  der  Warenzufuhr,  so  dass  der  Anteil 
Leipzigs  am  Messverkehr  «1er  vier  Messstädte 
1842  42%,  1854  45%  betrug.  Ihre  Höhe  er- 
reichte die  Warenzufuhr  in  Leipzig  erst  in  «len 
sechziger  Jahren;  seitdem  ist  sie  auch  absolut 
znrückgegangen.  Hat  die.  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel  «len  Messverkehr  zunächst  noch 
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vergrössert.  so  ist  er  doch  schon  läugst  im  Ver-  den  Dörfern  keine  Liiden  hoben  durften.  Nach 
liältnis  zu  dem  gesamten  Handelsumfang  nicht  der  Einführung  von  besonderen  Steuern  für  den 
gestiegen,  sondern  zurückgeblieben.  Schon  1826  Markthandel  im  Jahre  1883  ist  die  Zahl  der 
wird  iu  einem  amtlichen  Bericht  hervorgehoben,  Märkte  von  mehr  als  siebentägiger  Dauer  von 


dass  Leipzig  aufgehört  habe,  der  Centralpunkt 
des  Kontinentalhandels  zu  sein,  da  der  Handel 
nicht  mehr  an  Zeit  und  Ort  der  Messen  ge- 
bunden sei,  immer  mehr  direkte  Beziehungen 
entständen  etc. 

An  die  seit  dem  17.  Jahrhundert  an  die 
Leipziger  Messen  sich  anschliessende  Organi- 
sation des  deutschen  Buchhandels,  der  vorher 
seinen  Mittelpunkt  ebenso  in  den  Frankfurter 
Messen  gefunden  hatte  wie  der  französische  in 
Lyon,  kann  hier  nur  erinnert  werden.  <8.  d. 
Art.  Buchhandel  oben  Bd.  11  S.  1 122 ff.) 

d)  Die  geringste  Bedeutung  haben  stets 
die  Messen  in  Brannschweig  gehabt.  Angeblich 
1505  von  Kaiser  Maximilian  der  Stadt  verliehen, 
sind  sie  in  Wahrheit  erst.  1881  von  deu  Herzogen 
errichtet,  nachdem  diese  1671  die  Stadt  ihrer 
Botmässigkeit  unterworfen  hatten.  Von  der 
gesamten  Warenmenge  kamen  auf  Braunschweig 
1842  nur  8,  1854  nur  7%. 

10.  Messen  iu  anderen  Ländern. 
Frankreich  sind,  nachdem  der  Glanz 
Champagnermessen  verblichen  war,  neben 
bereits  erwähnten  vier  Messen  von  Lyon 
drei  grossen  Märkte  von  Baris  zu  nennen, 
foire  du  Lendit.  welche  der  Abtei  von  St.  Denis, 
die  foire  de  St.  Ladre,  welche  seit  1181,  und 
die  schliesslich  bedeutendste  von  St.  Germain 
des  Bros,  welche  seit  1278  von  den  Königen 
zurückgekauft  war.  Im  Süden  tritt  die  im 
12.  Jahrhundert  zuerst  genannte 
messe  von  Beaucaire  (Juli)  in  den  Vorder- 
grund. Sie  ist  die  einzige,  welche  heute  noch 
einige  Bedeutung  hat.  während  die  anderen  mit 
dem  vorigen  Jahrhundert  mul  vor  allein  seit 
der  Revolutionszeit  keine  Wichtigkeit  mehr 
haben. 

Ans  SUdeuropa  sind  aus  Spanien  vor  allem 
die  einst  blühenden  Messen  von  Medina  del 
Camp»  zu  nenncu,  aus  Italien  die  von  Sini- 
gaglia  (Ende  Juli),  welche  noch  zu  Anfang 
des  Jahrhunderts  sehr  besucht  war,  1869  aber 
aufgehoben  ist.  Die  Märkte  von  Bozen  haben 
seit  Eröffnung  der  Brennerbahn  alle  weitere 
Bedeutung  verloren.  In  dem  einst  wichtigsten 
Schweizer  Messplatz  Zurzach  wird  nur  noch 
eine  Messe  abgehalten.  Die  Eedcrmesse  wurde 
1856  nach  Zürich  verlegt,  vor  einigen  Jahren 
aber  ganz  aufgehoben. 
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1885—1892  von  188  auf  359  zuriiekgegangen. 
während  die  Zahl  der  steuerfreien  kürzeren  Jahr- 
märkte nach  Simson  etwa  2500  beträgt.  Ent- 
sprechend den  Verkehrsverhältnissen  finden  die 
grossen  russischen  Messen  im  .Sommer  iNishnij 
25.  Juli  bis  25.  August  a.  St.)  und  im  Winter 
statt  (Irbit  seit  1850  Februar,  früher  Januar). 
Die  grosse  Messe  von  Kishnij  Nowgorod 
ist  der  Centralpunkt  des  ganzen  innerrussischen 
Handels,  namentlich  für  Baumwolle  und  ßautn- 
wollfabrikate,  für  sonstige  Webwaren,  für  Belz- 
werk,  Leder,  Getreide,  Fische.  Getränke,  Thee. 
Glas  und  Borzellan  und  andere  Fabrikate.  Die 
Messe  ist  als  Makarjewscher  Markt  1550  ge- 
gründet, 1817  an  den  jetzigen  äusserst  günstigen 
Ort  verlegt.  Die  dortigen  Umsätze,  die  1817 
I bis  1826  im  Durchschnitt  32  Millionen  Rnbel 
betrugen,  erreichten  ihren  Höhepunkt  1881  mit 
246  Millionen  Rnbel.  sind  aber  seitdem  um  ein 
| Viertel  und  mehr  gesunken.  Die  Messe  von 
Irbit  ist  zwar  schon  1643  gegründet,  hat  ihre 
Bedeutung  aber  erst  in  unserem  Jahrhundert 
erlangt,  vor  allem  durch  den  Belzhandel  und 
die  Vermittelung  des  Warenverkehrs  mit  Sibi- 
rien. Seit  dem  Höhepunkte  des  Jahres  1888 
(57  Millionen  Knliel  Umsatz)  gehen  auch  dort 
die  Umsätze  zurück.  Ausser  diesen  beiden  Mcss- 
orten  finden  sich  auch  sonst  die  bedeutendsten 
Märkte  im  östlichen  und  dann  im  südlichen 
Russland  (Charkow,  früher  auch  Poltawa).  Aber 
Magdalenen- j fast  alle  verlieren  an  Bedeutung  in  dem  Masse, 
wie  der  Eisenbahnban  voransclireitet.  ln  Sibi- 
rien sind  vor  allem  die  Messen  von  Iscliiiu  und 
von  Tjumeu  zu  nennen. 

Im  westlichen  und  südlichen  Asien  sebtiessen 
sich  die  Messen  noch  immer  an  die  grossen 
religiösen  Feste  an,  so  in  Mekka,  so  in  llurdwar 
in  Indien.  So  auch  die  grosse  Messe  von  Tanta 
in  Aegypten.  In  Ostasien  mit  seiner  dichten 
Bevölkerung  giebt  es  keine  Messen  von  Be- 
deutung, wohl  aber  zahlreiche  kleine  Märkte. 

11.  Bedeutung  der  Messen  in  der 
Gegenwart.  Hat  auch  l>ei  uns  das  eigent- 
liche Messgeschäft  noch  eine  gewisse  Wich- 
tigkeit, so  bezieht  sieh  das  wesentlich  auf 
bestimmte  Waren,  namentlich  Leder  und 
Pelzwerk,  »dessen  Bedeutung  alle  übrigen 
Zweige  des  Messgesehäfts  ül»erragt<  (Leipzig 
1885).  Und  selbst  von  diesem  sagt  die 


In  England  scheint  der  Rückgang  der 

grossen  Märkte  schon  im  17.  Jahrhundert  he- 1 Leipziger  Handelskammer  mehrfach  in  ihren 

Aufhehnmr  der  einst  i> . '„i.. ...  u i i ^.oo\  i .i_  . 


gönnen  zu  haben.  Die  Aufhebung  der  einst ^Berichten  (z.  B.  dein  für  1888).  dass  das 

ÄÜÄXrr  & \ <lr  w«  <>er  Messe 

durchgeführt.  Die  Abschaffung  der  Jahrmärkte  7 1 , k°tnnu  • ^u<  1 andet  wärts  \u.rdcn  die 


wird  neuerdings  durch  die  Gesetzgebung  er 
leichtert  (34  Vict.  ch.  12). 

Im  Osten  Europas,  insbesondere  in  Russ- 
land, sind  auch  heute  noch  die  Voraussetzungen  | 
vorhanden,  welche  einen  bedeutenden  Teil  des , 
Handelsverkehrs  auf  die  Messen  und  Jahrmärkte  | 
verweisen.  Die  Jahrmärkte  wurden  iu  Russland  | 
auch  uoeb  besonders  durch  deu  Staat  begünstigt, 
in  unserem  Jahrhundert  namentlich  dadurch,  | 
dass  seit  1814  die  hohen  Steuern  auf  den  i 
Handelsbetrieb  vom  Markthandel  nicht  erhoben 
wurden  und  dass  bis  1863  Stadtbewohner  in 


I/Hlomiesson  durch  den  Kommissionshandel 
verdrängt.  Angeblich  kommen  nur  noch 
<lie  geringsten  (Qualitäten  auf  die  Märkte. 
Für  andere  Waren  aber  hat  das  Messege- 
schäft im  letzten  Jahrzehnt  mehr  und  mehr 
seinen  Charakter  verändert.  Nicht  mehr  die 
Ware  selbst  wird  zugeführt,  sondern  das 
Musterlager.  Nach  den  Ilandelskanunerhe- 
richten  aus  Leipzig  und  Frankfurt  a.  0.  Iiat 
das  angefangen  bei  Porzellan  und  Glas- 
waren,  Spielzeug  etc.,  sich  in  den  letzten 
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Jahren  aber  auf  immer  mehr  Waren  erstreckt, 
auf  Webwaren , Papier,  Fahrräder  u.  s.  w. 
Es  wird  in  Ijoipzig  darauf  liingewiesen,  dass 
durch  diese  Wandlung  die  Bedeutung  dieser  | 
Geschäftszweige  wachse  (1885),  wälireiul 
von  denselben  Waren  aus  Frankfurt  a.  0. 
berichtet  wird,  dass  das  Geschäft  seinen  j 
messartigen  Charakter  ganz  verliere  (1883, 
1889).  Dass  die  Messe  Gelegenheit  zu 
persönlichem  Meinungsaustausch  der  am  Ge- 
schäft Beteiligten  gebe,  dieser  sich  aber  mit 
geringerem  Zeitaufwand  erzielen  lasse,  wenn 
die  Beteiligten  sich  zu  bestimmten  Börsen- 
tagen vereinigten,  hat  die  Leipziger  Handels- 
kammer wiederholt  hervorgel loben,  ln  der 
That  sind  in  den  letzten  Jahren  während  j 
der  beiden  Hauptmessen  (Ostern  und ; 
Michaelis)  eine  Garnbörse,  eine  Ledermess-  j 
börse.  eine  Messbörse  für  Tuch-  und  Web-  j 
waren  entstanden.  Dass  solche  Kinrieh-  j 
tungen  aber  nicht  an  die  Messen  gebunden  j 
sind , zeigen  die  dortigen  Borsten  märkte, 
die  Börsentage  für  Wolle  und  Wollgarne 
(zweimal  monatlich),  der  internationale  Pro- 
duk  ton  markt,  der  freilich  auf  Betreiben  der 
ansässigen  Interessenten  lMSH  wieder  einge- 
stellt ist. 

Die  neue  Form  des  Messhandels  ist ! 
durch  Errichtung  eines  städtischen  Kauf- 
hauses wesentlich  gefördert.  Sie  ist  so 
zweckmässig,  dass  sie  zur  Errichtung  einer  j 
Frühjahrs- und  Herbstmesse  in  Berlin  ausj 
privater  Initiative  geführt  hat.  (seit  1893).  I 

Soweit  die  Messe  dein  Grosshandel  noch 
dient,  nähert  sie  sich  den  modernen  markt-  i 
artigen  Veranstaltungen,  der  Börse,  der  Aus- 
stellung. Ein  grosser  Teil  des  Messverkehrs 
in  Leipzig  und  ganz  überwiegend  der  in  den  ! 
anderen  Messorten  steht  auf  dem  Niveau  des 
gewöhnlichen  Jahrmarktes,  wird  übrigens  in 
Leipzig  gegenwärtig  stark  eingeschränkt.  Eine 
mehr  als  lokale  Bedeutung  hat  von  deutschen  s 
Messorten  nur  noch  Leipzig,  dessen  Messen ' 
]88ö  besucht  waren  von  1252  Firmen  aus 
2<H » sächsischen  Plätzen,  von  2019  Firmen 
aus  423  anderen  deutschen  Plätzen  und  330 
Firmen  aus  150  ausländischen  Plätzen.  Die 
Zufuhr  von  Waren  aus  dem  Auslande  zu 
den  Messen  ist  gegen  früher  überall  stark 
zurückgegangen.  Im  allgemeinen  haben  bei ! 
uns  an  den  Messen,  wenn  man  von  dem 
Verkehr  in  wenigen  Artikeln  absieht,  nur : 
die  Messstädte  ein  Interesse  wegen  des 
Fremdenzud längs  zu  den  mit  den  Messen 
verbundenen  Lustbarkeiten,  wegen  der  Ver- 
mietung von  Magazinen  und  Wohnungen  etc. 1 
Wenn  man  auch  nicht  eine  völlige  Ab-  j 
Schaffung  der  Messen  anstrebt,  so  gebt  die 
Richtung  doch  auf  eine  gewisse  Ehischrän- ' 
kung.  Der  Messrabatt  bei  den  Eingangs- 1 
zollen,  den  Preusson  sich  Vorbehalten  hatte, 
ist  auch  für  Frankfurt  a.  O.  1809  ganz  be- 1 
soitigt,  nachdem  er  für  Naumburg  schon 


1832  gefallen  war.  Zu  erwägen  ist  ferner 
die  Einschränkung  der  Dauer  der  Messen, 
welche  im  Laufe  der  Zeiten  immer  ge- 
wachsen sind  (so  in  Leipzig  von  einer  auf 
vier  Wochen),  da  die  Grosshändler  die  Ten- 
denz hatten,  früher  zu  kommen,  die  Klein- 
händler, möglichst  lange  ihren  Kram  feilzu- 
bieten. Der  eigentliche  Grosshandel  ist 
gegenwärtig  meist  in  ganz  kurzer  Zeit  be- 
endigt. ln  Leipzig  sprechen  aber  die  In- 
teresse» des  Rauchwarenhandcls  gegen  eine 
sonst  wünschenswerte  Verkürzung  der  Mess- 
zeit. Der  in  früheren  Zeiten  wichtigste 
Grund  für  eine  längere  Dauer  der  Messen, 
die  Unsicherheit  der  Ankunft  bei  schlechten 
Verkehrswegen,  ist  jedenfalls  gegenwärtig 
völlig  weggefallen. 

12.  Die  heutigen  Jahr-  und  Special- 
inärkte.  Im  Jahre  1841  sagte  J.  G.  Hoff- 
mann  über  die  damalige  Bedeutung  der 
Jahrmärkte:  ^Sie  verlieren  für  die  grössten 
Städte  so  sehr  an  Bedeutung,  dass  ein 
grosser  Teil  der  Einwohner  kaum  einmal 
Kenntnis  davon  nimmt,  dass  eben  Jahrmarkt 
gelialten  werde.  Weiter  herab  im  städtischen 
Leben  erhalten  sich  die  Jahrmärkte  noch  in 
ihrer  alten  Bedeutung,  und  in  der  Region 
der  kleinen  Städte  nimmt  ihre  Wichtigkeit 
für  die  Belebung  des  örtlichen  Verkehrs 
sogar  noch  immerfort  zu.  In  den  kleinsten 
Ortschaften  ist  der  Jahrmarkt  ein  längst  er- 
wartetes Fest  für  die  gesamte  Bevölkerung; 
mit  der  Anzahl  und  Wohlhabenheit  der- 
selben wächst  der  Besuch  dieser  Märkte, 
der  Betrag  des  Umsatzes  darauf  und  der 
fröhliche  Genuss,  der  sich  diesem  auschliessU . 
(Befugnis  zum  Gewerbebetrieb,  S.  377.) 
Was  damals  für  die  grossen  Städte  gesagt 
ist,  hat  immer  weitere  Geltung  gewonnen. 
In  einem  grossen  Teile  Deutschlands  habeu 
die  Jahrmärkte  ausser  in  den  Interessen  der 
Marktorte  selbst  die  Wurzel  ihres  Daseins 
nur  mehr  in  der  Gewöhnung  der  Landbe- 
völkerung. bei  dieser  Gelegenheit  ihre  Ein- 
käufe zu  machen.  Sie  dienen  dem  Ver- 
triebe der  wohlfeileren  Waren.  Sind  das 
zum  Teil  »Fabrikrester  und  Ladenhüter*, 
die  noch  ganz  brauchbar,  nur  unmodern 
sind,  so  beruht  der  geringe  Preis  zum  Teil 
auch  auf  schlechter  Arbeit  und  schlechtem 
Material.  Lebt  vom  Beziehen  der  Märkte 
eine  ziemlich  zahlreiche  Klasse  von  wan- 
dernden Händlern,  so  steht  dem  gegenüber 
das  Interesse  der  sesshaften  Kaufleute.  Doch 
spielen  unter  den  vielen  Klagen  der  Klein- 
händler die  über  die  Jahrmärkte  nur  eine 
geringe  Rolle.  Eher  klagen  manche  ansäs- 
sige Handwerker.  Die  Jahrmärkte  sind 
dagegen  für  manche  Handwerker  (Schuh- 
macher!) noch  wichtig,  weil  sie  den  direk- 
ten Absatz  selbsterzeugter  Ware  ermög- 
lichen. Die  billig  produzierenden  Hand- 
werker aus  kleinen  Städten  und  Landorteu 
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erhalten  so  ihre  Selbständigkeit  und  haben 
den  Vorteil  barer  Bezahlung.  Aber  dem 
steht  der  Nachteil  gegenüber,  dass  die  Ge- 
winne meist  klein  sind  wegen  der  starken 
Konkurrenz  und  der  Notwendigkeit,  übrig 
bleibende  Ware  billig  loszuschlagen  (Töpfer). 
Die  Enquete  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
über  die  Lage  des  Handwerks  zeigt  deut- 
lich den  Rückgang  des  Jahrmarktsahsatzos 
der  Handwerker,  namentlich  etwa  seit  1870. 
Auch  die  Einkaufsgewohnheiten  der  Bevöl- 
kerung haben  darauf  Einfluss.  So  ist  die 
Marktschusterei  in  Holstein  und  Sachsen  in 
starkem,  in  Thüringen  in  langsamem  Rück- 
gang, in  Pommern,  Mecklenburg,  Posen, 
Schlesien  noch  stark  entwickelt.  Ueber- 
haupt  sind  die  Jahrmärkte  im  deutschen 
Osten  noch  wichtiger  als  im  Westen. 

Nur  in  sehr  verkehrsarmen  Gegenden,  in 
kleinen  Orten,  wo  die  Bevölkerung  durch  den 
Mangel  an  Konkurrenz  unter  den  ansässigen 
Handwerkern  und  Kanfleuten  leidet,  sind 
die  Jahrmärkte  heute  auch  für  den  Konsu- 
menten noch  notwendig.  Sie  sind  der 
Regel  nach  nicht  mehr  ein  Ereignis  für  die 
Gegend,  und  dass  Friedrich  der  Grosse  die 
Breslauer  Messe,  der  kurfürstlich  sächsische 
Hof  regelmässig  die  Leipziger  Messe  be- 
suchte, erscheint  uns  heute  verwunderlich 


konibfiai^rr 
ausschliesslich  mit  anderen 
Märkte:. 


Messen  «7  — 

Jahr-  und  Krammärkte  3007  4^78 

Viehmärkte  4123  4628 

Pferdemärkte  1130 

Wollmärkte  67  50 

Flachs-  und  Hnufmärkte  34  17» 

Lein  wand  markte  71  35 

Hafermärkte  6 

Getreidemärkte  — 53 

Holzmärkte  9 54 

Sonstige  Märkte  12  <*> 


Von  den  2675  Marktorten  waren  141ösohfh- 
ohne  »Stadt-  oder  Fleckenrechte. 

Auf  die  Provinzen  verteilten  sich  die  Märkte 


folgendernmssen 

1858 

18 

75 

Ost  preussen  ( 
West  preussen  1 

1 1 73  au 

224 

Ort. 

J733  an 
1547  m 

1 iSOn 
1 

Posen 

587 

145 

613 

•y 

«43 

— 

Brandenburg 

961  „ 

«63 

ty 

1038 

164 

— 

Pommern 

54«  „ 

90 

5? 

549 

9 2 

Schlesien 

«°43  » 

160 

1 1 1 1 

*• 

« 94 

Sachsen 

896  „ 

1S9 

•> 

9«5 

JQI 

Westfalen 

890  „ 

34S 

•j 

1057 

.. 

358 

Rheinlande 

1678  „ 

462 

2310 

53ö 

Sehleswig-Holst. 

*> 

' y 

797 

«43 

Hannover 

•> 

V 

«43- 

•• 

395 

Hessen-Nassau 

9 

•> 

996 

22t 

— 

genug. 

L)ie  Städte  sind  im  allgemeinen  nicht  ge- 
neigt, ihre  Märkte  ahzuschaffen.  Selbst  Berlin 
hat  noch  seine  vier  Jahrmärkte,  die  aber  rasch 
abzusterben  scheinen.  Im  Jahre  1877  wurden 
für  die  vier  Märkte  zusammen  noch  8104  Stellen 
angewiesen,  1897  nur  noch  8565,  die  Mehrzahl 
davon  an  Berliner  Händler. 

Das  Bestreben  der  Staatsbehörden  gebt  auf 
Beschränkung  der  Jahrmärkte  an  Zahl  und 
Dauer.  Neue  Märkte  werden  wenig  bewilligt, 
die  alten  vermindert.  Für  Preussen  ergiebt  ein 
Vergleich  der  Jahre  1875  (Preuss.  Stat.  Jahrb. 
1876  S.  450)  und  1891  (nach  dem  amtlichen  Ver- 
zeichnis der  Märkte),  dass  die  damalige  Zahl 
der  Messen,  Jahr-  und  Krammärkte  sich  von 
7600  um  etwa  500  vermindert  hat. 

Die  Gesamtzahl  aller  Märkte  hat  sich  aber 
auch  in  neuerer  Zeit  immer  noch  vermehrt. 
Sie  betrug  für  die  alten  Provinzen  Preussens 


1858  7769 
1868  8042 
1875  8873 
1891  9396 


au 


1881 
1886 
191 1 

‘893 


Orten 


für  die  ganze  Monarchie 

1875  1209S  an  2675  Orten 
1891  12701  ,,  2663  ,, 

Seinen  Grund  hat  das  in  der  Zunahme  der 
Specialmärkte,  unter  welchen  die  Viehmärkte 
an  Zahl  und  Bedeutung  weit  hervorragen.  Ihre 


I). 


Zahl  ist  grösser  als 
markte.  Es  wurden 
gehalten 


die  der  Jahr-  und  Kram-  ( 
nämlich  in  Preussen  1875 


13.  Dpi*  städtische  Lebensmitteliuarku 

Dor  städtische  Ivcl»ciismittelmarkt  ist  auch 
heute  unentbehrlich.  Nur  zum  Teil  kacn 
er  ersetzt  werden  durch  das  Ladengeschäft 
der  Butter-,  Käse-,  Grünkram-.  Geflügel- 
händler etc.  Die  Zusammendrängung  dies« 
Verkehrs  auf  Märkten  liegt  im  Interesse 
der  Konsumenten,  im  Interesse  der  raschen 
und  billigen  Lebensmittelversorgung  der 
»Städte.  Giebt  man  aber  in  neuerer  Zeit  die 
alten  Vorkaufsverbote  gegen  Höker  und 
Zwischenhändler  auf,  wodurch  der  Konsu- 
ment und  der  ländliche  Produzent  direkt 
zusammengeführt  werden  sollten,  so  muss 
sich  naturgemäss  mit  der  Grösse  der  Stadt 
und  der  Häufigkeit  der  Abhaltung  der 
Märkte  der  Stand  der  Verkäufer  verändern, 
ln  den  kleinen  Städten  verkauft  in  vielen 
Gegenden  noch  überwiegend  der  ländliche 
Produzent  selbst.  In  den  grösseren  wird  er 
wegen  des  nötigen  Zeitaufwandes  und  der 
grösseren  Specialisiorung  der  feilgel>otenen 
Waren  mehr  und  mehr  verdrängt  durch  den 
kleinen  und  grösseren  Zwischenhändler,  trotz 
gelegentlich  vorkommender  Begünstigung 
der  Produzenten  bei  Erhebung  des  Stätte- 
geldes u.  dgl.  Dafür,  dass  Handwerker  den 
Wochen  markt  beziehen,  besteht  auch  in 
kleinen  Orten  der  Regel  nach  keiu  Bedürf- 
nis mehr,  wenn  man  von  l^audbackerei  nnd 
Landscliiüchterei  absieht. 

Der  Bedarf  der  grössten  Städte  führt  zu 
einer  ausgebildeten  Organisation  des  Han- 
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dels  mit  Vieh,  Fleisch  etc.  durch  Gross-  und 
Detailhändler,  Kommissionäre,  Auktionatoren 
etc.  Es  tritt  eine  Trennung  ein  zwischen 
Centralmärkten  für  den  Grosshandel,  geson- 
dert für  die  einzelnen  Gegenstände,  und 
allgemeinen  Detailmärkten.  Die  Verwaltun- 
gen der  grossen  Städte  Italien  diese  Ent- 
wickelung nicht  sich  selbst  Überlassen 
können.  Ein  die  Koneentration  des  Lebens- 
mittelverkelirs  in  einer  Form  zu  erhalten, 
welche  dem  grossstädtischen  Verkehr  besser 
entspricht,  werden  Markthallen  errichtet 
zum  Schutze  der  Käufer  und  Verkäufer  wie 
der  Waren  gegen  die  Unbilden  des  Wetters, 
Kälte,  Staub  etc.  Für  Deutschland  ist  das 
Vorbild  von  Frankreich,  besonders  von 
Paris  wichtig  gewesen,  wo  die  Hallen  eine 
alte  Einrichtung  sind.  Die  Pariser  Central- 
hallen,  in  ihrer  gegenwärtigen  Form  und 
Organisation  unter  Napoleon  III.  entstanden 
(seit  18 ”» 1 ),  gehen  in  ununterbrochener  Folge 
auf  ein  durch  Philipp  August  1183  errich- 
tetes Kaufhaus  zurück,  ln  ihren  Pavillons 
konccutriert  sieh  ein  ganz  licdeutender  Teil 
des  Pariser  Grosshandels  mit  Lebensmitteln. 
Eigenartig  ist.  dass  ein  grosser  Teil  der 
Waren  versteigert  wird  (in  der  Form  der 
erice).  Die  Stadt  Paris  hatte  1880  von  den 
Märkten  und  Hallen  eine  Einnahme  von 
8 1 95  8*7  F raues. 

Die  Stadt  Berlin  hat  diese  Seite  der 
kommunalen  Thütigkeit  sehr  spät,  dann  aber 
energisch  aufgenommen.  Der  städtische 
Viehhof  ist  1881,  die  mit  der  Stadtbahn  in 
Verbindung  stehende  Central  markt  halle  1886 
eröffnet  worden.  Für  den  Detailhandel  be- 
stehen 12  weitere  Hallen.  Die  Einnahme 
der  Markthallen  Verwaltung  betrug  1897  98 
2646298  Mark,  die  Ausgabe  (einschliesslich 
Verzinsung  und  Amortisation)  2390718  Mark. 
Der  Viehhof  wirft  mehr  als  6ÜO000  Mark 
reinen  Ceberschuss  ab. 

Abgesehen  von  Strassburg  und  Metz,  die 
von  französischer  Zeit  her  im  Besitze  von 
Markthallen  waren,  hat  von  grossen  deut- 
schen Städten  zuerst  Frankfurt  a.  M.  eine 
Markthalle  eröffnet  (1879).  Seitdem  sind 
eine  Reihe  weiterer  Städte  gefolgt.  Die 
Markthallen  haben  einen  günstigen  Einfluss 
auf  reichliche  und  regelmässige  Zufuhr,  wie 
auf  die  Qualität  der  Waren.  Dass  sie  all- 
gemein verbilligend  wirken,  ist  wahrschein- 
lich, aber  im  einzelnen  schwer  nachzuweisen, 
da  man  nicht  weiss,  wie  die  Preise  sich 
gestaltet  haben  würden  ohne  Hallen.  Die 
Hallen]>reise  sind  aber  meist  niedriger  als 
die  Iiadenjirei.se. 

III.  Das  heutige  Recht. 

Für  Deutsehl  a n d hat  eine  einheitliche 
Regelung  stattgefunden  durch  den  vierten 
Titel  der  Gew.-O.  («j§  64 — 71),  der  vom 
Marktverkehr  handelt,  jedoch  mit  Ausschluss 


1 der  Special  markte.  Das  Wesen  des  Marktes 
i bestellt  danach  darin,  dass  jeder  als  Ver- 
käufer den  Markt  mit  seinen  Waren  be- 
suchen darf.  Zu  Kauf  wie  Verkauf  auf  dem 
Markte  ist  die  Erfüllung  der  sonst  erforder- 
lichen gewerbejxdizeilichen  Vorschriften  (An- 
meldung eines  ständigen  Gewerbebetriebes 
«nler  Lösung  eines  Wandergewerbescheins) 
nicht  nötig.  Der  Marktverkehr  als  solcher 
ist  auch  nicht  gewerbesteuerpflichtig.  Hin- 
sichtlich der  auf  den  Märkten  feilzubietenden 
Waren  ist  als  einzige  wesentliche  Beschrän- 
kung die  Bestimmung  beibehalten,  dass  zum 
I Verkauf  von  geistigen  Getränken  zum  Ge- 
nuss auf  der  Stelle  Genehmigung  der  Orts- 
| Polizeibehörde  erforderlich  ist.  Die  alten 
Vorkaufsverbote  und  ähnlichen  Vorschriften 
I zu  Gunsten  der  Stadtbewohner,  die  bis  da- 
i hin  meist  noch  in  gewissem  Umfange  be- 
standen, sind  durch  die  Gewerbeordnung 
gänzlich  beseitigt.  Der  einzige  Rest  der 
älteren  Gesetzgebung  in  dieser  Richtung  ist 
die  Bestimmung,  dass  auswärtige  Verkäufer 
von  Hand  werkerwaren  vom  Verkehr  auf 
den  Wochenmärkten  ausgeschlossen  werden 
können,  wo  dies  bisher  üblich  gewesen  ist 
(§  64  Abs.  2).  Als  Retorsionsmassregel 
kann  der  Besuch  der  Märkte  durch  Aus- 
länder vom  Bundesrate  beschränkt  werden. 

Zahl,  Zeit  und  Dauer  der  Märkte  wird 
von  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  fest- 
gestellt. Das  ist  in  Preussen  für  Kram-  und 
Viehmärkte  der  Provinzialrat,  für  Woehen- 
l rnärkte  der  Bezirksausschuss  (unter  Zustim- 
mung der  Gemeindebehörden).  Sjiecial  markte 
! genehmigt  der  Handelsmiuister.  In  den 
i anderen  deutschen  Staaten  ist  die  Genehmi- 
j gung  etc.  der  Messen  und  Jahrmärkte  der 
Regel  nach  dem  Ministerium  des  Innern 
Vorbehalten. 

Der  Marktverkehr  wird  geregelt  durch 
I Marktordnungen,  welche  in  den  Grenzen  der 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von  der 
Ortsjiolizeibehörde  im  Einverständnis  mit  der 
I Gemeindebehörde  festgesetzt  werden.  Er- 
! Weiterungen  des  Wochenmarktverkehrs  auf 
weitere  als  die  üblichen,  im  § 66  aufge- 
zählten Waren,  werden  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  festgestelll,  in  Preussen 
durch  den  Bezirksausschuss. 

Die  Marktabgaben  dürfen  nur  eine  Ver- 
I gütung  für  den  überlassenen  Raum  und  den 
Gebrauch  von  Buden  und  Gerätschaften 
bilden.  Für  Preussen  hat  der  Gegenstand 
| eine  besondere  Regelung  gefunden  durch 
G.  v.  26.  April  1872. 

Die  Zollgesetzgebung  hat  auch  nach  Be- 
seitigung des  Messrabatts  (s.  oben)  einige 
Erleichterungen  für  den  .Messvorkehr  beiho- 
halten,  namentlich  in  den  Messconten.  Es 
können  unverzollte  ausländische  Waren  gegen 
j Eintragung  in  ein  Conto  an  Messfirmen  ver- 
abfolgt werden.  Die  Verzollung  findet  nur 
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statt,  soweit  nicht  die  Wiederausfuhr  nach 
dem  Auslande  nachgewiesen  ist.  Die  ur- 
sprünglich nur  für  die  Messen  getroffene  j 
Einrichtung  ist  180S  verallgemeinert  worden  ' 
(fortlaufende  Conten).  Dafür  bestehen  be- 
sondere Messkonten  nur  noch  in  Ixupzig 
und  Frankfurt  a.  M.  — Zur  Erleichterung 
des  Besuches  auswärtiger  Messen  und 
Märkte  kann  die  zollfreie  Zurückbringung  I 
der  unverkauft  gebliebenen  Waren,  welche  I 
aus  dem  freien  Verkehr  des  Zollvereins  I 
stammen,  gestattet  werden.  Ebenso  kann 
fremden  Handelsleuten,  welche  inländische 
Märkte  besuchen,  von  ihren  unverkauften 
Waren  Erlass  des  Eingangszolles  bei  Wieder-  i 
ausfuhr  gewährt  werden.  (Y.Z.G.  von  1*09 
§ 112.) 

In  Frankreich  ist  die  Regelung  des 
Markt  Wesens  seit  1852  für  die  Wochen-  und 
Speeialmärkte,  seit  1804  für  alle  Märkte  den  | 
Präfekten  übertragtu),  für  Jahr-  und  Vieh- 1 
mfirkte  aber  1871  auf  die  Ueneralräte  über-] 
gegangon.  Die  Marktjndizei  liegt  in  der 
Hand  des  Maire  sowie  der  Erlass  von  Markt- 
ordnungen. Die  in  letzteren  vorkommenden  i 
Boscliränkungcn  des  Vorkaufs  und  der  Auf- 
käufer sind  als  giltig  anerkannt.  Für  den  • 
.Marktverkehr  in  Paris  besteht  eine  eigene 
Polizeivorordmmg  von  1805. 

In  England  ist  die  ältere  Marktgesetz- 
gebung  zusammengefasst  in  der  Markets  and 
fairs  clauses  act  von  1847  (10.11  Vict.  eh. 
14).  Verschiedene  neuere  Gesetze  erleich- 
tern die  Aufhebung  von  Märkten  als  »both 
unnecessarv  and  productive  of  grievous ! 
immorality«.  Für  London  hat  die  Kor|>oration  j 
der  City  weitgehende  Privilegien. 

In  Oesterreich  sind  die  allgemeinen 
Grundsätze  in  der  Gew.-O.  von  1859,  $§  02 
bis  71  enthalten. 

bittend ur ; Zahlreich e rerstreute  .1  ngaben  in  den 
geschichtlichen  Darstellungen  des  Handels,  (leg 
Welthandel«  sowohl,  wir  de g J landein  einzelner 
Volker.  Ferner  in  der  Litteratur  über  Modle • 
wegen  und  Städtcvcrfasxuug  wir  ührrhau/ii  über 
Ilechlsgrsehtehte.  Siehe  <lie  Angaben  zum  .Ir/. 
Bürger,  Bürgertum  üben  Bd.  II  S.  1186. 
Vgl.  auch  die  Litteratur  zum  Art.  Buchhandel 
oben  Bd.  II  S.  1137. 

Feber  Marktwegen  speciell : F.  Borei,  Leg 
Faires  de  (lenere  au  r/uinzieme  siede,  Genf  1393. 

— I'.  Bail  ri/tiidol.  Ft udes  sur  leg  Faires  de 
Champagne.  Memoire*  presentes  d l'acuditnie 
des  inscriptiuns  et  helles  lettres,  sehe  II,  tarn.  I* 
Paris  1363.  — It.  B ii cliHCiincItii tz,  Besitz  und 
Erwerb  im  griechischen  Altertum,  Halle  1860, 

S.  £70 ff.  — E.  (’a iter.  Zur  Geschichte  der 
Breslauer  Messe,  Zeitsehr.  d.  Vrr.  f.  (iesrh.  u. 
Altertum  Schlesiens,  V,  S.  63$.  und  333 ff.  — 

M.  Ihi  Camp,  Paris,  Ses  Organes,  ses  fonctivns  l 
et  sa  rie,  Bd.  II,  Paris  1870,  S.  191$.  — ' 
(tust.  Cohn , Xationaliikonomie  des  Handels- \ 
und  Verkehrswesens,  S.  76  ff.,  < Stuttgart  1808.  — 

/:.  Eberl  y,  Feber  Lebensmittelversorgung  von 
(irossslildten  in  Markthallen,  Berlin  1834  (Volks- 
wirtschaftliche Zeitfragen,  Heft  47,4 8)-  — 11.  1 


Eh ren berg,  I)as  Zeitalter  de,-  Fugger,  .leim 
13 06.  — A.  Emmlnghaus,  Markte  und  Messen. 
Viert,  f.  Volks w.  XVII,  1867,  S.  61  (T.  — Ende - 
mann,  Studien  in  der  romanisch- kanonist  ischen 
Wirtschaft*-  und  Ilechtslrhre,  Bd.  I,  S.  138 ff., 
1874 • “ «/•  Falke,  (iesehichte  des  deutschen 
Handels,  Leipzig  183'.i;6a , l,  S.  34'-' ff.,  II,  S.  338 ff. 
— I”.  Gaillard,  Etudes  sur  le  rommene  de 
la  Flandre  au  moyen  äge.  Messager  des  scienrcjt 
historignes  de  Beigigue,  1831.  — T.  Greving, 
Handel  und  Industrie  der  Stadt  Basel,  1886.  — 
/..  Gatdnch  nt  litt,  llandb.  des  Handelsrechts, 
3.  Auß„  Stuttgart  1801,  I,  S.  33  ff.,  134$.,  334$'. 
( mit  reichen  l.itteniturangaben).  — Derselbe, 
Die  Geschäftsoperationen  auf  den  Messen  der 
( hampugnr.  Zeilschr.  f.  d.  ges.  Handelsrecht, 
1803.  — E.  Gotliein,  Wirtschaftsgeschichte  des 
Sch warzwaldes,  I,  Strassburg  1803.  — Han- 
d eis  ka  m me  rbe  r i chtc  ton  Leipzig,  Frank- 
furt a.  O.  und  Brünn.  — E.  Hasse,  Geschichte 
der  Leipziger  Messen,  Leipzig  1883.  — Der- 
selbe, Messen  und  Märkte  in  Xeefts  Statistischem 
Jahrbuch  deutscher  Städte,  3.  Jahrg.,  1803, 
S.  101 — 116.  — 11.  Herzog.  Die  Zurzarher 
Messen,  Aarau  1898.  — Th.  Hirsch,  Handels- 
und  t tfirerbegesrh iehle  Danzigs  unter  der  Herr- 
schaft des  Deutschen  Ordens,  Leipzig  1838.  — 
./.  G.  Hoffmana,  Die  Befugnis  zum  Gewerbe- 
betriebe,  Berlin  184 1,  S.  338$'.  — K.  D.  Hiill- 
mattu , Städte  wesen  des  Mittelalters , 1836,  I, 
S.  387 ff.  — - H ii gt teils,  Corporation*  gantoiscs, 
Gmt  1861,  S.  145  ff'.  — K.  Th.  r.  luama- 
Stcmcgg , Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  II, 
Leipzig  1801,  S.  37o  ff\  — Er.  Kapp,  Geschichte 
des  deutschen  Buchhandels,  Ieeipzig  1886,  S.  448  ff. 

— G.  L.  K riegle,  Die  Frankfurter  Messe  im 
Mittelalter , in  Frankfurter  Bürgerzwiste  und 
Zustände,  Frankfurt  1863 , S.  304  $•  — A . 

I.amprrcht , Deutsches  Wirtschaftsleben  im 
Mittelalter,  Leipzig  1883,  II,  S.  336ff.  — Th. 
Laves,  Zur  Organisation  des  I.ebensmiltclmarkte* 
in  Berlin.  Jahrb.  f.  Ge*,  u.  Vene.  XI,  B.  373  ff'. 

— Th.  ».  Leng  rufe  Ult,  Bnssland  im  10.  Jahr- 
hundert, Berlin  1873,  S.  176$'.  — Ia*v y von 
Halle,  Die  Organisation  des  Berliner  l'ieh- 
and  Fleischmarktcs.  Jahrb.  f.  Grs.  u.  I Vnr.  XVI, 
S.  381$'.  (vgl.  auch  S.  680  ff.).  — II'.  l.vjris. 
in  Srhänberg,  4 • Jufl.,  H,  8.  133$'.  und  310. 

— .1.  Lindemann,  Die  Markthallen  Berlins, 
Berlin  1800. — i*.  du  Maroussem  et  V.  Gitdrie, 
Halles  centrales  <le  Paris  et  commerce  de  Pali- 
mentation.  Paris  18!>4.  — - i*.  •/.  Mnrpcrflrr, 
Beschreibung  der  Messen  and  Jahrmärkte,  Leipzig 
1711.  — lt.  de  Mansy,  Des  halle s et  marches 
et  da  commerce  des  objets  de  < WWommation  n 
I.ond res  et  ii  Paris  (Kapport),  Piris  1861.  — 
F.  M.  Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und 
der  Industrie  in  Oesterreich,  Innsbruck  1883.  — 
lt.  v,  Molil,  Die  Polizciwixxcuxrhaft,  3.  A ttfi., 
Tübingen  1866,  II,  S.  406$'.  — Th.  Mom innen, 
Hämisches  Staats  recht,  3.  Auff.,  1887,  II,  S.  449$., 
887,  ///,  S.  373,  1181.  — ii.  Morley,  Memoirs 
of  Bartholomew Fair,  London  1830.  — Mitratori , 
Antiguitates  II  diss.  XXX  de  merratibus.  — 
K.  II’.  Xitzseh,  Der  älteste  Markteerkehr  des 
deutschen  Binnenlandes.  Hans.  Geschirbtsblätter 
1880)81,  S.  14  $•  — /•/.  Ph.  Orth),  Abhandlung 
van  den  berühmten  zwoen  ltdrhsmesscn  so  in 
der  Beirhsstadt  Frankfurt  am  Main  järlirh  ge- 
halten werden  etc.  1763.  — Dalgraves  DicL 
of  Pal.  Economy  Bd.  II,  S.  13 ff.,  Art.  Fairs 
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and  market s,  London  1890.  — F.  E.  F.  Philipp I, 
Beiträge,  zur  Geschichte  und  Statistik  der  deut- 
schen Messen,  Frankfurt  a.  0.  18X7.  — Der- 
« elbe , Die  Messen  der  Stadt  Frankfurt  a.  O.. 
Frankfurt  a.  0.  1877.  — H.  Pigeonnea u, 
histoirr  du  commerce  de  la  France,  188',  89.  — 
K.  Rathyen,  Die  Entstehung  der  Märkte  in 
Deutschland  ( Strassburger  Dissert.j , 1881.  — 

lt.  Riedl,  Der  Wiener  Schlacht ciehhandel  in 
seiner  geschichtlichen  Entwickelung,  Jahrh.  f. 
Ges.  Hd.  17,  S.  820 ff.  — S.  Rictnchd,  Markt 
und  Stadl  in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis,  1897. 

— W.  Roscher,  System  III,  $j(  22  und  28.  — 
<».  Schmolle)',  Zur  Geschichte  der  deutschen 
Kleingewerbe,  Halle  1870,  S.  218  ff.  — K.  Scholz, 
Der  Wachcnma rkt.  Viert,  j.  Vulksw.  XVII, 
1807,  S.  22 ff.  — R.  Sohm,  Die  Entstehung 
des  deutschen  Städtewesens,  Leipzig  1890.  — 

R.  Schröder , Lehrbuch  der  deutschen  Rechts- 
geschickte,  Leipzig  1889,  S.  588 ff.  — Derselbe, 
Weichbild,  in  Ilistor.  Aufsätze  zum  Andenken 
an  G.  Il'ni/j,  1880.  — Derselbe,  Die  Stellung 
der  Rolandssäulen  in  der  Rechtsgcschichte,  in 
Beringuicrs  Festschrift  n Die  Rolande  Deutsch- 
landsu,  Berlin  1890.  ( Dazu  G.  Scllo,  Die  deut- 
schen Rolande,  Forschungen  zur  braudenhurg. 
und  prcussischen  Geschichte,  1890,  S.  299 ff.)  — 
.1.  Schulte,  Feber  Reiehenauer  Städtegründungen 
im  10.  und  11.  Jahrhundert,  Zeitsehr.  f.  Gesch. 
des  Oberrheins,  1890,  S.  127  ff.  ( Dazu  K,  Scliauhc, 
a.  a.  O.  1891,  S.  290 ff.)  — O.  Slmnon,  Die 
russischen  Jahrmärkte,  Jahrb.  f.  Xalionutäkon 
III.  F.,  Bd.  9,  S.  571  ff’.  — E.  Thomas, 
Manuel  des  hall  cs  et  marrhes  en  gras,  2.  Auß., 
Paris  1872.  — Derselbe , Le  marchi  aux 
bcstiaux  de  la  ViUette,  Paris  1872.  — .)/.  Voigt, 
Hämische  Pricutaltertiimer  in  J.  Müllers  I/andb. 
d.  klass.  Altertumswissenschaften,  IV,  2.  Teil, 

S.  755  ff  — G.  IValtz,  Deutsche  Vcr/assungs- 
gcschichtc,  IV,  S.  20 ff'.,  VII,  S.  277 ff,  VIII, 
S.  280ff.  — K.  IVutkc,  Die  Breslauer  Messe, 
Virchow- Ihdtzrndorffs  Sammlung  ran  Vorträgen, 
X.  F.,  Xr.  220,  1895.  — Zahlreiche  Xotizen 
auch  in  den  Engucten  <tes  Vereins  ftir  Sazialp. 
über  die  Lage  des  Handwerks  und  das 
Haus ie rge  werbe , Schriften  Bd.  02—71  und 
77-81. 

Feber  das  heutige  Recht  der  Märkte  vgl.  die 
Kommentare  zur  Gewerbeordnung  und  dir  Lehr • 
Idirher  des  Verwaltungsreehts,  2.  B.  G.  Meyer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsreehts , I, 
j!  120a.  Ferner  V , .1  iiJhchh,  Die  Zölle  und 
Steuern  des  Deutschen  Reiches,  1880,  S.  70 ff.  — 

— M.  Block,  Dictionnalrc  de  l’ Administration 
feauraise , Art.  Faires  et  marchfs  und  Organi- 
sation communnle,  11.  191—197.  — Leuthold, 
Marktwrsen  in  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen 
Verwaltungsreehts,  II,  S.  82  ff. 

K.  Rathgen. 


Mario 

s.  Wink  elblech. 


Marshull,  Alfred, 

wurde  am  26.  VII.  1842  zu  London  gehören. 
Int  Jahre  1861  erhielt  er  den  Titel  eines  ,.Pro- 
bationarv  Fellowskip“  ain  St.  Johns  College  zu 


Oxford,  der  fiir  klassische  Kenntnisse  zuerteilt 
wurde;  aber  da  er  mathematische  Studien  vor- 
zog, begab  er  sich  nach  Cambridge,  wurde  dort 
1805  zweiter  „W  rangier“.  in  demselben  Jahre 
„Fellow“  am  St.  Johns  College  in  Cambridge 
und  1868  „Lecturer"  der  Moralwissenschaften. 
Im  Jahre  1877  wurde  er  Vorsteher  des  University 
College  in  Bristol,  war  1883-1884  Lecturer 
der  Nationalökonomie  am  ..Balliol  College" 
Oxford  und  folgte  1885  einem  Hufe  als  Professor 
1 der  politischen  Oekonomie  an  die  Universität 
Cambridge.  Irn  Jahre  1891  wurde  er  zum  Mit- 
trlie.de  der  Royal  Commission  on  I.abour  ernannt. 
Houorarv  Fellow  of  Balliol  College  181)6:  Socio 
| Straniero  Reale  Accadcmia  dei  Lincei;  Ehren- 
Dr.  jur:  Krakau  1900. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissensch&ft- 
liehen  Schriften  a)  in  Buchform:  The  ecouo- 
mies  of  indnstry  (gemeinschaftlich  mit  seiner 
Frau  verfasst),  London  1879,  2.  Ausg.  1881.  — 
The  present  position  of  economics,  London  1885. 
i — Principles  of  economics,  vol.  I,  London  1890, 
4.  Ausg.  1898.  — Elements  of  economics  of 
indnstry.  London  1892.  (Ein  Auszug  aus  dem 
] 1.  Bande  seiner  „Principles".) 

b)  in  Zeitschriften:  Review  of  Jerons’ 

1 ..Tlieory  of  Political  Economy"  (Academy  1.  IV. 

1872).  — Graphic  representation  bv  aid  of  a 
series  of  kypcrbolas,  of  sotue  economic  problems 
iiaviug  reference  to  monopolies  (Proceedings  of 
the  Cambridge  Philosophical  Society  Okt.  1873). 

, — The  future  of  the  working  classes  (The 
„Eagle",  Cambridge  1874).  — O11  Mr.  Mill’s 
tlieory  of  valne  (Fortnightlv  Review,  1.  April 
1 1876).  — Where  to  house  the  London  Poor 
| (Contemporary  Review.  Febr.  1884).  — Theories 
and  facts  about  wages  (Annual  of  the  Co-opcrative 
1 Wholesale  Society.  1885).  — How  far  do  retnö- 
diabte  causes  influence  prejndicially  the  continuity 
of  cmploymcnt  and  the  rates  of  wages  1 Report 
i of  Industrial  Remuneration  Conference,  January 
I 1885'.  — On  the  graphie  mctiiod  of  statistics 
(Jubiläumsband  der  Londoner  „Statistical  So- 
ciety", 1885i.  — Remedies  for  tluetuations  of 
general  priccs  (Contemporary  Review,  März 
1887i.  — On  conciliation  and  arbitration  (Vor- 
1 wort  zu  Prices  Industrial  Peace.  1887).  — O11 
the  tlieory  of  valne  and  bnsiness  profits  and 
I on  wages  and  profits  : Harvard  Quarterly  Jour- 
nal of  Economics,  1887—88).  — On  the  Organi- 
zation of  cooporative  production . heilig  the 
inaugural  address  to  the  Co-operative  Congress, 
j Ipswich  1889.  — Presidential  address  to  Economic 
1 Section  of  British  Association,  on  Some  aspects 
of  competition , Leeds  1890.  — The  Poor  law 
I and  state  pensions,  Poor  law  reform  and  A Reply 
to  a criticism:  On  Reut;  On  Distribution  and 
Exchange  1 Economic  Journal  1892,  1893, 1898t. 
The  Old  Generation  of  Ecouomists  and  the  New 
in  the  Harvard  Quarterly  Journal  of  Economics 
Vol.  XII. 

c)  in  den  Reports  von  verschiedenen  Royal 
j Comiuissious-Evidences  Uber  die  Währungsfrage 

bei  der  Gold  and  Silver  Commission  19.  Dez 
1 1887,  16.,  23.  Jan.  1888,  und  bei  dem  Indian 
(Currency  Committee  11.  Jan..  18.  Febr.  1899; 
über  Armenpflege  bei  der  Commission  on  the 
■ Aged  Poor  5 Jun.  1893.  — Memorandum  Uber 
lokale  Steuern  auf  Boden  und  Gebäude  bei  der 
Commission  ou  Local  Taxation  1895*. 
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Vergl.  über  Marsh»  II,  insonderheit  über  — Kob.  Mo  hl.  Geschichte  u.  Litteratur  der 
seine  „Principles  of  ecouomics“:  N.  G.  Pierson  IStaatsw..  III  (Erlangen  1858  . 8.  486.  — G. 
in  „De  Ecouomist".  März  1891,  S.  177  ff.  — [Lohn,  Die  heutig«  Nationalökonomie  in  Eng- 
A.  Wagner  in  ..Quarterly  Journal  of  Econo-  land  und  Amerika,  in  Jahrb.  f.  Ges.  n.  Verw., 
mies“,  Boston.  April  1891.' — Zuckerkand!  j 13.  Jahrg.  (Leipzig  188y>,  S.  18. 
in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  III.  F.  II.  Kd  . 8.  45ff.  Junef  Stammhammer. 

Red. 


Martineau,  Miss  Harriet, 

geb.  12.  VI.  1802  zu  Norwich  in  Norfolkshire. 
verlor,  früh  ihr  Gehör  und  widmete  sieh  eifrig 
nationalökonoiuiselien  und  statistischen  Studien. 
1836  machte  sie  eine  Reise  nach  Nordamerika 
und  später  nach  dem  Orient.  Die  letzten  Jahr- 
zehnte verlebte  sie  auf  ihrem  Landsitze  bei  Am- 
blesiile  in  West  moreland,  wo  sie  am  27.  VI. 
1876  starb.  Ihre  schriftstellerische  Thütigkeit 
umfasste  ausser  den  unten  genannten  noch 
Kinderschriften,  Erzählungen,  Schriften  beleh- 
renden Inhalts  u.  dgl.  In  ihrer  Selbstbiographie 
bekennt  sie,  dass  sie  die  Lehren  der  Ricardo- 
se.hen  Schule  wirksam  popularisiert  habe 

Sie  veröffentlichte  an  staats  wissenschaftlichen 
Werken:  Illustrations  on  Political  Economy, 

9 vol.,  London  1832  34  n.  edit.  8 vol.,  Lon- 
don 1849.  — Eine  französ.  Uebers.  davon  v.  B. 
Maurice  erschien  in  8 Bdn  , 1833  - 41.  — Eine 
Auswahl  ans  dieser  mit  einer  Biographie  der 
Verfasserin  von  G.  Molinari,  2 Bde . Paris  188Ü. 

— Eine  deutsche:  Leipzig  1834.  — Eine  spa- 
nische von  D.  J F.  *P„  2 Bde.,  Madrid  1836. 

— Eine  niederländische:  Z.  B.,  1877.  — l’our 
law  and  panpers,  four  tales,  2 vis.,  London  1833. 
n edit.  1850.  — Illustrations  of  taxations.  six 
tales,  5 vis..  London  1834.  — The  tendency  of 
Strikes  to  produoe  Low  wagen,  London  1834. 

— Society  in  America.  3 vis.,  London  1837, 
und  2 vis.  New- York  1837.  — Eine  deutsche 
Lebersetzung  von  E.  Briukmeier,  2.  Tie.,  Cassel 
u.  Leipzig  1838.  — Eastern  Life,  pn*t  and 
present,  London  1816.  n.  cd.  1875.  — Houshold 
Educntion,  London  1849.  u.  edit  1864.  — His- 
tory  of  England  dnring  the  thirty  year's  peaee 
1816-46.  3 vis.,  London  1849  - 50. — Deutsche 
Uebersetzung  von  R.  J.  Bergins,  4 Bde.,  Berlin 
1853 — 54.  — - Introduction  to  the  history  of 
England  during  the  thirty  year’s  peaee,  London 
1851.  — The  factory  controversy,  a warniug 
against  meddling  legislation,  Manchester  1855. 

In  Verbindung  mit  Atkinson  veröffentlichte 
sie:  Letters  on  the  Law  of  Man’«  social  nature 
and  development,  London  1851,  und  Letters 
front  Ireland.  London  1853.  — Aug.  Comtes 
Philosophie  positive  wurde  von  ihr  ins  Englische 
übersetzt  und  erschien  2 Bde.,  London  1853. 
new  edit.  1874.  — M.  II.  Martineaus  Antobio- 
graphy.  Edited  by  Maria  Westou  Chapman. 
3 Bde.,  London  1877. 

Eine  Reihe  von  Artikeln  veröffentlichte  sie 
in  der  „Westminster  Review“  und  besonders  iu 
den  „Daily  News“,  welche  gesammelt  herausge- 
geben wurden  als:  Miscellaneous,  2 Bde.,  Boston 
1836  und  Biographical  Sketches  1832  - 68  tre- 
printed  form  the  Dailv  News),  London  1869. 
3.  edit.  1870. 

Vgl.  über  Martineau:  Non  veile  biogra- 
phic  generale  t.  XXXIV  (Paris  1861),  8.  61. 


Marx,  Heinrich  Karl, 

wurde  geboren  in  Trier  am  5.  V.  1818  als  der 
8ohn  des  Advokatanwalts  und  späteren  Justiz- 
rats Heinrich  Marx,  der,  wie  aus  dem  Tauf- 
schein iles  Sohnes  ersichtlich,  1824  mit  seiner 
Familie  vom  Judentum  zum  Protestantismus 
Ubertrat.  Nach  beendigter  Vorbildung  auf  dem 
Trierer  Gymnasium  studierte  Karl  Marx  seit 
1835  iu  Bonn,  sodann  in  lierliu  erst  Rechts- 
wissenschaft, später  Philosophie  und  promovierte 
in  Berlin  als  Br.  pliil.  1841  mit  einer  Disser- 
tation über  die  Philosophie  Epikurs.  In  dem- 
selben Jahre  siedelte  er  nach  Bonn  über,  um 
dort  sich  als  Dozent  zu  habilitieren,  aber  die 
•Schwierigkeiten,  die  die  Regierung  seinem  eben- 
daselbst als  Dozent  der  Theologie  fungierenden 
Freunde  Bruno  Bauer  in  den  Weg  legte  und 
die  mit  Bauers  Entfernung  von  der  Universität 
endigten,  machten  ihm  bald  klar,  dass  für  ihn 
kein  Platz  sei  an  einer  prenssiseben  Hochschule. 
— Um  dieselbe  Zeit  wurde  von  den  jung- 
hegelisch  angehauchten  jüngeren  Elementen 
der  rheinischen  radikalen  Bourgeoisie,  im  Ein- 
verständnis mit  den  liberalen  Führern  Lamp- 
hausen  und  Hanseuinnn,  die  G rUudung 
eines  grossen  Oppositionsblattes  in  Köln  an- 
geregt; Marx  und  Bauer  wurden  als  tüchtige 
Hauptmitarbeiter  ebenfalls  zu  Rat  gezogen. 
Eine  — damals  nötige  — Konzession  war  in 
der  Stille  auf  Umwegen  besorgt,  und  so  erschien 
die  „Rheinische  Zeitung“  am  1.  I.  1842.  Marx 
schrieb  von  Boun  aus  grössere  Artikel  in  das 
neue  Blatt;  die  hauptsächlichsten  waren:  eine 
Kritik  der  Verhandlungen  des  rheinischen  Pro- 
vinziallaudtags.  eine  Arbeit  über  die  Lage  der 
bäuerlichen  Winzer  an  der  Mosel  und  eine 
andere  über  den  Uolzdiebstalil  und  die  ihn  be- 
treffende Gesetzgebung.  Im  Oktober  1842  über- 
nahm er  die  Oberleitung  des  Blattes  und  siedelte 
nach  Köln  Uber.  Von  da  an  erhielt  die  Zeitung 
einen  scharf  oppositionellen  Charakter.  Allein 
die  Leitung  war  eine  so  geschickte,  dass  trotz 
der  über  die  Zeitung  verhängten  erst  doppelten, 
dann  dreifachen  Censur  (erst  der  gewöhnliche 
Lensor,  dann  der  Regierungspräsident,  endlich 
ein  von  Berlin  ad  hoc  hergesandter  Herr  von 
Saint-Pauli  die  Regierung  dieser  Art  Presse 
schwer  beikommen  konnte  und  sich  daher  ent- 
schloss, das  Weitererscheineu  der  Zeitung  vom 
1.  I.  1843  nn  zu  untersagen.  Durch  den  an 
jenem  Tage  erfolgten  Rücktritt  Marx'  von  der 
Redaktion  erkaufte  man  eine  Galgenfrist  von 
drei  Monaten,  aber  dann  erfolgte  doch  die 
schliessliche  Unterdrückung  des  Blattes. 

Marx  entschloss  sich  nun,  nach  Paris  zu 
gehen,  wohin  auch  Arnold  Rüge  nach  der 
ungefähr  gleichzeitig  erfolgten  Unterdrückung 
der  „Deutschen  Jahrbücher“  sich  wenden  wollte. 
Zuvor  aller  heiratete  er  in  Kreuznach  Jenny 
von  Westphalen,  seine  Jugendgenossin,  mit  der 
er  schon  seit  Beginn  seiner  l.'niversitätszcit  ver- 
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»Bt,  gewesen  war.  Das  jnnge  Paar  kam  im 
IrTbst  1843  nach  Paris,  wo  Marx  und  Pu  ge 
ie  „ Deutsch-französischen  Jahrbücher“  heraus- 
;aben,  eine  Zeitschrift,  von  der  indes  bloss  das. 
■rste  Heft  erschien;  die  Fortsetzung  scheiterte 
eil«  an  den  übergrossen  Schwierigkeiten  der 
leixulichen  Verbreitung  in  Deutschland,  teils  an 
len  »ehr  bald  zu  Tage  tretenden  principiellen 
I >ifferenzen  zwischen  den  beiden  Redakteuren. 
R u s>-  e blieb  im  Fahrwasser  der  Hegelschen 
Philosophie  und  des  politischen  Radikalismus, 
M arx  warf  sich  aufs  Studium  der  politischen 
Oekonomie,  der  französischen  Sozialisten  und 
Ger  Oeschichte  Frankreichs.  Das  Resultat  war 
sein  Uebergang  zum  Sozialismus.  Im  September 
1B44  kam  Fr.  Engels  auf  einige  Tage  nach 


Pari»  zu  Marx;  beide  waren  seit  der  gemein- 
samen Arbeit  an  den  »Deutsch-französischen  { 
Jahrbüchern“  in  Briefwechsel  getreten,  und  von! 
hier  an  datiert  das  Zusammenwirken  beider, ! 

«las  nur  mit  dem  Tode  von  Marx  ein  Ende 
nahm.  Seine  erste  Frucht  war  eine  Streit-  j 
schritt  gegen  Bruno  Bauer,  mit  dem  man,  i 
im  Verlauf  des  Zersetzungsprozesses  der  Hegel- 
schen Schule,  ebenfalls  priucipiell  auseinanuer- 
gekomraen  war:  „Die  heilige  Familie.  Gegen 
B.  Bauer  und  Konsorten.“  Frankfurt  a.  M.  1845. 

Marx  half  mit  bei  der  Redaktion  eines 
kleinen  deutschen  Wochenblattes,  das  in  Paris 
unter  dem  Namen  „Vorwärts“  erschien  und 
das  die  Misöre  des  damaligen  deutschen  Ab- 
solutismus und  Scheinkonstitiitioualismus  mit 
heissendem  Spotte  überschüttete.  Dies  war  für 
die  preussisehe  Regierung  die  Veranlassung, 
vom  Ministerium  Guizot  die  Ausweisung  von 
Marx  aus  Frankreich  zu  verlangen.  Sie  wurde  j sammen) 
bewilligt;  Anfang  1845  siedelte  Marx  nach 
Brüssel  über,  wohin  bald  darauf  auch 
kam.  Hier  veröffentlichte  Marx  Misere  de  la 
Philosophie , reponse  ä la  Philosophie*  de  la 
Misere  de  M.  Proudhon,  Bruxelles  et  Paris  1847, 
ferner:  Discours  sur  1»  questio»  du  Eibre 
Echange,  Bruxelles  1848.  Ausserdem  schrieb 
er  dann  und  wann  Artikel  in  die  „Deutsche 
Brüsseler  Zeitung“.  Im  Januar  1848  arbeitete 
er  mit  Engels  das  „Manifest  der  kommunisti- 
schen Partei“  aus,  im  Auftrag  der- Centralbehörde 


des  Bundes  der  Kommunisten,  einer  geheimen 
Propagandagesellschaft,  der  Marx  und  Engels 
im  Frühjahr  1847  beigetreten  waren.  Das  Mani- 
fest ist  seitdem  in  unzähligen  autorisierten  und 
unautorisierten  deutschen  Ausgaben  erschienen 
und  in  fast  alle  europäischen  Sprachen  übersetzt. 

Als  die  Februarrevolution  1848  ausbrach 
uud  auch  in  Brüssel  Volksbewegungen  hervor- 
rief, wurde  Marx  verhaftet  und  aus  Belgien 
ausgewiesen ; inzwischen  hatte  ihn  die  provi- 
sorische Regierung  der  französischen  Republik 
eingeladen,  wieder  nach  Paris  zu  kommen,  und 
so  kehrte  er  dorthiu  zurück. 

In  Paris  trat  er  zunächst  mit  seinen 
Freunden  der  Legionsspielerei  entgegen,  die 
der  Majorität  der  neuen  Regierung  ein  bequemes 
Mittel  bot,  sieh  die  „lästig  fallenden“  fremden 
Arbeiter  vom  Halse  zu  schaffen.  Es  war  klar, 
dass  die  so  bei  hellem  Tage  organisierten  belgi- 
schen, deutschen  etc.  Legionen  die  Grenze  nur 
überschreiten  konnten,  um  in  eine  wohlvor- 
bereitete Falle  zu  gehen,  wie  dies  denn  auch 
thatsächlich  der  Fall  war.  Marx  und  die 
übrigen  Leiter  des  Konnnunistcnbundcs  ver- 


schafften an  vierhundert  arbeitslosen  Deutscheu 
dieselbe  Reiseunterstützung  wie  den  Legionären, 
so  dass  sie  ebeufalls  nach  Deutschland  heim- 
kehren konnten. 

Im  April  ging  Marx  nach  Köln,  und  am 
1.  VI.  erschien  dort  unter  seiner  Leitung  die 
Neue  Rheinische  Zeitung,  die  im  folgen- 
den Jahre  am  19.  V.  zuletzt,  herauskam;  die 
Redakteure  wurden  entweder  gerichtlich  mit 
Verhaftung  oder  als  Nichtpreusse»  mit  Aus- 
weisung bedroht.  Letzteres  Schicksal  traf  Marx, 
der  während  seiner  Brüsseler  Zeit  seine  Ent- 
lassung aus  dem  prenssischen  Staatsverbande 
genommen  batte.  Während  des  Bestandes  der 
Zeitung  hatte  er  zweimal  vor  den  Geschworenen 
zu  erscheinen,  am  7.  II.  1849  wegen  Pressver- 
gehens  und  am  8.  wegen  Aufforderung  zum 
bewaffneten  Widerstande  gegen  die  Regierung 
(zur  Zeit  der  Steuerverweigerung,  November 
1848);  beide  Male  erfolgte  Freisprechung. 

Nach  der  Unterdrückung  d«*r  Zeitung  ging 
Marx  wieder  nach  Paris,  wurde  aber  nach  der 
Demonstration  vom  13.  VI.  vor  die  Wahl  ge- 
stellt, entweder  sich  in  die  Bretagne  inter- 
nieren zu  lasseu  oder  Frankreich  abermals  de» 
Rücken  zu  kehren.  Natürlich  zog  er  das  letztere 
vor  und  ging  nach  London,  wo  er  nun  end- 
giltig  seinen  Wohnsitz  aufschlug. 

In  London  gab  er  heraus:  Neue  Rheinische 
Zeitung,  politisch-ökonomische  Revue,  Hamburg 
1850,  wovon  6 Hefte  erschienen  sind.  Seine 
Hauptarbeit  hierin  ist:  „1848  bis  1849“,  eine 
Darstellung  der  Ursachen  und  des  inneren  Zu- 
sammenhangs der  Ereignisse  dieser  Jahre,  na- 
mentlich in  Frankreich;  ferner  (mit  Engels  zu- 
Rezensionen  und  politische  U eber- 
sichten. An  die  erstere  Arbeit  schloss  sich 
Engels  j bald  darauf  als  Fortsetzung:  Der  18.  Bnimaire 
des  Louis  Bouaparte,  New- York  1852,  neu  auf- 
gelegt Hamburg  18(59  und  1885.  Der  grosse 
Kommuuistenprozess  in  Köln  veranlasste  eine 
weitere  Broschüre:  „Enthüllungen  über  den 
Kölner  Kommunistenprozess“,  Boston  1853, 
neueste  Auflage  Zürich  1885.  Vou  1852  an 
war  Marx  Londoner  Korrespondent  und  jahre- 
lang gewissermassen  Redakteur  für  Europa  bei 
der  New- York  Tribüne.  Seine  Artikel  sind  teils 
mit  seinem  Namen  unterzeichnet,  teils  figurieren 
sie  als  Leitartikel;  es  sind  nicht  gewöhnliche 
Korrespondenzen,  sondern  auf  gründlichen  Studie» 
beruhende,  oft  eine  ganze  Artikelreihe  um- 
fassende Darlegungen  der  politischen  und 
nomischen  Lage  der  einzelnen  europäischen 
der.  Die  militärischen  Aufsätze  darunter, 
deu  Krimkrieg,  die  indische  Rebellion  etc., 
von  Engels.  Einige  der  Marxschen  Artikel 
Lord  Palmerstou  wurden  in  London  als 
schüren  nbgedrnckt.  Diese  Mitarbeit 
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Tribüne  nahm  erst  ein  Ende  mit  dem  ameri- 
kanischen Bürgerkriege. 

Das  Jahr  1859  verwickelte  Marx  einerseits 
iu  eine  aus  dem  italienischen  Kriege  entspringende 
Polemik  mit  Karl  Vogt,  die  ihren  Abschluss 
fand  in : Herr  Vogt,  von  Karl  Marx,  London 
1860.  Andererseits  aber  brachte  es  die  erste. 

1 Frucht  seiner  jahrelangen  ökonomischen  Studien 
i im  Britischen  Museum,  in  der  Gestalt  des  ersten 
Heftes  von : Zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie. 

! Berlin  1859.  Kaum  aber  war  dies  erste  Heft 
erschienen . da  entdeckte  Marx  auch , dass  er 
' mit  der  Detailausführuug  der  Grundgedanken 
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der  folgenden  Hefte  noch  nicht  vollständig  im 
reinen  sei  : das  noch  vorhandene  Manuskript  ist 
der  beste  Beweis  dafür.  Er  fing  also  sofort 
wieder  von  vorn  au,  und  so  erschien,  statt  jener 
Fortsetzung,  erst  1867 : Das  Kapital.  Erstes 
Buch:  Der  Produktionsprozess  des  Kapitals. 
Hamburg  1867. 

Während  er  die  ganzen  drei  Bände  des 
„Kapital“  — das  zweite  und  dritte  wenigstens 
im  Entwürfe  — ansarbeitete,  fand  Marx  endlich 
auch  wieder  eine  Gelegenheit  zu  praktischer 
Thütigkeit  in  der  Arbeiterwelt.  1864  wurde 
die  internationale  Arbeiterassociation  gegründet. 
Viele,  namentlich  Franzosen,  haben  sich  den 
Ruhm  angemasst,  als  Gründer  dieser  Association 
zu  gelten.  Es  ist  selbstredend,  dass  so  etwas 
nicht  von  einem  alleiu  gegründet  werden  kann. 
Aber  soviel  ist  sicher:  unter  allen  Beteiligten 
gab  es  nur  einen,  der  sich  klar  war  über  das. 
was  zu  geschehen  hatte  und  was  zu  gründen 
war,  das  war  der  Mann,  der  schon  18-18  den 
Huf  in  die  Welt  geschleudert:  Proletarier  aller 
Länder,  vereinigt  euch ! 

Bei  der  Gründung  der  Internationale  ver- 
suchte auch  Joseph  Mazziui,  die  sich  zusaminen- 
tiudenden  Elemente  für  seine  mystische  kon- 
spiratorische  Demokratie  des  Dio  e popolo  zu 
gewinnen  und  zu  verwerten.  Aber  der  in  seinem 
Namen  vorgelegte  Entwurf  zu  Statuten  und 
Inauguraladresse  wurde  verworfen  zu  Gunsten 
der  von  Marx  redigierten,  und  von  nun  an  war 
Marx  die  Leitung  der  Internationale  gesichert. 
Von  ihm  sind  sämtliche  Erlasse  des  General- 
rates geschrieben,  namentlich  auch  der  nach 
dem  Fall  der  Pariser  Commune  erschienene 
und  in  die  meisten  Sprachen  Europas  über- 
setzte „Bürgerkrieg  in  Frankreich“. 

Es  ist.  hier  nicht  die  Geschichte  der  Inter- 
nationale zu  erzählen.  Es  genüge,  dass  es 
Marx  gelang,  Statuten  nebst  priueipieller  Moti- 
vierung zu  entwerfen,  unter  denen  französische 
Proudhonisten,  deutsche  Kommunisten  und  eng- 
lische Nengcwerkschnftler  einmütig  Zusammen- 
wirken konnten  und  dass  die  Harmonie  der 
Vereinigung  keine  Störung  erlitt,  bis  die  Leute 
ans  Licht  traten,  die  seitdem  jede  Arbeiter- 
bewegung zu  stören  gesucht,  die  Anarchisten 
unter  Baknnin.  Es  versteht  sich,  dass  die 
Macht  der  Association  lediglich  in  der  bisher 
unerhörten  Thatsache  der  versuchten  Vereinigung 
des  europäischen  und  amerikanischen  Prole- 
tariats lag;  andere  als  moralische  Mittel  hatte 
der  Generalrat  nicht,  sogar  nicht  einmal  Geld- 
mittel, statt  der  vielberufenen  „Millionen  der 
Internationale“  verfügte  er  meist  nur  über 
Schulden.  Wohl  nie  ist  mit  so  wenig  Geld  so 
viel  geleistet  worden. 

Nach  der  Commune  war  die  Internationale 
in  Europa  unmöglich  geworden.  Den  Kampf 
gegen  die  Regierungen  und  die  in  allen  Län- 
dern gleich  erregte  Bourgeoisie  in  der  bis- 
herigen Form  fortzuführen,  hätte  kolossale  Opfer 
gekostet.  Dazu  der  Kampf  im  Innern  der 
Association  selbst  gegen  die  Anarchisten  und 
die  zu  ihnen  neigenden  prondhonistischen  Ele- 
mente. Le  jeu  ne  valait  pas  la  ehandelle. 
Nachdem  also  auf  dem  Haager  Kongress  der 
formelle  Sieg  über  die  Anarchisten  erkämpft  war, 
schlug  Marx  vor.  den  Generalrat  nach  New- 
York  zu  verlegen.  Die  Fortdauer  der  Associa- 
tion war  so  sicher  gestellt  für  den  Fall,  dass 


veränderte  Umstände  die  Wiederaufnahme  der- 
selben in  Europa  nötig  machen.  Als  aber  solche 
Umstände  eintraten,  war  die  alte  Form  ver- 
altet : die  Bewegung  war  der  alten  Internatio- 
nale weit  über  den  Kopf  gewachsen. 

Von  jetzt  an  blieb  Marx  der  öffentlichen 
Agitation  fremd,  aber  darum  nicht  minder  thätig 
in  der  europäischen  und  amerikanischen  Arbeiter- 
bewegung. Er  stand  in  Briefwechsel  mit  fast 
allen  Führern  in  den  verschiedenen  Ländern, 
die  ihn , wenn  irgend  möglich,  hei  wichtigen 
Anlässen  persönlich  zu  Rate  zogen;  er  wurde 
mehr  und  mehr  der  vielgesnchte  und  stets  be- 
reite Berater  des  streitbaren  Proletariats.  Bei 
alledem  aber  konnte  sich  Marx  jetzt  wieder 
seinem  Studium  zuwenden,  deren  Feld  sich  in- 
zwischen sehr  erweitert  hatte.  Bei  einem 
Manne,  der  jeden  Gegenstand  auf  seine  ge- 
schichtliche Entstehung  und  seine  Vorbe- 
dingungen prüfte,  entsprangen  selbstredend  aus 
jeder  einzelnen  Frage  ganze  Reihen  neuer 
Fragen.  Urgeschichte,  Agronomie . russische 
und  amerikanische  Grundbesitzverhältnisse.  Geo- 
logie etc.  wurden  durchgenommen,  um  nament- 
lich den  Abschnitt  des  III.  Buches  des  „Kapital“ 
über  Grundrente  in  eiuer  bisher  nie  versuchten 
Vollständigkeit  anszuarbeiten.  Zu  den  sämt- 
lichen germanischen  und  romanischen  Sprachen, 
die  er  mit  Leichtigkeit  las,  lernte  er  auch  noch 
altslavisch.  russisch  und  serbisch.  Leider  aber 
verhinderte  ihn  zunehmende  Kränklichkeit  an 
«b*r  Verwertung  des  so  gesammelten  Stoffes. 
Am  2.  XII.  1881  starb  seine  Frau,  am  6.  I.  1888 
seine  älteste  Tochter,  am  14.  III.  desselben 
Jahres  entschlief  er  sanft  in  seinem  Lehnstuhl. 

Die  meisten  im  Druck  erschienenen  Bio- 
graphieen  von  Marx  wimmeln  von  lrrtümern. 
Authentisch  ist  nur  die  im  Brackeseben  Volks- 
kalender für  1878  in  Brau  lisch  weig  erschienene 
(von  Engels). 

Folgeniies  ist  die  möglichst  vollständige  Liste 
der  in  Druck  erschienenen  Schriften  von  Marx: 

Rheinische  Zeitung,  Köln  1842:  Artikel 
über  «lie  rheinischen  Provinziallaudtagsverhaml- 
iungen.  über  die  Lage  der  bäuerlichen  Winzer 
an  der  Mosel,  über  Holzdiebstahl;  Leitartikel 
Okt. — Dezbr.  1842.  — Deutsch-französische  Jahr- 
bücher von  A.  Rüge  und  K.  Marx.  Paris  1844: 
Einleitung  zur  Kritik  der  Hegelsehen  Rechtsphilo- 
sophie: Zur  Judenfrage.  Einl.  franz.,  Paris  1885. 

K.  Marx  und  F.  Engels,  Die  heilige  Familie. 
Gegen  Bruno  Bauer  und  Konsorten.  Frankfurt 
a.  M.  1845.  — Kleinere  Artikel  (anonym)  im  Pariser 
„Vorwärts“,  1844.  — Diverse  Aufsätze,  anonym 
und  gezeichnet,  in  «1er  „Deutschen  Brüsseler  Ztg.“, 
Brüssel  1846—47.  — Misere  de  la  Philosophie, 
repouse  ä la  Philosophie  de  la  misf  rede.M.  Proud- 
hon.  Bruxelles  et  Paris  1847  u.  Paris  1886.  Deutsch, 
Stuttgart.  2.  Aull.  1882,  3.  Aufi.  1885.  .Spanisch, 
Madriil  1882.  — Discours  sur  le  Libre  Eclmnge, 
Bruxelles  1848.  Englisch,  Boston  1888.  Deutsch  in 
der  deutschen  Ausgabe  von  „Misere  de  la  Philoso- 
phie“. — Mit  F.  Engels:  Manifest  der  kommunisti- 
schen Partei.  London  1848.  Zuletzt  deutsch : Lond. 
1880:  übers,  in  fast  alle  europäischen  Sprachen,  zu- 
letzt Brüssel  1886.  — Aufsätze  in  der  Neuen  Rhein. 
Zeitung,  Leitartikel  etc..  Köln  1848 — 49.  Davon 
mehrfach  separat  ahgedrnckt  : „Lohnarbeit  und 
Kapital“,  zuletzt  Berlin  1892:  erschien  russisch, 
polnisch,  italienisch,  französisch.  — Zwei  poli- 
tische Prozesse,  Köln  1849  (zwei  Verteidigung«- 
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reden  von  Murxi.  — Revolution  and  connter- 
revolntion,  or  Germany  in  18*18.  Edir.  by  Eleanor 
Marx  Aveling.  London  181  Hi ; deutsch  von  K. 
Kantsky.  Stuttgart  181H5.  — Neue  Rheinische 
Zeituug-Kcvne.  Hamburg  18ftO.  (»Hefte.  Darin  von 
Marx:  Die  Klassenkämpfe  in  Frankreich  1848 — 
1850;  Neue  Ausg.  von  Fr.  Engels,  Berlin  1895.  — 
Mit.  Engels  verfasst:  Rezensionen  und  Monats* 
revue.  — Der  achtzehnte  Brumaire  des  Louis  Bona* 
narte.  New- York  1852.  Dritte  Auflage  Hamburg 
1889.  Erschien  auch  französisch,  ferner  eng- 
lisch, New-York  u.  London  1899.  — Enthüllungen 
über  den  Kölner  Komtnunistenprozess.  Basel  1852. 
(Auflage  konfisziert.;  Boston  1853.  Zuletzt  Zürich 
1885  ii.  (Abdruck  der  Ausg.  v.  1885)  Berlin  1895. 
— Artikel  in  der  New-York  Tribüne  1853 — 18*50. 
Darin  einige  über  Paimerston  --  vermehrt  — 
in  London  1856  als  Pamphlete  erschienen.  — 
Free  Press,  Sheffield  Juni  1856  und  London  bis 
April  1857 : Revelations  of  the  Diplomatie  His- 
tory  of  the  18.  Century  (über  die  fortlaufende 
interessierte  Abhängigkeit  englischer  Whig- 
minister  von  Russland,'.  — Das  Volk,  London 
1859:  Aufsätze  zur  diplomatischen  Geschichte 
des  italienischen  Krieges  1859.  — Zur  Kritik 
der  politischen  Oekonoutie,  1.  Heft.  Berlin  1859. 
Polnisch  1890.  — Herr  Vogt,  London  1860.  — 
Inangural  Address  der  Internationalen  Arbeiter- 
association, London  1864 ; ferner  alle  Veröffent- 
lichungen des  Generalrates,  bis  inklusive  The 
Civil  War  in  France.  London  1871.  (Deutsch 
zuletzt  Berlin  1892.  auch  französisch,  italienisch, 
spanisch  erschienen.)  — Das  Kapital.  Kritik 
der  politischen  Oekonoutie.  Erstes  Buch.  Ham- 
burg 1867. 2.  Aufl.  1873, 3.  Aufl.  1883, 4.  Aull  1890. 
Erschienen  russisch,  französisch,  englisch,  pol- 
nisch, dänisch,  holländisch  (Amsterdam  1894).  — 
Dasselbe.  Zweites  Buch,  Hamburg  1885,  zweite 
Auflage  1893  Erschien  auch  russisch.  Das 
dritte  Buch  erschien  1894. 

London.  Fried  rieh  Enget«, 


Lit terat tir.  V o r b e merk  u n g.  Die  Litte-  i 
ratur  über  Karl  Marx  ist  eine  so  ausserordent- 
lich umfangreiche,  dass  an  dieser  Stelle  nur 
eine  kleine,  sehr  begrenzte  Answahl  angeführt  I 
werden  kann.  — Es  sollen  nur  Veröffentlichungen 
herangezogen  werden,  die  seit  1894  erschienen ! 
sind  und  zwar  deshalb,  weil  erst  in  dem  ge- 
nannten Jahre  der  III.  Band  des  ökonomischen 
Hauptwerkes  von  Marx  „Das  Kapital“  erschienen 
ist;  durch  die  Darlegungen  dieses  III.  Bandes, 
besonders  durch  die  Lehre  vom  Marktpreise  und 
der  Durchschnittsprofitrate  haben  die  wichtigsten 
ökonomischen  Theorieen  von  Marx  erst  ihren 
Abschluss  erhalten ; daher  die  Litteratur  aus  j 
der  Zeit  vorher  — wenigstens  die  auf  die  öko- ; 
nomischen  Theorieen  bezügliche  — stellenweise 
veraltet  ist.  Was  aber  die  sozial  philosophischen  . 
Grundanschaunngen  Marx’  anlangt,  so  kann; 
dieser  Zeitpunkt  ebenfalls  innegehalten  werden, 
da  wir  erst  seit  1896  eine  tiefere  und  ein- ! 
gellendere  Auseinandersetzung  mit  der  materia-  j 
listisehen  Geschichtsauffassung,  der  eigentlichen  ! 
Grundlage  der  Marxschen  Sozialphilosophie,  be- 
sitzen und  zwar  in  Stammlers  Buch  „Wirt- 
schaft und  Recht“  (Leipzig  1896).  — Es  muss  j 
ferner  ausser  Berücksichtigung  bleiben  die  ganze 
ausländische  Litteratur  mit  Ausnahme  der  von  | 
fremdländischen  Autoren  in  deutscher  Sprache 
verfassten  Schriften ; übrigens  steht  die  aus- 


ländische Marx-Litteratnr  bisher  gegenüber  der 
deutschen  sowohl  an  Umfang  als  Bedeutung 
weit  zurück.  — Auch  die  zahlreichen  Zeit- 
schriftenaufsätze, die  sich  mit  Marx  beschäftigen, 
konnten  nicht  Aufnahme  finden;  vielmehr  sind 
nur  einzelne  besonders  bemerkenswerte  Abhand- 
lungen erwähnt.  Schliesslich  sei  noch  darauf 
hingewiesen,  dass  auch  innerhalb  dieser  Be- 
schränkungen keineswegs  bibliographische  Voll- 
ständigkeit beabsichtigt  ist,  sondern  nur  Hervor- 
hebung derjenigen  Litteratur.  durch  welche  die 
Kenntnis  hezw.  die  Kritik  des  Marxismus  eine 
besondere  Förderung  erfahren  hat.  Eine  ziem- 
lich vollständige  L'ebc'rsicht  über  die  deutsche 
und  ansserdeutsche  Marx-Litteratur  findet  sich 
bei  St  am  in  h am  m er,  Bibliographie  des  Sozialis- 
mus und  Kommunismus,  Bd.  f,  Jena  1893;  Bd.  II, 
Jena  1900.  — 

A.  Gesamt  darstell  u n g e n des  Marx- 
schen Systems.  Eine  erschöpfende  und  aus- 
reichende Darstellung  der  Marxschen  Lehren 
fehlt  noch  vollständig;  es  giebt  kein  Werk,  das 
in  eingehender  Weise  die  Anschauungen  von 
Marx,  sei  es  referierend,  sei  es  kritisch,  be- 
handelt. Ebenso  fehlt  eine  ausführlichere  Marx- 
Biographie.  Zur  vorläufigen  Orientierung  sind 
am  besten  geeignet  neben  der  obigen  Biographie 
von  Engels  die  Schriften  von  Liebknecht, 
Karl  Marx  zum  Gedächtnis.  Ein  Lehensab- 
riss  und  Erinnerungen,  Nürnberg  1896,  und 
Lafargue,  Karl  Marx.  Persönliche  Erinne- 
rungen. Nene  Zeit.  IX.  Jahrgang,  Band  1. 
ln  absehbarer  Zeit  ist  aber  nicht  daran  zu 
denken,  dass  diese  Arbeit  von  einem  einzelnen 
geleistet  werden  könnte;  erst  nach  grossen 
Vorarbeiten  und  nach  Erledigung  zahlreicher 
litterarhistorischer  und  dogmenkritischer  Kontro- 
versen könnte  an  ein  derartiges  Unter- 
nehmen herangetreten  werden.  Eine  Gesamt- 
ausgabe der  Marxsehen  Werke  einschliesslich 
seiner  Zeitschriftenartikel  wäre  dringend  wün- 
schenswert, um  diese  Vorarbeiten  zu  erleichtern. 
Vorläufig  muss  — wie  bisher  — der  Schwer- 
punkt der  Marx-Litteratnr  auf  der  Behandlung 
der  Einzelprobleme  beruhen,  zu  denen  die  Werke 
von  Marx  in  so  grossem  Masse  Anlass  geben.  — 

Die  Bücher,  die  bisher  versucht  haben,  das 
Ganze  des  Lebenswerkes  von  Marx  kritisch  zu 
beleuchten,  sind  an  der  Grösse  dieser  Aufgabe 
gescheitert.  — 1)  Wenokstern,  Marx,  Leipzig 
1896;  der  Teil,  welcher  die  natioualökoiiomischeii 
Fragen  behandelt,  enthält  manche  treffende 
kritische  Bemerkung  zur  Wert-  und  Mehrwert- 
lehre. hätte  aber  im  ganzen  viel  klarer,  schärfer 
und  übersichtlicher  ausgearbeitet  sein  müssen. 
In  den  sozial  philosophischen  Kapiteln  sucht 
Wenrkstern  Marx  zu  „ethisieren“ ; der  litterar- 
historische  Teil  legt  einzelnen  sogenannten  „Vor- 
läufern“ von  Marx.z.B.  LeChevalier,  Prond- 
hon  u.  a.,  zu  grosse  Bedeutung  hei  (cf.  Lexis 
in  8 e h m o 1 1 e r s Jahrbuch  1899,  D i o h 1 in 
Conrads  Jahrbüchern  1896,  II).  2)  Masaryk, 
Die  philosophischen  und  soziologischen  Grund- 
lagen des  Marxismus.  Studien  zur  sozialen  Frage. 
Wien  1899.  Enthält  eine  Fülle  von  Litteratur- 
nachweisen  und  giebt  kritische  Erläuterungen 
zu  fast  sämtlichen  Schriften  von  Marx  und 
Engels.  Bei  der  Ueberfülle  des  Stoffes  vermisst 
man  aber  die  einheitlichen . leitenden  Grund- 
gedanken : vieles  bleibt  unklar  und  widerspruchs- 
voll. Die  Marxschen  Schriften  aus  den  4Uer 
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Jahren  werden  in  ihrer  Bedeutung  für  Marx'  scheu  Geschichtsauffassung  bekannt  zu  machen. 
System  weit  überschätzt,  ebenso  der  Einfluss  i -*-  Eine  ebenso  gründliche  wie  geistvolle  Kritik 
Feuerbachs  auf  Marx.  Auch  an  offenbaren  derselben  findet  sieh  in  1)  Stammler.  Wirt- 
Missverständnissen  der  Marxsehon  Lehren  fehlt  schaff  und  Recht,  nach  der  materialistischen  Ge- 
es nicht  und  bei  der  Kritik  von  Marx  werden  Schichtsauffassung.  Eine  sozialphilosophische 
die  verschiedenen  Auffassungen  von  Marx  aus  Untersuchung  (Leipzig  1896 1 , die  weitaus  am 
den  verschiedenen  Perioden  »eines  Lebens  nicht  besten  geeignet  ist . in  das  Studium  der  Marx- 
scharf genug  auseinandcrgehalten  (cf.  Simkho-  sehen  Sozialphilosophie  einznführen  Die  Kritik 
witsch.  C onrads  Jahrb.  lt'tlO,  I.  Lahriola,  i geht  vom  neukantianischen  Standpunkt  aus  und 
Neue  Zeit.  Bd.  18.  I,  1 899).  9j  Max  Lorenz,  | weist  die  Mängel  der  Marxsehen  Gesehichts- 
Pie  Marxistische  Sozialdemokratie  (Bibliothek  theorie  erkenntnistheoretisch  auf.  Pie  Kritik 
für  Sozialwissenschaft.  Band  9).  Leipzig  1896,  kommt  zu  dem  Resultat,  dass  die  Marxsche 
eine  populäre  Darstellung  des  Marxschen  Systems.  Theorie  unfertig  und  unausgedacht  sei:  nach 
•P  P anl  Weisen  grün,  Per  Marxismus  und  Stammlers  Ansicht  muss  zu  der  kausalen  Be- 
das Wesen  der  sozialen  Frage,  Leipzig  1900,  t rächt ungsweise  sozialer  Erscheinungen  die 
ist  gänzlich  unzureichend.  — teleologische  hiuzntreten.  Stammler  be- 

B.  Litteratur  zur  allgemeinen  gründet  eine  Theorie  des  sozialen  Idealismus. 

Orientierung  über  Marx'  Stellung  in  wonach  über  die  Berechtigung  einer  einzelnen 
d er  G e s c h i c h t e des  So z i a 1 i s m u s n n <1  sozialen  Bestrebung  ein  objektiv  richtiges  Urteil 
der  sozialen  Bewegung.  11  S o tu  b a r t 1 nur  von  dem  formalen  Gesichtspunkte  aus  niiig- 
gieht  in  seiner  Schrift  ..Sozialismus  und  soziale  lieh  ist,  ob  sie  im  Sinne  der  Idee  einer  Gemeinschaft 
Bewegung  im  19.  Jahrhundert“,  III.  Auflage,  frei  wollender  Menschen  vor  sich  geht  (cf.  Vor- 
Jena  19(10,  Kapitel  ö eine  zwar  knappe,  aber  läuder,  Kantstudien.  2.  Heft  1 18991.  Piehl, 
sehr  treffende  und  klare  Darstellung  der  Be-  Wirtschaft  und  Recht.  Cour  a <1  s Jahrb., 
deutnug  von  Marx  und  seiner  Lehre  für  die  Bd.  69.  1897).  2)  Ebenfalls  vom  nenkantiani- 

soziale  Bewegung  des  19.  Jahrhunderts.  Den  i sehen  Standpunkt  kritisiert  Staudinger  den 
Einfluss,  den  Marx  auf  die  ausserdeutschen  sozia-  Marxismus  in  seinem  Buch  ,, Ethik  nud  Politik“ 
listischen  Bewegungen  gewonnen  hat,  scheint  (Berlin  1899).  Staudingers  eigener  Stand- 
So  mbar t allerdings  weit  zu  überschätzen  ptttikt  ist  jedoch  Marx  nicht  so  schroff  gegne- 
f cf.  Piehl,  Prem».  Jahrbücher  Bd.  87.  18971.  lisch  wie  der  St  am  m lers.  Auch  St  au  d i nger 
— 2)  Auch  die  von  Hcrknerin  seinem  Werke  hält  es  für  ein  ..unmögliches  Unterfangen“,  die 
„Pie  Arbeiterfrage“,  2.  Aufl..  Berlin  1897  (Kap.  Gesetze  der  Volkswirtschaft  aufzuzeigen,  ohne 
19  und  21)  gegebene  Darstellung  der  Marxschen  zugleich  auch  die  Begründungen  des  Rechts 
Lehre  und  ihres  Einflusses  auf  die  Arbeiter-  oder  Unrechts  dieser  Gesetze  zu  geben.  — Von 
bewegung  ist  zur  allgemeinen  Orientierung  sehr  | ganz  anderer  Art  der  Beweisführung  gegen  die 
brauchbar  und  belehrend.  — 3)  Von  orthodox-  Methode  der  materialistischen  Gescbichtsauf- 
marxistischem  Standpunkt  — daher  einseitig  j fassung  ist  die  Kritik  bei  9)  Barth.  Pie 
partei-doktrinär  — schildert  Mehring  (Ge-  Philosophie  der  Geschichte  als  Soziologie.  I.  Teil, 
schichte  der  deutschen  Sozialdemokratie,  erster  | Einleitung  und  kritische  Uebersieht.  Leipzig 
und  zweiter  Teil,  Stuttgart  1897;98i  die  Be-  1897,  und  Pie  sogenannte  materialistische  (Be- 
teiligung Marx'  an  der  sozialdemokratischen  Schichtsphilosophie,  in  .Conrads  Jahrb.  Bd.  66 
Bewegung.  — (1896).  Barth  sucht  durch  Anführung  zahl- 

C.  Schriften  lediglich  referieren- 1 reicher  Eiuzelbeweise  aus  der  Geschichte 
»len  Inhalts  über  einzelne  Teile  des  darznthun.  dass  neben  den  ökonomischen 
Marxscheu  Systems.  Für  diejenigen,  die  auch  noch  natürliche  sowie  sittliche,  rechtliche 
zur  Einführung  in  das  Marx-Studium  eine  l’eber-  j und  politische  Faktoren  und  alle  möglichen 
sieht  über  »len  wichtigsten  theoretischen  ln-  Ideologieen  auf  die  Gestaltung  des  sozialen 
halt  des  „Kapital"  wünschten,  war  früher  Lebens  einwirken;  er  sucht  ferner  den  Beweis 
Kautskys  Buch:  Karl  Marx'  ökonomische  zu  führen,  dass  Saint- Simon  der  Urheber 
Lehren,  gemeinverständlich  dargestellt  und  er-  der  materialistischen  Geschichtsauffassung  sei. 
läutert  (Internat.  Bibliothek,  4.-6.  lieft,  Slutt-  Hierbei  hat  der  Verfasser  die  grundlegenden 
gart  1897),  ein  vortrefflicher  Leitfaden.  Jetzt.  Unterschiede  zwischen  St.  Simonistischer 
nach  dem  Erscheinen  des  III.  Bandes  des  und  Marxistischer  Gesellschaf tsauffassung 
„Kapital“,  ist  dieses  Buch  teilweise  veraltet;  nicht  genügend  gewürdigt  und  überhaupt  den 
zur  Ergänzung  sind  zwei  Arbeiten  heran-  ! Einfluss  von  St.  Simon  und  Louis  Blanc 
zuziehen,  die  in  gedrängter  Kürze  die  grnntl-  auf  Marx  stark  überschätzt.  — 4)  Der  russi- 
legenden  theoretischen  Ausführungen  des  III.  sehe  Autor  Peter  von  St ruve  liefert  in  seiner 
Bandes  zur  Darstellung  bringen:  1)  Conrad  ' Abhandlung:  „Die  Marxsche  Theorie  der  sozialen 
Schmidt,  Per  dritte  Band  »les  „Kapital“,  im  Entwickelung.  Ein  kritischer  Versuch“  (Brauns 
Sozialpolitischen  Centralblatt,  IV.  Jahrgang, ; Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  soziale 
Nr.  22.  2)  Eduard  Bernstein,  Der  III.  Band  Statistik.  Bd.  14,  Berlin  1899)  eine  geistreiche 
des  „Kapital“,  Neue  Zeit,  13.  Jahrgang,  1.  Band,  und  originelle  Kritik  der  Marxgehen  Sozial- 

D.  Kritische  Litteratur  über  die  Philosophie.  St  ruve,  der  sieh  selbst,  als 
sozialphilosophischen  Grundauschau-  „Marxist“  bezeichnet,  wendet  sich  mit  aller 
u ngen  von  Marx,  besonders  die  ma-  Schärfe  gegen  den  Begriff'  der  sozialen  Bevo- 
terialistische  Geschichtsauffassung,  lution  im  Marxschen  Sinne,  die  im  Widerspruch 
Um  den  Marxismus  zu  verstehen,  ist  es  not-  mit  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
wendig,  bevor  man  an  »las  Detail  seiner  national- 1 stände,  und  tritt  für  eine  rein  evolutionäre 
ökonomisch-theoretischen  Untersuchungen  heran-  Auffassung  der  sozialen  Entwickelung  ein. 
geht,  sich  mit  den  soziulphilosophischen  Grund-  Soziale  Siege  würden  weit  häufiger  durch  achritt- 
lagen  seiner  Lehren,  d.  h.  mit  »1er  materialisti-  [ weise  Abachwäebung  der  Widerstände  als  durch 
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revolutionäre  Aufhebung  potenzierter  Gegen- 
sätze errungen.  Audi  die  begriffliche  Gegen- 
sätzlichkeit von  Kapitalismus  und  Sozialismus 
sei  nicht  haltbar,  vielmehr  sei  der  Ue bergan g 
vom  Kapitalismus  zum  Sozialismus  als  stetige 
und  kausal  begründete  Veränderung  der  Ge- 
sellschaft  nachzuweisen.  — 5)  Auch  Struvcs 
Landsmann  Simkho  witsch  hat  in  seiner  Ab- 
handlung: Die  Krisis  der  Sozialdemokratie 
(Conrads  Jahrb.  Bd.  72,  1899)  manches  zur 
Kritik  der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung beigetragen.  Er  weist  treffend  nach, 
dass  das  heutige  sozialdemokratische  Programm 
viele  Sätze  enthalte,  die  bereits  von  Marx  und 
Engels  aufgegeben  waren;  die  meisten  übrigen 
Behauptungen  des  Programms  entsprächen  zwar 
der  Marxschen  Doktrin,  seien  aber  ebenso  unhalt- 
bar, weshalb  eine  völlige  Umarbeitung  der  theore- 
tischen Grundlagen  der  Partei,  vor  allem  aber 
die  Preisgabe  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung notwendig  sei.  Die  Abhandlung  legt 
ferner  die  idealistische  Unterst rünnnig  innerhalb 
der  Marxisten  an  vielen  Aeusserungen  jüngerer 
Parteiführer  dar.  — 6)  In  sehr  gründlicher  und 
scharfsinniger  Weise  kritisiert  Wo lt mann  in 
seinem  Buch  „Der  historische  Materialismus. 
Darstellung  und  Kritik  der  Marxistischen  Welt- 
anschauung“, Düsseldorf  15  00,  die  Marxistische 
Sozialphilosophie.  Er  nennt  sieh  seihst.  Marxist, 
aber  sein  Buch  soll  unter  dem  Zeichen  der  Rück- 
kehr zu  Kant  stehen.  Wenn  Weltmann  auch  in 
seiner  Literarhistorischen  Auffassung  vielfach 
irrt,  namentlich  durch  seine  neue,  aber  sehr 
anfechtbare  Behauptung,  Marx  habe  nicht  ein 
System  des  sozialen  Materialismus  anfgestcllt, 
sondern  deren  sechs:  nämlich  den  dialektischen, 
philosophischen , biologischen . geographischen, 
ökonomischen  und  ethischen  Materialismus,  ferner 
durch  seine  Versuche,  die  Marxsehe  Lehre 
„ethisch“  aufzufassen,  so  sind  doch  seine  Ein- 
wiinde  gegen  die  Marxsche  Methode  höchst  be- 
achtenswert (cf.  Vorländer,  Kaut  und  der 
Sozialismus  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  neuesten  theoretischen  Bewegung  innerhalb 
des  Marxismus,  Berlin  1900,  S.  50 ff.,  und 
S i m k li o w i t sc h , Conrads  Jahrb.  1900,  I).  — 
Ferner  seien  noch  folgende  Arbeiten  erwähnt, 
in  denen  kritisch  zur  materialistischen  Ge- 
schichtsauffassung Stellung  genommen  wird : 
7)  Plechanow,  Holbach.  Helvetius  und  Marx, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Materialismus.  Stutt- 
gart 1896.  (Vom  marxistischen  Standpunkt.)  (V'gl. 
dazu : Cour  a d S c h in  i d t , Ein  neues  Buch  über 
die  materialistische  Geschichtsauffassung;  Der 
sozialistische  Akademiker,  II.  Jahrg.  1896.  Nr.  7.) 
— 8)  Ludwig  Stein,  Die  soziale  Frage  im 
Lichte  »ler  Philosophie,  Stuttgart  1897,  hes. 
S.  378 ff.  — 9)  Weryho,  Marx  als  Philosoph, 
Bern  1895.  — 10)  S eh i 1 1 o w s k y , Beiträge  zur 
Geschichte  u.  Kritik  des  Marxismus.  Deutsche 
Worte  1895  u.  1896.  - 11)  Mül  beiger.  Zur 
Kenntnis  des  Marxismus,  Stuttgart  1894  (kriti- 
siert Marx  vom  proudhonistischeuStandpunkt  aus}. 

E.  Kritische  Litteratur  über  die 
g r n n (1 1 c g e n d e n li  n t i o n a 1 ö k o n o m i s c h e n 
Theorieen  von  Marx,  besonders  die 
W e r t - u n d M e h r w e r 1 t h e o r i e.  Während  die 
sub  C genannten  Schriften  lediglich  referierend 
sind,  wird  in  einer  Reihe  von  Abhandlungen 
versucht,  die  hauptsächlichsten  nationalökono- 
mischen Theorieen,  besonders  die  Wertlehre, 


kritisch  zu  behandeln.  1)  Sombart,  „Zur  Kritik 
des  ökonomischen  Systems  von  Karl  Marx.“ 
Brauns  Archiv  f.  soz.  Gesetzgebung,  Bd.  7,  1896. 
Den  Widerspruch,  der  existiert  zwischen  der 
Marxschen  Werttheorie  und  der  thatsiichlicbcu 
Marktpreisbildung  sowie  zwischen  der  Mehr- 
werttheorie und  der  thatsächlichen  Gestaltung 
des  Durchschnittsprofits  sucht  Sombart.  durch  eine 
neue  Auslegung  der  Marxsehen  Wertlehre  zu 
beseitigen,  indem  er  erklärt,  «lass  «las  Wert- 
gesetz hei  Marx  gar  keine  empirische  Giltig- 
keit habe,  dass  es  nur  ein  Hilfsmittel  des  öko- 
nomischen Denkens  sei,  nur  eine  Fiktion. 
Diese  Hypothese  Sombart»  steht  mit  dem 
ganzen  Geiste  «les  Marxscheu  „Kapital“  im 
Widerspruch  und  hat  auch  ausdrückliche, 
Zurückweisung  von  Engels  seihst  erfahren 
in  dessen  letzter  Arbeit:  ..Ergänzung  und 
Nachtrag  zum  III.  Buch  des  „Kapital“,  Nene 
Zeit,  14.  Jahrgang.  Bd.  7,  8.  10.  — 2) 
Eine  glänzemie  and  schlagende  Kritik  der 
Marxschen  Wertlehre  hat  B ö h m - B a w e r k ge- 
liefert in  seiner  Abhandlung  „JCuin  Abschluss 
des  Marxschen  Systems“,  enthalten  in  den  Staats- 
wiss.  Arbeiten,  Festgabe  für  Karl  Knies,  Ber- 
lin 1896.  Englisch,  übers,  von  Alice  M.  Maedouald, 
London  1898.  Es  ist  dies  in.  E.  der  beste  bis  jetzt, 
erschienene  Beitrag  zur  Kritik  der  Marxschen 
Wertlehre  und  gleichzeitig  eine  treffliche  Er- 
J gänzung  der  Kritik  desselben  Autors  in  seinem 
Werke  „Kapital  mxl  Kapitalzius“,  Bd.  I,  Inns- 
bruck 1889  — Gute  kritische  Bemerkungen  zur 
Marxschen  Wert-  und  Mehrwerttheorie  finden 
sich  bei  3)  Leo  v.  Buch,  lieber  «lie  Elemente 
der  politischen  Oekonomie,  I.  Teil:  Intensität 
der  Arbeit,  Wert  u.  Preis  der  Waren,  Leipzig 
1896.  — Noch  eine  Reihe  anderer  Schriften 
hat  sich  um  die  Klarstellung  und  Kritik  der 
nationalökonomisclien  Theorie  von  Marx  bemüht: 
4)  Ernst  Lause,  Karl  Marx  als  volks- 
wirtschaftlicher Theoretiker , Conrads  Jahrb., 
III.  Folge,  B«l  14.  — 5)  Komorzv nski, 
Der  III.  Band  von  Karl  Marx’  Kapital,  Zeitschr. 
f.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
Bd.  6.  neft  2.  — 6)  Riekes,  Wert  u.  Tausch- 
wert Znr  Kritik  «ler  Marxschen  Wertlehre, 
Berlin  1899.  — 7)  Diehl,  lieber  das  Verhält- 
nis von  Wert  und  Preis  im  ökonomischen  System 
von  Karl  Marx,  Jena  1898.  — 8)  Diehl,  Die 
Grundrenten! hcorie  im  ökonomischen  System  von 
Karl  Marx,  Conrads  Jahrb.,  3.  Folge,  Bd.  17.  — 
F.  Die  n e o m a r x i 8 1 i s c h e kritische 
Litteratur,  an  knüpfend  an  Bernstein. 

1 Einen  Markstein  in  «ler  Marx-Litteratnr  bildet 
Bernsteins  Schrift:  „Die  Voraussetzungen 
des  Sozialismus  und  die  Aufgaben  der  Sozial- 
' demokratie“,  Stuttgart  1899;  nicht  so  sehr  durch 
i die  absolute  Neuheit  ihrer  Ausführungen,  denn 
viele  Sätze  «ler  Bernsteinschen  Kritik  sind 
vorher  von  der  „bürgerlichen“  Nationalökonomie 
in  ähnlicher  Weise  begründet  worden,  sondern 
wegen  der  Persönlichkeit  des  Verfassers:  ein 
Hauptvertreter  der  marxistischen  Sozialdemo- 
kratie, einer  der  hervorragendsten  wissenschaft- 
lichen Führer  des  Marxismus  bekennt  offen 
seine  Zweifel  au  den  fundamentalen  Sätzen 
dieses  Lehrgcbäiuies  und  meint,  dass  „der  Sozial- 
demokratie, ein  Kaut  uottkue,  «ler  einmal  mit 
«ler  überkommenen  Lehriueinung  mit  voller 
1 Schärfe  kritisch  sichtend  ins  Gericht,  geht,  der 
aufzeigt,  wie  ihr  scheinbarer  Materialismus  die 
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höchste  und  darum  ain  leichtesten  irreführende 
Ideologie  ist.  dass  die  Verachtung  des  Ideals, 
die  Erhebung  der  materiellen  Faktoren  zu  den 
omnipotenten  Mächten  der  Entwickelung  Selbst- 
täuschung i*t,  die  von  denen,  die  sie  verkünden, 
durch  die  Thaten  l>ei  jeder  Gelegenheit  selbst 
als  solche  aufgedeckt  ward  und  wird“  <S.  187). 
Den  wichtigsten  Teil  der  Bern  st  ei n sehen 
Ausführungen  bildet  jedoch  nicht  seine  Kritik 
der  Marxschen  Sozialphilosophie  und  seiner 
Wert-  und  Mehr  Werttheorie,  vielmehr  tritt 
gerade  hier,  bei  aller  trefflichen  Kritik  im 
einzelnen,  der  Mangel  einer  eigenen  klar  und 
sicher  fundainentiertcn  Systematik  oft  störend 
zu  Tage,  sondern  diejenigen  Kapitel,  die  gegen 
die  Marx  sc  he  Koncentrations-,  Verelendungs-, 
Zusammenbruchs-  und  Krisentheorie  gerichtet 
sind : hier  hat  Bernstein  auf  die  ^tatsächliche  Ent- 
wickelung gestützt,  die  grundlegenden  Be- 
hauptungen von  Marx  in  unwiderleglicher  Weise 
ad  absurdum  geführt  (cf.  Struve  in  Brauns 
Archiv  Bd.  14. 1899h  — An  das  Bernsteinache 
Buch  schliesst  sich  eine  umfangreiche  kritische 
Litteratur  an.  die  teils  pro.  teils  contra  Stellung 
nimmt,  hier  aber  nicht  im  einzelnen  aufgeführt 
werden  kann:  die  Mehrzahl  der  polemischen  Auf- 
sätze findet  sich  in  der  ..Neuen  Zeit"  und  in  den 
„Sozialistischen  Monatsheften".  Die  schroffste 
Zurückweisung  hat  Bernstein  vom  orthodox - 
marxistischen  .Standpunkt  aus  erfahren  durch 
Kautskv.  Bernstein  und  das  sozialdemokrati- 
sche Programm,  Stuttgart  1899.  Kautskv  hat  zwar 
mit  Geschick  einige  Schwächen  namentlich  der 
sozialphilosophischen  Partieen  des  Bernstein- 
scheu  Buches  aufgewiesen,  im  übrigen  ist  seine 
Antikritik  in  keiner  Weise  gelungen:  die  eut- 
scheidenden A usfübrungen  Bernsteins  gegen 
Marx  hat  Kautsky  nur  durch  sehr  gekünstelte 
Manöver  vergeblich  zu  bekämpfen  versucht.  (Vgl. 
über  die  Kontroverse  B e r n s t e i n • K a u t s k y 
Dielil  in  Conrads  Jahrb.  1899  u.  1900.)  — Von 
den  Eiuzelfragen  des  Marxschen  Systems  hat  die 
Agrarfrage  infolge  der  neueren  ök.  Entwickelung 
am  lebhaftesten  zu  litt  erotischen  Auseinander- 
setzungen Anlass  gegeben.  Kautsky  hat  in 
seinem  Buch., Die  Agrarfrage". Stuttgart  1899.  alle 
hier  in  Betracht  kommenden  Probleme  vom  mar- 
xistischen Standpunkte  aus  beleuchtet:  diese  Aus- 
führungen haben  aber  lebhaften  Widerspruch, 
selbst  aus  dem  sozialistischen  Lager,  erfahren, 
z.  B.  von  Hertz.  Die  agrarischen  Fragen  im 
Verhältnis  zum  Sozialismus.  Mit  einer  Vorrede 
von  Bernstein,  Wien  1899,  und  David.  Kri- 
tische Bemerkungen  zu  Kautskvs  ..Agrarfrage", 
Neue  Zeit.  18.  Jahrg.,  Bd.  1 (1899).  (Vgl.  dazu 
Serin g in  Schmollen*  Jahrbuch  1899.) 

A.  Mehl. 


Maschinenwesen. 

1.  Allgemeines.  2.  Volkswirtschaftliche 
und  soziale  Bedeutung  des  M.  3.  Statistisches. 

1.  Allgemeines.  Man  unterscheidet 
Kraft-  oder  Bewegnngsmaschinen  (Motoren) 
und  Arbeits-  oder  Werkzeugmaschinen.  Die 
ersteren  dienen  dazu,  eine  von  de»  Xatur 
gegebene  Kraft  zur  Leistung  irgend  einer 
mechanischen  Arbeit,  d.  1».  zur  Uebenvin- 
dung  eines  Widerstandes  verfügbar  zu 
machen : mittelst  der  letzteren  aber  soll  die 


zur  Verfügung  gestellte  Energie,  d.  h.  Ar- 
licitsleistungsfähigkeit,  verwertet  werden  zur 
Erzeugung  bestimmt  vorgeschriobener  For- 
men der  Bewegung  oder  der  Verarbeitung 
von  Körpern.  Die  Transportmnschinen  sind 
Motoren,  die  sich  selbst  und  alles,  was 
mit  ihnen  verbunden  ist , in  Bewegung 
setzen.  Durch  die  sogenannten  einfachen 
Maschinen  (die  schiefe  Ebene  und  deren 
Anwendungen,  nämlich  der  allen  Schneklo- 
werkzeugen  zu  Grunde  liegende  Keil  und 
die  Schraube,  ferner  der  Hebel,  das  Wellrad, 
die  Bolle)  wird  ermöglicht,  «-ine  gegebene 
Arheitsgrüsse.  die  durch  das  Produkt  aus 
der  wirkenden  Kraft  und  dem  vom  An- 
griffspunkte derselben  durchlaufenen  Weg 
ansgedrückt  wird,  auf  andere  Art  in  ihre 
Faktoren  zu  zerlegen,  also  insbesondere  einen 
gn'isseren  Widerstand  auf  einet  kleineren 
Strecke  zu  überwinden.  Zugleich  bilden 
die  einfachen  Maschinen  die  Grundlage  für 
den  Bau  der  zusammengesetzten,  als  deren 
unmittelbare  Bestandteile  kinematische  ßle- 
mentenpaare  erscheinen,  die  sich  zu  soge- 
nannten Getrieben  zusammensetzen.  Tech- 
nische Vorrichtungen,  die  nicht  zur  Uober- 
tragung  und  Formung  von  Kraft  Wirkungen 
dienen,  wie  Mossinstiumente,  Fernrohr*'. 
Mikroskope,  Destillierapparate  etc.  werden 
nicht  Maschinen,  sondern  meistens  Apparate 
genannt.  Dassellie  gilt  auch  von  Telegraphen, 
Telephonen  und  elektrischen  Belenehtungs- 
voiTichtungen , obwohl  mit  diesen  Hilfs- 
mitteln Energie  üliertragen  wird. 

Die  ältesten  einfachen  Maschinen,  wie 
Winden . Göpel , Schwingliäume  wurden 
durch  die  Muskelkraft  von  Menschen,  na- 
mentlich Sklaven,  und  Vieh  in  Bewegung 
gesetzt.  Als  erster  Elementarkraftmotor 
tritt  schon  im  Altertum  das  Wasserrad  auf, 
während  die  Windmühlen  erst  im  Mittelalter 
aufkamen,  wenn  auch  die  einfachste  Vor- 
richtung zur  Verweilung  der  Kraft  des 
Windes,  das  Segel,  schon  aus  der  Urzeit 
stammt.  Die  Benutzung  der  Elast icität  fester 
Körjier  (wie  bei  den  Wurfmaschinen  der 
Alten)  oder  der  Arbeit  fallender  Gewichte 
(wie  l*ei  den  Uhrwerken,  soweit  diese  nicht 
als  blosse  Zcitmessinstrumonte  dienen)  ist 
nur  für  wenige  besondere  Zwecke  geeignet, 
da  in  diesen  Fällen  immer  soviel  mechani- 
sche All  »eit  zur  Herstellung  «1er  Spannung 
oder  zur  Hebung  der  Gewichte  aufgewendet 
worden  muss,  als  man  nachher  wiedererhiUt. 
Erst  in  der  Spannung  des  Wassordampfes 
wurde  der  K ult  urmcnscliheit  eine  der  grössten 
Leistungen  fähige,  nicht  wie  das  Wasserge- 
fälle an  bestimmte  Ijokalitäten  geknüpfte 
und  nicht  von  der  Jahreszeit  abhängige 
Kraft  zur  Verfügung  gestellt,  die  mit  ver- 
hältnismässig geringen  Kosten  fast  überall 
beschafft  werden  kann.  Die  Versucho  des 
Altertums  zur  direkten  Benutzung  der  Kraft 
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des  ausströmenden  Dampfes  blieben  un- 
fruchtbar; das  richtige  Prineip  der  Bewe- 
gung eines  Kolbens  in  einem  Cylinder  kam 
erst  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
zur  Anwendung,  und  erst  Watt  brachte 
die  Dampfmaschine  zu  stände,  die  die 
Grundlage  für  die  späteren  verbesserten 
Konstruktionen  geliefert  hat.  Wenn  in  der 
neuesten  Zeit  vielfach  heisse  Luft  oder 
explodierende  Gasgemenge  an  die  Stelle  des 
Dampfes  getreten  sind,  so  lassen  sich  diese 
Kraft  träger  doch  nur  schwer  bei  grösseren 
Maschinen  mit  Nutzen  anwenden  und  im 
Grosshetriebe  bleibt  die  Herrschaft  des 
Dampfes  noch  bestehen.  Auch  die  Elektri- 
cität  wird  ihm  wahrscheinlich  keinen  erheb- 
lichen Abbruch  tlmn,  denn  Batterieen,  in 
denen  ein  Metall  oxydiert  und  aufgelöst 
wird,  sowie  auch  Akkumulatoren  lassen  sich 
nicht  mit  Vorteil  in  grösserem  Massstabe 
zur  Gewinnung  von  mechanischer  Kraft  ver- 
wenden, sondern  zu  diesem  Zwecke  wird 
stets  eine  bereits  anderweitig  gegebene  me- 
chanische Kraft  dienen  müssen,  die  zunächst 
mittelst  einer  Dynamo-  oder  ähnlichen  Ma- 
schine einen  elektrischen  Strom  erzeugt. 
Der  ursprüngliche  Krafterzeuger  aber  wird 
meistens  wohl  noch  auf  lange  Zeit  die 
Dampfmaschine  sein,  und  erat  wenn  in 
ferner  Zukunft  die  Kohlen  (deren  freie  Ver- 
wandtschaft zu  dem  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung stehenden  Sauerstoff  gegenwärtig 
eine  so  bequeme  und  reichliche  Quelle  ver- 
wertbarer Energie  bildet)  immer  seltener 
und  teuerer  werden  sollten,  dürfte  das 
Wassergefälle,  namentlich  auch  mit  Be- 
nutzung der  Flutwelle,  mehr  und  mehr  an 
die  Stelle  der  Dampfkraft  treten.  Die 
Elektricität  würde  dabei  also  zunächst  nur 
als  das  beste  Mittel  zur  Lebert  rag  u ng 
und  Leitung  mechanischer  Energie  von 
einer  lokalisierten  Kraftquelle  auf  grosse 
Entfernungen  zur  Anwendung  kommcu,  wie 
auch  jetzt  ihr  ITnuptvorteil  für  kleine  Be- 
triebe darin  besteht,  dass  sie  an  jedem  Orte 
von  einer  Centralstelle  aus  auf  die  einfachste 
und  billigste  Art  den  Benutzern  zugeführt 
werden  kann. 

Von  Arbeitsmascliineu  finden  wir  im 
Altertum  namentlich  solche,  die  zur  Ent- 
wässerung und  Bewässerung  dienen,  wie 
Schöpfräder,  die  archimedische  Schraube, 
auch  schon  einfache  Kolbenpumpen.  Zu 
den  ältesten  mechanischen  Vorrichtungen 
gehört  auch  der  Webstuhl,  wenn  er  auch 
seine  streng  maschinell mässige  Ausbildung 
erat  im  vorigen  Jahrhundert  erhalten  hat 
und  die  erfolgreiche  Anwendung  des  Dampfes 
oder  Wassers  zum  Treiben  der  sogenannten 
Kraftstühle  erst  aus  diesem  Jahrhundert  da- 
tiert. Zum  Spinnen  diente  noch  während 
des  ganzen  Mittelalters  die  einfache  Hand- 
spindel, und  das  Spinnrad  wurde  erat  im 


10.  Jahrhundert  (von  Jürgen)  erfunden.  Im 
18.  und  10.  Jahrhundert  aber  sind  gerade 
für  die  Spinnerei  und  die  dazu  gehörenden 
Vorbereitungsarbeiten  (mittelst  Schlag-, 
Krempel-,  Kämm-,  Streckmaschinen)  die 
zahlreichsten,  sinnreichsten  und  wirksamsten 
Erfindungen  (von  Hargreaves,  Arkwright, 
Crompton,  Heil  manu  etc.)  gemacht  worden, 
die  im  Mule-Selfaktor  einen  Hühepuukt  er- 
reicht haben.  Nicht  minder  ist  auch  der 
Jacquardstuhl  ein  Triumph  des  mechanischen 
Scharfsinns.  Denkt  man  ferner  an  die 
Klöppel-,  Strick-,  Näh-,  Stickmaschinen  etc., 
so  wird  man  zugeben,  dass  die  Textilin- 
dustrie, wenn  auch  die  Garn  Verarbeitung 
ausserhalb  der  Weberei  mit  dazu  gerechnet 
wird,  den  grössten  Anteil  an  den  Leistungen 
des  modernen  Erfinduugsgeistes  erlangt  hat. 

— Mühlen  werke,  auch  solche,  die  durch 
Wasser  getrieben  werden,  kannte  man  eben- 
falls schon  im  Altertum.  Sie  haben,  abge- 
sehen von  der  Einführung  des  Dampfbe- 
triebes, in  der  neueren  Zeit  wesentliche 
Verbesserungen  erfahren,  namentlich  durch 
das  amerikanische  System,  aber  der  Abstand 
von  den  älteren  Vorrichtungen  ist  doch  bei 
weitem  nicht  so  gross  wie  in  der  Textil- 
industrie. In  der  Metallverarbeitung  sind 
die  einfachen  Handwerkzeuge  erat  in  der 
neueren  Zeit,  und  zwar  infolge  der  Entwicke- 
lung des  Maschinenbaues,  durch  Arbcitsma- 
Schincn  (Maschinelldrehbänke , Walzwerke, 
Hobel-,  Feil-,  Bohr-,  Scherenmaschinen  etc.) 
ersetzt  worden,  die  übrigens  meistens,  wie 
auch  die  Maschinen  zur  Holzverarbeitung 
(Sägewerke  — schon  im  Mittelalter  bekannt 

— Kreissägen,  Haspelmaschinen  etc.)  nur 
einfache  Bewegungen  des  wirksamen  Teiles 
hervorbringen.  Zuletzt  von  deu  Hauptpro- 
duktionszweigeu  hat  die  Landwirtschaft  aus 
den  Fortschritten  der  mechanischen  Technik 
Gewinn  gezogen:  Dampfpflug,  Säe-,  Mäh-, 
Dreschmaschinen  etc.  stammen  alle  aus  der 
neuesten  Zeit  und  sind  auch  gegenwärtig 
noch  keineswegs  in  allen  Betrieben  zu  finden, 
die  sie  nach  ihrer  Grösse  und  ihren  sonstigen 
Verhältnissen  mit  Vorteil  verwenden  könn- 
ten. — Der  bei  weitem  grösste  Teil  aller 
mechanisch  verwerteten  Elementarkraft  aller 
dient  dem  Transportwesen  und  namentlich 
dem  Eisenbahnbetriebe,  in  betreff  dessen 
wir  auf  den  besonderen  Artikel  verweisen. 
In  der  Schiffahrt,  wird  die  Kraft  des  Windes 
trotz  ihrer  Unentgeltlichkeit  in  steigendem 
3Ias.se  durch  die  Dampfkraft  ersetzt,  die 
zwar  nur  mit  beträchtlichen  Kosten  be- 
schafft werden  kann,  aber  ganz  nach  dem 
Willen  des  Menschen  geleitet  werden  kann 
und  namentlich  die  Erreichung  einer  sehr  ge- 
st  t “igerteu  T ransjx  irtgesehw  i ndigkeit  gestattet . 

2.  Volkswirtschaftliche  und  soziale 
Bedeutung  des  M.  Was  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  des  Maschinenwesens 
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betrifft,  .so  ist  es  objektiv  unzweifelhaft  ein  ; und  in  Umsatz  gebracht,  sondern  auch  48 
grosser  Gewinn,  wenn  der  Mensch  die  rein  Masse  der  zu  verarbeitenden  Rohstoffe 
moclianische  Kraftanstrengung,  wie  sie  der  ausserordentlich  vermehrt.  Betrachten  -air 
Sklave  am  Mühlensteine  oder  am  Ruder  der  alter  die  90%  der  vorluuuleoen  Damj4- 
Galeere  zu  leisten  hatte,  dutvh  dio  Arbeit  pferdekräfte,  die  nicht  zu  Transportz  weci--t. 
elementarer  Xaturknifte  ersetzt,  die  im  Ver-:  dienen,  so  kommt  mehr  als  ein  Drittel  d**r- 
gleich  mit  der  mechanischen  leistungsfähig-  \ selben  auf  solche  Arbeiten  im  Bergbau,  dem 
keit  der  Zugtiere  weit  billiger  und  in  be-  Hüttenbetriebe,  dem  Maschinenbau  und  d-r 
liebig  grosser  Menge  beschafft  werden  kann.  [ sonstigen  Metallverarbeitung,  die  auch  früher 
Andererseits  aber  ersetzen  die  Arbeits-  und  : nicht  durch  Menschen,  sondern  durch  PfenL 
Werkzeugmaschinen  auch  einen  Teil  der  oder  Wasserkraft  geleistet  wurde.  Dies  eik 
Formarbeit,  die  sonst  nur  durch  die  vom ! z.  B.  von  WasserhaJtungs-  und  Fönlenaa- 
Verstande  zweckmässig  geleitete  menschliche  | schineo,  Dampfhämmern.  Walzwerke«  etc-. 
Hand  verrichtet  werden  konnte.  Da  nun  j Ein  sehr  bedeutender  Teil  des  Restes  der 
die  Masse  der  Bevölkerung  zur  Erlangung  gewerblich  verwendeten  Dampfkraft  wird 
ihres  Unterhaltes  ausschliesslich  auf  die  für  den  Betrieb  von  Mühlen  werken  in  At- 
Verwertung  ihrer  Arlteitskraft  angewiesen  sprach  genommen,  die  in  den  Kulturländern 
ist,  so  findet  sie  in  der  Maschine  eine  Kon-  eltonfalls  schon  längst  nicht  mehr  durch 
kurrenz.  die  wenigstens  in  Uebergangszeiten  Menschen  kraft  in  Bewegung  gesetzt  wurdet 
sehr  drückend  werden  kann.  Die  Arbeiter-  sind.  So  repräsentiert  die  unmittelbar  uut 
klasse  erfährt  daun  von  den  neuen  Maschinen  der  formenden  menschlichen  Arbeitskraft 
zunächst  nur  Schaden  und  betrachtet  sie  konkurrierende  Dampfkraft,  soweit  es  sich 
daher  als  Feinde.  Dem  gegenüber  aber  ist  um  die  Lieferung  der  mechanischen  Arbeit 
zu  erwägen,  dass  etwa  70  Prozent  der  in  j handelt,  vielleicht  nur  10 — 12%  der  vi ir- 
den Kulturländern  vorhandenen  Dampf-  handonen  Leistuugsfäliigkoit  der  Dampf- 
pferdekräfte  lediglich  zu  Transport  zwecken  motoren.  Aber  es  handelt  sich  allenlioss 
dienen  und  demnach  nur  die  Leistung  von  hier  tim  Formarbeit,  die  verhältnismässig 
Pferden  oder  anderen  Zugtieren  und  von  nur  wenig  mechanische  Kraft  in  Au  sprach 
Segelschiffen  ersetzen.  Thatsächlich  hat  nimmt,  und  so  könnte  immerhin  durch  eine 
nun  aber  die  Zalil  der  Pferde,  z.  B.  in  kleine  Anzahl  von  Pferdekräften,  die  Feiu- 
Preussen,  auch  in  der  Periode  der  Ent-  arbeitsmaschinen  in  Bewegung  setzen,  eine 
Wickelung  des  Maschinenwesens  noch  fort-  grosse  Anzahl  von  Menschenhänden  über- 
während zugenommen  und  stand  1883  um  flüssig  gemacht  werden.  In  erster  Rahe 
25%  höher  als  1840  und  1897  wieder  16%  kommt  hier  die  Textilindustrie  im  weitesten 
höher  als  1888.  Wenn  also  auch  eine  An-  Sinne  des  Wortes  in  Betracht,  in  der  der 

grösste  Teil  jenes  übrig  bleibenden  Bestandes 
an  Dampfpferdekräften  seine  Verwemhmr 
findet,  liier  sind  in  der  That  in  der  Ueher- 
gangsperiode  viele  Arbeiter  durch  die  Ma- 
schinen teils  verdrängt,  teils  auf  niedrigere 
Lohnsätze  herabgedrückt  worden.  Allmäh- 
lich aber  trat  eine  Ausgleichung  ein  durch 
die  ausserordentliche  Vermehrung  der  Pro- 
duktion und  des  Verbrauchs,  die  ermöglicht 
wurde  einerseits  durch  die  den  neuen 
Transportmitteln  zu  verdankende  immer 
reichlicher  und  billiger  werdende  Zufuhr  der 
Rohstoffe,  wie  der  Baumwolle,  der  Jute,  der 
Wolle,  und  andererseits  durch  die  Verbilli- 
gung der  Fabrikation  infolge  der  Maschinen- 
verwendung.  Daher  ist  die  Zahl  der  Ar- 
beiter beiderlei  Geschlechts  in  den  eng- 
lischen, der  Fabrikgesetzgebung  unterstehen- 
den Betrieben  der  Textilindustrie  von  907  230 
im  Jahre  1870  auf  1075751  im  Jahre  1895 
gestiegen,  weun  auch  die  Zahl  der  Spindeln 
und  Kraflstühle  in  noch  stärkerem  Verhält- 
nisse gewachsen  ist.  Das  Uebergewicht  der 
weiblichen  über  die  männlichen  Arbeiter  hat 
allerdings  in  dieser  Periode  absolut  und 
relativ  zugenommen,  aber  die  absolute  Zahl 
der  männlichen  ist  doch  ebenfalls  gewachsen, 
nämlich  von  958588  auf  411881.  — Zuriick- 


zahl  Frachtfuhrleute  aus  ihrem  Gewerbe 
verdrängt  worden  ist,  so  sind  trotz  der 
Eisenbahnen  gegenwärtig  doch  noch  mehr 
Personen  im  Fuhrwesen,  namentlich  dem 
lokalen  in  den  stark  angewachsenen  grösseren 
Städten,  beschäftigt  als  früher.  Dazu  kom- 
men dann  aber  die  bei  der  Verwaltung  und 
dem  Betrieb  der  Eisenbahnen  beschäftigten 
Beamten  und  Arbeiter,  deren  Zahl  in 
Deutschland  etwa  300000  beträgt.  Wollte 
man  die  Transportleistung  der  Lokomotiven 
in  Preussen  durch  Pferde  bewirken,  was 
überhaupt  nur  mit  anderer  Zerlegung  der 
Faktoren  der  Pferdestärke,  nämlich  mit  sehr 
bedeutender  1 Ierabsctzung  der  G esc h w i n - 
digkeit  möglich  wäre,  st»  würden  dazu 
noch  etwa  dreimal  soviel  Pferde  melir  nötig 
wie,  als  Preussen  besitzt.  J)ie  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffe  haben  also  keine  Arbeiter 
verdrängt,  sie  halten  vielmehr  unmittelbar 
eine  bedeutende  Mehrnachfrage  nach  Arbei- 
tern erzeugt.  Noch  grösser  aber  ist  die 
mittelbare  Wirkung  der  neuen  Transport- 
mittel auf  die  Nachfrage  nach  Arbeit;  sie 
halten  ungeheuere  Naturschätze  aufge- 
schlossen. die  bis  dahin  dem  Verkehr  nicht 
zugänglich  waren : dadurch  wurden  nicht 
nur  sehr  grosse  neue  Werte  auf  den  Markt 
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gegangen  ist  die  Arbeitmahl  nur  in  der 
Leinen-  und  der  Seidenindustrie,  aber  nicht 
der  Maschinen  wegen,  sondern  infolge  der 
ungünstigen  wirtschaftlichen  Konjunkturen. 

— Auch  in  der  Buchdruckerei  treten  die 
Maschinen,  wenn  sic  auch  nur  eines  verhält- 
nismitssig  geringen  Anteils  an  der  Kraft-, 
leistung  des  Dampfes  bedürfen,  mit  der 
menschlichen  Handarbeit  in  seliarfen  Wett- 
bewerb. At>er  die  Produktion  hat  auch  auf 
diesen  Gebieten  so  ausserordentlich  zuge- 
nommen, dass  der  Bedarf  an  Arbeitskräften 
ebenfalls  erheblich  stärker  als  die  Bevölke- 
rung gestiegen  ist.  So  waren  in  Deutsch- 
land 1895  in  den  Hauptbetrieben  der  poly- 
graphischen Gewerbe  127  867  Personen,  im 
Jahre  1882  aber  nur  70006  beschäftigt. 
Der  beste  Beweis  übrigens  dafür,  dass  die 
Verhältnisse  der  Arbeiter  sich  im  ganzen 
unter  dem  Einflüsse  dos  Maschinenwesens 
nicht  verschlechtert,  sondern  verbessert 
haben,  liegt  in  der  zunehmenden  Neigung 
der  Ar  beiterbe  Völkern  ug,  sieh  von  der  Luul- 
wirt schaft  — die  über  Arlieitermangel  klagt 

— abzuwendeu  und  in  der  Industrie  Be- 
schäftigung zu  suchen.  Der  positive  volks- 
wirtschaftliehe Nutzen  des  Maschinenwesens 
aber  besteht  in  der  durch  dasselbe  erzeugten 
ausserordentlichen  Steigerung  der  Prod  u k - 
tivität  der  menschlichen  Arbeit,  über 
welchen  Begriff  Näheres  in  dem  Art.  Pro- 
duktion zu  finden  ist.  Dieselbe  äussert 
sich  auf  dem  Markte  in  einer  ebenso  ausser- 
ordentlichen Vermehrung  des  Angebots  der 
mit  Maschinenhilfe  hergestellten  Waren, 
wodurch  der  Preis  derselben  so  weit 
(vorübergehend  vielleicht  sogar  noch  weiter) 
herabgedrückt  wird,  bis  die  der  neuen 
Technik  entsprechenden  Produktionskosten 
mit  Einschluss  des  normalen  Gewinns,  na- 
mentlich auch  aus  dem  in  den  Maschinen 
angelegten  Kapital  erreicht  ist.  So  ergiebt 
sich  ein  bedeutender  Vorteil  für  alle  Kon- 
sumenten, also  auch  für  die  Arbeiterbevöl- 
kerung, da  die  Maschinen  gerade  hauptsäch- 
lich Waren  für  den  Massenabsatz  liefern. 
Diese  Verbilligung,  die  sich,  wenn  nicht 
unmittelbar  durch  technische  Verbesserungen, 
so  mittelbar  durch  die  Wirkung  der  mo- 
dernen Transportmittel  fast  auf  idle  Ver- 
brauchs- und  Gebrauchsgegeustände  ausge- 
dehnt hat , ist  zugleich  der  wirksamste 
Schutz  gegen  die  gefürchtete  Verminderung 
der  Arbeitsgelegenheit.  Denn  was  der  Kon- 
sument an  dein  Preise  irgend  einer  Ware 
erspart,  wird  er  entweder  zur  Bethätigung 
grösserer  Nachfrage  nach  dieser  oder  nach 
anderen  Konsumtionsgütern  oder,  nach  An- 
sammlung eines  grösseren  Betrags,  als  Ka- 
pital zur  unmittelbaren  oder  mittelbaren 
Beförderung  irgend  einer  Art  von  Produktion 
verwenden.  In  beiden  Fällen  aber  entsteht 
auch  ein  Mehrbedarf  an  Arl>eit,  der  die  ar- 


beitsparende Wirkung  der  Maschinen  wieder 
ausgleicht.  Bei  der  ersten  Einführung  der 
Maschinen  in  eine  Industrie  trifft  die  Arbeiter 
daher  zwar  oft  das  Uebel,  dass  sie  aus  der 
bisherigen  Stellung  verdrängt  werden  und 
dadurch  vielleicht  zeitweilig  in  ernste  Not 
geraten,  aber  erfahrungsmässig  findet  sich 
Iwild  durch  die  Ausdehnung  der  Produktion 
und  der  kaufkräftigen  Nachfrage  für  sie  eine 
neue  Beschäftigungsart.  Gegenwärtig  hat 
sich  übrigens  die  durch  das  Maschinenwesen 
bedingte  Umgestaltung  des  Produktionspro- 
zesses in  den  Kulturstaaten  nahezu  voll- 
ständig vollzogen.  Wenn  in  einigen  Län- 
dern die  Handweberei  noch  unhaltbare 
Stellungen  zu  behaupten  sucht,  so  kann  man 
aus  ihrer  misslichen  Lage  der  Maschinen- 
industrie keinen  Vorwurf  machen.  Die  Ar- 
l>eiterbevölkcrung  hat  sich  im  grossen  und 
ganzen  dem  Maschinenwesen  angepasst,  ihre 
Zahl  ist  dabei  stärker  angewachsen  als  in 
irgend  einer  früheren  Periode  der  Geschichte, 
und  die  Zahl  derjenigen,  die  hei  gutem 
Willen  keine  Arbeit  finden  können,  ist.  bei 
normalen  Zeit  Verhältnissen  ohne  Zweifel 
verhältnismässig  geringer  als  früher.  Krisen 
hat  es  auch  vor  der  Entwickelung  des  mo- 
dernen Maschinenwesens  gegeben,  und  die 
Arbeitslosigkeit,  die  in  England  am  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts  infolge  der  Ausdehnung 
der  Schafzucht  herrschte,  scheint  mindestens 
ebenso  schlimm  gewesen  zu  sein  wie  die 
schlimmsten  ähnlichen  Erscheinungen  im 
Beginne  des  Maschinenzeitalters.  — Dass 
wegen  der  Billigkeit  der  Arbeit  au  der  Ma- 
schine die  Frauenarbeit  in  manchen  Industrie- 
zweigen eine  grosse  Ausdehnung,  teilweise 
sogar  das  Uebergewieht  über  die  Männer- 
arbeit erlangt  hat,  ist  an  sich  kein  Uebel, 
da  dadurch  das  weibliche  Geschlecht  in  der 
Arbeiterklasse  eine  wirtschaftliche  Selbstän- 
digkeit gewonnen  hat,  um  die  es  sieh  in 
den  gebildeten,  aber  wenig  bemittelten  bür- 
gerlichen Ständen  vergebens  bemüht.  Ge- 
meinschädliche Ausbeutung  der  Frauenarbeit 
aber,  wie  auch  der  Kinderarbeit,  kann  durch 
eine  angemessene  Fabrikgesetzgebung  ver- 
hindert werden. 

Wenn  also  die  Arbeiterbevölkenmg  für 
die  Zukunft  von  dem  Maschinenwesen  ent- 
schieden mehr  Nutzen  als  Schädigung  zu 
erwarten  hat,  so  ist  es  doch  keineswegs 
wahrscheinlich,  dass  die  weitere  Ausbildung 
desselben  dem  Arbeiter  zu  einer  grösseren 
wirtschaftlichen  Selbständigkeit  verhelfen 
werde,  namentlich  dadurch,  dass  es  dem 
Kleinbetriebe  immer  mehr  erleichtert  werde, 
sich  ebenfalls  wirsamer  Arbeits-  und  Werk- 
zeugmaschinen zu  bedienen.  Wir  haben 
diese  Frage  schon  in  dem  A rt.Grossbetrie  b 
und  Kleinbetrieb  (oben  JBd.  IV,  S. 786 ff.) 
berührt  und  hier  nur  noch  wenige  Bemer- 
kungen beizufügen.  Wenn  von  der  Summe 
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der  gewerblich  verwendeten  Diunpfpfonle- 
kräfte  der  Anteil  der  Bergwerke,  Hütten- 
werke, Maschinenfabriken,  ( ietreidemülilen, 
•Sägewerke  und  der  Textilindustrie  abgezogen 
wird,  so  bleiben  für  die  sämtlichen  übrigen 
sehr  mannigfaltigen  Gewerbe  nur  noch 
wenige  Prozente  jener  Summe  zur  Verfü- 
gung. Aus  diesem  geringen  Kraft bedarfe 
<larf  man  nun  allerdings  soldiesseu , dass 
jene  Gewerl>e  hauptsächlich  nur  Arbeitsma- 
schinen verwenden,  die  nach  ihren  Grössen- 
verhältnissen  auch  dem  Kleinbetriebe  zu- 
gänglich wären  und  ihn*  Kraftzufuhr  aus 
einer  Centralstolle  erhalten  könnten.  Al>er 
die  Frage  der  möglichen  Ausdehnung  des 
Kleinbetriebes  ist  nicht  vom  technischen, 
sondern  vom  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte 
zu  entscheiden,  und  da  ergiebt  sich,  dass 
die  Ucberlegenheit  des  Grossbetriel»os  in  der 
kaufmännischen  Seite  desselben  be- 
gründet ist.  Jede  Maschine  wird  um  so 
besser  ausgenutzt,  je  mehr  sie  der  Massen- 
produktion dient;  die  vermehrte  Produktion 
geht  bald  über  den  lokalen  Bedarf  hinaus, 
und  es  muss  daher  Absatz  auf  anderen 
Märkten,  vielleicht  im  Auslande  gesucht 
werden,  was  nur  im  Gross  vor  kehr  mit  Er- 
folg möglich  ist.  Auch  wirkt  die  Ausbildung 
des  Transportwesens  immer  mehr  darauf 
hin,  dass  die  Produktion  der  einzelnen  In- 
dustriezweige sich  hauptsächlich  au  be- 
stimmten Oortliehkeiten  koncentriort.  wo  die 
Bedingungen  für  sie  besonders  günstig  sind 
und  von  wo  aus  der  Absatz  wieder  Hin- 
durch den  Grosshandel  geleitet  weiden 
kann.  Selbst  wenn  unter  solchen  Umstän- 
den der  Kleinbetrieb  mit  ausreichenden 
technischen  Hilfsmitteln  möglich  ist.  so 
bleibt  derselbe  doch  in  einer  Abhängigkeit 
von  dem  kaufmännischen  Kapital,  durch 
welche  ihm  der  privatwirtschaftliche  Vorteil 
aus  der  Maschinenverwendung  wieder  gröss- 
tenteils oder  gänzlich  entzogen  wird.  Aber 
auch  bestenfalls  ist  doch  für  den  Kleinbe- 
trieb aus  der  Maschinenverwendung  auf  die 
Dauer  nur  der  übliche  Gewinn  aus  dem  in 
den  Maschinen  steckenden  und  dem  etwa 
dazu  gehörenden  Plus  an  umlaufendem 
Kapital  zu  erwarten  und  dieser  wird  immer 
nur  eine  sehr  bescheidene  Summe  darstellen, 
weil  elien  das  Kapital  eines  solchen  Be- 
triebes der  Natur  der  Sache  nach  klein 
ist.  Dass  diejenigen  Kleingewerbetreibenden, 
die  eine  neue  zweckmässige  Maschine  zu- 
erst anwenden,  vorübergehend  einen  be- 
sonderen Vorteil  erlangen,  fällt  nicht  ins 
Gewicht;  bald  werden  alle  übrigen  genötigt 
sein,  sich  desselben  Hilfsmittels  zu  bedienen, 
und  die  leicht  zugänglichen  Maschinen,  wie 
z.  B.  die  Nähmaschiuen,  erzeugen  möglicher- 
weise eine  solche  Verschärfung  der  Kon- 
kurrenz, dass  sich  die  Lage  der  sie  be- 
nutzenden Hausgewerbetreibenden  durch  die 


Einführung  <lersell>en  eher  verschlimmert 
als  verbessert.  Im  ganzen  dient  also  das 
Maschinenwesen  hauptsächlich  dem  grossen 
Kapitale  und  es  hat  ohne  Zweifel  die  ge- 
waltige Ansammlung  des  modernen  Kapitals 
wesentlich  mit  Itefördert.  Gleichwohl  sind 
u n g e w ö h n 1 i c h hohe  Kapitalgewinne  nur 
vorübergehend  von  den  ersten  Benutzern 
neuer  Maschinen  erzielt  worden,  und  im  all- 
gemeinen ist  die  Gewinnrate  aus  dem  in 
Maschinen  angelegten  Kapital  im  Abnehmen 
U'griffen,  was  aber  bei  der  absoluten  Grösse 
tles  Gewinnes  die  weiten*  Zunahme  der  An- 
sammlung nicht  ausschliesst. 

Was  die  mit  dem  Maschinenwesen  ver- 
bundenen Gefahren  für  die  Arbeiter  und 
Belästigungen  für  andere  betrifft,  s.  d.  Artt. 
Dampf  kesselpol  izei  (oben  Bd.  III  S. 
108  ff.).  U n fal  1 versi  c h er  u n g.  0 e w e r b- 
liche  Anlagen  (Bd.  IV  S.  574 ff.). 

II.  Statistisches.  Um  die  .Statistik  der 
Dampfmaschinen  hat  sich  Engel  besondere 
Verdienste  erworben.  Schon  in  einem  Gutachten 
für  die  Sitzung  der  pertnancuten  Kommission 
des  statistischen  Kongresses  zu  Stockholm  ;1874) 
hatte  er  den  Han  einer  gleichmässigen  inter- 
nationalen Ziihlung  der  Dampfkessel  und  Dampf- 
maschinen entworfen,  der  in  Oesterreich  schon 
1875  zur  Ausführung  gebracht  wurde.  Im  Deut- 
schen Reiche,  wo  1875  eine  Zählung  der  Dampf- 
kessel bei  Gelegenheit  der  Gewerbezählung  statt- 
gefunden  hatte,  wurden  auf  Antrag  Proussens. 
ebenfalls  Engels  Vorschlägen  entsprechend, 
1877  78  amtlich  Kataster  für  Kessel  und  Ma- 
schinen errichtet,  die  seitdem  in  den  Einzel- 
staaten fortgeschrieben  worden  sind.  In  einer 
umfangreichen  Schrift  hat  Engel  dann  die  Er- 
gehnisse der  Aufnahme  für  Prenssen  nach  dem 
Stande  vom  l.  Januar  1879  mit  Beifügung  vieler 
Speeialuntersucliungen  verarbeitet  und  zugleich 
mit  Hilfe  eines  reichhaltigen  Materials  die  Grund- 
züge einer  inter.iationalen  Dampfmaschinen- 
statistik entworfen. 

Am  1.  Januar  1879  betrag  die  Zahl  der 
gewerblich  und  landwirtschaftlich  verwendeten 
feststehenden  Dampfkessel  in  Deutschland 
49511,  von  denen  aber  ein  Teil  nicht  mit  Be- 
wegiuigsmasehineu  verbunden  war,  sondern  zur 
Erzeugung  von  Kochdampf  und  ähnlichen 
Zwecken  diente.  Ferner  gab  es.  abgesehen  von 
den  l.oknmotiven  mul  Scbiftsniflschinen,  9194  be- 
wegliche Dampfkessel.  Die  Zahl  mul  Leistungs- 
fähigkeit •)  der  Dampfmaschinen  aber  war  fol- 
gende: 


Zahl 

Pferdekräft 

Feststehende  Maschinen 

44  447 

1 247000 

Bewegliche 

9 085 

73  Ö47 

Lokomotiven 

10398 

2 8^94^0 

Private  Schiffsmaschinen 

i 099 

1 79  2S0 

Kriegsschiffsmascliinen 

141 

141  260 

Zusammen 

65  170 

4 510637 

*)  Die  Leistungsfähigkeit  der  Kraftmaschinen 
wird  bekanntlich  nach  Pferdekräften  oder,  wie 
man  in  der  neueren  Zeit,  trotz  des  bedenklichen 
Plurals,  meistens  sagt,  nach  „Pferdestärken“ 
bestimmt.  Eine  Pferdestärke  entspricht  der 
Leistung  einer  Arbeit  von 


75  Kilogramm-Meter 
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Bei  der  Gewerltezäklung  vom  5.  Juni  1882 
wurde  nur  die  Zahl  der  gewerblichen  Betriebe 
ermittelt,  in  denen  Motoren  benutzt  wurden. 
Die  Gesamtzahl  derselben  betrug  auf  3005457  j 
Hauptbetriebe  überhaupt  nur  100422.  Dampf 
wurde  in  30062  Betrieben,  und  zwar  in  31023  i 
mittelst  stehender  Dampfmaschinen,  angewendet,  j 
Wasserkraft  in  53310  Betrieben,  Wind  in  18  901, 
Gas  «der  heisse  Luft  in  2746  Betrieben.  Von 
den  Wind  benutzenden  gehörten  185K0,  von 
den  Wasser  benutzenden  33527  der  Industrie 
der  Nahrungs-  und  Genussmittel,  d.  h.  haupt- 
sächlich der  Müllerei  an.  Auch  steht  diese  In- . 
dnstriegruppe  noch  obenan  (mit  11751)  unter 
den  Dampf  verwendenden  Betrieben.  Die  Ge- 
samtzahl der  Personen,  die  in  den  Motorenbetrieben 
beschäftigt  waren,  betrug  1 024  672  unter  7 340  780  j 
überhaupt  in  gewerblichen  Hauptbetrieben  be- 
schäftigteu.  Die  grösste  Zahl  von  Beschäftigten  j 
in  Motorenbetrieben  findet  sich  in  der  Textil- ' 
industrie  (4116-18).  dann  folgen  Bergbau,  Hütten- 
und  Salinenbetriebe  mit  400775,  die  Industrie  ! 
der  Nahrungs-  und  Genussmittel  mit  286216, 
Maschinenbau  und  Anfertigung  von  Instrumenten 
und  Apparaten  mit  204  259.  sonstige  Eisen-; 
Verarbeitung  mit  100955.  Der  Eisenbahn-  sowie  j 
anch  der  Post-  und  Telegraphenbetrieb  ist  in 
diese  Zählung  nicht  mit  eingeschlossen. 

Die  Ergebnisse  der  Fortschreibung  des  j 
Dampfmaschinenkatasters  seit  1870  sind  von  | 
Reichs  wegen  noch  nicht  veröffentlicht.  In . 
Preu ssen  wird  jährlich  eine  kurze  Zusammen-  j 
lassnng  derselben  in  der  „Statistischen  Korre- 1 
spondenzu  bekannt  gemacht.  Wir  entnehmen 
derselben  die  folgende  Vergleichung  des  Standes 
von  1870  und  1809.  Die  Lokomotiven  und  die 
für  das  Heer  und  die  Kriegsmarine  verwendeten 
Maschinen  sind  nicht  mit  einbegriffen. 


1S70 

1699  l.IY 

Feststehende  Dampfkessel 

32411 

65  889 

„ Dampfmaschinen  29  895 

70813 

Bewegliche  Kessel 

5 53b 

18  701 

„ Dampfmaschinen 

5 442 

18  166 

Private  Schiffsmaschinen 

Pferdekräfte 

623 

2 208 

Feststeh.  I >ampfmascbinen 

887  780 

3 192  515 

Lokomobilen 

47  104 

201  305 
323  384 

Private  Schiffsmaschinen 

50309 

in  einer  Sekunde;  sie  wird  in  der  französischen 
Dampfmaschinenstatistik  der  Leistungsfähigkeit 
von  3 lebenden  Pferden  und  von  21  Männern 
gleichgeschätzt.  Die  Angaben  in  betreff  der 
Dampfmaschinen  beziehen  sich  häufig  auf  die 
durchschnittliche  w i r k 1 i e li  e Leistung,  richtiger 
aber  ist  es,  die  m a x i m a 1 e Leistungsfähig- 
keit anzugeben,  die  durch  unmittelbare  Be-  j 
Stimmung  am  Indikator  (daher  die  Bezeichnung 
indikatorisehe  oder  indizierte  Pferdestärken) 
oder  mittelst  des  Bremsdynamometers  oder  durch 
Berechnung  festgestellt  werden  kann.  In  Sachsen  i 
ergab  sich  die  berechnete  maximale  Leistung«- 
fänigkeit  sämtlicher  Dampfmaschinen  ungefähr 
gleich  dem  Doppelten  der  durchschnittlichen 
wirklichen  Leistung.  In  den  im  Text  folgenden  ■ 
Zusammenstellungen  für  Preussen  ist  die  Leis- 
tungsfähigkeit  der  Dampfmaschinen  nicht  ein- 
heitlich bestimmt,  jedoch  genügen  die  Zahlen, 
um  den  ausserordentlich  grossen  Fortschritt  seit  | 
1870  erkennen  zu  lassen. 


Im  Jalire  1837  gab  es  in  Prenssen  nur  410 
gewerbliche  Dampfmaschinen  mit  7355  Pferde- 
kräften,  1846  war  ihre  Zahl  1130  mit  21716 
Pferdekrüfteu,  1855  betrug  sie  3040  mit  61  945 
Pferdekräften,  18(51  7000  mit  142658  Pferde- 
kräften und  1875  28783  mit  632067  Pferde- 
kräften. Nach  der  Gewerbezähluug  vom  14.  Juni 
1805  gab  es  im  Deutschen  Reiche  1(54483  Motoren- 
betriebe, und  zwar  151605  Hauptbetriebe  (4,8% 
aller  Hauptbetriebe)  und  12788  Nebenbetriebe 
(2,5%  aller  Nebenbetriebe'.  Ausserdem  wurden 
in  6084  Betrieben  Dampfkessel  ohne  Kraftüber- 
tragung verwendet.  Die  Motoren  (ausser 
den  durch  Wind  und  Elektricitüt  getriebenen) 
hatten  im  ganzen  eine  Leistungsfähigkeit  von 
3427325  Pferdekräften,  von  denen  2 721218 
auf  Dampfmaschinen  (in  58530  Betrieben), 
629065  auf  Wasserkraftmotoren  (in  54  259  Be- 
trieben), 53909  auf  Gasmotoren  (in  14  760  Be- 
trieben), 11085  auf  Druckluft  (in  312  Betrieben) 
entfielen.  Dazu  kommen  nun  die  Lokomotiven, 
deren  es  1805  auf  den  Yollbalmen  16377  und 
270  auf  den  Schmalspurbahnen  gab  mit  einer 
geschätzten  Leistungsfähigkeit  von  zusammen 
7 288  (550  Pferdekräften,  ferner  1061  Kuuffahrtei- 
dampfer  mit  801  750  Pferdekräften  und  (im 
Jahre  1892)  1530  Fluss-,  Haff-  und  Kiisten- 
dampfer  mit  171360  Pferdekräften.  Ausserdem 
wären  auch  noch  die  in  den  landwirtschaftlichen 
Betrieben  benutzten  Dampfmaschinen  in  Rech- 
nung zu  bringen  (für  Dreschmaschinen,  Dampf- 
pllüge,  Milchcentrifugen  etc.),  die  ebenfalls  eine 
nicht  unbedeutende  motorische  Kraft  repräsen- 
tieren. In  Frankreich  z.  B.  batten  die  in  der 
Landwirtschaft  verwendeten  Dampfmaschinen 
im  Jahre  1896  111  123  Pferdekräfte.  Endlich 
ist  auch  noch  auf  die  Kriegsmarine  hinznweisen, 
deren  im  Jahre  1000  vorhandene  Schiffe  mit 
Ausschluss  der  zahlreichen  Torpedoboote  mit 
308  430  Pferdekräften  ausgestattet  waren.  Seit 
1805  hat  sich  aber  die  Verwendung  mechanischer 
Motoren  für  gewerbliche  und  sonstige  Zwecke 
in  Deutschland  noch  bedeutend  erweitert.  Nament- 
lich haben  sieh  die  Elektromotoren  stark  ver- 
mehrt, und  in  der  neuesten  Zeit  erlangen  die 
Automobilen  eine  steigende  Wichtigkeit  als 
Verkehrsmittel.  Im  ganzen  dürfte  die  Leistungs- 
fähigkeit der  im  Jahre  1900  im  Deutschen  Reiche 
vorhandenen  gewerblichen  und  landwirtschaft- 
lichen Dampfmaschinen  auf  4 Millionen,  die  der 
Lokomotiven  auf  Voll-,  Klein-  und  Strassen- 
bahnen  auf  mindestens  7',..  Millionen  und  die 
der  privaten  Schiffsmaschinen  auf  1 Million 
Pferdekräfte  zu  schätzen  sein. 

Die  Verteilung  der  Motoren  auf  die  wich- 
tigsten Gewerbegruppen  (in  Haupt-  und  Neben- 
betrieben) war  1805  folgende: 


Gewerbegruppe 


Zahl  üer 
Motorbetriebi 
Bergbau  etc.  i 787 

Indnstr.  d.  Steine  u.  Erden  6 855 
Metallverarbeitung  9 429 

Maschinen  u.  Instrumente  6 943 
Textilindustrie  10  414 


Papierindustrie 

Holz-  und  Schnitzstoffe 

Nahrungsmittel 


Pferde- 
kräfte 
995  060 

197  796 

142  141 
184  821 

5'5  853 
2 102  201  422 

18914  203235 

68481  686263 


Was  die  Art  der  verwendeten  Elementar- 
kräfte betrifft,  so  ist  im  Bergbau  der  Dampf 
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fast  allein  vorherrschend  (mit  9690539  Pferde- 
kräften. neben  denen  die  Wassermotoren  nur 
mit  15  438  Pferdekräften  auftreteu).  Auch  in 
den  anderen  Norinalindustriezweigen  hat  der 
Dampf,  wenn  auch  nicht  in  so  starkem  Ver- 
hältnis. das  l'ebergewicht.  Ebenso  in  der  Textil- 
industrie (mit  446  886  Dampfpferdekräften).  ln 
der  Holz-  und  Schnitzst otiiudustrie  dagegen 
kuuunt  die  Wasserkraft  (mit  75  096  Pferde- 
kräften) zu  ausgedehnter  Anwendung  und  in 
der  Papierindustrie  hat  sie  noch  das  Uebergewicht 
(mit  112  407  Pferdekräften).  Absolut  ist  sie 
unter  allen  Gewerben  am  stärksten  in  der 
Nahrungsmittelindustrie,  d.  h.  in  der  Müllerei, 
vertreten,  nämlich  mit  281  090  Pferdekräften  in 
32  594  Betrieben.  Jedoch  verwandten  1(5  504 
Betriebe  Dampf  mit  392  827  PtVrdekriiften,  und 
ausserdem  gab  es  noch  17  821  Windrnühl betriebe. 

In  Oesterreich  (Oisleithanien)  gab  es 
1841  nur  224  gewerbliche  Dampfmaschinen  mit 
2819  Pferdekräften,  1852  (571  Maschinen  mit 
9128  Pferdekräften,  1803  2882  .Maschinen  mit 
40  990  Pferdekräften,  1875  9100  Maschinen  mit 
157  279  Pferdekräften.  Von  den  letzteren  kamen 
42  110  auf  die  Erzeugung  von  Metallen,  Metall- 
waren, Maschinen  und  Werkzeugen,  31  493  auf 
die  Textilindustrie,  29(509  auf  den  Bergbau  und 
27  520  auf  die  Produktion  der  Nahrungs-  und 
Genussmittel.  Eine  1881  in  Niederösterreich 
veranstaltete  Erhebung  ergab  in  diesem  Kron- 
lande  2034  Dampfkessel  und  als  geschätzte 
Leistungsfähigkeit  der  Maschinen  418UO  Pferde- 
kräfte. Wenn  die  Dampfverwendung  in  den 
übrigen  Kronländcrn  in  demselben  Verhältnisse 
zugenomnien  hätte,  so  würde  die  Zahl  «1er  Pferde- 
kräfte in  der  ganzen  Reichshälfte  damals  etwa 
300  000  betragen  haben,  und  diese  Zahl  «lilrfte 
sich  bis  1900  mehr  als  verdoppelt  haben. 

In  Ungarn  ergab  die  Gewerbe-  und  In- 
dustriestatistik für  1885  das  Vorhandensein  von 
19  700  Motoren  benutzenden  Unternehmungen 
auf  224  119  gewerbliche  Unternehmungen  über- 
haupt. Es  gab  199  Tretwerke,  3994  Tierkraft 
verwendende  Unternehmungen  mit  4937  Göpeln, 
900  Windräder,  20  11(5  Wasserräder  mit  53  971 
Pferdekräften,  85  Turbinen  mit  5105  Pferde- 
kräften, 5 Wassersäulenmaschinen  mit  81  Pferde- 
kräften, 1738  stehende  und  750  bewegliche  I 
Dampfmaschinen  mit  zusammen  (53  8(59  Pferde- 
kräften, 7(5  Gas-  und  ähnliche  Motoren. 

In  Frankreich  betrug  1840  die  Zahl  der 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Dampf- 
maschinen 2591  mit  34  350  Pferdekräften,  1850 
5322  mit  66  642  Pferdekräften,  1860  14öi3mit 
177  652  Pferdekräften,  1870  27  088  mit  53536  0550 
Pferdekräften.  1878  38  880  mit  492  418  Pferde- 
kräften. 1886  58  5381  Kessel  und  52  471  Maschinen 
mit  717  718  Pferdekräften.  In  dem  letztge- 
nannten Jahre  kamen  auf  die  Textilindustrie 
6471  Maschinen  mit  151  338  Pferdekräften,  auf 
die  Hüttenwerke  und  metallurgischen  Fabriken 
7047  Maschinen  mit  147  904  Pferdekräften,  auf 
den  Bergbau  4219  Maschinen  mit  101  (561  Pferde- 
kräfteu,  auf  die  Industrie  der  Nahrungs-  und  Ge 
nussmittel  8728  Maschinen  mit  94  455  Pferde- 
kräften, auf  ilie  landwirtschaftlichen  Betriebe 
153049  mit  74  718  Pferdekräften.  — Die  Zahl  der 
Lokomotiven  und  der  sonstigen  beim  Eisen- 
bahnbetriebe benutzten  Dampfmaschinen  betrug 
10  974  mit  53  5107  7534  Pferdekräften,  die  der 
Schiffsmaschinen  (ausser  der  Kriegsmarine)  1994 


mit  546  334  Pferdestärken,  wozu  noch  28(59 
Hilfsmaschinen  mit  375  Kesseln  und  25  463 
Pferdekräften  kamen.  Im  Jahre  1897  standen 
in  54  107  gewerblichen  Betrieben  68  743  Dampf- 
maschinen mit  1 35304(56  Pferdekräften  inVerwen- 
dung.  Die  Textilindustrie  verfügte  über  7409 
Maschinen  mit  295  6539  Pferdekräften.  die  me- 
tallurgische Industrie  über  85*0(5  mit  239  736 
Pferdekräften,  der  Bergbau  über  5(5(56  Maschinen 
mit  184  859  Pferdekräften.  die  Nahrungsmittel- 
industrie über  10883  Maschinen  mit  139  395 
Pferdekräften.  Die  Zahl  der  Lokomotiven  auf 
den  Vollbahnen  betrug  9997  mit  4 110011.6 
Pferdekräften,  und  mit  Einschluss  der  Lokomo- 
tiven der  Klein-  und  Industriebahnen  und  der 
Strassenbahnen  und  der  im  Eisenbahnbetrieb 
verwendeten  stehenden  Maschinen  ersrab  sich 
eine  Gesamtzahl  von  13  799  Maschinen  mit 
4 271  799  Pferdekräften.  Die  Zahl  der  See-  und 
Elussdampfsehiffe  betrug  2437  mit  850099 
Pferdekräften. 

ln  Belgien  war  die  Zahl  der  gewerblichen 
Dampfmaschinen  im  Jahre  1850  2040  mit  eiuer 
Leistungsfähigkeit  von  51055  Pferdekräften. 
Für  1860  waren  die  entsprechenden  Zahlen  4410 
und  99(501.  Im  Jahre  1890  waren  14  279  ge- 
werbliche und  landwirtschaftliche  Dampfma- 
schinen mit  385  271  Pferdekräften  vorhanden. 
Ausserdem  gab  es  305  private  Sehiffsmaschinen 
mit  21  756  und  53019  (private  und  staatliche) 
Lokomotiven  mit  518  5(52  Pferdekräften.  Im 
Jahre  1895  betrug  die  Zahl  der  in  der  Industrie 
benutzten  Motoren  13  113  mit  242  4535  Pferde- 
kräften. Von  diesen  wurden  84353  mit  209  534(5 
Pferdekräften  durch  Dampf,  24536  mit  19  557 
Pferdekräften  durch  Wasser,  2158  mit  13  276 
Pferdekräften  durch  Wind  getrieben.  Von  «len 
verfügbaren  Pferdekräften  kamen  87  439  auf  die 
Kohlenbergwerke,  24  (55(5  auf  die  Eisenindustrie. 

In  der  Schweiz  besessen  im  Jahre  1888 
die  unter  (her  Fabrikgesetzgebung  stehenden 
Unternehmungen  mit  Motoren  bet  rieb  an  Wasser- 
kraft 54  2453.  an  Dampfkraft  27  45553.  an  Gaskralt 
395,  an  Elektricitätskraft  5323  Pferdekräfte. 
Die  Gesamtzahl  der  Motoren  benutzenden  Be- 
triebe betrug  25-158.  Im  Jahre  1895  war  diese 
Zahl  auf  5355537  mit  152  718  Pferdekräften  ge- 
stiegen. Von  den  letzteren  kamen  87  865  oder 
57,5%  auf  Wassermotoren,  53410  auf  Dampf, 
7357  auf  Elektricität,  22555  auf  Petroleum.  1851 
auf  Gas.  Von  diesen  Pferdekräften  dienten 
43  785  der  Textilindustrie  (3104(5  der  BoumwoU- 
iudustrie),  und  zwar  wurden  556  271  durch  Wasser 
und  23  569  durch  Dampf  geliefert. 

Die  Leistungsfähigkeit  der  gewerblichen 
Dampfmaschinen  in  Grossbritannien  schätzt 
Engel  für  1878  auf  2 Mill.,  die  der  Lokomotiven 
auf  3'  4 Mill.,  die  der  Sehiffsmaschinen  (mit 
Ausschluss  der  Kriegsmarine)  auf  1%  Mill. 
Pferfekräfte.  Für  1885  sind  die  entsprechenden 
Zahlen  nach  Mulhalls  summarischen  Schätzungen 
53,1  Mill.,  3,5  Mill.  und  3.14  Mill.  Nach  der 
Tonnenzahl  der  1898  vorhandenen  englischen 
Scedampfschiffe  würden  sich  über  5 Mill.  Pfer«Ie- 
kräfte  ergeben,  ausser  der  Kriegsmarine,  die  in 
demselben  Jahre  über  mehr  als  2 800  000  Pferde- 
kräfte verfügte.  Die  Gesamtstärke  «1er  Loko- 
motiven im  vereinigten  Königreiche  dürfte  1899 
wohl  6 Mill.  Pferdekräfte  betragen  haben.  Die 
Leistungsfähigkeit  tler  gewerblichen  Dampf- 
maschinen dürfte  für  dasselbe  Jahr  auf  5 — 6 Mill. 
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Pferdekräfte  zu  schätzen  sein.  Pie  Textilindustrie  I 
verfügte  1871  insgesamt  über  515  808  Pferde- 
kräfte. die  Zahl  der  Kraftstiihle  aber  ist  in  der 
Periode  von  1870  bis  1890  von  (>10  001  auf 
822  480  und  die  der  Spindeln  (für  einfache  und 
Zwirnspinnerei)  von  45  533 111  auf  58641  162: 
gestiegen. 

ln  Italien  zählte  man  im  Jahre  1876  ausser  i 
den  Schiftsmaschiuen  und  Lokomotiven  4450 
Dampfkessel  mit  54  281  Pferdekräften.  Int 
Jahre  1882  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
8200  und  124  000.  und  1888  schätzte  man  die  I 
Zahl  der  Pferdekräfte  auf  150000.  Die  gewerb- 
lich verwertete  Wasserkraft  repräsentierte  1880 
475  877  Pferdekräfte. 

In  den  Vereinigten  Staaten  waren  in 
den  Gewerben  nach  dem  Censns  von  1870  51 018 
Wasserräder  mit  1180431  und  40101  Dampf- 
maschinen mit  1215  711  Pferdekräften  in  Be- 
trieb.  Dazu  kommt  der  Bergbau  mit  4183 
Darauf  in  aschinen  (109111  Pferdekräften)  und 
134  Wasserrädern.  Nach  dem  Ceusus  von  1*80  j 
war  die  Zahl  der  Dampfmaschinen  in  den  Ge- 1 
werben  auf  50  483  mit  2 185458.  die  der  Wasser- 1 
rüder  aber  auf  55  404  mit  1225379  Pferde- 
kräften gestiegen.  Die  in  der  Landwirtschaft 
und  im  Bergbau  benutzten  Maschinen  sind 
wieder  nicht  mit  einbegriffen.  Uebcr  die  letzteren 
wird  nur  angegeben,  dass  bei  dem  Bergbau  auf 
Kohlen  und  unedle  Metalle  3732  Dampfmaschinen 
mit  182051  Pferdekräften  und  hei  dem  Betriebe 
der  8teinbrücbe  3937  Maschinen  angewendet 
werden.  In  betreff  der  Edelmetalle  und  des 
Petroleums  fehlen  die  entsprechenden  Angaben. 

Die  Textilindustrie  nahm  an  Dampfkraft 
211439  und  au  Wasserkraft  217  871  Pferde- 
kräfte in  Anspruch,  und  mehr  als  die  Hälfte 
dieses  Kraftbedarfs  kam  auf  die  Baumwoll-  J 
Industrie.  Die  Holzindustrie,  namentlich  die 
.Sägerei,  hatte  eine  Dampfkraft  von  543292  und 
eine  Wasserkraft  von  278  080  Pferdekräften; 
für  die  Müllerei  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
301  214  und  469  987,  für  die  Eisen-  und  Stahl- : 
industrie  380741  und  10506,  für  die  Papier- 
industrie 36  301  und  87  611.  Nach  dem  Oensus , 
von  1890  verwendeten  von  355  415  ermittelten  j 
Betrieben  100  735  oder  28,3  °/0  mechanische  ( 
Kraft,  die  im  ganzen  5 954  655  Pferdekräfte 
darstellte.  Von  diesen  kamen  4 662  024  auf 
Dampfmaschinen  und  1 263  343  auf  Wasser- 
motoren. Den  relativ  grössten  Teil  dieser  mo- 
torischen Kraft  nehmen  die  Sägewerke  und  ver- 
wandte Zweige  der  Holzindustrie  in  Anspruch, 
nämlich  961  316  Pferdekräfte,  von  denen  789  078 
durch  Dampf  geliefert  wurden.  Für  die  Mahl-  j 
müllerei  wurden  752  365  Pferdekräfte  (davon  I 
383  872  durch  Wasser  geliefert),  für  die  Baum  Woll- 
industrie 464  881  Pferdekräfte  (Wasser:  198982), 
für  die  Papierindustrie  242  176  Pferdekräfte 
i Wasser:  151593)  verwendet.  Die  Leistlings-1 
fäbigkeit  der  Lokomotiven  in  den  Vereinigten 
Staaten  schätzt  Mulball  für  1885  auf  6.2  Mill.,  ! 
die  der  Schifismaschinen  auf  1,04  Mill.  Pferde- 1 
kräfte. 
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and  manufaetures,  London  1883.  — Vre,  Philo- 
sophy  <>/  manufaetures,  2.  cd.,  London  1833.  — 
Orot  he,  Bilder  und  Studien  zur  Geschichte  der  > 
Industrie  und  des  Mosch i n en iresens,  Berlin  1870. 
— Engel,  Dos  /.eit, iller  des  Dumpfes,  Berlin 
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1880.  Zeitsehr.  d.  königl.  prenss.  stat.  Bureaus  ; 
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wachnng  der  Dampfkraft  in  Deutschland,  ebd., 
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Besser,  ['ebersicht  der  Dampfkessel  und  Dampf- 
maschinen im  Königreich  Sachsen  am  1.  f.  1880. 
Zeitschr.  d.  königl.  suchs.  stat.  Bureaus,  Jahrg. 
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Die  Dampfkessel  mul  Dampfmaschinen  im  König- 
reich Sachsen  am  1.  I.  1890,  in  derselben  Zeit- 
schrift, Beilagen  tum  Jahrg.  1898  and  1899.  — 
Zahn , Gewerbe  und  Handel  im  Deutschen 
Deich  nach  der  gewerbliche»  Betriebszählung 
ront  14.  VI.  1898.  Sonderabdruck  aus  Bd.  119 
der  Statistik  des  Deutschen  Deichs,  X.  Berlin 
1899  (enthält  auch  vergleichende  Angaben  für 
andere  Staaten).  — Ptgerle,  Dampf  maschinell 
und  Dampfkessel  in  Oesterreich.  Stal.  Monats- 
schrift, 1882,  S.  3 40 ff.  — v.  Jekelfaluuoy, 
Ungarns  Gewerbe-  und  Industriestatistik  im 
Jahre  1883.  Stat.  Monatssehr.,  1887,  S.  I ff.  — 
Statistiqur  de  P industrie  minerale  et  des  ajqni- 
reils  ä vapenr  en  France  et  en  Algcrie.  (Früher 
in  dreijährigen  Perioden,  jetzt  jährlich  er- 
scheinend.) Auszüge  daraus  in  dem  Annuaire 
statistiqae  de  la  France ■ und  den  Annales  du 
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Annuaire.  Slalistique  de  la  Bclgique.  — Statis- 
tische Jahrbücher  der  Schweiz.  — Mlilh all, 
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seinem  Dielionnary  of  slatislirs  beruhen  zum 
Teil  nur  auf  unsicheren  Schätzungen.)  — - 
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Lexln. 


Hass-  and  Gewichtswesen. 

Vorbemerkung.  1.  Geschichtliches.  2.  Die 
internationale  Meterkonvention.  3.  Das  gel- 
tende Recht.  4.  Die  Organisation.  5.  Die  aus- 
ländische Gesetzgebung. 

Vorbemerkung.  Mass  und  Gewicht 
dienen  dazu,  die  Grösse  oder  Menge  von 
Gegenständen  durch  Vergleichung  mit  he- 
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kannten,  feststehenden  Grossen  zu  bestimmen 
und  in  einer  allgemein  verständlichen  Weise 
auszudrücken.  Geordnete  Einrichtungen  hier- 
für sind  für  jedes  entwickelte  Staats  wesen 
unerlässlich.  Handel  mul  Verkehr  halten 
ein  lebhaftes  Interesse  daran,  heim  Waren- 
austausch sich  fester  Massgrössen  bedienen 
zu  können:  Technik  und  Industrie  sind  auf 
den  Gebrauch  zuverlässiger  Massvorrieh- 
tungen  angewiesen;  für  viele  Zweige  der 
Wissenschaft  bilden  die  Mittel  zur  Vornahme 
feinster  Messungen  und  Wägungen  ein  un- 
entbehrliche» Rüstzeug:  endlich  kann  auch 
der  Staat  auf  manchen  Gebieten  seiner  Yer- 
waltmigsthätigkeit  des  Gebrauches  von  Mass 
und  Gewicht  nicht  en traten.  Hei  allen 
Kulturvölkern  findet  sich  daher  die  Er- 
scheinung, dass  der  Staat  sieh  die  Pflege 
tles  Mass-  und  Gewichtswesens  zur  Aufgabe 
macht.  Während  anfänglich  bei  noch  un- 
entwickeltem Verkehr  die  Regelung  den 
kleineren  Gemeinwesen  überlassen  zu  werden 
und  zumeist  von  den  verkehrsreicheren 
Städten  ihren  Ansgang  zu  nehmen  pflegt, 
tritt  im  Laufe  der  Zeit  das  Bestreben  nach 
gleichmässiger  Gestaltung  für  grössere  Ge- 
biete hervor,  bis  endlich  das  Bedürfnis  nach 
internationalen  Festsetzungen  sich  geltend 
macht.  Zugleich  mit  dem  Bedürfnis  nach 
Ausdehnung  des  Geltungsgebietes  steigern 
sich  die  Anforderungen  an  die  Genauigkeit 
der  Messeinrichtungen.  Die  wichtigsten 
Aufgaben  der  Verwaltung  auf  dem  Gebiete 
des  Mass-  und  Gewichtswesens  sind:  1.  Fest- 
setzung der  Einheiten  und  der  daraus  ab- 
zuleitenden Grössen  für  Idingen-,  Flächen-, 
Körperinasse  und  für  das  Gewicht;  2.  Sicher- 
stellung dieser  Grössen  durch  Beschaffung 
möglichst  genau  bestimmter  und  unveränder- 
licher Verkörperungen  (Er  müsse,  l Tgewichte) ; 

3.  Einrichtung  einer  öffentlichen  Prüfung 
und  Beglaubigung  der  für  den  Verkehr  be- 
stimmten Messwerkzeuge  (Aichungswesen): 

4.  Regelung  der  Verwendung  der  Masse  ete. 
im  öffentlichen  Verkehr  und  Sicherung  der 
Befolgung  dieser  Vorschriften  durch  polizei- 
liche reberwachung  (Mass-  und  Gewichts- 
polizei). 

1.  Geschichtliches.  In  Deutschland  war 
bis  in  den  Beginn  dieses  Jahrhunderts  hin- 
ein die  Regelung  des  Mass-  und  Gewichts- 
wesens für  beschränkte  örtliche  Bezirke 
vorherrschend.  Erst  mit  dem  angegebenen 
Zeitpunkte  gehen  die  einzelnen  deutschen 
Staaten  dazu  über,  für  ihre  Gebiete  ein- 
heitliche Vorschriften  über  Mass  und  Ge- 
wicht zu  erlassen,  ln  Pretissen  geschieht 
dies  durch  die  Mass-  und  Gewichtsordnung 
vom  IG.  Mai  1816,  welche  eine  umfassende 
Regelung  des  gesamten  Mass-  und  Gewichts- 
wesens zum  Gegenstände  hat  (Festsetzung 
der  Massgrössen,  Herstellung  der  l’rmasse, 
Organisation  der  Aichungsbehördcn . Vor- 


schriften über  die  Verwendung  im  öffent- 
lichen Verkehr).  Achnliohe  Gesetze  sind  im 
Laufe  der  Zeit  auch  für  die  meisten  übrigen 
deutschen  .Staaten  ergangen.  (Bayern:  G.  v. 
28.  Februar  isi >!»,  Württemberg:  G.  v. 
30.  November  Im »6,  Baden:  G.  v.  16.  No- 
vember 1810,  Sachsen:  G.  v.  12.  März  1858, 
Hannover:  G.  v.  1!».  August  1 830,  Nassau: 
G.  v.  12.  Dezember  1851 1.  Die  hierdurch 
in  den  Einzelstaaten  hcrboigefülule  gesetz- 
liche Regelung  des  Mass-  und  Gewichts- 
wesens beruhte  jedoch  nicht  auf  gleich- 
mässigen  Grundlagen.  Die  als  Einheit  des 
Längen  masses  angenommenen  Fussmasse 
waren  nicht  gleich,  ln  der  Mehrzahl  «1er 
Staaten  nahm  mau  das  seither  eingebürgerte 
Mass  zur  Grundlage,  unbekümmert  um  seine 
Abweichung  von  den  in  anderen  Gebieten 
eingeführten  Gmssen.  Einige  Staaten  suchten 
eine  Anlehnung  an  «las  metrische  System, 
so  nahm  Bayern  für  seine  Rheinlande  einen 
Fass  von  ' .i  Meter  an.  desgleichen  Hessen- 
llomburg  für  das  Amt  Meissenheim;  Hessen- 
Darm  Stadt  führte  einen  Kuss  von  1 i Meter 
ein,  Baden  und  Nassau  einen  solchen  von 
'*10  Meter:  letzteres  ausserdem  einen  so- 
genannten  Feld  fass  zu  1 ■>  Meter.  Im  ganzen 
gelangten  auf  diese  Weise  etwa  26  ver- 
schiedene Fussmasse  zur  Geltung.  Daneben 
aber  gab  es  noch  zahlreiche  andere  Iüngeu- 
masse  für  besondere  Zwecke:  Ellen.  Faden, 
Klafter,  [.achter.  Ruten  u.  dgl.,  «lie  unter 
einander  in  den  verschiedenen  Staaten  er- 
heblich abwichen  und  zu  dem  Fussmasse 
nur  zum  Teil  in  einfacher  Beziehung  standen. 
Aehnlu'h  verhielt  es  sich  mit  dem  Gewichte, 
indem  in  den  verschiedenen  Staaten  nicht 
nur  verschiedene  Gewichtsgrössen  als  Ein- 
heit angenommen  wurden,  sondern  auch  die 
Teilung  nach  abweichenden  Grundsätzen  er- 
folgte. Eine  noch  grössere  Verwirrung 
endlich  herrschte  bezüglich  der  K«"r)>er- 
(Hohl-  und  Flüssigkeit»-)  und  Flächenmasse. 
Derartig«*  Zustände  konnten  auf  die  Dauer 
den  Anforderungen  des  infolge  der  Ver- 
besserung der  Kommunikationsmittel  sieh 
immer  lebhafter  entwickelnden  Verkehrs 
nicht  genügen,  <*s  ist  daher  erklärlich,  «lass 
bald  «1er  Wunsch  nach  Einführung  einheit- 
lichen Masses  rege  wurde.  Den  ersten  All- 
stes.» hierzu  gab  die  Gründung  des  Zoll- 
vereins. Die  Erhebung  der  Zölle  auf  ge- 
meinschaftliche Rechnung  der  Vereinsstaaten 
ergab  das  Bedürfnis  nach  einem  gleich- 
förmigen Massstabe  für  die  Berechnung,  ln 
«len  Zollveroinsvcrt  rügen  des  Jahres  1833 
erklärten  daher  die  vei*t  ragsch  licssenden 
Teile,  dahin  wirken  zu  wollen,  dass  in  ihren 
landen  ein  gleiches  Mass-  und  Gewichts- 
system in  Anwendung  komme,  die  nächste 
Sorge  aber  auf  «lie  Annahme  eines  gemein- 
schaftlichen Zollgewichtes  zu  richten.  Aehn- 
liche  Bestimmungen  sind  in  die  über  die 
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Verlängerung  des  Zollvereins  abgeschlossenen 
Vertrüge  flbergegiuigen.  Vom  1.  Januar  1840 
wurde  demgemäss  ein  gemeinsames  Zoll- 
gewicht und  zwar  der  Zolleentner,  eingeteilt 
in  100  Pfund  zu  30  Lot,  für  die  Berechnung  j 
der  Zölle  und  für  alle  zu  diesem  Zwecke  j 
bei  den  Zollstellen  verkommenden  Yer- j 
wiegungen  eingeführt.  Indem  man  als  Ein-  ( 
heit  des  Zollgewichts  den  in  Bilden  und  • 
Hessen  eingeführten  Centner  zu  50  kg  an-  j 
nahm,  war  zugleich  die  erste  Annäherung  j 
an  das  metrische  System  Frankreichs  ge- 
wonnen. Eine  Erweiterung  erfuhr  im  Laufe 
der  Zeit  das  Anwendungsgebiet  dieses  Ge- 
wichtssystems dadurch,  dass  dasselbe  ver- 
trngsniässig  auch  für  den  Eisenbahn-  und 
Postverkehr  angenommen  wurde.  Daneben 
aber  gingen  allmählich  mehr  und  mehr 
Bundesstaaten  dazu  über,  das  Zollgewicht 
auch  für  den  allgemeinen  Verkehr  an  die. 
Stolle  des  seitherigen  Landesgewichts  treten 
zu  lassen : nur  Oesterreich,  Bayern,  Kur- 
hessen, Luxemburg  und  Lübeck  schlossen 
sich  hiervon  aus.  Die  Einheit,  welche  hier- 
durch wenigstens  im  Gewichtswesen  erzielt 
war,  erlitt  jedoch  eine  wesentliche  Beein- ; 
trilchtigung  dadurch,  dass  die  Stückelung 
des  Pfundes  in  den  einzelnen  Staaten  nach 
verschiedenen  Grundsätzen  erfolgte. 

Wenngleich  diese  Entwickelung  einen  j 
unverkennbaren  Fortschritt  daretcllt,  so  blieb  ! 
sie  doch  hinter  den  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehre und  den  Wünschen  der  Beteiligten 
weit  zurück.  Im  Jahre  1SG0  nahm  der 
Bundestag  Veranlassung,  sich  mit  der  Frage 
zu  beseluiftigen,  indem  er  auf  Antrag  Bayerns 
den  Beschluss  fasste,  eine  Kommission  von 
Sachverständigen  »zur  Ausarbeitung  eines 
Gutachtens  über  Einführung  gleichen  Masscs  \ 
und  Gewichts  und  zur  Eröffnung  vou  Vor- 
schlägen über  die  am  zweck  massigsten  zu 
wählenden  Systeme  sowie  über  die  zur  Ein- 
führung derselben  erforderlichen  Massregeln« 
einzuberufen. 

Die  Kommission,  welcher  Vertreter  von 
Oesterreich,  Bayern,  Sachsen,  Hannover, 
Württemberg,  Baden,  Nassau,  Grossherzog- 
tum Hessen,  Oldenburg  und  der  Hansestädte 
angehörten,  trat  zu  Beginn  des  Jahres  1801 
in  Frankfurt  a.  M.  zusammen  und  erstattete 
unterm  30.  April  desselben  Jahres  ein  um- 
fangreiches Gutachten,  in  welchem  die  An- 
nahme des  metrischen  Systems  warm  befür- 
wortet wurde.  Eiu  weiterer  Bundestags- 
beschluss vom  27.  April  1SG5  ordnete  die 
Einberufung  einer  neuen  technischen  Korn-  • 
mission  an  behufs  Formulierung  derjenigen  ; 
Punkte,  deren  unbedingte  Uebereinstimmung 
in  allen  Staaten  festzuhalten  sein  würde. 1 
Aus  den  Beratungen  dieser  Kommission, 
welche  sich  vom  25.  Juli  bis  1.  Dezember 
18G5  erstreckten,  ging  der  Entwurf  einer 
deutschen  Mass-  und  Gewichtsordming  hervor, 


welcher  im  wesentlichen  auf  den  Vorschlägen 
der  früheren  Kommission  beruht.  Er  wurde 
durch  Beschluss  vom  23.  Februar  1866  den 
Bundesregierungen  zur  Aeussenmg  darüber 
mitgeteilt,  ob  sie  geneigt  seien,  die  Be- 
stimmungen desselben  ins  Leben  treten  zu 
lassen.  Die  politischen  Ereignisse  des  Jahres 
18GG  brachten  das  begonnene  Reform  werk 
zum  Stillstände.  Allein  der  neu  begründete 
Norddeutsche  Bund  machte  sich  Hie  Wieder- 
aufnahme dieser  Frage  zu  einer  seiner  eisten 
Aufgaben.  Ein  Entwurf  wurde  im  März 
1868  dem  Bundesrate  vorgelegt,  und  unterm 
17.  August  1808  wurde  die  neue  Mass-  und 
Gewichtsordming  publiziert,  welche  zur  Zeit 
diu  Grundlage  unseres  Mass-  und  Gewichts- 
wesens bildet.  Ursprünglich  nur  für  den 
norddeutschen  Bund  bestimmt,  wurde  ihr 
Geltungsbereich  durch  die.  Bündnisverträge 
des  Herbstes  1870  auf  Württemberg.  Baden 
und  die  südlich  des  Mains  gelegenen  Teile 
Hessens  sowie  durch  R.G.  v.  26.  November 
1871  auf  Bayern  ausgedehnt,  so  dass  sie 
am  1.  Januar  1872  im  ganzen  Reichsgebiete 

— mit  Ausschluss  von  Elsass-Loth ringen 

— in  Kraft  getreten  ist.  Durch  R.G.  v. 
19.  Dezember  1874  ist  sie  vom  1.  Juli  1875 
ab  auch  in  Elsass-Lothringen  eingeführt.  1 n 
mehreren  Punkten  ist  sie  seither  abge- 
ändert worden,  indem  einerseits  einige 
behufs  Erleichterung  des  Ueberganges  auf- 
genommene Massgrössen  und  Bezeichnungen 
(Meile,  Stab,  Neuzoll,  Strich.  Dekameter, 
Kette,  Kanne,  Schoppen,  Fass,  Scheffel, 
Dekagram  m.  Neulot.  Decigra  in  m,Cen- 
t i g ra  m m , Pfund,  Centner)  beseitigt  wurden 
(GG.  v.  7.  Dezember  1873  und  11.  Juli  1884), 
andererseits  ein  neues  Urmass  und 
ein  neues  Urgewicht  an  die  Stelle 
der  ursprünglich  eingesetzten 
traten  (R.G.  v.  26.  April  1893). 

2.  Die  internationale  Meterkonvention. 
Für  die  zum  metrischen  System  übergogan- 
genen  Staaten  ergab  sich  zunächst  der  ( eitel- 
st and,  dass  sie  für  die  Ableitung  ihrer  Ur- 
inasse auf  die  französischen  Prototype  und 
auf  die  Benutzung  der  französischen  Ein- 
richtungen angewiesen  waren.  Dies  war 
um  so  unerwünschter,  als  die  Beschaffenheit 
dieser  Urinasse  und  das  hei  der  Entnahme 
von  Kopieen  beobachtete  Verfahren  den  An- 
forderungen «1er  Wissenschaft  und  Präcisious- 
tcchnik  nicht  entsprach  und  als  infolge 
dieser  Unsicherheit  der  Kopierung  die  von 
den  verschiedenen  Staaten  angenommenen 
Unnasse  merkbare  und  störende  Abweichun- 
gen zeigten.  Sowohl  das  wissenschaftliche 
Interesse  au  der  Herstellung  exakter  Ur- 
masse  als  auch  die  mannigfachen  praktischen 
Uebelstünde,  welche  die  unvollkommene 
Beschaffenheit  und  Handhabung  der  fran- 
zösischen Prototype  mit  sich  brachte,  Hessen 
das  Bedürfnis  hervortreten,  im  Wege  inter- 
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nationaler  Verständigung  zur  Feststellung 
gemeinsamer,  mit  der  grössten  erivichbaren 
Genauigkeit  hergestellter  und  möglichst  un- 
veränderlicher Urinasse  zu  gelangen.  Im 
Jahre  1870  gab  Frankreich  die  Anregung 
zur  Kinberufung  einer  internationalen  Kon- 
ferenz zum  Studium  dieser  Frage.  Anfäng- 
lich nahmen  die  Verhandlungen  — haupt- 
sächlich infolge  des  Widerstrebcns  der 
wissenschaftlichen  Kreise  Frankreichs  gegen 
Unterordnung  unter  eine  internationale  In- 
stanz — einen  schleppenden  Verlauf,  indessen 
gelang  es,  diesen  Widerstand  zu  fthenvindon. 

1 in  Jahre  1875  trat  in  Paris  eine  diplo- 
matische Konferenz  zusammen,  aus  deren 
Verhandlungen  die  am  20.  Mai  1875  Unter- 
zeichnete internationale  Meterkonvention  her- 
vorging. Durch  diese  verbinden  sich  die 
Veilragsstaateu,  nämlich  Deutschland.  Oester- 
reich-Ungarn . Belgien , Argentinische  Re- 
publik, Dänemark,  Spanien.  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika.  Frankreich.  Italien,  Peru.  Portu- 
gal, Russland,  Schweden  und  Norwegen. 
Schweiz,  Türkei  und  Venezuela ')  zur  ge- 
meinschaftliehen Errichtung  und  Unterhaltung 
eines  permanenten  wissenschaftlichen  Bureaus 
für  Muss  und  Gewicht.  Die  Thätigkeit 
dieses  Bureaus  wird  durch  ein  Komitee 
überwacht,  welches  aus  14  verschiedenen 
Vertragsstaaten  angehörigen  Mitgliedern  be- 
steht und  seinerseits  der  Ol>o raufsicht  der 
durch  die  Vertreter  aller  Vertragsstaaten 
gebildeten  Generalkonferenz  unterstellt  ist. 
Die  Aufgaben  des  Bureaus  bestehen  haupt- 
sächlich in  der  Anfertigung  und  Beglaubigung 
neuer  Prototype  des  Nieters  und  des  Kilo- 
gramms, in  der  Aufl>ewahruug  der  inter- 
nationalen und  in  der  jieriodisch  wieder- 
kehrenden Vergleichung  der  den  einzelnen 
Staaten  überwiesenen  (nationalen)  Prototype 
mit  den  internationalen.  In  einem  der  Kon- 
vention beigogel»enen  Reglement  sind  itl*or 
die  Aufgaben  der  Konferenz,  des  Komitees 
und  des  Bureaus,  über  den  Geschäftsgang, 
über  die  Aufbringung  der  Kosten,  das  Jahres- 
budget, das  Personal  etc.  nähere  Abmachun- 
gen getroffen.  Allen  übrigen  Staaten  ist  j 
der  Beitritt  zur  Konvention  offen  gehalten ; 
bisher  haben  hiervon  Serbien  (187b),  Ru- 
mänien (1882),  Grossbritannien  (1884).  Japan 
(1885)  und  Mexico  (1890)  Gebrauch  gemacht. 

Die  Ausführung  der  Konvention  wurde 
unverweilt  in  die  Hand  genommen.  Im 
Park  von  St.  Cloud  wurde  ein  Gebäude  für 
das  Bureau  errichtet  und  mit  den  erforder- 
lichen Apparaten  ausgestattet,  so  dass  das 
Bureau  an  die  Erledigung  der  ihm  gestellten 
Aufgaben  herantreten  konnte.  Im  Jahre 
1889  waren  seine  Arbeiten  so  weit  gefördert, 


*)  Brasilien,  welches  au  der  Konferenz  sich 

beteiligt  hatte,  hat  die  Konvention  nicht  rati- 
fiziert. 


dass  die  Genera  Ikon  fen  * n z berufen  werden 
konnte,  um  die  künftigen  internationalen 
lTototvjte  auszuwählen  und  die  Verteilung 
der  nationalen  Prototype  unter  die  beteiligten 
Staaten  vorzunehmen.  Die  von  der  Kon- 
ferenz ausgewählten  internationalen  Proto- 
type sind  in  einem  besondere  hierfür  hcr- 
gerichtoton  Raume  des  Bureaus  zu  Breteuil 
unter  dreifachem  Verschluss  niedergelegt : 
sie  bilden  von  jetzt  ab  die  alleinigen  Ver- 
köi|H>ru ngen  der  Mass-  und  Gewichtsein- 
heiten und  sind  für  alle  Vertragsstaaten  als 
'solche  massgebend,  so  dass  bei  etwaigen 
Zweifeln  ausschliesslich  auf  sie  zurück- 
gegangen worden  muss.  Jetzt  bestehen  die 
Arbeiten  des  Bureaus  — - abgesehen  von 
nachträglicher  Lieferung  einzelner  weiterer 
Prototyp* — vornehmlich  darin,  die  dauernde 
Uolioreinstimnuing  der  nationalen  Prototyj** 
zu  filterwnchen  und  zu  diesem  Behufe 
periodische  Vergleichungen  vqrzunehmeo. 
Die  deutschen  Prototyjie,  welche  die  Unnasse 
für  Deutschland  bilden,  sind  der  Normal- 
aichiingskommission  zur  Verwahrung  über- 
wiesen : die  gesetzliche  Einführung  der- 
selben in  den  Aiohungsdienst  ist  durch 
R.G.  v.  20.  April  1893  erfolgt. 

3.  Das  geltende  Recht.  Durch  die 
Mass-  und  Gewichtsordnung  .vom  17.  August 
1868  ist  das  metrische  System  in  Deutsch- 
land zur  Einführung  gelangt.  Die  Haupt - 
vorteile  dieses  Systems  bestehen  in  der 
sicheren  Bestimmung  der  die  Grundlage  des- 
selben bildenden  Massgrösse,  des  Meters,  in 
der  streng  durehgeführten  decimaleu  Gliede- 
rung iles  Systems,  sowie  in  dem  inneren 
Zusammenhänge  zwischen  den  verschiedenen 
Arten  der  Masse  (Längen-,  Flächen-,  Körper- 
massc)  und  dem  Gewichte  mit  einfachem 
decimaleu  Verhält niszalüen.  Abgesehen  hier- 
von bildete  die  Annahme  des  metrischen 
Systems  für  Deutschland  insofern  einen  be- 
deutsamen Fortschritt,  als  sie  die  frühere 
Vielgestaltigkeit  beseitigte  und  die  lang  er- 
sehnt** Einheit  der  Masse  und  Gewichte 
brachte.  Ferner  spricht  zu  Gunsten  dieses 
Systems  der  Umstand,  dass  es  bereits  in 
einer  grossen  Anzahl  der  wichtigeren  Kultur- 
staaten eingebürgert  ist  und  dass  cs  dazu 
bestimmt  zu  sein  scheint,  im  Laufe  der  Zeit 
zu  allgemeiner  internationaler  Geltung  zu 
gelangen.  Dagegen  hat  das  Meter  auf  die 
Bedeutung  eines  natürlichen  Masses  in  dem 
Sinne,  dass  es  jederzeit  aus  einer  von  der 
Natur  dargobotenen,  unveränderlichen  Grösse 
hergeleitet  werden  könnte,  schon  um  des- 
willen keinen  Anspruch,  weil  die  länge  des 
Erdquadraoten,  dessen  zelmmillionsten  Teil 
das  Meter  nach  der  Absicht  der  Begründer 
des  Systems  darstellen  soll,  nicht  unmittel- 
bar gemessen,  sondern  nur  durch  Berechnung 
gefunden  werden  kaum 

Nach  der  Mass-  und  Gewichtsordnung 
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bildet  das  Meter  die  Grundlage  des  Masses 
und  Gewichtes;  aus  demselben  werden  alle 
übrigen  Masse  und  Gewichte  abgeleitet.  Als  ' 
Urmass  galt  bisher  ein  im  Jahre  1303  von 
der  preussischen  Regierung  erworbener,  mit 
dem  Metre  des  Archives  verglichener  Mass- 
stab aus  Platin,  ids  Urgcwicht  ein  im  Jahre 
1860  auf  gleichem  Wege  beschafftes  Kilo- 
gmmmstück.  Die  Beschlüsse  der  inter-  > 
nationalen  Generalkonferenz  vom  Jahre  1889 
hahen  einige  Aenderungen  dieser  Bestim- 
mungen zur  Folge  gehabt.  Einerseits  ist 
neben  das  Meter  als  selbständige  Grundlage 
des  Gewichtes  das  Kilogramm  gesetzt,  so  dass 
die  theoretische  Ableitung  des  Gewichtes 
aus  dem  Längcninasse  aufgegeben  ist. 
Andererseits  werden  die  Einheiten  des 
Masses  und  des  Gewichtes  (Meter  und  Kilo- 
gramm) jetzt  ausschliesslich  durch  die  von 
der  Generalkonferenz  anerkannten,  im  Bureau 
zu  Breteuil  niedergelegten  internationalen 
Prototyp?  dargestellt.  Die  dem  Reiche 
überwiesenen  nationalen  Prototyp-*  haben 
nur  die  Bedeutung  von  Kopieen,  bei  deren 
Benutzung  die  im  internationalen  Bureau 
ermittelten,  von  der  Genoralkonferenz  fest- 
gestellten  Fehler  in  Rechnung  gestellt  werden 
müssen.  Diese  Beziehungen  werden  durch 
das  Reichsgesetz  vom  JO.  April  1893  zum 
Ausdruck  gebrach t . 

Ausser  dem  Meter  und  dem  Kilogramm 
sind  folgende  Mass-  und  Gewichtsgrössen 
gesetzlich  anerkannt:  A.  Längenmasse:  Milli- 
meter, Centimeter,  Kilometer;  B.  Flächen- 
masse: Ar  (—  loO  qm),  Hektar;  0.  Körper- j 
mnsse:  Liter,  Hektoliter;  D.  Gewichte: 
Milligramm,  Gramm,  Tonne  (—  1000  kg).' 

Zur  Aichung  werden  nur  ganze  Vielfache 
sowie  dem  Decimalsystem  entsprechende 
Teilungen  ('  2,  Vö,  1 10)  der  genannten  Mass-, 
grossen  zugelassen,  ausserdem  (bis  Viertel- 
liter und  das  Viertelhektoliter. 

Zur  Ausführung  der  Mass-  und  Gewichts- ! 
Ordnung  ist  die  Aiehordnung  vom  27.  De- 
zember 1384  erlassen,  welche  die  näheren 
Bestimmungen  über  Material,  Gestalt,  Be- ' 
Zeichnung  und  sonstige  Beschaffenheit  der 
Masse  etc.,  über  die  bei  der  Aichung  inne- 
zuhaltenden Fehlergrenzcu,  über  die  Aus- ; 
führung  der  Stempelung  sowie  endlich  über 
die  Form  des  Im*!  der  Aichung  anzuwenden- 
den Stempelzeichens  enthält.  Durch  die 
Aichgobührentaxe  vom  28.  Dezember  1.384 
sind  die  für  die  Aichung  zu  entrichtenden 
Gebühren  festgesetzt.  Das  bei  der  Aichung 
und  Stempelung  zu  beobachtende  Verfahren 
ist  durch  eine  Instruktion  geregelt.  Nach- 
trägliche Aenderungen  und  Ergänzungen  der 
Aiehordnung,  der  Gebülirentaxe  und  der  In- 1 
struktion  werden  durch  die  »Mitteilungen  j 
der  N ormal- Aich ungskom tn i ssion « fortlaufend 
bekannt  gemacht. 

Masse,  Gewichte  und  Messwerkzeuge,! 

Handwörterbuch  der  Staatswis$cnschaften.  Zweite 


welche  von  einer  deutschen  Aichungsstelle 
vorschriftsmässig  gestempelt  sind,  dürfen  im 
ganzen  Umfange  des  Reiches  angewendet 
werden.  Auf  Bayern  findet  diese  Bestim- 
mung nicht  Anwendung,  die  in  Bayern  ge- 
eichten Masse  etc.  sind  daher  im  übrigen 
Reichsgebiete  vom  Verkehre  ausgeschlossen 
und  umgekehrt. 

In  verkehrspolizeilicher  Hinsicht  be- 
stimmt die  Mass-  und  Gewichtsordnung 
ferner,  dass  zum  Zumessen  und  Zuwägen  im 
öffentlichen  Verkehr  nur  gehörig  gestempelte 
Masse,  Gewichte  und  Wagen  angewendet 
werden  dürfen  und  dass  der  Gebrauch  un- 
richtiger Masse  etc.  untersagt  ist.  Die 
äussersten  Grenzen  der  im  öffentlichen  Ver- 
kehr noch  zu  duldenden  Abweichungen  von 
der  absoluten  Richtigkeit  sind  vom  Bundes- 
rate durch  Bekanntmachung  vom  27.  Juli 
1.885  festgesetzt.  Ausserdem  ist  der  Aich- 
zwang  eingeführt  für  die  beim  Verkauf  des 
Sprites  zur  Ermittelung  des  Alkoholgehaltes 
dienenden  Thermo- A 1 koholometer,  für  Fässer, 
in  denen  Wein  zum  Verkauf  gebracht  wird, 
und  für  Gasmesser,  nach  welchen  die  Ver- 
i gütung  für  Ijeuchtgas  bestimmt  wird.  Eine 
Strafandrohung  enthält  die  Mass-  und  Ge- 
wiehtsordnung  nicht;  dagegen  bestimmt  das 
Strafgesetzbuch  in  § 369  Nr.  2,  dass  Ge- 
werbetreibende, l»ei  denen  zum  Gebrauche 
in  ihrem  Gewerbe  geeignete,  mit  dem  ge- 
setzlichen Aichungsstempel  nicht  versehene 
oder  unrichtige  Masse  etc.  vorgefunden 
werden  oder  welche  sich  einer  anderen 
Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Mass- 
und  Gewichtspoiizei  schuldig  machen,  mit 
Geldstrafe  bis  zu  100  Mark  oder  mit  Haft 
bis  zu  4 Wochen  zu  bestrafen  sind.  Da- 
neben ist  auf  Einziehung  der  vorschrifts- 
widrigen Messwerkzeuge  zu  erkennen. 

Eine  Verpflichtung  der  Gewerbetreiben- 
den, die  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Masse  etc.  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Nachaichung 
zu  bringen  (periodische  Nachaichung),  ist  in 
der  Mass-  und  Gewichtsordnung  nicht  vor- 
gesehen. Vielmehr  beschränkt  sich  das  Ge- 
setz darauf,  die  Gewerbetreibenden  für  dio 
Richtigkeit  der  von  ihnen  benutzten  Mess- 
werkzeuge dergestalt  verantwortlich  zu 
machen,  dass  das  Vorhandensein  des  vor- 
schriftsmässigen  Aichungsstempels  eine  et- 
waige Unrichtigkeit  nicht  straflos  macht. 
Die  Gewerbetreibenden  sind  hierdurch  da- 
rauf hingewiesen,  für  die  dauernde  Richtig- 
erhaltung ihrer  Masse  cte.  Sorge  zu  tragen 
und  sie  zu  diesem  Behufe  von  Zeit  zu  Zeit 
einer  erneuten  aichamtlichen  Prüfung  unter- 
werfen zu  lassen.  Für  einige  Gattungen  von 
Wagen  (festfundamentierte  Brücken  wagen 
und  Wagen  für  eine  I >ast  von  mehr  als 
2000  kg,  selbstthätige  Registrier  wagen  so- 
wie Wagen  für  Eisenbahnpassagiergepäck 
und  Postpäckereien)  ist  die  Giltigkeitsdauer 
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der  Stempelung  auf  einen  ^stimmten  Zeit- 
raum (3,  2 bezw.  1 .Jahr  nach  Schluss  des 
Kalenderjahres,  in  dem  die  Aiehnng  erfolgt 
ist)  beschränkt,  so  d.iss  diese  Wagen,  um  als 
vorschriftsmässig  gestempelt  gelten  zu  können, 
nach  Ablauf  der  Frist  von  neuem  geaieht 
werden  müssen. 

In  Bayern  besteht  kraft  Landesrecht, 
in  Eisass - Lothringen  nach  dem  K.G. 
v.  19.  Dezember  1874  ein  allgemeiner 
Zwang  zur  periodischen  Nachaichung  für 
alle  Masse  etc.  Im  Königreich  Sachsen 
ist  durch  eine  auf  Art.  21  der  Mass-  und 
Gewichtsordnung  begründete  Ministerial- 
verordnung  v.  8.  April  1S93  die  jteriodische 
Nachaichung  der  im  öffentlichen  Verkehre 
verwendeten  Masse  etc.  eingeführt.  In 
W ü r 1 1 e in  b e r g ist  im  Verwaltungswege 
eine  freiwillige  Nachaichung  in  der  Weise 
eingeführt,  dass  Aichungsbeamte  von  Zeit  zu 
Zeit  die  einzelnen  Gemeinden  bereisen,  um  die 
im  Verkehre  befindlichen  Masse  etc.  kostenlos 
zu  prüfen  und  nötigenfalls  zu  berichtigen. 

Um  die  Beobachtung  der  geltenden  Vor- 
schriften sicherzustellen,  bedarf  es  einer 
iiolizeiliehen  Deberwachung  des  Verkehrs. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  in  Preusscn  regel- 
mässig wiederkehrende  Mass-  und  Gewichts- 
revisionen eingerichtet,  und  zwar  werden 
ausschliesslich  polizeiliche  und  sogenannte 
technische  Revisionen  unterschieden.  Erstere 
erfolgen  durch  die  Organe  der  örtlichen 
Polizei  Verwaltung  in  kürzeren  Zwischen- 
räumen (jährlich  zweimal  in  den  Städten, 
einmal  auf  dem  Lande);  sie  finden  unver- 
mutet statt  und  erstrecken  sich  nur  darauf, 
ob  die  im  Verkeim*  befindlichen  Masse  etc. 
von  vorseliriftsmässiger  Beschaffenheit  und 
gehörig  gestempelt  sind  sowie  ob  dieselben 
gröbere  Beschädigungen  oder  Mängel  auf- 
weisen, welche  Zweifel  an  ihrer  Richtigkeit 
erwecken.  Bei  den  technischen  Revisionen, 
welche  in  längeren  Zwischenräumen  (2 — 4 
Jahre)  nach  vorheriger  öffentlicher  Bekannt- 
machung unter  Zuziehung  eines  Aiehmeisters 
oder  eines  geeigneten  Technikers  ausgeführt 
werden,  findet  auch  eine  Prüfung  der 
Masse  etc.  auf  ihre  Richtigkeit  statt.  Diese 
Einrichtungen,  die  in  ähnlicher  Form  in  den 
meisten  übrigen  Bundesstaaten  bestehen, 
haben  sich  jedoch  nicht  ausreichend  er- 
wiesen , um  die  dauernde  Richtigerhal- 
tuug  der  einmal  geaichten  Masse  dem  Ver- 
kehrsinteresse entsprechend  zu  sichern.  Es 
besteht  daher  dem  Vernehmen  nach  die  Ab- 
sicht, das  System  der  jieriodischen  Nach- 
aichung für  das  gesamte  Reichsgebiet  obli- 
gatorisch einzuführen. 

Die  zunehmende  Benutzung  des  elek- 
trischen Stromes  für  gewerbliche  und  wirt- 
schaftliche Zwecke  hat  das  Bedürfnis  nach 
gesetzlicher  Regelung  der  im  Verkehr  an- 
zuwendenden elektrischen  Masseinheiteu  her- 


i vorgerufen.  Demgemäss  sind  durch  das 
R.G.  v.  1.  Juni  1H98  Einheiten  für 
den  Widerstand,  die  Stromstärke  und 
die  elektromotorische  Kraft  (Ohm,  Ampere, 
Volt)  festgelegt  und  Bestimmungen  über  die- 
jenigen Messwerkzeuge  getroffen,  welche  bei 
der  gewerbsmässigen  Abgabe  elektrischer 
Arbeit  zur  Bestimmung  der  Vergütung* 
dienen  sollen.  Die  Angal>on  dieser  Mess- 
geräte (Elcktricitätszähler  etc.)  müssen  vom 
1.  Januar  UM »2  ab  auf  den  gesetzlichen  Ein- 
heiten beruhen;  die  Messgeräte  müssen  l>e- 
stimmte.  noch  vorzuschreibende  Fehler- 
grenzen innehalten,  und  der  Bundesrat  kann 
Vorschriften  darüber  erlassen,  in  wie  weit 
die  Messwerkzeuge  amtlich  beglaubigt  und 
fortlaufend  überwacht  werden  sollen.  Zu- 
nächst ist  also  ein  Beglaubigungszwang  nicht 
eiugeführt,  so  dass  die  vom  Gesetz  für  die 
Benutzung  unrichtiger  Messwerkzeuge  an- 
gedrehte Strafe  den  Nachweis  eines  Ver- 
schuldens voraussetzt. 

Die  amtliche  Prüfung  und  Beglaubigung 
elektrischer  Messgeräte  erfolgt  durch  die  Phy- 
sikalisch-Technische Reichsanstalt  oder  durch 
andere  vom  Reichskanzler  hierzu  berufene 
Stellen,  welche  alsdann  die  Methoden  und  Nor- 
malo der  Reichsanstalt.  anzuwenden  halten. 

4.  Die  Organisation.  Die  Ordnung  des 
Mass-  und  Gewichtssystems  unterliegt  ver- 
fassungsmässig der  Gesetzgebung  und  Be- 
aufsichtigung von  seiten  des  Reiches.  Für 
die  technische  Seite  der  hieraus  sich  er- 
gebenden Verwalt  ungsaufgahen  des  Reiches 
ist  eine  besondere,  dem  Reichsamt  des  Innern 
unterstellte  Behörde,  die  Kaiserliche  Norrnal- 
Aicliungskomraission.  errichtet,  welche  da- 
rüber zu  wachen  hat,  dass  das  Aiclnmgs- 
wesen  nach  übereinstimmenden  Regeln  und 
dem  Interesse  des  Verkehrs  entsprechend 
gchandhaht  werde.  Ihre  Ilauptobliegenheiten 
sind  demnach:  Anfertigung  der  Normale, 
Erlaas  der  näheren  Vorschriften  über  die 
Beschaffenheit  der  Messwerkzeuge,  Fest- 
setzung tles  bei  der  Aichung  zu  beobachtenden 
Verfahrens,  der  von  den  Aiehungsstellen  ein- 
zulialtenden  Fehlergrenzen  und  der  Aich- 
gebühren,  technische  Kontrolle  über  die 
Thätigkeit  der  Aichungsbehörden.  Die  Kom- 
mission besteht  aus  einer  Reihe  ständiger 
Beamten,  denen  die  Erledigung  der  laufenden 
Geschäfte  zugewiesen  ist.  Ausserdem  sind 
ihr  einige  nichtständige  Mitglieder  beige- 
geben. welche  mit  dem  Direktor  die  kollegi- 
alisch  organisierte,  von  Zeit  zu  Zeit  nach 
Massgalte  des  Bedflrfniases  zusammentretende 
Plenarversammlung  bilden.  Die  Geschäfte 
der  letzteren  bestehen  iu  der  Besehluas- 
fassung  über  alle  wichtigen  technischen 
Fragen,  namentlich  ül>cr  die  zu  erlassenden 
allgemeinen  Vorschriften;  ihre  Geschäfte 
sind  durch  eine  vom  Reichskanzler  erlassene 
Instruktion  geregelt. 
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Alle  übrigen  mit  der  Handhabung  des 
Aiehnngswesens  betrauten  Behörden  sind 
Landesanstalten,  deren  Einrichtung  und  Ge- 
schäftskreis  sieh  nach  den  einschlagenden 
landesrechtlichen  Vorschriften  richtet.  Nach 
Art.  17  der  Mass-  und  Gewichtsordnung 
haben  die  Bundesregierungen,  jede  für  sich 


lichkcit  nachweist.  In  der  die  Errichtung 
genehmigenden  Verfügung  wird  zugleich 
über  den  Umfang  der  dem  Aiehungsamte 
zu  übertragenden  Befugnisse  Bestimmung 
getroffen.  Solche  Zweige  des  Aichungs- 
wesens,  welche  eine  besondere  Sachkunde 
und  Geschicklichkeit  erfordern,  wie  die 


oder  mehrere  gemeinschaftlich,  zum  Zwecke  Aichung  von  Gasmessern,  besonders  kompli- 
der  Aufsicht  über  die  Aichungsstellen  die 
erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.  Zu 
diesem  Behufe  sind  für  das 
mit  Ausschluss  von  Bayern,  im  ganzen  23 
Aufsichtsbezirke  gebildet,  nämlich  11  für 
Preussen  (je  einer  für  jede  Provinz,  Ost- 
und  Westpreussen  sind  zu  einem  Bezirk 
vereinigt),  denen  ausserdem  die  Gebiete  von 


zierten  Wagen,  Thermo- Alkoholometern, 
Prücisionsgegenstilnden  aller  Art . werden 
Reichsgebiet, ! nur  einzelnen  Aiclumgsämteru  übertragen. 

Die  Kosten  der  Gemoinde-Aichungsämter 
tragen  die  betreffenden  Gemeinden,  denen 
auch  die  aufkommenden  Gebühren  zufliessen. 
Das  Personal  der  Aiehämter  bestellt  ans 
einem  Vorsteher  (bei  den  Gemeinde- 


Anhalt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Lübeck,  Aichungsämtem  in  der  Reg£l  ein  Mitglied  der 


Schaumburg-Lippe,  Meiningen,  Coburg-Gotha 
und  Waldeck  zugewiesen  sind,  sowie  je 


Gemeindebehörde),  dem  die  allgemeine  Lei- 
tung und  Beaufsichtigung  der  Geschäfte  so- 


einer  für  Königreich  Sachseu  mit  Sachsen- 1 wie  die  Verwahrung  der  Kontrolluoriuale 
Alten  bürg.  Hessen,  die  beiden  Mecklenburg,  obliegt,  und  aus  einem  oder  mehreren  Aich- 
Grossherzogtum  Sachsen  mit  Reuss  ältere  meistern.  Zu  Aichmeistem  dürfen  nur 

solche  Personen  bestellt  werden , welche 
ihre  technische  Befähigung  durch  eine  Prü- 
fung vor  dem  Aiclmngsinspektor  dargethan 
haben.  Das  Amt  der  Aichmeister  begreift 
•las  eigentliche  Geschäft  der  Aichung  und 
Stempelung  sowie  überhaupt  die  Ausfüh- 
rung aller  beim  Aiehungsamte  vorkommen- 
den technischen  Arbeiten.  Sie  haben  die 
Stempel  und  Gebrauchsnormale  zu  verwah- 
ren und  sind  dafür  verantwortlich,  dass  die 
letzteren  nicht  über  das  zulässige  Mass  von 
den  Kontrollnormalen  abweichen.  Die  Aich- 
meister sind  verpflichtet,  gegen  angemessene 
Vergütung  bei  den  polizeilichen  Mass-  und 
Gewichtsrevisioneil  technische  Hilfe  zu 
leisten.  Die  Aichungsämter  sind  in  tech- 
nischer Hinsicht  den  Aiehungsinspektoren 
unterstellt  und  empfangen  von  diesen  in 
allen  technischen  Angelegenheiten  durch 
Vermittelung  der  Gemeindebehörden  ihre 
Anweisungen.  Im  übrigen  unterliegen  sie 
der  dienstlichen  Aufsicht  der  Gemeinde-  und 
Kommunalaufsichtshehörden. 

Die  üeberwaehung  der  im  Verkehre  be- 
findlichen Masse  etc.  wird  nicht  durch  die 
Aichungsbehörden  ausgeübt , sondern  bildet 
eine  Aufgabe  der  örtlichen  Polizeiverwaltung. 
Indessen  bedient  sich  letztere  hierbei  der 


und  jüngere  Linie.  Oldenburg,  Braunschweig, 
Lippe-Detmold , Bremen,  Hamburg,  Baden, 
Württemberg  und  Elsass-Lothringen. 

In  Preussen  gehört  die  Aichungsver- 
waltung  zum  Ressort  des  Ministeriums  für 
Handel  und  Gewerbe.  Die  Organisation 
beruht  auf  dem  G.  v.  26.  November  1805) 
(Ges.S.  S.  1165)  und  der  dazu  ergangenen 
Instruktion  vom  6.  Januar  1870.  Danach 
stehen  an  der  Spitze  der  Aufsichtsbezirke 
Aiehungsinspektoren,  die  Staatsbeamte  und 
dem  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe 
unmittelbar  untergeordnet  sind.  Der  Ge- 
schäftskreis derselben  umfasst  die  Aufsicht 
über  die  Aichungsämter  des  Bezirks,  die  sie 
mit  den  nötigen  Anweisungen  und  Beleh- 
rungen zu  versehen  und  mindestens  alle 
zwei  Jahre  persönlich  zu  inspizieren  haben; 
ferner  die  Verwahrung  der  Hauptnormale, 
die  periodische  Vergleichung  der  in  den 
Händen  der  Aichungsämter  befindlichen 
Kontrollnormale . die  Prüfung  der  anzu- 
stellenden Aichmeister,  die  l'eberwachung 
des  Zustandes  der  im  Verkehr  befindlichen 
Masse  etc.,  die  Unterstützung  der  Polizei- 
behörden bei  Ausübung  der  Mass-  und  Ge- 
wichtspolizei. Ausserdem  fungieren  die 
Aiehungsinspektoren  als  Vorsteher  der  an 


ihrem  Sitze  befindlichen  Aichungsämter.  technischen  Beihilfe  der  Aichungsbeamten. 


Von  den  Aichungsämtem,  denen  die  Aichung 
und  Stempelung  der  für  den  öffentlichen 
Verkehr  bestimmten  Messwerkzeuge  obliegt, 
sind  nur  die  zuletzt  erwähnten  als  Staats- 
anstalten organisiert.  Alle  übrigen  sind  Ge- 
meindeanstalten. Zur  Errichtung  eines  Aich- 


Pie  preussischen  Einrichtungen  haben  in 
der  Mehrzahl  der  übrigen  Bundesstaaten  für 
die  Organisation  der  Aichungsbehörden  zum 
Vorbilde  gedient.  Wesentlichere  Abwei- 
chungen finden  sich  vornehmlich  in  Hessen, 
Reuss  ältere  und  jüngere  Linie,  Bremen  und 


amtes  ist  die  Genehmigung  des  Ministeriums  j Elsass-Lothringen,  wo  die  Aichungsämter 


für  Handel  und  Gewerbe  erforderlich,  welche ! 
jedoch  nicht  versagt  werden  kann,  falls  die 
Gemeinde  geeignete  Räumlichkeiten  sowie ' 
die  erforderlichen  Einrichtungen  beschafft 
und  eine  zum  Aichmeister  befähigte  Persön- 


ämtlich.  sowie  in  Mecklenburg-Schwerin. 
Mccklenburg-Strelitz  und  Hamburg,  wo  sie 
der  Mehrzahl  nach  Staatsanstalten  sind.  Im 
Königreich  Sachsen  sind  die  Aichungsämter 
am  Sitze  der  Kreishanptmamischafton  Staats- 
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anstaltcn.  Andererseits  besitzen  Olden  Imrar. 
Lippe-Detmold , Sachsen- Altenburg,  Baden 
und  Württemberg  sowie  diejenigen  Bundes- 
staaten. deren  Gebietsteile  an  preussiache  Auf- 
sichtsbozirke  ang»  ‘schlossen  sind,  keine  Staats-, 
sondern  nur  Gemoinde-Aichungsämter. 

Kine  Sonderstellung  nimmt  in  Ansehung 
der  Organisation  des  A ich  ungs  wesens  Ba y e r n 
ein.  Nach  dem  K.(  h v.  20.  November  1871 
finden  die  organisatorischen  Bestimmungen 
der  Maas-  und  (iewichtsordnung  (Art.  1.'» 
bis  20)  auf  Bayern  nicht  Anwendung.  Dem- 
gemäss erstrecken  sich  die  Befugnisse  der 
Normal-Aichuugskommission  des  Reiches 
nicht  auf  Bayern,  die  derselben  zugewiesenen 
Aufgaben  werden  vielmehr  dort  von  einer 
besonderen  Landestehöitle  (kgl.  bayerische 
Normal  - Aichungskommission)  wahrgenom- 
men. Indessen  hat  letztere  die  von  ihranzuwen- 
d enden  Normale  von  der  Normal-Aiehungs- 
kommission  des  Reiches  zu  lieziehcn  sowie 
alle  das  Aicluings wesen  betreffenden  tech- 
nischen Fragen  in  Cebereinstimmung  mit 
den  für  das  Reich  ergehenden  Vorschriften 
zu  regeln.  Sie  versieht  zugleich  die  Funk- 
tionen der  Aufsichtsbehörde,  indem  ihr  in 
technischer  Hinsicht  die  Aufsicht  über  die 
Aiehungsbeamten  übertragen  ist.  Die  tech- 
nischen Aichnngsheamten  sind  durchgängig 
Staatsbeamte  (s.  bayerische  V.  v.  23.  No- 
vember lsGl)  und  1.  Februar  1883). 

5.  Die  ausländische  Gesetzgebung. 
Oesterreich.  Maas-  und  Gewichtsordnung 
vom  23.  Juli  1871.  Aichorduung  und  Aich- 
gehührentarif  vom  19.  Dezember  1872.  Me- 
trisches System.  Aichzwang  für  die  im 
öffentlichen  Verkeimt  angewendeten  Masse, 
Gewichte  und  Wagen  sowie  ferner  für 
Wein-,  Bier-  und  Spritfässer , für  Alkoholo- 
meter, Saccharometer  und  Gasmesser.  Peri- 
odische Nachaiehung.  Normal- Aichungskom- 
mission  als  höchste  technische  Behörde. 
Staatlich  angestcllte  Aichinspektoren.  Staat - 
lieft  organisierte  Aichämter.  — Ungarn. 
G.  v.  17.  April  1874.  Aehnlich  wie  in 
Oesterreich.  Central-Staats-Aichungskommis- 
sion  als  oberste  technische  Behörde.  Die 
Aichämter  werden  von  den  Jurisdiktionen 
errichtet  und  unterhalten. 

Italien.  G.  v.  23.  August  1890.  Re- 
glements vom  7.  Oktober  1890  und  24.  März 
1892.  Metrisches  System.  Aichzwang  für 
alle  im  öffentlichen  Verkehre  Verwendung 
findenden  Masse  etc.  Staatliche  Organisa- 
tion des  Aiclmngsdienstcs  mit  technischer 
Centralinstanz  (Cominissione  Superiore  Me- 
trie»), Inspektoren  und  Verifikatoren.  Perio- 
dische Nachaiehung  mit  zweijährigem  Turnus. 

Frankreich.  G.  v.  4.  Juli  1837.  W. 
v.  17.  April  und  16.  Juni  1839.  Dekret  vom 
26.  Februar  1873.  Metrisches  System.  Nur 
die  den  GG.  v.  18.  Germiual  111  und  19. 
Frimairc  VIII  entsprechenden  Masse  und 


Gewichte  dürfen  im  öffentlichen  Verkehr- 
angewendet  werden.  Der  Gebrauch  andere 
Bezeichnungen  für  Maas  und  Gewicht  ii 
Urkunden,  öffentlichen  Ankündigungen  :t. 
dergl.  ist  verboten.  Aichzwang.  Staatiirh 
organisierter  Aiehungsdieost  mit  fünf  \V-ri- 
fieatours  en  chef.  Verifikatoren  (in  der 
einer  für  jedes  Arrondissement)  mit  ambulai- 
tem  Dienst;  nach  Bedarf  Gehilfen  (adp'ints. 

Das  metrische  S y s t e m ist  ausaerdea 
angenommen  in  der  Schweiz,  in  Luxem- 
burg. Belgien,  Griechenland,  des 
Niederlanden,  Schweden  und  Nor- 
wegen, Finland,  Portugal,  Spanien. 
Rumänien,  Serbien,  der  Türkei,  it 
Aegypten,  Mexico,  Bol  i via.  Brasi- 
lien, Chile.  Centralamerika,  Peru. 
U l'Ugnay.  Japan. 

Grossbritannien.  The  weights  aa  i 
measures  acts  1878  und  1889.  Gesetzliche 
Masse:  Yard  ( 0,91438  in)  eingeteilt  in  3 

Fuss  zu  je  12  Zoll;  Landrute  (—  121" 
Quadratyard),  Acre  ( 4 I«mdruten):  Pfand 

(sogen.  Avoir-du-pois-Pfund  — 453.r>92G5  g 
eingeteilt  in  16  Unzen  zu  je  16  Dram 
und  in  7oOo  Gran:  Stein  (14  Pfund).  Hun- 
dredweight  (8  Stein),  Tonne  (20  Ilnndredw.i: 
Gallone  (—  4.54340  1)  cingeteilt  in  4 Quart 
zu  je  2 Pint.  Im  Verkehre  sollen  die  Waren 
nach  gesetzlichem  Muss  und  Gewicht  p- 
handelt  werden ; daneben  ist  jedoch  der  Ge- 
brauch der  metrischen  Massgrössen  gestattet. 
Aichzwang  für  die  im  Handelsverkehr- 
verwendeten  Messwerkzeuge.  Staatlicher 
Aichungsdienst.  Oberste  Behörde:  Boanl  cf 
trade;  Inspektoren  mit  ambulantem  Dienst 
für  Ausführung  der  Stempelung  und  Kon- 
trolle des  Verkehrs. 

VereinigteStaaten  von  A in e r i k a. 
Im  wesentlichen  englisches  Mass  und  Gewicht 

Russland,  u.  v.  11.  Oktol*er  183ä 
Die  Einheit  des  Längenmasses  bildet  der 
englische  Fuss,  eingeteilt  in  12  Zoll  zu  1" 
Linien.  Saschen  (Faden)  — - 7 Fuss;  Arschin 
- 2 1 a Fuss.  Ais  Feldmass  dient  die  Dess- 
jätine  = 109  Ar.  Getj-eidemass : Tsche- 
twert  — 209,9  1.  Flüssigkeitsmass:  Wedn* 
=■=  12,299  1.  Gewicht:  Pfund  = 409.5  s. 
40  Pfund  bilden  ein  Pud. 
bittend  ur:  Karsten,  Allgemeine  Eneyklopädi.: 
der  Physik,  I.  IUI.,  Kap.  1 II.  I ’om  Masse  uml 
vom  Messe n,  Leipzig  1860.  — Barrzynski. 
Handbuch  des  deutsehe « Mass-  und  Getricho- 
weeens,  J.  Aujf.,  Magdeburg  1896.  — Böttcher . 
Die  Entwickelung  des  Mass-  und  Gew i chtrtrese ru 
in  Sachsen,  in  Gewerbeschau,  Sächsische  (P- 
irerbr zeitung,  1888,  Ar.  6 — 8.  — Mattsschild, 
/.ur  Geschichte  des  deutschen  Mass-  und  Mint- 
wesens,  Frankfurt  a.  M.  1861.  — Bopp.  Dir 
internationale  Muss-,  Gewichts-  und  Münzrinigusg 
durch  das  metrische.  System,  Stuttgart  1860.  — 
Severtt,  Das  österreichische  Aichwesen,  PÜjwk 
1880.  — Mil  Ir,  Das  metrische  Masssystew  *u‘J 
dir  neuen  deutschen  Vrmasse,  Berlin  1891. 

Hop). 
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Massenerscheinungen.  Theorie  der 

s.  Statist 


Massigkeitsbestrebungen 

s.  Trunksucht. 


Mataja,  Victor, 

wurde  am  20.  VII.  1857  in  Wien  geboren  und 
■wandte  sieh  zuerst  dem  kaufmännischen  Berufe 
zu.  Später  unternahm  er  die  hierdurch  unter- 
1»rocheneu  Studien  wieder  auf,  besuchte  1878—82 
«lie  rechts-  mul  staatswissenschaftliche  Fakultät 
«ler  Universität  in  Wien  und  erwarb  daselbst 
1 ^88  den  juristischen  Doktorgrad.  1882  in  den 
1 dienst  der  Wiener  Handels-  und  Gewerbekam- 
mer eingetreten,  wirkte  er  als  Konzipist  der- 
selben, seit  1884  auch  an  der  Universität  Wien 
als  Privatdozent  für  politische  Oekonomie  thätig. 
P'rühjahr  1890  wurde  er  zum  ausserordentlichen, 
1KD2  zum  ordentlichen  Professor  dieses  Faches 
an  der  Universität  Innsbruck  ernannt,  folgte 
aber  im  November  1892  einem  Rufe  als  Mi- 
nisterialrat und  Vorstand  des  handelsstatisti- 
schen  Dienstes  in  das  k.  k.  Handelsministerium 
nach  Wien.  Seit  1897  wirkt  er  auch  als 
Honorarprofessor  für  politische  Oekonomie  au 
«ler  Wiener  Universität.  Bei  Griiudnng  des  ar- 
beitsstatistischen  Amtes  (1898)  wurde  ihm  ferner 
<lie  Leitung  desselben  und  in  dieser  seiner 
Eigenschaft  als  Vorstand  des  Amtes  die  Stell- 
vertretung des  Handelsministers  beim  Vorsitze 
im  gleichfalls  errichteten  ständigen  Arbeitsbei- 
rat übertragen. 

Er  veröffentlichte  au  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Der  Unter- 
nehmergewinn. Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der 
Güterverteilung  in  der  Volkswirtschaft,  Wien 
1884.  — Das  Recht  des  Schadenersatzes  vom 
Standpunkte  der  Nationalökonomie,  Leipzig  1888. 
— Grossmagazine  und  Kleinhandel,  Leipzig 
1891.  — Die  Regelung  der  Valuta  in  Oester- 
reich-Ungarn, Innsbruck  1892.  — Grundriss  des 
Gewerberechts  und  der  Arbeiterversicherung 
(als  5.  Abteilung  des  8.  Bandes  des  Grundrisses 
des  österreichischen  Rechts,  herausgeg.  von 
Finger,  Frankl  und  Ullnmnn),  Leipzig  1899. 

b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: und  zwar:  1.  in  der  Monatsschrift 
»Deutsche  Worte  (Wien)“:  Der  Kampf 

gegen  die  Strafhausarbeit  (1886).  Studien  zur 
französischen  Arbeiterschutzgesetzgebung  (1887 ). 
Das  Schuhmachergewerbe  (1888).  Die  französi- 
schen Arbeitsstuudendekrete  vom  Jahre  1848 
(1892).  — 2.  im  „Archiv  für  soziale,  Ge- 
setzgebung und  Statistik“:  Ratenhandel 
und  Abzahlungsgeschäfte  (1888).  — 8.  im  „Ar- 
chiv für  bürgerliches  Recht“:  Das 

Schadenersatzrecht  im  Entwürfe  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich 
1889).  — 4.  in  den  „Jahrb.  f.  Na  t.  it.  Stat.u: 
Die  österreichische  Gewerbeiuspektion  (1889). 
— Die  Statistik  der  Arbeitseinstellungen  i3.  F. 
XIII.  Bd.,  1897).  — Die  Zwiscbenverkehrsstu- 
tistik  in  Oesterreich-Ungarn  3.  F.  XIX.  Bd., 
1900).  — 5.  in  der  Wochenschrift  des 
niederösterreichischen  Gew  erbe  ver- 
e i n s (Wien  :" : Ueber  Arbeitsvermittelung  (1890). 


— Die  Haudelsstatistik  des  üsterr. -Ungar.  Zoll- 
gebietes (1894).  — 6.  in  der  „Revue  d'eeo- 
inomie  politique“:  L’inspection  du  travail 
; eu  Frauce  en  1889  (1891  (.  Los  grands  maga- 
! sins  et  le  petit  commerce  (1891).  Les  projets 
I de  loi  franeais  et  itnliens  conceruaut  l’arbi trage 
I et  les  conseils  de  prmrhonunes  (1892).  Le 
socialisme  municipal.  Les  origines  de  la  pro- 
tection ouvriere  en  France  (1895—96).  — 7.  in 
der  „Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltung“  (Wien): 
Die  österreichische  Währungsenquete  (1892). 
Die  Reform  der  direkten  Personal  steuern  in 
Oesterreich  (1892).  Städtische  Sozialpolitik  (1894). 
Die  Anfänge  des  Arbeiterschutzes  in  Frank- 
reich (1896i.  — 8.  im  „Oester  r.  Staats  - 
| Wörterbuch“  die  Artt.  Gewerbeverfassung, 
Gewerbliche  Betriebsanlagen,  Gewerbe  rechte,  Ge- 
werbliche Hilfsarbeiter.  Gewerbliche  Genossen- 
schaften u.  a.  — 9.  im  vorliegenden  „Hand- 
wörterbuche“ die  Artt.  Abzahlungsgeschäfte, 
Arbeiterkammern . Arbeitersclmtzgesetzgebung 
in  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Arbeitcrvershhe- 
rung  in  Belgien,  Arbeitseinstellungen  in  Oester- 
I reich,  Frankreich,  Bustiat.  Gewerbegesetzgebnng 
1 in  Frankreich,  Handel. 

Red. 


Materialistische  Geschichts- 
auffassung. 

I.  Darstellung  der  Lehre.  1.  Die 
Grundlage  der  menschlichen  Gesellschaft.  2. 
Soziale  ldeeen  als  Reflex  wirtschaftlicher  Ver- 
• hältnisse.  3.  Die  wissenschaftliche  Bedeutung 
i der  m.  G.  4.  Der  moderne  deutsche  Sozialis- 
mus. 5.  Beurteilungen  des  modernen  Sozialismus. 
,6.  Die  neueste  Bewegung  innerhalb  des  Marxis- 
1 mus.  II.  Kritik  d es  s o z i a 1 e n Materialis- 
mus. 1.  Gegner  der  m.  G.  2.  Begriff  «ler  öko- 
i nomischen  Phänomene.  3.  Der  Kreislauf  des 
\ sozialen  Lebens.  4.  Soziale  Konflikte,  ö.  Recht- 
fertigung sozialer  Bestrebungen.  6.  Princip  «ler 
, sozialen  Gesetzmässigkeit. 

I.  Durst ollung  der  Lolire. 

1.  Die  Grundlage  der  mensehliehen 
Gesellschaft.  Die  materialistische  An- 
I sehauung  der  Geschichte  geht  von  dem 
I Satze  aus,  dass  die  Produktion,  und 
nächst  der  Produktion  der  Austausch 
I ihrer  Produkte  die  Grundlage  aller  Ge- 
sellschaftsordnung ist;  dass  in  jeder  ge- 
' schicht  lieh  auf  tretenden  Gesellschaft  die 
| Verteilung  der  Produkte,  und  mit  ihr  die 
I soziale  Gliederung  in  Klassen  oder  Stände, 
I sich  danach  richtet,  was  und  wie  produziert 
| und  wie  das  Produzierte  ansgetauscht  wird. 

Der  Mensch  ist  hiernach  ein  mit  so- 
zialen Instinkten  ausgerüstetes  Lebewesen; 

\ mit  Trieben  versehen,  die  ihn  zu  einer  an- 
dauernden Geselligkeit  mit  seinesgleichen 
bewegen ; — welchen  sozialen  Antrielton  er 
folgt,  um  den  Kampf  um  das  Dasein  besser 
führen  zu  können. 
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Damm  komme  es  bei  aller  sozialen  Be- 1 der  sozialen  Entwickelung  annehme;  da- 
trachtung  im  letzten  Grunde  auf  die  gegen  es  leugne  oder  doch  übersehe,  dass 
Art  der  sozialen  Wirtschaft  an.  Die  be-  »ideelle«.  Momente  für  den  Verlauf  der 
stimmende  Grundlage  alles  gesellschaft-  Menschengesellichte  von  grösstem  Interesse 
liehen  Daseins  von  Menschen  ist  die  ge- ; und  von  einschneidender  Wirkung  seien, 
meinsame  Produktion  ihres  Lebens;  die  Das  ist  eine  unbegründete  Annahme, 
letzten  Ursachen  aller  gesellschaftlichen  Die  materialistische  Anschauung  der 
Veränderungen  sind  in  der  Oekonomie  der  Geschichte  verkennt  durchaus  nicht  die  mass- 
betreffenden  Epoche  zu  suchen.  ; gebliche  Bedeutung  der  »Ideeen«  im  weites- 

Yor  allem  ist  das  Recht  eines  Volkes,  ten  Sinne  des  Wortes;  sie  leugnet  keines- 
nach  jener  l^ehre.  durch  die  Besonderheit  wcgs  das  Auftreten  idealer  Ziele  in  mensch- 
wirtschaftlicher Verhältnisse  bedingt.  Es  liehen  Vorstellungen  und  Bestrebungen, 
ist  von  der  sozialökonomischen  Produktions-  noch  auch  übersieht  sie  die  Thatsaehe,  dass 
weise  abhängig.  Die  gesellschaftliche  Wirt- 1 solche  Ideeen  oftmals  die  nächsten 
schaft  ist  das  Bestimmende;  sie  ist  als  die  Gründe  für  die  historisch  vorliegenden 
Materie  des  sozialen  Lebens  das  walirhaft  Rechtsänderungen  abgegeben  haben  und 
Reale  und  bildet  den  Untergrund,  auf  «lern  immer  abgeben  werden.  Aber  sie  stellt 
sieh  erst  ein  juristischer  und  politischer  in  Abrede,  dass  die  menschlichen  Vor- 
Uel>erhau  erhebt.  Wenn  sieh  diese  Basis  Stellungen  über  gut  und  lx*se  eine  solb- 
der  Sozialwirtschaft  in  ihrer  Sonderart  ständige  Existenz  in  einer 


wesentlich  verändert,  so  muss  notwendig 
die  regelnde  Form  dieser  gerade  fraglichen 
Gesellschaft  sich  entsprechend  umwandeln. 

Hieraus  ergiebt  sich  der  besprochenen 
Lehre  die  Gesetzmässigkeit  des  in  der  Men- 
schengeschichte sich  abspielenden  sozialen 
Lebens.  Dabei  ist  stets  der  entwickelungs- 
geschichtliche Standpunkt  festzuhalten.  Die 
wirtschaftlichen  Unterlagen  der  Gesellschafts- 
ordnungen sind  niemals  als  feste  und  starr 
bleibende  Zustände  aufzufassen,  sondern  in 
stetigem  Flusse  begriffen.  Diese  Bewegung1 
kann  in  naturwissenschaftlicher  Methode  [ 
verfolgt  und  erkannt  werden:  ebenso,  ihr 
folgend,  der  not  wendige  Verlauf  der  sozialen 
Aenderungen  überhaupt,  und  zwar  sowohl 
in  geschichtlicher  Betrachtung  sds  auch  in 
Erwägung  der  demnächst  kommenden  Zu- 
kunft, soweit  nämlich  sichere  Tendenzen 
der  sozialwirtschaftlichen  Entwickelung  vor- 
ausgesehen werden  könuen. 

Den  äusseren  Erscheinungen  im  Raume 
sollen  also  im  sozialen  lieben  die  ökonomi- 
schen Phänomene  entsprechen.  Sie,  die 
sozial  Wirtschaft  liehen  Erscheinungen,  sind, 
nach  dem  sozialen  Materialismus,  Naturge- ) 
bilde.  Sie  entstehen,  l>e wegen  und  ver- 1 
ändern  sich  und  gehen  unter,  — alles  in  j 
naturwissenschaftlich  zu  erforschenden  Pro- 
zessen. In  ihrer  Gesamtheit  bilden  sie  die 
Materie  des  sozialen  Daseins  der  Menschen; 
in  ihrem  Leben  und  Vergehen  stellen  sie 
deren  Bewegungen  dar.  Eine  Wissen- 
schaft liehe  Betrachtung  des  sozialen 
Lehens  müsse  also  im  letzten  Grunde] 
immer  auf  die  gesetzmässige  Erforschung] 
von  ökonomischen  Phänomenen 
gelten. 

2.  Soziale  Ideeen  als  Reflex  wirt- 
schaftlicher Verhältnisse.  Man  begegnet 
zuweilen  dem  Irrtum,  als  ob  der  soziale 
Materialismus  ausschliesslich  -mate- 
rielle«. Faktoren  als  bedeutsame  Ursachen 


zweiten  abge- 
schlossenen Welt  für  sich  hätten,  mit  eigener 
Entstehung  in  einer  zweiten  und  abge- 
sonderten Kausalleihe;  und  sie  behauptet, 
dass  nicht  die  jeweils  verfolgten  idealen 
Ziele  die  letzten  Ursachen  sozialer  Be- 
wegungen seien,  sondern  dass  sie  selbst  als 
Widerschein  einer  bestimmten  Sozialwirt- 
schaft erst  entständen. 

Es  zerlegt  sich  also  in  dieser  Richtung 
der  Betrachtung  die  materialistische  Ge- 
schichtsauffassung in  zwei  Grundsätze: 

1.  Es  giebt  nur  eine  einheitliche  Er- 
fahrung; alles  Geschehen  spielt  sich  in 
einer  und  derselben  Zeitreihe  ab,  und  es 
laufen  nicht  in  zwei  sachlich  getrennten 
Zeitarten  qualitativ  verschiedene  Kausal- 
ketten, etwa  eine  für  die  Materie  und  eine 
für  die  Ideeen. 

Soweit  befindet  sich  die  hier  behandelte 
Lehre  noch  im  einfachen  Einklang  mit 
dem  Leitsätze  aller  wissenschaftlichen  Er- 
fahnmgserkenntnis  überhaupt.  Die  Eigenart 
des  Materialismus  erhält  sie  erst 

2.  durch  Eiuschicbung  der  Meinung, 
dass  auch  für  das  soziale  Lelien  Materie 
(soziale  Wirtschaft)  und  Bewegung  (der 
ökonomischen  Phänomene)  als  das  betrachtet 
werden  könne,  was  allein  w a h r h a f t ist 
und  geschieht : dass  dagegen  soziale  Ideeen. 
Vorstellungen  und  Wünsche  gesetz- 
massig  abhängig  von  der  gesellschaft- 
lichen Wirtschaft  und  deren  realen  Ver- 
änderungen seien. 

Dies  zeige  schon  ein  Blick  in  die  gröb- 
sten Erfahrungen  der  Meuschengescliichte. 
Die  Nomaden  haben  andere  Vorstellungen 
zurück-  über  gut  und  recht,  als  der  ansässige  Bauer 
| mit  Privateigentum  an  Grund  und  Boden: 
andere  der  Grosskaufmann  als  der  klein- 
bürgerliche Handwerker;  oder  die  jagenden 
und  kriegenden  Germanen  gegenüber  den 
Unternehmern  und  Arbeitern  der  kapi- 
talistischen Produktionsweise. 
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Wenn  hiernach  die  ideellen  Faktoren  in 
der  Menschengeschichte  wohl  nächstliegende 
Ursachen  bewegender  Vorgänge  sein  können,  | 
selbst  al>er  von  den  in  letzter  Linie  mass- 
geblichen Gesetzen  der  ökonomischen  Phä- 
nomene abliäugig  bedingt  sind,  so  wird  dieses 
Verhältnis  von  massgeblichen  Vertretern  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung  oft. 
auch  dahin  ausgedrückt : dass  die  gemein- 
samen Geisteserseheinungen  in  der  Men- 
schengeschichte nichts  als  wiedergespiegelte 
Abbilder  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
seien.  Es  seien  Reflexwirkungen  der  öko- 
nomischen Phänomene.  Spiegelbilder  der 
wahren  Realitäten  sozialökonomischer  Zu- 
stände. Wonach  für  die  praktische  Ausge- 
staltung der  gewesenen  und  kommenden 
Gesellschaften  auch  die  Formel  gerne  ge- 1 
braucht  wird:  Nicht  fortschreitende  Ein- 
sicht in  eine  mögliche  Gerechtigkeit  bei  der 
Gestaltung  des  sozialen  Lebens  der  Men- 
schen vermag  zu  einer  gesctzmässigen  Art 
des  letzteren  zu  führen;  sondern  dieses 
wird  durch  Klassenkämpfe  bestimmt,  als 
Ausfluss  ökonomischer  Phänomene,  soweit 
nur  die  geschriebene  Menschengeschichte 
zurückreicht. 

3.  Die  wissenschaftliche  Bedeutung  | 

der  in.  G.  Der  Schöpfer  des  hier  be- 
sprochenen Systems  war  Karl  M a r x.  Er 
ist  aus  der  Schule  Hegels  hervorgegangen. 
Wenn  neuerdings  behauptet  worden  ist, 
dass  er  und  seine  Lehre  sich  mehr  an 
Kant  als  an  Hegel  anlehnten,  so  ent- 
spricht dies  nicht  den  vorliegenden  litte- 
rarischen  Thatsachen.  Marx  war  ursprüng- 
lich Anhänger  der  von  Hegel  geübten 
philosophischen  Methode;  er  hat  sich  in 
starker  Arbeit  und  mit  selbständigem 
Denken  davon  frei  gemacht  und  eine  eigene 
grundlegende  Sozialphilosophie  (die  zeitlich 
erste,  die  diesen  Namen  verdient)  schöpferisch 
gebildet.  Soweit  man  dabei  Einflüsse 
anderer  beobachten  kann,  so  sind  solche 
nicht  von  der  Transcendentalphilosophie 
Kants  ausgegangen,  sondern  von  der  Me- 
thode der  naturwissenschaftlichen  Entwicke- 
luugslehre.  Aber  auch  hierbei  wird  man 
im  Ansätze  vorsichtig  sein  müssen.  Marx 
war  ein  produktiver  Geist  Wo  immer  er 
Anregung  erhielt,  da  hat  er  sie  in  selbstän- 
digem Denken  verarbeitet  und  zu  Neuem 
ausgestaltet.  So  schuf  er  die  materialistische 
Geschichtsauffassung  als  eine  eigene  funda- 
mentale Frage,  die  er  an  das  in  der  Ge- 
schichte sich  abrollende  soziale  Leben  der 
Menschen  richtete.  Er  stellte  sie  adf  als 
eine  grundlegende  Methode,  unter  deren 
Wahrung  überhaupt  erst  eine  wissenschaft- 
liche Betrachtung  der  Sozialgeschichte  mög- 
lich sein  sollte.  Wenn  er  dabei  Hege  Ische 
Terminologie  verwendete,  so  war  das  nur 
die  Erinnerung  an  eiue  Welt,  in  der  er 


nicht  mehr  lebte:  wenn  sich  in  der  Sache 
seiner  Philosophie  Anklänge  an  den  Kriticis- 
raus  finden,  so  ist  es  doch  nur,  weil  beide 
Richtungen  das  gleiche  Ziel  vor  sich  leuchten 
sahen : Bezwingung  der  Frage,  was  denn 
eigentlich  »Gesetzmässigkeit«  sei? 

In  der  Aufnahme  dieser  Frage  setzt  die 
materialistische  Geschichtsauffassung  des 
Marx  allerdings  die  grundsätzlichen  Be- 
strebungen der  grossen  pliilosophischen 
Denker  vor  ihm  fort.  Sie  tliat  es  in  einer 
Zeit,  welche  sonst  von  den  Fragen  der 
Piincipien  durchschnittlich  sich  abzuwenden 
begann.  Man  Hess  diese  ruhen  und  begab 
sich  ausschliesslich  an  die  Einzelarbeit. 
Die  Naturwissenschaft  konnte  das  ohne  Ge- 
fährde thun;  ihr  waren  die  festen  Grund- 
sätze und  die  berechtigte  Methode  ihres 
Vorgehens  längst  geklärt  und  gesichert 
worden.  Mit  der  Sozial wissenscliaft.  stand 
es  anders.  Worin  der  gesetzmässige  Ver- 
lauf des  sozialen  Lebens  bestehe,  welches 
das  Verhältnis  zu  der  Erkenntnis  der  Natur 
sei,  das  war  noch  nicht  genügend  gesichtet 
und  gefestigt  worden.  Um  so  bedenklicher, 
wenn  man  es  nun  schon  in  der  Frage  bei- 
seite schob.  Es  hat  einflussreiche  Gelehrte 
gegeben,  welche  meinten,  dass  die  Haupt- 
aufgabe des  wissenschaftlichen  Wirkens 
darin  bestünde,  möglichst  viel  Einzelstoff 
zu  sammeln  und  diesen  Jahrzehnte  lang  zu 
bearbeiten.  Aber  diese  Auffassung  setzt 
doch  verstecktermassen  ein  Princip  voraus, 
an  dem  diese  Einzelarbeit  ihre  behauptete 
| Berechtigung  darthun  müsste,  und  eine 
Methode,  nach  der  sie  zu  vollziehen  ist. 
So  hat  die  unausweichliche  Not  dieses  Ge- 
dankens in  einem  Masse,  das  sich  beständig 
steigerte,  Historiker,  Oekonomeu  und  Ju- 
risten doch  immer  wieder  zu  gelegentlicher 
Besinnung  und  Meinungsäusserung  über 
die  Grundlage  ihrer  wissenschaftlichen 
; Thätigkeit  hingeführt.  Aber  so  gelegent- 
lich Lässt  sich  dieses  tiefe  Problem  nicht 
, erledigen ; es  bedarf  der  stärksten  Kon- 
centration  der  geistigen  Arbeit. 

In  diese  Lücke  trat  damals  die  materia- 
listische Geschichtsauffassung  ein.  Das  ist 
ihre  Stellung  in  der  Geschichte  der  Wissen- 
schaft: Sie  war  die  erste  Lehre, 
iwelche  eiue  kritische  Selbstbe- 
sinnung auf  die  Gesetzmässig- 
keit des  sozialen  Lebens  richtete. 

Damit  ist  klargestellt,  weshalb  Marx 
in  seiner  Doktrin  des  sozialen  Materialismus 
keinen  Vorgänger  hatte.  Es  ist  zwar  auch 
vor  ihm  gelegentlich  schon  betont  worden, 
i wie  die  Ausgestaltung  des  Rechtes  von  der 
| unterliegenden  Wirtschaft  oft  bestimmt 
werde  und  dass  die  Eigenart  eines  wirt- 
schaftlichen Lebens  von  starkem  Einflüsse 
lauf  Ideeen  und  Meinungen  und  auf  den 
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Stand  von  Kunst  und  Wissenschaft  sein 
müsse. 

Al»er  um  solche  kleinere  Betrachtung 
handelt  es  sich  liei  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung,  als  einer  Sozialphilo- 
sophie, gar  nicht.  In  ihrem  Princip  liegt 
der  notwendige1  Gedanke  von  einer  durch- 
gängigen Gesetzmässigkeit  und  einem  unbe- 
dingt einheitlichen  Verfahren  bei  der  Auf- 
fassung sozialgeschichtlicher  Ereignisse. 
Dieses  Streben  nach  Einheit,  die  Ricli- 
tung  auf  das  Ganze  einer  sozial  wissen- 
schaftlichen Erkenntnis  überhaupt  war  es, 
das  die  materialistische  Geschichtsauffassung 
auszeichnete,  mit  nichten  al»er  der  Hinweis 
darauf,  dass  wirtschaftliche  Momente  von 
ziemlich  grossem  Einflüsse  in  der  Ge- 
schichte gewesen  zu  sein  schienen. 

Die  Ausarbeitung  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  fällt  in  die  vierziger 
Jahre  des  10.  Jahrhunderts.  Marx  scheint 
sie  zuerst  in  einem  nicht  veröffentlichten 
(und  jetzt  wohl  untergegangenen)  Manu- 
skripte von  1845.  G für  sich  und  seine  ge- 
meinsame Arlieit  mit  Engels  festgestellt 
zu  haben.  Eine  genügende  Ausführung  und 
systematische  Darlegung  seiner  Sozialphilo- 
sophie hat  Marx  niemals  veröffentlicht. 
Am  eindringlichsten  hat  er  die  hier  in 
Krage  stehenden  Gedanken  in  dem  Vorwort 
zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie  formu- 
liert: nächstdem  in  seiner  Polemik  gegen 
Pro ud hon;  und  überhaupt  hier  und  da 
in  seinen  kleineren  Schriften.  Am  wenigsten 
finden  sieh  prineipielle  Ausführungen  des 
sozialen  Materialismus  im  ^Kapital«,  welches 
Werk  auf  eine  Analyse  der  heute  bestehen- 
den Wirtschaftsordnung  abzielt,  dagegen 
nicht  eine  Deduktion  einer  grundlegenden 
Sozialphilosophio  liefern  will. 

Erst  ziemlich  spät  kam  die  neue  Lehre 
zu  weiterer  Verbreitung.  Es  geschah  dieses 
wesentlich  durch  die Thätigkeit  von  Fried- 
rich Engels'.  Er  führte  die  Gedanken 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
vor  allem  in  der  Streitschrift  gegen  Diih- 
ri  n g (1878)  und  dann  in  einer  Reihe  anderer 
Schriften  wiederholt  aus.  Seine  Darstellung 
ist  die  vollendetste  Wiedergabe  der  Prin- 
cipien  des  sozialen  Materialismus;  ihr  ist 
auch  der  erste  einleitende  Satz  der  jetzigen 
Erörterungen  entnommen. 

In  welchen  Büchern  und  Aufsätzen  nach 
diesen  beiden  Autoren  man  sich  über  unser 
Thema  unterrichten  kann,  stellt,  am  Fasse 
dieser  Ausführungen  angemerkt. 

4.  Der  moderne  deutsche  Sozialismus. 
Von  dem  Standpunkt  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  aus  sind  viele  Ver- 
suche gemacht  worden,  die  Geschichte  der 
Menschheit  wissenschaftlich  zu  erfassen. 
Mit  einer  gewissen  Vorliebe  haben  sich  die 
Anhänger  jener  Richtung  zu  dem  Anfänge 


der  Civilisation  gewandt  und  es  unter- 
nommen, von  der  Entstehung  der  Kamiii- 
des  Privateigentums  und  des  Staates  Lm 
heutigen  Sinne  einen  deutlichen  Begriff  zu 
geben.  Aber  sie  haben  ihre  grundsätzlich-' 
Methode  häufig  auch  anderen  Ep«oehen  der 
Vergangenheit  angetragen : so  der  Entwicke- 
lung und  dem  Ausgange  der  Antike;  d-r 
sozialen  Bewegung  am  Ausgange  des.  Mittel- 
alters, die  im  Bauernkriege  zum  Ä;u~ 
bruehe  kam:  der  französischen  JRcvolutiic 
in  welcher  sie  nicht  nur  einen  Sieg  v>c 
Ideeen  der  Freiheit,  Gleichheit.  Brüderli'-h- 
keit  sehen,  sondern  im  letzten  Grunde  eke 
durch  die  Entwickelung  der  damaliger 
Produktionsweise  notwendig  gewordene  l. Um- 
wälzung, da  jene  mit  den  lokalen  u>i 
ständischen  Privilegien,  wie  mit  den  gegen- 
seitigen persönlichen  Banden  der  feudalen 
Ordnung  unverträglich  geworden  war. 

Alles  dieses  tritt  jedoch  an  Wichtigkeit 
zurück  vor  der  Eiuzeianwendung,  die  jer.e 
wissenschaftliche  Richtung  für  die  soziale;. 
Zustände  unserer  Tage  und  der  nächster. 
Zukunft  unternommen  hat:  dem  modernen 
deutschen  Sozialismus.  Er  selbst  nennt 
sich  gerne  den  wissenschaftlichen  Sozialis- 
mus und  meint  damit  einen  nach  natur- 
wissenschaftlicher Methode  1h1  gründeten, 
der  sich  auf  die  Sozialphilosophie  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung  stützt 

Er  geht  dabei  von  folgendem  Gedanken- 
gange aus: 

1.  Die  soziale  Wirtschaft  der  Neuzeit  ist 
zum  grossen  Teile  schon  sozialisiert  und 
wird  dieses  immer  mehr;  das  heisst:  die 
Produktion  erfolgt  in  planmässig  organi- 
sierten ökonomischen  Einheiten  (Fabriken. 
Grossgrundbesitz,  Grosshandel  etc.),  in  denen 
Menschen  zu  gemeinsamer  Arlteit  zusainroen- 
ge fasst  werden.  Diese  ökonomischen  Ein- 
heiten schwellen  für  sich  stetig  an  und 
verringern  sich  zugleich  an  Zahl.  Trotzdem 
besteht  noch  die  alte  Rechtsordnung,  die 
sich  darauf  gründete,  dass  die  Werkzeuge 
der  Produktion  dem  Arbeitenden  gehörten, 
und  die  deshalb  ihm  das  Produkt  zusprach. 
So  entstellt  ein  sozialer  Konflikt  zwischen 
der  angegebenen  wirtschaftlichen  Grundlage 
und  dem  über  ihr  schwebenden  Rechte: 
ein  Konflikt,  der  in  den  industriellen  und 
kommerziellen  Kreisen  sichtbar  zntn  Aus- 
drucke kommt.  Hierbei  muss  nach  dem 
allgemeinen  Gesetze  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  die  überkommene 
Rechtsordnung  nachgeben.  Das  Privai- 
eigentum  an  Produktionsmitteln  passt  nicht 
mehr  zu  der  veränderten  Sozialökonomie, 
es  ist  wirtschaftlich  veraltet. 

Die  heutige  Produktionsweise  hat  die 
Tendenz  einer  schrankenlosen  Expansion: 
es  liegt  in  ihr  als  naturgesetzlicher  Zug  die 
Kraft  der  Ausdehnung.  Umgekelirt  ist  dem 
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. >i.-ivateigentiun  vou  einzelnen  Unternehmern 
'iiae  allgemeine  schrankenlose  Ausdeh- 
iixing  der  Produktion  ganz  zuwider:  so  tritt 
es»  hemmend  und  störend  auf.  Die  Trieb- 
Wi-jift  und  Richtung  der  sozialisierten  wirt- 
sc  Via  ft  liehen  Produktion,  die  auf  ungemessene 
\istlelmung  derselben  geht,  kann  mit  der- 
jenigen der  bestehenden  Privateigentums- 
ei-rlming,  die  eine  Beschränkung  der  Pro- 
duktion wünschen  muss,  unmöglich  in  Ein- 
Vi  lang  gebracht  werden. 

Die  ökonomischen  Phänomene  sind,  nach 
« ler  materialistischen  Geschichtsauffassung, 
von  Natur;  die  rechtliche  Regelung  aber  ist 
ein  daneben  getretenes  Hilfsmittel  des 
TVlonschen,  das  nun,  nachdem  jene  einen 
sm deren  Gang  der  Entwickelung  genommen 
Haben,  als  die  alten  Zeiten  ihn  gesehen,  als 
<‘i  n technisch  ungeeignetes  .Mittel 
Beiseite  zu  bringen  ist. 

2.  Das  geset zulässige  Wesen  der  modernen 
ökonomischen  Phänomene,  das  ist  plau- 
miissiges  Zusammenwirken  vieler  auf  be- 
rechnete Ziele,  steht  im  Konflikt  mit  der 
Anarchie  der  Produktion  auf  dem  Welt- 
märkte. Während  innerhalb  der  einzelnen 
Unternehmung  das  organisierte  Schaffen 
und  die  Leitung  der  Produktion  in  centraler 
Art  vor  sich  geht,  so  vollzieht  sich  das 
Ganze  der  sozialen  Wirtschaft  in  planloser 
Weise.  Jede  einzelne  Unternehmung  wirft 
auf  den  Markt,  was  und  wie  viel  ihr  gut 
dünkt. 

Wieder  tritt  so  ein  innerer  Widerspruch 
zu  Tage:  der  in  der  Vergeudung  von  Ar- 
beitsmaterial und  Arbeitskräften  sich  äussert. 
Das  Ganze  der  wirtschaftlichen  Produktion 
aber  wird  durch  jene  anarchische  Art  ihrer 
Bethätigung  gehemmt,  während  naturgesotz- 
lieh  ein  steter  Erweiterungsdrang  sich  ver- 
wirklichen möchte.  So  ergiebt  sich  dem 
Auge  des  Marxisten  die  unabweisliclie  Folge- 
rung. dass  die  Anarchie  in  der  sozialen 
Produktionsweise  als  Ganzes  aufhören  müsse, 
als  ein  natu  r not  wendiges  Ergebnis  der 
Entwickelung  unserer  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse. 

Aufhebung  der  Anarchie  der  Produktion: 
das  ist  aber  dasselbe . was  die  positive 
Formel  besagt  — Kollektivierung  der  Pro- 
duktionsmittel und  Errichtung  einer  sozia- 
listischen Gesellschaftsordnung. 

5.  Beurteilungen  des  modernen  So- 
zialismus. Der  marxistische  Sozialismus, 
der  sich  als  konkrete  Anwendung  der  ma- 
terialistischen Geschichtsauffassung  darstellt, 
bildet  den  Gegensatz  zu  dem  utopischen 
Sozialismus.  Während  der  letztere  ein  mög- 
lichst ideales  Staatsgebilde  als  Muster  und 
erstrebenswertes  Ziel  entwirft  : so  behauptet 
jener  die  Kollektivierung  der  Produktions- 
mittel als  eine  n a t ii  r 1 i e h e N o t w endig- 


keit,  die  in  jedem  Falle  sicher  kommen 
werde. 

Darum  ist  es  auch  falsch,  wenn  man 
geglaubt  hat,  dass  Marx  seinen  Sozialis- 
mus auf  seine  Lehre  vom  Mehrwerts  in  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  gestützt 
hätte;  etwa  unter  Verwerfung  des  Untor- 
nehmergewinnes und  Beseitigung  dieser 
wegen  des  Mehrwertes  unsittlichen  Er- 
scheinung durch  Errichtung  eines  sozialisti- 
schen Staates.  Marx  liegt  dieser  Gedanke 
ganz  fern,  und  alle  erwähnenswerten  An- 
hänger von  ihm  haben  sieh  hierüber  nie- 
mals im  Schwanken  befunden. 

Dabei  ist  die  materialistische  Geschichts- 
auffassung und  deren  jetzt  besprochene 
Anwendung  nicht  als  Fatalismus  gemeint. 
Sie  meint,  dass  man  die  natui  gesetzliche 
Entwickelung  der  ökonomischen  Phänomene, 
sobald  man  sie  wissenschaftlich  begriffen 
habe,  für  menschliches  Wünschen  benutzen 
könne,  wie  Arzt  und  Techniker  es  ent- 
sprechend t bäten.  Alter  welches  Eingreifen 
später  notwendig  sein  werde,  darüber 
verweigern  ihre  Anhänger  die  Auskunft; 
das  Problem  der  Einrichtung  »des  Zukunfts- 
staates« besteht  für  sie  überhaupt  nicht. 
Sie  Itehaupten  nur  die  natürliche  Existenz 
und  die  gesetzmässige  Entwickelung  von 
ökonomischen  Phänomenen,  die  im  ganzen, 
wie  sie  sagen,  zur  Sozialisierung  hindrängen. 
Nun  laufen  die  ökonomischen  Phänomene 
in  einem  fehlerhaften  Zirkel,  desseu  Mängel 
durch  die  zwei  obigen  Widersprüche  ge- 
gelten  werden : Widerspruch  zwischen  ge- 
sellschaftlicher Produktion  und  kapitalisti- 
scher Aneignung  sowie  zwischen  Organisa- 
tion der  Produktion  in  der  einzelnen  ökono- 
mischen Einheit  und  Anarchie  der  Produk- 
tion in  der  ganzen  Gesellschaft;  »dieser 
Kreislauf  verengert  sich  allmählich,  die  Be- 
wegung stellt  eine  Spirale  dar  und  muss 
ihr  Ende  erreichen,  wie  die  der  Planeten 
durch  Zusammenstoss  mit  dem  Centrum« 
(Engels). 

Hat  man  sich  diesen  Gedanken  von  dein 
naturgesetzlichen  Bestehen  und  Vorwärts- 
gehen der  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
deutlich  gemacht,  so  ist  es  klar,  weshalb  so 
viele  Einwürfe  den  modernen  Sozialismus 
gar  nicht  mehr  berühren,  da  sie  nur  dem 
utopischen  gegenüber  am  Platze  waren.  Es 
kann  gegen  jenen  nicht  darauf  abgestellt 
werden,  ob  man  die  Produktion  und  Ver- 
teilung in  zweckmässiger  Weise  von  staat- 
lichen Centralpunkteu  aus  leiten  könne: 
denn  er  entgegnet,  dass  der  eherne  Gang 
der  Naturgebilde,  die  wir  wirtschaftliche 
Erscheinungen  nennen,  uns  keine  Wahl  lasse 
und  die  neue  Gesellschaftsordnung  natur- 
notwendig mit  sich  führe:  — es  ist  für  ihn 
gleichgiltig,  wenn  man  die  etwaige  Ver- 
nichtung der  Bewegungsfreiheit  des  ein- 
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zelnen  beklagen  wollte:  denn  nach  der  An- 
sicht des  sozialen  Materialismus  kommt  die 
sozialistische  Gesellschaft  so  notwendig,  wie 
etwa  der  Eintritt  des  Winters,  für  den  man 
die  dadurch  bedingte  Beschränkung  des 
Aufenthalts  im  Freien  sehr  »unzweckmässig« 
finden  möchte;  — und  es  hat  für  den 
Marxisten  keine  Beweiskraft,  wenn  man  die 
Ansprüche  des  Sozialismus  als  mit  der 
menschlichen  Natur  unvereinbar  bezeichnet: 
denn  die  menschlichen  Eigenschaften,  die 
man  als  dessen  Natur  bezeichnet,  sind  dem 
Anhänger  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung nur  der  Heflex  der  natürlichen 
Substanz  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse. 

Hiernach  kommt  alles  auf  die  Frage  an : 
Sind  die  ökonomischen  Phänomene 
Naturgebilde,  deren  Sein  und  Wir- 
ken in  oberster  Gesetzmässigkeit 
naturwissenschaftlich  zu  n e li m e n 
ist? 

Allerdings  hat  man  mehrfach  einen  an- 
deren Weg  zur  kritischen  Beurteilung  des 
modernen  Sozialismus  eingeschlagen.  Man  , 
hat  zu  zeigen  versucht,  dass  die  natur- 
gesetzliche Entwickelung  der  ökonomischen 
Phänomene  im  einzelnen  eine  andere  ist, 
als  die  Marxisten  es  angeben ; man  hat  also 
geleugnet,  dass  das  Wesen  und  die  Tendenz 
unserer  Wirtschaft  und  Produktionsweise! 
die  sei,  sich  zu  sozialisieren,  und  dass  aus 
diesem  Grunde  die  Kollektivierung  der 
Produktionsmittel  nicht  naturuot wendig  sei. 
— Wer  dieses  tliut,  der  nimmt  die  Grund- 
gedanken des  sozialen  Materialismus  als 
richtig  hin. 

Das  gleiche  gilt  von  solchen  Einwürfen, 
die  sich  gegen  die  (Kritische  Thätigkeit  der 
Marxisten  richten,  in  der  man  einen  Wider- 
spruch zu  ihrer  Grundlehre  hat  finden 
wollen.  Sie  könnten  geuau  genommen  weiter 
nichts  thun,  als  die  Bewegung  der  ökono- 
mischen Phänomene  zu  fönlern ; wogegen 
ein  auf  Erlangung  der  politischen  Macht 
gerichtetes  Bestreben  sie  im  Falle  des  Er- 
folges in  Verlegenheit  setzen  müsste,  wenn 
die  ökonomischen  Vorbedingungen  für  die 
Kollektivierung  der  Produktionsmittel  noch 
nicht  wek  genug  in  der  natürlichen  Ent- 
wickelung gediehen  wären.  — Allein  die 
politische  Thätigkeit  eines  überzeugten  Mar- 
xisten kann  ihrem  Sinn  nach  wirklich  nur 
vorbereitend  und  pädagogisch  sein. 
Da  er  aber  dieser  Aufgabe  besser  nach- 
kommen  könnte,  wenn  seine  Partei  im  Be- 
sitze der  politischen  Macht  wäre,  so  ist  auch  ■ 
der  zuletzt  erwähnte  Einwand  nicht  ge-  { 
eignet,  die  Principien  des  modernen  Sozia- ; 
lismus  zu  erschüttern. 

So  kommen  wir  auf  die  vorhin  gestellte 
Frage  zurück:  Ist  die  rechtliche  Re- 
gelung eines  Gemeinwesens  nur 
der  künstliche  Geberbau  auf  dem. 


j natürlichen  Grunde  ökonomischer 
Phänomene?  Und  ist  d ie  U m ände- 
rn ng  einer  Gesellschaf tsordnuc g 
im  letzten  Grunde  als  ein  natur- 
I not  wendiger  Wirtschaft  licher  Pro- 
zess zu  nehmen? 

ö.  Die  neueste  Bewegung  innerhalb 
des  Marxismus.  Durch  sozialphilosophiscbe 
Untersuchungen  aus  den  letzten  Jahren  sind 
verschiedene  Aullänger  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  zu  weiteren  Studiea 
angeregt  worden.  Unter  diesen  ist  Bern- 
stein litte rariseh  besonders  bedeutsam  her- 
vorgetreten. In  einer  Reihe  von  Aufsätzer 
und  schliesslich  in  dem  Buche  »Die  Voraus- 
I Setzungen  des  Sozialismus  und  die  Aufgaben 
der  Sozialdemokratie«  (1899)  strebt  er  eine 
Kritik . und  Revision  der  marxistischen 
Theorieen  an.  Er  hat  teilweise  Zustimmung, 
aber  noch  mehr  Widerspruch  innerhalb  seiner 
Partei  gefunden.  In  vielen  Aufsätzen  und 
Schriften  (besonders  in  der  »Neuen  Zeit«, 
dem  »Vorwärts«  und  den  »Sozialistischen 
Monatsheften«;  zusamraenfassend : K a u t s k y. 
Bernstein  und  das  sozialdemokratische  Pro- 
gramm. 1899)  ist  heftig  hin  und  her  ge- 
stritten worden  (vgl.  auch  die  Verhandlungen 
des  Parteitages  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie vom  < Oktober  1898).  Die  Schärfe  und 
Gereiztheit,  mit  welcher  dieses  vielfach  ge- 
schah, hat  manchen  Beschauer,  wie  es 
scheint,  zu  der  Annahme  geführt,  als  ob  es 
sich  um  p r i n ci  p i e 1 1 e Gegensätze  handele. 
Das  ist  nicht  der  Fall. 

Bernsteins  Gedaukengang  ist  dieser: 

Bei  dem  modernen  Sozialismus  ist,  wie 
bei  jeder  wissenschaftlichen  Forschung,  die 
reine  Lehre  von  der  konkreten  Anwendung 
[ zu  unterscheiden.  Grundlegend  kann  nur 
I das  zur  ersteren  Gehörige  sein.  Dahin 
zählen  für  den  Marxismus  seine  Geschiehts- 
theorie.  mit  dem  besonderen  Hinweise  auf 
das  allgemeine  Vorkommen  von  Klassen- 
kämpfen in  der  geschriebenen  Geschichte 
der  Menschheit;  aber  auch  die  Lehre  vom 
Mehrwerte,  von  den  Eigentümlichkeiten  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  überhaupt 
: und  den  Tendenzen  der  jetzigen  sozialen 
i Entwickelung. 

Nun  verhehlt  sich  der  genannte  Schrift- 
steller nicht , dass  die  zuletzt  genannten 
Punkte  in  sich  bereits  konkrete  Anwendungen 
eines  übergeordneten  und  allgemein  gütigen 
Prineips  seien;  er  meint  jedoch,  dass  sie 
für  den  Marxismus  so  wesentlich  wären, 
dass  ohne  sie  er  so  ziemlich  jede  Bedeutung 
als  politische  Wissenschaft  verlöre. 

Aber  dieses  bringt  von  vorn  herein  eine 
Befangenheit  in  die  Fragestellung.  Das 
Problem  ist  doch  nicht  »der  Marxismus*, 
als  ein  Gegenstand,  der  in  seinen  Grenzen 
und  seiner  grundsätzlichen  Bestimmtheit 
zweifellos  feststände  und  nun  bloss  im  ein- 
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/.einen  vielleicht  zu  revidieren  und  auszu- 
bessern wäre.  Eine  vorurteilslose  kritische 
Forschung  muss  die  Frage  nach  Begriff  und 
Gesetzmässigkeit  des  sozialen  Lebens 
aufrollen,  und  an  dem  so  erhaltenen  Mass- 
stabe  auch  »den  Marxismus«  als  Ganzes 
genommen  auf  seine  Berechtigung  hin 
prüfen. 

Wer  also  nicht  das  Vorurteil  hegt,  dass 
»die  Welt«  im  sozialen  Siune  und  »der 
Marxismus«  gleichbedeutende  Begriffe  seien, 
für  den  wird  der  Unterschied  zwischen  der 
obersten  und  unbedingten  Gesetzmässigkeit 
alles  sozialen  Lebens  und  zwischen  ihrer 
besonderen  Anwendung  in  dem  gesellschaft- 
lichen Dasein  der  modernen  Kulturvölker 
und  für  die  kapitalistische  Produktionsweise 
mit  Fug  nicht  verwischt  werden  können. 

Nuu  ist  es  richtig,  dass  auch  die  Ein- 
sicht in  die  allgemeingiltige  Gesetzmässig- 
keit sich  ändern  und  Fortschritte  machen 
kann.  Aber  immer  bleibt  der  Unterschied 
zwischen  der  bestimmenden  Methode  und 
dem  bestimmbaren  Stoff,  der  nach  jener  in 
Wissenschaften  erst  zu  verarbeiten  ist , be- 
deutsam bestellen.  Jene  Verbesserung  kann 
ausschliesslich  auf  dem  Wege  kritischer 
Selbstbesinnung  geschehen;  wie  man  ge- 
sagt hat,  durch  Reflexionsurteile:  der  Sinn 
aber  ist  der,  das  Unbedingtgiltige, 
das  alle  wissenschaftliche  Ei  nzellehren 
erst  möglich’  macht,  im  Sinne  einer  formalen 
Methode  festzulegen.  Die  Bearbeitung  des 
danach  einzustellenden  Stoffes  ist  in  anderer 
Weise  unvermeidlich  wechselnd,  da  sie 
ihrem  eigenen  Sinne  nach  einem  un- 
begrenzten Fortschritte  zugänglich  ist.  So 
muss  auch  die  Besinnung  auf  den  An- 
spruch der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung als  oberster  gesetzmässiger  Methode 
der  Sozialwissenschaft  der  Art  nach  anders 
unternommen  werden  als  die  zweifelnde 
Nachprüfung  von  einzelnen  Lehren,  die 
unter  der  Herrschaft  des  sozialen  Materialis- 
mus beispielsweise  für  die  neuzeitliche  Ge- 
sellschaftsordnung aufgestellt  worden  sind. 

Indem  Bernstein  anders  verfährt  und 
die  beiden  qualitativ  verschiedenen  Fragen 
gleiclunässig  behandelt,  bleibt  er  bezüglich 
der  grundlegenden  Philosophie  dos  Marxis- 
mus auf  halbem  Wege  stehen.  Ei-  liegnügt  j 
sich  damit,  des  näheren  zu  betonen,  dass  die 
idealen  Momente  in  der  sozialen  Geschichte 
etwas  mehr  Bedeutung  als  Einzel- 
gründe besässen,  als  wie  Marx  und  j 
Engels  in  ihren  Darstellungen  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung  zugegeben 
haben. 

liier  ist  jede  gesunde  radikale  Frage- ' 
Stellung  zu  vermissen,  die  gegenüber  einer 
so  tief  angelegten  Lehre,  wie  der  materia- 1 
listischen  Geschichtsauffassung,  allein  am  j 
Platze  ist.  Bei  ihr  gilt  es,  auf  das  Ganze  | 


! zu  gehen.  Jene  Halbheiten , mit  »etwas 
mehr  oder  weniger«,  sind  für  den  Kern  des 
durch  den  sozialen  Materialismus  entrollten 
Problems  ganz  gleichgiltig.  Sie  lassen 
das  Wesen  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung völlig  unberührt,  die  als  wesent- 
[ lieh  nur  den  Satz  kennt:  dass  die  Gesetz- 
i mässigkeit  des  sozialen  Lebens  im  letzten 
Grunde  in  Bewegungen  der  Materie  dessel- 
ben, das  ist  der  sozialen  Wirtschaft  und 
ihrer  Phänomene,  bestehe. 

Es  ist  möglich,  dass  der  sachliche  Gegen- 
satz unter  den  Kämpfern  innerhalb  des 
j Marxismus  schärfer  und  tiefer  ist , als  sie 
■ selbst  es  schon  übersehen  oder  doch  sich 
zu  gestehen  wagen.  Es  könnte  ja  seiu, 
[dass  die  jetzigen  Kritiker  in  der  Unbefan- 
genheit theoretischer  Erwäguug  sich  so 
stärken,  dass  sie  den  sozialen  Materialismus 
als  oberste  Methode  und  unanfechtbare  Ge- 
sellschaftsphilosophie innerlich  überwinden : 
Wenn  es  ihnen  wirklich  damit  Ernst  ist, 
dass  sie , wie  sie  sagen , auf  Kaut  (oder 
auch  nur  auf  F.  A.  Lange)  zurück  wollen,  so 
könnte  jenes  Ereignis  eigentlich  nicht  fehlen. 
Einstweilen  aber  ist  dieses  nicht  geschehen. 
Was  immer  Bernstein  an  der  Lohre  und 
Taktik  des  deutschen  Sozialismus  getadelt 
und  verworfen  hat,  er  ist  in  seinen  bisheri- 
gen Auslassungen  grundsätzlich  ein 
Anhänger  des  sozialen  Materialismus  ge- 
blieben. So  ist  die  durch  ihn  angefachte 
Bewegung  unreine  solche  innerhalb  des 
Marxismus  und  innerhalb  der  materialis- 
tischen Geschichtsauffassung , und  sie  be- 
sitzt, wie  ein  Schriftsteller  jener  Richtung 
treffend  sagte,  »mehr  ein  praktisches  als 
ein  theoretisches  Interesse«. 

II.  Kritik  des  sozialen  Materialismus. 

1.  Gegner  der  in.  G.  Der  gewöhnlichste 
Einwnrf  gegen  das  Princip  des  sozialen 
Materialismus  wird  durch  die  seitherigen 
Erörterungen  im  Grunde  schon  erledigt.  Er 
geht  dalun,  dass  für  viele  soziale  Gescheh- 
nisse keineswegs  »wirtschaftliche«  Faktoren 
als  ausschliesslich  zureichende  Ursachen  an- 
| genommen  werden  können.  Oft  seien  es 
ländere  Momente,  wie  religiöse  Ideeen,  Ge- 
rechtigkeitsgefühl, Drang  nach  dem  Schönen, 
welche  die  bestimmenden  Gründe  geschicht- 
licher Ereignisse  gewesen  wären,  und  nicht 
ökonomische  Phänomene;  namentlich  kämen 
unzählige  Mal  politische  und  nicht  wirt- 
schaftliche Gründe  in  Betracht:  häufig  sei 
eine  zwingende  Ursache  überhaupt  nicht 
exakt  darzulegen. 

Demgegenüber  muss  wiederholt  werden, 
dass  die  materialistische  Geschichtsauffassung 
nicht  lehrt,  dass  in  der  sozialen  Geschichte 
ausschliesslich  die  Produktionsweise 
bestimmend  sei.  sondern  nur,  dass  im 
letzten  Grunde  es  auf  die  soziale  Wirt- 
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Schaft  ankomme.  Es  ist  ferner  darauf  hin- 
zuweisen (was  gleich  auch  gegen  die  mate- 
rialistische Geschichtsauffassung  selbst  aus- 
zuführen  sein  wird),  dass  der  Begriff  der 
^wirtschaftlichen * Erscheinung  hier  unbe- 
sehen  als  ein  angeblich  scharf  abgegrenzter 
Begriff  genommen  winl.  als  welcher  er  in 
jenen  Erörterungen  aber  keineswegs  auf- 
t ritt. 

Vor  allem  alter  ist  zu  beachten,  dass 
die  materialistische  Geschichtsauffassung 
nicht  selbst  eine  Darlegung  von  historischen 
Vorgängen  bedeuten  will,  sondern  eine 
formale  Methode,  nach  der  jene  zu  be- 
arbeiten sind.  Sie  ist  nicht,  wie  man  fälsch- 
lich cingewendet  hat . eine  zu  weit  getrie- 
bene General  isition  von  einzelnen  sozialge- 
sehichtlichen  Ereignissen  und  Zuständen; 
sondern  sie  gründet  sieh  auf  kritische  Selbst- 
besinnung über  die  Möglichkeit,  das  gesell- 
schaftliche liehen  der  Menschen  gesetz- 
rnässig  zu  begreifen. 

Aus  diesem  Grande  ist  es  überhaupt 
nicht  möglich,  sie  mit  Einzelheiten  der  ge- 
schichtlichen Erfahrung  zu  widerlegen. 
Denn  wenn  diese  nach  einer  anderen  go- 
set  zulässigen  Methode  gefunden  worden 
sind,  als  sie  selbst  ist,  so  wird  sie,  in  ihrer 
Eigenschaft  als  allgemeingilt ige  Methode, 
davon  selbstredend  gar  nicht  berührt:  und 
wenn  in  Anwendung  ihrer  rnterlage  es 
nicht  geglückt  ist,  die  im  letzten  Grunde 
nach  ihr  anzunehmenden  Bestimmungen 
aufzufinden , so  beweist  wieder  ein  solches 
einzelnes  Missgeschick  noch  nichts  gegen 
die  Richtigkeit  des  Princips:  Das  kommt 
überall  vor,  dass  es  nicht  gelingen  will, 
etwa  die  Kausalität  eines  bestimmten  Natur- 
vorganges genügend  aufzuklären,  aber  das 
lässt  die  allgemeine  Giltigkeit  des  Kausali- 
tätsgesetzes bestehen. 

Wer  die  Begründetheit  einer  gesetzmäs- 
sig  auftretenden  Methode  nachprüfen  will, 
muss  es  auf  die  gleiche  Weise  tliun,  in  dei 
allein  eine  solche  begründet  werden  kann: 
durch  Untersuchung  d e r gr  u n d 1 e ge n d e n 
Erkenntnisbedingungen,  als  deren 
Einheit  überall  jene  formale  Methode  er- 
scheint. Er  muss  Erkenntniskritik 
treiben  und  nicht  blosse  Empirie. 

Bei  diesem  Unternehmen  zeigt  sich,  dass 
die  materialistische  Geschichtsauffassung 
allerdings  bedeutende  Schwächen  aufweist. 
Sie  ist  unfertig  und  nicht  ausge- 
dacht. 

Sie  ist  unfertig:  denn  sie  hat  die  von 
ihr  verwendeten  Grundbegriffe,  vor  allem 
des  sozialen  Lebens  und  der  ökonomischen 
Phänomene,  gar  nicht  ausgearbeitet  und  klar 
gestellt:  — sie  ist  nicht  ausgedacht:  denn 
sie  giebt  sich  keine  Rechenschaft  davon,  in 
welchem  Sinne  sie  eine  Notwendigkeit 
für  soziale  Acnderungon  behauptet. 


2.  Begriff  de.r  ökonomischen  Phäno- 
mene. Der  Ausdruck  »Wirtschaft  wird 
von  der  materialistischen  Geschiehtsaufta. — 
sung  (in  Uebereinstimmnng  mit  anderen > izii 
doppelten  Sinne  gebraucht:  für  die Teiuä*. 
der  Bedürfnisbefriedigung  und  für  die  Art 
von  menschlichem  Zusammenwirken.  Ent- 
sprechend steht  es  mit  dem  Ausdrucks 
»Produktionsweise«.  ( ranz  unbefangen sprlritt 
der  soziale  Materialist  von  Zeiten,  da 
Ackerbau  die  herrschende  Produkrionsvrtd-» 
wird,  und  etwa  von  dem  Zeitalter  der  kapi- 
talistischen Produktionsweise.  Die  matercj»- 
listische  Geschichtsauffassung  will  al^r  eiar- 
Grnndlegung  der  Sozial  wisse  ns ehaf" 
liefern  und  keineswegs  eine  solche  der 
Technologie.  Es  kann  also  n u r auf 
soziale  Produktionsweise  ankommen. 

Nun  lehrt  eine  kritische  Besinnung  auf 
die  Eigentümlichkeit  der  sozialen  Be- 
trachtung, dass  sie  eine  solche  von  äusser- 
lich  geregeltem  Zusammenlel>en  von  Men- 
schen ist.  Der  Grund  ist  der,  dass  nur  bei 
der  Betrachtung  dos  Zusammenwirkens  al> 
eines  äusserlich  geregelten  wir 
einen  selbständigen  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Erwägung  erhalten. 

In  allen  anderen  Weisen  der  Betrach- 
tung menschlichen  Zusammenseins  und  Eb- 
wirkons  auf  einander  hal>en  wir  immer  nur 
die  Grundsätze  d e r N a t u r w i s s e n s ebaf  t 
anzuwenden.  Erst  durch  die  Richtung  der 
Gedanken  auf  ein  äusserlich  ge- 
rege  1 tes  Z u sa in  m e n w i r k e n tritt  neben 
die  Wissenschaft  von  der  den  Menschen  um- 
gebenden Natur,  in  die  er  selbst  als  Erkennt- 
nisobjekt  sich  einfügt,  eine  mögliche  Wissen- 
schaft von  »der  Gesellschaft* , als  einem 
neuen  eigenen  Gegenstände. 

Ueljerall  sonst , beispielsweise  bei  der 
psychologischen  Erwägung  der  Einwirkung 
von  Menschen  auf  andere,  haben  wir  d»*u 
Menschen  als  Objekt  der  Betrachtung. 
Jetzt  tritt  er  ganz  zurück;  nicht  mehr  die 
Menschen  sind  es,  die  erörtert  werden, 
sondern  d i e u n t er  ihnen  bestehenden 
Beziehungen,  in  denen  das  Zusammen- 
wirken sich  vollzieht.  Indem  in  aller  uns 
bekannter  Geschichte  die  Konstituierung 
dieser  Beziehungen  massgeblich  nur  durch 
rechtliche  Normen  und  nicht  durch  andere 
äussere  Regeln  geschieht,  so  werden  zum 
Gegenstände  der  specifisch  sozialen  Be- 
trachtung die  Rechtsverhältnisse. 

Nur  durch  sie  besteht  der  Begriff  der 
ökonomischen  Phänomene  als  einer 
sozialen  Vorstellung.  Die  ungeprüfte 
Meinung,  als  oh  die  sozial  wirtschaftlichen 
Erscheinungen  Naturgebilde  seien,  keinen 
anderen  Gesetzen  als  denen  der  naturwissen- 
schaftlichen Untersuchung  unterworfen,  ist 
unhaltbar.  Sie  steht  im  Widerspruche  mit 
dem  eigenen  Wunsche  des  Meinenden,  eine 
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)zial  wissenschaftliche  Einsicht  zu  { 
'halten. 

M an  sagt  wohl,  dass  die  Erfindung  der 
>ampf niasehine  unsere  sozialen  Zustände 
mg-estaltet  habe.  Aber  der  Ausspruch  ist 
»genau.  Nicht  die  Dampfmaschine  that 
>nes,  sondern  die  Art  ihrer  Verwendung  in 
lern  Privateigentum  des  Kapitalisten  und 
nit  dem  Mittel  des  freien  Lohnvertrages. . 
N*  ic  ht  eine  mögliche  Technik  ist  sozial  von 
Interesse,  sondern  ihre  wirkliche  Einfügung 
in  «Lus  äusserlieh  geregelte  Zusammenwirken. 
Dann  erst  bilden  sieh  übereinstimmende  Er- 
scheinungen in  den  so  geregelten  Verhält- 
nissen der  Menschen.  i)ie  Art  der  Rege-j 
lungr  ist  also  das  formal  Bedingende,  wenn- 
gleich nicht  notwendig  das  der  Zeit  nach } 
Vorangehende.  Sie  ist  die  Erken  ntnisbe- ! 
dingi  mg  für  sozialökonomische  Erscheinungen. 
Man  nehme  die  Begriffe  des  Privateigentums, 
der  Vertragsfreiheit  und  der  besonderen! 
Rechtseinrichtungen  unserer  Tage  in  Ge- 
danken weg,  und  es  bleibt  auch  nicht  eine 
Spur  von  den  Begriffen  der  Bourgeoisie  und 
des  Proletariates,  des  Mehrwertes  und  der 
Profitrate  übrig. 

So  sind  die  ökonomischen  Phänomene 
nicht  schon  von  Natur,  bloss  unter  der  Be- 1 
dingung  von  deren  Erkenntnis,  sondern 
stehen  in  ihrem  ganzen  Sein  unter  der  Er- 
kenntnisbedingung der  rechtlichen  Regelung. 
Sie  selbst  sind  weiter  nichts  als  gleich - 
heit  liehe  Massen  erschein  ungen  in 
rechtlichen  Verhältnissen. 

Was  sich  theoretisch  über  ihr  Werden 
und  Vergehen,  über  synthetische  und  ana- 
lytische Klassifizierung  sagen  lässt,  würde! 
einen  hervorrage ndon  Teil  der  — sozusagen 
— reinen  Volkswirtschaftslehre  darstellen,  | 
an  dieser  Stelle  uns  aber  zu  weit  abführen.  i 
Ich  muss  dafür  auf  anderen  Zusammenhang  | 
verweisen  (Wirtschaft  und  Recht  §§  45 — 52).  ( 

3.  Der  Kreislauf  des  sozialen  I^ebens. 
Wenn  man  von  »wirtschaftlichen«  Momenten 
in  der  sozialen  Betrachtung  spricht,  so 
scheint  durchweg  die  Vorstellung  von  etwas 
»Materiellem«  oder  Niederem  obzuwalten; 
etwa  die  Befriedigung  von  irgendwie  uner-i 
lässlichen  und  vielleicht  geringeren  Bedürf- , 
nissen.  Aber  das  giebt  bei  genauer  Uebcr- 
legutig  keinen  klaren  Begriff.  Auf  die! 
Qualität  des  zu  befriedigenden  Bedürfnisses, 
bestimmt  etwa  nach  dem  Grade  seiner  Not- 
wendigkeit für  einfacheres  oder  entwickel- 
teres Leiten,  kann  es  bei  der  sozialwirt- 
schaftlichen Betrachtung  nicht  ankommen. 
Die  Gewerk  Schaftsbewegung  oder  die  Lohn- 
frage von  Maurern  kann  unmöglich  danach 
verschieden  klassifiziert  werden,  ob  die  Be- 
teiligten bei  dem  Herstellen  einer  Scheune 
(Hier  eines  Schlosses  oder  einer  Kirche  be- 
schäftigt sind ; und  für  den  Schauspieler,  j 
den  Litteraten,  den  Lehrer  bestehen  geirau 


in  gleicher  Weise  soziale  Fragen  wie  für 
den  Landwirt,  den  Handwerker,  den  Kauf- 
mann. Soziale  Wirtschaft  wird  also  alles 
Zusammenwirken  von  Menschen  zur  Be- 
dürfnisbefriedigung überhaupt  bedeuten,  so- 
fern es  eben  als  bestimmbare,  nämlich 
äusserlieh  geregelte  Thätigkeit  genommen 
wird. 

Dass  nun  die  konkrete  Ausgestaltung 
der  so  verstandenen  sozialen  Wirtschaft  eines 
Menschenkreises  auf  Aenderungeu  der  Ge- 
sellschaftsordnung von  notwendigem  Ein- 
flusse ist,  das  war  ein  richtiger  Gedanke 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung. 
Aber  sie  traf  es,  in  Vernachlässigung  der 
seither  besprochenen  sozialen  Grundbegriffe, 
nicht  richtig,  wenn  sie  die  Wirtschaft  als 
die  Grundlage  annahm,  über  welcher  sich 
ein  juristischer  Ueberbau  erat  erhöbe.  Viel- 
mehr ist  die  soziale  Wirtschaft  als  solche 
gar  nicht  vorhanden  denn  unter  der  Be- 
dingung bestimmter  äusserer  Regelung.  Die 
letztere  erhebt  sich  nicht  über  der  Wirt- 
schaft und  wird  von  ihr  getragen,  sondern 
sie  ist  die  Erkeuntnisbedingung  für  jene. 

Danach  ist  dem  genannten  unrichtigen 
Bilde  gegenüber  der  wirkliche  Gang  der 
sozialen  Geschichte  dieser:  Bei  der  kon- 
kreten Durchführung  eines  bestimmten  Ge- 
sellschaftslehens bilden  sich  soziale  Phäno- 
mene in  dem  oben  angegebenen  Sinne.  Aus 
ihnen  erwachsen  Bestrebungen,  die  auf  Ab- 
änderung der  bestehenden  Form  dieser  Ge- 
sellschaft ;ils  der  konstituierenden  Bedin- 
gung aller  jener  Erscheinungen  hindrängen. 
Haben  diese  Urteile  und  Entschlüsse  einen 
gewissen  Erfolg,  so  fällt  die  besondere  Art 
der  früheren  Regelung  und  damit  von 
selbst  die  Gesamtheit  aller  durch  sie  er- 
kenntniskritisch bedingten  ökonomischen 
Phänomene  und  es  bilden  sieh  unter  der 
neuen  Regelung  wiederum  neue  soziale  Er- 
scheinungen. 

So  bietet  die  Geschichte  des  sozialen 
Lebens  der  Menschheit  einen  ständigen 
Kreislauf,  in  welchem  gesellschaftliche 
Phänomene  eine  Neugestaltung  der  sozialen 
Ordnung  hervorrufen  und  diese  nun  wiederum 
andern  soziale  Phänomene  ermöglicht,  unter 
deren  Drängen  und  Wirken  jenes  von  neuem 
anhebt.  Die  wissenschaftliche  Durchführung 
der  Rechtsgeschichte  besteht  also  in  dein 
Begreifen  uer  Wandlungen  des  Rechts  aus 
vorausgegangenen  sozialen  Phänomenen  her. 

Hierdurch  wird  der  Gedanke  von  der 
durchgängigen  Einheit  der  sozialen  Erfahrung 
gewahrt.  Er  bildet  den  Gegensatz  zu  solchen 
Gcsclriehtsbetrachtungen,  welche  einen  Volks- 
geist als  reales  psychisches  Gesamtphänomen 
annehmen,  das  ausserhalb  der  Erfahrung 
stände,  aber  in  diese  bestimmend  eingriffe, 
oder  welche  eine  eigene  Welt  des  Geistes 
mit  besonderen,  qualitativ  eigentümlichen, 
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Kräften  annehmen  oder  den  Einfluss  grosser  werden  gespannt  und  schliesslich  gesprensrt: 
Männer  als  etwas  annehmen,  das  ausserhalb  j denn  sie  sind,  nach  der  uns  nun  liekannten 
der  Erscheinungen  des  seitherigen  sozialen  1 Grundlehre,  von  der  Materie  des  sozialen 
liehen»  sich  befände.  • I^ebens  bedingungslos  abhängig. 

Nimmt  man  dagegen  mit  obigem  Ge-  Alter  was  heisst  das  eigentlich : Sie  sind 
danken  die  Bewegungen  des  sozialen  Lebens! abhängig? 

nur  aus  Gründen  her.  die  innerhalb  der  j Es  ist  möglich,  dass  hier  an  das  Verhält* 
eigenen  Erkenntnisbedingungen  desselben  nis  von  Wirkung  u n <1  l'rsache  gedacht 
stehen  und  in  der  Einheit  der  sozialen  Er- ' worden  ist.  Aber  das  würde  nicht  stimmen, 
fahrung  enthalten  sind,  so  kann  nicht  viel 1 Eine  Kausalität  im  Sinne  derjenigen  der 
darauf  ankommen,  zwischen  »Wirtschaft-  Naturerkenntnis  liegt  jedenfalls  nicht  vor:  das 
liehen*  und  »politischen«  Gründen  zu  unter-  Recht  folgt  nicht  den  Möglichkeiten  der 
Scheiden.  Denn  die  Scheidung  zwischen  Technologie  gleich  exakt  wie  das  t^ueck- 
diesen  bestellt  nicht  nach  scharfem  Begriffs-  sill*er  der  Temjieratur  und  thut  es  auch 
merkmal.  sondern  geht  nur  darauf,  ob  das  nicht  gegenüber  den  ökonomischen  Phäno- 
geregelte  Zusammenwirken  unmittelbar  mehr  menen,  die  in  sozial  verwirklichter  Produk- 
auf  Beschaffung  von  Mitteln  zur  Bedürfnis- ' tion  entstanden  sind. 


befriedigung  gerichtet  ist  oder  auf  eine  Be- 
thätigung,  welche  die  Organisation  und  Durch- 
führung des  Zusammenwirkens  als  solche 
erst  betrifft. 

Und  es  kann  endlich  ein  durchgreifender 
Unterschied  in  unserer  Frage  zwischen  der 
sozialen  Produktion  und  dem  Vertrieb  und 
der  Konsumtion  nicht  anerkannt  werden. 
Bei  der  Erforschung  einer  bestimmten  Ge- 
sellschaft durchdringt  sieh  alles  dieses; 
und  es  treten  die  wichtigsten  sozialöko- 
nomischen Phänomene  gleichzeitig  nach 
allen  genannten  Seiten  hin  bedeutsam  hervor. 

4.  Soziale  Konflikte.  Die  Lehre  des 
sozialen  Materialismus  geht,  wie  wir  sahen, 
auf  Klärung  der  für  soziales  Geschehen  be- 
stimmenden Gesetzmässigkeit  und  Notwen- 
digkeit. Auf  die  weitere  Frage  nach  der 
Art  dieser  Notwendigkeit  verweist  sie  auf 
■»den  dialektischen  Charakter  der  Geschichte«. 
Es  vollziehe  sich  der  Fortschritt  in  der  so- 
zialen Entwickelung  durch  Gegensätze,  durch 
soziale  Konflikte. 

Mit  diesem  Ausdrucke  ist  aber  nicht  das 
gleiche  gemeint  wie  mit  dem  Worte 
»'Klassenkämpfe«'.  Diese  sind  nur  reflektie- 
rende Aeusserungen  der  wahren  Zustände 
des  mechanisch  liestimmten  sozialen  Leliens. 
Ein  sozialer  Konflikt  im  Sinne  des  Marxis- 
mus ist  ein  innerer  Widerspruch, 
der  innerhalb  eines  sozialen  Organismus 
auftrat  und  diesen  in  seiner  Eigenart  nun 
notwendig  zu  Fall  bringe,  um  einem  höheren 
Platz  zu  machen.  An  einem  gewissen 
Punkte  der  Entwickelung,  so  lautet  der  hier 
verwendete  Kunstausdruck,  schlägt  der  seit- 
herige Zustand  in  sein  Gegenteil  um. 

Diese  interessante  Theorie  ist  noch  mit 
einigen  Worten  zu  erläutern. 

Der  innere  Widerspruch  findet  nach  der 
marxistischen  Lehre  statt  zwischen  den 
jeweiligen  Produktivkräften  und  der  über- 
lieferten Gesellschaftsordnung.  Es  kommen 
immer  neue  Kräfte  der  wirtschaftlichen 
Produktion  auf:  sie  stimmen  dann  nicht  zu 
den  alten  Produktiv  formen.  Die  letzteren 


Die  Abhängigkeit  der  sozialen  Ordnung, 
I von  «1er  liier  die  Rede  ist,  kann  nur  eine 
solche  nach  dem  Gedanken  von  Mittel 
I u nd  Z weck  sein.  Der  so  überlegte  Grund- 
|ge«lanke  «1er  materialistischen  Geschichts- 
auffassung würde  also  lauten:  Die  Rechts- 
ordnung ist  ein  Mittel  zur  Förderung  der 
Produktion  und  hat  darin  ihren  letzten 
Zweck. 

Das  Vorhandensein  eines  sozialen  Kon- 
fliktes im  einzelnen  Falle  kann  nur  daran 
festgestellt  werden,  dass  die  ökonomischen 
Phänomene,  welche  in  einem  bestimmten 
| Gemeinwesen  sieh  gebildet  halten,  mit  «lein 
1 ohersten  Ziele  des  sozialen  Leiten»  über- 
haupt nicht  im  Einklang  sind.  Nun  steht 
[ das  soziale  Leben  in  seiner  Eigenart  unter 
: der  Erkenntnisbedingung  äusserer  Regelung; 

[ und  es  sind  ökonomische  Phänomene  nur 
gleich  heit  liehe  Massenerscheinungen  in  Aus- 
führung Itestimmter  rechtlicher  Ordnung. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Berechtigung,  l>ei 
dem  Vorhandensein  eines  so  geschilderten 
Konfliktes  die  Notwendigkeit  einer  Ab- 
änderung dieser  äusseren  < Irdnung  zu  l*e- 
haupten;  denn  flieset  ist  «lie  konstituierende 
! Bedingung,  ohne  welche  wir  weder  die 
Möglichkeit  einer  eigenen  sozialwissenschaft- 
! liehen  Erwägung  noch  auch  den  Begriff  von 
I ökonomischen  Phänomenen  halten  würden. 

Es  bleibt  daher  als  letzte  Frag«'  dieses 
(besonderen  Themas:  Was  für  eine  Art  von 
Notwendigkeit  wird  hier  behauptet? 

Es  treten  drei  Möglidikeiten  auf: 

1.  Marx  selbst  spricht  ausdrücklich  immer 
nur  von  einer  logischen  Notwendigkeit. 
Der  soziale  Konflikt  ist  eine  in  einem  ge- 
sellschaftlichen  Organismus  auftretende  »Ne- 
gation«, welche  ihrerseits  notwendig  ihre 

[eigene  Negation  erzeuge;  so  «lass  der  dia- 
i lektische  Charakter  der  Entwickelungsge- 
i schichte  als  Negation  einer  Negation  auftrete. 

2.  Neuere  Vertreter  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung,  denen  jene  Termino- 
logie und  die  soust  verwendeten  Hegel- 
sehen  Formeln  nichts  Verständliches  sagen 
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mochten,  haben  die  Feinheit  des  angeführten  j Nun  ist  es  ein  grundsätzlicher  Fehler 
Gedankens  in  die  plumpere  Vorstellung  einer  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
kausalen  Notwendigkeit  von  Naturerschei- 
nungen gewandelt.  3.  Das  übersieht 
Unerlässlichkeit,  bei  aller  sozialen  Be- 
trachtung ein  äusserlich  geregeltes 
Ztisammenwirken  einzusetzen.  Man  brauchte 
ja  auch  bloss  zu  sagen : ein  »Zusammen- 
wirken«. Denn  dieses  ist  nicht  denkbar 
ohne  geeignete  Verständigung  und  Festhal- 
tung  von  Normen,  die  gemeinsam  über  den 
Wirkenden  stehen.  Und  da  nun  die  Eigen- 
art dieses  Zusammenwirkens  doppelt  er- 
wogen werden  kann  — technisch  oder 
sozial,  und  da  es  hier  jetzt  auf  die  soziale 
Eigenart  eines  Zusammenwirkens  zur  Be- 
dürfnisbefriedigung ankommt:  so  ergiebt 
sich,  dass  die  Notwendigkeit  der  sozialen 
Aenderungen  eine  solche  von  äusseren 
Regeln,  also  von  Willeusakten,  eine  Not- 
wendigkeit des  Zweckes  ist;  nicht  lo- 
gisch und  nicht  kausal,  sondern  final. 

5.  Rechtfertigung  sozialer  Bestre- 
bungen. Unter  den  Bewegungen  des  so- 
zialen Lebens  sind  zwei  Klassen  zu  unter- 
scheiden : solche , die  sich  innerhalb 
einer  gewissen  Gesellschaft  vollziehen  und 
zur  Bildung  sozialer  Phänomene  führen, 
und  solche,  die  (aus  jenen  entspringend)  auf 
Abänderung  gerade  dieser  Gesellschafts- 
ordnung abzieien ; gleichviel,  ob  das  einen 
kleinen  Einzelpunkt  der  bestehenden  Normen 
betrifft  oder  wichtige  und  weittragende  Fra- 
gen dieser  sozialen  Regelung. 

ln  der  Litteratur  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  finden  sich  diese  zwei 


(den  sie  freilich  mit  mancher  Wendung  des 
die  j Empirismus  teilt):  dass  sie  glaubt,  die  Be- 
rechtigung von  Bestrebungen  auf  soziale 
Umänderungen  durch  Bezugnahme  auf  die 
Notwendigkeit  ihres  Entstehens 
darthun  zu  können.  Hierbei  wird  die 
genetische  und  die  systematische 
Erwägung  ganz  elementar  verwediselt. 

Marx  wies  darauf  hin,  wie  die  Wissen- 
schaft der  Astronomie  in  Aegvpten  durch 
die  Notwendigkeit  entstand,  die  Perioden 
der  Nilbewegung  zu  berechnen.  Mag  sein. 
Aber  die  Lehren  der  Astronomie  sind  doch 
deshalb  nicht  gesetzmässig  und  in  ihrem 
Inhalte  richtig,  weil  ihre  Entstehung  wissen- 
schaftlich eingesehen  ist. 

Von  der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung sagen  ihn'  Anhänger,  dass  ihre 
Schöpfung  in  ihrer  Zeit  nur  durch  einen 
Rheinländer,  wie  Marx,  begreiflich  sei: 
Dort,  woselbst  sich  Deutschtum  mit  franzö- 
sischem Wesen  etwas  durchdrang,  und 
andererseits  eine,  der  englischen  ähnliche, 
entwickelte  Industrie  mit  moderner  Produk- 
tionsweise schon  damals  bestand.  Aberdas 
ist  doch  nicht  der  Grund,  aus  dem  jene 
Theorie  W a h r h e i t s w e r t beanspruchen 
will.  Und  wer  wird  für  eine  wissenschaft- 
liche Hypothese  deshalb  inhaltliche  Rich- 
tigkeit in  Anspruch  nehmen,  weil  ihr  natur- 
notwendiges Werden  bei  dem  sie  Anfstel- 
lenden  eingesehen  wäre? 

So  ist  auch  für  den  Nachweis  der  Be- 
rechtigung einer  sozialen  Bewegung  es  nicht 


verschiedenen  Arten  sozialer  Bewegungen  t ausreichend,  wenn  deren  Entstehung 


nicht  deutlich  genug  geschieden ; sie  fliessen 
regelmässig  in  einander  über.  Und  es  ist 


wissenschaftlich  dargelegt  ist:  Es  kommt 
auf  die  systematische  Erwägung 


insbesondere  in  der  so  massgeblich  gewor-  ihres  Inhaltes  an.  Und  da  jede  Gewe- 
denen Darstellung  von  Kn  ge  ls  die  gedachte  gung,  die  auf  Aenderung  einer  sozialen 
notwendige  Unterscheidung  unbeachtet  ge-  Ordnung  hindrängt,  als  bestimmtes  Wün- 
blieben ; obgleich  sie  sachlich  sei  bst  verstand-  ■ selten  und  Wollen  von  Menschen  aufzufassen 
lieh  in  seinen  Betrachtungen  auch  verborgen  ist,  so  erhebt  sich  die  Aufgabe,  welcher  der 


liegt.  So  fügt  er  seiner  Schilderung,  dass 1 
in  Ausführung  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise, wie  er  meint,  die  Mehrzahl 
der  Menschen  in  Proletarier 
werde,  den  Satz  hinzu:  »und  es  sind 
wiederum  die  Proletariermassen,  die  schliess- 
lich der  Produktionsanarchie  ein  Ende 
machen  werden.«  Und  er  sehliesst  seine 
dortigen  Ausführungen:  »Indent  die  kapi- 


soziale  Materialismus  nicht  gerecht  gewor- 
den ist:  Die  Gesetzmässigkeit  für  den  In- 
halt jener  Bestrebungen  methodisch  aufzu- 
verwandelt  | hellen. 

Verstecktermassen  ist  die  Richtung  dieses 
Gedankens  auf  die  soziale  Zweckbestim- 
mung natürlich  auch  in  der  materialisti- 
schen Geschichtsauffassung  enthalten : die 
letztere  hat  nur  nicht  ausgedacht.  Es  findet 


talistisehe  Produktionsweise  mehr  und  mehr  sich  die  Erwägung  nach  Zwecken  schon  in 
die  grosse  Mehrzahl  der  Bevölkerung  in  dem  primären  Satze  jener,  dass  die  Menschen 
Proletarier  verwandelt,  schafft  sie  die  Macht,  i >iim  zu  produzieren,  gesellschaftliche  Ver- 
die  diese  Umwälzung  bei  Strafe  des  hältnisse  eingehen«;  in  den  Ereiferungen 
Unterganges  zu  vollziehen  genötigt  ist.  über  »Ziel  und  geschichtliche  Aktion  des 
Das  Proletariat  ergreift  die  Staatsgewalt  etc.«  j Proletariats«,  die  in  dieser  Lehre  einen  so 
— Es  ist  klar,  dass  für  die  gesetzinässige ; breiten  Raum  einnehmen ; in  der  Nachgabe, 
Lösung  sozialer  Konflikte  nur  die  zweite  dass  man  die  naturwissenschaftlich  einge- 
lvlasse  sozialer  Bestrebungen  in  Betracht  seltene  Entwickelung  der  ökonomischen  Pliä- 
kommen  kann.  nomene  »begünstigen«  könne. 
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Al»or  soweit  man  etwas  als  naturnot- 
wendig erkennt,  vermag  man  nicht  mehr 
einzugreifen.  Die  Gründung  einer  Partei, 
welche  das  alltägliche  Aufgehen  der  Sonne 
»zielbewusst  *■  begünstigen  wollte,  würde 
kein  sehr  sinnvolles  rnternehmen  sein. 
Was  hier  irre  macht,  das  ist  die  Vorstellung 
von  einem  Ereignisse  überhaupt,  «las  im 
grossen  und  ganzen  einmal  naturuotwendig 
eintreten  werde:  bei  dem  aber  doch  für 
menschliches  Wollen,  für  Zwecke  und  Ziele 
im  einzelnen  noch  Kaum  bleibt.  Allein 
dann  muss  auch  die  Verfolgung  dieser 
letzteren,  die  sich  accessorisch  an  jenes  Ge- 
samtereignis anseh  Hessen , eine  besondere 
inhaltliche  Begründung  aus  eigenem 
Gesetze  des  Wol lens  gegeben  werden ; 
dass  der  Mensch  einmal  sterben  muss,  giebt 
in  sieh  noch  keinen  rechtfertigenden  Grund 
für  Totschlag  oder  Selbstmord.  Und  wenn 
der  Marxismus  gerne  vorbringt,  dass  die  so- 
zialistische Gesellschaft  sich  im  Schosse 
der  jetzigen  bilde,  dass  die  Sozialisten  nur 
die  Holle  des  Geburtshelfers  zu  spielen 
hätten,  so  sollt»*  er  sich  doch  verhalten,  dass 
das  Vorgehen  des  Arztes  etwa  in  dem  Bei- 
stände bei  der  Entbindung  oder  bei  der 
Entsehliessuug  zu  Kaiserschnitt  oder  Perfo- 
ration in  seine m Inhalte  nur  durch 
Prüfung  der  dabei  verfolgten  sachlichen  Ziele 
gerechtfertigt  werden  kann;  und  dass  eine 
bloss  kausale  Erwägung  nach  der  Entstehung 
seines  Entschlusses  gar  nicht  mehr  in  Frage 
kommt. 

6.  Prineip  der  sozialen  Gesetzmässig- 
keit. Die  seitherige  Untersuchung  hat  er- 
geben, dass  der  oberste  einheitliche  Gedanke 
für  das  soziale  Jjohen  der  Menschen  ein 
solcher  für  dessen  Form  ist,  für  die  äussere 
Regelung,  welche  die  Gesellschaft  als  eigenes 
Objekt  eret  konstituiert.  So  löst  sich  die 
Frage  nach  der  sozialen  Gesetzmässigkeit 
in  die  nach  dem  obersten  Ziele  der  sozialen 
Ordnung  auf;  ihr  Prineip  würde  der  unbe- 
dingt einheitliche  Gesichtspunkt  sein,  der 
für  alle  nur  denkbaren  Einzelzwecke  des 
gesellschaftlichen  Wirkens  Geltung  besitzt. 

Dass  die  so  zu  verfolgenden  Ziele  den 
Menschen  selbst  wieder  aus  dem  Ganzen  der 
einheitlichen  Erfahrung  heraus  erstehen, 
ist  kein  Gegenstand  ernstlichen  Streites; 
aber  diese  Beobachtung  erledigt  das  an  die 
Spitze  dieses  gestellte  Thema  von  dem  Prin- 
cipe der  sozialen  Gesetzmässigkeit  durchaus 
nicht.  Die  Einzelziele  wollen  nach  diesem 
Principe  erst  gerichtet  sein,  wenn  sie  ol>- 
jektive  Berechtigung  in  ihrem  Inhalte  be- 
sitzen sollen:  Nicht  anders,  wie  die  mannig- 
faltigen Wahrnehmungen  der  Sinne  nach 
der  Idee  einer  allgemeinen  Gesetzmässigkeit 
der  Natur  beai  beitet  weiden  müssen,  falls 
sie  zur  wissenschaftlichen  Erfahrung  sich  er- 
heben mögen. 


Wenn  Engels  sagt,  dass  »die  Mittel 
zur  Beseitigung  der  entdeckten  Mifflsäivlf 
nicht  etwa  aus  dem  Kopfe  zu  erfinden  sek:-;, 
sondern  vermittelst  des  Kopfes  in  de»  vor- 
liegenden materiellen  Tliatsacben  der  Pro- 
duktion zu  entdecken.».  — so  ist  das  gaaz 
richtig,  nur  nicht  ausgedacht : denn  es  fragt 
sich  ja  gerade : Nach  welcher  Motho <1  •- 
diese  Entdeckung  vor  sich  zu  gehen  habe; 

Sagt  der  Marxist,  dass  er  keine  Utopieen 
entwerfen  wolle,  sondern  nur  den  Gang  und 
die  Tendenzen  der  Entwickelung  ökonomi- 
scher  Phänomene  verfolge,  um  zu  geeigneter 
Zeit  zu  thun,  was  »notwendig«  sei,  — se- 
ist gegen  diesen  Satz  zunächst  nichts  e in- 
zuwenden, aber  er  führt  den  angefangervt-n 
Gedanken  nicht  zu  Ende,  sondern  bricht  k. 
der  Mitte  ab;  denn  er  müsste  ja  doch  un- 
vermeidlich so  bis  zu  Ende  deuken : wa.- 
not wendig  ist,  um  die  dann  vor- 
handenen sozialen  Zustände  mit 
dem  obersten  Ziele  dos  soziales 
Lebens  überhaupt  in  Einklang  n 
erhalten. 

Das  Bestehen  dieses  allgemeinen  Prin- 
cips  kann  ebensowenig  geleugnet  werden, 
wie  die  Möglichkeit  seiner  Aufklärung.  Dass 
die  Ansichten  über  das  Richtige  nach 
Zeiten  und  Völkern,  nach  Klassen  und  ein- 
zelnen Menschen  verschieden  sein  mögen, 
ist  für  den  el»en  gesagten  Satz  ganz  gleicfc- 
giltig.  Insbesondere  ist  die  oft  berufene 
Klassen  moral  ja  weiter  nichts  als  das  Be- 
kenntnis, dass  es  nicht  gelungen  sei.  die 
hier  mögliche  allgemeine  Wahrheit  z« 
haben ; wobei  nur  merkwürdig  bleibt,  dass 
man  wegen  dos  empirischen  Wandels  prak- 
tischer Grundsätze  an  dem  Begriff  der 
allgcmeingiltigen  Gesetzmässigkeit  des  Wul- 
lens ine  weiden  will,  dagegen  aus  den  viel 
grösseren  Differenzen  und  dem  bei  weitem 
stärkeren  Wechsel  naturwissenschaftlicher 
Lehren  ein  Argument  gegen  die  Möglichkeit 
richtiger  Erfahrungserkenntnis  doch  nicht 
ableiten  mag. 

Hält  .man  sonach  die  Frage  nach  dem 
Prineip  der  sozialen  Gesetzmässigkeit  not- 
wendig fest,  so  kann  kein  einziges  Eiuzol- 
ziel  der  gesellschaftlichen  Bethätigung  sich 
als  ausreichende  Antwort  für  das  Problem 
ausweisen.  Auch  nicht  die  von  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung  so  selir  in 
den  Vordergrund  geschobene  Produktion. 
Es  wird  immer  nur  produziert,  um  etwas 
anderes  damit  zu  erreichen ; das  letzte  Ziel 
den  obersten  Gedanken,  dem  alles  andere 
not  wendig  aufgeopfert  werden  müsste,  haben 
wir  in  d e r b 1 o s s e n Förde r ung  der 
P r o d u k t i o n noch  lange  nicht.  Da  möchte 
sonst  ein  despotischer  und  Sklavenstaat  viel- 
leicht der  beste  sein  können. 

Die  Gesetzmässigkeit  für  die  menschliche 
Gesellschaft  ist  sonach  ein  allgemeingiltigcs 
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i'incip,  das  als  formale  Methocle  für  die 
••olite  Beteiligung  eines  jeden  au  dem  Ge- 
loinschaftsleben  angewandt  werden  kann. 

Selbst  bei  den  Begründern  der  materia- 
sstisehen  Geschichtsauffassung  schimmert 
in  (Gedanke  dieser  Kichtung  der  Erwägung 
^ legentlieh  durch.  So  schliesst  vor  allem 
n ge  1 s seine  Darlegung  der  »Entwickelung 
,es  Sozialismus  von  der  Utopie  zur  Wissen- 
«okiaft'  unter  dem  Satze:  »Die  Möglichkeit, 
."«ermittelst  der  gesellschaftlichen  Produktion 
Ulen  Gesellschaftsmitgliedern  eine  Existenz 
«'.vi  sichern,  die  nicht  nur  materiell 
c o 1 1 k o in  men  a u s re  i c h e n d ist,  sondern 
die  ihnen  auch  die  vollständige 
freie  A u s b i 1 d u u g u n d B e t h ä t i g u n g 
i 1 x r e r körperlichen  und  geistigen 
A nlagen  garantiert,  ist  jetzt  da.« 

Damit  ist  der  soziale  Materialismus,  der 
nichts  als  Materie  und  deren  Bewegung 
auch  für  das  Gesellschaftsleben  gosetzmässig 
kennen  will,  in  Wahrheit  verlassen.  Er  hat 
sich  als  unzureichend  erwiesen,  dio  hier 
unvermeidliche  Gedankenreihe  mit  seiner 
Theorie  erschöpfend  zu  erledigen.  Mit  der 
knappen  Wendung  von  Engels,  die  soeben 
citiert  wurde,  ist  die  hier  auftauchende 
Grundfrage  aber  selbstredend  nicht  abgethan. 
Allein  sie  ist  doch  — unwillkürlich  — zur 
Betrachtung  herangezogen  und  fordert  auf, 
dein  Probleme,  das  zuletzt  hier  entrollt 
wurde,  in  tieferem  Denken  nachzugehen. 
Mag  dann  immer  die  materialistische  Ge- 
schichtsauffassung der  Ausgangspunkt  ge- 
wesen sein:  Wer  mit  kritischer  Besinnung 
nach  dem  Priueip  der  sozialen  Gesetzmässig- 
keit sucht,  den  wird  der  Weg  von  jener 
Lehre  hinleiteu  zu  dem  Systeme  des  sozialen 
Idealismus. 
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Matrikularbeiträge. 

1.  Geschichtliches.  2.  Finanzwissenschaft- 
licher Charakter  der  M.  3.  Die  M.  im  Deutschen 
Reiche.  4.  Die  M.  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  (Quotenbeiträge),  ö.  Die  M.  in  der 
Schweiz. 

1.  Geschichtliches.  Unter  dem  Namen 
Matrikularbeiträge  oder  -Umlagen  (auch 
»Qnotenbeiträge«  genannt)  fasst  man  die- 
jenigen Beiträge  oder  Umlagen  zusammen, 
welche  von  einem  Bundesstaate,  Staaten- 
bunde «nler  von  einer  anderweiten  staats- 
rechtlichen Gliederung  von  den  einzelnen  Ter- 
ritorien oder  Teilen  nach  Massgabe  eines  Ver- 
zeichnisses, einer  Matrikel  (wörtlich : »Mutter- 
rolle«) veranlagt  und  eingehoben  werden. 
Diese  Art  der  Beitragsleistung  ist  ira  Laufe 
der  geschichtlichen  Entwickelung  sowohl  in 
älterer  als  in  neuerer  Zeit  mehrfach  zur 
Befriedigung  der  finanziellen  Bedürfnisse 
loserer  staatlicher  Verbände  vorgekommen. 
Schon  die  mittelalterlichen  Steuerbewilli- 
gungen der  Reichs-,  Land-  wie  Provinzial- 
stände erfolgten  regelmässig  im  ganzen,  wo- 
bei jeder  Stand  seinen  meist  auf  Herkommen 
beruhenden  Anteil  übernahm  und  lediglich 
für  den  richtigen  Eingang  seiner  Steuer- 
summe haftete.  Dagegen  blieb  die  Form 
der  Aufbringung  unter  Einhaltung  gewisser 
gesetzlicher  Vorschriften  und  mit  Kontrolle 
der  Staatsgewalt  den  beisteuernden  Gruppen 
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in  der  Hauptsache  überlassen.  Diese  finanz- 
pes<-hichtliche  Erscheinung  tritt  ziemlich 
früh  im  Haushalt  des  mittelalterlichen  Staates 
auf  und  ist  für  denselben  geradezu  typisch. 
Auch  später,  als  die  kleinen  Staaten  im 
Staate  zerfielen  und  an  die  Stelle  des  stän- 
dischen Regiments  die  landesherrliche  Ge- 
walt trat  und  damit  die  ständische  Ale 
stufung  der  politischen  Machtfaktoren  durch 
den  Territorialstaat  ersetzt  wurde,  erhielten 
die  Matrikiilarbeiträge  wiederum  ihre  Be- 
deutung  für  die  finanziellen  Beziehungen 
dieser  Einzelstaaten  zu  den  überstaatlichen 
Körpern.  Eebrigens  haben  sich  solche  Ein- 
lagen fast  gleichzeitig  in  England  und 
Frankreich  wie  in  Deutschland  entwickelt. 
Die  thatsächliche  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  in  eine  Reihe  von  Territorialherr- 
schaften in  der  späteren  Zeit  des  Mittel- 
alters und  vollends  seit  dem  16.  und  17. 
Jahrhundert , welche  das  Bedürfnis  nach 
einer  ordentlichen,  einheitlichen  Steuerver- 
fassung weniger  dringend  machte,  wies  den 
Matrikular  beitrügen  ein  neues  Geltungs- 
itereich zu.  Denn  soweit  gemeinsame 
Reichszwecke,  namentlich  unter  dem  Druck 
der  Hussiten-  und  Türkenkriege  im  15. 
und  16.  Jahrhundert,  die  Erschliessung 
weiterer  Finanz»  juel  len  erheischten  und  der 
Versuch  einer  allgemeinen  direkten  Reichs- 
steuer des  »gemeinen  Pfennigs«  keinen 
wesentlichen  praktischen  Erfolg  hatte,  ging 
man,  entsprechend  der  Verselbständigung 
der  Roiehsstände,  mehr  und  mehr  für  die 
Deckung  von  Reichsltcdürfnisson  allgemein 
zu  einem  System  von  Matrikularumlagen 
über.  Die  einzelnen  Reichsstände  wurden 
zu  einer  bestimmten  Summe  veranschlagt 
auf  Grund  der  deutschen  Reichsmatrikel, 
welche  ein  Verzeichnis  aller  Stände  des 
Deutschen  Reichs  nebst  ihren  zu  tragenden 
Quoten  an  der  Hauptsumme  enthielt.  Hier 
entwickelte  sich  das  schon  früher  ange- 
wandte Verfahren  zu  den  sogenannten 
»Römermonaten«.  Die  Wormser  Matrikel 
von  1521  bestimmte  die  zu  stellenden  Kon- 
tingente, welche  dann  als  Grundlage  für 
den  Geldanschlag  verwendet  wurden.  Dieser, 
nach  den  ursprünglich  zu  stellenden  Mann- 
schaften berechnet,  stellte  die  Summe  dar, 
die  ein  jeder  Stand  aufzubringen  hatte.  Ein 
Römermonat  war  anfangs  mit  128t >00  fl. 
angesetzt,  betrug  später  weniger  und  ging 
seit  1757  auf  58280  fl.  zurück,  eine  Summe, 
die  nicht  einmal  ganz  einging.  Diese  Ver- 
änderungen im  Laufe  der  Zeit  beruhten 
teils  auf  Roichsschlüssen , teils  auf  einem 
sich  abusiv  bildenden  Herkommen,  so  dass 
schliesslich  nicht  mehr  die  Wormser  Ma- 
trikel. sondern  eine  allmählich  entstandene 
neue,  sogenannte  »l'sualmatrikeL,  zu  Grunde 
gelegt  wurde.  Auch  die  sogenannten  *Kam- 
merzieler»,  die  Beiträge  der  Temtorialstaaten 


zur  Deckung  der  Kosten  des  Reiehskammer- 
gerichts  ( nel*on  $j  »ortein).  hatten  den  Cha- 
rakter von  Matrikularumlagen,  ebenso  die 
Zuschüsse  der  einzelnen  Staaten  zu  ausser- 
ordentlichen Reichsausgaljcn.  Diese  wie 
jene  pflegten  nach  besonderen  Matrikeln 
angelegt  zu  werden. 

Die  Einnahmen  d«*s  Deutschen  Bundes 
l»estanden  in  Beiträgen  der  Einzelstaaten. 
Diesellien  flössen  teils  in  die  Bundeskanzlei- 
kasse zur  Deckung  der  Kosten  der  Bundes- 
kanzlei, wozu  jode  der  siebzehn  Stimmen 
des  engeren  Rats  einen  gleichmässigen  Zu- 
schuss zu  leisten  hatte,  teils  in  die  Bundes- 
matrikularkasse  für  alle  übrigen  Ausgaben 
des  Bundes.  Die  letztere  wurde  genährt 
durch  Matrikiilarbeiträge  der  einzelnen  Staa- 
ten, welche  nach  der  in  der  Bundesmatrikel 
festgestellten  Kopfzahl  der  Bevölkerung 
eines  jeden  Territoriums  veranschlagt  waren. 
Nach  Auflösung  des  Deutschen  Bundes  und 
mit  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches 
wurde  das  Institut  der  Matrikiilarbeiträge 
in  die  Reichsverfassung  (Art.  70)  aufgenom- 
men.  Sie  waren  ursprünglich  als  eine  vor- 
übergehende Einrichtung  für  die  Zeit  des 
Uebcrganges  gedacht  und  sollten  solange 
bestehen,  bis  Rcichssteuern  in  ausreichendem 
Masse  eingeführt  waren.  Allein  sie  halten 
sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  bleiltenden 
Institution  entwickelt,  ln  dieser  Richtung 
halien  zwei  Umstände  gewirkt:  einmal  die 
Entstehung  verschiedener  Einnahme-  und 
Ausgabegemeinschaften  innerhalb  des  Reichs, 
für  deren  Ausgleichung  die  Matrikularbei- 
träge ein  Hilfsmittel  sind,  und  sodann  die 
l*ei  Gelegenheit  der  Reform  des  Reicha- 
finanzwesens  erlassene  Bestimmung,  dass 
derjenige  Ertrag  der  Zölle  und  Tabaksteuer, 
welcher  in  einem  Jahre  die  Summe  von 
150  Millionen  Mark  übersteigt,  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zu  überweisen  ist ').  Solange 
man  überhaupt  das  System  der  l'eberwei- 
sungen  beibehalten  will,  was  die  eben  er- 
wähnte Verfügung,  die  sogenannte  »Franken- 
steinsehe Klausel«,  nachweislich  bezweckt, 
werden  die  Matrikiilarbeiträge  immerhin  ein 
beachtenswertes  Glied  im  Abrechnungs- 
wesen zwischen  Reich  und  Einzelstaaten 
darstellen. 

2.  Finanzwissenschaftlicher  Charak- 
ter der  31.  Die  Matrikiilarbeiträge  sind  im 

')  Später  ausgedehnt  auf  die  Reichsstempel- 
abgaben  vou  Aktien,  Schuldverschreibungen  etc 
I (R.G.  v.  1.  Juli  1881  §52)  und  seit  1087  88 
i auch  auf  die  Verbrannhsabgabe  auf  Branntwein. 
{Die  Summe  von  150  Millionen  Mark  ist  im  Zn- 
i sammenhange  mit  der  Verwendung  überschüssi- 
ger Keichscinnahmeii  zur  Schuldentilgung  für 
das  Kechnnugsjahr  1895  96  auf  143  Millionen 
Mark,  für  1896  97  auf  180  Millionen  Mark,  für 
1897  98  auf  167.500  Millionen  Mark  erhöht 
! worden. 
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Haushalt  lose  organisierter  staatlicher  Vor- ' 
bände  Beiträge  oder  Zuschüsse  der  (Mieder  j 
an  den  überstaatlichen  Körper  zum  Behufe 
der  Erfüllung  gemeinsamer  Aufgaben  und  j 
Zwecke.  Sie  sind  daher  der  Ausdruck  der ; 
geringsten  politischen  Centralisation  und ' 
hervorgegangen  ans  einer  bestimmten  histo- 
risch-staatsrechtlichen Entwickelung.  Cha- 
rakteristisch für  ihr  Wesen  ist  einerseits  die 
Zwangsbt-fugnis  des  Bundesstaates,  Staaten-  ( 
bnndes,  der  Realunion  etc.  zur  Beitreibung | 
dieser  Auflagen  von  den  Beitragspflichtigen, 
während  andererseits  diese  eigenartige  Ein- 
nahmequelle die  Grundzüge  privatwirtschaft- 
licher Gesellschaftsbeiträge  auf  weist.  Für 
die  leistenden  Gliedstaaten  hal»en  die  Ma-  j 
trikidarhoitrüge  regelmässig  die  Bedeutung 
von  Steuern,  wenn  auch  nicht  unbedingt, 
insofern  die  Erfüllung  der  Beitragspflicht ' 
auch  auf  anderem  Wege  geschehen  kann. 
Ferner  sind  sie  von  subsidiärer  Wirksamkeit, 
indem  sie  regelmässig  nur  dann  und  soweit 
cintreten,  als  die  eigenen  Einkünfte  der  betr. 
staatsrechtlichen  Gliederung  zur  Deckung 
der  Ausgaben  nicht  hinreichen.  Rein  finan-  [ 
ziell  betrachtet  ist  der  Wirkungskreis  der 
Matrikularbeiträge  durch  die  Gestaltung  der  j 
selbständigen  Einnahmezweige  des  Bundes ! 
etc.  beschränkt,  elicnso  wie  staatsrechtlich  « 
die  Zuständigkeit  der  überstaatlichen  Gesetz-  j 
gebung  darüber  entscheidet,  wie  weit  ma- 
teriell die  Ausdehnung  ihres  Wirksam  werdens 
erforderlich  ist.  Ileer  und  Flotte,  die  Ver- ! 
tretung  im  Auslande  und  ein  gemeinsames  i 
Finanz-  und  Schuldenwesen  sind  fast  immer 
die  Grundlage  für  die  Erstreckung  der  Ma- 
trikularboitrügc. 

Hinsichtlich  der  technischen  Seite  einer 
gemeinschaftlichen  Finanzverwaltung  stellen 
diese  Einnahmen  ein  rechnerisches  Hilfs- 
mittel des  wechselseitigen  Abgleichungsver- 
hältnisses zwischen  Haupt  und  Gliedern  dar. 
Soweit  nämlich  die  letzteren  von  dem  über- 
staatlichen Körper  mit  Zuwendungen  aus : 
gemeinsamen  Rttndcseinnahmen  bedacht 
werden  (Ueberweisungen),  sind  die  Matri- 
kularbeiträge ein.  wenn  auch  nicht  unbedingt 
erforderlicher,  Behelf  desAbrechnungswesens. 
Der  Umfang  der  Beitragspflicht  erfolgt  ent- 
weder durch  die  Feststellung  von  Kopf- 
quoten für  die  Bevölkerung  oder  durch 
Aufstellung  von  Prozentquoten,  welche  der  i 
leistungspflichtige  Einzelstaat  beizutragen  i 
hat.  Hierin  liegt  die  Hauptschwierigkeit  für 
die  richtige  Bemessung  der  einzelnen  An- 1 
teile,  da  die  zutreffende  Abstufung  der  öko- 
nomischen Leistungsfähigkeit  hierdurch  un- 
vollständig erreicht  wird. 

3.  Die  M.  im  Deutschen  Reiche. 
Die  Einnahmen  des  Deutschen  Reiches ! 
beruhen  auf  dauernden,  einer  jährlichen 
Genehmigung  nicht  bedürftigen  Titeln, 
deren  Erweiterung  nur  mittelst  Gesetz, 


daher  nur  mit  Zustimmung  des  Bundes- 
rates und  Reichstages  erfolgen  kann.  So- 
weit die  in  den  Ansätzen  des  Reichshaus- 
halts vorgesehenen  Einnahmen  die  etatsmäs- 
sigen  Ausgaben  nicht  decken,  müssen  in  der 
Höhe  der  Differenz  Matrikularbeiträge  in 
den  Etat  eingesetzt  werden.  Art.  70  der 
Reichsverfassung  schreibt  die  Deckung  dieser 
Differenz  durch  Beiträge  der  Bundesstaaten 
vor,  und  da  laut  Art.  09  alle  Einnahmen 
des  Reiches  im  Etat  veranschlagt  werden 
müssen,  so  sind  auch  die  Matrikularbeiträge 
budgetmässig  festzustellen,  unterliegen  also 
formell  der  Bewilligung  des  Bundesrates 
und  Reichstages.  Die  Verteilung  der  Bei- 
tragsquoten für  die  einzelnen  Bundesstaaten 
erfolgt  uacli  der  Kopfzahl  der  Bevölkerung. 
Der  Reichskanzler  hat  sie  alsdann  in  der 
budgetmässigen  Höhe  auszuschreilien,  wel- 
chen Betrag  er  indes  nicht  überschreiten 
darf,  auch  wenn  Ausfälle  in  anderweiten 
Reichseinnahmen  die  Erhöhung  der  Matri- 
kularbeiträge notwendig  machen.  Indes  ist 
durch  das  System  der  Ueberweisungen  aus 
gemeinschaftlichen  Reiehseinnahmen  trotz 
der  formellen  Aufrechterh&ltung  der  Matri- 
kularbeiträge diese  Institution  materiell  im 
wesentlichen  kompensiert  worden. 


Finanz- 

Matrikular- 

Ucber- 

Differenz 

jahre  ') 

beiträge 

weisungeu 
Millionen  Mark 

1872 

94  373 

— 

_ 94 

97  1 

0/ 0 

1875 

68  969 

— 

— 68 

969 

1880 

81  671 

68023 

— 35 

265 

188.*) 

122437 

115  792 

— 6 

645 

1890 

3i24U 

3789>4 

66 

500 

1891 

32^  733 

383  377 

4*  56 

644 

1892 

327  359 

358  925 

+ 3> 

566 

1893 

380  6 1 4 

338  75S 

— 41 

856 

1894 

397  497 

382  860 

— 14 

637 

1895 

396  000 

400  126 

4“  4 

126 

1896 

4M  >49 

414567 

4-  > 

418 

1897 

435  452 

433  >>4 

— 2 

338 

1898 

475  726 

44>  328 

— 34 

398 

1899 

489  953 

47<>  738 

— >3 

2>5 

Die  Summe  der  Matrikularbeiträge  von 
489  953  Millionen  Mark  des  Rechnungsjahres 
1899  verteilt  sieh  auf  die  einzelnen  Bundes- 
staaten wie  folgt: 

Mül.  M. 

Prenssen 298  040 

Bayern 54  733 


>)  Die  angeführten  Zahlen  sind  von  1872 
bis  1895  den  Haushaltungsrechnungen,  fiir  1896 
und  1897  den  Haushaltungsiibersichten  und  fiir 

1898  und  1899  den  Haushaltsetats  entnommen. 
Die  Bezeichnung  der  Finanzjahre  ist  nach  dem- 
jenigen Kalenderjahre  benannt  — wie  seit  1898 
offiziell  — , welches  an  dem  Rechnungs-  oder 
Finanzjahre  den  grössten  Anteil  bat,  d.  h.  nach 
den  Monaten  April-Dezember;  z.  B.  statt 

1899  1900  1899.  Das  Finanzjahr  des  Deutschen 
Reiches  beginnt  am  1.  April  lind  endet  am 
31.  März. 
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Sachsen 35  465 ' 

Württemberg «9  <>93  i 

Baden 16265] 

Hessen 9 7 »7, 

Mecklenburg-Schwerin 5 594  , 

Sachsen- Weimar 3 1 76  ] 

Mecklenburg-Strelitz 0950I 

Oldenburg ’ . . 3 496  j 

Braunschweig 4064! 

Sachsen-Meiningen 21891 

Sachsen- Alten  bürg 16S9! 

Sachsen-Coburg-tiotha 2 026 

Anhalt 2 745 

Scbwarzburg-Sondershauseu  ....  o 729 

Scbwarzburg-Rudolstadt 0830 

Waldeck o 540  j 

Beuss  ä.  L 0631  ] 

Reuss  j.  L 1 242  i 

Schaumburg-Lippe 0386] 

Hippe 1 264  : 

Lübeck o 779  | 

Bremen 1 838  i 

Hamburg 6 377  [ 

Eisass- Jxith  ringen 15  495  • 


Matrikularbeiträge  und  lieber  Weisungen 
bilden  für  die  Etats  der  Eiuzelstaaten  wie 
des  Deutschen  Rciclis  schwankende  Beträge. 
Es  wäre  daher  im  Interesse  jener  wie  dieses 
wünschenswert,  diese  Faktoren  zu  limitieren. 
Bis  Ende  des  Rechnungsjahres  1894  95  war 
daher  jegliche  Tilgung  der  Reichssehuldcu, 
welche  auf  eine  Höhe  von  2201,207  Millionen 
Mark  angewachseu  waren,  unterblieben. 
Daher  bestimmte  das  K.G.  v.  IG.  April  lf>96, 
dass  von  dem  Ertrage  der  Zölle  und  Tabak- 
steuer für  1895  96  140  Millionen  Mark  (statt 
100)  dem  Reiche  zum  Zwecke  der  Vermin- 
derung der  Reichsschulden  zufliessen  sollten 
und,  wenn  im  Jahre  1896  97  die  Gesamt- 
summe der  Ueberweisungen  diejenigen  der 
Matrikularbeiträge  übersteigen  sollten,  die 
Hälfte  dem  gleichen  Zwecke  zugeführt  wer- 
den sollte.  Durch  G.  v.  24.  März  1897 
wurde  die  dem  Reiche  verbleibende  Summe 
auf  180  Millionen  Mark  für  das  Etatsjahr 
1896/97  und  durch  G.  v.  31.  März  1898  auf 
167,500  Millionen  Mark  für  das  Etatsjahr 
1897  98  zu  gleicher  Verwendung  festgesetzt. 
Uebersteigen  im  Etatsjalue  1897  98  bezw. 
im  Rechnungsjahr  1898  (1898  99)  die  den 
Bundesstaaten  zustehenden  Ueberweisungen 
deren  Matrikularbeiträge,  so  sind  drei  Vier- 
teile zur  Schuldentilgung  anzuwenden. 

Der  Plan  des  preussischcn  Finanzminis- 
ters v.  Miquel,  diese  Schwankungen  durch 
Ausgleichungsfonds  zu  beseitigen,  fand  nicht 
die  Zustimmung  des  Reichstags,  welcher 
sich  bei  dieser  Entscheidung  weniger  von 
sachlichen  Motiven  als  von  der  Furcht  vor 
Schmälerung  seines  Budget  rechts  leiten  Hess. 
(Ygl.  hierzu  den  Art.  Reichst inanzen.) 

4.  Die  M.  der  Oesterreichiseh- 
ungarischen  Monarchie  (Quotenbeitriige). 
Die  Ausgaben  des  Gesamtstaates,  welche 


die  Aufwendungen  für  das  Heerwese?! 
für  die  Vertretung  im  Auslande,  *b* 
Verwaltung  der  gemeinsamen  Staatsschuld 
sowie  den  Pensionsetat  der  Civil  beamte 
im  Bereiche  der  gemeinschaftlichen  An- 
gelegenheiten umfassen , werden  dnn.-ii 
drei  Arten  von  Einkünften  gedeckt : durca 
geringfügige  privat  Wirtschaft  liehe  Ei  nnahin-*!. 
wie  Eingänge  aus  gewissen  Fonds,  aus  Ver- 
lichtung von  Grundstücken,  Vermietung  v .. 
Gebäuden,  unerheblichen  Veräusserunger 
von  Vermögensohjekten  etc.  (1900  9,326  Mn- 
lionen  Kronen),  dann  durch  den  Reinertrag 
der  Zölle  und  endlich  durch  Beitrags* juotrs 
beider  Reichshälften  oder  Matrikidarbeiträg«1. 
Diesen  liegt  ein  Verhältnis  zu  Grund:-, 
welches  durch  ein  vom  Kaiser  zu  sankti  - 
nierendes  Uebereiukommen  des  Reiehsrai? 
und  des  ungarischen  Reiclistags  von  Zeit  z». 
Zeit  (gegenwärtig  von  in  zu  10  Jahren)  fesr- 
gesetzt  wird.  Kommt  ein  solches  Uebereio- 
kommen  nicht  zu  stände,  so  bestimmt  der 
Kaiser  das  Verhältnis,  jedoch  nur  auf  die  Dao-r 
eines  Jahres.  Die  (Quoten  wurden  bis  181*7 
ermittelt  durch  Abschreibung  von  2°.o  de* 
gesamten  festgestellten  Finanzbedarfes  zi 
Lasten  des  ungarischen  Staates  nach  Abzug 
der  privat  wirtschaftlichen  Einnahmen  uni 
der  zu  Gemeinschaftszwecken  bestimmtem 
Zölle,  worauf  der  verbleibende  Rest  mir  70°* 
auf  die  im  Reichsrate  vertretenen  liiader 
und  mit  30 °o  auf  Ungarn  verteilt  wnri-'. 
Durch  die  Einverleibung  der  Militärgrenz-1 
in  die  Länder  der  ungarischen  Krone  wurU 
der  Schlüssel  geändert  und  Ungarn  hatte  zu 
tragen  2°o -f-29.4°o.  Die  parlamentarische« 
Wirren  in  Oesterreich  haben  in  den  Jahren 
1897  und  1898  das  Uebereiukommen  zwi- 
schen beiden  Reichshälften  nicht  zur  Er- 
neuerung gelangen  lassen.  Erst  im  Jahn 
1899  ist  es  gelungen,  die  Quotenfrage  nach 
langwierigen,  oftmals  gestörten  und  in  Frag- 
gestellten  Verhandlungen  für  10  Jahre  zu 
lösen.  Nach  dieser  Vereinbarung  sind  die 
Quotenbeiträge  für  die  im  Reichsrat  vertre- 
tenen Königreiche  und  Länder  auf  66 ‘‘  rs''» 
und  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone 
auf  33 3 49  o/o  festgesetzt  worden. 

5.  Die  M.  in  der  Schweiz.  Die 
Ausgaben  des  Bundes  werden  aus  dem 
Ertrage  des  Bundesvermögens,  der  schwei- 
zerischen Grenzzölle,  der  Post  und  Te- 
legraphen Verwaltung,  der  Pidververwai- 
tung,  aus  der  Hälfte  der  von  den  Kan- 
tonen bezogenen  Militärpflichtersatzsteuern, 
der  Banknotensteuer  und  endlich  eventuell 
aus  »Geldkontingenten  der  Kantone  r be- 
stritten. Die  Bundesverfassung  vom  Jahn1 
1874  hat  dieselben  wieder  eingeführt,  und 
durch  G.  v.  9.  März  1875  wurde  die  Skala 
nach  einem  Klassensystem  festgesetzt,  welche 
nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  vom 
Jahre  1880  revidiert  werden  sollte.  Eine 
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faktische  Bedeutung  hat  die  ganze  Eiurich- 
imsg  bis  jetzt  noch  nicht  gewonnen. 


Kantone 

br  I 0 bti 

B 1»  = 

C — ' l;  ~ 

im»  I 'C  8 •• 

«re  tü.  ä - 

J©  — © JO 

► 1 ,s*u;  £ 

Gesamt- 

Kontingent 

Klasse  Cts. 

| 

Francs 

1.  Uri  ...  . 

16  1071 

1 

10 

1 6«o ' 

~2.  Obwalden  . . 

«4415. 

2 

15 

2 165 

3.  Nidwalden . . 

11  701 

2 

15 

i 755 

4.  Appenzell 

| 

i.  Rh.  . . - 

11  909 

2 

iS 

1 786 

5.  Schwyz  . . . 

47  705 

20 

9 54 1 

O.  Graubünden  . 

91  782 

3 

20 

18  356 

7.  Wallis  . . . 

96  887 

3 

20 

*9  377 

8.  Glarus  . . . 

35  *5° 

4 

30 

10  545 

G.  Zug  .... 

20  993 

4 

30 

6297 

10.  Tessin  . . . 

119619 

4 

30 

35  *&5 

11.  Luzern  . . . 

'32338 

5 

40 

52  935 

12.  Freiburg  . . 

1 10  832 

5 

40 

44  332 

18.  Solothurn  . . 

74  713 

5 

40 

29  885 

14.  Basel-Land 

54  127 

5 

40 

21  650 

15.  Appenzell  A. 

Rn 

48  726 

5 

40 

1 9 490 

IG.  Schaffhausen  . 

37  72i| 

5 

40 

1 5 088  j 

17.  St.  Gallen  . . 

191  Ol  N 

5 

40 

76  406 

18.  Thurgau  . . 

93  300 

5 

40 

37  320 

11).  Zürich  . . . 

284  786’ 

6 

50 

142  3931 

20.  Bern  .... 

506  465! 

6 

5° 

253232 

21.  Aargau  . . . 

198  873 

6 

5° 

99  436  1 

22.  Waadt  . . . 

231  7001 

6 

5° 

1 1 5 850 

28.  Neuenburg 

97  284I 

6 

5° 

48  642 

24.  Genf.  . . . 

93  239 

7 

7° 

65  267 

25.  Basel-Stadt  . 

47  760 

8 

80 

42  9S4 

2 669  147 

1 172  224 

Litt  erat  ur:  ltoscher.  System 

IV,  ? 102.  — : 

Wagner,  Fin., 

3.  Auß.,  Heidelberg  u.  Leipzig  J 

1883,  Rd.  I,  $ 40.  — Cohn , Die  Finanzen  de» 
Deutlichen  Reichs , Leipzig  1900,  8.  142.  — 
Wagner,  in  Jahrb.  f.  Ge»,  u.  IVrir.  I,  8.  028, 
III,  S.  217.  — lllrth,  in  Jlirths  .Inn.,  1875, 
8.  115  ff.  — V.  Scheel , in  Jahrb.  f.  Ge»,  u.  I'ertc. 
II,  1878,  8.  48 ff.  — Derselbe,  in  Jahrb.  für 
Mat.  u.  StaL,  XXX,  8.  24,  1878.  — Eheberg, 
Finumtrissensc/uift,  «5.  Auß.,  Leipzig  1898,  8. 
375  ff.  — M.  v.  Ileckel,  Art.  Malriknlarbcitriigr 
und  Rcichs/inanzcn  in  Kisters  Wörterbuch  der 
V.W.,  Rd.  11,  8.  243—245  und.  4 18—419.  — 
e.  Mayr,  Art.  Re  ichsji  na  uzen  in  diesem  II.  d. 
8t.,  unten  Rd.  VI  und  in  r.  Stengels  W.R.  d. 
D.  V.R. 

Miij-  v.  Hecket. 


Mauvillon,  Jakob, 

geboren  am  S.  III.  1748  in  Leipzig,  gest.  am 
il.  I.  1794  als  Oberstleutnant  in  Braunscbweig,  j 
folgte  1771  einem  Rufe  nach  Cassel  als  Lehrer 
der  militärischen  Wissenschaften,  trat  1784  mit 1 
Majorsrange  in  braunschweigische  Dienste  und 
wurde  Lehrer  der  Taktik  und  Politik  am  Caro- 
linum zu  Brannschweig. 

Mauvillon  veröffentlichte  von  staatswissen- 


schaftliehen Schriften  a)  in  Buchform:  Samm- 
lung von  Aufsätzen  über  Gegenstände  aus  der 
Staatskunst , Staatswirtschaft  und  neuesten 
Staatengeschichte.  2 Teile,  Leipzig  1770  77. 
(Enthält  an  selbständigen  Schriften  Manvillons 
nur  folgende  2:  1)  Von  der  öffentlichen  und 
privaten  Ueppigkeit  (mit  Verteidigung  der 
physiokratischen  Produktions-  und  Besteue- 
rungslehre); 2)  Ob  für  Hessen  der  zwanzig-  oder 
vieriuidzwanzigstel  Guldenfuss  der  vorteilhafteste 
sei.)  — Phvsiokratische  Briefe  an  Prof.  Dohm, 
oder  Verteidigung  und  Erläuterung  der  wahren 
staats  wirtschaftlichen  Gesetze,  die  unter  dem 
Namen  des  physiokratischen  Systems  bekannt 
sind.  Braunschweig  1780.  — 

Mauvillon  war  Uebersetzer  folgender  staats- 
wissenschaftlicher Schriften:  Rayual , Histoire 
philosophique  et  politique  des  Etablissements  etc. 
des  Europeens  dans  les  deux  Indes,  6 Bde., 
Amsterdam  1778  (deutsch,  8 Bde.,  Hannover 
1774/78).  — Tnrgot.,  Considerations  sur  la  for- 
mation  et  la  distribution  des  richesses,  Paris 
1775  (deutsch,  Lemgo  1775).  — v.  Mirabeau, 
Honore  Gabriel  Riquetti,  Graf,  De  la  monarchie 
Prussienue  sous  Frederic  le  Grand,  8 Bde., 
Strassburg  1788  (deutsch,  bezw.  nach  Mirabeau 
neu  bearbeitet,  4 Bde.,  Leipzig  1798/95).  (Mau- 
villon war  von  dem  Urheber  dieses  Werkes, 
dem  grossen  Volkstribnn  während  der  Kinder- 
jahre der  französischen  Republik,  gegen  1788  in 
Braunschweig  aufgesucht  und  dazu  bestimmt 
worden,  ihn  mit  Material  für  die  „Schilderung 
der  prenssischen  Monarchie  unter  Friedrich  II.14 
zu  versehen.  Er  entledigte  sich  auch  dieses 
Auftrages  zur  Zufriedenheit  des  Grafen,  welcher 
die  von  Mauvillon  ihm  übergebenen  Daten,  so- 
weit sie  in  seine  tendenziöse  Darstellung  hinein- 
passten, benutzt  hat.  Bekanntlich  lässt  fast 
nichts  an  dieser  pessimistischen  Zustandsschilde- 
rung des  damaligen  Prenssens  erkennen,  dass 
der  Verfasser  ein  glühender  Bewunderer  des 
Genies  Friedrichs  II.  war.  Dem  grossen  Könige 
wird  darin  u.  a.  schlecht  angebrachte  Patroni- 
sierung  der  einheimischen  Industrie,  Missbrauch 
derselben  zum  Versuchsfelde  für  kostspielige 
Nachahmungen  ausländischer  Industriezweige 
und  Monopolisierungssucht  vorgeworfen.  Was 
in  dem  Werke  gegen  die  Friedericianische 
Seidenindustrie,  die  allerdings  mehr  kostete  als 
einbrachte  und  den  damaligen  Bedarf  des  Landes 
nicht  zur  Hälfte  deckte,  vorgebracht  wird,  mag 
noch  hingehen;  zur  Ehrenrettung  der  übrigen 
von  Mauvillon-Mirabeau  verkleinerten  prenssi- 
schen Industriebranchen  im  Textilgewerbe  ge- 
nügt es,  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Kur-  und 
Neumark,  die  Provinzen  Pommern.  Westpreussen 
und  Schlesien  zu  Anfang  der  80er  Jahre  des 
18.  Jahrhunderts  bereits  Tuche,  Leinen  und 
Wollwaren  im  Werte  von  vielen  Millionen 
Thalern  exportierten.  Auch  das  Friedericianische 
Steuersystem,  eigentlich  nur  weil  es  dem  impöt 
unique  der  Physiokraten  nicht  entsprach,  wird 
augefochten.  Der  Anteil  Mirabeaus  an  der 
volkswirtschaftlichen  Abteilung  des  Werkes  be- 
schränkt sich  mehr  oder  weniger  auf  die  elegante 
Diktion  und  die  redaktionelle  stoffliche  Gliede- 
rung.) — Maluet,  Lettre  sur  la  revolution, 
Paris  1798  (deutsch,  Leipzig  1798).  — 

Mauvillon  veröffentlichte  an  volkswirtschaft- 
lichen Schriften  b)  in  Sammelwerken  und 
Zeitschriften:!)  im  Magazin  der  Regierungs- 
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knDst.  Staat i>- und  Landwirtschaft,  herausiregehen 
von  H.  F.  Dacbröden : Von  der  Unterhaltung 
zahlreicher  Truppen  und  den  daraus  entspringen- 
den Folgen,  besonders  in  Rücksicht  auf  die 
Fürsten  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  I,  Leipzig 
1775.  — 2)  in  Sammlung  von  Aufsätzen  ver- 
schiedener Verfasser,  besonders  für  die  Freunde 
der  Kameral  Wissenschaft  und  der  Staatswirt- 
schaft , herausgeg.  von  J.  C.  Schmohl : Anti- 
nhysiokratische  Briefe  au  Herrn  Ratsschreiber 
Jselin  über  Mauvillons  phvsiokratische  Briefe, 
ebd.  1781.  — 

Manvillon  wird  von  Roscher  als  der  geistig 
bedeutendste  der  deutschen  Physiokraten  be- 
zeichnet.  Zur  Charakterisierung  seiner  wirt- 
schaftspolitischen Anschauungen  wäre  noch 
folgendes  ans  seinen  „Briefen  an  Dohm“  und 
den  kleineren  Schriften  herauszugreifen:  Die 
Merkantilisten  seiner  Zeit  bezeichnet  er  in  Bezug 
auf  die  (leid-  und  Edelmetalltheorie  dieser  Schule 
als  Finanziers.  Luxusgesetze  verwirft  er  ans 
dem  plausiblen  Grunde,  weil  sie  den  Luxus 
doch  nicht  unterdrückten.  Die  Quesnaysche 
Dreivolksklasseneinteilung  präcisiert  er  in  die 
hervorbringende,  die  arbeitende  und  die  be- 
soldete Klasse;  die  beiden  ersten  stehen  bei 
ihm  obenan,  die  bloss  von  ihrer  Rente  lebenden 
Kapitalisten  werden  von  ihm  als  Drohnen  im 
Wirtscbaftsstaate  betrachtet,  der  Gewinn  der 
Nichtproduzenten  besteht  in  der  Kapitalisierung 
ihrer  Ersparnisse.  Der  produit  net  soll  der 
Regulator  für  die  Haushaltsbudgets  sein;  wird 
unter  seinem  Betrage  konsumiert,  ist  die  Wirt- 
schaft eine  normale,  übersteigt  der  Verbrauch 
den  Reinertrag,  ist  die  Wirtschaft  eine  schlechte. 

Vgl.  über  Manvillon:  Will,  Versuch 
über  die  Physiokraten  etc..  Nürnberg  1782,  S. 
26.  — Graf  H o n o r 6 Gabriel  R i q u e 1 1 i 
Mirabeau,  Lettres  ä un  de  ses  amis  en  Alle- 
magne.  ecrittes  durant  les  ann6es  1786  90,  Braun- 
schweig 1792;  dassellie,  deutsch  von  Mauvillon, 
ebd.  1792.  — Strieder,  Grundlage  zu  einer 
hessischen  Gelehrten-  undSchriftstellergesohichte, 
Bd.  VH,  Cassel  1787.  S.  295  ff.  — Dictionnnire 
de  l’economie  polit..  2.  Aull.,  Bd.  II,  Paris  1854, 
S.  146.  — Roscher,  Geschichte  der  Kat., 
München  1874,  8.  415,  492  94.  — Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  XX,  Leipzig  1884, 
S.  7 15 16. 

Ltppert. 


.Mayr,  Georg  von, 

wurde  am  12.  II.  1841  zu  Würzburg  geboren. 
Er  studierte  in  München  als  Eleve  des 
Maximilianeums  Rechts-  und  Staatswisscn- 
schafteu,  promovierte  1865  (unter  v.  Hermanns 
Leitung)  als  Doktor  der  .Staatswirtschaft 
und  habilitierte  sich  1^>6  als  Privatdozent  in 
der  staatswirtschaftlichen  Fakultät  der  Univer- 
sität München.  In  demselben  Jahre  wurde  er 
Assistent  des  Vorstandes  des  k.  bayer.  statisti- 
schen Bureaus.  Im  Jahre  1868  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  ausserordentlichen  Professor, 
1869  zum  Vorstände  des  k.  bayer.  statistischen 
Bureaus.  1872  trat  er,  unter  Belassung  in  seiner 
.Stellung  als  Professor  und  Vorstand  des  statis- 
tischen Bureaus,  als  Ministerialrat  in  das  k. 


bayer.  Ministerium  des  Inuern.  speciell  in  die 
Abt.  für  Laudw.,  Handel  und  Gewerbe  ein:  als 
solcher  war  er  späterhin  Referent  für  Zoll-  und 
Handelspolitik.  Im  Jahre  1878  gehörte  er  der 
nach  Nordamerika  zum  Studium  der  dortigen 
Tabakbesteuerung  entsandten  Kommission  an : 
auch  nahm  er  1879  als  Kommissar  des  Bundes- 
rates  an  der  Beratung  der  Zolltarifreform  teil. 
Im  Herbst  1879  trat  er  in  den  reichsländischen 
Dienst  als  Unterstaatssekretär  (Vorstand  der 
Abteilung  für  Finanzen  und  Domänen  im  Minis- 
terium für  Elsass-Lothringen)  ein,  war  später- 
hin auch  stellvertretendes  Mitglied  Prensseus 
im  Buudcsrate.  Im  Frühjahr  1887  erfolgte  seine 
Versetzung  in  den  einstweiligen  Ruhestand. 
Er  lebte  dann  bis  zum  Herbst  1891  in  München. 
Von  dieser  Zeit  an  war  er  zunächst  als  Privat- 
dozent für  Nationalökonomie.  Finanzwissenschaft 
und  Statistik  in  der  rechts-  und  staatswissen- 
{ schaftlichen  Fakultät,  der  Universität  Strassburg 
thütig.  Im  Jahre  1895  wurde  er  zum  Honorar- 
professor in  Strassburg  ernannt.  Seit  Frühjahr 
1898  wirkt  er  als  ordentlicher  Professor  der 
Statistik,  Finanzwissenschaft  und  Nationalöko- 
nomie an  der  Universität  München. 

v.  Mayr  ist  Ehrenmitglied  des  internatio- 
nalen statistischen  Instituts,  Mitglied  des  inter- 
nationalen permanenten  Komitees  des  Kongresses 
für  Unfälle  hei  der  Arbeit  und  sozialen  Ver- 
sicherung. Ehrenmitglied  der  Royal  Statistical 
Society  in  London,  auswärtiges  Mitglied  der 
Societe  de  statistique  de  Paris  etc. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Statistik 
der  Bettler  und  Vaganten  im  Königr.  Bayern 
(Diss.),  München  1865.  — Ueber  die  Grenzen 
der  Vergleichbarkeit  statistischer  Erhebungen 
mit  einer  Skizze  der  Entwickelung  des  Hand- 
werks in  den  bayer.  Städten  diesseits  de«  Rheins 
• (Hab.-Schr.),  München  1866.  — Statistik  der  ge- 
riclitl.  Polizei  im  Kirr.  Bayern  u.  in  einigen 
anderen  lindern.  Beitr.  z.  Stat.  d.  Kgr.  Bayern, 
München  1867.  — Vier  Karten  über  den  Boden- 
ertrag im  Kgr.  Bayern,  ebenda  1 8457.  — Er- 
gebnisse der  Strafrechtspflege  im  Kgr.  Bayern 
t während  der  Jahre  18*52  69  bis  18*5.5  66.  ebenda 
] 1868.  — Die  Volkszählung  des  Kgr.  Bayern 
vom  3.  XII.  1867,  2 Teile,  ebenda  1868,  1872. 

I — Die  Gebäudezählung  im  Kgr.  Bayern  vom 
! Sommer  1867,  ebenda  18159.  — Stat.  Nachwei- 
sungen über  das  Immobiliarbrandversicberungs- 
wesen  im  Kgr.  Bayern  diesseits  des  Rheins, 
I ebenda  1870.  — Stat.  Nachweise  über  den  Voll- 
zug der  Bod ankni turgesetze  in  Bayern,  ebenda 
1871.  — Zahl  u.  Sprachgebiet  der  Deutschen 
(Vortrag).  München  1871.  — Wirtschaft  und 
Kries  (Vortrag  . München  1871.  — Die  amt- 
liche Statistik  in  Bayern,  Bcr.  an  d.  8.  Vera.  d. 
int.  stat.  Kongr.,  München  1872.  — Statistik 
der  bayer.  Sparkassen,  Beitr.  z.  Stat.  d.  Kgr. 
Bayern.  1873.  — Statistik  des  Unterrichts  u. 
der  Erziehung  im  Kgr.  Bayern.  2 Teile,  Mün- 
chen 1873,  1875.  — Die  Viehzählung  im  Kgr. 
Bayern  vom  10.  I.  1873,  ebenda  1874.  — Sta- 
tistik der  Vereine  für  Bildungszwecke  in 
Bayern,  ebenda  1874.  — Die  bayer.  Bevölkerung 
nach  Geschlecht.  Alter  u.  Civilstand,  ebenda 
1875.  - Die  bayer.  Bevölkerung  nach  der  Ge- 
bürtigkeit,  ebenda  1876.  — Die  Verbreitung 
der  Blindheit,  der  Taubstummheit,  des  Blöd- 
I sinus  u.  des  Irrsinns  in  Bayern,  ebenda  1877. 
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— Die  Gesetzmässigkeit  im  Gesellschaftsleben, 
München  1877.  (Dieses  Werk  wurde  ins  Unga- 
rische übersetzt  von  Körüsi,  ins  Russische 
von  K o in  a u o w unter  Leitung  T s c h u p r o w s 
(2.  Aufl.  181(9),  ins  Italienische  von  Salvioni. 
Von  dieser  letztgen.  Uebersetzung  liegt  eine  2. 
erheblich  erweiterte  Auf  Inge  vor  u.  d.  T.: 
Mayr  e Salvioni,  La  statistica  e la  vita  sociale, 
Torino  1886.)  — Bewegung  der  Bevölkerung  im 
Kgr.  Bayern,  Bcitr.  z.  Stat.  d.  Kgr.  Bayern, 
1878,  18<9.  — Das  Deutsche  Reich  u.  das  Tn- 
bakmonopol,  Stuttgart  1878.  — Internationale 
Statistik  der  Gebäude.  München  1878.  - Bayer. 
Gewerbestatistik  I,  München  1879.  — I »er  Staat 
als  Schuldner  u.  als  Gläubiger  (Vortrag), 
München  1890.  — Zur  Reichsfinanzreforiu.  Stutt- 
gart 1893.  — Unfallversicherung  u.  Unfall- 
frequenz; Die  Fabrikinspektion  in  Deutschland, 
(Referate  für  den  Mailänder  Unfallkongress 
1894).  — Statistik  und  Gesellschaftslehre:  I.Band: 
Theoretische  Statistik,  Freiburg  1895:_II.  Band: 
Bevölkerungsstatistik,  Freiburg  1897.  — Die 
Pflicht  im  Wirtschaftsleben,  Tübingen  1900.  — 
Flotte  und  Finanzen,  Tübingen  1900.  — Grund- 
riss zu  Vorlesungen  über  praktische  National- 
ökonomie, T.  Teil.  Einleitung  u.  Allgemeiner 
Teil.  Tübingen  1900. 

b)  in  Zeitschriften.  Sammelwerken 
etc.:  I.  Im  „ Hand  Wörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, 1.  Aufl.,  die  Artt.  Reichs- 
tinanzen:  Tabak  und  Tabakbesteuerung  und 

im  1.  Supplbd.  d.  Art.  Selbstmordstatistik.  — 
2.  In  den  Schriften  des  Vereins  für  So- 
zialpolitik: Statistik  der  deutschen  Binnen- 
wanderungen, Referat  (LVIII.  Bd.,  1893).  — 3. 
„Die  statistischen  Gesetze“  und  „Statistik  und 
Gesellschaftslehre“  i2  Vorträge  auf  den  Ver- 
sammlungen des  Internat.  Stat.  Instituts  in 
Bern  (1891  u.  1894i  in  den  betr.  Rechenschafts- 
berichten.) — 4.  ln  der  „Zeitschrift  des 
künigl.  bayer.  statistischen  Bureaus“: 
Die  Eheschliessuugeu  in  Bayern  während 
der  (5jähr.  Periode  18(52  (53  bis  1807,(58  mit 
Rückblicken  (18(59.  I.).  — Beiträge  zur  Statis- 
tik der  Wahlen  zur  bayer.  Kammer  v.  18(59  mit 
Rückblicken  auf  die  Wahlen  zum  Zollparlament 
(18(59.  1.)  — Die  Bevölkerung  von  München 
nach  Alter  n.  Civilstaud  (18(59.  2.).  — Statist. 
Nachweisungen  über  das  Armenwesen  in  Bayern 
für  18(58  mit  Rückblicken  (18(39.  2.i.  — Ergeb- 
nisse des  Ersatzgeschäftes  (1870.  1.).  — Wahlen 
der  Abgeordneten  zum  bayer.  Landtage  von 
18(59  mit  Rückblicken  (1870.  1.).  — Statistik 
der  Immobiliarfeuerversicherung  im  Gebiete  des 
Kgr.  Bayern  diess.  d.  Rh.  für  18(38/(59  mit  Rück- 
blicken (1870.  3.)  — Der  Handel  Bayerns  mit 
u.  über  Bremen  (1870.  3.).  — Die  Sterblichkeit 
der  Kinder  während  des  ersten  Lebensjahres  in 
Suddeutschland,  insbes.  in  Bayern  (mit  einer 
Karte]  (1870.  4.).  — Die  Bevölkerung  der 
Städte  Nürnberg,  Augsburg  u.  Wttrzburg  nach 
Alter  und  Civilstaud  (1870.  4.).  — Die  Fleisch- 
nahrung der  Münchener  Bevölkerung  (1871  1.). 

— Statist.  Nachweisungen  über  das  Armenweseu 
in  Bayern  für  das  Jahr  1869  (1871.  2.).  — Zur 
Verständigung  über  die  Anwendung  der  „geo- 
graphischen Methode“  in  der  Statistik  (1871.  3). 

— Statistik  der  Wahlen  zum  Deutschen  Reichs- 
tage vom  Jahre  1871  in  Bayern  (1871.  3.).  — 
Vorlage,  die  Kriminalstatistik  betr.,  für  den 
internat.  stat.  Kongress  in  St.  Petersburg  (1871. 


| 4.).  — Die  Reform  der  bayerischen  Unterrichts- 
statistik nebst  einigen  Hauptergebnissen  dieser 
Statistik  (1872.  2.).—  Statistik  des  Bergwerks-, 
Salinen-  und  Hüttenbetriebes  in  Bayern  während 
.der  Jahre  1871  u.  1872  nebst  Nachweisungen 
Uber  die  Knappschaftsvereiue  in  Bayern  für 
' 1871  mit  Rückblicken  (1872.  3.).  — Die  Ernte- 
j ergebnisse  des  Jahres  1873  in  Bayern  mit  einer 
Karte  der  Hagelschläge  (1873.  1.  u.  2.).  — Gut- 
achten über  (iic  Anwendung  der  graphischen 
j u.  geographischen  Methode  in  der  Statistik 
1(1873.  1.  u.  2.).  — Gutachten  über  Centralisation 
u.  Decentralisation  der  statistisch-technischen 
Thätigkeit  (1873.  1.  u.  2.)  — Statistik  der 

Wahlen  zum  Deutschen  Reichstage  von  1874 
(1874.  4.).  — Die  gegenwärtigen  Aussichten  für 
i eine  allgemeine  Deutsche  Gewerbestatistik  (1874. 

! 4.).  — Die  Beteiligung  der  bayerischen  Bevöl- 
kerung am  technischen  Studium  (1874.  4.).  — 
Statistik  der  in  bayerischen  Fabriken  u.  in 
grösseren  Gewerbebetrieben  zum  Besten  der  Ar- 
beiter getroffenen  Einrichtungen  (1875.  1.  u.  2.). 

— Die  bayerische  Jugend  nach  der  Farbe  der 
Augen,  der  Haare  n.  der  Haut  (1875.  4.).  — 
Wesen  u.  Ziele  der  Bevölkerungsstatistik  (1876. 
1.).  — Ueber  die  durchschnittliche  Schulentfer- 
nung der  Bevölkerung  (187(5.  1.).  — Statistik 

} der  Blinden,  Taubstummen,  Blödsinnigen  u.  Irr- 
sinnigen (1876.  2.).  — Die  vorläufigen  Ergeb- 
nisse der  Gewerbestatistik.  Aufnahme  v.  1 . XU. 
1875  in  Bayern  (1877.  1.).  — Zur  Litteratur  u. 
Theorie  der  Unterrichtsstatistik  (1877.  2.  u.  8.1. 

— Die  Geburtenhäufigkeit  in  Bayern  (1877.  4.). 

— Beiträge  zur  bayerischen  Medizinalstatistik 
| (1877.  4.).  — Diagramme  der  bayerischen  Be- 
1 völkerungsbewegung  im  halben  Jahrhundert 

1825  26  — 1874,75  (1878.  1.).  — Beiträge  zur 
I Statistik  der  Gemeindebesteuernng  in  Bayern 
! 1 1878.  4.).  — 5.  In  dem  „Archiv  für  soziale 
(Gesetzgebung  und  Statistik“:  Arbeiter- 
Versicherung  und  Sozialstatistik  ( 1888).  — 
,6.  In  der  „Müucbener  medizinischen 
' Wochenschrift“:  Statistik  der  Todesursachen 
in  Italien  (1888.  Nr.  10  u.  11).  — Die  Sterb- 
lichkeit im  Deutschen  Reiche  während  des 
Jahres  1887  (1889.  Nr.  14).  — Statistik  der  To- 
desursachen in  Italien  (1891.  Nr.  18).  — 7.  In 
j dem  „Bull,  de  l’inst.  intern,  de  stat.“: 
Die  Quellen  der  Sozialstatistik  (1889).  — 8.  In 
den  Schriften  des  internat.  land-  u.  forst- 
wirtsch.  Kongresses,  Wien  1890:  Orien- 
tierungswesen n.  Interessenvertretung  auf  land- 
und  forstwirt-sch.  Gebiete.  — 9.  In  den  Preuss. 
Jahrbücher  n : Wehrbedürfnis  u.  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit (1893).  — 10.  In  der  „deut- 
schen Revue“:  Finanzielle  Kriegsbereitschaft 
im  Frieden  (1890).  — 11.  In  der  „Zeitschrift 
des  bayer. Kunstgewerbevereins“:  Das 
Kunstgewerbe  u.  das  tägliche  Leben  (1890).  — 
Ueber  die  Grenzen  zwischen  Kunst  u.  Gewerbe 
(1891).  — 12.  In  den  „Bcitr.  zur  Anthro- 
pologie und  Urgeschichte  Bayerns“: 
Ueber  Unterschiede  im  Altersaufbau  der  Bevöl- 
kerung (1890).  — 13.  In  den  Jahrb.  für  Nat. 
i u.  Stat.:  Ueber  Forstverwaltungsgrnndsätze (II. 
Bd.  1864).  — Die  Entwickelung  des  Handwerks 
in  den  Städten  des  Kgr.  Bayern  diess.  d.  Rheins 
(VI.  Bd.  1866).  — Die  Selbstmorde  im  Deut- 
schen Reich  v.  1881-1894  (LXVII.  Bd..  1896).  — 
14.  In  der  Zeitschrift  d e s 1 an d w.  V e r e i n s 
>/n  Bayern  (18(52):  Resultate  einer  Vergleichung 
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land-  mul  forstwirtschaftlicher  Erträgnisse.  — 1 
lö.  In  den  Kritischen  Blättern  für 
Forst-  und  Jagd  Wissenschaft:  Einfluss  ; 
des  Waldes  auf  Klima  u.  Bodenbesehaffeuheit 
(XLVI.  Bd.  1.  lieft,  1863t  — l'eber  die  national- , 
wirtsch.  Bedeutung  des  Standes  der  Holzpreise 
(XI ,IX.  Bd.  1.  Heft,  1866).  — Die  Forstgrnudbe- 
steuernng  nach  d.  Bestimmungen  des  württcmb. 
Gesetzentwurfs  v.  ISOS  (HI.  Bd.  2.  Heft,  1869). 

— 16.  In  den  J a h r b ü c hem  für  K r i in  iual- 

politik:  Wesen  und  Ziele  der  Kriminalstatis- 
tik (I.  Bd.  1895).  — 17.  In  der  Zeitschrift 
für  Versicherungsrecht  u.  -Wissen- 
schaft: Intern.  Kongress  für  Unfallwesen  etc. 
in  Brüssel  (IV.  Bd.).  — 18.  In  Beitel  heims 
B i o g r.  J a h r b u c h u.  deutschem  Nekrolog,  3. 
Bd.:  Wilhelm  Heinrich  v.  Riehl.  — 19.  ln  der; 
Zeitsehr.  für  Staatsw.:  Wiirttembergische 
Steuerreformfragen  (1891).  — Allgemeine  Eini- 
gung«- u.  Schiedsümter  für  Bagatellsachen  in 
Italien  (1893).  — 20.  In  der  Zeitschrift  für 
Litteratur  u.  Geschichte  der  Staats- 
Wissenschaften:  I )ie  Reichsfinanzreform 

(IV.  1.).  — 21.  In  der  „Zeitschrift  f.  Vol  ks  w., 
Sozialpolitik  u.  Verwaltung“  (Wien): 
Die  Statistik  auf  drei  internationalen  Kongressen 
des  Jahres  1891  (I.  Bd.,  1892;.  — 22.  ln  dem 
„Allgemeinen  statistischen  Archiv“: 
Statistik  u.  Verwaltung  (I.  Bd  ).  — Orientie- 
rungswesen u.  Statistik  (I.  Bd.).  — L'eber 
Sammlung  u.  Verwertung  des  durch  die  Arbeiter- 
versicherung gebotenen  sozialstatistischen  Ma- 
terials (II.  Bd.).  — Zur  Fnblikationstechnik 
(II.  Bd.).  Deutsche  Arbeiterstatistik  (III.  Bd). 

— Meine  Kritik  der  preussischen  Volkszählungs- 
formulare (III.  Bd.).  — Zur  Reform  der  Rück- 
fallstatistik  (III.  Bd.).  — Die  Lernmasse  der 
höheren  Schulen  des  Deutschen  Reichs  (111.  Bd.). 

Oesterreichischer  Gesetzentwurf  betr.  die  Ar- 
beitsstatistik (III.  Bd.).  — Bevölkerungsbewe- 
gung, Internat.  Statist.  Uebersiehten  (III.  Bd.). 

— Internat.  Jahresberichte  über  Bevölkerungs- 
stand u.  Bevölkerungsbewegung  (III.  u.  IV.  Bd;. 

— Zur  Technik  der  Ausbeutung  berufsstatisti- 
scher Angaben  (IV.  Bd.).  — Die  Grenzen  des 
schriftlichen  Verfahrens  bei  statist.  Ermittelungen 
(IV.  Bd.).  — Zur  Organisation  der  Rüekfull- 
statistik  (IV.  Bd.).  — Die 
langen  über  die  Berufs-  n.  Gewerbezählung  v. 
189ä  (IV.  Bd.).  — Der  statistische  Dienst 
den  wirtschaftlichen  Verbänden  im  Deutschen 
Reich  (IV.  Bd.).  — Der  Selbstmord:  Internat. 
Statist.  Uebersiehten  (IV.  Bd.)  Die  Stofford- 


steuer, Malzaufschlag,  Monopol,  Personal-  und 
Mobiliarstener.  Salzsteuer,  Schanksteuer,  Scben- 
knngssteuern,  Schlachtsteuer.  Stenerverwaltung 
(direkte),  Tabaksteuer,  Uebcrgangsahgaben, 
Verbrauchssteuern  (Uebersicht),  Volkszählung, 
Weinstener,  Zollabgaben,  Zollverwaltung,  Zoll- 
wesen, Zuckers  teuer. 

Ferner  finden  sich  zahlreiche  kleinere  Auf- 
sätze, Artikel,  Besprechungen  etc.,  die  hier  je- 
doch zu  nennen  zu  weit  führen  würde,  im 
-Deutschen  Wochenblatt“,  in  der  Beilage  zur 
„Allgemeinen  Zeitung“,  im  „Juristischen  Litte- 
raturblatt",  im  „Wiener  Handelsinuseum“,  im 
„Sozialpolit.  Centralblatt“. 

von  Mayr  war  bis  zum  Jahre  1879  Heraus- 
geber der  „Zeitschrift  des  k bayer.  statistischen 
Bureaus“.  Das  „Allgemeine  statistische  Archiv“ 
ist  von  ihm  gegründet  und  wird  von  ihm  her- 
ausgegeben. Von  dieser  Zeitschrift  liegen  bis 
jetzt  5 Bände  in  10  Halbbänden  vor. 

Ketl. 


W. 

geh.  1813  zu  Rotterdam  und  gest.  daselbst  am 
11.  XII.  1884.  studierte  in  Utrecht  die  Rechte, 
bekleidete  in  Rotterdam  längere  Zeit  das 
Amt  eines  Handelskammersekretärs  und  wurde 
1849  Sekretär  und  1863  Präsident  der  Nieder- 
ländischen Bank  in  Amsterdam. 

Mees  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  De  vi 
mutatae  monetae  in  solutioneiu  pecuniae  debitae, 
Rotterdam  1838.  — Proeve  eener  geschiedenis 
van  bet  bankwezen  in  N'ederhuid,  gedurende 
den  tijd  der  Repnbliek,  ebd.  1838.  — De  werk- 
inriehtingen  voor  armen  uit  een  staathnishond- 
kundig  oogpunt  beschouwd,  ebd.  1844.  — Ilet 
muntwezen  van  N’ederlandsch-Indie,  ebd.  1851. 
— Overzicht  van  eenige  hoofdstnkken  der  Staat- 
huishoudkunde.  ebd.  1865. 

bi  ln  Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  in  Sloets  Tijtlschrift,  Amsterdam: 
Hebben  wij  wel  gedaan  met  het  zilver  als 
eenigen  muntstandaard  aan  te  neiuen?  Jahrg. 
Reichstagsvcrhand- 1 185t,  S 249  74.  — 2.  In  Staatskundig  eil  Staat- 
huishoudkundig  jaarboekjc : De  Nederlnndsche 
bei  j Bank,  Jahrg.  1852,  S.  255  57.  — 3.  In  Verslagen 
der  Academie  <ler  Wetenschappen,  Amsterdam : 
Over  de  ongclijke  digtheid  van  bevolking  en 
ongelijke  welvaart  in  ouderscheidene  landen, 


nung  in  der  wissenschaftlichen  Statistik  (V.  Bd).  Teil  VIII,  1864.  — De  muntstandaard  in  ver- 
— Die  belgische  Industrie-  u Gewerbezählung  band  met  de  pogingen  tot  invoering  van  eenheid 
v.  1896  (V.  Bd.).  — Elektrische  Auszählung  u.  van  munt,  Teil  XII.  1869.  — Opmerkiugen 


Sozialpolitik  (V.  Bd.).  — ■ Reform  der  Todes- 
ursacheu-Statistik  in  der  Schweiz  (V.  Bd.).  — 
Die  Veröffentlichungen  des  Kais.  Statist.  Amts 
über  die  Ergebnisse  der  Berufs-  u.  Gewerbe- 
zählung v.  1895  (V.  Bd.).  — 23.  In  dem  W Or- 
te r b n c h e des  D e u ts c h e n V e r w a 1 1 u n g s- 
reclits“,  I.  u.  II.  Bd.  (Freiburg  1890)  und  in 
den  drei  Ergänzungsbänden  zu  demselben 
(Freiburg  1892,  1893  u.  1897)  die  Artikel:  Ab- 
gaben, Ausfuhrvergütungen,  Berufs- u.  Gewerbe- 
zählung,  Branntweinsteuer,  Brausteuer,  Einfuhr- 
und  Ausfuhrverbote.  Einkommensteuer.  Erb- 
schaftssteuer, Gebühren.  Herrenlose  Sachen, 
Landwirtschaftliche  Statistik,  Liegeuschaftsab- 
gabe,  Lotterie.  Luxussteuern,  Mahl-  und  Schlacht- 


omtrent gelijke  verdeeling  van  belasting.  Folge  II, 
Teil  5,  1874.  — Pogingen  tot  verduidelijking 
van  eenige  begrippen  in  de  staathuishoudkunde, 
Folge  11,  Teil  7,  1877. 

Mees  war  anfänglich  ein  Anhänger  der 
reinen  Silberwährung,  auf  die  Holland  durch 
die  Ostindische  Kompagnie  und  seine  ost-  mul 
westindischen  Besitzungen,  seiner  Ansicht  nach, 
allein  angewiesen  war.  und  es  blieb  eine  ge- 
raume Zeit  sein  wirtschaftlicher  Traum,  dass 
nach  Art  der  lateinischen  Mtinzkonvention  eine 
internationale  Silberligue  aller  Silber  produ- 
zierenden Staaten  sich  bilden  werde.  Später 
kam  er  von  dieser  Illusion  zurück  und  näherte 
sich  dem  bimetallistischen  Standpunkte  Wo- 
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owskis.  Als  Steuertheoretiker  vertrat  er  das 
’riueip  der  Gerechtigkeit  der  Steuer,  auch  war 
-r  zv»r  Ausgleichung  der  Steuerlast  ein  Anhänger 
ler  TJ  eberwälzungslehre.  Auf  die  gesetzliche 

Itegnliernng  des  Notenumlaufs  der  holländischen 
Xoteti  Lanken  und  auf  den  Gmenerungsmodus 
der  Privilegien  der  Niederländischen  Bank  hatte 
seine  begutachtende  Stimme  grossen  Einfluss. 

"Vgl.  über  Mees:  Twee  levensberichten  Sloet 
tot  Oldhuis  en  W.  C.  Mees,  in  De  Economist, 
tijdftchrift  etc.,  Jahrg.  1885.  Teil  1,  Haag  1885, 
S - ^205  ff. — Cossa,  Introdnzione  allo  Studio 

clell’  economia  polit.,  3.  Äufl.,  Mailand  1802, 
S.  -4  ö 1/53  n.  ii. 

Lippert. 


Fleier.  Meierrocht 

O u t sherrschaft  oben  Bd.  IV  S.  Ö30 ff. 

Meistbegiinstigungsklausel 

«'.Handelsverträge  oben  Bd.  I V S.  1067  ff. 

Meister.  Meisterrecht.  Meisterprüfung 

«.  Innungen  oben  Bd.  IV  S.  1348 ff.  und 
Z un  ftwesen. 


Meitze«,  Fr.  E.  August, 

wurde  am  16.  XII.  1822  zu  Breslau  geboren, 
studierte  seit  1843  an  den  Universitäten  in 
Breslau,  Heidelberg  und  Tübingen  anfangs  Na- 
turwissenschaften, später  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften, bereiste  die  Industriegegenden 
Deutschlands,  Oesterreichs,  der  Schweiz  und 
Italiens  und  promovierte  am  11.  II.  1848  mit 
einer  Schrift  über  die  Uhrcnindustrie  des 
Schwarzwaldes  (s.  u.)  an  der  Universität  Bres- 
lau. Inzwischen  war  er  im  Jahre  1846  in  den 
Justizdienst  getreten,  arbeitete  18-18  als  Volon- 
tär im  Finanzministerium  ii|  Berlin,  1840  am 
Landratsamt  zu  Tecklenburg,  war  1840  zu 
Münster,  1850  zu  Breslau  als  Regierungsrefe- 
reudar  thätig,  hier  ein  Jahr  lang  mit  der  Lei- 
tung der  Deichregnlierungsgeschäfte  für  Schle- 
sien beauftragt.  Im  Jahre  1853  erwählte  ihn 
die  Stadt  Hirschberg  zum  Bürgermeister,  1856 
trat  er  als  Regierungsassessor  in  den  Staats- 
dienst zurück,  wurde  Specialkommissar  zu 
Breslau  und  1861  Grundsteuerregulieruugskom- 
missar.  Gleichzeitig  widmete  er  sich  uuter 
Wattenbachs  Leitung  archivalischen  Studien 
zur  Agrargeschichte  Schlesiens,  als  deren  Frucht 
er  1863  den  IV.  Band  des  Cod.  dipl.  Sil.  (s.  ti.) 
herausgab.  1865  wurde  er  zur  Bearbeitung 
des  Werkes  „Ueber  den  Boden  und  die  land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  des  preußischen 
Staates“  nach  Berlin  berufen,  erhielt  als  Re- 
gieruugsrat  1868  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des 
preussischen  statistischen  Bureaus,  wurde  1872 
Geheimer  Regierungsrat  und  erstes  Mitglied 
des  kaiserlich  statistischen  Amtes  des  Deutschen 
Reiches,  auch  1875  im  Nebenamt  ausserordent- 
licher Professor  der  Staatswissenschafteu  an  der 
Universität  Berliu.  Am  16.  XII.  1802  wurde 


er  daselbst  zum  ord.  Honorarprofessor  ernannt. 
Beit  1882  ist  er  wegen  schwankender  Gesund- 
heit vom  statistischen  Amte  verabschiedet,  blieb 
aber  mit  der  Führung  wesentlicher  Arbeiten  be- 
auftragt. Inzwischen  hat  er.  zum  Teil  amtlich, 
alle  Staaten  Deutschlands,  Oesterreich-Ungarn, 
Russland  und  die  Ostseeprovinzen , England, 
Frankreich,  die  Schweiz  und  Italien  für  agrari- 
sche Studien  bereist. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlichen 
Schriften,  a)  in  Buchform:  De  artificibüs 
iisdemque  agrieolis  (Ueber  die  Uhrenindustrie 
des  Schwarzwaldes)  [Diss.],  Wratisl.  1848.  — 
Codex  diplomntic.  Silesiae,  Bd.  IV,  Breslau  1863 
(Urkunden  schlesischer  Dörfer  zur  Geschichte 
der  ländlichen  Verhältnisse  und  der  Flurein- 
teilung insbesondere).  — Der  Boden  und  die 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  des  preussi- 
schen Staates  nach  dem  Gebietsnmfange  von 
1866,  Berlin  1868—71,  4 Bde.  und  Atlas;  fort- 
gesetzt für  die  Zeit  nach  1866,  Bd.  5 1804, 
Bd.  6 u.  7 mit.  Atlas  im  Druck.  — Die  inter- 
nationale land-  und  forstwirtschaftliche  Sta- 
tistik. Denkschrift  für  den  internationalen 
Kongress  der  Land-  und  Forstwirte  zu  Wien, 
Berlin  1873.  — Die  Mitverantwortlichkeit  der 
Gebildeten  und  Besitzenden  für  das  Wohl  der 
arbeitenden  Klassen,  Berlin  1876.  — Das 
deutsche  Hans  in  seinen  volkstümlichen  Formen, 
Berlin  1882.  (Auch  in  den  Verhandlungen  des 
ersten  deutschen  Geographentages  in  Berlin, 
1882.)  — Die  Frage  des  Kanalbaues  in  Preussen. 
Mit  Karte.  Leipzig  1885.  — Geschichte,  Theorie 
und  Technik  der  Statistik,  Berlin  1886.  — 
Siedelang  und  Agrarwesen  der  Deutschen  und 
Skandinaven,  der  Kelten,  Römer,  Finnen  und 
Slawen,  2 Bände  Text,  1 Baud  Anlagen  mit  260 
Abbildungen  und  1 Atlas  mit  125  Karten  und 
Zeiehn.,  Abt.  I von:  Wanderungen,  Anbau  und 
Agrarrecht  der  Völker  Europas  nördlich  der 
Alpen.  Berlin  1805. 

bj  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.:  1.  In  den  „Abhandlungen  derSchles. 
Gesellschaft  für  vaterländische  Kul- 
tur“ (philos.-hist.  Abt.):  Ueber  die  Kulturzu- 
stünde  der  Slawen  in  Schlesien  vor  der  deut- 
schen Kolonisation  (1864,  Breslau).  — 2.  ln  der 
„Zeitschr.  des  kgl.  prenss.  stat.  Bu- 
reaus“: Die  Ackerbauenqueten  in  Frankreich 
1862  und  1866  (1860 . — Topographische  Er- 
örterungen über  den  Bau  von  Kanälen  in 
Deutschland  \ 1870).  — Das  polizeiliche  Meltle- 
wesen  in  Preussen  (1874).  — Die  Verbreitung 
des  Weinbaues  im  preuss.  Staatsgebiete  (1870). 
— 3.  In  der  „Zeit sehr.  f.  Ethnologie“: 
Die  deutschen  Dörfer  nach  der  Form  ihrer  An- 
lage und  deren  nationaler  Bedeutung  (1872).  — 

4.  In  „Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.“,  herausgeg. 

[von  v.  Holtzendorff:  Die  Statistik  des 

Deutschen  Reiches  (3  Aufsätze  im  I.  Jahrg. 
jl872],  II.  Jahrg.  [1873],  III.  Jahrg.  (1874  .)  — 

5.  In  „Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.“  (herausgeg. 
von  Sehmolier):  Die  irische  Landfrage  und  die 
Stein-Hardenbergsche  Gesetzgebung  <V.  Jahrg., 
1882 1.  — Die  Frage  des  Kanalbaues  in  Preussen, 
mit  Karte  (VIII.  Jahrg.,  1884).  lAuch  beson- 
ders erschienen,  s.  o.)  — 6.  ln  den  „Jahrb.  f. 
N a t.  n.  S t a t.“ : Die  Ausbreitung  der  Deutschen 
in  Deutschland  und  ihre  Besiedelung  der  Hafen- 
gebiete i32.  Bd.).  — Der  älteste  Anbau  der 
Deutschen  (II.  Bd.).  — Die  Individualwirtschaft 
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Meifzen— -Meldepflicht 


der  Germauen  und  die  drohende  Kaj>italkri«is  | 
unseres  Grundbesitzes  (VI.  Bd.».  — 7.  In  der  I 
„Zeitschr.  f.  Staats«-. Das  Agrar-  mul  1.  Allgemeines.  2. 
Forstwesen,  die  Allmenden  und  die  Landge-  Steuerung, 
meinden  der  deutschen  Schweiz  (1880).  — Georg] 

Haussen  als  Agrarhistoriker  1881).  — 8.  In  den 
„Verhandlungen  des  2.  deutschen  Geo- 
graph e n t a g e s“  zu  Halle  1 1 882 ) : Das  Noma- 
dentmn  der  Germanen  und  ihrer  Nachbarn  in 
Westeuropa  — 9.  In  den  „Landwirtschaft-** 

1 i <•  h e n J a hrbilcher n“,  heransg.  von  Thiel:! 

Ermittelungen  über  die  durchschnittliche  Höhe 
der  Grundbuchschulden  der  bäuerlichen  Be- 
sitzungen in  52  A mtsgerichtsbezirkeu  des . 


Meldepflicht. 

Die  M. 


bei  der  Be- 


1.  Allgemeines.  Die  Meldepflicht 
oder  der  M e 1 d e z w a n g ist  lx*i  unserem 
heutigen  ausgedehnten  Verkehrswesen  und 
l»ei  der  dadurch  bedingten  grossen  Beweg- 
lichkeit von  Personen  und  Sachen  sowie  bei 
den  hohen  Anforderungen,  welche  zur 
Deckung  des  gesamten  Staatsbedarfs  gestellt 
werden . ungemein  wichtig  im  Gebiete  der 
prenssischen  Staates  nach  dein  Stande  von  1883,  ■ öffentlichen  \ erwaltung.  Eine  Pflicht  zur 
mit  Nachtrag  (XIII.  Bd.,  Supplement  I,  1884  Anmeldung  von  Personen  oder  Sachen,  der 
und  Nachtrag  1885).  — 10.  In  der  „Zeitschr.  Vornahme  von  Handlungen.  Transporten  und 
des  Vereins  fiir  Volkskunde-  lieranngeg.  anderen  Vorkommnissen  (Geburten,  Sterbe- 
von  Wein  hold:  Land  und  Leute  der  Saale-  * “ 
gegeuden  (I.  Jahrg.  1891).  — 11.  In  der  Fest- 
gabe für  Georg  Haussen  zum  31.  V.  1889  den 
Artikel:  Volkshufe  und  Königshufe  in  ihren 
alten  Massvcrhältnissen,  Tübingen  1889.  — 12. 

Im  Archiv  des  Vereins  fiir  siebenbür- 
gische  Landeskunde,  N.  F.,  Bd.  XXVII, 

Heft  3:  Die  Flur  Thalheim  als  Beispiel  der 
Ortsanlage  und  Feldeinteilung  im  Siebenbiirger 
Sachsenlande,  1897.  — 13.  In  G.  Neumayer, 

Anleitungen  zu  wissenschaftlichen  Beobachtern- 
gen  auf  Reisen  (Berlin  1888)  den  Aufsatz:  All- 
gemeine Landeskunde,  politische  Geographie 
und  Statistik.  — 14.  In 
leituug  zur  deutschen 


fälle  etc.)  bei  den  hierfür  bestimmten  Stellen 
wird  bald  im  Interesse  der  öffentlichen  Ord- 
nung. der  Sicherheit  gegenüber  drohenden 
Gefahren  und  der  Gesundheit,  bald  zum 
Zwecke  der  Besteuerung  in  solchen  Fällen 
auferlegt,  in  welchen  ohne  solche  die  nötige 
Kenntnisnahme  durch  die  Verwaltung  m 
vollem  l’mfange  unmöglich  oder  deren  Er- 
' »ugung  doch  mit  allzuviel  Schwierigkeiten. 

ästigungen  und  Kosten  verbunden  sein 
würde.  Die  Anmeldung  erfolgt  teils  durch 


A.  Kirchhof f:  An-  zu  e>'ier  Leistung  verpflichteten  1 
Landes-  und  Volks-  sonen.  teils  durch  Dritte. 


er- 


forschung  (Stuttgart  1889;*  den  Anfsatz:  Be- 
obachtnngen  Uber  Besiedelung,  Hausbau  und 
landwirtschaftliche  Kultur.  — 15.  Ostmark, 

1898,  Heft  3:  l' eberblick  Uber  die  deutsche 
Kolonisation  in  den  ehemaligen  Polenläudern. 

— 16.  In  Schönberg  die  Abteilungen:  Land- 
wirtschaft, II.  Teil,  Agrarpolitik  im  engeren 
Sinne,  und  zwar  in  der  1.,  2.  u.  3.  Aull.  (1882, 

1886,  1891).  — 17.  In  diesem  ,.H  and  Wörter- 
buch e"  die  Aufsätze:  Ansiedelung,  Feld- 
gemeinschaft, F 1 u r z w a n g , II  u f e.  — 

Ferner  verdanken  wir  Meitzen  folgende 
Beiträge  in  der  von  seiteu  des  kaiserlichen  sta- ! gesehen 
tistischen  Amtes  herausgeg.  „Statistik  des  -•*' 

Deutschen  Reiches“:  Verhandlungen  und 
geltende  Bestimmungen  (I.  Bd.,  1873).  Rüben- 
zucker; Salz;  Bergwerksprodukte;  Inhaber- 
papiere; Tabak  > II.  Bd  , 1874).  Obsternte: 
Seeverkehr  (V.  Bd.,  1874).  Verkehr  auf  den 
deutschen  Wasserstrassen  (VII.  Bd.,  1874). 
Bierbrauerei.  Branntweinbrennerei.  Viehhaltung 
(VIII.  Bd..  1875).  Verkehr  auf  Binnen  wasscr- 
strasseu  XII.  Bd.,  1875).  Seeschiffahrt  und 
Unfälle  (XIII.  Bd.,  1875).  Wert  des  Waren- 
verkehrs (XIV  Bd.,  1876).  Aerzte  und  Medizi- 
nalpersonen (XXV.  Bd. , 1877).  Dampfkessel- 
revisionen u.  Anheiierung  der  Matrosen  (XXX. 

Bd.,  1878).  Gewerbezählmig  (XXXIV.  u.  XXXV. 

Bd.,  1879).  Tabakeuquete  (XLll.  Bd..  1880i. 

— In  der  „Statistik  des  Deutschen 
Reiches.  Neue  Folge“  hat  er  „Die  Strom- 


Ein  umfassender  Zwang  besteht  heute 
für  die  Militärpflichtigen,  welche  sieh  zur 
Stammrolle  anzumeldcn  und  zu  gcstellen  und 
während  der  Zeit,  in  der  sie  dein  Militär- 
verliande  angehören,  bei  einem  Aufenthalts- 
Wechsel  sich  l*ci  den  zuständigen  Stellen 
an-  und  abzuincldcn  hal>en.  Ein  solcher 
wird  ferner  nötig  l**i  der  obligatorischen 
Personal  Versicherung,  wie  denn  auch  das 
deutsche  Krankenkasseugesetz  (§  49)  die 
Errichtung  besonderer  Meldestellen  vor- 
hat. Für  den  vorübergehenden 
Aufenthalt  Fremder  hat  das  deutsche  R.G. 
v.  12.  Oktober  1867,  welches  das  frühere 
Passwesen  beseitigte,  die  Meldepflicht  als 
eine  Einrichtung  der  örtlichen  Polizei,  wo 
I solche  landosgesetzlicli  begründet  ist,  be- 
; stehen  lassen.  Die  Pflicht  zur  Anmeldung 
ist  meist  unmittelbar  dein  Miet-  oder  Woh- 
nungsgeber auferlegt. 

2.  Die  M.  bei  der  Besteuerung.  1.  Im 
Interesse  der  Statistik  des  Warenverkehrs 
sind  nach  dem  deutschen  R.G.  v.  20.  Juli 
1879  (ähnlich  in  Oesterreich  nach  dem  G. 
v.  1.  Januar  1891)  die  Waren,  welche  über 
die  Grenzen  des  deutschen  Zollgebietes  ein-, 
aus-  oder  durchgeführt  werden,  den  mit  den 
Anschreibungen  für  die  Verkehrsstatistik 


gebiete  des  deutschen  Reiches“,  Teil  I:  „Das  j beauftragten  Amtsstellen,  den  sogenannten 
Gebiet  der  Ostsee“  (39.  Bd.  der  N.  F.»,  Teil  Ha:  ' ' ‘ **  " ~ 

Die  Elbe  1899).  bearbeitet. 


Red. 


Anmeldestellen,  nach  Gattung,  Menge, 
Heikunfts-  und  Bestimmungsland  anzumel- 
den. Die  Anmeldung  erfolgt  durch  den 
Warenführer  mittelst  Untergabe  des  An- 
meldescheines. Au  dessen  Stelle  tritt 
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bei  zoll-  uud  steuerpflichtigen  "Waren  die ' 
Zoll-  oder  Steuerdeklaration.  Beim  kleiuen 
Grenzverkehr  genügt  mündliche  Anmeldung.  ■ 
Anmeldestellen  sind  die  Zollämter  im  Grenz- 
bezirke,  ausserdem  werden  dort  solche  nach 
Bedürfnis  errichtet  (Gemeindebehörden).  Aus- 1 
nahmsweise  können  auch  andere  Zoll-  oder 
Steuerämter  zu  Anmeldestellen  bestellt  wer- 1 
den.  Zur  Deckung  der  Kosten  dieser  Sta- 
tistik wird  eine  Abgabe,  die  statistische  Ge- j 
bühr  erhoben : ebenso  in  Frankreich  ein  I 
droit  de  Statistin  ue , eingeführt  durch  G.  v. 
22.  Januar  1872,  entsprechend  dem  von . 
1797 — 18G3  bestandenen  droit  de  balance ; ’ 
auch  England  und  Italien  erheben  solche  i 
Gebühren.  — Als  Anmeldestellen  werden 
auch  die  zum  Zwecke  der  Verzollung  er- 
richteten A n sageposten  bezeichnet  (vgl. 
den  Art.  Zölle). 

2.  Ausser  für  das  Zollwesen  hat  die 


in  der  Regel  nicht  allein  auf  die  Person, 
sondern  auch  auf  die  steuerpflichtige  Summe. 
Die  Anmeldung  kann  aber  auch  unter  Um- 
ständen sicherer,  vollständiger  oder  einfacher 
durch  Dritte,  wie  Arbeitgeber,  öffentliche 
Stellen,  Vermieter  etc.  erfolgen,  oder  es 
können  deren  Angaben  zur  Vervollständigung 
und  Kontrolle  dienen.  Eine  derartige,  durch 
Strafandrohung  erzwingbare,  auf  eigenen 
Wahrnehmungen  beruhende  Angabe  über 
stcuerrecht liehe  Thatsachon,  welche  ändert' 
Personen  betroffen,  wurde  auch  im  Gegen- 
sätze zur  fakultativen  Auskunft  und  zu  Aus- 
sagen des  Steuerpflichtigen  selbst  über  sich 
und  seine  eigenen  Angelegenheiten  speciell 
als  Meldangabe  bezeichnet. 

Lltteratur:  Wagner,  Schünberg  III,  S.  S».f. — 
Körnig,  Mrldeungabe  bei  der  Veranlagung  per- 
sönlicher Steuern,  Schanz’  Fin.-Arch.  Juhrj.  II, 
S.  1—5.1. 


Meldepflicht  eine  grosse  Bedeutung  im  Ge- 
biete der  direkten  und  indirekten 
Besteuerung.  Bei  Verbrauchssteuern 
haben  Anmeldungen  zu  erfolgen  für  den 
Fall  der  Neuerrichtung  steuerpflichtiger  Be- 
triebe und  der  Aenderung  bestehender,  der 
Entnahme  steuerpflichtiger  Waren  aus  unter 
SteuerkontroUc  stehenden  Lagern  und  Maga- 
zinen , der  Vornahme  gewisser  auf  die 
Fabrikation,  wie  Brauerei,  Brennerei,  Tabak- 
au pflanzung  etc.  abzielender  Handlungen 
etc.  Näheres  hierüber  siehe  in  den  betr. 
Artikeln. 

3.  Im  Bereiche  der  Gebühren  und  der 
Verkehrssteuern  werden  in  Fällen  der 
direkten  Einhebung  Anmeldungen  verlangt, 
wenn  abgabepflichtige  Handlungen  nicht 
unmittelbar  vor  die  amtliche  Stelle  gelangen, 
welche  mit  der  Einhebuug  betraut  ist.  In 
Frankreich  hat  der  Gebührenpflichtige 
binnen  bestimmter  Frist  die  Anmeldung  bei 
der  Einregistrierungsbehörde  zu  besorgen, 
welche  dann  Ansatz  und  Erhebung  der  Steuern 
zu  bewirken  hat.  (Vgl.  d.  Art.  Kegist  rie- 
ru  ngsabgaben.)  Inöost  er  reich  ist  diese 
Pflicht  der  Anmeldung  in  erster  Linie  der 
öffentlichen  Behörde,  welche  das  Geschäft 
vornimmt , wie  Notaren , Advokaten , öffent- 
lichen Agenten,  oder  unter  deren  Mitwirkung 
das  Geschäft  abgeschlossen  wurde,  in  zweiter 
Linie  den  Parteien  auferlegt. 

4.  Auch  bei  den  direkten  Steuern  tritt 
die  Anmeldung  vielfach  an  die  Stelle  einer 
weniger  vollkommenen  Ermittelung  durch 
die  Behörde  oder  auch  ergänzend  an  deren 
Seite.  So  erfolgt  die  Ermittelung  der 
Steuersubjekte  auf  Grund  von  Meldezwang 
durch  eigene  Anmeldung  der  Steuerpflichti- 
gen vornehmlich  bei  der  Kapitalrentensteuer, 
dann  auch  bei  der  Einkommensteuer.  Bei 
beiden  aber  erstreckt  sich,  da  die  Ermitte-  i 
lnng  des  Subjektes  mit  derjenigen  des  Ob- 
jektes Hand  in  Hand  geht,  die  Anmeldung 


./.  Lehr.  Max  von  Ilerkrl. 


Mel oii,  Jean  Francois, 

geboren  zu  Tülle  (das  Geburtsjahr  ist  unbe- 
kannt), gestorben  zu  Paris  am  24.  I.  1738. 
Melon  war  zuerst  Advokat  zu  Bordeaux  und 
hatte  regen  Anteil  an  der  am  12.  IX.  1712  er- 
folgten Gründung  der  dortigen  Akademie,  deren 
Sekretär  er  wurde.  Durch  den  Protektor  der 
Akademie,  den  Herzog  de  la  Force,  nach  Paris 
gezogen,  arbeitete  er  zuerst  unter  Kardinal 
Dnbois,  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, dann  als  Sekretär  bei  Law  und  17‘Ä)  in 
gleicher  Eigenschaft  bei  Philipp  von  Orleans, 
nach  dessen  Tode  er  sich  ins  Privatleben  zurück- 
zog. Melon  war  einer  der  ersten  Theoretiker 
des  Merkantilismus  in  •'Frankreich. 

Von  ihm  erschien  nur:  Essai  politiqne  sur 
le  commerce,  Honen  ou  Bordeaux  1734.  Die 
2.  Ausgabe  1733  ist  um  mehrere  Kapitel  ver- 
mehrt. Zwei  weitere  Auflagen  erschienen  1742 
und  1761,  ein  Abdruck  in  Amsterdam  1735. 
Vollständig  veröffentlicht  wurde  derselbe  in  der 
„Collection  des  principaux  economistes,  t.  I, 
Paris  1843.  Eine  englische  Uebersetzung  mit 
Anmerkungen  von  David  Bindon  erschien  Dublin 
1739.  Eine  deutsche  Uebersetzung  Kopenhagen 
1766.  Voltaire  erwähnt  Melons  in  seinem  Steele 
Louis  XV.  chap.  III  und  publiziert  von  ihm: 
Lettre  ä Madame  la  Comtesse  de  Verrue  sur 
l’apologie  du  luxe,  1736.  Oeuvres  completes  de 
Voltaire,  Tom.  16.  Basel  1791.  S.  113. 

Vergl.  über  Melon:  Nouvelle  biograpbie 
generale  t,  XXXIV,  Paris  1861.  8.  860. 

Josef  Sta  in  m 7i  a »i  in  er. 


Menger,  Anton, 

geboren  am  12.  IX.  1841  zu  Maniow  in  Galizien, 
habilitierte  sich  1872  als  Privatdozent  für  öster- 
reichisches Civilprozessrecht  an  der  Universität 
zu  Wien,  wurde  1874  ausserordentlicher  Professor 
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Meuger 


und  1877  ordentlicher  Professor  desselben  Faches 
an  der  Wiener  Universität.  Nachdem  er  1895 
zum  Rektor  gewählt  worden  war,  legte  er  mit 
Schluss  des  Sommersemesters  1899  sein  Lehr- 
amt eines  Augenleidens  wegen  nieder,  indem  er 
gleichzeitig  zum  Honorarprofessor  ernannt  wurde. 

Meuger  W-handelt  die  soziale  Krage  als 
Jurist  und  sucht  insbesondere  das  heutige 
Privatrecht  vom  Standpunkte  der  ökonomischen 
und  sittlichen  Interessen  der  besitzlosen  Volks- 
klassen zu  prüfen  und  eine  Reform  desselben 
im  obigen  Sinne  vorzu bereiten.  Seine  Arbeiten 
sind  auch  für  die  quelleumässige  Geschichte 
der  sozialistischen  Theoriecn  von  grossem  Werte. 

Ausser  juristischen  Werken  und  Abhand- 
lungen veröffentlichte  er  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften:  Das  Recht  auf  den  vollen  Ar- 
beitsertrag in  geschichtlicher  Darstellung,  Stutt- 
gart 1889,  2.  verbesserte  Aufl.,  1891.  Englische 
Uebersetzuug  von  M.  E.  Tanner.  mit  einer  Ein- 
leitung und  Bibliographie  von  H.  8.  Foxwell, 
London  1899.  Französische  Uebersetzuug  von 
Alfred  Bonnet,  mit  Vorrede  von  Uh.  Andler, 
Paris  1899.  — Das  bürgerliche  Recht  und  die 
besitzlosen  Volksklassen.  Eine  Kritik  des  Ent- 
wurfs eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich  (Archiv  für  soziale  Gesetzgeb. 
und  Stat.,  Bd.  II  u.  III,  Tübingen  1889—90), 
Sep.-Abdr.  Tübingen  1890.  2.  durchgesehene 

And.  1890.  Italienische  Uebersetzuug,  Turin 
1894.  Spanische  Uebersetzuug  von  Ad.  Posada, 
Madrid  1897.  — Gutachten  zur  Errichtung  einer 
eidgenössischen  Hochschule  für  Rechts-  und 
Staats  Wissenschaft,  Zürich  1889.  — Die  sozialen 
Aufgaben  der  Rechtswissenschaft.  Rektorats- 
redc,  Wien  1895.  Abgedr.  in  der  „Zukunft*4 
Bd.  19,  Berlin  1895.  Französische  l'ebersetzung, 
Paris  1899.  Russische  Uebersetzuug  von  J. 
Jurowski,  St.  Petersburg  1899.  von  Gredeskul. 
Charkow  1896.  Spanische  Uebersetzuug  von 
Ad.  Posada,  Madrid  1899.  — In  der  Beilage 
der  Allgem.  Zeitung.  (München)  7.  X.  1887 
erschien  von  ihm:  Sozialismus  und  Sozialpolitik, 
in  der  Zukunft  (Berlin)  Bd.  26.  1899,  Die 
soziale  Beweguug  in  der  Kulturwelt. 


Vergl.  über  M enger s Recht  auf  den 
vollen  Arbeitsertrag:  Ä.  Adler  in  Jahrb.  f. 
Xat..  n.  Stat.,  N.  F.  16,  Jena  1888,  S.  299.  — 
G.  Sch  mol  ler  in  Jahrb  f.  Ges.  u.  Verw.  XI, 
Leipzig  1887,  S.  395.  — Frhr.  v.  Vogel  sang 
in  Oesterreich.  Monatsschrift  für  ehristl.  Sozial- 
reform VIII,  Wien  1889.  S.  583.  — Die  G r u u d - 
ideeen  des  Sozialismus  vom  juristischen  Stand- 
punkte (von  Dr.  Emil  Steinbacli),  in  den  Juristi- 
schen Blättern,  Wien  1889,  Nr.  45 — 47.  - G. 
Ruh  1 and  in  Zeitschr.  f.  Staatswiss.  Bd.  43. 
Tübingen  1887,  S.  578.  — S <•  h w i e d 1 a n d in 
der  Revue  d'^conomie  politique,  An  nee  II,  No.  2. 
Paris  1888.  — Ueber  das  bürgerliche  Recht  und 
die  besitzlosen  Volksklassen : E.  Loeniug  in 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat..  X.  F.  Bd.  21,  Jena  1890, 
S.  392. 

./ose/'  Stil  in  in  h a nt  in  er. 


Meuger,  Carl, 

wurde  am  23.  II  . 1840  zu  Non-Sandez  in  Galizien 
geboren,  studierte  die  Rechts-  und  Staatswisscn- 


schaften  in  Wien  und  Prag,  habilitierte  sich 
1872  in  Wien  für  Nationalökonomie,  wurde  im 
nämlichen  Jahre  Ministerialsekretür  und  1.873 
Professor  der  politischen  Oekonomie  an  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 
der  Wiener  Universität.  1879  als  Lehrer  des 
Kronprinzen  Rudolf  von  Oesterreich  für  politische 
Oekonomie  und  Statistik  berufen,  begleitete  er 
denselben  1877  und  1878  auf  dessen  Studien- 
reisen durch  die  Schweiz,  England  uud  Frank- 
reich; wirkt  seither  als  Professor  der  politischen 
Oekonomie  und  Leiter  des  Seminars  für  National- 
ökonomie und  Finanzwissenschaft  an  der  Wiener 
Universität;  das  Institut  de  France  ernannte 
ihn  (1894)  znm  auswärtigen  korrespondierenden, 
die  königliche  Akademie  der  Wissenschaften  in 
Rom  (1899)  zum  wirklichen  auswärtigen,  die 
Royal  Society  of  Edinburgh  ( 1895  zu  ihrem 
Ehreumitgliede , die  Budapester  Universität 
(1899)  anlässlich  der  Millenniumsfeier  Ungarns 
zum  Ehrendoktor  der  Staatswissenschafteu. 

Im  Jahre  1900  wurde  er  als  lebenslämr- 
liches  Mitglied  in  das  österr.  Herrenhaus  berufen. 

Durch  seine  wirtschaftstheoretischen  uud 
methodologischen  Arbeiten  hat  Mcnger  der 
nationalökonomischen  Forschung  mannigfache 
Anregung  geboten  und  zumal  die  in  manchen 
Gelehrtenkreisen  in  Verruf  gelangte  wirtschafts- 
theoretische Forschung  wieder  zu  Ehren  zu 
briugen  gesucht.  Auf  dem  Gebiete  der  Wirt- 
schaftstheoric  führt  er  im  Gegensätze  zur 
klassischen  Nationalökonomie  den  Wert  nicht 
auf  die  Arbeit  oder  die  Produktionskosten,  son- 
dern auf  die  Nützlichkeit  und  relative  Selten- 
heit der  Güter  zurück  uud  sucht  die  gesell- 
schaftlichen Wirtschaftserscheinungen  aus  den 
ökonomischen  Bestrebungen  der  wirtschaftenden 
Individuen  (ihrem  Kontakte  im  Verkehre),  unter 
Anerkennung  staatlicher  und  sozialer  Einflüsse, 
zu  erklären.  Seine  theoretischen  Arbeitern  ins- 
besondere seine  Wert-  und  Preislehre,  sind  für 
zahlreiche,  zumal  österreichische  Fachmänner, 
zum  Ausgangspunkte  wirtschaftstheoretischer 
Untersuchungen  geworden. 

Auf  dem  Gebiete  der  Methodologie  ist  er 
zu  einem  Teile  der  historischen  Schule  in  Gegen- 
satz getreten.  Er  bekämpft  die  Ansichten  von 
der  ausschliesslichen  Berechtigung  der  deskrip- 
tiven und  geschichtsphilosophischen  Richtung 
der  Forschung  und  tritt  für  die  Anerkennung 
der  Wirtschaftstheorie  und  der  Wirtschafts- 
politik als  selbständiger,  neben  der  Wirtschafts- 
geschichte und  Statistik  berechtigter  Zweige 
nationalökononiischer  Forschung  ein.  Auf  dem 
Gebiete  der  Wirtschaftstheorie  erkennt  er  ausser 
den  empirischen  Gesetzen  der  Wirtschafts- 
erscheinungen (den  äusseren  Regelmässigkeiten 
in  der  Aufeinanderfolge  und  Koexistenz  der 
Wirtschaftserscheinungen)  auch  Gesetze  der 
Wirtschaftlichkeit  (Gesetze  der  rationalen  öko- 
nomischen Zweckbeziehungen)  als  berechtigtes 
Ziel  wissenschaftlicher  Untersuchung  an.  Im 
Zusammenhänge  damit  spricht  er  sich  für  die 
Analyse  und  die  isolierende  Synthese  als  neben 
der  historischen  Induktion)  berechtigte  Methoden 
der  Wirtschaftstheorie  aus. 

Als  Aufgabe  der  praktischen  Wirtschafts- 
wissenschaften erkennt  er  nicht  um*  die  Dar- 
stellung der  bisherigen  wirtschaftspolitischen 
Versuche  und  ihrer  Erfolge,  sondern  die  Er- 
forschung und  Darstellung  der  Grundsätze  uud 
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Vorgangsweisen  zum  zweckmässigen  Eingreifen 
der  öffentlichen  Gewalten  in  die  Volkswirt- 
schaft, Grundsätze,  welche  für  verschiedene 
typische  Verhältnisse  allerdings  nicht  die  näm- 
lichen sind  und  in  ihrer  Anwendung  auf  kon- 
krete Falle,  ähnlich  wie  die  Grundsätze  anderer 
praktischer  Wissenschaften,  individualisiert  wer- 
den müssen. 

Er  veröffentlichte  an  staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Grundsätze 
der  Volkswirtschaftslehre.  Allgemeiner  Teil, 
Wien  1871.  — Untersuchungen  über  die  Methode 
der  Sozialwissenschaften  und  der  politischen 
Oekonomie  insbesondere,  Leipzig  1883.  — Die 
Irrtümer  des  Historismus  in  der  deutschen 
Nationalökonomie,  Wien  1884.  — Beitrag»?  zur 
Währungsfrage  in  Oesterreich- Ungarn  (teilweise 
Umarbeitung  des  unter  gleichem  Titel  in  den 
Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat.  (s.  u.]  erschienenen  Auf- 
satzes), Jena  1892.  — Der  Uebergang  zur  Gold- 
währung. Untersuchungen  über  die  Wert- 
probleme der  österr.-ungarischen  Valutareform, 
Wien  1892. 

b)  in  Zeitschriften  und  zwar:  1.  in 
Grüuhuts  „Zeitschrift  für  das  Privat- 
u u d ö ffentlicheRechtderGegenwart“: 
Zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie  (XIV.  Bd., 
188?!.  — 2.  in  den  „Jahrb.  f.  Nat.  n.Stat.“: 
Zur  Theorie  des  Kapitals  (17.  Bd.,  1888).  — 
Grundzüge  einer  Klassifikation  der  Wirtschafts- 
wissenschaften (19.  Bd..  1889). — Lorenz  v.  Stein 
|22.  Bd.,  1891). — Beiträge  zur  Währungsfrage 
in  Oesterreich-Ungarn  [auch  besonders  erschienen 
— s.  o.  -- 1 (III.  Bu.,  1892.1.  — 3.  ln  der 
„Revue  d’ Econom ie  politiqtte“:  Contri- 
bution  ä la  theorie  du  Capital  (t.  II.,  1888).  — 
La  monnaie  mesnre  de  valeur  (t.  VI.,  1892).  — 
4.  In  dem  „Economic  Journal“:  On  thc 
origin  of  money  (vol.  II.,  1892). — 5.  Gutachten 
in  der  Wiener  Währungsenquete  in  den  Stenogr. 
Protokollen,  Wien  1892,  S.  197 ff.).  — b)  In 
diesem  „Handwörterbuch“  Art.  Geld. 


Vergl.  über  0.  M enger:  Maur.  Block, 
Les  Progr»*s  de  la  Science  economique  depuis 
A.  Smith,  Paris  1890,  I,  S.  10-14.  S.  26  ff., 
S.  46 ff.  n.  pass.  — II.  St.  Marc,  Etuiles  sur 
l’enseignement  de  l'«?con.  pol.  dans  les  univer- 
sites  de  rAllemagne  et  de  l’Autriche  (Revue 
d’Kcou.  Pol.,  Paris  1892,  mars,  S.  232  ff.).  — 
E r n.  M a h a i m , L’enseignement  de  UEc.  Pol. 
ä l'universite  de  Vienne  (Revue  de  Belgique 
XXI,  cah.  4,  Bruxelles  1889).  — Luigi  Cossa, 
Introduzione  allo  Studio  dell'  Econ.  Polit.,  Milano 
1892.  p.  447—449  u.  pass,  (hier  auch  Litteratur 
der  österr.  Schule).  — H.  v.  Schullern- 
Scbrattenhofen,  Die  theoretische  National- 
ökonomie Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig  1891, 
S.  3,  13— 18,  26  u.  pass.  — In  gl.  Palgrave, 
Dictionary  of  Politic.  Economy,  Vol.  I,  London 
1891  (Article:  Austrian-School).  — J.  Bonar, 
The  Anstriau  Economists  and  their  view  of 
value  iQuarterly  Journal  of  Economics  III,  1, 
Boston  1888).  — Will.  Smart,  An  intro- 
duction  to  the  theory  of  value  in  the  liues  of 
Menger,  Wieser  and  Boehm-Bawerk , London 
1891.  — Derselbe,  The  old  theory  and  the 
new  (Fortnightlv  Rev.  no.  296  N.  S.  1891).  — 
Bäh m- Ba werk,  The  Austrian  Economists 
^Annals  of  the  American  Academy  of  Polit.  and 


Social  Science.  I,  no.  3.  Jan.  1891).  — Ad. 
Wagner,  Politische  Oekonomie,  Grundlegung. 
3.  Auf!.,  I.  Leipzig  1892,  S.  63  fl',  (hier  Litteratur 
; der  österr.  Schule)  u.  pass.  — H.  Dietzel, 
Beiträge  zur  Methodik  der  Wirtschaftswissen- 
schaft (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  XVIII. 
Jena  1884).  — G.  Schmoller,  Zur  Methodo- 
| logie  der  Staats-  und  Sozial  Wissenschaften  (Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Yerw.,  VII.  3,  S.  239  ff.,  Leipzig  1883). 
— Derselbe.  Die  Schriften  von  0.  Menger 
und  W.  Dilthey  zur  Methodologie  der  Staats- 
und Sozialwisseusebaft  (Zur  Literaturgeschichte 
der  St.-  u.  Soz.-W.,  Leipzig  1888,  S.  275).  — 
V.  John,  Zur  Methode  der  heut.  Sozialwissen- 
schaft  (Zeitschr.  f.  Volks w.,  Sozialp.  u.  Yer- 
| waltnng.  I,  2,  Wien  1892). 

Red. 


Mengotti,  Francesco,  (oute, 

geh.  am  15.  IX.  1749  zu  Fonzaso  bei  Belluno, 
wurde  1803  Finanzinspektor  zu  Venedig,  trat 
i im  Jahre  1809  in  den  italienischen  Senat  und 
erhielt  1810  den  Grafentitel.  Nach  dem  Sturz»* 
Napoleons  wurde  er  von  der  österreichischen 
Regierung  zum  Vicepräsidenten  der  Finanz- 
kommission  zu  Mailand  (1819)  ernannt.  Er  starb 
am  5.  III.  1830.  Meugotti  war  ein  Bekämpfet- 
der  merkantil istischen  Staatspraxis. 

Er  veröffentlichte  folgende  Schriften  staats- 
wissenschaftlichen Inhalts:  Del  commercio  de' 
Romani  della  prima  gnerra  punica  a Costantino, 
dissertazione,  Verona  1787.  (Gekrönt  von  der 
Academie  des  Inscriptions  et  helles  lettres  zu 
I Paris,  1787.)  — II  Colbertismo,  ossia  della  über  tu 
di  commercio  de’  prodotti  della  terra.  (Gekrönt 
von  »ler  Academie  des  Gtiorgophilcs  zu  Florenz. 
1 1791.)  — Deutsche  Uebersetzung  von  Utz- 
schneider,  München  1794.  Andere  Ausg.  Leip- 
zig 1794.  Beide  Abhandlungen  wurden  wieder 
abgedruckt,  2 Bde.,  Milano  1802  u.  Leipzig 
1833,  hrsg.  von  Ghczzi,  und  endlich  in  der 
Sammlung  von  Cnstodi:  Scrittori  classici  italiani 
i di  cconoinia  politica,  1803-1816,  Tom.  36.  — 
Saggio  sullc  acque  corrente,  3 vol.,  Milano 
1810-1812.  Neu  aufgelegt  u.  d.  T.:  Idraulica 
fisica  e sperimentale,  1828.  — Memoria  se  sia 
piü  saggio  il  sisteina  degli  antichi  di  avere  un 
tesoro,  bvvero  quell»  de’  moderni  di  fare  »legi- 
imprestiti  per  sov  venire  ai  puhblici  bisogni,  ge- 
lesen in  der  k.  k.  Akademie  zu  Mailnml. 


Vergl.  über  M e n g o 1 1 i : L o d.  B i a n c h i n i, 
Della  scienza  del  ben  vivere  sociale  e della  eco- 
nomia  degli  stati.  Parte  storiea,  Palermo  1845. 
S.  279.  — Luigi  Cossa:  Introduzione  allo 
i Studio  dell'  Economia  politica.  Milano  1892 
1 S.  217,  297.  329. 

Jonef  Stamm  ha  mm  er. 


Mercier  de  la  IU viere,  Paul  Pierre 

(besser  La  Ri  vif)  re  Le  Mercier,  de), 
geb.  1720.  gest.  1793  in  Paris,  studierte  die 
Rechte,  kaufte  sich  1747  eine  Ratsstelle  an  der 
t ersten  Untersuchungskammer  des  Pariser  Parla- 
ments und  erwarb  sich  auf  diesem  Posten  die 
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Gunst  der  Marquise  de  Pompadour,  welche  seine 
Ernennung  zum  Justiz-,  Finanz-  und  Marine- 
intendanten für  die  französische  Kolonie  Mar- 
tinitine bewirkte,  wohin  er  1759  absegelte.  In- 
folge tles  Abschlusses  freihändlerischer  Handels- 
verträge im  Interesse  der  insularen  Industrie 
mit  englischen  Exporthäusern  zog  er  sich  den 
Hass  der  Schutzzöllner  und  Exporteure  des 
Mutterlandes  zu,  welche  ihn  bei  dem  allmächtigen 
Minister  Choiseul  des  Landesverrats  mit  (Fein 
Erfolge  anklagten,  dass  er  17(55  nach  Frankreich 
zurück  berufen  und  seines  Amtes  entsetzt  wurde. 
In  Paris  knüpfte  der  Gemassregelte  seine  alten 
freundschaftlichen  Beziehungen  zu  den  Phvsio- 
kraten  wieder  au  und  wurde  Mitredakteur  des 
von  Dupont  de  Nemours  lieransgegebeneu 
„Journal  de  l'agriculture,  du  commerce  et  des 
iiuances“,  nach  dessen  Unterdrückung  er  17(57 
mit  seiner  berühmten  Schrift  „Ordre  naturel" 
is.  u.)  an  die  Oeffcntlichkeit  trat.  Seine  Dar- 
stellung des  Prineips  der  absoluten  Monarchie 
oder  vielmehr  des  staatsrechtlichen  Despotismus, 
dem  er  darin  den  Vorzug  vor  der  Kousseauschen 
republikanischen  Verfassung  und  derMontesquieu- 
sclieu  konstitutionellen  Monarchie  znerkanute. 
fand  den  Beifall  der  Kaiserin  Katharina  II..  die 
ihn  nach  Moskau  kommen  Hess,  aber  schon  nach 
der  ersten  Unterredung  mit  dem  Autor  der 
„Ordre  naturel“  auf  dessen  Mitwirkung  an  der 
Redaktion  des  russischen  Gesetzkodex  verzichtete. 
Nach  der  Berufung  des  Freihändlers  Turgot  ins 
Ministeriums  trat  der  Staatsrat  Mereier  de  la 
Riviere  ins  Parlament  ein,  worin  er  seinen  Sitz 
bis  zum  Ausbruch  der  Revolution  behauptete,  i 
Mereier  de  la  Riviere  veröffentlichte  von 
staatswissenschaftlicheu  Schrifen  in  Buch- 
form: L 'ordre  naturel  et  essenticl  des  societes 
politiques,  London  (recte  Paris?  17(57 : dasselbe 
un  Auszüge  u.  d.  T. : L’origine  et  les  progres 
d’une  Science  uouvelle  par  1 )upout  de  Nemours, 
ebd.  17(57;  dasselbe,  neue  Aufl.  des  vollständigen 
Werkes  in  Collection  des  principaux  Economistes, 
Bd.  II:  Phvsiocrates.  2 Teile  n.  d.  T. : Quesnav, 
Dupont  de  Nemours,  Mereier  de  la  Riviere, 
l'abbe  Bcaudeau,  LeTrosne,  avec  une  introduction 
sur  la  doctrine  des  phvsiocrates,  <les  notices 
biographitjnes  etc.  par  E.  Daire,  ebd.  1848. 
(Die  Schrift  erregte  bei  ihrem  Erscheinen  un- 
gewöhnliches Aufsehen  und  wurde  von  der 
Partei  des  Verfassers,  den  Oekonomisten.  be- 
sonders von  Diderot  und  Condillac.  mit  Beifall 
überschüttet,  die  Protektionisten,  voran  ihre 
•Stimmführer  Abbe  Yvon  und  Forbonnais,  Hessen 
es  dagegen  an  heftigen  Angriffen  nicht  fehlen, 
die  meist  aus  den  Spalten  der  protektiouistischen 
„Gazette  du  commerce“  gegen  ihn  dirigiert 
wurden.  Voltaire  persiflierte  die  Schrift  in  der 
Satire:  „L'homme  aux  quaranta  eeus“.)  — 
L'interct  general  de  l’Etat,  ou  la  liberte  du 
commerce  des  bles,  ebd.  1770.  (Streitschrift 
gegen  Galianis:  „Dialogues  sur  le  commerce 
des  bleds“.)  — Lettre  sur  les  Economistes,  ebd. 
1787.  (Streitschrift  gegen  Mallet-Dupan ) — 
Das  Hauptwerk  Merciers  de  la  Riviere  „L’Ördre 
naturel“  etc.  hat  der  Ausbildung  des  physio-  j 
kratischen  Systems  darin  grossen  Vorschub  ge-  j 
leistet,  dass  er  die  zwei  hauptsächlich  ange-  ; 
fochtenen  Lehren:  die  Gesellschafts-  und  Steuer- i 
theorie  der  Guesnayschen  Schule  als  naturrecht- 1 
liehe  Konsequenzen  hinstellt.  Der  staatsrecht-  I 
lieh  sanktionierte  Despotismus,  welchen  er  in  i 


„Ordre  naturel“  verteidigt,  soll  sich  nach  ihm 
auf  einen  absoluten,  auf  den  Phvsiokratismus 
eingeschworeuen  König,  auf  das  Gerechtigkeits- 
priticip  und  das  Ansehen  der  Beamten  welt  stützen, 
I ferner  der  Freiheit  der  wirtschaftlichen  Be- 
I wegung  volle  Berechtigung  und  dem  Privat- 
eigentum legislativen  Schutz  verbürgen.  Das 
Eigentumsrecht  vergleicht  er  mit  einem  Baume, 
aus  dem  die  Zweige  des  menschlichen VVirtschafts- 
i und  Verfassungslebens  hervorgehen.  Als  Be- 
1 völkerungstheoretiker  folgert  er  ans  den  reichen 
Cerealienerträgen  der  pnysiokratischeu  Land- 
wirtschaft. dass  ein  Bevölkerungsproblem  im 
Sinne  der  Malthusianer  in  Ländern  mit  vor- 
wiegend agrarischer  Bevölkerung  und  Kultur 
ausgeschlossen  sei. 

Vgl.  über  Mereier  de  la  Riviere: 
Voltaire,  Lhomme  aux  quarante  eens.  Paris 
17(58.  — Biographie  universelle.  Bd.  XXXVI, 
ebd.  18(58.  8.  87  ff.  — Leone?  de  Lavergne.  Les 
Economistes  fran^ais  au  XIX*'  siede,  Paris  1870. 
8.  188  ff.  — Ingram,  Historv  of  political  eco- 
tiomy,  London  1888.  — Block.  Les  progres 
de  la  Science  ecouomique,  Bd.  I.  Paris  1890, 
S.  341,  5545.  — Schelle,  Le  Mereier  de  la 
Riviere,  in  Nouveau  dictionnaire  d'&mnumie 
polit.,  Bd.  II.  ebd.  1892,  S.  113  ff. 

Llppcrt. 


Merivale,  Herniaii, 

Kolonisationstheoretiker,  geboren  am  8.  XI.  180(5, 
wurde  1837  Professor  der  Nationalökonomie  zu 
Oxford.  1848  als  Unterstaatssekretär  ins  eng- 
lische Ministerium  für  die  Kolonieen  berufen 
und  war  seit  1858  Unterstaatssekretär  für  In- 
! dien.  Er  starb  am  8.  II.  1874 

Durch  seine  Vorlesungen  über  Kolonial  wesen 
an  der  Universität  Oxford  in  den  Jahren 
1839—41  und  durch  die  Veröffentlichung  der- 
selben in  seinem  Hauptwerk  ..Lecturcs  on 
colonisation  and  colonies”  (s.  u.i  erwarb  sich 
Merivale  dauernde  Verdienste  um  die  Aufklärung 
und  das  Wesen  der  Nationalökonomie  in  dieser 
Richtung.  Roscher  bedient  sich  des  Merivale- 
sc.heu  W erkes  als  eines  seiner  wichtigsten  Hilfs- 
mittel bei  seinem  Buch  über  Kolonieen  (s.  d. 
III.  And.,  8.  305),  der  Franzose  Bluize  sagt 
über  Merivale  („Jour.  d.  Ecoii.“  III.,  S.  313): 
„Der  weise  Professor  aus  Oxford  bat  ein  der- 
artiges Werk  der  Theorie  der  Kolouisatiou  ge- 
schaffen , wie  es  in  diesem  Ressort  seit  3<J0 
Jahren  und  speciell  für  Grossbritanuien  in  Be- 
zug auf  Australien,  nicht  gegeben  hat.  Sein 
Buch  übertrifft  erheblich  das  des  Colonel  Tor  re  ns 
über  denselben  Gegenstand.“  Ein  anderes  fran- 
zösisches Urteil  (('oquelin , S.  158)  über  das 
Merivalcsche  Werk  lautet:  „sicher  das  beste 
und  vollständigste  W'erk.  welches  über  diese 
Materie  in  England  erschienen  ist“.  Yaughan 
nennt  Merivale  einen  von  den  zwei  besten  Lehrern 
seit  Bestehen  der  Universität  Oxford  und  einer 
der  besten  Nationalökonomen  der  Gegenwart. 

Merivale  ist  der  Ansicht,  dass  die  Kolonieen 
Anrecht  auf  Selhstregierung  und  Selbstbe- 
steuerung haben  i Leroy-Beaulieu,  8 117),  während 
er  andererseits  (Lecturcs  II,  Lect.  18)  die  Auf- 
stellung von  Protektoren  für  die  Eingebore- 
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e ii  , die  alsdann  unmittelbar  unter  den  Be- 
orden  des  Mutterlandes  stehen,  fordert.  Be- 
;ehrung  zum  C'hristeutum  scheint  ihm  die  un- 
rl&ssliche  Vorbedingung  jeder  Zivilisation,  und 
ur  seVir  rohe  Ureinwohner  hält  er  sogar  das 
panische  System  der  Umnündigerklärang  für 
ranz  zweckmässig,  namentlich  um  zu  verhindern, 
lass  nicht  etwa  Dienst  kontrakte  in  Sklaverei 
übergehen.  Dagegen  verwirft  er  die  Absonde- 
runjg  der  Eingeborenen  von  den  Kolonisten; 
ilas  höchste  Ziel  sei  die  Amalgamierung  beider 
Kassen. 

Das  Hauptwerk  Merivales  ist  Lectures 
on  colonisation  and  eolonies,  delivred  before  the 
university  of  Oxford  in  1839,  1840  a 1841,  Lon- 
don 1841.  (Neue  Ausgabe,  London  1861.) 

Ferner  veröffentlichte  Merivale:  Five  lec- 
tures on  the  principles  of  a legislative  provisiou 
ior  the  poor  in  Ireland,  London  1838.  — Historical 
Studies  (On  Sonic  of  the  Precursors  of  the  French 
Revolution  etc.).  London  1885. 


Vergl.  über  Merivale:  A.  Blaize  im 
„Journal  des  Economistes“  t.  III.,  S.  313.  — 
Goquelin-Guillau  m i n . Dictionaire  de  L'Eeo- 
uomie  Politiqne,  Paris  1853,  II  157 — 158.  — 
E.  Ava  Ile.  Notices  sur  les  Colonies  Anglaises, 
Paris  1883,  8.  23,  24.  — Nekrolog  in  The 
Economist,  London  1874,  I,  S.  190:  „The 
Late  Mr.  Herman  Merivale*’.  — Pal  grave, 
Dictionary  of  Pol. -Economy,  Vol  II,  London  1898, 
p.  736.  — Leroy-Beauliett,  De  la  Colo- 
nisatiou  chez  les  peuples  modernes,  2.  cd.,  Paris 
1882,  S.  109,  114,  117,  121,  133.  — Gossa, 
Introduzione  allo  studio  dell’  Economia  Politica, 
Milano  1892,  8.  357.  — Ingram  Kosehlau), 
Volkswirtschaftslehre.  Tübingen  1890.  S.  191. 
— Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der  National- 
ökonomik,  Wien  1860,  II.,  S.  482,  549,  551.  — 
Roscher  u.  .Taunasch,  Kolonieeu,  Kolonial- 
politik und  Auswanderung.  3.  Aull.  v.  Roschers 
Kolonieen,  Leipzig  1885.  8.  56.  75,  137.  294, 
295,  303.  305,  310.  312.  313.  318.  321,  323.  325  ff.. 
337.  — Vanghau,  Fuucral  Sermon  at  the 
Temple  Chnrch,  Febr.  1874. 

Schmidt . 


Merkantilsystem. 

1.  Begriff  und  Inhalt.  2.  Ursprung  des 
Ausdrucks.  3.  Anfänge.  4.  Die  Blütezeit  im  17. 
Jahrhundert.  5.  Niedergang.  8.  Nachklänge. 

1.  Begriff  und  Inhalt.  Unter  Merkantil- 
system (Handelssystem)  oder  Merkantilismus 
versteht  man  den  Inbegriff  einer  Anzahl 
wirtschaftlicher  Grundanschauungen,  die 
namentlich  am  Beginn  der  Neuzeit  in  den 
Erwägungen  der  nationalökonomischen 
Schriftsteller  und  der  mit  der  Wirtschafts- 
politik betrauten  Staatsmänner  von  ent- 
scheidendem Einfluss  waren.  Diese  An- 
schauungen sind  nicht  von  bestimmten 
Schriftstellern  ausgedacht  und  auch  von 
keinem  einzigen  zusammenhängend  und  in 
systematischer  Form  auseinandergesetzt 
worden.  Denn  dass  darin  etwas  Eigentüm- 


I liches  lag,  kam  dem  Zeitalter,  in  dem  sic 
herrschten,  überhaupt  nicht  zum  Bewusst- 
sein, und  auch  eines  Beweises  und  einer 
Verteidigung  schienen  sie  ihm  nicht  zu  be- 
dürfen. Da  die  Ansichten  nicht  von  ein- 
zelnen Schriftstellern  herrühren,  so  können 
sie  nur  unmittelbar  aus  dem  Volksbewusst- 
sein hervorgegangen  sein.  Und  dass  tliat- 
säehlieh  hier  ihr  Ursprung  zu  suchen  ist, 
zeigt  auch  ihr  Inhalt.  Denn  sie  bestehen 
aus  solchen  Sätzen,  die  sich  l*ei  der  Be- 
schäftigung mit  den  betreffenden  Problemen 
als  die  nächstliegende  Antwort  aufdrängen, 
und  sie  entbehren  der  Schärfe  und  genauen 
Fassung,  wodurch  sich  wissenschaftliche 
Wahrheiten  auszeichnen  und  vermöge  deren 
i sie  in  ihre  Konsequenzen  verfolgt  werden 
! können  und  auch  dann  noch  stichhaltig 
bleibeu.  Die  Aufgaben  aber,  die  mit  den 
Sätzen  des  Merkantilismus  gelöst  werden 
sollen,  sind  ursprünglich  solche,  die  mit  den 
internationalen  Handelsbeziehungen  Zusam- 
menhängen. Darum  gehört  der  Merkantilis- 
mus jener  Epoche  an,  in  der  ein  lebhafter 
Austausch  unter  den  Nationen  begonnen 
hat  und  in  seiner  ganzen  Wichtigkeit  er- 
kannt wurde,  aber  noch  nicht  so  fest  ge- 
gründet und  geordnet,  war,  dass  die  Re- 
gierungen aufhörten,  sich  der  fortwährenden 
Sorge  um  seine  Vermehrung  und  allseitige, 
zweckmässige  Ausgestaltung  hinzugeben. 
Der  besondere  Eifer,  den  die  Staatsmänner 
in  dieser  Richtung  entfalteten,  hing  mit 
den  politischen  Zeit  Verhältnissen  und  mit 
dem  Interesse  der  Machthaber,  durch  tief- 
greifende Rechtsveränderungen  ihre  Wirk- 
samkeit und  ihre  Stellung  zu  erhöhen,  zu- 
sammen. Es  wird  aber  zweckmässig  sein, 
auseinanderzuhalten,  was  die  bei  den  ver- 
schiedenen Nationen  ebenfalls  gleichmässig 
wiederkehrenden  Motive  für  die  ökonomische 
Politik  des  Staates  damals  waren  und 
welches  jene  Anschauungen  über  wirt- 
schaftliche Zusammenhänge  und  Gesetz- 
mässigkeiten waren,  mit  denen  man  sich  imEin- 
klang  halten  musste,  um  nicht  einer  den 
Volkswohlstand  schädigenden  Handlungs- 
weise beschuldigt  zu  werden.  Die  letzteren 
Ideeen  sind  es.  von  denen  die  Geschichte 
der  Nationalökonomie  genauere  Rechen- 
schaft zu  gehen  hat.  Ucbrigens  sind  diese 
merkantilistischen  Principieu,  nachdem  man 
sie  zunächst  für  die  Zwecke  der  Handels- 
politik- herangezogen  hatte,  auch  für  die  Be- 
urteilung anderer  wirtschaftlicher  Fragen 
benutzt  worden. 

Da  die  merkantilistischen  Anschauungen 
in  derEjKichc,  während  deren  sie  herrschten, 
zur  Beurteilung  praktischer  Fragen,  wenn 
der  Fall  sich  dazu  eignete,  benutzt  wurden, 
so  findeu  sie  sich  auch  damals  nicht  in 
allen  ökonomischen  Schriften  und  werden 
nicht  immer  in  ihrem  ganzen  Umfange  ver- 
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kündet.  Es  ist  auch  keine  Seltenheit,  dass 
die  Schriftsteller  gegen  die  eine  oder  andere 
Bedenken  aussprecnen  oder  sich  bemühen, 
sie  einzuschränkon.  Nicht  etwa  bloss  ver- 
einzelte Autoren  des  Zeitalters  nehmen  in 
dieser  Beziehung  eine  Itesondere  Stellung 
eiu,  sondern  wegen  der  Natur  der  Grund- 
sätze, die  nur  einen  ersten  Ausgangspunkt, 
eine  gewisse  Anlehnung  für  praktische  Ent- 
scheidungen bilden,  ist  bei  allen  Schrift- 
stellern ihr  starreres  oder  vorsichtigeres 
Festhalten  möglich.  Nach  Individuen,  nach 
Nationen  und  Zeitabschnitten  ergeben  sich 
Verschiedenheiten  im  Masse  des  merkan- 
tilistischon  Charakters,  d.  h.  darin,  ob  die 
merkantilistischen  Ideeen  die  ganze  theore- 
tische Einsicht  bilden  oder  nur  neben  anderen 
Erwägungen  den  Schlüssen  zu  Grunde 
liegen  mul  ob  die  Gesamtheit  der  Ideeen 
oder  nur  ein  Teil  davon  zum  Ausdruck 
und  zur  Verwendung  kommt.  Noch  mehr 
können  sich  natürlich  die  Schriftsteller, 
auch  wenn  sie  von  den  gemeinsamen  mer- 
kantilistischen Ansichten  ausgehen,  in  der 
Beurteilung  bestimmter  praktischer  Fragen 
unterscheiden. 

Wenn  wir  uns  alle  die  eigentümlichen 
Satze,  die  der  Merkantilismus  allmählich 
entwickelte,  vergegenwärtigen  wollen,  so 
werden  etwa  folgende  zehn,  die  unter  sich 
in  Verbindung  stehen,  aufzuzählen  sein : 

1.  Je  mehr  Geld  ein  Land  besitzt,  desto 
grösser  ist  sein  Reichtum. 

2.  Die  Quelle  der  Bereicherung  mit  den 
Edelmetallen  ist  der  auswärtige  Handel. 

3.  Der  auswärtige  Handel  ist  am  vor- 
teilhaftesten, wenn  der  Austausch  der  eigenen 
Produkte  mit  denen  der  fremden  Länder 
durch  die  eigenen  Kaufleute  vermittelt 
wird  und,  wenn  es  sich  um  den  über- 
seeischen Verkehr  handelt,  durch  die  eigenen 
Handelsschiffe. 

■1.  Der  Reichtum  wächst  um  so  stärker, 
je  mehr  an  das  Ausland  verkauft  und  je 
weniger  vorn  Auslande  gekauft  wird.  Der 
Unterschied  zwischen  dem  Betrage,  für  den 
gekauft,  uud  dem  Betrage,  für  den  verkauft 
wird,  muss  in  barem  Golde  herausgezahlt 
werden.  Der  internationale  Handel  ist  einer 
Wage  oder  Balanz  zu  vergleichen,  die  Aus- 
fuhr und  die  Einfuhr  sind  wie  die  Schalen, 
und  es  ist  das  Uebergewicht,  das  die  eine 
zeigt,  wodurch  sich  entscheidet,  ob  Geld  in 
das  Land  kommt,  also  das  Land  reicher 
wird,  oder  Geld  hinausgeht  und  das  Land 
verarmt. 

f>.  Je  mehr  Beschäftigung  und  Arbeits- 
gelegenheit vorhanden  ist,  desto  besser  be- 
findet sich  die  gesamte  Bevölkerung. 

0.  Je  grösser  die  Volkszahl  in  einem 
Lande,  desto  grösser  ist  seine  wirtschaft- 
liche Blüte. 

7.  An  den  Ausfuhrartikeln  wird  mehr 


gewonnen,  wenn  sie  in  verarbeiteten  Gegen- 
ständen, nicht  in  Rohstoffen,  bestehen. 

8.  Am  vorteilhaftesten  ist  der  Handel 
mit  solchen  Ländern,  über  die  man  ein 
politisches  Leergewicht  besitzt  oder  die 
inan  gar  wie  die  Kolon ieen  in  vollkommener 
Abhängigkeit  hält. 

9.  Nur  das  planvolle  Eingreifen  des 
Staates  giebt  dom  Handel  diejenige  Gestalt, 
in  der  er  dem  Lande  nützt. 

10.  Durch  das  Uebergewicht  im  Handel 
wird  auch  das  j>oli tische  Feite rgewicht  ver- 
stärkt. 

2.  Ursprung  des  Ausdrucks.  Das 

Wort  Merkantilsystem  ist  von  Adam  Smith 
gebildet  worden.  Im  »Reichtum  der  Nationen«, 
heisst  das  vierte  Buch:  Systeme  der  politi- 
schen Üekonomie.  Die  [Ktlitische  < Ökonomie 
erklärt  Smith  hier  als  jenen  Teil  der  Wissen- 
schaft des  Staatsmannes,  der  die  Bereiche- 
rung des  Volkes  und  des  Staatsoberhauptes 
i zum  Gegenstand  hat.  Das  eine  der  Systeme 
! nun  nennt  er  das  System  des  Handels 
I (system  of  commerce)  und  später  das  Han- 
delssystem <Mler  Morkantilsystem  (eommercial 
i or  mereantile  system).  Als  Fundament  oder 
Grundidee  (principle)  dieses  Systems  bezeich- 
net er  die  Anschauung,  dass  Geld  und  Reich- 
tum gleichbedeutend  seien.  Schon  hieraus  er- 
giebt  sieh,  dass  er  unter  dem  Merkantil- 
; system  eine  Lchrmoinung  versteht,  die  da- 
durch als  besonders  bedeutungsvoll  erscheint, 
weil  sie  auf  die  Staatsmänner  Einfluss  übt 
und  ihre  Massnahmen  bestimmt.  Noch 
deutlicher  wird  sein  Gedanke,  wenn  wir 
ihn  in  der  Darstellung  kennen  lernen,  die 
er  ihm  als  Universitätslehrer  in  seinen  Vor- 
lesungen zu  gelten  pflegte.  In  dem  von 
I einem  Schüler  naehgeschriebenen  Kollegien- 
heft, das  neuerdings  veröffentlicht  wurde, 
kommt  der  Ausdruck  Merkantilsystem  noch 
nicht  vor.  Alter  an  die  I^ehre  vom  Geld 
schlicsst  er  hier  die  Erörterung  der  Irr- 
lehre, die  das  Geld  als  den  wahren  Reich- 
tum erklärt,  und  indem  er  die  schädlichen 
Folgen  dieser  falschen  Ansicht  entwickelt, 
führt  or  einen  wesentlichen  Teil  jener  Er- 
scheinungen in  Litteratur  und  Praxis  an. 
die  später  sein  litterarisches  Hauptwerk  in 
dem  Abschnitt  »Merkantilsystem«  kritisierte. 
So  hat  Smith  einen  ihm  auffälligen  theore- 
tischen Gedanken  mit  seinen  Ableitungen 
als  eine  Einheit  aufgefasst  und  diesem 
Komplex  zusammenhängender  Vorstellungen 
später  den  Namen  gegeben,  der  allerdings 
aus  der  praktischen  Bedeutung,  die  diese 
Anschauungen  erlangten,  gewählt  war. 

3.  Anfänge.  Die  dem  gewöhnlichen 
Leben  geläufige  Vorstellung,  dass  Geld  uud 
Reichtum  gleichbedeutend  sei,  übt  auch 
frühe  schon  auf  die  wissenschaftliche  Litte- 
ratur eitlen  Einfluss.  Von  den  klassischen 
Autoren  z.  B.  lässt  sie  Xenophon  in  der 
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Schrift  über  die  Einkünfte  Athens  au  klingen, 
während  umgekehrt  der  pseudoplatonische 
Dialog  Eryxias  dagegen  ankämpft  und 
Aristoteles  das  Verhältnis  zwischen  den 
beiden  Kategorieen  eine  Streitfrage  nennt. 
Aber  ;ds  weitreichender  Grundgedanke 
für  die  Gestaltung  der  auswärtigen  Handels- 
politik kommt  das  Ziel.  Edelmetalle  in  das 
Land  zu  ziehen,  erst  am  Ausgange  des 
Mittelalters  zur  Geltung.  Damit  entwickelten 
sich  rasch  aus  der  ersten  Grundidee  noch 
andere  Folgerungen,  die  als  Bestandteile 
des  Merkantilismus  aufzufassen  sind.  Nament- 
lich war  es  England,  wo  sich  eine  solche 
klare  und  innerlich  folgerichtige  Handels- 
politik ausbildete.  Schon  Baco  hat  bemerkt, 
dass  in  England  am  finde  des  Mittelalters 
neue  wirtschaftliche  Gedanken  zur  Herr- 
schaft kamen.  Wie  er  sagt,  wurden  vorher 
reichliche  Genussmittel  angestrebt,  nach  dem 
Umschwung  diejenigen  Besitztümer,  die 
Uebergewicht  und  Macht  über  andere 
Nationen  verschaffen.  Er  irrt  nur.  wenn 
er  Heinrich  VII.  als  den  Begründer  der 
neuen  Politik  darstellt.  Sie  ist  in  Wahr- 
heit ein  volles  Jahrhundert  älter  und  l>e- 
ginnt  in  dem  Augenblicke,  als  nach  dem 
Tode  Eduards  III.  das  Parlament  unter 
dem  schwachen  Riclxard  II.  auf  die  Staats- 
verwaltung den  entscheidenden  Einfluss  er- 
langt. Das  >gutc  Parlamente  klagt  1381, 
»dass  Gold  und  Silber  in  Geld,  Geräten  und 
Schmuck  und  durch  den  Wechselverkehr 
ausser  Landes  gehe,  so  dass  keines  im 
Lande  zurückbleibt,  was,  wenn  es  länger 
geduldet  würde,  zur  Zerstörung  des  Reiches 
führen  müsste,  was  Gott  verhüte.«  Man 
begann  jetzt  ein  neues  handelspolitisches 
System  auszubilden,  das  die  Verdrängung 
der  fremden  Kaufleute,  die  Hebung  der 
nationalen  Schiffahrt,  die  Vermehrung  des 
Geldvorrates  im  Lande  zum  Ziele  hatte. 
Die  Gesetzgebung,  die  dazu  diente,  war 
lange  vor  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
abgeschlossen.  Sie  bestand  in  den  zwei 
Massnahmen  einer  • genauen  Regelung  so- 
wohl der  Warenausfuhr  als  der  Warenein- 
führ. Die  englischen  Ausfuhrprodukte  waren 
im  Stapel  vereinigt,  d.  h.  sie  durften  nur 
an  den  Stapelorten  verkauft  werden,  und 
die  Stapelorte  waren  auf  den  Kontinent 
verlegt,  so  dass  englische  Kaufleute  es 
waren,  die  den  Gewinn  aus  dem  Transport 
und  der  Vermittelung  zogen  und  englische 
Schiffe  Frachten  erhielten.  Auch  hatten 
die  Vorsteher  des  Stapels  darüber  zu  wachen, 
dass  für  die  begehrtesten  englischen  Waren 
ein  Teil  des  Gegenwertes  in  barem  Gelde 
ins  Land  zurückgebracht  wurde.  Hinsicht- 
lich der  Warencinfuhr  ergingen  die  sogen. 
Statutes  of  employment ; das  umfassendste 
dieser  Gesetze  ist  wohl  das  vom  Jahre  1440 ! 
(18  II.  VI.  c.  4).  Dauach  hatten  die  fremden  i 
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Kaufleute,  die  Waren  in  das  Land  brachten, 
den  Erlös  vollständig  in  englischeu  Waren 
anzulegen ; sie  mussten  einheimische  Gast- 
freunde  annehmen,  die  «die  ihre  geschäft- 
liche Thätigkeit  aufmerksam  verfolgten  und 
für  die  pünktliche  Beachtung  der  gesetz- 
lichen Vorschrift  sorgten.  Auch  der  eng- 
lische Kaufmann  wird  verpflichtet,  wenn  er 
Wechselbriefe  auf  das  Ausland  verkauft, 
ihren  Wert  iu  englischen  Waren  zu  expor- 
tieren. 

Dieses  wohldurchdachte  System  der  Han- 
delspolitik hat  die  Aufgabe,  für  die  es  be- 
stimmt war.  Jahrzehnte  hindurch  gelöst  und 
hat  sich  erst  unwirksam  gezeigt,  als  die 
thutsächlichen  Voraussetzungen  aufhörten, 
auf  denen  es  beruhte.  Namentlich  hatte  es 
zur  Voraussetzung,  dass  englische  Kaufleute 
die  heimischen  Produkte  exportierten,  aus- 
ländische die  Erzeugnisse  der  Fremde  ins 
Land  brachten.  Um  die  Wende  des  neuen 
Jahrhunderts  aber  begannen  die  sogen. 
Merchant  adventurers  ihre  umfassende  Thä- 
tigkeit zu  entwickeln,  die  zugleich  in  der 
Ausfuhr  und  Einfuhr  von  Waren  bestand. 

Dieselben  Gedanken  merkantilistischen 
Charakters,  die  in  der  englischen  Handels- 
politik des  15.  Jahrhunderts  einen  besonders 
deutlichen  Ausdruck  finden,  fehlten  damals 
auch  bei  anderen  Nationen  nicht.  Hervor- 
zuheben  ist  Spanien,  wo  nicht  nur  Geld- 
ausfuhrverbote bcstauden,  sondern  auch  der 
Warenexport  und  die  Schiffahrt  nachdrück- 
lich unterstützt  wurden.  Unter  Isabella 
kommt  dazu  in  näherer  Uebereinstimmung 
mit  den  englischen  Einrichtungen  die  Vor- 
schrift für  die  fremden  Kaufleute,  ihren 
Erlös  in  spanischen  Eizeugnissen  anzulegen. 
Auch  wurde  für  die  Ausfuhr  nur  die  Hälfte 
des  Zolls  erhoben,  der  auf  den  importierten 
Waren  lastete. 

Einen  grossen  Teil  des  16.  Jahrhunderts 
hindurch  hat  der  mächtige  Umschwung,  der 
sich  auf  allen  Gebieten  der  Produktion  voll- 
zog, und  ganz  besonders  die  so  lange  uner- 
klärt gebliebene  Preissteigerung  aller  Waren 
das  Urteil  verwirrt.  Auch  die  gesteigerten 
finanziellen  Bedürfnisse  hinderten  vielfach 
die  Durchführung  einer  konsequenten  Han- 
delspolitik. Die  merkantilistiscuo  Grundan- 
schauung, dass  das  Geld  im  Lande  ver- 
mehrt werden  müsse,  blieb  bestehen,  aber 
von  den  weiteren  Folgerungen  aus  dem 
Princip  wurde  über  den  nächsten  An- 
sprüchen, zu  denen  augenblickliche  Notstände 
drängten,  bald  die  eine,  bald  die  andere 
vernachlässigt.  So  will  die  englische  Denk- 
schrift aus  dem  ersten  Viertel  des  16.  Jahr- 
hunderts. die  dem  Clement  Armstrong  zu- 
geschrieben wird,  zwar  das  Geld  des  Luules 
vermehrt  wisseu,  aber  den  auswärtigen 
Handel  bekämpft  sie  mit  Leidenschaft.  Die 
Politik  der  spanischen  Cortes  unter  Karl  V. 
Auflage.  V.  J8 
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erstrebt  verböte  «ler  Goldausfuhr,  aber  um 
der  Teuerung  im  Lande  zu  begegnen,  be- 
günstigt sie  «lie  Einfuhr  fremder  Manufakte. 
Vollends  in  Deutschland  erscheinen  die 
litterarischen  Werke  und  die  ]*olitischon 
Dokumente  mit  Klagen  über  die  mannig- 
fachen Missstände  der  Zeit  augefüllt  und 
nur  in  geringem  Masse  von  allgemeinen 
theoretischen  Erwägungen  beherrscht. 

In  England  aber  entwickelte  sich  all- 
mählich eine  Macht  der  Öffentlichen  Meinung, 
die  in  unabhängigen  Schriftstellern  ihren 
Ausdruck  fand,  und  die  Kritik,  der  sie  die 
staatlichen  Einrichtungen  und  Massnahmen 
unterwarf,  hatte  das  Bedürfnis,  sich  auf  ein- 
fache Grundsätze  von  umfassender  Giltig- 
keit zu  stützen,  wie  sie  sich  in  den  merkan- 
tilistisehen  Vorstellungen  darboten.  Von 
der  Mitte  des  IG.  Jahrhunderts  an  werden 
diese  in  der  Litteratur  immer  häufiger  aus- 
gesprochen und  zu  Schlussfolgerungen  be- 
nutzt. Namentlich  der  Satz,  dass  «ler  auf 
der  Geldvermehrung  beruhende  Reichtum 
durch  das  Verhältnis  der  Wareneinfuhr  zur 
Warenausfuhr  bestimmt  wird,  begegnet  bei 
zahlreichen  Schriftstellern.  In  der  ausge- 
zeichneten Schrift  A discourse  of  the  com- 
mon weal  of  this  realm  of  England,  die 
man  früher  unter  einem  anderen  Titel 
kannte  und  einem  W.  Stafford  zuschrieb, 
die  aber  wahrscheinlich  von  John  Haies 
und  jedenfalls  im  Jahre  1549  oder  1550 
verfasst  ist,  ist  der  Gedanke  in  folgender 
Form  ausgesprochen:  »Wir  müssen  uns 

immer  in  acht  nehmen,  dass  wir  nicht 
mehr  von  den  Ausländern  kaufen , als 
wir  ihnen  verkaufen;  denn  so  würden 
wir  uns  arm  und  sie  reich  machen.« 
In  einer  anderen  Abhandlung  aus  derselben 
Zeit  heisst  es:  »Das  einzige  Mittel,  damit 
viel  Edelmetall  aus  fremden  Staaten  in  die 
Münzstätten  des  Königs  gebracht  wird,  l>o- 
steht  darin,  dafür  zu  sorgen,  dass  eine  grosse 
Menge  unsrer  Waren  jährlich  über  die  So«1 
und  eine  kleinere  Menge  der  ihrigen  zurück 
hierher  gebracht  wird.«  1580  vergleicht 
Hitchcoek  in  A politic  plat  den  Wert  der 
Waren,  die  aus  ‘Frankreich  l>czogen,  und 1 
derjenigen,  die  dahin  verkauft  wurden.  Der- 
artige Betrachtungen  waren  nicht  neu;  sie 
begegnen  zwei  Jahrhunderte  früher  in  den 
Gutachten,  die  das  Parlament  1381  über, 
das  Münzwesen  des  Landes  bei  Saehver- 1 
ständigen  einholte.  Damals  hatte  (nach  den 
Kolls  of  Parliament  vol.  ill)  Richard  Ix've 
erklärt,  dass  kein  Geld  nach  England  käme 
und  das  englische  Geld  abnehme,  weil  das 
Land  zu  viel  fremde  Ware,  Spezereien. 
Kurz  waren,  Elfenbein  und  Edelsteine  ver- 
brauche; Crantreu  hatte  gesagt,  man  solle 
keinen  grösseren  Wert  fremder  Waren  im 
hmdc  verbrauchen,  als  einheimische  Waren 
exportiert  würden,  dann  bleibe  das  Geld  j 


nn  l^ande.  Ganz  in  demselben  Sinne  harr?* 
auch  Ricliard  Aylesbury  seine  Meinung 
dahin  abgegeben,  »wenn  nicht  ixrchr  fremd* 
Waren  in  das  Land  kämen,  als  der  Wert 
der  exportierten  einheimischen  betrage,  go 
würde  das  vorhandene  Geld  im  La ad* 
bleiben  und  dazu  noch  viel  vorn  Auslände 
kommen.«  Die  gleichen  Gedanken  sind  es. 
die  auch  bei  den  Schriftstellern  des  IG.  Jahr- 
hunderts Vorkommen,  aber  auch  von  diesen 
erfasst  und  angewendet,  erfuhren  sie  bald 
(*ine  wesentliche  Weiterbildung. 

4.  Die  Blütezeit  im  17.  Jahrhundert. 
Mit  dem  Beginne  des  17.  Jahrhunderts  wird 
nämlich  in  England  eine  neue  Ausdruck- 
weise der  lange  geläufigen  Wahrheit,  dass 
der  Unterschied  zwischen  der  Grösse  der 
Warenausfuhr  und  derjenigen  der  Warc-n- 
j ei  »fuhr  den  Geldvorrat  bestimme , allgv*- 
| mein  gebräuchlich.  Mau  verdeutlicht  sich 
die  Erscheinung  durch  das  Bild  des  Aus- 
I schlags,  der  bei  ungleichen  Gewichten  an 
der  Wage  eiutritt : nicht  mehr  als  Mengen- 
unterschied  (overplus),  sondern  als  Ge- 
w i c h t s Überschuss  (overbalanoe)  wird  die 
Differenz  aufgefasst.  Jedenfalls  im  Jahr?1 
1001  in  Malines’  (Janker  of  England  s eom- 
j monwealth  findet  sich  diese  Art  «ier  Ver- 
sinnlichung  für  die  bedeutungsvolle  Lehre. 
Auch  dem  Thomas  Mun  ist  schon  in  seiner 
ersten  Schrift  von  1621  das  Bild  geläufig. 
»Sobald  der  Wert,«  sagt  er,  »der  von  uns 
1 ausgeführten  Waren  das  Uebergewicht  hat 
(overbalance)  über  alle  die  ausländischen 
Waren,  die  iu  dieses  Königreich  eingeführr 
und  da  verkauft  werden,  dann  muss  der 
Ueberrest  unseres  Vorrats,  der  weggesandt 
wird,  notwendig  als  bares  Geld  zu  uns  zu- 
rück kehren.«  Das  Hauptwort  von  der 
»Wagschale«  und  von  der  >Balanz«  (engL 
balance  =.-  Wage)  des  Handels  (scale  of 
commerce  und  balance  of  tra«le)  wurde  von 
Misseiden  1623  angewendet  und  der  Aus- 
druck Handelsbilanz  auch  in  den  Titel  einer 
Schrift  aufgenommen.  Indem  sich  aber  ge- 
rade die  Grösse  des  Unterschieds  zwischen 
Wareneinfuhr  und  Warenausfuhr  in  einen 
eigenen  Begriff  mit  besonderer  Bezeichnung 
verwandelt,  findet  sie  noch  eine  vermehrte 
Beachtung  und  drängt  die  Rücksicht  auf  die 
unmittelbare  Gestaltung  des  Geldvorrates  in 
den  Hintergrund.  Weil  man  in  der  Handels- 
balanz  die  tiefere  Ursache  des  Geldvorrates 
findet,  will  man  nur  noch  auf  diese  Ursache, 
nicht  unmittelbar  auf  den  Vorrat  eingewirkt 
wissen.  Schon  Misseiden  sieht  nicht  in 
Verboten  der  Geldausfuhr,  nicht  in  künst- 
lichen Massnahmen  der  Münzpolitik,  nicht 
in  der  Beeinflussung  des  internationalen 
Zahlungswesens,  sondern  nur  in  der  güns- 
tigen Gestaltung  des  Warenhandels  das 
Mittel,  wodurch  die  Bereicherung  des  Lan- 
des herbeigeführt  werden  soll.  Aber  eist 
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Mun  hat  durch  einen  neuen  Gedanken  vom 
Standpunkte  des  Merkantilsystems  seihst  aus 
die  Lehre,  dass  kein  Geld  ausser  Landes 
gehen  dürfe,  endgiltig  widerlegt.  Er  hat 
nämlich  die  für  den  Warenverkehr  schon 
anerkannte  Lehre  von  der  Balanz  auch  auf 
den  Geld  verkehr  erweitert,  hat  ausgeführt, 
dass  es  auch  heim  Geld  nicht  auf  den  Be- 
trag, der  weggeführt  oder  ins  Land  gebracht 
wird,  ankomme,  sondern  auf  die  Grösse  des 
Unterschieds  zwischen  Metalleinfuhr  und 
Metallausfuhr.  Diese  Entwickelung  liat  er 
zuerst  in  einer  1G28  im  Aufträge  der  ost- 
indischen Kompagnie  an  das  Parlament  ge- 
brachten Denkschrift  der  Öffentlichkeit  vor- 
gelegt. Darum  hielt  aber  Mun  doch  an  dem! 
Grundgedanken  des  Merkantilismus  fest,  von 
dem  er  z.  B.  in  folgender  Ausführung  eine  j 
verständliche  Rechenschaft  gegeben  hat : 
»Jedermann  weiss,  dass  der  Reichtum  oder 
die  ausreichende  Befriedigung  jedes  König- ! 
reichs.  Staates  oder  Gemeinwesens  im  Be- 
sitze der  Dinge  besteht,  die  für  das  bürger- 
liche Leben  notwendig  sind.  Diese  ausrei- 
chende Befriedigung  ist  zweifacher  Art;  diel 
eine  ist  natürlich  und  stammt  aus  dein  Linde  ' 
selbst,  die  andere  ist  künstlich  und  beruht 
auf  der  Thätigkeit  der  Bewohner.  Um  gut  I 
zu  leben,  um  zu  blühen  und  reich  zu  wer- 
den, müssen  wir  Mittel  finden,  durch  den 
Handel  unseren  Ueberfluss  zu  verkaufen,  um 
uns  dadurch  mit  dem  Bargeld  und  mit  den 
Erzeugnissen  des  Auslandes  zu  versehen  und 
auszustatten.« 

Auch  in  den  nächstfolgenden  Generationen 
waren  iu  England  die  merkantilistischen 
Gedanken  keine  Fessel  für  die  Forschung. 
Sie  werden  von  allen  Schriftstellern  festge- 
halten, aber  die  Erfahrung,  die  sich  aus  «len 
Zeitereignissen  ergiobt,  und  «ler  Scharfsinn 
hervorragender  Denker  führten  doch  zu 
immer  ueuen  Einsichten.  Das  System  zeigte 
sich  elastisch  genug,  dass  sich  innerhalb 
seines  Rahmens  die  natürlichen  Gegensätze 
aussprechen  und  die  bedeutenden  sowohl 
wie  die  untergeordneten  Geister  seine  Auf-  j 
fassung  und  Ausdrucks  weise  anwenden 
konnten.  Freilich  der  bleibende  Wert  der 
wichtigsten  Schriften  des  Jahrhunderts  liegt 
nur  in  denjenigen  Lehren,  die  von  den  Yer-  i 
fassern  ganz  unabhängig  von  dem  merkan- 
tilistischen  Gedankenkreise  entwickelt  wur- 
den, während  umgekehrt  jene  Schriftsteller, 
die  einzig  mit  merkantilistischen  Grund- ; 
Sätzen  theoretische  oder  praktische  Fragen 
zu  lösen  unternehmen,  im  Liufc  der  Zeit 
immer  weniger  ein  richtiges  Ergebnis  er- 
zielen. Der  königliche  Handelsrat  bekennt  1 
sich  in  einem  Gutachten  vou  1660  zur  Lehre 
von  der  Handelsbilanz;  aber  er  modifiziert 
sie  dahin,  dass  auch  bei  einem  aktiven  Stand 
der  Bilanz  eine  Geldeinfuhr  in  beliebiger 
Höhe  nur  geschieht,  wenn  die  Wiederaus- 


fuhr nicht  durch  Staatsgebot  verhindert  ist. 
Ein  Petty  nimmt  keinen  Anstand,  Argumente 
zu  gebrauchen,  in  denen  Edelmetall  und 
Reichtum  als  gleichbedeutend  behandelt 
werden ; aber  seine  Grösse  beruht  darin, 
dass  seine  letzten  Ergebnisse  zutreffend  und 
neu  sind,  dass  er  z.  B.  der  Einschränkung 
der  überseeischen  Kolonisation,  der  Befrei- 
ung des  Handels  das  Wort  redet.  Selbst 
Dudley  North,  der  den  schroffsten  Gegen- 
satz zu  einem  Merkantilisten  bilden  würde, 
wenn  man  unter  einem  solchen  sich  einen 
Schriftsteller  vorstellt,  der  sich  in  {dien 
seinen  gesetzgeberischen  Vorschlägen  nur 
von  dem  Streben  nach  der  Vermehrung  des 
Geldvorrates  leiten  lässt,  geht  in  seinen 
Entwickelungen  ganz  unbefangen  davon  aus, 
dass  -die  Nationen  reich  werden,  indem  sie 
im  auswärtigen  Handel  Silber  und  Gobi  im- 
jwrtieren  und  es  aufspeichcru«.  So  verträgt 
sich  ein  gewisses  Mass  merkantUistischer 
Denkweise  uoch  am  Ende  des  17.  Jahrhun- 
derts mit  einem  wirtschaftlichen  Blick  vou 
seltener  Weite.  Nur  diejenigen  Schriftsteller 
sind  engen  Geistes,  die  auch  damals  noch 
das  Merkantilsystem  bis  in  seine  äussersten 
Konsequenzen  zu  verfolgen  und  es  in  dieser 
Gestalt  als  die  Grundlage  der  Handelspolitik 
zu  empfehlen  suchten.  Von  ihnen  sind  die 
Verfasser  des  British  merchant  or  commerce 
preserv'd  (1713)  und  Joshua  Gee,  dessen 
Werk  The  trade  and  navigation  of  Great- 
Britaiu  coneidered  (1729)  heisst,  zu  nennen. 

Auch  der  Entwickelung  der  englischen 
Handelspolitik  im  17.  und  im  beginnenden 
18.  Jahrhundert  hat  der  Merkantilismus  in- 
folge der  mannigfachen  Interessen,  auf  die 
er  Rücksicht  nahm , keine  allzu  lästigen 
Schranken  gezogen.  Andererseits  stellte  er 
doch  ein  theoretisches  Princip  dar,  wodurch 
die  Staatsmänner  für  ihre  Massnahmen 
höhere  Gesichtspunkte  gewannen.  Aller- 
dings Hessen  sich  die  gewaltsamen  Schritte, 
die  in  dem  Jahrzehnt  von  1050 — 1G60  durch 
Navigationsgesetze  und  ihre  kriegerische 
Verteidigung  gegen  die  im  Handel  rivalisie- 
renden Holländer  ergriffen  wurden,  mit  be- 
sonderem Recht  als  merkantilistisch  be- 
zeichnen. Aber  es  vertrug  sich  auch  mit 
demselben  System,  dass  man  am  Anfänge 
des  18.  Jahrhunderts  mit  Portugal  und  so- 
gar mit  Frankreich  Handelsverträge  schloss, 
und  dass  1721  Wal  pole  das  neue  Princip 
aufstellte,  es  sei  dem  Lande  nützlich,  wenn 
sich  die  Einfuhr  von  Rohstoffen  vermehre. 

Wie  in  England  wurde  auch  anderwärts 
schon  am  Anfänge  des  17.  Jahrhunderts 
entwickelt,  dass  es  die  Einfuhr  und  Ausfuhr 
der  Waren  sei,  wonach  sich  der  Geldvorrat 
der  Länder  gestalte.  Auch  die  praktische 
Folgerung  wurde  an  diese  Betrachtung  ge- 
knüpft, dass  der  Staat  besser  thue,  auf  die 
Ausfuhr  von  Fabrikaten  hinzuwirken,  als 
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direkt  in  den  Geldumlauf  einzngreifen.  Wie ; Dagegen  haben  auch  noch  während  des  is. 
diese  Wahrheit  in  England  von  Missolden  .lahrhunderts  viele  französische  Schriftsteller 
gegenfll»or  der  abweichenden  Anschauung  die  Prineipien.  die  er  L»foIgt  hatte,  als  den 
Malines'  entwickelt  wurde,  so  war  sie  schon  Inbegriff  einer  richtigen  Politik  verteidigt, 
ein  Jahrzehnt  früher  (1G1H)  in  Italien  von  so  M<don.  ForlMiiinais,  Necker. 

«lein  Neapolitaner  Antonio  Sero»  gegen  den  Eine  gewisse  Parallele  zu  der  englischen 
Minister  de  Santis  mit  liewupdernswortor  Ent  wickehing,  eine  Anpassung  des  Systems 
Klarheit  dargelogt  worden.  an  verschiedene  wiitsehaftliche  Standpunkte. 

In  Frankreich  erscheint  schon  am  Ende  lässt  sieh  noch  in  anderen  Iündern,  in  Hol- 
des IG.  Jalirlmnderts  ein  Schriftsteller,  der  land  »»wohl  wie  in  S|>aiiien  beol»aehten.  In 
diesellte  fortgeschrittenere  Auffassung  des  diesem  letzteren  Linde  hat  am  Anfänge  de> 
Merkantilismus  vertritt.  Harthclemy  de  l,af-  17.  Jahrhunderts  Medina  «1**1  Camjxi  die 
femas.  Er  hat  im  Zeitalter  Heinrichs  IV.  Lehre  von  der  Handelsbilanz  deutlich  eut- 
naehdrüoklich  dafür  gewirkt,  dass  die  Fabri-  wickelt,  zwanzig  Jahre  später  Saneho  de 
kntion  der  kostl»areron  tiewebe  in  Frankreich  Moncada  die  Beförderung  der  Industrie 
oingefilhrt  werde:  er  hat  ein  sichereres. empfohlen.  Fm  die  Mitte  des  Jahrhunderts 
Mittel,  um  »vom  Auslände  kaufen  zu  können,  liekcnnt  sich  Martinez  de  Mata  schon  zu 
ohne  den  Beutel  zu  ziehen',  darin  gesehen  einer  viel  freioivn  Auffassung,  indem  er  die 
als  iu  dem  Verbote  der  (icldausfuhr.  In  Industrie  hauptsächlich  als  das  Mittel  der 
ähnlichem  Sinne  gehalten,  aber  umfassender  Hcsehäftigung  und  des  l'ntcrlialts  der  Be- 
ist das  Werk  von  Montchrctien,  Traiete  de  völkcrung  betrachtet.  bis  sich  zuletzt  eine 
Foeconomie  politi<|iie  (1G1">):  darin  ist  na-  anonyme  Denkschrift  1686  zu  Anschau- 
nientlieh  auch  noch  die  Pflege  der  Schiff-  ungen  erhebt,  die  an  das  Sinithsche  Industrie- 
fahrt, die  Entwickelung  der  Kolonioen.  die . System  anklingen  und  nicht  im  Hold  und 
Fortweisung  der  fremden  Kaufleute  aus!  Silber,  sondern  »in  dem  kostl  wirst  on  Metall, 
dem  I^uide  empfohlen.  Der  in  so  vielen  dem  Scliweiss,  der  auf  der  Stirne  ]>erlt'. 
Beziehungen  dem  Zeitalter  vorausgeeilte  die  einzig  zuverlässige  (Quelle  staatlicher 
Emeric  de  1 jtcroix  (vgl.  d.  Art.  Frei  hau-  Grösse  und  nationalen  Heichtums  findet, 
delsschulc  oben  Bd.  III  S.  l‘J4s)  ist  ln  Deutschland  ist  die  Nationalökonomie 
soweit  Mei kantilist.  dass  er  auf  die  Ent wicke-  im  17.  Jahrhundert  durch  die  auswärtige 
Jung  des  auswärtigen  Handels  und  der  Litteratur  angeregt  worden.  Wir  finden 
Seefahrten  das  grösste  Gewicht  legt.  Auch  hier  einen  schroffen  Merkantilismus  in  einer 
insoferue  er  die  Staatsmänner  liehen-seht,  Zeit,  in  der  dessen  Lehrsätze  anderwärts 
kommt  der  französische  Merkantilismus  in  schon  durch  eine  Menge  neuer  Erkenntnisse 
höchst  verschiedenen  Persönlichkeiten  zum  sehr  in  den  Hintergrund  gedrängt  waren. 
Ausdruck.  F7in  Merkantilist  war  Siilly,  der  Natürlich  fand  auf  Deutschland  ein  Teil  der 
mit  aller  Strenge  die  Ausfuhr  der  Edel-  merkantilistisehen  Principien  keine  Anwen- 
metalle  unteixl rückte,  die  ausländischen  : düng  und  konnte  hier  von  den  Schriftstellern 
Luxuswaren  verbannte.  Aber  er  hielt  sich  nicht  wiederholt  werden.  Drei  Namen  ver- 
gleichsam  nur  an  die  negative  Seite  des  i treten  den  Merkantilismus  und  jeder  doch 
Systems,  indem  er  in  der  Selbstgeuügsam-  auch  vorzugsweise  eine  liesondere  Seite  da- 
keit  die  Bereicherung  des  Landes  suchte. 'von.  Becher,  dessen  Hauptwerk  1668  er- 
Fast  als  der  genaue  Gegensatz  zu  ihm  er- 1 seliien,  sieiit  in  der  Volkszahl  die  wichtigste 
schien  einem  spätci-en  Jahrhundert  Colbert,  j Grundlage  für  die  Blüte  der  Linder.  Da- 
der  doch  gerade  als  die  vollkommenste  Ver-l  gegen  hat  Horn  ick,  der  1G84  sein  berühmtes 
körpern  ng  aller  merkantilistisehen  Idceon  uns  Buch  »Oesterreich  über  Alles«  veröffentlichte, 
eutgegontritt.  Denn  in  der  Tliat  ist  seine 
Wirtschaftspolitik  so  lieschaffen,  dass  sie 
ohne  Zuhilfenahme  anderer  Erwägungen 
aus  den  Grundsätzen  des  Merkantilismus 
allein  erklärt  werden  könnte.  Damit  ist 
noch  nicht  ausgesprochen,  dass  diese  Politik 
im  wesentlichen  unrichtig  war;  aber  seine 
Massnahmen  mussten  sich  jedenfalls  bei 
ihrer  unveränderten  Fortdauer  als  unvoll- 
ständig erweisen.  Eine  spätere  Zeit,  in  der 
diejenigen  Interessen,  deren  besondere  Pflege 
sich  Colbert  nicht  zum  Ziele  gesetzt  hatte, 
von  überwiegender  Wichtigkeit  wurden,  hat 
gerade  seiuc  Unterlassungen  mit  seinem 
Namen  verknüpft,  und  Mengotti  hat  1791 
das  System,  das  die  Landwirtschaft  ver- 
naclvlässigt,  als  Colliertisinus  bezeichnet. 


die  Entwickelung  der  Manufaktur  zum 
Zwecke  der  Beschränkung  des  Verbrauches 
auf  heimische  Produkte  am  meisten  emp- 
fohlen. Der  dritte  in  der  Reihe  ist  W.  von 
Schröder,  dessen  'Schatz-  und  Rentkammen 
1686  erschien  und  der,  dem  Staate  noch 
ein  ferneres  Ziel  setzend,  den  Nutzen  des 
Abbaues  der  Edelmetalle  und  denjenigen 
des  Handels  zur  Vermehrung  des  öffent- 
lichen Reichtums  hervorhob.  Eine  Verbin- 
dung der  merkantilistisehen  Idceen  mit  den 
neuen  Erfahrungen,  welche  die  Fortschritte 
des  politischen  und  wirtschaftlichen  Lebens 
lieferten,  vollzog  sieli  in  Deutschland  erst 
im  Liefe  des  18.  Jahrhunderts  durch  Männer 
wie  Justi  und  Souiienfcls. 

5.  Niedergang.  Eine  allmähliche  Auf- 
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lösung  dos  Merkantilismus  erfolge  in  Eng- 
laml.  Indem  hier  eine  Menge  neuer  Ein- 
sichten gewonnen  wurden,  konnte  es  zuletzt . 
nicht  fehlen,  dass  dadurch  nicht  mehr  zu 
verkennende  Widersprüche  mit  den  merkan- 
tilistisehen  Grundwahrheiten  entstanden.  So 
führte  das  tief  eindringende  Studium  des 
Geldwesens  schon  Petty  und  dann  North  zu 
der  Erkenntnis  von  (len  Nachteilen  eines 
den  Bedarf  übersteigenden  Geldumlaufes. 
Schon  Petty  ist  es  auch  gewesen.  (1er  am 
Beispiel  Irlands  entdeckte,  dass  ein  I**tnd 
verarmen  kann,  wählend  seine  Warenaus- 
fuhr die  Einfuhr  immer  übersteigt,  und  er 
hat  auch,  der  merkautilistisclien  Lehre  ein- 
gedenk, es  ausgesprochen,  dass  in  dieser 
Thatsache  ein  »Paradoxon«  liege.  Die  Fort- 
schritte der  Statistik  trugen  dann  dazu  bei, 
den  Glauben  an  die  Berechnungen  der  Han- 
delsbilanz zu  erschüttern;  Davenant  hält 
wohl  noch  an  der  Theorie  fest,  verzweifelt 
aber  daran,  dass  sich  ein  praktischer  Ge- 
brauch davon  machen  lasse.  Von  grosser 
Tragweite  war  es  auch,  dass  zur  Verteidi- 
gung der  Einfuhr  indischer  Waren  jetzt  die 
Lehre  entwickelt  wurde,  es  sei  wirtschaft- 
lich, jedes  bestimmte  Produkt  mit  einer 
möglichst  geringen  Anstrengung  herzu- 
stellen. Epochemachend  wurde  durch  diese 
Erkenntnis  die  Schrift  Considerations  upon 
the  East  India  trade  (1701),  die  sich  mit 
der  merkantilistischen  Anschauung,  welche 
die  Produktionen  nach  der  Grösse  der  Be- 
schäftigung, die  sie  eröffneten,  beurteilt 
hatte,  nicht  in  Einklang  bringen  Hess.  Auch 
Nicholas  Barbons  Discourse  of  trade  (l(iüO) 
kommt  in  Betracht,  worin  gegen  die  herr- 
schende Meinung  die  Vorteile  der  Waren- 
einfuhr  und  die  nachteiligen  Seiten  der 
Warenausfuhr  auseinandergesetzt  sind.  Aber 
der  Widerspruch  zwischen  den  neuen  An- 
schauungen und  den  merkantilistischen,  die 
noch  nicht  ausdrücklich  als  falsch  oder  irre- 
führend erklärt  waren,  zog  deshalb  lange 
Zeit  die  Aufmerksamkeit  weniger  auf  sich, 
weil  der  Anfang  des  18.  Jahrhundei  ts  in 
der  Hauptsache  nur  eine  Litteratur  kürze- 
rer Abhandlungen  über  praktische  Einzel- 
fragen hervorbrachte.  Als  aber  nach  der 
Mitte  des  Jahrhunderts  James  Steuart  ein 
umfassendes  nationalökonomisches  System 
veröffentlichte,  da  ergab  es  sich  für  ihn  als 
verhängnisvoll,  dass  er  seine  scharfsinnigen 
Gedanken  und  eindringenden  Beobachtungen 
mit  einem  Ueberrest  merkantilistiseher  An- 
schauungen verband,  so  dass  sich  seine  Dar- 
legungen zu  keinem  klaren  und  festen  Bilde 
gestalteten. 

<».  Naehklänge.  Durch  die  überaus 
eingehende  Widerlegung,  die  Adam  Smith 
ihm  widmete,  ist  das  Ansehen  dos  Merkan- 
tilismus völlig  zerstört  worden.  Die  Schrift- 
steller, die  seitdem  die  praktischen  Mass- 


nahmen empfehlen  wollten,  wofür  auch  die 
Merkantilsten  eingetroten  waren,  mussten 
wenigstens  auf  eine  neue  und  eigenartige 
Begründung  bedacht  sein.  So  haben  auch 
mir  einige  wenige  Autoren  unseres  Jahr- 
hunderts es  gewagt,  obwohl  ihnen  die  Ein- 
mütigkeit der  jetzt  herrschenden  Ansicht 
bekannt  war,  merkantilistische  Grundlehren 
wieder  aufzunehmen.  Als  solche  sind  be- 
sonders zwei  Franzosen  zu  nennen,  August 
Ferrier,  Verfasser  des  Werkes  Du  gouver- 
nement  eonsidöre  dans  ses  rapports  avee  le 
commerce  (180-1).  und  Saint  Chamans,  dessen 
Nouvcl  cssai  sur  la  richosse  des  nations 
1824  erschien.  Auch  ein  deutscher  Natio- 
nalökonom. Peter  Kaufmann,  hat  sich,  wenn 
auch  viel  gemässigter  und  mit  besseren 
Argumenten,  in  einem  ähnlichen  Sinne  um 
die  Rechtfertigung  der  merkantilistischen 
Lehre  von  der  Handelsbilanz  bemüht,  ln 
neuerer  Zeit  hat  man  nicht  ohne  Grund  in 
Careys  Geldlehre  eine  dem  Merkantilismus 
verwandte  Ueberschätzung  der  Edelmetalle 
gefunden.  Sie  erklärt  sich,  wenn  wir  er- 
wägen, dass  dieser  Schriftsteller,  der  sieh 
den  im  Volke  und  hei  den  Gescliäftsmännern 
verbreiteten  Vorstellungen  anschloss  und 
ihnen  seine  Fürsprache  lieh,  dadurch  derselben 
Quelle  nahe  stand,  aus  der  ursprünglich 
auch  die  merkantilistischen  Gedanken  ent- 
nommen sind.  Gegenüber  der  Kraft  der  im 
kritischen  Denken  geschulten  Wissenschaft 
halten  sich  diese  Rückfälle  nicht  behaupten 
können.  Und  so  dürfen  wir  annehmen,  dass 
auch  künftighin  es  nicht  mehr  möglich  sein 
wird,  Lehren  und  Vorschläge  auf  solche 
scheinbare,  aber  ungenaue  wirtschaftliche 
Gruudanschauungen  zu  stützen,  wie  sie  das 
Wesen  des  Merkantilismus  ausmachen. 
Litteratur:  Jon  den  Darstellungen  der  Geschichte, 
der  Xalion ti l Ökonom ie  kommen  besonder*  in  Br- 
t rocht : Blangni,  JDstmre  de  l’econnmie  po- 
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Gustav  Cohn,  Grundlegung  der  Xalional- 
ökvnomic,  1885,  S.  !>4 — 96.  — J.  K.  Ing r<i in, 
Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre  (übersetzt- 
v.  llosddou ),  1890.  — Cossa,  fntroduzione  ullo 
stndio  dcll’  rennomio  pol iticei , ■tu  cd.,  1892, 
namentlich  S.  21>> — 288.  — Koscher.  Gcsrh.  d. 
Xat.,  1874-  — Laspegres,  Geschichte  der  volks- 
wirtschaftlichen Anschauungen  der  Xi cd e rlü ndor, 
1802 , namentlich  S.  U4  (?.  — Monographische 
Schriften  sind:  Roscher , Zur  Geschichte  der 
englischen  Volkswirtschaftslehre,  1851.  — .Jones, 
Jb'imitirc  political  cconomy,  1847,  in  Jones ’ 
Bema  ins  291 — 835.  — lleld . Careys  Soxial- 
wissenschaft  und  das  Merkanlilsystem,  1866.  — 
.Ja  lisch  ul  l , Strohtnlnaja  torgoblja  l.  — roll 
JJet/h'lng,  Zar  Geschichte  der  Handelsbilanz- 
theorie,  I,  1880.  — JJJaltnar  Sch  a cht.  I>cr 
theoretische  Gehalt  des  englischen  Merkantilismus 
(Diss.j,  1900.  — St.  Raiter,  Balance  of  trade, 
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in  flnlgruret  Dictionary  of  pnhtical  eronomy, 
>•<»/.  I,  IS'.'j.  — S.  XtchoUmn , rommercial 
sy»tcm,  ebenda.  — //f u’litn,  mcrcantilc  System, 
ebenda,  rol.  II,  1896.  • — Cu  nniiuj hu  in . Adam 
Smith  und  die  Merkantilisten,  in  der  Zeitsehr. 
f.  Staats  tc.,  1884,  S.  fl — 64.  — Eornnri,  Studio 
sopra  Antonio  Serra  e Mare’  Antonio  de  Santis, 

1880.  — flobbl,  La  concnrrema  estera  e yii 

< intirhi  eeonomisti  italiani,  1881.  — Derselbe, 
l'eronamia  poiiliea  negli  serittnri  italiani  del 
serolo  10 — 17,  1889.  — Clfmcnt,  Ilistoire  du 
Systeme  pro  t er  teil  r en  France,  1854.  — Cohn, 
Oblhert  rorneluiilirfi  in  staatirirtschaftlirher  Hin- 
sicht, in  der  Zeilschr.  f.  Staatsir.,  1869,  S.  569 
—4-if,  IS 7o,  S.  390—454.  — Hecht , ColberU 
politische  und  rolksirirlschaftliche  (iruniUtn- 
schaunntjrn,  IS  OS.  — Schmollen , Zar  Geschichte 
der  nationaldkonomisehen  Ansichten  in  Deutsch- 
land  während  der  liriormationsperiode,  in  der 
Zeilschr.  f.  Staatsir.,  1860,  lies.  S.  il't; — t>7,3.  — 
H.  ./.  llideriiluini,  ('eher  den  Merkantilismus. 
IS  70.  — March  et,  Studien  alter  die  Entwiche- 
lung  der  Vcnrultiingslehre  in  Deutschland,  1887t. 
— v.  Erdbei'y  - Krczencleirski  ,•  Johann 
Joachim  Ilecher,  1896,  S.  1—17.  — H'lrniliif/- 
h nun.  Zwei  spanische  Mrrkantilistrn , 1886.  — 
.1  us  den  Darstellungen  der  I l’i lisch nflsgeseh ich te 
sind  ron  Wichtigkeit:  Cunningham,  The 

groirlh  of  English  industry  and  commerce  during 
the  early  und  middle  uges,  1890.  — Derselbe. 
The  groirth  of  English  commerce  and  industry 
in  modern  times,  1898.  — Schau:,  Englische 
Handelspolitik  gegen  Ende  des  MillelaUen,  I, 

1881.  — llciciilu,  English  trade  and  linunce, 
chiefly  in  the  17.  Century,  1893.  — Hä  bl  er. 
Die  wirtschaftliche  Illute  Spaniens  im  Ui.  Jahr- 
hundert und  ihr  Verfall,  1SSS.  - Schmollet', 
Studien  älter  die  wirtschaftliche  Politik  Friedrichs 
des  Grossen,  II.:  Der  Merkantilismus  in  seiner 
historischen  lledentung,  im  Jahrh.  f.  Gesetzgeb., 
Vene.  u.  Volksw.  I884,  S.  15 — dl.  — Derselbe, 
Die  englische  Handelspolitik  des  17.  u.  18.  Jahr- 
hunderts, ebenda,  1899,  S.  1311 — 13 4 /. 

E.  Leser. 


Messedaglia,  Angel o, 

wurde  geh.  am  2.  XI.  1K20  zu  Villafranea  bei 
Verona,  studierte  au  der  Universität  Pavia  die 
Rechtswissenschaften  und  fungierte  von  184’) 
ab  als  Professor  des  Rechts  und  der  Staats- 
wissenschnften  an  derselben  Universität.  Messe- 
daglia ist  seit  18S8  Professor  der  politischen 
Oekonomie  und  der  Statistik  an  der  Universität 
Rom  (liest  hier  insbesondere  über  Philosophie 
der  Statistik),  ist  Senator  und  Mitglied  der 
obersten  Unterrichts  Verwaltung.  Er  gehörte 
mehrfach  der  italienischen  Deputiertenkammer 
als  Mitglied  an.  In  letzterer  sowie  im  Senat 
verteidigte  er  besonders  die  Freihandelstheorie. 
Das  50.  Lehrjubiläum  Mcssedaglias  wurde  Ende 
Juni  1895  in  weiten  Fachkreisen  gefeiert. 

Messedaglia  war  der  erste,  welcher  in 
Italien  die  Theorie  der  Statistik,  ins- 
Itesoudere  die  von  Guerry  erklärten  Gesetze 
der  grossen  Zahlen  und  zwar  in  einer 
mustergilt igen  mathematischen  Sprachgenauig- 
keit  verbreitete.  Im  Gegensätze  zu  S U s s 111  i 1 c h 


is.  diesen),  der  in  der  Regelmässigkeit  der  Er- 
scheinungen eine  göttliche  Ordnung  und  den 
Willen  der  Vorsehung  zu  erkennen  glaubte,  be- 
trachtet Messedaglia  (mit  Guillard.  Wappäns 
u.  a.)  in  seinen  Monograph ieen  über  die  Be- 
völkerungstheorie den  Menschen  innerhalb 
des  sozialen  Ganzen,  jedoch  als  zu  diesem  un- 
auflöslich gehöriges  Objekt.  Er  hält  in  diesen 
Schriften  mit  Vorliebe  den  (Juetelet sehen  Ge- 
danken des  naturgesetzlichen  Zwanges 
für  die  Massen  und  der  Freiheit  für  das 
Individuum  fest  und  sagt  u.  a.  (Studi  sulla 
po|K)lazione,  Venezia  1888):  ,.Die  Statistik  von 
der  Wahrscheinlichkeit  trennen  zu  wollen,  ist 
durchaus  unzulässig.  Denn  abgesehen  davon, 
oh  die  von  den  wichtigsten  statistischen  Zeit- 
fragen  bedingten  höheren  Arten  der  Berechnung 
bekannt  oder  unbekannt  sind,  in  beiden  Fällen 
wird  man  sich  nicht  abschrecken  lassen,  die 
Lösung  dieser  Fragen  zu  versuchen.  Mau  hofft 
dadurch . wie  in  allen  Versuchswissenschaften, 
z«  Zeiten  eine  Gewissheit,  noch  öfter  aber 
praktische  sowie  begründete  Konjekturen  aus 
ihnen  gewinnen  zu  können.  Die  .Statistik 
ist  daher  schon  an  und  für  sich  nichts  anderes 
alseineWah  rschei  n lieh  keits  rech  n un  g". 
Die  sachgemäss  angefertigten  graphischen 
Darstellungen  rechnet  Messedaglia  „zu  den 
wertvollsten  Werkzeugen  der  experimentellen 
Induktion-.  Wenn  Messedaglia  in  seinen  sta- 
tistischen und  volkswirtschaftlichen  Schriften 
die  Freiheit  des  Individuums  verteidigt, 
so  ist  es  von  Wichtigkeit,  seine  Definition  der 
Freiheit  ans  seinem  Hauptwerke  (Relazione 
critica  sulla  statistiea  etc.)  (s.  u.)  kennen  zu 
lernen:  „Freiheit  bedeutet  nur  soviel  wie  freie 
Wahl,  keineswegs  aber  eine  absolute  und  un- 
begrenzte Caprice.  Es  liegt  sozusagen  eiu  nach 
überallhin  offener  Horizont  vor;  einem  jeden 
ist  es  anheimgegeben,  sich  nach  der  einen  oder 
anderen  Seite  hin  zu  wenden,  nach  rechts  oder 
links  seinen  Weg  zu  nehmen,  nach  Belieben 
vor-  oder  rückwärts  zu  schreiten,  wie  er  es 
eben  fürs  geratenste  erachtet.  Betrachtet  man 
nac  h einiger  Zeit  das  sich  darbietende  Gesamt- 
bild, dann  ist  es  leicht  zu  konstatieren,  dass 
eine  mehr  oder  minder  grosse  Zahl  mehr  der 
einen  oder  der  anderen  Richtung  den  Vorzug 
gegeben  hat.  dass  aber  das  Verhältnis  zur  Ge- 
samtzahl . wenn  cs  nicht  absolut  das  nämliche 
bleibt , sich  nur  wenig  verändert . und  zwar 
stufenweise  sowie  mit  bestimmter  Regelmässig- 
keit. Dieser« rt  stellt  sich  im  Bilde  und 
auf  gewöhnlichem  Wege  das  allgemeine 
statistische  F u k t u m da r.  Zur  Begründung 
desselben  bedarf  es  durchaus  nicht  der  Annahme 
eines  Mangels  an  Freiheit;  es  genügt  schon  die 
Voraussetzung,  dass  die  Menschen,  so  frei  sie 
auch  immerhin  sein  mögen,  doch  von  gewissen 
Beweggründen  geleitet  werden,  sogar  bei  ihren 
grössten  Ausschreitungen,  während  der  Umstand 
nicht  ausser  acht  zu  lassen  ist.  dass  diese  Be- 
weggründe in  ihrer  Gesamtheit  vou  dem  Zu- 
sammenwirken der  zu  einer  gegebenen  Zeit  in 
der  Gesellschaft  vorherrschenden  allgemeinen 
Umstände  und  Verhältnisse  beeinflusst  und 
determiniert  werden.“ 

Messedaglia  wird  von  Cossa  <s.  u.  Wirt« 
sehaftslchre.  S.  195  und  Economia  politica, 
8.  520—521)  und  Morpurgo  is.  u.)  als  der 
erste  lebende  italienische  Nationalökonom  he- 
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zeichnet,  als  Schriftsteller  genau.  vorsichtig  und 
gemässigt.  Maurice  Block  (s.  u.,  S.  82)  rechnet 
seine  Monographien  über  Münz  wesen  und  Volks- 
wirtschaft zu  den  hervorragendsten  Schriften 
Italiens,  noch  andere  bezeichnen  seine  Arbeiten 
Uber  Staatsanleihen  und  über  Bevölkerung  zu 
den  epochemachendsten  Schriften  der  Gegenwart. 

Messedaglia  veröffentlichte  folgende  volks- 
wirtschaftlich-statistische Schriften,  chronolo- 
gisch aufgeführt,  a)  i n Buchform:  Dei  prestiti 
puhlici  e del  miglior  sistema  di  consolidazione, 
Milano  1850.  — Teoria  della  popolazione  sotto 
l'aspetto  del  metodo . Padova  1858.  — • Della 
teoria  della  popolazione  principalmente  sotto 
l'aspetto  del  metodo.  Vol  I,  Verona  1858.  — 
Le  inon  dazioui  in  Francia,  Verona  1865.  — 
Studi  sulla  popolazione,  Venezia  1800.  (Ver- 
fasser unterscheidet  hier  zwei  Arten  der  Be- 
völkerungsbewegung : die  n u m e r i s e h e welche 
die  Zn-  und  Abnahme  einer  Bevölkerung  be- 
trachtet' und  die  der  zusammensetzenden 
Teile  [welche  den  stetigen  Wert  der  inte- 
grierenden Teile  der  Bevölkerung  betrachtet]. 
— Die  „mittlere  Lebensdauer“  definiert 


V,  2 e 4:  II  calcolo  dei  valori  medii  e le  sne 
applicazioni  statistiche.  (Die  Anwendung  der 
verschiedenen  mathematischen  Theorieeu  auf  die 
Statistik  ausführend.)  — 1881.  III,  1:  La  storia 
e la  statistica  dei  metalli  preziosi,  quäle  pre- 
liminare  allo  studio  delle  presenti  questioui 
monetarie.  (Gold-  und  Silberproduktion  statistisch 
beleuchtend.)  — 1881,  VI,  3 e 4 und  1882,  VII 
1 : La  moneta  e il  sistema  monetario  in  generale. 

In:  „Discorso  inaugurale“  1880:  I/in- 
segnamento  politico-amministrativo.  — Ferner: 
Dioclcziano  e a legge  econoiuica  del  mercato 
i.Atti  dell’  Ateneo  Veneto).  — La  vita  media 
(Memoria  del  R.  Istituto  Veneto).  — Sulla 
regolazione  del  fiume  Mississipi  agli  Stati  Uniti 
d‘  America  (Atti  dell'  Istituto  Venetol. 

Vgl.  über  Messedaglia:  Emil  io  Mor- 
purgo,  Die  Statistik  und  die  Sozialwissen- 
schaften,  Jena  1877,  8.  4,  5,  22,  24,  40,  50,  53, 
00,  80,  403,  45)5,  505,  500,  507,  510  und  546. 
— v.  Sc  hu  Ilern -Schrat  tenhofen,  Die 
theoretische  Nationalökonomie  Italiens  in  neuester 
Zeit,  Leipzig  1891,  S.  10ff.,  llOff.,  119 ff.,  124, 


der  Verfasser  als  „dasjenige  Lebensquantum,  191,  197 ff.  — Cossa,  Introduzione  allo  studio 
welches  auf  jeden  Verstorbenen  kommen  würde,  dell’  Economia  politica.  Milano  1892.  S.  23.  30, 


wenn  man  die  Gesamtsumme  der  von  denselben 
durchlebten  Jahre  gleichmässig  auf  einen  jeden 
von  ihnen  verteilt“.)  — Le  statistiche  criminali 
dell’  Impero  austriaco  nel  quadriennio  1850  59, 
con  particolare  riguardo  al  Lombardo- Veneto, 
Venezia  1866—67.  (Eine  kritisch-statistische 
Musterarbeit,  welche  bei  der  Bearbeitung  der 
Kriminalstatistik  um  so  mehr  zum  Vorbilde 
dienen  sollte,  als  bekanntermassen  die  Kriminal- 
statistik in  Italien  stets  besonderer  Pflege  sich 
erfreut  hat)  — La  statistica  e i suoi  metodi, 
suo  ufficio  scientifico  e competenza  di  applicazione. 
Prolusione  al  corso  libero  della  filosofia  della 
statistica  presso  la  R.  Universitä  di  Roma. 
Roma  1872.  — La  scienza  statistica  della 
popolazione.  Prolusione  al  corso  di  statistica 
presso  la  Regia  Universitä  di  Roma,  Roma  1878. 

— Relazione  critica  sulla  statistica  morale  dell’ 
Inghil terra  comparata  alla  statistica  morale 
della  Francia,  di  M.  A.  Guerry.  Relazione 
critica,  Veneto  1875).  (In  dieser  Schrift  ent- 
wickelt der  Verfasser  mit.  vieler  Originalität  in 
der  Auffassung  die  von  Gnerrv  (s.  o.)  auf- 
gestellte  Theorie  der  Gesetzmässigkeit  der 
grossen  Zahlen.)  — e Minglietti  Marco, 
Itiordinamento  della  imposta  fondiaria.  Relazione 
Parlamentäre  snl  progetto  presentato  dal  Ministro 
delle  finanze  il  21  dicembre  1882,  Roma  1884. 

— Relazione  sul  Titolo  I del  Progetto  di  legge 
suir  imposta  fondiario,  Roma  1884.  — Prineipij 
di  economia  pura,  Firenze  1888.  — L’economia 
]iolitica.  Discorso  inaugrtrale,  Koma  1891.  — 
L’economia  politica  in  relazione  alla  sociologia 
e quäle  scienza  a se,  Roma  1891. 

bi  Im  „Archivio  di  statistica“  (Roma): 
1877 — 78,  II,  4.  La  statistica  e i suoi  metodi. 
Prelezione  al  corso  di  statistica  presso  la  R. ; 
Universitä  di  Roma.  — 1878,  II,  3:  La  scienza  | 
statistica  della  popolazione.  — 1879,  III,  4 : La 
statistica  della  criminalitä.  l’roluzione  al  corso 
di  statistica  presso  la  Regia  Universitä  di  Roma. 
14  gennaio  1879.  — 1879—80,  V.  1:  Di  aleuni 
argomenti  di  statistica  teoriea  ed  italiana.  j 
Proluzione  al  corso  di  statistica  presso  l’Uni- 


98.  100,  104,  105,  108.  520.  521,  523.  524.  — 
Annali  «li  Statistica.  Saggio  di  Biblio- 
grafia  statistica  Italiana,  3<‘  ed. , Roma  1889. 
Einleitung  von  Bodio  S.  XV.  — Block,  Les 
progres  de  la  science  Economique,  Paris  1890, 
II,  S.  82.  — de  Gubernatis.  Dictionnaire 
International  des  Evivains  du  Jour,  Florence 
1891,  S.  1378.  — Ingram.  Geschichte  der 
Volkswirtschaftslehre  (Uebersetzung  von  Rosch- 
lau),  Tübingen  185K),  3.295,  290.  — Meitzen, 
Geschichte.  Theorie  und  Technik  der  Statistik, 
Berlin  1880,  S.  01.  — v.  Mayr,  Statistisches 
Archiv,  IV,  Tübingen  185)0,  S.  35JO. 

Schm  (<lt. 
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Zollwesen. 


Methuenvertrag 

Differentialzölle  oben  Bd.  III 
106  ff.  und  Handels  vertrüge  oben 
Bd.  IV  besonders  8.  108U. 


Meusel,  Johann  Georg, 

Statistiker  und  Lifterarhistoriker,  wurde  gebo- 
ren am  17.  III.  1743  zu  Eyrichshof  in  Bayern, 
widmete  sieh  in  Güttingen  dem  Studium  der 
Philosophie  und  Geschichte,  wurde  von  der 
Wittenberger  philosophischen  Fakultät  1766  zun» 
Magister  kreiert,  1768  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor der  Geschichte  nach  Erfurt  berufen  und 
folgte  1779,  nach  Ablehnung  von  Berufungen 
nach  Giesseu  und  Jena,  einem  Rufe  als  ord. 
Professor  der  Geschichte  nach  Erlangen.  Am 
29.  IV.  1780  hielt  er  seine  akademische  An- 
trittsrede „De  ofliciis  doctoris  historiarum“,  zu 
welcher  durch  das  Programm  -De  praeciptiis 
comiuerciorum  in  Germania  epochis“  eingeladen 
worden  war.  Anlässlich  seiues  50  jährigen  Lchr- 


versitä  di  Koma,  per  l'auno  1879 — 80.  — 1880. 1 jubiläums  wurde  Meusel  im  Jahre  1816  durch 
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den  Titel  eines  Geheimen  Hofrats  ausgezeichnet. 
Er  starb  am  11).  X.  1820. 

Meusel  hat  unendlich  viel  geschrieben  und 
die  Wissenschaft  weniger  durch  neue  fruchtbare 
Gedanken  als  durch  die  tleissige  sorgsame 
Sammlung  biographischen  und  statistischen  Ma- 
terials isein  „Gelehrtes  Tentsehlund“,  5.  Aull.. 
beliandelt  beispielsweise  nicht  weniger  als 
10648  Schriftsteller  i gefordert.  Wae  hier 
(Handbuch  111.  S.  814)  nennt  ihn  „den  hoch- 
verdienten Registrator  alles  historischen  Wis- 
sens". Meusels  meistens  in  Verbindung  mit 
anderen  herausgegebenen  Sammelwerke  sind 
noch  heute  für  die  Gelehrtenwelt  wertvoll  und 
zum  Teil  unentbehrlich.  Als  Statistiker  gehörte 
Meusel  zur  Schule  Achen walls,  er  definiert  die 
letztere  in  viel  zu  engein  Sinne  als:  „die 
wissenschaftlich  geordnete  Darstellung  der  Ge- 
schliffenheit und  politischen  Verfassung 
der  Staaten“,  er  nennt  die  Statistik  deshalb 
auch  gleichwertig  „Staatskunde"  und -betrachtet 
sie  als  eine  rein  historische  Wissen- 
schaft. (Lehrbuch  der  Statistik,  4.  Anti.,  Leip- 
zig 1817,  S.  1 ff.). 

Macht  sich  in  dem  litterarischeu  Schaffen 
Meusels  eiue  grosse  Einförmigkeit  geltend,  so 
gilt  solches  auch  von  seiner  akademischen 
Wirksamkeit.  Seine  Vorlesungen  über  Univer- 
salgeschichte , Staatengeschichte , Reichsge- 
schichte, Uber  Statistik  und  Gelehrtengeschiohte 
(in  Halle  und  Erfurt  las  er  auch  über  klassi- 
sche Philologie  i hielten  sich  immer  auf  dem- 
selben konservativen  Niveau,  ohne  die  geisti- 
gen Bewegungen  seiner  Zeit  eingehender  zu 
würdigen. 

Meusel  veröffentlichte  an  aj  staats- 
wissenschaftlichen Schriften  1.  in  Buch- 
form chronologisch  aufgeführt:  Anleitung  zur 
Kenntnis  der  europäischen  Staatenhistorie,  nach 
Geb« tierischer  Lchrart,  Leipzig  1775.  2.  Aus- 
gabe, ebenda  1782,  gr.  8.  8.  Ausgabe,  ebenda 
1788.  Die  4.  durchaus  berichtigte  und  fortge- 
setzte Ausgabe  erschien  unter  dem  Titel:  An- 
leitung zur  Kenntnis  der  Europäischen  Staaten- 
geschichte, Leipzig  1S< Kt.  — Revision  der  beiden 
ersten  Bünde  der  Gottschedischen  l'ebersetznng 
von  des  Freiherrn  von  Bielefeld  Lehrhegriff 
der  Staatsknnst,  Breslau  1777.  — Leber 
Kaiser  Joseph  II.  einige  Vorlesungen,  Leipzig 
1790.  (Enthält  interessante  Mitteilungen  über 
das  Mcrkantilsystem  und  andere  Volkswirt* 
schaft  liehe  Grundsätze  und  Massregelu  Josephs  II.) 
— Lehrbuch  der  Statistik,  Leipzig  171)2: 
2.  Ausgabe,  ebenda  17U4;  8.  Ausgabe,  Leipzig 
1804 ; 4.  grösstenteils  umgearbeitete  Ausgabe, 
Leipzig  1817.  (Die  Anordnung  des  Stoffes  lehnt 
sich  an  die  von  Gatter  in  dessen  „Ideal  einer 
Weltstatistik“  aufgefUhrte  Disposition.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  ist  der  die  einzelnen 
Staaten  betreffende  Litteratnrnachwew.)  — 
Litteratnr  der  Statistik,  Leipzig  1790.  Nach- 
trag dazu  ebenda  1798:  zweiter  Nachtrag  ebenda 
1797:  2.  ganz  umgearbeitete  Auflage  des  ersten 
Bandes,  Leipzig  1806,  des  2 Bandes,  Leipzig 
1807.  ;Die  Brauchbarkeit  dieses  litterarischeu 
Qnellenwerkes  wird  nicht  unwesentlich  durch 
ein  gutes  alphabetisches  Register  erhöht,  wel- 
ches von  den  beiden  Söhnen  Meusels  angefertigt 
worden  ist. i — Vorrede  zu  Qrtloffs  Handbuch 
einer  allgemeinen  Statistik  der  königlich  preus- 
sisehen  Staaten,  Erlangen  1798.  --  Leitfaden 


zur  Geschichte  der  Gelehrsamkeit.  8 Abteilun- 
gen. Leipzig  1799  — 1810.  <;r.  8°.  iDen  Staat*- 
wissmschafteu  widmet  der  Verfasser  in  jedem 
Zeitabschnitte  einige  Kapitel.)  — Magaziu  fiir 
Geschichte.  Statistik  und  Litteratur,  1 Bänd- 
chen. Zürich  1802.  — 2.  in  Zeitschriften: 
Viele  Aufsätze  in  der  „Erlaiigischen  Litteratnr- 
zcitnng".  dessen  Herausgeber  ttnd  Direktor  Meusel 
von  1799  bis  zuni  22.  11.  1801  war.  — Allerlei 
staats  Wissenschaft  liehe  Bemerkungen  und  Auf- 
sätze im  „Gothaischen  Reichsanzeiger"  und  _Er- 
lungischen  Intelligenzblatt". 

Von  den  bi  biographisch-bibliogra- 
phisch und  historisch  - litterarischeu 
Werken  Meusels  enthalten  folgende  wichtige 
Nachrichten  und  Nachweise  über  staatswissen- 
schaftliche  Gelehrte  und  Schriftsteller:  Das  ge- 
lehrte Deutschland,  oder  J^exikon  der  jetzt 
lebenden  deutschen  Schriftsteller:  angefangen 
von  G.  C.  Hornberger,  fortgesetzt  von  Mensel. 
1.  Anti.,  Lemgo  1767:  4.  vermehrte  und  ver- 
besserte Ausgabe,  4 Teile,  ebenda  1 788—84 ; 
1.-  -9.  Nachtrag,  eltenda  1786 — 1806;  5.  durch- 
aus vermehrte  und  verbesserte  Ausgabe,  ebenda 
1796  ff.  Die  Vollendung  dieser  5.  Ausgabe  in 
28  Bänden  erlebte  Meusel  nicht  mehr.)  — Lexi- 
kon der  vom  Jahre  1700  —1800  verstorbenen 
Teutschen  Schriftsteller,  Bd.  1 — 15.  Leipzig 
1802  — 16.  — Italienische  Biographie.  Aus  dem 
Französischen,  2 Bde.,  Leipzig  1769.  1770. 
Französische  Biographie,  heransgegeben  mnd 
grösstenteils  übersetzt)  1.  Teil,  Halle  1771.  — 
Lebensbeschreibungen  merkwürdiger  Personen 
dieses  und  des  vorigen  Jahrhunderts.  1.  Teil, 
Breslau  1774.  — Litterarische  Anmerkungen 
zu  den  Biographieen  grosser  und  berühmter 
Männer  aus  der  neueren  britischen  Geschichte, 
aus  dem  Englischen.  Zilllichau  1794.  — Histo- 
risch-litterarisches  Magazin,  1.  it.  2.  Teil.  Bay- 
reuth u.  Leipzig  1785  ; 8 Teil  ebenda  1786: 

4.  Teil  ebenda  1786;  Historisch-litterarisch- 
bibliographischcs  Magazin . errichtet  von  einer 
Gesellschaft  litterarischer  Freunde  in  und  ausser 
Deutschland  und  von  Mensel  herausgegeben, 
1.  .Stück  Zürich  1788,  2.  Stück  ebenda  1790, 
8.  Stück  ebenda  1790.  4 Stück  ebenda  1791.  5. 
u.  6.  Stück  Chemnitz  1792.  7.  u.  8.  Stück  ebenda 
1794,  gr.  8.  — Bihliothecu  bist,  instructa  a B.  <». 
Stravio,  aueta  a C.  G.  Budero,  nunc  vero  a J. 
G.  Mensel  ita  degesta,  ampliticata  et  emendata 
ut  paene  novuni  opus  videri  possit.  11  vlm.  s.  22 
pts.  Lps.  1782—1804. 

ln  seinem  „Gelehrten  Deutschland-1, 5.  Aull  , 
giebt  Meusel  über  seine  litterarische  Thätigkeit 
Nachweis  au  folgenden  Stellen:  Bd.  V <17971 

5.  194—199;  X il803)  S.  287:  XI  (1805)  Si  588; 

XIV  118101  S.  554  n.  XVIII  (1821  j S.  685. 

— 

Vgl.  über  Mensel:  Steinmeyer  in  der 
! „Deutschen  Biographie",  Bd.  21.  S.  541 — 544. 
‘ — Andreas  Meyer,  Biographische  und  litte- 
rariselie  Nachrichten  von  den  Schriftstellern,  die 
| gegenwärtig  in  den  Fürstentümern  Anspach 
. und  Bayreuth  leben.  Erlangen  1782.  S.  227.  — 
F i k ense h er , Vollständige  akademische  Ge- 
lehrtengesehichte  der  Universität  Erlangen, 
Nürnberg  18(X),  II.  Abt.,  S 254  —572.  — Baa- 
der, Lexikon  verstorbener  bayerischer  Schrift- 
steller, Augsburg  u.  Leipzig  1824.  Bd.  I,  2, 
j S.  81 — 88.  — Karl  Heinrich  Rau.  Dem 
Andenken  Meusels  gewidmet  von  der  Universi- 


Digitized  by  Google 


Meusel — M iaskowski 


761 


tiit  Erlangen.  Erlangen,  gedruckt  bei  Heinrich 
Ludwig  Knnstmann,  1820.  — Eine  kleine 
Gabe  am  100jährigen  Geburtstage  des  Herrn 
Johuun  Georg  Meusel,  weiland  Geheimen  Hof- 
rats und  k.  IniversitätaprnlVssors  zu  Erlangen, 
Erlangen,  in  Kommission  der  Palmscheu  Buch- 
bandlung.  1843.  — M.  Ke  im  lein,  Unser  Er- 
langen, Erlangen  1843,  S.  95  —97.  — Molil, 
Die  Geschichte  und  Litteratur  der  Staatswissen- 
schaften, Erlangen  1855—58.  1,  8.  57.  III,  8. 
050—05-1.  — Meitzen.  Geschichte,  Theorie 
und  Technik  der  Statistik,  Berlin  1800.  S.  21 
n.  34.  — John,  Geschichte  der  Statistik,  I, 
Stuttgart  1884.  S.  72.  73.  97,  105,  132,  141.  — 
Pölitz  in  seinen  „Jahrb.  f.  Geschichte  u. 
Staatskunst“,  Leipzig  1830,  II,  S.  161.  — Bild- 
nis und  kurze  Biographie  in  C.  W.  Bocks 
Sammlung  von  Bildnissen  gelehrter  Männer, 
Bd.  3,  1791.  — Marsinnas  akademisches 
Taschenbuch  auf  das  Jahr  1792.  — Meusel, 
Gelehrtes  Deutschland,  5.  Aull.,  Bd.  V,  Lemgo 
1797,  S.  194. 

Sch  m Ult. 


Meyer,  Hermann  Rudolf, 

geh.  am  10.  XII.  1839  in  Friedeberg  in  der 
Neumark,  gest.  im  Januar  1899.  studierte  seit 
1858  in  Berlin  Geschichte.  Nationalökonomie  und 
Technologie,  wirkte  als  Amannensis  Hermann 
Wageners  seit  1807  journalistisch  auf  volkswirt- 
schaftlichem und  sozialpolitischem  Gebiete,  trat 
in  nähere  Beziehung  zu  Rodhertus,  dessen  Briefe 
an  ihn  er  später  herausgab  (s.  u.),  und  promo- 
vierte 1874  an  der  Universität  Jena.  Nachdem 
er  sich  der  konservativen  Opposition  gegen  den 
Fürsten  Bismark  angeschlossen  hatte,  wurde  er 
infolge  seiner  Schrift  ,. Politische  Gründer  mul 
die  Korruption  in  Deutschland“  (».  u.i  zu  Ge- 
fängnisstrafe verurteilt,  der  er  sich  durch  die 
Flucht  ins  Ausland  entzog. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  i n B u e h f o r nt : Der  Emanci- 
pationskampf  des  vierten  Standes,  2 Bde.,  Berlin 
1872  74.  2.  Aull.  1882.  — Die  deutschen  Banken, 
Berlin  1872  75.  — Der  Sozialismus  in  Dänemark 
>I)iss.t,  Berlin  1874.  — Politische  Gründer  und 
die  Korruption  in  Deutschland.  Leipzig  1877. 
— Briefe  und  sozialpolitische  Aufsätze  von  Dr. 
Rodbertus-Jagetzow,  heransgegeben  von  Rudolf 
Meyer,  2 Bde.,  Berlin  1880  81.  — Ursachen  der 
amerikanischen  Konkurrenz,  Ergebnisse  einer 
Studienreise  durch  die  Vereinigten  Staaten  (mit 
einer  Karte),  Berlin  1883.  — Heimstätten  und 
andere  Wirtschaft  sgesetze  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  von  t’auada,  Russland, 
China,  Indien,  Rumänien,  Serbien  und  England, 
Berlin  1883.  La  crise  internationale  de 
rindustrie  et  de  l’ngriculture,  Berlin  1885.  — 
Hundert  Jahre  konservativer  Politik  und  Litte- 
ratur, Bd.  1 (einziger):  Litteratur.  Wien  1896. 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  den  „histo- 
risch-politischen Blättern“  Jahrg. 
1891  eine  Artikelreihe  über  die  Wirkung  der 
Getreidezölle  in  Deutschland,  in  welchen  Auf- 
sätzen er  die  agrarische  Zollpolitik  bekämpfte. 

2>  in  Monats«  lirift  für  christliche  Sozialreform, 


Gesellschaftswissenschaft  etc.  Wien)  Jahrg.  XV 
(1893):  Börsenspekulation  und  Agio.  — Jahrg. 
XVI  (1894):  Die  Baisse.  — 3i  in  „Neue  Zeit“ 
(Stuttgart;:  Anbaupolitik  und  Nahrungsmittel, 

10.  Jahrg.,  I.  Bd.  — Die  sozialpolitische  Be- 

deutung der  Getreideelevatoren,  10.  Jahrg.,  II. 
Bd.  — Zur  Frage  der  Verstaatlichung  des  Ge- 
rreidehaudels,  ebendaselbst.  Das  nahende 

Ende  des  landwirtschaftlichen  Grosshetriches, 

11.  Jalug..  I.  Bd.  — Die  Rentengütergesetze  in 
I Preussen,  11.  Jahrg..  11.  Bd.  — Der  Agrarier 
i Not  und  Glück,  12.  Jahrg..  I Bd.  — Aufhebung 
I des  Identitätsnachweises,  ebendaselbst.  — Zwei 

Briefe  von  Rodhertus,  13.  Jahrg.,  I.  Bd.  — 
Landwirtschaftliche  Produktionskosten  in  zwei 
Weltteilen,  13.  Jalug..  II.  Bd.  Lebensmittel- 

veränderungen  und  -Verfälschungen.  14.  Jahrg., 
I.  Bd.  4;  Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte, Bd.  VI  (Weimar  1897):  Zur 
Geschichte  des  Normalarbeitstages,  von  H.  Sciiu- 
macber-Zarchlin.  Eingeleitet  von  Rud.  Meyer. 

Meyer  war  ein  konservativer  Volkswirt 
: aus  l'eberzeuguiig,  nicht  aus  Berechnung,  er 
i buhlte  nie  um  ein  Amt,  er  trachtete  nur  nach 
| Anerkennung  seines  selbstlosen,  nach  seinem 
Dafürhalten  historisch  notwendigen  aber  voll- 
i ständig  gescheiterten  Strebens,  das  ostelbische 
j Junkertum  zu  reformieren,  d.  h.  für  die  sozialen 
. Anforderungen  der  modernen  Zeit  empfänglich 
! zu  machen.  Den  Agrariern  wirft  er  u.  a.  vor, 
I dass  sie  der  Meinung  seien,  der  Handel  lebe 
grossenteils  auf  Kosten  der  Produzenten,  also 
| der  Landwirte,  ohne  zu  bedenken,  dass  der 
Handel  durch  seine  Vermittelungsthätigkeit 
zwischen  Urhebern  und  Konsumenten  selbst  eine 
produktive  Arbeit  vollzieht.  Sein  „Ernanci- 
patiunskaiupf  des  vierten  Standes“  (s.  o.)  gilt 
| selbst  bei  den  Sozialisten,  obwohl  Meyer  nie 
engere  Fühlung  mit  diesen  gehabt,  als  ein  seiner 
Unparteilichkeit  wegen  hoch  zu  schätzendes 
^ Werk. 

Vgl.  über  Rud.  Meyer:  WTaleker,  Geschichte 
der  Nationalökonomie,  Leipzig  1894,  S.  192  f.  — 
i Zwei  Nachrufe:  Guido  Weiss  und  Rudolf  Meyer: 
Neue  Zeit.  Jahrg.  XVII,  1898  99.  I.  Bd..  Xr.  18 
v.  28.  1.  1899. 

IAppcvt. 

—————— - 

M iaskowski,  August  von, 

' geh.  am  26.  1.  1828  in  der  (irländischen  8tadt 
; Pernan,  gest.  am  22.  XI.  1899  in  Leipzig,  stu- 
- dierte  in  Dorpat,  Berlin  und  Heidelberg,  wurde 
Decernent  der  baltischen  Civiloberverwaftnng  für 
! Agrar-  undGemeindeangelegenheiteu  und  Dozent 
i am  baltischen  Polytechnikum  in  Riga,  dann, 
i zurückgekehrt  nach  Deutschland,  1873  Privat- 
i dozent  der  Staatswisseusehaften  an  der  Uni- 
! versität  Jena,  1874  ordentlicher  Professor  der 
| Nationalökonomie  und  Statistik  an  der  llni- 
' versität  Basel.  1877  Professor  an  der  landwirt- 
schaftlichen Hochschule  zu  Hohenheim,  1881 
! ordentlicher  Professor  der  Staatswisseusehaften 
an  der  Universität  Breslau,  1889  an  der  Uni- 
versität Wien.  1891  an  «1er  Universität  Leipzig. 

v.  Miaskowski  war  während  seines  Breslauer 
Aufenthaltes  Mitglied  des  preussischcn  Landes- 
ökonomiekollegiums und  des  deutschen  Land- 
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Wirtschaftsrates ; von  1890-  91  geliürte  er  der 
k.  k.  statistischen  Oentralkomiuisaion  in  Wien 
als  Mitglied  an.  Im  Jahre  1891  wurde  er  Mit- 
glied des  internationalen  statistischen  Instituts. 

Er  veröffentlichte  au  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Ge- 
bundenheit. des  Grund  und  Bodens  durch  Fa- 
milienfideikommisse, Jena  1873.  (Hab. -Sehr.) 

(Bes  Abdr.  aus  den  Jabrb.  f.  Nat.]  — Isaak 
Iselin.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Volks- 1 
wirtschaftlichen,  sozialen  und  politischen  Be- 
strebungen der  Schweiz  im  18.  Jahrhundert,  I 
Basel  187;').  — Die  Verfassung  der  Land-,  Alpen- 

und  Forstwirtschaft  der  deutschen  Schweiz  in  S0Weit  als  erschienen  i 
ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  vom  13. 

Jahrh.  bis  in  die  Gegenwart.  Basel  1878.  — Die 
schweizerische  Allmend  in  ihrer  geschichtlichen 
Entwickelung  vom  13.  Jahrh.  bis  in  die  Gegen- 
wart (in  den  „Staats-  und  sozial  wissenschaft- 
lichen Forschungen“,  hrsg.  von  Schmoller,  II. 

Bd.,  4.  Heft),  Leipzig  1879.  — Das  Kranken- 
und  Begräbnis  Versicherungswesen  der  .Stadt 
Basel,  Basel  1880.  — Das  Erbrecht  und  die 
Grundeigentumsverteilung  im  Deutschen  Reiche. 

Ein  sozialwirtschaftlicher  Beitrag  zur  Kritik 
und  Reform  des  deutschen  Erbrechts.  2 Ab- 
teilungen (in  den  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.,  Bd.  20 
u.  25),  Leipzig  1884  u.  1886.  - Agrarpolitische 
Zeit-  u.  Streitfragen.  Vorträge.  Referate  u 
Gutachten,  Leipzig  1889.  — Das  Problem  der 
Grundeigentumsverteilung  in  geschichtlicher 
Entwickelung.  (Vortrag,  gehalten  beim  Antritt 
an  der  Wiener  Universität.)  Leipzig  1890. 

[Dieser  Vortrag  erschien  auch  in  französischer  ' 1 

Sprache  in  der  Revue  d'econotnie  politique,  1890.] 

— Lorenz  von  Stein  (Gedenkrede),  Leipzig  1890. 

— Die  Anfänge  der  Nationalökonomie,  i Vor- 
trag, gehalten  beim  Antritt  des  akademischen 
Lehramts  an  der  Universität  Leipzig ) Leipzig 
1891.  (Dieser  Vortrag  erschien  auch  in  fran- . 
zösischer  Sprache  in  der  Revue  d’economie , »chaft liehen 


insbesondere  die  Organisation  des  bäuerlichst 
Kredits,  ebd.  1889.  (Verhdlg.  der  am  28  tt 
29.  IX.  1888  in  Frankfurt  a.  M.  abgeh.  GeBerzl- 
versammlung.)  — 6)  In  diesem  ..Handw  1 
Staatsw.“!.  Aufl.  die  Artikel:  Altenteil.  Al«®- 
teilsverträge,  Anerbenrecht. 

Ausserdem  hat  von  Miaskowski  kleiner-! 
Aufsätze.  Besprechungen  etc.  in  den  Jabrb.  1 
Nat.  u.  Stat.,  in  dem  Jahrh.  f.  Ges.  n.  Verv 
und  in  anderen  Zeitschriften  veröffentlicht.  Mu- 
kowski  war  ferner  der  Herausgeber  folgen*!?» 
Sammelwerkes:  Staats-  und  sozial  wissenschaft- 
liche Beiträge,  Bd.  I — III. 


Leipzig  1892-18P7 


Hrd. 


Michaelis,  Otto, 


geh.  am 
gest.  am 
Bonn  und 
folge  der 


12.  IX.  1826  in  Lübbecke  in  Westfalen. 
8.  XII.  1890  in  Berlin,  studierte  in 
Berlin  die  Rechte,  widmete  sich  in- 
1848er  Bewegung  der  Journalistik. 


politique,  1892.] 

b)  in  Zeitschriften  und  Sa m tu e 1 - 
der  „Baltischen  Mö- 


we rken  etc.:  I)  In 
natsschrift“:  Karl  Grass,  XXVII. 

Arnold  von  Tidehöhl,  XXX.  Bd.  — 2)  in  der 
„Deutschen  Rundschau",  Bd.  81  (1894): 
Die  Reform  der  preussischen  Agrarverfassung 
und  die  Berliner  Konferenz.  — Bd.  84 
Wilhelm  Roscher  (1817-94);  dasselbe  fran- 
zösisch in  Revue  d’economie  polit.,  9*'  nunee 
(1895).  — 3)  In  den  „Jahrh.  f.  Ges.  u. 
V e r w.“ : Georg  Haussen  (5.  Julug.).  — 

Sozialpolitisches  aus  den  Schweizer  Alpen 
(5.  Jahrg.).  — Zur  Geschichte  der  Verän- 
derungen in  der  Verteilung  des  Grundeigen- 
tums (6.  Jahrg.).  — Zur  deutschen  Kolonial- 
politik  der  Gegenwart  (9.  Jahrg.).  — Ueber  die 
landwirtschaftlichen  Enqueten  der  Neuzeit  mit 
spccieller  Rücksicht  auf  England,  Frankreich, 
Baden  und  Prenssen  (9.  Jahrg. i.  — 4)  ln  den 
Mitteilungen  der  „Gesellschaft  öster- 
reichischer Volks  w i r t e“ : Zur  österreich- 
ungarischen  Währungsreform  (1890).  — 5)  In 
den  „Schriften  des  V.  f.  Sozialp.“, 
Bd.  21:  Referat  über  Grnndeigentumsver- 

teilung  und  Erbrechtsreform  in  Deutschland, 
Leipzig  1882.  (Verhandlungen  der  am  9. 
u.  10.  X.  1882  in  Frankfurt  a.  M.  abgeh.  Gene- 
ralversammlung.) — Bd.  38:  Referat  über  den 


wurde  1861  Mitglied  des  preussischeu  Abge- 
ordnetenhauses und  1867  des  m>rddentscb*ai 
Reichstags,  demnächst  Vortragender  Rat  in  dem 
neuerriehteteu  Reichskanzleramt  und  1877  Di- 
rektor der  Finanzabteilung  dieser  Behörde,  die 
doch  infolge  der  freibändlerischen  Doktrin, 
zu  der  er  sich  bekannte,  welche  ihn  mit  der 
damaligen  schutzzöllnerischen  Schwenkung  der 
deutschen  Wirtschaftspolitik  in  Konflikt  brachte, 
bald  wieder  scheiden  sah.  1879  übernahm  er 
das  Präsidium  der  Verwaltung  des  Reiehs- 
iuvalidcnfonds. 

Michaelis  veröffentlichte  von  staatswissen- 
Sehriften  a in  Buchform:  Da* 
Monopol  der  Eisenbahnen.  Eine  Denkschrift  der 
vierten  Versammlung  des  Kongresses  deutscher 
Volkswirte  im  Aufträge  der  zuständigen  Depu- 


P,l  tation  desselben  vorgelegt,  Leipzig  1861.  — 

i Volkswirtschaftliche  Schritten,  2 Bde.,  Berlin 
1873  (Inhalt.  Bd.  I:  Eisenbahnfragen.  Handels- 
krisis von  1857.  Bd.  II : Von  der  Börse.  Ueber 
1895*  Staatsanleihen.  Theoretisches.  Bankfragent. 

b)  in  Zeitschriften  und  zwar  in 
Viert,  für  Volksw.,  Berlin:  Das  Kapitel  vom 
Werte,  Jahrg.  1,  1863,  Bd.  I,  S.  1 ff.  - 
i Die  Haftnngspfiicht  und  das  natürliche  Mono- 
pol der  Eisenbahnen.  Jahrg.  I.  1863,  B<1.  II. 
S.  1 ff.  - - Die  österreichische  Bankakte.  Jahrg.  1. 
1863,  Bd.  III,  S.  86  ff.  — Die  Bergbauge- 
nossenschaft. Jahrg.  I.  1863  Bd.  IV.  8.  85ff. 
— Ein  Rückfall  (Besprechung  von  „Macleod, 
Theorv  of  banking“).  1863,  Bd.  IV,  S.  116  ff. 
(Hierin  findet  sich  u.  a.  der  den  exakten  Volks- 
wirt charakterisierende  Satz:  „Der  Kapitalwert 
I des  Kredites,  den  jemand  geniesst,  ist  nicht 
gleich  dem  Nennwerte  seiner  Schuldscheine, 
sondern  gleich  dem  kapitalisierten  Betrage  der 
Mehrüberschüsse,  die  er  in  seiner  Wirtschaft 
durch  den  Kredit  nach  Abzug  der  Kosten  und 
Risikopräniien  erzielt.“)  Die  Differentialtarife 
der  Eisenbahnen,  Jahrg.  II,  1864.  Bd.  1,  S.  28ff. 
— Zur  russischen  Valutenfrage,  Jahrg.  II.  1864. 
Bd.  1. 8.  234  ft'.  — Eisenbahnaktionäre  und  Eisen- 


ländlichen Wucher  die  Mittel  zu  seiner  Abhilfe, ! bahninteressenten,  Jahrg.  II.  1864.  Bd.  II.  8. 70ff. 
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8.  130  ff.,  tmnsrecht 
Jahrg.  III, ; zunächst 


— Pie  wirtschaftliche  Rolle  des  Spekulation»- j schäften 
handeis.  Jahrg.  II.  1804.  Bd.  IV 
Jahrg.  III,  1805.  Bd.  I,  S.  196  ft'.. 

1865,  Bd.  II,  8.  77  ff.  — Noten  und  Depositen, 

Jahrg.  III,  1865.  Bd.  III,  8.  77  ff.  — Die  Eisen- 
bahnen und  die  Expropriation,  Jahrg.  IV,  1806. 

Bd.  I,  S.  146  ff.,  Bd.  III,  S.  152  ff.  — Die 
dauernde  Frucht  der  Konjunktur,  Jahrg.  IV, 

1866.  Bd.  II,  S.  121  ff.  — Ueber  auswärtige  An- 
leihen. Jahrg.  V.  1867.  Bd.  I,  S.  101  ff.  — Zur 
Selbstkritik  des  Patentschutzes,  Jahrg.  VIII. 

1870.  Bd.  I.  8.  100  ff. 

Michaelis  war  ferner  der  Herausgeber  des 
I.  Bandes  von  Prince-Siniths  gesammelten  Schrif- 
ten, Berlin  1877. 

Michaelis,  Mitbegründer  der  Faueherschen 
Vierteljahrsschrift  und  Ehrenmitglied  desCnbden- 
klubs,  ist  als  orthodoxer  Volkswirt  für  alle  die- 
jenigen wirtschaftlichen  Freiheiten,  welche  auf 
den  volkswirtschaftlichen  Kongressen  debattiert 
wurdeu,  voll  eingetreten.  In  Geld-.  Valuta-, 

Börsen-  und  Verkehrsangelegenheiten  galt  er 
als  Autorität  und  war  dabei  kein  so  verbissener 
Manchestennann,  dass  er  nicht  z.  B.  den  Eisen- 
bahnverstaatlichungsgedanken, nachdem  er  ihn  j 
lange  principiell  bekämpft,  als  derselbe  Lebens-  scheu  Rechte 
und  .Stabilitätskraft  gewonnen,  post  festum  ge 
billigt  hätte.  Er  war  ferner  ein 
Gegner  ungedeckter  Noten. 


weit  zurück  reicht 
Auffällig  ist  es 
scheint,  die  Miete 
ein  formloser  Vor- 
dem älteren  römi- 


Vgl.  Uber  Michaelis:  8 a x . Die  Verkehrs- 
mittel. Bd.  II.  Wien  1879,  8.  4 ff.  — Block, 
Les  progres  de  la  Science  economique.  2 Bde., 
Paris  1890.  Bd.  1,  S.  134.  137,  Bd.  II,  S.  32, 
119.  — B rau n-{ Wiesbaden),  Otto  Michaelis, 
in  Vierteljahrschrift  für  Volksw.,  Jahrg.  XXVIII, 


Berlin 

Jahrg. 


1891,  Bd.  I.  — Ecouomiste 
XIX,  Paris,  Nr.  v.  31.  I.  1891. 

Uppert. 


Miete  und  Pacht. 


I.  Zur  Geschichte  der  Miete  und 
Pacht.  1.  Römisches  Recht.  2.  Das  Mittel- 
alter.  3.  Die  neuere  Zeit.  II.  Miete  nnd 
Pacht  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch. A.  Miete.  1.  Einleitung.  2.  Abschluss 
des  Vertrags.  3.  Pflichten  des  Vermieters.  4. 
Pflichten  des  Mieters  und  Rechte  des  Ver- 
mieters. 5.  Besitz  des  Mieters, 
nicht  Miete.  7.  Beendigung  des  Mißverhält- 
nisses. 8.  Zwingende  Rechtsnormen.  B.  Pacht. 
1.  Einleitung.  2.  Pacht  von  Grundstücken  mit 
Inventar.  3.  Pachtung  landwirtschaftlicher 
Grundstücke. 


Sobald  das  individuelle  Eigen- 
au Sachen,  wenn  auch  vielleicht 
nur  an  beweglichen  Sachen,  sieh 
gebildet  hatte,  waren  auch  die  Voraussetzun- 
gen, unter  denen  Mietverhältnisse  entstehen 
konnten  und  mussten,  vorhanden.  Der  Eigen- 
tümer besitzt  Sachen,  deren  er  sich  nicht 
entäussern  will,  weil  er  ihrer  später  bedarf, 
die  er  selbst  aber  zeitweise  nicht  oder  nicht 
genügend  zu  benutzen  vermag,  während  ein 
anderer  in  der  Zwischenzeit  sie  für  sich 
gebrauchen  will.  Den  Bedürfnissen  beider 
ist  damit  gedient,  dass  der  Eigentümer  die 
Sache  dem  anderen  gegen  Vergütung  auf 
Zeit  ül>erlässt.  Wenn  wir  auch  über  die 
Entstehung  der  Miete  bei  den  Römern  nichts 
wissen,  so  ist  doch  die  Annahme  gerecht- 
fertigt, dass  sie  ebenso 
wie  das  Eigentumsrecht, 
allerdings,  dass,  wie  es 
auch  in  der  älteren  Zeit 
trag  war.  Während  in 

die  wichtigsten  Verkehrsver- 
träge, wie  mancipatio  und  nexufn.  inbestiinm- 
entschiedener  teil  feierlichen  Formen  abgeschlossen  werden 
mussten,  andere  Verträge,  wie  das  Darlehen, 
der  Ivcih-  und  Aufbewahrungsvertrag,  das 
Faustpfand  nur  dadurch  zu  stände  kamen, 
dass  die  eine  Partei  der  anderen  eine  Sache 
hingab  und  dadurch  erst  deren  Verpflich- 
tung zur  Rückgabe  oder  Gegenleistung  l>e- 
gründet  wurde,  ward  der  Mietvertrag  immer 
frau<;ais.  durch  formlose  übereinstimmende  Willens- 
erklärung der  Parteien  abgeschlossen.  Mit 
Unrecht  hat  man  daraus  geschlossen,  dass 
der  Mietvertrag  erst  in  späterer  Zeit  als 
rechtsverbindlicher,  durch  Klage  geschützter 
Vertrag  anerkannt  worden  sei.  Ebenso- 
wenig erscheint  die  Annahme  begründet 
(trotz  der  hohen  Autorität  Mommsens), 
dass  die  privatreohtliche  Miete  verwaltungs- 
reehtlichen  Rechtsgeschäften  des  römischen 
Staates  nachgebildet  und  daraus  erst  ihre 
Klagbarkeit  entstanden  sei.  Mag  auch  in 
den  älteren  Zeiten  eines  einfachen  Wirt- 
schaftslebens, als  Rom  noch  wesentlich  eine 


6.  Kauf  bricht  Ackerstadt  war,  die  Miete  nicht  die  Bedeu- 
tung für  den  Verkehr  gehabt  haben  wie 
später,  so  war  sie  doch  hier,  wie  überall, 
ein  wirtschaftliches  Bedürfnis,  für  welches 
das  Recht  die  Reehtsformen  und  den  Rechts- 
schutz gewähren  musste.  Aus  der  sehr 
lückenhaften  Ueberlieferung  der  zwölf 
Tafel  gesetze  (4öU  v.  dir.)  wissen  wir  nur, 
1.  Römisches  Recht.  Die  Miete  im  dass  darin  ein  specieller  Fall  der  Miete  ge- 

(locatin  eonduc-  orduet  war 


I.  Zur  Geschichte  der  Miete  und  Pacht. 


weiteren  Sinne  des  Wortes 
tio)  ist  ein  Vertrags  Verhältnis , in  welchem 
die  eine  Partei,  der  Vermieter,  ver- 
pflichtet ist,  Gegenstände  gegen  Entgelt  der 
anderen  Partei,  dem  Mieter,  auf  Zeit  zu 
überlassen.  Die  Miete  gehört  in  ihrer  Grund- 
form zu  den  einfachsten  und  verbreitetsten. 


Hatte 


ein  Landmann  sein 
Ackervieh  vermietet,  um  aus  dem  Miet- 
ertrage die  Kosten  des  Opfermahls  zu  be- 
streiten. welches  im  Frühjahr  und  Herbste 
dem  Jupiter  dargebracht  wurde,  um  seinen 
Schutz  für  die  Fluren  und  das  Vieh  zu  er- 


flehen, so  konnte  der  Vermieter,  wenn  der 
aber  sicherlich  auch  zu  den  ältesten  Rcehtsge- 1 Mieter  nicht  rechtzeitig  zahlte,  zur  Selbst- 
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hilfe  schreiten  und  Vermögensstücke  des 
Mieters  pfänden  (Uaius  IV,  2K).  Man  hat 
daraus  geschlossen,  dass  zur  Zeit  der  zwölf 
Tafeln  der  Mietvertrag  noch  nicht  klagbar 
gewesen  sei.  Der  entgegengesetzte  Schluss 
dürfte  richtiger  sein,  dass  in  diesem  be- 
sonderen Falle,  in  dem  das  Interesse  des 
Kultus  beteiligt  war.  der  Vermieter  aus- 
nahmsweise nicht  auf  den  langwierigen 
Weg  der  Klage  und  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens verwiesen,  sondern  ihm  der  rasch 
zum  Ziele  führende  Weg  der  Selbsthilfe  ge- 
stattet war. 

Wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  konnten 
später  die  Parteien  aus  dem  formlosen  Miet- 
vertrag ihre  Rechtsansprüche  durch  gericht- 
liche Klage  geltend  machen. 

Das  römische  Recht  unterscheidet  drei 
Arten  der  Miete: 

a)  Die  Sach  miete,  locatio  conductio  rei, 

b)  Die  Dienstmiete,  locatio  coudnctio 
operarum,  hei  welcher  der  Vermieter  seine 
Dienste  vermietete,  und 

e)  die  Werkmiete,  locatio  conductio 
operis,  bei  welcher  derjenige,  der  eine 
Sache  an  einen  Unternehmer  hingab,  damit 
sie  dieser  bearbeitete  oder  verarbeitete,  als 
Vermieter,  der  Unternehmer  aber  als  Mieter 
augesehen  wurde.  Nur  hatte  in  diesem  Falle 
nicht  der  Mieter,  sondern  der  Vermieter  den 
Mietpreis  zu  zahlen. 

Aus  der  Dienst-  und  Werkmiete  halten 
sich  in  dem  neueren  Rechte  besondere 
Verträge  entwickelt,  der  Arboits-  oder 
Dienstvertrag  (siehe  den  Art.  Arbcitsver- 
t rag  oben  Bd.  I S.  07‘Jff.)  und  der  Werkver- 
trag (siehe  diesen  Artikel),  welche  die  Formen 
des  Mietvertrags  abgestreift  haben.  Es 
wird  hier  nur  von  der  Sach  miete  die 
Rede  sein. 

Wahrscheinlich  ist  die  Miete  beweglicher 
Sachen  die  älteste  Art  der  Miete  gewesen. 
Daraus  erklären  sich  auch  am  einfachsten 
die  Namen.  Der  Eigentümer,  der  seine 
Sachen,  wozu  auch  die  Sklaven  gehörten, 
vermieten  wollte,  stellte  sic  auf  dem  Markte 
auf  (loeat),  er  ist  der  locator,  der  Mieter 
holte  sie  von  dort  und  führte  sie  nach 
Hause  (eonducit),  er  ist  der  conductor.  Das 
Recht  unterscheidet  aber  nicht  zwischen 
Miete  beweglicher  und  unbeweglicher  Sachen. 
Die  Sachen  köuneu  dem  Mieter  überlassen 
werden  entweder  nur  zum  Gebrauch  oder 
aber  auch  zum  Fruehtgenuss.  Für  dies 
letztere  Rechtsgeschäft,  den  P a c h t v e r t r a g , 
hat  das  römische  Recht  keinen  besonderen 
Namen,  wenn  auch  seit  der  späteren  republi- 
kanischen Zeit  der  landwirtschaftliche  Päch- 
ter vorzugsweise  colonus  genannt  ward. 
Nur  einige  wenige  besondere  Bestim- 
mungen sind  hierfür  gegeben. 

Die  Miete  ist  nach  römischem  Recht  ein 
rein  obligatorisches  Rechtsverhältnis,  d.  h. 


es  entspringen  daraus  ausschliesslich  Rechte 
und  Pflichten  des  Mieters  und  Vermieters 
gegen  einander.  Der  Vermieter  ist  ver- 
pflichtet. dem  Mieter  den  Gebrauch  (und  lxd 
Pacht  den  Fruehtgenuss)  zu  filx-rlassen  und 
während  der  Mietzeit  zu  gewähren,  mag  er 
Eigentümer  der  Sache  sein  oder  nicht.  Vor- 
mag er  dieser  Verpflichtung  nicht  nachzu- 
kommen,  so  hat  der  Mieter  ein  Rücktritts- 
recht,  und  wenn  den  Vermieter  ein  Ver- 
schulden trifft,  einen  Anspruch  auf  Schaden- 
ersatz. Der  Mieter  hat  an  der  Sache  selbst 
kein  Recht  weder  dem  Vermieter  noch, 
dritten  Personen  gegenüber.  Er  hat  nicht 
einmal  den  rechtlich  geschützten  Besitz  der 
Sache.  Wurde  er  von  einem  Dritten  in  dem 
Gebrauch  der  Sache  gestört  oder  ihm  dieser 
entzogen,  so  ward  nicht  s«'in  Besitz,  sondern 
der  des  Eigentümers  gestört  und  dieser 
hatte  die  Schutzmittel  des  Besitzers.  Der 
Eigentümer  konnte  dem  Mieter  jederzeit  den 
Gebrauch  der  Sache  entziehen.  Ging  das 
Eigentum  an  der  Sache  auf  einen  neuen 
Erwerber  über,  so  hing  es  von  dessen  Er- 
messen ab,  ob  er  in  den  Mietvertrag  ein- 
t raten  und  dem  Mieter  weiterhin  den  Gebrauch 
der  Sache  Massen  wollte.  Geschah  dies  nicht, 
so  war  nur  der  Vermieter  zu  in  Schadenersatz 
verpflichtet.  Denn  er  hatte  die  vertrags- 
mässige  Pflicht,  vor  der  Yeränsserung  der 
Sache  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  der  neue 
Erwerber  dem  Mieter  den  Gebrauch  der 
Sache  weiterhin  gewähre.  Andererseits  war 
der  Mieter  auch  nicht  verpflichtet,  mit  dem 
neuen  Erwerber  der  Sache  den  Mietvertrag 
fortzusetzen.  — Nicht  alter  ward  der  Miet- 
vertrag durch  den  Tod  einer  der  Parteien 
aufgehoben , sofern  dies  nicht  liesonders 
vereinbart  war.  Denn  die  Erben  traten 
nach  römischem  Recht  in  alle  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  des  Erblassers  ein. 

Diese  unsichere  Stellung  des  Mieters, 
welche  ihn,  was  den  Gebrauch  der  gemiete- 
ten Sache  betrifft,  ganz  von  dem  Eigentümer 
abhängig  machte,  ist  für  die  ältere  Zeit,  in 
der  der  Eigentümer  seine  Verfügungsgewalt 
über  die  Sache  nicht  beschränken  will,  wohl 
verständlich.  Dass  das  römische  Hecht  auch 
später  dein  Mieter  keine  andere  Stellung 
eingeräumt  hat,  erklärt  sich  aus  den  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Verhältnissen  Roms. 
Ein  Stand  freier,  selbständiger  Pächter  von 
I Landgütern  konnte  sich  nicht  bilden.  Die 
Pächter  waren  meist  nur  untergeordnete 
Gehilfen  des  Grundherrn,  die  unter  der 
Aufsicht  eines  vom  Herrn  bestellten  Sklaven, 
des  vilicus,  standen.  Sie  erhielten  vom  Herrn 
gegen  Pfänder  das  nötige  Inventar  und 
Betriebskapital,  wie  er  auch  ein  gesetz- 
liches Pfandrecht  an  den  Früchten  des  ver- 
pachteten Grundstücks  hatte.  In  der  späteren 
Kaiserzeit  wurden  die  freien  Pächter  mehr 
und  mehr  verdrängt,  zunächst  durch  die 
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Sklaven  Wirtschaft . seit  dem  4.  Jahrhundert  j 
aber  dadurch,  dass  die  freien  Pächter  zu  I 
Höingen,  coioni  adscripticii.  herabge- 
drückt wurden , die  mit  ihrer  Familie  un- 
auflöslich zu  dem  Gute,  das  sie  bebauten, 
gehörten  und  keine  freie  Verfügungsgewalt 
über  ihr  Vermögen  mehr  hatten,  wenn  sie  auch 
noch  eigentumsfähig  waren.  Wie  sie  schollen- 
pflichtig waren,  so  konnte  auch  der  Herr 
die  Colonen  nicht  von  dem  Gute  treiben  oder 
das  Gut  ohne  sie  veräussern.  An  den  Herrn  i 
hatten  sie  eine  jährliche  Abgabe  in  Geld  ! 
oder  in  Früchten  zu  entrichten,  deren  Be- 
trag unveränderlich  sein  sollte,  wenn  er  von  , 
dem  Herrn  auch  nicht  selten  gesteigert  I 
ward.  Seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts  j 
ward  die  rechtliche  Stellung  der  coioni  j 
mehr  und  mehr  herabgedriiekt,  und  im  5. 1 
Jahrhundert  konnte  mit  Recht  gesagt  werden, 
dass  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  den  Sklaven  kaum  noch  liestehe. 
Vielfach  wurden  auch  die  gefangenen  Bar- 
baren, wie  ganze  Barbarenhaufen,  die  freiwillig  j 
in  das  römische  Reich  übertraten . auf  den  | 
kaiserlichen  Domänen  als  coioni  angesiedelt 
oder  als  solche  unter  die  Grossgrundbesitzer 
verteilt.  Ob  aber,  wie  neuerdings  mehrfach 
behauptet  worden,  die  Entstehung  des  Colo- 
uats  auf  germanische  Einflüsse  zurückzu- 
führen ist,  erscheint  zweifelhaft. 

Wie  hiernach  die  ländlichen  Pächter  den  , 
unteren  Klassen  der  Bevölkerung  augehörten,  1 
so  im  grossen  Ganzen  auch  die  städtischen  , 
Mieter.  Soweit  unsere  Kenntnis  reicht,  war  j 
es  in  der  Stadt  eine  Ausnahme,  dass  wohl- 
habende Leute  zur  Miete  wohnten.  Dagegen 
waren  Errichtung  und  Verpachtung  grosser 
Mietkasernen  in  Rom  und  wohl  auch  in  den 
grossen  Provinzialstädten  eine  gewöhnliche  I 
Form  der  Kapitalanlage  reicher  Leute.  Das 
ganze,  meist  vielstöckige  Haus  (insula)  oder! 
ein  ganzer  Komplex  von  Wohnhäusern  ward 
an  einen  Unternehmer  verpachtet,  der  die 
einzelnen  Wohnungen  an  kleine  Leute  ver- ! 
mietete,  wie  denn  auch  nach  römischem 
Hechte  die  Aftermiete  unbeschränkt  zulässig 
war.  Auch  hier  erscheint  der  Mittelsmann  i 
nur  als  Vertreter  des  Eigentümers,  als  eine 
Art  Yicowirt,  der  zugleich  über  die  .Miets- 
leute die  Aufsicht  zu  führen  hat te.  Ausser- 
dem wurden  nur  kleine  Wohnungen  und 
Läden  (tabernae),  die  an  die  Häuser  angeliaut 
und  meist  auf  die  Strasse  vorgerückt  waren, 
an  Handwerker  und  Händler  vermietet. 

2.  Das  .Mittelalter.  Miete  und  Pacht 
hatten  in  Deutschland  erst  im  späteren 
Mittelalter  eine  grössere  Bedeutung  erlangt. 
Für  die  Urbarmachung,  Rodung,  Kultivie- 
rung und  Bebauung  des  Lindes  genügte 
das  lose  und  engbegrenzte  Reell tsvei  hält nis, 
wie  es  nach  römischem  Rechte  zwischen 
Eigentümer  und  Pächter  bestand,  nicht.  Es  j 
waren  Rechtsverhältnisse  hierfür  erforder- 


lich, die  dem  Bauern  ein  festes  Recht  an 
dem  Grund  und  Boden  gal>en,  die  ihm  einen 
Besitzschutz  gewährten  und  die  ihm  und 
seinen  Nachkommen  die  Früchte  seiner 
harten  Arbeit  sicherten.  So  entstanden  in 
verschiedenen  Fonneu  und  unter  verschiede- 
nen Namen  die  bäuerlichen  Lei h Verhält- 
nisse, die  dem  Bauern  ein  dingliches  Recht 
an  dem  zur  Bewirtschaftung  überlassenen 
Grund  und  Boden  gewährten,  die  ihm  für 
eine  grössere  Reihe  von  Jahren  den  Besitz 
sicherten  oder  auch  ihm  und  seinen 
Nachkommen  ein  erbliches  Recht  gaben. 
(Vgl.  die  Artt.  Bauer,  Bauerngut  und 
Bauernstand  oben  Bd.  II  S. 338 ff.,  431  ff.) 
Freilich  begründete  ein  solches  Verhältnis 
auch  eine  Minderung  der  persönlichen  Frei- 
heit und  eine  Abhängigkeit  der  Bauern  von 
dem  Grundherrn,  dom  meist  nicht  nur 
Zinsen  oder  Naturalabgalien  zu  entrichten, 
sondern  auch  die  verschiedenartigsten  Dienste 
zu  leisten  waren. 

Und  ähnlich  wie  auf  dem  Lande  die 
bäuerliche  Leihe,  trat  auch  in  den  neuge- 
gründeten Städten  die  Erbleihe  an  Stelle 
der  römisch-rechtlichen  Miete.  Der  Stadt- 
herr musste  den  Ansiedlern,  die  die  Stadt 
erst  zu  erbauen  und  darin  Gewerbe  und 
Handel  zu  gründen  hatten,  ein  erbliches  und 
dingliches  Recht  an  der  eigenen  Hausslätte. 
der  area,  gegen  einen  jährlich  zu  zahlenden 
Zins  (Wortzins,  Haus-  oder  Hofzins)  ver- 
leihen. Kamen  rein  persönliche  Mietver- 
hältnisse gewiss  auch  zu  allen  Zeiten  vor, 
so  gewannen  sie  doch  erst  eine  grössere  Be- 
deutung, als  die  Bevölkerung  in  deu  Städten 
anwuchs  und  demgemäss  auch  ein  grösserer 
Teil  der  Bevölkerung  auf  Mietwohnungen 
angewiesen  war.  Derartige  Mietverhält- 
nisse trugen  aber  im  wesentlichen  keinen 
anderen  Charakter  als  die  römisch-rechtliche 
Miete,  wenn  dies  auch  vielfach,  in  dem  Be- 
streben das  deutsche  Recht  zu  idealisieren, 
behauptet  wird.  Es  lässt  sich  nicht  naeli- 
weison,  dass  dem  Mieter  ein  rechtlich  ge- 
schützter Besitz,  die  Gewere,  an  der  ge- 
mieteten Wohnung  zugestanden  habe. 

Die  verbreitete  Annahme,  dass  der  Mieter 
in  der  Gewere  gewesen  sei.  beruht  nur  auf 
dem  allgemeinen  Satze,  dass  die  Gewere 
demjenigen  zustehe,  der  eine  unbewegliche 
Sache  in  Nutzung  habe,  der  Gebrauch  einer 
gemieteten  Sache  aber  der  Nutzung  gleieh- 
komme.  Indes  fehlt  hierfür  der  Beweis. 
Aber  auch  wenn  man  die  Gewere  des 
Mieters  annimmt,  so  war  doch  die  Rechts- 
stellung des  Mieters  dem  Vermieter  gegen- 
über nicht  gesicherter  als  im  römischen 
Rechte,  sie  war  sogar  weniger  gesichert. 
V oräusserto  der  Vermieter  das  Eigentum  an 
der  Sache,  so  war  der  neue  Erwerber  auch 
nach  deutschem  Rechte  nicht  verpflichtet, 
in  den  Mietvertrag  einzutreten.  Es  ergiebt 
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sich  dies  zweifellos  daraus,  dass  l*ei  Ver- 
äusserung eines  im  Eigentum  «les  Verüus- 
serers  stehenden  Gutes,  »las  als  Lehen  ver- 
liehen war,  der  neue  Erwerber  dem  Vasallen 
nicht  den  Lehnliesitz  des  Gutes  weiterhin 
zu  I «lassen  hatte  (Sachsenspiegel  Lehn- 
recht,  Art.  71  § 6,  Auctor  vetus  II  Jj  G9: 
vgl.  auch  Homeyer,  Sachsenspiegel  Teil  II 
Bd.  II  S.  387.  527).  Nur  zur  Entschädigung 
ist  der  verüussernde  Lehnsherr  dem  Vasallen 
verpflichtet.  Freilich  hatte  dieser  Satz 
praktisch  nur  eine  geringe  Bedeutung,  da  die 
meisten  Lehngüter  im  Eigentum  des  Reiches 
*nler  einer  Kirche  oder  eines  Klosters  stan- 
den, die  das  Eigentumsrecht  nicht  ver- 
äussorten.  Auch  bestand  eine  Ausnahme, 
falls  die  Vorüusserung  an  ein  Gotteshaus 
erfolgte  (Sachsenspiegel  Lehnrecht  Art.  7 1 § 7). 
Galt  der  Satz  aber  grundsätzlich  im  Lehn- 
recht,  obwohl  der  Vasall  ein  sehr  weitgehen- 
des Besitzrecht  an  dein  Lehngut  hatte,  so 
galt  er  zweifellos  auch  für  die  Miete  und 
die  Pacht,  wenn  er  hierfür  auch  ausdrück- 
lich erst  in  Quellen  des  15.  Jahrhunderts 
bezeugt  ist.  Die  Rechtsstellung  des  Mieters 
und  Pächters  war  aber  auch  weniger  gesichert 
als  im  römischen  Recht,  weil  die  Erben  des 
Vermieters  oder  Verpächters  nicht  an  den 
Vertrag  ihres  Erblassen»  gebunden  waren, 
wenn  sie  nicht  ihre  Zustimmung  zu  »lein 
Abschlüsse  des  Vertrags  gegeben  hatten 
(Sachsenspiegel-Lwidrecht  III  Art.  77  ü 1). 
Während  ferner  nach  römischem  Recht  der 
Vermieter,  im  Falle  er  die  Sache  veräusserte, 
dem  Mieter  zu  einer  Entschädigung  ver- 
pflichtet war,  galt  dies  in  Deutschland  nicht 
überall.  Vielmehr  ward  durch  die  Voräusse- 
rung der  Sache  der  Vertrag  gelöst,  so  dass 
dadurch  Vermieter  und  Mieter  ihrer  Rechte 
und  Pflichten  ledig  winden.  In  diesem 
Sinne  ist  der  Satz  -Kauf  bricht  Miete«- 
nicht  ein  Satz  des  römischen,  sondern  des 
deutschen  Rechts. 

Als  aber  seit  dem  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts infolge  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung in  den  Städten  und  der  veränderten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf  dem  Lande 
Miet-  und  Pachtverhältnisse  häufiger  vor- 
kamen, wirkte  das  Interesse  der  Mieter  und 
Pächter  auf  eine  Umbildung  des  Rechts 
ein.  Sie  wollten  gesichert  sein  gegen  eine 
Aufhebung  des  Vertrags  durch  Veräusserung. 
und  an  vielen  Grien,  wenn  auch  keineswegs 
überall,  entsprach  das  Recht  dieser  in  der 
Gerechtigkeit  begründeten  Forderung,  indem 
»lein  Mieter  und  Pächter  ein  Rocht  auf 
Gebrauch  und  Nutzung  der  Sache  auch  gegen 
dritte  Personen  gegeben  ward,  an  welche 
der  Vermieter  das  Eigentum  übertragen 
hatte.  Die  Miete  war  nun  nicht  mehr  ein 
rein  obligatorisches  Verhältnis  zwischen 
Mieter  mul  Vermieter,  sondern  sie  übte  eine 
dingliche  Wirkung  gegen  Dritte  aus,  die  das 


Eigentum  «lei  Sache  erwarben.  Ward  «las 
Haus  oder  das  (int  verkauft,  so  hatte  der 
Mieter  das  Recht,  in  der  Wohnung  zu  bleilten, 
der  Pächter  das  Recht,  das  Gut  weiter  zu 
bewirtschaften  und  zu  nutzen  bis  zum  Ab- 
lauf der  Zeit,  für  welche  der  Vertrag  ge- 
schlossen worden  war.  Dies  ward  durch 
den  Satz  ausgedrückt : Kauf  l>  r i c h t n i c h t 
Miete.  Wörtlich  genommen  besagt  der 
Satz  nur,  dass  durch  die  infolge  eines  Kauf- 
vertrags bewirkte  Veräusserung  der  ver- 
mieteten Sache  der  Mietvertrag  nicht  auf- 
gelöst wird.  Dieser  Satz  galt  auch  im  römi- 
schen Recht.  Der  Mietvertrag  dauerte  trotz 
der  Veräusserung  fort.  Aber  der  Vermieter 
konnte  dem  Mieter  den  Gebrauch  der  Sache 
nicht  mehr  gewähren  und  war  deshalb  zum 
Schadenersatz  verpflichtet.  Der  Satz  will 
aber  nicht  dies  liesagen , sondern  vielmehr, 
dass  hei  «lern  Uebergang  des  Eigentums- 
rechts von  dein  Vermieter  auf  eine  dritte 
Person  der  Erwerber  an  Stelle  des  Ver- 
mieters in  den  Vertrag  eintritt  und  die 
Pflichten  und  Rechte  des  Vermieters  auf  ilm 
übergehen. 

Weiterhin  unterschied  sich  das  deutsche 
Recht  von  dem  römischen  dadurch,  dass  es 
dem  Pächter  weiteigehende  Rechte  gewährte. 
Der  Pächter  hatte  nach  deutschem  Recht 
die  Gewero  an  dem  Gute  und  damit  Besitz- 
schutz. 

Nach  römischem  Recht  erwarb  ferner 
der  Pächter  die  Früchte  erat  dadurch,  «lass 
er  sie  mit  Willen  des  Eigentümers  in  Besitz 
nahm,  so  dass  der  Vorpächter  durch  ein 
Verl  Mit  es  ihm  unmöglich  machen  könnt«4, 
Eigentum  an  den  Früchten  zu  erwerben, 
wenn  der  Verpächter  dadurch  auch  zum 
Schadenersatz  verpflichtet  ward.  Im 
deutschen  Recht  dagegeu  galt  der  Grund- 
satz, dass  derjenige,  der  das  Gut  ^wirt- 
schaftet und  die  für  die  Bestellung  des 
Bodens,  für  die  Pflege  der  Weinstöcke  it.  s.  w. 
erforderliche  Arbeit  gelhan  hat  . dadurch 
auch  das  Eigentum  an  den  Früchten  erwirbt 
und  berechtigt  ist.  die  Früchte  einzuheimsen, 
selbst  wenn  das  Gut  zur  Zeit  der  Ernte 
nicht  mehr  in  seiner  Nutzung  stellt.  « Wer 
säet,  der  mäht.«  Nur  eine  Folge  daraus 
war  es,  dass  auch  da,  wo  der  Satz  »Kauf 
bricht  Miete«  galt,  doch  der  neue  Erwerber 
des  Gutes  den  Pächter  noeli  bis  zum  Finde 
des  Wirtschaftsjahres  im  Gute  belassen 
musste. 

3.  Die  ueuere  Zeit.  Im  15.  und  16. 
Jahrhundert  vollzog  sich  die  Reception  des 
römischen  Rechts  in  Deutschland.  Doch 
setzte  ihr  das  einheimische  Recht  vielfach 
eineu  entschiedenen  Widerstand  entgegen, 
«len  das  römische  Recht  nicht  zu  brechen 
vermochte.  So  erhielt  sich  in  vielen  Lamies- 
teileu , namentlich  in  vielen  Städten . der 
Satz  »Kauf  bricht  nicht  Miete*  in  Kraft. 
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Aber  auch  das  römische  Recht  ward  in  der 
Anwendung  fortgebildet  und  erhielt  als  so- 
genanntes gemeines  Recht  häufig  eine  von 
dem  reinen  römischen  Rechte  abweichende 
Gestalt.  So  ward  fast  überall  dem  Mieter  und 
Pächter  der  Besitzesschutz  zugestanden,  nicht 
nur  gegen  Dritte,  sondern  auch  gegen  den 
Eigentümer  selbst,  wenn  er  den  Mieter  zu  ent- 
setzen suchte.  Aber  auch  da,  wo  der  Satz 
»Kauf  bricht  Miete«  in  Geltung  blieb  oder  trat, 
suchte  die  Praxis  den  Mieter  und  Pächter  zu 
schützen,  teils  indem  der  neue  Erwerber  nur 
unter  Einhaltung  einer  ortsüblichen  Kündi- 
gungsfrist ihnen  den  Besitz  der  Wohnung  oder 
des  Gutes  entziehen  konnte,  teils  indem  dem 
Erwerber  das  Recht  der  Kündigung  für  die 
Miet-  oder  Pachtzeit  dann  abgesprochen 
wurde,  wenn  der  Mieter  oder  Pächter  sich 
eine  Hypothek  an  dem  Hause  oder  dem  Gute 
hatte  bestellen  lassen.  Freilich  konnte 
dieser  letztere  Satz,  der  mit  dem  römischen 
Recht  unvereinbar  war,  auf  die  Dauer  sich 
nicht,  halten. 

Von  den  grossen  Gesetzbüchern  der 
neueren  Zeit  hat  das  älteste  derselben , das 
Preussisehe  Allgemeine  Land-I 
recht  von  1794,  sich  von  dem  römi- 
schen Rechte  am  weitesten  entfernt.  Für . 
die  Stadt  Berlin  hatte  schon  Friedrich 
der  Grosse  in  dem  Reskript  vom' 
lf>.  April  1705  den  Satz  »Kauf  bricht  Miete«  ■ 
aufgehoben,  da  er  »mit  dem  grössten  Miss- 
fallen wahrgenommen,  dass  in  Berlin  der 
bisher  cingrissene  Wucher  mit  Häusern  und 
die  aufs  höchste  getriebene  Steigerung  der  | 
Hausmieten  beständig  fortdauere  und  beydesj 
grossen  Teils  seine  Schutzwehr  in  der  ge- 
meinen Kechtsregul:  Kauf  bricht  Miete 
finde«.  Nach  dem  Allgemeinen  Landrecht 
(Teil  I Tit.  21  §§  2.  8.  358)  erhalten  Mieter 
und  Pächter  durch  Üebergabe  der  Sache 


Besitz  und  ein  dingliches  Recht,  das  die 
Miete  dem  Niessbrauch  annähert.  Wird  die 
Sache  veräussert,  so  hat  der  neue  Erwerlnir 
den  Mieter  und  Pächter  während  der  .Miet- 
zeit in  Besitz  zu  lassen.  Er  tritt  in  die 
persönlichen  Pflichten  des  Vermieters  ein, 
wie  auch  dessen  Rechte  auf  ihn  übergehen. 
Nur  im  Interesse  des  Realkredits  ist  zu 
Gunsten  der  Gläubiger  bestimmt,  dass  bei 
notwendiger  gerichtlicher  Veräussorung  auch 
während  der  Mietzeit  der  Vertrag  gekündigt 
werden  kann.  Im  übrigen  ordnet  das  Gesetz- 
buch das  Mietrecht  in  ausserordentlich  ein- 
gehender Weise  (Teil  I Tit.  21  §§  258 — 397) 
und  giebt  über  Pachtungen  von  Landgütern  in 
22t)  Paragraphen  (§?;  399 — 025)  die  ausführ- 
lichsten Bestimmungen. 

Im  Gegensatz  hierzu  hat  sich  der  fra  n- 
zösi8eheCod  e civil  von  1 8< >4  in  dem  Ab- 
schnitt über  dieSachmiete  mit  00  Artikeln  be- 
gnügt (Art.  1713—1778).  Obgleich  nach  dem 
Gesetzbuch  der  Miet-  und  Pachtvertrag  nur  ein 


I persönliches  Rechtsverhältnis  zwischen  den 
1 vertragsch  Messenden  Parteien  erzeugt  und  dem 
Mieter  und  Pächter  weder  der  Besitzesschutz 
noch  ein  dingliches  Recht  an  der  Sache  zukom- 
j men,  so  hat  es  doch  in  Art.  1743  bestimmt, 
1 dass  bei  der  Miete  und  Pacht  von  Häusern 
und  ländlichen  Grundstücken  der  Kauf  die 
Miete  nicht  bricht . vielmehr  der  Erwerber 
verpflichtet  ist,  in  das  Vertrags  Verhältnis 
einzutreten.  Ist  jedoch  der  Vertrag  auf 
länger  als  18  Jahre  geschlossen,  so  muss 
der  Vertrag  in  das  Transskriptionsregister 
(Hypothekenbuch)  eingetragen  werden,  um 
gegen  Dritte  Wirkung  zu  haben  (G.  v.  22. 
März  1855  Art.  2). 

Am  kürzesten  behandelt  das  Oester- 
reichische  B ii rgcrliche  G eset  zb  uch 
von  1811  den  Miet-  und  Pachtvertrag,  die  es 
1 unter  dem  gemeinsamen,  den  späteren  mittel- 
, alterlichen  Quellen  entnommenen  Namen 
! des  Bestand  Vertrags  zusammen  fasst 

(§  1090  bis  § 1121).  Das  Gesetzbuch  hat 
im  allgemeinen  die  Bestimmungen  des  ge- 
meinen Rechts  aufgenommen . wie  sie  an 
der  Wende  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  als 
usus  modernus  pandectarum  in  Geltung 
Stauden.  Es  unterscheidet  sich  davon  im 
wesentlichen  nur  dadurch,  dass  der  Bcstand- 
vertrag  durch  Eintragung  in  das  öffentliche 
Grundbuch  dem  Rechte  des  Bestandnehmers 
(des  Mieters  oder  Pächters)  eine  dingliche 
Wirkung  verleiht,  so  dass  bei  einer  Ver- 
äussenmg  der  Sache  der  neue  Erwerber  in 
den  Vertrag  einzutreten  hat  (mit  Ausnahme 
des  Falles  der  Zwangsversteigerung).  Ist 
dies  aber  nicht  geschehen,  so  ist  der  Be- 
standnehmer dem  neuen  Eigentümer  nach 
gehöriger  Aufkündigung  zu  weichen  ver- 
pflichtet und  hat  gegen  den  Bestandgeber 
nur  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz 
(§  1095,  § 1120,  Grundbuchg.  v.  25.  Juli 


1871  § 9). 

II.  Miete  und  Pnclit  nach  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuch. 

A.  Miete. 

1.  Einleitung.  Wie  nach  römischem  Recht 
so  ist  auch  nach  dem  Bürger  1 ichen  Ge- 
setzbuch das  Mietverhältnis  ein  obligato- 
risches Vertragsverhältnis  des  Inhaltes,  dass 
der  Vermieter  verpflichtet  ist,  dem  Mieter 
den  Gebrauch  der  vermieteten  Sache  wälircnd 
der  Mietzeit  zu  gewähren,  der  Mieter  da- 
gegen verpflichtet  ist,  dem  Vermieter  den 
vereinbarten  Mietzins  zu  entrichten  (§  535). 
Die  Pacht  ist  eine  Unterart  der  Miete,  so 
dass  die  Vorschriften  über  die  Miete  auch 
auf  sie  Anwendung  finden,  sofern  nicht  das 
Gesetzbuch  für  sie  ausdrücklich  abweichende 
Bestimmungen  aufgestellt  hat  (ij  581). 
Während  der  Gegenstand  eines  Mietvertrags 
nur  eine  körperliche  Sache  sein  kann, 
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können  nicht  bloss  Sachen,  sondern  auch  Vertrag  recht  beherrschen  (vgl.  den  Art. 
Hechte  verpachtet  werden  (§§  .">85.  ön  1 ),  Schuld  Verhältnisse),  >io  finden  auch 
z.  B.  das  Verlagsrecht,  das  Jagdrecht  u.  s.  w.  auf  den  Mietvertrag  Anwendung.  Danach 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  im  sind  Mietverträge.  die  gegen  die  guten  Sitten 
Gegensätze  zu  dem  Preussisrhen  Allgemeinen  verstoßen,  nichtig.  Als  solche  sind  mich  dem 
Landreoht  mit  Hecht  davon  Abstand  ge-  Gesetz  namentlich  .Mict verträgt'  anzusehen. 
nommen , für  alle  die  verschiedenartigen i durch  welche  der  Vermieter  unter  Ausbeu- 
Gestaltungen , die  die  Miete  innerhall)  des  tung  der  Notlage,  des  lieichtsinns  oder  der 
soelien  angegebenen  Hahmens  im  1/obcn  an-  Unerfahren  heit  des  Mieters  sieh  einen 
nehmen  kann,  liesondere , jede  Einzelheit  solchen  Miet-  oder  Pachtzins  versprechen 
ordnende  Vorschriften  zu  gelten.  Hs  hat  lässt,  der  den  Gebrauchswert  (oder  Nutzungs- 
sich mit  40  Paragiaphon  für  die  Miete  wert)  der  Sache  dergestalt  übersteigt,  dass 
(4j§  535 — 5SO)  und  mit  17  für  die  Pacht  der  Miet-  oder  Pachtzins  in  auffälligem 
insbesondere  (§§  581 — 597)  begnügt.  Auch  Missverhältnis  zu  der  Gegenleistung  des 
das  Allgemeine  I .and recht  hat  trotz  seiner  Vermieters  steht  (5  1.38).  In  einer  Notlage. 
Weitschweifigkeit  sein  Ziel,  für  alle  Vor-  die  zu  einer  solchen  Ausbeutung  Voranlas- 
hültnisse  Rechtsnormen  zu  gehen,  nicht  er-  sting  gelten  kanu,  wer»len  die  Mieter  naraent- 
reiclit,  weil  es  nicht  zu  erreichen  ist.  Die  lieh  in  Zeiten  einer  Wohnungsnot,  wie  sie 
Lehcusvorhältnisse  sind  so  vielgestaltig,  die  in  Gressstädten  und  in  rasch  aufblühenden 
Interessen  der  Parteien,  die  einen  Mict- oder  Fabrikorten  nicht  selten  eintritt  (vgl.  den 
Pachtvertrag  ahschliessen , so  mannigfaltig  Art.  Wohnungsfrage),  sich  häufig  !*:•- 

namentlich  wenn  cs  sich  um  grössere  finden.  Durch  diese  Bestimmung  des  Gesetzes 
Vertragsobjekte  und  um  Verträge  auf  eine  wird  namentlich  der  Arlieiterbevölkorunc 
längere  Zeitdauer  handelt  — , dass  es  den  ein  wirksamer  Schutz  gegen  «len  Wohnungs- 
Parteien  überlassen  bleiben  muss,  innerhalb  wuehcr  gewährt  werden.  Aus  dem  allge- 
der  vom  Gesetze  gezogenen  Schranken  die  meinen  Grundsätze,  dass  ein  Vertrag  nur 
Vertragsbestimmungen  zu  vereinbaren.  Nur  soweit  gütig  ist,  als  er  nicht  gegen  die 
für  die  allgemeinen,  regelmässig  Isn  allen  guten  Sitten  vorstüsst,  hat  das  Gesetz  für 
Mietverträgen  vorkommenden  Verhältnisse  den  Mietvertrag  einzelne  liesondere  Folge- 
muss der  Gesetzgeber  Normen  aufstellen,  rungen  gezogen,  die  noch  zu  besprechen 
Aber  auch  die  meisten  dieser  Normen  haben,  sind.  Fenier  sind  Mietverträge,  wie  alle 

soweit  sie  die  Hechte  und  Pflichten  der  Verträge,  so  anszulcgcu.  wie  Treu  und 

Parteien  betreffen . nur  den  Charakter  des  Glaube  mit  Rücksicht  auf  die  Verkelirssitte 
nachgiebigen,  sogenannten  dispo-  es  erfordern  (t*  157),  und  Mieter  wie  Ver- 
sitiven  Hechts,  d.  h.  sie  kommen  nur  mieter  sind  verpflichtet,  ihre  Leistungen  so 
dann  zur  Anwendung,  wenn  die  Parteien  zu  bewirken,  wie  Treu  und  Glaube  mit 

nicht  über  eine  andere  Ordnung  ihres  Vor-  Rücksicht  auf  die  Verkelirssitte  es  erfordern 

hftltnisses  sich  vereinbart  haben.  (§  24’J).  Diese  Grundsätze  sind  von  besou- 

llat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  auch  derer  Wichtigkeit  für  die  Mietverträge.  Es 
das  römische  Hecht  zur  Grundlage  genom-  | ist  liekannt,  dass  namentlich  in  den  Städten 
men,  so  ist  es  doch  über  dasselbe  hinaus-  die  Hauseigentümer  vielfach  Formulare  für 
gegangen  und  hat  es  fortgebildet,  um  cs  J die  von  ihnen  abzuschliessenden  Mietverträge 
mit  den  Verkehrsbedürfnissen  der  Gegen  wart  auf  stellen , in  denen  die  Hechte  des  Ver- 
und  mit  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  mieters  möglichst  weit  ausgedehnt,  die  des 
in  Einklang  zu  bringen.  Dies  ist  nainent-  Mieters  möglichst  eng  eingeschränkt  werden, 
lieh  nach  vier  Richtungen  hin  geschehen,  und  dass  sie  durch  Bildung  von  Hauslie- 

a)  Das  Gesetz  giebt  dein  Mieter  Besitz  sitzervereinen  sieh  in  der  Durchführung 

an  der  gemieteten  Sache  und  verleiht  ihm  derartiger  Verträge  eine  wirksame  Stütze 
Besitzesschutz  sowohl  gegen  den  Vermieter  • verschaffen.  Die  Mieter  kleiner  Wohnungen, 
wie  gegeu  dritte  Personen.  i und  auch  hier  besonders  die  Mieter  aus  dem 

b)  Es  zieht  ferner  der  Vertragsfrei- 1 Arlieiterstande,  sind  vielfach  gar  nicht  in  der 
heit  Schranken,  indem  es  durch  Nor- ! Lage,  die  Tragweite  all  der  in  solchen  For- 
men zwingenden  Rechts,  die  auch  durch  miliaren  enthaltenen  Bestimmungen  zu  ülior- 
Vereinbanmg  der  Parteien  nicht  beseitigt  blicken  und  zu  erkennen.  Auch  solche  Ver- 
werden  können . die  Parteien  und  vor  träge  sind  nur  nach  dem  angeführten  Grund- 
allem  den  Mieter  schützt  gegen  eine  solche  satz  ausznlegon,  und  dadurch  wird  in  vielen 
Gestaltung  des  Vertrags,  durch  welche  Fällen  dem  Missbrauch  der  thatsäch liehen 
die  Partei  in  ihrer  persönlichen  Freiheit  und  Gewalt,  welche  den  Hausbesitzern  gegenüber 
in  ihren  persönlichen  Lebensgütern,  auf  die  den  Mietern  zusteht,  vorgebeugt  oder  er 
sie  nicht  verzichten  kann,  in  einer  der  Ge-  wenigstens  eingeschränkt  werden  können, 
rochtigkeit  widersprechenden  Weise  In?-;  e)  Nach  einer  dritten  Richtung  geht  das 
schränkt  oder  geschädigt  würde.  Die  grossen.  Bürgerliche  Gesetzbuch  über  das  gemeine 
allgemeinen  Reehtsgrundsätze.  die  unser , Recht  hinaus,  indem  es  den  Mieter  mul 
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Pächter  dagegen  sichert,  dass  ihnen  durch 
Veräusserung  der  Sache  deren  Gebrauch 
und  Nutzung  entzogen  werden  kann. 

d)  Endlich  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
im  Gegensatz  zu  dem  gemeinen  Hecht  den 
Pachtvertrag,  insbesondere  den  über  land- 
wirtschaftliche Grundstücke,  durch  besondere 
Rechtsnormen  geordnet,  insoweit  die  eigen- 
artigen  Verhältnisse  der  Pacht  dies  erfordern. 

Das  Gesetzbuch  enthält  zahlreiche 
wichtige  Vorschriften,  welche  sich  nicht 
auf  alle  Mietverträge  beziehen,  sondern  nur 
für  die  Miete  von  Grundstücken,  Wohnungen 
und  andere  Räume  (Läden,  Kellerräume 
u.  s.  w.)  gelten.  Es  wird  genügen,  wenn 
in  dem  folgenden  in  diesen  Fällen  nur  von 
der  Miete  von  Grundstücken  die  Rede 
ist  (vgl.  B.G.B.  § 580). 

2.  Abschluss  des  Vertrags.  Der  Al>- 
sehluss  eines  Mietvertrags  ist  im  allge- 
meinen an  keine  Form  gebunden.  Doch 
bedarf  der  Vertrag  über  die  Miete  eines 
Grundstücks  der  schriftlichen  Form,  wenn 
er  für  länger  als  ein  Jahr  geschlossen 
wird.  Wird  diese  Form  nicht  lieachtet,  so 
ist  der  Vertrag  zwar  giltig,  aber  er  gilt  als 
auf  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen.  Doch 
ist  dann  eine  Kündigung  erst  für  den 
Schluss  des  ersten  Jahres  zulässig  (§  556). 

3.  Pflichten  des  Vermieters.  Der 
Vermieter  hat  dem  Mieter  den  vertrags- 
mässigen Gebrauch  der  Sache  zu  überlassen 
und  sie  während  der  Mietzeit  in  dem  hierzu  I 
geeigneten  Zustand  zu  erhalten  (§  586).  Die  , 
Kosten  der  Unterhaltung  der  Sache,  der! 
Reparaturen,  wie  die  auf  der  Sache  ruhen- ' 
den  Abgaben  und  Lasten  fallen  demnach 
dem  Vermieter  zur  Last  (§§  587,  546).  Ist 
die  Sache  zur  Zeit  der  Ueberlnssung  mit 
einem  Fehler  behaftet,  der  ihre  Tauglichkeit 
zu  dem  vertragsmässigeu  Gebrauch  aufhebt 
oder  mindert,  und  beseitigt  der  Vermieter 
ihn  nicht  unverzüglich,  so  kann  der  Mieter 
ihn  selbst  beseitigen  und  Ersatz  der  erfor- 
derlichen Aufwendungen  verlangen  (§  588). 
Auch  ist  er  für  die  Zeit,  während  deren 
die  Sache  zum  Gebrauch  untauglich  ist.  von 
der  Entrichtung  des  Mietzinses  befreit,  oder 
wenn  die  Brauchbarkeit  der  Sache  gemin- 
dert ist.  nur  zur  Entrichtung  eines  verhält- 
nismässiggeminderten Mietzinses  verpflichtet. 
Ferner  ist  er  in  diesem  Falle  berechtigt,  die 
Miete  für  die  Folgezeit  ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  aufzukündigen  ($$  541,  542). 
Doch  stehen  ihm  diese  Rechte  nicht  zu,  sofern 
ihm  bei  Abschluss  des  Vertrags  der  Mangel  der 
gemieteten  Sache  bekannt  war  (§  589).  Hier- 
von macht  aber  das  Gesetz  eine  sehr  wich- 
tige Ausnahme,  die  dem  bisherigen  Rechte 
unbekannt  war.  Ist  eine  Wohnung  oder 
ein  anderer  zum  Aufenthalt  von  Menschen 
bestimmter  Raum  (Boden,  Werkstatt  u.  s.  w.) 
so  beschaffen,  dass  die  Benutzung  mit  einer 


erheblichen  Gefährdung  der  Gesundheit  ver- 
bunden ist,  so  kann  der  Mieter,  selbst  wenn 
er  die  gefahrbringende  Beschaffenheit  l>ei 
dem  Abschluss  des  Vertrags  gekannt  hat, 
den  Mietvertrag  sofort  ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  aufheben  (ij  544). 

4.  Pflichten  des  Mieters  und  Rechte 
des  Vermieters.  Der  Mieter  hat  die  ihm 
übergebene  Sache  mit  Sorgfalt  zu  behan- 
deln und  darf  sie  nur  zu  dem  vertrags- 
tnässigeu  Gebrauch  benutzen,  widrigenfalls 
er  für  den  Schaden  dem  Vermieter  zu  haften 
hat  (§  550).  Dagegen  hat  er  die  Verände- 
rungen und  Verschlechterungen  der  Sache, 
die  durch  den  vertragsmässigen  Gebrauch 
herbeigeführt  werden  (Abnutzung  der  Woh- 
nung), nicht  zu  vertreten  (§  548).  Zu  dem 
vertragsmässigen  Gebrauch  gehört,  wenn 
nichts  anderes  in  dem  Vertrage  vereinbart 
ist.  die  Aftermiete,  die  Weitervermietung, 
nicht.  Sie  ist  nur  mit  Genehmigung  des 
j Vermieters  gestattet.  Wenn  aber  der  Ver- 
! mieter  die  Genehmigung  versagt  und  dies 
nicht  durch  einen  in  der  Person  des  Dritten 
j liegenden  wichtigen  Grund  gerechtfertigt 
ist,  so  kann  der  Mieter  (aber  nicht  der 
j Pächter),  selbst  wenn  der  Vertrag  für 
1 längere  Zeit  geschlossen,  ihn  unter  Einhal- 
! tung  der  gesetzlichen  Fristen  kündigen 
| (§  540,  § 596).  Den  Mietzins,  der  in  Geld 
oder  aber  auch  in  anderen  Gegenständen  oder 
in  Diensten  bestehen  kann,  hat  der  Mieter  nach 
Ablauf  der  Mietzeit,  oder  wenn  der  Zins 
nach  Zeitabschnitten  bemessen  ist  (nach 
Wochen,  Monaten  u.  s.  w.),  nach  dem  Ab- 
lauf einer  solchen  Zeit  zu  zahlen,  bei  Grund- 
stücksmieten jedoch  spätestens  nach  Ablauf 
je  eines  Kalendervierteljahres  (§  551). 

Wie  schon  nach  römischem  Rechte  und 
den  neueren  Gesetzbüchern,  hat  auch  nach 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  der  Vermieter 
eines  Grundstücks  ein  gesetzliches 
Pf  a n d ro  ch  t an  den  dem  Mieter  gehörigen 
Sachen,  die  auf  das  Grundstück  eingebracht 
; sind,  und  zwar  sowohl  für  die  schon  begrün- 
deten Forderungen  des  Vermieters  als  auch 
für  den  Anspruch  auf  den  künftig  fällig 
werdenden  Mietzins.  Doch  ist  dies  nach 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  beschränkt. 
Der  Vermieter  hat  das  Pfandrecht  nur  für 
den  Anspruch  auf  den  Mietzins,  soweit  er 
im  laufenden  und  nächstfolgenden  Jahre 
: fällig  wird.  Das  Pfandrecht  bleibt  zwar 
bestehen,  wenn  die  Sachen  ohne  Wissen  oder 
i gegen  den  Widerspruch  des  Vermieters  von 
[ dem  Grundstück  weggebracht  werden, aberder 
Vermieter  darf  nicht  widersprechen,  wenn  die 
Entfernung  dem  regelmässigen  Geschäftsbe- 
triebe und  den  Lebensverhältnissen  des  Mieters 
entspricht  oder  wenn  die  zurückbleibenden 
Sachen  zur  Sicherung  des  Vermieters  offen- 
bar ausreichen.  Soweit  er  berechtigt  ist, 
der  Entfernung  zu  widersprechen,  kann  er 
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sie  auch  ohne  Anrufen  des  Gerichts  verhin- 
dern und,  wenn  der  Mieter  auszieht,  die 
Sachen  in  seinen  Besitz  nehmen.  Sind  sie 
widerrechtlich  entfernt  worden,  so  kann  er 
ihre  Herausgabe  verlangen.  Jedoch  erlischt 
da*  Pfandrecht  mit  Ablauf  eines  Monats, 
nachdem  der  Vermieter  von  der  Entfernung 
der  Sachen  Kenntnis  erlangt  hat.  wenn  ei- 
sernen Anspruch  nicht  vorher  geltend  ge- 
macht hat. 

Das  Pfandrecht  des  Vermieters  ist  aber 
nach  dem  Vorgänge  des  P re u ss i sc h e n G. 
v.  12.  Juni  1804  sehr  bedeutend  eingeschränkt 
worden,  indem  ihm  alle  Sachen,  die  der! 
gerichtlichen  Pfändung  nicht  unterliegen 
(C.P.O.  § 811),  entzogen  sind.  Dahin  gehören  ! 
alle  Sachen,  welche  zur  Erhaltung  eines  j 
angemessenen  Hausstandes  unentbehrlich 
sind,  die  auf  vier  Wochen  erforderlichen 
Nahrungs-  und  Feuerungsmittel,  die  zum 
Betrieb  der  Landwirtschaft  erforderlichen 
Geräte  und  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse, 
die  zur  persönlichen  Fortsetzung  der  Er- 
werbsthätigkcit  unentbehrlichen  Gegenstände 
u.  s.  w.  Auch  kann  der  Mieter  jeder  Zeit 
durch  Sicherheitsleistung  die  Geltendmachung 
<les  Pfandrechts  abwenden  (§§  559 — 563). 

ß.  Besitz  des  Mieters.  Ist  die  ge- 
mietete Sache  dem  Mieter  zum  Gebrauche  I 
übergeben,  so  erwirbt  er  dadurch  den  Be- 
sitz an  ihr  und  es  kommt  ihm  sowohl 
gegen  den  Vermieter  wie  gegen  Dritte  der 1 
Besitzschutz  zu  ($  805).  Infolge  dessen  ist 
er  berechtigt,  die  Herausgabe  der  Sache  so- 
wohl dem  Vermieter  wie  dritten  Personen 
zu  verweigern  (§  980).  Auch  der  Vermieter 
und  Eigentümer  der  Sache  macht  sieh  ver- 
botener  Eigenmacht  schuldig,  wenn  er  den 
Mieter  im  Besitze  stört  oder  ihm  den  Besitz 
entzieht.  Der  Mieter  ist  berwlitigt,  der 
Eigenmacht  mit  Gewalt  sich  zu  erwehren, 
und  er  kann  gerichtliche  Hilfe  anrufen,  um 
die  Beseitigung  der  Störung  oder  die  Wieder- 
cinräumung  des  Besitzes  zu  erlangen 
(§§  858 — 802). 

(5.  Kauf  bricht  nicht  Miete.  Hat  der 

Mieter  eines  Grundstücks  oder  einer  Woh- 
nung durch  Ue bergabo  der  Sache  Besitz  er- 
worben und  wird  sodann  die  Sache  ver- 
äussert,  so  tritt  kraft  Gesetzes  der  neue 
Erwerber  der  Sache  an  Stelle  des  ursprüng- 
lichen Vermieters  in  den  Vertrag  ein.  Der 
Mieter  behält  trotz  der  Veräussorung  für 
die  Mietzeit  den  Besitz  der  Sache.  A bei- 
der Mieter  muss  auch  dagegen  gesichert 
werden,  dass  nicht  durch  ein  Rechtsgeschäft, 
auf  «las  er  gar  keinen  Einfluss  hat.  an  Stelle 
eines  vertrauenswürdigen  und  zahlungsfähi- 
gen Vermieters  ein  Vermieter  tritt,  dem  ei- 
sern Vertrauen  nicht  schenken  kann.  Der 
ursprüngliche  Vermieter  bleibt  deshalb, 
wenn  der  neue  Erwerber  die  Pflichten  des 
Vermieters  nicht  erfüllt,  für  alle  diese  Ver- 


pflichtungen haftbar.  Doch  erlischt  diese 
Haftung,  wenn  der  Mieter,  nachdem  er  von 
! dem  Eigentiunsübergang  Kenntnis  erhalten 
; hat,  nicht  zu  «lern  ersten  zulässigen  Termin 
| kündigt  (§  ,571). 

Wie  die  Pflichten,  so  gehen  auch  die 
Rechte  des  Vermieters  auf  den  Erwerber 
der  Sache  über,  lim  «len  Mieter  jedoch  vor 
Nachteilen  zu  schützen,  bestimmt  das  Ge- 
I setz,  dass,  wenn  er  in  Unkenntnis  der  Ver- 
äusserung  «len  Mietzins  nach  Uebergang  des 
Eigentums  noch  dem  ursprünglichen  Ver- 
mieter gezahlt  hat.  er  damit  seine  Pflicht 
erfüllt  hat  und  von  dem  neuen  Erwerber  nicht 
mehr  in  Anspruch  genommen  werden  kann, 
soweit  es  sich  um  den  Mietzins  für  «las 
laufende  Vierteljahr,  in  dem  der  Mieter  von 
dem  Eigentumsflbergang  Kenntnis  erlangt 
hat,  und  für  das  nachfolgende  handelt  (§  574). 

Doch  g«'lten  alle  diese  Bestimmungen 
nicht,  wenn  die  Mietsache  durch  eine 
Zwangsversteigerung  oder,  im  Falle  über 
das  Vermögen  «les  Vermieters  Konkurs  er- 
kannt ist,  tlureh  freihändige  Veräusserung 
des  Konkursverwalters  veräussert  worden 
ist.  Dann  hat  der  Erwerber  der  Sache  das 
Recht,  den  Mietvertrag  unter  Einhaltung 
einer  gesetzlichen  Frist  zu  kündigen.  Doch 
wird  die  Kündigung  ausgeschlossen,  wenn 
sie  nicht  auf  den  ersten  hierfür  zidässigeu 
Termin  erfolgt  (R.G.  filier  Z\vangsverst»‘ig«v 
rung  vom  24.  März  185)7  § 57 ; K.O.  § 21). 

7.  Beendigung  des  Miet Verhältnisses. 
Der  Mietvertrag  kann  auf  bestimmte  oder 
unbestimmte  Zeit  abgeschlossen  sein.  Im 
ersten  Falle  erlischt  er  mit  Ablauf  der  Zeit 
von  selbst,  ohne  dass  es  einer  Kündigung 
bedürfte  (§  5(54).  Unt«*r  bestimmten  Vor- 
aussetzungen kann  der  Vertrag  jedoch  unter 
Einhaltung  der  von  dem  Gesetz  bestimmten 
Fristen  schon  vor  Ablauf  der  Zeit  gekündigt 
werden : 

a)  Wird  ein  Mietvertrag  für  längen.'  Zeit 

! als  dreissig  Jahre  geschlossen,  so  kann  jeder 
; Teil  nach  dreissig  Jahren  kündigen.  Ist  der 
I Vertrag  aber  auf  Lebenszeit  des  Vermieters 
oder  Mieters  geschlossen,  so  ist  die  Kündi- 
gung unzulässig  (§  507). 

b)  Durch  den  Tod  der  Parteien  wird  der 
| Vertrag  nicht  aufgehoben.  Ihre  Erben  treten 
i in  ihn  ein.  Bei  dem  Tode  des  Vermieters 
! hat  weder  dessen  Erbe  noch  der  Mieter  ein 

Kimdiguiigsrecht.  »Stirbt  aber  der  Mieter, 
j so  kann  sowohl  «lessen  Erbe  wie  der  Ver- 
mieter (aber  nicht  «1er  Verpächter)  den  Ver- 
trag kündigen,  doch  nur  für  den  ersten  zu- 
I lässigen  Termin  (§§  567,  590). 

cj  Militärpersoneil,  Beamte,  Geistliche 
und  liChror  an  öffentlichen  Unterrichtsan- 
st alten  können  im  Falle  der  Versetzung  an 
einen  anderen  Ort  ihre  gemietete  Wohnung 
(nicht  auch  ein  gepachtetes  Haus  oder  Gut) 
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für  den  ersten  zulässigen  Termin  kündigen  i 
(§§  570,  596). 

d)  Der  Mieter  (aber  nicht  der  Pächter)  | 
kann  kündigen,  wenn  der  Vermieter  unge- 
rechtfertigterweise  die  Genehmigung  zur 
Aftermiete  verweigert  (§  549,  siehe  oben 
S.  769). 

e)  Der  Vermieter  wie  der  Konkursver- 
walter können  kündigen,  wenn  über  das 
Vermögen  des  Mieters  Konkurs  eröffnet  ist 
(K.O.  § 19). 

f)  Derjenige,  der  die  Sache  durch  Zwangs- 
versteigerung oder  Veräusserung  des  Kon- 
kursverwalters erwirbt,  Kann  kündigen  (siehe 
oben  S.  770). 

Ist  der  Vertrag  auf  b e s t i m m te  Zeit 
abgeschlossen  und  setzt  nach  Ablauf  der! 
Mietzeit  der  Mieter  den  Gebrauch  der  Sache 
fort,  so  gilt  dies  als  der  stillschweigende, 
Abselduss  eines  neuen  Vertrags,  durch  I 
welchen  das  Mietverhältnis  unter  den  bis- 
herigen Bestimmungen , aber  auf  unbe- 
stimmte Zeit  erneuert  wird.  Doch  tritt 
diese  Folge  nicht  ein,  wenn  der  Mieter 
binnen  zwei  Wochen,  der  Vermieter  binnen  i 
zwei  Wochen  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  er 
von  der  Fortsetzung  Kenntnis  erlangt,  der 
Gegenpartei  die  Erklärung  abgiebt,  dass  er  ! 
den  Vertrag  nicht  erneuern  wolle  (§  568). 

Ist  der  Vertrag  auf  unbestimmte 
Zeit  abgeschlossen,  so  erlischt  er  nur  durch 
Kündigung.  Sie  ist  aber  an  die  von  dem 
Gesetze  für  die  verschiedenen  Fälle  ver- 1 
schieden  bestimmten  Fristen  gebunden 
(§§  564,  565). 

Mag  aber  der  Vertrag  auf  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen  sein, 
so  kann  in  einigen  Fällen  der  Mieter,  in  j 
anderen  der  Vermieter  ohne  Einhaltung 
einer  jeden  Kündigungsfrist  das  Mietver- 
hältnis durch  eine  einseitige  Erklärung  an  1 
die  Gegenpartei  sofort  aufheben.  Ein  solches 
Kündigungsrecht  hat  der  Mieter: 

a)  wenn  ihm  der  vertragsmässige  Ge-  i 
brauch  der  Sache  ganz  oder  zum  Teil  nicht 
rechtzeitig  gewährt  oder  wieder  entzogen 
wird  und  der  Vermieter  eine  von  dem 
Mieter  gegebene  angemessene  Frist  hat  ver- 
streichen lassen,  ohne  Abhilfe  zu  schaffen! 
(§  542); 

b)  wenn  die  Benutzung  der  Wohnung 
u.  s.  w.  mit  einer  erheblichen  Gefährdung 
der  Gesundheit  verbunden  ist  (§  544,  siehe 
oben  S.  769). 

Dei  Ve rmie  t er  dagegen  kann  ohne  Ein- ' 
haltung  einer  Frist  kündigen: 

a)  wenn  der  Mieter  trotz  seiner  Ab- 
mahnung die  Sache  vertragswidrig  gebraucht 
und  dadurch  die  Rechte  des  Vermieters  in 
erheblichem  Masse  verletzt  (§  553); 

b)  wenn  der  Mieter  für  zwei  auf  ein- 
ander folgende  Termine  mit  der  Entrich- 
tung des  Mietzinses  in  Verzug  ist  (§  554). 


8.  Zwingende  Rechtsnormen.  Die 

meisten  dieser  Vorschriften  kommen  jedoch  nur 
zur  Anwendung,  wenn  die  Parteien  nicht  über 
andere  Bestimmungen  sich  vereinbart  haben. 
Freilich  wird  vielfach  der  rechtlichen  Frei- 
heit, anderweite  Bestimmungen  zu  treffen, 
die  thatsächliche  Freiheit  nur  auf  einer  Seite, 
nur  auf  der  des  Vermieters,  entsprechen, 
während  der  Mieter,  namentlich  in  einer  Zeit 
der  Wohnungsnot  oder  wenn  er  einem  ge- 
schlossenen Vereine  der  Hauseigentümer 
gegenübersteht,  notgedrungen  den  Bestim- 
mungen sich  fügen  muss,  die  der  Vermieter 
aufstellt.  Indes  kann  das  Privatrecht  nur 
in  beschränktem  Masse  einer  Tyrannei  der 
Hauseigentümer  und  einem  Missbrauch  ihres 
Uebergewichts  entgegentreten.  Die  Bedürf- 
nisse des  Mieters  selbst  sind  so  verschieden- 
artig, die  Verhältnisse,  die  bei  einer  Miete 
zu  ortinen  sind,  so  mannigfaltig,  dass  das 
Gesetz  den  Parteien  die  rechtliche  Freiheit, 
das  Verhältnis  zu  gestalten,  nur  mit  grosser 
Vorsicht  beschränken  darf.  Die  Gefahr 
entsteht  sonst,  dass  das  Gesetz  durch  zu 
weitgehende  zwingende  Vorschriften  störend 
in  eine  gesunde  Entwickelung  eingreift,  die 
Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  hin- 
dert und  die  Interessen  der  Mieter  selbst 
in  erheblicher  Weise  schädigt.  Die  Aufgabe 
der  Baupolizei  ist  es.  dafür  Sorge  zu  tra- 
gen, dass  nicht  Wohnungen  zum  Bewohnen  von 
Menschen  benutzt  werden,  die  durch  ihre 
Beschaffenheit  gesundheitsschädlich  sind, 
und  dass  nicht  durch  IJebervölkerung  der 
Wohnungen  Zustände  entstehen,  die  in  ge- 
sundheitlicher und  sittlicher  Beziehung  mit 
den  grössten  Gefahren  verbunden  sind  (vgl.  d. 
Art.  Banpolizei  oben  Bd.  1 1 S.  517  ff.).  Die 
Aufgabe  der  Gemeinden,  Baugenossenschaften 
(vgl.  diesen  Art.  oben  Bd.  II  S.  465  ff.)  und 
Baugesellschaften  ist  es,  durch  ihre  Thätig- 
keit  die  Alleinherrschaft  der  kapitalistischen 
Interessen  der  Hauseigentümer  zu  brechen 
und  insbesondere  den  arbeitenden  Klassen 
das  Wohnen  in  gesunden  Wohnungen  zu 
angemessenen  Preisen  zu  ermöglichen.  Das 
Privatrecht  vermag  nur  die  allgemeinen 
Grundsätze  über  die  Grenzen  der  Vertrags- 
freiheit aufzustellen  und  daraus  einzelne 
Folgerungen,  die  sich  auf  Miet-  und  Pacht- 
verträge beziehen,  abzuleiten.  Demgemäss 
sind  die  oben  sub  1 b erwähnten  allge- 
meinen Rechtssätze  (siehe  oben  S.  768)  Sätze 
des  zwingenden  Rechts.  Diesen  Charakter 
trägt  auch  ein  anderer  allgemeiner  Rechts- 
satz des  Inhalts,  dass  durch  Vertrag  die 
Haftung  des  Mieters  wie  des  Vermieters  für 
ein  vorsätzliches  Verschulden  nicht  ausge- 
schlossen werden  kann  (§  276).  Nur  eine 
Folgerung  hieraus  ist  es,  dass  die  Haftung 
des  Vermieters  wegen  Mängel  der  gemiete- 
ten Sache  durch  Vertrag  nicht  ausgeschlossen 
werden  kann,  wenn  er  die  Mängel  arglistig 

49* 


Miete  nnd  Pacht 


772 


verschweigt  (§  540).  TTuter  der  Voraus  j 
Setzung,  dass  der  Vermieter  sich  eines  arg-  : 
listigen  Verschweige! is  schuldig  macht,  kann  ! 
der  Mieter  auch  nicht  rechtsgiltig  auf  seine  i 
Rechtsansprüche  gegen  den  Vermieter  im 
Vertrage  für  -den  Fall  verzichten , dass 
ihm  der  Gebrauch  der  Sache  durch  das  > 
Recht  eines  Dritten  ganz  oder  zum  Teil  ent- , 
zogen  wird  oder  dass  ihm  der  Gebrauch  von  , 
dem  Vermieter  nicht  rechtzeitig  gewährt  oder  | 
wieder  entzogen  wird  (§§  .*>11 — .*>13).  Weiter- 
hin kann  der  Mieter  nicht  Vertrags mässig  I 
auf  sein  Recht  verzichten,  ohne  Einhaltung 
der  Kündigungsfristen  zu  kündigen,  wenn 
die  Benutzung  der  Wohnung  u.  s.  w.  mit 
erheblicher  Gefährdung  der  Gesundheit  ver- 
bunden ist  ($  5-14).  Unverzichtbar  ist  endlich  i 
das  Recht  der  Parteien,  einen  Mietvertrag.! 
der  für  eine  längere  Zeit  als  dreissig  j 
Jahre  geschlossen  ist,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren  zu  kündigen  (§  567 ).  Eine 
vertragsmüssige  Erstreckung  »los  gesetzlichen 
Pfandrechts  des  Vermieters  auf  die  Sachen, 
welche  nach  § 559  diesem  Pfandrecht  nicht  ( 
unterworfen  sind  (siehe  oben  S.  770),  ist ; 
nicht  möglich,  wohl  aber  kann  der  Mieter] 
sie  dem  Vermieter  zur  Sicherung  seiner 
Forderungen  als  Faustpfand  übergeben 
(§  1205). 

B.  Pacht. 

1.  Einleitung.  Wie  schon  erwähnt, 
finden  die  Bestimmungen  über  die  Miete 
auch  auf  die  Pacht  Anwendung,  soweit  nicht  j 
das  Gesetz  für  sie  abweichende  Vorschriften 
enthält  (ij  581).  Gegenstand  der  Pacht ' 
können  Sachen  oder  Rechte  sein . auch  | 
können  Sachen  nnd  Rechte  als  eine  juristi- 
sche Einheit  den  Gegenstand  der  Pacht 
bilden  (z.  B.  Verpachtung  eines  gewerblichen 
Unternehmens  mit  dem  Fabrikgebäude  und 
dem  Inventar),  ln  vielen  Gegenden  Deutsch- 
lands kommt  es  auf  dem  Lande  sehr  häufig 
vor,  dass  einzelne  Stücke  Vieh  oder  eine 
ganze  Herde  verpachtet  werden  in  der  so- 
genannten Vieh  Verstellung.  Doch  ent- 
hält das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hierfür 
keine  besonderen  Normen.  Soweit  die 
Parteien  keine  ausdrücklichen  Bestim- 
mungen treffen , sind  hierbei  die  ört- 
lichen Gewohnheiten  zu  berücksichtigen. 
(Der  gewerbsmässige  Betrieb  der  Vieh  Ver- 
stellung kann  untersagt  werden,  wenn  Tliat- 
sachen  vorliegen,  die  die  Unzuverlässigkeit  dos 
Gewerbetreibenden  darthun.  Gew.-O.  § 35.) 
Wird  eine  Viehherde  derart  verpachtet,  dass 
der  Pächter  sie  zumSchätzungswert  iil>ernimmt 
und  bei  Beendigung  der  Pacht  sie  nach  dem 
Schätzungswert  zurückzugewähren  hat,  so 
heisst  der  Vertrag  Eisern  v ich  vertrag. 
Auch  hierüber  enthält  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch keine  besonderen  Normen.  Doch 
sind  die  unten  (sub  2)  zu  erwähnenden  i 
Vorschriften  über  Pacht  eines  Grundstücks  i 


mit  dem  nach  Schätzungswert  zu  über- 
nehmenden Inventar  in  sinneutsprechendcr 
Weise  hierauf  anzuwenden. 

Während  dem  Mieter  nur  der  Gebrauch 
der  Sache  zukommt,  ist  der  Verpächter  ver- 
pflichtet. dem  Pächter  den  Gebrauch  der 
verpachteten  Gegenstände  und  den  G e n u s s 
der  Früchte,  soweit  sie  nach  den  Regeln 
einer  ordnungsmässigen  Wirtscliaft  als  Er- 
trag anzusehen  sind,  während  der  Pachtzeit 
zu  gewähren.  Früchte  im  Rochtssinu  sind 
aber  nicht  bloss  die  Erzeugnisse  der  Sachen, 
sondern  auch  die  sonstige  Auslaute,  welche 
aus  der  Sache  ihrer  Bestimmung  gemäss 
gewonnen  wird  (Steine,  Kohle,  Mineralien. 
M inend wässer,  aber  auch  Milch  der  Kühe. 
Wolle  der  Schafe  u.  s.  w.),  ferner  die  Erträge, 
welche  ein  Recht  seiner  Bestimmung  ge- 
mäss gewährt  (Zinsen  einer  verzinslichen 
Forderung,  die  Jagdbeute  bei  dem  Jagd  recht ) 
und  endlich  auch  die  Erträge,  welche  eine 
Sache  oder  ein  Recht  vermöge  eines  Rechts- 
verhältnisses gewährt  (bürgerliche  oder 
juristische  Früchte,  z.  B.  der  Mietzins  für 
eine  vom  Pächter  vermietete  Wohnung  des 
gedichteten  Gebäudes.  B.G.B.  § 99).  Der 
Pächter  erwirbt  während  der  Pachtzeit  das 
Eigentum  an  den  Erzeugnissen  und  der 
Ausbeute  der  Sache  mit  der  Trennung  der 
Früchte,  das  Recht  auf  Bezug  der  anderen 
Früchte  an  dem  Zeitpunkt,  an  dem  sie  fällig 
werden.  Bestehen  diese  Früchte  jedoch  in 
Zinsen  und  anderen  regelmässig  wieder- 
kehrenden Erträgnissen  (Gewinnanteilen 
u.  s.  w.),  so  gebührt  dem  Pächter  ein  der 
Dauer  seiuer  Berechtigung  entsprechender 
Teil,  mögen  sie  vor  oder  nach  Beendigung 
seiner  Pachtzeit  fällig  werden  (§§  101,  956). 
Ueber  einen  etwaigen  Anspruch  des  Pächters 
auf  Ersatz  seiner  Verwendungen  für  noch 
nicht  getrennte  Früchte  bei  Beendigung  der 
Pacht  landwirtschaftlicher  Grundstücke  siehe 
unten  sub  3d  (S.  773). 

Der  Pächter  ist  verpflichtet,  dem  Ver- 
lachter den  vereinbarten  Pachtzins  zu  ent- 
richten {§  581).  Der  Pachtzins  kann  auch 
ganz  oder  zum  Teil  in  Naturalien  bestehen. 
Ist  er  auf  eine  Quote  der  Pacht friiehte  fest- 
gesetzt, so  heisst  die  Pacht  Teilpacht 
(colonia  partiaria).  Doch  giebt  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  keine  besonderen  Vorschrif- 
ten hierüber.  (Vgl.  den  Art.  Pacht) 

Für  alle  Pachtverträge  enthält  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  nur  wenige  Vor- 
schriften, die  sich  namentlich  auf  das 
Kündigungsrecht  beziehen  (§  596)  und 
die  oben  schon  angeführt  sind  (sub 
A.  7 S.  770).  Für  die  Pacht  von 
Grundstücken  und  von  Rechten  ist  die 
Kündigung,  wenn  die  Pachtzeit  nicht  be- 
stimmt ist  oder  wenn  das  Pachtverhältnis 
vorzeitig  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen 
Frist  gekündigt  werden  kann,  nur  für  den 
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Schluss  des  Pachtjahres  und  mit  Einhaltung 
einer  halbjährigen  Frist  zulässig  (§  595).  In 
der  Kegel,  und  hei  landwirtschaftlichen 
Pachtungen  wohl  durchweg,  wird  das 
Pachtjahr  nach  dem  Pachtvertrag  mit  dem 
Wirtschaftsjahr  zusammenfallen,  doch  ist  dies 
nicht  notwendig. 

Die  anderweiten  Bestimmungen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  beziehen  sich 
entweder  auf  die  Pacht  von  Grund- 
stücken samt  dem  dazu  gehörigen  Inven- 
tar oder  auf  die  Pacht  von  landwirtschaft- 
lichen Grundstücken.  Alle  diese  Vorschriften 
aber  haben  nur  einen  disjxjsitiven  Charakter. 
Innerhalb  der  Schranken,  welche  die  oben  sub 
A.  8 angegebenen  Normen  des  zwingenden 
Rechts  ziehen,  können  die  Parteien  in  dem 
Vertrag  das  Verhältnis  durchaus  nach  ihrem 
Ermessen  ordnen. 

2.  Pacht  von  Grundstücken  samt  In- 
ventar. Das  Inventar  ist  der  Inbegriff  der 
beweglichen  Sachen,  die  dem  wirtschaftlichen 
Zweck  des  Grundstücks  zu  dienen  bestimmt  j 
sind  und  auf  dem  Grundstück  sich  befinden 
oder  doch  in  einem  räumlichen  Verhältnis 
zu  ihm  stehen  (vgl.  §§  97,  98  des  B.G.B.). 
Verträge,  in  welchen  das  Grundstück  samt 
dem  Inventar  verpachtet  wird,  sind  nicht 
nur  Ihm  der  Pacht,  von  Landgütern  die  Kegel, 
sondern  auch  bei  der  Pacht  von  Geschäften. 
Sie  worden  meist  in  der  Form,  dass  der 
Pächter  das  Inventar  zum  Schätzungswerte 
nach  einer  Taxe  übernimmt,  abgeschlossen. 
In  diesem  Falle  hat  er  hei  Beendigung  der 
Pacht  das  vorhandene  Inventar  zum  Schät- 
zungswert zurückzugewähren.  Ist  der 
Schätzungswert  der  übernommenen  Stücke 
hoher  oder  niedriger  als  der  Schätzungswert 
der  zurückzugewährenden  Stücke,  so  hat  im 
ersteren  Falle  der  Pächter  dem  Verpächter, 
im  letzteren  der  Verpächter  dem  Pächter 
den  Mehrbetrag  zu  ersetzen.  Während  der 
Pachtzeit  kann  der  Pächter  über  die  einzel- 
nen Stücke  innerhalb  der  Grenzen  einer 
ordentlichen  Wirtschaft  verfügen.  Schafft 
er  neue  Stücke  an  und  verleibt  er  sie  dem 
Inventar  ein,  so  worden  sie  damit  Eigentum 
des  Verpächters.  Der  Pächter  trägt  aber 
auch  die  Gefahr  des  zufälligen  Untergangs 
und  einer  zufälligen  Verschlechterung  des 
Inventars  (§§  587 — 589).  Uebernimmt  der 
Pächter  dagegen  das  Inventar  nicht  zum 
Schätzungswert,  so  ist  er  verpflichtet,  die 
einzelnen  Inventarstücke  zu  erhalten.  Wenn 
dagegen  eines  derselben  ohne  Verschulden  des 
Pächters  oder  seiner  angcstellten  Leute  oder 
seines  gesetzlichen  Vertreters  in  Abgang 
kommt,  so  hat  der  Verpächter  die  Pflicht, 
das  Inventar  zu  ergänzen.  Nur  den  ge- 
wöhnlichen Abgang  der  zum  Inventar  ge- 
hörenden Tiere  hat  der  Pächter  aus  den 
Jungen  insoweit  zu  ergänzen,  als  dies  einer  j 


ordnungsmässigen  Wirtschaft  entspricht 
(§  586). 

ln  allen  Fällen  steht  dem  Pächter  für 
die  Forderungen  gegen  den  Verpächter,  die  sich 
auf  das  mitgepachteto  Inventar  beziehen, 
ein  gesetzliches  Pfandrecht  an  den  in  seinen 
Besitz  gelaugten  Inventarstücken  zu.  Doch 
kann  dei  Verpächter  durch  Sicherheitsleistung 
die  Geltendmachung  dieses  Pfandrechts  ab- 
wenden (§  590). 

8.  Bei  der  Pachtuug  landwirtschaft- 
licher Grundstücke  liegen  dem  Pächter 
noch  besondere  Pflichten  ob  und  stehen 
dem  Verpächter  besondere  Rechte  zu: 

a)  Der  Pächter  hat  die  gewöhnlichen 
Ausbesserungen,  insbesondere  die  der  Wolm- 
und  Wirtschaftsgebäude,  der  Wege,  Gräben 
u.  s.  w.  auf  seine  Kosten  zu  bewirken  (§  582). 

b)  Er  darf  ohne  Erlaubnis  des  Verpäch- 
ters nicht  Aenderungen  der  wirtschaftlichen 
Bestimmung  des  Grundstücks  vornehmen, 
die  über  die  Pachtzeit  hinaus  auf  die  Art 
der  Bewirtschaftung  einwirken  (§  583). 

c)  Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Ver- 
pächters erstreckt  sich  auf  die  Früchte  des 
Grundstücks  sowie  auf  das  zum  Wirtseliafts- 
betriobe  erforderliche  Gerät  und  Vieh  und 
kann  für  den  gesamten  Pachtzins  geltend 
gemacht  werden  (§  585). 

d)  Bei  Beendigung  der  Pacht  hat  der 
Pächter  das  Grundstück  nicht  in  dem  Zu- 
stand zurückzugeben,  in  welchem  es  ihm 
übergeben  worden  ist,  sondern  in  dem  Zu- 
stand, der  sich  bei  einer  während  der  Pacht- 
zeit fortgesetzten  ordnungsmässigen  Bewirt- 
schaftung zu  ergeben  hat.  Endet  die 
Pachtzeit  vor  der  Ernte,  so  hat  der  Pächter 
dennoch  das  Grundstück  zu  bestellen,  ob- 
gleich ihm  die  Ernte  nicht  mehr  zukommt; 
dafür  ist  ihm  im  ersten  Pachtjahre  die  Ernte 
zugekommen,  obgleich  er  nicht  die  Kosten 

, und  Arbeit  der  Bestellung  getragen  hat 
($  591).  Wenn  jedoch  die  Pacht  vor  dem 
| Schlüsse  eines  Pachtjahres  endigt,  dann  hat 
der  Verpächter  die  Kosten,  die  der  Pächter 
auf  die  noch  nicht  getrennten  Früchte  ver- 
j wendet  hat,  ihm  insoweit  zu  ersetzen,  als 
sie  einer  ordnungsmässigen  Wirtschaft  ent- 
; sprechen  und  den  Wert  der  Früchte  nicht 
i übersteigen  (§  592). 

e)  Ist  das  gepachtete  Grundstück  ein 
Landgut,  d.  h. ein  zum  selbständigen  Be- 
trieb der  Landwirtschaft  eingerichtetes 
Grundstück,  das  mit  den  erforderlichen  Bau- 
lichkeiten u.  s.  w.  versehen  ist  (ohne  Unter- 
schied, ob  es  ein  kleiner  Bauernhof  oder  ein 
grosser  Gutsbezirk  ist),  so  hat  der  Pächter 
weiterliin  die  Pflicht,  von  den  bei  Beendi- 
gung der  Pacht  vorhandenen  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen  soviel  zurückzulassen, 
als  zur  Fortführung  der  Wirtschaft  bis  zu 
der  Zeit  erforderlich  ist,  zu  welcher  gleiche 
oder  ähnliche  Erzeugnisse  voraussichtlich 
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gewonnen  wenlen.  Ist  er  hiernach  ver- 
pflichtet, landwirtschaftliche  Erzeugnisse  in 
grosserer  Menge  oder  t*esserer  Boscliaffen- 
hoit  zurflekzulassen.  als  er  hei  Antritt  der 
Pacht  ülternommen  hat.  so  kann  er  vom 
Pachter  Ersatz  des  Wertes  verlangen  (nicht 
alter  für  den  auf  dein  Out  gewonnenen 
Dünger,  den  er  zurückzulassen  hat  § 59H). 

f)  Uebemiinmt  der  Pächter  eines  L a n d - 
guts  das  Out  oder  Vorräte  auf  Grund  einer 
Schätzung  mit  der  Bestimmung,  dass  er  sie 
gleichfalls  auf  Grund  einer  Scliätznng  zu- 
rückzugewähren hat,  so  hat  er.  wenn  der 
Schätzungswert  des  Guts  oder  der  Vorräte 
l»ei  der  üebemahme  hoher  war  als  der 
Schätzungswert  l>ei  der  Rflckgewährung, 
dem  Verj>ächter  den  Mehrbetrag  zu  ersetzen, 
war  der  Schätzungswert  niedriger,  so  hat 
der  Verächter  dagegen  ihm  den  Mehrbetrag 
zu  ersetzen  (§  5114). 

Heiter  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
ländlicher  Pachtungen  siehe  den  Art.  Pacht. 

Idtteratur : /.  Auster  den  Jahrbüchern  de*  Pan- 
dektenrechts und  de*  deutschen  Privatrecht * siehe 
insbesondere  Pcrnice,  M.  A.  Laben  1873,  Jid.  I, 
S.  465  ff.  — Derselbe,  in  Zeit  sehr,  der  Savigny- 
Stijtung,  Humanist.  Abt.,  Jid.  XIX,  1898,  S.  89 ff. 

— Degenkolb,  Platzrecht  und  Miele,  1867.  — 
Moni  innen  , in  Zeitsehr.  der  Sarigny-Stiftung, 
Pont.  Abt.,  lid.  VI,  1885,  S.  860 ff.  — Rurek- 
hardt,  Zur  Geschichte  der  Locaiw  Conductio, 
1889.  — Seerk,  Artikel  CuUmatus  in  Panty- 
Wisso  w a , Peatencyktopiidie  de*  klastischen 
Altertums,  Pd.  IV,  I960,  S.  483  ff'.  — Arnold, 
Zur  Geschichte  de*  Eigentums  in  den  deutschen 
Städten,  1861,  S.  191  ff.  — Heilster,  Institutionen 
des  deutschen  Privat  rechts,  Pd.  II,  1886,  S.  171  ff. 

— Huber,  System  und  Geschichte  de*  s rhiceizc • 
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Mietsteuer. 

I.  Allgemeines.  1.  Wesen  und  Begrün- 
dung der  M.  2.  Berechtigung  und  Bcrurteilung 
der  M.  II.  Gesetzgebung,  ai  Hie  M.  als 
Stnatssteucr : 1.  Großbritannien.  2.  Frankreich. 
3.  Belgien  und  Niederlande.  Elsass-Lotbringen. 


| b)  Die  M.  als  Gemeindeabgabe:  4.  Deutschland. 
5.  Oesterreich. 

I.  Allgemeines. 

I.  Wesen  und  Begründung  der  M. 

Die  Wohnungs-  oder  Mietsteuer  stellt  sich 
als  eine  direkte  (unmittelbare)  Auflage  des 
| Bewohners  eines  Hauses  oder  eines  Haus- 
teiles als  solchen  dar,  gleichviel  ob  derselbe 
| der  Eigentümer  oder  der  Mieter  ist.  Sie 
will  also  den  Inhalier  einer  Wohnung  nach 
i Massgabe  des  von  diesem  für  diesen  Zweck 
I gemachten  Aufwandes  zur  Steuer  heran - 
. ziehen,  aber  nicht,  wie  bei  der  Gcläudesteuer. 
das  in  der  Nutzung  de«  Gebäudes  mittelbar 
oder  unmittelbar  liegende  Einkommen  be- 
] steuern.  Uelierwälzungsverhältnisse  ver- 
mögen indes  l>ei  beiden  die  thatsächliche 
Wirkung  infolge  der  freien  Vereinbarung 
des  Mietzinses  zu  verschieben,  sie  können 
: hier  den  Mieter  und  dort  den  Eigentümer 
j zum  endgiltigen  Steuerträger  machen. 

Der  Charakter  dieser  Steuer  lässt  sich 
j priucipiell  niemals,  sondern  nur  thatsäehlich 
I feststellen.  Dies  zeigt  sich  besonders  in 
grossen  Städten  mit  steigender  Teudeuz  der 
Mietpreise,  die  teilweise  einen  Monopol- 
charakter annehmen.  Mietpreis  und  Miet- 
steuer stehen  daher  in  engem  Zusammen- 
hang und  Itedingen  somit  nach  dem  je- 
weiligen Zustande  dieses  Verhältnisses  den 
eigentlichen  Charakter  der  Steuer  endgiltig. 
Ist  der  Mieter  einer  Wohnung  der  endgiltige 
Steuerträger,  so  tritt  das  Merkmal  der  Auf- 
wandsteuer scharf  hervor,  wodurch  aber 
alle  jene  Bedenken  zur  Geltung  kommen, 
welche  gegen  die  Besteuerung  eines  unum- 
gänglich notwendigen  Ijehensbedarfes  spre- 
chen, zumal  da  der  höhere  Aufwand  für  die 
Wohnung  keineswegs  auf  eine  entsprechend 
gesteigerte  Leistungsfähigkeit  schiiessen  lässt. 
Wird  die  Wohnungs-  und  Mietsteuer  auch 
auf  die  Geschäftsräume  erstreckt,  so  wird 
sie  zu  einer  ZusatzsteuerderGe  w erbe- 
Steuer,  welche  nach  der  Methode  ihrer 
Einrichtung  die  vorscliiedonen  von  derselben 
betroffenen  Persoucu  oft  höchst  ungleieh- 
mässig  belastet,  es  sei  denn,  dass  die  Ab- 
gabe in  einer  angemessenen  Ermässignng 
des  Mietzinses  einen  Ausgleich  findet,  d.  h. 
vom  Vermieter  mittelbar  getragen  wird. 
Letzteres  ist  alter  — namentlich  in  grösseren 
und  grossen  Städten  — sehr  unwahrschein- 
lich. Endlich  kann  die  Mietsteuer  in  das 
Gebiet  der  Einkommensteuer  hinüber- 
spielen, wenn  und  insoweit  grundsätzlich 
oder  tatsächlich  die  Ausgalte  für  die  Woh- 
nung als  aliquoter  und  zwar  fixierbarer  Teil 
des  Einkommens  des  Steuerpflichtigen  auf- 
gefasst  wird.  Diesel-  Versuch,  von  welchem 
sich  insltesondere  in  der  französischen  Ge- 
setzgebung schon  frühzeitig  Spuren  finden, 
arbeitet  mit  einer  augenscheinlichen  Fiktion, 
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welche  in  der  Annahme  besteht,  dass  bei 
steigendem  Einkommen  die  Aufwendung  für 
das  Bedürfnis  der  Unterkunft  in  gleichem 
Grade  zunimmt.  Die  verschiedenen  Projekte 
zur  Einführung  einer  Einkommensteuer  oder 
wenigstens  von  analogen  Abgaben  in  Frank- 
reich haben  besonders  gerne  mit  dieser  Fiktion 
operiert.  Thatsächlich  haben  aber  stets  die 
statistischen  Untersuchungen  das  Entgegenge- 
setzte gezeigt.  Für  reiche  Grossstäd  te  lässt  sich 
behaupten,  dass  die  unteren  Klassen  1 a bis  ’ s, 
die  mittleren  Vi  bis  die  oberen  V?  bis 
1 io  und  die  ganz  reichen  vielleicht  1 12  bis 
1 20  ihres  Einkommens  für  Wohnzwecke 
verwenden.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  das 
»äussere  Merkmal«  des  Mietzinses  iu  der 
That  ein  recht  mangelhaftes  Mittel  zur  Re- 
konstruktion des  individuellen  Einkommens 
ist.  Alle  diese  Erwägungen  sind  für  die 
Begründung  und  die  Bestimmung  des  An- 
wendungsbereiches der  Mietsteuer  beachtens- 
wert. 

2.  Berechtigung  und  Beurteilung  der 

31.  Wenn  sich  aus  dem  Gesagten  im  all- 
gemeinen als  Resultat  ergiebt,  dass  die. 
Wohnungssteuer  als  eine  rationelle,  den  An- 
forderungen an  die  Aufwandbesteuerung  ent- 
sprechende Steuerform  nicht  zu  empfehlen 
ist.  dass  ihre  Gestaltung  als  Zusatz-Gewerbe- 
steuer eine  Verschiebung  der  Belastungs- 
Verhältnisse  herbeiführt  und  dass  endlich 
ihre  Verwendung  als  Einkommensteuer  oder 
selbst  als  konstruktives  Element  zu  einer 
solchen  nicht  unbedenklich  erscheint,  so 
stehen  diesen  Nachteilen  dennoch  mehrfach ; 
Vorzüge  gegenüber,  welche  in  gewissen! 
Lichtseiten  der  Verbrauchsbesteueruug  hin- 
sichtlich der  leicht  ermittelbaren  Steuer- 
pflicht und  der  leichten  steuertechnischen 
Erhebung  begründet  sind.  Das  Urteil  wird 
hier  verschieden  ausfallen,  je  nachdem  man 
es  mit  einer  bereits  bestellenden  Mietsteuer 
zu  thun  hat  oder  es  sich  darum  handelt,  • 
eine  solche  neu  einzuführen.  Im  ersteren  ; 
Falle  werden  die  geltend  zu  machenden  Be- 
denken und  Einwände  an  sich  uud  nament- 
lich in  Anbetracht  des  Ersatzes  einer  solchen 
Auflage  durch  andere  Steuern  nicht  mächtig 
genug  sein,  ihre  Beseitigung  zu  veranlassen. 
Vom  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  und 
sozialpolitischen  Standpunkte  aus  muss  es 
immerhin  auf  der  anderen  Seite  überhaupt 
noch  fraglich  erscheinen,  ob  die  Aufhebung 
den  bisherigen  Steuerträgern  zu  gute  kommt 
oder  lediglich  den  Hauseigentümern  Gelegen- 
heit bietet,  die  Mietzinse  zu  erhöhen.  Im 
zweiten  Falle  dagegen  werden  die  Schatten- 
seiten über  wiegen  und  selbst  bei  noch  so 
rationeller  Gestaltung  die  Neueinführung 
nicht  empfehlen.  Es  ist  dabei  vor  allem 
zu  bedenken,  dass  der  Wohnungsaufwand 
individuell  so  verschieden  ist,  dass  er  keinen 
Rückschluss  auf  die  Einkommenhöhe  und 


l die  individuelle  Leistungsfähigkeit  gestattet. 
Denn  der  Wohnungsaufwand  absorbiert  eine 
sehr  verschiedene  Quote  und  ist  daher  un- 
geeignet als  Massstab  für  die  Steuerveran- 
lagung. Ein  gleicher  Steuersatz  kann  daher 
nicht  selten  die  Wirkung  einer  umgekehrten 
Progression  für  die  Mieter  haben.  Die  Aus- 
dehnung der  Mietsteuer  auf  die  gewerblichen 
Geschäftsräume  erhöht  die  Schwierigkeiten 
der  Steuertechnik  wegen  der  Verschiedenheit 
des  Aufwands  hierfür  nach  Art  der  Ge- 
schäfte. Ausserdem  ist  der  Wohuungsauf- 
wand  nach  Städten  und  Orten  höchst  ver- 
J schieden  und  sind  die  Mieten  namentlich 
in  rasch  wachsenden  und  aufblühenden 
Städten  auch  relativ  erheblich  höher  als  in 
mehr  stabilen  Verhältnissen.  Endlich  darf 
nicht  übersehen  werden,  dass  die  Ausgaben 
der  Haushaltungsbudgets  für  Wohnungs- 
mieten nicht  allein  durch  die  Einkommen- 
höhe und  daher  durch  die  Leistungsfähigkeit 
der  Steuersubjekte  bestimmt  werden  denn 
durch  andere  Verhältnisse  wie  Familien- 
grösse, Alter,  Gesundheit,  Kinderzahl  u.  s.  w., 
wodurch  nur  zu  leicht  der  Missstand  eintritt, 
dass  die  nach  den  Mietspreisen  angelegten 
Steuerquoten  trotz  ihrer  formalen  Gleichheit 
auf  ganz  verschieden  abgestufte  Grade  der 
wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  angewen- 
det werden. 

Wo  sie  aber  einmal  vorhanden  ist  und 
beibehalten  werden  soll , lassen  sich  als 
Grundsätze  der  Durchführung  folgende  Punkte 
aufstellen.  Die  Mietsteuer  ist  nur  als  Ge- 
j ineindesteuer,  nicht  auch  als  Staatssteuer 
zu  rechtfertigen.  In  ihrer  Ausdehnung  muss 
sie  sich  auf  die  steuerliche  Erfassung  des 
eigentlichen  Wohnbedürfnisses  beschränken, 
darf  also  nicht  auf  die  gewerblichen  Lokali- 
täten erstreckt  werden.  Ferner  ist  ein  ge- 
wisser örtlicher  »Minimalwohnungsaufwand' , 
welcher  nach  lokalen  Verhältnissen  im 
! Steuertarife  zu  berücksichtigen  ist,  von  der 
; Steuer  zu  befreien.  Die  Steuersätze  sind  nach 
einem  durchschnittlichen  Umfange  der  Zahl 
der  Familienglieder  anzusetzen,  und  die 
Ueberschreitung  dieser  Untergrenze  ist  durch 
entsprechende  Abzüge,  die  unterdurchschnitt- 
liche Zahl  durch  Zuschläge  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Der  Betrag  des  Wohnungsauf- 
wandes nach  dem  mittleren  Familienstände 
ist  in  Gemässheit  des  Steigons  mit  steigenden 
Sätzen  zu  belegen,  deren  Höhe  den  lokalen 
Verhältnissen  anzupassen  ist.  Die  Erhebung 
der  Wohnungssteuer  soll  nur  erfolgen,  so- 
weit andere  Quellen  des  kommunalen  Haus- 
haltes zur  Deckung  der  Bedürfnisse  nicht 
ergiebig  genug  fliessen,  und  auch  dann  sollen 
es  nur  allgemeine  Zwecke  der  Verwaltung, 
Ausgaben  für  Kirchen  und  Schulen,  für 
Woluthätigkeit,  gemeinnützige  Anstalten  oder 
Sicherheitspolizei  und  Schulden  sein,  denen 
der  Ertrag  dieser  Abgabe  gewidmet  wird. 
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Endlich  sei  noch  hervorgehoben,  dass  sich  1 GcLäude, 
«liese  Steuer  wesentlich  nur  für  städtische  aber  vom 
Gemeinwesen  eignet,  weniger  für  I^aud-  und 
Dorfgemeinden.  Indessen  darf  man  sich 
nicht  über  die  Gedenken  der  Mielsteuer  hin- 
wegtilusehen  lassen,  welche  U'stehen,  gleich- 
viel. wie  die  Veranlagung  auch  immer  ein- 
gerichtet sein  mag.  Denn  die  Wohnungs- 
steuer ist  für  Familienväter  unverhältnis- 
mässig höher  als  für  Ledige,  für  grosse  er- 
heblicher als  für  kleine  Familien. 

Alles  in  allem  lietrachtet,  auch  unter  «ler 
Voraussetzung,  dass  die  Mietsteuer  t hatsäch- 
lich vom  Mieter  zu  tragen  ist.  wird  die  Be- 
urteilung infolge  ihres  zwitterhaften  Cha- 
rakters wesentlich  ungünstig  ausfallen  und 
man  wird  in  derselben  nur  ein  inangelliaftes 


bei  geteilt  vermieteten  Hätisern 
Eigentümer  zu  entrichten.  Sie 
hat  demgemäss  einerseits  «len  Charakter 
einer  Aufwamlsteuer,  zeigt  aber  andererseits 
infolge  etwaiger  Celjerwälzungsverhältnisse 
auch  die  Merkmale  einer  Ertrags-,  Golüude- 
und  Wohnungsmietsteuer.  Von  der  Steuer 
sind  b«*freit  alle  Wohuhänser  unter  2<>  £ 
Jahresortrag.  die  leerstehenden  Häuser  wäh- 
rentl  des  Cnl»ewohntseins,  ferner  Hospitäler, 
Armen  schulen  und  ähnliche  Anstalten,  die 
Wohnhäuser  der  königlichen  Familie,  Ar- 
beiterhäuser  mit  getrennt  gehaltenen,  von 
Arbeitern  thatsächlich  l»owohnteu  Käumlieh- 
keiten,  wenn  die  einzelne  Wohnung  einen 
geringeren  Mietwert  als  20  £ ausweist.  Das 
Zubehör  zu  den  Häusern  (Nebengebäude, 


Auskunftsmittel  zur  Deckung  der  Gemeinde-  ] Gärten , Höfe  etc.)  wird  mit  «lern  Fh'trags- 
bedürfnisse  erblicken  dürfen,  eine  Schatten- 
seite, w elche  bei  der  Wohnungsstener,  wenn 


werte  veranschlagt  Der  Steuerfuss  beträgt 
9 «I.  von  1 £ «nler  3,75  °o  bei  gewöhnlichen 
diese  als  Staatssteuer  erhoben  wird,  in  vor-  Wohnliäii&ero  und  0 d.  von  1 £ oder  2.50  °o 
stärbt«>m  Masse  hervortritt  De  lege  ferenda  | von  solchen , welche  zugleich  g«>werblichen 
scheint  das  Ziel  die  Hinüberführung  in  die 
Einkommensteuer  zu  sein. 


II.  Gesetzgebung. 

a)  Die  Mietsteuer  als  Staatssteuer. 

1.  Grossbritannien.  Ursprünglich  ent- 
hielt die  englische  Haussteuer  zwei  ältere 
Steuerformen, eine  klassifizierte  Fenstersteuer 
und  eine  Wohnungs-  und  Mietsteuer,  welche 
beide  mit  dem  Wechsel  «ler  Ansichten  über 
ihren  steuerpolitischen  Wert  seit  1815  mehr- 
fache Umgestaltungen  erfahren  haben  und 
aus  welchen  schliesslich  1851  die  reformierte, 
einzige  Wohnungssteuer  hervorgegangen  ist 
(Gesetz  über  die  inhabited  liouses  tax  14 
und  15  Vict,  c.  36).  Ihr  Geltungsbereich 


Zwecken,  zum  Handel.  Gewerbs-,  Gastwirt- 
| Schafts-,  Schank-  und  Pachtbetriebe  dienen. 
Die  Grupjien  «ler  niedriger  besteuerten  ge- 
werblichen Wohngebäude  sind  genau  be- 
zeichnet. 

Die  Steuer  untersteht  der  »Abteilung  für 
j inländische  Einkünfte«  (Board  of  the  Connnis- 
sioners  of  Inland  Revenue).  Die  Veranlagung 
erfolgt  durch  örtliche  Steuereinschätzer, 
welche  von  den  Kommissären  der  I^andstcuer 
aus  den  Einwohnern  nach  Kirchspielen  er- 
nannt werden,  die  Erhebung  durch  in  gleicher 
Weise  bestellte  Erheber,  ln  der  Regel  sind 
in  England  Iteido  Personenklassen  die  ört- 
lichen Iteamton  der  Einkommensteuer,  in 
Schottland  hingegen  «1  ie  staatlichen  Steuer- 
aufseher  und  staatlichen  Steuererheber.  Die 


nicht  auch  über  Irland.  Nachdem  die  hohen 
Steuersätze  der  napoleonischen  Kriegszeit 


erstreckt  sich  indes  nur  über  Grossbritannien,  j Einschätzer  sind  für  die  Auslassung  steuer- 
pflichtiger Gebäude  unter  Verwirkung  einer 
Geldbusse  von  20  £ verantwortlich.  Der 
durch  Herabsetzungen  und  durch  Gewährung  I einzuschätzende  und  dann  steuerbare  Ertrags- 
wert ist  der  volle  Miet-  und  Wohn  wert, 
welcher  regelmässig  mit  dem  Roherträge 
des  llanses  zusammen  fällt,  falls  der  Eigen- 
tümer die  Abgalie  vorschiesst  (Steuerzahler), 
dagegen  bei-  Wo  indes  dieser  wie  bei  geteilt  vermieteten 
welche  jedoch  Gebäuden  der  wirkliche  Steuerpflichtige 
(Steuerträger)  ist,  aber  nicht  im  Erhebungs- 
bezirke wohnt  oder  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Frist  die  Steuer  nicht  erlegt, 
müssen  die  Mieter  die  Zahlung  übernehmen, 
haben  jedoch  di«?  Berechtigung,  die  Miete 
um  den  ausgelegten  Steuerbetrag  zu  kürzen. 
Einige  weitere  Punkte  sind  für  die  Stadt 
London  durch  ein  liesonderes  Gesetz  vom 
Jahre  1869  (32  und  33  Vict.  c.  67  s.  45) 
geordnet.  Hier  wird  für  den  Rohertrag  eine 
Äbscliätzungsliste  aufgestellt,  deren  Durch- 
sicht alle  5 Jalu-e  erfolgt. 

2.  Frankreich.  Die  französische  Miet- 
steuer ist  in  der  Personal-  und  Mobiliar- 


von  Steuerfreiheiten  für  bestimmte  Arten 
von  Gebäuden  weniger  drückend  gemacht 
worden  waren,  wurde  durch  die  Reformen 
der  30  er  Jahre  die  Wohnuugssteuer  auf- 
gehoben , die  Fenstersteuer 
b< 'halten  (1834  4 Will.  c.  10), 
für  Landhäuser  auf  kleineren  Diiidgiitern 
mit  einer  Rente  von  weniger  als  200  £ be- 
seitigt ward.  Ihre  Unpopularität  wegen  der 
damit  verbundenen  Visitationen , sanitäre 
und  andere  Nachteile  und  insbesondere  «lie 
allzu  häufig  auftauchenden  Streitfragen  da- 
rüber, was  unter  »Fenster«  bei  der  Ver- 
anlagung zu  verstehen  sei,  führte  im  Jahre 
1851  zu  ihrer  Abschaffung.  An  ihre  Stelle 
trat  wiederum  eine  Wohnungssteuer  in  ver- 
hesserter  Form,  welche  heute  noch  besteht. 

Die  geltende  Miet-  und  Wohnungssteuer 
(inhabited  liouses  tax«?)  ist  regelmässig  vom 
Bewohner  oder  Mieter  der  steuerpflichtigen 
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Steuer  (eontributiou  personelle-mobilirre)  ein- 
gesohlossen.  Wählend  die  Personalsteuer 
die  Bedeutung  einer  Kopf-  und  Familien- 
steuer hat,  ist  die  Mobiliarsteuer  steuer- 
technisch und  steuerpolitisch  als  Wohnungs- 
und  Mietsteuer  aufzufassen.  Ihrer  Einrich- 
tung  nach  ist  dieselbe  eine  Repartitions- 
steuer, bei  welcher  das  Gesamtkontingent 
des  Staates  und  die  Kontingente  der  De- 
partements alljährlich  im  Finanzgesetz  fest- 
gesetzt werden.  Die  letzteren  Kontingente  ^ 
sind  alsdann  durch  die  Repartitionsbehörden 
(Generalräte  etc.)  auf  die  Arrondissements 
und  Gemeinden  zu  verteilen  und  schliess- 
lich die  Gcmeindekontingentc  auf  die  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  umzulegen.  Der 
Steuerfuss  ergiebt  sich  aus  dem  Verhältnis 
zwischen  der  durch  die  Mobiliarsteuer  zu 
deckenden  Quote  des  Geraeindekoutingents 
der  zweigliederigen  Steuer  und  den  ermittel- 
ten Miet-  und  Wohnungswerten.  Kr  ist  ein 
proportionaler,  der  nur  wenig  nach  der  Na- 
tur der  Repartitionssteuer  wechselt.  Die 
Elemente  der  Aufwand-  und  der  Einkommen- 
steuer berühren  sich  sehr  nahe,  so  dass  eine 
strenge  Grenzscheidung  unmöglich  ist.  Mehr- 
fach sind  sowohl  in  der  Revolutionsära  (1791) 
als  auch  in  jüngster  Zeit  (1887,  1897,  1899, 
1900  u.  s.  w.)  Versuche  gemacht  worden,  die 
Personal-  und  Mobiliarsteuer  in  eine  wirk- 
liche Einkommensteuer  hinüberzuführen,  i 
Bestrebungen , welche  indes  bislang  ohne 
Erfolg  geblieben  sind.  Die  Einzelheiten  der 
Materie  gehören  in  den  Art.  Mobiliar- j 
Steuer  (s.  d.). 

3.  Belgien  und  Niederlande.  Elsnss- 
Lot bringen.  In  Belgien  haben  die  all- 
gemeinen Grundsätze  der  französischen  Per- ' 
sonal-  und  Mobiliarsteuer  Aufnahme  ge- 
funden. In  den  Niederlanden  wird  eine 
Aiiflage  vom  Mietwerte  der  Wohnungen  in 
der  Flöhe  von  5%  erhoben,  zu  welcher | 
ausserdem  noch  eine  solche  vom  Wohnungs- 
mobiliar  tritt,  das  nach  einem  Tarife  im 
Verhältnis  zum  Mietwerte  geschätzt  wird. 
Beide  Formen  der  Abgaben  zählen  zur  Per- 
sonalsteuer. 

ln  Deutschland  wird  die  Mietsteuer  zur 
Zeit  als  Staatsabgabe  nur  in  den  Reichs- 
landen Eisass- Lothringen  nach  fran- 
zösischem Muster  erhoben.  Die  Beseitigung 
dieser  Personal-Mobiliarsteuer  bildet  jedoch 
einen  wichtigen  Bestandteil  der  Reform  der 
direkten  Besteuerung,  die  gegenwärtig  an- 
gestrebt wird,  und  diese  Auflage  soll  hier 
durch  technisch  vollkommenere  Steuerformen 
ersetzt  werden.  (Für  das  weitere  vgl.  d.  Art. 
M obi  1 iars teuer.) 

b)  Die  Mietsteuer  als  Gemeindeabgabe. 

4.  Deutschland.  Die  in  Deutschland 
vorkommenden  Mietsteuern  sind  lediglich 
Gemeindeabgaben.  Sie  hatten  als  solche 


besonders  in  Preussen  Eingang  gefunden, 
wo  sie  als  städtische  Auflagen  benutzt 
wurden.  Wichtig  war  die  Mietsteuer  na- 
mentlich in  Berlin,  wo  infolge  der  Beschrän- 
kung der  Verbrauchsabgaben  auf  eiuen 
kleinen  Zuschlag  zur  Braumalzsteuer  diesellie 
eine  wesentliche  Einnahmequelle  für  die 
städtischen  Finanzen  bijdete  und  neben  der 
Gemeindeeinkommensteuer  und  der  Ge- 
meindehaussteuer recht  erhebliche  Erträge 
lieferte.  Ihre  gesetzliche  Grundlage  bildete 
die  V.  v.  20.  Januar  1815  und  das  Regulativ 
vom  13.  September  1858  und  hat  bis  in  die 
neueste  Zeit  wenig  Veränderungen  erfahren. 
Der  Steuersatz  betrug  zuletzt  durch  Ge- 
meindebeschluss vom  21.  Februar  188t)  im 
Normalsatz  6,07  °.o  und  war  degressiv  ge- 
staltet, bei  Mieten  von  000  bis  300  Mark 
betrug  er  5%  und  bei  solchen  bis  300  Mark 
8%.  Ausserdem  bestanden  solche  kommu- 
nale Mietsteuern  noch  in  Frankfurt  a.  M., 
Halle,  Danzig,  Emden,  Ottensen,  Tönning 
und  in  unerheblicher  Höhe  in  einer  Mehr- 
j zahl  von  kleineren  Orteu.  Durch  § 23  des 
Kommnnalabgnbengesetzes  vom  14.  Juli  1893 
ist  verboten  worden,  Mietsteuern  neu  ein- 
; zuführen.  Die  bestehenden  Mietsteuern 
waren  auf  ihre  Peberei »Stimmung  mit  den 
Gri mdsätzen  des  Koni  mu nalabgabengeset zes 
zu  prüfen  und  vom  Minister  der  Finanzen 
und  des  Innern  neu  zu  genehmigen.  Ohne 
diese  Genehmigung  traten  sie  mit  1.  April 
1898  ausser  Kraft.  Die  meisten  Städte,  vor 
allem  Berlin,  haben  daher  auf  ihre  Erhebung 
verzichtet.  Ihr  Ertrag  belief  sich  1890  in 
Danzig  auf  190931  Mark,  in  Frankfurt  a.  M. 
354909  Mark,  während  der  Ertrag  der  vor- 
maligen Mietsteuer  in  Berlin  beinahe  13  Mil- 
lionen Mark  erreichte. 

5.  Oesterreich.  Die  Mietsteuer,  hier 
Mietzinsstener  genannt  oder  »Zinskreuzer«, 
kann  in  den  österreichischen  Städten  in  der 
Höhe  von  5 bis  10%,  in  Wien  bis  15%,  in 
eigenem  Wirkungskreise  von  dem  bezahlten 
oder  vereinbarten  Mietzinse  vom  Anmieter 
erhoben  werden.  Mitunter  ist  sie  ganz  oder 
teilweise  eine  »Zwecksteuer«,  deren  Ertrag 
für  das  Armenwesen,  Kanalisation,  Schule, 
Einquartierung,  öffentliche  Beleuchtung  u.  s.w. 
zu  verwenden  ist.  Ein  Minimum  an  Woh- 
nungsaufwand  ist  meistens  steuerfrei.  Die 
Sätze  sind  progressiv.  Die  ganze  Materie 
ist  durch  eine  Reihe  von  besonderen  Ge- 
j setzen,  Ortsstatuten  u.  s.  w.  geordnet  Er- 
, trag  in  Wien  3 bis  4 Millionen  fl. 

Litteratur:  Hau,  Grundsätze  der  Finanz- 

■ini**cn»ehaft,  4-  Anfl.,  1800,  $ 4S6.  — «/•  G. 
Hoff  mann,  Lehre  von  den  Steuern,  Berlin 
1S40,  S.  2Si (.  — Pfeiffer,  Staatseinnahmen, 
Stuttgart  1860,  II.  S.  482  f).  — Schaffte, 
Steuerpolitik , Tübingen  1880,  S.  SOS  ff".  — 
Roscher,  System  IV,  % 160.  — Wagner,  in 
Schönberg  III,  4 • Anfl.,  S.  200  (T.  — Schall, 
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in  Srhönhn-tj  111,  2.  Ami.,  S.  ilüff.  — Wagner, 
hin.  IH,  jtji  157,  16$.  — Munk,  Steuerbelustung 
H'icm  und  Berlin s,  lass,  S.  97.  — Heckei. 
.Ir/.  ».ViVtolciicra  im  II.  d.  St.,  1.  Auß.  — 
ltcvneihe , Art.  uMietsteuer«  im  Wörterbuch  der 
I ' II*.  lid.  11,  S.  2S5ß\  — Eheberg,  Grundriss 
der  Pinansicissenschuft,  5.  Auß.,  Erlungen  1)<UH, 
S.  297.  — I^rofi-lteauliru , IWiite  de  la 
Science  des  ßnances,  cd.,  Paris  1888,  T.  I. 
p.  574 ff.  Hie  I.ittrrutur  über  die  Personal- 

und  Mobiliarsteuer  vgl.  unten  beim  Art.  Mo- 
b i Hart tr  u e r. 

Mojc  v.  Heckei. 


Mi  11,  James, 

geb.  am  6.  IV.  1775  im  Dorfe  North  waterbridge 
in  der  gebot tischen  Grafschaft  Angus.  widmete 
sich  zuerst  dem  Studium  der  Theologie,  ward 
später  Mitarbeiter  an  mehreren  Journalen  und 
Mitbegründer  der  Londoner  Universität.  Er 
trat  dann  in  die  Dienste  der  Ostindischen  Kom- 
pagnie. bei  welcher  er  die  Stelle  eines  l'hefs 
der  indischen  KorresjKmdenz  einnahm.  Ausser 
staatswisseuscbaftlichen  Schriften  verfasste  er 
auch  historische  und  philosophische.  Er  war 
der  Vater  von  John  Stuart  Mill  (s.  d.) , ver- 
kehrte um  1810  mit  Ricardo,  Brougham,  Georges 
Grote  und  war  mit  Bentham  innig  befreundet. 
Er  starb  am  23.  VI.  183b  zu  Kcnsington. 

In  seinen  nationalökonomischen  Arbeiten 
bekundet  James  Mill  einen  geringen  Grad  von  j 
Originalität,  folgt  Smith  und  insbesondere 
Ricardo,  welchen  er  an  abstrakter  Darstellung  j 
noch  überbietet.  Er  tritt  für  die  Ansicht  ein. 
dass  der  Handel  produktiv  sei. 

Von  seinen  Werken  sind  hier  zu  neunen : I 
An  essay  on  the  impolicy  of  bonnty  on  the 
exjMirtation  of  graiu.  and  on  the  principles  whieh 
ought  to  regulate  the  commerce  of  grain.  Lon- 
don 1804.  — Commerce  defended:  an  auswer 
to  the  arguments  by  whieh  Mr.  Spence,  Mr. 
Cobbett  and  others  have  attempted  to  prove  (hat 
commerce  is  not  a source  of  national  wealth, 
London  1808.  — History  of  British  Iudia,  6 vol.. 
London  1817 — 18.  — Elements  of  political 
economy,  1.  edit.  London  1821.  New  edit.  1846. 
Franzos.  Uebcrsetz.  von  M.  Parisot,  Paris  1823. 
Deutsche  Uebersetz.  mit  Zusätzen  von  H.  von 
Jakob,  Halle  1824.  Spanische  Uebersetz.,  Madrid 
1827,  von  D.  Manuel  Maria  Gutierez,  Madrid 
1831.  — Analysis  of  the  Phenomena  of  the 
human  mind,  London  1829.  — Essays  on  Go- 
vernment, Jurisprudence,  Liberty  of  the  Press,  | 
Prisou  and  Prisondiscipline,  ( ’olonies.  Law  of 
Nations  and  Education,  London  s.  a.  (Reprinted 
from  the  Supplement  to  the  Encyclopaedia  Bri- 1 
tannicu  for  private  distribution.) 

Vgl.  über  James  Mill:  Dictionnaire 
de  l'economie  j>oliti«|ue.  II.  Paris  1834,  S.  176. 
— G messe,  Lehrbuch  einer  allgemeinen 
Litterärgeschichte.  III,  3.  Abt.,  Leipzig  1858. 
S.  1474,  1511.  1652.  — John  Stuart  Mill, 
Autobiography,  London  1873.  — Bain.  James 
Mill,  London  1882.  — Stuart-Glen  nie. 
James  and  John  Stuart  Mill;  traditional  and! 


personal  memorials.  Macmillans  Magazin, 
April  1882. 

.IohcJ'  Stainmhatnntcr. 


Mill,  John  Stuart, 

Sohn  des  James  Mill  (s.  d.),  geboren  am  20  V. 
I 180t!  zu  London,  zeigte,  infolge  der  konsequenten 
systematischen  Erziehung  durch  seinen  Vater, 
schon  in  seinem  14.  Jahre  eiue  solche  geistige 
Frühreife,  dass  Männer  wie  Jer.  Bentham  gern 
mit  ihm  verkehrten  Seine  Ausbildung  setzte 
er  1820  in  Frankreich  fort.  Er  begann  als 
Mitarbeiter  der  „Westrainster  Review“  seiue 
schriftstellerische  Thätigkeit,  war  1853— 1858 
Beamter  der  Ostindisrhen  Kompagnie,  1865 — 
1868  Mitglied  des  Unterhauses  und  starb  auf 
einer  Reise  nach  Frankreich  zu  Avignon  am 
8.  V.  1873. 

Mill  verdankt,  vielfach  von  den  Lehren 
j ßenthams  und  Aug.  Comtes  beeinflusst,  seinen 
Ruhm  als  Philosoph  hauptsächlich  seinem  „System 
of  logicu,  welches  auf  dem  Boden  des  Bacon- 
schen  Empirismus  steht.  Als  Natioualükonoiu 
knüpfte  Mill  an  die  Gedanken  von  Ad.  Smith 
und  Ricardo  an,  vorzugsweise  nach  Vollständig- 
keit und  Systematik  strebend.  Er  lieferte  in 
seinen  Principles  of  political  economy  ein  voll- 
ständiges systematisches  Handbuch  der  National- 
ökonomie, eiue  Zusammenfassung  aller  bisherigen 
Leistungen  auf  diesem  Gebiet,  die  nnmemlick 
aut  die  deutsche  Wissenschaft  von  nachhaltigstem 
Einfluss  war.  Die  sozialökonomischen  Probleme 
der  Zeit,  die  Theorie  der  Gütererzeugung,  des 
Werts,  der  Grundrente,  der  Arbeitslöhne,  der 
Stellung  der  Staatsgewalt  zum  Wirtschaftsleben, 
der  Verkehrs-  und  Handelsfreiheit,  geistreich 
untersuchend,  beschränkt  er  sich  doch  nicht  auf 
die  Ergründung  dieser  einzelnen  ökonomischen 
Fragen,  sondern  betrachtet  die  Volkswirtschaft 
als  ein  mit  den  übrigen  Aeusserungen  des 
nationalen  Lebens  in  innigster  Wechselbeziehung 
. stehendes  Gebiet.  Mill  verkennt  neben  dem 
von  anderen  übermässig  betonten  Grundsatz  der 
; freien  Konkurrenz  auch  nicht  die  Notwendigkeit 
staatlichen  Eingreifens  unter  gewissen  Um- 
j ständen . verteidigt  warm  die  Interessen  der 
arbeitenden  Klassen  in  moralischer  und  mate- 
rieller Hinsicht  und  gesteht  selbst  mancher 
sozialistischen  Theorie  eine  gewisse  Berechtigung 
zu,  wie  er  denn  unsere  Eigentumsorganisation 
wesentlicher  Reformen  für  fähig  hält.  Mit  be- 
sonderem Eifer  kämpfte  er  für  die  soziale 
Befreiung  des  Weibes  und  das  Stimmrecht  der 
Frauen. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlichen 
und  grösstenteils  auch  für  die  Staatswissen- 
schaften wichtigen  philosophischen  Schriften: 
System  of  Logic,  rationative  and  inductive, 
London  1843,  9.  Aufl.,  2 Bde.,  London  1875. 
Deutsche  Uebersetzuug  von  J.  Schiel,  4.  Aufl.. 
Braunschweig  1875.  — Essays  on  some  unsettled 
questions  of  political  economy.  London  1844. 
2.  Aufl..  London  1874.  — Principles  of  political 
economy,  with  some  of  their  appheation  to  social 
philosophy,  2 vols,  London  1848.  Letzte  Aufl.: 
London  Rmitledge  1900.  — With  critical,  bio- 
graphical  and  explanatory  notesetc.  by  J.Laurenee 
Laughlin,  New-York  1884.  Deutsche  Ueber- 
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setzung  von  Ad.  Soetbeer,  2 Bde.,  Hamburg  1852.,  I 
4.  Aufl.  Leipzig  1885.  — Thoughts  on  Parlia- 
meutary  Reform,  London  1859.  — On  Liberty. 
London  1859,  3.  Anti  London  1834.  Deutsche 
Uebersetzung  v.  Pickford,  Frankfurt  a.  M.  1830. 

— Disscrtations  and  Discussions,  3 vols,  London 
1859 — 07,  2.  Aufl.,  4 vols.  London  1875.  — Con- 
siderations  ouRepresentative  Government, London 
1861,  3.  Aufl.  London  1865.  — Utilitarianism.  J 
Reprinted  from  Frasers  Magazine,  London  1862. 
Neue  Aufl.  London  1871.  — An  Examination 
of  Sir  Will.  Hamilton'»  Philosopky  and  of  the 
Principal  philosopbical  questions  discussed  in  bis 
writings.  London  1865. 5. Aufl  London  1878.  - Aug. 
Conite  and  the  Positivism.  Reprinted  from  the 
Westminster  Review,  London  1865  , 3 Aufl. 
London  1882.  Deutsche  Uebersetzung  von  Elise 
Gomperz,  Leipzig  1871.  — Inaugural  Address ' 
to  the  studeuts  of  tbe  University  of  St.  Andrews, 
London  1867.  — England  and  Irelund,  London  | 
1868.  Neue  Aufl.  London  1881.  — The  sub- 
jection  of  women.  London  1869,  5.  Aufl.  London 
1883.  Deutsche  Uebersetzung  von  Jenny  Hirsch,  l 
Berlin  1869,  3.  Aufl.  Berlin  1891.  — On  the 
Irish  Land  Question,  London  1870.  — Anto- 
biography,  London  1873.  Deutsche  Uebersetzung  j 
von  Carl  Kolb,  Stuttgart  1874.  — Nature  and 
the  Utility  of  Religion  and  Theism.  Threc 
Essays,  London  1874,  3.  Aufl.  London  1875.  — | 
John  Stuart  Mills  gesammelte  Werke,  Autori- 
sierte Uebersetzung  unter  Redaktion  von  Th. 
Gomperz.  11  Bde.,  Leipzig  1869—  75.  Zum  Teil 
neue  Aufl.  Leipzig  1881  ff. 

Mill  schrieb  ferner  in  der  Westminster 
Review:  Civilisation , April  1830.  — On  j 
Aphorisms,  Jan.  1837.  — Armand  Garrel,  Oft.) 
1837.  — Alfred  de  Vigny,  April  1838.  — Jer. : 
Bentham,  Aug.  1838.  --  Coleridge.  March  1840.  i 

— In  der  Edinburgh  Review:  Alexis  de  I 
Tocqueville  on  democracy,  Oct.  1840  — The 
Claims  of  labour:  an  essay  on  the  duties  of  the , 
employers  to  the  emploved,  April  1845.  — Mr.  | 
Guizots,  Essay  and  Lectures  in  history,  Oct.  t 
1845.  — A history  of  Grcece  (Grote),  Oct.  1846.  i 

— In  der  Fort  night  ly  Review:  Thornton 
on  labour  and  its  claitns,  May  and  June  1869. 

— Prof.  Leslie  on  the  Land  Question,  June  1870. 1 

— De  lTntelligence,  par  H.  Taine,  Juli  1870.  * 

— Treaty  Obligations,  Dec.  1870.  — Mr.  Maine 
on  Village  Communities,  May  1871.  — Berkeley 's 
Life  and  Writings,  Nov.  1871.  — Grote’s  Aris- 
totle,  January  1873. 

L.  Key  band,  John  Stuart  Mill  et  leco- 
nomie  politiuue  en  Angleterre.  Revue  des  deux 
niondes,  avnl  1855.  — J.  St.  Mill,  Ueber  die 
Freiheit.  Stimmen  der  Zeit,  Nov.  1800.  — L. 
Revbaud,  Economistes  modernes,  Paris  1862.  i 

— J.  St.  Mills  politische  Schriften,  Preuss.  j 
Jahrb.  Bd.  10.  Berlin  1802.  — J.  St.  Mill  als 
Philosoph  und  Nationalökonom.  Unsere  Zeit,  j 
N.  F.  Bd.  1,  Leipzig  1875.  — F.  A.  Lange, 
Mills  Ansichten  über  die  soziale  Frage  und  die 
angebliche  Umwälzung  der  Sozial  Wissenschaften 
durch  Carey,  Duisburg  1865.  — H.  Taine,  I 
Le  positivisme  anglais;  £tude  sur  Stuart  Mill, ! 
Paris  1865.  — Em.  Litt  re,  Auguste  Comtej 
et  Stuart  Mill.  Suivi  de  Stuart  Mill  et  la 
Philosophie  positive  par  G.  Wyrouboff,  Paris 
1866.  — Gneist,  Stuart  Mill,  Al  teuflische  und 
neuenglische  Staatsanschauung,  Berlin  1869.  — 


J.  G.  Eccarius,  Eines  Arbeiters  Widerlegung 
der  nationalökonomischen  Lehren  J.  St.  Mills, 
Berlin  1809.  — J.  Stirling,  De  quelques 
opinions  de  St.  Mill  sur  l'unionisme  ouvrier. 
Journ.  d.  Econom.  Oct.  1870.  — Courcelle* 
Seneuil,  L’oeuvre  de  J St.  Mill,  Journ.  d. 
Econom.,  Juillet  1873.  — John  St.  Mill, 
Notices  of  bis  life  and  work  together  with 
advice  to  land  reformers  and  shotibl  public 
hodies  be  required  to  seil  their  lands.  London 
1873.  — N.  Tchernvche wskv,  De  l’economie 
politique  de  J.  St.  Mill,  Bruxelles  1874.  — Fr. 
Althaus,  John  Stuart  Mill,  Unsere  Zeit  N.  F. 
10  Jahrg.,  Leipzig  1874.  — Front  de  Font- 
pertuis,  I n ecrit  posthume  de  J.  St.  Mill  sur 
le  socialisme,  Journ.  d.  Econom.  Juillet  1879. 
J.  S.  Stuart-Glennie.  James  and  J.  St.  Mills 
traditional  and  personal  inemorials.  Mucmillans 
Magazine,  April  1882.  — A.  Bain,  J.  St.  Mill, 
A criticism  with  personal  recollections,  London 
1882.  — Karl  Blind,  Stuart  Mill  Uber  Irland. 
Die  Gegenwart,  Bd.  21,  Berlin  1882.  — Sydney 
Oliver,  John  Stuart  Mill  on  Socialism.  To  Dav, 
Nr.  11,  Nov.  1884.  — Emile  de  Laveleye, 
Lettres  inedites  de  St.  Mill.  Extruit  de  la 
„Revue  de  Belgique“,  Bruxelles  1885.  — Th. 
Gomperz,  J.  St.  Mill,  Ein  Nachruf,  Wien  1889. 

— W.  L.  Court  ney,  Life  of  J.  St  Mill,  New- 
York  1889.  — S.  Saenger,  John  Stuart  Mill, 
Archiv  f.  Geschichte  der  Philosophie,  Mai  1896. 

— Friedr.  Kriegei,  J.  St.  Mills  Lehre  vom 
Wert,  Preis  und  der  Bodenrente,  Berlin  1897. 

— Gust.  d 'Eichthal  et  J.  St.  Mill,  Corre- 
spoudance  inedite  1828 — 71,  publice  par  Eng. 
d'Eichthal.  Paris  1898.  — Graham,  English 
politic.nl  philosophy,  London  1899.  — F.  Harri- 
son,  Tenuyson.  Ruskin,  Mill  and  othcr  literary 
estimates,  London  1899. 

Joaef  Stemmhammer. 


Minghetti,  Marco, 

geb.  am  8.  XI.  1818  zu  Bologna,  gest.  am  10. 
XII.  1880  in  Rom.  studierte  Mathematik  und 
Staatswissenschaften,  wurde  in  dem  am  14.  III. 
1848  gebildeten  liberalen  Kabinett  des  Kardinals 
Antonelli  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten, 
demissionierte  infolge  der  Encyklica  vom  29. 
IV.  1848  und  vertrat  nach  dem  Frieden  von 
Villafranca  seine  Vaterstadt  Bologna  im  italieni- 
schen Parlament.  Seit  Oktober  1860  wirkte 
Minghetti  in  den  Kabinetten  Cavour,  Ricasoli, 
Farini  und  Menabria  bis  November  1869,  teils 
als  Minister  des  Innern,  teils  der  Finanzen  und 
des  Ackerbaues.  Eigene  Ministerien  leitete 
Minghetti  als  Nachfolger  Farini»  und  Lanza- 
Sellas.  Wegen  des  in  letzterer  Eigenschaft 
von  ihm  eingebrachten,  aber  von  der  Kammer- 
majorität abgelehnten  Mahlsteuergesetzes  kam 
es  am  22.  III.  1876  zur  Niederlage  seines 
Kabinetts  und  wurde  Depretis  vom  König  mit 
der  Bildung  eines  neuen  beauftragt.  Seiner 
staatsmännischen . vom  edelsten  Patriotismus 
getragenen  Befähigung  hat  Minghetti  mehrere 
grossartige,  zum  Heile  Italiens  ausgeschlagene 
Triumphe  zu  verdanken  Dass  es  Napoleon  III. 
1869  nicht  gelungen  war,  mit  Viktor  Emanuel 
einen  Allianzvertrag  gegen  Preussen  zu  schliesseu, 
war  ebenso  Minghettis  Werk  wie  das  Bündnis 
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Italiens  mit  Deutschland  und  die  Anssfihnnng 
mit  Oesterreich,  beides  die  Frucht  der  Reisen 
Viktor  Emanuels  nach  Wien  mul  Berlin  im 
September  1878.  wohin  sein  Berater  Minghetti 
den  König  begleitete. 

Minghetti  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftliehen Werken  in  Buchform:  Deila 
eeonontia  puhblica  e delle  sue  attinenze  colla 
morale  e col  diritto,  Florenz  1859;  2.  Aull.. 

1 H4>H ; dasselbe,  französisch,  par  St.-Germnin 
Leduc.  preeede  du  ne  introdnction  par  H.  Pns-v. ' 
Paris  1888.  — De  l’organisation  administrative 
de  KO'Vaume  d ltalie,  traduction  et  preface  d‘A.  i 
Mickiewiez,  avec  introdnction  d’A.  Levy,  ebd. : 
1882.  -•  Disrorso  stille  condizioui  delle  tinanze 
del  Regno  d Italia  detto  MM.  alla  Camera  dei 
deputati.  12.  II.  1888,  Turin.  Suggio  di  • 
provvedimenti  di  tinanza,  Florenz  l8Ci(>.  — 
Opuscoli  letterari  ed  economici.  ebd.  1872.  — ; 
F.sposizioue  linanziaria  fatta  alla  Camera  dei 
deputati  ....  nella  toruata  del  27.  XI.  1878. 
Rom  1878.  — Discorso  sulla  convenzione  di 
Basilea  e sul  trattato  di  Vienna  pel  riscatto 
delle  ferrovie  dell’  Alfa  Italia.  ebd.  187t». 

Le  donne  italiane  nelle  belli  arti  al  secolo  XV  ' 
e XVI.  ebd.  1877. — Rome  e le  ferrovie.  Dell’ 
importanza  della  linea  Roma-Salmona.  ebd.  1878. 

— Stato  e chiesa,  Mailand  1878:  dasselbe,  fran- 
zösisch, par  L.  Borguet  et  preced£  d une  intro- 
duction  par  E.  de  Laveleye,  Paris  1881 ; das- 
sell»e.  deutsch.  Gotha  1881.  — II  citadino  e lo  i 
Stato,  Mailand  1888.  (Sein  von  Spencers  Sozio- 
logie beeinflusstes,  inmitten  Staatssozialist iseher  j 
und  individualistischer  Anschauungen  stehendes 
sozialpolitisches  Glaubensbekenntnis  in  seinem 
Todesjahre.)  — Discorsi  parlamentari  raceolti  I 
e pnbblicati  per  deliberazione  delle  Camera  dei  ] 
deputati,  8 Bde.,  Rom  1888  80.  — 

In  sozialökonomischer  Beziehung  vollzog  sich 
in  Minghetti  ein  allmählicher  Fortschritt  von  den 
Anschauungen  der  orthodoxen  zu  denen  der  neuen 
oder  der  historischen  Schule.  Die  Rücksichten, 
welche  er  als  Minister  zu  nehmen  hatte,  beein- 
flussten zuweilen  seine  wirtschaftspolitischen 
Massnahmen,  aber  nicht  seine  subjektiven  An- 
schauungen. Prsprünglich  ein  Verteidiger  des 
Freihandels  und  der  freien  Konkurrenz  sowie  des 
Princips  der  Nichteinmischung  des  Staates  in 
Angelegenheiten  volkswirtschaftlicher  Natur, 
debütierte  er  187(5  plötzlich  als  Staatssozialist 
und  veranlasste  die  Regierung  mit  ihrem  Ge- 
setzentwürfe wegen  Ankaufs  der  norditalieni-  \ 
sehen  Eisenbahnen  für  den  Staat  vor  das  Paria-  i 
ment  zu  treten,  welche  Vorlage  jedoch  an  dem 
Widerstande  der  freihändlerischen  Parlaments- 
majorität scheiterte.  Minghettis  Verwaltung 
des  Finanzministeriums  in  den  Jahren  18(58  84 
und  187875  verdankte  Italien  eine  wesentliche 
Reduzierung  seiner  Schuldenlast,  auch  die  Ar- 
beiten der  Grundsteuerausgleichung  (pereqna- 
zione  fondiaria)  kamen  unter  seiner  Direktive 
in  schnelleres  Tempo,  ebenso  war  die  Durch- 
bringung des  Bankgesetzes  sein  Werk. 

Vgl.  über  Minghetti:  Vapcreau,  Die- 
tionnaire  universal  des  contemporains,  5.  Aull., 
Paris  1880  , 8.  1298.  Münz,  Aus  dem  j 
modernen  Italien,  Frankfurt  a.  M 1889,  8.  27  ff. 

— Block,  Les  progres  de  la  Science  econo- 
mitjue,  Bd.  I,  Paris  1890,  S.  62.  — Nouveau 
dictionnaire  d’economie  polit.,  Bd.  1 1 , Paris 


1892,  S.  291  ff.  — Cossa.  Introduzione  etc., 
8.  Aufl.,  Mailand  1892,  S.  512  18  u.  ö. 

Ltpprrt . 


Mineralquellen. 

Mineralquellen  haben  zumeist  eine 
wiitschaftliehe Bedeut  unguis  II  eilq  uel len, 
indem  ihre  Wässer  wegen  der  darin  ent- 
haltenen mineralischen  Bestandteile  zu  Heil- 
zwecken verwandt  worden.  Sie  dienen 
diesen  Zwecken  sowohl  als  Heilbäder  wie  als 
Trinkhrunnen  und  zwar  werden  die  meisten 
Heilquellen  in  leiden  Formen  lienutzt. 
Vielfach  werden  die  leichteren  Mineralwässer 
auch  als  Genussmitte].  als  Tafelgetränk  ver- 
wandt. ln  neuerer  Zeit  werden  die  Kolüen- 
säure  enthaltenden  Mineralquellen  und  die 
Mofetten,  d.  h.  die  aus  einer  Erdsjmlte 
ausströmende  gasförmige  Kohlensäure,  auch 
zur  Gewinnung  flüssiger  Kohlensäure  indus- 
triell verwertet.  Mit  dieser  Industrie  steht 
dann  wieder  die  Fabrikation  von  Bleiweiss 
und  anderen  chemischen  Produkten  in  Zu- 
.-am menhang.  Besondere  Rechtsvorschriften 
ii I H?r  die  Mineralquellen  sind  zuerst  in 
Frankreich  und  hier  schon  seit  dom  17. 
Jahrhundert  erlassen  worden.  Die  älteren 
Vorschriften  sind  zum  grössten  Teil  in  der 
noch  in  Geltung  stehen  (hui  königlichen  V.  v. 
28.  Juni  1K23  zusammengefasst  worden. 
Darnach  ist  zum  Betriebe  einer  jeden  Mineral- 
quellc  als  Bad,  Trinkbrunneu  oder  zum  Ver- 
sand von  Mineralwässern  eine  vorherige  Ge- 
nehmigung des  Ministers  notwendig.  Der 
Minister  hat  für  jede  genehmigte  Mineral- 
quelle einen  Inspektor  zu  ernennen,  der  den 
Betrieb  zu  ülterwaehen  und  für  die  Erhal- 
tung der  Quelle  Sorge  zu  tragen  hat.  Die 
Präfekten  können  zum  Schutze  und  für  den 
Betrieb  der  Mineralquellen  besondere  Ver- 
ordnungen erlassen,  die  jedoch  der  Ge- 
nehmigung des  Ministers  bedürfen.  Auch 
der  Versand  der  Mineralwässer  darf  nur 
unter  Aufsicht  des  Inspektors  erfolgen.  Nur 
die  Ajutheken  und  die  Gewerbetreibenden, 
die  hierzu  eine  besondere  Genehmigung  er- 
halten haben,  dürfen  Mineralwässer  feilbieten 
und  vertreilton.  Die  Aufbewahrungs-  und 
Verkaufsräume  unterliegen  der  Revision  be- 
sonderer Inspektoren.  Die  Kosten  der  Re- 
vision werden  unter  die  Gewerbetreibenden 
verteilt. 

Eine  derartige  Beschränkung  des  Betriebs 
der  Mineralquellen  und  des  Handels  mit 
Mineralwässern  dürfte  im  öffentlichen  Inter- 
esse kaum  geboten  erscheinen.  Die  franzö- 
sische Gesetzgebung  hat  sich  damit  aber 
nicht  begnügt.  Sie  hat  auch  — und  dies 
erscheint  viel  gerechtfertigter  — den  Mine- 
ralquellen einen  besonderen  Rechtsschutz 
verliehen.  Die  Mineralquellen  stehen  — 
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soweit  nicht  dein  Staate  ein  Mono|>olrocht 
zukommt  oder  sie.  wie  meist  die  Sool-  oder 
Salzquellen,  dem  Bergrecht  unterstehen  — in 
dem  Eigentum  des  Grundeigentümers,  der 
das  freie  Yerfügungsrecht  über  ihre  Be- 
nutzung und  Verwertung  hat.  Aber  die 
benachbarten  Grundeigentümer,  deren  Hecht 
sieh  ebenso  auf  den  Kaum  über  der  Ober- 
fläche wie  auf  den  Erdkörper  unter  der  Ober- 
fläche erstreckt,  sind  nach  dem  Privat  reell  t in 
Ausübung  ihres  Eigentumsrechts  befugt,  Tief- 
bobrungen auf  ihren  Grundstücken  vorzuneh- 
men, selbst  wenn  dadurch  die  auf  dem  Nach- 
bargrundstücke befindliche  Mineralquelle  ab- 
geleitet oder  geschädigt  wird.  Dadurch  kann 
nicht  nur  dem  Eigentümer  der  Quelle,  der  zu 
deren  Ausbeutung  ein  grosses  Kapital  auf- , 
gewandt  hat,  ein  beträchtlicher  Vermögens- 
nachteil zugefügt  werden,  es  kann  auch  der 
Wohlstand  einer  ganzen  Gemeinde  (man  denke 
an  vielbesuchte  Badeorte)  gefährdet  und  eine 
dem  Wohle  der  Gesamtheit  dienende  Heil- 
quelle vernichtet  werden.  Eine  öffentlich- 
rechtliche  Beschränkung  des  Eigentums- 
rechts ist  deshalb  da  gerechtfertigt,  wo  durch 
die  Ausübung  des  Eigentumsrechts  das  öffent- 
liche Interesse  gefährdet  oder  verletzt  wird 
oder  den  Rechten  anderer  Personen  ein 
unverhältnismässig  grosser  Schaden  in  un- . 
billiger  Weise  verursacht  wird.  Hiervon 
ausgehend  hat  das  französische  G.  v. 
14.  Juli  1 Sf>G  bestimmt,  dass  Mineralquellen, 
deren  öffentliche  Nützlichkeit  durch  Dekret  j 
des  Staatsoberhauptes  anerkannt  ist.  mit 
einem  Schutzbezirk  von  1000  m im  Umkreis 
umzogen  sind.  Innerhalb  dieses  Bezirks; 
dürfen  Tiefbohrungen  und  Schürfarbeiten ! 
nur  mit  Erlaubnis  des  Präfekten  vorgenommen 
werden.  Andere  Arbeiten,  die  einen  schäd- 
lichen Einfluss  auf  die  Quelle  ausüben  können, 
müssen  vorher  angezeigt  und  können  ver- 
boten werden.  Diesen  Beschränkungen  unter- 
liegt auch  der  Eigentümer  der  Quelle  selbst. 
Mit  Genehmigung  des  Ministers  kann  der 
Eigentümer  der  Quelle  auch  auf  den  im 
Schutzbezirk  liegenden  fremden  Grund- j 
stücken  zur  Fassung  und  Förderung  der 
Quelle  Arbeiten  ausführen.  Für  die  Be- 
schränkungen des  fremden  Eigentums  ist 
der  Besitzer  der  Quelle  den  Grundeigen- 
tümern zu  einer  Entschädigung  verpflichtet. 

Ein  an  das  französische  Recht  sich  viel- 
fach anschliessendes,  sehr  ausführliches  Ge- 
setz über  Mineralquellen  ist  in  Spanien 
in  dem  Dekret  vom  27.  September  1871  er-| 
lassen  worden. 

Auch  in  Ungarn  hat  das  Wassergesetz 
vom  14.  Juni  1885  (Gesetz- Artikel  XXIll)| 
in  § 16  bestimmt,  dass  der  Minister  einen  j 
Schutzbezirk  für  Mineralquellen  nach  An- 
hörung von  Sachverständigen  und  der  sämt- 
lichen Beteiligten  zu  bestimmen  hat.  Inner-  | 
halb  desselben  dürfen  Bohrungen  und  | 


Grabungen  nur  mit  behördlicherGenehmigung 
und  nur  unter  der  Bedingung  statt  finden, 
dass  dadurch  die  Quelle  nicht  gefährdet 
werde.  Sollte  eine  solche  Gefährdung  trotz- 
dem eintreten,  so  müssen  die  Arbeiten  auf 
Antrag  der  lieteiligteu  Partei  eingestellt 
werden. 

In  Deutschland  bestehen  nur  in 
einigen  Landesteilen  besondere  Rechtsvor- 
schriften. Der  Betrieb  der  Mineralquellen 
und  der  Handel  mit  natürlichen  Mineral- 
wässern unterstehen  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung.  Dasselbe 
gilt  von  der  gewerbsmässigen  Herstellung 
und  dem  Vertrieb  von  künstlichen  Mineral- 
wässern, welche  in  ihrer  Zusammensetzung 
den  natürlichen  entsprechen , sowie  von 
Salzen,  welche  aus  natürlichen  Mineral- 
wässern bereitet  werden  oder  welche  den 
solchergestalt  bereiteten  Salzen  nachgebildet 
sind.  (Kaiscrl.  V.  v.  27.  Januar  1800  § 1.) 

Die  Soolquellcn  unterstehen  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  dem  Bergrecht 
und  sind  demnach  dom  Verfügungsrecht  des 
Grundeigentümers  entzogen.  (Preusseu. 
Berggesetz  v.  24.  Juni  1865  § 1.)  Doch 
gilt  dies  nicht  in  dem  Gebiete  des  ehemaligen 
Königreichs  Hannover.  ( V.  v.  8.  Mai  1867 
Art.  2.)  Vgl.  den  Artikel  Bergbau  oben 
Bd.II  S. 551  ff.  ln  einigen  Thüringischen 
Staaten  hat  sich  neuerdings  der  Staut  das 
Recht  Vorbehalten,  Quellen,  welche  mine- 
ralische Bestandteile  oder  Säuren  in  solcher 
Menge  enthalten,  dass  sie  gewerblich  aus- 
genutzt werden  können,  entweder  selbst 
aufzusuchen  und  gewerblich  auszunntzen 
oder  alter  anderen  Personen  hierzu  die  Be- 
fugnis zu  erteilen.  (Sachsen- Co  bürg, 
G.  v.  23.  November  1805;  Sachsen-Mei- 
ningen, G.  v.  18.  März  1807;  Sachsen- 
Weimar,  G.  v.  1.  April  1897.) 

Gegen  Beschädigungen  der  Mineralquellen 
durch  Schürfen  nach  Mineralien  wie  durch 
den  Bergbau  geben  die  Berggesetze  einen 
genügenden  Schutz.  In  Preusseu  ist  nach 
dem  Berggesetz  v.  24.  Juni  1865  § 4 das 
Schürfen  unstatthaft,  wenn  nach  der  Ent- 
scheidung der  Bergbehörde  überwiegende 
Gründe  des  öffentlichen  Interesses  entgegen- 
stehen. Auch  zum  Schutze  von  Mineral- 
quellen kann  das  Verbot  des  Sehürfons 
sowohl  für  den  einzelnen  Fall  durch  Ver- 
fügung als  auch  im  allgemeinen  für  einzelne 
Bezirke  durch  eine  Bergpolizei  Verordnung 
erlassen  werden.  Auch  können  zu  diesem 
Zwecke  in  Berg|x)lizeiverordnungen  Be- 
dingungen des  Schürfens  vorgoschriebeu 
werden  (§§  196,  197).  Ferner  ist  nach  § 148 
der  Bergwerksbesitzer  für  allen  Schaden, 
welcher  den  Besitzern  von  Grundstücken 
oder  deren  Zubehörungen  durch  den  unter- 
irdisch oder  mittelst  Tagebaues  geführten 
Betrieb  des  Bergwerks  zugefügt  wird,  voll- 
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ständige  Entschädigung  zu  leisten  verpflichtet. 
Dabei  macht  es  keinen  l*ntersehied,  ob  der 
Betrieb  unter  dem  beschä'ligten  Grundstfieke 
stattgefunden  hat  oder  nicht,  oh  die  Be- 
schädigung von  dem  Bergwerksbesitzer  ver- 
echuldet  ist  oder  nicht,  ob  sie  vorausgesehen 
werden  konnte  oder  nicht.  Es  ist  unbe- 
stritten, dass  diese  Entschädigungspflicht 
dem  Bergwerksbesitzer  auch  dann  obliegt, 
wenn  durch  den  Betrieb  des  Bergwerks 
eine  (Quelle  entzogen  oder  deren  Benutzung 
geschädigt  wird.  Aehuliche  Bestimmungen 
enthält  das  Berggesetz  Oesterreichs  vom 
23.  Mai  1854  §§  17,  IS,  §§  220—222. 

Einen  weiteren  gesetzlichen  Schutz  ge- 
währen aber  das  preussische  und  das  öster- 
reichische Recht  deu  Mineralquellen  nicht. 
Nur  in  dem  an  Mineralquellen  reichen  Ue- 
hiete  des  ehemaligen  Herzogtums  Nassau 
steht  noch  die  V.  v.  7.  Juli  1860  in  Kraft, 
nach  welcher  in  der  Nähe  von  Mineral- 
quellen Eingrabungen  unter  der  Oberfläche 
<les  Bodens  oder  horizontale  Einschrotungen, 
wie  z.  B.  zum  Zwecke  von  Brunnen-,  Keller-. 
Steinbruehs-  und  öffentlichen  Anlagen,  nur 
nach  vorheriger  amtlicher  Erlaubnis  vorge- 
nommen weiden  dürfen.  Diese  Erlaubnis 
darf  nur  erteilt  weiden,  wenn  nach  cinge- 
holtem  technischen  Outachten  als  unzweifel- 
haft anzunehmen  ist.  dass  durch  die  Anlage 
eine  bestehende  Mineralquelle  nicht  weide 
beeinträchtigt  werden.  In  den  letzten  Jahren 
sind  an  einigen  Orten  (so  in  Aachen  und 
N e u o n a h r)  < )rtspolizei  Verordnungen  er- 
lassen worden,  die  im  wesentlichen  den  Inhalt 
dieser  Nassauisehen  Verordnung  wieder- 
holen. Indes  muss  es  als  sehr  zweifel- 
haft bezeichnet  werden , ob  die  Polizei- 
behörden in  Preussen  auf  Grund  ihrer 
allgemeinen  Zuständigkeit  (Allg.  I «and  rocht 
T.  II  Tit.  17  § 10.  G.  v.  11.  März  18D0 
0)  zum  Erlass  solcher  Polizeivoroidnungen 
zuständig  sind,  ob  demnach  diese  Polizei- 
verordnungen Rechtsgiltigkeit  erlangt  halten. 
Derartige  Beschränk ungen  der  Privatrechte, 
<lie  zum  Schutze  von  Privat intcrcssen  anderer 
Personen  bestimmt  sind,  können  in  Preussen 
nur  durch  Gesetz  gegeben  werden.  Auch 
dehnen  die  Nassauische  Verordnung  wie  die 
erwähnten  Polizei  Verordnungen  diese  Be- 
schränkungen fiber  da*  erforderliche  Mass 
hinaus,  wie  sie  auch  den  Bezirk,  innerhalb 
dessen  sie  wirksam  werden  sollen,  nicht  be- 
stimmt genug  bezeichnen.  Endlich  erfordert 
es  die  Gerechtigkeit,  dass  der  Eigentümer 
der  (Quelle  für  die  in  seinem  Interesse  er- 
folgte Beschränkung  fremder  Rechte  eine 
Entschädigung  zu  zahlen  verpflichtet  wird. 

In  einigen  anderen  deutschen  Staaten 
sind  im  letzten  Jahrzehnt  zum  Schutze  der 
Mineralquellen  Gesetze  erlassen  worden,  in 
denen  freilich  auch  davon  abgesehen  ist, 
den  in  ihren  Privatrechten  beeinträchtigten 


Grundeigentümern  einen  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung zu  gewähren.  Nach  dem  ba- 
dischen Berggesetz  v.  22.  Juni  1890  4j  6 
dürfen  in  dem  Bereiche  von  Mineral-  und 
Thermalquellen,  deren  ungestörte  Erhaltung 
im  öffentlichen  Interesse  liegt,  nicht  nur 
Schürfungen,  sondern  überhaupt  Ausgra- 
bungen und  unterirdische  Arbeiten  nur  mit 
Genehmigung  der  Behörde  und  unter  Be- 
achtung der  dabei  festgesetzten  Bedingungen 
ausgefulirt  werden.  Das  Ministerium  des 
Innern  hat  die  (Quellen,  auf  welche  sich  diese 
Beschränkungen  beziehen,  zu  bestimmen  und 
den  Schutzliezirk  festzusetzen.  Nach  dem 
hessischen  G.  v.  15.  Juli  1896  ist  inner- 
halb eines  durch  Verordnung  abzugreuzenden 
Sehutzbezirkesder  Heilquellen  freie,  chemisch 
nicht  gebundene  Kohlensäure  aus  unter- 
irdischen Fundstätten  von  dem  Verffignngs- 
recht  des  Grundeigentümers  ausgeschlossen. 
Ihre  Aufsuchung  und  Gewinnung  unterliegt 
den  Vorschriften  des  Berggesetzes  v.  28. 
Januar  1876.  Aller  auch  zu  Ausgrabungen 
und  unterirdischen  Arlieiten  über  eine  Tieft», 
die  durch  Verordnung  zu  bestimmen  ist,  wird 
eine  obrigkeitliche  Genehmigung  erfordert, 
sofern  die  Arbeiten  anderen  Zwecken  als 
zur  Aufsuchung  und  Gewinnung  von  Kohlen- 
säure in  dem  Schutzbezirke  vorgenommen 
werden  sollen.  Die  Genehmigung  kann  an 
Bedingungen  geknüpft  werden  und  ist  zu 
versagen,  wenn  Gefahr  liesteht.  dass  dadurch 
der  Bestand  oder  die  Benutzung  der  Heil- 
quelle beeinträchtigt  werden  könnte. 

Aehuliche  Vorschriften  enthalten  die  Ge- 
setze von  Sachsen- Meiningen  vom  13. 
März  1H97  (für  den  Kreis  Meiningen)  und 
von  Sachsen- Weimar  vom  1.  April  1897. 

Littcrntur:  Kribben,  in  der  Yierteljakresschrift 
j'ilr  (icrich  fliehe  Medizin,  Hd.  XXXIV,  «S‘.  -•>-  ff. 
— Lehmann,  ebenda,  Md.  XLI I Ü.  StäjJ. 
— Mlermann,  Entxrurf  eine » Gesetze»  zum 
.Schutz  der  Mi  urteilt/ uelten,  1X9$  ( nicht  im  Much- 
hnndel).  — ['eher  Oesterreich:  Mayr.  im 

Oesierr.  Staatsir/irtcrhurh  Md.  II,  S.  tftiOff.  — 
['eher  Frankreich:  Germomi  tle  Larlgne, 
I.eijislali»n  des  eaux  minerales , JSTä.  — 
lllaek,  JUrtionnaire  de  I ’adm in istra t ion , .1.  cd., 
p.  96t)  ss. 

Edgar  Loening. 
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1.  Die  Entstehung  der  M.  2.  Die  Ver- 
breitung der  M.  3.  Die  Reebte  und  Pflichten 
der  Ministerialen.  4.  Die  allgemeine  Bedeutung 
der  M.  5.  Das  Erlöschen  der  M. 

1.  Die  Entstehung  der  M.  ln  der 

fränkischen  Zeit  wird  das  Wort  ministerialis 
in  einem  sehr  weiten  Sinn  gebraucht.  Es 
werden  damit  Personen  bezeichnet,  die  in 
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einem  Dienstverhältnis  stehen,  vorzugsweise 
unfreie,  daneben  aber  doch  auch  freie  Per- 
sonen. Das  Dienstverhältnis,  dem  sie  ange- 
hören, ist  zwar  eines  höherer  Ordnung.  Es 
werden  zu  den  Ministerialen  insbesondere 
die  Inhaber  der  Hausämter  gerechnet,  deren 
es  in  den  vornehmeren  und  grösseren  I laus- 1 
Haltungen  regelmässig  vier  gab,  nämlich  fin- 
den Keller,  für  den  Schatz,  für  den  Stall 
und  für  die  Tafel.  Nach  ihnen  führen  der ; 
Schenk,  der  Kämmerer,  der  Marschall  und  ; 
der  spätere  Truchsess  den  Namen.  Es 
kommt  auch  schon  vor,  dass  die  Herren  aus 
ihren  Unfreien  eine  kriegerische  Mannschaft 
ansrüsten.  Allein  diejenigen,  die  als  Minis- 
terialen in  der  fränkischen  Zeit  bezeichnet , 
werden,  bilden  doch  noch  keinen  besonderen  ' 
Stand.  Und  wenn  einerseits  die  angesehenen 
Hausämter  itu  Besitz  der  Ministerialen  er- 
scheinen, so  werden  auf  der  anderen  Seite 
auch  wieder  die  Inhaber  geringer  Aemter 
Ministerialen  genannt. 

Ein  besonderer  Ministerialenstand  l»egog- 
net  uns  erst  in  der  Zeit  des  Deutschen 
Reiches  und  zwar  etwa  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert. Unter  »Ministerialen«  versteht  mau 
jetzt  Unfreie  des  Königs  und  der  Grossen, 
die  zu  Diensten  höherer  Art  verwendet 
werden  und  dafür  von  anderen  Dienstpflichten  ; 
und  Abgaben  im  grossen  und  ganzen  frei 
sind.  Als  solche  höhere  Dienste  gelten  1. 
der  Dienst  in  den  angesehenen  Hausämtern 
und  der  in  den  angesehenen  Aemtern  der 
lokalen  Verwaltung  (z.  B.  der  Dienst  als 
Vorsteher  eines  öffentlichen  Gerichtsbezirkes), 
2.  der  Kriegsdienst  zu  Ross,  der  Reiter- 
kriegsdienst; jedoch  mit  der  Massgabe,  dass 
auch  die  Inhaber  jener  Aemter  zum  Reiter- 
kriegsdienst verbunden  sind.  Die  deutsche  • 
Bezeichnung  für  diese  Ministerialen  ist 
»Dienstmann«  (seit  dem  11.  Jahrhundert 
nachweisbar).  Die  Bildung  des  neuen  Standes  I 
hängt  zum  grossen  Teil  mit  einer  Wandlung 
in  den  Heereseinrichtungen  zusammen.  Diej 
nachkarolingischen  Jahrhunderte  verlangten  ’ 
Reiterheere.  Für  die  Reiterheere,  die  für  j 
den  Reiehskriegsdicnst  wie  die  privaten 
Fehden  der  Grossen  erforderlich  waren,  be- 1 
waffnete  man  einen  Teil  der  Unfreien.  So 
bildete  sich  ein  Stand  unfreier  Ritter.  Der 
besondere  Wert,  der  dem  Reiterkriegsdienst 
beigelegt  wurde,  und  das  nähere  persönliche  ! 
Verhältnis  zum  Herrn,  das  sich  aus  dem  1 
Dienst  in  den  angesehenen  Aemtern,  nament- 
lich dem  Hofdienst,  und  den  kameradschaft- 
lichen Beziehungen  im  Felde  ergab,  hoben  I 
den  Stand  der  Ministerialen  aussordentlich. 
Die  Ministerialen  standen  in  der  sozialen  j 
Stufenleiter  höher  als  die  Freien,  die  nicht  I 
ritterbürtig  waren.  Sie  bildeten  einen  Teil , 
des  grossen  Ritterstandes.  In  der  für  den 
Kriegsdienst  erforderlichen  besonderen  Er- ! 
Ziehung  und  Vorbildung  und  andererseits , 


darin,  dass  der  Sohn  eines  Mannes,  der  den 
Reiterkriegsdienst  geleistet  hatte,  Anspruch 
auf  denselben  Beruf  erhob,  lag  ein  Keim 
für  die  Entwickelung  der  Erblichkeit  des 
Standes.  Für  die  Konsolidierung  desselben 
ist  der  Umstand  bezeichnend,  dass  seit  dem 
11.  Jahrhundert  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Ministerialen  in  besonderen  Dienstmannen- 
rechten  aufgezeichnet  werden.  Es  seien 
davon  das  Recht  der  Ministerialen  des  Bischofs 
von  Bamberg  (11.  Jahrhundert),  des  Erz- 
bischofs von  Köln  (12.  Jahrhundert),  des 
Grafen  von  Teckeinburg  (13.  Jahrhundert) 
erwähnt. 

2.  Die  Verbreitung  der  M.  Wie  be- 
merkt, sind  die  Ministerialen  die  unfreien 
Ritter  des  Königs  und  der  Grossen.  Darauf 
beschränkt  sich  ihre  Verbreitung.  Es  ist 
hier  freilich  zwischen  Süd-  und  Norddeutsch- 
land zu  unterscheiden.  In  Süddeutschland 
besasson  nur  der  König,  die  Fürsten  und  die 
Grafen  (diese  al>er  auch  bloss  in  einem  Teile 
Süddeutschlands)  Ministerialen.  Die  unfreien 
Ritter  der  einfachen  Edelherren  (sowie  der 
ihnen  entsprechenden  nicht  fürstlichen  Prä- 
laten) und  der  Ministerialen  (und  teilweise 
der  Grafen)  heissen  hier  milites  (miles  im 
weiteren  Sinne  bedeutet  den  Ritter  schlecht- 
hin: miles  im  engeren  Sinne  ist  der  unfreie 
Ritter  niederer  Art)  und  bilden  eine  unter- 
geordnete Klasse  gegenülter  den  Ministerialen. 
Die  noch  später  in  Oesterreich  vorhandene 
Zweiteilung  des  niederen  Adels  (Freiherren 
und  Ritter)  geht  auf  die  alte  Zweiteilung 
der  unfreien  Ritter  zurück,  ln  Norddeutsch- 
land finden  wir  eine  besondere  Klasse  der 
milites  nicht.  Unfreie  Ritter  von  Dienst- 
mannen lassen  sich  hier  wohl  überhaupt 
nicht  nachweisen.  Die  unfreien  Ritter  der 
Edelherren  heissen  in  Norddeutschland  auch 
Ministerialen,  ebenso  wie  die  der  Fürsten. 
Aber  trotz  ihres  vornehmen  Namens  sind 
sie  doch  von  geringerem  Ansehen.  Das  An- 
sehen aller  unfreien  Ritter  stuft  sich  näm- 
lich — was  teilweise  schon  aus  dem  Ge- 
sagten hervorgeht  — je  nach  dem  Range 
des  Herrn  des  Mannes  ab.  Damit  steht  es 
im  Zusammenhang,  dass  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert, in  Nord-  und  Süddeutschland  gleieh- 
niässig,  die  Anschauung  gilt,  dass  nur  die 
Fürsten  die  vier  hohen  Haus-  und  Hofämter, 
durch  deren  Bekleidung  die  Ministerialen 
mit  emporgekommen  sind,  haben  dürfen ; 
es  erscheint  das  als  ein  wesentliches  Kenn- 
zeichen des  Fürstenstandes.  Die  Grafen  und 
einfachen  Edelherren  haben  an  ihrem  Hofe 
nur  ein  bis  zwei,  allenfalls  drei  jener  Hof- 
ämter. Mit  den  angegebenen  Unterschieden 
besteht  die  Einrichtung  der  unfreien  Ritter 
in  ganz  Deutschland.  Nur  Friesland  kennt 
sie  nicht,  ein  Umstand,  der  sich  wohl  aus 
der  liier  zu  beobachtenden  geringeren  Ent- 
wickelung der  llonschaftsverhältnisse  er- 
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klärt.  Uehor  die  Ausdehnung  des  Minis- 
terialitätsverliältnisses  auf  Freie  s.  unten  sul»4. 

«i.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Minis- 
terialen. So  sehr  die  Ministerialen  im  Laufe 
der  Zeit  an  Ansehen  gewannen,  so  waren  sie 
doch,  so  lange  die  Ministerialität  als  besonderer 
Stand  bestehen  blieb,  unfrei.  Sie  konnten 
ihre  Dienstpflicht  nicht  einseitig  lösen ; diese 
kg  ihuen  nicht,  wie  den  freien  Vasallen, 
durch  speciellen  Vertrag,  sondern  schon 
durch  ihre  Geburt  ob.  Der  Herr  konnte  sie 
verkaufen,  vertauschen,  verschenken.  Felier 
Immobilien  durften  sie  nur  innerhalb  des 
Kreises  ihrer  Genossen,  d.  h.  der  Ministerialen 
desselben  Herrn,  verfügen.  Die  Verheiratung 
innerhalb  der  curia  des  Herrn  stand  ihnen 
im  allgemeinen  frei.  Hei  Heiraten  mit  Minis- 
terialen fremder  Herren  bedurfte  es  «1er 
Genehmigung  durch  den  eigenen  Herrn. 
Nicht  selten  werden  jedoch  zwischen  ver- 
schiedenen Dienstherren  Verträge  abge- 
schlossen, worin  sie  die  Ehen  ihrer  Minis- 
terialen gestatten.  Solche  Verträge,  welche 
die  Teilung  der  Kinder  festsetzen,  werden 
hauptsächlich  eben  geschlossen,  um  die 
Krage  zu  lösen,  welchem  Herrn  die  Kiuder 
zufallen  sollen.  Die  Zugehörigkeit  der  Minis- 
terialen zum  Stande  der  Unfreien  einerseits 
und  andererseits  ihn*  besondere  Stellung 
innerhalb  desselben  finden  ihren  charakte- 
ristischen Ausdruck  darin,  dass  sie  dem 
Dienstmannengericht  unterstehen , welches 
eine  Form  des  (privaten)  Hofgerichts  ist. 
Die  Komj»etenz  des  Dienstmannengerichts 
lässt  sich  nicht  mit  Bestimmtheit  angeben. 
Soviel  aber  darf  man  behaupten,  dass  «lie 
Ministerialen  schon  in  einer  Zeit,  in  der  sie 
noch  unbedingt  als  unfrei  galten,  für 
schwerere  Fälle  dem  öffentlichen  Gericht 
unterworfen  waren.  Die  Dienstmannenge- 
riehte  sind  schliesslich  in  die  Lehnsgerichte 
aufgegangen.  Von  den  Diensten,  zu  denen 
die  Ministerialen  verpflichtet  waren  — 
Dienst  am  Hofe  und  in  angeseheneren  Aetn- 
tern  und  Reiterkriegsdienst  — . ist  schon 
kurz  die  Re«le  gewesen.  Die  Pflicht  zum 
Dienst  am  Hofe  hat  verschiedene  Formen 
angenommen.  Das  Kölner  Dienstrecht  be- 
stimmt z.  B. : jeder  Ministerial  dient  (i  Wochen 
lang  in  dem  Amt  (Hofamt),  zu  dem  er  ge- 
boren ist.  Wenn  hierin  der  Gedanke  einer 
gewissen  Vererbung  des  Amtes  ausgesprochen 
ist,  so  begegnen  wir  auch  sonst  einem  erb- 
lichen Anspruch  der  Ministerialen  auf  die 
oder  einzelne  Hofämter.  Allein  die  Erblich- 
keit Lst  keineswegs  allgemein.  Und  am 
wenigsten  ist  sie  bei  den  angesehenen  Acm- 
tern  der  lokalen  Verwaltung  vorhanden.  Es 
ist  sogar,  von  einigen  Einschränkungen  ab- 
gesehen, ein  Vorzug  der  Verwaltung  der 
Aemter  durch  Ministerialen  (im  Gegensatz 
zu  der  durch  Freie)  gewesen,  dass  hier  die 
Erblichkeit  nicht  Platz  griff,  der  Herr  wogen 


der  Unfreiheit  der  Inhaber  selbständiger 
über  die  Aemter  verfügen  konnte.  Die 
Kriegsdienstpflicht  hat  in  den  verschiedenen 
Stadien  der  Entwickelung  der  Ministerialität 
einen  verschiedenen  Umfang  gehabt,  wozu 
übrigens  auch  noch  lokale  Abweichungen 
kommen.  Ursprünglich  ist  sie  unbeschränkt, 
und  die  Ministerialen  müssen  sie  ohne  Rück- 
sicht auf  ein  gegebenes  Lohen  erfüllen  (die 
non  benefieiati  ebenso  wie  die  beneficiati): 
der  Herr  trägt  nur  etwa  die  Unterhaltungs- 
kosten  im  Kriege.  Später  dagegen  ist  die 
Pflicht  auf  «len  Reichskriegsdieust  und  die 
Landesverteidigung  und  auch  hier  wohl  noch 
auf  eine  bestimmt  bemessene  Zeit  (z.  R. 
4 Wochen)  oder  eine  räumliche  Grenze  ein- 
geschränkt. Es  leisten  ferner  den  Dienst 
nur  die  mit  einem  Lehen  ausgestatteten 
Ministerialen,  wogegen  allerdings  teilweise 
wieder  «lie  Unterhaltungskosten  im  Krieg»' 
von  ihnen  seihst  getragen  werden.  Das 
Leiten,  das  die  Ministerialen  erhalten,  wird 
als  »Dienstlehen«  dem  ordentlichen  Lehen 
(Mannlehen)  entg«'gen gesetzt : Streitigkeiten 
darüber  gehören  vor  das  Dienstmannen  - 
goricht.  Das  Dionstlehen  begegnet  uns  be- 
reits in  den  ersten  Zeiten  der  Ministerialität. 
Doch  haben  ursprünglich  wohl  ein  Teil  d«'r 
Dienstmannen  und  später  nachweislich  Söhne 
Itelehnter  Dienstmannen  ihren  Unterhalt 
lediglich  in  dem  Haushalt  des  Herrn  gehabt, 
wie  es  denn  auch,  namentlich  in  den  ersten 
Jahrhunderten,  häufig  vorkommt,  dass  die 
Ministerialen  die  kriegerische  Rüstung  er- 
halten. Jedenfalls  aber  bildet  das  Dieust- 
lehen  ein  wesentliches  Moment  in  der  Aus- 
bildung der  Ministerialität  und  ist  schliess- 
lich zur  eigentlichen  Ausstattung  des  Dienst- 
manues  und  die  Grundlage  seiner  Pflichten 
geworden.  Gegenstände  der  Belehnung  waren 
namentlich  Grundstücke,  Burgen,  Getreide- 
und  Geldrenten.  Früh  tritt  Erblichkeit  der 
Dienstlehen  ein.  Entsprechend  ihrem  un- 
freien Stande  werden  die  Ministerialen  — 
ganz  so  wie  hörige  Bauern  — mit  ihren 
Dienstlehen  o«ler  diese  mit  ihnen  veräussert. 
Sie  erscheinen  überhaupt  als  Zubehör  des 
Hofes,  von  dem  sie  das  Lehen  haben.  All- 
mählich erhalten  die  Ministerialen  neben 
ihren  Dienstlehen  auch  echte  Lehen  (von 
fremden  Herren).  Wie  bereits  bemerkt,  sind 
sie  von  Abgaben  im  allgemeinen  frei.  Nur 
vereinzelt  erhebt  der  Herr  von  ihnen  das 
Heergewäte  (Pferd  und  Rüstung).  Frei  sind 
sie  vor  allem  von  der  lau« losherrlichen  Bede ; 
diese  Freiheit  ist  Korrelat  ihrer  Pflicht  zum 
Reiterkriogsdioiist.  Im  I>aufe  der  Zeit  treten 
Ansätze  einer  genossenschaftlichen  Verfassung 
der  Ministerialen  desselben  Herrn  hervor. 
Sie  üussert  sich  besomlers  darin,  dass  dies 
Ministerialen  ihre  Zustimmung  bei  Verände- 
rungen, die  den  Besitzstand  betreffen,  und 
bei  der  Aufnahme  desjenigen,  der  in  die 
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rienstrnannschaft  neu  eintritt,  geben.  Diel 
’ rSÄekie  für  die  Ausbildung  eines  solchen 
toelites  liegt  wohl  in  der  Besorgnis,  dass 
airch  Veränsserungen  von  Grundbesitz  resp. 
lu roll  Aufnahme  eines  neuen  Mitgliedes  der 
lostaml  des  für  die  Belehnung  der  alten 
Ministerialen  disponiblen  Vermögens  des 
Herrn  vermindert  werden  könnte. 

-4.  Die  allgemeine  Bedeutung  der  M. 
Die  allgemeine  Bedeutung  der  Ministerialität 
ist  xu  nächst  darin  gegeben,  dass  ein  erheb- 
licher Teil  der  Unfreien  durch  den  kriege- 
rischen Beruf,  der  ihm  zugewiesen  wird, 
und  durch  ihre  persönlichen  Beziehungen ' 
zu  ihren  Herren  zu  hohem  Ansehen  gelangt, 
sich  sogar  übereinen  Teil  der  Freien  erhebt. 
Ihre  Bedeutung  reicht  jedoch  noch  weiter. 
Da  die  Ministerialen  unfrei  waren,  konnte  i 
ihr  Herr  sie  sehr  zweckmässig  zur  Besetzung 
der  Aemter  verwenden,  um  sich  diese  nicht 
entfremden  zu  lassen.  Freie  nahmen  in 
jener  Zeit  Aemter  meistens  nur,  wenn  sie 
ihnen  zu  Lehen  gegeben  wurden.  Das  aber 
1 Kitte  zur  Folge,  dass  die  Aemter  nicht  nur| 
in  bestimmten  Familien  erblich,  sondern  der 
Verfügung  des  Dhensherrn  überhaupt  im  j 
wesentlichen  entzogen  wurden.  Auf  diese 
Weise  ist  z.  B.  viel  Reichsgut  dem  König, 
viele  Grafschaften  den  geistlichen  Fürsten  I 
entfremdet  worden.  Bei  fortgesetzter  Ver- 
leimung der  Aemter  wäre  die  Gefahr  den 
Zersplitterung  Deutschlands  in  unzählige 1 
kleine  Stücke  von  territorialer  Selbständig- 
keit eingetreten : kein  Landesherr  hätte  einen  { 
grösseren  Komplex  in  der  Hand  behalten.  I 
Hiergegen  bot  ein  Hilfsmittel  die  Ministe- 
rialität: als  Unfreier  musste  der  Dienstmann 
ein  Amt  auf  Befehl  seines  Herrn  annehmen 
und  wieder  aufgeben;  er  blieb  immer  in 
grösserer  Abhängigkeit.  Es  wurden  darum 
Ministerialen  mit  besonderer  Vorliebe  zur 
Besetzung  der  Aemter  herangezogen.  Wie 
in  dieser  Hinsicht  ihre  Verwendung  durch 
die  staufischen  Könige  bekannt  ist  (man  hat  \ 
die  Reichsministerialen  als  die  eigentlichen 
Träger  des  Reichsgedankens  in  der  staufischen 
Periode  bezeichnet),  so  haben  vor  allem  die 
Landesherren  sich  des  Instituts  der  Minis- 
terialität zur  Befestigung  ihrer  territorialen 
Stellung  bedient.  Planmässig  haben  sie  die 
Aemter  mit  Ministerialen  besetzt,  statt  sie 
als  Lehen  zu  vergeben.  Die  Uebertragung 
eines  Amtes  zu  Lehen  und  die  Uebertragung 
<*ines  Amtes  an  einen  Ministerialen  erscheinen 
in  den  Quellen  als  Gegensätze.  Präeis  drückt 
dies  Verhältnis  eine  Stelle  in  der  vita 
Meinwerci  aus:  bei  der  Schenkung  einer 
Grafschaft  an  Paderborn  wird  es  verboten, 
sie  jemandem  zu  Lehen  zu  gelten : sei  minis- 
terialis  ipsius  ecclesiae,  qui  pro  tempore 
fuerit,  praesit  praedicto  comitatui.  In  vielen 
Territorien  bestand  nachweislich  der  Grund- 
satz (urkundliche  Nachrichten  liegen  haupt- 


sächlich aus  geistlichen  Stiftern  vor),  Aemter, 
Burgen,  Grundbesitz  nur  an  Ministerialen 
zu  übertragen.  Wenn  nun  andererseits  ein 
solches  Princip  auch  wiederum  einen  ge- 
wissen Anspruch  für  die  Dienst  mannen  des 
betreffenden  Territoriums  begründete,  so 
verfügten  die  Landesherren  doch  bei  der 
Miuisterialenverwaltung  hei  weitem  freier 
über  die  Aemter.  als  wenn  diese  Freien  zu 
Lehen  gegeben  wurden.  Die  Ministerialität 
hat  ausserordentlich  viel  dazu  beigetragen, 
die  Herrschaft  des  Lehenwesens  im  deutschen 
Beamtentum  zu  brechen  *).  Mau  darf  sie 
insofern  das  Verjüngungswesen  des  deut- 
schen Beamtentums  nennen.  Eine  sehr  be- 
deutende Rolle  spielen  die  Ministerialen 
ferner  Ihm  der  Bildung  des  niederen  Adels. 
Der  niedere  Adel  ist  in  Deutschland  be- 
kanntlich (abgesehen  von  der  Reichsritter- 
schaft) der  landsüssige  Adel.  Dieser  aber 
ist  fast  durchweg  aus  unfreien  Rittern  hervor- 
gegangen. Allerdings  sassen  ursprünglich 
auch  freie  Ritterbürtige  in  den  Territorien. 
Allein  diese  wurden  von  den  Landesherren 
planmässig  genötigt,  in  ihre  Ministerialität 
einzutreten.  Die  Gründe,  die  sie  dazu  l>e- 
stimmten,  lagen  hauptsächlich  darin,  dass 
der  Kriegsdienst,  den  ihnen  die  Ministerialen 
leisteten,  wohlfeiler,  sicherer  und  umfang- 
reicher war  als  der  der  freien  Vasallen  und 
dass  ihnen  die  Ministerialen  für  die  Aemter- 
verwaltung  sehr  brauchbare  Dienste  leisteten. 
Es  stand  ihnen  ein  einfaches  und  doch 
überaus  wirksames  Mittel,  einen  Druck  nach 
dieser  Richtung  auf  die  freien  Ritterbürtige» 
auszuüben,  zur  Verfügung,  indem  sie  die 
Gewährung  von  Lehen  von  dem  Eintritt  in 
die  Ministerialität  abhängig  machten.  Jene 
gingen  gern  darauf  ein,  da  ihnen  die  Er- 
langung von  Lehen  unentbehrlich  war  und 
überdies  der  Ministerialenstand  trotz  der 
damit  verbundenen  persönlichen  Unfreiheit 
doch  in  hohem  Ansehen  stand.  So  sind 
denn  Freie  in  beträchtlicher  Zald  in  die 
Ministerialität  eingetreten.  Wenn  man  noch 
bis  vor  wenigen  Jahren  bei  den  vom  Sachsen- 
spiegel erwähnten  » Schöffen  bar  freien«  an 
Personen  freien  Standes  gedacht  hat,  so 
weiss  man  heute  seit  den  Untersuchungen 
0.  v.  Zallingers,  dass  sie  nichts  anderes  als 
Ministerialen  gewesen  sind  und  zwar  vielfach 
solche,  die  aus  der  Freiheit  in  die  Unfreiheit 
übergetreten  sind.  DcrVerfasser  des  Sachsen- 
spiegels gehört  selbst  zu  diesen.  So  ist  es 
gekommen,  dass  bis  etwa  zum  Beginn  des 
13.  Jahrhunderts  sich  das  Miuisterialitäts- 
verhältnis  fast  über  die  gesamte  landsässige 


’)  Ich  habe  Uber  diesen  wichtigen  Punkt 
öfters  gehandelt,  zuletzt  Histor.  Zeitschrift 
Bd.  75,  S.  414.  Vgl.  auch  R.  Schröder.  Deutsche 
Kechtssfeschiebte  (3.  Anti.),  S.  439,  559  u.  ttUO; 
Waitz-Zeumer,  S.  372  IT. 
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Ritterschaft  Deutschlands  ausgedehnt  hat 
"Wenn  nun  die  Ministerialität  in  den  ge- 
schilderten Richtungen  eine  hohe  Bedeutung 
gehabt  hat,  so  muss  dagegen  die  Ansicht, 
dass  ihr  auch  für  die  städtische  Entwicke- 
lung grosse  Wichtigkeit  zukomme,  als  Uel>er- 
treihung  bezeichnet  werden.  Insbesondere 
ist  es  durchaus  unzulässig,  das  städtische 
Patriciat  ganz  oder  selbst  nur  zu  einem 
irgendwie  erwähnenswerten  Teile  aus  der 
Ministerialität  herzuleiten.  Richtig  ist  es 
sodann  zwar,  dass  der  üindesherr  manche 
städtische  Aemter  durch  Ministerialen  hat 
verwalten  lassen.  Allein  dies  ist  keine  Be- 
sonderheit der  städtischen  Entwickelung,  da 
die  I Landesherren  ja  die  Ministerialen  auf 
dem  Lande  ebenso  als  Beamte  verwendet 
haben  *). 

5.  Das  Erloschen  der  M.  Ein  für  ganz 
Deutschland  zutreffender  Termin,  an  dem 
die  Ministerialität  als  ltesonderer  Stand  ihr 
Ende  erreicht  hat,  lässt  sich  nicht  angelten. 
An  einem  Orte  hat  sich  die  Unfreiheit  der 
Dienstmannen  längere,  an  einem  anderen 
kürzere  Zeit  erhalten.  Es  ist  hierbei  zu  be- 
rücksichtigen, dass  die  Stellung  der  unfreien 
Ritter  schon  von  Haus  aus  eine  verschiedene 
war,  indem  ihr  Ansehen  sich  nach  dem  An- 
sehen des  Herrn  abstufte.  So  dürften  denn 
auch  die  Ministerialen  des  Reiches  und  der 
geistlichen  Fürsten,  die  die  angesehensten 
waren,  und  demnächst  die  der  weltlichen 
Fürsten  zuerst  zu  voller  Freiheit  gelangt 
sein,  während  die  unfreien  Ritter  geringerer 
Herren  im  grossen  und  ganzen  länger  davon 
ausgeschlossen  geblieben  sein  werden.  Es 
ist  z.  B.  charakteristisch,  dass  in  Oesterreich 
die  vornehmen  Dienstmannen  des  Herzogs 
schon  in  der  zweiten  Hälfte  ries  13.  Jahr- 
hunderts frei  werden,  dagegen  die  Unfreiheit 
der  niederen  milites  noch  aufrecht  erhalten 
wurde.  Es  ist  jedoch  die  Unfreiheit  der 
Ministerialen  anderer  Reichsfürsten  noch 
über  das  13.  Jahrhundert  hinaus  bestehen 
gebliehen.  Nur  soviel  lässt  sich  im  allge- 
meinen sagen,  dass  aus  dem  Anfang  des 
15.  Jahrhunderts  die  letzten  Spuren  eines 
unfreien  Ritterstandes  vorliegen2).  Im  übrigen 
ist  zu  berücksichtigen,  dass  sich  die  Lage 
der  Ministerialen  allmählich  gebessert,  ihre 
Selbständigkeit  gegenüber  dem  Herrn  all- 
mählich zugenommen  hatte.  Nicht  wenig 
hatte  dazu  auch  der  vorhin  geschilderte 
Eintritt  freier  Ritterbilrtiger  in  die  Minis- 
terialität beigetragen. 


')  Gegen  die  Ansicht,  nach  welcher  die 
Mitglieder  der  städtischen  Münzerhausgenossen- 
schaften Ministerialen  gewesen  seien,  vgl  Hegel, 
Chroniken  der  Deutschen  Städte  14,  Ein!., 
S.  2(50  ff.:  18,  2,  S.  6(5. 

*)  Nachrichten  aus  der  letzten  Zeit  s.  in 
meiner  Landst.  Verf.  I,  Amu.  42. 
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den  Wirkungen  der  sozialen  Phänomene  der 
Gegenwart  auf  die  Feldgemeinschaft.  9.  Die 
neuere  Gesetzgebung  über  die  Feldgemeinschaft. 

1.  Einleitung.  Auseinandersetzungen 
über  Bedeutung  und  Gebrauch  des  Wortes 
»Mir«  ist  Sache  der  Philologie.  Es  kann 
aber  auch  hier  nicht  umgangen  werden,  auf 
den  allgemein  verbreiteten  Irrtum  hinzu- 
weisen. der  den  Begriff  »Mir«  mit  dem  der 
russischen  Institution  der  Feldgemeinschaft 
oder  des  Gemeindebesitzes  identifiziert  Das 
Wort  »Mir«  Itedeutet  Welt,  Universum,  in 
übertragenem  Sinne  — Gesamtheit,  in  bäuer- 
licher Sprache  auch  — Gemeinde.  Auf 
die  an  einen  Bauer  gerichtete  Frage  nach 
der  Art  des  Grundbesitzes  erhalten  wir  die 
Antwort,  der  Grund  und  Boden  wird  be- 
sessen (oder  genutzt),  »Mirom«  d.  h.  ge- 
meindeweise, die  Gemeinde  ist  entweder 
der  Eigentümer  oder  der  obere  Nutzniesser 
des  Grund  und  Bodens. 

Nun  ist  es  offenbar,  dass  Gemeinde  und 
Gemeindebesitz  verschiedene  Begriffe  sind. 
Die  Identifizierung  dieser  zwei  Begriffe  hat 
sich  aber  derartig  eingebürgert,  dass  wir  es 
für  zweckmässig  halten,  diesem  Wortge- 
brauehe zu  folgen,  bemerken  aber,  dass  wir 
in  diesem  Artikel  nicht  die  russische  Dorf- 
gemeinde als  Verwaltungsorgan  in  ihrer  Ge- 
schichte, Rechten  und  Befugnissen,  sondern 
nur  die  russische  Feldgemeinschaft,  den  Ge- 
meindebesi tz,  zu  behandeln  haben. 

Von  drei  Gesichtspunkten  aus  ward  die 
russische  Feldgemeinschaft  in  der  Litteratur 
betrachtet.  Die  vergleichende  Rechts-  und 
Wirtschaftsgeschichte,  die  eine  Regelmässig- 
keit und  Einheitlichkeit  in  der  Entwickelung 
der  Menschheit  zu  finden  strebte  oder  ge- 
funden zu  halren  glaubte,  hat  ohne  weiteres 
die  russische  Feldgemeinschaft  mit  jenen 
Gemeinwesen  anderer  Stämme  und  Völker 
dentifiziert,  von  denen  uns  alte  Denkmäler, 
historische  und  • ethnologische  Forschungen 
berichten.  Die  neueren  Untersuchungen  über 
Geschichte  und  Wesen  der  russischen  Feld- 
gemeinschaft haben  aber  diese  Verallge- 
meinerungen als  verfrüht  erwiesen. 

Sozialpolitische  Interessen  waren  es  in 
Russland , die  die  Frage  nach  der  Feld- 
gemeinschaft zur  Tagesfrage  erhoben  und 
Jahrzehnte  hindurch  erhalten  haben.  Der 
westeuropäische  Sozialismus  hat  in  seiner 
unkritischen  Form  schon  auf  die  russische 
Litteratur  der  40  er  Jahre  einen  beträcht- 
lichen Einfluss  ausgeübt.  Häufig  liebäugelnd 
mit  dem  utopistischen  Sozialismus  theoreti- 
sierte  in  Westeuropa  das  antikapitalistische 
Kleinbürgertum,  zu  dessen  Vertretern  man 
sowohl  feudale  Romantiker  gleich  Adam 
Müller  wie  revolutionäre  Demokraten  gleich 
Proudhon  zählen  darf.  Und  eine  jede  geistige 
Bewegung  Westeuropas  fand  ihr  Spiegelbild 


oder  ihre  Karrikatur  in  der  Litteratur  des 
jungen  Russland.  Die  deutsche  Romantik 
und  die  »christlich-germanische«  Phrase 
artete  in  Russland  in  das  »Ex  Oriente  lux« 
des  Slavophilcntums  aus ; und  kaum  hat  der 
deutsche  Reisende,  der  westfälische  Freiherr 
von  Haxthausen,  die  europäische  Wissen- 
schaft und  die  russische  Litteratur  auf  die 
Existenz  des  »Mirs«,  der  Feldgemeinschaft 
aufmerksam  gemacht,  als  sie  zum  Haupt- 
beweise für  die  Ueberlegenheit  Russlands 
der  »verwesenden«  westeuropäischen  Kultur 
gegenüber  erhoben  wurde.  Gepriesen  wurde 
die  Feldgemeinschaft  auch  von  ganz  anderer 
Seite,  von  Männern  wie  Tsehernyschewski, 
der  wohl  am  nächsten  dem  Feuerbachschen 
Naturalismus  und  dem  französischen  Sozialis- 
mus stand.  Und  in  Europa  wurde  die  Feld- 
gemeinschaft als  Russlands  Heil  und  Mission 
von  dem  glänzendsten  russischen  Schrift- 
steller, von  Alexander  Herzen  verkündigt. 

Und  so  bietet  die  Rolle,  die  die  Feld- 
gemeinschaft in  der  politischen  und  sozialen 
Geschichte  Russlands  ein  halbes  Jahrhundert 
gespielt  liat  und  noch  gegenwärtig  spielt, 
ein  interessantes  Forschungsobjekt  für  sich, 
auf  welches  wir  aber  in  diesem  Artikel 
nicht  eingehen  können. 

Der  dritte  Gesichtspunkt,  von  dem  die 
Feldgemeinschaft  zu  betrachten  ist  und  von 
dem  wir  sie  auch  hier  betrachten,  ist  die 
Frage  nach  Wesen  und  Geschichte  derselben 
als  einer  russischen  Rechtsinstitution  und 
die  Frage  nach  ihrer  Berechtigung  innerhalb 
des  gegenwärtigen  Wirtschaftslebens  Russ- 
lands. 

Das  geltende  Recht  versteht  unter  Feld- 
gemeinschaft oder  Gemeindebesitz  diejenige 
Grundbesitzform,  bei  welcher  das  Land  durch 
einen  Gemcindebeseliluss  unter  die  Bauern 
nach  den  Seelen  oder  nach  irgend  einem 
anderen  Modus  verteilt  und  umgeteilt  wird, 
wobei  die  auf  dem  Grundbesitze  lastenden 
Zahlungen  unter  solidarischer  Haftpflicht 
entrichtet  werden.  Der  bäuerliche  Gemeinde- 
besitz ist  demnach  jenes  Rechtsinstitut,  nach 
dem  der  Grund  und  Boden  sich  im  Besitze 
des  Mirs,  der  Gesamtheit  der  Gemeinde- 
genossen befindet  und  von  den  Einzelfamilien 
nur  nach  Verfügung  des  Mira  benutzt  wer- 
den kann. 

2.  Streitfrage  über  die  Eutstehung 
der  Feldgemeinschaft.  Als  in  den  fünfziger 
Jahren  der  Streit  über  den  sozialpolitischen 
Wert  der  Feldgemeinschaft  zur  Tagesfrage 
wurde,  teilten  sieh  die  Ansichten  auch  über 
die  Genesis  der  Feldgemeinschaft.  Die 
Slavophilen  nahmen  mit  Freiherrn  von  Haxt- 
hausen die  Ursprünglichkeit  der  Feldgemein- 
schaft als  specifisch  slawische  Stammeseigen- 
tümlichkeit an.  Diesen  Standpunkt  vertrat 
das  in  vielen  Hinsichten  verdienstvolle  Werk 
Belajeffs  > Die  Bauern  in  Russland«.  Der 
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lilierale  Professor  B.  Tschitscherin  suchte 
dagegen  zu  beweisen.  dass  die  Feldgemein- 
schaft ein  Produkt  der  Kopfsteuer  sei.  die 
am  Reginno  des  1*.  Jahrhunderts  eingeführt 
wurde.  Die  Verwechselung  der  Regriffe 
Gemeinde  und  Gemeindebesitz  hat  zur  Kon- 
fusion in  der  Fehde  Wesentliches  lieigetragen. 
Obgleich  alter  Tschitscherin  der  historischen 
Wahrheit  viel  näher  stand  als  seine  Gegner, 
fand  er  anfangs  l«*i  weitem  keinen  so  grossen 
Anklang,  wie  die  relative  Sachlichkeit  seiner 
Gründe  es  verdiente;  Tschitscherins  Grund- 
gedanken haben  alter  alle  folgenden  Unter- 
suchungen über  die  Entstehung  der  Feld- 
gemeinschaft stark  beeinflusst. 

Die  Forschungen  über  die  deutsche  Mark- 
genossenschaft und  hauptsächlich  Maurers 
Untersuchungen  waren  für  den  weiteren 
Fortschritt  in  der  Auffassung  der  Genesis 
der  Feldgemeinschaft  grundlegend.  Soko- 
lowski  und  auch  Keussler  folgten  im  wesent- 
lichen dem  Maurersehen  Schema.  Kousslcrs 
Auffassung  ist  kurz  gefasst  folgende:  Mit 
Tschitscherin  nimmt  er  an.  dass  die  gegen- 
wärtige Form  der  Feldgemeinschaft  mit  dem 
Rechte  eines  jeden  Gemeindegenossen  auf 
einen  Landanteil  erst  durch  die  Srhollon- 
pflichtigkeit  hezw.  Leibeigenschaft  und  die 
Kopfsteuer  geschaffen  worden  ist.  Keussler 
betrachtet  aber  die  gegenwärtige  Form  des 
Gemeindebesitzes  mit  ihrem  Rechte  auf  Land 
nur  als  eine  Weiterentwickelung  der  Mark- 
genossenschaft . die  seit  der  Oecupation 
und  Kolonisierung  des  I Landes  datiere 
oder  aus  der  Familie  durch  natürlichen  Zu- 
wachs entstanden  sei.  Rei  der  Resiedelung 
des  I Landes , meint  Keussler,  haben  sieh 
mehrere  Familien  zusammengethan  zur  ge- 
meinsamen Rewältigung  der  Natur  und  zur 
gemeinsamen  Ausführung  der  Rodungsarbeit. 
Durch  inneren  Zuwachs  und  auswärtigen 
Zuzug  wächst  das  Dorf,  und  neue  Ansiede- 
lungen werden  vom  Mutterdorfe  angelegt. 
Der  Zusammenhang  dieser  kleinen  Dörfer 
erhält  sieh  und  hat  seine  markgenossen- 
schaftliche Rasis  in  gemeinsamer  Verfügung 
und  Nutzung  gemeinsamen  (Landes  wie  Wald, 
Weide,  Fischerei  etc.  Und  so  entstehen 
und  wachsen  die  grossen  markgenossen- 
schaftlirhen  Verbände  — Woloste  — genannt. 

Die  andere  Entstehungsart  des  mark- 
genossenschaftlichen Verbandes  fand  nach 
Keussler  dort  statt,  wo  ursprünglich  fern 
und  unabhängig  von  einander  bestehende 
Höfe  durch  Bevölkerungszunahme  und  Bil- 
dung neuer  Höfe  im  Laufe  der  Zeit  in 
eine  Markgenossenschaft  zusammengewachsen 
sind.  — 

Die  zu  Tage  geförderten  historischen 
Materialien  und  die  neuesten  Untersuchungen 
ül>er  die  Frage  haben  die  Keusslersche 
Markgenossenschaftstheorie  als  haltlos  er- 
wiesen. Die  Wolost  war  niemals  ein  mark- 


genossenschaftlicher wirtschaftlicher  Ver- 
band. Die  Wolost  war.  wie  wir  es  an 
anderer  Stelle  des  näheren  naehgewiesen 
haben,  ein  fiskalischer  und  gerichtlich  poli- 
zeilicher Bezirk,  und  eine  wirtschaftliche 
Einheit  war  sie  nur  insofern,  als  es  ihre 
fiskalischen  Pflichten  forderten,  und  inso- 
fern, als  es  sich  mit  den  Rechten  der  ein- 
zelnen Mitglieder  vertragen  konnte. 

II.  Die  ursprüngliche  Verbreitung  des 
Anteilbesitzes  in  Russland.  Alle  Unter- 
suchungen , die  die  Ursprünglichkeit  der 
Feldgemeinschaft  als  einer  allrussischen  In- 
stitution oder  das  Dasein  der  Markgenossen- 
schaft im  alten  Russland  naehgewiesen  zu 
halten  glaubten,  beriefen  sich  hauptsächlich 
auf  die  Feldgemeinschaft  des  äussersten 
Nordens,  der  gegenwärtigen  Gouvernements 
Archangelsk  und  01om*ck.  Der  russische 
Norden,  behaupteten  «Ire  betreffenden  For- 
scher. habt'  in  der  ursprünglichen  Reinheit 
die  altrussische  Institution  bewahrt,  denn 
niemals  habe  er  früher  das  mongolische 
Joch  und  sjtäter  die  Leibeigenschaft  gekannt. 

Diese  Forscher  hatten  recht,  derüusserste 
Norden  Russlands  ist  wirklich  sehr  charakte- 
ristisch, nur  waren  deren  Vorstellungen  von 
der  Entwickelung  der  Grumlbesitzformen  in 
der  genannten  Gegend  gänzlich  iirig.  Erst 
die  Forschungen  der  Frau  Alexandra  Jofi- 
menko,  die  von  der  Regierung  nach  dem 
Gouvernement  Archangelsk  verbannt  worden 
ist,  haben  uns  eine  tiefe  und  sichere  Ein- 
sicht in  die  Eutwiekelung  der  Grundbesitz- 
formen  des  Nordens  gegeben.  Dieses  Gebiet 
war  ursprünglich  eine  Kolonie  der  freien 
Republik  Nowgorod,  und  mit  dem  Falle 
Nowgorods  (147N)  ging  diese  Kolonie  zum 
Moskauer  Grossfürsten  über.  Der  nominelle 
oberste  Grundherr  ward  der  Grossfürst,  und 
der  Resitztitel  der  Bauern  wird  charakteri- 
siert durch  die  Formel  »Das  Land  des 
Grossfürsten  und  mein  und  meines  Vaters 
Arbeitsbesitz« . 

Diese  Bauern  lebten  in  Dörfern.  Aber 
der  Name  Dorf  bedeutete  keineswegs  ein 
Dorf  im  modernen  Sinne  des  Wortes.  Dorf 
bedeutete  eine  besondere  abgeschlossene 
wirtschaftliche  Einhoit.  So  handelt  es  sich 
in  den  Urkunden,  die  wir  besitzen,  um 
Kauf  oder  Verkauf  eines  Dorfes  oder  1 2,  ‘'s, 
1 1 etc.  eines  Dorfes.  Den  Schwerpunkt 

eines  solchen  »Dorfes«  bildet  der  Hof,  und 
die  übrigen  Bestandteile  des  Dorfes  werden 
nur  bezeichnet  als  »alles,  was  seit  alter 
Zeit  diesem  Dorf«'  (Hofe)  angehört«  oder 
»alles,  wohin  aus  dieser  Stelle  die  Axt,  die 
Sense  und  der  Haken  gingt. 

Der  Besitzer  eines  Dorfes  war  ursprüng- 
lich eine  Familie.  In  den  Urkunden  aus 
der  Nowgoroder  Periode  bestehen  schon  die 
Dörfer  häufig  aus  zwei,  selten  aus  mehreren 
Höfen.  So  z.  R.  zählte  das  Gerodener  Kirch- 
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spiel  der  Wäger  Pjatina  aus  140  ackerbau- 1 
treibenden  Dörfern,  von  welchen  66%  aus 
je  einem  llofe  bestanden  und  26%  aus  je 
zwei  Höfen.  Wir  sehen  also,  dass  92 %| 
der  Dörfer  des  betreffenden  Distriktes  aus 
1 — 2 Familien  wirtschaften  bestanden  haben. 
Diese  Familienwirtschaften  waren  Gross- ; 
familien.  Nehmen  wir  z.  B.  folgende  Tei- 
lungsurkunde: »Das  bin  ich  Nasarij  der 
Sohn  von  Othanasij  und  ich  Jessip,  und  ich 
Grigorij  und  ich  Walfromej  — Philipps 
Söhne,  und  ich  Elizar  — Theodors  Sohn, 
und  ich  Wassilij  und  ich  Paul,  und  ich 
Iwan  — Onkundins  Söhne  — und  ich  Omos 
und  ich  Qnton  und  ich  Iwan  — Stephans 
Söhne,  und  ich  Larion  — Steplians  Soliu. 
wir  luiben  das  Habe  und  Gut  unserer  Väter 
geteilt,  die  Pferde,  die  Kühe,  die  Schafe, 

das  Getreide  und  Geld Und  das 

Ijaud  teilten  wir  in  drei  Teile  . . . Nazarij 
und  Jessip  mit  den  Brüdern  bekommen  den 
Hof  am  Ende  (des  Dorfes),  Elizar  und  Ou- 
kuudins  Söhne  bekommen  den  mittleren  und 
t )mos  mit  den  Brüdern  und  Larion  bekommen 
den  olieren«  u.  s.  w. 

Wir  sehen  eine  sehr  grosse  Hauskommu-  j 
nion  vor  uns,  die  aus  12  vollberechtigten 
Brüdern  und  Onkeln  und  Neffen  besteht, 
wo  weder  die  Väter  noch  die  Frauen  und  j 
Kinder  genannt  sind  . . .,  kurz  wir  haben  S 
vor  uns  eine  sehr  grosse  »Zadruga«,  wie 1 
mau  sie  noch  in  der  Mitte  dieses  Jahr- 1 
hunderts  bei  den  Südslawen  gehabt  hat.  Die 
Hauskomraunion  ist  so  gross,  dass,  wie 
man  aus  dem  nicht  angeführten  Teile  der 
Urkunde  ersehen  kann,  sie  in  drei  Häusern  i 
wohnten . aber  gemeinsam  wirtschafteten, 
und  auch  nach  der  Teilung  zerfallen  sie 
nicht  etwa  in  Familien  im  modernen  Sinne 
des  Wortes,  sondern  in  kleinere  Haus- 
kommnnionen. 

Der  Moment  der  Auflösung  einer  solchen  i 
<Kler  kleineren  Familienwirtschaft  ist  zugleich 
der  Entstehungsmoment  einer  eigenartigen 
Grund  besitzform,  die  weder  als  Feldgemein- 
schaft noch  als  persönlicher  Grundbesitz  be- 
trachtet werden  kann  und  die  Frau  Alexandra 
Jefimenko  mit  dem  Namen  Anteilbesitz  i 
bezeichnet  hat. 

Die  Einzelhöfe  des  Dorfes  sind  Erben 
des  ursprünglichen  Hofes,  und  deshalb  be- 
sitzen diese  Höfe  gleiche  oder  proportioneile 
Anteile  an  einem  jeden  Streifen  Land  je 
nach  dem  Verwandtschaftsgrade  mit  dem 
ursprünglichen  Occupator.  Aber  mit  der ' 
Teilung  des  ursprünglichen  Hofes,  der  Fa- ' 
milie  und  ihrer  Wirtschaft  ist  die  ursprüng-  j 
liehe  Einheit  nicht  gänzlich  aufgelöst.  Ob- } 
gleich  ein  jeder  Hof  seinen  reellen  Anteil 
erhalten  hat  (z.  B.  ein  Stück  des  Feldes  j 
hier,  einen  Teil  der  Wiese  dort),  hat  nichts- 
destoweniger ein  jeder  Hof  seinen  pro- 
portioneilen ideellen  durch  den  Grad 


der  Verwandtschaft  bestimmten  Anteil  an 
dein  Ganzen  beibehalten.  Ein  jeder  Hof- 
besitzer konnte  zu  jeder  Zeit  behaupten, 
dass  sein  reeller  Anteil  seinem  ideellen  An- 
teilsrechte nicht  entspreche,  und  er  konnte 
eine  neue  Umteilung  fordern.  Im  17.  Jahr- 
hundert wird  in  den  Teilungsurkunden  häufig 
die  Bedingung  gestellt,  mit  dem  erhaltenen 
Anteile  zufrieden  zu  sein  und  auf  das  Um- 
teilungsrecht zu  verzichten.  Das  ganze  Ver- 
mögen des  ursprünglichen  Hofes  wurde 
selten  bis  auf  das  letzte  aufgeteilt,  aus  tech- 
nischen Gründen  blieben  häufig  Fischnetze, 
Fischereien,  Wiesen  und  Weiden  in  gemein- 
samem Besitz.  Jeder  Anteilbesitzer  konnte 
seine  Rechte  verkaufen.  I )iese  Yeräusserungs- 
freiheit  wird  nur  durch  das  Vor-  und  Rück- 
kaufsreclit  der  Nachbarn  beschränkt.  Auf 
solche  Welse  ist  durch  Verüusserung  der 
Anteile  der  Blutsverwandtenverband  zu  einem 
Verbände  der  Nachbarn,  der  sogenannten 
»Siabry«  geworden,  aber  die  äussere  Regelung 
des  Zusammenlebens,  die  Rechtsform  ist, 
wie  sie  aus  der  Blutsverwandtschaft  ent- 
sprungen ist,  die  alte  geblieben.  Die  Nach- 
barn übernahmen  nicht  nur  den  realen  Besitz 
der  früheren  Blutsverwandten,  sondern  auch 
deren  ideellen  Rechte.  So  z.  B.  auch  das 
Recht  der  Umteilung,  nur  hiess  es  jetzt 
»sich  den  Kaufbriefen  gemäss  auszugleichen  . 

Schon  im  17.  Jahrhundert  fing  die 
nord russische  Organisation  des  Dorfes  mit 
seinem  Anteilbesitz  an  sich  zu  zersetzen.  In 
den  Teilungs-  und  Kaufbriefen  wird  die 
Bedingung,  die  früher  nur  Ausnahme  war, 
häufiger:  nämlich  »Sich  nicht  umzuteilen, 
sich  nicht  auszugleicheu,  eine  neue  Teilung 
nicht  zu  fordern.«  Diese  immer  häufiger 
werdende  Bedingung  ist  ein  Uebergangs- 
schritt  zum  Privateigentum,  die  Anteile  ver- 
lieren dadurch  ihren  ideellen  Charakter,  sie 
sind  nicht  mehr  ideelle  Anteile  an  dem 
ganzen  Dorfe.  Sie  werden  konkrete  Land- 
anteile, die  bei  dem  geltenden  Veräusserungs- 
recht  die  alte  Proportionalität  (der  Verwandt- 
schaft zum  ersten  Occupator  gemäss)  mehr 
und  mehr  verlieren.  Die  freie  Teil- 
liarkeit  des  Grund  und  Bodens  führte  zu 
einer  Zwergwirtschaft,  zu  Wirtschaften,  die 
sich  nicht  halten  konnten.  Die  wachsende 
Zersplitterung  des  Grund  und  Bodens  führte 
zur  Abschaffung  des  Ausgleichungsrechtes. 
Und  mit  der  Abschaffung  des  ideellen  An- 
teilsrechtes  am  Ganzen  war  die  Möglichkeit 
der  Konccntration  und  Arrondierung  der 
Grundstücke  und  des  persönlichen  privaten 
Grundeigentums  gegeben. 

Gegenwärtig  ist  in  den  Gouvernements 
Oloneck  und  Archangelsk  die  Feldgemein- 
schaft allgemein  verbreitet,  sie  ist  die  einzige 
bäuerliche  Grundbesitzform  Nordrusslands. 
Wie  entstand  sie?  Ist  sie  nicht  eine  konti- 
nuierliche Weiterentwickelung  des  Anteil* 
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besitzest  Die  Entstehung  der  nord russischen  ' ihre  Steuern  zu  entrichten,  andrerseits  aber 
Feldgemeinschaft  ist  sehr  charakteristisch  um  die  Bauern  init  geringerem  Grundbesitz 
und  zeigt,  wie  wenig  sie  mit  irgend  welchen  zu  beruhigen.« 

gcntilen  Ueberresten  Gemeinsames  hat,  wic|  Einer  anderen  Erkunde  gemäss  verfügt 
ganz  und  gar  sie  ein  Produkt  der  russischen  derselbe  Direktor,  dass  in  allen  Wolosten 
Agrarpolitik  ist.  I und  Gemeinden,  die  seinem  Bezirke  ange- 

Mit  Peter  dem  Grossen  und  seinen  i hörten,  »das  gesamte  Land  durch  eine  ge- 
grossen  Reformen  steigerten  sich  auch  die  rechte  Einteilung  ausgeglichen  werden  soll. 
Ansprüche  an  die  Kräfte  des  einzelnen,  und  wo  Mangel  an  Land  vorliegt,  dort  soll 
Im  Jahre  1719  wird  in  Nordrussland  die  der  Mir  gemeinsam  neues  Land  rodeuc.  — 
Volkszählung,  die  sogenannte  »Revision«  Und  schliesslich  wurde  Ende  des  Jahres 
durchgeführt  und  im  Jahre  1722  wird  die  1829  der  Erlass  des  Finanzministers  ver- 
Koi.fsteucr  eingeführt.  Nicht  der  Grund  ; öffent lieht,  wonach  ein  jedes  Dorf  den  lasten- 
und  Boden,  sondern  ein  jeder  Bauer  ohne  den  Steuern  gemäss  das  Land  unter  den 
Enterschied  des  Altera  musste  jetzt  die  Nachbarn  umteilen  und  verteilen  soll.  Die 
Steuern  tragen.  Aber  um  die  aufgebürdete  i örtliche  provinziale  Behörde  von  Arcliangelsk 
List  tragen  zu  können,  mussten  die  Bauern  forderte  in  ihrem  Cirkular  vom  (».  März  183o 
Land  haben,  und  dies  hatten  nicht  alle,  und  eiue  schleunige  gleichmässige  Landumtei- 
die  meisten  nicht  in  genügendem  Masse,  lung.  Jetzt  konnten  die  Bauern  nicht  mehr 
Von  nun  an  ist  deshalb  der  Staat  als  oberster  der  Umteilung  entgehen.  Und  wirklich  in 
Grundherr  (über  das  Verhältnis  des  Staates  den  Jahren  18.' 10  bis  1831  wurde  ein  Dorf 
zu  den  Staatsbauern  des  Nordens  siehe  des  nach  dem  anderen  umgeteilt  trotz  des  hef- 
näheren  unseren  Art.  Die  Bauernbe-  tigen  Protestes  und  Widerstandes  der  reieheu 
f r e i u n g in  Russland  oben  Bd.  1 1 j Bauern. 

S.  399  ff.)  liest rebt,  eine  gleichmässige  Vor-  So  entstand  die  Feldgemeinschaft  iu 
teilung  des  Grundbesitzes  zu  bewirken.  Nordrussland.  Was  man  im  grauen  Alter- 
Naeh  und  nach  sucht  jetzt  die  Regierung  turne  suchte,  entstand  in  der  Wirklichkeit 
das  freie  Verfügungsrecht  der  Bauern  in  den  30er  Jahren  unseres  Jahrhunderts, 
über  ihren  Grund  und  Boden  zu  be-  was  man  aus  der  Gentilverfassung  ableitete, 
schränken.  wurde  am  grünen  Tische  von  den  Ministem 

Die  Dekrete  der  Regierung  hatten  aber  beraten,  beschlossen  und  befohlen, 
anfangs  einen  geringen  Einfluss  auf  das  j Nun  ist  die  Frage,  ob  nicht  der  Anteil- 
Leben  des  Nordens,  sic  riefen  nur  eine  ge- 1 besitz  des  Nordens  und  seine  Geschichte 
wisse  Panik  in  der  Bevölkerung  hervor,  eine  rein  lokale,  nordrussische  Erscheinung 
Bald  alier  findet  die  neue  agrarpoli  tische  war.  Die  neueren  Forschungen  haben  aber 
Richtung  eine  feste  Stütze  und  einen  Ver- ' erwiesen,  dass  der  Anteilbesitz  in  allen  Ge- 
feehter  in  den  landlosen  und  ärmeren  Bauer-  genden  Russlands  verbreitet  war  und  zum 
schichten,  deren  Interessen  jetzt  mit  den  Teil  noch  ist  und  dass  dieser  Anteilbesitz 
momentanen  Interessen  des  Staates  vollstäu-  nichts  mit  der  gegenwärtigen  Form  der 
dig  solidarisch  sind.  Der  landlose  Bauer  Feldgemeinschaft  Gemeinsames  hat.  — Die- 
fordert  Land,  um  die  Kopfsteuern  zahlen  zu  selbe  llauskommunion  finden  wir  ursprüng- 
können,  die  Regierung  sieht  ein,  dass  der  lieh  auch  in  Kleinrussland  noch  in  der  Mitte 
Bauer  ohne  Land  kemo  Steuern  entrichten  des  18.  Jahrhunderts, 
kann,  und  von  nun  an  ist  die  Regierung  mit  So  berichtet  z.  B.  Lutschitzki,  der  die 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  be- 1 Grundbesitzvorhültnisse Kleinrusslands  unter- 
raüht,  den  Besitzlosen  Landanteile  zu  ver-  sucht  hat.  »ln  den  Teilen  der  Rumianzow- 
schaffen  und  so  deren  Leistungsfähigkeit  zu  sehen  Beschreibung,  die  ich  in  den  Händen 
heben.  Frau  Jefimenko  hat  dafür  sehr  inte-  gehabt  habe,  ist  es  durchaus  keine  Selteu- 
ressantc  Belege  aus  der  Thätigkcit  der  nord-  heit,  solche  Familiengemeinschaften  anzu- 
russischen  Administratoren  gebracht.  So  treffen.  Es  gieht  nicht  selten  Höfe,  in 
schreibt  z.  B.  im  Jahre  1780  der  Landes-  welchen  wir  3,  4,  5,  6,  7 und  mehr  Familien 
Ökonom iedirektor  zu  Archangelsk  an  den  zählen,  die  nicht  nur  aus  leiblichen  Brüdern 
Aeltcsten  und  an  die  Bauern  der  Nikolaewo-  sondern  auch  aus  Vettern,  Neffen,  Onkeln. 
Matigorscheu  Wolost  : . . . -die  Berechtig-  Tauten,  Schwiegersöhnen,  Schwägern  u.  s.  w. 
keit  fordert,  dass  die  Bauern,  da  sie  eine ! bestehen. 

gleiche  Steuerlast  tragen,  einen  gleichen  An-  Haben  sich  die  grossen  Familiengemein- 
teil an  den  ländlichen  Nutzungen  Italien  schäften  in  kleinere  Familien  geteilt,  so  bildet 
sollen,  und  es  ist  als  eine  unvermeidliche  sich  dieselbe  Anteilbesitzform  aus,  die  wir 
Notwendigkeit  anzusehen,  die  Lindauteile  in  Nordrussland  kennen  gelernt  haben.  Nur 
auszugleichen,  besonders  in  den  Gegenden,  in  einem  Punkte  unterscheidet  sich  der 
wo  die  Bauern  nur  auf  Landwirtschaft  an-  kleinrussische  Anteilbesitz  von  dem  des 
gewiesen  sind,  um  einerseits  den  Bauern  i nord  russischen  Dorfes  — es  ist  in  Itetreff 
dadurch  zu  ermöglichen,  ohne  Rückstände  | der  Einteilungen.  Im  nordrussischen  Dorfe 
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1 »abon  wir  auch  Einteilungen,  die  darin  be- 
ss.tanden,  dass  durch  diese  Ausgleichungen 
^^eprüft  wurde,  ob  der  kronkrete  Anteil  dem 
i <ieellen , geerbten  oder  gekauften  Rechte 
entspricht. 

Etwas  anders  lagen  die  Verhältnisse  in 
3vleinrussland.  Auch  hier  besass  ein  jeder 
ein  Landstück,  das  dem  geerbten  oder  ge- 
Tlcauften  ideellen  Anteile  korrespondierte,  aber 
diese  Anteile  wurden,  wie  Lutschitzki  be- 
hauptet, verlost.  Man  teilte  das  Landstück 
in  Gewanne,  und  ein  jeder  Sjabr  bekam  eine 
seinem  ideellen  Anteile  entsprechende  Zahl 
derselben.  Ob  solche  Verteilungen  perio- 
disch oder  jährlich  vorgenommen  wurden, 
dies  zu  beantworten  reichen  die  Lutschitzki- 
schen  Materialien  nicht  aus. 

Al>er  nicht  nur  in  der  Vergangenheit 
sind  Spuren  des  Anteilbesitzes  zu  finden, 
die  statistischen  Untersuchungen  der  russi- 
schen Landschaften  haben  festgestellt,  dass 
noch  gegenwärtig  ein  Teil  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  Mittelrusslands  im  Anteilbe- 
sitze, oder  wie  die  betreffenden  Bauern  es 
nennen,  im  »Viertelrechtsbesitze«  sich  be- 
findet. Dieser  Anteilbesitz  ist  besonders  ver- 
breitet in  den  Gouvernements  Smolensk, 
Kaluga,  Orel,  Kursk,  Rjasan,  Woronesh, 
Pensa  und  Samara. 

Der  Viertelrechtsbesitz  ist  ein  Analogon 
des  nordrussischen  Anteil-  und  des  klein- 
russischen  Sjabry- Besitzes.  Wie  jene  Be- 
sitzformen  ist  das  Viertelrecht  ein  Familien- 
besitz. Testamentarische  Verfügung  ist  aus- 
geschlossen. Ein  jeder  hat  das  Recht  auf 
einen  Anteil  nach  dem  Grade  seiner  wirk- 
lichen oder  fingierten  Verwandtschaft  mit 
dem  Stammhalter.  Wie  bei  den  Anteilbe- 
sitzformen, die  wir  sehou  kennen  gelernt 
haben,  sind  die  Anteile  beim  Viertelrechts- 
besitz nur  ideell.  Einteilungen  kommen  zur 
Regulierung  der  Grenzen  sowie  zur  Beseiti- 
gung der  Gemengelage  und  aus  anderen 
technischen  Gründen  vor. 

Diese  Verbreitung  des  Anteilbesitzes  in 
den  verschiedensten  Gegenden  Russlands 
legt  die  Annahme  nahe,  dass  vor  der  Aus- 
bildung der  Feldgemeinschaft  die  Hauskom- 
munion und  sjiäter  der  Anteilbesitz  die 
Grundbesitzformen  des  alten  Russland 
waren.  Wie  in  Nordrussland,  lebten  auch 
in  Centralrussland  die  Bauern  in  kleinen 
Dörfern,  die  sie  »Derewnä«  nannten.  Diese 
Dörfer  bestanden  aus  sehr  wenigen  Höfen, 
häufig  sogar  nur  aus  einem  Hofe.  Professor 
Ssolowjoff  berechnet,  dass  die  Dörfer,  die  in 
dem  Wodschen  Steuerbuchs  vom  Jahre  1500 
angeführt  sind,  meistens  aus  1 — 4 Höfen  i 
bestanden.  Nach  Ssokolowski  sind  in  den  ! 
Länger,  Orechower  und  Korelcr  Distrikten 
der  Wodschen  Pjatina  2710  Dörfer,  von ! 
diesen  bestehen  1419,  also  die  grössere ' 
Hälfte,  aus  je  einem  Hofe,  in  58  Dörfern  also  ; 


1 in  2,1  °/o  der  Gesamtzald,  gab  es  10 — 20 
Höfe,  in  4 Dörfern  35 — 45  Höfe  und  nur  in 
2 Dörfern  mehr  als  50.  In  der  Permschen 
Gegend  bestanden  die  Dörfer  zum  grössten 
, Teil  aus  einem  Hofe,  in  der  Derewschen 
j Pjatina,  die  näher  am  Centrum  gelegen 
war,  durchschnittlich  aus  2 1 > Höfen.  Aber 
: je  näher  nach  Moskau,  desto  bevölkerter 
werden  die  Dörfer;  so  hat  der  T wersche 
Distrikt  im  Jahre  1540  durchschnittlich  3, 
im  Dmitrowschen  Kreise  kommen  schon 
ungefähr  oVa,  und  im  Perejaslawscheu 
Kreise  ungefähr  7 Höfe  pro  Dorf. 

Wie  in  Nordrussland  hatten  die  Bauern 
das  freie  Veräiissernngsrecht.  Sie  kauften, 
verkauften,  vererbten  und  verpfändeten  ihre 
Dörfer.  Nichtsdestoweniger  nahmen  viele 
Schriftsteller  das  Vorhandensein  der  Mark- 
genossenschaft im  alten  Russland  an  und 
erblicken  dieselbe  in  der  •>  Wolost«,  die  nur 
ein  fiskalischer  und  gerichtlich-polizeilicher 
Bezirk  war.  Die  betreffenden  Schriftsteller 
stützen  sich  auf  die  Urkunden,  die  dafür 
Zeugnis  ablegen,  dass  die  Wolost  über  die 
freien  Ländereien,  die  innerhalb  ihrer  Grenzen 
gelegen  sind,  verfügen  konnte.  Diese  That- 
sache  ist  nicht  zu  bezweifeln,  und  die  Ge- 
schichte des  russischen  Bauern  bietet  auch 
Aufklärung  darüber. 

Die  Bauernwolost  war  in  erster  Linie 
ein  Steuerbezirk  der  in  Steuerangelegen- 
heiten zur  solidarischen  Haft  gegenseitig 
verpflichteten  Bauern.  Die  Steuern,  die  auf 
den  Bauern  lasteten,  waren  sehr  hoch.  Der 
Grund  und  Boden  konnte  diese  Steuern 
kaum  ertragen,  die  Bauern  konnten  keine 
Käufer  finden  und  da  die  Steuern  den 
Bodenertrag  übertrafen,  blieb  ihnen  häufig 
nichts  mehr  übrig  als  das  Dorf  zu  verlassen. 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  war  die  Zahl 
der  verlassenen  Dörfer  viel  grösser  als  die 
der  bewohnten.  (Vgl.  unseren  Art.  D i e 
Bauernbefreiung  in  Russland  oben 
Bd.  II  a.  a.  0.)  Besteuert  waren  nur  die  be- 
wohnten Dörfer,  aber  die  Revisionen  und  Neu- 
eintragungen in  die  Steuerbücher  geschahen 
in  langen  Zwischenräumen,  und  wenn  ein 
Bauer  sein  Land  verlassen  hatte,  so  musste 
die  gesamte  Wolost  bis  zur  nächsten  Revi- 
sion die  Steuern  für  ihn  entrichten.  Dass 
diesem  Zustand  die  Wolost  durch  alle  ihr 
zu  Gebote  stehenden  Mittel  abzuhelfen  suchte, 
ist  begreiflich.  So  sucht  die  Wolost  durch 
verschiedene  Vergünstigungen,  durch  steuer- 
freie Jahre  etc.  Bauern  an  sich  heranzu- 
locken, die  willig  wären,  die  verlassenen 
Grundstücke  zu  übernehmen  und  gleich  den 
anderen  später  die  Steuern  zu  zahlen.  Dies 
bedeutet  nicht,  dass  die  Wolost  als  solche 
Eigentümerin  des  Grund  und  Bodens  ist, 
nichts  wäre  falscher  als  diese  Annahme! 
Der  Eigentümer  ist  der  Bauer,  der  auf  dem 
Boden  sitzt,  wenn  er  aber  sein  Grundstück 


Digitized  by  Google 


792 


Mir 


verlässt,  so  will  die  Wolost  nicht  für  seinen 
verlassenen  Limlantcil  Steuern  zahlen  ltud 
sucht  für  das  herrenlos  gewordene  Land 
einen  anderen  Besitzer.  — So  verfügt  die 
Wolost  ül>er  den  Grund  und  Buden  nicht 
als  eine  vermeintliche  Markgenossenschaft, 
sondern  als  ein  fiskalisches  < )rgan,  was  sie 
auch  war.  Wir  müssen  die  Markgenossen- 
schaftstheorie  abweisen,  weil  die  unzähligen 
Urkunden,  die  die  archäograpliischcn  Expedi- 
t innen  und  historischen  Untersuchungen  uns 
geliefert  haben,  uns  keine  Berechtigung  für 
diese  Annahme  gewähren,  wohl  aber  glauben 
wir  berechtigt  zu  sein,  den  Anteilbesitz  als 
Ucbergangsstufe  zwischen  der  abgeschlos- 
senen Familien  Wirtschaft  mit  ihrem  aus 
einem  Hofe  bestehenden  Dorfe  und  dem  in 
Ausbildung  begriffenen  individuellen  Grund- 
besitze als  eine  allgemeine  Erscheinung  des 
ganzen  Moskowitisehen  Russlands  zu  Ik?- 
t rächten. 

4.  Die  Entstehung  der  Feldgemein- 
schaft auf  dem  gutsherrlichen  Boden. 

Am  Ende  des  1(5.  .Jahrhunderts  gal»  es  in 
den  centralen  Provinzen  des  Moskauer 
Staates  fast  gar  kein  Bauernland  mehr.  Das 
bäuerliche  Ijand  wurde  den  Dienstmannen 
des  Zaren  geschenkt  oder  verliehen,  und 
deshalb  befand  sich  zu  Ende  des  1(5.  Jahr- 
hunderts fast  die  gesamte  Bauernschaft 
Centralrusslands  auf  gutsherrlichein  Boden. 
Die  Bauern  waren  persönlich  frei,  ökono- 
misch aber  waren  sie  vom  Gutsherrn  voll- 
ständig abhängig.  Die  Interessen  des  Guts- 
herrn waren  massgebend,  und  wenn  es  in 
seinem  Interesse  war,  seine  bäuerlichen 
Pächter  gleichmässig  zu  beschäftigen,  so  war 
er  imstande,  eine  Einteilung  vorzunehmen. 
Die  erste  Urkunde,  die  von  einer  Landum- 
teilung  berichtet,  gehört  dem  Ende  des  15. 
Jahrhunderts  an.  Sie  lautet  wie  folgt: 

»Yron  dem  Metropoliten  Simon  an  Jurka 
Maslauicki.  Es  klagte  mir  Mathias,  der 
Archimandrit  meines  Konstant  ino-Elenschen 
Klosters  und  erzählte  mir,  dass  die  Kloster- 
bauern  aus  Surolom  und  Dobroselje  viel 
Land  und  die  Bauern  des  Klosters  wenig 
Land  bebauen.  So  fahre  doch  mit  Mathias 
dem  Arcliimandriten  zu  jenen  Dörfern,  lasse 
das  I>and  in  allen  drei  Feldern  messen  und 
gieb  den  Christen  5 Dessätinen  in  einem 
jeden  Felde,  und  für  das  Kloster  sollen  sie 
die  sechste  Dessätine  bebauen.  Und  wenn 
es  überflüssiges  Land  geben  wird,  dann 
kann,  wer  will,  auch  mehr  Land  bekommen, 
nur  bebaue  er  den  sechsten  Teil  des  Klosters. 
Wer  keine  Kräfte  hat,  um  5 Dessätinen  zu 
bebauen,  der  mag  weniger  für  sich  und 
dem  entsprechend  weniger  für  das  Kloster 
bebauen«. 

Im  15.  und  im  10.  Jahrhundert  war  aber 
der  Bauer  noch  frei;  er  konnte  die  Abhän- 
gigkeit von  einem  Gutsherrn  mit  der  Ab- 


hängigkeit von  einem  anderen  vertauschen. 
Erst  die  Leibeigenschaft,  die  ihn  aller  Rechte 
beraubte,  war  geeignet,  die  Einführung  der 
Feldgemeinschaft  mit  seinen  periodischen 
Umteilungen  einzuführen.  Der  l'kas  vom  5. 
Januar  1720,  der  den  Gutsbesitzer  für  das 
rechtzeitige  Einfliessen  der  Kopfsteuer  von 
allen  männlichen  ls'ilteigenen  verantwortlich 
machte,  musste  den  Gutsbesitzer  veranlassen, 
alle  seine  Leilieigouen  produktiv  zu  ver- 
werten. Es  lag  deshalb  im  Interesse  des 
Gutsbesitzers,  iwriodische  Laodumteilungen 
einzuführen,  um  den  bäuerlichen  Zuwachs 
mit  IxUidanteilen  zu  versorgen.  Der  junge 
Bauer  wurde  so  früh  als  möglich  verheiratet, 
und  die  neue  Familie  wurde  mit  einem 
»Tjaglo«  versehen,  das  heisst  sie  i»ekam 
einen  liestiminten  Landanteil  und  musste 
bestimmte  Abgaben  dem  Gutsherrn  ent- 
richten. So  schreibt  Rytsehkoff  in  seiner 
»Anleitung  für  Gutsverwalter« : »Der  Ver- 
walter, der  sich  um  das  Interesse  seines 
Gutsherrn  bemüht,  muss  dafür  sorgen,  dass 
die  Zahl  der  Tjaglobauern  sich  immer  ver- 
mehren soll,  und  von  den  Tjaglos  soll  er 
nur  die  Verkrüpjielten  und  völlig  arbeits- 
unfähigen U'freien«. 

Die  iieriodischen  Landumteilungen  waren 
allgemein  verbreitet.  Und  schon  im  18.  Jahr- 
hundert gab  es  Männer,  die  sich  der  Scliädon 
der  häufigen  LuidumteUungen  wohl  liewusst 
waren.  So  z.  B.  Baron  Wolff,  der  ein  Ab- 
geordneter des  Jam  bürge r Adels  in  der 
Kommission  für  die  Ausarbeitung  eines 
neuen  Gesetzbuches  war,  äusserte  sich  gegen 
die  häufigen  Umteilungen  und  schlug  vor, 
dass  »wenn  es  Land  genug  gebe,  man 
bestimmte  Streifen  für  die  anwachsende 
Generation  Vorbehalten  und  nicht  an  der 
alten  Sitte,  jährlich  das  Land  umzuteilen, 
festhaiten  solle«. 

W.  J.  Semewski,  der  vorzügliche  Kenner 
der  russischen  Bauerngeschichte,  behauptet, 
dass  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  die  Land- 
umteilungen  von  Gutsbesitzern  viel  häufiger 
verordnet  wurden,  als  es  gegenwärtig  von 
den  freien  bäuerlichen  Gemeinden  der  Fall  ist. 

5.  Die  Einführung  der  Feldgemein- 
schaft hei  den  Staatslmuem.  Unter  dem 
Namen  Staatsbauern  verstand  man  in  Kuss- 
lend jene  Bauern,  die  auf  dem  Boden  der 
Staatsdomänen  ansässig  waren.  Mit  der 
Einführung  der  Leibeigenschaft  haben  auch 
die  Staatsbauern  die  Freizügigkeit  verloren. 
Ihre  Lage  war  aber  in  jeder  Beziehung 
besser  als  die  der  gutsherrlichen  Bauern, 
sie  waren  nicht  leibeigen,  sic  waren  keiner 
Privatperson  hörig. 

Durch  den  Ukas  vom  26.  Juni  1724  war 
die  Kopfsteuer  auch  unter  den  Staatsbauern 
eingeführt.  Ausser  der  Kopfsteuer  wurde 
ihnen  noch  eine  Supplementsteuer  auferlegt, 
die,  wie  es  im  Ukas  vom  7.  Januar  1723 
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heisst,  *den  Zahlungen  der  gutsherrlichen 
und  Apanagekauern  entsprechen  soll«  und 
die  sj>üter  als  »Osrok«,  d.  h.  Pachtgeld,  be- 
zeichnet worden  ist.  Diese  Einführung  der  | 
Pachteteuer  hatte  die  weitgehendste  Bedeu- 
tung gehabt,  sie  ist  der  Ausgangspunkt  der 
ganzen  russischen  Agrarpolitik  des  18.  Jahr- 
hunderts den  Staatsbauern  gegenüber. 

Die  unter  den  Staatsbauern  bestehende 
Grund  besitzform  war  der  geschilderte  An- ! 
teilbesitz  oder  persönlicher  Grundbesitz,  i 
Kauf,  Verkauf  und  Verpfändung  des  Grund- 
besitzes war  allgemein  verbreitet,  von  der 
modernen  Feldgemeinschaft  mit  ihren  peri- ! 
odischen  Einteilungen  war  nicht  die  Rede. , 
Die  Folge  dieser  Veräusserungsfreiheit  war  j 
einerseits  die  Koncentration  des  Grund- ' 
besitzes  in  den  Händen  der  reichen  Batiern.  j 
andererseits  hig  die  Gefahr  nahe,  dass  die  i 
Masse  der  Bauern  völlig  landlos  werden ' 
könnte.  Im  Norden  Russlands  ist  es  auch 
geschehen ; die  grossen  Bauernmassen  wur- 
den Hälftner  auf  dem  Grundbesitz  der 
reichen  Bauern.  Kurz  die  Differenzierung 
der  Bauern massen  war  eine  allgemeine  Er- 
scheinung. Die  Einführung  der  Kopfsteuer 
hat  in  den  besteuerten  Köpfen  der  exnro-  j 
priierten  Bauern  wahrscheinlich  die  Idee ! 
von  einer  Landumteilung  erweckt,  das  Vor- 1 
bild  einer  solchen  Einteilung  sahen  sie  ja  i 
auch  bei  den  gutsherrlichen  Bauerngemein- 
den. Aber  die  Interessen  der  Armen  waren 
innerhalb  der  Gemeinde  nicht  inassgebend 
genug,  besonders  wo  es  sich  um  die  Ein- 
führung einer  so  revolutionären  Massregel  j 
handelte.  Im  Gegenteil,  den  Bauern  erschien 
es  selbstverständlich,  dass  die  Armen,  die 
nicht  imstande  waren,  ihren  Landanteii  zu 
bewirtseliafteu  und  die  auf  ihnen  ruhende 
Kopfsteuer  zu  zahlen,  ihren  Grundbesitz  an 
die  reichen  Bauern  mit  der  Bedingung  ver-  j 
kauften , dass  diese  (die  reichen)  für  sie 
auch  die  Kopfsteuer  entrichten  mussten. 

Solch  eine  Wirtschaft  passte  wirklich  j 
nicht  in  den  Rahmen  des  russischen  Staats- 
woseus,  und  die  russische  Regierung  begann 
deshalb  mit  rücksichtsloser  Energie  die  Ein- 1 
führung  der  Feldgemeinschaft  unter  den  > 
Staatsbauern  zu  verfolgen , denn  ihr  Be-  j 
streben  war,  einen  jeden  Bauern  mit  einem  I 
Landanteile  zu  versehen,  der  ihm  ermög- 
lichen sollte,  den  auf  ihm  ruhenden  Zahlungen 
nachkommen  zu  können.  Einen  natürlichen 
Bundesgenossen  hatte  die  Regierung  in  den 
proletarisierten  Baueni,  denen  die  Feldge- 
meinschaft doch  lieber  als  der  Bettelstab  j 
war.  Enter  Graf  Kisseleff,  der  das  Minis- 
terium in  den  Jahren  1830  bis  1850  leitete, 
hat  die  Regierung  mit  einer  gesteigerten 
Energie  die  Einführung  der  Feldgemein- 
schaft bei  den  Staatsbauern  erstrebt  und 
diesmal  nicht  nur  aus  fiskalischen  Gründen,  j 
»Die  Landverteilung  nach  Seelen,«  meinte  j 


Kisseleff,  »die  einer  jeden  radikalen  Ver- 
besserung so  schädlich  ist,  hat  ihren  Vorzug 
in  betreff  der  Beseitigung  der  Proletarier, 
und  deshalb  ist  sie  eine  Frage,  deren  Lösung 
ausserhalb  des  Bereiches  der  rein  wirtschaft- 
lichen Fragen  liegt.«  End  dieser  Idee  ge- 
treu gelang  es  Kisseleff  in  den  Jahren  1839 
bis  1850,  unter  533201  registrierten  Staats- 
bauern die  Feldgemeinschaft  einzuführen, 
und  nur  452  500  Staatsbauern  sind  unter 
Kisseleff  noch  beim  alten  Anteilbesitze  ge- 
blieben. 

6.  Die  Entstehung  der  Feldgemein- 
schaft in  der  Gegenwart.  Auch  in  der 
Gegenwart  geht  in  vielen  Gegenden  Russ- 
lands der  Entstehungsprozess  der  Feldge- 
meinschaft vor  sich.  Manche  Anteilbesitz- 
gemeinden  (Viortelrechtsgemeinden)  führen 
unter  dem  Drucke  der  besitzlosen  Majorität 
die  proportionelle  Landverteilung  und  peri- 
odische Landumteilungen  ein.  Natürlich 
wird  die  Feldgemeinschaft  nicht  mit  einem 
Schlage  eingeführt.  Meistens  werden  die 
Wiesen  und  Wähler  früher  feldgemeinschaft- 
lieh genutzt  und  nach  Seelen  umgeteilt  als 
die  Aecker. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Ent- 
stehung der  Feldgemeinschaft  in  Sibirien; 
auf  diesolbe  wurde  die  Wissenschaft  durch 
die  verdienstvollen  Untersuchungen  des  be- 
kannten Sibirienforschers  Alexander  A. 
Kaufmann  zuerst  aufmerksam  gemacht. 

In  den  Gouvernements  Jenissejsk  und 
Irkutsk  kommt  es  noch  gegenwärtig  vor, 
dass  neue  Ansiedelungen  auf  freiem,  von 
niemandem  oceupiertem  Boden  gemacht 
werden.  Vor  kurzer  Zeit  waren  solche 
Oecupationen  in  ganz  Sibirien  die  Regel. 
Das  Land  lag  im  Eeberflusse,  und  es  stand 
einem  jeden  frei,  ein  beliebiges  Stück  Land 
zu  wählen  und  es  urbar  zu  machen.  End 
so  occupierto  der  neue  Ankömmling  ein 
Stück  Land,  das  er  bebauen  konnte,  und 
baute  darauf  seinen  Hof,  der  »Zaimka« 
(Occupatiou)  genannt  wurde.  Aehnlich  voll- 
zog sich  die  Occupatiou , wenn  mehrere 
Familien  zu  gleicher  Zeit  und  am  selben 
Orte  ihre  neue  Heimat  hier  in  Sibirien 
gründeten.  Dann  hauten  sie  dorfmässig 
ihre  Häuser  in  eine  Reihe,  hinter  den  Häu- 
sern dehnte  sich  die  Gemeindeweide  aus, 
ihre  Aecker  und  Wiesen  occupierten  sie  in 
Gemengelage  oder  in  einzelnen  Landstücken. 
Neue  freiwillige  Ansiedler  oder  Verbannte 
nahmen  sie  gern  in  ihrer  Mitte  auf,  denn 
das  einsame  Leben  in  der  sibirischen  Wild- 
nis hatte  seine  Schattenseiten.  Die  neuen 
Ansiedler  occupierten  ebenso  wie  die  frühe- 
ren das  freiliegende  Land,  und  so  wuchs 
und  vergrösserte  sich  die  neue  Kolonie,  bis 
endlich  in  der  Nähe  des  Dorfes  kein  frucht- 
bares Lind  mehr  vorhanden  war.  Dann 
mussten  die  ärmeren  Ansiedler,  die  wenig 
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Arbeitsvieh  hatten,  mit  dem  minder  frucht- 
baren Lande.  das  in  der  Nähe  der  Ansied- 
lung latr.  sich  begnügen,  die  reichen  da- 
gegen fürchteten  sieh  nicht,  jungfräuliches 
Land  auch  weit  von  dein  Dorfe  zu  occu- 
pieren.  Sie  bauten  dann  auf  den  entfern- 
ten Landstücken  Hütten,  wo  ein  Teil  ihrer 
Familie  während  der  Arbeitszeit  zubringen 
musste,  um  das  Hin-  und  Herreisen  zu  er- 
sparen. Nach  und  nach  verwandelte  sich 
die  Hütte  in  ein  Haus,  das  Haus  in  einen  Hof 
und  der  Hof  häufig  in  ein  neues  Doif.  Auf 
dem  Oocupationsrechte  beruhten  zwei  Occu- 
pationsformen : die  sogenannte  freie  Occu- 
pationsform  und  die  dauernde. 

Das  Recht  der  dauernden  Gocupations- 
form  «leckt  sich  mit  der  Gesamtheit  der 
Rechtsbefugnisse,  aus  denen  das  Eigentums- 
recht liesteht.  Der  Hauer  ist  unumschränkter 
Herr  des  occupierten  Landes,  auch  wenn  er 
zur  Zeit  das  Land  nicht  bearbeitet,  wenn  ; 
es  brach  liegt.  Niemand  hat  «las  Recht,  das 
Land  zu  kultivieren;  er  ist  vollständig  frei 
in  seiner  ganzen  Wirtschaft  Hellen  Thätigk«üt 
auf  seinem  occupierten  Landstück : der  Oc- 
cupator  kann  das  Land  verkaufen,  verpachten, 
verpfänden,  verschenken  und  vererben,  er 
hat  über  das  occupierte  Land  das  volle  Be- 
sitz-, Nutzuiessungs-  und  Verfügungsrecht, 
das  dem  Privateigentümer  zukommt.  Die 
Analogie  mit  dem  Eigentumsrecht  erstreckt 
sich  auch  noch  auf  die  Erwerbungsarten. 
Das  Oeeupationsrecht  beruht  entweder  auf 
der  Occupation  des  freien  Grund  und  Bo- 
dens (res  nullius  cedit  primo  occupanti) 
oder  auf  dem  Arbeitsaufwand  (spccificatio), 
weil  in  den  meisten  Gegenden  Sibiriens  die 
Urliarmachung  des  Dixlens  mit  der  Rodung 
des  Urwaldes  und  mit  sonstiger  schwerer 
Arbeit  verbunden  ist.  oder  es  beruht  end- 
lich auf  Verjährung. 

Bei  der  freien  Occupation  des  Lindes 
sollte  scheinbar  dieses  Land  proportionell 
den  Bedürfnissen  sich  verteilen.  Dies  ist 
aber  durchaus  nicht  der  Fall,  jeder  Hofwirt 
oceupiert  so  viel  Land,  als  ihm  seine  wirt- 
schaftlichen Kräfte  erlauben,  und  diese  Kräfte 
sind  äusserst  verschieden.  Ein  armer  Bauer, 
der  keine  erwachsenen  Söhne  und  kein  Geld, 
um  Tagelöhner  zu  mieten,  hat  und  der  nur 
ein  Paar  Pferde  zu  halten  im  stände  ist. 
wird  naturgemüss  zwanzigmal  weniger  Land 
occupieren  können  als  der  reiche  Bauer, 
welcher  30  bis  40  Pferde  hat  und  über  zahl-  j 
reiche  Arbeitskräfte  verfügt. 

Auf  solche  Weise  entsteht  auf  der  Basis 
des  Occupationsrechtes  allmählich  ein  Zu- 
stand. bei  welchem  eine  grosse  Zahl  der : 
Dorfgenossen  ihr  Oeeupationsrecht  gar  nicht 
verwirklichen  kann,  während  andererseits . 
eine  geringe  Zahl  von  Einzelhofbesitzeru 
Hunderte  von  Dessjätinen  bewirtschaften. . 
Der  Boden  für  den  Klassenkampf  ist  also ! 


gegeben.  Und  nun  kommt  «bis  entscheidende 
Moment : während  das  Land  dem  Wohlstand 
und  der  Arbeitskraft  gemäss  sich  auf  ein- 
zelne Höfe  bei  dem  Oeeupationsrecht  ver- 
teilte. pflegen  die  Abgaben  und  Lasten  nach 
der  Zahl  der  erwachsenen  Arbeiter,  manch- 
mal nach  «Ion  Revisionsseelen  'I  verteilt  zu 
werden.  Die  ökonomische  Lüstungsfähig- 
keit  des  Hofes  wird  gar  nicht  berücksichtigt. 
Infolgedessen  kommt  es  häufig  vor,  dass 
der  reiche  Zaimka-  (Einzelhof-)  Besitzer  die- 
, selben  und  mitunter  noch  geringere  Abgaben 
zu  entrichten  hat  als  der  landlose  Genosse, 
welcher  zwar  das  Recht  hat,  freies  Land 
! zu  occupieren,  wenn  er  solches  findet,  der 
i aber,  um  nicht  zu  verhungern,  als  Knecht 
im  Hofe  «los  reichen  Bauern  leben  muss. 
Es  ist  also  klar,  warum  «ler  arme  Teil  der 
Bevölkerung  von  jeher  Anhänger  der  Feld- 
gemeinschaft ist  und  eine  eifrige  Agitation  zu 
Gunsten  derselben  führt.  Aber  trotz  der 
Mehrzahl  der  ärmeren,  nach  Ausgleichung 
der  Besitzverhältnisse  strebenden  Bauern 
gelingt  es  den  reichen  auf  «len  Volksver- 
sammlungen, «lie  drohende  Gefahr  der  Ein- 
teilung sehr  lange  zurückzuhalten.  Fis  ge- 
schieht hauptsächlich  durch  den  grossen 
Einfluss  der  Reichen  als  »herrschende 
Klasse«. 

Mit  dom  steigeuden  Landmangel  und 
steigenden  Missverhältnisse  zwischen  Leis- 
tungsfähigkeit und  Steuer,  bei  der  Macht- 
1 voll  kom  inen  heit  des  Mirs,  d.  h.  «ler 
j Gesamtheit,  sogar  das  Eigentums- 
recht nach  Belieben  zu  modifizie- 
ren oder  a u f z u h e be  n , wächst  bei  einem 
Teile  der  Gemeindegenossen  die  Unzufrie- 
denheit mit  der  {«stellenden  Ordnung  und 
1 die  Agitation  gegen  dieselbe.  Und  wenn 
diese  »Unzufriedenheit*  zur  Majorität  ge- 
langt , dann  müssen  Reformen  getroffen 
weiden.  Neue  ürundbesitzformen  und  neue 
Nutzungsformen  werden  geschaffen.  Und 
allmählich  vollzieht  sich  der  Uebcrgang  zum 
Gemeindebesitz. 

Die  erste  Uebergangsform  ist  «lie  von 
Kaufmann  gekennzeichnete  Form  des  btv- 
sehränkten  «Hier  geregelten  Occupations- 
rechtes. Das  Besitzrecht  auf  die  occupierten. 
aber  nicht  genutzten  Landstücke  — die 
nicht  geredeten  occupierten  Wälder,  die  viele 
Jahre  brach  liegenden  Aecker  — wird  stark 
eingeschränkt.  Das  Recht  auf  die  nicht  ge- 
nutzten Landstücke  wird  auf  20  bis  15  Jahre 
bestimmt  und  allmählich  mit  dem  wachsen- 
den Lnndmangcl  bis  auf  3 Jahn*  verkürzt. 
Zuletzt  wird  das  dauernde  Oeeupationsrecht 

*)  Im  Jahre  1858  war  die  X.  „Revision“. 
«1.  h.  Zählung  «ler  Bauern,  nach  den  durch  diese 
Zählung  ermittelten  „ Revisionsseelen“  werden 
noch  sehr  häutig  in  der  Gegenwart  innerhalb 
der  Gemeinde  die  Steuern  und  Lasten  verteilt. 
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gänzlich  abgescliafft  uiul  ein  jeder  hat  das 
Recht,  das  eben  verlassene  Feld  des  Nach- 
barn neu  zu  occupieren.  Zu  gleicher  Zeit 
hebt  die  Gemeinde  das  bei  der  dauernden 
Occupat ionsform  herrschende  Yeräusserungs- 
reeht  auf,  der  Verkauf  des  occupierten 
Landes  wird  principiell  als  unzulässig  an- 
erkannt. 

Durch  diese  Einschränkung  des  Occu- 
pationsrechtes  ist  zwar  die  Lage  der  armen 
■etwas  verbessert,  aber  die  reichen  Bauern 
blieben  doch  bei  ihrem  Besitz,  da  sie  im- 
stande sind,  jedem  Versuch,  in  den  Bereich 
ihres  Occupationsbesitzes  einzudringen,  zu 
widerstehen.  Andererseits  hat  die  beschränkte 
Occupationsbesitzform  sehr  grosse  Nachteile. 
Da  die  Arbeit  die  einzige  Grundlag«.*  der 
Occupation  ist,  so  können  die  Reichen  den 
Besitz  der  ökonomisch  Schwachen  sich  an- 
eignen, indem  sie  den  letzteren  die  zufällig 
unbearbeiteten  Felder  wegnehmen.  Ausser- 
ordentliche landwirtschaftliche  Schäden  ent- 
hält ferner  dieses  Recht,  die  brach- 
liegenden Felder  zu  occupieren.  Das  giebt 
Veranlassung,  den  Feldern  nicht  die  nötige 
Erholung  zu  gewähren.  Diese  beschränkte 
Occupat  ionsform  kann  sich  deshalb  auf  die 
Dauer  nicht  halten.  Und  nun  kommt  noch 
hinzu,  dass  l»ei  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung die  Bedrängung  immer  wächst,  denn 
das  kulturfähige  Land  ist  occupiert,  und  un- 
kultiviert oder  brach  liegt  nur  solches,  das 
entweder  von  der  Kultur  erschöpft  oder  für 
die  Kultur  unbrauchbar  sich  erweist.  Da 
wird  wieder  von  der  ärmeren  Bevölkerung 
hervorgehoben,  dass  dieselben  Steuern  ge- 
zahlt werden,  das  Land  aber  in  der  unge- 
rechtesten Weise  verteilt  sei.  und  mit  der 
grössten  Energie  drängt  sie  jetzt  auf  eine 
Umteihfing. 

Und  allmählich  Seliritt  für  Schritt  ent- 
wickelt sich  die  Feldgemeinschaft,  die  noch 
dazu  von  der  lokalen  Administration  stark 
begünstigt  wird.  So  z.  B.,  berichtet  Alexander 
Ark.  Kaufmann,  »erfolgten  im  Jahre  18(10  in 
einer  Wolost  des  Sschimschen  Kreises  all- 
gemeine Umteilungen  auf  Anordnung  des 
Chefs  der  Kreispolizei,  die  durch  die  sich 
stetig  auf  Grundlage  der  Occupationsord- 
nung  wiederholenden  Streitigkeiten  hervor- 
gerufen wurde  ...  In  den  80  er  Jahren 
wurde  der  Entwickelungsprozess  der  Feld- 
gemeinschaft im  Gouvernement  Tobolsk 
durch  Verordnung  der  Bauern kommissare 
im  hohen  Grade  beschleunigt  . . . Auf  den 
Einfluss  der  »von  der  Obrigkeit  erlassenen 
Befehle«  pflegten  die  Bauern  bei  der  En- 
■quete  an  erster  Stelle  liinzu weisen,  und 
recht  viele  Gemeindobeschlüsse  berufen  sich, 
ohne  irgendwelche  andere  Motive  anzuführen, 
direkt  auf  die  »Verordnung  des  Herrn  Kom- 
missars für  Bauernangelegenheiten,  welche 


das  Land  pro  Kopf  der  männlichen  Gemeinde- 
glieder zu  verteilen  verordnet.« 

Ebenso  wie  in  Sibirien  entwickelt  sich 
die  Feldgemeinschaft  aus  der  freien  Occu- 
pationsform  in  dem  Kosabenlande  am  Don 
in  der  Krim  und  in  Südnussland.  Wir  ver- 
weilen nicht  näher  bei  Entwickelung  der 
Feldgemeinschaft  in  den  genannten  Gegenden, 
weil  dieser  Prozess  im  wesentlichen  dem 
Entwickelungsgange  der  Feldgemeinschaft 
in  Sibirien  ähnlich  ist. 

7.  Die  GeHtaltnngsfornien  der  Feld- 
gemeinschaft. Der  reine  Typus  der  Feld- 
gemeinschaft besteht  darin,  dass  das  Land 
sich  im  Besitze  der  Gemeinde,  des  Mir  d.  h. 
der  Gesamtheit  der  stimmberechtigten  Ge- 
meindemitglieder, befindet,  und  von  diesem 
Mir  wird  das  Land  und  die  Lüsten  unter 
die  einzelnen  Hauswirte  nach  einem  von 
ihm  vereinbarten  Modus  verteilt.  Das  Grund- 
merkmal der  Feldgemeinschaft  ist  das  Recht 
eines  jeden  Gemeindegenossen  auf  Land. 
Mit  diesem  gleichen  liechte  auf  Land  ist 
die  gleiche  Pflicht,  die  obliegenden  Lasten 
zu  tragen,  verbunden.  Nach  dem  G.  v.  19. 
Februar  1801  wird  «lie  solidarische  Haftbar- 
keit für  die  obliegenden  Zahlungen  den 
bäuerlichen  Gemeinden  auferlegt.  Die  soli- 
darische Haft  ist  demnach  auch  ein  Wesens- 
merkmal der  modernen  Feldgemeinschaft. 
Dasselbe  gestattet  den  Gemeinden,  mit  2 s 
Majorität  die  Feldgemeinschaft  aufzuheben. 
Dii*  Gemeinden  haben  das  Recht,  die  Ab- 
schaffung der  Umteilungen  und  der  gleieh- 
mässigen  Verteilungen  des  Gemeindelandes 
zu  beschliessen  und  die  Parzellen  in  erb- 
liche Nutzung  der  einzelnen  Höfe  zu  über- 
lassen. 

Die  Formen  der  Feldgemeinschaft  in 
Russland  sind  sehr  mannigfaltig.  Die  Ver- 
wirklichung des  Rechtes  .auf  Land  d.  h.  die 
Verteilungssysteme  sind  verschieden  in  ver- 
schiedenen Gegenden  je  nach  den  lokalen 
wirtschaftlichen  Bedingungen. 

Die  hauptsächlichsten  Verteilungssysteme 
sind  folgende  fünf: 

1.  Die  Verteilung  nach  der  Revisions- 
seele. 

2.  Die  Verteilung  nach  der  vorhandenen 
männlichen  »Seele«. 

3.  Nach  Seelen  ohne  Unterschied  des 
Geschlechtes. 

4.  Nach  männlicher  Arbeitskraft. 

5.  Nach  Leistungsfähigkeit  des  Hofes. 

Revisionsseelen  sind  Bauern,  die  in  der 

X.  Revision,  d.  h.  in  der  Bauernzählung 
vom  Jahre  1858  aufgenommen  worden  sind. 
Nach  diesen  ermittelten  Revisionsseelen 
wurden  den  im  Jahre  18(11  befreiten  Bauern 
die  Pacht  resp.  die  Ablösungszahlungen  auf- 
erlegt. 

Die  Verteilung  der  Landteile  nach  den 
Revisionsseelen  hat  sich  nur  dort  erhalten, 
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wo  der  Grund  und  Boden  mit  den  ob- 
liegenden Zahlungen  nieht  überlastet  war 
und  wo  der  Landanteil  dein  Bauern  einen 
Reinertiag  lieferte.  Besonders  ist  dieses 


In  vielen  Gemeinden  wird  auch  Kindern 
und  Greisen  ein  entsprechender  Teil  der 
Lasten  auferlegt ; man  nennt  diese  Ver- 
teilung die  » Bruchteiibelastnng«.  Es  wird 

ein 


Vertei  ln  ngssy  st  * *m  verbreitet  in  den  Ge- 1 dabei  in  Betracht  gezogen, 
ineinden,  die  die  Ablösungszahlungen  getilgt 
halten  und  wo  der  Bauer  ein  voller  Eigen- 
tümer ist.  Wo  überhohe  Zahlungen  die 
Bauernwirtschaft  nicht  zerrütten,  will  der 
Bauer  nicht  seinen  NVirtsehaftsbelrieb  durch 
Xeuumteilungon  stören.  Durch  diesen  Ver- 
teilungsmodus  nach  Revisionsseelen  ist  das 
Recht  eines  jeden  Bauern  auf  Land  negiert, 
und  jene  Gemeindegenossen,  die  nach  der 
X.  Revision  geltoren  worden  sind  und  keine 
Landanteile  erhalten  halten,  befinden  sieh  in 
Opposition  gegen  dieses  Verteilungssystem,  dürfnissou  der  Gemeindemitglieder  und  dem 
•las  gegenwärtig  häufig  nur  als  eine  lieber-  • vorhandenen  Gemeindelande  mit  seinen 
gangsform  von  Feldgemeinschaft  zum  erb-  Lasten  und  Vorteilen, 
liehen  llofbesitz  Itotraehtet  worden  kann.  Keussler  erklärt  dan  Begriff 

Das  System  der  Verteilung  nach  vor-  folgenderinassen : 
handenen  männlichen  Seelen  findet  dort!  »Die  Gesamtheit  der  Landnutzungeu  und 
statt,  wo  die  landlosen  Bauern,  die  gegen  j Lasten  verhält  sich  zur  Gesamtheit  der  per- 
die  Land  Verteilung  nach  Revisionsseelen  i sönlichen  Bedürfnisse  und  Arbeitskräfte 


dass  ein  Greis 
oder  ein  Kind  auch  etwas erwerlten  können; 
auch  diesen  wird  daher  ein  Bruchteil  eines 
Ixindanteils  mit  den  entsprechenden  Zah- 
lungen auferlegt. 

Aehnlich  der  Verteilung  nach  männlicher 
Arbeitskraft  ist  die  nach  «Tjaglo's«.  Der 
Begriff  Tjaglo  ist  kein  feststehender;  unter 
ihm  verstehen  die  Bauern  verschiedener 
Gegenden  ganz  Verschiedenes.  Im  allge- 
meinen ist  Tjaglo  eine  Einheit  der 
Proportion  zwischen  dou  Kräften  und  Be- 


U< 


sind,  die  nötige  Majorität  erlangen.  Bei 
dieser  Verteilung  werden  in  manchen  Ge- 
meinden alle  männlichen  Seelen,  Säuglinge 
eingeschlossen,  berücksichtigt ; in  anderen  Ge- 
meinden dagegen  wird  eine  Grenze  festgestellt 
und  das  Land  wird  verteilt  an  alle  männ- 
lichen Stielen  vom  5.,  8.  oder 
jahre. 

Obgleich  die  Stellung  der  Frau  in  der 
Gemeinde  wie  in  dem  russischen  Bauern- 
leben überhaupt  eine  ausserordent  lieh  traurige 
ist,  kommt  es  in  manchen  Gemeinden  vor, 
dass  man  das  Land  pro  Kopf  beiderlei  Ge- 
schlechtes verteilt.  Dadurch  wird  nicht 
etwa  die  Gleichberechtigung  der  Frau  in 
der  Gemeinde  festgestellt,  sondern  es  ge- 
schieht aus  Rücksicht  auf  jene  Hauswirte, 
die  viele  Töchter  und  keine  Söhne  haben 
und  sich  dadurch  in  ungünstiger  Lage  be- 
finden. Diese  Verteilung  ohne  Unterschied 
dos  Geschlechtes  heisst  die  Verteilung  pro 
-Mund«,  pro  »Esser«.  Sie  ist  im  allgemeinen 
nicht  besonders  verbreitet. 

Besonders  verbreitete  Verteilungsart  sind 
die  männliche  Arbeitskraft  und  das  Tjaglo. 
Wenn  der  Ertragswert  des  Grund  und 
Bodens  ein  viel  niedrigerer  ist  als  die 
Lasten,  die  auf  ihm  ruhen,  sieht  sieh  die 
Gemeinde  gezwungen,  dieselben  nach  der 
Leistungsfähigkeit  unter  die  Gemeindemit- 


wie  der  Landanteil, 
Einheit  augenommen 


Grösse  des  Personalbestandes 


der  als  ökonomische 
ist,  zur  gesuchten 


des 
gegenwärtig 


Diese  Tjagloverteilung  ist 
nur  noch  in  wenigen  Gemeinden  der  ehe- 
maligen gutsherrlichen  Bauern  gebräuchlich 
10.  Lebens- 1 und  hauptsächlich  in  solchen,  wo  die  Zah- 
lungen (fen  Bodenertrag  überragen. 

Zu  den  Verteilungsarten  in  den  mit 
Zahlung  überbürdeten  Gemeinden  gehört 
endlich  auch  die  Verteilung  nach  der  Leis- 
tungsfähigkeit des  Hofes.  Boi  diesem  Ver- 
teil ungsmodus  hat  ein  jeder  Hofwirt  das 
Recht,  die  Gemeinde  um  die  Befreiung  von 
einem  Landanteil  zu  bitteu  auf  Grund  seiner 
ökonomischen  Schwäche  oder  physischen 
Gebrechen.  Eine  solche  Bitte  findet,  wenn 
sie  berechtigt  ist,  in  derartigen  Gemeinden 
Gehör;  der  Bauer  wird  von  dem  Landanteil 
befreit,  und  der  frei  gewordene  Landanteil 
wird  einem  leistungsfähigeren  Bauernwirt 
auf  er  legt. 

Wirtschaftliche  Motive  sind  es  also,  die 
die  Bauerngemeindon  der  verschiedenen 
Gegenden  Russlands  zu  dieser  oder  zu  jener 
Vertei lungsart  bewegen.  Wo  die  zugeteilten 
Landanteile  für  die  Bauern  keine  Last,  son- 
dern einen  Vorteil  bedeuten,  suchen  die  be- 
sitzenden Bauern  bei  den  alten  Revisions- 
anteilen zu  bleiben,  und  nur  den  äussersten 


glieder  zu  verteilen,  und  sie  nimmt  gewöhn-  | Anstrengungen  der  am  Gemeindebesitz  nicht 


lieh  die  Arbeitskraft  des  Bauern  zum  Aus- 
gangspunkt. Pro  Seele  können  die  Lasten  ; 
nicht  verteilt  werden,  da  die  an  Seelen 
starke,  aber  an  Arbeitskräften  schwache  | 
Bauernwirtschaft  nicht  im  stände  sein  wird, 
den  auferlegten  Verpflicht  uugen  nachzu- 
kommen, und  so  werden  die  leasten  pro 


Arbeiter  verteilt. 


beteiligten  oder  der  durch  diesen  Yertei- 
lungsinodus  benachteiligten  Opposition  ge- 
lingt es,  Landumteilungeu  nach  einem  ande- 
ren Modus  zu  bewirken.  Was  nun  die  Um- 
teilungsfrist  betrifft,  so  war  dieselbe  äusserst 
verschieden.  Von  der  Gesetzgebung  wurde 
die  Umteilungsfrist  erst  ini  Jahre  1893 


[ reguliert.  Vorher  bewegte  sie  sich  zwischen 
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3 — IT»  Jahren.  Auf  die  technischen  Einzel- 
heiten clor  feldgemeinsehaftlichen  Praxis  er- 
laubt uns  der  Raum  hier  nicht  einzugehen. 
Wir  wollen  nun  sehen,  warum  die  Feldge- 
meinschaft zum  Untergange  verurteilt  ist. 

8.  Die  auflösende  Wirkung  der  so- 
zialen Phänomene  der  Gegenwart  auf 
die  Feldgemeinschaft.  Ein  russischer 
Staatsmann  üusserte  sich  in  einem  anonym 
erschienenen  Werke  »Die  Missernte  und  die 
Volksnot«  dahin,  dass  l>ei  der  zunehmenden 
Bevölkerung  das  Recht  der  Gemeindegenossen 
auf  gleichmüssigen  Landanteil  schliesslich  ein 
gleiches  Recht  auf  den  Hungertod  bedeuten 
wird.  Diese  Behauptung  ist  völlig  richtig, 
und  der  Landmangel  ist  die  wirksamste  Ur- 
sache der  Auflösung  der  Feldgemeinschaft. 
Die  Teilbarkeit  des  Grund  und  Bodens  ist 
stets  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
möglich,  die  von  dem  Ackerbausystem  und 
deu  lokalen  klimatischen  und  sozialen  Be- 
dingungen abhängt.  In  vielen  Gegenden 
Russlands  ist  diese  Grenze  schon  erreicht, 
in  manchen  sogar  überschritten.  Der  Land- 
mangel muss  notwendig  die  russische  Feld- 
gemeinschaft mit  ihrem  Rechte  auf  Land 
aufheben.  So  behauptet  auch  W.  Woronzoff, 
der  der  eifrigste  Anhänger  der  Feldgemein- 
schaft ist:  »Ein  grösserer  Landreichtum 

scheint  die  Umteilungen  zu  begünstigen, 
weil  die  Bauern,  deren  Landanteile  gekürzt 
werden  sollen,  doch  genügend  Land  erhal- 
ten, um  ihre  Arbeitskraft  vollständig  aus- 
zunutzen; deshalb  brauchen  sie  nicht  be- 
sonders energisch  gegen  die  Umteilung  zu 
protestieren.  Ist  aber  der  Landanteil  klein, 
dann  sind  die  Gegensätze  extrem  und  ein 
zu  kleiner  Landanteil  erweckt  sogar  bei  den 
Ixjsonders  landarmen  Bauern  ein  geringes 
Interesse  an  einer  Umteilung.«  — Wenn  bei 
einem  derartigen  Landmangel  eine  Umtei- 
lung  auch  stattfindet,  so  ruiniert  sie  nur  die 
wohlhabenden  Bauern,  ohne  den  Armen  zu 
helfen.  Die  landschaftlichen  statistischen 
Untersuchungen  bestätigen  es  vollständig. 
So  z.  B.  äussert  sich  der  bessarabische 
Statistiker  Jermolinski:  »Wenn  die  Land- 
anteilo,  die  von  den  einzelnen  Wirten  ge- 
nutzt. werden,  derartig  sich  verringern,  dass 
eine  weitere  Verkürzung  derselben  die  Exis- 
tenz des  neuen  Wirtes  nicht  sichert  und 
die  des  alten  ruiniert,  dann  hören  die  all- 
gemeinen Umteilungen  auf  und  die  Feldge- 
meinschaft stirbt  ab.«  Aehnliches  bezeugen 
die  Statistiker  anderer  Gegenden. 

Das  Hauptargument  der  Anhänger  der 
Feldgemeinschaft  war  die  Ansicht,  dass  die 
Feldgemeinschaft  Russland  vor  der  Ent- 
stehung eines  Proletariats  retten  kann.  Die 
wirtschaftliche  Entwickelung  Russlands  hat 
diese  Prophezeiung  nicht  bestätigt,  vielmehr 
ergab  sich,  dass  innerhalb  der  Feldgemein- 
schaft die  Bauernschaft  in  Wirtschaftsfähig 


: und  in  völlig  Verarmt  zerfiel.  Die  Differen- 
zierung des  Bauernstandes  ist  wiederum  ein 
bedeutender  Faktor  in  der  Auflösung  des 
Gemeindebesitzes. 

Wenn  wir  z.  B.  die  915140  untersuchten 
Bauernwirtschaften  des  Gebietes  der  siid- 
I liehen  Schwarzerde  nehmen , so  stellt  sich 
heraus,  dass  230086  Wirtschaften  oder  25.1  % 
kein  Arbeitsvieh  habeu,  231  569  Wirtschaf- 
ten oder  25,3%  haben  nur  ein  Stück  Arbeits- 
vieh und  453485  Wirtschaften  oder  49,6% 

! aller  Wirtschaften  haben  zwei  oder  mehr 
| Stück  Arbeitsvieh.  Aus  der  Gesamtzahl 
I dieser  Wirtschaften  sind  imstande  ihren 
Landanteil  selbständig  zu  bebauen  nur  62,2% 
und  38%  haben  teilweise  schon  mit  der 
j landwirtschaftlichen  Thätigkeit  gebrochen. 
I und  wo  nicht,  müssen  sie  früher  oder  später 
I aus  der  Landwirtschaft  scheiden.  Aber 
auch  diejenigen,  die  sich  auf  ihren  Landan- 
teilen halten  können,  sind  zum  grossen  Teil 
neben  der  Landwirtschaft  auch  auf  die  Haus- 
industrie angewiesen.  Diese  Hausindustrie 
trägt  aber  auch  ihrerseits  zur  Differenzierung 
des  Bauernstandes  und  zur  Untergrabung 
; der  Feldgemeinschaft  bei. 

Die  Hausindustrie  wirkt  auf  die  Feldge- 
meinscliaft  ein  nicht  nur  durch  die  Diffe- 
renzierung der  ßauernroasse,  sondern  auch 
dadurch,  dass  sie  die  Gemeindegenossen  von 
der  Macht  der  Erde,  von  der  Ehrfurcht  vor 
der  althergebrachten  Tradition  befreit.  Bei 
der  Feldgemeinschaft  gehört  der  Hauptbesitz, 
das  Grundeigentum,  nicht  dem  einzelnen, 
sondern  der  Gemeinde,  und  ein  jeder  Ge- 
meindegenosse hat  sich  gewöhnt,  sich  nur 
als  vorüi)ergehenden  Nutzniesser  dieses  oder 
jeues  Landanteiles  zu  betrachten.  Für  den 
hausiudustrielleu  Bauern,  bemerkt  aber  sein 
richtig  Professor  Issajeff,  kommen  noch 
andere  Elemente  in  Betracht,  Produktions- 
| mittel  mul  Produkte,  die  ihm  als  volles,  un- 
beschränktes, individuelles  Privateigentum 
angehören.  Unabhängig  von  seinen  Berufs- 
genossen sein  Gewerbe  betreibend,  allein  auf 
dem  Markte  die  Verantwortlichkeit  für  die 
(Qualität  seiner  Waren  tragend,  allein  die 
Gewinste  beziehend,  trägt  der  Hausindus- 
i trielle  diese  neue  Auffassung  auch  auf  die 
} Landwirtschaft  über.  Er  möchte  ebenso  frei 
über  seinen  Grundbesitz  verfügen.  »Und 
wirklich,  behauptet  Issajeff,  in  vielen 
Gegenden  der  Troickaja  Wolost  äussert  sich 
dieses  individualistische  Streben  der  Haus- 
I industriellen  in  den  selten  vorkommendeu 
Landumteilungeu.  Seit  der  Bauernbefreiung 
blieben  die  Landanteile  bei  denselben  Bauern, 

| die  sie  im  Jahre  1861  erhalten  haben.« 

Die  Majorität  der  Bauern  kann  aber  ohne 
gewerbliche  Nebenverdienste  sich  auf  dem 
i Landanteile  nicht  halten,  weil  unter  den  vor- 
liegenden Bedingungen  derselbe  den  Bauern 
auch  das  blosse  physiologische  Existenz- 
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ininimum  nicht  gewährt.  Die  bäuerliche 
Existenz  beniht  also  auf  dom  Landanteil 
und  der  Hausindustrie.  Diese  Hausindustrie 
ist  aher  dem  Untergange  geweiht,  sie  kann 
mit  der  Fabrik  nicht  konkurrieren.  Aus- 
nahmen kommen  vor,  aber  im  grossen  und; 
ganzen  ist  die  Tendenz  unbestreitbar.  Und  j 
alle  diese  Hauern,  die  von  der  landwirt- 
schaftlichen Thätigkeit  nicht  leben  können 
und  keine  Stütze  in  der  Hausindustrie  mehr 
finden,  die  werden  in  der  Landgemeinde 
völlig  überflüssig.  Ihre  Zuflucht  muss  diej 
Fabrik  werden , die  die  Hausindustrie  ver- 1 
drängt  hat. 

»wem  gehören  die  Hütten  mit  den  ver- 1 
nagelten  Fenstern V«  fragt  der  berühmte! 

russische  Novellist  Zlatowratski  einen  j 

Bauern  im  Dorfe.  »Wohl  dem  »luftigen«. 
Volke?« 

»Sehr  richtig,  dem  »Luftigen«,  antwortet 
der  Bauer.  »Luftig«  — das  ist  das  richtige! 
Wort , weil  dieses  Völkchen  wie  ein  Vogel ! 
fliegt.  Zuerst  sitzt  er  und  strengt  sich  an 
und  quält  sich  ab  auf  seiner  Dessjatine, 
aber  endlich  . . . Husch!  Da  ist  er  fortge- 1 
flogen  . . . Und  da  bittet  er  noch  den  Nach- ! 
bar  (damit  man  ihm  einen  Pass  gebe),  er 
möge  doch  seinen  Landanteil  pachten.  In 
Christi  Namen  bittet  er.  giebt  Schnaps  und 
verpflichtet  sich  noch  Geld  zuzuzahlen,  nur 
sei  gnädig,  und  nimm!  Nun  und  man 
nimmt  das  Land  . . . Uns  ordentlichen 
Bauern  ist  es  auch  vorteilhaft  ...  Es 
kommt  vor,  er  kehrt  später  zurück  und  will  1 
seinen  Landanteil  . . . Alter  womit  wird 
er  es  bebauen?!  Und  so  geht  er  noch  zum 
Pächter  und  wird  Lohnarbeiter  auf  seinem 
eigenen  I^andanteil  . . . Ja,  alles  ist  wie 
Gott  einem  beschert  !« 

Dieser  »luftige«  Hauer,  der  sich  selb- j 
ständig  auf  seinem  Landanteile  nicht  halten  ! 
kann,  muss  Proletarier  werden,  weil  er  es 
schon  ist  trotz  seines  Besitztitels  auf 
seinen  Landanteil. 

Dr.M.  Tugan-Barnnowski  weist  in  seinem  . 
vortrefflichen  Werke  über  die  russische 1 
Fabrik  nach,  dass  >»94 °o  der  Fabrikarbeiter! 
des  Moskauer  Gouvernements  »Hauern«,  sind. 
Aber  es  ist  offenbar,  dass  diese  Hauern,  die  \ 
als  »I «and wirte«  gelten,  in  der  Wirklichkeit 
jenen  überflüssigen  Bevölkerungsteil  bilden, 
den  das  Dorf  aus  dem  engen  Kähmen  des 
ländlichen  »Mir«  hinauswirft.  Ihre  Zuge- 
hörigkeit zum  bäuerlichen  Mir  öussert  sich 
in  ihrer  unterthänigen  Stellung  zur  bftuer- ! 
liehen  Gemeinde,  in  der  solidarischen  Haft- 
barkeit in  Steuerangelegenheiten , in  ihrer ' 
Abhängigkeit  l»eim  Erhalten  des  Passes  u. 
s.  w.  Das  Hecht  auf  Land  dieser  »Hauern« 
ist  für  sie  ein  priviiegium  odios  um.« 

Es  ist  uns  unmöglich,  hier  auf  alle  die 
sozialen  Phänomene,  die  die  Feldgemein- 
schaft zersetzen,  genau  einzugehou.  Wir ! 


haben  es  an  anderen  Orten  gethan  und  wir 
können  hier  die  Ursachen  nur  andeuten  und 
die  Thatsache  konstatieren , dass  die  Feld- 
gemeinschaft mit  ihrem  Rechte  auf  Land 
und  mit  ihrer  Zwergwirtschaft  mit  dem 
Wirtschaftsleben  Russlands  und  seiner  kapi- 
talistischen Entwickelung  sieh  als  unverträg- 
lich  erwiesen  hat.  Was  der  russische 
Hauer  jetzt  erlebt,  ist  der  Differenzierungs- 
prozess. Innerhalb  des  Rahmens  des  alten 
Rechtes,  das  Gleichheit  des  Besitzes  be- 
zweckte, bildet  sich  als  Massenerscheinung 
aus  die  immer  krasser  werdende  Scheidung 
zwischen  Besitzenden  und  Nichtbesitzenden. 
Die  Zweigwirtschaft,  wie  sie  notwendig 
eine  Folge  der  Art  der  Bauernbefreiung  und 
hauptsächlich  der  Feldgemeinschaft  war.  hat 
die  russische  Bauernschaft  in  wirtschaftliche 
Widersprüche  verwickelt,  hat  sie  vor  Auf- 
gaben gestellt , die  nur  durch  das  Abgehen 
des  alten  feldgemcinsehaft liehen  Rechtes  zu 
lösen  sind.  Die  wirtschaftliche  Entwickelung 
Russlands  drängt  gebieterisch  auf  einen 
Uebergang  zu  einer  rationelleren  landwirt- 
schaftlichen Kultur,  zur  Ausscheidung  einer 
Bauernklasse  im  Sinne  normaler  Vollwirt- 
sc haften  und  zur  Ausbildung  eines  indus- 
triellen und  landwirtschaftlichen  Arbeiter- 
Standes.  Innerhalb  der  alten  Rechtsordnung 
beginnt  nun  dieser  Prozess,  und  nach  dem 
Masse  seiner  Entwickelung  werden  die  Um- 
teilungen seltener  und  die  legale  Aufhebung 
der  Feldgemeinschaft  mit  ihrem  Reente  auf 
Land  ist  nur  eine  Fragt;  der  Zeit. 

9.  Die  neuere  Gesetzgebung  über  die 
Feldgemeinschaft.  Im  Jahre  1893  sind 
zwei  Gesetze  erlassen  worden,  die  direkt 
die  Feldgemeinschaft  betreffen.  Die  Ten- 
denzen dieser  zwei  Gesetze  stehen  im  Wider- 
spruch. D;is  eine  Gesetz  bedeutet  einen 
Schritt  vorwärts  zur  Aufhebung  der  Feld- 
gemeinschaft. das  andere  erstrebt  die  Kon- 
servierung dersoll>en.  In  diesen  sich  wider- 
sprechenden Tendenzen  äussert  sich  der 
Widerspruch  zwischen  den  Forderungen,  die 
die  fortgeschrittene  Technik  an  das  sie 
regelnde  Recht  stellt,  und  der  russischen 
Staatsordnung,  die  die  Vorteile  von  der  vor- 
geschrittenen Produktion  und  dem  veralte- 
ten Rechte  zugleich  ziehen  möchte.  Mit 
der  Auflösung  der  Feldgemeinschaft,  mit 
der  Befreiung  des  Individuums  von  seiner 
Scholle  und  seiner  Gemeinde,  mit  der  Aus- 
bildung eines  freien  selbstbewussten  städti- 
schen Proletariats  befürchtet  die  Regierung, 
und  mit  Recht,  den  Status  quo  der  bestehen- 
den Staatsform  nicht  aufrecht  erhalten  zu 
können.  Diesen  Aengsten  entspringt  die 
moderne  russische  »SozialjKÜitik«.  Das  erste 
G.  v.  8.  Juni  1893  über  die  Umteilungen 
des  Gemeindelandes  sucht  die  Schäden  der 
Feldgemeinschaft  zu  schwächen. 

§ 5 des  betreffenden  Gesetzes  lautet: 
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>Die  Umteilungsfrist  wird  auf  zwölf  oder 
mehr  Jahre  festgesetzt.-«  Eine  Anmerkung 
erläutert,  dass  diese  Beschränkung  der  Um- 
teilungsfrist sich  nicht  auf  Fälle  erstreckt, 
wo  die  Umteilung  des  Gemeindelandes  zum 
Zwecke  der  definitiven  Teilung  desselben 
in  konstante  erbliche  Anteile  vorgenommen 
wird. 

§ G.  In  Ausnahmefällen  darf  eine  neue 
Umteilung  auch  vor  Ablauf  der  Frist,  welche 
in  dem  Gemeindebeschlusse , betreffend  die 
Bedingungen  der  vorhergehenden  Einteilung, 
statuiert  wurde,  vorgenotnmen  werden,  aber 
nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  Gemeinde 
sich  eine  specielle  Erlaubnis  des  Gouverne- 
mentskollegiums zur  Kürzung  dieser  Frist 
auswirkt. 

§ 9.  Bei  jeder  Umteilung  wird  den- 
jenigen Bauern , welche  die  Bonität  ihres 
Landanteils  durch  Düngung,  Entwässerung, 
Irrigation  oder  auf  irgend  welche  andere 
Weise  melioriert  haben,  gleicherweise  den 
Rechtsnachfolgern  dieser  Bauern,  der  Land- 
anteil  nach  Möglichkeit  auf  der  früher  von 
ihnen  benutzten  Stelle  zugewiesen.  Im 
Falle  dieses  unmöglich  ist,  erhalten  ge- 
nannte Personen  entweder  einen  Landanteil, 
welcher  von  der  gleichen  Bonität  ist  wie 
der  früher  benutzte,  oder  eine  Entschädigung, 
die  in  einer  entsprechenden  Kürzung  der 
Abgaben  besteht  oder  auf  andere  Weise  ver- 
wirklicht wird. 

§ 1U.  Im  Zeitraum  zwischen  der  Aus- 
führung des  Gemeindeschlusses  über  den- 
selben Gegenstand  darf  die  Gemeinde  die 
Landanteile  der  einzelnen  Hofwirte  weder 
in  ihrem  ganzen  Umfange  noch  teilweise 
einziehen,  mit  Ausschluss  folgender  Fälle: 

1.  Tod  des  Hofwirtes.  Austritt  aus  der 
Gemeinde,  Ausweisung  desselben  gemäss 
einem  gerichtlichen  Urteil  oder  einem  Ge- 
meindebeschlusse , nachrichtslose  Abwesen- 
heit und  Aufgabe  der  Wirtschaft  seitens  des 
Hofwirtes,  wenn  in  allen  diesen  Fällen  der 
gestorbene  resp.  ausgetretene  Hofwirt  in  der 
Gemeinde  keine  Familienmitglieder  hinter- 
lassen hat , welchen  der  Landanteil  über- 
lassen werden  könnte.  2.  Verzicht  des  Hof- 
wirtes  selbst  auf  die  Benutzung  des  Landes. 
3.  Steuerrfickständigkeit  (§  188  der  allge- 
meinen Bauernordnung). 

Das  sind  die  für  uns  in  Betracht  kommen- 
den Bestimmungen,  die  übrigen  Paragraphen 
sind  verwaltungsrechtlicher  Natur. 

Dieses  Gesetz,  das  die  Umteilungsfrist  auf 
wenigstens  12  Jahre  normiert  und  Entschädi- 
gung für  Meliorationen  verordnet,  zeigt,  dass 
sich  die  Regierung  der  technischen  Schäden 
der  Feldgemeinschaft  wohl  bewusst  ist.  In 
den  Motiven  zu  diesem  Gesetze  ist  der  erb- 
liche Hofbesitz  als  die  für  die  Zukunft  meist 
erwünschte  Form  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes erachtet.  Und  das  Gesetz  muss 


zweifelsohne  eine  auflösende  Wirkung  auf 
den  Gemeindebesitz  ausüben . denn  in  12 
Jahren  muss  die  Zahl  der  landlosen  Bauern 
beträchtlich  zunehmen,  und  wenn  das  Recht 
auf  Land  verwirklicht  werden  sollte,  müssten 
die  Landanteile  der  Besitzenden  in  einer 
die  Erhaltung  der  Wirtschaft  sehr  gefährden- 
den Weise  gekürzt  werden,  wogegen  die 
existenzfähigen  Bauern  begreiflicherweise 
aufs  energischste  kämpfen  werden.  Je  länger 
die  Umteilungsfrist,  um  so  eingreifender  und 
schmerzlicher  muss  eine  Umteilung  wirken, 
und  mit  je  verhängnisvolleren  Folgen  eine 
Umteilung  den  existenzfähigen  Bauern  drohen 
! wird , um  so  stärker  muss  die  Opposition 
' sein,  auf  die  die  Umteilungen  stossen  werden. 
Was  nun  die  Bestimmung  über  Entschädigung 
für  Meliorationen  anbetrifft,  so  sind  wir  der 
Ansicht,  dass  sie  in  der  feldgemeinschaft- 
j liehen  Praxis  gegenwärtig  kaum  verwirk- 
licht werden  kann. 

Das  andere  G.  v.  ,14.  Dezember  1893 
' betrifft  die  Feldgemeinschaft  direkt  nur  in 
| seinem  zweiten  Artikel,  ist  aber  für  die 
1 russische  »Sozialpolitik«  derartig  charakte- 
ristisch, dass  wir  es  für  angemessen  erachten, 
den  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  anzu- 
führen. 

§ 1.  Der  Verkauf  von  Bauernland  durch 
ganze  Gemeinden  wird  nicht  anders  zuge- 
lassen, als  auf  Grund  eines  besonderen  Ge- 
meindebeschlusses,  gefasst  mit  nicht  weniger 
als  * s Majorität  aller  auf  der  Gemeindever- 
sammlung stimmberechtigten  Bauern  und 
bestätigt  vom  Gouverneinentskollegium  für 
bäuerliche  Angelegenheiten.  Wenn  der  Wert 
des  zur  Veräusserung  gelangenden  Grund- 
stückes 500  Rubel  übersteigt , so  ist*  zum 
Verkauf  erforderlich  die  Genehmigung  des 
Ministers  des  Innern,  erteilt  iin  Einverständ- 
nis mit  dein  Finanzminister,  und  in  den 
Fällen  der  Veräusserung  von  Grundstücken 
zu  bergbaulichen  Zwecken  auch  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Minister  der  Reichs- 
domäneu. 

Die  Wirksamkeit  der  durch  diese  Be- 
stimmungen ausgesprochenen  Beschränkung 
erstreckt  sich  nicht  auf  Fälle:  1.  der  Ein- 
wechselung von  Grundstücken  auf  Grund 
des  § 36  iles  Gesetzes  über  die  bäuerlichen 
Institutionen  und  der  Einwechselung  bei 
Separationen;  2.  der  Zuweisung  von  Land 
kraft  eines  Gemeindebeseh lnsses  zu  Gunsten 
der  Kleriker  der  neuerrichteten  Kirch- 
spiele. Genannte  Einwechselungen  und  Zu- 
weisungen werden  auf  Grund  der  geltenden 
Best  im  mu  ngen  ausge  f ii  h rt. 


’ Die  Grundstücke  des  Bauernlandes, 
von  einzelnen  Bauern  erworben  sind 


welche 

oiler  in  erblicher  Nutzung  der  einzelnen 
Höfe  sich  befinden,  dürfen  im  Wege  der 
Schenkung  und  des  Verkaufs,  sowohl  des 
freiwilligen  als  auch  des  zwangsweisen  — 
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wogen  Rückständen  in  Ablösungszahlungon 
(Altlösungsordnung  § 133 — 138),  nur  an 
Personen , welche  zur  Landgemeinde  ge- 
holfen oder  hei  dieser  Gelegenheit  in 
die  Gemeinde  eintreten  werden,  veräussert 
werden. 

Die  Wirksamkeit  der  durch  diese  Be- 
stimmung ausgesprochenen  Beschränkung 
erstreckt  sich  nicht  auf  Fälle:  1.  der  Um- 
weehselung  der  Grundstücke  auf  Grund  des 
5j  30  des  Gesetzes  über  die  bäuerlichen  In- 
stitutionen und  der  Umwechselung  bei  Se- 
parationen; 2.  Yerüusscrung  von  Bauernland 
für  gewerbliche  Zwecke,  ln  dem  letzteren 
F:dle  können  die  Bauernlandantoile  an  An- 
gehörige aller  Stände  verkauft  werden,  aber 
nicht  anders  als  mit  besonderer  Erlaubnis 
des  Ministers  des  Innern,  im  Einverständnis 
mit  dem  Finanzminister  resp.  mit  ihm  und 
dem  Minister  der  Keichsdomänen. 

§ 3.  Den  bäuerlichen  Gemeinden  und 
den  einzelnen  Bauern  wird  verboten,  das 
Bauernland  mit  IlyjKithekon  zu  Gunsten  von 
Privatpersonen  oder  Privatinstituten  zu  lic- 
lasten,  selbst  wenn  das  auf  diesem  I<andc 
lastende  Ablüsungsdarlehn  bereits  getilgt  ist. 
Der  Verkauf  solchen  Landes  im  Exekutions- 
wege auf  Grund  gerichtlicher  Urteile  ist 
nur  zulässig,  wenn  es  sich  um  Forderungen 
aus  Pfandbriefen  handelt,  welche  in  der  Zeit 
vor  der  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  in 
gesetzlich  vorgeschriebener  Weise  ausgegeben 
worden  sind. 

II.  Zur  Abänderung  und  Ergänzung  der 
Bauernordmtng  wird  folgendes  bestimmt: 

Bis  zur  Einzahlung  des  Ablösungsdar- 
Iehns  ist  die  Ausscheidung  der  Landunteile 
der  einzelnen  Hofwirte  aus  dem  von  der 
Gemeinde  erworbenen  Grundbesitze  und  ge- 
sonderte Ablösung  der  Laudanteile  vor  dem 
allgemeinen  Termin  nicht  anders  zulässig, 
als  mit  Einwilligung  der  Gemeinde  mul 
uuter  Bedingungen , welche  in  einem  Be- 
schlüsse der  betreffenden  Gemeindeversamm- 
lung anzugeben  sind. 

III.  Die  Wirksamkeit  der  unter  I und  II 
getroffenen  Bestimmungen  erstreckt  sich 
weder  auf  die  Gouvernements  des  König- 
reichs Polen  noch  auf  die  baltischen  Pro- 
vinzen, auf  die  Gouvernements  und  Provinzen 
des  kaukasischen  Gebietes  und  des  asiatischen 
Kussland. 

Das  ganze  Gesetz  zeichnet  sich  durch 
seine  reaktionäre  Tendenz  aus,  die  wir  an 
anderen  Stellen  eingehend  geprüft  haben. 
Hier  sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass  das 
ganze  Gesetz  ein  hoffnungsloser  reaktionärer 
Versuch  ist,  gegen  die  kapitalistische  Ent- 
wickelung zu  kämpfen,  um  den  absolutisti- 
schen Status  quo  zu  sichern,  während  aber 
andererseits  dieselbe  Regierung  den  Kapi- 
talismus zu  fördern  gezwungen  ist,  um  den 
Ansprüchen  eines  europäischen  Staates  ge- 


nügen zu  können.  Wegen  Raummangel 
wollen  wir  nur  den  die  Feldgemeinschaft 
direkt  betreffenden  Teil  des  Gesetzes  ins 
Auge  fassen.  Das  ist  der  Artikel  II.  Dieser 
Artikel  hebt  den  § l(»i»  der  allgemeinen  Ab- 
lösnngsordnung  auf.  Da  der  Gesetzgeber 
bei  «ier  Bauernbefreiung  sich  der  Schäden 
der  Feldgemeinschaft  wohl  bewusst  war  und 
für  die  Zukunft  auf  einen  Uebcrgang  von 
Feldgemeinschaft  zum  )>ersönlichen  Grund- 
besitz hoffte,  wurde  im  § 165  der  Ablösnngs- 
ordnung  bestimmt : 

>Bis  zur  Auszahlung  der  Ablösungsschuld 
ist  die  Ausscheidung  der  Anteile  der  ein- 
zelnen Hofwirte  aus  dem  von  der  Gemeinde 
erworbenen  Ijande  nur  bei  Zustimmung  der 
Gemeinde  zulässig.  Aber  wenn  ein  Wirt, 
welcher  aus  der  Feldgemeinschaft  ausscheiden 
will,  bei  der  Rentei  die  ganze,  auf  seinem 
■ Anteile  lastende  Ablösungsschuld  cinzahlt. 
so  ist  die  Gemeinde  verpflichtet,  dem  Bauern, 
welcher  eine  solche  Zahlung  gemacht  hat. 
einen  entsprechenden  Landanteil  auszu- 
scheiden, soweit  thunlich  an  einer  Stelle 
(d.  h.  arrondiert);  die  Auswahl  derselben 
wird  dem  Uutdüukeu  der  Gemeinde  über- 
lassen: bis  zur  erfolgten  Ausscheidung  nutzt 
der  Betreffende  das  von  ihm  erworbene 
Grundstück  als  Teil  des  Gemeindelandes, 
ohne  die  Ablüsungszahlungcn  zu  entrichten.' 

Die  immer  weiter  um  sich  greifende 
Furcht  vor  liandkürzung  durch  allgemeine 
Umteilungen  und  die  Verringerung  der  Ab- 
lösungssehuld  wirkte  immer  steigernd  auf 
die  Zahl  der  vorterininlichen  Ablösungen. 
Wenn  auch  die  Gesamtzahl  des  derartig 
abgelösten  bäuerlichen  Grundbesitzes  nur 
«Wo  des  gesamten  liäuerlichen  Anteillandes 
ausmacht,  so  ist  doch  die  sich  steigernde 
Tendenz  derartiger  Ablösungen  unverkenn- 
bar. Kur  etwa  058000  Dessjatinen  sind  von 
den  Bauern  vorterminlich  abgelöst  worden, 

aber  aus  dieser  Zahl  sind  allgelöst: 

von  1804 — 1869  6°0 
„ 1870 — 1875  1 3°/0 

„ 1870—1881  30°  „ 

„ 1882  -1887  48°  0 

Die  Ausscheidung  aus  der  Feldgemein- 
schaft auf  Grund  des  § 105  der  Ablösnngs- 
ordnung  versprach  also  eine  immer  grössere 
praktische  Bedeutung  zu  bekommen. 

Der  § .105  der  Ablösungsordnung  wurde 
nun  zur  Zielscheilie  für  die  Angriffe  der 
Anhänger  der  Feldgemeinschaft.  Sofortig»1 
Aufhebung  dieser  Bestimmung  war  die 
Losung.  Das  G.  v.  14.  Dezember  1893  kam 
dieser  Forderung  nach  und  modifizierte  den 
§ 105  dalüu,  dass  von  nun  au  die  vor- 
terrainlicho  separate  Ablösung  und  die  Aus- 
scheidung der  bäuerlichen  Landanteile  aus 
dem  Gemeindebesitze  nur  mit  Genehmigung 
des  Mir  erfolgen  kann,  und  dadurch  wird 
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die  letzto  Möglichkeit  des  Bauern,  von  dem 
ihn  knechtenden  Mir  sich  z,u  befreien,  ab- 
geschnitteu. 

Nun  sehen  wir,  in  welchem  extremen 
Widerspruch  die  Tendenzen  der  beiden  Ge- 
setze vom  Jahre  lS9ii  stehen.  Das  erste! 
Gesetz  sucht  die  Schäden  der  Feldgemein- 
schaft zu  paralysieren  und  stellt  in  den 
Motiven  den  Uebergang  zum  liofbesitz  als 
die  für  die  Zukunft  meist  erwünschte  Grund- ; 
besitzform  hin.  Das  andere  Gesetz  verbietet 
unter  anderem  die  einzige  bis  dahin  exis- 
tierende Möglichkeit,  aus  der  Feldgemein- 
schaft auszutreten. 

Keine  Gesetze  werden  aber  im  Stande 
sein,  das  Unhaltbare  aufrechtzuerhalten.  Und  i 
die  Feldgemeinschaft  mit  ihrer  Zwergwirt-  j 
Schaft,  der  landwirtschaftliche  Raubbau  mit 
seinen  periodischen  Hungersnöten  sind  ein 
unhaltbarer  Zustand.  Der  Uebergang  von 
Naturalwirtschaft  zu  kapitalistischen  Pro- 
duktionsverhältnissen ist  im  Anfänge  mit 
Härten  verbunden.  Sittlich  und  Wirtschaft-  j 
lieh  hat  alier  Russland  von  dieser  Ent- 
wickelung nur  zu  gewinnen.  Beatus  ille 
qui  naterna  rura  bobus  exercct  suis. 

Wir  erachten  die  Feldgemeinschaft  als : 
dem  Untergange  geweiht  und  wir  erachten 
die  Gesetze  zur  zwangsweisen  Erhaltung . 
derselben  als  unberechtigtes  schädliches  und  ! 
vergebliches  Mühen. 

»Es  ist  eine  einleuchtende  Wahrheit«,; 
sagt  W.  E.  Postnikoff,  »bei  dem  Land- 
mangel, bei  der  Kleinwirtschaft,  beim  Mangel : 
an  ausreichenden  gewerblichen  Verdiensten. 1 
kann  es  keine  Wohlhabenheit  in  der  Bauern- 
schaft gelion,  und  alles  wirtschaftlichSchwaehe  ! 
muss  so  oder  andere,  früh  oder  spät  aus  der 1 
bäuerlichen  Landwirtschaft  verdrängt  werden. 
Die  Gesetzgebung  könnte  diese  Wehen  er- 
leichtern und  das  bäuerliche  Leben  von  der 
überflüssigen,  zwecklosen  "Vergeudung  inora- 1 
lischer  und  physischer  Kräfte  im  Kampfe 1 
um  die  Neuumteiluug,  der  auf  dem  Boden  i 
der  Feldgemeinschaft  gefülirt  wird,  befreien.« 
Die  russische  Gesetzgebung  ist  aber  noch 
nicht  zu  dieser  Einsicht  gekommen.  Die 
Feldgemeinschaft  ist  eine  Institution  des 
russischen  positiven  Rechtes  und  kann  nur 
durch  dasselbe  beseitigt  werden.  Während 
das  Privateigentum  am  Grund  und  Boden 
in  den  russischen  Städten  ähnlich  wie  in 
Westeuropa  von  Staatsgesetzen  garantiert 
ist  und  von  den  Wünschen  und  Begierden 
der  Majorität  der  betreffenden  städtischen 
Gemeinde  unabhängig  ist,  ist  cs  den  russi- 
schen Dorfgemeinden  anheimgestellt,  durch 
Majoritätsbeschlüsse  die  Grundbesitzrechte 
der  einzelnen  Mitglieder  festzustellen.  Ist 
es  deshalb  im  Interesse  einer  bestimmten 
Majorität,  den  Besitz  der  Minorität  zu  teilen, 
so  geschieht  es.  Auch  in  Gemeinden,  in  i 
denen  Umteilungen  niemals  vorgenommen  | 


sind,  ist  der  Besitz  der  Gemeindegenossen 
durch  nichts  als  den  Willen  der  Majorität 
geschützt.  Und  sogar  in  Gemeinden,  die 
rechtsgiltigc  Beschlüsse  gefasst  haben,  keine 
Uuiteiluugon  mehr  vorzunehmen,  kann  die 
Majorität  stets  einen  alten  Beschluss  zurück- 
rufen und  einen  neuen  fassen. 

Lltteratur : Wladimir  Gr.  Slmkhoxcitseh , 

Die  Feldgemeinschaft  in  Russland,  Jena  189t S. 

— Derselbe,  Die  s ozialökonomisc.hen  /.ehren 

der  russischen  Xarodniki,  in  den  Jahrb.  für Xat.  n. 
Stal.  1897,  3.  Folge,  Bd.  AVI'.  — Derselbe, 
Rccent  Works  on  Russian  economic  condition s. 
Yale  Review,  Februar y 1900.  — Derselbe,  Art. 
Bauernbefreiung  in  Russland , in  diesem  Hand- 
wörterbuch oben  Bd.  II «.  a.  O.  — .4.  von  Jfajct- 
tiansen,  , Studien  Uber  die  inneren  Zustände 
Russlands,  3 Bde.,  Hannover  und  Berlin  134? 
— 1842.  — JK • D.  Kawelln,  Einiges  über  die 
russische  Dorfgemeinde,  in  der  Tübinger  Zcitsehr. 
für  dir  gesamte  .Staats  Wissenschaft,  I8O4.  — 
Derselbe,  Der  Isiucrlichr  Gemeindebesitz  in 
Russland  (von  J.  Ta  rassoff  ins  Deutsche  über- 
tragen), 1877.  — .loh.  von  Reüssier , Zur 
Geschichte  und  Kritik  des  bäuerlichen  Gemeinde- 
besitzes in  Russland,  3 Teile,  4 Bde.,  Riga  und 
.St.  Betersburg  1870 — 1887.  — Derselbe,  Ge- 
nossenschaftliches Grundbesitzrecht  in  Russland, 
Sondendulruck  aus  der  Festgabe  für  Georg 
Haussen  zum  31.  Y.  1889,  Tübingen  1889.  — 
A.  J.erog - BeauHeu . Das  Reich  des  Zaren 
und  dte  Russen  (deutsch  von  L.  Bezold),  Bd.  I, 
Buch  8.  — Scherlo-Ferrotl  (Baron  Fireks), 
Le  patrimoine  du  peuple,  di. eie  me  ctude:  Etudes 
sur  Baeenir  de  1%  Russie,  Berlin  1308.  — JI. 
Wall oce,  Russland  (deutsrh  von  Rötlger),  St. 
Petersburg,  3.  Au  ff.  1883,  Kap.  VI — IX.  — .1. 
Th  a n,  Landwirtschuft  und  Gewerbe  in  Mittel- 
russland seil  Aufhebung  der  Iwibeigenschaft 
(vgl.  hierzu  X.  Kublukows  Bespr.  in  Jahrb.  f. 
Xal.  u.  Stal.,  X.  F.  3.  Bd.,  S.  005  etc.).  — 
Tschitscherins  Artikel  Leibeigenschaft  in 
Bluntsehli  11.  Braters  Siaatswörlerbueh,  Bd.  VI, 
S.  398 ff.  — Engelmann,  Geschichte  der  Leib- 
eigenschaft in  Russland,  Leipzig  1884-  — 

Stepnlak,  The  mssian  peasantry,  London  1888. 
Deutsche  Uebcrsetzung  von  I)r.  V,  Adler, 
Stuttgart  1893. — </.  Eckardt,  Russlands  länd- 
liche Zustände  seit  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft, 1870.  — Stach  r,  Ursprung,  Wesen  und 
Bedeutung  des  russischen  Artels,  Teil  I,  Dorpat 
1890;  Ted  II,  Dorpat  1891.  — Adolph  Wag- 
ner, Die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigen- 
tums, I.eipzig  1870.  — E.  II.  Lanln,  Russische 
Zustände,  I — II,  Dresden  1892—1893.  — 

Bcsobrasoff,  Etudes  sur  l’ economic  nationale 
de  la  Russie,  2 tomes  en  3 pari.,  St.  Petersburg 
1888 — 1880.  — J.  A,  Hourvich,  The  economic s 
of  the  Russian  rillage,  Keiv-York  1892.  — P.  S., 
Die  neuere  russische  Gesetzgebung  über  den  Ge- 
meindebesitz, in  Brauns  Arch.  f.  soz.  Gesctzg.  u. 
Stal.,  Bd.  VII.  — A,  Issaje/f,  Gegenwart  und 
Zukunft  der  russischen  Volkmeirtsrhaft,  Prcuss. 
Jahrbücher  1896.  — t».  Sch  ulze- Gaevernitz, 
Der  Nationalismus  in  llusslandu.  seine  wirtschaft- 
lichen Träger,  1‘rcuss.  Jahrbücher  1894 . — Der- 
selbe, Volksw.  Studien  aus  Bussland,  Leipzig  1899. 

— Liitschltzki,  Zur  Geschichte  der  Grundeigen- 
tumformen  in  Klcinrusslund,  Jahrb.  f.  Gesctzg., 
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Vtrir.  u.  Votksw.  1896,  Bd.  XX. — Alexander1 
A.  Kaufmann,  Beiträge  iur  Kenntnis  der 
Feldgemeinschaft  in  Sibirien,  Brauns  Arch.  f. 
tot.  Gcselzg.  u.  Stat.  1896.  — Derselbe,  Die  ] 
innere  Kolonisation  und  die  A'olonisationspolitik 
Busslands  nach  der  Bodenbefreiung , Jahrb.  f. 
Xat.  u.  Stat.  1898.  — Maxime  Kovaleirsky, 
Ix  regivic  economigue  de  la  Russie,  Paris  1898. 

— Otto  von  Sperber,  Die  sozialpolitischen  i 
Ideeen  Alexander  Herzens,  Ixipzig  1894.  — I 
Friedrich  Engel *,  Soziales  aus  Russland,  im 
Volksstaat  1875.  Xeuabdruck  in  n Internationales  \ 
aus  dem  Volksstaat«,  Berlin  1894,  P-  4'  fl- j 
Xachtrort  hierzu  p.  61  ff.  — O.  J.  Uspensky , 
Die  volkstümliche.  Belletristik  und  die  moderne 
Entwickelung  Russlands,  von  G.  Plechanotr , 
Xeue  Zeit,  Jahrg.  X,  Bd.  S,  1892.  — Bericht 
der  Delegierten  der  russischen  Sozialdemokratie  : 
an  den  internationalen  Sozial isteniongress  in  ! 
Danton  1896,  Zürich  III,  Druck  von  C.  Conseil.  > 

Aus  der  sehr  umfassenden  Littcratur  in 
russischer  Sprache  verweisen  wir  hauptsächlich 
auf  die  über  SW)  Bände  umfassenden  Schriften 
des  landwirtschaftlichen  statistischen  Bureaus. 

— Blelafeff,  Ific  Bauern  in  Russland,  2.  Aufl., 
Moskau  1891.  — TxcliUxchertn,  Versuche  einer 
Geschichte  des  russischen  Rechtes,  Moskau  1858. 

— Al,  'Jrflmcnko,  Forschungen  über  das  Volles - 
leben,  Moskau  1884 ■ — Mttukoff , Finanz- 
geschichtliche  Streitfragen  des  Moskauers  Staates, 
St.  Petersburg  1892.  — P.  A.  Sokoloicxkl, 
Das  wirtschaftliche  /.eben  der  ländlichen  Bevölke- 
rung in  Russland  und  die  Kolonisation  der  süd- 
östlichen Steppen  vor  der  Ixibeigenschaft,  St. 
Petersburg  1878.  — Derselbe,  Geschichte  der 
Dorfgemeinde  in  Xordmssland,  St.  Petersburg 
1877.  — Mttukoff,  Studien  über  die  russische  i 
Kulturgeschichte,  St,  Petersburg  1896.  — Lescli- 
koff,  Das  russische  Volk  und  der  Staat,  Moskau 
1888.  — Derselbe,  Das  Gemeindeleben  im  alten 
Russland,  Zeitschrift  des  Ministeriums  für  Volks- 
aufklärung, 1856,  Bd.  91.  — II’.  ,T.  Semeicskl, 
Die  Bauern  zur  Zeit  Katharinas  II.,  Bd.  I,  St. 
Petersburg  1881.  — Derselbe,  Die  Bauernfrage 
in  Russland  im  18.  und  in  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts,  2 Bdc.,  St.  Petersburg  1888. 

— /..  II''.  Clitulski,  Der  Boden  und  der  Land-  , 
wirt,  2 Bde.,  St.  Petersburg  1891.  — Sa  black!  - 
Dessjatkoirskl . Graf  Kisscbff  und  seine  Zeit, 
Bd.  II,  St.  Petersburg  1882.  — I*.  Mitukoff. , 
Die  russische  Agrarpolitik  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, in  der  Zeitschrift  » Rnsskaja  Mysl « 
1890,  Bd.  V.  — K.  M.  P—W,  Der  Viertel - 
rechtgrundbrsitz , in  der  Zeitschrift  » Rnsskaja 
Mysl«  1896,  Bd.  II,  p.  42 — 59;  Bd.  III,  p.  25 
— 48.  — •/.  Ssoloirleff,  Ueber  den  Grundbesitz 
in  Russland,  in  den  n Vaterländischen  Annulcn«  \ 
1858,  Xr.  2.  — Die  Ergebnisse  der  Wirtschaft-  ‘ 
liehen  Erforschung  Russlands  nach  den  Angaben 
der  landschaftlichen  Statistik,  Bd.  I.  — Die 
bäuerliche  Gemeinde  von  IT.  IT.  ( W.  Woronzoff),  1 
Moskau  1892.  — Ap.  A.  Karelin,  Der  Ge- 
meindebesitz in  Russland,  St.  Petersburg  1892.  ! 

— A.  Posnikoff,  Der  Gemeindebesitz,  2.  Liefe- 
rung, 2.  Aufl,,  Odessa  1878.  — II'.  II'.  < II'. 
Woronzoff),  Die  progressiven  Strömungen  in 
der  bäuerlichen  Wirtschaft,  St.  Petersburg  1892. 

— Derselbe,  Unsere  Tendenzen,  St.  Petersburg 
1898.  — A.  Woigln,  Die  Begründung  der 
Xarodnitschestwo  in  den  Werken  des  Herrn 
Woronzoff  ( \V.  W.).  Eine  kritische  Studie,  St. 


Petersburg  1896.  — X.  G.  Tsehertiyscheirsky, 
Werke  Bd.  V ( Sur  la  forme  communale  de  la 
possession  foncibre),  2.  Aufl.,  Genf  re  (M.  Elpidtne ) 
1879.  — XlcolaJ-on,  Die  Volkswirtschaft  in 
Russland  nach  der  Rauernemanei pation,  Teil  I, 
deutsche  l’ebersetzung  von  G.  Polo  n s kg , Mün- 
chen 1898.  — Alexander  A.  Kaufmann, 
Die  bäuerliche  Gemeinde  in  Sibirien,  St.  Peters- 
burg 1897.  — Derselbe,  Die  bäuerliche  Ismd- 
nutzung  und  Wirtschaft  in  den  Gouvernements 
Tobotsk  und  Tomsk,  St.  Petersburg  1894 ■ — 
Derselbe.  Materialien  zur  Erkenntnis  der  wirt- 
schaftlichen leige  der  Staatsbauern  und  Ab- 
originen  Westsibiriens,  Bd.  V,  XIII  u.  XVIII. 

— Derselbe,  Komplizierte  Formen  des  sibirischen 
Gemeindebesitzes,  Irkutsk  1896.  — Derselbe, 
Die  verschollene  Geschichte,  des  Gemeindebesitzes, 
Zeitschrift  » Wieslnik  Jewropy«  1892,  J uni- Heft 
p.  497 — 520.  — Derselbe,  Zur  Frage  über  Ur- 
sachen und  wahrscheinliche  Zukunft  der  rus- 
sischen Migrationen,  Moskau  1898.  — S.  P. 
Sclneecoff,  Formen  des  Gemeindebesitzes  auf 
dem  Allaj  in  Bd.  II  und  III  des  Sammelbuehes 
für  Rechts ■ und  Sozialwissrnsehafl,  St.  Petersburg 
1892 — 1894.  — Michail  Uharusin,  Mitteilungen 
über  die  kosakisehm  Gemeinden  auf  d.  Don, 
Lief.  I,  Moskau  1885.  — Clioroschrhln.  Das 
Kosakenheer,  St.  Petersburg  1881.  — Lllsckaff, 
Die  solidarische  Halt  und  die  Feldgemeinschaft, 
Zeitschrift  » Russkaja  Mysl«  1886,  Rd.  X.  — 
II'.  Gucrter  und  B.  Tschltscherln , Der 
russische  Dilettantismus  und  der  Gemeindebesitz , 
Moskau  1878.  — Thärner,  Der  Staat  und  der 
Grundbesitz,  Rd.  I,  St.  Petersburg  1896.  — •/'. 
Samarln,  Ueber  den  Gemeindebesitz,  in  der 
Zeitschrift  »Selskoje.  Blagoustrojstwou  1858,  Xr.  1. 

— Trlrugoff , Unsere  Gemeinden , Zeitschrift 
» Vaterländische  A minien *<  1879,  Rd.  III.  — Th. 
Sehlscherbina,  Studien  über  die  südrussischen 
Artels,  Odessa  1881.  — X.  llussanoff.  Die 
neueste  Littcratur  über  den  Gemeindebesitz, 
Moskau  1879.  — •/.  Iicaajnkoff,  Der  Gemeinde- 
besitz, in  der  Zeitschrift  » Russkaja  Mysl u 1885, 
Bd.  I. — Otlartschenko,  Die  russische  bäuer- 
liche Gemeinde  im  Zusammenhang  mit  dem 
Volkscharakter,  Zeitsehr.  »Russkaja  Mysl « 1881, 
Rd.  II — III.  — Derselbe,  Die  ethischen  und 
rechtlichen  Grundlagen  der  russischen  volkstüm- 
lichen Wirtschaft,  Moskau  1897.  — W.  1‘riigaicin, 
Die  ländliche  Gemeinde  in  den  Werken  der 
lokalen  Forscher,  Moskau  1888.  — Derselbe, 
Der  Fortschritt  in  der  ländlichen  Gemeinde, 
Zeitschrift-  » Wieslnik  Jewropy«  1886,  Mai-Heft. 

— .1.  J ■ Tsehuproff  und  A,  & Posnikoff, 
Der  Einfluss  der  Ernten  und  der  Getreidepreise 
auf  die  russische  Volkswirtschaft,  2 Bdc.,  .St. 
Petersburg  1897.  — ./.  Reüssier,  Die  Dtnd- 
gemeinde  und  ihre  gegenwärtige  Ixige,  in  der 
Zeitschrift  » Wieslnik  Jewropy « 1887,  Dczembcr- 
IIeft.  — II'.  E.  Postnikoff,  Die  südrussische 
Bauern  Wirtschaft,  Moskau  1891.  — A.  Issajeff, 
Gegenwart  und  Zukunft  der  russischen  Volks- 
wirtschaft, St.  Petersburg  1896.  — & Soko- 
loirskt.  Der  Xiedergang  der  bäuerlichen  Wirt- 
schuft  bei  dc.r  Feldgemeinschaft,  Zeitschrift 
>. Scwernyj  Wieslnik«  1886.  — X.  Btayovc- 
steliensky,  Recueil  statistique  du  mfnage  des 
paysans  de  la  Russie.  Enquete s des  Scmstwo's, 
Moskau  1892  (russischer  und  französischer  Text). 

— Jusliakoff,  Die  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktionsfonnen  in  Russland,  Zeitschrift  » Vater- 
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ländische  Annalen«.  1882,  7.  — M.  Tugan- 1 
liaranoicnki , Die  russische  Fabrik  in  ihrer 
Vergangenheit  und  Gegenwart,  Bd.  I,  St-  Peters- 
bürg  1898.  Deutsche  Uebersetzung,  Berlin  (IC.  Feil-  \ 
her)  1900.  — A.  J.  Skicovco/f,  Ockonomischr 
Studien  1,  wirtschaftliche  Ursachen  der  russischen 
Hungersnöte,  St.  Petersburg  1894-  — -V-  Stone , 

C'apitalism  on  trial  in  Russin,  Political  Science 
Cfuarterly,  Vol.  XIII,  Nr.  1.  — G.  Plechono/}',  ! 
Unser  Zwist,  Gen)  1885.  — (*  e *),  Die  Miss- 
ernte und  die  Volksnot,  St.  Petersburg  1891.  — 
Mi.  Drushlntn , Die  juridische  Stellung  des 
Bauernstandes,  St.  Petersburg  1897.  — » Mate- 
rialien zur  Charakteristik  unserer  wirtschaftlichen 
Kulte  icke! uruju,  St.  Petersburg  1895  (von  der 
Regierung  ist  die  ganze  Auflage  konfisziert  und 
verbrannt  worden.  British  Museum  ist  im  Be-  j 
sitze  eines  entgangenen  Eremplares).  — K.  IJ.  1 
K otxcharoivskl , Die.  russische  Feldgemeinschaft , 
Bd.  I,  St.  Petersburg  1900. 

Colu mbia-  Un  i rersity  Xcic-  York-  City. 

Wladimir  Gr.  StmkhoiritHch. 


Mirabeau,  Victor  Riquetti,  Marquis  de, 

gel>.  am  3.  X.  1715  in  Perthuis  in  der  Provence, 
gest.  am  13.  VII.  1789  in  Argenteuil,  quittierte 
nach  dem  Tode  seines  Vaters  1737  den  Militär- 
dienst. wurde  Besitzer  der  Herrschaft  Bignon 
hei  Nemours  im  Departement  Seine-et-Marne 
und  lebte  abwechselnd  dort  und  in  Paris.  Mar- 
quis Mirabeau  war  der  Vater  des  berühmten 
Redners  und  Revolutionsmannes  Grafen  Honore 
Gabriel  Riquetti  Mirabeau,  des  Verfassers  des 
sehr  freien  aber  geistreichen  Buches  „Erotica 
biblion“. 

Mirabeau  veröffentlichte  von  staatswissen- 
scliaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Me- 
moire eoncemant  l'utilite  des  etats  provinciaux 
relativement  ä l’antorite  royale  etc.,  Rom  (ver- 
mutlich das  französische  St.  Rome-do-Tarn)  1750: ! 
dasselbe,  neue  Ausgabe  u.  d.  T. : Memoires  sur ' 
les  etats  provinciaux,  ebd.  1758;  dasselbe,  mit 
einer  Einleitung  versehen,  abgedruckt  im  4. 
Teile  seines  „Ami  des  hommes“  (s.  d.);  dasselbe, 
abgedruckt  in  dem  Sammelwerk : Objets  proposes  i 
ä l’assemblee  des  notables  par  de  zeles  citoyens, ! 
Paris  1787.  — L’arai  des  hommes  ou  traite  de 
la  popnlatiou,  5 Bde..  ebd.  1755;  dasselbe,  neuer 
Abdruck,  8 Teile,  ebd.  1756  (erschien  iu  einer 
3bändigen  Quart-  und  einer  ßbändigen  Oktav- , 
ausgabe);  dasselbe,  revidierte  nnd  mit  Nach- 
trägen versehene  Auflage,  8 Bde..  Avignon  und 
Paris  1758/60;  dasselbe,  nur  die  4 ersten  Teile 
umfassender  holländischer  Neudruck.  3 Bde., 
Haag  1759;  dasselbe,  neueste  Auflage  u.  d.  T. : 
L’ami  des  hommes  etc.  Avec  une  preface  et 
une  notice  biographique  par  Rouxel.  Paris  1883: 
dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung  n.  d.  T. : 
Der  politische  und  ökonomische  Menschenfreund 
etc.,  3 Bde.,  Hamburg  1759.  — Reponse  du 
correspondant  ä son  banquier,  s.  1.  1759  (Ent- 
gegnung auf  die  Schrift  Forbonnais’:  „Lettres 
d’un  banquier  ä son  correspondant“,  1759).  — 
Lettre  sur  les  corvecs.  s.  1.  1760.  — Theorie  de  j 
l'iinpöt,  s.  1.  1760.  — Tableau  ^conomique,  avec  : 
ses  explications,  s.  I.  1760.  — Philosophie  rurale, ! 


ou  economie  generale  et  politique  de  l’agri- 
culture  r§duite  ä l’ordre  immnable  des  lois 
physiques  et  morales,  qui  «issureut  la  prosp6rit£ 
des  empires,  3 Bde.,  Amsterdam  und  Paris 
1763/64;  dasselbe  im  Auszug  u.  d.  T:  Elements 
de  philosophie  rurale.  Haag  (recte  Lille)  1767  68; 
dasselbe,  deutsch  u.  d.  T. : System  der  Natur  etc. 
von  K.  G.  Schreiber,  2 Bde.,  Frankfurt  a.  M. 
1783,91 ; Landwirtschaftsphilosophie  etc. , mit 
Anmerkungen  von  C’h.  A.  Wichmann,  2 Bde., 
Liegnitz  1797/98.  — Lettre  sur  le  commerce  des 
graius,  Amsterdam  und  Paris  1768.  — Les 
Economiques.  dediöes  au  grand-dne  de  Toscane, 
4 Bde.,  ebd.  1769  72.  (In  Bd.  3 4 Polemik  gegen 
Galianis  „dialogue  sur  les  bleds“.)  — Lettres 
d un  iugenienr  de  province  ä un  intendant  des 
ponts  et  chausees,  ponr  servir  de  suite  ä ,,1’Ami 
des  hommes“,  Avignon  1770.  — Lettres  econumi- 
ques,  Amsterdam  1770.  — Les  devoirs,  imprime 
ä Milan  an  monastfere  St.  Ambroise,  1770.  — 
La  seience,  ou  les  droits  et  les  devoirs  de 
Lhomme,  Lausanne  1774.  — Lettre  sur  la  legis- 
lation,  on  l’ordre  legal  deprave,  retnbli  et  per- 
petue,  3 Bde.,  Bern  1775.  — Supplement  ä la 
theorie  de  l’irapöt,  Haag  1776.  — Entretien 
d’un  jeune  prince  avec  son  gonvernenr,  heraus- 
gegeben von  M.  G ...  1 (Abbe  Grival),  4 Bde., 
Paris  1785.  — Education  civile  d'un  prince, 
Doulac  1788.  — Reve  d’un  goutteux,  ou  le 
Principal,  s.  1.  (Versailles)  1788  (bezieht  sich  anf 
die  gesetzgeberische  Thätigkeit  der  konsti- 
tuierenden Versammlung  von  1789).  --  Es  wird 
ihm  ferner  das  von  P.  Boscovich  herausgegebene 
Werk  zugeschrieben:  Hommes  ä celebrer  ponr 
avoir  bien  merite  de  l’huraanite  par  lenrs  ecrits 
sur  l’economie  politique,  2 Bde.,  Bassuuo  [s.  d.] 
(1789).  — Mirabeau  war  der  Herausgeber  von: 
Abrege  des  principes  de  l’economie  politique  par 
S.  A.  Mgr.  le  Margrave  regnant  de  Bade,  Karls- 
ruhe und  Paris  1772;  dasselbe,  neue  Ausgabe, 
Karlsruhe  1775.  (Bekanntlich  stand  Mirabeau 
mit  dem  Physiokraten  Karl  Friedrich  von  Baden 
in  sehr  regem  brieflichen  Verkehr.) 

b)  in  Zeitschriften:  1)  eine  Anzahl 
Artikel  in  den  „Ephdraerides  du  citoyeu,  ou 
chronique  de  l'esprit  national“,  eiu  als  Pendant 
zu  Addisons  „Spectator“  1765  vou  Abbe  Bau- 
dean gegründetes  Journal,  zu  dessen  Redak- 
teuren er  auch  in  den  Jahren  1765  68  ge- 
hörte; er  war  2)  mit  Beiträgen  beteiligt  am 
,, Journal  d’agriculture , du  commerce  et  des 
tinances“. 

Mirabeau  war  mit  ganzer  Seele  Physiokrat, 
und  es  widerstreitet  der  Wahrheit,  wenn  an- 
genommen wird,  «lass  sein  Hauptwerk  „I’Ami 
des  hommes“  von  Quesnay  veranlasst  oder  unter 
dessen  Einflüsse  geschrieben  sei,  da  es  in  der 
ersten  Auflage  1755  bereits  fertig  vorlag,  ehe 
er  Quesnay  kennen  lernte  uud  dessen  eifrigster 
Schüler  und  glühendster  Bewunderer  wurde. 
Erst  die  Ausgabe  von  1758  60  enthält  das  Ques- 
uaysche  tablean  economique  avec  ses  expli- 
cations. d.  h.  mit  genauer  Analyse  der  öko- 
nomischen Tabelle:  auch  bestreitet  er  entschieden 
eine  Mitarbeiterschaft  Quesnays  an  dem  Ami 
«les  hommes  und  behauptet,  zur  Erzielung  seiner 
darin  veröffentlichten  physiokratischen  Resultate 
nur  den  Rat,  aber  nicht  die  Beihilfe  seine.« 
Lehrers  in  Anspruch  genommen  zu  haben.  Das 
fragliche,  bei  seinem  Erscheinen  mit  Enthusias- 
mus begriisste  Werk  gehört,  wie  Edmond  Rousse 
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behauptet.  zu  jenen  Büchern,  von  denen  heute 
noch  alle  Welt  spricht,  welche  aber  keiner  näher 
kennt,  und  die  in  jeder  neuen  Generation  ein 
beherzter  Forscher  lesen  müsste,  nm  nachher 
«eine.  Zeitgenossen  von  der  Lektüre  zu  ent- 
hin  ..ui.  Mirabeau  geht  darin  von  dem  Postulate 
aus.  dass  eine  grosse  Einwohnerzahl  zum  Wohl- 
befinden eines  Staates  unerlässlich  sei,  weshalb 
sieh  auch  du«  Buch  hauptsächlich  mit  den 
Mitteln  zur  Stimulierung  der  Bevölkerung«* 
Vermehrung  befasst.  Dpii  von  ihm  als  richtig 
anerkannten  Satz,  dass  das  Mass  der  vorhandenen 
Lebensrnittel  auch  das  Mass  der  Bevölkerung 
sei.  benutzt  er.  um  die  Richtigkeit  des  physio- 
kratischen  Systems  daraus  zu  beweisen,  und 
verlangt  Begünstigung  des  Ackerbaues  im 
engsten  Sinne,  weil  diese  die  meisten  Lehens- 
mittel liefere.  Wie  rigoros  er  diese  zur  mensch- 
lichen Nahrung  bestimmte  Ausbeute  der  Natur 
überwacht,  erhellt  z.  B.  daraus,  dass  er  den 
Besitz  eines  Pferdes  für  ein  Verbrechen  gegen 
die  Nation  erklärt,  weil  ein  solches  die  für  vier 
Menschen  genügenden  (Vrealien  konsumiere. 
Hinsichtlich  des  fördernden  Einflusses  der  reich- 
lichen Volksernährung  auf  die  Zeugungskraft 
bedient  er  sich  des  drastischen  Vergleiches: 
„Les  hoimnes  multiplient  comme  les  rats  dans 
une  grange,  s’ils  ont  les  tnovens  de  subsister.“ 
ln  der  landwirtschaftlichen  Abteilnug  seines 
,. Menschenfreundes“  fehlt  es  nicht  an  heute  noch 
zu  beherzigenden  Maximen.  Er  ist  nicht  nur 
ein  Feind  der  Latifundien,  er  spricht  sich  auch 
entschieden  für  den  bäuerlichen  Kleinbetrieb 
aus.  Ein  wesentliches  Hemmnis  der  Fort- 
schritte der  Landwirtschaft  erblickt  er  in  der 
Schwester  des  städtischen  Luxus:  der  bäuer- 
lichen Trägheit,  die  Fussstapfen  des  Landwirts 
sind  der  beste  Dünger  für  seine  Fehler,  führt 
er  sehr  richtig  aus.  Die  „Theorie  de  l'impöt“ 
erhöhte  noch  die  Popularität  des  Verfassers, 
wenn  auch  weniger  auf  Grund  des  wissenschaft- 
lichen Wertes  dieser  Schrift,  sondern  wegen  des 
Anstosses,  den  die  darin  angegriffene  Korpo- 
ration daran  nahm : die  Pächter  der  indirekten 
Staatssteuern  Frankreichs.  Seine  Ausfälle  in 
der  Schrift  gegen  diese  über  lettre«  de  cachet 
stets  verfügenden  Sinekurenbesitzer  verschafften 
ihm  einige  Monate  unfreiwilliger  Müsse  im 
Kerker  von  Vincennes  und  nach  seiner  Frei- 
lassung eine  vorübergehende  Verbannung  nach 
seiner  Besitzung  Bignon. 


Vgl.  Uber  Mirabeau:  Anti-Mirabeau,  oder 
nnparteyische  Anmerkungen  Uber  des  Herrn  von 
Mirabeau  natürliche  Kegieruugsform.  Besonders 
in  Absicht  und  Anwendung  auf  Teutschland, 
Frankfurt  a.  M.  1771.  — Lucas-Mon tiguy, 
Memoires  biographiqnes  de  Mirabeau,  Paris.  — 
Kellner,  Zur  Geschichte  des  Physiokratismns, 
Göttingen  1847,  S.  19.  22,  29,  52,  H5.  — Dic- 
tionnaire  de  l’^conomie  polit.,  2.  Aufl.,  Bd.  II, 
Paris  1854.  S.  118 ft.  — v.  Mohl,  Geschichte 
und  Litteratur  der  Staats  Wissenschaften,  3 Bde., 
Erlangen  1855—  58,  Bd.  I,  S.  280,  306,  Bd.  II, 
S.  67,  80,  470.  — Leo  nee  de  Lavergne, 
Les  Economistes  francais  au  XIX  siöcle,  Paris 
1870,  S.  112ff.  — A.  Stern,  Das  Leben 
Mirabeans,  2 Bde.,  Berlin  1884.  — Schelle, 
Dupont  de  Nemours  et  Fecole  phvsiocratique, 
Paris  1888,  S.  11/12,  102/3,  161/63  u.  ö.  — 


Lonis  et  Charles  Lotue nie.  Les  Miralieau. 
Nonveiles  etudes  sitr  la  societe  francais«?  au 
XVIII*  siede.  4 Bde..  ebd.  187991.  — Block. 
Les  progres  de  la  Science  ecoaomique.  2 Bde.. 
ebd.  1890.  Bd.  1.  fl.  537,  589,  Bd.  II.  S.  420.  — 
Knies.  Karl  Friedrichs  tob  Baden  brieflicher 
Verkehr  mit  Mirabcau  und  Dn[x>nt,  2 Bde.. 
Heidelberg  1892.  — Nouveau  dictionnaire  d‘eoo- 
uouiie  polit.,  Bd.  LI,  Paris  1892.  S.  293  ff. 
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3lischler.  Ernst. 

wurde  am  23.  XII.  1857  zu  Prag  geboren,  be- 
suchte die  Schulen  seiner  Vaterstadt  und  bezog 
im  Wintersemester  1876  77  die  damals  noch 
ungeteilte  Universität  Prag,  au  der  er  aui  8. 
IV.  1881  zum  LVoktor  der  Rechte  promoviert 
wurde.  Nach  kurzer  Beschäftigung  hei  einem 
Hahnuntemehmeu  trat  er  im  Oktober  1881, 
einer  Einladung  K.  Th.  von  Inama-Stern- 
eggs  folgend,  in  die  k.  k.  statistische  l’entral- 
kommission  in  Wien  ein,  in  welcher  er  bis  zum 
Sommersemester  1888  verblieb  und  zuletzt  als 
Ilofkonzipist  die  Abteilung  für  Finanzstatistik 
leitete.  Er  habilitierte  sich  am  8.  IV.  1884  als 
Privatdozent  für  Statistik  an  der  deutschen 
Universität  in  Prag,  1887  in  derselben  Eigen- 
schaft au  der  Universität  in  Wien  und  supp- 
lierte  im  Sommersetnester  1885  die  ladirkanzel 
für  Statistik  an  der  k.  u.  k.  orientalischen  Aka- 
demie in  Wien  Im  Jahre  1888  wurde  er  zum 
a.  o.  Professor  der  Statistik  au  der  Universität 
Ozernowitz  ernannt  und  zum  Wintersemester 
1891  an  die  deutsche  Universität  Prag,  darauf 
im  Wintersemester  189394  als  Ordinarius  an 
die  Universität  Graz  berufen,  wo  er  neben  Sta- 
tistik noch  über  Finanzrecht  und  Specialgebiete 
! der  Nationalökonomie  liest.  Während  der  Lehr- 
tlnitigkeit  in  Ozernowitz  organisierte  E.  Misch- 
ler  das  statistische  Landesamt  des  Herzogtums 
| Bukowina,  dessen  erster  Direktor  er  vom  1.  I. 

J bis  30.  IX.  1890  war.  Desgleichen  organisierte' 
er  iu  Graz  das  vom  steierm.  Landesausschusse 
1893  errichtete  statistische  Landesamt  für 
Steiermark,  dessen  erster  Direktor  er  ist.  Beim 
IV.  internationalen  demographischen  Kongresse 
zu  Wien  (1887  t fungierte  er  als  Sekretär.  Er 
ist  ordentliches  Mitglied  des  Institut  internal ional 
de  Statistique  und  korrespondierendes  Mitglied 
; der  k.  k.  statistischen  Centralkommission  in 
Wien,  ferner  Mitglied  des  österreichischen  Ar- 
I beitsbeirates  in  Wien,  der  Steiermark.  Beiräte  für 
Kinderpflege  und  Findelwesen,  endlich  ehren- 
amtlicher Leiter  der  von  ihm  eingerichteten 
gemeinnützigen  Arbeitsvermitteluug  in  Graz. 

Von  seinen  Schriften  sind  namentlich  die 
folgenden  zu  nennen:  a)  in  Buchform:  Alte 
und  neue  Universitätsstatistik.  Eiue  Antritts- 
rede, Prag  1885.  — Der  öffentliche  Haushalt  iu 
I Böhmen,  Wien  1887.  — Die  Arraeupflege  in  den 
österreichischen  Städten  und  ihre  Reform,  Wieu 
1890.  — Handbuch  der  Verwaltungsstatistik, 
I.  Bd.  Allgemeine  Grundlagen  der  Verwaltungs- 
statistik, Stuttgart  1892.  — Das  Armenwesen 
in  Steiermark,  Graz  1896. 

b)  Redaktions  werke:  Oesterr.  Städte* 
buch  I.  Bd.,  Wien  1887,  II.  Bd.  1888  (in  Ver 
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»indong  mit  K.  Th.  v.  Inama-Sternegg).  — 
Staatewörterbuch  3 Bde.,  Wien  1895— 
1S97  (i u Verbindung  mit  J.  Ulbrieh).  — Mittci- 
des  statistischen  Bundesamtes  der  Buko- 
vrina  l.  Heft.,  Lxernowitz  1892.  — Mitteil.  des 
«sta-thstisehen  Landesamtes  von  Steiermark,  1. 
Tieft  und  ff-,  Graz  189(5 ff.  — ‘Oesterreichische 
W ohlfahrteeinrichtungen  1848 — 1898,  1.  Bd., 
Wien  1899.  — Wegweiser  durch  die  freiwillige 
Armenpflege  in  Steiermark,  Graz  1898.  — Mit- 
l>e.g:r linder  und  Mitherausgeber  der  Blätter  für 
<U».h  Armen  wesen,  Bd.  1 ff.,  Graz  1896  ff. 

c)  in  Sa m mel werken:  Rechenschafts- 
bericht des  IV.  internationalen  deraographischen 
ivongresses  1887  (Heft  37  und  Suppl.  22—30 
«ler  Arbeiten  des  VI.  int.  Kongr.  für  Hvg.  u. 
l>emogr.i.  — Abschnitte:  „Die  Kriminalstatistik 
als  Erkenntnisquelle“  und  „Hauptergebnisse  der 
Kriminalstatistik“  in  Holtzeudortf-Jagemanns 
Handbuch  des  Gefängniswesens,  Bd.  I u.  II.  — 
Biographieen  von  Peter  Mischler,  Adam  Hein- 
rich .Müller  und  Theod.  Richter  in  Liliencrons 
Allg.  deutsch.  Biographie.  — Art  „Civilliste“ 
und  „Amtliche  Statistik“  in  diesem  Ilandwörter- 
bnc.he,  I.  u.  II.  Aufl.  — Artt.  Armen  wesen, 
Bevölkerungsgeschichte , Kriminalität,  Justiz- 
statistik.  Illegitimität,  Konfessionsänderungeii 
etc.  in  dem  I.  u.  II.  Suppl.-Bd.  zu  Meyers  Kon- 
vers.-Lex. , IV'.  Aufl.  — ln  „Oesterreichische 
Statistik“  (Amtl.  Quellen  werk):  Textliche  Bear- 
beitung der  österr.  Volkszählung  von  1880  (Bd. 
V,  Heft  3)  und  der  Staatsfinanzen  für  1883  84 
(Bd.  XVI,  Heft  3).  — Im  Oesterreich ischen 
Staatswörterbuch  die  Artt.:  Abfahrtsgeld.  Ar- 
beiterkarameni,  Arbeiterschutz.  Arbeiterwohnun- 
gen,  Armenpflege,  Bezirkshaushalt,  Depositen, 
Gebietseinteilung,  Gemeindegut,  Gemeindehaus- 
halt.  Gewerbeinspektion,  Landeshaushalt,  Mono- 
pole,  Ortschaft,  Pulvermonopol,  Städtetinanzeu, 
Universitätsverfassung . Verwaltnugsstatistik, 
Volkszählung,  Waisenkassen.  — ln  Elsters 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  die  Artt. : Alters- 
gliederung, Anthropologie  n.  Anthronometrie,  An- 
alphabeten. Beruf  u.  Berufsstatistik,  Blinde  u. 
Blindenanstalten.  Bevölkerung,  Dienstleistungen, 
Freizügigkeit,  Eheschliessung,  Geburten,  Ge- 
schlecbtsverhältnis,  Gewerbestatistik,  Heimat- 
recht,  Standesregister,  Sterblichkeit  u.  Sterbe- 
tafeln, Taubstumme  u.  T.-Anstalten,  Uneheliche 
Geburten,  Wanderungen.  — ln  „Oesterr.  Wohl- 
fahrtscinrichtnngen  1848,1898“  die  Einleitung: 
Uebersicht  über  die  öffentl.  Armenpflege  und 
private  Wohltliätigkeit  in  Oesterreich;  ferner 
einige  Artikel  in  den  Mitt.  des  Statist.  Bundes- 
amtes der  Bukowina  1,  in  „Soziale  Verwaltung 
am  Ende  des  19.  Jahrh.“,  Wien  1900,  im  Oesterr. 
Stiidtelmche  etc.  — Gutachten  über  den  Ent- 
wurf eines  Armengesetzes  in  Niederösterreieh, 
Wien  1900  (Landtagsakten). 

d)  In  Zeitschriften:  1.  In  Schanz’ 
„Finanzarchiv“,  IV.  Bd..  2.  Heft : Die  Sub- 
jekte der  Finanzwirtschaft.  — 2.  ln  Mayrs 
„Allgemeines  Statistisches  Archiv“: 
Das  Moment  der  Zeit  in  der  Verwaltungsstatis- 
tik  (I.  Bd.).  — Statistik  und  Selbstverwaltung 
(II.  Bd.).  — Internationale  statistische  Ueber- 
siehten:  I.  Kriminalität,  IV.  Unterrichtswesen 
im  III.  Bd.  — Die  österr.  Konferenz  für  Lan- 
desstatistik im  IV.  Bd.  — 3.  ln  der  österreichi- 
schen „Statistischen  .Monatsschrift“: 
Statistik  des  Markenschutzes  in  Oesterreich- 


Ungarn  (1883).  — Die.  Ansiedelung»-  und  Wohn- 
verhältnisse in  Oesterreich  (1883).  — l’eber 
Analphabeten  (188(5).  — Das  Einkommen  der 
protestantischen  Pfarrstellen  in  Oesterreich 
(1886).  — Ueber  die  Armenpflege  und  ihre 
Statistik  in  den  österr.  Ländern  (1887).  — Die 
Litteraturstatistik  in  Oesterreich  (1886).  — Der 
Haushalt  der  Bezirke  in  Oesterreich  (1888).  — 
Der  Haushalt  der  Landgemeinden  in  Oester- 
reich (1889i.  — Zur  Organisation  und  Methodik 
der  Krimimilstatistik  (1891).  — Die  Organisation 
der  Landesstatistik  in  der  Bukowina  (1891).  — 
1.— 3.  Uebersicht  über  die  wissenschaftliche 
Statistik  in  der  periodischen  Litteratur  für  1885, 
1886  87  und  1888/90;  (Jahrg.  18HG.  188 8 und 
1891).  Die  Enquete  und  Statistik  der  Armen- 
verhältnisse (1896).  — Die  steiermärkische 
Arbeitsvermittlung  (1898).  — 4.  In  der 

„Oesterreichisch-ungaris  c henRevue“: 
Die  Wohuungsverhältuisse  der  arbeitenden 
Klassen  in  den  österreichischen  Städten  (1888). 
— Der  IV.  intern,  demographische  Kongress 
(1887).  — 5.  ln  den  „Deutschen  Worten“: 
Das  System  der  Gablonzer  Armenpflege.  — 
6.  In  den  „Jalirb.  für  Nat.  und  Stnt.“: 
Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armen- 
pflege und  Wohltliätigkeit  (1888..  — Die  österr. 
Heimatsrechtsnovelle  von  1896  (1897).  — 7.  ln 
„Arch.  für  soz.  Gesetzgebung  u.  Stat.“: 
Zur  Beurteilung  der  Kriminalität  im  Deutschen 
Reiche  (1889).  — Die  österreichische  Gewerbe- 
inspektion  (Jahrg.  1888—1899/.  — Grundzüge 
einer  allgemeinen  staatlichen  Arbeitsvermittlung 
für  Oesterreich  (1900).  — 8.  Im  „Handels- 
museum“: Die  Reform  der  direkten  Steuern 
(1892,  Nr.  18  — 20).  — 9.  In  Dorns  „Volks- 
wirtschaftlicher Wochenschrift“:  Die 
Wirtschaftskrise  iu  der  Bukowina  (1892).  — 
10.  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozial- 
politik und  Verwaltung  (5.  Bd.):  Die  Gewerbe- 
inspektion in  Oesterreich. 

Ueberdies  mehrere  Beiträge  zur  Sozial- 
politik etc.  iu  der  Wiener  landwirtschaftlichen 
Zeitung,  in  der  Allgemeinen  Zeitung,  in  der 
Prager  „Bohemia“,  in  der  (Wiener)  deutschen 
Wochenschrift  (188(5,  1887),  im  Sozialpolitischen 
Centralblatt,  in  der  Reichenberger  Monatsschrift 
„Humanität“  u.  s.  f. 

Red. 


Mischler,  Peter, 

geh  am  17.  II.  1821  zu  Heppenheim  a.  d.  Berg- 
I strosse  im  Grossh.  Hessen,  gest.  am  20.  VlL 
1864  als  Ehrendoktor  der  Rechte  der  Prager 
Universität  (seit  18571,  studierte  lind  promo- 
vierte in  Giessen,  ging  November  1849  als  ausser- 
ordentlicher Professor  der  politischen  Oekonomie 
| nach  Freiburg  i.  B.  und  November  1852  iu 
gleicher  Eigenschaft  zur  Besetzung  des  für  ihn 
geschaffenen  zweiten  Lehrstuhls  für  National- 
ökonomie nach  Prag,  wo  er  seit  Mai  1855  als 
Ordinarius  wirkte. 

Die  Volkswirtschaft  wird  von  Mischler  stets 
| ini  Zusammenhänge  mit  Religion,  Recht  und 
Sitte  aufgefasst  und  ihr  so  eine  ethische  Färbung 
gegeben.  In  wirtschaftspolitischer  Hinsicht  war 
er  strenger  Schutzzüllner  und  arbeitete  im  Sinne 
einer  deutschen  und  deutsch -österreichischen 
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Zolleinignng.  Die  politisch  grossdentsche  und 
die  iu  relißiöser  Hinsicht  streng  katholische  An- 
schauung dnrchdringt  seine  gesamte  Thätigkeit. 

Kr  veröffentlichte  an  staat.swissenschaftlichen 
Schriften  a)  iu  Buchform:  Der  Schwarzwald, 
ein  Blick  auf  die  volkswirtschaftlichen  Verhält- 
nisse des  badischen  Oberlandes,  Frankfurt  a.  M. 
1851.  — Das  deutsche  Eiseuhllttengewerbe  vom 
Standpunkte  der  Staatswirtschaft.  2 Bde.  Stutt- 
gart 1852  u.  1HT>4.  — Volkswirtschaftliche  Be- 
trachtungen über  den  Gewcrbetleiss , Keichen- 
berg  1861.  — Handbuch  der  Nationalökonomie. 
Von  diesem  auf  2 Bde.  berechnet  gewesenen 
Werke  erschienen  Bd.  I,  Teil  1:  Grundsätze 
der  Nationalökonomie,  und  Bd.  I.  Teil  2:  Ent- 
stehung des  Nationalreichtums  und  Lehre  vom 
natürlichen  Reichtum  der  Länder,  Wien  1857. 
— Zur  Abhilfe  des  Notstandes  im  Erz-  und 
Riesengebirge.  Prag  1862.  — 

b)  In  Sammelwerken:  Die  Artikel 

staatswissenschaftl.  Inhaltes  für  die  ersten 
Buchstaben  des  Alphabetes  in  der  „Allgeni. 
Realem  yklopädie  für  das  kat hol.  Deutschland“. — 

c)  In  Zeitschriften:  Feber  den  Stand- 
punkt und  die  Behandlung  der  politischen 
Ockonomie  mit  bes.  Berücksichtigung  der  Ver- 
hältnisse des  österr.  Kaiserstaates  [Prager  An- 
trittsrede] (im  r Magazin  für  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften“, 1858,  IV.  Heft).  — Mehrere 
Abhdl.  in  der  „Oesterr.  Zeitschrift  für  Berg- 
u.  Hüttenwesen“,  in  den  „Oesterr.  Blättern  für 
Litteratur  u.  Kunst“,  in  der  „Kathol.  Litterntnr- j 
Zeitung“,  im  „Vereinsblatt  für  deutsche  Arbeit“, 
bes.  1851  und  1852.  — 

Vgl.  über  Peter  Mischler:  Ausführliche 
Biograpbieen  in  Wurzbachs  „Biographischem 
Lexikon  des  Kaisertums  Oesterreich“  (XVIII. 
S.  858— 360),  Wien  1868  und  in  der  „Allge- 
meinen deutschen  Biographie“  (XXII.  S.  4 — 10), 
Leipzig  1885.  — 

Ilrd. 


Mission,  Innere. 

I.  Das  Wesen  der  I.  M.  1.  Begriff  der 

1.  M.  2.  Verhältnis  der  I.  M.  zu  anderen  Lebens- 
kreisen. II.  Die  Geschichte  der  1.  M.  1.  Ge- 
schichte der  Elemente  der  I.  M.  a)  Das  dia- 
konische  Element,  b)  Das  evaugelisatorische 
Element,  c)  Das  reforinatorische  Element. 

2.  Geschichte  der  I.  M.  a)  Die  Zeit  der  An- 
fänge (1780 — 1883).  b)  Die  Zeit  der  grossen 
Männer  (1883 — 66).  c)  Die  Zeit  des  methodischen 
Ausbaues  (1866  bis  heute).  III.  Der  Bestand 
der  I.  M.  I.  Die  Organe  der  I.  M.  a)  Der 
Verein,  b)  Die  Anstalt,  c)  Der  Vereinsgeist- 
liche. d)  Diakonen,  e)  Diakonissen.  2.  Die 
Arbeitsfelder  der  I M.  a)  Hilfsarbeit  für  die 
Kirche,  b)  Hilfsarbeit  für  die  Familie,  c)  Hilfs- 
arbeit für  den  Staat.  IV.  Die  Wissen- 
schaft der  I.  M.  1.  Die  Literarische  Behand- 
lung. 2.  Die  mündliche  Lehre. 

Die  Innere  Mission  ist  als  solche  in  der 
ersten  Hälfte  dos  19.  Jahrhunderts  in  die 
Erscheinung  getreten,  also  eine  moderne 
Grösse;  einzelne  Bestandteile  derselben  sind 
immer  in  der  christlichen  Aera  vorhanden 
gewesen.  Mit  der  Neuheit  ihrer  Existenz 


! hängt  es  zusammen,  «lass  viele  Fragen  ihres 
Bestandes  noch  im  Fluss  sind,  ihre  wissen- 
schaftliche Darstellung  erst  in  den  Anfän- 
' gen  ist. 

I 

I.  I>ns  Wesen  der  Inneren  Mission. 

1.  Begriff  der  I.  M.  V on  jeher  ist  der 
Begriff  der  Inneren  Mission  vielumstritten 
j gewesen.  Da  Innere  Mission  jedenfalls  eine 
geschichtliche  Grösse  ist,  wird  man  sie  auf 
geschichtlichem  Wege  am  ehesten  erfassen 
i können.  Ein  Blick  in  ihre  Entstehung  mag  uns 
ihrWosen  offenbaren.  Johann  Hinrieh  Wiehern 
(1808 — 1881),  der  »Vater  der  Inneren  Mis- 
sion*. wurde  als  Kandidat  in  Hamburg  zum 
> »Oberlehrer«  der  dort  vor  kurzem  (1825) 
gegründeten  »Sonn  tagsseh  ule«,  einer  englisch- 
kirehliehon  Institution,  die  man  dorthin  ver- 
pflanzt hatte,  gewählt.  Wie  ihr  Begründer. 
Pastor  Knutenberg,  die  in  ihr  zu  vollbrin- 
gende Arbeit  ansah,  mag  ein  Wort  aus  einem 
der  Jahresberichte  zeigen:  »Was  hindert 

uns.  gleich  unseren  Brüdern  in  London, 
Glasgow,  New- York  und  mehreren  grossen 
Städten  Englands  und  Nordamerikas  Mis- 
sionare zu  werden  für  das  mehr  als  heid- 
nische Elend  in  unseren  Mauern?  Was 
hindert  uns,  hineinzugehen  in  die  Hütten 
tles  Unheils,  den  Jammer  mit  eigenen  Augen 
zu  sehen  und  die  armen  Ijeute  zu  bitten 
und  zu  ermahnen,  dass  sie  sich  selbst,  dass 
sie  mindestens  doch  ihre  unglücklichen  Kin- 
der retten  lassen  aus  den  Stricken  des 
Todes V«  Man  wollte  Missionsarbeit  an  den 
christlich  und  kirchlich  Verwahrlosten  thun. 
Indem  man  den  Kindern  der  Sonntagssehule 
scelsorgerlich  nachging  iu  ihre  häuslichen 
Verhältnisse,  hatte  sich  ein  Besuchsverein 
gebildet.  Wiehern  wurde  bald  eins  der  eif- 
rigsten Mitglieder  und  dann  der  leitende 
Geist  der  Arbeit.  Man  hatte  letztlich  nur 
religiöse  Ziele.  Aber  man  konnte  den  Zu- 
sammenhang zwischen  dem  religiös-sittlichen 
und  dem  materiellen  und  sozialen  Zustand 
nicht  verkennen,  sowenig  man  diesen  Zu- 
sammenhang damals  und  später  im  Sinne 
einer  zwingenden  Not  wendigkeit  überschätzte. 
Wiehern  wollte  die  Glaubenspredigt  des 
Wortes  mit  der  T hat  predigt  der  Liehe  ver- 
binden und  durch  diese  Gemeinsamkeit  ihre 
Wirkungskraft  in  der  Kirche  und  im  Volks- 
letten stärken.  Er  fand  die  Kirche  in  ihrem 
damaligen  Zustand  der  Aufgabe,  Glaube  und 
Liehe  zu  predigen  und  zu  pflanzen,  nicht 
gewachsen , ihre  offiziellen  Organe  unzu- 
reichend und  malt,  den  wahren  kirchlichen 
Geist  vielfach  erloschen.  So  wurde  sein 
Wunsch  und  sein  Thun  zu  einer  kirchlichen 
Reform bewegung.  Etwas  principiell  Neues 
wollte  Wiehern  der  Kirche  nicht  bringen, 
wohl  aber  etwas  praktisch  Neues,  das  in 
der  Konsequenz  ihrer  Principien  lag,  aber 
durch  die  Ungunst  der  Zeiten  und  die  Un- 
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treue  der  Menschen  verkümmert  war.  Es  ] 
sollte  mit  seiner  Reform  nicht  eine  Zeit 
neuer  Grundsätze  und  Gedanken,  sondern  j 
ein  neuer  Tag  des  Lebens  beginnen.  Als  es  . 
vom  21.  bis  23.  September  1848  in  Wittenberg ' 
zum  ersten  »Kirchentag«  kam,  entfaltete. 
Wiehern  das  Banner  der  Inneren  Mission  j 
mit  den  Worten:  »Es  timt  Eins  not,  dass 

die  evangelische  Kirche  in  ihrer  Gesamtheit ! 
anerkenne:  die  Arbeit  der  Inneren  Mission 
ist  mein!  dass  sie  ein  grosses  Siegel  auf 
die  Summa  dieser  Arbeit  setze:  die  Liebe 

gehört  mir  wie  der  Glaube Wie  der 

ganze  Christus  im  lebendigen  Gottesworte 
sich  offenbart,  so  muss  er  auch  in  den 

Gottes thaten  sich  predigen Wird  in 

diesem  Sinne  das  Wort  der  Inneren  Mission 
aufgenommen,  so  bricht  in  unserer  Kirche 
jener  Tag  ihrer  neuen  Zukunft  an.»  Da- 
mals wurde  der  Ausdruck  »Innere  Mission« 
zuerst  in  weiteren  Kreisen  gang  und  gäbe. 

I jitterarisch  war  er  schon  von  Prof.  Lücke 
in  Göttingen  gebraucht  worden,  gleichzeitig 
aller  auch  im  Wicheruschen  Kreis  in  Umlauf 
gekommen.  Indem  man  zunächst  auf  die  in 
entfernten  Ländern  arbeitende  Heidenmission 
reflektierte,  sagte  man  vielfach  »inländische 
Mission«,  dann  fasste  man  Wort  und  Ge- 
danken schärfer  und  tiefer  als  »Innere  Mis- 
sion« im  Sinne  von  innerkirchlicher  Mission. 

Man  hat  den  Namen  schwerfällig  ge- 
funden, nicht  ganz  mit  Unrecht.  Aus  zwei 
Worten  bestehend  sträubt  er  sich  gegen 
die  Bildung  eines  Adjektivs  (»innermissiona- 
risch« ?).  Man  hat  ihn  provozierend , be- 1 
schämend  gefunden.  Dennoch  ist  er  sach- 1 
gemäss:  »Die  Antinomie,  die  in  demselben  , 
zu  Tage  tritt,  entspricht  genau  der  Anti- 1 
nomie,  die  in  der  Thatsache  liegt,  dass 
äussere,  rechtliche  Zugehörigkeit  zu  der 
Kirche  zusammentrifft  mit  einer  Abkehr  von 
Christentum  und  Kirche,  dass  diejenigen, 
welche  Subjekte  der  Missionsthätigkeit  sein 
sollten,  als  ihre  Objekte  zu  stehen  kommen.« 

Nimmt  man  die  Ausführung  in  der  Wirk- 
lichkeit hinzu,  welche  das  oben  skizzierte 
Programm  Wicherns  im  Laufe  von  reichlich 
GO  Jahren  gefunden  hat,  so  wird  man  die  be- 
treffende Gegenwart  als  eine  Entwickelung  der 
Grundgedanken  Wicherns  erkennen  müssen, 
wenn  auch  nicht  als  eine  ganz  gleichmässigc  • 
und  überall  normale. 

Nach  dem  Gesagten  definiere  ich  die 
Innern  Mission  zusammenfassend  dahin:  die 
Innere  Mission  ist  diejenige  kirchliche  Re- 
formbewegung des  19.  Jahrhunderts,  welche 
den  inneren  Zustand  des  evangelischen 
Kirchentums  dadurch  zu  bessern  unternimmt, 
dass  sie  sowohl  die  Barmherzigkeitswerke ! 
als  auch  die  freie  Wortverkündigung  in 
demselten  wirksam  machen  und  ihm  or- 
ganisch einfügen  will. 

Zur  näheren  Erläuterung  dieser  Definition 


mag  es  dienen,  dass  auf  Subjekt,  Objekt. 
Ziel  und  Mittel  der  Inneren  Mission  hinge- 
wiesen wird.  Subjekt  sind  lebendig  gläu- 
bige kirchliche  Persönlichkeiten,  einzeln  oder 
(meistens)  organisiert,  welche  sich  den  Fak- 
toren, die  zur  Reform  der  Kirche  und  der 
von  ihr  beeinflussten  Lebenskreise  den  Dienst 
versagen,  freiwillig  substituieren.  — Objekte 
der  Inneren  Mission  sind  Notstände  im 
Zusammenhang  mit  der  Sünde , welchen 
offizielle  Gewalten  nicht  abhelfen.  — Das 
Ziel  der  Inneren  Mission  ist  die  Herstellung 
eines  Kirchentums,  das  geeignet  ist,  direkt, 
oder  indirekt  jenen  Notständen  zu  1 begegnen. 

— Die  Mittel  der  Inneren  Mission  sind 
primär  das  freie  Wort,  sekundär  (subsidiär) 
das  Liebeswerk. 

Wiehern  hat  keine  wissenschaftliche 
Definition  der  Inneren  Mission  gegeben,  nur 
zahlreiche,  zum  Teil  sehr  rhetorische  Be- 
schreibungen. Zur  Vergleichung  sei  die  aus 
seiner  klassischen  »Denkschrift«,  in  welcher 
er  das  Programm  seines  Lebenswerkes  in 
etwas  ausgefühiterer  Form  entwickelt,  mit- 
geteilt: »Als  Innere  Mission  gilt  uns  nicht 

diese  oder  jene  einzelne,  sondern  die  ge- 
samte Arbeit  der  aus  dem  Glauben  au 
Christum  geborenen  Liebe,  welche  diejenigen 
Massen  in  der  Christenheit  innerlich  und 
äusserlich  erneuern  will,  die  der  Macht  und 
Herrschaft  des  aus  der  Sünde  direkt  oder 
indirekt  entspringenden  mannigfachen  äus- 
seren und  inneren  Verderbens  anheimgefaUen 
sind,  ohne  dass  sie,  so  wie  es  zu  ihrer 
christlichen  Erneuerung  nötig  wäre,  von  den 
jedesmaligen  geordneten  christlichen  Aemtern 
erreicht  werden.« 

Noch  bestehen  unter  den  älteren  Ver- 
tretern der  Sache  starke  Differenzen  in  Be- 
zug auf  die  Wesensbestimmung  der  Inneren 
Mission.  Jedoch  macht  sich  neuerdings 
mehrfach  eine  mehr  oder  minder  vollständige 
Zustimmung  zu  meiner  oben  gegebenen 
Definition  bemerklich. 

2.  Verhältnis  der  I.  M.  zu  anderen 
Ijebenskreisen.  Zur  Kirche,  deren  echt 
evangelischer  Begriff  iu  Artikel  VII  der 
Augsburger  Konfession  seinen  klassischen 
Ausdruck  (Gemeinschaft  der  Gläubigen)  ge- 
funden hat,  stellt  sie  in  einem  schlechthin 
dienenden  Verhältnis;  zum  Kirchentum  da- 
gegen, der  in  die  Welt  der  Wirklichkeit 
hereingebauten,  mit  Staat,  Volkstum,  Ge- 
sellschaft etc.  verflochtenen  oder  sieh  doch 
berührenden  Kirche  steht  sie  in  einem  pie- 
tätvollen Verhältnis,  das  jedoch  des  kritischen 
Salzes  nicht  entbehren  kann ; sonst  wäre  sie 
keine  Reformbewegung.  Sie  muss  sich  zu 
Zeiten  aus  wahrer  Kirchlichkeit  ablehnend 
und  korrigierend  zum  Kirchentum  verhalten. 

— Von  der  äusseren  Mission  (als  einem 
Wirken  der  Kirche  auf  Menschen  ausserhalb 
ihres  Kreises  zur  Gewinnung  derselben) 


1 
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unterscheidet  sie  sich  als  eine  Arbeit  ledig- 
lich an  Gliedern  der  Kirche.  — Der  kirch- 
lichen Amtstätigkeit  tritt  sie  als  eine  ausser- 
ordentliche  helfend  zur  Seit«*.  — Die  Huma- 
nität ist  eine  Tochter  des  Christentums, 
aber  sie  will  es  vielfach  nicht  Wort  haben, 
obwohl  eine  einfache  Betrachtung  des  vor- 
und  ausserchrist  liehen  Heidentums  diese 
T hat sache  besiegelt.  Dieser  die  Mutter  sehr 
häufig  verleugnenden  Tochter  stellt  sich  die 
Inuere  Mission  als  eine  sich  zu  jenem  un- 
umwunden und  dankbar  l>ekennende  gegen- 
über.  — Von  katholischen  ähnlichen  Unter- 
nehmungen (wenn  sie  auch  dort  nicht  zu 
einem  Ganzen  zusammengefasst  sind)  trennt 
sie  derselbe  Abstand,  welcher  zwischen  der 
römischen  und  evangelischen  Kirche  besteht. 
— Im  Staat  ehrt  sie  die  Gottesordmmgdes  Ge- 
setzes. aber  sie  dient  keiner  politischen 
Partei.  — In  der  Familie  erkennt  sie  die 
göttliche  Naturordung,  in  ihrer  christlichen 
Verklärung  die  Brunnenstubo  grössten  Segens 
für  Individuum  und  Volk,  in  ihrer  Entartung 
die  verhängnisvollste,  mit  aller  Kraft  auch 
durch  ihren  Dienst  wieder  zu  reparierende  Ab- 
irrung von  den  göttlichen  Grundordnungen. 

- Der  Schule,  welche  jenen  drei  Kreisen, 
Kirche,  Familie  und  Staat  dient,  ordnet  sie 
sich  zu  als  jüngere  Schwester,  in  freiwilli- 
gem Hilfsdienst  ihrer  offiziellen  Arbeit. 

II.  Die  Geschichte  der  Inneren  Mission. 

Nach  der  oben  gegebenen  Definition  be- 
gegnen sich  in  «lern  geschichtlichen  Gebilde 
der  Inneren  Mission  drei  Strömungen,  wel- 
che bis  zu  ihrer  Vereinigung  in  der  evan- 
gelischen Kirche  des  19.  Jahrhunderts  in 
Vereinzelung  ihren  Weg  gemacht  haben: 
das  diakonische  Element  der  Liebesthntig- 
keit,  das  evangelisatorische  der  freien  Wort- 
verkündigung und  das  reformatorische  Ele- 
ment. Diese  drei  Elemente  sind  nicht  ko- 
ordiniert, sondern  die  beiden  ersten  sind 
dem  dritten  subordiniert.  Die  reformatori- 
sche Bewegung  wünscht  durch  Einpflanzung 
des  diakonischcn  und  des  evaugelisatorischen 
Zuges  in  das  Leben  des  h'irehentums  dies 
letztere  dem  Ideal  der  Kirche  näher  zu 
bringen. 

1.  Geschichte  der  Elemente  der  I. 
31.  a)  Das  diakonische  Element.  In 

der  A n f a n g s z e i t de r K i r c h e ( — 300) 
hatte  die  christliche  Liebest  hä  tigkoit  den 
Charakter  der  Gemeindepflege.  Die  Zeit- 
lage drängte  auf  immer  stärkere  Cenfrali- 
sation  im  Bischoftum.  Auch  die  I ziehest  hätig- 
keit  kam  immer  mehr  in  des  Bischofs  Hände. 
In  Bezug  auf  die  Empfänger  der  Wohlthatcn 
herrschte  eine  weitgehende  Individualisie- 
rung. Man  pflegte  einen  jeden  in  seiner  Woh- 
nung, in  seinen  Verhältnissen,  nach  seinem 
Bedürfnis.  — Auch  über  die  Grenzen  der 
heimischen  Christengemeinde  griff  man  hilf- 


reich hinaus;  sowohl  fernen  Chris-ten  a;< 
nahen  Heiden  half  man  in  Notlagen  wie 
Bestzeiten  etc. 

Kür  die  Jahrhunderte  der  Reichs- 
kirche (300 — 600)  ist  das  Nebeneinander 
einer  nach  den  Zeitverhältnissen  modifizierten 
Gemeindepflege  und  der  Anstaltspflege 
charakteristisch.  Mit  der  Staatski  rohe  be- 
gehrte die  Massennot  Hilfe  von  der  Kirche. 
Das  Massenalmosen  mit  seiner  Verdienstlich- 
keit, der  reichlich  s[»endende  Bischof,  die 
Anstalt4; form  (Kloster,  Hospital)  treten  in  den 
Vordergrund. 

Im  Mittelalter  (600 — 1500)  kam  das 
Anstaltliche  ganz  zur  llerrscliaft.  aber  ohne 
das  Gegengewicht  der  Gemeimlopflege  anch 
zur  Auswirkung  all  seiner  Einseitigkeiten 
und  Schwächen.  Die  Zahl  der  Anstalten 
wuchs  ins  Ungemesseno  (gleichzeitig  gab  es 
nach  den  Kreuzzügen  19000  Aussätzigen- 
hüuser  in  der  Christenheit),  das  Pflegeper- 
sonal mehrte  sich  durch  die  Orden.  Bnider- 
und  Sch  west erschafteu : man  teilte  die  Not- 
leidenden nur  mehr  nach  ihren  Gebrechen 
und  Bedürfnissen.  Alles  war  kirchlich  ver- 
fasst. gebunden,  beeinflusst.  Die  unevange- 
lische Ethik  mit  ihren  Anschauungen  von 
Arbeit,  Eigentum,  Almosen  zog  ein  Bettier- 
heer m-oss,  das  sich  zu  einer  eigentlichen 
Laiu  1 plage  auswuchs. 

Die  Reformation  und  ihre  un- 
mi  t toi  bare  Fo  1 ge  zeit  (1500 — 1050)  hatte 
deshalb  hier  wie  sonst  die  Aufgabe  einer 
neuen  Grundlegung  resp.  des  Zurüekgehens 
auf  die  Grundlagen  der  ältesten  Kirche. 
Mit  der  Dogmatik  wandelte  sich  auch  die 
Ethik.  Liebest hätigkeit  war  nun  nicht  mehr 
eine  lebensversicherung  für  die  Ewigkeit, 
sondern  eine  Frucht  des  Glaubens;  nicht 
Bettel,  sondern  Berufsarbeit  war  nun  Gottes- 
dienst. Der  Gemeindegedanke  wurde  wie- 
der lebendig.  Die  Armenordnungen  waren 
Teile  der  Kirchenordnungen.  Die  Kirche 
war  mit  dem  Bürgerlichen  ganz  gemischt 
— der  Ansatz  zu  künftigen  Auseinander- 
setzungen. Die  schwache  Seite  der  neuen 
Ordnung  war  der  mit  dem  notwendigen 
Fall  der  Klöster  gegoltene  Mangel  an  Pflege- 
personal. 

Der  Pietismus  (1650 — 1780)  legte  ge- 
genüber einem  selbstsicheren  Kirehentum 
alles  Gewicht  auf  die  lebendige  religiöse 
Einzelpersönlichkeit.  Der  Missionsgeist  er- 
wachte auch  in  der  Liebesübung.  Man 
verzagte  vielfach  an  der  Gegenwart : deshalb 
sorgte  man  für  die  Zukunft  in  der  Jugend- 
erziehung. Das  Vereinswesen,  der  Zusam- 
menschluss nach  Wahl  zu  gewissen  Zwecken 
begann,  der  Gemeindegedanke  verkümmerte. 
Der  Subjektivismus  im  Pietismus  schlug  die 
Brücke  zum  Rationalismus.  Dieser  war  wieder 
der  Nährboden  der  Humanität,  die  häufig 
vergass,  dass  ihr  Leben  im  Christentum 
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■wurzelte  und  zugleich  mehr  durch  Blätter-  j 
werk  schöner  Gefühle  und  Worte  als  durch ! 
Fruchtschmuck  hilfreicher  Werke  sich  aus-! 
zeichnete. 

b)  Das  evangelisatorische  Element. ' 

Zweifellos  wurde  in  der  apostolischen  Kirche , 
das  Recht  der  freien  Wortverkündung  an- 1 
erkannt,  sobald  sich  letztere  im  Rahmen 
der  Ordnung  zum  Segen  der  Gemeinde  be- 
tliätigte.  Das  Wort  war  nicht  an  das  Priester- 
amt gebunden  (1.  Kor.  14).  Das  Laienzeug- 
nis erhielt  sich,  wenn  auch  in  abnehmender 
Stärke?,  in  der  Märtyrerkirche,  musste  aber  | 
allmählich  dem  hierarchischen  Prineip  wei- 
chen. Doch  auch  nachdem  dies  im  allge- 
meinen gesiegt  hatte,  suchte  dies  christliche  I 
Utrecht  immer  wieder  im  einzelnen  durch- 
zubreehen,  ebensowohl  innerhalb  der  katho- 1 
lisc-hen  Kirche  (in  einzelnen  Gestalten,  z.  B. 
Severinus,  Columban,  namentlich  in  den 
Predigerorden)  wie  ausserhalb  derselben  (in 
den  »Sekten«  und  Reformparteien).  Mit  der 
Reformation  fing  das  Laienpredigerwesen 
wieder  an  zu  blühen.  Bei  Luther  finden 
wir  ein  Znrückgehen  auf  die  freie  aposto- 1 
lischc  Praxis,  zugleich  al>er  auch  das  Be-  j 
tonen  von  Regel  und  Ordnung  gewissen 
Erscheinungen  gegenüber.  Nur  die  in  feste! 
Ordnung  gefasste  Freiheit  wird  der  Gemeinde 
zum  Segen.  In  jedem  Fall  statuiert  Luther 
ein  Notrecht  zu  predigen,  und  zwar  aus 
doppeltem  Anlass:  wenn  ein  Christ  sich  an 
einem  Ort  befindet,  wo  kein  Predigtamt  be- 
steht oder  wenn  der  bestellte  Prediger  Irr- 
lehre treibt.  — Das  Zeitalter  der  Orthodoxie 
war  der  freien  Wortverkündigung  nicht 
günstig,  im  Pietismus,  namentlich  aber  in  i 
den  kirchlich  gerichteten  Gemeinschaften  [ 
(Württemberg)  und  in  den  Sekten  erwächst 
sie  wieder. 

c)  Das  reformatorische  Element. 

Erst  musste  die  Kirche  bis  zu  einem  ge- 
wissen Bestand  gediehen  sein,  ehe  man  von  j 
Reformen  reden  konnte.  Die  gärenden 
Mächte  der  ersten  Jahrhunderte  boten  dazu 
keinen  Anlass.  — Dagegen  ist  das  Mittel- ; 
alter  die  klassische  Zeit  der  Reformversuche. 
Die  Kirche  war  stabil  geworden  und  hatte  ] 
sich  in  manchen  sehr  wichtigen  Richtungen i 
verkehrter  Art  verfestigt.  So  hörte  man  im ! 
Mittelalter  nicht  auf,  von  den  verschieden- 
sten Seiten  mit  mancherlei  Massregeln  an  dem  j 
kranken  Leibe  der  Papstkirche  herumzu- 
kurieren : Ordensstifter,  Sekten,  Konzilien 
versuchten  es  alle  in  ihrer  Weise.  Aber  sie 
fassten  das  Problem  nicht  tief  und  innerlich 
genug.  Man  kurierte  an  den  Symptomen, 
die  Sache  blieb  wesentlich  dieselbe.  Mit  j 
dem  neuen  Glaubensleben  der  Reformation 
war  eine  neue  Ethik  und  damit  eine  neue 
Liebesübung  gegeben.  Aber  auch  das  neue  | 
religiös -sittliche  Motiv  der  Reformation 
konnte  sich  in  der  Folgezeit  nicht  in  seiner , 


ursprünglichen  Frische  und  Reinheit  erhalten. 
Im  Zeitalter  des  Orthodoxismus  erstarrte 
vielfach  das  christliche  Leben  in  kirchlichen 
Ordnungen.  Dem  gegenüber  war  der  Pie- 
tismus im  geschichtlichen  Recht  mit  seinem 
Dringen  auf  individuelles  lieben.  Aber  man 
vertiel  ins  andere  Extrem,  bekämpfte  alle 
Ordnung  und  bahnte  im  ungebundenen  In- 
dividualismus dem  Rationalismus  den  Weg. 
Nachdem  sich  der  Glaube  mühsam  durch- 
gewintert hatte,  entstand  im  19.  Jahrhundert 
aus  verschiedenen  Ursachen  (Freiheitskriege 
etc.)  ein  neues  christlich-kirchliches  Leben, 
welches  das  zu  einem  Schatten  herabge- 
sunkene Kirehentum  mächtig  emporhob,  mit 
Geist  und  Kraft  erfüllte  und  dadurch  be- 
fähigte, au  den  Zeitaufgaben  mitzuwirken. 
Eins  der  wichtigsten  Elemente  dieser  Zeit- 
strömung ist  die  Innere  Mission,  welche  die 
kirchlichen  Reformbewegungen  früherer 
Zeiten  auf  dem  Boden  der  Reformation  in 
einer  für  unsere  Zeit  nötigen  Richtung  auf- 
genommen und  schon  jetzt  bis  zu  einem 
gewissen  Grad  durchgeführt  hat,  wenn  auch 
ihr  Ziel  lange  noch  nicht  erreicht  ist. 

2.  Geschichte  der  I.  M.  a)  Die 
Zeit  der  Anfänge  (1780 — 1833).  Hier 
und  da  regt,  sich  vereinzeltes  Leben  und 
sucht  Fühlung  unter  einander.  Die  so- 
genannte Christentumsgesellschaft  in  Basel 
(1780)  spiegelt  das  religiöse  Ijeben  der 
stillen  und  noch  kleinen  Kreise  wieder,  die 
aber  doch  den  Mut  hatten,  durch  persön- 
liche und  litterarische  Bemühungen  den 
Zeitgeist  in  ernst-christlicher  Weise  zu  be- 
einflussen. Auf  demselben  Boden  wurde 
auch  die  äussere  Mission  gepflegt  und  die 
Bibelverbreitung.  Hans  Nielsen  Hange  wirkte 
in  Norwegen  als  Bauernprediger,  der  Nürn- 
berger Kaufmann  Tobias  Kiessling  in  der 
Oesterreich i sehen  Diaspora.  Hiermit  berührt 
sich  dem  Geiste  nach  die  Verpflanzung  der 
englischen  Sonntagsschule  auf  deutschen 
Boden.  Auch  die  Antialkoholbestrehungeii 
und  die  Stadtraission  hatten  englischen  Ur- 
sprung. Der  Gustav  Adolf- Verein  entstand 
auf  deutschem  Boden.  — Mit  dem  humanen 
Zug  der  Zeit  berührten  sich  dagegen  mehr 
oder  weniger  noch  die  Gefangenenfürsorge, 
die  Bemühungen  Oborlins  zur  Erziehung 
seiner  elsässer  Gemeinde,  die  Pestalozzis 
zur  Erziehung  der  Jugend  nach  neuer  Un- 
terrichtsmethode; an  letztere  Bestrebungen 
schlossen  sich  in  entschieden  christlichem 
Geist  Job.  Falk  in  Weimar,  Graf  von  der 
Kecke  in  Düsselthal,  Zeller  in  Beuggen.  — 
Etwas  wesentlich  Neues  war  die  Beteiligung 
der  Frau  an  all  diesen  Bestrebungen:  die 
Frauenvereine  in  und  nach  den  Freiheits- 
kriegen, Elis.  Fry,  Amalie  Sieveking. 

b)  Die  Zeit  der  grossen  Männer 
(1833—66).  Drei  stehen  im  Vordergrund, 
.loh.  Hinrich  Wiehern  (1808 — 81).  Er 
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begründete  1833  das  Rauhe  Haus  bei  Ham- 
burg, nicht  nur  als  Rettungshaus  für  sittlich 
verwahrloste  Kinder,  sondern  alsbald  auch 
als  »Brüdcrhaus«  zur  Heranbildung  von 
Berufsarbeitern  der  Inneren  Mission,  fasste 
die  sporadischen  Anfänge  der  Inneren 
Mission  praktisch  zusammen  und  gab  ihnen 
den  principiell  zugespitzten  Namen  und  da- 
mit ein  hohes  Ziel.  Wiehern  war  ein  Mann 
von  genialem  Weit-  und  Tiefblick,  warmer 
Hingabe  an  die  grossen  und  kleinen  Auf- 
gaben seines  Berufs,  cholerischer  Thatkraft. 
durchschlagender  Beredsamkeit.  — Wie  er 
das  Ganze  der  Inneren  Mission  schuf  und 
der  christlichen  Männerwelt  den  Weg  zu 
dieser  Arbeit  wies,  so  that  dies  gleichzeitig 
Theodor  Fliedner  (1800 — 18G4)  in  Kaisers- 
werth für  die  Frauenwelt.  1 830  gründete 
er  in  Anknüpfung  an  altkirchliche  Vorbilder, 
aber  in  zeitgemässer  Gestaltung  das  Diako- 
nissenhaus zu  Kaiserswerth.  Fliedner  war 
weder  ein  Mann  von  besonderer  Gelehrsam- 
keit noch  Beredsamkeit,  al>er  ein  Organisator 
ersten  Ranges  (Ang.  Herrn.  Francke  ver- 
gleichbar) und  ein  überaus  fleissiger  und 
züher  Arbeiter.  — Sowohl  männliche  als 
weibliche  Arbeitskräfte  erzog  Wilhelm  I /die 
in  Neuendettelsan  (18UK — 72),  nämlich  in 
der  Missionsanstalt  zur  Ausbildung  von 
Predigern  für  Amerika,  die  stets  unter  sei- 
nem Einfluss  blieb,  auch  als  sie  von  anderen 
geleitet  wurde,  sowie  Schwestern  in  der 
Diakonissenanstalt.  Lohe  war  ein  sehr  her- 
vorragender praktischer  Theologe  von  reichem 
Geist,  der  allen  seinen  Schöpfungen  edles 
Mass.  schöne  Form  und  die  streng  lutherisch 
bestimmte  Eigenart  seines  kirchlichen  Stand- 
punktes aufpragte.  damit  aber  auch  der 
Inneren  Mission  Eingang  verschaffte  in  die 
lutherischen  Kreise  Deutschlands. 

Diesen  drei  Vorgängern  schlossen  sich 
in  eifriger  Mitarbeit  enger  oder  loser  an: 
Barth  in  Calw,  Härter  in  Strassburg,  Cltal- 
mers  und  Guthrie  in  Schottland.  Heldring 
in  Holland,  Bost  in  Frankreich,  Gossner  in 
Berlin,  Kapff  in  Württemberg  u.  s.  w. 
Grosse  kirchliche  Versammlungen  beschäf- 
tigten sich  mit  der  Inneren  Mission  und 
ihren  einzelnen  Fragen.  Ein  Arbeitsfeld 
nach  dem  anderen  wurde  je  nach  Bedürfnis 
angebaut : Jünglingssache,  Magdalenensache, 
Herbergen  zur  Heimat,  Mägdoherbergen, 
Idiotensache  u.  s.  w.  Freundschaft  und  Geg- 
nerschaft der  Inneren  Mission  traten  einander 
schroff  gegenüber.  Das  bedeutsamste,  naeh- 
wirkendste  Ereignis  aber  war  die  Einführung 
von  männlichen  und  weiblichen  Berufsar- 
beitern der  Inneren  Mission  in  den  Diakonen 
(Brüdern)  und  Diakonissen  (Schwestern). 

c)  Die  Zeit  des  methodischen  Aus- 
baues (1866  bis  heute).  Nach  dem  Tode 
der  grossen  Vorarbeiter  und  unter  dein 
Druck  der  Zeitverhältnisse  (Kriege.  Milliar- 


den etc.)  hat  es  mehrfach  flaue  Zeiten  a 
der  Weiterentwickelung  geged»en.  Abr  im 
allgemeinen  ist  doch  auch  in  den  letzte 
Jahrzehnten  der  Fortschritt  ein  siehtlurer. 
Das  über  Deutschland  sich  ausbreitende  >V_z 
der  Landes-  und  Provinzial  vereine  der  In- 
neren Mission  wurde  immer  engmaschiger. 
Man  nahm  immer  neue  Gestaltungen  de* 
Elends  in  Pflege  (Epileptische,  Verkrüppelt-. 
Wanderbevölkerung,  die  Kriegsverwiuidetec 
u.  s.  w.).  Zugleich  zeigt  letzteres  Beispiel 
ein  starkes  Anwachsen  der  Humanitälsie- 
strebungen.  Andererseits  entwickelte  sich 
auch  der  soziale  Zug  in  der  Inneren  Miss»« 
nach  den  Zeitliedürfnissen.  Die  gTussarto* 
Entfaltung  der  Inneren  Mission  brachte  von 
selbst  eine  grosse  Zahl  von  theologisches 
Berufsarbeitern  der  Inneren  Mission  mit  sich 
in  den  Vereinsgeistlichen  und  den  Verstehen: 
«ler  grösseren  Anstalten.  Damit  ergab  sich 
«lie  Notwendigkeit  und  Möglichkeit  einer 
wissenschaftlichen,  1 itterarischen  und  akade- 
mischen Behandlung  der  Inneren  Mission. 

— Die  früher  verachtete  Innere  Mission  ist 
hof-,  ki rohen-  und  salonfähig  geworden.  Mit 
der  Verbreiterung  des  Stromes  hat  freilich 
die  Vertiefung  nicht  immer  Schritt  gehalten. 

— Die  beiden  genanntesten  Namen  unseres 
Gebiets  in  der  Gegenwart  möchten  wohl 
Stöcker  und  v.  Bodelschwingh  sein. 

III.  Der  Bestand  der  Inneren  Mission. 

1.  Die  Organe  der  I.  M.  Nur  die  für 
die  Innere  Mission  vorwiegend  charakte- 
ristischen  Organe  sollen  hier  genannt  wer- 
den. Sonst  wäre  vor  allem  auf  die  Bedeu- 
tung der  Persönlichkeit  hinzuweisen:  ater 
sie  ist  ja  für  alle  Verhältnisse  und  Lebenx- 
k reise  ausschlaggebend. 

a)  Der  Verein.  Seine  Bedeutung  ist 
eine  sehr  mannigfaltige.  So  besteht  ein 
Verein  aus  den  Kontribuenten  zu  einem 
Werk,  ein  anderer  aus  den  Wahlmännern 
für  eine  Vorstandschaft  «xler  eine  Stelle, 
welche  «lie  eigentliche  Arlieit  zu  thun  hat. 
ein  dritter  hat  die  Funktionen  eines  Regu- 
lators, «lamit  die  Thätigkeit  im  richtigen 
Tempo  vorwärts  geht,  ein  vierter  nimmt  die 
finanzielle  Kontrolle  eines  Werkes  wahr,  ein 
fünfter  wirkt  durch  die  Zahl  «xler  «las 
Schwergewicht  seiner  Namen  auf  die  öffent- 
liche Meinung,  ein  sechster  leistet  in  allen 
seinen  Mitgliedern  «xler  doch  in  deren 
grösstem  Teil  eine  gewisse  Mitarbeit  ms.  w. 

Die  Führer  eines  Vereins  sind  für  dessen 
Wirkung  von  entscheidender  Bedeutung. 

Ein  englisches  Sprichwort  lautet:  »Ein 

Verein  ist  — sein  Sekretär«  (in  England 
hat  «ler  Präsident  «lie  Repräsentation,  der 
Sekretär  die  Arbeit).  Vincenz  von  Paul  sagt: 
Lieber  50  Hirsche  unter  Anführung  eines 
Löwen,  als  50  Löwen  unter  Anführung  eines 
Hirsches. 
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Die  zahlreichen  Vereine  der  Inneren 
^Mission  werden  mir  durch  die  Sache  selbst 
mnd  den  guten  Willen  der  Mitglieder  zu- 
»am  mengehalten.  Sie  umfassen  entweder 
3"e\v  isse  Ten itorien  oder  gewisse  Thätigkeiten. 
ZDer  älteste  derartige  Verein  ist  die  Baseler 
Ohristentumsgesellschaft  von  1780.  Auch 
der  Centralausschuss  für  die  Innere  Mission 
der  deutschen  evangelischen  Kirche  in  Berlin 
ist  zu  nennen.  Er  ist  keine  Behörde  der 
Inneren  Mission;  er  ist  auch  nicht  die  »Seele 
fies  Ganzen«,  sondern  eine  freiwillige  Cen- 
tralstelle, welche  seit  1849  zu  verschiedenen 
Zeiten  sehr  verschieden  wirkungskräftig  war, 
je  nachdem  seine  Präsidenten,  Sekretäre  und 
Mitglieder  sachkundig  und  eifrig  waren. 
Fast  jedes  Land  und  jede  Provinz  Deutsch- 
lands und  Preussens  haben  ihre  Innere- 
M issionsvereine.  Dazu  kommen  noch  die 
zahlreichen  Fachbündnisse  (für  Jünglings- 
vereine, Diakonen  etc.). 

b)  Die  Anstalt.  Anstalten  sind  l)ci 
dom  Massenelend  unserer  komplizierten  Ver- 
hältnisse eine  wohlthätige  Notwendigkeit 
(nicht  ein  notwendiges  Uebel).  Sie  gestatten 
in  vielen  Fällen  eine  tiefergreifende,  billigere 
Hilfe,  als  die  Hauspflege  sie  ermöglicht 
(Ojterationen,  Apparate,  Lehrmittel  etc.). 

c)  Der  Vereinsgeistliche.  Er  ist  der 
Berufsarbeiter  erster  Klasse  auf  unserem 
Gebiet.  Diese  Fachleute  pflegen  die  Innere 
Mission  entweder  in  einem  Lande,  einer 
Stadt,  einer  Anstalt,  einem  Fachgebiet  (Sonn- 
tagsschule, Fürsorge  der  weiblichen  Jugend 
etc.).  Sie  müssen  die  Litteratur,  die  Praxis, 
die  Geschichte  und  Statistik  ihrer  Arbeits- 
felder kennen,  zu  Rat,  Hilfe,  Vermittelung 
in  allen  betreffenden  Fragen  bereit  sein. 

d)  Diakonen.  Seinen  Wurzelansatz  hat 
das  kirchliche  Amt  der  männlichen  Diakonie 
in  Apostelgeschichte  0.  Heutzutage  existiert 
es  meist  als  kirchliches  Ehrenamt  oder  als 
freiwillig  der  Kirche  sich  zu  Dienst  stellen- 
der Lebensberuf  der  Inneren  Mission.  Die 
s>  Brüder«  werden  in  besonderen  Anstalten 
gebildet,  deren  es  jetzt  in  »1er  gesamten 
evangelischen  Kirche  19  giebt  mit  etwa 
2800  Brüdern.  Die  älteste  und  grösste 
derartige  Anstalt  ist  Wicherns  Rauhes  Haus 
zu  Horn  bei  Hamburg. 

e)  Diakonissen.  Das  kirchliche  Amt  der 
weiblichen  Diakonie  geht  auf  Phöhe  im  Römer- 
brief 10  zurück.  Die  neuzeitliche  Wiederer- 
weckung dieses  Instituts  hat  zu  ganz  unerwar- 
teter Ausdehnung  und  segensreicher  Entfal- 
tunggeführt. Die  Zahl  der  Diakonissenmutter- 
häuser beträgt  80,  die  Zahl  der  Schwestern 
1 ”>  000.  Letztere  haben  im  Jahre  1899  in  runder 
Summe  1880000  Menschen  dienen  dürfen. 
Das  Jahresbudget  nur  der  Mutterhäuser  be- 
ziffert sich  auf  etwa  11  Millionen.  Die 
weibliche  Diakonie  ist  eine  «1er  bedeutsam- 
sten. ja  glänzendsten  Lebensäusserungen  der 


evangelischen  Kirche.  Es  ist  ein  grobes, 
ungleich  weitverbreitetes  Missverständnis, 
als  arbeiteten  die  Schwestern  nur  in  der 
Krankenpflege.  Ihre  Arbeit  erstreckt  sich 
j auf  alles,  was  an  geordneter  kirchlicher 
Barmherzigkeitsübung  der  Frau  zugäng- 
, lieh  ist. 

Die  Berufsarbeiter  (Vereins-  und  An- 
staltsgeistliche, Diakonen,  Diakonissen)  sind 
I unter  den  Organen  der  Inneren  Mission  das 
stehende  Heer,  die  zahlreichen  giessen  und 
kleinen  Vereine  stellen  die  Freiwilligen, 
liefern  das  Geld,  beeinflussen  die  öffentliche 
Meinung;  die  Anstalten  bieten  die  Arbeits- 
stätte und  das  Handwerkszeug  dar. 

2.  Die  Arbeitsfelder  der  I.  31.  Ihre 
Einteilung  ist  eine  fliessende,  die  Grenzen 
zwischen  ihnen  sind  nicht  Mauern,  sondern 
Drahtgittern  vergleichbar,  durch  welche  das 
Wasser  durchströmt. 

a)  Hilfsarbeit  für  die  Kirche.  Es 
handelt  sich  liier  darum,  sowohl  die  Kirche 
unter  einer  dieselbe  entbehrenden  Bevölke- 
rung aufzurichten  als  auch  die  bereits  vor- 
handene zu  grösserer  Segenswirkung  kommen 
zu  lassen.  — Die  Diasporapflege  nimmt 
sich  der  Not  evangelischer  Glaubensgenossen 
unter  Andersgläubigen,  namentlich  unter 
Römisch-Katholischen  an  (Gustav  Adolf- 
Verein,  Gotteskasten).  — Die  Pflege  der 
fluktuierenden  Bevölkerung  erstreckt 
sich  hauptsächlich  auf  Hollandsgänger,  Ernte- 
1 arbeitet*,  Erdarbeiter,  Flussschiffer.  — Die 
Auswanderermission  geht  den  evan- 
gelischen Volksgenossen  übers  Meer  nach; 
sie  hat  ihre  Hauptsitze  in  Hamburg  und 
Bremen ; ein  katholisches  Seitenstück  ist  der 
Rafaels  verein.  — Die  Seemannsmissi  o n 
wird  neuerdings  nach  englischem  und  skan- 
dinavischem Vorbild  energisch  von  zwei 
Ccntren  aus  (Hannover  und  Berlin)  betrieben. 

— Die  Sonntagsheiligung  hat  zur 
Voraussetzung  die  Sonntagsruhe.  Jahrzehnte- 

i langen  Bemühungen  ist  es  gelungen,  das 
öffentliche  Bewusstsein  dafür  zu  interessieren 
j und  einige  praktische  Erfolge  zu  erringen. 

— Die  Son  n tagsseh  ule  will  durch  einen 
für  Kinder  eingerichteten  Gottesdienst  mit 
Gruppenunterricht  durch  Laien  den  Kindern 

1 ihren  Sonntag  lieb  und  gesegnet  machen.  — 
Die  Bibel  verbreitung,  neuerdings  auch 
1 in  Deutschland  nach  Vorgang  von  England 
! mächtig  gefördert , ist  nach  evangelischer 
Anschauung  eine  wichtige  Unterlage  reli- 
| giösen  I^ebens.  — Die  Schriften  Ver- 
breitung (Sountagsblätter,  Volksbiblio- 
theken etc.)  unterstützt  dieselbe  mehr  auf 
der  Peripherie  des  Christentums.  — Die 
(Stadtmissio n versucht  nach  deutscher 
i Art  (in  England  vielfach  anders)  im  An- 
j Schluss  an  die  Landeskirche  unter  Mitwir- 
‘ kung  auch  äusserer  Hilfeleistungen,  meist 
durch  männliche  Berufsarbeiter,  auch  mittelst 
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freier  Wort  Verkündigung  die  K irclil  iclikeit 
und  Christlichkeit  zu  liehen.  Es  existieren 
Stadtmissionen  in  den  meisten  grossen 
Städten  Deutschlands.  — Die  G e m e i n <1  e- 
I»  fl  ege  versucht  ähnliches  durch  weibliche 
Kräfte  (Diakonissen),  wobei  die  äussere  Hilfe 
in  den  Vordergrund  tritt. 

b)  Hilfsarbeit  für  die  Familie.  Die 
Krippe  pflegt  an  Wochentagen  kleine  Kin- 
der bis  ins  dritte  LoW-nsjahr,  wenn  die 
Mütter  auf  Arbeit  gehen  müssen.  — Die 
Kleinkinderschule  versieht  ähnlichen 
Dienst  an  den  vier-  bis  sechsjährigen  Kin- 
dern. — Der  Kinderhort  und  die  Ar- 
beitsschule versorgt  sie  in  der  schulfreien 
Zeit.  — Das  Lehrlingsdaheim  öffnet 
sich  den  Lehrlingen,  welchen  das  Meister- 
haus nicht  mehr  Wohnung  und  Halt  bietet. 
— Die  Herbergen  zur  Heimat  sollten 
ursprünglich  ein  Schutz  für  die  wandernde 
Handwerkerjugend  sein;  seit  die  halbe  Welt 
auf  der  Wanderschaft  ist,  öffnen  sie  als 
billige  Gasthäuser  mit  christlicher  Hausord- 
nung  allen  Wanderern  ähnlicher  Stufe  ihre 
Räume.  — Das  M a r t h a s t i f t beherbergt 
stellenlose  Mägde  und  hilft  ihnen  zu  Diensten, 
als  Haushaltungsschule  lehrt  es  die  weib- 
lichen häuslichen  Arl>eiten.  — Der  Jüng- 
lingsverein will  der  Erbauung,  Erholung 
und  Rerufsförderung  der  männlichen  Jugend 
dienen.  — Arbeiterkolonie  und  Ver- 
pflegungsstation nehmen  sich  der  vaga- 
bundierenden Wanderbevölkerung  an.  — Das 
Trinkerasyl  bekämpft  den  Alkoholismus 
und  wird  unterstützt  durch  deu  Verein  gegen 
den  Missbrauch  geistiger  Getränke  gegen  Gut- 
Templerloge,  den  Verein  tles  blauen  Kreuzes 
(evangelisch).  — Das  Magdalenium  timt 
Rettungsarbeit  an  den  der  Prostitution  ver- 
fallenen Frauen  und  kämpft  in  Gemeinschaft 
mit  anderen  Anstalten  (Frauen heim)  und 
Vereinen  gegen  die  geschlechtliche  Unsitt- 
lichkeit.  — In  den  Bemühungen  für  Lösung 
der  Wohnungsfrage  und  für  das  Spar- 
kassen wesen  hilft  die  Innere  Mission 
auch  dem  sozialen  Aufbau  der  Familie  im 
engeren  Sinn. 

c)  Hilfsarbeit  für  den  Staat  (Gemeinde, 
Provinz.  Staat).  Die  Gefangenen  pflege 
ist  erst  durch  private  Bemühungen  als  eine 
Pflicht  des  Staates  erwiesen  und  ermöglicht 
worden.  In  Deutschland  hat  die  von  Flied- 
ner  begründete  Rheinisch- Westfälische  Ge- 
fäugnisgesellschaft  sehr  erfolgreiche  Impulse 
gegeben  und  auch  die  Fürsorge  für  die 
Entlassenen  in  die  Wege  geleitet.  — Das 
Rettungshaus  und  der  Erziehungs- 
verein nehmen  sich  der  sittlich  verwahr- 
losten oder  in  Gefahr  der  Verwahrlosung 
stehenden  Jugend  entweder  durch  Anstalts- 
fürsorge oder  in  Familien  pflege  an.  — Die 
II  c i 1 p äd  a gogi  sc  he  n A n s t a 1 1 e n helfen 
den  Blinden.  Taubstummen,  Idioten,  Epilep- 


tischen, Verkrüppelten.  — Die  Wagen- 
pflege bietet  in  Anstalten  oder  Familien 
den  der  Eltern  Beraubten  eine  Heimat-  — 
Durch  die  Arbeit  in  der  Schul  frage  trägt 
man  bei  zur  Erhaltung  «1er  evangelischen 
Volksschule.  — Durch  Krankenpflege 
in  Anstalten,  in  Zeiten  des  Krieges  und  der 
Seuche,  M it hilfe  bei  der  Armenpflege 
lindert  die  Innere  Mission  nach  Kräften  die 
betreffenden  Notstände. 

Im  vorstehenden  kounte  lediglich  eine 
Aufzählung  der  allerwichtigsten  Arl«eit»felder 
der  Inneren  Mission  geboten  werden.  Aber 
sie  wird  hinreichen , um  zii  zeigen,  mit 
welchem  Eifer  und  welcher  Hingabe  man 
sich  in  den  letzten  100,  in  deu  meisten 
Fällen  erst  seit  den  letzten  50  Jahren  «1er 
Notstände  des  Volkslebens  von  christlich- 
kirchlicher  Seite  in  privater  Initiative  a:i£e- 
nommon  hat.  Die  Kirche  (im  eigentlicher» 
Sinne  r=  Gemeinde  der  Gläubigen)  hat  sich 
dadurch  einflussreich  und  segensvoll  be- 
thätigt  und  nicht  ohne  Erfolg  versucht,  <lie 
offizielle  Kirche  oder  das  KLrchentmn  zur 
MitarUut  an  den  Zeitaufgaben  tüchtig  zu 
machen  und  dadurch  dem  in  ihr  selbst 
vorhandenen  Ideal  näher  zu  bringen.  Sich 
selbst  aber  hat  die  Innere  Mission  damit  er- 
wiesen als  eine  Refonnl>ewegung  durch  Ein- 
fügung der  Liebesthfitigkeit  und  der  freien 
Wort  Verkündigung  in  das  kircldiche  Leben. 


IV.  Die  Wissenschaft 
Mission. 


der  Inneren 


Zwar  ist  alsbald  von  Wiehern  u.  a.  die 
wissenschaftliche  Behandlung  «ler  Inneren 
Mission  gefordert  worden.  Allein  natur- 
gemäss  konnte  dieselbe  nur  allmählich  ge- 
leistet werden  und  befindet  sich  jetzt  noch 
in  den  Anfängen. 

I.  Die  litterarische  Behandlung.  Die 

Vorarbeiten . welche  in  geordneter  Stoff- 
sammlung sowohl  nach  geschichtlichen  und 
statistischen  wie  sachlichen  Gesichtspunkten 
bestehen,  sind  allgemach  schon  in  einer 
schwer  übersehbaren  Fülle  vorhanden.  Von 
denen,  welche  der  wissenschaftlichen  Fas- 
sung schon  am  meisten  vorgearbeitet 
halten,  seien  genannt : Wiehern  in  seiner 

»Denkschrift«,  dem  genial  entworfenen  Ar- 
beitsprogramm der  Inneren  Mission  (1.  All- 
gemein««. II.  Das  Gebiet  «1er  Inneren  Mis- 
sion. 1.  Die  inneren  Grenzlinien  ; a)  «las 
staatliche,  It)  das  kirchliche,  c)  «las  sittliche, 

d)  «las  soziale  Gebiet.  2.  Die  geographischen 
Grenzlinien  a)  im  Vaterland,  b)  in  der  euro- 
päischen Diaspora,  c)  im  Transatlantischen. 
111.  Zur  Organisation.);  Lehmann  mit  seinem 
schönen  mul  wirksamen  Buch  >l)ie  Werke 
<ltr  Liebe* : der  Verfasser  dieses  mit  seinen 
verschie« lenen  Schriften  (vgl.  die  Litteraturt 
namentlich  dem  »Leitfaden  «1er  Inneren 
Mission«,  und  Uhlhorn,  der  einen  sehr  wich- 
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igen  Teil  des  Stoffes  in  seiner  »Geschichte  t 
der  christlichen  Liebesthätigkeit«,  in  einem  , 
sowohl  nach  seiten  der  Forschung  wie  der 
Darstellung  gleich  meisterhaften  Werk  be- 
arbeitet hat. 

Versuche  zur  eigentlich  wissenschaftlichen 
Behandlung  des  ganzen  Gebiets  mit  selb- 
ständiger Beherrschung  auch  der  Einzel- 
heiten liegen  erst  zwei  vor:  des  Verfassers 
»Diakonik«  (in  Zöeklers  Hdb.  der  theol. 
Wissenschaften),  eine  Skizze,  welche  in 
einem  Handbuch  ausgebaut  werden  soll. 
(I.  Principieller  Teil.  1.  Die  Innere  Mission 
(Name.  Wesen,  Verhältnis  zu  Kirche,  Staat 
etc.].  2.  Die  Wissenschaft  der  Inneren  Mis- 
sion. 3.  Die  Hilfswissenschaften  der  Inneren 
Mission.  II.  Historischer  Teil.  1.  Geschichte 
der  Elemente  der  Inneren  Mission.  2.  Ge- 
schichte der  Inneren  Mission.  3.  Statistik  ; 
der  Inneren  Mission.  III.  Praktischer  Teil. 
1.  Die  Notstände.  2.  Die  Hilfskräfte.  3. 
Die  Hilfe.)  — Sodann  Wursters  »Lehre  von 
der  Inneren  Mission«,  ein  vortreffliches,  aus 
wirklicher  Sachkunde  geflossenes  Buch. 
(1.  Allgemeiner  Teil.  1.  Die  Innere  Mission 
als  Gesamterseheinung  in  ihrer  geschicht- 
lichen Entwickelung.  2.  Der  normative 
Begriff  der  Inneren  Mission.  II.  Specieller 
Teil.  1.  Der  Kampf  gegen  vorwiegend 
physische,  2.  soziale,  3.  sittliche,  4.  religiös- j 
kirchliche  Notstände). 

Auch  die  Einfügung  in  das  System  der  I 
praktischen  Theologie  hat  man  versucht,  j 
So  behandeln  v.Zezschwitz  und  Harnack  sen. 
die  Innere  Mission  als  Teil  der  Seelsorge. 
Achelis  stellt  »Koinonik«  als  besondere  Dis- 
cipliu  ein. 

2.  Die  mündliche  Lehre.  Dieselbe  ge- 
schieht hauptsächlich  in  zweierlei  Weise: 
in  den  theologischen  Universitätsvorlesungen 
und  in  den  Kursen  für  Innere  Mission. 

Es  ist  sehr  dankenswert,  dass  bereits  | 
auf  fast  allen  deutschen  Universitäten  von 
den  Professoren  der  historischen  oder  prak- 
tischen Theologie  besondere  Vorlesungen 
über  Innere  Mission  gehalten  werden.  Ein 
Mangel  bleibt,  dass  diese  Vorträge  meist 
nicht  aus  voller  praktischer  Sachkunde 
fliessen,  also  von  des  Gedankens  Blässe  an- 
gekränkelt sind. 

Diesen  Mangel  suchen  die  Kurse  für  | 
Innere  Mission  zu  ergänzen,  welche  seit 
1880  nach  Wiehern  jun.’s  Vorgang  in  allen 
Teilen  Deutschlands  von  Fachmännern  der 
Inneren  Mission  gehalten  zu  werden  pflegen. 

Mit  dem  Ausdruck  des  Bedauerns,  dass 
dieser  Darstellung  so  überaus  enge  Raum- 
grenzen gesteckt  worden  mussten,  verweise 
ich  auf  die  ausführlichere  Abhandlung  im 
Supplementhand  II  S.  593  ff.  der  ersten  Auf- 
lage dieses  Handwörterbuchs. 

Littemtur:  1.  Die  bibliographischen 

Hilfsmittel.  Dir.  Kataloge  der  Fach- 


bibliotheken  für  I.  M.  in  Dresden  1886, 
Magdeburg  2 188 7 (dazu  Nachträge  1891  und 
189.fi,  Karlsruhe  18S8,  Stettin  1898,  Merlin  1898 
(dazu  Nachtrag  VMM),  Darmstadt  1897,  Hannover 
1S9S.  — Alüttsterbeffi , Mibliographie  des 

Armenwesens,  Merlin  1900.  — Schriften  mit 
a usfii  h rl  ic  hen  Litte  rat  ura  ng  alten:  Leh- 
mann, Werke  der  Liebe  *,  Leipzig  1883.  — 
Schilfer,  Diakonik  (Zockt er  Jlandb.  der  theol. 
Wissenschaften  3,  Närdlingen  1890,  IV,  S.  511  fl'.). 

— Derselbe,  Weiht.  Diakonie  i,  Stuttgart  1887 
■—189.}.  — Derselbe,  Leitfaden  der  1.  M. 
Hamburg  1898. 

2.  Zeilsehr  i ft  c n : Fliegende  Ml  ä t te.r 
aus  dem  Rauhen  Hause,  Jlamburg  1845  lf‘.  — 
Schüfet *,  Monalssehvijl  für  I.  M.,  Gütersloh 
1881  ff.  — Mausteine,  Dresden  1808 09 ff.  — 
Mona  ts  bl  älter  für  I.  M.,  Karlsruhe  1884jf. 

— Ml ii II e r für  das  Armenwesen,  Stuttgart  1848 Jf. 

8.  Allgemeines:  Wiehern,  Die  I.  M. 

der  deutschen  evang.  Kirche.  Denkschrift 
Hamburg  1889.  — Derselbe,  Vorträge  und  Ab- 
handlungen, Hamburg  1891.  — Schüfet’,  Dia- 
konik (Zöckler,  Hnndb.  der  theol.  Wissenschaften  *, 
Närdlingen  1890,  IV,  S.  511  ff.).  — Wcild.  Dia- 
konie 4,  Stuttgart  1887 — 1894 . — Leitfaden  der 
I.  M.  s,  Hamburg  1898.  — /.  M.  in  der  Schule  \ 
Gütersloh  1900.  — Kalender  der  I.  AI.,  Güters- 
loh 1897.  — Prakl.  Christentum,  drei  Mde., 
Gütersloh  1888 — 1890.  — Evang.  Volkslexikon, 
Miele  fei  d und  Leipzig  1900.  — Wurster,  Lehre 
von  der  1.  AI.,  Merlin  1895. 

4.  Geschichte:  Uhlhorn,  Christi.  Liebes- 

thätigkeit , Stuttgart  1882 — 1890,  1 1896.  — 

Jtelmpell,  Vcrsch.  Aufsätze  über  die  Geschichte 
der  I.  M.,  in  Schäfers  Alonalsschrift  für  I.  AL 
I',  1885,  S.  401  ff.;  VI,  1S86,  S.  49  ff.;  VII, 
1887,  S.  197 ff.;  VIII,  1888,  S.  187 ff.;  IX,  1889, 

S.  89  ff. ; X,  1890,  S.  888  ff. ; XI V,  1894,  S.  410  ff. 

5.  Länder:  Statist  i k der  I.  AI.  der  deut- 
schen evangelischen  Kirche,  Merlin  1899.  — Dar- 
stellungen der  I.  AI.  in  den  verschiedenen  Ländern 
und  Provinzen  vgl.  Schüfet Alission,  Innere 
(Handwärterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena 

1897,  11.  Suppl.,  S.  680 ff.). 

6.  Lehrbücher  der  Prakl.  Theologie: 
v.  Zezsch  tcilz,  Spstem  der  praktischen  Theologie, 
Leipzig  1878,  S.  58?  ff.  — Jlurnaek,  Praktische 
Theologie  II,  Erlangen  1878,  S.  850  ff.  — Achelis, 
Lehrbuch  der  praktischen  Theologie  *,  Jsipzig 

1898,  II.  Koinonik,  S.  824 .ff- 

Theodor  Schüfet'. 


Mississippigesellschaft 

s.  Law  oben  Bd.  V S.  539 ff. 


MithofF,  Theodor, 

geh.  in  Güttingen  am  4.  II.  1835,  gest.  in  Berlin 
am  30.  I.  1892  als  kais.  russischer  Wirklicher 
Staatsrat  und  Professor  a.  D.,  studierte  in 
Güttingen  und  Berlin,  wurde  1800  Sekretär  der 
Handelskammer  und  der  Landwirtschaftsgesell- 
schaft in  Göttingen,  war  1870  bis  Ostern  1873 
Mitglied  des  preussischcn  Abgeordnetenhauses, 
bekleidete  Herbst  1873—1884  die  Würde  eines 
ordentlichen  Professors  der  Volkswirtschaft  in 
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Dorpat,  übernahm  1885  wieder  ein  Mandat  für 
das  Abgeordnetenhaus  und  wurde  1887  zum 
Honorarprofessor  ernannt. 

Kr  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Lehre 
von  der  Bodenrente,  Göttingen  1887  (Promotions- 
schrift). — Die  russische  Klassensteuer  nach  dem 
Gesetzentwurf  der  Steuerreform,  Dorpat  1878.  — 
b)  in  Zeitschriften  und  Sammelwerken: 
Journal  für  Landwirtschaft:  Die  Lehre  von  der 
Bodenrente  in  ihrer  Beziehung  zu  den  natur- 
gesetzlichen Vorgängen  im  Landbau , Jahrg. 
1867,  S.  330  ff.  — J.  H.  v.  Thünen  und  sein 
isolierter  Staat.  Jahrg.  1869,  S.  368  ff.  — Die 
volkswirtschaftliche  Verteilung  in  Schönberg,  i 
2.  Auf!.,  1885,  1.  Abschn.  XI.  — Die  Artikel: 
„Anleihen“,  „Annuität“  und  „Grundrente“  [1. 
Abschn.]  in  der  I.  Aufl.  dieses  „Handwörter-  ' 
buchs“. 

Vgl.  über  Mithoff:  Handbuch  für  das 
preussische  Haus  der  Abgeordneten,  Ausgabe 
Januar  1886,  Berlin,  S.  252  f. 

IletL 


Mittelstandsbewegung. 

1.  Begriffliches.  2.  Die  M.  im  Handwerk. 
3.  Die  M.  im  Kaufmannsstande. 

1.  Begriffliches.  Unter  Mittelstands- 
bewegung im  Sinne  dieses  Artikels  verstehen 
wir  nur  die  gewerbliche  Mittelstands- . 
beweguug,  d.  h.  eine  wirtseliaftspolitische 
Richtung,  die  namentlich  in  neuerer  Zeit 
unter  bestimmten  gewerblichen  Berufs-  und 
Interessentenklassen  entstanden  ist.  die  Auf- 
merksamkeit weiter  Kreise  auf  sich  gelenkt 
hat  und  bereits  namhafte  Erfolge  in  den 
parlamentarischen  Körperschaften  und  in  der 
Gesetzgebung  zu  verzeichnen  hat.  Es  sind  1 
gewisse  gewerbliche  Unternehmer,  Hand- 
werker und  Kaufleute  mit  kleinem  und 
mittlerem  Umfange  ihrer  Geschäftsbetriebe, ! 
die  sich  als  Mittelklassen  fühlen,  sich  von 
den  kapitalkräftigen  Unternehmern  in  Handel 
und  Industrie  bedroht  sehen,  infolge  dessen  , 
auf  eine  gewisse  gegenseitige  Interessen- 
gemeinschaft hinweisen  und  sich  in  ihren  i 
Reformvorschlägen  »Mittelstand«,  »Mittel  ! 
Standspolitiker«  nennen.  Was  in  unserer! 
heutigen  Gesellschafts-  und  Wirtschafts-  j 
Ordnung  in  Wirklichkeit  unter  Mittelstand' 
zu  verstehen  ist,  wie  diese  Klasse  von  den  j 
anderen  Berufsklassen  zu  unterscheiden  sei, 
ist  sehr  bestritten.  Eine  sichere  Grundlage  | 
für  eine  feste  Begriffsfeststellung  gieht  es 
nicht.  Denn  die  Begriffe  »Klein-«,  »ilittel-« 
und  »Grossbetrieb«  sind  hier  besonders  | 
relative.  Jeder  Versuch,  den  gewerblichen  i 
Klein-  und  Mittelbetrieb  vom  Grossbetrieb, 
vom  »kapitalistischen«  Betrieb  nach  zuver- 
lässigen Merkmalen  begrifflich  zu  trennen, 
stösst  auf  Schwierigkeiten  und  führt  zu  einer 
mehr  oder  minder  willkürlichen,  in  jedem 


Falle  nur  mechanischen,  Gruppierung  der  i» 
Frage  kommenden  gewerblichen  Unter- 
nehmungsformen.  In  den  Artikeln  dies«* 
Handwörterbuches  Handwerk  (oben  Hd.  IV 
S.  1097 ff.),  Fabri  k(oben  Bd.  III  S.77 1 ff.)  uad 
Handel  (bezw.  Handelszweige) (oben  Bd. IV 
S.  968  ff.)  ist  schon  darauf  hingewiesen,  wie 
schwankend  und  elastisch  die  Grenzen  be- 
stimmter nach  Umsatz,  beschäftigten  Hüfs- 
personen  u.  s.  w.  gemessenen  Grössen klassea 
oder  die  nach  Massgabe  der  Botriebstechnik  ab- 
gestuften Erwerbsgruppen  sind.  Die  Unter- 
scheidung zwischen  Handwerk  und  Fabrik  er- 
weist sich  vielfach  für  die  Beteiligten  seihst,  die 
doch  wissen  müssten,  ob  sie  Handwerker  oder 
Fabrikanten  sind, als  undurchführbar.  Immer- 
hin giebt  es  hier  gesellschaftliche  Momente 
neben  den  rein  technischen,  wie  z.  B.  die 
allgemeine  und  berufsmässige  Bildung  der  Be- 
teiligten und  das  Verhältnis  zu  ilireu  gewerb- 
lichen Gehilfen  und  zum  konsumierenden 
Publikum , die  die  eine  Klasse  von  der 
anderen  durch  mehr  oder  minder  charakte- 
ristische Züge  wenigstens  in  der  Regel 
scheiden.  Bei  der  Trennung  von  Klein- und 
Mittelhandel  einerseits  und  Grosshandel 
andererseits  versagen  nicht  selten  auch  diese 
Hilfsmittel  der  Begriffsfeststellung.  Die 
Bezeichnung  kleiner  und  mittlerer  Handel 
ist,  wie  ja  allgemein  bekannt,  jedenfalls 
durchaus  nicht  identisch  mit  dem  »Detail- 
handel«,  d.  h.  dem  Handelsbetrieb,  berechnet 
für  den  Absatz  au  letzte  Konsumenten,  im 
Gegensatz  zum  Grosshandel  mit  dem  Absatz 
an  andere  Händler.  — 

Unzweifelhaft  stehen  zwischen  der  eigent- 
lichen Arbeiterschaft  und  dem  gross- 
kapitalistischen  Unternehmertum  gewerbliche 
Mittelstandsklassen  der  verschiedensten  Art 
in  der  mannigfaltigsten  Abstufung  und  in 
grösserer  oder  geringerer  sozialer  Unabhängig- 
keit. Aber  diese  Klassen  stimmen  mit  dem- 
jenigen, was  man  iin  Sinne  der  wirtsehafts- 
politisciien  Strömungen  unserer  Zeit  als 
Mittelstand  zu  bezeichnen  pflegt,  nur  zum 
Teil  überein.  Die  sogenannte  Mittelstands- 
politik geht  vielmehr  nur  von  einem  Teil 
der  nichtgrosskapitalistischen  Unternehmer- 
klassen  aus,  der  eine  Reform  der  Geworbe- 
und  Steuergesetzgebung  fordert  derart,  dass 
diu-ch  staatliche  Massregeln  die  Erhal- 
tung und  Rentabilität  der  kleineren  und 
mittleren  Unternehmungen  gegenüber  dem 
Wettbewerbe  anderer,  namentlich  der  Gross- 
betriebe,  gesichert  wird.  Es  sind  also  »not- 
leidende«  Klassen  oder  solche,  die  sich 
wenigstens  als  notleidend  fühlen,  die  raittel- 
standspoli tische  Forderungen,  d.  h.  eiu  Ein- 
greifen der  Legislative  zu  Gunsten  be- 
stimmter Unternehmungsformen  verlangen. 
Die  Mittelstandsbewegung  in  diesem  Sinne 
ist  eine  bestimmte  Richtung  innerhalb  der 
Bestrebungen  der  neuzeitlichen  wirtschafte- 
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politischen  Meinungen.  In  allen  Staaten, 
wo  man  wirtschaftliche  und  soziale  Miss- 
stände in  erster  Linie  durch  eine  gesetzliche 
Reform  abändern  oder  abschwächen  zu 
können  hofft  — und  das  sind  bei  weitem 
«lie  meisten  Kulturstaaten  — , verdichtet  sich 
«lie  Mittelstandsbewegung  zu  einem  ausge- 
sprochenen Programm  von  Gesetzesvor- 
schlägen. Dieses  Programm  gipfelt  in  einer, 
mehr  oder  minder  radikalen,  rückläufigen 
Bewegung  in  unserer  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung, eine  Rückkehr  zu  den  früheren, 
ruhigen  und  behäbigen  Verhältnissen  des 
gewerblichen  Bürgertums.  Da  man  für  die 
Krisis  im  Mittelstände,  für  die  schranken- 
lose Konkurrenz  und  für  die  »Auswüchse«  des 
Kapitalismus,  in  erster  Linie  die  Gesetz- 
gebung. die  durch  Gewerbefreiheit  und  Frei- 
zügigkeit die  wirtschaftlichen  Kräfte  ent- 
fesselt und  die  Kleinen  dem  Vernichtungs- 
kampf durch  die  Grossen  preisgegeben  hat, 
verantwortlich  macht,  so  verlangt  man  durch- 
aus konsequent  zu  allererst  eine  Rückbildung 
<les  Gewerbe-  und  Steuerrechts  im  Sinne 
des  lokalen  Protektionismus  für  das  an- 
sässige kleine  und  mittlere  Gewerbe.  — 

Die  Mittelstandsbewegung  der  Gegenwart 
fusst  in  zwei  verschiedenen  Lagern,  die  nur 
zum  Teil  auf  Grund  gemeinsamer  Gegner- 
schaft gegen  gleichartige  Konkurrenten  inte- 
rossen verwandt,  sind.  Sie  fusst.  im  Hand- 
werk und  im  Klein- und  Mittelhandel.  Dass 
beide  Gruppen  sich  zu  einem  wirtschafts- 
politischen Programm  zu  vereinigen  streben, 
ist  ein  Vorgang  der  allerneuesten  Zeit,  der 
im  Widerstreit  steht  mit  den  früheren  wirt- 
schaftspolitischen Anschauungen  der  nun- 
mehr Verbündeten  und  nur  auf  einem  Kom- 
promisse beider  beruht,  freilich  auf  einem 
Kompromisse,  der  um  vieles  näher  liegt  als 
viele  andere  wirtschaftspolitische  Bündnisse 
aus  der  neueren  Zeit.  — 

Die  Mittelstandsbewegung  unter  den 
Handwerkern  ist  viel  älteren  Datums,  dafür 
aber  reicher  an  äusseren  Erfolgen  als  die 
neuzeitlichen  Bestrebungen  der  sog.  De- 
taillistenvereine. Das  kaufmännische  Bürger- 
tum unserer  Städte  hat,  wie  das  beim 
Handelsstande,  der  gewerberechtliche  und 
vorkehrshemmende  gesetzliche  Schranken  be- 
sonders lästig  empfinden  musste,  gar  nicht 
anders  sein  kann,  alle  Stadien  der  Gewerbe- 
freiheit und  Freizügigkeit  mit  Freuden  be- 
grüsst.  Die  liberale  Wirtschaftsgesetzgebuug 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  war  von  seinen 
Sympathieen  getragen,  wie  es  überhaupt 
von  jeher  einen  wichtigen  Bestandteil  unseres 
ausgesprochenen  politischen  Liberalismus 
ausmachtc.  Ganz  anders  ist  dies  bei  den 
Handwerkern  gewesen.  Sie  traten  mit  der 
städtischen  Kaufmannschaft  aller  Grade,  die  1 
die  Bedarfskoncentration  und  die  Neigung 
des  Publikums,  in  Ladengeschäften  nach  j 


j Auswahl  zu  kaufen,  statt  auf  Bestellung 
arbeiten  zu  lassen,  umfassend  ausnutzten, 
frühzeitig  in  Interessengegensatz.  Erst  als 
der  Detailhandel  in  der  Form  der  Magazine, 
Bazare  und  Versandgeschäfte  grosskapita- 
listische Formen  annahm  und  das  konsu- 
mierende Publikum  seinerseits,  durch  Grün- 
dung von  Konsumvereinen  u.  dergl.,  Glieder 
des  Zwischenhandels  auszuschalten  sich  an- 
schickte und  dank  Reklame  und  »Koulanz« 
eine  Kundenflucht  von  den  bisherigen  Hand- 
lungen alten  Stils  zu  den  neuen  und  grossen 
j eintrat,  durch  Hausiererei  und  Detailreisen 
die  bisherigen  lokalen  Absatzgebiete  und 
Märkte  eingeengt  wurden,  regte  sich  auch 
unter  den  sog.  »Detaillisten«  der  Widerspruch 
gegen  das  »System  der  freien  Konkurrenz«. 
Also  viel  später  als  die  zünftlerische  Reaktion 
: gegen  die  liberale  Gesetzgebung  entstanden 
die  Klagen  der  Detaillisten  und  machte  sich 
i eine  Detaillistenbewegung  geltend.  Beide, 
die  Handwerker-  und  die  Detaillistenbewe- 
gung, wenden  sich  gegen  das  Grosskapital, 
dessen  Unternehmungsformen  und  dessen 
Praktiken.  Der  Volksinstinkt  verführt,  dio 
nächstliegenden  Erscheinungen  für  alle  Miss- 
stände verantwortlich  zu  machen  und  den 
neuaufstrebenden  Konkurrenten  als  Typus 
für  die  mittelstandsfeindliche  Verschiebung 
unter  den  Erwerbsgruppen  anzusehen,  suchte 
nach  einem  Prügelknaben  und  fand  ihn  in 
der  »gewissenlosen  jüdischen  Konkurrenz«. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  ein  guter 
Teil  des  neuzeitlichen  Antisemitismus,  bei 
dem  sich  Rasseninstinkte  mit  Konkurreuz- 
| motiven  verbanden,  zu  verstehen.  Es  mischen 
' sich  zwar  in  die  Agitation  Mahnrufe  einzelner, 
die  die  Parole  »cherchez  le  juif«  erweitern 
wollen  in  ein  »cherchez  le  Capital« ; aber 
die  grosse  Masse  der  Mittelstandspolitiker 
verleugnet  in  keinem  Stadium  eine  gewisse 
antisemitische  Färbung.  Die  gewerbefreiheit- 
liche Gesetzgebung  wird,  wie  die  Frei- 
handelspolitik schlechthin,  »jüdisch-liberal« 
genannt.  So  einseitig  und  kurzsichtig  die 
meisten  derartigen  Reformprogrammauf- 
stellungen auch  sein  mögen,  eine  soziale 
Bewegung  weittragender  Art,  die  ein  un- 
parteiischer Nationalökonom  nicht  unbeachtet 
und  ununtersucht  lassen  darf,  ist  der  An- 
tisemitismus, der  speeiell  in  Deutschland  und 
Oesterreich  zeitweilig  so  grosse  Anhänger- 
schaft gewonnen  hat,  unzweifelhaft  Nie- 
mals hätte  das  konsumierende  Publikum  und 
die  von  ihm  gewählte  Parteivertretung  so 
viele  Programmpunkte  der  Mittelstands- 
politiker sich  zu  eigen  gemacht,  wenn 
nicht  auch  in  weiten  anderen  Kreisen  ge- 
wisse Rasseninstinkte,  die  auf  gleiche  oder 
ähnliche  subjektive  Antipathie  gestimmt 
waren,  von  Einfluss  gewesen  wären.  Der 
Politiker  unserer  Tage  hat  mit  solchen  wirt- 
schaftspolitischen Stimmungen  auch  daun  zu 
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rechnen,  wenn  er  ehrlieh  davon  ül  »erzeugt 
ist,  dass  nicht  volkswirtschaftliche  Einsicht, 
sondern  einseitiges  Generalisieren  und  der 
Hass  gegen  besonders  prononzierte  Typen 
der  uetiesten  Wirtschaft  liehen  Entwickelung 
den  Grundton  der  Stimmung  und  Ver- 
stimmung abgegeben  haben.  Von  wirklichem 
Einfluss  mussten  diese  wirtschaftspolitischen 
Keforinideeen  in  dem  Augenblick  worden, 
wo  grosse  und  mächtige  politische  Partei- 
gruppen sie  aus  wahltaktischen  Gründen 
anzunehmen  sich  bereit  erklärten.  Die 
deutsche  Gesetzgebung . besonders  durch 
proussische  und  sächsische  Staatsmänner 
geführt,  hat  in  dem  letzten  Jahrzehnt 
gar  deutliche  Spuren  hiervon  hinterlassen. 
Gesetzesnovellen,  die  von  der  national- 
ökonomischen  Wissenschaft  fast  einmütig  als 
irreleitende  und  aussichtslose  Experimente 
verurteilt  werden,  sind  auf  diese  Weise  zu 
Stande  gekommen.  Gerade  seit  diesen  Vor- 
gängen und  in  Zusammenhang  mit  ihnen  ist 
eine  vielvermerkte  Entfremdung  zwischen 
der  in  Deutschland  herrschenden  national- 
ökonomischen Schule  einerseits  und  den 
führenden  politischen  Parteien  und  regie- 
renden Kreisen  andererseits  eingetreten. 
Aber  auch  unter  den  nationalökonomisehen 
Theoretikern  ist  es  zu  unliebsamen  Ausein- 
andersetzungen, die  gewisse  Prineipienfragen 
wieder  aufrollten,  gekommen.  Man  hat  der 
»ethischen«,  staatssozialistischen,  Dichtung 
den  Vorwurf  nicht  erspart,  dass  sie  durch 
iUiermässiges  Betonen  des  Eingreifens  des 
Wohlfahrtsstaates  die  iil»ertriel*ene  Gesetzes- 
macherci  auf  wirtschaftspolitischem  Gebiete 
mitverschulde,  ein  Vorwurf,  der  unzweifelhaft 
einen  Kern  von  Richtigem  enthält.  Die  man- 
chesterliehe Richtung,  die  lange  gänzlich  ein- 
flusslos geblieben  war.  hat  diesen  Streit  ihrer 
Gegner  mit  begreiflicher  Schadenfreude  ver- 
folgen können,  bis  sich  eine  Annäherung  der 
jüngeren  nationalökonomisehen  Secession isten 
an  die  alte  Freihandelspartei  vollzog.  Diese 
Annäherung  ist  um  vieles  grösser  und  intimer, 
als  sich  die  Beteiligten  selbst  eiugostehen 
wollen.  Auf  die  Gesetzgeber  aber  haben 
diese  Wandlungen  in  den  nationalökono- 
mischen Anschauungen  der  führenden  Schule 
gar  keinen  Eindruck  gemacht.  Vielmehr 
sind  inittelstandsixditische  Ideeen  mehr  und 
mehr  guvernemental  geworden.  — 

2.  Die  31.  im  Handwerk.  Die  Mittel- 
standsbewegung im  Handwerk  ist,  wie  schon 
gesagt,  recht  alt.  Die  ganze  Kette  der  gesetzge- 
berischen Akte,  die  im  neunzehnten  Jahr- 
hundert. die  gewerbliche  Freiheit  zum  Durch- 
bruch führte,  war  begleitet  von  der  leb- 
haften Opposition  der  Handwerker.  Seit 
Aufhebung  des  Zunftwesens  ist  die  deutsche 
Hand  werkerbewegung  eigentlich  nie  zur 
Ruhe  gekommen.  Will  mau  ihre  Haupt- 
phasen dai-stellen,  wenn  auch  nur  skizzen- 


haft. so  ist  unvermeidlich,  dass  manches 
wiederholt  wird,  was  ol*en  in  dem  Artikel 
Handwerk  a.  a.O.  bereits  ausführlich  be- 
sprochen worden  ist.  Eine  zusammenfassende 
Darstellung  der  Bewegungen  unter  unseren 
Handwerkern  gebietet  eine  solche  Rekapi- 
tulation. 

Preussen  ist  der  erste  deutsche  Staat 
gewesen,  welcher  unter  dem  Drucke  der 
öffentlichen  Meinung,  die  die  Uebelständc 
der  zünftischen  Gewerbeverfassung  beseitigt 
zu  wissen  wünschte,  am  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts zur  Einführung  der  Gewerbefreiheit 
schritt.  Durch  das  Edikt  vom  2.  November 
lSlu  wurde  der  Befähigungsnachweis  in  der 
Hauptsache  beseitigt.  Die  Befugnis  zur 
Ausübung  eines  Gewerbes  wurde  allein  von 
der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer  ab- 
hängig gemacht  und  eine  Beschränkung  der 
Gewerliefreiheit  nur  aus  polizeilichen  Grün- 
den vorgesehen.  Das  G.  v.  7.  September 
1B11,  eigentlich  nur  eine  Anweisung  für  di«» 
Behörden  bezüglich  der  Austeilung  der  Ge- 
werbescheine. stellte  die  jtolizeilichen  Be- 
schränkungen näher  fest.  Die  preussische 
Gesetzgebung,  der  fürs  erste  nur  wenige 
andere  deutsche  Staaten  und  auch  diese  nur 
zögernd  folgten,  schloss  sich  an  die  franzö- 
l sische  ziemlich  eng  an.  Die  wichtigsten 
Bestimmungen  dieser  Reform,  die  Gleich- 
stellung von  Stadt  und  I*a»d,  die  Aufhebung 
der  Zwangs-  und  Bann  rechte,  der  gewerb- 
lichen Realgerechtigkeiten  u.  s.  w.  sowie 
die  Beseitigung  der  scharfen  Abgrenzung 
zwischen  den  Arl»eitsgcbieten  der  einzelnen 
Ge  weil  >e  sind  in  der  Folge  niemals  wieder 
ernstlich  in  Frage  gestellt  worden.  Zwar 
hat  eine  V.  v.  9.  Februar  1849  den  soge- 
nannten »Gewerberäten«  die  Abgrenzung  der 
Arbeitsgebiete  der  einzelnen  Handwerker 
übertragen,  aber  der  schwerfällige  Apparat 
der  Gewerberäte  funktionierte  nicht.  Ihre 
Befugnisse  wurden  lax  gelmndhabt  und 
blieben  im  wesentlichen  unpraktisch.  Die 
Gewerliegesetzgebung  der  späteren  Zeit,  viel- 
fach beeinflusst  durch  eine  stürmische  Agi- 
tation aus  den  Handwerkerkreisen,  bewegte 
sich  in  der  Hauptsache  in  drei  Richtungen : 
Weiterer  Ausbau  des  Prüfungswesens,  Schaf- 
fung oder  Begünstigung  gewerblicher  Kor- 
porationen  und  Regelung  des  Lehrlings- 
wesens. Besonders  in  den  40  er  Jahren 
klagten  die  Handwerker  über  zunehmende 
Absatzstockungen,  Arbeitslosigkeit,  Vernich- 
tung des  Kredits  und  Proletarisierung  des 
im  Handwerk  thätigen  Mittelstandes.  Nicht 
die  verschlechterte  Geschäftskonjunktur  und 
die  unsinnige  Ausnutzung  der  Niederlassungs- 
freiheit wurden  für  die  Uebelstände  verant- 
wortlich gemacht,  sondern  ausschliesslich  die 
Gewerbefreiheit.  Die  nord-,  west-  und 
mitteldeutschen  Handwerker,  die  zahlreiche 
Petitionen  erliessen  und  allenthalben  Pro- 


Digitized  by  Google 


Mittelstandsbewegung 


817 


trestversamm lungen  abliielten,  verlangten  mehr 
oder  minder  deutlich  die  Wiederherstellung 
der  mittelalterlichen  Zunftverfassung.  Am 
15.  Juli  1848  wurde  in  Frankfurt  a.  M.  der 
deutsche  Handwerker-  und  Gewerbekongress  i 
«eröffnet  und  ein  Programm  durch beraten, 
<las  die  Bildung  von  Innungen,  Innungsvor- 
ständen, Gewerberäten  und  einer  Gewerbe- 
kammer-Organisation forderte  und  innerhalb 
der  neueu  Zünfte  die  alte  Stufenfolge  von  ; 
"Lehrlingen,  Gesellen  und  Meistern  mit  event. 
Beschränkung  der  Meisterzahl  und  Befähi- 
gungsnachweis in  Vorschlag  brachte.  Allei 
jene  Klagen  und  Postulate,  welche  den  i 
Mittelpunkt  der  heutigen  Programme  der! 
Kleingewerbetreibenden  ausmachen  — Ver-1 
bot  desHausierhandels  mit  Hand  werksarbeiten. 
Verbot  der  Lehrlingszüchterei,  Einschränkung 
<ler  Konsumgenossenschaften,  Verbot  öffent- 
licher Versteigerungen,  Unzulässigkeit  von 
Staats-  und  Kommunalwerkstätten,  progres- 
sive Besteuerung  der  Fabriken  zu  Gunsten 
des  Handwerkerstandes,  Verpflichtung  des  | 
Staates,  eine  Geschäftsgrenze  für  Fabriken ; 
und  den  Handel  mit  Fabrikaten  zu  fixieren 
u.  s.  w.  — , wurden  schon  damals  in  stttrmi- 1 
scher  Erregung  laut.  Andere  Versammlungen  ! 
gingen  noch  radikaler  vor.  Es  fehlte  aber 
nicht  an  Protesten  auch  aus  Handwerker- 
kreisen. Aus  Baden,  Bayern,  besonders  aus 
der  bayerischen  Pfalz,  aus  Thüringen  und 
auch  ans  einzelnen  Teilen  von  Hannover  er- 
folgten energische  Gegenkundgclmngen.  die 
nur  zum  Teil  der  partikularistischen  Ab- 
neigung gegen  eine  Bundesgesetzgebung  ent- 
sprangen, sich  in  erster  Linie  vielmehr  gegen 
eine  »ueue  Auflagt'  der  alten  Zunftbeschrän- 
kungen« wehrten.  Auch  Gesellen-,  später 
Arbeiterkongresse  genannt,  wurden  einbe- 
rufen und  legten  gegen  den*  »einseitigen 
Eigennutz  der  Meister«,  die  sie  zu  ihren 
Verhandlungen  nicht  zugezogen  hatten,  Ver- 
wahrung ein.  Sie  wollten  von  einem  Wan- 
derzwang nichts  wissen,  verlangten  freie 
Niederlassungsfreiheit  in  ganz  Deutschland, 
Freiheit  der  Eheschliessung,  Mindestlöhne 
u.  s.  w.  Die  deutsche  Nationalversammlung 
hatte  diesen  Petitionen  und  Kongressen 
gegenüber  einen  schweren  Stand.  Die  be- 
stehenden Gewerbeverfassungen  der  deut- 
schen Staaten  wichen  zu  sehr  von  einander 
ab,  und  die  vorgetragenen  Wünsche  wider- 
sprachen sich  zu  sehr.  Zwar  schien  die 
Mehrheit  für  einen  Zunftzwang  zu  sein,  ver- 
warf aber  die  extremen  Forderungen  der 
Meister.  Bei  der  staatsrechtlichen  Impotenz, 
unter  der  die  Nationalversammlung  litt,  war 
es  vorauszusehen,  dass  ihre  Verhandlungen 
residtatlos  verliefen.  Da  in  der  That  die 
Notlage  der  Handwerker  in  manchen  Ge- 
genden gewaltige  Dimensionen  angenommen 
hatte,  war  eine  Initiative  im  Sinne  der  Rück- 
bildung in  denjenigen  Einzelstaaten,  die  es  mit 


einer  freien  Gewerbeverfassung  versucht 
hatten,  nahegelegt,  Hannover  ging  voran,  um 
die  liberalere  Gewerbeordnung  von  1847 
schon  im  folgenden  Jahre  wieder  abzuändern 
und  ganz  zu  dem  alten  System  der  Meister- 
prüfungen zurückzukehren.  Das  neue  Ge- 
setz war  ein  buntes  »Gemisch  von  Gewerbe- 
freiheit, Zunftprivilegien  und  Konzessions- 
wesen« (Stieda).  Immerhin  wurden  recht 
weitgehende  Zugeständnisse  an  die  Zünftler 
gemacht. 

Auch  in  Preussen  hatte  die  lebhafte  und 
anhaltende  Handwerkerbewegung  Eindruck 
auf  die  Regierung  gemacht.  Schon  die 
Gew.-O.  v.  17.  Januar  1845  begünstigte  die 
Bildung  und  erschwerte  die  Auflösung  von 
Innungen.  Ihnen  wurde  die  Ordnung  des 
Lehrlingswesens,  die  Verwaltung  der  Kran- 
ken-, Sterbe-,  Hilfs-  und  Sparkassen  und  die 
Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  übertragen. 
Die  Ordnung  des  Innungsvermögens  wurde 
geregelt,  und  die  Aufnahme  in  die  Innungen 
erfolgte  nur  nach  vorangegangenem  Befähi- 
gungsnachweis zum  Gewerbebetrieb.  Bei 
allen  etwas  grössere  Geschicklichkeit  erfor- 
dernden Gewerben  wurde  die  Befugnis  zur 
Ausbildung  von  Lehrlingen  von  ihm  ab- 
hängig gemacht.  Die  schon  berührte  V.  v. 
9.  Februar  1849  machte  die  Lehrlingsprüfung 
obligatorisch,  führte  eine  dreijährige  Gesellen- 
zeit ein  und  dehnte  den  Befähigungsnach- 
weis auf  fast  alle  Handwerke  aus.  Beson- 
dere Hoffnungen  hatte  man  auf  die  Einfüh- 
rung der  Gewerberäte,  die  auf  Antrag  der 
Beteiligten  errichtet  werden  konnten,  gesetzt 
Sie  sollten  aus  gleichen  Teilen  in  drei  Ab- 
teilungen aus  Handwerkern,  Fabrikanten  und 
Kaufleuten  bestehen  und  hatten  zum  Teil 
recht,  weitgehende  Befugnisse,  sei  es  in 
gutachtlicher  Beziehung,  sei  es  in  selbstän- 
diger Festsetzung  von  sozialistischen  Nor- 
men. Handel  und  Grossindustrie  wollten 
indessen  von  den  Gewerberäten  nicht  viel 
wissen,  die  Fabrikarbeiter  und  Gesellen, 
denen  1854  das  Wahlrecht  wieder  entzogen 
worden  war,  ebenso  wenig,  und  die  Hand- 
werksmeister allein  konnten  die  Gewerbe- 
rüte  nicht  zu  erfolgreicher  Thätigkeit  bringen. 
Die  lel)ensunfähigen  Institute  schliefen  lang- 
sam ein. 

Die  hannoversche  Gewerbeordnung  von 
1848  und  die  preussischen  Gesetze  von  1845 
und  1849  bestimmten  bis  zur  Reichs-Gew.- 
0.  v.  21.  Juni  1899  den  gewerblichen  Rechts- 
zustand in  Norddeutschland.  Sie  hatten  das 
Zunftwesen,  wenigstens  nach  der  Absicht 
der  Gesetzgeber,  in  modern  zugestutzter 
Form,  wieder  aufleben  lassen,  und  da  mau 
in  den  meisten  übrigen  deutschen  Staaten 
das  Prüfungswesen  trotz  der  Stürme  der 
napoleonischeu  Zeit  konserviert  «Hier  rekon- 
struiert hatte,  so  war  im  grössten  Teile  von 
Dcutscldand  die  alte  Ge  werbe  Verfassung, 
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•wenigstens  in  ihren  äusserlichen  Kennen,  zwange,  liess  ihn  aber  in  den  alten  be- 
wieder  zur  Herrschaft  gelangt,  während  in  stehen.  Als  aber  das  Gesetz  über  die  Frei- 
allen  anderen  europäischen  Staaten  von  wirt-  Zügigkeit  zu  stände  gekommen  war,  zeigte 


schädlicher  Bedeutung,  in  England.  Frank-  sich  bald,  dass 
reich,  Holland,  Belgien  und  der  Schweiz,  die  Vorbedingung 
Gewerbefreiheit  längst  zum  Durchbruch  ge-  sungen  damit 
langt  war.  Die  preussisehe  Gesetzgeltung  Die  Gew.-O.  v 
hatte  dasjenige  gebracht,  was  die  Hand-  lieh  für  den 
werker  im  wesentlichen  wollten,  freilich  werbefreiheit, 
wurden  die  Bestimmungen,  je  länger  sie  in  lieh  für  das 
Kraft  waren,  desto  weitherziger  gehandhabt,  führt, 
und  namentlich  in  den  Otter  Jahren  war 
ein  grosser  Teil  der  gewerberechtlichen 
Normen  praktisch  so  gut  wie  ausser  An- 
wendung gekommen. 

Die  norddeutschen  Handwerker  waren 
alter  auch  da,  wo  das  Gesetz  noch  eine 
strikte  Auslegung  und  Handhabung  fand, 
keineswegs  zufrieden  gestellt.  Schon  An- 


die  Prüfungspflicht  als  lokale 
der  gewerblichen  Xiederlas- 
nicht  mehr  vereinbar  war. 
21.  Juni  1809  brachte  end- 
Xorddeutschen  Bund  die  Ge- 
1871  wurde  sie  reichsgesetz- 
ganze Deutsche  Reich  einge- 


Währcnd  also  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  die  Verwirklichung  der  Idee  der 
Gewerbefreiheit  nur  langsam  heranreifte, 
hatte  die  preussisehe  Regierung  anfänglich 
zwar  einen  ersten  energischen  liberalen  An- 
lauf genommen,  musste  aber  bald,  sei  es 
mit  Rücksicht  auf  Bedürfnisse  des  wirk- 
lichen Ix*bcns,  sei  es  unter  dem  Einfluss 
fang  und  Mitte  der  50er  Jahre  wiederholte 1 der  stürmischen  Opposition  seitens  der  Be- 
sieh der  Petitionssturm  der  Zünftler,  und  es  teiligten,  l«ild  wieder  in  die  Bahnen  einer 

Sie 
erst 
der 
Ro- 


' gewerbci>olitischen  Reaktion  einlenken, 
verliess  dieselben  nur  schwerfällig  und 


zeigte  sieh  bald,  dass  man  den  Befähigungs- 
nachweis mit  seinem  Prüfungswesen  nicht 

als  ein  Mittel  zur  Erhöhung  der  technischen  dann,  als  die  liberale 
und  wirtschaftlichen  I Leistungsfähigkeit  des  Geister  bemächtigte 
Handwerks  und  zum  Schutze  des  kaufenden  gierungen  mit  sich 

Anschauungen 


Publikums  verlangt  hatte,  sondern  als  Mittel  der 
gegen  die  bedrohliche  Konkurrenz  des  Kapi-  er  war  aber  doch 
tals  und  neu  aufkommender  kleingewerb-  unvermittelter.  Bei 


Hochflut  sich 
und  auch  die 
riss.  Der  Umschwung 
war  längst  vorbereitet. 


lieber  Betriebe.  Nach  dieser  Richtung  hin 
konnte  das  Gesetz  den  Handwerkern  weder 
Vorteil  noch  Schutz  bringen.  Das  sahen 
auch  die  politischen  Parteien  ein,  und  das 
preussisehe  Abgeordnetenhaus  ging  deswegen 
über  die  reaktionären  Fordeningen  der  zahl- 
los cinlaufenden  Petitionen  einfach  zur  Tages- 
ordnung über,  und  erst  als  dort  der  Antrag 
auf  Beseitigung  der  Gewerbenovelle  im  Sinne 
der  Wiederherstellung  der  Gewerbefreiheit 
eingebracht  worden  war,  sah  man  in  den 
Handwerkerkreisen  ein,  dass  man  zu  weit 
gegangen  sei  und  mit  dem  bestehenden  | 
Rechtszustande  sich  zufrieden  geben  müsse 
(preussischer  Landes-Handwerkertag  in 
lin,  27.  bis  31.  August  1800).  Es  wai 


ein  sehr  radikaler  und 
der  Beratung  der  nord- 


rar 

dessen  zu  spät;  denn  schon  mehrten  sich 
die  Anzeichen,  dass  die  Ideeen  des  Libera- 
lismus auch  in  den  Regierungskreisen  Ein- 
gang gefunden  hatten.  In  zahlreichen  Bro- 
schüren, Büchern  und  Aufsätzen  wurde  das 
Princip  der  Gewerbefreiheit  erörtert,  und  die 


deutschen  Gewerbeordnung  war  von  der 
eigentlichen  Handwerkerfrage  kaum  mehr 
die  Rede.  Die  Regelung  der  Verhältnisse 
der  Fabrikarlieiter,  die  Koalitionsfreiheit, 
das  Kassenwesen  u.  s.  w.  standen  im 
Mittelpunkt  des  Interesses.  Befähigungs- 
nachweis u.  dcrgl.  waren  grundsätzlich 
abgethan . man  verlor  darüber  kaum  ein 
Wort  mehr. 

Es  lässt  sicli  nicht  leugnen,  dass  man 
nach  manchen  Richtungen  hin  etwas  schab- 
lonenhaft und  doktrinär  vorgegangen  war. 
Die  jetzt  viel  diskutierte  Frage  des  Befähi- 
gungsnachweises für  Bauhandwerker  z.  B. 
Ber- 1 erfuhr  damals  eine  wenig  sachgemässe 
in- 1 Prüfung.  Für  das  eigentliche  Handwerk 
wurde  der  Befähigungsnachweis  völlig  be- 
seitigt. Nur  für  wenige  Gattungen  »ge- 
werblicher* Personen,  die  aber  mit  dem 
Handwerk  gar  nichts  zu  thun  hatten,  Aerzte, 
Apotheker,  Advokaten  u.  s.  w.,  blieb  es  bei 
dem  Prüfungssystem  als  Voraussetzung  des. 


Stimmung  in  den  Parlamenten  liess  die  An-  Niederlassungsrechts.  Die  Innungen  wurden 


erkennung  desselben  mit  Sicherheit  erwarten. 
Der  erste  deutsche  Staat,  der  sieh  entschie- 
den zur  Gewerbefreiheit  bekannte,  war 
Hessen-Nassau  (1800).  Ihm  folgten  Olden- 
burg und  Sachsen  (1861),  Württemberg, 
Baden  und  die  Thüringer  Herzogtümer 
(1862/63)  und  Bayern  (1808).  Von  den 
grösseren 
Preussen 


zu  reinen  Privat  vereinen  gemacht,  und  auch 
für  die  I Lehrlinge  und  Gesellen  wurde  die 
möglichste  Bewegungsfreiheit  dekretiert. 
Wie  alle  Gesetzo  jener  Periode,  zeichnete 
sich  auch  die  Gewerbeordnung  durch  einen 
einheitlich  und  gross  gedachten,  konsequent 
lurehgcfiihrten  und  äusserst  liberalen,  Grund- 


i 

deutschen  Staaten  war  nur  noch  gedanken  aus.  Der  Gesetzgeber  rechnete 
zurückgeblieben.  Das  sogenannte  mit  der  modernen  kapitalistischen  und  in- 


»Notgewerbegesetz*  von  1807  l>efreite  nur] 
die  neuen  Provinzen  von  dem  Prftfungs- 


dustriellen  Entwickelung  als  etwas  natür- 
lich Gegebenem;  er  hielt  es  für  un vermeid- 
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lieh,  dass  der  Uebergang  zu  höheren,  teeh-l 
niseh  vollkommeneren  Wirtschaftsformen ' 
mit  schweren  Kämpfen  für  den  gewerblichen 
Mittelstand  verbunden  sei;  soweit  derselbe 
noch  lebensfähig  sei,  müsse  er  sich  aus  j 
eigener  Kraft,  im  Wege  der  genossenschaft-  j 
liehen  Selbsthilfe,  reformieren  und  moderni- ' 
sieren. 

Es  war  begreiflich , dass  der  1 Land- 
werkerstand, der  vom  Staate  umfassende 
Hilfe  erwartet  hatte,  in  eine  lebhafte  Erre- 
gung versetzt  wurde  und  in  einer  neuen 
Aufstandsbewegung  sich  zur  Wehr  setzte. 
Schon  Anfang  der  60er  Jahre  wurde  der 
»Deutsche  Handwerkerbund«,  hauptsächlich  i 
aus  den  norddeutschen  Mitgliedern  bestehend, 
gegründet.  Er  verlangte  die  obligatorische 
Innung  und  den  Erlass  einer  allgemeinen 
deutschen  Handwerkerordnung.  Sein  Pro- 1 
gramm  machte  aber  wenig  Eindruck,  und 
nach  kurzem  Dasein  ging  die  Vereinigung 
wieder  ein.  Im  Jahre  1868  tagten  ver- 
schiedene Handwerkerkongresse,  die  gegen 
die  Einführung  der  Gewerbe freiheit  pro- 
testierten. Dann  schien  man  sich  kurze 
Zeit  mit  dem  neuen  Zustand  zufrieden  geben 
zu  wollen,  aber  bald,  besonders  in  den  70eri 
Jahren,  lebte  die  rührige  Agitation  wieder! 
auf,  und  schon  in  der  eisten  Legislatur-  i 
periode  des  deutschen  Reichstages  liefen  I 
mancherlei  Kundgebungen  ein,  welche  die' 
Einführung  von  Arbeitsbüchern,  den  Erlass 1 
von  Passvorschriften  für  Gewerbegehilfen 
und  Strafvorschriften  für  widerspenstiges 
Personal  forderten.  Der  Reichstag  verhielt 
sich  grundsätzlich  ablehnend.  Infolgedessen 
kam  es  zur  Bildung  eines  neuen  Verbandes, 
des  »Vereins  selbständiger  Fabrikanten«,  der1 
zwar  an  dem  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit 
nicht  rütteln  zu  wollen  erklärte,  aber  die 
Trennung  des  Fabrikgesetzes  von  der 
eigentlichen  Gewerbeordnung,  die  Einführung  | 
von  Gewerbekammern,  gewerblichen  Schieds- 
gerichten, obligatorischen  Fortbildungsschulen 
u.  s.  w.  vorschlug.  Das  Hauptpostulat  war} 
die  Reform  der  Innungen  und  des  Innungs- 
rechts, in  dem  principiell  die  Ueberlassung ! 
der  gewerblichen  Erziehung  an  die  Korpo-  j 
rationen  ausgesprochen  werden  sollte.  Auch 
der  neue  Verband  der  Handwerkerinteres- 
senten ging,  nachdem  er  eine  Reihe  von 
Kongressen  abgehalten  hatte,  nach  einigen 
Jahren  wieder  stark  zurück.  Ebensowenig 
konnte  der  Gedanke  einer  selbständigen  po-  j 
litischen  Handwerker-  und  Gewerbepartei, 
deren  Programm  man  1879  in  den  Grund-  j 
ziigen  entworfen  hatte,  greifbare  Form  ge- , 
wiunen.  Dagegen  adoptierte  die  konserva- 
tive Partei  und  die  mit  ihr  verwandte  anti-  i 
semitische  innungsfreundliche  Forderungen, ! 
uud  auch  der  sozialpolitische  und  zünftle- 
risehe  Flügel  des  Centrums  machte  die 
Bestrebungen  des  kleingewerblichen  Mittel- 


standes zu  den  seinigen.  Die  gemeinsame 
Agitation  dieser  Parteigruppen  zeigte  sich 
in  der  Folge  erfolgreich.  Eine  Aeiti  neuer 
deutscher  Handwerkerpolitik  brach  heran; 
sie  unterschied  sich  freilich  wesentlich  von 
der  älteren  prenssischen  Gewerbepolitik. 
Dort  hatte  man  die  Zwangsorganisation  der 
Handwerker  im  Princip  verworfen,  begüns- 
tigte aber  das  gewerbliche  Prüfungsweseu 
und  den  Befähigungsnachweis,  dem  selbst  die 
älteren  liberalen  Gesetze  gewisse  Konzessionen 
gemacht  hatten.  Jetzt  wurde  der  Befähi- 
gungsnachweis abgelchnt,  dagegen  eine 
straffe  Organisation  des  Handwerks,  der 
auch  Fürst  Bismarck  nicht  abgeneigt  ge- 
wesen war,  befürwortet.  Zunächst  kam  cs 
zur  Gewerbeordnungsnovelle  vom  17.  Juli 
1878,  die  das  Arbeitsbuch  für  Arbeiter  unter 
2 1 Jahren (s. d. Art. Arbeitsbuc h oben Bd. I 
S.  723  ff.)  wieder  einführte  Dann  stellte  das  G. 
v.  18.  Juli  1881  den  öffentlichrechtlichen  Cha- 
rakter der  Innungen  wieder  her.  Durch  die 
weiteren  GG.  v.  8.  Dezember  1884  und  6.  Juli 
1887  wurden  die  Kompetenzen  der  Innungen 
bezüglich  der  Ordnung  des  Lchrlingswesens 
gegenüber  den  nicht  zur  Innung  gehörenden 
Gewerbetreibenden  derart  erweitert,  dass 
man  sich  allmählich  dem  Gedanken  der 
Zwangsinnung  näherte.  Es  ist  mit  Recht 
hervorgehoben  worden,  dass  die  Innungs- 
gesetzgebung jedenfalls  den  Erfolg  gehabt 
hat,  einen  beträchtlichen  Teil  der  Handwerker 
in  Berufsorganisationen  zusammenzufassen. 
Von  etwa  l'a  Millionen  im  Deutschen 
Reiche  thätigeu  Handwerkern  sind  fast  l! s 
auf  diese  Weise  organisiert  worden.  Da  die 
Landmeister  ebenso  wie  die  Alleinmeister 
ein  verhältnismässig  nur  geringes  Kontingent 
zu  den  Innungen  stellten,  so  darf  man  mit 
Voigt  wohl  mit  Recht  sagen,  dass  die 
grosse  Mehrzahl  der  noch  einigermassen 
leistungsfähigen  städtischen  Meister  Innun- 
gen angehören.  Dass  die  Leistungen  dieser 
Berufsorganisationen  unzureichend  waren, 
wurde  allgemein  anerkannt.  Es  war 
eine  Form  ohne  materiellen  Inhalt  ge- 
schaffen; die  Innungen  standen  auf  dem 
Papier,  ohne  dass  sie  eine  umfassende 
Thätigkeit  entwickelten.  Gegen  die  Be- 
drängnis des  Handwerkermittelstandes  gaben 
sie  keine  einigermassen  wirksame  Abhilfe, 
sie  waren  unzureichende  »kleine  Mittel«. 
Es  hörten  deswegen  auch  die  Klagen  aus 
den  beteiligten  Kreisen  nicht  auf.  Sie 
drohten  wiederum  mit  der  Gründung  einer 
selbständigen  politischen  Handwerkerpartei, 
und  hätten  die  iunungsfreundlichen  i>o) iri- 
schen Fraktionen,  die  Konservativen  und 
das  Centrum,  (len  Mittelstandspolitikern 
nicht  rechtzeitig  weitere  Zugeständnisse  ge- 
macht, so  wäre  der  Abfall  in  (las  antisemi- 
tische Parteilager,  den  eigentlichen  Nährboden 
für  die  zünftlerische  Propaganda,  noch  grösser 
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und  hodenklicher  geworden,  «als  er  gegen- 
wärtig schon  ist. 

1882  wurde  in  Magdeburg  der  > Allge- 
meine deutsche  Ilandwerkerbund«  mit  radi- 
kal-ziinftlerischem  Programm  begründet.  in 
ihm  ging  der  alte  Handwerkerverein,  der 
eine  gemässigten«  Kichtnng  vertrat,  auf. 
Die  Magdeburger  Beschlüsse,  die  in  den 
Forderungen  der  Zwaugsinnung.  des  Befähi- 
gungsnachweises und  der  Handwerkorkam- 
mern  neben  anderen  allgemeineren  Kautolen 
gegen  die  Konkurrenz,  die  dem  Mittelstände 
von  verschiedenen  Seiten  (Staat,  Versandge- 
schäften  und  Hausiererei)  erwachsen  war. 
gipfelten,  wurden  mehr  und  mehr  mass- 
ge!*end.  Zwar  suchten  sich  die  Innungs ver- 
bände, die  18*4  in  Berlin  einen  »Centralaus- 
schuss«  für  ihre  gemeinsamen  Verbands- 
zwe<-ke  ins  Lehen  riefen,  die  Bestimmungen 
der  neuen  Gesetze  im  Sinne  des  inneren 
Ausbaues  der  Kor[*orationen  zu  nutze  zu 
machen : sie  verwarfen  die  besondere  poli- 
tische Bestrebung  des  Handwerkerstandes 
und  sympathisierten  mit  dem  Gedanken  der 
fakultativen  Innung.  Der  Handwerkerbund 
aber  sah  in  der  Einführung  des  Befähi- 
gungsnachweises das  einzige  »grosse  Mittel«. 
Er  beherrschte  damit  die  Situation.  Eine 
Einigung  zwischen  den  beiden  Richtungen 
fand  1890  statt.  Am  15.  Juli  desselben 
Jahres  wurde  in  Berlin  eine  Handwerker- 
konferenz einberufen,  aus  deren  Verhand- 
lungen die  Vorschläge  des  preussischen 
Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  zur  Or- 
ganisation des  Handwerks  hervorgingen. 
Die  Bewegung  der  Handwerker  erfasste 
immer  weitere  Kreise.  1892  und  1894  tagte 
in  Berlin  der  »Deutsche  lnnungs-  und  All- 
gemeine Handwerkertag« , und  1895  trat  in 
Halle  der  »Achte  Allgemeine  Deutsche  Hand- 
werkertilg« zusammen.  Erstcrer  war  von 
beiden  genannten  Richtungen  einberufen, 
letzterer  nur  von  dem  »Allgemeinen  deut- 
schen Handwerkerbund«.  Der  Gedanke 
einer  selbständigen  Mittelstandspartei  zur 
Bekämpfung  der  »Auswüchse  des  Kapitalis- 
mus« und  der  den  Mittelstand  vernichten- 
den schrankenlosen  Konkurrenz  wurde  zwar 
vielfach  erörtert,  aber  mit  Rücksicht  auf  die 
ausgesprochene  Handwerkerfreundlichkeit 
mächtiger  politischer  Parteien  als  überflüssig 
und  schädlich  fallen  gelassen.  Doch  hatte 
schon  am  20.  Januar  1890  ein  Antrag 
Ackermann-Biehl,  der  Zwangsinnung  und 
Befähigungsnachweis  für  (58  Handwerke 
verlangte,  vor  dom  Reichstag  Annahme  ge- 
funden. Der  Bundesrat  hatte  ihn  allerdings 
abgolehnt,  aber  die  konservativ-klerikale 
Reichstagsmehrheit  schnitt  die  Frage  der 
Organisation  des  Handwerks  immer  wieder 
an,  und  aus  den  schon  genannten  Konfe- 
renzen zwischen  dem  Reichsamt  des  Innern, 
dem  preussischen  Handelsministerium  und 


den  Vertretern  dos  Handwerks  waren  am  18. 
August  1895  die  bekannten  Berlepschschen 
Vorschläge  hervorgegangen.  Dieser  Entwurf 
des  preussischen  Ministers  bildete  denn  auch 
den  wesentlichsten  Bestandteil  der  Verhand- 
lungen in  Berlin  und  Halle.  Die  Grundzüge 
desselben  enthielten  die  Gründung  von 
Fachgenosscnschuften,  denen  die  Gewerbe- 
treibenden ipso  iure  mit  der  Eröffnung 
ihres  Betriebes  angeboren  sollten,  und  die 
das  Handwerk  ähnlich  wie  die  Berufsge- 
nossenschaften. umfassen  sollten,  ferner  die 
Schaffung  obligatorischer  I lan  d werkskam - 
morn,  die  eine  offizielle  Vertretung  des 
Handwerks,  nach  Analogie  der  Handelskam- 
mern, schaffen  sollten,  und  endlich  die  Ein- 
richtung der  Gehilfenausschüsse. 

Am  einschneidendsten  waren  die  Vor- 
schläge bezüglich  der  Regelung  des  Lehr- 
lingswesens. Der  Einführung  einer  ord nun gs- 
mässigen  Lehrzeit,  einer  fakultativen  Ge- 
sellenprüfung durch  die  Innung  oder  durch 
einen  Prüfungsausschuss  war  gedacht  und 
eine  Altersgrenze  für  diejenigen  Personen, 
denen  Lehrlinge  anzuhalten  und  anzuleiten  ge- 
stattet war,  und  fürdie.diedieGesellenprfifung 
bestanden  haben  mussten,  vorgesehen.  Auch 
sollte  der  Bundesrat  für  bestimmte  Hand- 
werke die  Zahl  von  Ixdirlingen  im  Verhält- 
nis zu  den  liesehäftigten  Gesellen  normieren 
können.  In  der  letzteren  Bestimmung  war 
also  ein  Mittel  in  Vorschlag  gebracht,  welches 
das  Mittel  der  »Ixdirlingszüchterei«  hätte  er- 
folgreich bekämpfen  können«.  Das  war  auch 
der  einzige  Teil  des  Berlepschschen  Ent- 
wurfs. der  am  ehesten  noch  Anklang  fand.  Im 
übrigen  fand  derselbe  in  den  Interessenten- 
kreisen eine  sehr  geteilte  Aufnahme.  Zahl- 
reiche Gegenvorschläge  wurden  gemacht, 
wobei  sicli  in  der  Hauptsache  drei  Rich- 
tungen Geltung  verschafften:  Der  1891  1h>- 
gründete  »Verband  deutscher  Gewerbe- 
vereine« nahm  den  freiesten  Standpunkt  ein. 
Er  wollte  von  einer  Zwangsorganisation 
nichts  wissen  und  verhiess  — etwas  dunkel 
und  phrasenhaft  — durch  ein  einträchtiges 
Zusammenwirken  der  Vereine  die  einzig  ge- 
deihliche Förderung  der  Interessen  des 
Kleingewerbes.  Der  »Centralausschuss  der 
vereinigten  Innungsverbände«  schwärmte  für 
eine  burcaukratisch-centralisierende  Zusam- 
menfassung des  gesamten  Handwerks,  und 
der  »Allgemeine  deutsche  Handwerkerhund« 
endlich  hielt  zwar  das  Zwangsprincip  bei 
der  Organisation  des  Gewerbes  für  wohl- 
thätig,  legte  aber  hauptsächlich  Wert  auf 
den  Befähigungsnachweis.  Eine  1894  in 
Berlin  veranstaltete  Konferenz,  zu  der  aber 
die  süddeutschen  Vertreter  auffallender- 
weise  nicht  zugezogen  worden  waren,  auien- 
dierte  eine  neue  Vorlage,  die  aus  dem 
Reichsamt  dcslnuern  hervorgegangen  war  und 
wenigstens  Handwerkskammern  provisorisch 
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errichten  wollte,  in  st riktzünftlerisehem  Sinne. 1 
Es  sollten  obligatorische  Innungsverbünde  in 
» lie  < )rganisation  des  Handwerks  aufgenommen  ' 
Averden,  die  Orossindtistrie  zu  den  Kosten 
«ler  von  der  Innung  ins  lieben  gerufenen  j 
Wohlfahrtseinrichtungen  mit  herangezogen 
und  «lie  Kosten  der  Handwerkskammer; 
selbst  aus  öffentlichen  Mitteln  aufgebracht  j 
werden. 

Man  sieht,  eine  ziemliche  Verwirrung  der 
Ansichten  über  dasjenige,  was  eigentlich  i 
geschehen  sollte,  hatte  Platz  gegriffen.  Die  ] 
Reichsregierung  schien  selbst  nicht  recht 
zu  wissen,  was  sie  wollte.  Nachträglich 
schickte  sie  Sachverständige  nach  Oester- 
reich, um  die  daselbst  eingeführte  Zwangs- 
organisation an  Ort  und  Stelle  zu  studieren, 
und  erst  jetzt  wurde  offensichtlich,  dass 
zwischen  dem  preussisehen  Handelsministe- 
rium und  dem  Reichsamt  des  Innern  erheb- 
liche Meinungsverschiedenheiten  obwalteten. 
Die  Reichsregierung  hatte  eben  mit  der 
Stimmung  der  süddeutschen  Bundesstaaten, 
«lie,  ohne  an  der  Gewerbefreiheit  zu  rütteln, 
mannigfache  zweckmässige  Massregeln  zur 
Hebung  der  Standesinteressen  des  Kleinge- 
werbes getroffen  hatten  und  weder  für  die 
Zwangsinnung  noch  für  den  Befähigungs- 
nachweis zu  haben  waren,  zu  rechnen.  Aus! 
dieser  Verlegenheit  half  sie  sieh  durch  die 
Einbringung  eines  Entwurfs,  der  vorläufig  I 
nur  Haudwerkcrkammern  vorsah : aber  der- 
selbe wurde  in  einer  Keichstagskommission  1 
begraben. 

Der  neue  preussische  Handelsminister 
brachte  im  August  18‘Jö  einen  noch  unter , 
Berlepsch  ausgearbeiteten  neuen  Entwurf 
beim  Bundesrate  ein.  Derselbe  schlug  die  j 
obligatorische  Zwangsinnung  für  alle  Hand- 
werker vor  und  wollte  das  ganze  Kleinge- 1 
werbe  in  recht  komplizierter  Weise  in  In- ; 
nungen,  Haodwcrksausschüssen  und  Hand- 
werkskammern organisieren.  Wegen  der 
obligatorischen  Zwangsinnung  stiess  aber 
der  Entwurf  im  Bundesrat  bei  den  siid- 
dcutschen  Regierungen  auf  energischen  1 
Widerspruch,  er  musste  deswegen  umge- 1 
arbeitet  werden,  und  man  nahm  endlich  in  j 
«lein  im  März  ls!)7  dem  Reichstage  vorge- 
legten  neuen  Entwurf  seine  Zuflucht  zu  I 
einem  Kompromiss.  Hieraus  ging  dann  zu-, 
guterletzt  «las  paragraphenreiehe  Reichsge- 
setz v.  26.  Juli  1807,  meist  »Innungsgesetz« 
genannt,  hervor. 

Dieses  neueste  Handwerkergesetz  trägt 
zwar  nicht  den  extremen  Wünschen  der 
Zünftler  Rechnung  — es  bringt  den  Befühi- ; 
gungsnaehweis  nicht  — , aber  der  Innungs-, 
zwang  wird  durch  in  Aussicht  gestellte  Pri- 
vilegien  derart  nahegelegt,  thtss  man  in 
Zukunft  die  Zwangsinnung  als  die  Normal- 
form der  Handwerkerorganisation  anseheu 


darf.  Sobald  sie  die  Mehrheit  der  Betei- 
ligten wünscht,  ist  sie  vorhanden. 

Die  Einzelheiten  des  neuen  Gesetzes 
sind  oben  bei  dem  Artikel  II  a n d w e r k a.  a.  < ). 
eingehend  besprochen.  Es  muss  hier  auf 
die  dort  niedergelegten  Ausführungen  ver- 
wiesen wen  len.  Soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dass  das  neue  Handwerkergesetz  im  Grunde 
genommen  nur  eine  Form  enthält,  die  ihren 
materiellen  Inhalt  erst  erhalten  soll.  Die 
Zukunft  wird  lehren,  wie  weit  die  refor- 
mierten und  erweiterten  Handwerker-Organi- 
sationen befähigt  sind,  ihren  von  der  Reichs- 
tagsmehrheit übertragenen  Aufgaben  gerecht 
zu  werden.  Die  minimalen  Ixdstungen  der 
bisher  freien  Innungen  stellen  «lern  ganzen 
Gebäude  keine  allzu  günstige  Prognose  aus. 
In  jedem  Fidle  aber  sicht  mau  in  den  Inte- 
ressenten kreisen  in  dem  Gesetze  nur  eine 
kleine  Abschlagszahlung.  Die  Hauptsohuld- 
summe,  die  noch  nachzuleisten  ist,  liegt  in 
dem  Zugeständnis  des  Befähigungsnach- 
weises: das  wurde  auch  von  den  Führern 
der  Zünftler  im  Parlament  «>ffen  ausge- 
sprochen, und  nur  unter  diesem  Vorbehalt 
worden  die  Handwerker  an  die  Ausführung 
der  neuen  Innungsordnung  mit  einigem 
guten  Willen  herangehen. 

Was  die  legislative  Behandlung  der  Hand- 
werkorfrago  so  ungemein  erschwerte,  war 
das  Fehlen  der  nötigen,  im  Wege  der  En- 
quete gewonnenen  t hat. sächlichen  Unterlagen 
zur  Beurteilung  «1er  sozialen  Lage  des  Hand- 
werks. Diese  Unterlagen  sind  jetzt  vorhan- 
den; der  Verein  für  Sozialpolitik  hat  ein 
grossartiges  Sammelwerk  über  die  »Lage  des 
Handwerks  in  Deutschland  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  seine  Konkurrenzfähigkeit 
gegen  über  der  G rossi  nd  ustrie«  herausgegeben, 
und  dasselbe  liegt  jetzt  abgeschlossen  vor. 
Der  Hauptredakteur  dieser  Erhebungen, 
Bücher,  hat  in  seinem  zusammen  fassenden 
Referat,  das  er  auf  der  Generalversammlung 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  in  Köln  (Ok- 
tober 1897)  vortrug,  nachgewiesen,  dass  es 
keineswegs  allein  «lie  Ueberlegenheit  «1er 
Fabrikteehnik  gewesen  ist,  die  dem  Haud- 
werk  verderblich  wurde,  sondern  noch  mehr 
die  Koneentratiou  in  gross«*  Bedarfskomplexe. 
Die  grossen  Städte,  das  Heer,  die  Trans- 
portanstalten u.  s.  w,  bilden  solche  Mittel- 
punkte eines  Massenbedarfs,  denen  das 
Handwerk  weder  technisch  noch  wirtschaft- 
lieb  gewachsen  ist.  Bücher  unterscheidet 
eine  fünffache  Veränderung  in  der  neuzeit- 
lichen Ijago  des  Handwerks.  Dasselbe  kann 
1.  durch  die  Grossindustrie  gänzlich  ver- 
drängt werden,  wie  z.  B.  bei  «1er  Weberei; 
«lie  Grossbet  riebe  greifen  das  Handwerk  in 
der  ganzen  Front  an,  und  der  Verdrängungs- 
prozess gebt  bald  rascher,  bald  langsamer 
vor  sieh.  Der  endgilt ige  Erfolg  ist  eine 
Verkümmerung  der  Kleinbetriebe  zur  Be- 
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friedigung  des  Reparaturbedarfs.  2.  Es  kann 
eine  Schmälerung  der  Produktion  des  Hand- 
werks, eitte  allmähliche  Blutentzieliung  der- 
art eiutreten,  dass  ein  Teil  der  Handwerker , 
in  die  Fabrik  betriebe  eingereiht  wird,  dass 
einzelne  Specialartikel  überhaupt  nicht  mehr 
handwerksmässig  hergestellt  werden  und  j 
damit  die  Anfangsstadien  des  Produktions-  i 
und  Veredelungsprozesses  den  Handwerkern 
von  den  Fabriken  für  Halbfabrikate  abge- ! 
nommen  werden.  Anfänglich  mag  diese 
Arbeitsteilung  dem  Handwerk  als  eine  tech- 
nische Erleichterung  erscheinen,  aber  bald 
verspüren  sie  die  ökonomischen  Konse- 
quenzen, die  darin  liegen,  dass  ihnen  der 
vorteilhafte  Einkauf  von  Rohmaterialien 
direkt  von  dem  Produzenten  verloren  geht. 
H.  Im  Interesse  einer  guten,  durch  die  Ge- 
setzgebung kaum  zu  ändernden,  auch  für 
die  lietroffenen  Handwerker  vorteilhaften 
Oekonomie  engagieren  die  Fabrik  Unterneh- 
mungen, alier  auch  öffentliche  Institute,  wie 
die  Post,  die  Eisenbahn,  eine  Reihe  von 
Handwerkern  als  ständige.  al»er  unselbstän- 
dige Arbeiter  in  ihren  Werkstätten  und 
gliedern  damit  das  Handwerk  in  den  Gross- 
betrieb ein.  Jede  Maschinenfabrik  hat  ihre 
Modellschreiner,  die  grösseren  Bierbrauereien 
ihre  Böttcher.  Bei  diesem  Aufsaugungs- 
prozess  verliert  das  Handwerk  seine  kauf- 
kräftigsten Kunden.  4.  Uneinbringlich  sind 
die  Verluste  des  Handwerks  durch  die  Be- 
darfsversehiebung.  Durch  die  Mode,  durch 
technische  Umwälzungen,  durch  Aenderungen 
des  Reiseverkehrs  u.  s.  w.  hat  der  Konsum 
gewisser  Artikel  abgenommen  oder  gänzlich 
aufgehört.  Man  denke  nur  an  den  Einfluss 
der  Trausportverhältnisse  auf  Kürschner  und 
Sattler.  5.  Besonders  gefährlich  für  das ; 
Handwerk  ist  endlich  seine  zunehmende  i 
Abhängigkeit  vom  Handel.  Die  hohen  Miet- 
preise für  Verkaufsstellen,  die  Grösse  und 
Anforderungen  des  Publikums,  fertige  Gegen- ! 
stände  nach  Auswahl  kaufen  zu  dürfen,  und 
die  Einheitlichkeit  der  Bedürfnisse  und  des 
Geschmacks  bringen  es  mit  sieh,  dass  das 
Produkt  nicht  vom  Produzenten,  sondern 
vom  Händler  abgenommen  wird.  Genossen- 
schaftliche Verkaufsstellen  können  nur  da 
Abhilfe  schaffen,  wo  auf  Vorrat  gearbeitet 
werden  kann.  Selbst  auf  dem  Gebiete  des 
Kunstgewerbes  zeigt  sich  die  kapitalistische 
Grossindustrie  ülterlegen.  Auch  die  Klein- 
kraftmaschine, die  den  technischen  Prozess 
in  der  handwerksmässigen  Betriebsstelle 
verbesserten,  bringt  hier  keine  Heilung. 
Aus  dieser  Abhängigkeit  des  Handwerkers 
vom  Handel  hat  sich  vielfach  das  Schwitz- 1 
System  in  der  modernen  Hausindustrie  ent- 
wickelt. Nur  da,  wo  die  Handwerkspro-  j 
dukte  den  lokalen  Verhältnissen  und  den 
individuellen  Bedürfnissen  angepasst  werden 
müssen,  kann  sich  das  Handwerk  noch 


halten,  aber  auch  da  nur  in  kl vän kapitalis- 
tischer Unternehmungsform. 

Dieser  Komplex  vou  natürlichen,  in  der 
modernen  Entwickelung  begründeten  Er- 
scheinungen erklärt  es,  dass  auf  weiten  Ge- 
bieten dem  handwerksmässigen  Kleinbetrieb 
der  Nährboden  mehr  und  mehr  entzogen 
wird.  Dieser  Rückgang  ist  indessen  keines- 
wegs überall  zu  konstatieren.  Wo  die  ge- 
nannten Voraussetzungen  nicht  vorhanden 
sind,  in  den  abgelegenen  Produktions-  utd 
Konsumtionsgebieten,  besonders  auf  dem 
platten  Linde,  hat  sich  das  Handwerk  als 
ßetriebsform  durchaus  auf  der  Höhe  seiner 
bisherigen  Leistungsfähigkeit  erhalten,  und 
ilies  wird  voraussichtlich  auch  noch  iD  der 
Zukunft  der  Fall  sein.  Mehr  als  die  Hälfte 
der  Handwerksmeister  befinden  sich  aber 
auf  dem  Lande,  dort  ist  keine  Bedarfskon- 
centratiou,  dort  findet  sielt  regelmässige 
Reparaturarbeit  und  alle  Eigentümlichkeiten 
des  Handwerks  kommen  dort  zur  Geltung, 
garantieren  ihm  dort  in  abseh furer  Zeit 
eine  gesicherte  Stellung. 

Gleichzeitige  wirtschaftshistorische  Unter- 
suchungen haben  übrigens  bewiesen,  dass 
die  Klagen  des  heutigen  Handwerkermittel- 
standes insofern  stark  übertrieben  sind,  als 
es  dem  Handwerk  vor  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
kaum  besser  gegangen  ist  als  gegenwärtig. 
Auch  damals  war  der  Handwerker  in  ziem- 
lich bedrängter  sozialer  Lage.  Ueber  ein 
Uebenmiss  von  Einzelmeistern,  über  albei- 
tigen  »Handwerksneid«.,  wurde  bewegliche 
Klage  geführt,  und  von  dem  »goldenen 
Boden«  des  Handwerks  war  auch  damals 
wenig  zu  verspüren.  Das  einzige,  was  die 
damaligen  Verhältnisse  auszeichnete,  war 
die  verhältnismässig  grosse  Sicherheit,  von 
der  Konkurrenz  aus  dem  Broterwerb  nicht 
herausgod rängt  zu  werden,  und  ein  gewisser 
Schutz  gegen  Verarmung.  Es  ist  ziemlich 
sicher,  dass  die  Werkstatt  Vorstände,  die 
Vorarbeiter  in  den  Grossbetrieben  und  die 
qualifizierten  Fabrikarbeiter,  die  vielfach 
heute  an  Stelle  der  selbständigen  Hand- 
werksmeister getreten  sind,  sich  in  materiell 
besserer  I jage  als  die  alten  Kleinmeister  be- 
finden. Die  Möglichkeit , dass  aus  den 
Meistern  kleine  und  grosse  Unternehmer 
werden,  besonders  da,  wo  die  genügende 
Vorbildung  vorhanden  ist  und  den  verän- 
derten Bedingungen  der  modernen  Nach- 
frage Rechnung  getragen  wird,  ist.  wie  die 
Erfahrung  lehrt,  durchaus  nicht  ausge- 
selilossen. 

Immerhin  befindet  sieh  heute  unzweifel- 
haft ein  grosser  Teil  des  Handwerks  in 
einer  schleichenden  Krisis.  Das  ergeben 
auch  die  Zahlen  der  neusten  deutschen 
Handwerkerstatistik.  Aus  den  dort  nieder- 
gelegten Tliatsachen  erhellt  die  starke  Auf- 
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saugungstendenz  durch  die  Fabrik.  Das 
städtische  Handwerk  steht  unter  dem  Zeichen 
der  Hetriebskoncenti.it i<>u ; in  den  mannig- 
faltigsten Abstufungen  bauen  sich  hier  die 
Betriebe  auf,  und  keine  breite  Kluft  trennt 
Fabrik  und  Handwerk  mehr.  Die  obere 
Schicht  der  Handwerker  strebt  zum  in- 
dustriellen Unternehmertum  empor,  die 
grosse  Masse  der  unteren  Schichten  sinkt 
zu  Zwergmeistern,  Hausindustriellen  und 
Fabrikarbeitern  herab.  Während  aber  in 
den  Städten  alles  zu  lokaler  Konceutration 
neigt,  bewegt  sich  das  Handwerk  auf  dem 
platten  Lande  fast  in  entgegengesetzter 
Richtung;  die  Zahl  der  Landhandwerker 
vermehrt  sich  stetig,  das  Kleingewerbe  wird 
decentralisiert , immer  zahlreicher  werden 
die  selbständigen  Existenzen,  aber  gleich- 
zeitig — und  darin  liegt  hier  das  krank- 
hafte Moment  — wird  die  durchschnittliche 
gewerbliche  Bedeutung  eines  jeden  Betriebs 
geringer  und  die  soziale  Lage  der  Be- 
teiligten armseliger  und  dürftiger.  Gemein- 
sam in  Stadt  und  Land  ist  das  Resultat  der 
Entwickelung,  dass  die  breite  Schicht  aus- 
kömmlich und  sicher  gestellter  Meister,  das 
sogenannte  »ehrsame  Handwerk«,  mehr  und 
mehr  verwittert  und  zerbröckelt  (Voigt). 
Dass  diese  unerfreulichen  Thatsachen  eine 
Mittelstandsbewegung  verzweifelter  Art  her- 
vorriefen. ist  durchaus  begreif  lieh.  Es  fingt 
sich  aber  nur,  ob  der  Entwicklungsprozess 
durch  die  Gesetzgebung  aufgehalten  werden 
kann  und  soll.  Es  ist  unbestreitbar,  dass 
sich  mancherlei  zur  Abhilfe  thuu  lässt,  aber 
nicht  durch  Zwangsinnungen  und  Be- 
fähigungsnachweis, die  den  alten  Schlendrian 
konservieren,  sondern  indem  man  einen 
grösseren  genossenschaftlichen  Zusammen- 
schluss anstrebt,  die  Handwerker  besser 
kaufmännisch  ausbildet,  .bessere  Zahlungs- 
sitten ein  führt,  also  das  Borgsystem  bekämpft, 
Institute  für  bessere  technische  Ausbildung, 
Anregung  und  Belehrung  durch  Gewerbe- 
vereine, Fachschulen,  Lehrwerkstätten,  Meis- 
ter- und  Wanderkurse,  Ausstellungen  u.  s.  w. 
ins  Leben  ruft  und  von  Staat  und  Kommune 
finanziert  u.  dergl.  m.  Manche  verlorene 
Absatzgebiete  kann  man  auf  diese  Weise 
dem  Handwerk  wiedergewinnen  und  andere 
können  neu  erobert  werden.  Auch  auf  dem 
Gebiete  des  Submissionswesens  sind  gewisse 
Reformen  denkbar  und  wünschenswert. 
Alle  Sozial poiitiker  sind  darüber  einig,  dass 
die  ungesunde  Lehrlingszüchterei  zu  be- 
kämpfen sei.  Sie  ist  zum  guten  Teil  da- 
durch entstanden,  dass  die  Grossindustrie 
dem  Handwerk  die  Ausbildung  des  Nach- 
wuchses der  gewerblichen  Arbeiterschaft, 
mit  der  sie  sich  möglichst  wenig  befassen 
will,  überweist.  Eine  Aendernng  in  diesem 
Verhältnis  der  Arbeitsteilung  ist  aber  wohl 
kaum  im  Interesse  der  Handwerker.  Ohue 


diese  billigen  Arbeitskräfte  wäre  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Handwerksmeister  wahr- 
scheinlich eine  noch  prekärere. 

Ob  die  viel  erörterte  Organisation  der 
Vertretung  der  Berufsinteressen  der  Hand- 
werker, der  die  neuste  deutsche  Gowerbe- 
gesetzgebung  eine  ganz  besondere  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  hat,  die  gewünschten 
Resultate  technischer  und  wirtschaftlicher 
Art  haben  wird,  muss  man  dahingestellt 
sein  lassen.  Vielleicht  wachsen  sich  die 
Innungen,  indem  sie  eine  lokale  Preispolitik 
treiben,  mehr  und  mehr  zu  kleiuen  Kartellen 
heraus.  Es  liegt  dies  in  dem  Zuge  der 
Zeit,  und  dem  aufmerksamen  Beobachter 
sind  eigentümliche  Vorgänge  derart  gewiss 
nicht  entgangen. 

Die  Programme  unserer  mittelstands- 
politiseheu  Handwerker  enthalten  im  übrigen, 
von  dem  Befähigungsnachweis  abgesehen, 
noch  manche  radikalen  Forderungen,  die  bis- 
lang die  Gesetzgebung  unerfüllt  gelassen 
hat  Sie  sind  ol>en  a. a.  0.  in  dem  Art.  Hand- 
werk bereits  von  Stieda  wie  folgt  zu- 
sammengestellt: Beseitigung  der  Militär- 
werkstätteu , äusserste  Einschränkung  der 
Gefängnisarbeit,  Verbot  des  Hausierens  durch 
Ausländer  und  möglichste  Beschränkung  des 
Hausierhandels,  Beseitigung  der  Konsum- 
vereine, besonders  der  Beamten-  und  Offizier- 
vereine und  Warenhäuser,  ein  Verbot  der 
Wanderlager  und  aller  Arten  von  Ver- 
neuer  1 larnl  Werkserzeugnisse, 
der  Filialgcschäfte  oder  Er- 
schwerung derselben  durch  progressive  Be- 
steuerung, Beseitigung  oder  Regelung  des 
Submissionswesens  in  der  Richtung,  dass 
die  sogenannten  Unternehmer  vollständig 
ausgeschlossen  werden,  der  Grundsatz,  das 
niedrigste  Gebot  zu  berücksichtigen,  auf- 
gegeben und  die  Arbeit  dem  übertragen 
werde,  der  mit  seinem  Anschläge  dem 
Mittelpreise  zunächst  kommt,  Vorzugsrechte 
für  die  Forderungen  der  Bauhaudwerker, 
Beseitigung  des  Firmen-  und  Reklamen- 
schwindels und  eine  Aendernng  der  Kou- 

kursordnung. 

3.  Die  M.  im  Kaufnmunsstunde.  Die 

meisten  der  eben  genannten  Forderungen 
haben  auch  die  sogenannten  Detaillisten- 
vereine zu  den  ihrigen  gemacht.  Auch  auf 
dem  Gebiete  des  modernen  Handels  haben 
sich  fast  überall  dank  der  Vervollkommnungen 
des  Verkehrswesens,  grösserer  Arbeitsteilung 
und  stärkerer  Kapitalkoncentration  in  den 
Unternehmungen  weittragende  Veränderun- 
gen und  Verschiebungen  vollzogen.  Auf 
diese  Weise  ist  es  zu  einer  Reihe  von  Aus- 
schaltungsprozessen, durch  die  kaufmännische 
Mittelspersonen  überflüssig  wurden,  ge- 
kommen. Besonders  beim  Binnenhandel 
wurde  es  für  die  Produzenten,  Fabrikanten 
und  LamI wirte  möglich,  gewisse  Zwischen- 
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handelsstufen  zu  ülterspringon  Ih?zw.  sich 
selbst  zu  versorgen  oder  selbst  kaufmännische 
Waren  abzusetzen.  Die  ungemeine  Aus- 
bildung des  Associationswesens,  die  Grün- 
dung zahlreicher  genossenschaftlicher  Ver- 
bände für  Warenabsatz  und  Warenbezug 
und  ähnliches  führten  ganz  naturgemäss  zu 
einer  Einengung  zahlreicher  Handelsbetriebe. 

Unter  diesen  Verschiebungen  litten  übrigens, 
wohl  verstanden,  nicht  nur  die  kleinen  und 
mittleren  Handelsgeschäfte,  sondern  ebenso, 
wenn  nicht  noch  mehr,  der  Grosshandel. 

Gelegentlich  sind  auch  Klagen  der  ans  ihrer 
bisherigen  Position  geworfenen  Grosshändler 
laut  geworden,  aber  zu  einer  wirklichen 
IMormbewegung,  die  sich  zu  einem  l»e- 
sonderen  wirtschaftspolitischen  Programm 
hätte  verdichten  können  und  die  kurzsichtig 
genug  gewesen  wäre,  ein  staatliches  Ein- 
greifen zu  Gunsten  ihres  Standes  zu  fordern, 
ist  es  niemals  gekommen.  Der  Grosshandel 
war  an  gesteigerte  Konkurrenzmöglichkcitcn 
gewöhnt,  das  in  ihm  arbeitende  Betriebs- 
kapital war  beweglich  und  elastisch  genug, 
sich  rasch  den  neuen  Verhältnissen  anzu- 
schmiegen,  und  endlich  eröffneten  sich  für 
ihn  mannigfaltige  anderweitige  Auswege, 
die  erfolgreich  und  gewinnbringend  Ge- 
schritten werden  konnten.  Es  kam  dazu, 
dass  der  Stand  der  Grosskaufleute  frei- 
händlerisch, wie  er  in  der  grossen  Mehrheit 
gesinnt  sein  musste,  sich  wohl  hütete,  ge- 
setzgeberische Eingriffe  des  sogenannten 
Wohlfahrtsstaates  überhaupt  nur  zu  dis-!  infolge  von  Freizügigkeit  und  Xiederlassungs- 
kutiereu,  zumal  in  einer  Zeit  des  Protektio-  j freiheit  und  einer  erweiterten  Kreditorgani- 
nismus und  einer  antikapitalistischen  Handels-  j sation  die  Zahl  der  Detailgeschäfte,  besonders 

in  den  Städten,  ins  Ungemessene  wuchs. 
Während  man  beim  Handwerk  neben  einer 
zunehmenden  Blutarmut  auch  ein  Absterl*en 
zahlreicher  Glieder  konstatieren  konnte,  ist, 
wie  die  Statistik  erweist,  beim  Detailhandel 
— wenigstens  in  Deutschland  — das  gerade 
Gegenteil  der  Fall.  Die  Statistik  lehrt  uns. 


Bedingungen  für  Zahlung.  Auswalil  und 
Umtausch.  Die  gesteigerte  Zahl  der  aus- 
wärtigen Kunden  ermöglichte  die  Ver- 
größerung der  Warenbestände,  eine  billigere 
I ’reisirestalhuig  und  eine  grössere  dem  Bedürf- 
nisse aller  konsumierenden  Klassen  vollauf 
genügende  Kcichlialtigkeit.  Vielfach  standen 
mit  diesen  Grossunternehmungen  für  den 
Detailhandel, al>er  auch  direkt  mit  industriellen 
Etablissements,  Hausierer,  Commis  voyageurs 
und  Detailreisende,  die  das  platte  I,and  und 
die  kleineren  entlegeneren  Städte  mit  Waren 
und  Waivnnfferten  überschwemmten  und 
dadurch  dem  ansässigen  kaufmännischen 
Kleingewerbe  die  bisherigen  Absatzgebiete 
abgrulten.  in  engster  Verbindung.  Alle  jene 
Vorgänge,  die  der  Detail  isten  st  and  so  lebhaft 
beklagt,  wurden  noch  unterstützt  durch  die 
Vereinheitlichung  der  Mode  und  des  Bedarfs 
und  die  grössere,  durch  den  wirtschaftlichen 
Aufschwung  des  gesamten  volkswiitschaft- 
lichen  Körj>era  herbeigeführte  Wohlhal»en- 
heit  des  kaufenden,  anspruchsvoller  gewor- 
denen, Publikums. 

Man  sieht,  das  Bild  der  neuzeitlichen 
wirtschaftlichen  Umwälzungen  auf  dem  Ge- 
biet«* des  Detailhandels  ist  womöglich  noch 
vielseitiger  als  dasjenige  auf  dem  Gebiete 
des  Handwerks  in  seinem  Konkurrenzver- 
hältnis zur  Grossindustrie.  Die  I«ige  der 
kaufmännischen  Klein-  und  Mittelbetrieb;* 
musste  infolge  dieser  Verschiebungen  eine 
um  so  kritischere  werden,  wenn  gleichzeitig 


und  börsoufeind liehen  Strömung  unter  den 
herrschenden  Klassen,  die  sich  mit  Vorliebe  als 
»produktiv«  und  »staatserhaltend«  bezeichnen. 

Ganz  anders  war  es  !>cim  kleineren  und 
mittleren  Detailhandel.  Seine  Daseins- 
bedingungen  wurden  und  werden  von  den 
verschiedensten  Seiten  untergraben.  In 
erster  Linio  von  den  Konsumenten  selbst 
und  dann  von  anderen  rein  kaufmännischen 
Grossunternchmeru,  die  sich  in  der  Form 
der  Warenhäuser,  Magazine,  Grossbazare, 
Versandgeschäfte  in  ungeahnter  Weise  aus- 
dehnten  und  das  Detailgeschäft  an  sich 
rissen  oder  aber  als  mächtige  Specialgeschäfte 
mit  zahllosen  Filialen,  Heisenden  und  Agenten 
dem  kaufenden  Publikum  dienstbar  machten. 
Ungemein  unterstützt  wurden  diese  Vorgänge  I 
durch  die  Verbesserung  und  Verbilligung  j 
des  Transportwesens,  besondere  durch  den! 
billigen  Postpakettarif,  ferner  durch  die  Ver- . 
breitung  der  Presse  und  das  Inseraten  wesen 
und  die  dadurch  erleichterte  Reklame,  durch 
den  enormen  Umfang  der  durch  Kon- 
snmentenadressbücher  und  besondere  Agen- 
turen für  die  Erleichterung  der  Aufsuchung  hierfür 
neuer  Absatzgebiete  ermöglichten  Waren- 
katalogvoreend ungen  mit  äusseret  koulanten 


dass  die  Vermehrung  der  Geschäfte  nicht 
etwa  nur  parallel  der  Bevölkerungszunahme, 
sondern  in  rascherem  Tempo  stattgefunden 
hat.  Nach  den  Berufszählungen  von  1882 
und  US!)'«  hat  sich  die  Zahl  der  Handels- 
betriebe überhaupt  um  -10,3%,  von  402720 
auf  <535  2o!)  vermehrt,  während  die  Bevölke- 
rung in  derselben  Zeit  nur  um  13  °o  an- 
wuchs.  In  Deutschland  kommen  auf  100'HH.) 
Einwohner  im  Jahre  1882  1364  Händler, 
189Ö  1502  Händler.  1882  kam  ein  gewerb- 
thätiger  Händler  auf  59,!)  Einwohner,  jetzt 
ist  schon  jeder  38.  Einwohner  ein  Händler. 
Greift  man  in  den  Vergleichen  noch  weiter 
zurück  bis  in  eine  Zeit,  wo  von  einer  kauf- 
männischen Mittelstandsbewegung  uoeh  k«dne 
Rode  wai,  so  werden  die  Zahlen,  soweit 
statistische  Unterlagen  vorhanden 
sind,  noch  überraschender : ln  Preusseu 
I waren  1845  0.97  °/o  der  Einwohner  im  Handel 
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erwerbsthätig : 5«)  Jahre  später  2,4%.  Leider] 
haben  wir  für  den  Kleinhandel  spezielle ' 
Nachweise  der  Reichsstatistik  nicht.  Man 
kann  nur  den  gesamten  Warenhandel  ins 
Auge  fassen.  Da  zeigt  sich,  dass  die  Allein-  * 
betriebe  und  die  Betriebe  mit  1 bis  höchstens 1 
5 Gehilfen  um  38,7%.  von  434785  auf 
003209  zugenommen  haben.  Speciell  die 
Kategorie  der  Betriebe,  die  man  als  Klein- 
lietrieb  anseheu  möchte,  die  Lehrlinge  unter- 
weisen und  in  den  Gehilfen  zukünftige  selb- 
ständige Handeltreibende  beschäftigen,  der] 
Betriebe  mit  1 bis  5 Personen,  hat  sich  um  j 
78%,  von  141380  auf  252037  vergrössert. 
Neben  diesen  amtlichen  und  umfassenden 
Ziffern  liegen  eine  Bei  he  von  statistischen 
Zusammenstellungen  für  einzelne  Städte  und 
Gegenden  vor,  die  vielleicht  noch  mehr  ge-  j 
eignet  sind,  die  ungesunde  Vermehrung 
der  Ladengeschäfte  zu  illustrieren.  So  hat 
man  z.  B.  Auszüge  aus  den  leipziger  Adress- 
büchern gemacht,  die  geradezu  verblüffende 
Resultate  geben,  ln  Leipzig  hat  von  1892 
bis  1890  die  Zahl  der  Bäckereien  um  40%, 
der  CigaiTcnhandluugen  um  58%,  der  Deli- 
katessenhandlungen um  51%,  der  Droguen- 
liaudlungen  um  30%,  der  Kolonialwaren- 
handlungen  um  10%,  der  Materialwaren-, 
Viktualicn-,  Obst-  und  Gemüsehandlungen 
um  18%  zugenommen.  Auch  auf  dem 
Lande  ist  das  Missverhältnis  ein  arges.  Nach 
einer  Statistik  der  Handelskammer  Yillingen 
in  Baden  kamen  in  20  Landorten  auf  ein 
Geschäft  im  Jahre  1890  357,  im  Jahre  1897 
182  Einwohner. 

Ueberbliekt  man  diese  Zahlen,  von  denen 
hier  nur  eine  Auswahl  gegeben  werden 
kann,  so  kann  die  Behauptung  kaum,  als 
übertrieben  erscheinen,  dass  dem  modernen 
Detailhandel  bei  weitem  die  gefährlichsten 
Konkurrenten  aus  dem  eigenen  Lager  er- 
stehen. Dass  es  den  Neulingen  schwer 
wird,  sich  eine  einigermassen  auskömmliche 
Existenz  zu  schaffen,  ist  -nur  zu  erklärlich. 
Wird  doch  auch  innerhalb  der  kaufmännischen 
Kreise  und  hauptsächlich  seitens  der  saeli- 
verständigen  Korporationen  seit  Jahren 
darüber  Klage  geführt,  dass  Leute  sieh  als 
Inhaber  von  Ladengeschäften  niederlassen, 
die  für  den  kaufmännischen  Beruf  gar  nicht 
oder  nicht  hinreichend  vorgebildet  sind. 
Vielfach  etablieren  sich  Personen  ohne  jeg- 
liche Erfahrung,  ohne  die  geringsten  Mittel, 
oft  nicht  einmal  mit  der  nötigen  Arbeitslust, 
wohl  aber  mit  einer  gewissen  Frivolität, 
Personen,  die,  wie  Oesei  sagt,  als  gescheiterte 
Existenzen  kenntlich  sind,  die  in  ihrem 
eigentlichen  Berufe  Schiffbruch  erlitten  haben 
und  sich  dem  kaufmännischen  Berufe  zu- 
wenden einfach,  weil  er  ihnen  bequemer  er- 
scheint. Jedem  aufmerksamen  Beobachter 
muss  sich  die  Wahrnehmung  aüfdrängen, 
dass  in  vielen  «1er  kleinen  Ladengeschäfte, 


wo  der  Inhaber  abwechselnd  hinter  dem 
Ladentisch  hockt  oder  an  der  Thfire  plaudert, 
ein  nutzlos  träges  Dasein  mit  einer  kolossalen 
Zeitversch wendung  an  der  Tagesordnung  ist. 
Diese  kaufmännischen  Eintagsfliegen,  die 
sich  parasitär  vermehrt  haben,  verdanken  in 
erster  Linie  ihre  Existenz  dem  Lotterkredit. 
in  Waren.  Alles,  selbst  die  Ladeneinrichtung 
ist  ihnen  von  Abzahlungsgeschäften  niederer 
Gattung  und  von  gewissenlosen  absatz- 
hungrigen Fabrikanten  natürlich  zu  unver- 
hältnismässigen Preisen  geborgt  worden. 
Das  Risiko,  das  die  Kreditgeber  laufen, 
suchen  sie  durch  die  Lieferung  preisun- 
würdigen Schundes  wettzumachen.  Dank 
dieser  Praktiken  und  der  stets  vorhandenen 
Nachfrage  seitens  Personen , die  sich  als 
Firmeuinhabor  und  Prinzipale  aufspielen 
wollen,  findet  das  verkrachte  Geschäft  sehr 
leicht  einen  Firmen uachfolger.  — 

Es  ist  zum  Teil  ein  recht  trübes  Bild, 

I welches  ein  guter  Teil  unserer  Dotailge- 
I schäfte  bietet : ungesund  in  ihren  Grund- 
anlagen, unkoulant  in  der  Bedienung,  unreell 
| und  unpünktlich  in  dem  Verkehr  mit  der 
; Kundschaft.  Das  Gegenstück  zu  diesen 
j verwahrlosten  Zweiggeschäften,  die  nicht 
leben  und  sterben  können,  sind  die  ebenfalls 
meist  pilzartig  emporgeschossenen  Geschäfte 
zugewanderter  und  nomadenhaft  das  Domizil 
wechselnder  Inhalier,  die  durch  übertriebene 
Marktschreierei,  widerwärtige  Zudringlich- 
keit. erlogenen  Komfort  ihrer  Schaufenster 
und  eine  Talmikoulanz  den  Kundenfang 
namentlich  unter  der  Bauern-  und  Arbeiter- 
bevölkerung systematisch  betreiben.  Freilich 
sticht  der  Geschäftsbetrieb  dieser  Firmen 
von  derjenigen  der  dien  genannten  Gattung 
schon  äussorlieh  ganz  erheblich  ab.  Dort 
träge  Lmgsamkeit.  Bequemlichkeit  und  eine 
gewisse  selbstbewusste  Behäbigkeit,  hier 
nervöse  Hast,  Unruhe,  gewinnsüchtigeArbeits- 
freudigkeit,  Spekulation  und  höchst  riskante 
Umsätze. 

Es  lässt  sich  nachweisen,  dass  die  ersten 
Gärungsmomente  unter  unseren  kleinbürger- 
lichen Detailhändlern  sich  gegen  die  Schleu- 
derkonkurrenz,  die  Bcklamesucht  und  den 
sonstigen  unlauteren  Wettbewerb  dieser  neu- 
zeitlichen Geschäftsgründungen  wandten. 

1 Die  Reaktion,  die  dann  endlich  das  »Gesetz 
I zur  Bekämpfung  des  nnlauterenWettbewerbs« 
von  1896  nach  französischem  Muster  zeitigte, 
] war  eine  durchaus  berechtigte,  im  Interesse 
i der  Solidität  des  kaufmännischen  Lebens 
I unentbehrliche  und  wurde  auch  von  den- 
jenigen gesellschaftlichen  Kreisen  sym- 
pathisch begrünst,  die  dieVerallgemeinerungen 
der  Klagen  unserer  Detailhändler  und  ihre 
mittelstandspolitiseheu  Forderungen  zu  den 
! ihrigen  zu  machen  nicht  geneigt  waren  (s. 
. d.  Art.  Wettbewerb,  unlauterer«). 

Durch  die  gesetzliche  Bekämpfung  des 


826 


Mittelstandsbeweguug 


unlauteren  Wettbewerbs  konnten  natürlich 
nur  gewisse  Auswüchse  getroffen  werden 
und  auch  dann  nur  erfolgreich,  wenn  kauf- 
männische Vereine  die  Vorgänge  im  Ge- 
sehäftslebeti  überwachten  und  geschlossen 
vergingen.  Nicht  immer  war  der  Gebrauch, 
den  man  von  den  gesctzgcl irischen  Hand- 
haben machte,  ein  erfreulicher.  Der  Kon- 
kurrenzneid artete  manchmal  in  Deuun- 
ziationswut  aus.  Das  Denunzieren  ist  nie- 
mals eine  angeneluue  Sache,  aber  ohne  das 
fehlte  es  dem  Gesetze,  das  ja  das  Denun- 
zieren und  damit  die  Detaillistenvereine,  die 
es  organisierten,  legalisierte,  an  der  nötigen 
Wirksamkeit.  Immerhin  wirkte  schon  die 
Strafandrohung  vielfach  ülieiraschend  prophy- 
laktisch, alter  ein  wirkliches  Heilmittel  gegen 
die  hauptsächlichsten  Schäden  des  Detail- 
handels wollte  und  konnte  sie  kaum  bieten. 
Nicht  alles,  was  Reklame  trieb  und  eine 
neuzeitliche  Koulanz  einführte  und  pflegte, 
war  unsolide  und  auf  die  Täuschung  der 
Konsumenten  lterechuet.  Ausserdem  waren 
ia  noch  andere  Konkurrenten,  die  der  Re- 
klame gar  nicht  bedurften,  wie  die  Konsum- 
vereine, und  solche,  die  sich  dem  mühevollen, 
vielfach  undankbaren  Anfsuehen  der  Kund- 
schaft in  den  entlegenen  Orten  des  platten 
Landes  widmeten,  wie  das  Wandergewerbe 
in  seinen  verschiedensten  Formen,  auf  dem 
Plane.  Gegen  sie,  Konsumvereine,  Beamten- 
undOffizier  vereine,  Einkaufsgenossenschaften. 
Hausiererei,  Detailreisen  und  Wanderlagcr 
wandte  sieh  der  Ansturm  unserer  NI itt**l- 
standspolitiker  besonders  in  den  letzten 
beiden  .Jahrzehnten.  Erst  später  koneentrierte 
sieh  die  Agitation  der  Mittelstandsj»olitiker 
gegen  die  Warenhäuser  und  Razare. 

Betrachten  wir  zuerst  den  Kampf  gegen 
die  Konsumvereine.  Ihre  Entstehung,  Be- 
deutung und  die  statistische  Verbreitung 
dieser  Genossenschaftsform  ist  oben  (S.  dHM  ff.) 
in  dem  Art.  Konsumvereine  gewürdigt. 
Sie  sind  entstanden  in  derjenigen  Zeit,  wo  das 
moderne  Genossenschaftsrecht  im  heutigen 
Wirtschaftsleben  Eingang  fand.  Und  sie 
verdanken  ihre  Entstehung  der  Privatwirt- 
schaft liehen  Einsicht,  dass  mau  durch  eine 
Organisation  der  Käufer,  die  sich  zusammen- 
thun,  um  ihre  Einkäufe  selbst  zu  besorgen 
und  die  Waren  an  die  Genossen  zu  ver- 
treiben, den  Zwischenhandel  mit  seinen  unver- 
hältnismässigen Preiszuschlägen  auszuschal- 
ten vermöge.  Diese  Ausschaltnngsmöglichkeit 
ist  eine  beschränkte.  Aber  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  ist  sie  vorhanden  mul  für 
die  Beteiligten  von  unzweifelhaftem  Vorteil. 
In  der  Natur  des  gewöhnlichen  Konsum- 
vereins liegt  es.  dass  er  die  Waren  des 
täglichen  Massenbedarfs,  für  die  er  seine 
Kundschaft  nicht  erst  zu  suchen  braucht 
und  nach  denen  eine  quantitativ  und  quali- 
tativ konstante,  leicht  zu  schätzende  Nach- 


frage besteht,  sodass  der  spekulative  Unter- 
nehmungsgeist dos  Unternehmers  mehr  oder 
minder  zurücktritt,  von  den  Grosshändlern 
oder  Produzenten  direkt  bezieht  und  an  die 
letzten  Konsumenten  verteilt. 

Es  ist  unzweifelhaft,  dass  auf  diese 
Weise  ohne  kostspieligen  Beamtenapjwirat 
und  ohne  erhebliches  Risiko  der  Warenbezug 
der  Genossen  erleichtert  und  verbilligt  wer- 
den kann.  Dazu  kommt,  dass  durch  die 
Konsumvereine  in  den  Mitgliedern  Sinn 
und  Fähigkeit  für  die  Erzielung  von  Er- 
sjiarnissen  entwickelt  wird,  die  Barbezahlung 
zur  Gewohnheit  wird  und  die  Genossen 
zur  wirtschaftlichen  Selbstverwaltung  heran- 
gezogen und  in  derselben  geschult  werden. 
Es  sind  also  ebensowohl  wirtschaftliche  als 
sittliche  Gesichtspunkte,  die  die  Einrichtung 
von  Konsumvereinen  besonders  für  die 
arbeitenden  Klassen  als  in  hohem  Grade 
sozialpolitisch  wünschenswert  erscheinen 
lassen.  Wenn  die  Konsumvereine  ihren 
Zweck  erreichten,  mussten  sie  den  ansäs- 
sigen Dctailgcsehäften  Abbruch  thun  und 
mit  ihnen  in  Konkurrenz  treten.  Es  wäre 
eine  eigentümliche  Sozial politik  der  Gegen- 
wart. wenn  die  Gesetzgebung  diesen  wahr- 
haft segensreichen  Instituten,  die  die  Kauf- 
kraft des  lx>hnes  ungemein  steigerten,  jetzt 
wieder  ent  gegen  treten  würde.  So  lebhaft 
die  Anklagen  unserer  Detailhändler  gegen 
das  Konsumvereinswesen  auch  sein  mögen, 
und  so  sehr  die  peisön liehen  Interessen  der 
Ankläger  durch  dasselbe  auch  geschädigt 
sein  mögen,  auf  eine  dauernde  Unter- 
stützung seitens  der  Gesetzgebung  wird  eine 
solche  Reaktion  kaum  jemals  zu  rechnen 
haben.  Vielfach  halten  sich  schon  die  Kon- 
sumvereine zu  Verbänden  vereinigt,  die 
Lieferanten  vertrüge  mit  besonderen  Kabatt- 
Itedingungcn  in  grossem  Mussstabe  ab- 
schliessen.  Audi  hiergegen  ist  vernünftiger- 
weise gar  nichts  ei nzu wenden.  Die  Gross- 
händler sind  durchaus  geneigt,  solche  Kon- 
trakte abzuschliessen,  durch  die  sie  kauf- 
kräftige und  zahlungsfähige  Kunden  sich 
sichern.  Unsere  Mittelstandspolitiker,  wenig- 
stens in  ihrer  besonnenen  Minderheit,  halten 
deswegen  auch  mit  der  Zeit  eiasehen  ge- 
lernt. dass  gegen  die  Konsumvereine  der 
Arbeiter  und  der  sonstigen  »kleinen  Leute«, 
nichts  zu  machen  sei.  Um  so  grösser  ist 
das  Wehgoschrei  gegen  ähnliche  Institute 
in  der  Beamtenschaft  und  unter  den  Offi- 
zieren. Hier  sind  in  neuerer  Zeit,  beson- 
ders in  Deutschland.  Vereinigungen  entstan- 
den, die  zum  Teil  grosskapitalistische  Unter- 
nehmungsformen  angenommen  haben  und 
sich  von  den  grossen  Versandgeschäften 
und  Warenbazaren  in  der  Betriebstechnik 
gar  nicht  unterscheiden.  Aber  auch  die  lo- 
kalen Vereinigungen,  namentlich  in  Städten 
mit  einer  zahlreichen  Beamtenschaft,  haben 
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ihre  Wirksamkeit  in  ungeahnter  Weise  aus-  [ 
gedehnt  und  greifen  bereits  durch  eigene 
Bäckereien.  Schlächtereien,  Schneiderwerk- 1 
Stätten  und  dergl.  auch  in  das  Gebiet  des  Hand-  j 
wcrks  ein.  Waren  schon  bei  den  gewöhn- 
lichen Konsumvereinen  zahlreiche  Glieder , 
der  besitzenden  Klasse  beteiligt,  so  sind  bei , 
den  grossen  Beamten-  und  Offiziervereinen  | 
diese  Klassen  der  hauptsächlichste  Bestand- 
teil. In  ganz  eigentümlicher  Weise  haben 
die  Mittelstandspolitiker  diese  neuen  Unter- 1 
nehmungen  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
hilfe anzuschwärzen  und  zu  bekämpfen  ge- 
sucht. Man  hat  den  Vorständen  vorge- ; 
werfen,  dass  sie  einem  spekulativen  Privat- ! 
erwerb  nachjagten  und  dabei  das  Dienst- 
interesse vernachlässigten,  Behauptungen, 
die  leichter  aufgestellt  als  bewiesen  waren. 
Man  hat  dann  ferner  darauf  hingewiesen,  I 
dass  es  ein  eigentümlicher  Widerspruch  sei. 
dass  die  vom  Staate  besoldeten  und  zur; 
Wahrnehmung  des  Staatsinteresses  lierufencn  j 
Personen  an  Unternehmungen  beteiligt  seien,  I 
die  den  Mittelstand  zerrütteten  und  seine 
Glieder  proletarisierten.  Wie  oft  hat  mau 
in  erregten  Detaillistenversammlungen  die  i 
Behauptung  aussprechen  hören : Wir  be- ! 
zahlen  die  Beamten  aus  unserer  Tasche 
und  jetzt  werden  sie  unsere  gefährlichsten 
Konkurrenten!  Man  möchte  hist  annehmen, 
unsere  Detaillisten  wären  die  einzigen  Steuer- 
zahler. Und  wo  steht  denn  geschrieben.  | 
dass  der  Beamte,  weil  er  aus  der  Staats-  i 
kasse  seine  Besoldung  bezieht,  verpflichtet 
sein  soll,  seine  Waren  nur  deswegen  teurer 
zu  bezahlen,  damit  der  lokale  Handel  Ab- 
satz findet?  Wollte  man  den  Beamten  unter- 
sagen, dass  sie  Konsumvereine  unterhalten, 
so  würde  das  wahrscheinlich  sehr  wenig 
nützen.  Denn  dass  sie  einzeln  oder  gemein- 
sam ihre  Bezüge  von  den  Grosshändlern, 
Versandgeschäften , Magazinen  und  dergl. 
machten,  würde  durch  ein  solches  Verbot 
nicht  unterbunden  sein.  Es  fehlte  nur, ' 
dass  man  unserer  zahlreichen  Beamten- ! 
sebaft  ein  privilegium  odiosum  auferlegte, 
derart,  dass  sie  im  Gegensatz  zu  allen ' 
anderen  Gliedern  der  Gesellschaft  nicht  da 
kaufen  dürften,  wo  sie  am  billigsten  und 
preiswürdigsten  liedient  werden ! 

Wir  haben  es  hier  mitganz  eigentümlichen 
Idoeongängen  zn  thuu.  die  eine  förmliche 
Begriffsverwirrung  darüber,  warum  der  ein- 
zelne an  die  staatliche  Zwangsgenossen- 
schaft  Steuern  zu  entrichten  hat.  zu  Wege  | 
gebracht  haben.  Die  Beiträge  zur  Bcsol- ; 
düng  der  Beamten  werden  entrichtet,  weil 
die  Thätigkeit  der  Beamten,  die  einmal  nun 
notwendig  sind,  allen  Teilen  der  staatlichen 
Gesellschaft  zu  gute  kommt.  Ein  anderes ' 
Gegenäquivalent  zu  leisten,  ist  der  Staat 
grundsätzlich  nicht  verpflichtet.  Selbst 
wenn  man  aber  dieses  annchmen  wollte  j 


und  eine  eigentümliche  »Gegenseitigkeit« 
mit  einem  Recht  auf  wirtschaftliche  Existenz 
gewisser  Klassen  konstruierte,  so  dürfte  man 
höchstens  verlangen,  dass  der  Staat  selbst 
nicht  als  Konkurrent  Auftritt.  Was  die  Be- 
amten mit  ilirer  Besoldung  zur  Bestreitung 
ihrer  Ausgaben  und  heim  Einkauf  ihrer 
Waren  anfangen,  ist  reine  Privatsache  des 
einzelnen.  Die  Gehälter  bekämen  einen 
ganz  eigentümlichen  Charakter,  wenn  man 
von  ihnen  verlangte,  dass  sie  so  verwandt 
würden,  dass  indirekt  die  Steuerbeiträge  an 
den  lokalen  Zwischenhandel  zurück  flössen. 
Es  hiesse  die  Beamtenschaft  geradezu  zu 
eiueruu  wirtschaftlich«'»  Haushalt  ungzwingen, 
wenu  man  ihnen  zuimitcte,  dass  sie  vom 
lokalen  Zwischenhändler  ihres  Zwangsdomi- 
zils auch  dann  kauften,  wenn  sie  sich 
anderweitig  billiger  mit  Waren  versorgen 
könnten.  Der  Beamte  und  Offizier  sind  be- 
grifflich völlig  unabhängig  von  den  Steuer- 
zahlern. Sie  haben  ihre  Dienstvertrüge 
nicht  mit  diesen,  sondern  mit  dem  Staate 
abgeschlossen.  Ueberau  t wertete  man  sie 
durch  eine  Anweisung  der  Centralbehörden, 
die  ihnen  verböte,  Konsumgenossenschaften 
beizutreten,  den  lokalen  Monopolisten,  so 
wären  unter  Umständen  Teuerungszulagen 
und  Gehaltserhöhungen  notwendig,  die 
wieder  durch  Steuerzuschläge  erhoben  wer- 
den müssten.  Das  wäre  ein  circulus  vitiosus 
sonderbarster  Art.  Eine  andere  Frage  ist 
freilich  die,  wie  die  staatlichen  Behörden 
als  solche  zu  der  Konsumvereinsbildung 
ihrer  Beamten  sich  zu  stellen  haben.  Die 
Forderung,  dass  volle  Neutralität  gewähr- 
leistet werde,  erscheint  nicht  unberechtigt. 
Im  Interesse  des  sozialen  Friedens,  der  Un- 
parteilichkeit und  des  Ansehens  der  Be- 
hörden ist  es  gewiss  wünschenswert,  dass 
sich  der  Staat  jeglicher  Einmischung  ent- 
hält. Es  mag  hie  und  da  vorgekommen 
sein,  dass  die  Beamten  in  der  Bureauzeit  sich 
mit  ihren  Konsum vereinsangelegenhciten  be- 
fassten. Auch  ist  es  möglich,  dass  in  Orten,  wo 
die  Beamtenschaft  sich  als  geschlossene  Klasse 
gegenüber  dem  ortsgebürtigen  Bürgertum 
fühlt,  eine  Art  von  genossenschaftlichen 
Koalitionszwang  auf  den  einzelnen  ausgeübt 
worden  ist.  Das  sind  natürlich  Missbräuche, 
die  unzulässig  sind,  sich  aber  sehr  leicht 
im  Aufsichtswege  unterbinden  lassen.  Ein 
gewisser  Corpsgeist  ist  bei  jeder  Genosseu- 
schaftsgründung  notwendig.  Er  liegt  aber 
bei  den  Konsumvereinen  so  sehr  im  privat- 
wirtschaftlichen  Interesse  des  einzelnen, 
dass  er  einer  Belebung  von  oben  nicht  be- 
darf. Wenn  aber  Privatpersonen,  wie  z.  B. 
grosse  Unternehmer,  die  ihre  Arbeiter  aus 
sozialer  Füisorge  zu  genossenschaftlichem 
Vorgehen  mit  allen  erlaubten  Mitteln  an- 
halten  und  ihnen  ihr  geschultes  kaufmän- 
nisches Beamtenmaterial  unentgeltlich  zur 
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Verfügung  stellen,  so  ist  das  ein  durchaus 
erfreulicher  Vorgang,  den  kein  verständiger  j 
Gesetzgeber  stören  wird.  1m  übrigen  haben  j 
die  verschiedensten  deutschen  Behörden 
wiederholt  nicht  nur  die  Zusicherung  ge- 
geben. dass  sie  die  Konsum vereinsbildung 
als  reine  ansserdienstliche  Privataacbe  des 
einzelnen  betrachten,  sondern  sie  haben 
auch  mehrfach  strikte  Anweisungen  nach 
dieser  Richtung  hin  erlassen.  Mehr  kann 
man  billigerweise  nicht  verlangen.  — 

Viel  bestritten  ist  die  steuerliche  Be- 
handlung der  Konsumvereine,  liier  eröffnet 
sich  ein  überaus  schwieriges  finanzwissen- 


sciiaftliches  Problem,  das  durch 
werte  allein  nicht  gelöst  werden,  hier  aber 
nur  ganz  kurz  gestreift  werden  kann.  Es 
liegt  nahe,  einen  principiellen  Unterschied 
zu  machen  zwischen  Konsumvereinen,  welche 
nur  an  Mitglieder  verkaufen,  und  solchen, 
deren  »offene  laldcn«  jedermann  aus  dem 
Publikum  zur  Verfügung  stehen.  Es  ist  dies 
gewiss  ein  wichtiger  Unterschied,  insofern 
l>ei  der  ersten  Gruppe  der  genossenschaft- 
liche Gegenseitigkeitscharakter,  der  Charakter 
< les  Vereins,  mehr  hervortritt,  während  bei 
der  anderen  Gattung  die  genossenschaft- 
liche Unternehmungsform,  gerichtet  auf  pri- 
vaten Geschäftsgewinn, augensicht  lieber  wird. 
Ijasscn  wir  die  mannigfaltigen  Spielarten, 
die  sieh  zwischen  diesen  beiden  Haupt- 
grupjien  bewegen,  ausser  acht,  so  finden 
wir  die  auch  in  der  Fachliteratur  vielfach 
vertretene  Anschauung,  dass  die  Konsum- 
vereine, die  nur  an  Genossen  verkaufen, 
überhaupt  kein  Gewerbe  und  keinen  Handel 
treiben.  Denn  — so  heisst  es  — ihre 
Thätigkeit  ist  nicht  auf  Erzielung  von  Ge- 
winn, sondern  allein  von  Ereparr.issen  ge- 
richtet. Mit  dieser  Deduktion  arbeiten  nicht 
nur  die  Genossenschaftskreise  selbst,  son- 
dern auch  viele  Nationalökonomen  und 
Politiker.  Trotzdem  ist,  bei  Licht  betrachtet, 
der  Gegensatz  von  Gewinn  und  Ersparnis 
eine  willkürliche  Antithesis,  die  auf  ein  Spiel 
mit  Worten  herauskommt.  Der  ausge- 
sprochene Zweck  der  Genossenschaften  ist 
der,  wirtschaftliche  Erfolge  zu  erzielen.  Der 
Gesetzgeber  nennt  ja  deshalb  auch  die  ein- 
getragenen Genossenschaften  »Erwerbs-  und 
Wirtscliaftsgenossensrhaften«.  Wer  M itglied 
eines  Konsumvereins  wird,  thut  es,  weil  er 
einen  materiellen  Vorteil  davon  erwartet. 
Er  will  billige  und  gute  Waren  erhalten, 
billiger  und  besser,  als  sie  ihm  der  Detaillist 
liefert,  er  will  also  den  Verdienst  des  Kauf- 
manns selbst  einsteeken.  Diesen  Handels- 
gewinn produziert  die  Genossenschaft.  Was 
die  Mitglieder  aus  dem  Konsumverein  als 
Gewinn  verdienen,  ist  neu  verdient,  ist  ein 
Handelsgewinn,  ein  Vormögenszu wachs,  der 
dem  einzelnen  Mitglied  ohne  die  Genossen- 
schaft nicht  entstanden  wäre.  Ob  der  Ge- 


winn mit  Fremden  gemacht  wird  oder  nur 
mit  dem  Genossen,  ist  für  die  steuerliche 
Behandlung  nicht  ausschlaggebend.  Die  Ge- 
nossenschaft ist  ein  selbständiges  Rechts- 
subjekt;  das  Gesetz  hält  sie  sogar  ausdrück- 
lich zur  allmählichen  Bildung  eines  eigenen 
Vermögens  an.  Nicht  im  Namen  der  Mit- 
glieder, sondern  im  Namen  dieses  neuen, 
vom  Gesetzgeber  sanktionierten,  Rechts- 
subjekts werden  die  Waren  eingekauft  und 
zwar  zum  Zwecke  der  Weiterveräussomng. 
Die  Geschäfte  der  Genossenschaft  iliren  Mit- 
gliedern gegenüber  tragen  durchaus  den 
Charakter  des  rechtsförmigen  Verkaufs  zwi- 
schen verschiedenen  Kontrahenten.  Dass  die 
Weiterveräussorung  nur  von  einem  be- 
stimmten Kreis  von  Personen  erfolgen  soll 
und  dass  diese  Personen  in  einem  beson- 
deren Rechtsverhältnis  zu  »1er  Genossen- 
schaft stehen,  ist  für  das  Vorhandensein  der 
Absicht  der  Weiterveräussorung  mit  Gewinn 
nicht  erheblich.  Etwas  anderes  wäre  es, 
wenn  jedes  Mitglied  verpflichtet  wäre,  von 
den  Waren  einen  bestimmten  Anteil  zu  ent- 
nehmen. Es  steht  al»er  in  ihrer  Wahl,  ob, 
welche  und  wie  viele  Waren  sic  von  der 
Genossenschaft  beziehen  wollen. 

Sind  wir  also  mit  Schanz  und  mehrfach 
ausgesprochenen  Entscheidungen  oberster 
Gerichtshöfe  der  Ansicht,  »lass  die  Konsum- 
vereine Handelsgeschäfte  treiben,  den  Ein- 
und  Verkauf  von  Waren  mit  spekulativer 
Alisicht,  so  ist  darüber  kein  Zweifel,  dass 
di»'s»‘  Handelsgeschäfte  in  der  Regel  gewerbs- 
mässig betrieben  werden.  Sie  unterscheiden 
sich  also  von  gelegentlichen  Vereinigungen, 
»Ion  sogenannten  Konsortien,  die  grössere 
Mengen  von  Waren  gemeinsam  erwerben, 
um  sie  unter  sich  zu  verteilen,  ganz  erheb- 
lich. Hier  erfolgt  die  Anschaffung  der 
Waren  nicht,  um  sie  weiter  zu  veräussern. 
Die  Käufer  vollziehen  die  Teilung  d«?r 
Quantitäten  ■vertretbarer  und  verbrauchbarer 
Sachen  unter  verhältnismässiger  Umlegung 
der  Anschaffungskosten  durch  Zuwählen, 
Zuzählen  und  Zumessen.  Diejenigen,  die 
kaufen  und  die  gekauften  Waren  teilen,  sind 
dieselben  Personen.  Es  wird  nur  einmal 
gekauft,  und  nicht  gekauft,  um  wieder  zu 
verkaufen.  Nach  «1er  hier  vorgetrageneu 
Ausicht  sin»l  »lic  Konsumgenossenschaften 
unzweifelhaft  gew»'rl»estoueq)f licht ig.  Der 
gewöhnliche  Gewerltebegriff  bedarf  eben, 
wenn  das  Ertragsteuersystom  mit  den  heute 
geltenden  Grundsätzen  über  Steuerpflicht 
und  Stouennass  nhgestuft  nach  der  I/Oistuugs- 
fähigkeit  in  Einklang  gebracht  werden  will, 
einer  entsprechenden  Erweiterung. 

Die  legislative  Behandlung  dieser  Streit- 
frage ist  in  den  verschiedenen  deutschen 
Bundesstaaten  eine  sehr  verschiedenartige 
gewesen,  und  »lie  Steuerbehörden  haben  »len 
gesetzlichen  Bestimmungen  bald  die  eine. 
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bald  die  andere  Auslegung  gegeben.  Am  I 
V»oston  kann  man  das  an  der  Hand  der  Ver- 
dränge in  Preusscn  verfolgen.  Bereits  An- 
fang der  00er  Jahre  verlangte  man,  dass 
die  Genossenschaften  zur  Gewerbesteuer  i 
Heran  gezogen  würden.  Fürs  erste  ent- 
schied die  oberste  Steuerbehörde,  dass  Ge- 
nossenschaften, die  sich  auf  die  Deckung 
des  eigenen  Bedarfs  beschränkten,  kein  Ge-  j 
Averbe  treiben.  Dieser  Standpunkt  wurde ; 
aber  später  aufgegeben.  Zuerst  zog  man 
die  Kreditvereine,  soweit  sie  Bankgeschäfte ' 
mit  Nichtgenossen  betrieben,  heran,  später 
auch  die  Konsumvereine  von  den  gleichen  , 
Gesichtspunkten  aus  und  zwar  auf  Grund  des  1 
ganzen  Umsatzes  dieser  Institute.  Seit  1885 
waren  in  Preussen  thatsächlich  alle  Kredit- 
und  Konsumvereine  nach  dem  Schulze-De- 
litzschschen  System  gewerbesteuerpflichtig. 
Das  G.  v.  24.  Juni  1.891  besteuerte  nur  das 
stehende  Gewerbe,  ohne  eine  Definition  dieses 
Begriffs  zu  geben.  Die  Folge  war,  dass  ein 
förmlicher  Rattenkönig  von  Prozessen  und 
Entscheidungen  entstand.  Hauptsächlich  I 
drehte  sich  der  Streit  um  die  formale  Seite 
der  Genossenschaftsstatuten.  Je  nach  dem 
Umfange  ihrer  Geschäftstätigkeit  innerhalb 
des  Kreises  der  Mitglieder  oder  über  den-  [ 
selben  hinaus,  ferner  nach  dem  Kriterium,  j 
ob  und  welche  Dividenden  (Einkaufs-  oder 
Guthabendividenden)  zur  Verteilung  ge- 1 
langten,  endlich  nach  dem  durchaus  vagen  ! 
Begriff  des  »offenen  Ladens«,  der  zu  ganz , 
besonders  willkürlichen  letztinstanzlichen 
Entscheidungen  führte,  wollte  man  Gewerbe- 
Steuerfreiheit  und  Gewerbesteuerpflichtigkeit 
abgrenzen.  Der  Kern  der  Sache  wurde 
unseres  Erachtens  dabei  nicht  getroffen. 
Der  viel  citierte  § 15  des  Gewerbesteuer- 
gesetzes von  1891  bestimmte  folgendes:  Der 
Gewerbesteuer  sind  ferner  nicht  unterworfen : I 
Vereine,  eingetragene  Genossenschaften  und 
Korporationen,  welche  nur  die  eigenen  Be-  j 
dürfnisse  ihrer  Mitglieder  au  Geld,  Lebens- 
mittel und  anderen  Gegenständen  zu  be- 
schaffen bezwecken,  wenn  sie  satzungs- 
gemäss  und  thatsächlich  ihren  Verkehr  auf 
ihre  Mitglieder  beschränken  und  keinen  Ge- 
winn unter  die  Mitglieder  verteilen,  auch 
eine  Verteilung  des  aus  dem  Gewinn  ange- 
sammelten Vermögens  unter  die  Mitglieder 
für  den  Fall  der  Auflösung  ausschlicssen. 
Konsumvereine  mit  offenen  Läden  unter- 
liegen der  Besteuerung.  Mit  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  von  1891  am  1.  April 
1898  sind  dann,  da  die  steuerbefreienaen 
Voraussetzungen  nur  ganz  selten  vorzu- 
kommen pflegen,  die  meisten  eingetragenen 
Genossenschaften,  in  Sonderheit  fast  alle 
Konsumvereine,  zur  Gewerbesteuer  heran- 
gezogen worden.  Auch  hiergegen  remon- 
strierten viele  der  Betroffenen.  Sie  beriefen 
sich  auf  frühere  Entscheidungen  des  Reichs- 


gerichts und  der  obersten  Instanz  im  Ver- 
waltungsstreitverfahren, die  ausgesprochen 
hatten,  dass  die  blosse  Verminderung  der 
wirtschaftlichen  Ausgaben  der  Mitglieder 
kein  aus  Handel  fliessender  Erwerb  sei. 
Eine  neuere  Entscheidung  aus  dem  Jahre 
1890  griff  dann  in  derThat  auf  den  eigent- 
lichen Tendenzparagraphen  des  Gcwerte- 
steuergesetzes  zurück,  nachdem  grundsätz- 
lich nur  Gewerbetreibende  zur  Steuer  heran- 
gezogen werden  sollten.  Dadurch  wurde  die 
Rechtslage  noch  verwickelter.  Denn  jetzt 
sollte  erst  die  wichtige  Vorfrage  erledigt 
werden,  ob  die  Genossenschaft  oder  der 
Verein  ein  »Gewerbe«  treibt.  Der  Streit 
dreht  sich  nunmehr  um  die  Begriffe  »Ge- 
wertet und  »offener  Laden«. 

Soviel  bekannt  geworden,  ist  es  aber 
dabei  geblieben,  dass  die  meisten  Konsum- 
vereine Gewerbesteuer  bezahlen.  Ein  völlig 
befriedigender  Rechtszustand  ist  aber  immer 
noch  nicht  herbeigeführt.  Bei  einer  Revision 
des  preussischen  Gewerbesteuergesetzes,  das 
auch  sonst  seine  reformbedürftigen  Seiten 
hat,  wird  unzweifelhaft  eine  Aendorung  be- 
schlossen werden.  Es  kann  nur  eine  Frage 
der  Zeit  sein,  dass  sich  auch  bei  den  Er- 
tragssteuern die  Grundsätze  zur  Steuerfest- 
setzung nach  der  Leistungsfähigkeit  mehr 
zur  Geltung  bringen.  Die  Folge  wird  eine 
verschärfte  Progression  sein,  durch  die  man 
auch  die  grossen  und  leistungsfähigen  Kon- 
sumanstalten gebührend  fasst.  Dagegen 
würde  es  geradezu  einen  Rückschritt  in  der 
Steuerpolitik  bedeuten,  wenn  man  dem  Ver- 
langen der  Detaillistenvereine  nachgäbe  und 
die  Gewerbesteuer  nach  dem  Umsatz  oder 
gar  nach  der  Grösse  des  beschäftigten  Per- 
sonals veranlagte.  Man  hat  sich  in  dem 
Lager  der  Gegner  der  Konsumvereine, 
Warenhäuser  und  Bazare  selbst  zu  einem 
so  komischen  Steuerreformvorschlag  ver- 
stiegen, dass  man  verlangte,  dass  die  Steuer 
um  so  höher  sein  müsse,  je  geringer  der 
Zuschlag  zu  den  Waren  sei,  ein  Vorschlag, 
den  Sombart  mit  Recht  als  eine  Strafe  für 
zu  geringen  Zwischenhändlergewinn  charak- 
terisierte. Der  Umsatz  und  ähnliche  rohe 
Steuermassstübe  werden  nimmermehr  ratio- 
nelle Merkmale  für  die  Leistungsfähigkeit 
des  zu  Besteuernden  abgeben  können. 

Der  Vollständigkeit  halber  erwähnt,  weil 
oben  in  dem  Art.  Gewerbesteuer  (ßd.  IV  S. 
535  ff.)  unberücksichtigt  geblieben,  sei,  dass  die 
Gewerbesteuergesetzgebung  Württembergs, 
Badens,  Mecklenburgs  uud  der  Reichslande  im 
Gegensatz  zu  den  Steuergesetzen  der  anderen 
Bundesstaaten  alle  Konsumvereine,  auch  die 
»geschlossenen«,  zur  Gewerbesteuer  heran- 
zieht, während  im  Königreich  Sachsen  ein- 
zeln« Städte  eine  Umsatzsteuer  nach  sein- 
rohen  äusserlichen  Merkmalen  als  Kommu- 
nalabgabe  einzuführen  begonnen  haben.  — 
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Nicht  viel  weniger  als  die  Gewerbo- 
steuerpflicht  der  Konsumvereine  und  ähn- 
licher  Organisationen  ist  ihre  Veranlagung 
zur  Einkommensteuer  bestritten.  Solange 
die  Einkommensteuer  grundsätzlich  nur  als 
Personalsteuer  aufgefasst  wurde,  traf  sie  nur 
die  physischen , nicht  auch  die  juristischen 
Personen.  Es  blieben  also  die  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  von  der  Ein- 
kommensteuer befreit.  Die  neueren  deut- 
schen Einkommensteuergesetze  sind  dagegen 
einen  Schritt  weiter  gegangen  und  haben 
auch  gewisse  juristische  Personen,  wie  die 
Aktiengesellschaften,  Gewerkschaften  u.  s.  w. 
zur  Einkommensteuer  herangezogen.  Die 
Behandlung  der  Genossenschaften  ist  in  den 
neuen  Gesetzen  eine  sehr  verschiedenartige. 
Einige  Gesetze,  wie  z.  B.  das  von  Baden, 
lassen  sie  ganz  frei,  andere,  wie  z.  B. 
die  vou  Württemberg,  Lübeck  und  Hamburg, 
ziehen  alle  Genossenschaften  heran.  Eine 
dritte  Gruppe  von  Staaten  — und  das  ist  j 
die  Mehrzahl  — erklärt  nur  diejenigen  Ge-  j 
nossensehaften  für  steuerpflichtig,  deren 1 
Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  der  Mit- 
glieder hinausgeht  oder  sonstige  im  Gesetze 
besonders  normierte  Voraussetzungen  auf- 
weist. So  z.  B.  das  preussische  Einkommen- 
steuergesetz vom  24.  Juni  1801.  Dasselbe ! 
dehnt  die  subjektive  Steuerpflicht  auf  die- ; 
jenigen  eingetragenen  Genossenschaften  aus, 
deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer 
Mitglieder  hinausgeht,  und  auf  Konsumvereine 
mit  offenen  Lädeu , sofern  dieselben  die 
Rechte  juristischer  Persouen  haben.  Diese 
Bestimmung  des  Gesetzes  lässt  an  Klarheit 
manches  zu  wünschen  übrig  und  fusst  wiede- 
rum auf  der  den  Kern  der  Sache  verkennen- 
den Unterscheidung  zwischen  Konsumver- 
einen. die  nur  an  Mitglieder  verkaufen,  und 
solchen,  die  Waren  an  das  grosse  Publikum 
feil  halten.  Anders  ist  der  Begriff  »offener 
Laden«,  wenigstens  nach  dem  gemeinen 
Sprachgebrauch,  kaum  zu  verstehen  als  im 
Gegensatz  zum  Laden,  der  beschränkt  zugäng- ! 
lieh  ist.  I n dem  einen  Fall  kann  jeder  aus  dem 
Publikum  dort  seine  Einkäufe  machen,  in  dem 
anderen  erhalten  nur  die  Mitglieder  Waren,  in- 1 
dem  sie  sichals  solche  in  der  einen  oderanderen  I 
Form  legitimieren.  Wirsehen  von  der  Möglich- ! 
keit  ab , dass  die  Legitimation  sehr  lax  ge- 1 
handhabt  wird  und  überhaupt  ganz  ausser- , 
ordentlich  schwer  zu  prüfen  ist.  Wir  lassen 
auch  unberücksichtigt,  dass  durch  ein  spä-  j 
teres  Gesetz,  von  dem  gleich  zu  reden  sein 
wird,  das  Verkaufen  der  Konsumvereine  an 
Nichtmitglieder  verboten  und  unter  Strafe 
gestellt  ist , aber  soviel  scheint  in  jedem 
Falle  unzweifelhaft,  dass  das  Einkommen- 
steuergesetz nur  die  Konsumvereine,  die 
^tatsächlich  und  regelmässig  au  das  grosse 
Publikum  verkaufen,  steuerpflichtig  machen  j 
wollte.  Ueberraschender  Weise  sind  gleich 


nach  Inkraft  treten  des  Gesetzes  fast  alle 
Konsumvereine  zur  Einkommensteuer  her- 
I augezogen  worden.  Auch  hier  kam  es  zc 
vielfachen  Steuerprozessen,  bis  das  Oberver- 
waltungsgericht  eine  ganz  merkwürdige  De- 
j finition  von  offenem  Laden  gab.  Offener 
Laden  ist  darnach  derjenige,  zu  dem  jeder- 
mann der  freie  Zutritt  physisch  möglich  Ist 
i Der  Gegensatz  ist  also  ein  Laden,  der  regel- 
mässig verschlossen  gellalten  wird,  so  dass 
jeder,  der  Eintritt  haben  will,  sich  zuerst 
i melden  muss  und  jedem,  der  für  ein  Nicht- 
mitglied  zu  kaufen  begehrt,  der  Elintritt  in 
den  1 jaden  verwehrt  wird.  Diese  Kon- 
struktion des  obersten  Gerichtshofes  ist  eine 
überraschende,  ln  diesem  Sinne  wäre  jeder 
Laden  ein  offener  und  bei  einem  geschlos- 
senen 1 jaden  ein  wirklicher  Kunden  verkehr 
derart  erschwert,  dass  man  womöglich  nur 
auf  Grund  schriftlicher  Bestellung  und  no- 
tarieller V' oll  machten  Waren  verteilen  und 
beziehen  könnte.  Die  gezwungene  Kon- 
struktion der  angeführten  Entscheidung  hat 
jedenfalls  dazu  geführt,  dass  die  Konsum- 
vereine in  Preussen  auch  jetzt,  nachdem  .sic 
offene  Läden  in  unserem  Sinne  gar  nicht 
mehr  haben  dürfen,  Einkommensteuer  ent- 
richten müssen,  sofern  sie  die  Rechte  juris- 
tischer Personen  haben.  Eine  ganze  Reihe 
vou  Konsumvereinen,  darunter  auch  grossere, 
sind  aber  keine  Genossenschaften  nach 
Massgabe  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Mai 
1889  und  sind  deswegen  weder  zur  8taats- 
einkommensteuer  noch  zur  Gemeindeein- 
kommmensteuer  veranlagt.  Halten  wir  auch 
die  oben  genannte  Auslegung  des  Gesetzes 
ganz  entschieden  für  eine  verkehrte,  * 
j können  wir  den  t hatsächlichen  Effekt  ia 
I dem  Augenblick  nicht  bedauern,  sobald  wir 
den  gesetzgeberischen  Willen,  neben  den 
i physischen  Personen  gewisse  Gattungen  von 
juristischen  Personen  einkomniensteuerpflieh- 
tig  zu  machen,  billigen.  Steuert heoretiseh 
betrachtet  ist  aber  diese  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  grundsätzlich  bedenklich,  denn 
sie  führt,  sobald  ein  Reingewinn  von  über 
3Vs°/o  gemacht  wird,  zu  einer  unzweifel- 
haften Doppelbesteuerung.  Man  hat  diese  Dop- 
pelbesteuerung mit  den  verschiedensten  an- 
nehmbaren und  nicht  annehmbaren  Gründen 
zu  verteidigen  gesucht.  Annehmbar  ist  der 
Grund,  dass  mau,  zumal  bei  «1er  Aktienge- 
sellschaft, die  im  Ausland  lebenden  Aktio- 
näre treffen  wollte.  Nicht  annehmbar  und. 
wie  jeder  rohe  Steuermassslab,  von  der 
Hand  zu  weisen  ist  dagegen  der  Gesichts- 
punkt, dass  mau  es  bei  den  Aktiengesell- 
schaften u.  s.  w.  in  der  Regel  mit  so  leis- 
tungsfähigen Steuerobjekten  zu  thun  habe, 
dass  hier  eine  Doppelbesteuerung  kein  Un- 
recht sei.  Diese  Anschauung  verrät  sehr 
oberflächliche  vol ks wirtschaf 1 1 iche  Anschau- 
ungen und  führt  zu  offensichtlichen  Uuge- 
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reehtigkeiten,  was,  um  nur  ein  Beispiel  zu  | 
erwähnen , am  besten  daraus  hervorgeht,  i 
dass  man  die  Gesellschaften  mit  beschränk- 
ter Haftung,  die  jetzt  in  grossem  Umfange 
an  Stelle  der  Aktiengesellsehaften  getreten  ! 
sind,  von  der  Einkommensteuer  freilässt.  Dass 
die  Konsumvereine  besonders  leistungsfähige 
Objekte  sind,  müsste  erst  bewiesen  werden. 
Die  grosse  Mehrzahl  derselben  sind  es  un- 
zweifelhaft nicht. 

Wir  haben  oben  die  unbedingte  Ge- 
werbesteuerpflichtigkeit  der  Konsumvereine 
befürwortet,  weil  wir  für  sie  keine  steuerliche 
Begünstigung  vor  dem  privaten  Detail- 
händler haben  wollen.  Aber  ebensowenig 
ist  jede  steuerliche  Bedrückung  und  Sonder-  1 
besteuerung  der  Genossenschaften  am  Platze. 
Eine  solche  liegt  al*er  bei  der  genannten 
Doppelbesteuerung  vor,  sie  ist  aber  minimal ' 
gegen  dasjenige,  was  die  Mittelstandspoli- 
tiker  im  Handelsstande  weiterhin  fordern. ; 
Sie  schlagen  besondere  Umsatzsteuern,  Fi- 1 
lialensteuern,  Steuern  nach  der  Zahl  der 
Angestellten  und  Steuern  nach  Branchen  j 
u.  dergl.  vor.  Es  giebt  nur  einen  zuver- 
lässigen Massstab  für  eine  gesunde  Steuer- 
reform. und  das  ist  die  grössere  oder  ge- 1 
ringere  Leistungsfähigkeit  des  Steuerzalilers. 
Alle  jene  Steuerprojekte  sind  nicht  geeignet, ! 
diesen  Grundsatz  einheitlich  zur  Geltung  zu 
bringen.  Ebenso,  wie  wir  diese  Vorschläge 
ablehnen,  müssen  wir  dem  entgegenge- 
setzten, der  die  Konsumgenossenschaften 
mit  Rücksicht  auf  ihre  unzweifelhaft  sozial- 
politische Bedeutung  in  steuerlicher  Hinsicht  j 
privilegieren  will,  entgegeutreten.  Leider] 
fehlt  es  auch  in  der  deutschen  Wissenschaft 
nicht  an  Vertretern,  welche  mit  der  Steuer- 
erhebung die  Begünstigung  oder  Bekämpfung 
bestimmter  Unternehmungsformen  verbinden 
wollen.  Diese  Anschauungen  können  zu 
recht  bedenklichen  Konsequenzen  führen. 
Die  Besteuerung  — daran  muss  ein  für 
alle  mal  festgehaltcn  werden  — ist  nicht 
dazu  da.  in  den  Konkurrenzkampf  einzu- ; 
greifen,  dem  einen  gegen  den  anderen  zu 
helfen  und  natürliche  wirtschaftliche  Er- 
scheinungen zu  hemmen.  — 

Es  war  schon  oben  gelegentlich  darauf ' 
hingewiesen,  dass  der  Kampf  gegen  die 
Konsumvereine  dazu  geführt  hat,  dass 
neuerdings  ein  Gesetz  erlassen  worden  ist.1 
wonach  die  Ausdehnung  der  Konsumvereine 
zu  grösseren  Handelsbetrieben  verhindert 
werden  soll.  Es  ist  dies  die  Novelle  zum 
Genossenschaftsgesetz  vom  12.  August  1896,  i 
ein  Gelegenheitsgesetz  verwegenster  Art,  • 
dem  u.  E.  auch  der  leiseste  Schein  innerer 
Berechtigung  fehlt.  In  diesem  Gesetz  haben 
die  Mittelstandspolitiker  es  fertig  gebracht, 
dass  Konsumvereine  in  regelmässigem  Ge- 
schäftsverkehr Waren  nur  noch  an  ihre 
Mitglieder  verkaufen  dürfen.  Zuwiderhand- 1 


hingen  werden  beim  Verkäufer  durch  Geld- 
strafe^ geahndet.  Das  Gesetz  geht  sogar 
soweit.  Konsumvereinsmitglieder  mit  Strafe 
zu  bedrohen,  wenn  sie  gewohnheitsmässig 
oder  gewerbsmässig  die  aus  dem  Konsum- 
verein bezogenen  Waren  weiter  veräussern. 
Es  wird  zwar  von  genossenschaftlicher  Seite 
behauptet,  dass  das  Gesetz  für  die  grossen 
Konsumvereine  wie  eine  Reklame  gewirkt 
habe,  indem  erst  jetzt  ihnen  zahlreiche  neue 
Mitglieder,  durch  den  Gesetzgeber  auf  die 
ihnen  dadurch  entstehenden  Vorteile  hinge- 
wiesen, zugeströmt  seien.  Das  mag  sein ; 
aber  die  kleinen  Konsumvereine  werden 
jedenfalls  unter  diesen  Beschränkungen 
schwer  leiden.  Sie  sind  bei  dem  engbe- 
grenzten Absatzgebiet,  mit  dem  sie  es  zu 
thun  haben,  auch  auf  die  Nichtmitglieder 
angewiesen  gewesen.  Dadurch  wurde  die 
Geschäftsführung  weniger  riskant  und  ge- 
winnbringender für  die  Mitglieder.  Die 
Geschäftsführer  werden  au  grösseren  Um- 
satz gewöhnt  und  zur  grösseren  kaufmänni- 
schen Routine  erzogen;  wenn  erst  die  aussen 
stehenden  Kunden  merkten,  dass  sie  in  den 
Konsumvereinen  billiger  bedient  wurden, 
lag  es  für  sie  nahe,  nachträglich  auch 
die  Mitgliedschaft  zu  erwerben,  um  nun 
auch  in  den  Genuss  der  Dividende  zu 
kommen.  Erfahrungsgemäss  hat  man  ge- 
rade auf  diesem  Wege  nach  und  nach  be- 
sonders unter  der  Arbeiterschaft  den  Kreis 
der  Genossen  erweitern  und  den  genossen- 
schaftlichen Sinn  beleben  können.  Durch 
das  neue  Gesetz  wird  aber  die  werbende 
Kraft  dieser  kleinen  Konsumvereine  vielfach 
gelähmt  werden. 

Mit  der  Novelle  zum  Genossenschafts- 
gesetz von  1896  haben  die  extremen  Mittel- 
staudspolitiker, wenn  mau  ihren  Wort- 
führern glauben  soll,  nur  eine  Abschlags- 
zuldung  erhalten.  Wohin  sie  eigentlich  mit 
ihrer  Propaganda  ahzielen,  beweist  z.  B.  der 
Vorschlag,  den  man  in  Halle  gemacht  hat, 
man  solle  den  Konsumvereinen  »las  Verteilen 
von  Dividenden  ganz  verbieten.  • Noch  weiter 
sind  die  Handelskammern  Wesel  und  mehrere 
hannoversche  Handelskammern  gegangen, 
welche  fordern,  es  sollten  Associationen  jeder 
Art  der  Detailvertrieb  von  Waren  untersagt 
werden.  — 

Unsere  Detaillistenvereine  übertreiben 
übrigens  ihre  Klagen  über  den  Wettbewerb 
der  Konsumvereine.  Das  Konsumvereins- 
wesen hat  sich  in  Deutschland  sehr  un- 
gleich entwickelt  und  es  giebt  ganze 
Gegenden,  namentlich  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen, wo  sich  überhaupt  gar  keine  oder 
nur  ganz  wenige  Konsumvereine  befinden. 
Nach  Rocke,  der  sich  besonders  eingehend 
mit  dieser  Frage  beschäftigt  hat,  bilden  sie 
dagegen  ein  dichtes  Netz  innerhalb  des 
Bezirkes,  welcher  sich  von  Südosten  nach 
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Nord  westen  durch  die  Provinzen  Sachsen  Millionen  und  «lie  Zahl  KhXm»  der  Mitglieder 
und  Hannover  zieht.  Ferner  sind  Konsum-  längst  überschritten  hat.  Kinige  konsuni- 
vereine  reichlich  vorhanden  im  Regierungs- , vereinsähidiche  < )rganisationen.  wie  der  deut- 
liezirk  Arnsberg  und  in  den  Rogieniugsbe-  sehe  Offizierverein  und  das  Warenhaus  für 
zirken  Wieabadeu  und  Trier.  Ebenso  er-  Beamte,  sind  längst  riesige  Vereaudgesehäfte 
giebt  ein  Vergleich  mit  der  Roichsstatistik  ge  wort  len,  die  ihre  Offerten  weit  Ol>or  den 
die  verschiedenartige  Ausbreitung  der  Kon-  Kreis  der  eigentlichen  Mitglieder  hinaus  ver- 
sumvereiue.  Während  beispielsweise  in  den;  senden.  Diese  und  ähnliche  Konsumanstalten 
Regierungsbezirken  Danzig,  Marienwerdor.  i ersten  Ranges  stehen  unter  stark  oeutrali- 
Stralsnud,  Posen,  Bromberg,  Osnabrück,  sierter,  rein  kaufmännischer  < Überleitung.  \va> 


Aurich  und  Köln  noch  nicht  1 °o  sämtlicher ; unentbehrlich 
Haushaltungen  den  Konsumvereinen  ange- , ihres  grossen 
hört,  sind  in  den  Regierungsbezirken  Gum- 
binnen, Stadt  Berlin,  Potsdam,  Köslin,  Lieg- 
nitz. Erfurt,  ilaunover,  Lüneburg.  Stade, 

Minden,  Arnsberg,  Cassel,  Wiesladcn,  Kob- 


1 


war.  wenn  sie  entsprechend 
Bedarfes  und  Umsatzes  auf 
«len  grossen  Warenmärkten  als  regelmässige 
Käufer  auftreten  wollten.  Immerhin  sind 
die  genannten  Grosshandelsgesellschaften 
| noch  die  Ausnahme  von  der  Regel.  Erfah- 
; rungsgemäss  eignen  sich  speciell  die  lokalen 
t Konsumvereine,  namentlich  wenn  sie  auf  die 
Konsumvereine,  und  dieser  Prozentsatz  steigt  j Bedürfnisse  der  Arl*eiter  zugeselmitten  sind, 
in  den  Regierungsbezirken  Stettin  auf  11.53, [nur  für  einen  verhältnismässig  eng  begrenz- 
Magdeburg  9,39,  Hildesheim  lb,37  und  Trier  ' ton  Kivis  von  Waren.  Bei  einer  Erweiterung 
10,99.  Es  geht  daraus  hervor,  dass  man  1 des  Absatzes  über  die  Gegenstände  des 
von  einer  gleichmäßigen  Ent wickelungsten-  täglichen  Bedarfes  hinaus  greift  der  Kon- 
sumverein leicht  in  das  eigentlich  sjiekulative 
(Gebiet  des  Handels  über  und  setzt  dann  er- 


Jenz, 

und 


Düsseldorf  und  Aachen  zwischen 
der  Haushaltungen  Kunden 


r»°/o 


der 


«lenz  des  Kleinhandels,  was  den  Vertrieb 
der  Waren  durch  Konsumvereine  anlielangt. 
nicht  reden  kann,  sondern  dass  «liese  Ent- 
wickelung  eine  lokal  recht  verschiedenartige 
ist.  Von  welchen  Bedingungen  die  grössere 
oder  geringere  Verbreitung  der  Konsumver- 
eine abhängt,  ist  etienfalls  nicht  zu  erkennen. 
•So  viel  scheint  aber  sicher  zu  sein,  dass  die 
Konsumvereine  in  den  industriellen  Bezirken  ■ 
einen  geeigneteren  Boden  finden  als  in  den 
landwirtschaftlichen  Bezirken  und  dass  spe- 
ciell  Bergbau  und  Hüttenwesen  die  Bildung 
der  Konsumvereine  begünstigen.  Das  ist ! 
auch  insofern  erklärlich,  als  der  Bergbau  i 
und  die  sich  ihm  anschliessende  Industrie 
noch  am  meisten  centralisiert  und  deshalb  j 
wohl  nicht  immer  in  der  Lage  sind,  ihre  j 
Konsumbedürfnisse  hei  ansässigen  Klein-  j 
händlern  zu  befriedigen  (Rocke). 

Es  giebt  in  Deutschland  noch  Verhältnis- ! 
massig  wenig  Konsumanstalten,  die  sieh,  wie 
die  englischen,  zu  grossen  kapitalkräftigen 
Warenhäusern  entwickelt  haben.  Besonders 
viel  genannt  ist  der  Görlitzer  Warenein- 
kaufsverein,  vielleicht  der  grösste  Konsum- 
verein Deutschlands,  der  neben  zahlreichen 
Filialen  in  der  Provinz  und  dem  benachbar- 
ten Königreich  Sachsen  ein  schwunghaftes 
Versandgeschäft  nach  allen  Orten  der  Pro- 
vinz betreibt.  In  der  dortigen  Gegend  lässt 
sich  nachweisen.  dass  viele  Kleinhändler 
dieser  Konkurrenz  erlegen  sind  und  die  Zahl 
speciell  der  Kolonial  Warengeschäfte  infolge 
dessen  stark  zurückgegangen  ist.  Ebenso 
hat  nach  36  jährigem  Bestehen  der  Bres- 
lauer Konsumverein  sich  zu  einer  mächtigen 
Institution  herausgewachsen.  Bekannt  sind 


liebliche  Kapitalien,  gewiegte,  kaufmännisch 
ausgebildete  und  hoohsalairiorte  Betriebs- 
leiter und  unter  Umständen  ein  erhebliches 
Risiko  voraus.  Bei  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl von  Konsumvereinen  ist  gar  nicht  daran 
zu  denken,  dass  diese  Voraussetzungen  er- 
füllt werden.  Al>er  unzweifelhaft  sind  auch 
die  kleineren,  mehr  lokalen  Konsumvereine 
noch  einer  grossen  Ausdehnung  fähig  und 
können,  wenn  sie  richtig  geleitet  werden,  in 
der  Tliat  besonders  demjenigen  Teil  des 
Zwischenhandels  grossen  Abbruch  thun. 
dessen  Inhaber  nicht  mehr  «Hier,  richtiger 
gesagt,  ebenso  wenig,  kaufmännische  Aus- 
bildung genossen  haben  wie  die  Vorstands- 
mitglieder der  Konsumanstalten.  Uns  scheint 
übrigens,  dass  das  nächste  Ziel  der  Ent- 
wickelung viel  weniger  die  Ausschaltung 
von  Detailhändlern  ist  als  der  genossen- 
schaftliche Betrieb  gewisser  Handwerke,  wie 
Bäckerei,  Metzgerei  u.  s.  w.  Diese  Hand- 
werksgewerl«  betreiben  erfahrungsgemäss 
vielmehr  eine  monopolistische  Beherrschung 
des  lokalen  Marktes  im  Wege  von  kleinen 
Preiskartellen  als  der  Detailhandel,  dem 
durch  die  gesteigerte  Konkurrenz  sich  neu 
etablierender  Firmen  von  selbst  ein  Korrek- 
tiv erwächst  Die  neueste  deutsche  Innungs- 
gesetzgebung mit  ihrem  ausgesprochen  zünft- 
lerischen  Charakter  begünstigt  die  Bildung 
solcher  Unternehmen' erbände  der  Handwer- 
ker. Solche  Monopole  zu  brechen,  liegt  im 
allgemeinen  Konsumenteninteresse.  Die  Er- 
fahrungen der  neuesten  Zeit  legen  es  übri- 
gens auch  nahe,  dureli  die  Gründung  von 


auch  die  Musteranstalteil  der  Kruppschen  Einkaufsgenossenschaften  und  Bezug  be- 
Verwaltung,  in  Sonderheit  die  Essener  Kon-  stimmter  Bedarfsartikel  direkt  von  den  Pro- 
sumanstalt,  die  einen  Umsatz  von  melireren  i duzenten  auf  gemeinsame  Rechnung  die 
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rücksichtslose  Preispolitik  der  Iländlersyn- 1 
dikate  energisch  zu  durchbrechen.  Man 
denke  nur  an  die  jetzigen  Verhältnisse  auf 
dem  Markte  für  Brennmaterialien.  Kon- 
sortialeinkäufe  von  den  Kohlen-  und  Koks- 
syndikaten würden,  wenn  sic  richtig  organi- 
siert wären,  sieh  ebenso  rentieren  wie  bei- , 
spielsweise  der  Bezug  von  Wein  und  die 
lleteiligung  an  den  Versteigerungen  an 
der  Mosel  und  am  Rhein.  Es  fehlt 
überhaupt  den  Konsumenten  bei  uns  immer 
noch  zu  sehr  an  dem  nötigen  Schneid,  sich  j 
im  Wege  der  energischen  Selbsthilfe  gegen 
eine  masslose  Ausbeutung  durch  die  Gewerbe- 
treibenden zu  wehren.  Freilich  hängt  «dies  [ 
von  «1er  richtigen  rechtzeitigen  und  vorsich- 
tigen Ausnutzung  der  Konjunkturen  ab.  Es 
ist  durchaus  nicht  richtig,  zu  behaupten, 
dass  das  unsere  Genossenschaften  bereits 
gelernt  hätten.  Es  fehlt  noch  au  der  genauen 
Untersuchung  der  t hat säoh liehen  Verhält- 
nisse, um  festzustellen,  ob  die  Konsumvereine 
in  jedem  Falle  besser,  billiger  und  koulanter 
liefern.  Nach  einer  eingehenden  Unter- 
suchung der  Preistarife  der  Kruppschen 
Konsumvereine  ist  es  beispielsweise  zweifel- 
haft geblieben,  ob  seine  Fleischpreise  billiger 
sind  als  die  der  ansässigen  Metzger.  Fleisch 
ist  eine  ausgesprochene  Qualitätsware  und 
keine  fungibele  Sache.  Die  einzelne  Haus-  j 
haltung  pflegt  Liebhabereien  für  besondere 
Stücke  zu  haben.  Ob  eine  Konsumanstalt  mit  j 
vielen  Hunderten  von  Kunden  hier  so  entgegen- 
kommend sein  kann  und  will  wie  der  ein- 
zelne Metzger,  muss  bezweifelt  werden.  Bei 
anderen  Waren,  z.  B.  Kartoffeln,  Brot  und 
Butter  sprechen  die  Preisnotierungen  des ; 
Kruppschen  Konsumvereins  allerdings  sehr 
für  eine  Ueberlegenheit  der  Konsumanstalt. 
Aber  auch  hier  spricht  die  Qualität  der 
Ware  stark  mit.  Die  Durchschnittsmarkt- 
notierungen berücksichtigen  aber  nur  wenige  j 
Hauptgattungen.  Es  ist  überhaupt  ein 
Fehler  der  meisten  Konsumvereine,  dass  sie 
nur  wenige  Sorten  führen.  Unsere  Haus- 
frauen klagen  deswegen  über  Mangel  an 
Auswahl  und  vermissen  das  bei  jedem 
guten  kaufmännischen  Geschäft  unzutreffende 
Entgegenkommen  beim  Nachbestellen  nicht 
vorhandener  Waren,  beim  Zuschicken  ins 
Haus  und  event.  Zurücknehmen  nicht  kon- 
vertierender Gegenstände.  Je  zahlreicher 
die  in  «lern  Konsumverein  vorrätigen  Waren- 
gattungen der  verschiedensten  Art  sind,  je 
grösser  die  Möglichkeit,  ist,  den  ganzen 
regelmässigen  Bedarf  an  einer  Stelle  zu 
decken,  je  grösser  die  Zahl  der  regelmässi- 
gen Kunden  ist  und  je  einheitlicher  ihre 
Bedürfnisse  und  Einkaufsgewohnheiten,  desto 
grösser  ist  auch  die  Gefahr  der  zeitweiligen 
Ueberfüllung  der  Ladengeschäfte  mit  Kun- 
den. Der  Zeitgewinn,  der  dadurch  entsteht, 
dass  man  an  einem  Orte  Waren  eiukaufen  j 


kann,  wo  man  sonst  ein  Dutzend  Geschäfte 
aufsuchen  musste,  wird  vielfach  wett  ge- 
macht durch  langsamere  Abfertigung  zu  den 
Hauptgeschäftszeiten.  Der  Ansturm  zu  den 
Konsumvereinen  zu  bestimmten  wenigen 
Stunden  des  Tags  ist  ein  besonders  starker  bei 
denjenigen  Verkaufsstellen,  wo  die  Arbeiter- 
frauen das  Hauptkontingent  unter  der  Kund- 
schaft stellen.  Man  klagt  über  Zeitverlust  und 
darüber,  dass  man  wenig  individuell,  sondern 
nur  wie  eine  Nummer  behandelt  wird.  Ileber- 
haupt  sind  es  gewisse  Imponderabilien  des 
individuellen  Geschmacks  und  der  Laune, 
die  beim  Verkehr  mit  dem  Detailhändler 
eine  Bolle  spielen  und  die  es  wahrschein- 
licher machen,  dass  reine  Speeialgeschäftt» 
im  grossen  Stil  und  mit  koulanten  Geschäfts- 
prindpien  auf  die  Dauer  die  Kundschaft, 
wenigstens  die  grossstädtische,  mehr  an- 
ziehen  als  die  Konsumvereine,  Warenhäuser 
und  Bazare.  Eiue  sehr  verbreitete  Meinung 
unterTunseren  Nationalökonomen  scheint  frei- 
lich die  gegenteilige  Entwickelungstendenz  im 
Detailhandel  annehmen  zu  wollen.  Es 
bleibt  abzuwarten,  wer  Recht  behält.  — 

Zu  den  regelmässig  wiederkehrenden 
Klagen  der  kaufmännischen  Mittelstands- 
partei gehört  diejenige  über  das  Wander- 
gewerbe. Nach  ihren  Behauptungen  hat 
sich  die  Hausiererei  in  der  ungesundesten 
Weise  vermehrt  und  eine  höchst  bedauer- 
liche, auch  sozialpolitisch  bedenkliche, Schund- 
konkurrenz namentlich  in  den  Industrie- 
gebieten und  den  Orten  des  platten  Landes 
geschaffen.  Die  Handelskammerberichte  in 
(lern  letzten  Jahrzehnt  sind  gefüllt  von  sol- 
chen Lamentis,  und  auf  Kongressen  der  De- 
taillistenvereine ist  vom  Gesetzgeber  ein 
radikales  Vorgehen  gegen  den  »Unfug«  der 
Hausiererei  gefordert  worden.  Bei  Lieht 
betrachtet  erweisen  sich  viele,  ja  die  meisten 
Punkte,  die  gegen  das  Wandergewerbe  vor- 
gebracht werden,  als  starke  üebertreibungen. 
Aus  den  historischen  Untersuchungen  Stie- 
das  geht  hervor,  dass  nicht  nur  das  Hausier- 
gewerbe recht  alt  ist,  sondern  ebenso  alt  tlie 
Klagen  der  ansässigen  Krämer  und  scharfe, 
gewerbrechtliche  Regulative  gegen  das  »Un- 
wesen« der  »Samen-  und  Heckenkrämer« 
sind.  Aber  alle  beschränkenden  Bestimmun- 
gen haben  den  Hausierhandel  nicht  zu  er- 
drücken vermocht,  woraus  geschlossen  wer- 
den darf,  dass  er  einem  wirklich  vorhan- 
denen Bedürfnis  diente.  Man  hob  deswegen 
Anfang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  die 
bestehenden  Hausierverbote  auf.  Freilich 
gab  man  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
zielien  nicht  ganz  frei,  sondern  machte  ihn 
zunächst  konzessionspflichtig.  So  in  Bayern, 
Württeml>erg.  Hannover.  Prenssen,  Sachsen. 
In  letzterem  Lande  handhabte  die  Gewerbe- 
ordnung von  18GL  «las  Konzessionssystem 
ziemlich  streng.  Nur  wenige  Waren  wurden 
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im  Umherziehen  zu  vertreiben  erlaubt  und  ! eine  dem  Wandergewerbe  feindliche  Reak- 
dei  Nachweis  des  zurückgelegten  24.  I^ebens-  tion  in  der  Gewerbegesetzgebung  durchzu- 
jahres  gefordert.  Die  Gewerbeordnung  von  setzen.  Zuerst  kam  es  zur  Novelle  vom  1. 
1869  aller  räumte  mit  dem  Rest  der  in  den  Juli  1883.  und  als  diese  nicht  wirkte,  zu 
einzelnen  Partikulargesetzgebungen  verblie-  der  vom  6.  August  1896.  Besonders  durch  das 
benen  Beschränkungen  auf.  Nicht  das  Ver-  letztere  Gesetz  wurde  der  Kreis  der  Gegen- 
l>ot,  sondern  die  Zulässigkeit  des  Ifausierens  stände,  die  im  Umherziehen  angekauft  und 
ist  fortan  die  Regel.  Nur  Sicherheit^-  und  feilgeboten  werden  dürfen,  eingeschränkt; 
sitten]K>lizeiliche  Rücksichten  diktieren  be-  die  auf  die  persönliche  Zulassung  bezug - 
stimmte  Vorschriften.  Diese  giugen  dahin,  liehen  Bestimmungen  wurden  verschärft,  die 
unlautere  und  gefährliche  Elemente  nach  Erlangung  des  Wandergewerbescheins  also 
Möglichkeit  fernzuhalten  und  den  Handel  erschwert,  und  die  Möglichkeit  vorgesehen, 
mit  solchen  Waren  auszuschliessen,  deren  l>ereits  zugelassenen  Persönlichkeiten  die 
Vertrieb  in  ungleich  höherem  Grade  unlau-  Fortsetzung  des  Hausiergewerbes  zu  unter- 
teren  Zwecken  als  dem  redlichen  Erwerb  zu  sagen.  Weitere  Einschränkungen  wurden 
dienen  pflegt.  Ferner  wurde  als  zweck-  in  betreff  des  Mitnehmens  minderjähriger 
mässig  emchtet,  dem  Gewerbebetrieb  im ! Personen , des  Betretens  fremder  Häuser. 
Umherziehen  eine  Legitimationspflicht  auf-  Geschäfte  um!  Wohnungen  verfügt  (das 
zuerlegen,  die,  abgesehen  von  ihrer  sicher- 1 Nähere  s.  oben  in  dem  Art.  Gewerbege- 
heitspolizeilichen Unentbehrlichkeit, bestimmt  setzgebung  in  Deutschland.  Bd.  IV, 
ist,  für  das  Publikum  gewisse  Bürgschaften  besonders  S.  429  ff.).  Wie  gross  die  Sch  wierig- 
zu  ersetzen,  die  der  anzeigepflichtige  stehende  keiten  der  gesetzgeberischen  Behandlung 
Gewerbebetrieb  von  selbst  bietet  (Stieda).  dieser  Materie  sind  und  wie  schwer  die 
Damit  war  eine  Art  von  Gleichlierechti-  Grenze  zwischen  berechtigtem  und  unberech- 
gung  des  Wandergewerbes  mit  dem  stehen-  tigten  Wandergewerbe  zu  ziehen  ist.  hat 
den  Handel  ausgesprochen,  aber  sehr  bald  man  damals  gesehen,  als  die  Reichsregierung 
nach  Einführung  der  Gewerbeordnung  von  J endlich  dem  Drängen  der  Mehrheitspartei 
1869  wurde  der  Reichstag  in  zahlreichen  nachgab.  Das  genannte  Gesetz  von  1896 
Petitionen  bestürmt,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  j trägt  durchaus  den  Charakter  eines  die 
das  das  Wandergewerbe  beschränkte.  Erst  eigentliche  Regelung  im  Wege  von  Aus- 
langsam und  zögernd  nahmen  sieh  auch  die  j ualunebestimmungen  den  Landesccntralbe- 
Handelskammein  der  mittelstandspolitisehen  hördon  überlassenden  Verlegenheitsgesetzes. 
Forderungen  an;  nicht  immer  der  besseren  Jedenfalls  geht  schon  aus  der  Liste  derje- 
volkswirtsehaftliehen  Einsicht  folgend,  son-  j tilgen  Gegenstände,  die  der  Gesetzgeber 
dem  weil  sie  aus  wahltaktischen  Gründen  I vom  Feilbieten  im  Utnlierziehen  endgiltig  aus- 
mussten. Fis  ist  ein  offenes  Geheimnis,  schliesst,  hervor,  dass  nicht  nur  gewerbejwdi- 
dass  die  offiziellen  kaufmännischen  Korpo-  zeiliche,  sondern  auch  lokal  protektionistische 
rationell,  in  welchen  die  Intelligenz  des  Gesichtspunkte  massgebend  gewesen  sind, 
grosshändlerischen  und  industriellen  Unter-  Aehnlich  wie  l>ei  der  Handwerkerfrage 
nehmertums  zu  sitzen  pflegt,  ihren  Jahres-  fehlte  es  lange  Zeit  für  die  Beurteilung  des 
berichten  an  die  Centralbehörden  nur  des-  Umfanges  und  der  Art  des  Wandergewerbes 
wegen  eine  Dosis  von  Mittelstands]>olitik,  j an  den  notwendigen  objektiv  dargestellten 
meistens  in  der  etwas  verwaschenen  Form  Thatsaehen.  Auch  hier  liereichcrte  in 
der  »konstatierten  Missstände  im  Handel  j dankenswerter  Art  der  »Verein  für  Sozial- 
und  Gewerbe«,  beizugeben  sieh  veranlasst  politik«  im  Wege  einer  Enquete  unsere 
fühlen,  weil  sonst  der  Detailhandel  gegen  I volkswirtschaftliche  Kenntnis.  In  Ztisammen- 
sie  bei  den  Kammerwahlen  mobil  gemacht  { hang  mit  den  Ergebnissen  seiner  Sammel- 
wird ; »der  Not  gehorchend,  nicht  dem  | darstellung  und  den  Zahlen  der  letzten  Bo- 
eigenen  Triebe«,  kann  man  auch  hier  sagen,  j rufszählung  steht  nunmehr  fest,  dass  der 
Dies  war  besonders  bei  denjenigen  Handels- ! Umfang  des  Hausiergewerbes  ein  solcher 
kammern  der  Fall,  wo  ein  demokratisches  ■ ist,  dass  dasselbe  unmöglich  ein  so  gefälir- 
Wahl  recht  alle  eingetragenen  Formen  gleich-  lieber  Konkurrent  sein  kann,  wie  die  Klagen 
berechtigt  machte,  wo  also  die  Detailhändler  des  Detaillistenstandes  den  Anschein  er- 
die  überwiegende  Mehrheit  der  Wähler  i wecken  wollen.  Nach  der  Berufszählung 
hatten.  Mit  diesen  platonischen  Resolutionen  von  1895  sind  in  Deutschland  113329  selb- 
waren  aber  die  Detaillisten verbände  keines-  ständige  Hausierer  ermittelt,  in  deren  Be- 
legs zufriedengestellt.  Man  berief  besondere  gloitung  13556  Hilfsperaonen  sich  befinden, 
Fachkongresse,  gründete  einen  Centralver-  so  dass  im  ganzen  126885  Personen  gezählt 
band  deutscher  Kaufleute,  der  fast  ganz  ans  j sind,  die  dem  Gewerbebetriebe  im  Lmher- 
kleinen  und  mittleren  F'irmeninhabern  zu- ; ziehen  obliegen.  Zwei  Drittel  von  ihnen 
sammengesetzt  war,  und  drohte  den  Handels-  sind  männlichen,  ein  Drittel  ist  weiblichen 
kammern  und  politischen  Parteien  mit ; Geschlechts.  Auf  1000  Einwohner  kämen 
Repressalien.  Auf  diese  Weise  gelang  es.  \ etwa  21  ?.  auf  loOO  Erwerbsthätige  über  6 
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Hausierer.  In  den  einzelnen  Staaten  und 
Landesteilen  werden  natürlich  Hausierer  in 
sehr  verschiedener  Zahl  augetroffen.  Die 
absolut  grösste  Zahl  weist  das  Königreich 
Sachsen  — 14829  — auf;  demnächst  die 
preussische  Rheinprovinz  — 13472  — , das 
Königreich  Bayern  12332.  Von  anderen 
Gebietsteilen,  in  denen  alter  die  Zahl  der 
Hausierer  unter  11000,  zum  Teil  ganz  er- 
heblich darunter  steht,  sind  noch  bemerkens- 
wert die  Provinz  Schlesien,  das  Königreich 
Württemberg,  Elsass-Lothringen,  Baden  und 
die  Provinz  Brandenburg.  Im  Verhältnisse 
zur  Bevölkerung  erhält  man  jedoch  eine 
andere  Reihenfolge.  Da  steht  Hohenzollern 
mit  9 Hausierern  auf  1000  Einwohner  obenan. 
Demnächst  das  Königreich  Sachsen,  Elsass- 
Lothringen,  Württemberg  mit  ungefähr  4, 
Baden.  Hessen,  die  Provinz  Sachsen,  die 
Stadt  Berlin,  die  Rheinlande,  Braunschweig, 
einige  thüringische  Staaten  mit  gegen  3 
und  darüber.  Im  Königreich  Bayern  sind 
nur  wenig  ülter  2 pro  Mille  nachgewiesen. 

Da  nach  der  Gewerbeordnung  diejenigen, 
welche  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  ihres 
Wohnortes  einem  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen ohne  Begründung  einer  gewerblichen 
Niederlassung  nachgehen  wollen,  einen 
Wandergewerbeschein  zu  lösen  haben,  der- 
selbe nur  für  das  Gebiet  des  Staates  gilt, 
in  welchem  er  ausgefertigt  ist.  so  kann 
die  Zalil  der  ausgegebenen  Wandergewerbe- 
scheine,  von  denen  der  einzelne  Hausierer 
unter  Umstünden  mehrere  zu  lösen  hat,  keine 
sicheren  Anhaltspunkte  für  die  Verbreitung 
der  Wandergewerbetreibenden  gegenüber 
anderen  Berufsklassen  geben,  wohl  aber  giebt 
sie  einen  Anhaltspunkt  dafür,  welche  Ge- 
biete der  Hausierer  mit  Vorliebe  aufsucht. 
Aus  der  Zahl  der  Wandergewerbescheine 
ermisst  mau  das  Mass  der  lokalen  Kon- 
kurrenz ihrer  Inhaber.  Im  Grossherzogtum 
Hessen  z.  B.  sind  nach  der  Zählung  von  1895 
2788  Hausiergewerbetreibende,  aber  die  Zahl 
der  1893  ausgestellten  Wandergewerbe- 
scheine betrug  7644.  Umgekehrt  sind  im 
Königreich  Sachsen  rund  15000  Hausierer 
nachgewiesen,  aber  (1888)  noch  nicht  ganz 
13000  Wandergewerbescheiue  ausgestellt. 
Es  sind  erfahrungstnässig  von  allen  Wander- 
gewerbetreibeudeu,  die  in  Sachsen  um  die 
Erlaubnis  nachsuchen,  78 — 81  % Sachsen. 
Ein  nicht  ganz  unerheblicher  Teil  aller  in 
Sachsen  nachgewiesenen  Hausierer  — etwa 
5000  — arbeitet  gar  nicht  in  der  Heimat, 
sondern  in  Nachbarstaaten  oder  im  Auslande. 
Die  Zahl  der  in  ganz  Deutschland  ausge-  j 
stellten  Wandergewerboseheine  ist  nun  frei- ; 
lieh  keine  geringe.  Noch  vor  25  Jahren  — , 
1870  — wurden  nicht  mehr  als  136766  aus- 
gestellt. 1882  aber  schon  227  607  und  auf 
dieser  Höhe  hat  sieh  die  Zahl  erhalten ; 
.1893  226364.  Es  hat  sich  also  in  dem 


i letzten  Vierteljahrhundert  die  Zahl  der 
; Wandergewerbescheine  um  ca.  65%  ver- 
mehrt, scheint  aber  nunmehr  zu  einem  ge- 
wissen Stillstand  gekommen  zu  sein.  Nicht 
die  im  Hausiergewerbe  beschäftigten  Per- 
, sonen  sind  also  in  so  starker  Zunahme  be- 
griffen gewesen,  sondern  der  einzelne  Hau- 
I sierer  macht  jetzt  weitere  Wege  und  besucht 
! grössere  Absatzgebiete,  eine  Erscheinung,  die 
bei  der  Entwickelung  des  neuzeitlichen  Ver- 
kehrswesens nichts  Ueberraschendes  an  sich 
hat.  Es  war  längst  bekanut,  dass  es  von 
altersher  gewisse  Gegenden  gab,  deren  arm- 
! selige  Bevölkerung  sich  mit  Waren  auf  die 
j Wanderschaft  begab,  um  sie  zu  vertreiben, 
j Solche  Hausiererdörfer  giebt  es  namentlich  im 
Erzgebirge,  im  Sauerlande,  im  Eichsfelde, 
im  Schwarzwald,  im  Harz,  in  der  Altenburger 
Gegend,  in  Hessen  u.  s.  w.  Die  gegen- 
wärtige Hausiererwelt  hat  Stieda  in  drei 
Uauptgruppen  eingeteilt:  1.  Hausierer,  die 
Leistungeu  anbieten  oder  Erzeugnisse  ihrer 
eigenen  Wirtschaft,  industrielle  oder  land- 
wirtschaftliche, feiltragen.  2.  Hausierer,  die 
j durch  Ungunst  der  Verhältnisse  in  ihrer 
' Heimat  beim  Mangel  anderer  Enverbs- 
| gelegenheit  sich  diesem  Berufe  zugewandt 
I haben.  3.  Hausierer,  die  nicht  eigentlich 
arbeiten  wollen  oder  können,  bei  denen  viel- 
mehr dieses  Geschäft  nur  den  Vorwand  al>- 
giebt,  die  betteln  und  bummeln.  Die  erste 
Gruppe  also  verkauft,  was  sie  selbst  erzeugt 
hat,  oder  bietet  Dienste  an,  in  denen  sie  eine 
I besondere  technische  Ausbildung  aufweist. 
Vielfach  sind  es  Hausindustriclle.  die  einen 
Absatz  für  ihre  Waren  suchen.  Ihre  Thätig- 
keit  ist  durchaus  unbedenklich,  und  nicht 
das  mindeste  ist  dagegen  einzuwenden,  dass 
diese  meist  »armen  Teufel«  die  entlegenen 
Ortschaften  aufsuchen,  um  ihre  Holzwaren, 

1 Borstenfabrikate,  Sämereien,  Töpfe,  Körbe 
u.  dergl.  abzusetzen.  Eine  wirkliche  Kon- 
kurrenz bieten  sie  dem  ansässigen  Gewerbe 
in  den  seltensten  Fällen.  Denn  die  Waren, 
um  die  es  sich  handelt,  sind  so  geringwertig, 
dass  sie  erhebliche  Preiszuschläge  des 
Zwischenhändlers  nicht  vertragen.  Zudem 
hat  die  moderne  Grossindustrie  zahlreichen 
hausindustriellen  Betrieben  derart  den  Todes- 
stoss  versetzt,  dass  die  von  diesen  ausgc- 
schiekten  wandernden  Händler  ganz  von 
selbst  abgenommen  haben.  Soweit  diese 
Hausierer  aber  wandernde  Handwerker, 
Scherenschleifer,  Regenschirmflicker,  Korb- 
macher u.  a.  m.  sind,  sind  sie  den  Konsu- 
menten jedenfalls  nicht  unwillkommen.  Sie 
machen  ihre  Sache  wenigstens  ebenso  gut  und 
wahrscheinlich  preiswürdiger  und  prompter 
wie  der  kleine  ortsansässige  Handwerker. 
Würden  sie  das  nicht  thun.  so  wäre  es 
eigentümlich  genug,  wenn  ihr  Wettbewerb 
von  Bestand  geblieben  wäre.  Freilich  giebt 
es  auch  unter  dieser  ersten  Gattung  von 
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Hausierern  Elemente.  wie  z.  B.  die  slova- ! 
kischen  Drahthinder,  welche  kaum  der  Be- 
friedigung eines  wirtschaftliehen  Bedürfnisses 
mehr  entsprechen.  Sie  sollen  übrigens 
neuerdings  gar  nicht  mehr  mit  selbstge- 
fertigter Ware,  sondern  mit  Fabrikware 
handeln.  Ist  das  richtig,  so  sind  sie  der 
zweiten  Gruppe,  die  dadurch  charakterisiert 
wird,  dass  sie  reine  Händler  umfasst,  zuzu- 
zählen. Insoweit  es  sich  tim  Ausländer 
handelt  — und  das  ist  l>ei  der  Mehrzahl 
dieser  Personen,  die  überhaupt  nicht  mehr 
zahlreich  sein  dürften,  der  Fall  — giebt  die 
Roiehsgewerhcordnung  hinreichende  Hand- 
haben, um  tlie  Erteilung  der  Wandergi-werbe- 
scheine  zu  versagen.  Auch  in  Oesterreich 
halten  neutrale  Sachkenner  für  das  völlige 
Verltot  ihrer  Thäligkeit  plaidiert.  — 

Die  zweite  Stirn  lasche  Grupjte  vonWander- 
gewerhetreibenden  umfasst  sehr  versehieden- 
ailige  Elemente.  Gemeinsam  ist  allen,  dass 
sie  reine  Händler  sind.  Entstanden  ist  dieser 
Zweig  des  Hausierhandels  nachweislich  da- 
durch, dass  tlie  l>eteiligten  Personen  in  ihrer 
Heimat  eine  andere  Erwerbsmögliehkoit  nicht 
haben  und  infolgedessen  dazu  gezwungen 
sind,  sich  mit  Hilfe  des  Wanderhandels  zu 
ernähren.  Es  giebt  in  Deutschland  ganze 
Gegenden,  deren  überschüssige  Bevölkerung 
auf  tliese  Weise  auf  die  Wanderschaft  geht 
und  mit  allen  möglichen  Piftdukten  und 
Industrieartikeln  handelt.  Manche  treiben 
auch  Tauschhandel,  und  wieder  andere  kaufen 
alte  Gegenstände,  wie  Lumpen,  Knochen, 
Kleider,  Felle  u.  s.  w.  auf.  Endlich  sind  j 
dieser  Gruppe  die  zahlreichen  Mess-  und 
Marktreisenden,  die  mit  ihren  Pfefferkuchen. 
Zuckerwaren  und  zahlreichen  meist  gering- 
wertigen, manchmal  alter  auch  ganz  brauch- 
baren, Artikeln  von  einer  Messe  zur  anderen 
ziehen,  hinzuzurechnen.  Je  mehr  man  ohne 
Vorei  ngenommenheit  d ie  w i rt  schaf  tlichen 
und  sozialen  Verhältnisse  dieser  mannig- 
fachen Gattungen  von  Hausierern  studiert, 
desto  schwieriger  wird  es,  zu  einer  allgemein 
gütigen  Beurteilung  zu  gelangen.  Vielfach 
handeln  die  beteiligen  Personen  mit  Schund. ! 
sind  in  ihrer  Aufdringlichkeit  lästig  und 
verführen  besonders  die  Frauen  und  Mäd- 
chen zu  unwirtschaftlichen  Einkäufen.  Das 
ist  aber  keineswegs  allgemein  der  Fall.  Auf 
unseren  Jahrmärkten  kaufen  selbst  die  Damen 
der  besitzenden  Klasse  mit  Vorliebe  billige  1 
und  preiswürdige  Haushaltungsgegenstände, : 
ohne  dass  sie  unbedingt  auf  diese  Kaufge- ! 
legenheit  angewiesen  wären.  Die  Jahrmärkte  I 
und  Messen  haben  gewiss  an  Wirtschaft- 1 
lieber  Bedeutung  heutzutage  ungemein  ein- 1 
gebüsst  und  sind  zum  Teil  selbst  für  die : 
ärmere  Klasse  der  Bevölkerung  überflüssig , 
geworden.  Immerhin  stellen  sie  periodische  I 
Volksvergnügungen  dar.  die  eine  gewisse 
historische  Berechtigung  haben  und  tlie  j 


man  nur  mit  schonender  Hand,  wenigstens 
in  den  kleinen  Orten,  langsam  eingehen  Lassen 
sollte.  Ganz  anders  ist  die  Hausiererei 
dieser  Alt  in  wirklich  entlegenen  Gegenden. 
Gebirgsdörfern,  zerstreut  liegenden  Bauern- 
höfen u.  s.  w.  zu  beurteilen.  Die  Enquete  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  bat  in  dieser  Hinsicht 
keine  Bestätigung  der  verallgemeinerten  Kla- 
gen des  1 Mai  lhändlerstandes  gebracht.  Die  ge- 
nannte Gruppe  von  Hausierern  ist  nicht  l>esser 
und  nicht  schlechter,  als  viele  ansässige 
Zwerghändler  es  sind.  Sie  umfasst  durchaus 
legitime  Elemente  und  bringt  auf  das  platte 
I>and  Gegenstände,  die  dort  vielleicht  noch 
nicht  bekannt . aber  nützlich  sind.  Auch 
sonst  mögen  sie  den  ortsansässigen  Laden- 
geschäften Konkurrenz  machen.  Al>er  es 
ist  ziemlich  sicher,  dass  die  Benachteiligung 
des  stehenden  Gewerbes  sehr  stark  über- 
t rieben  wird.  Was  die  sogenannten  »Liixus- 
gegenstände«.  die  die  Hausierer  ihren  Kundeu 
aufschwatzen,  anbetrifft,  so  sind  diese  Waren 
zweifelhaftester  Qualität  in  den  Fünfzig- 
pfennigbazaren, die  man  jetzt  allenthall»en 
findet,  ebenfalls  anzutreffen.  Die  Gewerbe- 
gesetzgebung  hat  den  Kreis  der  Gegen- 
stände. die  im  l’mlierziehen  feilgeboten 
werden  dürfen,  bereits  stark  eingeschränkt: 
weiterzugehen  liegt  keine  Veranlassung  vor. 
ITebrigens  ist  festgestellt,  dass  hinter  vielen 
Hausierern,  die  neuerdings  ihre  Kundschaft 
anfsuchcn,  auch  die  moderne  Grossindustrie, 
der  Engrosliandel  steht.  Stieda  sagt  hierüber 
folgendes:  Ihre  Vertreter  sind  es,  die  zu 
den  Hausierern  reisen,  um  ihnen  Waren  zum 
Vertrieb  unter  günstigen  Bedingungen  an- 
zubioten.  Es  sind  nicht  Ausschusswaren 
oder  schwer  verkäufliche  Gegenstände,  die 
so  abgesetzt  werden  sollen.  Vielmehr  liegt 
dieses  Bestrelien,  Käufer  aufzusuchen,  in  der 
modernen  Produktionsweise,  die  Massen- 
erzeugung ist  und  daher  auf  Absatz  bedacht 
sein  muss.  Sie  kann  und  mag  nicht  warten, 
bis  der  Käufer  zu  ihr  kommt.  Die  Industrie 
sieht  mit  Hilfe  des  Hausierers  ihr  Absatz- 
gebiet erweitert.  Derselbe  ergänzt  mit  seiner 
Rührigkeit  und  Wachsamkeit  die  unvoll- 
kommene Thätigkeit  der  Ijadeninhaber  und 
Hand  werksl*et riebe.  Es  ist  schon  oft  hervor- 
gehoben worden,  dass  manche  Industrie  sich 
wesentlich,  wenn  nicht  ausschliesslich  auf 
den  Hausierhandel  stützt.  So  z.  B.  die 
optische  Industrie,  so  vor  allem  auch  der 
deutsche  Kolportagebuchhandel. 

Besondere  Entwickelung  hat  auf  diese 
Weise  das  sogenannte  »Detailreisen«  erfahren. 
Es  handelt  sieh  hier  nicht  eigentlich  um  ein 
Wandcrgewcrlte  Iwsonderer  Art,  sondern  um 
eine  Gattung  des  stehenden  Gewerbebetriebs, 
der  seine  Geschäftsreisenden  direkt  das 
kaufende  Publikum  aufsuclien  lässt.  Wie 
überhaupt  die  Zahl  der  Hand  lungsreisenden, 
die  die  kaufmännische  Kundschaft  mitWaren- 
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Offerten  und  Musterkoffern  aufsuchen,  um 
die  notwendig  gewordene  Vergrösserung 
des  Absatzgebietes  zu  erreichen,  in  starker 
Steigerung  befindlich  ist,  so  hat  auch  das 
sogenannte  Detailreisen  offensichtlich  zuge- 
nonunen.  Zuverlässige  statistische  Zahlen 
über  die  Zahl  der  Handlungsreisenden,  die 
nur  Kaufleute  in  deren  Geschäftsräumen 
besuchen,  und  derer,  die  meist  unaufge- 
fordert und  selten  willkommen  sich  Eingang 
direkt  zum  Privatpublikum  verschaffen,  giebt 
es  leider  nicht.  Im  Reichstage  ist  eine 
Uebersicht  der  von  1884  bis  1893  ausge- 
stellten Legitimationskarten  für  Handlungs-j 
reisen  'e  vorgelegt  worden,  die  ergiebt.  dass 
die  Zahl  dieser  Papiere  von  45  000  auf 
70000,  also  etwa  um  55‘  j ° u angewachsen 
ist.  Man  hat  wohl  nicht  mit  Unrecht  ans 
dieser  auffallenden  Zunahme  auf  eine  erheb- 
liche Ausbreitung  des  Detailreisens  ge- 
schlossen. Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  (hiss 
mit  dieser  Gewohnheit  mannigfaltige  Miss- 
stände verbunden  sind.  Man  denke  nur  an 
die  Missbrauche  im  Kolportagebuchhandel, 
die  auch  dann  nicht  unbedenklich  siud,  wenn 
die  vertriebenen  Werke,  die  man  in  der 
Form  der  Abzahlungsgeschäfte  oder  liefe- ; 
rungsweise  absetzt,  erstklassiger  Art,  wie 
z.  B.  die  Konversationslexika,  sind.  Dass  i 
viele  dank  der  günstigen  Zahlungsbedingungen 
solche  kostspieligen  Sammelwerke  erwerben, 
die  sie  später  wieder  losschlagen  müssen, 
stellt  fest.  Auch  silberne  und  goldene  Uhren 
werden  auf  diese  Weise  schwunghaft  ver- 
trieben. Vielfach,  auch  auf  dem  Lande, 
klagt  man  über  die  Belästigung  von  Wein- 
und  Cigarreureisenden,  wie  überhaupt  für 
eine  gewerberechtliche  Behandlung  dieser 
Materie  u.  E.  weniger  der  Gesichtspunkt  | 
des  gesteigerten  Wettbewerbs  für  die  au- 1 
sässigeu  Ladengeschäfte  als  die  Belästigung 
des  Publikums  massgebend  sein  müsste. ; 
Die  Gewerbenovelle  von  1890,  die  Abhilfe 1 
schaffen  wollte,  geht  von  beiden  Gesichts- 
punkten aus  und  sucht  zum  Teil  im  Wege 
bundesrätlicher  Verordnungen  das  Detail- 
reisen einzuschränken.  Es  ist  zweifelhaft, 
ob  der  Gesetzgeber  nicht  recht  weit  ge- 
gangen ist , indem  er  die  Detailreisenden ! 
den  Hausierern  grundsätzlich  gleichgestellt 1 
hat.  Wie  die  Erfahrung  lehrt,  haben  die 
betreffenden  neuen  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeorduuug  wenigstens  insoweit,  als  sie 
den  Detailreisenden  den  Zutritt  zum  Publi-  | 
kum  nur  bei  vorgängiger  ausdrücklicher; 
Aufforderung  gestatten,  nicht  allzuviel  Erfolg) 
gehabt.  Mit  der  eigentlichen  Mittelstands- 1 
beweguug  hat  übrigens  der  Wunsch,  dass 
das  Verbot  erfolgreicher  wirken  möge,  wenig  1 
zu  tlnm. 

Die  dritte  Gruppe  von  Hausierern,  diel 
Waren  feilhält,  um  einen  Vorwand  zum 
Betteln  zu  haben,  kommt  als  Konkurrentin 


der  Detailgeschäfte  am  wenigsten  in  Be- 
tracht. Es  sind  meist  armselige  Elemente, 
Krüppel,  Lahme,  Kinder  und  dergl.,  die 
ihre  untergeordneten,  leicht  transportablen 
Gegenstände,  wie  Blumen,  Zündhölzer,  Post- 
karten und  dergl.,  den  Vorübergehenden 
anbieten.  Das  Publikum  kauft  bei  ihnen 
aus  Mitleid  und  um  sie  loszuwerden.  Ein 
wirtschaftliches  Bedürfnis  wird  durch  diese 
Strassengewerbe  kaum  befriedigt,  denn  man 
kann  ihre  Waren  überall  bequem  anderswo 
kaufen.  Sie  belästigen  oft  das  Publikum  und 
sind  legitimierte  Bettler,  für  die  eine  richtig 
gehandhabte  Armenpflege  besser  zu  sorgen 
hätte.  Unsere  Polizeigesetzgebung  giebt 
Handhaben  genug,  diese  Missstünde  zu  be- 
kämpfen. was  am  besten  die  Thatsache  be- 
weist, dass  es  Orte  giebt,  wo  man  das 
Strassengewerbe  kaum  mehr  findet,  und 
andere  Gegenden,  wo  man  sich  vor  dem- 
selben kaum  zu  helfen  weiss.  Hier  wäre 
eine  Einschränkung  der  Erteilung  von 
Wandergewerbeseheinen  durchaus  am  Platz 
(s.  auch  den  Art.  Strassenge w erbe). 

Mit  dem  Wandergewerbe  eng  verwandt 
sind  die  Wanderlager,  die  Warenauktionen 
und  Konkursausverkäufe.  Es  ist  keiu 
Zweifel,  dass  sie  vielfach  einen  illoyalen 
lästigen  Wettbewerb  kultivieren.  Ob  man 
die  Wanderhiger,  wie  unsere  Detaillisten 
wünschen,  einfach  verbieten  soll,  ist  be- 
stritten. Uns  geht  auch  dieser  Vorschlag 
erheblich  zu  weit.  Zweckmässiger  scheint 
der  Weg  zu  sein,  den  die  proussische  Ge- 
setzgebung eingeschlagen  liat.  Das  G.  v. 
27.  Februar  1880  gestattet  nämlich  den 
Kommunen,  den  Wanderlagerbetrieb  nach 
Massgabe  der  vorliegenden  örtlichen  Ver- 
hältnisse mit  30 — 50  Mark  pro  Woche  zu 
besteuern.  Der  Erfolg  dieses  Gesetzes  war 
eine  nicht  unerhebliche  Abnahme  der  Wan- 
derlager. Die  Gewerbeordnung  behandelt 
jetzt  die  Wanderlager  grundsätzlich  wie 
den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und 
hat  die  Wanderauktionen  ganz  verboten; 
ebenso  die  Wanderverlosungen.  Was  die 
von  ansässigen  Firmen  betriebenen  Waren- 
auktionen und  Konkursausverkäufe  anbe- 
trifft, so  erwachsen  der  Gewerbepolizei,  die 
ungesunde  Erscheinungen  bekämpfen  will, 
mancherlei  Schwierigkeiten.  Während  die 
ersteren  an  den  grossen  Handelsplätzen  von 
sachverständigen  Maklern  geleitet,  eine 
durchaus  reelle  und  übliche  Form  des 
Grosshandels  darstellen,  haben  sie  im  Klein- 
handel vielfach  missbräuchliche , auf 
Täuschung  des  Publikums  abzielende  For- 
men angenommen,  die  man  durch  eine  ver- 
schärfte Konzessionspflieht  der  Auktionatoren 
eindämmen  könnte.  Gegen  die  Konkurs- 
ausverkäufe ist  au  und  für  sich  nicht  viel  ein- 
zuwenden. Hier  liegt  die  Möglichkeit  des 
.Missbrauches  darin,  dass  grosse  Mengen 
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-geramschter  Waren-,  die  gar  nicht  ans 
Konkursen  stammen,  in  die  Konkuj-siius ver- 
kaufe eingeschmuggelt  werden,  um  beim 
Publikum  den  Irrtum  zu  erwecken,  dass 
gute  Ware  liesonders  billig  zu  kaufen  sei. 
Pie  Veranstaltung  solcher  Auktionen  ist  zu 
einer  besonderen  berufsmässigen  (iattung 
des  Handels  geworden,  man  täuscht  die 
Käufer  und  verleitet  zu  unwirtschaftlichen 
Anschaffungen.  Da  auch  die  Liquidation 
der  Konkurse  auf  diese  Weise  mehr  als 
wünschenswert  hinausgezogen  wird,  hat 
man  vorgeschlagen,  den  .Mitverkauf  von 
Waren,  welche  nicht  zur  Konkursmasse  ge- 
hören. sowie  den  Zukauf  von  Waren  zur 
etwaigen  Eigänzung  des  Lagers  durch  Ge- 
setz gänzlich  zu  verbieten.  Ein  solches 
Verbot  setzt  aber  eine  sehr  peinliche  Kon- 
trolle voraus  und  wird  auch  dann  unschwer 
umgangen  worden  können.  Es  wird  sich 
zeigen,  ob  man  diesen  Manipulationen  nicht 
schon  im  Wege  der  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  entgegen  treten  kann. 

Nicht  unerwähnt  endlich  soll  im  Zu- 
sammenhang mit  der  ganzen  Hausiorerfnige 
die  Thatsaeho  bleiben,  dass  man  dem  Detail- 
handel speoiell  auf  dem  platten  Lande  und 
in  den  Industriegebieten  dadurch  helfen 
kann,  dass  sich  die  Ortsstatute  wegen  der 
Sonntagsruhe  im  Handelsgcwerb  möglichst 
den  lokalen  Bedürfnissen  der  Bevölkerung 
anschmiegen.  Die  Tageszeiten,  zu  welchen 
der  Arbeiter  einkaufen  kann  und  die 
Landbevölkerung  die  grösseren  Ortschaften 
zu  gleichem  Zwecke  aufsucht,  sind  sehr  be- 
schränkte. Die  Sonn-  und  Festtage  sind 
von  jeher  hierfür  benutzt  worden.  Durch 
die  rigorose  Einführung  der  Sonntagsruhe 
sind  gewisse  grosse  Gruppen  der  Bevölke- 
rung um  diese  Kaufgelegenheit  ganz  oder 
zum  Teil  gebracht  worden.  Dagegen  fand 
die  Hausiererei,  die  die  Waren  ins  Hans 
brachte,  reichlichere  Ahsatzgelcgenheit.  Will 
man  mit  gleichem  Masse  messen,  so  wird 
man  nicht  umhin  können,  die  Sonntags- 
arbeitsverbote  im  Handclsgewerhe  weit- 
herziger zu  gestalten.  Ueber  das  Gegenteil 
wird  vielfach  berechtigte  Klagt*  geführt, 
die  alter  nur  deshalb  nicht  lauter  ertönt, 
weil  diejenigen  grossen  politischen  Partei- 
gruppen, die  angeblich  die  Mittelstands- 
frenndlichkeit  in  Ge»eral| weht  halten,  be- 
somlers  das  kirchliche  Moment  der  Sonn- 
tagsruhe stark  ltetonen.  Wie  in  so  vielen  i 
Dingen  auf  diesem  Gebiete,  liegt  hier  ein  , 
Interessonkouflikt  vor,  der  durch  einen  I 
rein  iiarteipolitischen  Kompromiss  verschleiert ! 
wird.  Wer  in  slrong  kirchlich  gesinnten 
Gegenden  gelebt  hat,  hat  hinreichend  Ge- 
legenheit gehabt,  festzustellen,  dass  auch 
dort  gegen  übertriebene  Sonntagsfeier  sieh 
starke  < »pposition  geltend  macht.  — 

ln  den  letzten  Jahren  sind  in  der  kauf- 


männischen Mittelstandsliewegung.  die  gleich- 
zeitig immer  weitere  Kreise  des  Kaufmanns- 
standes erfasst  hat.  die  Kragen  der  Kon- 
sumvereine und  des  Wandergewerbes  er- 
heblich zurückgetreteu  hinter  der  Frag«?, 
was  gegen  die  Konkurrenz  der  grossen 
Versandgcschflfte,  Warenhäuser.  Grossmaga- 
zine  und  Bazaiv  zu  thun  sei.  Die  urspriing- 
liche  Mittelstan<lsbewegung  hatte  vorwiegend 
ihren  Sitz  in  den  kleineren  Städten  unter 
den  kaufmännischen  Kleingewerbetreibenden. 
Jetzt  sind  auch  die  Kaufleute  mit  grösserem 
Betriebskapital  in  den  grossen  und  grössten 
Städten  in  die  Bewegung  hineingezogen 
worden,  ln  dem  früheren  Stadium  der 
Agitationen  konnte  man  die  Forderung  ge- 
setzlicher Abhilfe  mit  Steuemngleichheiten, 
mit  unlauterem  Wettliewerl»  und  sonstigen 
Missbräuehen,  die  sieh  hei  den  Konkurrenten 
eingenistet  hatten . begründen.  Die  Ge- 
werbogesetzgebung,  die  mit  ihren  beschrän- 
kenden Bestimmungen  und  Verboten  die 
Kecllität  im  Handel  unter  gewissen  ethisch- 
prophylaktischen  Gesichtspunkten  zu  sichern 
suchte,  war  in  der  Lage,  gewisse  Zuge- 
ständnisse zu  machen,  ohne  gleichzeitig  die 
großkapitalistische  Entwickelungstendenz  als 
solche  für  gefährlich  und  bekämpfen swert  zu 
erklären.  Das  ist  in  neuester  Zeit  anders 
geworden.  Nicht  Auswüchse  will  man 
reirlementieren,  sondern  bestimmte  moderne 
rntornehmungsformen  im  kaufmännischen 
lieben,  die  die  Existenz  der  Klein-  und 
M ittelbet  rielie  untcrgml>on,  zurflckdämineu. 
Konnte  man  früher  mit  einem  Schein  von 
Kocht  sagen,  dass  es  Aufgabe  der  Oewerbe- 
und  Steuergesetzgebung  sei.  Privilegien  der 
Konkurrenten  des  Detailhandels  zu  be- 
seitigen. so  blieb  man  jetzt  bei  diesem,  bei 
Lieht  betrachtet,  gesunden  Gesichtspunkt 
nicht  mehr  stehen,  sondern  man  verlangte 
Privilegien  lokalprotektionistischer  Art  für 
den  gefährdeten  Detailhandel  selbst.  Es 
sind  dies  Wandlungen  in  der  Sozialpolitik, 
die  kommen  und  gehen.  Wandlungen,  die 
gewiss  nichts  Uobcrrasehendes  haben,  wenn 
man  bedenkt,  dass  wir  spoeiell  in  Deutsch- 
land in  einer  Zeitepoche  der  Gesetzgebung 
stehen,  die  diktiert  ist  von  dem  »Schutz 
der  wirtschaftlich  schwachen  Klassen«. 
Alle  Auffassungen  von  den  Aufgaben  der 
Staatsfürsorge,  die  man  Iwri  der  agrarischen 
Bewegung  und  der  I nd ustrieschu tzzol  1 l>o- 
wegung  zur  Genüge  kennen  gelernt  hat, 
und  in  denen  Pebertreibnngen  und  Schlag- 
worte einen  weiten  Spielraum  hatten, 
kehren  ceteris  parihus  auch  in  der  Mittel- 
standsbewegung wieder.  Während  aber  bei 
unserer  Handwerkergesetzgebung  ein  gross- 
artig  umfassendes  Beobachtung?-  und  Er- 
fahrungsmatoriul  vorlag,  das  die  national- 
ökonomische  Wissenschaft  beigebracht  hatte, 
sind  wir,  was  den  Grossbetrieb  ira  Detail- 
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handel  anbetrifft,  durchaus  unzureichend  in- 
foruaiert.  Freilich  hätte  das  eine  Gesetz- 
gebung. die  beherrscht  ist  von  einer 
mächtigen  reaktionären  Strömung  und  über- 
wacht wird  von  einer  wenig  widerstands- 
fähigen Regierung,  kaum  zur  Vorsicht  ge- 
mahnt. Ist  ja  doch  die  deutsche  Hand- 
werkergesetzgebung in  Bahnen  geleitet 
worden,  die  in  diametralem  Gegensatz  zu 
den  Ergebnissen  und  Forderungen  der 
Wissenschaft  stehen.  Das  Aktionsfeld  für 
unsere  kaufmännischen  Mittelstandsjiolitiker 
einer  Regierung  gegenüber,  die  mit  den  In- 
stinkten der  Interessenten  zu  rechnen  hat. 
war  also  ein  überaus  günstiges. 

Der  moderne  lokale  Kleinhandel  wird 
in  zunehmendem  Umfange  — darüber  ist 
kein  Zweifel  — durch  grosse  kapitalkräftige 
Detailgeschäfte,  durch  Warenhäuser,  Magazine, 
Grossbazare  u.  dgl.,  in  seinen  bisherigen 
Absatzverhältnissen  auf  der  ganzen  Front  an- 
gegriffen. und  zwar  wirken  hier  unter  den 
Hilfsmitteln  der  Koulanz  und  Reklame 
(Sombart)  zwei  verschiedene  Tendenzen  zu- 
sammen: die  zunehmende  Vereinigung  zahl- 
reicher Geschäftszweige  in  einem  kauf- 
männischenUuteruehmen  und  die  zunehmende 
Special  isierung  in  bestimmten  Branchen, 
beide  unter  der  Voraussetzung  der  kapita- 
listischen Erweiterung  der  Handelsbetriebe. 
Früher  war  der  Engroshandel  ausgesprochen 
kapitalistisch,  der  Detailhandel  konnte  da- 
gegen dank  des  rein  lokalen  Absatzes  und 
der  Kreditorganisation  mit  bescheidenen 
Kapitalien  auskommon.  Jetzt  bemächtigt 
sich  auch  des  Detailhandels  das  Grosskapital 
in  der  Form  großkapitalistischer  Unter- 
nehmungen. Ihre  Inhaber  leitet  der  Ge- 
danke. sich  der  Masse  der  Käufer  zu  be- 
mächtigen und  sie  durch  die  Ausschaltung 
von  Zwischenkandelsgliedern  billiger,  promp- 
ter und  vielseitiger  zu  versorgen. 

Das  System  der  Grossmagazine  hat  sich 
zuerst  in  England  entwickelt.  Ihnen  sind 
die  Verkaufs) »alästc  in  Paris,  die  sich  zu 
riesigen  Aktiengesellschaften  mit  staunen- 
erregendem  Warenumsatz  herausgewachsen 
haben,  nachgebildet.  Auch  in  den  deutschen 
Grossstädten  entwickelten  sich  mit  der  Zeit 
ähnliche  Etablissements,  sei  es  besonders 
zugeschnitten  auf  den  Versand  in  die  Pro- 
vinzen, sei  es  auf  den  lokalen  Absatz,  für 
alle  Klassen  des  kaufenden  Publikums  oder 
nur  für  einzelne  berechnet.  Bestimmte 
Firmen  derart,  wie  z.  B.  Kaffeegeschäfte, 
Cigarrenhandlungon , Damenkonfektionsge- 
schäfte. wählen  statt  des  Versandes  von 
Waren  von  einer  Centrale  aus  die  Gründung 
eines  maschenreichen  Filialnetzes,  das  z.  11. 
bei  Modeartikeln  nach  Bedarfszonen  sinn- 
reich eingeteilt  ist.  Fast  allen  diesen  Ge- 
schäften ist  gemeinsam,  dass  sie  einem  be- 
sonderen, stark  entwickelten,  durch  Organi- 


sationstalent des  Unternehmers  unterstützten 
Unternehmungsgeist  ihre  Entstehung  ver- 
danken. Es  ist  ganz  natürlich,  dass  der 
grosse  Erfolg  einzelner  zur  Nachahmung 
aneifert.  Aber  immer  ist  der  Organisator, 
nicht  das  hinter  ihm  stehende  Kapital,  das 
ausschlaggebende  Moment.  Er  bildet  sich 
an  der  Hand  reicher  Erfahrungen  und 
dank  weiser  Selbstbeschränknng  eine  eigen- 
artige Geschäftstradition,  die  tüe  Mode  und 
Laune  des  Tages  überwindet,  heraus.  Er 
benutzt  mit  grossen  Mitteln  und  Ausdauer 
die  zeitgenössischen  Formen  der  Reklame, 
er  sorgt  aber  gleichzeitig  dafür,  dass  das  in 
den  Zeitungen  und  Katalogen  Versprochene 
auch  gehalten  wird.  Seine  Reklame  ist 
keine  Marktsehreierei,  seine  Geschäftspraxis 
kein  unlauterer  Wettbewerb.  Die  Behand- 
lung solcher  grosser  Detailgeschäfte  ist  also 
eine  individuelle,  die  nicht  jeder  Kapitalist 
oder  jede  beliebige  kapitalistische  Gruppe 
einfach  kopieren  können.  Schon  von  diesem 
sehr  oft  nicht  gebührend  berücksichtigten 
Gesichtspunkt  aus  lässt  sich  das  Rätsel  in 
der  einfachsten  Weise  erklären , dass  das 
eine  Warenhaus  und  Versandgeschäft  er- 
folgreich geblieben  ist,  während  das  andere 
äusserlich  ganz  ähnliche  in  kurzer  Zeit  wie 
ein  Kartenhaus  zusammenstürzte.  Ijeider 
fehlen  uns sjreciell  in  Deutschland  hinreichende 
Mitteilungen  über  die  grossen  Warenhäuser, 
ihre  Kapitalbeschaffung,  ihr  Verhältnis  zur 
Grossinuustrie  und  ihre  Geschäftsorganisation 
im  Inneren,  aber  soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dass  es  eine  Ucbcrtreibung  sondergleichen 
ist,  schon  jetzt  von  »Entwickelungstendenzen 
im  Detailhandel«  zu  sprechen,  nach  denen 
den  Warenhäusern  ä la  Wertheim  und  Tietz 
die  Zukunft  gehört.  Es  ist  eine  bekannte 
Erfahrungstkatsache,  dass  in  einer  wirtschaft- 
lichen 1 laussei »ewegung  wie  derjenigen,  in 
der  sich  das  Deutsche  Reich  in  «len  letzten 
Jahren  befand  und  die  durch  rapide  Zu- 
nahme der  Wohlhabenheit  aller  städtischen 
Klassen  sich  auszeichnete , eine  fieberhafte 
Gründungsthätigkeit  sich  bemerkbar  macht. 
Momentan  mag  die  Kaufkräftigkeit  der 
grossen  Masse  der  Bevölkerung  stark  ge- 
stiegen sein  und  ebenso  ihre  Sucht,  in  den 
Einkäufen  es  den  besitzenden  Klassen  gleich- 
zuthun,  und  beides  konnte  die  Prosperität 
der  neuen  Warenhäuser  genügend  erklären ; 
aber  eine  gewisse  Reaktion  wird  sicher  nicht 
ausbleiben,  auch  nichteine  Reaktion  gegen  die- 
jenigen nationalökonomiseheu  Propheten,  die 
schon  jetzt  ankündigen,  dass  dem  bisherigen 
Detailhandel  die  Todesstunde  geschlagen  hat. 
Wäre  die  Entwickelung  zum  grosskapita- 
listischen Betrieb,  wie  sensationelle  Kalional- 
ökonomen  auf  der  einen  Seite  und  ängstliche 
Mittelstandspolitiker  auf  der  anderen  Seite 
uns  glauben  machen  wollen,  wirklich  so 
selbstverständlich , so  befände  der  gesamte 
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bisherige  Detailhandel  sieh  bereits  mitten  in 
einer  schworen  Krisis.  Davon  kann  glück- 
licherweise gar  keine  Kode  sein.  Wahrschein- 
lich ist  mir  das,  dass  der  kapitalkräftige  De- 
tailhandel namentlich  in  den  grossen  Städten 
sich  der  Bildung  von  Specialgeschäften.  die 
sich  auf  einen  engen  Kreis  von  zusammen- 
gehörigen Waren  bezw.  auf  eine  bestimmte, 
örtlichen  und  individuellen  Kedüifnissen  an- 
ge|iasste,  Kombination  von  Handelsgegen- 
ständen ausdehnt.  Nicht  wahrscheinlich  ist 
dagegen,  diuss  die  Warenhäuser  und  Bazare, 
die  alle  erdenkliehen  Artikel  in  jeder  Quanti- 
tät und  Qualität  führen  wollen,  das  Feld 
l)ehaupten.  Einzelne  Warenhäuser  U'reits 
charakterisierter  Art  unter  genialer  Leitung 
mögen  von  Bestand  bleilten.  aber  viele  von 
ihnen  leiden  unter  dem  principiellen  Fehler 
der  nicht  durehgeführten  Arbeitsteilung.  Sie 
kranken  an  einer  viel  zu  riskanten  Einkaufs- 
manie von  Tausenden  von  Gegenständen 
ohne  E ebersicht  über  die  Chancen  der 
Konjunktur,  an  un verhältnismässigen  Kosten 
für  die  Reklame  und  endlich  an  viel  zu 
grosser  Abhängigkeit  von  den  Industrieen. 
deren  Kommissionslager  sie  bilden  wollen. 
Großbritannien  ist  der  deutschen  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  um  ein  liall)os  Jahr- 
hundert vorausgeeilt.  Wären  die  von  einigen 
Autoren  entworfenen  Eutwiekelungstenden- 
zen  richtig,  so  gäbe  es  dort  nur  noch 
Warenhäuser  und  Bazare.  Das  ist  keines- 
wegs der  Fall.  Die  Einheitlichkeit  der  Mode 
und  des  ganzen  Konsumtionsbedarfs  hat 
zwar  auch  dort  Handwerk  und  Detailhandel 
stark  zusammenschrumpfen,  zum  Teil  sogar 
ganz  verschwinden  lassen.  Ceberall  hat  der 
großkapitalistische  Betrieb  das  Feld  erobert 
und  behauptet.  Wir  sehen  dort  riesige 
Specialgeschäfte  eingeführt  und  lebensfähig. 
Daneben  auch  eine  Reihe  von  Warenhäuser 
ä la  Wertheim,  Hertzog  und  Gereon.  Sie 
sind  aber  keineswegs  der  Typus  des  kapi- 
talistischen Detailhandels  geworden.  Sie 
sind  zugeschnitteu  auf  einen  eigenartigen, 
individuellen  Unternehmungsgeist,  sie  sind 
aber  ebenso  wie  die  analogen  Geschäfte  in 
Paris  in  erster  Linie  Versandhäuser  für  die 
Provinzen.  Was  sie  dorthin  liefern,  ist  un- 
zweifelhaft besser  und  billiger,  als  was  man 
in  den  Geschäften  der  kleinen  Städte  be- 
kommt. Alter  der  Grossstädter  selbst  zieht 
es,  wenn  er  vernünftig  ist,  schon  jetzt  vor, 
in  den  grosskapitalistischen  S|tecialgesehäften 
für  Kleider,  Teppiche.  Lampen,  Möbel, Schuhe, 
Hüte,  Kolonialwaren  und  tausenderlei  mehr 
zu  kaufen  als  aus  dem  Sammelsurium  der 
Bazare.  Die  Bazare  sind  nicht  das  eigent- 
liche Endziel  unserer  Ent  Wickelung.  Sie  sind 
nur  für  die  unteren  und  mittleren  Stände  ein 
Durchgangsstadium,  was  die  besitzenden 
Klassen,  die  sich  an  die  guten  Specialgc- 
scliäfte  hallen,  längst  durelüaufen  halten. 


Vorläufig  muss  es  eine  unentschiedene 
Streitfrage  bleiben,  welche  Form  des  gross- 
kapitalistischen Detailhandels  «las  Feld  be- 
hauptet. Die  eine  Tendenz,  diejenige  nach 
Vergrösserung  der  Lidengeschäfte  mit 
grösserer  Auswahl,  grösserer  Koulanz  und 
erweitertem  Absatzgebiet  ist  unzweifelhaft 
vorhanden.  Das  mobile  Kapital  und  die 
kaufmännische  Intelligenz  wenden  sieh 
diesen  Unternehmungen  zu,  die  den  kleinen 
Lidengeschäften  ebenso  überlegen  sind  wie 
die  Industrie  dem  Handwerk.  Die  Mode, 
die  Bedarfskonecntration  und  die  gesteigerten 
Ansprüche  der  Konsumenten  an  Auswahl, 
geschmackvoller  Ausstattung,  flinker  Bedie- 
nung. Bequemlichkeit  und  Annehmlichkeit 
der  Kaufräume  unterstützen  diesen  Um- 
wandelungsprozess. Auch  mittlere  und 
kleinere  Geschäfte  können  alle  diese  Vorzüge 
aufweisen,  wenn  sie  mit  der  modernen  Ent- 
wickelung Schritt  halten.  Die  meisten  haben 
es  aber  nicht  gethan.  Nicht  die  sogenannte 
♦höhere  Unteinohmungsform«,  die  ja  als  die 
kapitalkräftigere  unter  sonst  gleichbleibenden 
Verhältnissen  den  Vorsprung  hat,  ist  allein 
ausschlaggeltcnd,  vieles  hängt  vielmehr  von 
der  kaufmännischen  Intelligenz,  Spekulation 
und  Bildung  ah. 

Eine  Statistik  über  die  Warenhäuser  und 
Grossmagazine  giebt  es  nicht.  Nach  einer 
gelegentlichen  Angabe  soll  es  in  Deutschland 
bereits  500  derartige  Etablissements  gel»en. 
Die  Zahl  scheint  etwas  hochgegriffen,  jeden- 
falls befinden  sich  darunter  auch  Bazare 
mittleren  Umfangs.  Kaufhäuser,  in  denen 
man  alle  möglichen  Artikel  erstehen  kann, 
hat  es  übrigens  schon  sehr  lange  gegeben, 
z.  B.  in  den  Hafenstädten,  wo  Aus-  und 
Einwanderer  sieh  an  einer  Stelle  neu  aus- 
zustatten pflegten.  Ebenso  giebt  es  bereits 
seit  Jahrzehnten  Waren  Versandgeschäfte,  die 
durch  Masseneinkäufe  und  eigene  industrielle 
Etablissements  zu  billigeren  Preisen  zu  liefern 
in  der  Lage  waren.  Vielfach  sind  diese 
Grossmagazine  nichts  anderes  als  Kommis- 
sionslager für  die  betreffenden  Industrieen 
selbst.  Dass  man  mit  einer  centralen  Leitung 
durch  gutgelegone  und  verteilte  Filialen  den 
Verkauf  bestimmter  Artikel  in  den  grossen 
Städten  uud  in  den  Provinzen  einheitlicher 
und  zweckmässiger  organisieren  könne,  war 
ebenfalls  eine  allgemein  bekannte  Tliatsaclie. 
Diejenigen  Erscheinungen  neuester  Zeit,  die 
die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  in  so 
lebhafter  Weise  auf  sieh  gelenkt  und  die 
Mittelstandspolitiker  im  Kaufmannsstande 
mobil  gemacht  haben,  sind  in  erster  Linie 
die  Bazare  und  die  Grossmagazine,  jene 
Massenartikel  Warenhäuser,  besonders  berech- 
net für  die  niederen  Bevölkerungsschichten, 
diese  riesenhaften  Kaufpaläste  für  Qualitäts- 
waren ausgezeichnet  durch  Chic  und  Komfort. 
Beiden  gemeinsam  ist  eine  systematisch  be- 
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triebene  Reklame.  Besonders  das  letztere 
Moment  hat  die  Mittelstandspolitiker  ver- 
anlasst, fll>er  Marktschreierei  und  sonstige 
unsolide  Machenschaften  Klage  zu  führen, 
Klagen,  die  das  Wesen  des  modernen  Wett- 
bewerbs vollständig  verkennen.  Es  soll  zwar 
nicht  geleugnet  werden , dass  es  Schund- 
und  Ramschbazare  widerwärtigster  Art  giebt. 
Ihre  Devise  ist  »billig  und  schlecht«,  und 
sie  sind  berechnet  auf  die  Leichtgläubigkeit 
und  Unklngheit  des  Publikums.  Sie  halten 
sich  bald  länger,  bald  kürzer.  Von  dauern- 
dem Bestand  können  sie  u.  E.  aber  nicht  sein. 
Die  grossen  Warenhäuser  der  neuesten  Zeit, 
die  man  jetzt  besonders  im  Auge  hat.  haben 
sich  dagegen  solche  unsolide  Machenschaften 
in  der  Regel  nicht  zu  schulden  kommen 
lassen.  Man  kauft  dort  gut  und  billig  und 
wird  prompt  bedient.  Ob  freilich  alle  Ar- 
tikel preiswürdiger  sind  als  in  den  anderen 
Geschäften,  ist  zweifelhaft.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich,  dass  man  besonders  billige 
Lockartikel  führt,  und  es  ist  keineswegs  aus- 
geschlossen. dass  die  Preisunterbietung,  um 
die  Konkurrenz  zum  Erliegen  zu  bringen, 
raffiniert  planmässig  betrieben  wird.  Aber 
alles  das  sind  Praktiken,  die  nicht  nur  für 
die  Warenhäuser  charakteristisch  sind.  Man 
mag  fernerhin  bedauern,  dass  die  Waren- 
häuser die  unabhängigen  Existenzen  ver- 
mehren und  die  Gründung  selbständiger  j 
Haushalte  und  Geschäfte  erschweren.  Aber 
diese  Konsequenz  liegt  ja  in  unserer  Ge- 
samtem wiekelung  zum  Grossbetrieb.  Jeden- 
falls ist  bislang  der  Nachweis  nicht  gelie- 
fert, dass  das  Heer  von  Angestellten  in  den  , 
Warenhäusern  und  Bazaren  sozial  schlechter  1 
gestellt  ist  als  in  anderen  Geschäften. 

Wie  gesagt  sind  die  Akten  über  die  \ 
Warenhäuser  noch  nicht  geschlossen.  Die  ' 
Grossmagazine  befinden  sich  zur  Zeit  in 
grossem  Aufschwung  und  finden  den  Bei- 1 
fall  aller  Konsumentenklassen.  Sie  sind  ge- 
fährliche Konkurrenten  für  die  mittleren . 
und  kleineren  Ladengeschäfte,  die  zurück- ' 
geblielKMi  sind.  Sie  haben  aber  auch  man- 1 
eben  Fortschritt  gezeitigt.  Der  Kaufmanns-  j 
stand  speciell  in  den  kleineren  und  mitt- 
leren Städten  wird  durch  sie  aus  seiner  j 
Lethargie  gerüttelt  und  modernisiert,  und  es  I 
wäre  sehr  bedenklich,  wenn  es  der  Mittel- 
standsbewegung  gelänge,  durch  Filialen-, 
Branchen-  und  Umsatzsteuern  die  neuen 
Detailgrossbetriebe  zu  erdrücken.  leider 
hat  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  neueste 
Gesetzgebung,  die  dem  Drängen  der  Mittel- 
standspolitiker nachgab,  höchst  gewagte  Ex- 
perimente gemacht.  Das  Mustcrland  für 
solche  Projekte  ist  Frankreich,  das  in  Form 
einer  Patent-,  Miet-  und  Personalsteuer  seit 
18-80  den  vorläufig  erfolglosen  Versuch 
macht,  die  Warenhäuser  besonders  zu  be-  j 
steuern.  1800  folgte  Bayern  mit  einem  Ge-  [ 


werbesteuergesetz . welches  Warenhäuser, 
Grossmagazine,  Versandgeschäfte  und  solche 
Gewerbebetriebe,  die  eine  Mehrzahl  von 
Verkaufsstellen  unterhalten,  mit  einer  be- 
sonderen Steuer  nach  dem  Geschäftsumfange 
belastet.  Endlich  ist  nach  überaus  erregten 
Verhandlungen  und  Kongressen  der  Detail- 
listenvereine  die  preussisehe  Staatsregierung 
im  Jahre  1900  dazu  übergegangen , die 
Warenhäuser  durch  eine  besondere  Umsatz- 
steuer zu  bekämpfen.  Alles  nähere  über 
diese  Frage  wird  unten  in  dem  Art. 
Warenhäuser  zu  behandeln  sein. 

Lltteratur:  Die  hau ptsächl ichste  Litteratur  über 
die  MiUclstandsbctoegung  im  Handwerk  findet 
s ich  oben  in  dem  Art.  Handwerk  Md.  IV, 
8.  UlSm  ff.  bereite  angeführt.  Aehnliches  gilt  be- 
züglich der  Mittelsta n dsbewcgu n g im  Kaufmanns- 
Stande  vom  Art.  Handel,  ebendaselbst  S. 
979  80  ff  Von  der  neuesten  Litteratur  über  Warm- 
häuser und  Kleinhandel  sind  noch  anzuführen. 
Paul  Dehn,  Die  Grossbazare  und  Massen- 
zweiggeschäfte. Merlin  1899.  — Paul  Er/'uvth, 
Warenhaus  und  Kleinhandel.  Merlin  o.  Jahr.  — 
A.  Grüvdll,  Zum  Kampfe  gegen  die  Waren- 
häuser. Dresden  - Blasewitz  1899.  — Prltz 

Gugenhcim  , Warenhaussteuer.  Merlin  189S. 
— If.  HauscliiUlt,  Der  Kampf  gegen  die 
Warenhäuser.  Friedeberg  a.  Queis  o.  Jahr.  — 
P.  C.  Jlubev,  Warenhaus  und  Kleinhandel. 
Merlin  1899.  — Paul  Mcssou\  Die  Schäden 
im  Detailhandel  und  die  Warenhäuser.  Dresden 

0.  Jahr.  — Job.  H'erttlckc,  Umsatzsteuer  und 
Konsumvereine.  Merlin  1898.  A.  u.  d.  T.  Ge- 
nossenschaftliche Streit-  und  Zeitfragen , lieft  8. 
— Zur  Fr  age  der  Umsatzsteuer  in 
Sachsen.  Slenogr.  Bericht  über  die  öffentliche. 
Protestvcrsammlung  der  sächsischen  Konsumver- 
eine, l*rodukten-  und  Warenverteilungsvereine  ; 
abgehalten  am  30.  Januar  1898  zu  Chemnitz.  — 
Die  Umsatzsteuer.  Ein  Mahnwort  gegen 
deren  Einführung.  München  1898.  — Sch  netüev, 
Die  grossen  Warenbazare  und  ihre  Auswüchse. 
Verhandlungen  der  VII.  ordentlichen  Haupt- 
versammlung des  Verbandes  deutscher  Gewerbe- 
vereine,  Köln  1898.  — ltobcrt  Wilhelms.  Die 
Warenhäuser  und  ihre  Bekämpfung.  Strassburg 

1.  E.  1898.  — Von  einem  Detaillisten. 
Gegen  die  Warenhäuser.  Hamburg o.  Jahr.  — Be- 
richt des  Ausschusses  zur  Prüfung  des 
A n träges , betr.  staatliche  k o rporut  i v e 
Vertretung  des  Hamburgisrhen  De- 
tu  i 1 1 is  te  n v e rban  des.  Juni  1898.  — Be- 
richt des  Aus  sc  hasse  s zur  Prüfung  des 
Antrages,  betr.  progressive  Umsatz- 
steuer und  zur  Prüfung  des  Antrages, 
betr.  die  kleineren  und  mittleren  De- 
tail I ist e n.  Dezember  1898.  — Stenog  r. 
Berichte  über  die  Sitzungen  der  Bürgerschaft, 
zu  Hamburg.  Januar  1890.  — Die  Waren- 
haus-Umsatzsteuer zum  Schutz  des 
Kleinhandels  und  des  Kleingewerbes. 
Denkschrift  des  Bundes  der  Handel-  und  Ge- 
werbetreibenden zu  Berlin.  Berlin  1800.  — Das 
Warenhaus.  Centralorgan  für  die  Interessen 
der  Kaufhäuser,  Warenhäuser,  Bazare,  Sortiments- 
gesehäfte  etc.  Unter  Redaktion  re>n  H.  A.  Rücket' 
in  Merlin.  Seit  Dezember  1890  wöchentlich  eine 
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Xummer.  — F.  Stumpf.  Bericht  über  die  um 
9.  Dezember  IHM  zti  Osnabrück  gepflogenen  IVr- 
handliingrn  deutlicher  Handel skörju'rschaften,  betr. 
die  Hedrit  nijn  issr  den  Kleinhandels  und  die 
Mittel  zur  Abhilfe  derselben.  Osnabrück  1896. 

— Denktc  hr  if  t über  die  ge  ge  n ir  ü rti  ge 
Lage  der  Handel • u n d G f W e rbet  re  i be  n - 
den  im  deutschen  Mittelst  a n de  u n d 
Var  schlüge  zur  Besserung  dieser  I 'er- 
h ii  ltnitse.  Einbeck  1896.  — Bericht  über 
die  Konferenz  der  Delegierten  kauf - 
m ä n n i sc  h er  und  ge  ir  erb I i e h e r IV  r eine 
Deutschlands  am  8.  und  Oktober  1898  in 
Leipzig.  llerausg.  vom  Verein  selbständiger 
leipziger  Kaufleute  und  Fabrikanten  zur  UViA- 
rung  berechtigter  Interessen.  — Bericht  über 
dir  Gründung  des  Deutschen  Bundes 
für  Handel  und  Gewerbe  in  Leipzig  am 

19.  Juni  1899.  Herausg.  vom  Bundesvorstand . 

— Er  h e bwn  g e n ii  b r r d i e Lage  des  Kl  r i n - 
handele  im  Bezirke  der  Handelskammer  für 
die  östliche  Xiederiausitz  in  Suruu.  So  rau  X.-L., 
1899.  — Otto  Schmhlt.  Ihr  Begründung  von 
Einkaufsgenossenschaften.  Konstanz  1899.  — — 

— Einen  kritischen  Bericht  über  alle  diese  Schriften 

girbt  If.  Sttctla,  Juhrb.  f.  Nat.-Oek.  u.  Stat., 
19.  Bd..  Jena  I960.  S.  .190(1'.  — J)ie  Steuer - 
frage  der  Genossenschaften  behandelt  ,J.  H'it- 
fl icke  im  Finanzarchir  Bd.  In  0898)  S.  218 ff. 
Ferner  G.  Schanz,  Finanzarchir  Bd.  8 (1886) 
S.  d.fö  (T.  und  Bd.  l-r>  (1898)  S.  816 ff.  — Feber 
die  Entwickeln ngslendenzrn  im  modernen  Klein- 
handel: Schriften  lies  I 'crcins  für  Sozialpolitik 

B<1.  98  S.  187  ff.  (namentlich  die  Referate  ron 
If'.  So  in  hart.  K.  Bnthfien  und  Korke).  — 
Feber  dir  preuss.  Warenhaussteuer:  Verhdlg. 

d.  pr.  Abg.-H.  19.  Legis!. -Rer.  Session  II  (1900). 

— Feber  die  Verhandlungen  der  Breslauer 
Grnrralrrrsainmlung  des  Vereins  für  Sozial- 
jmlitik:  Jf.  Bier  in  er,  Jahrb.  f.  Xat.-Oek.  und 
Statistik,  19.  Bd.,  Jena  linkt,  S.  8ööj).  — Feber 
das  Hausiergewerbf : Schriften  de * Vereins  für 
Sazialprdifik  Bd.  77—  88,  ferner  II'.  Sttesla. 
das  Hausirrgrirerbe  in  Jlriitsrhland,  Vortrag  ge- 
halten in  der  G rhr-Siijtung , Dresden  1899.  — 

— Demel lie : Referat  auf  der  Breslauer  Gcnr- 
ral Versammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Bd.  98,  S.  VH  ff.  — M.  lUermer,  Art.  »Mittel- 
standsbeiregung •>,  Hdwh.  d.  St.  I.  .-I.  Suppl.-Bd., 
S.  6d4  ff- 

M.  Biermer. 


Mobiliarsteuer. 

Einleitung.  1.  Die  Mobiliarsteuer 
in  Frankreich.  1.  (.»esellichte.  2.  Geltender 
Reclitszustand.  3.  »Statistik.  11.  Die  Mo* 
b i 1 i a r s te u e r i n E I sa s 8- Lo t h r i n ge n.  1 IT. 
Beurteilung.  IV.  Reform en. 

Einleitung.  Die  Mobiliars!  euer  «leckt 
sieh  keineswegs  mit  einer  als  Vermögens- 
Oder  Auf  warn  Isteuer  gedachten  Besteuerung 
des  Mobiliars  im  üblichen  Sinn,  d.  h.  der 
Ausstattung  der  Privatwohnung,  wie  sie 
z.  B.  in  Belgien  und  Holland  als  Teil 
der  sogenannten  Personalstouer  vorkommt. 
Ihr  Begriff  muss  vielmehr  aus  der  Stcuer- 


gesehiehte  F ra n k reich s entnommen  wer- 
den. Diese  ergiebt,  dass  der  Mobiüar- 

steuer  zwei  verschiedene  Ziele  gesteckt 
I waren : zuerst  in  den  Revolutionsjahren  die 
i Aufgabe,  eine  der  Grundsteuer  parallel»:*  Be- 
steuerung der  Erträge  aus  beweglichem 
1 sitz  zu  verwirklichen : später  dann  und 

nach  dem  noch  heute  geltenden  Recht  ist 
1 sie  gedacht  als  eine  mit  einer  Personalab- 
gabe verbundene  Steuer  nach  Masstrabe 
.Mietaufwands,  der  dieses  ältere  weitere  Ziel 
so  fremd  geworden  ist,  «lass  im  letzten 
I Jahrzehnt  vielgestaltige  Versuche  aufiauehen. 
; «lie  St«»uer  dem  ursprünglichen  Ideal  wie- 
! «ler  anzunähem.  Immerhin  unterscheidet 
1 sie  sieh  in  einer  Reihe  von  Punkten  von 
i «len  eigentlichen  Mietsteuern,  auf  die  im 
übrigen  verwiesen  sei  (s.  d.  Art.  oben  S.  774  ff.'. 

Abgaben  unter  dem  Namen  der  Mobiliar» 
’ Steuer  finden  sich  in  Frankreich  und 
' Elsass-Loth  ringen. 

I.  Die  Mobiliarsteuer  in  Frankreich. 

1.  Geschichte.  Die  Entstehung  der  Mo- 
biliarsteuer iu  Frankreich  verknüpft  sich  mit 
den  Versuchen  der  konstituierenden  National- 
versammlung, die  Finanzen  des  Staates  nacL 
der  Beseitigung  der  Abgaben  des  absoluten 
Königtums  auf  neue  Steuern  zu  begründen 
Für  die  erste  Form  der  ergänzenden  direkten 
Besteuerung  nebeu  der  Grundsteuer  war  ent- 
i scheidend  «lie  allgemeine,  durch  die  Vergangen- 
heit gerechtfertigte  Scheu  vor  einer  «ler  Will- 
kür der  Steuerorgaue  überlassenen  Veranlagung 
und  der  mit  den  Revolutionsideeen  grossgezogene 
; Hass  selbst  gegen  ein  gesetzlich  umgrenzte» 
Eindringen  in  die  Einkommens-  mni  Vermögens- 
Verhältnisse  des  freien  Bürgers. 

Schon  Dg  Monate  nach  Einführung  der 
Contribution  fonciere  wurde  in  Ankuüpfnng  au 
1 frühere  Einzelversuche  für  die  Belastung  de# 
reveuu  mobilier  ein  diesen  Stimmungen  ange- 
! nasster  Weg  beso.hritteu.  Ein  Dekret  vom  13. 
Januar  und  18.  Februar  17UI  griff  zu  diesetu 
Zwecke  ausser  einer  Personalabgabe  im  Wert 
dreier  Arbeitstage  einige  in  die  Augen  fallende 
äussere  Wohlstaiidsmerkmale  i Wohmnigsmiete, 
Dienstboten.  Pferde,  Maultiere!  heraus  und  ver- 
suchte das  w ichtigste,  die  Wohnungsmiete,  neben 
einer  Hprozentigen  Aufwandstener  (rote  d’habi- 
tation)  zur  Grundlage  einer  Einkommensbesteue- 
rung (cote  mobiliere)  zu  machen,  während  die 
anderen  Objekte  mit  kleinen  späteren  Er- 
gänzungen einer  damals  und  für  «lie  Zukunft 
unfruchtbaren  direkten  Luvussteuer  unterworfen 
wurden.  Doch  erwies  sich  trotz  eines  guten 
Kernes  der  Versuch  solcher  mittelbaren  Ein- 
kommensteuer als  unhaltbar.  In  richtiger  Er- 
kenntnis  der  ungleichen  Bedeutung  des  Miet- 
aufwandes für  die  Grösse  des  Einkommens  waren 
/.war  die  zur  Feststellung  des  Einkommens 
dienenden  Multiplikatoren  mit  der  Höhe  des 
Mietaufwandes  von  2—12'  * (bei  1(10  bezw. 
12  (XKI  Francs  Miete)  gesteigert  und  dem 
Pflichtigen  sogar  gestattet,  vou  der  mit  5.55% 
dieses  fiktiven  Einkommens  erhobenen  Steuer 
den  Immohiliarsteuerbetrag  abzuziehen,  aber 
«lie  Unfertigkeit  der  damaligen  Verwaltung#- 
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Organisation,  die  mangelnde  Einheitlichkeit  und 
^Durchsichtigkeit  des  Stenerkomplcxes  und  wahr- 
scheinlich auch  die  G«*hässi)gkeit  einer  schein- 
l>areu  Progressivsteuer  veranlagten  erst  (211. 
November  1793)  die  Herabsetzung  der  beiden 
axn  die  Miete  sieh  anlehnenden  Steuern,  dann 
«stillschweigend  1794  den  Verzieht  auf  dieselbe. 
Hach  fruchtlosen  Versuchen  1795  und  1797 
führte  hierauf  ein  G.  v.  23.  Dezember  1798  die 
^Mobiliarsteuer  in  der  nordi  jetzt  gütigen  Form 
»ls  eine  blosse  Mietaufwandsteuer  ein,  wobei 
«war  der  Name  der  Steuer  von  1791  beihehalteu, 
jedoch  jeder  Rückschluss  auf  das  Einkommen  ( 
aufgegeben  wurde.  Da  ihr  dabei  gegenüber  den 
anderen  Elementen  der  ergänzenden  direkten 
Besteuerung  (Personalsteuer,  Luxussteuern.  Be- 
soldungssteuer) unter  einem  Gesamtsoll  von  30  I 
Millionen  Francs  nur  der  Betrag  von  5,6  Mil- 
lionen, also  eine  ganz  unbedeutende  Rolle  zu- 1 
gewiesen  war,  so  wurde  gleichzeitig  das  frühere 
Recht  der  Anrechnung  der  Immobiliarsteuer 
aufgehoben.  Durch  das  gleiche  Gesetz  erhielt 
die  Mobiliarsteuer  die  ihr  noch  heute  anhaftende 
Eigenschaft  einer  Repartitionssteuer. 

Der  schwerwiegenden  Feststellung  der  Ver- 
teilungsmassstübe  für  die  Departements,  Arron- 
dissements mul  Gemeinden  waren  die  Be- 
mühungen der  nächsten  Jahrzehnte  gewidmet. 
Nachdem  zunächst  1798  für  die  Oberverteilung 
der  rohe  und  willkürliche  Weg  einer  Kom- 
bination von  Seelenzahl  und  Gewerbesteuer- 
ertrag benutzt  und  nur  für  die  Veranlagung 
in  den  Einzelgemeinden  der  Mietwert  zu  Grunde 
gelegt  wnrde,  ordnete  das  Finanzgesetz  vom 
23.  Juli  1820  wegen  der  ausserordentlich  ver- 
schiedenen Entwickelung  des  Gewerbewesens 
an,  »lass  auch  von  oben  herab  die  Verteilung I 
nach  den  Mietwerten  der  Bezirke  zu  erfolgen 
habe.  Aber  die  Bestimmung  dieser  Summen 
selbst  stiess  auf  unerwartete  und  nach  mehr- 
fachen Erhebungen  keineswegs  überwundene 
Schwierigkeiten,  obwohl  es  der  .Steilerverwaltung 
gelang,  die  Gesamtsumme  des  belastbaren  Miet- 
aufwands allmählich  genauer  zu  erfassen  (1820 
155,  1828  384  Millionen  Francs). 

Das  G.  v.  21.  April  1832  verteilte  deshalb 
anfs  neue  die  Kontingente  willkürlich  je  zu 
einem  Drittel  nach  dem  letzten  Ertrage  der 
1831  vorübergehend  selbständig  gemachten 
Personalsteuer,  nach  den  Stcuerkontiugenten  j 
von  1830  und  nach  den  oben  katastrierten  Miet- 1 
werten.  Seit  dieser  Massregel  kam  eine  ge- 
setzliche Reparation  nicht  mehr  zu  Stande;! 
zwar  bestimmte  das  gleiche  Gesetz  von  1832, 1 
dass  künftig  alle  fünf  Jahre  eine  Revision  der 
Kontingente  der  Departements  erfolgen  sollte, 
aber  da  die  ersten  Termine  trotz  mehrfacher 
Vorlagen  wegen  des  allgemeinen  Widerstandes  | 
fruchtlos  verflösse n,  so  grill’  schliesslich  ein  G. ; 
v.  4.  August  1844  zu  dem  hei  dieser  Lage  I 
einzig  möglichen,  abpr  durchaus  unzureichenden,  j 
von  den  Gesetzgebern  viel  zu  optimistisch  be- 
urteilten Mittel,  auf  eine  durchgreifende  Revision 
zu  verzichten,  aber  die  bisherige  Starrheit  der 
Kontingente  wenigstens  dadurch  zu  brechen. . 
dass  neuentstebeude  Wohnungen  nach  drei 
Jahren  dem  Einzel-  und  Hauptkoutingente  mit 
5°0dcs  Mietwertes  zugesehriehen,  abgebrochene 
vom  nächsten  Jahre  an  abgesclirieben  werden 
sollten.  Diese  Bestimmung  ist  die  einzige,  der 
eine  automatische,  von  den  Finanzgesetzeu  un- 


abhängige Steigerung  des  Gesamtsteuerauf- 
kommens zu  danken  ist. 

Ein  1831  gemachter  Versuch,  die  Personal- 
steuer als  Quotitätssteuer  von  der  Mobiliarsteuer 
zu  trennen,  um  letztere  trotz  Beibehaltung  des 
Repartitionscliarakters  sowohl  im  ganzen  als 
auch  besonders  im  Verhältnis  der  Departements 
zu  einander  gleich  massiger  und  ergiebiger  ge- 
stalten zu  können,  musste  wegen  des  Wider- 
standes gegen  den  durch  diese  Reform  ge- 
steigerten Einfluss  der  Staatssteuerbehörden  und 
wegen  der  Angriffe  auf  die  zu  erwartende  Er- 
höhung der  Persoualstener  schon  nach  einem 
Jahre  wieder  aufgegeben  werden.  (G.  v.  21. 
April  1832.) 

Seitdem  ist  an  den  Tlauptgrundsätzeu  der 
Gesetzgebung  und  Steuerverwaltung  nichts  mehr 
verändert  worden,  obwohl  schon  seit  Jahrzehnten 
in  zunehmendem  Masse  die  Parteien  und  die 
Wissenschaft  Fortbildungen  im  Sinne  einer 
Aenderung  des  Steuercharakters  oder  der  Steuer- 
technik fordern  (s.  unten  suh  III  und  IV). 

2.  Gellender  Reehtszustaml.  Derselbe 
beruht  im  wesentlichen  auf  dem  mehrfach 
citierten  Gesetz  von  1832  und  den  späteren 
Verordnungen  und  Entscheidungen  der  Ver- 
waltungsbehörden. 

Die  Mobiliarsteuer  ist  eine  Repartitions- 
steuer, deren  jährlicher  Betrag  im  ganzen 
und  einzelnen  nicht  direkt  bestimmt  wird, 
sondern  von  der  Feststellung  der  Personal- 
Steuer  abhängt.  Diese  wird  auf  Grund  des 
von  den  Generalräten  für  jede  Gemeinde 
angesetzten  Pcrsonalstouorsatzes  (Wert  dreier 
Arbeitstage,  höchstens  4,',0  Francs)  und  der 
vom  Munieipalrate  bestimmten  Zahl  der 
Steuerpflichtigen  in  der  betreffenden  Ge- 
meinde berechnet  und  von  dem  derselben 
Gemeinde  durch  den  Generalrat  auferlegten 
Gesamtkontingent  der  Personalmobiliarsteuer 
abgezogen,  worauf  der  Rest  den  Bet  tag  der 
Mobil iarsteuor  bildet.  Diesem  letzteren  fallen 
allein  die  Zuschläge  für  allgemeine,  depar- 
tementale  und  kommunale  Zwecke  zur  Last. 

Die  subjektive  und  objektive  Steuer- 
i)  flicht  ist  folgendermassen  umgrenzt.  Der 
Mobiliarsteuer  unterworfen  ist  jeder  im  Voll- 
besitz seiner  Rechte  stehende  Einwohner, 
d.  h.  nach  der  Praxis  nicht  sowohl  der 
privatrechtlich  Dispositionsfähige,  als  jeder 
durch  Vermögen,  Gewerbebetrieb  und  sons- 
tigen Erwerb  wirtschaftlich  Selbständige. 
Von  dieser  auch  die  Ausländer  umfassenden 
Pflicht  sind  ausgenommen  die  nicht  einhei- 
mischen Vertreter  fremder  Staaten  im  Kalle 
der  Reciproeität  und  die  vom  Armenamte 
unterstützten  Personen.  Weiter  sind  befreit 
die  Offiziere  und  Beamten  der  Iand-  und 
Seemacht,  die  Offiziere  des  Generalstabs 
und  der  Äushobungsbehörden,  die  Vorstände 
der  Zollämter  und  die  Gendarmerie,  sofern 
sie  nicht  freiwillig  eine  eigene  Wohnung 
für  sich  und  ihre  Familie  Italien.  Offiziere 
■ohne  Truppe«  gemessen  das  Vorrecht  nicht. 
Zu  diesen  von  jeher  bestehenden  Vcrgüns- 
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tigungen  tritt  seit  G.  v.  17.  Juli  18^9  und 
8.  August  1890  hinzu  die  Befreiung  der 
Eltern  von  mindestens  7 lebenden  minder- 
jährigen Kindern,  wenn  der  Grundbetrag 
von  deren  Personalmobiliarsteuer  1U  Francs 
nicht  überschreitet. 

Befreit  können  weiter  werden  gering 
Bemittelte  überhaupt,  wenn  und  soweit  der 
Mnnicipalrat  von  der  ihm  unbestritten  und 
mit  Ausschluss  jedes  Beschwerderechts  zu- 
stehenden Befugnis  Gebrauch  zu  machen 
beschliesst.  Die  Gewohnheit  solcher  Ent- 
lastung der  unteren  Klassen,  deren  l'mfatig 
infolge  der  Deoentralisation  der  Kompetenz 
nicht  genau  bekannt  wird,  ist  bei  Personal- 
wie  Mobiliarsteuer  seit  langem  weit  ver- 
bleitet. 1891  gewährten  von  85  Städten 
mit  über  2000o  Seelen  angeblich  nur  1U 
keine  Erleichterungen.  Dieselben  gehen 
zumeist  nicht  vou  festen  Grundsätzen,  son- 
dern nur  von  der  Lage  des  Einzelfalles 
aus;  häufig  halten  sie  die  Form  einer  nied- 
rigeren Einschätzung  der  kleinen  Wohnungen. 
1SSU  wurde  vom  Staatsrat  die  schon  länger 
bestehende  Uebung  genereller  Freilassung 
der  Mietwerte  unter  einem  bestimmten  Be- 
trag als  rechtmässig  anerkannt. 

Die  Steuerpflicht  bemisst  sich  zeitlich 
nach  dem  1.  Januar,  örtlich  nach  der  Zuge- 
hörigkeit der  Wohnung  bezw.  der  Wohnungen, 
bei  erfolgtem  Wechsel  nach  der  Zugehörig- 
keit der  neuen  Wohnung;  sie  ist  unabhängig 
von  der  tliatsäcldichen  Benutzung,  sofern 
nur  das  Dispositionsrecht  ül>or  die  Wohnung 
vorhanden  ist.  Tod  macht  die  Erben,  heim- 
licher Abzug  des  Mieters  den  Vermieter 
für  die  im  betreffenden  Jahre  fällige,  nicht 
bezahlte  Steuer  lmftbar.  Aehnliche  Siche- 
rungen des  Fiskus  bestehen  dem  Vermieter 
gegenüber  z.  B.  bei  Unterlassung  der  ihm 
obliegenden  Anzeige  eines  vertragsmässigen 
Wohnungswechsels  und  beim  Vermieten 
möblierter  Wohnungen. 

Steuer  Objekt  ist  die  persönlichen 
Zwecken  dienende  (daher  möblierte)  Woh- 
nung, gleichviel  ob  dieselbe  als  Amtswoh- 
nung in  öffentlichen  Gebäuden  liegt,  ob  sie 
dauernd  oder  nur  vorübergehend,  ganz  oder 
teilweise  bewohnt  wird.  Bei  Vermietung 
möblierter  Wohnungen  wird  der  Mietwert 
des  Mobiliars  abgezogen.  Steuerfreiheit  ist 
nur  den  unfreiwillig  leerstehenden  Woh- 
nungen, dann  den  amtlichen,  beruflichen, 
gewerblichen,  landwirtschaftlichen  Zwecken 
dienenden  Räumen  gewährt,  sofern  sie  sich 
von  den  persönlichen  Wohnräumen  trennen 
lassen. 

Als  Massstab,  nach  dem  die  itersön- 
liehe  Steuerpflicht  mit  den  Steuei  objekten 
verknüpft  wird,  gilt  im  allgemeinen  der 
Mietwert  der  Wohnung  (valeur  loeative 
d'habitation  personelle).  Während  diese 
Vorschrift  bequem  anwendbar  ist  in  Ge- 


meinden, wo  viel  vermietet  wird,  wird  sie 
1 unhaltbar  und  von  der  Gesetzgebung  als 
unhaltbar  anerkannt  in  allen  andereu  Fällen. 
! Die  Regierung  gelangte  unter  dem  Einflüsse 
der  thatsüchiiehen  Uebung  schon  vor  1832 
dazu,  subsidiär  andere  Gesichtspunkte  der 
Einschätzung,  z.  B.  nach  den  Ergebnissen 
,der  Grundsteuerkataster,  vor  allem  aber 
nach  dem  aus  äusseren  Eindrücken  sich 
etwa  ergebenden  Einkommen  oder  Ver- 
mögen (facultes  presutnöos  des  contri- 
buables)  zu  dulden,  und  konnte  auch  seit- 
: dem  di<*se  in  der  Natur  der  Sache  liegende 
Praxis  nicht  beseitigen,  obwohl  damit  den 
verhassten  willkürlichen  Steuermerkmalen 
Rauin  gegeben  war.  Es  kann  auch  nur  als 
eine  Selbsttäuschung  betrachtet  werden,  wenn 
die  Rechtsprechung  diesen  anderen  Mass- 
stäben  nur  das  Gewicht  einer  Hilfe  bei 
Erfassung  des  Wohnungsmietwertes  beige- 
legt wissen  will. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  in  den 
Einzelgemeinden  verwendeten  Kataster  nur 
für  die  Unterverteilung  der  Steuer,  aber 
weder  für  eine  neue  Gesamtrepartition  noch 
als  Anhaltspunkt  für  die  konkreten  Auf- 
wands- oder  Vermögensverhältnisse  brauch- 
bar sind.  Uelter  die  heutige  Anwendung 
der  verschiedenen  Veraniagungsinassstäbe 
siche  unten  sub  3. 

Die  Verteilung  des  jährlichen  Kontingents 
auf  die  so  fest  gestellten  Grundlagen  hat  im 
allgemeinen  projHtrtional  (au  Centime  le 
j franc)  zu  erfolgen.  Eine  wichtige  principielle 
| Ausnahme  von  dieser  Regel  sowie  von  der 
! gewöhnlichen  Erhebung  der  Personalmobi- 
jliarsteuer  ist  für  Octroi gemeinden  zu- 
gelassen. Schon  durch  G.  v.  24.  April  1806, 
dann  durch  das  von  1832  ist  diesen  im  An- 
schluss an  frühere  ähnliche  Privilegien  das 
Recht  gegeben,  die  Personalmobiliarsteuer 
ganz  oder  teilweise  auf  das  Octrgi  zu  über- 
nehmen, wobei  die  bezüglichen  Beschlüsse 
der  Genehmigung  durch  ein  Dekret  unter- 
liegen. Sie  können  dabei  die  kleinen  Mieten 
ganz  von  der  Mobiliarsteuer  freilassen  und 
die  übrigen  pro)K>rtional  heranziehen  oder, 
wie  schon  vor  1832,  seit  dem  Finanzgesetz 
vom  3.  Juli  1846  eine  Progressivskala  (tarif 
gradne  en  raison  de  la  progression  aseen- 
dante  des  loyers)  anwenden,  die  jedoch  in 
ihren  höchsten  Stufen  den  primär  zu  be- 
rechnenden pro|>ortionalen  Steuerfuss  nicht 
übersteigen  darf.  (Instruktion  vom  5.  Sep- 
tember 18bU;  vgl.  die  belehrende  Staatsrats- 
entscheidung vom  21.  Juli  187b,  die  sich 
gegen  die  stärkere  Progression  in  Paris 
wendet.)  Neuerdings  benutzen  die  Gemein- 
den diese  Möglichkeit,  die  unteren  Klassen 
von  einer  direkten  Steuer  zu  entlasten, 
immer  weuiger.  Von  25  Orten,  die  183U 
dieses  Recht  gebrauchten,  darunter  3 mit 
Anwendung  progressiver  Sätze,  ist  die 
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Zahl  dieser  sogenannten  villes  redimöes 
1887  auf  IG,  1850  auf  10,  1801  auf  8,  nach 
1871  auf  G znrilckgcgangen  (Paris,  Versailles, 
Lyon,  Marseille.  Cherbourg,  Lorient).  1891 
waren  es  nur  noch  die  zwei  erstgenannten. 
In  beiden  Städten  ist  die  durch  das  Octroi 
gedeckte  Summe  allmälüich  immer  mehr 
gesunken,  z.  B.  in  Paris  von  (1804)  4.9  (= 
84%)  bis  auf  (1899)  4,6  Millionen  Francs 
(=  14%  der  Personalmobiliarsteuer  samt 
allen  Zuschlägen).  Nur  Paris  benutzt  noch 
jetzt  eine  in  ihrem  höchsten  Satz  alljährlich 
wechselnde,  im  übrigen  ziemlich  stabile 
Degressivskala  bei  der  Verteilung  des  übrig- 
bleibenden  Mobiliarsteuerkontingents.  Es 
waren  dort  z.  B. 

befreit  «lie  Normal- 

Wohnungen  »ätze  erreicht 

un  Kataster-  , J bei  einem 

anschlag1)  r>„  m„nr.in„  Kataster- 

biszu  Degression  augchlag .) 

Fres.  % von  Frcs. 


Seit  1S60  hat  sich  die  Mobiliarsteuer  als 
ziemlich  elastisch  erwiesen.  Bei  den  Zahlen 
für  1899  (Voranschlag)  kommt  die  Herab- 
setzung der  Grundsteuer  mit  iu  Betracht. 
Noch  mehr  fällt  das  Gewicht  der  Mobiliar- 
Steuer  iu  die  Wagschale,*  wenn  man  die 
Zuschläge  (für  Staats-,  Departements-,  Ge- 
meindezwecke)  zu  ihr  mit  in  Rechnung  zieht. 
1899  wurde  an  Personalsteuer  17, G Millionen 
Francs,  dagegen  an  Mobiliarsteuer  155,1  er- 
hoben, davon  7S,2  für  den  Staat. 

Die  Zahl  der  Mobiliarsteuerpfliehtigeu. 
l>ei  der  übrigens  in  mehreren  Gemeinden 
besteuerte  Personen  auch  mehrfach  gezählt 
sind,  ist  viel  stärker  gewachsen  als  die  Be- 
völkerung (letztere  1881  bis  1896  um  1 G % ). 
Die  Zahl  der  cotes  war  in  1000 


um 


1829  4254 
1844  5 206 
1859  5 754 


1881  6518 
1891  6 890 
1898  7 062 


1850 

200 

2,5— 5,5 

800 

1866 

250 

3—9 

1 500 

1872 

400 

4-  «o,75 

1 500 

1883 

400 

6,5— «0,05 

900 

1891 

400 

6,5-«  «.74 

1 000 

1896 

400 

6,5-12,58 

1 100 

8.  Statistik.  Die  Reformversuche  der 
letzten  Jahre  sind  auch  der  Statistik  zu 
gute  gekommen,  die  vorher  ungenügend  war. 
Das  Wachstum  der  1798  auf  5,5  Millionen 
veranschlagten  und  1820  ca.  15  Millionen 
Francs  ergebenden  Mobiliarsteuer  seit  1882, 
wo  zum  letzten  Male  allgemeine  grössere 
Entlastungen  des  Oesamtkontingcuts  ein- 
traten, und  ihre  finanzielle  Bedeutung  unter 
den  grossen  direkten  Staatssteuern  zeigen 
folgende  Zahlen : 


Grundbetrag  (Millionei 

Frcs.)  der 

►o5 

4 alten 

Personal- 

Mobiliar- 

+->  52 

direkten 

mobiliar- 

Steuer 

rz  n 

Stenern 

Steuer 

allein 

Um 

> X 

18)37 

240,4 

34,o 

2«,5 

9 

185<l 

253,0 

35,3 

22,5 

9 

1860 

278,9 

37,6 

23,6 

8 

1880 

335-6 

52,2 

35,8 

1 1 

1892 

356,7 

64,8 

47,6 

«3 

1899 

355,® 

7«,6 

54,o 

«5 

')  Katasteranschlag  ==  80°  0 des  wirklichen 
Miet  wertes. 


Wenn  die  Zahlen  vergleichbar  sind  und 
1 nicht  auch  die  von  den  Gemeinden  kraft 
eigenen  Rechts  befreiten  einschliessen.  so 
würde  sich  daraus  (und  ähnlich  bei  der 
Personalsteuer)  ein  sparsamerer  Gebrauch 
der  Befreiungen  ergeben.  Von  allen  Haus- 
haltungen (1851  8,86,  18G1  9,05,  1886  10,58, 
1891  10,74  Millionen)  fallen  übrigens  auch 
heute  nur  *h  unter  die  Mobiliarsteuer.  Der 
Steuernachlass  auf  Grund  des  Gesetzes  von 
; 1890  (s.  oben  sub  2)  betrug  1898  0,5  Millionen 
Francs. 

Der  Mietwert  ist  seit  den  vergeblichen 
Versuchen  von  1820  bis  1841  erst  1887  bis 
' 1889  gleichzeitig  mit  der  Anfertigung  des 
neuen  Gebäudekatasters  und  zwar  diesmal 
notorisch  mit  gutem  Erfolg  festgestellt  wor- 
den. Zum  Vergleich  dienen  die  älteren 
unvollkommenen  Daten.  Die  valeurs  loen- 
tives  wurden  berechnet,  iu  Millionen  Francs: 
1881  zu  398  (Erhebung),  1841  zu  427  (Erhe- 
bung), 1856  zu  512  (Fortschreibung),  1889  zu 
1 1572  (Erhebung),  1894  zu  1603  (Fortschrei- 
bung), 1899  zu  2040  (offizielle  Schätzung). 

Besonderes  Interesse  gewährt  endlich  die 
den  Budgetberatungen  von  1891  beigegebene 
Tal>clle  über  die  Art  der  Veranlagung  der 
Mobiliarsteuer  im  Jahre  1884,  die  heute 
j noch  zutreffen  wird.  Damals  waren  veran- 
[ lagt  nach  dem 


Gemeinden 
Steuerpflichtige 
Grundbetrag  der 
Mobiliarsteuer 


Grondstiicks- 

kataster,  Verkaufs-  Mietwert 
Miet  werte  selbst  wert,  Mietwert,  aber  kombiniert  mit 
ohne  genaueren  facnltes  presumees 
Anschluss  an  diesen 


nach  den 

facultes  presumees 
allein  (verschiedene 
Merkmale) 


l 

1 


2 340 
1 733  °°° 

24  304  000  Fr. 


1 657 
238  000 

731  000  Fr. 


18664 
2 684  000 


13446 
i 981  000 


S 350  000  Fr. 


6 207  000  Fr. 


II.  Die  Mobiliaratener  in  Elsnss-Lotli- 
ringen. 

In  EIsass-Lothringen  ist  die  ältere 
französische  Gesetzgebung  nach  1*71  im 
wesentlichen  unlyrflhrt  geblieben.  In  ähn- 
lich grossem  Umfang  wie  in  Frankreich 
musste  hier  von  der  Re|>artition  nach  dem 
Mietwert  abgesehen  und  die  Steuerpflich- 
tigen ausser  in  den  grösseren  Städten  nach 
Massgalte  des  Einkommens  oder  Wohlstands 
eingeschätzt  worden.  Auch  hier  sind  die 
minder  bemittelten  Klassen  weitgehend  ent- 
lastet. 


Für  Staats-,  Bezirks-  und  Gemeinde- 
zwecke  wurden  erhoben  (in  ltHHi  M.)  an 


1876 

1890 

1898 

Personal-Mobiliars  teuer 

2 609 

3 083 

3 572 

Mobiliarsteuer  allein 

2044 

2 480 

2 945 

direkten  Steuern 

*5  544 

17663 

20  260 

Dem  (»rundbetrag  nach  ergaben  (in  1000  M. 

1876 

1890 

1898 

die  vier  direkten  Steuern 

8 622 

9 379 

1077t 

_ Personal-Mobiliarsteuer  i 310 

1 483 

1 680 

davon  Mobiliarsteuer 

745 

879 

1 262 

das  Kontingent  Strassbnrgs  149 

205 

248 

„ „ Mülhausens  81 

' 122 

>53 

Von  dem  Vorrecht  der  Ootroigemeinden  1 
haben  seit  Jahrzehnten  Strassburg  und  Mül- 
hausen, neuerdings  auch  Colmar  Gebrauch 
gemacht.  Strasshurg  brachte  aus  Gemeinde- 
mitteln bis  1802  27  00O,  seitdem  4-1  HtJO 
Mark,  Mülhausen  nur  4000,  Colmar  5000 
Mark  auf.  l'elierall  bleiben  die  Mietwertei 
hinter  der  Wirklichkeit  zurück  und  die 
kleinsten  Mieten  ganz  frei  (in  Strassburg 
bis  zu  160  Mark).  Strass  bürg  hat  nur  eine 
ganz  bescheidene  Degression ; für  die  ersten 
160  Mark  7%,  für  den  llebersehuss  einen 
nach  Bedarf  wechselnden  höheren  Satz,  z.  B. 
1808  8,307%.  Mülhausen  dagegen  erhebt 
schon  lange  die  Steuer  noch  einem  von  3 
bis  25%  des  fiktiven  Mietwerts  steigenden 
Tarif,  ähnlich  jetzt  Colmar.  Die  Gemeinde- 
ordnung von  1805  § 57  Z.  2 lässt  solche 
progressive  Sätze  ohne  Beschränkung  zu. 

III.  Beurteilung. 

Bei  der  Beurteilung,  die  sich 
gleichzeitig  auf  Frankreich  und  Eisass- ; 
Lothringen  erstrecken  kann,  ist  davon  aus- 
zugehen, dass  auch  die  Mobiliarsteuer  für 
sich  keinen  einheitlichen  Steuertypus  dar- 
stelit.  Entsprechend  der  Verschiedenheit  I 
der  Veranlagungsmassstäbe  erscheint  sie 
in  beiden  Ländern  bald  als  Mietaufwand-, 
bald  als  Wohlstandssteuer. 

Wo  sie  uaeh  den  Mietwerten  wirklich 
verteilt  wird  (nur  in  den  grösseren  Städten) 
ist  dieser  Aufwand  mangels  regelmässiger , 
Katastererneuerung  nur  teilweise  und  un- 
gleichartig erfasst  und  das  Verhältnis,  in 
dem  die  bezahlte  Miete  zur  Leistungsfähig- ! 


koit  steht,  nur  ganz  unvollkommen  berück - 
; sieht igt.  Insltesondero  widerspricht  dem 

deutschen  Gefühl  das  Festhalten  an  propor- 
■ tionalen  Steuersätzen  auch  für  die  höchsten 
Mietaufwendungen.  Die  teilweise  Ueber- 
nalune  der  Steuer  auf  das  Octroi  bedeutet 
1 in  der  Kogel  nur  eine  formale  Entlastung 
I der  unteren  Klassen. 

Wo  vom  Mietwert  abgesehen  und  die 
' Steuer  analog  der  preussischen  ehemaligen 
Klassensteuer  nach  allgemeinen  Wohlstands- 
S und  Besitzmerk  malen  veranlagt  wird  (in  00 
! (Hier  mehl'  Prozenten  aller  Gemeinden) 

! scheint  zwar  die  Steuerlast  gleich  massiger 
I verteilt  zu  sein,  «alter  nur  dank  der  diskre- 
tionären Thätigkeit  der  örtlichen  Steuerver- 
teiler. die  seitens  der  Steuerpflichtigen  unan- 
gefochten bleibt,  weil  es  sieh  nur  um  die 
Kejtariition  bestimmter  und  meist  relativ 
kleiner  Summen  handelt  und  ein  erheblicher 
Teil  der  Steuer  in  den  kleineren  Gemeinden 
durch  die  Personalabgabe  gedeckt  wird. 
Immerhin  sind  von  diesem  Vorgehen  un- 
trennbar grölte  Irrtümer  ülter  den  Wohl- 
stand namentlich  der  Reichen,  ja  ein  Miss- 
brauch der  schrankenlosen  Freiheit  zu 
Gunsten  der  höheren  Klassen. 

Ebenso  gross  sind  die  Mängel  der  Mobi- 
liarsteuer, wenn  man  ihre  Verteilung  über  das 
ganze  Staatsgebiet  prüft.  Jede  Kepartit ions- 
steuer setzt,  um  gleich mässig  verteilt  wer- 
den zu  könuen,  gleichwertige  und  in  regel- 
mässigen Perioden  erneuerte  Kataster  vor- 
aus. Beides  fehlt  in  EIsass-Lothringen  wie 
in  Frankreich.  Schon  die  letzte  allgemeine 
Verteilung  der  llauptkontingente  um  1832 
war  willkürlich.  Katasterrevisionen  sind  nie 
I zu  stände  gekommen.  Auch  die  jetzt  schon 
| wieder  veraltete  französische  Einsehätzung 
der  80er  Jahre  ist  unbenutzt  geblieben,  ob- 
wohl sich  die  Ungleich mässigkeit  der  Last 
J durch  die  Zunahme  der  Zuschläge  zum 
; OruudlM'trag  der  Steuer  verstärkt  hat.  An 
dem  1889  festgestcllten  Mietwert  bemessen. 

| dessen  Benutzung  für  die  Kontingentsver- 
! teilung  freilich  wegen  der  örtlich  verschie- 
: denen  Bedeutung  des  Mietaufwandes  ge- 
! wisse  Korrekturen  erfordert  hätte,  trugen 
1891  59  französische  Departements  mehr  als 
den  ihnen  hiernach  zukommenden  Grund- 
lietragdesPersonal  Mobiliarsteuerkontingonts; 
darunter  19  um  20%  zu  viel,  andererseits 
unter  den  23  anderen  4 um  mehr  als  20% 
zu  wenig.  Bei  den  Defiartemonts  variiert 
die  Belastung  ums  Doppelte,  bei  den  Arron- 
dissements ums  Dreifache,  bei  den  Kantons 
ums  7— 8 fache,  bei  den  Einzelgemeinden 
ums  50 fache  des  niedrigsten  Durehschnitts- 
satzes. 

Die  33000  Gemeinden  bis  2000  Seelen 
(=-  92 "o  aller  Gemeinden  mit  55%  der 
Bevölkerung)  waren,  wenn  man  sie  in  einige 
Gruppen  zusammenfasst,  in  einem  mit  ihrer 
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Grösse  umgekehrten  Masse  überlastet,  die  hang  der  Departements-  und  Gemeindebe- 


mittleren  Städte  ausserordentlich  bevorzugt. 

Die  ungleichmässige  Höhe  der  Mobiliar- 
steuer  beruht  indessen  nicht  nur  auf  den 
Mängeln  des  Katasters,  sondern  auch 
auf  ihrer  zweckwidrigen  Verkoppelung  mit 
einer  Quotitätssteuer,  die  je  nach  dem  un- 
korrigierbaren  Belieben  der  General-  oder 


Steuerung  mit  der  Staatsbesteuerung,  endlich 
durch  die  im  wesentlichen  politische  Frage 
der  Wahl  zwischen  Repartitions-  und  Quoti- 
tätssteuer. 

Seit  dem  letzten  Jahrzehnt  verquickt  sich 
die  Reform  der  Mobiliarsteuer  überdies  aufs 
neue  mit  der  Idee  einer  persönlichen  Be- 


Bezirksräte  auf  dem  mechanischen  Wege  Steuerung  des  Einkommens,  die  in  dreierlei 


einer  rohen  Haushaltssteucr  einen  mehr 
oder  minder  grossen  Teil  vorwegnimmt,  ln  i 
Frankreich  betrug  dieser  Teil  185)1  43 — 21  °.o  ! 
des  Gesamtkontingents,  je  nach  der  Grösse 
der  Gemeinden  schwankend,  in  den  kleinsten  | 
am  höchsten,  in  45  sogar  den  ganzen  Grund- 
betrag der  Doppelst  euer  deckend. 

Aus  vorstehendem  ergiebt  sich,  dass  in  j 

doppelter  Beziehung  die  staatlichen  Interessen  I Ebenso  hat  die  Kammer  den  grossgedachten, 
verletzt  sind.  Einmal  werden  durch  die 1 aber  unfertigen  Plan  Cocherys  1896  abge- 


Riehtungen  Vertretung  findet.  Die  beiden 
ersten  haben  keine  Aussicht  auf  Ver- 
wirklichung. Der  radikalste  Plan  sucht 
Ersatz  in  einer  Gesamteinkommensteucr 
mit  Fassionszwang  nach  deutschem 
Muster.  Dass  Frankreich  dafür  noch  lange 
nicht  reif  ist,  beweist  deutlich  der  Misser- 
folg Peytrals  (1888)  und  Doumers 


Ungleichartigkeit  des  Massstabes  der  Indivi- 
dualrepartition  für  die  Verwaltung  die  Ueber- 
sicht  und  Reform  Vorschläge  erschwert;  so- 
dann fehlt  der  Steuer  die  Elasticität.  Sie 
folgt  nur  unzureichend  der  Bewegung  der 
Mietaufwendungen,  gar  nicht  derjenigen  des 
Wohlstands.  L>ie  grosse ' Steigerung  beider 
ist  fast  spurlos  an  ihr  vorübergegangen  : nur 
soweit  sie  sich  in  wertvolleren  Neubauten 
zeigte,  ist  sie  dem  Staat  zu  gute  gekommen. 
Der  Grundbetrag  der  Mobiliarsteuer  (ohne 
Personalsteuer)  machte  in  Prozenten  der 
besonders  erhobenen  valeurs  loeatives  aus 
in  Frankreich  1828  5,5,  1856  4,4,  1891.  nur 
3.03,  in  Elsass-Lothri ngen  1896  gar  nur  1,6, 
wenn  man  den  1895  festgestellton  Mietwert 
der  Wohngebäude  vergleicht. 

IV.  Reformen. 


lehnt,  ein  iinpöt  sur  les  revenus  nach  eng- 
lischem Muster  statt  des  impöt  sur  le 
revenu  herzustellen,  wobei  der  in  einigen 
Punkten  verbesserten  Mobiliarsteuer  die  Auf- 
gabe der  stärkeren  Belastung  der  Wolühaben- 
deren  zugewiesen  war.  Am  aussichtsreichsten, 
weil  dem  Geist  der  Fra n zose n am  konge- 
nialsten, ist  die  auch  im  Oocheryschen  Projekt 
von  1896  zu  Tage  tretende  Rückkehr  zu  den 
Ideeen,  die  die  Gesetzgeber  der  Revolution 
mit  der  Mobiliarsteuer  verbanden,  d.  h.  Ver- 
wandlung derselben  in  eine  Abgabe,  die  auf 
Grund  der  Miete  und  einer  Reihe  äusscrlich 
sichtbaren  Luxusaufwendungen  die  Steuer- 
pflichtigen ungefähr  nach  ihrer  Wohlhabenheit 
erfasst,  dabei  die  Aermeren  schont  und  die 
Reicheren  etwas  stärker  trifft.  Dahin  zielen 
die  von  einander  stark  abweichenden  Ent- 


würfe von  Dauphin  (1887),  Burdeau  (1894), 
Diese  grossen  Mängel  haben  in  beiden  Län- ! Cochery  (1897),  Peytral  (1898).  Während 

Burdeau  und  Cochery  sich  darauf  beschränken, 
die  Miete  allgemein  zur  Basis  der  Steuer  zu 
machen  (aber  ohne  Verzicht  auf  Repartition), 
die  verschiedene  Bedeutung  des  Mietauf- 
wands je  nach  der  Ortschafts-  und  Familien- 
grösse anzuerkennen  und  die  Reicheren 
durch  Zuschläge  nach  der  Zahl  der  Dienst- 
boten, der  Wagen  und  Pferde  stärker 


dern  neuerdings  zur  Einsicht  in  die  dringende 
Reformbedürftigkeit  der  Mobiliarsteuer  ge- 
führt. In  E 1 sas  s-  L o t h r i n g e n steht  — als 
Schlussstein  der  Modernisierung  der  direkten 
Besteuerung  — ihre  völlige  Beseitigung  auf 
dem  Programm  der  Regierung.  Durch  G.  v. 

2.  Juli  1898  ist  dieselbe  ermächtigt  worden, 

Kapitalerträge,  Löhne  und  Besoldungen  auf 
Grundlage  von  Fassionen  vorläufigzu  ermitteln,  treffen,  erkühnte  sich  Peytral  (und  in  primi- 
um  genauere  Grundlagen  zu  gewinnen,  wie  tiverer  Form  Dauphin)  aus  der  Miete,  dem 


zu 


weit  und  in  welcher  Form  diese  Quellen  als 
Ersatz  benutzt  werden  können.  Jene  Er- 
mittelungen sind  vollendet  und  so  bleibt  nur 
zu  hoffen,  dass  die  Aufhebung  der  Personal- 
Mobiliarsteuer  bald  zu  stände  kommen  wird. 

Viel  schwieriger  liegen  die  Verhältnisse 
in  F r a n k r eic h.  Der  in  Elsass-Loth ringen 
besehrittene  Weg  ist  hier  ans  naheliegenden 
Gründen  verschlossen.  Die  Reform  wird 
kompliziert  durch  die  Abneigung  gegen 
Steuerprogressiou,  durch  den  4ötichisme  des 
signes  e.xterieurs«,  durch  die  Scheu  vor  einer 
starken  Verschiebung  der  Steuerlast  zw  ischen 
Stadt  und  Land,  durch  den  engen  Zusammen- 


i Iahen  von  Dienstboten,  Wagen,  Pferden, 
Yachten  und  Luxushunden  ein  Einkommen 
zu  konstruieren,  das  Itei  besonderen  Alimen- 
tationslasten ermässigt  und  (bei  niedrigem 
Existenzminimnm)  proportional  besteuert  wer- 
den sollte.  Der  Kultus  der  äusserlichen 
Hilfsmittel  zur  Erfassung  des  Einkommens 
ist  liier  auf  die  Spitze  getrieben. 

Der  neueste  Vorschlag  Caillauxs  vom 
Mai  I960  zielt  ebenfalls  auf  eine  förmliche 
Einkommensteuer  ab,  mit  hohem,  nach  der 
Ortscliaftsgi-össe  steigendem  Existenzmini- 
mum (lirtJO  bis  25o0  Francs)  und  mit  Pro- 
gression. Das  Einkommen  soll  mit  Hilfe 
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der  .schon  vorhandenen  Hilfsmittel  amtlich 
geschützt  werden,  ohne  die  Pflichtigen  selbst 
irgendwie  in  Anspruch  zu  nehmen.  Ausser- 
dem wird  zur  Kontrolle  in  Orten  von  über 
5000  Seelen  und  sonst,  wo  es  die  Verwal- 
tung für  angezeigt  hält,  auf  Grund  der 
Miete  mittelst  Multiplikation  ein  Einkommen 
errechnet,  das  massgebend  ist.  wenn  nicht 
erstere  Schätzung  höhere  Summen  ergeben 
hat.  Von  dem  geschätzten  oder  errechneten 
Einkommen  sind  Abzüge  von  je  PH»  bis 
250  Francs  statthaft  für  im  Haushalt  be- 
findliche Aseendenten  oder  minderjährige 
Kinder. 

Gleichviel  ob  die  Reform  in  einer  dieser 
vielen  Formen  zu  stände  kommen  wird, 
bleibt  der  Versuch,  die  Leistungsfähigkeit 
aus  einzelnen,  zufällig  greifbaren  Ausgabe- 
posten zu  bestimmen,  eine  Halbheit  voller 
Willkür.  Die  Mängel  werden  besonders 
dann  zu  Tage  treten,  wenn  nicht  nur  die 
Personal-Mobiliarsteucr , sondern  wie  jetzt 
bei  Peytral  und  Caillaux  auch  die  längst 
zmn  Tode  verurteilte  Thür-  und  Fenster- 
steuer (beide  zusammen  im  Staatsbudget 
mit  jetzt  157  Millionen  Francs  figurierend) 
dadurch  Ersatz  finden  sollen. 

Litteratlir:  Stourm,  Les  fin.  de  l’ancient  rig.  I. 
— d’Auül/fret,  Systeme  fin.  rn  Fr.  I.  — 
Enqulrou  de  PatHeu,  Traitr  de*  it»j>.  I,  II. 
— Leroy-tteautieu,  Tratte  de*  jin.  I.  — K. 
Cohen,  Reformer  pratique « dan s le  rrgimc  de» 
impät*.  — de  Soblemont , Rrforme  sociale, 
IV.  s erie , Ar.  44-  — Perroux , Legislation 
de s contr.  dir.  | deutsche  Ausgabe  j'iir  Elsass- 
Lothringen  von  Joppen).  — Vif/ nett,  Traitr 
des  imp.  en  Fr.  I,  II.  — Fournler,  Traitr 
des  contr.  dir. — «/.  Tardieu,  Traite  theorigue 
et  pratique  des  contr.  dir.  — l/alloz.  Jurispr. 
generale  r.  imp.  tlirerls.  — Reeweil  des  loi* 
et  arrets,  1370,  II,  »V.  337.  — Klock,  I)iet.  de 
l’admin.  frang.  suppl.  — /,.  Say,  Diel,  des  fin. 
r.  Personelle  mobilierc,  Perrquation,  Paris,  octroi. 

A.  Wagner,  Fin.  II'««.  Ild.  III  und  Ergän- 
zungshcj't.  — v.  Hock,  Ein.- Verte.  Frankreichs. — 
r.  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs.  — r.  Kcltzen- 
Htcln.  in  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialp.  XII  und  in 
Jahrb.  j.  Xat.  u.  Stat.,  X.  F.  VIII,  IX. 

Statistik  und  Reformpinne:  Koutln, 
Rapport  sur  les  resultats  d’ivalualiou  des  pro- 
prietes  batics.  (abgedruckt  im  Jonrn.  ofhe.  1390, 
7.  h.  10.  VII.  1S90).  — Renseignements 
Statist,  relatifs  anx  contr.  dir.  1 — 10.  — Rerirht  der 
Budgetkommission  von  1391  ( Chambre  des  dtp.  Ann. 
sess.  ord.  1391,  I,  p.  ljjOß.)  sowie  die  spateren 
Verhandlungen  der  Kammer  (die  Entwürfe  sämt- 
lich im  Bull,  de  Statist  igue  abgedruckt,  die 
Motive  freilich  meist  nur  sehr  verkürzt). 

Feber  die  E in  kommen»  teuer frage  im 
besottderett  s.  ausser  letzteren  und  den  schon 
citiertcn  Werken  Challley,  l’impot  sur  le  rrrenu. 
— Ch.  Philippe,  I)c  l’impot  sur  le  reventt, 
6.  cd.  — Pro  evs  - re  rba  tt  r de  la  com  m iss  io  n 
extra  pari  a m en  taire  de  l’impot  sur  les 
renenns.  Hierin  tauch  selbständig  erschienen) 
Coste,  Rapport  general  presente  au  notn  de 
Ja  Commission  etc. ; sodann  zusamtneufassend 


Troeltnch,  im  Handwörterbuch  der  Stoa ts wisse u- 
schäften,  1.  Aull.,  Suppl.  Bd.  II.,  Art.  Ein- 
korn mrnsteuer. 

Für  Eisass- Lothringen  vgl.  Verhand- 
lungen des  Landrsuussehusses  1393  und  t:  ei  toten - 
bert/er,  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Stnus- 
burg,  lieft  IV. 

Troeltueli. 


Modelle,  Modellschutz 

s,  Muster-  und  Modellschutz. 


Molil,  Robert  von, 

geb.  am  17.  VIII.  1799  zu  Stuttgart,  gest.  am 
5.  XI.  in  Berlin,  studierte  in  Tübingen,  Heidel- 
i berg  und  Göt fingen,  wurde  1824  ausserordent- 
licher und  drei  Jahre  später  ordentlicher  Professor 
der  Staatswissenscbaftcn  in  Tübingen,  überwarf 
sich  beim  Kandidieren  als  württembergiseber 
Kammerabgeordneter  für  die  Stadt  Balingen  mit 
dem  damaligen  württembergiseben  Minister  des 
Innern  Schlayer,  ward  seiner  akademischen  Lehr- 
tätigkeit enthoben  und  wegen  „Unbotroässig- 
keit“  als  Regierungsrat  nach  tim  versetzt. 
Unter  Verzichtleistnug  auf  letztere  Stellung  trat 
Mohl  aus  dem  württembergiseben  Staatsdienst 
und  folgte  1K47  einem  Hufe  als  Professor  der 
| Staats  Wissenschaften  nach  Heidelberg.  1848  ver- 
J trat  er  deu  württembergischen  Wahlkreis 
Mergentheim  iu  der  Paulskirche,  wo  er  dem 
liuken  Centrum  angehörte  und  am  9.  VIII.  1848 
Reichsjustizminister  des  Reichsverwesers,  Erz- 
herzogs Johann  von  Oesterreich,  wurde.  Am 
17.  \.  1849  legte  er  dieses  Amt  nieder  und 
trnt  wieder  in  seine  Heidelberger  akademische 
Lehrthätigkeit  zurück.  Verdient  machte  sich 
Mohl  noch  iu  den  Jahren  18(51  70  als  badischer 
Bundestagsgesandter  in  Frankfurt  a.  M.  und  in 
München  sowie  1871  als  Präsident  der  Ober- 
rechnungskammer in  Karlsruhe. 

Mohl  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Discrimen 
ordinura  provincialium  et  constitntiouis  re- 
praesentativae , Tübingen  1821  (Promotions- 
schrift). - - Die  öffentliche  Rechtspflege  des 
Deutschen  Bundes.  Ein  publizistischer  Versuch. 
Stuttgart  1822.  — Das  Bundesstaatsrecht  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  1.  Ab- 
teilung, ebd.  1824.  — Grundriss  zu  Vorlesungen 
über  das  deutsche  Privatrecht,  Tübingen  1824. 

Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württem- 
berg, 2 Teile,  ebd.  1829  ; 2.  Aull..  1840.  neue 
Ausgabe  der  2.  Aull.,  1846.  — Die  Folizei- 
wissenschaft  nach  den  Grundsätzen  des  Rechts- 
staates, 3 Bde.  (Bd.  III  a.  u.  d.  T. : System  der 
Präventivjustiz  und  Rechtspolizei),  ebd.  183234; 
2.  AuH,  184  4 45  ; 3.  Aull.,  1866.  — Die  Nichtig- 
keit der  Ansprüche  des  Obersten  Sir  Augustns 
d'Este  auf  Thronfähigkeit  in  Grossbritannien 
und  Hannover  gegen  die  Gutachten  von  v.  Dillen. 
Kliiber  und  Zachariü  nachgewiesen,  ebd.  1835. 
— Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  in  Ein- 
herrschaften mit  Volksvertretung  rechtlich,  jk*H- 
tisch  und  geschichtlich  entwickelt,  ebd.  1837. 

Erörterungen  über  die  allgemeine  Renten- 
! austalt  in  Stuttgart,  ebd.  1838.  - Untersuchung 
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der  für  die  Verwaltung  der  allgemeinen  Renten- 
nnstalt  vorgebrachten  Verteidigungsgründe,  ebd. 

1838.  — Geschichtliche  Nachweisungen  über  die 
Sitten  und  das  Betragen  der  Tübinger  Studieren- 
den während  des  16.  Jahrh.,  ebd.  1840;  2.  Anti., 

1871.  — Vorschläge  zu  einer  Geschäftsordnung 
des  verfassunggebenden  Reichstages,  Heidelberg 
1848.  — Die  Geschichte  und  Litteratur  der 
Staatswissenschaften.  In  Monographieen  dar- 
gestellt, 3 Bde.,  Erlangen  1855  08.  — Encyklo- 
piidie  der  Staatswissenschaft , Tübingen  1859; 

2.  Auti.,  1872;  dasselbe,  2.  (Titel-) Ausgabe  der 
2.  Auti.,  Freiburg  i B.  1881.  Staatsrecht, 
Völkerrecht  und  Politik.  Monographieen,  3 Bde., 
ebd.  1860  69.  — Wider  die  Gleichstellung  der 
Juden.  Zur  Kritik  der  neuesten  Angriffe  von 
einem  getauften  Juden,  Berlin  1869.  — Das 
deutsche  Reichsstaatsrecht.  Rechtliche  und  poli- 
tische Erörterungen,  Tübingen  1873.  — Kritische 
Bemerkungen  über  die  Wahlen  zum  Deutschen 
Reichstage,  ebd.  1874.  — Mohl  war  beteiligt  an 
dem  Werke:  Festschrift  zur  Jubelfeier  der 
25  jährigen  Regierung  8.  M.  des  Königs  Wilhelm 
von  Württemberg,  Ludwigslust  1841.  durch  den 
Beitrag:  Geschichte  der  Rechtsgesetzgebung 
während  der  ersten  25  Regierungsjahre  König 
Wilhelms  von  Württemberg.  — Mohl  war  Heraus- 
geber folgender  Publikationen : Beiträge  zur  Ge- 
schichte Württembergs.  Eine  Sammlung  von 
bisher  ungedruckten  Quellen,  herausgegeben  und 
mit  Einleitungen  und  Erläuterungen  versehen 
von  R.  Mohl,  Bd.  I,  Tübingen  1821.  — Die 
Litteratur  des  gesamten  württembergischeu 
Rechts  aus  dem  letzten  Jahrzehnt,  bistorisch- 
kritisch dargestellt  von  R.  Mohl,  C.  Sehenden 
und  0.  G.  Wächter,  Stuttgart  1830.  — Akten- 
stücke, die  laudständischen  Anklagen  wider  den 
kurfürstlich  hessischen  Staatsminister  Hans 
Daniel  Ludwig  Fr.  Hassenpflug  betreffend.  Die 
Verteidigungsschriften  von  dem  Angeklagten 
selbst  und  vom  Prof.  R.  Mohl  in  Tübingen,  ebd. 

1836.  - 

b)  in  Zeitschriften:  1 ) im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizeiwissen- 
schaft, Heidelberg:  Schuldentilgung  durch 

Heranslosung  von  Nummern.  Bd.  1,  1835,  S.  43  ff. 

Ueber  die  Nachteile,  welche  sowohl  deu  Ar- 
beitern selbst  als  dem  Wohlstände  und  der 
Sicherheit  der  gesamten  bürgerlichen  Gesell- 
schaft. von  dem  fabrikmässigen  Betriebe  der  In- 
dustrie zugehen  etc.  — 2)  in  Zeitsehr.  für  die 
ges.  Staatsw.,  Tübingen:  Das  rechtliche  Ver- 
hältnis der  Taxisscheu  Post  zu  den  Staatseiseu- 
hahnen,  Bd.  I,  1844,  8.  7 ft'.  Neuere  Leistungen 
der  Neapolitaner  und  Siciliancr  im  Gebiete  der 
politischen  Oekonomie.  Bd.  I,  1844,  8.  232  ff.  — 

Die  Aufhebung  der  Sklaverei  in  den  englischen 
und  französischen  Kolonieen,  Bd.  I,  1844,  S. 

478  ff.  Die  Staatsromane.  Zur  Litteratur- 
geschichte  der  Staatswissenschaft,  Bd.  II,  1845, 

8.  24  ff.  — Ueber  die  wissenschaftliche  Bildung 
der  Beamten  in  den  Ministerien  des  Innern  mit 
besonderer  Anwendung  auf  Württemberg,  Bd.  II, 

1845,  S.  129  ff.  — Konstitutionelle  Erfahrungen. 

Ein  Beitrag  zur  Verfassungspolitik,  Bd.  II, 

1845,  8.  191  ff.  — Ueber  eine  Anstalt  zur  Bil- 
dung höherer  Staatsdiener,  Bd.  II,  1845,  S. 

268  ff.  Litterarisch-historische  Uebersicht  der 
Encyklopädieeu  der  Staatswissenschaft,  Bd.  II. 

1845,  8.  423  ff.  — Die  Rettungshäuser  für  ver- 
wahrloste Kinder,  Bd.  II,  1845,  8.  (549  ff.  — 

Handwörterbuch  der  Stoatswissenscbat'tcn.  Zwclto  Auflage. 


Uebersicht  der  neueren  völkerrechtlichen  Litte- 
ratur, Bd.  III,  1846,  S.  3 ff.  — Ueber  ßureuu- 
kratie,  Bd.  III,  1846.  8.  330  ff.  — Ueber  die 
verschiedene  Auffassung  des  Repräsentativ- 
svstems  in  England,  Frankreich  und  Deutsch- 
land, Bd.  III,  1846,  8.  451  ff.  — Ueber  die 
württembergischo  Staatsschuld.  Geschichte  und 
Rechtsverhältnisse  derselben,  Bd.  III,  1846,  8. 
620  ff.  --  Zur  Lehre  vom  Petitionsrecht  in 
konstitutionellen  Staaten,  Bd.  IV,  1847,  8.  137  ff. 

— Ueber  Auswanderung.  Bd.  IV,  1847,  S.  320  ff. 

Ueber  die  Untersuchung  bestrittener  ständi- 
scher Wahlen  durch  die  Abgeordnetenkammern 
selbst,  Bd.  IV,  1847,  8. 523  ff.  — Neuere  Schriften 
über  englisches  Staatsrecht,  Bd.  V,  1848,  S.  90  ff. 

— Geschichte  der  württembergischen  V erfassung 
von  1819,  Bd.  VI,  1850,  S.  44  ff.  — Die  Litte- 
ratur des  schweizer  Staatsrechts,  Bd.  VI,  1850, 
8.  438  ff.  — Gesellschaftswissenschaft  und  Staats- 
wissenschaft, Bd.  VII,  1851,  8.  2 ff.  — Schilde- 
rung berühmter  Staatsgelehrter:  I.  J.  J.  Piitter. 
H.  J.  L.  Klübcr,  Bd.  VH,  1851,  S.  193  ff.  — 
Die  zur  Beibringung  staatswissenschaftlichen 
Stoffes  bestimmten  «Jahresschriften,  Bd.  VIII, 
1852,  8.  211  ff.  Revision  der  völkerrechtlichen 
Lehre  vom  Asyle,  Bd.  IX,  1853,  S.  461  ff.  — 
Job.  Fallati,  Nekrolog,  Bd.  XII,  1856,  «S.  669  ff. 

Die  geschichtlichen  Phasen  des  Keprösentativ- 
; Systems  in  Deutschland,  Bd.  XXVII.  1871,  8. 
1 ff.  Schriften  über  konstitutionelles  Staats- 
i recht,  Bd.  XXVII,  1871,  S.  251  ff.  Kritische 
Erörterungen  über  Ordnung  und  Gewohnheiten 
I des  Deutschen  Reiches,  Bd.  XXX,  1874.  S.  528  ff. 
und  Bd.  XXXI,  1875.  S.  39  ff.  — Mohl  war 
! ferner  Mitarbeiter  an  der  „Kritischen  Zeitschrift 
für  Rechtswissenschaft“,  Bd.  I-  VI,  Stuttgart 
und  Tübingen  182629,  die  er  mit  A.  Rogge, 
j E.  Sehenden.  E.  Schräder,  0.  G.  Wächter  und 
I K.  Wächter  herausgab. 

Mohls  wirtschaftliche  Doktrin  war  die  ent- 
gegengesetzte von  der  seines  Bruders,  des  .Schutz- 
zöllners und  Tahaksmonopolkämpfers  Moritz.  In 
seinem  „Staatsrecht  des  Königreichs  Württem- 
berg“ abstrahiert  er  von  der  Theorie  der  Teilung 
der  Gewalten,  paktiert  nicht  mit  dem  land- 
läufigen schwäbischen  Liberalismus,  tritt  aber 
mit  Entschiedenheit  für  die  verfassungsmässigen 
Grundrechte  des  Volkes  ein.  ln  seiner  , .Polizei- 
Wissenschaft“  erweitert  er  mit  Unrecht  die 
Kompetenz  der  Polizeigewalt  dadurch,  dass  er 
ihr  die  ganze  innere  Verwaltung,  welche  sich 
der  polizeilichen  Exekution  doch  nur  als  Zwangs- 
instanz zu  bedienen  hat,  als  Domäne  überliefert. 
«Seine  Ueber-  und  Untervölkerung  betreffenden 
Ausführungen  in  der  „Polizei  Wissenschaft“  kenn- 
zeichnen ihn  als  einen  Anhänger  von  Malthus 
in  der  Theorie.  Als  einer  der  Neubegründer 


der  Staatswissenschaften  in  Deutschland  glaubte 
Mohl  einer  Trennung  der  Gesellschaftslehre  von 
der  Lehre  vom  «Staate,  die  er  als  notwendig  be- 
funden, das  Wort  reden  zu  dürfen,  gegen 
welchen  Vorschlag  II.  v.  Treitschke  in  seiner 
Schrift  ..Die  Gesellschaftswissenschaft“  (1859) 
mit  Erfolg  protestierte.  «Sein  Biograph  Hermann 
Schulze  fasst  sein  Urteil  über  Mohls  wissen- 
schaftliche Bedeutung  dahin  zusammen,  dass  er 
zwar  nicht  die  Wissenschaft  mit  philosophischem 
Geiste  vertieft,  wohl  aber  den  Umfang  unseres 
Wissens  vermehrt  und  den  vor  ihm  so  eng  ge- 
zogenen Horizont  der  deutschen  Staatsgelehrten 
dureh  kosmopolitische  Kenntnis  fremder  Zu- 
V.  54 
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stände  erweitert  habe.  Als  ReichsjustizminLster 
regte  er  die  Ausarbeitung  eines  Entwurfs  zu 
einem  Handelsgesetzbuch  für  ganz  Deutschland 
an  und  setzte  zu  diesem  Zwecke  im  Oktober 
1848  eine  Kommission  ein;  auch  zum  damaligen 
Beschluss  der  Frankfurter  Nationalversammlung: 
„Sämtliche  .Spielhöllen  in  Deutschland  sind  hier- 
mit aufgehoben“,  gab  Mohl  die  Initiative. 

Vgl  Ober  Mohl:  Aktenstücke,  betreffend 
den  Dienstantritt  des  1'rofessors  R.  v.  Mohl, 
Freiburg  i.  B.  1846.  — Dictionnaire  de  l’eco- 
nomie  polit.,  2.  Aufl  . Bd.  II,  Paris  1854,  S.  11*697. 

In  memoriam!  Karl  Adolf  v.  Vangerow  und 
'Robert  v.  Mohl,  2 Nekrologe,  München  1876.  — 
Hermann  Schulze,  Robert  von  Mohl,  im  „Im 
neuen  Reich“,  Jahrg  1876.  Leipzig.  Nr.  241  ff. 
und  281  ff.  — Robert  v.  Mohl  als  Lehrer  und 
Staatsmann,  in  „Deutsche  Rundschau“,  Bd.  VII, 
Berlin  1876.  — Revue  de  droit  international, 
Bd.  VIII.  Brüssel  1876,  Nr. 545  48.  — E.  Meier, 
Mohls  Stellung  in  der  Wissenschaft,  in  Zeitsehr 
f.  Staatsw.,  Bu.  XXXIV,  Tübingen  1878,  S.  431  ff. 
v.  Weech,  Aus  alter  und  neuer  Zeit,  Leipzig 
1879.  — Braun- Wiesbaden,  Nekrolog  in  der 
„Gegenwart“,  Jahrg.  1880,  Berlin.  Nr.  13.  — 
Teich  mann,  R.  v.  Mohl,  in  v Holtzendorff, 
Rechtslexikon.  3.  Aufl.,  Bd.  II,  Leipzig  1881, 
S.  793  94.  — Marqoardsen,  R.  v.  Mohl  in 
Allgemeine  deutsche  Biographie,  Bd.  XXII,  ebd. 
1885.  S.  745 ff.  — H.  Schulze.  Robert  v.  Mohl. 
Ein  Erinnerungsblatt,  dargebracht  zur  öOOjühr. 
Jubelfeier  der  Ruperto-Carolina,  Heidelberg  1886. 

Nouveau  dictionnaire  d’economie  polit.,  Bd.  II, 
Paris  1892,  S.  296.  — 

Lipjtert. 


SiEge  de  Paris,  Paris  1871.  — Le  mouvement 
socmliste  et  les  rennions  social istes  avant  le 
4.  IX.  1870,  snivi  de  la  pacification  des  rapports 
du  capital  et  du  travail.  Paris  1871.  — I.a 
KEpnblique  tem pe ree,  Paris  1873.  — Lettres  sur 
les  Etats-Unis  et  le  (’anada.  Paris  1876.  - La 
Rue  des  Nation«.  Visites  aux  sections  etran- 
geres  de  l'Exposition  universelle  de  1878,  Paris 
1879.  L'lrlande,  le  Canada,  Jersey  Lettres 
adressees  au  „Journal  des  Debats“.  Paris  1881. 
— L Kvolution  economiqne  du  NlXe  Siede. 
Theorie  du  progrEa,  Paris  1884.  — L’Evolution 
politique  et  la  Revolution,  Paris  1884.  - Coti- 
versations  sur  le  commerce  des  grains  et  la 
pro’ection  de  I'agriculture,  Paris  1886,  2*‘  dl. 
1897.  — A Panama.  L'isthme  de  Panama,  la 
Martinique.  Haiti,  Paris  1887.  — I/es  lois  natu- 
relles de  l economie  politique,  Paris  1887.  - La 
Morale  economique,  Paris  1888.  — Malthns.  Essai 
sur  le  principe  de  popnlation,  Paris  1890.  — 
Notions  fondamentales  d’economie  politique  et 
Programme  Economiqne,  Paris  1891.  — Religion, 
2.  Ed.,  Paris  1892.  l’recis  d'Economie  poiiti- 
que  et  de  morale,  Paris  1893.  — Les  bourses 
du  travail,  Paris  1893.  — Science  et  religion, 
Paris  1894.  - (’omment  se  resoudra  la  question 
sociale.  Paris  1896.  — La  viriculture.  Ralentisse- 
ment  du  mouvement  de  la  population.  DEgEne- 
rescence.  Dauses  de  remedes,  Paris  1897.  — Von 
seinen  in  neuerer  Zeit  im  „Journal  des  Econo- 
mistes“  veröffentlichten  grösseren  Schriften  seien 
nnr  genannt:  Les  droits  sur  les bles  i Jahrg.  53, 

1894) .  — L’economie  de  l'histoire  (Jahrg  54, 

1895) .  — I Ai  mecanisme  naturel  de  la  produetion 
et  de  la  distribution  des  richesses  (Jahrg.  55.  189t*1. 

Red. 


Moliiiari,  Gustave  de, 

wurde  am  3.  III.  1819  zu  Lüttich  geboren, 
studierte  in  Brüssel  Medizin  und  in  Paris 
Nationalökonomie,  wurde  1853  Professor  der 
politischen  Oekonomie  an  dem  „Musee  royal  de 
{'Industrie  beige“  in  Brüssel  und  redigiert  seit 
1881  als  Chefredakteur  das  „Journal  des  Econo- 
mistes“ in  Paris.  Mit  seinem  Bruder  Eugen 
von  Molinari  gründete  er  die  inzwischen  ein- 
gegangenen Zeitschriften  „Economiste  beige“ 
und  „La  bourse  du  travail“. 

G.  de  Moliuari  veröffentlichte  von  staats- 
wissenschaftlichen Schriften  in  Buchform  u.  a. : 
Etüde«  economiques.  L’organisation  de  la  liberte 
industrielle  et  l'abolition  de  l’esclavage,  Paris 
1846.  — Les  Soirees  de  la  Rue  Saint-Lazare. 
Entretiens  sur  les  lois  economiques  et  defense 
de  la  propriete,  Paris  1849.  — Les  Revolution« 
et  le  Despotisme,  envisages  au  point  de  vne  des 
interets  materiell,  Bruxelles  1852.  — (Jours 
d’economie  politique  fait  au.  musee  royal  de 
rindustrie  beige,  Bruxelles  et  Paris  1855,  2.  Ed. 
1863.  L'Abbe  de  Saint -Pierre,  sa  vie  et  ses 
oeuvres.  Paris  1857.  — De  FEnscignement  obli- 
gatoire.  Discussion  entre  M.  G.  de  Molinari  et 
M.  FrEdEric  Passy,  Paris  1859.  Napoleon  III 
publieiste.  Analyse  et  appreciation  de  ses  oeuvres, 
Bruxelles  1861.  — Questions  d'economie  politi- 
qne  et  de  droit  public,  2 vols.,  Bruxelles  et 
Paris  1861.  — Lettres  sur  la  Russie,  Paris  1861, 
2.  ed.,  1877.  — Les  Clubs  rouges  pendant  le 


Monopol. 

Unter  Monoj>ol  versteht  man  in  der  Regel 
stillsehxveigentl  ein  Verkaufsmonopol,  je- 
doch giebt  es  auch  Ankaufs  monopole,  die 
nicht  ohne  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
sind.  Das  Vorkaufsmonopol  ist  die  Erwerbs- 
stellung des  Inhabers  eines  Verkehrsgutes, 
der  gegenüber  einer  vorhandenen  vielfachen 
Nachfrage  allein  das  Angelnd  repräsentiert; 
ein  Ankaufsmonopol  aber  besitzt  umgekehrt 
derjenige,  der  gegenüber  einem  vielfachen 
Angebote  allein  Träger  der  Nachfrage  ist. 
Der  Monopoliuhalter  kann  übrigens  statt 
einer  Einzelperson  auch  eine  Gruppe  von 
mehrereu  sein,  die  in  ihrer  Gesamtheit  das 
Angebot  oder  die  Nachfrage  beherrschen 
und  eine  einheitliche  Preistaktik  befolgen. 
Der  Monomlgegonstand  kann  ein  Sachgut, 
eine  sachliche  Arbeitsleistung  (z.  B.  ein 
Transport)  oder  eine  persönliche  Dienstleis- 


tung sein. 


Fassen  wir  das  Verkaufemonopol  näher 
ins  Auge,  so  können  wir  zunächst  natür- 
liche und  künstliche  Monopole  unter- 
scheiden. Das  erstore  beruht  auf  der  natür- 
lichen, objektiven  Seltenheit  des  Monopol- 
gegenstandes  innerhalb  des  für  die  gegelxme 
Nachfrage  in  Betracht  kommenden  Verkehrs- 
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bereiches.  Auch  wenn  mehrere  selbständige 
Teilnehmer  an  dem  Monopole  vorhanden 
sind,  so  ist  also  docli  eine  Konkurrenz  wie 
bei  beliebig  vermehrbaren  Waren  durch  die  j 
natürliche  Beschränktheit  der  Vermehrbar- 
keit des  Monopolgegenstandes  ausgeschlossen. 
Solche  Naturmonopole  würden  übrigens  auch 
in  einer  kommunistisch  organisierten  Gesell- 
schaft. in  der  es  keine  Preisbildung  durch  i 
Kauf  und  Verkauf  geben  soll,  ihn.*  Wirkung  I 
ausüben.  Da  z.  B.  schlechthin  nicht  so  viel 1 
Johannisberger  erzeugt  werden  kann,  um 
jdle  Menschen  zu  befriedigen,  die  gegen  das 
gewöhnliche  Arbeitsäquivalent  der  Produk- 
tionskosten dieses  Weines  ihren  Anteil  daran 
haben  möchten,  so  müsste  für  dieses  nur  in 
sehr  beschränkter  Menge  verfügbare  Er- 
zeugnis von  der  kommunistischen  Verwal- 
tung eine  andern  Verteilungsart  festgesetzt 
werden  als  für  die  beliebig  durch  Arbeit 
vermehrbaren  Güter.  — Zu  den  am  ein- 
fachsten auszunutzenden  natürlichen  Mono- 
polen gehört  die  aussergewöhnliche  persön- 
liche Begabung  für  irgend  eine  sehr  ge- 
suchte Leistung,  wie  man  sie  z.  B.  bei  her- , 
vorragenden  Künstlern  findet.  Allerdings 
giebt  es  wohl  immer  konkurrierende  persön- 
liche Leistungen  derselben  Art,  aber  für 
gewisse  besonders  ausgezeichnete  Personen 
hat  das  Publikum  ein  ganz  individuelles 
Interesse,  sie  bilden,  wie  Ely  sagt,  eine ; 
Klasse  für  sich ; eben  deswegen  aber  sind  | 
sie  am  leichtesten  imstande,  eine  ganz  selb- 
ständige Preistaktik  zu  befolgen,  um  deren 
Leistungen  so  hoch  wie  möglich  zu  ver- 1 
werten. 

Künstliche  Monopole  können  durch  private 
Vereinigungen  oder  durch  privates  Geheim- 
halten von  technischen  Hilfsmitteln  oder 
Verfahren  entstehen,  ausserdem  aber  treten 
sie  als  staatliche  Einrichtungen  auf. 
Haben  mehrere  Personen  Anteil  an  einer 
natürlichen  Monopolstellung,  so  erscheint, 
ihre  förmliche  Vereinigung  zur  Ausnutzung' 
derselben  als  eine  ziemlich  natürliche  Folge  i 
aus  den  gegebenen  Verhältnissen.  Die  eigent- 
liche künstliche  Monopolbildung  tritt  erst 
dann  ein,  wenn  die  Bedingungen  für  ein 
natürliches  Monopol  nicht  oder  nicht  ge- 
nügend vorhanden  sind,  die  Konkurrenz  aiso 
an  sich  in  weitem  Umfange  möglich  ist, 
aber  durch  eine  Vereinigung  der  Verkäufer 
(Kartell,  Syndikat,  Hing,  Trust)  aufgehoben 
wird. 

Bei  Waren  indes,  die  wirklich-  unter  j 
gleichbleibenden  Bedingungen  praktisch  be- 
liebig vermehrt  werden  können,  gelingen 
solche  Unternehmungen  höchstens  vorüber- 
gehend, wenn  sie  nicht  durch  staatliche 
Verkehrsbeschränkungen,  durch  Einfuhrver- 
bote oder  hohe  Schutzzölle  auf  die  auslän- 
dischen Konkurrenzwaren  unterstützt  wer- 
den. Eine  unmittelbare  Monopolbildung  von 


Staats  wegen  findet  statt  durch  die  Gewäh- 
rung von  Patenten  oder  anderen  ausschliess- 
lichen Produktions-  oder  Handelsprivilegien: 
in  geringerem  Grade  durch  Erteilung  von 
gewerblichen  Konzessionen  in  beschränkter 
Zahl  (wie  z.  B.  bei  den  Apotheken)  oder 
auch  mit  Vermehrung  nach  Massgabe  des 
von  der  Behörde  anerkannten  Bedürfnisses. 
Solche  Beschränkungen  der  Konkurrenz 
können  aus  volkswirtschaftlichen  oder  ver- 
waltungspolitischen Gründen  nützlich  und 
zweckmässig  sein,  und  im  Falle  der  Patente 
erscheint  es  auch  gerecht  fertigt,  dass  der 
Erfinder  einen  jtersön liehen  Vorteil  aus  der 
ihm  gewährten  Monopolstellung  ziehe.  Bei 
den  gewerblichen  Konzessionen  jedoch 
müsste  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  nur 
aus  Rücksicht  auf  allgemeine  Interessen  zu- 
gestandene Beschränkung  der  Konkurrenz 
von  den  Konzessionsinhabern  nicht  privat- 
wirtschaftlich ausgebeutet  werde,  was  sich 
am  einfachsten  durch  eine  besondere  Steuer 
(Lizenzsteuer)  von  angemessener  Höhe  er- 
reichen lässt.  Auf  die  künstlichen  Monopole, 
wie  sie  die  mittelalterliche  Gewerbeverfas- 
sung  in  so  grosser  Ausdehnung  mit  sich 
brachte,  sei  hier  nur  nebeubei  hingewiesen 
(s.  d.  Artt.  Zünfte,  Zwangs-  und  Bann- 
rechte). Zu  den  wichtigsten  künstlichen 
Monopolen  endlich  gehören  diejenigen,  die 
der  Staat  zu  finanziellen  Zwecken  errichtet, 
die  also  t hatsächlich  nur  eine  besondere 
Form  der  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer 
bilden  (s.  d.  Artt.  Branntwein  besteue- 
rn ng(ohen  Bd.  IIS.  1056),Opium,  Pu  1 vor, 
Salz,  Tabak,  Zündhölzersteuer). 

Man  kann  ferner  allgemeine  und 
örtlich  beschränkte  Monopole  unter- 
scheiden. Die  ersteren  müssen  stets  eine 
natürliche  Grundlage  haben,  d.  h.  der  Mono- 
polgegeustand  muss  im  Vergleich  mit  der 
vorhandenen  Nachfrage  einen  gewissen  Grad 
von  natürlicher  Seltenheit  aufweisen.  Kommt 
er  nur  an  einer  einzigen  Fund-  oder  Pro- 
duktionsstätte vor,  wie  die  besonders  ge- 
schätzten Weinsorten,  so  entsteht  das  allge- 
meine Monopol,  auch  wenn  diese  Oertlieh- 
keit  sich  in  den  Händen  mehrerer  Eigen- 
tümer befindet,  sozusagen  von  selbst.  Giebt 
es  in  verschiedenen  Gegenden  der  Erde 
mehrere  Produktionsstätten,  jedoch  immer 
noch  mit  relativ  beschränkter  Ertragsfähig- 
keit, so  kann  durch  eine  genügend  grosse 
Kapitalmacht  ein  den  ganzen  Weltmarkt 
beherrschendes  Monopol  verhältnismässig 
leicht  geschaffen  werden.  So  hatte  das 
Londoner  Haus  Rothschild  von  1835  bis  zu 
der  Entdeckung  der  Zinnoberlager  Califor- 
niens  ein  für  die  ganze  Eitle  geltendes 
Quecksilbermonopol  in  Händen,  und  zwar 
auf  Grund  einer  Verständigung  mit  der 
spanischen  und  der  österreichischen  Regie- 
rung, den  Besitzern  der  damals  allein  in 
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Betracht  kommenden  Bergwerke  von  Alma- * Preiserniedrigung  ins  Work  gesetzt,  uod  e> 
den  und  Idria.  Auch  das  Zinn,  das  aller-  ist  von  vorn  herein  zu  erwarten,  «lass  si- 
dings  an  weit  zahlreicheren  Fundstätten  als  nach  dem  Verschwinden  ihrer  Lesoodetvi. 
das  Quecksilber,  aber  «1« k*1i  noch  Verhältnis-  Veranlassung  wieder  zerfallen  werden.  — 
mässig  selten  vorkommt.  ist  in  der  neuesten  Alter  auch  die  objektiv  dauernden  Mooopolr 
Zeit  zum  Gegenstand  monojtolistiseher  Yer-  erscheinen  in  ihrer  Bedeutung  als  Quelle! 
suche  gemacht  worden,  die  wenigstens  zeit-  eines  ungewöhnlichen  Gewinns  nur  als  vr<r- 
weise  gelungen  sind.  Wenn  aber  sogar  ein  übergehende.  Wenn  das  Bergwerk  od-T 
Hing  zur  Beherrschung  des  internationalen  sonstige  Grundstück,  auf  dem  sie  beruhen. 
Kupferinarktes  (18H7  NH)  gebildet  wen  len  verkauft  ist.  so  enthält  der  Kaufpreis  «ii* 
konnte,  so  musste  dieses  rnternelunen  von ! kapitalisierte  Monoixdreute,  wobei  auch  aut 
vorn  herein  als  eine  kurzlebige  Spekulation  , die  Wahrscheinlichkeit  einer  künftigen  Sie.* 
betrachtet  werden,  da  die  Kupfcrpwduktion  , gerung  dieser  Rente  schon  Rücksicht  g»- 
zu  weit  verbreitet  und  zu  leicht  vermehrbar  nominen  wird.  Für  den  Käufer  ergiebt 
ist,  um  für  solche  Experimente  einen  dauern-  daher  die  Ausnutzung  der  Monopolstellung 
den  Boden  zu  gewähren.  Eine  künstliche  ! nur  noch  den  normalen  Kapital  gewinn.  Die- 
Mouopolisienmg  der  Petroleumgewinnung  hat  selbe  Erscheinung  findet  sich  auch  bei  per- 
sich allerdings  in  Amerika  schon  seit  einiger  sönlichen,  aber  verkäuflichen  Privilegien,  wie 
Zeit  behauptet : aber  obwohl  ausser  dem  z.  B.  bei  den  Stellen  der  französischer, 
amerikanischen  nur  noch  das  russische  Pro-  »Officiers  m inist eriels«,  zu  denen  naraent- 
duktionsgehiet  von  Bedeutung  ist,  wird  das  lieh  die  Börsenagenten,  die  Notare  und  An- 
erstrebte  W’eltmonojtol  schwerlich  zu  stände  \ walte  (avoues)  gehören.  Der  Verkaufspreis 
kommen.  — Oertliche  Monojxile  waren  friilier  i einer  Pariser  Börsenagentcnstelle  (deren  Zahl 
um  so  häufiger,  je  weniger  die  Verkehrs- (gesetzlich  auf  (iO  beschränkt  ist),  beträgt 
mittel ausgebiidet  waren.  Sie  kör.nen  nat  ü r-  2 bis  21  2 Millionen  Flaues  und  von  einem 
lieh  begründet  sein,  wenn  sich  nämlich  eigentlichen  Monopolgewinn  dürfte  daher  för 
konkurrierende  gleichartige  Waren  nur  mit  den  neuen  Käufer  nicht  viel  übrig  bleiben, 
so  grossen  Kosten  aus  (1er  Ferne  herbei-  Aber  diese  Eliminierung  des  Monopolge- 
schaffen lassen,  dass  dem  Inhaber  des  ört-  1 winues  durch  Verkauf  der  Monopolstellung 
liehen  Monopols  sein  aussergewöhn lieber  Ge-  ist  doch  immer  nur  ein  privat  wrirtschaft- 
winn  dauernd  gesichert  bleibt.  Sie  können  lieber  Vorgang:  volkswirtschaftlich  und  ob- 
künstlich  verschärft  werden,  namentlich  jektiv  bleibt  das  Monopol,  der  Mangel  der 
wenn  durch  Aufkäufen  notwendiger  Lebens-  Konkurrenz,  bestehen,  das  Publikum  niu.v 
mittel  l»ei  einem  bedeutenden  Ausfälle  in  die  nur  beschränkt  angebotenen  Wann 
der  Piodnktion  das  Angelnd  noch  vermindert  oder  Dienstleistungen  mit  einem  Monopol- 
wird, während  Zufuhr  von  auswärts  wegen  preise  bezahlen,  nur  hat  jetzt  der  in  diesem 
der  Unzulänglichkeit  der  Verkehrsmittel  Preise  enthaltene  Extragewinn  für  den 
nicht  rasch  genug  oder  nur  mit  hohen  Kosten  neuen  Monopolinhaber  die  privat  Wirtschaft  - 
lieschafft  werden  kann.  Die  durch  Einfuhr-  liehe  Bedeutung  des  Zinses  für  ein  wirklich 
verböte  oder  hohe  Schutzzölle  geschaffenen  angelegtes  Kapital  gewonnen.  Dieser  mus- 
künstlichen Monopole  sind  ihrer  Natur  nach  auch  dieselbe  Preistaktik  befolgen  wie  der 
immer  örtlich,  nämlich  auf  das  Gebiet  des  frühere  Inhaber  und  er  würde  geradezu 
betreffenden  Staates  beschränkt  Schaden  erleiden,  wenn  er  seine  objektiv- 

Eine  weitere  Unterscheidung  der  Mono-  monopolistische  Stellung  weniger  streng  aus- 
pole ist  die  in  dauernde  und  vorüber-  nutzte. 

gehende.  Zu  den  ersteren  gehören  die  Ferner  ist  noch  auf  die  Unterscheidung 
natürlichen  Monopole,  soweit  nicht,  wie  in  . von  Prod  uktions-  und  Handelsmono- 
dem  oben  erwähnten  Falle  des  Quecksilbers,  polen  hinzu  weisen.  Die  ersteren  werden 
im  Laufe  der  Zeit  neue  Produktionsquellen  unmittelbar  von  den  Produzenten,  die  letz- 
erschlossen werden,  ferner  aber  auch  alle  teren  in  zweiter  Hand  durch  Handelsver- 
durch  staatliche  Einrichtungen  ohne  zeitliche  mittler  ausgenutzt  Im  letzteren  Falle  kaun 
Beschränkung  gegründeten ; zu  den  vorüber-  j es  namentlich  bei  künstlichen  und  vorüber- 
gehenden gehören  die  staatlichen  Privilegien,  gehenden  spekulativen  Mouopolbildungeu  vor- 
die,  wie  die  Patente,  nur  auf  eine  bestimmte  kommen,  dass  «1er  Extragewinn  ganz  fiber- 
Zeit  verliehen  werden,  ausserdem  aller  die  wiegend  diesen  Vermittlern  zufällt  und  die 
meisten  privaten  monopolistischen  Vcreiui-  Produzenten  fast  gar  keinen  Anteil  daran 
gungen.  Diese  werden  nämlich  sehr  häufig  erlangen.  Daher  werden  die  Handelsmono- 
nur  zum  Zwecke  einer  in  kurzer  Zeit  sich  pole  oft  überhaupt  ungünstiger  lieurteilt  als 
abspielenden  Spekulationsoperation  oder  der  die  Produktionsmonopole  und  im  tadeluden 
Ausnutzung  einer  zeitweiligen  Konjunktur  Sinne  als  Ringe  oder  Corners  bezeichnet, 
oder  auch  als  Gegen massregel  gegen  ♦•ine  Indes  ist  auch  häufig  das  Handelsmonopol 
durch  sogenannte  Schlei  iderkonkurronz  oder  nichts  weiter  alseine  Organisation  zur  wirk- 
andere Ursachen  bewirkte  ungewöhnliche  sanieren  Verwertung  eines  Pnxluktionsnm- 
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xio|>ols.  Ist  das  letztere  zwar  natürlich  be-  j 
gründet,  aber  in  den  Händen  einer  grösseren  j 
-Anzahl  selbständiger  Beteiligter,  so  ist  diel 
"'Vereinigung  um  eine  einzige  Verkaufsunter- 
nehmung  »ler  zweckmässigstc  Weg  für  eine  I 
♦einheitliche  Preistaktik.  Ueberdies  liefert 1 
i ler  Verkaufsvermittler  vielleicht  das  den 
^Produzenten  fehlende,  für  die  möglichst' 
/günstige  Gestaltung  »les  Absatzes  erforder- 
Jiche  umlaufende  Kapital ; er  wird  dann 
natürlich  seinen  Anteil  an  dem  Monopolge- 
winn erhalten,  aber  die  Produzenten  werden 
noch  immer  ihre  Rechnung  bei  einer  solchen 
Vereinbarung  finden.  So  hat  auch  das 
schon  erwähnte  Kupfersyndikat  nicht  mü- 
den Marktpreis  dieses  Metalles  zum  Nach- 
teile der  Käufer  hoch  emporgetrieben,  son- 
dern auch  den  Bergwerksbesitzern  ihre  Pro- 
dukte zu  günstigen  Bedingungen  abgenom- 
men. — Vom  Staate  geschaffene  Handels- 
monopole finden  wir  unter  der  Herrschaft 
der  älteren  Handelspolitik  zu  Gunsten  der 
indischen  und  anderer  privilegierter  Han- 
delsgesellschaften. Auch  einzelne  Steuer- 
monopole haben  diese  Form  oder  nähern 
sich  ihr  mehr  oder  weniger;  so  das  in  Ita- 
lien projektierte  Petroleum monopol  und  das 
schweizerische  Branntweinmonopol. 

Endlich  ist  auch  noch  die  Unterschei- ! 
düng  zwischen  absoluten  und  relativen 
oder  vollständigen  und  unvollstän-i 
<1  igen  Monopolen  zu  erwähnen.  Der  letztere 
Ausdruck  ist  vielleicht  zweckmässiger  als  die 
Bezeichnung  »relative*  Monopole,  im  Falle  , 
des  vollständigen  Monopols  stellt  ein  ein- 
zelner oder  eine  Gruppe  von  Monopolisten 
gänzlich  ohne  Konkurrenz  auf  «lern  Markte;! 
bei  unvollständigem  aber  ist  zwar  Konkur- 1 
renz  möglich,  aber  nur  unter  ungünstigeren 
Pmduklions-  oder  Handelsbedingungen,  und 
sie  kann  daher  erst  wirklich  auftreten,  wenn 
der  Preis  durch  die  am  meisten  begüns- 
tigten Verkäufer  zunächst  monopolistisch 
in  die  Höhe  getrieben  ist.  Aber  auch  nach 
dem  Hervortreten  der  zweiten  Gruppe  von 
Verkäufern  ist  die  Konkurrenz  im  Vergleich 
mit  der  vorhandenen  Nachfrage  vielleicht  i 
noch  immer  unzureichend,  die  monopolis- 1 
tische  Preissteigerung  kann  bald  von  neuem 
beginnen,  bis  ein  Preisstand  erreicht  wird, 
bei  dem  eine  dritte  Gruppe  konkurrenzfähig 
wird  etc.  Es  ist  dies  der  bei  der  Bildung 
der  G r u n d r e n t e und  überhaupt  jeder 
Vorzugsrente  sich  vollziehende  Prozess, 
und  wir  verweisen  deshalb  auf  diese  Artikel. 
Ely  nennt  »jiartielle«  Monopole  solche,  bei  j 
denen  nur  ein  Teil  des  Marktes  einer  ein- 
heitlichen Kontrolle  unterworfen  ist,  nicht 
aber  der  ganze  Markt  beherrscht  wird.  Dies 
wäre  an  sich  denkbar,  ohne  dass  die  ausser- : 
halb  der  (förmlich  oder  stillschweigend  her-  : 
gestellten)  Einigung  stellenden  Verkäufer , 
ungünstigeren  Bedingungen  unterworfen  zu 


sein  brauchten.  Wenn  aber  Produzenten 
unter  verschiedenen  Bedingungen  stehen,  so 
werden  sie  successiv  b»'i  fortschreitender 
Preissteigreung  in  »ler  eben  angedcuteten 
Weise  in  Konkurrenz  treten. 

Die  Preisbildung  unter  der  Herrschaft 
eines  MoiiojkiIs  wird  bestimmt  durch  die 
Absicht  des  Monopolinliabers,  den  höchsten 
möglichen  Gewinn  zu  erzielen.  Zunächst 
hat  er  daher  die  Tendenz,  mit  seiner  Forde- 
rung immer  höher  zu  gehen ; aber  »lie  Zah- 
lungsfälligkeit der  Käufer  ist  beschränkt, 
und  je  höher  «ler  Preis  steigt,  um  so  mehr 
vermindert  sich  die  effektive  Nachfrage  und 
somit  der  Absatz,  und  von  einem  gewissen 
Punkte  ab  wird  infolge  dieser  letzteren  That- 
sachc  eine  weitere  Preiserhöhung  dem  Ver- 
käufer zuerst  keinen  Gewinnzuwachs  mehr 
und  dann  sogar  eine  Gewiunverminderuug 
bringen.  Theoretisch  lässt  sich  also  der 
Monopolpreis  leicht  bestimmen.  Nehmen 
wir  der  Einfachheit  wegen  die  Produktions- 
kosten der  Mengeneinheit  der  Ware  als 
konstant  und  zwar  gleich  k an,  so  ist  der 
Gewinn  an  der  Mengeneinheit  g --  p — k, 
wenn  p den  Preis  derselben  bezeichnet.  Ist 
nun  die  Nachfrage  bei  einem  gewissen  Preise 
p und  dem  Gewinne  g gleich  n,  bei  einem 
um  den  kleinen  Betrag  y höheren  Preise 
und  Gewinne  aber  gleich  n — *•,  so  wird 
der  Monopolpreis  dadurch  charakterisiert, 
dass  der  bei  dem  Preise  p erzielte  Gesamt- 
gewinn ng  sich  bei  dem  höheren  Preise, 
bei  dem  «ier  Gesamtgewinn  durch  (n  — v) 
(g  -.)  ausgedrückt  wird,  nicht  mehr  er- 
höht. Es  gilt  dann  also  die  Gleichung  n g 
— (n  — v)  (g  -f-  ;),  oder,  wenn  v und  y 
sein*  klein,  g u ~ yj$>.  Wenn  man  wüsste, 
wie  die  Nachfrage  n von  p und  von  g ab- 
hängt, woraus  sich  dann  auch  die  Be- 
ziehung zwischen  den  Zuwachsgrössen  v 
und  y ergäbe,  so  könnte  man  aus  obiger 
Gleichung  g,  und  da  k als  bekannt  voraus- 
zusetzen ist,  auch  p bestimmen.  Thatsäch- 
lieh  ist  alier  die  Abhängigkeitsformel 
zwischen  n und  p nie  gegeben,  da  sie  unend- 
lich mannigfaltig  sein  kann  und  ganz  von 
«Ion  konkreten  Umständen  jedes  einzelnen 
Falles  abhängt.  Die  Monopolinhalter  be- 
stimmen daher  den  für  sie  vorteilhaftesten 
Preis  einfach  durch  Ausprobieren,  und  es 
ist  keineswegs  sicher,  «lass  sic  immer  den 
richtigen  Punkt  treffen  und  sich  nicht  durch 
ihre  natürliche  Neigung,  den  Preis  möglichst 
hoch  zu  halten,  irreführen  lassen.  Wenn 
sie  in  einer  gegebenen  Zeit  überhaupt  nur 
eine  bestimmte  Menge  ihrer  Ware  liefern 
können,  so  werden  sie  jedenfalls  mit  deren 
Preise  nicht  weiter  herunter  gehen , als  es 
zum  Absetzsn  dieser  Maximalmenge  nötig 
ist.  Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  «lass 
«lie  Nachfrage  hei  leicht  entbehrlichen  und 
Luxusgegenständen  am  schnellsten  mit  stei- 
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gendem  Preise  abnimmt . während  sie  bei 
unentbehrlichen  I/d>ensbdürfnissen  selbst 
von  eiuer  starken  Preissteigerung  nur  wenig 
beeinflusst  wird.  Glücklicherweise  weiden 
die  letzteren  so  massenhaft  produziert,  dass 
unter  den  heutigen  Verkenrsvorhältnisson 
selbst  eine  lokale  Monopolisierung  derselben 
nicht  mehr  möglich  erscheint.  Cournot  hat 
analytisch  den  Fall  untersucht,  dass  ein 
Monojol  unter  zwei  oder  mehreren  selbstän- 
digen, sich  nicht  vereinlwrenden  Inhabern 
geteilt  sei  Er  findet,  «lass  der  theoretische 
Preis  dann  um  so  mehr  unter  «len  eigent- 
lichen Monojtolpreis  heruntergeht , jo  mehr 
die  Zahl  der  Teilnehmer  wächst,  und  wenn  j 
die  Produktionskosten  der  Mengeneinheit  für , 
alle  gleich  und  konstant  sind,  so  rückt  der  i 
Preis  diesen  immer  näher.  Alter  Cournots 
Voraussetzungen  entsprechen  nicht  den  Be- 
dingungen der  wirklichen  wirtschaftlichen  j 
Erscheinungen  und  seine  Resultate  stimmen 
daher  nicht  mit  der  Erfahrung,  die  je  nach  i 
den  Umständen  einen  sehr  verschmdenen 
Verlauf  der  Dinge  zeigt  Man  darf  an- 
nehmen, dass  von  zwei  selbständigen  Teil- 
inhahern  eines  Monopols  stets  einer  wirt- 
schaftlich mehr  oder  weniger  stärker  ist  als 
der  andere.  Dieser  wird  nun,  wie  bsonders 
das  Beispiel  amerikanischer  Konkurrenz- 
bahnen zeigt,  häufig  versuchen,  den  Neben- 
buhler zu  vernichten  oder  zur  Unterwerfung 
zu  zwingen,  indem  er  den  Preis  immer 
tiefer,  vielleicht  sogar  unter  die  Produktions- 
kosten herabsetzt,  freilich  um  sjiäter,  wenn ' 
er  die  Alleinherrschaft  errungen,  seine  Mo] 
nojiolstellung  d«»sto  vollständiger  auszubeuten. 
Je  grösser  die  Zahl  der  Tcilinlmher  ist.  um 
so  schwieriger  wird  ein  solcher  Sieg  eines 
einzelnen,  aber  es  zeigt  sich  häufig  eine 
Tendenz  zu  allmählichen  Verschmelzungen 
der  Einzelbetrieb,  die  zunächst  mit  einem  I 
starken  Preisdrucke  verbunden  ist.  schliess- 
lich aber  zu  einem  organisierten  Monopole 
führt.  Andererseits  aber  ist  zu  bedenken, 
dass  auch  hei  beliebig  grosser  Anzahl  der 
Teilinhaltor  ein  gewisser  Grad  von  natür- 
licher Seltenheit  des  Monopolgcgen- 
standes  vorhanden  sein  muss.  d.  h.  «lass  er 
nicht  durch  Aufwand  von  Arbit  und  Kapital 
gieichmässig  beliebig  vermehrbar  sein  darf;] 
denn  wäre  dies  der  Fall,  so  könnte  bi  einer 
Mehrheit  von  Konkurrenten  höchstens  eine 
künstliche  Monojxdbildung  durch  Verein- 
barung bewirkt  werden,  was  eben  im 
vorliegenden  Falle  ausgeschlossen  sein  soll. 
"Wenn  aber  eine  solche  natürliche  Grund- 
lage des  Monopols  gegeben  ist.  so  werden 
die  sämtlichen  Teilinhaber  im  Bewusstsein  | 
dieser  Thatsache  immer  die  übreinstim- 
mende Neigung  haben,  mit  dem  Preise  in 
die  Höhe  zu  gehen,  und  es  kann  dann  durch 
eine  stillschweigende  Koalition  an- 
nähernd derselbe  vorteilhafteste  Punkt  er- 


reicht werden,  wie  in  dem  Fall«'»  einer  aus- 
drücklichen Vereinbarung.  --  S.  über  den 
Monopolpreis  auch  den  Art  Preis. 

Was  das  Ankaufsmonopol  btrifft, 
so  kann  es  durch  staatliche  Einrü-htungen 
oder  durch  örtliche  oder  gt^sel lsehaft liehe 
Verhältnisse  entstehen.  Mit  den  staatlichen 
Steu«‘rmoiioj)olen  ist  ein  solehes  Ankaufs- 
monojtol  fast  immer  verbunden,  mag  cs  sich 
nun  auf  den  Rohstoff,  «las  Halitfabrikat  oder 
das  fertige  Monoj>ol<>bjekl  bziehen.  Im  all- 
gt-meinen  batet  jedoch  der  Staat  diese  Seite 
seines  Monojtoles  nicht  ans,  sondern  er  be- 
zahlt für  «lie  angekauften  WTaren  die  nor- 
malen Preise.  Hierhei  gehört  auch  das 
staatliche  Vorkaufsrecht  an  den  Elelmetallen. 
(las  früher,  wenigstens  für  das  im  I^ande 
selbst  gewonnene  Gol«l  und  Silber,  s«*hr  ver- 
breitet war  und  dazu  diente,  eine  oft  erheb- 
liche Differenz  zwischen  dem  Nominalwerte 
«ler  Münzen  und  dem  Preise  des  gleichen 
Gewichtes  Barrenmetall  aufrecht  zu  erhalten. 
— lokale  Ankaufsmonopole  wissen  sich 
manche  Händler  zu  verschaffen,  bsonders 
gegenüber  verschuldeten  o«ler  in  Not  bfind- 
lichcti  Verkäufern.  Auch  der  Tredclhäudler. 
dem  gebrauchte  Sachen  zum  Kaufe  ange- 
l*oton  wenlen.  bfiudet  sieh  in  einer  ähn- 
lichen  Stellung,  da  in  diesem  Falle  den  Ver- 
käufern gegen übr  eine  Konkurrenz  von 
Käufern  meistens  nicht  besteht.  Selbst  bi 
der  Versteigerung  solcher  Gegenstände  bilden 
«lie  Althändler  des  Ortes  häufig  eine  Art 
Koalition,  um  die  Preise  möglichst  niedrig 
zu  halten,  nötigenfalls  abr  auch  andere 
Mit  bietende  abzuschrecken.  — Der  gross- 
kapitalistische  Unternehmer  hat  seinen  Ar- 
bitern gogenübr  eine  Art  von  Ankaufs- 
mom>j>o|  ui  Bezug  der  Arbeit,  das  natürlich 
durch  die  Voreinigung  einer  grösseren  An- 
zahl von  Unternehmern  noch  sehr  verschärft 
werden  kann,  wenn  ihm  nicht  eine  Koalition 
oder  eine  ständige  Organisation  der  Arbiter 
entgegeiitritt. 

Littrratur : f’ournot,  Ilecherchrs  *ur  les  prin- 
cipes  matfirmaliifue * de  la  throne  den  rirhesset, 
Toris  Ui.Vt,  S.  Hl — WO.  — H itlras.  Element* 
d’eronomie  politü/ue  pure,  2 rd. , Lousonnr  I#89, 
S.  jUJff.  — Aunpitz  und  Lieben , l 'nter- 
surhuugrn  über  dir  Theorie  des  Preises,  Leipzig 
wso.  S.  .um  ff.  — A.  Onrelli . Eiiosnlin  dei 
Monofndio,  Milano  1898.  — lt.  T.  El «/ . Mono- 
polirtt  und  Trusts,  Jietr-  York  1‘JUO.  — S.  auch 
dir  Litteraturnnguben  bei  den  Arti.  Grund- 
rente (oben  Jld.  IV  S.  884)  nnd  Treis. 

lA'jrix. 


Moutaiiari,  D.  Ominiauo, 

Mtlnzt  heoretiker,  geboren  zu  .Modena  1633. 
studierte  in  s«-i»er  Vaterstadt,  lag  dann,  nach- 
dem  er  in  Salzburg  ltSöti  sein  Doktorexamen 
gemacht,  Jahre  lang  in  Florenz  der  Rechts- 
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■Wissenschaft  ob.  Von  da  begab  er  sich  nach 
"Wien,  wo  er  auf  Anregung  seines  Freundes 
Galilei,  dem  Präsidenten  des  österreichi- 
schen  Münz  wesens,  gleichfalls  sich  dieser 
Wissenschaft  widmete,  über  welche  er  in  seinen 
letzten  Lebensjahren  einige  geschätzte  Schriften 
■verfasste.  1853  ging  er  nach  Florenz  zurück, 
betrieb  hier  vornehmlich  mathematische  und 
astronomische  Studien,  wurde  1881  nach  Modena 
zurückberufen  und  erhielt  von  dem  Herzog 
Albert  IV.  den  Titel  eines  Hofmathematikers 
und  Hofphilosophen.  1884  wurde  ihm  die  mathe- 
matische Lehrstelle  der  Universität  Bologna 
übertragen,  welche  er  14  Jahre  lang  versah. 
Im  Jahre  1878  wurde  er  nach  Padua  als  Professor 
der  Astronomie  und  Meteorologie  versetzt,  in 
welcher  Stellung  er  bis  zu  seinem  im  Jahre 
1G87  erfolgten  Tode  verblieb. 

In  seinen  Schriften,  in  denen  nach  Cossa 
der  Einfluss  der  Ansichten  des  Bodinus  sich 
bemerkbar  macht,  sucht  Montanari  u.  a.  aus 
dem  Ledergehle  etc.  den  Nachweis  zu  führen, 
dass  die  Autorität  des  Staates  die  wahre  und 
einzige  Form  sei,  welche  dem  Gehle  ein  Wesen  1 
giebt.  Er  erkennt  ferner  die  Nachteile,  welche 
eine  doppelte  Währung  mit  sich  bringt,  be- 
sonders wenn  die  zwei  Metalle  im  Verhältnis 
zn  einander  nicht  richtig  tarifiert  sind  und 
dann  das  zu  niedrig  tarifierte  Metall  ins  Aus- 
land geht.  Montanari  ist  für  ein  thunlichst 
festes  Verhältnis  zwischen  dem  Münzfuss  und 
der  Landesmünze  und  wünscht  eine  möglichste 
Stabilität  des  Gehaltes  der  letzteren.  Weiter 
rät  er  der  Regierung,  ein  wachsames  Auge  auf 
die  fremden  Münzen  zu  halten  und  diese  nicht 
zu  hoch  zu  tarifieren.  Nach  Custodi  (Be- 
arbeitung von  Schwarzkopf  s.  n.)  nimmt  Mon- 
tanari,  was  die  Ursachen  des  Wertes  betrifft, 
weniger  Rücksicht  auf  das  Bedürfnis  als  mehr 
auf  die  S e 1 te  n h e i f.  Wäre  das  Gold  in  grösse- 
rer Menge  als  das  Silber  vorhanden,  so  würde 
man,  nimmt  er  an,  die  schöne  Weisse  des  letz- 
teren in  gleichem  Grade  rühmen,  wie  man  jetzt 
das  schöne  Gelb  des  ersteren  rühmt.  Montanari 
ist  der  Ansicht,  dass  alle  Güter  zusammen  ge- 
rade soviel  wert  seien , als  Gold  und  Silber  in 
der  Welt  gefunden  werden.  Roscher  hebt  die 
r vortreffliche  Preistheorie“  Montana ris  hervor 
(Syst.  I,  § 101),  weist  auch  hin  auf  seine  Lehre 
von  der  Bedeutung  des  Zinsfttsses  (Syst.  I, 
§ 188).  — Von  geschichtlichem  Interesse  ist, 
dass  Montanari  erwähnt,  dass  das  erstcPapier- 
geld  von  Domenico  Michiel,  Doge  von  Venedig, 
als  diesem  bei  Belagerung  einer  Stadt.  1122, 
das  bare  Geld  fehlte,  ausgegeben  worden  sei, 
nach  Beendigung  des  Krieges  aber  sofort  wieder 
gegen  Edelmetall  umgewechselt  worden  sein 
soll  (v.  Schwarzkopf  S.  14). 

Die  münztheoretischen  Schriften 
Montanaris  sind:  Deila  moneta,  trattato  mer- 
cantile,  1830.  (Scrittori  dassici  itaiiani  di  cco- 
nomia  politica,  Vol.  3 Milano  1815.)  — Breve 
trattato  del  valore  dellc  moneta  in  tntti  gli 
stati,  1883.  — La  Zecca  in  Consulta  di  Stato; 
Trattato  mercantile,  ove  si  mostrano  con  ragioni, 
ed  esempj  antichi,  e moderni  e si  spiegano  le 
vere  cagioni  dell’  aumentarsi  giornalmente  di 
Valuta  le  Monete  e i danni  si  del  Principe, 
come  de’  sudditi,  che  ne  succedono,  eo'  rnodi 
di  preservarnc  gli  Stati,  Padova  1883 — 1887. 
(Pubblicato  da  Filippo  Argelati  nella  sua  operu 


[ „De  Monetis  Italiae“,  Vol.  VI,  Milano  1753.  pag. 
1 1 — 7U,  e ristauipato  negli  „Economisti  Itaiiani“ 
di  P.  Custodi,  P.  Antica,  Tome  III,  Milano 
1804,  pag.  3 — 285.) 

Vergl.  über  Geininiano  Montanari: 
j J.  A.  Müller,  Chronologische  Darstellung  der 
italienischen  Klassiker  über  Nationalökonomie 
, etc.,  Pest  1820,  S.  2t.  — v.  Schwarzkopf, 
j Beiträge  zur  Geschichte  der  nationalökonomi- 
l sehen  Studien  in  Italien  im  17.  u.  18.  Jahrh., 
Strassburg  1872,  S.  13  ff.  — Cossa,  Einleitung 
in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre  (II.  Aull, 
übersetzt  von  Moormeister),  Freiburg  i.  Br., 
S.  134.  - Koscher,  Svst.  I.  14.  Aufl.  >;§  101, 
116,  125,  127,  188,  220. 

Schmidt. 


Montchretien,  Antoine  de,  sieur  de 
Vatteville, 

nach  Funck-Brentano  richtiger  Manchr6tieu,  geh. 
1575  oder  1578  zu  Falaize,  widmete  sich  an- 
fangs der  Poesie  und  verfasste  eine  Reihe  von 
Dramen.  Infolge  eines  Duelles  flüchtete  er 
nach  England,  aber  Jakob  I , dem  er  eine  Tra- 
gödie über  den  Tod  der  Maria  Stuart  widmete, 
verschaffte  ihm  freie  Rückkehr  nach  Frankreich, 
wo  er  zu  Chatillon-sur- Loire  eine  Stahlfabrik 
errichtete.  1821  stellte  er  sich  an  die  Spitze 
der  Hugenotten,  warf  sich  nach  Sancerre,  musste 
aber  nach  der  Kapitulation  dieser  Stadt  flüch- 
ten und  wurde  bei  Tourailies  am  8.  X.  1821 
durch  einen  Pistolenschuss  getütet,  als  er  und 
sein  Gefolge  sich  der  Verhaftung  widersetzten. 

Montchretien  ist  interessant  als  der  Ver- 
fasser des  ersten  Werkes,  welches  als  Titel  das 
Wort  „Economic  politique“  trägt,  welches  aller- 
dings im  Texte  des  Werkes  nicht  vorkommt. 
Dieser  Titel  allein  war  damals  ein  grosses 
wissenschaftliches  Verdienst,  da  noch  Bacon 
unter  Oekonomik  die  Lehre  von  der  Familien- 
wirtschaft verstand,  während  Montchretien  es 
dem  Xenophon  und  Aristoteles  vorwirft,  dass 
sie  den  Zusammenhang  zwischen  Haus-  und 
Staatswirtschaft  „cette  menagerie  publique“ 
verkannt  hätten  (Roscher). 

Sein  Werk  betitelt  sich:  Traicte  de  l’Oeco- 
noinie  politique,  dedie  au  Roy  et,  ä la  Reyue 
Mere  de  Roy.  a Koven  chez  Jean  Osinond,  dans 
la  court  du  Palais  1815,  avec  privilege  du  Roy. 
— 2.  Aufl.  Avec  introduction  et  notes  par  Th. 
Funck-Brentano,  Paris  1883. 

Vergl.  Uber  Montchretien:  Dictionnaire 
de  l’economie  politique  II,  Paris  1854,  8.  228. 
i — Blanqui,  Histoire  de  1'economie  politique, 
' 3 e edit.,  II.  Paris  1845,  S.  335.  — Scheel,  Ge- 
schichte der  polit.  Oekonomie,  in  Schüuberg,  3. 
Aufl.  I,  Tübingen  1830,  8.  80.  — Roscher, 
Gesch.  der  Nat.,  S.  185.  — Funck-Brentano 
! in  der  Einleitung  zur  Ausgabe  des  Traicte, 
Paris  1883. 

J o s.  G a r n i e r , De  l’origine  et  de  la  tiliatiou 
dt»  mot  „Economic  politique“  et  des  divers  untres 
nonis  donnees  ä la  Science  economique.  Jouru. 
} d.  Econ.,  t.  XXXII  (Mui-Aoüt  1852),  S.  .300; 
t.  XXX I II, (Sept.-Dee.  1852),  Sil.  J o 1 i , Etüde 
1 snr  Montchretien,  poete  et  economiste  normand, 
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Paris  1865.  — .Tu! es  Dural,  Memoire  snr  An- 
toine de  Monchretien.  auteur  du  premier  traite 
d’economie  polit.ique,  Paris  1868.  — (hist,  de 
Vaudichon,  Montchretien  1075 — 1622.  L'hom- 
nie.  le  bamlulier,  le  poete,  reconomiste  Extrait 
de  „lTnvestigateur“)  Amiens  1882.  — G.  Wenzel, 
Aesthetische  und  sprachliche  Studien  über  A. 
de  Montchretien,  im  Vergleiche  zu  seinen  Zeit- 
genossen,Weimar  1885.  — Montchretien.  The 
first  freneh  economist,  Edinburgh  Review,  Julv 
1890.  — L.  Cossa,  Introduzione  all»  Studio  deli’ 
Economia  politica,  Milan«  1892.  S.  72.  145.  212, 
213,  220. 

•IoneJ'  Slum  mim  m m er. 


Montesquieu,  Charles  de  Secondat, 
Harun  de  Ilrede  et  de, 

geh.  auf  Schloss  de  la  Brcde  bei  Bordeaux  am 
18.  1.  1(589,  gest.  1755  in  Paris,  erwarb  durch 
Kauf  am  24.  II.  1714  eine  Pfirlnmentsratslellc 
zu  Bordeaux,  wurde  Parlamentspräsident  und 
schied  nach  Verkauf  seiner  Katsstelle  172(5  aus 
dem  Staatsdienste,  um  sich  ganz  den  Wissen- 
schaften zu  widmen. 

Montesquieu  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Lettres 
persane«,  s.  I.  (Bordeaux)  1721.  (Eine  ratio- 
nalistische, mit  Ironie,  (Jeist  und  llnmor  durch« 
geführte  Kritik  der  Sitten  und  sittlichen  Ver- 
irrungen seiner  Zeit  mit  einer  scharfen,  aber 
gerechten  Verurteilung  Ludwigs  XIV.  Diese 
Schrift  begründete  den  Ruhm  des  Verfassers, 
zog  ihm  aber  wegen  verschiedener  Angriffe  auf 
den  katholischen  Klerus  die  Feindschaft  des 
Ministers  Kardinal  Fleurv  zu.  Die  Verzeihung 
des  Kardinals  zu  erlangen,  dessen  Votum  den 
Ausschlag  zu  gehen  hatte,  um  auf  Montesquieu 
einen  erledigten  Sitz  in  der  französischen  Aka- 
demie zu  übertragen,  entschloss  sich  der  Ver- 
fasser der  Lettres  persaues,  eine  neue  kastrierte, 
von  allen  Anstössigkeiten  gesäuberte  Ausgabe 
dieser  Schrift  erscheinen  zu  lassen  und  dem 
Minister  davon  ein  Exemplar , während  er 
die  übrigen  sofort  wieder  einstampfen  Hess, 
persönlich  zu  überreichen.  Derselbe  nahm 
Kenntnis  von  ihrem  Inhalt,  war  entzückt  von 
Montesquieu»  Widerruf,  und  dessen  Aufnahme 
unter  die  Zahl  der  Unsterblichen  ging  ohne 
störenden  Zwischenfall  vor  sieh.  Die  Schrift 
ist  hier  nur  genannt , weil  sie  auch  einige 
interessante  Streiflichter  auf  damalige  Handels- 
und Sittcnzustünde  unter  Philipp  von  Orleans 
und  John  Law  wirft  und  das  öffentliche  Hecht 
in  satirischer  Weise  glossiert.)  — Disconrs  snr 
les  devoirs  des  magistrats  s.  1.  e.  u.  (ca.  1725). 
— Reflexion»  sur  la  monarchie  universelle  s.  1. 
e.  a.  (ca.  1727).  — Oonsiderations  sur  les  causcs 
de  la  grandeur  des  Romains  et  de  leur  deeadenee. 
Paris  1734.  (Von  dieser  Schrift  erschienen  bis 
1736  24  Auflagen,  sie  wurde  in  alle  lebenden 
Sprachen  übersetzt  und  wird  noch  jetzt  fort- 
während neu  aufgelegt.  Die  interessanteste 
Ausgabe  ist  die  folgende:  Considerat ions  etc., 
avec  commentaircs  et  notes  de  Fredcrie  le  Grand. 
Edition  collationnee  sur  le  texte  de  1734.  Paris 
187(5.  L esprit  des  lois.  ou  rapport  qu’elles 
doivent  avoir  la  Constitution  de  chaque  gou- 


vernement.  les  moeurs.  le  climat.  la  religion 
et  le  commerce,  2 Bde..  Genf  1748  icditio 
princepsi;  dasselbe,  2.  Aull.,  2 Bde..  1748  : 3 AutL. 
1749  ; 4.  Auff..  Amsterdam  1749.  (Auch  dieses 
Buch  ist  in  einer  dem  Moutesquieukultus  Frank- 
reichs entsprechenden  grossen  Anzahl  von  Auf- 
lagen erschienen;  eine  kommentierte  italienische 
; Fehersetzung  flo  spirito  delle  leggi,  4 Bde.. 
Florenz  182122)  gab  A.  Genovcsi  heraus,  und 
die  übrigen  Kulturvölker  blieben  nicht  zurück, 
durch  Pebersetzungen  in  ihre  Sprachen  den 
genialen  Verfasser  zu  feiern. 

Ausgaben  der  Gesamtwerke  Montesquiens: 
Oeuvres  completes.  6 Bde..  Amsterdam  1764; 
dasselbe.  (5  Bde..  London  1769:  dasselbe.  8 Bde.. 
Basel  1799:  dasselbe,  (5  Bde..  Paris  1M6;  das- 
selbe. avec  des  notes  «le  Ions  les  comnientaires 
ipar  Dupin.  Drevier.  Voltaire.  Destutt  «le  Tracy, 
Helvctius.  d'Alembert  etc),  publ.  par  Parelle. 
8 B«Ie.,  ebd.  1826;  dasselbe.  avec  les  anaiyses 
et  1‘eloge  de  Montesquieu  par  d'Alembert.  6 Bde.. 
ebd.  1832:  dasselbe.  2 Bde..  1862:  dassellte, 
3 Bde..  1865:  dasselbe,  avec  les  variautes  des 
premieres  edition«.  etc.  par  Ed.  Uaboulaye.  7 
Bde.,  ebd.  1875  79.  In  «lentscher  lebersetzung 
erschienen  seine  Gesamtwerke  Heilbronn  1827  31 
in  10  Bätubm.  1892  publizierte  der  Bibliophile 
Baron  v.  Montesquieu:  Oeuvres  inedites  de 
Montesquieu  Bd.  I : Melange«  inedits.  Bordeaux. 

Montesquieu  ist  eine  jener  phänomenalen 
Erscheinungen,  wie  sie  jedes  Jahrhundert  kaum 
einmal  Imrvorhringt.  Er  ist  der  Gründer  der 
pbilosopbisch-historis«  ben  Schule  im  Staats-  und 
Volksleben . welche  die  innere  Berechtigung 
! kultureller  Zustände  durch  Vertiefung  und 
Analyse  hervortretender  Tlmtaaehen  nach  weist. 
Er  war  nicht  der  Erforscher  der  jiositiven  Ge- 
setze. welche  die  staatlichen  und  rechtlichen 
Zustände  <h*r  Menschen  und  der  menschlichen 
Gemeinschaften  beherrschen,  diese  kannte  man 
schon  vor  ihm,  durch  die  Erschliessung  «1er  Er- 
keuntnis  aber,  dass  alle  gesellschaftlichen  Er- 
scheinungen bestimmten  Naturgesetzen  unter- 
worfen sind,  ferner  dass  j«‘de  Nation  und  jede 
Zeit  die  Erzeugerin  ihrer  eigenen  individuellen 
Formen  und  Gesetze  gewesen  ist  und  sein  wird, 
[durch  den  sich  in  ihm  verkörpernden  Geist  der 
I Analyse,  womit  er  die  politischen  und  Rechts- 
begriß'e  zergliedert,  hat  er  der  politischen  Wissen- 
I schaft  neue,  von  dem  Naturrecht  sich  emanci- 
picrende  Wege  gewiesen  und  das  Beobachtungs- 
fehl <icr  Soziologen  und  Nationalökouomen  be- 
«lentend  erweitert.  Sein  Standpunkt  als  Poli- 
tiker und  Staatsrecht.sphilosoph  überragt  «len 
des  Staatsökonomen  insofern,  als  er  in  ersterer 
Eigenschaft  we«ler  dem  Schwünge  seines  Geistes 
j noch  der  Schärfe  seiner  Sprache  Zügel  anlegt. 
Wer  hätte  es  vor  ihm  in  Europa  gewagt,  die 
absolute  Monarchie  einer  wissenschaftlichen  Kritik 
zu  unterwerfen,  wer  hatte  vor  ihm  deu  Mut,  es 
öffentlich  auszusprechen,  dass  die  Unabhängig- 
I keit  von  der  Kegiemngsgewalt,  dass  der  Wider- 
i stand  gegen  rechtlose  Akte  des  Absolutismus, 
dass  die  Wahrung  der  Gerechtigkeit  bei  der 
! Justizpflege  nur  durch  Beamte  repräsentiert 
werde,  welche  ihre  Stellen  erkauft  und  nicht 
verliehe»  erhalten  hätten!  Unter  Bestreitung 
der  steten  kulturellen  Fortschritte  der  Mensch- 
heit stellt  er  «len  zur  Betrachtung  seiner  wirt- 
schaftlichen Doktrin  hinüberführeude»  Satz  auf, 
dass  es  Völker  gehe,  welche  in  geistiger  und 


Digitized  by  Google 


Montesquieu — Moorkultur  und  Moorkolonisation 


857 


'wirtschaftlicher  Vcrsumpftheit  verharrten,  denen 
«lie  Freiheit,  kein  Bedürfnis  sei  und  die,  wenn 
sie  solche  besässen,  nichts  damit  anznfangen 
wüssten. 

Sein  „Esprit  des  lois“  enthält  die  Quintessenz 
»einer  sozialökonomischen  Doktrin.  Die  Bücher 
7,  20,  21/23  und  80/31  dieses  klassischen  Werkes 
beschäftigen  sich  mit  dem  Handel  und  dessen 
gesetzlichen  und  wirtschaftlichen  Regelungen, 
mit  dem  Handel  der  alten  Völker,  mit  Geld 
und  Geldumlauf,  Zins  und  öffentlichem  .Schulden- 
wesen, Bevölkerung  und  Grundeigentum  bezw. 
Enteignungswesen.  Als  Bevölkeruugstheoretiker 
erkennt  Montesquieu  es  als  Aufgabe  der  Re- 
gierung an,  die  menschliche  Fortpflanzung  bis 
zur  Grenze  der  Unterhaltsmittel  zu  fördern. 
Bei  Ergründung  der  wirtschaftlichen  Gesetze 
lässt  Montesquieu  die  soziologischen  Zustände 
und  die  Lebensweise  der  Völker,  Klima,  Re- 
gierungsformen, Volksrechte  und  andere  Faktoren 
mitsprechen , wobei  wirtschaftliche  Anschau- 
ungen zu  Tage  treten,  die  ihn  zu  einem  An- 
hänger des  aus  seiner  Sozialtheorie  hervor- 
guheudeu  Individualprincips  und  zum  genialen 
Vorläufer  der  physiokratischen  Schule  stempeln. 
Das  mcrkantilistische  Vorurteil  von  der  nur 
durch  grosse  Ausfuhr  günstig  zu  gestaltenden 
Handelsbilanz  findet  sich  auch  hei  Montesquieu, 
der  das  Land,  welches  mehr  importiert  als  aus- 
führt. der  Gefahr  ausgesetzt  sieht,  sich  in  das 
Gleichgewicht  der  wirtschaftlichen  Stagnicrnng, 
der  Verarmung,  der  vollständigen  Handels- 
stockung zn  bringen.  Die  Freigabe  oder  die 
durch  Zollschranken  bewirkte  Sperre  des  Aussen- 
haudels  behandelt  er  weniger  vom  doktrinären 
als  praktischen  Standpunkte.  Deu  Luxus  be- 
trachtet. Montesquieu  als  ein  notwendiges  Attri- 
but in  Monarchieen.  als  ein  Laster  in  Republiken. 
Montesquieus  .Steuertheorie  beruht  auf  der  Voraus- 
setzung, dass  durch  die  Steuerzahlung  derCensit 
das  Recht  auf  staatlichen  Schutz  seines  übrigen 
Vermögens  erwirbt.  Seinem  Unabhängigkeits- 
sinn und  Selbstbewusstsein  sind  die  persönlichen 
oder  die  Kopfsteuern,  weil  sie  nn  Sklaverei  er- 
innern. die  verhasstesten,  die  Steuern  auf  Waren 
und  andere  indirekte  Abgaben,  weil  sie  auf 
freieren  Rechtsanschauungen  fassen,  die  erträg- 
lichsten. Die  Humesche  Gleichgewichtstheorie 
von  Geld-  und  Warenmenge  ist  auch  die  seinige. 

Vgl.  über  Montesquieu:  D es t n 1 1 de 
Tracy,  Commentaire  sur  Pesprit  des  lois  de 
Montesquieu,  Paris  1811).  --  Maur.  Meyer, 
('onnnentaire  des  lettrcs  persanes,  ebd.  1841.  — 
Meneval,  Napoleon  et  Marie  Louise,  Souvenirs 
historiqnes,  Bd.  III,  Paris  1845,  S.  155)  (handelt 
von  dein  Kommentar  Friedrichs  des  Grossen  zu 
Montesquieus  Uonsiderations).  B e r so  t , Et u- 

des  sur  la  Philosophie  de  XVIII*  siecle:  Montes- 
quieu, ebd.  1852.  — Dictionnaire  de  l'economie 
jiolit..  2.  Aull.,  Bd.  II,  ebd.  1854,  S.  22  7 25).  — 
J ul i a n S c h m i <1 1 , Geschichte  der  französischen 
I.ittcratnr  seit  der  Revolution  1789,  2 Bde., 
Leipzig  1858.  — Biographie  universelle,  Bd. 
XXVI H,  Paris  1860,  Sp.  357  72.  — Bl  u nt  sch  1 i, 
Geschichte  des  allgemeinen  .Staatsrechts  und  der 
Politik,  München  1864,  S.  258  ff.  — Raynal. 
Le  President  de  Montesquieu  et  l’Esprit  des 
lois,  discours.  Paris  1865.  — Pointe,  Uonrs  de 
Philosophie  positive,  3.  Aufl.,  Bd.  IV,  ebd.  1869, 
8.  178  ff.  — Rivi&re-Dufresn  v,  Amüse- 


ments serieux  et  comiques;  premiöre  idee  des 
„ Lettrcs  persanes“,  ebd.  1869.  — Roscher, 
Geschichte  der  Nat..  München  1874.  S.  327.  447, 
563.  793.  — Dangeau,  Montesquieu-Biblio- 
graphie de  ses oeuvres,  Paris  1874.  — Jannscn, 
Montesquieus  Theorie  von  der  Dreiteilung  der 
Gewalten  im  Staate  auf  ihre  Quellen  zurück- 
geführt. Gotha  1878.  — (L.  V.)  Louis  Vian, 
Histoire  de  Montesquieu.  Sa  vie  et  ses  oeuvres, 
Paris  1879.  — E.  Mever,  Friedrich  der  Grosse 
und  Montesquieu,  in  „Zeitschrift,  für  preussische 
Geschichte  und  Landeskunde“,  Bd.  XVI,  Berlin 
1875),  S.  371  fl'.  — Encyclopaedia  Britannien, 
9.  Aufl.,  Bd.  IX  (1879),  S.  667  ff.:  S.  55)2  (in- 
fiuencc  of  bis  writings);  Bd.  XVI  (1883),  S. 
782  75;  Bd.  XIX  (188a).  S.  .359  (bis  economic 
teaching).  — Marion  ne  au,  Montesquieu  con- 
sidere  eomme  critique  d’art,  Paris  1882.  — 
J.  P.  Marat,  Eloge  de  Montesquieu,  Libourne 
1883.  — Woolsev,  Political  science  of  the 
State,  2 Bde.,  New- York  1886,  Bd.  I,  8.  168  71, 
Bd.  II.  S.  435  36,  519,26.  — Schelle,  Dnpout 
de  Nemours  et  l’ecole  phj’siocratique,  Paris  1888. 
— II  a s b a c h , Untersuchungen  über  Adam 
Smith,  Leipzig  1891,  S.  367,68.  — Fan  re, 
Montesquieu,  in  Nouveau  Dictionnaire  «reco- 
nomie polit..  Bd.  II,  Paris  1892,  S.  329  ff.  — 
A.Sorel . Montesquieu.  Deutsch  von  A.  Kressuer, 
Berlin  1896.  — E.  Fouruol,  Bodin,  predii- 
cesseur  de  Montesqnien,  Paris  1896.  — 
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Moorkultur  und  Moorkolonisation. 

1.  Ausdehnung  und  Arten  der  Moore  in 
Deutschland.  2.  Landwirtschaftliche  Kultur  der 
Moore.  3.  Forstwirtschaftliche  Kultur  der  Moore. 
4.  Technische  Verwertung  des  Moores.  5 Moor- 
kolonisation  lind  staatliche  Massnahmen  zur  För- 
derung derselben.  6.  Moorkultur  und  Moorver- 
j Wertung  im  Ausland. 

1.  Ausdehnung  und  Allen  (1er  Moore 
in  Deutschland.  Die  Angaben  über  die 
I Ausdehnung  der  in  Deutschland  vorhandenen 
Moorf lachen,  die  sieh  vornehmlich  auf  Tei- 
lungskarten, Flurkarten  und  die  Grundsteuer- 
Veranlagungen  stützen,  sind  wenig  zuver- 
lässig; sie  beträgt  nach  Schätzung  mindestens 
500  Quadratmeilen.  Preussen  allein  besitzt 
etwa  400  Quadratmeilen  Moorboden  und 
zwar 
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Das  Grossherzogtum  Oldenburg  hat  17.2 
Quadratmeilon  Moor  gleich  18,0 ’Vo  der  Boden- 
fläche, das  Königreich  Bayern  2b  Quadrat- 
ineilon  gleich  1.9  °o  der  Gesamt boden  fläche. 
Ziemlich  reich  an  Mooren  ist  Mecklenburg, 
nicht  unbeträchtliche  Moorflächeu  finden 
sich  in  den  Königreichen  Saclisen  und 
Württemberg. 

Grosse  von  Wald  bedeckte  oder  als 
Wiesen  genützte  Moore  sind  bei  der  Auf- 
nahme der  vorhandenen  Moorflächeu  häufig 
nicht  als  solche  berücksichtigt  worden. 

Entstehung  und  Unterscheidung 
der  Moore.  Die  MoorlKxlen  Umstehen  vor- 
nehmlich aus  den  Resten  von  Pflanzen,  ihre 
Entstehung  ist  an  die  Gegenwart  grosser 
Wasser  mengen  gebunden , da  die  moor- 
bildenden Gewächse  nur  bei  Wasserüberfluss 
gedeihen  und  die  Umwandlung  der  abge- 
storbenen Koste  derselben  in  Mooreubstanz 
nur  Itei  verhältnismässig  starkem  Abschluss 
der  Luft  von  den  sich  zersetzenden  Pflanzen- 
massen durch  Wasser  vor  sich  geht.  Von 
den  mineralischen  Bodenarten  unterscheiden 
sieh  die  Moorböden  daher  in  natürlichem 
Zustand  besonders  durch  einen  verhältnis- 
mässig hohen  Wassergehalt  und  Wasserauf- 
saugungsfähigkeit (»nasser,  kalter  Boden«), 
grossen  Reicntum  an  organischer  (verbrenn- 
barer) Substanz,  geringes  sj*ocifisehes  und 
Volumgewicht,  starke  Ouellungsfühigkeit 
(Schrumpfen  beim  Austrocknen).  Nach  dem 
Ort  ihrer  Bildung  und  dessen  Lage  zum 
Grund wasser.  der  botanischen  Beschaffenheit 
der  moorbildenden  Pflanzen  und  der  (rhe- 
inischen Zusammensetzung  der  daraus  ent- 
standenen Moorsubstanz  unterscheidet  inan 
folgende  Hauptarten  des  Moorbodens: 

1.  Hochmoore,  besser  Heidemoos- 
torfmoore.  aus  in  ihrer  Ernährung  sehr 
nnspruch losen  Pflanzen  (Torfmoose.  Heide- 
kräuter, Wollgräser)  auf  gewöhnlich  nähr- 
stoffarmem Untergrund  und  in  nährstoffarmem 
Wasser  entstanden,  besonders  arm  an  Kalk, 
saure  Substanzen  (freie  llumnssäurcn)  ent- 
haltend. Da  ihre  Bildung  von  der  Gegen- 
wart nährstoffreicheren  Grund  wassere  unab- 
hängig ist  und  der  Hauptbestandteil,  die 
Torfmoose  durch  ihren  anatomischen  Bau 
befähigt  sind , Wasser  in  grossen  Mengen 
aufzusaugeu  und  festzuhalten,  können  diese 
Moore  auf  über  dem  Grundwasserspiegel 
gelegenem,  von  atmosphärischem  Wasser 
genügend  feucht  gehaltenem  Boden  zu 


grosser  Mächtigkeit  (meist  in  flach  gewöllter 
Form)  auf  wachsen  (Hochmoore.  Ueberwaseer- 
moore,  supraaq  na  tische  Moore,  lokale  Be- 
zeichnungen Torfmoor,  Moosbruch , Moos. 
Müsse,  Filz).  In  natürlichem  Zustand  tragea. 
die  Moostorfheidemoore  je  nach  dem  Grade 
der  Abwässerung  eine  Vegetation  von  Moosen 
(vorwiegend  Torfmoosen,  Heidekräutern. 
Wollgräsern,  Schnabelsimsen).  Bei  Iwasserer 
Entwässerung  bedecken  sich  die  Hochtno»'»? 
bald  mit  einem  dichten  Bestand  der  Besen- 
heide und  erlangen  an  der  Oberfläche  eine 
vollkommener  zersetzte,  mit  Nährstoffen  arg>- 
reiehertc.  kulturfähigere  Schicht  (sogenannte 
Heideerde).  Zu  den  Hochmooren  gehöret 
zum  Beispiel  die  Mehrzahl  der  Moore  im 
nördlichen  Teil  der  Provinz  Hannover  und 
in  Oldenburg  (Bourtangermoor : auf  dem 
linken  Emsufer,  friesische  Moore.  Moore  im 
Gebiet  der  ehemaligen  Herzogtümer  Bremen 
und  Verden  wie  Teufelsmoor.  Hellweger- 
moor)  und  grosse  Moorflächen  der  östlichen 
Provinzen,  namentlich  Preussen. 

2.  Niederungs-,  Grünlands-  oder 
Wiesenmoore,  vorwiegend  aus  grasartigen 
Gewächsen  (Dachrohr,  Riedgräser.  Seggen 

'und  Binsen)  gebildet,  die  nur  bei  Gegen- 
wart nähret  offreicheren,  namentlich  kalk- 
reicheren  Wassers  gedeihen,  daher  reich  an 
Kalk  und  an  Stickstoff,  bisweilen  auch  an 
Phosphorsäure,  ohne  freie  Humussäuren, 
nicht  selten  mehr  oder  weniger  stark  mit 
Sand.  Thon,  Wiesenkalk,  Rasenerz  durchsetzt, 
in  natürlichem  Zustand  mit  Gräsern,  Sauer- 
gräsern.  Kräutern  verschiedener  Art.  nicht 
selten  mit  Holz  bestanden.  I>a  das  Wachs- 
tum dieser  Moore  aufhört,  sobald  ihre  Ober- 
flächenschicht  nicht  mein-  von  nährstoff- 
haltigem Wasser  getränkt  wird,  so  vermögen 
1 sie  sieh  nicht  wesentlich  über  den  Grund- 
wasserspiegel zu  erheben  (infraacjnatisehe 
Moore). 

3.  Uebergaugsmoore  je  nach  dem 
I Ort  ihrer  Bildung  von  verschiedener  bo- 
tanischer und  chemischer  Zusammensetzung 

I zwischen  Hoch-  und  Niederungsmooren,  bald 
diesen,  bald  jenen  näher  stehend  (Gebirgs- 
moore,  Waldmoore). 

Die  mittlere  chemische  Zusammensetzung 
der  typischen  Moorböden  ist  folgende: 

100  Teile  der  vollkommen  trocknen  Masse 
enthalten  die  folgenden  Mengen  an  wichtigen 
1 *f  kurzen  »ährstoffen : 
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Hochmoore,  Heideerdeschichten 
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1000  cbm  des  natürlichen  Moorbodens  enthalten  in  kg 


feste  Stoffe 

Stickstoff 

Kali 

Kalk  Phosphorsiiure 

Hochmoor,  Heideerdeschicht 

120  ooo 

1 440 

Kilogramm 

5° 

420 

120 

Hochmoor,  .Moostorfschicht 

90  000 

725 

27 

223 

36 

Niederungsmoore 

250  000 

6 250 

250 

10  000 

625 

Uebergangsmoore 

180000 

3 600 

1S0 

1 800 

360 

Der  Zersetzungszustand 

oder  die 

Zer- 1 Erfolg 

nur  so  lange  fortgesetzt 

werden,  bis 

Setzungsfähigkeit  der  Niederungsmoore  pflegt 
besser  zu  sein  als  die  der  Hochmoore,  der 
Stickstoff  geht  zudem  in  den  Niederungs- 
mooren  leichter  in  für  die  Pflanzenernährung 
taugliche  Form  über. 

2.  Landwirtschaftliche  Kultur  der 
Moore.  1.  Hochraoorkultur.  a)  Hol- 
land i s c h e V e e n k u 1 1 u r , auf  abgotorftem 
Hochmoor  unter  Zuhilfenahme  von  Sand. 
Der  beim  Abtorfen  des  Moores,  dessen  tiefen? 
dichte  Schicht  den  Brenntorf  liefert,  in  die 
Torfgrube  zurückgeworfene  leichte  unzer- 
setzte  Moostorf  der  oberen  Lagen  wird  nach 
der  Planierung  an  der  Oberfläche  auf  15  bis 
20  cm  mit  einer  meistens  aus  dem  Unter- 
grund stammenden  Sandschicht  von  10  bis 
15  cm  Stärke  gemischt  und  durch  Auf- 
bringen von  natürlichem  Dünger  (in  den 
holländischen  Moorkolonieen  vielfach  städ- 
tische Abfallstoffe)  in  Kultur  gebracht.  Später 
ist  diese  Art  der  Kultivierung  vielfach  auch 
auf  nicht  abgetorftes  Moor  übertragen  worden. 
Die  Entwässerung,  die  jeder  landwirtschaft- 
lichen Nutzung  <les  Moorbodens  vorangehen 
muss,  ist  bei  Veenkulturen  (Sandmischkul- 
turon)  stärker  zu  bemessen  als  bei  nicht 
besandetem  reinem  Hochmoor  (Senkung  des 
Grundwasserspiegels  für  Ackerland  80  bis 
100  cm,  für  Wiesen land  60  bis  70  cm). 
Voraussetzung  für  die  Veenkultur  ist  die 
Möglichkeit,  den  Untergrundsand  leicht  er- 
reichen zu  können,  Vorzüge  derselben  vor 
der  Hochmoorbewirtschaftung  ohne  Sand 
sind  die  grössere  Ertragsfähigkeit  und  die 
grössere  Sicherheit  der  Gewächse  auf  Veen- 
kulturen gegen  Fröste  (Nachtfröste)  und 
Dürre,  da  durch  die  Beimischung  des  Sandes 
zum  Moor  die  Wärme-  und  Wasscrverhält- 
nisse  desselben  verbessert  werden  (vgl.  hol- 
ländische Moorkultur). 

b)  Moorbrandkultur,  ebenfalls 
holländischen  Ursprungs,  von  dort 
nach  Deutschland  ültertragen  und  stellen- 
weise zu  grosser  Ausdehnung  gelangt.  Das 
ausreichend  entwässerte  Moor  wird  in  seiner 
nährstoffreicheren  Oberflächenschicht  d urch 
Hacken  oder  Pflügen  gelockert  und  nach 
genügendem  Austrocknen  durch  Brennen 
(Moorruuch,  Herrauch)  zum  Teil  eingeäschert, 
in  die  Asche  Buchweizen  oder  Hafer  gesät. 
Das  Brennen  führt  die  im  Boden  vorhan- 
denen Nährstoffe  zum  Teil  in  für  die  Pflan- 
zen aufnehmbare  Form  über,  verui-saclit  je- 
doch auch  einen  starkeu  Verlust  an  stick- 
stoffhaltiger Bodensubstanz.  Es  kann  mit 


die  besser  zersetzte  Oberflächenschicht  ver- 
zehrt ist  (6  bis  8 Jahre).  Der  ausgebrannte 
(tot  gebrannte)  Acker  bedarf  dann  einer 
langen  Ruhezeit  (30  bis  40  Jahre),  um  wieder 
eine  das  Brennen  lohnende  Oberflächenschicht 
(sogenannter  Heidehumus)  zu  erlangen.  Tiefe 
Schäden  des  Verfahrens  sind  seine  grosse 
Unsicherheit  und  das  stetige  Zurückgehen 
der  Erträge  infolge  der  auf  dem  Boden  ge- 
triebenen Raubwirtschaft.  Nur  unter  be- 
stimmten Verhältnissen  kann  ein  einmaliges 
Brennen  des  Bodens  als  Vorkultur  gerecht- 
fertigt erscheinen. 

c)  D e u 1 8 c h e Hoch moork ultu r. 
AlteArtderselben:  N utzung  des  Moores 
zu  Acker-  und  Wiesenland  unter  Benutzung 
von  tierischem  Dünger.  Neuere  Form 
der  Hochmoorkultur  auf  Moorboden 
jeglicher  Art  unter  Zuhilfenahme  künstlicher 
Düngemittel  und  kalkhaltiger  Materialien 
nach  den  von  der  M o o r v e r s u c h s s t a t i o n 
in  Bremen  ermittelten  Methoden.  Nachdem 
durch  die  wissenschaftlichen  Untersuchungen 
der  verschiedenen  Moorbodenformen  und  ihrer 
Eigenschaften  und  durch  praktische  Ver- 
suche auf  Hochmooräckcrn  und  Wiesen  die 
Grundlagen  für  die  zweckmässige  Verwertung 
der  kalkhaltigen  Meliorationsmittel  und 
künstlichen  Düngestoffe  geschaffen  worden 
sind,  ist  es  mit  Hilfe  derselben  und  anderer 
durch  den  Fortschritt  der  Landwirtschafts- 
wissenschaft und  Technik  gebotener  Mittel 
(Anbau  von  Klee,  Hülsen frftchten,  stickstoff- 
sammelnden Gründüngungspflanzen  wie 
Serradella,  Lupinen  unter  Benutzung  der 
Bodenimpfung,  durch  die  dem  Hochmoor 
die  für  das  Gedeihen  der  Leguminosen  för- 
derlichen Bakterien  der  Wurzelkuöllehen 
zugeführt  werden,  Einführung  von  Frucht- 
folgen verschiedener  Art,  vollkommenerer 
Geräte  für  die  Bodenltearbeitung,  ertrag- 
reicherer und  edlerer  Arten  von  Acker- 
gewächsen, Verwendung  des  an  der  Nord- 
seeküste in  grossen  Mengen  vorhandenen 
Seeschlicks,  bei  dem  leider  die  hohen  Kosten 
der  Gewinnung  und  Verfrachtung  einem 
allgemeineren  Massenverbrauch  vielerorts 
entgegenstehen)  gelungen,  nicht  nur  die  Er- 
träge der  l»eieits  nach  dem  alten  Verfahren 
kultivierten  Ländereien  über  das  bekannte 
Mass  weit  hinaus  in  lohnender  Weise  zu 
steigern,  sondern  auch  neukultivierten  Hoch- 
moorboden in  kurzer  Zeit  zu  hoher  Ertrags- 
fähigkeit zu  bringen.  Der  landwirtschaft- 
liche Betrieb  schon  bestehender  Hochmoor- 
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wirtschaften,  die  seihst  unter  günstigen  Be- 
dingungen vielfach  einen  Fortschritt  iu  erster 
Linie  wegen  Mangel  an  den  nötigen  Düng- 
stoffen vermissen  Hessen,  ist  durch  Ver- 
wendung künstlicher  Düngstoffe  in  seiner 
Ausdehnung  und  Intensität  erheblich  ge- 
stiegen, ferner  die  Möglichkeit  geboten,  neue 
Siedelungen  in  bislang  unkultivierten  Mooren 
nnzulegen  und  in  veihältnismässig  kurzer 
Zeit  zu  blühender  Entwickelung  zu  bringen. 

Die  Entwässerung  des  nicht  besandeten 
Hochmoors  darf  l>ei  Ackerkulturen  durch- 
schnittlich 50  bis  00  ein,  bei  Wiesen  40  bis 
50  cm  nicht  überschreiten.  Die  Düngung 
beträgt,  soweit  nicht  natürlicher  Dünger 
verwendet  wird,  auf  das  Hektar  nach  Zu- 
fuhr von  3ooo  bis  looo  kg  Kalk  in  Form 
von  gebranntem  gelöschtem  Kalk.  Kalk- 
öder  Thonmergel.  175  bis  loo  kg  Kali  (in 
Form  von  Kalisalzen,  besonders  Kaimt, 
lo  0 o iges  Kalisalz),  150  bis  75  kg  Phosphor- 
silure  (Thomasmehl,  Rohphosphat,  namentlich 
Algierphosphat)  und  zu  stiekstoffzohrenden 
Pflanzen  (Ilalm-  und  Hackfrucht)  nach  der 
Vorfrucht  GO  bis  0 kg  Stickstoff  in  Form 
von  Chilisalpeter,  Schwefelsäuren)  Ammoniak. 
Nach  mehrjährigen  stärkeren  Düngungen 
darf  auf  Grund  der  Anreicherung  des  Moor- 
bodens mit  Pflanzennfihrstoffen  die  Düngung 
annähernd  auf  den  Ersatz  der  jährlich  in 
den  Ernten  entnommenen  Mengen  derselben 
eingeschränkt  werden.  Die  sichersten  Früchte 
für  llochtnooräcker  sind  Roggen,  Kartoffeln 
und  Hafer,  letztgenannter  bei  möglichst 
früher  Aussaat. 

II.  N i e d e r u n g s m o o r ic  u 1 tu  r.  a)  A 1 s 
nicht  besaudetes  Niederungsmoor, 
vornehmlich  zu  Wiesen  oder  Weiden  unter 
Anwendung  kali-  und  phosphorsäurehaltiger 
Kunstdüngemittel.  Wegen  dos  natürlichen 
Reichtums  der  Niederungsmoore  an  Stick- 
stoff und  Kalk  ist  im  allgemeinen  eine 
Düngung  mit  diesen  Stoffen  nicht  nötig. 
Zweckmässige'  Senkung  des  Cmmd Wasser- 
spiegels bei  Wiesen  auf  durchschnittlich 
50  cm.  bei  Weiden  etwas  stärker  (GO  cm). 

b)  Sanddeckkultur.  Moordamm- 
kultur  nach  Rimpau.  Dieselbe  ist  An- 
fang der  sechziger  Jahre  von  dem  Ritter- 
gutsbesitzer Rimpau  in  Cunrau  erfunden 
und  seitdem  in  ganz  Deutschland  in  grossem 
Massstab  angewendet  worden.  Sie  besteht 
in  der  Bedeckung  des  vorher  durch  Gräben 
oder  Drainage  auf  durchschnittlich  1 m unter 
Oberfläche  in  der  Mitte  zwischen  den 
Gräben  oder  Strängen  entwässerten  und 
sorgfältig  eingeebneten  Moores  mit  einer 
Schicht  mineralischen  Bodens  (meistens  Sand, 
seltener  lehmiger  Sand,  Wiesenmergel)  in 
einer  Stärke  von  10  bis  12  cm  (für  Acker- 
bau). Durch  die  Sanddecke  wird  die  Ober- 
fläche so  fest,  dass  sie  befahren  werden 
kann.  Die  Bodenfeuchtigkeit  und  Boden- 


wärme werden  in  noch  stärkerem  Masse  ai~- 
bei  der  Veenkultur  (Sandmischkultur)  sma- 
stig  beeinflusst.  Die  Gefahr  des  Auffrierecs 
im  Winter,  der  Spätfröste  im  Frühjahr  wird 
erheblich  vermindert,  der  Stand  der  Pfaazen 
sicherer,  die  Feuersgefahr  für  das  Moor  ge- 
ringer, die  Bestellung  leichter.  Später  hat 
man  auch  für  Grashau  (Wiesen  und  Weädem 
das  Niederungsmoor  nach  demselben  Ver- 
fahren besandet,  wobei  die  Sanddeeke  nur 
7 bis  8 cm  stark  aufgebracht  wird . die 
Senkung  des  Grundwasserspiegels  durch- 
schnittlich nur  GO  bis  80  cm  beträgt.  Wenn 
nicht  besonders  ungünstige  Verhältnisse  (zu 
trockene  I^age.  häufige  Spätfröste)  vorliegeo. 
verdient  die  (.Anwandlung  in  nicht  besandet-* 
Grasländereien  schon  der  Billigkeit  w**g»*ß 
den  Vorzug  (s.  o.). 

Die  Düngung  der  Niederungsmoore 
betrügt  auf  das  Hektar  75  bis  125  kg  Kali 
in  Form  verschiedener  Kalisalze,  40  bis  1ÖU  kc 
Phosphorsäure  in  Form  von  Thomasmehl 
Superphosphat  (abgesehen  von  Mooren  mit 
natürlichem  Reichtum  an  Phosphorsäure,  die 
; einer  Zufuhr  von  solcher  nicht  oder  in  stark 
ermässigtem  Masse  bedürfen),  nur  ausnahms- 
weise (hei  schlechtem  Stand  im  Frühjahr, 
zu  besonders  anspruchsvollen  Früchten  wie 
i Zuckerrüben)  wird  in  geringen  Mengen 
Stickstoff  (Chilisalpeter,  schwefelsaures  Am- 
; moniak)  verabfolgt. 

III.  Erträge,  Rentabilität  von 
| Moorkulturen  und  deren  wirt- 
schaftliche B e d e u t u n g.  Nach  einer 
I allerdings  sehr  unvollkommenen  Statistik 
brachten  Moordammkulturen  nach  Rimpau 
im  Durchschnitt  etwa  5 bis  50  Angaben 
auf  das  Hektar  2380  kg  Weizen.  25UO  kg 
Roggen,  2GG0  kg  Hafer,  2435  kg  Gerste. 
1770  kg  Raps.  2240  kg  Erbsen.  1090  kg 
Bohnen,  20450  kg  Kartoffeln,  54300  kg 
Futter-  und  Zuckerrüben.  V ee  n k n 1 1 u ren 
(Sandmischkulturen)  auf  das  Hektar  2000  kg 
Roggen,  20G5  kg  Weizen,  2205  kg  Hafer. 
1000  kg  Bohnen,  1700  kg  Erbsen,  21200  kg 
Kartoffeln,  1005  kg  Raps;  mit  Kalk  und 
Kunstdünger  bewirtschaftetes  Hochmoor 
2000  kg  Roggen,  1000  kg  Hafer,  20  ( >00  kg 
Kartoffeln,  6500  kg  Kleeheu,  1500  kg 
| Erbsen.  Auf  dem  Versuchsfeld  der  Moor- 
j Versuchsstation  wurden  in  den  letzten 
Jahren  hei  ausgiebiger  Verwendung  der 
Gründüngung  und  Anwendung  besonders 
geeigneter  Geräte  für  die  Bodenbearbeitung 
auf  Hochmoor  erheblich  höhere  Erträge  er- 
zielt. namentlich  an  Hafer  (bis  3270  kg), 

1 der  hei  früher  Saat  eine  der  ertragreichsten 
und  sichersten  Moorfriiehte  ist.  Nach  einer 
vom  Verein  zur  Förderung  der  Moorkultur 
im  Deutschen  Reiche  äugest  eilten  Statistik, 
die  allerdings  lückenhaft  ist  und  nicht  in 
allen  Punkten  nach  Lage  der  Dinge  zurer- 
I lässige  Durchschnittszahlen  liefern  konnte. 
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betragen  die  Kosten  für  Herstellung  von 
Mooraammknlturan  (ohne  besondere  Unter- 
scheidung ob  Wiesen-  oder  Ackerkultur)  im 
Durchschnitt  von  72  Angaben  577  Mark, 
der  höchste  Satz  beträgt  pro  Hektar  1075  Mark, 
<ler  niedrigste  120  Mark;  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  pro  Hektar  188  Mark,  der 
höchste  518  Mark,  der  niedrigste  15  Mark, 
die  Verzinsung  der  Kulturkosten  (ohne 
Grunderwerbskosten)  im  Durchschnitt  82,7  %, 
die  niedrigste  8,0  °'o,  die  höchste  71.4  °/o. 
Die  Anlagekosten  für  Moorwiesen,  die  staat- 
lieherseits  in  einer  Ausdehnung  von  2644  ha 
auf  Domänen  in  verschiedenen.  Provinzen 
vorwiegend  ohne  Besandung  hergestellt 
worden  sind,  schwanken  zwischen  28  und 
703  Mark  und  betragen  durchschnittlich  für 
das  Hektar  377  Mark.  Die  preussische 
Forst  Verwaltung  hat  bis  jetzt  in  15  Re- 
gierungsbezirken gegen  4000  ha  Niederungs- 
moor mit  einem  Kostenaufwand  von  25  bis 
1708  Mark  pro  Hektar  in  Wiesen  umgewandelt. 
Bis  1806  wurde  auf  insgesamt  2715  ha, 
deren  Meliorierung  766017  Mark  gekostet, 
eine  jährliche  Vermehrung  des  Reinertrages 
von  85376,10  Mark,  somit  eine  Verzinsung 
des  angelegten  Kapitals  von  11,1  °/o  erzielt. 
Unter  vergleichbaren  Verhältnissen  ver- 
zinsten sich  besandete  Moorwiesen  mit  11,7, 
nicht  besandete  mit  28,0  0o.  Auf  Grund 
des  G.  v.  1.  April  1870  über  die  Bildung 
von  Wassergenossenschaften  ist  auf  genossen- 
schaftlichem Wege  die  Entwässerung  von 
233617  ha  moorigen  Bodens  durchgeführt 
oder  eingeleitet.  Die  entwässerten  Flächen 
dienen  in  erster  Linie  dem  Grasbau.  (Wiesen 
und  Weiden). 

Die  Kosten  für  Hochmoorkulturen  in 
grösseren  Betrieben  stellten  sich  wie  folgt 
für  das  Hektar:  Gräbenziehen , Hacken 
und  Kalken  ca.  102  Mark,  Düngung  117 
Mark,  im  Durchschnitt  (abgesehen  von  den 
allgemeinen  Kosten  u.  s.  w.).  Die  für 
Moorboden  gezahlten  Preise  unterliegen 
grossen  Schwankungen  (100  bis  1800  Mark 
für  das  Hektar).  Durch  Melioration  der 
noch  unkultivierten  Moorflächen  können  die 
produktionsfähigen  Acker-  und  Wiesenflächen 
und  die  Zahl  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe sehr  erheblich  vermehrt  werden. 
Strebsamen  und  fleissigen  l«mdwirten  ist 
die  Möglichkeit  geboten,  mit  verhältnis- 
mässig geringem  Kapital,  sei  es  als  Eigen- 
tum, Pachtung.  Rentengut.  Erbpachtung, 
einen  selbständigen  lohnenden  Landwirt- 
schaftsbetrieb im  Moor  einzurichten.  Da- 
durch könnte  manches  wirtschaftlich  tüch- 
tige Element  dem  Vaterland  erhalten  werden. 
Bestellende  ältere  Moorwirtscliaften  sind 
durch  die  neueren  Mittel  der  Moorkultur 
in  die  Dige  versetzt,  ihren  wirtschaftlichen 
Stillstand  oder  Vorfall,  der  häufig  zum 
grossen  Teil  durch  das  bislang  befolgte 


System  verschuldet  ist.  nicht  nur  aufzu- 
halten, sondern  in  ziemlich  kurzer  Zeit  zu 
einer  gedeihlichen  Entwickelung  zu  ge- 
langen. Die  örtlichen  Boden-  und  Witte- 
rungsverhältnisse  werden  vielfach  durch  die 
Kultivierung  ausgedehnter  Moorflächen  und 
die  damit  notwendigerweise  verknüpfte 
nlanmässige  Entwässerung  günstig  beein- 
flusst. Indirekt  übt  die  Niederungsmoor- 
kirltur  auf  die  in  der  Regel  mit  derselben 
verbundene  Bewirtschaftung  armer  Sand- 
böden einen  sein-  günstigen  Einfluss  aus. 
Die  auf  den  Moorkulturen  gewonnenen 
! Futter-  und  Strohmengen  ermöglichen  die 
i Haltung  eines  stärkeren  Viehstandes  und 
dadurch  eine  Steigerung  der  Produktion 
von  Dünger,  der  den  mineralischen  Boden- 
arten allein  zu  gute  kommen  kann,  da  seine 
Verwendung  auf  Niederungsmoorböden  nicht 
i angebracht  ist,  diese  vielmehr  zweckmässig 
lediglich  mit  Kunstdünger  bewirtseliaftet 
werden. 

3.  Forstwirtschaftliche  Kultur  der 
Moore.  Diesellie  hat  im  allgemeinen 

I bis  jetzt  geringere  Bedeutung.  Nioderungs- 
! moore,  Uebergangsmoore  oder  abgetorfte 
Hochmoore  von  nicht  zu  grosser  Mächtig- 
keit lassen  sich  nach  Herrichtung  einer 
l genügenden  Entwässerung  mit  Erfolg  auf- 
i forsten,  auf  Mooren  von  tieferem  Moorstand 
1 namentlich  nicht  abgetorftem  Hochmoor  ist 
bei  den  jetzigen  klimatischen  Verhältnissen 
bei  Aufwendungen  für  die  Entwässerung, 
die  nicht  von  vorne  herein  jede  Rente  aus- 
schliesscn,  Forstkultur  nicht  durchführbar. 
Das  zuerst  mit  grossen  Hoffnungen  be- 
| griisste  Brüningsehe  Verfahren  der  Auf- 
! forstung  von  Hochmooren  (nach  vorher- 
gehendem Brennen  des  Moores)  hat  sich 
nicht  bewährt.  Dass  dort,  wo  eine  starke 
Entwässerung  möglich  ist  und  wenn  auch 
nur  geringe  Mengen  Dungstoffe  zugeführt 
I werden,  auf  nicht  abgetorftem  mächtigem 
Hochmoor  Fichten,  Kiefern,  Eichen,  Obst- 
. bäume  gut  gedeihen,  zeigt  die  vielfach  in 
I den  nord  westdeutschen  Moorkolonieen  zu 
beobachtende  gute  Entwickelung  der  ge- 
| nannten  Baumarten  in  der  näheren  Um- 
gebung der  Ansiedelungen. 

4.  Technische  Verwertung  des  Moores. 
Viele  Versuche  der  technischen  Verwertung 
sind  fehlgeschlagen.  Als  wichtig  kommen 
in  Betracht:  a)  Die  Nutzung  des  Moores 
zur  Brenntorfgewiunung,  der  je  nach  der 
Art  der  Herstellung  als  Stichtorf,  Backtorf, 
Masohineutorf  bezeichnet  wird.  Die  Brenn- 
torfgewinnung bildet  namentlich  in  der 
Nähe  grösserer  Städte  oder  heizmittelbe- 
dürftiger Landstriche  eine  wichtige  Ein- 
nahmequelle des  Mooranbauers  und  für 
manche  Kolouieen  z.  B.  Veenkolonieen  ge- 
radezu die  Grundlage  des  Wohlstandes. 
Andererseits  liegt  hierbei  die  Gefahr  einer 
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Vernachlässigung  dos  Landwirtschaftsbe- 
triebes nahe;  es  sollte  der  Torfhandel, 
wenn  er  von  Moorkolonisten  betrieben  wird, 
stets  nur  ein  Nebengewerbe,  wenn  auch 
ein  wichtiges  derselben  bilden.  Neuerdings 
wird  mit  Erfolg  das  Moor  zu  Briketts, 
weniger  erfolgreich  zu  Koks  verarbeitet 
(unter  Gewinnung  der  Nebenprodukte  der 
Destillation),  b)  Torfstreugewinnung.  Hierzu 
sind  nur  die  unvollkommen  zersetzten, 
faserigen  Moorbildungen,  der  Moostorf  der 
Hochmoore,  der  langfaserige  Grastorf  der 
Niederungsmoore  geeignet.  Die  Torfstreu 
und  der  bei  der  Fabrikation  derselben  ab- 
fallende Torfmull  besitzen  eine  hohe  land- 
wirtschaftliche und  hygieinisehe  Bedeutung 
als  Einstreu  in  stroharmen  Gegenden  und 
Jahren,  als  Konservierungsmittel  des  Stall- 
düngers, namentlich  was  die  Verhütung 
von  Stickstoff  Verlusten  Itctrifft,  als  Mittel 
zum  Aufsaugen  und  Geruchlosmachen  flüs- 
siger Fäkalien,  für  das  Abfuhrwesen  der 
Städte.  Versuche,  die  Moorfasern  (Woll- 
grasfasern) zu  Geweben  zu  verarbeiten, 
haben  technisch  ziemlich  vollkommene  Fabri- 
kate geliefert,  eine  Rentabilität  scheint  je- 
doch bis  jetzt  ausgeschlossen.  Bemerkens- 
wert sind  die  neuerdings  angeregten  Pläne, 
die  Industrie  in  das  Moor  hineinzutragen, 
den  grossen  Vorrat  an  Brennstoffen  in  den 
Mooren  zur  Erzielung  vor»  Kraft  (Elektrici- 
tät)  zum  Zwecke  industrieller  Verwendung 
zu  benutzen. 

5.  Moorkolonisation  und  staatliche 
Massnahmen  zur  Förderung  derselben. 

Moorkolonisationen  in  grösserem  Umfang 
sind  meistens  auf  Hochmooren,  in  der  Regel 
unter  dem  Gesichtspunkt  grosser  Landes- 
meliorationen mit  staatlichen  oder  öffent- 
lichen Mitteln  ausgeführt.  Beispiele  dieser  Art 
sind  die  Hochmoorbesiedelungen  Mitte  und 
Ende  des  18.  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
im  Gebiet  der  alten  Herzogtümer  Bremen  und 
Verden  durch  die  hannoversche  Regierung, 
in  Ostfriesland  durch  Preussen,  viel  früher 
schon  im  Emsgebiet  durch  das  Niederstift 
Münster,  auf  dem  grossen  Moosbruch  im 
Kreise  Labiau  (Ostpreussen)  durch  Friedrich 
den  Grossen,  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts. 
Die  Entwickelung  dieser  Siedelungen  war 
sehr  verschieden  je  nach  den  Grundlagen, 
auf  denen  sie  erfolgte,  und  nach  der  Gunst 
der  Lage.  Wo,  wie  bei  einem  grossen  Teile 
der  ost friesischen  Moorkolon ioen,  die  Siedler 
lediglich  auf  die  Moorbrandkultur  hinge- 
wiesen waren,  nicht  eine  vorherige  Er- 
schliessung der  Moore  durch  Kanäle  oder 
Wege  und  Einrichtung  eines  rationellen 
Ackerbaues  erfolgt  war,  entwickelten  sich 
die  Kolonieen  sehr  unerfreulich  und 
brachten  diese  Bestrebungen  auf  lange  Zeit 
in  Misskredit. 

Die  neueren  Hochmoorbesiedelungen  sind 


namentlich  durch  Erschliessung  der  Moore 
durch  Kanäle  nach  holländischer  Art  vor- 
bercitet  (das  Bourtanger  Moor  auf  dem 
linken  Emsufer  durch  den  Haren-Rüten- 
brock, Ems-Vechte,  Süd-Nord  kanaL  die  mit 
dem  holländischen  Kanalnetz  in  Verbindnng 
treten  mit  einer  Gesamtlänge  von  lri5  km 
bei  Aufwendung  von  16  Millionen  Mark 
Baukosten,  auf  dem  rechten  Emsufer  der 
Papenburger  Splittingkanal,  in  den  ost- 
friesischen  Mooren  der  Ems- J ahde- Kanal  l 

Von  neueren  Besiedelungswerken  sind  zu 
nennen:  Die  Kolonie  Provinzialmoor,  bis 
jetzt  mit  38  Siedlerfamilien  besetzt,  am  Süd- 
Nord-Kanal,  begonnen  durch  die  Hannover- 
sche Provinzialverwaltung,  Grösse  der  ein- 
zelnen Siedelungen  10  ha.  Verpachtung  der- 
selben zunächst  in  Zeitpacht  auf  lu  Jahre, 
nachdem  2 ha  mit  Hilfe  von  Kalk  und 
Kunstdünger  kultiviert  sind,  der  Rest  wird 
unter  Aufsicht  der  Verwaltung  fertig  ge- 
stellt. Die  Pacht  beträgt  ca.  3 °o  der  ver- 
auslagten Gesamtkosten,  die  für  das  Hektar 
ca.  liuO  Mark  einschliesslich  der  Gebäude 
und  allgemeinen  Kosten  (Wege,  Feldbahn) 
betragen.  Die  Entwickelung  der  Kolonie 
ist  sehr  befriedigend.  Wert  des  versicherten 
Inventars  1890  1 1 958  Mark,  1898  109  751 
Mark;  Viehbestand  24  Pferde,  97  Kühe.  19 
Kälber,  155  Schweine,  Schafe  und  Ziegen. 
Hühner.  Die  Kolonie  Marcardsmoor  im 
Auricher  Wiesmoor,  zu  Ehren  des  um  die 
Moorkolonisation  sehr  verdienten  ehemaligen 
Unterstaatssekretärs  Maicard  benannt,  be- 
gonnen 1890  durch  den  preussi schon  Staat 
nach  denselben  Grundsätzen  wie  im  Pro- 
vinzialmoor. Bis  jetzt  sind  30  Siedler  an- 
gesetzt,  1 als  Rentengutsbesitzer.  Versiche- 
rungssumme (Mobiliar)  von  27  Ansiedlern 
1898  81205  Mark,  Viehbestand  12  Pferde, 
110  Stück  Rindvieh,  206  Schafe,  Ziegen 
und  Schweine.  Einleitung  gleicher  Koloui- 
sationsunternehmungen  im  Kehdinger  Moor 
(Regierungsbezirk  Stade),  im  Bargstedter 
Moor  in  Schleswig-Holstein,  in  den  ost- 
preussischen  Mooren  (Moosbruch,  Augstumal- 
moor).  In  letzter  Zeit  sind  für  die  Vorbe- 
reitungsarbeiten bei  der  llochmoorbesiede- 
lung  mit  bestem  Erfolg  Strafgefangene  ver- 
wendet worden.  Arbeiterkolonieen  auf 
Moorboden,  von  grösseren  Verbänden.  Ver- 
einen oder  Privaten  begründet,  bestehen  in 
der  Provinz  Sachsen  (Sevda),  Hannover  (KiLs- 
(lorf,  Friedrich  - Wilhelmsdorf),  Holstein  (Rick- 
ling),  Pommern  (Meierei). 

In  Preussen  wurde  als  Centralstelle  für 
das  Moorwesen  die  Centralmoorkora- 
mission  gegründet,  der  seit  1893  auch 
die  Förderung  aller  auf  die  bessere  Kultur 
des  leichten  Sandbodens  gerichteten  Be- 
strelnmgen  überwiesen  ist  und  die  ihr  vom 
Minister  für  Luid  Wirtschaft  zugewiesene 
otler  von  ihren  Mitgliedern  augeregte  Fragen 
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bearbeitet.  Wissenschaftliches  und  tech- 
nisches Organ  der  Centralmoorkommission 
ist  die  Moor  Versuchsstation  in 
Bremen,  die  durch  chemische,  physi- 
kalische und  botanische  Untersuchungen 
sowie  durch  zahlreiche  Versuche  im  freien 
Felde  die  Wissenschaft  und  Technik  der 
Moorkultur  nach  allen  ihren  Richtungen  zu 
fördern  hat 

Der  preußischen  Centralmoorkommission 
hat  sich  in  jüngster  Zeit  auch  das  Gross- 
herzogtum Oldenburg  angesohlossen. 

ln  Bayern  ist  eine  Landesmoorkulturan- 
stalt entstanden,  vornehmlich  für  die  prak- 
tische Aufgabe  der  nutzbringenden  Ver- 
wertung der  bayerischen  Moore.  In  Pommern 
und  in  Westfalen  sind  im  Anschluss  an  die 
Landwirtschaftskammer  und  den  landwirt- 
schaftlichen Provinzialverein  provinzielle 
Moorkommissionen  mit  ähnlichen  Zielen  ins 
Leben  getreten.  Der  Verein  zur  Förderung 
der  Moorkultur  im  Deutschen  Reiche  hat 
seit  etwa  zwei  Jahrzehnten  für  das  Ver- 
ständnis und  die  Ausbreitung  der  Moorkultur 
sehr  segensreich  gewirkt. 

6.  Moorkultur  und  Moorverwertung 
im  Ausland.  Holland.  Die  holländischen 
Moore  gleichen  in  ihrem  Aufhau  wie  in 
ihrer  Zusammensetzung  den  nord westdeut- 
schen Hochmooren.  Der  grösste  Hochmoor- 
komplex ist  das  Bonrtanger  Moor,  das  an 
das  grosse  preussische  Moorgebiet  gleichen 
Namens  angrenzt.  Hier  wurde  zuerst  das1 
als  holländische  Veenkultur  (s.  o.)  bekannte 
Kultursystem  in  technisch  musterhafter 
Weise  ausgebildet.  Die  Grundbedingung 
desselben,  die  Möglichkeit  der  Verwertung 
des  gewonnenen  Brenntorfs  war  schon  vor 
Jahrhunderten  durch  das  Bedürfnis  der 
Städte  nach  Brennmaterial  infolge  der  rück- 
sichtslosen Verwüstung  der  Wälder  ge- 
schaffen. Bereits  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
wird  durch  planmäßige  Regelung  der  Torf- 
gräbern und  durch  Beginn  des  Ausbaues 
eines  für  grössere  Schiffe  befahrbaren  Ka- 
nalnetzes (llauptsehiffahrtskanäle  mit  Seiten- 
und  Nebenkanälen,  Wicken,  Inwieken)  der 
Grund  zu  der  blühenden  Entwickelung  der 
holländischen  Veenkolonieen  gelegt.  Die 
bekanntesten  sind  die  sogenannten  Greilinger 
Veenkolonieen  in  «len  Gemeinden  Hooge- 1 
zand,  Sappemer,  Oude  Pekela,  Veendamm, . 
Nieuvc  Pekela  und  Wilderwank.  Die 
städtischen  Uuratstoffe  werden  seit  langem, 
namentlich  in  Groniugen,  in  hervorragend 
zweckmässiger  Weise  zu  einem  leicht  trans- 
portabelen,  an  Pflanzennährstoffen  reichen 
Kompostdünger  verarbeitet  und  auf  dem 
ausgedehnten  Kanalnetze  (Stadskanal,  Wilder- 
wank, Winschotcr  Diep,  die  kanalisierte 
Pekel-A.  u.  a.)  den  düngerbedürftigen  Moor- 
böden häufig  auf  weite  Entfernungen  zuge- 
führt (/..  B.  bis  Ter  Apel,  hart  an  der  deut- 


| sehen  Grenze).  Die  genannten  sechs  für 
; die  holländische  Moorkultur  typischen  Kolo- 
' nieen  haben  zusammen  eiu  Areal  von  ca. 
21 00(1  ha,  davon  ist  etwa  die  Hälfte  noch 
nicht  ahgetorftes  oder  unkultiviertes  abge- 
torftes  Moor.  1000  ha  nehmen  die  Kanäle 
ein,  von  den  übrigen  16  <>00  ha  sind 
12000  ha  Ackerland,  4000  ha  Wiesen  und 
Weiden.  Die  einzelnen  Kolonate  (Plaazen) 
sind  8,  10,  20  ha  gross.  Die  Erträge  sind 
dauernd  hohe,  der  landwirtschaftliche  Ho- 
trieb ist  in  der  neuesten  Zeit  noch  inten- 
siver geworden,  Gewerbe  und  Fabriken 
I blühen  empor:  der  blühendste  Industrie- 
zweig ist  die  Stärkemehlfabrikation,  für  die 
der  Veenbauer  das  Rohmaterial,  die  Kar- 
toffel liefert.  24  bis  40%  des  kultivierten 
Ackerbodens  dienen  dem  Anbau  dieser 
Frucht.  Daneben  haben  sich  zahlreiche 
andere,  zum  Teil  sich  an  die  Landwirtschaft 
anschliessende  I ndustriezweige  entwickelt, 
Seifensiedereien,  Syrup-,  Cichorien-,  Papier- 
fabrikation, Brennereien.  Brauereien,  Glas- 
fabriken, Ziegeleien  und  Gerbereien.  Der 
Schiffbau  ist  durch  den  Rückgang  der 
kleinen  Seeschiffahrt  etwas  zurückgetreten, 
infolgedessen  die  mit  ihm  in  Verbindung 
stehenden  Gewerbe;  trotzdem  sind  auch 
heute  noch  zahlreiche  Werften.  Anker- 
schmieden,  Segelmaehereien  vorhanden.  Aus 
den  alten  Kolonieen  sind  stundenlange 
Dörfer  mit  städtischem  Aussehen  mul 
grossem  Wohlstände  geworden.  Dem  in  der 
Provinz  Groningen  gegebenen  Beispiel  sind 
die  übrigen  moorbesitzenden  Provinzen 
Hollands  gefolgt,  ln  der  Landschaft  Drenthe 
wurde  schon  früh  das  Hogcveen  und  die 
Kolonie  Smilde,  in  Oheryssel  die  vom  Baron 
! Dedem  1809  erbaute  und  später  in  den  Be- 
sitz der  Landschaft  übergegangene  Dedems- 
I vart  und  die  daran  sieh  anschliessende 
Armen-  und  Strafkolonie  Ommerschanz  u.  a. 
angelegt.  Der  Hauptunterschied  der  hol- 
ländischen Moorkolonisation  gegenüber  der 
deutschen  besteht  darin,  dass  die  erstge- 
nannte im  Grunde  gewerbliche  Unter- 
nehmungen von  seiten  kapitalkräftiger  Unter- 
nehmer o«lei  Organisationen  (Stadt Verwal- 
tungen, Gesellschaften)  sind,  die  zuerst 
Kanäle  mit  Verkehrsstrassen  anlegten  und 
das  I^uicl  abtorften  (vcrvecnen).  Dann  erst 
folgt  die  landwirtschaftliche  Nutzung  durch 
Käufer,  Pächter  (häufig  in  erbpachtähnlichem 
Verhältnis)  und  mit  der  Entwickelung  des 
Ackerbaues  Gewerbe  und  Handel.  Durch 
die  »Hollandgänger*,  bei  der  Ernte  oder 
Torffabrikation  beschäftigte  Arbeiter,  wurde 
die  Technik  der  Vcenkultur  in  die  an- 
grenzenden deutschen  Moorbezirke  ülier- 
t ragen.  Das  weniger  segensreiche  Verfahren 
«los  Moorbrennens  (s.  o.)  ist  ebenfalls  hol- 
ländischen Ursprungs. 

Schweden.  Die  statistischen  Auf- 
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nahmen  der  vorhandenen  Moorflächen  sind 
ebenfalls  wenig  genau.  Die  Ausdehnung 
dersell>en  wird  zu  511)8000  ha  angegeben 
(12.6  0 o der  Gesauitlmdenfläche  ausschliess- 
lich der  Seeen).  Die  landwirtschaftliche 
Nutzung  der  Moore  ist  ziemlich  alt.  beson- 
ders unter  Zufuhr  mineralischer  Hoden  arten 
(Crlacialthone)  und  natürlichen  Düngers, 
ebenso  wird  seit  langem  Brandkultur  ge- 
trieben. Soit  Gründung  des  schwedischen 
Moorkulturvereius.  der  Moorkulturstation  zu 
Jönköping  und  der  Einführung  künstlicher 
Düngemittel  hat  die  Moorkultur  in  Schweden 
grosse  Fortschritte  gemacht.  Vorwiegend 
sind  Niedermigsmoore  oder  niederungsmoor- 
artige Böden  kultiviert  mit  oder  ohne  Zu- 
hilfenahme von  Sand,  in  erste  rem  Falle  als 
Sandmischkulturen,  Moordammkulturen  nach 
Rimpau  sind  in  Schweden  selten.  Die 
Hauptfrüchte  der  Moorücker  sind  Hafer, 
Koggen,  'Wasserrüben,  auf  Gotland  ausser- 
dem Zuckerrüben.  Ein  Moorkulturverein, 
der  sich  zahlreicher  Mitglieder  erfreut,  wirkt 
in  gleichem  Sinne  wie  der  deutsche  Verein. 

Die  technische  Nutzung  der  Moore  hat 
in  Schweden  im  allgemeinen  eine  ähnliche 
Entwickelung  genommen  wie  in  Deutsch- 
land (Brenntorf,  Torfstreu,  Koks). 

Irland  besitzt  etwa  1602306  Acres 
Moorland  (648406  ha),  davon  etwa  1 i Niede- 
rungsmoor, 8.4  Hochmoor.  Die  landwirt- 
schaftliche Benutzung  ist  äusserst  gering. 
Vor  mehreren  Jahren  hat  die  Regierung  an 
der  Westküste  Irlands  einen  Versuch  auf 
einer  grösseren  Fläche  eingeleitet,  das  Moor 
nach  vorheriger  Drain iernng  aufzuforsten, 
die  bisherigen  Erfolge  sind  wenig  günstig. 

Dänemark.  Dänemark  (ausgenommen 
die  Faröriuseln,  Island.  Grönland)  hat 
368000  ha  Moor.  (9,7  °.o  der  Bodenfläche), 
davon  etwa  1 5 Hochmoore.  Am  reichsten 
daran  ist  das  nördliche  Jütland.  Ein  grosser 
Teil  wird  als  Wiesen  (Bewässenmgswiesen) 
genutzt,  vielfach  unter  Beihilfe  künstlicher 
Düngemittel.  Hochmoorkni  turen  sind  bis 
jetzt  wenig  vorhanden,  d;us  Interesse  für 
Moorknlturen  jeglicher  Art  ist  jedoch  in 
letzter  Zeit  sehr  gewachsen.  Technisch  hat 
nur  die  Nutzung  als  Brenntorf  Bedeu- 
tung. 

Finland.  Die  unkultivierten  Moor- 
flächcn  umfassten  im  Anfang  des  Jahrhun- 
derts 104 1 44  qkm  (28,1  % der  Bodenfläche). 
Seitdem  ist  die  Kultur  derselben  so  fortge- 
schritten, dass  1876  die  nicht  meliorierten 
Flächen  auf  nur  74000  qkm  geschätzt  wur- 
den. Die  Moore  bilden  meistens  grosse  zu- 
sammenhängende Komplexe.  Ihrer  Be- 
schaffenheit nach  sind  es  entweder  Niede- 
rungsmoore oder  Hochmoore,  letztere  häufig 
sehr  mächtig,  der  Untergrund  bestellt  ge- 
wöhnlich aus  Thon,  seltener  aus  Sand  oder 
thonigem  Sand.  Die  grösseren  Moore  sind 


meistens  im  Besitz  mehrerer  Iutoressetiten. 
Die  landwirtschaftliche  Nutzung  geschieht 
entweder  als  Brandkultur,  die  jedoch  immer 
mehr  abnimmt,  oder  als  Mischkiiltur  (nach  g*- 
höriger  Entwässerung  und  unter  Umständen 
nach  mehrmaligem  Brennen  wird  «las  Moor 
mit  thonigem  Boden,  200  bis  4<m»  cbm  auf 
das  Hektar,  befahren,  derselbe  mit  dem 
Moor  gemischt  und  vor  wiegen«  1 mit  Hafer. 
Gei-ste,  bisweilen  auch  Roggen  bebaut,  oder 
zu  Grasland  niedergelegt:  das  Befahren  mit 
Thon  (Echmschlagcu)  wird  unter  Umständen 
wiederholt  unter  Benutzung  von  Stalldünger, 
neuerdings  von  künstlichen  Düngemitteln 
und  Kalk).  Staat licherseits  wird  die  M<«or- 
kultur  durch  finanzielle  Beihilfen,  Kanal- 
bauten (339  km),  Darlehen  zu  billigen  Zinsen, 
die  vom  Staate  den  Gemeinden  zur  Förde- 
rung desselben  Zweckes  wieder  ül*erlasseü 
werden,  unterstützt.  Seit  1895  besteht  in 
Finland  ebenfalls  ein  Moorkidturverein. 

Oesterreich.  Ueber  die  Ausdeknuug 
der  österreichischen  Moore  liegt  wenig  Zu- 
verlässiges vor.  Dieselbe  wird  für  Böhmen 
schätzungsweise  zu  30UUÜ  ha.  für  Galizien 
auf  50 Otxi  ha  und  mit  Einschluss  der  1 be- 
waldeten Moore  auf  Ioimmio  ha  angegeben. 
Die  Moorkultur  steht  in  Oesterreich  noch 
in  den  ersten  Anfängen,  in  den  Randge- 
birgen Böhmens  werden  die  Moore  ver- 
wiegen«! als  Wiesen,  in  den  Alpen  häufiger 
als  Acker  (l^aibacher  Moor)  genutzt.  Durch 
sogenannte  Moorkurse  ist  neuerdings  in 
Oesterreich  «las  Interesse  für  Moorkultur 
geweckt  worden:  in  Sebastiansberg,  ferner 
in  Galizien  (Rudnik,  Olesko,  Kouty,  Korso*) 
sind  Versuchswirtschaften  auf  Moor  einge- 
richtet, die  mit  Hilfe  der  neuereu  Erfah- 
rungen «ler  Moorkultur  arbeiten  und  be- 
merkenswerte Erfolge  erzielen. 

Frankreich  besitzt  grosse  Moorflächen 
im  Departement  der  Somme,  in  der  Bre- 
tagne, dem  französischen  Jura  und  auf  dem 
Central plateau,  die  zur  Brenntorf-  und  Torf- 
streugewinnuug  oder  als  schlechte  Weide 
genützt  werden,  für  deren  rationelle  land- 
wirtschaftliche Nutzung,  abgesehen  von 
einer  eigentümlichen  Art  der  Gartenkultur 
auf  Moorboden  in  der  Nähe  einzelner  Städte 
(Amiens,  Bcauvais),  bislang  wenig  gethan 
ist,  die  nach  ihrer  Beschaffenheit  eine 
solche  voraussichtlich  in  hohem  Masse  lohnen 
würden. 

Italien.  Für  die  pontinisehen  Sümpfe, 
die  zum  grossen  Teil  aus  anmoorigem  Boden 
von  grossem  Reichtum  an  Pflanzennähr- 
stoffen  bestehen,  ist  neuerdings  ein  Auf- 
sehen erregendes,  von  Autoritäten  jedoch 
sehr  günstig  beurteiltes  Meliorationsprojekt 
von  einem  deutschen  Offizier  von  Donat 
aufgestellt,  dessen  Ausführung  jedoch  durch 
Schwierigkeiten  mancherlei  Art  verzögert 
zu  werdon  scheint. 
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Litteratlir:  Es  find  hier  vornehmlich  tu  nennen: 
Protokolle  der  Cent  rat- Moorkommission,  Hrrlin. 

— Berichte,  über  di«  Arbeiten  der  Moor- Versuchs- 
station in  Bremen,  herausgegeben  von  Ibrofet >■ 
sor  Fleischer,  — Land tr.  Jahrbücher  ISS.:,  1886, 
1891  von  Prof.  Tucke,  ebenda  1898.  — Die 
Torjftreu,  von  Prof.  Fleischer,  Bremen  1890. 

— Bericht  über  die  Verhandlungen  und  Be- 
schlüsse der  Subsektion  für  Moorkultur  des  inlcr- 
nalionalen  Kongresses  zu  HTen  IS 90,  heraus- 
gegeben von  lbrof.  Grnhl,  — Mitteilungen  des 

Vereins  zur  Förderung  der  Moorkultur  im  deut- 
schen Reiche,  Berlin.  — Th,  II.  Ul  mp  au. 
Die  Bewirtschaftung  des  Rittergutes  C'unrau, 
Berlin  1887.  — Die  Moorkultur,  von  Ft  ’•  Krey, 
Berlin  1885.  — .1.  II  ilf/oi  herfj.  Innere  Kolo- 
nisation im  Xordwesten  Deutschlands , Strassburg 
1891.  — C.  von  Scelhornt,  Acker-  und  Wiesen- 
bau auf  Moorboden,  Berlin  189£.  — Denk- 
sehr  if  t d.  Land  te  i rt  sc  h oft  liehen  Mi  n i s- 
leriums  über  den  ' gegenwärtigen  Stand  der 
Moorkultur  und  der  Moorbcsiedclung  in  Preussen. 

— Mitteilungen  über  die  österreichischen  Moor- 

kurse, von  II.  Schrei  her,  Linz.  — Derselbe, 
Der  Moostorf,  seine  Gewinnung  und  Bedeutung, 
Prag  1898.  — Ferner:  Das  Kapitel  über  Moor- 
boden, von  Prof.  Fleischer  in  Grundlehren 
der  Kulturlechnik,  herausgegeben  von  Prof.  Dr. 
A.  Vogler,  Berlin  1S98.  — Moore  und  Moor- 
kultur  in  Bagern,  ron  Dr.  A.  Itaumann, 
Forst-  und  naturwissenschaftliche  Zeitschrift, 
München  1894,  1895,  1896,  1897,  1898.  — Für 
die  holländische.  Moorkolonisation  ist  wichtig: 
F.  ItoryntltiM,  Urbarmachung  und  Jjsndban  in 
den  Moorkolonieen  der  Provinz  Groningen,  über- 
setzt von  H’.  Peters,  Osnabrück  1875.  — Für 
schwedische  Moorkullur : Mitteilungen  des 
schwedischen  Vereins  für  Moorkultur, 
Jönköping.  — Französische  JAtteratur  über 
Moore:  Leng  U creme , Untersuchungen  über 

Torfmoore,  übersetzt  und  hertiusgcgclwn  von 
v.  Lengcrkc , Berlin  1847.  — Hitler , Etüde 
sur  V utilisation  des  tourbes  fran<;aises  cn  agri- 
culture,  Fancy  1891.  In  den  genannten  llcr&cn 
finden  sieh  die  übrigen  Littrraturnachweise. 

Tacke. 


Moralstatistik. 

1.  Aufgabe  und  Hilfsmittel.  2.  Methode 
nebst  Beispielen.  3.  Allgemeine  Bedeutung. 

. 1.  Aufgabe  und  Hilfsmittel.  Die  I 

Moralstat  ist  ik  beschäftigt  sich  mit  der  sta- 
tistischen Untersuchung  derjenigen  Massen- 
erscheinungen des  Menschenlebens,  denen 
eine  moralische  Bedeutung  zukommt.  Das 
Material,  das  sie  verarbeitet,  gehört  sehr 
verschiedenen  Zweigen  der  praktischen  Sta- 
tistik an  und  wird  von  dieser  grösstenteils 
zu  anderen  Zwecken  erhoben.  So  entnimmt 
die  Moralstatislik  der  Statistik  der  Bewe- 
gung der  Bevölkerung  die  Beobachtungen 
über  die  Eheschliessungen  und  Eheschei- 
dungen und  die  unehelichen  Geburten : auch  ! 


die  Statistik  der  ehelichen  Geburten  hat 
eine  moralische  Bedeutung,  wenn  anzu- 
nehmen ist,  dass  die  Zahl  derselben  in  vielen 
Familien  absichtlich  beschränkt  wird.  Unter 
den  Sterbefällen  besitzen  die  Selbstmorde 
eine  wichtige  symptomatische  moralische 
Bedeutsamkeit.  Als  das  vorzugsweise  der 
Moralstatistik  untergeoidnete  Gebiet  aber 
gilt  die  Kriminalstatistik  (s.  d.  Alt.  oben 
Bd.  V S.  408  ff.).  Durch  sie  erliält  man 
Kenntnis  der  Zahlenverhältnisse  der  vorge- 
kommenen Handlungen  und  Unterlassungen, 
die  das  Gesetz  mit  Strafe  bedroht  und  die 
grösstenteils  schon  au  sich,  mindestens  aber 
als  Verletzung  einer  bestehenden  Rechts- 
ordnung einen  sittlich  verwerflichen  oder 
tadelnswerten  Charakter  haben.  Zur  Beur- 
teilung des  Standes  der  von  der  Strafrechts- 
pflege und  der  Polizei  unabhängigen  Privat- 
moral.  der  Entwickelung  des  Pflichtgefühls, 
<les  Wohlthätigkeitssinnes,  des  Gemeinsinnes 
etc.  kann  man  zwar  ebenfalls  mannigfaltige 
statistische  Erhebungen  verwerten,  aber  es 
handelt  sich  dabei  immer  nur  utn  gewisse 
symptomatische  Einzelheiten  und  man  ge- 
winnt aus  solchen  isolierten  Tabellen  nur 
1 ein  fragmentarisches  Bild  von  dem  niorali- 
■ sehen  Gesamtcharakter  der  beobachteten 
Gesellschaft.  So  kann  die  kircliliche  Statistik 
der  verschiedenen  Konfessionen  Aufschluss 
geben  Über  die  grössere  oder  geringere 
Wirksamkeit  des  kirchlichen  Einflusses,  z.  B. 
durch  Vergleichung  der  Zahl  der  Getauften 
und  der  kirchlich  Getrauten  mit  der  zuge- 
hörigen Zahl  der  Geburten  und  der  Ehe- 
schliessungen. Die  Statistik  der  politischen 
Wahlergebnisse  nach  den  Parteien  gewährt 
auch  Einblick  in  gewisse  grosse  moralische 
Strömungen  des  Volkslebens,  namentlich 
mittelst  der  die  Sozialdemokratie  und  die 
speeifisch  konfessionellen  Parteien  ^treffen- 
den Zahlen.  Die  Statistik  der  freiwilligen 
Armenpflege,  der  Schenkungen  und  Stiftun- 
1 gen  zu  Wonltkätigkeits-  oder  gemeinnützigen 
Zwecken  lässt  Schlüsse  ziehen  auf  die  grös- 
sere oder  geringere  Kraft  des  Geistes  werk- 
‘ thätigor  Menschenfreundlichkeit  und  sozialer 
1 Opferwilligkeit.  Auch  die  Wirtschaftsstatistik 
giebt  manche  Fingerzeige  von  moralischer 
Bedeutung:  so  in  den  Zahlen  über  den  Ver- 
brauch an  geistigen  Getränken  und  narko- 
tischen Genussmitteln,  über  die  Produktion 
oder  Einfuhr  von  Waren,  die  einem  raffi- 
nierten Luxus  dienen,  über  die  Ausdehnung 
dos  Börsenspiels,  die  Zahl  der  Bankerotte  etc. 
Andere  wirtschafts-  und  sozialstatistische 
Beobachtungen  werfen  zwar  kein  unmittel- 
bares Lieht  auf  die  sittlichen  Gesellschafts- 
zuständc,  aber  sic  betreffen  doch  Thatsachen, 
die  mit  diesen  in  engem  Kausalzusammen- 
hänge stehen,  der  sich  aus  dem  Vergleiche 
mit  moralstatistisohcn  Zahlenreihen  ergiebt. 
Hierher  gehört  z.  B.  die  Statistik  der  Preise 
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der  notwendigen  Lebensmittel,  der  Yertei-  ! haben.  Bei  der  Festsetzung  dieser  Grenzen  ist 
lang  des  Einkommens  auf  die  verschiedenen  ma|*  *chon  genötigt,  mit  einiger  Willkür  zu 
Gesellschaftsklassen,  bis  zu  einem  gewissen  1 v^ahren.  doch  wird  man  für  die  deutsche  Be 
Grade  auch  die  Herufsstatistik.  Auch  die 
Unterrichtsstatistik  ist  mit  heranzuziehen, 
namentlich  zur  Untersuchung  der  Frage, 
wie  der  hohen?  mler  geringere  Gmd  der 
intellektuellen  Volksbildung  auf  den  Sitten- 
zustand  wirkt. 

2.  Methode  nebst  Beispielen.  Alle 
moralstatistiseh  bedeutsamen  Thatsachen 
hängen  vom  menschlichen  Willen  ab  und 
dieser  wirkt  nur,  wenn  ihm  ein  Motiv  ge- 
geben ist,  das  seinerseits  einer  Gelegen- 
heit oder  Veranlassung  bedarf,  um 
hervorzutreten.  Aber  wenn  auch  ein  solches 
Motiv  im  Innern  des  Menschen  wirksam 
wird , so  wird  er  sieh  darum  doch  keines- 
wegs immer  zu  der  in  Krage  stehenden 
Handlung  oder  Unterlassung  wirklich  ent- 
schliessen.  sondern  er  wird  möglicherweise 
durch  entgegengesetzte  Motive  zu  einer  Ent- 
scheidung im  anderen  Sinne  geführt.  Die 
Hauptnufgalie  der  Moralstatistik  wäre  nun 
eigentlich,  zu  ermitteln,  wie  viele  aus  einem 
bestimmten  Kreise  von  Personen,  die  zu 
einer  moralisch  bedeutsamen  und  statistisch 
erfassbaren  Handlung  oder  Unterlassung 
m ö g 1 i c h e r w e i s e Gelegen  heit , V eran  las- 
sung  oder  Versuchung  finden,  diese  Hand- 
lung oder  Unterlassung  in  einer  bestimmten 


vfllkenuig  ohne  merklichen  Fehler  als  solche 
das  vollendete  14,  und  50.  Lebensjahr  annehmen 
können.  Aber  innerhalb  dieser  weiten  Grenzen 
ist  offenbar  die  Wahrscheinlichkeit  einer  unehe- 
lichen Niederkunft  sehr  verschieden,  und  es 
müssten  daher  mehrere  Unterabteilungen  nach 
dem  Alter  der  unverehelichten  weibliidien  Per- 
sonen überhaupt  gemacht  werden,  denen  dann 
J die  Zahlen  der  unehelich  Gebärenden  ans  diesen 
Altersgruppen  gegcnttbcrznstellen  wären.  Pie 
zn  letzterem  Zwecke  nötigen  Erhebungen  findet 
man  bisher  nur  in  städtischen  Statistiken.  So 
betrug  z.  B.  die  Zahl  der  unehelich  Geborenen 
mit  Einschluss  der  Totgeborenen  im  Jahre  1888 
j in  Berlin  6327  (der  Mehrlingsgeburten  wegen 
etwa  1 0 „ mehr  als  die  Zahl  der  entsprechenden 
Niederkünfte)  und  von  djesen  kamen  anf  Mütter 
j im  Alter  von  14  Jahren  1.  von  15—20  Jahren 
8517,  von  20  25  Jahren  2670,  von  25 — 30  Jahren 
155)7,  von  30—35  Jahren  684,  von  35 — 40  Jahren 
306,  von  40—45  Jahren  5)7,  von  45-  50  Jahren 
! 10  (ausserdem  50  ohne  Altersangabel.  Dividiert 
man  diese  Zahlen  durch  die  entsprechenden  der 
am  Anfang  des  Jahres  lebendeu  unverehelichten, 
so  erhält  man  allerdings  nicht  ganz  korrekte, 
aber  praktisch  genügende  Ausdrücke  der  sta- 
tistischen Wahrscheinlichkeit  einer  unehelichen 
Geburt  in  diesen  Altersgruppen.  Aber  diese 
Wahrscheinlichkeit  ist  immer  nur  eine  zu- 
sammengesetzte, zu  der  sich  sehr  verschiedene. 
Für  zahlreiche  Untergruppen  geltende  Einzel- 
wahrscheiulichkeiten  verschmolzen  haben . und 


Zeit.slrecko  wirklich  begehen.  In  Wirklich-  es  sind  daher  noch  weitere  Zerlegungen  nötig. 


keit  aber  lässt  sieh  dieser  Kreis  me  genau 
abgrenzen , sondern  in  den  meisten  Fällen 
muss  man  sich  damit  begnügen,  diejenigen 
Personenklassen  auszuscheiden , die  un- 
zweifelhaft niemals  zu  der  fraglichen  Hand- 
lung (von  den  Unterlassungen  wollen  wir 
im  weiteren  abschen)  Möglichkeit  oder  Ge- 
legenheit haben  können.  Die  dann  noch 
übrigbleibende  Gesamtheit  von  Personen  ist 


Am  wichtigsten  ist  jedenfalls  für  die  vorliegende 
Frage  wie  auch  für  die  statistische  Untersncnnng 
der  Verbrechen  und  Selbstmorde  die  Gruppierung 
nach  der  wirtschaftlichen  LageundBeschäftignng. 
Für  Mädchen  aus  den  wohlhabenderen  Klassen, 
die  unter  elterlicher  Obhut  stehen  und  nicht 
genötigt  sind,  in  den  wirtschaftlichen  Kampf 
mit  einzutreten,  ist  die  Gefahr  eines  Fehltrittes 
offenbar  ausserordentlich  viel  geringer  als  für 
sieh  selbst  überlassene  junge  Personen,  die  mit 


freilich  in  der  Regel  noch  Ihm  weitem  keine  der  Not  des  Lebens  ringen  ^ und  selbst  ihren 

homogene  im  Sinne  der  vorliegenden  Frage,  * L * “ ‘ J “ 

sondern  sie  setzt  sich  aus  Gruppen  zusam- 


men, in  denen  die  Wahrscheinlichkeit  der 
betreffenden  Handlungsweise  zahlreiche  Ab- 
stufungen von  einem  fast  verschwindend 
kleinen  Minimum  bis  zu  einem  Maximum 
aufweist.  Man  wird  daher  suchen  müssen. 


Erwerb  suchen  müssen  und  dadurch  oder  durch 
elende  Wohnungsverhältnisse  mit  männlichen 
Arbeitsgenossen  oder  anderen  Männern  in  fort- 
währenden Verkehr  gebracht  werden.  Auf  die 
specielle  Art  der  Erwerbsthätigkeit  einer  solchen 
Arbeiterin  kommt  nichts  an,  oh  sie  z.  B.  in 
einer  Schuhwaren-  oder  einer  Kleiderkonfektion 
beschäftigt  ist,  macht  keinen  Unterschied,  son- 


mit  Hilfe  weiterer  Einteilungsmerkraale  dem  es  genügt  die  Unterscheidung  gewisser 
solche  Gruppen  zu  unterscheiden , wobei 
man  freilich  nicht  nach  festen  Regeln,  son- 
dern nur  versuchsweise  und  nach  Vermu- 
tungen verfahren  kann. 

Betrachten  wir  als  Beispiel  die  unehelichen 
Geburten.  Vom  moralstatistischen  Standpunkte 
kommt  dabei,  da  es  sich  um  den  Fehltritt  der 
Mütter  handelt,  nicht  die  Zahl  der  Geborenen, 
sondern  die  der  unehelichen  Niederkünfte 
in  Betracht.  Von  der  Gesamtheit  der  weib- 
lichen Bevölkerung  sind  jedenfalls  ansgeschieden 
die  in  Ehe  lebenden  Frauen  und  ferner  auch 


diejenigen,  die  eine  bestimmte  Altersgrenze  noch  1889  z.  B.  kamen 
nicht  erreicht  oder  eine  andere  überschritten 'hurten  49364  auf 


Hauptkategorieen  der  Berufsarten,  die  anf  die 
ganze  Lebensweise  einen  entscheidenden  Ein- 
fluss ausüben,  wie  ländliche  Arbeit,  Fabrik- 
arbeit (mit  Männern  gemeinschaftlich  oder  nicht), 
Handwerksbetrieb , Hausindustrie,  Ladenbedie- 
nung, Hausdienst  etc.  Daneben  aber  kommt  es 
wesentlich  auf  die  Lohnhöhe  an.  von  der  die 
wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiterin  weit  mehr 
abhängt  als  von  der  Berufsart.  Die  Beschäftigung 
der  unehelichen  Mütter  wird  in  der  preussischen 
Statistik  angegeben,  und  man  ersieht  daraus, 
dass  die  Dienstboten  der  Gefahr  eines  Fehl- 
tritts am  meisten  ausgesetzt  sind.  Im  Jahre 
von  90413  unehelichen  Ge- 
Mütter  aus  dieser  Klasse 
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(mit  Einschluss  des  ländlichen  Gesindes),  und  da  ! 
die  Gesamtzahl  der  weiblichen  Dienstboten  nach 
der  Berufszählung  von  1882  in  Preusscn  800425 
betrug,  so  stellte  sich  fiir  diese  die  Widir- 
scheiulicbkeit  einer  unehelichen  Niederkunft 
innerhalb  eines  Jahres  auf  mindestens  0,05,  und 
jedes  dienende  Mädclipu  bleibt  dieser  Gefahr 
durchschnittlich  mehrere,  vielleicht  10  Jahre 
ausgesetzt.  Wenn  man  jene  Wahrscheinlichkeit 
speciell  filr  die  Altersklasse  von  20 — 25  Jahren 
berechnete,  so  würde  sie  sich  bedeutend  höher 
stellen.  In  Berlin  waren  1888  von  den  Müttern 
der  0327  unehelich  geborenen  Kinder  beschäftigt ' 
in  persönlicher  Dienstleistung  2140.  in  den  Be- 
kleidungs-  und  Reinigungsgewerben  (also  haupt- 
sächlich als  Näherinnen  und  Wäscherinnen)  1720, 
im  Handel  (also  wohl  hauptsächlich  als  Laden- 1 
dieneriunen)  145,  in  der  Gastwirtschaft  (also 
meistens  als  Kellnerinnen)  73.  in  „Kunst  und 
"Wissenschaft*“  (also  als  Schauspielerinnen,  Sänge- 
rinnen. Tänzerinnen)  53,  in  anderen  Gewerben 
34,  als  Arbeiterinnen  ohne  nähere  Angabe  1597. 
In  Paris  sind  die  Verhältnisse  ähnlich.  Unter 
den  5432  unehelichen  Müttern,  die  1889  in  den 
Pariser  Spitälern  entbunden  wurden,  waren  z.  B. 
1753  Dienstboten.  300  Köchinnen,  101  Stuben- 
mädchen, 104  Aufwärterinnen,  also  2378  in  häus- 
lichen Dienstleistungen  beschäftigte,  1110  Nähe- 
rinnen und  Schneiderinnen  aller  Art  (darunter 
Hemden-,  Korsett-,  Westenmacherinuen , Zu- 
schneiderinnen etc.),  288  Wäscherinnen,  271 
Modistinnen,  Posamentierarbeiterinnen,  Blutnen- 
inaclierinnen , Stickerinnen  und  Strickerinnen, 

1 10  Handelsgehilfinnen  und  Verkäuferinnen,  532  1 
Tagelöhnerinnen.  Auch  die  übrigen  sind  gatiz 
überwiegend  Arbeiterinnen,  nur  17  werden  als 
„Künstlerinnen“,  21  als  Lehrerinnen,  3 als  Staats- 
angestellte (bei  der  Post),  2 als  Studentinnen, 
50  als  ohne  Gewerbe  bezeichnet.  Ueber  den 
Lohn  oder  die  Einkommensverhältnisse  der  un- 
eheliche» Mütter  liegen  noch  keine  statistischen 
Zusammenstellungen  vor.  Auch  die  geographi- 
sche Verteilung  der  unehelichen  Geburten,  mit 
der  vielfach  Unterschiede  in  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen,  der  Konfession,  der  Abstammung  { 
und  der  herkömmlichen  sittlichen  Anschauungen 
Zusammengehen , ist  zu  berücksichtigen.  So 
betrug  in  Preussen  das  Prozentverhältnis  der 
unehelichen  Geburten  zur  Zahl  der  Geburten 
überhaupt  durchschnittlich  in  den  Jahren  1881 
bis  1888  für  den  ganzen  Staat  8,1,  dagegen  für 
Ostpreussen  10,7,  Westpreussen  8,0,  Stadtkreis  i 
Berlin  13.0,  Brandenburg  10,0,  Pommern  10,9, 
Posen  0,9,  Schlesien  10,7,  Sachsen  9.0,  Schleswig- 
Holstein  9.3,  Hannover  0,8,  Hessen  5,7,  West- 
falen 2.8.  Rheinprovinz  3,0.  ln  den  westlichen 
Provinzen  werden  also  verhältnismässig  weit 
weniger  uueheliche  Kinder  geboren  als  in  den 
östlichen  und  die  industriereichsten  Gebiete, 
Rheinland  und  Westfalen,  stehen  in  dieser  Hin- 
sicht am  günstigsten.  Teilweise  hängt  dies  mit 
dem  Ueberwiegen  des  Katholizismus  in  diesen 
beiden  Provinzen  zusammen,  da  im  ganzen 
Staate  bei  katholischen  Müttern  nur  0.5,  bei 
protestantischen  aber  10,3%  uneheliche  Geburten 
Vorkommen.  Doch  ist  dieser  Prozentsatz  in  den 
beiden  Provinzen  auch  bei  den  Protestanten  sehr 
niedrig,  was  ebenso  wie  die  geringe  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  bei  der  jüdischen  Be- 
völkerung wieder  dafür  spricht,  dass  die  wirt- 
schaftliche Lage  das  entscheidende  Moment  bildet. ! 


So  könnte  man  also  in  diesen  wie  in 
allen  ähnlichen  Fällen  moralstatistischer 
Untersuchung  durch  Vereinigung  einer 
grösseren  Anzahl  von  Merkmalen  Gruppen 
von  ziemlich  konkreter  Abgrenzung  bilden, 
für  welche  sich  die  statistische  Wahrschein- 
lichkeit des  betreffenden  Vorkommnisses 
berechnen  Hesse.  Man  würde  dann  über- 
sehen können,  durch  welche  Umstände 
diese  Wahrscheinlichkeit  auf  ihren  höchsten 
Stand  gebracht  wird  und  wie  sie  mit  Ab- 
änderung dieser  Umstände  immer  tiefer 
sinkt.  Es  handelt  sich  also  liier  immer  um 
die  Vergleichung  der  Zahl  der  Personen, 
die  eine  gleiche  Handlung  begehen,  zu  einer 
bestimmt  abgegrenzten  Gesamtheit,  aus  der 
jene  hervorgehen,  wenn  man  auch  aller- 
dings auf  die  oben  angegebene  Art  nur 
einen  Näherungswert  für  dieses  Verhältnis 
erhält. 

Solche  Wahrscheinlichkeiten,  die  sich  un- 
mittelbar auf  das  Eintreten  oder  Nichtein- 
treten eines  Ereignisses  beziehen,  kann  man 
als  primäre  bezeichnen.  Fehlen  die  Daten, 
um  die  Grundgesamtlieit.  aus  der  die  Einzel- 
fälle hervorgehen,  in  mehr  konkreter  Weise 
zu  bestimmen,  so  wird  man  sich  damit,  be- 
gnügen müssen,  als  Grundzahl  solcher  pri- 
märer Wahrscheinlichkeiten  die  ganze  Be- 
völkerung oder  die  Gesamtheit  des  einen 
Geschlechtes  zu  nehmen.  Oft  ist  es  auch 
nützlich,  sekundäre  Wahrscheinlichkeiten 
aufzustellen.  Diese  beziehen  sich  darauf, 
dass  ein  wirklich  eingetreffenes  Ereignis  ein 
besonderes  Merkmal  besitze.  So  bedeutet 
das  oben  zur.  Charakterisierung  der  unehe- 
lichen Fruchtbarkeit  in  den  preussischcn 
Provinzen  benutzte  Verhältnis  die  Wahr- 
scheinlichkeit, dass  eine  schon  geschehene 
Geburt,  von  der  man  aber  weiter  noch  nichts 
weiss,  eine  uneheliche  sei.  Nicht  selten 
werden  auch  Verhältnisse  gebildet,  die  nur 
eine  annähernde  Proportionalität  mit 
primären  Wahrscheinlichkeiten  besitzen.  So 
drückt  man  z.  B.  die  Häufigkeit  der  Ehe- 
scheidungen oft  aus  durch  das  Verhältnis 
der  jährlichen  Zahl  derselben  zu  der  Zahl 
der  Eheschliessungen  in  demselben  Jahre, 
obwohl  diese  Zahlen  in  gar  keiner  inneren 
Beziehung  zu  einander  stehen.  Aber  die 
Zahl  der  jährlich  geschlossenen  Ehen  ist  in 
allerdings  nur  roher  Annäherung  propor- 
tional der  Zahl  der  gleichzeitig  bestehenden 
Ehen,  der  eigentlichen  Grundzahl  für  dio 
Scheidungswahrscheinlichkeit,  und  somit  ist 
auch  jenes  Verhältnis  dieser  Wahrschein- 
lichkeit  cinigermassen  proportional.  Eine 
unmittelbare  Bedeutung  als  Wahrscheinlich- 
keitsgrösse  gewinnt  dieses  Verhältnis  aller- 
dings, wenn  eine  in  allen  Beziehungen 
stationäre  Bevölkerung  vorausgesetzt  wird. 

Wenn  nun  auf  solche  Art  die  Wahr- 
scheinlichkeiten irgend  eines  moralstatisti- 
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1880 

15SX1 

1882 


9-0 

9.1 

9-3 


1888 

1884 

1885 


9-2 

9.5 

9.5 


1884» 

1887 

1888 


9.? 

9,4 

93 


schon  iHxleutsamon  Vorganges  in  «Ion  vor-i 
sohi^lfin«^)  angemessen  bestimmtenBevölko- 

ruugsgmppen  für  eine  p'gebene  Zeit,  in  der 

Zeit  mehr  oder  weniger  kontant  suhI  \ 1 | Jon  »,  17ÖW331  Versuchen  (der  jährlichen  Durch- 
grosse  Schwankungen  oder  dauernde  >cr-  schnittszahl  «1er  Gebnrtenl  zu  erwarten  wäre, 
änderungen  nach  bostinunter  Richtung  am-  (,r(^t  man  auf  (jje  früheren  Jahrzehnte  zurück, 
weisen.  Es  ist  nicht  nötig,  die  sämtlichen  röt  dem  Ende  der  sechziger  Jahre 

Gruppen  in  diesem  Sinne  zu  untersuchen,  J ejne  schroffe  Aenderuug.  da  die  Parcbschnitts- 
somlcrn  es  genügt  ein  mehr  summarisches  1 ziffer  sowohl  von  1851  450  als  auch  von  1861— W 

]£„  tiimiurdi  “r«£r ; r:2r  ä drÄ&tes* 

aber  womöglich  den  Charakter  '°n  >vant  eiue  ,|urch«ichlagendc  Wirkung  hervor,  wie  die 
sclieinlichkeitsgrössen  haben,  damit  «u  t()|,,,,I1(1(,n  prozentzahlen  der  unehelichen  Oe- 
Kriterien  der  Stabilität,  von  denen  in 1 dom  - - 

All.  G eset  z (s.  d.  Art. oben  Lid.  1\  S.  234 Kd 


hurten  beweisen: 


die  R«*de  ist.  auf  sie  anp'wendet  werden 
können.  Normalo  Stabilität  l»esit/.t  hiernach 
eine  solche  statistische  Reihe  von  n Emzej- 
werten  dann,  wenn  ihre  VoriUidorlhhkcit 
annäliennl  gleich  ist  derjenigen,  die  : sich  bei 
einem  entsprechend  eingenclitoten  Glückspiei 
bei  einer  Eine  mit  schwarzen  und  weissen 
Kugeln  bei  n Reihen  von  je  S Zügen  her- 
ausstellt, wenn  S die  Durehschnittsgrösso 
«ler  Grundzahl  ist,  mit  der  die  Einzelver- 
hältnisse berechnet  sind.  Unternormal  ist 
die  Stabilität  der  statistischen  Reihe,  wenn 
die  Veränderlichkeit  derselben  grösser.  über- 
normal. wenn  ihre  Veränderlichkeit  kleiner 
ist  als  das  dem  reinen  Zufallsspiel  ent 


1871 

1872 
1875 


»5,» 

143 

12,6 


1865  22  s 181*8  20.0 

184*6  21,8  1869  17,9 

1867  20,0  1870  16.4 

Nicht  immer  freilich  lässt  sich  «lie  dauern«! 
uh-  oder  aufsteigende  Bewegung  einer  statis- 
tischen Zahl  so  zweifellos  auf  eine  bestimmte 
Ursache  zurii«  kfilhreii.  So  haben  seit  einigen 
Jahrzehnten  die  Selbstmorde  (s.  d.  Art.  Selbst- 
mordstatistik) in  allen  Ländern  mit  Aus- 
nahme vou  Norwegen  zugenommen.  Man  kann 
zur  Erklärung  dieses  Ansteigens,  das  auch  in 
der  auf  die  Bevölkerung  bezogenen  Relativzahl 
noch  stark  hervortritt,  nur  im  allgemeinen  aut 
die  grössere  Verwickelung , Aufregung  und 
Schwierigkeit  des  modernen  Lebens  hin  weisen, 
aber  der  genauere  ursächliche  Zusammenhang 


reinen  Aiuatisspiei  em-  aoer  un  stiwuuv  

---  , , *1  c Vnn  findet  mail  aller  SO  ist  damit  noch  nicht  nachgewiesen.  — Auch  «li>. 

sprechende  Muss.  Nun  timtet  man  .11 « 1 Khescheidnugen  zeigen  fast  überall  eine  an- 
ziemlich  bei  allen  moralstatistischcn  Wahr-  d de  8tärkerc  Zunahme  als  die  der  Be- 
schoinlichkeitsvcrhältnissen , auch  wenn  wo  v81kerHn-  und  J.  Bertilion  hat  auf  den  eig.11- 
dem  äusseren  Anscheine  nach  nur  wenig  tttmiicben  Parallelismus  aufmerksam  gemacht, 
veränderlich  sind,  unternormale  Stabilität,  j ^er  zwj8Chcn  ihnen  und  den  Selbstmorden  w- 
und  daraus  folgt,  dass  in  diesen  empirischen  steht.  Er  teilte  auf  Grund  der  statistischen 

rsÄs  r sä 

durch  Zufälligkeiten  gcs.«c„  A^huck  t 

Fretpienz  der  Ehescheidungen.  So  kamen  z « 
dnrchschnittlich  jährlich  Selbstmorde  aut  l 
Million  Einwohner  und  Ehescheidungen  «sht 
Trennungen  von  Tisch  und  Bett  auf  100<M' 


kommt,  sondern  dass  veränderliche 
Wahrscheinlichkeiten  zu  Grunde  hegen, 
deren  Veränderlichkeit  bestenfalls  auf  zu- 
fälligen Ursachen  beruht.  Zeigt  aber  du 


ItllllU'  I *N»'-  ll»-  l»  «IV1  C7  l | t IIUUII«,»-»»  »V«»* 

Reihe  periodische  oder  doch  in  mehreren  bestehende  Ehen  in 
t • (lli.>rl«*rn  d»*ntlirh  hör- 


JLXvlIKv  i iiz'i»*^.*»v  i*  i l 

aufeinanderfolgenden  Gliedern  deutlich  h«‘i' 
vortretende  Oscillationcn , so  können  diese,  ...  . 

natürlich  nicht  durch  zufällige  Störungen  | hn^n;  »•  « •!<* 
sondern  nur  durch  zeitlich  zusammenhängend  i . '.  *. 

wirkende  Ursachen  entstehen.  Dasst-H**  ■ ^trhweden . . • 
gilt  in  noch  höherem  Masse  von  den  ^ in  praukreich  . . 
einer  bestimmten  Richtung  fortschreitenden  ßel^ien  . . . 
Veränderungen.  . Niwlerlande  . . 

Betrachten  wir  beispielsweise  «lie  Zahl  «ler  ! Baden  .... 
unehelichen  Geburten  auf  WO  Geborene  im  Württemberg 
Deutschen  Reich  von  1871—1888: 


Selbstmorde  Ehescheidungen 


68 

6 

73 

2,5 

3« 

»3 

8i 

27 

1 40 

30 

68.3 

23 

35,5 

28 

»57 

162 

32 

38 

299 

»45 

258 

»74 

216 

262 

1871 

1872 

1873 


9.8 

8.9 
9-2 


1874  8,7 

1875  8,6 

1876  8,6 


1877 

1878 

1879 


8,7 

8.7 

8.8 


Sachsen 

I läueinark 
j 8ehweiz  . 

Noch  auffallender  tritt  die  Uebereinstinmiumr 
! in  den  einzelnen  Schweizer  Kautonen  heru»r. 
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Dieser  Parallelismus  der  Selbstmorde  und 
der  Ehescheidungen  beruht  natürlich  nicht  auf 
einem  direkten  kausalen  Zusammenhang  dieser 
beiden  Erscheinungen,  sondern  bildet  nur  ein 
Beispiel  des  Falles,  dass  gewisse  Ursachen 
gleichzeitig  auf  verschiedene  Arteu  von  Er- 
scheinungen fördernd  oder  hemmend  eiuwirken, 
Die  Trunksucht  z.  B.  trägt  ohne  Zweifel  ebenso 
sehr  zur  Vermehrung  der  Selbstmorde  wie  der 
Ehescheidungen  bei. 

in  anderen  Fällen  kann  man  die  parallele 
Bewegung  zweier  Zahlenreihen  auf  eine  un- 
mittelbar ursächliche  Beziehung  zurück führen. 
Bei  den  Selbstmorden  sowohl  wie  auch  bei  den 
Vergehen  und  Verbrechen  gegen  das  Eigentum 
zeigt  sich  namentlich  ein  solcher  Zusammen- 
hang mit  zahlenmäßigen  Kriterien  der  wirt- 
schaftlichen Lage.  Als  solche  nimmt  man  häutig 
«lie  Preise  der  notwendigsten  Lebensmittel,  doch 
erweist  sich  dieses  Merkmal  oft  unsicher,  da 
gleichzeitig  mit  einer  Preissteigerung  des  Ge- 
treides eine  lebhafte  Geschäftstätigkeit  und 
infolge  davon  hohe  Löhne  bestehen  können.  So 
war  z.  B.  der  Koggenpreis  in  Preusseu  in  den 
Jahren  4873  und  1874  hoch  und  er  ging  bis 
1878  mehr  und  mehr  zurück,  obwohl  in  dieser 
Zeit  die  wirtschaftliche  Lage  überhaupt  und 
namentlich  auch  die  der  arbeitenden  Klassen 
immer  ungünstiger  wurde.  So  betrug  die  Zahl 
der  Bankerotte  in  Preussen,  die  1872  ein  Mini- 
mum ;233)  erreicht  hatte,  1873  nur  268  und 
1874  353,  stieg  dann  aber  von  Jahr  zu  Jahr 
bis  828  im  Jahre  1877  und  801  im  Jahre  1878. 
Zugleich  aber  stellte  sich  nach  Starke  die  Zahl 
der  (einfachen  und  schweren)  Diebstähle,  die 
1871  nur  38233  und  1872  42503  betragen  hatte, 

1873  auf  40 137.  1874  auf  44  739,  1875  auf  42288. 
1878  auf  47  173.  1877  auf  50932,  1878  auf  55568 
und  die  Zahl  der  Unterschlagungen  stieg  von 
4029  und  4030  in  den  Jahren  1872  und  1873 
auf  6862  im  Jahre  1878.  In  noch  stärkerem 
Verhältnis  nahm  die  Zahl  der  Körperverletzungen 
in  dieser  Periode  in  Preussen  zu : sie  belief  sich 
1871  auf  7883,  1872  auf  9906,  1873  auf  11414, 

1874  auf  13206,  1875  auf  13476,  1876  auf 
15401,  1877  auf  18361,  1878  auf  19 135.  Die 
ungünstige  Wirtschaftslage  kann  diese  letztere 
Erscheinung  nicht  erklären;  auch  lässt  sie  sich 
nicht  als  eine  Nachwirkung  der  verrohenden 
Einflüsse  des  Feldzuges  auffassen,  denn  diese 
müsste  doch  am  stärksten  in  «len  Jahren  un- 
mittelbar nach  dem  Kriege  auftreten,  thatsäch- 
licli  aber  erreicht  die  Zahl  der  Fälle  erst  1873 
wieder  die  Höhe,  auf  der  sie  1889  (mit  11363) 
bereits  gestanden  hatte.  Man  muss  also  eine 
aus  verschiedenen,  hier  nicht  zu  untersuchenden 
Gründen  entstandene  grössere  Verbreitung  und 
Verstärkung  brutaler  und  gewaltthätiger  Nei- 
gungen in  der  Masse  der  Bevölkerung  annchinen. 
Auch  die  Zahl  der  Fälle  von  Mord  und  Tot- 
schlag stieg  mit  nur  einmaliger  Schwankung 
von  136  im  Jahre  1871  auf  297  im  Jahre  1878. 

Allgemeine  Bedeutung.  , Was  man 

seit  Quetelet  mit  besonderem  Interop.se  in 
der  Moralstatisiik  suchte  und  aueli  zu  finden 
glaubte,  war  die  Regelmässigkeit  und  Kon- 
stanz, in  den  die  »scheinbar  \vilLkiirlichen< 
menschlichen  Handlungen  betreffenden  Ver- 
liältniszahlen.  Aber  schon  die  oben  ange- 


j  führten  Beispiele  aus  der  Kriminalstatistik, 
i «lie  man  noch  beliebig  vermehren  könnte, 

‘ lassen'  erkennen,  wie  wenig  Quetelet  berech- 
tigt war,  von  einem  regelmässigen  > Budget 
«les  crimes«  zu  reden.  Auch  aus  dem  von 
. ihm  selbst  benutzten  Material  lässt  sieh,  wie 
Heimisch  gezeigt  hat,  jener  Ausspruch  keines- 
] wegs  rechtfertigen.  Viele  Verbrechen  zeigen 
eine  andauernde  Zunahme  ihrer  Häufigkeit. 
Im  allgemeinen  aber  finden  wir  starke 
Schwankungen  in  ganz  unregelmässigen 
Perioden,  in  denen  von  irgend  einer  soge- 
nannten Gesetzmässigkeit  im  naturwissen- 
schaftlichen Sinne  schlechthin  nichts  zu 
finden  ist,  sondern  die  nur  gewisse,  meistens 
deutlich  nachweisbare  wirtschaftliche,  soziale 
oder  gesetzgeberische  Aenderungen  wieder- 
spiegeln. Die  Frage  über  die  meusehlichc 
Willensfreiheit  kann  bei  solchen  stark  un- 
regelmässigen oder  von  erkennbaren  Ursachen 
abhängenden  Veränderungen  gänzlich  ausser 
Betracht  bleiben.  Sollte  eine  statistische 
Reihe  eine  im  oben  erklärten  Sinne  über- 
normale Stabilität  aufweisen,  so  würde 
sich  ohne  Zweifel  irgend  ein  innerer  Zu- 
sammenhang zwischen  den  scheinbar  von 
einander  unabhängigen  Einzelereignissen 
oder  eine  zwingende  rechtliche  oder  gesell- 
1 schaftliehe  Ordnung  derselben  auffinden 
lassen.  Nur  wenn  bei  wirklich  von  ein- 

gO- 

er 


ander  unabhängigen  und  nicht  förmlich  g« 

de 


regelten  Einzeloreignissen  die  Stabilität 
Beobachtungsrei  he  normal  erscheint  oder 
wenn  die  Schwankungen  zwar  übernormal 
sind , aber  durch  die  ganze  Reihe  noch  als 
solche  angesehen  werden  können,  die  sich 
mit  zufälligen  Abweichungen  auf  denselben 
Mittelwert  beziehen,  könnte  man  eine  Aehn- 
lichkeit  mit  naturgesetzlichen  Vorgängen 
finden.  Denn  wenn  ein  Zahlenverhältnis 
eine  Reihe  von  Jahren  hindureit  annähernd 
i konstant  geblieben  ist,  so  vermutet  man, 

, dass  es  auch  in  der  Zukunft  ebenso  wenig 
! veränderlich  sein  werde,  und  man  ist  dann 
geneigt,  eine  die  Ereignisse  beherrschende 
Kraft  oder  Macht  auzunchmen.  die  positiv 
jene  numerische  Regelmässigkeit  zu  bewirken 
sucht.  'Es  ist  aber  schon  in  dem  Artikel 
Gesetz  a.  a.  0.  dargelegt  worden,  dass  eine 
solche  geringe  Veränderlichkeit  einer  statis- 
tischen Reihe  nur  das  numerisch  ausge- 
drückte Kennzeichen  für  die  Thatsaehc  ist, 
dass  der  ausserordentlich  mannigfaltige,  aus 
individuellen  und  gesellschaftlichen  Einflüs- 
sen zusammengesetzte  Ursachenkomplex,  der 
den  beobachteten  Einzelerscheinungen  zu 
Grunde  liegt,  längere  Zeit  hindurch  in  einem 
| Beharnmgszustande  bleibt,  ebenso  wie  fort- 
schreitende Aenderungen  in  einer  solchen 
Reihe,  über  die  sich  niemand  wundert,  fort- 
schreitenden Aenderungen  in  jenem  Ursaehen- 
I komplex  entsprechen.  Auch  liegt  in  Wirk- 
lichkeit gar  kein  genügender  Grund  zu  der 
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Annahme  vor,  dass  eine  moralstatistische  Zahl, 
die  zeitweise  ziemlich  konstant  geblieben 
ist.  in  den  nächsten  Jahren  annähernd  die- 
selbe Grösse  behalten  werde.  Vielmehr 
wird  sich  jede  die  fragliche  Art  von  Ereig- 
nissen berülirende  Aenderung  in  den  Zustän- 
den sofort  auch  in  jenen  Zahlen  l>emerklie.h 
machen,  ebenso  wie  auch  die  auf-  oder  ab- 
steigende Bewegung  derselben  durch  solche 
Aenderungen  plötzlich  eine  neue  Wendung 
erhalten  kann.  Besonders  die  kriminalsta- 
tistischen  Zahlen  erweisen  sich  als  empfind- 
liehe Reagentien.  während  z.  B.  die  Verhält- 
niszahlen dei  unehelichen  Geburten  auf  län- 
gere Zeitstrecken  eine  grössere,  wenn  auch 
immer  noch  entschieden  unternormale  Sta- 
bilität aufweisen.  Am  häufigsten  findet  man 
eine  solche  relative  Konstanz  bei  den  sekun- 
dären Wahrscheinlichkeitsverhältnisseu.  So 
schwankt  z.  B.  das  Verhältnis  der  Zahl  der 
Heiraten  zwischen  Junggesellen  und  Jung- 
frauen zu  dem  der  Gesamtzahl  der  Heiraten 
weniger  als  die  allgemeine  jährliche  Heirats- 
ziffer; das  Verhältnis  der  Beteiligung  der 
Frauen  am  Selbstmord  ändert  sich  weniger 
als  die  relative  Häufigkeit  des  Selbstmordes 
überhaupt,  und  dasselbe  gilt  auch  hinsicht- 
lich der  Wahrscheinlichkeit  der  Wahl  einer 
bestimmten  Art  des  Selbstmordes.  Zur  rich- 
tigen Beurteilung  solcher  relativen  Festig- 
keit statistischer  Zahlen  muss  man  jedoch 
immer  wieder  daran  erinnern,  dass  dieselbe 
meistens  l>ei  weitem  nicht  den  Grad  erreicht, 
den  die  Ergebnisse  eines  analog  eingerichte- 
ten Glückspiels  aufweisen.  Es  handelt  sich 
dabei  nicht  tun  mechanisch  verursachte  Er- 
eignisse, sondern  um  menschliche  Handlun- 
gen, die  aus  individuellen,  allerdings  von 
äusseren  Umständen  beeinflussten  Motiven 
hervorgegangen  sind.  Gleichartige  Motive 
treten  aber  fortwährend  bei  vielen  Menschen 
auf.  Man  darf  sagen,  dass  stets  ein  ge- 
wisser Bruchteil  der  Angehörigen  eines 
Volkes  in  einem  gewissen  Durchschnittsgrade 
leichtsinnig  oder  trüge  oder  genusssüchtig 
oder  brutal  oder  boshaft  etc.  ist,  und  es 
liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  dass 
idiese  Verteilung  der  Charaktereigenschaften 
in  der  Gesamtheit,  wenn  auch  die  Einzel- 
glieder derselben  wechseln , sich  rasch 
ändern  sollte.  Dazu  kommen  nun  die  allge- 
meinen gesellschaftlichen  Einflüsse,  wie 
Sitte,  Gewohnheit,  Art  des  Zusammenlebens 
etc.,  die  unzweifelhaft  einen  relativ  dauern- 
den Bestand  haben.  Die  unmittelbare  Ver- 1 
anlassung  zu  einer  unmoralischen  Handlung 
kann  zwar  im  einzelnen  ausserordentlich 
mannigfaltig  sein,  gleichwohl  kehren  in  dem 
gesamten  Getriebe  des  Gesellschaftslebens 
immer  ähnliche  Gelegenheiten,  AnstÖsse  und 
Versuchungen  wieder,  und  da  auch  die  soziale  J 
und  berufsmässige  Gruppierung  der  Bevöl- 
kerung und  die  Einkommensverteilung  nur  j 


I langsam  veränderlich  ist,  so  können  die 
Wahrscheinlichkeiten  solcher  Veranlassungen 
I sehr  wohl  einige  Zeit  hindurch  für  }<estünmte 
Gruppen  annähernd  konstant  bleiben.  Da 
al>er  wegen  der  angenommenen  konstanten 
Verteilung  der  Charaktereigenschaften  das- 
selbe auch  gilt  hinsichtlich  der  für  den 
einzelnen  bestehenden  Wahrscheinlichkeit, 
der  Versuchung  zu  unterliegen , so  wird 
unter  solchen  \ oraussetzimgen  die  Massec- 
I beobachtung,  in  der  die  Folgen  dieser  sich 
kombinierenden  Wahrscheinlichkeiten  za 
Tage  treten , ebenfalls  annähernd  konstante 
Verhältniszalilen  ergeben.  Dass  der  Mensch 
bei  allen  seinen  bewussten  Handlungen  einem 
Motive  folgt,  wird  man  auch  vom  strengsten 
moralphilosophischen  Standpunkte  zugeben 
können,  denn  die  Annahme  eines  »liberum 
arbitrium  indifferentiae«  ist  ethisch  bedeu- 
tungslos. Auch  dass  der  einzelne  Mutig 
durch  die  ihn  umgebenden  gesellschaftlichen 
, Einflüsse  zu  Feldtritten  verführt  oder  ge- 
drängt wird  und  dass  insofern  auch  der 
Gesellschaft  im  ganzen  ein  Anteil  au  der 
Verschuldung  des  einzelnen  zufällt,  wird 
jeder  unbefangene  Beobachter  zugestehen. 
; Was  dem  ethischen  Rationalismus  eigentlich 
allein  am  llerzen  liegt,  ist  die  Frage,  ob 
denn  der  Mensch,  gleichviel  welchen  Motiven 
i er  thatsächlieh  folgt  und  welche  statistischen 
Regelmässigkeiten  aus  der  Gleichförmigkeit 
der  menschlichen  Motive  hervorgehen,  nicht 
dennoch  in  allen  Fällen  virtuell  und  in 
abstracto  die  sittliche  Kraft  und  Fälligkeit 
besessen  habe,  sich  für  die  Unterlassung  der 
unsittlichen  Handlung  zu  entscheiden.  E~ 
ist  dies  eine  metaphysische  Frage,  die  auch 
1 der  theologischen  Gnadenlehre  zu  Grunde 
| liegt  und  von  den  verschiedenen  Konfessionen 
| sehr  verschieden  beantwortet  wird,  für  die 
: Moralstatistik  aber  nicht  weiter  in  Betracht 
! kommt. 

Iiltteratur : S.  die  L itterat u m n gaben  zu  den  Artt. 
Gesetz  (oben  Kd.  IV  S.  HO),  Kriminal- 
Statistik  (oben  Kd.  V S.  413),  Selbstmord- 
s t a t i stik,  Uneheliche  Geburten  ; ferner : 
Guerry  und  Kal  bl,  Statistiquc  comparie  de  Vital 
de  l’instruction  et  du  nombre  de*  crime-*  da  ns  le* 
dieers  arrondissements  elc.  de  France,  Diri* 
1829.  — Guerry,  Statistiquc  morale  de  l'Angle- 
terrc  comparee  uvcc  ln  statistiquc  morale  dt  la 
France,  Pari s 1800,  2.  cd.  1804.  — Knapp. 
Die  neueren  Aneichten  über  Moralstntüttk. 
Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  XVI,  1871,  S.  237 ff.  — 
Derselbe,  Quetelet  alt  Theoretiker,  ebenda 
XVIII,  S.  89 ff'.  — Schmollet’.  Die  neueren 
Ansichten  über  Kcviilkerungs - und  Moralstatistik, 
1809,  iriederabgedruckt  in  »Zur  l.itteratur- 
geschieht c der  Staats-  und  Sozial ?e issenscha ften « , 
Leipzig  1888.  — Siebeck,  Das  Wrhällnis  fies 
Finzel  icillens  zur  Gesamtheit  tm  Lichte  der 
Moralstatistik,  Jahrb.  f.  Xat.  «.  Stat.  XXXIII. 
1879,  S.  847.  — Morsclli,  II  suicidio,  Milano 
1879 ; deutsch,  Leipzig  1881.  — Mazaryk.  Per 
Selbstmord  als  soziale  Massenerscheinung,  Hlirn 
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181*1.  — A.  v.  Oettingen , Ueber  akuten  und 
chronischen  Selbstmord,  Dorpat  und  Fellin  1881. 
— «7.  Bertilton,  Note  paar  l’etude  statistique 
du  divorcc.  Ann.  de  dcmographic,  Paris  1880, 
S.  457 jf.  — Derselbe,  Le  divorce  ei  la  Sepa- 
ration de  corps.  Jonrn.  de  la  Soc.  statistique 
de  Paris,  1884 • — /-f  separazioni  e i divorzi  a 
Itulia  e sa  alcune  altri  pacsi.  Aniuili  di  sla- 
tistica,  Roma  1882.  — C.  D.  Wrlght,  Report 
om  tnariage  and  divorce  in  the  United  States 
1807  und  1886,  Wash.  1889.  — jA'rasseur, 
La  Population  Franca  ise,  besonders  t.  II,  liv.  II, 
Chap.  VII — IV  und  Liv.  III,  Paris  1891.  — 
Jlosco,  Gli  omicidii  in  alcuni  Stali  di  Europa. 
Bulletin  de.  I’ Institut  internal,  de  Stat.,  I.  I V, 
1SS9,  S.  189 Jf.  — Földes,  Einige  Ergebnisse 
der  neueren  Xriminulstatistik,  Zeitsehr.  /.  d.  ges. 
St  rajrc  chtsir  isst  nschufl,  Bd.  XI,  1891. 

Lcjrln. 


Moratorien 

s.  Indult  oben  Bd.  IV  S.  1345 ff. 


Morpurgo,  Emil, 

geboren  1835  in  Padua,  gest.  daselbst  am  15.  II. 
1885,  wurde  Generalsekretär  im  Ministerium  des 
öffentlichen  Unterrichts  in  Florenz  und  später 
Professor  der  Staatswissenschaften  und  Statistik 
an  der  Universität  Padua. 

Morpurgo  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlicnen  Schriften  a)  in  Buchform:  Saggi 
statistiei  ed  ecouomici  sul  Veneto,  Padua  1888. 
— L'istrnzione  tecnica  in  Italia.  ebd.  1874. 

La  statistica  e le  scienze  sociali.  ebd.  1878; 
dasselbe  deutsch  u.  d.  T. : I>ie  Statistik  und  die 
Sozial  Wissenschaften,  Jena  1877.  — La  finanza, 
studii  di  cconomia  pubblica  e di  statistica  com- 
parata.  Florenz  1877.  — Marco  Foscarini  e la 
repuhblica  di  Venezia  nel  secolo  XVIII,  ebd.  1880. 

b ; in  der  Zeitschrift : A r c h i v i 0 d i 
statistica,  Rom:  Le  condizioni  del  mutuo 
soecorso  in  Italia  ed  in  altri  stati  di  Europa, 
Jabrg.  I,  1878.  — L’Uffici  scientitico  e l’assunto 
civile  della  statistica,  Jahrg.  II,  1887.  — 
Recenti  studi  statistiei  sulla  pena  di  morte, 
Jahrg.  III.  1878.  — Le  assoziazoni  operaie  e 
il  tipo  Leclaire,  Jahrg.  III,  1878.  Studii  di 
economia  nazionale  italiaua  a proposito  di  alcune 
pubblicazioui  ufticiali.  Jahrg.  III,  1878.  — Le 
inchieste  della  Repubblica  di  Venezia.  Frani- 
menti  di  una  storia  della  statistica,  Jahrg.  III, 
1878.  — La  scienza  demografica  e il  primo 
Congresso  internaziouale  di  demografia,  Jahrg. 
IV,  1879.  — Antonio  Rosmini-Sebati  e i snoi 
concetti  sull'  Ufficio  scientitico  della  statistica, 
Jahrg.  VI,  1881.  --  La  posta  e la  vita  sociale, 
Jahrg.  VII,  1882. 

Als  Moralstatistiker  steht  Morpurgo  auf  dem 
Standpunkte  Quetelets,  indem  er  dem  natur- 
gesetzlichen Zwange  für  die  Massen  die  Frei- 
heit. für  das  Individuum,  allerdings  mit  der  Be- 
schränkung entgegensetzt,  dass  die  Entschei- 
dung zwischen  Tugend  und  Laster  zwar  jedem 
einzelnen  freistehe,  die  Verantwortung  der  ge- 
troffenen Wahl  aber  vor  dem  Gesetze,  dem  alle 


j Staatsbürger  unterworfen  seien,  stattzutinden 
habe.  Quetelets  Ansicht  von  den  engen  Be- 
ziehungen zwischen  Statistik  und  Anthropologie 
bezw.  Anthropometrie  hat  er  ebenfalls  zu  der 
seinigen  gemacht. 


Vgl.  Uber  Morpurgo:  Johu,  Geschichte 
der  Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884.  — de 
! G übern atis,  Dictionnairc  international  des 
I ecrivaius  du  jour,  Florenz  1891.  S.  1506. 

Llppert. 

— 


Mörstadt,  K.  Eduard  M., 

ward  geboren  am  7.  IV.  1792  in  Karlsruhe,  be- 
zog bereits  1809  die  Universität  zu  Heidelberg, 
dann  Freiburg,  wo  er  1812  als  Dr.  juris  universi 
promovierte.  Am  17.  VIII.  1815  wurde  er  als 
Privatdozent  der  Rcchtslehre  an  der  Universität 
Heidelberg  zugelassen  und  am  5.  II.  1819  zum 
ausserordentlichen  Professor  ernannt.  Seine 
I öffentliche  Antrittsrede  hielt  er  am  30.  X.  1817 
‘lateinisch  über  die  Frage:  num  Germanorum 
inreconsnlti  novo  legum  civilium  eodici  condendo 
, idonei  sint  censendi?  Erst  am  4.  XI.  1841  wurde 
er  als  öffentlicher  Professor  angestellt.  Im 
Wintersemester  1*30  31  begann  Mörstadt  mit 
; Vorlesungen  über  Nationalökonomie  und  Finanz- 
wissenschaft, gründete  auch  1834  eine  staats- 
wirtschaftliche Monatsschrift:  „Der  Natioual- 
ökonom“,  jedoch  lag  sein  Beruf  weit  mehr  auf 
seiten  der  Jurisprudenz.  Seine  juristischen 
Vorlesungen  über  Staatsrecht,  Völkerrecht, 
Kirchenrecht,  Prozess,  Strafrecht  und  Privat- 
recht ergänzte  er  jedoch  stets  durch  national- 
ökonomische Lehren.  Mörstadt  starb  im  58. 
Lebensjahre,  am  10.  I.  1850. 

Mörstadt  hält  die  Nationalökonomie  „für 
eiue  Wissenschaft,  deren  wahrer  Beruf  es  ist, 
nicht  bloss  ihrem  Priester  bei  nächtlicher  Studier- 
lampe Orakel  einzutiössen , sondern  eine  Vcr- 
t traute  der  Fürsten,  eine  Lehrerin  der  Völker 
und  eine  Dolmetscherin  der  Weltgeschichte  zu 
j sein“  (Vorrede  zur  I.  Ansg.  von  Say,  S.  VIII). 
Seine  • eigenen  Ansichten  über  die  „Reichtnms- 
• Wissenschaften“  giebt.  Mörstadt  als  „Einleitung“ 
in  seiner  Uebersetzung  der  Sayschen  „National- 
ökonomie“ und  in  den  vielen  Anmerkungen  in 
seinem  „Nationalökonom“.  Hiernach  ist  Mör- 
stadt ein  Anhänger  Adam  Smiths  und  ein  Gegner 
des  Merkantilsystems.  Er  plädiert  im  Princip 
für  den  Freihandel  oder  wenigstens  für  mög- 
lichste Beseitigung  der  Handelssperrmassregelu. 

| Seine  Ansichten  für  die  Gewerbefreiheit  sind 
sehr  ausgeprägt,  er  tritt  demzufolge  mit  Ent- 
schiedenheit gegen  das  Zunftwesen  auf  („Nat.- 
Oek.“  I,  8.  240).  verteidigt  aber  dabei  die  Ehre 
des  handwerksmässigen  Gewerbes  und  die  Selb- 
ständigkeit des  Bauernstandes.  Einige  staats- 
wissenschaftliche Definitionen  Mörstadts  sind 
! eigenartig  und  von  besonderem  Interesse:  „Der 
Unternehmergewi  11  n setzt  sich  nicht  nur 
aus  dem  Direktionsgewinn  und  dem  Kapital- 
oder Ländereigewinn,  sondern  auch  oft  noch 
aus  dem  „Produktions  - G e h e i m n i s g e w i 11  n“, 
d.  i.  dem  ..Industriegewinn  der  Gelehrten“  zu- 
sammen („Natioualükonom“  I,  S.  11  und  12)**; 
„Der  Geldwert  offenbart  sich  durch  dasjenige 
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Quantum  von  einer  jeden  Ware,  welche  damit 
eintauschbar  ist:  dergestalt,  dass  wenn  es  sieh 
z.  B.  zeigt , das«  mau  für  ein  Lot  Silber  der- 
malen eiu  anderes  Quantum  von  einer  jeden 
Ware  bekomme  als  vormals,  während  das 
gegensätzliche  Wertverhältnis  dieser  Waren 
selber  noch  immer  das  alte  ist,  hieraus  erhellt, 
dass  der  ei irene  Wert  des  Geldes  gesunken 
sei  („Nat-Oek.4*  I,  S.  37  j.“  Das  Majorats- 
wesen und  den  Zwangsreehtsanspruch  der  hinter- 
lassenen  Geschwister  auf  den  Pflichtteil  be- 
zeichnet Mörstadt  („Nat.-Oek.4*  I.  S.  1179'  als 
eine  „nationalükonomische  Verderbtheit“.  In 
der  M Uuzfrage  erachtet  Mörstadt  das  Dezimal- 
system nicht  Für  zweckmässig,  weil  es  keine 
oftmalige  Zerlegung  in  Faktoren  gestattet. 
„Unser  Zahlensystem  würde  viel  bequemer  sein, 
wenn  mau  noch  einfache  Ziffern  für  10  und  11 
hätte  und  wenn  die  Verrückung  einer  Ziffer 
um  eine  Stelle  links  ihren  Wert  verz wölf- 
fachte" („Nat.-Oek.“  I,  8.  971  n.  972). 

Von  den  rein  staats  wissenschaftlichen  und 
rechtlichstaatswissenschaftlichen  Schriften  Mör- 
stadts sind  die  wichtigsten  folgende:  Johann 
Baptist  Says  ausführliche  Darstellung  der 
Nationalökonomie  oder  der  Staatswirtschaft.  Ans 
dem  Französischen  der  5.  Ausgabe  übersetzt 
und  teils  kritisch,  teils  erläuternd  glossiert, 
sowie  mit  einem  vollständigen  Kealanszuge  von 
Says  „Cours  d'economie  politique  pratique"  be- 
gleitet. Heidelberg  1818,  2.  Ausgabe,  ebd.  1827. 
8.  äusserst  stark  vermehrte  Ausgabe  ui  8 Bdu.,  i 
ebd.  1880.  (Die  diesem  Werke  vorausgehende 
80  Seiten  lange  Einleitung  ist  vom  Uebersetzer 
verfasst.)  — ( harakterzeichnung  der  Politik  aller 
Staaten  der  Erde,  Heidelberg,  2 Bde,  1820, 
1821.  (Ccbersetzung  des  kritischen  Kommentars 
über  Montesquieu,  Geist  der  Gesetze,  von  dem 
Grafen  Destutt  de  Tracy.)  — Der  von  Mörstadt 
herausgegebene  zweite  Teil  von  Genslers  An- 
leitung zur  gerichtlichen  Praxis  uud  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten,  verbunden  mit  theo- 
retischen Darstellungen  und  Bemerkungen, 
Heidelberg  1880,  enthält  zahlreiche  staatswissen- 
schaftliche, theoretische  und  pragmatische  Noten. 
— Die  4.  Aufl.  von  J.  L.  Kl  übers  Oeffent- 
lielies  Recht  des  teutschen  Bundes  und  der  i 
Bundesstaaten,  mit  des  Verfassers  hin t erlassenen 
Bemerkungen  und  Zusätzen  vielfältig  verbessert 
und  bis  zur  Gegenwart  vervollständigt,  Frank- 
furt a.  M.  1840.  — Polemisch-humoristische 
Leuchtkugeln  in  das  deutsche  Privatfürstenrecht, 
1.  Wurf.,  Heidelberg  1847.  — Kommentar  über 
das  Handelsrecht  Deutschlands  und  Frankreichs, 

I.  Teil.  Heidelberg  1849.  — Die  2.  Aufl.  von 

J.  L.  Kl  übers  Europäisches  Völkerrecht.  Sorg- 
sam revidiert,  kommentiert  und  ergänzt.  Schaff- 
hausen  1861.  (Robert  v.  Mold,  obgleich  früher 
Mitarbeiter  an  Mörstadts  Nat.-Oek/4  (1884  I, 
424),  kritisiert  diese  Arbeit  als  eine  „höchst  un- 
zulänglich durchgeführte“.) 

Die  von  Mörstadt  18.84  begründete  und  bis 
Ende  1835  redigierte  Zeitschrift  trägt  den  Titel: 
„D  er  N a t i o n a 1 ö k o n o m.  Monatsschrift  über  > 
Völkerreichtum,  Finanzwesen  und  Oekonomie- 
olizei  für  Geschäftsmänner  und  Theoretiker. 
Mannheim."  In  dieser  Zeitschrift  veröffentlichte 
Mörstadt  seihst  folgende  Arbeiten:  Bd.  1,  8.  1 | 
— 50  und  89—107:  J.  B.  Says,  Panorama  der 
Völkerökonomie,  übersetzt  und  mit  vielen  Au-  J 
merkungen  versehen.  — S.  84,  1(53,  246,  826, 1 


10!).  448.  575.  658.  740.  820,  908  und  979. 
Ueberblick  der  neuesten  Litteratnr  seit  1833. 
; — S.  153 — 182:  Says  „Napoleons  Idiotismus  im 
Fehle  der  Nationalökonomie“  übersetzt  nnd  mit 
vielen  Anmerkungen  versehen.  — S.  2B6 — 245. 
271 — 29 2 und  632 — 643 : Nationalökonomische 
Blicke  in  das  deutsche  V ui versitäts wesen.  — 
S.  304  .3» )7 : Die  Feuerversicherungsbank  in 
, Gotha,  i Verteidigung  der  Arnoldiscnen  Pläne 
und  Ideeen  gegen  anonyme  Angreifer.)  — 
8.372—376 : Andeutungen  über  Ungarns  Handels- 
i recht . magna  tische  Partialobligationen  und 
Kredit.  — 8.  398 — 406.  408--423:  Randglossen 
! zu  einer  Warnungsrede  wider  Frankfurts  Bei- 
tritt zum  deutschen  Zollvereine.  — S 51H — 538: 
Bemerkungen  über  die  Centralbank  von  Nord- 
amerikas Vereinstaaten.  --  «8.  651-  -657:  Die 
Wechselst empelordnuug  von  Frankfurt  a.  M.  — 
8.  821 — 888:  Die  echte  und  die  falsche  Gewerbs- 
intclligenz.  — 8.  889  848:  Bemerkungen  über 
die  8parkassen.  — 8.  872 — 877:  Feber  die  Be- 
völkerungstheorie von  Malfbus.  — 8.  974 — 978: 

( iiebt  es  eine  Bevölkeruugspolizei  und  worin 
besteht  sie?  -Nach  der  interessanten  Definition 
Mörstadts,  die  gegen  die  betreffenden  Aus- 
führungen von  Klüber  (s.  o.)  gerichtet  ist.  kann 
die  Regierung  in  Hinsicht  der  Volks- 
in e n g e dreierlei  Zwecke  verfolgen: 
„Erstens  nämlich  kann  sie  dein  leidigen 
U e her  ui  a sse  der  Population  entgegenar  hei  ten 
wollen.  Hierzu  stehen  ihr,  wenn  sie  Barbarei 
vermeiden  will,  nur  folgende  6 polizeiliche 
Mittel  zu  (Jebote:  1.  Verhinderung  unehelicher 
Geburten  (Kulturnolizeii;  2.  Hintertreibung  der 
Eben  derer,  welche  keine  Kinder  mit  Wahr- 
scheinlichkeit würden  ernähren  können  (Oeko- 
nomiepolizeii;  8.  Abneigungserzeugiing  bei  den 
Eheleuten  gegen Superfötation,  durch  Einwirkung 
auf  deren  Verstand  und  Herz  (Kulturpolizei); 

4.  Einllössnng  der  Emigrationslust  und  -intelli- 
genz  bei  denjenigen  armen  Handarbeitern,  deren 
Verdienst,  trotz  allem  Fleisse,  zu  kümmerlich 
ist,  durch  geographische,  technische,  ja  vielleicht 
auch  linguistische  Belehrung  (Kuliurpolizeij; 

5.  ökonomische  Befähigung  der  emigrations- 
lustigen  Handarbeiter  zmn  Auswandern,  und 
etwa  auch  zum  Kolonisieren,  damit  sie  nicht 
als  Bettler  oder  Diebe  den  Wohlstand  ihrer 
Mitbürger  schmälern  (Oekonomiepolizei);  6. 
Hintertreibung  des  Kinwaudems  von  solchen 
Individuen,  die  durch  Bettelei  oder  durch 
Verbrechen  dem  Volke  wahrscheinlich  zur 
Last  fallen  würden  (Oekonomiepolizei).  Zwei- 
tens kann  die  Regierung  die  vorhandene  Popu- 
lation vergrössern  wollen.  Hierzu  stehen 
ihr,  wenn  sie  sich  vor  Barbarismen  scheut,  nur 
folgende  5 polizeiliche  Mittel  zu  Gebote:  1.  Ver- 
hütung jeder  Art  des  aussereheiiehen  Befriedigeits 
vom  Gesell  lech  tst  riebe,  damit  dieser  Trieb  sich 
ausschliesslich  nach  dem  Ehestande  koncentriere 
(Kulturpolizei.);  2.  Einflössung  der  Lust  zum 
Ehestände  und  zur  Kindererziehung,  durch  Ein- 
wirkung auf  Verstand  und  Herz  der  Staats- 
genossen  (Kulturpolizei);  3.  Verstärkung  der 
ökonomischen  Fähigkeit  zur  Verheiratung 
bei  deu  Ledigen  sowie  zur  Kinderernährung 
hei  den  Ehepaaren,  soweit  diese  Verstärkung 
auf  polizeilichem  Wege  möglich  ist  (Oeko- 
nomiepolizei):  4.  Steigerung  der  körperlichen 
Fruchtbarkeitspotenz  der  Ehepaare  (Gesundheits- 
polizei) ; 5.  Beförderung  des  Eiuwanderus  von 
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solchen  Ausländern,  die  mindestens  so-; 
v iel  Kapital  oder  Industrietalent  besitzen,  dass 
s.ie  mit  Wahrscheinlichkeit  lebenslang  ihr  hin- 
längliches Auskommen  haben  (Oekonomiepolizei). , 
T)  ritte  ns  endlich  kann  die  Regierung  eine 
Schmälerung  der  vorhandenen  Popu- 
lation verhüten  wollen.  Hierzu  stehen  ihr 
unter  dem  Horizonte  der  Civilis&tiou  nur  folgende 
-4  polizeiliche  Mittel  zu  Gebote:  1.  Schätzung 
«les  physischen  Lebens  aller  .Staatsgenossen  gegen 
Oefahrcn  von  seiten  der  Natur  und  von  seiten 
anderer  Menschen  (soweit  der  Schutz  gegen 
1 et  ztere  nicht  durch  die  Kriminalgesetzgebung 
und  -justiz  bewirkt  wird)  (Gesundheitspolizei); 
2.  Abwendung  der  Demoralisation:  d.  h.  der 
JSelbstsUchtelei,  Trägheit,  Schlemmerei,  Völlerei, 
Glanzgier,  Hurerei,  Sodomiterei,  Selbstmördern, 
soweit  nicht  schon  auf  kriminalistischem  und 
sanitätspolizeilichein  Wege  dahin  gewirkt  wird 
(Kulturpolizei);  3.  Abwendung  des  Verariuens: 
und  zwar  nicht  bloss  des  Volkes  im  ganzen, 
sondern  auch  der  einzelnen  Bezirke,  Stände, 
Klassen,  Familien  und  Individuen  i Oekonomie- 
polizei); 4.  Einflössung  der  treuen  Anhänglich- 
keit an  das  Vaterland  bei  allen  denen,  welche 
sich  darin  noch  „redlich  zu  nähren“  vermögen,  ( 
durch  Einwirkung  auf  deren  Verstand  und  Herz 
f Kulturpolizei).“)  II,  S.  3—13:  Feber  die  ver- , 
meintlichen  Ursachen  der  angeblichen  Verarmung  I 
unserer  Mitwelt.  — S.  14—33:  Glossen  über  J 
Mac-Cullochs  „Vorrat  der  Edelmetalle  in  der 
heutigen  Welt.'*  — S.  H4,  131,242,  404:  Üeber- | 
blick  der  neuesten  I.itteratur  seit  1833.  — S. 
134—148:  Das  Besteuerungssystem  in  den  deut- 
schen Bundesstaaten,  kritisch  analysiert.  — S. 
206:  Faschingsbetrachtungen  Uber  Menzels  Zeit- 
geist Signalement. — S.  481) — 490:  Des  Heraus-  j 
geben*  (Mörstadts)  motivierter  Abschied  vom ! 
Redaktionsumte.  — III  (unter  Rudolph  Mosers 
Redaktion),  8.  81 — 96:  Ueher  Zacharias  Para- 
doxon: dass  die  Schutzzölle  eine  demokratische 
Tendenz  haben. 

Vgl.  über  Mörstadt:  R.  v.  Molil.  Die 
Geschichte  und  Litteratur  der  Staatswissen- 
schaften, I.  Erlangen  1855,  3.  393.  — Sc  her  rer 
in  der  „Deutschen  Biographie“,  Bd.  22,  S.  329 
— 339.  — Eine  Art  Autobiographie  Mör- 
stadts bilden  seine  Schriften : „Inquisition  auf 
den  Rattonkönig-Spuck  in  Heidelberg,  Heidel- 
berg 1849“,  sowie  „Verteidigung  der  U mversitüts- ' 
Professoren  gegen  Dr.  Diesterwegs  Schmähungen 
und  Rezepte,  Mannheim  1836.“ 

Schmidt » | 


Modifikation. 

1.  Begriff.  2.  Rechtsquellen  und  Anwen- 
dungsgebiet. 3.  Verfahren.  4.  Materielles  Recht. 
5.  Zahlungssperre.  6.  Wechsel.  7.  Fremdes 
Hecht. 

1.  Hegriff.  Die  Ausdrücke  Modifikation 
und  Amortisation  werden  in  verschiedenem 
Sinne  gebraucht.  Einmal  werden  als  Objekt 
Rechte  oder  vom  Standpunkte  des  Schuld- 1 
ners  aus  Pflichten  gedacht,  die  aufgehoben 
werden.  In  diesem  Sinne  spricht  man  von 
einer  Amortisation  der  öffentlichen  Anleihen 
oder  eines  privaten,  insbesondere  eines 


hypothekarisch  gesicherten  Darlehens.  Vgl. 
jdie  Artt.  Annuität  (oben  Bd.  I S.  351  ff.) 
und  Hypothekenbanken  (Bd.  IV  S. 
1250 ff.).  In  dem  gleicheu  Sinne  spricht 

man  von  einer  Amortisation  von  Aktien, 
wenn  bei  einer  Aktiengesellschaft  die 
Zahl  der  Anteilsrechte  durch  Aufhebung 
von  einzelnen  Anteilsrechten  verringert  wird. 
Vgl.  den  Art.  Aktiengesellschaften 
(oben  Bd.  I insbesondere  S.  150).  Zweitens 
bezieht  man  die  Mortifikation  auf  Ur- 
kunden, die  für  kraftlos  erklärt  worden, 
sei  es  weil  das  bekundete  Rechtsverhältnis 
nicht  mehr  existiert  oder  weil  der  Verlust 
eines  Wertpapieres  für  den  Berechtigten  un- 
schädlich gemacht  werden  soll.  Fälle  der 
ersten  Art  sind  z.  B.  im  B.G.B.  in  Art.  176 
(Vollmacht)  und  § 2361  (Erbschein)  geregelt. 
Einheitliche  Grundsätze  sind  nur  für 
die  Mortifikation  verlorener  Wert- 
papiere vorhanden,  sie  soll  im  folgenden 
allein  behandelt  werden. 

Die  Notwendigkeit  einer  Mortifikation 
ergiebt  sich  aus  der  Funktion  der  Wert- 
papiere, namentlich  der  Ordre-  und  Inhaber- 
iKipiere.  Die  Bindung  eines  Rechts  an  das 
Papier  hat  zur  Folge,  dass  der  Verlust  des 
Papiers  die  Ausübung  des  Rechts  behindert. 
Das  Recht  selbst  ist,  wie  heute  allgemein 
angenommen  wird,  nicht  untergegangen,  aber 
es  kann  nicht  ausgeübt  werden,  weil  dem 
Berechtigten  die  notwendige  Legitimation 
fehlt.  Die  Fortdauer  dieses  Zustandes  würde 
die  Interessen  des  Verlierers  schwer  schä- 
digen und  oft  zu  einer  Bereicherung  des 
Verpflichteten  führen.  Andererseits  kann 
die  Geltendmachung  ohne  Papier  oder  die 
Erneuerung  des  Papiers  nur  gestattet  werden, 
wenn  der  Verpflichtete  gegen  eine  noch- 
malige Inanspruchnahme  auf  Grund  des  ver- 
lorenen Papiers  gesichert  wird.  Diese  Siche- 
rung gewährt  das  Institut  der  Mortifikation. 
Sie  löst  die  Verbindung  von  Recht  und 
Papier  und  wirkt  dadurch  in  doppelter  Rich- 
tung. Sie  wirkt  einerseits  rechtsgewährend. 
Der  Berechtigte  kann  das  ihm  zustehende 
Recht  ausüben,  ohne  durch  den  Verlust  des 
Papiere  anderer  behindert  zu  sein.  Insofern 
wird  eine  Art  in  integrum  restitutio  gegen 
den  Verlust  des  Papiers  erreicht  und  dem 
Verlierer  eine  Ersatzlegitimation  gewährt. 
Andererseits  wird  das  mortifizierte  Papier 
kraftlos.  Sein  etwaiger  Inhaber  verliert  die 
ihm  bisher  zukommende  Legitimation  zur 
Ausülmug  des  Rechts.  Der  redliche  Erwerb 
giebt  keine  Rechte.  Das  mortifizierte  Papier 
steht  dem  gefälschten  gleich.  Der  Schutz 
des  Verlierers  lässt  sich  daher  nur  auf 
Kosten  anderer  Interessen  erreichen.  Auf- 
gabe der  Mort ifikationsgesetze  ist  es,  für  die 
verschiedenen  Papiere  und  Thatl>estündc 
Vorteil  und  Nachteil  abzuwägen  und  Ihm 
Zulassung  der  Mortifikation  durch  die  Or- 
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ganisation  des  Verfahrens  ihre  Nachteile  fin- 
den Verkehr  zu  mildern. 

Das  Institut  war  bereits  dem  fränkischen 
Rechte  bekannt  und  ist  später  namentlich 
im  Wechselrechte  entwickelt  worden.  Das 
Recht  der  Gegenwart  neigt  dazu,  die  .Morti- 
fikation bei  allen  Wertpapieren  zuzulassen 
und  nur  auszuschliessen  bei  Inhaberpapieren 
mit  gesteigerter  Verkehrsbestimmung  oder 
geringerer  Bedeutung. 

2.  Rechtsquellen  und  Anwendungs- 

gebiet. Dies  Recht  der  Mortifikation  war 
in  Deutschland  vor  dem  1.  Januar  1900  nur 
zum  Teil  durch  Reichsrecht,  überwiegend 
aber  durch  Landesrecht  geregelt.  Die  neue 
Gesetzgebung  hat  in  der  Hauptsache  Rechts- 
einheit geschaffen.  Die  Mortifikation  ist  so- 
wohl hinsichtlich  des  Verfahrens  als  auch 
zum  Teil  hinsichtlich  der  materiellen  Fragen 
in  den  §§  1008 — 1024  C.P.O.  geregelt.  Die 
Iijindesgesetze  können  nur  in  geringem  Um- 
fange abweichende  Vorschriften  treffen.  Vgl. 
C.P.O.  §§  1023,  24  und  E.G.  zum  B.G.B. 
Art.  102.  Hinsichtlich  des  Anwendungs- 
gebietes verweist  § 946  C.P.O.  auf  andere 
Gesetze.  Anerkannt  ist  die  Mortifikation  bei 
folgenden  Papieren:  1.  bei  den  echten  In- 
haberpapieren (B.G.B.  § 793),  sofern  nicht 
in  der  Urkunde  «bis  Gegenteil  bestimmt  ist 
(B.G.B.  S;  799).  Ausgenommen  sind  ferner 
Zins,  Renten  und  Gewinnanteilscheine  sowie 
die  auf  Sicht  gestellten,  unverzinslichen 
Schuldverschreibungen.  2.  bei  den  soge- 
nannten qualifizierten  Legitimationspapieren 
(B.G.B.  § 807).  3.  bei  dem  Wechsel  (W.O. 
Art.  73),  ohne  dass  für  den  Rectaweehsel 
eine  Ausnahme  gemacht  ist.  4.  bei  den 
handelsrechtlichen  ( )rd  re  papieren  (H.G.B. 
§ 365).  5.  bei  Aktien  und  Interimsscheinen 
(H.G.B.  § 228).  6.  l»ei  Hypotheken-  und 

Grundschuldbriefen  (B.G.B.  $ 1162,  92). 
Nach  Landesrecht  richtet  sich  die  Zulässig- 
keit der  Mortifikation  1.  bei  den  Papieren, 
die  einem  überhaupt  vorbehaltenen  Gebiete 
angehören.  In  der  Hinsicht  sind  namentlich 
die  Kuxscheine  hervorzuheben  (Art.  67 
E.G.).  2.  auf  Grund  besonderer  Vorbehalte 
a)  für  Karten  und  Marken  des  täglichen 
Verkehrs  (B.G.B.  § 807.  Art.  102  Abs.-  1 
E.G.).  b)  für  die  nach  Landesrecht  auf  den 
Namen  umgeschriebenen  Anleihepapiere 
(Art.  101  E.G.). 

3.  Verfahren.  Die  Kraftloserklärung 
der  Urkunde  wird  in  der  Civilprozessordnung 
als  ein  Specialfall  des  Aufgebotsverfahrens 
behandelt.  Nel>en  den  speeiell  für  die 
Mortifikation  bestimmten  Vorschriften  finden 
die  allgemeinen  Grundsätze  üIht  Aufgebots- 
verfahren 946—959)  Anwendung.  Das 
Verfahren  wird  durch  einen  Antrag  einge- 
leitet. der  in  näher  bestimmter  Weise  zu 
begründen  ist  (*§§  947,  1007).  Namentlich  ‘ 
wird  Glaubhaftmachung  der  relevanten  That- 


sachen  und  Erbieten  zur  eidesstattlicher 
Versicherung  gefordert.  Das  Gericht  hat 
die  Zulässigkeit  des  Antrags  nach  Form  und 
Inhalt  zu  prüfen  und  eventuell  mündliche 
Verhandlung  anzuberaumen.  Erscheint  der 
Antrag  als  zulässig  und  genügend  l*1- 
gründet,  so  ist  eine  öffentliche  Auffordcnmc 
zu  erlassen  (Aufgeltot),  durch  welche  etwaig; 
Inhaber  der  Urkunde  aufgefordert  werden, 
bis  zu  einem  näher  bezeichneten  Zeitpunkte 
(Aufgebotstermin)  ihn4  Rechte  anzumeldeo 
und  die  Urkunde  vorzulegen  (§  1008).  Die 
Frist  zwischen  Aufgebot  und  Termin  ist  für 
nichtfällige  und  für  Papiere  mit  Koupons 
besonders  geregelt,  um  jeden  Inhaber,  der 
seine  Rechte  ohne  Verzug  geltend  macht, 
gegen  die  Nachteile  der  Mortifikation  zn 
schützen.  Im  Aufgebotstennine  wird  eventuell 
in  öffentlicher  Sitzung  ein  sogenanntes  Aas- 
schlussurteil erlassen  (§  952  C.P.O.),  durch 
w-elehes  die  Urkunde  für  kraftlos  erklärt 
wird  (§  1017  C.P.O.).  Das  Mortifikations- 
erkenntnis  ist  sofort  rechtskräftig  und  nur 
mit  einer  Anfechtungsklage  angreifbar  (§§  957. 
958).  Dritte  Personen  können  das  Aufgebots- 
vorfahren hemmen,  indem  sie  durch  An- 
meldungen Mängel  des  Verfahrens  rügen 
oder  die  von  dem  Antragsteller  beanspruchte 
Rechtsstellung  bestreiten.  In  dem  zweiten 
Falle  ist  entweder  das  Verfahren  auszusetzen 
oder  das  angcmeldete  Recht  vorzubehalten 
(§  953).  In  allen  Fällen  ist  das  Verfahren 
ein  einseitiges,  eine  Verhandlung  zwischec 
dom  Antragsteller  und  dem  Gericht.  Die 
Anmeldungen  Drittel  führen  zu  keiner  kontra- 
diktorischen Verhandlung. 

4.  Materielles  Recht.  Der  Grundge- 
danke des  deutschen  Mortifikationsrechts  ist 
die  Beschränkung  auf  die  Legitimation. 
Durch  den  Verlust  des  Papiers  geht  nur 
die  Legitimation  verloren,  nicht  das  Recht 
selbst.  Deshalb  wird  nur  die  Legitimation 
wiederhergestellt.  Der  Grundgedanke  ist  in 
den  Gesetzen  nicht  vollkommen  klar  ausge- 
drückt. Eine  ältere  Terminologie  bezeichnet e 
die  [Legitimation  als  Recht  aus  dem  Papiere, 
die  Berechtigung  als  Recht  an  dem  Papiere. 
Diese  Terminologie  ist  bei  der  Auslegung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  im  Auge  zn 
behalten.  Dann  ergeben  sich  folgende  Sätze: 
a)  Voraussetzungen.  Verlangt  wird 
I Legitimation  des  Antragstellers  und  Verlust 
des  Papiers.  Die  Legitimation  wird  verlangt 
und  nicht  die  Berechtigung.  Die  Berechti- 
gung braucht  der  Antragsteller  weder  zu 
behaupten  noch  zu  beweisen.  Deshalb  nennt 
tj  1004  bei  Iulial>erpapiereu  den  bisherigen 
Inhaber,  bei  anderen  Papieren  denjenigen, 
welcher  berechtigt  ist,  das  Recht  aus  der 
Urkunde  geltend  zu  machen.  Das  Antragsrecht 
wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  dem 
Antragsteller  das  Verfügungsrecht  fehlte  und 
deshalb  der  Verpflichtete  berechtigt  war,  die 
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Leistung  zu  verweigern.  Der  Verlust  um- 1 
fasst  sowohl  das  Abhandenkommen  als  die 
"V ernichtung.  Aber  das  Abhandenkommen 
ist  anders  zu  fassen  als  etwa  in  § 985  B.G.B.  | 
Wesentlich  ist  der  Erfolg,  die  Ungewissheit] 
hinsichtlich  der  Person  des  derzeitigen  Be- 
sitzers. Die  Modifikation  soll  nicht  statt 
der  Vindikation  gewählt  werden,  sondern  i 
nur  subsidär  eintreten.  b)  Die  rechts- 
te "währen de  Wirkung.  Nach  § 1008 
C.P.O.  ist  der  Antragsteller  nach  Erlangung 
des  Urteils  dem  durch  die  Urkunde  Ver- 
pflichteten gegenüber  berechtigt,  die  Rechte 
a u s der  Urkunde  geltend  zu  machen.  Er 
kann  bei  Inhaberpapieren  (§  800  B.G.B.), 
Aktien  und  Interimsscheinen  (§  828  H.G.B.) 
die  Ausstellung  einer  neuen  Urkunde  ver- 
langen. Auch  in  diesen  Bestimmungen  ist 
nur  die  Legitimation  gemeint.  Der  Ver- 
pflichtete behält  etwaige  Einwendungen  aus 
dem  mangelnden  Verfiigungs rechte  des  An- 
tragstellers (jj  793  B.G.B.).  Er  kann  die 
Ausstellung  einer  neuen  Urkunde  verweigern, 
wenn  er  die  Rückgabe  der  alten  zu  fordern 
berechtigt  war.  c)  Die  vernichtende 
Wirkung  der  Mortifikation.  Die  Ur- 
kunde wird  für  kraftlos  erklärt  (§  1007 
C.P.O.).  Damit  wird  ihr  die  legitimierende 
Wirkung  genommen.  Der  Gläubiger  ist  nicht 
mehr  in  der  Lage,  sein  Recht  auszufiben. 
Der  redliche  Erwerber  eines  bereits  modi- 
fizierten Inhaberpapiers  wird  nicht  Gläubiger. 
Aber  weitere  Rechtsnachteile  werden  weder 
angedroht  noch  ausgesprochen.  Die  vorher 
entstandenen  Rechte  werden  nicht  aufgehoben. 
Ebensowenig  wird  die  Kraftloserklärung 
zurückdatiert.  Derjenige,  der  ein  Inhaber- 
papier auch  während  dos  Aufgebots  Verfahrens, 
aber  vor  dem  Ausschlussurteile  redlich  er- 
worben hat,  bleibt  Eigentümer  und  Gläubiger. 
Er  kann  sein  Recht  nicht  gegen  den  Ver- 
pflichteten geltend  machen,  aber  wohl  gegen 
den  Antragsteller.  Er  kann  von  ihm  nach 
§ 810  Herausgabe  des  etwa  eiugezogenen 
Betrages  und  eventuell  Abtretung  der  aus 
der  Mortifikation  erworbenen  Stellung  ver- 1 
langen.  Diesen  Grundzügen  entsprechend 
ist  auch  H.G.B.  § 228  (erlischt  »1er  Anspruch) 
nur. auf  den  Verlust  der  Legitimation  zu  be-  j 
ziehen,  d)  Hemmende  Anmeldungen,  j 
Nur  diejenigen  Anmeldungen  sind  erheblich, 
welche  die  Voraussetzungen  der  Mortifikation, 
Legitimation  oder  Verlust  beseitigen  oder  in 
Zweifel  stellen.  Ersteres  geschieht  durch 
die  Vorlage  eines  Papiers,  (las  als  das  ver-  l 
lorene  anerkannt  wird  (§  1016  C.P.O.).  Zu  ! 
der  zweiten  Kategorie,  die  nach  $ 953  zu 
behandeln  ist , gehört  die  Vorlage  eines 
Papiers,  das  nicht  anerkannt  wird,  oder  die 
Behauptung  des  gegenwärtigen  Besitzes  oder; 
des  späteren  Besitzes  und  eines  das  Amorti- 
sationsrecht begründenden  Verlustes.  Dabin 
gehören  ferner  alle  Einwendungen  gegen  die  ; 


Legitimation  des  Antragstellers.  Dagegen 
sind  alle  Anmeldungen  unerheblich,  welche 
dem  Antragsteller  die  Berechtigung  abstreiten 
oder  eine  bessere  Berechtigung  des  An- 
mehlenden behaupten.  Deshalb  ist  auch 
(gegen  Mathes)  die  Behauptung  unerheblich, 
dass  der  Antragsteller  in  Verzichtsabsicht 
das  Papier  vernichtet  habe.  Das  angemel- 
dete Recht  ist  auch  nicht  im  Urteile  vor- 
zubehalten, weil  es  von  dem  vorbelialtlosen 
Urteile  nicht  berührt  wird. 

5.  Zahlungssperre.  (Opposition.)  Zur 
Unterstützung  des  Aufgebotsverfahrens  dient 
bei  Inhaberpapieren  ein  gerichtliches  Zah- 
lungsverbot, das  an  den  Schuldner  bei  Ein- 
leitung des  Verfahrens  und  eventuell  schon 
vorher  erlassen  wird  (C.P.O.  §§  1019  ff.).  Die 
Zahlungsspcrre  wird  aufgehoben,  sobald  das 
Papier  vorgelegt  wird.  Es  soll  nur  die 
Vorlage  erzwingen.  Es  schützt  daher  gegen 
die  Ausübung  des  Rechts  durch  einen  un- 
berechtigten Besitzer,  aber  nicht  gegen  den 
redlichen  Erwerb  während  des  Aufgebots- 
verfahrens. 

6.  Wechsel.  Art.  73  der  W.O.  hat 
abweichend  von  der  Civilprozcssordnung  mil- 
dem Eigentümer  ein  Recht  auf  Mortifikation 
gegeben.  Die  ausdrückliche  Bezugnahme 
auf  den  Wechsel,  die  in  § 837  der  alten 
C.P.O.  enthalten  war,  fehlt  in  dem  § 1003 
der  neuen  C.P.O.  Dennoch  ist  anzunehmen, 
dass  die  Erweiterung  des  Antragsrechts  auch 
nach  dem  neuen  Rechte  Platz  greift.  Sie 
ist  als  Ergänzung  des  Art.  73  aufrecht  zu 
erhalten.  Art.  73  giebt  ferner  dem  Eigen- 
tümer nach  Einleitung  des  Verfahrens  das 
Recht,  gegen  Sicherheitsleistung  von  dem 
Acceptanten  Zahlung  zu  fordern.  Diese  Be- 
fugnisse sind  auf  den  Eigentümer  zu  be- 
schränken. Endlich  wird  von  der  herrschen- 
den Meinung  angenommen,  dass  die  .Morti- 
fikation eines  Wechsels  nur  zur  Geltend- 
machung der  Rechte  gegen  den  Acceptanten 
legitimiere,  nicht  zur  Geltendmachung  der 
Regressrechte.  Die  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht ist  zweifelhaft. 

7.  Fremdes  Recht.  Die  ansserdeutsehen 
Gesetzgebungen  kennen  die  gerichtliche 
Mortifikation  nur  teilweise.  Dem  deutschen 
Rechte  entspricht  die  Gesetzgebung  Oester- 
reich - Ungarns  und  der  Schweiz.  (Obli- 
gat ionrecht  Art.  732.)  Dem  älteren  fran- 
zösischen Rechte  war  das  Institut  unbekannt. 
Die  umfassenden  Verluste  an  Wertpapieren 
während  des  Com muncauf Standes  von  1871 
führten  zu  dem  Erlasse  dos  G.  v.  15.  Juni 
1872.  Nach  vorhergehender  Zahlungssperre 
und  mehrfacher  Bekanntmachung  kann  der 
Verlierer  gerichtlich  zur  Einziehung  der 
Gegenforderung  ermächtigt  werden.  Das 
italienische  Handelsgesetzbuch  von  1882  ge- 
stalt»^ die  Geltendmachung  des  Rechts  aus 
Inhaberpapieren  bei  Vernichtung,  kennt  aber 
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keine  Amortisation  Iwi  Besitzverlust.  Doch 
ist  das  Princip  durch  eine  Reihe  von  Special- 
pesetzen  durchbrochen,  von  denen  das  0.  v. 
14.  duli  iss?  die  grösste  Bedeutung-  besitzt. 
Eigentnuilieh  ist,  dass  die  .Mortifikatiou  nur 
auf  die  Verpflichtungen  des  Schuldners, 
nieht  auf  das  Verhältnis  zwischen  Erwerber 
und  Verlierer  einwirkt.  Dem  englisch- 
amerikanischen  common-  und  equity-law  ist 
die  gerichtliche  Modifikation  fremd.  Aber 
der  Verlierer  eines  Wertpapiere«  hat  in 
etjuity  einen  Anspruch  gegen  den  Ver- 
pflichteten auf  lioistung  oder  Neuausstellung, 
wenn  er  den  Verlust  glaubhaft  macht  und 
Sicherheit  gegen  doppelte  Anforderung  stellt. 
I nter  gewissen  Voraussetzt ingen  wird  die 
Sicherheit  erlassen. 

Iiittcratur:  Die  Mortiflkation  wird  in  den  allge- 
meinen Dar» tr Hungen  de*  Hecht*  der  Wertpapiere 
irie.  des  A uf gebot •>  Verfahrens  behandelt.  I'ntrr 
den  Monograpkieen  über  letztere*  ist  dir  ron 
Da  u d r herrorzuhrben.  — Eine  Zusammenstellung 
der  älteren  rar  1900  in  DnUtehlavd  geltenden 
Morlifikutionsgcsetzc  findet  *ich  in  Goldtchmidt * 
Zeit* ehr.  f.  Handelsrecht,  Jld.  26,  S.  172(1'.  — Vgl. 
ferner  für  da*  frühere  Hecht  Siegfried,  Die 
Börse  und  die  Börsengeschäfte,  in  Saling*  Jlörsen- 
papicre,  Bd.  I,  S.  — ft2  der  f Aufi.  t Dir 

s/niterrn  Auflagen  gehen  nur  eine  kurze  Sotiz.) 
— Das  neue  Hecht  behandelt:  Kurl  .Mathen, 
Ist  die  Amortisation  einer  Urkunde  zulässig,  die 
der  Antragsteller  selbst,  absichtlich  oder  unab- 
sichtlich vernichtet  half  Stuttgart  1899.  — Für 
das  ausländische  Hecht  sind  an  Monngraphieen 
anzuführen  : llitulnchedler.  Dir  a inort isierbaren 
Papiere  nach  dein  (schweizer)  Bundesgesetz  über 
das  Obligationenrecht,  Zürich  1828.  — I.c  Go  nt, 
Ktudr  sur  les  titrrs  au  porteur  pertu*,  rotes, 
detmits  etc.,  Paris  1880.  — - Papa  d’Amieo, 
La  perdita  dei  Titoli  al  portatorr,  Torino  1888. 

Heck. 


Morus,  Thomas, 

ist  besonders  beachtenswert  als  Verfasser  der 
„Utopia-1,  wodurch  er  der  Begründer  einer 
besonderen  Gattung  staatswissenschaftlicher 
Schriften  wurde. 

Thomas  More  (so  lautet  der  eigentliche 
Name)  wurde  am  7.  II.  1478  in  London  ge- 
boren, wo  sein  Vater.  Job.  More,  Richter  am 
Oberhofgeriehte  (Kings  Beuch)  war.  More  er- 
hielt den  ersten  Unterricht  in  der  St.  Anthony- 
schule in  London  und  wurde  dann  weiter 
unterrichtet  in  dem  Hause  John  Mortons,  des 
Erzbischofs  von  ('anterbury ; von  diesem  wurde 
er  mit  Bewilligung  des  Vaters  nach  Oxford  ge- 
schickt, wo  er  sich  namentlich  den  huma- 
nistischen Studien  widmete.  Grocyn  und  Linacre 
waren  seine  Hauptlehrer;  dort  wurde  er  auch 
mit  Erasmus  von  Rotterdam  bekannt.  Von 
Oxford  kehrte  er  nach  London  zurück,  um  das 
Rechtsstudium  zu  betreiben : er  trat  erst  in 
New  Inn,  dann  in  Lincolns  Inn  ein  und  wurde 
hierauf  als  Rechtsanwalt  zugelasscu.  — Im 
Jahre  1504  wurde  More  zum  Mitgliedc  des 
Parlaments  gewählt,  das  Heinrich  VII.  nach 


| 7 jähriger  Pause  wieder  znsamtnenberufen  harte : 
j dort  that  er  sich  durch  die  Opposition  herrir. 
die  er  gegen  die  Geldfordeningen  des  Königs 
erhob.  — Unmittelbar  nach  Heinrichs  VII.  T«*ie 
wurde  More,  der  inzwischen  geheiratet  hatte 
Untersheriff  in  London;  König  Heinrich  YIIL. 

! der  schon  als  Prinz  von  Wales  mit  ihm  io 
freundschaftlicher  Beziehung  gestanden  hart» 

1 zog  ihn  an  seinen  Hof  und  verlieb  ihm  hohe 
Aeiuter  und  Würden.  1514  wurde  Moros  zu» 
Master  of  requests  ernannt,  in  den  Ritterstasd 
erhoben  und  zum  Mitgliede  des  privy  conndl 
erwählt.  Einige  Jahre  später  erhielt  er  die 
Stelle  des  treasurer  of  the  Excheqner.  wrnrde 
zum  Sprecher  des  Unterhauses  erwählt  and 
1525  wurde  er  Kanzler  des  Herzogtums  Lan- 
caster. Auch  zu  diplomatischen  Missionen 
wurde  Morus  häufig  verwandt.  Schliesslich 
machte  ihn  der  König  im  Jahre  1529  zum  Lord- 
kanzler von  England;  es  war  das  erste  Ma;. 
dass  dieses  oberste  Staatsamt  jemandem  über- 
tragen wurde,  der  nicht  dein  Pries temau fi- 
nd er  dem  hohen  Adel  angehörte.  L>och  di- 
Stellung,  die  Morus  in  der  Ehescheidungsangtr- 
legcnbeit  Heinrichs  VIII.  einnahm,  brachte  ihß 
i bald  in  solche  Konflikte  mit  dem  Herrscher, 
•lass  er  bereits  1532  seine  Stelle  als  L»rd- 
, kanzler  niederlegte.  Im  April  1534  wurde 
Morus  aufgefordert,  die  Successionsakte  zu  be- 
schwören. d.  h.  zu  beschwören,  dass  des  Königs 
erste  Ehe  ungültig,  die  zweite  legitim  aad 
Annas  Nachkommenschaft  successious  berechtigt 
sei.  Den  letzteren  Punkt  war  er  bereit  zu  be- 
schwören, denn  die  Successionsordnung  könne 
das  Parlament  ändern : aber  die  Rechtmässig- 
keit der  Scheidung  wollte  er  nicht  anerkennen. 
Wegen  dieser  Eidesverweigerung  wurde  Morus 
gefangen  genommen.  Im  November  1534  er 
1 schienen  die  Parlamentsakte,  welche  Hein- 
rich VUI.  als  Haupt  der  Kirche  von  England 
; auzuerkennen  befahl,  und  dem  König  das  Recht 
gab,  jeden  den  Supremat  beschwören  zu  lassen. 

| und  Weigerung  des  Eides  für  Hochverrat  er- 
klärte. Auch  diesen  Eid  verweigerte  Moros; 
er  wurde  wegen  Hochverrates  zum  Tode  ver- 
urteilt und  am  (5.  VII.  1535  im  Tower  hinge- 
i richtet. 

Sein  Hauptwerk  „Utopia“,  das  1516  er- 
! schien,  schildert  ein  erdichtetes  Staatswesen  mi» 

1 einer  Verfassung  und  Wirtschaftsordnung,  die 
völlig  von  den  bestehenden  Zuständen  »b- 
weichen.  — Utopien  ist  eine  Insel  im  fernen 
Weltmeere  jenseits  Amerikas  in  Gestalt  einer 
Mondsichel  mit  54  Städten,  die  in  allen  wesent- 
lichen Einrichtungen  völlig  gleich  sind  und 
dieselbe  Sprache,  Sitten  und  Gewohnheiten 
| haben.  Jede  der  54  Städte  hat  ihre  eigene 
; Verwaltung,  die  so  geregelt  ist,  dass  je  St 
! Familien  sich  eine  obrigkeitliche  Person  all- 
jährlich wählen,  die  in  der  alten  Sprache 
! Syphogrant,  in  der  neuen  Phylarch  heisst.  Jede 
Stadt  hat  200  solcher  Phylarchen:  je  10  Phy- 
larcben  mit  ihren  Familien  stehen  wieder  unter 
einem  Traniboren  oder  Protophvlarcben.  Pie 
|200  Syphogranten  ernennen  einen  Fürsten, 
den  sie  aus  4 Männern,  welche  das  Volk  be- 
zeichnet hat,  erwählen,  und  zwar  wird  aus 
jedem  Viertel  der  Stadt  einer  vorgeschlagen. 

I — Der  Fürst,  der  oberste  Beamte  der  Stadt, 
ist  auf  Lebenszeit  gewählt  und  kann  nur.  wenn 
er  ein  tyrannisches  Regiment  erstrebt,  abge- 
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setzt  werden.  Pie  Traniboren,  die  jährlich  ge- 
wählt werden,  versammeln  sich  alle  3 Tage 
heim  Fürsten,  um  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten zu  besprechen  und  private  Streitigkeiten 
zu  schlichten;  jeder  Sitzung  wohnen  2 Sypho- 
granten  bei.  die  jedesmal  wechseln.  Die  der 
ganzen  Insel  gemeinsamen  Angelegenheiten 
werden  im  Senat  beraten,  der  in  der  Haupt- 
stadt Amorautum  sich  alljährlich  versammelt 
und  zu  welchem  von  jeder  Stadt  3 alte  und 
erfahrene  Männer  entsandt  werden. 

Noch  eigentümlicher  als  die  politische  Ver- 
fassung sind  die  wirtschaftlichen  Einrichtungen 
Utopien«.  Es  herrscht  dort  der  Kommunismus; 
d.  h.  es  existiert  kein  Privateigentum  und 
zwar  weder  au  den  Produktionsmitteln  noch 
an  den  Verbrauchsgegenständen;  selbst  die 
Wohn  u n gen  müssen  die  Utopicr  alle  10  Jahre 
wechseln,  „damit  ihnen  gar  nichts  zu  eigen 
sei1*;  auch  die  Mahlzeiten  werden  gemeinsam 
eingenommen.  — Jedermann  ist  zur  Ar- 
beit verpflichtet;  die  Phylarchen  haben 
darüber  zu  wachen,  dass  niemand  müssig  geht. 
— l'nd  zwar  müssen  die  Utopier  G Stunden 
täglich  arbeiten;  für  die  Nachtruhe  sind  8 
Stunden  bestimmt;  die  übrige  Zeit  darf  jeder 
nach  seinem  Belieben  verwenden.  Die  Arbeit 
in  Utopien  ist  teils  landwirtschaftlich, 
teils  gewerblich.  Landwirtschaft  muss 
jeder  treiben,  und  zwar  zwei  Jahre  lang; 
auf  dem  Lande  befinden  sich  die  mit  Acker- 
baugerätschaften  wohl  versehenen  Häuser,  die 
von  den  Bürgern  bewohnt  werden,  die  auf  das 
Land  übergesiedelt  sind.  Die  landwirtschaft- 
lichen Familien  zählen  je  40  Personen,  von 
denen  jährlich  20  in  die  Stadt  zurückkehren, 
nachdem  sie  2 Jahre  lang  sich  der  Landwirt- 
schaft gewidmet  haben.  Neben  der  Landwirt- 
schaft muss  jeder  — und  zwar  Männer  und 
Frauen  — noch  ein  Handwerk  als  seine  be- 
sondere Beschäftigung  lernen;  meist  ist  es 
die  Verarbeitung  von  Wolle  oder  Flachs,  oder 
das  Maurer-,  Schmiede-  oder  Zimmermannsge- 
werbe. In  der  Kegel  lernt  jeder  das  Handwerk 
seines  Vaters;  zieht  aber  jemand  ein  anderes 
Gewerbe  vor,  so  wird  er  in  eine  Familie  auf- 
genommen, die  dasselbe  betreibt.  Was  die 
höhere  Arbeit  anlangt,  so  ist  die  Wahl  der 
sog.  liberalen  Berufsarten  niemandem  selbst 
überlassen;  vielmehr  erteilt  das  Volk  auf  Em- 
pfehlung der  Priester  und  nach  geheimer  Wahl 
durch  die  Syphogranten  einigen  die  Erlaubnis, 
sich  dem  gelehrten  Studium  widmen  zu  dürfen. 
Wenn  aber  einer  in  diesem  Berufe  untüchtig 
ist,  kann  er  wieder  zu  den  Handwerkern  ver- 
setzt werden.  Umgekehrt  aber,  wenn  ein  Hand- 
werker sich  durch  oesonderen  wissenschaftlichen 
Sinn  auszeichnet,  kann  er  in  die  Gelehrten- 
klasse aufgenommen  werden.  Wie  steht  es 
aber  mit  den  niederen  Arbeiten?  Wer  soll 
die  unangenehmen  und  harten  Verrichtungen 
übernehmen?  Mit  dieser  für  jedes  kommu- 
nistische System  sehr  heiklen  Frage  findet  sich 
Morus  in  etwas  eigentümlicher  Weise  ab. 
Solche  Arbeiten  werden  nämlich  verrichtet  von 
solchen,  die  aus  religiöser  Begeisterung  sie 
freiwillig  auf  sich  nehmen;  sie  glauben,  durch 
ihre  besondere  Plage  und  Anstrengung  ein 
Gott  wohlgefälliges  Werk  zu  thun.  Ausserdem 
aber  können  auch  Leute  zu  solchen  Thütig- 
keiten  gezwungen  werden,  und  zwar  die 


(Sklaven;  zu  solchen  werden  die  Kriegsge- 
fangenen gemacht,  ferner  die  Utopier,  die 
wegen  Verbrechen  zu  Zwangsarbeit  verurteilt 
waren,  und  Ausländer,  die  zum  Tode  verurteilt 
j waren  und  die  um  ein  billiges  von  Utopien  an- 
| gekauft  werden.  — Auch  die  Verteilung 
j der  Produkte  geht  nach  kommunistischen 
( Grundsätzen  vor  sich.  Die  Arbeitserzeugnisse 
| jeder  Familie  werden  in  staatliche  Magazine 
I gebracht,  die  sich  auf  den  Marktplätzen  jeder 
! Stadt  befinden.  Jeder  Familienvater  hat  das 
Recht,  aus  diesen  Magaziuen  sich  das  zu  holen, 
was  er  für  sich  und  die  Seinen  braucht;  er 
braucht  dafür  kein  Geld  zu  zahlen,  da  er  ja 
| nur  den  ihm  zukommendeu  Anteil  an  der 
Gesamtproduktion  entnimmt;  Geld  ist 
überhaupt  in  Utopien  abgeschafft,  da  jeder 
Tauschverkehr  dort  wegfällt.  — Die  Vorräte, 
die  übrig  bleiben,  nachdem  alle  Familien  ver- 
, sorgt  sind,  bleiben  in  den  staatlichen  Maga- 
zinen 2 Jahre  lang  aufbewahrt : jährlich  wird 
vom  Senate  eine  Feststellung  vorgenommen,  in 
welchen  Magaziuen  Mangel  oder  Ueberfluss  an 
gewissen  Waren  vorhanden  ist,  und  danach 
eine  Ausgleichung  vorgenommen.  Die  Waren, 
die  in  Utopien  selbst  nicht  verbraucht  werden 
können,  werden  teils  au  die  Armen  des  Aus- 
j landes  verschenkt,  teils  dorthin  verkauft  ; das 
dafür  erlöste  Geld  wird  aufbewahrt,  um  dafür 
im  Kriegsfälle  Söldner  werben  zu  können, 
j Sonst  wird  Gold  und  Silber,  um  diese  edlen 
Metalle  im  Inlunde  recht  verächtlich  erscheinen 
zu  lassen,  zu  niedrigen  Geräten  und  zu  Ketten 
für  Sklaven  benutzt.  — Trotz  der  kommu- 
nistischen Wirtschaftsordnung  ist  bei  Morus 
[ nicht  wie  in  Plates  „Staat"  die  Weibergemein- 
schaft eingeführt,  sondern  die  monogamische 
Ehe.  Allerdings  ist  im  übrigen  das  Familien- 
leben starken  Beschränkungen  unterworfen: 
zwar  ist  die  Zahl  der  Kinder  für  die  einzelnen 
Familien  nicht  festgesetzt,  aber  die  männlichen 
Kinder  müssen  iu  der  Familie  hleiben,  auch 
wenn  sie  herangewachsen  sind,  und  keine  Fa- 
milie darf  weniger  als  10  und  mehr  als  IG  Er- 
wachsene zählen:  die  überschüssigen  Mitglieder 
zu  starker  Familien  werden  in  die  zu  kleinen 
versetzt.  Wenn  in  einer  Stadt  die  Zahl  der 
Bewohner  das  festgesetzte  Mass  überschreitet, 
wird  der  Ueberschuss  iu  die  minder  bevölkerten 
I Städte  gebracht;  sollte  aber  in  ganz  Utopien 
Bevölkerungsüberschuss  eintreten,  dann  wird 
eine  Anzahl  ausgewählt,  die  zur  Auswanderung 
und  Kolonisation  gezwungen  werden. 

Ausser  einer  Darstellung  des  Zukunfts- 
staates giebt.  Morus  eine  Kritik  der  be- 
stehenden Wirtschaftsordnung:  in  diesen  kriti- 
schen Ausführungen  stimmt  Morus  vielfach  mit 
dem  modernen  Sozialismus  überein.  Morus 
meint,  dass  das  Privateigentumsrecht  dazu 
führe,  eiuige  wenige  reich  und  die  grosse  5Ias.se 
arm  zu  machen;  gerade  aber  die  Reichen 
brauchten  unter  dieser  Ordnung  nicht  zu  ar- 
beiten, während  die  Armen  diejenigen  seien, 
die  von  früh  bis  spät  sich  plagen  müssten. 
Darum  nennt  er  den  bestehenden  Rechtszustand 
ein  „Verbüudnis  der  reichen  Leute,  unter  dem 
Schutze  des  Gesetzes  für  ihren  Vorteil  zu 
sorgen  und  die  Früchte  der  Arbeit  der  Annen 
an  sich  zu  bringen."  Nicht  genug  mit  der 
schlechten  Bezahlung  der  Arbeiter,  sei  in  keiner 
' Weise  Bestimmung  getroffen,  dass  die  Arbeiter 
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in  der  Zeit  der  Not,  des  Alters,  der  Krankheit 
eine  Versorgung  erhalten.  Das  Privateigentum 
sei  daher  eine  Ungerechtigkeit,  und  statt  die 
Diebe  zu  bestrafen,  sollte  man  vielmehr  solche 
Gesetze  machen,  dass  die  Ursache  des  Stehlens 
beseitigt  würde. 

Mit  dem  Werke  „Utopia14,  das  hier  zu 
skizzieren  versucht  wurde,  ist  Mortis  der 
Schöpfer  der  Gattung  von  Schriften  geworden, 
die  man  „utopische“  nennt;  das  Charakteris- 
tische aller  Utopien  ist,  dass  in  ihnen  der  Ver- 
fasser die  von  ihm  gewünschten  Aendernngen 
der  Rechtsordnung  als  bereits  durchgeführt 
voranssetzt  und  die  Wirkungen  dieser  Reformen 
am  Bilde  eines  erdichteten  Staatswesens  zeigt 
Morus'  Utopie  war  das  Vorbild  aller  folgenden 
Schriften  dieser  Art,  namentlich  von  Cainpa- 
nellas  „Sonnenstaat“  (oben  Bd.  111  S.  Aff.).  Har- 
ringtons  „Oceana“(oben  Bd.  IV  S.  1121  ff.  t.  Gäbet* 
„Reise  nach  Ikarieu“  (oben  Bd  111  8.  1 ff.)  bis  zu 
den  neuesten : Bellamys„Im  Jahre 2000“,  Hertzkas 
..Umland“  und  dem  anonym  erschienenen 
Werke  „Das  Maschinenalter14.  — Streng  ge- 
nommen ist  allerdings  Morns  nicht  der  erste 
gewesen,  der  eine  Utopie  geschrieben ; aus  dem 

griechischen  Altertuiue  sind  uns  einzelne 
childerungen  erdichteter  Staatswesen  über- 
liefert.. z.  B.  der  unvollendet  gebliebene  Dialog 
Platons  „Kritias  oder  Athen  und  Atlantis  900U 
Jahre  vor  Solon“  (dagegen  ist  Platons  „Staat“ 
keine  Utopie,  weil  dort  Platon  seine  Ideen  Uber 
staatliche  Reformen  in  lehrhafter  Form  ent- 
wickelt, nicht  in  Gestalt  eines  erdichteten 
.Staatsbildes).  Aber  diese  und  ähnliche  Schriften 
aus  älterer  Zeit  können  nicht  als  Vorläufer  von 
Morus'  Utopia  bezeichnet  werden,  weil  sie  teils 
nur  Bruchstücke,  teils  nur  Produkte  dichterischer 
Phantasie  sind,  aber  nicht  dem  ernsten  sozial- 
philosophischen Zwecke  dienen,  den  Morus  sich 
gesetzt  hatte.  Zwar  wird  von  mancher  Seite 
behauptet,  auch  bei  Morus'  Utopia  handele  es 
sich  nur  um  einen  „Scherz",  um  eine  geist- 
reiche Satire  auf  die  englischen  Zustände  jener 
Zeit.  Diese  Auffassung  ist  aber  gewiss  nicht 
richtig.  Wenn  auch  Morus  nicht  daran  dachte, 
dass  der  Zukunftsstaat  in  allen  Punkten  seiner 
Utopia  gleichen  sollte,  so  war  es  ihm  doch  im 
Ernste  darum  zu  thun,  an  einem  idealen 
Bilde  eines  erdichteten  Sraatswesens  die  Mängel 
und  Reformbedürftigkeit  des  realen  Staats- 
wesens zu  zeigen.  Die  Form  der  Utopie  ist 
aber  vorzüglich  geeignet,  in  anschaulicher 
Weise  zu  zeigen,  von  welchen  Folgen  für 
unser  gesamtes  Kulturleben  tiefgreifende  Re- 
formen unserer  wirtschaftlichen  Rechtsordnung, 
wie  sie  der  Sozialismus  als  das  Ziel  der  Ent- 
wickelung hinstellt  — besonders  die  Beseitigung 
des  Privateigentums  und  die  vergesellschaftete 
Produktionsweise  — begleitet  sein  müssten. 

1.  Ausgaben  der  „Utopia“.  — Die 
Editio  prineeps  erschien  1516  in  Löwen  und  war 
betitelt:  Libellus  vere  aureus  nec  minus  salutaris 
quam  festivus  de  optimo  reinnblicue  statu, 
deque  nova  lnsula  Utopia  authore  clarissimo 
viro  Thoma  Moro.  Weitere  Ausgaben  erschienen 
1517  (Paris)  und  1518  (Basel).  1548  (Löwen) 
1555  (Cöln)  etc.  — Die  erste  deutsche  Ueber- 
setzung  kam  1524  in  Basel  heraus  unter  dem 
Titel : „Von  der  wunderb'nrlicben  Insel  Utopia 
genent.“  Weitere  Uebersetznugen  erschienen 


| Leipzig  1612.  Frankfurt  1704.  Frankfurt  und 
| Leipzig  1753,  Leipzig  1846  (Uebersetzt  von 
Hermau  Kothe;  diese  — übrigens  nicht  em- 
pfehlenswerte — Uebersetzung  ist  abgedruckt  in 
lieft  513/14  in  Reclam’s  Universalbibliothek'. 
1 Eine  neue  revidierte  Ausgabe  des  lateinischen 
Textes  der  Editio  prineeps  von  Michels  unter 
Beihilfe  von  Max  Herrmann  und  nebst  eiuer  Ab- 
handlung von  Ziegler:  „Gehalt  und  Bedeutung 
der  „Utopia“  erschien  unter  dem  Titel:  „Thomas 
Morus  Utopia“.  Herausgeg  von  Victor  Michels 
und  Theobald  Ziegler,  t Lateinische  Litteratur- 
dcnkmäler  des  XV.  und  XVI.  Jahrhunderts. 
Herausgeg.  von  Max  Herrmanu.  Bd  11.)  Berlin 
1865.  Im  selben  Jahre  ist  auch  eine  neue  englische 
Uebersetzung  nebst  dem  lateinischen  Texte  der 
Ausgabe  von  1518  erschienen  unter  dem  Titel: 
„The  Utopia  of  Sir  Thomas  More  by  J.  H. 
Lupf  in.  Oxford  1865  — Utopia.  Uebersetzt 
und  mit  sachlichen  Anmerkungen  versehen  von 
Dr.  J.  E.  Wessely.  Nebst  einem  Vorwort  des 
Herausgebers.  (Sammlung  gesellschaftswiss. 
Aufsätze  11. — 13.  Heft)  München  1896.  — (Eine 
ausführliche  Pebersicht  Uber  die  Ausgaben  der 
Utopien  findet  sich  in  der  citierten  Arbeit  von 
Michels  und  Ziegler], 

2.  M orus  - Biogr  aphiee  n.  Baum- 
stark, Thomas  Morus.  Freiburg  1879.  — 
Bridget,  T.  E.  The  life  and  writings  of  Sir 
Thomas  More.  2 ed.  London  1892.  — Uraon, 
Thomas  Morns.  2 vol.  Bruxelles  1834.  — 
Fronde,  History  of  England  from  the  fall  of 
Wolsey  to  the  death  of  Elisabeth.  Yol  1.  Lpz. 
1861.  — Henke,  Das  häusliche  Leben  des 
Thomas  Morus.  Sybel,  Histor.  Zeitschr.  Bd.  21. 
München  1869.  — Hutton,  Sir  Thomas  More. 
London  1895.  — Kautsky,  Thomas  More  und 
seine  Utopia.  Stuttgart  1888.  (Vom  marxisti- 
schen Standpunkte  aus  verfasst!.  Mackintosh, 
Life  of  Sir  Thomas  More  1830  und  1844.  — 
More,  The  life  of  Sir  Thomas  More.  London 
1627.  (Deutsche  Ansgabe  von  Arnold  und 
Förster  Leipz.  1781.  — Oettinger,  Thomas 
Morus  und  sein  berühmtes  Werk  Utopia.  Lpz. 

1846.  — Köper,  The  life  and  death  of  Sir 
Thomas  More.  London  1741.)  (Die  erste  latei- 
nische Ausgabe  war  etwa  1558  erschienen); 
dieses  Werk  ist  die  llnuptqnelle  für  die  Lebens- 
geschichte Morus’.  — Rad  hart,  Thomas  Morns, 
Nürnberg  1829.  2.  Aull.  1855.  (Sehr  gründliche, 
quell enmässige  Darstellung  mit  reicher  Littera- 
turangabe).  Seebohm.  Oxford  Reformers.  Lon- 
don 2.  Aull.  1869.  — Sigwart,  Art.  Morus  im 
St.W.B.  Bd.  7.  1862.  Stapleton,  Tres 
Thomae,  seu  res  gestae  S Thomas  Apostoli,  S. 
Thomae  Archiepiscopi  Cantnariensis  et  Martvri* 
Mori  Angliae  quondam  Caneellaris.  Douaei 
1588.  — Thomas,  Thomas  Morus.  Augsburg 

1847.  — Walter,  Thomas  Morus  et  son  epoque. 

5 ed.  Tours  1868. 

3.  U topien-Litteratur.  — Adler, 
Idealstaaten  der  Renaissance.  (More-Rabelais- 
Campanella).  Annalen  des  Deutsch.  Reiches 
Jahrgang  32  Nr.  6.  München  1899.  — Dcrs. 
Geschichte  des  Sozialismus  und  Kommunismus 
I.  Teil.  S.  144 ft'.  — Lina  Reger,  Thomas 
Morus  und  Plato.  Zeitschr.  f.  ges.  Staats«'. 
Tübingen  1879.  - Dareste,  A.  0.,  Thomas 
Morus  et  Campanella.  Paris  1843.  - Dietzel, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Sozialismus  und 
Kommunismus.  III.  Artikel:  Morus’ Utopia  und 
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Campanellas  Sonnenstaat.  Vicrteljahrssehrift  für 
Staats-  und  Volkswirtschaft.  Band  5.  Heft  4. 
Leipzig  1897.  — Gehrke,  Kommunistische 
Idealstaaten.  Bremen  1878.  — Gib  bi  ns, 

English  social  reformers.  London  1892.  — 
Gucudevillc,  Idee  d’une  rcpublique  heureusc 
ou  1’ Utopia  de  Thonius  Morus.  Amsterdam 
1790.  — Hallberg,  Trois  utopistes  anglais. 
Paris  1839.  — Kaufmann,  Utopias  or  Scheines 
of  social  improveraent  from  Sir  Thomas  Morus 
to  Karl  Marx.  London  1879.  Kautsky, 
Thomas  More  in  der  Geschichte  des  Sozialismus 
in  Einzeldarstellungen.  Stuttgart  1895.  — 
Kleinwächter,  Die  Staatsromane.  Wien  1891 

— M ohl , Die  Staatsromane,  in  der  Zeitschr.  fiir 
ges.  Staatsw.  Bd  2.  1845.  — Ders.,  Geschichte 
und  Litteratur  der  Staatswissenschaften  I Teil. 
Erl.  1885.  Kapitel:  Die  Staatsromane.  — 
Roscher,  Zur  Geschichte  der  engl.  Volkswirt-! 
schaftslehre  im  16.  und  17.  Jahrhundert : Ab- 
handlung der  kgl.  sächs.  Ges.  der  Wiss.  III.  Bd. 
1857.  — Schlaraffia  politica,  Geschichte 
der  Dichtungen  vom  besten  Staate.  Leipzig  j 
1892  (Populäre  Darstellung  zahlreicher  Utopien). 

— Stammler,  Utopien.  Deutsche  Rundschau' 
1892.  — Vallat,  G.  Etüde  sur  la  vie  et  les 
oeuvres  de  Thomas  More.  Paris  1887.  Ders., 
Thomas  More  etson  oeuvre  immortelle.  Tours  1895. 

Karl  IMehl. 


Moser,  Friedrich  Karl.  Freiherr  von  i 

I 

wurde  als  erster  Sohn  J.  J.  Mosers  (s.  d.)  am 
18.  XII.  1723  zu  Stuttgart  geboren,  erhielt  seine 
Jugendbildung  im  Kloster  Bergen  (bei  Magde- 
burg), worauf  er  1740  die  Universität  Jena  be- 
zog. Nach  Vollendung  seiner  juristischen  Studjen 
wurde  er  theoretisch  und  praktisch  durch  seinen 
Vater  in  die  Staatswissenschaften  eingeführt, 
nahm  Teil  an  seinen  Reisen  und  schliesslich  als 
Lehrer  auch  au  dessen  „Staats-  und  Kanzlei-  j 
akademic“  in  Hanau.  Als  diese  infolge  Be- j 
rufuiig  Johann  Jakob  Mosers  als  Landschafts- 
consuleut  nach  Stuttgart  im  Jahre  1751  einging, 
zog  der  sich  inzwischen  verehelicht  habende  j 
F.  K.  v.  Moser  nach  Frankfurt  a M.,  wo  er 
seine  bereits  früher  begonnene  litterarische, 
meist  politisch-kritische  Thätigkeit  fortsetzte. ; 
Seine  praktische  Thätigkeit  bestand  im  wesent- 
lichen in  der  rechtlichen  Vertretung  der  ver- 
witweten Landgrütin  von  Hessen-Homburg.  Seine 
Erfolge  in  letztgedachter  Beziehung  brachten 
ihm  die  Ernennung  zum  homburgischen  Re- 
gierungsrat und,  im  Jahre  1754,  zum  fürstlichen 
Legationsrat,  darauf,  nach  weiteren  diploma- 
tischen Erfolgen,  im  Jahre  1759  zum  Geheimen 
Legationsrate.  1763  nahm  v.  Moser  einen  Ruf 
als  casselischer  Geheimer  Rat  an,  wurde  1766  | 
Reichshofrat  in  Wien,  bei  welcher  Gelegenheit  | 
ihn  Josef  II.  in  den  Freiherrnstand  erhob.  Er 
wurde  1768  Administrator  der  kaiserlichen  Graf- 
schaft Falkensteiu  in  der  Pfalz.  Auf  Ersuchen 
des  Landgrafen  von  Darmstadt  und  dessen 
Mutter,  der  Landgräfin- Witwe , trat  v.  Moser 
1772  als  Minister,  Präsident  sämtlicher  Landes- 
kollegien und  Kanzler  wieder  in  dessen  Dienste. 
Mit  grosser  Energie  suchte  v.  Moser  die  in 
tiefen  Verfall  geratenen  finanziellen  Verhält- 1 


uisse  des  Landes  zu  ordnen  und  die  Verwaltungs- 
missbräuche auszurotten.  Er  zog  sich  durch 
dieses  Verfahren  zahlreiche  einflussreiche  Feinde 
zu,  welche  nach  dem  erfolgten  Tode  der  Land- 
gräfin (1774)  es  verstanden,  allmählich  den 
Fürsten  gegen  ihn  zu  bearbeiten.  Nach  acht- 
jährigem Dienste  erbat  v.  Moser  seine  Ent- 
lassung, welche  er  auch  1780  erhielt.  Allein 
die  Verfolgungen  und  Verdächtigungen  gegen 
Moser  wurden  auch  nach  seiner  Entlassung 
fortgesetzt  und  führten  zu  langwierigen  Pro- 
zessen gegen  ihn,  sogar  zur  Landesverweisung. 
Die  Juristenfakultät  zu  Frankfurt  a.  0.,  welcher 
die  v.  Mosersche  Sache  (Missbrauch  der  Amts- 
gewalt) zur  Begutachtung  überwiesen  war, 
sprach  über  Moser  ein  Urteil  von  sechs  Jahreu 
Festungsarrest  und  Schadenersatz  von  ungefähr 
20  CHX)  Gulden  aus.  Moser  hielt  sich  während 
dieser  Zeit  in  Mannheim  auf  und  siedelte  später, 
1790.  nach  Ludwigsburg  über,  wo  er  die  letzten 
Jahre  seines  Lebens  in  Bitterkeit  Uber  die  ihm 
widerfahrenen  Ungerechtigkeiten  und  Verdäch- 
tigungen verbrachte.  Vom  neuen  Landgrafen 
wurde  ihm  allerdings  eine  teilweise  Rehabili- 
tierung, Zurückgabe  des  beschlagnahmten  Eigen- 
tums und  Gewährung  einer  Pension  von  3000 
Gulden  zu  teil  Er  starb  nach  langwierigen 
Leiden,  jedoch  bis  an  sein  Ende  schriftstellerisch 
thätig,  am  10.  JX.  1798. 

Der  rharakter  v.  Mosers  wird  als  energisch, 
heissblütig,  aufrichtig  und  echt  gottesflirchtig, 
jedoch  auch  als  eigenmächtig , ungerecht  und 
grosssprecheriseh  bezeichnet.  H e i de u h e i m e r 
{s.  u.)  sucht  augenscheinlich  das  Für  und  Wider 
im  Leben  des  so  verschiedenartig  beurteilten 
Mannes  gerecht  abzuwägen  und  kommt  zu  dem 
Schlüsse:  „Mosers  Charakter  war  durch  Flecken 
getrübt,  aber  mit  seinem  geistigen  Besitze  und 
der  Stärke  seines  Wollens  wucherte  Moser  treu 
und  unentmutigt  zum  Wohle  des  Vaterlandes, 
dessen  Bild  er  in  der  Glorie  der  Erhabenheit 
seinem  Volke  aufwies.“  Die  geistige,  in  zahl- 
reichen Werken  vorliegende  Thätigkeit  v.  Mosers 
ist  in  staats  wissenschaftlicher  Beziehung 
durch  seine  eindringlichen  Mahnungen  zur 
besseren  Ordnung  des  Staatslebens  be- 
deutend zu  nennen.  Seine  Schriften  bilden  eine 
Reihe  unablässiger  Bemühungen  um  das  Recht 
und  denSchutz  derUnterthanen  gegen- 
über des  Missbrauches  der  Regierungsgewalt 
und  um  die  Erzielung  einer  unabhängigen 
Rechtspfl  e ge  und  einer  freien  Gedanken- 
äusserung. Sein  verbreitetstes  Werk,  das 
zur  Zeit  seines  Erscheinens  durch  den  Frei- 
mut der  Sprache  das  grösste  Aufsehen  erregte, 
ist  „ D e r H e r r uudderDiener“,  in  welchem 
er  die  Pflichten  des  Beamten  klarlegt  und 
grosse  sittliche  Forderungen  an  denselben  stellt. 
R.  v.  31  o h 1 lobt  an  3Ioser  und  seinen  Schriften 
den  „freien  Blick  und  die  lebensvolle  Auffassung, 
welche  nicht  in  der  Masse  des  Stoffes  erstickt 
und  niek,t  an  ihm  kleben  bleibt,  sondern  zur 
Uebersicht  und  zum  beherrschenden  Urteile  sich 
erhebt.“  Von  grosser  Bedeutung  sind  die  „frag- 
mentarischen Schriften“  v.  Mosers,  in  denen 
grelle  Streiflichter  nach  allen  Seiten  der  ge- 
sellschaftlichen Ordnung  geworfen  werden,  na- 
mentlich aber  nach  deren  Spitzen  — eine 
bis  dahin  unerhörte  Dreistigkeit ! Bluntschli 
lobt  die  treff  liche  Beobachtungsgabe  v.  31osers 
und  den  Freimut  seiner  politischen  Schriften. 
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„Aber  merkwürdigerweise  hat  auch  dieser  (Ge- 
sehichte  des  All}?.  Staatsrechts  S.  407)  in  mancher 
Hinsicht  recht  freie  Geist  keine  Spur  von  Ver- 
ständnis für  die  Macht  der  modernen  Staats- 
ideeon,  welche  in  demselben  Jahrhundert  anfingen 
die  Welt  zu  bewegen  ....  Aus  dem  Gedanken- 
kreis des  fürstlichen  Patrimouialstaates  kommt 
er  nicht  heraus,  obwohl  er  die  Schwächen  und 
Mängel  desselben  deutlich  sieht  und  nachweist 
....  Kr  ist  ganz  aufrichtig  der  Meinung,  dass 
das  Christentum  auch  die  (Quelle  der  Staats- 
kuust  sei.“  Roscher  nennt  v.  Moser  eine 
„mächtige  Gestalt,  dessen  rücksichtsloser  litte- 
rarischer  Kampf  gegen  die  in  Deutschland  be- 
stehenden Missbräuche  formell  ebenso  sehr  an 
Schlözer  erinnert,  wie  seine  positiven  Ziele  an 
Justus  Möser,  während  der  tief  innerste  Kern 
seines  Wesens  eher  mit  Klopstoek  verwandt  ist.“ 
Von  den  zahlreichen  Schriften  und  Ab- 
handlungen des  Freiherrn  J.  K v.  Moser 
kommen  in  staatswissenschaftlicher  Hinsicht 
folgende,  chronologisch  aufgeführt,  in  Betracht : 
Versuch  einer  Staatsgramnmtik,  Frankfurt  a.  M. 
1741).  — Von  den  Europäischen  Hof-  u.  Staats- 
sprachen, Frankfurt  a.  M.  1750  — Der  Charakter 
eines  Christen  und  ehrlichen  Mannes  am  Hofe, 
Frankfurt  a.  M.  1751.  — Coinmentarius  de  titulo 
Domini  moribus  aevi  accom..  Leipzig  1751.  — 
Pragmatische  Geschichte  u.  Erläuterungen  der 
kaiserlichen  Reichs-Hofrats-Ordnung.  Frankfurt 
u.  Leipzig  1751  u.  1752.2  Tie.  — Kleine  Schriften 
zur  Erläuterung  des  Staats-  und  Völkerrechts, 
wie  auch  des  Hof-  u.  Kanzlei- Ceremoniels, 
Frankfurt  a.  M.  1751 — 1765,  12  Tie.  — Kleine 
Schriften  zur  Erlänter.  d.  Staats-  und  Völker- 
rechts. 12  Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1751 — 65.  — 
Sammlung  der  neuesten  wicht.  Deductionen  in 
deutschen  Staats-  u.  Rechtssachen,  9 Bde.. 
Frankfurt  a.  M.  1752—54.  — Sammlung  der 
wicht.  Deduktionen  in  deutschen  Staats-  und 
Rechtssachen,  8 Bde.,  Ebersdorf  1752—64.  — 
Sammlung  von  Reichshofrutsgutachten,  6 Tie., 
Frankfurt  a.  M.  1752  —69.  — Diplomatische 
und  historische  Belustigungen,  7 Tie.,  Frank- 
furt a.  M.  1753  - 64.  — Deutsches  Hofrecht  in 
12  Büchern  entworfen.  2 Tie.,  Frankfurt  a.  M. 

1754.  — Patriotische  Gedanken  von  der  Staats- 
freigeisterei, Frankfurt  1755.  — Wöchentliche 
Frankfurtische  Abhandlungen  zur  Erweiterung 
der  notwendigen,  brauchbaren  u.  angenehmen 
Wissenschaften.  Frankfurt  1755,  26  Stücke.  — 
Kurzer  Begriff  der  fitrstl.  Hessen-Dariustädtischen 
Landesherrlichen  Hoheitsrechte  über  das  Teutsche 
Ordenshaus  und  Oommende  Schiffenberg  im  Ob. 
Fiirstentbum  Hessen  gelegen.  Nebst  einem  in 
Kupfer  gestochenen  Plan  des  H.  Hess.  Darm- 
städischen  Oberamts  Giessen  etc.,  Darmstadt 

1755.  — Von  dem  Recht  eines  Souverains  und 
freien  Staats  den  andern  wegen  seiner  Hand- 
lungen zu  Rede  zu  stellen,  1758  (völkerrechtlich 
und  diplomatisch t.  — Der  Herr  und  der 
Diener,  geschildert  mit  patriotischer  Freiheit, 
Frankfurt  1759:  Französisch  übersetzt:  Le 
Maitre  et  le  Servitcur  ou  les  devoirs  reciproques 
d’un  Souverain  et  de  son  Ministre,  par  M.  de 
t'haiupigny,  Hamburg  1761;  Russisch  unter  dem 
Titel:  Gosudai  i Ministrii,  von  dem  Artillerie- 
Kapitän  Jak.  Kozelsky,  Petersburg  1766.  — 
Beherzigungen,  Frankfurt  1761  und  1763.  — 
Der  Hof;  in  (50)  Fabeln,  Frankfurt  1761.  Mit 
einer  Anzahl  neuer  Fabeln  vermehrt  (nun  im 


ganzen  72)  erschien  diese  Schrift  zum  zweites 
Male  in  Mannheim  1786  unter  dem  Titel- 
„Fabeln”.  — Gesammelte  moralische  und  poli- 
tische Schriften,  Frankfurt  1763  u.  1 7 64.  2 Teile. 
Im  ersten  Bande  (welcher  das  Bildnis  t 
Mosers  enthält  dieser  gesammelten  Schriften 
ist  folgendes  enthalten:  1)  Der  Charakter  eiat~ 
Christen  und  ehrlichen  Mauues  am  Hofei.  1751 

2)  Grundsätze  der  Chicane,  zum  Gebrauche  der 
Anfänger  in  Staatssachen  (1753).  sehr  bitter. 

3)  Plan  zur  Errichtung  eines  Sehuldenarehm 
(1753);  4)  Patriotische  Gedanken  von  der  Staat— 
freigeisterei  (1755);  5)  Das  Gedächtnis  1 1755 
6)  Lissabon  (1755);  7)  Empfindungen  der  Ewig- 
keit (1755);  8)  Das  Publikum  117551:  9'  Von 
Anwendung  des  Vermögens  (1755);  10  Trust- 
schreiben über  den  Tod  der  Freunde  (1754 
11)  Der  Christ  höher  als  der  ehrliche  Man» 
(1755);  12)  Von  der  Zeit  worein  man  kommt 
(1755);  13)  Der  Christ  der  beste  Untertbaz 
(1755);  14)  Von  der  Ehrerbietung  gegen  grosse 
Herren  (1756);  15)  Von  den  Grenzen  der  Un- 
parteilichkeit und  Gleichgiltigkeit  in  Relieion- 
sachen  ( 1761) ; 16)  Vorschlag  eines  Patriotensaals : 
17)  Ynkle  und  Yariko  (.1762);  18)  Treuherziges 
Schreiben  eines  Laienbruders  au  den  Magum  in 
Norden  (1762).  — Der  zweite  Teil  enthält:  1 
Betrachtungen  über  die  Aufrichtigkeit  (1759 

2)  Brunnen-Gespräch  zwischen  zwei  Staats- 
männern vom  Dank  grosser  Herren  il762 

3)  Feber  das  Podagra  (1762);  4 Die  schönen 
Wissenschaften  und  Künste  in»  Btiude  und 
Glanze  der  Religion  (1764).  — Beirrag  zu  dem 
Staatsvölkerrecht.  4 Bde.,  Frankfurt  a.  M. 
1763-72.  — Gesammelte  polit.  u.  moralisch? 
Schriften,  2 Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1763,  64.  — 
Feber  Regenten,  Käthe  und  Regierung.  Schun 
zur  Wegebesser,  kitnft.  Jabrh.,  Frankfurt  a.  M 
1764.  — Von  dem  deutschen  Nationalgeis? 
Frankfurt  1765.  — Neujahrswünsche  an  des 
Reichstag  zu  Regensburg,  Frankfurt  1765.  — 
Reliquien,  Frankfurt  1766  u.  1767,  2 Teile.  — 
Antwort  auf  des  Heri;u  Inspector  Ortmann» 
Sendschreiben  an  den  Verfasser  der  Reliquien. 
1766.  — Was  ist  * gut  Kayserlich,  und:  nicht 
gut  Kayserlich?  Frankfurt  1766.  — Patriotische 
Briefe,  Frankfurt  1767.  — Verordnung  wegen 
Feyruug  der  Sonn-  um!  Festtage  in  der  Kayserl. 
Reichsgrafscliaft  Falckenstcin  1770.  4.  — Ver- 
ordnung wegen  des  Land-  und  Gassenbetteln», 
ingleichen  der  Austheilung  von  Almosen  in  der 
Grafschaft  Falckenstcin,  1770.  4.  — Katharina  II. 
Kaiserin  von  Russlaud,  ein  Gemälde  ohne 
Schatten;  im  deutschen  Museum  1776,  Mai 
S.  383  ff.  — Necker,  in  Briefen  an  Herrn  Iselin 
in  Basel,  o.  0.  1782.  — Dr.  Luthers  Fürsten- 
spiegel,  von  Regenten,  Rätheu  und  Obrigkeiten, 
auch  <ier  Welt  Art.  Lohn  und  Dank,  Frank- 
furt 1783.  — Doktor  Leidemit:  Fragmente  toc 
seiner  Reise  durch  die  Welt,  seinen  Gedanken. 
Wünschen  und  Erfahrungen,  Frankfurt  1873 
— Patriotisches  Archiv  für  Deutschland,  Frank- 
furt und  Leipzig  1784  — 1786  . 7 Bde.;  dann 
Mannheim  und  Leipzig  1787 — 1790.  5 Bde..  zu- 
sammen 12  Bde.  — Feber  den  Dieusthaudel  der 
deutschen  Fürsten,  Mannheim  1786.  — Feber 
die  Regierung  der  geistlichen  Staaten  in  Tentsch- 
land,  Frankfurt  u.  Leipzig  1787.  — Feber  die 
Volksmenge  und  Auswanderung  in  Sachsen;  im 
Journal  von  und  für  Deutschland,  1787.  3 Stück. 
S.  288  u.  6.  Stück.  S.  592.  — Neue  Fabeln  ;54, 
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Mannheim  1789.  — Betrachtungen  über  alle  j 
Theile  der  landesfürstlichen  u.  obrigkeitlichen 
Steuerregulierungen , Wien  1789.  — Neues 
patriotisches  Archiv  für  Deutschland,  Mannheim 
n.  Leipzig  1792  u.  1794,  2 Bde.  — Kleine 
Schriften  des  Kanzlers  Ahasverus  Fritsch:  mit 
einer  Biographie  desselben  von  Fr.  V.  v.  Moser.  | 
Ein  Lesebuch  für  Regenten  und  Geschäfts- 
rnänner  von  W.  Spiller,  Coburg  1792.  — Mannig- 
faltigkeiten, 2 Theile,  Zürich  1796.  — Politische 
Wahrheiten,  2 Bdch.,  Zürich  1796.  — Ueber  die 
oberste  Gewalt  im  Staate.  Mit  Aninerkg.  eines 
Unparteiischen,  Meissen  18Ü9. 


Vgl.  über  Friedrich  Karl  von  Moser:  j 
Alle  Quellen  über  J.  J.  Moser  (s.  d.J  ent- 
halten mehr  oder  wenige  Nachweise  auch  über 
3?'.  K.  v.  Moser.  — Autobiographie  in  seinen : 

< redanken  und  Erfahrungen  eines  alten  Fürsten- 
dieners 1791  u.  1792.  Mannheim  1794.  — Her- 
mann v.  Busche  (Baumstark),  Friedrich  Karl 
v.  Moser  aus  seinen  Schriften,  sein  Geist  an  das 
1U.  Jahrli.,  Stuttgart  1846.  — P (Itter,  Selbst- 
biographie, Göttingen  179S.  1,  c.  II,  S.  146  ff.  — 
Derselbe.  Litteratur  des  deutschen  Staats- 
rechts II.  8.  145.  — Bluntschli,  Geschichte 
des  allgemeinen  Staatsrechts  und  der  Politik, 
2.  Anfl.,  München  1867,  S.  404  418.  — Weid- 
lich, Biographische  Nachrichten  von  jetzt 
lebenden  Rechtsgelehrten,  II,  S.  37—43.  Nach- 
träge S.  199  ff.  Fortgesetzte  Nachrichten  S. 
175—177.  — J.  Roseustein,  Friedrich  Karl 
von  Moser.  Preussische  Jahrb.  XV  (1865),  S.  229 
u.  475.  — Meusel,  Das  gelehrte  Teutschland, 
5.  Ausg.,  Lemgo  1797,  V,  S.  292 — 296.  — Der- 
selbe, Lexikon  der  von  1750  bis  1800  ver- 
storbenen deutschen  Schriftsteller  IX,  S.  287  —293. 

— v.  Kaltenborn,  D.  Staats- W.  v.  Bluntschli- 
Brater  VII,  S.  18—53.  — Job.  Aug.  Reuss, 
Ueber  die  Rechtssache  des  Freiherrn  von  Moser 
und  de«  Landgrafen  zu  Hessen  - Darmstadt 
Durchlaucht,  Stuttgart  1788.  — Strieder, 
Grundlage  einer  hessischen  Gelehrtengeschichte 
IX,  S.  218-233,  XI,  S.  365,  XII,  S.  363.  - 
B.  v.  Mo lil,  Geschichte  und  Litteratur  der 
Staatswissenschaften  II.  Erlangen  1856,  S. 
401 — 424.  — Baur,  Hist.-hiogr.-litt.  Hand- 
wörterbuch III.  Ulm  1808.  S.  795.  — Bieder- 
mann, Deutschland  im  18.  Jabrh.,  1.  Anfl.,  I, 
Leipzig  1854,  S.  24,  28,  31,  35,  65  ff.,  83,  92. 
100,  105,  320;  II,  ebenda  1858,  S.  22.  42,  83, 
102;  III,  ebenda  1867,  S.  291.  — Heiden  - 
heimer  in  der  Deutschen  Biographie,  Bd.  22, 
S.  764-783.  — Walther,  Die  „grosse  Land- 
grätin“  (Karoline  von  Hessen),  Darmstadt  1873. 

— Derselbe,  Dannstädter  Zeitung  1869, 
S.  1380 ff. : „Landgraf  Ludwig  IX.  und  sein 
Minister  F.  C.  v.  Moser“.  — J.  Gross  manu. 
F.  K.  v.  Moser.  Ein  deutscher  Publizist  und 
Patriot  im  Zeitalter  der  französischen  Revolution ; 
in  der  Zeitschrift  für  deutsche  Kulturgeschichte, 
Neue  Folge  IV,  1875,  8.  300 ff.  — Schlosser, 
Geschichte  des  18.  Jahrli.  (5.  Aull.),  Bd.  II, 
S.  523,  532  — 535,  553,  569;  Bd.  IV,  S.  256 ff.  — 
K.  Fr.  Ledderhose,  Aus  dem  Leben  und  den 
Schriften  des  Ministers  Frh.  K.  F.  v.  Moser. 
1871.  — Wagener,  Staats-  und  Gesellschafts- 
lexikon, Bd.  XIII,  S.  688—  690.  — Roscher, 
Gesch.  d.  Nat.f  S.  243,  529—532.  — Salomon, 

Handwörterbuch  der  Staatswissonschaften  Zweite 


Geschichte  d.  Zeitungswesens,'  Bd.  I,  Oldenburg 
u.  Leipzig  1900,  S.  232-234. 

Schmidt. 


Moser,  Johann  Jakob, 

berühmter  Staatsrechtslehrer,  Kameralist  und 
geistlicher  Dichter,  ward  geboren  am  18.  1.  1701 
zu  Stuttgart.  Von  dem  der  Familie  zukomuien- 
den  Adelsprädikat  „von  Filseck  und  Weilerberg“ 
hatten  die  letzten  Generationen  keinen  Gebrauch 
gemacht.  Moser  erhielt  seine  Bildung  auf  dem 
Gymnasium  zu  Stuttgart  und  der  Universität 
Tübingen.  Schon  auf  der  Schule  durcharbeitete 
er  ganze  Bibliotheken,  übersetzte  lateinische 
Klassiker,  trieb  Heraldik  und  Genealogie  und 
verfasste  ein  „württembergisches  Antiquitäten- 
und  Medaillenkabinett“,  gab  auch  schon  als 
18 jähriger  Student  des  Staatsrechts  eine  „Tü- 
binger Gelehrtengeschichte“  heraus  und  setzte 
j sieh  in  Briefwechsel  mit  Staatsmännern  und 
| Gelehrten  in  ganz  Deutschland.  Bereits  in 
seinem  19.  Jahre  wurde  Moser  zum  ausser- 
ordentlichen Professor  der  Rechte  mit  dem 
Range  eines  Regierungsrates  ernannt.  Bei  der 
Besoldungslosigkeit  dieser  Stellung  begab  sich 
der  unbemittelte  Moser  1721  aufs  Geratewohl 
nach  Wien,  führte  sieh  durch  eine  Denkschrift 
über  „die  Rechte  des  Reiches  auf  Toskana“  bei 
Hofe  ein,  verschloss  sich  aber  eine  voraussicht- 
lich glänzende  Karriere  durch  seine  beharrliche 
Weigerung,  zum  katholischen  Glauben  iiberzu- 
| treten.  1722  reiste.  Moser  nach  Stuttgart  zurück, 
heiratete  und  wendete  sich  lediglich  der  Schrift- 
stellerei zu.  Unter  seinen  Arbeiten  befanden 
I sich  auch  Vorschläge  zur  Verbesserung  der 
Reichsjustiz,  die  er  nach  einer  abermaligen 
Reise  nach  Wien  persönlich  vertrat  und  wo- 
durch er  sich  dortselbst  eine  gut  dotierte  Stellung 
als  Consulent  in  Reicbsangelegenheiten  erwarb. 

' Trotz  der  ihm  in  Wien  zu  teil  werdenden  ausser- 
ordentlichen Inanspruchnahme  entschloss  Moser 
j sich  doch  im  Jahre  1726,  wieder  nach  Stuttgart 
zurückzukekreu,  als  ihm  dortselbst  die  Stellung 
eines  wirklichen  Regierungsrates  mit  Sitz  und 
' Stimme  angeboten  wurde.  Inmitten  des  da- 
maligen charakterlosen  und  wüsten  Treibens 
am  württembergischeu  Hofe  (Herzog  Eberhard 
| Lndwig  mit  seiner  berüchtigten  Maitresse 
| Grävenitz)  wurde  der  aufrichtige,  unbeugsame, 
furchtlose  und  religiös  gesinnte  Moser  der  ein- 
flussreiche Mittelpunkt  einer  Partei,  die  auf 
innerliche  Umkehr,  auf  wahre  Religiosität  und 
geistige  Wiedergeburt  drang.  Er  zog  es  vor, 

■ seine  staatsbehördliche  Thätigkeit  niederzulegen 
und  1729  eine  Professur  der  Rechte  in  Tübingen 
I zu  übernehmen.  Hier  las  er  über  das  deutsche 
Staatsrecht  und  das  europäische  Völkerrecht 
I und  bearbeitete  für  beide  Fächer  kurzgefasste 
Lehrbücher  (s.  u.),  die  schnell  mehrere  Auflagen 
erlebten.  Der  Neid  seiner  akademischen  Kollegen 
über  das  hoch  steigende  wissenschaftliche  An- 
sehen Mosers  offenbarte  sich  in  Verdächtigungen 
und  lutriguen.  welche  auf  Betreiben  der  Gräve- 
nitz langweilige  Gensuren  seiner  Schriften  ver- 
aulassten  und  ihm  soviel  Aergeruis  bereiteten, 
dass  er  seine  württembergischeu  Dieuste  auf- 
I gab.  Nach  dem  Regierungsantritte  des  Herzogs 

Auflage.  V.  56 
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Karl  Alexander  trat  Moser  jedoch  1734  wieder ! zahlreichen  Biographen  würdigt  sein  Urenkel 
als  Mitglied  der  Regierung  in  Stuttgart  ein, ! R v.  Mohl  am  eingehendsten  die  vrissen- 
aber  173t>  ging  er  als  preussischer  Geheimrat,  schaf  1 1 iche  Bedeutung  Mosers  (Bd.  II.  4UÜAL, 
Direktor  der  Universität  und  Ordinarius  der  1.  e.,  5.  Litt),  er  nennt  ihn  „nicht  bloss  den  Vater 
Juristenfakultät  nach  Frankfurt  a.  0..  wo  er  des  deutschen  Staatsrecbts,  den  (minder  des  posi- 
bereits  1739  nach  vielen  Reibereien  mit  seinen  * tiven  Völkerrechts,  den  fruchtbarsten  Schrift- 
älteren  Kollegen,  deren  Schlendrian  er  orten  steiler  seiner  und  vielleicht  jeder  Zeit,  sondern 
aufdeckre.  und  nachdem  er  wegen  Ablehnung  er  war  auch  der  unbeugsame  Märtyrer  für  die 

Verfassung  seines  Vaterlandes,  der  abjresagte 
und  tapfere  Feind  jeder  Schlechtigkeit , der 
wahrhaft  Edle,  der  ..Gerechte“  im  Sinne  des 
Bürgers,  des  Rechtsgelehrten  und  des  Christen". 
Bluntschli  fällt  ein  gleiches  Urteil,  bemerkt 
aber  S.  403),  dass  Moser  in  einer  Geschichte 
der  allgemeinen  Staatslehren  keinen 
erbetenen  Abschied  in  merklichen  Platz  einnehme.  Roscher  legt 
zog  sich  nun,  gesund-  auch  die  Hauptbedeutung  Mosers  auf  seine 

praktischen  Werke  über  Staats-  und  Völker- 
recht und  bemerkt  iGesch.  der  Nat.  S.  442 f, 
dass  seine  volkswirtschaftlichen  Specialschriften 
neben  Beispielen  auch  viele  Grundsätze  der 
damaligen  Zeitanschauung  enthalten.  Her- 
mann Sehnlze  (S.  881)  sagt  über  Moser: 
„Kein  Publizist  des  Reiehes  hat  uns  ein  so 
zuverlässiges  urkundliches  Material  hinterlassen, 
keiner  so  wenige  Trugschlüsse  gezogen,  keiner 
einen  so  gesunden  praktischen  Sinn  bewährt, 
als  Moser.  Noch  heute  zum  Teil  sind  seine 


einer  seinen  wissenschaftlichen  Stolz  verletzen- 
den Zumutung,  einen  persönlichen  Streit  mit 
dem  1737  dort  anwesenden  König  Friedrich 
Wilhelm  I.  gehabt . auch  ohne  vorherige  Ge- 
nehmigung am  7.  II.  1739  eine  öffentliche  Dis- 
putation: „De  jure  et  modo  sticcedendi  in  regna 
Enropae,  speciatim  in  regnum  Bohemiae“  ab- 
gehalten hatte , seinen 
Gnaden  erhielt.  Moser 
heitlich  sehr  angegriffen,  in  die  Stille  des  Privat- 
lebens nach  Ehersdorf  im  Vogtlande  zurück. 
Hier  arbeitete  er  sein  grosses  deutsches  Staats- 
recht aus.  wurde  1748  zum  Hessen-Hombnrgi- 
sehen  Geheimen  Rat  ernannt,  errichtete  1749, 
als  man  seine  Reformvorschläge  nicht  zur  Gel- 
tung bringen  wollte,  eine  Staats-  um!  Kanzlei- 
akademie zu  Hanau,  ging  aber  1751  wieder 
nach  Stuttgart,  einer  Berufung  als  Landschafts- 
consuleut  folgend.  Infolge  seiner  freimütigen 
Verteidigung  der  landständischeu  Rechte  gegen- 


über dem  gewaltthätigen  und  herrschsüctigen  Werke  eine  unerschöpfliche  Fundgrube  für  die 
Herzog  Karl  Alexander  wurde  Moser  auf  Be-  Staatsgeschichte  des  vorigen  Jahrhunderts.“ 
treiben  des  Ministers  Grafen  von  Montmartin.  Hefft  er  (s.  Litt.)  rechnet  Moser  der  Fraktion  der 
„weil  er  respektwidrige  und  ehrenrührige  reinen  Positivsten  zu,  den  Männern  der  Ge- 
Schriften  der  Landschaft  coucipiert  habe",  schichte  und  Praxis.  Geffckeu  bemerkt,  dass 
ohne  Verhör  1758  auf  die  Festung  Hohentwiel i Moser  der  erste  war,  der  prineipiell  das  Natnr- 
verwiesen.  Dort  hat  der  unglückliche  Mann  recht  angriff  und  die  subjektive  Willkür  bei 
5'  , Jahre  lang  iu  strengster  Einzelhaft  sich  ! der  Aufstellung  solcher  Grundsätze  zeigte.  Die 
befunden,  ohne  dass  auch  nur  ein  Anfang  mit  litterargesehichtliche  Bedeutung  Mosers  ist  von 


der  Untersuchung  seiner  Angelegenheit  gemacht 
wurde.  Nach  vielfachen  Bemühungen  von  Re- 
gierungen, höchsten  Behörden  und  eintlnss- 
reiehen  Personen  befreite  1794  ein  kaiserliches 
Reskript  den  93  jährigen  Greis  aus  seinem 
Kerker,  nachdem  bereits  während  der  Haftzeit 
ihm  seine  Frau  aus  Gram  gestorben  war.  Moser 
war  auch  nach  seiner  Freiheitserlangung  als 
wiederbestallter  Landschaftsconsulent  bemüht, 
zwischen  Regierung  und  den  Ständen  ohne 
Hass  und  Raehegefiihl  zu  vermitteln,  konnte 
jedoch  zu  einem  harmonischen  Zusammenarbeiten 
mit  den  Ausschussmitgliedern  der  Laudesver- 
sammlung  nicht  mehr  gelangen  und  zog  sich, 
nachdem  er  in  einem  „Promemoria  an  die  löbliche  Diplomara  und  anderer  Piecen,  I.  Theil,  Stutt- 
allg.  Landesversammlung“  vom  17.  März  1770  gart  1724.  — Reichs-Fama,  oder  das  merk- 
(uacli  Adam  [s.  u.]  „strotzend  von  Grobheiten,  i würdigste  vom  Reichsconvent,  Kayserlichen  Hof 
von  Beleidigungen  und  von  allgemeinen  und  | und  Ständen  des  Reichs,  mit  historischen  Er- 
mindestens  unerwiesenen  Beschuldigungen“)  lüuterungen,  23  Teile.  (Ohne  Namen.)  Frank- 
seinem  Herzen  Luft  gemacht  hatte,  nachdem  fort  und  Nürnberg  1727 — 1739.  23  Bde.  — Die 
er  aber  noch  erlebt  hatte,  dass  seine  staats- ! gerettete  völlige SonverainetdderSchweizerischen 
rechtlichen  Ansichten  nach  der  erfolgten  Ent-  Kydgenosseuschafft.  Tübingen  1731.  — Grund- 
lassung  des  Ministers  Montmartin  zur  praktischen  riss  der  heutigen  Staatsverfassung  von  Teutsch- 
Geltuug  gelangten,  1771  ins  Privatleben  zurück,  laud,  Tübingen  1731,  und  später  ebenda,  resp. 


H.  Hettner.  seine  Würdigung  als  Politiker 
und  auch  als  Mensch  ist  in  vorzüglich  klarer 
Weise  von  Adam  (s.  Litt.)  durchgeführt. 

Von  den  Schriften  und  Abhandlungen  Mosers 
kommen  in  staats  wissenschaftlicher  und 
volkswirtschaftlicher  Beziehung  folgende, 
chronologisch  in  ihre.»  Urtiteln  aufge- 
führt, in  Betracht:  a)  selbständige  Werke: 
Anmerkungen  über  J.  P.  von  Ludewigs  Ein- 
leitung zu  dem  Tentschen  Münzwesen  mittlerer 
Zeiten,  Nürnberg  1722,  auch  mit  11.  von  Ludewigs 
8ehrifft,  Ulm  1752.  — Vermischte  die  Würtein- 
bergisehe  Staatsrechte,  auch  civil-Kirchengelehrte 
und  natürliche  Historie  betreffende Observationes, 


Er  starb  am  30.  IX.  1785. 

Johann  Jakob  Moser  war  ein  Mann,  dessen 
Thütigkeit  ebenso  ausserordentlich  war  als  seine 
äusseren  Schicksale  vielgestaltig.  Seine  Werke 


zu  Jena  1735,  1738,  1740,  1742,  1745,  1748, 
1754.  — Praecognita  juris  publici  Germanici 
generalissima , oder  Tr.  von  der  Lehre  der 
heutigen  Staats  Verfassung  von  Teutschland  ilber- 


betragen  gegen  5(X)  Bände.  Er  selbst  führt  in  i haupt.  Nürnberg  1732.  — Anfangsgriiude  der 


seiner  Lebensbeschreibung  (s.  u.)  über  300  Werke 
auf.  In  staats  Wissenschaft!  icber  Be- 
ziehung liegt  sein  Verdienst  in  dem  Umstande, 
dass  er  der  eigentliche  Begründer  des 
deutschenStaatsrechts  war.  Von  seinen 


Wissenschaft  von  der  gegenwärtigen  Staats- 
verfassung von  Europa,  und  deu  unter  denen 
Europäischen  Potenziell  üblichen  Völker-  oder 
allgemeinen  Staatsrecht.  I.  Theil,  Tübingen  1732 
— Reichs-Stättisches  Handbuch.  2 Teile,  TU 
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hingen  1732,  33.  2 Bde.  — Nachlese  unge- 
drnckter,  oder  doch  rarer.  Staats-Bedencken. 
Urkunden  und  Nachrichten,  3 Teile,  Frankfurt, 
1733,  34.  — Vermischte  Schriften  Uber  maucher- 
ley  das Teutsche  Staatsrecht  betreffende  Materien. 
2 Teile,  Nürnberg:  1733  173(1.  Auserlesene 
neueste  Staats-Acta  von  Teutschland,  mit  Er- 
läuterungen und  Anmerkungen.  2 Teile  (ohne 
Namen),  Berlin  173(5.  — Teutschcs  Staatsrecht. 
50  Teile  und  2 Teile  Zusätze.  (Nürnberg', 
und  später  an  verschiedenen  Orten),  1737  — 
1753,  26  Bände,  nebst  einem  Hauptregister. 
..VileTheile  scynd  wieder  aufgelegt  worden.“  — 
Progr.  von  dem  Bruder  Titnl  unter  grossen 
Herrn,  besonders  denen  gecrönteu  Häuptern. 
Franckfurt  a.  0.  1737.  — Diss.  juris  feudalis 
Saxonici,  von  dem  Gedinge,  Franckfurt  a.  0. 

1737.  — Probe  einer  sowohl  chronologisch-  als 
systematischen  Staatshistorie  Tentschlands  unter 
der  Regierung  Kayser  Josephs,  Züllichau  1738. 

— Entwurf!'  eines  Staatsrechts  der  geistlichen 
Churfttrsten  des  heil.  Rüm.  Reichs,  Franckfurt  a/0. 

1738.  — Lexicon  iler  jeztlebendeu  Rechts- 
Gelehrten  in  (und  um)  Tentschland,  mit  einer 
Vorrede  von  nüzlichen  und  brauchbaren  Rechts- 
gelehrten. Züllichau  1738,  vermehrt,  ibid.  1739. 

— Diss.  de  jure  et  modo  succcdendi  in  Rcgna 
Europae.  speciatim  inRegnum  Bohemiae,  Franck- 
furt  a 0.  1739,  vermehrt.  Jena  1741.  — Mose- 
riana,  2 Theile.  Frankfurt  a 0.  und  Ebersdorff 

1739.  — Allgemeine  Einleitung  in  die  Lehre 
des  besonderen  Staatsrechts  aller  einzelen  Stände 
des  heil.  Röm.  Reichs,  Ebersdorff  1739  — 1747 
(32  Teile).  — Nachrichten  von  dem  unter 
Banden  habenden  besonderen  Staatsrecht  aller 
einzelnen  Reichsstände  des  heil.  Röm.  Reichs, 
Ebersdorff  1739.  — Schrifftmiissige  Gedancken 
von  iler  Verbindung  der  Weltweisheit,  besonders 
der  Wölfischen,  mit  der  Theologie.  Saulfcld  1743. 
Als  „zweite  revidierte  Ausgabe“  unter  dem 
Titel : „Die  Sittlichkeit  in  der  Ehe“,  erschienen 
Leipzig  1899.  — Staatshistorie  Tentschlands 
unter  der  Regierung  Kayser  Carls  VII.,  2 Teile, 
Jena  1743,  44,  2 Bde.  — Grundsätze  der  Reichs- 
Hofrats-Praxis,  Franckfurt  1743.  — Diplomati- 
sches Archiv  des  18.  Jahrh.,  I.  Teil.  Frankfurt 
1743.  — Entwurff  einiger  Anstalten  zum  Dienst 
junger  Standes-Personen,  so  sich  denen  Staats- 
Sachen  widmen  wollen,  Ebersdorff  1745.  — Bev- 
trag  zu  dem  neuesten  Staatsrecht  und  Staats- 
historie Tentschlands,  mit  gelehrten  Neuigkeiten 
von  Staatssachen,  I.  Teil,  Ebersdorff  1746.  — 
Entwurff  einer  Staats-  und  Canzlcy-Aeademie, 
Hanau  1746.  — Nähere  Anzeige  der  Teutschen 
Staats-Sachen,  so  bey  diser  Academie  abgehandelt 
werden,  Hanau  1745).  — Desgleichen  derer  Euro- 
päischen Staats-Sachen,  Hanau  1749.  — Des- 
gleichen derer  Cnnzley-Sachen,  Hanau  1749.  — 
Wiederhohlte  Nachricht  von  einer  Staats-  und 
Onnzley- Academie.  Hanau  1749,  auch  in  ver- 
schiedenen öffentlichen  Blättern.  — Abhand- 
lungen von  Kayserlichen  Macht-Sprüchen  in 
Rechts-,  Staats-  und  gemischten  Sachen,  Franck- 
furt 1750.  — Grundsäze  ries  jezt  üblichen  Euro- 
päischen Völcker- Rechts  in  Fridens-Zeiten.  Hanau 
1750.  Einleitung  zu  denen  Canzley-Geschäfften, 
Hanau  1750.  — Einleitung  zu  denen  neuesten 
Teutschen  Staats-Angelegenheiten,  Hanau  1750. 

— Sendschreiben  von  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stand dieser  Staats-  und  Canzley-Acadetnie. 
Hanau  1750,  auch  sonsten  hin  und  wieder.  — 


Vermischte  Abhandlungen  aus  dem  Europäischen 
Völcker-Recht,  wie  auch  von  Teutschen  und 
anderen  Europäischen  Staats-  desgleichen  von 
Canzley -Sachen , 3 Stücke,  Hanau  1750.  — 
Teutsc'hes  Staats-Archiv,  1751 — 17545 . jährlich 
12  'feile.  1757.  6 Teile,  Hanau  u.  Franckfurt 
1751 — 1757,  13  Bde.  — Grundsäze  des  jezt 
üblichen  Europäischen  Völcker-Rechts  in  Kriegs- 
Zeiten  mit  einem  Anhang,  was  in  Ansehung 
iles  ParthiegehensVöleker-Rechtcns  ist,  Tübingen 
1752.  — Kürzere  Einleitung  in  das  Teutsche 
Staatsrecht,  Tübingen  1753.  — Einige  Grund- 
säze  einer  vernünftigen  Regierungs-Kunst.  (Ohne 
Namen.)  Stuttgart  1753.  — Nacliricht  von  einer 
freywilligen  Feuercassa  für  das  Herzogthum 
Würtemberg.  (Ohne  Namen.)  Stuttgart  1754. 

— Pro  memoria  und  Entwurff  einer  gemein- 
schaftlichen Feuer-Cassa  der  Reichsstätte  in 
Schwaben.  (Ohne  Namen.)  Stuttgart  1754.  Ein- 
leitung in  die  Staats-Historie  Teutschlands  unter 
der  Regierung  Kayser  Franzens,  Franckfurt 
1755.  — Herzoglich- Würtembergische  Ordnung 
für  die  allgemeine  freywillige  Witt  wen  und 
Waysencassa,  Stuttgart  175(5.  — Ordnung  für 
diejenige,  welche  sich  in  die  in  dem  Herzog- 
thume  Würtemberg  gemachte  allgemeine  frey- 
willige Brand  -V ersicherungs  - Gesellschaft  be- 
heben wollen,  Stuttgart  1756.  — Schwäbische 
Nachrichten  von  Oeconomie-,  Cameral-,  Policey-, 
Handlungs-,  Manufactur-,  Mechanischen  u.  Berg- 
werckssachen,  10  Stücke  (ohne  Namen),  Stutt- 
gart 1756,  57.  — Nebenstunden  von  Teutschen 
Staats-Sachen.  6 Stücke,  Ulm  1757/58.  - Bihlio- 
thec  von  öconomischen . Cameral-,  Policey-, 
Nahrungs-,  Manufactur-,  Mechanischen  und  Berg- 
wercks-Gesezen,  Schrifften  und  kleinen  Abhand- 
lungen, Ulm  1758.  (Volkswirtschaftliche  Sta- 
tistik der  einzelnen  deutschen  Länder  enthaltend.) 

— Grundsätze  des  jetzt  üblichen  europäischen 
Völkerrechts  in  Friedenszeiten,  Frankfurt  a.  M. 
1763;  2.  Aull.,  Nürnberg  1777.  — J.  A.  Frey- 
herrus  von  Ickstatt  Rettung  der  Landes-Hoheit, 
gegen  den  Missbrauch  der  Capitulationen,  Landes- 
verträge und  Reversalien.  Ins  Teutsche  über- 
sezt,  und  mit  Anmerckungen  versehen  (ohne 
Namen).  Frankfurt  1765.  — Grundsäze  des  Be- 
steuerungsrechts derer  Teutschen  Reichsstände 
(ohne  Namen),  1765.  — Abhandlung  von  Reccss- 
wiilrigen,  oder  doch  unbewilligten  Land-Steuren, 
derselben  gewaltsamen  Bevtreibung  und  schul- 
digen Wicder-Ersezuug  (ohne  Namen),  1765.  — 
P.  von  Ickstatts  Grundsäze  von  dem  Majestäts- 
Recht  der  obristen  Herrschnfft  und  dessen 
Folgen;  mit  Anmerkungen  darüber  (ohne  Namen), 
1765.  Abhandlung  von  der  Teutschen  Land- 
Stände  Conventen  ohne  Landesherrliche  Be- 
willigung, 1765.  — Abhandlung  von  Nöthigung 
derer  Untertbanen  zu  regulairen  Kriegsdiensten, 
1765.  — Sammlung  einiger  neuen  Abhandlungen 
von  Teutschen  Staatsachen,  1.  u.  2.  Abhandlung, 
1765.  — Von  Teutschland  und  dessen  Stnats- 
verfassung  überhaupt,  Stuttgart  1766.  — Neues 
deutsches  Staatsrecht,  20  Bde.  und  Register, 
Stuttgart  und  an  anderen  Orten  von  1766—1775. 

— Gedancken  über  das  neuerfundene  vernünftige 
.Staatsrecht,  des  Teutschen  Reichs  (ohne  Namen), 
Frankfurt  1767.  — Von  denen  Reichsständen, 
der  Reichs-Ritterschafft,  auch  anderen  unmittel- 
baren Reichs-Glidern,  Frankfurt  17(57.  — Von 
denen  Teutschen  Reichs-Tags-Geschäfften.  Frank- 
furt 1768.  — Neuestes  Reichsstaats-Haudbuch, 
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2 Teile,  Frankfurt  und  Leipzig  1768.  69.  — ! Menschheit  in  Religionssachen,  im  Naiar-  ub4 
Neueste  kleine  Staatsschriften,  Stuttgart  1769.  gesellschaftlichen  Stande.  Stuttgart  1782.  — 

— Neuester  Zustand  des  besonderen  deutschen  1 Von  der  Excellenz  d.  Gesandten  v.  zweit« 
Staatsrechts,  Frankfurt  a.  M.  1770.  — Beiträge  Hange,  Tübingen  1788 ; Nachtrag.  Stuttgart 
zu  dem  Völkerrechte  in  Friedenszeiten,  8 Tie.,  1783.  — Nordamerika  nach  den  Frieden— 
Ttibingen  1871-81.  — Neueste  Bibliothek  des  Schlüssen  von  1783.  3 Teile,  mit  2 Karten  und 
allgemeinen  deutschen  Staatsrechts,  Frank-  Register.  Leipzig  1784,  85.  — Von  der  kaiser- 
furt  a.  M.  1771.  — Neueste  Geschichte  der  liehen  Wahlkapitulation,  neu  bearbeitet  von 
Staatsrechtslehre  und  deren  Lehrer,  Frank-  C.  F.  Häberlein,  Nürnberg  1792. 

furt  a.  M.  1771.  — Abhandlungen  verschiedener  b)  ln  Zeitschriften  befinden  sich  wicb- 
Kechtsmaterien,  5 Bde.  oder  20  Stücke,  Ulm  tigere  Aufsätze  u.  a.  in  der  .Berliner  It- 
1772 — 78.  — Von  der  reichsverfassungsmässigen  t e 1 1 i ge n z"  An.  1737  n.  1.  Von  dem  Vöicker- 
Freiheit  von  deutschen  Staatssachen  schreiben  recht  überhaupt,  und  dem  Europäischen  insbe- 
zu  dürfen.  Göttingen  1772.  — Einleitung  in  das  sondere.  — n.  19.  Reflexiones  über  die  Cermonid- 
Markgrätl.  Badensche  Staatsrecht,  Karlsruhe  Streitigkeiten  auf  dem  Reichs-Convent  za  Regeos- 
1772.  — Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  bürg.  — n.  31.  Deutliche  Vorstellung  der  sonst 
Erde  u.  Wassers.  I,  Frankfurt  1772.  — Württem- i sehr  schweren  Materie,  wie  die  Königreich* 
belgisches  Gelehrten-Lexikon,  2 Teile,  .Statt-  Arelat,  Austrasien,  Burgund,  Franckreieh,  Loth- 
gart  1772.  — Vermischte  Nachrichten  von  reichs-  ringen,  Neustrien,  Provence  und  Tenrschland 
ritterschaftlichen  Sachen,  6 Tie.,  mit.  Register,  resp.  aufgekommen,  zusammengeflossen,  wieder 
Nürnberg  1773.  74.  — Von  dem  Ansehen  der  vertheilet  worden,  nebeneinander  gestanden  nn<l 
Rechtsgelehrten  in  deutschen  Sachen,  Regens-  endlich  meistens  erloschen  seynd.  — In  den 
bürg  1773.  — Von  der  Landeshoheit  in  Steuer-  ] „Wöchentlichen  Franckfur tischen  Ab- 
sachen, Frankfurt  und  Leipzig  1773.  — Von  handln  n gen“  von  1755.  n.  p.  1.  33.  Gedanken 
der  Staatsjustiz , besonders  auf  Deutschland,  über  den  dennaligen  Zustand  des  Miinzwese&s 
Regensburg  1773.  — Neuestes  Reichsstaats-  | in  Teutschland,  dessen  vorhabende  Verbesserung. 
Handbuch  auf  1773,  4 Stücke  und  Anhang,  und  die  damit  verbundene  Schwilrigkeiten.  — 
Tübingen  1774;  dasselbe  auf  die  Jahre  1769—75,  n.  5,  p.  75.  86.  Fragen  von  Münzwesen,  welche 

3 Teile,  Frankfurt  a.  M.  1776  -78.  — Reichs-  bey  klüglicher  Erwählung  eines  neuen  dauer- 
städtisches  Magazin , 2 Teile,  Ulm  1774.  — hafften  Münz-Fusses,  und  darnach  vorzunehmen- 
Rechtliche Bedenken  von  Aufhebung  des.lesnit.en-  der  Valvation  derer  inn-  und  ausländischen 
ordens,  nach  Zugabe  und  fortgesetzten  Nach-  Münzen,  zu  erwägen  und  zu  entscheiden  seyn 
trägen,  3 Stücke,  Ulm  1774  — 75.  — Von  dem  möchten.  — n.  16,  p.  251.  Gedanken  wegen 
reiensständi  sehen  Schuldenwesen,  soweit  es  die' eines  zu  errichtenden  Römisch  - Kayserlichen 
weltl.  Kurfürsten  betr..  2 Tie.,  Tübingen  1774,  Ritter-Ordens.  — n.  17,  p.  257.  Kurzer  Be- 
75.  — Allgemeines  Register  über  das  ulte  und  griff  der  älteren  und  neueren  Staats- Angelegen- 
neue Staatsreelit.  etc.,  Frankfurt,  a.  M.  1775.  — | beiten  zwischen  Russland  und  Dänemark.  — 
Vou  dem  Recurs  an  die  Kammergerichtsvisitation,  n.  17,  p.  266.  Gednnken  über  einige  das  Münz- 
Ulm  1775.  — 12  (13)  Reichshofr.  Gutachten  wesen  betreffende  wichtige  Pnncten.  — n.  22. 
wegen  des  Jesuitenordens,  Ulm  1775.  — Von  p.  336,  395.  Guter  Rath  für  jnnge  Rechts- 
den  Rechten  und  Pflichten  der  Kammergerichte  gelehrte,  so  von  Universitäten  kommen.  — n. 
in  Ansehung  der  Mntricularansehläge,  Ulm  1775,  25,  p.  385.  Von  denen  Geldsorten  in  Bezahlung 

— Neueste  Geschichte  der  unmittelbaren  Reichs-  der  ( 'ammcr-Ziler  und  deren  Werth.  — n 26. 
ritterschaft,  2 Teile,  Ulm  1775,  76.  — Erste  p.  401.  Von  der  verschiedenen  Denckens-Art 
Grundlehren  der  deutschen  Staatsgeschichte  zur  der  Teutschen  Höfe,  in  Ansehung  der  Lehre 
Vorbereitung  auf  das  deutsche  .Staatsrecht,  des  Teutschen  Staats-Rechts.  — n.  28.  p.  433. 
Stuttgart  1776.  — Grnndlehren  des  deutschen  Kurze  Betrachtung  derer  seit  einigen  hundert 
Staatsrechts  zum  Gebrauche  für  Anfänger,  Ulm  Jahren  in  Teutschland  zugetragenen  Staats- 
1776.  — Würtembergische  Bibliothek,  oder  Veränderungen,  und  der  daraus  erwachsenen 
Nachr.  von  Schriften  von  Würtemberg,  4.  Aus-  dennaligen  Staats- Verfassung  desselben.  - n. 
gäbe  v.  Ohr.  F.  Spittler,  Stuttgart  1796;  das-  32,  p.  488,  516.  Einige  Säze  von  der  Teutschen 
selbe  im  Auszüge,  Stuttgart  1776.  — Auszug  Staats-Klugheit  und  deren  Lehre.  — ln  den 
meines  neuen  deutschen  Staatsreehts , als  ein  : „Schwäbischen  Nachrichten  v o n 0 e c o n. 
Handbuch  zum  Gebrauche  des  grösseren,  Tü-  Sachen“  1756,  p.  455,  545,  640.  Einige  Grund- 
hingen 1777.  — Versuch  des  neuesten  enropäi-  gednnken  von  Handlungs-  und  Manufactnr- 
schen  Völkerrechts  in  Kriegs-  und  Friedens-  Sachen,  besonders  in  Absicht  auf  ein  mit  keinen 
Zeiten,  10  Teile,  Frankfurt  a.  M.  1777-80.  .schiffreichen  Ströhmen  versehenes  Fürstenthum 

— Betrachtungen  über  die  Wahlkapitulation , in  Teutschland.  - p.  824.  Grnndsäze  von  der 
Josephs  11.,  2 Teile,  Frankfurt  a.  M.  1778.  — | Policey  überhaupt,  wie  auch  ihrer  Natur  und 
Erste  Grundlehren  des  europäischen  Volksrechts  Schicksalen  in  Teutschland.  — p.  924.  Von  der 
in  Friedens-  und  Kriegszeiten,  N ürnberg  1778.  j Policey-Wissenschafft,  und  denen  dahin  gehörigen 

— Beiträge  zu  dem  neuesten  enrop.  Völker-  Schrifften.  — p.  934.  Von  denen  Gerechtsamen 
rechte  in  Friedenszeiten,  5 Teile,  Tübingen  und  Pflichten  der  Landes-Herrschafft.  der  Land- 
1778—81. — Staatsgeschichte  des  Kriegs  zwischen  I stände  und  der  Unter -Obrigkeit  in  Policev- 
Oesterreich  und  Prenssen  in  den  Jahren  1778 1 Sachen. 

u.  79,  Frankfurt  a.  M.  1779.  — Beiträge  zu  dem 

neuesten  enrop.  Gesandtschaftsrechte , Frank-  Vergl.  über  Johann  Jakob  Moser: 
furt  a.  M.  1781.  — Entwickelung  des  Begriffs  | Lebensgeschichte  Johann  Jakob  Mosers, 
unstandesmässiger  Ehe  etc.,  Stuttgart  1781.  — ■ von  ihm  seihst  beschrieben.  I— IV.  3.  ver- 
Zusätze  zu  dem  neuen  deutschen  Staatsrechte,  mehrte  Aull.,  Lemgo  1777— 1783.  — Dasselbe 
3 Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1881,  82.  — Rechte  der  I Werk,  kürzer  gefasst.  Ohne  Angabe  desVer- 
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lagsortes,  1768  (diese  Autobiograpbieen  sind 
Muster  werke  an  Einfachheit  und  Klarheit).  — 
Zwölf  Schreiben  an  seinen  sterbenden  Sohn 
Chr.  Beuj.  v.  Moser  vom  Jahre  1774.  Nebst 
einer  Rose  auf  das  Grab  dieses  geliebten  Bruders 
von  C.  F.  Moser,  Frankfurt  1790.  — Ferner  von 
J.  J.  Moser  selber  verfasst:  Stammtafeln  der 
Familie  Moser  von  Filseek  (ohne  Namen),  Tü- 
bingen 1729,  I.  — Ad  Imperatorem,  Vorstellung, 
in  Sachen:  Moser  contra  von  Ziegesar,  Eschenau 
betreffend.  (Tübingen  1731.)  fols.  — Genea- 
logische Nachrichten  von  meiner  eigenen  und 
allen  davon  abstammenden  Familien,  Stutt- 
gart 1752,  vermehrt,  Tübingen  1756.  — Send- 
schreiben an  die  Verfasser  der  Hainburgischen 
Berichte  von  gelehrten  Sachen,  wegen  M.  l’ries 
in  Rostock  und  D.  Darjes  in  Jena  wider  mich 
herausgegebenen  Schriften,  Ebersdorff  1741. 

— Uni versal- Lexikon  aller  Künste  und 
Wissenschaft,  Bd.  XXI,  Leipzig  1737.  — 
Je niche ns  Nachrichten  von  dem  Leben  der 
jetzt  lebenden  Rechtsgelehrten,  Leipzig  1739, 
8.144.  — Strieder.  Grundlage  einer  hessischen 
Gelehrtengeschichte,  Cassel  1794.  Bd.  IX,  S.  207. 

— R.  v.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  der 
Staatswissenschaften.  II.  Bd.,  Erlangen  1836, 
S.  243,  376,  394,  401  ff..  412,  477.  — Der- 
selbe, Die  beiden  Moser  in  ihrem  Verhältnisse 
zu  deutschem  Leben  und  Wissen.  Mit  Be- 
nutzung ungedruckter  Quellen,  Augsburg  (Er- 
gänzungsbl.  zur  „Allg.  Ztg.u),  1846.  — Der- 
selbe. Beiträge  zur  Geschichte  Württembergs, 
Stuttgart  1831,  Bd.  I.  — Hermann  Schulze, 
Deutsche  Biographie,  Bd.  22,  S.  372  382.  — 
Derselbe,  J.  J.  Moser,  der  Vater  des  deutschen 
Staatsrechts.  Ein  Vortrag,  1869.  — Bo  pp, 
Moser,  Vater  und  Sohn,  im  Staatslexikon,  2.  Aun., 
IX,  S.  229 ff.  — K.  F.  Ledderhose,  Züge 
aus  dem  Leben  J.  J.  Mosers,  Heidelberg  1843 
(2.  Aufi.  1852t.  — Pfarrer  Au g.  Schiuid,  Das 
Leben  Johann  Jakob  Mosers.  Aus  seiner  Selbst- 
biographie, den  Archiven  und  Familienpapieren, 
Stuttgart  1868.  — vom  Busche.  Friedrich 
Carl  Freiherr  von  Moser,  Stuttgart  1846,  S.  1 ff. 
(Der  Vater  Moser.)  — Wächter,  Job.  J.  Moser, 
Stuttgart  1885.  — Wagen  er,  Staats-  nnd  Ge- 
sellschaftslexikon,  XIII.  Bd.,  Berlin  1863,  S.  691. 

Pütt  er,  Litteratur  des  deutschen  Staats- 
rechts, I.  Teil,  § 227  ff.  — B a u r . Handwörter- 
buch III,  Uln«  1808,  S.  798.  — Bluntschli, 
Geschichte  des  Allgemeinen  Staatsrechts  und 
der  Politik,  2.  Aull.,  München  1867,  S.  402  ff. 

— C.  F.  Hermann,  Johann  Jakob  Moser,  der 
württembergische  Patriot  als  Gefangener  auf 
Hohentwiel.  Mit  Porträt,  Stuttgart  1869. — 
F.  C.  v.  Moser,  Letztes  Lebensjahr  und  Tag 
meines  seligen  Vaters  J.  J.  Moser,  Frankfurt 
1790.  — v.  Kaltenborn  in  St-W.B.  v. 
Bluntschli  und  Brater  VII,  S.  10—23.  — Der- 
selbe, Kritik  des  Völkerrechts,  S.  91  ff.  — 
Biedermann,  Deutschland  im  18.  Jahrh., 
Bd.  I,  1.  An«.  1854.  S.  32.  35,  62,  65,  86,  88. 
103,  110,  112,  152;  Bd.  II,  1.  Aull.  1858,  S.  77, 
313 ff.;  Bd.  III.  1867,  S.  54.  — Roscher, 
Oesch.  d.  Nat.,  S.  419,  441,  472,  494,  579.  — 
H effter,  Das  europäische  Völkerrecht  der 
Gegenwart,  7.  Ausgabe,  bearbeitet  von  H. 
Geffckeu,  Berlin  1881.  Einleitung  S.  33.  — 
Alb.  Eng.  Adam:  J.  .1.  Moser  als  württeni- 
bergiseher  Landscbaftsconsulent  1751—1771, 
Stuttgart  1887.  — Frensdorff,  Die  ersten 


Jahrzehnte  des  staatsrechtlichen  Studiums  in 
Güttingen.  Festschrift,  1887.  — J.  Lern  pp, 
Der  württomb.  Landscbaftsconsulent  J.  J.  Moser 
i 1759— 1765  (in  „WUrttemb.  Jahrb.“  1898S.XXIV). 

Schmidt. 


Möser,  Justus, 

Staatsmann  und  hochverdienter  volkstümlicher 
Publizist  , wurde  geboren  an«  14.  XII.  1720  zu 
Osnabrück,  wo  sein  Vater  Kanzleidirektor  nnd 
Konsistorialpräsident  war.  Seine  akademischen 
Studien  machte  Möser  in  den  Jahren  1740—42 
in  Jena  und  Güttingen  und  widmete  sich  dann 
in  seiner  Vaterstadt  der  Advokatur,  in  welchem 
Berufe  er  sich  mit  Freimut  und  Wärme  der 
unterdrückten  Unschuld  annahin.  Die  Energie, 
womit  er  der  Willkür  des  damaligen  Statthal- 
ters von  Osnabrück  entgegentrat . verschaffte 
ihm  die  Hochachtung  und  das  Vertrauen  seiner 
Mitbürger  in  dem  Masse,  dass  er  (1747)  zum 
Advocatus  patriae  erhoben  ward,  nachdem  ihn 
bereits  vorher  (1742)  die  Landstände  zum  Se- 
kretär der  Ritterschaft  ernannt  hatten.  Möser 
wusste  dieses  widerspruchsvolle  Amt  so  gut  zu 
führen,  dass  die  Ritterschaft  ihn  (gleichfalls 
1747)  zu  ihrem  Syndikus  beförderte.  Möser  ver- 
stand es,  mit  seinen  Pflichten  als  Beamter  und 
Staatsmann  die  höheren  Interessen  des  Welt- 
bürgers und  Menschenfreundes  stets  zu  vereinen. 
Er  war  seit  den  traurigen  Zeiten  des  d reissig- 
jährigen  Krieges  wohl  der  erste  deutsche  Staats- 
mann . der  es  offen  aussprach . dass  Wahrheit 
nnd  Redlichkeit  auch  im  Staatsleben  erste 
Pflicht  des  Menschen  sei.  Eine  diplomatische 
Sendung  nach  London,  im  Jahre  1763,  gab 
Möser  während  der  Dauer  von  8 Monaten  Ge- 
legenheit. die  volkswirtschaftlichen  und  gesell- 
schaftlichen Zustände  Englands  zu  studieren. 
Als  im  Jahre  1761  der  nur  einjährige  Prinz 
Friedrich,  Sohn  des  Königs  Georg  von  England, 
Fürstbischof  von  Osnabrück  wurde,  erhielt  Möser 
in  der  Vertretung  der  vormundschaftlichen  Rechte 
des  Prinzen  und  als  vom  Domkapitel  1762  er- 
nannter Justitiar  beim  Kriminalgericht  zu  Osna- 
brück eine  einflussreichere  Stellung  zur  Landes- 
regierung , welche  im  Jahre  1768  heim  wirk- 
lichen Regierungsantritt  des  Fürstbischofs  Fried- 
rich durch  seine  offizielle  Ernennung  zum  ge- 
heimen Referendar  bei  der  Regierung  sanktio- 
niert wurde.  Im  Jahre  1768  legte  Möser  seine 
Stellung  als  Justitiar  nieder  und  nahm  auf 
wiederholtes  Verlangen  im  Jahre  1783  den  Titel 
eines  Geheimen  Justizrates  an.  Er  starb  am 
8.  I.  1794.  A«n  12.  IX.  1836  ward  ilun  in  seiuer 
Vaterstadt  ein  Standbild,  ausgeführt  von  Drake, 
errichtet. 

Mösers  Bedeutung  als  Xational- 
ök ono m ist  in  seinen  Schriften  zu  suchen, 
welche  freilich  kein  System  der  Staats  Wirtschaft 
bieten,  aber  in  klassischer  Ausdrucksform  so 
viele  durchaus  originale  volkswirtschaftliche  An- 
sichten enthalten,  welche  mit  allgemeinen 
(’harakterzügen  der  deutschen  Nation  znsam- 
menfallen,  dass  sie  nicht  genug  gewürdigt 
werden  können.  Möser  ist  als  eine  selbstän- 
dige Au  torität  in  der  Nation  alök  oiiom  ie 
zu  betrachten.  Er  ist  in  gewisser  Hinsicht  ein 
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Anhänger  des  Merkantilsystems  und  ein  viel- 
facher Gegner  der  Smithschen  Theorieen.  Kr 
wendet  sich  gegen  die  Unbesohrätiktheit  des 
privaten  Grundeigentums  und  betrachtet  den 
Bauernstand  als  die  eigentliche  Grundlage  des 
Staates.  Er  tritt  jedoch  für  ein  selbsttliätiges 
freies  Bürgertum  ein.  Möser  ist  ein  Feind  einer 
zu  weit  gehenden  Arbeitsteilung.  In  seinem 
Festhalten  am  bewährten  Alten  und  Einheimi- 
schen liegt  stets  ein  unverkennbares  Streben 
nach  Ausgleichung  der  Gegensätze  und  Wider- 
sprüche im  Leben  und  in  der  Wissenschaft. 
Möser  verteidigt  die  Standesunterschiede,  jedoch 
nicht  in  dem  Sinne,  dass  er  den  einen  Stand 
dem  anderen  nnterordnen,  sondern  dahin,  dass 
er  jedem  Stande  seine  besondere  Ehre  zuweisen 
will.  Möser  empfahl  die  dem  Kleinbetriebe 
günstigen  Beschränkungen  des  Merkantilsystems, 
äusserte  sich  jedoch  für  völlige  Freiheit  des 
Getreidehandels.  — Auf  |K>litischem  Gebiete  ist 
Möser  der  entschiedenste  Feind  des  zu  seiner 
Zeit  so  unendlich  beliebten  Generalisieren*  und 
(’entralisierens ; er  sympathisiert  mit  den  Zeiten 
des  Faustrechts.  — Auch  auf  religiösem 
Gebiete  fasste  Möser  seine  Anschauungen  vom 
prak  tisch- Volkswirt  schuft  liehen  Gesichtspunkte 
auf.  So  z.  B.  betrachtet  er  das  gegenseitige 
besondere  Vertrauen  unter  den  Mitgliedern  einer 
Religionssekte  als  eine  Art  Kapital.  Dieselbe 
konkrete  Auffassung,  welche  alles  Phrasenhafte, 
Gemachte  und  Künstliche  hasst,  erfüllte  Möser 
in  betreff  der  Volkserziehung  (als  Gegner  Roits- 
seaus,i  und  der  Schulbildung.  — In  Hinsicht  auf 
die  Bevölkerungstheorie  äussert  sich 
Möser  durchweg  als  der  entschiedenste  Feind 
jeder  proletarischen  Volksvermehrung.  Beson- 
ders wichtig  für  Mösers  Bevölkerungsansichten 
ist  sein  Für  und  Wider  gegen  die  sogenannte 
Hollandsgängerei.  Nach  Ludwig  Elster  muss 
unter  den  deutschen  Volkswirten  Möser  in 
erster  Linie  als  Vorgänger  von  Malthus  be- 
zeichnet werden  (cf.  d.  Art.  Bevölkeruugs- 
lehre  oben  Bd.  II,  730).  — Goethe  nennt 
Möser  den  ..herrlichen  unvergleichlichen  Mann4*, 
den  ^deutschen  Franklin"  (13.  Buch 
von  r Wahrheit  und  Dichtung“)  und  vergleicht 
die  nationalökonomischen  Grundsätze  Mösers 
mit  „Goldkürnem  und  Goldstaub“.  Roscher 
erachtet  Möser  als  den  grössten  deutschen 
Nat  ional  Ökonomen  des  18.  Jahrhun- 
derts (Zeitsehr.  f.  Staats w.  18(Jö,  S.  540  u. 
Sitzungsberichte  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften 1HG7 , S.  18)  und  begründet  seine  An- 
sicht damit,  dass  er  Möser  folgende  drei  Eigen- 
tümlichkeiten vindiziert : „1.  er  gehört  zu  den 
wenigen,  die  gleichmässig  für  das  Hohe,  sozu- 
sagen Vornehme  und  für  das  Alltägliche.  Ordi- 
näre des  Volkslebens  Interesse  und  Verständnis 
besitzen;  2.  er  ist.  hiermit  in  Zusammenhang, 
ein  warmer  Freund  und  tiefer  Kenner  des 
Volkstümlichen  (das  Volk  doppelsinnig  verstan- 
den. sowohl  im  Sinne  bloss  der  niederen  Klassen 
als  auch  im  Sinne  der  ganzen  Nation); 
3.  er  ist  einer  der  grössten  Meister  historischer 
Methode.“  Bluntschli  hält  Möser  für  den 
„edelsten  Repräsentanten  der  historisch-realisti- 
schen Staatsweisheit  seiner  Zeit“,  bezeichnet 
aber  dessen  staatswissenschaftliche  Anschauun- 
gen als  zu  engherzig,  zu  konservativ,  als  im 
„mittelalterlichen  Partikularismus"  befangen. 
Möser  fürchte  beständig,  „der  Osnabrücker  gehe 


verloren,  wenn  der  Mensch  zu  Ehren  konusir 
i ( »«schichte  des  Staatsrechts  — s.  Litt . — S.  414  ff. . 
Wegele  hebt  auch  die  grossen  Verdienste 
Mösers  hervor,  verschweigt  aber  nicht  I*eqt^e‘w 
Biographie  — s.  Litt.  — XXII,  8.  3Sth.  dass  ts 
überall  den  „Bürger“  dem  „Menschen“  gegen- 
überstelle und  sich  unermüdlich  dagegen  ver- 
wahre. dass  der  letztere  auf  Ko>ten  des  erster«» 
begünstigt  werden  solle.  Hierbei  übersehe 
Möser,  dass,  um  dem  „Bürger"  aufzuhelfen,  vor 
allem  der  „Mensch“  wieder  in  seine  Rechte,  d. 

h.  in  einen  erträglichen  und  luetischen  würdigen 
Zustand  versetzt  werden  müsse.  Nach  Kautz 
(S.  380}  ist  Möser  als  der  Schöpfer  und  Begrün- 
der jener  volkswirtschaftlichen  Ideeenrkhtuug 
anzusehen,  die  im  Laufe  des  gegenwärtigen  Jahr- 
hunderts durch  ihre  vielfache  Opposition  gegen 
die  liberal-rationalistische  Schule  des  Smithunis- 
mus  bekannt  geworden  und  im  Sinne  einer  kon- 
servativ-religiösen und  teilweise  reaktionären 
Denkerpartei  ftir  die  Wiederbelebung  längst 
überwundener  feudaler  mittelalterlicher  Einrich- 
tungen und  Institutionen  wirksam  gewesen  ist. 
Walker  (Handbuch  der  Nat.  V.  2.  Aull..  Leip- 
zig 1888,  S.  lö)  bezeichnet  Mösers  Ansichten 
als  „ein  Gemisch  echt  historischer  Erhaltungs- 
iind  Keformtendenzen  mit  feudalen  Tendenzen“, 
Ingram  (S.  110(  hält  Möser  nicht  nur  für 
konservativ,  sondern  für  rückschrittlich,  da  er 
eine  Vorliebe  für  mittelalterliche  Einrichtungen, 
wie  z.  B.  die  Zünfte,  hegt  und  sogar  die  Leib- 
eigenschaft jener  Art  Freiheit  vorzieht,  wie  sie 
der  moderne  Lohnsklave  geniesst.  Von  italie- 
nischen staatswissenschaftlichen  Schriftstellern 
werden  die  Anschauungen  Mösers  als  denen  de> 
Italieners  Ortes  verwandt  bezeichnet. 

Möser  veröffentlichte  a)  in  Buchform: 
„Armiuius“,  1740.  (Ein  patriotisches  Trauer- 
spiel , in  welchem  jedoch  der  Verfasser  der  da- 
maligen Zeit  ein  politisch-soziales  Spiegelbild 
ihrer  eigenen  Jämmerlichkeit  vorhält. i — I>er 
Wert  wohlerwogener  Neigungen  und  Leiden- 
schaften. Hannover  170(5.  — Osnabrücks  Ge- 
schichte mit  Urkunden,  2 Teile,  Osnabrück  17(58. 

2.  Aut).  Berlin  1780.  3.  Aufl.  1819.  — Dasselbe. 

3.  Teil , mit  Urkunden . herausgegeben  ans  des 
Verfassers  handschriftlichem  Nachlasse,  Berlin 
1824.  Das  Bedeutendste  an  diesem  Werke  ist 
die  „Einleitung  in  die  osnabriickische  Geschichte“ 
im  1.  Bdc.  Sie  schildert  die  ältesten  Zustände 
des  niedersäehsiseheu  Volkes  nach  den  ver- 
schiedensten Seiten  der  staatlichen,  wirtsoliafr- 
liclien  und  sozialen  Einrichtungen.  Der  Ver- 
fasser nahm  die  Untersuchung  des  Grundbesitzes 
und  der  bäuerlichen  Verhältnisse  überhaupt  zum 
Ausgangs-  und  Mittelpunkt  seiner  geschicht- 
lichen Betrachtungen  und  drückt  uiit  den 
früheren  deutschen  Zuständen  dieser  Art  seine 
Sympathie  aus.  Das  Ganze  giebt  iu  fruchtbar- 
ster Weise  als  Geschichte  eines  kleinen  Landes 
das  Bild  des  damaligen  inneren  Lebens  der 
ganzen  Nation.)  — Fünf  kleinere  Schriften: 

i.  Der  Wert  wohlgewogener  Neigung,  2.  ver- 
besserte Aufl.;  2.  Schreiben  au  A Mendez  du 
Costa;  3.  Schreiben  an  Yicao;  4.  Schreiben  an 
Patritclien;  5.  Harlekin,  Bremen  1777.  — Pa- 
triotische Phautasieen,  3 Teile,  Berlin  1774  - 1778; 
1.  und  2.  Teil  2.  Aull.  1778;  4.  Teil  heransge- 
geben  von  seiner  Tochter,  J.  W.  v.  Voigt.  17(58: 
3.  Aufl.  4 Bde.,  Berlin  1804  ; 4.  Aufl.  4 Teile, 
herausgegeben  von  J.  W.  J.  v.  Voigt , Berlin 
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1820.  — Dieselben  in  2 Teilen.  Mit  Einleitung 
und  Anmerkungen  herausgegeben  von  Richard 
Zöllner,  Leipzig  1871  (Bibliothek  der  deutschen 
Nationallitteraturj.  (Die  Aufsätze  der  „Patrio- 
tischen Phautasieen"  haben  namentlich  dazu  bei- 
getragen, den  Ruf  Mösers  als  staatswissenschaft- 
lichen Publizisten  zu  begründen.j  Schreiben  an 
«len  P.  J.  K.  in  W.,  den  ersten  Schritt  zur 
künftigen  Vereinigung  der  evangelischen  und 
katholischen  Kirche  betreffend.  Hannover  1781. 
— l'eber  die  deutsche  Sprache  und  Litteratitr. 
Osnabrück  und  Hamburg  1781.  — - Der  Lölibat 
«ler  Geistlichkeit,  von  seiner  politischen  Seite 
betrachtet,  Hannover  1783.  — Vermischte 

Schriften,  mit  Mösers  Leben  von  Fr.  Nicolai, 
2 Teile,  Berlin  1797.  — Eine  Gesamtaus- 
gabe von  Mösers  Schriften  in  8 Bdn.  wurde 
von  Nicolai  im  Jahre  1798  (Berlin),  eine  solche 
von  10  Bdn.  von  Abeken  im  Jahre  1842  ver- 
anstaltet. Eine  Auswahl  der  „P.  Phantasieen“  , 
für  den  .Schulgebrauch  wurde  von  Dr.  Ferd.  i 
Dieter  herausgegeben,  Leipzig  1896. 

b)  in  Zeitschriften:  1.  in  der  „Berliner 
Monatsschrift“  1789.  St.  7,  S.  30-36:  Also  sollte 
ein  Regent  einmal  für  alle  und  jede  ert«-ilte  oder 
zu  erteilende  Expektanz  für  erschlichen  erklären? 
1791,  St  1,  S.  25 — 30:  An  einen  angehenden  j 
Misanthropen,  von  Amalien;  St.  2,  S.  114—120: 
Leber  die  gänzliche  Aufhebung  des  Droit  d'Au- 
baine  in  Frankreich;  St.  3,  S.  207  — 212:  Einige  j 
Anmerkungen  Uber  die  Zusätze  der  neuesten 
Wahlkapitulation;  St.  6,  S.  496 — 506:  Leber 
das  Recht  der  Menschheit,  insofern  es  zur 
Grundlage  eines  Staates  dienen  kann;  St.  7., 
S.  28—34 : Etwas  zur  Verteidigung  des  söge- 1 
nannten  Aberglaubens  unserer  Vorfahren;  St. f 
11,  S.  390 — 401:  Wann  und  wie  mag  eine  Nation 
ihre  Konstitution  verändern?  1792;  St.  0,  S.  j 
514—527:  lieber  die  Einwendungen  des  Herrn  j 
K.  im  Febr.  gegen  diesen  Aufsatz;  St.  8,  8.  j 
113  — 142:  Der  arme  Freye,  eine  Erzählung; 
1793,  St.  2 , 8.  103—108:  Wie  «ler  Unter- 1 
schied  der  Stände  auch  schon  in  dem  ersteu  j 
Sozialkontrakt  gegründet  sein  könne?  1794, 
Jan.:  Noch  etwas  über  die  Geburtsrechte.  — 
2.  in  „Weddingens  westfälischem  Magazin“, 
Heft  2.  S.  116—126:  Geschichte  «ler  Stiftung 
des  Kollegialstiftes  in  der  Stadt  Wiedenbrück. , 
Hochstifts  Osnabrück.  — 3.  Möser  war  viel- 
jähriger Mitarbeiter  an  «ler  „Allgemeinen  tent- 
schen  Bibliothek“.  — 4.  In  dem  „Osnabriicker 
Intelligenzblatt“  wurden  die  meisten  in  den 
„Patriotischen  Phantasieen“  veröffentlichten  Auf- 
sätze Mösers  vorher  mitgeteilt. 

Vergl.  über  Justus  Möser:  Reinhard 
Zöllner.  Biographie  Justus  Mösers  in  dessen 
Herausgabe  der  Möserscheu  „Patriotische  Phan-  j 
tasieen".  Leipzig  1871,  I.  Bd.,  S.  1 — XL.  — ' 
Ludwig  Ru  pp  recht,  Justus  Mösers  soziale 
und  volkswirtschaftliche  Anschauungen.  Ge- 
krönte Preisschrift  der  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  der  Lniversitiit  München,  Stuttgart 
1892.  — Goethe,  Wahrheit  und  Dichtung, 
XIII.  Buch.  Kunst  und  Altertum,  IV.  Buch, 
S.  2.  — Wilhelm  Roscher,  Justus  Möser 
als  Nationalökonom.  Zeitsehr.  f.  Stuatsw.  XXL 
Bd.  (1865),  S.  546—578.  — Derselbe,  Gesell, 
d.  Nat.  S.  500  ff.  — Derselbe,  Syst.  I.  14.' 
And.,  S 42,  63,  69.  91.  117,  161.  169,  173,  191, 
200,  226,  242,  248.  254,  256.  Syst.  II,  11.  Aull., 


§ 5.  73.  75,  87.  92,  93,  101.  114.  125,  127.  134, 
138,  148.  154,  157.  Syst.  IV,  1.  3.  Aufl.  § 30, 
125, 154.  — Derselbe,  Ein-  und  Durchführung 
d«“S  Adam  Smirhschen  Systems  in  Deutschland 
(Sitzung  der  Akademie  «ler  Wissenschaften  am 
1.  VII.  1867),  S.  18  und  19.  — Bluntschli, 
Geschichte  der  neueren  Staats  Wissenschaft , 3. 
Aufl.,  S.  463 ff.  — • Derselbe,  Geschichte  des 
allgemeinen  Staatsrechts  und  «ler  Politik,  2.  Aufl., 
München  1867,  S.  404 — 426.  — Derselbe, 
Staatswörterbuch  in  3 Bdn..  2.  Ausgabe,  II,  S. 
634.  — F.  Kreyssig,  Justus  Möser  (mit  Ab- 
bildung «leg  Möserdenkmals  in  Osnabrück), 
Berlin  1857.  — Wegele  im  St.  W.  B.  v. 
Bluntschli  und  Brater  VII,  S.  23—32.  — Der- 
selbe in  der  Allgemeinen  deutschen  Biographie 
XXII,  S.  385  - 390.  — Fr.  Nicolai.  Mösers 
Leben,  in  Bd.  X der  in  Berlin  1842  erschienenen 
< »esamtansgahe  «ler  Werke  Mösers.  — Abeken, 
Charakteristik  Mösers  in  Bd.  I derselben  Aus- 
gabe. Pölitz  in  seinen  Jahrbüchern,  Leipzig 
1836.  II.  S.  70.  — Samuel  Baur,  Lebensge- 
mälde, II  Teile,  S.  100—115.  — F.  J.  Buss. 
Geschichte  der  Staatswissenschaft,  Freiburg  und 
Karlsruhe  1839,  I,  S.  DL XXV.  — Bieder- 
mann, Deutschland  im  18.  Jahrh.,  1.  Aufl., 
Leipzig  1854,  S.  65— (58,  102.  152,  283,  II,  eben- 
da 1858,  S.  83,  388,  492.  546,  III,  ebenda  1867, 
S.  228.  287,  290.  293,  317.  325,  381.  - John, 
Geschichte  der  Statistik  I,  Stuttgart  1884.  S.  51. 
— Ingram  (Roschlau),  Geschichte  der  Volks- 
wirtschaftslehre. Tübingen  1890,  S.  1<>9,  110.  — 
Wa gelier,  Staats-  und  Gesellschaftslexikon 
XIII,  Berlin  1863,  S.  695—704.  — Mohl,  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staatswissenscliafteu 
III,  Erlangen  1858,  S.  398.  — Kautz.  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomik  11,  Wien 
1860.  S.  384,  386,  387.  — Blanckmeister,  F., 
Justus  Möser  als  Apologet  des  Christentums, 
Heidelberg  1885. 

Schmidt. 


Mühlenrecht. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Geschichtliche 
Entwickelung.  3.  Heutiges  Recht  der  Wasser- 
mühlen. a)  Genehmigung,  b)  Aicbpfahl.  c)  Be- 
schränkungen des  Wasserbenutzungsrechts.  «1) 
Enteignung,  e)  Schiftmühlen.  4.  Windmühlen. 

1.  Begriff  und  Arten.  Mühlenrecht  ist 
der  Inbegriff  der  Anlage  und  Betrieb  von 
Mühlen  regelnden  Rechtsnormen.  Unter 
Mühlen  versteht  man  zunächst  gewerbliche 
Vorrichtungen  zum  Zerkleinerndes  Getreides 
behufs  Gewinnung  von  Mehl,  im  weiteren 
Sinne  begreift  man  unter  Mühlen  alle  die- 
jenigen maschinellen  Vorrichtungen,  welche 
zum  Mahlen  und  Zerkleinern  von  Roh- 
materialien dienen  und  spricht  in  diesem 
Sinne  von  Oel-,  Polier-  und  Schleif-,  Säge-, 
Pulver-,  Walk-,  Stampf-,  Papiermühlen  etc. 
Je  nach  der  die  Mühle  bewegenden  Kraft 
unterscheidet  man  Hand-.  Ross-,  Wind-, 
Wasser-  (Schiff-)  und  Dampfmühlen.  Ein- 
heitliche licchlssätze,  die  teils  dem  öffent- 
lichen, teils  dem  Privatrechte  angehören, 
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haben  sieh  mir  in  Bezug  auf  die  Wasser-  j lers  I^ayenfipiegel  (15o9)  fus>t,  oder  seit  dem 
mühlen  horausgebildet,  weshalb  von  diesen  15.  Jahrhundert  in  allgemeinen  I .and-  und 
hier  hauptsächlich  gehandelt  werden  wird.  Polizoiordmmgen  alle  Rechtsverhältnisse  des 
2.  Geschichtliche  Entwickelung.  Die  Mühlongowcrl*es  vom  jtolizeiliehon  und  privat- 
M üblen  erscheinen  oIkmiso  wie  die  Backöfen  rechtlichen  Standpunkte  aus  durch  detail- 
ursprünglich  sowohl  im  grundherrsehaft-  lierte  Vorschriften  zu  regeln,  die  vorzüglich 
liehen  Besitze  wie  in  dem  der  Markgenosseu- 1 auch  einen  Schutz  der  l'ntertlianen  gegen 
schäften.  Zu  allen  Zeiten  erfreuten  sich  die  Ueliergriffe  und  Benachteiligungen  seitens 
Mühlen,  welche  den  Menschen  das  unent-'der  Müller  bezweckten.  Im  Zeitalter  des 
behrlichste  Lebensmittel  bereiteten,  eines , Polizeistautes  nahmen  diese  Mühlordnungen 
erhöhten  Rechtsschutzes.  Die  Volksrechte  stark  an  Umfang  zu.  Bestimmungen  über 
der  fränkischen  Zeit  mul  die  Rechtabfieher  Mfihlenbau.  Stauhöhe,  Mahllohn  und  tecli- 
des  Mittelalters  lM*drohten  <lie  an  Mühlen  nisehe  Vorschriften,  welche  eine  zweck- 
begangenen  Diebstähle  und  Ranhanfälle  mit  mässige,  den  Interessen  der  Malilgäste  in 
schwerer  Strafe,  und  namentlich  die  Luid-  Hinblick  auf  Güte  und  Menge  des  Mehls 
frieden sonlnungen  zählten  die  Mühlen  zu  forderliche  Einrichtung  des  Betriebs  im 
den  befriedeten,  gegen  jede  Gewaltthat  ge-  Auge  hatten,  wechselten  ab  mit  solchen  über 
schützten  Sachen.  Bei  der  Kostspieligkeit  Mülil bosehau,  gewöhnlich  jährliche  Visi- 
tier Anlagen  grosser  Mühlwerke  erklärt  es  tatioueu  der  Mühlen  durch  Beamte  der 
sich,  dass  sie  zu  den  gewerblichen  Anlagen  Likaljtolizei  und  Sachverständige  und  die 
gehören,  welche  sich  häufig  auf  grossen  i Gerichtsbarkeit  über  die  Müller.  In  einigen 
Grundlierrsehaften  finden.  Sie  wurden, nach-  Lindern  war  ein  l>esondcres  Mühlenrichter- 
dem  der  Eigeubetrieb  der  Grundherren  immer  amt  eingesetzt ; Wasscrrechtsstreitigkoiten 
mehr  zuriloktrat,  von  diesen  in  Form  der  I der  Müller  wurden  durch  einen  Schieds- 
Erbleihe  und  Erbpacht  gegen  Zins  ausge- 1 Spruch  von  Sachverständigen,  durch  ver- 
than.  Das  Recht  zur  Anlegung  einer  Mühle  1 ordnete  Wassergrafen  (Wassermeister)  ent- 
stand  ursprünglich  jedermann  als  Ausfluss ' schieden. 

seines  Grundeigentums  zu.  Seit  dem  12.  Im  Lmfe  des  19.  Jahrhunderts  ist  an  die 
Jahrhundert  entwickelte  sich  ein  Mühlen-  Stelle  dos  Mühlenregals  überall  das  staat- 
regal  des  Reichs  an  allen  schiff-  und  floss-  liehe  Konzessionssystem  getreten,  so  dass 
baren  Strömen , das  von  diesem  durch  für  die  Anlegung  einer  Mühle  eine  obrig- 
Privilegien  auf  Landesherren  und  Städte ; keit liehe  Genehmigung  gefordert  wurde, 
übertragen  wurde  und  dafür  das  ausscliliess-  j Die  Rechtsverhältnisse  der  Mühlen  wer- 
liche  Recht  zur  Anlage  und  zum  Betriebe, den  geregelt  sowohl  durch  Normen  des 
von  Mühlen  gewährte.  Diese  verliehen  dann  . Privat-  als  des  öffentlichen  Rechts,  die  jetzt 
dieses  Recht,  die  sogen.  Mühlengerechtigkeit, 1 gewöhnlich,  nicht  wie  früher  in  besonderen 
an  Private,  gewöhnlich  unter  Festsetzung  Miilüenordmingcn,  sondern  in  Wassergesetzen 
eines  Mühlzinses.  Die  meisten  Müller  bo- ■ vereinigt  sind.  Diese  gestehen  den  Ver- 
sassen  ein  Bann-  und  Zwangsrecht,  das  sich  waltungsbehördeu  ein  weitgehendes  Anf- 
aber  stets  auf  einen  speciellen  Rechtstitel  sichts-  uud  Anordnungsreeht  betreffs  der 
(Vertrag,  Privileg,  Verjährung)  stützen  musste.  | Benutzung  der  Gewässer  im  öffentlichen 
Das  Bann-  und  Zwangsrecht  (Mahlzwang) . Interesse  zu.  Diese  Normen  sind  in  Deutsch- 
enthielt das  Recht  ausschliesslichen  Mühlen- 1 Jand  partikular  höchst  verschieden  gestaltet, 
betriebe«  und  gewährte  ausserdem  dem  je-  j doch  lassen  sich  einigt*  leitende  Hauptgruml- 
woiligen  Müklenhesitzer  das  Recht,  zu  ver- ; sätze  zusammenfassen.  Heber  die  Entwicke- 
laugen,  dass  die  Bewohner  einer  bestimmten  ! lung  der  auch  für  das  Mühlenrecht  bedeut* 
Gemeinde  oder  eines  Bezirks  ihr  Getreide ! samen  Grundsätze  der  Wassergesetzgebung 
lediglich  in  der  berechtigten  Mühle  mahlen  j in  den  einzelnen  Staaten  ist  zu  vergleichen 
oder  schroten  lassen.  Der  Mahlzwang  legte  j der  Art.  Bewässerung  und  Bewässe- 
aber  dem  berechtigten  Müller  auch  die  Ver- jru ngs recht  (oben  Bd.  II,  S.  773 ff.).  Der 
pflichtung  auf,  das  Getreide  der  pflichtigen  , von  einer  Ministerialkommission  ausgear- 
Mahlgüste  nach  der  Reihenfolge  der  Meldung ' beitete  Entwurf  eines  Wassergesetzes  für 
und  vor  fremden  Mahlgästen  zu  mahlen. ! das  Königreich  Preussen  nebst  Begründung 
Der  Mahlzwang,  der  im  Liufe  dieses  Jalir-  wurde  1894  veröffentlicht,  ist  aber  bisher 
hunderts  schon  in  den  meisten  deutschen  j noch  nicht  an  den  Landtag  gebracht. 
Staaten  aufgehoben  worden  war,  wurde  für  3.  Heutiges  Recht  der  Wassermühlen, 
das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  durch  <?§  7 a)  Genehmigung.  Der  Gemeingebrauch  an 
uud  8 der  Gew.-O.  beseitigt.  öffentlichen  (schiff-  und  flössbaren)  Gewässern 

Bei  der  grossen  volkswirtschaftlichen  Bo- : erstreckt  sich  nicht  auf  die  Anlage  von  Trieb- 
deutung des  Mühlengewerbes  hatten  die  werken  in  denselben.  Diese  ist  dem  Staate 
Territorialgewalten  allenthalben  schon  früh  Vorbehalten.  Dagegen  steht  das  Recht  zur 
begonnen,  entweder  durch  Iwsondere  Mültlen-  j Errichtung  von  Wassermühlen  an  Privatge- 
ordnungen,  deren  jüngere  Klasse  auf  Tenng-  { wässern  (nicht  schiff-  und  flössbaren  und 
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«len  geschlossenen,  d.  h.  allseitig  vom  Grund- 
besitze des  Berechtigten  umschlossenen)  den 
Eigentümern  (Anliegern)  und  denjenigen  zu, 
welchen  kraft  Privatrechtstitel  das  Wasser- 
benutzungsrecht eingeräumt  ist.  Bei  der 
tiefgreifenden  Einwirkung  der  das  ganze 
Wasserrecht  beherrschenden  verwaltungs- 
rechtlichen Normen  sind  aber  auch  diese 
Privatberechtigungen  weitgehenden  Be- 
schränkungen im  öffentlichen  Interesse  unter- 
worfen. 

Allgemein  wird  heute  für  jede  Errichtung 
und  erweiternde  Abänderung  von  »Stau- 
anlagen für  Wassertriebwerke«  die  Genehmi- 
gung der  unteren  Verwaltungsbehörde  ge- 
fordert, so  namentlich  durch  Gew.-O.  §§  16, 
23,  welche  bestimmt,  dass  neben  den  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung  die  diesen 
nicht  widersprechenden  landesrechtlichen  zur 
Anwendung  kommen.  In  Preussen  ist  so 
zur  Errichtung  vou  Stauanlagen  an  öffent- 
lichen Flüssen  und  deren  Veränderung  neben 
der  gewerbepolizeiliehen  Genehmigung  die 
Erlaubnis  der  Regierung  gefordert.  Bayern 
dagegen  verlangt  für  die  Anlage  von  Stau- 
vorrichtungen an  jedem  Flusse,  an  welchem 
sich  ein  Triebwerk  befindet,  oder  für  Trieb- 
werke mit  gespannter  Wasserkraft  Genehmi- 
gung, Württemberg  zu  der  aller  Wasser- 
werke auch  ohne  Stauanlagen,  Baden  zur 
Anlage  von  Triebwerken  und  ihren  Zube- 
hörden (wie  Zu-  und  Ableitungskanäle).  Die 
. Konzession  hat  in  Bezug  auf  derartige  Stau- 
anlagen in  Privatgewässern  nur  deklara- 
torischen Charakter,  indem  sie  feststellt,  dass 
gegen  die  Anlage  vom  Standpunkte  des 
öffentlichen  Rechts  keine  Bedenken  vor- 
liegen ; für  Stauanlagen  in  öffentlichen 
Flüssen  wird  dagegen  durch  die  Konzession 
ein  subjektives  Recht  begründet.  (In  Frank- 
reich, wo  die  Genehmigung  vom  Präfekten 
erteilt  wird,  ist  deren  Zurücknahme  ohne 
Entschädigung  zulässig  im  öffentlichen  Inter- 
esse zur  Verhütung  von  Uebeischwemmungeu 
und  Gefahren  für  Gesundheit.) 

Nach  den  durch  §§  17  ff.  der  Gewerbe- 
ordnung geregelten  Grundsätzen  überdas  Ver- 
fahren wird  der  Antrag  auf  Genehmigung 
einer  derartigen  Anlage  öffentlich  bekannt 
gemacht  mit  der  Aufforderung,  etwaig*'  Ein- 
wendungen gegen  dieselbe  in  14  Tagen  vor- 
zubringen. Solche  auf  besonderen  privat- 
rechtlichen Titeln,  z.  B.  Vertrag,  Verjährung, 
letztwilliger  Verfügung,  besonders  Servitut, 
beruhenden  Einwendungen  (nicht  aber  solche, 
welche  auf  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen, 
wie  Eigentum,  Nachbarrecht  beruhen),  welche 
die  Erteilung  der  Genehmigung  nicht  hindern, 
werden  zur  richterlichen  Entscheidung  ver- 
wiesen, die  übrigen  im  Verwaltungsver- 
fahren mit  den  Parteien  erörtert  und,  wenn 
begründet,  ebenso  bei  der  Genehmigung  be- 
rücksichtigt wie  das  öffentliche  Interesse  (oh 


die  Anlage  für  das  Publikum  erhebliche  Ge- 
fahren, Nachteile  oder  Belästigungen  herbei- 
führen kann)  und  die  nolizeirechtlichen 
Normen,  ln  Preussen  stellt  durch  Gesetz 
über  die  Benutzung  der  Privatflüsse  vom 
28.  Februar  1843  nur  den  Besitzern  der  bei 
, Publikation  dieses  Gesetzes  rechtmässig  be- 
stehenden Mühlen  ein  Widerspruchsrecht  zu, 
wenn  dadurch  ein  auf  speciellen  Rechts- 
titeln  beruhendes  Recht  zur  ausschliesslichen 
Benutzung  des  Wassers  oder  eines  be- 
; stimmten  Teiles  desselben  beeinträchtigt  oder 
| das  zum  Betriebe  im  bisherigen  Umfange 
' notwendige  Wasser  entzogen  wird. 

Die  Genehmigung  kann  auch  als  eine 
bedingte  (widerrufliche)  oder  befristete  er- 
teilt werden.  Auf  eine  bestimmte  Zeitdauer 
wird  sie  in  einzelnen  österreichischen  Kron- 
ländern  erteilt,  in  Ungarn  darf  sie  auf 
[ höchstens  50  Jahre  erteilt  werden. 

Bei  Erteilung  der  Genehmigung  kann  die 
Behörde  eine  unter  Umständen  erstreckbare 
Frist  festsetzen,  innerhalb  welcher  bei  Ver- 
meidung des  Erlöschens  der  Genehmigung 
die  Ausführung  der  Anlage  und  der  Ge- 
werbebetrieb begonnen  werden  muss  (Gew.-O. 
I § 49). 

Auch  für  jede  wesentliche  Veränderung 
der  Mühlenanlagen  ist  die  Genehmigung  der 
! Verwaltungsbehörde  notwendig. 

Nach  österreichischem  Gesetz  (§  99)  ist 
die  erteilte  Genehmigung  wie  jedes  Wasser- 
benutzungsrechl  sowie  die  Bestimmungen 
i bezüglich  der  Stauhöhe  in  das  von  jeder 
politischen  Behörde  zu  führende  Wasserbuch 
einzutragen.  Dieses  hat  aber  nicht  den 
I Charakter  eines  Grundbuches,  weshalb  die 
Eintragung  auch  nicht  Beweis  über  Existenz 
und  Inhalt  des  eingetragenen  Rechts  liefert. 

Die  Genehmigung  ist  keine  persönliche, 
I sondern  geht  auf  den  jeweiligen  Besitzer 
der  Mühle  über. 

b)  Aichpfahl.  Fast  alle  Gesetze  schrei- 
] ben  die  Aufstellung  eines  bleibenden  Höhen- 
masses  zur  leicht  erkennbaren  Bezeichnung 
der  zuständigen  Wasserböho  vor  (Aichpfahl, 
Pegel,  Stauziel,  Staumass,  Aichzeichen,  Merk-, 
Sicherpfahl).  Es  zeigt  an,  bis  zu  welcher 
Höhe  dem  Müller  die  Stauung  des  Wassers 
1 erlaubt,  ist  Während  der  Fachbaum  (Grund- 
schwelle). dessen  Anbringung  vielfach  nicht 
notwendig,  an  der  Wassersohle  angebracht 
j ist  und  die  Linie  bildet,  von  welcher  die 
1 Höhe  des  Wassers  gemessen  wird,  ist  der 
i Aichpfahl  der  Massstab,  an  welchem  die 
Höhe  des  Wassers  gemessen  wird,  welchen 
Punkt  die  durch  die  Spannung  des  Wassers 
( geschaffene  Wasserstaudshöhe  niemals  über- 
schreiten darf.  Da  in  manchen  öffentlichen 
Flüssen  im  Interesse  der  Schiffahrt  jede 
I Unterstauung  verhütet  werden  muss,  den 
Müllern  deshalb  untersagt  ist.  den  Wasser- 
stand unter  eine  bestimmte  Höhe  sinken  zu 
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lassen,  so  kann  auch  zur  Bezeichnung  dieser 
Hölie  die  Anbringung  eines  Zeichens  vorge- 
scliriehen  wen  len.  so  in  Klsass-Lothringen. 

Stellt  die  Stauhöhe  fest,  so  enthält  die 
Setzung  des  Aichpfahls  nur  die  äusserliche 
Fixierung  des  bestehenden  Keelits.  anderen- 
falls wird  sie  erst  durch  diesen  seitens  der 
Verwaltungsbehörde  festgestellt  i reelt ^be- 
gründender Verwaltungsakt).  Nur  wenn 
private  Rechtsverhältnisse  für  die  streitige 
Stauhöhe  massgebend  sind,  steht  der  Rechts- 
weg offen. 

Diese  Aufstellung  erfolgt  von  Amts  wegen 
und  nur  ausnahmsweise  kann  l>ei  Neuanlagen 
von  Mühlen  von  dieser  abgesehen  werden 
(Bayern,  Baden,  Württemberg,  Eisass- 
I .ot bringen,  Oesterreich).  In  Preussen  ist 
die  Gesetzgebung  hierüber  höchst  ver- 
schiedenartig gestaltet.  Im  Gebiete  des 
preussischen  Landrechts  kann  die  Setzung 
des  Merkpfahls  auch  an  bestehenden  Mühlen 
von  jedem  Beteiligten  zum  Schutze  der 
oberhalb  des  Staues  lielegenen  Besitzungen 
beantragt  werden.  Das  Verfahren  wird 
(preuss.  Zuständigkeitsgesetz  1889)  durch 
vom  Kreis-(Stadt-)Aussehuss  ernannte  sach- 
verständige Kommissare  geleitet.  Polier 
die  Angemessenheit  einer  vorläufigen  Regu- 
lierung entscheidet  dieser  Kreis -(Stadt-) 
Ausschuss,  welcher  auch  Streitigkeiten  da- 
rüber, ob  die  Höhe  des  Wasserstandes  in 
rechtsverbindlicher  und  deutlicher  Weise 
bestimmt  ist.  erstinstanzicll  zu  entscheiden 
hat.  Nach  dem  nreussisehen  Entwurf  §§ 
149  und  151  ist  die  Stauhöhe  bei  der  Ge- 
nehmigung der  Stauanlage  festzusetzen  und 
zwar  über  den  höchsten,  und  wenn  das 
Oberwasser  auf  einer  bestimmten  Höhe  er- 
halten werden  muss,  über  den  niedrigsten 
Wasserstand  sowohl  im  Sommer  als  im 
Winter.  Nach  der  Absicht  des  Entwürfe 
soll  bei  der  Genehmigung  eine  möglichst 
genaue  Festsetzung  des  Pmfangs  und  der 
Art  der  dem  Staubereohtigten  zukommenden 
Wassernutzung  herbeigeführt  werden. 

In  Frankreich  wird  in  der  Genehmigung 
stets  die  Errichtung  eines  Aiehzeichens  nach 
dem  in  dem  betreffenden  Departement  üb- 
lichen Modell  von  der  Verwaltungsbehörde 
vorgeschrieben. 

Zu  jeder  Veränderung  des  Aichpfahls 
muss  die  Behörde  zugezogen  werden.  Jede 
eigenmächtige  Aenderung  ist  mit  Strafe  be- 
droht. Der  Merkpfahl  hat,  wenn  er  unter 
Mitwirkung  der  zuständigen  Behörde  gesetzt 
ist,  die  Bedeutung  eines  mit  allgemeiner 
Glaubwürdigkeit  und  Beweiskraft  ansge- 
statteten  öffentlichen  Grenzzeichens  und  gc- 
niesst  in  Deutschland  den  Schutz  des  § 274, 
Z.  2 R.Str.G.B. 

c)  Beschränkungen  des  Wasserbe- 
nutzungsrechts. Das  Wassernutzungsrecht 
des  Müllers  ist  weitgehenden  Beschränkungen 


unterworfen  in  Rücksicht  auf  das  öffent- 
liche Interesse  und  die  übrigen  Nutzuncs- 
berechtigten  (besonders  Anlieger),  denen 
die  Ausnutzung  der  Wasserkraft  für  ihr* 
Anlagen  und  Grundstücke  nach  Thunliehkch 
gesichert  bleiben  soll. 

Jedem  Wassernutzungsbereehtigten  ist  ilk 
Ausübung  des  Wasserbett  utznngsreohts  nur 
in  der  Weise  gestattet,  dass  dadurch  k*in 
für  ein  fremdes  Grundstück  oder  für  eine 
fremde  Anlage  schädlicher  Rückstau.  Ceber- 
schwemmung  oder  Versumpfung  entsteht. 
Dieser  Grundsatz  ist  in  allen  neueren  Wasser- 
gesetzen ausdrücklich  anerkannt.  Auch  ge- 
meinrechtlich war  die  wichtige  Frage  des 
sog.  Müllerreehts.  ob  der  Besitzer  des  ober- 
halb belegenen  Grundstücks  dem  unteren 
Müller  das  zum  Betriebe  der  Mühle  not- 
wendige Wasser  entziehen  dürfe,  zwar  be- 
stritten, aber  doch  überwiegend  im  Inten?sse 
des  Mühlengewerbes  verneint  worden,  und 
auch  das  preussische  Recht  schützt  die 
Mühlen  gegen  jede  Entziehung  des  zum  Be- 
triebe nötigen  Wassers. 

Das  volkswirtschaftliche  Interesse  an 
einer  möglichsten  Ausnutzung  der  Wasser- 
kräfte und  die  Rücksicht  auf  andere  Be- 
teiligte als  Sehranke  des  Wassomutznogs- 
rechts  zeigt  sieh  noch  darin,  dass  Einrichtung. 
Erhaltung  und  Gebrauch  der  Anlagen  zur 
Wasserbenutzung  (Stau-.  Zu-  und  Ableitungs- 
anlagen, Mühlgräben,  Wasserherde,  Gerinne) 
stets  eine  solche  sein  muss,  dass  nicht  eine  • 
nutzlose  Verschwendung  des  Wassers  zum 
Nachteile  anderer  Beteiligter  stattfindet 
( Bayern,  Baden,  Oesterreich).  Da  aber  diese 
Bestimmung  bei  der  unzweckmässigen  Ein- 
richtung vieler  älterer  Mühlen  nicht  aus- 
reicht. wurde  ein  Zwang  zur  Verbesserung 
des  Wasserwerklwmes . zur  Anlage  von 
Grundablässen,  z.  B.  durch  zweckmässige 
Einrichtung  der  Wasserräder,  des  Gerinnes 
gesetzlich  eiugeführt.  so  dass  der  Besitzer 
einer  solchen  mangelhaften  Anlage,  wenn 
(buch  diese  eine  Verschwendung  des  Wassers 
oder  eine  sonstige  Beschädigung  einer  an- 
deren Anlage  oder  eines  anderen  Grund- 
stücks verursacht  wird,  die  Abänderung  auf 
Kosten  des  Beschädigten  eventuell  unter 
Schadenersatzleistung  zu  gestatten  ver- 
pflichtet ist  (Preussen.  Bayern.  Baden). 

Um  eine  Ausgleichung  der  widerstreiten- 
den Interessen  der  Landwirtschaft  (Be- 
wässerung) und  (Mühlen-llndustrie  zu  er- 
zielen. hat  man  vielfach  (Frankreich.  Bayern, 
Baden,  Oesterreich)  den  Verwaltungsliehörden 
das  Recht  eingeräumt,  mangels  bestehender 
Ortsgebräuche  und  Verordnungen  über  die 
Wasserverteilung  nach  Wassermenge  und 
Benutzungszeit  und  durch  andere  die 
Wasserbeuutzung  zweckmässig  ordnende  Be- 
dingungen zwischen  den  an  demselben  Ge- 
wässer belegeneu  Wässerungsberechtigten 
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und  Müllern  polizeiliche  Anordnungen  zu 
treffen  vorbehaltlich  richterlicher  Entschei- 
dung über  erworbene  Privatrechte. 

l)en  Gerichten  fällt  die  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  zwischen  den  Wassern utzungs- 
berechtigten(bc\sondereAnliegern)an  Privatge- 
wässern zu.  welche  bei  ihren  Entscheidungen 
unter  Beobachtung  der  besonderen  und  ört- 
lichen Verordnungen  das  Interesse  der 
Landwirtschaft  (■»und  der  Industrie«,  fügt 
Art.  544  des  italien.  bürgerl.  G.  hinzu)  mit 
der  dem  Eigentum  — alle  Uferaulieger 
werden  gleichsam  als  Miteigentümer  be- 
trachtet — schuldigen  Achtung  in  Einklang 
zu  bringen  haben  (Code  civil  a.  G45). 

d)  Enteignung.  Die  grosse  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  einer  Ausnutzung  der 
Triebkraft  des  Wassere  führte  in  der  mo- 
dernen Gesetzgebung,  auch  da,  wo  nicht 
unmittelbar  ein  öffentliches  Interesse  vor- 
liogt,  zur  Anerkennung  eines  Enteignungs- 
rechts zu  Gunsten  einzelner,  das  auch 
Mühlenbesitzern  zu  statten  kommt.  So  zum 
Anschluss  von  Stauanlagen,  indem  der  jen- 
seitige Anlieger  (an  Privatflüssen)  die  Be- 
nutzung seines  Ufers  zur  Anlage  und  zum 
Betriebe  der  Stauanlage  gestatten  muss 
(Preussen,  Bayern,  Baden,  Hessen,  Weimar). 
Ferner  behufs  Mitbenutzung  der  Stauanlage 
eines  Dritten,  die  dieser  gegen  verhältnis- 
mässige Teilnahme  an  den  Kosten  gestatten 
muss,  sofern  die  Wasserbenutzung  nicht 
anders  ausgeübt  werden  kann  und  die  Aus- 
übung des  eigenen  Rechts  hierdurch  nicht 
erheblich  erschwert  wird  (Baden,  Hessen). 
Endlich  kann  fremdes  unbenutztes  Wasser 
in  Anspruch  genommen  werden  zu  Gunsten 
des  Unternehmens  eines  Dritten,  sofern 
diese  bezweckte  Benutzung  des  Wassers 
einen  überwiegenden  Nutzen  für  Landes- 
kultur oder  Industrie  darbietet  (Bayern, 
Baden,  Hessen). 

Im  öffentlichen  Interesse  ist  eine  Zwangs- 
enteignung von  Wassernutzungsrechten  in 
vielen  Füllen  zulässig.  So  namentlich  zur 
Befriedigung  des  Wasserbedarfs  von  Ge- 
meinden (Oesterreich,  Bayern),  schlechthin 
im  Interesse  der  Schiffahrt  und  Flösserei 
(Weimar),  für  Schutz-  und  Flosskorrektions- 
hauteu  (Bayern,  Baden,  Hessen).  Wegen 
überwiegender  Nachteile  und  Gefahren  für 
das  Gemeinwohl  kann  die  fernere  Benutzung 
einer  Mühle  zu  jederZeit  untersagt  werden 
(R.-Gew.-O.  § öl.  nach  § 52  fällt  hier  eine 
Entschädigung  nur  weg,  wenn  Widerruf 
ohne  Entschädigung  bei  Genehmigung  Vor- 
behalten wurde). 

Ohne  Entschädigung  kann  in  Notfällen, 
besonders  bei  Fcuerebriinsten  das  Dritten 
zustellende  Wasser  in  Anspruch  genommen 
werden  (Baden.  Hessen). 

Sonst  ist  in  der  Regel  bei  derartigen 
Zwangsenteignungen  eine  Entschädigung  zu 


gewähren,  deren  Höhe,  wenn  sie  streitig 
ist,  durch  die  Gerichte  festgesetzt  wird. 

In  Frankreich  kann  die  Verwaltungs- 
behörde die  Beseitigung  oder  Abänderung 
von  Triebwerken  an  Privatflüssen,  welche 
nicht  auf  einem  gesetzlichen  Titel  (Ge- 
nehmigung des  Grundherrn  vor  1789,  mehr 
als  BOjähriger  Bestand  vor  1789,  behördliche 
Genehmigung  nach  1789)  beruhen,  ohne  Ent- 
schädigung anordnen. 

Die  Beseitigung  und  Aendenmg  der  an 
öffentlichen  Flüssen  errichteten  Triebwerke 
kann  von  der  Verwaltungsbehörde  im  öffent- 
lichen Interesse  jederzeit  verfügt  werden, 
j da  die  Genehmigung  in  diesem  Falle  nur 
als  auf  Duldung  beruhend  angesehen  wird. 

ln  EIsass-Lothriugcu  ist  dagegen  jetzt 
gemäss  § 52  R.-Gew.-0.  Entschädigung  zu 
gewähren,  ln  Baden  ist  der  Vorbehalt  der 
1 Nichtoutschädigung  hei  Genehmigungen  zur 
Benutzung  öffentlicher  Gewässer,  die  aus 
: Gründen  des  öffentlichen  Interesses  nur 
I widerruflich  erteilt  wird,  ein  gesetzlicher. 

e)  Schiffmühlen.  Diese  unmittelbar 
[ in  den  Fluss  gesetzten  Mühlen  sind  dem 
Schiffahrtsverkehr  sehr  hinderlich  und  in- 
folgedessen einer  strengen  strompolizeilichen 
I Aufsicht  .unterstellt. 

Bei  der  Genehmigung  werden  daher  in 
der  Regel  die  zum  Schutze  der  Schiffahrt 
und  fremder  Wasserbenutzungsrechte  zu  be- 
obachtenden Voreich tsmassregeln  über  Art 
der  Befestigung.  Entfernung  vom  Ufer,  Ans- 
landziehen bei  Gefahr  des  Hochwassers  und 
Eisgangs  als  Bedingungen  auferlegt. 

Nach  der  Rheinsehiffahrtsakte  (Art.  30) 
i sollen  Konzessionen  zu  neuen  Schiffmühlcu 
im  Rhein  fortan  nicht  mehr  erteilt  werden. 

4.  Windmühlen.  Diese  bieten  geringes 
juristisches  Interesse.  Für  ihre  Errichtung 
ist  keine  Konzession,  nur  eine  baupolizeiliche 
Genehmigung  erforderlich.  Die  höheren 
Verwaltungsbehörden  können  aber  nach  § 28 
Gew.-O.durehPolizeiverorduung  vorschreiben, 
welche  Entfernung  bei  Errichtung  von  durch 
Wind  bewegten  Triebwerken  von  benach- 
barten Grundstücken  und  von  öffentlichen 
Wegen  innezuhalten  ist. 

Die  von  den  älteren  Juristen  vertretene, 
| von  den  neueren  aber  wieder  aufgegebene 
J Auffassung,  welche  1.  14  § 1 Cod.  3,  34  (Ver- 
bot, der  Tenne  des  Nachbars  den  Luftzug 
zu  benehmen)  auch  auf  Windmühlen  aus- 
dehnte, hat  auch  ins  preuss.  Landrecht  (II. 
lö  $ 247)  Eingang  gefunden,  indem  dieses 
verbot,  Windmühlen  durch  Anpflanzung  hoher 
Bäume  den  nötigen  Wind  zu  entziehen. 
Dieser  Schutz  wurde  durch  ein  Gesetz  von 
1819  auf  die  damals  schon  bestehenden 
Windmühlen  eingeschränkt. 

Litterutur:  Schräder , Ijehrbueh  der  deutschen 
Rech ts<jesch ichte,  .1.  .{»fl.,  1898.  — Lnmprrcht, 

I Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  1880, 
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Dd.  I,  1,  S.  16,  584  ; /.  s.  999.  — Gengier, 
Deutliche  Stndtrcchts- Altertümer,  ISS-,  c.  XIII. 

— Die  beim  Art.  De  wiittc  r u n g und  Be- 
iruts er  ungerecht  oben  Dd.  II,  S.  792  ange- 
jahrten Werke.  — Ferner:  Schilling,  Handbuch 
det  Mühlenrechte,  1829.  — f.  (>'.  Sclncab,  Die 
Konflikte  der  Watterfahrt  auf  den  Kl  denen  mit 
dem  Match  inen  betrieb,  184?.  — Marbach,  Art. 
Mühlenrecht  in  Weisket  Rechtslerikon,  Dd.  VII, 
S.  288 p.  — Schenkel , Art.  Mühlcnrecht  in 
r.  Holltendorj'f t Rcchtslexikon,  Dd.  II,  S. 
808.  • — G.  Meyer,  Lehrbuch  det  deutschen 
Vervaltungsrechtes,  1892,  Dd.  I,  S.  225 f.  — 
Loenlng,  Lehrbuch  det  deutschen  Verwaltung»- 
rechtes,  1884,  S.  888/.,  492  f.  — ö.  Mayer, 
Art.  mStauanlayenu  in  c.  Stengels  Wörter!), 
det  deutschen  Vcriraltungsrechtct,  II,  S.  529 fl'. 

— 1*.  Sanccy,  Das  öffentliche  Recht  und  die 
Vcncaltungtpflege,  1880,  S.  252  ff.  — Dcrnba  rg, 
Lehrbuch  des  prenssischen  Privatrechts,  1894, 
Dd.  I,  $$  241,  255.  — V.  Itoth,  Dayeritches  Civil- 
recht,  2.  Aufl.  bet.  von  Decher,  1898,  Dd.  II, 
8.  Abt.,  S.  298 f.  — »\  Seydel,  Dayeritches 
Stuatsrerht,  1896,  Dd.  III,  S.  288 ff.  — Xöf, 
Das  Wasserrecht  im  < irotsherzagtum  Duden,  1882. 

— Scherer,  Das  rheinische  Cicilrccht,  2.  Aufl., 
1891,  II,  S.  269 ff.  — Vcyrer,  Ibis  Österreich. 
Wastcrrechl,  2.  Aufl.  von  r.  Pcyrcr  und  tlcoss- 
inann,  1886.  — De  liu/J'on,  Des  utines  rur  les 
cours  d’euu,  1874,  2 rol.  — Laurent,  Principct 
de  droit  riril,  l.  VI,  1871,  S.  15 fl.,  254  f.; 
t.  VII,  1872,  S.  208 fl.  - Baumert,  Aufsötte 
aus  dem  Wassrrrecht,  Heft  1,  1888.  — Vor- 
srhlilgc  für  Verbessentug  des  deutschen  Wasser- 
rechts,  aufgcstelll  vom  Sondern  ttssrh  utsc  für 
Wusscrrechtf  Deutsche  La  nd  wirtschafte - ( icscllschaft, 
Landeskultur- Abteilung),  Derlin  1892. 

Eduard  Dnnenthal. 


Müller«  Atlant  Heinrich, 

Ritter  von  Nittendorf.  geh  in  Berlin  tun  30. 
VI.  1770,  gest.  am  17.  I.  1320  in  Wien,  studierte 
in  Güttingen  Rechtswissenschaft,  trat  1805  in 
Wien  zum  Katholizismus  über  und  knüpfte 
durch  seinen  Freund  Fr.  v.  Gent/.  Beziehungen 
zu  Metternich  an.  ln  den  Jahren  1806  9 war 
er  in  Dresden  mit  der  staatswissenschaftlichen 
Ausbildung  des  Prinzen  Bernhard  von  Sachsen- 
Weimar  betraut.  Dem  österreichischen  Haupt- 
quartier attachiert  ging  er  1315  als  Regierungs- 
rat mit  Kaiser  Franz  nach  Paris.  Im  nächsten 
Jahre  wirkte  er  öffentlich  als  österreichischer 
Generalcousul  und  Geschäftsträger,  im  geheimen 
als  Spion  Metternichs  an  den  Höfen  von  Anhalt 
und  Schwarzburg  in  Leipzig.  1320  wurde  er 
von  Franz  II.  geadelt,  1827  siedelte  er  ganz 
nach  Wien  über,  wo  er  ständiger  Mitarbeiter 
in  der  geheimen  Staatskanzlei  wurde.  An  den 
Karlsbader  und  Wiener  Ministerialkouferenzen 
nahm  Müller  im  Stabe  Metternichs  hervor- 
ragenden Anteil. 

Müller  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Elemente 
der  Staatskuust.  Oeffcntliehc  Vorlesungen  vor 
Sr.  Durchlaucht  dem  Prinzen  Bernhard  von 
Sachsen- Weimar  und  einer  Versammlung  von 
Staatsmännern  und  Diplomaten  etc.,  3 Teile, 
Berlin  1809.  — Von  der  Idee  des  Staates  und 
ihren  Verhältnissen  zu  der  populären  Staats- 


1 theorie,  Dresden  1809.  — Vorlesungen  aber 
Friedrich  II.  und  die  Natur,  Würde  and  Be- 
stimmung der  prenssischen  Monarchie.  Berlin 
1810.  — Die  Theorie  der  Staatshauslialtimg  and 
ihre  Fortschritte  in  Deutschland  und  England 
seit  Adam  Smith,  2 Bde..  Wien  1812.  — Ver- 
mischte Schriften  über  Staat,  Philosophie  us4 
Knust.  2 Bde.,  ebd.  1812;  2.  Aufl.,  IS17.  — 
Versuch  einer  neuen  Theorie  des  Geldes  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Grossbritanmen, Leipzig 
1816.  — Die  Fortschritte  der  nationalökouocii- 
schen  Wissenschaft  in  England,  ebd.  1817.  — 
Von  der  Notwendigkeit  einer  theologischen 
Grundlage  der  gesamten  Staatswissenschaften 
und  der  Staatswirtschaft  insbesondere,  ebd.  1819. 
— Die  Gewerbepolizei  in  Beziehung  aaf  der. 
Landbau.  ebd.  1824.  — Müller  war  Herausgeber 
der  Schrift:  Die  Fortschritte  der  nationalüko- 
nomischen  Wissenschaft  in  England  während 
des  laufenden  Jahrhunderts,  Bd.  I einziger. 
Leipzig  1817.  Eine  unvollendet  gebliebene  Ge- 
samtausgabe seiner  Schriften  erschien  u.  d T : 
Adam  v.  Müller.  Gesammelte  Schriften,  Bd.  I 
(einziger).  München  1839. 

bi  in  Zeitschriften:  1)  im  Archir 
für  Geographie,  herausgegebeu  von  Hor- 
rnayr.  Wien:  Idee  eines  staatawissenschaftlkhäi 
Seminars  für  die  österreichischen  Staaten.  Jahrg. 

, 1811.  Septemberheft.  — Von  den  "Vorteilen  der 
Errichtung  einer  Nationalbank  für  Oesterreich. 
Jahrg.  1811,  Oktoberheft.  — 2)  im  Deutschen 
M nseu  m , hrsg.  von  Fr.  v.  Schlegel , Wien ; 
Agronomische  Briefe.  Jahrg.  1812.  — 3.  ins 
Staats  an  zeiger,  Leipzig.  (Dieses  von  iha 
1816  gegründete  litteransch-politische  Blatt  er- 
schien unter  seiner  Redaktion  nur  bis  zum  Jahre 
1818.  wo  es  eiuging.)  Darin  u.  a.  in  Heft  11: 
Sendschreiben  an  Herrn  v.  Ilaller.  (Müller  er- 
! klärt  darin  die  Gegner  der  Hallerscben  Re-tau- 
rationstheorie  für  Atheisten.) 

Müller  hat  die  rein  individualistische  Na- 
! tionalreiehtumstheorie  des  Smithianismus.  welche 
i sich  auf  Produktion  und  Kapitalisation  der  Wert- 
massen beschränkt , mit  Geschick , wenn  auch 
( nicht  mit  Erfolg  angegriffen ; das  Ausbleiben 
des  letzteren  beruht  im  wesentlichen  auf  Ver- 
quickung des  Ent  wiokelungsgauges  seiner  Theorie 
mit  Schlagwörtern  der  romantisch  - feudalen 
j Schule,  religiösen  Voraussetzungen  katholi- 
! sierender  Richtung  und  Schellingsehen  Philo- 
sophemen, welche  den  gesunden  Kern,  der  in 
! seinen  Ausführungen  liegt,  übersehen  lassen. 
Dass  die  Reichtumssubstanz  sich  nicht  nur  aa» 
materiellen  Produkten  zusammensetzen . das» 
auch  geistige  Potenz  und  Nationalkraft  darin 
eingeschlossen  sein  soll,  ist  eine  wirtschafte- 
: psychologisch  berechtigte  Forderung,  dass  bei 
Messung  eines  immateriellen  Nationalfonds  rieb 
lediglich  ideelle  und  inkommensurable  Wert» 
faktoren  ergeben  würden,  ist  aber  nicht  weniger 
richtig.  Auch  ist  es  wohl  kaum  anfechtbar, 
dass  nur  die  SachgUterschaffung  den  einzelnen 
Produktionsländern  ihren  nationalen  Charakter 
aufprägt,  während  die  wirtschaftliche  Schulung. 
Organisations-  und  Verwaltungskraft,  welche 
den  materiellen  Reichtum  zusammenhält,  eia 
internationales  Gemeingut  aller  Kulturstaaten 
ist,  dessen  Ausbildung  mehr  oder  weniger  von 
der  Machtstellung  der  materialen  Güterwelt  der 
einzelnen  Länder  abhängt.  Dass  Adam  Smith 
über  die  mechanische  und  materielle  Behänd- 
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lung  (1er  gesellschaftlichen  Zustände  nicht  hinaus- 
gekommen  ist.  findet  in  der  sozialen  Lage  des 
Inselreichs  jener  Zeit  seine  Erklärung.  Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen existierten  überhaupt 
in  dem  damaligen  England  noch  nicht:  auch 
ein  Bedürfnis  nach  jener  immateriellen  Güter- 
pflege, der  Adam  Müller  so  salbungsvolle  Tiraden 
widmet,  war  bei  dein  produktiven  Teile  einer 
Bevölkerung,  die  zur  Hälfte  aus  Analphabeten 
bestand,  absolut  nicht  vorhanden,  und  für  eine 
„Vereinigung  des  Weltmarktes  mit  der  Welt- 
kirehe".  wofür  Müller  ebenfalls  schwärmt,  hatte 
weder  der  britische  Handelsstand  noch  die 
Episkopalkirche  das  geringste  Verständnis.  Nach 
Müllers  Definition  soll  der  Staat  eine  innige 
Verbindung  des  gesamten  physischen  und 
geistigen  Bedürfen»,  des  gesamten  inneren  und 
äusseren  Lebens  einer  Nation  zu  einem  grossen 
energischen  unendlich  bewegten  und  lebendigen 
Ganzen  sein,  von  dem  das  einzelne  Individuum 
als  nicht  lösbar  gedacht  wird ; und  diesem,  aus 
einer  Verschmelzung  der  politischen  Principien 
des  griechischen  und  römischen  Altertums  mit 
denen  des  Mittelalters  geformten  Ideal  eines 
Staates  war  von  ihm  die  Aufgabe  zngedacht, 
die  ethische  mit  der  materiellen  Güterwelt  zu 
verbinden.  In  die  Verwirklichung  dieses  er- 
habenen , ans  Burkes  Studium  dem  Schüler 
Metternichs  eingegebenen  Gedankens  ist  der 
moderne  Staat,  wenn  auch  nicht  im  Müllerschen 
Geiste  und  eigentlich  nur  seiner  Selbsterhaltung 
wegen,  zuuächst  als  humanistischer  Mittler 
zwischen  Arbeit  und  Kapital , als  Beförderer 
des  Sesshaftigkeitsprincips  und  der  Befestigung 
des  kleinen  Grundbesitzes  eingetreten,  wodurch 
die  von  Müller  empfohlene  Konservierung  des 
produktiven  Elementes  für  kommende  Ge- 
schlechter angebahnt  erscheint.  Auch  die  Ar- 
beitsteilungstheorie Smiths  wird  von  .Müller 
angefochten,  da  ihre  Abhängigkeit  vom  Kapital 
nur  ungenügende  Würdigung  gefunden,  auch 
der  Grundsatz  des  nationalen  Zusammenwirkens 
der  Arbeit,  der  Arbeitsvereinigung,  ohne  welche 
die  Teilung  vom  Nationalkapital  nichts  übrig 
lassen  würde,  nur  von  Smith  gestreift  ist.  Auf 
einer  volkspsychologisch  sehr  richtigen  Annahme 
beruht  seine  Anschauung,  dass  Selbstgefühl  und 
kräftige  Lebensweise  einer  Nation  die  Garantie 
für  Erzeugung  gediegener  und  geschmackvoller 
Waren  eigener  Erfindung  bieten,  während  ein 
schwaches  oder  noch  unfertiges  Volk  die  Modelle 
zu  seiner  industriellen  Produktion  vom  Auslande 
entlehnt.  Der  erweiterte  KollektivbegrifF  des 
gesamten  beweglichen  Vermögens  der  Gesell- 
schaft ist  Müller  das  Geld,  das  als  Massstab 
aller  wirklichen  Werte  die  alten  Rechts-  und 
Dienstverhältnisse  durch  sein  Uebergewicht  illu- 
sorisch und  die  Staatswirtschaft  zu  einer  vom 
Geldmarkt  beherrschten  Geldwirtschaft  gemacht  i 
hat,  was  Müller  als  Anhänger  der  mittelalter- | 
liehen  Feudal-  und  Naturalwirtschaft  natürlich  ' 
beklagt. 

Vgl.  über  Müller:  Krug.  Die  Staats- 1 
Wissenschaft  im  Restaurationsprozesse  der  Herren 
v.  Haller,  Adam  Müller  und  Konsorten.  Leipzig 
1817.  — v.  Gentz,  Oekonomisch -politische 
Fragmente:  1)  Gegen  Adam  Müller  in  der  Frage 
über  die  Wirkung  des  Geldes;  2)  Ueber  das 
Steigen  der  Preise  in  deu  letzten  50  Jahren. 
Mit  Bezug  auf  einen  Aufsatz  in  Müllers  „Staats- 


anzeiger“ in  „Deutsche  Vierteljahrsschrift“,  Stutt- 
gart 1840,  Heft  3,  S.  73 ff.  — Brüggemann, 
Der  deutsche  Zollverein  und  das  Schutzsystem, 
Berlin  1845.  S.  53 ff.  — Hildebrand.  Die 
Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft. 
Bd.  I (einziger).  Frankfurt  a.  M.  1818,  S.  53  ff. 

— Knies,  Die  politische Oekonomie  vom  Stand- 
punkte der  geschichtlichen  Methode,  Braun- 
schweig 1853,  S.  22  ff.  — R.  v.  M o h 1 , Ge- 
schichte und  Litteratur  der  .Staatswissenschaften. 
3 Bde.,  Erlangen  1855/58,  Bd.  I.  8.  254,  Bd.  III. 
S.  379.  — Briefwechsel  zwischen  Fr.  v.  Gentz 
und  A.  H.  Müller,  Stuttgart  1857.  — Kautz, 
Theorie  und  Geschichte  der  Nationalökonomik, 
Bd.  II,  Wien  18(50,  S.  (592  93.  — Wagener, 
Staats-  und  Gesellschaftslexikon,  Bd.  XIII,  Berlin 
18(53,  S.  770  ff.  — B 1 u n t s c h 1 i , Geschichte  des 
allgemeinen  Staatsrechts  und  der  Politik,  München 
18(54,  S.  502 ff.  — Roscher,  Die  romantische 
Schule  der  Xatiounlökonomik  in  Deutschland, 
in  Zeitschr.  f.  Staats w,  Bd.  XXVI,  Tübingen 
1870.  — Rosenthal,  Konvertitenbilder  aus 
dem  19.  Jahrhundert,  Bd.  I,  2.  Autl.,  Regens- 
burg 1872.  — Roscher,  Geschichte  der  Nat., 
München  1874,  8.  (59899,  7(52  73  u.  ö.  — Knies, 
Die  politische  Oekonomie  vom  geschichtlichen 
Standpunkte,  Braunschweig  1H83,  S.  279  ff. 

M i s c h 1 e r , A.  H.  Müller,  in  „Allgemeine  deutsche 
Biographie“,  Bd.  XXII.  Leipzig  1H85.  S.  501  ff. 

— Encyclopaedia  Britannien,  9.  Aufl..  Bd.  XIX. 
London  1885.  8.  •388. 

IAppert. 


Münzbund 


(I  a t e i n i s c h e r). 

Mit  diesem  Namen  bezeichnet  man  den 
durch  die  Konvention  vom  23.  Dezember 
1805  gegründeten  Münzverein  auf  Grundlage 
des  Frankensystems,  dem  Frankreich.  Italien, 
Belgien,  die  Schweiz  und  (seit  1808)  Griechen- 
land angehören.  Spanien  und  andere  Staaten 
prägen  Münzen  nach  demselben  Fusse, gehören 
aber  dem  Bunde  nicht  an.  In  den  vier  erst- 
genannten Staaten  war  die  Frankenwährung 
in  übereinstimmender  Form  und  mit  dem- 
selben  Wert  Verhältnis  zwischcnGold  undSilber 
beim  Abschluss  des  Vertrags  schon  in  Gel- 
tung, nur  hinsichtlich  der  silbernen  Scheide- 
münzen hestanden  Verschiedenheiten,  deren 
Beseitigung  mit  zu  den  Zwecken  der  Kon- 
vention gehörte.  Die  Hauptbestimmungen 
dersell>en  sind  folgende:  Goldmünzen  dürfen 
nur  in  Stücken  von  100,  50,  20,  10  und  5 
Francs,  Silbercourantmünzen  nur  in  Fünf- 
frankenstückeu  geprägt  werden,  und  für  alle 
Münzen  gilt  ausschliesslich  der  bisherige 
französische  Fass:  die  öffentlichen  Kassen 
jedes  Staates  nehmen  die  goldenen  und 
silbernen  Courantmünzen  der  anderen  Ver- 
tragsstaaten unbeschränkt  an  wie  die  inlän- 
dischen, solange  die  goldenen  nicht  mehr 
als  Vs.  die  silbernen  nicht  mehr  als  1 °.o 
unter  dem  gesetzlichen  Gewichte  (nach  Ab- 
zug des  Kemediunrs)  stellen  oder  ihr  Ge- 
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präge  nicht  verschwunden  ist.  Als  silberne 
Scheidemünzen  wen  len  geprägt  Stücke  von 
2,  1,  Va  und  1 Franc«  mit  der  Feinheit 
Kl5  looo  (während  die  Fünffrankenstücke 1000 
fein  sind).  Diesellten  müssen  von  den  Re- 
gierungen, die  sie  ausgegel*en  haben,  einge- 
schmolzen  werden,  wenn  das  Gewicht  5°o 
tnler  mehr  verloren  hat  («1er  das  Gepräge 
verschwunden  ist.  Jede  Regierung  ver- 
pflichtet sich,  den  Privatpersonen  und  den 
öffentlichen  Kassen  der  mitkontrahicrcnden 
Staaten  die  von  ihr  ausgegebenen  Sillier- 
scheidemünzen  in  Summen  von  wenigstens 
100  Francs  gegen  einen  gleichen  Nominal- 
betrag in  Courantmünzen  umzutauschen,  und 
diese  Verpflichtung  bleibt  auch  zwei  Jahre 
nach  Ablauf  des  Vertrages  noch  in  Kraft 
Die  Prägung  von  Silberscheidemünzen  darf 
in  jedem  Staate  nicht  mehr  als  6 Francs 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  betragen. 
Die  gesetzliche  Zahlungs kraft  derselben  ist 
für  die  Einwohner  des  Staates,  der  sie  ge- 
prägt hat,  auf  die  Summe  von  50  Francs 
beschränkt,  für  die  öffentlichen  Kassen  dieses 
Staates  unbeschränkt , für  die  Kassen  der 
anderen  Staaten  100  Francs.  Der  Vertrag 
sollte  giltig  bleiben  bis  zum  1.  Januar  1880 
und,  wenn  er  nicht  ein  Jahr  vorher  gekün- 
digt würde,  stillschweigend  immer  auf 
weitere  15  Jahre  in  Kraft  bleiben. 

Vertragsmässig  Italien  also  die  Courant- 
münzen jedes  Staates  im  Gebiete  der  übri- 
gen nur  Kassenkurs,  doch  hatten  die  fran- 
zösischen groben  Münzen  schon  vor  dem 
Vertragsschlusse  in  Italien  und  der  Schweiz 
landesgesetzlieh  unbeschränkte  Zahlungskraft 
erhalten,  und  thatsfichlich  wurde  auch  in 
Frankreich  in»  Verkehr  kein  Unterschied 
zwischen  den  inländischen  und  den  Münzen 
der  übrigen  Vertragsländer  gemacht.  Auch 
die  Bank  von  Frankreich  nahm  die  letzteren 
ohne  weiteres  an,  bis  gegen  Ende  des 
Jahres  1873  die  Entwertung  dos  Silbers 
(s.  d.  Art.)  anfing,  sich  fühlbar  zu  machen. 
Jetzt  traten  ernstliche  Schwierigkeiten  für 
den  Münzbund  ein:  die  Bank  von  Frank- 
reich weigerte  sich,  fernerhin  fremde  Fünf- 
frankenstüeke  anzunehmen,  in  Belgien  wurde 
am  20.  Dezember  1873  die  Annahme  von 
Silber  l»ei  der  Münzstätte  eingestellt,  und 
allgemein  entstand  die  Furcht  vor  einer 
Uebcrflutung  mit  Silber.  Durch  eine  Zusatz- 
konvention vom  31.  Januar  1874  wurde  da- 
her die  Prägung  von  Courantsilbermünzen 
für  das  laufende  Jahr  beschränkt  und 
zwar  für  Frankreich  auf  GH  Millionen  Francs, 
für  Belgien  auf  12  Millionen,  für  Italien  auf 
40  Millionen  (ausser  20  Millionen  Francs 
für  den  Reservefonds  der  italienischen 
Nationalbank),  für  die  Schweiz  auf  8 Milli- 
onen Francs.  Die  am  31.  Dezember  1873 
ausstehenden  Bons  de  Monnaie  sollten  auf 
diese  Beträge  angerechnet  werden.  Die 


Bank  von  Frankreich  verpflichtete  sich  nun- 
mehr. wieder  zunächst  auf  ein  Jahr  die  nicht- 
französischen Fünffrankonstüeke  anzunehmen. 
Auf  einer  abermaligen  Münzkonferenz  wurde 
am  5.  Februar  1875  festgesetzt,  dass  nach 
Wunsch  Italiens  jeder  Staat  in  diesem  Jahre 
ein  Viertel  mehr  ;ds  das  vorjährige  Kontin- 
gent an  Silbercourantmünzen  prägen  dürfe, 
j Griechenland,  das  mit  der  effektiven  Ein- 
führung des  neuen  Münzsystems  nur  lang- 
sam voirückte,  erhielt  ebenfalls  einen  Anteil 
von  5 Millionen  Francs,  so  dass  die  zulässige 
Gesamtsumme  also  155  Millionen  Francs 
betrug.  Für  das  folgende  Jahr  wurde  (am 
3.  Februar  1870)  das  ganze  Kontingent  mit 
Einschluss  von  12  Millionen  Francs  für 
Griechenland  weiter  auf  120  Millionen 
herabgesetzt,  wobei  auf  Frankreichs  Anteil 
nur  54  Millionen  Francs  kamen.  Jeder  Staat 
war  befugt,  für  das  Jahr  1877  die  Hälfte 
seines  Kontingents  für  ]s7G  im  voraus  in 
Münzscheinen  auf  Silber  auszugeben.  Im 
Juni  1876  kam  in  Frankreich  ein  Gesetz 
zu  stände,  das  die  Regierung  autorisierte, 
durch  Dekret  die  Prägung  von  silbernen 
Fünffrankenstücken  zu  sus] tendieren,  und  in 
Belgien  wurde  das  schon  1873  in  gleichem 
Sinne  erlassene  Gesetz  zum  zweiten  Mal  in 
seiner  Dauer  verlängert.  Frankreich,  lies» 
i nun  in  der  That  nur  noch  die  für  1877  in 
Aussicht  genommenen  27  Millionen  prägen. 
Belgien  verzichtete  auf  das  ihm  zustehende 
Sill»erkontingent,  und  die  Schweiz  hatte  schon 
1875  nicht  mehr  prägen  lassen.  Nur  Italien 
fuhr  mit  seinen  SiJberausmünzungen  auf 
Rechnung  dos  Staates  fort. 

Am  5.  Novetnlter  1S78  wurde  zwischen 
den  fünf  Staaten  eine  neue  Konvention  ab- 
geschlossen durch  welche  der  Münzbund 
vom  1.  Januar  1880  ab  auf  6 Jahre  verlän- 
gert wurde,  mit  der  weiteren  Bestimmung, 
dass  der  Vertrag  immer  stillschweigend  von 
Jahr  zu  Jahr  in  Kraft  hlcihen  solle  bis  ein 
Jahr  nach  seiner  Kündigung,  was  eine  we- 
sentliche Abweichung  von  den  entsprechen- 
den Abmachungen  von  1805  bildet.  Man 
dachte  auch  schon  an  die  Möglichkeit  einer 
Auflösung  des  Bundes,  und  Frankreich  und 
Belgien,  letzteres  namentlich  mit  Rücksicht 
auf  die  in  Italien  bestehende  Papiergold- 
wirtschaft, beantragten  die  Beifügung  einer 
»Liipiidationsklauscl«,  die  aber  von  Italien 
lebhaft  abgelehnt  und  schliesslich  auch  nicht 
aufgenommen  wurde.  Besonders  wichtig 
aber  war  die  Bestimmung  des  Art.  9,  nach 
welcher  die  Ausprägung  von  silberneu  Fünf- 
f ran  ken  stücken  "provisorisch«  suspendiert 
wird  und  nur  wieder  aufgenommen  werden 
kann,  wenn  alle  beteiligten  Staaten  ihre  Zu- 
stimmung geben.  Nur  Italien  erhielt  wegen 
seines  noch  immer  grossen  Vorrates  an 
älteren , namentlich  bourbonischen  Silber- 
münzen, das  Zugeständnis,  noch  weitere  20 
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Millionen  Francs  in  Fünffrankenstücken  zu 
prägen.  Der  Antrag  Italiens  und  der  Schweiz, 
den  Courantmünzen  aller  Vereinsstaaten  all- 
gemein gesetzliche  Zahlungskraft  zu  verleihen, 
■wie  es  in  jenen  Ländern  geschehen  ist,  wurde 
von  Frankreich  abgelehnt , aber  die  Bank 
von  Frankreich  verpflichtete  sich  wieder,  die 
nicht  französischen  Fünffrankenthaler  anzu- 
nehmen. 

In  den  nächsten  Jahren  gestalteten  sich  I 
die  Aussichten  des  Silbers  immer  ungünsti- 
ger. was  namentlich  die  Schweiz  beun- 
ruhigte, die  ihrerseits  nur  8 Millionen  Francs1 
in  Fünffrankenstücken  hatte  prägen  lassen, 
während  wenigstens  das  Zehnfache  diesen 
Summe  in  Silbercourantmünzen  der  übrigen  j 
Vereinsstaaten  in  ihrem  Gebiete  in  Umlauf 
war.  Was  sollte  mit  dem  Silber  geschehen,  i 
wenn  der  Münzbund  sich  auflöste  und  etwa 
in  Belgien,  wie  dies  dort  von  vielen  ver- 
langt wurde,  die  Goldwährung  eingeführt 
und  die  Fünffrankenstücke  zu  einer  Art  von  j 
höherer  Scheidemünze  gemacht  würden? 
Gerade  die  grosse  Summe  des  von  Belgien 
geprägten  Courantsi Ibers  (von  1865  bis  1878 
allein  350  Millionen  und  vorher  schon  145  j 
Millionen  Francs),  von  dem  wahrscheinlich 
der  grösste  Teil  sich  in  Frankreich  und  der 
Schweiz  befindet,  musste  besondere  Bedenken 
erregen.  Daher  entschloss  sich  schon  im 
Frühjahr  1884  der  schweizerische  Bundesrat 
zur  Kündigung  des  Vertrages,  erklärte  aber 
auch  seine  Bereitwilligkeit,  an  Verhandlungen 
zur  Erneuerung  desselben  teilzunehmen. 
Die  neue  Müuzkonferenz  trat  erst  am  20. 
Juli  1885  in  Paris  zusammen  und  brachte, 
nachdem  im  August  eine  längere  Vertagung 
stattgefunden,  erst  am  G.  November  den 
neuen  Vertrag  zwischen  Frankl  eich,  Italien, 
der  Schweiz  und  Griechenland  zu  stände, 
während  Belgien,  dessen  Vertreter  sich 
schon  am  1.  August  von  der  Konferenz 
gänzlich  zurückgezogen  hatte,  erst  nachträg- 
lich durch  eine  Zusatzkonvention  vom  12. 1 
Dezemlter  1885  dem  Bunde  wieder  beitrat  j 

Die  Hauptschwierigkeit  der  Verhandlun- 
gen lag  in  der  Erledigung  der  Frage  über 
die  Behandlung  des  Silbercourants  bei  einer 
etwaigen  Auflösung  des  Bundes.  Frankreich 
verlangte  kurzweg,  dass  sich  jeder  Staat  für 
diesen  Fall  verpflicht«!,  seine  eigenen  Fünf- 
frankenstücke zurückzunehmen  und  den  bei 
dem  Austausche  zu  seinen  Lasten  bleibenden 
Saldo  durch  Zahlung  in  Gold  oder  Wechseln 
auf  den  guthabenden  Staat  auszugleichen. 
Belgien  dagegen  behauptete,  dass  für  den 
Staat , der  die  Fünffrankenstücke  geprägt 
habe,  weder  eine  rechtliche  noch  eine  mo- 
ralische Verpflichtung  bestehe,  den  durch 
die  Entwertung  des  Silbers  entstandenen 
Verlust  zu  tiagen.  Der  Staat  habe  durch 
seinen  Stempel  nur  das  Gewicht  und  die 
Feinheit  der  Münzen  garantiert;  Belgien 


insbesondere  liabe  keinen  Gewinn  an  der 
Silberprägung  gemacht,  sondern  für  das 
Publikum  und  den  Bedarf  anderer  Staaten 
geprägt.  Bei  dieser  bodenlosen  Argumen- 
tation wird  ganz  ausser  acht  gelassen,  dass 
Belgien  durch  sein  Gepräge  den  Silber- 
courantmünzen  nicht  nur  jene  Garantie, 
sondern  zugleich gesetzlicheZahlungs- 
kraft  in  seinem  Gebiete  gegeben  hat,  ver- 
möge welcher  also  jeder  Gläubiger  sie  un- 
bedingt zu  ihrem  Nennwerte  anuehmen 
musste;  ebenso  hatten  sie  dadurch  bei  den 
öffentlichen  Kassen  der  übrige«  Vereins- 
staaten vertragsinässig  gesetzliche  Zahlungs- 
kraft zu  ihrem  Nennwerte  erhalten,  was 
mindestens  die  moralische  Verpflichtung 
begründet,  diesen  Wert  auch  aufrechtzuer- 
halten. 

In  dem  Vertrage  vom  6.  November  1885 
wurde  (Art.  14)  die  von  Frankreich  vorge- 
schlagene Liquidationsklausel  im  Prineip 
angenommen  und  das  Nähere  über  die  even- 
tuelle Zurücknahme  der  Fünffrankcustücke 
in  einer  besonderen  Vereinbarung  festge- 
stellt. Jeder  Staat  hat  hiernach  bis  zum 
1.  Oktober  des  Jahres,  das  auf  das  Erlöschen 
des  Vertrages  folgt,  die  Silbereourantmüuzen 
des  anderen  Staates  einzuziehen.  Bis  zum 
15.  Januar  des  folgenden  Jahres  ist  die 
Rechnung  abzuschlicssen  und  jeder  Staat 
soll  von  da  ab  seine  eigenen  .Münzen  zu- 
rücknehmen und  sie  bezahlen  in  Gold  oder 
in  Fünffrankenstücken  mit  dem  Gepräge  des 
anderen  Teiles  oder  in  Tratten,  die  in  dem 
empfangenden  Staate  in  Münzen  oder  Bank- 
noten mit  gesetzlichem  Kurs  zahlbar  sind. 
Die  Rückzahlung  kann  mit  einer  kleinen 
Zinsvergütung  in  dreimonatlichen  Teilzah- 
lungen. innerhalb  eines  Zeitraumes  von 
höchstens  fünf  Jahren  erfolgen.  Für  die 
Schweiz  wurden  die  Sonderbestimmungen 
aufgenommen,  dass  Frankreich  bei  Zurück- 
ziehung seiner  Fünffmnkeuthaler  nur  Gold 
oder  schweizerische  Fünffrankenstücke,  je- 
doch höchstens  00  Millionen  Francs  in  Gold 
an  die  eidgenössische  Regierung  zu  zahlen 
halie  und  dass  für  Italien  die  maximale 
Rückzahlung  in  Gold  oder  schweizerischen 
Fünffrankenstücken  20  Millionen  und  die 
des  Maximums  der  Rückzahlung  in  bar  oder 
Tratten  30  Millionen  Francs  betragen  solle. 
Die  Schweiz  befindet  sich  somit  in  der  vor- 
teilhaften Lage,  dass  sie  bei  der  Auflösung 
des  Bundes  ohne  weiteres  die  tlmtsächliche 
Goldwährung  erlangt,  da  sie,  wie  schon  er- 
wähnt, nur  wenig  Silber  geprägt  hat  und 
bei  dem  Austausche  des  fremden  Silbers 
etwa  75  Millionen  Francs  in  Gold  erhalten 
würde.  In  der  Zusatzkonvention  über  den 
Beitritt  Belgiens  wurde  bestimmt,  dass 
dieser  Staat  nur  die  Hälfte  des  in  Frank- 
reichs Händen  bleibenden  Ueberschusses  an 
belgischen  Fünffrankenstücken  in  bar  oder 
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Wechseln  zurilckzuzahlen  halte;  damit  ater 
auch  die  andere  Hälfte  auf  dem  Wege  des 
Handels  zurück f Hessen  könne,  musste  sich 
Belgien  verpflichten,  in  fünf  Jahren  nach 
Auflösung  (ins  Vertrages  keine  Aenderung 
in  seinem  Münzsystem  vorzunehmen  oder 
anderenfalls  auch  jenen  zweiten  Teil  seines 
Silbe reouranta  einzulösen.  Zugleich  garan- 
tiert Belgien  dafür,  dass  der  ganze  in 
Frankreich  befindliche  Ueberschuss  nicht 
mehr  als  200  Millionen  Francs  betrage,  und 
verpflichtet  sich,  den  etwaigen  Mehrbetrag 
einzulösen.  Der  Schweiz  gegenüber  wurde 
das  Maximum  der  belgischen  Rückzahlungen 
in  Gold  oder  schweizerischen  Fünffranken- 
stiieken  auf  G Millionen  Francs  angesetzt, 
und  wenn  ein  liest  bleibt,  so  verpflichtet 
sich  Belgien  auch  nach  dieser  Seite  hin, 
sein  Münzwesen  noch  fünf  Jahre  nach  Auf- 
lösung des  Bundes  unverändert  zu  lassen. 
Frankreich  und  Italien  behalten  sich  vor, 
beiderseits  das  Maximum  dos  ausgleicheuden 
Saldos  auf  200  Millionen  Francs  zu  setzen. 
Die  belgische  Nationalbank  verpflichtet  sich, 
wie  dies  die  Bank  von  Frankreich  für  Rech- 
nung des  Staates  im  Haupt  veil  rage  gethan 
hat,  für  die  Dauer  des  Vertrages  die  Filnf- 
frankcnstücke  der  Unionsstaaten  ebenso  wie 
die  eigenen  1 jindesmiinzen  anzunehmen. 
Im  übrigen  brachte  der  neue  Hauptvertrag 
keine  wesentlichen  Aenderungon  des  frühe- 
ren Zustandes.  Die  Silherprägung  blieb 
»vorläufig«  eingestellt.  Wenn  ein  einzelner 
Staat  dieselbe  wieder  aufnehmen  sollte, 
wären  die  übrigen  l»orechtigt,  ihm  seine 
Fünffrankenstücke  zurKinlösung  zuzuschicken 
und  sie  nicht  mehr  anzuuehmeu.  Die  Schweiz 
Itehält  sich  für  diesen  Fall  sogar  vor,  unter 
gewissen  Bedingungen  vor  Ablauf  der  Ver- 
tragszeit auszuscheiden.  Die  Prägung  von 
Silberscheidemünzen  blieb  auf  6 Francs  für 
«len  Kopf  beschränkt , jedoch  mit  der 
näheren  Bestimmung,  dass  der  Höchst- 
betrag  für  Frankreich  256  Millionen,  für 
Griechenland  15  Millionen,  für  Italien  182,4 
Millionen,  für  die  Schweiz  19  Millionen 
Francs  sein  solle.  Der  Vertrag  sollte  in 
Kraft  bleiben  bis  zum  1.  Januar  1891  und 
dann  stillschweigend  verlängert,  werden 
bis  ein  Jahr  nach  dem  auf  die  Kündigung 
folgenden  1.  Januar.  Im  Jahre  1892 
schlossen  sich  an  die  am  22.  November  in 
Brüssel  eröffnet«  internationale  Münzkonfe- 
renz auch  Verhandlungen  der  Delegierten 
des  lateinischen  Münzbundes.  Als  Uebel- 
stand  hatte  sich  in  der  letzten  Zeit  nament- 
lich der  Abfluss  der  italienischen  Silber- 
scheidemünze nach  der  Schweiz  und  Frank- 
reich Itemorklieh  gemacht.  Im  Juli  1892 
wurde  in  der  Schweiz  durch  eine  besondere 
Erhebung  festgestellt,  dass  von  «len  umlau- 
fenden Sil  berscheidein  ünzou  49  °o  italieni- 
schen Ursprungs  waren.  Je  mehr  das 


: Goldagio  in  Italien  stieg,  um  so  stärker 
wurde  die  Ausfuhr  dieser  Münzen.  Wenn 
z.  B..  wie  es  1*93  der  Fall  war,  ein  Wechsel 
j von  1(M m>  Francs  auf  Paris  in  Mailand  112<» 
1 Lire  kostete,  so  war  es  ein  lohnendes  Ge- 
[ schäft,  die  kleinen  Silltermünzen  im  täglichen 
Verkehr  anzusummeln,  sie  fassweise  nach 
Frankreich  oder  der  Schweiz  zu  schicken, 
den  dortigen  Korres|tondenten  1 — 2°o  I*n>- 
vision  dafür  zu  geben,  dass  sie  diese  Miln- 
! zen  in  geeigneter  Verteilung  zum  Nominal- 
wert in  Umlauf  brächten,  und  «las  so  entstan- 
dene Gut  halten  als  Ik'ckung  für  Wechsel 
, zu  benutzen,  die  zu  s«>  hohem  Preise  ver- 
käuflich waren.  So  wurde  in  Frankreich 
im  Septemlter  1893  festgestellt , dass  in 
einigen  südöstlichen  De|tartements  7rt  ° o 
| italienische  Scheidemünzen  in  Umlauf  waren, 
ln  Italien  erzeugte  «las  Verschwinden  der 
kleinen  Silltermünzen  im  gewöhnlichen  Ver- 
kehr natürlich  gresse  Verlegenheiten,  denen 
man  zunächst  durch  Ausgabe  von  kleinen 
Papiergehlabschnitten  sowie  von  Nickel- 
und Brouzemünzen  abzuhelfen  suchte.  Um 
aber  die  Missstände  in  durchgreifender  Weise 
I zu  beseitigen,  beschloss  die  italienische 
Regierung,  die  Zurückführung  ihrer  Silber- 
| Scheidemünzen  aus  den  übrigt'ti  Münzbund- 
: Staaten  zu  unternehmen.  Eine  ähnliche 
[ Operation  war  schon  einmal  auf  Grund  einer 
Vereinbarung  mit  Frankreich  vom  5.  N<>- 
vetnber  1878  vor  der  Valutareform  von  1881 
mit  Erfolg  durehgeführt  worden.  Dem  neuen 
italienischen  Antrag  gegenüber  zeigte  sich 
Frankreich  aber  weit  weniger  entgegen- 
kommend als  früher,  mul  in  der  Presse  und 
«lein  Parlament  trat  vielfach  eine  geradezu 
feindliche  Stimmung  hervor.  Die  Sache 
wurde  vor  eine  Konferenz  der  Münzbuud- 
staaten  gebracht,  die  am  9.  Oktober  1893 
in  Paris  zusammentrat,  und  am  15.  Novem- 
lier  1893  kam  endlich  eine  Vereinbarung 
zu  stände.  Die  llaiiptbegtimniungeii  waren 
folgende:  Frankreich,  Belgien,  die  Schweiz 
und  Griechenland  verpflichten  sich,  die 
italienischen  Silbe rsf-heidetnünzen  aus  dem 
Umlauf  zu  ziehen  und  an  die  italienische 
Regierung  abzuliefern.  Vier  Monate  nach 
«ler  Ratifikation  dieser  Vereinbarung  ver- 
lieren die  italienischen  Scheidemünzen  ihren 
Kura  bei  den  «öffentlichen  Kassen  «ler  übrigen 
Vertragsstaaten.  Es  folgen  dann  nähere  Be- 
stiminungcn  über  die  Ablieferung  der  Münzen, 
die  Bedingungen  der  von  Italien  zu  leisten- 
«len  Zahlungen  und  die  Zinsvergütungen, 
die  für  Italien  bedeutend  ungünstiger  nur- 
miert  sind  als  die  von  Frankreich  im  Jahre 
1878  geforderten.  Wenn  Italien  alle  seine 
Scheidemünzen  zurüekgenninmen  hat.  ist  es 
fernerhin  nicht  mehr  verpflichtet , solche 
Münzen  von  «len  öffentlichen  Kassen  der 
übrigen  Staaten  zur  Einlösung  anzunehraeu, 
es  bleibt  jedoch  an  das  durch  den  Münz- 
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vertrag  festgesetzte  Kontingent  von  Silber- 
scheidemünzen gebunden.  Wenn  die  Ver- 
pflichtung der  übrigen  Staaten,  die  italieni- 
schen Silberscheidemünzen  bei  ihren  Kassen 
anzunehtnen,  aufgehört,  hat,  ist  jeder  von 
ihnen  berechtigt,  die  Einfuhr  dieser  Münzen 
zu  verbieten.  Andererseits  ist  Italien  be- 
rechtigt, sofort  nachdem  diese  Vereinbarung 
in  Kraft  getreten,  die  Ausfuhr  seiner  Scheide- 
münzen zu  verbieten.  Die  Silberscheide- 1 
münzen  der  übrigen  Staaten  behalten  in : 
Italien  den  Kassenkurs,  jedoch  kann  jeder 
Staat  unter  den  in  dieser  Vereinbarung 
festgesetzten  Bedingungen  die  Zurückführung 
seiner  Scheidemünzen  verlangen.  Italien  j 
behält  sich  vor.  später  die  Wiederzulassung 
seiner  Silberscheidemünzen  bei  den  Kassen 
der  übrigen  Staaten  zu  verlangen,  jetloch 
kann  dieselbe  nur  durch  Einstimmigkeit  der 
vier  anderen  Staaten  gewährt  werden.  Bis 
Ende  Februar  1805  wurden  im  ganzen 
103821581  Lire  in  Silberscheidemünzen  nach 
Italien  zurückgefühlt,  für  die  115675204 
Lire  in  italienischer  Papierwährung  bezahlt 
werden  mussten,  was  also  einen  Verlust  von 
11,4%  einschloss.  Frankreich  verbot  die 
Einfuhr  dieser  Münze  durch  ein  G.  v.  22. ' 
Juli  1804,  vom  Umlauf  sind  sie  jedoch  nicht 
ausgeschlossen. 

Eine  neue  Vereinbarung  der  Münzbund- 
staaten kam  am  29.  Oktober  1897  zustande, 
durch  welche  der  Betrag  der  auszuprfigen- 
den  Silberscheidemünzen  um  1 Franc  fin- 
den Kopf  der  Bevölkerung  erhöht  und  dem- 
entsprechend das  jedem  Staate  zustehende 
Kontingent  neu  festgesetzt  wurde.  Dabei 
wurde  auch  der  französische  Kolonialbesitz 
mit  in  Rechnung  gebracht  und  daher  das 
genannte  Kontingent  Frankreichs  gegen  1885 
um  130  Millionen  Francs  vermehrt,  also  auf 
386  Millionen  gebracht.  Für  Belgien  betrug 
die  Erhöhung  6 Millionen,  für  Italien  30 
Millionen,  für  die  Schweiz  3 Millionen. 
Griechenland  verzichtete  auf  neue  Silber- 
seheidemiinzprägungen,  bis  es  mit  den  übrigen 
Münzverbündeten  in  ähnlicher  Weise  wie 
Italien  Vereinbarungen  über  die  Zurückfüh- 
rung seiner  vorhandenen  Scheidemünzen  ge- 
troffen hatte.  Nach  Art.  2 der  Konvention 
sollen  als  Material  für  dio  neuen  Prägungen 
Fünffrankenstücke  des  betreffenden  Landes 
verwendet  werden.  Jedoch  ist  jeder  Staat 
berechtigt,  auch  eine  Summe  von  höchstens 
3 Millionen  Francs  aus  Barreusilber  zu  prägen, 
unter  der  Bedingung,  dass  aus  dein  dadurch 
erzielten  Gewinn  ein  Reservefonds  zur  In- 
standhaltung der  umlaufenden  Gold-  und 
Silbermünzen  angelegt  werde.  Von  den 
zusätzlichen  Kontingenten  sollen  im  ersten 
Jahre  höchstens  zwei  Fünftel  und  in  den 
folgenden  höchstens  je  ein  Fünftel  geprägt 
werden.  Im  übrigen  bleiben  die  Bestim- 
mungen der  Konvention  von  1885  und  der 
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Zusatzakten  vom  12.  Dezember  1885  und 
vom  15.  November  1893  in  Kraft.  Auch 
Giltigkeitsdauer  der  neuen  Verein- 
die  gleiche  wie  die  der  Münzkon- 
überhanpt,  die  ihrerseits  seit  1891 
oben  angegebenen  Weise  von  Jahr 
verlängert  wird.  Am  15.  März  1898 
auch  noch  ein  Protokoll  zwischen 
und  den  übrigen  Münzbundslaaten 
unterzeichnet,  in  dem  erklärt  wird,  dass 
Italien  beschlossen  habe,  während  der  ganzen 
Dauer  des  Münzbundes  die  Ausfuhr  seiner 
Scheidemünzen  zu  verbieten  und  in  den 
ersten  fünf  Jahren  nach  der  etwaigen  Auf- 
lösung des  Bundes  in  seinem  Münzwesen 
keine  Aenderung  vorzunehmen,  durch  welche 
die  Rückkehr  seiner  Scheidemünzen  auf  dem 
Handelswege  erschwert  werden  könnte;  da- 
gegen gestehen  die  übrigen  Regierungen  zu, 
dass  Italien  bei  Erfüllung  dieser  Bedin- 
gungen von  der  im  Münzvertrag  von  1885 
eingegangenen  Verpflichtung  entbunden  sei, 
innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Ablauf 
dieses  Vertrags  seine  Scheidemünzen  von 
den  übrigen  Staaten  zurückzunehmen,  es  sei 
denn,  dass  es  nach  dem  1893  gemachten 
Vorbehalt  mit  seinen  Scheidemünzen  wieder 
in  das  normale  Verhältnis  innerhalb  der 
Union  zurückgekehrt  sei.  Die  übrigen 
Staaten  erhalten  ihrerseits  die  Befreiung 
von  derselhen  Verpflichtung,  wenn  sie  ge- 
mäss der  Vereinbarung  von  1893  ihrerseits 
ihre  Scheidemünzen  aus  Italien  zurückge- 
zogen haben. 

Der  Münzbund  wird  sich  wahrscheinlich 
durch  sein  eigenes  Schwergewicht  und 
wegen  der  Schwierigkeiten  der  etwaigen 
: Liquidation  noch  auf  unbestimmt  lange 
Zeit  behaupten,  wenn  sich  auch,  namentlich 
in  der  Schweiz,  immer  wieder  Stimmen  er- 
hoben haben,  die  seine  Kündigung  verlangen. 
Mit  Recht  weist  übrigens  das  »Jahrbuch 
| für  Finanz-,  Bank-,  Transport-  und  Ver- 
sicherungswesen« von  Dr.  A.  Meyer  darauf 
hin,  dass  bei  der  gegenwärtigen  ungünstigen 
Handelsbilanz  der  Schweiz  eine  Aufhebung 
( des  Münzbundes  für  diese  keineswegs  zweck- 
mässig sein  würde.  Die  Schweiz  kann  jetzt 
| ihre  Zahlungen  in  Frankreich  mit  Fünffran- 
kenstücken  leisten;  nach  Auflösung  des 
Bundes  würde  ihr  zwar  zunächst  eine  be- 
deutende Summe  in  Gold  zugeführt  werden, 
j aber  sie  müsste  dann  auch  ausschliesslich 
| in  Gold  bezahlen  und  bei  dem  ungünstigen 
Stand  ihrer  Zahlungsbilanz  würde  ein  starker 
'Abfluss  dieses  Metalls  stattfinden. 

Iiitteratur : Parten,  L’union  monetaire  de  I« 
France  etc.  Le  »Mümvcreiiui  lat  in.  Revue 
contcmporaine,  Ortobre  1866.  — Haupt,  Wäh- 
rungspolitik  und  Miln:  Statistik,  Berlin  188.i.  — 
liamberyev,  Die  Schicksale  des  lateinischen 
Miinsbundcs,  Berlin  1888.  — Itlirckh  artll- 
BincfioJ],  Die  lateinische  Mü nzkonvention  und 
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Münzscheine 

s.  Papiergeld. 

Münzwesen. 

I.  Das  M.  im  Allgemeine!]  (8.  898).  II. 
Orientalisches  und  griechisches  M.  (8.  906).  III. 
Römisches  M.  (8.  914).  IV.  Mittelalterliches 
M.  (8.  921).  V.  Das  M.  der  neueren  Zeit 
(S.  928). 

I.  Das  Müuzwesen  iui  allgemeinen. 


Technisches.  3. 
finanzielle  Aus* 


1.  Arten  der  Münzen.  2. 

Das  Münzregal  und  dessen 
nutzung. 

1.  Arten  der  Münzen.  Münzen  sind 
Metallstftcke,  die  im  Namen  und  nach  Vor- 
schrift dos  Staates  durch  Prägung  eine  be- 
sondere Form  erhalten  haben,  um  als  Gold 
(s.  den  Art.  oben  Bd.IV  S.  (io  ff.)  zu  dienen,  und 
deren  Wert  vom  Staate  garantiert  ist.  Dieser 
Wert  kann  unmittelbar  in  dem  Stoffe  der 
Münzen  dargestellt  werden  oder  mehr  oder 
weniger  auf  dem  Staatskredite  itcruhen. 
Das  erstere  gilt  insbesondere  von  den  voll- 
wertigen Edelmetallmünzen,  die  also  auch 
nach  dem  Einschmelzen  als  blosse  Darren 
noch  sehr  nahe  denselben  Verkehrs  wert  1k  >- 
halten  wie  in  geprägtem  Zustande:  tunen 
Zusatz  au  Kreditwert  aber  besitzen  die- 
jenigen Münzen,  deren  gesetzlicher  Nominal- 
wert höher  ist  als  ihr  innerer  Wert,  wie  die 
in  Deutschland  noch  umlaufenden  Thaler 
seit  der  Entwertung  des  Silbers,  die  Silber- 
scheidemünzen und  in  noch  höherem  Masse 
die  Nickel-  und  Kupfermünzen.  Wäh- 
rungsmünzen (auch  Cou ra n t münzen) 
nennt  man  diejenigen  Münzen  eines  I .an des, 
die  in  demselben  unbeschränkte  und  unbe- 
dingte gesetzliche  Zahlungskraft  besitzen. 
Sie  müssen,  wenn  der  Zustand  des  Geld- 
wesens des  Landes  befriedigend  sein  soll, 
ihren  Wert  vollständig  in  ihrem  Stoffe  tra- 
gen und  können  daher  unter  den  heutigen 
Kulturverhältuissen  nur  aus  Gold  oder  Sil- 
ber bestehen.  (S.  die  Artt.  Doppelwäh- 
rung (oben  Bd.  III  S.  237 ff.),  Golf!  und 
Goldwährung  (Bd.  IV  S.  7-1« ff.).  Pa- 
rallelwährung, Silber  und  Silber- 
währung.) Daher  läuft  die  ^ Wäh- 


rungsfrage* praktisch  darauf  hinaus,  aus 
welchem  Metall  die  Währungsmünzen  ge- 
prägt werden  sollen , aber  es  ist  nicht 
richtig  zu  sagen,  das  eine  oder  das  andere 
Metall  sei  die  Währung,  denn  diese  besteht 
immer  aus  ganz  liestimmten  Münzen.  Die 
Forderung  der  inneren  Vollwertigkeit  der 
Wähmngsmünzon  wird  übrigens  noch  immer 
in  vielen  I .ändern  nicht  vollständig  erfüllt 
So  sind  z.  B.  die  schon  erwähnten  deutschen 
Thaler,  die  silliernen  Fünffrankenstücke  der 
Staaten  des  lateinischen  Münzbundes,  die 
amerikanischen  Silberdollars  innerlich  unter- 
wertige  Währungsmünzen.  Eine  Kupfer- 
währung konnte  im  alten  Born  bei  den 
damaligen  Preisverhältnissen  noch  vollwertig 
bestehen : in  der  neueren  Zeit  dagegen  ist 
sie  (in  Schweden  und  Russland)  in  naher 
Verwandtschaft  mit  dem  Papiergelde  (s.  d. 
Art.)  aufgetreten. 

Scheide  m il  n z e n heissen  diejenigen 
Münzen,  deren  gesetzliche  Zahlungskraft  auf 
eine  Iwstimmte  mässige  Summe  beschränkt 
ist.  Sie  sind  nur  bestimmt,  dem  kleinen 
Verkehre  oder  zur  Vollzahhmg  nicht  runder 
Summen  im  grösseren  Verkehre  zu  dienen. 
Sie  werden  herkömmlicherweise  unterwertig 
ausgeprägt  und  es  sind  daher  besondere 
Vorkehrungen  zur  Verhinderung  einer  über- 
mässigen Vermehrung  derselben  erforderlich 
(s.  d.  Art.).  Münzen  mit  blossem  Kassen- 
kurs,  die  also  keine  gesetzliche  Zahlungs- 
kraft Privaten  gegenüber  haben,  aber  von 
den  öffentlichen  Kassen  angenommen  werden, 
kommen  mit  eigener  Prägung  des  betreffen- 
den Staates  selten  vor.  häufiger  aber  wird 
der  Kassenkurs,  sei  es  freiwillig  und  mit 
selbständiger  und  veränderlicher  Tarifierung, 
sei  es  vertrag« mässig  und  mit  festem  Worte 
fremden  Münzen  gewährt.  Letzteres  gilt 
namentlich  von  den  goldenen  und  silbernen 
Courantmünzen  und  in  beschränktem  Masse 
auch  von  den  Silberscheidemünzen  des 
lateinischen  Münzbundes  (s.  d.  Art.  oben 
S.  «93  ff.)  in  den  demselben  angehörenden 
Staaten. 

Handelsmünzen  endlich  sind  solche, 
denen  der  sie  auaprägende  Staat  überhaupt 
keine  Zahlungskraft  beilegt,  die  also  nichts 
anderes  sind  als  Edelmotallstiieke  mit  staat- 
licher Beglaubigung  und  Garantie  hinsicht- 
lich ihres  Gewichtes  und  Feingehaltes. 
Hierher  gehörten  die  durch  den  deutschen 
Münz  vertrag  vom  2-4.  Januar  1857  einge- 
führten  Goldkronen  (mit  einem  Gehalt  von 
10,  bei  den  hallten  5 Gramm  Feingold).  Den 
beteiligten  Staaten  war  allerdings  freigestellt, 
denselben  einen  Kassenkurs  beizulegen, 
dessen  Höhe  aber  höchstens  auf  sechs; 
Monate  im  voraus  festgestellt  werden  durfte. 
Nur  wenige  Staaten  machten  von  dieser 
Befugnis  Gebrauch,  von  seiten  Pteussens 
namentlich  geschah  es  nicht,  obwohl  für 
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ungefähr  4 Milk  Thlr.  proussisehe  Gold- 
kronen geprägt  worden  sind.  Bekannte 
Handelsmiluzen  in  Gold  sind  die  holländi- 
schen Dukaten;  auch  die  seit  1848  gepräg- 
ten holländischen  Wilhehnsdor  hatten  nur 
den  Charakter  als  »Negotiepenninge«,  wäh- 
rend die  durch  das  G.  v.  6.  Juni  1875  ein- 
gefflhrten  Zehn-  und  Fflnfguldenstiicke 
Währungsmünzen  sind.  Von  silbernen 
Handelsmünzen  seien  die  österreichischen 
Levantiner-  oder  Maria-Theresienthaier  (mit 
der  Jahreszahl  1780)  erwähnt,  die  auch 
unter  der  neuen  Münzgcsetzgehung  beibe- 
halten worden  sind  und  hauptsächlich  nacli 
Afrika  gehen;  ferner  die  amerikanischen 
Trade  Dollars  nach  dem  G.  v.  12.  Februar 
1873,  die  auf  Grund  des  G.  v.  3.  März  1887  J 
wieder  eingezogen  worden  sind.  Die  früher  j 
am  weitesten , namentlich  in  Ostasieu  ver- 
breitete Handelsmünze  aber  war  der  spa- 
nische Piaster,  an  dessen  Stelle  später  mehr  ( 
und  mehr  der  mexikanische  trat.  In  ihren  i 
Heimatländern  hatten  diese  Münzen  übrigens 
Zahlungskraft. 

‘2.  Technisches.  Der  innere  Wert  einer 
Münze  hängt  ab  von  ihrem  Gewicht  (Schrot,! 
taille)  und  ihrer  Feinheit  (Korn,  fitre,  loi), 
d.  h.  dem  Verhältnis,  in  dem  das  Edelmetall 
mit  unedlem  Metall  (meistens  Kupfer:  legiert 
ist.  — Aus  Gewicht  und  Feinheit  ergiebt  sich 
also  der  Feingehalt  der  Münze.  Dos  staat- 
liche Ge  präge  soll  jene  beiden  Bestimmungs- 
stücke und  somit  auch  den  letzteren  garan- 
tieren, soweit  es  der  Stand  der  Technik  ge- 
stattet. — Ueber  das  römische  lind  diemittclaltcr- 
liehen  Münzgewichte  s.  unten  Abschnitt  111  und 
IV.  DieKülmscheMark  behauptete  sich  inDeutscb- 
land  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts und  zwar  wurde  sie  bei  der  neuen 
Ordnung  des  preussischen  Gewielitssystems  als 
„prenssische“  Mark  auf  233,8555  Gramm  gesetzt. 
Eingeteilt  wurde  die  Mark  als  Goldprobier- 
gewicht in  24  Karat  zu  12  Grän,  als  Silber- 
probiergewicht in  16  Lot  zu  1K  Grän.  Als 
Münzgewicht  war  die  Kölner  Mark  eingeteilt 
in  lß  Lot.  ß4  Quentchen,  2öß  Pfennige.  512 
Heller,  4352  Eschen  und  65526  Richtpfennige. 
In  Frankreich  wurde  nach  Einführung  des 
metrischen  Systems  das  Kilogramm  auch 
als  Münzgewicht  angenommeu,  und  «lies  gilt 
gegenwärtig  auch  für  alle  übrigen  Staaten 
des  lateinischen  Münzbundes.  Die  deutsche 
Münzkonvention  von  1857  legte  das  Zollpfnml 
von  500  Gramm  zti  Grunde,  das  auch  in  der 
Reiehsmünzgesetzgcbnng  anfangs  bei  behalten 
worden  ist.  Durch  das  G.  v.  1.  Juni  1900  aber 
ist  die  betreffende  Bestimmung  der  Maas-  und 
Gewichtsordnung  vom  17.  Anglist  1868  aufge- 
hoben worden,  und  demnach  ist  jetzt  das  Kilo- 
gramm auch  in  Deutschland  das  Münzgewicht. 
In  den  neuen  österreichischen  und  ungarischen 
Müuzgesctzen  wird  ebenfalls  nach  Kilogramm, 
in  Russland  nach  dem  gewöhnlichen  Pfunde,  in 
Amerika  für  Gold  nach  dem.  auch  in  England 
noch  geltenden  Trovpfund  (373,742  Gramm,  ein- 
geteilt in  12  Unzen  (oz.)  zu  20  Pennywight 
(dwt)  zu  24  Grains),  für  SilbersohcidemUnze 
auch  nach  Gramm  gerechnet. 


Der  Münzfuss  wurde  früher  in  der  Regel 
dadurch  ausgedrückt,  dass  angegeben  wurde, 
wieviel  Stück  der  Hauptmünze  auf  eine  feine 
Mark  kamen:  so  sprach  man  z.  B.  von  einem 
Zwölf-  oder  Vierzehnthalerfusse.  Durch  die 
Annahme  des  Zoilpfnndes  als  Münzgewicht 
wurde  aus  deni  Vierzehnthalerfusse  (mit  Ver- 
* uachlässigung  einer  kleiuen  Differenz)  ein 
Dreissigthalerfnss  und  aus  dem  24,/s*Gulden- 
fusse  ein  521/S-Guldenfnss. 

Das  Gewicht  der  Münzen  wurde  herkömm- 
licherweise meistens  durch  die  Angabe  be- 
stimmt., wieviel  Stück  auf  die  rauhe  (legierte 
oder  beschickte.)  Mark  kommen  sollten.  Es 
i hing  dies  mit  der  praktischen  Schwierigkeit 
! zusammen,  die  einzelnen  Münzen  genau  abzu- 
wägen,  und  man  begnügte  sich  daher  hei  den 
kleineren  und  früher  auch  bei  den  grösseren 
Geldsorten  damit,  dass  das  Gewicht  im  ganzen 
„al  marco“  stimmte.  Daher  war  das  „Wippen“, 
d.  h.  das  Anssuchen  der  schwereren  Münzen 
aus  einer  grösseren  Anzahl  strengstens,  wenn 
auch  vergebens,  verboten. 

Die  Feinheit  wurde  in  Deutschland  bei 
Gold  durch  Angabe  der  Karat  und  Grän,  bei 
Silber  durch  Angabe  der  Lot  und  Grän  ausge- 
d rückt,  die  an  reinem  Metall  auf  eine  Mark 
von  24  Karat  oder  16  Lot)  legierten  Metalls 
kamen.  In  Frankreich  entsprachen  24  Karat 
ebenfalls  dem  feinen  Golde,  und  die  Feinheit 
wurde  in  ganzen  und  halben,  vierteln, 
achteln-  etc.  Karat  ausgedrückt:  das  feine 
Silber  aber  entsprach  12  Deniers  und  ein  Denier 
wurde  in  24  Grains  geteilt.  Es  war  aber  schon 
seit  dem  13.  Jahrhundert  gebräuchlich,  dass 
das  sogenannte  Argen t le  Rov  (Königssilber) 
von  11  ...  Deniers  Feinheit  als  Normalinetall  an- 
genommen wurde,  dessen  Feinheit  dann  wieder 
gleich  12  Deniers  gesetzt  wurde,  ln  der  neueren 
Zeit  wird  in  Frankreich,  Deutschland  und  den 
meisten  anderen  Ländern  die  Feinheit  oder  das 
Mischungsverhältnis  für  beide  Metalle  einfach 
in  Tausendsteln  ansgedrückt.  England  jedoch 
behält  noch  das  alte  System  hei,  wonach  das 
legierte  Gold  bezogen  wird  auf  ein  Trovpfund 
Feingold  von  24  Karat  zu  4 Grains  zu  4 Quarts, 
das  legierte  Silber  auf  ein  Trovpfund  von  12 
; Unzen  (oz.)  zu  20  Pennywight  uhvt.). 

Da  auch  mit  den  neueren  technischen 
Hilfsmitteln  weder  eine  absolut  genaue  Justie- 
rung des  Gewichts  der  einzelnen  Stücke  noch 
eine  vollständig  genaue  Herstellung  des  gesetz- 
lichen Mischungsverhältnisses  möglich  ist,  so 
gestattet  die  Gesetzgebung  in  beiden  Be- 
1 Ziehungen  einen  gewissen  Spielraum,  den  man 
Remedium  nennt.  Früher  wurde  das  Remedinm 
als  Vorwand  zu  einer  missbräuchlichen  Ver- 
ringerung des  Gehalts  der  Münzen  benutzt, 
und  seihst  in  der  neuesten  Zeit  ergab  sich  in 
Frankreich  meistens  noch  ein  jährlicher  Ge- 
winn daraus,  dass  dieser  Spielraum  absichtlich 
soweit,  wie  möglich  nach  unten  ansgenutzt 
wurde.  Berechtigt  ist  ohne  Zweifel  nur  ein 
Verfahren,  bei  dem  zufällige  Fehler  ebenso 
leicht  nach  der  einen  wie  nach  der  anderen 
Seite  anftreten,  so  dass  beim  Wägen  einer 
grösseren  Anzahl  von  Münzen  fast  genau  das 
gesetzliche  Gewicht  herauskomnit.  Nach  dem 
R.G.  v.  4 Dezember  1871  soll  bei  den  10-  nud 
20-Markstüeke»  die  Abweichung  in  mehr  oder 
weniger  im  Gewicht  nicht  mehr  als  2',s  0,„,  im 
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Feingehalte  nicht  mehr  als  2 0 betragen,  indes,  dass  die  reinen  Edelmetalle  allerdings 
Für  die  (jetzt  abgeschafften)  goldenen  Fünf-  wegen  ihrer  grossen  Weichheit  die  Schärfe  d— 
niarkstücke  war  nach  dem  Cr.  v.  9.  Juli  1H73  Gepräges  rascher  verlieren  als  die  legierte». 


ein  (ä  wichtsremedinm  von  4 %o  gewährt 


aber  keineswegs  auch  mehr  au  Gewicht  eiu- 


Da  die  Münzen  in  dem  Lande,  wo  sie  nm- 1 büssen ; vielmehr  würden  die  letzteren  infolge 


laufen  sollen,  im  Vergleich  mit  dem  Barren- 
met'ill  eine  erhiihte  Nützlichkeit  besitzen,  so 
ist  es  nicht  unbillig,  wenn  diejenigen,  die  rohes 
Metall  ausprägen  lassen,  die  dadurch  ent- 
stehenden Kosten  tragen.  In  den  meisten 
Ländern  wird  daher  für  die  auf  Privat  recli- 
nung  vorgenommenen  Prägungen  eine  Gebühr 


des  Kupferzusatzes  durch  c h e m i sc  h e Einflü-s» 
namentlich  durch  den  Schweiss  der  Hind> 
stärker  abgenutzt  als  die  reinen.  Sicher  Ut. 
dass  die  absichtliche  Beimischung  von  unedle® 
Metalle  ursprünglich  nur  als  Missbrauch  zubb 
Zwecke  der  Münzfälschung  aufgekommen  ist. 
Manche  Goldmünzen . z B.  die  rheinischen  und 


erhoben,  die  den  Fabrikationskosten  entspricht,  die  niederländischen  Goldguldeu,  enthielten 

ausser  Kupfer  auch  einen  Zusatz  von  Silber. 


In  England  jedoch  werden  die  Goldmünzen 
für  Privutrechnnng  unentgeltlich  geprägt,  und 
diese  Unentgeltlichkeit  Ist  auch  in  den  Ver- 
einigten Staaten  durch  das  G.  v.  14.  Januar 
1875  wieder  hergestellt  worden,  nachdem  sie 
1853  aufgehoben  worden  war.  Feber  die 
Prägungsgebühren  in  Deutschland  und  Frank- 1 

reich  siehe  den  Art.  G o hl  und  G ol  d wäh  ru ng  t t Kleinasion«?  die  die  Münze  ah 

obenBd.lVK.763.  Von  der  Prägegebühr  (brassage) , ^«ultstaaten  Klunasicns,  eilt  üie  -Münze  at 

ist  der  eigentliche  Sch  1 a gsch  a tz  (aeigneuriage)  staatliche  I n St  i t u t io  n geschaffen  ha  *»-n. 

wohl  zu  unterscheiden,  der  zu  der  unten  noch 


3.  Das  Miinzregal  und  dessen  finan- 
zielle Ausnutzung.  Es  gehört  zum  Wesen 
jeder  wirklichen  Münze,  dass  sie  eine 
Öffentliche  Beglaubigung  besitzt.  £- 
waren,  soviel  man  weiss,  die  griechischer: 


zu  besprechenden  finanziellen  Ausnutzung  des 
Münzregals  diente.  — Da  die  Münzen  durch 
den  Umlauf  allmählich  abgenutzt  werden  und 
au  innerem  Werte  einbüssen.  so  entspricht  es 
den  Anforderungen  einer  richtigen  Münzpolitik, 
dass  der  Staat  für  die  Einziehung  der  von  ihm 
ausgegebenen  Münzen  sorge,  wenn  das  Gewicht 
derselben  unter  eine  gewisse  Grenze,  das  Pas- 
siergewicht, herabgesunkeu  ist.  Mehr  und 
mehr  ist  auch  die  Anschauung  zur  Geltung  ge- 
kommen, dass  der  dadurch  entstandene  Verlust 
nicht  von  den  letzteren  Inhabern  der  Münzen, 
sondern  vom  Staate  als  Vertreter  der  Gesamt- 
heit, in  deren  Dienst  die  Abnutzung  entstanden 
ist , zu  tragen  sei . und  demnach  werden  in 
Deutschland  nach  dem  Münzgesetze  von  1871 
die  Zehn-  und  Zwanzigmarkstücke,  die  um 
mehr  als  5 Tausendstel  des  Normalgewichts  ab 


und  ihnen  scheint  Lydien  als  grosserer  Staat 
bald  naehgcfolgt  zu  sein.  Im  persischen 
Reiche  war  die  Goldprägung  ausschliesslich 
dem  Könige  Vorbehalten , wählend  Silber 
auch  vou  Satrapen,  abhängigen  Dynasten 
und  Städten  ausgemünzt  werden  durfte.  In 
Griechenland  zeigt  namentlich  die  im  Inte- 
resse der  Schuldner  vorgenommene  Aende- 
rung  des  Münzwesens  durch  Solon  die  volle 
Herrschaft  des  Staates  auf  diesem  Gebiete. 
In  Rom  lag  das  Münzwesen  seit  dem  Jahre 
209  v.  Uhr.  in  den  Händen  der  >Triumviri 
monetales  acri,  argonto  auro  flaudo  feriundo«. 
ln  der  sjiäteren  republikanischen  Zeit  wurde 
das  Münzrecht  sowohl  vom  Senate  wie  von 
den  mit  dem  Imperium  bekleideten  Feld- 
herren ausgeübt,  von  den  letzteren  anfangs 


vollen  Nennwerte  angenommen , aber  nicht 
wieder  ausgegeben,  sondern  zur  Umprägung 
zurückgehalten , nötigenfalls  auch  auf  Keichs- 


genutzt  sind,  von  den  öffentlichen  Kassen  zum  | nur  in  dem  ihnen  militärisch  unterstehenden 

Gebiete,  seit  Cäsar  aber  auch  in  der  Stadt 
selbst.  Schon  unter  Augustus  aber  verlor 
_ , . der  Senat  die  Gold-  und  Silberprägung 

rechnung  besonders  zum  Nennwerte  eingezogen  j gänZJich  und  es  blieb  ihm  nur  das  Recht. 

Kupfermünzen  prägen  zu  lassen,  ln  der 
späteren  Kaiserzeit  scheint 
berechtigung  nicht  selten 


war  nach  dein  Gesetze  von  1873  der  grösste  zu 
lässige  Gewichtsverlust  8 Tausendstel.  Auch  in 
Oesterreich-Ungarn  übernimmt  nach  dem  G.  v. 
2.  August  1892  der  Staat  auf  seine  Kosten 


geben  worden  zu  sein. 


die  Prägnugs- 
an  Private  ver- 
da  Valcntiniau  IL 


die  Einziehung  der  unter  das  Passiergewicht  | Theodosius  1.  und  andere  Kaiser  solche  Be- 
gesunkenen  Münzen.  Dagegen  ist  diese  Ver-  willigungen  widerrufen  und  die  Besitzer 
ptlichtung  den  Staaten  des  lateinischen  Münz-  \ derselben  mit  Strafe  bedrohen.  Im  Mittel- 
mndes  durch  deren  Vertrag  nicht  auferlegt.  ,ütor  RÜt  principicll  stets  der  Satz,  -all- 
I tatsächlich  zieht  jedoch  braukreich  die  nicht  j Mrinzon,  de  im  Römischen  Reiche  sind,  die 

sind  eines  römischen  Königs;  und  wer  sie 
haben  will,  es  sei  Pfaff  oder  Laie,  der  muss 
sic  haben  von  dem  römischen  Reich  und 
von  dem  römischen  König.«  Die  deutschen 
Stam mesherzöge  jedoch  scheinen  das  Münz- 
recht selbständig  ohne  besondere  königliche 
Verleihung  ausgeübt  zu  haben.  Solche  Yer- 


nmlaufsfähig 
lung  der  Bank  auf  Staatskosten  ein.  In  Eng- 
land werden  die  das  Passiergewicht  nicht  mehr 
besitzenden  Goldmünzen,  wenn  sie  in  die  Kassen 
der  Bank  kommen,  zerschnitten  und  der  letzte 
Inhaber  hat  den  Verlust  zu  tragen.  Von  Zeit 
zu  Zeit  jedoch  tinden  Einziehungen  zum  Nenn- 
werte auf  Staatskosten  statt,  so  seit.  1889  zu- 
nächst der  vorder  Regierung  der  Königin  Victoria 


nächst  cier  vor uer  KegierungUcr  Königin  Victoria  ,eihungcn  aber  fanden  schon  im  früheren 
geprägten  Münzen.  — Die  \ erlangsamung  der  xr...  ,s.  r,  , . 

Abnutzung  der  Münzen  wird  als  Hauptargument  * ^'ftclaltcr  zu  Gunsten  geistlicher  Stifter 
dafür  gellend  gemacht.,  dass  das  zu  prägende  i statt,  seit  dem  11.  Jalirhundert  wurden  sie 
Gold  und  Silber  mit  unedlem  Metall  legiert  I auch  mehr  und  mehr  den  weltlichen  Grossen, 
wird.  Manche  Sachverständigen  behaupten  seit  dem  13.  auch  Städten  zu  teil.  So  ent- 
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stand  in  Deutschland  eine  ausserordentliche 
Mannigfaltigkeit  des  Münzwesens  nicht  nur 
in  Bezug  auf  das  Gepräge,  sondern  auch 
auf  den  Münzfuss,  und  das  dem  Reiche  ge- 
bliebene Oberaufsichtsrecht  war  nicht  im- 
stande, die  aus  dieser  Verwirrung  entstehen- ; 
den  Uebel  zu  heben.  Auch  die  Reichsmünz-  j 
Ordnungen  des  16.  Jahrhunderts  hatten  nur  j 
ungenügenden  Erfolg.  In  Frankreich  war] 
das  Miiuzrecht  bis  zum  19.  Jahrhundert ' 
ebenfalls  sehr  zersplittert  in  den  Händen , 
zahlreicher  Barone  und  Prälaten.  Als  nutz- 
bares Recht  auf  den  Schlagschatz  findet  es 
sich  auch  in  den  Händen  städtischer  Bürger, 
mit  denen  der  König  einen  Vertrag  schliesst. 
Unter  Ludwig  IX.  gab  es  noch  über  80 
Münzherrschaften,  die  allerdings  principiell 
ihr  Recht  nur  vom  Könige  hatten.  Schon 
um  diese  Zeit  tritt  aber  das  Bestreben,  die 
königliche  Macht  auch  im  Münzwesen  zu 
stärken  und  koncentrieren,  deutlich  mul  nicht  j 
ohne  Erfolg  hervor.  Ludwig  IX.  verordnete, 
dass  die  königlichen  Münzen  auch  in  den  j 
Gebieten  der  Barone  volles  Umlaufsrecht 1 
besitzen,  die  der  Barone  aber  nur  innerhalb 
ihrer  Besitzungen  giltig  sein  sollten.  Philipp  j 
der  Schöne  zwang  die  Barone,  seine  schlech-  I 
ten  Münzen  neben  den  ihrigen,  die  sie  nicht  J 
verringern  sollten  (was  sie  freilich  dennoch! 
thaten),  zuzulassen  und  seine  Anordnungen 
in  betreff  der  Ein-  und  Ausfuhr  von  Münzen 
zu  befolgen.  Im  Jahre  1313  befahl  er  so- 
gar, dass  bei  allen  Münzstätten  der  Vassallen 
ein  königlicher  Aufseher  angestellt  werden  • 
sollte.  Unter  seinem  Nachfolger  Ludwig  X. 
wurde  schon  der  Gedanke  'angeregt,  allen 
Baronen  und  Prälaten  das  Recht  der  Münz- 
prägung zu  entziehen,  aber  man  begnügte 
sich  mit  der  Aufstellung  einer  Liste  der 
Berechtigten  (29)  und  genauer  Vorschriften 
über  den  Fuss  und  das  Gepräge  der  von 
ihnen  auszugebenden  Münzen.  Unter  den 
folgenden  Königen  kaufte  die  Krone  vielen 
Baronen  das  Münzrecht  ab,  und  da  überdies 
die  grossen  Vasallenherrschaften  allmählich 
mit  dem  unmittelbar  königlichen  Gebiete 
verschmolzen  wurden , so  war  die  Einheit 
der  Münzherrschaft  in  Frankreich  seit  dem 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  vollkommen  er- 
reicht.— In  England  wurde  das  Münzregal 
nach  der  Eroberung  ernstlich  unter  Stephan 
von  Blois  gefährdet,  der  vielen  Baronen  die ' 
Münzprägung  gestattete,  während  andere 
sie  sich  einfach  anmassten.  Auch  unter 
Johann  kommen  noch  Münzverleihungen  vor. 
In  der  Folgezeit  kam  der  Einfluss  des  Par- , 
laments  der  Aufrechterhaltung  des  einheit-  j 
liehen  Münzregals  wesentlich  zu  statten. 

Die  eigentliche  Aufgabe  der  öffentlichen  I 
Gewalt  bei  der  Bethätigung  ihrer  Münz- 
hoheit ist  offenbar  die,  im  Interesse  der 
Gesamtheit  für  die  Herstellung  zweckmäs- 
siger, innerlich  vollwertiger  und  unveränder- 


licher Münzen  zu  sorgen.  Thatsächlich 
aber  ist  schon  seit  den  ältesten  Zeiten  das 
finanzielle  Interesse  der  Staaten  oder  Fürs- 
ten mit  dieser  volkswirtschaftlichen  Forde- 
rung in  Konflikt  geraten  und  hat  bis  in  die 
neuere  Zeit  meistens  die  Oberhand  behalten. 
In  dem  Reichsabschiede  von  Sjieyer  (1570) 
heisst  es  zwar  sehr  schön:  »Alsdann  auch 
die  Münzgerechtigkeit  kein  Mercantz,  sondern 
unser  kaiserlich  Regal,  so  die  Münzstände 
aus  unserem  sonderen  Vertrauen,  nicht  zu 
ihren  selbstgesuchten  Vorteil , sondern  wie 
wir  selbst  dem  Heiligen  Römischen  Reich 
zu  Ehren  und  Wohlfahrt  brauchen  sollen«: 
aber  die  Wirklichkeit  hat  noch  mehr  als 
zwei  Jahrhunderte  lang  mit  diesem  Grund- 
sätze in  Widerspruch  gestanden.  Schon 
l»ald  nach  der  Erfindung  der  Münzen  wurde 
in  Kleinasien  der  phokäische  Goldstater 
statt,  wie  ursprünglich,  aus  reinem  Golde 
aus  Elektron,  der  natürlichen  Goldsilber- 
legierung und  später  auch  aus  einer  künst- 
lich dargestellten  Legierung  beider  Edel- 
metalle geprägt,  wozu  schliesslich  auch  noch 
ein  kleiner  Kupferzusatz  kam.  Auch  das 
Gewicht  wurde  verringert,  bei  allen  diesen 
Aenderungeu  aber  suchte  man  den  ursprüng- 
lichen Nennwert  möglichst  aufrecht  zu  er- 
halten. Es  handelte  sich  el>en  darum , in 
der  Differenz  zwischen  dem  Nennwerte  und 
dem  inneren  Werte  der  Münzen  einen  finan- 
ziellen Gewinn  zu  erzielen,  und  dieser  Ver- 
suchung haben  die  Inhaber  des  Münzrechtes 
durch  alle  Jahrhunderte  hindurch  so  wenig 
widerstehen  können,  dass  noch  in  einer 
(anonymen)  Schrift  von  v.  Justi  allen  Ernstes 
die  Frage  aufgeworfen  wird,  ob  die  staat- 
liche Münzprägung  im  ganzen  nicht  mehr 
volkswirtschaftlichen  Schaden  als  Nutzen 
gebracht  habe  und  ob  nicht  die  Chinesen 
am  klügsten  gehandelt  hätten,  die,  wenigs- 
tens in  Gold  und  Silber,  niemals  Münzen 
gehabt  , sondern  das  Edelmetall  nur  nach 
seinem  Gewichte  als  Tauschmittel  benutzt 
hätten.  Ja,  die  fortschreitende  Verminde- 
rung des  Gehaltes  der  Speciesthaler  veran- 
lasste  1770  die  Einführung  der  Barrenwäh- 
rung bei  der  Hamburger  Bank,  und  zwar 
wurde  dieser  Gedanke  zuerst  durch  den 
Hinweis  auf  das  nachahmenswerte  Beispiel 
der  Chinesen  angeregt.  Grössere  Zahlungen 
wurden  auch  im  Mittelalter,  namentlich  vor 
der  allgemeineren  Verbreitung  der  dem 
florentimschen  Gulden  nachgebildeten  Gold- 
münzen meistens  nach  dem  Gewichte,  in 
Mark  Silber  oder  Gold,  ausbedungen,  obwohl 
dieses  Verfahren  im  Interesse  der  Münzen 
häufig  verboten  wurde. 

Wie  kam  nun  der  Gewinn  aus  dem 
Münzregal  zu  stände?  Hauptsächlich  nach 
zwei  Methoden,  die  auch  vereint  angewen- 
det wurden:  nämlich  einerseits  durch  eine 
künstliche  Herabdrückung  des  Verkehrs- 
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wertes  «los  Barrenmetalls  mittelst  weit- 
gehender Beschränkungen  «los  Handels  mit 
dem  sollen,  die  auf  ein  Ankaiifsmonopol  zu 
Gunsten  der  Mflnzherrsehaft  hinausliefen, 
während  andererseits  den  von  dieser  ge- 
prägten Münzen  in  ihrem  Gebiete  soweit 
wie  möglich  das  ausschliessliche  Hecht,  als 
Kauf-  und  Zahlungsmittel  zu  dienen,  Vorbe- 
halten wurde:  andererseits  aber  dadurch, 
dass  man  eine  bestimmte  ideale  oder  durch 
eine  wirkliche  Münze  dargestellte  Wertein- 
heit festhielt  und  den  innerlich  unterwerti- 
gen  Münzen  durch  Beziehung  auf  diese  Ein- 
heit einen  erhöhten  Kreditwert  zu  ver- 
schaffen suchte. 

Die  erste  Methode  bildet  die  normale 
Erhebungsall  des  8 c h 1 a gsc h atze s.  Wenn 
z.  B.  der  französische  Agnel  von  1321  nach 
dem  Fasse  von  59  Stück  auf  die  feine 
Mark  Gold  mit  dem  Nominalwerte  von  1 
Livre  geprägt  wurde,  während  gleichzeitig 
der  gesetzlich  bestimmte  Breis  der  Mark 
Feingold  nur  öS  Livres  betrug,  so  wurden 
also  an  Prügungsgebühr  und  eigentlichem 
Schlagschatz  1 1 <;  Livres,  also  nahezu  2#.'o 
erübrigt.  Prineipiell  ist  dies  dassellie  Ver- 
fahren, das  auch  jetzt  noch  bei  der  franzö- 
sischen Münze  zur  Verwendung  kommt,  in- 
dem sie  für  das  Kilogramm  Feingold  nur 
3437  Fr  es,  bezahlt,  aber  3444,44  Frcs.  da- 
raus prägt.  Aber  die  Differenz  von  7,44 
Frcs.  macht  nur  2,2  pro  Mille  der  letzteren 
Summe  aus  und  stellt  nur  die  wirklichen 
l’rägungskosteu  dar.  Im  Mittelalter  aber 
galt  ein  Seblagscbatz  von  2°o  (mit  Ein- 
schluss der  damals  allerdings  im  Ver- 
gleich mit  den  heutigen  höheren  Piügimgs- 
kosten)  als  ein  niedriger,  und  selbst  ltei 
Goldmünzen,  die  zwar  im  allgemeinen  scho- 
nender behandelt  wurden,  kommen  häufig 
Sätze  von  ö und  sogar  von  10°,o  vor.  Bei 
den  Silbermünzen  dagegen  stieg  in  den 
schlimmsten  Zeiten  der  französischen  Münz- 
verschleehtcrimg  die  Differenz  zwischen  der 
gesetzlich  verordneten  Zahl  der  aus  einer 
Mark  Feinsilber  zu  prägenden  Münzen  und 
dem  für  eine  Mark  in  eben  diesen  Münzen 
zu  zahlenden  gesetzlichen  Preise  zuweilen 
bis  auf  ö00/o  der  orsteron  Summe.  Eine 
solche  Höhe  des  Schlagschatzes  liess  sich 
allerdings  nur  durch  besondere  Operationen 
auf  kurze  Zeit  durchsetzen,  aber  ein  Münz- 
gewinn von  10 — 1 ö 0 o konnte  durch  geschickte 
Anwendung  des  Silberankaufs-  und  des  Prä- 
gungsmonopols im  14.  und  lö.  Jahrhundeil 
auch  bei  grösseren  Silbermünzen  noch  er- 
zielt werden.  Zu  diesem  Zwecke  wurden 
hauptsächlich  folgende  M assregeln  ange- 
wandt. Wurde  in  dem  Gebiete  der  Münz- 
herrschaft Bergbau  auf  Silber  oder  Gold 
betrieben,  so  behielt  sieh  dieselbe  auch  den 
privaten  Bergwerken  gegenüber  das  Vor- 
kaufsrecht au  dem  gewonnenen  Edelmetall 


vor  und  es  musste  zu  einem  liestimmten 
Preise  an  die  Münzstätte  abgeliefert  werden, 
die  dann  eine  höhere  Summe  aus  der  Mark 
ausbraelite,  als  sie  dafür  bezahlte.  Die 
Münzherreehaftcn  ohne  eigenen  Bergbau 
aber  suchten  sich  durch  die  Vorschrift  zu 
helfen,  dass  alles  eingeführte  Edelmetall  in 
Barren,  fremden  Münzen,  Bruchgold  «xler 
Bruchsilber  immer  zuerst  an  die  Münzstätten 
o<ler  an  besonders  eingesetzte  Wechsler  ver- 
kauft werden  sollte,  die  nur  den  gesetzlichen 
Preis  dafür  bezahlten.  Der  Umlauf  fremder 
Münzen  war  streng  verboten,  sie  sollten 
eben  zum  Wechsel  gebracht  werden  und 
den  Sehlagschatz  entrichten.  Namentlich  in 
den  Gebieten  der  so  zahlreichen  deutschen 
Münzherrsehafteu  war  das  Territorial  princij» 
streng  durchgeführt.  Auf  jedem  Markte 
konnte  man  nur  mittelst  der  von  der  Markt- 
herrschaft  geprägten  Münzen  Geschäfte 
machen,  und  die  fremden  Kaufleute  waren 
also  genötigt,  das  Geld  einzuweehscln  und 
sieh  den  Abzug  des  Schlagschatzes  gefallen 
zu  lassen.  Es  war  dies  im  Grunde  nichts 
anderes  als  eine  Vorkehrssteuer  von  eigen- 
tümlicher Form,  die  sich  nicht,  wie  Zoll  und 
Acoise,  an  die  Waren,  sondern  an  das  I’m- 
satzmittel  hielt.  Wenn  die  Wechselstelle 
genügendes  Kapital  besass,  so  war  es  nicht 
nötig,  dass  sie  die  eingewechselten  Münzen 
wirklich  umpriigen  liess.  und  sie  konnte  sie 
daun  vielleicht  noch  einmal  mit  Vorteil  ver- 
werten , um  den  abziehenden  Kaufleuten 
Münzen,  die  sio  anderswo  benutzeu  konnten, 
anszuweehseln.  Es  war  übrigens  auch  ge- 
stattet, Barretisilbor  als  Kaufmittel  zu  be- 
nutzen, wenn  dafür  eine  dem  Sehlagschatz 
entsprechende  Abgabe  entrichtet  wurde. 
Der  l ’ m Wechsel 1 1 ngsz  wang  und  die  damit 
verbundene  Erhebung  eines  Schlagschatzes 
fand  al>er  auch  bei  anderen  Gelegenheiten 
statt,  wo  sie  noch  weniger  begründeten  An- 
hiss hatte  als  bei  dem  Marktverkehr.  So  in 
Deutschland  bei  jedem  Wechsel  der  Person 
des  Müuzherrn  (olie  Pfennige  soll  man  er- 
neuern. wenn  neue  Herren  kommen«  ; Sach- 
senspiegel), häufig  aber  auch  ohne  solche 
Veranlassung  einfach  zur  finanziellen  Aus- 
nutzung des  Münzregals,  ln  Schlesien  und 
Polen  mussten  bis  zum  14.  Jahrhundert 
sogar  alle  Münzen  (vermutlich  nur  dünne 
Blcehmünzen.  Brakteaten)  dreimal  im  Jahre, 
wie  es  scheint  bei  Gelegenheit  der  Jahr- 
märkte, nmgeprägt  werden,  was  ebenfalls 
nur  eine  eigentümliche  Form  der  Erhebung 
einer  Abgabe  war.  Die  Unterthanen  befrei- 
ten sieh  von  diesem  Auswechsel ungszwauge 
durch  Uebernahme  einer  besonderen  Steuer 
(pecunia  monetalis.  Abgang,  defectus  monetär), 
die  von  den  Städten  in  einer  festen  Summe 
und  in  den  Dörfern  von  jeder  Hufe  erhoben 
wurde.  In  Oesterreich  wurde  die  Münzer- 
neuerung durch  eine  Getränkesteuer,  «las 
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Ungeld,  ersetzt.  Auch  in  Frankreich,  insbe- 
sondere iti  der  Normandie,  kommt  eine  Steuer 
(Monueyage)  als  Ae<juivalent  für  das  Münz- 
änderungsrecht des  Königs  vor,  die  aber 
ebenso  wenig  wirksam  war  wie  die  feier- 
lichen Zusagen  in  betreff  des  Münzwesens, 
welche  die  Könige  gegen  die  Entschädigung 
mehrfach  bei  der  Gewährung  von  Kommune- 
rechten  an  Städte  gegeben  haben.  Zur  wei- 
teren Sicherstellung  des  Monopol  wertes  der 
Miinzung  diente  auch  die  strenge  Regelung 
des  Geschäftsbetriebes  der  Goldschmiede. 
Sie  durften  nicht  mehr  Gold  und  Silber 
kaufen,  als  sie  in  ihrem  Gewerbe  brauchten, 
durften  das  Edelmetall  nicht  höher  als  zu  I 
dem  gesetzlichen  Preise  bezahlen  und  es 
sich  namentlich  auch  nicht  durch  Einschmel- 
zen von  Münzen  verschaffen.  Besonders 
zahlreich  finden  sich  Bestimmungen  in  be- 
treff der  Goldschmiede  in  den  französischen 
Ordonnanzen  aus  den  letzten  Jahrzehnten 1 
des  13.  und  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahr-  j 
111110:10148.  Sie  durften  hiernach  das  Gold 
oder  Silber  entweder  nur  von  den  angestell- , 
teil  Wechslern  oder  erat  dann  von  anderen 
kaufen,  wenn  es  bei  dem  Wechselamt  re- 1 
gistriert  war.  Sie  durften  kein  Edelmetall 
affinieren,  auch  keine  fremden  Münzen  ein- 
sohmolzen,  da  diese  ja  auch  zuerst  zu  den 
Wechselstellen  gebracht  werden  mussten. 
Das  Verbot  der  Einschmelzung  inländischer 
Münzen  wird  ebenfalls  immer  wiederholt, 
was  natürlich  nur  hinsichtlich  der  schweren 
und  hochhaltigen  Münzen  praktische  Bedeu- 
tung hatte.  Nach  einer  Ordonnanz  von  1328 
mussten  die  Wechsler,  Goldschmiede  und 
grösseren  Kaufleute  schwören,  den  gesetz- 
lichen Gold-  und  Silberpreis  streng  einzu- 
halten. Zeitweise  wurde,  um  den  Münzen 
das  Prägematerial  reichlicher  zuzuführen, 
den  Goldschmieden  die  Anfertigung  grösse- 
rer Geräte  gänzlich  verboten.  So  sollten 
sie  nach  einer  Ordonnanz  von  1310  ein  Jahr 
lang  überhaupt  kein  Gold-  und  Silltergeschirr 
ohne  Erlaubnis  des  Königs  anfertigen,  nach 
einer  Ordre  von  1332  nur  Silbergeschirr  von 
höchstens  einer  Mark  Gewicht,  abgesehen  von 
Kirehengeräten.  Aehnliche  Verordnungen 
findet  man  ans  den  Jahren  1313, 1315, 1332  etc. 

Auch  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Edel- 
metallen und  Münzen  wurde  im  Mittelalter 
mehr  mit  Rücksicht  auf  die  Ausnutzung  des 
Münzregals  als  nach  den  allerdings  schon 
hier  und  da  hervorlretenden  merkantilisti- 
sc-hen  Anschauungen  geregelt.  Fremde  Mün- 
zen können  nur  zum  Einschmelzen  einge- 
führt werden,  die  Ausfuhr  von  Barrenmetall, 
die  von  Gold-  und  Silbergeschirr  wird  in 
den  französischen  Ordonnanzen  vielfach  be- 
schränkt, die  von  Münzen  bestimmter 
Art,  nämlich  verschlechterten,  aber  oft  aus- 
drücklich erlaubt  (Ord.  v.  1304,  1309,  1322, 
1332  etc.). 


Die  Aufreehterhaltung  einer  bedeutenden 
Wertdifferenz  zwischen  den  Münzen  und 
dem  ungeprägten  Metall  wurde  im  allge- 
meinen um  so  schwieriger,  je  mehr  die 
Menge  der  im  Umlauf  befindlichen  Münzen 
zunahm.  Dies  geschah  nun  schon  im  I^aiifc 
des  14.  Jahrhunderts  in  beträchtlichem 
Masse  infolge  der  verhältnismässig  bedeu- 
tenden Vermehrung  der  Goldprägung,  und 
dazu  kam  dann  in  dem  letzten  Drittel  des 
15.  Jahrhunderts  die  noch  weit  grössere 
Vermehrung  des  Silbergeldes  infolge  des 
Aufschwunges  des  deutschen  Bergbaus.  Diese 
fortschreitende  Entwickelung  der  Geldwirt- 
schaft begünstigte  nun  aber  die  Anwendung 
der  zweiten  Methode  der  Ausnutzung  des 
Münzregals,  die  wesentlich  darauf  beruht, 
dass  bestehende  Geldschulden  vermöge 
gesetzlicher  Anordnung  mit  bestimmten 
Münzen  zu  dem  diesen  beigelegten  Nenn- 
wert bezahlt  werden  können.  Diese  .Mün- 
zen erhalten  also,  wenn  sie  auch  innerlich 
nicht  vollwertig  sind,  einen  gesetzlichen 
Zahlungskredit  nicht  nur  mit  Bezug 
auf  die  öffentlichen  Kassen,  sondern  gegen- 
über jedem,  der  Geld  zu  empfangen  hat. 
Die  Münzversehlechterung  war  für  die  mit- 
telalterliehen Fürsten  ein  Analogon  zu  dem 
finanziellen  Hilfsmittel,  das  die  heutigen 
Staaten  in  dem  Papiergelde  besitzen;  aber 
so  lange  die  Geldwirtschaft  und  der  öffent- 
liche Kredit  noch  auf  einer  niedrigen  Stufe 
stand,  war  es  schwieriger,  Münzen  20  bis 
30%  über  ihrem  inneren  Werte  als  heute 
einen  stofflich  wertlosen  Papierschein  auf 
dem  Parikurse  zu  erhalten.  Am  deutlichsten 
lässt  sieh  die  Entwickelung  in  Frankreich 
verfolgen.  Philipp  der  Schöne  begann  seine 
Münzverschlechterungen  im  Jahre  1295 
förmlich  als  eine  Kreditoperation,  indem  er 
feierlich  und  mit  Zustimmung  und  Bürg- 
schaft der  Königin  versprach,  die  leichten 
Münzen  später  zu  ihrem  vollen  Nennwerte 
einzuziehen,  was  freilich  niemals  geschehen 
ist.  Im  allgemeinen  aber  ging  man  von  der 
Anschauung  aus,  dass  das  Livre  eine  ideale, 
in  den  Gütern  sich  ausprägende  Wertein- 
heit sei,  die  durch  die  Münzen  auch  unab- 
hängig von  dem  inneren  Werte  derselben 
repräsentiert  werde.  Daher  wurde  in  meh- 
reren Ordonnanzen  immer  wieder  befohlen, 
dass  alle  Rechnungen  nur  auf  Livres,  d.  h. 
auf  die  Rechnungseinheit  von  20  Sols  oder 
240  Dcniers.  nicht  aber  auf  Gewichtsmengen 
Gold  cxler  Silber  oder  auf  bestimmte  Miinz- 
sorton,  etwa  auf  Moutons  oder  Tournosen 
lauten  sollteu.  Die  geringhaltigen  Münzen 
erhielten  also  einen  bestimmten  Nominal- 
wert in  dcniers  tournois,  und  ein  aus  solchen 
Münzen  zusammengesetztes  Livre  vor»  240 
Deniera  musste  von  den  Gläubigern  nach 
seinem  Nennwert  angenommen  werden.  Die 
iJihne  und  gewisse  Preise  im  Kleinverkehr 
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sind  wahrscheinlich  nicht  immer  sofort  im 
Verhältnis  zur  M ii n z vorscl i leehter u n g ge- 
stiegen, al»er  im  grösseren  Verkehre  liess 
sich  eine  Preiserhöhung  auch  durch  Vcrl»ote 
nicht  verhindern.  Die  Wirkung  der  Ver- 
schlechterung der  Masse  der  im  gewöhn- 
lichen Verkehr  umlaufenden  Münzen  war 
im  wesentlichen  dieselbe,  die  heute  Ikh 
einem  unein löslichen  Papiergeld  mit  Zwangs- 
kurs einzutreten  pflegt : ein  Agio  auf  die 
Edelmetalle,  insliesondere  auf  die  Gold- 
münzen  und  die  groben  Silbermünzen. 
Diefce  erhielten  in  den  Sols  oder  Denicrs 
der  umlaufenden  Münzen  trotz  aller  Verbote 
»durch  den  Willen  des  Volkes«  einen  um 
so  höheren  Kurswert,  je  schlechter  die 
letzteren  wurden.  War  die  Unterwertigkeit 
der  Münzen  durch  eine  Reihe  von  Ver- 
ringerungen auf  den  tiefsten  erreichbaren 
Punkt  gebracht,  so  kehrte  man  nach  der 
französischen  Praxis  im  14.  und  1."*.  Jahr- 
hundert plötzlich  zu  der  ^forte  monnaie* 
zurück,  verlief  die  vorhandenen  leichten 
Münzen  oder  setzte  sie  einfach  ihrem  ge- 
ringen Metall  werte  entsprechend  herab. 
Zugleich  wurde  jedoch  regelmässig  eine 
grosse  Ordonnanz  erlassen,  um  die  Zahlung 
der  Schulden  zu  regeln,  was  bei  der  Ver- 
ringerung der  Münzen  nicht  geschah.  Es 
wurde  dadurch  verhindert,  dass  Schuldsum- 
men. die  in  leichtem  Oelde  ausgethan  wor- 
den waren,  iri  schwerem  zurüekgezahlt 
werden  mussten:  beständige  Renten  jedoch 
und  überhaupt  Summen,  die  mehrere  Jahre 
nach  einander  zu  entrichten  waren,  sollten 
immer  in  dem  zur  Zahlungszeit  gütigen 
Oelde  nach  seinem  Nominalwert  bezahlt 
werden.  — Seit  1430  hörte  dieser  jierio- 
disehe  Wechsel  von  leichter  und  schwerer 
Münze  auf  und  es  trat  nunmehr  ein  ver- 
hältnismässig stabiler  Zustand  ein,  bei 
dem  aber  gleichwohl  ein  langsames  chroni- 
sches Sinken  des  Silbergehaltes  des  Kecli- 
nungslivre  fortdauerte.  Dabei  war  der 
Schlagschatz,  der  von  den  Goldmünzen 
und  den  groben  Silbermünzen  (Gras 
d 'argen t,  Tostons,  später  Louis  dargent) 
erhoben  wurde,  sehr  gering  und  diese 
Münzen  selbst  von  guter  Reschaffenheit. 
Al  hu1  der  Münzgewinn  wurde  durch  massen- 
hafte Prägung  kleinerer  und  gering- 
haltiger Münzen  erzielt,  die  sich  an  jene 
guten  anlehnen  sollten.  Die  Folge  war  aber 
immer  wieder,  dass  die  letzteren  in  Livres 
der  gewöhnlichen  Um  laufsin  iltol  ausgedrückt, 
zunächst  im  Verkehr  einen  höheren  Kura- 
wert  erhielten  und  dieser  dann  schliesslich, 
zuweilen  mit  Einführung  eines  neuen  schwe- 
ren Münztypus,  auch  gesetzlich  angenommen 
wurde.  So  erhielt  der  I/mis  d 'argen t von 
1041  einen  gesetzlichen  Wert  von  3 Livres, 
während  er  nur  8 mal  so  viel  Silber  enthielt 
als  der  Gros  d'argent  von  1440,  der  damals 


nur  2’  i Sols,  also  den  24.  Teil  von  3 Livree 
galt.  Eine  Periode  der  Münzwirren.  die  an 
«las  14.  Jahrhundert  erinnerte,  kehrte  in 
Frankreich  noch  einmal  in  den  letzten  un- 
glücklichen Rogierungsjahren  Ludwigs  XIV. 
zurück.  Auch  in  Deutschland  wurde  «K-r 
Münzgewinn  im  späteren  Mittelalter  und  in 
«ler  neueren  Zeit  hauptsächlich  durch  die 
Vermehrung  der  kleineren  Münzen  erzieh, 
denen  man  den  Charakter  von  Kreditgeld 
neben  «len  groben  zu  verschaffen  suchte. 
Auch  hier  war  der  Schlagschatz  für  «iie 
letzteren  gering,  ja  die  Staaten,  die  keinen 
eigenen  Bergbau  besassen,  waren  meistens 
gar  nicht  imstande,  z.  B.  Sjjcciesthaler  ohne 
Verlust  zu  prägen.  Denn  die  feine  Mark 
Silber  musste  z.  13.  mit  11  Gulden  in  der 
gewöhnlichen  Münze  bezahlt  weit  len,  während 
reichsgesetzlich  nur  9 Speciesthaler  zu  68 
Kreuzer  daraus  geprägt  wenlen  sollteu.  I>t 
Speciesthaler  konnte  daher  keinesfalls  zu 
dem  gesetzlichen  Kurse,  sondern  er  musste 
nach  dem  im  Verkehr  geltenden  Kurse 
ausgegeben  werden.  Eine  ähnliche  Er- 
scheinung wird  übrigens  auch  bei  Ab- 
wosenheit  jedes  Uebermasses  von  Scheide- 
münze durch  die  Abnutzung  der  «un- 
laufenden  Münzen  hervorgerufen.  Wenn 
«liose  z.  13.  durchschnittlich  um  1 — 2°o  ab- 
genutzt  sind,  so  muss  der  Preis  der  Mark 
Silber  in  diesen  Münzen  steigen,  und  w.*nn 
man  nun  nicht  mehr  Geldeinheiten  aus  der- 
selben prägt  als  die  dem  ursprünglichen 
Kusse  entsprechende  Zahl,  so  erleidet  maß 
einen  Verlust  und  die  neuen  schweren 
Münzen  werden,  wenn  sie  nicht  mit  einem 
Aufgelde  ausgegeben  werden,  sofort  aufge- 
sammelt und  eingeschmolzen  werden.  Daher 
haben  noch  in  «ler  neueren  Zeit  angesehene 
Schriftsteller,  wie  J.  G.  Hoffman n und 
Hanauer,  es  als  eine  Art  von  Naturgesetz 
angesehen,  dass  der  Münzfuss  infolge  «ler 
Abnutzung  immer  von  Zeit  zu  Zeit  etwas 
erleichtert  wenlen  müsse,  und  Hoffmana 
empfiehlt  die  Goldwälirung  hauptsächlich 
deshalb,  weil  «lie  Abnutzung  der  Goldmünzen 
im  Vergleich  mit  der  der  Silbermünzen 
ausserordentlich  klein  sei.  Die  Lösung 
dieser  Schwierigkeit  liegt  einfach  darin,  dass 
der  Staat  für  die  Abnutzung  aufzukommen 
und  die  zu  leicht  gewordenen  Münzen  auf 
seine  Kosten  einzuziehen  hat.  Aber  dieser 
Gedanke,  dass  das  Miiuzregal  nicht  nur 
keinen  Gewinn  einbringen,  sondern  als  ein 
lediglich  im  allgemeinen  Interesse  zu  hand- 
habendes Hoheitsrecht  dem  Staate  sogar 
noch  Kosten  verursachen  sollte,  lag  «ler 
älteren  Anschauungsweise  durchaus  fern. 
Jene  höhere  Auffassung  des  Münzrechts 
drang  zuerst  in  England  durch,  wo  sehen 
H»0b  die  unentgeltliche  Prägung  des  in  «lie 
Münze  gebrachten  Goldes  und  Silbers  ein- 
geführt, also  sogar  auf  Ersatz  der  vom 
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Staate  aufgewendeten  Kosten  verzichtet 
■wurde.  In  den  Jahren  1696—98  fand  auch 
schon  auf  Staatskosten  eine  Einziehung  und 
T7m prägung  <ler  abgenutzten  Münzen  mit 
Ergänzung  des  Abgangs  statt.  Ober  die 
gegenwärtige  Regelung  dieser  Frage  in 
Deutschland  und  anderen  Ländern  s.  o.  sub2. 

Das  Uebel  der  Münzverschlechterung 
wurde  in  Deutschland  durch  die  übermässig 
grosse  Mannigfaltigkeit  der  Münzen  noch 
verschärft.  Zur  Bekämpfung  beider  Miss- 
stiinde  gründeten  die  Städte,  die  am  meisten 
unter  ihnen  zu  leiden  hatten,  schon  seitdem 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  Münzvereine, 
denen  auch  andere  Münzhorrschaften  bei- 
trateo.  Wichtig  war  auch  der  von  den 
rheinischen  Kurfürsten  zuerst  1386  ge- 
gründete und  mehrfach  erneuerte  Münzverein, 
durch  den  namentlich  der  Wert  des  Gold- 
guldens  gesichert  werden  sollte.  Im  10. 
Jahrhundert  bemühte  man  sieh  von  Reichs 
wegen  ernstlich  um  eine  bessere  Kontrolle, 
und  namentlich  hatten  die  Kreise  auf  Grund 
der  Reichsmünz-  und  Probierordnung  von 
1Ü59  jährlich  Probationstage  abzuhalten,  auf 
denen  die  Probern unzon  (deren  von  jedem 
->  Werke«  eine  oder  mehrere  in  die  dazu 
bestimmten  Büchsen  geworfen  worden 
mussten)  untersucht  wurden.  Indes  wurde 
dadurch  weder  die  fortwährende  Erhöhung 
des  Agios  der  Speciesthaler  und  Goldmünzen 
noch  die  schlimme  Episode  der  * Kipper-  und 
Wipperzeit«  in  den  Jahren  1621  und  1022 
verhindert. 

Was  die  geschäftliche  Verwaltung  des 
M ünzregals  betrifft,  so  finden  wir  sie  seit 
dem  18.  Jahrhundert  in  Deutschland  in  vielen 
Städten  in  den  Händen  der  (von  dem  Münz- 
hause sogenannten)  Hausgenosßsen,  an 
deren  Spitze  als  Leiter  des  Betriebs  der 
Münzmeister  stand.  Schon  in  der  späteren 
römischen  Kaiserzeit  gehörten  die  Monetarii 
zwangsweise  einem  Kollegium  an,  doch  ist 
nicht  wahrscheinlich,  dass  die  mittelalter- 
lichen Münzergenossenschaften  irgendwie 
mit  den  römischen  Einrichtungen  in  Zu- 
sammenhang stehen.  Mit  der  technischen 
Herstellung  der  Münzen  hatten  sie  selbst 
jedenfalls  in  der  späteren  Zeit  nichts  mehr 
zu  schaffen,  sie  garantierten  aber  für  den 
richtigen  Gehalt  derselben  und  stellen  sich 
im  übrigen  als  Genossenschaft  von  Kapita- 
listen dar,  welche  die  für  den  Betrieb  der 
Münzstätten  und  der  mit  diesen  verbundenen 
Wechselämter  erforderlichen  Mittel  stellen 
und  dafür  einen  angemessenen  Kapitalgewinn 
beziehen.  In  Basel  gehörten  auch  die  Gold- 
schmiede zu  der  Hausgenossenschaft,  während 
sie  in  den  anderen  Städten  eine  besondere 
Zunft  bildeten  und  nur  der  Jurisdiktion  und 
Aufsicht  der  Münzmeister  unterstanden.  — 
lu  Frankreich  finden  wir  in  der  ersten 


Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  an  der  Spitze 
der  Verwaltung  des  Münzwesens  zwei  bis 
! vier  Maitres  generaux  mit  ausgedehnten 
.administrativen  Befugnissen  und  besonderer 
Jurisdiktion.  Im  Jahre  1358  schieden  sie 
aus  der  Rechnungskammer  aus  und  es  wurde 
| eine  besondere  »Chambre  des  Monnaies« 
errichtet,  auf  welche  auch  die  bis  dahin 
von  den  Maitres  generaux  ausgeübte  Ge- 
richtsbarkeit ül>erging  und  die  1551  als 
»souveräne«  d.  h.  in  letzter  Instanz  ent- 
scheidende »Cour  des  monnaies«  konstituiert 
wurde.  Die  Zahl  der  königlichen  Münz- 
! häuser  belief  sich  1380  auf  20.  Bei  jedem 
1 gab  es  ausser  den  aufsichtsführenden  und 
technischen  Beamten  und  den  Arbitern, 

I die  von  alters  her  eine  Art  von  erblicher 
Kaste  bildeten,  zwei  Maitres  particuliers, 
einer  für  das  Gold , der  audere  für  das 
Silber,  die  den  finanziellen  Betrieb  der 
Münze  in  Entreprise  nahmen,  indem  sie 
meistens  für  ein,  zuweilen  auch  für  mehrere 
Jahre  die  Austnünzung  einer  gewissen  An- 
zahl Mark  Gold  oder  Silber  auf  Grund  einer 
Submission  oder  auch  einer  direkten  Ver- 
leihung übernahmen  und  die  Gehälter  und 
Löhne  des  ganzen  Personals  uud  die  sämt- 
lichen sonstigen  Fabrikationskosten  bezahlten 
und  in  einem  Teile  des  Scldagschatzes  ihren 
Gewinn  erhielten.  In  Frankreich  ist  dieses 
System  der  Entreprise  auch  in  der  neueren 
Zeit,  «ds  die  Prägungsgebühr  nur  die  Pro- 
duktionskosten nebst  dem  gewöhnlichen 
Kapitalgewinn  deckte,  beibehalten  und  erst 
18(9  durch  das  System  der  unmittelbaren 
Staatsregie  ersetzt  worden,  das  in  den 
meisten  anderen  Staaten  schon  längst  be- 
stand. — Ueberblickt  man  die  heutigen 
Münzzustände  im  Vergleich  mit  den  früheren, 
so  ergiebt  sich,  dass  die  schweren  wirt- 
schaftlichen Störungen  und  Uebel,  die  einst 
aus  den  Münzversehleehterungen  entstanden, 
gegenwärtig  in  den  Kulturstaaten  nicht 
mehr  Vorkommen,  dass  alter  die  Unterwer- 
tigkeit  eines  grossen  Teiles  der  umlaufenden 
Münzen  in  einem  Grade  vorhanden  ist.  wie 
es  verhältnismässig  in  früherer  Zeit  selten 
vorgekommen  sein  dürfte;  man  denke  nur 
an  die  Masse  der  silbernen  Courantmüuzen 
in  den  Staaten  des  lateinischen  Münzbundes, 
in  Amerika,  in  Deutschland,  Oesterreich  und 
Holland.  Es  zeigt  sich  liier  die  ausser- 
ordentliche Hebung  des  öffentlichen  Kredits, 
die  freilich  noch  augenfälliger  darin  hervor- 
tritt, dass  Staaten  wie  Frankreich  selbst 
uneinlüsliches  Papiergeld  mit  Zwangskurs 
nahezu  auf  seinem  Nennwert  zu  erhalten 
vermochten.  Das  sogenannte  Greshamsehe 
Gesetz,  dass  gutes  und  schlechtes  Geld 
nicht  neben  einander  liestehen  könne,  son- 
dern das  erstere  durch  das  letztere  ver- 
drängt werden  müsst1,  gilt  also  nicht,  wenn 
und  so  lauge  der  Fehlbetrag  an  innerem 
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Gehalt  hei  der  einen  Geldart  durch  einen 
allgemein  anerkannten  Kreditwert  ersetzt 
wird. 

Lejrls. 


11.  Orientalisches  und  griechisches 
Münzwesen. 

1.  Vorstufen.  Tauschverkehr.  2.  1 »ie  Edel- 
metalle als  Wertmesser  in  Babylonien.  3.  Ver- 
breitung und  Modifikationen  des  babylonischen 
Systems.  4.  Erfindung  der  Münze  in  Lydien. 
Technisches.  5.  Die  iiltesten  Prägungen  in 
Kleinasien.  C.  Verbreitung  der  Münze.  7.  Die 
Münzen  des  Perserreichs.  H.  Die  griechischen 
Münzsysteme.  Aeginetischer  und  cubüiseher  Kuss. 
9.  Die  athenischen  Münzen.  10.  Die  Prägungen 
im  Westen.  Karthago.  11.  Die  makedonische 
und  hellenistische  Zeit.  12.  Die  Münzen  der 
Ptolemäer. 

1.  Vorstufen.  Tauschverkehr.  Aller 
ursprüngliche  Handelsverkehr  beruht  auf  dem 
Tausch.  Die  Waren,  die  man  auf  den  Markt 
bringt,  werden  nach  dem  Bedürfnis  und  nach 
der  Höhe  des  Angebots  gegen  einander  ab- 
geschützt und  aiisgetauscht.  In  dieser  Ge- 
stalt tritt  uns  der  Markt  verkehr  z.  B.  in 
Aegypten  in  Darstellungen  aus  den  Gräbern 
der  Pyramidenzeit  (3.  .Jahrtausend  v.  Ohr.) 
und  auch  später  noch  anschaulich  entgegen1). 
Auch  der  Staat  des  Pliaraoneureichs  ist  auf 
diese  Verkehrsform  aufgebaut  und  hat 
immer  an  ihr  festgehalten : er  zeigt  eine  so 
hoch  entwickelte  Form  reiner  Naturalwirt- 
schaft, wie  sie  wohl  nirgends  sonst  in  der 
Geschichte  vorkommt.  Alle  Hinnahmen  aus 
Domänen,  Abgaben  u.  a.  bestehen  in  Natu- 
ralien, vor  allem  in  Lebensmitteln,  und  in 
diesen  werden  dann  den  Beamten  des  Hofes 
und  Staates  und  ebenso  den  Priestern  u.  a. 
ihre  Gellälter  in  Tagesrationen  ausgezahlt.-) 
Im  zweiten  Jahrtausend  hat  sich  daneben 
für  den  Verkehr  eine  Rechnung  nach  Kupfer 
und  Gold  gebildet  (s.  u.). 

Bei  anderen  Völkern  hat  sich  meist  eine 
bestimmte  Ware  zum  allgemeinen  Wert- 
messer herausgebildet,  nach  der  die  übrigen 
geschätzt  werden.  Meist  ist  es  zunächst 
das  Vieh.  So  in  der  homerischen  Welt,  wo 
der  Wert  von  Rüstungen,  Sklaven  u.  a.  in 
Rindern  geschätzt  wird.  In  den  lateinischen 
Wörtern  pecunia,  peeulium  lebt  die  Erinne- 
rung an  diesen  Zustand  fort.  Staatliche 
Bussen  wurden  in  Athen  noch  in  Drakons 
Gesetzgebung  (um  624  v.  Chr.),  in  Rom  bis 


’)  S.  Er  man,  Aegypten  und  ägyptisches 
Leben  im  Altertum  II  654  ft'. 

*)  Einen  Auszug  aus  einem  Rechnungsbuch 
des  Königlichen  Jfofes.  das  diese  Verhältnisse 
lebendig  vor  Augen  führt,  habe  ich  in  meiner 
Schrift  „Die  Wirtschaft!.  Entw.  des  Altertums“ 
S.  64  ff  mitgeteilt. 


, zum  Jahre  430  in  Rindern  und  Schafen  auf- 
erlegt. Neben  dem  Vieh  findet  sich  bei 
Homer  schon  die  Schätzung  nach  Metallen, 
die  allmählich  das  Uebergewicht  gewinnt. 
, In  Italien  wurde  durchweg,  in  Griechenland 
vielerorts  nach  Kupfer  gerechnet,  zum  Teil 
j in  verarbeiteter  Form,  so  auf  Kieta  nach 
i ehernen  Kesseln  und  Dreifüssen : im  Pek- 
ponnes  rechnete  man  nach  Eisen.  Danebeu 
alter  findet  sich  schon  bei  Homer  geiegect- 
I lieh  eine  Schätzung  nach  Edelmetallen. 

2.  Die  Edelmetalle  als  Wertmesser 
iu  Babylonien.  Im  vorderasiatischen 
j Handelsgebiet,  dessen  Sch werpuukt  seit 
i uralter  Zeit  Babylonien  bildet,  haben  «&? 
i Edelmetalle  die  beherrschende  Stellung  für 
1 den  Verkehr  gewonnen,  von  der  aus  sie 
I Schritt  für  Schritt  die  ganze  Welt  erobert 
j haben.  In  den  tausenden  von  Gesehäftsur- 
kunden,  welche  sich  von  der  Mitte  des  3. 

; Jahrtausends  v.  Chr.  ab  aus  den  StäJteL 
' Babyloniens  erhalten  haben1),  wird  bei 
i Kaufgeschäften,  llausmieteu,  zinstragend 
! Darlehen  u.  s.  w.  durchweg  nach  Geld  gt- 
I rechnet.  Gezahlt  wurde  in  Edelmetallen. 

1 Gold  und  Silber,  vielleicht  auch  in  Elektron 
| (Weissgold),  der  Mischung  von  Gold  und 
Silber,  die  im  vorderasiatischen  Verkehr 
(auch  in  Aegypten)  eine  grosse  Rolle  spielte 
und  als  selbständiges  Metall  angesehen 
j wurde.  Seit  den  ältesten  Zeiten ä)  finden 
! wir  zwischen  Gold  und  Silber  das  feste 
Verhältnis  von  13la : 1 , das,  trotz  vieler 
Schwankungen  im  einzelnen,  für  die  Ge- 
schichte der  .Münzmetalle  im  Altertum  grund- 
legend geblieben  ist.  Wie  dies  Verhältnis 
entstanden  ist,  ist  ebenso  wenig  zu  ermitteln. 

I wie  bisher  die  Frage  beantwortet  werdet 
1 kann,  woher  die  grossen  Massen  des  im 
! alten  Orient  kursierenden  Silbers  stammen.  ) 

I 

*,  Eine  reiche  Auswahl  aus  diesen  Texten 
mit  Uebersetzung  hat  F.  Peiser  in  der  Keii- 
! inschriftlichen  Bibliothek . herausgegebeu  von 
E.  Schräder,  Bd.  IV  1Ö96,  veröffentlicht. 

*)  Sicher  nachweisbar  ist  dies  Verhältnis 
in  den  Tributen  in  Gold  und  Silber,  welche 
i die  syrischen  Kleinstaaten  zu  Anfang  des  15. 
Jahrhunderts  dom  Pharao  Thutmosis  III. zahlten, 
i s.  Brandis,  Münz-,  Maas-  und  Gewichtswesen 
I in  Vorderasien,  S.  91  ff.,  vgl.  H ult  sch,  Griech. 
rum.  und  Metrologie®,  S.  374 f.  Da  aber  die 
Silbermine,  nach  der  in  den  ältesten  babylonischen 
Urkunden  gerechnet  wird,  wohl  zweifellos  keine 
i andere  ist  als  die  spätere  Silbermine  von  546.6  g. 
und  die  Entstehung  dieser  das  angegebene  Ver- 
hältnis voraussetzt,  muss  dasselbe  in  Babylonien 
] bereits  im  dritten  Jahrtausend  v.  Chr.  bestanden 
haben. 

3)  Ueber  die  Fundstätten  des  Goldes  ;z.  B 
in  Nubien)  geben  die  Denkmäler  vielfach  .Aus- 
kunft. Dagegen  fehlen  über  die  Bezugsquellen 
des  Silbers  vor  der  Erschliessung  Spaniens  durch 
die  Phöniker  (um  1100  v.  Chr.)  alle  Nachrichten, 
i Die  griechischen  Silbermineu  können  für  den 
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— Wo  Elektron  verwendet  wurde,  scheint 
es  durchweg  so  hergestellt  oder  wenigstens 
im  Kurs  so  angesetzt  worden  zu  sein,  dass 
sich  als  Verhältnis  ergab : Gold : Elektron  : 
Silber  = 13<  3:  10:  1. 

Eine  Münze  kannte  die  Geldrechnung' 
des  alten  Orients  noch  nicht.  Vielmehr 
wurden  die  Edelmetalle  zugewogen  wie  jede 
andere  Ware.  Um  sie  bequemer  handhaben 
und  wiegen  zu  können,  waren  die  Barren 
für  den  Verkehr  nach  Bruchteilen  der  Ge- 
wichtseinheit in  handliche  Form  gebracht, 
die  kleineren  Stücke  gewöhnlich  in  King- 
form ')  — dieselbe  ist.  auf  den  ägyptischen 
Denkmälern  vielfach  abgebildet;  eine  Anzahl ' 
kleiner  Goldringe  hat  sich  erhalten.2)  Da- 
neben dient  das  zu  Schmucksachen  u.  a.  ver- 
arlteitete  Metall  gleichfalls  als  Zahlungs- 
mittel. Das  grundlegende  Gewicht,  etwa  ^ 
unserem  Pfund  entsprechend,  ist  in  Baby- 1 
lonien  die  Mine,  die  wie  alle  babylonischen ; 
Masse  nach  dem  Sexagesimalsystem  weiter-! 
entwickelt  wird : GO  Minen  = 1 Talent,  Uno 
Mine  = 1 Schekel  (»Gewicht« , griech. 
Stator).  Da  man  aber  im  Geld  verkehr  Gold  | 
und  Silber  neben  einander  verwendete,  die  j 
in  dem  unbequemen  Verhältnis  13*. 3 : 1 . 
standen,  konnte  man  sie  nicht  nach  dem  ge- 1 
wohnlichen  Handelsgewicht  wägen,  sondern 
bedurfte  für  jedes  der  beiden  Metalle  einer 
besonderen  Gewichtsskala;  dieselben  sollten 
in  dem  Verhältnis  zu  einander  stehen,  dass 
eine  Gewichtseinheit  Gold  den  zehnfachen  j 
Wert  desselben  Nominals  Silber  nach  Silber- 
gewicht repräsentierte.  Für  Gold  hat  man 
das  Handelsgewicht  zu  Grunde  gelegt,  die 
leichte8)  babylonische  Gewichtsmine  von 


Orient  in  älterer  Zeit  noch  nicht  in  Betracht 
gekommen  sein  und  reichen  jedenfalls  nicht  ent-  i 
Fernt  aus,  um  den  ausserordentlich  grossen  Be- 
stand von  Silber  im  alten  Orient  zu  erklären. 

'»  Dass  es  auch  Talente  in  Ringform  gab, 
beweist  sein  hebräischer  Name  kikkar  „King“. 

s)  s.  Brand is  a.  a.  0.  S.  82. 

*)  In  Babylonien  giebt  es  zwei  Gewichts- 
skalen, eine  leichte,  deren  Mine  za  492  g zuerst 
von  Lehmann  nachgewiesen  ist  (Verband-; 
lungen  der  Berliner  Anthropol.  Gesellschaft 
IG.  März  1*89:  das  altbabyl.  Masssystem  als 
Grundlage  der  antiken  Gewichts-,  Münz-  und 
Masssysteme,  in:  Actes  du  huitt&me  Congr^s  j 
des  Orientalist«»  ä Stockholm,  section  semitique  1 
fase.  2.  1893,  und  sonst;  vgl.  II  ult  sch,  die  j 
Gewichte  des  Altertums,  in  den  Abh.  der  philo] . 
Klasse  d.  sächs.  Ges.  der  Wissensch.,  Bd.  XVIII 
1898,  dessen  Folgerungen  ich  aber  nicht  überall 
zustimmen  kann),  und  eine  schwere,  deren  Ein- 
heiten das  Doppelte  des  leichten  betragen.  Ob- 
wohl auch  das  schwere  babylonische  Gewicht  für 
die  Geschichte  des  antiken  Münzwesens  von  Be- 
deutung gewesen  ist,  brauchen  wir  an  dieser 
Stelle,  an  der  es  sieh  nur  um  eine  orientierende 
Uebersicht  handeln  kann,  auf  dasselbe  nicht 
weiter  einzugehen. 


492  g und  ihr  Sechzigstel,  den  Schekel  von 
8,2  g.  Für  das  Silber  bildete  man  als  Ein- 
heit eine  Silbermine,  welche  5 Schekeln 
Goldes  (—  41  g)  gleichwertig  war.  Somit 
ergab  sich  für  die  Silbermine  (3  : 40  = 41 : 
54G,6)  ein  Gewicht  von  540,6  g und  für 
ihr  Sechzigstel,  den  Silberschekel.  9,1  g. 
Nach  dieser  Silbermine  und  ihrem  Silber- 
sehekel wird  in  allen  babylonischen  Urkun- 
den gerechnet;  in  welchem  Metall  gezahlt 
wurde,  war  dabei  gleichgiltig. 

3.  Verbreitung  und  Modifikationen  des 
babylonischen  Systems.  Von  Babylonien 
aus  hat  sich  dies  System  über  Vorder- 
asien und  Aegypten  verbreitet,  dabei 
aber  mannigfache  Modifikationen  erlitten.  In 
Aegypten  hat  man  das  Gewicht  des  Silber- 
schekels von  9,1  g mit  geringer  Modifika- 
tion auf  Kupfer  übertragen.  Nach  diesem 
Kupfergewicht  (1  Kite  — 9,096  g)  und 
seinem  Zehnfachen  (1  Deben1)  = 90, 9G  g) 
wurden  jetzt  die  Preise  berechnet,  auch  die 
von  Sillter  und  Gold;  liier  herrscht  also 
jetzt  Kupfer  Währung.  Daneben  finden  sich 
Rechnungen  nach  Goldringen,  deren  Ge- 
wichtseinheit und  Verhältnis  zum  Kupfer 
noch  nicht  sicher  ermittelt  ist. 2)  In  Vorder- 
asien dagegen  wird  überall  nach  Edel- 
metallen gerechnet.  Aber  das  babylonische 
Sexagesimalsystem  wird  durchbrochen ; 
zwar  rechnet  man  nach  wie  vor  G0  Minen 
auf  ein  Talent,  aber  die  Mine  wird  nicht 
mehr  in  GO,  sondern  in  50  Schekel  oder 
Statere  geteilt,  so  dass  ein  Talent  jetzt  deren 
3000  hat.  Dabei  hat  man  zwei  verschiedene 
AVege  eingeschlagen : entweder 

a)  man  bildet  (das  ist  vielleicht  schon  in 
Babylonien  geschehen)  zu  dem  Goldschekel 
von  8,2  g eine  Goldmine  von  410  g = 50 
Goldschekoln . und  teilt  die  babylonische 
Silbermine  von  540  g in  50  Schekel  zu 
10,92  g,  oder 

b)  man  logt  die  Silbermine  von  540  g 
der  Goldrechnung  zu  Grunde  und  ent- 
wickelt daraus  nach  dem  Verhältnis  30 : 40 
eine  neue  Silltermine  von  728  g.  Dann  er- 
hält man 

1 Goldmine  zu  546  g 50  Goldschekel 
zu  10,92  g 

1 Silbermine  zu  728  g 50  Silberschekel 
zu  14,56  g. 

Dies  System  ist  in  Phünikien  herrschend 
geworden ; nach  ihm  situ!  auch  die  Geld- 
angaben dos  alten  Testaments  aus  vorpersi- 
scher Zeit  zu  verstehen.3)  Elektron  rechnete 

’)  Früher  Uten  oder  teil  transkribiert. 

*)  Mitteilung  von  A.  Er ntau. 

3j  Bei  der  Rechnung  sind  die  weiteren 
Dezimalstellen  nicht  berücksichtigt.  Ebenso  er- 
gaben sich  in  der  Praxis  kleine  Differenzen, 
weil  die  massgebenden  Gewichtseinheiten  nicht, 
völlig  genau  adjustiert  waren.  Als  Normal- 
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man  natürlich  nach  Silberfnss;  ein  Elektron- 1 lediglich  bestätigt.  Das  Wesen  der  Münze 
schekel  von  14.56  g war  dann  ~ 10  Silber-  bestellt  darin,  (lass  die  Gewichtsteile  Edel- 
sehekeln desselben  Gewichts  und  -=  1 i nietall,  welche  der  Verkehr  braucht,  w<m 
Goldschekel  von  10.02  g.  Staat  ausgegeben  und  durch  seine  Autorität 

In  diesen  Formen,  die  sich  durch  kleine  gedeckt,  daher  auch  von  seinen  Kassen  Ln 
Schwankungen  des  Normalgewichts  in  der  Zahlung  angenommen  werden,  ohne  dac* 
Praxis  innerhalb  der  einzelnen  Staaten  etwas  eine  Nachprüfung  des  Gewichts  erforderlich 
modifizieren  konnten,  liat  sich  der  Geldverkehr  ist.  Dadurch  erhalten  sie  Geltung  für 


des  Orients  jahrtausendelang  l»ewegt.  Seit 
dem  siebenten  Jahrhundert  ist  die  Rechnung 
nach  Edelmetallen  auch  nach  Griechenland 
gekommen  und  mit  ihr  das  vorderasiatische 
Ge wichtssy. stem.  liier  ergaben  sich  dann 
in  den  Gewichtssätzen  mannigfache  weitere 
Modifikationen.  AIrt  das  System  blieb  für 
das  1 landeisgewicht  wie  für  die  Edelmetall- 


den  Verkehr:  das  besagt  wie  das  deutsche 
Wort  Geld  aurit  ihr  griechischer  Name 
»das  was  gilt«.  Die  ältesten  Irdischen  Mün- 
zen zeigen  noch  kein  eigentliches  Gepräge: 
es  sind  ovale  Stücke,  welche  auf  der  einen 
Seite  eine  Anzahl  paralleler  Streifen  zeigerci 
der  erste  Ansatz  zum  Münzbilde,  auf 
der  anderen  ein  paar  unregelmässige  Ver- 


rechnung überall  das  gleiche:  1 Talent  zer-  tiefungen,  welche  von  dem  meissei formig»-n 
fiel  in  (»o  Minen  zu  50  Statoren  ( - Sehe-  Punzen  herriihren,  mit  dem  man  den  SchrT*- 
keln).  hatte  also  3000  Statcro.  Gewöhnlich  ling  festhielt  und  auf  den  man  mit  dem 
teilte  man  den  Stator  weiter  in  2 Drachmen  j Hammer  schlug.  Diese  Stücke  nntorschenlea 
(vHandvolD)  zu  6 Obolen  (»Spiessen«,  nach  : sieh  also  von  den  Barren  äusserlich  nur 
der  Form  der  kupfernen  oder  eisernen  Ge-  durch  andere  Herstellung  und  Form.  Bald 
wichtsstücke).  In  Korinth  dagegen  wurde ' erscheint  auf  der  einen  Seite  auch  da» 
der  Stator  in  3 Drachmen  geteilt  und  diese  Wappen  des  Staates,  in  Lydien  meist  der 
dann  weiter  halbiert  und  geviertelt.  — Nach  Kopf  eines  Löwen,  und  damit  ist  die 
Italien  und  Sicilien  dagegen  ist  dies  System  Schöpfung  der  Münze  vollendet.  Die  Weher- 
nieht  gedrungen,  auch  nicht  in  die  dortigen  entwickelung  der  Technik  zu  verfolgen. 
griechischen  Kolonicen.  Hier  rechnete  man 


vielmehr  nach  Kupferpfunden  (sieil.  kiton, 
lat.  libra  = as),  die  in  zwölf  Unzen  (ovyxin, 
uncia)  geteilt  wurden. 

4.  Erfindung  der  Münze  in  Lydien. 
Technisches.  Der  Fortschritt  vom  Barren- 
gold zur  Münze  ist  im  siebenten  Jahrhun- 
dert an  der  Grenze  des  orientalischen  und 
hellenischen  Kulturgebiets,  im  Irdischen 
Reiche,  von  den  Königen  des  Mennnaden- 
hausos,  Gyges  (reg.  ca.  675—657  v.  Uhr.) 
und  seinen  Nachfolgern,  geschehen.  Dass 
»die  Lyder  unter  den  Menschen,  soweit  wir 
sie  kennen,  die  ersten  sind,  welche  goldene 
und  silberne  Münzen  geprägt  haben«.,  sagt 
Herodot  I.  94  und  schon  ein  Jahrhundert 
vor  ihm  der  philosophische  Dichter  Xeno- 
plianes  von  Phokaea  (Pollux  IX,  83)  und 
wird  trotz  der  in  alter  und  neuer  Zeit  laut 


der  Technik  zu  verfolgen,  ist 
nicht  unsere  Aufgabe.  Nur  darauf  sei  hin- 
ge‘wiesen,  dass  die  Rückseite  noch  lange 
ohne  Münzbild  blieb,  wenn  auch  an  Stelle 
der  unregelmässigen  Vertiefungen  bald  rin 
(meist  viergeteiltes)  Quadrat  tritt,  das  soge- 
nannte Quadratum  incusum.  Dann  ixeginnt 
man  in  dieses  gleichfalls  ein  Münzbild  zn 
setzen,  schliesslich,  seit  der  Mitte  des  5. 
Jahrhunderts,  wird  allmählich  die  Rückseite 
künstlerisch  genau  ebenso  behandelt  wie 
die  Vorderseite.  Beischriften,  meist  der 
volle  oder  abgekürzte  Name  des  Prägoortes 
oder  des  Münzherrn  (in  Republiken  des 
prägenden  Beamten)  sind  an  manchen  Orten 
schon  sehr  früh  gebräuchlich.  Als  Mücz- 
bilder  verwendet  man  neben  dem  Wappen 
vor  allem  religiöse  Darstellungen.  Götter- 
köpfe u.  ä.  Dagegen  ist  die  Sitte,  den  Kopf 
des  Herrschers  auf  die  Münze  zu  setzen. 


gewordenen  Zweifel1)  durch  die  Münzfunde  erst  in  hellenistischer  Zeit  aufgekommen. 

— Auf  modernen  Geldwert  sind  die  antiken 

gewicht  des  phönikischen  .Silberschekels  kann  Münzen  im  folgenden  durchweg  nach  Gold- 
14,53  g betrachtet  werden.  — Die  beiden 
Systeme  sind  von  ßrandis  als  Zehustaterfuss 
und  Fünfzehnstaterfuss  bezeichnet  worden.  Da- 


währung reduziert  und  zwar,  unbekümmert 
seltenen  Fällen 


bei  geht  er  von  dem  sch  weren  bab.  Goldstater  i 
(oben  S.  907  Anin.  8)  von  16,36  g.  dem  Doppelten  | 
dos  leichten  Goldstaters,  ans.  Dieser  ist  nach  dem 
System  a)  an  Wert  gleich  10  schwereu  Silber-  \ 
stateren  von  21,85  g,  nach  dem  System  b)  gleich 
15  Silberstatereu  von  14,54  g. 

*)  Unter  den  zahlreichen  anderen  Erfindern 
der  Münze,  welche  die  alten  Gelehrten  ge- 
legentlich nennen,  verdient  hier  nur  König 
Pheidon  von  Argos  (wahrscheinlich  um  670v.Chr.) 
Erwähnung,  dem  Kphoros  t bei  Strabo  VIII.  3. 33: 
6,  16)  die  Erfindung  der  Münze  und  speciell  die 
Prägung  von  Silbergeld  auf  Aegina  zuschrieb. 


um  die  nur  in  seltenen  Fällen  genauer  zu 
bestimmenden  Schwankungen  des  Kurses, 
nach  dem  Verhältnis  Gold  : Elektron  : Silber 
13*;8  : 10 : 1,  so  dass  also  der  Wert  einer 


Das  ist  eine  entstellende  Erweiterung  der  kor- 
j rekteu  Angabe  Herodots  VI,  127,  dass  _l*hei- 
, don  den  Peloponnesiem  die  Masse  gemacht“ 
habe.  In  der  Tiiat  giebt  es  wohl  ein  phoi- 
«tonisches  Masssystem,  das  in  Griechenland  weit 
verbreitet  war,  aber  nicht  pheidonische  Münzen. 

')  Der  sog.  tvpus  fnsciatus,  d.  h.  Streifen- 
' t vpus. 
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Silbormünze  nicht  nach  ihrem  gegenwärtigen  1 * 
Kurswert  angegeben  ist,  sondern  nach  dem 
Wort  in  Mark,  den  ein  Goldstück  von  s'io 
ihres  Gewichte  haben  würde.1)  Das  Xor- 1 
mal  gewicht  einer  antiken  Münze  ist  fast: 
niemals  ganz  genau  zu  bestimmen:  denn 
einmal  haben  die  erhaltenen  Exemplare 
durch  Abnutzung  gelitten,  sodann  war  die  i 
Technik  nicht  so  fortgeschritten,  dass  sie  ( 
eine  ganz  genaue  Adjustierung  des  Schröt- 
lings ermöglichte  -),  und  endlich  ist  in  Be-  j 
t rächt  zu  ziehen,  dass  die  Münzen  vielfach  , 
etwas  minderwertig  ausgegeben  wurden, I 
namentlich  in  Bezug  auf  den  Feingehalt. 
Es  war  der  Ruhm  Athens  und  hat  ganz  j 
wesentlich  zu  dem  Siege  seiner  Währung; 
hei  getragen,  dass  seine  Silbermünzen  mög- 
lichst rein  und  vollwichtig  ausgeprägt  wur- 
den  und  daher  in  den  anderen  Staaten  über  j 
pari  standen.3 *)  Systematische  Münzver- 
schlechterung ist  auch  im  Altertum  in 
späterer  Zeit,  namentlich  in  der  römi- 
schen Kaiserzeit,  vielfach  vorgekommen,  für 
die  ältere  Zeit  dagegen  nur  ganz  verein- 
zelt anzunehmen.  Dagegen  scheint  Leh- 
mann1) recht  zu  haben,  wenn  er  annimmt, 
dass  auch  im  Altertum  für  die  Deckung 
der  Prägungskosten  ein  Schlagschatz  abge- 
zogen wurde,  der  indessen  nur  1 % des 
Wertes  betrug.  Im  übrigen  ist,  wenn  die 
erhaltenen  Münzen  und  die  aus  diesen  ab- 
zulcitendeu  Gewichte  von  den  oben  angege- 
benen Normalgewichten  oft  etwas  ab  weichen, 
nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  in  der 
Praxis  die  Normal  gewichte  der  einzelnen 
Staaten  nie  ganz  mit  einander  übereinstiinraen 
konnten. 

5.  Die  ältesten  Prägungen  in  Klein- 
asien. Die  ältesten  1 yd i sehen  Mün- 
zen5) sind  durchweg  Elektron  — diese 
Mischung  wurde  namentlich  aus  dem  Wasch- 
gold des  Paktolos  bei  Sardes  gewonnen  — und 
meist  nach  phönikischem  Fnss(b,  s.  oben  S. 907) 
geprägt,  Statere  von  ca.  14,2  g ( --•  rund 
29,5  M.)  mit  Teilstücken  bis  zu  1 24;  daneben 


*)  Ebenso  in  dem  Art.  Griechische  Fi- 
nanzen, oben  Bd.  III  S.  936 ff. 

*j  Iin  allgemeinen  muss  das  Höchstgewicht 
der  erhaltenen  Münzen  zu  Grunde  gelegt  wer- 
den. da  übervollwichtige  Münzen  höchstens  ganz 
vereinzelt  in  Umlauf  gekommen  sind. 

*)  Xenophon  de  vectigal.  3,  2.  „mit  atheni- 
schem Geld  machen  die  fremden  Kaufleutc  ein 
gutes  Geschäft;  denn  überall,  wo  sie  es  ver- 
kaufen, erhalten  sie  mehr  als  sein  Nennwert 
beträgt.“ 

*)  a.  a.  0.  S.  269. 

5)  s.  He  ad , the  coiuage  of  Lydia  and  Persia 
1877  (in  Numismatn  orientalia  vol.  I).  Früher 
hat  man  viele  Elektronstückc  für  Gold  gehalten. 
Einen  grossen  Teil  der  Irdischen  Münzen  (auf 
einer  hat  Six  den  Namen  des  Königs  Alyattes 
nachgewiesen)  schrieb  man  früher  Milet  zu,  so 
auch  noch  H e a d. 


aber  auch  Statere  nach  babylonischem  Sil- 
bergewicht (a  2.  s.  o.  S.  907)  von  ca.  10,8  g (= 
rund  23  M.).  Beide  Rechnungen  waren  also  im 
lydischen  Reich  geläufig.  Die  Griechen- 
städte Kleinasiens,  kommerziell  und  vielfach 
auch  politisch  von  Lydien  abhängig,  haben 
die  neue  Erfindung  sofort  übernommen  und 
nachgeahmt.  In  Ionien  prägte  man  im  all- 
gemeinen nach  phönikiseh-lydischem  Fass, 
meist  etwas  unterwertig,  Elektronstatere 
von  14,1 — 13,9  g,  ebenso  in  Lampsakos  und 
Abydos  am  Hellespont.  Dagegen  in  der 
nördlichsten  ionischen  Stadt  Phokaea,  das 
damals  auf  der. Höhe  seiner  Handelsmacht 
stand  und  das  Westmeer  bis  nach  Spanien 
erschloss,  und  ebenso  auf  Lesbos,  in  Kyzi- 
kos  an  der  Propotttis,  in  Kalchedon  und 
Byzanz  am  Bosporos  u.  a.  prägte  man  das 
Elektron  nach  schwerem  babylonischen  Gold- 
gewieht  (a  1,  s.  o.  S.907)  zu  16,5g  (Wert  rund 
34  M.).  Vielleicht  sollten  das  ursprünglich 
wirkliche  Goldmünzen  sein ; bald  aber  wird 
die  Silberbeimischung  immer  stärker.  Auch 
sonst  wird  das  Elektron  immer  mehr  mit 
Silber  legiert,  so  dass  sein  Goldgehalt  statt 
73%  kaum  mehr  als  40%  beträgt.  Es  hielt 
sich  aber  hoch  im  Kurs;  wie  es  scheint, 

; besass  man  kein  Mittel,  seinen  Feingehalt 
und  damit  seinen  wahren  Wert  festzustellen. 

1 — Diese  Elektronprägung  hat  sieh  bis  über 
das  Jahr  400  hinab  fortgesetzt:  die  Münzen 
: werden  aber  im  5.  und  4.  Jahrhundert  dureh- 
1 weg  als  Gold  und  zwar  als  phokaeische,  ky- 
; zikener,  lampsakenerGoldstatere  und  Sechstel 
(txr/i)  bezeichnet.  Wir  besitzen  Bruchstücke 
! eines  Vertrags  zwischen  Phokaea  und  My- 
tileno  auf  Lesbos,  in  dem  die  beiden  Städte 
sich  verpflichten,  Jahr  um  Jahr  abwechselnd 
zu  prägen  und  für  die  Reinheit  der  Münze 
zu  sorgen.1)  Noch  im  Jahre  346  wird  auf 
i/csbos  nach  phokaeischen  Statoren  gerechnet 
I (Demosth.  40,  36);  im  Jahre  327  galt  in  der 
Stadt  Bosporos  (Kertsch)  auf  der  Krim  der 
j kyzikener  Stator  von  16  g 28  attische 
Drachmen  (25.20  M.)  (Demosth.  34 , 23), 
während  er  seinem  Metallgehalt  nach  (etwa 
7 g Gold,  9 g Silber)  nur  etwa  24  attische 
Drachmen  wert  gewesen  wäre. 

Neben  dem  Elektron  haben  die  Gricchen- 
städte  Kleinasiens  auch  Silber  geprägt.  Hier 
herrschen  aber  im  Münzfuss  der  einzelnen 
I Städte  die  mannigfachsten  Abweichungen, 
| und  es  ist  um  so  weniger  möglich,  die  zu 
Grunde  liegenden  Normalge wichto  zu  be- 
stimmen, da,  wie  überhaupt  bei  den  meisten 
antiken  Münzen,  das  Nominal  auf  den 
Stücken  nicht  angegeben  ist  und  wir  das- 
selbe vielfach  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen 
können.  Im  allgemeinen  scheinen  die  lokalen 
Milnzfüsse  auf  zwei  Hauptsysteme  zurück- 


')  Am  bequemsten  in  l’olli tz’  Sammlung 
der  griech.  DiaJektiuscbriften  I,  ur.  213. 
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zügelten:  eins,  welches  das  Silber  nach  dem- 
selben Fuss  ausgab  wie  das  Elektron,  also 
zum  Zehntel  seines  Wertes:  Silberatater 

von  ca.  14  g,  Drachmen  von  ca.  7 g,  halbe 
Drachmen  von  3,8 — 3,3  g — und  ein  zwei- 
tes, dem  der  äginetisehe  Sill>erstater  (s.  u.) ' wie  zu 
von  12,00  g zu  Grunde  liegt.  kiens. 

Der  durch  diese  zahlreichen  Variationen  den  Ländern  Eingang  gefunden,  wo 
und  durch  die  Verschlechterung  des  Elek-  Jahrtausenden  ein  geordneter  Handel  crJt 

auch  in  an- 
konservativfr 


westlichen  Kleinasien  aus  sehr  rasch  in  die 
Gebiete  verbreitet,  in  denen  der  Hatxle.?- 
verkehr  im  regen  Aufschwung  begriffen  war. 
d.  h.  nach  dem  griechischen  Mutterland* 
und  von  liier  nach  Sieilien  und  Itaiieu  «•> 
den  Stämmen  und  Dynasten  Tlua- 
Weit  langsamer  dagegen  hat  sie  k 


trons  eingerissenen  Münzverwirrung  hat  der  J geregeltem  Geldverkehr,  wenn 
Lyderkönig  Kroesos  (501 — 540)  ein  Ende  zu  , deren  Formen  bestand.  Der 
machen  gesucht,  indem  er  die  Elektron prägung  Charakter  der  Handelsgewohnheiten  tritt  hier 
und  durch  reines  Gold  und  Silber  er-  sehr  anschaulich  hervor.  Im 


aufgab 

setzte.  Er  hat  nach  zwei  Füssen  gej 

1.  nach  Laby Ionischem  Fuss  (a,  s.  o.  S.  907)  j 
einen  Goldstater  (K$oumoi  or< nfo)  von  8.16  g 


allgemeinen 
hat  die  Münze  nur  da  Eingang  gefunden, 
wo  die  Grieclien  die  Führung  gewannen,  so 
in  Lykien,  Kilikien,  Cypern,  Gaza  an  der 


(fast  23  M.)  und  ein  entsprechendes  Silber-  palästinensischen  Küste. 


»tück  von  10,89  g = 1 io  des  Goldstaters 

2.  nach  phonikischem  Fuss  (b.s.cbd.)  Gold- 
stücke von  10,89  g (30,40  M.),  die  an  Wert 
den  alten  Elektronstfleken  von  14,2  g gleich- 
standen. 

G.  Verbreitung  der  Münze.  Die 

Münzprägung  dient  zunächst  dem  grösseren 
Verkehr,  für  den  sie  bequeme  Geldstücke 
schafft.  Für  die  Bedürfnisse  des  Kleinver- 
kehrs und  des  Marktes  hat  man  Teilstücke 
bis  zu  den  kleinsten  Nominalen  hinab,  bis 
zu  1 im;  des  Staters  (l>eim  Elektron  Viu 
des  Sechstels,  beim  Silberstator . wenn 
dersell*?  in  2 Drachmen  zu  0 Obolen 
zerlegt  wurde,  bis  zu  V*  Übol)  im  Be- 
trage von  normal  0,17  und  0,148  g in 
Elektron  und  in  Silber  ausgegeben.  Eine 
wirkliche  Scheidemünze1)  zu  schaffen,  hat 
man  offenbar  Bedenken  getragen:  nur  auf 
Lesbos  hat  man  schon  im  0.  Jahrhundert  in 
grossem  Umfange  Biilonmünzen  geprägt, 
welche  nur  40%  Silber  enthielten.  — Auch 
im  griechischen  Mutterlande  ist  man  nicht 
anders  verfahren : Athen  hat  Silber  und 

Gold  bis  zum  Viertelobo],  ja  vereinzelt  bis 
zum  Achtolobol  — 0,09  g (Wert  des  Silber- 


Die  phöui  Irischen 
Städte  und  Stadtfürsten  haben  erst  im  4. 
ahrhundert  zu  prägen  begonnen,  ebenso 
Karthago;  in  Babylonien  und  Aegypten  hat 
die  Prägung  erst  durch  die  Eroberung 
Alexanders  Eingang  gefunden.  Bis  dahin 
J blieb  der  Verkehr  in  seinen  alten  Formen. 

I und  wenn  man  einmal  Münzen  brauchte, 
genügte  die  keineswegs  sehr  ausgedehnte 
Prägung  der  Perserkönige  dem  Bedürfnis. 
Um  so  bezeichnender  ist,  dass  die  indischen 
Kaufleute  des  Indusgebiets  schon  mu  4b0 
v.  dir.  die  fremde  Erfindung  übernommen 
und  nachgeahmt  haben. 

7.  Die  Münzen  des  Perserreichs. 
Im  Perserreich , das  ganz  Yonlerasien 
j und  Aegypten  umfasste,  fanden  sich 
die  vei-scliiedensten  Y er  kehrsgebiete  zusaui- 
i men : Landschaften  mit  Münzverkehr,  dann 
1 das  grosso  Gebiet  des  vorderasiatisches 
! Barrenverkehrs,  endlich  in  Iran  und  seinen 
Grenzländem  Gebiete,  in  denen  durchaus 
noch  Tauschverkehr  und  Naturalwirtschaft 
vorherrschte.  Im  Abgabensystem  Stauden 
Naturalleistungen  und  Zahlungen  in  Edel- 
metall in  allen  Provinzen  nebeu  einander: 
«las  eingehende  Silber  und  Gold  wurde 


so  wenig  sie,  bei  dem  relativ  hohen  Stand 
der  Preise,  den  Bedürfnissen  des  Klein  ver- 
kehr« völlig  genügten.  Erat  in  perikJcischer 


wenn  das  Bedürfnis  eintrat,  soviel  in  die 
Münze  gegeben  wurde,  wie  man  gerade 
brauchte.1)  Aber  doch  war  für  die  Zwecke 


Zeit  hat  man  auf  Antrag  «les  Dionysius,  der  des  Reichs  ein  geordnetes  Münzwesen 

nicht  zu  entbehren,  am  wenigsten  für  die 
Löhnung  der  griechischen  Söldner  — die 
einheimischen  Truppen  erhielten  dagegen 
prägen  begonnen,  und  erst  im  4.  Jahrhundert  | Naturalverpflegung,  ebenso  die  Hofbeamten 


davon  den  Beinamen  »«ler  Pfennig«  erhielt, 
Kupferpfennige  (z«x*o«>)  im  Wert  des  Achtel- 
ob« ds  nebst  Halb-  und  Viertelst iickon  zu 


findet  die  Kupferpiägung 
weitere  Verbreitung. 

Die  Erfindung  der  Münze  hat  sich  vom 


’)  Im  wesentlichen 
Indischen  wie  im 
als  Scheidemünze  betrachten 
male  Miinzmetall  ist  hier 
dann  Gold. 


in  Griechenland  ! u.  ä.  Darius  I.  (521 — 185  v.  Chr.),  der 
; grosse  Organisator  des  Reichs,  hat  auch 
seine  Münzordnuug  geschaffen.  Er  hat  die 
: Goldprägung  den  unterthänigen  Gemeinden 
d,en  wird  man  allerdhig,  i,n  ""‘1  b.vnasten  entzogen  und  zum  Regal  und 
persischen  Reich  da»  Silber I z"Rlelcl>  zl"'  Omnrllage  der  Wahrung 


g*- 


müssen. 

zuerst 


Das  nor- 
Elektron, 


‘)  Polvklet  bei  Strabo  XY  3,  21,  vgl.  meine 
Gesell,  d.  Alt.  III  S 47 fl’. 
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iiaelit.  Seine  Goldprägung  knüpft  an  an 
lie  des  Krösos;  nur  wird  der  Stator 
Schekel)  etwas  höher  und  zugleich  mög- 
lichst. rein  ausgebracht,  zu  8,4  g = 23,44  M. 
Dem  entspricht  eine  Goldmine  zu  420  g 
und  ein  Goldtalent  von  25,20  kg.1)  Dieser 
S tat  er  ist  der  Dareikos,  die  bekannte  persische 
Königrs  münze  mit  dem  knieenden  Bogen- 
sch.  fitzen.  Ihm  entspricht,  als  Zwanzigstel 
seines  Wertes,  ein  Silberstück  von  5,6  g2) 
1,17  M.,  der  »modische  Schekel« 

M mit  einer  Silbermine  von  560  g 
und  einem  Silbertalent  von  33,6  kg,  das  die 
höchste  Rechnungseinheit  bildet.  Die  per- 
sische Rechnung  ist  also: 

1 Talent  — 33,6  kg  Sillter  — 7032  M. 

— 30t)  Golddareiken  zu  8,4  g Gold  — 23,44  M. 

— 6000  Silberschekeln  zu  5,6  g Silber  = 

1.17  M. 

1 Talent  = 60  Silberroinen  zu  100  Silber- 
schekeln, 

1 Silbermine  = 5 Golddareiken  = 117  M. 
1 Golddareikos  — 20  Silbersehekel. 

Neben  dem  Reichssilber  bleibt  die  lokale 
Silberprägung  und,  soweit  sie  vorhanden 
ist,  auch  die  Kupferprägung  bestehen,  ihre 
Münzen  werden  aber  von  den  Reichskassen 
nur  als  Ware,  nicht  als  Geld  angenommen. 

8.  Die  griechischen  Münz  Systeme. 
Aeginetischer  und  enböischer  Kuss.  Im 
Gegensatz  zu  den  Goldläudern  des  Orients 
herrscht  im  griechischen  Mutterland 
die  Silberwährung.  Für  dieselbe  sind  zwei 
Gewichts-  und  Münzsysteme  grundlegend 
gewesen : 

1 . der  ä g i u e t i s c h e Fass :‘),  mit  einer 
Silbermine  von  ca.  030  g (Talent  ca.  37,8  kg). 
Das  Hauptstück  ist  der  Stator  von  12,6  g (in 
älterer  Zeit  oft  etwas  niedriger)  ---  ca.  2,60  >[., 
mit  einer  Drachme  von  6,3  (6,28) g,  die  weiter 
in  6 Obolen  geteilt  wird.  Infolge  der  do- 
minierenden Stellung,  welche  Aegina  seit 
etwa  der  Mitte  des  7.  und  während  des  6. 
Jahrhunderts  im  griechischen  Handel  eiu- 
nahm,  beherrschte  diese  Münze  fast  den 


heimische  Prägung,  namentlich  in  den  klei- 
neren Nominalen.  — Daneben  hat  sich  im 
Peloponnes  die  alte  Eisenrechnung  (S.  006) 
mehrfach  erhalten,  vor  allem  in  Sparta,  wo 
die  Goldprägung  als  Neuerung  verworfen 
wurde  und  der  Besitz  von  Gold  und  Silber 
verj  tön  t war.  Spartanisches  Eisengeld, » Fladen  « 
(rtutti  ot)  besitzen  wir  nicht,  wohl  aber  Eisen- 
münzen von  Tegoa  und  Argos. *)  Ebenso 
hat  Byzanz  im  5.  Jahrhundert  Eisengeld 
(aiy/.oi 1 geprägt. 

Der  äginetische  Fuss  war,  wie  schon 
erwähnt,  auch  in  der  kleinasiatischen  Silber- 
präguug  weit  verbreitet  und  ist  vielleicht 
erst  von  liier  nach  Aegina  gekommen. 

2.  Einem  anderen  Fuss  folgen  die  ältesten 
Handelsstaaten  des  Mutterlandes,  die  Städte 
Chalkis  und  Eretria  auf  Euböa  sowie  Korinth. 
Nach  jenen  wird  er  als  euböischer  Fuss 
bezeichnet.  Seine  Einheit  ist  eine  Siiber- 
mine  von  436,7  g (Talent  26,196  kg)  mit 
einem  Stator  von  8,73  g und  einer  Drachme 
von  4,37  g,  die  in  6 Obolen  zerfällt.  Auch 
seine  Ableitung  ist  nicht  sicher;  gewöhnlich 
hält  man  ihn  für  eine  Erhöhung  des  baby- 
lonischen Goldgewichts,  während  Lehman n 
die  euböisehe  Mine  vielleicht  mit  Recht  für 
1 5 der  babylonischen  Silbermine  von  546  g 
hält  — die  Zahlen  stimmen  genau  — , die 
mit  Rücksicht  auf  den  Preis  des  euböischen 
Kupfers  reduziert  sei.  Nach  diesem  Fuss 
haben  die  euböischen  Städte  geprägt.  In 
Korinth  wird,  wie  schon  erwähnt,  der  Stater 
von  maximal  8,66  g (—  1,72  M.)  in  drei 
Drachmen  von  2,91  g geteilt. 

9.  Die  athenischen  Münzen.  Athen 
stand  ursprünglich  auch  kommerziell  unter 
dem  Einfluss  Aeginas  und  des  Peloponnes; 
Solon,  mit  dem  seine  selbständige  Ent- 
wickelung beginnt,  hat  es  in  Mass  und 
Münze  zum  euböischen  System  übergeführt. 
Seitdem  prägt  Athen  nach  euböischem  Kuss. 
Das  Silber  gewann  es  bekanntlich  aus  den 
laurischen  Bergwerken.  Das  attische  Wapjten 
ist  die  Etile,  für  die  immer  der  altertümliche 


ganzen  Peloponnes  und  den  liaupttoil  Mittel-  j Typus  beibehalten  wurde;  der  Avers  zeigt 
griechenlands , Böotien,  Phokis  und  den 'den  Kopf  der  Pallas.  Das  Hauptstück  ist 
Westen.  Das  äginetische  Courant  mit  der 'das  Vierdrachmenstüek 2)  (Tetradrachmon) 
Schildkröte  als  Wappen  fand  weiteste  Vor-  von  ursprünglich  17,46  g und  schwerer, 
hroitung:  daneben  beginnt  überall  die  ein-  später,  etwa  seit  dem  Sturz  der  Pisistratiden, 

1 von  17,28  g (infolge  des  Abzugs  eines 

höher  als  das  I Schlagschatzes?) ; daneben  die  Drachme  von 
Der  gewöhn- 1 ursprünglich  4,37.  später  4,32  g,  an  die 
Goldtalents  auf  | sich  die  < >bolen  und  ihre  Unterabteilungen 
anschliessen.  lieber  die  Kupferprägung  s.  o. 
Vereinzelt  werden  auch  Zehn-  und  Zwoi- 


den  per- 
attischer 


')  Die  Sätze  sind  also  etwas 
babylonische  Goldgewicht  (a  1). 
liehe  Ansatz  des  persischen 
26,5)2  kg  ist  etwas  zu  hoch. 

ä)  Xenophon  Anab.  I 5,  6 rechnet 
sischen  Siglos  = 71 * attische  Obolen.  1 
Obol  = 0.73  g,  7 ,.4  Obolen  — 5,47  g. 

*)  Sein  Ursprung  ist  nicht  mit  Sicherheit 
aufgeklärt;  gewöhnlich  nimmt  man  an.  dass  er 
ans  dem  pbönikischen  Fuss  durch  Reduktion 
entstanden  sei.  — Uebrigens  zeigen  die  ältesten 
Münzen  von  Aegina  noch  ein  schwereres  Ge- 
wicht, Statcre  von  13,7  bis  13,4  g. 


J)  Köhler  in  den  Mitteilungen  des  Archäol. 
Instituts  in  Athen  VII  lff. 

*)  In  ältester  Zeit,  wie  es  scheint,  Stater 
genannt,  indem  man  die  schwere  (Doppel-) 
Mine  als  Einheit  betrachtete. 
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d rachmenst  (Icke  geprägt.  Gliederung  und 
Wert  des  attischen  Silbers  ist  also: 

1 Silliertalent  - 2b, 190  kg  - 5440,5  M. 

- 60  Minen  zu  436,7  g 90,67  M. 

6000  Drachmen  zu  4,37  g 0,907  M. 

1 Mino  — - HK)  Drachmen;  1 Drachme 
0 Obolon  zu  8 Kupferpfonnigen. 

Gold  ist  in  Griechenland,  abgesehen  von 
Thasos  und  den  Küstenstädten  Thrakiens,  dann 
wo  grosse  Goldminen  lagen,  nur  sehr  ver- 
einzelt, und  auch  von  Athen  nur  in  Not- 
jahren, wenn  man  die  goldenen  Tempel- 
geräte  angriff  (407  , 339,  295  v.  Uhr.),  ge- 
prägt worden'),  und  in  diesen  Fällen  be- 
greiflich genug  nach  demsell>en  Fuss  wie 
das  Silber  (Statere  von  8,70  g und  ihre 
Unterabteilungen)  geprägt,  in  scharfem  Ge-  i Gegenstand  etwa  von  der 
gensatz  zu  dem  asiatischen  Doppel  Währung*-  ters  in  ein  Lederstück: 
system.  Daneben  kursierte  fremdes  Gold 
und  Elektron.  Aus  einer  Abrechnung  über 
das  Gold,  welches  um  440  v.  Chr.  für  die 
Anfertigung  des  Mantels  der  Athenastatue 
des  Phidias  gekauft  wurde,  ersehen  wir, 
dass  damals  reines  Gold  fast  genau  14  mal 
so  teuer  war  als  Silber2),  also  höher  stand 
als  im  Orient,  was  bei  dem  Vorherrschen 
des  Silbers  in  Griechenland  nur  natür- 
lich ist. 


10. 

thag». 

ebenso 

sisehe 


Die  Prägungen  im  Westen.  Kar 


! hat  daun  wiederholt  Reduktionen  der  Wäh- 
rung vorgenommen. 

Karthago  ist,  wie  schon  erwähnt  ei>* 
' spät,  seit  409  v.  Clu\,  zur  Münzprägung 
üoergegangen  und  hat  zunächst  nur  zw 
Bezahlung  seiner  Söldnerheere  auf  Sidlün 
1 gemünzt,  daher  nach  sicilisch-attisehem  Fa-?. 

■ Seit  der  Mitte  des  4.  Jahrhunderts  prägt  e> 
auch  für  den  einheimischen  Bedar: 
nach  phönikischem  Fuss.  zunächst  Gol  L 
Elektron  und  Kupfer,  seit  der  Erobertes 
Spaniens  auch  Silber.  Es  hat  aber  für  die  Ge- 
schichte des  Geldes  exceptionolle  Bedeutung 
durch  eine  Angabe,  die  in  dem  unter  Plato 
Namen  überlieferten  Dialog  Ery  xias  mitgeteil: 
wird  (p.  4<K>) : »Die  Karthager  binden  einen 

Grösse  eines  Sta- 
was  aber  das  ist 
was  darin  steckt,  weiss  niemand  ausser  der. 
Verfertigern.  Daun  wird  es  versiegelt  und 
als  Geld  gebraucht,  und  wer  am  meistet 
davon  hat,  gilt  für  den.  der  das  meiste  Geld 
hat  und  am  reichsten  ist.»  Mag  auch  die 
Angalie  im  einzelnen  ungenau  sein,  sc 
scheint  doch  darin  eine  Nachricht  über  ein 
Kreditgeld  erhalten,  wie  wir  es  einer 
Kaufmannsstadt,  die  kein  gemünztes 
hat,  wohl  Zutrauen  können. 

11.  Die  makedonische  und  liellcnis- 


grossec 
Geld 


Die  griechischen  Währungen  und  tische  Zeit  Das  grosse  Ansehen  und  die 


die  phönikiseh-lydische  und  die  per- 
halten sich  weit  Ober  die  Küsten 
des  Mittel raeors  und  des  Schwarzen  Meeres 
verbreitet.  Es  ist  indessen  an  dieser  Stelle 
unmöglich,  auf  diese  Verzweigungen  und 
die  mit  ihnen  verbundenen  Variationen  näher 
einzugehen.  Nur  das  sei  erwähnt,  dass  auf 
S i c i 1 i e n dereuböiseh-attisehe  Fuss  herrscht, 
mit  einem  Stater  von  8,75  g.  Derselbe 
wird  mit  der  einheimischen  Kupferwährung 
so  geglichen,  dass  er  gleich  10  Pfund 
Kupfer  gesetzt  und  als  Dekalitron  bezeich- 
net wird.  Das  Zehntel,  die  Litra,.  wird 


weite  Verbreitung  des  attischen  Courants  ist 
bereits  hervorgehoben.  Daher  ist  dasselbe 
durch  Alexander  d.  Gr.  zur  Währung 
seines  Weltreichs  erhoben  worden.  — Di- 
älteren  makedonischen  Könige  haben 
wie  die  Griechen  und  die  t (irakischen 
Fürsten  ihrer  Nachbarschaft  Sill>er  nach  sehr 
verschiedenen  Küssen  geprägt.  Statere  nach 
einem  hier  weit  verbreiteten  Münzfuss  vor. 
9,8  g,  Doppelstatere  von  2t) — 28  g nach 
phönikisch-kleinasiatisehem  Fuss.  so  Alexan- 
der I.,  498 — 454 l)  und  Perdikkas  II.  454— 
413,  u.  a.  König  Archelaos  (413 — 399)  und 


weiter  in  12  Unzen  geteilt.  Entweder  das  | seine  Nachfolger  prägten  dann  nach  doppel- 
Ganzstüek  oder  das  Zehntel , die  litra  — ' tom  persischen  Silberfuss.  deu  Stater  zu 
liier  sind  die  alten  Angaben  unklar  und  die.  11,0  g und  darunter.  Philipp  II.,  der  Be- 
modernen  Forscher  schwanken  — hicss  auch  gründer  der  makedonischen  Groesraacht 
nuinmus  (»oi>"o?)d.  i.  »Münze«.  Ursprünglich  I (359 — 336).  ist  zum  phönikischen  Fuss  zu- 
24,  später  12  nmnmi  bildeten  nach  Aristoteles  j rückgekehrt ; er  prägt  Silberstatere,  die  aber 
das  sicilische  (Kupfer-)  Talent.3)  Daneben  ist  jetzt  als  Tetradrachmen  angesehen  werden, 
in  Sicilien  ziemlich  \iel  Gold  geprägt  worden. 1 zu  14.5  g und  Drachmen  zu  3.6  g.  Gleich 


Dion vs  I. 
Mittel 


ergriff. 


(405—367), 
um  seine 


geprägt 

der  alle  möglichen 
u zu  füllen. 


')  Kühler,  die  attische  Goldprägung. 
Zeitschr.  f.  Numismatik  21,  1898.  S.  1 ff. 

*)  Corpus  inscr.  attic.  vo).  IV  1,  p.  147 
nr.  298,  vgl.  U.  Köhler,  Berichte  der  Berliner 
Akad.  1889,  223  ff.  Dasselbe  ergiebt,  wie 
Kirchlioff  erkannte,  eine  verstümmelte  Rech- 
nung ans  dem  J.  433  ebenda  vol.  I,  nr  301, 

p.  160. 

3i  Aebnliche  Gleichungen  bestanden  in  den 
Griecheustttdten  Italiens  und  in  Etrurien. 


j in  den  ersten  Jahren  seiner  Regieruug  bat 
I sich  aber  Philipp  der  Goldbergwerke  im 
I Pangaion  bemächtigt 2)  und  von  der  neuge- 
gründeten Stadt  Philippi  aus  explodiert. 


*)  Derselbe  erschloss  das  Silberbergwerk 
I am  l’rasiassee,  das  ihm  täglich  1 Talent  Ertrag 
abwarf,  Herodot  V 17. 

3)  Schon  früher  haben  die  Thasier.  die 
! Athener  und  thrakische  Dynasten  liier  Gold 
gewonnen.  Ebenso  gal»  es  ein  Goldbergwerk 
auf  TIiasos.  Daher  linden  sich  hier  wiederholt 
! GoldmUnzeu  aus  älterer  Zeit. 
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Daher  beginnt  mit  ihm  eine  umfassende 
Oolci  prägung.  Die  Hauptmünze  ist  der 

philt  ppische  Goldstater  von  8,05—8,50  g 
f'2-4  AI.),  also  nach  attischem  Fass  und  etwas 
höher  als  der  persische  Darcikos,  mit  Teil- 
st ileken  bis  zum  Zwölftel  (Obol). 

Alexander  hat  dann,  wie  schon  erwähnt, 
für  das  Silber  die  attische  Währung  einge- 
führt. Die  Stücke  wurden  etwas  vollwich- 
tiger ausgegeben  als  die  attischen,  Tetra- 
drachmen  zu  durchschnittlich  17,45  g und 
Drachmen  zu  4,35  g.  Der  philippische 
(öold-)  Stater  und  die  Alexanderdrachme 
sind  fortan  die  massgebenden  Geldstücke 
der  ganzen  hellenistischen  Welt  vom  adria- 
tischen Meer  bis  zum  Indus  (mit  Ausschluss 
Aegyptens),  und  jahrhundertelang  von  den 
Nachfolgern  des  Welteroberers,  den  Anti- 
gonideu  Makedoniens,  den  Seleukiden  von 
Asien,  den  Königen  von  Pergamon,  Bithy- 
men, Pontos,  von  Baktrien  und  Indien,  den 
parthischen  Arsakiden  und  anderen  geprägt. 
Ein  festes  Verhältnis  zwischen  Gold  und 
Silber,  wie  im  alten  Orient  und  im  Perser- 
reich.  liegt  diesen  Prägungen  nicht  zu 
Grunde;  vielmehr  ist  das  Währungsmetall 
durchaus  und  ausschliesslich  das  Silber  — 
daher  wird  Gold,  wie  in  den  modernen 
Staaten  mit  Silberwährung  und  ganz  anders 
als  im  Perserreieh,  nur  ziemlich  selten  ge- 
prägt und  dient  vor  allem,  wie  ehemals  bei 
uns  die  Goldstücke,  für  Ehrungen  u.  ä., 
bei  denen  gewöhnlich  nach  Goldstücken 
(■/Qvooii,  d.  i.  Philippeer)  gerechnet  wird. 
— Daneben  stellt  überall  Kupfer  als  Schei- 
demünze. 

Neben  den  Keichsmünzen  erhalten  sich 
in  den  hall»  und  ganz  autonomen  Gemein- 
den die  lokalen  Währungen  und  Münzen, 
die  hier  so  wenig  aufgezählt  werden  können 
wie  früher.  Besondere  Bedeutung  gewinnt, 
der  mächtigen  Stellung  des  Staates  ent- 
sprechend, die  Währung  von  Rhodos,  die 
aus  dem  phünikischen  Fuss  hervorgegangen 
ist,  mit  Ganzstücken  von  ca.  15  g.  Später 
ist  die  Währung  etwas  gesunken;  das  Halb- 
stück, die  rhodische  Drachme,  wird  zuerst 
zu  ca.  6,9  g ausgegeben  und  sinkt  allmäh- 
lich auf  6,7  und  darunter,  ln  der  Kaiser- 
zeit wird  ihre  Hälfte,  von  3,36 — 3 g.  als 
Drachme  bezeichnet.  — In  Kleinasien  haben 
die  Römer  nach  der  Einziehung  der  Land- 
schaft (133  v.  Chr.)  eine  neue  Provinzial- 
währung eingeführt,  mit  einem  Ganzstück 
(Tetradraehmon)  von  12,7 — 12,4  g (2,60  M.), 
das  nach  dem  Münzbilde  als  Cistophorus 
bezeichnet  wird. 

Auch  die  Tot md rachmen  und  Drachmen 
sind  in  den  makedonischen  Reichen  seit 
dem  2.  Jahrhundert  v.  Chr.  etwas  gesunken, 
ebenso  in  Athen,  als  dies  nach  seiner  Be- 
freiung von  der  makedonischen  Herrschaft 
229  die  Prägung  wieder  aufnahm.  Die 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Zweite 


attischen  Tetradrachmen  sind  jetzt  selten 
höher  als  16,8  g und  sinken  bis  16,0  g, 
die  Drachmen  stehen  auf  etwa  4,2  g.  Da- 
her haben  die  Römer  die  attische  Drachme 
im  Kurs  ihrem  Denar  von  3.9  g (=0,80M.) 
gleichgesetzt  — dass  sie  ihr  Geld  höher 
ansetzten  als  fremdes,  ist  nur  natürlich  — , 
und  in  der  späteren  Republik  und  der 
Kaiserzeit  werden  daher  die  attischen  oder 
Alexanderdrachmen  und  der  Denar  durch- 
weg als  völlig  aequi  valent  betrachtet.1) 

12.  Die  Münzen  der  Ptolemäer.  Ein 
gänzlich  abweichendes  System  hat  nur  in 
Aegypten  unter  der  Herrschaft  der  Pto- 
lemäer bestandeu.  Ptolemäos  I.  (323 — 
285)  hat  zuerst,  wie  Alexander,  nach  atti- 
schem, dann  nach  rkodisohem  Fuss  (Tetra- 
drachme  15,7  g)  gemünzt,  dann  aber  für 
Aegypten  eine  selbständige  Währung  nach 
nhönikischem  Fuss  geschaffen,  die  alle  seine 
Nachfolger  beibehalten  haben,  mit  einer 
Tetradrachme  (Stater)  von  14,5  g (3  M.); 
daneben  stehen  Zehn-  und  Achtdrachmen- 
stiieke.  Die  Teilstiirke,  2,  1,  ’ s Drachmen, 
sind  nur  wenig  geprägt  worden,  obwohl 
nach  Drachmen  (3,6  g = 0,75  M.)  gerech- 
net wird.  Das  ägyptische  Talent  ist  also 
= 4500  M.  Die  Könige  des  dritten  Jahr- 
hunderts haben  auch  Gold  nach  demsell>en 
Fuss  (daneben  auf  Cypern  nach  attischem 
Fuss)  geprägt.  Daneben  bestellt  jedoch  in 
dem  festen  Verhältnis  von  Silber  : Kupfer 
— 120: 1 die  einheimische  Kupferwälmmg  mit 
der  Einheit  von  1 Kite  = 9,096  g (s.  o.  S.  907). 
Nach  dieser  sind  die  Teilstücke  der  Drachme 
] Obol  ==  8 Kupferpfennige  (*«<txo<),  die 
dann  weiter  geteilt  werden,  ausgegeben, 
lieber  die  Normalgewichte  dieser  Stücke 
ist  noch  keine  Einigung  erzielt:  dieselbe 
wird  dadurch  erschwert,  dass  die  zahlreich 
erhaltenen  Kupfermünzen  vielfach  zweifellos 
nicht  vollwichtig  ausgegeben  sind.  Doch 
scheint  es  geboten,  das  Normalgewicht  der 
120 

Kupferobolen  auf  des  Tetradraehmon, 
, f 11,5.120“ 

also  auf  — 75^  — <2,5  g -)  anzusetzeu. 

Das  sind  8 Kite  der  einheimischen  Kupfer- 
währuug,  also  1 Kite  --  1 zalxovs.  Eben  um 


’)  Daraus  erklärt  sich  z.  B.  die  Angabe  des 
um  160  n.  Chr.  schreibenden  Appian  (Sicil.  2), 
das  eubüiscbe  Talent  sei  = <000  Alexander- 
dracbmen.  Die  Römer  haben  in  republikanischer 
Zeit  das  Gewicht  des  griechischen  .Silbergeldes 
immer  nach  enbüischen  (d.  i.  attischen)  Silber- 
talenten gerechnet,  so  auch  bei  der  Kriegs- 
kontribution, die  sie  241  v.  Chr.  von  den  Kar- 
thagern erhoben.  Die  Angabe  darüber  will  Appian 
nach  der  Währung  seiner  Zeit  erklären.  In  der 
That  ist  ein  attisches  Talent  — 5440  M..  <000 
Alexanderdrachmen,  d.  i.  Denare  = 56(X)  M. 

*)  Die  erhaltenen  Stücke  in  Pooles  Katalog 
is.  n.  S.  914  Anm.  2)  S.  XCII  wiegen  73 — 66,2  g. 
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dies  Verhältnis  zu  erhalten,  sind  offenbar 
die  Ptolemäer  in  ihrer  Silberprägung  zum 
phönikisehen  Kuss  übergegangen.  Datiebeu 
sind  auch  Stücke  von  10  Kite  (=  1 Debeu 

5 . 

= j OlKden)  ausgegeben  worden.1)  Bei 

denjenigen  Steuern,  die  auf  Silber  ausge- 
schrieben waren,  aber  in  Kupfer  gezahlt  J 
wurden,  wurde  ein  Agio  von  ungefähr  10% 
erhoben,  d.  h.  das  Kupfer  stand  thatsächlich 
niedriger,  als  für  die  Münzprägung  ange- 
nommen war.  Zu  Anfang  des  2.  Jahrhun- 
derts ist  der  Staat  dann  zur  Kupferwährung  j 
übergegangen : man  rechnet  fortan  nach  I 
Kupferdrachmen,  deren  120  auf  die  Silber- , 
drachme  kommen.  Für  Silber  wird  naoli ! 
wie  vor  ein  Agio  von  rund  10%  erhoben.2 3)! 
— ln  den  Finanznöten  unter  den  letzten  j 
Ptolemäern  ist  dann  das  Silbergeld  sehr 
schlecht  und  minderwertig  ausgebrucht  wor- 
den. Diese  Prägung  wird  durch  die  ägyp- 
tischen Billonmünzen  (Tetradrachmen)  der  f 
römischen  Kaiser  von  Tiberius  an  fortgesetzt. ! 
Auf  die  Billondrachmc  wurden  0 Kupfer- 
obolen  gerechnet,  während  die  mit  dem 
Denar  identifizierte  Silberdrachme  7 oder 
7‘  » Kupferobolen  galt/'1) 

Litte  rat  lir : a)  Die  antike  Xinnismatik  ist  im 

Anschluss  an  die  Münzsammlungen  seit  der 
Rena issa ncczeit  eifrig  betrieben  worden ; auf 
wissenschaftliche  Grundlagen  gestellt  hat  sic 
• J . Eckhel,  Doclrina  numinoritin  veterum,  Wien 
1792  ff'.  — Als  Repertorium  aller  damals  bekannten 
Münzen  ist  noch  jetzt  unentbehrlich  Mion  net, 
Description  de  medailles  antiques , Daris  1807 ff., 
mit  Supplement  in  IS  Rdn.  — Seitdem  hat 
sich  das  Material  gewaltig  enreitert  und  die 
Forschung  vervollkommnet.  Fine  Aufzählung 
auch  nur  der  wichtigsten  Litteralur  ist  an  dieser 
Stelle  unmöglich.  Die  wichtigste  Dublikation 
bildet  der  grosse,  seit  1873  erscheinende  Katalog 
der  Sammlung  des  British  Museum  ( mit  aus-, 
jährlichen  Einleitungen) ; von  einem  ähnlichen 
Katalog  der  Bibliothhjue  Xationale  hat  Babel  an 


1)  Erhaltene  Stücke  von  93,6,  91.5.  8(5,8  gr. 

2)  Ueber  die  ptolemäischeu  Münzen  s.  vor 
allem  den  Catalogue  of  ( treck  coins.  The  Ptole- 
mies,  von  St.  Poo le , 1883.  Ueber  die  Währung, 
die  erst  durch  die  Papyrusfundc  aufgeklärt  ist. 
Grenfell  in  der  Ausgabe  der  Revenue  laws 
of  Ptolemy  Philadelphias  von  Grenfell  und 
Mahaffy,  1896,  S.  193  ff.  Weiteres  hei 
Wilcken,  Griechische  Ostraka  aus  Aegypten 
1899  I,  718 ff.  Grenfell  setzt  den  Kupferobol 
= 10  Kite  = rund  90,0  g.  Das  widerspricht 
jedoch  nicht  nur  dem  feststehenden  Verhältnis 
zwischen  Silber  und  Kupfer,  sondern  ergäbe 
auch  eine  Einteilung  des  Obolos  in  Zehntel  statt 
in  Achtel,  im  Widerspruch  mit  den  Urkunden. 
Die  richtige  Gleichung  hat  bereits  H.  Brugseh, 
Die  Lösung  der  altägypt.  Münzfrage , in  der 
Zeitschr.  für  iigypt.  Sprache  1889  aufgestellt. 

3)  Morn msen,  Zum  figypt.  Münzwesen, 
im  Archiv  für  Papvrusforschung  Bd.  1,  190  >, 
S.  273. 


bis  jetzt  zwei  Teile  (über  die  A chä meniden-  vjcd 
Seleucidenmünzcn ) veröffentlicht.  .1  «cA  die 
Publikation  des  Katalogs  des  Berliner  Museum* 
ist  begonnen  und  neuerdings  unter  Aufsieht  der 
Berliner  Akademie  die  Veröffentlichung  eines  um- 
fassenden Corpus  nummorum  in  Angriff'  ge- 
nommen (erschienen  bis  jetzt : die  antiken  Minze» 
Xordgriechenlands,  unter  Leitung  ran  Ismhoof- 
BI unter.  I.  Dacien  und  Mösien,  Bd.  I ron 
B.  Dick,  1898).  — Dazu  kommen  ausser  zahl- 
reichen Monographicen  die  numismatischen  Zeit- 
schriften. Ein  treffliches  Handbuch  mit  Ver- 
zeichnis und  Abbildung  der  wichtigsten  Münzen 
giebt  Barclay  lr.  Head.  Hixtoria  numowem, 
a Manual  of  Greek  Xumismatics,  Oxford  1887. 

b)  Die  antike  Metrologie  verdankt  ihre 
wissenschaftliche  Begründung  Eetronnc  und  vor 
allem  A.  Böcklt.  Metrologische  ( ’ntcrrachongen 
über  Gewichte,  Miinzßisse  und  Masse  des  Alter- 
tums, 1828.  — Vor  Späteren  ist  vor  allem  ru 
nennen  Th.  Mom msen,  Geschichte  des  römischen 
Münzwesens,  1860  (behandelt  auch  die  griechischen 
Systeme).  — J.  Brandts,  Das  Münz-,  Mas*, 
und  Oeirich  tswesen  in  Vorderasien  lös  auf 
Alexander  d.  Gr.,  1866.  — Fr.  fs-normant. 
La  Monnaic  dans  l’anliquite,  1878 f.,  8 Bde.  -nx 
vollendet).  — Fr.  Jlultsch,  Griechische  und 
römische  Metrologie,  2.  Bearb.,  1882.  — Für  die 
Masssysteinr  auch  II.  Xittsen , Griechische  und 
römische  Metrologie,  im  Handb.  der  klass.  Alter- 
tümelei**. Bd.  I,  1886,  2.  Aufl.  1892.  — Die 
Arbeiten  von  I.chntann  und  manche  Einzel- 
untersuchungen sind  im  Texte  angeführt. 

Eduard  Meyer. 


III.  Römisches  Miinzwesen. 

Wie  in  anderen  Gebieten  gewann  auch 
in  Rom  das  Herden  vielt  schon  früh  in 
der  Periode  des  naturalen  Tauschhandels 
die  Stellung  des  bevorzugten  Tausch- 
mittels: und  einige  noch  im  5.  Jahr- 
hundert v.  dir.  geltende  gesetzliche  Be- 
stimmungen. in  wclcheu  Bussen  nach  Rindern 
und  Schafen  angesetzt  sind,  lehren,  dass  • 
diese  Geltung  des  Viehs  auch  vom  Staate 
anerkannt  war.  Aber  auch  das  in  Latium 
und  den  meisten  Nachbarlandschaften  ge- 
bräuchlichste Metall,  das  Kupfer,  gehörte 
hier  von  Anfang  an  zu  den  gangbarsten 
Gütern;  und  sobald  einmal  ein  Gew ichts- 
systom  eingeführt  war,  musste  Kupfer  nach 
dem  Gewicht  zum  Tauschmittel  werden 
und  seiner  grösseren  Bequemlichkeit  wegen 
den  Gebrauch  des  »Viehgeldes«  (daher, 
nicht  von  den  ältesten  Münztypen,  stammt 
das  Wort  pccuuia)  einschränken  und  fast 
ganz  verdrängen.  Religiöse  und  juristische 
Gebräuche  der  historischen  Zeit  beweisen, 
ebenso  wie  zahlreiche  Ausdrücke  der  latei- 
nischen Sprache  selbst,  dass  das  Kupfer 
einst  diese  Rolle  gespielt  hat.  Neben  form- 
losen Stücken  (aes  rüde)  sclieiueu  schon 
früh  (unter  staatlicher  Autorität?)  grosse 
Barren  von  rechteckiger  Form  mit  einfachen 
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bildlichen  Darstellungen  (Rind  u.  a.)  her- 
fgestellt  worden  zu  sein;  und  wenn  auch 
<1  io  noch  erhaltenen  Darren  schwerlich  stadt- 
vrmiisch  sind  und  sicher  aus  späterer  Zeit 
stammen,  so  mag  doch  die  römische  Ueber- 
lieferung,  welche  die  Einfühlung  dieses 
aes  signatum  dem  König  Servius  zu- 
sehreibt,  ungefähr  das  Richtige  getroffen 
haben.  Die  gemarkten  Barren  mussten 
ebenso  wie  die  rohen  Kupferstücke  gewogen 
■werden.  Indem  dann  an  Stelle  des  zu 
wiegenden  Metalls  abgewogene  Stücke  des- 
selben in  den  Verkehr  kamen,  deren  Gewicht 
und  Gehalt  der  Staat  durch  bestimmte 
Marken  gewährleistete,  wurde  das  bisherige 
Tauschmittel  in  Geld  urogewandelt.  Der 
Uebergang  vollzog  sich  in  Rom  sehr  leicht, 
da  man  einfach  an  die  Stelle  des  Pfundes 
Kupfer  eine  Kupfermünze  im  Gewicht  von 
einem  Pfund  setzte,  deren  Teilstücke  eben- 
falls Bruchteile  des  Pfundes  waren.  Diese 
Angabe  unserer  Quellen  ist  durchaus  zuver- 
lässig; wenu  die  uns  bekannten  Münzen 
leichter  als  ein  Pfund  sind , so  beweist 
das  nichts  dagegen,  — falls  nicht  iiber- 
liaupt,  wie  Haeberlin  vermutet,  das  älteste 
Pfund  des  römischen  Staates  ein  anderes, 
leichteres,  gewesen  ist  als  das  uns  genau 
bekannte  der  späteren  Zeit  von  327,45  g. 
Das  neu  begründete  Münzsystem  hatte  den 
Vorzug  der  grössten  Einfachheit  und  Klar- 
heit, besondere  durch  den  Gebrauch  der, 
"Wertzeichen,  der  in  Rom  zuerst  durch- 1 
geführt  erscheint;  ausserdem  sind  die  ver- 1 
schiedenen Werte  auch  dadurch  unterschieden,  i 
dass  jedem  ein  bestimmter  Götterkopf  ent- 
spricht, der  die  Vorderseite  der  Münze  ein- ; 
nimmt,  während  das  Bild  auf  der  Rückseite 
für  alle  Nominale  das  gleiche  blieb  (ein 
Schiffsvorderteil).  Das  grosse  Stück  im 
Gewicht  von  einem  Pfund  hatte  den  Namen 
der  Einheit,  as  (Wortzeichen  I);  die  kleine 
Einheit,  das  Zwölftel  des  As,  liiess  uncia 
(Wertzeichen  .);  die  übrigen  Nominale  waren 
das  Sechstel  (sexta ns  = 2 Unzen,  . .), 
Viertel  (quadrans,  . . .),  Drittel  (triens, 

. • . und  die  Hälfte  (semis,  S).  Wann 
die  Einführung  der  Münze  in  Rom  erfolgt 
ist,  ist  nicht  ganz  sicher.  Nach  der  Ansicht ! 
der  römischen  Gelehrten  müsste  es  zur 
Zeit  der  Decemvirn,  in  Verbindung  mit! 
der  Zwölftafelgesetzgebung,  geschehen  sein ; ' 
und  trotz  mancher  Einwände,  die  dagegen 
erhoben  werden,  erscheint  das  doch  glaub- 
haft, wenn  auch  die  zahlreichen  Münzen, 
die  wir  kennen,  grösstenteils  oder  durchweg 
aus  späterer  Zeit  stammen.  — Diese  schweren 
gegossenen  Kupfermünzen,  später  aes  grave 
genannt,  blieben  das  alleinige  Währungsgeld 
des  römischen  Staates  bis  kurz  vor  dem 
ersten  punischen  Kriege.  Gold  und  Silber 
wurden  in  dieser  Zeit  in  Rom  nur  nach 
dem  Gewicht  benutzt,  sei  es  in  Barren  oder 


in  verschiedenen  Münzsorten,  die  keinen 
offiziellen  Kurs  hatten.  Eine  besondere 
Stellung  nehmen  aber  die  sogenannten 
römisch  - ca m panischen  Gold-  und 
Silbermünzen  ein,  die  seit  dem  Ende  des 
4.  Jahrhunderts,  hauptsächlich  in  Cajma. 
geprägt  wurden  und  nebst  dem  zugehörigen 
Kupfer  für  die  Bundesgenossen  und  Unter- 
thanen  in  Campanien  und  den  angrenzenden 
Gebieten  bestimmt  waren.  Ihre  Währung 
war  anfangs  die  alto  pliokaische  der  cam- 
panischen  Städte,  mit  einem  Didrachmon 
von  7‘A* — 7l/s  g.  Später  wurden  sie  mit 
dem  römischen  Gewichtssystem  in  Einklang 
gebracht,  so  dass  die  grosse  Silbermünze 
G.81  g = (J  Skrupel  (1  Skr.  — lass  Pfund) 
und  die  kleine  3,405  g ~ 3 Skrupel  wog, 
und  demselben  System  fügen  sich  auch  die 
nur  in  der  zweiten  Periode  erscheinenden 
Goldmünzen,  vielleicht  auch  das  Kupfer. 
Wir  dürfen  annehmen,  dass  diese  auf  An- 
ordnung der  römischen  Gemeinde  (wenn 
auch  vielleicht  von  städtischen  Behörden) 
geprägten  und  mit  ihrem  Namen  versehenen 
Münzen  auch  in  Rom  selbst  cirkulierten 
und,  da  ihr  Feingehalt  garantiert  war,  im 
Privatverkehr  gern  benutzt  wurden : an  den 
Kassen  des  Staates  werden  sie  allerdings 
nur  wie  Barren,  nach  dem  Gewicht,  ange- 
nommen worden  seiu.  Ihre  Prägung,  sicher 
wenigstens  die  der  sogenannten  u a d r i ga  t i , 
dauerte  noch  einige  Jahrzehnte  fort,  nach- 
dem schon  die  eigene  Silberprägung  in  Rom 
begonnen  hatte  (noch  zur  Zeit  der  Schlacht 
bei  Cannae  waren  in  dieser  Gegend  die 
Quadrigati  die  Hauptmünze) ; aber  nach  der 
Reduktion  des  römischen  Denars  kamen  sie 
in  ein  unbequemes  oder  ungünstiges  Ver- 
hältnis zu  diesem,  und  dadurch  scheint  das 
Ende  ihrer  Prägung  herbeigeführt  worden 
zu  sein. 

1 )ie  Einführung  der  S i 1 b c r m ii  n z e ge- 
schah im  Jahre  208.  Es  wurden  drei  Werte 
im  Gewicht  von  4,  2 und  1 Skrupel  geprägt, 
D e n a r i u s,  Q u i n a r i u s und  S e s t e r t i u s , 
alle  drei  mit  denselben  Typen  (Kopf  der 
Roma,  Dioskuren)  und  mit  ihren  Wertzeichen 
X.  V und  IIS  (in  den  Ausgaben  1IS  gedruckt), 
welche  wie  die  Namen  angeben,  dass  sie 
gleich  10,  5 und  2*.  * Assen  sind.  Der  As, 
zu  dem  die  neu  eingeführte  Silbermünze  in 
Beziehung  gesetzt  wurde , war  aber  nicht 
mehr  der  alte  von  einem  Pfund.  Vielmehr 
war  die  Münze  im  Laufe  der  Zeit  immer 
leichter  hergestellt  worden;  und  obwohl  die 
Kupfermünze  Wertgeld  geblieben  war,  cirku- 
lierten leichte  und  schwere  Stücke  neben 
einander.  Im  privaten  Geschäftsverkehr  ist 
der  verschiedene  Metallwert  gewiss  bald  in 
Rechnung  gezogen  worden ; aber  schliesslich 
wurde  doch  eine  Neuordnung  des  Münz- 
wesens nötig,  und  diese  scheint  eben  bei 


der  Einführung;  der 


Silberprägung  erfolgt 
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zu  sein.  Der  As  wurde  sextautar,  d.  h.  pr 
erhielt  das  Gewicht  eines  Sexlang  der  ur- 
sprüngliche» Währung  U e I'fund).  Da  1»* 
Asse  der  neuen  Währung  gleich  einem  Denar 
«ein  sollten.  so  war  das  Verhältnis  des 
Sill>ers  zum  Kupfer  gleich  1 : 120  ('  is  Pfund 
Sillter  — 10 « I’fund  Kupfer).  Die  schweren 
Asse  der  alten  Währung,  seit  dieser  Zeit 
zum  Unterschied  von  den  neuen  Kupfer- 
münzen als  aes  grave  bezeichnet,  müssen 
l»ei  ihrer  Einziehung  zu  ö Unzen  — 2l.  * 
neuen  Assen  tarifiert  worden  «ein:  denn 
der  Sester/ , zunächst  als  Viertehlenar  in 
Sill*er  ausgeprägt,  wird  dem  alten  pfündigen 
As  gleichgesetzt,  und  eiten  darum  wird  der 
römischen  Rechnung  seitdem  nicht  der  Denar 
oder  der  ueue  As  zu  Grunde  gelegt,  sondern 
das  Äquivalent  dos  alten  As,  der  Sestertius. 
— Ausser  den  angeführten  Wäliruiigsinünzeu 
in  Silber  und  Kupfer  begann  der  römische 
Staat  um  dieselbe  Zeit  noch  eiue  andere 
Sorte  von  Silbermünzen  zu  prägen,  den 
Victoriatu s,  nach  dem  Typus  der  Rück- 
seite (Victoria  ein  Tropaeum  kränzend)  so 
genannt.  Der  älteste  Vietoriat  (von  den 
seltenen  Doppel-  und  Halbstücken  kann  hier 
abgesehen  werden)  wog  8 Skrupel  wie  das 
kleinere  Nominal  der  »nimisch-camjjanischen« 
Prägung,  stand  also  in  einem  bequemen 
Verhältnis  zu  den  anderen  römischen  Münzen 
(r  8 Sesterzen);  aber  obwohl  er  in  Rom 
selbst  geprägt  war,  wurde  er  an  den  Staats- 
kassen nicht  als  gesetzliches  Zahlungsmittel 
angenommen,  sondern  er  war  hauptsächlich 
für  die  Bedürfnisse  von  Oberitalien  und 
Illyrieum  bestimmt : das  Fehlen  eines  Wert- 
zeichens entspricht  seiner  Ausnahmestellung. 
Nach  wenigen  Jahrzehnten,  als  der  Denar 
ülierall  Geltung  gewonnen  hatte,  wurde  die 
Prägung  des  Victoriatus  eingestellt;  die 
Münze,  die  in  späterer  Zeit  denselben  Namen 
führt,  war  ein  Quinär  mit  demselben  und 
anderen  Typen  der  Victoria. 

Mit  der  Münzordnung  vom  Jahre  2(58, 
nach  der  das  neue  Kupfergehl  ebenso  wie 
früher  das  alte  als  Wertmünze  behandelt 
wurde  und  zu  dem  gleichzeitigen  Silbergeld 
in  ein  festes  Verhältnis  gebracht  war,  schien 
in  Rom  eine  Doppelwährung  begründet  zu 
sein.  Aber  diese  hielt  sich  nicht,  und  eben- 
sowenig bildete  sieh  ein  Monometallismus 
aus;  trotz  wiederholter  Versuche  von  Neuord- 
nungen kam  man  nicht  über  den  Zustand  der 
Mischwährung  hinaus,  die  allerdings  auch 
wohl  den  Charakter  einer  Parallel  Währung  an- 
genommen hat.  — Zunächst  wurde  schon  um 
<las  Jahr  240  das  Gewicht  der  Silhermünze 
um  1 t herabgesetzt,  so  dass  der  Denar  nur 
noch  Vsi  Pfund  wog  (3,90  g;  so  bis  zur  Zeit 
Neros).  Der  Sesterz,  dessen  Prägung  um 
dieselbe  Zeit  eingestellt  worden  zu  sein 
scheint,  behielt  als  Rechnungsmünze  seine 
bisherige  Bedeutung  — 1 i Denar.  Das  Ver- 


hältnis zum  Kupfergeld  wurde  zunächst  nicht 
neu  geregelt.  doch  wurde  letzteres  tlialsäch- 
lich  auch  schon  leichter  ausgebracht  — Eine 
tresetzliche  Neuorduuug  der  Währuug  er- 
folgte dann  im  Jahre  217.  Der  As  wurde 
auf  die  Hälfte,  also  1 tt  Pfund  — 1 Unze, 
reduziert : aber  mit  Ausnahme  des  Soldateu- 
soldes,  bei  dem  auch  ferner  für  10  Asse 
1 Denar  gegeUni  werden  sollte,  gingen  fort- 
an IG  Asse  auf  den  Deuar;  danach  stand 
das  Sill*er  zum  Kupfer  wie  1 : 1 12  ( 1 »i  Pfund 
Silier  — ii  I’fund  Kupfer),  ln  demselben 
Jahre  217  soll  auch  zum  ersten  Mal  in  Rom 
Gold  geprägt  worden  sein ; und  die  ältesten 
uns  ltekaunten  römischen  Goldmünzen  können 
wohl  in  diese  Zeit  gehören.  Es  sind  drei 
Nominale  mit  gleichen  Typen  im  Gewicht 
von  8.  2 und  1 Skntjiei,  die  durch  ihre 
Wertzeichen  als  Aequivalente  von  60,  4«' 
und  20  Sesterzen  Itezeiehnet  sind.  Das  für 
das  Sill  kt  ungünstige  Wertverhältnis  ('  fv- 
Gold  . i 20 :««  Silier,  also  1 : 17*  :)  zeigt, 
dass  hier  der  seltene  Fall  einer  Ueberwertung 
der  Goldmünze  vorliegt;  im  übrigen  blieb 
diese  Prägung  ohne  Folgen,  da  sie  schnell 
wieder  erlosch:  erst  am  Faule  der  Republik 
ist  in  Rom  wieder  Gold  geprägt  worden. 
Zunächst  blieb  es  bei  deu  Sill  km--  und  Kupfer- 
münzen. Alter  die  Doppelwährung  von  217 
hatte  ebenso  wenig  Bestand  wie  die  von 
268;  und  auch  zur  reinen  Silberwährung 
gelangte  man  nicht,  weil  man  die  Zahlungs- 
kraft des  kupfernen  Kleingeldes  unbeschränkt 
lies*,  wie  überhaupt  der  Begriff  der  Scheide- 
münze dein  Altertum  fremd  geblieben  zu 
sein  scheint.  Das  Kupfer  blieb  also  Wert- 
metaU,  und  sein  Verhältnis  zum  Silber  ver- 
schob sich  bald  zu  Ungunsten  des  letzteren, 
da  die  Kupfermünzen  immer  leichter  geprägt 
(jetzt  nicht  mehr  gegossen)  wurden,  ohne 
dass  gesetzlich  ihr  Wert  herabgesetzt  oder 
der  der  sieh  gleichbleibenden  Silbennünzen 
erhöht  wurde.  Selbst  als  im  Jahre  89  durch 
das  Papirische  Gesetz  das  Gewicht  des  As 
schliesslich  auf  1 •>  Unze  reduziert  worden 
war,  galt  er  nominell  weiter  als  1 io  Denar. 
Dieser  somunciale  As  war  also  jedenfalls 
eine  stark  überwertete  Kreditmünze,  und 
«las  römische  Münzwesen  wäre  schon  damals 
durch  ihn  so  zerrüttet  worden  wie  satter 
diuch  den  schlechten  Denar,  wenn  nicht  die 
Kupferprägung  schon  nach  wenigen  Jahren, 
vielleicht  eben  infolge  richtiger  Erkenntnis 
dieser  Gefahr,  eingestellt  worden  wäre.  Das 
noch  cirkuliorendc  Kupfergeld  blich  aller- 
dings Weitmünze;  alter  bis  zum  Ende  der 
Republik  beherrschte  doch  tatsächlich  da» 
Silber  den  Verkehr.  Dieser  Zustand,  der 
nur  nicht  als  Silberwährung  bezeichnet  wer- 
den darf,  war  um  so  günstiger,  als  allein 
die  Silbenuüuze  in  einem  zuverlässigen  Ver- 
hältnis zu  der  allgemeinen  Rechnungseinheit, 
dein  Sesterz,  stand,  der  gleich  einem  Viertel 
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des  damals  noch  vollwichtig  und  rein  aus- 
geb*  rächten  Denars  war,  während  die  Stellung 
der  Kupfermünze  unklar  war.  Letzteres  gilt 
auch  von  den  Goldmünzen,  die  in  dieser 
Zeit  ausgegeben  worden  sind;  übrigens 
können  diese  von  Sulla  und  Pompeius  kraft 
ihres  feldherrlichen  Münzrechts  geprägten 
Stücke  im  Verkehr  keine  grosse  Rolle  ge- 
s*pielt  haben.  — Die  eben  erwähnte  feld- 
herrliche  Prägung  konnte  von  den  Ober- 
Leamteu  auf  Grund  ihres  Imperiums  überall 
ausserhalb  des  Weichbildes  von  Rom  nach 
Bedürfnis  ausgeübt  werden.  Die  Feldherren, 
für  welche  ilire  Quästoren  oder  Legaten 
die  Münzung  besorgten,  waren  dabei  auch 
nicht  an  die  römische  Währung  gebunden, 
sondern  sie  bedienten  sieh  der  im  Prägungs- 
gobiet  geltenden  Währung,  wie  es  der  Gold- 
■stater  des  Flamininus  oder  die  makedonischen 
Totrad  rach  men  und  k lei  »asiatischen  Cisto- 

f »hören  mit  römischen  Beamtennainen  lehren. 

Me  ordentliche  Prägung  wurde  anfangs,  ab- 
gesehen von  den  »römisch-campanischen« 
Münzen,  nur  in  der  Stadt  Rom  ausgeübt, 
sjiäter  wurde«  verschiedene  Nebenmünz- 
stätten  wie  Luoeria,  Croton  und  Corcyra 
eingerichtet-  Die  Ausführung  wurde  in  der 
älteren  Zeit  von  Fall  zu  Fall  durch  das  Ge- 
setz geregelt,  das  die  Prägung  selbst  an- 
onlnete;  erst  im  letzten  Jahrhundert  der 
Republik  finden  wir  bestimmte  Jahresbeamte 
dafür,  die  111  viri  aere  argento  auro 
f lande  feriundo  oder  monetales,  ein 
gewöhnlich  vor  derQuästur  bekleidetes  Amt; 
<loch  wurden  in  derselben  Periode  auch 
öftere  andere  Ixnitc  durch  Senatsbeschluss 
mit  (1er  Münzprägung  beauftragt. 

Als  Caesar  nach  der  Besiegung  des 
Pompeius  im  Jahre  48  die  Alleinherr- 
schaft in  Rom  thatsäehlieh  eingeführt  hatte, 
übte  er  auch  sein  feldherrliches  Münzrecht 
in  der  Stadt  aus  und  liess  hier  namentlich 
auch  Gold  in  grosser  Menge  prägen.  Die 
Währung  änderte  er  aber  nicht ; der  neue 
aureus,  im  Gewicht  von  lUo  Pfund  sollte 
nur  zur  Erleichterung  des  Grossverkehre 
dienen,  indem  er  gleich  25  Denaren  ange- 
setzt wurde,  also  auch  gleich  100  Sesterzen, 
was  für  die  Rechnung  sehr  bequem  war; 
das  Gold  stand  danach  zum  Silber  wie 
11,90:1,  was  dem  Metallwert  entsprach. 
Die  Kupferprägung  nahm  auch  Caesar  nicht 
wieder,  auf;  die  einzige  Kupfermünze  dieser 
Zeit  ist  ausserhalb  Roms  (in  Spanien?)  ge- 
prägt. 

Die  nächste  wesentliche  Aemlerung 
im  römischen  Münzwesen,  abgesehen  von 
den  Prägungen  des  Antonius,  trat  unter 
August us  im  Jahre  15  v.  dir.  ein.  Von 
da  an  ist  das  Miinzrccht  zwischen  Princeps 
und  Senat  in  der  Weise  geteilt,  dass  der 
erstere  die  Gold-  und  Silbermünzen  prägt, 
der  letztere  die  sogenannten  Bronzemünzen, 


welche  daher  mit  dem  Zeichen  SC(~ 
sc n a t u s consulto)  versehen  sind.  Wenn 
auch  einige  Ausnahmen  von  dieser  Ordnung 
nachweisbar  sind,  so  gilt  dieser  Satz  im 
ganzen  doch  bis  gegen  das  Ende  des  Princi- 
pats.  Die  gleiche  Teilung  kehrt  bei  den  Pro- 
vinzialmünzen von  Syrien  wieder,  wo  der 
Kaiser  das  Silber  und  der  Senat  das  Kupfer 
(mit  S C)  prägt  ; aber  im  allgemeinen  wurde 
die  lokale  Kupferprägung  in  den  östlichen 
Provinzen  (anfangs  auch  im  Occident)  den 
Entert hanengemeinden  verschiedenen  Rechts 
in  grossem  I mfange  überlassen.  Erst  Kaiser 
Aurelianus  machte  sowohl  der  Prägung  des 
Senats  in  Rom  wie  der  der  Provinzialstädte 
ein  Ende:  die  alexandrinische  Prägung,  die 
noch  bis  Diocletian  fort  bestand,  war  nicht 
städtisch,  sondern  sie  war  von  Augustus  als 
Nachfolger  der  ägyptischen  Könige,  und 
demgemäss  auch  nach  ptolemäischer  Wäh- 
rung, aufgenommeu  und  so  durch  den  ganzen 
Priudpat  hin  ansgeübt  worden.  Was  die 
Währung  betrifft,  so  liess  Augustus  das 
Gewicht  des  Denars  unverändert;  auch  das 
des  Aureus  wurde  nur  ein  wenig  abge- 
knappt, und  er  blieb  gleich  25  Denaren.  Da- 
gegen bedeutete  der  Wiederbeginn  der 
Kupferprägung  eine  wichtige  Aenderung. 
Der  Senat  prägte  As,  Semis  und  Quadrans 
nach  dem  früheren  semuncialen  Fuss  in 
Kupfer;  und  als  grössere  Nominale  traten 
dazu  der  Sestertius  und  der  Duponditis  im 
Werte  von  4 und  2 Assen,  die  nicht  in 
Kupfer,  sondern  in  dem  wertvolleren  Messing 
ausgeprägt  wurden  und  demgemäss  leichter 
sind  als  2 resp.  1 Unze,  wenn  es  auch  un- 
sicher ist,  ob  das  Verhältnis  der  beiden 
Metalle  = 2:1  ist.  Zum  Silber  stand  das 
Kupfer,  wenn  wir  als  Normalgewicht  des 
As  eine  halbe  Unze  zu  Grunde  legen  und 
ihn  gleich  V i«  Denar  rechnen,  wie  1 : 50, 
was  unmöglich  dem  Metallwert  entsprechen 
kann.  Eine  neuere  Hypothese  (von  Soutzo), 
welche  den  semuncialen  As  der  libella, 
d.  i.  1 io  des  Rechnungssesterz  oder  1 io  des 
Denars,  gleichsetzt,  so  dass  Kupfer  zu  Silber 
= 1 : 140  steht,  hat  daher  viel  Verlockendes; 
aber  die  Angaten  der  Schriftsteller  stehen 
dem  doch  entgegen,  und  der  Denar  scheint 
wirklich  auch  in  dieser  Zeit  nur  10  Assen 
gleich  gerechnet  worden  zu  sein.  Wir  finden 
also  im  Anfang  der  Kaiserzeit  eine  Miseh- 
währung,  bei  der  Münzen  in  vier  Metallen 
gleichzeitig  als  Geld  benutzt  werden  und 
alle  vier  in  einem  festen  Verhältnis  zu  ein- 
ander und  zu  der  allgemeinen  Rechnungs- 
münze, dem  Sesterz,  stehen.  Das  Verhält- 
nis der  beiden  Edelmetalle  unter  sich  ent- 
spricht dein  Metallwert,  el»enso  wahrschein- 
lich das  der  beiden  unedlen  Metalle  unter 
sich;  dagegen  zeigt  das  Verhältnis  der 
letzteren  zu  den  ersteren,  dass  sie  zu  einem 
sehr  stark  erhöhten  Nominalwerte  an  jene 
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augelehnt  sind.  Obwold  nun  also  der 
römische  Staat  in  den  Kupfer-  und  Messing- 
münzen  ein  stark  überwertetes  Kreditgeld 
besass  und  obwohl  dieses  nicht  zur  Scheide- 
münze wurde,  sondern  seine  Zahluugskraft 
gesetzlich  unbeschränkt  blieb,  scheint  die 
gewöhnliche  Folge  eines  solchen  Zustandes 
(s.  d.  Art.  I)  o p p e 1 w ü h r u n g oben 
Bd.  111  S.  287)  nicht  eingetreton  zu  sein,  | 
sondern  das  gesetzliche  Wertverhältnis  hielt 
sich  bis  zur  Zeit  Neros.  Wie  das  erreicht 
worden  ist.  wissen  wir  nicht.  Vielleicht 
hatte  der  Kaiser  das  Recht,  den  Senat  in 
der  Ausübung  seines  Münzrechts  zu  be- 
schränken und  so  die  Menge  des  umlaufen- 
den Kupfer-  und  Messinggeldes  nach  dem 
Bedürfnis  des  Verkehrs  so  zu  regulieren,  j 
dass  dieses  im  allgemeinen  nur  als  Kleingeld 
benutzt  werden  konnte;  dem  Münzrecht  der 
Provinzialgemeinden  gegenüber  haben  die 
Kaiser  und  zum  Teil  auch  die  Statthalter 
eine  solche  Kontrolle  nachweislich  ausgeübt. 
Ferner  ist  es  auch  denkbar,  dass  das  Senats- 
geld nur  an  den  Senatskassen  unbeschränkte 
Zahlungskraft  hatte,  während  die  kaiserlichen 
Kassen  nur  Gold-  und  Silbermünzen  an- 
nahmen  (nur  für  die  Bruchteile  des  Denars 
natürlich  auch  Kupfer),  so  dass  auch  auf 
diese  Weise  einer  Beherrschung  des  Ver- 
kehrs durch  die  unterwertigen  Senatsmünzen 
vorgebeugt  wurde.  — Die  nächste  Verände- 
rung. welche  unter  Nero  stattfand,  war  viel- 
leicht als  Reform  gedacht,  und  wenigstens 
die  Ueberwertung  der  Senatsmünzen  wurde 
durch  die  Herabsetzung  der  kaiserlichen 
etwas  gemildert;  al>er  in  Wirklichkeit  be- 
ginnt mit  dieser  Refoim  die  Zerrüttung  des 
römischen  Münzwesens.  Nero  setzte  das 
Gewicht  des  Aureus  auf  1 4:.  Pfund  herab,  | 
das  des  Denars  auf  l/w>  Pfund,  so  dass  das 
Verhältnis  des  Goldes  zum  Silber  fast  un- 
verändert blieb.  Auch  der  Senat  führte  zu  I 
derselben  Zeit  Neuerungen  ein,  indem  er  j 
einmal  sämtliche  Nominale  in  Messing  aus- 
prägte (die  kleineren  entsprechend  leichter' 
als  früher)  und  alle  ausser  dem  Sester/  mit 
Wertzeichen  versah ; da  ihr  Wert  dabei ! 
nicht  verringert  wurde,  entsprach  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  kaiserlichen  Münzen  jetzt  dem 
wirklichen  Wert  etwas  besser.  Aber  ver- 
hängnisvoll wurde  die  weitere  Massregel  j 
Neros,  dass  er  zuerst  dem  Silber  unedles 1 
Metall  bei  mischte.  Die  Republik  hatte  zu- 
weilen subaerate  Denare  (Kern  von  unedlem 
Metall  mit  Silber  überzogen)  ausgegel>cn, 
einmal  vielleicht  auch  legierte  Stücke,  aber 
das  waren  immer  nur  vorübergehende  Mass- ' 
regeln,  besonders  in  Notfällen.  Jetzt  aber 
wurde  die  Legierung  des  Denars  regelmässig 
und  mit  der  Zeit  immer  stärker.  Unter ' 
Nero  betrug  die  Beimischung  unedlen  Me-I 
talls  nur  5 — 10  Prozent,  unter  Trajan  schon  ; 
15,  unter  Marcus  25,  bis  unter  Severus  der 


Denar  schliesslich  nur  50  Prozent  und  noch 
weniger  Silber  enthielt.  Die  Goldmünze 
verlor  in  derselben  Zeit  zwar  auch  durGs 
allmähliche  Abknappuug  etwas  am  Gewiegt, 
aber  das  Metall  blieb  rein,  so  dass  bei  «ler 
gesetzlichen  Wertung  des  Aureus  gieieh. 
25  Denaren  das  Sibergeld  ganz  bedeutend 
überwertet  erscheint;  schon  unter  Sev*rq> 
steht  das  Gold  zum  Silber  in  der  Münze 
etwa  wie  1 : 7,  sjwiter  noch  schlechter.  Dk- 
Kolge  war,  dass  das  gesetzliche  Wertver- 
hältnis im  gewöhnlichen  Verkehr  nicht 
respektiert  wurde;  gegenüber  dem  minder- 
wertigen Denar  erhielt  die  Goldmünze  einen 
erhöhten  Kurswert.  Auch  die  Kupfer-  and 
Messingmünzen  des  Senats  kamen  infolge- 
dessen zu  höherer  Geltung;  die  Verminde- 
rung des  Gewichts  und  die  Verselüechterung 
war  bei  ihnen  nicht  bedeutend,  und  die 
Funde  lehren,  dass  sie  auch  im  Privatverkehr 
s pater  wieder  mehr  als  Wertmünzen  l<e- 
handelt  wurden : ähnlich  erging  es  den  pro- 
vinzialen Münzen.  Ebenso  wissen  wir,  dass 
man  im  Verkehr  die  alten  guten  Denare  und 
die  späteren  schlechten  wohl  auseinander- 
hielt: so  wird  schon  in  einer  pompejanischen 
Urkunde  des  Jahres  61  (also  noch  unter  Nero) 
Zahlung  in  »gutem  Silber«  vereinbart.  Die 
Angabe  des  Metalls  oder  der  Geldsorte  muss 
heim  Abschluss  von  Verträgen  auch  öfter 
vorgekommen  sein , als  wir  nachweisen 
können ; ohne  diesen  Gebrauch,  das  Merkmal 
der  Parallel  Währung,  hätte  man  die  Münz- 
verschlechterung nicht  so  lange  ertragen 
können.  — Im  3.  Jahrhundert  ging  »'s  noch 
weiter  abwärts.  Caracalla  wollte  vielleicht 
Ordnung  stiften,  indem  er  das  Goldstück 
auf  l/s 0 Pfund  herabsetzte  und  im  Silber  ein 
neues  Nominal,  den  sogenanuten  Antoui- 
n ia  n u s , einführte.  Der  letztere  war  grösser 
und  schwerer  als  der  Denar  und  von  diesem 
äusserlich  dadurch  unterschieden,  dass  der 
Kaiserkopf  mit  Strahlenkrone  statt  des 
Lorbeerkranzes  geschmückt  und  das  Brust- 
bild der  Kaiserin  auf  eine  Mondsichel  ge- 
setzt erschien.  Sein  Gewicht  ist  ungefähr 
gleich  dem  von  lVj  Denar,  sein  Wert  ent- 
weder gleich  2 Denaren  oder  gleich  l1  i 
Denar:  letzteres  ist  wahrscheinlicher,  weil 
sein  Ersatz  in  der  aurelianischen  Prägung 
das  Wertzeichen  XX  hat  (20  As  = Di 
Denar):  die  Entscheidung  hängt  davon  ab. 
ob  unter  Caracalla  der  Antoninianus  stärker 
legiert  ist  als  der  Denar  oder  umgekehrt, 
was  noch  unsicher  ist.  Später  hat  sieh 
jedenfalls  der  Antoninianus  noch  mehr  ver- 
schlechtert als  der  Denar,  der  überhaupt 
nicht  mehr  so  viel  geprägt  wurde.  Die  I.ie- 
giorung  des  Antoninianus  schreitet  so  schnell 
fort,  dass  schon  unter  Gallienus  ein  Teil  der 
Münzen  nur  noch  5%  Silber  enthielt : von 
da  an  erhielt  er  nur  durch  Sieden  einen 
leichten  Silberglanz  und  unterscheidet  sich 
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im  Metall  kaum  von  den  Kupfermünzen. 
Trotzdem  suchten  die  Kaiser  möglichst  lange 
die  Geltung  des  Denars  und  des  Antoni- 
nianus  als  Silbermünzen  im  Werte  von  4 und 
f>  (bezw.  8)  Sesterzen  festzuhalten;  aber 
es  gelang  nicht,  und  durch  die  massenhafte 
Ausprägung  des  Äntoninianus  in  den  Zeiten 
der  Verwirrung  wurde  dieser  noch  weiter 
entwertet.  Selbst  die  kaiserlichen  Kassen 
lehnten  schon  unter  Klagabalus  die  minder- 
wertigen Silbermünzen  ab  und  verlangten 
Zahlung  von  Steuern  in  Gold.  Denn  bei  der 
Goldmünze  konnte  man  sich  wenigstens  auf 
die  Reinheit  des  Metalls  verlassen  und  den 
Wert  nötigenfalls  durch  die  Wage  feststellen. 
Doch  ist  die  Annahme,  dass  letzteres  im 
3.  Jahrhundert  allgemein  üblich  oder  nötig 
war,  gewiss  irrig.  Das  Gewicht  der  Gold- 
münzen ist  zwar  in  dieser  Zeit  sehr  un- 
gleich, aber  es  ist  nicht  so  regellos,  wie  es 
zunächst  scheint,  und  man  wird  die  Sorten 
noch  weiter  unterscheiden  lernen,  wie  es 
zum  Teil  schon  gelungen  ist.  Die  Zahl  der 
Sorten  in  allen  Metallen  und  der  Unterschied 
der  Werte  scheint  allerdings  gross  gewesen 
zu  sein,  aber  man  war  wohl  schon  von  früher 
her  daran  gewöhnt,  bei  der  Angabe  von 
Geldbeträgen  auch  die  Münzsorten  anzu- 
gehen, da  die  Angabe  in  Sesterzen  zuweilen 
nicht  zu  genügen  schien ; wir  kennen  sogar 
Fälle,  in  denen  einem  Beamten  sein  Gehalt 
teils  in  Gold,  teils  in  Silber,  teils  in  Kupfer 
festgesetzt  und  wohl  auch  in  den  dabei  ange- 
gebenen Münzen  aller  drei  Metalle  ausgezahlt 
wurde!  — Eine  Reform,  die  Kaiser  Aure- 
lianus  versuchte , hatte  keine  genügende 
Wirkung.  Dauernd  blieb  von  seinen  Neue- 
rungen das  Institut  der  über  das  ganze  Reich 
verteilten  Münzstätten,  in  denen  allen  nach 
Beseitigung  der  Senatsprägung  und  der  pro- 
vinzialen Prägungen  nur  noch  kaiserliche 
Münzen  geschlagen  wurden.  Aber  die  Reform 
der  Währung,  die  er  ebenfalls  versuchte,  war 
nicht  durchschlagend,  und  wir  wissen  zu 
wenig  davon,  um  über  ihre  Zweckmässigkeit 
urteilen  zu  können.  Bekannt  ist  uns  nur, 
«lass  die  Münze  in  der  Grösse  und  mit  den 
Merkmalen  (Strahlen kröne  u.  s.  w.)  des  bis- 
herigen Äntoninianus  unter  ihm  zwar  nicht 
werthafter,  aber  sorgfältiger  und  regel- 
mässiger geprägt  und  nun  auch  mit  Wert- 
zeichen versehen  wird.  Das  Wertzeichen  ist 
entweder,  wie  schon  erwähnt  wurde,  XX 
oder  K.  oder  noch  öfter  XXI  oder  KA;  in 
letzterem  Falle  ist  es,  wie  gewisse  Er- 
scheinungen lehren,  wahrscheinlich  XX  — I 
oder  K — A zu  lesen,  d.  h.  die  Münze  stellt 
20  kleine  = 1 grosse  Einheit  dar.  Welches 
diese  Einheiten  waren,  wissen  wir  nicht; 
die  kleine  könnte  noch  der  As  sein,  der 
Name  der  grossen  muss  dahingestellt  bleiben. 

Nicht  viel  mehr  erreichte  D i o c 1 e t i a u , 
der  bei  seiner  Neuordnung  des  ganzen 


römischen  Staatswesens,  der  Verwandlung 
des  Principats  in  eine  absolute  Monarchie, 
auch  das  Münzwesen  auf  eine  neue  Grund- 
lage zu  stellen  suchte.  Nach  einigen 
Schwankungen  scheint  ersieh  für  ein  System 
entschieden  zu  haben,  in  welchem  ein  Pfund 
Gold  = 50000  Denaren  gesetzt  war.  Der 
Denar  hatte  danach  einen  Wert  von  etwa 
IV5  Pfennigen;  er  ist  als«)  von  dem  alten 
Silberdenar  weit  verschieden  (etwa  = 1 
libella?).  und  es  ist  sogar  zweifelhaft,  ob 
diese  geringwertige  Münze  von  Diocletian 
überhaupt  geprägt,  worden  ist.  In  dem  be- 
kannten Preisedikt,  durch  das  wir  jene 
Ansetzung  des  Denars  jetzt  kennen,  er- 
scheinen die  Denare  nur  in  Zahlen , die 
durch  2 oder  5 teilbar  sind,  und  man  will 
danach  in  zwei  Kupfermünzen  der  dio- 
cletiar.ischen  Prägung,  von  denen  die  grössere 
einen  schwachen  Silberzusatz  hat.  den  Zweier 
und  den  Fünfer  erkennen;  das  ist  aber  un- 
sicher, und  auch  die  Deutung  des  Wert- 
zeichens XX  oder  XXI  auf  den  grösseren 
(XX  Sesterzen  = 5 Denare  = 1 Follis?) 
macht  Schwierigkeiten.  Das  gleichzeitige 
Goldstück . war  = Vs 0 Pfund,  aber  später 
kehrte  Diocletian  zu  einer  leichteren  Prä- 
gung, = Veo  Pfund,  zurück.  Ein  Verdienst 
war  es  dagegen,  dass  er  auch  wieder  reines 
Silber  geprägt  hat.  Die  Absicht  war  wohl, 
die  neue  Silbermünze,  deren  Namen  wir 
nicht  kennen,  gleich  dem  alten  neronischen 
Denar  zu  machen;  wenigstens  giebt  es 
Stücke  mit  dem  Wertzeichen  XCVI,  was 
doch  wohl  V in;  Pfund  bedeuten  soll ; aber  die 
Gewichte  sind  auch  hier  noch  verschieden, 
das  Nominal  hielt  sich  nicht,  und  nur  der 
Gebrauch,  wieder  Münzen  in  reinem  Silber 
zu  prägen,  hatte  Bestand.  — Wenn  das  Gold 
Schon  unter  Diocletian  als  das  primäre  Me- 
tall im  römischen  Münzweseu  erscheint,  so 
gelangt  dieses  Prineip  zur  vollen  Ausbildung 
unter  Konstantin.  I m Anfang  seiner  Re- 
gierung ist  «las  Gewicht  der  Goldmünzen 
schwankend,  zum  Teil  absichtlich;  aber  seit 
dem  Jahre  325  (wenn  nicht  schon  früher) 
wiegt  das  Goklstück  4 Skrupel  = V72  Pfund, 
und  «lies  ist  das  Normalgewicht  gehlieben ; 
der  Name  der  Münze  ist  seit  dieser  Zeit 
nicht  mehr  Aureus,  sondern  Solidus. 
Im  grossen  wurde  aber  nicht  nach  Solidi, 
sondern  nach  Gold  p f 11  n d e n gerechnet,  und 
die  Kassen  sollten  die  Goldmünzen  trotz 
ihrer  ziemlich  genauen  Ausprägung  nur  nach 
dem  Gewicht  annehmen.  Ebenso  wurde  es 
beim  Silber  gehalten,  dessen  Verhältnis  zum 
Gol«l  ungefähr  wie  1 : 14.  aber  nicht  immer 
gleich,  war.  Auch  hier  wird  nach  Pfunden 
gerechnet,  und  tlie  Silbermünzen,  von  denen 
«iie  grösste  wie  «1er  Solidus  1 72  Pfund  wog 
und  miliare nse  hiess  (—  1 1000  Gold- 
pfund V),  während  die  Ilälfte  den  Namen 
siliqua  führte,  wurden  an  den  Kassen 
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ebenfalls  nur  nach  dem  Gewicht  angenommen.  | der  einen  Seite,  aber  mit  dem  Porträt  des 
Unter  Valentinian  1.  kommt  dann,  wie  Willers  j oströmischen  Kaisers  auf  der  anderen  Seile 
nachgewiesen  hat,  der  Gebrauch  auf,  die  geprägt;  dagegen  prägten  sie  Kupfer  zian 
Münzen  mit  einem  Zeichen  zu  versehen,  das  Teil  mit  ihrem  eigenen  Bilde.  Theoderich  hat 
ihren  Feingehalt  beglaubigt.  Dieses  Zeichen  auch  Gold  geprägt,  aber  mit  Bild  und  Srhrih 
bilden  für  das  Gold  die  Buchstaben  OB  (für ' des  Anastasius,  ohne  ausdrückliche  Angabe 
die  bisher  die  falsche  Deutung  72,  d.  h.  V72  seines  eigenen  Namens;  das  einzig«  grosse 
Pfund,  üblich  war)  und  für  das  Silber  die  Goldstück  mit  seinem  Namen  und  Porträt 
Buchstaben  PS;  ersteros  ist  obryziaeus  bildet  eine  merkwürdige  Ausnahme.  Etwas 
zu  lesen,  letzteres  pusillatum,  was  beides,  freier  verhielten  sich  die  Vandalenkönige  in 
das  Metall  als  fein  bezeichnet.  Beide  An-  Afrika,  da  sie  auch  Silbermünzen  mit  ihrem 
gaben  finden  sieh  auch  auf  Barren  wieder,  eigenen  Bilde  prägten : die  Währung  aber 


für  die  die  Beglaubigung  der  Feinheit  ja 
nötiger  war  als  für  die  Münzen;  die  Gold- 
l>arren,  die  aus  der  Zeit  307 — 383  stammen, 
tragen  keine  Gewichtsangaben,  während  die 
etwa  CO  Jahre  jüngeren  Sillierbarren  als 
[»fündig  lrezeichuet  sind.  Diese  Rückkehr  1 
zum  Gebrauch  der  Wage  für  die  Edel- 
metalle, zum  Gewicht  statt  des  Geldes,  ist 
gewiss  ein  Zeichen  des  Niedergangs,  schuf 
aber  wenigstens  für  den  Grossverkehr  eine 
leidliche  Ordnung.  Wie  kläglich  es  in  der- 
selben Zeit  iin  Klein  verkehr  aussah.  lehrt 
besonders  eine  Inschrift  ans  Thamngadi,  in 
der  unter  der  Regierung  des  Julianus  (361 
— 363)  die  Sportel u der  numidisehen  Offi- 
zialen nach  Scheffeln  Weizen  »oder  deren 
Marktpreis«  angesetzt  sind ; wenn  sich 
darin  auch  nicht  gerade  eine  Rückkehr  zur 
Naturalwirtschaft  ausspricht,  so  zeigt  es 
doch,  dass  selbst  im  amtlichen  Verkehr  die 
damalige  Reichsmünze  nicht  als  zuverlässiger 
Wertmesser  betrachtet  wurde.  — Ucber  die 
Kupferprägung  des  4.  und  5.  Jahrhunderts 
und  die  Follarreehuung  herrscht  noch  so 
wenig  Klarheit,  dass  sie  hier  besser  unbe- 
rücksichtigt bleiben.  Erst  Kaiser  Anasta- 
sius (491 — 518)  begründete  wieder  eine  ge- 
ordnete Kupferprägung ; er  prägte  Stücke 
von  40,  20,  10  und  5 Einheiten  mit  Wert- 
zeichen und  ein  kleinstes  ohne  Wert- 
zeichen; dieses  letztere,  die  Einheit,  liiess 
Nu  nun  us,  während  auf  dcu  Vierziger  der 
Name  Follis  übertragen  wurde.  Diese  Ord- 
nung des  Anastasius  blieb  dann  lange  Zeit 
für  die  oströmisehe  Kupferprägung  mass- 
gebend. Die  Silberprägung  ist  unter  Kon- 
stantin gering  gewesen  und  auch  später  nie 
wieder  zu  rechter  Bedeutung  gekommen : es 
wurden  hist  nur  noch  die  •kleinsten  Nomi- 
nale, die  Siliijua  und  ihre  Hälfte,  geprägt. 
Das  herrschende  Metall  blieb  das  Golu,  das 
auch  jenseits  der  Grenzen  des  römischen 
Reiches  fast  ohne  Konkurrenz  umlief.  'Ausser , 
dem  Solidus  wurde  besonders  das  Drittel 
geprägt,  der  Triens,  der  dann  das  Vorbild  , 
für  die  Goldprägung  der  Merovinger  geworden 
ist.  Die  germanischen  Staaten  auf  italischem  i 
Boden  haben  auch  im  Münzwesen  die  Zu- 
gehörigkeit zum  römischen  Reiche  anerkannt.  I 
Sowohl  Odovakar  wie  die  Ostgoten  haben  | 
kleine  Silbermünzen  mit  ihrem  Namen  auf  j 


ist  liier  wie  überall  die  des  römischen  Reiches. 

Litteratur:  Allgemein:  Th.  JfomNMra.  Ge- 
schichte des  römischen  Münzwesens,  Ig&J  (dm n 
die  französische  Bearbeitung,  mit  Xuchträgen, 
1865 — 1875).  — Fr.  U ult  sch,  tiriechische  und 
römische  Metrologie,  2.  Bearb.  1882.  — Mar- 
quardt. Itiim.  Staatscenraltinig,  Bd.  11.  2. 

(ton  Dessau)  1885.  — fr.  f’.  Hill.  Handb*£ 
of  tireck  and  Roman  coins.  1899. 

Für  die  älteste  Heit  viel  neues  Material 
d’.iilly,  Rechcrches  sur  In  monnaie  rrtmavu, 
1804 , 1806.  — Wichtig  für  dieselbe  PeriAr 

Sa  nt  teer  und  TtahrJ'eldt,  Geschichte  de * älteres 
römischen  Münzwesens  (aus  der  Wiener  Xuatiszn. 
Zeitschrift) , 188S.  — (Ein  grosses  Werl-  über 
das  römische  und  italische  Scherer /rupf er  ron 
llarherUn  ist  in  Vorbereitung .)  — Die  römisrh- 
cam/Minisrhen  Münzen  sind  vortrefflich  bearbeitet 
ron  M.  Bult  rf cid t in  der  Rirista  ftalutna  di 
Xumismatica  1899.  — Grössere  Beachtung,  als 
ihnen  bisher  zu  teil  wurde,  verdienen  die  Ar- 
beiten ron  Soutzo,  Inlroduetion  <1  ly  finde  drs 
monnqies  de  V Italic  antique  I,  II,  1887,  1889, 
und  Etüde  sur  les  ntonnaies  imperiales  romaines 
( aus  der  Revue  nnmismatique)  1898,  1899.  — 
Für  das  Münzteesen  der  ersten  Kaiser  E.  Gabriel, 
Vontributo  alia  storia  dclla  moneta  Roma  na  da 
Augusto  a Dom iziano  (Atti  dclla  R.  Aceademia 
rli  Xapoli  Vol.  MIX),  1895.  — Für  die  G+Ad- 
prägung  des  111.  Jahrhunderts  Hluuehet. 
Monnaics  en  or  des  emp.  Galle  et  1 0/ usirn  (aus 
der  Rente  beige  de  nnmismatique),  189*1.  — I8is 
Münzwesen  unter  der  absoluten  Monarchie  be- 
handelt f>.  Sccck,  Die  Münzpolitik  Diocletians 
und  seiner  Xachfolgrr  ( Zeitschrift  ßir  Xnmis- 
matik  Bd.  XVII),  1891,  eine  einzelne  wichtige 
Frage  W.  Kubitschek  im  Monatsblutt  der 
Xutnistn.  Gesellschaft  1892  (vgl.  denselben, 
Rundschau  Uber  ein  Quinquennium  der  antiken 
Xumismatik,  1896,  $.  85 ff.).  — Die  lange  um- 
strittene Fragt  nach  der  Bedeutung  der  Bach- 
staben OB  ist  endgUtig  gelöst  durch  die  auch 
sonst  für  das  Geldwesen  der  spätesten  Zeit  sehr 
wertrollen  Arbeiten  von  11.  Witter»,  Römische 
Silberbarren  mit  Stempeln  (Wiener  Xum.  Zeit- 
schrift Bd.  XXX),  1898;  Xachlräge  dazu  in 
Bd.  XXXI. 

I ’om  der  rein  n u m is  matis  c he  n Littcratur 
seien  nur  die  grossen  Katalogwerke  ennihni : 
Für  die  Republik  II.  Cohen.  Medaille»  consu- 
laircs  1857 ; eint  wissenschajtliehere  l'nutrbritung 
desselben  Werkes  bot  E.  Kabelon  1885,  1886: 
dazu  reiche  Ergänzungen  von  M.  Bahrfeldt , 
Xachlräge  und  Berichtigungen  zur  Münzkunde 
der  römischen  Republik  I,  II  (aus  der  Wiener 
Xum.  Zeitschrift),  1897,  1900.  — Für  die  Kaiser- 
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zeit  H.  Cohm,  Medaille»  imperiales  1S59— 1868 ; 
streife  Ausgabe  (reichhaltiger,  aber  weniger  zu- 
verläseig  als  die  erste)  18X0 — 1X92. 

11.  Pirk. 


IV.  Mittelalterliches  Münzwesen. 

1.  Mcrovingische  Verhältnisse  und  Münz- 
reform derKaroliuger  (Silbenvährung,  Knrolinger- 
pfund,  Bn&serniedrigung).  2.  England  und  Frank- 
reich. 3.  Das  Münzsystem  der  Mark,  a)  Köl- 
nische Mark,  b)  LUbische  Mark.  4.  Mankusen, 
Hohlpfennige,  Heller,  Turnosen.  5.  Gulden  uuti 
Thaler.  Reformbestrebungen  des  16.  Jahrhun- 
derts. 

1.  Merovingische  Verhältnisse  und 
Münzreform  der  Karolinger  (Silber- 
wahrung, Karolingerpfund.  Husserniedri- 
gung).  Wenn  cs  nach  dem  Wortlaut  des 
fünften  Kapitols  der  Germania  des  Tacitus 
»argentum  quoque  inagis  quam  aurum  se- 
miuntur«  auch  scheinen  möchte,  als  ob  die 
Germanen  im  Interesse  eines  Kleinhandels 
Anhänger  der  Silberwährung  gewesen  wären, 
so  hatten  sich  die  Verhältnisse  allmählich 
von  Grund  aus  geändert.  Im  Frankenreich 
der  Merovinger  herrschte  die  Goldwährung. 
Die  Grundlage  des  Münzwesens  war  der 
Goldsolidus  (Goldschilling  — das  Wort  er- 
hielt sich  in  italienisch  soldo,  französisch 
sou).  Dieser  Münzprägung  zu  Grunde  lag  das 
Römerpfund,  auf  das  noch  die  Münzreform 
Kaiser  Konstantins  (323 — 337)  72  soiidi  ge- 
rechnet hatte.  Das  Römerpfund  selber  wies 
ein  genaues  Gewicht  von  327,45  g auf1) 
und  zerfiel  in  12  Unzen,  deren  jede  also 
genau  27,288  g gewogen  hat.  So  zeigte 
demnach  der  Solidus  1 js  Pfd.  Gewicht,  sein 
Metallgehalt  aller  betrug  4,55  g Gold  und 
G Solidi  standen  im  Wert  einer  Unze  gleich. 
Nach  dem  konstant inischen  Münzfuss  fun- 
gierte daneben  ein  Silberpfund  von  gleich- 
falls 327.45  g Gewicht,  das  in  144  SUiqucn 
zerfiel.2)  Eine  solche  Siliqua  =s  Um  Pfd. 
und  = 1 -u  Goldsolidus  war  in  der  Zeit 
der  fränkischen  Eroberung  Galliens  die  dort 
gebräuchlichste  Silbermünze.  Die  Halb- 
stücke dieser  Siliquae  sind  die  Silberdenare 
der  Franken,  so  dass  mithin  2*8  Silberdenare 

')  Koeckk,  Metrologische  Untersuchungen 
über  Gewichte.  MUnzfusse  und  Masse  des  Alter- 
tums. Berlin  1838. 

•)  Otto  Seeck,  Die  Entstehung  des  Geldes 
(Deutsche  Rundschau  XXIII,  9 8.386 — 378),  der 
sich  vornehmlich  auf  William  Ridgewav,  The 
origin  of  metallic  currency  and  weigbt  Standards. 
Cambridge  1892,  stützt,  sagt  auf  S.  375,  der 
Ausgangspunkt  des  römischen  Gewichtssysteius 
sei  das  Samenkorn  der  Knrube  (siliqua),  deren 
Schoten  wir  Johannisbrot  nennen.  Dieser  Aus- 
spruch steht  in  Zusammenhang  mit  seiner  Beob- 
achtung, dass  Getreidekörner  die  ältesten  Ge- 
wichte gewesen  sind. 


aufs  Römerpfund  oder,  da  die  Siliqua  all- 
mählich leichter  geworden  war,  bald  nach 
dem  Jahre  486  40  Silberdenare  auf  einen 
Goldschilling  gerechnet  wurden.  In  der 
lex  Salica  ist  der  Solidus  zu  40  Denaren 
dann  gesetzlich  festgelegt  worden.  Neben 
diesen  neuen  Silberdenaren  gab  es  aber  auch 
uoch  die  alten  römischen  Silberdenare  aus 
der  Zeit  der  Antonine,  und  zwar  wurden 
deren  12  einem  Goldsolidus  gleichgesetzt. 
Die  rechtsrheinischen  Deutschen  und  na- 
mentlich die  Ribuarier  hielten  mit  grosser 
Zähigkeit  an  diesen  alten  schweren  Denaren 
fest  und  bekräftigten  auch  noch  im  7.  und 
8.  Jahrhundert  die  Wahrheit  des  Taciteischen 
Wortes  aus  Germania  c.  5:  »pecuniam  pro- 
baut veterem  et  diu  notam«.  Sowohl  die 
karolingischen  Redaktionen  der  aleman- 
nischen und  bayerischen  Volksrechte  wie  das 
ribuarisehe  Volksrecht  zeigen , dass  die 
ostrheinischen  Germanen  ebenso  wie  Sach- 
sen und  Friesen  noch  lange  Zeit  bei  dem 
alten  Denar  verharrt  haben.  Höchst  wahr- 
scheinlich »sind  aber  mindestens  ebenso 
häufig  wie  die  Goldschillinge  bei  den  Franken 
die  Drittel  dieser  Münze,  die  Goldtriente 
oder  Tremissen  ausgeprägt  worden,  die  sich 
einer  weit  grösseren  Verbreitung  als  die 
Goldsolidi  erfreut  haben.  Zugleich  vollzog 
sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahr- 
hunderts eine  Erleichterung  des  Münzfusses: 
etwa  um  die  Wende  der  sechziger  und  sieb- 
ziger Jahre  dieses  Jahrhunderts  haben  die 
fränkischen  Könige  aus  dem  Goldpfund  nicht 
mehr  72,  sondern  84  Goldschillinge  geprägt 
und  damit  den  Gewichtsgehalt  des  Solidus 
auf  1 *4  Pfund  herabgemindert,  so  dass  das 
Gewicht  der  uns  erhaltenen  Münzen  jetzt 
etwa  7 * des  alten  betrug.1)  Immer  ein- 
dringlicher machte  sich  schon  in  diesen 
leiden  Einzelerscheinungen,  dem  grösseren 
Kurs  der  Drittclschillinge  und  der  Reduktion 
des  Münzfusses  im  6.  Jahrhundert,  fühlbar, 
dass  die  Währuugsverhältnisse  mit  Macht 
einer  Aendcrung  zudrängten.  Die  Gründe, 
die  man  früher  (Guerard,  Müller)  für  diese 
Wandlungen  gesucht  hat,  sind  seit  Soetbeers 
Forschungen  als  unstichhaltig  erkannt : dieser 
glaubte  den  letzten  Grund  darin  zu  finden, 
dass  sich  das  Wert  Verhältnis  von  Gold  und 
Silber  seit  der  Vernichtung  des  west- 
römischen Reiches  von  der  früheren  Er- 
mfissigung  1 : 10  auf  1 : 14,2  erhöht  hatte. 
Freilich  die  Gründe  dieser  Erscheinung 
wiederum  lassen  sich  kaum  jemals  voll- 
ständig blosslogen.  Die  Rückbildung  der 
europäischen  Volkswirtschaft  seit  der  ger- 
manischen Stammeswanderung  beschränkte 
das  Geldbedürfnis  und  erweiterte  die  Gold- 


J)  .Soetbeer,  Forschungen  zur  deutschen  Ge- 
schichte I,  614,  617,  619. 
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knapphoit,  wie  Sootbeor  uaehgewiesen  hat.1 *) 
Andererseits  hat  kürzlich  Dahn  als  Grund 
für  die  Mehrung  des  Sill»er8  die  stärkere 
Heranziehung  der  Rechtsrheinischen  in 
Handel,  Verkehr  und  Schatzung  seit  <>90 
angegeben.*)  Genug:  das  Frankenreich  geht 
im  s.  Jahrhundert  zunächst  zu  einer  that- 
sächliehen  Doppelwährung  und  schliesslich 
zur  gesetzlichen  Sill>erwührung  über  und 
erkennt  damit  den  Vollzug  der  Thatsache 
an,  dass  in  seinem  Münzsvstem  nicht  mehr 
Gold,  sondern  Sillier  der  überwiegende  und 
bestimmende  Faktor  geworden  ist. 

Die  herrschende  Meinung  nimmt  nun 
allgemein  an,  dass  zu  diesem  Zweck  die 
rechtsrheinische  Rechnung  (1  Solidus  — 12 
Denare)  auf  den  salischen  Denar  übertragen 
worden  sei,  indem  man  zunächst  dem  Gold- 
solidus einen  ideellen  Silbersolidus  sub- 
stituierte, »ohne  dass  dadurch  die  Rechnung 
des  Goldsolidus  zu  12  rechtsrheinischen 
Denaren  aufgehört  hätte« . Heck  aber  erhob 
Ein  wand  gegen  eine  solche  »durch  keine 
Münze  repräsentierte  Rechnungseinheit«  und 
glaubte  eine  einfachere  Erklärung  darin  zu 
sehen,  dass  jener  leichte  Goldtrient,  der  am 
Schluss  der  Morovingerzeit  hauptsächlichste 
Umlaufsgoldmünze  war,  unter  der  Bezeich- 
nung solidus  die  höhere  Rechnungsei nheit 
der  Silbermünze  geworden  sei.3)  Die 
herrschende  Meinung  glaubt  weiter,  die 
»erste  indirekte  Anerkennung  dieser  Rech- 
nung« (Schröder)  in  dem  UapitulaivLiftinen.se 
Karlmanns  vom  Jahre  7-18  vorzufinden 
(solidus  id  est  duodeeim  denarii).  Meines 
Dafürhaltens  ist  aber,  wie  bei  den  austra- 
sischen  Karolingern  höchst  wahrscheinlich  ; 
ist.  von  Karlmann  hiernach  lediglich  die 
rechtsrheinische  Geldrechnung  beibehalten  l 
worden : Der  Solidus  c.  2.  capit.  Liftin.  ist 
der  alte  Goldsolidus,  der  »ideelle  Silber- 
solidus«  hat  nie  existiert,  und  die  Silber- 
währung im  Frankenreiche  ist  erst 
durch  Pippin  etwa  ums  Jahr  755 
eingeführt  worden. 

Denn  erst  von  L’ippin  wissen  wir,  dass 
er  die  Grundlage  eines  neuen  Münzsystems 
mit  Silberwähnmg  gelegt  hat,  indem  er 
anordnete : »de  moneta  constituimus,  ut 

amplius  non  habeat  in  libra  pensante  nisi 
22  solidos  et  de  ipsis  22  solidis  raonetarius 
aecipiat  solidnm  1 et  illos  alios  domino, 
cuius  sunt,  reddate  -),  also  die  Zahl  der  aus 

*)  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte 
IV,  254. 

*)  Die  Könige  der  Germanen  Bd.  8:  Die 
Franken  unter  den  Karolingern.  Leipzig  1899. 
Abschnitt  „Finaiizhoheit“  I (Einnahmen),  c: 
nutzbringende  Hoheitsrechte. 

*)  Philipp  Heck,  Die  altfriesische  Gerichts- 
verfassung, Weimar  1894  8.  473  und  474  ff. 

*j  Mou.  Germ.  Uapitularia  ed.  Boretius  I, 
32.  Eine  Bischofssynode  v.  J.  813  sagt  auch,  . 


(Mittelalter) 


dem  Pfund  auszubringenden  Solidi  auf  22 
und  später  noch  weiter  auf  20  herabsetzte. 
Dieser  20  Schillingfuss  ist  dann  bis  rrn 
Ausgang  des  achten  Jahrhunderts  die  Gtue-1- 
lage  des  fränkischen  Münzsystems  mit  Silber- 
währung geblieben,  und  man  rechnete  a;if 
<la.s  Silberpfund  von  327.45  g höchstens  264. 

J schliesslich  bloss  nocli  240  Denare.  G Fortan 
zerfiel  also  der  Schilling  der  neuen  Münze 
1 nicht  mehr  in  -40,  sondern  in  12  Denare. 

Pippins  Nachfolger,  Karl  der  Grosse, 
ist  es  dann  gewesen,  der  diese  Münzrefora 
j endgiltig  durchführte  und  zum  Abschluss 
brachte,  indem  er  das  alte  Römerpfund  be- 
seitigte und  an  seine  Stelle  ein  neues  Münz- 
pfund  von  schwererem  Gewicht  setzte. 

Die  Meinungen  gehen  nun  über  das  fte- 
, wicht  des  Karolingerpfundes  etwas  aus- 
einander. Guerard  hatte  sich  für  408  g 
entschieden  -).  Soetbeers  scharfsinnige  Unter- 
suchungen bildeten  demgegenüber  die  Grund- 
lage für  die  seitdem  herrschende  Anschau- 
ung, wonach  das  Karolingerpfund  367  g U- 
t ragen  haben  sollte,  während  von  inama- 
Sternegg  wieder  die  alte  Ansicht  Gueranh 
neu  zu  begründen  unternahm.3)  Louis 
Blancard  ')  glaubte  ferner  erwiesen  zu  haben, 
dass  das  Pond  ns  Uaroli  nur  zu  391.2  g ge- 
ivclmet  werden  könnte,  bis  neuerdings  Beno* 
Hilliger  auf  dem  Weg*.'  einer  eigenartigen 
Begründung  sich  wieder  für  das  alte  Gewicht 
nach  der  Annahme  von  Guerard  und  von 
Inama-Sternegg  entschieden  hat. 

Hilliger  meint  aus  Karls  des  Grossen 
Capit ulare  Episcoporum  vom  Jahre  7 SO  Be- 
ziehungen zwischen  dem  alten  Römerpfund 
und  dem  neuen  Karölingerpfuml  herauslesen 
zu  können.  Danach  hätte  das  Karolinger- 
pfund, welches  in  20  Schillinge  zerfiel,  aus 
15  Unzen  bestanden,  und  da  die  Unze  in 
1(>  Denare  zerfiel,  so  hätte  das  Pfund  24'* 
Denare  enthalten.  Wenn  man  nun  weiter 
auf  das  metrische  Gewicht  der  normalen 
alten  Römerunze  mit  27,288  g zurückgeht, 
so  stellt  das  Karolingerpfund  mit  15  Unzen 
ein  Gewicht  von  409,32  g dar.  1 Schilling 
hätte  20,46(5  g und  1 Denar  1.7'  »55  g Ge- 
wicht gehabt.’) 


Pippin  habe  bestimmt,  dass  bei  den  gesetzlichen 
Bussen  der  Schilling-  zu  12  Denaren  an  die 
Stelle  des  früheren  Schillings  zu  40  Denaren 
treten  solle.  Mansi.  Uollectio  conciiiorum  XIV. 
81.  Waitz.  Deutsche  Verfassungsgeschichte  IV. 
80,  81. 

')  Vgl.  v.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgeschichte I,  452 f.  u.  Hilliger  in  Seeligers 
historischer  Vierteljahrsschrift  III  (1200)  S.  162. 

G Polvptvque  de  l'abbe  Irminon.  1844. 
I,  109-128. 

3)  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  1.  410. 
*)  Annnaire  de  la  Soci£t£  francaise  de  Nu- 
mismatique  et  d' Archäologie  XI,  595 — 638. 

Ä)  Benno  Hilliger,  Studien  zu  mittelalter- 
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Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  die  Er- 
höhung des  Denargewichts  unter  Pippin  und 
Ivarl  dem  Grossen  auf  die  Adoption  eines 
schweren  Gewichtspfundes  zurückzuführen 
ist  oder  umgekehrt.  Die  erstere  Ansicht  ist 
die  herrschende,  ihre  Hauptvertreter  sind 
Soetlieer,  von  Inaraa-Sternegg  und  Brunner.1) 
Heck  dagegen  wollte  im  Zusammenhang  mit 
seiner  Herleitung  des  karolingischen  Solidus 
aus  dem  Trient  vornehmlich  die  höchst  auf- 
fällige Annahme  eines  schwereren  Pfundes 
erklären  und  demzufolge  das  Kgnisalitäts- 
verhältnis  umkehren.  Da  noch  im  Beginn 
der  Karolingerzeit  zahlreiche  Goldmünzen 
im  Umlauf  waren  und  der  Wert  des  Goldes 
im  Verhältnis  zum  Silber  stieg,  so  lag  das 
Bedürfnis  vor,  den  Kurs  der  Silbermünze 
gegenüber  dem  Golde  aufrecht  zu  erhalten. 
So  schritt  man  zur  Erhöhung  des  Denar- 
gewichts, und  diese  musste  notwendigerweise 
eine  Erhöhung  des  Pfundgewichts  nach  sich 
ziehen,  wenn  man  von  der  bestehenden  Ycr- 
hältniszahl  von  Pfund,  Schilling  und  Denar 
nicht  abging. 

Sicher  bleibt  nach  alledem  nur,  dass 
unter  Karl  dem  Grossen  etwa  um  die  acht- 
ziger Jahre  des  8.  Jahrhunderts2)  ein 
schwereres  Pfund  als  Münzgewicht zu  Grunde 
gelegt  und  dass  in  derselben  Zeit  oder  schon 
kurz  zuvor  das  Denargewicht  erhöht  worden 
ist.  Fraglich  bleibt,  welche  von  den  beiden 
Erhöhungen  die  Veranlassung  der  anderen 
gewesen  ist. 

In  enger  Beziehung  zu  der  karolingischen 
Münzreform  steht  eine  weitere  Thatsache. 
die  lediglich  hinsichtlich  ihrer  zeitlichen 
Festlegung  kontrovers  geblieben  ist:  die 
B u s s e r n i e d r i g u n g. 

Die  Klieimsor  Bischofssynode  des  Jahres 
813  wünschte  mit  Rücksicht  auf  die  zahl- 
reichen durch  die  hohen  Bussen  veranlassten 
Meineide,  dass  die  in  der  lex  Saliea  ent- 
haltenen Schillinge  nicht  mit  40  Denaren, 
sondern  secundum  statutum  bonae  memoriae 
domini  Pippini  mit  12  Denaren  abgezahlt 
werden  dürften.  Auf  Grund  dieser  Nach- 
richt soll  Pippin,  wie  die  herrschende  Mei- 

lichen  Massen  und  Gewichten  (Seeligcrs  histo- 
rische Vierteljahrsschrift  ÜHX),  2)  8.  202,  203, 


i nung  glaubt1),  alle  Bussen  herabgesetzt 
! haben.  Auch  hier  widersprach  Philipp  Heck2) 
und  führte  im  Anschluss  an  ein  Kapitular 
Karls  des  Grossen  vom  Jahre  803  und  ein 
solches  Ludwigs  des  Frommen  vom  Jahre 
810  aus,  dass  Pippins  Busserniedrigung  sich 
nicht  auf  Fricdensgelder  und  Bussen,  sondern 
nur  auf  andere  näher  nicht  bestimmbare 
öffentliche  Leistungen  erstreckte.  Erst  Lud- 
wig der  Fromme  habe  aus  Gefälligkeit  gegen 
kirchliche  Wünsche  die  »Bande  der  Rechts- 
ordnung gelockert«  und  die  allgemeine  Buss- 
■ erniedrigung  zum  Nachteil  von  Privaten 
durchgeführt.  Inwieweit  freilich  eine  solche 
Busserniedrigung  faktisch  fühlbar  geworden 
ist.  wird  sich  nicht  genau  entscheiden  lassen. 
Heck  vermeinte  gerade  im  Gegensatz  zu 
Schröder  aus  dem  Konzilsbeschluss  von  813 
die  hohe  praktische  Bedeutung  der  Buss- 
erniedrigung erschliessen  zu  können. 

Eine  allgemeine  Verbreitung  hat  indessen 
die  karolingische  Münzreform  nicht  auf  die 
Dauer  gewonnen.  Weder  hat  sich  der 
Schilling  zu  12  Denareu  in  Deutschland 
allenthalben  eingebürgert  — die  lex  Saxo- 
num  kennt  grosse  und  kleine  Schillinge  zu 
3 und  2 Tremissen,  und  bis  ins  12.  Jahr- 
hundert finden  sich  Schillinge  zu  8 De- 
naren :i)  — noch  auch  hat  das  Karolinger- 
pfund zu  15  Unzen  das  alte  Römerpfund  zu 
12  Unzen  vollständig  zu  verdrängen  ver- 
mocht. Wo  sich  die  Unzenrechnung  vor- 
findet. da  hat  das  Rümerpfuud,  und  wo  die 
Scliillingrechnung  gilt,  da  hat  das  Karolin- 
gerpfund seiue  Geltung  behauptet ') 

Das  Pfund  Karls  des  Grossen  ist  bis  in 
die  neueste  Zeit  hinein  die  Grundlage  des 
Münzwesens  für  viele  Länder  und  Lnndes- 
teile  gehlieben,  es  findet  sich  in  Spanien, 
Italien  und  im  südlichen  Frankreich,  ja  als 
Handelsgewicht  in  Russland  und  Polen; 
auch  in  England  hat  sich  das  Pfund  von 
20  Schilling  und  240  Pfennigen  zunächst 
als  Münzpfund,  dann  als  Rechnuugspfund 
noch  längere  Zeit  behauptet. 

2.  England  und  Frankreich.  Das 
Pfund  Karls  des  Grossen  zu  20  Schillingen 
und  240  Pfennigen  hat  sich  besonders  in 


208. 

*)  Philipp  Heck,  Die  altfriesische  Gerichts- 
verfassung 8.  480,  481. 

*)  Billiger  a.  a.  0.  8.  215  glaubt  filr  die 
Einführung  des  neuen  Münzpfundes  einen  Brief 
des  Abtes  Theodemar  von  Monte  Casino  an 
Karl  d.  Gr.  verwerten  zu  können,  der  bald  nach 
dein  Jahre  787  geschrieben  zu  sein  scheint. 
Wenn  Hilliger  indessen  nicht  auch  das  Capitu- 
lare  Episcoporum,  worin  ja  nach  ihm  S.  202  das 
neue  Münzpfund  durchleuchtet,  später  als  nach 
dem  Jahr  780  datieren  kann,  so  wird  sich  der 
Brief  Theoderaars  wohl  kaum  zur  Bestimmung 
des  Zeitpunktes  der  karolingischen  MUnzreform 
heranziehen  lassen. 


')  Brunner,  Rechtsgeschichte  I,  216.  Schrö- 
der. Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte 
j S.  183  f.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte 
IV,  80.  81. 

*)  a.  a.  0.  S.  481-487. 

*)  Hilliger  a.  a.  0.  S.  213.  Kötzsebke, 
Historische  Vierteljahrsschrift  1800,  8.  231  ff. 
Grote,  Münzstudien  I,  105 ff. 

4)  Hilliger  a.  a.  0.  S.  201.  8.214  vermutet 
Hilliger,  dass  das  Gewichtspfund  zu  15  Unzen 
die  Mine  des  alcxundrinischen  Holztalentes  war, 
das  als  Uandelsgewicht  diente  (Hultsch.  Metro- 
logie S 643)  und  vielleicht  durch  die  Verbrei- 
tung des  orientalischen  Mönchtums  ins  Abend- 
land gekommen  ist. 
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England  lange  Zeit  erhalten.  Unter  den 
angelsächsischen  Königen  hat  sich,  wie  ur- 
kundlich erweisbar  ist,  sogar  die  Gewichts- 
einteilung des  Pfundes  in  15  Unzen  einge- 
bürgert '),  indem  man  aus  der  Unze  1(5 
Pfennige  ausbrachte.  Daneben  aber  wurde 
durch  die  Dänen  im  9.  Jahrhundert  die 
Mark  eingeführt,  während  die  Sachsen  der 
Pfundrechnung  treu  geblieben  sind.  Nur 
kehrte  man  seit  der  normannischen  Eroberung 
im  11.  Jahrhundert  zum  leichteren  Römer- 
pfund von  12  Unzen  zurück  und  prägte  die 
Unze  zu  20  Pfennigen  oder  Denaren  ans. 
Die  nord germanische  Mark  alx'r  zerfiel  in 
s Oere  oder,  da  der  Oer  im  Gewicht  von 
20  bis  27  g der  altrömischen  Unze  zu  20 
Denaren  entspricht,  in  160  Denare.  Diese 
Markrechnung  hat  sich  im  13.  Jahrhundert 
über  den  Norden  Deutschlands  verbreitet, 
während  sich  in  England  das  Karolinger- 
pfund neben  dem  Römerpfund  und  der 
nordgermanischen  Mark  bis  ins  14.  Jahr- 
hundert hinein  erhalten  hat.  Das  alt- 
sächsische sogenannte  Towerpfund  wurde  zu 
5400  Troygrams  gerechnet,  deren  240.  Teil, 
der  Pence,  zu  22*/j  Trovgrains  oder  1,457  g 
bewertet  werden  muss.2)  Die  Pfennige 
wurden  nun  seit  dem  Ansgang  des  Mittel- 
alters zu  verschiedenen  Malen  erleichtert, 
bis  im  Jahre  1527  König  Heinrich  VIII. 
(1509 — 1547)  zu  einer  allgemeinen  Münzver- 
schlechterung griff,  indem  er  das  alte 
Towerpfund  abschaffte  und  die  Münze  im 
Verhältnis  von  3 zu  2 in  ihrem  Metallgehalt 
verringerte.3)  Der  Sekretär  der  englischen 
Staatskasse,  John  Haies  hat  diese  .Münzver- 
schlechterung heftig  gebrandmarkt ; sie  halte 
das  bessere  Geld  verdrängt,  die  Preise  um 
die  Hälfte  gesteigert  und  das  Land  den 
fremden  Nationen  gegenüber  schwer  benach- 
teiligt. Die  willkürliche  obrigkeitliche  Fest- 
setzung des  Tauschwertes  der  Münzen  werde 
aber  schon  durch  die  Handelsverbindungen 
eines  Landes  mit  anderen  Ländern  illusorisch 
gemacht4).  Die  Münzverschlechterung  er- 
reichte im  Jahre  1551  ihren  Höhepunkt,  so 
dass  das  Pfund,  das  noch  bei  Heinrichs  VI U. 
Regierungsantritt  etwa  30  Silbermark  wert 
gewesen  war,  nur  noch  etwa  5 Silbermark 
darstellte.  Erst  unter  der  Königin  Elisabeth 
(1558—1603),  die  den  Grund  zu  Englands 

’)  Schund,  Gesetze  der  Angelsachsen  S.  221, 
55!)  ff.  n.  502  ff.  Rilliger  a.  a 0.  8.  174,  183, 
206  auf  Grund  einer  Verwertung  der  bisher 
nicht  hinlänglich  gewürdigten  nordischen  For- 
schungen. 

8)  Hawkins,  The  silver  coins  of  England. 
Loudon  1841.  8.  77  f. 

:l)  Vgl.  William  Staffords  drei  Gespräche, 
herausgegeben  von  Einannel  Leser.  Leipzig 
1805.  8.  114. 

4l  Ygl.  Staffords  drei  Gespräche  a.  a.  0. 
8.  40,  42  f.,  81,  108,  110. 


| Handelsherrschaft  und  einer  neuen  Wirt- 
: schaftsblüte  ihres  Reiches  legte,  wurde  eine 
! ausgiebige  Münzreform  durchgeführt.  Im 
Jahre  1560  stieg  der  Wert  des  Pfundes 
wieder  auf  20  Silbermark,  den  es  seitdem 
gesetzlich  behalten  hat. 

ln  Frankreich  haben  sich  nur  im 
| Süden  Spuren  des  Karolingerpfundes  erhai- 
. ten,  sonst  unterschied  mau  im  Mittelalter 
die  Pariser  Mark  (Poids  de  March  die 
aber  nicht  vom  Karolingerpfund  abzuieitetj 
ist,  von  <Jer  Troymark,  so  nach  dem  Ur- 
; sprung  ihres  Gewichts  von  der  Stadt  Troyes 
in  der  Champagne  genannt.  Im  14.  Jahr- 
hundert stimmen  indessen  die  Gewichte 
beider  überein.  Die  Troymark  zerfiel  in 
1 8 Unzen  zu  24  Denaren  oder  192  Denare 
( (Deniers) l),  ihr  Gewicht  beträgt  244.7-529  g. 
das  Gewicht  des  Livre  demnach  4n9.5g.58  g. 
Dauach  finden  wir  das  ülierraschende  Er- 
gebnis. dass  die  Zald  der  auf  ein  Livre 
gehenden  Denare  gerade  2SS  betragen  hat. 
das  ist  aber  die  ursprüngliche  Denarzahl 
1 des  Römerpfundes,  liier  bedeutet  diese 
, Thatsaehe  eine  weitgehende  Münzver- 
! schleehterung,  die  auch  sonst  bezeugt  ist 
Der  Nachkomme  des  alten  Denars,  der  De- 
| nier,  war  seit  dem  1 1.  Jahrhundert  stark 
' mit  Kupfer  versetzt,  seit  den  Tagen  Hein- 
! riehs  III.  (1574 — 1589)  nur  von  Kupfer  und 
■ wurde  schliesslich  überhaupt  nicht  mehr 
geprägt,  als  kleinste  Kupfermünze  funktio- 
nierte der  Liard. 

3.  Das  Miinzsysteni  der  Mark,  a) 
Kölnische  Mark.  Nach  Pfunden,  Schillin- 
gen und  Denaren  hat  man  auch  im  west- 
lichen Deutschland  allgemein  bis  tief  in» 
11.  Jahrhundert  hinein  ausschliesslich  ge- 
I rechnet.  Da  trat  dieser  Rechnung  eine 
j andere  zur  Seite : Das  Münzsystem  der 
Mark. 

Die  Mark  trifft  man  zunächst  im  Eng- 
land des  ausgehenden  9.  Jahrhunderts.  Sie 
ist  wahrscheinlich  nordgermanischen  Ur- 
sprungs und  hat  seit  dem  10.  Jahrhundert 
auch  über  den  skandinavischen  Norden  ihren 
1 Siegeszug  angetreten.  Die  nordische  Mark 
hat  ein  Gewicht  von  8 altrömischen  Unzen 
oder  218,3  g.  Seit  dem  11,  Jahrhundert 
I drang  die  Mark-Rechnung  südlich  iu  die 
Rheingegend  vor,  die  alte  Pfundrechnuug 
[ging  im  Münz  wesen  zurück  und  erhielt 
! sich  nur  noch  längere  Zeit  beim  Handels- 
1 gewicht. 

Die  durch  besondere  Stellung  im  Yer- 
kehrsleben  und  materiellen  Wohlstand  aus- 
i gezeichneten  Städte  waren  es,  die  im  spä- 
! teren  deutschen  Mittelalter  auch  in  der 

, *)  Hilliger  berechnet  das  a.  a.  O.  S.  211 

aus  dem  dein  Denargewicht  um  überlegenen 
Gewicht  des  Sterlings,  von  dem  160  auf  die 
| Troymark  gingen. 
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Geldprägung  und  im  Münzwesen  einen  ge- 
wissen Vorrang  behaupteten.  So  hat  bald 
im  Westen  Köln,  im  Nordosten  Lübeck 
durch  seinen  Münzfuss  die  Grundeinheit  für 
die  benachbarten  Gegenden  geschaffen,  in 
gewisser  Relation  zu  diesen  Münzsystemen 
und  ihrer  Rechnungsweise  sind  die  übrigen 
Münzen  geschlagen  worden. 

Was  zuvörderst  die  kölnische  Mark 
betrifft,  so  muss  man  nach  den  durch  Hil- 
liger  verwerteten  Kölner  Schreinsurkunden 
im  12.  Jahrhundert  in  Köln  eine  doppelte 
Rechnung  der  Mark  unterscheiden,  eine  zu 
12  Schillingen  oder  114  Pfennigen  und  eine 
zweite  zu  11'  i Schillingen  oder  135  Pfennigen, 
findet  aber  keine  Spur  von  einer  Markteilung 
zu  13*  s Schillingen  oder  160  Pfennigen,  wie 
das  die  herrschende  Meinung  bislang  an- 
nehmen zu  dürfen  glaubte.  Diese  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  manch- 
mal auftretende  Rechnung  ist  nur  unter 
englischem  Einfluss  seit  dem  Interregnum 
bei  einer  fremden  Münze,  dem  Sterling  (auch 
Esterling,  »Engel«  oder  »Englisch«  genannt) 
zur  Anwendung  gekommen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhun- 
derts treten  uns  nach  den  gleichen  Unter- 
suchungen drei  Arten  von  Kölner  Mark  ent- 
gegen: die  Prägungsmark  wog  210.24  g 
und  zerfiel  in  12  Schillinge  zu  je  17,52  g 
oder  144  Pfennige  zu  1,46  g.  Davon  unter- 
schied man  zeitweilig  eine  etwas  höher  be- 
wertete Gewi  c h t s m a r k zu  215,496  g und 
147,6.  Pfennigen,  wenn  auch  häufig  Prägungs- 
und Oewiehtsmark  übereinstimmten. 

Für  diese  Gewichtsmark  besteht  in  Köln 
eine  eigenartige  Einteilung,  die  im  13.  Jahr- 
hundert auch  im  übrigen  Deutschland  Ein- 
gang gefunden  hat:  die  Einteilung  iuLoto, 
deren  16  auf  die  Mark  gerechnet  wurden, 
so  dass  man  ein  Lot  auf  ein  Gewicht  von 
13,4685  g veranschlagen  kann. 

Das  dritte  kölnische  Markgewicht,  die 
Kaufmannsmark  zu  135  Pfennigen 
stammt  vielleicht  aus  Utrecht  und  be- 
schränkte sich  sicher  nicht  nur  als  obrig- 
keitlicher Zwangspreis  auf  Köln  oder  kölni- 
schen Handelsverkehr  mit  fremden  Kauf- 
leuten. sondern  erscheint  auch  bei  Zinsen  und 
Abgaben.  Die  Kaufmannsmark  ist  um  ein 
Lot  leichter  als  die  Gewichtsmark,  im  all- 
gemeinen schwankt  ihr  Gewicht,  je  nachdem 
man  es  von  der  Prägungs-  oder  Oowiehts- 
mark  aus  bestimmt,  zwischen  197,10  g und 
201,987  g (bezw.  20-1,68  g).  Bei  dieser  köl- 
nischen Kaufmannsmark  meinte  denn  auch 
Hilliger  die  Spuren  des  karolingischen 
Pfundes  naohweisen  zu  können,  indem  die 
Verdoppelung  der  Kaufmannsmark  zu  204,74  g 
ein  Pfund  von  409,48  g ergiebt,  was  mit 
dein  Karolingerpfund  von  409,32  g annähernd 
übereinstimmt.  Sonach  hätte  die  Kölner 


Kaufmannsmark  die  Hälfte  des  karolingischen 
M ii  nzpf  undes  bet  ragen . 

Seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  tritt 
nun  noch  eine  andere  kölnische  Mark  auf. 
Sie  hat  ein  Gewicht  von  233,85  g,  verbrei- 
tet sich  über  das  übrige  Deutschland  und 
sucht  allenthalben  andere  Gewichte  zu  ver- 
drängen. Sie  bildet  nach  der  Münzordnung 
vom  Jahre  1559  dio  Grundlage  für  das  ge- 
samte deutsche  Münzsystem,  fand  als  solche 
im  Jahre  1821  Aufnahme  in  das  neue  preus- 
sische  Gewichtssystem,  wurde  im  Jahre  1837 
zur  allgemeinen  Münzmark  oder  Vereinsmark 
der  deutschen  Staaten  erhoben  und  blieb 
bis  zur  Münzkonvention  vom  24.  Januar 
1857  die  Rechnungseinheit  für  das  deutsche 
Münzsystem.1) 

b)  Lübische  Mark.  Nebeu  der  kölni- 
schen Währung  steht  als  hauptsächlichste 
Währung  für  den  Osten  und  Nordosten 
Deutschlands  der  lübische  Münzfuss. 
Die  Lübecker  Mark  zerfiel  nicht  in  12,  son- 
dern in  16  Schillinge.  Diese  Einteilung  hängt 
möglicherweise  mit  der  in  Niedersachsen 
öfters  gebräuchlichen  Rechnung  des  Hoer- 
schillings  zu  8 karolingischen  Denaren  zu- 
sammen *)  — es  war  der  kleine  sächsische 
Schilling,  von  dem  die  lex  Saxonum  c.  19 
weiss.  Das  danach  ermittelte  Gewicht  dieses 
Sachsenschillings  von  13,64  g stimmt  nun 
annähernd  mit  dem  späteren  Kölner  Lotge- 
wicht von  13,47  g überein.  Da  zugleich 
aber  auch  die  kölnische  Gewichtsmark  in 
16  Lot  zerfiel  und  die  lübische  .Mark  in  16 
Schillinge,  so  wären  Ix>t  und  Schilling  das- 
selbe oder  die  Lübecker  Gewichtsmark  wäre 
nicht  von  der  kölnischen  verschieden  ge- 
wesen. Es  scheint  also,  als  ob  sich  nach 
diesen  Erwägungen  eine  wesentliche  Ver- 
schiedenheit des  lübischen  von  dem  kölni- 
| sehen  Münzfuss  nicht  wird  festhalteu  lassen. 

4.  Mankuseii.  Hohlpfennige.  Heller, 
Turnosen.  Seit  dem  8.  Jahrhundert 
finden  sich  in  angelsächsischen  Urkunden 
i und  wohl  auch  in  Friesland  häufig  by- 
zantinische Goldmünzen.  M ankusen,  inane i 
| oder  mancusae,  die  in  30  Silberdenare 
zerfallen  oder  deren  Silbergewicht  auf 
I 2 Schillinge  6 Denare  veranschlagt  wird.  ') 
Die  Schillinge  sind  kein  blosses  Rech- 
nungsgeld und  blosse  Währungsgrösso  ge- 
wesen. Es  gal»,  wie  die  Funde  er- 

*)  Vgl.  Kruse,  Kölnische  Gcldgeschichte  S.  7. 
Grote,  Münzstndien  111,  33.  IV.  2,  19.  Schröder, 
Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  1889, 
S.  508  u.  775. 

*)  Kötzschke  in  der  historischen  Yiertel- 
jahrsschrift  1899,  S.  231—243.  und  Hilliger  in 
der  historischen  Vierteljahrsschrift  1900.  8.  214. 

*)  Soetbcer.  Forschungen  zur  deutschen  Ge- 
! schichte  II,  359,  360.  Heck,  Altfriesische  Ge- 
richtsverfassung. S.  276.  Hilliger  a.  a.  0., 
S.  173  A. 
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weisen,  Merovingische  Goldmünzen,  und 
auch  der  Silltcrsehilling  der  Karolinger  ist 


effektive  Münze  gewesen;  denn  Pippin  wies 
bekanntlich  im  Jahre  795  dem  Münzer  einen  j 
solchen  Schilling  als  Schlagschatz  zu,  und  j 
der  Schilling  hat  stets  ein  wirkliches  Ge- 'seit  dem 


Tours,  der  Turn  ose,  deren  Gewicht  aber 
noch  nicht  hinlänglich  feststeht,  hat  wegen 
ihrer  besseren  Legierung  und  grosseren 
Handlichkeit  den  alten  Denar  vielfach  ver- 
drängt1) und  hat  trotz  offizieller  Abschaffung 


wicht  dargestellt.1)  Das  schliesst  natürlich 
nicht  aus,  dass  in  weit  grösserer  Anzahl 
Denare  und  Pfennige  geprägt  worden  sind. 
Neben  den  älteren  kleinen,  auf  beiden  Seiten 
geprägten  Denaren  treten  aller  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts,  nament- 
lich im  mittleren  und  östlichen  Deutschland, 
Denare  aus  dünnem  Silber! »lech  auf,  die 
nur  auf  der  einen  Seite  geprägt  wurden. 
Dieses  Gepräge  wölbte  sich  auf  der  einen 
Seite  erhalten  hervor  und  war  auf  der  ande- 
ren Seite  hohl,  und  daher  heissen  diese 
Denare  Hohlmünzen  oder  mit  modernem 
Schlagwort  Hrakteaten  (bractea  --  Me- 


Endc  des  1-1.  Jahrhunderts  doch 
15.  Jahrhundert  im  rheinischen 
und  Gerichtswesen  geherrscht 
in  Böhmen  und  Meissen  die  den 
französischen  Gros  turnois  nachgebildeten 
Groschen  (grossi)  oder  Dickpfennige  geprägt 
worden  sind.  Aber  die  Entwertung  der 
Münzen  zeigt  sich  gerade  im  Verhältnis  der 
Turnosen.  Wenu  der  kölni- 
uooli  Ende  des  13.  Jahrhun- 
Turnos  gleichwertig  war,  so 
14.  Jahrhunderts  der  als  ge- 


noch  im 
Verkehrs- 
wie  auch 


Pfennige  und 
sehe  Pfennig 
derts  mit  1 $ 
war  Mitte  des 


wöhnliches  Zahlungsmittel  dieueude  »I’aga- 
mentsdenar«  auf  1 21  Turnos  gesunken. 

5.  Gulden  und  Thaler.  Reformbe- 


tallblech).  Der  in  der  Zeit  der  Staufer  höchst  ■ «trebungen  des  16.  Jahrhunderts.  Die 
zierliche,  künstlerisch  ausgeführte  Stern (»el-  Minderung  des  Silliergeldes  brachte  seit  dem 
schnitt  weicht  alter  l»ald,  namentlich  in  i 14.  Jahrhundert  wieder  die  Goldmünze  zur 
Sachsen,  einem  rohen,  unförmigen  Gepiäge,  j Herrschaft  Karl  IV.  und  Wenzel  billigten, 


die  Umschrift  wird  unverständlich  und  un- 
schön, im  ausgehenden  Mittelalter  wen  len 


dass  eiu  deutscher  G o 1 d g u 1 d e n nach  dem 
Muster  der  seit  1252  geprägten  florentini- 


<lie  Hohlmünzen  immer  seltener,  bis  sie  sehen  und  ungarischen  Gulden3)  ausgemünzt 
dann  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Neu- 
zeit vollständig  verschwinden.  Der  Pfen- 
nig ist  unter  West-  und  Ostgermanen  ver- 
breitet gewesen  und  bezeichnet  den  Schil- ; rheinischen  Gulden 
lingsteil,  die  niedere  Münze,  wird  später 
dann  auch  allgemein  für  Geld  und  Münze 
schlechtweg,  alter  nie  zur  Bezeichnung  der 
Münzeinheit  gebraucht.*)  Nach  Hecks  l’n- ' 1 
tersuchungeu  bezeichnet  Pfennig  in  Fries- 
land nicht  nur  wie  sonst  die  Silbermünzc, 
sondern  auch  den  Goldtrient.3)  Auch  im 
Sachsenspiegel  111,  45,  § 1 sind  Gold  Pfen- 
nige erwähnt,  die  das  Gewicht  von  3 Pfen 


werden  sollte.  Erzbischof  Gcrlach  von  Mainz 
hat  ihn  seit  dem  Jahre  1354  zuerst  geprägt. 
Seit  1386  und  1398  nennt  man  ihn  den 
im  Gegensatz  zu  den 
silbernen  Kecluuingsgulden  (Pagaments-  oder 
Kaufmannsgulden),  die  sich  in  Köln  heraus- 
bilden.1) Der  Florentiner  Gulden  war  um 
i leichter  als  der  Byzantiner  Gulden  '(Be- 
saut d or),  der  unmittelbare  Nachkomme 
des  römischen  Goldsolidus.  Seitdem  die 
Kurfürsten  durch  Erlass  der  goldenen  Bulle 
nach  Aur.  Bulla  e.  10,  § 1,  § 3 im  Jahre 
1356  das  Kocht  der  Goldprägung  erluilteu 


mg  Silbers  und  einen  Wert  von  30  Pfennig  hatten  und  Goldgulden  in  immer  wachsender 
Silbers  hatten.1)  Halbe  Pfennige  oder  Zahl  schlagen  Hessen,  wurde  der  rheinische 
noch  kleinere  Bruchteile  der  guten  Pfennige  Gulden  immer  leichter  geprägt.  Nach  dem 
hiessen  Heller  nach  der  schwäbischen  Stadt  Münzvortrag  vom  Jahre  1386  sollten  66 


Die  Heller  wurden  allmählich 


Hall. 

mehr  verschlechtert  (schon  Mitte  des  13. 
Jahrhunderts  gingen  in  Schwaben  660  Heller 
auf  die  Gewichtsmark  Silber),  wie  auch  die 
Pfennige  selber  immer  leichter  geworden 
sind.  Im  14.  Jalu  hundert  gingen  900,  ein 
Jahrhundert  später  sogar  1200  und  mehr 
auf  die  Mark  Silber.  Auch  das  > Pfund 
Pfennige« , das  aus  einem  Gewichtsnmss 
allmählich  zu  einem  Zählmass  wurde,  sank 
immer  mehr  im  Werte.  Die  Münze  von 


immer  Stück  auf  die  Mark  von  23  Karat  kommen, 
seit  dem  Wormser  Reformreichstag  vom 
Jahre  1495  indessen  TI1:»  auf  die  Mark  von 
nur  noch  18*2  Kamt.  Wenn  der  Gulden  in 
seinem  Wert  dem  Silbergeld  anderer  iJin- 
der  gegenüber  nicht  gesunken  ist.  so  liegt 
das  nach  Stieda  daran,  dass  bei  dem  allge- 


meinen Mangel  an  Edelmetall  in  der  Periode 


434  f. 


*)  Lamp  recht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  II, 


')  Vgl.  v.  1 nama-Sternegg,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgeschichte I,  18(5.  454. 

*)  Vgl.  Heck,  Altfriesische  Gerichtsver- 
fassung. 8.  462  f.,  472. 

*)  Heck.  a.  a.  0.,  S.  272,  458. 

*)  8.  Schröder.  Lehrbuch  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  1880,  8.  508.  Amu.  35). 


•j  Sommerlad,  Die  Rheinzülle  im  Mittel- 
alter,  8.  113. 

*)  Im  Jahre  140!)  finden  sich  60S)  ungarische 
Goldgulden  als  mit  61)0  rheinischen  Gulden 
gleiehbewertet.  Stieda,  Hansisch- Venetianisehe 
Handelsbeziehungen,  S.  74. 

*)  Kruse,  Kölnische  Geldgeschichte  8.  86. 
Eheberg,  l'eber  das  ältere  deutsche  Münz  wesen 
und  die  Hausgenossen,  S.  44  ff. 
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vor  der  Entdeckung  Amerikas  und  der  als-  j 
dann  dort  gewonnenen  Ausbeute  auch  das 1 
Silbergeld  überall  geringwertiger  ausgeprägt 
wurde.  So  wurde  also  der  Gulden  immer  | 
höher  bewertet,  in  liibischem  Geld  ist  er  im 
Jahre  1871  gleich  10  Schillingen,  im  Jahre: 
1403  gleich  13,  im  Jahre  1410  gleich  14 
und  1441  gleich  21  Schillingen.1) 

Je  intensiver  aber  Deutschlands  Silber- 
produktion seit  der  zweiten  Hälfte  des  15. 
Jahrhunderts  wurde,  ohne  dass  die  Gold- 
produktion ihr  Schritt  zu  halten  vermochte, 
um  so  stärker  wurde  wieder  wie  im  8.  Jahr- 
hundert die  Notwendigkeit,  die  Goldmünze 1 
in  Silber  darzustellen.  Eine  solche  erste 
Silbermünze  im  Werte  eines  Goldguldens  j 
war  der  Guldengroschen,  der  1479  und  148* *1 1 
in  Tirol  geprägt  wurde,  ihm  folgt  eine  grobe 
Silbermünze,  die  im  Höhmischen  Joachims- 
thal von  den  Herren  von  Schlik  seit  dem 
Jahre  1517  geschlagen  wurde.  Aus  deren 
Namen  Joachimsthaler  entwickelte  sich  dann 
die  Bezeichnung  Thaler  für  eine  grobe 
Silbermünze,  die  mehr  als  ein  Lot  wog. 
Der  Thaler  ist  also  eine  Silbermünze,  die , 
ursprünglich  den  Wert  eines  Goldguldens 
darstellen  sollte. 

Die  Heichsmünzordnung  vom  Jahre  1559 
beseitigte  die  Münzordnungen  der  Jahre! 
1524  und  1551,  die  den  Thaler  als  gleich- 
wertig mit  dem  Gulden  anerkannten  oder 
an  seiner  Stelle  eine  ihm  an  Silbergehalt , 
annähernd  gleiche  Reiehsguldenmünze  eiu- 
führen  wollten.  Die  kölnische  Mark  wurde 
zur  Grundlage  für  alle  Gold-  und  Silber- 
münzen bestimmt.  Auf  die  Mark  zu  14s  *» 
Lot  sollten  91  ■>  Reichsgulden  zu  00  Kreuzern 
und  19  halbe  Reichsgulden,  auf  die  18'  2 
karätige  Mark  aber  72  Goldgulden  zu  höch- 
stens 75  Kreuzern,  und  07  Stück  Dukaten-) 
zu  höchstens  104  Kreuzern  auf  die  Mark  zu 
232/s  Karat  ausgebracht  werden.  Die  Aus- 
prägung anderer  Münzen  als  derjenigen,  die 
das  Gesetz  anfführte,  wurde  untersagt. 
Nach  einem  Protest  der  Thaler  prägenden 
Münzstände  wurde  indessen  der  Thaler  j 

')  Stieda.  HansLsch-Veuetianiache  Handels- , 
bezieliungen  im  15.  Jahrhundert  18}M,  8.  75.  1 
und  in  den  hansischen  Geschieh tshlätteru  1.888, 
8.  143.  lieber  Reichstagsverhaudlungen  betr. 
Miinzwesen  aus  den  Jahren  1477— 1512,  die  sich 
im  Jlilich-Bcrgschen  Landesarchiv  finden,  vgl. 
Westdeutsche  Zeitschrift  für  Geschichte  und 
Kunst,  7.  Heft.  II,  27. 

*)  Die  Dukaten,  ursprünglich  eine  byzan- 
tinische Goldmünze,  wurden  seit  dem  Ausgang 
des  13.  Jahrhunderts  in  Venedig  häutig  geprägt 
und  Zeechini  genannt  (zecca  — - Münzstätte).  In 
lübisehem  Geld  wird  der  venetiantsche  Dukaten 
im  Jahre  1409  mit  einer  Mark  Hihi  sch  (Stieda, 
Hansisch-Venetianische  Handelsbeziehungen,  8. 
73).  im  Jahre  1410  in  Danzig  mit  einem  unga- 
rischen Goldgulden  gleich  bewertet.  (Stieda  | 
a.  a.  O.,  8.  74.) 


(Reichs-  oder  Speciesthaler)  durch  den  Ab- 
schied dos  Augsburger  Reichstages  vom 
Jahre  1566  ausdrücklich  wieder  zugelassen. 
Derselbe  sollte  zu  68  Kreuzern  9 Stück  auf 
die  Mark  feinen  Silbers  ausgebracht  werden. 

Wenn  daneben  der  Augsburger  Reichsab- 
schied lediglich  verlangte,  die  »sonderbaren 
Landmünzen«  der  Territorialherren  sollten 
nicht  abgeschafft,  sondern  nach  dem  Wert 
der  Rcichsmiinzen  geregelt  und  der  Auf- 
sicht der  jälirlichen  Münzprobationstage  der 
Reichskreise  untergeordnet  werden,  so  war 
der  Schwerpunkt  jeder  Münzreform  in 
Deutschland  fortan  in  die  landesherrlichen 
Münzvereine  gelegt.  So  sind  auch  für  die 
Gestaltung  des  Münz weseus  im  mittelalter- 
lichen Deutschland  der  Gang  seiner  politi- 
schen Entwickelung  und  dessen  treibende 
Faktoren  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
geworden.  Das  Königtum,  die  Städte  und 
schliesslich  die  Landesherren  haben  jeder 
an  seinem  Teil,  in  seinem  Kreis  und  zu 
seiner  Zeit  viel  gesündigt,  aber  auch  nach 
Möglichkeit  und  Zeitumständen  manches 
gebessert,  ehe  die  Männer  erstanden,  die  in 
günstigeren  Zeiten  zur  politischen  Einheit 
unseres  Volkes  die  Einheit  seines  Münz- 
wesens hiuzufügten. 

Litteratur:  Hirsch,  Dcstcutschen  Reiches  Miinz- 
archiv  1766 — 6S.  — v.  Prunn , Gründliche  Nach- 
richt  von  dem  Miinzwesen  insgemein,  insbesondere 
aber  von  dem  Tcutschcn  Miinzwesen  (Vierer  und 
neuerer  Zeit,  8.  Aull.,  1784 • — Kl  fl  bet',  Das 
Miinzwesen  in  Tcntschland  nach  seinem  jetzigen 
Zustande,  1828.  — Gr  aut  off',  Geschichte  des 
Liibeckischen  Miinz/ttsscs  bis  zum  Jahre  146S 
(historische  Schriften  aus  dem  Nachlasse.  HU.  111), 
1886.  — Schönemann,  Zur  vaterländischen 
Münzkunde  vom  12.  bis  15.  Jahrhundert,  1852. 
— Cappe,  Beschreibung  der  kölnischen  Münzen 
des  Mittelalters,  1858.  — Grotefend,  Oie  mar  ca 
argenti  usualis  (Zeitschrift  des  historischen 
Vereins  für  Niedersachsen,  1855).  — Soctbeer, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Geld - und  Münz- 
Wesens  in  Deutschland  (Forschungen  zur  deut- 
scheu  Geschichte  Bd.  1,  11,  IV,  VI).  — Der- 
selbe,  Beiträge  und  Materialien  zur  Beurteilung 
von  Geld-  und  Bankfragen,  1S55.  — Derselbe, 
Deutsche  Münzcerfassung,  1874 — 1881.  — Der- 
selbe, Litteraturvene  ich  n is  über  Geld-  und 
Miinzwesen,  1882.  (Darin  Verzeichnis  älterer 
Schriften  seit  dem  16.  Jahrhundert  und  Feber- 
sieht  der  Münzgesctzgebnng  der  wichtigsten 
Länder  seit  der  Entdeckung  Amerikas.)  — 
M Aller,  Deutsche  Münzgeschichte  bis  zu  der 
Ottoncnzeit,  1860.  — llcftel,  Chroniken  der 
deutschen  Städte,  besonders  Nürnberg.  — Mo  ne, 
in  der  Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Ober- 
rheins passim.  — Grote,  Münzstudien,  1*5 4 — 
1866.  — Eheberg,  Feber  das  ältere  deutsche 
Miinzwesen  und  die  Hausgenossen  schuften  1870. 

( Schmollen  Forschungen  II,  5.)  — Dannen- 
berg, Die  deutschen  Münzen  der  sächsischen 
und  Jränkischrn  Kaiserzeit,  1876.  — t\  Ina  in  a - 
Sternegg , Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  /, 
180,  450;  II,  802.  — Lamp  recht.  Deutsches 
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Wirtschaftsleben  im  Mittelaller  II,  äüOff.  — 
Luttchfn  v,  Ebengreuth,  Das  Münztresen  in 
Oesterreich  zur  /fit  Rudolfs  /.  t Festschrift  zur 
HIHI 'jährigen  Gedenkfeier  lirr  Belehnung  ärs 
Hauses  Habsburg  isftj.j  — MentnHcr,  Zur 
vaterländischen  Münzkunde.  (Zeitschrift  des  Harz- 
Vereins  für  Geschichte  und  .Utertnmskunde,  JH, 
1888.)  — Sattler,  Handelsrechnungen  des  deut- 
schen Ordens  WUT.  — ■ Krane,  Kölnische  Geld- 
geschickte  bis  1885.  ( Ergänzungsheft  IV  zur 

Westdeutschen  Zeitschrift  für  Geschichte  und 
Kunst,  1888.)  — Stletla,  Hansisch-  Venetiunischc 
Handelsbeziehungen  im  15.  Jahrhundert.  (Fest- 
schrift der  Im ndesun irersität  Rostock  zur  zir eiten 
Säkularfeier  der  Cnirersität  Halle,  ISO 4),  S.  7 £ 
— 80.  — Ia’XIh,  Art.  Miinzirrsen  ( Handwörter- 
buch der  Staats irissrnschaf trn  I.  Aufl.,  IV,  1£Ü7 
— lthO).  — Heek,  Hie  ultfricsische  Gerichts- 
verfassung, 1804-  — llilllgrr , Studien  zu 
■mittelalterlichen  Massen  und  Geirichten  (Seeligers 
historische  l’icrteljahrsschrift  190tl,  £,  S.  Ibl — 
215).  — (Sutraril,  l’tdyptygue  de  l’abbe  Inninnn, 
Baris  1844-  — I.e  Blanc,  Traitf  historiyuc  des 
monnoyes  de  Fra  nee  1708.  — de  Sa  ul  cp, 
Rccaeil  des  documents  relatift  <\  l’histoire  des 
tnonuaics  depuis  Hhilip/ie  I!  jusga M Francois  I, 
1870 — 1888.  — Blancard.  Im  Pile  de  Churle- 
magne  (An nuaire  de  la  Soc.  fr.  de  Xumismutigue 
XII),  1880.  — Longpdrler,  Xotice  des  monnaies 
jranfaises  la  Collection  de  M.  J.  Rousseau,  1847. 

— Hildebrand,  Anglusachsiska  Mynt.  Srenska 
Kongl.  Myntkabinettct  funna  i Sveriges  Jord., 
I841J.  — llolmboe.  Das  älteste  Miinzirrsen  X<>r- 
iregens  bis  zum  Ende  des  14-  Jahrhunderts 
(Koehnes  Zeitschrift  für  Münz-,  Siegel-  und 
Wappenkunde  VI,  I84H.  — FoHHCtti,  De  ratinnr 
nummorum  ponderum  et  mensurarum  in  Galliis 
sub  primae  et  secundae  stirpis  regibus  (Meinarie 
della  reale  aceademia  delle  Seienze  di  Torino, 
Ser.  II,  Tom.  V).  — 7m  nett t,  Xuora  raccvlta 
delle  monete  e ze.cche  d’Italia,  1775 — 1780.  — 
Xoback,  Münz-,  Muss-  und  Geirichtsbuch,  18 7 7. 

— IVuttkc , Die  I'rohutionsregister  des  ober- 
sächsischen Kreises  ( Wiener  Xumismatische  Zeit- 
schrift £9). 

Theo  Sommert  ad. 


V.  Das  Mfinzwesen  der  neueren  Zeit. 

Der  auf  dem  Reichstag;  zu  Augsburg 
1 560  angenommene  Reiehsspeciosthaler 
(9  Stück  auf  die  feine  und  8 Stück 
auf  die  rauhe  Mark)  sollte  gesetzlich  nur 
08  Kreuzer  gelten,  blieb  alter  iu  Sachsen 
und  den  übrigen  ihn  prSgendcn  Staaten 
von  Anfang  an  auf  72  Kreuzer  oder 
24  Groschen  stellen.  Infolge  der  Ver- 
schlechterung der  das  llauptumlaufsmittel  ! 
bildenden  kleineren  Münzen  stieg  er  aber 
allmählich  immer  höher  im  Kurse.  Im 
Jahre  1019  stand  er  in  Süddeutschland 
schon  auf  108  Kreuzer.  1020  auf  140  Kreuzer, 


1021  stieg  er  bis  390  und  1022  auf  450 — 0oo 
Kreuzer.  Es  gelang  den  oberen  Kreisen, 
1023  diesem  Unwesen  der  »Kipper-  und 
Wipperzeit«  ein  Ziel  zu  setzen  und  den 


Kurs  von  9n  Kreuzer  wieder  herzustellen, 
der  sich  längere  Zeit  behauptete.  Im  .lahre 
1005  wurde  er  in  den  drei  oberen  Kreisen 
auf  90  Kreuzer  gesetzt;  Sachsen  und  Branden- 
Imrg  al>er  verständigten  sich  1607  über  den 
sogenannten  Zinnaisehen  oder  lo1  s-Thaler- 
fuss,  nach  dem  der  Reich ssjteciesthaler  aut 
lo')  Kreuzer  oder  28  gute  Groschen  zu 
stehen  kam.  daneben  aber  eine  neue  grobe 
Münze  geschaffen  wurde,  die  - » eines  Reiclis- 
tlialers  von  90  Kreuzer  oder  16  gute  Groschen 
oder  Oo  Kreuzer  darstellte.  Bei  den  oberen 
Kreisen  fand  diese  Neuerung  Widerspruch 
und  auch  auf  «lein  Reichstage  wurden  tiegeu- 
massregeln  projektiert.  Es  kam  indes  keine 
Einigung  zu  stände  und  169o  gingen  Sachsen. 
Brandenburg  und  Braunschweig-Lüneburg 
abermals  einen  Schritt  weiter,  indem  sie  den 
sogenannten  leipziger  Thalerfuss  annahmen, 
nach  dem  die  feine  Mark  in  * j-  und  2 3- 
Stücken  zu  12  Thaler  oder  18  Gulden  aus- 
gobracht  wurde  und  der  Speciestluüer  auf 
12o  Kreuzer  oder  2 Gulden  zu  stehen  kam. 
I111  Jahre  173s  wurde  dieser  Kuss  als  Keichs- 
fuss  anerkannt,  alter  schon  174s  iu  Oester- 
reich durch  einen  13*  »-Thaler-  oder  2o- 
Guldenfuss  eisetzt.  In  Itetreff  dieses  Kusses 
kam  1753  eine  Münzkonvention  zwischen 
Oesterreich  und  Bayern  zu  stände  (daher 
»KonventionsfusB«).  Sachsen  nalini  ihn  1763 
an,  während  Bayern  schon  im  Jahre  17. '4 
von  dem  Vertrag  zurücktrat  und  zwar 
Münzen  nach  diesem  Kusse  prägte,  ihnen 
alter  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit 
der  vorhandenen  Umlaufsmittel  einen  um 
2o  °o  erhöhten  Nominalwert  beilegte.  So 
entstand  der  rheinische  oder  24-Guldenfuss. 
der  auch  von  den  anderen  süddeutschen 
Staaten  angenommen  wuitle  und  sich  in 
den  Revolutionskriegen  faktisch  in  einen 
24*  *-Gnldenfuss  verwandelte,  weil  man  die 
aus  den  österreichischen  Niederlanden 
kommenden  Brabanter  Kronentlialer  zu  hoch, 
nämlich  statt  zu  2 Gulden  38  Kreuzer  zu 
2 Gulden  42  Kreuzer  tarifierte.  Durch  die 
Münzkonvention  der  süddeutschen  Staaten 
vom  25.  August  1837  wurde  der  241.  s-Qulden- 
fuss  als  gemeinschaftliche  Grundlage  ihres 
Münzwesens  förmlich  angenommen.  In 
Preusseo  wurde  1750  der  Gratunaunsche 
(wler  1 4-Thaler-  oder  21-Guldenfuss  einge- 
führt, daneben  Friedrichsdor nach  demWert- 
verhältnis  13”  1»  : 1 zwischen  Gold  und  Silber 
mit  dem  Nominalwerte  von  5 Thaler  Gold 
(s.  den  Art.  Parallel  w ähr  u n g).  Während 
des  siebenjährigen  Krieges  sah  Friedrich 
der  Grosse  sich  genötigt,  die  Münzver- 
schleehternug  als  finanzielles  Hilfsmittel  zu 
benutzen,  nach  dem  Friedenssehl usse  aber 
wurde  durch  das  Edikt  vom  29.  März  1764 
die  frühere  Münzverfassung  wieder  her- 
gestellt.  Im  Jahre  1770  wurde  die  Feinheit 
der  Friedrichsdor  (von  denen  bis  dahin 
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*- » Stück  aus  der  Mark  von  21*/i  Karat  ge- 
-wurden)  um  eine  Kleinigkeit,  nämlich 
uif  21 -.3  Karat  herabgesetzt,  lieber  die 
üoVveidemünzwirren  am  Anfänge  dieses  .Tahi- 
ti n tulerts  s.  d.  Art.  S e.  h e i d e ni  ii  uzen.  Das 
G . N".  30.  September  1821  änderte  den  Münz- 
fujss  nicht,  sondern  enthielt  wesentlich  nur 
Bestimmungen  über  die  Scheidemünze  und 
über  die  Einteilung  des  Thalers  in  90  Silber- 
groschen  statt  in  2-1  gute  Groschen.  Hannover 
nahm  durch  0.  v.  8.  April  1834,  Sachsen 
clurch  V.  v.  21.  Juni  1840  statt  des  Kon- 
ventionsfusses  ebenfalls  den  14-Thalcrfuss 
an.  Als  Vereinsmünze  für  den  Zollverein 
wurde  durch  die  Dresdener  Konvention  vom 
30.  Juli  1838  das  Zweithalerstück  — 7 süd- 
deutschen Gulden  eingeführt,  und  die  Münz- 
konvention vom  24.  Januar  1857  stellte  eine 
gewisse  Gemeinschaftlichkeit  desMünzwesens 
zwischen  den  norddeutschen  Staaten  (mit 
Ausnahme  von  Mecklenburg,  Holstein  und 
den  Hansestädten),  den  süddeutschen  Staaten 
und  Oesterreich  auf  der  Basis  einer  strengen 
Silberwährung  (s.  d.  Art.)  her,  namentlich 
durch  die  Annahme  des  Thalers  als  Vereins- 
münze. Der  neue  Thalerfuss  (30  Stücke 
auf  500  g Feinsilber)  war  von  dem  Grau- 
mannschen  nur  um  eine  zu  vernachlässigende 
Grösse  verschieden,  ebenso  blieb  der  süd- 
deutsche Gulden  (52Vs  Stück  auf  ein  Pfund 
fein)  fast  ungeändert,  dagegen  wich  der  neue 
Gulden  österreichischer  Währung  (45  Stück 
auf  ein  Zollpfund  Feinsilber)  von  dem  bis 
dahin  in  Oesterreich  noch  beibehaltenen 
Konventionsgulden  um  etwa  5%  nach  unten 
ab.  Der  erste  Schritt  zu  der  neuen  deutschen 
Münzreform  auf  der  Basis  der  Goldwährung 
war  die  im  Oktober  1871  im  Bundesrat  er- 
folgte Vorlegung  eines  Gesetzentwurfs,  be- 
treffend die  Ausprägung  von  Reichsgold- 
münzen. Die  in  den  massgebenden  Kreisen 
Preussens  herrschende  Neigung,  das  neue 
Münzwesen  möglichst  dem  Thalersystem 
an zusehl iessen,  trat  in  demselben  nicht  nur 
dadurch  hervor,  dass  das  Drittel  des  Thalers, 
die  Mark,  nach  dem  Wertverhältnis  1 : löVs 
auf  Gold  reduziert,  als  Münzeinheit  ange- 
nommen wurde,  sondern  zeigte  sich  noch 
deutlicher  in  dem  Vorschläge,  dass  die  neuen 
Goldmünzen  auf  30,  15  und  20  Mark  lauten 
sollten.  Diese  Münzen  sollten  nach  dem 
Entwurf  nicht  gesetzliche  Zahlungskraft, 
sondern  nur  Kassenkurs  nach  ihrem  Nominal- 
wert erhalten.  Die  Thaler  nach  dem  Fusse 
von  1857  sollten  im  ganzen  Bundesgebiet 
gesetzliche  Zahlungsmittel  und  ihre  Prägung 
auch  noch  fernerhin  gestattet  sein.  Gegen- 
ülter  dieser  unentschlossenen  Haltung  des 
ersten  Entwurfs  ging  die  vom  Bundesrat 
im  November  1871  an  den  Reichstag  ge- 
brachte Vorlage  schon  einen  wichtigen  Schritt 
weiter,  indem  sie  den  neuen  Goldmünzen 
volle  gesetzliche  Zahlungskraft  zuerkannte. 

Handwörterbuch  dor  Staatswissenachaften.  Zweite 
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I Auch  ersetzte  sie  das  15- Markstück  durch  ein 
10-Markstück.  dagegen  wurde  das  30-  Mark- 
stück noch  beibehalten.  Durch  die  Be- 
1 Schlüsse  des  Reichstags  wurde  jedoch  diese 
Münze  trotz  der  Bemühungen  des  Ministers 
Camphausen  beseitigt,  und  das  G.  v.  4. 
• Dezember  1871  über  die  Ausprägung  von 
Reichsgoldmünzen  stellte  an  die  Spitze  des 
neuen  Systems  das  Zehnmarkstück,  von  dem 
1 139 Vs  Stück  aus  einem  Pfund  Feingold  aus- 
j gebracht  werden.  Ausserdem  sollen  auch 
Zwanzigmarkstücke  — 693/<  auf  das  Pfund 
fein  — geprägt  werden.  Das  Mischungs- 
verhältnis der  Reichsgoldmünzen  wurde  auf 
,J00/ iooo  Gold  und  10°.  iooo  Kupfer  festgestellt, 

; und  es  sollet!  demnach  125,55  Zehnmark- 
1 stücke  und  62,775  Zwanzigmarkstücke  je 
ein  Pfund  wiegen.  Das  gesetzliche  Rauh- 
gewicht eines  Zwanzigmarkstücks  ist  also 
7,96495  g,  das  Feingewicht  7,16856  g.  Das 
Verfahren  bei  Ausprägung  der  Reichsgold- 
münzen wird  vom  Bundesrat  festgestellt 
und  unterliegt  der  Beaufsichtigung  von  seiten 
des  Reichs.  Es  soll  die  vollständige  Ge- 
nauigkeit der  Münzen  nach  Gehalt  und  Ge- 
wicht sicherstellen  und,  soweit  diese  bei  den 
einzelnen  Stücken  nicht  innegehalten  werden 
kann , soll  die  Abweichung  in  mehr  oder 
weniger  im  Gewicht  nicht  mehr  als  21/2°/oo 
und  im  Feingehalt  uicht  mehr  als  2°.oo  be- 
tragen. Nach  § 8 ist  die  gesetzliche  Zah- 
lungskraft des  Zehnmarkstücks  gleich  3Va 
Thaler,  5 Gulden  50  Kreuzer  süddeutscher 
Währung,  8 Mark  5Vs  lübischer  und  ham- 
bnrgischer  Courantwährung  und  3V*w  Thaler 
Gold  Bremer  Rechnung,  die  des  Zwanzig- 
markstücks doppelt  so  gross.  Die  Bestim- 
mungen des  § 9 über  das  Passiergewicht 
und  die  Einziehung  der  abgenutzten  Münzen 
sind  schon  im  ersten  Abschnitt  dieses  Art. 
oben  S.  900  erwähnt  worden.  Nach  § 10 
findet  die  Ausprägung  von  groben  Silber- 
münzen mit  Ausnahme  von  Denkmünzen  bis 
auf  weiteres  nicht  mehr  statt,  ein  Verbot, 
(bis  in  der  Vorlage  des  Bundesrats  noch 
nicht  bestimmt  ausgesprochen  war. 

Ihren  vorläufigen  Abschluss  fand  die 
Münzreform  dann  durch  das  »Münzgesetz« 
vom  9.  Juli  1873,  das  in  Art.  1 bestimmt, 
dass  »an  die  Stelle  der  in  Deutschland 
| geltenden  Landeswährungen  die  Reichsgold- 
wähning  tritt«,  deren  Rechnungseinheit  die 
durch  das  G.  v.  4.  Dezember  1871  fest- 
gestellte  Mark  bildet  Als  Zeitpunkt  iu 
welchem-'  die  Reichs  währ  u n g im  ge- 
samten Reichsgebiet  in  Kraft  treten  soll, 
hat  die  dem  Gesetze  gemäss  mit  Zustimmung 
: des  Bundesrats  zu  erlassende  kaiserliche  V.  v. 
22.  September  1875  den  1.  Januar  1876  be- 
stimmt; die  Landesregierungen  waren  aber 
ermächtigt,  auch  vor  diesem  Zeitpunkt  für 
das  Gebiet  die  Reichsmarkrechnung  einzu- 
, führen,  und  haben  von  dieser  Befugnis  sämt- 
Auflagc.  V.  59 
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lieh  mit  Ausnahme  von  Bayern  und  Elsass- 
Ijothringen  Gebrauch  gemacht,  Pi'eussen  und 
Sachsen  schon  vom  1.  Januar  1875  ab.  In 
dem  zweiten  Absatz  dieses  Artikels  wurde 
nach  dem  Vorschläge  des  Abgt ‘ordneten 
Bamborger  absichtlich  derAusdruck  K e i c h s - 
Währung  gewählt,  weil  die  Reichsgold- 
währuug  im  eigentlichen  Sinne  erst  dann 
eintreten  könne,  wenn  Silier  mir  als  Scheide- 
münze verwendet  werde,  während  in  der 
Ucbergangaperiode  auch  die  Thaler  noch 
Währungsmünzen  bliel>en.  Art.  2 führte 
eine  Reichsgoldmünze  von  5 Mark  ein,  die 
sich  aber  nicht  bewährt  hat.  Die  folgenden 
Artikel  enthielten  Bestimmungen  filier  die 
neu  zu  prägenden  Reichssilber-,  Nickel-  und 
Kupfermünzen,  wegen  deren  auf  den  Art. 
S c n e i <1  e m ii  uzen  verwiesen  wird.  Die  An- 
ordnung der  Ausserkurssetzung  von  Landes- 
münzen (nach  Festsetzung  einer  mindestens 
vierwöchigen  Einlösungsfrist)  und  die  Fest- 
stellung der  für  dieselbe  erforderlichen  Vor- 
schriften (abgesehen  von  der  bereits  in  Art.  6 
enthaltenen  Bestimmung  für  gewisse  Kate- 
gorieen  von  Landosscheidemiinzen)  erfolgt 
nach  Art.  8 durch  den  Bundesrat.  In  betreff 
der  Thaler  hat  der  Bundesrat  liekanntlich 
von  dieser  Befugnis  noch  immer  keinen 
Gebrauch  gemacht,  ebcusoweuig  von  der 
Berechtigung,  die  Zahlungskraft  des  Tlialers 
(mit  Einschluss  des  österreichischen  Vereins- 
thalers)  auf  die  der  Reiehssilbermünzeu  zu 
beschränken,  die  ihm  durch  das  G.  v.  6. 
Januar  1876  in  einem  Zusatz  zu  Art.  15  des 
Münzgesetzes  von  1S73  erteilt  worden  ist. 
Nach  Art.  12  ist  die  Ausprägung  von  Zwanzig- 
markstücken für  Rechnung  von  Privaten 
gestattet  gegen  eine  vom  Reichskanzler  mit 
Zustimmung  des  Bundesrats  fcstzustellcndo 
Gebühr,  die  das  Maximum  von  7 Mark  auf 
das  Pfund  Feingold  nicht  überschreiten  darf. 
Durch  eine  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  5.  Juni  1*75  wurde  die  Gebühr 
jedoch  auf  nur  3 Mark  festgesetzt,  wie  sie 
auch  schon  in  dem  Bankgesetz  vom  1-1.  März 
1875  angenommen  war.  Art.  13  enthält 
Bestimmungen  über  die  Befugnisse  des 
Bundesrats  in  betreff  der  Zulassung  oder 
des  Verimts  fremder  Münzen.  Art.  14  regelt 
die  privatrechtlichen  Verhältnisse  bei  der 
Einführung  des  neuen  Systems,  namentlich 
in  Bezug  auf  die  Umrechnung,  und  die 
folgenden  Artikel  enthalten  verschiedene 
andere  Cebergangsbestimmungen. 

Was  die  ausserhalb  des  Münzv%>rbandes 
von  1857  stehenden  Bundesstaaten  betrifft, 
so  wurde  in  Bremen  schon  durch  das  G.  v. 
30.  April  1872  statt  des  bremischen  Münz- 
systems (mit  Goldwährung  ohne  Goldmünzen 
eigenen  Gepräges)  die  Markrechnung  vom  1. 
Juli  1872  ab  eingeführt.  In  Hamburg  wurden 
nach  dein  G.  v.  11.  November  1872  die 
Silbereouten  der  Hamburger  Bauk  vom  15. 


Februar  1873  geschlossen  und  neue  Conten 
auf  >Mark  - Reiehsmünze*  eröffnet.  Das 
Reichsgesetz  vom  4.  Dezember  1871  hatte 
für  die  Maik  Banko  keinen  Umrechnungs- 
kurs festgesetzt,  weil  diese  Rechnungsein- 
heit  nicht  wirklich  geprägt  war.  Das  Ham- 
burger Gesetz  aber  bestimmte  jetzt , dass 
nach  dem  »Schluss  der  Silberconten  alle  noch 
laufenden  Verbindlichkeiten  in  Banko  oder 
Sjiecies-Banko  durch  Bankzahlung  in  Reiehs- 
goldmüuzeu  oder  in  Zwei-  oder  Einthaler- 
stiieken  nach  dem  festen  Kurse  von  150  Mark 
Reichsmünze  gleich  l'»o  Mark  Banko  zu  er- 
füllen wien.  ln  Lübeck  wurden  durch  ein 
G.  v.  22.  Januar  1873  die  vorhandenen  Mark- 
und  Sehillingstücke  fest  gegen  Reichsmünzen 
tarifiert,  und  in  Mecklenburg-Schwerin  wurde 
schon  durch  V.  v.  31.  Oktolier  1873  auf 
Grund  des  Roiehsmünzgesotzes  die  Reiehs- 
markrechnung  vom  1.  Januar  1n74  ab  ein- 
geführt. Auf  Elsass-Ijothringen  wurden  die 
Reichsmünzgesetze  durch  das  Reichsgesetz 
vom  15.  November  1874  ausgedehnt  und  dabei 
der  Umrechnungswell  des  Franken  etwas  zu 
niedrig  auf  80  Pfg.  angesetzt.  Mit  Einlösung 
der  Reichs silbor-,  Nickel-  und  Kupfermünzen 
gegen  Gold  nach  Art.  9 des  Münzgesetzes 
von  1873  sind  nach  einer  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  19.  Dezember  1875 
die  Reichsbankhaupt kasse  in  Berlin  und  die 
Kassen  der  Reiohsbankliauptstellen  in  Frank- 
furt a.  M.,  Königsberg  und  München  betraut 
worden.  Das  nähere  über  die  Behandlung 
der  bei  Reichs-  und  Luideskassen  eingehen- 
den falschen,  beschädigten  und  abgenutzten 
Rcichsmünzen  ist  in  einer  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  9.  Mai  1876  vor- 
geschritten worden.  Im  übrigen  ist  liier  nur 
noch  das  G.  v.  1.  Juni  19<mi  zu  erwähnen, 
durch  welches  das  goldene  Fünfmarkstück, 
das  silberne  Zwanzigpfennigstück  und  das 
erst  durch  das  G.  v.  1.  April  1886  ein- 
geführte Nickelzwatizigpfennigstück  lieseitigt 
werden.  Die  Ausserkurssetzung  der  erst- 
genannten Münze  kann  mit  Ein  lösungsfrist 
von  einem  Jahre,  auf  Anordnung  des  Bundes- 
rats sofort,  die  der  beiden  anderen  jedoch 
nicht  vor  dem  1.  Januar  1902  bezw.  1903 
erfolgen.  Wegen  der  weiteren  Bestimmungen 
über  die  Reichssilliermünzen  s.  d.  Art. 
S c h e i d e m ii  uzen.  Die  Ei  nführung  des 
Kilogramms  als  Münzgewicht  ist  bereits  im 
ersten  Absclinitt  erwähnt. 

Besondere  Schwierigkeiten  sind  durch 
die  auf  Grund  der  Münzkonveution  von  1857 
von  Oesterreich  geprägten  Vereins- 
thal er  entstanden,  die  uach  dieser  Kon- 
vention in  allen  Veroinsstaaten  unbeschränkte 
gesetzliche  Zahlungskraft  gleich  den  Ijandes- 
münzen  besasseu.  Oesterreich  war  nun 
sciuors<‘its  durch  den  Vertrag  mit  den  Zoll- 
voreinsstaaten.  vom  13.  Juni  1867  aus  dem 
Müuzveroiu  ausgeschieden  und  hatte  in 
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l»etreff  seiner  Vereinsthaler  nur  die  Ver- 
pflichtung übernommen,  ihnen  vor  dem  Ab- 
lauf des  Jalires  187o  die  Eigenschaft  eines 
gesetzlichen  Zahlungsmittels  nicht  zu  ent- 
ziehen, sofern  es  nicht  in  der  Zwischenzeit 
zu  einem  anderen  Münzsystem  übergehe. 
Dieselbe  Bestimmung  galt  auch  für  die 
anderen  Regierungen,  aber  es  bestand  der 
grosse  ^tatsächliche  Unterschied,  dass  die 
österreichischen  Vereinsthaler  infolge  der  in 
ihrer  Heimat  herrschenden  Papierwährung 
(die  trotz  der  Abmachung  im  .Münzvertrag 
von  1857  auch  nach  dem  1.  Januar  1859 
fortgedauert  hatte)  sich  so  gut  wie  sämtlich 
in  Deutscliland  in  Umlauf  befanden  und 
hier  unbedingt  von  jedermann  in  Zahlung 
genommen  werden  mussten.  Diese  letztere 
Berechtigung  wurde  ihnen  auch  durch  das 
Keichsgesetz  vom  20.  April  1874  noch  aus- 
drücklich bestätigt,  während  ursprünglich 
im  Artikel  15  (Ziffer  1)  des  Münzgesetzes 
von  1873  nur  bestimmt  war,  dass  die  Ein- 
und  Zweit  luderst  (icke  deutschen  Ue- 
präges  bei  allen  Zahlungen  bis  zur  Ausser- 
kurssetzung  zu  3 Mark  für  den  Thaler  ati- 
zunehmon  seien.  Durch  Bundesratsbesehluss 
wurde  den  Z weit  halerstück  cn  deut- 
schen Gepräges  vom  15.  November  1876 
die  Eigenschaft  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel entzogen  und  ihre  Einlösung  bis  zum 
15.  Februar  1877  angeordnet,  zugleich  aber 
wurden  die  Einlösungskassen  angewiesen, 
auch  die  zur  Umwechselung  präsentierten 
österreichischen  Doppelthaler  anzu- 
nelunen  und  gesondert  abzuliefern.  Der  Ent- 
scheidung über  die  eventuelle  Einlösung  der 
in  grosser  Menge  vorhandenen  österreichi- 
schen Einthalerstiicko  wich  man  sorgfältig 
aus.  Oesterreich  war  seit  1871  überhaupt 
dem  Deutschen  Reiche  gegenüber  nicht  mehr 
zur  Einlösung  seiner  Thaler  verpflichtet, 
in  keinem  Falle  aber  war  daran  zu  denken, 
dass  es  sie  höher  als  zu  ihrem  gesetzlichen 
Wert  von  lVs  Gulden,  also  nach  dein  da- 
maligen durchschnittlichen  Kurs  des  Guldens 
zu  etwa  2,50  Mark  einlösen  würde.  Nach 
der  Aufhebung  der  freien  Silberprägung  in 
Oesterreich  und  bei  der  fortschreitenden 
Entwertung  des  Silbers  trat  nun  aber  auch 
eine  zunehmende  Differenz  zwischen  dem 
Wert  der  geprägtem  Silbermünzen  und  ihrem 
blossen  Metall  wert  ein,  die  auch  den  öster- 
reichischen Thalern  zu  gute  kam,  so  lange 
Oesterreich  sie  nicht  ausser  Kurs  gesetzt 
hatte,  was  es  jederzeit  thun  konnte,  und 
zwar  ohne  dass  es  aus  Rücksicht  auf  seine 
eigenen  Staatsangehörigen  (die  solche  Thaler 
gar  nicht  besassen)  die  Einlösung  zu  be- 
willigen brauchte.  Andererseits  konnte  auch 
nicht  daran  gedacht  werden,  den  deutschen 
Besitzern  der  österreichischen  Thaler  (die 
übrigens  fast  sämtlich  bei  der  Reichsbank 
angehäuft  waren)  den  durch  die  Silboreut- 


wertung  entstandenen  Verlust  aufzubürden. 
Dies  wurde  denn  auch  in  einem  im  November 
1891  eingebrachtcn  Gesetzentwurf  anerkannt, 
der  ausdrücklich  zugestand,  dass  die  bis 
zum  Schluss  des  Jahres  1807  in  Oesterreich 
geprägten  Vereinsthaler  (eine  kleine  Summe 
ist  auch  noch  1808  geprägt  worden)  bei 
ihrer  Ausserkurssetzung  zu  3 Mark  auf 
Rechnung  des  Reichs  eingelöst  werden 
sollten.  Das  aus  diesem  Entwurf  hervor- 
gegangene gleichlautende  Gesetz  datiert  erst 
vom  28.  Februar  1892.  Vor  dem  Erlass 
desselben  aber  war  schon  ein  Abkommen 
mit  Oesterreich  zu  stände  gekommen,  nach 
welchem  dieser  Staat  von  Deutschland  S-  3 
Millionen  seiner  Thaler,  ein  Drittel  des 
wahrscheinlich  im  Reiche  vorhandenen  Be- 
standes an  solchen  Münzen,  das  Stück  zu 
Iba  Gulden,  übernahm.  Die  Einlösung  des 
grösseren  Restes  fällt  also  dem  Reiche  zu. 
In  Oesterreich  wurde  diese  Münze  dann  vom 
1.  Januar  1893  ab  ausser  Kurs  gesetzt,  in 
Deutschland  soll  nach  einer  im  Oktober  1900 
dem  Bundesrat  zugegangenen  Vorlage  ihre- 
gesetzliche  Zahlungskraft  um  1.  Januar  1901 
erlöschen,  mit  einer  Einlösungsirist  bis  zum 
31.  März  1901. 

In  Oesterreich-Ungarn  ist  durch 
das  österreichische  G.  v.  2.  August  1892 
und  das  entsprechende  ungarische  eine  neue 
Münzeinheit,  die  Krone,  auf  Basis  der  Gold- 
währung eingeführt  worden.  Als  Gold- 
münzen werden  20-  und  10-Kronenstücke 
geprägt  und  zwar  haben  die  ersteren  ein 
Rohgewicht  von  6,7751  g (147.0  Stück  auf 
1 kg  Münzgold)  und  ein  Feingewicht  von 
6,09756  g.  Das  Passiergewicht  der  20- Kro- 
nenstücke ist  0,74  g,  das  der  10-Kronen- 
stücke,  3,37  g.  Die  Krone  wird  eilige  teilt 
in  100  Heller  und  ihr  Wert  stellt  sich  auf 
85,06  Pfg. 

Die  Silbergulden  (12,3457  g Silber  von 
I tKK).jooo  Feinheit)  behalten  ihre  gesetzliche 
Zahlungskraft  als  Zweikronenstücke.  Die 
Einkronenstücke  haben  ein  Hauhgcwicht  von 
5 g und  die  Feinheit  sC,.  iooo.  stehen  also 
dem  Silberfranken  der  lateinischen  Münz- 
union, obwohl  ihr  gesetzlicher  Nennwert  un- 
gefähr 5 °.’o  höher  ist,  gleich.  Privaten  gegen- 
über haben  sie  Zahlungskraft  bis  zu  50 
Kronen.  Die  Zahlungskraft  der  Nickel- 
miinzeu  von  10  und  20  Heller  reicht  bis 
zu  10  Kronen,  die  der  Kupfermünzen  von 
1 und  2 Heller  ebenfalls  bis  zu  10  Kronen 
gegenüber  den  öffentlichen  Kassen,  privaten 
gegenüber  aber  nur  bis  zu  1 Krone.  Die 
gesetzliche  Rechnung  nach  Kronen  ist  vom 
1.  Januar  1900  ab  eingeführt  worden.  In 
Cisleithanien  und  Ungarn  ist  das  Gepräge 
der  Münzen  verschieden. 

ln  England  behielt  das  Pfund  Sterling 
gesetzlich  den  Wert  von  etwas  über  20 
Mark  (in  Silber  nach  dem  Wortverliältnis 
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1 : 15V'j),  auf  (len  es  1560  durch  die  Reform 
der  Königin  Elisabeth  wieder  gebracht 
worden  war.  Am  Ende  des  17.  Jahrhun- 
derts waren  jedoch  die  umlaufenden  Silber- 
mtinzen  durch  Abnutzung  in  ihrem  Weile 
liedeutend  vermindert.  Wie  dann  trotz  der 
Umprägnng  allmählich  die  faktische  Gold- 
währung entstand,  die  durcti  das  G.  v. 
22.  Juni  1S1G  definitiv  zur  Herrschaft  ge- 
langte, ist  schon  in  dem  Art.  0 o 1 d u n d G o 1 d - 
Währung  (ol>en  Rd.  IV.  S.  7 r»H)  dargestellt 
worden.  — Unter  der  Silberwährung  war  die 
grösste  wirklich  geprägte  Silbermünze  die 
Krone  im  Werte  von  5 Schilling  mit  einem 
Gewicht  von  30,1<  H»  g und  einer  Feinheit  von 
11*  io  Unzen  oder  wr’  i«oo,  also  einem  Feinge- 
wicht von  27,843  g.  Die  Guineen,  die  zuerst 
unterKarl  II.  geprägt  wurden,  hatten  einen  ver- 
änderlichen Wert,  indem  sie  von  20  auf  22 
Schillinge  stiegen.  Im  Jahre  1717  wurden 
sie  gesetzlich  auf  21  Schilling  tarifiert.  Sie 
hatten  ein  Gewicht  von  8.3*7  g und  l>ei 
einer  Feinheit  von  11  12  einen  Feingehalt 
von  7,6885  g.  Das  G.  v.  1810  setzte  an 
ihre  Stelle  (len  Sovereign,  der  20  Schilling, 
also  das  alte  Silberpfund  in  Gold  darstellte, 
7.988  g wiegt  und  einen  Feingehalt  von 
7.3224  g besitzt.  Die  Silbermünzen  wurden 
als  Scheidemünzen  im  Verhältnis  von  02  : 00 
im  Gewichte  vermindert. 

In  Frankreich  blieb  das  Livre  zu  20 
Sols  oder  Sons  und  210  Deniers  bis  zur 
Revolution  die  Rechnungseinheit,  sank  dabei 
aber  allmählich  im  Weile  auf  ungefähr  80 
Pfennige,  also  auf  1 *3  seines  ursprüng- 
lichen Wertes.  Der  Denier  konnte  schliess- 
lich gar  nicht  mehr  geprägt  werden,  die 
kleinste  Kupfermünze  war  der  Liard,  gleich 
1!t  Sou  oder  einem  Pfennig.  Nach  den  ge- 
waltsamen Eingriffen  Ludwigs  IV.  und  der 
Katastrophe  des  Lnvsehen  Systems  kam 
das  französische  Münzwesen  1720  bis  zur 
Revolution  in  einen  ziemlich  stabilen  Zu- 
stand, während  dessen  nur  die  1785  vorge- 
nommene Um prägung  des  Louisdors  be- 
merkenswert ist  (s.  den  Art.  Doppel- 
währung oben  Rd.  III  S.  241,  wo  sich  auch 
weiten*  Angaben  über  das  neue  französische 
Münzwesen  finden).  Die  Hauptsilbermünze 
von  1726 — 1793  war  der  neue  Ecu  von 
0 Livres  (in  Deutschland  Liubthaler,  auch 
Kronenthaler  genannt)  mit  29,488  g Ge- 
wicht, 916*3  tausendstel  Feinheit  und 
27,031  g Feingewicht.  Das  aus  diesem 
sich  ergebende  Livre  entspricht  fast  genau 
dem  Franc  des  neuen  französischen  Münz- 
systems, das  durch  G.  v.  28.  März  1803 
seine  definitive  Gestalt  erhielt.  Der  Franc 
soll  hiernach  5 g Münzsilber  von  5,00 1000 
Feinheit,  als  4,5  Francs  Feinsilber  enthalten ; 
für  die  Bestimmung  des  Gewichts  der  Gold- 
münzen aber  wird  das  Wortverhältnis 
151/» : 1 zwischen  Gold  und  Silber  zu  Grunde 


gelegt,  woraus  sieh  das  Rauhgewicht  des 
Zwanzigfrancsstücks  — 6,4516,  das  Feinge- 
wicht desselben  gleich  5.8065  ergiebt  Ini 
I übrigen  vgl.  über  das  Münz  wesen  Frank- 
jreichs,  Helgiens,  Italiens,  der 
j Schweiz  und  Griechenlands  den  Art 
M ii  nz  blind  (lateinischer)  ol>en  S.  893  fi.  Id 
Holland  werden  nach  dem  G.  v.  6.  J uni  1 875 
Zehnguldenstficke  als  Währungsmünzen  mir 
einem  Rauhgewicht  von  6,720  g.  der  Feinheit 
,J0°  1000  und  dem  Feingewicht  6.048  g (Wert 
16.874  Mark)  geprägt,  ausserdem  wie  früher 
Dukaten  als  Handelsmünzen  (Wert  9,544 
Mark).  Die  Prägung  von  Silberwähmngs- 
eingestellt,  jedoch  haben  die 
ihre  volle  Zahlungskraft  be- 


Rauhge wicht  de> 


Feinheit  ***  1000,  da- 
g (405  Doli).  Ausser- 


, münzen  ist 
vorhandenen 
halten. 

In  Russland  war  das 
Silborrubols  nach  den  U käsen  vom  30.  Jon: 
i und  29.  Anglist  (a  St)  1810  auf  20.7315  g 
1 (466u.85  Doli),  die 
Feingewicht  17,996 
dem  wurden  halbe  und  viertel  Rubel  al~ 

1 Währungsmünze  geprägt.*  Die  Scheidemünzen 
hatten  nach  dem  Usas  vom  21.  März  (a  St) 

! 1867  nur  die  Feinheit  von  500  inoo  und  nur 
die  Hälfte  ilires  Nominalwerts  an  Metall- 
1 wert.  Als  Goldmünze  wurde  nach  dem 
lUkas  vom  14  26.  Februar  1817  der  Halb- 
imperial  geprägt,  der  anfangs  zu  5 RuboL 
später  zu  5,15  Rubel  Silbers  tarifiert,  je- 
doch keine  wirkliche  Währungsmünze  war. 

; Sein  Rauhgewicht  war  6,544  g,  seine  Fein- 
heit 916-  3 Tausendstel,  sein  Feingewicht 
I von  5.9987  g,  entsprechend  dem  Werte  von 
16,736  Reichsmark’.  Ausserdem  wurden 
früher  Dukaten  nach  dem  niederländischen 
1 Fuss  (im  Werte  von  9,53  Mark)  und  seit 
1834  Imperialdukaten  = 3 Rubeln  Gold 
j ( 10,0-1  Mark)  geprägt.  Nach  dem  Ukas  vom 
17. .29.  Dezember  1885  wurden  die  Halb- 
imperiale  nach  einem  etwas  veränderten 
Fasse  geprägt,  nämlich  mit  der  Feinheit 
'■**'!  1000  und  dem  Feingewicht  von  5,806  g. 
so  dass  sie  dem  Zwanzigfranesstücke  gleich 
wurden.  Zugleich  wurden  auch  die  Impe- 
rialen zu  10  Goldrubeln  wieder  eingeführt 
und  für  den  Silberrubel  und  seine  vollwer- 
tigen Teilstücke  bei  unverändertem  Feinge- 
j halt  ebenfalls  die  Feinheit  von  900  1000  ange- 
nommen. Rei  der  Wiederherstellung  der 
Barzahlungen  auf  Grundlage  der  Goldwäh- 
rung wurde  ein  neuer  Goldrubel  im  Werte 
' von  *j8  des  alten  (also  von  216  Pfennig) 
eingeführt.  Der  Ukas  vom  3.' 15.  Ja- 
• nnar  1897  bestimmte,  dass  die  Imperiale 
die  Aufschrift  15  Rubel  und  die  Halbimpe- 
riale die  Aufschrift  7,50  Rubel  erhalten 
sollten.  Durch  den  Ukas  vom  11223.  De- 
zember 1898  wurde  auch  eine  Goldmünze 
im  Werte  von  10  (neuen)  Rubeln  und  durch 
das  Münzgesetz  vom  7.  19.  Juni  1899  eine 
| solche  von  5 Rubelu  eingeführt.  Dieses 
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<1  ie  Goldwährung  endgiltig  herstellende 
O-esetz  beschränkt  die  Zahlungskraft  der 
fcjilbermünzon  von  1,  v>  und  1/4  Hubel  Pri- 
vaten gegenüber  auf  25  Rubel,  die  der 
kleineren  (von  5 bis  20  Kopeken)  auf  3 Hubel. 
Oewicht  und  Feinheit  bleiben  unverändert  i 
nach  den  Bestimmungen  von  1885.  Die, 
Gesamtsumme  der  Silbermünzo  soll  nicht 
mehr  als  3 Rubel  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung betragen.  In  S c h w e d e n , No r - 
“nv  ege  n und  D ä n e m a r k besteht  auf  Grund 
<lcs  0.  v.  30.  Mai  1873  bezw.  4.  Juni  und  j 
:23.  Mai  1873  und  der  Münzkonvention  vom 
127.  Mai  1873,  der  Norwegen  am  16.  Oktober! 
1 875  beigetreten  ist,  die  Goldwährung  mit  J 
der  Krone  (zu  100  Oere)  als  Rechnungsein- 
heit.  Das  Zehnkronenstück  hat  4,4803  g j 
Rauhgewicht  und  bei  einer  Feinheit  von ! 
5<°°.  iooo  4.03776  g Feingewicht.  Die  Zwan- 
zig- und  Fünfkronenstücke  sind  nach  ent- 1 
sprechendem  Verhältnis  geprägt.  Der  Wert 
einer  Krone  ist  1,125  Mark.  Die  als 
Scheidemünze  in  Silber  geprägte  Krone  hat 
ein  Rauhgewicht  von  7,500  g,  ^ iooo  Fein- 
heit und  6,000  g Feingewicht,  und  das , 
Zweikronenstüek  entspricht  demselben  Fusse. 
Von  den  kleineren  Silberscheidemünzen 
haben  die  Fü n fzigürest ücke  eine  Feinheit  von 
Ml°.iooo,  einen  Feingehalt  von  3,000  g,  die 
Fünfundzwanzigörestücke 000  iooo  Feinheit  und 
1,452  g Feingewicht,  die  Zohnörestüeke 
100  iooo  Feinheit  und  0,580  Feingewicht.  Die 
Zalilungskraft  der  grösseren  Silbermünzen 
ist  auf  20  Kronen,  die  der  kleineren  auf  10 
Kronen  beschränkt. 

In  Spanien  wurde  durch  das  G.  v.  19. 
Oktober  1868  der  französische  Münzfuss  mit 
Dopj>el Währung  eingeführt,  jedoch  fand  der 
ursprünglich  beabsichtigte  Beitritt  zur  la- 
teinischen Union  nicht  statt.  Die  Rech- 
nungseinlieit  ist  die  Peseta  ~ 1 Franc. 
Das  Dekret  vom  20.  August  1876  sollte  die  i 
Goldwährung  anbahuen  und  führte  auch  | 
eine  neue  Goldmünze,  das  Fünfundzwanzig- 
pesetastück neben  den  übrigen  ein.  Im 
Jahre  1878  wurde  die  Prägung  von  silber- 
nen Fünfpesetastücken  für  Privatrechnung 
eingestellt  und  die  Regierung  fing  nun 
an,  ihrerseits  massenhaft  Silber  zu  prägen, 
um  einen  finanziellen  Gewinn  zu  machen. 
Daher  hat  Spanien  jetzt  thatsächlich  Silber- ' 
Währung,  die  Noten  der  Bank  werden  in 
Silber  eingelöst,  und  das  Gold  hat  ein  Agio 
von  25  bis  50  und  zeitweise  noch  mehr 
Prozent.  Immerhin  stehen  die  Silbertnünzen 
noch  bedeutend  über  ihrem  Metallwerte. 

ln  Portugal  besteht  nach  dem  G.  v. ! 
29.  Juli  1854  Goldwährung  mit  dem  Milreis 
als  Reehuungseinheit.  Diese  wird  auch ; 
als  Goldmünze  mit  einem  Gewicht  vou  ] 
1,7735  g und  916-V.i  Tausendstel  Feinheit 
(Wert  5,5996  Francs)  geprägt.  Ausserdem 
giebt  es  Münzen  von  2.5  und  10  Milreis. 


Die  englischen  Goldmünzen  haben  in  Portu- 
gal gesetzlichen  Kurs,  der  Sovereign  zu  4,5 
Milreis.  Seit  1891  steht  das  Land  übrigens 
in  der  Papiergeld  Wirtschaft  und  es  ist  kein 
Gold  mehr  geprägt  worden.  Die  grösste 
Silbermfinze  ist  das  5-Testonstück  = 1 > Mil- 
reis (500  Reis)  mit  einem  Gewicht  von 
12,500  g und  916-  3 Tausendstel  Feinheit. 

Rumänien  hat  nach  dem  G.  v.  14. 
April  1890  Goldwährung.  Die  Goldmünzen 
(nur  Zwanzig-  und  Zehnleistücke)  und  die 
Silbermünzen  sind  nach  dem  französischen 
Fass  geprägt,  jedoch  haben  die  silbernen 
Fünfleistücke  wie  die  kleineren  Si  Hier- 
in ü uzen  nur  Zahlungskraft  bis  zu  50  Lei. 
Das  Gold  erzielt  übrigens  zuweilen  ein  nicht 
unerhebliches  Agio. 

In  Serbien  werden  nach  dem  G.  v. 
10.  Dezember  1878  ebenfalls  Gold-  und 
Silbermünzen  nach  dem  französischen  Sys- 
tem geprägt.  Jedoch  haben  nur  die  golde- 
nen Zehn-  und  Zwanzigdinardenstücko  un- 
beschränkte Zahlungskraft : für  die  silberneu 
Fünfdinarstücke  beträgt  dieselbe  nur  500 
Dinar  und  für  die  kleineren  Silbermünzen 
(mit  der  Feinheit  **®a/iooo)  nur  50  Dinar. 

In  der  Türkei  ist  die  llauptgold münze 
das  II undert piasterstück  mit  einem  Ge- 
wicht von  7,216  g und  der  Feinheit  916-3 
Tausendstel.  Sein  Wert  beträgt  22,78  Francs. 
Es  werden  auch  Stücke  von  25,  50,  250 
und  500  Piastern  geprägt,  jedoch  war  der 
Gesamtbetrag  der  Goldprägungen  im  letzten 
Jahrzehnt  nur  sehr  gering.  Die  Silber- 
münzen ('.2-  bis  Zwanzigpiasterstücke)  l>c- 
haupten  sieh  auf  einem  ihren  inneren  Ge- 
halt bedeutend  übersteigenden  Verkehrs- 
wert. 

In  Aegypten  hat  das  goldene  Hundert- 
niasterstüek  oder  ägyptische  Pfund,  das  die 
Münzeinheit  bildet,  ein  Gewicht  von  8,500  g 
und  dio  Feinheit  8*5/iooo.  Sein  Wert  ist 
25.61  Francs,  also  noch  etwas  höher  als  der 
des  englischen  Sovereign. 

Was  das  Münzwesen  der  Vereinigten 
Staaten  betrifft,  so  ist  der  Dollar  aus 
dem  spanischen  Piaster  von  8 Reales  de 
plata  mexicana  hervorgegangen,  dem  seiner- 
seits ohne  Zweifel  der  deutsche  Joachims- 
thalcr  als  Vorbild  gedient  hat.  Er  hatte 
nach  dem  Q.  v.  2.  April  1792  einen  Fein- 
gehalt von  24,0566  g Silber  bei  einem  Ge- 
wicht von  26,9564  g.  Durch  das  G.  v.  18. 
Januar  1837  wurde  nur  sein  Gewicht  ge- 
ändert, indem  die  Feinheit  von  0,89243 
auf  0,90O  erhöht  wurde.  Der  Trade-DoUar 
(nach  dem  G.  v.  12.  Februar  1873,  s.  oben) 
hatte  ein  Feingewicht  von  24,494  g,  der 
nach  der  Bland-Bill  von  1S78  geprägte 
Standard-Dollar  aber  steht  dem  ursprüng- 
lichen wieder  gleich. 

Die  Zeh ndollarst  ücke  oder  Eagles  nach 
dem  G.  v.  1792  haben  einen  Feingehalt 
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von  10,0377  g Gold  bei  einem  Rohgewichte 
von  17,4957  g.  Durch  das  G.  v.  28.  Juni 
1834  wurde  das  WertverhAltnis  des  Goldes 
zum  Silber  erliöht  und  dadurch  das  Fein- 
gewicht des  Eagle  auf  15,0334  vermindert. 
Nach  dem  G.  v.  18.  Januar  1837  endlich 
stellt  es  auf  15,0403  Wi  einem  Rauhgc- 
wichte  von  10,7181  und  der  Feinheit  (),9u0. 
Die  durch  das  G.  v.  8.  Milrz  1897  einge- 
führte japanische  Goldwährung  hat 
den  neuen  Goldyen  als  Einheit.  Das  Zehn- 
yenstück  hat  ein  Gewicht  von  8,3333  g l>oi 
'•**'  Km«  Feinheit. 

LItteratur:  Thoman  v.  Hagelstein , Art<i 

publica  monrlaria  (Sammlung  einer  Anzahl 
allerer  Schriften  älter  dar  Milnsiresenf  — 
Jlirsclt , Der  tätlichen  Reiches  Mün zurchic, 
1756 — t76H.  — r.  JPraun,  Gründliche  Xarhricbt 
cm  dem  Miinzwesen  imgrtnein,  insbesondere 
aber  von  dem  'Deutschen  Miinzwesen  älterer  und 
neuerer  /.eit,  8.  A uji.,  l?Sj.  — hl  über , Dar 
Miinziresen  in  Deutschland  nach  reinem  jetzigen 
Zustande,  1888.  — Ilojjinnnn , Die  Jshrr  rn w 
Ge! de,  Jlerlin  1888.  — Derselbe , Die  Zeichen 
der  Zeit  im  deutschen  Münztceren,  llerlin  1891. 
Säet  beer,  Uri  träge  zur  Geschichte  des  Geld- 
Und  Münxtersens  in  Deutschland ; in  den 
Forschungen  znr  Deutschen  Geschichte,  Jld.  J, 
II,  IV  und  VI.  — Derselbe , Jlci trüge  und 
Materialien  znr  ßeurteilung  cm  Geld • und 
Itnnkf ragen,  Hamburg  1855.  — Derselbe,  Deut- 
sche Münzverfassung,  KrUt ngen  l8?4 — WW.  — 
Dersel he,  LiUeruturrerzeirhnis  über  Geld-  und 
Münswrsen,  insbesondere  über  den  Währungs- 
streit 1871 — 1891,  Jlerlin  1801.  — Grote , Münz- 
Studien,  1. — Jld.,  Leipzig  IS, 5 4 — 1806.  Daraus: 
Die  Geldlehre,  1865.  — X eil  er,  Die  Frage  der 
internationalen  Miinzcinigung  und  die  Reform 
des  deutschen  Mü nzu'rscni,  Stuttgart  1860.  — 
»•.  Inama  - Sternegg , Die  neue  Währungs- 
und Münzgesetzgcbung  von  Oesterreich  und 
l'ngarn,  Zeitsehr.  f.  VoUtsic.,  Sozial p.  u.  Vcrir., 
Jld.  1,  S.  OJö  (f.  — Ford  Liverpool,  A treutise 
on  ihr  coins  of  Ihr  rralm,  8.  cd.,  London  1846. 
— Unding,  An  nah  of  Ihr  Coinage  oj  Great 
Jtrilain,  8.  ed.,  J840.  — Argelatns,  De.  monetis 
Jtaliae  variorum  illustriuin  cirocnn  Disputation) s, 
8 cd.,  Mcliol.  1750.  — Zanettl,  Xwu  n raccolta 
dolle  monrte  c zccche  d’ltulia,  5 rol.,  Jlologna 
1778 — 1789.  — r rol llc,  Le,  systemr  monftairc 
du  Rayaume  des  Rays- Das,  Clrecht  1854.  — 
Chautloir,  Aperen  sur  l es  monnaies  russes, 
Petersburg  1886.  — de  Schubert,  Monnaies 
russes  des  derniers  trois  sicclcs,  Leipzig  1857.  — 
Xobuchr,  Münz-,  Muss-  mul  Gewichtsbuch,  8. 
Auft.,  Leipzig  1877.  — llanpt,  Jlisloirc  mone- 
faire  de  notre  temps,  Paris  et  Jlerlin  J88C.  — 
De  rselbe , Arbitrages  et  Paritfs,  8.  Paris 
1894-  — Jlel/J'erlch,  J>ie  Folgen  des  deutsch- 
österreichischen  Münxrertins  von  1857,  Strassburg 
1894.  — Derselbe,  Die  Reform  des  deutschen 
Geldwesens,  Jld.  I mul  11,  Leipzig  1898.  — 
Amiual  Report  of  Ihr  Dircctor  of  the  Mint, 
Washington.  — Amiual  Report  of  the  Depot y 
master  and  comptrotler  of  the  Mint,  London.  — 
Administration  der  monnaies  et  medaillcs,  Rapport 
au  Minister  des  Finiinces,  Paris  (seit  1896  eben- 
falls jährlich  erscheinend).  Lejcis. 


Mun,  Thomas, 

lebte  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrh.  Er 
war  Kaufmann  zu  London  und  erwarb  sich 
durch  Hsindel  nach  dem  Oriente  ein  beträcht- 
liches Vermögen.  Er  stand  schon  1023  im 
Kufe  grosser  Erfahrungen,  arbeitete  1028  eine 
Bittschrift  der  Ost  indischen  Kompagnie  ans 
Parlament  aus  und  erhielt  1030  vom  Gross- 
herzog von  Toskana  Darlehen  zu  Handelszwecken. 
Sein  Todesjahr  ist  unbekannt. 

Mun  ist  einer  der  ersten  englischen  Mer- 
kantilisten, dessen  Hauptwerk  vornehmlich 
theoretische  Betrachtungen  Uber  die  Handels- 
bilanz und  praktische  Vorschläge,  dieselbe  für 
England  günstiger  zu  gestalten,  enthält.  Be- 
merkenswert ist.  dass  er  im  Gegensatz  zu  vielen 
Merkantilisten  für  den  Export  von  Geld  eint  ritt, 
wenn  das  Geld  mit  Nutzen  wieder  in  das  Land 
zurückkehre. 

Er  veröffentlichte:  A discourse  of  trade 
frorn  England  nnto  the  East  Indies.  answering 
to  diverse  ohjcctions,  wliich  are  nsualy  made 
against  the  same.  hv  M.  T.  2.  edit. . London 
1621.  (Mac  Culloch  glaubt  annehmen  zu  dürfen, 
dass  die  1.  Auflage  dieses  Werkes,  welche  er 
nicht  auffinden  konnte,  aus  dem  Jahre  1009 
herrührt  j — The  petitiou  and  remonstrance  to 
Parliament  of  the  goveruor  and  Company  of 
merchants  of  London  trading  to  the  East  Indies. 
London  1028.  — Englands  treasure  by  forraign 
trade,  or  the  balance  of  our  forraign  trade  is 
the  rule  of  our  treasure.  Written  by  Thomas 
Mun  of  London,  merehant.  and  liow  putdished 
for  the  common  good  by  his  son,  John  Mun  of 
Bearsted  in  tlie  conntry  of  Keilt . Esquire, 
London  1044.  Neueste  Aufi. , ■ London  1856. 
Italien,  l'ebers.  von  Pietro  Genovesi.  Neapel  1704. 

Vgl.  über  M u n : Dictionnaire  de  l’economie 
politique  II,  Paris  1854.  8.  258.  — Jul  Kautz, 
1 Geschichte  und  Theorie  der  Nationalökonomik 
II,  Wien  18t JO,  8.  278.  — W.  Koscher.  Zur  Ge- 
schichte der  engl.  Volkswirtschaftslehre,  i Aus 
dem  3.  Bde.  der  Abh.  d.  kgl.  sächs.  Ges.  d. 
Wisa.,  Leipzig  1851.)  S.  44. — L Bianchini, 
•Storia  del  hen  vivere  sociale  e deüa  economia 
degli  stati.  Parte  storica,  Palermo  1845,  S.  170.— 
Mac  ('ul loch,  Literatlire  of  political  economy. 
London  1845.8.98. — Derselbe,  Principles  of 
political  economy, 4.  edit., Edinburg  1849, S. 29. — 
L.  Gossa,  Introduzionc  allo  Studio  dell’  Eco- 
noinia  politica,  Milano  1892,  .8.  145.  225,  22(5. 

Josef  Sta  in  in  li  a in  in  er. 
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7.  Gebrauchsmuster.  8.  Gesetzgebung  der  wich- 1 
tigeren  auswärtigen  Industriestaaten. 

1.  Geschichtliches.  Der  Schutz  gewerb- 
licher Muster  und  Modelle  ist  den  deutschen 
Reehtssystcmen  bis  gegen  Mitte  der  sieb- 
ziger Jahre  dieses  Jahrhunderts  fremd  ge- 
blieben. Während  die  Gesetzgebung  anderer 
Industriestaaten  schon  längst  einen  der- 1 
artigen  Schutz  eingeführt  hatte,  glaubte  man 
bei  uns  das  Emporblühen  der  Kunstindustrie 
in  der  Weise  besser  fördern  zu  können,  dass 
man  neu  geschaffene  gewerbliche  Vorbilder 
jedermann  zur  freien  Benutzung  überliess. 
Auch  die  juristische  Konstruktion  des  Muster- 
schutzes stiess  auf  Bedenken.  In  einer  Re- 
solution des  Norddeutschen  Reichstages 
wurde  gelegentlich  der  Beratung  des  Gesetz- 1 
entwurfes  über  das  Urheberrecht  an  Schrift- 
werken etc.  jener  ablehnende  Standpunkt 
zuerst  verlassen ; die  verbündeten  Regierun- 
gen wurden  ersucht,  gleichzeitig  mit  der 
Regelung  des  Urheberrecht«  an  Werken  der 
bildenden  Kunst  auch  die  Berücksichtigung 
berechtigter  Interessen  der  Kunstindustrie 
anzubahnen  und  Normen  für  den  Schutz  der 
Photographieen  vorzuschlagen.  * Diese  An- ; 
regung  konnte  angesichts  des  damals  noch  j 
obwaltenden  Widerstreits  der  Ansichten  und 
Interessen  nicht  sogleich  verwirklicht  werden. 
Erst  die  Klagen  der  elsässischen  Industrie, : 
welche  nach  der  Annexion  auf  den  deutschen 
Markt  angewiesen , hier  den  Schutz  der 
französischen  Gesetzgebung  für  ihre  Muster 
entbehrte,  in  Verbindung  mit  dem  Miss- 
erfolge der  deutschen  Kunstindustrie  auf 
der  Weltausstellung  in  Wien  brachten  die 1 
Frage  von  neuem  in  Fluss.  Auf  Grund  einer 
umfassenden  Enquete  gelangten  im  Jahre 
1875  Gesetzentwürfe,  betreffend 

a)  das  Urheberrecht  an  Werken  der  bil- 
denden Künste, 

b)  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Mo- 
dellen, und 

c)  den  Schutz  der  Photographieen  gegen 
unbefugte  Nachahmung 

beim  Reichstage  zur  gemeinsamen  Vorlage 
und  mit  geringfügigen  Abänderungen  zur ; 
alsbaldigen  Annahme. 

2.  Materielles  Musterrecht  Das  Reichs- ! 
gesetz  vom  11.  Januar  187(5  beschränkt  das: 
Recht,  ein  gewerbliches  Muster  oder  Modell 
ganz  oder  teilweise  nachzubilden,  ausschliess- 
lich auf  den  Urheber  desselben.  Eine  De- 
finition von  »Muster  und  Modell«  ist  ver- 
mieden , um  der  Wissenschaft  und  Recht- 
sprechung bei  Feststellung  des  Begriffs  freie 
lland  zu  lassen.  Nur  soviel  ist  in  den  Mo- 
tiven des  Gesetzes  zum  Ausdruck  gelangt, 
dass  der  Begriff  die  Erzeugnisse  der  Kunst- 
industrie und  die  gewöhnlichen  Muster  der 
Gewerbe  in  gleichem  Masse  umfassen  solle,  j 
Eine  Unterscheidung  beider  Kategorieen  war  j 
nicht  th unlieb,  weil  der  üebergang  von  einem  ; 


Produkt  der  Kunstindustrie  zu  dem  gewöhn- 
lichen Muster  ganz  allmählich  sich  vollzieht, 
und  weil  auch  dem  einfachsten,  aus  Linien 
und  Strichen  zusammengesetzten  Muster  der 
gesetzliche  Schutz  gebührt.  Dagegen  sind 
die  kunstindustriellen  Erzeugnisse  streng  zu 
unterscheiden  von  den  Werken  der  bildenden 
Kunst;  letztere  verfolgen  den  rein  ästhe- 
tischen Zweck,  Schönes  zur  Darstellung  zu 
bringen;  die  Kunstindustrie  will  in  ihren 
Mustern  und  Modellen  Vorbilder  für  die  ge- 
schmackvolle Gestaltung  von  Gebrauchs- 
gegenständen darbieten.  Diese  Muster  werden 
daher  auch  »Geschmacksmuster«  genannt 
im  Gegensatz  zu  den  »Gebrauchsmustern«, 
welche  vermöge  einer  in  der  Form  oder  in 
der  Konstruktion  vorgenommenen  Neuerung 
die  praktische  Verwendbarkeit  eines  Gegen- 
standes zu  erhöhen  bestimmt  sind.  Man  hat 
vielfach  darüber  gestritten,  ob  auch  die  »Ge- 
brauchsmuster« in  den  Geltungsbereich  dos 
G.  v.  11.  Januar  187G  fallen.  Die  Frage  ist 
nach  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes 
und  in  Uebereinstnnmung  mit  der  über- 
wiegenden Mehrheit  der  Kommentatoren 
durch  ein  Erkenntnis  des  vormaligen  Reiehs- 
oberhandelsgerichts  (in  der  Sammlung  der 
Entscheidungen  Band  24,  Seite  32  abge- 
druckt) verneint  worden;  und  die  Gesetz- 
gebung hat  dieser  Auffassung  Rechnung  ge- 
tragen, indem  unter  dem  1.  Juni  1891  ein 
besonderes  Gesetz  über  den  Schutz  der  Ge- 
brauchsmuster erlassen  worden  ist. 

Der  Schutz  gewerblicher  Muster  und 
Modelle  im  Sinne  des  G.  v.  11.  Januar  187G 
ist  durch  deren  Neuheit  und  Eigentümlich- 
keit bedingt.  Das  Muster  darf  — wie  ein 
Aussehussbericht  der  leipziger  Handels- 
kammer treffend  bemerkt  — in  der  Ge- 
samtheit seiner  eharak  torischen  Formen 
früher  d.  h.  vor  der  Eintragung  in  das 
Musterregister  noch  nicht  dagewesen  sein; 
es  muss  als  das  Erzeugnis  einer  geistigen 
Schaffenskraft  auf  gewerblichem  Gebiete 
sich  darstellen.  Der  Schutz  gebührt  dem 
Urheber,  der  unter  Lebenden  oder  von  Todes 
wegen  frei  über  dieses  Vermögensrecht  ver- 
fügen kann.  Dieser  Grundsatz  erleidet 
jedoch  aus  praktischen  Gesichtspunkten  eine 
Ausnahme.  Ist  nämlich  ein  Muster  von  dein 
Angestellten  eines  gewerblichen  Etablisse- 
ments im  Auftrage  oder  für  Rechnung  des 
Eigentümers  neu  geschaffen,  so  ist  als  Ab- 
sieht der  Beteiligten  zu  unterstellen,  dass 
der  Eigentümer  der  Anstalt  das  Verviel- 
fältigungsrecht des  Musters  erhalten  soll, 
während  der  eigentliche  Urheber  in  seinem 
regelmässigen  Lohn  die  Entschädigung  für 
seine  Thätigkoit  findet.  Nach  dem  Gesetz 
soll  daher  in  Ermangelung  entgegenstehender 
Vertragsbestimmungen  der  Eigentümer  un- 
mittelbar d.  1).  ohne  besondere  Cession  als 
Urheber  angesehen  werden.  Diese  Rechts- 
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Vermutung  greift  jedoch  nur  insoweit  Platz,  i 
als  Kuusttecnnikor,  Maler,  Bildhauer,  Zeich- 
ner etc.  in  einem  dauernden  vortragsmässigen  ! 
Verhältnisse  zu  einem  im  Reichsgebiete  be- 1 
legenen  Etablissement  stehen.  Muster,  welche ' 
eine  nicht  zu  derartige  »ist  ungen  ange- ! 
stellte  Person,  beispielsweise  ein  Buchhalter ! 
oder  ein  ausserhalb  des  Etablissements  ste- 
llender Zeichner  etc.  auf  besondere  Be- 
stellung angefertigt  hat,  verbleiben  dem  l'r- 1 
lieber,  und  es  ist  ein  snecieller  Rechtsakt  j 
notwendig,  um  das  ausschliessliche  Verviel- 
fältigungsrecht auf  den  Eigentümer  der  An-  j 
stalt  zu  übertragen. 

Wie  bereits  bemerkt,  steht  dem  Erheber  | 
eines  Musters  oder  Modells  ausschliesslich 
das  Recht  der  Nachbildung  zu.  Nachbildung  I 
ist  die  vollständige  oder  teilweise  Wieder- 
gabe des  Originals.  Sie  ist  verboten,  sofern  ( 
sie  in  der  Absicht  der  Weiterverbreitung 
und  ohne  Genehmigung  des  Berechtigten 
erfolgt.  En»  bei  der  Handhabung  dieser 
Vorschrift  Zweifel  von  vorn  herein  abzu-  j 
schneiden  und  die  Einheitlichkeit  der  ge- 
richtlichen Praxis  sicher  zu  stellen,  hat  das  j 
Gesetz  nach  Analogie  anderer,  die  Erheber- 
rechte  regelnden  Gesetze  einzelne  Fälle  be- 
sonders hervoi-gehol>en,  in  denen  (‘ine  ver- 
botene Nachbildung  als  gegeben  oder  als  | 
nicht  gegeben  angesehen  werden  soll.  Eine 
verbotene  Nachbildung  liegt  dann  vor,  wenn  j 
das  Produkt  nach  einem  anderen  Verfahren 
hergestellt  oder  für  einen  anderen  gewerb-  j 
liehen  Zweck  bestimmt  ist  als  das  Original ; 
wenn  die  Nachbildung  in  den  räumlichen 
Abmessungen  und  in  den  Farbeu  vom  I 
Original  abweicht,  oder  wenn  sie  sich  von 
letzterem  nur  durch  solche  Abänderungen  j 
unterscheidet,  die  auf  den  Totalei nd ruck  ohne 
wesentlichen  Einfluss  und  im  Verkehr  nur 
bei  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrnehm- 
bar sind ; endlich,  wenn  die  Nachbildung 
nicht  unmittelbar  nach  dem  Original,  son- 
dern mittelbar  nach  einer  Nachbildung  des- 
selben geschaffen  ist.  Dagegen  ist  es  nicht 
verboten,  von  einem  Muster  oder  Modell  | 
Einzclkopicen  zu  nehmen , sofern  dies  ohne  . 
die  Absicht  der  gewerbsmässigen  Ver- ! 
breitnng  und  Verwertung  geschieht.  Diese  | 
Begriffsbestimmung  schliesst  die  Anwendung 
eines  auf  Massenfabrikation  berechneten  me-  • 
chauischeii  Verfahrens  aus:  die  »Einzel- 
kopie« darf  nur  mittelst  Handarbeit  her-  j 
gestellt  und  auch  alsdann  zur  gewerbs- 
mässigen Verwertung  nicht  bestimmt  sein. 
Nach  deu  Motiven  zum  Gesetz  ist  es  — 
weil  den  gewerblichen  und  Vermögens- 
interessen des  Erhebers  des  Modells  un- 
schädlich — beispielsweise  statthaft,  nach 
einem  Stickmuster  gelegentlich  einmal  eine 
Stickarbeit  anzufertigen  und  dieselbe  zu  ver- 
kaufen. Sobald  diese  Thätigkeit  aber  in  einer 
auf  Gewinn  abzielenden  Weise  fortgesetzt  j 


ward,  greift  das  Verbot  Platz.  Es  ist  ferner 
gestattet,  Muster,  welche  für  Flächenerzeog- 
nisse  besimmt  sind,  durch  plastische  »Zeug- 
nisse nachzubilden  und  umgekehrt  Der 
Musterschutz  beschränkt  sich  hiernach  grund- 
sätzlich auf  die  eine  oder  die  audere  dieser 
Kategorieen,  und  dementsprechend  wird  M 
der  Anmeldung  eiue  bestimmte  Angabe  da- 
rüber verlangt,  ob  das  Muster  für  rlächen- 
odor  für  plastische  Erzeugnisse  »stimmt  ist. 
Diese  Angabe  ist  auch  für  das  Recht  der 
Nachbildung  entscheidend.  Weiter  ist  die 
Aufnahme  von  Nachbildungen  einzelner 
Muster  in  Schriftwerken  auch  ohne  Quellen- 
angabe zulässig.  Endlich  gilt  der  allgemeine 
Grundsatz,  dass  unbeschadet  des  Verb« des 
der  ganzen  oder  teilweisen  Nachbildung 
einzelne  Motive  eines  Musters  oder  Modells 
frei  benutzt  werden  dürfen,  insofern  cs  sieh 
um  die  Schöpfung  eines  ueueu , in  seinem 
Gesamtbilde  selbständigen  Musters  oder 
Modells  handelt.  Mau  will  hiermit  «1er 
Kunstindustrie  die  im  Interesse  ihrer  ge- 
deihlichen Fortentwickelung  allerdings  w ün- 
schenswerte  Möglichkeit  gewährleisten,  auf 
Vorhandenem  fussend  Neues  zu  schaffen. 
Ob  freilich  die  Grenzlinie  zwischen  der  un- 
befugten Nachbildung  einzelner  Teile  des 
Musters  und  der  freien  Benutzung  einzelner 
Motive  in  allen  Fällen  leicht  zu  finden  sein 
wird,  mag  dahingestellt  bleiben. 

. 3.  Formelles  Musterrecht.  Das  Muster 
ist,  auch  wenn  die  materiellen  Voraus- 
setzungen seiner  Schutzfähigkeit  gegeben 
sind,  nicht  ohne  weiteres  gegen  Nachbildung 
geschützt ; es  bedarf  eines  formellen  Rechts- 
aktes, mittelst  dessen  der  Urheber  den  Schutz 
in  Anspruch  nimmt.  Das  Gesetz  bestimmt 
daher,  ebenso  wie  die  Gesetzgebung  aller 
übrigen  Staaten,  welche  deu  Musterschutz 
eingeführt  haben,  dass  der  Erheber  da» 
Muster  oder  Modell  zur  Eintragung  in  ein 
öffentliches  Register  (Musterregister)  an- 
melden und  gleichzeitig  ein  Exemplar  des 
Musters  oder  eine  Abbildung  desselben  hinter- 
legen muss.  Dies  hat  zu  geschehen,  »vor 
ein  nach  dem  Muster  oder  Modell  an- 
gefertigtes Erzeugnis  in  den  Verkehr  ge- 
langt: eiue  später  erfolgende  Anmeldung 
ist  rcchtsunwirksam , weil  ihr  Gegenstand 
alsdann  nicht  mehr  als  neu  gelten  kann. 

Das  Musterregister  wird  von  den  mit 
der  Führung  des  Handelsregisters  betrauten 
Gerichten  geführt.  Diese  Einrichtung  hat 
sich  bewährt ; wenigstens  ist  bisher  aus  den 
Kreisen  der  Beteiligten  der  Wunsch  nach 
einer  Centralisierung  der  Anmeldungen  nur 
vereinzelt  laut  geworden.  Zuständig  ist  das 
Gericht  der  Hauptniederlassung  des  Erhebers, 
und  falls  letzterer  eine  eingetragene  Firma 
nicht  besitzt,  das  Gericht  seines  Wohnortes; 
Personen  (ln-  oder  Ausländer),  welche  im 
Inlande  eine  Haupt-  oder  Zweigniederlassung 
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oder  einen  AVohnsitz  nicht  besitzen,  haben, 

sofern  ihnen  auf  den  Schutz  ihrer  Muster 

ein  staats  Vertrags  massiger  Anspruch  über- 
haupt zusteht  — die  Anmeldung  und  Hinter- 
legung bei  dem  Amtsgerichte  zu  Leipzig  zu 
bewirken.  Der  Gerichtsstand  ist  ein  aus- 
schliesslicher, die  bei  einer  nicht  zuständigen 
Gerichtsl>ehörde  erfolgte  Anmeldung  gewährt 
keinen  Schutz.  Die  Muster  können  offen 
oder  versiegelt,  einzeln  oder  in  Packeten, 
deren  jedes  bis  zu  50  Muster  im  Gewicht 
bis  zu  10  kg  enthalten  darf,  niedergelegt 
•werden.  Die  Vereinigung  mehrerer  Muster 
i ii  einem  Paket  steigert  allerdings  die  Zu- 
gänglichkeit des  Musterschutzes,  indem  die 
Nlühwaltung  und  die  Kosten  der  Dej>osition 
vermindert  worden:  sie  erleichtert  aber 

andererseits  eine  gemcinschädliche  Monoj>o- 
lisienmg  einzelner  Geschäftsbet  liebe.  Noch 
bedenklicher  kann  die  versiegelte  Hinter- 
legung wirken.  Sie  ist  im  deutschen  Gesetz, 
ebenso  wie  nach  dem  Recht  auswärtiger 
Staaten  unter  dem  an  sich  gewiss  berech- 
tigten Gesichtspunkte  zugelassen,  dass  die 
Gewerbtreibenuen  nicht  genötigt  werden 
dürfen,  ihre  Geschäftsgeheimnisse  vorzeitig 
der  Oeffentlichkeit  preiszugelnm.  Dem  ge- 
genüber kommt  aber  in  Betracht,  dass  grund- 
sätzlich nicht  nur  die  Musterregister  selbst, 
sondern  auch  die  Unterlagen  der  einzelnen 
Eintragungen  zur  allgemeiueu  Einsicht  offen 
liegen  müssen,  damit  jedermann  sich  über- 
zeugen kann,  ob  er  durch  Nachbildung  eines 
Musters  einen  Eingriff  in  die  Rechte  eines 
anderen  begeht.  Diese  Möglichkeit  ist  ver- 
siegelten Mustern  gegenüber  erheblich  ein- 
geschränkt; auch  hat  es  nicht  an  Versuchen 
gefehlt,  durch  den  Hinweis  auf  verschlossene 
Hinterlegungen  weitergehende  Rechte  in 
Anspruch  zu  nehmen,  als  sic  t hatsächlich 
begründet  sind.  Derartigen  Ausschreitungen 
eines  unlauteren  Wettbewerbes  soll  die  \ or- 
schrift  entgegenwirken,  dass  die  Eröffnung 
versiegelt  niedergelegter  Muster  nach  Ab- 
lauf von  drei  Jahren  und  in  Prozessfällen 
auch  schon  früher  bewirkt  worden  muss. 

Das  Musterregister  wird  im  allgemeinen 
nach  Massgabe  der  Vorschriften  über  die 
Führung  des  Handelsregisters  geführt  ; Ein- 
zelheiten sind  in  den  Bekanntmachungen 
des  Reichskanzlers  vom  29.  Februar  1870 
(Central bl.  für  das  Deutsche  Reich  S.  123), 
vom  12.  November  1883  (Centralbl.  S.  325) 
und  vom  23.  Dezember  1880  (Centralbl. 
S.  418)  geregelt  Die  Eintragung  und  die 
Verlängerung  der  Schutzfrist  wird  monatlich 
im  Keichsan zeiger  bekannt  gemacht;  die 
Kosten  im  Betrage  von  je  1,50  Mark  hat 
der  Anmeldende  zu  tragen. 

Die  Eintragung  erfojgt  ohne  jede  amt- 
liche Vorprüfung.  Die  Anmeldung  ist  hier- 
nach zwar  unerlässliche  Voraussetzung  für 
die  Erlangung  des  Schutzes,  gewährt  aber 


kein  definitives  Recht  und  überhebt  ins- 
besondere den  Anmelder  nicht  der  Not- 
wendigkeit, im  Stroitfalle  den  Nachweis  zu 
führen,  dass  die  materiellen  Vorbedingungen 
für  das  Schutzrecht  gegeben  siud.  Nur  be- 
gründet die  Anmeldung  und  Hinterlegung 
eines  Mustere  eine  Rechtsvermutung  für  die 
Urheberschaft.  Wer  also  der  Verantwort- 
lichkeit für  die  unbefugte  Nachbildung  eines 
Musters  mit  dem  Ein  wände  sich  entziehen 
will,  dass  der  im  Register  Eingetragene  das 
Muster  nicht  selbst  erfunden  habe  oder  dass 
letzteres  nicht  neu  und  eigentümlich  sei, 
muss  den  Beweis  für  diese  Behauptung  über- 
nehmen. 

Die  Zahl  der  jährlichen  Musterein- 
tragungen  ist  vom  Jahre  1895  ab  über  100000 
erheblich  hinausgegangen;  sie  betrug  für 
1899  ül>er  123000.  Hiervon  entfällt  etwa 
Vi  auf  plastische,  der  Rest  auf  Flächen- 
muster. 

4.  Dauer  des  Musterschutzes;  Ge- 
bühren. Der  Schutz  gegen  Nachbildung 
beginnt  mit  dem  Tage  der  Anmeldung,  nicht 
der  Eintragung  des  Mustere.  Die  Dauer  des 
Schutzes  hat  der  Urheber  entsprechend  der 
wirtschaftlichen  Bedeutung,  welche  er  der 
ausschliesslichen  Verwertung  des  Musters 
beimisst,  innerhalb  der  Grenzen  von  einem 
bis  zu  fünfzehn  Jahren  selbst  zu  bestimmen; 
er  kann  bei  der  Anmeldung  von  vorn  herein 
den  Schutz  bis  zu  der  längst  zulässigen  Dauer 
in  Anspruch  nehmen,  oder,  falls  er  zunächst 
weniger  als  drei  Jahre  verlangt  hat,  jeder- 
zeit die  Verlängerung  bis  zu  drei  Jahren 
nachsuchen  oder  endlich  nach  Ablauf  von 
drei  und  von  zehn  Jaliren  die  Ausdehnung 
bis  zu  fünfzehn  Jahren  beantragen.  Für  die 
durch  die  Verwaltung  des  Mnsterregisters 
den  Gerichtsbehörden  erwachsende  Miih- 
waltung  wird  eiue  den  Landeskassen  zu- 
fliessende  Gebühr  erholjcn,  welche  für  die 
ersten  drei  Jahre  der  Schutzdauer  je  1 Mark, 
für  jedes  weitere  bis  zum  zehnten  Jahre 
2 Mark,  für  das  elfte  bis  fünfzehnte  Jahr 
je  3 Mark  beträgt.  Für  eine  etwa  ge- 
wünschte Bescheinigung  über  einen  Eintrag 
sowie  für  jeden  sonstigen  Auszug  aus  dem 
Register  kommt  eine  Gebühr  von  je  1 Mark 
in  Ansatz.  Alle  die  Eintragung  betreffenden 
Eingaben,  Verhandlungen,  Atteste  etc.  sind 
stem  polfrei. 

5.  Folgen  der  Verletzung  des  Muster- 
rechtes. Hinsichtlich  der  civil-  und  straf- 
rechtlichen Folgen  der  unerlaubten  Verviel- 
fältigung, des  gerichtlichen  Verfahrens  und 
der  Verjährung  finden  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  an 
Schriftwerken  auch  auf  die  Rechtsverhält- 
nisse des  Musterschutzes  Anwendung,  ln 
diesen  Punkten  bestellt  — wie  die  Motive 
bemerken  — zwischen  beiden  Kategorieen 
des  Urheberrechts  vollständige  lleberein- 
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Stimmung.  Es  ist  daher  auch  an  dieser 
Stelle  wegen  der  Einzelheiten  auf  das  G. 
v.  11.  Juni  1870  (§§  18—36  und  § 38) 
zu  verweisen;  der  Vollständigkeit  halber 
sei  nur  bemerkt,  dass  derjenige,  der  die 
Nachbildung  eines  Mustere  vorsätzlich  oder 
aus  Fahrlässigkeit  veranstaltet  oder  veran- 
lasst, sowie  derjenige,  der  unbefugt  nachge- 
bildete  Muster  vorsätzlich  in  Verkehr  bringt, 
dem  Erheber  oder  dessen  Rechtsnachfolger 
zur  Entschädigung  verpflichtet  ist  und  in 
eine  Strafe  bis  zu  3(HMt  Mark  verfällt.  Die 
Geldstrafe  wird  im  Fall  ihrer  Nichteinzieh- 
barkeit  in  eine  Gefängnisstrafe  bis  zur 
Dauer  von  sechs  Monaten  umgewandelt. 
Statt  der  Entschädigung  kann  auf  Verlangen 
irn  Strafverfahren  auf  eine  Russe  bis  zum 
Betrage  von  (jiKJO  Mark  erkannt  werden. 
Die  vorrätigen  Falsifikate  sowie  die  zu 
ihrer  Herstellung  benutzten  Vorrichtungen 
(Formen,  Platten,  Steine  etc.)  unterliegen 
der  Einziehung,  werden  jedoch  — ab- 
weichend von  den,  die  Verletzung  des  Ur- 
heberrechts an  Schriftwerken  behandelnden 
Vorschriften  — nicht  vernichtet,  sondern 
auf  Kosten  des  Eigentümers  und  nach 
Wald  desselben  entweder  ihrer  gefährdenden 
Form  entkleidet  oder  bis  zum  Ablauf  der 
Schutzfrist  amtlich  aufbewahrt.  Die  Straf- 
verfolgung wird  nicht  von  Amts  wegen, 
sondern  auf  Antrag  des  Verletzten  eingc- 
leitct;  der  Antrag  darf  zurückgenommen 
werden.  Die  Strafverfolgung  und  die  Ent- 
schädigungsklage verjährt  in  drei  Jahren : 
der  Lauf  dieser  Frist  beginnt,  insofern  es 
sich  um  die  Herstellung  von  Falsifikaten 
handelt,  an  dem  Tage,  an  welchem  zuerst 
die  Verbreitung  stattgefunden  hat,  insofern 
es  sich  um  die  Verbreitung  handelt,  an  dem 
Tage,  an  welchem  zidetzt  die  Verbreitung 
stattgefunden  hat.  Die  Einziehung  von 
Falsifikaten  ist  über  die  Verjährungsfrist 
hinaus  so  lange  zulässig,  als  solche  Exemplare 
vorhanden  sind. 

Die  gewerblichen  Sachverständigonver- 
eine,  welche  in  Angelegenheiten  der  Nach- 
bildung von  Mustern  und  Modellen  auf  Er- 
fordern des  Gerichts  Gutachten  über  streitige 
technische  Fragen  abzugeben  haben,  bestehen 
nach  Massgabe  der  Bekanntmachungen  des 
Reichskanzlers  vom  29.  Februar  1876  (Cen- 
tralbl.  8.  117)  und  vom  10.  Juli  1879  (Cen- 
tralbl.  8.  49(i)  aus  zehn  Mitgliedern  nebst 
einer  Anzahl  von  Stellvertretern,  welche 
aus  den  Kreisen  der  Künstler,  Gewerbe- 
treibenden und  sonst  sachkundigen  Per- 
sonen durch  die  Centralbehörde  der  einzel- 
nen Rundesstaaten  ernannt  werden.  Sie 
sind  befugt,  auf  Anrufen  der  Roteiligten 
über  streitige  Entschädigungsansprüche 
und  über  die  Einziehung  als  Schiedsrichter 
zu  verhandeln  und  zu  entscheiden.  Zur 
Fassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  die 


Mitwirkung  von  wenigstens  sieben  nod 
höchstens  zehn  Mitgliedern,  einschliesslich 
des  Vorsitzenden  und  der  etwa  zugezogeneo 
Stellvertreter,  erforderlich. 

Die  Einrichtung  der  Sachverständiger- 
vereine  hat  sich  in  der  Praxis  nach  aUeo 
Seiten  hin  wohl  bewährt. 

6.  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  und 
Beziehungen  zum  Anslande.  Das  Gesetz 
will  in  erster  Linie  den  einheimischen 
Kunst fleiss  fördern.  Dem  entsprechend  be- 
schränkt sich  sein  Anwendungsgebiet  nach 
der  persönlichen  Seite  hin  auf  inländische, 
d.  h.  reichsangehörige  Urheber.  Auch  diese, 
gemessen  den  Schutz  nur  insofern,  als  die 
nach  den  Mustern  und  Modellen  h«?rge- 
stellten  Erzeugnisse  im  Inlande  verfertigt 
sind ; man  will  durch  diese  weitere  Be- 
schränkung verhindern,  dass  ein  im  Dienst 
ausländischer  Interessen  stehender  deutscher 
Urheber  durch  seine  Eigenschaft  als  Reichs- 
angehöriger ausländische  Fabrikate  deckt 
und  ihnen  ein  Schutzrecht  im  Inlande 
sichert.  Ob  die  Verbreitung  im  Inlande 
oder  Auslande  stattfindet,  ist  gleichgiltig. 
Ausländer  gemessen  den  Musterschutz  grund- 
sätzlich dann,  wenn  sie  im  Reichsgebiete 
eine  gewerbliche  Niederlassung  haben : sif 
unterliegen  selbstverständlich  auch  der 
weiteren  Bedingung,  dass  die  Erzeugnisse 
im  Inlande  verfertigt  sein  müssen.  Aus- 
länder. welche  diesen  beiden  Bedingungen 
oder  einer  derselben  nicht  genügen.  hat»en 
auf  den  Schutz  des  Gesetzes  nur  nach 
Massgabe  der  bestehenden  Staatsverträge 
Anspruch.  Derartige  Verträge  bestehen  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Belgien,  Frankreich.  Grossbritannien,  Italien. 
Japan,  Oesterreich-Ungarn.  Schweden  und 
Norwegen.  Schweiz  und  Serbien;  sie  ver- 
bürgen. wie  hinsichtlich  des  Markenschutzes, 
so  auch  hinsichtlich  des  Schutzes  der 
Muster  und  Modelle  die  Gleich behandluog 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  der- 
gestalt. dass  der  Deutsche  in  dem  Vertrags- 
staate, der  Angehörige  des  Vertragsstaates 
in  Deutschland  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen wie  der  Inländer  zu  dein  gesetz- 
lichen Schutz  zugelassen  wird.  Wegen  der 
weiteren  Ausgestaltung,  welche  dieses  Princip 
in  den  Verträgen  mit  Oesterreich-Ungan», 
Italien,  der  Schweiz  und  Serbien  erfahren 
hat,  ist  auf  den  Artikel  »Markenschutz» 
(oben  S.  683  ff.)  zu  verweisen. 

7.  Gebrauchsmuster.  Es  ist  im  Ein- 
gänge dieser  Darstellung  erwähnt,  dass  das 
G.  v.  11.  Januar  1876  nur  auf  die  sogen. 
»Geschmacksmuster«  Anwendung  findet. 
Die  sogen.  »Gebrauchs-  oder  Nützliehkeits- 
muster«  können  weder  im  Rahmen  dieses 
Gesetzes  noch  — soweit  ihnen  nicht  ein 
Erfindungsgedanke  zu  Grunde  liegt  — im 
Rahmen  des  Patentgesetzes  einen  Schutz 
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gegen  Nachbildung  erlangen.  Ihre  Schutz-  i 
bedürftigkeit  ist  al>er  nach  den  in  der] 
Praxis  gemachten  Erfahrungen  unzweifel- 
haft. Das  G.  v.  1.  Juni  1891  ist  bestimmt, 
die  Lücke  in  unserer  Gesetzgebung  auszu- 
füliou.  Bei  der  inneren  Verwandtschaft 
zwischen  den  eigentlichen  Erfindungen  und 
den  im  praktischen  lieben  häufig  als  kleine 
Erfindungen  bezeichneten  Erzeugnissen, 
welche  in  das  Gebiet  des  Gebrauchsmuster- 1 
Schutzes  fallen,  war  es  geboten,  diesen 
Schutz  dem  Patentschutz  möglichst  ähnlich 
zu  gestalten.  Die  wichtigsten  Abweichungen 
sind  dadurch  bedingt,  dass  an  die  Ge- 
brauchsmuster  nicht  die  gleichen  Anforde- 1 
mögen  wie  an  die  Erfindungen  gestellt ; 
wenden  können  und  dass  deshalb  auch  der 
zu  gewährende  Schutz  eine  Einschränkung 
erfahren  muss.  Dementsprechend  ist  auf 
der  einen  Seite  die  amtliche  Vorprüfung 
beseitigt  und  die  Gebühr  ermässigt,  auf  der 
anderen  Seite  die  Schutzfrist  verkürzt  und 
im  Streitfall  dem  Inhaber  des  Gebrauchs- 
musters die  Beweislast  für  das  Vorhanden- 
sein der  materiellen  Voraussetzungen  des 
Schutzes  aufgebürdet. 

Eine  Feststellung  des  Begriffs  »Ge- 
brauchsmuster« ist  vermieden.  Es  sollen 
Modelle  von  Arbeitsgerätschaften  oder  Ge- 
brauchsgegenständen oder  von  Teilen  der-  j 
selben,  insoweit  sie  dem  Arbeits-  oder  Ge- 1 
brauchszweck  durch  eine  neue  Gestaltung,  j 
Anordnung  oder  Vorrichtung  dienen  sollen,  j 
als  Gebrauchsmuster  geschützt  werden,  j 
Hiermit  sind  die  Geschmacksmuster  in  un- 
zweideutiger Weise  ausgeschieden.  Zweifel- 
haft ist  die  Abgrenzung  gegenüber  dem  Ge- 
biete der  Erfindungen.  Unbedingt  ausge- 
schlossen von  dem  Gebrauchsmusterschutz 
sind  nur  diejenigen  Erfindungen,  welche  ein 
Herstellungsverfahren  zum  Gegenstände 
haben.  Nach  den  Motiven  sollen  ausserdem  I 
Neuerungen  au  Maschinen  und  Betriebs- 1 
Vorrichtungen  ausserhalb  des  Bereichs  des 
Musterschutzes  bleiben ; zu  diesem  Zweck  > 
spricht  das  Gesetz  von  Arbeitsgerätschaften 
und  Gebrauchsgegenständen.  Die  Begriffe 
»Maschine«  und  »Arbeitsgerätschaft*  stehen 
jedoch  kaum  in  einem  derartigen  Gegen- 
satz, dass  auf  diesem  Wege  eine  sichere 
Scheidung  zwischen  (len  Gebieten  des 
Muster-  und  des  Patentschutzes  gewähr- 
leistet erschiene.  Eine  solche  Scheidung 
ist  indessen,  wie  die  Motive  richtig  be- 
merken, überhaupt  nicht  erreichbar,  und 
wenn  Zweifel  darüber  obwalten,  ob  ein 
Gegenstand  als  Erfindung  oder  als  Ge- 
brauchsmuster zu  behandeln  ist,  so  kann 
ohne  Nachteil  in  der  Sache  selbst  die  Aus- 
wahl der  Schutzart  dem  Ermessen  des  Ur-  [ 
hebers  anheimgestellt  bleiben. 

Der  Schutz  eines  Gebrauchsmusters  ist 
materiell  durch  dessen  Neuheit  im  Sinne  | 


des  Patentgesetzes,  formell  durch  die  schrift- 
liche Anmeldung  bei  dem  Patentamte  be- 
dingt. In  der  Anmeldung  muss  der  Gegen- 
stand derselben  soweit  beschrieben  werden, 
dass  für  die  demnächstige  Geltendmachung 
des  Schutzrechts  eine  ausreichende  Grund- 
lage geltoten  ist.  Eine  Nach-  oder  Ab- 
bildung des  Modells  ist  beizufügen,  auch 
ist  die  Gebühr  im  Betrage  von  15  Mark 
für  jedes  Modell  einzuzahlen.  Die  sonstigen 
formellen  Erfordernisse  der  Anmeldung 
sind  in  einer  Bekanntmachung  des  Patent- 
amtes vom  31.  August  1891  (Deutscher 
Reichsanzeiger  Nr.  200)  geregelt.  Ist  den 
Formvorschriften  genügt,  so  wird  ohne  jede 
weitere  Prüfung  seitens  der  innerhalb  des 
Patentamtes  gebildeten  Anmeldestelle  für 
Gebrauchsmuster  die  Eintragung  in  die 
nebst  allen  Unterlagen  zur  öffentlichen  Ein- 
sicht ausliegcude  Rolle  veranlasst.  Auch 
werden  die  Eintragungen  im  Reichsanzeiger 
und  in  einem  amtlichen  Blatt  des  Patent- 
amtes bekannt  gegeben.  Die  Eintragung 
gewährt,  sofern  sie  ein  schutzberechtigtes 
Gebrauchsmuster  thatsächlich  zum  Gegen- 
stände hat,  dem  Eingetragenen  ein  aus- 
schliessliches Nachbildung«-  und  Verwer- 
tungsrecht nach  Analogie  des  Patentschutzes. 
Die  Dauer  des  Rechts  ist  drei  Jahre,  von 
dem  auf  die  Anmeldung  folgenden  Tage  an 
gerechnet,  sic  kann  jedoch  bei  Zahlung  einer 
weiteren  Gebühr  von  GO  Mark  um  drei 
Jahre  verlängert  werden.  Die  Rechtsfolgen 
einer  Verletzung  des  Gebrauchsmuster- 
schutzes sind  entsprechend  den  Normen  des 
Patentgesetzes  geregelt.  Ausländer,  d.  h. 
solche  Personen,  welche  im  Reichsgebiete 
weder  einen  Wohnsitz  noch  eine  Nieder- 
lassung Ijcsitzen,  werden  des  Schutzes  nur 
dann  teilhaftig,  wenn  in  ihrem  Heimat- 
staate nach  einer  im  Rcichsgesctzblatt  ent- 
haltenen Bekanntmachung  deutsche  Ge- 
brauchsmuster einen  Schutz  gemessen. 
Derartige  Bekanntmachungen  sind  seither 
nicht  ergangen;  dagegen  ist  im  Wege  der 
oben  erwähnten  Staatsverträge  mit  Oester- 
reich-Ungarn. Italien  und  der  Schweiz  den 
in  diesen  Ländern  ansässigen  Gewerb- 
treibenden  der  Gebrauchsmusterschutz  aus- 
drücklich zugesichert.  Ob  ältere  Verträge, 
welche  lediglich  den  gegenseitigen  Muster- 
schutz verbürgen,  ohne  weiteres  auch  auf 
Gebrauchsmuster  Anwendung  finden,  wird 
die  gerichtliche  Praxis  zu  entscheiden 
haben. 

Von  dem  Gebrauchsmusterschutz  wird 
in  weitem  Umfange  Gebrauch  gemacht. 
Es  gelangen  jährlich  über  20000  Muster 
zur  Anmeldung.  Dabei  ist  auch  die  Zahl 
der  Patentanmeldungen  in  einer  regel- 
mässigen und  erheblichen  Steigerung  be- 
griffen. 

8.  Gesetzgebung  der  wuchtigeren 
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auswärtigen  Industriestaaten,  a)  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika.  Nach 
dem  Patentgesetz  der  Vereinigten  Staaten 
werden  Muster  und  zwar  ebensowohl  Ge- 
schmacksmuster wie  Gebrauchsmuster  unter 
denselben  Formen  und  Bedingungen  ge- 
schützt wie  Erfindungen.  Es  ist  also  An- 
meldung beim  Patentamt  erforderlich,  wel- 
ches die  Neuheit  und  Eigentümlichkeit  von 
Amts  wegen  prüft  und.  wenn  hierbei  An- 
stände sich  nicht  ergeben,  den  Schutz  in 
Gestalt  eines  sogen.  »Musterpatentes*  er- 
teilt. Die  Abweichung  von  den  Erfindungs- 
patenten  beruht  in  der  Gebührenfestsetzung 
und  in  der  Normierung  der  Schutzdauer. 
Musterpatente  werden  nach  Wald  des  An- 
melders auf  BVs,  auf  7 oder  auf  11  Jahre 
verliehen,  die  Gebühr  beträgt  10  bezw.  20 
und  30  Dollars. 

b)  Frankreich.  Frankreich  schützt 
auf  Grund  älterer  Verordnungen,  die  in  der 
gerichtlichen  Praxis  eine  vielfach  diver- 
gierende Auslegung  gefunden  haben,  neue 
und  eigentümliche  Geschmacksmuster,  so- 
fern dieselben  hei  dem  Handelsgerichte, 
oder  wo  ein  solches  nicht  besteht,  bei  dem 
CiviJgerieht  erster  Instanz  definiert  werden. 
Der  Schutz  wird  nach  Wahl  des  Gewerb- 
treibendon  auf  ein,  drei  oder  fünf  Jahre 
oder  für  immer  gewährt;  di»?  Gebühr  be- 
trägt im  letzteren  Falle  10  Francs,  sonst 
1 Franc  für  jedes  Jahr.  Die  Verletzung 
des  Schutzrechts  begründet  an  sich  nur 
eine  civilrechtliche  Verantwortlichkeit,  je- 
doch sind  allgemeine  Strafvorschriften  »los 
Code  pönal  vielfach  auch  auf  Mustorkontra- 
ventionen für  anwendbar  erklärt. 

Eine  Kodifikation  des  Musterrechts  wird 
von  vielen  Seiteu  augestrebt  und  ist  dem 
Vernehmen  nach  in  Vorbereitung. 

(?)  Gross  b r i t a n n i e n.  Nach  der  Pa- 
tents Designs  and  Trade  Marks  Act  1883 
kann  derjenige,  welcher  behauptet,  Eigen- 
tümer eines  neuen  und  eigentümlichen,  im 
Vereinigten  Königreich  nicht  veröffentlichten 
(Geschmacks-  oder  Gebrauchs-)  Mustere  zu 
sein,  dasselbe  zur  Registrierung  für  be- 
stimmte Warenklassen  bei  dem  Patentamte 
in  der  hierfür  vorgeschriebcnen  Form  aa- 
raelden.  Eine  sachliche  Vorprüfung  findet 
nicht  statt.  Die  Registrierung  begründet 
für  die  Dauer  von  fünf  Jahren  ein  aus- 
schliessliches Benutzungsrecht.  Dieses  Recht 
erlischt  jedoch,  wenn  nicht  sämtliche  nach 
dem  Muster  hergestellte  Waren,  bevor  sie 
in  den  Verkehr  gelangen,  mit  einem  Re- 
gistrierungsvermerk versehen  werden  oder 
wenn  der  Berechtigte  innerhalb  sechs 
Monaten  das  Muster  in  Grossbritannien 
nicht  gewerblich  benutzt,  während  er  cs  im 
Auslande  anwendet.  Das  Musterregister 
ist  nicht  öffentlich.  Wer  ein  Musterrecht 
verletzt,  ist  schadenersatzpflichtig  und  ver- 


! fällt  daneben  in  eine  dem  Berechtigten  n- 
1 fliessende  Strafe  bis  zu  5U  Pfund. 

d)  Italic  n.  Nach  dem  G.  v.  30.  August 
18G8  kann  der  Erfinder  von  Fabrik  mustern 
und  Modellen  mittelst  eines  zu  diesem  Zweck 
nachzusuchenden  Privilegiums  für  die 
Dauer  von  zwei  Jahren,  von  der  Publikation 
»les  Privilegiums  an  gerechnet,  das  aus- 
schliessliche Recht  erhalten,  die  erfundenen 
Muster  und  Modelle  zu  vervielfältigen  und 
diese  Erzeugnisse  in  Verkehr  zu  bringen. 
Die.  Gebühr  beträgt  10  Lire.  Das  Recht 
erlischt,  wenn  nicht  innerhalb  Jahresfrist 
die  Ausführung  erfolgt.  Kontravenienten 
sind  nach  Massgabe  der  bestehenden  allge- 
meinen Bestimmungen  civil-  und  strafrecht- 

1 lieh  verantwortlich. 

e)  Oe  st  erreich.  Das  G.  v.  7.  De- 

zember 1858  gewährt  für  die  auf  die  Form 
eines  Industriwrzeugnisses  bezüglichen,  zur 
l'ebertragung  auf  ein  solches  geeigneten 
Vorbilder  für  die  Dauer  von  1 — 3 Jahren 
ein  ausschliessliches  Benutzungsrecht.  Das- 
selbe ist  bedingt  durch  die  offene  oder  ver- 
siegelte Hinterlegung  des  Musters  bei  der 
Kanzlei  der  örtlich  zuständigen  Handels- 
und Gewerbekaminer.  Gebühr  50  Kreuzer 
für  je»les  Muster  und  für  jedes  Jahr  »1er 

' Schutzdauer.  Die  Registrierung  begründet 
die  Rechtsvermutung,  dass  der  Hinterleger 
der  wirkliche  Eigentümer  ist : sie  ist 

ni»;htig  und  wirkungslos,  wenn  das  Muster 
schon  vorher  bekannt,  früher  von  einem 
«anderen  angemeldet  oder  einem  anderen 
widerrechtlich  entlehnt  ist.  Das  Recht  er- 
lischt, wenn  der  Hinterleger  das  Muster 
nicht  binnen  Jahresfrist  auf  österreichischem 
Gebiet  benutzt  oder  wenn  er  Waren,  die 
; im  Auslande  nach  dem  Muster  hergestelit 
! sind,  einführt.  — Der  Entwurf  zu  einem 
I neuen  Gesetz  ist  soeben  (Juni  HKHJ)  ira 
österreichischen  Patentblatt  veröffentlicht. 

f)  Die  Schweiz  hat  ein  neues  Gesetz 
unter  dem  30.  März  1900  erlassen.  Danach 

1 sind  Muster  und  Modelle,  um  gegen  Nach- 
bildung geschützt  zu  sein,  bei  dem  eidge- 
nössischen Amt  für  geistiges  Eigentum  in 
Bern  zu  hinterlegen.  Der  Schutz  dauert 
bis  zu  15  Jahren  in  fünfjährigen  Perioden; 
er  ist  bedingt  durch  die  Neuheit  des  Gegen- 
standes. Die  Hinterle  rung  kann  einzeln 
oder  in  Packeten  offen  oder  versiegelt  er- 
folgen. Der  Hinterleger  geht  des  Schutzes 
verlustig,  wenn  er  die  Ausführung  des 
Mustere  im  Inlande  unterlässt,  dagegen  die 
geschützten  Gegenstände  aus  dem  Auslande 
importiert.  Verletzungen  des  Schutz»1» 
können  civil-  und  strafrechtlich  verfolgt 
. werden.  Das  Gesetz  findet  auf  die  Baum- 
wolldruckorei  sowie  auf  seidene  und  halb- 
seidene Gewebe,  soweit  sie  nicht  Jacquard - 
. gewebe  sind,  keine  Anwendung. 
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Litterntur:  Weigert,  Der  Musterschutz,  Referat 
für  den  Kongress  deutscher  Volkswirte,  Herl  in 
187.5.  — KUtntermann,  Die  Putentgesetzgebung 
aller  1 sinder  nebst  den  Gesetzen  über  Muster- 
schutz und  Markenschutz.  Eine  systematisch- 
vergleichende  Darstellung,  2.  Aufl.,  Birrlin  1876. 

— Da  mix  ich.  Das  Musterschutzgesetz.  Kom- 

mentar, Berlin  1870.  — Wdchtcr,  Das  Urheber- 
recht an  ...  . gewerblichen  Mustern,  Stuttgart  j 
1877.  — Daude,  Lehrbuch  des  deutschen 

....  gewerblichen  Urheberrechts,  Stuttgart  1888. 

— Fuchnbcrger,  Entscheidungen  des  Reichs- 
Oberhandelsgerichts  und  des  Reichsgerichts,  I V.  Rd.,  \ 


Giessen  1888.  — Davidnohn,  Das  Musterschutz  * 
gesetz,  Ojfcnbach  1890.  — Derselbe.  Reichs- 
gesetze i um  Schutze,  des  gewerblichen  Eigentums, 
München  1891.  — Schmid,  Die  Gesetze  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums,  Berlin 
1897.  — Selignohn,  Patentgesetz  und  Gesetz 
zum  Schutz  der  Gebrauchsmuster,  Berlin  1892. 
— ItobolnRl,  Das  Gesetz  zum  Schutz  der  Ge- 
brauchsmuster, Berlin  1893  u.  a.  m. 

Zeitschriften : Gewerblicher  Rechtsschutz  und 
Urheberrecht.  — Archiv  für  gewerbliche.  Rechts- 
pflege. — La.  propriete  industrielle. 

Ha  uns. 


Nachsteuer. 

Wie  diejenigen,  welche  in  einem  Lande 
sich  nieder zulassou  oder  in  einer  Stadt  als 
Bürger  bezw.  Beisassen  oder  in  einer  Dorf- 
gemeinde als  Gemeindemitglieder  (Nachbarn)'! 
aufgenommen  zu  werden  wünschten . für 
diese  Niederlassung  bezw.  Aufnahme  lange 
Zeit  eine  besondere  Abgabe,  das  sogenannte4. 
»Anzugsgeld«  (s.  diesen  Art.  oben  Bd.  I 8. 
-127  ff.)  zu  entrichten  hatten,  so  wurde  Jahr- 
hunderte hindurch  von  jenen,  welche  ihren 
bisherigen  Wohnsitz  verliessett  und  aus- 
wanderten,  ein  Abfahrts-  oder  Abzugsgeld, 
eine  sogenannte  »Nachsteuer«,  gabella  emi- 
grationis,  erhoben.  Diese  Nachsteuer  war 
bald  an  den  Staat . bald  an  die  Gemeinde 
oder  den  Grundherrn  von  den  Auswanderern 
zu  zahlen.  Sie  hat  ihren  Ursprung  in  alten 
Hörigkeits-  und  Vogt  ei  Verhältnissen,  wurde 
von  den  Reichsgesetzen  ( Reichs- Ahsch.  v. 
1555  S 24  und  von  1594  §jj  82,  84)  aner- 
kannt und  allmählich  mehr  und  mehr  als 
Regal  aufgefasst  und  den  Ijandeshcrren  zti- 
geschrieben.  Sie  konnte  aber  auch  von  den 
städtischen  Magistraten  und  den  Gutsherren 
auf  Grund  besonders  eingeräumter  Befugnis 
gefordert  werden.  In  den  meisten  deutschen 
Staaten  ist  diese  Abgabe  bis  in  unser  Jahr- 
hundert nicht  zuletzt  aus  bevölkerungs- 
politischen Gründen  erhoben  worden , um 
so  die  Auswanderung  zu  verhindern  und 
damit  das  »so  allgemein  schädliche  und 
unersetzliche  Uebel  der  Entvölkerung«  hint- 
anzuhalten. (Vgl.  d.  Art.  B o v ö 1 k e r u r.  g s - 
lehre  und  Bevölkerungspolitik,  oben 
Bd.  II  S.  713.) 

Der  Betrag  der  Nachsteuer  war  ver- 
schieden hoch  bemessen,  richtete  sieh  nach 
den  Landesgesetzen,  Ortsstatuten,  dem  Her- 
kommen und  bewegte  sich  zwischen  dem 
20.  und  dem  3.  Teile  des  Vermögens  des 
Auswandornden.  Im  preussischen  A.L.R. 
(Teil  II,  Tit.  17,  Abschn.  2)  wird  die  Nach- 
steuer noch  als  ein  Ausfluss  der  Gerichts- 
barkeit und  als  ein  niederes  Regal  (vgl. 
d.  Art.  Regal  ien)  aufgefasst,  indessen  Be- 


sitze sich  der  Staat  und  Private  befinden 
können. 

Durch  die  Deutsche  Bundesakte  vom 
8.  Juni  1815  (Art.  18)  und  durch  Bttndes- 
besehluss  vom  23.  Juni  1817  wurde  für  die 
Angehörigen  sämtlicher  Staaten  des  ehe- 
maligen Deutschen  Bundes  die  • Freiheit  von 
aller  Nachsteuer,  insofern  das  Vermögen  in 
einen  anderen  deutschen  Bundesstaat  über- 
geht und  mit  diesem  nicht  besondere  Frei- 
zügigkeitsverträgo  bestehen«,  ausgesprochen. 
Auch  das  Privaten  zustehende  Abzugsrecht 
fiel  damit  ohne  Entschädigung  fort.  Durch 
An.  3 der  Reiehsverfassung,  welcher  liesagt 
dass  für  ganz  Deutschland  ein  gemeinsames 
Indigenat  mit  der  Wirkung  besteht , dass 
die  Angehörigen  eines  jedeu  Bundesstaates 
als  Inländer  zu  behandeln  seien,  ist  das- 
selbe auch  für  die  Staaten  des  Deutschen 
Reiches  beseitigt.  Nichtdeutschen  Staaten 
gegenüber  ist  die  Nachsteuer  fast  durchweg 
durch  liesondere  Verträge  ausser  Uehuug 
gekommen;  hier  kann  sie  nur  noch  als 
Ketorsionsmassregel  zur  Anwendung  ge- 
langen. — 

Von  dieser  Nachsteuer  zu  unterscheiden 
ist  eine  andere  Art  der  Nachsteuer,  das  Ab- 
sohossgeld,  Erbschaftsgeld,  gabella  hereditaria, 
oder  jene  Abgabe , die  von  dem  Vermögen 
eines  Bürgers,  welches  an  einen  Fremden 
als  Erben  fiel,  zu  zahlen  war.  Auch  das 
Abschossgeld  ist  wie  die  Nachsteuer,  und 
zwar  zum  Teil  durch  dieselben  Gesetze  auf- 
gehoben. 

Iiitteratur : Moser.  Von  der  Landeshoheit  in 
Ansehung  der  Untcrthanen,  Personen  und  IV- 
mögen#  etc.,  Frankfurt  und  Leipzig  1 7 ?$,  S.  22!  jf. 
(liier  auch  Angabe  älterer  Litteratur.)  — Stod- 
mann , Pragmatische  Geschichte,  Grund  und 
innere#  Territorial  Verhältnis  de#  Abzug#-  und 
Xachstcucrrccht#  in  Deutschland  etc.,  Mainz 
1 791.  — G cor  ff  Meyer,  Lehrbuch  de * deutschen 
Staatxrerht#,  Leipzig  1878,  ? 219.  — llau. 

Fi nanz>ci##e n#chaft , | 227.  — ltoscher.  Syst.  IV 
jt  77.  — J lecket , Art.  »Nachsteuern  int  Wörter- 
buch der  V.W.  Lid.  II,  S.  282 — 284.. 

Liuhciy  Elster.  Mtuc  von  Heckei. 
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Nahrangsmittelpolizei. 

1.  Begriffsbestimmung.  Geschichtliches.  2. 
Gesetzliche  Bestimmungen  über  X.  in  Deutsch- 
land. a)  Reichsgesetze,  b)  Landesrechtliche 
Bestimmungen.  3.  Organisation  der  N.  in 
Deutschland.  4.  Organisation  der  N.  im  Auslande. 

1.  Begriffsbestimmung.  Geschicht- 
liches. Unter  Nahrungsmittelpolizei  ver- 
steht man  die  behördliche,  von  seiteu  der 
Polizei  ausgeübte  Beaufsichti  g u n g 
des  Verkehrs  mit  Lebensmitteln 
(Nahrungs-  und  Genussmitteln),  um  eine 
Verderbnis  und  Verfälschung  der 
letzteren  zu  verhüten,  also  die  Verbraucher 
gegen  eine  Schädigung  ihrer  Ges und - 
h e i t und  gegen  T ä uschungen  zu  schützen. 
Die  Nahrungsmittelpolizei  ist  also  ein  Teil 
der  Sanitätspolizei,  (1.  h.  der  angewandten 
Hygieine. 

Einer  geordneten  Nahrungsmittelpolizei 
erfreuen  wir  uns  in  Deutschland  erst  seit 
einigen  Jahrzehnten.  Allerdings  hat  es  an 
entsprechenden  Bestrebungen  niemals  ganz 
gefehlt.  Schon  bei  den  ältesten  Kultur- 
völkern,  wie  den  Aegyptern,  den  Juden,  den 
Indern,  stosson  wir  vielmehr  auf  hierher 
gehörige  Bestimmungen,  die  meist  unter  dem 
Deckmantel  religiöser  Vorschriften  manche 
Nahrungsmittel  als  »unrein«  erklärten,  und 
es  braucht  in  diesem  Zusammenhänge  nur  an 
das  bekannte  mosaische  Verbot  des  Schweine- 
fleisches erinnert  zu  werden.  Einer  bewussten 
und  geregelten  Nahrungsmittelpolizei  begeg- 
nen wir  dann  z.  B.  in  Athen  und  nament- 
lich in  Horn.  Zu  den  ausdrücklichen  Pflichten 
der  Aedilen  gehörten  die  Ueberwachung  des 
Verkelirs  mit  Lebensmitteln,  und  die  prae- 
fecti  annonae  mussten  nicht  nur  für  eine 
genügende  Menge,  sondern  auch  für  eine 
gute  Beschaffenheit  des  Brotgetreides  Sorge 
tragen.  Auch  in  dem  sonst  gerade  auf 
hygieinischem  Gebiete  völlig  unfruchtbaren 
und  rückständigen  Mittelalter  ruhte  die 
Nahrungsniittelpolizei  niemals  ganz.  Beson- 
dere die  Fleischwaren  unterlagen  an  vielen 
Stellen  einer  mehr  oder  minder  scharfen 
Ueberwachung,  und  so  finden  wir  z.  B.  schon 
im  Augsburger  Stadtreeht  von  1270  den 
Schlacht huuszwang  für  Schafe,  Rinder,  Käl- 
ber sowie  den  Untersuchungs-  und  Dekla- 
rationszwang für  kranke  Tiere  angeführt. 
Daneben  fehlte  es  ferner  nicht  an  Brotscliau- 
ordnungen,  an  Vorschriften  über  den  Milch- 
handel, die  Bereitung  von  Bier,  Wein  u.  s. 
w.  Indessen  zerstörte  der  d reissigjährige 
Krieg  alle  diese  Anläufe,  und  die  schüchternen 
Bemühungen,  den  abgerissenen  Faden  wieder 
anfzuuehmen,  erfuhren  noch  einmal  im  An- 
fang des  10.  Jahrhunderts  einen  scharfen 
Rückschlag,  der  von  «lern  wichtigsten  Ab- 
schnitt des  ganzen  Nahrungsmittelwesens, 
nämlich  von  dem  Verkehr  mit  Fleisehwaren, 


ausging.  Die  Beobachtung,  dass  der  Ge- 
nuss des  Fleisches  von  kranken  Tieren 
durchaus  nicht  i m m e r Gesundheitsschädi- 
gungen beim  Menschen  hervorrief,  verführte 
zu  dem  irrigen  Schluss,  dass  das  überhaupt 
niemals  der  Fall  und  eine  Beaufsichtigung 
dieses  wie  anderer  Nahrungsmittel  daher 
überflüssig  sei.  Erst  die  Tricliinenepideraieen 
der  sechziger  Jahre  verhallen  hier  zu  einer 
besseren  Erkenntnis  uud  leiteten  einen  voll- 
kommenen Umschwung  der  Meinungen  auf 
dem  ganzen  Felde  ein,  der  schliesslich, 
wie  in  anderen  Ländern,  so  bei  uns  auch  in 
zahlreichen  gesetzlichen  Vorschrif- 
ten seinen  Ausdruck  fand. 

2.  Gesetzliche  Bestimmungen  über 
X.  in  Deutschland,  a)  Reichsgesetze. 
Die  Bestimmungen,  nach  denen  sich  zur 
Zeit  die  Handhabung  der  Nahrungsmittel- 
polizei im  Deutschen  Reiche  regelt,  sind  teils 
reichsgesetzliche,  teils  landesrecht- 
liche und  hier  wie  dort  entweder  allge- 
meiner oder  besonderer  Art.  Die  Zu- 
ständigkeit des  Reichs  folgt  aus  Art.  4, 
Ziff.  13  und  15  der  Reichsverfassung  vom 
10.  April  1871,  wonach  das  Strafrecht  sowie 
Massregeln  der  Medizinal-  und  Veterinär- 
polizei der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung 
des  Reichs  unterliegen.  Das  letztere  ist 
also  nicht  nur  befugt,  Gesetze  über  den 
Nahrungsmittelverkehr  zu  erlassen,  sondern 
auch  deren  Ausführung  zu  überwachen. 

Von  den  allgemeinen  Vorschriften 
kommen  hier  einmal  in  Betracht  verschie- 
dene Paragraphen  des  Strafgesetz- 
buches, so  zunächst  S 263,  der  sogenannte 
Betrugsparagraph.  Indessen  hat  die  Praxis 
gelehrt,  dass  die  Möglichkeit  der  Anwendung 
auf  den  Lebensmittelverkelir  doch  eine  be- 
schränkte ist,  weil  die  Momente  der  Yor- 
mögensbeschädigung,  der  Erregung  oder 
Unterhaltung  eines  Irrtums  u.  s.  w.  häufig 
strittige  sind  und  nach  I^ago  der  Dinge 
bleiben  müssen.  Eine  zweite  und  nicht 
selten  wirksamere  Handhabe  gewährt  § 307, 
Ziff.  7 R.Str.G.,  wonach  verfälschte  oder 
verdorbene  Getränke  oder  Esswaren,  insbe- 
sondere trichinen haltiges  Fleisch,  nicht  feil- 
gehalten  oder  verkauft  werden  dürfen. 
Freilich  wird  hier  nur  das  Feilhalten  und 
der  Verkauf,  nicht  die  Verfälschung  selbst 
l>edroht.  und  die  ausgesetzte  .Strafe—  Geld- 
strafe bis  zu  150  Mark  oder  Haft  von  1 
Tag  bis  0 Wochen  — ist  eine  recht  geringe. 

Endlich  beschäftigt  sieh  noch  § 324 
R.Str.G.  mit  diesem  Gebiete,  indem  er 
mit  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren,  und  wenn 
durch  die  Handlung  der  Tod  eines  Menschen 
verursacht  worden  ist,  mit  Zuchthaus  nicht 
unter  10  Jahren  oder  mit  lebenslänglichem 
Zuchthaus  bestraft,  »wer  vorsätzlich  Brunnen 
oder  Wasserbehälter,  welche  zum  Gebrauch 
anderer  dienen  oder  Gegenstände,  welche 
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zum  öffentlichen.  Verkaufe  oder  Verbrauche 
bestimmt  sind,  vergiftet  oder  denselben  Stoffe 
beimischt  , von  denen  ihm  bekannt  ist.  dass 
sie  die  menschliche  Gesundheit  zu  zerstören 
geeignet  sind,  ingleichen  wer  solche  vergif- 
tete oder  mit  gefährlichen  Stoffen  vermischte 
Sachen  wissentlich  und  mit  Verschweigung 
dieser  Eigenschaft  verkauft . feilhalt  oder 
sonst  in  Verkehr  bringt.« 

Die  Beimischung  von  Stoffen,  die  nicht 
die  Gesundheit  zerstö  reu . sondern  nur  eine 
v o r ü bergohende  Körper  b e s e h ä d i - 
gung  horvorrufen,  die  Fälle  ferner,  in  denen 
der  betreffende  Gegenstand  seine  gefährliche 
Beschaffenheit  nicht  durch  Beimischung, 
sondern  durch  die  Art  der  Bereitung  und 
das  dabei  benutzte  Verfahren  erlangt  hat 
oder  in  (Urnen  diese  Eigenschaft  nicht  durch 
eine  Handlung  des  Menschen,  sondern  durch 
eigenen  inneren  Verderb  entstanden  ist  oder 
in  denen  die  Sachen  nicht  zum  öffentlichen 
Verkauf  oder  Verbrauch  bestimmt  waren, 
entgehen  daher  der  Bestrafung,  und  so  sind 
der  Wirksamkeit  dieser  strafgesetzlichen 
Vorschrift  verhältnismässig  enge  Grenzen  ge- 
zogen. 

Auf  der  anderen  Seite  hatte  die  Ver- 
fälschung der  Nahrungsmittel  indessen  ge- 
rade um  die  Zeit  der  Gründung  des  Reiches 
einen  sehr  erheblichen  Umfang  und  die  be- 
denklichsten Formen  angenommen,  sich  ge- 
wissermassen  zu  einem  eigenen  Gewerbe 
entwickelt,  das  den  Fortschritten  der  Wissen- 
schaft mit  Eifer  und  Geschick  folgte,  ja 
ihnen  vorauseilte  und  sich  so  weiter  und 
weiter  vervollkommnete.  Benachteiligungen 
der  Käufer,  aber  auch  mehr  oder  minder 
schwere  Schädigungen  ihrer  Gesundheit 
waren  an  der  Tagesordnung  und  lieunruhig- 
ten  das  einmal  aufmerksam  gewordene  Publi- 
kum in  hohem  Masse.  Dabei  erstreckten 
sich  die  Klagen  jedoch  nicht  nur  auf  die 
Lebensmittel  im  engeren  und  weiteren 
Sinue,  sondern  auch  noch  auf  eine  Anzahl 
von  Gebrauchsgegenständen,  die 
wegen  ihrer  häufigen  Verwendung  und 
sonstigen  Eigenschaften  in  dieser  Richtung 
den  Nahrungsmitteln  gleichgeachtet  werden 
konnten.  Ho  wurden  die  Stimmen,  die  hier 
liesondere  gesetzliche  Massnahmen  forderten, 
immer  lauter,  und  bei  der  Gründung  des 
Rcichsgesu  nd heitsamts,  187G,  wurden 
dieser  neuen  Behörde  alsbald  die  Bekäm- 
pfung der  gemeingefährlichen  Krankheiten, 
der  Flussverunreinigung  und  der  Lebensmit- 
tel Verfälschung  als  wichtigste  Aufgaben  vorge- 
zeichnet. Die  Regelung  der  ersten  Frage 
stiess  jedoch  von  vornherein  auf  sehr  grosse 
Schwierigkeiten,  und  erst  in  jüngster  Zeit  ist 
ein  freilich  fast  allein  auf  die  exotischen 
Krankheiten  beschränktes  He  u ehe  ngesot  z 
(vom  30.  Juni  1900)  zu  stände  gekommen. 
Die  Reinhaltung  der  Flüsse  harrt  sogar  heute 


noch  ihrer  I/isung.  Dagegen  schwebte  über 
den  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der 
Verhältnisse  iin  Verkehr  mit  Lebensmittfit 
ein  günstigerer  Stern,  und  schon  am  14.  Mal 
1879  konnte  das  17  Paragraphen  enthaltend 
»G  esetzbet  reffend  de  nVerkehrmit 
Nahrungsmitteln  und  Gebräu  eili- 
ge gen  stände  nc , das  sogenannte  Nah- 
r u ugsmit  teige  set  z erlassen  wordet. 
Entsprechend  seiner  Bezeichnung  und  seiner 
Entstehungsgeschichte  erstreckt  sich  das 
Gesetz  nicht  nur  auf  die  Nahrungs-  nud 
Genussmittel,  sondern  umfasst  auch  eine 
Reihe  von  Gebrauchsmitteln,  Spielwaren. 
Tapeten,  Farben,  Ess-.  Trink-  und  Kochge- 
schirre und  Petroleum , und  es  sucht  nicht 
nur  die  Gefahren  für  Leben  und  Ge- 
sundheit, die  durch  den  Genuss  oder 
Gebrauch  der  einen  wie  der  anderen  Art 
von  Gegenständen  hervorgerufen  werdet 
können , sondern  daneben  die  Unlauter- 
keit im  Verkehr  mit  solchen  Waren  zn 
treffen.  Für  diese  Ausdehnung  des  Gesetzes 
ist  abgesehen  von  volkswirtschaftlichen  Er- 
wägungen namentlich  die  Ueborzeugung  ent- 
scheidend gewesen,  dass  wenigstens  bei  den 
Nahrungsmitteln  mit  einer  Verringerung 
des  Kaufwertes  auch  eine  Verringerung  des 
Nutzwertes  und  also  eine  gesundheitliche 
Benachteiligung  der  Verbraucher  einherzu- 
gehen pflegt. 

Da  man  von  vorne  herein  darüber  im  klaren 
war , dass  eine  wirksame  Bekämpfung  der 
Lebensmittelverfälschung  mit  ihren  Folgt» 
durch  die  Androhung  von  Strafen 
allein  nicht  erreicht,  vielmehr  nur  von  vor- 
beugenden Massn a h m e n . insbesondere 
von  einer  regelmässigen  und  st  re  n gen 
lieber  wach  ung  des  gesamten  in  Frage 
kommenden  Gebietes  erwartet  werden 
könne,  so  beschäftigen  sich  die  §§  1 —4  des 
Nahrungsmittelgesetzes  zunächst  mit  dieser 
Kontrolle.  Es  wird  also  in  § 1 bestimmt, 
dass  die  Polizei  befugt  sein  solle,  den 
Verkehr  mit  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
sowie  den  oben  genannten  Gehrauchsgegen- 
ständen einer  Beaufsichtigung  zu  unterziehen. 
Zu  diesem  Zwecke  erteilt  § 2 den  betreffen- 
den Beamten  die  Ermächtigung,  in  die  Räum- 
lichkeiten, in  denen  die  in  § 1 bezeiehneten 
Waren  feilgehalten  werden,  während  der 
üblichen  Geschäftsstunden  ein  zu  treten 
und  liier  oder  al>or  auch  an  öffentlichen 
Orten,  Märkten,  Plätzen,  Strassen  u.  s.  w. 
Proben  für  die  spätere  Untersuchung  gegen 
Empfangsbescheinigung  und  Entschädigung 
in  Höhe  des  üblichen  Kaufpreises  zu  ent- 
n e h ni  e n.  Bei  Personen,  die  auf  Grund  der§i 
10. 12,  13  des  Nahrungsmittolgesetzes  bereits 
zu  einer  Frei heitsst rafe  verurteilt  sind, 
kann  die  Polizei  nach  $ 3 während  der  nächsten 
3 Jahre  sogar  eigentliche  Durchsuchungen 
ausführen  und  zwar  nicht  nur  in  den  Räumen, 
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in  donen  die  Waren  feiigelialten  oder  ver- 1 
kauft,  sondern  auch  in  denen  sie  aufbewahrt 
oder  hergestellt  werden.  Welche  Behörden  J 
und  Beamten  für  die  in  den  §§  2 und  3 ; 
angegebenen  Massnahmen  zuständig  sind, 
richtet  sich  laut  § 4 nach  den  einschlägigen 
landesrechtlichen  Bestimmungen,  d.  h.  Ge- 
setzen, Verordnungen,  Verfügungen  der 
Einzelstaaten.  Gewähren  derartige  Bestim- 
mungen der  Polizei  weitergehende  Befug- 
nisse. so  bleiben  sie  unberührt.  Wird  der 
Eintritt  in  die  ölten  bezeichneten  Räume 
zum  Zwecke  der  Revision  oder  der  Probe- 
nahme verweigert,  so  hat  nach  § 9 eine 
Haft-  oder  Geldstrafe  (von  60 — 150  Mark) 
statt. 

Betreffen  die  bisher  besprochenen  Para- 
graphen des  Nahrungsmittelgesetzes  den 
Umfang  sowie  die  Art  und  Weise  der  Be- 
aufsichtigung des  Verkehrs  mit  Nahrungs- 
mitteln, Genussmitteln  und  Gebrauchsgegen- 
ständeu,  so  beschäftigen  sich  die  §§  5 — 7 
mit  dem  Erlass  von  A ns  füll  rungsbe- 
stimm u u gen.  Zunächst  werden  in  § 5 
»kaiserliche  Verordnungen«  vorgesehen,  die 
mit  Zustimmung  des  Bundesrates  und  zum 
Schutze  der  Gesundheit  verbieten: 

1.  Bestimmte  Arten  der  Herstel- 
lung, Aufbewahrung  und  Verpackung  von 
Nahrungs-  und  Genussmitteln,  die  zum  Ver- 
kaufe bestimmt  sind. 

2.  D.is  gewerbsmässige  Verkaufen  und 
Feilhalten  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
von  einer  bestimmten  Besch  affen  heit] 
oder  unter  einer  der  wirklichen  Beschaffen- 
heit nicht  entsprechenden  Bezeichnung. 

3.  Das  Verkaufen  und  Feilhalten  von 
Tieren,  welche  an  bestimmten  Krankheiten 
leiden,  zum  Zwecke  des  Schlaehtens,  sowie 
das  Verkaufen  und  Feilhalten  des  Fleisches 
von  Tieren,  die  mit  bestimmten  Krankheiten 
behaftet  waren. 

4.  Die  Anwendung  bestimmter  Stoffe 
und  Farben  zur  Herstellung  von  Beklei- 
dungsgegenständen Spielwaren,  Tapeten, 
Ess-,  Trink-  und  Kochgeschirren  sowie  das 
gewerbsmässige  Verkaufen  und  Feilhalten 
von  Gegenständen,  die  diesem  Verbot  zu- 
wider hergestellt  sind. 

5.  Das  gowerbsmässige  Verkaufen  und 
Feilhalten  von  Petroleum  von  einer  be- 
stimmten Beschaffenheit 

Durch  diesen  Paragraphen  sollen  .also 
für  die  Beurteilung  der  einschlägigen  Waren 
seitens  der  Beamten,  technischen  Unter- 
sucher u.  s.  f.  gewisse  sachliche  Grundlagen 
geschaffen  werden.  Allerdings  sind  von 
vorn  herein  manche  Beschränkungen  vorge- 
sehen. Diebetreffenden  Verordnungen  können 
nur  zum  Schutze  der  Gesundheit,  nicht 
aber  etwa  gewerblicher  Interessen  erlassen 
werden;  sie  dürfen  nur  Verbote,  aber 
keine  Vorschriften  enthalten,  und  die 


Gegenstände,  auf  die  sie  sich  beziehen  können, 
sind  ausdrücklich  genannt  und  im  ein- 
zelnen angeführt  worden. 

Dagegen  will  der  folgende  Paragraph, 
§ 6,  nicht  nur  der  Gesundheit,  sondern 
gerade  der  Lauterkeit  im  Verkehr 
dienen,  indem  er  bestimmt,  dass  durch 
Kaiserliche  Verordnung  das  gewerbsmässige 
Herstellen,  Verkaufen  und  Feilhalten  von 
Gegenständen , welche  zur  Fä  1 s c h u n g 
von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  bestimmt 
sind,  verboten  oder  beschränkt  werden  kann. 
Nach  5?  7 müssen  die  im  § 5 und  6 vorge- 
sehenen Kaiserlichen  Verordnungen  dem 
Reichstag,  sofern  er  versammelt  ist,  sofort, 
anderenfalls  beim  nächsten  Zusammentritt 
vorgelegt  werden.  Sie  sind  ausser  Kraft  zu 
setzen,  soweit  der  Reichstag  dies  verlangt. 

Die  §$  8 — 10  enthalten  dann  die  straf- 
rechtlichen Vorschriften,  durch  die 
die  früheren,  vor  dem  Erlass  des  Nalmmgs- 
j mittolgesetz.es  vorhandenen  Strafvorschriften 
nicht  etwa  beseitigt,  sondern  nur  ergänzt  und 
vervollständigt  werden  sollen.  Die  neueren 
Bestimmungen  zerfallen  im  wesentlichen  in 
solche,  die  sich  gegen  eine  Beschädigung 
oder  Gefährdung  der  menschlichen  Ge- 
sundheit richten,  und  in  solche,  die  die 
Lebensmittel  Verfälschung  an  sich 
treffen  wollen.  Die  §§  10  und  11  verfolgen 
sogar  ausschliesslich  den  letzteren  Zweck, 
indem  sie  jeden  bedrohen , der  behufs 
Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  Nahrungs- 
oder Gcnussmittel  nachmacht  oder  verfälscht, 
sowie  wer  wissentlich  Nahrungs-  oder  Ge- 
nussmittel, die  verdorben  oder  nachgemacht 
oder  verfälscht  sind,  unter  Verschweigung 
dieses  Umstandes  verkauft  oder  unter  einer 
zur  Täuschung  geeigneten  Bezeichnung  feil- 
hält. Ist  die  Handlung  aus  Fahrlässig- 
keit begangen  worden,  so  wird  die  sonst 
fällige  Strafe  ermässigt.  Die  §§  12.  13  und 
14  beziehen  sich  dann  auf  die  Gelegenheiten, 
bei  denen  Gegenstände,  die  als  Nalmmgs- 
oder  Genuss-  oder  Gebrauchsmittel  dienen 
sollten,  die  menschliche  Gesundheit  zu  ge- 
fährden oder  zu  zerstören  geeignet  gewesen 
sind,  und  sehen  für  derartige  Vorkommnisse 
Strafen  von  entsprechender  Höhe  vor.  Die 
in  allen  diesen  wie  den  vorausgegangenen 
Paragraphen  vom  Gesetzgeber  benutzten 
Ausdrücke  »feilhalten,  feilbieten,  verkaufen, 
in  den  Verkehr  bringen,  verfälschen,  nach- 
machen, zum  Zwecke  der  Täuschung,  ver- 
dorbene Waren  u.  s.  f.<  sind,  wie  nebenbei 
bemerkt;  sein  mag,  bei  der  praktischen  An- 
wendung des  Nahrungsmittelgesetzes  Gegen- 
stand vielfacher  strittiger  Auslegung  gewesen. 
§ 15  bestimmt,  dass  die  Waren,  die  vorsehrifts- 
; widrig  hergestellt,  verkauft,  feilgehalten  oder 
; sonst  in  Verkehr  gebracht  worden  sind, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten 
gehören  oder  nicht,  eingezogen  werden 
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müssen  (in  Füllen  der  12 — 11)  oder  ein- 

gezogen werden  können  (in  Fällen  der  S. 
10  und  11).  In  § 16  endlich  wird  als  Straf- 
verschärfung vorgesehen : »in  dein  Ur- 
teil  oder  Strafbefehl  kann  ungeordnet  worden, 
dass  die  Verurteilung  auf  Kosten  dos  Schul- 1 


oder  doch  nur  noch  mit  bestimmten  Beschrän- 
kungen zugelassen  : die  Flaschen  müssen  auf 
rotem  Grunde  an  in  die  Augen  fallender 
•Stelle  die  nicht  verwischliare  Inschrift 
»feuergefährlich«  tragen,  die  noch  durch  die 
Worte  »nur  mit  besonderen  Vorsiehtsmass- 


digen  öffentlich  bekannt  zu  machen  regeln  für  Brennzwecke  verwendbar«  er- 
gänzt werden  muss,  falls  das  Petroleum  in 
Mengen  von  weniger  als  50  kg  verkauft 
auch  die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Frei- 1 oder  feilgehalten  wird.  Vier  weitere  Para- 


sei«.  Andererseits  hat  das  Gericht  auf  An- 
trag des  freigesprochenen  Angoscliuldigten 


spreehung  anzuordnen.  Der  letzte  Paragraph, 
§ 17,  schreibt  schliesslich  vor,  dass  die  auf 
Grund  des  Gesetzes  erfolgten  Geldstrafen,  so- 
weit dieselben  dem  Staate  zustehen,  der  Kasse 
zuzuführen  sind,  die  die  Kosten  einer  für 
den  Ort  der  That  etwa  bestehenden  öffent- 
lichen Anstalt  zur  Untersuchung  von 
Nahrungs-  und  Genussmitteln  trügt.  F.s  soll 
damit  die  Errichtung  derartiger  öffentlicher 
technischer  Untersuch ungsstationen  möglichst 
gefördert  worden.  Jm  übrigen  beschäftigt 
sieh  gerade  mit  der  Kosten  frage  noch 
ein  Nachtrag  zum  Nahrungsmittel- 
g e s e t z , n ä m 1 i <*  h ein  G.  v.  29.  Juni 
1887,  wonach  § 16  dosNahrungsmittolgesetzcs 
den  Zusatz  erhalten  soll:  sofern  infolge 
polizeiliclier  Untersuchung  von  Gegenständen 
der  in  § 1 bezeichneten  Art  eine  ivchts- 


graphen  der  Verordnung  lieziehen  sich  dann 
noch  auf  die  Art  und  Weise  der  Prüfung 
u.  s.  f. 

Aus  § 6 des  Nahrungsmittelgesetzes  leitet 
sich  die  Kaiserliche  V.  v.  1.  Februar 
1891  betreffend  das  Verbot  von  Ma- 
schinen zur  Herstellung  künst- 
licher Kaffeebohnen  her,  durch  die  das 
gewerbsmässige  Herstellen.  Verkaufen  und 
Feilhalten  derartiger  Werkzeuge  untersagt 
wird. 

Auf  Grund  des  § 5 Ziff.  4 des  Xahrungs- 
mittelgesetzes  war  ferner  am  1.  Mai  1882 
eine  Verordnung  über  die  Verwen- 
dung giftiger  Farben  erlassen  worden, 
die  aber  seit  dom  1.  Mai  1888  ausser 
Kraft  gesetzt  worden  ist,  nachdem  der 
Reichstag  laut  dem  ihm  aus  §7  des  Nahrungs- 
kräftige  strafrechtliche  Verurteilung  eintiitt,  mittolgosotzes  zustehenden  Rechte  verlangt 


fallen  dem  Verurteilten  die  durch  die  poli- 
zeiliche Untersuchung  erwachsenen  Kosten 
zur  l^ast. 


hatte,  dass  die  $$  2 und  3 der  Verordnung 
aufgehoben  würden.  An  Stelle  dieser  Ver- 
ordnung ist  dann  das  G.  v.  5.  Juli  1887 


Bedeutete  das  Nahrungsmittelgesotz  einen  betreffend  dieV  er  wendunggesu  nd- 
ganz  ausserordentlichen  Fortschritt  für  das  heitsschäd lieher  Farben  bei  der 
gesamte  Nahrungsmittel  wesen,  so  vermochte  Herstellung  von  Nahrungsmitteln, 
es  doch  nicht  alle  unerfreulichen  und  unge- ' Genuss  m i tteln  und  Gebrauchs- 
hörigen Erscheinungen  auf  diesem  weiten  , gegenständen,  das  sogenannte  Farben- 
Gebicte  zu  beseitigen  und  namentlich  nicht  'gesetz  getreten.  War  nach  SS  12 — 14  des 


die  Bestrebungen  alsbald  im  Keime  zu  er- 
sticken, die  eine  unermüdliche  Fälschungs- 
kunst immer  von  neuem  wieder  entstehen 
Hess.  Es  bedurfte  daher  der  Ergän- 
zung, die  sich  zum  Teil  noch  aus  dem 
Gesetz  selbst  ableitete  und  in  den  Aus- 
führungsbestimmungeu  des  letzteren  (S 
vorgesehen  war.  So  beschäftigte  sich  eine 
Kaiserliche  V.  v.  24.  Februar  1 882 
m i t d e in  g e \v o r b smässigenVerkaufcl  berühren  — die  gesundheitsgefährlichen  und 


v $$ 

Nahningsmittelgesetzes  die  Verwendung  von 
Farlien  für  die  hier  angegebenen  Zwecke 
nur  dann  als  strafbar  erklärt  worden,  wenn 
der  Genuss  oderVerbraueh  dieser  Gegenstände 
die  menschliche  Gesundheit  zu  beschädigen 
oder  zu  zerstören  geeignet  gewesen  war, 
so  wurden  nun  in  15  Paragraphen  — ohne 
indessen  nach  14  die  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  Nahrungsmitlelgesetzes  zu 


und  Feilhalten  von  Petroleum.  Dem 
Petroleum  hatte  man  schon  im  Nahrungs- 
mittelgesetz eine  besondere  Stelle  einge- 
räumt. weil  hei  dem  bisherigen  Mangel  an 
einschlägigen  Bestimmungen,  wie  sie  in  den 
meisten  anderen  Staaten  bestanden,  vielfach 
Petroleum  von  geringerer  Beschaffenheit 
und  gefährlicher  Zusammensetzung  gerade 
nach  dem  Deutschen  Reiche  eingeführt  wurde, 
ln  Verfolg  der  dort  unter  $ 5 Ziffer  5 ein- 
geräumten Möglichkeit  wurde  nun  Petroleum, 
das  bei  einer  Temjieratur  von  weniger  als 
21°  unter  einem  Baronie terd ruck  von  760  mm 


demnach  verbotenen  Farben  einzeln 
aufgeführt  und  die  Reihe  der  Waren  aus  der 
Klasse  der  Gehrauchsgegenstände,  bei  deren 
Herstellung  bestimmt«.*  Farben  ausgeschlossen 
j werden,  sehr  viel  weiter  gefasst,  als  das  im 
Xahrungsmittolgesetz  geschehen  war.  Im 
übrigen  besagt  der  wesentliche  Inhalt  des 
Farbengesetzes,  dass  gewisse  Farlien  bei  der 
Bereitung  aller  für  den  Verkauf  bestimmten 
Nahrungs-  und  Genussmittel  sowie  bei  der 
Aufbewahrung  und  Verpackung  derselben 
nicht  benutzt  werden  dürfen,  und  bedroht 
denjenigen,  der  Nahrungs-  und  Genussmittel 


schon  en t f lam m bare  Dämpfe  entweichen  mit  diesen  Farben  herstellt  (Hier  so  herge- 
iässt,  vom  freien  Verkehr  ausgeschlossen  stellte  bezw.  entgegen  den  Vorschriften  des 
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Gesetzes  aufbewahrte  und  verpackte  Gegen- 
stände feilhiilt  oder  gewerbsmässig  verkauft, 
mit  Haft  oder  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark. 
Auch  kann  auf  Einziehung  der  betreffenden 
Waren  erkannt  werden,  gleichviel  ob  sie  dem 
Verurteilten  gehören  oder  nicht. 

Einen  weiteren  Schritt  auf  diesem  Ge- 
biete stellt  das  G.  v.  25.  Juni  1887,  be- 
treffend den  Verkehr  mit  blei- 
und  zinkhaltigen  Gegenständen, 
das  sogenannte  Bleigesetz  dar.  Das 
Gesetz  verdankt,  seine  Entstehung  der  Er- 
fahrung, dass  Gefässe,  Geräte  und  Um- 
hüllungen, in  denen  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittel  bereitet,  aufbewahrt  und  verpackt 
werden,  nicht  selten  gewisse  Bestandteile 
an  den  Inhalt  abgeben,  andere  Gebrauehs- 
gegenstände, wie  z.  B.  die  Mundstücke  von 
Saugflaschen  in  unmittelbarste  Berührung 
mit  dem  menschlichen  Körper  gelangen,  und 
ihm  so  gesundheitsschädliche  Stoffe  zuführen 
können,  und  dass  unter  allen  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Substanzen  das  Blei  die 
sorgfältigste  Berücksichtigung  verdient,  da 
es  oft  erst  nach  längerer  Zeit  deutliche  Ver- 
giftungserscheinungen hervorruft,  also  seine 
Aufnahme  zunächst  nicht  selten  völlig  un- 
bemerkt bleibt.  Dabei  erweisen  sieh  bei 
fortgesetzter  Einverleibung  schon  ausser- 
ordentlich geringe  Mengen  schliesslich 
als  gefährlich,  weil  sich  die  Wirkung  »sum- 
miert«, und  endlich  vermögen  auch  Waren 
mit  sehr  niedrigem  Bleigehalt  doch  noch 
die  hierfür  genügenden  Quantitäten  zu 
liefern.  Besondere  ist  das  dann  der  Fall, 
wenn  in  den  betreffenden  Gegenständen 
Nahrungs-  oder  Genussmittel  gekocht  oder 
aller  solche  von  saurer  oder  salziger 
Beschaffenheit  u.  s.  w.  längere  Zeit  auf- 
l>ewalirt  worden  sind.  So  bestimmt  denn 
§ 1 des  Gesetzes,  dass  Ess-,  Trink-  und 
Kochgeschirre  sowie  Fl iissigkeits- 
masse  nicht 

1.  ganz  oder  teilweise  aus  Blei  oder  einer 
in  100  Gewichtsteilen  mehr  als  10  Gewichts- 
teile Blei  enthaltenden  Metalllegierung  her- 
gestellt. 

2.  an  der  Innenseite  mit  einer  in  100 
Gewichtsteilen  mehr  als  einem  Gewichtsteil 
Blei  enthaltenden  Metalllegierung  verzinnt 
oder  mit  einer  in  100  Gewichtsteilen  mehr 
als  10  Gewichtsteile  Blei  enthaltenden  Metall- 
legierung gelötet, 

3.  mit  Email  oder  Glasur  versehen  sein 
dürfen,  die  bei  halbstündigem  Kochen  mit 
einem  in  1U0  Gewichtsteilon  4 Gewichtsteile 
Essigsäure  enthaltenden  Essig  an  den  letzteren 
Blei  abgeben. 

Zur  Herstellung  von  Druck  vorr  ich  - 
t u n ge  n zum  A u 8SC  h a n k von  Bier  sowie 
von  Siphons  für  kohlensäurehaltige  Getränke 
und  von  Metallteilen  für  Kindersaugef laschen 
dürfen  nur  Metalllegierungen  verwendet  wer- 


den. die  in  100  Gewichtsteilen  nicht  mehr 
als  einen  Gewichtsteil  Blei  enthalten.  In 
§ 2 wird  die  Verwendung  von  blei-  oder 
zinkhaltigem  Kautschuk  zur  Herstellung  von 
Mundstücken  für  Saugflaschen, 
Saugringen  und  Warzen  hü  teilen  verboten. 
Zur  Herstellung  von  Trinkbechern  und  von 
Spielwareu,  mit  Ausnahme  der  massiven 
Bälle,  darf  bleihaltiger  Kautschuk,  zu  Lei- 
tungen für  Bier,  Wein  oder  Essig  bleihaltiger 
Kautschukschlauch  nicht  benutzt  werden. 
Der  folgende  § 3 führt  diese  Bestimmungen 
zum  Teil  noch  genauer  aus,  er  hebt  z.  B. 
hervor,  dass  auch  Konservenbüchsen 
auf  der  Innenseite  den  Bedingungen  des  § 1 
entsprechen  müssen  sowie  zur  Verpackung 
von  Seluiupf-,  Kautabak  und  Käse  Metall- 
folien  nicht  gebraucht  werden  dürfen,  die 
mehr  als  1 °.o  Blei  führen.  In  § 5 wird 
auch  die  Verwendung  von  Blei  und  blei- 
haltigen Stoffen  an  der  Mahl  fläche  von 
Mühlsteinen  untersagt,  die  für  die  Ver- 
fertigung von  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
bestimmt  wird.  Die  §§  4 und  0 bemessen 
die  Strafvorschriften  und  erklären  auch 
hier  wieder  die  Einziehung  der  beanstandeten 
Waren  für  statthaft.  Nach  §7  endlich  sollen 
ilie  einschlägigen  Bestimmungen  der  §§  IG 
und  17  dos  Nahrungsmittelgesetzes  durch 
das  neue  Gesetz  nicht  berührt  werden. 

Das  Bleigesetz  trägt  nach  alledem  nicht 
nur  den  gesundheitlichen,  sondern  auch, 
den  gewerblichen  Interessen  Rechnung, 
indem  es  bleihaltige  Materialieu  nicht  etwa 
ohne  weiteres  verbietet,  sondern  eine  ge- 
wisse Menge  Blei  nach  wie  vor  als  zulässig 
erachtet  und  ihre  Höhe  nur  nach  der  Ge- 
fahr bemisst,  die  durch  die  Art  der  Ver- 
wendung des  betreffenden  Gegenstandes  l>e- 
dingt  ist  oder  bedingt  sein  könnte. 

In  sehr  eingehender  Weise  und  zu  wieder- 
holten Malen  hat  sich  die  Reichsgesctzgobung 
ferner  mit  der  Butter  oder  vielmehr  ihrem 
wichtigsten  Ersatzmittel,  der  Kunstbutter  oder 
Margarine  und  den  verwandten  Waren 
beschäftigt.  Um  die  hier  gütigen  Vorschriften 
im  ganzen  wie  im  einzelnen  würdigen  zu 
können,  wird  es  nötig  sein,  zunächst  die 
Art  der  Gewinnung  und  Bereitung 
d e r K n n s t b u 1 1 e r einer  kurzen  Erörterung 
zu  unterwerfen.  Als  Erfinder  der  Margarine 
muss  der  französische  Chemiker  Mcgo- 
Mouriös  angesehen  werden,  der  sich  im 
Aufträge  des  Kaisers  Napoleon  111.  mit  der 
Aufgabe  beschäftigte,  für  die  unteren  Volks- 
klassen an  Stelle  der  teueren  Butter  ein 
anderes,  billigeres  Nahrimgsfctt  zu  schaffen 
und  der  im  Jahre  1870  eine  praktisch 
brauchbare  Lösung  dieses  Problems  ermittelte, 
indem  er  anstatt  des  vom  Rinde  mit  der 
Milch  ausgesehiedeuen  das  bei  dem  gleichen 
Tiere  im  Z e 1 1 ge  w e b e anfgestapelte  Fett 
benutzte  und  durch  geschickte  Massnahmen, 
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namentlich  auch  durch  Mischung  mit  Kuh- 
milch, für  den  liier  in  Rede  stehenden  Zweck 
geeignet  machte.  In  der  That  l>cdient  sich 
auch  die  heutige,  sehr  vervollkommnete  Tech- 
nik noch  des  Rinderiettes  als  des  wichtigsten 
Rohstoffs.  Ausgesuchter  und  zerkleinerter 
Rindertalg  wird  zunächst  bei  45 — 50° 
in  etwa  2 Stunden  ausgeschmolzen  und  durch 
eine  wässrige  Kochsalzlösung  geklärt.  Er 
erstarrt  dann  zu  einer  weissliehen  Masse,  die 
als  »premier  jus  in  den  Handel  gelangt. 
Das  letzten?  wird  darauf  ungefähr  24—48 
Stunden  hei  2G — 27°  stehen  gelassen;  es 
scheiden  sieh  gewisse,  hei  dieser  Temperatur 
erstarrende  Fette  ans.  und  wenn  das  halb- 
flüssige  Gemisch  endlich  durch  starke  Lein- 
wand gepresst  wird,  so  wird  es  in  eine  aus- 
fliessende,  gelbliche,  ölige  Hälfte,  das  Oleo- 
margarin  (meist  etwa  (30 Teile),  und  einen; 
festen  Rückstand,  den  P resst a lg  (40 Teile) 
getrennt,  der  bei  der  Herstellung  von  Stearin- 
kerzen, sowie  von  Kunstsj>oisofotten.  zur  Ver- 
fälschung des  Schweineschmalzes  u.  s.  f. 
Verwendung  findet.  Aus  dem  Olcomargariu 
aber  wird  nun  die  Margarine  bereitet,  indem 
man  einmal  andere  Fette,  vor  allen  Dingen 
reinstes  amerikanisches  Schweine- 
schmalz, das  sogenannte  neutral  lard,  und 
gewisse  pflanzliche  Fette,  so  das 
Sesam-,  das  Raumwollsamen-  und  das  Erd- 
nussöl, ferner  und  namentlich  aber  Milch 
und  zwar  Vollmilch  oder  Rahm  oder  Mager- 
milch (Hier  Huttermilch  hinzufügt.  Im  Durch- 
schnitt kommen  auf  (35  Teile  Oleoniargarine 
und  neutral  lard  20  Teile  pflanzliche  Oele 
und  15  Teile  Milch.  Die  letztere  dient  nicht 
oder  nicht  hauptsächlich  zur  Fettung;  ihr 
Zusatz  erweist  sich  vielmehr  nur  insofern 
als  nützlich  oder  unentbehrlich,  als  gewisse, 
auch  in  der  Magermilch  noch  enthaltene 
Stoffe  und  ihre  Abkömmlinge  (»Säuerungs- 
produkte«) der  Ware  den  der  Butter  eigentüm- 
lichen G e r u c h und  G e s c h m a c k verleihen. 
Das  gesamte  Gemisch  wird  mehrere  Stunden 
lang  in  grossen  Bottichen  bei  40 — 45°  auf 
das  sorgfältigste  umgerührt  und  endlich  in 
einem  ununterbrochenen  dünnen  Strom  unter 
den  Strahl  einer  mit  eiskaltem  Wasser  ge- 
speisten Brause  gepresst,  wo  die  dickflüssige 
Masse  sofort  erstarrt.  Schliesslich  wird  das 
Material  noch  geknetet,  sowie  mit  Salz  und 
Butterfarbstoff  verset zt. 

Die  fertige  Margarine  ist  im  Aussehen, 
Geruch  und  Geschmack  der  echten  Butter 
ausserordentlich  ähnlich,  wenn  auch  feinere 
Zungen  namentlich  gute  Butter  von  Margarine 
in  der  Regel  zu  unterscheiden  vermögen. 
Auch  Verdaulichkeit  und  Ausnutz- 
barkeit der  Margarine  stehen  nach  den 
Untersuchungen  von  Mayer,  Kien  zl.  Lüh- 
rig  u.  a.  m.  hinter  derjenigen  der  Butter 
kaum  zurück  und  die  Margarine  kann  daher 
im  allgemeinen  als  ein  sehr  schätzbares 


und  ausgezeichnetes  Surrogat  der  Butter 
besonders’  für  die  ärmeren  Klassen  angesehen 
werden . das  die  Gesundheitspflege  nar 
nach  2 Richtungen  zu  l>eschäftigen  braucht: 
einmal  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  J:e 
benutzten  Rohstoffe,  vornehmlich  der 
Rindertalg , eine  unbedenkliche  Be- 
schaffenheit zeigen,  und  zweitens,  dass  der 
K ä \ i fer.  der  Natur  butter  erwerben  will 
nicht  statt  dessen  Kunst  butter  erhalte, 
die  vielleicht  als  Nahrungsmittel,  aber  doch 
nicht  als  Genussmittel  mit  jener  gleich- 
gestellt weiden  kann.  Die  einschlägige  Ge- 
setzgebung hat  indessen  die  erste  und  wich- 
tigere Forderung  nur  in  geringem  Masse 
und  die  zweite  zwar  in  sehr  eingehenden 
und  scharfen  Vorschriften,  aber  doch  viel 
weniger  vom  Standpunkte  des  Käufers  uod 
Verbrauchers  als  des  Erzeugers  der  Natur- 
butter  behandelt,  und  so  tragen  die  be- 
treffenden Gesetze  das  Kainszeichen  ihrer 
agrarischen  Herkunft  und  des  Strebens,  die 
Butter  von  einer  höclist  lästigen  und  unbe- 
quemen Konkurrenz  zu  befreien,  nur  allzu 
deutlich  an  der  Stirn. 

Zunächst  gilt  das  schon  von  dem  G.  v. 
12.  Juni  1887  (dem  sogenannteu  Mar- 
gariuegesetz)  betr.  den  Verkehr 
mit  Ersatzmitteln  für  Butter.  Da 
sich  die  Erwartungen,  die  man  von  diesem 
Schritte  in  dem  eben  angedeuteten  Sinne 
gehegt,  aber  nicht  erfüllten,  vielmehr  schon 
im  Jahre  1895  die  Menge  der  im  Deut- 
schen Reiche  erzeugten  Margarine  auf 
etwa  90  Millionen  kg  mit  einem  Verkaufs- 
werte von  117  Millionen  Mark  geschätzt 
wurde,  so  sah  man  sich  bereits  nach  einem 
Jahrzehnt  zu  neueren  und  strengeren  Mass- 
nahmen veranlasst,  die  in  dem  Reichs- 
gesetze v.  15.  Juni  1897  betreffend 
den  Verkehr  mit  Butter,  Käse, 
Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln 
zusammengefasst  werden,  mit  dessen  Erlass 
das  frühere  Margarinegesetz  ausser  Kraft 
getreten  ist.  Wie  schon  die  Ueberschrift 
dieses  aus  21  Paragraphen  bestehenden  Ge- 
setzes zeigt,  hat  man  sich  hier  nicht  auf  die 
Behandlung  der  Margarine  beschränkt,  son- 
dern auch  die  übrigen  zu  Nahrungszwecken 
verwendeten  Fettstoffe  ei  ul«?  zogen,  so  na- 
mentlich die  Kunst  Speisefette  uud  den 
Margarinekäse,  dessen  Fett  nicht  aus 
Butterfett,  sondern  aus  Maigarine  besteht 
und  von  dem  mit  jedem  Jahre  grössere 
Mengen  in  den  Verkehr  gelangt  waren  und 
auch  noch  gelangen. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  beziehen 
sich  einmal  auf  die  Herstellung  der  be- 
treffenden Waren  und  ferner  auf  ihren 
Vertrieb. 

Von  der  ersteren  ist  freilich  nur  bei  der 
Margarine  und  auch  nur  insofern  die  Rede, 
als  in  § 3 der  Zusatz  von  mehr  als  10b 
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Teilen  Milch  oder  einer  dementsprechenden  j 
Menge  Kahm  auf  100  Teile  der  nicht  der 
Milch  entstammenden  Fette  verboten  wird. 
Der  Begriff  der  Margarine,  des  Margarine- 
käses u.  s.  w.  wird  daher  auch  nur  dahin 
erläutert,  dass  als  Margarine  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  »diejenigen  der  Milchbutter  oder 
dem  Butterschmalz  ähnlichen  Zubereitungen, 
deren  Fettgehalt  nicht  ausschliesslich  der 
Milch  entstammt,  als  Margarinekäse  diejeni- 
gen käseartigen  Zubereitungen,  deren  Fett- 
gehalt nicht  ausschliesslich  der  Milch  ent- 
stammt, als  Kunstspeisefett  diejenigen  dem 
Schweineschmalz  ühnliehenZubereitungon  an- 
gesehen werden  sollen,  deren  Fettgehalt  nicht 
ausschliesslich  aus  Schweinefett  besteht.* 
Im  übrigen  wird  gefordert  (§7),  dass  jeder, 
der  Margarine,  Margarinekäse  oder  Kunst- 
speisefett gewerbsmässig  herstellen  will,  der 
zuständigen  Behörde  Anzeige  zu  eistatten, 
auch  die  für  Herstellung,  Aufbewahrung, 
Verpackung  und  Feilhallung  der  Waren 
bestimmten*  Bäume  bezeichnen  und  die 
bestellten  Betriebsleiter  und  Aufsichtsper- 
sonen namhaft  zu  machen,  auch  Verände- 
rungen u.  s.  f.  zur  Kenntnis  zu  bringen  hat. 
Nach  §§  8,  9 und  10  steht  den  Beamten 
das  Recht  zu,  in  den  hier  verzeiehneten 
Betrieben  jeder  Zeit  Revisionen  aus- 
zuföhren  und  Proben  zum  Zwecke  der 
Untersuchung  zu  entnehmen,  sowie  ferner 
Erkundigungen  über  das  benutzte  Verfahren, 
die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Rohstoffe 
u.  s.  w.  einzuziehen.  Leber  die  Thatsachen 
und  Einrichtungen,  die  hierbei  dem  Beauf- 
tragten der  Polizei  zur  Kenntnis  kommen, 
sind  die  letzteren  verpflichtet,  Verschwie- 
genheit zu  beobachten. 

Dass  derartige  Besichtigungen  auch 
die  Aufdeckung  gesundheitlicher  Miss- 
bräuche, namentlich  die  Verwendung  schlech- 
ter und  verdorbener  Rohstoffe  unter  Um- 
ständen werden  ermöglichen  können,  soll 
nicht  bestritten  werden.  Immerhin  lässt  der 
ganze  Wortlaut  der  Vorschriften,  in  denen 
von  diesem  Zweck  mit  keiner  Silbe  die 
Rede  ist,  kaum  einen  Zweifel,  dass  im  we- 
sentlichen eine  gewerbliche  Kontrolle  ausge- 
übt werden  soll,  wie  sie  dann  in  denjenigen 
Paragraphen,  die  vom  Vertriebe  der 
Ware  handeln,  noch  schärfer  gefordert  wird. 
Es  wird  dort  (§§  1 und  4)  bestimmt,  dass 
die  Verkaufsstellen  der  sämtlichen 
Ersatzmittel  mit  einer  jede  Verwechselung  aus- 
schliessenden , deutlichen  Inschrift  ver- 
sehen werden  müssen,  dass  in  Räumen,  in 
denen  Butter  oder  Butterschmalz  bezw.  Käse 
gewerbsmässig  hergestellt,  aufbewahrt,  ver- 
packt oder  feilgehalten  wird,  d a u e he  n auch 
Margarine  oder  Kunstspeisefett  bezw.  Mar- 
garinekäse nicht  hergestellt,  aufbewahrt, 
verpackt  oder  feilgehalten  werden  dürfen,  und 
nur  für  den  Kleinhandel  in  Orten  von  we- 


niger als  5000  Einwohnern  ist  von  dieser 
Forderung  der  »getrennten  Verkaufsräume* 
Abstand  genommen  worden.  tK  fP 

Auch  die  Gef  äs  so  und  die  äusseren 
Umhüllungen,  in  denen  jene  Waren  verkauft 
werden,  müssen  entsprechende  Aufschriften 
tragen,  die  Gefässe  ausserdem  mit  einem 
bandförmigen  roten  Streifen  von  bestimm- 
ter Breite  versehen  sein.  Geformten  Stücken 
von  Margarine  oder  Margarinekäse  soll  eine 
derartige  Bezeichnung  eiugepresst  werden. 

In  § 11  wird  der  Bundesrat  ermächtigt, 
den  Verkauf  von  Butter,  deren  Fettgehalt 
nicht  eine  bestimmte  Grenze  erreicht  oder 
deren  Wasser-  und  Salzgehalt  eine  bestimmte 
Grenze  überschreitet,  zu  verbieten;  indessen 
hat  der  Bundesrat  von  dieser  Befugnis  seit- 
her noch  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Die  Vermischung  von  Butter  oder 
Butterschmalz  mit  Margarine  oder  anderen 
j Speisefetten  zum  Zwecke  dos  Handels  mit 
| dieser  Mischung  ist  verboten. 

Um  nun  die  Unterscheidung  der 
; Butter  u.  s.  w.  von  «len  Ersatzmitteln,  die 
! oft  auch  für  den  geübtesten  Untersucher 
und  die  genauesten  Verfahren,  namentlich 
l>ci  Gemischen  der  einen  mit  den  anderen 
unmöglich  ist,  zu  erleichtern  und  also  der 
Durchführung  des  Gesetzes  überhaupt  die 
Wege  zu  bannen,  bestimmt  § 6,  dass  Mar- 
garine und  Margarinekäse  »eine  die 
allgemeine  Erkennbarkeit  der  Waren  mittelst 
chemischer  Untersuchung  erleichternden, 
Beschaffenheit  und  Farbe  nicht  schädigenden 
Zusatz  erhalten«.  Als  solcher  ist  durch 
Bekanntmachung  des  Bundesrats  vom  4.  Juli 
1897  das  Sesam  öl  vorgeschrieben  worden, 
und  zwar  müssen  100  Gewichtsteile  der  be- 
nutzten Fette  und  Oele  hei  Margarine  min- 
destens 10,  bei  Margarinekäse  mindestens 
5 Teile  Sesamöl  hinzugefügt  werden.  Die 
§§  14 — 19  berühren  die  Straf  Vorschrif- 
ten, die  Gefängnis  bis  zu  0 Monaten,  Geld- 
strafen bis  zu  1500  Mark  vorsehen.  Auch 
kaun  auf  Einziehung  der  betreffenden 
Waren  und  muss  in  bestimmten  Fälleu  auf 
Veröffentlichung  des  Urteils  er- 
kannt werden. 

Das  G.  v.  20.  April  1892  betreffend  den 
Verkehr  mit  Wein,  weinhaltigen  und  weiu- 
älmliehen  Getränken,  das  sogenannte  Wein- 
gesetz bezweckt,  die  in  den  10  bezw. 
12,  18  und  14  dos  Nahrungsmittelgesetzes 
gegebenen  Begriffe  der  Verfälschung 
und  der  ges u n dh oi t s sc h äd  1 iche n B e- 
schaffenheit  für  Wein  und  ver- 
wandte Getränke  auf  eine  feste  Grund- 
| läge  zu  stellen,  da  die  Beurteilung  dieser 
Fragen  gerade  bei  einem  Genussmittel,  «las 
ungemein  häufig  durch  Anwendung  einer 
mehr  oder  minder  ausgedehnten  Kunsthilfe 
gewonnen  wird,  auf  sehr  erhebliche  Schwie- 
rigkeit gestossen  war.  Das  Gesetz  soll  da- 
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her  nicht  nur  der  gesund heitspolizei-  Obst-  und  Beerenobstwein  die  Benutzung 
liehen  (§$  1 und  2),  sondern  auch  der  von  Saccharin  und  ähnlichen  künstlichen 
wirtschaftlichen  und  verk oh repoli-  Sflssstoffen  ausdrücklich  untersagt.  Die 
zei liehen  Seite  (§$  H — 6)  der  Angelegen- ' aogodrohten  Strafen  bewegen  sich  zwischen 
heit  Rechnung  tragen,  während  in  den  Haft  und  Geldstrafe  von  150  Mark  (bei 
7—1 1 die  S t ra  f best  i in  m u n gen  enthalten  fahrlässigen  Zuwiderhandlungen)  und  Gefäng- 
und  Ausführungsverordnungen  vor-  nis  bis  zu  0 Monaten  oder  Geldstrafe  von 
gesehen  sind.  Den  Anforderungen  der  legi-  1500  Mark.  Auch  kann  wieder  auf  Ein- 
timet» Weinerzeuger  haben  jedoch  die  ein-  zichung  der  betreffenden  Waren,  und  Yer- 
sehlägigen  Vorschriften  des  Gesetzes  auf  die  öffentlichung  des  Urteils  erkannt  werden. 
Dauer  nicht  genügt.  Um  weitergehenden : In  § 11  wird  der  Bundesrat  ermächtigt,  die 
Wünschen  dieser  Gruppe  zu  entsprachen  erlaubten  Grenzen  für  die  bei  der  Keller- 
und den  unlauteren  Wettbewerb  im  Wein-  behänd lung  in  den  Wein  gelangenden 
handel  zu  Iteschränken,  finden  daher  ge- ' Stoffe  zu  bestimmen,  in  § 12,  Grundsätze 
rado  im  Augenblick  kommissarische  Bera- ; auf zustel len,  nach  denen  die  zur  Ausführung 
tungen  statt,  die  die  Ergänzung  des  be-  des  Gesetzes  erforderlichen  Unters  uch  un- 
stehenden oder  den  Erlass  eines  neuen  gen  vorzunehmen  sind. 

Wcingesetzes  vorberaiton  sollen,  und  wir  Von  der  in  ij  11  ausgesprochenen  Be- 
weisen deshalb  das  voraussichtlich  bald  fugnis  hat  der  Bundesrat  dann  in  einer 
ausser  Kraft  tretende  jetzige  Gesetz  Idor  Bekan  n t in  ach  ung  vom  29.  A pri  1 1892, 
mit  einigen  kurzen  W'orten  erledigen  dürfen.  von  der  in  £ 12  gegel>enen  in  einer  solchen 
ln  den  ersten  Paragraphen  des  Weingesetzos  vom  25.  Juni  1S9Ü  Gebrauch  gemacht 
wird  der  Zusatz  gewisser,  an  sich  gesund-’  Wie  eben  erwähnt,  hatte  schon  das  Wein- 
hei tssohäd lieber  Stof fe,  die  im  ein-  gesotz  die  Benutzung  des  Saccharins, 
zelnen  angegeben  sind,  sowie  der  Ver-  eines  aus  den  Abkömmlingen  des  Stein- 
kauf eines  in  vorschriftswidriger  Weise  j kohlenteers  gewonnenen  künstlichen  Sflss- 
liereiteten  Weiues  u.  s.  w.,  endlich  auch  Stoffs  an  Stelle  des  Znekers  für  die  Be- 
eiltes Rotweines,  dessen  Gehalt  an  Schwefel-  handlung  des  W'eins  verboten.  Die  Beob- 
Säura  Aber  ein  bestimmtes  Mass  hinausgellt  • acht  ung,  dass  das  gleiche  Präparat  aV*er  in 
(gegi  psterRot woin)  verboten.  Unter  den  vielleicht  noch  höherem  Masse  und  iu  immer 
angeführten  Stoffen  seien  erwähnt:  Alaun  > wachsender  Ausdehnung  auch  bei  der  Her- 
um! andere  lösliche  Aluminiumsalze,  Bor-  Stellung  zahlreicher  anderer  Nahrungsmittel, 
säure,  Glycerin  (Verfahren  des  sogenannten  so  dos  Biers,  namentlich  seiuer  obergärigen 
Scheelisierens). Salieylsüure. fuselhaltiger  Sorten,  der  Fruchtkonserven  u.  s.  f.  Ver- 
Sprit.  unreiner  Stflrkezucker.  Teerfarbstoffe,  wenduug  fand,  hat  die  beteiligten  In- 
Die  Paragraphen  3 — 0 liescliäftigen  sieh  mit  stanzen  bestimmt,  diesem  Gegenstände  ihre 


der  Frage  der  Verfälschung  und  be- 
stimmen, dass  als  Verfälschung  im  Sinne 


besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und 
auf  den  Erlass  eines  eigenen  einschlägigen 


des  § 10  des  Nahnmgsmittelgesetzes  nicht  i Gesetzes  hinzuwirken,  das  am  6.  Juli  1K98 
angesehen  werden  solle:  i unter  der  Bezeichnung  ♦Gesetz,  betreffend 

1.  die  anerkannte  Kel  ler  behänd  lung  den  Verkehr  mit  künstlichen  Süßsstoffen« 

(Haltbarmachung  des  W'cincs  durch  Zusatz  ; (Snec hari  inrosot /.)  ergangen  ist.  Es 
geringer  Mengen  von  Alkohol  oder  verschie-  heisst  hier  zunächst  in  § 1:  Künstliche 
dener  Kläruugsmittel).  Süss  Stoffe  im  Sinne  des  Gesetzes  sind 

2.  der  Wein  verschnitt  (Mischung  von  alle  auf  künstlichem  Wege  gewonnenen 

Wein  mit.  Wein),  i Stoffe,  welche  als  Süssmittcl  dienen  können 

3.  Entsäurung  mittelst  eines  gefällten  und  eine  höhere  Süsskraft  als  raffinierter 
kohlensauren  Kalks  (das  sogenannte  Oh ap- | Rohr-  oder  Rübenzucker,  aber  nicht  ent- 


talisieren), 

4.  der  Zuckerzusatz 
Gal  lisieren). 


(das  sogenannte 


§ 2 


Dagegen  sind  als  Verfälschung  zu  er- 
achten namentlich  der  Aufguss  von  Zucker- 
wasser auf  ganz  oder  teilweise  ausgepresste 


i sprechenden  Nährwert  besitzen.  Nach 
soll  die  Verwendung  derartiger  Stoffe  bei 
der  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Uenuss- 
mittoln  als  Verfälschung  im  Sinne  des 
Nahnmgsmittelgesetzes  angesehen  und  daher 
dem  Deklarationszwange  unterworfen,  d.  h. 


Trauben  (das  sogenanntu  Pet io tisicren),1  der  Verkauf  oder  das  Fcilhalten  solcher 
die  Bereitung  von  Rosineuwein  sowie;  Waran  nur  unter  einer  entsprechenden  Be- 
ähn liehe  Massrcgeln.  Solche  Weine  dürfen  j Zeichnung  noch  fernerhin  gestattet  sein. 


daher  nur  unter  einer  entsprechen 
d e n B e ze  i c h n u n g (Tresterwein.  Hefenwein, 
Rosinenwein.  Kunstwein  u.  s.  f.)  feilgehalten 
und  verkauft  werden.  Auf  Schaumwein 
finden  diese  Vorschriften  keine  Anwendung. 


Völlig  verboten  ist  aber  nach  § 3 der 
Gebrauch  der  künstlichen  Süssstoffe  bei  der 
Bereitung  von  Bier,  Wein  oder  weinähn- 
lichen Getränken,  von  Fruchtsäften, 
Konserven  und  Lik ö reu  sowie  von 
Dagegen  wird  für  den  letzteren  sowie  für  Zucker-  oder  Stürkesyrupcn.  In  $ 4 finden 
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sich  die  Strafvorschriften ; § 5 ermächtigt 
den  Bnndesral  zum  Erlass  von  Ausführungs- 
bestimmuugen.  Das  Saccliaringesetz  ist  ohne 
Zweifel  im  wesentlichen  aus  dem  Bestreben ' 
geboren,  den  Zucker,  also  eines  unserer 
wichtigsten«  Landes-  und  Bodenerzengnisse, 
von  einem  lästigen  und  gefährlichen  Wett- 
bewerb zu  befreien  und  ihm  sein  legitimes 
Absatzgebiet  zu  wahren.  Indessen  wird 
auch  die  Gesundheitspflege  mit  dieser  Ab- 
sicht hier  insofern  durchaus  einverstanden 
sein  können,  als  der  Zucker  nicht  nur  ein : 
Genuss-,  sondern  ferner  auch  ein  ungemein  j 
wertvolles  und  nützliches  Nahrungsmittel 
ist,  das  Saccharin  und  seine  Verwandten 
aber  nach  dieser  Richtung  völlig  versagen 
und  also  den  Zucker  schon  deshalb  in  j 
seiner  Bedeutung  für  den  menschlichen  j 
Körner  in  keinem  Falle  ersetzen  können. 

Von  hervorragender  Tragweite  in  ge- 
sundheitlicher Beziehung  ist  endlich  das ; 
Gesetz  betreffend  die  Schlacht- 
vieh- und  Fleischbeschau  vom 
3.  Juni  19UU  (Fleischschangesetz). 
Ursprünglich  und  angeblich  n u r aus  sani-  : 
tären  Beweggründen  hervorgegangen,  hat  es  ! 
namentlich  bei  seiner  Behandlung  im  Reichs- 
tage zwar  manches  wesentliche  Merkmal 
dieses  Charakters  eiugebüsst  und  eine  ge- 
wisse Verschiebung  im  wirtschaftlichen 
Sinne,  zu  Gunsten  unserer  einheimischen 
Fleischerzeugung  erfahren.  Immerhin  aber 
bleiben  doch  eine  ganze  Reihe  von  wichtigen 
Punkten  übrig,  die  ihm  auch  jetzt  noch  das 
Gepräge  eines  hygicinischen  Gesetzes  lassen. 
Durch  § 5 Ziffer  3 des  Nahrungsmittelge- 
setzes war  das  Verkaufen  und  Feilhalten 
von  Tieren,  die  an  bestimmten  Krankheiten 
leiden,  zum  Zwecke  der  Schlachtung,  sowie 
das  Verkaufen  und  Feilhalten  des  Fleisches 
von  Tieren,  die  mit  bestimmten  Krank- 
heiten behaftet  waren,  für  das  ganze  Reich 
verboten.  Indessen  die  Feststellung  dieser 
Krankheiten  und  namentlich  die  Erkennung 
des  von  kranken  Tieren  herrührenden 
Fleisches,  die  sichere  Unterscheidung  dos 
letzteren  von  dem  gesunder,  stiess  überall  j 
da  auf  die  grössten  Schwierigkeiten,  wo ; 
nicht  eine  sachverständige  Untersuchung i 
sowohl  der  Tiere  vor  dem  Schlachten  wie ! 
des  Fleisches  nach  dem  Schlachten  und 
zwar  des  Fleisches  im  Zusammenhänge  mit  j 
den  Eingeweide»,  in  denen  die  krankhaften  j 
Veränderungen  ausschliesslich  oder  vorzugs- 
weise zum  Ausdruck  gelangen,  stattfand.  I 
Freilich  wurde  diese  Vorbedingung  und 
zwar  vielfach  schon  seit  langer  Zeit  in  den  | 
meisten  süddeutschen  Staaten,  auch 
in  einigen  preussischen  Landesteilen  und  in 
allen  denjenigen  Städten  erfüllt,  die  im  Be- : 
sitze  von  Schlachthäusern  sind  und  den  j 
Schlachtzwang  eingeführt,  haben.  Aber  von  ; 
einer  allgemeinen  und  gleiehmässigen  Rege-  j 


lung  der  ganzen  Angelegenheit  war  doch 
nicht  die  Rede,  und  ferner  nahm  das  vom 
A uslande  kommende  Fleisch  insofern  eine 
unberechtigte  Sonder-  und  Vorzugsstellung 
ein,  als  entweder  von  seiner  Untersuchung 
überhaupt  oder  doch  von  der  eigentlich 
wirksamen  Form  derselben,  d.  h.  der  Prüfung 
des  Fleisches  in  Verbindung  mit  den  Ein- 
geweiden  abgesehen  wurde. 

Diesen  Mängeln  will  das  neue  Fleisch- 
sehaugesetz in  durchgreifender  Weise  ab- 
helfen. Im  § 1 wird  eine  amtliche 
Untersuchung  für  alle  Tiere,  deren 
Fleisch  zum  Genüsse  für  Menschen  ver- 
wendet werden  soll,  v o r u n d n a c h de r 
Schlachtung  angeordnet.  Als  Fleisch 
im  Sinne  des  Gesetzes  sind  nach  § 3 alle 
Teile,  sofern  sie  sieh  zum  Genüsse  für  Men- 
sehen eignen,  auch  die  hergestellten  Fette 
und  Würste,  sowie  andere  Erzeugnisse,  falls 
der  Bundesrat  dies  anordnet,  anznsehen. 
Bei  Notschlachtungen  darf  die  Unter- 
suchung vor  der  Schlachtung,  bei  den  soge- 
nannten Hausse  Illach  tu  ngen  nach  § 2 
vor  und  nach  der  Schlachtung  unterbleiben. 
Diese  letztere  Bestimmung  muss  als  eine 
besonders  bedauerliche  Lücke  im  Gesotz 
bezeichnet  werden,  durch  die  in  Zukunft 
gewiss  nicht  selten  bedenkliche  Ware  hin- 
durchschlüpfen wird.  Die  »ausschliessliche 
Verwendung«  derartigen  Fleisches  »im 
eigenen  Haushalt  des  Besitzers«  lässt  sich 
erfahrungsgemäss  nun  sehr  schwer  sichern 
und  beaufsichtigen,  und  die  Gründe,  die 
gegen  eine  Ausdehnung  des  Schauzwangs 
auch  auf  die  Hausschlachtungen  geltend  ge- 
macht worden  sind  — namentlich  Mangel 
an  den  erforderlichen  Beschauern  — können 
als  stichhaltige  nicht  anerkannt  werden, 
da  überall  da.  wo  bisher  schon  die  Haus- 
schlachtungon dem  Schauzwang  unterworfen 
waren,  Schwierigkeiten  nicht  hervorget roten 
sind,  vielmehr  die  sogenannten  empirischen 
Fleisehbeseliauer  in  solchen  Fällen  ihre  Be- 
fugnisse meist  zur  vollen  Zufriedenheit  ver- 
sehen haben. 

Für  die  Ausführung  der  Beschau 
werden  im  übrigen  in  den  $§  5 — 11  genaue 
Vorschriften  gegeben.  Wird  das  Fleisch 
als  untauglich  für  den  menschlichen 
Genuss  befunden,  so  soll  es  beschlag- 
nahmt werden;  ist  es  »bedingt  taug- 
lich', so  kann  es  durch  bestimmte  Vor- 
kehrungen brauchbar  gemacht  und 
unter  besonderen  Bedingungen, 
namentlich  einer  deutlichen  Erklärung 
seiner  Beschaffenheit  vertrieben  werden. 
Die  §§  12 — 17  beschäftigen  sich  mit  dem 
vom  Auslände  kommenden  Fleisch.  Die 
Einfuhr  von  Fleisch  in  luftdicht  verschlosse- 
nen B ü c h s e n oder  ähnlichen  Beflissen, 
von  Würsten  und  sonstigen  Gemengen 
aus  zerkleinertem  Fleisch  wird  überhaupt 
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verboten.  Frisches  Fleisch  darf  bis 
zum  31.  Dezember  1903  nur  in  ganzen 
T i e r k ö r j>  e r n oder  Hälften,  z u b e r e i t e t e 8 
Fleisch  bis  zu  dem  gleichen  Zeitpunkt  nur 
dann  importiert  worden,  wenn  sich  seine 
Unschädlichkeit  mit  Sicherheit  fest- 
ste! len  lässt.  Pökelfleisch  in  Stücken  von 
weniger  als  4 kg  ist  ausgeschlossen.  Schinken, 
SjRH-k  und  Därme  dürfen  auch  in  kleineren 
Mengen  eingeführt  werden.  Nach  dem 
31.  Dezember  1903  sind  die  Bedingungen 
für  die  Einfuhr  von  fremdem  Fleisch  von 
neuem  zu  regeln ; geschieht  das  nicht,  so 
bleibt  es  bei  der  vorherigen  Uebung.  Schon 
früher  aber  darf  der  Bundesrat  weitergehende 
Verbote  und  Beschränkungen  der  Einfuhr 
besch Messen.  Dem  Pferdefleisch  ist 
ein  besonderer  Paragraph  (18)  gewidmet. 
Nach  § 19  muss  ferner  das  Ergebnis  der 
Untersuchung  auf  dem  Fleische,  das  aus 
dem  Auslande  stammende  Fleisch  ausser- 
dem als  solches  kenntlich  gemacht  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  in  sani- 
tärer Beziehung  ist  § 21,  nach  dem  die 
Verwendung  bestimmter  Stoffe  oder 
Verfahren  bei  der  gewerbsmässigen  Zu- 
bereitung von  Fleisch,  die  der  Ware  eine 
gesundheitsschädliche  Beschaffenheit  zu 
gehen  vermögen,  untersagt  wird.  Diese 
Stoffe  und  Verfahren  zu  bezeichnen,  bleibt 
dem  Bundesrat  überlassen,  der  das  Verbot 
auch  auf  Stoffe  und  Verfahren  ausdelinen 
darf,  die  eine  gesundheitsschädliche  oder 
minderwertige  Beschaffenheit  der  Ware  zu 
v e rd  ec  k e n geeignet  sind.  Im  $ 22  werden 
dem  Bundesr.it  weitere  A u s f ii  hrungs- 
b es t i m m u n gen  Vorbehalten,  in  § 23  die 
Kosten  frage  behandelt,  in  § 24  erklärt, 
dass  weitergehende  landesrechtliche  Vor- 
schriften über  die  Trichinenschau,  Vertrieb 
des  beanstandeten  Fleisches  u.  s.  w.  nelion 
dem  Fleischsehaugesetz  bestehen  bleiben. 
Die  §§  20 — 28  bringen  die  Strafandrohungen, 
§ 29  besagt,  dass  die  einschlägigen  Para- 
graphen des  Nahrungsmittelgesetzes  durch 
das  Fleischsehaugesetz  nicht  berührt  wer- 
den u.  s.  f. 

b)  Landesrechtliche  Bestimmungen. 

Neben  den  im  vorhergehenden  be- 
sprochenen Reichsgesetzen  bewegen  sich 
auf  dem  Gebiete  des  Nahrungsmittel- 
wesens nun  noch  eine  sehr  grosse 
Anzahl  von  ei  n zei  staatlichen  Ge- 
setzen sowie  besonders  von  Minis- 
terialerlassen und  polizeilichen 
V e r o r d n u n g e n , bald  für  grossem  Be- 
zirke. bald  nur  für  einzelne  Städte  u.  s.  f. 
Diese  landesrechtlichen  Bestimmungen  be- 
ziehen sich  zum  Teil  auf  Gegenstände,  die 
auch  bereits  eine  reichsgesetzliche  Regelung 
erfahren  haben,  und  schreiben  für  die  be- 
treffenden Waren  noch  schärfere  Mass- 
nahmen vor,  die  in  den  sämtlichen  Reichs- 


gesotzen  ausdrücklich  als  zulässig  erklärt 
werden  und  meist  in  örtlichen  Gebräuchen 
und  Sitten  ihre  Begründung  finden,  zum 
Teil  aber  auf  diejenigen  Nahrungsmittel, 
für  die  eine  reichsgesetzliche  Regelung  noch 
fehlt,  meist  weil  eben  lokale  Eigentüm- 
lichkeiten und  rnterschiede  einer  soleheu 
im  Wege  stehen.  In  die  erste  Gruppe  er- 
hören z.  B.  manche  Vorschriften  über  die 
T r i c h i n e n s e h a u sowie  über  die  Behand- 
lung des  minderwertigen  oder  bedingt  taug- 
lichen Fleisches,  in  die  letztere  die  über  M e h L 
Backwaren,  giftige  Pilze.  Wasser, 
künstliches  Mineralwasser.  Ei  s , 
0 bst , Gern üse.  Brau  n t wein.  Liköre 
sowie  namentlich  über  Bier,  Bierdruck- 
apparate und  Milch.  In  Bayern  ist  cs 
z.  B.  durcli  Lindesgesetz  verboten,  bei  der 
Bereitung  von  Bier  irgendwelche  andere 
Stoffe  als  Gerstenmalz,  Hopfen,  Wasser  und 
Hefe  zu  verwenden,  während  im  übrigen 
Deutschland  auch  noch  gewisse  Surrogate 
statthaft  sind.  Bei  der  M ilch  hat  man  nach 
verschiedenen  Anläufen  von  einer  einheitlichen 
Gestaltung  des  Verkehrs  mit  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  der  örtlichen  Verhält- 
nisse (Rasse  der  Tiere,  Art  der  Fütterung 
u.  s.  w.)  Abstand  genommen  und  sich  da- 
rauf  beschränkt,  gewisse  Grund züge  für 
kleinere  Bezirke  aufzustellen  und  dereu 
Einführung  durch  obrigkeitliche  Verfügungen 
zu  empfehlen.  So  sind  denn  in  sehr  vielen 
Städten  polizeiliche  Verordnungen  über  die 
M a r k t m i 1 e h in  K raft  getreten,  die  sanz 
genaue  Anforderungen  au  die  Beschaffen- 
heit dieses  wichtigen  Nahrungsmittels  er- 
heben und  z.  B.  einen  Mindestfettgehalt, 
eine  gewisse  Menge  von  Trockensubstanz, 
ein  bestimmtes  speeifisohes  Gewicht  u.  s.  f. 
verlangen. 

3.  Organisation  der  N.  in  Deutsch- 
land. Für  die  p r a k t i s c he  Ha n d h a b u n g 
der  Nahrungsmittelpolizei  kommen 
einmal  allgemeine  und  ferner  be- 
sondere auf  Grund  der  eben  besprochenen 
Gesetze  u.  s.  w.  ergriffene  Mass regeln  in 
Betracht.  Zunächst  kann  dei  Verkehr 
mit  Nahrungsmitteln  au  sich  in 
seinen  äusseren  Formen  beeinflusst  wer- 
den, indem  z.  B.  die  offenen  Märkte 
aufgehoben  und  durch  Markthallen  er- 
setzt werden.  Eine  besondere  Erwähnung 
veixlienen  hier  die  Vorschriften,  durch  die 
J das  Schlachten  der  Tiere  in  eigenen 
'Schlachthäusern  verlangt  wird.  In 
jPreussen  geschieht  das  nach  dem  G.  v. 
18.  März  1808  bezw.  9.  März  1881.  «las 
denjenigen  Gemeinden,  in  denen  eine  Ge- 
meindeanstalt zum  Schlachten  von  Vieh 
(öffentliches  Schlachthaus)  errichtet  ist.  die 
Befugnis  gewährt,  durch  Gemeindebeschlass 
den  Schlacht  hauszwang  einzuführen,  d.  h. 
die  privaten  Schlachtungen  zu  verbieten. 
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Die  Beaufsichtigung  des  Verkehre  mit 
Lebensmitteln  geschieht  im  übrigen  durch 
die  Polizei  und  ihre  Beauftragten. 
Das  Nahrungsmittelgesetz  giebt  ihr  die  Er- 
mächtigung, die  Verkaufsräume  zu  betreten 
sowie  Proben  zum  Zwecke  der  späteren  Unter- 
suchung zu  entnehmen  (vergl.  oben)  und 
sich  so  von  der  Beschaffenheit  der  Waren 
zu  überzeugen.  Die  Prüfung  selbst 
kann  unter  Umständen  sofort  an  Ort  und 
Stelle  bewirkt  werden  (z.  B.  Strassenkon- 
trolle  der  Milch),  in  der  Hegel  aber  wird 
die  Uebenveisung  an  ein  eigenes  Unter- 
s u c h u ngsamt  und  einen  technisch  vorge- 
gebildeteu  Fachmann  notwendig,  der  hei  vor- 
schriftswidriger Beschaffenheit  der  Ware  die 
letztere  beanstandet  und  der  Polizei- 
behörde eine  entsprechende  Anzeige 
erstattet,  die  dann  ihrerseits  entweder 
Polizeistrafen  verhängen  oder  die  An- 
gelegen heit  der  Staatsanwaltschaft  zur 
weiteren  Veranlassung  übergeben  kann.  Der- 
artige öffentlich  e A n s t a 1 1 e n zur  tech- 
nischen Untersuchung  von  Nahrungsmitteln 
sind  als  eine  unerlässliche  Ergän  z nag, 
als  eine  notwendige  Folge  des Nahrungsmittol- 
gesetzes  anzusehen,  geben  diesem  erst  den 
eigentlichen  Inhalt  und  praktische  Bedeu- 
tung, und  es  ist  deshalb  im  höchsten  Grade 
bedauerlich,  dass  von  der  durch  das  Nah- 
rungsmittelgesetz  eröffneten  und  erleichterten 
Möglichkeit  zur  Errichtung  solcher  Aemter 
längst  noch  nicht  in  gewünschtem  Umfange 
Gebrauch  gemacht  worden  ist.  In  Sfld- 
deutschland,  wie  namentlich  in  Bayern  und 
in  einigen  kleineren  Bundesstaaten,  z.  B.  in 
Hamburg,  hat  freilich  der  Staat  selbst  be- 
sondere Anstalten  ins  Leben  gerufen;  an 
den  meisten  Stellen  aber  hat  man  diese 
Sorge  den  einzelnen  Gemeinden  über- 
lassen, die  sich  begreiflicherweise  schon  aus 
Scheu  vor  den  Kosten  der  ersten  Einrich- 
tung und  des  Betriebes  nicht  gerade  beeilt 
haben,  der  Aufforderung  zu  entsprechen. 
So  finden  wir  denn  eigeue,  nur  diesem 
Zwecke  dienende  Untereuelningsanstalten 
thatsächlich  nur  in  einigen  wenigen  grösseren 
Städten,  wie  in  Breslau,  Hannover,  Kiel  u. 
a.  m.;  vielfach  hat  man  neuerdings  den  Aus- 
weg eingeschlagen,  die  Anstalt  an  andere 
bereits  bestehende  ähnliche,  wie  z.  B.  die 
hygieinischen  oder  landwirtschaftlichen  In- 
stitute der  Universitäten  anzugliedern  (z.  B. 
in  Halle,  Königsborg,  Leipzig.  Dresden), 
meist  aber  begnügt  man  sich  bisher  damit, 
die  Prüfung  der  Nahrungsmittel  privaten 
L a b o ra to  r i e n im  Besitze  eines  Chemikers 
oder  Apothekers  zu  übertragen.  Dass  die 
Regelmässigkeit  und  die  Sicherheit  der 
Ueberwaehung  durch  dieses  Verfahren  nicht 
gerade  gefördert  werden,  liegt  auf  der  Hand, 
und  so  haben  denn  auch  die  erzielten 
Erfolge  oft  genug  zu  wünschen  übrig 


gelassen.  Ist  das  zum  Teil  durch  die 
mangelhafte  Schulung  der  Untersucher  ver- 
schuldet, so  sind  auf  der  anderen  Seite 
doch  auch  gewisse  Schwierigkeiten,  die  durch 
die  Natur  der  Sache  selbst  bedingt  sind,  hier 
von  Bedeutung.  Die  Nahrungsmittel- 
chemie an  sich  und  ihre  Methodik  ist 
noch  in  dauernder  Entwickelung  und  Gä- 
rung begriffen,  die  Verfahren,  deren  sie 
sieh  bedient,  sind  vielfach  schwankende  und 
' ungemein  verwickelte,  und  die  Ergebnisse 
• entbehren  daher  der  nötigen  Uebcrciustim- 
mung.  Um  diesen  Uebelständen  abzuhelfen, 
ist  einmal  durch  Bundesratsbeschluss 
vom  22.  Februar  1894  eine  besondere 
Kaste  von  Nahrungsmittclchemikern 
1 geschaffen  worden,  die  nach  bestandener 
Vor-  und  Hauptprüfung  eine  Be- 
s e h e i n i g u n g über  ihre  Fähigkeit  erhalten 
und  für  die  chemisch-technische  Bourtei- 
! lung  von  Nahrungsmitteln,  Genussmitteln 
und  Gebrauchsgegenständen  im  Sinne  des 
Xahrungsm  i t telgesetzes  i n e r s t e r Linie 
herangezogen  werden  sollen.  Wird  schon 
dadurch  eine  grössere  Zuverlässigkeit  der 
abgegebenen  Gutachten  gewährleistet  und 
für  die  Rechtsprechung  die  ersehnte  »sichere 
Grundlage  geschaffen,  so  sind  in  dem 
gleichen  Sinne  wirksam  die  Vereinba- 
rungen über  gewisse  Untersu- 
ichungsver fahren  im  ganzen  wie  in  den 
j einzelnen  Teilen  ihrer  Ausführung  und  An- 
wendung. Nachdem  solche  Normen  zuerst 
im  weiteren  I ’m fange  von  den  ha y e r i s c h e n 
Vertretern  der  angewandten  Chemie  aufge- 
stellt worden  waren  und  sich  in  der  Praxis 
durchaus  bewährt  hatten,  hat  neuerdings  das 
Reichsgesundheitsamt  die  I^eitung 
auf  diesem  Gebiete  übernommen  und  mit 
Unterstützung  der  hervorragendsten  Sach- 
I verständigen  »Vereinbarungen  zurei u- 
! h e i 1 1 i c li e n U n te r s u c h u ng  und  Be u r - 
t e i 1 u n g v o n Nahrungs-  u n d G enuss- 
; mittein,  sowie  Geb  rauch  sgegen- 
: ständen  für  das  Deutsche  Reich« 
i festgestellt,  von  denen  bisher  2 Hefte  er- 
I schienen  sind,  deren  erstes,  aus  dem  Jahre 
1897  stammend,  die  allgemeinen  Methoden 
(Bestimmung  des  Wassers,  des  Stickstoffs 
und  seiner  Verbindungen),  dos  Fettes,  der 
stickstofffreien  Extraktstoffe  Itezw.  der 
Kohlenhydrate,  der  Rohfaser,  der  Mineral- 
stoffe u.  s.  w.),  den  Nachweis  der  Konser- 
vierungsmittel, die  Untersuchung  von  Fleisch 
und  Fleischwaren,  von  Wurst,  Fleischextrakt 
und  Fleisch] »epton,  der  Eier,  des  Kaviars, 
der  Milch,  des  Käses  sowie  der  Speisefette 
' und  Oele,  deren  zweites,  1899  erschienen, 
Mehl  uud  Brot,  Gewürze,  Essig,  Zucker 
und  Zuckerwaren,  Fruchtsäfte,  Gemüse  und 
| Fmehtdauerwaren,  Honig,  Branntwein  und 
! Liköre,  künstliche  Süssstoffe  und  das 
Wasser  umfasst. 


Digitized  by  Google 


1 


954 


Nahrungsmittel  [tolizei 


Wenn  auch  das  Bedenken,  dass  durch 
eine  derartige  Kodifizieruug  die  weitere 
freie  Bewegung  auf  diesem  Felde  gehemmt 
und  der  Entwickelung  der  Methodik  eine 
liistigo  Fessel  auferlegt  werde,  nicht  ganz 
ausser  acht  gelassen  werden  darf,  so  kann 
es*  doch  nicht  ins  Gewicht  falleu  gegen- 
über dem  ausserordentlichen  Gewinn  einer 
solchen  Verständigung.  Das  früher  nicht 
seltene,  höchst  unerquickliche  Schauspiel, 
dass  zwei  Gutachter  bei  der  nämlichen  Probe 
' zu  ganz  entgegengesetzten  Ergebnissen  ge- 
langt waren  und  ihre  Anschauung  dann 
auch  vor  Gericht  vertraten,  wird  in  Zukunft 
gewiss  immer  seltener  werden. 

4.  Organisation  der  X.  im  Anslande, 
ln  Oesterreich  hat  das  Nahrungsmittel- 
wesen eine  umfassende  und  einheitliche 
Regelung  durch  ein  G.  v.  1(1.  Januar  1896 
erfahren,  das  im  grossen  und  ganzen  dem 
deutschen  Nahrungsmittelgesetz  nachgebildet 
ist.  Dem  Gesetz  unterliegt  der  Verkehr 
mit  Lebensmitteln,  kosmetischen  Mitteln  und 
Spielwaren,  Tapeten,  Bekleidungsgegenstän- 
den,  Ess-  oder  Trinkgeseh irren,  sowie  Ge- 
schirren  und  Geräten,  die  zum  Kochen  oder 
zur  Aufbewahrung  von  Lebensmitteln  oder 
zur  Verwendung  bei  denselben  bestimmt 
sind,  ferner  mit  Wagen,  Massen  und  anderen 
Messwerkzeugen,  die  zur  Verwendung  bei 
1 Arbeitsmitteln  zu  dienen  haben,  die  Ver- 
wendung gewisser  Farben  zur  Zimmer- 
malerei, endlich  der  Verkehr  mit  Petroleum. 
Die  Aufsichtsbeamten  haben  das  Hecht, 
Revisionen  aufzuführen  und  Proben  zu  ent- 
nehmen; als  derartige  Beamte  kommen  in 
erster  Linie  die  Bezirksärzte  in  Betracht: 
weiterhin  werdet!  durch  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  Kronländer  diejenigen  Organe 
Ijcstiinmt,  die  diese  Berechtigung  oder  Ver- 
pflichtung halten.  So  z.  B.  besagt  ein 
Specialgesetz,  dass  in  Steiermark  I tosendere 
und  beeidete  Beamte  für  die  Handhabung 
der  Gesundhcits-  und  Lebensmittelpolizei  zu 
bestellen  haben:  1.  Autonome  Städte,  2.  Ge- 
meinden, die  als  Kurorte  mit  eigenen  Kur- 
statuten versehen  sind,  3.  Gemeinden  mit 
mehr  als  5000  Einwohnern  in  einer  Ortschaft. 

Die  Vorschriften  über  die  Ermächtigung 
der  Regierung  zum  Erlass  von  Verboten 
bestimmter  Arten  der  Herstellung,  Gewin- 
nung, Aufbewahrung,  des  Verkaufs  und 
Feilhaltens  von  Lebensmitteln,  der  Verwen- 
dung bestimmter  Stoffe  und  Farben  bei  der 
Herstellung  von  Spiel  waren,  Tapeten,  Be- 
kleidungsgrgeuständen,  Ess-  und  Trinkge- 
schirren u.  s.  w.  sowie  die  Strafbestimmungen 
sind  denen  des  Deutschen  Reichsgesetzes 
vom  14.  Mai  1879  sehr  ähnlich. 

Dagegen  unterscheidet  sich  das  öster- 
reichische von  dem  deutschen  Nahrungs- 
mittelgesetz zu  seinem  Vorteil  dadurch,  dass 
es  die  Errichtung  staatlicher  Untersuehuugs- 


anstalten  vorschreibt ; derartige  Anstalten  sind 
denn  bisher  auch  bereits  eine  ganze  Anzahl 
und  zwar  im  Anschluss  au  die  hygieinisefceu 
Institute  der  Universitäten  und  mit  einem 
über  die  betreffenden  Lamlesteile  ausge- 
dehnten Dienstsprengel  gegründet  und  dem 
Betriebe  übergeben  worden. 

Die  Ausführung  der  Untersuchungen  soll 
»diplomierten  Lebensmittelexperten«  anver- 
traut werden,  über  deren  Ausbildung  und 
Befähigungsnachweis  besondere  und  zwar 
sehr  strenge  Vorschriften  ergangen  sind, 
für  die  auf  der  anderen  Seite  al»er  auch 
eine  verhältnismässig  recht  gute  Besoldung 
vorgesehen  ist. 

Neben  diesem  allgemeinen  Nahrungs- 
mittelgesetz  betreffen  nun  wie  in  Deutsch- 
land noch  mannigfache  einzelne  Gesetze, 
Erlasse  und  Verordnungen  den  Verkehr  mit 
Wein,  mit  Butter  und  ihren  Ersatzmitteln, 
mit  Milch,  Fleisch  u.  s.  f. 

Füi  England  gelten  die  adulteration 
of  food  Acts  aus  den  Jahren  1860,  1572 
und  1874.  Die  Grafschaftsgerichte  und  die 
Gemeindebehörden  (Magistrate)  haben  das 
Recht  und  die  Pflicht,  Sachverständige  für 
die  Untersuchung  von  1 Athens  mittein  anzu- 
stellen.  Diese  Sachverständigen  (analysts) 
müssen  einen  besonderen  Bildungsgang 
durchmachen  und  eine  entsprechende  Prü- 
fung oblegen.  Gelangen  sie  bei  den  Unter- 
suchungen ihnen  übermittelter  Nahrung»* 
mittelproben  zu  einer  Beanstandung,  sc»  gel>en 
sie  ihr  Gutachten  an  den  Sanitätsbeamten 
(inspector  of  nuisance)  weiter,  der  dann  die 
Klage  vor  dem  Friedensrichter  anslrengen 
kann.  Nur  das  Zeugnis  eines  Analysts. 
eines  diplomierten  Nahrungsmittelchemikers, 
wird  vor  Gericht  als  beweisend  angesehen. 

Strafbar  ist,  wer  ein  Nahrungsmittel 
verkauft  oder  in  Verkelu1  bringt,  das  von 
seiner  natürlichen  Beschaffenheit  abweicht, 
ferner,  wer  Nahrungs-  und  Genussinittel 
vorsätzlich  mit  gesundheitsschädlichen  Stoffen 
oder  mit  solchen  Substanzen  vermischt,  die 
eine  Vermehrung  des  Gewichts  oder  dt's 
Umfangs  der  Waren  herbeiführen,  (»der  wer 
solche  Gegenstände  verkauft  — es  sei  denn, 
dass  er  (lern  Käufer  die  Thatsache  vorher 
mitgeteilt  habe.  Besondere  Beachtung  ver- 
dient ausserdem  noch  die  englische  Dairies. 
milkshops  and  cowsheds  order  vom  Jahre 
1885.  die  Regulation  of  dairies  act  von  ls86 
und  die  Margarine  Act  von  1887,  das  Kunst- 
buttergesotz. 

ln  Italien  enthalten  das  Gesetz  über 
die  Gesundheitspflege  vom  *22.  Dezember 
1888  und  das  Regulativ  vom  3.  August  1890 
genaue  Bestimmungen  über  den  Verkehr 
mit  I Lebensrnitteln.  Es  bedroht  jeden  mit 
Strafe,  der  verdorbene,  infizierte,  verfälschte 
oder  aus  einem  anderen  Grunde  gesundheits- 
schädliche Nalirungs-  oder  Genussmittel 
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verkauft,  feil  hält  oder  an  die  eigenen  Ange-j 
hörigen  verabfolgt  oder  den  Ess-,  Trink- < 
und  Kochgeschirren  durch  mangelhafte  Ver- 
zinnung oder  sonstwie  eine  gesundheits- 
schädliche Beschaffenheit  verleiht.  Besondere 
Gesetze  oder  Erlasse  regeln  auch  hier  wie-  . 
der  »len  Verkehr  mit  "Wein,  mit  Butter,  mit 
Margarine  (10.  Juli  1894),  die  Verwendung 
gesundheitsschädlicher  Farben  u.  s.  f. 

ln  Frankreich  beruht  die  Nahrungs- 
mittelpolizei auf  dem  G.  v.  Jahre  1851  (loi , 
tendant  ä la  Impression  plus  efficace  de  | 
certaines  fraudes  »laus  la  vente  des  mar- 
chandises,  das  alle  diejenigen  für  strafbar 
erklärt,  die  zum  Verkaufe  bestimmte  Nah- 
rungsmittel verfälschen  oder  verfälschte  wis- 
sentlich in  den  Handel  bringen  oder  gar 
»len  Waren  gesundheitsschädliche  Stoffe 
heimischen.  Die  Ware  kann,  wie  bei  uns, 
eingezogen,  das  Erteil  veröffentlicht  werden. 
Weiter  betreffen  besondere  Gesetze  den 
Verkehr  mit  Fleisch,  Milch,  Butter  und 
Kunstbuttor  (16.  April  1897),  Wein  (16.  April 
1897),  Konserven  u.  s.  w. 

Belgien  hat  seit  dem  4.  August  1890 
ein  eigenes  Gesetz  filier  die  Verfälschung 
der  Lebensmittel,  das  durch  die  weiteren 
Verordnungen  über  Kunstbutter,  Saccharin, 
künstliche  Färbung  von  Lebensmitteln  und 
Herstellung  von  Behältern  und  Gefässen  für 
Lebensmittel  ergänzt  worden  ist.  Durch 
einen  königlichen  Erlass  vom  28.  Februar 
1891  sind  ferner  Bestimmungen  über  die 
Art  der  Beaufsichtigung  des  Verkehrs,  die 
Entnahme  von  Proben  u.  s.  w.  getroffen 
worden.  Die  Beamten  erhalten  das  Beeilt, 
in  die  Kaufläden  etc.  einzutreten.  Revisionen 
auszuführen , Proben  zu  entnehmen  und 
letztere  einem  Untersuchungsamt  zu  über- 
geben. Nach  dem  Gutachten  des  letzteren 
richtet  sich  das  weitere  Verfahren.  Ein 
Reglement  vom  25.  April  1894  beschäftigt 
sieh  mit  der  Bierbereitung  und  dem  Bier- 
handel, solche  vom  18.  November  und  31. 
Dezember  1894  mit  dem  Vertrieb  von 
Cichorien,  Kakao,  Chokoladc,  Milch,  vom 
26.  August  1896  mit  »lein  von  Butter  und 
Margarine  u.  s.  w. 

Für  Schweden  enthält  das  Gesetz  über 
die  öffentliche  Gesundheitspflege  vom  25. 
September  1874  zahlreiche  Vorschriften 
filier  Nahrungs-  und  Genussmittel,  dasjenige 
vom  24.  Oktober  1885  Bestimmungen  über  j 
den  Verkauf  von  Wein,  Spirituosen  etc. 

Dänemark  hat  ein  Gesetz  betreffend! 
die  Untersuchung  von  Lebensmitteln  vom  I 
8.  September  1*91,  abgeändert  am  1.  April 
1894:  Bestimmungen  vom  17.  April  1*94  j 
beziehen  sich  auf  die  Herstellung  und  den  J 
Verkauf  von  Wein  und  Spirituosen. 

In  der  Schweiz  ist  die  Regelung  der 
Nahrungsmittelpolizei  den  einzelnen  Kan- 
tonen überlassen,  die  meist  und  zwar  viele j 


noch  in  den  letzten  Jahren  umfassende  Vor- 
schriften nach  dieser  Richtung  gegeben 
haben,  so  z.  B.  Basel-Stadt  am  31.  Oktober 
1895,  St.  Gallen  am  1.  Juni  1895,  Grau- 
bfiuden  am  12.  Februar  1897  u.  s.  f. 

Litteratur : Würxburg,  Die  Xahrungsmiticl- 

gcselzgebung  im  Deutschen  Rrirh  und  den  einzelnen 
Bundesstaaten , Leipzig  189).  — Mensen,  Reichs- 
gesetz betreffend  den  Verkehr  mit  Xahrungsm itteln 
h.  s.  ir.  vom  14.  Mai  1879,  Paderborn  1898.  — 
Vereinbarungen  zur  einheitlichen  Untersuchung 
und  Heurtrilung  von  Xahrangs - und  (ienussm itteln 
u.  s.  w.,  Berlin  1897  u.  1899.  — Die  »A  r beite  n« 
und  die  » l 'erliffenil ich ungenu  des  Kaiserlichen 
Gesundheitsamts,  Berlin.  (Wichtigste  Quelle  für 
die  technischen  Untersuchungen  und  gesetzlichen 
Bestimmungen  sowie  die  Rechtsprechung  auf 
dem  ganzen  Gebiete  für  das  Deutsche  Reich, 
die  Einzelstaalen  und  das  Ausland.)  — J,avenz , 
Das  Gesetz  vom  16.  .Jänner  1896  (österreichisches 
Xa h rn iigsm  ittel geset s),  H ien  1897. 

(’.  Fnlnkel. 
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Nasse,  Erwin, 

geh.  am  2.  XII.  1829  zu  Bonn,  gest.  daselbst 
am  4.  J.  1890,  studierte  in  Bonn  und  Güttingen, 
folgte  Frühjahr  1856  einem  Rufe  als  Professor 
der  Staats  Wissenschaften  nach  Basel  und  im 
Herbst  desselben  Jahres  nach  Rostock  und  wurde 
1860  ordentlicher  Professor  in  seiner  Vaterstadt. 

Nasse  war  Kathcdersozialist,  gemässigter 
Freihändler,  Gegner  der  .Manchesterdoktrin  und 
in  manchen  Stücken  ein  Anhänger  des  gegen 
die  historische  Schule  gerichteten  Mengerscheu 
Systems.  Als  einer  der  Gründer  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  führte  er  dessen  Präsidium  von 
1874  bis  zu  seinem  Tode.  Seine  Schriften  Uber 
Geld-,  Währung*-,  Münz-,  Bank-,  Monopol-  und 
Staatsschulden  wesen,  über  Preise  und  Steuern 
gehören  zu  den  hervorragendsten  Leistungen 
auf  dem  Gebiete  der  zeitgenössischen  wirtschaft- 
lichen Litteratur.  Er  war  Gegner  des  Reichs- 
eisenhahnmonopols, das  er  aus  wenig  einleuchten- 
den ethischen  Gründen  und  zu  Gunsten  der 
Staatsbahnen  bekämpfte.  Wissenschaftliche  Ar- 
beiten ersten  Ranges  hinterliess  er  in  dem 
agrargeschichtlichen  Werke:  „l'eber  die  mittel- 
alterliche Feldgemeinschaft"  (s.  u.)  und  in  dem 
Art.  über  das  Buch  des  Zeitgenossen  Bodins 
(\Y.  Stafford)  rA  compendious  or  briefe  exami- 
uation  of  certavne  ordinarv  coinplaints".  London 
1551  (vgl.  u.  Zeitsehr.  f.  Staatsw.,  Bd.  XIX i.  — 

Nasse  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Bemer- 
kungen über  das  preussische  Steuersystem,  Bonn 
1*61.  — Die  preussische  Bank  und  die  Aus- 
dehnung ihres  Geschäftskreises  in  Deutschland, 
ebd.  1866.  — Die  Niederlande  und  Preussen. 
Eine  Antwort  au  Herrn  Groen  van  Prinstercr, 
ebd.  1867.  - Armenpflege  und  Selbsthilfe.  Vor- 
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trag,  ebd.  1868.  — l’ebi*r  die  Universitätsstudien 
und  Staatsprüfungen  der  preussischen  Verwal- 
tungsbeamten,  ebd.  1868.  — lieber  die  mittel- 
alterliche Feldgemeinschaft  und  die  Einhegungen 
des  16.  Jahrhunderts  in  England,  ebd.  1869; 
dasselbe  in  englischer  Uebersetaung  von  H.  A. 
Ouvry,  London  1871.  — Beamtentum  und  Bürger- 
pflicht im  preussischen  Staate.  Rede,  Bonn 
1870.  - 

Nasse  war  beteiligt  an  den  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  111:  (Die  Personal- 
besteuernng,  Gutachten  etc.)  und  Bd.  XXVII 
(Agrarische  Zustände  in  Frankreich  und  Eng- 
land!. Leipzig  1873  bezw.  1884;  er  war  ferner 
meist  nur  nomineller  Mitherausgeber  der  von 
Ad.  Wagner  bearbeiteten  2.  bezw.  3.,  6.  und 

7.  Aufl.  von  Raus  Lehrbuch  der  politischen 
Oekonomie,  Bd.  I-  VII,  Heidelberg  und  Leipzig 
1878—1887.  — 

bj  in  Zeitschriften:  li  in  Hirths 

Ann.  (Leipzig):  Die  Münzreform  und  die 

Wechselkurse,  Jahrg.  1875.  — 2)  in  Jahrb.  f. 
Nat.  ii.  Stat.  (Jena):  Die  deutschen  Zettelhanken 
während  der  Krisis  von  1866,  Bd.  XI,  1868. 
S.  1 ff.  — Das  venetianische  Bankwesen  im  14., 

15.  und  16.  Jahrhundert,  Bd.  XXXIV,  1879, 
S.  329  ff.  Der  Cobdenklub  und  die  deutsche 
Warenausfuhr,  X.  F.  Bd.  IV,  1882.  S.  409  ff.  — 
Ein  Blick  auf  die  kommerzielle  und  industrielle 
Lage  Englands,  X.  F.  Bd.  XIV.  1887,  S.  97.  - 
Das  Sinken  der  Warenpreise  während  der  letzten 
15  Jahre,  X.  F.  Bd.  XVII,  1888,  S.  öO ff.  und 
129  ff.  — Der  Schlussbericht  der  englischen 
Gold-  und  Silberkommission,  X.  F.  Bd.  XX, 
1889.  — 3)  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  (Leipzig): 
Die  Demonetisation  des  Silbers  und  das  Wert- 
verhältnis der  edlen  Metalle,  Jahrg.  I,  1877, 
S.  115  ff.  — Der  Bimetallismus  und  die  Wäh- 
rungsfrage in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Jahrg.  II,  1878,  S.  113  ff.  — Ueber 
die  Verhütung  der  Produktionskrisen  durch 
staatliche  Fürsorge,  Jahrg.  III,  1879.  S.  145 ff. 

4)  in  Preussische  Jahrbücher  (Berlin):  Ueber 
den  jüngeren  William  Pitt.  Bd.  XIV,  1864, 
S.  265  ff.  — Das  politische  Ehrenamt  im  alten 
Rom  und  modernen  England,  Bd.  XXUI,  1869, 
S.  648  ff.  — Das  hundertjährige  Jubiläum  der 
Schrift  von  Adam  Smith  über  den  Reichtum  der 
Nationen,  Bd.  XXXVIII,  1876.  S.  384 ff.  - Die 
Währungsfrage  in  Deutschland,  Bd.  LV,  1885, 
S.  295  ff.  — Entwickelung  der  Krisis  des  wirt- 
schaftlichen Individualismus  in  England,  Bd. 
LV1I,  188(5,  S.  420  ff.  — Die  Kündigung  des 
Privilegiums  der  Reichsbank  und  der  Privat- 
notenbanken, Bd.  LXUI,  1889,  S.  495.  — 5)  In 
Schöuberg,  Bd.  I,  1.  Aufl.  und  Bd.  I,  2.  Aufl., 
Tübingen  1882  und  1885:  Die  Darstellung  des 
Geld-  und  Münzwesens.  — 6)  In  St.W.B.  von 
Bluutschli  und  Brater.  Bd.  IV,  Stuttgart  1859: 
Gewässer  und  deren  Benutzung.  — 1)  Zeitschr. 
f.  Staatsw.  (Tübingen):  Zur  Banknoten-  und 
Papiergeldfrage  mit  besonderer  Beziehung  auf 
den  preussischen  Staat,  Bd.  XII,  1856.  — Ueber 
eine  volkswirtschaftliche  Schrift  aus  der  Zeit 
der  Preisrevolution  in  der  zweiten  Hälfte  des 

16.  Jahrhunderts  (s.  o.),  Bd.  XIX,  1863,  8.  369 ff. 
— Ueber  den  Einfluss  des  Kredits  auf  den 
Tauschwert  der  edlen  Metalle,  Bd.  XXI,  1865. 

8.  128  ff.  — Ueber  die  soziale  Zusammenstellung 
des  Hauses  der  Gemeinen  vor  und  nach  dem 
Reformgesetze  von  1832,  Bd.  XXII,  1866,  S. 


234  ff.  — Steuern  und  Staatsanleihen.  Bd.  XXIV. 
1868,  S.  1 ff.  — Bankan weisuny-en  und  Bank- 
noten. Bd.  XXVIII,  1872.  S.  487  ff.  — 


Vgl.  über  Nasse:  Schäffle,  System, 
3.  Aufl.,  Bd.  II,  Tübingen  1873,  S.  368.  — 
Roscher,  Geseh.  d.  Nat.,  München  1874.  S. 
1043.  — Thompson,  Social  Science  and  natio- 
nal economv,  Philadelphia  1875,  S.  24.  93% 

— Wagner,  Grundlegung.  2.  Aufl..  Heidel- 
berg 1879,  S.  119.  — v.  Baerenbach.  Die 
Sozial  Wissenschaften,  Leipzig  1882,  S.  168.  — 
Seebohm.  Die  englische  Dorfgemeinde,  über- 
setzt von  Th.  v.  Bimsen,  Heidelberg  1885,  8.  III 
und  77.  — K.  Wasser rab,  Preise  und  Krisen, 
Stuttgart  1889,  S.  49  und  87.  — G.  L Go  tu  me, 
The  village  community.  London  1890.  S.  180. 

— Annals  of  t he  American  Academy  of  politi-al 
and  social  Science,  Bd.  I.  Philadelphia  1890, 
Juli.  S.  14041.  — 

Uppert. 


Nationalwerkstätten. 

Die  sogenannten  National  werkstatten 
(ateliers  nationaux),  die  in  Paris  von  der 
provisorischen  Regierung  in  den  ersten  Tagen 
der  Februarrepublik  gegründet  wurden,  sind 
weder  mit  den  »ateliers  sociaux* , den  nur 
in  der  Phantasie  Louis  Planes  vorhandenen 
Veranstaltungen  zur  allgemeinen  »Organi- 
sation  der  Arbeit*,  zu  verwechseln  noch  mit 
den  unter  dem  Schutze  Louis  Planes  vor 
dem  Juniaufstande  von  1848  wirklich  organi- 
sierten wenigen  Produktivgenossenscliaftoo 
(unter  denen  die  der  Schneider  von  Ulichy 
die  bedeutendste  war)  noch  mit  den  nach 
jenem  Aufstande  ins  Leben  getretenen  Ge- 
nossenschaften, denen  die  Nationalversamm- 
lung nur  zu  dem  Zwecke  eine  Unterstützung 
von  3 Millionen  Francs  bewilligte,  damit 
das  Associationsexperiment  recht  augenfällig 
scheitere,  was,  wie  Thiers  später  erklärte, 
eine  weit  grössere  Summe  als  drei  Millionen 
wert  wäre.  Die  Einrichtung  der  eigentlichen 
Nationalwerkstätten  war  einfach  eine  Not- 
standsmassregel,  wie  sie  schon  in  ähnlicher 
Weise  im  Jahre  1790  dagewesen  war.  Durch 
die  Februarrevolution  war  natürlich  sofort 
eine  Menge  von  Arbeitern  brotlos  geworden, 
und  die  junge  Republik  durfte  diese  um  so 
weniger  ihrem  Schicksale  überlassen,  als 
sich  die  provisorische  Regierung  am  25.  Fe- 
bruar durch  eine  Volksdemonstration  hatte 
zwingen  lassen,  ein  von  ihren  radikalen  Mit- 
gliedern L.  Plane,  I^edru- Rollin  und  Floeon 
entworfenes  Dekret  anzunehmen,  in  dem 
thatsächlich  das  »Recht  auf  Arbeit*  aner- 
kannt wird,  indem  die  Regierung  sich  ver- 
pflichtet, allen  Bürgern  Arbeit*  zu  garan- 
tieren, auch  anerkennt,  dass  die  Arbeiter 
sieh  genossenschaftlich  vereinigen  müssten, 
um  die  rechtmässigen  Früchte  ihrer  Arbeit 
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zu  erlangen , zudem  auch  fürs  erste  die  j 
nächstfällige  Monatsrate  der  Civilliste  von  j 
einer  Million  Francs  den  Arbeitern  »zurück- 1 
giebt*.  So  wurde  denn  schon  am  27.  Februar 
(iie  sofortige  Einrichtung  von  »National Werk- 
stätten« dekretiert  und  der  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten,  Marie,  mit  der  Aus- 
führung dieser  Massregel  betraut.  Es  han- 
delte sich  aber  dabei  keineswegs  um  Hand- 
werksbetriebe in  wirklichen  Werkstätten, 
sondern  um  Erdarbeiten  oder  ähnliche  Be- 
schäftigungen unter  freiem  Himmel,  für 
welche  die  Mehrzahl  der  Pariser  Arbeiter 
gar  nicht  geeignet  war.  Zunächst  wurde  | 
am  28.  Februar  die  Wiederaufnahme  der' 
durch  die  Revolution  unterbrochenen  Nivel- 
lierungsarbeiten  und  Strassenbauten  befohlen, 
bei  denen  aber  kaum  8090  Personen  unter- 1 
gebracht  werden  konnten.  Ausserdem  unter- 
nahm das  Kriegsministerium  Erdarbeiten  auf 
dem  Marsfelde,  wo  anfangs  2 — 8000,  später 
5 — 0000  Arbeiter  beschäftigt  wurden.  Aber 
die  Zahl  der  Arbeitslosen  stieg  bei  der  all- 
gemeinen Erschütterung  des  Kredits  und 
des  Wirtschaftslebens  von  Tag  zu  Tag  in 
gefährlichem  Verhältnis  und  die  Mairien 
der  Arrondissements  sahen  sich  genötigt, 
dieselben  unmittelbar  zu  unterhalten,  indem 
sie  jedem,  der  durch  eine  Bescheinigung 
nachwies,  dass  er  in  den  National  Werkstätten, 
d.  h.  auf  den  Arbeitsplätzen  keine  Aufnahme 
gefunden  habe,  eine  tägliche  Geldunter- 
stützung  von  1,50  Francs  gewährten.  Die 
wirklich  beschäftigten  Arbeiter  aber  erhielten 
ohne  Unterscheidung  ihrer  Leistungen  täglich 
2 Franc»,  also  nur  50  Cent,  mehr  als  die 
Feiernden,  und  das  Ergebnis  ihrer  Arbeit 
war  meistens  nicht  einmal  soviel  wert,  als 
diese  Differenz  betrug.  Daboi  nahm  Un- 
ordnung und  Widerspenstigkeit  noch  über- 
hand, so  dass  die  Regierung  schon  nach 
wenigen  Tagen  in  die  grösste  Verlegenheit 
geriet.  Unter  diesen  Umständen  machte  ein 
junger  Chemiker,  Emil  Thomas,  dem  Minister 
Slarie  den  Vorschlag,  er  wolle  mit  Hilfe 
einer  Anzahl  von  Studierenden  der  Central- 
schule (für  Techniker  und  Civilingenieure) 
die  Arbeiter  der  Nationalwerkstätten  in  eine 
einheitliche,  halbmilitärische  Organisation 
bringen,  sie  nach  ihren  Fachgewerben  klassi- 
fizieren und  soweit  wie  möglich  auch  diesen 
entsprechend  verwenden,  im  übrigen  aber 
mit  Arbeiten  in  der  Bannmeile  beschäftigen. 
Thomas  hatte  zwar  in  seinen  Anschauungen 
einige  Verwandtschaft  mit  der  8t.  Simon- 
schen  Schule,  stand  aber  im  ganzen  auf  dem 
Boden  einer  bürgerlichen , demokratisch- 
fortschrittlichen Sozialpolitik  und  statt  der 
»Organisation  der  Arbeit«  hatte  er  »Mora- 
lisation  und  Association  der  Arbeiter«  als 
Wahlsj  mich.  Marie  nahm  das  Projekt  an, 
weil  er  in  demselben  ein  Mittel  sah,  die 
Masse  der  Arbeiter  dem  Einflüsse  L.  Blaues, 


den  man  als  Präsidenten  der  Arbeiterkom- 
mission im  Luxembourg  möglichst  unschädlich 
zu  machen  gesucht  hatte,  noch  wirksamer 
zu  entziehen.  Demnach  wurde  durch  Mi- 
nisterialerlass vom  6.  März  ein  Central bureau 
für  die  National  Werkstätten  des  Seinedeparte- 
ments geschaffen  und  Thomas  zum  Direktor 
desselben  ernannt,  und  zwei  Tage  darauf 
erliess  dieser  sein  neues  Reglement.  Die 
unterste  Gruppeneinheit  war  hiernach  die 
escouade,  mit  Einschluss  des  Führers  aus 
1 1 Mann  bestehend,  also  etwa  einer  Korporal- 
schaft entsprechend.  Fünf  Korporalschaften 
bildeten  eine  Brigade,  vier  Brigaden  eine 
»Lieutenance«,  vier  Lieutenantsehaften  eine 
Kompagnie,  die  also  900  Mann  zählte.  Je 
drei  Kompagnicen  standen  unter  einem  Chef, 
und  diese  waren  in  verschiedener  Zahl  den 
Arrondissementschefs  untergeordnet.  Für 
Paris  selbst  wurden  im  wesentlichen  die 
bestehenden  zwölf  Arrondissements  als  Grund- 
lage der  Einteilung  beibehalten,  und  aus  den 
übrigen  Gemeinden  des  Departements  wurde 
ein  dreizehntes  und  vierzehntes  Arrondisse- 
ment gebildet.  Wer  zugelassen  werden 
wollte,  musste  im  Seinedepartement  seinen 
Wohnsitz  haben  und,  abgesehen  von  einigen 
Ausnahmen,  mindestens  10  Jahre  alt  sein. 
Die  Führer  der  Korporalschaften  und  Bri- 
gaden wurden  anfangs  von  Thomas  ernannt, 
später  aber  von  den  Arbeitern  selbst  ge- 
wählt, was  unzweifelhaft  zu  vielen  Miss- 
bräuchen Anlass  gegeben  hat.  Die  Kom- 
! pagnieführer  waren  junge  Leute  aus  der 
Centralschule,  die,  wie  auch  die  Polytech- 
niker und  überhaupt  die  Pariser  Studenten. 

| bei  den  Arbeitern  immer  beliebt  waren  und 
leicht  Einfluss  erlangten.  Der  Lohn  betrug 
' für  den  Arbeitstag  2 Francs,  für  die  arbeits- 
lose Zeit  1 Francs  täglich:  es  sollte  aber 
dafür  gesorgt  werden,  dass  mindestens  wäh- 
' rend  der  Hälfte  der  Zeit  (ausser  den  Sonn- 
tagen, für  die  nichts  bezahlt  wurde)  Arbeit 
vorhanden  wäre,  so  dass  der  Durchschnitts- 
lohn 1,50  Francs  betrüge.  Die  Korporal- 
schaftsführer erhielten  an  Arbeitstagen  2,50 
Francs,  an  anderen  1,50  Francs,  die  Brigade- 
[ führer  immer  8 Francs.  Für  die  Unter- 
stützung der  Kranken  wurde  eine  besondere 
Organisation  geschaffen,  und  ferner  erhielt 
jeder  dürftige  Familienvater  nach  der  Zahl 
seiner  Kinder  Anweisungen  auf  1 i bis  2 Os 
Kilo  Brot.  Die  obere  Verwaltung  erforderte 
natürlich  einen  umfassenden  Bureaudienst, 
der  von  vier  Unterdirektoren  geleitet  wurde. 
Am  15.  März  waren  schon  1-lOiKJ  Arbeiter 
eingereiht,  und  der  Zudrang  wurde  nun  von 
Tag  zu  Tag  stärker.  Die  Eintretenden 
; wurden  nach  ihren  Berufsfäeheru  registriert, 
jedoch  ohne  Rücksicht  darauf  in  die  Brigaden 
; verteilt,  da  man  einerseits  einige  Furcht  vor 
j Koalitionen  liegte,  andererseits  aber  auch 
gar  keine  Möglichkeit  vorhanden  war,  die 
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Arbeiter  ihren  Fächern  entsprechend  zu  be- 
srhäftigen.  Die  neue  Organisation  erwies 
sich  unzweifelliaft  als  geeignet  zur  Her- 
stellung einer  besseren  Ordnung,  aber  täglich 
wurde  die  Schwierigkeit  unülterwindlicher, 
für  diese  immer  mehr  anschwellende  Masse 
auch  nur  einigermassen  ausreichende  Ge- 
legenheit zu  irgend  einer  nützlichen  Arbeits- 
thätigkeit  zu  finden.  Die  Bureaus  der  Na- 
tionalwerkstätten sollten  auch  als  Veriuitte- 
lungsstellen  für  die  Unterbringung  von  .Ur- 
beitern in  den  Privatbot rioljen  dienen,  aber 
da  das  Vertrauen  nicht  zurückkehren  und 
das  wirtschaftliche  liOl*en  noch  immer  nicht 
wieder  in  die  gewohnten  festen  Bahnen  «‘in- 
lenken wollte,  so  fand  sich  keine  Nachfrage 
nach  Aibeitem,  sondern  es  sahen  sich  noch 
immer  mehr  Arbeitgeber  genötigt,  ihre  Fa- 
briken oder  Werkstätten  zu  schliessen.  Die 
Staatsingenieure  unter  dem  Ministerium  der 
«öffentlichen  Arbeiten  standen  «len  National- 
werkstätten mit  unverhohlener  Abneigung 
gegen üImm-  und  behaupteten,  sie  könnten 
keine  öffentlichen  Arbeiten  ausfindig  machen, 
die  «len  Thomasschen  Brigaden  zuzuweisen 
wären.  Thomas  und  andern  Verteidiger  der 
National  Werkstätten  stellt«'!)  indes  eine  lange 
Liste  von  solchen  öffentlichen  Unterneh- 
mungen auf,  «lie  zur  Verwertung  der  ver- 
fügbaren Arbeitskräfte  in  Angriff  genommen 
werden  könnten : so  der  Bau  mehrerer  Eisen- 
bahnstrocken und  Kanäle  in  der  Nähe  von 
Paris,  zahlreiche  Strassen  bauten,  mehrere 
ohnehin  projektierte  öffentliche  Gebäude. 
Namentlich  empfahl  Thomas  auch  «len  Bau 
mehrerer  Arbeiterviertel  in  «len  damals  noch 
wüst  liegenden  Vorsta«! Bezirken  in  der  Nähe 
«ler  Festungsmauer.  Von  allen  diesen  Plänen 
kam  indes  fast  nichts  zur  Ausführung,  un- 
nützes Krdaufwiihlcn  und  Baumpflanzungen 
auf  den  äusseren  Boulevards  blieben  «lie 
Hauptbeschäftigung  der  National  Werkstätten, 
die  nur  als  Mittel  diente,  die  Zeit  der  Ein- 
gestellten  auf  irgend  eine  Art  auszufüllen. 
Nur  für  die  Schuhmacher.  Schneider  und 
Stellmacher  gelang  es.  Fach  Werkstätten  zu 
gründen.  Vielen  der  eingereihton  Arlwitor 
fehlten  Schuhe  und  Kleider  und  es  lag  da- 
her nahe,  diese  in  den  Nationalwerkstätten 
anfertigen  zu  lassen  und  zu  ein«'m  möglichst 
niedrigen  Preise  zu  verkaufen.  Es  bedurfte 
indes  der  Drohung  mit  Ausschluss,  um  die 
Schuhmacher  und  Schneider  in  d«.»r  erforder- 
lichen Zahl  zum  Eintritt  in  diese  Special- 
werkstätten zu  bestimmen.  Die  Werkstätte 
für  Stellmaeherei,  in  der  auch  Reparaturen 
von  Werkzeugen  aller  Art  vorgenommen 
wurden,  arbeitete  mir  für  den  Bedarf  der 
Verwaltung  der  National Werkstätten , «lie 
einen  grossen  Wagenpark  besass.  Thomas 
hatte  die  Absicht , noch  mehrere  Sjioeial- 
wcrkstälten  einzurichten,  jedoch  betrachtete 
er  alle  diese  Organisationen  nur  als  Not- 


behelfe und  es  lag  ihm  durchaus  fern,  in 
denselben  «lie  Anfänge  einer  bleibenden  Neu- 
gestaltung der  Wirtschaftsordnung  zu  sehen. 
Die  Zahl  der  Eingeschriebenen  fd<erstieg 
bald  die  schlimmsten  Befürchtungen.  Eine 
unvollständige  Zählung  wies  am  11».  Mai 
87  042  auf.  Unter  «lieseu  befandeu  sich 
807 (j  Tagelöhner,  6312  Schreiner,  5091  Kunst- 
tischler. 1311  Maurer.  1395  Z unmoderne. 
<858  Marmorarbeiter . 3957  Maler  und  An- 
streicher, 2931  Schlosser,  1144  Bildhauer 
und  Holzschnitzer,  2529  Drechsler,  2631  Fass- 
hinder, 1572  Welier,  1899  Schneider,  1-8Ö9 
Schuhmacher,  1755  Gold-  und  Silberarbeiter, 
1113  Cisoleure,  729  Bronzearbeiter.  1728 
Giosser  etc.  Kurze  Zeit  nachher,  nachdem 
auch  «lie  5000  Arbeiter  vom  Marsfelde  den 
Nationalwerkstätten  überwiesen  worden,  war 
die  Gesamtzahl  auf  115006  gestiegen.  Die 
Kosten  betrugen  vom  9.  März  bis  zum 
9.  April  1 240000  Francs,  von  da  bis  zum 
Ausbruche  des  Aufstandes  (23.  Juni)  ab^r 
beliefen  sie  sich  täglich  (mit  Ausnahme  der 
Sonntage)  auf  durchschnittlich  beinahe 
2« m > i h h > Francs,  so  «lass  im  ganzen  über 
14  Millionen  aufgewandt  worden  sin«l.  An- 
fang Mai  ging  das  Ministerium  der  öffent- 
lichen  Arbeiten  an  den  Mediziner  TreUt 
über,  der  zu  einer  durchgreifenden  Reform 
«ler  National  Werkstätten  entschlossen  war. 
Auch  Thomas  erkannte  die  Un Haltbarkeit 
«les  bestehenden  Zustandes  an  und  schlug 
folgende  Massregeln  vor:  polizeiliche  Aus- 
weisung aller  Arbeiter,  «lie  sich  seit  weniger 
als  6 Monaten  in  Paris  aufliielten.  nach  ihren 
Heimatsdepartements : aus  den  zu  unproduk- 
tiven Zahlungen  an  «lie  Arbeiter  verwendeten 
Geldern  sollten  Vorschüsse  an  Gewerbe- 
treilionde  gewährt  werden  unter  der  Bedin- 
gung, dass  diese  eine  entsprechende  Anzahl 
von  Arln'itern  übernähmen.  Die  von  den 
Syn«likal kümmern  der  Baugewerbe  vorge- 
schlagenen  öffentlichen  Bauten  sollten  in 
Angriff  genommen  werden,  ebenso  der  Ba« 
von  Arbeitervierteln;  für  die  übrig  bleiben- 
den Arbeiter  seien  Fachwerkstätten  und 
Syndikate  zu  errichten.  IVr  Minister  ging 
indes  auf  diese  Vorschläge  nicht  ein , son- 
dern erliess  unter  dem  24.  Mai  eine  Reihe 
von  der  Exekutivgewalt  genehmigter  Be- 
stimmungen, die  voraussichtlich  unter  den 
Arlieitern  lebhaften  Widerstand  finden  muss- 
ten. Alle  unverheirateten  Arbeiter  in  den 
National  w«irkstätten  im  Alter  von  18—25 
Jahren  sollten  sich  hiernach  in  die  Armee 
einstellen  lassen,  und  die  sich  weigernden 
wären  aus  «Ion  Listen  der  Nationalwerkstätten 
zu  streichen;  diejenigen,  die  nicht  wenigstens 
sechs  Monate  vor  dem  24.  Mai  in  Paris  sich 
aufgehalten  hätten,  seien  ebenfalls  zu  ent- 
lassen : ferner  seien  Arbeiterbriga<len  zu 
bilden,  die  in  die  Departements  zu  schicken 
wären , um  dort  unter  «ler  Leitung  von 
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Staat singenieuren  öffentliche  Arbeiten  aus-  Abführung  eines  Teiles  der  übrigen  nach 
zw  führen;  die  übrigen  könnten  bis  auf  wei-iden  Departements.  Zugleich  hob  Lalanne 
teres  in  den  Nationalwerkstätten  bleiben,  die  Untorstützungsbureaus  und  das  Kranken- 
sollten aber  künftig  nicht  mehr  Tagelohn,  kassenbureau  auf  und  erhöhte  den  Preis  der 
sou (lern  Stücklohn  erhalten.  Diese  letztere 
Reform  hatte  Thomas  schon  bei  den  Schuh- 
machern und  Schneidern  eingeführt,  gegen 
die  übrigen  Anordnungen  mit  Ausnahme 
der  Ausweisung  der  fremden  Arbeiter  aber 
erhob  er  ernstliche  Einwendungen,  weil  er 
die  schlimmsten  Folgen  davon  befürchtete. 

Da  ihm  überdies  jetzt  eine  besondere  Kom- 
mission für  die  National  Werkstätten  vorge- 
setzt wurde,  so  gab  er  mehrfach  die  Absicht 
kund,  von  seinem  schwierigen  Posten 
rückzutreten.  Am  20.  Mai  Hess  ihn 
M inister  in  sein  Kabinett  kommen,  forderte 
ihn  auf,  sofort  sein  Entlassungsgesuch  zu 
schreiben,  und  beauftragte  ihn  dann,  auf  der 
Stelle  nach  Bordeaux  abzureisen,  um  »Studien« 


über  einen  Kanal  hau  zu  machen,  was  zu- 
gestandenermassen  nur  ein  Vorwand  für 
seine  Entfernung  sein  sollte.  Als  Thomas 
einen  Aufschub  verlangte,  machte  der  Mi- 
nister kurzen  Prozess  und  Hess  ihn  zwangs- 
weise von  zwei  Polizeibeamten  nach  Bordeaux 
führen,  wo  er  sogar  mitsamt  seinen  Wächtern 
auf  kurze  Zeit  verhaftet  wurde.  Sein  Nach- 


von  den  Schneider-  und  Schuhmacherwerk- 
stätten gelieferten  Waren  um  30%.  Die 
Voraussagungen  Thomas1  bewahrheiteten  sich 
jetzt  nur  allzu  sehr : schon  am  22.  Juni  ver- 
sammelten sich  die  Delegierten  der  National- 
werkstätten im  Verein  mit  denjenigen  des 
Luxembourg  auf  dem  Pantheonsplatze,  um 
gegen  diese  Massregeln  zu  protestieren,  und 
am  23.  begann  die  viertägige  Strassenschlacht, 
bei  der  die  Fahnen  der  National  Werkstätten 
zu-  auf  den  Barrikaden  wehten.  Am  27.  war 
der  i der  Sieg  des  Diktators  Cavaignac  entschieden, 
und  am  28.  wurden  die  National  Werkstätten 
aufgehoben,  nachdem  schon  am  23.  ein  De- 
kret zu  diesem  Zwecke  in  der  National- 
versammlung beantragt  worden  war.  — Es 


der 


Staatsiugenieur 


Lalanne,  falls  nur 


ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  durch  vor- 
sichtigeres Verfahren  der  revolutionäre  Aus- 
bruch hätte  vermieden  werden  können,  aber 
irgend  eine  dauernde  Organisation  wäre 
sicherlich  nicht  aus  den  Nationalwerkstätten 
hervorgegangen.  Auch  wäre  die  Ueber- 
führuug  der  Arbeiter  zu  einer  normalen 
Beschäftigung  in  den  Privatbetrieben  jeden- 


äusserst  langsam 
möglich 


folger  wurde 

ein  Schwager  Trelats,  der  zwar  von  vorn  ! Schwierigkeiten 

herein  mit  grosser  Schneidigkeit  auftrat,  i es  hat  den  Anschein,  dass  gerade 
aller  doch  nicht  wagte,  die  oben  erwähnten,  abnorme,  mit  den  herkömmlichen 
noch  nicht  veröffentlichten  Befehle  sofort 
auszuführen.  Den  persönlichen  Verkehr  mit 
den  Arbeitern  stellte  er  ein  und  die  von 
Thomas  organisierte  Vertretung  der  National- 
werkstätten durch  ciue  Delegierten  Versamm- 
lung löste  er  auf,  da  viele  Gegner  sie  für 
einen  gefährlichen  Klub  hielten.  Thatsächlich 
freilich  blieb  dieser  Klub  bestehen  und  nahm 
jetzt  wirklich  einen  bedenklichen  Charakter 
au,  indem  er  sich  mit  der  Delegation  des 
Luxembourg  in  Verbindung  setzte.  Ueber- 
haupt  erlangte  die  Partei  Louis  Blanes  und 
Ledru-Rollins,  von  der  Thomas  die  über- 
wiegende Mehrzahl  seiner  Arbeiter  mit  Er- 
folg fernzuhalten  gewusst  hatte,  erst  jetzt 
mehr  und  mehr  Anhang  in  den  National- 
werkstätten. Dabei  nahmen  die  Kosten  der- 
selben eher  zu  als  ab;  vom  27.  Mai  bis  zum 
10.  Juli,  an  13  Werktagen,  beliefen  sie  sich 
auf  2440  563  Francs.  Um  womöglich  eine 
Verminderung  derselben  zu  erzwingen,  nahin 
die  Nationalversammlung  am  20.  Juli  ein 
Dekret  an,  welches  die  vom  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  für  den  Augenblick 
verlangten  3 Millionen  Francs  bewilligte, 
zugleich  aber  bestimmte,  dass  jede  fernere’ 

Bewilligung  dieser  Art  nur  je  eine  Million 
Francs  betragen  dürfe.  Am  21.  Juni  erschien 


dann  der  einen  Monat 
Ministerialerlass  über 
jüngeren  Arbeiter  in 


lang  zurückgehaltone 
die  Einstellung  der 
die  Armee  und  die 


und  mit  grossen 
gewesen,  denn 
die 
An- 
schauungen der  bürgerlichen  Gesellschaft 
im  Widerspruche  stehende  Thatsache  der 
Existenz  der  Nationalwerkstätten  mit  ihren 
organisierten  Arbeitermassen  die  Haupt- 
ursache war,  wodurch  in  den  Kreisen  der 
Bourgeoisie  die  Wiederkehr  des  Vertrauens 
und  die  Belebung  der  Geschäftstätigkeit 
verhindert  wurde,  während  nach  der  Nieder- 
werfung des  Aufstandes  in  dieser  Beziehung 
bald  eine  Wendung  zum  Besseren  eintrat. 
Auch  wurden  die  National  Werkstätten  wohl 
mit  einigem  Recht  als  eine  Art  von  Strike- 
organisation  angesehen,  da  die  Arbeiter 
den  Privatunternehmern  gegenüber  hohe 
Lohnforderungen  aufrecht  erhielten,  wenn 
sie  sich  in  den  Nationalwerkstätten  mit 
dem  knappen  Existenzminimum  begnügten. 
— Weit  befriedigendere  Erfolge  hatten  die 
in  allen  Arrondissements  gegründeten 
Frauen  Werkstätten,  in  denen  30  bis 
4(HKHi  Frauen  mit  der  Anfertigung  von 
Soldatenhemden  beschäftigt  wurden  und  der 
Wert  der  gelieferten  Arbeit  die  Kosten  nahe- 
zu deckte. 

Lltteratur:  K.  Thomas,  Ifistaire  <l<*  ntclier* 
ualionaux,  Paris  ]#4$  (enthalt  zahlreiche  amtliche 
Aktenstücke).  — lAu/tri  ndrr,  Geschichte  der 
/ramäsisrhen  . Irhritrrassncialiinien , Hamburg 
1864,  2W.  & d6-f ff.  — Gavntcr-PapfiH, 

Jlistoire  de  ta  rerolution  de  1848,  /{</.  Vll,  S. 
181  ff.;  Hd.  VII T,  S.  US  ff-:  M.  X,  S.  <>>  ff. 
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S.  146 ff.;  DJ.  XI,  S.  S7ß.,  N.  ISUff.  — K. 
Singer,  Ibis  Hecht  auf  Arbeit,  Jena  lSlti.  — 
Urfinherg,  Art.  Xationalircrkstiittrn  im  »Wärter- 
huch  iler  f ’alk» irirtechafl « von  L.  Kister,  Jena 
ISUä,  II,  S.  iftS  {}'. 

Lexltt, 


Naturalleistungen. 

1.  Wesen,  Arten  und  volkswirtschaftlicher 
Charakter  der  N.  2.  Gegenwärtige  Bedeutung 
der  N.  3.  Kriegs-  und  (^uartierleistuugen  (Na* 

turallieferungen). 

1.  Wesen,  Arten  und  volkswirtschaft- 
licher Charakter  der  N.  Naturalleis- 
tungen sind  Entrichtungen  in  Verbrauchs- 
und Gobrauchsgegenständen  des  allgemeinen 
Lebeusbodarfes.  Als  volkswirtschaftliche 
Kategorie  umfassen  dieselben  sowohl  Liefe- 
r ungen  in  Sachgütern  von  seito  der  Einzel- 
wirtschaften an  Staat,  Selbstverwaltungs- 
körper. Kirche  oder  andere  bezugsberechtigte 
Empfänger  als  auch  alle  naturalen  Vergü- 
tungen (Entschädigungen,  Zahlungen)  dieser 
Körper  an  einzelne  Personen  «Hieran  Gruppen 
von  solchen.  Diese  Form  der  Entgeltlich- 
keit und  Entlohnung  hat  die  Volkswirtschaft 
und  das  Verkehrsielten  Jahrhunderte  lang 
beherrscht.  Sie  war  massgebend  im  Mittel- 
alter  der  germanisch-romanischen  Vülkerwelt, 
ihre  Wirksamkeit  reicht  weit  in  die  Neuzeit 
herein,  und  ihre  letzten  Reste  sind  auch 
heute  noch  nicht  ganz  verschwunden.  In 
ihrer  Gestalt  regelten  sich  alle  Lobensvor- 
hältnisse  des  Lehenswesens  und  der  Grund- 
herrschaft sowie  auch  die  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  der  öffentlichen  Auto- 
rität und  den  Unterthanen:  die  Verpflich- 
tungen von  Lehensherr  und  Lehensmann 
fanden  Ausdruck  in  Naturalleistungen  und 
persönlichen  Diensten,  in  Naturalien  ent- 
richteten der  Grundholde  auf  dem  Fronhof, 
der  Zehntpflichtige  vom  Zehntacker  ihre 
Schuldigkeit  dem  Grund-  und  Zehentherrn. 
Ebenso  pflegte  eine  erhebliche  Anzahl  von 
öffentlichreelitliclien  Abgaben  und  Steuern 
in  der  Hingabe  von  Feldfrüchten  und  ande- 
ren Erzeugnissen  der  verpflichteten  Wirt- 
schaft zu  erfolgen,  wie  «losgleichen  Staat, 
Gemeinde  und  Kirche,  Grundbesitzer  und 
Gutshemm  ihre  Beamten,  Angestellten, 
Diener  und  Arbeiter,  ganz  oder  teilweise, 
durch  Naturalien  besoldeten. 

Alle  dies«'  Verhältnisse  des  Abgabe-  und 
Entlohnungssystems  entsprangen  dem  in 
jenen  Zeiten  herrschenden  Zustande  «ler 
Naturalwirtschaft  sowie  dem  abge- 
grenzten, beschränkten  Wirkungskreise  des 
Wirt schaf tsbetriebes  überhaupt.  Je«le  Wirt- 
schaft bildete  sozusagen  ein  abgeschlossenes 
Ganzes,  mehr  oder  weniger  ein«*  kleine  Welt 
für  sich.  Sie  selbst  versorgte  die  Haus- 


haltungsgenossen mit  den  Bedarfsartikeln, 
des  Ijebens,  sie  produzierte  im  wesentlichen 
nur  für  sich,  nicht  Erhebliches  für  Dritte 
und  den  Verkehr,  sie  empfing  ihrerseits 
auch  nur  wenig  von  der  AusaenwelL  Die 
geringe  Arbeitsteilung  der  Einzelwirtschafte!, 
gestattete  keine  nennenswert«  Pmltdmoc 
von  l'eberschüssen  für  den  Tansohverkehr. 
eine  noch  unentwickelte  Verbram-hsgliederurg 
liegründete  nur  eine  geringe  Nachfrage  nach 
Erzeugnissen  für  Luxus  und  verfeinert«- 
L«'bcusgenüsse.  So  war  auch  ein  reeer 
Markt-  und  Handelsverkehr  kein  Bedürfnis, 
und  die  knapj«e  Menge  eines  leichten  und 
bequemen  Zahlungsmittels  stand  der  Eot- 
wickelung  des  Geldumlaufes  im  Wege.  Ver- 
fügte auf  diese  Weise  die  Einzelwirtschaft 
vornehmlich  über  Naturalien,  so  lag  es  auch 
nahe,  dass  dieselbe  ihre  verschiedenen  Ver- 
pflichtungen Dritten  und  der  Oeffentliehkeit 
gegenüber  durch  gleichartige  Entrichtungen 
erfüllte.  So  aller  mussten  auch  die  öffent- 
lichen Autoritäten  in  den  Besitz  grosser 
Mengen  naturaler  Sachgüter  gelangen,  wo- 
raus cs  wiederum  erklärlich  ward,  dass  diese 
ihre  Verbindlichkeiten  in  solchen  beglichen. 
Endlich  aber  war  für  die  Empfänger  von 
Besoldungen,  fjöhnen  und  anderweiter  Zah- 
lungen der  Bezug  in  Nahrungsmitteln  aller 
Art  viel  bequemer  als  «lie  eigene  Be- 
schaffung von  diesen  mit  Geld  auf  einem 
entfernten,  vielleicht  durch  mangelhafte 
Verkehrsgelegenheiten  schwer  zugänglichen 
Markte. 

S«>  zweckentsprechend  die  Form  der  Na- 
turalleistung einstens  auch  war,  so  konnte 
sie  doch  wegen  ihrer  Schwerfälligkeit  den  ent- 
wickelteren wirtschaftlichen  Bedürfnissen 
nicht  mehr  genügen  und  es  erfolgte  daher  im 
Laufe  der  Zeit  ihre  Ablösung  durch  neue,  pas- 
sendere Verkehrsformen.  Die  verschiedenen 
naturalwirtsehaftlichen  Abgaben,  teils  öffeat- 
lichrechtlichen,  teils  mehr  privatrechtlichen 
Ursprungs,  insbesondere  alle  Leistungen 
aus  unfreien  und  Abhängigkeits- 
Verhältnissen  der  Gutsuuterthäuigkeit 
und  Schollenpflichtigkeit  (Mortuarium,  Best- 
haupt, I müdem i um,  Fromlienste.  Hand-  und 
Spanndienste,  Zehent)  widersprachen  dem 
Bedürfnisse  einer  intensiven  I Landwirtschaft 
sie  veralteten  und  mussten  immer  mehr 
volkswirtschaftliche  Bedenken  erregen,  wie 
sie  andererseits  der  Geist  der  neuen  Zeit 
aus  principicllen  Gründen  verwarf.  Hier 
handelte  es  sich  zunächst  um  ihre  materielle 
Fixierung,  um  ihre  zoitgemässe  Umwand- 
lung bezw.  um  ihre  geeignete  Beseitigung 
und  Ablösung.  Auch  die  Naturalste u e r n. 
in  primitiven  Wirtschaftsverhältnissen  eine 
ganz  passende  Form  zur  Erhebung  von  Ab- 
gaben, verloren  ihren  ursprünglichen  vorteil- 
haften Charakter  und  wurden  für  deu  Aus- 
bau der  Gemeinwesen  wie  für  die  Entwiche- 
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lung  der  Einzelwirtschaften  ein  bedenkliches 
Hemmnis.  Nicht  anders  verhielt  es  sich 
mit  den  Naturalsteuern.  Auch  sie  waren 
berechtigt  bei  der  geringen  Arbeits-  und 
Verbrauchsgliederung  der  mittelalterlichen 
Volkswirtschaft,  bei  dem  dürftigen  Geld- 
und  Marktverkehre  und  waren  für  den 
Steuerzahler  leichter  und  bequemer  als  Geld- 


setzung durch  Geldzahlung  notwendig  mach- 
ten. wenn  auch  hier  heute  die  letztere 
Form  die  herrschende  geworden  ist,  so  bleibt 
doch  eine  Reihe  von  Füllen  übrig,  in  wel- 
chen immer  noch  die  Entgeltung  in  natu- 
ralen Sachgütern  wünschenswert  ist,  z.  B. 
bei  «len  ländlichen  Arbeitern. 

Alle  diese  Verhältnisse  entspringen  der 


steuern.  Bei  stetig  wachsendem  Finanzbe- , ausgedehnteren  Arbeitsleistung  zwischen  den 
darfe  vermochten  sie  den  geänderten  Ver- ; Einzelwirtschaften,  welche  einen  regeren 
hältnissen  nur  unvollständig  zu  entsprechen.  Austausch  der  Ueberschüsse  und  damit  einen 
Entweder  litten  sie,  wenn  generali  von  allen  lebhaften  Marktverkehr  bedang,  sie  wurden 

wesentlich  gefordert  durch  den  grösseren 
Edelmetallzufluss,  namentlich  seit  dem  16. 
Jahrhundert,  wodurch  wiederum  auch  in 
theoretischer  Beziehung  neue,  wenn  auch 
vielfach  übertriebene  Forderungen  für  die 
Volkswirtschaftspolitik  gestellt  wurden.  Je 
mehr  sich  endlich  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
hunderte Industrie  und  Handel  entwickelten, 
und  Geschick-  < je  energischer  die  Forderungen  der  Verkeltrs- 
Endlich  haben  erleicht ernngeu  und  wirtschaftlicher  Freiheit 


gefordert,  an  grossen  steuert  ethnischen  i n-  j 
Vollkommenheiten,  oder,  wenn  sie  einer  be- 
sonderen Klasse  als  Standeslast  oblagen, 
bewirkten  sie  leicht  je  nach  ihrer  Natur, 
z.  B.  als  Belastung  des  ritterschaft liehen 
oder  bäuerlichen  Grundbesitzes,  eine  Herr- 
sehaft  oder  Unterdrückung  der  betreffenden  | 
Klasse.  Bei  gleichem  Zeitbetrage  der  Lasten 
legten  sie  dem  Fleissigsten 
testen  die  grösste  Bürde  auf. 


sie  bei  vorgeschrittener  wirtschaftlicher  Ent-  zur  Geltung  gelangten,  einen  um  so  mäeh- 


wickelung  den  Nachteil,  dass  solche  Natu- 
ralleistungen zu  Steuerzwecken  dein  Staate 
die  kostspielige  Verwaltung  grosser  Vorräte 
etc.  auferlegen.  Auch  die  Naturalbe- 
soldung der  Beamten  und  Öffentlichen 
Diener  muss  bei  Zunahme  der  ökonomischen 
Kultur  immer  mehr  eingeschränkt  werden 
und  schliesslich  im  ganzen  verschwinden. 

Auch  sie  hatte  eine  historische  Sendung  zu 
erfüllen.  Denn  das  mittelalterliche  System, : von  diesem 
die  Beamten  durch  Belehnung  mit  Grund- 
stücken zu  besolden,  führte  bald  zur  Erb- 
lichkeit der  Aemter  und  damit  leicht  zur 
Vernachlässigung  des  Dienstes,  ja  zur  Zer- 
splitterung des  Staates.  Die  Entlohnung  des  und  Naturalbesoldung,  die  bereits  erwähnt 


tigeren  Anstuss  musste  auch  die  Ausbildung 
aller  geldwirtscliaftlichen  Einrichtungen  em- 
pfangen und  es  vermochte  immer  weniger 
das  schwerfällige,  schwer  bewegliche  In- 
strument der  Naturalleistung  den  wirtschaft- 
lichen und  den  Verkehrsbedürfnissen  der 
gerecht  zu  werden.  So  brach 
in  der  Kette  des  naturalwirt- 
Systems  nach  dem  anderen,  und 
einstens  die  Volkswirtschaft  be- 
herrschenden Principe  weist  die  Gegenwart 
nur  spärliche  Bruchstücke  auf. 

2.  Gegenwärtige  Bedeutung  der  N. 
Ausser  den  wenigen  Resten  bei  Naturallohn 


neuen  Zeit 
ein  Glied 
Schaft  liehen 


öffentlichen  Angestellten  mit  festen  oder 
aliquoten  Naturalbesoldungen  stellte  demge- 
mäss einen  Fortschritt  dar.  Allein  auch 
hier  hat  die  Schwierigkeit  der  Aufbewahrung 
und  Transportierung  der  Vorräte,  die  Un- 
gleichheit und  Feststellung  der  Qualität  zu 
Streitigkeiten,  Betrügereien  und  Erpressun- 
gen sowie  zu  Umständlichkeiten  Anlass  ge- 
geben. Die  Finanzmänner  waren 
welche  die  Ablösung  in  Geld 
und  die  fast  gänzliche  Beseitigung  der 
turalbesoldung  anbahnten.  Nur  wäre 


die 

verlangten 
Na- 
es 

verkehrt,  grundsätzlich  ohne  Rücksicht  auf 
die  äusseren  Umstände  auch  alle  U Über- 
bleibsel der  Naturalbesoldung  ab- 
schaffen  zu  wollen.  Denn  wenn  die  Leis- 
tung der  Beamten  sich  dadurch  verbessert 
und  die  Verwaltung  der  Naturalien  keine 
allzu  grossen  Schwierigkeiten  macht  (Dienst- 
wohnungen), so  ist  nicht  einzusehen,  warum 
nicht  im  einzelnen  Falle  die  Entschädigung 
in  natura  beibehalten  werden  sollte.  Gleiches 
gilt  aueh  vom  Naturallöhne.  Thatsüehlich 
hat  derselbe  in  einer  Reihe  von  Fällen  zu 


wurden,  haben  sich  als  Naturalleistungen  nur 
hier  und  da  Ceberreste  von  untergeordneter 
Bedeutung  erhalten.  Solche  Leistungen 
finden  sich  bisweilen  bei  Gemein- 
den und  Gemeinde  verbänden  insbe- 
sondere für  Wegeanlagen,  Strassenbauten, 
manchmal  auch  für  anderweite  Bauten  im 
gemeindlichen  Interesse.  Sie  bestehen  regel- 
ersten,  j mässig  in  Hand-  und  Spanndiensten  der 
Gemeindebürger.  Das  preussische  Kommu- 
vom  14.  Juli  1893  liat 
Zulässigkeit  ausdrücklich 
selbst  nicht  in  der  l^age 
ist,  in  solchen  seine  Pflichtigkeit  zu  erfüllen, 
muss  entweder  die  Leistung  Dritter  kaufen 
oder  eine  Geldcutschädigung  (Steuer)  ent- 
richten. Häufiger  hat  man  für  Abgaben  in 
Geld  die  naturale  Leistung  zur  Ausmessung 
der  Schuldigkeit  zu  Grunde  gelegt  (Frank- 
reich). — Am  wichtigsten  sind  von  den 
noch  übriggeblieliencn  Naturalleistungen  die- 
jenigen für  militärische  Zwecke,  sei  es  im 
Frieden  oder  bei  Mobilmachung,  bezw.  im 


nalabgabcngesetz 
neuerdings,  ihre 
anerkannt.  Wer 


Kriege  im 


eigenen 


Lande.  Namentlich  hat 


argen  Misständen  geführt,  welche  seine  Er- j sich  in  Preussen  im  11 
Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften.  Zweite  Auflage.  V. 


und  18.  Jahrhundert 
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ein  System  solcher  Leistungen  entwickelt. 
Indes  hat  auch  hier  im  häufe  der  Zeit  ein 
Uebergang  zu  Geldleistungen  stuttgefundeu, 
wie  das  Kavalleriegeld « an  Stelle  der  Ein- 
i|uartierungs)ast  und  Naturalverpflegung  der 
Reiterei  in  Dörfern  trat  und  die  »Servis- 
steuer«  die  Last  der  Eimpiartiorung  in 
Städten  ersetzte. 

3.  Kriegs-  und  (iuurtierleistungen 
(Xaturnllicforungen).  Diese  sind  h-istungen 
der  Bevölkerung  für  die  bewaffnete  Macht 
im  Frieden  und  im  Falle  der  Mobilmachung. 
Im  Frieden  sind  zu  reichen  (G.  des  nordd. 
Bundes  v.  25.  Juni  1808,  ahgeämlert  durch 
K.6.  v.  21.  Juni  1<SS7)  als  uartierl eis- 
tu ng  Unterkunft  und  Wohnung  für  die 
Truppen  mit  entsprechender  Abstufung  nach 
der  militärischen  Charge.  Befreiungen  W- 
stehen  für  die  Gebäude  regierender  und 
standesherrlieher  Familien,  Gesandtschafts- 
hotels und  Wohnungen  des  Gesandt.schafts- 
personals,  Gelände  des  öffentlichen  Dienstes 
und  zu  Schul-  und  Unterrichts/. wecken, 
Armen-  und  Krankenhäuser  etc.  Durch  die 
Gestellung  eines  anderen  Quartiers  wird  der 
Quartiertrüger  entlastet.  Für  die  Einquar- 
tierung werden  entsprechende  Entschädi- 
gungen gewährt.  Als  Naturalleistun- 
gen (R.G.  v.  13.  Februar  IST"»,  Ausfuhr.- 
Best.  v.  2.  S»*ptemlH*r  lK7f»)  sind  im  Frieden 
zu  gewähren  Unterkunft,  Gestellung  von 
Vorspann  und  Lieferung  von  Naturalver- 
pflegung für  die  Mannschaften  und  Fourage 
für  die  Pferde  durch  die  Gemeinden.  Nur 
in  dringenden  Fällen  darf  die  Militärbehörde 
die  1/oistungspflichtigen  unmittelbar  in  An- 
spruch nehmen.  Privatbrunnen  und  Tränken 
können  von  marschierenden,  biwakierenden 
und  manöveriei-enden  Truppen  benutzt  wer- 
den, wenn  die  öffentlichen  Brunnen  nicht 
ausreichen.  Schmieden  sind  gegen  mässiges 
Entgelt  den  Trupnen  zur  Verfügung  zu 
stellen.  In  allen  Fällen  hat  die  Militärbe- 
hörde die  Verpflichtung,  angemessene  Ent- 
schädigungen zu  reichen.  Nach  dem 
K riegsleist  ungsgesetze  (R.G.  v.  12. 
Februar  1S75)  haben  die  Gemeinden  bei 
eingetretener  Mobilmachung  Unterkunft,  Ver- 

^img  der  .Mannschaften,  Fourage  für  die 
le  zu  leisten,  sie  haben  die  im  Ge- 
meindebezirk«' vorhandenen  üespwnne  und 
Transportmittel  zu  überlassen,  ferner  Mann- 
schaften zum  Dienste  als  Gespannführer, 
Wegweiser  und  Boten  zu  stellen,  auch  für 
Lagerstroh  und  Feuerungsmaterial  für  kan- 
tonuierende  oder  biwakierende  Truppen 
Sorge  zu  tragen. 

Littcratur:  Hau,  Lehrbuch  der  I\ilili«rhen  0,k<>- 
nomie,  (■  Aufl.,  Heidelberg  ItUHl,  Kd.  II,  % 71. 
HI,  j>$  Mi,  2# 4-  — Koscher.  IV,  ii  ll",,  144. 
— Meltzcu.  in  Schönberg  II,  1U2. — r.  K irclicn- 
hetm,  Art . »/ eied cnslr  istunor  n*  und  Artikel 
»Kriegs-  und  Quarticrle ist  it ngen u , Kd.  I,  S.  J.iti 


und  SIS  in  r.  Stengels  II’. IS.  des  denUrkctt  Ver- 
• tcaltu  ngtreeht*. 

Majr  von  Heck*-l. 


Natural  Verpflegungsstationen 

s.  Wanderarbeitsstätten. 


Naturalwirtschaft. 

Die  Naturalwirtschaft  im  engeren  haoDc 
besteht  — abgesehen  von  dem  nur  in  un- 
gewöhnlichen Ausnahmen  «lenkl«aren  FalK 
der  Robinsonade  — darin,  dass  eine  Familie 
(Kh'r  irgend  eine  andere  Grupp*?  von  Men- 
schen innerhalb  des  Rahmens  eines  ein- 
heitlichen Haushalts  alle  wirtschaft- 
lichen Güter,  deren  sie  Ixxiarf,  — aber  auch 
nicht  mehr  — selbst  produziert.  Bei  der 
Naturalwirtschaft  in  diesem  Sinne  fehlt  als 
die  auf  dem  Güteraustausche  beruhende 
volkswirtschaftliche  Arbeitsteilung, 
während  die  technische  Arbeitsteilung  inner- 
hall» der  Einzel  Wirtschaft  immerhin  schon 
zu  einiger  Ausbildung  gelangt  sein  kann. 
Eine  staatliche  Gesellseliaft  in  dieser  streng 
naturalwirtschaftlieheu  Form  wünleein  völlig 
kommunistisches  System  bilden.  In  der 
Wirklichkeit  aber  finden  wir  auch  schon 
auf  den  Anfangsstufen  der  Kultur  eiuen  ge- 
wissen Güteraustausch  zwischen  «len 
Einzelwirtschaften  der  Gesellschaft,  wodurch 
sieh  also  zeigt,  «lass  «liese  nicht  imstamie 
sind,  ihre  sämtlichen  Bedürfnisse  unmittel- 
bar durch  eigene  Produktion  zu  befriedigen. 
Man  nennt  nun  auch  die  mit  Tausehverkehr 
verbundene  Wirtschaft  noch  Naturalwirt- 
schaft, wenn  unmittelbar  Waren  gegen  Waren 
ausgetauscht  werden  und  k«uu  Geld  als 
Vermittelungsgut  benutzt  wird.  Die  Natu- 
ralwirtschaft in  dieser  Auffassung  bildet  also 
«len  Gegensatz  zur  G e 1 d w i r t s eh a f t.  Es 
dürfte  sich  empfehlen,  die  Einzelwirtschaft 
als  naturale  Tauschwirtschaft  zu  bezeichnen, 
wenn  sie  mit  ihrer  Existenz  ausschliesslich 
oder  ganz  überwiegend  auf  den  Tausch  au- 
gewiesen  ist,  also  Güter,  wie  z.  B.  Metalle 
«nlcr  Luxuswareu,  erzeugt,  mit  denen  sie 
ihre  eigenen  Konsuratiousbedürfnisse  nicht 
unmittelbar  befriedigen  kann. 

Das  deutlichste  Bild  einer  Naturalwirt- 
schaft mit  nur  nebensäelilichem  Tausehver- 
kehr auf  einer  primitiven,  aber  doch  nicht 
gering  anzuschlagenden  Kulturstufe  erhalten 
wir  ans  der  Odyssee,  in  der  sich  okue 
Zweifel  die  Zustände  abspiegeln,  die  zur 
Zeit  «ler  Entstehung  dieser  Dichtung  in  «len 
von  den  asiatischen  Kultureinflüssen  noch 
wenig  iKTÜhrten  Teilen  Griechenlands  vor- 
herrschten. Die  genauer  beschriebene  Guts- 
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■Wirtschaft  des  Odysseus  ist  freilich  nur  sehr  I Freiwilligen  bestehen  (IV,  643).  Ueberhaupt 


einseitig 


ausgebildet,  da  sie  hauptsäclüich 1 
nur  Viehzucht,  Baumzucht  und  Oartcubau  j 
umfasst.  Immerhin  aber  wird  Odysseus 
reicher  dargestellt  als  irgend  ein  anderer 
weit  und  breit;  »Nicht  zwanzig  Männer  zu- 
sammen haben  so  viel  Keichtümer« , sagt  | 
Eumaeos  (Od.  XIV,  98).  Auf  dem  Festlaude 


scheuen  sich  auch  die  vornehmen  Freien 
nicht  vor  der  Handarbeit  Odvsseus  hat 
selbst  sein  Ehebett  gezimmert.  Laei*tes  ar- 
beitet in  grober  Kleidung  in  seinem  Garten, 
und  die  Freier  schlachten  selbst  das  für 
ihre  Mahlzeiten  bestimmte  Vieh  (XVII,  1 80). 
Als  Wertmass  werden  nur  Binder  angeführt; 


besitzt  er  je  12  Herden  Rinder,  Schafe,  ( Gold,  Silber,  Eisen  und  Kupfer  oder  Bronze 


Schweine  und  Ziegen,  auf  Ithaka  selbst  aber 
nur  11  Ziegenherden,  (»00  Mutterschweiue 
und  360  Eber.  »Rosse  nützen  nichts  auf 
Ithaka',  sagt  Telemaeh  (Od.  IV,  001),  auch 
Rinder  giebt  es  dort  nicht  in  Herden,  und 
selbst  als  vereinzelte  Zugtiere  werden  sie 
nicht  bestimmt  (es  sei  denn  etwa  XV 111, 
370)  erwähnt.  Dass  man  indes  auf  dem 
llofgut,  das  Laertes  gewissermassen  als 
Altenteil  übernommen,  einigen  Getreidebau 
anzunehmen  habe,  ist  wahrscheinlich,  ob- 
wohl von  den  Knechten  nur  gesagt  wird, 
dass  sie  auf  dem  Felde  waren,  um  Dornen 
zu  sammeln  (XXIV,  223).  Für  den  Garten 
allein,  in  dem  u.  a.  Oelbäume,  Feigen-,  Apfd- 
und  Birnbäume  und  Reben  wuchsen,  wäre 


kommen  als  gewöhnliche  Waren,  auch  als 
j Schatzgüter,  aber  nicht  als  geklart  igo  Tauseh- 
1 mittel  vor.  Indes  ist  nicht  recht  zu  er- 
kennen, wie  der  wenn  auch  nur  wenig  ans- 
i gedehnte  innere  Verkehr  in  der  kleinen 
Stadt  ohne  ein  geldähnliches  Vermittelungs- 
j gut  unterhalten  werden  konnte.  Noemou 
leiht  allerdings,  wie  es  scheint,  dem  Tele- 
j mach  sein  Schiff  unentgeltlich.  Aber  wie 
! werden  kleine  Dienstleistungen  vergütet? 
Was  erhalten  z.  B.  die  Schiffer  auf  der 
Fähre,  die  zwischen  dem  Festlande  und  der 
Insel  den  Verkehr  unterhält  und  jeden  ül»er- 
setzt,  der  es  begehrt?  (XX,  188).  Wie  der 
Tauschverkehr  im  grossen  betrieben  wurde, 
ist  am  deutlichsten  in  der  Geschichte  dos 


ein  so  grosses  Arbeitspersonal  — Dolios  mit  Eumaeos  geschildert  (XV,  414):  ein  phöni- 


sechs  Söhnen  und  ausserdem,  wie  es  scheint, 
noch  untergeordnete  Knechte  — nicht  nötig 
gewesen.  Doch  hat  man  sich  wohl  vorzu- 
stellen, dass  wenigstens  ein  Teil  des  für  den  | 
grossen  Haushalt  in  der  Burg  erforderlichen 
Getreides  gegen  Vieh  eingetauscht  werden  j 
musste,  wozu  sich  schon  in  «1er  Nachbar- 
schaft, in  Same  und  Duliehion  Gelegenheit 1 
bot.  Das  Getreide , Weizen  und  Gerste,  j 
wurde  auf  der  Burg  in  Handmühlen  ge- 
mahlen, und  zwölf  Mägde  mussten  täglich, 
und  einzelne  bis  in  die  Nacht  hinein,  diese 


zisehes  Schiff  kam  mit  »unzähligem  Tand* 
naeli  der  Ins«*l  Syria,  blieb  hier  ein  Jahr 
lang  liegen,  und  die  Mannscliaft  befrachtete 
es  mit  erhandelten  Erzeugnissen  der  Iusel, 
lienutztc  aber  bei  der  Abfahrt  auch  die  Ge- 
legenheit zum  Raube.  Der  Raub  verkehr 
spielt  überhaupt  in  der  alten  Naturalwirt- 
schaft eine  bedeutende  Rolle.  Das  Beuto- 
maehen galt  wie  auch  noch  einige  Jahrtau- 
sende später  und  bei  den  afrikanischen 
Stämmen  noch  gegenwärtig,  als  wohlberech- 
tigter Erwerb.  < klysseus  erzählt  in  seiner 


schwere  Arbeit  verrichten  (XX,  107).  Im  • erdichteten  Lehensgesehichte  dem  Eumaeos, 


ganzen  gab  es  ausser  der  Schaffnerin  fünf- 
zig Mägde  in  der  Burg,  von  denen  die 
meisten  unter  der  Leitung  der  Penelojie  mit 
Spinnen,  Weiten  und  Nähen  l>oschäftigt  waren. 
Männliche  Diener  oder  Sklaven  scheinen 
unter  der  Verwaltung  der  Peneloj»e  auf  der 
Burg  gar  nicht  zu  sein,  denn  die  Aufwärter, 
von  denen  die  Bede  ist,  sind  von  «len 
Freiern  mit£ebracht.  ebenso  zwei  Koche  und 


wie  er  durch  neun  Seeraubzügo  gegen  ont- 
legeue  Völker  sein  Vermögen  vermehrt  habe 
und  geehrt  und  hochgeachtet  in  Kreta  ge- 
worden sei  (XI V.  234).  Athene  lobt  seine 
hervorragende  Geschicklichkeit  im  Bauben 
von  Rindern  und  Schafen  (XX,  öl),  und 
später  t restet  er  sich  mit  «lein  Gedanken, 
«lass  er  für  das  vou  «len  Freiern  verzehrte 
Vieh  teils  von  den  Achaicrn  Entschädigung 


der  Herold  Medon  (XVI,  248).  Auch  bei  erhalten,  teils  anderes  von  fremden  Völkern 
«len  Herden  ist  die  Zahl  der  Sklaven  nicht  erbeuten  werde,  bis  alle  Höfe  gefüllt  seien 


gross:  Eumaeos  hat  nur  vier  Sauhirten  unter 
sich  (XIV,  26),  un«l  ausserdem  besitzt  er 
selbst  einen  Sklaven,  Mesaulios:  der  Zicgen- 
liirte  Melantheus  wird  von  zwei  Untcrge- 
l»eiieii  begleitet  (XVII.  214).  Zahlreicher 
allerdings  müssen  die  Hirten  auf  «lein  Fest- 
lande sein,  diese  aber  sind  nur  zum  Teil 
Sklaven,  die  anderen  sind  gemietet  (XIV, 
102).  Auch  sonst  wird  gemietete  Arbeit  er- 
wähnt, aber  der  Lohn  bestellt,  wie  es  scheint, 
nur  aus  Unterhalt  und  Kleidung  (Will, 
3ö9).  Eine  Schiffsmannschaft  kann  aus 
Sklaven,  aus  gemieteten  Ruderern  und  aus 


(XXIII,  358).  Eine  andere  in  «1er  primitiven 
Naturalwirtschaft  wichtige  Verkehrsart  ist 
das  Geschenkgeben,  sei  es  einseitig 
wie  bei  der  Boschenkung  von  Gastfreunden, 
z.  B.  iles  Telemaeh  von  si-iti'ii  des  Menelaos 
«Hier  des  Odysseus  von  seiten  des  Alkinoos, 
sei  es  gegenseitig,  wie  zwischen  Odysseus 
und  Iphitos  oder  in  der  Ilias  zwischen 
Glaukos  und  Diomedes.  Bei  «liesen  Be- 
schcnktingen  zeigt«*  sich  der  eine  T«*il  gross- 
miitig  und  freigebig,  der  andere  mochte  b<*i 
sjiäterer  Gelegenheit  das  gleiche  thun.  Auch 
gegenwärtig  ist  gegenseitige 
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im  Verkehr  der  afrikanischen  Häuptlinge  | bedürfnisse  eines  Fiskalbezirks  und  der 
mit  Fremden  noch  üblich.  Die  goldenen  Unterhalt  der  Hörigen  in  der  Regel  uomjt- 
und  silbernen  Geräte,  die  wertvollen  Ge-  telbar  durch  die  Produktion  der  demselben 
wänder,  Schmucksachen  etc.  in  der  Schatz-  angehörenden  Villen  gefleckt  worden  sein, 
kammer  des  Odysseus  hat  man  wohl  haupt-  ein  Teil  der  Erzeugnisse  wurde  je  nach  den 


sachlich  auf  Ert*ontung  oder  Schenkung 
zurückzuführen.  In  den  asiatischen  Gress- 
städten mussten  jedoch  andere  Verhältnisse 
bestehen  als  in  den  in  der  Odyssee  geschil- 
derten einfachen  Zuständen.  Dort  konnte 
der  Verkehr  ohne  eine  einigermassen  ausgebil- 
dete Gold  Wirtschaft  gar  nicht  auskommeu, 
was  denn  auch  durch  die  neueren  For- 
schungen, insbesondere  auch  über  das  baby- 
lonische Bankwesen  bestätigt  wird.  Auch 
in  Athen  gab  es  zur  Zeit  Solons  schon  An- 
fänge der  Geld  Wirtschaft.  Dass  aber  die 
Naturalwirtschaft  auf  dem  Lande  noch  vor- 
bei rschte,  lässt  schon  die  Thatsaehe  er- 
kennen. dass  die  Bürgerklassen  Solons  nicht 
nach  dem  Geldeinkommen,  sondern  nach 
dem  naturalen  Reinertrag  an  Trockenem  und 
Flüssigem  abgeteilt  waren.  Der  grösste 
Teil  des  Landes  war  in  den  Händen  weni- 
ger Grundbesitzer  und  wurde  bewirtschaftet 
von  zinspflichtigen  Bauern,  die  5 6 des  Na- 
turalertrages abgeben  mussten.  Die  Lage 
derselben  wurde  wohl  durch  die  solonischen 
Reformen  verbessert,  aber  das  System  im 
ganzen  blieb  ungeändert.  Auch  die  antike 
Sklavenwirtschaft  der  späteren  Zeit  hatte 
noch  den  Charakter  der  von  Rodbertns  so- 
genannten »Oiken  Wirtschaft«  und  behält 
noch  eine  starke  Beimischung  des  natural- 
wirtschaftlichen  Elements,  wenn  die  mit 
gewerblichen  Arbeiten  für  den  Markt  be- 
schäftigten Sklaven  aus  den  Erträgen  der 
Landwirtschaft  des  Besitzers  unterhalten 


Umständen  an  die  kaiserliche  Hofhaltung 
• abgeführt,  wenn  diese  sich  gerade  auf  dem 
i Haupthofe  oder  in  der  Nähe  befand,  oder 
j zum  Unterhalt  des  Heeres  verwendet.  Im- 
merhin spielte  aber  auch  das  Geld  eine  ge- 
wisse Rolle,  denn  ein  Teil  der  Erzeugnisse 
der  Fronhöfe  wurde  verkauft  und  das 
Geld  an  die  kaiserliche  Kasse  abgelie- 
fert. Die  ziuspflichtigen  oder  leibeigenen 
Bauern,  welche  die  den  Herrenhöfen  unter- 
stellten Hufen  bewirtschafteten,  bedurften 
für  ihre  Konsumtion  wenig  oder  gar  kein 
: Gold,  häufig  aber  mussten  sie  eine  gewisse 
Summe  als  Abgabe  neben  den  Natural- 
| lieferungen  und  Arbeitsleistungen  aufbringen. 
Nehmen  wir  Guerards  allerdings  unsichere 
Schätzungen  des  Preises  der  Naturalien  und 
Dienste  an,  so  ergiebt  sich,  dass  zur  Karo- 
lingerzeit auf  den  Besitzungen  der  Abtei 
St.  Germain  des  Pres  die  Geldabgaben  der 
Mansi  ingenuiles  durchschnittlich  23,5"#. 
die  der  Mansi  lidiles  24,5%.  die  der  Mausi 
seniles  alter  nur  3 °'o  des  Wertes  der  jähr- 
lichen Gesamtleistungen  ausmachten.  Die 
Mansi  serviles  (die  ausschliesslich  von  Eigen- 
leuten bewirtschaftet  wurden,  während  die 
Inhaber  der  Mansi  ingenuiles  keineswegs 
nur  Freie  waren)  zeigen  also  noch  das  ent- 
schiedenste Vorherrschen  der  Naturalwirt- 
schaft. — Auch  auf  den  Rittergütern  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  ist  die  Produktion 
noch  überwiegend  naturalwirtschaftlich,  weil 
sie  hauptsächlich  auf  der  Arbeit  der  Leib- 


werden.  Der  Reinertrag  einer  solchen  Ge- 1 eigenen  oder  Erbunterthänigen  beruhte  und 


samtwirtschaft  floss  dem  Herrn  derselben 
allerdings  grossen  teils  in  der  Form  von  Geld 
zu  und  setzte  diesen  in  den  Stand,  in  der 
Stadt  ein  luxuriöses  Leben  zu  führen.  So 
bildete  sich  allmählich  eine  eigentümliche 


nur  w'emg  Geldlohnzahlung  bedingte.  Die 
Konsumtion  der  Gutsbesitzer  aber  war  um- 
somehr geldwirtschaftlich,  je  weniger  sie 
selbst  auf  ihren  Gütern  lebten.  Bei  deu 
Bauern  dagegen  blieb  auch  die  naturalwirt- 
Zweiteilung  der  Wirtschaft : die  Produktion  [ schaftliche  Form  der  Bedürfnisbefriedigung 


wurde  hauptsächlich  naturalwirtschaftlich  bis  zum  Beginn  der  modernen 
betrieben,  die  Konsumtion  des  Herrn  und  I ]>eriode 
seiner  Familie  aber,  so  weit  sie  sich  nicht 
bloss  auf  die  gewöhnlichen  Ijebenshedürf- 
nisse,  sondern  auf  Luxusgüter  erstreckte, 
mehr  und  mehr  durch  Geld  vermittelt.  Im 
Frankenreich  erfuhr  die  Geldwirtschaft  im 
Vergleich  mit  der  antiken  Welt  einen  star- 


Industrie- 

m bedeutenden  Resten  erhalten, 
seitdem  aber  hat  die  Geld  Wirtschaft  auch 
auf  diesem  Gebiete  immer  mehr  Fortschritte 
gemacht.  Das  Spinnen  war  noch  vor  5«) 
Jahren  in  den  Bauernhäusern  allgemein  ver- 
breitet; jetzt  verschwindet  es  mehr  und 
mehr,  weil  es  wirtschaftlich  fast  wertlos 
keil  Rückschlag.  Auf  einem  karolingischen  geworden  ist.  Das  Stricken  wird  zwar  mehr 


Fronhofe  werden  nach  dem  Oapitulare  de 
villis  nicht  nur  die  der  I Landwirtschaft  un- 
mittelbar nahestehenden  Gewerbe,  wie  Mah- 
len, Backen,  Brauen  etc.,  getrieben,  sondern 
von  den  Weibern  im  »Genicium«  auch 
Spinnerei,  Weberei,  Färberei,  und  ferner  quemer,  ihr 
sollen  unter  den  Hofhörigen  sich  Hand  wer-  kaufen  und 


beibehalten,  aber  die  dadurch  zu  erzielende 
j Ersparnis  ist  nicht  nennenswert.  Das 
I Backen  des  Brotes  im  Hause  kommt  immer 
' mehr  ab,  auch  in  kleinen  Dörfern  giebt  es 
I Bäcker  und  die  Einwohner  finden  es  be- 


Öetreide 
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an 

zu 
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kaufen. 


zu  ver- 
Bei  den 


ker  aller  Art  befinden,  wie  sie  weitläufig  grösseren  landwirtschaftlichen  Betrieben  ist 
aufgezählt  werdeu.  So  werden  die  Betriebs- 1 auch  die  natural  wirtschaftliche  Produktion»- 
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■weise  im  Traufe  dieses  Jahrhundeils  durch  i 
die  geldwirtschaftliche,  d.  h.  durch  die  kapi-l 
talistisclte,  fast  gänzlich  verdrängt  worden. 
Wenn  auch  das  eigentliche  Gesinde  noch 
auf  dem  Gute  Naturalverpflegung  erhält 
und  auch  viele  ländliche  Arbeiter  noch  j 
einen  Teil  ihres  Entgelts  in  der  Form  von 
freier  Wohnung,  Landnutzung  oder  Depu- 
taten erhalten,  so  ist  der  Geldlohn  doch  im 
ganzen  in  die  erste  Reihe  getreten,  und  das 
moderne  Gangsystem  vollends  hat  die  Arbeit 
im  landwirtschaftlichen  Gross  betrieb  ebenso 
zu  einer  Ware  gemacht,  wie  sie  es  in  der , 
Industrie  schon  früher  war.  Nicht  minder 
wird  jene  Wendung  von  der  naturalen  zur 
kapitalistischen  Produktionswirtschaft  in  der 
Landwirtschaft  ersichtlich  durch  die  An- 
schaffung von  künstlichem  Dünger,  beson- 
derem Saatgut  etc.,  ferner,  was  das  stehende 
Kapital  betrifft,  in  den  durch  besondere 
Technik  auszuführenden  Meliorationen,  in 
der  Anschaffung  kostspieliger  Maschinen 
und  in  den  oft  ganz  fabrikmässigeu  Anlagen 
für  den  Betrieb  landwirtschaftlicher  Neben- 
gewerbe. So  bedarf  ein  moderner  Land- . 
wirtschaftsbetrieb  im  Vergleich  mit  den  Zu- 
ständen im  vorigen  Jahrhundert  zunächst 
eines  unvergleichlich  grösseren  umlaufenden 
Kapitals,  das  periodisch  immer  wieder  in 
der  Form  von  Geld  eingehen  muss.  Die 
Inventarausstattung  und  die  stehenden  An- 1 
lagen  müssen  ebenfalls  mit  barem  Gelde 
beschafft  werden,  und  dieses  wird  häufig 
als  verzinsliche  Schuld  aufgenommen. 
Auch  andere  Gründe,  auf  die  hier  nicht , 
weiter  einzugehen  ist,  haben  in  unserem 1 
Jahrhundert  eine  bedeutende  Vermehrung 
der  Schuldenlast  des  Grundbesitzes  herbei- 
geführt, so  dass  die  Geldwirtschaft  für  ihn 
vielfach  schon  eine  heilen k liehe  Form  der 
Kreditwirtsehaft  angenommen  hat.  Die  Geld- 
wirtschaft zeigt  sich  dann  nicht  mehr  wie : 
früher  in  der  Verwendung  des  Reinertrages 
zur  Konsumtion,  sondern  in  der  Notwendig- 
keit der  Aufbringung  beträchtlicher  Summen 
zur  Zinszahlung.  Kein  Wunder,  wenn  den 
Beteiligten  die  alte  Naturalwirtschaft  als 
idealer,  zurückzu  wünschender  Zustand  er- 
scheint. ln  der  That  hat  diese  etwas  Ver- 
lockendes in  ihrer  sicheren  Selbstgenügung, 
in  ihrer  Unabhängigkeit  von  den  unberechen- 
Itaron  Störungen  und  Erschütterungen,  denen 
die  arbeitsteiligen,  wesentlich  nur  für  den 
Verkauf  produzierenden  Einzelwirtschaften 
als  untergeordnete  Glieder  eines  voiks-  und 
weit  wirtschaftlichen  Systems  unterliegen. 
Für  die  Naturalwirtschaft  bildet  der  Ge- 
brauchswert der  Güter  die  leitende  Norm, 
der  seinerseits  nach  dem  Grad  der  Nütz- 
lichkeit und  dem  Grad  der  Schwierigkeit  I 
der  Beschaffung  derselben  beurteilt  wird. 
Der  Tauschwert  kommt  nur  nebensächlich 
in  Betracht.  Wenn  der  Produzent  nur  einen 


verhältnismässig  kleinen  Teil  seiner  Erzeug- 
nisse gegen  andere  Waren  oder  Geld  aus- 
tauscht, so  bleibt  die  Existenz  seines  Haus- 
haltes und  seiner  Wirtschaft  von  der  geld- 
wirtschaftlichen  Preisbildung  unabhängig 
und  sie  wird  nicht  gefährdet,  wenn  auch 
das  Tauschgeschäft  an  sich  zu  ungünstigen 
Bedingungen  erfolgt,  z.  B.  die  hingegebenen 
Erzeugnisse  drei-  oder  viermal  mehr  Arbeit 
gekostet  haben  als  die  eingetauschten.  Die 
letzteren  mögen  ein  sehr  intensives  subjek- 
tives Begehren  befriedigen,  aber  nötigenfalls 
könnten  sie  in  »1er  Wirtschaft  entbehrt  wer- 
den. Wenn  aber  der  grösste  Teil  der  Pre- 
dukte  einer  Wirtschaft  für  den  Austausch 
bestimmt  ist  und  diese  ohne  die  einzu- 
tauschendcn  Waren,  zu  denen  z.  B.  auch 
Rohstoffe  gehören  können,  oder  ohne  einen 
bestimmten  Geldertrag  nicht  zu  bestehen 
vermag,  so  müssen  die  Preise  der  Produkte 
in  Geld  höher  sein  als  die  Kosten,  und  der 
Produzent  ist  nun  aus  dem  naturalwirt- 
schaftlichen Selbstgenügen  auf  »len  Kampf- 
platz des  grossen  Marktes  getreten.  Kredit 
in  fungibeln  Gütern,  z.  B.  in  Saatgetreide, 
kam  zwar  auch  schon  in  der  naturalwirt- 
schaftlichen Periode  vor,  aber  das  eigentliche 
Uebcl  der  schweren  Verschuldung  knüpft 
sich  an  die  Geld  Wirtschaft  und  reicht  übri- 
gens soweit  wie  diese  selbst  in  das  Alter- 
tum zurück,  wenn  auch  gewisse  gesellschaft- 
liche Klassen  erat  in  »1er  neueren  Zeit  von 
demselben  betreffen  worden  sind,  die  es 
früher  weniger  zu  empfinden  hatten.  Aber 
die  Naturalwirtschaft  gehört  dennoch  einer 
niedrigeren  Phase  der  Kultur  an,  in  der  der 
technische  Fortschritt  gehemmt  ist  und  es 
nicht  möglich  wäre,  Bevölkerungen  von  »1er 
Dichtigkeit,  wie  sie  die  heutigen  Kultur- 
staatcu  aufweisen,  die  Befriedigung  ihrer 
Bedürfnisse  zu  verschaffen.  Die  Uebel, 
welche  die  arbeitsteilige,  geldwirtschaftliehe 
und  kapitalistische  Produktion  für  die  ein- 
zelnen mit  sieh  bringt,  müssen  daher  er- 
tragen werden,  sofern  sie  sich  nicht  durch 
Mittel,  die  der  fortgeschrittenen  Entwicke- 
lung angemessen  sind,  mildern  lassen,  da 
eine  Rückkehr  zu  primitiven  Formen  ohne 
eine  einschneidende  Kulturvernichtung  nicht 
möglich  ist. 

Lexls. 


Navigationsakte,  englische 

s.  Schiffahrt. 


Nazzani,  Emil, 

geboren  1862  in  Pavia,  studierte  die  Rechte  und 
Staatswissenschaften,  war  Schüler  Lnigi  (Jossas 
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und  ist  seit  1872  Professor  der  Nationalökonomie 
an  der  technischen  Hochschule  und  Präsident 
des  technischen  Instituts  zu  Forli. 

Nazzani  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftJichen  Schriften  in  Buchform : Sulla  rendita 
fondiaria:  saggio,  Forli  1872.  (Diese  Doginen- 
geschiehte  der  Bodenrente  zählt  zu  den  bedeu- 
tendsten Leistungen  der  neuen  italienischen 
Schule.)  — Sunto  di  economia  politica,  ebd.  1878, 
2.  Au  fl.  .Mailand  1875,  3.  Au«.  1882,  4.  Aufl. 
1886,  5.  Aufl.  1803,  6.  Aufl.  1807.  - 11  profitto, 
ebd.  1877.  (Eiue  Abhandlung  Uber  den  Unter- 
nelnner gewinn.)  — La  ecuola  classica  di  econo- 
mia politica,  ebd.  1879.  — Alcuni  quesiti  sulla 
domanda  di  lavoro:  saggio.  Forli  18S0.  (In 
dieser  Schrift  Uber  Nachfrage  nach  Arbeit  werden 
S.  145  ff.  die  Irrtümer  <ler  liohnfondstheorie 
nachgewiesen.)  — Saggio  di  economia  politica, 
Mailand  1881.  (Inhalt  : 1)  La  scuola  classica  di 
economia  imlitica;  2)  Sulla  rendita  fondiaria; 
3)  Del  profitto;  4)  Alcuni  quesiti  sulla  domanda 
<li  lavoro.) 

Vgl.  über  Nazzani:  Oossa,  Guida  allo 
Studio  della  economia  politica,  2.  Aufl.,  Pisa 
1880,  geschichtlicher  Teil,  Kap.  6.  — Der- 
selbe,  Lettera  al  Prof.  Emilio  Nazzani  in 
-Saggi  di  economia  politica.  ebd.  1878.  — 
Ingram.  Historv  of  political  economv,  Ediu- 
bnrg  1888,  S.  216.  — De  Gnbernatis,  Dic- 
tionuaire  international  des  ccrivains  du  jour, 
Florenz  1891 , 8.  1531.  — v.  Sch  ul  lern - 
Schratt enhofen,  Theoretische  Nationalöko- 
nomie Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig  1891. 

Llppert. 


Nebenius,  Karl  Friedrich, 

geh.  am  29.  IX.  1784  zu  Rhodt  bei  Landau  in 
der  badischen  Rheinpfalz,  gest.,  erblindet,  am 
8.  VI.  1857  in  Karlsruhe,  studierte  die  Rechte 
in  Tübingen,  wurde  1811  Finanzrat  im  badischen 
Finanzministerium,  1823  erster  Rat  iin  badischen 
Ministerium  des  Innern,  1831  Staatsrat  und 
Ministerialdirektor  und  im  März  1838  Minister 
des  Innern,  demissionierte  Oktober  1839,  wurde 
1845  abermals  Präsident  des  Ministeriums  des 
Innern,  entsagte  aber  schon  im  folgenden  Jahre 
dieser  Würde  und  reservierte  sich  nur  das 
Präsidium  des  Staatsrats.  Am  1.  VII.  1849 
trat  er  in  den  Ruhestand. 

N'ebenius  bietet  das  selteue  Bild  eines 
Staatsmannes  und  Volkswirts  dar.  der  nicht 
allein  die  ausführende  Kraft  aller  wesentlichen 
Reformen  im  Verfassnngsleben  und  der  inneren 
Politik  seines  engeren  Vaterlandes  Baden  in 
den  Jahren  1811  bis  1848  gewesen,  der  auch 
auf  die  Zolleiuigung  Deutschlands,  als  deren 
talentiertester  und  unermüdlichster  Vorkämpfer 
er  dasteht,  einen  grossen  und  entscheidenden 
Einfluss  uusgeilht  hat.  Die  konstitutionelle  Ver- 
fassung, welche  das  1806  neugebildete  Gross- 
herzogtum Baden  1818  erhielt,  war  N'ebenius' 
Werk,  die  1820  erfolgte  Einführung  des  metri- 
schen Systems  in  Baden  verdankte  das  Land 
N’ebenius.  Er  war  der  Reformator  des  gesamten 
badischen  .Steuerwesens,  Vorstand  und  geistige 
Triebfeder  der  badischen  Gesetzgebungskom- 


mission. intellektueller  Schöpfer  der  badisches 
Staatseisenbahnen,  Organisator  des  badische* 
Volksschulgesetzes  von  1835,  Regenerator  des 
technischen  Unterrichts-  und  Hochsohulwesrss 
Badens.  Alle  diese  ihm  zu  dankenden  gros-en 
Reformen  treten  aber  in  den  Hintergrund  vor 
der  grössten  wirtschaftlichen  That  seines  Lebens, 
der  tbatkräftigen  Agitation  für  das  Zustande- 
kommen des  grossen  deutschen  Zollvereins,  die 
Aufstellung  eines  einheitlichen  Tarifsystenu. 
das  er  liehst,  einem  1818  vollständig  ausge- 
arbeiteten  Plaue  zur  Inangriffnahme  und  Durch- 
führung des  grossen  Werkes,  1819  den  Mit- 
gliedern der  ersten  badischen  Ständeversamm- 
lnng  in  einer  lithographierten  Denkschrift  ver- 
legte und  allen  der  Zolleinigung  zugeneigtea 
deutschen  Staatsmännern,  Handelskorporationea 
und  Grossindustriellen  zusandte.  Dieser  das 
vollständige  Programm  der  späteren  Zollvereins- 
verfassung enthaltenden  Denkschrift  verdankt 
Nebenius  den  Ruhm,  für  den  intellektuellen 
Urheber  des  grossen  deutschen  Zollvereins  zu 
gelten. 

N’ebenius  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Be- 
trachtungen über  den  nationalökonomischen  Zu- 
stand Grossbritanniens  mit  vergleichender  Rück- 
sicht auf  Deutschlands  Handel  und  Industrie- 
Verhältnisse.  Nebst  einer  Uebersetzung  der 
Schrift  von  J.  B.  Say  über  England  und  die 
Engländer.  Karlsruhe  1818.  (N’ebenius  kämpft 
in  dieser  Schritt  für  Freiheit  des  wirtschaft- 
lichen Verkehrs,  für  Aufhebung  aller  Binnen- 
zölle und  Verlegung  derselben  an  die  Grenzen 
Deutschlands.)  — Der  öffentliche  Kredit,  dar- 
gestellt in  der  Geschichte  und  in  den  Folgen 
der  Finanzoperationen  der  grossen  europäischen 
Staaten  seit  Herstellung  des  allgemeinen  I.and- 
und  Seefriedens,  ihrer  M assregeln  zur  Be- 
gründung und  Befestigung  öffentlicher  Kredit- 
anstalten und  der  Begebenheiten  der  Handels- 
weit,  deren  Wirkung  damit  zasammengetroüen. 
Karlsruhe  1820:  dasselbe,  2.  Aufl.,  I.  allgemeiner 
Teil,  u.  d.  T. : I'eber  die  Natur  und  die  Ur- 
sachen des  öffentlichen  Kredits.  Staatsanlehen, 
die  Tilgung  der  öffentlichen  Schulden,  den 
Handel  mit  Staat  spapieren  und  Wechselwirkung 
zwischen  den  Kreditoperationen  der  Staaten  und 
dem  ökonomischen  und  politischen  Zustande  der 
Länder,  ebd.  1829.  (In  dieser  theoretischen  Be- 
handlung des  öffentlichen  Kredit-  und  .Staats- 
schuldenwesens deduziert  er  als  Methodiker 
seine  spekulativen  Untersuchungen  aus  allge- 
meinen wirtschaftlichen  Thatsachen  und  stempelt 
sein  Werk  dadurch  zu  einer  Schule  lehrgerechten 
Denkens.  Dass  in  den  von  ihm  entwickelten 
Theoremen  zuweilen  eine  Uehereinstimmung  mit 
den  Theorieen  Adam  Smiths,  zu  dessen  .Schule 
er  sich  bekannte,  Alexander  Hamiltons  und  auch 
Say»  hervortritt,  ist  durch  das  Gesetz  der  wirt- 
schaftlichen Ideeenassociation  innerhalb  der  ein- 
zelnen Schulen  begründet.  Von  Say  entlehnte 
er  in  seinen  Erörterungen  über  den  KapitAlzins 
die  Nutzung»-  und  die  aus  den  Lehrsätzen  der 
Physiokraten  und  Smiths  kombinierte  Produktivi- 
tätstheorie. Auch  von  Ricardo  ist  er  nicht  un- 
beeinflusst geblieben,  obwohl  er  denselben  mehr 
bekämpft  als  ihm  zustimmt,  u.  a.  dessen  Satz, 
wonach  das  Prosperieren  der  Edelmetallproduk- 
tion den  Preis  von  Gold  und  Silber  herahdrückt, 
aufechtet.  Als  Aubänger  des  Cnrrencysysteins 
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teilt  er  das  Misstrauen  gegen  metallisch  nicht 
gedeckte  Banknoten  und  sieht  in  jeder  Ver- 
mehrung eine  progressionsmässige  Entwertung 
der  Umlaufsmittel.  Den  Glanzpunkt  des  Buches 
bilden  seine,  nach  dieser  Richtung  vor  ihm 
noch  nie  so  erschöpfend  behandelten  geistvollen 
Ausführungen  über  den  Einfluss  der  Staats- 
anleihen und  Staatsschulden  auf  den  politischen, 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Zustand  der  Völker.) 

lieber  technische  Lehranstalten  in  ihrem 
Zusammenhänge  mit  dem  gesamten  Unterrichts- 
wesen und  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
polytechnische  Schule  zu  Karlsruhe,  ebd.  1833. 
— Denkschrift  für  den  Eintritt  Badens  zu  dem 
zwischen  Preussen,  Bayern,  Württemberg,  den 
beiden  Hessen  und  mehreren  anderen  deutschen 
.Staaten  abgeschlossenen  Zollverein,  ebd.  1833. 
(Dieser  Schrift  ist  seine  berühmte  Denkschrift 
von  1818  bezw.  1810  fs.  o.]  als  Anhang  [S.  24  ff.] 
beigefttgt.  Die  direkte  Veranlassung  zu  dieser 
Broschüre  gab  ihm  die  damalige  Lage  der  Zoll-  ; 
und  Haudelseinigungsbestrebungen  in  Deutsch- 
land. Nachdem  am  12.  III.  1833  die  Vereinigung 
des  preussisch-hcssendarmstiidtischen  und  des  so- 
genannten süddeutschen,  des  bayerisch-württem- 
hergischen  Zollvereins  zum  Abschluss  gekommen  j 
war,  bedurfte  es  noch  der  Sanktionierung  des- 
Vertrags  durch  die  landständischen  Kammern 
von  Bayern  und  Württemberg.  Die  bayerischen 
Landstände  machten  keine  Schwierigkeiten,  in 
Stuttgart  jedoch  war  der  Widerstand  gegen  den 
Anschluss  an  Preussen  seitens  der  liberalen , 
Kammermajorität  ein  hartnäckiger,  dazu  kam. 
dass  Württemberg  schon  aus  steuerpolitischen 
Gründen,  da  es  nicht  die  Zollgrenze  bilden 
wollte,  ohne  den  gleichzeitigen  Beitritt  Badens, 
der  geschlossenen  Vereinigung  vom  12.  III. 
prine.ipiell  seine  Genehmigung  versagen  zu 
müssen  glaubte.  Hierauf  aber  hatte  Nebenius, 
der  Vertreter  der  grossdeutschen  Handelspolitik, 
nur  gewartet.  In  vorstehend  genannter,  in 
wenigen  Tagen  entstandener  Schrift,  die  sich  an 
die  wilrttembergischen  und  badischen  Patrioten 
wandte,  setzte  er  in  klaren  und  überzeugenden 
Worten  die  Gründe  auseinander,  weshalb  Baden, 
immer  das  grosse  Ziel  der  Zolleinigung  Ganz- 
deutschlands vor  Augen  habend,  seine  Ver- 
einigung mit  dem  süddeutschen  Zollbunde  bis' 
her  beanstandet,  wie  es  aber  jetzt  an  der  Zeit 
sei.  die  bisherige  Zurückhaltung  aufzugeben 
und  gemeinsam  mit  Württemberg  und  Bayern 
seinen  Beitritt  zum  preussisch-hcssendaruistädti- 
schen  Zollvereine,  dem  sich  inzwischen  [1832] 
auch  Knrhessen  angeschlossen , zu  vollziehen 
Der  unmittelbare  Erfolg  dieser  Schrift  war  die 
Zersplitterung  der  Opposition  in  Württemberg, 
dessen  Ständekammer  am  5.  XI.  1833  den  An- 
schluss vom  12.  III.  sanktionierte.)  Der 
deutsche  Zollverein,  sein  System  und  seine  Zu- 
kunft, ebd.  1835.  (Die  Opposition  gegen  den 
Anschluss  Badens  an  Preussen,  die  in  Karlsruhe 
der  Wortführer  der  Liberalen,  Karl  v.  Rotteck, 
leitete,  war  durch  den  Vorläufer  letzterer  Schrift 
zwar  schon  wesentlich  abgeschwächt,  dennoch  i 
hielt  es  Nebenius  für  angezeigt,  noch  einmal  | 
und  zwar  in  einem  umfangreicheren  Werke,  den 
schwankenden  Elementen  in  der  Ständeversamm- 
lung die  Vorteile  des  Anschlusses  und  die  gegen 
die  Isoliertheit  sprechenden  handelspolitischen 
Bedenken  vorzuführen,  und  zwar  mit  dem  Er- 
folge, dass  Baden»  Beitrittserklärung  zum 


deutschen  Zollverein  vom  12.  V.  1835  am  1.  I. 
1836  von  der  badischen  Ständeversammlung 
sanktioniert  wurde.)  — Ueber  die  Herabsetzung 
der  Zinseu  der  öffentlichen  Schulden  mir  Rück- 
sicht auf  die  Zeitenverhältnisse  und  insbesondere 
auf  die  öffentlichen  Verhandlungen  über  die 
Reduktion  der  französischen  Schuld,  Stuttgart 
1837.  — Ueber  die  Zölle  des  deutschen  Zoll- 
vereins zum  Schutze  der  einheimischen  Eisen- 
produktion, Karlsruhe  1842.  — Kommissions- 
bericht, die  über  die  Main-  und  Neckareisenbahn 
und  deren  Betrieb  geschlossenen  Staatsverträge 
betreffend,  ebd.  1844.  (Nebenius  vertrat  das 
Princip  der  Staatsintervention  bei  Ausführung 
von  Unternehmungen,  deren  Tragweite  über  die 
Potenz  der  Privatinitiative  hinausging.  In 
seinem  1834  erstatteten  gutachtlichen  Bericht, 
über  die  staatswirtschaftliche  Notwendigkeit 
der  Anlegung  von  Staatsbahnen.  der  1836  als 
Manuskript  gedruckt  wurde,  war  seine  statistisch- 
nationalökonomische  Begründung  der  Vorlage 
eine  so  schlagende,  dass  die  badische  zweite 
Kammer  1838  das  Nebcniussche  Projekt  annahm.) 
— Bericht  der  Petitionskommission  über  die 
Bitte  der  Stadt  Pforzheim  und  über  die  Bitte 
der  Stadt  Bretten,  die  Herstellung  einer  Eisen- 
bahn zur  Verbindung  mit  Württemberg  und 
die  Berücksichtigung  ihrer  Interessen  bei  den 
hierauf  bezüglichen  Verhandlungen  betreffend, 
2 Hefte,  Karlsruhe  1844  - 1845.  — Baden  in 
seiner  Stellung  zur  deutschen  Frage,  ebd.  1850.  — 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  Raus  Archiv, 
Heidelberg:  Ueber  das  im  Grossherzogtum  Baden 
bestehende  (metrische)  Muss-  und  Gewichtssystem 
und  die  Einführung  desselben  in  den  Gebrauch, 
Bd.  IV,  1840,  S.  226  ff.  — Britische  Zustände 
uacli  offiziellen  Nachweisungen  und  Betrach- 
tungen hierüber,  Bd.  V,  1843,  8.  1 ff.  — 2)  In 
der  Deutschen  Vierteljahrsschrift,  Stuttgart: 
Ueber  die  Entstehung  und  Erweiterung  «les 
grossen  deutschen  Zollvereins,  Jahrg.  1838,  Heft. 
II,  S.  310  350.  — Ueber  die  Wirkungen  des 
grossen  deutschen  Zollverein»  und  die  Ent- 
wickelung seiner  Gesetzgebung,  Jahrg.  1840, 
Heft  I,  S.  255/314.  — Ueber  die  Schwankungen 
des  cirkuliercnden  Mediums  in  Europa  und 
deren  Einfluss  auf  die  Geldpreise  der  Dinge  in 
den  letzten  5 Decennien,  Jahrg.  1841,  Heft  1, 
S.  1/73.  — Das  Bedürfnis  erhöhter  Schutzzölle 
für  einige  Zweige  der  Vereinsindustrie,  Jahrg. 
1842,  Heft  4,  8.  327  74.  — Teuerung  der  Lebens- 
mittel infolge  von  Misswachs,  mit  besonderer 
Beziehung  auf  das  südwestliche  Deutschland, 
Jahrg.  1843,  Heft  4,  S.  197  241.  — 

Vgl . über  Nebenius:  Kautz,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomik,  Bd.  II, 
Wien  1860,  S.  629/31.  — L.  K.  Aegidi,  Aus 
der  Vorzeit  des  Zollvereins,  Hamburg  18(55, 
8.  67,  119  21.  — Beck,  Karl  Friedrich  Nebenius. 
ein  Lebensbild,  Mannheim  1866.  — v.  Weech, 
Geschichte  der  badischen  Verfassung,  Karls- 
ruhe 1868.  — v.  Festen berg- Pack iscli, 
Geschichte  des  Zollvereins,  Leipzig  1869,  8.  157. 

J.  Falke,  Die  Geschichte  «les  deutschen 
Zollwesens,  Leipzig  18(59,  8.  360/61,  377  78. 

W.  Weber,  Der  deutsche  Zollverein,  ebd.  1869, 
S.  122  23.  — Rosehe r,  Gesell.  derNat...  München 
1874,  8.953  (58.  — Badische  Biographieen,  Heidel- 
berg 1875,  Bd.II,  S.  99  ff.  — B ö h m v o n B a w e r k , 
Kapital  und  Kapitalzins,  Bd  I,  Innsbruck  1884, 
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Xobeuius — Necker 


g ‘>33  — Allgemeine  deutsche  Biographie,  fertiguug:  -De  ladiuijUBtration  des  finances  de 

Bd  XXIII,  ebd.  18HB.  S.  351.  — L.  v.  Stein,  la  France-  ts.  tu.  Seinem  Nachfolger,  (’alonne. 

Lehrbuch  der  Finanz  Wissenschaft.  5.  Auf! . Teil  11.  ging  zu  einer  Beherrschung  der  finanziellen 
Allteilung  3 ebd.  1880 . S.  4,>.  — Nouveau  Deruute  Frankreichs  vor  allem  das  kaufmännische 
dictionnaire  d'econoniie  polit..  Bd.  II.  Paris  1892.  Geschick  Neckers  ab,  deu  Staatsgläubigern  die 
S.  384  8ö  i momentane  Notlage  geschickt  zu  verbergen. 

Llppert.  I Zuletzt  wusste  er  sich  nicht  anders  zu  helfen, 

als  in  der  Schrift  JWponse.  ä l’ecrit  de  M. 
Necker“  etc.  <s.  u.j  letzterem  die  Schuld  an  dem 
drohenden  Zusammenbruch  atifzubürden.  Dieser 
Schritt  beschleunigt  seinen  Sturz.  Necker  lieferte 
Necker  .lucttues,  in  der  Schrift  ..Nonveaux  eclaircisseinents  sur 

’ le  ( ’omnt©  reudu"  (s.  u.j  eiue  phraseologisch 

geh.  am  30.  IX.  1732  zu  Genf,  gest.  am  9.  IV.  glänzende  Rechtfertigung,  wurde  «ach  Frank- 
1804  auf  seiner  Besitzung  foppet  am  Genfer  reich  zurück  berufen  und  trat  Eude  Augnst  17  NS 
See.  gründete  1702  mit  einer  Kiulago  von  0 MiU.  als  Finanzminister  mit  dem  Titel  eines  General - 
Frcs.  unter  der  Firma  Necker  & Co.,  sein  Associe  dircktors  der  Finanzen  in  das  Kabinett  ein. 
war  der  Bankier  Thelusson.  ein  Bankgeschäft  Nachdem  er  1788  wegen  angeblichen  Getreide- 
in Paris,  was  bald  für  das  opulenteste  von  ganz  mangels  durch  die  verkehrtesten  Prohibitiv- 
Frankreich  galt.  1705  wurde  er  Syndikus  der  massregelit  die  Staatsschuld  um  4.:>  Millionen 
französisch-ostindischen  Kompagnie,  170s  Minis-  vermehrt  hatte,  eröffnete  er  am  5.  V.  1789  die 
terresideut  der  Republik  Genf  am  französischen  auf  seine  Veranlassung  ciuberufeneu  General- 
Hofe.  1772  gab  er  sein  Bankgeschäft  auf.  Durch ( Staaten  mit  einer  dreistündigen,  aber  an 

Patent  vom  22.  X.  1770  erhob  Ludwig  XVI.  j dem  Misstraueu  .der  Versammlung  vollständig 

Necker  als  Nachfolger  Clugnys  zum  IUrektor  wirkungslos  abprallenden  Rede,  worin  er  die 
des  königlichen  Schatzes  und  nach  dem  Bück-  der  Wahrheit  entsprechende  hohe  drei-  auf  eine 
tritte  des  Generalkontrolleurs  des  Schatzes,  bescheidene  zweistellige  Ziffer  des  Deficitbetrages 
Taboureau  des  Reanx,  erfolgte  durch  Kabinetts-  (50  Millionen)  reduzierte.  Am  11.  VII.  1780 
ordre  vom  29.  VI.  1777  Neckers  Ernennung  i erhielt  erdarauf  zum  zweiten  Male  seine  Ent- 
zum  Generaldirektor  des  Schatzes,  eine  Stellung,  lassung.  um  nach  dem  Bastillensturm  zum  dritten 
die  ihn  bis  auf  den  Titel  mit  den  Machtbefug-  Male  zurückgerufen  zu  werden,  weder  zu  Frank- 
nissen des  Ministers  der  Finanzen,  des  1770  von  I reich»  Heil  noch  zu  dem  seiuigen.  Im  Ballhaus 
deren  Leitung  zurückgetretenen  Turgot,  aus-  spielte  er  keine  beneidenswerte  Rolle,  denn  sein 
stattete.  Durch  seine  kaufmännischen  Ante-  bedeutendster  Gegner,  dem  er  iu  keiner  Be- 
cedentien  vorteilhaft  unterstützt,  brachte  Necker  ziehuug  ebenbürtig,  war  Mirabeau.  Aiu  8.  IX. 
Ordnung  und  Methode  in  die  Führung  der  17:10  erbat  und  erhielt  Necker  seine  eudgiltige 
öffentlichen  Finanzen,  vereinfacht©  das  adminis-  Entlassung. 

trative  Räderwerk,  verabschiedete  die  im  Finanz-  Necker  veröffentlichte  von  staatswissen- 
ministeriuin  von  Turgot  zurück  gelassenen  fünf  schuft  liehen  Schriften  in  Buchform:  Klponse  au 
Finanzintendanten,  verringerte  die  königliche  memoire  de  Morellet  sur  la  Compagnie  des  Indes. 
Dienerschaft  um  ein  Beträchtliches,  kapitalisierte  Paris  1709.  (Neckers  Bemühungen,  der  not- 
die  tote  lland  in  den  königlichen  Domänen,  er-  leidenden  französisch-ostindischeu  Kompagnie, 
zielte  durch  Aufhebung  de»  Instituts  der  General-  der  auch  seitens  der  Regierung  der  Kredit  ge- 
Pächter  für  den  königlichen  Schatz  ein  Ein-  kündigt  war,  aufzuhelfen,  verwickelte  ihn  in 
nahmeplns  von  jährlich  14  Millionen  und  nutzte  : seinen  ersten  Federkrieg  mit  deu  Oekonomisten. 
seinen  unbeschränkten  Kredit  zur  Aufnahme  von  i der  durch  Abbe  Morellet  in  der  Broschüre: 
Staatsanleihen  unter  den  günstigsten  Zins-  und  I „Memoire  sur  la  Situation  actuelle  de  la  Com- 
Amortisationsbedingnngen  aus,  ohne  indes  «lern  i pagnie  des  indes,  Paris  1709"  eröffnet  wurde, 
drohenden  Nahen  des  8taatsbankerotts  Frank-  I nter  Berufuug  auf  das  physiokratische  Pro- 
reichs eine  Rückwärtshewegung  oder  nur  einen  gramm  der  unbeschränkten  Handelsfreiheit  setzt 
Stillstand  gebieten  zu  können.  1781  verüffent- j Morellet  darin  die  Gründe  auseinander,  weshalb 
lichte  Necker  einen  ffnanzadrainistrativeu  Rechen- ! seine  Partei  gegen  alle  protektionistischen  oder 
schaftsbericht  „Compte  rendu  an  roi“  ts.  u.),  monopolistischen  Zwecken  dienende  Korpo- 
woriu  er  u.  a.  durch  künstliche  Verschleierung  rationell,  insbesondere  aber  gegen  die  ungesunde 
der  kolossalen  ungedeckten  Verbindlichkeiten  Monopolwirtschaft  der  ostindischen  Kompagnie 
<les  Schatzes,  einen  Veberechuss  von  10  Millionen  sich  erklären  müsse,  ln  Neckers  Erwiderung 
nachwies.  Diese  Schrift,  so  sehr  sic  ihn  einer-  pflichtet  er  u.  a.  seinem  physiokrati sehen  Gegner 
seits  in  der  Volksgunst  festsetzte,  entfesselte  darin  bei.  dass  unter  gewissen  Umständen,  aber 
den  Zoru  der  mit  seiner  Amtsführung  unzn-  nicht  im  vorliegenden  Falle,  die  von  ihm  be- 
friedeuen  Elemente.  Es  waren  dies  die  Inten-  kämpfte  Handelsfreiheit  eiue  Notwendigkeit 
dauten.  Generalpächter.  Parlamentsräte,  der  von  werden  küune,  welches  Zugeständnis  seiner 
ihm  gestürzte  frühere  Marineminister  Martine  ganzen  vorhergehenden  Polemik  die  Spitze  ab- 
uud  der  Klerus,  der  ihn  seines  kalviuistisehen  bricht.  Auf  diese  Replik  erfolgte  noch  eine 
Glanbeus  wegen  hasste.  Diese  Feindseligkeiten  j Duplik:  „Examen  de  la  reponsc  au  memoire  de 
gingen  so  weit,  dass  Necker.  um  seine  Stellung ! M.  r Abbe  Morellet,  ebd.  1709“,  worin  letzterer 
zu  befestigen,  von  dem  Könige  als  Vertrauens-  bestimmte  Vorschläge  zur  Auflösung  der  fran- 
votnm  Sitz  und  Stimme  im  Ministerconseil  bc-  /.ösisch-ust indischen  Kompagnie  machte,  mit 
anspruchte.  Ludwig  XVI.  gab  ihm  aber,  statt  deren  Ausführung  die  Regierung  auch  unge- 
des  Ministertitels,  am  20.  V.  1781  seine  Ent-  säumt  vorging.)  — Eloge  de  foltert,  Paris 
lassung.  Necker  zog  sich  nach  der  Schweiz  1 1773;  dasselbe,  Neudruck,  Dresden  1781:  das- 
zurück  und  veröffentlichte  zu  seiuer  Recht- 1 selbe  in  deutscher  Uebersetzung.  ebd.  1781. 
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(Necker  verleugnet  auch  als  Schriftsteller  sein  | 
kaufmännisches  Genie  nicht.  Wie  er  früher  in 
Getreide  und  Fonds  sjieknliert  hat.  so  geschieht 
es  hier  iu  Ehre  und  Ruhm.  Der  feiern  der 
Physiokraten  war  im  Erbleichen;  je  tiefer  Frank- 
reich unter  Turgots  Verwaltung  im  Sehuldeu- 
meere  versank,  je  häufiger  das  Land  von  Miss- 
wuchs und  Hungersnot  hejmgesucht  wurde,  je 
mehr  schwand  der  Nimbus  der  volkswirtschaft- 
lichen Doktrin  der  Schule  (Quesnays.  Auf  den 
Schultern  Turgots  die  erste  Staffel  der  Ruhmes- 
leiter zu  erklimmen,  konnte  daher  für  Necker 
nicht  schwer  sein.  Er  brauchte  nur  Colbert, 
als  Vertreter  des  Merkantilismus,  zu  huldigen, 
und  Turgot  wie  die  übrigen  Oekonomisten 
wurden  indirekt  dadurch  diskreditiert.  So  ent- 
stand die  Lobrede  Oolberts.  eine  völlig  gehalt- 
lose, aber  mit  merkantilisfischeu  Schlagworten 
durchflochtene  Schrift,  die  von  der  Pariser  Aka- 
demie lediglich  ihrer  Tendenz  wegen,  nämlich 
der  Befeindung  des  Physiokratismus,  gekrönt, 
wurde.)  — Sur  la  l£gislation  et  le  commerce  des 
grains,  Paris  1775.  erlebte  bis  1788  zwanzig 
Auflagen,  in  neuerer  Zeit  abgedruckt  in  den 
Sammelwerken:  „Collection  des  principaux  eco- 
uomistes“,  Bd.  XV,  ebd.  1848,  und  in  „Melanges 
d'ecouomie  politique,  publ.  avec  commentaires 
etc.  par  E.  I)aire  et  G.  de  Molinari“,  Bd.  II. 
ebd.  1848;  dasselbe  in  deutscher  Uebersetzung, 
Dresden  1777.  (Necker  bekämpft  in  diesem 
antiphysiokratischen  Buche  über  den  Getreide- 
bandel das  System  des  Individualismus  und  ge- 
langt zu  dem  Schlüsse,  dem  einzig  unanfecht- 
baren seiner  darin  entwickelten  Theoreme,  dass 
die  wirtschaftliche  Freiheit  des  einzelnen  nur 
bis  zu  dem  Masse  sich  ausdehnen  darf,  wo  sie 
der  Gesamtheit  der  Interessen  nicht  schadet. 
Er  stellt  u.  a.  darin  die  Sätze  auf:  1.  Die  Frei- 
gabe der  Getreideausfuhr  geschieht  zum  Nach- 
teile der  Entwickelung  der  Manufakturen,  und 
der  Export  von  Industricerzeugnissen  ist  als 
Einnahmequelle  dem  des  Getreides  vorzuziehen: 
2.  Länder  mit  wenig  entwickelter  Industrie  sind 
auf  die  Ausfuhr  ihrer  Agrarprodukte  beschränkt 
und  beeinträchtigen  dadurch  die  eigene  Popu- 
lationsentwickeluug,  da  die  regelmässige  Aus- 
fuhr eines  bestimmten  Getreidequantums  für  das 
betreffende  Land  den  Verlust  der  Individuen 
bedeutet,  die  mit  dieser  ausgeführten  Brotfrucht 
hätten  ernährt  werden  können:  8.  Die  freie 
Getreideausfuhr  lässt  sich  nur  auf  Grund 
einer  Gegenseitigkeitsvereinbarung  mit  anderen 
Staaten  durchführen,  Ländern  seine  Kornkammern 
öffnen,  die  sie  uns  verschliessen,  wäre  eine  ver- 
brecherische Geringschätzung  der  Bedürfnisse 
des  eigenen  Volkes;  4.  Obwohl  die  Preisbildung 
durch  die  Zahl  der  Käufer  und  Verkäufer  regu- 
liert wird  und  das  Verbot  der  Getreideausfuhr 
die  Zahl  der  (’erealienkäufer  vermindert,  wird 
die  Getreideproduktion  durch  die  Preislage  nicht 
betroffen,  da  der  Preis  in  keinem  ursächlichen 
Zusammenhänge  mit  dem  Steigen  oder  Sinken 
der  Produktion  steht.  Hauptzweck  der  Schrift 
war,  die  freihändlerischen  Alassregeln  Turgots 
zu  diskreditieren.  Kaum  hatte  dieser  das 
Portefeuille  des  Finanzministeriums  übernommen, 
als  am  13.  IX.  1774  durch  Conseilbeschluss  der 
freie  Vertrieb  des  Getreides  durch  das  Innere 
Frankreichs  verfügt  wurde,  eine  Freigabe  des 
Cerealienexports  war  dagegen  von  Turgot  wohl 
beabsichtigt,  aber  nicht  dekretiert  worden,  und 


zwar  hatte  der  Ausbruch  des  sogenannten  Mehl- 
krieges (guerre  de  farine),  der  sich  von  Dijon 
bis  Versailles  ausdehnte  und  am  5.  V.  1V75 
auch  Paris  beunruhigte,  den  Aufschub  der 
Publikation  der  Ausfuhrlizenz  veranlasst.  Gleich- 
wohl erreichte  Necker  durch  diese  Apologie  des 
Protektionismus  eine  beträchtliche  Zunahme 
seiner  Popularität  auf  Kosten  Turgots  und  der 
Physiokraten.  Dass  seiner  Schrift,  weil  sie 
ziemlich  gleichzeitig  mit  den  Brotemeuten  iu 
die  Oeffeutlichkeit  trat,  die  unverdiente  Ehre 
zu  teil  wurde,  als  Anstifterin  der  Unruhen 
denunziert  zu  werden , war  kaum  ernst  zu 
nehmen,  und  mit  Recht  wirft  Stöurm  in  „Les 
finances  de  la  France  sous  fanden  regime“  etc. 
(s.  u.)  die  Frage  auf,  welchen  aufwiegelnden 
Einfluss  wohl  ein  Buch  von  4 Teilen  und  64 
Kapiteln  auf  die  hungernden  Volksmassen  hätte 
ausübeu  können!  Eine  drastische  Beleuchtung 
erhält  übrigens  Necker»  Schrift  durch  die  Tliat- 
sache,  dass  ihr  Verfasser  1764  seine  ersten  drei 
Millionen  an  der  Getreidehausse  verdient  hat, 
die  das  Edikt,  vom  Juli  1764,  das  den  Getreide- 
export freigab,  hervorrief.  Als  physiokratische 
Gegenschrift  ist  zu  nennen:  Morellet,  Analyse 
de  1‘ouvrage  de  la  Rgislation  et  de  commerce 
des  grains,  Paris  1776.)  — Corapte  remlu  au 
roi,  Paris,  janvier  1781 : dasselbe,  neuer  Abdruck, 
1.  und  2.  Aull.,  Basel  1781;  dasselbe,  neuer  Ab- 
druck. (Quedlinburg  1781;  dasselbe,  neuer  Ab- 
druck, Wien  1781 ; dasselbe,  in  englischer  Ueber- 
setzung, London  1781 ; dasselbe,  iu  deutscher 
Uebersetzung  (von  W.  (*.  S.  Mvlins).  Mit 
Vorrede  und  Anmerkungen  von  Dohm,  Berlin 
1781;  dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung 
(von  A.  Wittenberg),  Hamburg  1781;  dasselbe, 
in  deutscher  Uebersetzung  mit  Anmerkungen, 
Zusätzen  und  2 Karten  (von  J.  v.  Pacassi), 
Wien  1781.  (Das  beispiellose  Aufsehen,  was 
diese  Schrift  machte,  beruhte  teilweise  auf  der 
Neuheit  der  Form,  teils  auf  dem  Umstande, 
dass  niemand  die  Richtigkeit  der  Bilanz  dieser 
„Rechnung“  bezweifelte,  welche  in  Wirklichkeit 
total  falsch  war.  Einige  populationistische 
Daten  des  Compte  rendu  sind  nicht  ohne  Wert 
für  die  Gegenwart ; so  berechnet  Necker  z.  B.,  dass 
damals  auf  25,75  Einwohner  in  Frankreich  eine 
Gehurt  fiel.  Droz  in  seiner  „Histoire  du  regne 
de  Louis  XVI“  (s.  u.)  sagt  über  den  Compte 
rendu:  „c’etait  un  travail  fort  ingenienx,  qui 
paraissait  prouver  beaucoup  et  qui  ne  prouvait 
rien“.)  --  Memoire  sur  fetablisseinent  des  ad- 
ministratious  provinciales.  donn£  au  roi,  Basel 
1781;  dasselbe,  Neudruck,  Lausanne  1781.  (Diese 
Schrift  hat  einen  staatssozialistischen  Charakter 
und  richtet  sich  hauptsächlich  gegen  den  Miss- 
brauch der  Vorzugsrechte  der  Parlamentsräte 
und  dann  gegen  die  Reichen  und  Vornehmen 
überhaupt,  denen  behufs  gerechter  Beteiligung 
an  Tragung  der  Staatslasten  eine  ihr  wirkliches 
Einkommen  treffende  Vermögenssteuer  auferlegt 
werden  soll.)  — De  l'administratiou  des  iiuauces 
de  la  France.  3 Bde.,  Genf  1784;  dasselbe,  Neu- 
druck, 3 Bde.,  Augsburg  1784;  dasselbe, 
Neudruck,  3 Bde.,  Bern  1785;  dasselbe,  Neu- 
druck, 3 Bde.,  Berlin  1785;  dasselbe,  iu  deut- 
scher Uebersetzung,  3 Bde.,  Lausanne  1784; 
dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung  von  A. 
Wittenberg,  3 Bde.,  Lübeck  1785.  — Defense 
eontre  M.  deCalonne,  Paris  1787 (Rechtfertigungs- 
schrift gegen  die  Anklagen  Calonnes  in: 


1 


070 


Neckor— Neger  frage 


,.Reponse  ä l'ecrit  «le  M.  Neeker.  contenant 
l'examon  de»  comptes  de  la  Situation  des  tinances. 
rendus  ett  1774.  76,  Hl,  83  et  17H7-*,  London 
1787  und  1788.)  — Nouveaux  öelaircissements 
snr  le  compte  rendu  an  rni  en  1781,  Paris  1788. 
(Erschien  uacli  dem  Sturze  ('alonnes.  der  darin 
die  gegen  Neeker  erhobenen  Bezichtigungen 
der  schlechten  l'inanzwirtschaft  von  diesem  mit 
Zinsen  znrückempfängt.)  — Sur  1’administration 
de  Neeker.  par  lui  meine,  Paris  1701:  das- 
selbe, Neudruck,  Breslau  1702;  dasselbe, 
in  deutscher  P Übersetzung  mit  Anmerkungen 
von  K.  A.  Strasser,  Hildburghauseil  1782. — 
Du  pouvoir  executit-  dans  le»  grands  Etats. 

2 Bde  . Paris  1702:  dasselbe.  Neudruck,  2 Bde., 
Strassburg  1702;  dasselbe,  in  deutscher  Ueber- 
setzung  von  G.  G.  \V.  v.  Pez.  2 Bde.,  Nürnberg 
1702  03.  — Reflexion»  presentees  ä la  nation 
francaise  sur  le  procts  intente  ä Louis  XVI, 
Paris  1702:  dasselbe.  Neudruck,  Braunschweig 
1703;  dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung, 
Passau  1703.  (Diese  Verteidigungsschrift  Lud- 
wigs XVI.  hatte  die  Einziehung  der  Güter 
Neckers  in  Frankreich  zur  Folge.)  — De  la 
Revolution  francaise.  4 Bde,  Paris  1707:  das- 
selbe, Neudruck.  4 Bde.,  Strassburg  1707;  das- 
selbe. in  deutscher  Feborsetzung.  Zürich  1707. 
— Dernieres  vnes  de  politiipte  et  de»  tinances. 
offertes  ä la  nation  francaise.  Paris  1802;  das- 
selbe, Neudruck,  Genf  1802.  — Gesammelte 
Werke  und  Nachlass:  Neeker,  Oeuvres,  London 
1785.  — Manuscrit«  de  .1.  Neeker.  publies  par 
sa  tille,  Genf  1803.  — Oeuvres  comph>tes  de 
.1.  Neeker,  publies  par  le  baron  de  Stael.  15  Bde  , 
Paris  1821  — 22.  (Der  Herausgeber  war  Neckers 
Enkel.) 

Vgl.  über  Neeker,  0 olle  c t i o n comphMe 
«le  tous  les  ouvrages  ponr  et  contre  M.  Neeker, 
avee  des  notos  criti«|ues,  politique»  et  secretes, 

3 Bde.,  Utrecht  1781.  — (F.  K.  von  Moser), 
Neeker.  In  Briefen  an  H.  Iselin  in  Basel,  ohne 
Verlagsort  1782.  — (Du  Buat).  Remarques 
d’un  Fran«;ais  ou  examen  im  partial  du  livre  de 
M.  Neeker  sur  I'administration  des  tinances. 
Genf  1785.  — Correspondeneo  de  M.  Neeker 
avec  M.  <1  e Ca  Ion  ne,  Paris  1787.  — Neckers 
Familiengeschichte,  Regensburg  1780.  — Mer- 
cier.  Das  neue  Paris.  Bd.  1,  Braunschweig 
1700.  S.  26.  61  ff.  — Ni'cker»  Charakteristik 
und  hinterlasseue  Manuskripte,  lirsg.  von  Madame 
•Stacl  (seine  Tochter),  ans  dem  Französ.  von 
U.  L.  G.  8.  Kleffel.  2 Teile,  Rostock  1808.  — 
de  Monthyon.  Particnlarites  et  observations 
sur  les  ministres  des  tinances  de  France,  les 
plus  celebres.  depuis  1660  jns«{u'cii  1701,  Paris 
1812.  Kapitel  Neeker.  — J.  Dr«>z.  Histoire  du 
regne  de  Louis  XVI,  3 Bde.,  Paris  1838 — 42, 
Bd.  II  und  III.  — Broug  h am,  Die  Staats- 
männer während  der  Regiernngs«>pocheGcorgs  1 1 1. 
Aus  dem  Englischen  von  Kottenknmp,  Bd.  II, 
Pforzheim  1840,  S.  180 — 204.-—  Mac  Culloch, 
Literature  of  political  economv.  London  1845. 
S.  8586.  114  . 347.  — Louis  Blanc,  Histoire 
de  Revolution  francaise,  Bd.  I.  Leipzig  1847, 
8.  48/58.  — Sandclin.  Repertoire  general, 
Bd.  V,  Haag  1847,  8.  681.  (Interessante  Zu- 
sammenstellung von  Beurteilungen  Neckers, 
u.  a.  von  Herrcnscliwand,  «1er  ihn  als  unfähigen 
Staatsmann  und  unhedeutemlenNationnlükoiioinen 
charakterisiert.)  — Cond o ree t,  Lettres  d'un 


laboureur  de  Picardie  5 M.  N***  (Neeker  . abge- 
«1  ruckt  in  „Collection  «les  principaux  ecnnomi*tef. 
Bd.  XIV,  Paris  1848.  — Diotionnaire  de  l'eeo- 
nomie  polit..  2.  Auf!..  Bd.  II.  «T*d  1854.  8. 
273  74.  — F.  v.  Sivers,  Neeker  ab«  Natioaab 
Ökonom,  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  8tat..  Bd.  XXII.  Jena 
1874.  8.  17  ff.  — Stoiirm.  Les  tinances  de  Is 
France  sous  I'ancien  regime  et  la  Revolution.  2Ii<i»\. 
Paris  18a5.  Bd.  I.  S.  28  40.  5670.  78  80.  30&6, 
320  31.  360  71.  43637,  476  78.  Bd.  II.  8.  711. 
78  81 . 120  34,  183  223  . 243  73  . 48t)  82.  - 

Garnier.  Du  principe  de  popnlation.  2.  Au€. 
«»bd.  1885,  S.  245.  — Nourisson,  Trois  rev«v 
lntionnnires:  Turgot,  Becker,  Baillv.  2.  Aul. 
ebd.  1886.  — G.  Schelle,  Du  Pont  <ie  Nemour» 
et  l’ecole  pliyfliocratique,  ebd.  1888.  8.  gg.  70. 
134.  146.  107  00,  203,  212.  216.  218.  250.  26L 
264  , 203  , 301,  306  , 320.  — A.  Wagner. 
Finanzwissenschaft,  Teil  III:  Steuerlehre.  Leip- 
zig 1880.  8.  142,  147  ff.  — Nouveau  dictionnaire 
d economic  polit.,  Bd.  II.  Paris  1802.  S.  3851? 
— Gomel.  Les  causes  ti  unlieberes  de  la  Rev.t- 
lution  fran«;aise.  Les  ministeres  de  Turgot  et 
de  Neeker.  ebd.  1802,  8.  234  537. 

Lipi>ert. 


Negerfrage. 


1.  Begriff  uml  Wesen.  2.  Die  N.  als  Rassen- 
frage.  3.  Die  Aufliebung  der  Negersklaverei 
uml  die  Uebergangsformen  zur  freien  Arbeit 
4.  Die  befreiten  Neger  in  Westindiern  5.  lüe 
Freineger  in  Brasilien.  6.  Die  N.  in  den  Ver- 
einigteil 8taaten  von  Amerika.  7.  Die  Neger- 
arbeit  in  «len  afrikanischen  Kolonieeu. 

1.  Begriff  und  Wesen.  Die  Xogerfrage 
besteht  überall  dort,  wo  innerhalb  desselben 
Staates  neben  der  herrschenden  Bevölkerung 
kaukasischer  Hasse  Neger  als  freie  Personen 
in  grösserer  Zahl  wohnen.  Das  ist  «ler  Fall 
in  einer  Anzahl  lünder,  in  welche  Neger  als 
Sklaven  gebracht  und  in  denen  sie  dann  eman- 
cipiert  worden  sind,  vor  allem  auf  den  Maska- 
reneninseln,  in  Westindien,  in  Brasilien,  in 
den  Guianas,  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  In  diesen  Gebieten  erscheint  die 
schwarze  Hasse  mehr  «xler  minder  als  eine 
soziale  und  politische  Gefahr  und  I^ast.  und 
«lie  Frage  ist  entweder  die,  kann  ein  fried- 
liches Zusammenlclien  der  Hassen  ermöglicht 
worden,  und  welches  sind  die  Mittel,  um 
dieses  Ziel  zu  erreichen,  oder  kann  es  nicht 
ermöglicht  werden,  und  wie  können  dann  die 
antagonistischen  Elemente  dauernd  getrennt 
werden.  In  den  eurojiäischen  K«>lonieen 
Afrikas  kann  heutzutage  wohl  kaum  von 
einer  Negerfrage  in  diesem  Sinne  gesprochen 
werden,  weil  die  dortigen  Neger  ulierwiegend 
dem  Staatswcson  noch  fremd  gegeniiber- 
stchen  und  sieh  als  mehr  oder  minder  selb- 
ständige Stämme  fühlen.  Eine  Xegorarbeitor- 
frage  ist  aber  auch  hier  vorhanden,  die  nur 
beantwortet  wissen  will,  wie  die  Schwarzen 
zu  einer  gewinnbringenden,  wirtschaftlichen 
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Arbeit  für  die  Weissen  dauernd  veranlasst 
werden  können. 

Das  Negerproblem  erwachst  überall  aus 
der  von  der  Natur  gegebenen  Verschieden- 
heit der  beiden  Rassen,  welche  nicht  Har- 
monie, sondern  Gegensätzlichkeit  bedeutet. 
Es  ist  zugleich  eine  Angelegenheit  der  Oeko- 
nomik,  der  Politik,  und  durchkreuzt  den 
allgemeinen  sozialen  Konflikt  von  Kapital 
und  Arbeit.  Es  ist  deshalb  so  schwer  zu 
lösen,  weil  die  Negerrasse  bisher  noch  nicht 
bewiesen  hat,  dass  sie  selbständig  im  eigenen 
Interesse  die  europäische  oder  amerikanische 
Kultur  zu  verwenden  versteht.  Sie  muss 
daher  unter  die  Leitung  der  Weissen  ge- 
stellt weiden,  falls  sie  zu  höherer  Civili- 
sation  aufrücken  soll.  Zwei  Staaten  sind 
von  einancipierteu  Negei-sklavon  gebildet 
worden  und  werden  von  ihnen  beherrscht, 
und  zwar  ohne  die  Führung  der  Weissen: 
Hayti  und  Liberia.  Beider  Geschichte  hat 
bewiesen,  dass  die  schwarze  Rasse  in  Un- 
kultur zurücksinkt,  wenn  sie  sieh  selbst  über- 
lassen bleibt. 

Einer  der  gründlichsten  Kenner  der 
haytischen  Zustände,  der  einen  grossen  Teil 
seines  Leltens  unter  denselben  gelebt  hat, 
Sir  Spencer  St.  John,  beurteilt  die  dortigen 
Neger  in  dieser  Weise:  »Solange  die  Neger 
unter  dem  Einflüsse  der  Weissen  stehen, 
geht  alles  gut;  sind  sie  aber,  wie  auf  Hayti, 
sich  selbst  iil  »erlassen , so  steht  ihre  Ent- 
wickelung nicht  nur  still,  sondern  sie  sinken 
in  denselben  Zustand  zurück,  in  dem  sie  sich 
in  ihrer  Heimat  befunden  haben.  Zu  dieser 
Ansicht  wird  jeder  kommen,  der  lange  in 
Hayti  gelebt  hat,  wenn  er  nämlich  die  Neger 
nicht  mit  der  vorgefassten  Meinung  be- 
trachtet , dass  alle  Menschenrassen  gleich 
befähigt  seien  zur  (Zivilisation  fortzuschreiten. < 
Durch  die  Sklaverei  waren  die  Schwarzen 
kaum  etwas  aus  der  Wildheit  hinausge- 
hoben worden , als  sie  infolge  der  an 
die  französische  Revolution  in  den  west- 
indischen Kolonieen  Frankreichs  sich  an- 
schliessenden Wirren  durch  die  freien  Misch- 
linge der  Insel  (Mulatten,  (^uadronen  etc.) 
befreit  wurden,  in  denen  sie  fortan  nach 
Vertreibung  der  Weissen  ihre  ärgsten  Gegner 
sahen,  obgleich  sie  ihnen  weiterhin  den  Be- 
stand des  Staatswesens  zu  verdanken  gehabt 
haben.  Durch  Vernachlässigung  der  Arbeit 
ging  der  Woldstand  der  Insel  schnell  zurück, 
und  fortgesetzte  Bürgerkriege  Hessen  niemals 
einen  vollkommenen  Zustand  der  Rechts- 
sicherheit entstehen.  Viele  Schwarze  zogen 
in  »las  Innere  der  Wälder  und  Berge,  wo 
Schlangenknltus,  Fetischdienst  und  sell»>t 
Anthrojiophagic  wieder  auflebten,  die  uns 
an  ihre  afrikanische  Heimat  erinnern. 

Die  Negerrepublik  Liberia  an  der  west- 
afrikanischen Küste  verdankt  ihren  Ursprung 


'der  1816  in  Washington  begründeten  Koloni- 
sationsgesellschaft zur  Ansiedelung  freier 
Farbiger  der  Vereinigten  Staaten,  welche 
sowohl  den  Gedanken  verfolgte,  Nordamerika 
von  dem  Rassenkonflikte  zu  befreien,  als 
auch  die  in  der  (Zivilisation  der  Weissen 
erzogenen  Neger  zu  veranlassen,  »ihren 
wohithätigon  Einfluss  auf  ihre  barbarischen, 
im  Ileidentume  versunkenen  Brüder  in  Afrika 
auszuübeiK.  Die  in  60  Jahren  von  Nord- 
amerika fort  gebrachten  20000  Menschen 
! haben  indessen  nur  gezeigt,  dass  sie  sich 
dem  afrikanischen  Zustande  ihrer  Rassen- 
genossen überall  wieder  anzupassen  wussten. 
Ein  Teil  von  ihnen,  meist  die  Befähigteren, 
treibt  Handel  mit  den  Stämmen  des  Binnen- 
landes, der  andere  eine  einfache  Landwirt- 
schaft, die  diesen  Namen  kaum  verdient, 
j Die  Schulen  sind  im  elendesten  Zustande, 
der  Ausscnhandel  ist  unbedeutend  und  in 
den  Händen  von  Ausländern,  die  Rassen- 
antipathie zwischen  den  höher  stehenden, 
| dominierenden  Mulatten  und  den  Negern, 
von  denen  die  ersteren  sogar  Sklaven 
halten,  durchzieht  und  erschwert  alles  poli- 
tische Leben. 

2.  Die  N.  als  Rassenfrage.  Die  Neger 
f sind  den  Weissen  überall  dort,  wo  sie  mit 
ihnen  zusammengelebt  haben,  eine  niedere 
und  meist  verachtete  Rasse  gewesen.  Wenn 
auch  Philanthropen,  AboUtionisten  und  die 
Kirche  tausendmal  verlangt  haben,  dass 
dies  Vorurteil  überwunden  werden  müsse, 
in  der  Praxis  des  Lebens  hat  sich  dieser 
Idealismus  niemals  verwirklicht.  Die  Rassen- 
abneigung ist  immer  etwas  Instinktives  ge- 
wesen, auf  welches  sich  die  Uoberzeugung 
gegründet  hat,  dass  die  Schwarzen  etwas 
Tierisches,  Affenartiges,  Uebel riechendes,  Un- 
ästhetisches an  sieii  hätten,  das  der  Weisse 
von  sich  fern  halten  müsse.  Es  ist  jedoch 
festzuhalten,  dass  diese  Negorverachtung 
nicht  bei  allen  Weissen  die  gleiche  Kraft 
j hat.  Am  wenigsten  stark  scheint  sie  bei 
i den  Portugiesen  zu  soiu , dann  folgen  die 
Spanier  und  Franzosen,  endlich  die  Eng- 
länder, Deutschen,  Skandinavier,  Holländer, 

: Dänen,  Nordamerikaner.  Bei  den  letzteren 
hat  sich  insbesondere  unter  ihrem  steten 
Verkehr  mit  den  Schwarzen  ein  ausserordent- 
lich feines,  fast  pathologisch  zu  nennendes 
Gefühl  gegen  alles  das  herausgebildet,  was 
an  Negerblut  erinnert.  Der  tv>uadroue  und 
Oktrone  werden  überall  sofort  als  solche 
erkannt  und  mit  einem  sehr  entschiedenen 
noli  me  tangere  empfangen.  Dieses  Ver- 
halten tritt  schon  in  der  Schule  unter  den 
Kindern  hervor,  noch  schärfer  auf  »len  höheren 
; Bildungsanstalten,  es  äussert  sich  beim  Zu- 
sammensein in  der  Kirche,  in  den  Eisen- 
! bahnzügen,  auf  den  Dampfschiffen,  in  den 
Hotels.  Im  Kriege  von  18‘JS  gegen  Spanien 
wollten  Soldaten  der  weissen  Kasse  keine 
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Schwarzen  in  demselben  Regiment  neben 
sich  dulden. 

Die  Ehe  zwischen  Angehörigen  ver- 
schiedener Rasse  wird  von  den  Weissen 
als  ganz  unmoralisch  angesehen  und  in 
vielen  Einzelstaaten  der  Union  strafrecht- 
lich verfolgt.  Sie  ist  daher  dort  und  auch 
in  anderen  JJlndern  selten,  doch  gilt  auch 
hier,  was  von  Nord-  und  Sfideuroi*äern  im 
allgemeinen  gesagt  worden  ist.  Die  Misch- 
linge sind  Überwiegend  vorübergehenden 
Verbindungen  entsprossen.  Ueber  ihre  Zahl 
in  den  einzelnen  Staaten  hat  man  wegen 
der  Schwierigkeit  ihrer  Unterscheidung  von 
den  Negern  keine  zuverlässigen  Angaben. 
Dieselbe  schwankt  meist  zwischen  ln  und 
25 °o  der  Neger,  nur  in  Brasilien  ist  der 
Prozentsatz  grösser.  Genaue  Kenner  der 
nordamerikanisehe»  Zustände  versichern, 
(hiss  seit  Aufhebung  der  Sklaverei  die  Rassen- 
vermischung in  dem  Süden  immer  selteuer 
werde.  Das  Lynchen  von  Negern,  von  dem 
die  amerikanischen  Zeitungen  so  oft  Nach- 
richt geben  und  wobei  sogar  die  mittelalter- 
liche Strafe  des  Verhrennens  nicht  selten 
ist,  hat  meistens  seine  Ursache  in  Sittlich- 
keitsverbrechen der  Neger  gegen  weisse 
Frauen. 

Nirgends  ist  in  der  geschlechtlichen  Ver- 
bindung der  beiden  Rassen  ein  zufrieden- 
stellendes Mittel  zur  Beseitigung  der  Rassen- 
konflikte zu  erblicken.  Die  Regel  ist  jeden- 
falls die.  dass  sie  von  der  weissen  Seite 
;ds  Ehe  oder  als  eine  sonstige  dauernde  Ein- 
richtung nicht  gewollt  wird,  so  dass  die 
Bildung  einer  grossen,  nach  beiden  Parteien 
hin  vei’söhnend  wirkenden  Mittelschicht, 
geschweige  denn  ein  völliges  Aufgehen  der 
Rassen  untereinander  ganz  ausgeschlossen 
ist.  Die  Schicht  des  Halbblutes,  welche 
heute  besteht,  hat  zudem  keine  Eigenschaften 
hervorgekehrt,  die  sie  zur  Vermittlerin  ge- 
eignet machen.  Man  sagt  ilir  nach,  dass 
sie  die  sclüechten  Eigenschaften  beider  Eltern 
in  sich  vereinigt,  jedenfalls  verachtet  auch 
sie  die  dunklere  Hautfarbe,  ohne  dass  es 
ihr  gelungen  wäre,  bei  den  Weissen  sich 
Achtung  zu  erkämpfen  oder  deren  Vertrauen 
zu  gewinnen. 

3.  Die  Aufhebung  der  Negersklaverei 
und  die  l'ebergangsformen  zur  freien  Arbeit. 

Die  Aufhebung  der  Negersklaverei  konnte  in 
den  einzelnen  Ländern  erst  mit  Erfolg  dekretiert 
werden,  nachdem  der  afrikanische  Sklavenhandel 
beseitigt  worden  war.  Die  nördlichen  und 
mittleren  Staaten  der  nordamerikanischen  Union 
sind  es  gewesen,  welche  zuerst  in  den  Jahren 
von  1774  und  1788  den  Negerimport  und  Handel 
verboten  haben,  und  das  Bundesgesetz  von  1807 
hat  dann  für  das  ganze  Gebiet  das  gleiche  aus- 
gesprochen. ln  demselben  Jahre  beendigte  Eng- 
land durch  Gesetz  den  überseeischen  Neger- 
bandel zwischen  Afrika  und  seinen  Koloniecn. 
Dänemark  war  schon  1792  mit  seinen  Be- 


sitzungen ebenso  verfahren.  Sch wedens  Ge- 
setz ist  ans  dem  Jahre  1813.  Frankreichs 
und  Hollands  von  1814.  Portugals  von  1815 
und  1823.  Spaniens  von  1814  und  1830.  Pit 
isildamerikanischen  Staaten,  die  sich  rot 
, Spanien  freimachten,  schlossen  sich  der  gleichen 
Politik  an.  Brasilien  folgte  erst  1831.  Zn  dies*« 
Massregelu  kam  später  hinzu,  dass  fast  alle 
| genannten  Staaten  sich  gegenseitig  das  Recht 
[ der  Durchsuchung  des  Sklavenhandels  ver- 
dächtiger Schiffe  auf  hoher  See  gestatteten  ord 
dass  sogar  Englaud  und  die  Vereinigten  Staaten 
Flotteustationen  an  afrikanischer  Küste  für  einen 
besonderen  Wachtdienst  errichteten.  Penn  auch 
t in  erheblich  eingeschränkter  \Vei>e  wird  da 
Negersklavenhandei  doch  heute  noch  im  Innern 
Afrikas  fort  betrieben,  besonders  für  die  Bedürf- 
nisse des  muhamedaniseben  Orients. 

Die  Beseitigung  der  Sklaverei  ist  ebenfalls 
zuerst  in  einzelnen  Staaten  Nordamerika» 
durchgeführt  worden,  in  Vermont  schon  1 < <7, 
dann  in  Massachusetts  und  New- Hampshire  1783 
durch  Verfassungsgesetze,  welche  tür  alle  Bürger 
Gleichheit  und  Freiheit  aussprechen.  In  Penn- 
sylvanien  sind  1780,  in  Rhode  Islaud  umi 
Connecticut  1784,  in  New-York  1799  und  New- 
Jersey  1804  Specialgesetze  gegeben  worden, 
durch  welche  eine  allmähliche  Abschaffung  der 
Institution  angebahnt  wurde.  Im  allgemeinen 
vollzog  sich  in  den  genannten  nördlichen  Staaten 
die  Negeremancipation  ohne  besondere  Schwierig- 
keit, weil  die  Zahl  der  Sklaven  nicht  gross  war 
und  dieselben  mehr  in  der  Hauswirtschaft  als 
hei  der  Warenproduktion  verwendet  wurden. 
In  den  Südstaaten  hingegen  war  die  Sklaverei 
aufs  engste  mit  den  Interessen  der  expor- 
tierenden Landwirte  verknüpft  und  fiel  erst 
nach  dem  Secessionskrieg,  als  die  Nordstaaten 
den  Süden  besiegt  hatten.  Am  1.  Januar 
1863  wurde  durch  die  ersteren  die  Freilassung 
aller  Sklaven  in  den  buudesbrüchigen  Snd- 
staaten  verkündet.  1864,  65  und . 68  wurde 
vom  Senat  und  Repräsentantenhaus  die  Auf- 
| hebung  der  Sklaverei  als  Bundesverfassnngs- 
gesetz  angenommen,  und  1866  und  1870  wurden 
i durch  die  Civil  Rights  Bill  alle  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Geborenen  als  Bürger  erkürt 
und  den  Bürgern  von  jeder  Rasse  und  Farbe 
ohne  Rücksicht,  oh  sie  früher  Sklaven  gewesen 
waren,  gleiche  Rechte  verliehen. 

England  hob  — es  war  dies  die  Frucht 
einer  langjährigen  Agitation  — für  alle  seine 
Besitzungen  im  Jahre  1833  gegen  Entschädigung 
etwa  des  halben  Wertes  die  Sklaverei  auf  und 
führte,  um  den  Eigentümern  die  Arbeitskräfte 
nicht  zu  entziehen  und  die  Sklaven  an  die  Lohn- 
arbeit zu  gewöhnen,  eine  Apprenticeship,  eine 
Lehrzeit  ein.  Diese  Uebergangsbestimmuug  er- 
wies sich  als  ein  Missgriff.  Daher  Hessen  alle 
Kolonieeu,  nachdem  ihnen  Antigua  vorausge- 
gangen war,  am  1.  August  1838  aus  eigenem 
Antrieb  die  volle  Emancipation  eiutreten. 

Dem  Beispiele  Englands  folgten  nach  nnd 
nach  alle  europäischen  Staaten,  die  über  Kolo- 
nieen  mit  Sklaven  verfügten.  In  Frankreich 
hob  die  provisorische  Regierung  von  1848  durch 
Dekret  die  Sklaverei  gegen  massige  Entschädi- 
gung in  ganz  unvermittelter  Weise  auf.  in 
demselben  J ahre  auch  Dänemark,  welches 
schon  seit  1833  den  Zustand  der  Sklaven  auf 
seinen  Antillen  erheblich  verbessert  hatte.  Iu 
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Portugal  wurde  1858 durch  Gesetz  bestimmt, 
dass  jeder  Sklave  eines  portugiesischen  Unter- 
thanen  nach  20  Jahren  frei  sein  sollte,  so  dass 
erst  1878  eine  definitive  Beendigung  der  Sklaverei 
eingetreten  ist.  Die  Holländer  gaben  1863 
ihre  Neger  in  Surinam,  Curacao.  Buen  Aire. 
Aruba,  St.  Eustachius,  Saba  und  St.  Martin  frei, 
nachdem  die  Besitzer  entschädigt  worden  waren. 
In  Puertorico  erfolgte  1873  die  Emancipation. 
In  C'nba  wurde  sie  1870  eingeleitet.  1880  ge- 
setzlich normiert  und  188(5  vollendet.  Die  ehe- 
maligen Sklaven  wurden  unter  das  Patronat 
ihrer  bisherigen  Herren  gestellt  und  dem  Alter 
gemäss  nach  und  nach  ohne  Entschädigung  frei- 
gegeben,  worauf  der  Nachweis  einer  geregelten 
Thätigkeit.  vier  Jahre  lang  von  dem  Enianei- 
pierten  zu  erbringen  war.  Brasilien  hatte 
durch  das  Gesetz  Rio  Brancos  im  Jahre  1871 
die  Sklavenbefreiung  angebahnt.  Nach  dem- 
selben waren  alle  von  einer  Sklavin  geborenen 
Kinder  frei,  so  dass  mit  dem  Aussterben  der 
damaligen  Sklavenbevölkerung  das  bestehende 
Arbeitssystem  der  Knechtschaft  beseitigt  sein 
sollte.  Die  freien  Kinder  blieben  bis  zum 
achten  Jahre  bei  der  Mutter.  Dann  konnte  der 
Eigentümer  der  letzteren  für  die  von  ihm  auf- 
gewandten Aufzieh ungskosten  vom  Staate  eine 
gewisse  Entschädigung  beanspruchen  oder  das 
Kind  bis  zum  21.  Jahre  in  Dienst  nehmen.  Im 
ersteren  Falle  sollten  die  entlassenen  Kinder 
durch  Vermittelung  der  Regierung  beschäftigt 
werden.  Seit  1883  begann  eine  neue  abolitionis- 
tische  Bewegung,  derznfolge  nach  der  vorbe- 
reitenden Gesetzgebung  von  1885  dann  1888  die 
herrschenden  gesetzgebenden  Faktoren  sich  ver- 
anlasst sahen,  die  sofortige  Aufhebung  der 
Sklaverei  zu  dekretieren. 

4.  Die  befreiten  Neger  in  Westindien. 
Im  allgemeinen  hat  die  Negeremaneipation  für 
die  wirtschaftlichen  Zustände  der  englischen, 
französischen,  spanischen,  holländischen,  däni- 
schen Kolonieen  Jlittelamerikas  sehr  üble  Folgen 
gehabt.  Die  Produktion  an  Kolonialgütern  ging 
zurück,  Städte  sind  verfallen,  Plantagen  wieder 
Wildnis  geworden,  die  staatlichen  Finanzen 
zerrüttet. 

Am  wenigsten  schädlich  für  die  Weissen 
hat  sich  die  Aufhebung  der  Sklaverei  auf  den 
beiden  Inseln  Barbados  und  Antigua  erwiesen, 
so  dass  man  fast  die  dortigen  Zustände  als 
eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  be- 
zeichnen kann.  Auf  der  ersteren  lebten  1834 
zur  Zeit  der  Emancipation  83176  Neger,  1844 
war  ihre  Zahl  auf  bOUCK)  und  1871  auf  mehr 
als  100000  angewachsen.  Die  Insel  ist  nur 
74 '5  Qnadrntmeilen  gross  und  völlig  unter  Kultur. 
Damals  war  der  gesamte  Grundbesitz  in  den 
Händen  der  Weissen  und  wurde  aus  denselben 
zunächst  nicht  fortgegeben.  Unter  diesen  Ver- 
hältnissen der  starken  Konkurrenz  und  bei 
dem  Abgeschnittensein  von  Produktionsmitteln 
mussten  die  Freineger  gegen  geringen  Lohn 
sich  verdingen  oder  Land  teuer  pachten,  zum 
Teil  unter  der  Verpflichtung,  für  den  Eigen- 
tümer in  dessen  Betrieb  Dienste  zu  leisten,  in 
beiden  Fallen  jedenfalls  arbeiten,  wenn  sie  über- 
haupt leben  wollten.  Die  Answanderung  bot 
ihnen  eine  ganz  ungewisse  Zukunft,  und  nur 
wenige  wagten  sie.  Ebenso  lagen  die  Dinge 
in  Antigua.  Die  Folgen  dieses  Arbeitszwanges 
sind  die  gewesen,  dass  die  Neger  dieser  Inseln 


heute  als  ziemlich  arbeitsam  gelten,  wenn  auch 
über  ihre  moralische  Verwilderung  viel  geklagt 
wird,  dass  ferner  ein  Teil  von  ihnen  zu  einigem 
Wohlstand  gekommen  ist.  und  jetzt  auch  über 
! etwas  Grundbesitz  verfügt. 

Nehmen  wir  im-Gegeusatz  zu  diesen  kleinen 
Inseln  die  beiden  grossen  Trinidad  und  Jamaica. 
Von  der  Arbeitsttnlust  der  Freineger  auf  der 
ersteren  dieser  englischen  Inseln  giebt  ein  zu- 
verlässiger Berichterstatter  an,  „dass  kein  Neger 
sechs  Tage  nach  einander  arbeite,  obschou  das 
tägliche  Arbeitspensum  ein  so  geringes  sei,  dass 
eine  fleissige  Negerin  drei  solche  Pensa  täglich 
abarbeite,  und  dass  gleichwohl  viele  Neger  nur 
ein  bis  zwei  solcher  Tagewerke  in  der  Woche 
fertig  brächten  j und  dabei  seien  doch  die  Löhne 
nnverhältnismässig  hoch“  (vgl.  0.  Delitsch  in 
Steins  Handbuch  der  Geographie).  Ueber  Jamaica 
heisst  es  in  einer  offiziellen  Enquete  über  die 
dortige  Arbeiterfrage  (18841,  „es  stehe  fest,  dass- 
selbst  durch  hohe  Tageslöhne  oder  Akkord- 
arbeit, welche  das  Einzel  verdienst  auf  das 
Doppelte  des  Tageslohnes  bringen  könne,  der 
Neger  sich  keineswegs  bewegen  lassen  würde, 
mehr  als  3 — 4 Stunden  tägliche  Arbeit  zu  leisten, 
welche  ihm  einen  Verdienst  von  durchschnitt- 
lich 1 sh.  einbringt,  diese  geringe  Leistung  aber 
nur  an  drei  bis  vier  Tagen  in  der  Woche  und 
auch  nur  in  der  ihm  passenden  Jahreszeit  zu 
erreichen  sein  werde.“  Dies  war  ein  Urteil, 
das  50  Jahre  nach  der  Sklavenbefreiung  aus- 
gesprochen wurde.  In  dem  Zeiträume  von 
1833—1841  ging  die  Zuckerproduktion  und  Rum- 
produktion auf  Vs  hinunter,  die  von  Ingwer  im 
Verhältnis  von  14  auf  9,  von  Piment  von  8 auf  3, 

I von  Kaffee  von  3 auf  2.  Auf  beiden  Inseln 
nahmen  Produktion  und  Export  erst  wieder  einen 
Aufschwung,  als  man  angefangen  hatte,  ost- 
indische Kulis  heranzuziehen. 

Die  grossen  Feinde  der  Negerkultur  in 
Westindien  sind  das  tropische  Klima,  der  Busch 
und  Wald,  das  herrenlose  und  billige  unbenutzte 
Land,  endlich  die  Städte.  Das  Klima  hat  ein- 
mal die  Bedeutung,  dass  es  die  Arbeiter  träge 
macht,  dann,  dass  in  ihm  die  Natur  die  ge- 
wöhnlichen, vegetabilischen  Lebensmittel  reich- 
lich. und  ohne  dass  viel  menschliche  Anstrengung 
erforderlich  ist,  produziert,  endlich,  dass  es  das 
Leben  ohne  viel  Aufwand  an  Nahrung,  Kleidung 
und  Wohnung  möglich  macht.  So  sind  die  Be- 
dingungen dafür  gegeben,  dass  die  freien  Neger 
in  Westindien  nur  geringe  Lebensbedürfnisse 
halien  und  dieselben  leicht  befriedigen  können. 
Ihre  Hütten  sind  ein  paar  mit  einem  Strohdache 
gedeckte  Pfähle.  Die  Erwachsenen  sind  wenig 
bekleidet  und  die  Kinder  laufen  nackend  umher. 
Alle  leben  von  Ignamcn,  Maniok,  Yam.  Mais 
und  süssen  Kartoffeln.  Brot  essen  sie  selten, 
aus  Fleisch  machen  sie  sieb  nicht  viel,  Rum 
und  Tabak  sind  ihnen  äusserst  erwünscht,  so 
I dass  sic  um  dieser  Güter  willen  sogar  eine  ge- 
legentliche Arbeit  tliuu,  falls  sie  ihre  Frauen 
nicht  zu  derselben  nnhalten  können. 

Die  Lebensmittel  zieht  die  Mehrzahl  von 
ihnen  auf  einem  Stück  Land,  das  entweder 
billig  gekauft  worden  ist , da  der  Plantageu- 
boden  nach  der  Emancipation  gänzlich  entwertet 
war,  oder  das  ohne  Rechtstitel  in  Besitz  ge- 
nommen ist  resp.  herrenlos  im  inneren  Wald- 
gebirge der  Inseln  lag.  Auf  diesen  kleinen  Be- 
I trieben  wird  das  Land  mit  unterbrochener,  fast 
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gelegentlicher  Arbeit  durch  die  Negerin  und 
deren  Kinder  bestellt.  Die  dichten  Widder  im 
Innern  von  Guiana  und  der  grösseren  Inseln  sind 
von  verwilderten  Schwarzen  bewohnt,  die  als 
Fischer  und  Jäger  in  denselben  nomadisieren, 
nicht  selten  entsprungene  Verbrecher  sind  und 
zuweilen  aus  ihrem  Hinterhalte  zu  neuen  l'n- 
thaten  hervorbreehen  oder  als  Vagabunden  die 
allgebauten  Ebenen  und  Städte  durchstreifet!. 
I ii  allen  Städten  befindet  sieh  ein  der  Zahl 
nach  bedeutendes  faulenzendes  Negerproletariat. 
Giebt  es  nichts  zu  stehlen  oder  zu  erbetteln,  so 
wird  ein  halber  Tag  beim  Ausladen  der  Schifte, 
beim  Hollen  der  Fässer,  beim  Tragen  von  Lasten 
und  ähnlicher  ungelernter  Beschäftigung  ge- 
arbeitet. Eine  bessere  Schicht  der  Bevölkerung 
sind  die  Negerhandwerker,  die  schwarzen  Laden- 
diener und  Kleinhändler.  Einige  Personen  aus 
ihr  bringen  es  zum  Advokaten.  Apotheker  oder 
Arzt. 

Wenn  wir  zu  diesem  Bilde  der  westindischen 
Neger  noch  hinzufügen,  dass  ihre  Ehe  meist 
nur  ein  temporäres  Zusammenleben  der  Ge- 
schlechter ist,  dass  die  Kinder  ohue  rechte  Er- 
ziehung in  Haus  und  Schule  beranwachsen,  dass 
die  Prostitution  unter  ihnen  verbreitet  ist,  dass  sie 
ihre  politischen  Rechte  entweder  missbrauchen 
oder  verkaufen,  dass  das  t hristentnm  nur  der  Form 
nach  anerkannt  ist , so  dürfen  wir  nicht  be- 
haupten, dass  die  geschenkte  Freiheit  den 
Negern  ein  Gut  gewesen  ist.  mit  dem  sie  zu 
wuchern  verstanden  haben.  Dass  es  unter  ihnen 
auch  rühmliche  Ausnahmen  giebt.  die  übrigens 
nicht  unter  den  Mulatten,  Terzeronen,  Quauro- 
nen  etc.  zu  suchen  sind,  welche  ohnehin  ein 
höheres  Geistesleben,  wenn  auch  bei  üusserster 
sittlicher  Verworfenheit  haben , ist  natürlich 
nicht  zu  verkennen  und  liefert  den  Beweis, 
dass  unter  der  Leitung  der  weissen  Rasse  die 
schwarze  nm  einiges  gehoben  werdeu  kann. 
Dirne  direkten  oder  iudirekten  Zwang  wird  dies 
bei  den  früheren  Sklaven  und  deren  Nach- 
kommen in  Westindien  für  grössere  Massen 
nicht  möglich  sein.  Der  erstere  widerspricht 
unseren  ethischen  und  politischen  Anschauungen, 
auf  den  anderen,  wobei  längere  Arbeitskontrakte 
mit  Beschränkung  der  Freizügigkeit  > Kuli- 
svstem),  Erschwerung  des  Erwerbes  von  Grund- 
besitz. strenge  Vagnbundengesctzgebiing  an 
erster  Stelle  in  Krage  kommen,  kann  ehrlicher- 
weise von  niemandem  verzichtet  werden , der 
an  der  Forientwickeluug  des  ganzen  Menschen- 
geschlechtes mitarbeiten  will. 

in  l’nertorieo  hat  sich  die  Emaucipation 
ohne  solche  Schwierigkeiten  vollzogen,  wie  sie 
auf  den  englischen  und  französischen  Be- 
sitzungen bestanden,  weil  die  Zahl  der  Neger 
gegenüber  derjenigen  der  Weissen  stark  zurück- 
tritt, und  ein  Drittel  von  ihr  allein  Haussklaven 
umfasste,  ln  einer  Bevölkerung  von  573202 
Seelen  waren  1864  rund  42642  Negersklaven, 
und  als  diese  in  den  70er  Jahren  frei  wurden, 
sahen  sie  sich  unter  der  starken  Konkurrenz 
von  weissen  Arbeitern  und  Mulatten  und  mussten 
einigermassen  ordentlich  und  Ceissig  sein,  wenn 
sie  überhaupt  etwas  verdienen  wollten.  Die- 
jenigen von  ihnen,  welche  in  Besitz  von  Land 
gekommen  sind,  sind  freilich  ebenso  träge  als 
ihre  Rassenbrüder  im  übrigen  Westindien,  ein 
Teil  von  ihnen  hat  sich  aber  der  Leitung  dei 
Weissen  unterwerfen  müssen  und  gilt  heim 


Tugelohn  als  ziemlich  arbeitsam.  Ueberhaupt 
gilt,  wenn  wir  die  übrigen  Bedingungen  gleich- 
setzen.  der  Satz,  «lass  die  Erziehung  der  Neger 
zur  Lohnarbeit  dann  um  so  eher  gelingt,  wenn 
die  Zahl  derselben  im  Vergleich  zu  der  der 
herrschenden  und  erziehenden  weissen  Kasse 
gering  ist.  ln  den  französischen  Antillen.  ' in 
Jamaica  und  Britisch  Guiana,  haben  die  Neger 
eine  bedeutende  Majorität  und  uoeh  mehr  domi- 
nieren sie  in  Hayti  und  Liberia.  Daher  sind 
hier  die  schlechtesten  Resultate  aufzuweisen. 

Auch  in  Cuba  ist  die  Zahl  der  weissen 
Arbeiter  relativ  gross.  Die  Zählnntr  von  188t) 
gab  eine  Bevölkerung  von  988624  Weissen, 
489249  Farbigen  und  46811  Asiaten  an.  Von 
den  ersteren  sind  im  Innern  der  Insel  in  den 
gesünderen  und  höher  gelegenen  Gegenden  viele 
beim  Landbau  beschäftigt,  die  zuletzt  genannten 
sind  überwiegend  Chinesen,  welche  als  festes 
Kontingent  von  Arbeitern  den  Besitzern  von 
Zuekerplantagen  und  F'abriken  die  Uebergangs- 
zeit,  welche  der  Sklavenbefreiung  folgte,  er- 
leichterten. Auch  muss  man  nicht  vergessen, 
das«  die  Emaucipation  von  1870  bis  1886  dauerte 
und  vor  ihrer  Inangriffnahme  die  Zahl  der  Frei- 
gelassenen schon  erheblich  war.  Die  Sklaverei 
galt  in  Cuba  nicht  als  so  hart  als  im  übrigen 
Amerika.  Daher  verlangte  denn  auch  der  Herr 
von  seineu  Knechten  nicht  soviel  Arbeit  als  in 
dem  nicht  spanischen  Westindien  und  in  den 
Vereinigten  Staaten,  so  dass  nach  der  F'rei- 
gebung  der  Abstand  von  den  früheren  Leistungen 
weniger  erheblich  erschien  Im  allgemeinen 
haben  sich  daher  die  Folgeu  der  Negerbefreiuug 
nicht  so  schlimm  erwiesen,  als  von  deren  Gegnern 
erwartet  wurde,  obgleich  der  Klagen  über  die 
Trägheit  der  freien  Schwarzen  geuug  sind,  vor 
1 allem  auch  ihre  Unbeständigkeit  getadelt  wird. 

5.  Die  Freineger  in  Brasilien.  Da  erst  im 
■ Jahre  18S8  die  definitive  Befreiung  der  Neger- 
sklaven erfolgt  ist,  lässt  sich  noch  nicht,  zumal 
die  politischen  Verhältnisse  des  Landes  eine  ruhige 
; Entwickelung  des  Wirtschaftslebens  nicht  ge- 
statteten. ein  volles  Urteil  über  ihre  Wirkungen 
' fällen.  Bisher  sprechen  jedoch  alle  Anzeichen 
dafür,  dass  manche  der  ungUnstigeu  Erfahrungen, 
welche  Westiudien  gemacht  hat.  auch  Brasilien 
nicht  erspart  bleiben  werden.  Es  lässt  sich 
dies  nicht  nur  ans  einzelnen  Berichten  der 
j letzten  Jahre  ahuehiuen,  sondern  auch  aus  der 
Meinung,  die  man  über  die  Emancipierteu  schon 
1 früher  hatte.  Bereits  1866  war  ungefähr  die 
Hälfte  der  Neger  und  Mischlinge  frei  und  in 
den  folgenden  25  Jahren  wuchs  die  Quote  auf 
wenigstens  drei  viertel  an.  Nach  dein  Urteil 
von  K.  v.  Koseritz  treten  die  Freineger  leicht 
in  einen  Zustand  »1er  Verwilderung  wegen  ihrer 
geistigen  Indolenz.  Begriffsunfähigkeit  und  an- 
geborenen Faulheit.  Sie  haben  Vorliebe  für 
Branntwein  und  Spiel,  hei  dem  sie  ihren  Erwerb 
rasch  verthun.  Die  freien  Mulatten  sind  an- 
stelliger, zuweilen  talentvoll  und  nehmen  auch 
Beaintenstell  ungen  ein.  — Besondere  Klagen 
aus  der  neueren  Zeit  betreffen  die  seit  »lern 
Gesetz  von  1871  frei  gewordenen  Negerkinder, 
die  nun  vielfach  ohne  jede  Erziehung  auf  Plan- 
tagen herangewachseu  sind  und  ohne  dass  der 
Staat  etwas  für  sie  gethan  hätte,  wie  nach  dem 
[ Gesetz  erwartet  wurde.  Eine  Rotte  vou  Strolchen 
ist  so  entstanden,  die  im  Lande  vagabundieren 
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und  ein  gefährliches  Proletariat  in  den  Städten 
bilden  werden. 

Die  Provinzen  Brasiliens  sind  übrigens 
durch  die  nichtsthnende  Negerbevölkerung  nicht 
gloichniüssig  betroffen,  am  wenigsten  die  süd- 
lichen Rio  Grande,  St.  Cathariua  und  Parana 
im  Gegensatz  zu  den  mehr  nördlich  gelegenen 
Säo  Paulo,  Rio  de  Janeiro,  Minas-Geraes.  Bahia. 
Pemambuco,  wo  die  Plantagenwirtschaft  ihren 
Schwerpunkt  hatte.  Insofern  gleicht  Brasilien 
den  Vereinigten  Staaten,  welche  in  ihren  Süd- 
staaten den  letztgenannten  Gebieten  ähnlich 
sind,  in  ihren  Nordstaaten  den  ersteren. 

Wenn  es  auch  sehr  wahrscheinlich  sein 
dürfte,  dass  die  befreiten  Sklaven  in  Brasilien 
geradezu  eine  Landplage  bleiben  werden , so 
sind  die  wirtschaftlichen  Nachteile  der  Emanci- 
>ation  von  1SS8  für  die  Pflanzer  doch  nicht  so 
lervorgetreten,  wie  seiner  Zeit  im  englischen 
und  französischen  Westindien,  weil  dieselben 
vorausgesehen  wurden  und  daher  die  Interessenten 
nicht  unvorbereitet  trafen.  Schon  im  Anfänge 
der  80  er  Jahre  bemühten  sich  die  Besitzer  von 
Kaffee-  und  Zuckerptlanzungen,  die  Arbeitskraft 
durch  Maschinenkraft  zu  ersetzen , und  durch 
den  Bau  von  Eisenbahnen  die  beim  bisherigen 
Transport  ihrer  Produkte  in  Anspruch  ge- 
nommenen menschlichen  Arbeitskräfte  entbehr- 
lich zu  machen.  Ferner  that  man  alles,  um 
die  europäische  Einwanderung  heranzuziehen, 
ein  Bestreben,  das  mit  Erfolg  gekrönt  zu  sein 
schien,  als  120000  Italiener  in  der  Provinz  Säo 
Paulo  allein  angelaugt  waren.  Die  Hoffnung, 
die  Neger  als  Lohnarbeiter  dauernd  zu  ge- 
winnen, setzt  mail  darauf,  dass  der  Rassen- 
gegcusatz  zwischen  den  herrschenden  Brasi- 
lianern und  den  Schwarzen  nicht  sehr  gross  sei, 
was  schon  durch  die  humane  Behandlung  der 
letzteren  als  Sklaven  und  durch  die  Rassen- 
inischung  bewiesen  werde,  derzufolge  in  den 
Adern  vieler  Brasilianer  Negerblnt  fliesse.  Diese 
Thatsacheu  sind  uicht  zu  bestreiten,  aber  es  ist 
schwer,  ihnen  ein  grosses  Gewicht  beiznlegen 
angesichts  der  sonstigen  Erfahrung,  derzufolge 
der  befreite  Neger  zunächst  einem  kleinen 
eigenen  Besitz,  der  ihn  mit  wenig  selbst  ge- 
wählter Arbeit  erhält,  zustrebt.  Billiges  uiid 
unentgeltliches  Land  giebt  es  aber  in  dem  dünn- 
bevölkerten Brasilien , das  fast  so  gross  als 
Europa  ist,  genug. 

6.  Die  X.  in  (len  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  I in  Jahre  1620  wurden  die 

ersten  Negersklaven  nach  Virginien  gebracht, 
und  1714  berechnete  man,  dass  in  dem  ge- 
samten Gebiete  der  englischen  Kolonieen 
Nordamerikas  58850  Neger  und  Mulatten 
lebten,  um  1754  schon  25)4758  neben 
1485684  Weissen,  um  1770  462000  neben 
1 850000.  Die  Censusangaben  seit  175)0 
geben  folgende  Ziffern: 


Gesamtzahl 

Verhältnis  zur 

Jahr 

der 

Gesamt- 

Farbigen 

bevölkerung 

1790 

757  208 

19.3  % 

1810 

i 377  8o8 

*9.o  „ 

1880 

2 328  642 

.8,1  „ 

1850 

3 638  S08 

'5-7 

18t>0 

4 44 1 830 

!4d 

1880 

6 752  Sro 

13.1 

181K) 

7 638  300 

»L9  „ 

Man  sieht  daraus,  wie  bedeutend  heute 
i die  absolute  Zahl  der  Farbigen  bereits  ist, 
andererseits  aber  auch  die  relative  Abnahme 
derselben,  welche  sich  nicht  allein  aus  der 
starken  europäischen  Einwanderung  erklärt. 

Die  Negcrbevölkerung  lebte  stets  über- 
wiegend in  den  Südstaaten ; in  der  Kolonial- 
zeit als  Sklaven  auf  den  Tabak-,  Indigo- 
und  Reichsplan  Lagen  und  bei  den  Viehzüch- 
tern und  Ackerbauern  von  Delaware,  Mary- 
land, Virginia,  den  beiden  Carolinas  und 
Georgia.  Zu  diesen  Gebieten  sind  dann 
noch  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts,  beson- 
ders mit  der  Entstehung  und  Ausdehnung 
der  Raumwollproduktion.  Florida,  Alabama, 
Mississippi  und  Louisiana,  und  inehr  nörd- 
lich gelogen  Kentucky,  Tennessee,  Missouri, 
Kansas,  Arkansas  und  West- Virginien  hin- 
zugekommen. Kurz  vor  dem  Sezessionskrieg 
war  die  Reihenfolge  der  Staaten  nach  der 
absoluten  Stärke  der  Negerbevölkerung  diese : 

1 Virginia,  Georgia,  Alabama,  Mississippi, 

! Südcarolina.  Nordcarolina,  Louisiana,  Ten- 
nessee, Kentucky,  Texas,  Maryland,  Missouri, 
Arkansas.  Jn  den  folgenden  BO  Jahren  hat 
sich  durch  die  seit  Aufhebung  der  Sklaverei 
freigegebene  Wanderung  der  Schwarzen.  I>e- 
sonuers  nach  dein  üussersten  Süden,  ferner 
aus  den  gebirgigen  Regionen  in  das  heisse 
Tiefland,  endlich  in  eine  Reihe  von  Städten 
die  Verteilung  so  verändert,  dass  die  Staaten 
mit  mehr  als  lUOOOU  Negern  in  dieser  Ord- 
nung stehen:  Georgia,  Mississippi,  Südcaro- 
lina, Alabama,  Virginia,  Nordcarolina,  Louisi- 
ana. Texas,  Tennessee,  Arkansas,  Kentucky, 
Maryland,  Florida.  Missouri.  Pennsylvanien ; 
mit  mehr  als  50000  sind  daneben  noch  zu 
nennen : der  Runsdistrikt.  Ohio,  New-York, 
Illinois,  Kansas.  Innerhalb  dieses  weiteren 
Negergebietes  befindet  sich  ein  solches  mit 
einer  besonders  dichten,  etwa  80 “o  der  Ge- 
samtsumme umfassenden  schwarzen  Bevöl- 
kerung, der  sogenannte  Black  Belt,  ein  Land- 
strich, der  sich  von  Südcarolina  und  Georgia 
durch  das  mittlere  Alabama  nach  Mississippi 
' und  Louisiana  hinzieht  und  in  Arkansas  und 
| Texas  seine  Ausläufer  hat.  Zwischen  40% 

Iund  60%  der  Einwohner  sind  in  diesen 
letztgenannten  Staaten  Neger,  und  ganze 
Komplexe  von  Oounties  zeigen  noch  höhere 
Prozentsätze.  »In  diesem  vernegerten  Süden,« 
schreibt  Fr.  Ratzel  in  seiner  politischen  und 
Wirtschaftsgeographie  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  (2.  Aufl.  S.  280),  »entwickelt 
| sich  ein  ganz  neues  Land.  Die  Zahl  der 
Neger  ist  zu  gross,  um  den  Einfluss  der 
Weissen  noch  durchdringen  zu  lassen.  Die 
1 Gemeinden  zeigen  also  nichts  von  Wetteifer 
| in  der  Verbesserung  ihrer  Lage.  Selbst  mit 
i einem  Minimum  von  Arbeit  ist  das  Leben 
leicht.  Lohnarbeit  wird  von  den  Negern 
abgelehnt.  Wer  von  den  Weissen  noch  ge- 
blieben war,  verzweifelt  an  der  Möglichkeit 
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des  Gedeihens  uud  verlässt  «las  Land.  Die 
Neger  sinken  in  »savasery«  ziuück,  und  es 
treten  ähnlioh  wie  in  Westindien  barbarische, 
heidnische  Neigungen  und  Gebräuche  unge- 
scheuter  zu  Tage.« 

Man  könnte  der  Meinung  sein,  dass  sich 
mit  diesem  Urteil  das  letzte  Wort  in  der 
nordamerikanischen  Negerfrage  sprechen 
lasse.  Denn  es  bilde  siel»  so  ein  besonderer 
Negerstaat  heraus,  der  in  |M>litischer  Union 
neben  dem  grossen  Hoiehe  «ha  Weissen  be- 
stehen  könne,  als  ein  selhstgenilgsames 
Ganzes,  ein  Liberia  oder  Hayti  in  Nord- 
amerika. Wenn  dies  Gebiet  vermöge  seiner 
«lern  Neger  zusagenden  Einrichtungen  die 
ganze  schwarze  Bevölkerung  des  nördlichen 
Kontinents  in  sich  aufgesogen  haben  würde, 
resp.  wenn  die  Neger  aus  allen  Einzelstaaten 
dahin  abgeschoben  sein  würden,  so  müsste 
die  Negerfrage  in  sozialer  und  wirtschaft- 
licher Beziehung  sowie  als  Rassen  prob  lern 
gelöst  sein.  Einstweilen  sind  aber  noch 
mancherlei  bestehende  anderweitige  Verhält- 
nisse und  Interessen  zu  berücksichtigen, 
welche  auch  zu  anderen  Resultaten  führen 
können. 

Zunächst  leben  etwa  20%  der  Neger  in 
den  dem  Black  Belt  nicht  angehörenden 
Staaten,  und  dort  vor  allem  in  »len  Städten. 
Sie  sind  besonders  Fuhrleute,  Kutscher, 
Karn mschieber,  1 lafenarbeiter,  Erdarbeiter, 
Stiefelputzer,  Schornsteinfeger,  Kellner, 
Dienstboten,  gelegentlich  auch  Kleinhändler 
und  Handwerker.  Im  allgemeinen  bilden  sie 
liier  eine  dienende  Klasse  zweiter  Ordnung, 
<1.  1».  füllen  überwiegend  Berufe  aus,  welche 
von  den  weissen  Arbeitern  nicht  gern  über- 
nommen werden.  Sie  sind  in  den  Städten 
ein  verachtetes  Proletariat,  das  zwar  zu  un- 
gebildet ist,  um  dem  Sozialismus  wirklich 
zugänglich  zu  werden , aber  bei  grossen 
Arbeiterunruhen, Strassenkämpfen  und  lokalen 
von  den  weissen  Arbeitern  veranstalteten 
Revolten  nicht  ungefährlich  ist. 

Es  ist  ferner  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen zu  berücksichtigen,  dass  ein  er- 
heblicher Teil  des  Grundbesitzes  in  den  mit 
Negern  dicht  besetzten  Gebieten  den  Weissen 
gehört,  deren  Interessen  an  der  Verwendung 
der  Negerarbeit  in  der  Landwirtschaft  und 
auch  in  einigen  Gegenden  im  Bergwerksbe- 
trieb  zur  Zeit  noch  recht  grosse  sind,  so 
dass  Arbeits-  und  Pachtsysteme  gesucht 
werden,  die  beide  Parteien  einigermassen 
zufrieden  stellen  sollen. 

Endlich  findet  im  Gebiete  der  Vereinigten 
Staaten  ein  fortgesetztes  Hin-  uud  Herwan- 
dern eines  Teiles  der  Schwarzen  statt,  wo- 
bei noch  nicht  abzusehen  ist,  wie  sich  die 
Dinge  gestalten  werden,  wenn  durchgrei- 
fende Beschränkungen  der  europäischen 
Einwanderung,  die  in  den  letzten  Jahre»» 


einen  strengereu  Charakter  angenommen 
haben,  durchgeführt  werden. 

Bei  dem  durch  diese  Verhältnisse  beding- 
ten weiteren  Zusammenleben  beider  Rassen 
ist  vom  politischen,  vom  wirtschaftlichen  ucl 
sozialen  Standpunkte  in  der  Gegenwart  eine 
Anzahl  von  Fragen  gegeben,  welche  eine 
durchgreifende  und  schnelle  Beantwortung 
erheischen. 

Nach  der  Beendigung  des  Sezessions- 
krieges wurde  im  15.  Zusatz  zur  Bundes- 
verfassung bestimmt,  dass  weder  der  Bund, 
noch  ei»»  Einzelstaat  einen»  Bürger  der  ver- 
einigte»» Staaten  das  Stimmrecht  auf  Grund 
der  Rasse  oder  Farlie  beschränket»  dürfe. 
Seitdem  sind  nun  die  Neger  mehr  als  3U 
Jahre  im  Besitze  des  allgemeinen  Stimm- 
rechts, und  man  muss  sagen,  dass  sie  es  zu 
benutzen  nicht  gelernt  halten.  Sie  geben 
es  im  einzelnen  Falle  entweder  selbst  preis 
oder  lassen  es  sich  nehmen,  ohne  gegen 
diese  Rechtsverletzung  ernstlich  zu  reagieren. 
Die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
war  stets  nur  in  den  Händen  der  Weissen. 
uud  wenn  dieselben  noch  nicht  allgemein 
«lie  Forderung  der  Beschränkung  des  Xeger- 
stimmrechts  erhoben  haben,  so  hat  dies  nur 
darin  seinen  Grund,  dass  sie  die  Xeger- 
stimmen  fürParteizweeke  gebrauchen  und  eine 
Verminderung  ihrer  Vertretung  im  Bundes- 
kongress befürchten.  Einige  Staaten  kennen 
bereits  eine  starke  Beschränkung  des  allge- 
meinen Wahlrechts,  die  zwar  «len»  Wortlaut 
nach  jeden  Bürger,  in  Walirheit  aber  ganz 
überwiegend  die  Schwarzen  trifft. 

Um  die  heutige  wirtschaftliche  Lage  der 
südstaatliehen  Neger  und  den  Wert  ihrer 
Arbeit  in  der  nordamerikanischen  Volkswirt- 
schaft  beurteilen  zu  können,  ist  es  erforder- 
lich, auf  »lie  Zustände  zurüekzugehen,  wie 
sie  sich  unmittelbar  nach  dem  Sezessions- 
kriege gestaltet  hatten.  Der  grösste  Teil 
des  mit  Beschlag  belegten  Landbesitzes 
wurde  den  besiegten  früheren  Eigentümern, 
besonders  unter  der  Präsidentschaft  Johnsons, 
wiedergegeben,  das  übrige  I^aud,  soweit  es 
in  klimatisch  gemässigter  Gegend  lag.  ging 
in  die  Hand  nordstaatheher  und  europäischer 
Einwanderer  über,  anderes  wurde  durch 
Vermittelung  des  Freedmen-Bureau  und  pri- 
vater Gesellschaften  j«arzellie»1  und  an  Neger 
verteilt,  anderes  endlich  entfiel  für  lange 
Jahre  als  verlassenes  Gut  ganz  dem  Besitz. 

Eine  Statistik  darüber,  wie  viel  ländliches 
Eigentum  die  Neger  besitzen,  giebt  es  nicht. 
Relativ  am  weitesten  verbreitet  ist  dasselbe 
in  Virginien,  Schätzungen  in  Südcarolina 
und  Mississippi  belaufen  sich  auf  5%  der 
!>e  bau  teil  Fläche.  Die  Zahl  der  wirtschaft- 
lich tüchtigen  Neger,  welche  in  den  letzten 
80  Jahren  Laud  erworben  haben,  ist  gering. 
Ein  nachhaltiger  Erwerbstrieb  wird  mir 
selten  angetroffen.  Es  wird  der  Rasse  viel- 
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mehr  Mangel  an  Energie  und  Ordnung. 
Sorglosigkeit  und  Verschwendungssucht  un- 
geschrieben. 

Die  Besitzer  grosser  Güter,  welche  von 
dem  Norden  zeitweise  depossediert  worden 
waren,  kehrten  zurück  ohne  Wirtschafts- 
kapital und  Arbeitskräfte.  Die  Felder 
waren  unbestellt,  die  Häuser  zerstört.  Das 
1 .and  war  nichts  wert,  so  dass  sie  auch 
gegen  hypothekarische  Sicherheit  kein  Geld 
bekommen  konnten.  Lohnarbeiter  waren 
nur  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu  mieten, 
denn  die  früheren  Sklaven  mieden  so  viel 
wie  möglich  die  Gegend  ihrer  bisherigen 
Arbeit  und  drängten  in  die  Städte,  und  die- 
jenigen, welche  auf  dem  lande  blieben, 
waren  zu  misstrauisch  gegen  die  früheren 
Herren,  um  sich  gern  in  ihren  Dienst  zu 
bcgelten.  So  entschlossen  sich  denn  die  | 
Grundbesitzer,  ihr  Land  zu  zerstückeln  und 
gegen  Geld  oder  Anteil  am  Ernteertrag  an  , 
die  Neger  zu  verpachten.  Solche,  welche 1 
sich  Lohnarlxnter  zu  beschaffen  verstanden, 
bewirtschafteten  dann  mit  diesen  einen  Teil 
des  Landes,  die  es  nicht  vermochten,  zogen 
als  politische  Unzufriedene  in  die  Stadt  und  i 
lebten  von  den  unregelmässig  einkommenden 
schmalen  Pachtrenten.  Die  grösste  Schwierig- 1 
keit  für  die  selbst  wirtschaftenden  Eigentümer 
wie  für  die  Pächter  war  die  Beschaffung 
der  nötigen  Mittel,  um  den  Betrieb  in  stand 
zu  setzen  und  zu  erhalten.  In  dieser  Not 
fand  sich  als  Vertreter  der  im  Sezessions- 
kriege siegreichen  Bourgeoisie  der  Kleinkauf- 
mann aus  dem  Nonien  ein,  der  gegen  Ver- ! 
pfändung  eines  Teiles  oder  des  Ganzen  der! 
Ernte  mit  Berechnung  hoher  Zinsen  Lebens- 1 
mittel,  Geld,  Werkzeuge,  Kleidung  etc.  vor-  [ 
streckte.  Man  findet  ihn  übend  1.  und  in 
vielen  Gegenden  gilt  er  als  der  eigentliche 
Herr  des  Landes.  Er  hat  eine  Art  Schuld- 
knechtsehaft  etabliert,  die  sich  darin  äussert, 
dass  der  Landwirt  nur  das  anbauen  darf. , 
was  der  Gläubiger  verlangt  — und  dies  ist 
meist  der  Handelsartikel  Baumwolle  — , und 
dass  der  Schuldner  infolgedessen  zu  hohen  | 
Preisen  die  Lebensmittel  vom  Kaufmann 
nehmen  muss,  statt  sie  selbst  zu  produzieren. . 

Infolgedessen  wird  es  auch  fleissigen 
Negern  schwer,  etwas  zu  erspanm  und  mit  j 
dem  ersparten  land  zu  erwerben.  Die  j 
grosse  Masse  lebt  ohne  nachzudenken  in ' 
der  kapitalistischen  Abhängigkeit  weiter. 
Wer  Lust  hat,  gegen  dieselbe  zu  reagieren, 
verlässt  das  Land  und  läuft  in  die  Stadt, 
und  dann  hat  der  Gläubiger  das  Nachsehen,  i 
Das  Vorschussgeschäft  ist  daher  für  den  j 
Kaufmann  riskant,  die  Zinsen  werden  dem- 
gemäss hoch  bemessen.  Der  Druck  auf  den 
Pächter  wird  also  um  so  stärker,  je  mehr 
Schuldner  sich  ihren  Verpflichtungen  ent- 
ziehen, und  jede  Verstärkung  der  Ausbeutung 
veranlasst  wieder  eine  erhöhte  Fort  Wanderung. 


Eine  weitere  Folge  des  Systems  ist  eine 
übertrieben  rasche  Zunahme  der  Baumwoll- 
produktion  gewesen  und  ein  fortgesetztes 
Drücken  des  Preises  der  Rohbaumwolle. 
Der  Pächter  muss  daher  immer  mehr  Pro- 
dukte liefern,  also  auch  mehr  arbeiten,  ohne 
freilich  davon  etwas  zu  profitieren.  Besser 
können  diese  Zustände  nur  werden,  wenn 
es  den  weisseu  grösseren  Grundbesitzern 
gelingt,  sieh  ihrerseits  von  dem  Vorschuss- 
goschäft  zu  emancipieren,  was  hie  und  da 
schon  gelungen  ist,  und  wenn  eine  kapital- 
kräftige weisse  Einwanderung  von  laml- 
wirten  in  den  Süden  einzieht.  Dann  sind 
wenigstens  die  Vorbedingungen  für  eine 
dauernde  Lohnarbeit  der  Neger  gegeben. 

Ob  eine  Erziehung  zu  derselben  glückt, 
ist  freilich  damit  noch  nicht  gesagt.  Jeden- 
falls müssen  alle  Bestrebungen  darauf  ge- 
richtet werden. 

Es  giebt  auch  jetzt  schon  in  den  Süd- 
staaten zahlreiche  Schwarze,  die  um  Lohn 
Beschäftigung  suchen,  besonders  in  der  Zeit 
der  Bestellung  der  Baumwollfelder  und  der 
Ernte,  dann  sind  zu  nennen  die  Dienst- 
boten, Matrosen,  Stauer,  Hafenarbeiter, 
Kutscher,  Träger,  Karrenschieber  u.  s.  w. 
Auch  in  den  Bergwerken  sind  viel  Neger 
in  Lohn,  in  der  Industrie  hingegen  hat  man 
schlechte  Erfahrungen  gemacht,  höchstens 
bei  sehr  einfacher  Arbeit  sind  sie  einiger- 
massen  brauchbar  gewesen.  Darüber  ist 
nur  eine  Ansicht  vorhanden,  dass  diese 
Lohnarbeiter  im  allgemeinen  weniger  husten 
als  die  früheren  Sklaven,  besonders  weil 
ihre  Arbeit  ganz  ungleich mässig  und  ganz 
unregelmässig  ist.  Ihr  Princip  ist,  durch 
Arbeit  etwas  zu  verdienen  und  dann  eine 
Zeit  ohne  zu  arbeiten  von  dem  Erworbenen 
zu  leben. 

Dass  im  Verlaufe  der  letzten  30  Jahre 
die  freien  Neger  als  Lohnarbeiter  nach  und 
nach  einige  Fortschritte  gemacht  haben, 
wird  übrigens  von  allen  Seiten  anerkannt. 
Die  Lebenshaltung  ist  entsprechend  der 
Thatsaehe,  dass  die  I/>hnarbeit  sich,  tech- 
nisch lietraehtet,  um  einiges  gehoben  hat, 
auch  etwas  gestiegen,  und  die  so  wachsen- 
den Bedürfnisse  sind  wiederum  ein  Com- 
pelle  zur  Arbeit  geworden.  Auch  sind  liier 
mul  da  in  den  Städten  des  Südens  Gewerk- 
vereine der  Schwarzen  entstanden,  und  die 
Knights  of  Labor  haben  einige  Organisationen 
unter  ihnen  gegründet,  welche  dort  am 
ehesten  geglückt  sind,  wo  Bergwerk  und 
Industrie  in  die  Höhe  gekommen  sind,  wie 
in  Tennessee,  Alabama  und  im  westlichen 
Georgia.  Das  Gewerk  vereins  wesen  der 
Schwarzen,  das  sich  z.  B.  bei  den  Hafen- 
arbeitern der  südlichen  Seestädte  vorfindet, 
hat  bisher  darum  nicht  recht  gedeihen 
können,  weil  die  weisseu  Lohnarbeiter  sich 
ihm  aus  Rassenantipithie  nicht  haben  an- 
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schliessen  wollen.  So  stehen  Gewerk  ver- 
eine desselben  Berufes  getrennt  nebenein- 
ander und  erschweren  durch  ilire  Konkurrenz 
die  Erreichung  der  in  Aussicht  genommenen 
Zwecke.  Immerhin  haben  auch  diese  An- 
fänge des  Koalitionswesens  unter  den  Negern 
zu  der  Hebung  der  Lebenshaltung  einen 
bescheidenen  Beitrag  geliefert. 

Eine  schnelle  und  erhebliche  Steigerung 
der  Bedürfnisse  hat  man  von  der  Ein- 
wirkung der  Schulbildung  erwartet,  welche 
seit  dem  Bürgerkriege  unter  den  Freige- 
wordenen verbreitet  worden  ist.  Dass 
höhere  Bildung  geistige  Ansprüche  und 
damit  auch  materielle  nach  sich  zieht,  lässt 
sich  gewiss  zugeben,  und  dies  hat  sich  auch 
bei  den  Negern  bewahrheitet.  Aber  die 
Summe  derer,  l>ei  welchen  es  zu  konstatieren 
ist,  ist  nur  gering,  besonders  weil  das 
Schulwesen  lange  nicht  das  geleistet  hat, 
was  man  erwartete.  In  den  Gemeinden,  in 
denen  überwiegend  Neger  leben,  sind  die 
Mittel  für  ein  gutes  Schulwesen  selten  in 
ausreichender  Menge  aufzubringen,  und  wo 
die  Weissen  überwiegen,  da  wissen  die- 
selben alle  Vorteile  der  öffentlichen  Ver- 
waltung für  sich  zu  monopolisieren.  Die 
Untüchtigkeit  der  liehrer  in  den  niederen 
Negersehulen  wird  allgemein  zugegeben, 
die  Unregelmässigkeit  des  Schulbesuches 
ist  nur  eine  Folge  davon.  Der  bildende 
Einfluss  der  Armee  und  der  Kirche  ist 
ebenfalls  nicht  hoch  zu  veranschlagen. 
Wenn  auch  in  jene  regelmässig  Neger  ein- 
gereiht werden,  so  ist  doch  ihre  Zahl  viel 
zu  gering,  um  für  das  Ganze  etwas  zu  be- 
deuten; dieKiiche,  welche  in  jedem  Neger- 
dorfe eine  Rolle  spielt,  würde  wegen  ihrer 
Verbreitung  mehr  geeignet  sein,  wenn  nicht 
den  Schwarzen  ilue  1 .ehren  meist  unver- 
ständlich geblieben  und  nicht  die  äusseren 
Einrichtungen  alles  gewesen  wären.  Die 
meisten  Neger  sind  Methodisten  und  Bap- 
tisten. Schwarze  Prediger  giebt  es  wohl, 
aber  auch  ihnen  ist  das  Christentum  oft 
genug  nur  ei!»  Gewand,  das  den  alten 
heidnischen  Götzendienst  ziemlich  mangel- 
haft umhüllt. 

Im  allgemeinen  kann  man  den  Hatz  zu- 
gehen, dass  die  Neger  in  den  nördlichen 
und  mittleren  Staaten  der  Union,  wo  sie 
nur  einen  geringen  Teil  der  Bevölkerung  ans- 
machen, mithin  stärker  dem  Einfluss  der 
herrschenden  Rasse  unterliegen,  ül»er  eine 
etwas  höhere  Lebenshaltung  verfügen  und 
daher  auch  günstigere  Aussichten  auf  eine 
steigende  moralische  und  geistige  Ausbildung 
haben.  Wie  weit  freilich  ein  solcher  Fort- 
schritt gehen  wird,  das  vermag  heute  nie- 
mand zu  sagen.  Die  überwiegende  Zahl 
derer,  welche  die  geistigen  Anlagen  der 
Neger  studiert  halten,  haben  sich  regelmässig 
in  dem  Sinne  geäussert,  dass  denselben  die 


Originalität  des  Gedankens  fehlt  und  dass 
der  gelegentlich  beobachtete  Glanz  einer 
wortreichen  Beredsamkeit  oder  prunkenden 
Gelehrsamkeit  der  tieferen  Auffassung  durch- 
aus ermangelt.  Und  diejenigen,  welche  sich 
auf  irgend  einem  Gebiete  auch  nur  in  dies«* 
Weise  ausgezeichnet  haben,  sind  stets  sehr 
wenige  gewesen,  und  bei  näherer  Nach- 
forschung zeigt  sich  zudem,  dass  reine  Neger 
und  Mulatten  nicht  gesondert  beobachtet 
wurden,  so  dass  man  sich  dann  nicht  wun- 
dern darf,  Eigenschaften  der  kaukasischen 
Rasse  vorzufinden. 

Wenn  man  mithin  auch  zugeben  wird, 
dass  unter  der  Leitung  der  Weissen  eine 
gewisse  Steigerung  der  Kulturbedürfnisse 
unter  den  nordamerikanischen  Negern  statt- 
gefunden hat,  man  auch  auf  eine  wettere 
Ausdehnung  der  freien  Lohnarbeit  unter 
ihnen  rechnen  kann,  so  spricht  doch  sehr 
viel  dafür,  dass  beiden  Rassenschichten 
dauernd  auch  zwei  Klassen  von  Arbitern 
mit  verschiedenem  Kulturniveau  entsprechen 
werden.  Indem  dieselben  nun  eine  Arbeits- 
teilung in  der  Weise  durchführen  werden, 
dass  im  allgemeinen  der  niederen  Hass»'  die 
einfache,  ungelernte,  rohe  Muskelarbeit,  der 
höheren  die  komplizierte,  gelernte  Ueber- 
legung  und  Talent  erfordernde  zustehen 
wird,  bedeutet  eine  solche  Klärung  des 
Negerproblems  zugleich  ein  Stück  IxVsung 
der  Arbeiterfrage  unter  den  Weissen.  Wäh- 
rend die  Sozialisten  in  ihrem  Optimismus 
wähnen,  die  Menschheit  von  der  listigeo. 
unangenehmen  Arbeit  ganz  durch  die  Ma- 
schiuenkmft  emandpieren  zu  können,  würde 
hier  in  der  Wirklichkeit  des  amerikanischen 
Wirtschaftslebens  freilich  nur  die  herrschende 
und  geistig  höher  stehende  Rasse  durch  »-ine 
tief  eit1  bei  der  Handarbeit  entlastet  werden, 
womit  indessen  die  Bahn  zu  einer  Ordnung 
eingeschlagen  wäre,  die  zu  Zielen  hin  führt, 
an  welchen  die  Kultur  ül>erhaupt  inte- 
ressiert ist. 

Wo  die  Neger  wie  im  Black  Belt  sieh 
selbst  überlassen  sind,  also  der  l^eitung  ent- 
behren, da  streben  sie  dem  Zustand  der 
Wildheit  wieder  zu,  und  die  Frage,  vor 
welche  die  nordamerikanische  Rassen politik 
gestellt  sein  wird,  wird  vor  allem  die  sein, 
sollen  es  die  Herren  des  Lindes  dulden, 
verhindern,  befördern,  dass  dieses  Neger- 
ghetto in  der  Union  immer  mehr  seinen 
Charakter  ausprägt,  dass  die  Weissen  ans 
ihm  verdrängt  und  die  Schwarzen  von  ihm 
aufgesogen  werden.  Oder,  anders  ansgedrückt, 
muss  es  das  Bemühen  der  Amerikaner  sein, 
die  afrikanische  Rasse  möglichst  zu  zer- 
streuen,  damit  sie  völlig  unter  ihre  Lntung 
kommt,  durch  sie  gehoben  wird  und  ihnen 
in  allen  Teilen  des  Landes  die  soziale  Frage 
lösen  hilft? 

Am  günstigsten  würde  sich  vielleicht  für 
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die  Vereinigten  Staaten  eine  solche  Ent- 
wickelung der  Dinge  gestalten,  die  als  ein 
Kompromiss  der  verschiedenen  Bestrebungen 
an  znsehen  wäre:  die  südländische  Produktion, 
insbesondere  die  Baumwollkultur  gelangt 
Überwiegend  in  den  Besitz  grosser  vonWeissen 
betriebener  Unternehmungen,  und  Neger 
■werden  Lohnai'beiter  daselbst.  Gelingt  es 
dann,  diese  Lohnarbeiterschicht  nach  und 
nach  zu  heben , so  wird  sich  ans  ihr  von 
selbst  ein  Kleingrundliesitzerstand  Ausschei- 
den, auf  dessen  Schaffung  und  Erhaltung  die 
Gesetzgebung  bedacht  sein  muss.  Was  in 
dem  Süden  von  den  Negern  nicht  verwend- 
bar ist,  muss  der  übrige  Teil  des  Landes 
aufnehmen,  dabei  ist  aber  nicht  zu  ver- 
gessen, eine  möglichst  weitgehende  Decen- 
tralisarion  d urch zu f ii  1 1 ren . 

7.  Die  Negerarbeit  in  den  afrikanischen 
Kolonie»“».  Das  Urteil  darüber,  in  welchem 
Masse  die  Neger  in  den  afrikanischen  Kolonieen 
als  wirtschaftliche  Arbeiter  zu  verwenden  sind, 
lautet  »ehr  verschieden.  Während  die  einen 
behaupten,  die  schwarze  Ibisse  in  Afrika  sei 
von  Natur  so  trüge,  dass  ohne  strenge  Zwangs- 
mittel nichts  mit  ihr  anzufangen  sei  und  dass 
sie  unter  dieser  Voraussetzung  über  die  ein- 
fachste Arbeit  nie  hinauskoiuiuen  werde,  er- 
klären andere,  dass  man  von  ihr  mit  gutem 
Willen  und  rechter  Einsicht  viel  erreichen 
könne.  Diese  Divergenz  der  Ansichten  wird 
verständlich,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  afri- 
kanischen Neger  keine  einheitliche  Volksmasse 
in  gleicher  Kultur  sind,  vielmehr  sowohl  sehr 
abweichende  Kassenmerkmale  zeigen  als  auch 
auf  durchaus  verschiedener  Stufe  der  sozialen 
Entwickelung  stehe».  Es  können  daher  den 
verschiedenen  Urteilen  zuverlässige  Beobach- 
tungen zu  Grunde  liegen,  während  sie  in  ihrer 
Verallgemeinerung  irren.  An  der  Küste  von 
Oberguinea  gelten  als  brauchbare  Arbeiter  die 
Kruleute  von  Kap  Palmas,  die  von  grosser 
Körperkraft  und  körperlicher  Gewandtheit,  zu 
mancherlei  Beschäftigung  anstellig,  und  unter- 
einander verträglich  sind.  Im  Congostaat  wer- 
den die  intelligenten  Bangala  als  Zimmerleute, 
Hammerschmiede,  auf  den  Dampfschiffen  als 
Heizer,  Lootsen,  Mechaniker  geschätzt.  Im 
Gegensatz  dazu  gelten  als  unbrauchbar  die  Ein- 
geborenen von  Liberiu  und  die  Dualla  in 
Kamerun.  In  Niedergniuea  hat  man  die  t'a- 
binda-  und  Loango-Neger  statt  der  Krus  ver- 
wendet, wenn  auch  nicht  mit  ganz  so  günstigem 
Erfolge.  Jn  Ostafrika  sind  allgemein  die  Sansi- 
bar iten  als  Lastträger  geschätzt,  ln  Tanga- 
land hat  mau  bei  der  landwirtschaftlichen 
Kultur  die  Wabondei  am  profitabelsten  ge- 
funden , da  sie  eigenen  ausgedehnten,  wenn 
auch  höchst  extensiven  Ackerbau  betreiben. 
Ihnen  stehen  die  Waschamhaa  und  Wadigo 
nach,  obwohl  sie  immerhin  noch  tauglich  sind. 
Im  Capland,  im  Orangestaat,  in  Transvaal,  in 
Natal  arbeiten  Raffern  und  Zulus.  Sie  pflügen 
und  ernten  ein.  scheren  die  Schafe  und  tragen 
Steine  zum  Hausbau,  waschen  die  Wolle  und 
pressen  die  Trauben,  ziehen  Gräben  und  suchen 
Diamanten  und  Gold.  Indessen  siud  hier  nicht 
alle  schwarzen  Leute  glcichmässig  gut  in  Dienst 


zu  nehmen,  die  einzelnen  Stämme  sind  mehr  oder 
weniger  willfährig,  und  auch  unter  den  Indivi- 
duen trifft  man  grosse  Verschiedenheit  in  dieser 
Beziehung  an.  »So  klagen  die  Europäer  trotz 
Her  nicht  unbeträchtlichen  Negerbevülkernng  in 
manchen  Gebieten  Südafrikas  über  »len  Mangel 
an  Arbeitskräften  und  sehen  sich  genötigt,  asi- 
atische Kulis  zu  importieren,  Indier  in  Natal, 
Chinesen  in  Kimberly. 

Im  Hinblick  auf  die  Verschiedenheit  der 
Lebensweise  der  Eingeborenen,  ihrer  Bildung, 
des  Interesses  an  der  Erhöhung  ihres  Bedürfnis- 
standes und  au  der  zu  verrichtenden  Arbeit  ist. 
es  durchaus  verständlich,  dass  zur  Lösung  der 
Negerarbeiterfrage  in  Afrika,  d.  h.  der  Frage 
nach  der  besten  Methode,  die  Neger  zu  wirt- 
schaftlicher Arbeit  für  die  Europäer  zu  ge- 
winnen, nicht  das  eine  oder  das  andere  Arbeits- 
system ohne  weiteres  empfohlen  werden  kann, 
also  nicht  z.  B.  die  Apprcuticeship,  nach  der 
die  Arbeiter  auf  »Jahre  gedungen  werden 
und  dem  Arbeitgeber  weitgehende  Disciplinar- 
gewalt  eingeräumt  wird,  wie  es  hei  den  asi- 
atischen Kulis  üblich  ist,  oder  die  völlig  freie 
Lohnarbeit,  wie  sie  in  Europa  besteht,  bei  der 
das  einzig  bedeutungsvolle  Disciplinarmittel 
die  Androhung  der  Entlassung  des  Arbeiters 
ist.  Darüber  sind  sieh  die  zahlreichen  Be- 
richterstatter über  die  eingeborenen  Afrikaner 
einig,  dass  dieselben  stets  nur  arbeiten  wollen,  um 
später  von  den  Erträgnissen  ihres  Verdienstes 
in  sorgenloser  Unabhängigkeit  leben  zu  können, 
wobei  die  einen  grössere,  andere  geringere  An- 
sprüche an  das  Leben  stellen.  Die  Knineger 
sind  2 — 3 Jahre  in  Stellung,  kehren  oft  in 
solchem  Wohlstand  in  die  Heimat  zurück,  dass 
sie  sich  Land  und  Frauen  kaufen  können,  welche 
letzteren  dann  jede  Arbeit  für  ihren  Gemahl 
und  Gebieter  zu  leisten  haben.  In  Deutsch- 
Ostafrika  hat  mau  wiederholt  die  Erfahrung 
gemacht,  dass  die  Leute  nur  zwei  oder  drei 
Tage  sich  beschäftigen  lassen  und  dass  ihnen 
dann  das  Verdiente  so  gewaltig  erscheint,  »lass 
sie  nun  glauben,  sich  sorgenfrei  dem  Nichtsthun 
ergeben  zu  können.  Das  warme  Klima  und  der 
niedrige  Stand  der  Lebensbedürfnisse  lässt  ja 
auch  den  Erwerb  von  einigen  Mark  viel  er- 
scheinen, aber  nach  8 bis  14  Tagen  ist  das  Geld 
zu  Ende,  sobald  nur  diese  oder  jene  europäische 
Waren  gekauft  werden.  Jetzt  wird  die 
Arbeitskraft  von  neuem  angeboten,  um  von 
neuem  zu  Besitz  zu  kommen.  Solche  Leute 
sind  für  Jahreskontrakte  absolut  nicht  zu  ge- 
brauchen. Sie  würden  uuter  denselben  in  Sehn- 
sucht nach  Freiheit  sich  innerlich  verzehren 
oder  ganz  apathisch  werden,  was  »lie  Sklaverei 
in  Amerika  oft  genug  bei  denen,  »lie  aus  Afrika 
importiert  worden  waren,  gezeigt  hat.  (Jute 
Sklaven  waren  erst  die  zweite  Generation,  und 
wenn  man  »lie  Sklaverei  als  eine  grosse  Schule 
der  Menschheit  zur  Arbeit  bezeichnet  hat,  so 
soll  man  nicht  vergessen,  welchen  umständlichen 
Weg  diese  Pädagogik  genommen  hat,  wenn  er 
auch  vielleicht  unter  den  gegebenen  früheren 
Verhältnissen  der  einzige  gewesen  ist.  Heutzu- 
tage ist  iu  Afrika  die  Sklaverei  aus  rechtlichen 
und  ethischen  Gründen  für  die  europäischen 
Kolonieen  unmöglich,  daher  denn,  wie  man  sagt, 
der  freie  Neger  zur  Arbeit  zu  erziehen  ist. 
Das  geht  freilich  nicht  in  wenigen  Jahren  und 
wenigen  Jahrzehnten.  Woraut  es  aber  an- 
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kommt,  ist  klar,  wie  auch  das  Arheitssysteiu 
im  einzelnen  geartet  sein  mag : der  Stand  der 
Lebens-  und  Luxusbedürfnisse  muss  gesteigert 
werden,  damit  das  Leben  nur  dann  dem  Afri-i 
kaner  wertvoll  erscheint,  wenn  er  die  Wünsche  i 
erfüllen  kann,  denen  nun  sein  Herz  uachhängt. 1 
Einen  indirekten  Zwang  zur  Arbeit  hat  für  die 
deutschen  afrikanischen  Kolonieen  H.  v.  Wiss- ! 
mann  mit  der  Einführung  der  direkten  Steuer, 
insbesondere  der  Kopfsteuer  empfohlen.  Es  sei ' 
billig,  dass  der  Neger,  dem  der  Schutz  der 
deutschen  Regierung  gegen  Sklavenhändler  und 
Einfälle  räuberischer  Stämme  zu  teil  werde,  zu  j 
den  Kosten  der  Kolonie  auch  einen  Beitrag 
leiste.  Die  Aufbringung  desselben  setzt  aber 
Arbeit  voraus,  die  von  Zeit  zu  Zeit  regel- 
mässig wiederholt  werden  muss,  daher  nach  und 
nach  zur  Gewohnheit  werde,  und  den  Erwerbs- 
trieb wecke.  Sowohl  im  portugiesischen  wie  eug- ; 
lischen  Südafrika  besteuert  man  die  Schwarzen. 1 
um  sie  zur  Plantagenarbeit  zu  veranlassen.  In 
Khodesia  ist  die  den  Kaffern  aufgelegte  Last 
jedoch  so  unhuman,  dass  sie  nicht  gut  zu  heissen  , 
ist.  Massvoll  angewandt  wird  gegen  die  Be- 
steuerung der  Neger  nichts  einznwenden  sein. 
In  Bezug  auf  die  Wahl  der  Arbeitssysteme 
sollte  allen  Unternehmern  die  Freiheit  zum 
Experimentieren  gebissen  sein  und  dann  zum 
Einfuhren  dessen,  was  sie  erprobt  haben.  Denn 
es  fehlt  noch  hauptsächlich  an  Erfahrung.  Be- 
stimmte Rechtsschranken  könnten  trotzdem  ge- 
zogen werden,  ohne  dass  damit  das  Streben 
nach  einer  Neugestaltung  zu  sehr  unterbunden  i 
wäre.  Dann  ist  vielleicht  auch  ein  Urteil  über 
das  Mass  der  Kulturfähigkeit  der  Neger  zu  ge- 
winnen, von  dem  aus  man  zu  dem  Vorschlag 
einer  festeren  sozialen  Rechtsordnung  in  Afrika  J 
gelangen  könnte.  ) 

Littoratur:  /.  l'eber  die  Aufhebung  i Irrt 

Ne ge r skia  re  re  i.  A.  Mine,  Vollständige  1 
h istorisch-ph  ilosojdi  isrh  r Darstellung  aller  Ver- 
änderungen des  Negersklaven  ha  ndels  con  dem 
Ursprünge  bis  zu  seiner  gänzlichen  Aufhebung, 
Güttingen  1820.  — 11.  Abeken,  Amerikanische 
Xegersklaverci  und  Emanri/mtion,  llerlin  IX £ 7. 
— .In men  ISa  nd  i nel , I)er  afrikanische  Sklaven- 
handel, deutseh,  Berlin  IX ff.  — •/.  lt.  Brackett , 
The  Negro  in  Maryland,  Baltimore  1XX9.  — 
Henri/  Wilson,  History  <f  the  rite  and  fall 
of  the  Slave  Power  in  America,  Boston  1X72.  — 
Tb.  Clarcnon,  History  of  the  rise  /irogress 
and  aecompl  ishment  oj  the  abulition  of  the 
afriean  Slave  trade  by  the  british  pari  in  ment, 
London  1808.  — Fr.  hu/rp,  Geschichte  der 
Sklaverei  in  den  Vereinigten  Staaten,  Hamburg 
1X61.  — Sartoritm  von  Wal  terxha  tuten, 
Hie  .1  rbeitsverjassu ng  der  englischen  Kolonieen 
in  Nordamerika,  Strassburg  18 9 f — V.  II'. 
Williams,  History  of  the  Negro  Rare  in  America , 
New- York  und  Ismdon  1X82.  — E.  v.  Halle, 
Bau miroU prodnktion  und  Pßa nzu ngsirirtschaß  in 
den  nordainerika n isehen  Südstaaten,  Leipzig  1X97. 

II.  l'eber  Mittel - und  S ii  d a in  erik  a : 
Anthony  Troll ope,  The  lies/  ludies,  Leipzig 
186t).  — ./.  A.  Fronde,  The  Euylish  in  the 
West  Indiea,  London  1888.  •—  .S.  1 In  zu  ml, 

Santo  Domingo,  London  1X78,  mit  reicher  Litte- 
raturangabe. — /..  ./.  .fein  vier,  Ist  Repuldique 
d' Haiti,  Paris  1888.  — 1*.  Ulbert,  La  Jtcpu- 
bligue  d’ Haiti,  Paris  1896.  — Spencer  St. 


.lohn.  Haiti  or  the  black  Rrpuhlic.  — U.  lt. 
Kehn,  Sm  Domingo,  Philadelphia  1X70.  — 
h ■ Martin,  Bericht  über  eine  Reise  nach  nieder - 
ländisch  Westindien,  Leiden  JXXX.  — Ä . r. 
Scherzen,  Aus  dein  Natur • und  Völkrrlebcu  im 
tro/usi  hm  Amerika,  Leipzig  JS64.  — .1.  Kappirr. 
Holländisch  Gninna,  Stuttgart  IXX 7.  — .lauten 
Rodway , Handbook  of  British  Guiana, 
Georgetown  1X98.  — ,/.  r.  llenko,  Reise  S.  M. 
Sehiß  »Zrinyiu  nach  Westindien,  l\»la  IXX7.  — 
Ii.  And  ree,  Geographie  des  Welthandels,  Stutt- 
gart 1x72-  — Franz  G.  de  Earringa,  Ihr 
wirtschaftliche  Lage  Cubas,  Iwipzig  1881.  — 
K.  Kaerger,  Aus  drei  Erdteilen,  ge- 
sammelte Aufsätze,  Leipzig  1X98.  — Ausserdem 
zahlreiche  Aufslitze  im  Ausland  bis  1X94  und 
Globus  bis  1X99. 

III.  l'eber  Nordamerika  ausser  der 

unter  I genannten  Litleratur:  Fr.  Ratzel. 

Politische  und  Wirtschaftsgeographie  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  München  1X98. 

— Geo.  K.  Holmen,  Peous  of  the  South,  in 
den  Annals  of  the  American  Academy,  1898.  — 
lt . I.alril  Cloires,  Black  America,  1X91.  — 
Ce  n s u s Bulletin  1X91,  Nr.  4X.  — No  rth 
American  Review  1XXX — 1X98.  — Illinois 
St  aatszeit  u n g 18X2 • — 1X99.  riele  .1  uf Sätze  und 
Artikel.  — Globus  1X62 — 1X99.  — Francis 
Jt.  Walker,  The  cidorcd  Rn  er  of  the  United 
States,  Forum  XL  — Charte*  Xordhoff,  The 
Cotton  States,  New- York  1X77.  — A.  -I.  Mayo. 
Progress  of  the  Negro,  Forum  X.  — F.  L. 
Ho/I  mann,  Rare  Traits  and  Tendencies  of  the 
/sind  Tenure  among  the  nrgroes,  Neir-  York  1X96. 

— Pitt  lHUingbam,  Ismd  Tenure  anuoig 

negrors,  Yale  Review  1$96.  - A.  .4.  van  (!«■ 

Graaff,  An  unaidcd  solutinn  of  the  rare 
gnestion,  Forum  1X96.  — Bulletin  of  the 
Department  of  Lahor  No.  10,  14,  22.  — 
ll\  E.  Burghardt  du  Rot*,  The  study  of 
the  negro  problems,  Annals  of  the  amerieau 
Academy  1898. 

IV.  Ueber  Afrika:  -I.  Rüttikofer,  Rrise- 

bilder  aus  Liberia,  Leiden  1890.  — Anthony 
Troll  ope . South  Africa,  London  IS7S.  — 
Richard  Oberländer,  Deutsehafrika,  Leipzig 
und  Berlin  1885.  - - .4.  Rclchcnotc.  Hie 

deutsche  Kolonie.  Kamerun,  Berlin  1XX4- 
Hermann  Soyaujr,  Deutsche  Arbeit  in  Afrika. 
Leipzig  1XXX.  - - Karl  Kaerger,  Tangaland 
und  die  Kolonisation  Dcutsrhostafrikas,  Berlin 
1X92.  — Baum  garten,  Deutschostafrika. 
Berlin  IXX7.  — .4.  v.  Schweiger- Lerchen- 
feld,  Ajrika,  HVrn,  Pest,  Leipzig  IXX6.  — II". 
Sievern,  Afrika,  eine  allgemeine  Landeskunde , 
Leipzig  und  HVeii  1X91.  — H il  bhe-Sch leiden , 
Kthiopien,  Studien  über  Westafrika , Hamburg 
2X79.  — Deutsche  Kolonialzeitung  1884 

— 1X99.  — II.  V.  Wissman  n,  Ein  neues  Kultur- 
System  für  Dcntschostafrika,  Beilage  der  deutschen 
Kolonial zeitung  1X97.  — A.  Narhtigal,  Die 
Einncborcnen  Afrikas  u.  s.  te.,  im  kolonialen 
Jahrbuch  1X97.  — Allerlei  Gedanken  über  die 
Siedeltt ng  in  den  Tropen,  ebd.  1X96.  — Arbcits- 
zwang  für  Neger  in  Südafrika,  Zeitschrift  für 
Sozial  irissensrhaft,  1900,  S.  ^ö5. 

.1.  Sartorius  v.  Waltersbausen. 
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Neri,  Pompeo, 

«geboren  1717  in  Florenz,  gest.  daselbst  gegen 
17  ^7,  bekleidete  1751 — 59  das  Amt  eines  Präsi- 
denten der  Grundsteuervermessungskoiumissiou 
der  österreichischen  Lombardei  und  war  betei- 
ligt an  den  Müuzkonkordatskonferenzen  in  Wien 
zwischen  der  österreichischen  Lombardei  und 
Sardinien. 

Neri  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform  : Osservazioni  sopra 
il  prezzo  legale  delle  monete,  Florenz  1751,  ab- 
fgedruckt  in  Bd.  VI  des  parte  antica  der 
l ’ustodischen  Sammlung  der  Scrittori-classici  di 
eoonomia  politica,  50  Bde.,  Mailand  1808 — 10; 
dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung,  Leipzig 
1752.  (Neri  bewährt  sich  in  diesem  Buche  in 
•ler  Behandlung  der  Lehre  von  Wert  und  Preis, 
den  Produktionskosten  und  Wert  Verhältnissen 
•ler  Edelmetalle  als  merkantilistischer  Theoretiker 
«ler  Wert-,  Preis-  und  Geldfrage.  Wert  und 
Kaufkraft  wird  nach  seiner  Theorie  von  dem 
Gesetz  reguliert : Pie  Bewertung  der  Güter  ist 
abhängig  von  der  leichten  oder  schweren  Ein- 
tauschbarkeit derselben;  im  ersteren  Falle  sind 
sie  gering-,  im  letzteren  hochwertig.  Die  Kauf- 
kraft ist  von  der  Nützlichkeit  des  Kaufobjekts 
nicht  abhängig.  Der  weitaus  grösste  Teil  der 
■Schrift  ist  dem  Münz  wesen  bezw.  der  Her- 
stellung des  Gold-,  Silber-  und  Kupfergeldes  I 
gewidmet.  Derselbe  umfasst  die  verschiedenen,  1 
zu  monetalisehen  Zwecken  damals  gebräuch- 
lichen metallotechnischen  Methoden,  den  Länte- 
rungsprozess  der  edlen  Metalle,  das  Prägungs- 
verfahren, die  Einrichtungskosten  einer  Münz- 
werkstätte etc.  Er  verteidigt  den  Satz,  dass 
die  Kosten  der  AusmUnzung  dem  .Staate  zur 
Last  fallen,  will  den  Nominalwert  der  Münzen 
nach  ihrem  Nettogehalte  an  reinem  Metall  fest- 
gesetzt haben,  hält  aber  gleichwohl  mit  dem 
Rate  nicht  zurück,  von  dem  allgemein  beobach- 
teten Princip,  die  Prägungskosten  auf  die  Münz- 
konsumenten zu  verteilen . • also  den  reinen 
Metallgehalt  der  Münzen  dementsprechend  zu 
reduzieren,  nicht  abzuweichen.  — Documenti 
annessi  alle  osservazioni  sopra  il  prezzo  legale 
delle  monete,  Florenz  1752,  abgedruckt  in  Bd.  7 
des  parte  antica  der  Custodischen  Sammlung. 

- Sopra  la  materia  frumentaria  discorso,  ebd. 
ca.  17(50,  abgedruckt  in  Bd.  XLII  des  parte 
moderna  der  Custodischen  Sammlung.  (Neri 
steht  in  Bezug  auf  seine  Ansichten  über  die 
Beschränkung  des  Getreidehandels  in  der  Mitte 
zwischen  dem  Galianischen  und  dem  Standpunkte 
Carlis  [s.  u.J.) 

Vgl.  über  Neri:  Gian -Rinaldo  Carlii 
Del  libero  coiumercio  de’  grani,  lettera  el 
(Presidente)  Pompeo  Nero,  Florenz  1771,  abge- 
drnckt  in  Bd.  XI V des  parte  moderna  der 
Custodischen  Sammlung.  — Pecehio,  Histoirc 
de  l'economie  politique  en  Italie,  traduit  par 
L.  Gallois,  Paris  1880,  S.  138, 147. — Sandelin, 
Repertoire  general  d’lconotnie  polit.,  Bd.  V, 
Haag  1847,  S.  (581.  - Dictionnaire  de  l’econo- 
mie  polit.,  2.  Auf!.,  Bd.  II,  Paris  1854,  S.  274. 

— K aut  Theorie  und  Geschichte  der  National- 
ökonomik, Bd.  II,  Wien  18(50,  S.  2(57.  — 
G.  Majoran a,  Teoria  del  valore,  Rom  1887,. 
S.  238.  — Ingram,  History  of  political  eco- , 


nomy,  Edinburg  1888,  S.  21,  75.  — G.  Alessio, 
Studi  sulla  teorica  del  valore,  Turin  1890. 
S.  142. 

Uppert. 


Neumami,  Fried ricli  Julius, 

[geboren  am  12.  X.  1835  zu  Königsberg  (Pr.), 
I studierte  hier  und  in  Leipzig  Staats-  und 
Rechtswissenschaften.  Im  Jahre  18(54  wurde  er 
Regierungsassessor,  arbeitete  bei  der  Regierung 
in  Königsberg  und  habilitierte  sich  18(55 
an  der  Universität  Königsberg.  Von  dort, 
wurde  er  1871  als  ordentlicher  Professor  der 
Volkswirtschaftslehre  nach  Basel  berufen.  Im 
Jahre  1873  ging  er  nach  Freiburg,  folgte  aber 
schon  187(5  einem  Rufe  nach  Tübingen. 

Er  veröffentlichte  staatswissenschaftliche 
Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Gestaltung 
der  mittleren  Lebensdauer  in  Preussen  seit  181(5, 
Königsberg  (Pr.)  18(55.  — Zur  Reform  deutscher 
Fabrikgesetzgebung,  Leipzig  1874.  — Die  (»re- 
gressive Einkommensteuer  im  Staats-  und  Ge- 
meindehanshalt,  Leipzig  1874.  — Ertragssteuern 
oder  persönliche  Steuern  vom  Einkommen  und 
Vermögen?  Freiburg  i.  Br.  187(5.—  Die  Steuer. 
Bd.  I.  Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse, 
Leipzig  1887.  — Volk  und  Nation,  Leipzig 
1888.  — Grundlagen  der  Volkswirtschaftslehre, 
Bd.  I , Tübingen  1889.  Die  Gemeindesteuer- 
reform,  mit  besonderem  Bezug  auf  sächsische 
Verhältnisse,  Tübingen  1895.  Die  pers.  Steuern 
vom  Einkommen,  verbunden  mit  Ertrags-  oder 
mit  Vermögenssteuern,  Tübingen  189(5.  Steuer- 
reformfrage, Stuttgart  18!H>.  — Abschnitt 
„Wirtschaftliche  Grundbegriffe**  und  Abschnitt 
..Die  Gestaltung  des  Preises“  in  dem  von  Schön- 
berg herausgegebeuen  „Handbuch  der  politischen 
Oekonomie“  1.  Aull.  1882,  2.  Aufl.  1885,  3.  Aufl. 
1889  4.  Aufl.  1896. 

b)  ln  Zeitschriften:  Z e i t s c h r.  f. 

Staats w.:  Beiträge  zur  Revision  der  Grund- 
begriffe der  Volkswirtschaftslehre.  Teil  I,  18(59, 
Teil  II,  1872.  — Die  Gestaltung  des  Preises 
unter  dem  Einfluss  des  Eigennutzes  Teil  1 und 
Teil  II,  1881.  — Naturgesetz  und  Wirtschafts- 
gesetz,  1892.  — J a h r b.  f.  X a t.  n.  Stat. : U nsere 
Kenntnis  von  den  sozialen  Zuständen  um  uns, 
1872.  (Auch  besonders  erschienen.  Jena  1872.) 

— Die  deutsche  Fabrikgesetzgebung  und  die 
betreffs  derselben  zu  verunstaltende  Enquete. 

I (Auch  besonders  erschienen.  Jena  1873.)  — 
' Die  Steuer  nach  der  Steuerfäbigkeit.  Ein  Bei- 
1 trag  zur  Geschichte  und  Kritik  der  Lehre  von 
der  Besteuerung.  Teil  I.  1880,  Teil  II,  1881. 

— Genuunisierung  oder  Polonisierung?  Ein 
Beitrag  zur  Nationalität»-  und  Grundeigentums- 
statistik der  Provinz  Posen,  1883.  — Zur 
Lehre  von  den  Lohngesetzen  1892  und  1893. 
Uebersichten  über  die  Gemeindesteuern  in 
Sachsen,  189(5.  — Wirtschaftliche  Gesetze  nach 
früherer  und  jetziger  Auffassung.  1898.  — Zur 
Geschichte  der  Lehre  von  der  Gravitation  der 
Löhne.  1899.  — Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw. : 
Die  Koiumnnalsteuerfrage,  1877.  — Die  Sterb- 
lichkeit ehelicher  und  unehelicher  Kinder,  ins- 
besondere innerhalb  der  jüdischen  Bevölkerung 
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in  Baden,  1877.  — Schwelende  Finanzlagen: 
1.  Direkte  und  indirekte  Steuern.  2.  Zur  Reform 
der  direkten  Steuern  in  Deutschland.  1882.  - 
Hirt hs  An n.:  Das  öffentliche  Interesse  mit 
Bezug  auf  das  Gebühren-  und  Steuerwesen,  die 
Expropriation  und  die  Scheidung  von  öffent- 
lichem und  privatem  Recht.  1888.—  Finanz- 
archiv: Die  Wehrsteuer,  1887.  Die  Wahr- 
heit: Die  Verbindung  von  Einkommens-  und 
Vermögenssteuern  1897.  — Soziale  Praxis 
1900.  Nr.  34:  Die  Gliederung  des  Volksver- 
mögens und  die  Desoendentensteuer,  und  Nr.  41: 
Reichserbsehaftssteuer. 

c t Endlich  ist  Fr.  J.  Nenmano  Mit- 
arbeiter und  Herausgeber  der  „Beiträge 
zur  Geschichte  der  Bevölkerung  in  Deutschland 
seif  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts  ",  Tübingen 
1^83  ff.  1.  Bisher  erschienen:  Bd.  I.  v.  Berg- 
mann. Zur  Geschichte  der  deutschen,  polnischen 
und  jüdischen  Bevölkerung  in  der  Provinz  Posen, 
1883.  Bd.  II.  Frankenstein.  Bevölkerung  und 
Hausindustrie  im  Kreise  Schmalkalden.  Ein  Bei- 
trag zur  Soziaistatistik  und  zur  Wirtschafts- 
geschichte Thüringens.  Bd.  III.  Markow.  Das 
Wachstum  der  Bevölkerung  und  die  Entwicke- 
lung der  Aus-  und  Einwanderungen,  Ale  und 
Zuzüge  in  Preussen  und  Preussens  einzelnen 
Provinzen,  Bezirken  und  Kreisgruppe»  von 
1824 — 85,  1887.  Bd.  IV.  Valentin.  Die  Ent- 
wickelung des  allgemeinen  Wohlstandes  in  West- 
preiissen  seit  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts. 
1892.  Bd.  V.  Meutemann:  Kindersterblichkeit 
sozialer  Bevölkerungsgruppen.  18‘44.  Bd.  VI. 
Thissun : Zur  Geschichte  der  Entwickelung  des 
Handwerks  in  Preussen  seit  1849,  1900. 

Red. 


Neu  mann,  Kaspar, 

geh.  am  14.  IX.  1(548  in  Breslau,  gest.  am  27. 1. 
1715  in  Breslau,  als  Mitglied  der  Berliner 
Akademie  der  Wissenschaften  («eit  1706t,  stu- 
dierte in  Jena  Theologie  und  Philosophie,  habili- 
tierte sich  daseihst  1(>70  als. Magister  legen«, 
wurde  1(57(5  Reiseprediger  hei  dem  Prinzen 
Christian  von  Sachsen-Gotha,  1(57(5  Hofdiakonus 
in  Alfenburg  und  1(578  Diakouus  an  der  Maria- 
Magdalenenkirohe  in  Breslau.  1(592  erhielt  er 
das  Pastorat  an  der  dortigen  St.  Elisabethkirche, 
mit  welcher  Stelle  die  Inspektion  über  sämtliche 
Breslauer  Kirchen  und  Schulen  verbunden  war. 
Hauptpastor  i pastor  primarius)  oder  Probst 
wurde  er  erst  1(597. 

N'eumann  lieferte  die  statistische  Unterlage 
zu  der  von  Edmund  Hallcv  (s  d ) bearbeiteten 
ersten  wissenschaftlichen  Sterbetafel  sowie  zu 
den  Berechnungen  der  Sterhliehkeifsprobahilität, 
worauf  dessen  l.cihrenten bewert ung  fasst.  Schon 
der  Titel  der  in  den  „Transactions  of  the  Royal 
Society“  für  «las  Jahr  1693  abgedrnekten  Halley- 
schen  Arbeit:  An  estimate  of  the  degrees  of  the 
mortality  of  mankind.  drawu  froin  curious 
tables  of  the  hirths  and  fnnerals  nt  the  citv  of 
Rreslaw,  etc.  giebt  den  Ursprungsort  des  be- 
züglichen Materials  an.  Dasselbe  entnaMn 
N'eumann  den  Kirchenbüchern  sämtlicher  Bres- 
lauer Pnrochieen,  ans  «lenen  er  58(59  in  den 
Jahren  1(587—91  erfolgte  Todesfälle  mit  An- 
gabe des  Geburtsjahres  «ier  Gestorbenen  auszog. 
Zunächst  tliat  er  es  wohl  nur,  um  mit  einer 


dokumentarischen  Waffe  dem  damals  noch 
grassierenden  astrologischen  Aberglauben  ent- 
gegenzutreten, dass  dem  siebenten  nnd  neunten, 
den  sogenaunten  klimakterischen  Lebensjahren, 
für  die  Sterbeerwartuug  eiue  die  normale  Mor- 
talität überschreitende  Bedeutung  beizumessen 
s«'i.  Je  mehr  er  sich  aber  in  die  Arbeit  ver- 
tiefte, je  weuiger  vermochte  er  die  Versuchung 
von  sich  abzuwehren,  den  der  Bewegung  der 
Bevölkerung  zu  Grunde  liegenden  Gesetzen, 
wozu  er  sich  «Ier  induktiv-metaphysischen  Me- 
thode bediente,  nachzuspüren.  Aus  einem  im  De- 
zember 1(589  an  Leibniz  gerichteten  Brief  geht 
hervor,  dass  er  erst  in  diesem  Jahre  seine  Aus- 
züge begann.  Neumann  statnl  bis  1694  in 
keinem  direkten  brieflichen  Verkehr  mit  Halley, 
die  von  Leibniz  vermittelten  Sendungen  der 
Breslauer  Kirchenbnchsauszüge  an  die  Royal 
Society  wurden  vielmehr  von  Justell . dem 
Sekr«'tür  der  Gesellschaft,  in  Empfang  genommen. 
Nach  Zeuner  is  u.)  datiert  das  von  Justell  an 
Xemuaun  gerichtete  Dankschreiben  für  Ueber- 
scndiing  der  Breslauer  Geburts-  nnd  Totenlisten 
für  «lie  Jahre  1687  90  vom  Januar  1692.  Das 
wertvolle  Neumannsche  Begleitschreiben  zu 
letzterer  Sendung,  ein  in  lateinischer  Sprache 
abgefasstes  und  den  in  den  exakten  Wissen- 
schaften wohl  erfahrenen  Forscher  verratende 
Manuskript,  veröffentlicht  von  Graetzer  in  der 
Schrift:  Halley  und  Neumann  (s.  u.»  S.  33 ff., 
wurde  erst  1881  von  dem  Physiologen  Prof. 
Burdon  Sanderson  im  Archive  der  Royal  Society 
in  London  aufgefunden  und  gleichzeitig  der 
Brief  Neitmanns  au  Justell  vom  Dezember  1(592. 
welcher  die  l'ebersendung  der  Breslauer  Re- 
gisterauszüge für  «las  Jahr  1691  begleitete,  aus 
dem  Archiv  wieder  ansgegraben.  Schliesslich 
sei  noch  auf  das  der  Berliner  Akademie  im 
Jahre  1713  von  Neumann  eingereichte  Manu- 
skript hingewiesen : „De  methodo  periodiea  in 
observatiouibus  meteorologicis  adhibetuia“,  was 
den  Descartessi  heii  Einfluss  auf  seine  Beobach- 
tungsweis«“, in  einer  »eine  wissenschaftliche  Un- 
abhängigkeit Ton  dem  Theologen  kennzeich- 
nenden Sprache,  darlegt. 

Vgl.  (liier  Neumann:  Zenuer.  Monat- 
liche Novellen  aus  der  gelehrten  und  kuriösen 
Welt,  Jahrg.  1(594,  April,  S.  4795  ff.  — 
Guhrauer,  Lehen  mul  Verdienste  Kaspar 
Nemnanus,  in  „Schlesische  Provinzialblätter“, 
Neue  Folge.  B«l.  II,  Breslau  1863,  8.  7 ft.  — 
Schimmel pfennig,  Der  Pietismus  in  Schle- 
sien, in  Zeitschrift  des  Vereins  für  Geschichte 
mul  Altertum  Schlesiens,  Jahrg.  IX.  ebd.  1870. 
S.  223 ff.  — Graetzer,  Edmund  Halley  und 
Kaspar  Xeumann.  ebd.  1883.  — Ferd.  (’ohn, 
Ueber  di«*  Stellung  Neunianns  in  der  Wissen- 
schaft seiner  Zeit , abgedruckt  in  Graetzer, 
Halley  und  Xemuanu.  S.  23  28.  — Graetzer. 
Daniel  Gobi  und  Christian  Kundmann.  ebd.  1884. 
«In  der  Vorrede,  S.  IV — XIII,  interessante  Pole- 
mik gegen  Prof.  Rehnisch  liezw.  dessen  Kritik 
der  Graetzerschen  Schrift:  Edmund  Halley  und 
Kaspar  Nenmann.l  — John.  Geschieht*  der 
Statistik.  Bd.  I,  Stuttgart  1884.  S.  209 ff.  — 
Allgemeine  deutsche  Biographie,  Bd.  XXIII, 
Leipzig  1886.  S.  532  ff.  — Block.  Traite  de 
8tatisti«|ue,  2.  Anti.,  Paris  1886,  S.  18(5,  194.  — 

IJpjtert. 
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N euman n- Spall art,  Franz  Xaver  von, 

tgel».  am  11.  XI.  1837  zu  Wien,  gest.  da- 
selbst am  19.  IV.  1888,  studierte  in  seiner 
Vaterstadt  Rechts-  und  Staatswissenschaft,  wurde 
1KG4,  als  Nachfolger  Adolf  Wagners,  Professor 
«ler  Nationalökonomie  an  der  Wiener  Handels- 
nkademie,  1871  ausserordentlicher  Professor  an 
«ler  Wiener  Universität,  1872  ordentlicher  Pro- 
fessor der  Volkswirtschaftslehre  und  Statistik 
sm  der  k.  k.  Hochschule  für  Bodenkultur  und 
18<84  Honorarprofessor  an  der  Wiener  Universität. 

Neumann  gehörte  der  subjektiv-individua- 
listischen Schule  an,  bekannte  sich  zur  Frei- 
hamlelspartei  und  wareinerder  hervorragendsten 
Agitatoren  für  österreichische  Handels-  und  Ver- 
kehrsfreiheit, n.  a.  Mitbegründer  des  Vereins 
für  volkswirtschaftlichen  Fortschritt  in  Wien. 
In  seinen  Arbeiten  aus  dem  Gebiete  der  Sozial- 
ph  ysiologie  glänzt  er  als  Schüler  Quetelets. 
Seine  Thätigkeit  im  Dienste  der  administrativen 
Statistik  war  eine  bedeutende.  Bereits  1871 
wurde  er  Mitglied  der  k.  k.  statistischen  Central- 
koiumission;  auch  gehörte  er  zu  den  Begründern 
des  Internationalen  Statistischen  Instituts. 

Er  veröffentlichte  von  staatewissenschaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Die  öster- 
reichische Handelspolitik  in  Vergangenheit, 
Gegenwart  und  Zukunft,  Wien  1864.  — Der 
landwirtschaftliche  Kredit,  ebd.  1885.  — Die 
Civilisation  und  der  wirtschaftliche  Fortschritt, 
ebd.  1869.  — Volkswirtschaft  und  Heereswesen, 
ebd.  1869.  — Volkswirtschaftslehre  mit  be- 
sonderer Anwendung  auf  Heerwesen  und  Militär- 
verwaltung, ebd.  1873.  — Die  Kunst  in  der 
Wirtschaft.  Zwei  Vorträge,  ebd.  1873.  — Die 
Teuerung  der  Lebensmittel,  Berlin  1874.  — Die  i 
Ernte  und  der  Wohlstand  in  Oesterreich-Ungarn, 
ebd.  1874.  — Der  Schutz  in  der  Weltwirtschaft, 
ebd.  1879.  — Die  Reichsratswahlen  in  Oester- 
reich vom  Jahre  1879.  Stuttgart  1880.  (Diese 
statistisch-vergleichende  Darstellung  veröffent- 
lichte er  gemeinsam  mit  G.  A.  Schimmer.)  - 
Oesterreichs  maritime  Entwickelung  und  die 
Hebung  von  Triest,  ebd.  1882.  — Uebersichten 
über  Produktion  und  Welthandel  und  Verkehrs- 
mittel, Jahrgänge  1870,  72,  74.  76  {iu  Belims 
Geographischem  Jahrbuch“),  1878,  79,  80.  81  82, 
8384  selbständig  und  erweitert  bis  1880  u.  d. 
T. : Uebersichten  über  Produktion,  Verkehr  und 
Handel  in  der  Weltwirtschaft,  seit  1880:  Ueber- 
sichten der  Weltwirtschaft,  Gotha  und  (von  1878 
an)  Stuttgart.  (Diese,  der  Vergleichung  längerer 
Produktions-  und  Handelsbewegungsperioden  so- 
wie symptomatischer  Schlüsse  aus  vergangenen 
auf  zukünftige  Wirtschaftsjahre  wegen,  einen 
bleibenden  Wert  beanspruchende  Publikation 
wurde,  zunächst  für  die  Jahre  1885—89.  von 
Prof.  F.  v.  Juraschek,  Mitglied  der  k.  k.  Central- 
kommission. fortgesetzt.)  Neumann-Spallart  be- 
arbeitete ferner  die  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen Uebersichten  in  dem  Werke  des  weiland 
Kronprinzen  Rudolf:  Oesterreich-Ungarn  in  Wort 
und  Bild.  Wien  1886,  und  lieferte  die  Ein- 
leitung mit  der  Ueberschrift:  „Die  Methode  der 
statistischen  Erhebung  von  Geldmenge  und 
Geldbedarf“  zu  Kral , Geldwert  und  Preis- 
bewegung im  Deutschen  Reiche  1871—84.  Jena 
1887.  (In  dieser  Einleitung  wird  u.  a.  der 
Massstab  der  Uinlanfsgeschwindigkeitdes  Gehles 
ans  symptomatischen  Kriterien  des  Nation al- 


: Wohlstandes  zu  gewinnen  gesucht,  die  erfahrungs- 
miissig  allerdings  als  Hebel  der  Geldcirkulation 
zu  betrachten,  aber  hier  bloss  als  relative  und 
problematisch  gedachte  Faktoren  erscheinen, 
bezügliche  Folgerungen  daher  nur  in  ganz  all- 
gemeinen Umrissen  zulassen.)  Als  Mitglied 
der  österreichischen  Ausstellungskommission  bei 
der  Pariser  Weltausstellung  von  1876  redigierte 
er  den  amtlichen  österreichischen  ..Bericht 
über  die  Weltausstellung  zu  Paris  im  Jahre 
1876“.  — lm  Compte  rendu  der  IX.  Session 
des  internat.  statistischen  Kongresses  zu 
Budapest,  Budapest  1876—78,  ist  er  vertreten 
durch  die  Artikel:  1}  Quelles  sont  les  meilleurcs 
regles  d’apres  lesquelles  on  devrait  dresser  le 
bilan  general  et  les  tableaux  du  commerce  ex- 
terieur:  2)  Sur  la  statistique  agricole.  — Die 
Veröffentlichung  der  Permauenzkommiasion  des 
internat.  statistischen  Kongresses  von  1878  ent- 
hält von  ihm : Memoire  sur  la  reforme  de  la 
statistique  des  metaux  precieux. 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in 

Deutsche  Rundschau  (Berlin):  Die  Edelmetalle 
im  Kulturleben,  Bd.  V.  1875,  S.  99  ff. 
und  203  ff.  — Die  Krisis  in  Handel  und  Wandel, 
4 Artikel,  Bd.  X,  1877,  S.  410 ff.,  Bd.  XI,  1877, 
S.  98ff.  — Die  wirtschaftliche  Krisis.  Bd.  XIV, 
1878.  S.  477  ff.  — Rückblicke  auf  die  Pariser 
Weltausstellung.  4 Artikel,  Bd.  XVII,  1878, 
S.  247  ff.  und  432  ff.,  Bd.  XVII I.  1879,  S.  79 ff. 

— Volkszählungen,  B.  XXV,  1880,  S.  361  ff.  — 

Aus  dem  Gebiete  der  Sozialphysiologie,  Bd. 
XXXIII,  1882,  S.  417 ff.  — Die  Verlegung  der 
wirtschaftlichen  Schwerpunkte,  Bd.  XLIV, 
1885 , $.  81  ff.  — 2)  in  Jahrb.  f.  Nat., 

u.  Stat.,  Jena:  Die  letzte  Hungersnot  in 
Indien  (1873—74).  Ein  Beitrag  zur  Teuerungs- 
politik, Bd.  XXV,  1875,  S.  81  ff.  — Ueber 
Handelsstatistik  und  Handelswerte  mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  die  Reformen  in 
Oesterreich-Ungarn,  Bd.  XXVI,  1876,  S.  1 l'f. 
Ein  internationales  statistisches  Institut,  N.  F., 
Bd.  XI,  1885,  S.  220  ff.  — 3)  iu  Oesterreich ische 
Revue,  Wien:  Der  landwirtschaftliche  Kredit  iu 
Oesterreich.  1.  Die  Grundlage  des  landwirt- 
schaftlichen Kreditwesens,  Bd.  II,  1864,  S.  128ff. 

— II.  Die  Bodenkreditanstalten,  Bd.  III,  1864, 
S.  115 ff.  — III.  Die  Reformen  des  landwirt- 
schaftlichen Kreditwesens,  Bd.  IV,  1864,  S.  97 ff. 

— 4)  iu  Statistische  Monatsschrift,  Wien:  Die 
Ueberspekulation  im  Welthandel,  Jahrg.  1, 1875, 
S.  15  ff.  — Die  Ernte  von  Oesterreich-Ungarn 
im  Jahre  1874,  Jahrg.  I,  1875,  S.  42  ff.  — Die 
gemeinsame  Reichsstatistik,  Jahrg.  HI,  1877, 
8.  201  ff.  — Die  Getreideproduktion  in  Oester- 
reich und  anderen  Staaten,  Jahrg.  III,  1877, 
8.  297  ff.  — Soziologie  und  Statistik,  Jahrg.  IV, 
1878,  S.  1 ff . und  57 ff.  — Die  Statistik  der 
Edelmetalle  und  die  Notwendigkeit  ihrer  Re- 
form. Jahrg.  IV,  1878,  S.  301  ff.  — Die  Volks- 
zählungen des  Jahres  1880,  Jahrg.  V,  1879, 
S.  lff.  — Ueber  den  Selbstmord.  Eine  kritische 
Besprechung,  Jahrg.  VII,  1881,  S.  309 ff.  — Der 
Wert  der  Cerealienernte  Oesterreich- Ungarns, 
Jahrg.  IX,  1883.  S.  265 ff.  — 5)  in  Unsere  Zeit, 
Leipzig : Indien  als  Kaiserreich,  3 Artikel,  Jahrg. 
XIII,  1877,  S.  481  ff.,  607 ff.,  813ff. 

Vgl.  über  N e u in  a n u -S  p a 1 1 a r t : v.  0 e t- 
tingen,  Moralstatistik,  3.  Aufl.,  Erlangen  1882, 
S.  30  ff.,  548,  569.  740.  — Block,  Traite  de 
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statistique,  2.  Aufl..  Paris  1886.  S.  99,  594.  — 
G.  Mayr  und  G.  B.  Salvioni,  La  statistica 
e la  vita  sociale,  2.  Aufl.,  Turin  1889.  S.  LX1V, 
LXVn,  LXXXI,  99.  198.  531.—  F.  X.  v.  Neu- 
mann -Spallart.  Nekrolog,  in  „Statistische 
Monatsschrift u,  Wien,  Jahrg.  XIV.  1888.  S.  299. 
— Bl e lick,  Nekrolog  in  „Zeitschr.  des  k. 
preuss.  Statist.  Bureaus*1,  Jahrg.  XXVIII,  1888, 
S.  149.  — K.  Waaserrab.  Preise  und  Krisen, 
Stuttgart  1889.  S.  79,  87,  169  ff.,  189.  — Nou- 
veau dietionnaire  d’cconomie  polit.,  Bd.  II.  Paris 
1892,  8.  992. 

Llpprrt. 


Neurath,  Wilhelm, 

geh.  am  31.  V.  1840  im  Pressburger  Comitat. 
(Ungarn»,  studierte  in  Wien  und  Tübingen, 
promovierte  in  Wien  zum  Doktor  der  Philo- 
sophie, in  Tübingen  zum  Doktor  der  Staats- 
wissenschaften. habilitierte  sich  als  Privatdozent 
der  Volkswirtschaftslehre  an  der  k.  k.  Techni- 
schen Hochschule  zu  Wien  und  lehrt  ausserdem 
als  Professor  der  Volkswirtschaft  und  Agrar- 
statistik  an  der  k.  k.  Hochschule  für  Boden- 
kultur in  Wien. 

Von  seinen  Schriften  in  Buchform  seien  die 
nachfolgenden  genannt : 

Schutzzoll  und  Freihandel,  Wien  1877.  — 
Die  soziale  Frage.  Wien  1878.  — Der  Darwi- 
nismus in  der  Sozialökonomie.  Wien  1879.  — 
Die  Funktion  des  Geldes,  Wien  1879.  — Sozial- 
philosophische  und  volkswirtschaftliche  Essays, 
« ien  1880.  — Der  Sozialphilosoph  Franz  t^ues- 
ney,  Wien  1881.  — Turgot  als  physiokratischer 
Staatsmann , Wien  1882.  — Adam  Smith  im 
Lichte  der  heutigen  Sozialauffassung,  Wien 

1883.  — Eigentum  und  Gerechtigkeit . Wien 

1884.  — Grundzüge  der  Volkswirtschaft,  Wien 
und  Leipzig  1885.  --  Das  Hecht  auf  Arbeit, 
Wien  188»!.  — Das  Sittliche  in  der  Volkswirt- 
schaft, Wien  1887.  — Elemente  der  Volkswirt- 
schaft. \\  ien  1887,  2.  Aufl,  Wien  und  Leipzig 
1892.  3.  Aufl.  1896.  — System  der  sozialcu  und 
politischen  Oekonomie,  Leipzig  und  Wien  (1. 
Lieferung)  1889.  — Moral  und  Politik.  Vortrag, 
geh.  um  23.  I.  1888,  Wien  1891.  — Pie  wahren 
I rauchen  der  Ueberproduktionskriseti.  sowie  der 
Erwerbs-  und  Arbeitslosigkeit,  Wien  und  Leipzig 
1892.  — Das  Sinken  des  Zinsfusses . sozialöko- 
nomisch gewürdigt.  Vortrag  gehalten  am  13. 
II.  1893,  Wien  1893.  — Das  Fundament  der 
Volkswirtschaftslehre,  Kritik  und  Neugestaltung, 1 
Leipzig  1894.  (Aus  „Rothschilds  Taschenbuch 
für  Kaufleute“,  39.  Aufl.).  — Die  Wirtschafts- ! 
krisen  und  das  Kartellwesen.  (Nach  dem  im 
„Vereine  reisender  Kaufleute“  in  Wien  am  14. ! 
V.  1897  geh.  Vortrag),  Wien  und  Leipzig  1897. 
— Das  Hauptproblem  der  modernen  Volkswirt-1 
sehaft  (Vortrug  im  österr.  Ingenieur-  und 
A rchitekten verein , geh.  am  21.  I.  1899),  Wien  ! 
1899. 

Heil. 


Newmarch,  William, 

| geh.  am  28.  1.  1820  zu  Thirsk  in  der  englischen 
Grafschaft  York,  gest.  am  23.  III.  1S82  za 
Torquay,  Grafsch.  Devon,  als  Mitglied  der  Royal 
Society  u.  korresj».  Mitglied  des  Institut  de 
France,  widmete  sich  dem  Handelsstaude,  wurde 
1859  in  deu  Kommissionsausschuss  der  Bank- 
emjuete  berufen  und  1892  Direktor  der  Glyn* 
Bank  in  London,  die  er  19  Jahre  ununter- 
brochen leitete.  Der  Statistical  Society  in  Lon- 
don gehörte  Newmarch  erst  als  Honorarsekretär, 
daun  il869 — 71)  als  Präsident  an. 

Newmarch  bekannte  sich  zur  orthodoxen 
Freibandeisschule  Englands  und  bekämpfte,  da 
i er  das  Hauptgewicht  des  wirtschaftlichen 
i Nutzens  der  Handelsbilanz  auf  Zunahme  der  Ein- 
fuhr legte,  die  durch  Handelsverträge  gebun- 
1 denen  Tarife.  Er  war  Anhänger  Ricardos. 
Gegner  des  Currencypriucips  sowie  des  eng- 
lischen Bankgesetzes  von  1844  bezw.  dcs.-en 
Zweiteilung  in  Notenausgabe  und  eigentliche 
Bankgeschäfte.  In  der  Agrarfrage  war  er 
ebenfalls  ein  Gegner  aller  die  freie  Veräusse- 
rung  und  Parzellierung  des  Grund  und  Bodens 
hemmenden  Beschränkungen,  des  englischen 
Grunderbrechts  und  der  Latifundienkonservie- 
rung. Als  Statistiker  liess  er  sich  es  ange- 
legen sein,  in  seinen  umfangreichen  Untersuchun- 
gen die  Vorteile  der  induktiven  vor  der  deduk- 
tiven Methode  hervortreten  zu  lassen. 

Newmarch  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  The 
new  supplies  of  gold.  Facts  and  Statements  relativ^ 
to  their  actnal  araount,  and  their  present  and 
probable  effects,  London  1853;  Neudruck  in 
, Tratte  etc.  Series  V,  ebd.  1854.  — Gemeinsam 
mit  Tooke:  Historv  of  prices  and  of  the  state 
of  the  circulation,  dnring  the  nine  years 
1848  56,  2 Bde.,  ebd.  1857:  dasselbe,  in  deut- 
scher Üebersetzung  u.  d.  T. : Die  Geschichte 
und  Bestimmung  der  Preise  während  der  Jahre 
1793 — 1857.  Deutsch  mit  Zusätzen  von  C.  W. 
Asher,  2 Bde.,  Dresden  1858—59.  (Bildet  den 
! V.  und  VI.  Bd.  der  grossen  Tookescben  Preis- 
, geschichte.  Bis  auf  die  Abteilungen  I und  V 
! des  Textes  und  bis  auf  8 der  XXXIII  Anhänge 
sind  die  Bände  V und  VI  geistiges  Eigentum 
von  Newmarch,  und  es  verdienen  daraus  von  den 
von  ihm  geschriebenen  Abschnitten  als  muster- 
giltige  Darstellungen  wichtiger  wirtschaftlicher 
Phasen  folgeude  besonders  hervorgehoben  zu 
werden  : Nr.  4:  Ueber  die  Fortschritte  der  Frei- 
handelsgrundsätze auf  die  englische  Handels- 
gesetzgehung  von  1820  bis  zur  Gegenwart; 
Nr.  6:  Von  der  in  Frankreich  seit  1848  hin- 
sichtlich der  Bank  von  Frankreich  und  der 
Bildung  von  Kreditinstituten  verfolgten  Politik: 
Nr.  7 : Vom  Einfluss  der  neuen  Goldanffind ungen 
in  Califomien  und  Australien  auf  die  Verände- 
rungen im  volkswirtschaftlichen  Lehen  während 
der  Jahre  1848—56.) 

b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: 1.  iin  Journal  of  the  Statistical 
Society,  London : Attempt  to  ascertain  the 
magnitude  and  fluctuations  of  the  amount  of 
Bills  of  exchange  in  circnlation  at  one  time  in 
Great  Britaiu,  during  1828-47.  Bd.  XIV.  1851, 
S.  143  183.  On  the  loans  raised  bv  Mr.  Pitt 
during  the  first  french  war,  1793—  1801,  with 
some  Statements  in  defence  of  the  inethods  of 
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funding  employed,  Bd.  VIII.  1855.  S.  104  284. 
{Diese  pragmatische  Darstellung  der  von  Pitt 
1798— 1803  kontrahierten  Staatsschulden  zählt 
zu  den  bedeutendsten  der  an  Artikeln  berühm- 
ter Autoren  so  reichen  Zeitschrift.  Newmarch 
stellt  darin  den  finanzpolitischen  Manipulationen 
Pitts  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  in  England 
während  des  Krieges  gegenüber  und  gelangt  zu 
dem  Resultat,  dass  hei  einem  4 bis  ö%  im 
Mittel  betragenden  Sinken  aller  Werte  der 
grossbritannische  Handel  im  Verlaufe  des  Krieges 
einen  ganz  bedeutenden  Aufschwung  nahm.)  — 
On  the  electoral  statistics  of  the  eonnties  and 
baroughs  in  England  and  Wales  during  the  25 
yenrs  from  the  Reform  Act  of  1892  to  the  pre- 
sent time,  Bd.  XX,  1857.  8.  1(59  340.  — On  the 
recent  history  of  the  credit,  mobilier,  Bd.  XXI, 

1858,  8.  444  53.  — Mercantile  reports  of  the 
character  and  resnlt-s  of  the  trade  of  the  Uni- 
ted Kingdom  during  1858,  witli  a reference  to 
the  progress  of  prices.  1851—59,  Bd.  XXII. 

1859,  8.  7(5,100.  — On  the  electoral  statistics 
of  England  and  Wales,  1856  — 58.  part  II,  re- 
sults  of  further  evidetice.  Bd.  XXI I,  1859,  S 
101167  und  297  305.  — Rosult'  of  the  trade 
of  the  United  Kingdom  during  1859,  with  State- 
ments and  observations  relative  to  the  eourse 
of  prices  since  the  year  1844.  Bd.  XXI II.  1860, 
S.  7(5  110.  — Some  observations  on  the  present 
Position  of  Statistical  inqniry,  with  snggestions 
for  improving  the  Organisation  and  effieiency 
of  the  International  Statistical  Congress,  Bd. 
XXIII,  1860,  S.  362;69.  — On  methods  of  in- 
vestigation  as  regards  statistics  of  prices  and 
of  wages  in  the  principal  trades,  Bd.  XXIII, 

1860,  8.  47997.  — Memorandum  relating  to 
the  systein  of  taxation  in  force  in  the  United 
Kingdom,  with  reference  to  wbich  direct  and 
indirect  modes  of  raising  revenue  are’  employed, 
and  the  practieal  eftects  thenee  arising,  Bd. 
XXIV,  18(51.  8.  3037.  — Results  of  the  trade 
of  the  United  Kingdom  during  1860,  with  State- 
ments and  observations  relative  to  the  eourse 
of  prices  since  1844,  Bd.  XXIV,  1861,  8.  74  124. 
— The  progress  of  economic  science  during  the 
last  thirty  yeara  (opening  address  to  the  section 
of  economic  science  and  statistics  of  the  British 
Association  for  promotiou  of  social  science.  Sep- 
tember 1861),  Bd,  XXIV,  18(51,  8.  451/71.  — 
Notice  of  Prof.  Roger’s  history  of  agriculture 
and  prices  in  Eugland,  1259 — 14(X),  Bd.  XXIX, 
1866,  8.  542  48.  — Inaugurul  address  (as  Pre- 
sident of  the  Statistical  Society)  16.  XI.  1869, 
on  the  progress  and  present  condition  of  statis- 
tieal  inqniry.  Bd.  XaXH,  18(59,  S.  359110.  — 
On  the  progress  of  the  foreigu  trade  of  the 
United  Kingdom  since  185(5,  with  especial  refe- 
rence to  the  effects  produced  upon  it  by  the 
protection  ist  tariffs  of  otlier  countries,  Bd.  XI. 1. 
1878,  S.  187  292.  — 2.  in  Transact  ions  of  the 
National  Association  for  the  promotiou  of  social 
science,  Leeds  meeting  1871,  London  1872: 
Address,  by  W.  Newmarch  on  economy  and 
trade,  8.  i09’33:  dasselbe,  deutsch  u.  d.  T. : 
Volkswirtschaftliche  Perspektiven  in  England, 
von  J.  Fretwell  jr.,  Berlin  1872.  (Newmarch 
vertrat  u.  a.  in  diesem  Vortrage,  auf  dem  XV.  I 
Kongress  der  National  Association  zu  Leeds, 
die  Behauptung,  dass  die  Vorteile,  welche  Eng- 
land der  französische  Handelsvertrag  von  1860 
eingehraclit  haben  sollte,  nur  auf  Fiktion  be- 


j ruhten  und  das  Wachstum  des  kommerziellen 
j Verkehrs  zwischen  beiden  Staaten  lediglich  ein 
Erfolg  des  Freihundelsprincips  sei.)  — Newmarch 
war  ausserdem  Mitarbeiter  an  der  Times,  der 
Pall  Mall  Gazette,  Fortnightly  Review,  dem 
j Economist,  Statist,  Morning  Chronicle  etc.  Am 
.. Economist“  war  er  u.  a.  seit  1863  Bearbeiter 
1 des  Jahressupplements:  Commercial  history, 

einer  aktuellen  Wirtschaftsgeschichte  Englands 
im  grossen  Stile.  In  diesen  Jahresresumees  des 
genialen  Volkswirts  und  Statistikers  war  kein 
Wort  zu  viel  und  fehlte  keiner  Ziffer  ihre  durch 
! den  Text  begründete  Berechtigung. 

Vgl.  über  Newmarch:  St.  Jerons,  La 
monnaie  et  le  mecanismc  de  l’eclmnge,  Paris 
1876,  8.  272.  — J.  L.  Sh  ad  well,  System  of 
political  economy,  London  1877,  8.  54,  120,  176, 

| 179,  201,  207  etc.  — A.  v.  Oettingen.  Mo- 
| ralstatistik,  3.  AutI  . Erlangen  1882.  S.  305.  — 
The  death  of  Mr.  W'illiam  Newmarch,  in  „Jour- 
nal of  the  Statistical  Society4,  Bd.  XLV,  Lon- 
don 1882,  S.  115  ff.  — R.  Giffen,  The  Utility 
of  common  statistics.  in  „Journal  of  the  Sta- 
tistical Society,  Bd.  XLV,  ebd.  1882,  S.  519  21. 
(Newmarehs  Bedeutung  als  Statistiker  behan- 
delnd.) --  The  death  of  Mr.  W.  Newmarch  in 
„The  Economist44,  ebd.  25.  III.  1882.  — The 
death  of  Mr.  W.  Newmarch  in  „The  Statist“, 
ebd  25.  III.  1882.  — Necrologie  in  „I)e  Econo- 
mist“. Tijdschrift  etc.,  Jahrg.  1882,  Haag,  S. 
407  8.  — R Giffen,  Essays  in  fiuance,  2»d 
series,  London  188(5,  S.  275  ff.  — Bastahle, 
Commerce  of  nations,  ebd.  1892,  S.  67.  — 

Ltppert. 


Nicolai,  Christoph  Friedrich, 

geh.  als  jüngster  Sohn  des  Buchhändlers 
Christoph  Göttlich  Nicolai  am  18.  III.  1733  in 
Berlin,  gest.  am  6.  I.  1811  in  Berlin  als  Mit- 
glied der  Akademieen  der  Wissenschaften  zu 
München  (seit  1781),  zu  Berlin  (seit  1799),  zu 
St.  Petersburg  (seit  1804),  ferner  als  Ehren- 
doktor der  philosophischen  Fakultät  zu  Helm- 
städt.  1752  trat  er  in  das  väterliche  Geschäft 
in  Berlin  ein,  was  er  1759  selbständig  übernahm, 
1756  gründete  er  mit  Lessing  und  Mendelssohn 
die  Bibliothek  der  schönen  Wissenschaften  und 
der  freien  Künste,  später  „Allgemeine  Deutsche 
Bibliothek“  und  zuletzt  „Neue  Allgemeine 
Deutsche  Bibliothek“  (208  Bde.,  Leipzig.  Berlin 
und  Kiel  1756 — 180(5).  Nicolai  war  ein  Eklektiker 
und  verdient  in  doppelter  Beziehung  als  Schrift- 
steller sowohl  wie  Verleger  als  einer  der  her- 
vorragendsten Repräsentanten  der  Aufklärungs- 
richtung  bezeichnet  zu  werden,  welche  der 
Jahrhundertwende  seiner  Zeit  ihr  Gepräge  auf- 
gedrückt hat. 

Nicolai  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform : Beschreibung 
der  königl.  Residenzstädte  Berlin  und  Potsdam, 
aller  daselbst  befindlichen  Merkwürdigkeiten 
und  der  umliegenden  Geltend,  Berlin  1762,  das- 
selbe, 2.  Awfi.,  1779, 3.  (vollständig  umgearheitete 
und  vermehrte)  Autl . 3 Bde.,  eh.  1786.  (Dieser 
3.  Autl.  ist  für  den  historischen  Teil  die  Unter- 
stützung des  Staatsministers  v.  Herzberg  und 
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die  Benutzung  des  königl.  Staatsarchivs  zu  gute  hatte,  dies  jetzt  schleunigst  nachholte.)  - Gar  re, 
gekommen,  die  statistischen  Daten  hat  aber  der  Schreiben  an  Kr.  Nicolai  über  einige  Aeusserungen 
Verfasser  selbst  gesammelt  und  verarbeitet  und  «lesseiben  etc.,  Breslau  1780,  worauf  Nicolai  in 
damit  für  die  Kultur-,  Handels-,  Gewerbe-  und  .Untersuchung  der  Beschuldigung  des  Prof. 
Industriegeschichte  des  damaligen  Berlin  ein  Garve  wider  meine  Reisebeschreibnng“.  Berlin 
Quellenwerk  geli»*fert.  wie  es  vor  ihm  und  noch  1780,  replizierte.  — Kant,  Ueber  die  Buch- 
mehrere  Decennien  nach  ihm  einzig  in  seiner  uiacherei.  Zwei  Briefe  an  H.  Friedrich  Nicolai, 
Art  dastand.  — Beschreibung  einer  Reise  durch  ohne  Ort  1798.  (Interessant  wegen  des  Jamts- 
Pcutschland  und  die  .Schweiz  1781  nebst  Be-  gesichtes,  »las  Kant  in  dieser  Streitschrift  zur 
merkungen  über  Merkwürdigkeiten,  Gelehrsam-  Schau  trägt,  handelt  es  sich  nämlich  »iarttm, 
keit.  Industrie,  Religion  nn«l  Sitten,  12  Bde..  Nicolaisehe  Angriffe  gegen  seine  eigenen  philo- 
Berlin  1783—97.  (Rümcliu  in  .Keilen  und  Auf-  sophischen  Tbeorieen  zu  parieren,  liest  er  Nicolai 
siitze“  N.  F.  s.  u.)  spendet  anf  über  40  Seiten  mit  aller  Entschiedenheit  deu  Text,  kommen 
insbesomlere  »len  „Schwaben“  behandeln»len  »Irei 1 ihm  dagegen  die  von  letzterem  versjwtteten 
Bünden  des  Reisewerks  ein  uneingeschränktes  Kantsehen  Nachbeter  und  Nachäffer  vor  die 
Lob  und  bemerkt  u.  a. : „ein  Geschichtsschreiber  Feder,  lässt  er  Nicolai  die  Gerechtigkeit  wider- 
dieser  Periode  Württembergs  winl  Nicolais  fahren,  dass  er  mit  dieser  Gesellschaft  ge- 
Rcise  zu  seinen  wertvollsten  Quellen  rechnen“.  bUhrendermassen  zu  Gericht  gegangen  ist.)  — 
Nicolai  verbreitet  sich  eingehend  über  Kultur-  J.  G.  Fichte,  Friedrich  Nicolais  Leben  und 
und  Wirtachaftsvcrhiiltniase  aller  Art:  Dialekte,  sonderbare  Meinungen.  Herausgegeben  von 
Bevölkerung»-  und  Auswanderungszustände,  i A.  W.  Schlegel.  Tübingen  1801.  (Eine  mit  »len 
Agrarwirtschaft.  Handel.  Gewerbe  und  Industrie  , gröbsten  Invektiven  gewürzte  Eutg«*gnung  zu- 
sowie  Pflege  der  bildenden  Künste  etc.  Zu  nächst  auf  Nicolai*  Spottschrift,  veröffentlicht 
Itemäugeln  an  dem  Werke  wäre  nächst  seiner  in  der  Beilage  zum  69.  Bde.  der  „Neuen  all- 
I.änge  der  häufige  Windmühlenkainpf  des  fana-  gemeinen  deutschen  Bibliothek“:  ., Ueber  die 
tischen  Aufklärungsapostel*  gegen  jesuitische  Art,  wie  vermittelst  transcendentalen  Idealismus 
Umtriebe  und  mönchische  Yerliusterungs-  un«l  ein  wirklich  existierendes  Wesen  ans  Principien 
Venluminungsversuche,  wo  solche  von  ihm  nur  konstruiert  werden  kann",  sodann  auf  die  im 
gewittert  wurden,  in  Wirklichkeit  aber  gar  11.  Bde.  der  Reisebeschreibung  enthaltene 
nicht  Vorlagen.  Aisdaun  sind  seine  Ausfälle  Prophezeiung,  dass  Fichte  samt  allen  seineu 
gegen  Schritt  st  ell»*r.  mit  denen  er  sich  als  Her- 1 Schriften  im  Jahre  1840  total  vergessen  sein 
Ausgeber  der  „Allgemeinen  Deutschen  Bibliothek“  würde,  und  schliesslich  auf  die  Verspottung  des 
verfeindet  hatte,  gegen  Kant,  Fichte.  Fr.  Heinr.  ’ Transcendentalidealisnms  in  dem  1798  erschie- 
Jakobi,  üarve,  Goethe.  Schiller  etc.,  deshalb  zu  neuen  N Kölnischen  Roman:  ..Leben  und  Mei- 
beklageti,  weil  die  Angegriffenen  und  ihr  An-  nungen  Senipronius  Gnndiberts,  eines  deutschen 
hang  nur  die  sie  direkt  angehende  Polemik  be- : Philosophen“.  — Jördens,  Lexikon  deutscher 
acht ofeu  und  die  vorstehend  angedeuteten  grossen  Dichter  und  Prosaisten,  Bd.  IV.  Leipzig  1809. 
Vorzüge  des  Werkes  ignorierten.  Schiller  be-  S 32  64.  — J.  E.  Biester,  Denkschrift  auf 
diente  sich  wie  Goethe,  mit  dem  Nicolai  schon  Friedrich  'Nicolai,  vorgelesen  in  der  königl. 
früher  verfallen,  gegen  letzteren  der  Xenien.  Akademie  »ier  Wissenschaften,  3.  VII.  1812, 
Kant,  Fichte  und  üarve  revanchierten  sich  für  Berlin  1812.  — L.  F.  G.  v.  Göckiug,  Nicolais 
»liese  und  andere  venliente  und  unverdiente  Lehen  mul  litterarischer  Nachlass,  ebd.  1820.  — 
Anfeindnngen  durch  besondere  Streitschriften. , G.  Parthey,  Die  Mitarbeiter  an  Friedrich 
ja.  u.J.j—  Patriotische  Phantaaieen  eines  Kamera- ; Neiolais  Allgemeiner  Deutscher  Bibliothek,  ebd. 
listen,  ebd.  1790  (erschien  anonym  in  dem  j 1842.  — K.  Goedeke.  Grundriss,  Bd.  I,  Han- 
Nicolaischen  Verlag  und  ist  deshalb  dessen  Be-  nover  1859.  S.  621  22.  881.  — G.  Parthey, 
sitzer  zugeschrieben  worden).  — Leben  Justus  Jugenderinnerungen.  Handschrift  für  Freunde. 
Mosers,  ebd.  1797.  — Seinen  Briefwechsel  mit  Berlin  1871.  — Roscher.  Gesch  der  Nat.. 
Lessing  veröffentlichte  Nicolai  noch  zu  seinen  München  1874.  8.  591  ff.  — G.  llümeliu. 
Lebzeiten,  sein  Briefwechsel  mit  Herder  und  Reden  und  Aufsätze.  N.  F. . Stuttgart  1881. 
dein  Wiener  Staatsrat  v.  Gebier  wunle  erst  S.  406  ff.  — Allgemeine  deutsche  Biographie, 
1887  bezw.  1888  publiziert.  Nicolai  war  selbst  Bd. XXI II.  Leipzig  1886. S. 580 ff. — E Friedei. 
ein  Heissiger  Mitarbeiter  an  der  „Allgemeinen  Zur  ( »eschichte  der  Nicolaisehen  Buchhandlung 
deutschen  Bibliothek“  und  lieferte  zahlreiche  in  Berlin,  Berlin  1891.  — 0.  Schwebet,  Aus 
biographische  und  atulere  Beiträge  zur  „Neuen  Alt-Berlin,  ebd.  1890.  S.  389 ff. 

Berliner  Monntschrift“.  Lipperl. 

i 

Vgl.  über  Nicolai:  Prozess  zwischen 
Nicolai , dann  denen  797  Präuumeranten . »lie 
auf  Nicolai  Reisebescbrcihung  ihr  bares  Gehl 
vorhinein  bezahlten.  Teil  I (einzigen,  Leipzig 
1783.  (Pränumerandobczahlung  subskribierter 
Exemplare  war  damals  allgemein  üblich,  und 
Nicolai,  der  als  wohlhabender  Mann  und  Be- 
sitzer mehrerer  Häuser  in  Berlin  bekannt  war. 
belächelte  nur  die  gehässige  Insinuation  des 
anonymen  Verfassers  des  Pamphlets,  vermutlich 
eines  missgünstigen  Kollegen.  Die  Schmäh- 
schrift aber  hatte  die  der  erwarteten  gerade 
entgegengesetzte  Wirkung,  da,  wer  bisher  noch 
nicht  auf  die  Reiseheschreibung  prämuneriert 


Niederlage.  Niederlage  verkehr 

s.  Zoll  wesen. 

Niederlagere  eilt 

s.  Stapelrecht. 
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Normalarbeitstag. 

1.  Der  Begriff  des  N.  2.  Der  N.  in  seinen  ! 
Wirkungen,  seine  Zulässigkeit,  Durchführung 
mul  Begrenzung.  3.  Die  gegenwärtige  Schntz- 
gesetzgebung  und  die  Bestrebungen  zn  ihrer 
Vervollständigung  (England,  Frankreich,  Hol- 
land, Oesterreich,  Schweiz,  Australien,  Nord- 
amerika). 4.  Die  gesetzgeberischen  Anläufe  im 
deutschen  Reichstage  zur  Einführung  des  N. 

1.  Der  Begriff  des  X.  In  der  Voraus- 
setzung, dass  bei  dem  Abschlüsse  dos  Ar- 
beitsvertragos  die  Arbeiter  nicht  immer  in 
der  Lage  sind,  weitreichende  Anforderungen 
in  Bezug  auf  die  von  ihnen  verlangte  Ar- 
beitszeit zurilckzuweisen,  hat  inan  die  Ein-  [ 
fiihrnng  eines  Normalarbeitstages  vorge- 
sehlagen.  Man  versteht  darunter  die  ge- 
setzliche Beschränkung  der  Dauer  der  tag- j 
liehen  Arbeitszeit  für  alle  in  einem  Arbeits- 
oder Dienstverhältnis  stehenden  unselbstän- 1 
digen  Personen.  Sie  kann  für  einzelne 
Kategorieen  von  Arbeitern,  z.  B.  Kinder,  I 
jugendliche  Arbeiter,  Personen  weiblichen  ■ 
Geschlechts,  für  bestimmte  Geworlie  mit 
Rücksicht  auf  deren  Gesundheitsgefahr,  z.  B. 
in  Bergwerken,  für  bestimmte  Untemeh- 
mungsformen,  z.  B.  Fabriken,  d.  h.  also  in 
engerem  Sinne  beliebt  werden.  Sie  kann 
aber  auch  darauf  abzielen,  in  allen  teoh- 
nisehen  Gewerben  mit  Einschluss  der  Land- 
wirtschaft, persönlichen  Dienstleistungen 
und  Verkehrsanstalten  eine  gewisse  Stunden- 
zahl als  den  für  alle  Arbeiter  ohne  Aus- 
nahme erlaubten  Höchst  bet  rag  der  Thätig- 
keit  am  Tage  anzusetzen.  Von  diesem 
Normalarbeitstag  im  weitesten  Sinne  würden 
dann  den  Bedürfnissen  der  einzelnen  Ge-  J 
werbe  und  Berufe  entsprechend  Abweichun- 
gen zulässig  sein  müssen.  Es  müsste  auf 
dem  Verwaltungswege  gestattet  werden,  in 
einzelnen  Fällen  länger  arbeiten  zu  dürfen, 
und  niemand  würde  selbstverständlich  ver- 
pflichtet sein,  die  Arbeitsdauer  bis  zur  vor- 
schriftsmässigen  Grenze  auszudehnen. 

Statt  des  Ausdruckes  »Normalarbeits- 
tag' ist  die  Bezeichnung  »Maximalarbeits- 
tag» vorgeschlagen  woitlen.  Man  will  unter 
dem  ersteren  eine  schütz-  und  lohnpolitische  I 
Einrichtung  verstehen,  die  darauf  abzielt, 
von  dem  Arbeiter  innerhalb  einer  gewissen 
Zeit  eine  bestimmte  Leistung  zu  verlangen 
und  ihm  dafür  einen  bestimmten  Ijolm  zu 
garantieren.  Diese  Einrichtung  wäre  nur 
im  sozialistischen  Zukunftsstaate  denkbar. 
Dagegen  bedeute  der  Maximalarbeitstag  die  1 
einfache  staatliche  Abgrenzung  der  Aus- 
nutzung der  Arbeitskraft,  über  die  nur  in 
besonderer  Veranlassung  hinausgegangen 
worden  dürfe,  unter  der  aber  der  freie 
Arlieitsvertrag  sich  nach  Belieben  entwickeln 
könne.  Indes  ist  nicht  abzusclie».  warum 
bei  der  Bezeichnung  »Normalarbeitstag«. ! 
gleich  an  einen  Normallohn  gedacht  werden 


soll.  Der  Ausdruck  »Normalarbeitstag-  be- 
sagt einen  gesetzlich  normierten  Arbeitstag 
im  Gegensatz  zum  nicht  normierten  Arbeits- 
tage mit  der  Absicht,  möglichst  normale 
Verhältnisse  herbeizuführen.  Eine  unklare 
Vermengung  des  Normal-  und  des  Maximal- 
arbeitstages, die  Schäffle,  der  im  übrigen 
gerade  den  ersteren  Begriff  wie  vorstehend 
erläutert,  behauptet,  scheint  erst  dadurch 
entstanden,  dass  man  gegenüber  der  älteren 
Bezeichnung  »Normalarbeitstag«  den  Aus- 
druck »Maximalarbeitstag«  auf  brachte  und 
damit  in  die  ältere  Bezeichnung  einen 
engeren  Sinn  hineinlegte,  der  ihr  ursprüng- 
lich fern  lag.  Richtig  ist  indessen  soviel, 
dass  in  dem  System  eines  der  hervor- 
ragendsten sozialistischen  Denker,  bei  Rod- 
hertus,  der  Normalarbeitstag  eine  eigene 
Bedeutung  gefunden  hat.  Doch  sagt  Rod- 
bertus  selbst,  dass  er  den  Normalarbeitstag 
in  einer  anderen  Form  aufstelle  als  in  wel- 
cher er  damals  und  übrigens  noch  heute 
von  den  Arbeitern  gefordert  wurde. 

Kodbcrtus  hielt  den  Arbeitern  vor,  dass 
sie  von  einer  gesetzlichen  Beschränkung  der 
Arbeit  auf  eine  gewisse  Zahl  Stunden  am 
Tage,  dem  sogenannten  normalen  Zeitarbeits- 
tag, keine  grossen  Erwartungen  hegen  dürften. 
Dieser  werde  sie  nicht  vor  Ausbeutung 
schützen,  ihnen  den  menschenwürdigen,  ent- 
sprechenden Lohn  nicht  gewähren  können. 
Er  würde  den  tüchtigen  und  den  schlechten 
Arbeiter  gleich  behandeln,  mithin  der 
sozialen  Gerechtigkeit  entbehren  und  müsste 
überdies  je  nach  der  verschiedenen  Intensität 
des  Kraftaufwandes  in  den  verschiedenen 
Gewerben  verschieden  begrenzt  sein.  Daher 
stellt  er  als  Forderung  die  Einführung  des 
normalen  Werkarbeitstages  hin.  Der  nor- 
male Zeitarbeitstag  dürfe  nicht  bloss  nach 
der  Zeit,  sondern  er  müsse  ausserdem  nach 
Werk  normiert  werden.  Nachdem  der  nor- 
male Zeitarbeitstag  in  jedem  Gewerke  zu  (i, 
8,  10,  12  Stunden  festgesetzt  sei,  müsse  das 
normale  Arbeitswerk  solchen  Zeitarbeits- 
tages ermittelt  werden.  Mit  anderen 
Worten : man  müsse  diejenige  Quantität 
Arbeitsleistung  normieren,  die  ein  mittlerer 
Arbeiter  bei  mittlerer  Geschicklichkeit  und 
mittlerem  Fleiss  während  des  Zeitarbeits- 
tages zu  liefern  im  stände  sei  und  danach 
seinen  Lohn  bemessen.  Hätte  er  in  dem 
vollen  normalen  Zcitarbeitstage  seines  Ge- 
werks nur  das  halbe  normale  Tageswerk 
geleistet,  so  würde  er  nur  einen  halben 
normalen  Werkarbeitstag  gelohnt  bekommen. 
Hätte  er  anderthalb  Normalwerk  darin  ge- 
liefert. so  würde  er  anderthalb  Tage  ge- 
lohnt bekommen.  Der  Lohnsatz  für  den 
normalen  Werkarbeitstag  müsste  in  jedem 
Gewerke  unter  staatlicher  Autorität  aufge- 
stellt, periodisch  geändert  und  nach  Maß- 
gabe der  Steigerung  der  Produktivität  der 
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Arbeit  gelegentlich  erhöht  werden.  Erst 
nachdem  zum  normalen  Zeitarbeitstage  alle 
iliese  Festsetzungen  gekommen  wären,  wilrtle 
ein  Normalarbeitstag,  der  seine  Aufgabe  er- 
füllte. geschaffen  sein,  jene  Aufgabe  der 
Einführung  eines  gerechten  sozialen  Ix>hn- 
systems.  In  weiterer  Ausführung  dieser 
Gedanken  schlägt  Rodbertus  dann  vor,  die 
Normierung  des  Lohnsatzes  nicht  mehr  in 
Metallgeld,  sondern  in  einem  besseren  Wert- 
m assstabe  als  Gold  und  Silber  sind,  vorzu- 
nehmen, bin  das  zu  verwirklichen,  muss 
der  normale  Werkarlieitstag  zur  Werkzeit 
oder  Normalarbcit  erhoben  werden  und 
nach  solcher  in  sich  ausgeglichenen  Arlxnt 
sowohl  «lei  Wert  des  Produkts  jedes  Ge- 
werks normiert  als  auch  der  Lohn  in  jedem 
Gewerke  gezahlt  werden.  Für  diese  Zwecke 
wird  der  normale  Werkarbeitstag,  der  in 
jedem  Gewerke  gleich  einem  Tage  gilt,  als 
Werkzeit  oder  Normalarlieitstag  aufgefasst 
und  in  allen  Gewerken  in  die  gleiche  An- 
zahl von  lo  Werkstunden  geteilt.  Nach 
dieser  Werkzeit  wird  dann  das  Produkt  in 
allen  Gewerken  gemessen.  Eine  Produkt- 
tjuantität,  die  einem  vollen  normalen  Tage- 
werke gleich  wäre,  sei  sie  nun  das  Produkt 
eines  halben  normalen  Zeitarbeitstages  oder 
zweier  normaler  Zeitarbeitstage,  wäre  wert 
1 Werkarbeitstag  oder  10  Werkstunden. 
Eiue  Produktquantität,  die  einem  halben 
normalen  Tagewerk  gleich  wäre,  sei  sie 
auch  das  Produkt  irgend  einer  normalen 
Zeitarbeit,  welche  sie  wolle,  wäre  wert 
1 ■_>  Werktag  oder  o Werkstunden  etc.  Pro- 
dukte von  gleicher  Werkzeit  wären  an  Wert 
einander  gleich.  So  könnte  nun  auch  die 
Löhnung  der  Arbeiter  nach  Werkzeit  oder 
Normalarlieit  geschehen.  Jeder  Arbeiter  er- 
hielte in  seinem  Lohne  soviel  Normalarbeit 
bescheinigt,  als  er  an  Produktwert  zu  be- 
anspruchen berechtigt  gehalten  würde. 

Man  entnimmt  aus  dieset  Darlegung  der 
Rodbertusschen  I/ohre,  die  hier  nicht  weiter 
verfolgt  werden  kann,  ein  wie  eigenartiger, 
um  nicht  zu  sagen  utopischer  Charakter 
dem  Begriff  »Normalarbcit st ag«  beigelegt 
wird.  Sicher  ist,  dass  ursprünglich  bei  der 
Absicht,  die  Thätigkeit  der  arbeitenden 
Klassen  auf  eine  gewisse  Stundenzahl  am 
Tage  festzusetzen,  der  Gedanke,  gleichzeitig 
den  von  ihnen  innerhalb  dieser  Zeit  ver- 
dienten Lohn  gesetzlich  fixieren  zu  wollen, 
nicht  auftauchte. 

2.  Der  N.  in  seinen  Wirkungen,  seine 
Zulässigkeit.  Durchführung  und  Be- 
grenzung. Leber  die  wirkliche  Dauer  der 
Arbeitszeit  in  den  heutigen  Kulturstaaten  vgl. 
den  Art.  Arbeitszeit  oben  Bd.  IS.  lOlOff. 
Nach  den  dort  mitgeteilten  Angaben  würde 
die  Bedeutung  eines  allgemeinen  Normal- 
arbeitstagos  darin  zu  suchen  sein,  dass  den 
arbeitenden  Klassen  ihre  Mühsal  erleichtert 


werde.  Zunächst  wären  es  mithin  die  Ar- 
beiter selbst,  die  von  einer  Verkürzung  ihrer 
Arbeitszeit  Vorteil  hätten,  aller  die  allge- 
mein kulturelle  Bedeutung  dieser  Be- 
strebungen lilsst  sich  nicht  verkennen.  Jede 
Regierung  muss  darauf  Gewicht  legen.  «Ih* 
Körjierkraft  und  die  Gesundheit  der  von  ihr 
regierten  Bevölkerung  ungeschmälert  er- 
halten zu  sehen.  Bei  übermässig  ausge- 
dehnter Arbeitszeit  aber  liegt  die  Befürch- 
tung schlimmer  Folgen  in  dieser  Richtung 
nahe.  Dazu  kommt  in  speeiellen  Fällen 
das  Interesse  der  Bevölkerung  selbst,  wie 
denn  z.  B.  an  «1er  Vermeidung  der  Ueber- 
arheit  der  Eisenhahnbediensteten  \vegc*n  «ier 
hieraus  erwachsenden  l'nfallsgefakr  alle 
Reisenden  und  ihre  Angehörigen  beteiligt 
sind. 

Die  Nachteile  einer  zu  laugen  Arbeits- 
zeit liegen  zunächst  in  deren  Wirkung  auf 
den  Körper.  Es  scheint  klar,  dass  bei  regel- 
mässiger andauernder  13 — 14stündigerTag*s- 
arbeit  der  menschliche  Körjier  mehr  ge- 
schwächt wird  als  bei  10 — 11  ständiger  uud 
cs  schwer  hält,  die  hieraus  sich  ergebenden 
Cebclstäude  wieder  zu  beseitigen.  Die  ein- 
seitige Anspannung  der  Körjierkraft  durch 
Erholungsgänge  in  frischer  Luft,  Turnen 
und  dcrgl.  m.  auszugleichen,  bleibt  für  «len 
Arbeiter  keine  Zeit.  Für  seine  Ausbildung, 
die  Erweiterung  seines  geistigen  Horizonts, 
die  Hebung  seines  ganzen  Standes  ist  keine 
Müsse  vorhanden.  An  Lesen,  Besuch  von 
Vorträgen  und  Fortbildungsschulen  ist  nicht 
zu  denken.  Um  «lie  Erziehung  «ler  Kinder, 
die  Ueberwachung  und  Leitung  ihrer  Ar- 
beiten und  Spiele  kann  er  sich  nicht  küm- 
mern. Kommt  dem  Arbeiter  dies  alles  zum 
Bewusstsein,  so  entsteht  allmählich  der 
revolutionären  Umtrieben  geneigte  Groll 
gegen  die  bestehende  Gesellsehafts Verfassung, 
der  in  m assloser  Verbitterung  und  bestän- 
diger Klage,  wenn  nicht  in  schlimmeren 
Dingen  Ausdruck  findet. 

Wie  die  Arbeiter  die  ihnen  reichlicher 
bemessene  Müsse  verwenden  werden,  ist 
mit  Sicherheit  nicht  voraus  zu  sagen.  Die 
Erfahrung  lehrt,  dass  schon  jetzt,  insbe- 
sondere mehrfach  in  den  gewerblichen 
Kreisen,  die  sich  höherer  Löhne  erfreueil, 
beim  Arbeiter  die  Neigung  vorherrscht, 
halbe  Tage  von  der  Arbeit  fortzubleiben 
(blauer  Montag)  und  die  so  gewonnene 
Freiheit  in  Trunk  und  Völlerei  zu  miss- 
brauchen. Daher  fürchten  viele,  dass  bei 
dem  in»  ganzen,  trotz  des  Schulzwanges, 
niedrigen  Bildungsniveau  des  Arbeiters,  an 
Stelle  «ler  erhofften  wohltliätigeu  Wirkungen 
bloss  ein  grösserer  Hang  zu  Lustbarkeiten 
aller  Art,  zum  Aufenthalt  in  Kneipen  und 
auf  Tanzböden,  zum  Besuch  sozialdemo- 
kratischer Versammlungen  etc.  sich  zeigen 
wird.  Nicht  wenige  meinen  daher,  dass  es 
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w iclitiger  sei,  erst  den  Menschen  zu  bessern  j 
und  dann  ihm  durch  ein  Gesetz  die  Frei- 
heit zu  sichern,  von  deren  edlem  Gebrauch  5 
man  überzeugt  sein  könne.  Im  grossen 
und  ganzen  scheint  indes  der  deutsche  Ar- 
beiterstand nicht  zu  solcher  pessimistischen 
Auffassung  Veranlassung  zu  bieten.  Man 
kann  der  Hoffnung  Raum  geben,  dass  die 
grössere  Mehrzahl  der  Arbeiter  die  ihnen 
aus  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  er- 
wachsende Müsse  würdig  zu  benutzen  ver- 
stehen oder  bald  lernen  wird.  Einrichtungen 
wie  Volksbibliotheken,  Musikvereine,  Vor- 
lesungen u.  dergl.  in.  werden  in  dieser 
.Richtung  dazu  beitragen,  Missbrauchen  vor- 
zubeugen. 

In  wirtschaftlicher  Hinsicht  würde  der 
N ormalarbeitstag  offenbar  eine  Einschränkung 
der  Produktion  nach  sich  ziehen.  Allerdings 
ist  nach  den  in  der  Schweiz  gemachten  Er- 
fahrungen (Schüler)  die  Dauer  der  Arbeits- 1 
zeit  überhaupt  nur  innerhalb  gewisser 
Grenzen  für  die  Arbeitsleistung  massgebend. , 
Auch  ist  es  richtig,  dass  bei  übermässig 
langer  Arbeitszeit  die  Kraft  des  Arbeiters  | 
derart  erlahmt,  dass  in  den  letzten  Stunden  : 
nicht  mehr  das  gleiche  wie  in  »len  ersten  ■ 
Stunden  des  Tages  geleistet  wird.  Mithin  ist 
es  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  einem  um 
1 — 2 Stunden  gegenüber  früher  verkürzten 
Arbeitstage  doch  das  gleiche  Quantum  er- 
zielt wird.  Allein  dieses  Ergebnis  wird 
nur  da  erwartet  werden  können,  wo  ent- 
weder Begabung  und  Tüchtigkeit  der  Ar- 1 
beiter  diese  zu  grösserer  Anstrengung  ver- 
anlasst oder  technisch  vollendete  Maschinen  | 
durch  rascheren  Gang  den  Ausfall  an  der 
Beschäftigungsdauer  decken.  Die  von  Gustav  ( 
Colm  und  Schüler  mitgeteilten  schweizeri- 
schen Erfahrungen  lassen  diesen  Zusammen- 
hang zur  Genüge  hervortreten.  Wo  diese 
Mittel  versagen,  wird  es  nötig,  um  die  Pro- 
duktion auf  der  bisherigen  Höhe  zu  er- 1 
halten,  die  zur  Zeit  unbeschäftigt  gebliebe- 
nen Arbeiter  heranzuziehen.  Dieser  Punkt 
ist  gerade  derjenige,  auf  den  von  vielen  | 
Seiten  bei  Einführung  des  Normalarbeits-  ( 
tages  Gewicht  gelegt  wird.  Man  hofft 
durch  ihn  die  Reservearmee  der  Be- 
schäftigungslosen zu  nutzbringender  Thätig- 
keit  verwendet  zu  sehen.  Ueber  die  Zahl 
der  wegen  Mangel  an  Arbeit  feiernden  Per- 
sonen weiss  man  nichts  Genaues,  und  es 
würde  eine  der  ersten  Aufgaben  eines  arbeits-  j 
statistischen  Reichsamtes  sein,  darüber  regel- ! 
massig  Auskunft  zu  verschaffen.  Vgl.  d.  Art. 
Arbeitslosigkeit  oben  Bd.  I S.  920 ff. 
Für  englische  Verhält  nisse  berechnet  Webb  bei 
einer  Eohnarbeiterbovölkermig  von  5 Millionen 
Köpfen  eine  »Surplusarmee«  von  nahezu 
einer  Million.  In  welcher  Weise  die  Be- 
schäftigungslosen bei  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit zu  ihrem  Recht  auf  Arbeit,  kommen,  | 


können  uns  schweizerische  Erfahrungen 
lehren.  Die  dortigen  5 grossen  Eisenbahn- 
gesellschaften haben  die  Zahl  ihrer  Ange- 
stellten von  1889  auf  1890  nur  um  911, 
nämlich  von  14067  auf  14978  gesteigert, 
von  1890  aber  auf  1891  infolge  der  Ein- 
führung des  Ruhetagsgesetzes  um  1949, 
nämlich  von  14978  auf  16927  vermehren 
müssen. 

Sofern  nun  der  Normalarbeitstag  die 
Produktion  einsehränkt,  kommt  es  darauf 
an,  ob  die  Gesamtheit  sich  dieses  gefallen 
lassen  kanu  oder  das  frühere  Quantum 
durchaus  braucht.  Herrscht  auf  dem  ein- 
zelnen Produktionsgebiete  bereits  eine  Ueber- 
produktion  oder  droht  eine  solche,  so  wird 
der  Normalarbeitstag  wohlthätig  wirken : er 
wird  alsdann  die  Produktion  in  ihre  nor- 
malen Grenzen  zurückführen,  und  der  Ar- 
beiter kann  vielleicht  sogar  Nutzen  ziehen, 
indem  bei  dem  allmählichen  Ansteigen  der 
Preise  auch  ein  Einfluss  auf  die  Höhe 
seines  Lohnes  erwartet  werden  darf. 

In  den  anderen  Fällen,  wo  der  Unter- 
nehmer gezwungen  ist,  um  den  durch  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  entstandenen  Aus- 
fall einzuholen,  zu  einem  der  erwähnten 
Mittel  zu  greifen,  muss  man  die  Standpunkte 
des  Arbeitgebers  und  des  Arbeiters  aus- 
einander halteu.  Der  Unternehmer  ist  augen- 
scheinlich gar  nicht  benachteiligt,  wenn  es 
gelingt,  durch  grössere  Anstrengung  der 
Arbeiter  das  gleiche  Quantum  wie  früher 
zu  erzielen ; in  den  beiden  anderen  Fällen 
ist  eine  Vermehrung  der  Produktionskosten 
unvermeidlich,  sei  es.  dass  grössere  Mengen 
stehenden  Kapitals  für  Anschaffung  neuer 
oder  Vervollkommnung  vorhandener  Ma- 
schinen verzinst  werden  oder  mehr  laufendes 
Kapital  zur  Lohnzahlung  gebraucht  werden 
muss.  Kann  das  bei  den  Maschinen  her- 
vorgerufene Plus  der  Produktionskosten 
durch  eine  Ersparnis  nach  anderer  Rich- 
tung, etwa  durch  bessere  Konstruktion  oder 
wirtschaftlichere  Disposition  über  die  Roh- 
stoffe, ausgeglichen  werden,  so  leidet  der 
Unternehmer  nicht.  Der  Preis  der  Produkte 
kann  der  gleiche,  sein  Gewinn  ungeschmälert 
bleiben.  Trifft  das  nicht  zu,  so  muss  der 
Preis  der  Produkte  steigen  oder  der  Unter- 
nehmer mit  geringerem  Gewinne  vorlieh 
nehmen.  Der  Unternehmer  kann  demnach 
gut  oder  schlecht  fahren,  und  der  wirkliche 
Eintritt  der  Ereignisse  wird  nach  Art  und 
Umständen  ganz  verschieden  sein.  Ent- 
schieden ungünstig  ist  es  für  den  Unter- 
nehmer, wenn  er  veranlasst  wird,  die  bis- 
herige Höhe  der  Produktion  dadurch  fest- 
zuhalten, dass  er  mehr  Arbeiter  einstellt. 
Die  durch  die  grössere  Zahlung  für  l/»hne 
gesteigerten  Produktionskosten  werden  sich 
durch  Ei-sparuissc  auf  der  anderen  Seite 
kaum  ausgleichen  lassen,  und  da  bei  gleich- 
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bleibender  Produktion  zunächst  die  Veran- 
lassung fehlt,  die  Preise  zu  Steipern,  so 
muss  der  Fahrikant  wahrscheinlich  den 
Schaden  tragen.  Dieser  ljt*st**ht  in  einer 
eventuellen  Sehinälerunp  seines  (Gewinnes. 

Gerade  dieser  für  den  1’nteruehmer  un- 
günstigste Fall  ist  für  den  Arbeiter  der  vor- 
teilhafte. Denn  sieht  er  sich  gegenwärtig 
genötigt,  wegen  dos  Mitwerl>ens  vieler  sieh 
zu  nie«  1 ligen  I /ihnen  zu  verstehen,  so  kann 
er  bei  sieh  verringerndem  Angebote  der 
Arbeitskräfte,  indem  eben  mehr  als  früher 
beschäftigt  werden,  hoffen,  allmählich  einen 
höheren  I/iiin  zu  erlangen.  Ob  ihm  das 
gelingen  wird,  ist  wesentlich  davon  ab- 
hängig. dass  die  Verminderung  des  Angel»otes 
der  Arbeitskräfte  eine  dauernde  bleibt  und 
nicht  etwa  für  zahlreichen  Nachwuchs  ge- 
sorgt wird.  Sofern  die  Maschinen  den  durch 
«len  Normalarbeitstag  verschuldeten  Ausfall 
der  Produktion  einzuholen  vermögen,  winkt 
dem  Arbeiter  nur  der  freilich  nicht  gering 
anzuschJagonde  Vorteil  der  kör]>erliehen  und 
geistig«;ti  Kühe.  Ob  er  dal«ei  Einbnsso  an 
seinem  Lohne  erleiden  wird,  ist  von  den 
Umständen  des  sjtecitdlen  Falles  abhängig. 

Erscheint  demnach  der  Normnlarlieitstag 
als  eine  Einrichtung,  deren  Wirkungen  man 
nicht  von  vorn  herein  klar  zu  bestimmen 
vermag.  s«>  werden  auch  sonst  gegen  seine 
Zulässigkeit  und  Zweckmässigkeit  Kcdenkcn 
erhoben.  Man  meint,  dass  er  ohne  inter- 
nationale Regelung  die  Konkurrenzunfähig- 
keit der  Industrie  desjenigen  Landes  ver- 
schulden werde,  'las  ihn  einzuführen  den 
Mut  habe.  Die  Uebcrwachuog  seiner  Durch- 
führung bereite  die  grössten  Schwierigkeiten. 
Die  Mannigfaltigkeit  des  Bedürfnisses  auf 
«len  einzelnen  Gebieten  des  gewerblichen 
Lebens  mache  zahllose  Ausnahmen  nötig. 
Die  Selbstthätigkeit  des  Arbeiters  werde 
gelähmt.  Kann  man  sieh  diesen  Einwänden 
gegenüber  zum  Teil  auf  den  Vorgang  ein- 
zelner Kulturstaat<m  berufen,  die  den  Nor- 
malarbcitstag  mit  Erfolg  eingeführt  haben, 
so  kommt  «-s.  um  die  anderen  zu  überwinden, 
wesentlich  darauf  an,  ob  sehreiende  Miss- 
stände hinsichtlich  «ler  Dauer  der  Arbeits- 
zeit bestehen  oder  nicht.  Lehren  Erfahrung 
und  Beobachtung,  dass  Sitte  und  Vertrags- 
freiheit nicht  ansreichen,  ein  richtiges  Ar- 
beitsmass  überall  einzuhalten,  so  bleibt  bei 
«len  oben  skizzierten  Nachteilen  und  Ge- 
fahren. «lie  der  Gesamtheit  drohen,  nichts 
anderes  übrig,  als  den  Weg  der  Gesetz- 
gebung zu  beschreiten.  Für  uns  in  Deutsch- 
land müsste  daher  allem  zuvor  wohl  die 
Vornahme  «ler  schon  so  oft  gewünschten 
Enquete  angestrebt  werden . um  sich  zu 
vergewissern,  wie  weit  Notstände  «len 
Normalarbeitstag  wünschenswert  erscheinen 
lassen. 

Die  Durchführung  des  Normalarbcits- 


tages  zu  erlehditern . ist  neuerdings  von 
hervon-agender  Seite  vorgesrh lagen  worden, 
ihn  in  Deutschland  nur  in  Fabriken  obliga- 
torisch zu  machen.  Die  längen*  Arbeits- 
dauer in  Handwerks-  und  Hausindustrie,  irn 
I landel  und  Verkehr  leugnet  S e h ä f f 1 ♦? 
dabei  keineswegs  und  weist  auch  nicht  das 
Bedürfnis  des  Schutzes  über  die  Fabriken 
hinaus  von  der  Hand.  Nur  die  zur  Zeit 
grossen  Schwierigkeiten  veranlassen  ihn. 
zunächst  für  den  siieciellen  Normalarbeits- 
tag einzutreten.  Allein  es  ist  sehr  zu  fürchten, 
«lass  l>ci  «lerartig  einseitiger  Regulierung 
auf  «len  Industriegebieten,  wo  es  möglich 
ist.  die  Heimarbeit  mehr  zur  Geltung  kommt 
und  vielleicht  gerade  von  «len  Arbeitern, 
deren  Arbeitszeit  in  der  Fabrik  gesetzlich 
feste«'! egt  ist.  zu  Hause  Frauen  und  Kinder 
ülier  Gebühr  angestrengt  werden.  Das  in 
England  und  Australien  sieh  breit  machende 
»Sweating  System 4 «leutet  auf  die  Möglich- 
k«'it  di».‘s«*r  Verschlechterung  unserer  Zu- 
stände. Hält  man  daher  «len  Xormalarlieits- 
tag  für  eine  Notwendigkeit,  so  wird  man 
nicht  umhin  können , ihn  für  «las  gesamte 
gewerbliche  lieben  anzuordnen.  So  wie  ihn 
t*oreits  eine  Petition  deutscher  Schuhmacher 
ans  den  70er  Jahren  verlangte,  die  vor 
gegenseitiger  Anzeige  der  Ueliertretungen 
nicht  zurüc kschrcckte  und  eine  Ueberwachimg 
der  im  Wohnzimmer  oder  zu  Hause  ar- 
lw*itcn«len  Gesellen  oder  Kleinineister  forderte. 
B«*i  «ler  immer  gebieterischer  sich  heraus- 
stellenden Notwendigkeit,  auch  die  Haus- 
industrie unter  die  Arlieiterachutzgesetze  zu 
stellen,  kann  die  allgemeine  Anwendung 
tles  Normalarlieitstagos  schliesslich  nicht  so 
schwierig  werden.  Nicht  zu  vermeiden  wird 
freilich  «labei  sein,  «lass  «lie  Arbeitszeit  und 
Arbeitslust  d«‘s  freien,  selbständig  arbeiten- 
den Mannes  beschränkt  wird.  Allein  wahr- 
scheinlieh wird  hier  auf  die  Dauer  ein  Druck 
nicht  mehr  empfunden  werden.  Der  Xor- 
inalarlteitstag  würde  sicherlich  bald  allen 
Gew«>rbsthätigvn  ohne  Ausnahme  als  einzig 
zulässig  erscheinen.  Nicht  minder  notwendig 
als  Itei  Handwerk  und  Hausindustrie  er- 
scheint  «lei-  Normalarbeitstag  im  Verkehrs- 
gewerbe. Mit  einem  Fabriknormalarbeits- 
lage würde  dom  nach  zu  wenig  erreicht  sein. 
Dagegen  würden  die  Schwierigkeiten  sieh 
allerdings  stark  häufen,  wenn  man  an  eine 
Durchführung  auch  für  «lie  Landwirtschaft 
dächte. 

In.  Bezug  auf  die  Stundenzahl  des  Nor- 
malarbeitstages ist  eine  Einstimmigkeit  noch 
nicht  erzielt.  Für  deutsche  Verhältnisse 
würde  es  am  angemessensten  erscheinen, 
sich  für  10  oder  11  Stunden  zu  entscheiden. 
Wie  denn  z.  B.  der  allgemeine  deutsche 
Gärtnerverein , «ler  zur  Zeit  in  114  Zweig- 
vereinen  4700  Mitglieder  zählt,  auf  seiner 
fünften  Generalversammlung  im  August  1900 
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sich  für  den  Elfstundentag  erklärt  hat. 
Dagegen  plaidieren  die  Textilarbeiter  Sach- 
sens, Bayerns  und  Thüringens  für  einen 
Zehnstundentag,  und  der  Beschluss  der 
Tischlerinnung  in  Hamburg  (Februar  1898). 
provisorisch  die  neunstündige  Arbeitszeit 
einzuführen,  erfuhr  den  entschiedenen  Wider- 
spruch des  Hamburg-Altonaer  Arbeitgeber- 
verbandes. Immer  nimmt  doch  die  Acht- 
stundenbewegung zu  und  erzielt  Erfolge, 
die  es  begreiflich  machen , dass  man  in 
weiten  Kreisen  an  einer  solchen  Normierung 
der  Arbeitszeit  als  der  wünschenswertesten 
festhält.  Fis  mehren  sich  auch  die  Angaben, 
die  zu  beweisen  scheinen,  dass  mit  der  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  Vorteile  für  die 
Unternehmer  und  die  ganze  Industrie  selbst 
verbunden  sind.  Nach  englischen  Erfahrungen 
zeigt  sich  vergrösserte  Produktivkraft  der 
Arbeit,  grössere  Hegel mässigkeit.  vermehrter 
Fleiss,  besserer  Gesundheitszustand  auf  seiten 
der  Arbeiter.  Wie  die  Arbeitsleistung  nach 
Kürzung  der  Arbeitszeit  sich  steigerte,  hat 
man  im  Kossitzer  Steinkohlenrevier  (Mähren) 
beobachtet.  Bei  ll1/*  ständiger  Schichtdauer 
wurden  1882  84  2 188853,  1886/88  2 155804 
Doppeleentner  gefördert.  Bei  9 stündiger 
Schichtdauer  stieg  die  Förderung  1891,93 
auf  2800562  Doppeleentner,  1894  96  auf 
3150307,  1897  auf  3344000,  1898  auf 
3400000,  1899  auf  3595000  Doppeleentner. 
Ein  Brün uer  Fabrikant  ist  es  auch  ge- 
wesen. der  1899  auf  Grund  längerer  Er- 
fahrungen behauptet  hat,  allerdings  zu- 
nächst nur  vom  10 ständigen  Arbeitstage, 
dass  die  scheinbar  verlorene  Arbeits- 
stunde durch  die  intensivere  Arbeit  der 
besser  ausgeruhten  und  gestärkten  Hilfs- 
kräfte völlig  eingebracht  würde.  Sogar  aus 
Russland  liegen  nach  den  Aeusserungen  des 
Direktors  einer  Papierfabrik  (Dobrodnnt), 
der  von  12  auf  8 ständige  Arbeitsschichten 
glaubte  heruntergehen  zu  können,  günstige  Er- 
fahrungen vor  (Soz.  Praxis  VIII,  1 U7 5).  Dass 
endlich  ein  Normalarbeitstag  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  Industrie  auf  dem  Weltmärkte 
nicht  beeinträchtigen  würde,  scheint  aus 
IiOschs  Untersuchungen  über  die  Arbeits- 
zeiten im  württemhergischen  Staatsbetriebe 
hervorzugehen.  Sie  erweisen,  dass  schon 
jetzt,  je  grösser  die  Standorte  der  Betriebe 
sind,  um  so  kürzere  Arbeitszeit  gilt  und 
dass  mit  zunehmender  Grösse  der  Betriebe 
durchschnittlich  die  Arbeitszeit  ebenfalls 
niedriger  wird.  Trotz  aller  dieser  günstigen 
Zeichen  dürfte  schliesslich  vom  Achtstunden- 
tag gelten,  was  Gustav  Cohn  einmal  vom 
Normalarbeitstage  sagt : Ein  Wort  von  zu- 
versichtlichem Klang,  aber  problematischem 

3.  Die  gegenwärtige  Schutzgesetz- 
gelmng  und  die  Bestrebungen  zu  ihrer 
Vervollständigung,  lieber  die  in  einzelnen 


Staaten  existierenden  Beschränkungen  der 
Arbeitszeit  vgl.  den  Art.  A r b e i t c r s c h u t z - 
ge  setzge  billig  oben  Bd.  I,  S.  470 ff.  Einen 
wirklichen  Normalarbeitstag  haben  Frankreich 
seit  1848,  die  Schweiz  seit  1877,  Oesterreich 
! seit  1883  bezw.  1885.  In  ersterem  Lande 
I — auf  12  Stunden  angesetzt  — bestand  er 
lange  Zeit  nur  auf  dem  Papiere.  Die  wieder- 
holten Anläufe  zu  seiner  Wiederbelebung 
; erreichten  nicht  mehr  als  die  Festsetzung 
' der  statthaften  täglichen  Arbeitszeit  für 
‘ Pei-sonen  unter  18  Jahren  und  für  Ar- 
beiterinnen jeden  Alters,  die  in  Fabriken 
jnnd  Hüttenwerken  beschäftigt  sind,  auf 
10  Stunden.  Durch  das  G.  v.  30.  März  1900 
1 ist  dann  in  allen  Gewerbebetrieben  mit  ge- 
mischtem Personal  unter  Vereinheitlichung 
der  Beschäftigungsdauer  für  alle  Arbeiter- 
kategorieen  ein  elfstündiger  Maximalarbeits- 
tag sofort  in  Kraft  getreten.  Nach  Ablauf 
von  2 Jahren  wird  die  Arbeitsdauer  auf  101 
nach  weiteren  2 Jahren  auf  10  Stunden 
| herabgesetzt.  Diese  Vorschriften  beziehen 
sich  auf  nahezu  die  Hälfte  aller  Betriebe 
| und  ungefähr  zwei  Drittel  der  gesamten 
ind ustriellen  Arbeiterschaft  In  der  Schweiz 
funktioniert  der  auf  11  Stunden  angesetzte 
Normalarbeitstag  für  Fabriken,  der  an  den 
Vorabenden  von  Sonn-  und  Feiertagen  auf 

10  Stunden  hinuntergeht,  zur  vollständigen 
Zufriedenheit.  Ihn  weiter  herabzusetzen, 
wird  unter  Hinweis  auf  die  bisherigen  Er- 
folge erstrebt.  Oesterreich  hat  den  Nor- 
malarbeitstag von  11  Stunden  für  fabrik- 
massig  betriebene  Gewerbsunteruehinungeu 
und  seit  21.  Juni  1884  von  10  Stunden  für 

! (len  Bergbau.  In  beiden  Ländern  können 
i auf  dem  Verwaltungswege  von  dieser  Be- 
stimmung für  einzelne  Industrieen  Ausnahmen 
gemacht  werden.  Die  Enquete  vom  März  1900 
, über  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  den 
Bergwerken  hat  über  die  Handhabung  dieser 
Bestimmung  einen  Zweifel  hervortreten 
lassen,  insofern  die  Vertreter  der  Unter- 
nehmer erklärten,  dass  über  ihre  Ausführung 
sehr  sorgsam  gewacht  werde,  wühreud  aus 
. den  Antworten  der  Arbeiter  hervorging,  dass 
manches  zu  wünschen  übrig  bleibe.  Ein 
vorläufiger  Gesetzentwurf  sieht  die  Ein- 
führung des  Neunstundentages  in  Kolilen- 
bergwerkeu  vor  einscldiesslich  der  Ein-  und 
Ausfahrt.  In  der  österreichischen  Textil- 
industrie hat  der  Ausstand  der  Textilarbeiter 
j in  Brünn  für  Mähren  und  den  Reiehenberger 
! Bezirk  fast  überall  die  Einführung  des  Zehn- 
stundentages zur  Folge  gehabt.  Im  Süden 
Oesterreichs  verhalten  sich  die  Arbiter 
| dieser  Bewegung  gegenüber  sehr  indifferent. 
In  Holland  ist  die  Arbeitszeit  für  er- 
wachsene Arbeiter  nicht  gesetzlich  beschränkt 
, Doch  hat  das  G.  v.  13.  Januar  1894  einen 

11  ständigen  Normalarbeitstag  für  die  im 
Dienste  der  Gemeinden  stehenden  Arbeiter 
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an  geordnet.  — In  England  wurde  b«'- 
kauiitlieh  schon  bei  der  Bewegung  für  das 
erste  wirksame  Fabrikgesetz  eine  Agitation 
für  ein  Zehnstundengesetz  bemerkbar.  Lord 
Ashley,  der  naehherige  Graf  Shaftesbnry, 
brachte  sogar  im  Unterhause  eine  darauf 
bezügliche  Hill  zum  Fabrikgesetz  von  1833 
ein,  die  auch  die  Unterstützung  von  93  Mit- 
gliedern fand.  Gleichwohl  ist  es  bis  jetzt 
nicht  zu  mehr  gekommen,  als  dass  die  täg- 
liche Arl>eitszeit  für  Kinder,  jugendliche 
Personen  und  Arbeiterinnen  auf  10  Stunden 
bestimmt  ist.  Tbatsüchlich  hat  diese  Be- 
schränkung die  Arbeitsdauer  auch  der  er- 
wachsenen männlichen  Arbeiter  beeinflusst, 
doch  soll  n.'ich  Webb  noch  mehr  als  die 
Hälfte  aller  Arbeiter  einen  12 ständigen 
Arbeitstag  haben.  Insbesondere  für  die 
Eisenbahnbediensteten  besteht  eine  über- 
mässige Arbeitszeit  in  weitestem  Umfange 
(vgl.  0.  Cohn).  Bei  den  städtischen  Strassen- 
bahnen  in  Ixmdon  hat  man  seit  1.  Mai  1900 
die  wöchentliche  Arl »eit »zeit  auf  60  Stunden 
reduziert,  ohne  die  Löhne  herabzusetzen. 
Den  Bestrebungen,  die  Arbeitszeit  der  er- 
wachsenen Arbeiter  durch  ein  Gesetz  zu 
regeln,  hat  man  bisher  den  Satz  entgegen- 
gestellt,  dass  Männer  imstande  seien,  für 
sich  selbst  zu  sorgen,  und  diese  Fähigkeit 
zur  Abkürzung  ihrer  Arbeitsstunden  wieder- 
holt erwiesen  hätten.  So  haben  z.  B.  die 
gut  organisierten  Bergleute  von  Northumber- 
Jand  ihren  Arbeitstag  ohne  jede  Mitwirkung 
des  Parlaments  auf  6:|  i Stunden  gebracht. 
Die  genossenschaftliche  Organisation  aber 
soll  die  anderswo  vom  Staate  erwartete  Ab- 
hilfe ersetzen,  und  man  meint,  dass  selbst 
die  Masse  der  ungelernten  Arbeiter  einer 
solchen  Organisation  fähig  sei,  wenn  die 
Kot  und  Verhältnisse  es  erfordern.  Indes 
scheint  neuerdings  in  den  englischen  Ar- 
beitern die  Zuversicht  auf  die  Macht  ihrer 
Verbindung  nicht  mehr  die  gleiche  wie 
früher,  und  es  macht  sieh  gegenwärtig  eine 
entschiedene  Bewegung  geltend,  die  von  Jahr 
zu  Jahr  Fortschritte  macht,  die  Factorv  und 
Workshop  Act  von  1878  durch  ein  Gesetz 
zur  Verhinderung  übermässiger  Arbeitszeit 
zu  ergänzen.  Von  einer  Seite  wird  eine 
gesetzliche  Schranke  nur  für  die  Hegierungs- 
bediensteton  und  die  Kegierungswerkstätten 
oder  auch  nur  für  einzelne  besonders  an- 
strengende Arbeiten  verlangt,  z.  B.  bei  den 
.Eisenbahnen  für  den  Signaldienst  auf  Bahn- 
höfen und  Strecken  mit  intensivem  Verkehr. 
Andere  gehen  weiter  — so  namentlich  die 
»Fabian  Society«  — und  fordern  die  Aus- 
dehnung der  Arbeitszeitbeschränkung  auf 
Bergwerke,  Eisenbahnen,  Ijokal verwalt nngs- 
körperschaften  und  auf  die  Beschäftigten 
jener  grossen  Gesellschaften,  die  mit  einer 
» Koval  (.'harter«  begünstigt  werden.  Der 
von  der  »Fabian  Society«  aufgestellte  Nor- 


malarbeitstag  soll  iu  Verträgen  für  1 /«ha- 
art >eit  und  für  persönliche  Dienstleistungen 
einen  Zeitraum  von  8 Stunden  am  Tage 
umfassen,  so  dass  die  NonnaIarbeitswr<ie 
einem  Zeiträume  von  48  Stunden  gleich  er- 
achtet wird.  Er  hat  nur  sduitznolitiscfeen 
Charakter  und  sieht  von  gleichzeitiger  Rege- 
lung des  Verdienstes  gänzlich  ab.  Ein  sre- 
setzlicher  Achtstundentag  für  die  Bergleute 
ist  im  Unterhause  seit  1888  von  Jahr  za 
Jahr  beantragt  worden.  1*92  wurde  er  mit 
einer  Mehrheit  von  112  Stimmen  abgeleh«:. 
1893  in  zweiter  Ix*sung  mit  einer  Mehrheit 
von  83  Stimmen  angenommen,  1894  an 
Ausschuss  verworfen,  1897  mit  41  Stimmen 
Mehrheit.  1900  (28.  Februar)  mit  199  gegen 
175  Stimmen  abgelehnt.  Die  Bergleut** 
selbst  haben  sich  mit  wachsender  Ent- 
schiedenheit für  den  gesetzlichen  Acht- 
stundentag erklärt.  Nur  die  Bergleute  von 
Dnrham  und  Northum berland  sind  zum  Teil 
i dagegen : obwohl  sie  schon  jetzt  eine  ziuu 
Teil  geringere  Arbeitszeit  halten.  Sie  scheuen 
eben  die  gesetzliche  Festlegung  der  Art  »ei  ts- 
S (lauer.  Speciell  im  englischen  Eisenbahn- 
\ ebenste  scheint  die  Aussicht  für  eine  ge- 
setzliche Regelung  des  Arbeitstages,  obwohl 
die  Notwendigkeit  von  Reformrnassregeln 
ausser  Zweifel  steht , eine  bescheidene  zu 
sein.  — In  Russland  hat  der  1S97  ein- 
geführte ll1  • ständige  Xormalarbeitstag  ( vgl- 
d.  Art.  Arbeitszeit  in  Russland  oben 
Bd.  I S.  1030)  durch  Erläuterungen,  die  in 
einem  vom  Finanzminister  an  die  Fabrik  inspek- 
toreu  erlassenen  Cirkular  gegeben  sind,  eine 
Abschwächung  erfahren.  In  Bäckereien, 
Branntweinbrennereien,  Bierbrauereien  darf 
der  Arbeitstag  durchschnittlich  1 2 Stunden  be- 
tragen. Für  Buchdruckereiarbeiter  bei  Her- 
stellung der  periodischen  Presse  ist  die  Be- 
stimmung, dass  die  Unternehmer  mit  deu 
Arbeitern  nicht  mehr  als  120  Ueberstunden 
im  Jahre  vereinbaren  dürfen,  ausser  Kraft 
gesetzt  worden.  — Eine  Verwirklichung 
des  achtstündigen  Normalarbeitstages  findet 
sich  seit  mehr  als  35  Jahren  in  den  austra- 
lischen Kolonieen.  Zwar  giebt  es  iu 
den  Arbeiterscüutzgesetzen  von  Victoria, 
Tasmanien  und  Neuseeland  keine  auf  die 
Regelung  der  Arbeitszeit  sich  beziehende 
Bestimmung,  und  in  den  anderen  Kolonieen 
ist  ül>erhaupt  noch  nicht  von  einer  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung  die  Rede.  Gleichwohl 
ist  dank  der  Arbeiterorganisation,  die  bereits 
1847  begann,  wenigstens  in  Victoria  und 
Südaustralien  der  achtstündige  Arbeitstag 
der  herrschende  und  hat,  wie  es  scheint, 
mehr  oder  weniger  auch  in  den  anderen 
Kolonieen  Eingang  gefundeu.  In  Victoria 
datiert  man  seine  Einführung  und  allmähliche 
Einbürgerung  vom  Jahre  1855  gelegentlich 
der  Herstellung  eines  Gebäudes  in  einer  der 
Vorstädte  Melbournes.  Die  dabei  beschäf- 
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tigten  Maurer  beschlossen  in  einer  Ver- 
sammlung. dass  für  alle  Zweige  der  Bau- ( 
prewerbe  künftig  eine  Sstündige  Arbeit  als, 
Tagewerk  zu  betrachten  sei,  und  wussten 
mit  Hille  der  im  Laufe  der  Zeit  ins  Leben 
tretenden  Trades-Unions  sowie  gelegentlicher 
Arbeitseinstellungen  diesem  Grundsätze  all- 
gemeine Anerkennung  zu  verschaffen.  Bis 
gegen  Ende  der  70  er  Jahre  war  die  Be- 
wegung soweit  vorgeschritten , dass  von  j 
allen  Gewerben  nur  die  Schneiderei  noch , 
nicht  die  neue  Regelung  angenommen  hatte. 
Selbst  die  Schiffahrt  hatte  sich  zu  ihr  ver- ! 
standen,  sofern  wenigstens  auf  den  im  Hafen  ! 
liegenden  Schiffen  die  Leute  innerhalb  • 
24  Stunden  nur  8 beschäftigt  werden.  Für  i 
die  grosse  Mehrzahl  der  zu  ihm  gehörenden  ! 
Genossenschaften  hat  der  »Trades  Hall 
Council«  48  Stunden  Arbeitszeit  in  der 
"Woche  durchgesetzt.  Maurer.  Steinmetzen, 
Zimmerleute  arbeiten  sogar  nur  45  Stunden 
in  der  Woche,  indem  am  Samstage  statt  8 
nur  5 Stunden  gearbeitet  werden.  In  Süd  - 1 
australien  war  um  das  Jahr  1850  unter 
den  Handwerkern  eine  Arbeitsdauer  von 
58  Stunden  wöchentlich  die  Regel : 10  Stunden  ; 
an  gewöhnlichen  Wochentagen  und  8 Stunden  : 
am  Samstag.  Dann  erlangten  zuerst  die 
Zimmerleute  in  Port  Adelaide  die  Ver- 
kürzung auf  53l  2 Stunden.  Später  erfolgte 
die  Minderung  der  Samstagsarbeit  auf  7 ! 
Stunden  und  endlich  im  australischen  Früh- 
jahr 1873  die  ziemlich  allgemeine  Einführung 
des  Sstiindigen  Arbeitstages  ohne  Strikes1 
und  im  vollen  Einverständnis  mit  den  Ar- 
beitgebern. Seitdem  findet  alljährlich  am 
1.  September  eine  öffentliche  Feier  zur  Er- 
innerung an  diesen  Moment  statt,  ein  Fest, 
das  immer  grössere  Ausdehnung  gewinnt, 
an  dem  z.  B.  im  Jahre  1889  nicht  weniger 
als  30000  Menschen,  Unternehmer  wie  Ar- 
Hüter  in  gleich  herzlicher  Weise,  Anteil 
nahmen.  In  W e s t a u s t r a 1 i e n beträgt  j 
üblicher  Weise  die  Arbeitszeit  Erwachsener ! 
täglich  neun  Stunden.  In  Ne usüd Wales  j 
hatten bereitsl890 von  343Arbeiterkategorieen  | 
den  Achtstundentag  224  (65%).  In  Neu- 
seeland gilt  seit  vielen  Jahren  der  Acht- 
stundentag für  alle  Arbeiter.  In  Queens- 
land ist  in  den  Werkstätten  der  Staats- 
baluieu  die  Arbeitszeit  auf  wöchentlich  48 
Stunden  angesetzt. — Indes  hat  der  Sstündige 
Arbeitstag  in  Australien  doch  einen  neuen  | 
Uebelstand  hervorgerufen.  Die  kurze  Arbeits- 
zeit, verbunden  mit  einem  täglichen  Arbeits- 
löhne von  7 bis  12  und  15  Mark,  hat  die  I 
Unternehmer  auf  die  Idee  gebracht,  Kinder 
und  jugendliche  Arbeiter  in  deren  Be- 
hausungen durch  ihre  Arbeiter  als  Zwischon- 
personen  zu  beschäftigen.  Diesen  »Händen« 
fehlt  die  Organisation ; sic  können  für  längere 
Arbeitszeiten  beschäftigt  werden,  und  ihr 
Lohn  ist  gelegentlichen  Herabsetzungen  zu- 


gänglich. Mit  diesem  »Sweating  System«, 
d.  h.  der  hausiudustriellen  Beschäftigung 
von  Frauen  und  Kindern,  ist  aber  der  Grund- 
satz des  achtstündigen  Arbeitstages  durch- 
brochen und  der  Arbeitslohn  wird  systematisch 
herabgedrückt.  Besonders  leidet  unter  diesem 
System  die  Bekleidungsindustrie.  Da  mit 
der  Selbsthilfe  wenig  auszurichten  ist  und 
die  Mittelmänner  zum  Aufgeben  der  Haus- 
industrie nicht  zu  bewegen  sind,  so  wird 
auf  die  Dauer  nichts  anderes  übrig  bleiben, 
als  den  privaten  Arbeitsvertrag  in  irgend 
einer  Weise  gesetzlich  einzuschränken.  — 
In  den  Verein  igten  Staaten  von  Nord- 
amerika, wo  im  ganzen  die  lOstündige 
Arbeitszeit  vorherrscht , ist  allen  für  die 
Regierung  thätigen  Arbeitern  der  Acht- 
stundentag zugestauden.  Ausserdem  gilt 
dasselbe  in  einigen  Staaten  für  alle  Arbeiter. 
Vgl.  d.  Art.  Arbeitszeit  in  den  Ver- 
einigten Staaten  oben  Bd.  I S.  1036 ff. 
Ebenso  ist  in  Norwegen  auf  Storthings- 
besckluss  seit  Juni  1900  in  einigen  Staats- 
werkstätten der  achtstündige  Arbeitstag  eiu- 
geführt  worden.  Dagegen  ist  es  der  zweiten 
Kammer  in  Bayern  nicht  gelungen,  die 
im  Februar  1900  beschlossene  gesetzliche 
Einführung  des  Achtstundentags  für  Arbeiter 
»unter  Tage«  gegen  die  Reichsratskammer 
durchzusetzen.  Wohl  aber  ist  im  Rangior- 
und  Streckendienst  der  bayerischen  Eisen- 
bahnen seit  dem  Dezember  1898  ein  Arbeits- 
turnus vorgesehriel>en  worden,  der  den  Be- 
diensteten den  achtstündigen  Arbeitstag  ge- 
bracht hat.  Das  gleiche  ist  erreicht  für  die 
Arbeiter  der  Zeisssehen  Stiftung  in  Jena,  seit 
1899  für  die  Kanalisationsarbeiter  der  Stadt- 
verwaltung in  Paris,  für  die  im  Dienste  der 
Gemeinde  Rochdale,  die  verschiedene  Werke 
betreibt,  stehenden  Heizer,  die  gemeindlichen 
Arbeiter  in  West  harn  (Vorort  von  London) 
und  viele  andere  mehr. 

4.  Die  gesetzgeberischen  Anläufe  im 
Deutschen  Reichstage  zur  Kinfuhrtingdes 
N.  ln  Preussen  bestimmte  die  Novelle  vom 
Februar  1849,  dass  die  tägliche  Arbeitszeit  der 
Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter  vom  Ge- 
werberate für  die  einzelnen  Handwerke  und 
Fabrikzweige  nach  Anhörung  der  Beteiligten 
festzusetzen  sei.  Aber  da  die  Gewerberäte 
nicht  zu  stände  kamen,  ist  kaum  irgendwo  der 
Versuch  gemacht  worden,  in  die  Feststellung 
der  Arl)eitszeit  obrigkeitlich  einzugreifen. 

Zwanzig  Jahre  später  wurde  bei  der  Be- 
ratung der  Gewerbeordnung  für  den  nord- 
deutschen Bund  von  konservativer  und  sozial- 
demokratischer Seite  die  gesetzliche  Regelung 
der  Arbeitszeit  angeregt.  Die  Konservativen 
schlugen  den  zwölfstündigen  Normalarlteits- 
tag  für  Fabriken,  die  Sozialdemokraten  den 
zehnstündigen  für  Fabriken,  Werkstätten, 
Berg-,  Hütten-,  Pochwerke,  landwirtschaft- 
liche Betriebe,  Schiffswerften,  Eisenbahnen, 
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Dampfschiffe  etc.  vor.  Aber  weder  der 
maßvollere  noch  der  ungestümere  Antrag 
drangen  durch.  Nicht  einmal  die  Anregung, 
offiziell  festzustellen,  inwieweit  eine  un- 
gebührliche Ausdehnung  des  Arbeitstages 
sich  breit  mache,  fiel  auf  fruchtbaren  Boden. 
Damit  war  für  viele  Jahre  hinaus  die  Frage 
abgetlian  und  kam  erst  wieder  in  lebhafteren 
Fluss,  als  am  11.  Dezember  1881  der  Ab- 
geordnete Hertling  die  verbündeten  Re- 
gierungen im  Reichstage  über  ihre  Absichten 
auf  weitere  Ausbildung  der  bestehenden 
Fabrikgesetzgebung  interpellierte.  Einer  der 
hierbei  geäusserten  Wünsche  ging  dahin, 
den  zehnstündigen  Arbeitstag  sich  mit  der 
Zeit  als  allgemeine  Regel  im  Wirtsehafts- 
gobiete  des  Deutschen  Reiches  festsetzen  zu 
sehen.  Der  Reichskanzler,  der  sich  die  Be- 
antwortung der  Interpellation  selbst  vor- 
behalten  hatte,  erklärte  am  9.  Januar  1872 
die  Anregung  als  eine  für  den  Augenblick 
unnötige.  Obwohl  er  aussprach,  keine  der 
verbündeten  Regierungen  sei  so  übelwollend, 
dass  sie  nicht  «lern  Arbeiter  und  seiner  Frau 
die  Möglichkeit  gönnte,  mit  der  kürzesten 
Arbeitszeit  die  behufs  der  Existenz  nötige 
Einnahme  sich  zu  sichern,  so  schien  er  di>ch 
der  Behauptung,  dass  eine  übermässige  Ar- 
beitszeit vielfach  üblich  sei,  keinen  Glauben 
zu  schenken,  konnte  sie  jedenfalls  mit  den! 
in  seiner  nächsten  Umgebung  gemachten  i 
Erfahrungen  nicht  in  Einklang  bringen.  Die 
an  seine  Rede  knüpfende  Besprechung  der 
Interpellation  liess  entschiedene  Sympathie 
für  den  Gedanken  einer  Beschränkung  der 
Arbeitszeit  auf  fast  allen  Seiten  des  Hauses 
hervortreten,  lieferte  aber  keine  positiven 
Ergebnisse. 

Indes  hatte  sie  den  Erfolg,  dass  schon 
nach  wenigen  Jahren  in  gleicher  Richtung 
zielende  Anträge  verschiedener  Parteien  den 
Reichstag  aufs  neue  beschäftigten.  Im  No- 
vember 1884  brachte  das  Centrum,  ohne 
eine  bestimmte  Stundenzahl  anzusetzen,  den 
Antrag  ein,  die  Maximalarbeitszeit  erwach- 
sener männlicher  Arbeiter  zu  regeln,  und 
von  konservativer  wie  von  nationalliberaler 
Seite  wurde  auf  den  früher  geäusserten 
Plan,  Erhebungen  über  die  Arbeitsdauer 
erwachsener  männlicher  Arbeiter  anzustelleu, 
zurückgegriffen.  Die  Sozialdemokratie  end- 
lich rückte  im  Januar  1885  mit  dem  Vor- 
schläge heraus,  für  alle  über  IG  Jahre  alten,  I 
in  gewerblichen  Unternehmungen  beschäf- 1 
tigten  Ililfspersonen  die  Arbeitszeit  auf 
höchstens  ln  Stunden  täglich,  an  Sonnabenden  ! 
auf  höchstens  acht  Stunden  anzusetzen.  Die  i 
am  14.  Januar  1885  Iteginnende  Diskussion 
bot  wenig  Erfreuliches.  Einen  frucht- ! 
bringenden  Gedanken  äusserto  der  Ab- 
geordnete Hitze  in  dem  Vorschläge,  auf 
dem  Wege  des  Gesetzes  gewisse  Maxima  I 
der  Arbeitszeit  zu  verbieten  und  im  übrigen  [ 


die  Berufsgenossenschaften  zu  beauftraget» 
in  den  einzelnen  Industriezweigen  weitere 
Nachforschungen  anzustellen , um  eventuell 
stärkere  Verkürzungen  des  Arbeitstages  zu 
veranlassen.  Gleichfalls  auf  einen  prak- 
tischen Gesichtspunkt  verwies  das  Schluss- 
wort des  Antragstellers  Hertling,  indem  er 
bemerkte,  dass  die  Regierung  selbst  zu  aus- 
gedehnte Arbeitszeiten  hervomife,  wenn  sie  in 
1 den  Submissionsbedingungen  die  Lieferungs- 
fristen viel  zu  kurz  ansetzte.  Da  müsse 
i dann,  um  das  Einhalten  der  Fristen  zu  er- 
I möglichen , mit  Uebersehreitung  der  ge- 
; wohnlichen  Stundenzahl  gearbeitet  werden. 

; Die  Regierung  hätte  es  somit  in  ihrer  Hand, 
selbst  den  Anfang  zu  einer  Besserung  der 
Verhältnisse  zu  machen.  Zu  einer  Abstim- 
mung kam  es  nicht,  und  diese  Anträge  ver- 
schwanden mit  dem  vier  Monate  später  er- 
örterten sozialdemokratischen  Anträge  iu 
einer  Kommission,  aus  der  sie  nicht  wieder 
in  den  Reichstag  zurück  kehrten. 

Aber  schon  in  der  zweiten  Session  da- 
sechsten  Legislaturperiode  liegen  neue  An- 
träge vor.  Lieber  und  Genossen  wollten 
i (25.  November  1885)  einen  Xonnalarbeitstag 
von  höchstens  1 1 Stunden  und  die  Möglich- 
keit offen  gehalten  wissen . ihn  durch  Be- 
i Schluss  des  Bundesrates  für  gesundheits- 
schädliche Gewerbe  weiter  verkürzen  zu 
können.  Die  Sozialdemokratie  aber  wieder- 
holte ihre  bekannte  Forderung  einer  10  stän- 
digen Arbeitszeit.  Auch  dieses  Mal  wurden 
die  Anträge  in  einer  Kommission  begraben. 
Man  l>esehränkte  sich  zunächst  auf  die  Rege- 
j lang  der  Sonntags-  und  der  Frauenarbeit, 

! und  während  man  zur  Feststellung  der  ia 
ersterer  Richtung  vorhandenen  Uebelstände 
eine  Enquete  für  notwendig  hielt,  glaubte 
man  sie  bezüglich  der  Arbeitsdauer  entbehren 
1 zu  können.  Vergebeus  hatte  einer  der 
Redner  im  Reichstage  gesagt  , »dass  es  für 
' gar  keine  Frage  so  dringend  wünschenswert 
I sei  als  für  die  letztere,  einmal  genau  zu 
wissen,  wie  lang  denn  in  der  That  die  Ar- 
beitszeit für  die  erwachsenen  Arbeiter  in 
I Deutschland  sei«,  — man  hielt  es  trotz  der 
' im  allgemeinen  zu  Tage  tretenden  Sympathie 
für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  für 
! richtiger , zunächst  die  Sache  auf  sich  be- 
ruhen  zu  lassen. 

Wieder  einmal  erschien  der  Norm.il- 
arbeilstag  im  März  1887  im  Reichstage  .ge- 
legentlich der  Beratungen  über  die  vom 
Abgeordneten  Hitze  eingebraehten  Entwürfe 
zur  Vervollkommnung  der  Arbeitersehutz- 
gesetzgebuug.  Wieder  erschien  er  in  der 
Begrenzung  auf  1 1 Stunden  mit  der  Aende- 
rung,  dass,  falls  diese  Bestimmung  nicht 
allgemein  durchführbar  erscheinen  sollte,  er 
wenigstens  in  den  Textilfabriken  zur  An- 
wendung kommen  möchte.  Die  Zulässigkeit 
von  Ueberstunden , d.  h.  also  die  vorüber- 
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gehende  Verlängerung  der  normalen  Arbeits- ' 
zoit,  war  vorgesehen.  Obwohl  warm  ver- 
teidigt, fand  er  doch  auch  jetzt  in  der  Kom-  | 
inission,  an  die  der  Entwurf  gewiesen  wurde, ' 
.keinen  allgemeinen  Anklang.  Mit  grosser 
Mehrheit  verständigte  man  sich  dahin,  von 
<ler  Durchberatung  des  Entwurfs  ganz  ab- 
zusehen. Grundsätzliche  Abneigung  gegen 
die  Regelung  der  Arbeitszeit  für  Erwachsene 
war  eigentlich  in  der  Kommission  nicht  vor- 
handen. Nur  ganz  vereinzelt  wurde  die 
Ansicht  laut,  dass  ein  gesetzlicher  Normal- 
arbeitstag ein  Eingriff  in  die  persönliche 
Freiheit  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  sei. 
ln  der  Hauptsache  waren  fast  «die  Mitglieder 
darin  einig,  dass  gesetzliche  Massregeln 
gegen  die  übermässige  Ausdehnung  der 
Arbeitszeit  erwachsener  Arbeiter  in  Fabriken 
für  wünschenswert  erachtet  wurden.  Nur 
hielt  man  dafür,  dass  zur  Zeit  die  erforder- 
liche Klarheit  über  die  Hegrenzung  und  die 
Ausführbarkeit  derartiger  Massregeln  ver- 
misst werde.  Demgemäss  beschränkte  man 
sich  darauf,  dem  Reichstage  eine  Resolution 
Voranschlägen . an  die  verbündeten  Re- 
gierungen das  Ersuchen  um  Vornahme  einer 
Enquete  über  die  Arbeitsdauer  und  die  Not- 
wendigkeit ihrer  Einschränkung  zu  stellen. ! 
Dieser  Antrag  wurde  im  Reichstage  an- 1 
genommen,  hat  aber  zur  Zeit  noch  keinen 
Erfolg  gehabt. 

Zum  letzten  Male  kam  der  Normalarbeits- 
tag bei  den  Verhandlungen  über  die  am 1 
1.  Juni  1891  Gesetz  gewordene  Veränderung 
der  Gewerbeordnung  im  Reichstage  vor. 
Einerseits  brachten  die  Sozialdemokraten 
den  lOstündigen  Arbeitstag  für  Fabrikbetriebe  f 
in  Vorschlag,  der  vom  1.  Januar  1894  ah 
in  einen  9stündigen  und  vom  1.  Januar  1898 
ab  in  einen  8 ständigen  umgewandelt  werden 
sollte.  Andererseits  wurde  vom  Abgeordneten 
v.  Stumm  die  Einführung  eines  llstündigen 
Arbeitstages  für  die  Textilindustrie  angeregt. 
Der  Vertreter  der  Regierung  erklärte  den 
Normalarbeitstag  für  einen  völlig  diskutier- 
baren Gegenstand  und  sprach  die  Geneigt- 
heit aus,  für  einzelne  Gewerl*1  gebiete  eine 
bestimmte  Arbeitsdauer  zu  vertreten.  Zu 
einem  Beschlüsse  kam  es  nicht.  Immerhin 
sind  die  Verhandlungen  im  deutschen  Reichs- 
tage von  1809  bis  1887  nicht  ganz  nutzlos 
gewesen.  Sie  haben  den  llstündigen  Ar- 
beitstag für  die  Fabrikarbeiterinnen  über 
sechzehn  Jahre  bewirkt,  vielleicht  der  grösste 
Fortschritt  in  der  Novelle  von  1891.  Sie 
haben  ferner  bewirkt,  dass  im  ij  12üe  Abs.  3 
der  Gew.-O.  dem  Bundesrat  die  Macht  ein- 
geräumt ist,  für  Gewerbe,  in  denen  durch 
übermässige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit 
die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährdet  wird, 
Dauer,  Beginn  und  Ende  der  zulässigen  j 
täglichen  Arbeitszeit  vorauschreiben.  Davon  | 
ist  infolge  einer  Umfrage  von  seiten  des  j 


Reichskanzleramts  im  Jahre  1897  für  eine 
ganze  Reihe  Industrieen  Gebrauch  gemacht 
worden  (vgl.  d.  Art.  Arbeitszeit  in 
Deutschland  oben  Bd.  1 S.  1011).  Im 
übrigen  ist  die  Arbeitszeit  erwachsener  männ- 
licher Personen  noch  nicht  gesetzlich  geregelt. 
Immerhin  sind  wenigstens  für  das  Bäckerei- 
gewerbe und  die  Kleider-  und  Wäschefabri- 
kation Maximalarbeitstage  bestimmt  worden. 
Lltteratnr:  Hauer,  Arbeiterfrage  in  Australien, 
Jahrb.  f.  Nut.  u.  St  nt.  Ar.  F.  2,  S.  64 1 — 706.  — 
Baumbach,  Der  Xormalarbeitstag,  1885.  — 
Bratllauqh , The  Fight  Hours  Movement, 
London  1889.  — Brentano , L'ebcr  das  l’er- 
kiiltnis  von  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur 
Arbeitsleistung,  2.  Auft.,  1898.  — Gustav  Cohn, 
Die  gesetzliche  Regelung  der  Arbeitszeit  im  Deut- 
schen Reiche,  Jahrb.  f.  Fiat.  u.  Stuf.  X.  F.  6, 
S.  29 — 71.  — Derselbe . Der  Xormalarbeitstag 
in  der  Schweiz,  Jahrb.  /.  Fiat.  u.  Stal.  X.  F.  5, 
S.  444-  — Derselbe,  Internationale  Fabrik- 
gesetzgebung, Jahrb.  /.  Xat.  u.  Stat.  X.  F.  2, 
S.  888 — 410.  — Derselbe,  Der  Xormalarbeits- 
tag,  Prruss.  Jahrb.  1855,  S.  58 ft.,  S.  200  0.  — 1 
Derselbe,  Die  Arbeitszeit  der  englischen  Eisen- 
bahnbcdienstcte.n,  Arch.  f.  Fisenbahnw.,  Jahrg. 
1872,  S.  209 — 229.  — Frilnkel , Die  tägliche 
Arbeitszeit  in  Industrie  und  Landwirtschaft,  1882. 

— Guinprccht,  Die  Maximalarbeitszeit,  Arbeiter- 
freund  24,  S.  279 — 281.  — L.  Knorr,  Der 
Xormaia rbeitstag,  1880.  — Losch.  Der  Maximal- 
arbeitstag in  technisch-beruflicher  Beleuchtung,  in 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  15,  S.  227 — 259.  — Der- 
selbe, Fine  Statistik  der  Arbeiterverhältnisse  in 
den  Staatsbetrieben  Württembergs.  — K.  Marx, 
Das  Kapital,  2.  Au  ft.,  S.  222 — 802.  — Morf, 
Die  Verkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit,  1892. 

— K.  J.  Neumann,  in  Schriften  des  V er.  f. 
Sozialp.,  2,  S.  199 ft.  — Oechclhti user,  Soziale 
Tageftragen,  1889,  S.  51  — 61.  — John  Hae, 
Der  Achtstundentag,  1897.  — Derselbe , im 
Arch.  f.  soz.  Geselzg.  XII,  S.  10".  — Knhlaml, 
Der  achtstündige  Arbeitstag  in  England,  Zeit- 
schrift f.  d.  ges.  Slaatsw.  47,  S.  126 — 152.  — 
Derselbe,  Der  achtstündige  Arbeitstag  und  die 
A rbeitersrhutzgesetxgebung  der  australischen  Ko- 
lonicen,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Slaatsw.  47,  S.  279 
— 271.  — F.  Rust,  Der  Achtstundentag,  1896. 

— Sartorius,  Arbeitstag  und  Xorm idar beilslag 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Xordamerika, 
Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stal.  X.  F.  4,  4-  461 0.,  5, 
S.  107 ft.  — Schilffle,  Zur  Theorie  und  Politik 
des  Arbeiterschutzes,  Zeitschr.  /.  d.  ges.  Slaatsw. 
46,  S.  649 — 794.  — Schüler,  Der  Xormal- 
arbeitstag  in  seinen  Wirkungen  auf  die  Pro- 
duktion, Arch.  f.  soz.  Gcsetzg.  4,  S.  82 — 102.  — 
Derselbe,  Zwanzig  Jahre  Xorinalarbeitstag  in 
der  Schweiz,  in  Zeitschr.  f.  Sozialw.  I,  S.  581. 

— Silberschlag,  Der  Arbeitstag  und  die  ge- 
setzliche Festsetzung  der  Dauer  desselben , Ar- 
beiterfr.  21,  S.  72 — 81.  — Seidel , Der  Acht- 
stundentag vom  Standpunkte  der  Sozialökotwmie, 
Moral  und  Demokratie,  1891.  — Ael.  Wagner, 
Rodbertus  Jagetzow  über  den  Xormalarbeitstag, 
Zeitschr.  f.  d.  ges.  Slaatsw.  24,  S.  222 — 267.  — 
Shlncy  Wcbb  und  Harold  Cox,  The  r.ight 
hours  dag,  1891.  — Berichte  der  Fabrikaufsiehls- 
bcumten,  Soziale  Praxis  in  allen  Jahrgängen. 

Willi.  Slleda. 
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Xorth,  Dudley,  (Sir), 

geh.  am  1(5.  111.  1(541  in  London,  gest.  daselbst 
im  März  1691.  widmete  sieh  dem  Handelsstande, 
erwarb  sich  als  Handelsfaktoreibesitzer  in  Kon- 
stantinopel  und  Smyrna  den  Kuf  eines  der  be- 
deutendsten englischen  Vertreter  des  Levante- 
handels, wurde,  nach  London  zurückgekehrt, 
Sheriff.  Alderman,  Ueneralkommissar  der  Zölle, 
Parlamentsmitglied  und  Administrator  der  Krou- 
güter. 

North  veröffentlichte  folgende  staats  wissen- 
schaftliche Schrift  in  Buchform  und  anonym: 

Discoursus  upon  trade;  priucipally  directed 
to  tbc  casea  of  the  interest,  eoinnge,  clippiiig 
and  increase  of  muney,  London  1(591;  dasselbe, 
neuer  Abdruck  unter  dem  Titel:  Discourses 
upon  trade  etc.  (1691).  Reprinted  with  intro- 
duction,  Edinburg  1822.  nur  in  80  Exemplaren 
gedruckt;  dasselbe,  neuer  Abdruck,  herausge- 
geben von  M.  Napier.  ebd.  1846;  nur  in  80 
Exemplaren  publiziert;  dasselbe,  herausgegeben 
in  dem  Sammelwerke  „Early  Trarts“  vom 
Political  Economical  t'lub,  London  1856.  (Diese 
Schrift  wurde  gleich  nach  Erscheinen  in  allen 
erreichbaren  Exemplaren  vom  Verfasser  aus  dem 
Handel  gezogen  und  vernichtet;  es  geschah  dies, 
weil  North  darauf  gerechnet,  dass  der  Sturz 
Jakobs  II.  den  Sieg  des  Freihandels  in  England 
herbeiführen  werde,  während  er  im  (regen teil 
zur  Verschärfung  des  Protektionssystems  ge- 
führt hatte.  Ans  der  Einleitung  zum  ersten 
Neudruck  gebt  hervor,  dass  Norths  Zweck,  die 
„discourses“  durch  Einstampfung  der  ganzen 
Auflage  für  Interessenten  unauffindbar  zu 
machen,  auf  die  Dauer  von  131  Jahren  erreicht 
war.  Erst-  1822  tauchte  ein  der  Vernichtung 
entgangenes  Exemplar  wieder  auf  und  ermög- 
lichte die  Herstellung  eines  Neudruckes.  North 
war  einer  der  erleuchtetsten  Denker  und  staats- 
wirtschaftlichen Theoretiker  des  17.  Jahrhunderts. 
Aus  sich  selbst  heraus  emancipierte  er  sich  von 
den  merkantilistischen  Anschauungen  seiner  Zeit 
und  gelangte  zu  Theoremen,  die  durch  wunder- 
bare Schärfe  des  Gedankenganges  sich  nus- 
zeiclmen.  Sein  Buch  ist  eine  Apologie  der  Frei- 
handelspolitik, die  berechtigt,  wie  u.  a.  auch 
Mac  (’ulloch  gethan,  den  Verfasser  zur  Schule 
der  Oekonomisten  zu  zählen,  wenn  North  zu- 
weilen nicht  auch  dieser  voraus  geeilt  wäre  und  drei 
Generationen  vor  Adam  Smith  Sätze  aufgestellt 
hätte,  die  durchaus  in  den  Rahmen  des  Industrie- 
systems passen,  z.  B. : Die  handeltreibenden 
Nationen  bilden  in  der  von  völkerrechtlichen 
Priucipien  regierten  Welt  des  Warenaustausches 
und  Erwerbes  ein  einziges  Volk,  ihre  Abhängig- 
keit von  der  Allgemeinheit  gleicht  der  der 
Städte  zum  Staate,  der  Familien  zur  Stadt,  die 
Handelskrise,  welche  über  einen  Industriestaat 
hereiubrichf  und  seine  Handelsbeziehungen  zum 
Auslände  abschneidet,  ist  demnach  keine  ver- 
einzelte, sondern  eine  den  ganzen  Welthandel 
treffende  Einbusse,  Handelsstockungen  beruhen 
nicht  lediglich  auf  Geldmangel,  auch  Absatz- 
stauungen auf  einheimischen  Märkten  können 
daran  die  .Schuld  tragen.  Geldausfuhr,  als 
kommerzieller  Faktor  gedacht,  schmälert  nicht, 
sondern  vermehrt  den  Nationalreichtum,  da  im 
Handel  nur  ein  gegenseitiger  Austausch  des 
Ucberfüissigen,  also  Abgcbbaren  stattfindet.  Es 
giebt  keinen  Handel,  der  dem  Gemeinwesen 


nicht  Nutzen  brächte,  an  jedem  Verdienste,  den 
der  Kaufmann  einheimst,  profitiert  auch.  4a  er 
einen  Teil  vou  ihr  bildet,  die  Gesamtheit  Da? 
Gehl  ist  eine  Ware,  die  im  Ceberfluss  vorhanden 
sein  und  au  der  Mangel  herrschen  kann,  schein- 
barer Geldmangel  kann  auch  bei  Geldüberfiuss. 
wenn  Kapitalmangel  besteht,  eintreten.  Eu- 
Individuum  ist  nicht  reich  zu  nennen  in  Rück- 
sicht auf  das,  was  es  an  Geld  und  Geldt-swerr 
besitzt,  wohl  aber  im  Hinblick  anf  das.  was  es 
mit  seinem  Gelde  an  geldbringenden  Unter- 
nehmungen ausführen  kann.  Die  natürliche 
Preisbildung  darf  durch  keine  staatliche  Ein- 
mischung, Gesetzgebung  etc.  gestört  werden, 
ebenso  wirtschaftlich  irrationeil  sind  obrig- 
keitliche Zinserniedrigungsmassregeln,  da  die 
I Schwankungen  des  Kapitalzinses  von  denen  de- 
Angebotes  und  der  Nachfrage  reguliert  werden 
und  Kapitalunhüufung  den  Zinsfnss  von  ganz 
allein  herabdrückt;  ein  hoher  Zinsfuss  lockt  das 
Geld  zur  Beteiligung  an  wirtschaftlich  produk- 
tiven Unternehmungen  hervor,  während  ein 
niedriger  seine  Unthätigkeit  oder  Verwendung 
zu  unwirtschaftlichen  Zwecken  befördert.  Lu 
seiner  Parallele  zwischen  Landlord  und  Stock- 
lord behandelt  er  beide  Zinsarten  „rent  ior 
' stock“  und  Rente  vom  Grund  und  Boden  ge- 
meinsam nach  dem  Theorem,  dass  die  Zins- 
bildung in  beiden  Fällen  sich  auf  mietweise 
j Abgabe  des  überflüssigen  Kapitals  der  Kapita- 
listen, des  überflüssigen  Bodens  der  Grundeigen- 
| t iin>er  stütze;  da  nun  das  vermietete  Kapital 
| nicht  aber  der  vermietete  Boden  Dieben  zur 
Beute  fallen  könne,  müsse  der  Zins  für  letzteren 
I ein  niedrigerer  als  der  für  das  Kapital  sein. 
Ausführlich  verbreitet  sich  North  über  den 
Luxus  und  dessen  staatliche  Beschränkung,  und 
gelangt  zu  der  Schlussfolgerung , dass  der 
luxuriöse,  nicht  durch  Prachtliebe,  sondern  ans 
dem  Aufschwung  der  Geschäfte  dazu  erwachsene 
Haushalt  eines  begüterten  Industriellen  in 
Ländern,  wo  keine  Luxusgesetze  die  freie  Ent- 
faltung des  individuellen  und  industriellen  Auf- 
wandes erschweren,  zum  Wetteifer  mit  dem  Er- 
folge anspornt,  dass,  je  mehr  spekulative  Unter- 
, nehmer  in  diesen  Wettbewerb  um  Güteran- 
häufung im  Dienste  der  Machtstärkung  eines 
1 ndustriestaates  eintreten,  desto  mehr  auch  der  Na- 
tionalwohlstand  dabei  prosperieren  werde.  Nicht 
im  merkantilistischen  Sinne  giebt  schliesslich 
| North  den  Edelmetallen  vor  allen  Gütern  den 
Vorzug,  sondern  ihrer  Seltenheit,  des  dadurch 
| bedingten  hohen  Wertes,  ihrer  elementaren  Ein- 
flüssen nicht  unterworfenen  Konsistenz  und  der 
geringen  Raumverhältnisse  wegen,  die  ihreAuf- 
: Speicherung  oder  ihre  Versendung  erfordert. 

Vgl.  über  North:  RogerNorth  ( Bruder 
1 Dudleysi,  Life  of  Sir  Dudley  North,  Edinburg 
1822;  dasselbe,  neue  Aufl.  u.  d.  T. : Lives  of 
i Francis  North,  Sir  Dudley  North  und  Rever. 
j Dr.  North.  3 Bde.,  London  1826.  — Mac 
Cu  Hoch,  The  principles  of  political  economy. 
j Edinburg  1843,  S.  42  ff.  — Macanlay,  Die 
j Geschichte  Englands  seit  dem  Regierungsantritte 
Jakobs  II.,  übersetzt  von  F.  Biilau.  4 Bde, 
Leipzig  1849— 56,  Kap.  IV.  — Travers 
Tw  iss,  View  of  the  progress  of  political  eco- 
i noniv  in  Enrope  since  the  XVH.  Century,  London 
11847,  S.  83.  — Roscher,  Zur  Geschichte  der 
; englischen  Volkswirtschaft,  Leipzig  1851,  S. 
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85  93.  — Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der  | 
ISationalökonomik.  Teil  I,  Wien  1858,  S.  155. 
— - Perry,  Jntroduetion  to  political  economy, 
ew- York  1877,  S.  185.  — v.  Böhm-Bawerk, 
Kapital  und  Kapitalzins,  Bd.  I,  Innsbruck  1884, 
S.  50.  — I ngra m , Ilistory  of  political  economy, 
Kdinburg  1888,  S.  52  58.  — Roge  rs,  Economic 
Interpretation  of  historv,  London  1888,  S.  229. 
— J.  M.  Robertson,  The  fallacy  of  saring, 
ebd.  1892,  8.  40  41.  — Nouveau  dictionnaire . 
tTeconomie  polit-,  Bd.  II,  Paris  1892.  S.  394  95.  | 

Lippert, 


Notariat. 

I.  Geschichtliches.  II.  Bestehender  Rechts- 
zustaml  in  Deutschland.  1.  Urkundrecht.  2. 1 
Urkund Verfassung.  III.  Ausland.  IV.  Ausblick. 

1.  Geschichtliches. 

Notariat  ist  öffentliche  Beur- 
kundung im  Dienste  Privater.! 
Oeffentlicii  aber  ist  die  Urkunde,  die  ihre  Echt- ! 
heit  durch  sieh  selbst  beweist  und  deren  Be-  , 
rieht  kraft  Rechtsvennutung  als  wahrgilt.  In  ! 
dieser  Gestalt  ist  das  Notariat  eine  ziemlich 
neue  Erscheinung.  Weder  das  römische  noch 
das  germanische  Recht  kannte  öffentliche 
Urkunden  in  diesem  Sinne.  Die  römischen 
T a b e 1 1 i o n e n waren  nichts  als  konzes- 
sionierte Privatschreiber,  das  jus  a c t o r u in 
eine  Einrichtung  zur  amtlichen  Verwahrung 
privater,  nicht  zur  Errichtung  öffentlich  be- 
weisender Urkunden.  Die  germanische 
Urkunde  beweist  überhaupt  nicht,  son- 
dern hilft  zum  Beweise;  sie  giebt  das 
Recht,  den  Gegner,  der  sich  sonst  1ns- 
schwören  könnte,  durch  Zeugen  zu  über- 
führen. Etwas  von  öffentlicher  Urkunde 
erscheint  im  Siegel  recht,  insofern  gegen 
den  sachlichen  Bericht  der  recht  besiegelten 
Urkunde  keine  Einwendung  zugelassen ; 
wird,  nur  die  bestrittene  Echtheit  bewiesen  j 
werden  muss.  Das  Siegelrecht  aber  stand, 
wenigstens  für  eigne  Geschäfte,  jedermann  ; 
zu,  so  dass  in  gewissem  Sinne  jeder  Privat-  I 
mann  eine  öffentliche  Urkunde  herstellen  ■ 
konnte.  Den  weiteren  Schritt,  die  11er- , 
Stellung  öffentlich  beweisender  Urkunden  j 
einer  privilegierten  Klasse  von: 
Schreibern  zu  übertragen,  tliat  das  ka-  j 
nonische  Recht.  Es  fehlt  zwar  ein  völlig ! 
klarer  gesetzlicher  Ausspruch.  Allein  seil  1 
dem  11.  Jahrhundert  erscheinen  in  Italien  I 
und  seit  dem  13.  in  Deutschland  notarii, 
die  — zum  Unterschied  von  den  ebenfalls 
notarii  geheissenen  Privatsehreibern  oder 
Kabinetssckretüren  der  Grossen  — einen 
auf  kaiserliche  oder  päpstliche  Bestallung 
deutenden  Titel  tragen,  und  deren  Urkunden 
(instrumenta  publica,  publica  manu  confecta) , 
von  den  geistlichen  Gerichten  die  Kraft  zu- 
erkannt wird,  ihre  Echtheit  und  die  Wahr-  j 


heit  ihres  Berichts  durch  sich  selbst  bis 
zum  Beweise  des  Gegenteils  zu  beweisen. 

Auch  über  öffentlichrechtliche  Akte 
konnte  eine  beweisende  Urkunde  nicht 
anders  hergestellt  werden  als  durch  den 
Notar;  der  amtliche  Bericht  darüber  ge- 
nügte nicht.  Sogar  lag  ursprünglich  das 
Schwergewicht  der  materiellen  Thätigkcit 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts. 
Mau  verwendete  die  Notare,  ursprünglich 
durchweg  Geistliche,  zunächst  zur  Be- 
urkundung kirchenrechtlicher  Akte  (Bischofs- 
wahl, Pfarrübergabe  und  dergl.),  sodann 
irozessrech tl icher  Zustellungen,  Protokolle, 
iechtsmitteleiulegung,  und  erat  in  letzter 
mne  zu  privatrechtlichen  Rechtsgeschäften, 
für  welch  letztere  ja  die  einfachere  und  fast 
gleich  wirksame  Form  der  besiegelten  Ur- 
kunde zur  Verfügung  stand.  Erat  im  Laufe 
der  Zeit  bildete  sich  der  Satz  aus,  dass 
amtlicher  Bericht  die  Kraft  einer  notariellen 
Urkunde  hat.  womit  sich  diese  auf  das  Ge- 
biet des  Privatrechts  und  auf  den  Dienst 
Privater  zurückgedrängt  sah,  woraus  sich 
zugleich  ergab,  dass  der  Notar  auf  Ge- 
bühren gesetzt  ist. 

Seine  erste  reichsreeht liehe  Regelung 
erhielt  das  Notariat  durch  die  Reichs- 
Notariatsordnung  vom  8.  Oktober  1512,  die 
sich  fast  ausschliesslich  mit  der  Urkundauf- 
nahme, wenig  mit  der  Verfassung  das 
Notariats  beschäftigte  und  in  einzelnen,  be- 
sonders den  von  den  Testamenten  mit 
sieben  Zeugen  handelnden  Teilen  bis  zum 
Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
in  Geltung  geblieben  ist.  Die  Verfassung 
des  Notariats  war  die,  dass  der  Notar  vom 
Kaiser  oder  dem  mit  dein  Recht  der  No- 
tarsernennung beliehenen  Hofpfalzgrafen  er- 
nannt mul  beeidigt  wurde.  Ueber  Vorbil- 
dung und  Prüfung  gab  es  keine  weitere 
Vorschrift  als  die,  dass  die  Hofpfalzgrafen 
nur  taugliche  Personen  ernennen  sollten; 
was  so  gewissenhaft  gehandhabt  wurde, 
dass  schon  frühzeitig  Rcichsstäude  sich 
durch  kaiserliche  Privilegien  gegen  die 
kaiserlichen  Notare  zu  schützen  oder  durch 
die  Hofpfalzgrafen würde  das  Recht  der 
Notaraernennung  in  die  eigene  lland  zu 
bekommen  suchten,  jedenfalls  das  Recht 
der  Prüfung  und  Zulassung  der  Notare  in 
Anspruch  nahmen  und  für  ihre  Gebiete  be- 
sondere Notariatsordnungen  erliessen.  Auf 
diese  Weise,  vielfach  unter  Verletzung  des 
kaiserlichen  Reservatrechts,  ist  das  Notariat 
aus  einer  Reichs-  allmählich  zu  einer  Landes- 
einrichtung geworden. 

Das  gemeine  Recht  forderte  im  allge- 
meinen öffentliche  Beurkundung  von  Rechts- 
geschäften nicht.  Selbst  die  wichtigsten 
Rechtsgeschäfte,  wie  das  Testament,  konnten 
in  privater,  wenn  auch  feierlicher  Form  er- 
klärt werden.  Wo  aber  öffentliche  Be- 
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urkundung  gefordert  wurde,  wie  bei  der 
Schenkung  und  Adoption,  da  war  es  ge-, 
riehtlichc.  nicht  notarielle  Beurkundung. 
Gerichtliche  Formen  waren  es  auch,  die  [ 
das  germanische  Hecht  ausbildete.  Ver-  j 
Äusserung  von  Grundeigentum  konnte  nur 
durch  Auflassung  im  echten  Ding  oder  vor  j 
dem  Rat  vollzogen  werden.  Das  gerieht- 1 
liehe  Testament,  schon  dem  römischen 
Rechte  bekannt,  gewann  leicht  den  Sieg ! 
über  die  sieben  Zeugen  des  gemeinrecht- 
lichen Privattestaments.  Die  zahlreichen, 
be<  (item  erreichbaren  Pat  rimon  i&Igerichte 
zogen  das  einträgliche  Urkundwesen  an 
sielt.  Vielfach  wurde  gerichtliche  Beur- 
kundung — zum  Teil  auch  Genehmigung  — 
zur  Bedingung  der  Giltigkeit  der  Rechts- 
geschäfte gemacht.  Das  Aufkommen  der 
gerichtlichen  Grundbücher  musste  vollends 
die  Gerichte  oder,  wo  an  deren  Stelle  Ge- 
meindeämter standen,  diese  zum  Mittel- 
punkt aller  öffentlichen 
machen. 

Unter  diesen  Umständen  konnte  das 
Notariat  keine  rechte  Bedeutung  gewinnen,  i 
Es  musste,  um  leiten  zu  können,  mit  der  \ 
Advokatur,  mit  Sekretärsstellen,  städtischen 
und  andern  Aemtern  verbunden  werden. 
Eine,  alter  auch  nur  unvollkommene,  Ver- 
selbständigung des  Notariats  wurde  1781, 
bei  Einführung  der  Carmersehen  Prozessge- 
setzgebung, in  Preussen  versucht.  Die 
Advokatur  wurde  zu  einem  fest  Itesoldeten 
Staatsamte,  dem  der  Assistenzräte, 
gemacht,  dessen  Thätigkeit  auf  den  Civjl- 
prozess  beschränkt  wurde.  Dies  bedingte 
die  Trennung  des  Notariats  von  der 
Advokatur.  Was  die  Advokatur  im  Pro- 
zesse, das  sollte  das  Notariat  in  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  leisten.  Unter  dem 
Namen  *J  u s t i z k o m m i s sa  re«,  sollten  die 
Notare  das  Publikum  in  allen  Rechtssachen, 
die  nicht  Prozess  sind,  beraten  und  ver- 
traten, öffentliche  Urkunden  aufnehmen 
und  — was  freilich  grundsatzlos  war  — 
Verteidigungen  in  Strafsachen  führen.  Zu- 
gleich wurde  durch  den  damals  neuen 
Grundsatz,  dass  alle  Verträge  über  unbe- 
weglich Gut  der  gerichtlichen  oder  notari- 
ellen Form  bedürfen,  dem  Notariat  ein  er- 
heblicher Wirkungskreis  gesichert.  Endlich 
wurde  ihm  — was  ebenfalls  ohne  Vorgang  I 
war  — eine  Kollegial  Verfassung  mit 
gemeinsamem  Direktor  und  gemeinsamer 1 
Kanzlei  gegeben.  Diese  grossen  organischen  , 
Aenderungen  hatten  aber  keine  Zeit  sich  zu 
bewähren;  denn  schon  1782  verschwanden  i 
die  Assistenzräte  und  wurde  die  Prozess- . 
thätigkeit  den  Justizkommissareu  über- 
tragen, Advokatur  und  Notariat  also  wieder 
vereinigt.  Allein,  war  früher  diese  Ver- 
einigung eine  zufällige  gewesen,  so  war  sie 
jetzt  eine  notwendige.  Die  grosse  Verände- 


rung gegen  den  früheren  Zustaad  bestand 
darin,  dass  Advokatur  und  Notariat  zu 
einem  einzigen  Berufsstande  mit  (gemein- 
samer Verfassung  und  gemeinsamem  Dienst- 
recht  zusammengeschweisst  wurden,  den 
man  als  Berufsstand  der  Rechtsbe- 
ratung bezeichnen  kann.  Die  Justizkom- 
missare  wurden  vollständig  in  den  Beamten- 
stand aufgenommen,  ihr  Dienstrecht  neben 
dem  der  übrigen  Beamten  im  dritten  Teile  der 
allgemeinen  Gerichtsordnung  abgehandeh. 
Gleichzeitig  führte  das  allgemeine  Land- 
recht  einen  ausgedehnten  Form  zwang  für 
Rechtsgeschäfte  ein,  hierbei  aber  die  ge- 
richtliche Urkunde  ganz  wesentlich  gegen- 
über der  notariellen  begünstigend.  Die 
Form  der  notariellen  Urkunden  wurde 
später  neu  geordnet  durch  G.  v.  11.  Juli 
1845.  Die  Justizorganisation  von  1849 
änderte  an  dieser  Verfassung  nichts  als  den 
Namen:  der  .»Justizkommissar  und  Notar' 
.verschwand  und  machte  dem  »Rechtsanwalt 
und  Notar*  Platz.  Diese  Verfassung  mit 
ihrem  Neheneinanderwirkeu  von  Gericht 
um!  Notar  und  ihrer  Verbindung  von 
Rechtsanwaltschaft  und  Notariat  hat  vorbild- 
lich gewirkt  lmd  ist  in  fast  ganz  Nord- 
deutscldand  übernommen  worden.  Erst  die 
Reichs-  und  Justizorganisation  vou  1879 
hat  hier  tiefer  eingegriffen:  die  Rechtsan- 
waltschaft, ein  nunmehr  fraigegebener,  un- 
amt  lieber,  durch  Reichsrecht  neugeordneter 
Beruf,  konnte  nicht  in  der  bisherigen  not- 
wendigen Verbindung  mit  dem  Amte  des 
Notars  bleiben:  die  Verbindung  wurde,  wie 
sie  es  im  18.  Jahrhundert  gewesen  war. 
eine  zufällige.  Jedoch  hielt  man  daran  fest, 
das  Notariat  nur  Rechtsanwälten  zu  ver- 
leihen, so  dass  zwar  das  Notariat  notwendig 
mit  der  Rechtsanwaltschaft,  aber  nicht  die 
Rechtsanwaltschaft  notwendig  mit  dem 
Notariat  verbunden  blieb. 

In  diese  Entwickelung  brachte  die  fran- 
zösische Fremdherrschaft  einen  bis  heute 
ungeheiltcn  Riss  durah  die  Einführung  des 
französischen  Notariats.  Die  in 
Frankreich  herrschende  Lehre  von  der  Sonde- 
rung der  Gewalten,  welche  verlangt,  dass 
dem  Richter  ausschliesslich  das  Richten, 
dem  Advokaten  ausschliesslich  das  Vertei- 
digen, dein  Notar  ausschliesslich  das  Ur- 
kunden zustehe,  hatte  für  das  Notariat  zu 
folgenden  Hauptgrundsätzen  geführt: 

1.  Die  öffentliche  Beurkundung  steht 
den  Notaren  ausschliesslich  zu. 

2.  Das  Notariat  ist  mit  der  Advokatur 
unvereinbar. 

Dieses  System  — man  kann  es  die 
Ei  na  in  t ord  n u n g (gegenüber  der  in 
Deutschland  herrschenden  Zweiamtord- 
nung) nennen  — war  auch  darin  den  deut- 
schen Anschauungen  entgegen,  dass  es  die 
Befähigung  zum  Notariat  lediglich  durah 
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sechsjährigen  Vorbereitungsdienst  (ohne 
Rechtsstudium  und  Pr ii f u n g)  er- 
werben liess.  die  hergebrachte  Käuflich- 
keit der  Stellen  nicht  beseitigte,  die 
1 )isciplinargewalt  gewählten  Notarska m - 
m er n neben  den  Gerichten  übertrug  und 
das  Notariat  der  Staatsanwaltschaft 
unterstellte.  Endlich  war  die  Beweis- 
kraft der  Urkunde  eine  stärkere  und  ihre 
Vollstreckbarkeit  eine  bis  dahin, 
wenigstens  in  Preussen,  unbekannte  Er- 
scheinung. 

Diese  Grundsätze,  festgelegt  durch  das 
G.  v.  25.  von  tose  XI  (IG.  März  1803),  wur- 
den in  den  französischen  Rheinländern  auch 
nach  Abschüttclung  der  Fremdherrschaft 
nicht  beseitigt.  Preussen  entschloss  sich, 
in  der  neuerworbenen  Rheinprovinz  an  der 
eingelebten  Einrichtung  nicht  zu  rütteln, 
übernahm  daher  in  der  rheinischen  No- 
tariatsordnuug  vom  25.  April  1822  im 
wesentlichen  das  französische  System,  be- 
seitigte jedoch  die  Notarskaramern,  selbst- 
verständlich auch  die  Käuflichkeit  der 
Stellen,  regelte  auch  Vorbildung  und  Prüfung 
nach  deutschem  Brauch,  ln  Hessen  links 
des  Rheins  und  in  der  bayerischen 
Pfalz  wurde  das  Ventosegesetz  direkt  bei-1 
behalten. 

ln  Baden,  wo  von  vorn  herein  das  fran- 
zösische Recht  infolge  der  Beibehaltung  des 
Grundbuchs  doutschrechtlicheu  Gedanken- 
kreisen angenähert  worden  war,  hatte  man  | 
auch  das  französische  Notariat  nicht  unbe- 
sehen übernommen.  Die  Rechtspolizei,  wie 
man  dort  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
nannte,  lag  in  den  Händen  von  Verwaltung«-, 
zum  Teil  von  Gemeindebehörden,  denen 
Amtsrevisoren  als  staatliche  Beamte 
zur  Seite  standen.  Diesen  Amtsrevisoren 
übertrug  man  die  nach  französischem  Rechte 
den  Notaren  zustehenden  Geschäfte  und 
gab  ihnen  Gehilfen  bei,  die  seit  der  In- 
struktion vom  4.  Januar  1842  Notare  hiessen. 
Nachdem  das  G.  v.  28.  Mai  1864  das  Arats- 
rcvisorat  aufgehoben  und  an  seine  Stelle 
das  Amtsgericht  gesetzt  hatte,  legte  das 
Rechtspolizeigesetz  vom  G.  Februar  1879 
(ergänzt  durch  die  im  Verordnungswege  er- 
gangene Rechtspolizeiordnung  und  Notariats- 
ordnung  vom  2.  November  1889)  die  Stellung 
der  Amtsgerichte  und  Notare  dahin  fest, 
dass  von  den  rechtspolizeilichen  Geschäften 
diejenigen,  welche  obrigkeitliche  Zwangsge- 
walt voraussetzen  (Vormundschaft,  Ge- 
nehmigung, Bestätigung,  Erbbescheinigung) 
wesentlich  den  Amtsgerichten,  die  öffent- 
lichen Beurkundungen  dagegen  wesentlich 
den  Notaren  zustehen.  Doch  waren  erheb- 
liche Ausnahmen  gemacht,  insbesondere  im 
Nachlasswesen,  wo  dem  Notar  in  der  aints- 
wegigen  Siegelung  und  Verzeichnung  wich- 
tige Zwangsbefugnisse  zugestanden  waren. 


Bei  dieser  mehr  behördlichen  Stellung  des 
Notariats  verstand  sich  seine  Unvereinbar- 
keit mit  der  Advokatur  von  selbst. 

Aehnlich  entwickelten  sich  die  Verhält- 
nisse in  Württemberg.  Auch  hier  Jag 
von  alters  her  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
das  Vormundschafts-,  Nachlass-  und  Grund- 
buchwesen sowie  die  dort  vielfach  erforder- 
liche Bestätigung  von  Verträgen  in  den 
1 landen  von G omei n d e b e h ö r d e n.  Diesen 
wurden,  wie  in  Baden  Amtsrevisoren,  so 
hier  Stadt-  und  Amtsschreiber,  später  Ge- 
richts- und  Amtsnotare  genannt,  zur 
Seite  gestellt,  die  sonach  neben  ihrer  be- 
urkundenden eine  weitgreifende  obrigkeit- 
liche, insbesondere  vorm  undschaftl  ichcThätig- 
keit  entfalteten  und  deshalb  nicht  zugleich 
Advokaten  sein  konnten:  Notariatsgesetz 
vom  14.  Juni  1843.  Neben  ihnen  wirkte 
noch  eine  kleine  Anzahl  eigentlicher,  nur 
für  die  Urkunden  zuständiger  Notare,  die 
sogenannten  immatrikulierten  No- 
tare. 

Bayern,  das  im  Anfänge  dieses  Jahr- 
hunderts die  Beurkundung  überhaupt  den 
Gerichten  überwiesen  und  die  Notare  auf 
Wecliselpioteste  beschränkt  hatte,  hat  durch 
Notariatsgesetz  vom  10.  November  18G1 
wieder  ein  Notariat  mit  voller  Urkundbe- 
fugnis geschaffen  und  dessen  Befugnisse* 
ziemlich  nach  französischem  System  geregelt. 
Den  Notaren  wurde  die  ausschliessliche 
Urkundbefugnis  gegeben,  den  Gerichten  das 
Vormundschafts-,  Nachlass-  und  Grundbuch- 
wesen und  nur  innerhalb  dieses  Gebiets 
eine  ziemlich  engbegrenzte  Urkundbefugnis 
belassen.  Die  Giltigkeit  von  Gruudstücks- 
vert rügen  — ein  für  das  Notariat  überall 
ausschlaggebender  Punkt  — wurde  von  der 
notariellen  Beurkundung  abhängig  gemacht. 
Die  Unvereinbarkeit  des  Amtes  mit  der 
Rechtsanwaltseliaft  wurde  auch  liier  ausge- 
sprochen. 

Als  nun  in  neuester  Zeit  die  Frago 
reichsgesetzlicher  Regelung  des  Notariats 
dringend  wurde,  standen  drei  Systeme  ein- 
ander gegenüber: 

1.  das  norddeutsche  des  Anwalt- 
notariats, neben  dem  das  gerichtliche 
Urkundamt  steht; 

2.  das  französische  des  ausschliesslich 
urkundbefugten,  von  der  Rechtsanwalt- 
schaft getrennten  Notariats; 

3.  das  badisch-w ürttembergiseke 
des  behördlichen,  neben  der  Ürkund- 
thätigkeit  mit  Vormundschafts-  und  nach- 
lassgerichtlichen Verrichtungen  be- 
trauten Notariats. 

In  einigen  kleinen  Gebieten  gab  es  gar 
kein  Notariat ; in  Hessen  hatte  das  Gesetz 
der  Trägheit  bewirkt,  dass  rechts  des  Rheins 
nur  Gerichte,  links  nur  Notare  öffentliche 
Urkunden  aufnehmen  konnten.  Einer  Ver- 
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einbarung  di»*ser  gegensätzlichen  Systeme 
standen  allzu  erhebliche  Interessen,  dazu 
Eingewöhnung  und  Vorurteil,  vielleicht  auch 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  entgegen, 
welche  liewirken,  dass  das  Notariat  in  den 
Rheinländern  thutsächlich  einen  ganz  anderen 
Wirkungskreis  hat  als  i in  Osten  des  Reiches. 
Die  Reichsgesetzgebung  hatte  zwar  ver- 
schiedentlich eingegriffen:  die  Lehre  von 
den  Wechsel  Protesten  bestimmte  sich  nach 
der  Weclisolordnung,  das  Handelsgesetzbuch 
hatte  für  verschiedene  aktieureoht liehe  Ge- 
schäfte, insbesondere  Generalversammlungen, 

. 20.  April  1892 

das  Reichsgesetz  vom  — ,7.— v,  T-r.;cr  für 

2o.  Mm  1898 

Errichtung  von  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  mul  einige  andere  ge- 
sellschaftsrecht liehe  Geschäfte,  das  Reichs- 
gesetz vom  4.  Dezember  1899  für  Ver- 
sammlungen der  Hesitzer  von  Teils-Schuld- 
verschreibungen gerichtliche  oder  notarielle 
Beurkundung  gefordert,  die  Civilprozess- 
ordnuug  die  Beweiskraft  und  Vollstreekliar- 
keit  öffentlicher  Urkunden  geordnet.  Allein 
vor  Eingriffen  in  die  Organisation 
schreckte  man  auch  dann  noch  zurück,  als 
man  bei  der  reichsrechtlichen  Ordnung  des 
Privat  rechts  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch«? 
die  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundung 
zur  Bedingung  der  Giltigkeit  einer  grossen 
Anzahl  von  Rechtsgeschäften  machte  — was 
doch  das  Bestehen  einer  einheitlichen  Ur- 
kundverfassung, nämlich  einer  solchen,  in 
der  Gerichte  neben  den  Notaren  urkunden, 
voraussetzte.  Man  hat  sich  vielmehr  be- 
gnügt, die  Form  der  gerichtlichen  und 
notariellen  Urkunden,  und  zwar  für  beide 
Gattungen  gleich,  zu  ordnen:  Zuständigkeit 
und  Dienstrecht  hat  man  im  wesentlichen 
dem  Landesrecht  ülierlassen  und  noch 
besondere  durch  Art.  141  Einführungs- 
gesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  das 
Fortbesteheu  des  französischen,  durch  Art. 
147  daselbst  das  Fortbestehen  des  badisch- 
württembergisehen  Systems  neben  dem  nord- 
deutschen ermöglicht.  Es  ist  also  eine  ein- 
heitliche Verfassung  des  Notariats  für  das 
Reich  nicht  erzielt  worden.  Dafür  haben 
sieh  fast  alle  bedeutenderen  Bundesstaaten 
zu  einer  landesrechtliehen  Neuordnung  des 
Notariatswesens,  zumeist  auf  den  alten 
Grundlagen,  veranlasst  gesehen.  Insbesondere 
war  dies  für  Preussen  eine  Notwendigkeit, 
das  seit  dem  Einbruch  dos  französischen 
Systems  nicht  nur  dieses  neben  seinem  alt- 
preussischen,  sondern  auch  in  den  18(56  er- 
worbenen Provinzen  eine  unerhörte  Rechts- 
vcrechicdenheit  in  diesem  Punkte  zu  dulden 
und  seit  lange  auf  deren  Beseitigung  hin- 
gearbeitet hatte.  Hiernach  kann  man  sagen : 
dasUr  kund  recht,  d.  i.  Form  und  Wirkung 
der  Urkunden,  ist  reichsrechtlich,  die  Ur- 
kund Verfassung,  d.  i.  Organisation  und 


Dienstrecht  der 
lieh  geordnet. 


Urkuudäinter,  landesrecht- 


II.  Bestehender  Rechtszustand 
in  Deutschland. 

1.  Urkundrecht.  Das  öffentliche  Ur- 
kundrocht behandelt : 

a)  den  Formzwang,  d.  i.  die  Frage,  in- 
wieweit öffentliche  Beurkundung  g**- 
boten  ist; 

b)  die  Form, 

0)  die  Beweiskraft, 

d)  die  Vollstreckbarkeit 
der  öffentlichen  Urkunde. 

a)  Der  F o r m z w a n g ist  sehr  austre- 
dehnt.  Für  die  wichtigeren  Rechtsgeschäfte 
verlangt  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  fast 
überall  gerichtliche  oder  notarielle  Beur- 
kundung, und  zwar  als  Bedingung  ihrer 
Rechtsgttltigkeit.  80  insbesondere  für  das 
weitaus  häufigste:  den  G rundst  üeksver- 

äusserungs  vertrag  (§  313).  ferner  >iie 

Schenkung  ($  518),  die  Annahme  an  Kindes- 
statt (§  17ö0),  tien  Ehevertrag  1434t. 
Erbvertrag  (tj  2276),  Erl»6ehaftskauf  (§  237U 
Erbverzicht  ((5  2348),  das  Testament  <5*  2'231): 
doch  ist  auch  das  eigenhändig  geschriebene 
Privattestament  zugelassen.  Dazu  treten  die 
unter  I erwähnten  aktieu-  und  geseliscliafts- 
rochtlichen  Geschäfte  und  der  Wechsel- 
protest, endlich  aus  dem  nelten  dem  Reichs- 
weht in  Kraft  gebliebenen  I.and  rechte,  in>- 
besondere  dem  Berg-  und  Fideikommiss- 
rechte,  eine  Anzahl  von  Rechtsgeseliäfteu. 
Noch  wichtiger  aber  für  das  Notariat  ist  die 
Einrichtung  der  Grundbücher,  der  Handels- 
und sonstigen  öffentlichen  Register,  weil  die 
Eintragungen  in  diese  in  der  Regel  nur  auf 
Grund  öffentlich  beurkundeter  oder  be- 
glaubigter Erklärungen  erfolgen.  Endlich 
kann  im  Nachlasswesen  ein  Erbschein  nur 
auf  Grund  einer  gerichtlich  oder  notariell 
beurkundeten  eidesstattlichen  Versicherung 
(§  2356)  erlangt,  nur  durch  öffentlich  anf- 
gonommenes  Nachlassverzeichnis  die  unbe- 
schränkte Haftung  des  Erben  abgewehrt 
(tj  2002),  die  Auseinandersetzung  mit  der 
Wirkung,  dass  der  Niehterschienene  als  zu- 
stimmend gilt,  nur  vor  Gericht  oder  Notar 
betrieben  werden  (G.  v.  17.  Mai  1898  §§  86  ff. 
193).  Wenn  nun  hier  überall  das  Reichs- 
recht die  gerichtliche  Form  neben  der 
notariellen  zur  Wahl  stellt,  so  hat  dies  doch 
nicht  die  Bedeutung,  dass  im  ganzen  Reiche 
die  Gerichte  neben  den  Notaren  zur  Beur- 
kundung dieser  Akte  befugt  sind.  Vielmehr 
hängt  dies  von  der  landesrechtlichen  Or- 
ganisation des  Urkundwesens  ab.  In  den 
Gebieten  z.  B..  die  das  französische  Notariats- 
system beibehalten  haben,  wo  es  also  kein 
gerichtliches  Urkundamt  giebt,  können  die 
Akte  nur  notariell,  nicht  gerichtlich  beur- 
kundet werden : eine  etwa  vom  Gerichte 
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ou fgeuom mene  Urkunde  wäre  mangels  sach- 
licher Zuständigkeit  des  Gerichts  überhaupt 
lveine  öffentliche,  also  auch  keine  gericht- 
liche Urkunde,  das  beurkundete  Rechtsge- 
schäft also  ungiltig.  Die  Lage  ist  alsdann 
«lie  gleicht;  wie  in  den  Gebieten,  die  kein 
Notariat  haben ; wo  natürlich  eine  notarielle  j 
Urkunde  nicht  aufgenonuneu  werden  kann. 
Die  Auflassung,  d.  i.  die  Einigung  über) 
den  Eigentumsübergang  von  Grundstücken, 
kann  nur  vordem  Grundbuchamte  erklärt  wer- 
den. und  sie  heilt  den  etwaigen  Formmangel 
des  ihr  zu  Grunde  liegenden  Veräusserungs- 
vertrages;  dem  1 Landesrecht  ist  aber  Vorbe- 
halten, die  Auflassung  den  Notaren  zu  über- 
tragen (Art.  143  Einf.-G.  z.  B.G.B.),  auch 
anzuordnen,  dass  die  Auflassung  nur  bei 
Vorlegung  des  formgiltigeu  Yeräusserungs- 
vertrags  entgogeugeuommen  werde  (§  5)8 
Reichsgrundbuchordnung  v.  24.  März  185)7). 

b)  Die  Form  der  Urkunden  ist  geordnet 
durch  die  §§  108  bis  183  des  Reichsgesetzes 
vom  17.  Mai  185)8  über  die  Angelegenheiten 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  die 
für  letztwillige  Verfügungen  durch  die 
§§  2231  ff.,  2270  ff.  B.G.B.  Sie  ist  die  gleiche 
für  notarielle  wie  für  gerichtliche  Urkunden, 
nur  dass  in  den  Fällen,  wo  der  Notar  zwei 
Zeugen  (oder  einen  zweiten  Notar)  zuzu- 
ziehen hat,  der  Richter  einen  Gerichts- 
schreitor (oder  zwei  Zeugen)  zuziehen  muss. 
Diese  Fälle  sind:  letztwillige  Verfügungen 
(55S  2233,  2270  B.G.B.)  und  Urkunden  Tauber, 
Blinder,  Stummer  (ij  105)  G.  v.  17.  Mai  1808). 
Die  zur  Erfüllung  der  Form  notwendigen 
Personen,  denen  sich  unter  Umständen  ein 
Dolmetscher  zugesollt,  werden  ■>  mit  wirkende 
Personen«,  die  auftretenden  Parteien  »Be- 
teiligte« genannt.  Die  mitwirkenden  Per- 
sonen müssen  toi  der  Vorlesung,  Genehmi- 
gung und  Unterzeichnung  der  Urkunde,  wenn 
es  sieh  aber  um  letztwillige  Verfügungen 
handelt,  während  der  ganzen  Verhandlung 
zugegen  sein.  Es  wird  ein  Protokoll  auf- 
genommen. das  Ort  und  Tag,  die  mitwir- 
kenden Pei'sonen  und  die  Beteiligten  be- 
zeichnet und  deren  Erklärung  sowie  die 
Feststellung  der  Vorlesung,  Genehmigung 
und  Unterzeichnung  enthält  und  von  Be- 
teiligten uud  Mitwirkenden  unterschrieben 
werden  muss.  Erklärt  ein  Beteiligter,  nicht 
schreiben  zu  können,  so  ist  diese  Erklärung 
zu  Protokoll  festzustcllen  und  ein  Schreib- 
zeug© zuzuziehen,  der  das  Protokoll  zu  un- 
terschreiben hat;  eines  Handzeichens  des 
Schrei  tonsunfähigen  bedarf  es  nicht.  Das 
Protokoll  wird  in  deutscher  Sprache  aufge- 
nommen, auch  wenn  der  Beteiligte  sich  in 
fremder  Sprache  erklärt;  es  wird  alsdann 
ein  Dolmetscher  zugezogen,  aber  eine  Uctor- 
setzung  nicht  toigofiigt ; ist  der  Notar  der 
fremden  Sprache  mächtig,  so  bedarf  es  auch 
keines  Dolmetschers.  Bei  letztwilligen  Ver- 


fügungen muss  dem  deutschen  Protokoll 
eine  Uebersetzung  in  «lie  fremde  Sprache 
beigefügt  werden ; sind  sämtliche  mitwir- 
kende Personen  — nicht  bloss  der  Notar  — 
der  fremden  Sprache  mächtig,  so  bedarf  es 
keines  Dolmetschers,  das  Protokoll  wird  als- 
dann in  der  fremden  Sprache  aufgenommen 
und  eine  Uebersetzung  ins  Deutsche  beige- 
fügt. Ueberall  sind  die  wesentlichen,  d.  i. 
die  Giltigkeit  bedingenden  Formen  durch 
das  Wort  »muss«,  die  unwesentlichen  durch 
das  Wort  »soll«  hervorgehoben.  Uebrigens 
.gelten  alle  diese  reichsrechtlichen  Vorschrif- 
ten nur  für  die  Beurkundung  von  Rechts- 
geschäften (§  168  G.  v.  17.  Mai  185)$); 
für  die  Beurkundung  anderer  Thatsachen, 
■/..  B.  der  zur  Erlangung  eines  Erbscheines 
erforderlichen  eidesstattlichen  Versicherun- 
gen, Siegelungen  und  Inventuren,  Ahsehriits- 
begiaubigungeu,  Auslosungsprotokolle,  ist 
das  Landesrecht  massgebend , welches  in 
Preusseu  (Art.  54,  84  G.  v.  21.  September 
185)9)  nur  ein  datiertes  und  vom  Notar  un- 
terschriebenes Protokoll,  Vorlesung  aber  und 
Unterschrift  der  Beteiligten  nicht  fordert. 
Hierhin  gehören  auch  die  Versammlungs- 
beschlüsse, deren  Form  zwar  reichsrechtlich 
(§  259  Handelsgesetzbuch),  aber  in  ähnlicher 
Weise  geordnet  ist,  und  die  Wechselproteste, 
die  die  Wechselordnung  in  den  Artt.  87  bis 
93  behandelt. 

Ueber  Verwahrung  und  Ausfertigung  der 
Protokolle  bestimmt  wieder  das  Landesrecht. 
Mit  Ausnahme  der  Wechselproteste,  die  in 
Urschrift  ausgehändigt  werden,  bleiton  die 
Urschriften  in  der  Regel  in  der  Verwahrung 
des  Notars ; die  Parteien  erhalten  eine  be- 
siegelte Ausfertigung,  welche  eine  wörtliche 
Abschrift  des  Protokolle«  enthält.  Letzt- 
willige Verfügungen  hat  der  preussische 
Notar  in  Urschrift  und  versiegelt  zur  gericht- 
lichen Verwahrung  einzureichen. 

c)  Die  Beweiskraft  der  notariellen 
Urkunde  besteht  darin,  dass  sie  vollen  Be- 
weis des  beurkundeten  Vorgangs  erbringt 
(§  415  Civilprozessorduung).  Die  Urkunde 
ist  also  eiu  formales  Beweismittel,  das  für 
das  sonst  anerkannte  freie  Beweiswürdigungs- 
recht des  Richte«  keinen  Raum  lässt.  In- 
dessen wird  diese  Wirkung  fast  aufgehoben 
durch  die  unbeschränkte  Zulassung 
des  Gegenbeweises  — einer  der  Punkte, 
in  denen  sich  das  deutsche  Recht  vom  fran- 
zösischen unterscheidet,  welches  den  Gegen- 
beweis anssehliesst  und  nur  eine  Fälschungs- 
klagt*  zulässt. 

d)  Vollstreek  barkei  t ist  toige- 
legt  den  notariellen  Urkunden  über  An- 
sprüche, welche  die  Zahlung  einer  bestimm- 
ten Geldsumme  oder  die  ljcistung  einer  be- 
st inimton  Menge  anderer  vertretbarer  Sachen 
oder  Wertpapiere  zum  Gegenstände  haton, 
insofern  sich  der  Schuldner  in  der  Urkunde 
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der  sofortigen  Zwangsvollstreckung  unter- 
worfen hat.  Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt 
auf  Grund  einer  vom  Notar  erteilten  voll- 
streckbaren Ausfertigung,  sonst  ganz  wie 
die  Zwangsvollstreckung  aus  einem  gericht- 
lichen Urteil  (»?  794  Nr.  5,  § 797  Civilpro- 
zessordnung).  Ausserdem  findet  aus  der 
bestätigten  notariellen  Erbauseinandersetzung 
die  Zwangsvollstreckung  statt,  auch  wenn 
es  sich  nicht  um  Geld  oder  vertretbare 
Sachen  handelt  (§  98  G.  v.  17.  Mai  1898). 

2.  Urkundverfassung.  Die  Urkundver- 
fassung beruht,  wie  erwähnt,  auf  Landes- 
recht. Die  verschiedenen  Landesgesetz- 
gebungen, obwohl  durch  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  zur  Neuordnung  des  Urkund- 
wesens gezwungen,  haben  dennoch  ihre  aus- 
einandergehende Richtung  beibehalten,  und 
so  stehen  heute  noch  die  oben  geschilderten 
drei  Systeme,  das  norddeutsche,  französische 
und  badisch-wurttcinlK*rgisehe.  innerhalb  des 
Reichs  einander  gegen(U>er.  Dazu  treten 
einige  Gebiete,  die  gar  kein  Notariat  haben, 
wo  also  nur  gerichtliche  Beurkundung  statt- 
findet, nämlich:  Oldenburg.  Sachsen-Weimar, 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Waldeck  und  die 
beiden  Lippe. 

Das  norddeutsche  System  herrscht 
in  ganz  Preussen,  wo  das  G.  v.  21.  Sep- 
tember 1899  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit in  seinem  vierten  und  sechsten  Ab- 
schnitte eine  einheitliche  Notariatsordnung 
gegeben  und  damit  die  bis  dahin  sehr  starke 
Reehtszersplittorung  beseitigt  hat.  Zur  öf- 
fentlichen Beurkundung  sind  nunmehr  in  der 
ganzen  Monarchie  G e r i c h t e und  Notare 
in  gleichem  Umfange  zuständig:  dass  die 
Auffassung  nur  vor  dein  Gericht  erklärt 
werden  kann,  hängt  mit  dessen  Eigenschaft 
als  Grundbuchamt  zusammen  und  ist  über- 
dies für  die  Rheinprovinz  beseitigt,  wo  auch 
die  notarielle  Auflassung  zugelassen  ist  (Art. 
20  Ausführungsg.  v.  20.  September  1899). 
Im  übrigen  ist  die  französische  Notariatsver- 
fassung in  der  Rheinprovinz  aufgehoben. 
Kitte  nach  lassgerichtli  che  Funktion  ist 
den  Notaren  übertragen  in  der  Ver- 
mittelung der  K r b a u s e i n a » d e r - 
Setzung,  bei  welcher  Nichterschie- 
neno  als  zustimmend  angesehen  werden ; 
diese  wird  ihnen  aber  nur  auf  Antrag 
der  Beteiligten  durch  das  Amtsgericht  über- 
wiesen (Art.  21  G.  v.  21.  September  1899), 
und  die  Bestätigung  der  Erbteilung  liegt 
dem  Amtsgericht  ob.  Bei  Ueber waclu mg 
und  Einziehung  der  Stempelsteuer 
haben  die  Notare  mitzuwirken.  Das  Nota- 
riat istmitderRechtsa  n w a 1 1 s e h a f t 
vereinbar,  aber  nicht  notwendig  verbun- 
den ; die  Justizverwaltung  nimmt  jedoch  in 
der  Regel  die  Notare  aus  der  Zahl  der 
Rechtsanwälte  und  weicht  davon  nur  in  der 
Rheinprovinz  ab,  wo  sie  in  den  grösseren 


Städten  besondere  Notare  ernennt  und  auch 
in  den  kleineren  nur  im  Fall  des  Bedürf- 
nisses die  Rechtsanwaltschaft  mit  dem  No- 
tariat verbindet.  Befähigt  zum  Notariat 
ist,  wer  die  Fähigkeit  zum  Richteramt  er- 
langt hat.  Der  Notar,  in  dieser  seiner  Eigen- 
schaft als  Beamter,  untersteht  der  Aufsicht 
des  Präsidenten  des  Landgerichts,  des  Ober- 
landesgeriehts  und  des  Justizministers.  Dis- 
cinlinarstrafrecht  wird  geübt  von  den  Disci- 
phnarsenaten  der  Oberlandesgerichte,  die 
auf  Warnung,  Verweis,  Geldstrafe,  Verlust 
des  Amts  (ziemlich  gleich  bedeutend  mit 
Strafversetzung)  und  Dienstentlassung  er- 
kennen können;  in  zweiter  und  letzter 
Instanz  entscheidet  der  grosse  Disciplinar- 
senat  Lei  dem  Oberlandesgerichte  Berlin. 
Notarskammern , in  denen  Notare  selbst 
i über  ihre  Berufsgenossen  zu  Gericht  sässen. 
giebt  es  nicht : dagegen  untersteht  der  Notar 
j in  seiner  Eigenschaft  als  Rechtsanwalt  der 
Discipl inarge walt  der  Anwaltskammern.  Das 
I Archiv  des  Notars  wird  nach  seinem  Aus- 
scheiden vom  Amtsgericht  seines  Wohnsitzes 
verwahrt:  nur  als  Uebergaogsvorsohrift  für 
| die  derzeitigen  rheinischen  Notare  ist  zuge- 
I lassen,  dass  der  ausscheidende  Notar  oder 
sein  Erbe  einen  Notar  bezeichnen  kann,  dem 
das  Archiv  übergeben  wird  — eine  letzte 
, Erinnerung  an  die  Käuflichkeit  der  Notars- 
stellen. In  Sachsen  herrschen  ziemlich 
die  gleichen  Grundsätze  (G.  v.  15.  Juni 
1900);  wesentlichere  Abweichungen  sind, 
«lass  zu  Notaren  nur  Rechtsanwälte  ernannt 
werden  und  die  Disciplinarstrafgewalt  aus- 
geübt wird  durch  Disciplinarkammern.  die 
i aus  dem  Landgerichtspräsidenten  und  zwei 
vom  Könige  ernannten  Notaren,  in  zweiter 
Instanz  durch  einen  Disciplinarhof,  der  aus 
einem  Oberlandesgerichtspräsidenten  (oder 
■ einem  Rat)  und  drei  Notaren  besteht  Das 
G ross h erzogt u m Hessen  hat  die  Rhein- 
grenze.  die  es  in  zwei  im  Punkte  der 
J Notariatsverfassung  grundsätzlich  verschie- 
: «lene  Gebiete  zerriss,  überbrückt  durch 
I eine  gemeinsame  Notariatsordnung  vom 
j 15.  März  1899,  «iie  das  links  vom  Rhein 
von  jeher  bestehende  Notariat  nun  auch 
rechts  vom  Rhein  einführt,  jedoch  nach 
norddeutschem  System , imlem , auch  links 


, des  Rheins,  Rechtsanwälte  zu  Notaren  er- 
nannt werden  und  die  Gerichte  Urkundeu 
aufnehmen  können  (Art.  2 G.  v.  18.  Juli 
. 1899).  Eine  Notarskammer  ist  eingerichtet 
jedoch  nur  als  Stantlesvertretung  und  Ver- 
mittelungsbehörde; die  Disciplinargewalt 
wird,  wie  in  Sachsen,  durch  Disciplinar- 
! kammer  und  Disciplinarhof  geübt  Meck- 
lenburg-Schwerin, wo  «las  Notariats- 
wesen auf  einer  Anzahl  älterer  und  neuerer 
| Gesetze  beruht,  hat  in  seiner  Ausführungs- 
verordnung vom  9.  April  1899  eine  Neu- 
! Ordnung  der  Lehre  vermieden.  Das  Nota- 
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riat  erscheint  liier  sowohl  mit  der  Rechts- 
anwaltschaft als  mit  vielen  Verwaltungs- 
ämtern verbunden,  andrerseits  auch  für  sich 
allein  bestehend.  Hamburg  hat  das  No- 
tariat in  der  Hauptsache  von  der  Reehtsan-  ; 
waltschaft  getrennt  und  seine  Zuständigkeit, 
die  bisher  auf  Wechselproteste  und  Beglau- 
bigungen eingeschränkt  war,  neuestens  er- 
heblich erweitert.  Bremen  hat  unterm 
18.  Juli  1899,  Braun  schweig  unterm  12.  j 
Juni  1899,  Sachsen-Meiningen,  das 
bisher  nur  Beglaubigungs-  und  Wechsel- 
notare kannte,  unterm  15.  August  1899, 
Coburg-Gotha  unterm  23.  Oktober  1899 
das  Notariat  neu,  und  zwar  wesentlich  auf 
der  Grundlage  des  norddeutschen  Systems, 
geordnet,  Sachsen- Alten  bürg  unterm 
4.  Mai  1899  seine  Notariatsordnung  vom  1. 1 
März  1899  erheblich  abgeändert. 

Das  f r a n z ö s i s c h e System  ist  erhalten 
in  Elsass-Lothringen  und  Bayern.! 
Rechts«  piollen  sind : 

Kür  Elsass-Lothringen:  Das  G.  v. 
25.  ventose  XI.  von  dem  aber  nur  noch  die  | 
Art.  1 bis  7,  47,  48,  50  bis  (»7  und  69  gel- 
ten, die  Y.  v.  4.  Januar  1843,  betr.  diel 
Notarskammern  und  die  Disciplin,  die  §§  7 
bis  10  »Satz  1 des  Gesetzes  v.  26.  Dezember 
1873,  betr.  das  Notariat,  das  G.  v.  24.  März  j 
1882,  betr.  dio  Befähigung  zum  Notariat,  das  j 
G.  v.  8.  Juni  1892,  betr.  die  Stellvertretung, 
das  G.  v.  16.  November  1896,  betr.  die  Zu- 
ständigkeit, das  G.  v.  6.  November  1899, 
betr.  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  die  übrigen  Ausführungs- 
gesetze  v.  17.  April.  6.  November,  13.  No- 
vember 1899;  für  Bayern:  Das  Notariats- 
gesetz und  die  Ausführungsgesetze  v.  9.  [ 
Juni  1899. 

Die  Grundlinien  der  Notariatsverfassung  j 
sind  in  beiden  »Staaten  dieselben.  Das  No- 
tariat ist  zur  öffentlichen  Beurkundung  be- 
fugt; jetloch  ist  dies,  wie  übrigens  auch 
früher,  keine  volle  Wahrheit,  da  die  Grund- 
buchämter — das  sind  die  Gerichte  — 
Grundbuchurkunden  aufnehmen  können,  j 
(§  29  Reichsgrundlmchordnung  v.  24.  März 
1897).  Die  Testamentsverwahrung  und  Er- ! 
Öffnung,  die  Inventur,  die  Erbauseinander-  i 
Setzung  mit  der  Wirkung  der  Bindung  der 
Nichterschienenen,  die  Durchführung  der  vom 
Vollstreckungsgerichte angeordneten  Zwangs- 
versteigerung von  Grundstücken  steht  den 
Notaren  zu,  die  Erbausei nandersetzung  je- 
tloch in  Elsass-Lothringen  nur  dem  vom  Ge- 
richte ernannten  Notar,  in  Bayern  den  Gerich- 
ten neben  deu  Notaren.  Die  Auflassung  kann  : 
in  Elsass-Lothringen  nur  vor  dem  Notar,  in  ; 
Bayern  auch  vor  dem  Notar  erfolgen ; tlie 
notarielle  Veräusserungsurkunde  muss  dabei 
vorgelegt  werden.  Das  Amt  erfordert  in 
Bayern  die  Fähigkeit  zum  Richteramte  und 


einen  nach  Erlangung  dieser  Fähigkeit  ab- 
geleisteten zweijährigen  Vorbereitungsdienst, 
in  Elsass-Lothringen  das  Bestehen  der  ersten 
juristischen  und,  nach  dreijährigem  Vorbe- 
reitungsdienste. einer  Notariatsprüfung  oder 
aber  die  Fähigkeit  zum  Richteramt.  In 
beiden  I »ändern  ist  es  unvereinbar  mit  der 
Rechtsanwaltschaft.  Die  Aufsicht  führt  in 
Elsass-Lothringen  der  Oberstaatsanwalt,  in 
Bayern  «1er  Landgerichtspräsident.  Notars- 
kammern sind  in  beiden  Ländern  errichtet; 
doch  haben  sie  nur  in  Elsass-Lothringen 
eine,  und  zwar  die  niedere  Disciplinarstraf- 
gewalt ; die  höhere  steht  den  Landgerichten 
zu.  ln  Bayern  werden  Diseipli narstrafen  in 
erster  Instanz  von  der  Notariatsdiseiplinar- 
kamtner,  in  zweiter  vom  Notariatsdisciplinar- 
liofe  verhängt. 

Das  bad iscli  - \v ürttem  bergische 
System  des  behördlichen  Notariats  ist 
durch  die  neueste  Gesetzgebung  dieser  beiden 
Staaten  auf  seinen  Höhepunkt  gebracht 
worden.  Das  badische  Rechtspolizeigesetz 
v.  17.  Juni  1899  weist  dem  Notariat  ausser 
der  öffentlichen  Beurkundung  auch  die 
Verrichtungen  des  Nachlassge- 
richts, mit  Ausnahme  weniger  dem  Ge- 
richte verbleibender  Befugnisse,  zu.  Ferner 
sind  ihm  die  Verrichtungen  des  Voll- 
streckungsgerichts bei  der  Zwangsver- 
steigerung und  Zwangsverwaltung  von  Grund- 
stücken, wieder  mit  wenigen  Ausnahmen, 
übertragen.  Endlich  aber  — und  dies  ist 
das  Wichtigste  — liegt  ihm  die  Führung 
der  Grundbücher  ob,  und  zwar  steht 
der  Notar,  da  jede  Gemeinde  ihr  Grund- 
buchamt hat,  in  der  Regel  mehreren  Grund- 
buchämtern vor;  für  Städte,  die  Sitz  eines 
Amtsgerichts  sind , kann  dem  Amtsgericht 
die  Grundbuchführung  übertragen  werden. 
Sogar  ein  Aufsichts-  und  Ordnungsstrafrecht 
gegenüber  den  (für  Siegelung  und  Verzeich- 
nung bestellten)  örtlichen  Inventurbehördeu 
hat  man  dem  Notar  zugestanden.  In  erheb- 
lichem Umfange  ist  der  Notar  mit  der  Ver- 
waltung der  Erhsehafts-,  »Sehen  kungs-  und 
Grnndstücksverkehrssteuer  betraut.  Bei  dieser 
Sachlage  ist  es  nur  natürlich,  dass  der  Notar 
vom  Staate  festes  Gehalt  in  der  Höhe 
des  Richtergehalts  sowie  Ruhegehalt  bezieht, 
dass  der  Staat  die  Kosten  seiner  Schreib- 
stube trägt,  seine  Gehilfen  bezahlt,  seine 
Hinterbliebenen  versorgt.  Daneben  aber  er- 
hält der  Notar  einen  Anteil  an  den  Ge- 
bühren für  die  von  ihm  aufgenommenen 
Urkunden  sowie  das  volle  Entgelt  für  die 
ihm  gestattete  private  Thätigkeit  (Beratung, 
Gutachten,  Entwürfe,  Versteigerungen,  Kon- 
kursverwaltung , Testamentsvollstreckung). 
Noch  weiter  ist  Württemberg  gegangen. 
(Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch v.  28.  Juli  1899.)  Es  giebt  Be- 
zirksnotare und  öffentliche  Notare. 
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Der  öffentliche  Notar,  zur  öffentlichen  Be- 
urkundung berufen,  ist  nicht  Beamter.  Der 
Bezirksnotar,  ein  Beamter,  ist  immer  auch 
öffentlicher  Notar,  steht  aber  ausserdem 
nicht  nur  den  (auch  hier  in  jeder  Gemeinde 
bestehenden)  Grundbuchämtern  und  dem 
Nachlassgorichte.  sondern  auch  dem  Vor* 
inundschaftggerichte  vor.  Vormund- 
sehafts-  und  Nachlassgericht  bestehen  aus 
dem  Bezirksnotar  und  vier  Laien,  den 
Waisenrichtern.  Dem  Amtsgerichte  sind  nur 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Verrichtungen 
Vorbehalten:  auch  steht  ihm  die  Dienstauf- 
sicht zu.  Der  öffentliche  Notar  ist  auf  Ge- 
bühren angewiesen,  der  Bezirksnotar  auf 
Gehalt:  doch  fallen  ihm  die  Gebühren  für 
die  von  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  öffent- 
licher Notar  aufgenommenen  nicht  in  seinen 
amtlichen  Geschäftskreis  fallenden  Geschäfte 
zu.  Der  öffentliche  Notar  kann  zugleich 
Rechtsanwalt  sein ; bei  dem  Bezirksnotar 
verbietet  sich  dies  von  selbst.  Eigentümlich 
ist,  dass  weder  für  den  Bezirks-  noch  für 
den  öffentlichen  Notar  akademische  Vor- 
bildung verlangt  wird:  es  genügt  das  Be- 
stehen einer  niederen  Dienstprüfuug. 

III.  Ausland. 

Das  französische  Notariat  mit  seinen 
oben  unter  I erörterten  Grundsätzen  setzt 
ein  Privatrecht  mit  ausgedehntem  Form- 
zwang voraus.  In  der  That  bindet  der  Code 
civil  an  die  notarielle  Form  eine  Anzahl  der 
häufigsten  und  wichtigsten  Geschäfte,  so 
Eheverträge,  Hypotheken -Bestellung  und 
-Ijösehung.  Schenkungen,  öffentliche  Testa- 
mente, G rundst ücksversteigerungen,  J nven- 
tare.  Die  gewöhnliche  Grundstücksverüusse- 
nmg  dagegen  liedarf  nicht  der  notariellen 
Form : hierin  ist.  das  deutsche  Reichsrceht 
weiter  gegangen  als  das  französische.  Auch 
ist  der  Hauptgrundsatz,  die  ausschlicssende 
Crkundbefugnis  der  Notare,  mehrfach  durch- 
brochen, indem  für  gewisse  Akte  Gerichte, 
Gcrichtsschreiher  und  Gerichtsvollzieher 
neben  den  Notaren,  für  andere  (Adoption, 
Emancipation)  sogar  mit  Ausschluss  der 
Notare  zuständig  sind.  Dagegen  ist  die  Un- 
vereinbarkeit mit  der  Advokatur  streng  fest- 
gehalten, obwohl  im  Notariat  eine  Ueber- 
füllung  herrscht,  die  seine  Verbindung  mit 
der  Advokatur  nahe  gelegt  hätte.  Dazu 
kommt,  dass  das  Gesetz  (noch  immer  das 
vom  25.  vontöse  XI)  eine  Verminderung 
der  Stellen  nur  in  beschränktem  Um- 
fange zulässt,  weil  in  jedem  Friodensgerichts- 
l»czirke  mindestens  zwei  Notare  und  in  den 
Gressstädten  mindestens  ein  Notar  auf  (50UÜ 
Seelen  sein  muss.  Die  Ueberfüllung  mag 
mit  den  geringen  Anforderungen  Zusammen- 
hängen, die  an  den  Bewerber  gestellt  werden. 
Es  wird  weder  Rcchtsstudinm  noch  Prüfung, 
sondern  nur  sechsjährige  Beschäftigung  in 


| einer  Notariatsstube  derjenigen  Klasse  ver- 
langt, zu  welcher  der  Bewerber  gehöre® 
will.  Es  giebt  nämlich  drei  Klassen  vne 
| Notaren,  je  nachdem  sie  im  Bezirk  eines 
Apjtellhofes,  eines  Tribunals  oder  mir  eines 
Friedensgerichts  amtieren  dürfen.  Notars- 
kammern,  gebildet  durch  die  V.  v.  4-  Januar 
1843,  üben  die  Disciplinargewalt . können 
l jedoch  nur  auf  leichtere  Strafen  erkennen: 
schon  Geldstrafen  zu  verhängen  steht  nur 
j dem  Gerichte  zu.  Die  bereits  erwähnte 
Käuflichkeit  der  Steilen , darin  bestehend, 
dass  der  abgehende  Notar  oder  dessen  Erber 
einen  Nachfolger  präsentieren  dürfen,  besteht 
I noch. 

Das  französische  System  herrscht  in  allen 
I romanischen  Staaten  wenigstens  in 
I seinen  Hauptzügen;  neben  den  Notaren  sind 
i andere  Beamte  oder  Behörden  zur  öffent- 
lichen Beurkundung  entweder  überhaupt 
nicht  (wler  nur  in  geringem  Umfange  befugt: 
I und  jedenfalls  ist  t hatsachlich  die  notarielle 
I Urkunde  die  Regel. 

Das  englisch-amerikanische  Reiht 
kennt  Notare  in  unserem  Sinne  nicht.  T>er 
! Notar  ist  dort  geblieben,  was  er  ursprüng- 
lich auch  bei  uns  gewesen  ist:  eine  pro- 
zessualische Hilfsjierson.  Er  nimmt  eidliche 
Erklärungen  (affidavit)  und  Zeugenaussagen 
: in  Prozessen,  ferner  Wechselproteste  auf 
und  l»eglaubigt  Unterschriften : Beurkundung 
! von  Rechtsgeschäften  zu  notariellem  Proti- 
koll  kommt  kaum  vor:  im  Privatrecht  herrscht 
■ die  der  Unterschrift  nach  beglaubigte  Privat- 
i urkunde.  Es  werden  auch  nicht  juristische 
, Kenntnisse  vom  Notar  verlangt:  in  Amerika 
kann  jedermann,  ob  Mann  oder  Weib,  ohne 
jede  Prüfung  zum  Notar  ernannt  werden 
' und  erhalten  in  der  That  vielfach  niedere 
Geschäftsleute  diesen  Posten. 

Dem  l »ad i sch- w ü rttem bergisehe n System 
1 nahe  steht  das  ö s t e r r e i e h i sc h e Notariat. 
(Notariatsordnung  v.  25.  Juli  1871.)  Jedoch 
ist  dieses  schwer  einem  System  einzugliedern, 

| weil  cs  seine  Grundsätze  nicht  durchführt 
Grundsätzlich  steht  dem  Notariat  allein  die 
öffentliche  Beurkundung  zu.  thatsachlich  i-t 
sie  in  erheblichem  Umfange  l>ei  den  Vor- 
mundschafts- und  Nachlassgerichten  ver- 
blieben, die  sogar  letzte  Willen  atifnehinen 
können.  Grundsätzlich  ist  die  Advokatur 
vom  Notariat  getrennt,  t hatsächlich  ist  dem 
Notar  Prozessvertretung  in  ziemlichem  Um- 
fange gestattet.  Grundsätzlich  sind  die 
Notare  nicht  Staatsbeamte,  thatsächlich  ist 
ihnen  durch  das  Ger  ich  tskom  m i ssariat 
obrigkeitliche  Zwangsgewalt  eingeräumt.  In 
Oesterreich  schreitet  nämlich  das  Nachlass- 
gericht lud  jedem  Totlesfalle  von  Amts  wegen 
mit  Todfallsaufnahme  (Ermittelung  der  Ver- 
hältnisse der  Verstorbenen),  geeignetenfalls 
auch  mit  Siegelung  und  Inventur  ein  und 
jder  Erbe  kann  die  Erbschaft  nicht  anders 
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als  durch  das  Gericht  und  gegen  gewisse, 
die  Sicherung  Dritter  bezweckende  Nach- 
weise erhalten.  Der  mit  der  Todfallsauf- 
nahmc,  Inventur  und  Vorbereitung  der  Nach- 
weise betraute  Beamte  ist  der  Gerichtskom- 
raissär;  zu  Geriehtskommissären  können  oder 
müssen  die  Notare  bestellt  werden.  Daneben 
kann  ihnen  die  Revision  der  Vormundsehafts- 
rechungen  anfgetragen  werden.  Notariats- 
kamtnern  üben  die  Aufsicht  über  die  Notare 
und  Notariatskandidaten ; die  DLseiplinar- 
strafgewalt  steht  jedoch  nicht  ihnen,  sondern 
den  Oberlandesgeriehten,  in  zweiter  Instanz 
dem  obersten  Gerichtshöfe  zu. 

Auch  die  russische  Notariatsordnung 
v.  14.  April  1860  gehört  diesem  Systeme 
an.  Denn  ein  auf  festes  Gehalt  gesetzter 
Obernotar  führt  das  Grundbuch,  welches 
dort  allerdings  mehr  eine  Urkundensaram- 
lung  ist.  Die  anderen,  auf  Gebühren  ge- 
stellten Notare  haben  Urkunden  aufzunehmen, 
aber  auch  eine  gewisse  nachlassgerichtliche 
Thätigkeit  auszuüben.  Alle  Rechtsgeschäfte 
Aber  unbeweglich  Gut  bedürfen  der  notariellen 
Form.  Das  Notariat  ist  von  der  Rechts- 
anwaltschaft getrennt. 

IV.  Ausblick. 

Das  deutsche  Notariat,  jetzt  rund  3300 
Köpfe  stark,  befindet  sich  in  entschieden 
aufsteigender  Bewegung.  In  Preusseu  ins- 
besondere hat  es  trotz  eines  ihm  sein  un- 
günstigen Civilrechtssystems  zuerst  in  den 
grösseren  Städten,  seit  Aufhebung  der  Patri- 
monialgorichte  auch  in  der  Provinz  die  Ge- 
richte überflügelt.  Es  lässt  sich  dies  indi- 
rekt nach  weisen  aus  den  im  preussischen 
.lustizministerialblatte  jährlich  erscheinenden 
Geschäftsübersiehten  der  Justizbehörden. 
Diese  ergeben,  dass  trotz  ausserordentlichen 
Wachstums  der  Grundbuchgeschäfte  die 
Urkundthätigkeit  der  Gerichte  erheblich  ab- 
genommen hat.  You  1880  bis  1809  sind, 
während  die  Eintragungen  von  848525  auf 
1411038  stiegen,  die  gerichtlichen  Grund- 
buchurkunden,  allerdings  mit  einer  kleinen 
Wellenlinie,  von  217  7<*1  auf  172870  gefallen ; 
nicht  gerechnet  allerdings  die  Auflassungs- 
erklärungcn,  die  bisher  nur  gerichtlich  ge- 
schehen durften,  und  die  abstrakten  Ein- 
tragungsanträge und  -bewilligungon,  die  mit 
den  Auflassungen  in  ungetrennter  Summe 
angegeben  sind.  Noch  mehr  zurückge- 
gangen sind  die  gerichtlichen  Beurkundungen, 
die  nicht  das  Grundbuch  betreffen:  von 
140301  im  Jahre  1880  auf  100550  im  Jahre 
189t).  Selbst  die  Auseinandersetzungen,  die 
den  Gerichten,  als  Vormundschaftsbehörden, 
am  nächsten  liegen,  sind  von  5(1008  im 
Jahre  1880  auf  31 115  im  Jahre  1899  gefallen. 
Gesetzgeberische  Eingriffe,  die  dieses  Sinken 
rechtfertigten . sind  in  diesem  Zeiträume 
nicht  vorgefallen;  sogar  hätte  die  1888  er- 


folgte Einführung  des  Grundlmchwesens  in 
der  Rheinprovinz  entgegengesetzt  wirken 
müssen.  Der  Schluss  ist  unabweislich,  dass 
die  Urkundthätigkeit  den  Händen  der  Ge- 
richte entgleitet  und  in  die  der  Notare  über- 
; geht.  Dementsprechend  ist  die  Zahl  der 
preussischen  Notare  von  1421  im  Jahre  1881 
1 auf  1858  im  Jahre  1899  gestiegen. 

Unter  diesen  Umständen  haben  die  ge- 
setzgeberischen Hauptfragen  des  Notariats 
— Aufhebung  der  gerichtlichen  Urkund- 
thätigkeit und  Trennung  von  der  Rechts- 
anwaltschaft — viel  von  ihrer  Schärfe  ver- 
loren. ln  den  grossen  Städten  ist  schon 
jetzt  die  gerichtliche  Urkundthätigkeit  ganz 
unerheblich,  und  auch  die  Trennung  des 
Notariats  von  der  Rechtsanwaltschaft  hat 
sich  hier  in  der  Form  von  Anwaltssocietäten 
vielfach  von  seihst  vollzogen,  wie  sie  denn 
auch  in  Preussen  mit  Leichtigkeit  im  Ver- 
waltungswege durchzuführen  wäre,  ln  den 
kleinen  Städten  hingegen  wird  sich,  wie  die 
Verhältnisse  wenigstens  in  den  östlichen 
Provinzen  Preussens  liegen,  weder  das  eine 
noch  das  andere  machen  lassen.  Hier  giebt 
es  noch  viele  Amtsgerichte,  deren  Urkund- 
thätigkeit dem  einen  Richter,  mit  dem  sie 
besetzt  sind,  vollauf  Zeit  lässt  zur  Erledi- 
gung der  Vormundschafts-,  Nachlass-,  Grund- 
buch- und  Civil-  und  Strafprozesssachen,  die 
also  nimmermehr  einen  Notar,  und  sehr  oft 
nicht  einmal  einen  Anwaltnotar,  ernähren 
könnte.  Hier  wird  die  gerichtliche  Urkund- 
thätigkeit auf  der  einen,  das  Anwaltnotariat 
auf  der  anderen  Seite  wohl  immer  unent- 
behrlich, das  französische  System  also  un- 
gangbar bleiben. 

Andrerseits  ist  auch  da,  wo  das  franzö- 
sische System  noch  herrscht,  dessen  Ilaupt- 
gruudsatz  — Ausschluss  der  Gerichte  von 
der  Urkundthätigkeit  — wesentlich  abge- 
schwächt durch  § 29  der  Reichsgrundbuch- 
ordnung vom  24.  März  1897,  welcher  den 
Grundbnehämtem  — das  sind  im  aller- 
grössten Teile  des  Reichs  die  Gerichte  — 
die  Aufnahme  von  Grundbuchurkunden  ge- 
stattet. Das  norddeutsche  und  das  franzö- 
sische System  sind  einander  so  nahe  gerückt, 
dass  die  neuerdings  erfolgte  Aufhebung  des 
französischen  Systems  in  der  Rheinprovinz 
an  dem  thatsäclüichen  Zustand  der  Dinge 
kaum  etwas  geändert  hat. 

Viel  schärfer  ist  der  Gegensatz  beider 
Systeme  zu  dem  badisch- württembergischen. 
Was  sich  hier  neuestens  entwickelt  hat,  ist 
so  schnurstracks  allen  Einrichtungen  der 
übrigen  Bundesstaaten  zuwider,  dass  au  eine 
Verschmelzung  mit  diesen  nicht  geflacht 
werden  kann.  Der  bisherige  Begriff  des 
Notariats,  als  einer  im  Dienste  Privater 
urkundenden  Stelle,  erscheint  hier  völlig 
aufgelöst.  Das  Notariat  ist  zu  einer  Staats- 
behörde umgeschaffen,  der  das  Urkund-, 
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Grundbuch-.  Vormundschaft*-  und  Xachlass- 
we>eii,  also  wi  ziemlich  die  gesamte  frei- 
willige  Gerichtsbarkeit  filiert  raecn  ist.  K- 
ist  der  interessante  Versuch  gemacht  von 
dieser  Behörde  einerseits  durch  festi-s  (}<‘- 
halt  alle  Misslichkeit  des  Gebfihrenliczugs, 
andrerseits  durch  Beteiligung  an  den  (ie- 
btthren  alle  Schwerfälligkeit  der  Amtsstube 
fern  zu  halten.  Es  ist  eine  Deoentralisation 
des  Grundbuchs  durchgeffihrt,  welche  dem 
«latten  Luide  in  gewissem  Masse  die 
rüheren  bequemen  PatrimoniaJgerichte  er- 
Mtzi*i)  soll.  Die  Geplänken  sind  in  sich 
folgerichtig,  die  Ziele  ansprechend:  oh  die 
Durchführung  zweckentsprechend,  der  Erfolg 
der  erwartete  sein  wird,  ist  ahzuwarten. 

Die  deutschen  Notare  waren  1x71  zu 
einem  Verein  zusammeogetreten,  der  die 
Schaffung  einer  einheitlichen  Erkundver- 
fassung  anstrehte.  Da  dies  misslungen  ist. 
so  hat  er  sich  lHllO  aufgelöst.  An  Reiner 
Stelle  ist  w .ihrem!  des  Juristentages  in 
Hamberg  1!MM»  ein  neuer  »Deutscher  Notar- 
verein« gegründet  worden,  der  die  Ver- 
schiedenheit der  Erkundverfassungen  .als 
vorlßufig  unahwcndltar  hinnimmt  und  dafür 
in  dem  geltenden  einheitlichen  Erkund-, 
Nachlass-  und  (i  rund  buch  recht  den  allen 
deutschen  Notaren  gemeinsamen  Boden 
findet,  den  er  mit  aller  Kraft  durch  lleraus- 
gals*  einer  Zeitschrift  und  Abhaltung  von 
Notartagen  zu  Ix ‘ackern  gedenkt. 

l.ittcratlir : A.  A llgr  meines  M ii  </  (Je  sr  h i eh  t- 
liehe*.  Irr tli nutul  Oenterleg.  Das  deutsche 
Xotariat,  J/nnnorrr  Inj* — 1848.  /hl.  /:  <,>. 
schichte  tle*  Xntariat*.  Jld.  2:  Durstell ung  de* 
gellenden  Recht*.  Hauptwerk.  — Harrt / 
Brennt au,  Unndhuch  der  l'rknntlenlehre,  Leip- 
*»’;/  UM».  — Jul  t us  Merkel,  Du*  Xotariat 
und  ihr  willkürliche  (Je ■nchlslmrkeit , Leipzig 
1X60.  Vermehrter  Abdruck  uns  IVeiske*  Recht*- 
lexikint . — ||  einst  er,  Reform  der  Vorbeuge, ofeu 
bürgerlichen  Rechtspflege  in  Oesterreich,  IFtVn 
ltnia. 

R.  R i »her  i g es  Recht.  Franz . Das 
Xntariat  in  K Du ss- Lothringen,  Strusshurg  IX84 , \ 
— ZI  nie,  Ursel  z vntn  V).  XL  1881,  Jus  < 

( bayerische ) Xntariat  betreffend,  Erlangen  1881  ( 


— 1x68.  Duzh  : Enderl  rin , Materialien,  Er- 
hingen  Des.  — C.  K Koch,  Eormularlmri, 
und  Xutunntsrerht.  X'u  bearbeitet  rr* l Hermann 
Justnur,  jo.  Aufl.,  lUriin  isW.  — Otto.  Ihe 
kmtigl.  snehsisrhs  X-danato-rdnuag  rom  IX. 

Ix'O.  Mit  Erläuterungen , Leipzig  

.1  ilolj  M eisst er , J Xis  Xotariat  der  prrttseisehen 
Monarchie,  Leipzig  1x98.  — Otto  Ruttorff. 
Freiwillige  HertehlsbarkeH  in  Bayern  und  Baden, 
Berlin  DM.  — fort  »f  ilhem  h orkerols. 
Die  Xi  ■tu  riutsein  riehtungen  in  Deutschland  und 
Oesterreich.  Stmsshurg  1X97. — Deutsche  X'cdarials- 
Zeitung,  t trgan  des  deutschen  X< -tu riatsrrrrini. 
München  ruii  1X71  bis  1899.  Jahrgang  16X7  ent- 
halt Durst,  II  unyru  des  X»Uxriatsrerhts  in  dm 
grösseren  Bundesstaaten. 

('.  Hellendes  Berht.  Jastroir.  Formular- 
hu  eh  und  Xotarialsrecht,  Berlin  190».  — Franz 
II  enter  und  Theodor  K roschel.  /Xis  deutsch- 
preuseische  Xntariat,  Leipzig  l'utO.  Fried- 
rich II  eher.  Da * bayerische  Xotariat.  Aufsatz 
iu  Ar.  X und  0 der  bayerischen  Xata riats Zeitung 
ruii  1X99.  — f'arleltach  , JXi*  Xotariat  im 
hrussherzoglum  Baden  nach  der  Einführung  dn 
Bürgerlichen  Ucsetzburhrs,  Karlsruhe  1X99.  — 
Keller,  Das  Xntariat  in  El  sass-Isit  bringen  mit 
Beginn  19»».  Aufsatz  in  der  Deutschen  Xotariat s- 
Zeitung  1X99,  S.  167.  — Die  Kommentare  zum 
Reichsgesetz  über  dir  freiwillige  Uerichtsbarkeil 
von  Dnrner,  S r h ul  t z e • H ö r I i t z , Weis*. 
Irr,  Rirkcnbihl,  Josef,  Fuchs,  Raut- 
n 1 1 z.  — Keilschrift  des  deutschen  Xotar- 
rrrrins,  Halle  a.  S.  (seit  1901).  — Keilschrift 
für  das  Xntariat,  hrrausgi geben  ron  dem  Verein 
für  das  Xotariat  in  Rheinprenssen,  Köln  (seit 
1X86).  — Bayerische  Xbtari atsz eitu ng  und  Keil- 
schrift für  die  freiwillige  Rechtspflege  der  (Je- 
richte  in  Bayern,  München  (seil  1X64).  — 
Xotariat»- Ke itschrijt  für  Elsa**- Lothringen,  Strass- 
bürg  (seit  188»),  — (’cntralblatt  für  freiwillige 
t Jeriehtsbarkrit  und  Xotariat,  hrrausgegeben  rm 
leihe,  Leipzig  (seit  1900). 

D.  Ausland.  Keilschrift  flir  Xotariat  und 
freiwillige  (Jeriehtsbarkrit  in  Oesterreich,  H'iVn 
(seit  1X7,9).  — ln  den  Jahr, fangen  1878,  188), 
1X89  Darstellungen  des  spanischen,  holländischen, 
russischen,  portugiesischen  Xotariat*.  — Clerc. 
Manuel  thcorcligue  et  pratigiie  et  formulaire 
general  et  eomplet  du  notnriat,  l\iris  18X1,  - 
Ihle.  — Be  rite  du  nntariat  et  de  l’enrrgistremrnt 
(seit  1X61). 
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Obdachlose. 

1.  Einleitung.  2.  Die  nächtlich  Obdachlosen. 
3.  Obdachlose  Familien. 

I.  Einleitung.  Obdachlos  sind  die  Per- 
sonen, die  ein  Unterkommen,  das  ihnen  zum 
Aufenthalt  und  Nächtigen  dient,  sich  nicht 
verschaffen  können.  Im  Interesse  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  der  Armenpolizei  ist 
in  Deutschland  jedermann  verpflichtet,  für 
sich  und  die  Personen , deren  Ernährung 
ihm  rechtlich  obliegt,  ein  Unterkommen  zu 
verschaffen.  Wer  nach  Verlust  seines  bis- 
herigen Unterkommens  binnen  einer  ihm 
von  der  Polizeibehörde  gegebenen  Frist 
dieser  Pflicht  nicht  nachkommt  und  nicht 
nachzuweisen  vermag,  dass  er  trotz  der  von 
ihm  angewandten  Bemühungen  ein  Unter- 
kommen nicht  finden  konnte,  ist  strafbar. 
Nicht  nur  bedroht  ihn  das  Strafgesetzbuch 
§ 360  Ziff.  8 mit  Haft  bis  zu  6 Wochen, 
sondern  durch  das  gerichtliche  Urteil  kann 
er  auch  für  die  Zeit  nach  verbüsster  Strafe 
der  Landespolizeibehörde  überwiesen  wer- 
den, die  dadurch  die  Befugnis  erhält,  ihn 
bis  zu  zwei  Jahren  entweder  in  ein  Zwangs- 
arbeitshaus (vgl.  d.  Art.  A r in  e n p o 1 i z e i 
oben  Bd.  1 S.  1105)  unterzubringen  oder 
zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden 
(§  362).  ' Wie  nun  der  Staat  denjenigen, 
der  sich  obdachlos  umhertreibt,  obwohl 
er  sich  ein  Obdach  verschaffen  kann,  mit 
Strafe  bedroht,  die  durch  die  Ueber- 
weisung  an  die  Lmdespolizeibehörde  und  die 
Unterbringung  in  ein  Arbeitshaus  zu  einer 
sehr  empfindlichen  und  gefürchteten  ge- 
staltet werden  kann,  so  hat  der  Staat  auch 
die  Organe  der  öffentlichen  Armenpflege 
verpflichtet,  denjenigen,  die  trotz,  ihrer  Be- 
mühungen ein  Obdach  sich  nicht  verschaffen 
können,  weil  sie  weder  Geld  noch  Arbeits- 
kraft noch  sonstige  Mittel  hierzu  besitze», 
ein  Obdach  zu  gowähren  (Preussen,  0. 
v.  8.  März  1871,  § 1;  Sachsen,  Armen- 
ordnung v.  22.  Oktober  1840,  § 33,  §§  52 
bis  56;  Württemberg,  0.  v.  17.  April 


1873,  Art.  1;  Hessen,  G.  v.  14.  Juli  1871, 
Art.  1 u.  s.  w.  — Bayern,  G.  v.  29.  April 
1869,  Art.  10).  In  der  That  gehört  ein 
Obdach  ganz  ebenso  zu  den  unentbehrlichen 
, Gegenständen  des  Lebensunterhalts  wie 
'Nahrungsmittel  und  Kleidung.  Roscher 
(System  der  Armenpflege  und  Armen- 
politik, S.  194  ff.)  allerdings  bekämpft  in 
offenbarer  Unkenntnis  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen die  Ansicht,  dass  die  öffent- 
liche Armenpflege  zur  Gewährung  eines 
Obdachs  an  diejenigen,  welche  ein  Unter- 
kommen sich  nicht  verschaffen  können,  ver- 
pflichtet sei.  Er  behauptet,  damit  werde 
die  soziale  Krankheit  der  Obdachlosigkeit 
geradezu  in  Permanenz  erklärt.  Doch  ver- 
gisst er  hierbei,  dass  der  Hilfsbedürftige, 
der  ein  Obdach  sich  nicht  verschaffen 
kann  und  dem  ein  solches  nicht  dargeboten 
wird,  dadurch  zum  Umhertreiben  auf  der 
Strasse  oder  zum  Verbrechen  gezwungen 
wird.  Die  obdachlosen  Anneu  unter  freiem 
Himmel  verkommen  zu  lassen  oder  dem 
Verbrechen  in  die  Arme  zu  treiben,  ist 
ebenso  politisch  und  moralisch  unmöglich, 
wie  sie  verhungern  zu  lassen,  (a.  a.  0.  S.  66.) 

Die  soziale  Krankheit  der  Obdachlosig- 
keit ist  durch  sehr  verschiedenartige  Ver- 
hältnisse verursacht  und  es  sind  demnach 
auch  sehr  verschiedenartige  Mittel  erforder- 
lich, um  ihr  abzuhelfen  und  um  sie  zu  be- 
kämpfen. Es  lassen  sich  vier  wesentlich 
verschiedene  Erscheinungsformen  der  Ob- 
dachlosigkeit unterscheiden,  wenn  cs  auch 
nicht  immer  leicht  sein  mag,  den  einzelnen 
Fall  der  einen  oder  der  anderen  Kategorie 
zuzuweisen,  und  wenn  auch  in  manchen 
Fällen  die  Obdachlosigkeit  in  verschieden- 
artigen  Verhältnissen  begründet  ist.  Zunächst 
tritt  die  Obdachlosigkeit  sehr  häufig  bei 
denjenigen  ein,  welche,  um  Arbeit  zu  suchen, 
von  Ort  zu  Ort  wandern,  deren  geringe 
Mittel  aber  durch  die  Wanderschaft  bald 
aufgezehrt  sind.  Ihnen  gesellen  sich  vielfach 
Ijaudst reicher  und  sogenannte  Stromer  zu, 
die,  ohne  das  ernstliafte  Bestreben  Arbeit 
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zu  finden,  nur  umherwandern,  um  von  dem 
Bettel  zu  leiten.  Wir  können  sie  unter  dem 
Namen  der  »wandernden  Obdach- 
losen« zusam menfassen.  Für  sie  sind  die 
sogenannten  Arbeitcrkolonieen  und  die 
W a nd erarh ei ts Stätten  (Natural Verpfle- 
gungsstationen) bestimmt,  und  es  darf  hier 
auf  die  diesen  Einrichtungen  gewidmeten 
Artikel  verwiesen  werden,  in  denen  die 
Fürsorge  für  die  wandernden  < >bdachlosen 
im  Zusammenhang  erörtert  werden. 

Durch  ganz  andere  Ursachen  verfallen 
in  grösseren  Städten  und  rasch  aufblühen- 
den Fabrikorten  eine  bald  grössere,  bald 
geringere  Zahl  von  Familien  zeitweise  der 
Obdachlosigkeit,  wenn  die  Hauthätigkeit 
mit  dem  plötzlichen  Anwachsen  der  Bevöl- 
kerung nicht  Schritt  hält  und  das  Wohnungs- 
bedürfnis augenblicklich  nicht  völlig  1 befrie- 
digt weiden  kann.  Auch  auf  diesen  immer 
nur  vorübergehenden  Notstand  und  die  Mittel 
zu  seiner  Abhilfe  ist  hier  nicht  einzugehen. 
Es  sei  hierfür  auf  den  Art.  Wohnungs- 
frage verwiesen. 

Wir  haben  uns  hier  nur  mit  zwei  anderen 
Klassen  der  Obdachlosigkeit  zu  beschäftigen, 
die  als  soziale  Erscheinungen  nur  in  den 
grösseren  Städten  Vorkommen,  wenn  es 
auch  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  einzelne 
Fälle  auch  in  kleineren  Orten  hin  und  wie- 
der auftreten.  Es  sind  dies  die  nächt- 
lich Obdachlosen  und  die  obdach- 
lose n F a m i 1 i e n.  Die  ersteren  werden 
sich  vielfach  aus  den  Personen  rekrutieren, 
die  in  der  Gemeinde  einen  festen  Wohnsitz 
noch  nicht  iiahen,  die  erst  zugezogen  sind 
und  bald  da,  bald  dort  einen  Unterschlupf 
für  kurze  Zeit  suchen.  Doch  gehören  die 
nächtlich  Obdachlosen  keineswegs  nur  dieser 
Bevölkern ugsklasse  an.  Andererseits  wer- 
den die  obdachlosen  Familien  häufig,  alter 
keineswegs  immer,  vor  Eintritt  der  Obdach- 
losigkeit schon  eine  Wohnung  in  der  Ge- 
meinde innegehabt  haben.  Zu  ihnen  ge- 
hören aber  auch  Familien,  die  neu  au  ziehen 
und  bei  ihrer  Ankunft  eine  Wohnung  nicht 
finden  können.  Ob  die  Obdachlosen  in 
diesem  Sinne  sesshaft  oder  nicht 
sesshaft  sind,  ist  für  die  Einrichtungen, 
die  zu  ihrem  Schutze  und  ihrer  llilfe  ge- 
troffen werden,  nur  von  sekundärer  Bedeu- 
tung. Es  ist  deshalb  nicht  richtig,  wenn, 
wie  dies  in  den  Schriften  und  Verhand- 
lungen des  Deutschen  Vereins  für  Armen- 
pflege geschieht,  die  Obdachlosen  in  die 
beiden  Klassen  der  sesshaften  und  nicht 
sesshaften  eingeteilt  werden.  Es  ist  viel- 
mehr zu  unterscheiden  zwischen  einzel- 
nen Personen,  die  nur  eine  nächtliche 
Unterkunft  suchen,  nächtlich  Obdach- 
lose, und  Familien,  die  augenblicklich 
keine  Wohnung  erhalten  können  und  so- 
lange untergebracht  werden  müssen,  bis  sie 


sich  eine  Wohnung  verschafft  liabeu.  ob- 
dachlose Familien. 

2.  Die  nächtlich  Obdachlosen.  Die 
grossen  Städte  mit  ihrer  von  Jahr  zu  Jahr 
wachsenden,  dicht  gedrängte»  Bevölkerung 
sind  naturgeinäss  die  Sammelorle  für  die 
durch  eigene  Schuld  oder  Unglück  Herab- 
gekommenen  und  Verarmten,  für  Personen, 
die  im  bürgerlichen  lieben  gescheitert  sind 
oder  aus  Arbeitsscheu,  Liederlichkeit.  Hang 
zum  Verbrechen  sich  geordnete  Lehens  Ver- 
hältnisse nicht  schaffen  können  und  nicht 
wollen.  Dazu  kommen  in  Zeiten  der  Ar- 
lieitslosigkeit  Arbeitsfähige  und  Arbeits- 
willige, die  keine  lohnende  Arbeit  finden 
und  die  nach  Aufzehrung  ihrer  Ersparnisse 
der  bittersten  Not  verfallen.  In  Schlupf- 
winkeln und  Schlafstellen , in  den  sogo- 
nanntcu  »Pennen«  und  Verbreoherherbergen 
suchen  sie  ein  notdürftiges  Unterkommen. 
Die  entsetzlichen  Zustände,  welche  sich  in 
derartigen  Nachtherbergen  und  Spelunken 
entwickeln,  machen  sie  zu  wahren  Brut- 
stätten für  ansteckende  Krankheiten,  für 
Sittenlosigkeit  und  Unzucht,  für  Verbrechen 
und  Laster  aller  Art.  Sowohl  der  Schutz 
der  öffentlichen  Gesundheit  wie  das  Interesse 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  Sittlichkeit 
fonlern  einen  energischen,  unermüdlichen 
Kampf  der  Polizei  wie  der  Gemeinden  und 
der  Gesellschaft  gegen  derartige  Missstände. 
Die  Polizeibehörden  müssen  diesen  Kampf 
führen  durch  strenge  Vorschriften  über  die 
Einrichtungen  der  Schlafstellen  und  Her- 
bergen, durch  unnachsichtige  und  ununter- 
brochene Ueberwachung  und  strafrechtliche 
Verfolgung  der  Ucbertret ungen.  (Vgl.  deu 
Art.  Baupolizei  oben  Bd.  1 1 S.  524  ff.  und 
den  Art.  Wohnungsfrage.)  Können 
hierdurch  auch  nach  und  nach  — denn  auf 
einen  unmittelbaren  Erfolg  ist  nicht  zu 
rechnen  — die  schlimmsten  Uebelstände  in 
den  Nachtherbergen  und  Schlafstellen  be- 
seitigt werden,  so  ist  damit  doch  noch  nicht 
denen,  die  unverschuldeter  oder  verschul- 
deter Weise  sich  ein  Nachtlager  nicht  ver- 
schaffen können,  Hilfe  gewährt.  Den  Ge- 
meinden als  den  Ortsarmen  verbänden  liegt 
die  Verpflichtung  ob,  ihnen  ein  Obdach  dar- 
zubieten. in  tlas  sie  freiwillig  eintreton.  iu 
das  sie  aber  auch  von  der  Polizeibehörde 
verwiesen  werden  können,  wenn  sie  sich 
unterkunftslos  zur  Nachtzeit  umhertreiben. 
Auch  den  mittellosen  Fremden,  denen  es 
noch  nicht  gelungen  ist,  ein  Unterkommen 
zu  finden,  muss  für  die  Nacht  eine  Zu- 
fluchtsstätte geboten  werden.  Die  Zalü 
solcher  Personen,  welche  ans  den  verschie- 
densten Gründen  für  die  Nacht  eines  Ob- 
dachs bedürfen,  ist  in  den  Grossstädten  zeit- 
weise eine  ausserordentlich  grosse.  In 
Berlin  hatte  die  Stadt  im  Jahre  1873  in- 
folge einer  Aufforderung  des  Polizeipräsi- 
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gegründet,  für  welches  im  Jahre  1887 
grosses  Gebäude  errichtet  ward,  das 
gleich  in  einer  besonderen  Abteilung  das 
Asyl  für  obdachlose  Familien  in  sich  auf- 
nahm. Das  Asyl  für  nächtlich  Ob- 
dachlose war  für  1200  Nachtgäste  be- 
rechnet. Doch  erwies  sich  der  Kaum  bald 
bei  dem  immer  steigenden  Bedürfnis  als 
nicht  ausreichend.  Im  Jahre  1893  wurde 
das  Obdach  durch  20  neue  Barackensäle 
erweitert,  so  dass  es  für  2800  Personen  Raum 
bot.  Doch  war  der  Andrang  so  gross,  dass 
in  einzelnen  Nächten  dort  über  3000  Per- 
sonen zugelassen  wurden.  Die  Zahl  der 
Nachtgäste  ist  nach  den  Jahren  und  Jahres- 
zeiten eine  sehr  verschiedene.  Sie  betrug 
im  Jahre  1889/90  203039:  1893.94  444766; 
um  im  Jahre  1894  95  wieder  auf  322687 
zu  fallen.  Während  am  8.  Juni  1889  nur 
153  Personen  Aufnahme  fanden , betrug 
deren  Zahl  am  27.  Januar  1894  nicht  weni- 
ger als  3138.  Ganz  überwiegend  ist  die 
Zahl  der  Männer.  Im  Jahre  1893/94  be- 
fanden sich  unter  444766  nur  13900  weib- 
liche Personen,  1894/95  unter  322687  nur 
15824.  Jedermann  (mit  Ausnahme  von 
Personen  im  trunkenen  Zustand)  wird  auf- 
genommen. In  der  Regel  wird  eine  Legiti- 
mation verlangt,  ohne  dass  sie  jedoch  eine 
Bedingung  der  Aufnahme  bildet.  Der  Auf- 
genommene wird  bei  der  Aufnahme  ge- 
badet, er  erhält  ein  Abendessen  und  Früh- 


burg der  Asylverein,  der  mehrere  Asyle 
für  Obdachlose  gegründet  hat , streng  an 
dem  Grundsatz  der  Anonymität  fest.  Eine 
städtische  Anstalt,  wie  in  Berlin,  gicht  es 
liier  nicht.  Die  Obdachlosen,  welche  wegen 
Ueberfüllung  oder  aus  sonstigen  Gründen 
in  den  Vereinsasylen  keine  Aufnahme  finden, 
werden  in  einigen  der  Gefängnisverwaltung 
unterstehenden  Unterkunftsräumen  unter- 
gebracht. In  anderen  Städten  sind  sehr 
verschiedenartige  Einrichtungen  getroffen. 
Teils  fällt  den  Armenbehörden  die  Ver- 
sorgung der  Obdachlosen  allein  zu,  wie  in 
Danzig,  Dortmund,  Cöln,  Aachen  u.  s.  w., 
teils  bestehen  Asyle,  die  von  Vereinen  ge- 
gründet sind  und  zu  deren  Kosten  in  einigen 
Städten  die  Gemeinde  Zuschüsse  giebt  (so 
in  Braunschweig,  C'refeld,  Erfurt),  teils  un- 
terhalten Vereine  neben  dem  städtischen 
Asyl  noch  Privatasyle  für  Obdachlose  (Leip- 
zig, Breslau).  An  manchen  Orten  ist  be- 
stimmt, dass  die  Arbeitsfähigen,  die  in  dem 
Obdach  Aufnahme  finden,  zu  einer  Arbeits- 
leistung angehalten  werden  sollen. 

Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit 
der  Asyle  für  Obdachlose,  in  denen  jeder- 
mann ohne  Prüfung  seiner  Bedürftigkeit,  ja 
an  manchen  Orten  ohne  jeden  Ausweis  über 
seine  Persönlichkeit  und  ohne  Namennennung 
nächtliche  Unterkunft,  Abendbrot  und  Früh- 
stück und  Körperpflege  und  Bad  erhält,  sind 
in  den  letzten  Jahren  mehrfach  Gegenstand 
eingehender  Untersuchung  gewesen.  In 


stück  (beide  in  Mehlsuppe  und  Schwarzbrot  1 menschenfreundlicher  Absicht  gegründet, 


bestehend),  und  seine  Kleider  werden  des- 
infiziert. Das  Obdach  darf  wiederholt,  aber 
nur  fünfmal  im  Laufe  eines  Vierteljahres 
aufgesucht  werden  (Hausordnung  v.  19.  Ok- 
tober 1891).  Dass  aber  in  weitaus  den 
meisten  Fällen  diejenigen,  die  einmal  die 
Wohlthat  des  Obdachs  genossen  haben,  wie- 
derkommen, ist  leicht  verständlich  und  eine 
strenge  Durchführung  der  angegebenen  Be- 
schränkung nicht  möglich.  Unter  den 
322687  Personen,  die  im  Jahre  1894/95 
Aufnahme  fanden,  waren  nur  11604,  die 
zum  ei-sten  Male  darum  nachsuchten.  Neben 
dieser  städtischen  Anstalt  besteht  in  Berlin 
noch  ein  von  einem  Vereine  1869  gegrün- 
detes und  unterhaltenes  Asyl  für  Obdach- 
lose, in  dem  ebenfalls  jedermann  mit  Aus- 
nahme von  Betrunkenen  und  der  mit  an- 


wollen diese  Asyle  den  Unglücklichen,  die 
nicht  wissen,  wo  sie  ihr  Haupt  hinlegen  sollen, 
wenigstens  für  eine  Nacht  eine  Ruhestätte, 
eine  Zuflucht  gewähren.  Dabei  wird  aber 
verkannt,  dass  sie  alle  die  Nachteile,  die 
ein  blindes  Almosengeben  unfehlbar  im  Ge- 
folge hat,  ebenfalls  mit  sieh  führen. 
Gerade  die  schlimmsten  Elemente  einer 
grossstädtischen  Bevölkerung,  diejenigen,  die 
vom  Laster  und  dem  Verbrechen  leben, 
die  Arbeitsscheuen  und  Liederlichen  sind 
es,  die  diese  Asyle  Nacht  für  Nacht  zu  in 
grossen  Teil  füllen.  Soll  auch  der  ein- 
zelne nur  wenige  .Male  im  Monat  oder  im 
Vierteljahr  aufgenommen  werden,  so  ist 
doch,  wenn  keine  Legitimation  verlangt 
wird,  eine  Kontrolle  kaum  durchzuführen. 
Bestehen  aber  melu-ere  Asvle  an  einem 


kann 

Asyl 


steckenden  Krankheiten  Behafteten  Aufnahme  Orte,  wie  in  Berlin,  Hamburg  u.  s.  w.,  so 

abwechselnd  das  eine  und  das  andere 
aufgesucht  werden.  Der  Arbeitsscheu 
Liederlichkeit  wird  dadurch  nicht 
entgegengearbeitet,  sondern  sie  werden  da- 
durch gefördert.  Vielfach  ist  deshalb  die 


findet.  Die  Aufgenommenen  haben  liier 
nicht  einmal  ihren  Namen  anzugehen.  Im 
Jahre  1898  wurden  darin  232555  Personen,  und 
darunter  36  007  weibliche,  aufgenommen. 

Es  darf  mit  Grund  angenommen  werden, 


dass  es  zum  grössten  Teil  dieselben  Per- ; Forderung  erhoben  worden  und  an  manchen 

Orten  ist  sie'  auch  in  die  Vorschriften  auf- 
genommen worden,  dass  die  am  Abend  in 
das  Asyl  Aufgenommenen  am  anderen  Mor- 


sonen  sind,  welche  abwechselnd  das  städti- 
sche Obdach  und  das  Asyl  des  Vereins  auf- 
suchen. 

Wie  in  Berlin  so  hält  auch  in  Ham- 


Ilumlwdrterbueli  der  Staatäwissenaehaften. 


gen  vor  ihrer  Entlassung  zu  eiuer  niehr- 
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ständigen  Arbeitsleistung  verpflichtet  wer- 
den. Der  Arbeitszwang  seil  alle  Arlieits- 
scheuen  fernlmlten.  Indes  ist  diese  Forderung 
in  einer  Grossstadt  praktisch  nicht  durch- 
führbar. Arbeiten,  zu  denen  eine  jeden  Tag 
wechselnde  Schar  vieler  hunderter  und  tau- 
sender von  Peraouen  angehalten  werden , 
könnten,  lassen  sieh  gar  nicht  finden.  Selbst 
in  kleineren  Städten  wird  sieh  diese  jirak-  \ 
tische  Schwierigkeit  meist  nicht  überwinden 
lassen.  Dazu  kommt  nun  noch,  dass  die- 
jenigen, die  ehrliche  Arbeit  Stichen  wollen, 
«lies  vor  allem  in  den  FrQhstundcn  des 
Tages  thun  müssen.  Werden  sie  in  dem 
Asyl  bis  in  den  Vormittag  hinein  festge- 
halten. so  verlieren  sie  die  beste  Gelegen- 
heit, eine  Arbeitsstelle  zu  finden. 

Freilich  muss  alle  denen,  die  verschul- 
deter «xler  unverschuldeter  Weise  kein  Ob- 


aber  sollte  auch  ein  Asyl  für  Obdachlose 
durch  die  Gemeinde  «xler  einen  Verein  er- 
richtet werden,  in  dem  Abendbrot  und 
Frühstück,  Bad  und  Körperpflege  gewährt 
werden,  das  al»er  nur  denjenigen  offensteht, 
die  über  ihre  Person  sich  auszuweisen  ver- 
mögen und  den  Nachweis  erbringen,  dass 
sie  sich  vergeblich  bemüht  haben,  für  die 
Nacht  eine  Unterkunft  sich  zu  verschaffen. 
Freilich  wird  es  der  Erfahrung  und  Men- 
schenkenntnis des  Beamten,  der  über  die 
Aufnahme  zu  entscheideu  hat,  überlassen 
bleiben  müssen,  ob  er  im  einzelnen  Falle 
diesen  Nachweis  für  erbracht  erachtet  oder 
nicht.  Für  eine  weitere  Untersuchung  ist 
keine  Zeit  gegeben.  Vor  allem  aber  sollte 
die  Verwaltung  der  ünterkunftsrätime  und 
der  Asyle  in  enger  Verbindung  mit  «len 
Arbeitsnachweisstellen  (s.  d.  Art.  Arbeits- 
dach für  die  Nacht  haben,  mögen  sie  sich  nach  weis  oben  Bd.  I,  S.  951  ff.)  stehen,  uin 
ausweisen  können  oder  nicht,  eine  Unter- 
kunft geboten  werden.  Der  Grundsatz,  dass 
eine  Unterstützung  nur  gegel»en  werden 
solle  nach  genauer  Prüfung  der  Verhältnisse 
der  Hilfsbedürftigen,  der  Grün d s a t z de r 
Individualisierung,  ist  als  Regel  un- 
zweifelhaft richtig,  alx?r  doch  auch  nur  als 
Regel.  Er  kann  da  keine  Anwendung  fin- 
den, wo  eine  sofortige  Hilfe  erforderlich 
ist,  um  ein  notwendiges  Ijobensbedürfnis  zu 
befriedigen.  Wie  dem  Verhungernden  sofort 
Nahrung  gereicht  werden  muss,  um  ihn  vor 
dem  Hungertode  zu  retten,  und  nicht  erat 
eine  Untersuchung  seiner  Verhältnisse  ab- 
gewartet werden  kann,  so  muss  dem  Ob- 
dachlosen, der  juu  Abend  ein  Nachtlager 
sucht,  sofort  Obdach  gewährt  werden.  Aber 
das  jedermann  offenstehende 
derart  beschaffen  sein,  dass  es  «les  Anreizes 
cs  aufzusuchen  durchaus  entbehrt  und  die 
Furcht,  das  Obdach  aufsuchen  zu  müssen, 
auch  auf  den  Arbeitsscheuen  dahin  wirkt, 
dass  er  alle  seiue  Kraft  anstrengt,  um  sich 
selbst  ein  Unterkommen  zu  verschaffen. 

Auch  ist  cs  nur  eine  falsche  Humanität,  die 
in  Wirklichkeit  das  Gegenteil  der  Humani- 


den  arbeitsfähigen  Obdachlosen  eine  Arbeits- 
stelle möglichst  rasch  zu  vermitteln. 

<1.  Obdachlose  Familien.  Wie  schon 
oben  erwähnt,  sprechen  wir  liier  nicht  von 
den  nur  zeitweise  an  einzelnen  Orten  auf- 
tretenden Fällen,  in  welchen  infolge  des 
raschen  Anwachsens  der  Bevölkerung  die 
vorhandenen  Wohnungen  nicht  ausreichen, 
um  das  Wohnungsbedürfnis  der  gesamten 
Bevölkerung  zu  befriedigen , sondern  nur 
von  den  in  den  grösseren  Städten  zu  allen 
Zeiten  vorkommenden  Fällen,  in  denen  eine 


Familie, 

mangelt, 

schaffen 


doch 

kann. 


obgleich  es  an  Wohnungen  nicht 
('ine  solche  sich  nicht  ver- 
In  der  Regel  ist  eine  der- 
artige Obdachlosigkeit  in  dem  schuldhaften 
Verhalten  der  Familie  oder  des  Familien- 
Obdach  muss  hauptes  begründet.  Trunksucht,  liederlicher 
Lebenswandel,  Unfriedfertigkeit.  Müssig- 
gatig,  übler  Leumund  werden  meist  die  Ur- 
sache sein,  weshalb  die  Vermieter  sich 
weigern,  eine  Familie  aufzunehmen.  Aber 
nicht  in  allen  Fällen  ist  die  Obdachlosigkeit 
eine  verschuldete.  Sie  kann  auch  veranlasst 
sein  durch  den  plötzlichen  Tod  des  Er- 
nährers,durch  KrauKheit, Feuersbrunst  u.s  w.. 


tät  ist,  wenn  jedermann  ohne  Nennung  des  i in  einzelnen  Fällen  durch  grosse  Kinderzahl. 


Namens  Aufnahme  findet.  Es  liegt  kein 
ausreichender  Grund  vor.  den  Hilfsbedürf- 
tigen von  der  Pflicht,  seinen  Namen  an- 
zugehen,  zu  entbinden.  Gewiss  werden 
vielfach  unrichtige  Namen  angegeben  wer- 
den. Indes  ist  dies  immerhin  mit  Strafe 
bedroht  (Strafgesetzbuch  3ti0  Nr.  S),  und 
im  allgemeinen  wird  die  Pflicht,  den  Namen 
zu  nennen,  eine  abschreckende  Wirkung  ans- 
üben, 
räume 


Auch  kann  es  verkommen,  dass  eine  neu 
anziehende  Familie  nicht  sofort  eiue  Woh- 
nung findet.  Seitdem  das  Recht  des  Ver- 
mieters, die  eingebrachten  Sachen  zurück- 
zubehalten. durch  das  Preussische  G.  v.  12. 
Juni  1894  und  jetzt  allgemein  durch  die 
C.P.O.  § 811  (s.  d.  Art.  Miete  und  Pacht 
oben  Bd.  V S.  770)  ausserordentlich  beschränkt 


worden  ist,  suchen  sich  die  Vermieter  an 
Es  müssen  demnach  Unterkunfts-  manchen  Orten  durch  schwarze  listen  gegen 
bereit  gestellt  werden,  in  denen  in  unzuverlässige  Mieter  zu  sichern,  denen  cla- 
der  einfachsten  und  dürftigsten  Weise  jedem  I durch  die  Verschaffung  einer  Wohnung  sehr 
Obdachlosen  ein  Nachtlager  geboten  wird,  j erschwert , in  manchen  Fällen  unmöglich 
Sie  haben  sich  von  dem  Polizeigewahrsam  I gemacht  wird.  Indes  haben  Untersuchungen, 
nur  dadurch  zu  unterscheiden,  dass  Eintritt  j die  von  dem  Verein  für  Armenpflege  im 
und  Austritt  freigegeben  sind.  Neben  ihnen  Jahre  1800  veranstaltet  worden  sind,  er- 


Digitized  by  Google 


Obdachlose 


1011 


Ijgeben,  dass  ln  den  meisten  Städten  die 
y^ix hl  der  obdachlosen  Familien  nur  eine  ge- 
ringfügige ist.  Auch  hat  die  Beschränkung 
des  Zurückbehaltungsrechts  des  Vermieters 
doch  vorwiegend  eiue  günstige  Wirkung 
svusgeflbt.  Ihm  unterliegen  jetzt  nicht  mehr 
die  zur  Erhaltung  eines  angemessenen  Haus- 
standes unentbehrlichen  Sachen.  Familien 
<xl>er,  die  im  Besitz  ihres  Mobiliars  sind, 
finden  erfahre ngsgomäss  leichter  eine  Woh- 
nung als  solche,  die  dessen  entbehren. 

Die  öffentliche  Armenpflege  kann  sich 
der  Pflicht  nicht  entziehen,  für  obdachlose 
Familien  Sorge  zu  tragen.  Sie  wird  aber 
hier  mit  besonderer  Vorsicht  zu  Werke 
gehen  müssen,  um  nicht  den  Leichtsinn, 
die  Sorglosigkeit  und  die  Arbeitsscheu  zu 
unterstützen  und  die  Selbstachtung  und 
das  Vertrauen  auf  die  eigene  Arbeitskraft 
abzustumpfen.  ^Die  Erfahrung  lehrt,  dass 
die  meisten  Fälle  der  Obdachlosigkeit  ganzer 
Familien  auf  Leichtsinn,  Liederlichkeit,  un- 
pünktliches Zahlen  der  Miete,  Unverträglich- 
keit und  andere  selbstverschuldete  Ursachen 
der  Betreffenden  zurückzuführen  sind.  Für 
solche  Personen  ist  die  Furcht,  auf  die 
Strasse  gesetzt  zu  werden,  das  beste,  leider 
auch  oft  das  einzige  Mittel,  solches  Unglück 
von  sich  und  ihren  Familien  abzuwenden. 
.Diese  Furcht  und  damit  das  zwingende  Be- 
wusstsein der  eigenen  Fürsorgepf licht  darf 
nicht  abgeschwächt  werden.« 

Daraus  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  in 
diesen  Fällen  eine  Unterstützung  nur  ge- 
währt werden  darf,  wenn  deren  .Notwendig- 
keit durch  eine  sorgsame  Untersuchung  der 
Verhältnisse  erwiesen  ist.  Ist.  sofortige 
Hilfe  geboten,  so  kann  bis  zur  Feststellung 
dieser  Notwendigkeit  eine  vorläufige  Unter- 
bringung der  einzelnen  Familienmitglieder 
in  dem  Asyl  für  nächtlich  Obdachlose  er- 
folgen. 

ln  Berlin  ist  mit  dem  Asyl  für  nächt- 
lich Obdachlose,  aber  in  einer  anderen  Ab- 
teilung des  Geländes,  ein  Obdach  für  ob- 
dachlose Familien  verbunden,  das  für  üUU 
Personen  Raum  bietet.  Die  Aufnahme  er- 
folgt nur  auf  Anweisung  der  Armenbehörde 
oder  auf  Requisition  der  Polizei.  Die  Auf- 
genommenen erhalten  Verpflegung,  sind  aber 
auch  zur  Leistung  der  ihnen  zugewiesenen 
Arbeiten  verpflichtet.  Männer  und  Frauen 
sind  in  getrennten  Sälen  untergebraeht  und 
der  Verkehr  der  Männer  mit  ihren  weib- 
lichen Familicngliedern  darf  nur  am  Tage 
und  an  dem  hierfür  bestimmten  Ort  stait- 
finden.  Für  die  Kinder  besteht  eine  beson- 
dere Schule,  für  die  Kranken  eine  Kranken- 
station. Der  Aufenthalt  darf  in  der  Regel 
die  Dauer  von  5 Tageu  nicht  üliersteigen, 
doch  wird  diese  Vorschrift  nicht  streng 
innegehalten.  Nur  mit  Genehmigung  des 
Inspektors  dürfen  die  Aufgenommenen  die 


Anstalt  verlassen  und  nur  zu  dem  Zweck, 
um  ein  anderweites  Unterkommen  und  Ar- 
beit zu  suchen.  Nur  mit  Genehmigung 
dürfen  sie  in  der  Anstalt  Besuche  empfangen. 
(Hausordnung  v.  19.  Oktober  1891).  Indes 
dient  das  Obdach  nicht  nur  dem  angegebenen 
Zwecke,  sondern  es  werden  darin  auch  ein- 
zelne obdachlose  Personen  in  nicht  geringer 
Zahl  aufgenommen,  so  dass  z.  B.  am  31. 
März  1895  unter  den  Insassen  neben  49 
Familien  mit  151  Personen  sich  109  Einzel- 
personen befanden.  Die  Gesamtzahl  der 
Insassen  betrug  in  den  sechs  Jahren  1889.  90 
bis  1894  95  durchschnittlich  auf  den  Tag 
257.  Die  Zulassung  von  Einzelpersonen 
wird  jedoch  — von  den  Ausnahmefällen 
abgeselien  — kaum  zu  rechtfertigen  sein. 
Dass  eine  Einzelperson  nicht  im  Laufe 
eines  Tages  ein  Unterkommen,  wenn  auch 
nur  eine  Schlafstelle  finden  sollte,  wird 
kaum  anzunehmen  sein.  Für  die  Nacht 
aber  bieten  ihm  die  Asyle  für  nächtlich 
Obdachlose  eine  Unterkunft. 

Auch  in  anderen  Städten  bestehen  ähn- 
liche Einrichtungen,  die  aber  vielfach  mit 
dem  Armen-  und  Arbeitshaus  verbunden 
sind.  In  anderen  Städten,  wie  z.  B.  in  Cassel, 
erhält  in  dem  Asyl  für  Obdachlose  jode 
Familie  ein  Zimmer,  das  sie  mit  ihren  Mo- 
bilien auszustatten  hat.  Doch  werden  hier, 
wie  auch  vielfach  an  anderen  Orten,  nur 
die  Frauen  mit  den  Kindern  aufgenommen, 
während  die  Männer  im  Notfall  in  einem 
hierfür  bestimmten  Schlafsaal  Unterkunft 
finden.  Freilich  entsteht  daraus,  dass  nur 
die  Frauen  mit  den  Kindern  in  das  Asyl 
aufgenommen  werden,  die  Gefahr,  dass  der 
Mann  sich  seiner  Verpflichtung,  für  das 
Unterkommen  der  Familie  zu  sorgen,  ent- 
zieht und  die  Familie  der  öffentlichen  Ar- 
menpflege überlässt.  Unter  allen  Umständen 
muss  aber  in  den  Asylen  eine  strenge  Haus- 
ordnung bestehen  und  aufrecht  erhalten 
werden,  damit  das  Asyl  nur  ein  Zufluchts- 
ort in  der  äussersten  Not  bleibe  und  nicht 
zu  ciuer  bequemen  Versorgungsanstalt 
weide. 

liitteratiir : llervorxu heben  sind  die  lehrreichen 
und  sorgfältigen  l’ntersnehnngen  und  Erörte- 
rungen des  deut sehen  I 'er rin*  für  Ar- 
men pflege  und  Wo  hlthätigkeit,  lieft 
XVI,  1892,  S.  291—858;  lieft  XXI I,  MM, 
8.  19—09;  lieft  XX lll,  1893,  S.  07  [I\ ; 

lieft  XXXI,  1897,  S.  tiJff.;  ließ  XXXIV, 
1898,  S.  03-97.  — Leber  Berlin:  Bericht 
über  die  Gemeindeverwaltung  der  .Stadt  Berlin 
in  den  Jahren  188 2 — 1888,  Bd.  II,  1890, 
8.  208 ff.  1 i>‘  den  Jahren  1889  1893,  Bd.  III, 

19<8>,  S.  81  ff.  — Hecker,  l'eber  die  Cnter • 
hringung  ihr  Obdachlosen  vom  hggieinitchen  Ge- 
sichtspunkte, in  Viertctjahrsschrift  f.  Gesundheits- 
pflege  Bd.  XXII,  1890,  S.  238  ff.  — L’eber  die 
Casnat  Paupers  in  England  und  die  m deren 
Aufnahme  bestimmten  Casital  Wurde  siehe 
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Obdachlose — Obrecht 


d.  Art.  A rm  rngese tzgrbung  in  Gros»-1 
britannirn  oben  lid.I,  S.  11 4-1.  l'eher  dir.  Ob- 
daetdosen  in  London  den  von  der  Charit y 
O rg  n n i «a  t ton  Society  hcrausgegebrnen  Be- 
richt The  hotnetess  poor  of  London,  1891.  — 
f’eber  die  Xachtasyte  Jür  Männer,  die  in  Baris 
und  anderen  fransösisehen  Städten  von  Privat- 
vereinen  gegründet  und  unterhalten  teer  den,  siche 
Ma.rtmr  du  Camp,  La  Charite  prircr  d Lhiris, 
188',,  p.  457  tf. 

E.  Loentng. 


Objektsteuern 


s.  Ertragssteuern  oben  IM.  III  S.  728 ff. 


Obrecbt,  (»eor£, 

geh.  am  23.  III.  1547  zu  Strassburg  i.  E..  gest. 
daselbst  am  7.  VI.  1612,  studierte  in  Tübingen, 
Dole,  ßesangon  und  Orleans,  wurde  1575  Pro- 
fessor der  Rechte  in  Strassburg,  1577  Kanonikus 
am  dortigen  Thomasstift,  l-'880  Probst  des  Tho- 
maskapitels, 1593  Rektor  der  Universität,  Con- 
sulent  und  Rat  der  Stadt  Strassbnrg. 

Obrecht  gehört  als  staatswirtschaftlicher 
Theoretiker  in  allen  Fragen,  die  (leid,  Geld- 
cirkulation,  Geldausfuhr,  Steuern,  Staatsschatz, 
Staatsanleihen,  Regalien,  Waren-  liezw.  Ge- 
treideaufspeicherung,  Staatskornhandel  betreffen, 
dem  Merkantilismus  an;  seine  Theoreme  er- 
innern bezüglich  der  staatlichen  Gefälle  und 
einzelner  Steuerprobleme  an  die  Lehrsätze 
seines  Zeitgenossen  Johann  Rodinus,  überhaupt 
verkörpert  sich  in  ihm  eine  Anlehnung  des 
westlichen  bezw.  reformierten  Deutschland  an 
Frankreich  und  England.  Hinsichtlich  des 
Wertes  der  Edelmetalle,  die  er  bezüglich  ihres 
wirtschaftlichen  Nutzens  den  übrigen  Metallen 
gleichstellt,  weichen  seine  von  den  merkanti- 
hstischen  Anschauungen  ab.  Seine  Steuerpolitik 
verfolgt  den  doppelten  Zweck,  dem  Gemein- 
wesen zu  nützen  und  den  Fiskus  zu  bereichern. 
Geburten,  Trauungen  und  Todesfälle,  wofür  er 
eine  Listensteuer  empfiehlt,  Prozesse,  Erb- 
schaften, Luxusausgaben  sowie  die  längeren 
Aufenthalt  nehmenden  Fremden  sollen  nach 
ihm  zur  Steuer  herangezogen  werden,  der 
Steuerträger  bei  Prozessen  soll  der  verlierende 
Teil  sein,  in  welcher  Massregel  Obrecbt  die 
beste  Schutzwehr  gegen  übermässige  Anstren- 
gung von  Rechtsstreiten  erblickt.  Auch  an 
den  Ueberscliüssen  der  Kinderversicherungs- 
und Ausstattungskassen,  die  er  nach  italieni- 
schem Muster  eingeführt  haben  will,  lässt  er 
den  Staat  participicren,  dem  die  Käuflichkeit 
der  Adels-  und  Beamtendiplome  ebenfalls  als 
fiskalische  Einnahmequelle  zufliessen  soll,  wo- 
gegen seine  Steuerpolitik  die  Freigabe  der  not- 
wendigen Lebensbedürfnisse  befürwortet. 

• Obrecht  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform;  Erklärungen 
über  das  politische  Bedenken  über  die  Lilbeck- 
sclien  Stauteinküufte,  Strassburg  1610.  — Fünff 
unterschiedliche  Secreta  politica  von  Anstellung, 
Erhaltung  und  Vermehrung  guter  Policei  und 
von  billicher,  rechtmässiger  und  nothwendiger 
Erhöhung  eines  jeden  Regenten  jährlichen  Ge- 
fällen und  Einkommen.  Allen  hohen  und 


niederen  Obrigkeiten  besonders  dess  Heyligea 
Römischen  Reichs  Ständen  in  diesen  letztm 
und  hochbetrengten  Zeiten  zum  besten  gestellt, 
ebd.  1617.  Diese  aus  Obrechts  Nachlasse  von 
seinem  Sohne  bewirkte  Zusammenstellung  um- 
fasst folgende  5 Stücke:  1.  Diseurs us  beDko- 
politicus,  in  quo,  quomodo  ad  versus  Tonirnm 
tyrauuum  bellum  commode  geri  possit.  quam 
felicissime  ostenditur  geschrieben  1605].  iRe- 
form Vorschläge  zur  l’nrkenstener,  die  nicht 
mehr  nach  der  Kopfzahl,  sondern  nach  dem 
Vermögen  der  Bevölkerung  erhoben  werden 
soll);  2.  Ein  politisch  Bedencken  und  Diskurs 
Von  Verbesserung  Land  und  Leut.  Anrichtuag 
guter  l’olicey  und  fiirnemblieh  von  nützlicher 
Erledigung  grosser  Aussgaben  und  billicher 
Vermehrung  eines  jeden  Regenten  und  Ober- 
herrn  Jährlichen  Gefällen  und  Einkommen  {ge- 
schrieben 1609).  (Befürwortung  n.  a.  des  Ver- 
botes luxuriöser  Hochzeiten  und  Kindtaufen': 
3.  Constitntio  von  nothwendiger  und  nützlicher 
Austeilung  eines  Aerarii  S&ncti  (eines  Staats- 
schatzes, worin  die  durch  Steuern  und  Regalien 
aufgebrachten  Gelder  zur  unproduktiven  Ruhe 
eingescklosseu  werden  sollen);  4.  Eine  sonder 
Puliceiordnung  und  Constitution,  durch  welche 
ein  jeder  Magistratus,  vermittels  besonderen 
allgestellten  Deputaten,  jederzeit  in  seiner  Re- 
gierung eine  gewisse  Nachrichtung  haben 
mag  etc.).  [Die  Funktionen,  welche  ia  Nr.  4 
der  Polizei  aufgebürdet  werden,  überschreiten 
in  Bezug  auf  das  Eindringen  in  das  Familien- 
leben noch  bedeutend  den  Wirkungskreis,  den 
ihr  Gasser  in  seiner  Kameralistik  und  Jasti 
in  seiner  Polizeiwissenschaft  zuweisen ; sie 
soll  z.  B.  genaue  Konduitenlisten  über  sämt- 
liche Einwohner  anlegen,  auf  Besserung  der 
unmoralischen  Leute  hinwirken  etc.,;  5.  Con- 
stitution und  Ordnung  von  einem  hochnützlichen 
Aerario  liberorum,  in  welches  von  den  Eltern 
allerhand  Summen  Gelts,  fiirnemblieh  ihren 
neugeborenen  Kindern  und  in  eventum  ihneu 
selbs,  auch  der  Obrigkeit  und  gemeinen  Wohi- 
falirt  zum  Besten  augelegt  werden.  (Den 
Söhnen  sollte  das  Versichenwgskapital  nebst 
Zinsen  zu  ihrer  Selbstäudigmachung  im 
21.  Lebensjahre,  den  Töchtern  bereits  im 
17.  Jahre  zu  Ausstattungszwecken  ansgezahlt 
werden.)  — Die  zahlreichen  Disputatioues  Ob- 
rechts erschienen  in  Urselstadt  1603  und  in 
2.  Aufl.  in  Strassburg  1679.  Ein  weiteres  von 
ihm  hinterlassenes  Manuskript  führt  den  Titel: 
r Kurzes  Bedenken,  welchermassen  ein  Stand 
des  Reichs  so  mit  grossen  Ausgaben  beladen, 
sich  derselben  entledigen,  auch  seine  Gefälle 
und  Einkommen  verbessern  möge-. 


Vgl.  über  Obrecbt:  J ö c h e r . Gelehrten- 
lexikon,  Leipzig  1733,  S.  383.  — Er  sch  und 
G ruber,  Encyklopädie,  III.  Sektion,  Teil  I, 
ebd.  1830,  S.  200.  — Roscher,  Die  deutsche 
Nationalökonomik  an  den  Greuzscheiden  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts,  ebd.  1865,  S.  277  ff. 
— Derselbe,  Gesch.  der  Nat..  München  1874. 
S.  151  ff.  — Stintzing,  Geschichte  der  deut- 
schen Rechtswissenschaft,  Bd.  1.  ebd.  1882. 
S.  672  76.  — A.  Wagner.  Ein.,  3.  Aufl..  Teil  I. 
j Leipzig  1883,  S.  32.  — Allgemeine  deutsche 
I Biographie,  Bd.  XXIV,  ebd.  1887,  S.  114.16. 

IAppcvt. 
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Octroi. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  mul  Arten. 
2.  0.  als  Verbrauchsauflage.  II.  Gesetz- 
g e 1)  u n g.  1.  Die  Entwickelung  der  ü.  in  \ 
Frankreich,  Belgien  und  Holland.  2.  Die  0.  in  , 
Italien.  3.  Die  0.  in  Oesterreich.  4.  Die  0.  in 
Deutschland.  5.  Statistik  des  0.  in  Deutschland.  | 


I.  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Arten.  Oetroy  (octroy, 

octroi)  ist  ein  Wort  der  altfranzösischen  | Städte.  Derartige  Abgaben  an  der  Landes- 


munalabgaben  eingerichtet,  ein  so  geartetes 
System  der  Staatsbesteuerung  voraus,  wel- 
ches entweder  unabhängigen  Verbrauchs- 
steuern der  Gemeindekörper  oder  doch  min- 
destens für  örtliche  Zuseliläge  zu  den  be- 
treffenden indirekten  Staatssteuern  den  er- 
forderlichen Kaum  lässt.  Die  erstere  Vor- 
aussetzung beschränkt  demgemäss  die  An- 
wendbarkeit der  Octrois  fast  ausschliesslich 
auf  grössere  Gemeinden,  insbesondere  auf 


Kanzleisprache,  abgeleitet  von»  lateinischen 
auctorari.  auetorium,  und  bedeutet  im  allge- 
meinen eine  landesherrliche  Bewilligung, 
Verleihung,  die  Verstattung  einer  Freiheit. 
Kiu  Rechtssystem,  welches  die  Gesamtheit 
der  politischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Einrichtungen  von  einer  obrigkeitlichen  Er- 
mächtigung abhängig  macht  oder  doch  wenig- 
stens in  der  grundsätzlichen  Ausdehnung 
der  behördlichen  Konzessionen  auf  alle  Ge- 
biete des  öffentlichen  und  privaten  Lebens 
das  Ziel  aller  politischen  Weisheit  erblickt, 
pflegt  man  als  Octroisystem  zu  be- 
zeichnen. Die  typische  Gestalt  für  eine  so 
geartete  Rechtsordnung  ist  der  Wohlfahrts- 
und Polizeistaat  des  IG.  bis  18.  Jahrhun- 
derts. Der  Ausdruck  Octroi  wurde  beson- 


grenze  für  ein  ganzes  Territorium  gehören 
1 in  die  Kategorie  der  Zölle.  Dagegen 
brauchen  die  Octrois  nicht  unbedingt  Ge- 
meindesteuern zu  sein,  sondern  es  kann  die 
örtliche  Erhebung  der  Auflage  durch  die 
Gemeinden  lediglich  Form  der  Einziehung 
einer  Staatssteuer  sein. 

Bei  zeitlich  begrenzter  und  örtlich 
wesentlich  nur  auf  eine  Grenzlinie  ausge- 
dehnter Kontrolle  ist  die  Einziehung  der 
Octrois  leicht  und  wenig  belästigend,  wenn 
die  Waren  nur  an  einigen  Stellen  offen 
eingeltracht  werden  und  die  Aufsicht  über 
Umgehungen  wenig  kostspielig  und  doch 
wirksam  ist.  Schwierigkeiten  erwachsen 
bei  Versendung  oetroipflichtiger  Waren 
durch  die  Post,  weil  diese  teils  aus  reoht- 


ders  von  llandelsprivilegien  gebraucht,  wel-  liehen,  teils  aus  praktischen  Erwägungen 


che  einer  Person  oder  Gesellschaft  von 
seiten  einer  Regierung,  eines  Fürsten  etc. 
erteilt  wurden,  daher  »octroy ierte  Ilandels- 
kompaguieen«.  Solchen  Gesellschaften  wurde 
das  ausschliessliche  Recht  übertragen,  nach 
einem  gewissen  Lande  hin  oder  mit  be- 
stimmten Gegenständen  Handel  zu  treiben. 
^Octroy  ierte  Verfassungen«  sind  solche, 
welche  einseitig  aus  höchster  Machtvoll- 
kommenheit vom  Staatsoberhaupte  gegeben 
werden,  und  stehen  im  Gegensätze  zu  den 
mit  einer  Volksvertretung  vereinbarten, 
»octroyierte  Gesetze«  sind  diejenigen,  wel- 
che der  Souverän  ohne  Befragung  und  Zu- 
stimmung einer  repräsentativen  Körperschaft 
mit  oder  ohne  Vorbehalt  ihrer  nachträg- 
lichen Genehmigung  erlässt.  Endlich  im 
finanz-  und  steuertechnischen  Sinne  be- 
deutet »Octroi«  eine  besondere  Form  der 
Verbrauchsbesteuerung,  namentlich  in  Ge- 


der  Steuerkontrolle  nicht  unterworfen  werden 
kann.  Die  Zahlung  durch  den  Pflichtigen, 
den  Empfänger  der  Sendung,  kann  sehr 


leicht  lästig  werden  und  schwer  zu  kon- 
trollieren sein.  Hierdurch  Missen  die  Octrois 
einen  wesentlichen  Vorzug  ein. 

Im  allgemeinen  haben  aber  die  Octrois 
eine  unglcichtnässigc  Wirkung,  da  sie  nur 
die  Bewohner  von  Städten  belasten,  während 
das  Land  infolge  der  offenen  Gemeindege- 
biete von  ihnen  in  der  Regel  nicht  getroffen 
werden  kann.  Sie  haben  daneben  die  Ten- 
denz, die  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung 
in  höherem  Masse  zu  beschweren  als  die 
wohlhabenden,  wie  es  sich  thatsäclüich 
nicht  leugnen  lässt,  dass  solche  Steuern  in 
der  Praxis  häufig  auf  die  Belastung  not- 
wendiger und  unentbehrlicher  I/ebons- 
mittel  gerichtet  waren.  Dieses  Bedeukeu 
ist  wenigstens  zum  Teil  durch  eine  der- 
meiüden  und  Städten  (Thorabgabe,  Thor- 1 artige  Gestaltung  der  Tarifpositionen  abzu- 
accise,  .Marktgeld),  welche  vornehmlich  in  schwächen,  welche  einerseits  Gegenstände 


Frankreich,  Italien,  Oesterreich  und  auch  j des 
zum  Teil  im  südwestlichen  Deutschland  zu 
grosser  Entwickelung  gelangt  ist. 

2.  0.  als  Verbrauchsauflage.  Octrois 
sind  Verbrauchsauflagen  in  Gestalt  örtlicher 
Zölle,  welche  bei  Ueborführung  gewisser 
Waren  in  ein  kleineres,  selbständiges  Ge- 
biet, besonders  in  Gemeinden  und  Städte 
zu  entrichten  sind.  Sie  sind  teils  Staats- 
und teils  Gemeindesteuern  und  setzen  eine 
wenigstens  annähernde  Geschlossenheit  dos 


Abgabe 


notwendigen  I>ebensbedarfes  von  der 
ausnimmt  oder  doch  mit  geringeren 
! Sätzen  trifft  und  andererseits  Mittel  des 
verfeinerten  Lebensgenusses  oder  des  Luxus 
entsprechend  schärfer  erfasst,  um  hierdurch 
den  ärmeren  Volksklasson  eine  Ausgleichung 
zu  gewähren.  Einem  solchen  Verfahren 
steht  aber  hinwiederum  die  Rücksicht  auf 
die  fiskalische  Einträglichkeit  im  Wege. 
Die  ehemalig«1  Mahl-  und  Schlnchtsteuer  m 
Preusson  entbehrte  gänzlich  dieser  ab- 


Gemeindcgebictes  sowie,  wenn  als  Kom- 1 schwächenden  Momente,  während  sie  die  frau- 
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zösisehcn  Octrois  nur  ungenügend  berück- 
sichtigten. 

Wenn  octroipflichtige  Gegenstände  auch 
innerhalb  des  örtlichen  Steuergebietes  her- 
gestellt werden , so  sollte  eine  innere 
Verbrauchssteuer  den  Unterschied  in  der 
steuertechnischen  Behandlung  wieder  aus- 
gleichen.  Ebenso  wäre  es  gerechtfertigt, 
bei  Ausfuhr  von  octroipflichtigen  Waren 
Rückvergütungen  zu  gewähren.  Jm  übrigen 
kann  eine  hohe  Bemessung  der  Octrois 
leicht  die  wirtschaftliche  und  industrielle 
Ent  Wickelung  des  Steuergebietes  beeinflussen. 
Die  Octrois  stehen  überhaupt  in  schlechtem 
Verhältnis  zur  ökonomischen  Leistungs- 
fähigkeit der  Besteuerten,  haben  aber  den 
Vorzug  der  leichten  Erhebung  und  der 
grösseren  Ergiebigkeit  anderen  Abgal  Km 
gegenüber. 


II.  Gesetzgebung.1) 

1.  Die  Entwickelung  der  0.  in  Frank- 
reich. Belgien  und  Holland.  Der  klassische 
Boden  der  Octroigesctzgebung  ist  Frankreich. 
Hier  wurde  schon  frühzeitig  durch  könig- 
liches Privileg  die  Erhebung  solcher  Ab- 
gaben für  einzelne  Städte  gestattet,  wie  1295 
für  Lyon,  1323  für  Paris  u.  a.  Ursprüng- 
lich pflegte  die  Verleihung  nur  für  eine  be- 
stimmte Zeit  und  für  besondere  Zwecke  er- 
teilt zu  werden  und  zwar  regelmässig  mit 
der  Verpflichtung,  einen  Teil  des  Ertrages 
an  die  Staatskasse  abzuführen.  So  verfügte 
das  Edikt  von  1323  für  Paris  einen  Jjokal- 
zoll  von  Vs«)  (1  den.  vom  livre)-  aller  ein- 
gehenden Waren,  wovon  die  Krone  einen 
Anteil  von  2 ;»  des  Ertrages  bezog.  1502 
wurde  die  Hälfte  des  Ertrages  aller  Octrois 
für  den  Staat  eingezogen,  eine  Massregel, 
welche  seit  dem  17.  Jahrhundert  in  Frank- 
reich allgemein  wurde.  Mazarin  zog  1047 
alle  Octrois  zu  Gunsten  der  Staatskasse 
ein,  während  1GG3  Colbert  die  Hälfte  den 
Gemeinden  wieder  ülterliess.  Am  Schluss 
des  Ancicn  Regime  waren  die  Octrois  eine 
Hauptgrundlago  für  die  städtischen  Finanzen 
und  durch  den  Staatsanteil  auch  eine  wichtige 
Quelle  von  Staatseinkünften.  Die  Kon- 
stituierende Versammlung  beseitigte  1791  die 
Octrois  grundsätzlich.  Allein  die  finanzielle 
Kot,  in  welche  die  Gemeinden  durch  Ent- 
ziehung einer  so  wichtigen  Einnahmequelle 
gerieten,  veranlasst©  die  Regierung  des 
Direktoriums  wenigstens  schrittweise,  zu- 
nächst mittelst  jedesmaligen  Specialgesetzes, 
indirekte  Verbrauchssteuern  für  die  Ge- 

*1  Die  Darstellung  des  geltenden  Kcchts- 
st .indes  erstreckt  sich  in  diesem  Artikel  nur 
auf  Octrois  als  kommunale  Verbranchsauflagen. 
Soweit  der  Staat  sich  der  Octrois  zur  Erhebung 
von  staatlichen  Aufwandsteuern  bedient,  ist  der 
Art.  Verbrauchssteuern  einzuseben. 


' meinden  für  Ausgaben  des  Unterstützncgs- 
wesons  zuzulassen.  1800  wurde  nach  all- 
! gemeiner  gesetzlicher  Ermächtigung  nur  im 
Verordnungswege  (durch  Dekrets)  das  Oetroi 
wieder  eingeführt.  Seit  1802  beanspruchte 
der  Staat  wieder  einen  teilweisen  Genuss 
am  »trage  (zuerst  5%  in  Städten  mit  4000 
Einwohnern  und  seit  18ÜG  10  0 o bei  einem 
| Octroiertrag  von  über  22000  Francs)  mit 
der  Begründung  der  Verteuerung  der 
Truppenverpflegung  (»Suppenbrot«  der  Sol- 
daten) durch  die  Octrois.  Dieser  10%  ige 
Anteil  der  Staatskasse  am  Oetroi  wurde 
| später  (1816)  auf  alle  Gemeinden  mit  Oetroi 
! ausgedehnt  und  erst  1852  von  seiten  des 
i Staates  wieder  aufgegeben.  In  der  weiteren 
j Entwickelung  wurden  (Dekret  von  17.  Mai 
[ 1809)  im  Verordnungswege  durch  allgc- 
i meine  Normen  für  die  Einführung.  Ein- 
| rieht ung  und  Durchführung  der  Octrois.  die 
! Wahl  der  besteuerten  Artikel,  die  Er- 
1 hcbting  etc.  Vorschriften  getroffen.  Die 
j Oberaufsicht  über  die  Octrois  stand  der 
Generaldirektion  der  indirekten  Steuern  zu. 
welcher  im  Jahre  1812  sogar  die  Erhebung 
aller  Octrois  übertragen  wurde.  Der  obli- 
gatorische Charakter  dieser  Massregel  wurde 
indes  schon  zwei  Jahre  später  aufgegeben 
(G.  v.  8.  Dezember  1814).  Die  Gesetzgebung 
der  Folgezeit  beruht  im  wesentlichen  auf 
diesen  Grundlagen,  jedoch  mit  Einräumung 
weiterer  Rechte  des  Munieipnlrates  bei  Ein- 
richtung des  Octrois  (Ordnung  vom  9.  De- 
zember 1814),  und  das  G.  v.  28.  April  1816 
stellte  die  leitenden  Grundsätze  fest,  be- 
stimmte die  Grenze  der  Octroisätze  für  Oe- 
! tränke  im  Verhältnis  zu  den  staatlichen 
Eingangsabgaben  und  verhütete  Kollisionen 
zwischen  den  staatlichen  und  gemeindlichen 
Finanzinteressen.  Später  erfolgten  nur  noch 
Veränderungen  in  Einzelheiten.  Die  Zu- 
ständigkeit in  Sachen  der  Octrois,  Erweite- 
rung der  Rechte  der  Selbstverwaltunes- 
körper  und  Schutzbestimmungen  für  die 
staatlichen  Interessen  wurden  näher  abge- 
grenzt durch  die  GG.  v.  24.  Juli  1 867 
(über  die  Municipalrätc),  v.  10.  August  1871 
[ (über  die  Gcncralräte)  und  v.  5.  April  1884 
j (Gemeindeordnung).  Die  neueren  geplanten 
Reformen  der  Getränkebesteuerung  in  Frank- 
reich bezwecken  unter  anderem  auch  die 
Aufhebung  bezw\  starke  Beschränkung  der 
I kommunalen  Octrois  auf  die  sogen,  »botssons 
, hygieniqnes«  (Wein.  Obstwein,  Bier).  Da- 
durch aber  und  überhaupt  durch  den  Zu- 
sammenhang der  Octrois  mit  der  Getränke- 
bcstouerung  wird  die  Reform  der  Getränke- 
stenern besonders  erschwert. 

Die  E i n f ü h r u n g von  Octrois  erfolgt 
nach  Beschluss  und  auf  Antrag  des  Ge- 
moinderates.  Derselbe  ist  zu  begutachten 
vom  General  rate  oder  der  Departemental- 
kommission  auf  Grund  einer  Ermächtigung 
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der  Regierung  kraft  eines  im  Staatsrate  er- 
teilten präsidialen  Dekrets.  Gleichen  Be- 
stimmungen unterliegt  der  Erlass  von  Regle- 
ments für  die  Erhebung  von  Octrois. 
Die  Feststellung  der  ordentlichen  oder 
Hauptsätze  geschieht  meistens  auf  die  Zeit 
von  zehn  Jahren,  während  die  Zuschlags- 
taxen für  ausserordentliche  Ausgaben  regel- 
mässig auf  fünf  Jahre  erhoben  werden.  Die 
A u f h e b u n g von  Octrois  erfolgt  desgleichen 
durch  einen  Beschluss  des  Gemeinderates, 
welcher  dem  Gutachten  des  General  rat  es 
oder  derDepartementalkommission  unterliegt 
und  vom  Präfekten  zu  genehmigen  ist. 
Die  Ausdehnung  des  Erhebungsgebietes,  der 
örtliche  Umfang  der  Octrois  (»Oetroi- 
bezirk«),  ist  dem  gleichen  Instanzenzug 


i Wickelung  tendiert  nach  einer  allmählichen 
| Umwandlung  und  Hinüberführung  der  ein- 
| zelnen  vorhandenen  Lokaltarife  in  den 
j Rahmen  des  Generaltarifs. 

Durch  G.  v.  29.  Dezember  1897  werden 
die  Gemeinden  ermächtigt,  die  Octrois  auf 
den  sogen.  Giygieinischen  Getränken«  (Wein, 
Obstwein,  Obstmost.  Meth,  Hier  und  Mineral- 
wasser) vom  81.  Dezember  1898  an  aufzu- 
heben. Falls  sie  dies  nicht  thun,  müssen 
J sie  wenigstens  die  Oetroisätze  auf  ein  ge- 
setzlich festgesetztes  Minimum  reduzieren, 
das  nach  Ortsklassen  abgestuft  ist.  Für 
den  Ausfall  können  neue  Abgaben  oder  er- 
höhte Steuersätze  ein  geführt  werden:  Er- 
: höhung  der  Abgaben  vom  Alkohol  und  vom 
Spiritushandel,  eine  Steuer  bis  30  Cts.  auf 


unterworfen  wie  die  Einführung  des  Regle-  Wein  in  Flaschen  ohne  die  Weine  der  Clubs 


ments,  also  auch  der  Bestätigung  des  Staats- 
oberhauptes. Der  Octroibezirk  kann  neben 
den  Städten  und  Vorstädten  auch  ländliche 
Distrikte  und  bei  grösseren  Orten  (von  4000 
Einwohnern)  andere  Gemeinden  im  Weich- 
bilde zur  Verhinderung  des 
umfassen.  — Steuerpflichtig  sind  von  den 
im  Lokaltarife  namhaft  gemachten  Artikeln 
nur  diejenigen,  welche  zum  örtlichen  Ge-: 
brauche  bestimmt  sind.  Diese  aber  sind ! 
grundsätzlich  in  ihrer  Gesamtheit  und  mit 1 
den  nämlichen  Steuersätzen  für  die  gleichen  I 
Gegenstände  leistungspflichtig,  einerlei,  ob 
dieselbe»  im  Octroigobicte  produziert  oder ; 
von  ausserhalb  eingeführt  wurden.  Dagegen  ; 


sowie  eine  Mehrzahl  von  Luxussteuern.  Durch 
G.G.  v.  9.  März  1898  und  24.  Dezember 
1898  wurden  teils  kleine  Modifikationen, 
teils  ein  Aufschub  der  Durchführung  bis 
Ende  1899  bewirkt.  Die  ganze  Gesetz- 
Schmuggels  ' gebung  hängt  mit  dem  Bestreben  zusammen, 
namentlich  den  Branntwein  gegenüber  den 
hygieinischen  Getränken  stärker  zu  be- 
lasten; sie  wird  aber  erheblich  erschwert 
durch  die  fiskalischen  Interessen,  die  die 
Gemeinden  am  Ertrage  des  Octrois  haben. 
Eine  endgiltige  Lösung  kann  nur  von  der 
in  Aussicht  stehenden  Reform  der  Gelränke- 
steuern  erwartet  werden. 

Die  Octrois  haben  sich  in  Frankreich 


sind  principiell  steuerfrei  alle  Artikel,  welche  »m  Laufe  dieses  Jahrhunderts  zu  einer  ganz 


unter  Beobachtung  der  vorgeschriebenen  1 
Förmlichkeiten  das  Stouergcbiot  passieren, 
nur  »transitieren«  oder  in  Entrepöts  nach 
den  dafür  geltenden  Regeln  genommen 
werden.  — Der  U in  fang  der  zu  besteuern- 
den Objekte  hat  im  Laufe  der  Entwickelung 
in  rechtlicher  Beziehung  mehrfach  gewech- 
selt, und  es  besteht  auch  heute  noch  zwi- 
schen den  einzelnen  Oetroigemeindeu  mancher 
Unterschied.  Das  Reglement  führt  diejenigen  i 
Gegenstände  an,  welche  regelmässig  nach 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  vom 
Gemeinderate  in  den  Lokaltarif  an fgenom- 1 
men  werden  <1  ürfen : Getränke,  Fi  ii s - 
sigkeito»,  Ess waren,  Brenn-  und 
Beleucht  u n gsgege n s t ä nde.  Fu 1 1 e r- 
stoffe,  Baumaterialien  und  ver- 
schiedene Objekte.  Der  Generaltarif 
zählt  dann  in  jeder  dieser  sechs  Klassen  die 
einzelnen  Steuerobjekte  auf  und  bestimmt 
nach  einem  durch  die  Bevölkerungsziffer 
abgegrenzten,  sechsstufigen  Ortsklasscntarife 
die  Tarifmaxima  für  jeden  Artikel  und  zwar 
die  höchsten  Sätze  in  den  grössten  Ge- 
meinden und  die  niedrigsten  in  den  klein- 
sten. Die  Gemeinden  haben  innerhalb 
dieses  Spielraums  das  Recht,  bei  verschie- 
denen Qualitäten 

sprechend  zu  specialisfercn.  Die  ganze  Knt-j 


hervorragenden  Finanzquelle  der  Gemeinden, 
insbesondere  der  grossen  Städte  entwickelt. 
Dafür  folgende  Zahlen : 


U » _ 

O S 

Ul 

I » Vi  „ 

Ö)  3;  • 5T* 

=£  - g.« 
S =o  § 

Rohertrag 
(inkl.  der 
Zu- 

scblags- 

tuxen) 

Steuer 
pro  Kopf 
der  Be- 
völkerung 
(jährlich) 

1823 

»434 

5 997  600 

61  871  443 

10.32 

1833 

1448 

9 307  378 

65  937  727 

10.46 

18t3 

»457 

7 296  932 

»3  »53  44» 

11,10 

1853 

»435 

7 329  782 

94  337  858 

»3,»6 

1863 

1508 

9 582  1 44 

167  034  698 

»6,43 

1873 

1516 

10  517  440 

211  089  234 

20,08 

1883 

1526 

12  51S  762 

285  704  247 

22.82 

1893 

1518. 

14  108  352 

316847  524 

24.54 

1895 

1514 

14  106  404 

324  125232 

25r»2 

18117 

1514 

14636071 

33»  324  372 

24.60 

181)8 

1509 

13454  HO 

333  »94  909 

24.76 

Hinsichtlich  des 

Ertrages  der  einzelnen 

octroi 

pflichtigen  Objekte  lässt 

sich  fest- 

stellen : 

181)8: 

Getränke  und  Flüssigkeiten  141  6 

53  686  Frcs. 

Esswareu  . 

• • 91698343  •• 

Baumaterialien 
Verschiedene  Gegenstände 
<les  gleichen  Artikels  ent-  Nebeneinnahmen  . . . 


! Brennmaterialien  ....  42  759  659 

j Viehfutter iS  447  648 

33  553  93» 
4 225  617 


856  022 
333  >94  909 


Frcs 
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Vou  diesen  Summen  entfallen  auf 
die  Departements  ....  172697361  Frcs. 

die  Stadt  Paris 156410588  „ 

das  Weichbild  von  Paris . . 4 086  947 

Helgien  hatte  eine  der  französischen 
Besteuerung  nachgebildete  bezw.  von  dieser 
übernommene  Octroigesetzgebung.  Durch 
das  G.  v.  18.  Juli  1800  wurden  jedoch  in 
diesem  Lande  sämtliche  < h-trois  beseitigt. 
Um  nun  die  Gemeinden  für  den  Verlust 
zu  entschädigen,  suchte  man  denselben 
neue  Einnahnu'quellen  zu  ersch Hessen  und 
gewährte  ihnen  Anteil  am  Bruttoerträge  der 
Post  (41  %),  am  Kaffeezoll  (75  %),  der  Bier-, 
Branntwein-,  Wein-,  Weinessig-,  Zucker- 
steuer,  einschliesslich  der  betreffenden  Zölle 
(35  0 0).  Diese  Einnahmen  werden  zu  einem 
besonderen  Fonds,  dem  sogen.  »Kommunal- 
fonda*,  vereinigt  und  daraus  zunächst  den 
Detroigemeinden  der  bisherige  Oetroi Itetrag 
ersetzt  und  der  verhleil*ende  Best  unter  alle 
Gemeinden  nach  Massgabe  ihres  Solls  an 
Gebäude-,  Personal-  und  Patentsteuer  ver- 
teilt. 

In  Holland  war  desgleichen  eine  um- 
fassende, sehr  mannigfaltige  < »ctroibesteue- 
rung  durchgeführt.  Der  Druck  der  seit 
182 1 immer  mehr  erweiterten  gemeindlichen 
Verbrauchssteuern  führte  zu  einer  nach- 
haltigen Reform  l>owegung  seit  1848,  welche 
iin  G.  v.  0.  Juli  1*05  ihren  Abschluss  fand. 
Durch  dasselbe  wurden  alle  Octrois  aufge- 
hoben, und  an  deren  Stelle  traten  eine 
Steuer  vom  Kleinhandel  mit  geistigen  Ge- 
tränken. ein  Anteil  der  Gemeinden  an  der 
Persouaisteuer,  Zuschlägt'  zur  Grundsteuer, 
direkte  Umlagen  der  Kommunen  etc. 

2.  Die  O.  in  Italien.  Die  einheitliche 
Regelung  der  inneren  Verzehrungssteuer 
(dazi  interni  di  consutno)  erfolgte  in  Italien 
im  Jahre  1864.  Die  Gesetzgebung  unter- 
scheidet neben  solchen  Verbrauchssteuern, 
welche  nur  dem  Staate  zukommen,  solche, 
die  dem  Staate  und  den  Gemeinden,  letztere 
in  Gestalt  von  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
steuern, und  eigentliche  kommunale  Ver- 
zehrungssteuern. Die  Zuschläge  der  Ge- 
meinden dürfen  50  % der  staatlichen  Be- 
lastung nicht  überschreiten,  während  die 
reinen  Gemeindeverbrauchssteuern  nur  bis 
zu  20  °/o  des  Wertes  der  vom  Staate  frei- 
gelassenen  Gegenstände  zulässig  sind.  In 
den  geschlossenen  Orten  wird  die  Abgabe 
als  lokaler  Eingangszoll,  in  den  offenen, 
d.  h.  in  solchen  mit  weniger  als  8000  Ein- 
wohnern, wird  sie  in  den  Verkaufsläden  und 
Sehlächteroien  erhoben.  Gegenstand  der 
Octrois  siud  hier  die  verschiedenartigsten 
Nahnmgs-  und  Genussmittel,  welche  von 
ausserhalb  in  dio  Städte  verbracht  werden. 
Die  Erhebung  und  Verwaltung  ist  sehr  ver- 
schieden. Das  G.  v.  11.  August  1870  war 
grundlegend  und  wurde  in  der  Folgezeit 


durch  die  GG.  v.  3.  Juni  1874.  27.  April 
1**5,  17.  Juli  189<»  ohne  tiefgehende  Ver- 
änderungen modifiziert.  Eine  neue  Modi- 
fikation erfolgte  durch  G.  v.  15.  April  1*97 
mit  einzelnen  Macht  rügen  durch  G.  v.  1 -L  Juli 
1898.  Wesentliche  Abweichungen  vom  U- 
hörigen  Rechtestand  sind  für  die  Gemeinden 
dadurch  nicht  herlteigefülirt  worden. 

3.  Die  O.  in  Oesterreich.  Das  öster- 
reichische Verzehrungssteuerpatent  vom  29. 
Mai  1829  führte  eine  allgemeine  Verzehrungs- 
steuer ein.  Derselben  sind  regelmässig 
unterworfen:  Wein.  Most.  Obstmost,  Bier. 
Branntwein,  Fleisch  von  Schlacht-  und 
Stechvieh,  Wildpret,  Federwild.  Fische, 
Schaltiere.  Zucker  aus  inländischen  Stoffen 
und  (1**4)  Spirituspresshefe.  Die  Verzeh- 
rungssteuer von  durch  Raffinierung  herge- 
stellten Mineralölen  in  gesclüossenen  Städten 
wurde  1896  beseitigt  (vgl.  d.  Art.  Oelsteuer 
unten  S.  1U2Ö).  Für  die  Erhebung  ist  der  Unter- 
schied zwischen  den  »geschlossenen  Städten 
und  dem  offenen  I^ande«  oder  dem  offenen 
Lmde  und  den  offenen  Städten«  wichtig,  ln 
elf  als  geschlossen  erklärten  Städten  sind 
dagegen  einige  andere  Gegenstände  des 
menschlichen  Genusses,  dann  Verfüttorungs-. 
Belenchtungs-,  und  Brennmaterialien  der 
Verzehrungssteuer  unterworfen.  Das  Aus- 
mass  der  Steuer  ist  sehr  verschieden ; es 
ist  in  den  »geschlossenen  Städten«  meist 
höher  als  auf  dem  offenen  Dmdo.  aller  auch 
in  erste  reu  bestehen  mannigfache  Ab- 
weichungen. In  den  Gemeinden  bestehen 
meist  Zuschläge  für  Gemeindezwecke  zu 
der  im  allgemeinen  für  die  Rechnung  des 
Staates  einzuhebenden  Verzehrungssteuer, 
die  sich  jedoch  nur  auf  die  am  Orte  ver- 
brauchten  Steuern  erstrecken  dürfen.  Diese 
Zuschläge,  welche  die  höchste  Instanz  meist 
noch  bis  zu  einem  Maximum  steigern  kann, 
sind  in  den  einzelnen  Kronläudern  folgende: 
Niederösterreich  10°.'o  (Maximum  der  höch- 
sten Instanz  50),  Oberösterreieh  ln  0 0 (10), 
Salzburg  15%  (20),  Steiermark  15%  (2t »i, 
Kärnten  15%  (50),  Krain  15%  ( 100).  Görz 
15%  (15),  Istrien  2(5%  (50),  Tirol  15% 
(20),  Vorarlberg  15%  (20),  Böhmen  15  °o 
(30),  Mähren  15%  (80),  Schlesien  20%  (35). 
Galizien  20%  (100),  Bukowina  75%  (100). 
Dalmatien  25%  (100).  Die  Erhebung  der 
Abgabe  wird,  netten  der  Einziehung  bei  der 
Erzeugung  oder  bei  den  dem  Verbrauche 
näher  liegenden  Vorgängen,  insbesondere  bei 
der  Ucbcrschreitung  der  Steuerlinien  be- 
werkstelligt. In  Wien  und  Budapest  wird 
die  Einziehung  in  eigener  Regie  besorgt, 
während  sie  in  Brünn,  Graz,  Krakau,  Lai- 
bach, Lemberg,  Linz.  Prag  und  Pressburg 
verpachtet  ist.  In  den  gezahlten  Pacht- 
summen sind  die  auf  die  einzelnen  Gegen- 
stände entfallenden  Beträge  nicht  ausge- 
schieden. Triest  zahlt  eine  Aversalsumme. 
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Ein  neuer  Tarif  für  Oie  Entrichtung  tlerj 
Verzehrungssteuern  wurde  1887  für  Ungarn,  i 
1890  für  Wien  aufgestellt. 

4.  Die  0.  in  Deutschland.  Auch  in  j 
tlon  verschiedenen  deutschen  Staaten  haben  ' 
sich  die  Octrois  als  Form  der  Gemeindehe- , 
Steuerung  eingebürgert  und  in  den  kom- 
»nuialen  Hausiialten  eine  mehr  oder  weniger 
l>e<leutende  Stellung  erlangt.  In  den  Reichs- 
landen  El sass-Lot bringen  wurden  in 
«ler  Hauptsache  die  ans  der  französischen 
Zeit  übernommenen  Einrichtungen  der 
Einanzverwaltung  auch  auf  diesem  Gebiete 
beibehalten.  Die  Erhebung  der  Octrois  er- 
folgt hier  regelmässig  für  die  Gemeinde- 
kasse, aber  zugleich  durch  die  staatlichen 
Organe.  Gegenstände  der  Abgaben  sind  zu- 
nächst Getränke,  sodann  Fleisch  und  Fleisch- 
waren, Butter,  Eier,  Käse,  Salz,  Brenn- 
materialien. Viehfutter  und  verschiedene 
Baumaterialien.  Am  wichtigsten  sind  die 
Abgaben  für  Getränke.  Das  Oetroi  wird  in  , 
•ler  Hegel  nur  von  solchen  Gemeinden  er-  i 
hoben,  welche  den  Eingangssteuem  (der , 
taxe  uni<jue  bezw.  der  taxe  de  remplace- ! 
ment)  unterliegen,  also  in  der  Hegel  von 
solchen,  welche  aus  Gründen  dieser.  Steuer 
geseldossen  sind.  Die  fundamentalen  Grund- 
sätze entsprechen  im  allgemeinen  den  fran- 
zösischen Rechtsnormen. 

Preussen.  Nach  der  älteren  Gesetz- 
gebung hatten  nur  die  Gemeinden  im  vor- 
maligen Kurfürstentum  Hessen,  die  Stadt- 
gemeinden überhaupt  und  die  Landge- 
meinden nur  in  Westfalen  und  in  den  Rhein- 
landen das  Hecht,  indirekte  Auflagen  zu 
erheben.  Durch  die  Langemeindcordnungou 
von  1891  und  1892  und  durch  das  Kom- 
munalabgabengesetz vom  14.  Juli  1893  ist 
diese  Befugnis  eine  allgemeine  geworden. 
Sie  ist  aber  dadurch  beschränkt,  dass  die; 
Einführung  von  Steuern  auf  den  Verbrauch 
von  Fleisch,  Getreide,  Mehl,  Backwerk, 
Kartoffeln  und  Brennstoffen  verboten  ist. 
Auf  diese  Weise  zieht  der  Hechtsstand  j 
ziemlich  enge  Grenzen  für  die  Anwendbar- 
keit örtlicher  Verbrauchssteuern.  Hier 
kommen  vor  allem  die  Getränkesteuern  in  J 
Betracht,  welchen  aber  hinwiederum  die 
Reichsgesetzgeltung  als  kommunale  Abgabe-  j 
arten  enge  Schranken  setzt,  woneben  dann  . 
noch  die  Wildpret-  und  Geflügelsteuer  übrig  I 
bleiben.  Die  vormals  als  Gemeindeabgabe , 
so  wichtige  Mahl-  und  Schlachtsteuer  ist  | 
durch  G.  v.  25.  Mai  1873  als  Staatssteuer  | 
aufgehoben  worden.  Die  Beibehaltung  des  I 
städtischen  Anteils  an  derselben  war  mit , 
gewissen  Einschränkungen  statthaft.  Doch  i 
hat  das  G.  v.  14.  Juli  1893  auch  diesen  l 
Rest  noch  beseitigt. 

In  Bayern  sind  die  Gemeinden  zur 
Erhebung  örtlicher  Verbrauchssteuern,  wel- 1 


ehe  thunlicbst  nur  die  Vorzehrung  inner- 
halb des  Gemeindebezirks  treffen  sollen.  — 
unter  reichs-  und  landesrechtlichen  Ein- 
schränkungen — befugt.  Von  der  Gemeinde- 
ordnung diesseits  des  Rheins  wurden  als 
Gegenstände  ausdrücklich  benannt  neben 
dem  Malz-  und  Hieran fschlage  vornehmlich 
Fleisch,  Getreide  und  Mehlwaren.  Die  Ein- 
ziehung dieser  Steuern  sollte  sieh  principiell 
in  den  Grenzen  der  bisherigen  Uebung  be- 
wegen. Diesen  letzteren  Grundsatz  hat 
auch  die  pfälzische  Gemeindeordnung  zum 
Ausdruck  gebracht,  d.  h.  thunlichste  Be- 
schränkung auf  die  bisher  geltenden  Be- 
stimmungen des  französischen  Rechtes.  Ins- 
besondere werden  liier  die  Kommunen  hin- 
gewiesen auf  Bier,  Malz,  Obstwein,  Essig, 
Fleisch-  und  Esswaren  des  Marktverkehrs, 
Brennmaterialien  und  Futterstoffe  als  Gegen- 
stände für  die  kommunale  Verbranchs- 
(Oetroi-)  Besteuerung.  Bayern  hat  so  im 
Deutschen  Reiche,  nächst  Elsass-Lothringcn, 
die  umfangreichsten  Octrois. 

I n W ii  r 1 1 e m b c r g , wo  ehedem  die  ge- 
mcind liehen  Verbrauchsabgaben  eine  wesent- 
liche Stütze  der  Gemeindehaushalte  waren, 
gingen  dieselben  fortwährend  zurück,  so 
dass  sie  seit.  1849  nur  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung für  einzelne  Gemeinden  einge- 
führt werden  konnten,  was  1877  gänzlich 
aufhörte.  Da  infolge  dieses  Ausfalls  zu  den 
direkten  Steuern  enorme  Zuschläge  für  die 
Sanierung  der  gemeindlichen  Etats  erforder- 
lich wurden,  gestattete  man,  wenn  die  Um- 
lagen der  Realsteuergruppe  (Grund-,  Ge- 
bäude-, Gewerliesteuer)  die  Höhe  der  Staats- 
steuern überschritten,  innerhalb  einer  mas- 
sigen Grenze  örtliche  Verbrauchsabgaben 
auf  Bier,  Fleisch  und  Gas  — welche  Er- 
laubnis eine  Reihe  von  Gemeinden  in  An- 
spruch nahmen. 

Sachsen  gestattet  unter  besonderen 
örtlichen  Verhältnissen  mit  Genehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  die  Erhebung 
von  inneren  Verbrauchsabgaben  (Verzehrungs- 
steuern, Biersteuern). 

ln  Baden  herrscht  die  direkte  Go- 
meindebefiteuenmg  vor,  die  örtlichen  Ver- 
brauchsabgaben beschränken  sich  auf  einen 
engen  Raum. 

Auch  Hessen  besitzt  nur  einige  wenige 
Gemeinden,  welche  Octrois  erheben. 

5.  Statistik  des  0.  in  Deutschland. 
Nach  den  Mitteilungen  des  »Statistischen 
Jahrbuchs  deutscher  Städte«  (herausgegeben 
von  Neefe,  7.  Jahrg.,  Breslau  1898)  gestaltete 
sich  das  Verhältnis  der  städtischen  Ver- 
brauehsauflagen in  folgenden  deutschen 
Städten  mit  mehr  als  50000  Einwohnern 
zu  den  Gemeindesteuern  überhaupt  in  nach- 
stehender Weise : 
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in 


Berlin 

Breslau 

Cöln  a.  Rh 

Frankfurt  a.  M 

Magdeburg  

Hannover 

Düsseldorf 

Künigsl>erg 

Altona  

Stettin 

Elberfeld 

Charlottenburg 

Barmen 

Danzig 

Halle  a.  8 

Dortmund 

Aachen  

Cret'eld 

Essen 

Kiel 

Cassel 

Erfurt 

Wiesbaden 

Posen 

Duisburg 

Görlitz 

Frankfurt  a.  0 

Potsdam 

Spandau  


Gemeindesteuern 


überhaupt 

auf  1 Einw. 

in  Mi  11.  M. 

M. 

47.263 

28.04 

9.86a 

26,26 

7,646 

23. 5S 

9,357 

41.26 

4.503 

30,93 

4.407 

20.76 

4.665 

26.32 

3,S8o 

22.54 

3,973 

26.58 

3,153 

22,1  1 

3-X51 

36.73 

3.860 

38-35 

~,954 

23.08 

3.575 

20,41 

3.413 

20.67 

2.641 

23, 1 2 

3.779 

2 5.02 

2.263 

21.03 

2,426 

24JO 

1.908 

02  00 

2,210 

37,13 

1.400 

17,43 

2,7  1 1 

36.21 

1.514 

20.60 

1.561 

10.17 

1.02$ 

«4,54 

0,929 

15.40 

L37J 

33.70 

Q.792 

14d4 

davon  Verbrauchssteuern 


Proz.  der 

auf  1 Einw. 

Gern. -St. 

M. 

1-49 

0.42 

31.9.5 

5.76 

442 

L94 

0^5 

A 29 

4,06 

0.S5 

4.68 

o^T 

3.44 

0,91 

4.19 

o,94 

— 

— 

— 

— 

3^8 

0.85 

— 

— 

2JP 

0,62 

— 

— 

4.29 

0.S9 

— 

— 

26.6l 

6.66 

— 

— 

i32 

0.S2 

— — 

— 

34,2$ 

6.5S 

5.6l 

1.01 

23.8o 

8.62 

23,74 

4.68 

M} 

0.65 

4.71 

0.^4 

3.56 

0.55 

29.14 

6.00 

5 «33 

München  . . 
Nürnberg  . . 
Augsburg  . . 
Leipzig  . . . 
Dresden  . . . 
Chemnitz  . . 
Stuttgart  . . 
Karlsruhe  . . 
Mainz  . . . 

Darmstadt  . . 
Braunschweig . 
Strassburg  L E, 
Mülhausen  L E. 
Metz  .... 


9.024 

22.10 

3,io8 

19.06 

1 .705 

30-79 

9-353 

23.34 

8.708 

24.82 

3.934 

24.13 

4.080 

3M7 

1,377 

16.35 

2.434 

31.47 

1.849 

2S.75 

1 ,903 

16.46 

3-331 

34.33 

2.046 

24,64 

M39 

19£5 

24.24 

28,00 

5.51 

35  A 9 

- s 2 

21.07 

5.44 

0.66 

22.00 

7.»7 

24,84 

4-oo 

21,97 

6.91 

30.32 

8,72 

85,33 

20.75 

78.99 

19.40 

89,89 

17.12 

Während  in  Frankfurt  a.M.,  Altona.  Stettin,  berg(161  177  Mark),  Elberfeld  (119271  Mark), 
Charlotten  bürg,  Danzig,  Dortmund,  Crefeld,  Barmen  (70  Mark),  Halle  a.  S.  ( lud  107 
Kiel,  Liegnitz,  Zwickau  und  Baunschweig  Mark),  Essen  (80068  Mark),  Erfurt  (78654 
überhaupt  keine  Verbrauchssteuern  erhoben  Mark),  Duisburg  (-16362  Mark),  Görlitz 
wurden,  deckten  sie  in  anderen  Städten  (38 113  Mark),  Frankfurt  a.  O.  (33045  Markt, 
einen  erheblichen  Anteil  des  örtlichen  Spandau  (42232  Mark),  Bochum  (37  967 
Finanzl>edarfs : in  Breslau,  Aachen,  Wies-  Mark),  M. -Gladbach  (38837  Mark),  Chemnitz 
baden,  Cassel,  Posen,  Potsdam,  München,  (107065  Mark)  und  Platten  (43251  Mark). 
Nürnberg,  Augsburg,  Dresden,  Stuttgart,  ln  den  übrigen  Mittel-  und  Grossstädten, 
Karlsruhe,  Frei  bürg  L B.,  Mainz  und  Darm-  soweit  sie  überhaupt  Verbrauchssteuern  er- 
stadt.  21 — 35  °/o,  in  den  elsass-lothringischen  j lxolmn,  wurden  gleichzeitig  verschiedene 
Städten  sogar  79 — 90  °/o  des  gesamten  Steuer-  Gegenstände  belastet:  in  Breslau:  Vieh  und 
bedarfs.  Die  verbrauehsabgabepflichtigen  Fleischwaren  1705090  Mark,  Bier  und  Brau- 
Gegenstände  waren  dabei  sehr  verschieden,  malz  280  326  Mark,  Wild  und  Geflügel 
Die  städtischen  Konsumsteuern  bestanden  • 177 UU4  Mark;  in  Cassel:  Vieh  und  Fleisch- 
in Verbrauchsabgaben  von  Bier  oder  in  Zu-  waren  281 969  Mark,  Wild  und  Geflügel 
schlügen  zur  Brau  malzsteuer  in  Berlin  9367  Mark,  Bier  105279  Mark.  Branntwein 
(7()5(>51  Mark),  Cöln  (33s 208  Mark),  Magde- 1 und  Spiritus  75330  Mark,  Mehl  61868  Mark: 
bürg  ( ls2  9()3  Mark).  Hannover  (206451  in  Aachen:  Vieh  und  Fleisch  waren  492598 
Mark),  Düsseldorf  (160  674  Mark).  Königs-  Mark.  Wild  und  Geflügel  43470  Mark,  Bier 
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$■85  526  Maile  und  Bronnmaterialien  1 1 S 002 
Mark ; io  "Wiesbaden : Vieh  und  Floiseh- 
■waren  276780  Mark,  "Wild  und  Geflügel 
■49270  Mark,  Bier  177  003  Mark,  Wein 
1 24  7 SO  Mark,  Branntwein  uud  Spiritus 
Bl  780  Mark,  Obstwein  5858  Mark,  Essig 
und  Essigshure  3570  Mark,  Getreide  und 
Mehl  25010  Mark;  in  Posen;  Vieh  und 
.Fleiseh waren  280727  Mark,  Wild  und  Ge- 
flügel 20540  Mark,  Bier  42081  Mark;  in 
Potsdam:  Vieh  und  Fleisch  waren  329158 
Mark.  Wild  und  Geflügel  22172  Mark,  Bier 
48186  Mark;  in  München:  Bier  1731840 
Mark,  Vieh  und  Fleisch  waren  280  455  Mark, 
Wild  und  Geflügel  20350  Mark,  Getreide 
und  Mehl  245270  Mark;  in  Nürnberg:  Ge- 
treide, Meldete.  378488  Mark,  Bier 330017 
Mark;  Vieh  und  Fleischwaren  170719  Mark, 
Wild  und  Geflügel  0238  Mark ; in  Augs- 
burg: Bier  350  335  Mark,  Getreide,  Meid  etc. 
129014  Mark,  Vieh  und  Fleisch  waren  01059 
Mark,  Wild  und  Geflügel  3711  Mark,  Vieh- 
futter 20  478  Mark.  Gips,  Kalk,  Cement, 
Fluss-  und  Nutzholz  28529  Mark;  in  Dres- 
den : Getreide,  Mehl  etc.  004501  Mark, 
Vieh  und  Fleischwaren  072230  Mark,  Wild 
und  Geflügel  101470  Mark.  Fische  und 
Schaltiere,  Essig  und  Essigsäure  47  055  Mark, 
Bier  300370  Mark:  in  Stuttgart:  Vieh  und 
Fleisch  waren  004  307  Mark.  Wild  und  Ge- 
flügel 18555  Mark,  Bier  266045  Mark  und 
endlich  die  Gasabgabe  250 172  Mark ; in 
Karlsruhe:  Getreide,  Mehl  etc.  103724  Mark, 
Vieh  und  Fleischwaren  01488  Mark,  Wild 
und  Geflügel  22037  Mark,  Fisehe  und 
Schaltiere  0O01  Mark,  Bier  78122  Mark, 
Wein  31705  Mark  und  Brennholz  1248 
Mark. 

Llttoratlir : Kan,  Finanzieisscnsrhaft  $ .}17.  — 
Koscher,  Syst.  IV,  i IGO.  — l’m pfenbach, 
Fi  na  nzirisse  nscha  fl  Z 99  ß.  — Cohn , Finanz- 
Wissenschaft,  Stuttgart  IStfO,  S.  ß£7 ff.  - ■ F.be- 
berg , Finanzwisseusrhnft,  G.  Aufl.,  Leipzig  1SUH, 
S.  4**' • — Lehr,  in  Schönbtrg  III,  ,1.  Anß., 
s.  .1CS-JG4.  — Keitzenstein.  in  Schönbtrg  III, 
S.  SO.  — Leroy-Beaulteu , Traitf  de  In 
Science  des  ßnuners,  4 <‘d-,  Paris  ISS 8,  t.  I,  S. 
7JSß'.  — Wagner,  Fin.  III,  ii  S42—Ö0  (Frank- 
reich). — .Menget',  Statistische  Zusammen- 
stellungen als  Material  zur  Reform  der  Ver- 
zehrungssteuer in  geschlossenen  Orten  und  auf 
dein  ßaeheu  Lande.,  ItVr«  1SS7  (Oesterreich).  — 1 
Tröltsch,  Pie ■ bayerische  Gemeindrin  Steuerung 
seit  Anfang  des  10.  Jahrhunderts,  München  1891 
(Ilayern).  — Heckei,  Art.  » Octroi u im  II.  d.  St. 
J.  Anß.,  Md.  V.  — Derselbe,  Art.  » Octroi « im 
W.n.  d.  r.ir.  Ild.  II.  — Vuatrtn,  Art. 

nOetroin  in  Work  Dictionnairc  de  /’ Adminis- 
tration franenise.  — Märtet,  Art.  nOetroin  in 
Leon  Say  Pietinnuairr  des  Finuurr  t.  II. 

Moje  von  Hecket. 


Oeffentliche  Strassen 

s.  Wege. 


Zolle  ist  die  Bolas- 
gewonnenen Oeles 
innere  Verbrauchs- 
steuer] >oli  tisch  wohl 


Oelsteuer. 

Die  Besteuerung  des  Oeles  kann  erfolgen 
entweder  in  Form  des  Monojtols,  indem  der 
Staat  selbst  die  gesamte  inländische  Produk- 
tion ausbeutet,  eventuell  daneben  den  ganzen 
Verschleiss  der  Einfuhr  übernimmt,  oder 
durch  Erhebung  eines  Zolles  auf  Erdöl, 
i Mineralöl  und  nicht  mineralische  Oele  oder 
endlich  in  Gestalt  einer  inneren  Verbrauchs- 
I Steuer.  Neben  einem 
tung  des  im  Inlande 
| durch  eine  besondere, 

Steuer  principiell  und 
! gerechtfertigt. 

1.  Für  Frankreich  kommen  neben 
einem  Petroleum  zoll  als  innere  Verbrauchs- 
steuern in  Betracht:  a)  die  (vormalige)  Mi- 
neralölsteuer (G.  v.  10.  September  1871, 
G.  v.  29.  Dezember  1873,  durch  G.  v.  27. 
Juli  1804  aufgehoben),  welche  zur  Ergänzung 
des  Pctroleumzolls  die  inländischen  Mineral- 
öle nach  dem  Dichtigkeitsgrade  bezw.  nach 
der  Leuchtkraft  durch  eine  Fabri kations- 
steuer in  abgestuften  Sätzen  traf.  Diese 
Steuer  wurde  infolge  der  gesteigerten  Finanz- 
bedürfnisse nach  dem  Kriege  von  1870  71 
eingeführt,  war  aber  bei  der  unbedeutenden 
heimischen  Gewinnung  und  der  Ceberlegen- 
heit  des  amerikanischen  Petroleums  prak- 
tisch und  fiskalisch  unerheblich  und  hat 
immer  mehr  an  Bedeutung  verloren,  so  dass 
man  sie  schliesslich  aufhob.  Steuersätze: 
Essenz  von  700°  Dichtigkeit  und  darunter 
bei  Temperatur  von  15°  für  loO  Kilo  44,50 
Francs;  raff.  Oel  von  800 0 und  darüber  35,50 
Francs,  dasselbe  unter  800°  für  jeden  Grad 
weniger  10  Cent,  mehr;  rohes  Oel  für  jedes 
Kilo  reines  von  800°  bei  15°  Temjieratur 
22  Cent.,  für  jedes  Kilo  Essenz  von  700° 
32  Cent.  — b)  Steuer  auf  a n d c re  Oe)  e 
(G.  v.  31.  Dezemlier  1873;  G.  v.  22.  De- 
zember 1878),  welche  sowohl  das  Oel  zu 
Beleuchtungszwecken  als  auch  das  Speiseöl 
treffen  soll.  Sie  wird  nur  als  Eingangsab- 
gabe in  Städten  von  4000  Einwohnern  und 
darüber  neben  der  Besteuerung  des  in  diesen 
Orten  selbst  fabrizierten  Oeles.  seit  1878 
indes  nur  in  denjenigen  Oitcn  erhoben, 
welche  diese  < >ele  auch  für  Gemeiiidezweoke 
besteuern.  Viele  Gemeinden  verzichteten 
infolg* “dessen  auf  die  Steuer  (Zahl  der  ül>er- 
waehten  Fabrikanten  1879  222  und  1887 
34.  Zahl  der  Händler  1881  690,  1885  730 
1887  851).  Tarif  für  100  Kilo  in  5 Orts- 
klassen (4<M)0  bis  1O0OO  Einwohner  0 Francs, 
über  Bmjuoo  Einwohner  12  Franc«  im  Prin- 
zipal). Ertrag  im  Durchschnitt  der  Jahre 
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187578  5.7  Millionen  Francs,  1886/89  2.4 
Millionen  Francs,  1889*92  2,4  und  2,5  Mil- 
lionen Francs,  1900  1,784  Millionen  Francs.  Die 
< »eisteuer  wird  noch  durch  die  Stearin-  und 
Kerzensteuer  ergänzt.  (Yergl.  d.  Art.  K e r z e n - 
Steuer  ölten  Bd.  V S.  64).  — 2.  Oester- 
reich-Ungarn (0.  v.  20.  Mai  1882,  Nach- 
träge v.29.  Juni  1896) erhebt  vom  inländischen, 
durch  Raffinierung  dargestellten  Mineralöl 
eine  vom  Unternehmer  der  Raffinierung  zu 
entrichtende  Fabrikat  Steuer  von  13  Kronen 
für  loo  Kilo  raffiniertes  Uel  bis  880"  Dich- 
tigkeit bei  12"  R.  Umfassende  Kontroll- 
vorschriften  regeln  Fabrikation.  Transport 
und  Absatz  (Transportkontrolle,  Yersehleiss- 
registrierung,  Kon  trollgebiet  mit  einem 
Radius  von  5 Kilometer).  Die  an  der  Linie 
geschlossener  Städte  bisher  erhobene  Ver- 
zehrungssteuer für  Mineralöl  ist  aufgehoben. 
Ertrag  in  Oesterreich  13.64  Millionen  Kronen 
und  in  Ungarn  11,42  Millionen  Kronen.  — 
3.  Russland.  In  den  Jahren  1821  bis 
1873  war  die  Gewinnung  von  Petroleum 
ein  Mono]tol  des  Staates.  Alle  Quellen  be- 
fanden sich  in  seinem  Besitze,  die  Ausbeu- 
tung erfolgte  teils  in  eigener  Regie,  teils 
durch  Verpachtung.  Durchschnittlicher  Er- 
trag 90000  Rubel.  An  die  Stelle  des  Mo- 
nopols  trat  v.  1.  Januar  1873  eine  Petro- 
leum-(Naphta-)Accisc  nach  dem  Raumgehalte  j 
der  Destillierkollten  (Durchschnittsertrag  j 
250000  Rubel).  Die  Produktion  ist  erheb- 
lich gestiegen;  sie  belief  sich  1808  auf  1,7  i 
und  1880  auf  124,7  Millionen  Pud.  Seit 
15.  Januar  1888  besteht  laut  0.  v.  21.  De- 1 
zember  1887  eine  Steuer  auf  das  fertige  zur  : 
Beleuchtung  dienende  Naphtaprodukt  von 
für  das  Pud  leichten  und  30 
das  Pud  schweren  Oels.  Die ; 
oberen  und  unteren  Durch-  \ 
schnittsgrenze  liegenden  Gele  (Schmieröle, 
Vaseline  etc.)  bleiben  steuerfrei.  Diese  Be- ; 
Steuerung  bewirkt  eine  gleich mässige  Belas- 
tung und  gestattet  die  Verarbeitung  vor- 
sehiedener  Rohmaterialien,  während  die 
Rohstoffsteuer  die  Verwendung  der  schweren,  | 
weniger  I/euclxtöl  enthaltenden  Gattungen 
erschwert.  Die  Kontrolle  ist  bei  der  Fabri- 
katsstener  einfach  infolge  der  sehr  koucen- ! 
trierten  Destillation  und  die  Aufsicht  ist , 
vornehmlich  auf  die  Verbringung  des  Roh- ! 
materials  zu  den  Destillierstätten  (Baku)  be- 1 
schränkt.  Ertrag  1888  6.6  Millionen  Rubel,  j 
1899  23,551  Millionen  Rubel.  — 4.  Grie-: 
eben lan d (G.  v.  19.  März  1884).  Hier! 
wurde  im  Jahre  1884  das  Monopol  für  Fan- 
fuhr von  Petroleum  eingeführt  und  alle  vor- 
handenen Vorräte  vom  Staate  ülternommen.  i 
1889  wurden  verkauft  3.48  Millionen  Oka 
und  eine  Einnahme  von  4,1  Millionen  Drach- 
men erzielt. 

Litteratur:  Wagner,  Fin.  lir,  $$  t75—S7C 
(Frankreich)  und  Ergänzungshrft  1896,  S.  112.  \ 


4<*  Koj*eken 
Kopeken  für 
jenseits  der 


— Ijehr.  in  Schünberg  111,  3.  Avß.,  S.  +24  3S. 
— Zeller,  Schönberg  111,  .1  urf, , S.  &+  'i7. 

— Spttsmüller , Art.  » M^credö! steuert  im 
i Oestrrr.  Staatmrörterbueh  Bd.  JJ,  S.  733.  — 
Meckel,  .4rf.  nOelsteuera  im  //.  d.  St..  1.  .4*rtL 
Bd.  V,  S.  3 J)  35.  — r.  Keutwler.  Bit  ruxri* c.Kr 
Betroleumaeeise.  Scham’  Fm.-Areh.  6,  S.  £y.  ff. 
Das  griech.  Besetz  ebenda  Bd.  111,  S.  287  p. 

Majr  von  Merkel. 


Oellingen,  Alexander  yoii, 

geh.  aiu  24.  XII.  1827  auf  Rittergut  Wissust 
in  Livland,  studierte  in  Dorpat  Theologie,  habi- 
litierte sich  daselbst  1854  als  Privatdozent  und 
wurde  1856  ausserordentlicher  und  1857  ordent- 
licher Professor  an  der  Dorpater  theologischen 
Fakultät. 

Oettingen  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Die 
Moralstatistik  und  die  christliche  Sittenlehre. 
Versuch  einer  Sozialethik  auf  empirischer  Grund- 
lage. 2 Bde.,  Erlangen  1868 — 73.  Dasselbe.  2. 
j neu  bearbeitete  Aull.  u.  d.  T. : Die  Moralstatistik 
in  ihrer  Bedeutung  für  eine  christliche  Sozial- 
. ethik,  ebd.  1874,  dasselbe,  3.  vollständig  uinge- 
arbeitete  Auflage,  ebd.  1882.  (Oettingen  vertritt 
in  diesem  Werke  das  ethische  Princip  des  Dog- 
mas der  menschlichen  Willensfreiheit,  was  u.  a. 
auch  von  A.  Wagner  in  seiner  „Gesetzmässig- 
keit der  scheinbar  willkürlichen  Handlungen" 
nur  bedingungsweise  anerkannt,  dagegen  von 
Buckle  vollständig  verworfen  wird,  nach  Det- 
tingens Deduktionen  aber  eine  notwendige  Vor- 
aussetzung für  die  staatliche  und  klerikale 
Ueberwaehung  der  menschlichen  Neigung  zu 
Attentaten  gegen  das  Sittengesetz  bildet.  Quete- 
lets  Sozialphysik . welche  nie  Handlungen  der 
Menschen  einem  naturgesetzlichen  Zwange  unter- 
wirft, setzt  er  ein  theologisches  System  der 
Sozialethik  gegenüber,  dessen  Personalethik  auf 
einem  „atoraistischen  Spiritualismus“  basiert  ist. 
Indem  er  die  menschliche  Societät  als  Gesamt- 
körper auffasst,  bestreitet  er  die  ethische  Frei- 
heit des  einzelnen  Individuums,  Handlungen 
egoistischer  Kausalität  zu  begehen.  Seine  mehr- 
fach in  diesem  Werke  zur  Anwendung  gekom- 
mene, u.  a.  von  J.  Platter  (s.  n.)  angefochtene 
„Ausgleichstendenz“  besteht  in  dem  Verfahren. 
Störungen  im  sozialen  Gesamtorganismns , wie 
sie  als  Folge  von  Kriegen,  Epidemieeu.  Massen- 
auswanderungen etc.  in  Bezug  auf  Verrückung 
des  Gleichgewichtes  der  Geschlechter  hervor- 
treten. durch  Ausgleichs  versuche  als  nur  schein- 
bare Abweichungen  von  der  auf  göttlicher  Pro- 
videnz  beruhenden  Gesetzmäßigkeit  zu  begrün- 
den; hiernach  soll  z.  B.  ein  in  kriegerischen 
Perioden  erfolgter  starker  Männerverlust  nach 
dem  Friedensschlüsse  durch  Steigerung  der  ab- 
soluten Ziffer  der  Knabengeburten  und  dem  ent- 
sprechenden Anwachsen  der  Relativziffer  der 
weiblichen  Sterblichkeit  kompensiert  werden: 
die  Richtigkeit  dieses  Faktums  zngestonden, 
das  deshalb  schwer  beweisbar,  weil  Oettingen 
kein  Zeitmass  für  die  Länge  der  Ausgleichs- 
Perioden  nngiebt,  wirft  sich  doch  die  Frage  auf. 
in  welchem  teleologischen  Zusammenhänge  diese 
vermehrte  weibliche  Mortalität  zu  dem  Surplus 
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der  Knabengeburteu  stehen  soll.  Hinsichtlich 
der  physisch  und  sozial  von  ihm  erforschten 
Häufigkeit,  der  unehelichen  Geburten,  deren 
stetes  Wachstum  er  in  Uebereinstimmuug  mit 
Wappäus,  aber  in  Widerspruch  mit  Oesterlen, 
Schimmer  und  anderen  Vertretern  der  Stabili- 
tätstendenz behauptet,  ist  seinen  Ausführungen 
die  grössere  Berechtigung  einzuränmen.  — 
Wahre  und  falsche  Autorität,  mit  Beziehung 
a.uf  die  gegenwärtigen  Zeitverhältnisse  beleuch- 
tet, Leipzig  1878.  — Obligatorische  und  fakul- 
tative Civilehe  nach  dem  Ergebnisse  der  Moral- 
statistik, ebd.  1881.  — lieber  akuten  und 
chronischen  Selbstmord,  Dorpat  1881.  — Was 
heisst  christlich-sozial?  Zeitbetrachtungen, 
Leipzig  1886.  — Zur  Duellfrage,  Dorpat  1880. 

b)  in  Zeitschriften:  1.  in  Preussi- 
sche  Jahrbücher,  Berlin:  J.  H.  Wicherns  Be- 
deutung für  die  soziale  Bewegung  unserer 
Zeit,  Bd.  LXI,  1888,  S.  27  ff.  — 2.  in  Sozialpoli- 
tische Rundschau,  Leipzig:  Zur  Theorie  und 
Praxis  des  Heiratcns,  Jahrg.  I,  1891,  Heft  1—3. 
(Geistreicher,  Oettingens  Meisterschaft  als  sozialer 
Aesthetiker  bekundender  Essay  über  das  Er- 
gänzungsbedürfnis  beider  Geschlechter  und  da 
Anschlussbedürfnis  des  Weibes.  Gegen  seine 
Ausführungen  über  die  auf  „Inzucht“  beruhen- 
den Mesallianzen  ist  nichts  einzuwenden,  nur 
die  Ursache  des  „Verfalls  der  Adelsgeschlechter“ 
dürfte  wohl  eher  auf  wirtschaftliche  Unterlas- 
sungssünden als  auf  bluts  Verwandtschaft  liehe 
Vermischungen  zurückzuführen  sein.)  — 3.  In 
Dorpater  Zeitschrift  für  Theologie  und  Kirche, 
Jahrg.  1870,  Heft  1 : Zur  Rechtfertigung  einer 
.Sozialethik.  — Ausserdem  ist  er  Mitarbeiter  an 
der  „Baltischen  Monatsschrift“. 
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Vergl.  über  Oettingen:  A.  Wagner, 
Grundlegung,  2.  Auf!.,  Leipzig  1879,  S.  4:15, 
815.  — Soli  äff  le,  Bau  und  Lebendes  sozialen 
Körpers,  4 Bde.,  Tübingen  1881.  Bd.  I,  S.  677. 
679,  Bd.  II,  S.  381  ff.,  Bd.  III,  S.  52.  — F.  v. 
Juras chek,  Die  nnehelichen  Geburten  in 
Oesterreich  seit  dem  Jahre  1830  in  „Statistische 
Monatschrift“,  Jahrg.  IX,  Wien  1883,  S.  57  ff. 
— J.  Platter,  Oettingens  Ausgleichstendenz, 
in  „Statistische  Monatschrift“,  Jahrg.  IX.  Wien 
1883,  S.  82  ff.  — John,  Geschichte  der  Statis- 
tik, Bd.  I,  Stuttgart  1884,  S.  161,  292  , 364, 
367.  - Block,  Traite  de  statistique,  2.  Aull., 
Paris  1886,  S.  101,  130,31,  146 ff.,  487.  — G. 
Mayr  und  G.  B.  S a 1 v i o n i , La  statistica  e la 
vita  sociale,  2.  Aufi..  Turin  1886.  — Gabag- 
lio,  Teoria  della  statistica,  2.  Aull.,  2 Bde., 
Mailand  1888,  Bd.  I.  — Abhandlungen,  Alexan- 
der von  Oettingen  zum  70.  Geburtstage  ge- 
widmet von  Freunden  und  Schülern,  München 
1898. 
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Gucken,  August, 

wurde  am  10.  IV.  1844  in  Heidelberg  geboren. 
Er  studierte  in  München,  Heidelberg  und  Berlin, 
lebte  von  1865 — 1871  als  Grundbesitzer  im 
Oldenburgischen  und  habilitierte  sich  im  Jahre 

1872  als  Privatdozent  für  Nationalökonomie  und 
Statistik  an  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in 
Wien.  Im  Jahre  1877  ging  er  als  Professor  an 
die  technische  Hochschule  nach  Aachen,  folgte 
aber  schon  1878  einem  Rufe  als  Ordinarius  an 
die  Universität  Bcru.  Seit  1886  leitet  er  das 
an  der  Berner  juristischen  Fakultät  begründete 
„Seminar  für  Volkswirtschaft  und  Oonsular- 
wesen“.  Von  seinen  staatswissenschaftlichen 
Schriften  seien  die  nachfolgenden  genannt: 

Untersuchung  über  den  Begriff  der  Statistik, 
Leipzig  1870.  — Die  Wiener  Weltansstellnng 

1873  (Heft  17  nml  18  der  „Deutschen  Zeit-  und 
Streitfragen“),  Berlin  1873.  — Adam  Smith  in 
der  Kulturgeschichte,  Wien  1874.  — Oester- 
reichische  Agrarier,  Wien  1877.  — Adam  Smith 
und  Immanuel  Kant.  1.  Abteilung:  Ethik  und 
Politik,  Leipzig  1877.  — Der  ältere  Mirabeau 
und  die  ökonomische  Gesellschaft  in  Bern  (Nr.  1 
der  „Berner  Beiträge  zur  Geschichte  der  National- 
ökonomie“), Bern  1886.  — Die  Schweizerische 
Consularreform , Bern  1886.  — Die  Maxime: 
Luissez  faire  et  laissez  passer,  ihr  Ursprung, 
ihr  Werden,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Freihandelslehre  (Nr.  2der  „Berner  Beiträge  etc.‘‘). 
Bern  1887.  — Oeuvres  econotniques  et  philoso- 
phiques  de  F.  Quesuay,  fondatenr  du  svsteme 
physiocratiquc , accompugnees  des  eloges  et 
u’autres  travaux  biographiques  sur  Quesnay  par 
differents  auteurs,  Frankfurt  a.  M.  und  Paris 
1888.  — L’article  onze  du  trait£  de  paix  de 
Francfort  et  l'expiratiou  des  traites  de  commerce 
le  1er  fevrier  1892  (in  der  „Revue  d’economie 
politique“,  Paris  1891).  — Geschichte  der  Po- 
litischen Oekonomie,  Bd.  I,  Leipzig  1901.  — In 
der  „Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte 
der  Staatswissenschaften“  (Frankenstein)  die 
Abhandlungen:  Ludwig  XVI.  und  das  physio- 
kratischc  System“  1893.  Zur  Biographie  des 
.Stifters  der  Physiokratie  1894  und  1895.  Ent- 
stehen und  Werden  der  physiokra tischen  Theorie 
1896.  — In  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissen- 
schaft“ (J.  Wolf):  Das  Adam  Smith -Problem 
1898.  — ln  diesem  „Handwörterbuch“  die  Artt. 
Handelsvert  rüge,  Quesna y. 
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Ohnigeld 

s.  Wein  utul  Weinst  euer. 


1.  Allgemeines.  2.  Das  0.  als  Arznei-  und 
i Erregungsinittel.  3.  Verbrauch,  Ausfuhr  und 
i Einfuhr  von  0. 

1.  Allgemeines.  Das  Opium  (Laudauum, 
Meconium)wird  aus  der  Mohnpflanzc(  Papa  vor 
somniferum)  in  der  Art  gewonnen,  dass  der 
aus  den  angeritzten  unreifen  Samenkapseln 
j ausf liessende,  16  verschiedene  Alkaloide 
(darunter  Morphin)  enthaltende  Milchsaft, 
j nachdem  er  durch  Eiutrockncu  verdickt  ist, 
abgeschaht  und  später  zu  Kuchen  geknetet 
wird.  Die  Mohnkultur  ist  wegen  der  vielen 
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ihr  drohenden  Naturgefahren  und  wegen  der 
hohen  Anforderungen,  welclie  sie  in  Bezug 
auf  Boden  karbeitung,  Bewässerung  und 
sorgfältige  Pflege  stellt,  sehr  mühsam  und 
teuer.  Jede  einzelne  Pflanze  muss  für  die 
Ernte  .individuell  behandelt  werden.  Für 
die  Kultur  sind  vornehmlich  die  südlichen 
Läudergebiete  Asiens  geeignet,  insbesondere 
Ostindien,  und  zwar  hier  Benares,  Patna 
und  Malwa:  an  Indien  reiht  sich  in  der 
neueren  Zeit  der  südliche  Teil  von  China, 
welcher  trotzdem,  dass  das  chinesische 


fand  es  Ende  des  IG.  Jahrhunderts  im 
Morgenlande  bereits  allgemein  in  Anwendung, 
welcher  man  schon  frühzeitig  durch  strenge 
Strafen,  aber  ohne  Erfolg,  zu  steuern  suchte. 
Auch  die  Chinesen  holten  anfangs  das  Opium 
mir  in  geringen  Mengen  aus  Indien,  um  es 
als  Arzneimittel  zu  verwerten : doch  bünrene 
sich  bei  ihnen  seit  Mitte  des  17.  Jahrhun- 
derts trotz  entgegenstehender  Vorbote  die 
Sitte  des  Opiumrauchens  ein.  Dasselbe 
kommt  jedoch  auch  bereits  bei  der  wei&sen 


Rasse  vor.  so  in  England  seit  den  3Uer.  in 
Opium  dem  von  Benares  erheblich  nachsteht, ; Nordamerika,  und  zwar  hier  vornehmlich  in 
wegen  des  niedrigen  Preises  seiner  Erzeug- Iden  Temj>erenzstaaten,  seit  den  70er  Jahren: 
nisse  und  infolge  der  neuerdings  stattge-  j in  fast  allen  Städten,  namentlich  des  uord- 
liabten  Aenderungen  in  der  Besteuerung  i amerikanischen  Westens  sollen  bereits  Raueb- 


und Verzollung  das  indische  Opium  mehr 
und  mehr  vom  chinesischen  Markte  verdrängt. 

Am  höchsten  wird  das  türkische  Opium  ge-  J in  Nordamerika  fehlen  jedoch, 
schätzt.  Die  darchsclmittjich-jährliche  I derselbe  für  1*67  auf  80000 
Gewinnung  wird  angegeben 


für 


für 

Indien 
China 

nsiat.  Türkei 
Persien 
enrop.  Türkei 
Aegypten 

die  ganze  Erde 


auf 


auf 


6,5 
4,4 
0.37 
0,18 
0,16 
0,0024 

11—12 


Mill.  kg 


MiU.  kt 


Stätten  bestehen.  Brauchbare  statistische 
Daten  über  die  genannte  Art  des  Verbrauches 

Zwar  wurde 
kg  und  für 

1880  gar  auf  2G7  tnxj  kg  angegeben.  Doch 
war  die  verzollte  Einfuhr  erheblich  geringer. 

In  kleineren  Mengen  genossen  wirkt  das 
Opium  zuerst  erregend,  dann  beruhigend, 
schmerzstillend  und  einschläfernd,  in  grösseren 
Mengen  erhitzend  und  betäubend,  in  noch 
grösseren  Mengen  stört  es  die  Sinnesthätic- 
keit,  verwirrt  den  Geist  und  verursacht  an- 
haltenden, oft  von  den  angenehmsten  Träu- 
men erfüllten  Schlaf.  Am  anderen  Tage 
Der  Opi  um  preis  ist  starken  Schwan-  stellt  sich  Unbehagen  ein  und  damit  auch 
kungen  unterworfen,  er  geht  aller  iu  der.  ein  Reiz  zu  erneutem  Genuss:  eine  l’nter- 
neueren  Zeit  erheblich  zurück.  Im  IG.  Jahr-j  brechuug  des  letzteren  soll  bei  Gewohnheits- 
hundert konnten  nur  reiche  Chinesen  sich ! räuchern  eine  unerträgliche  Plage  sein,  die 
den  Opiumgenuss  vergönnen;  1822  kostete I plötzliche  Unterlassung  nach  vorherigem 
eine  Kiste  (Picul  zu  00,5  kg)  2<hmi  Dollars,  J starken  Rauchen  die  übelsten  Folgen  liaben. 
in  den  letzten  Jahren  750 — 8t H»  Dollars.  Für  selbst  den  Tod  herbeiführen.  Bei  kleinen 
indische  Sorten  wechselte  der  Preis  für  1 kg  Kindern  wirkt  bereits  eine  Meuge  von  0,0]  g. 
zwischen  70  und  130  Mark.  bei  Erwachsenen  eine  solche  von  0.25 — 0.75  g 

Die  einzelnen  Sorten  weisen  erhebliche  tödlich.  Das  Essen  soll  gefährlicher  sein 
Verschiedenheiten  (um  100 — 3oo%)  auf.  ' als  das  Rauchen;  letzteres  ist  leichter  at>zu- 
2.  Dns  0.  als  Arzuei-  und  Erregung«-  gewöhnen,  während  Opiumesser  stets  Rück- 
mitteL  Das  Opium,  welches  einen 
tiimlichen  narkotischen  Geruch  hat 


eigen- 
und 

scharf  bitter  und  brennend  schmeckt,  wird 
schon  seit  alter  Zeit  als  Arzneimittel 
äusserlicli  und  innerlich  gebraucht.  Theophrast 
und  Plinius,  zu  dessen  Zeiten  es  mit  Wein 
als  Schlaftrunk  genossen  wurde,  beschreiben 
seine  Gewinnung,  llippokrates  empfahl  cs 
als  Heilmittel,  ln  weit  grösseren  Mengen 
denn  als  Arzneimittel  wird  das  Opium  heute 
als  Erregungs-  und  Berauschungs- 
mittel verwendet.  Zuerst  soll  es  als  solches 
in  Persien  und  in  Griechenland  benutzt  worden 
sein,  wie  denn  der  Name  aus  dem  griechischen 
abgeleitet  wird,  während  im  Sanskrit 


fälle  haben,  der  plötzliche  Entzug  des  Opiums 
führt  bei  ihnen  sicher  den  Tod  durch  Dann- 
störungen herbei.  Doch  werden  Reduktionen 
allgemein  als  möglich  bezeichnet.  Während 
die  W i r k u 11  ge  n d e s 0 p i u m s gewöhnlich, 
als  sehr  nachteilig  geschildert  werden,  wird 
die  Schädlichkeit  von  einigen  Engländern 
(so  vom  Oonsul  Spencer  1882)  und  neuer- 
dings von  mehreren  Holländern  bestritten. 
Offenbar  ist  aber  die  Wirkung  ähnlich  wie 


CTO» 


eine  Bezeichiiimir  dazu  fohlt.  Mit  dem  isl 


kam  erst  dieser  Gebrauch  nach  Indien 


am 

und 


diejenige  der 


geistigen 


doch  Opium  und  das 
Morphium  wichtige  Arzneimittel, 
lichkcit  macht  sich  erst  geltend 
gewisses  Mass  im  Genuss  nicht 
wird.  Doch  ist  die  Gefahr  sehr 
dieses  Mass  überschritten  wird 


Getränke.  Sind  ja 
daraus  gewonnene 
Die  Schad- 
wenn ein 


eingehalten 
gross,  dass 
Der  Brannt- 


zwar  sollen  zu  seiner  allgemeinen  Verbreitung  weinpest  kann  .deshalb  die  Opiumseuche 
vorzüglich  der  Fanatismus  der  Moslem  und  gegenü bergestel  1t  werden.  Wie  übermässiger 
das  ihnen  aufcrlegle  Wein  verbot  beigetragen  j Genuss  des  Alkohols  zum  wirtschaftlichen 
liaben.  Der  deutsche  Reisende  Kau w oll  Ruine  führt,  so  steht,  auch  in  Java  gewöhn- 
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lieh  neben  der  Kitte  (Rauchhtttte)  ein  Pfand  - 
l'iaus. 

3.  Verbrauch,  Ausfuhr  und  Einfuhr 

von  0.  Der  gesamte  jetzige  Verbrauch 
an  Opium  wird  rund  angegeben  auf  jährlich 


für  kg 

drossbritannien  und  Irland 95000 

Spanien 25  000 

Deutschland 10  200 

Belgien 4 200 

Oesterreich-Ungarn  1 500 

Niederlande 350 

Frankreich 250 

Russland 150 

Schweden,  Norwegen  . ' 100 

Rumänien 100 

Andere  »Staaten 3 100 

Europa 140000 

Afrika 6 500  000 

Amerika 300000 

Australien 50  000 

im  ganzen 7 000  000 


Wie  hoch  der  Verbrauch  in  Asien  ist, 
entzieht  sich  selbst  jeder  Schätzung. 

Das  Hauptausf uhrland  für  Opium 
ist  Indien.  Die  englisch-ostindische  Kom- 
pagnie beförderte  die  Kultur  besonders  in 
Bengalen,  monopolisierte  sie  und  begann 
1773  Opium  in  China  einzuführen.  Gegen- 
wärtig bestehen  Regierungsfabriken  in  Patna 
und  in  Ghazipore,  welche  aus  den  in  Ben- 
galen gebauten  Mohnpflanzen  Opium  erzeugen 
und  dasselbe  (jährlich  etwa  40—50000  Kis- 
ten zu  je  08  kg)  in  Kalkutta  öffentlich  ver- 
steigern. Ebensoviel  kommt  aus  dem  Schutz- 
staate Mahva  hinzu:  für  das  aus  Mahva 
kommende  Opium  ist  ein  Ausfuhrzoll  von 
65  £ für  die  Kiste  zu  zahlen. 

Es  war  die  Ausfuhr  von  Opium  aus  Ost- 
indien 1880 — *7  05839  Kisten  zum  Preise 
von  110,800  Mill.  Rupien.  Sie  ist  aber  im 
Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zurückgegangen 
und  betrug  1898  50069  Kisten,  die  einen 
Wert  von  00.970  Mill.  Rupien  repräsentierten. 
Diese  Mengen  gingen  vor  allem  nach  China 
(189.S  41  005  Kisten),  nach  Strait  »Settlements 
(1898  12290  Kisten),  nach  Coehinchina  und 
nach  anderen  Ländern. 

Die  Einnahmen  der  indischen  Regierung 
waren  seither  im  Durchschnitt  jährlich  7 
Mill.  £ aus  Bengalen  und  Assam,  2 Mill.  £ 
an  Durchgangszoll  von  Malwa  und  Guzeral. 
Die  Ausfuhr  nach  China  geht  neuerdings 
erheblich  zurück.  Das  englische  Unterhaus 
fasste  deshalb  im  Mai  1891  einen  Beschluss, 
welcher  auf  Aufhebung  des  Opiummonopols 
abzielt,  Persien  führt  etwa  170000  kg  zu 
5».  2 Mill.  Mark  meist  nach  China  aus,  die 
Türkei  500000  kg  zu  10  Mill.  Mark  nach 
England,  Amerika.  Frankreich,  China.  Frank- 
reich treibt  mit  Opium  einen  ansehnlichen 
Zwischenhandel  über  Marseille. 


Die  Haupteinfuhrländer  für  Opium 
| sind  China  und  Java. 

In  Niederländisch  Indien  hatte 
die  holländiseh-ostindische  Kompagnie  den 
Verkauf  von  Opium  bereits  1070  zu  mono- 
: polisieren  begonnen.  Eingeführt  wurden 
i 1040  187  kg  und  1745  150138  kg.  Doch 
j wurde  viel  geschmuggelt.  Deswegen  wurde 
1 1715  der  Verkauf  einem  Verein  abgetreten, 

1 1794  wieder  von  der  Regierung  übernommen ; 

; 1809  wurden  die  Opiumkitten  verpachtet, 
dann  aber,  um  die  Einnahmen  zu  steigern 
und  gleichzeitig  den  Verbrauch  einzuschrän- 
ken, die  Pächter  verpflichtet,  eine  gewisse 
Menge  zu  bestimmtem  Preise  abzunehmen. 
Nach  1843  wurde  in  einigen  Bezirken  (»ver- 
I l>otene  Kreise«)  der  Genuss  des  Opiums  ver- 
boten; die  Grenzen  derselben  wurden  1889 
| erheblich  erweitert.  1890  bildete  sich  ein 
I eigener  Anti-Opiumbund  aus  angesehenen 
' Niederländern  auf  Java.  Die  Mohnkultur 
| ist  in  Java  und  Madura  verboten,  der  Opium- 
handel Monopol  der  Regieruug,  der  Debit 
nur  in  anerkannten  Kitten  gestattet.  Augen- 
blicklich beschäftigt  man  sich  in  Holland 
eifrigst  mit  Reformfragen.  Schwierigkeiten 
bereitet  dabei  der  Wunsch,  den  Verbrauch 
zu  beschränken,  ohne  die  Einnahmen  zu 
mindern.  Seit  1889  ging  der  Pachterlös 
zurück.  Die  Einnahme  stellte  sich  1891  auf 
17,1  Mill.  fl.  und  1899  auf  15,1  Mill.  fl. 
Die  Konsumenten  wenden  im  ganzen  für 
erlaubtes  Opium  20—25  Mill.  fl.,  für  ge- 
schmuggeltes etwa  30  Mill.  fl.  auf. 

In  Siam  werden  zu  Wasser  eingeführt 
rund  1000  Kisten  mit  einem  Werte  von 
SO 000 — 90000  £.  Dazu  kommt  noch  die 
Einfuhr  zu  Land  und  der  Schmuggel.  Die 
Zölle  sind  an  ein  chinesisches  Syndikat  für 
120  000  £ verpachtet. 

In  China  wurden  1750  etwa  200  Pieuls 
(Kisten  zu  00,5  kg;  ein  Pieul  = 100  Cattics) 
eingeführt.  1773  unternahm  es  die  englisch- 
ost indische  Kompagnie,  Opium  nach  China 
zu  senden,  und  gründete  1780  hierfür  ein 
Dej>ot  in  Barks  Bay.  Erst  seit  1798  fiudeu 
regelmässige  Sendungen  statt,  welche  1837 
bereits  auf  40000  Piculs  gestiegen  waren. 
China  vorl>ot  nunmehr  die  Einfuhr.  Darauf- 
hin nahm  der  Schmuggel  unter  Bestechung 
der  Mandarinen  einen  grossen  Umfang  au. 
Gegen  denseilten  ging  ein  1839  nach  Kanton 
geschickter  hoher  Beamter  Liu-Tse-Tsin  mit 
strengen  »Strafen  vor.  Die  hierbei  geübte 
Beschränkung  der  Fremden  führte  zum 
Opiumkriege  1 >00,42  mit  England.  Das  sieg- 
reiche Alliion  setzte  durch,  dass  4 Traktats- 
häfen (jetzt  21)  dem  Handel  aller  Nationen 
geöffnet  wurden.  1858.  wurde  im  Vertrage 
von  Tien-tsin  die  formelle  Zulassung  des 
Opiums  vereinbart.  Eine  besondere  Rege- 
lung der  Bedingungen  für  die  Zulassung  er- 
folgte durch  die  Tschifukonvention  vom  13. 
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Septemlier  1876.  Nach  dereolltf'n  hatte  der 
Importeur  den  Zoll,  der  Käufer  die  Likin- ; 
abgabo  (eine  Transitabgabe)  zu  bezahlen, 
letztere  wurde  von  den  einzelnen  Provinzial- 
regierungen je  für  deren  Bezirk  besonders , 
festgestellt.  Diese  Konvention  wurde  durch 
einen  Zusatzartikel  vorn  8.  Juli  1885  ergänzt. 
Nach  dem  sollten  soll  die  Likinahgabe  80' 
Haikwan  Taels  (1  H.  Tael  etwa  - - 5 Mark)1 
nicht  überschreiten.  Nach  Zahlung  dieser 
Abgalie  und  des  Zolls  wini  dem  Eigentümer 
ein  Opiumtransitpass  ansgestellt.  Dieser 
Pass,  welcher  das  betreffende  Opium  von 
der  Zahlung  einer  weiteren  Abgabe  auf  dem 
Transjiort  in  das  Innere  befreit,  hat  nur 
Giltigkeit  in  den  Händen  chinesischer  Unter- 
thanen,  er  berechtigt  nicht  Fremde  zum 
Transjiort  oder  zur  Begleitung  von  Opium, 
an  dem  sie  ein  Interesse  halicn  können.  Die 
englische  Regierung  verpflichtet  sich,  zur 
Steuerung  des  Sclunuggels  mitzuwirken. 
Portugal  tr.it  diesem  Abkommen  für  Macao 
am  23.  März  1887  bei.  Infolgedessen,  dann 
auch  weil  der  Mohnlau  in  West-,  Mittel- 
und Südchina  fortwährend  steigt,  geht  die 
Einfuhr  zurück.  Eine  Zunahme  derselben 
kann  in  einzelnen  Häfen  nur  noch  durch 
starke  Preisermäßigung  bewirkt  werden. 
Das  eingeführte  Opium  besteht  zu  etwa 
55  °o  aus  Malwa-,  2<  • ° o Patna-  und  1 7 0 o 
Benaresopium.  Die  Einfuhr  stellte  sich  1879 
auf  über  100900  Piculs,  sie  war  im  Durch- 
schnitt ungefähr  70ÜOO  Piculs  zu  etwa  28 
MiU.  II.  Taels,  1808  29.25  MiU.  Taels.  - 
Der  Centralpunkt  für  den  Opiumhandel  ist 
Hongkong. 

Für  ausländisches  Opium  ist  jetzt  zu 
zahlen  für  100  Cattics  (G0.5  kg)  ein  Zoll 
von  30  Taels  und  eine  überall  gleiche  Likin- 
abgabe (Warensteuer)  von  8ii  Taels,  für  ge- 
kochtes oder  präpariertes  Opium  37.5  Taels 
an  Zoll  und  100  Taels  an  Likinabgalie.  Die 
Einnahmen  Chinas  aus  dem  Opium  waren 
185)8  2.229  MiU.  Taels  aus  der  Opiumsteuer 
und  3,983  MUL  Taels  an  Opiumzöllen,  wozu 
noch  die  Likinabgalie  kommt. 

In  Britisch-lndien  ist  für  nicht  durch 
einen  Regierungsjwss  gedecktes  Opium  an 
Zoll  zu  entrichten  für  1 Ser  (0,933  kg)  von 
80  Tolas:  24  Rupien. 

In  Japan  ist  die  Einfuhr  von  Opium  ver- 
boten. 
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Opiumpacht  of  opium-regir,  den  Haag  18SO.  — 
Dorn,  Die  Seehäfen  des  Weltverkehrs,  UV» 
3.  Kd.  von  1803.  — Ferner  die  Zeitschrift 
» Export m und  das  »Deutsche  JIandel*arrkt'H . 
Ueber  die  Preis-  und  Produktionsrcrhältnt* 
geben  auch  die  jährlichen  Ihroslislen  der  Firma 
Gehe  Je  Comp,  in  Dresden- Xrustadt  AujJhuiy^. 

J.  Lehr.  M.  r.  licckrl. 


Oppenheim,  Heinrich  Uernhard. 

geh.  am  20.  VII.  1819  ia  Frankfurt  a.  M..  gest. 
am  25).  III.  1880  in  Berlin,  studierte  die  Hechte, 
habilitierte  sich  1841  als  Privatdozent  in  Heidel- 
berg, beteiligte  sieh  an  der  1848er  Bewegung, 
redigierte  mit  Arnold  Rüge  die  von  letzterem 
gegründete  „Reform",  lebte  1849 — 1859  ab 
politischer  Flüchtling  in  der  Schweiz,  in  Frank- 
reich und  England  und  wurde  1800  amnestiert. 

Oppenheim  ist  der  Vater  der  Bezeichnung 
..Kathedersozialisten“  für  jene  jüngere  deutsche 
Schule  von  Nationalökononien,  welche  in  Fragen 
der  ethisch-realistischen  Wirtschaftspolitik  als 
tonangebend  anerkannt  wird.  Die  zweite  Auf- 
lage seiner  Schrift  „Der  Kathedersozialisums'* 
(s.  u.)  ist  au  einzelnen  Stellen  kastriert  bezw, 
gemildert,  was  u.  a.  die  Zurechtweisung  seitens 
Brentanos  (s.  n.)  wegen  einiger  in  Bezug  auf  eng- 
lische Gewerk  vereine  in  der  1.  Auflage  enthaltene 
Unrichtigkeiten  und  die  Polemik  mit  A.  Wagner 
(s.  n.)  verursachte.  Oppenheim  war  Freihändler, 
aber  kein  Mauchestermann : er  bekämpfte  das 
Gründertum  und  die  wirtschaftlich  ungesunde, 
von  Wohnungsnot  begleitete  Uebervölkerungs- 
tendenz  der  Grossstädte,  auch  war  er  im  Prm- 
cip  für  Einführung  des  Instituts  der  Reicks- 
fabrikinspektoren. 

Oppenheim  veröffentlichte  von  staatswissen- 
scliaft liehen  Schriften  a)  in  Buchform:  Stu- 
dien der  inneren  Politik,  Grünberg  1842.  — Der 
freie  deutsche  Rhein.  Geschichtliche  und  staats- 
rechtliche Entwickelung  der  Gesetzgebung  des 
Rheins,  Stuttgart  1842.  — Staatsrechtliche  Be- 
trachtungen über  Regieningsfahigkeit  und  Re- 
gentschaft mit  besonderer  Beziehung  auf  die 
Throufolge  in  Hannover,  ebd.  1844.  — System 
des  Völkerrechts.  Frankfurt  a.  M.  1845;  das- 
selbe, 2.  Auti.,  Stuttgart  1866.  — Feber  das 
Verbot  ganzer  Verlagsfirmen,  Karlsruhe  1846. 

— Kaltblütige  Glossen  zu  der  Verfassungs- 
urkunde vom  5.  XII.  1848,  Berlin  1848.  — 
Philosophie  des  Rechts  und  der  Gesellschaft, 
Stuttgart  1850.  — Deutsche  Begeisterung  und 
habsburgischer  Kroubesitz.  Berlin  1859.  — Ver- 
mischte Schriften  aus  bewegter  Zeit,  2 Teile. 
Stuttgart  1866 — 69.  — Ueber  Armenpflege  und 
Ileimatsrecht,  Berlin  1870.  — Der  Katheder* 
sozialismns,  ebd.  1872;  dasselbe,  2.  Auti.,  1873. 

— Benedikt  Franz  Leo  Waldeck,  der  Führer 
der  preussischen  Demokratie  (1848-  1870),  ebd. 
1873.  — Gewerbegericht  und  Kontraktbrueb. 
Zur  Revision  der  deutschen  Reicbsgewerbe- 
ordnung,  ebd.  1874.  — Die  Hills-  lind  Ver- 
»icherungskassen  der  arbeitenden  Klassen,  ebd. 
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1875.  — Die  Gewerbefreiheit  und  der  Arbeits- 
vertrag, 2.  Anfl.,  Breslau  1875.  — Aus  der  Ge- 
schichte der  englischen  Kornzölle.  Berlin  1879. 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  Deutsche 
Jahrbücher  für  Politik  und  Litteratur,  Berlin: 
W.  H.  Riehl  über  die  „deutsche  Arbeit“, 
Bd.  I,  1801,  S.  315  ff.  — Einige  Glossen  zu 
John  Stuart  Mills  Betrachtungen  über  Re- 
präsentativ Verfassung,  Bd.  III.  1802,  S.  358 ff. 

— Das  schöne  Land  Tirol,  Bd.  IV.  1862,  S. 
380  ff.  — Ein  preussisclier  Publizist  von  1797 
über  das  Militärbudget  seiner  Zeit  (bezieht  sich 
auf  Leopold  Krug),  Bd.  V,  1862,  S.  194  ff. 
Stahl  über  die  Parteien,  Bd.  XII.  1864.  S.  99  ff. 

— Das  Gespenst  der  heiligen  Allianz.  Bd.  XII, 
1864,  8.  260  ff — Ein  Wort  über  politische  und 
staatsbürgerliche  Pflichterfüllung,  Bd.  XIII, 
1864.  S.  112 ff  — Zum  Abschied,  Bd.  XIII.  1864, 
S.  385.  (Oppenheim  besass  als  vielseitig  ge- 
bildeter Publizist  alle  Eigenschaften  zur  Leitung 
eines  grossen  Blattes,  nur  war  die  Zeit  zur 
Einführung  der  von  ihm  gegründeten  „deutschen 
Jahrbücher'1  schlecht  gewählt.  Zunächst  über- 
trug sich  vor  der  Einigung  Deutschlands  die 
Antipathie  der  einzelnen  Kleinstaaten  gegen 
Preussen  auch  auf  dessen  publizistische  Press- 
erzeugnisse, und  namentlich  in  Süddeutschland 
wollte  man  von  einer  Berliner  Revue  — Oppen- 
heim hatte  die  Jahrbücher  der  Revue  des  deux 
mondes  nachzubilden  beabsichtigt  — nichts 
wissen.  Die  Abonnenten  verteilten  sich  daher 
fast  ausschliesslich  auf  Preussen.  Die  dialek- 
tische Schärfe,  mit  der  ferner  die  „politischen 
Monatsberichte.“  Oppenheims  geschrieben  waren, 
wurde  der  Regierung,  namentlich  in  der  Kon- 
fliktsperiode,  bald  unbequem,  und  nachdem  un- 
mittelbar hintereinander  zwei  Hefte  «1er  viertel-  \ 
jährlich  erscheinenden  Jahrbücher  konfisziert 1 
waren,  stellte  er  im  April  1864  seine  politischen 
Monatsresumees  ein  und  ein  halbes  Jahr  später  | 
nahm  er  Abschied  (s.  o.)  von  seinen  Lesern.)  — [ 

2)  in  Preussische  Jahrbücher,  Berlin:  Die  Hilf»-  j 
und  Versicherungkassen  «ler  arbeitenden  Klassen  I 
in  England,  Bd.  XXXIV,  1874,  S.  62142.  — 

3)  in  Unsere  Zeit,  Leipzig:  Zur  inneren  Ge- 
schichte Preussens  seit  1866,  5 Art.,  Jahrg.  XII, 

1876,  Bd.  I,  S 801  ff,  Bd.  II.  S.  590ff..  Jahrg. 
XIII,  1877,  Bd.  I.  S.  689 ff,  Bd.  II,  S.  102ff. 
und  357  ff  — Oppenheim  war  ferner  als  Mit- 1 
arboiter  an  Fleischers  „Deutscher  Revue“,  «ler  I 
„Gegenwart“  und  an  „Nord  und  Süd“  beteiligt,  f 

Vgl.  Uber  Oppenheim:  Ad.  Wagner, 
Offener  Brief  au  Herrn  11.  B.  Oppenheim.  Eine 
Abwehr  manchesterlichcr  Angriffe  gegen  meine  j 
Rede  über  die  soziale  Frage  auf  der  Oktober- 
versammlung. Berlin  1872.  — L.  Brentano,  j 
Hamburger  Korrespondent,  Jahrg.  1872,  Nr.  49 ; 
v.  27.  II.  — Bamberger,  Die  Arbeiterfrage  : 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Vereinsrechts, 
•Stuttgart  1873,  S.  30.  — Brentano,  Die 
wissenschaftliche  Leistung  des  Herrn  Ludwig 
Bamberger,  Leipzig  1873.  S.  16,  24.  47.  49.  — 
Walcker,  Die  soziale  Frage.  Berlin  1873,  S. 
93.  — Mehring,  Herr  Hofprediger  .Stöcker, 
«ler  Sozialpolitiker.  Eine  Streitschrift,  Bremen 
1882,  S.  5,  6,  56.  — Walcker,  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  Leipzig  1884,  S.  181  ff. 

Ltppert. 


Oresinius,  Nikolaus 

(latinisiert  aus  Nicole  0 res  me), 
geh.  gegen  1323  im  Dorf  Allemagne  bei  Caen, 
gest.  am  11.  VII.  1382  zu  Lisieux,  erwarb  den 
theologischen  Doktorgrad  an  iler  Sorbonne  in 
Paris,  wurde  1355  Grossmeister  am  College 
von  Navarra  und  nach  Bekleidung  amlerer 
hoher  geistlicher  Würden  1360  Schatzmeister 
der  heiligen  Kapelle  zu  Paris.  Nach  der  Thron- 
besteigung Karls  V.  von  Frankreich,  1377,  er- 
nannte dieser  Oresmius,  der  seit  1360  sein 
Lehrer  gewesen  war.  zum  Bischof  von  Lisieux. 

Oresmius*  Leistungen  in  «ler  staatswissen- 
schaftlichen Litteratur  beschränken  sich  nur 
auf  ein  einziges  Werk,  dasselbe  genügt  aber, 
ihm  deu  Ruhm  des  grössten  scholastischen 
Natioualökonomen  zu  sichern.  Es  führt  «len 
Titel:  Tractatus  de  origiue,  natura,  jure  et 
mutationibns  monetarnm,  in  der  eigenen  fran- 
zösischen Titelübersetzung  des  Verfassers: 
Traictie  de  la  premiCre  inventiou  des  monnois. 
Die  editio  princeps  des  lateinischen  Originals 
erschien  in  Paris,  s.  a.  (c.  1503)  bei  Thomas 
Keet;  einen  2.  Abdruck  enthält  die  Sacra  biblio- 
theca  sanctorum  Patrum,  ed.  Margurinns  de  la 
Bigne,  Turnus  IX,  ebil.  1589,  S.  1291  ff. ; ein 
anderer  findet  sich  in  dem  Werk : Dav.  Thomau 
ab  Hagelstein,  Acta  publica  monetaria,  Teil  I, 
Augsburg  1692,  S.  247  ff.  Die  erste  kritische 
Ausgabe  brachte  Louis  Wolowski  unter  «lein 
Titel:  Traictie  de  la  premiere  inventiou  des 
monuoies;  textes  frum;ais  et  latin  d'apres  les 
mauuscrits  de  la  Bibliotlmque  imperiale,  Paris 
1864.  (Dieselbe  enthält  ferner:  Etüde  sur  le 
„Traictie“  par  Wolowski,  lue  ä la  seunee 
publique  des  cinq  academies  le  14  aofit  1862“ 
und  „Commnnication  faite  ä l’Institut  par  G. 
Roscher“,  vgl.  über  letztere  Zeitschr.  f.  Staatsw., 
Bd.  XIX.  Tübingen  1863,  S.  305  ff.)  Die  Schrift 
hebt  mit  allgemeinen  kulturgeschichtlichen 
Reflexionen  über  das  Gehl  un«l  seinen  Ursprung 
an,  den  es  auf  das  Bestreben  «ler  Menschen,  die 
technischen  Schwierigkeiten  «les  Tausch  Verkehrs 
zu  heben,  zurückführt.  Es  ist  nach  Oresmius 
daher  nur  als  fiktiver  Reichtum,  nur  als  leicht 
bewegliches  Austauschinstrnment  natürlicher 
Reichtümer  zu  betrachten,  dessen  Einführung 
der  Gedanke  zu  Grunde  lag,  grossen  Mengen 
agrarischer,  mineralischer  um!  sonstiger  natür- 
licher Güter  durch  ein  künstliches,  aus  einer 
..materia  preciosa“  (Gold  oder  Silber]  gewonnenes 
Tauschwerkzcug  vom  mässigsten  Gewicht  und 
Raumumfang,  «lie  leichtere  Uebertragbarkeit 
des  Besitzes  zu  gehen.  Seine  weiteren  Aus- 
führungen beschäftigen  sich  zumeist  mit  der 
Herstellung,  dem  gegenseitigen  Wert  Verhältnis 
und  der  Verfälschung  bezw.  künstlichen  Wcrt- 
verrainderung  der  Münzen  bei  «ler  Legierung, 
ferner  dem  staatlichen  Kipper-  und  Wipperwesen, 
das  er  mit  einem  grossen  Aufwand  staats-  und 
gemeinrechtlicher  Postulatc  bekämpft.  Zuvor 
aber  stellt  er  deu  berühmten  Satz  auf,  der  ihn 
zu  einem  Vorläufer  von  Bodinus,  Locke  und 
Turgot  gemacht  hat.  dass  das  Geld  eine  Ware 
ist,  deren  Wert  durch  keine  landesfürstliche 
Taxierung,  sondern  allein  durch  Quantität  und 
Qualität  des  Materials  bestimmt  wird.  Im 
weiteren  bestreitet  er  dem  Souverän  das  Recht, 
eigenmächtige  Veränderungen  in  der  Form,  im 
Münzfuss  und  Münzgehalt  der  Laudesmüuzen 
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vorzanchmen.  Vindiziere  sich  der  Lundesfürst 
aber  im  gebotenen  Falle  das  Privilegium,  als 
Mandatar  der  Nation  zu  einer  Verringerung  des' 
Miinzwertes  zu  schreiten,  so  habe  er  sich  selbst 


senti  controversie  tra  i laici  ed  i chienei  in 
online  al  possedimento  de*  beni.  etxl.  1771:  das- 
selbe. Neudruck  in  Cuatodi.  a.  a.  0.  Bd.  XXV. 
(Ortes  erweist  sich  in  dieser  Schrift  ai<  eh. 


jedes  persönlichen  Vorteils  bei  dieser  Manipula-  Anhänger  der  mittelalterlichen  Güterkoaserrie* 
tion  zu  begehen,  da  die  Wohlfahrt  des  Volks  rung  und  tritt  auf  Grund  der  Solidarität  der 


seinem  Sonderinteresse  weit  voranstehe;  der 
König  sei  zwar  der  erste  Bürger  seines  Volks, 
über  ihm  stehe  jedoch  das  Volk  selbst  als  staats- 
rechtlicher Begriff.  Warnend  weist  er  ferner 
darauf  hin.  dass  die  vollhaltigen  Geldstücke 
eines  Staates,  der  aus  irgeud  einer  Veranlassung 
ein  Wertverringerungsverfahren  bei  der  Aus- 
miinzung  einschlägt,  als  Handelsspekulations- 
objekt dem  Auslande  zufliessen  und  dass  die 
fiskalische  Erpressung  einer  landesfttrstlichen 
Münzverschlechterung  vom  Volke  zwar  weniger 
schnell  als  der  direkte  Steuerdruck  gemerkt 
wird,  in  ihren  wirtschaftlichen  Folgen  aber  ge- 
eignet ist,  die  Potenz  der  Steuerzahler  selbst 
lahmzulegen. 

Vgl.  über  Oresmius:  Seguin,  Histoire 
des  evOjnes  de  Lisieux,  Paris  1832.  — Er  sch 
und  G ruber,  Enzyklopädie,  Sektion  III,  Teil  5, 
Leipzig  1834,  S.  104.  — Lecointre- Dupont, 
Lettres  sur  l'histoire  monetaire  de  la  Normandie 
et  du  Perche,  Paris  1846.  — F.  Meunier, 


Interessen  der  Gesamtheit  für  die  Unantastbar- 
keit der  Einkünfte  des  Klerus  ein.)  — Deila 
economia  nazionule,  libri  sei,  s.  1.  (Neapel]  1 « <4 ; 
dasselbe,  2.  Aufl.  mit  dem  Zusätze:  Akun 
lettere  scritte  a diverse  persone  in  proposito  di 
detto  sno  libro.  ebd.  1778:  dasselbe,  ahgedraekt 
in  t’ustodi,  a.  a.  0.  Bde.  XXI,  XXII,  XXIII 
und  XLJI.  (Für  Italien  hat  er  in  diesem  Werke 
die  Bezeichnung  „economia  soziale”  für  die 
Wissenschaft  der  Volkswirtschaft  eingeiuhrt 
(vgl.  Roscher,  System,  Bd.  I,  20.  Anti.,  1892. 
8.  38,  und  Schäffle,  Bd.  I,  S.  47).  Seine  An- 
schauungen in  dieser  Schrift  hinsichtlich  der 
Unmöglichkeit,  einen  Ausgleich  zwischen  den 
Besitzenden  und  Darbenden  zu  Gunsten  der 
Kräftigung  des  Nationalwohlstandes  herbeizu- 
führeu,  zeichnen  sich,  da  er  die  Ungleichheit 
der  Güterverteilung  als  eine  Naturnotwendig- 
keit hinstellt,  durch  eine  fatalistische  Tendenz 
aus,  die  zu  einer  kommunistischen  ausartet, 
weun  er  sich  zu  der  Behauptung  verirrt,  dass 
der  Reiche  nur  das,  was  dem  Armen  ahgeht. 


Essai  sur  la  vie  et  les  onvrages  de  Nicole  besitzt.  Den  scharfen  Denker  verrät  dagegen 


Oresme,  ebd.  1857.  — Roscher,  Ein  grosser 
Nationalükonom  des  14.  Jahrh.,  in  Zeitsohr.  f. 
Staats«-.,  Bd.  XIX,  Jahrg.  1863,  8.  305  ff. 

J.  Garnier,  Un  economiste  du  XIV**  sftcle, 
in  Journal  des  Economistes,  2.  Serie,  Teil  43, 
Paris  1864.  S.  251  ff.  — Janct,  Histoire  de  la 
Science  politique  dans  ses  rapports  avec  la 
morale,  Paris  1857,  Bd.  I.  — Rogers,  Econo- 
mic Interpretation  of  history,  London  1888.  8. 
95,  392.  — Nouveau  dictionnaire 
polit.,  Bd.  II,  ebd.  1892,  8.  420. 

Llppert , 


der  sehr  richtige  Satz,  dass  der  Reiche  mit 
weniger  Zeitaufwand  als  ein  ärmerer  Mitbürger 
erwerben  kann,  indem  sich  die  Gegensätze  hier 
offenbar  nur  auf  dem  Gebiete  der  handeltrei- 
benden Bevölkerung  bewegen  und  die  wirt- 
schaftliche Benachteiligung  des  unbemitteltes 
Kaufmanns  gegenüber  der  Befähigung  des 
Reichen,  die  günstigsten  Konjunkturen  auszu- 
nutzen, keinem  Zweifel  unterliegt.  .Seine  De- 
d economic  hnition  des  Kapitals,  die  auch  von  PantaJeoni 
übernommen  ist,  geht  von  der  Naturallöhnung 
der  Arbeiter,  also  von  den  direkten  Genuss- 
gütern. worunter  er  das  eigentliche  Kapital 
begreift,  aus  und  verläuft  in  der  späteren  Ver- 
schmelzung von  Natural-  mit  Geld-  und  Kredit- 
wirtschaft  in  der  Weise,  dass  er  Geld  und 
Kredit  nur  als  Instrumentalgut,  was  dem  Ka- 
pital unter  Umständen  zu  substituieren  ist.  an- 
erkennt, Dieser  Kapitaltheorie  fehlt  haupt- 
sächlich die  klare  Durchführung,  deren  Mangel 
u.  a.  verschuldet,  dass  Ortes  die  Zinsnahrae 
kurzweg  mit  Wucher  identifiziert,  auch  den 
reklamierte,  dem  geistlichen  Grundbesitz,  den  er  doch  mit  den  Physiokraten 

als  Quelle  der  natürlichen  Güter  betrachtet, 
nicht  als  Kapital  anerkennt.  Seiner  wirtschaft- 
lichen Doktrin  von  Gut,  Besitz  und  Kapital 


Ortes,  Giumntaria  (Johann  Maria), 

geh.  1713  in  Venedig,  gest.  daselbst  1790. 
Nachdem  er  in  seiner  Vaterstadt  in  den  Ka- 
maldulenscr  Mönchsorden  eingetreten  war,  ent- 
sagte er  auf  Antrieb  seiner  Mutter,  die  ihren 
Ernährer  in  ihm 
Stande. 

Ortes  ist  ein  Vorläufer  von  Malthus  und 
Adam  Smith  und,  obwohl  Gegner  des  Merkantil- 
systems,  nur  in  einzelnen  Theorice n der  phv- 
siokra tischen  Schule  angehörig.  Als  mittel- 


entspricht  auch  seine  Missbilligung  der  Geld- 
wirtschaft, deren  ökonomische  Berechtigung 


alterlieber  Wirtschaftsrestaurator  verfolgt  er ; gänzlich  übergangen  ist.  Namentlich  im  Me- 
dieselben  Ziele  wie  seine  Nachtreter  Haller  und  j tallgeld  sieht  er  nur  eine  Quelle  der  Habsucht, 


Adam  Müller. 

Ortes  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform : 

(’alcolo  sopra  il  valorc  delle  opinioni  e 
sopra  i piaceri  e i dolori  della  vita  uniana,  s.  1. 
(Venedig)  1771.  (Verschwand,  vom  Verfasser 
aufgekauft  und  vernichtet,  schnell  aus  dein 
Handel,  ein  Neudruck  findet,  sich  im  XXIV. 
Bde.  des  Custodischen  Sammelwerks:  Srrittori- 
elassici  italiani  di  economia  politica,  50  Bde., 
Mailand  1803—16.)  — Errori  popolari  intorno 
all  economia  nazionale,  considerati  sulle  pre- 


und  die  Geldgier,  die  nach  ihm  mit  dem  sich 
anhäufendeu  Metall  vorrate  wächst,  bewirke, 
folgert  er.  durch  die  wirtschaftliche  Üeberlegen- 
heit  der  Verkäufer  notwendiger  Gebrauchsgüter 
Uber  deren  Käufer  eine  Preissteigerung  des 
Geldes,  wie  sie  gewöhnliche  Sachgüter  nie  er- 
reichten. Diese  Anschauungen  verraten  eine 
auffallende  Unbekanntschaft  mit  dem  damaligen 
italienischen,  insbesondere  venetianischen  Bank- 
wesen und  seinen  den  Geldmarkt  stimulierenden 
oder  ahsch wachenden  bedeutenden  Transaktionen 
mit  dem  Auslande.  Der  geistvolle  Theoretiker 
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offenbart  sich  aber  hinsichtlich  «ler  künstlichen  | 
l’reissteigerung  des  Geldes  in  dem  Satze,  dass  , 
ein  Gut  wie  das  Geld,  das  bei  Käufen  nur  als 
Xtepräsentant  eines  anderen  Gutes  funktioniere, 
dem  letzteren  im  Werte  unmöglich  voranstehen 
ltönne.  Philosophisch  korrekt  gedacht,  aber , 
■wirtschaftlich  unbrauchbar  ist  das  Theorem, 
dass  es  nicht  auf  das  Quantum  des  National- 
reichtums, sondern  auf  dessen  dem  Bevölke- 
rungsstatus angemessene  rationelle  Verteilung 
ankomme.  Dasselbe  stützt  sich  auf  die  falsche 
nationalökonomische  Prämisse,  die  Menge  der 
wirtschaftlichen  Güter  einer  Nation  stehe  im 
Abhängigkeitsverhältnis  zu  der  Zahl  der  Men- 
schen, aus  denen  diese  Nation  bestehe.  Als ! 
wichtigster  Faktor  für  die  Vennehrung  des  j 
Volkswohlstandes  gilt  ihm  die  Landwirtschaft, ' 
diese  Urproduzentin  von  Stoffen,  deren  Verar- 
beitung untergeordneten  Gewerben  obliegt.  Der 
Konsumtion  lässt  er  den  weitesten  Spnelraum,  j 
wie  er  auch  unbeschränkte  Freiheit  im  Verkehr 
für  Handel  und  Industrie  beansprucht.  Seine 
Ansichten  über  den  Handel  widersprechen  sich 
teilweise,  denn  während  er  die  merkautilistische 
Fürsorge  für  die  hohe  Handelsbilanz  verwirft 
und  gegen  jede  Verkehrsbeschränkung  ankämpft, 
sieht  er  im  auswärtigen  nur  eine  unzuverlässige 
Ergänzung  des  Binnenhandels.  — Lettere  sulla 
religione  e il  governo  de’  popoli,  Venedig  1780; 
dasselbe,  abgedrnckt  in  Custodi,  a.  a.  0.  Bde. 
XXV  und  XXVI.  — Dei  fidecommessi  e fa-  j 
miglie  e a chiese  e luoghi  pii  in  proposito  del 
termine  di  mani-morte  introuotto  a «inesti  Ultimi 
tempi  nell’  economia  nazionale,  libri  due,  ebd. 
1784 ; dasselbe,  abgedruckt  iu  Custodi,  a.  a.  0. 
Bd.  XXVII.  (Verteidigung  der  Integrität  des 
Immobiliarvermögens  der  frommen  Stiftungen.) 
— Delle  scienze  utili  e dclle  dilettevoli  per  rap- 
porto  alla  felicitä  umanu  ragionamento,  ehd. 
1785;  dasselbe,  abgedruckt  in  Custodi,  a.  a.  0. 
Bde.  XXIV  und  XLII.  — Killessioni  snlla  po- 
polazione  «teile  uazioui  per  rapporto  all’  eeo- 
nomia  nazionale,  ebd.  1790;  dasselbe,  ahge- j 
druckt  in  Custodi,  a.  a.  0.  Bde.  XXIV  und 
XLII.  (ln  dieser  Schrift  stellt  er  als  Vor- 
läufer von  Malthus  zunächst’  den  Satz  von 
der  geometrischen  Progression  auf,  in  der  die 
Vermehrung  «1er  menschlichen  und  tierischen 
Geschöpfe  sieh  vollziehe,  und  berechnet  u.  a. 
dass  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes  und  unter 
Annahme  eines  Stjührigen  Verdoppelungster- 
mins  7 Personen  sich  in  900  Jahren  auf  7576 
Milliarden  vermehrt  haben  würden.  Dem  Na- 
turtriebe, führt  er  weiter  aus,  seien  Mensch 
und  Tier  im  Fortpflanzungsprozesse  unterworfen ; 
während  die  schrankenlose  Vermehrung  im 
Tierreich  aber  durch  die  gegenseitige  Vernich- 
tung der  Kreaturen  paralysiert  werde,  schütze 
die  Menschheit  die  Vernunft  (ragione)  vor  dem 
Eintritt  der  Uebervölkerung,  zu  deren  Abwen- 
dung übrigens  auch  auf  gewisse  Vorsichtsmass- , 
regeln  (vgl.  die  „preventive checks“  bei  Malthus) 
hingewiesen  bezw.  der  Cölibat  empfohlen  wird 
Die  Volksvcrmehrnng,  schlägt  er  vor,  soll  nach 
Massgabe  des  Quantums  der  vorhandenen  di- 
rekten Genussgüter  eingeschränkt  bezw.  regu- 
liert werden,  woraus  hervorgeht,  dass  er  die 
Zunahmeprogression  dieser  Gemissgüter  oder 
unmittelbaren  Nahrungsmittel  sich  langsamer 
als  die  der  Bevölkerung  selbst  gedacht  hat. 


Vgl.  über  Ortes:  Pecehio,  Histoire  de 
l’Seonomie  polit.  en  Italie,  trad.  pnr  Galluis. 
Paris  1830,  S.  24Kff.  — Knies,  Die  politische 
Oekonomie  vom  Standpunkte  der  geschichtlichen 
Methode,  Braunschweig  1859,  S.  226.  - Mohl, 
Geschichte  und  Litteratur  der  Staatswissen- 
schaften, Bd.  III,  Erlangen  1858,  S.  478.  — 
II.  Wagen  er,  Staats-  und  Gesellschaftslesikon, 
Bd.  XIV,  Berlin  1863,  S.  694.702.  — F.  Lam- 
pertico,  Giammaria  Ortes  e la  scienza  econo- 
mic» al  suo  tempo,  Venedig  1865  D U h r i n g , 

Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie  und 
des  Sozialismus,  3.  Aufl..  Leipzig  1879,  S.  185. 
— v.  Schullern-Schrattenhofen,  Die 
theoretische  Nationalökonomie  Italiens,  ebd.  1891, 
S.  8,  58. 

JAppert. 


Ossa,  Melchior  von, 

geh.  1506  auf  Herrscliaftssitz  Ossa  bei  Geitbain, 
im  damaligen  Kurfürstentum  Sachsen,  gest.  am 
8.  IV.  1857  auf  Schloss  Frauenfels  als  kaiser- 
licher Bat  seit  1550,  studierte  die  Rechte  in 
Leipzig , wurde  1536  daselbst  Professor  des 
römischen  Rechts,  gegen  1538—1542  herzogl. 
Bat  bei  Georg  dem  Bärtigen,  den  sächsischen 
Herzogen  Heinrich  und  Moritz  und  seit  1542 
hei  Kurfürst  Johann  Friedrich  I..  ferner  1547 — 
1556  unter  Kurfürst  Moritz  und  später  Kur- 
fürst August.  Hofrichter  in  Leipzig. 

Ossa  hat  nur  eine  bedeutende  staatswisseu- 
scbaftliche  Schrift  verfasst , deren  Veröffent- 
lichung erst,  nach  seinem  Tode  durch  den  Druck 
erfolgte.  Er  schrieb  sie  nicht  aus  eigenem  An- 
triebe, sondern  im  Aufträge  des  Kurfürsten 
August  von  Sachsen,  der  am  16.  VIII.  1555 
sein  schriftliches  „uuscheulich  gemeldetes  Be- 
dencken , wie  eine  gottselige , stareke , recht- 
mässige. unpartheyisch  Justiz  zu  erhalten,  die 
Missbrauche  abgewandt  und  die  Verzögerung 
der  Sachen  abgeschnitten  werden  möchte"  von 
ihm  einforderte,  welchem  Befehle  Ossa  am  Neu- 
jahrstage 1556  durch  Ueberreichung  seines 
„Testaments  für  seinen  gnädigsten  liehen  Herrn, 
dessen  Küthe  und  untertbänige  treue  Land- 
schaft“ naebkam.  Der  Titel  der  Buchausgabe 
lautet:  Prüden tia  regnativa,  das  ist  ein  nütz- 
liches Bedeneken.  ein  Regiment  sowol  iu  Kriegs 
als  Friedens  Zeiten  recht  zu  bestellen  etc.,  1. 
Teil  Frankfurt  a.  M.  1607,  II.  Teil  Wolfenbüttel 
1622.  Eine  vollständige  Gesamtausgabe  der 
Prudentia  regnativa  veranstaltete  Thomasins 
1717  „zum  Gebrauch  des  Tbomasischen  Audi* 
torii"  mit  Einleitung  und  Kommentar.  Der 
erste  Teil  des  „Testaments“  beschäftigt  sich  zu- 
meist mit  der  Person  des  Fürsten  selbst  und 
dem  Fürsteustaat.  Ossas  strenge  Loyalität  hält 
den  Offenbarungen  seiner  Staatsklugheit  gewis- 
sermasseu  die  Wage,  er  steht  iu  der  Mitte 
zwischen  Höfling  und  Staatsweiseti  und  em- 
pfiehlt seinem  Fürsten  zum  Wöhle  des  Volkes 
nichts,  was  nicht  gleichzeitig  dynastischen  In- 
teressen entspräche.  So  wird  jenem  die  Kon- 
servierung der  Kaminergüter  in  seinem  und  im 
Interesse  der  Unterthauen  ans  Herz  gelegt,  da 
reiche  Kammererträge  Schonung  des  Volksver- 
mögons  durch  Minderung  des  Steuerdrucks  be- 
deuteten. Die  Domänen  sollen  nicht  als  Gunst- 
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bezeignng  an  Hofleute  vergeben,  sondern  an 
erfahrene  und  rechtschaffene  Personen  zu  billi- 
gen Bedingungen  verpachtet  werden,  die  Do- 
manialverwaltuug  soll  nicht  einem  einzelnen 
Staatsdiener,  sondern  einem  ganzen  Kollegium 
unterstellen  und  der  Fürst  selbst  bei  Abnahme 
und  Revision  der  Katnmerrechunngen  zugegen 
sein.  Pas  Beamten  personal  des  Hofstaats  rät 
er  nur  auf  das  wirkliche  Bedürfnis  zu  beschrän- 
ken, befürwortet  aber  die  Errichtung  eines  Ge- 
heitnratskollegiiims  als  Kontrollbehörde  des  Hof- 
rats. eine  Einrichtung,  wie  sie  erst  100  Jahre 
später  an  den  deutschen  Höfen  in  Gebrauch 
kam.  Wenn  er  ferner  die  fürstlichen  Ehebünd- 
nisse zwischen  nahen  Blutsverwandten  miss- 
billigt, es  auch  bedenklich  findet,  bei  Vergebung 
von  Hofstaatsämtern  ledige  Aspiranten  wegen 
Unterbringung  heiratsbedürftiger  Hofjungfern 
zu  bevorzugen , so  mochte  er  sich  dessen  ge- 
trosten , dass  Luther  in  seiner  derben  Sprache 
den  deutschen  Fürsten  über  ihr  Familienleben 
noch  ganz  andere  Sachen  gesagt  batte.  Per 
zweite  Teil  des  Testaments  hat  einen  ausge- 
prägt volkswirtschaftlichen  Charakter.  Zu  den 
verbesserungsbedürftigsten  öffentlichen  Institu- 
ten gehörte  damals  das  Münzwesen.  Reichs- 
Stände,  Kreise,  selbst  einzelne  Familien  besasseu 
in  Deutschland  noch  das  Münzrecht,  welchen 
Privilegien  Wirrwarr  erst  die  Reicbsmünzordnung 
von  1559  ciuigermassen  beseitigte.  Minder- 
wertige Münzen  waren  vielfach  im  Umlauf,  und 
so  empfiehlt  Ossa  denn  auch  in  erster  Reihe  im 
Interesse  des  Handels  und  Warenabsatzes  einen 
Wandel  auf  diesem  Gebiete.  Pas  Geld  erkennt 
er  natürlich,  wie  jeder  andere  Merkantilist . als 
ein  nur  dem  inneren  Verkehr  dienendes  t'irku- 
Intionsmittel  an,  Geldausfuhr  ist  ihm  ein  Greuel, 
und  die  für  eingeführte  Waren  nach  dem  Aus- 
lande gehenden  Gelder  sind  ihm  rEigelnu,  die 
das  Blut  der  Nation  aussaugen.  Sein  Eifer 
gegen  den  Luxus  ist  gerechtfertigt,  denn  selbst 
in  geldknapper  Zeit  ging  für  ,. gülden  Tuch. 
Samt,  Damast,  Atlas,  köstlich  Birrete.  Perlen 
und  Unzgold  Übersoll  wäiik  lieh  Geld  aus  Deutsch- 
land“, worüber  u.  a.  eine  Polizeiordnung  aus 
dem  Jahre  1548  Klage  führt.  Dieses  unwirt- 
schaftliche Treiben  veranlasst  Ossa,  auch  Kura- 
telverschärfmig  gegen  Verschwender  zu  fordern. 
Auch  fiir  Einführung  einer  Kleiderordnung,  die 
den  Stand  an  der  Tracht  erkenntlich  mache, 
erwärmt  er  sich  und  tritt  auch  sonst  für  poli- 
zeiliche Wahrung  der  Standesunterschiede  ein. 
Insbesondere  soll  es  den  Bürgerlichen  verwehrt 
sein,  Rittergüter,  diese  Domäne  des  Adels,  käuf- 
lich zu  erwerben,  wie  ja  auch  kein  Augehöriger 
der  Ritterschaft  ein  bürgerliches  Gewerbe  trei- 
ben dürfe.  Als  erste  Regentenpflicht  bezeichnet 
er  die  Sorge  für  die  Wohlfahrt  der  Untcrt hauen. 
Er  hinterliess  ferner  als  Manuskript  das  sog. 
Handelshuch:  sein  über  die  Jahre  1541  bis  1555 
sich  erstreckendes  Tagebuch. 


Geschichte  von  Sachsen.  2 Bde..  Leipzig  1867  7o, 
Bd.  I,  S.  520  , 578,  Bd.  II.  S.  60.  W.  — Ro- 
scher, Gesch.  der  Nat.,  München  1874.  S.  1125'. 
— Mnther,  Zur  Geschichte  der  Rechtswissen- 
schaft, Jena  1876.  — v.  S t i n t z i u g.  Geschichte 
der  deutschen  Rechtswissenschaft,  Bd.  I.  Leipzig 
1880,  8.  74  u.  ö.  — Allgemeine  deutsche  Bio- 
graphie. Bd.  XXIV,  ebd.  1887,  S.  4%. 

Lipperl. 


Vergl. 


über  Ossa:  Köhler,  Münzbelusti- 
gungen, Teil  XV,  Nürnberg  1743,  8.  193 ff.  — [ 
v.  Langen n,  Doktor  Melchior  von  Ossa:  eine 
Darstellung  aus  dein  16.  Jahrhundert,  Leipzig! 
1858.  — Roscher,  Zwei  sächsische  Staatswirte 
im  16.  und  17.  Jahrh.,  in  „Archiv  für  sächsische 
Geschichte“,  Bd.  I,  Leipzig  1862,  8.  361  fl\  — 
Stob  b c . Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen, 
Bd.  II,  ßrnunscliweig  1864,  S.  26 ff. — Flatlie,1 


Ostindische  Handelsgesellschaften. 

I.  Der  europäische  Handel  mit 
Ostindien  gegen  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts. 1.  Vorbemerkungen.  2.  Portu- 
giesen und  Spanier.  3.  Die  Weltlage  am 
Ende  des  16.  Jahrhunderts.  II.  Die  nieder- 
ländisch -os ti  n d i sehen  Handelsgesell- 
schaften. 4.  Die  ersten  Kompagnieen  und 
ihre  Vereinigung.  5.  Die  Zeit  des  Aufsteigern® 
und  der  Blüte.  6.  Die  Zeit  des  Verfalls.  7. 
Schlussbetrachtungen  und  neueste  Entw  ickelung. 
111.  Die  englisch  - ostindischen  Han- 
delsgesellschaften. 8.  Die  alte  ostindische 
Kompagnie  als  reine  Handelsgesellschaft  (1600 
— 1697  i.  9.  Die  neue  ostindische  Kompagnie 
als  politische  Handelsgesellschaft  bis  zur  Auf- 
hebung ihres  Monopols  (1702— 1813  . 10.  Die 

letzten  Zeiten  der  Kompagnie  (1814— 1868t. 
Schiassbet rachtnugcu.  IV.  I>ieostindisehen 
Handelsgesellschaften  der  übrigen 
N a t i o n e n.  1 1.  Die  französischen  Gesell- 
schaften. 12.  Die  dänischen  und  schwedischen 
Gesellschaften.  13.  Die  österreichischen  und 
preussisclien  Gesellschaften.  14.  Schlussbetrach- 


I.  Der  europäische  Handel  mit  Ost- 
indien gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts. 

1.  Vorbemerkungen.  Der  Handel 
Europas  mit  Süd-  und  Ostasien  hat  seit  den 
frühesten  Zeiten  den  Rückgrat  des  gesamten 
Welthandels  gebildet,  und  dieses  Verliältnis 
hat  sich  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten. 
Erst  seitdem  im  letzten  Jahrhundert  der  in 
entgegengesetzter  Richtung,  von  Europa 
nach  Westen  und  zurück  flutende  Verkehrs- 
stroin  mächtig  angesoh wollen  ist,  hat  der 
Handel  mit  dem  fernen  Osten  an  seiner  alles 
überragenden  Bedeutung  relativ  eingebaut, 
wenn  er  auch  absolut  nach  wie  vor  ausser- 
ordentlich gewachsen  ist 

Von  jelier  hat  die  Bedeutung  des  ost- 
indischen Handels  hauptsächlich  in  den 
Waren  bestanden,  welche  Europa  durch  ihn 
empfing,  und  seit  den  ältesten  Zeiten  hat 
unser  Weltteil  jahraus  jahrein  ungeheuere 
Geldsummen  in  bar  nach  Asien  sclueken 
müssen : indes  hat  auch  dieses  Moment  in 
neuerer  Zeit,  dank  dem  grossen  Importe 
englischer  Baumwollwaren  und  sonstiger 
europäischer  Fabrikate,  verhältnismässig  an 
Bedeutung  verloren,  wie  denn  überhaupt 
der  ganze  Charakter  des  ostindischen  Han 
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tlols  in  den  letzten  beiden  Jahrhunderten  i 
gründlich  u rn gestaltet  worden  ist. 

Im  Mittelalter  und  noch  bis  ins  17.  Jahr- j 
li lindert  hinein  bilden  die  indischen  Gewürze 
— vor  allem  der  Pfeffer  — die  wich- 
tigsten Artikel  des  Welthandels,  woneben 
die  aus  China  und  Indien  stammenden 
Seiden-  und  B a u m Wollstoffe  nament-  j 
lieh  in  ganz  Südeuropa  beliebteste  Gegen- 
stände des  KJeiderluxus  waren.  Die  frühere  | 
Vorliebe  für  stark  gewürzte  Speisen  und 
Getränke  hat  sich  aber  seit  Einführung  j 
neuer  Genussmittel  mehr  und  mein*  ver- 
loren , und  da  letztere  teilweise  auf  der  1 
westlichen  llemispliäre  gewonnen  wen  len,  1 
so  erklärt  schon  dies  den  relativen  Rückgang  ; 
der  Bedeutung  des  ostindischen  Handels. 
Nur  ein  Genussmittel  ersten  Ranges  wird 
jetzt  noch  ausschliesslich  in  Asien  erzeugt,  j 
aber  nicht  in  Indien,  sondern  in  China:  ders 
Thee.  Dagegen  hat  der  Zucker,  ehemals 
ebenfalls  ein  Hauptprodukt  des  Ostens,  jetzt 
seine  wichtigsten  Erzeugungsstätten  in 
Amerika  und  Europa.  Dafür  gewann  Indien  1 
allerdings  im  17.  Jahrhundert  eine  ganz ; 
neue  grossartige  Bedeutung  infolge  der  Ver- 
drängung der  leinenen  Stoffe  im  europäischen 
Massenkonsum  durch  baumwollene,  die 
anfangs  aus  Indien  eingeführt  werden 
mussten;  und  als  England  gelernt  hatte,  sie 
selbst  zu  fabrizieren,  da  trat  die,  zunächst 
ebenfalls  fast  nur  aus  Indien  bezogene 
R o h b a u m wolle  an  die  Stelle  der  fertigen 
Fabrikate.  Aber  auch  hierfür  ist  dem  Osten 
in  Amerika  eine  gewaltige  Konkurrenz  er- 
wachsen. Der  Iudigo  ferner,  seit  dem  10. 
Jahrhundert  einer  der  wichtigsten  indischen 
Exportartikel,  hat  nicht  mehr  die  frühere 
Bedeutung  für  die  Färberei,  und  die  Sei- 
denmanufaktur  ist  nicht  mehr  ein  iibei- 
wiegend  asiatisches,  sondern  ein  überwiegend 
europäisches  Gewerbe. 

Aber  diese  ganze  Entwickelung  ist  erst 
ein  Produkt  der  letzten  beiden  Jahrhunderte, 
vorzugsweise  der  letzten  hundert  Jahre.  Im 
1(3.  Jahrhundert  dagegen  hatte  Indien  für 
den  wagenden  Kaufmann,  für  den  »Ad- 
venturer«  im  engeren  Sinne,  an  seiner  alles 
überragenden  Bedeutung  nicht  das  ge- 
ringste verloren,  mochten  auch  die  Gold- 1 
und  Silberschätze  Süd-  und  Mittelamerikas ! 
für  Abenteurer  anderer  Art  noch  begehrens- 
werter erscheinen. 

Vor  der  Entdeckung  des  Seeweges  nach 
Indien  war  der  Handel  mit  den  Ländern, 
welche  man  unter  dieser  Bezeichnung  zu- 
sammenfasste, d.  h.  mit  ganz  Süd-  und  Ost- 
asien, in  zwei  scharf  gesonderte  Hälften  ge- 
(eilt  gewesen:  Die  indischen  Waren  wurden 
von  den  Mohammedanern  Asiens  und 
Aegyptens  bis  zu  den  Ostküsten  des  Mittel- ! 
meeres  geschafft,  hier  aber,  in  der  »Levante«, 
wurden  sie  von  Kaufleuten  der  italienischen, ' 


provonyalisehen  mul  eatlialonischen  Städte 
in  Empfang  genommen  und  dem  europäi- 
schen Konsum  zugeführt,  wobei  in  dritter 
Hand  ab  Venedig  namentlich  die  oberdeut- 
schen, ab  Brügge  die  niederdeutschen  (han- 
sischen) Kaufloute  den  Weiter  vertrieb  be- 
sorgten. Nach  Entdeckung  des  direkten 
Seeweges  hörte  dieser  Verkehr  zwar  nicht 
gleich  auf,  wurde  aber  während  des  1(>.  Jahr- 
hunderts immer  mehr  durch  den  direkten 
Handel  der  Portugiese  n abgeleitet. 

2.  Portugiesen  und  Spanier.  Die  Por- 
tugiesen, welche  den  Seeweg  nach  Indien 
unter  grossen  Opfern  und  Gefahren  ent- 
deckten, haben  nie  Früchte  dieser  weltge- 
schichtlichen That  etwa  ein  Jahrhundert 
lang  im  wesentlichen  ungestört  genossen. 
Dies  gelang  ihnen  'einerseits  durch  ihr  Han- 
delssystem. andererseits  weil  sonstige  Ver- 
hältnisse es  den  übrigen  europäischen  Völ- 
kern bis  gegen  Ende  des  IG.  Jahrhunderts 
sehr  erschwerten  oder  ganz  unmöglich 
machten,  den  Portugiesen  erfolgreich  Kon- 
kurrenz zu  machen. 

Die  Portugiesen  besassen  am  indischen 
Ocean  gegen  Ende  des  IG.  Jahrhunderts  zu- 
nächst einige  Plätze  der  afrikanischen  Ost- 
kiiste,  teils  als  Ruhepunkte  und  Nothäfen 
für  die  weite,  gefährliche  Küstenfahrt,  teils 
— Sofala  — wegen  des  dort  gewonnenen 
Goldes,  sodann  am  persischen  Meerbusen 
Ormuz  und  Maskat,  namentlich  wegen  des 
Handels,  der  von  diesen  Städten  seit  alters 
mit  persischen,  ägyptischen  und  arabischen 
Produkten  getrieben  wurde,  ferner  in  Nord- 
indien selbst  als  Hauptplätze  Goa,  Diu, 
Bombay,  Calicut  und  uochin,  nebst  einer 
Kette  weiterer  befestigter  Faktoreien  an  der 
Küste  sowie  auf  Ceylon,  endlich  in  Hinter- 
indien als  Hauptplätze  Malacca  und  die  Mo- 
lukkeninsel Ternate,  in  China  seit  1585 
Macao.  Durch  den  Besitz  dieser  befestigten 
Faktoreien  bezweckten  die  Portugiesen  zu- 
nächst, ihre  Voigänger,  die  Araber  und 
Aegypter,  denen  die  meisten  der  genannten 
Plätze  schon  als  wichtige  Emporien  gedient 
hatten,  aus  dem  Handel  zu  verdrängen,  so- 
dann aber  für  den  portugiesischen  Handel 
Stapelplätze  und  zugleich  die  notwendigen 
Verteidigungsmittel  gegenüber  den  Inländern 
zu  schaffen.  Denn  der  portugiesische  Man- 
del in  Ostindien  hatte  einen  ausgesprochen 
kriegerischen  Charakter.  Anfangs  war 
dies  eine  unvermeidliche  Folge  der  Notwen- 
digkeit, den  Arabern  den  Handel  zu  ent- 
reissen,  ihre  indischen  Bundesgenossen  ab- 
zuwehren und  zu  unterwerfen.  Später  aber 
waren  es  Habgier,  Tyrannei  und  Bekehrungs- 
cifer,  welche  die  Portugiesen  in  immer  neue 
Kämpfe  mit  den  indischen  Fürsten  ver- 
wickelten. Die  portugiesische  Herrschaft 
wurde  begründet  durch  zwei  grosse  Kriegs- 
männer, durch  den  Yieckönig  Franzisco  Al- 
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meida  (13115 — 15o9)  und  durch  den  General- I 
kapitän  Alfonso  AlhcMpienjue  (1509 — 1515), 
voriil)ergehend  wieder  liefestigt  durch  Luiz 
d'Ataide  (1508 — 1571);  aber  was  sie  ge- 
leistet hatten,  wurde  durch  ihre  Nachfolger 
wieder  verdorben. 

Dass  die  Yicekönige,  wie  alle  übrigen 
]>ortugiesisohen  Beamten  in  Indien,  ihr  Amt 
hauptsächlich  als  Mittel  l>etrachteten,  Reich- ! 
tiimer  zusammen  zuscharren,  war  noch  nicht  t 
das  Schlimmste:  bei  den  Holländern  und 
Engländern  ist  das  sj«iter  nicht  anders  ge-  1 
wesen.  Auch  an  Habgier  und  Grausamkeit  | 
haV»en  es  diese  Völker  nicht  fehlen  lassen.  ■ 
Ebensowenig  darf  die  geringe  numerische  I 
Stärke  des  portugiesischen  Volkes  betont 
werden,  denn  die  Niederlande  zählten  kaum 
mehr  Einwohner.  Dasjenige  Moment  aber, : 
welches  für  die  Portugiesen  verhängnisvoll 
werden  musste,  war  ihre  wirtschaftliche,! 
insbesondere  ihre  koloniale  Unfähig- 
keit: Nicht  genug,  dass  sie  die  asiatischen 
Völker  grundfalsch  behandelten,  dass  sie 
fanatische  Mohamedaner  und  Buddhisten 
mit  Feuer  und  Schwert  zu  Christen  machen 
wollten,  dass  sie  dagegen  für  die  Einführung 
europäischer  Kultur  nichts  timten,  verwan-j 
deltcn  sie  sich  sogar  umgekehrt  selbst  durch  ! 
ausgedehnte  Blutmischung  und  Annahme  j 
orientalischer  Sitten  in  halbe  Asiaten  und,  | 
was  das  Allerschlimmste  war,  sie  versanken  1 
in  orientalische  Indolenz,  sie  vernachlässigten 
Handel  und  Schiffahrt. 

Neben  den  kriegerischen  Mitteln  vor- 1 
wendeten  die  Portugiesen  zur  Sicherung 
ihres  Hnndelsmono]K>ls  auch  Handelsverträge 
mit  den  indischen  Fürsten , welche  stets  I 
versprechen  mussten,  Nicht  Portugiesen  keinen  I 
Seehandel  zu  gestatten.  Ferner  wurde  jeder 
Konkurrent  mit  allen  Mitteln  der  List  und 
der  Gewalt  verfolgt  und  zu  Grunde  ge- 
richtet. Endlich  aber  wurde  auch  den  Por- 
tugiesen der  Handel  nur  mit  königlichen 
Schiffen  gestattet  und  zum  einzigen  Stapel- 
platz erster  Hand  in  Europa  Lissabon  ge- 
macht oder  genauer  gesagt  : die  grosso  fis- 
kalische Niederlage  in  Lissalxm,  die  Casa 
de  la  Mina,  später  Casa  da  India  genannt. 

Die  Benutzung  der  königlichen  Schiffe 
für  den  Handel  wurde  nur  gegen  Erlegung 
übermässig  hoher  Abgaben  erlaubt,  und  der 
gesamte  Handel  mit  Pfeffer,  dem  wich- 
tigsten Artikel,  sogar  zum  Regal  erhoben, 
die  Benutzung  der  öffentlichen  Niederlage 
in  Lissabon  erzwungen  und  zugleich  eben- 
falls mit  hohen  Gebühren  belegt,  wie  denn 
auch  Zufuhr  und  Preisfestsetzung  nach  fis- 
kalischen Rücksichten  stark  beeinflusst  wur- 
den. Während  des  ganzen  10.  Jahrhunderts 
segelten  70s  Schiffe  von  Lissabon  nach  In- 
dien, also  durchschnittlich  in  jedem  Jahre 
nur  S,  die  überdies  noch  teilweise  Kriegs- 
zwecken dienten.  Der  hohe  Gewinn  des 


Königs  steigerte  die  Preise  der  ostindischea 
Artikel  oft  dermassen,  dass  die  Klage u da- 
rüber ganz  Europa  erfüllten.  Dabei  war 
Lissabon  nur  1 mporthafen , Antwerpen 
dagegen  der  eigentliche  Markt  uud  das 
grosse  Verteil ungscentrura,  wodurch  doppelte 
Zwischeuspesen  entstanden.  Den  gewinn- 
reichen  Handel  zwischen  Lissabon  und  Ant- 
werpen überliessen  die  Portugiesen  anderen 
Völkern,  zuerst  den  in  Antwerpen  ansässigen 
Kaufleuten  verschiedener  Nationen,  später 
namentlich  den  Holländern.  So  ist  es  denn 
erklärlich,  dass  der  Handel  mit  Indien  unter 
der  portugiesischen  Herrschaft  sich  nicht 
gedeililich  entfalten  konnte.  Als  dann  Por- 
tugal mit  allen  seinen  Kolonieen  im  Jahre 
1 58(J  unter  spanische  Herrschaft  kam, 
führte  die  absolute  wirtschaftliche  Unfähig- 
keit dieses  Regiments,  im  Verein  mit  den 
iK>litischen  Kämpfen,  welche  die  Tyrannei 
Philipps  II.  heraufbeschwor,  in  verliäituis- 
mässig  kurzer  Zeit  den  längst  vorbereiteten 
Verfall  der  portugiesischen  Handelsmacht 
herbei;  ihre  territoriale  Herrschaft  erhielt 
sich  zum  Teil  etwas  länger:  Calicut  ging 
erst  1792  au  die  Engländer  verloren. 

Die  Spanier  fassten  in  »Indien*-  erst 
1505  festen  Fuss  durch  Unterwerfung  der 
Philippinen  und  Gründung  der  Stadt  Manila, 
mit  welcher  sie  dann  von  Mexico  aus  einen 
regelmässigen  Handelsverkehr  einrichteten, 
der  indes  anfangs  nur  eiu  Schiff,  sj«äter 
zeitweilig  2 — 3 Schiffe  jährlich  beschäftigte 
und  wie  der  ganze  spanische  Kolonial  ha ndel 
den  Inländern  Vorbehalten  war;  doch  wurde 
diese  Aussclilicssuug  des  Nichtspaniers  durch 
umfangreichen  Schmuggel  durchbrochen. 
Erat  im  Jahre  1734  wurde  den  Bewohnern 
der  Philippinen  erlaubt,  eine  bestimmte 
Menge  chinesischer  Seide  nach  Acapuleo 
(Amerika)  zu  schicken  und  amerikanische 
Waren  als  Rückfracht  mitzunehmen.  Aber 
erst  1783  entstand  eine  leistungsfähige  pri- 
vilegierte Handelsgesellschaft,  die  Real  Com- 
paftia  de  Filipinos.  Aber  seit  Freigebung 
des  Handels  im  Jahre  1834  ging  er  gröss- 
tenteils in  die  Hände  ausländischer  Häuser 
über,  bis  schliesslich  auch  die  Inseln  selbst 
unter  die  Herrschaft  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  gelangten. 

3.  Die  Weltlage  am  Ende  des  lfi. 
Jahrhunderts.  Noch  um  das  Jahr  1580 
waren  alle  Kolonieen  in  Asien,  Amerika  und 
Afrika  im  Besitze  der  Portugiesen  und 
Spanier,  denen  sie  noch  von  keinem  anderen 
Volke  ernsthaft  streitig  gemacht  worden 
waren.  Frankreich  liattc  zwar  die  spa- 
nische ücbcnnacht  in  Europa  bekämpft, 
aber  schon  durch  den  Mangel  einer  aus- 
reichenden Flotte  wurde  es  gehindert,  diesen 
Kampf  auch  in  überseeischen  Ländern  zu 
führen.  Dann  kamen  die  grossen  inneren 
Religionswirren,  welche  die  nationale  Energie 
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l>is  zum  Schlüsse  des  Jahrhunderts  voll- 
ständig absorbierten.  Italien  und 
I)eutschlan d entbehrten  noch  vollständig 
der  nationalen  Einheit  und  waren  ebenfalls 
eifrig  mit  ihren  inneren  Kämpfen  beschäf- 
tigt. Auch  waren  sie  durch  die  grosse 
Verschiebung  im  Welthandel  beiseite  ge- 
drängt; die  deutsche  Hanse  befand  sich  in 
vollster  Auflösung.  Englands  Handel  war 
allerdings  in  raschem,  kräftigem  Aufblühen 
begriffen,  aber  noch  vollauf  beschäftigt,  sich 
die  wichtigsten  europäischen  Verbindungen 
zu  sichern,  wobei  er  mit  der  scharfen  Kon-  j 
kurrenz  der  Niederländer  zu  rechnen! 
hatte.  Diese  endlich  waren  immer  noch j 
nicht  vollständig  der  Gefahr  entronnen,  von  J 
der  Macht  ihres  legitimen  Oberherrn  er-  j 
drückt  zu  werden.  Engländer  und  Nieder-' 
länder  hatten  zwar  den  Kampf  gegen  Spa- 
nien begonnen ; aber  noch  schwankte  die 
W age  der  Entscheidung  hin  und  her.  Die  j 
innere  Hohlheit  der  spanisch- portugiesischen 
Seeherrschaft  trat  erst  durch  die  schmähliche 
Zersprengung  der  »unüberwindlichen«  Ar- 
mada und  durch  die  kühnen  Beutezüge 
Brakes  völlig  zu  Tage.  Damit  begann  eine 
neue  Epoche  in  der  Geschichte  des  euro- ' 
päischen  Handels  mit  Ostindien. 

II.  Die  niederlFindisch-ostindischen 
Handelsgesellschaften. 

4.  Die  ersten  Koinpagnieen  und  ihre 
Vereinigung.  Gleich  den  anderen  Völkern 
mussten  auch  die  Niederländer  ihren  Be- 1 
darf  an  ostindischen  Waren  im  16.  Jahr- 
hundert aus  Lissabon  beziehen ; aber  der 
gewaltige  Handelsplatz  Antwerpen  war 
zugleich  der  Weltmarkt  für  diese  Waren, 
und  die  grossen  Antwcrpener  Kaufleute 
wussten  besser  mit  ihnen  Bescheid  als  die 
Portugiesen,  während  zugleich  die  kleinen  i 
Schiffe  der  nördlichen  Niederlande  an  der' 
überaus  belebten  Fahrt  zwischen  Lissabon  I 
und  Antwerpen  steigenden  Anteil  nahmen. 
Diese  Entwickelung  wurde  durch  den  Aus- i 
brach  der  niederländischen  Wirren  unter- 
brochen: Antwerpen  geriet  in  Verfall,  und 
sein  Handel  verteilte  sich  zunächst  auf 
mehrere  andere  Plätze : Amsterdam,  Rotter- 
dam, Middelburg,  Cöln,  Frankfurt  a.  M., 
Emden.  Hamburg  und  London.  Aber  nach 
wie  vor  holten  holländische  und  seeländische 
Schiffe  die  Gewürze  in  Lissabon,  und  bald 
zeigte  es  sich,  dass  die  Handelsplätze  dieser 
Provinzen  mit  der  Mehrzahl  der  geflüchteten 
Antwcrpener  Kaufleute  auch  den  grössten 
Teil  des  dortigen  Handels  an  sich  ziehen ! 
würden.  Als  nun  den  Niederländern  der 
Verkehr  mit  Lissabon  durch  unverständige 1 
Bedrückungen  aller  Art  aufs  äusserste  er- 
schwert wurde,  während  gleichzeitig  mari-j 
time  Ohnmacht  der  Spanier  und  Portugiesen 
offenbar  wurde,  mussten  die  Niederländer,  | 


deren  Existenz  von  Seefahrt  und  Handel 
schlechthin  abhing,  notwendigerweise  daran 
denken,  die  ostmdischen  Waren  an  der 
Quelle  zu  suchen. 

Zunächst  bemühten  sie  sich,  auf  dem 
nordöstlichen  Wege  nach  Indien  zu  ge- 
langen, wobei  die  aus  Antwerpen  geflüch- 
tete Familie  Moucheron  hauptsächlich  die 
treibende  Kraft  bildete;  aber  auch  andere 
Amsterdamer  Kaufleute,  unter  denen  sich 
ebenfalls  vorzugsweise  ehemalige  Antwer- 
pener  befanden,  suchten  den  Spuren  der 
Portugiesen  zu  folgen,  wobei  sie  sich  einiger 
niederländischer  Seeleute  bedienten,  welche 
auf  portugiesischen  Schiffen  nach  Indien 
gefahren  waren  (van  Linschoten,  Houtman). 
Diese  Kaufleute  — sie  gehörten  später  fast 
durchweg  zu  den  Leitern  der  Vereinigten 
Ostindischen  Kompagnie  — begründeten 
eine  1 landelsgesellschaft.  die  C o m p ag n i e 
van  Verre,  d.  h.  der  fernen' Länder,  die 
erste  ostindische  Handelsgesellschaft. 

Die  Compagnie  van  Verre  sandte  ihre 
erst«'  Expedition  von  4 selbstgebauten  kleinen 
Schiffen  unter  dem  Kommando  iloutmans 
im  Jahre  1595  aus.  Die  Ausrüstungskosten 
(290000  fl.)  wurden  teils  durch  die  Haupt- 
unternehmer selbst  aufgebracht,  teils  durch 
deren  Freunde,  welche  sich  unter  dem 
Namen  jener  an  dom  Geschäfte  beteiligten, 
so  dass  diese  erste  ostindische  Handelsge- 
sellschaft den  Charakter  einer  Kommandit- 
gesellschaft gehabt  hatte,  ähnlich  wie  sie 
schon  iin  Mittelalter  hei  überseeischen  Han- 
delsex peditionen  häufig  errichtet  worden 
waren.  Die  Staaten  unterstützten  das  Un- 
ternehmen auf  alle  Weise,  insbesondere  durch 
Hergabe  von  Kanonen  und  Munition  sowie 
durch  Gewährung  von  Zollfreiheit  für  Ein- 
um! Ausfuhr,  endlich  durch  die  Erteilung 
besonderer  Instruktionen  und  Aufträge  an 
den  Admiral  Houtman. 

Nach  2 Vs  jähriger  Abwesenheit  und 
schweren,  zum  Teil  selbstverschuldeten  Ver- 
lusten kam  Houtman  am  14.  August  1597 
wieder  in  der  Heimat  an.  Die  mitgebrach- 
ten Waren  deckten  hei  weitem  nicht  dio 
Ausrüstungskosten.  Aber  der  Weg  war  nun 
gefunden,  auf  dem  der  holländische  Handel 
die  ostindischen  Waren  aus  erster  Hand 
beziehen  konnte.  Der  erste  Handelsvertrag 
mit  einem  Fürsten  der  Insel  Java  war  ge- 
schlossen. 

Die  Compagnie  van  Verre  sandte  Tmld 
weitere  Flotten  aus.  Auch  bildeten  sich  in 
Holland  und  Seeland  rasch  andere  Handels- 
gesellschaften gleicher  Art,  wobei  die  noch 
in  Antwerpen  gebliebenen  Kaufleute,  welche 
ihr  Geld  dort  nicht  mehr  nutzbringend  ver- 
wenden konnten,  sich  stark  beteiligten. 
Manche  Unternehmungen  missglückten  frei- 
lich vollständig,  und  einzelne  Kompagnioen 
gingen  darüber  zu  Grunde ; aber  weil  einige 
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andere  Flotten  einen  überreichen  Gewinn 
brachten,  entstand  ein  allgemeiner  Zudrang 
zur  Teilnahme  am  Handel  mit  Indien,  und 
die  Portugiesen  wurden  gleich  in  diesen 
ersten  Jahren  auf  vielen  Punkten  zu  nie  k ge- 
drängt. Die  Regierung  unterstützte  jede 
Expedition,  deren  bis  1 GO  1 bereits  lf>  von 
zusammen  65  Schiffen  abgingen.  So  konnte 
denn  ein  scharfblickender  Beobachter,  der 
französische  Gesandte  im  Haag,  de  Buzanval. 
schon  1599  prophezeien,  dass  die  Portu- 
giesen bald  die  Schlüssel  Indiens  an  die 
Niederländer  würden  altgelten  müssen: 
»Voilä  comment  cos  f 1 egmat i<j ues  et 
patiens  Hollandais,  «piand  on  leur  ferme 
iw  trou,  eomme  on  leur  fait  celuy  des  Rs- 
pagnes.  en  trouvent  toujours  quelquaiitre 
pour  s’y  fourror  et  s'echapperU  Der  kauf- 
und  seemännische  rnternehmungsgeist,  der 
den  Holländern  bei  allem  Phlegma  inne- 
wohnte, hat  sie  unter  dem  Drucke  eiserner 
Notwendigkeit  und  mit  Hilfe  der  von  ihnen 

Soscl  tickt  im  grössten  Massslabe  angewen- 
oten  modernen  Form  der  Kapitalgesellschaft 
auf  lange  Zeit  zur  ersten  Kolonialmacht 
Europas  erhoben.  Aber  noch  war  zuvor  eine 
grosse  Gefahr  zu  vermeiden. 

Die  verschiedenen  Handelsgesellschaften, 
welche  in  den  Niederlanden  den  Handel 
mit  Indien  betrieben,  machten  einander 
scharfe  Konkurrenz,  welche  die  Preise  in 
Indien  über  Gebühr  steigerte,  in  Amsterdam 
dagegen  — das  mehr  und  mehr  die  Erb- 
schaft Antwerpens  antrat  — sie  ebenso  sehr 
herabdrüekte,  das  Ansehen  der  Holländer  in 
Indien  untergrub  und  ihre  Kräfte  gegenüber 
dem  gemeinsamen  Feinde  zersplitterte.  So 
bedenklich  wurde  dadurch  zeitweilig  die 
Lage  des  ostindischen  Handels  der  Nieder- 
länder, dass  man  im  Auslande  sein  baldiges 
Ende  prophezeite.  Schon  1598  und  in  den 
folgenden  Jahren  wiederholt  versuchten  die 
Staaten,  eine  Vereinigung  der  Kompagniecn 
herbeizuführen.  Gross  waren  die  Hinder- 
nisse, welche  dieser  Vereinigung  bereitet 
wurden,  durch  das  Streiten  der  Kompagnieen 
nach  Sondervorteilen,  durch  die  wachsende 
Uebor macht  Amsterdams,  durch  die  Eifer- 
sucht Rotterdams  und  der  Seeland ischen 
Plätze,  endlich  auch  durch  die  alteingewur- 
zelte Abneigung  vieler  Niederländer  gegen 
Mouojiole.  Das  Moment,  welches  schliess- 
lich beim  Volke  den  Ausschlag  gab,  war 
die  ’l'eberzeugung,  dass  nur  eine  grosse 
kapitalkräftige  Gesellschaft  imstande  sein 
werde,  sieh  der  vor  allem  begehrten  Gewürz- 
inseln, der  Molukken,  zu  bemächtigen  und 
den  europäischen  Stapel  der  Spezereien  nach 
den  Niederlanden  zu  bringen;  denn  noch 
waren  die  Gewürze  bei  weitem  die  wich- 
tigsten indischen  Produkte.  Die  Regie- 
rung erwartete  ausserdem  ganz  besonders, 
dass  eine  derartige  Kompagnie  dem  Staate 


die  ihm  dringend  erforderlichen  grossen 
Einnahmen  zuführen  werde.  Als  <lann  im 
Jahre  HK«»  in  England  eine  monopolisierte 
Kapitalgesellschaft  für  den  indischen  Handel 
begründet  wurde,  entschied  sich  auch  der 
grosse  Staatsmann  der  Niederlande.  Johann 
van  Oldenbarnevelt.  nach  langem  Wider- 
streiten für  ebensolche  monopolisierte  Kapi- 
talgesellschaft. und  am  20.  März  1602  kamen 
die  langjährigen  Verhandlungen  der  General- 
Staaten  mit  «len  einzelnen  Kompagnieen 
endlich  zum  Abschlüsse.  Von  diesem  Tage 
datiert  das  Privilegium  (Octrooi)  der  Ver- 
eenigde  Oostiudiache  Compagnie, 
das  die  Art  ihrer  Entstehung  deutlich  er- 
kennen lässt. 

Entsprechend  den  Hauptplätzen,  welche 
bis  dahin  den  Handel  mit  Indien  durch  to- 
sendere Knmjtagnieen  betrieben  luitten.  wurde 
die  neue  Gesellschaft  in  6 Kammern  einge- 
teilt. von  denen  aber  die  Amsterdamer 
Kammer  allein  die  Hälfte  des  Kapitals  auf- 
braehte  und  die  Hälfte  der  Direktoren,  der 
Karner  van  XVII,  stellte.  Neben  dieser  bil- 
deten die  bisherigen  Leiter  der  einzelnen 
Kompagnieen  den  weiteren  Ausschuss  der 
Bewinuthehber,  deren  Zahl  allmäldich  auf 
00  verringert  wurde.  Die  Subskription  auf 
die  Aktien  stand  jedem  Staatsangehörigen 
fivi.  Auf  solche  Weise  wurden  binnen  kur- 
zem (»459840  fl.  zusammengebracht.  Auch 
Oldenbarnevelt  !>eteiligte  sich  au  der  Aktien- 
zeichuuag  »om  gehouden  te  worden  niet 
alleen  voor  Raa  der,  maar  ook  eenigzins 
Gelder.«.  Ceberhaupt  bestand  von  Anfang 
an  die  engste  Verbindung  zwischen  der 
l\om|»agnie  und  den  staatlichen  und  kom- 
munalen Behörden.  Die  Stadtmagistrate 
hatten  die  Bewindthebbers  zu  wählen,  was 
dahin  führte,  dass  diese  meist  den  Magis- 
traten seihst  entnommen  wurden,  ln  dou 
Provinzial-  und  Geueralstaateu  hatte  die 
Kompagnie  stets  einen  mächtigen  Einfluss. 

In  alledem  kam  die  Thatsache  zum  Aus- 
druck. dass  der  Handel  mit  Ostindien  als 
der  wahre  Ijobensnerv  der  Republik  ange- 
sehen  wurde.  Freilich  hat  die  enge  Ver- 
flechtung der  staatlichen  und  kommerziellen 
Interessen  später  auch  schwere  Zeiten  für 
tlie  Niederlande  herbeigeführt;  aber  solange 
der  Handel  blühte,  hat  eben  dieses  Verhält- 
nis und  die  dadiuch  bedingte  Anpassungs- 
fähigkeit und  Beweglichkeit  der  niederlän- 
dischen Kolonialpolitik,  die  fortwährende 
Rücksichtnahme  auf  die  Hnndolsi ntei-essen, 
für  «las  ganze  Land  eine  mächtige  Quelle 
«los  Wohlstandes  gebildet.  Das  holländische 
System  bildete  insofern  den  äussersten  Ge- 
gensatz zu  der  schwerfälligen,  unwirtschaft- 
lichen, fiskalischen  Kolonialpolitik  der  Spa- 
nier und  Portugiesen. 

5.  Die  Zeit  des  Ansteigens  und  «ler 
Blüte.  Die  Vereinigte  Ostindische  Korn- 
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pagnie  war  in  erster  Linie  eine  Handels- 
gesellschaft, die  vor  allem  viel  Gold  ver- 
dienen wollte.  Das  ist  ihr  reichlich  ge- 
lungen; denn  sie  hat  während  des  grössten 
Teils  ihres  200  jährigen  Bestehens  Dividenden 
verteilt,  welche,  auf  den  Jahresdurchschnitt 
berechnet,  22  °/o  ausmachen , und  anfangs 
kamen  sogar  Austeilungen  bis  zu  75°.o  vor. 
Jährlich  segelten  im  Durchschnitt  30 — 40  ] 
Schiffe  von  je  600 — 1000  Tonnen  Last  und 
mit  6 — 7000  Mann  Besatzung  nach  Indien, 
gewöhnlich  in  3 Abteilungen ; ebenso  waren 
auch  die  Retourflotten  in  verschiedene  Ge- 
schwader geteilt. 

Die  heimgebrachten  Waren  wurden  gröss- 
tenteils für  gemeinsame  Rechnung  in  öffent- 
lichen Auktionen  verkauft,  und  zwai  , 
zweimal  jährlich  im  Oost  Indische  Huys  zu 
Amsterdam.  Der  Ertrag  dieser  Auktionen 
war  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  IS.  Jahr- 
hunderts durchschnittlich  19  Millionen  Gul- 
den in  jedem  Jahre,  wovon  allein  auf  Pfeffer,  J 
Zimint,  Gewürznelken.  Muskatnüsse  und  | 
Muskatblüten  selbst  damals  noch  etwa  8' 
Millionen  Gulden  entfielen.  In  früherer  Zeit  j 
wird  der  Anteil  der  Gewürze  ein  noch  weit  j 
bedeutenderer  gewesen  sein.  Der  grösste 
Teil  der  Waren  wurde  wieder  exportiert, ! 
und  da  die  Kompagnie  für  manche  derselben  j 
ein  faktisches  Welt monopol  besass,  so  ist  es 
begreiflich,  dass  sie  hohe  Gewinne  erzielen 
musste;  doch  verstand  sie  es,  durch  mass-i 
volle  Ausnutzung  ihres  Monopols  die  Kon- 
sumenten schliesslich  mit  demselben  zu  ver- ! 
söhnen. 

Die  Kompagnie  war  indes  nicht  bloss  i 
Handelsgesellschaft,  sondern  auch  eine  j>oli-  j 
tische,  kriegführende  Korporation,  ein  W erk- ! 
zeug  der  Generalstaaten  zur  Schädigung' 
der  spanisch  - portugiesischen  Macht.  Sic 
musste  eine  ansehnliche  Kriegsflotte  unter- 
halten, die  indes  auch  dem  Handel  diente.  I 
Krieg  und  Handel  vertrugen  sich  bei  deri 
Kompagnie  oft  sehr  schlecht,  da  jener  stets 
nicht  Zweck,  sondern  nur  Mittel  war.  Zwar  I 
musste  sieh  die  Kompagnie  schon  frühzeitig 
und  später  noch  oft  genug  entschlossen, 
das  kaufmännische  Interesse  zurückzustellen 
und  den  Krieg  kräftig  in  die  Hand  zu  nehmen ; 
aber  in  der  Zwischenzeit  wurden  die  mili- 
tärischen Massregeln  häufig  durch  die  Be- 
sorgnis vor  dem  Verlust  reicher  Ladungen 
verhindert,  während  umgekehrt  die  Krieg- 
führung nicht  selten  das  kaufmännische  Be- 
triebskapital allzusehr  beschränkt«'.  Dann 
musste  die  Kompagnie  grosse  Geldsummen 
anleihen  und  die  Generalstaaten  um  Hilfe 
bitten,  die  ihr  denn  auch  nicht  versagt 
wurde.  Dafür  entschädigten  sich  die  Staaten  ; 
durch  die  zahlreichen  grossen  Einnahmen, 
welche  sie  von  der  Kompagnie  bei  Konzes- 
sionsverlängerungen,  mittelst  der  Zölle  etc. 
bezogen. 


Die  Portugiesen  und  Spanier  erwiesen 
sich  als  so  wenig  widerstandsfähig,  dass  sie 
bis  zum  Jahre  1641  — abgesehen  von  den 
Philippinen  — aus  der  ganzen  hintcrindi- 
sehen  Inselwelt  durch  die  Holländer  ver- 
drängt wurden.  Damit  hatten  diese  ihr 
Ziel,  den  gesamten  Gewürzhandel  zu  beherr- 
schen. erreicht.  Tn  Vorderindien  haben  sie 
stets  nur  einzelne  Plätze  besessen ; ihre 
Stärke  beruhte  hauptsächlich  auf  Java,  wo 
sie  schon  1619  Batavia  gründeten,  und  auf 
den  Molukken.  Ihr  Handel  aber  erstreckte 
sich  auf  alle  Küsten  des  indischen  Oeeans 
und  einerseits  bis  zum  Caplande,  anderer- 
seits bis  Japan.  Sie  haben  diesen  gewaltigen 
Handel  nur  durch  heftige,  viele  Jahrzehnte 
lang  dauernde  Kämpfe  errungen,  wolx'i  sie 
es  nicht  allein  mit  den  Portugiesen  und 
Spaniern,  sondern  auch  mit  den  Engländern 

— eine  kurze  Zeit  auch  mit  den  Franzosen 

— zu  thun  hatten.  Die  Konkurrenz  der 
letzteren  wurde  ohne  grosse  Mühe  beseitigt. 
Mit  den  Engländern  dagegen  musste 
sich  die  Kompagnie  anfangs  aus  politischen 
Rücksichten  gut  stellen,  so  dass  im  Jahre 
1619  .sogar  ein  Abkommen  geschlossen 
wurde,  wonacli  den  Engländern  der  Handel 
mit  den  holländischen  Besitzungen  frei- 
stehen sollte.  Aber  bald  nahmen  die  Hol- 
länder ihre  Bestrebungen  nach  der  Allein- 
herrschaft in  Hinterindien  auf.  Es  kam  zu 
Feindseligkeiten,  blutigen  Gewalttaten  (Er- 
mordung der  Engländer  auf  Amboina,  1623), 
endlich  1652  zum  offenen  Kriege;  und  wenn 
auch  die  Holländer  schliesslich  unterlagen, 
in  Hinterindien  blieben  sie  die  Meister. 
Auch  verdrängten  sie  die  Portugiesen  1656 
gänzlich  aus  Ceylon,  1662  63  aus  Cochiu 
und  Cananor,  wodurch  die  Portugiesen  an 
der  Malabarküste  auf  Goa  beschränkt  wur- 
den und  die  Holländer  den  dortigen  Pfeffer- 
handel an  sieh  brachten.  Das  waren  indes 
ihre  letzten  nachhaltigen  Erfolge  ausserhalb 
ihres  wichtigsten  Kolonialreiches,  auf  dessen 
Befestigung  und  Ausnutzung  sie  nunmehr 
ihre  Hauptkraft  verwenden  mussten.  Bis 
zum  Jahre  1740  ist  ihnen  dies  trotz  schwerer 
Kämpfe  immer  wieder  gelungen.  Indes 
darf  man  die  Zeit  des  Ansteigens  der  Kom- 
pagnie nur  etwa  bis  zum  Jahre  1670,  die 
Zeit  ihrer  Blüte  kaum  länger  als  bis  zum 
Jahre  1693  erstrecken,  da  seitdem  ihr  Han- 
delsgewinn abnahm,  dagegen  die  Schwierig- 
keiten des  Betriebes  wuchsen. 

Auch  mit  eingeborenen  Fürsten, 
namentlich  auf  Java  und  Ceylon,  mussten 
die  Holländer  grosse  und  blutige  Kriege 
führen.  Zwar  behandelten  sie  die  Einge- 
borenen verständiger,  als  die  Portugiesen 
gethan  hatten ; aber  wo  ihr  Interesse  es  zu 
fordern  schien,  scheuten  auch  jene  vor 
rücksichtslosester  Ausbeutung  der  inlän- 
dischen Bevölkerung  nicht  zurück,  wie  sich 
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das  namentlich  seit  Anlage  grosser  Kaffeo- 
plantagon  auf  Java  (seit  ca.  1710)  zeigte. 
Wenn  irgend  möglich,  suchte  die  Kompagnie 
indes  ihre  kaufmännischen  Zwecke  durch 
Verträge  mit  den  inländischen  Fürsten 
zu  erreichen,  und  ausserhalb  ihres  eigent- 
lichen Machtliereichs,  namentlich  in  Vorder- 
indien, China  u.  s.  f.,  oj>erierte  sie  am  lieb- 
sten mit  Bestechungen,  Schmeicheleien  und 
Gefälligkeiten,  liess  sich  oft  sogar  die 
äusscrsten  Demütigungen  gefallen,  wenn  sie 
dadurch  llandelsvorteile  erlangen  konnte. 

In  der  Heimat  hatte  die  Kompagnie 
el>enfalls  lange  Zeit  zu  kämpfen.  Gleich 
nach  ihrer  Begründung  entstanden  unter 
ihren  Leitern  Zwistigkeiten  über  die  Frage, 
ob  sie  sich  auf  die  Ausbeutung  ihrer  Be- 
sitzungen in  Hinterindien  beschränken  oder 
ihre  Operationen  auf  Ja]  tan  und  sogar  auf 
die  Westküste  Amerikas  ausdehnen  solle. 
Die  Anhänger  der  langsam  vorwärtsschrei- 
tenden intensiven  Kolonialpolitik  behielten 
die  Oberhand,  und  der  Führer  der  Gegen- 
partei, ein  Hauptgründer  der  Gesellschaft  — 
Le  Maire  aus  Antwerpen  — trat  aus.  Der- 
selbe eröffnete  dann  einen  erbitterten  Kampf 
gegen  die  Kompagnie  und  ihr  Monoj>ol, 
wobei  er  u.  a.  durch  um fangreiehe  Baisse- 
Spekulationen  in  den  Aktien  der  Ge- 
sellschaft dieselbe  zu  diskreditieren  suchte. 
Das  veran hasste  die  Generalstaaten  im  Jahre 
Kilo  und  später  noch  mehrfach.  Blankover- 
käufe  von  Aktion  ganz  zu  verbieten.  Le 
Maire  versuchte  ferner,  der  Kompagnie 
mittelst  Errichtung  einer  Fahrt  nach  Indien 
durch  die  Magelhaenstrasse  Konkurrenz  zu 
machen,  was  indes  ebenfalls  misslang. 

Bedenklicher  für  die  Kompagnie,  weil 
besser  Itegründot.  waren  die  Angriffe,  welche 
sie  sich  durch  die  anfangs  noch  sehr  mangel- 
hafte Verwaltung  ihrer  indischen  Besitzungen 
zuzog.  Diese  Angriffe  führten  im  Jahre 
16ü9  zur  Einsetzung  eines  General- 
gouverneurs und  eines  Rats  von 
Indien,  welche  in  allen  von  dem  Direk- 
torium nicht  ausdrücklich  entschiedenen 
Fragen  gemeinsame  Verfügungen  treffen 
durften.  Allmählich  erlangte  der  General- 
gouvernenr  ein  noch  höheres  Mass  von 
Selbständigkeit,  und  seine  Tüchtigkeit  oder 
Untüchtigkeit  wurde  oftmals  für  die  Ent- 
wickelung der  Kompagnie  ausschlaggebend. 

In  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Be- 
stehens hatte  die  Leitung  der  Gesellschaft 
auch  mit  ihren  Aktionären  eine  Reihe 
von  Kämpfen  auszufeehten.  Die  Direktoren 
und  Bewindthebbers  zaliiten  nämlich  grosse 
Dividenden,  welche  durch  die  innere  Situation 
der  Gesellschaft  nicht  gerechtfertigt  wurden, 
und  sie  verheimlichten  die  vorhandenen 
Missstände,  indem  sie  die  vorgeschriebene 
zehnjährige  Rechnungslegung  unterliesseu. 
Als  dann  noch  obendrein  die  Dividende  in 


den  Jahren  1011  1615  zwischen  0 und 
62*  • °.o  und  der  Aktienkurs  infolgedessen 
ebenfalls  ausserordentlich  schwankte,  wurde 
die  Geschäftsleitung  beschuldigt,  diese 
Schwankungen  veranlasst  oder  doch  im  vor- 
aus für  sich  ausgebeutet  zu  haben.  Da  noch 
zahlreiche  andere  Missbräuche  sich  heraus- 
stellten und  die  Beschwerden  der  Aktionäre 
bei  den  Staatsbehörden  keinen  Erfolg  hatten, 
so  blieb  jenen  nur  der  Weg  der  öffentlichen 
Anklage  durch  die  Presse  übrig.  Aber  auch 
damit  erreichten  sie  nichts:  die  Staaten 
hielten  es  mit  den  Bewindthebbers,  die 
immer  mehr  faktisch  unabsetzbar  um!  un- 
verantwortlich wurden,  und  da  die  Leitung 
der  KomjKignie  besser  wurde,  da  insbe- 
sondere dire  kaufmännischen  Erfolge  im 
ganzen  vorzügliche  waren,  so  hörte  die  Un- 
zufriedenheit der  Aktionäre  von  selbst  auf, 
um  erst  viel  später,  in  der  Periode  des 
Verfalls,  von  neuem  zu  erwachen. 

Länger  dauerte  der  Streit  über  die 
Frage,  ob  das  Monopol  der  Gesellschaft 
zweckmässig  sei  oder  nicht.  Aber  die  Zahl 
der  Gegner  dieses  MohojkjLs  war.  solange 
die  Kompagnie  gedieh,  nie  eine  sehr  grosse, 
da  die  Gründe,  welche  zu  ihrer  Errichtung 
geführt  hatten,  andauernd  ihre  Kraft  be- 
hielten, da  ferner  und  vor  allem  die  Kom- 
|>aguie  vom  Volke  als  ein  nationales  Heilig- 
tum angesehen  wurde,  als  die  grosse  Queiie 
des  allgemeinen  Wohlstandes  und  da  in- 
folge dessen  niemals  versucht  wurde,  ihr 
Monopol  ernstlich  anzutasten.  Erst  als  ihr 
Vorfall  schon  begonnen  hatte,  wurde  die 
Zweckmässigkeit  des  Monopols  wieder  nach- 
drücklich bestritten;  doch  ist  es  auch  dann 
nicht  aufgehoben  worden,  sondern  erst  mit 
der  Kom|ttgnie  selbst  verschwunden. 

(5.  Die  Zeit  des  Verfalls.  Ohne 
Zweifel  lag  in  dem  Protektions-  und  Koterie- 
wesen,  welches  aufs  engste  mit  der  kauf- 
männischen Tüchtigkeit  der  Kompagnie  ver- 
knüpft war,  auch  schon  der  Keim  ihres 
Verfalles.  Dies  zeigte  sieh  namentlich,  als 
die  Posten  der  Direktoren  und  Bewindt- 
hebbers  allmählich  in  einzelnen  mächtigen 
Familien  fast  erblich  wurden,  als  dann  die 
eigentliche  Geschäftsleitung  in  der  Heimat 
grösstenteils  dem  ersten  Advokaten  der  Ge- 
sellschaft zufiel;  als  ferner  in  Indien  ein 
häufiger  Wechsel  der  Beamten  einriss.  von 
denen  jeder  sieh  möglichst  rasch  bereichern 
wollte,  als  die  Unterschleife  Zunahmen,  sich 
selbst  die  höchsten  Beamten  an  ihnen  be- 
teiligten und  die  Regierung,  anstatt  dies 
zu  bestrafen,  mittelst  einer  hohen  Abgate 
daran  teil  nahm.  Das  Monopol  der  Gesell- 
schaft musste  schliesslich  dazu  dienen,  einen 
ausgedehnten  Privathandel  der  Beamten  und 
ihrer  Schützlinge  zu  verschleiern.  »Alle 
Geschäfte  der  Kompagnie  wurden  mit  ebouso 
grosser  Zeit-  wie  Geldverschwendung  be- 
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trieben,  weil  die  ausfilhrenden  Organe  selbst 
bei  den  Lieferungen  etc.  interessiert  waren. 
Kbeuso  hingen  sie  blindlings  am  Alten,  auch 
wo  dessen  ursprönglicher  Grund  lange  ver- 
schwunden war;  denn  nützliche  Neuerungen  1 
hätten  mehr  Anstrengung  und  mehr  Ver- 
antwortlichkeit mit  sich  geführt  als  der . 
Schlendrian  des  Herkommens.  Die  Zalil  ( 
clcr  Schiffe  war  um  Va  grösser,  als  der 
Handel  der  Gesellschaft  erforderte,  zum 
Teil  damit  sie  zum  Privathandel  der  Be- 
amten gemissbraucht  werden  könnten.  Die 
Zahl  der  massigen  Beamten  in  Batavia  war 
so  gross,  dass  man  1740  bei  Gelegenheit 
des  Chinesenaufstandes  allein  von  den  un- 
beschäftigten Seeleuten  ein  Corps  errichtete 
und  noch  ein  zweites  hätte  errichten  können.« 
(Koscher.) 

Das  im  Innern  nur  noch  formell  auf- 
recht erhaltene  Monopol  Hess  sich  auch , 
gegen  über  den  anderen  europäischen  Nationen 
nicht  mehr  wirksam  verteidigen;  denn  noch 
mehr  als  die  kaufmännische  erschlaffte  die 
seemännische  und  kriegerische  Tüchtigkeit 
der  Holländer,  während  ein  leerer  Prunk 
um  sich  griff  und  zum  Kriegsdienst  fast  j 
nur  noch  ausländische  Soldtruppen  ver- 
wendet wurden.  Infolge  dieser  Verhängnis- 
vollen  Entwickelung  gelang  es  namentlich 
den  Engländern,  die  erste  Stelle  im  in- j 
dischen  Handel  den  Holländern  zu  ent- 
reissen,  während  auch  Schweden,  Dänen, 
Belgier  und  Franzosen  zeitweilig  erhebliche 
Teile  desselben  an  sich  brachten. 

Endlich  wirkte  auch  die  Abnahme 
des  Verbrauchs  von  Gewürzen,  den 
wichtigsten  Waren  der  holländischen  Kom- 
pagnie, nachteilig  auf  deren  Geschäftsgang, 
während  sie  zugleich  nicht  die  Kraft  be- 
sass,  gleich  den  Engländern  sich  neue  grosse  I 
Verkehrszweige  zu  schaffen. 

Dieser  ganze  Verfall  vollzog  sich  in , 
einer  Zeit,  während  der  die  Niederlande! 
von  ernstlichen  äusseren  Gefahren  nicht  j 
bedroht  waren,  und  ohne  dass  die  Kompagnie 
an  ihrem  Besitzstände  erhebliche  Einbussen  i 
erlitt.  Zwar  fielen  noch  manche  Streitig- : 
keiten  mit  anderen  europäischen  Nationen ' 
vor,  und  an  Empörungen  indischer  Völker- : 
schäften  fehlte  es  ebenfalls  nicht;  doch, 
brachte  nur  der  mit  unerhörter  Grausam- 
keit unterdrückte  grosse  Chinesenaufstand, 
der  1740  auf  Java  ausbrach,  die  holländische  | 
Herrschaft  einen  Augenblick  in  Gefahr. 
Selbst  der  unglückliche  Krieg  gegen  Eng- 
land 1781/83  versetzte  nur  dem  Ansehen, 
nicht  dem  Besitzstände  der  Republik  einen 
ernstlichen  Stoss.  Erst  die  grossen  Fran- 
zosenkriege  seit  1793  haben  dem  Handel 
der  Holländer  und  ihrer  Kolonialherrschaft 
ein  rasches  Ende  bereitet.  In  den  Jahren 
1795 — 1799  gingen  alle  asiatischen  und 
afrikanischen  Besitzungen  der  mit  Frank- ' 


reich  zwangsweise  verbündeten  »Batavischen 
Republik«  an  die  Engländer  verloren.  Die 
Ostindische  Kompagnie  musste  sich  auf- 
lösen,  und  auch  als  1814  im  ersten  Pariser 
Frieden  das  neugegründete  Königreich  der 
Niederlande  den  grössten  Teil  der  hinter- 
indischen Besitzungen  zurückerhielt,  hat 
dies  die  alte  Ostindische  Kompagnie  nicht 
wieder  zu  neuem  Leben  erweckt. 

7.  Schlussbetrachtungen  und  neueste 
Entwickelung.  Die  alte  Ostindischo  Kom- 
pagnie der  Niederlande  ist  sowohl  vor  wie 
nach  ihrem  Ende  sehr  verschiedenartig  be- 
urteilt worden,  wobei  regelmässig  die  Frage 
des  Monopols  die  entscheidende  Rolle  ge- 
spielt hat.  Wir  haben  geseheu,  dass  das 
Monopol  mindestens  eine  Zeit  lang  notwendig 
war,  jedenfalls  solange  der  niederländische 
Besitzstand  in  Indien  noch  kein  ganz  ge- 
festigter war.  Wäre  es  dann  abgeschafft 
worden,  so  hätte  dies  die  Kompagnie  viel- 
leicht vor  dem  Verfalle  bewahrt;  doch 
bildete  das  Monopol  eben  den  wichtigsten 
Bestandteil  des  ganzen  älteren  Kolonial- 
systems. Die  Organisation  der  Kom- 
pagnie war  wie  die  des  niederländischen 
Staatswesens  dem  Charakter  des  Volkes 
trefflich  angepasst  und  sehr  gut  geeignet, 
die  erhofften  geschäftlichen  Erfolge  zu 
zeitigen.  Aber  gerade  die  ganz  enormen 
Reichtümer,  welche  mit  Hilfe  dieser  glück- 
lichen Organisation  in  den  Niederlanden 
zusammenströmten,  entwickelten  gewisse 
Charaktereigenschaften  des  Volkes  der- 
massen. dass  dadurch  die  in  jener  Organi- 
sation liegenden  Tendenzen  ebenfalls  über- 
mässig gesteigert  und  schliesslich  auch  dem 
Volkswohlstände  verderblich  werden  mussten. 
Eine  Wiedergeburt  konnte  wolil  nur  aus 
der  gewaltsamen  Zerstörung  der  überlebten 
Formen  hervorgehen.  Doch  hat  die  neuere 
holländische  Kolonialpolitik  gerade  das 
Monopol,  wenn  auch  nicht  in  derselben  Ge- 
stalt, aus  dem  alten  Systeme  herüberge- 
nommeu. 

Zwar  wurde  der  Verkehr  in  Nieder- 
ländisch-Indien  Ende  des  Jahres  1825  für 
alle  befreundeten  Flaggen  freigegeben,  mit 
Ausnahme  der  Molukken,  deren  Häfen  indes 
seit  1854  ebenfalls  dem  allgemeinen  Ver- 
kehre eröffnet  worden  sind.  Doch  haben 
die  ausländischen  Flaggen  erat  in  den  letzten 
Jahren  am  Handel  mit  Niederländisch-Indien 
rasch  steigenden  Anteil  gewonnen,  was  bis 
dahin  verhindert  wurde  durch  das  faktische 
Monopol,  das  die  Regierung  der  grossen 
>N  e d e r 1 a n d s c h e Handels  m aat- 
schappij«  finge  räumt  hatte. 

Diese  neueste  niederländische  Handels- 
gesellschaft für  den  Verkehr  mit  Indien  ist 
im  Jahre  1824  ohne  besondere  Privilegien, 
wenn  auch  unter  lebhafter  Teilnahme  des 
Königs  und  der  Regierung  begründet  worden, 
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erhielt  aber  zehn  Jahre  später  eine  ganz 
neue  Stellung  durch  ihre  enge  Verbindung 
mit  dem  von  dem  Genoralgouvemour  van 
der  Bosch  in  Niedcrländiseh-Indien  eiu- 
geffihrten  Plantagensysteme,  dem  sogenannten 
»Kiütuurstelsel«.  Der  Plantageuliau,  von  der 
alten  Kompagnie  zwar  gelegentlich  ermutigt, 
aber  nicht  seihst  gepflegt,  ist  erst  in  unserem 
Jahrhundert  der  Gegenstand  l>esondorer  Auf- 
merksamkeit seitens  der  niederländischen 
Kolonialregierung  geworden;  nach  längerem 
Umhertasten  entschied  sich  diese  seit  1880 
für  das  erwähnte  ^ Kultursystem' , welches 
darauf  berechnet  war,  möglichst  viele  für 
den  holländischen  Markt  vorteilhafte  Pro- 
dukte zu  erzielen  und  zwar  in  einer  Weise, 
weh  die  den  Bitten  und  Anschauungen  der 
Eingeborenen  ents|>rach  und  sie  an  Arbeit 
gewöhnte  (Andreo).  Die  Regierung  üherlicss 
ihnen  Land  zur  Bewirtschaftung,  ülK'rwachto 
den  Anbau  und  l»efreite  die  «-ingeliorene 
Bevölkerung,  wenn  sie  ein  Fünftel  der 
Bodenfläche  für  den  Anbau  von  Produkten 
für  den  europäischen  Markt  bestellt,  von 
der  hohen  gesetzlichen  Grundsteuer.  l)i< 
Erzeugnisse  der  Plantagon  mussteu  an  die 
Regierung  abgeliefert  werden. 

Als  nun  van  der  Bosch  1834  Kolonial- 
minister wurde,  .schloss  er  mit  der  Handels- 
maatschappij  Verträge  ah,  wonach  die  Re- 
gierung alle  Kolonial produkte  in  den  von 
der  Gesellschaft  gecharterten  Schiffen  nach 
Eurem  verfrachtete  und  dort  durch  die 
Gesellschaft  verkaufen  licss,  wogegen  diese 
einen  durchgehenden  Vorschuss  von  10 
Millionen  Gulden  zu  1 2°.o  Zinsen  zu  leisten 
hatte.  Ebenso  besorgt  die  Maatsehappij  den 
Einkauf  aller  europäischen  Waren,  deren  die 
Regierung  für  die  Koloniccn  bedurfte. 

Das  System  hat  jedenfalls  den  Plantagen- 
hau mächtig  gefördert,  hat  ferner  der  nieder- 
ländischen Schiffahrt  lohnende  Beschäftigung 
zugeführt  und  hat  es  endlich  erleichtert, 
dass  Amsterdam  und  Rotterdam  für  einzelne 
indische  Artikel  (Kaffee,  Zucker.  Indigo, 
Chinarinde)  Weltmärkte  geblieben  sind.  Doch 
wurde  das  System  auch  heftig  angegriffen, 
weil  es  die  Eingeborenen  bedrücke  und  den 
Handel  behindere.  Das  hat  in  neuester  Zeit 
eine  Umgestaltung  des  Systems  veranlasst, 
wodurch  die  Maatsehappij  ihr  faktisches  Mo- 
nopol teilweise  eiugcbüssl  hat. 

III.  Die  engliseh-ostindischen  Handels- 
gesellschaften. 

S.  Die  alte  Ostindisehe  Kompagnie 
als  reine  Handelsgesellschaft  (1600  bis 
1097).  Bereits  ein  Jahrhundert,  bevor  die 
Holländer  ihre  Fahrten  nach  Indien  auf- 
nahmen,  hatten  die  Engländer  versucht,  auf 
dem  Nordwest-  wie  auf  dem  Nordostwege 
das  vielbegehrte  Land  zu  erreichen  (John 
Cabot  I BM),  Sir  Hugh  Willoughby  1553  etc.). 


Der  Weltumsegler  Sir  Francis  Drake  knüpfte 
sodann  1577  Verbindungen  an  auf  Teruat- 
einer  Molukkeninsel,  und  1570  besuchte 
Thomas  Stephens  Vorderindien.  Die  P-e- 
schreibungen  seiner  Reise  und  einiger  ähn- 
lichen Fahrten  der  folgenden  Jahre  trugen 
viel  zur  Verbreitung  des  Wunsches  nach 
einer  direkten  Verbindung  mit  Indien  bei: 
doch  hatten  die  englischen  Kaufleute  zu- 
nächst noch  gewinnversprechende  Ziele  ihrer 
Unternehmungen  in  grösserer  Nähe,  nud  eist 
als  die  Holländer  anfingen,  sich  des  Handels 
mit  Indien  zu  bemächtigen,  als  sie  besonders 
anfingen,  die  Preise  der  Gewürze  nach  ihrer 
Interessen  zu  regulieren,  und  als  der  grosse 
Weltmarkt  für  ostindische  Produkte  von 
Lissabon  und  Antwerpen  nach  Amsterdam 
übersiedelte,  da  ergriffen  zahlreiche  Londoner 
Kaufleute  die  Initiative,  um  sich  einen  An- 
teil am  ostindischen  Handel  zu  sichern.  Sk- 
subskribierten  1500  ein  Kapitol  von  30000  £ 
zur  Gründung  einer  Kompagnie  für  dec 
Handel  mit  Indien  und  erbaten  sieh  von 
der  Regierung  die  Erteilung  ausschliesslicher 
Handelsprivilegien.  Unter  den  Gründern 
standen  einige  Mitglieder  der  Turkey  Company 
obenan,  von  denen  Thomas  Smith  der  erste 
Direktor  der  neuen  Gesellschaft  wurde.  Di*; 
Begründer  derselben  Hessen  ohne  Zögern 
die  bis  dahin  für  den  überseeischen  Handel 
ausschliesslich  übliche  Gesellschaftsform  der 
■regulated  Company«  fallen  und  gingen  zur 
r e i n e n K a p i t al ges e 1 1 sc h a f t über  (vgl. 
die  Artikel  Handelsgesellschaften. 
Volkswirtschaftliche  Bedeutung 
oben  Bd.  IV  S.  1019  ff.).  In  der  Ein- 
gabe an  die  Regierung  erklärten  sie  aus- 
drücklich. dass  der  Handel  mit  so  weit  ent- 
legenen Ländern  »cannot  1k-  managed  but 
by  a joint  and  united  stock«. 

Da  in  England  damals  noch  nicht  wie  in 
den  Niederlanden  bereits  Gesellschaften  für 
«len  Handel  mit  Indien  entstanden  waren, 

1 so  gab  es  auch  im  Lande  selbst  keiuen 
Widerstand  gegen  die  Errichtung  einer 
grossen  Monopolkompagnie;  nur  vom  Aus- 
lande her  zeigte  sich  ein  Hindernis:  Hein- 
rich IV.  von  Frankreich  verhandelte  nämlich 
damals  wegen  einer  Versöhnung  zwischen 
England  und  Spanien.  Wäre  diese  gelungen, 
so  hätte  Königin  Elisabeth  die  Kompagnie 
opfern  müssen.  Wie  in  den  Niederlanden, 
so  bildete  auch  in  England  der  tiefgehend*1 
Gegensatz  zu  Spanien  die  wichtigste  Voraus- 
setzung für  die  Erlangung  eines  Anteils  am 
indischen  Handel.  Aber  die  Versöhnungs- 
Versuche  scheiterten,  und  am  31.  Dezember 
1000  erteilte  Königin  Elisabeth  der  Gesell- 
schaft, welche  den  Namen  führte  *The  Go  ver- 
nein- and  Company  of  Merohants  of  London 
tnuling  into  the  East  Iudies«,  die  erste  Charter. 

Die  Kompagnie  erlangte  das  Handels- 
monopol für  alle  Länder  am  indischen  nud 
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stillen  Oeean  /wischen  der  Magelhaenstrasse 
und  dem  Cap  der  guten  Hoffnung.  Aus  der 
Charter  ist  noch  hervorzuheben,  dass  den 
unter  21  Jahre  alten  Söhnen,  den  Faktoren 
mul  Lehrlingen  der  ersten  Mitglieder  die 
Teilnahme  am  indischen  Handel  gestattet 
wurde,  ein  Ueberbleibsel  aus  den  Charters 
der  alten  gildeartigen  regulatod  Companies. 

Das  anfängliche  Kapital  der  Gesellschaft 
nach  Erteilung  der  Charter  betrug  nur 
GO 001  nur  etwa  10°.o  desjenigen,  mit 
dem  die  holländische  Kompagnie  ihren  Han- 
del begann.  Bei  den  ersten  beiden  Reisen, 
welche  zusammen  e i n Unternehmen  bildeten, 
subskribierten  237  Personen,  darunter  212 
mit  Anteilen  unter  300  £. 

Die  erste  Flotte  bestand  aus  den  4 l>esten 
Schiffen,  welche  in  England  aufzutreiben 
waren;  das  grösste  derselben  hatte  6oo  Ton- 
nen, das  kleinste  240  Tonnen  Tragfähigkeit. 
Kommandant  war  der  Kapitän  Luicaster, 
der  bereits  eine  Unternehmung  nach  Indien 
als  Schiffskapitän  mitgemacht  hatte.  Die 
Flotte  besuchte  Sumatra,  Java,  Atschin  und 
die  Molukken,  knüpfte  auch  Verbindungen 
mit  den  Eingeborenen  an,  erzielte  aber 
ihren  Haupterfolg  durch  Wegnahme  eines 
grossen  portugiesischen  Schiffes.  Infolge 
dieses  glücklichen  Fanges  ergab  die  Unter- 
nehmung ein  günstiges  Resultat.  Die  heim- 
gebrachten Waren  wurden  aber  in  natura 
verteilt,  und  da  insbesondere  der  Pfeffer, 
die  wichtigste  Ware,  schwer  verkäuflich 
war,  so  dauerte  es  lange  Jahre,  che  der  Ge- 
winn realisiert  und  festgestcllt  werden  konnte. 

Dazu  kamen  noch  manche  andere  Schwie- 
rigkeiten : König  Jakob  erteilte,  entgegen 
dem  Privilegium  der  Gesellschaft,  einem 
anderen  Unternehmer  Lizenz  zum  Handel 
mit  Indien,  und  dieser  diskreditierte  die 
englische  Sache  durch  seine  Unbesonnenheit 
und  Unerfahrenheit.  Auch  die  grosse 
Sterblichkeit  unter  den  nach  Indien 
gefahrenen  Engländern  wirkte  entmutigend, 
zumal  die  Gegner  der  Kompagnie  diesen 
Umstand  benutzten,  um  das  indische  Klima 
•als  besonders  verderblich  hinzustellen.  Ferner 
wurden  gegen  sie  Anklagen  erhoben  wegen 
ihres  Geldexports,  wogen  der  Gefährdung 
des  nationalen  Bestandes  an  Schiffen  und 
Schiffsmannschaft  durch  die  weite  Fahrt 
nach  Indien  etc.  Eine  Zeit  lang  war  der 
Handel  mit  Indien  entschieden  unpopulär. 
Aber  einige  Mitglieder  der  Kompagnie  hatten 
ausreichende  Mittel  und  Mut  genug,  um  das 
gefährdete  Unternehmen  über  Wasser  zu 
halten. 

Bis  zum  Jahre  1012  wurden  9 Flotten 
ausgesandt.  Sie  ergaben  einen  ansehnlichen, 
indes  im  Verhältnis  zum  Risiko  nicht  über- 
mässigen Gewinn.  Zwar  kamen  vereinzelt 
Dividenden  bis  zu  21S°/o  vor:  al»er  der  jähr- 
liche Durchschuittsgewinn  der  ersten  12 


Flotten  blieb  noch  etwas  unter  20  °/o.  Frei- 
lich traten  die  einzelnen  Unternehmungen 
der  Kompagnie  mit  einander  sowohl  beim 
Einkauf  wie  beim  Verkauf  in  Konkurrenz, 
so  dass  sich  innerhalb  der  Gesellschaft  ähn- 
liche Verhältnisse  herausbildeten,  wie  solche 
in  den  Niederlanden  vor  Errichtung  der  Ver- 
einigten Komjwxgnie  bestanden  hatten.  Erst 
1012  beschloss  man,  alle  Reisen  für  gemein- 
same Rechnung  sämtlicher  Aktionäre  zu 
machen,  so  dass  die  Kompagnie  erat  jetzt 
ein  ständiges  Grundkapital  (von  418091  £) 
und  überhaupt  einen  einheitlichen,  perma- 
nenten Charakter  erhielt,  während  sie  bis 
dahin  noch  den  regulated  Companies  näher 
stand. 

Dm  Gesellschaft  entwickelte  sich  nun 
immer  mehr.  Sie  besass  1615  Faktoreien 
auf  Java,  Sumatra,  den  Bandainseln,  Börner», 
Celebes,  in  Japan,  Siam,  Malakka,  an  der 
Malabar-  und  an  der  Koromandelküste  wie 
auch  im  Reiche  des  Grossmoguls.  Mittel- 
punkt des  Handels  war  anfangs  Bantam  auf 
Java  und  erst  seit  1039  Surat  im  Reiche 
des  Grassmoguls.  Eigentliche  Territorien 
ljesass  die  Kompagnie  damals  noch  nicht, 
vielmehr  war  sie  eine  reiue  Handelsgesell- 
schaft, wenn  sie  auch  oft  kriegerische  M&ss- 
regeln  ergreifen  musste,  wobei  die  Regierung 
sie  durch  ausgedehnte  Vollmachten  unter- 
stützte. Ihre  Hauptgegner  waren  in  dieser 
Periode  die  Portugiesen.  Doch  kam  sie  auch 
mit  den  Holländern  in  Konflikt,  und  letztere 
behielten  in  Hinterindien  die  Oberhand, 
während  die  Engländer  Vorderindien  mehr 
und  mehr  zum  wichtigsten  Schauplatz  ilirer 
Operationen  machten  und  hier  später  die 
Holländer  hiuausdrängten. 

Nunmehr  begann  auch  die  öffentliche 
Meinung  in  England,  den  ostindischcn  Handel 
als  eine  Angelegenheit  von  nationaler  Be- 
deutung zu  würdigen.  Indes  hielt  man  noch 
lange  Zeit  den  Handel  mit  den  europäischen 
Lindern,  insbesondere  mit  den  Niederlanden 
und  Deutschland  für  wichtiger,  namentlich 
für  profitabler,  und  kaum  jemals  ist  der 
ostindischc  Handel  in  England  derart  als 
die  Grundlage  des  ganzen  nationalen  Wohl- 
standes betrachtet  woitlen  wie  in  den 
Niederlanden.  Auch  die  Regierung  hat  ihn 
dort  niemals  mit  dem  gleichen  Nachdruck 
unterstützt,  und  das  Parlament  hat  wieder- 
holt gegen  die  Kompagnie  Partei  ergriffen. 

Schon  im  Jahre  1021  wurde  die  Gesell- 
schaft im  Parlamente  angeklagt,  den  Geld- 
ex()ort  und  die  Waldverwüstung  (durch  den 
Bau  ungewöhnlich  grosser  Schiffe)  zu  be- 
fördern. auch  die  seemännische  Bevölkerung 
durch  ihre  weiten  gefährlichen  Reisen  zu 
dccimicren,  Vorwürfe,  die  die  Kompagnie 
indes  widerlegte.  Sie  konnte  sieh  jetzt 
überdies  schon  darauf  berufen,  dass  sie  den 
Import  von  Leinen  waren , Battisten  und 
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Schloiorstoffen  aus  den  Niederlanden. 
Deutschland  und  Frankreich  in  wachsendem 
Umfange  fil»erflüssig  mache  durch  die  Ver- 
breitung des  Geschmacks  an  den  indischen 
Baumwollstoffen,  die  von  England  aus 
bereits  stark  nach  anderen  Ländern  wieder 
ex i »ortiert  wurden.  Einige  Jahrzehnte  später 
betrug  der  Import  der  Kompignie  an  Banm- 
wollwaren  schon  weit  mehr  als  der  ganze 
übrige  Imjvort  zusammengenommen,  Noch 
im  17.  Jahrhundert  begann  man  auch  in 
England  schon,  die  Kattune  zu  bedrucken, 
während  die  Fabrikation  dorsellien  dort  be- 
kanntlich erst  im  18.  Jahrhundert  Bedeutung 
erlangte. 

Obgleich  die  Kompagnie  wiederholt  (1618, 
1031)  ihr  Kapital  ansehnlich  vergiösserte, 
kam  es  doch  1035  zur  Konzession ierung 
einer  Konkurrenzgesellschaft,  die  erst  1049 
mit  der  älteren  Gesellschaft  verschmolzen 
wurde. 

Die  Geschäfte  der  Kompagnie  nahmen 
in  den  politisch  wild  bewegten  Zeiten, 
welche  England  im  zweiten  Drittel  des 
17.  Jahrhunderts  durchmachen  musste,  mehr 
und  mehr  eine  ungünstige  Wendung.  Selbst 
als  das  Parlament  im  Jahre  1050  einen  An- 
lauf nahm,  um  die  Kompagnie  zu  unter- 
stützen. blieb  das  Resultat  ein  klägliches. 
Der  Krieg  mit  Holland  1051  51  endigte  zwar 
mit  einer  Entschädigung  für  die  der  Kom- 
pagnie durch  die  Holländer  zugefügten  Ver- 
luste; aber  da  die  Angriffe  auf  ihr  Monoi>ol 
immer  stärker  wurden  und  Crom  well  ihr 
ebenfalls  nicht  freundlich  gesinnt  war,  so 
wurde  der  englische  Handel  mit  Indien 
faktisch  freigcgolien,  ohne  dass  das  Privi- 
legium der  Kompagnie  indes  ausdrücklich 
ahgesehafft  wurde.  Alsbald  ergaben  sich 
aus  diesem  Zustande  die  bedenklichsten 
Folgen:  die  Preise  der  englischen  Waren 
in  Indien  wurden  durch  Schleuderei  ver- 
dorben und  dagegen  die  der  indischen  Waren 
unsinnig  gesteigert,  die  dortigen  Fürsten  be- 
nutzten die  Streitigkeiten  der  Engländer, 
um  diese  zu  beleidigen  oder  gar  zu  miss- 
handeln u.  s.  f.  So  weit  kam  es.  dass  die 
Kompagnie  im  Januar  1057  ihre  Privilegien 
und  ihr  gesamtes  Inventar  an  der  Londoner 
Börse  öffentlich  (ostensibel?)  zum  Verkauf 
ausbot  Doch  eben  dies  führte  die  ohnehin 
schon  von  vielen  Seiten  angostrohto  Rück- 
kehr zu  den  früheren  Grundsätzen  hcrliei. 

Die  Kompagnie  erhielt  im  Oktober  1057 
eine  neue  Charter,  reorganisierte  sieh  mit 
einem  Kapitale  von  739782  t,  wovon  indes 
nur  eine  Hälfte  sogleich,  die  andere  erst 
1070  eingczahlt  wurde,  und  nahm  ihren 
Handel  mit  frischer  Kraft  wiederauf.  Doch 
stieg  der  Aktienkurs  in  den  ersten  Jahren 
nur  langsam,  und  oiu  Versuch,  neue  Aktien 
zu  130%,  dem  inneren  Werte  derselben,  zu 
emittieren,  misslang.  Erst  unter  der  Restau- 


ration nahm  der  indische  Handel  einen  so 
glänzenden  Aufschwung,  dass  der  Aktien- 
kurs auf  fast  250 0 o stieg  und  die  Ver- 
doppelung des  Kapitals  1070  ohne  Mühe 
gelang. 

Im  Jahre  1081  wurde  die  Kompagnie 
aufs  neue  von  verschiedenen  Seiten  heftig 
angegriffen.  Englische  Kattundrucker  und 
Seidenweber  beschwerten  sich  üU»r  den  Im- 
port indischer  Fertigfabrikate  und  die  Turkey 
Company  über  den  linjiort  von  Rohseide 
aus  Indien.  Viele  der  ersten  Londoner 
Kaufleute  beschwerten  sieh,  dass  die  Zahl 
der  Teilhaber  an  der  Kompagnie  eine  zu 
geringe  sei.  Sie  führten  ans,  der  ostindische 
Handel  mache  jetzt  mehr  als  den  vierten 
Teil  des  englischen  Gesamthandels  aus,  be- 
fände sieh  aber  trotzdem  in  den  Händen 
einer  Gesellschaft,  die  nur  noch  550  Teil- 
halter  hätte,  bei  welcher  der  grösste  Teil 
des  Gewinnes  unter  4<»  Personen  geteilt 
und  die  ganze  Verwaltung  von  1<»  lös  12 
Personen  geleitet  werde;  mehrere  Aktionäre 
l>eSässen  je  5oonn.  einer  sogar  über  1 i M) UU0  £* 
Aktien,  und  da  letztere  so  hohen  Gewinn 
brächten,  wollt«*  niemand  sie  verkaufen.  Der 
Aktienkurs  war  damals  auf  5» h i 0 o gestiegen ; 
doch  fand  in  den  Aktien  noch  kein  regel- 
mässiger Handel  statt. 

Auch  dieses  Mal  gewann  die  Kompagnie 
die  Oberhand,  ihre  Geschäfte  entwickelten 
sich  immer  günstiger,  sie  erlangte  sogar 
1083  neue  Privilegien,  und  in  «ler  Charter, 
welche  König  Jakob  II.  ihr  1G8G  erteilte, 
wurde  ausdrücklich  der  Grundsatz  nieder- 
gelegt , «1  a s s der  11  a n <1  e 1 mit  I n d i e n 
n u r d n r e h e i n e gr o s s e p r i v i 1 egi  c* r t «? 
Aktiengesellschaft  zum  Wohle  der 
Nation  betrieben  werden  könne, 
dagegen  durch  die  Freigebnng  des 
Handels  ruiniert  werden  müsse. 
Trotzdem  wurde  eben  di«*s«'  letzterwähnte 
Maäsregel  nach  Vertreibung  der  Stuarts,  und 
zwar  im  Jahre  1G94  geg«*n  den  durch  gross- 
art ige  Bistcchungcn  unterstützten  energischen 
Widerstand  der  Gesellschaft  unter  all- 
gemeinem Beifalle  ins  Werk  gesetzt,  aber 
die  vorhergesagten  Folgen  Hessen  uicht  auf 
sich  warten;  denn  es  folgte  nun  «'iue  17 jäh- 
rige Periode  des  Verfalles  für  die  Kom- 
pagnie und  grösster  Verwirrung  für  den 
ganzen  «jst indischen  Handel. 

Das  gewaltige  Anwachsen  «les  Unterneh- 
mungsgeistes nach  der  Revolution  und  ins- 
besondere die  allgemeine  Begierde,  sich  an 
dem  damals  so  gewinnreichen  Haodel  mit 
Indien  zu  beteiligen,  die  umsiehgreifende 
Fondsspekulation,  welche  die  Entstehung 
neuer  Unternehmungen  ausserordentlich  er- 
leichterte, die  Finanznot  des  Staates,  «ler 
«liest-  Strömung  für  sich  ausbeutete,  — alles 
das  hatte  zur  Folge,  dass  es  zeitweilig  drei 
oder  vier  grosse  Gruppen  von  Teilhabern 
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am  Handel  mit  Ostindien  gab,  darunter  eine 
neue  Kompagnie  mit  einem  Kapitale  von 
2 Millionen  £.  So  nachteilig  erwies  sich 
dieser  Zustand  für  den  Handel,  dass  schliess- 
lich alle  Welt  das  Monopol  wieder  herbei- 
w duschte. 

Inzwischen  hatte  die  Kompagnie  aufge- 
hört, eine  blosse  Handelsgesellschaft  zu  sein, 
und  angefangen,  einen  politischen  Körper 
zu  bilden.  Im  Jahre  1(500  hatte  sie  Bom- 
bay erworben.  Sie  nahm  auf  dieser 
sumpfigen  Insel  grosse  Entwässerungsan- 
lagen vor.  wodurch  das  anfangs  tödliche 
Klima  verbessert  und  die  Bevölkerung  in 
20  Jahren  mehr  als  verzehnfacht  wurde. 
Bombay  trat  seit  1087  an  die  Stelle  Surates 
als  Hauptstadt  der  englischen  Besitzungen 
in  Ostindien.  Der  erste  eigentliche  Territorial- 
besitz der  Kompagnie  bestand  aber  in  einem 
1698  gekauften  Landstreifen  am  Huglyflusse, 
auf  dem  sich  u.  a.  das  Dorf  Calcutta 
befand.  Die  dort,  angelegte  Faktorei  nahm 
eine  so  rasche  Entwickelung,  dass  Calcutta 
schon  1707  zum  Sitze  einer  besonderen 
Präsidentschaft  gemacht  wurde.  Das  Recht 
der  Kriegführung  gegenüber  den  indischen 
Fürsten  sowie  das  der  Münzprägung  hatte 
die  Kompagnie  bereits  durch  die  Charter 
vom  Jahre  1G80  erlangt. 

0.  Die  neue  ostindische  Kompagnie 
als  politische  Handelsgesellschaft  bis 
zur  Aufhebung  ihres  Monopols  (1702 — 
1813).  I m Jahre  1702  bildete  sich  die 
»United  Company  of  Merchants  of  England 
trading  to  the  East  Indios« ; doch  bestanden 
noch  Streitigkeiten  mit  der  alten  Kompagnie, 
die  erst  1708  durch  einen  Schiedsspruch 
des  Schatzkanzlers  Godolphin  aus  der  Welt 
geschafft  wurden. 

Die  Gesellschaft  erhielt  aufs  neue  das 
ausschliessliche  Recht  des  Handels  mit 
Indien.  Dagegen  lieh  sie  dem  Staate  2 Mil- 
lionen £ d.  h.  einen  ihrem  Stammkapital 
gleichkommenden  Betrag,  zu  8°o  jährlich 
und  bald  darauf  nochmals  1 200000  L'  zins- 
los. so  dass  sie  für  die  Totalsumme  von 
3 200 000  nur  5°/o  Zinsen  erhielt.  Hier- 
durch wurde  das  Interesse  des  Staats  enger 
als  bisher  mit  dem  der  Kompagnie  verknüpft. 

In  Indien  erlangte  die  Gesellschaft  1717 
von  dem  damaligen  Grossmogul  ebenfalls 
ausgedehnte  Privilegien:  unter  anderen 

wurde  ihr  Landbesitz  erheblich  vergrössort 
und  ihr  das  Recht  eingeräumt,  die  Aus- 
lieferung aller  Personen  zu  beanspruchen, 
welche  ihr  verschuldet  waren.  Ihr  Handel 
wurde  von  allen  Zöllen  und  Visitationen 
befreit,  und  ihre  Münzen  erlangten  gesetz- 
liche Zahlungskraft.  Im  Jahre  1726  wurde 
ihr  ferner  von  der  englischen  Regierung 
die  Gerichtsbarkeit  in  bürgerlichen  Straf- 
sachen (ausser  Hochverrat)  für  ihre  indischen 
Besitzungen  übertragen.  Endlich  erlangte 


sie  die  Stellung  einer  asiatischen  Gross- 
macht in  den  kriegerischen  Ereignissen, 
deren  Schauplatz  Indien  namentlich  nach 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  wurde. 

Schon  seit  Jahrzehnten  war  damals  d:is 
einst  so  mächtige  Reich  des  Grossmoguls 
rettungslos  in  Verfall  geraten.  Die  Satrapen 
der  einzelnen  Reichsteile,  die  Subahdars, 
führten  mit  einander  erbitterte  Kämpfe,  in 
welche  die  Engländer  und  Franzosen  hinein- 
gezogen wurden,  wobei  sie  ihre  Rivalität  um 
die  Kolonialherrschaft  auf  indischem  Boden 
zum  Austrag  zu  bringen  suchten.  Der  Krieg 
1745/48  verlief  resultatlos,  und  auch  in  den 
folgenden  Jahren  schwankte  die  Entschei- 
dung hin  und  her.  Mehrfach  errangen  die 
tapferen  französischen  Führer  Dupleix,  l>a 
Bourdonnais  und  andere  ansehnliche  Erfolge, 
und  1753  standen  die  Angelegenheiten  der 
| englischen  Kompagnie  so  schlecht,  dass  sie 
die  Regierung  um  Intervention  bitten  musste, 
worauf  in  der  Tliat  ein  Waffenstillstand  ab- 
geschlossen wurde ; doch  kam  es  noch 
schlimmer:  Im  Jahre  1756  wurde  Calcutta 
vom  Surajah-Dowlah  erobert,  der  darauf  14G 
Engländer  auf  grausame  Art  im  »schwarzen 
Loche«  sterben  liess.  Aber  jetzt  trat  eine 
Wendung  ein,  dank  der  Energie  und  Tapfer- 
keit des  englischen  Kommandanteu  Oberst 
Olive,  der  den  Surajah - Dowlah  in  der 
Schlacht  von  Plassy  besiegte,  der  Kompagnie 
j das  Protektorat  über  das  Reich  des  Gross- 
, moguls  und  die  unmittelbare  Herrschaft 
i über  einige  seiner  besten  Provinzen  erwarb. 

Gern  hat  sich  die  Kompagnie  auf  diese 
Kämpfe,  die  ihren  Handelszwecken  wider- 
strebten , nicht  eingelassen ; sie  musste  es 
aber  thun , wollte  sie  nicht  ihren  gesamten 
Besitzstand  verlieren.  Durch  ein  Zusammen- 
treffen glücklicher  Umstände,  durch  die 
Tapferkeit  Clives  und  die  geschickte  Diplo- 
matie einiger  ihrer  Vertreter  ist  die  Kom- 
pagnie, ohne  es  zu  wollen,  die  Beherrscherin 
Indiens  geworden. 

Die  Periode  1720 — 17G()  war  für  die 
Kompagnie  eine  Zeit  fallender  Dividenden, 
obwohl  die  Geschäfte  sich  günstig  ent- 
wickelten. Das  hing  folgendermassen  zu- 
sammen : Die  Regierung  schützte  die  Kom- 
pagnie zwar  jetzt  im  ganzen  besser  als 
früher  vor  der  unerlaubten  Konkurrenz.  Pri- 
i vater,  verlangte  aber  dafür  von  ihr  abermals 
| grosse  Vorschüsse,  deren  Zinsen  sie  danu, 

1 sobald  die  Zeiten  es  erlaubten,  halb  zwangs- 
weise reduzierte.  Dadurch  wurde  die  Divi- 
dende der  Kompagnie  von  10  °/o  allmählich 
bis  auf  6%  herabgedrückt.  Als  aber  die 
neuen  Territorialerwerbungen  giesse  Ein- 
künfte abwarfen,  wurde  die  Dividende  17GG 
wieder  auf  10  und  1707  sogar  vorüber- 
gehend auf  121  ■>  °.o  erhöht.  Diese  letztere 
; Erhöhung  hing  indes  auch  mit  damals  wie- 
der stark  überhandnehmenden  Spekulationen 
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liodenklieher  Art  in  den  Aktien  der  Gescll- 
scliaft  zusammen.  I>;vs  Parlament  verlöt 
domgi'genillier  zunächst  die  Erhöhung  der 
Dividende  01  »er  lu"o,  zog  ferner  einen  Teil 
der  neuen  Territorialeinkünfte  für  den  Staat 
«»in  und  liess  sich  neue  grösst»  Vorschüsse 
von  der  Kompagnie  gelten,  wogegen  die 
weitere.  Erhöhung  der  Dividende  (bis  12’  u"o) 
wieder  gestattet  und  die  Verletzung  dos, 
Hnndelsmono|»ols  der  Koinj>agnio  seit  177U 
wi«»d«»r  strenger  verfolgt  wurde.  Aber  die 
Leitung  d«»r  Gesellschaft  hatte  die  Geschäfts- 
lage schon  seit  geraumer  Zeit  als  viel  zu 
günstig  angesehen,  so  dass  1772  ein  Zu-; 
sammenbrueh  erfolgte  und  die  Dividende 
wieder  auf  G"o  reduziert  werden  musste, 
zumal  di«*  neuen  Besitzungen  j«»t/.t  hohe 
Zuschüsse  erforderten,  auch  die  geschäft- 
liche Leitung  zeitweilig  mangelhaft  und  un- 1 
ehrlich  war,  während  dem  Staate  sein  An- » 
teil  an  d«»n  Territorial-Einkünften  nach  wie  1 
vor  gezahlt  werden  musste  und  die  Gesell- 
schaft sogar  1 773  unter  Staatsaufsicht  ge- i 
stellt  wurde.  So  schwankte  die  Prus|>erität 
der  Kom)»agnie,  und  auch  als  sie  nunmehr 
dom  Plantagenbau  grüssoie  Aufmerksamkeit 
schenkte  und  insbesondere  den  damals  in 
Westindion  uufgcgolteuen  Anhau  von  In- 
digoermutigte, war  das  finanzielle  Kesultat 
dieser  Versuche  anfangs  ungünstig:  erst 
nach  erheblichen  Opfern  und  Vorschüssen, 
die  sie  den  Pflanzern  machte,  nahm  der 
Indigoanhau  einen  liedeutenden  Aufschwung 
und  der  Import  des  Artikels  in  England 
stieg  in  der  Periode  17*0 — 1810  von  61  533  £ 
bis  1 942328  t.  — Der  Import  von  Thee 
vermehrte  sich  in  dem  Zeitraum  1765—1810 
von  1137  288  C auf  4162904  f und  der, 
Ertrag  des  Thee  Zolles  von  700000  C auf 
3548860  f ! Die  enorme  Höhe  des  Thee- 
zolles  gab  freilich  dom  Schmuggel  reiche 
Nahrung,  wobei  die  kontinentalen  ostindi- 
schen Gesellschaften  hilfreiche  lland  boten, 
so  «lass  deren  Importe  zeitweilig  viel  be- 
deutender waren  als  die  der  englischen 
Kom|»agnie.  Indes  machte  die  »commutation 
bill«  von  1784  dem  ein  Ende,  indem  sie  den 
Theezoll  ausserordentlich  ermässigto  und  den 
Transit  ganz  frei  gab.  Hierdurch  erhielt 
<ler  Handel  der  Kompagnie  einen  bedeuten- 
den Zuwachs.  Und  gleichzeitig  wirkte  auch 
die  Wiederherstellung  des  Friedens  in  der- 
selben Richtung. 

Die  Verwaltung  der  Kompagnie  in  In- 
dien war  wieder  einmal  gegen  die  dortige 
Bevölkerung  überstreng,  unvei-ständig  und 
ohne  Schonung  der  uralten  Volksgewohn- 
heiten vorgegangen.  Auch  griffen  Bestech- 
lichkeit und  sonstige  Missbrauche  unter  den 
Beamten  um  sich.  Dies  erregte  allgemeine 
Unzufriedenheit,  welche  von  den  Franzosen 
und  einem  tapferen  Emporkömmling  Hvder 
A 1 y , dem  Herrscher  von  Mysorc,  gegen 


die  Komjagnie  ausgebeutet  wurde.  Auch 
sein  Sohn  Tippu  Saib  erwies  sich  als  ein 
gefährlicher  Feind  der  Engländer,  die  et>t 
nach  langen  blutigen  Kämpfen  unter  dem 
< iberbefehl  des  harten  und  energischen  G«1- 
noralgi  »uverneurs  W a r r e n Hastings  die 
Oberhand  gewannen:  im  Jahre  1784  wurde 
endlich  Flieden  geschlossen. 

Die  Angelegenheiten  der  Koinj>agni».' 
waren  in  dieser  Zeit  wieder  liäuftg  Gegen- 
stand weitreichender  Parlamentsverhand- 
lungen, da  die  Nachrichten  über  ihre  indi- 
sche Politik  lebhafte  Erbitterung  im  Volke 
hervorriefen.  Fox.  damals  Staatssekretär, 
beantragte  1783.  die  Verwaltung  Indiens 
teil  weis«'  auf  den  Staat  zu  ülierneliraen : 
aber  sein  grosser  Gegner  Pitt  widersetzt«' 
sieh  diesem  Plane,  und  obwohl  letzterer  vnn 
dem  Un  teil  lause  angenommen  wurde,  fand 
er  uicht  die  Billigung  der  Lords.  Es  er- 
folgt«» darauf  ein  Ministerwechstd  und  l’itt, 
jetzt  seinerseits  erster  Lonl  d«'s  Schatzamtes, 
hraehte  1784  einen  anderen  Refonnplau  ein. 
ih»r  angenommen  wurde.  Eine  strengere 
Staatskontrolle  wurde  eing«»fülirt.  und  einig«» 
Garant ieen  für  geeignete  Auswahl  der  Be- 
amteu  sowie  g«»gen  Bestechungen  und  Er- 
pressungen wurden  geschaffen.  Hastings 
wurde  1784  zuriiekborufen,  in  Anklagezu- 
stand  versetzt,  al»er  nach  achtjähriger  Dauer 
«l«»s  Prozesses  freigesprochen. 

Im  Jahre  1790  brach  der  Krieg  mit 
Tippu  Saib  aufs  neue  aus,  endigte  aber 
1792  damit,  dass  die  Kompagnie  wiederum 
erhebliche  Territorien  mit  grossen  Jahres- 
einkünften erwarb.  In  den  Jahren  1796  9t* 
hatte  sie  nochmals  mit  Tippu  Saib  zu 
kämpfen,  der  nunmehr  sein  Leben  und  den 
Rest  seines  Reiches  verlor.  Im  Jahre  1801 
wurde  der  Kompagnie  von  dem  Nabob  von 
Carnatic  die  Herrschaft  über  sein  Reich  ab- 
getreten. Die  Bundesgenossen  der  Kom- 
pagnie im  Kampf  gegen  Tippu  Saib,  die 
tapferen  Mahratten.  zwangen  ihr  1802  einen 
dreijährigen,  blutigen  Kri«.»g  auf,  dessen  sieg- 
reiche Beendigung  das  englische  Reich  in 
Ostindien  abermals  vergrösserte.  Die  Fran- 
zosen und  Holländer  hatten  schon  vorher 
ihr*?  letzten  Besitzungen  in  Vorderindien  an 
die  Engländer  verloren,  die  das  Erolierte 
zwar  später  grösstenteils  wieder  Heraus- 
gaben, inzwischen  aber  den  Handel  ihrer 
Konkurrenten  vollständig  vernichteten. 

Doch  indem  die  Kompagnie  sich  immer 
mehr  in  eine  politische  Handelsgesellschaft 
verwandelte,  indem  sie  grosse  Kriege  führen 
und  einen  umfangreichen  Beamtenapparat 
zur  Verwaltung  der  ueuerworbenen  weiten 
Gebiete  unterhalten  musste,  büsste  sie  die 
Kraft  ein,  ihrer  eigentlichen  Aufgabe,  dom 
Handel,  sieh  derart  zu  widmen,  wie  es  die 
Zunahme  ihrer  Besitzungen  und  der  Auf- 
schwung der  englischen  Volkswirtschaft  er- 
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Heischten.  So  kam  es,  dass  — im  Gegen- 
sätze zum  Privathandel  — die  Gesamtim- 
j>orte  der  Kompagnie  in  England  von  1790 
U>is  1810  doch  nur  von  5 auf  6 Millionen  £ 
«Anwüchsen  und  dass  auch  beim  Export  eng- 
lischer Waren  die  Kompagnie  den  Anforde- 
rungen der  gerade  in  dieser  Zeit  mächtig 
zunehmenden  heimischen  Industrie  bei  wei- 
tem nicht  genügen  konnte.  Sie  musste  des- 
halb selbst  zu  einer  bedeutenden  Milderung 
ihres  Monopols  die  Hand  bieten. 

Zunächst  gestattete  sie  ihren  Schiffskapi- 
tünen  und  Offizieren , in  ihren  Schiffen 
Oüter  für  eigene  Rechnung  zu  verladen. 
Demnächst  dehnte  sie  die  Erlaubnis  auch 
auf  ihre  Beamten  und  auf  Privathändler 
aus.  Dadurch  hoffte  sie  den  immer  gross- 
artiger  werdenden  Schmuggel,  den  die  letzt- 
genannten beiden  Klassen  von  Personen  mit 
Hilfe  der  fremden  Ostindischen  Kom- 
pagnieen  betrieben,  zu  beseitigen.  Die  der 
Gesellschaft  im  Jahre  1793  erteilto  Charter 
hat  diese  Zugeständnisse  bis  zum  Jahre  1814 
derart  erweitert  und  geregelt,  dass  jeder 
Engländer  und  jeder  Beamte  der  Kompagnie 
in  Indien  in  deren  Schiffe  Güter  für  eigene 
Rechnung  verladen  durfte  und  dass  ferner 
der  Kompagnie  die  Verpflichtung  auferlegt 
wurde,  jährlich  mindestens  30U0  Ton  neu 
Schiffslast  den  privaten  Händlern  für  den 
Export  englischer  Produkte  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Darüber  hinausgehend  erklärte 
sich  die  Kompagnie  schliesslich  bereit,  in 
ihren  Schiffen  beliebige  Quantitäten  von 
Rohmaterialien  der  englischen  Industrie  für 
Privatrechnung  zu  importieren  und  ebenso 
englische  Fabrikate  zu  exportieren.  Aber 
der  Privathandel  begnügte  sich  nicht  mit 
diesen  grossen  Einräumungen,  sondern  ver- 
langte unausgesetzt  gänzliche  Freigabe  von 
Handel  und  Schiffahrt  nach  und  von  Indien. 
Dabei  kam  ihm  zu  statten,  dass  die  Kom- 
pagnie durch  die  Entwickelung  der  letzten 
Jahrzehnte  in  eine  schwierige  finan- 
zielle Situation  geraten  war. 

Mehrfache  Erhöhungen  brachten  das 
Aktienkapital  der  Kompagnie  bis  auf  (>  Mil- 
lionen £,  aber  die  grossen  Kriege  und  über- 
haupt die  politischen  Dienste,  welche’ sie 
der  Nation  leistete,  erforderten  ganz  ungemein 
grosse  weitere  Geldmittel,  deren  Aufbringung 
durch  neue  Kapitalserhöhungen  nicht  den 
Interessen  der  Aktionäre  entsprach,  weshalb 
statt  dessen  in  immer  grösserem  Umfange 
fest  verzinsliche  Anleihen  aufgenommen 
wurden,  die  im  Jahre  1809  nicht  weniger 
als  31  Millionen  £ betrugen.  Die  Zinsen 
dieser  ungeheueren  Schuld  verschlangen  die 
grossen  Territorialeinkünfte  der  Kompagnie 
und  einen  Teil  der  Gewinne  ihres  Handels- 
betriebes. Trotzdem  wurde  andauernd  eine 
Dividende  von  IO1. 2 % verteilt.  Aber  da 
die  .Schuldenzinsen  teilweise  in  Indien  be-  - 

Handwörterbuch  der  StaaLswtescnscbartcn.  Zweite 


zahlt  werden  mussten,  machte  dies  einen 
so  grossen  fortwährenden  Geldabfluss  nach 
Indien  notwendig,  dass  die  Kompagnie 
schon  1808  und  1810  die  Hilfe  des  Staates 
anrufen  musste,  um  ihren  Verpflichtungen 
gerecht  zu  werden.  In  der  That  wurden  ihr 
sowohl  direkte  Unterstützungen  wie  sonstige 
Erleichterungen  zu  teil:  doch  die  kostspie- 
lige Verwaltung  und  Kriegführung  lastete 
andauernd  so  schwer  auf  den  Finanzen  der 
Kompagnie,  dass  sie  für  den  Handelsbetrieb 
nicht  mehr  ausreichende  Fonds  l>esass,  wes- 
halb die  Freigebung  des  Handels  sich  nicht 
länger  hinausschieben  liess. 

10.  Die  letzten  Zeiten  der  Kompagnie 
(1814  bis  1858).  Schlussbetrachtungen. 
Im  Jahre  1814  lief  die  der  Kompagnie  1793 
erteilte  Charter  ab,  und  schon  mehrere 
Jahre  vorher  wurde  über  die  Frage,  ob  das 
Monopol  weiter  aufrecht  erhalten  werden 
solle  oder  nicht,  ein  heftiger,  die  weitesten 
Kreise  bewegender  Kampf  geführt.  Der- 
selbe endete  damit,  dass  der  Handel  zwischen 
England  und  Indien  vom  Jahre  1814  an 
unter  gewissen  Bedingungen  freigegeben, 
der  Handel  mit  China  dagegen  einstweilen 
der  Kompagnie  noch  Vorbehalten,  und  der 
Handelsbetrieb  derselben  von  ihrer  politischen 
Verwaltung  gänzlich  getrennt  wurde.  Letz- 
tere gab  in  den  folgenden  Jahren  noch  zu 
mehreren  langen  Kriegen  Anlass,  deren 
siegreicher  Ausgang  zwar  wiederum  das 
Gebiet  der  Konifwignie,  aber  zugleich  auch 
ihre  Ausgaben  und  Schuldenlast  vergrösserte. 
Dagegen  nahm  ihr  Handel  fortwährend  ab, 
während  derjenige  der  Privathändler  einen 
bedeutenden  Aufschwung  nahm,  wie  dies 
aus  folgender  Zusammenstellung  hervor- 
geht : 

Export  aus  Grossbritannien  nach  allen  Plätzen 
Östlich  vom  Cap  (1er  guten  Hoffnung 
(ausser  China) 

Handel  Handel 

der  Kompagnie  der  Privaten 
1814  $26  558  £ 1048132  £ 

1823  45855°  „ 2 957  7<>5  „ 

1832  i49«93  „ 3600093  „ 

Besonders  die  Ausfuhr  britischer  Baumwoll- 
garne und  Baumwollstoffe  nach  Indien,  am 
Anfang  der  Periode  nur  ganz  gering,  betrug 
im  Jahre  1832  über  18U00UU  £,  und  zwar 
war  dies  ausschliesslich  der  Thätigkeit  des 
Privathandels  zu  danken. 

Im  Jahre  1833  wurde  auch  der  Handel 
mit  China  freigegeben  und  der  Kompagnie 
zugleich  verboten,  irgend  welche  Handels- 
geschäfte zu  betreiben.  Seitdem  war  sie 
auf  die  Verwaltung  ihrer  Territorien  be- 
schränkt, die  abermals  mehrere  Erweiterungen 
erfuhren  und  im  Jahre  1858  einschliesslich 
der  Tributstaateil  über  1 2<h >000  englische 
Quadratmeilen  umfassten.  Die  Schuldenlast 
Auflage.  V.  dt> 
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der  Gesellschaft  betrug  damals  72  Millionen  £*, 
das  Gesellschaft skapital  andauernd  6 Mil- 
lionen 1‘,  die  Dividende  IO1/*  °'o. 

Im  Jahre  1S53  wurde  der  Kompagnie 
die  ausschliessliche  Verwaltung  Indiens  ge- 
nommen, indem  der  Staat  sich  die  Anstel- 
lung von  3 Direktoren  vorbehielt  und  andere 
wesentliche  Aenderungen  voran  iasste.  End- 
lich führte  der  grosse  Aufstand  der  Sepoys 
im  Jahre  1857  die  Notwendigkeit  herbei, 
die  Verwaltung  Ostindiens  ganz  auf  den 
Staat  zu  übernehmen,  was  am  2.  August 
1858  geschah. 

Seitdem  die  Notwendigkeit  möglichst 
freier  Konkurrenz  in  England  oberster  volks- 
wirtschaftlicher Grundsatz  geworden  ist, 
pflegt  man  dort  meist  sehr  abfällig  über 
die  alte  Ostindische  Kompagnie  zu  urteilen ; 
dies  beweist  aber  nur  die  unhistorische  An- 
schauungsweise der  neueren  englischen 
Nationalökonomie.  Dass  die  Kompagnie 
samt  ilirem  Monopole  noch  im  Anfänge  des 
18.  Jahrhunderts  für  den  englischen  Handel 
mit  Indien  eine  Notwendigkeit  war,  geht 
aus  dem  schlimmen  Zustande  hervor,  in  den 
derselbe  geriet,  als  man  das  Monopol  vor- 
zeitig abschaffen  wollte.  Im  Laufe  des  18. 
Jahrhunderts  nahm  der  kommerzielle  Nutzen 
dieses  Monopols  ohne  Zweifel  immer  mehr 
ab.  Aber  jetzt  hatte  die  Kompagnie  dafür 
eine  politische  Mission  ersten  Hanges 
zu  erfüllen,  deren  Durchführung  ohne  das 
HandelsmonojMjl  nicht  möglich  gewesen 
wäre. 

Mit  vollem  Recht  hat  Roscher  schon 
vor  mehr  als  40  Jahren  darauf  hingewiesen 
(in  seinen  »Kolonieen«),  dass  die  L’eber- 
nahme  der  indischen  Verwaltung  — und 
demgemäss  auch  die  Eroberung  des  grössten 
Teils  Indiens  — durch  den  englischen  Staat 
im  18.  Jahrhundert  deshalb  noch  nicht  mög- 
lich war,  weil  das  Parlament  fürchtete, 
»die  Macht  der  jeweiligen  Staatsregierung 
durch  das  unermessliche  indische  Patronat 
mehr  zu  steigern,  als  das  Gleichgewicht  der 
übrigen  politischen  Gewalten  vertrüge«. 
Ebenso  unzweifelhaft  ist  es,  wie  Roscher 
fernerhin  mit  Recht  meint,  »dass  sich  der 
englische  Mittelstand  die  Bevorzugung 
des  hohen  und  niederen  Adels  (nobility  und 
gentry)  im  Civil-,  Militär-  und  Kirchen- 
dienste, ja  selbst  im  Parlamente  der  Heimat 
weniger  lange  und  ruhig  hätte  gefallen 
lassen,  wenn  ihm  nicht  Ostindien  unter  der 
bürgerlichen  Leitung  des  court  of  directors 
einen  ebenso  ausgedehnten  wie  glänzenden 
Ersatz  dafür  geboten  hätte.  Ein  französi- 
scher Kenner  meint,  dieses  Sicherheitsventil 
habe  1791  und  1848  ganz  wesentlich  dazu 
beigetragen,  dass  die  englische  Verfassung 
erhalten  worden  sei.«  Man  darf  aber  wohl 
noch  weiter  gehen  und  sagen,  dass  der  eng- 
lische Staat  überhaupt  erst  in  neuester  Zeit 


die  Fähigkeit  erworben  hat.  eine  so  un- 
geheuere und  eigenartige  Kolonie  auf  zweck- 
entsprechende Weise  unmittelbar  zu  be- 
herrschen. 

Hätte  der  englische  Staat  in  den  jahr- 
zehntelangen Kriegen,  die  er  führen  musste. 

| wohl  selbst  immer  die  nötige  See-  und 
Landmacht  unterhalten  können,  um  auch  in 
Indien  seine  europäischen  Gegner  und 
deren  eingeborene  Bundesgenossen  erfolg- 
| reich  zu  bekämpfen?  Das  Heerwesen  der 
i Kom|>agnie  war  gewiss  kein  mustergiltig*s. 
al>er  es  wurde  doch  nicht  krämerhaft  ver- 
nachlässigt, wie  von  der  holländischen  Ge- 
sellscliaft,  vielmehr  vertrug  sich  lx»i  den 
Engländern  das  wolü verstandene  kaufmän- 
nische Interesse  sehr  wohl  mit  Kraft  um! 
Initiative,  die  durch  das  inländische  Mono- 
pol  nicht  eingeschläfert  und  durch  die  aus- 
ländische Konkurrenz  zu  immer  neuen  An- 
strengungen gesj>ornt  worden. 

Die  kaufmännische  V erwaltung 
konnte  dafür  auch  leichter  einmal  Nachgie- 
bigkeit üben,  als  es  dem  Staate  möglich 
gewesen  wäre.  Gewiss  liess  sie  el*enfalls 
viel  zu  wünschen  übrig;  aber  der  Staat 
hätte  Indien  gewiss  noch  weit  schlechter 
i verwaltet,  wie  das  Beispiel  der  nordameri- 
kanischen  Kolonieen  beweist.  Beruhte  d<x-h 
! auch  die  innere  Verwaltung  grösstenteils 
nicht  auf  dem  staatlichen  Beamtenkörper. 

. sondern  auf  dem  Selfgovernment  der  Nächst- 
beteiligten. 

Erst  als  der  Kompagnie  das  kaufmänni- 
sche Interesse  verloren  ging,  als  sic  immer 
mehr  zu  einer  politischen  Körperschaft 
wurde,  deren  Haupteinkünfte  territorialer 
Natur  waren,  als  sie  schliesslich  überhaupt 
keinen  Handel  mehr  treiben  durfte,  da  büsste 
sie  auch  die  administrative  und  kriegerische 
Tüchtigkeit  ein  und  verlor  jede  Existenz- 
berechtigung, während  der  englische  Staat 
umgekehrt  jetzt  mächtig  und  geschickt  ge- 
nug geworden  war,  um  die  Verwaltung 
und  Verteidigung  Indiens  selbst  zu  über* 

. nehmen. 

III.  Die  ostindischen  Handelsgesell- 
schaften der  übrigen  Nationen. 

11.  Die  französischen  Gesellschaften.  Die 

französischen  Mittelmeerhäfen  hatten  sich  zur 
1 Blütezeit  des  Eevantchandels  eifrig  an  dem- 
selben beteiligt,  und  niteh  naeh  Entdeckung  des 
! Seeweges  nach  Ostindien  pflegte  einer  «fieser 
Plätze,  Marseille,  die  alten  \erbmdungen  weiter. 
Dagegen  versuchten  nordfranzösische  Hafeu- 
plätze,  besonders  Dieppe  und  Rouen,  mit  Indien 
direkt  in  Verbindung  zn  treten.  Doch  blieb  es 
im  16.  Jahrhundert  bei  einzelnen  Versuchen, 
und  erst  nach  Beentligung  der  Religionswirren 
unter  der  Regierung  Heinrichs  IV.  kam  es 
zur  Begründung  von  Handelsgesellschaften  für 
l den  Verkehr  mit  Indien.  Eine  solche  entstand 
| schon  1601  in  dem  bretonischen  Hafen  Blavet  ; 
i doch  musste  sie  sich  nach  kurzer  Zeit  wieder 
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anflttsen.  Im  Jahre  1604  bildete  sich  zum 
gleichen  Zwecke  eine  Aktiengesellschaft,  die  es  I 
indes  nicht  einmal  zur  Anssendnng  von  Schiffen  I 
brachte , obwohl  ihr  das  Handelsmonopol  auf : 
15  Jahre  verliehen  wurde.  Nach  der  Thron- 1 
besteigung  Ludwigs  XIII.  wusste  sie  ein  neues  j 
Privilegium  im  Jahre  1611  zu  erlangen,  das! 
indes  ihrer  Unthätigkeit  kein  Ende  machte.  Im  I 
Jahre  1615  entstand  in  Honen  eine  dritte  Ge- ' 
Seilschaft,  die  mit  der  zweiten  vereinigt  wurde  I 
und  1616  zwei  Schiffe  aussandte,  von  denen  nur 
eins  mit  teilweiser  Ladung  zurückkehrte,  w&h- 1 
rend  das  andere  von  den  Holländern  verbrannt  ! 
wurde.  Da  eine  weitere  Unternehmung  nur  die  | 
Kosten  deckte , stellte  die  Gesellschaft  ihre  j 
Thätigkeit  ein.  Vergeblich  ermahnten  „roerkan- ! 
tilistische“  Volkswirte,  wie  Montchretien , ihre  j 
Landsleute,  das  Beispiel  der  Holländer  und  Eng- 1 
länder  nachzuahmen,  vergeblich  gab  sich  auch  , 
Kardinal  Richelieu  viei  Mühe,  um  eine  neue 
grosse  Gesellschaft  ins  Lehen  zu  rufen.  Im , 
Westen  führten  diese  Bemühungen  zu  dauernden 
Kolonisationen,  im  Osten  dagegen  konnte  seihst 
eine  ernsthafte,  im  Jahre  1642  begründete  Kom- 
pagnie nur  vorübergehend  in  Indien  und  etwas 
länger  auf  Madugascar  Fass  fassen.  Nach 
d reissigjährigem  Bestehen  musste  auch  diese  i 
Unternehmung  aufgegeben  werden.  Erst  Col- 
bert  erzielte  etwas  bessere  Resultate. 

Durch  Verleihung  des  Handelsmonopols  auf 
50  Jahre,  vollkommener  Abgabenfreiheit  für  alle 
ausgehenden  und  halber  Abgabenfreiheit  für  alle 
einkommenden  Schiffe,  durch  Zusicherung  hoher  i 
Prämien,  bedeutender  Vorschüsse  und  sonstiger  1 
anssergewöhnlieher  Vergünstigungen,  durch  ein 
System  von  Aufforderungen  zur  Beteiligung  an 
der  Kompagnie,  wobei  es  nicht  ohne  Zwang 
abging,  gelang  es,  ein  Kapital  von  6 Millionen 
Livres  zusammenznbringen , denen  der  König 
2 Millionen  beifügte.  Das  war  aber  immer 
erst  die  Hälfte  des  in  Aussicht  genommenen 
Grundkapitals. 

Die  Gesellschaft  gründete  Niederlassungen 
auf  Madagascar,  in  Vorderindien  (Surate,  Pon- 
dichery),  Tonkin  und  auf  Ceylon;  aber  bei  dem 
kleinen  Kapitale,  der  übertriebenen  Prunksucht  ; 
der  Kompagniebeamten  und  der  erbitterten 
Feindschaft  der  Holländer  gelang  es  der  Koni-  j 
pagnie  nicht,  ihreu  Handel  in  Flor  zu  bringen. 
Obgleich  der  König  nochmals  2 Millionen  her- ! 
gab  und  auf  Rückzahlung  seiner  Vorschüsse  | 
verzichtete,  obgleich  die  Regierung  auch  sonst  i 
viele  Versuche  machte,  um  die  Gesellschaft  über 
Wasser  zu  halten,  musste  diese  nach  einer 
kurzen  Periode  des  Gedeihens  (1687—1661  30% 
Dividende)  und  nach  einer  längeren  Periode  des 
Verfalles  endlich  1712  ihren  Handel  gänzlich  i 
cinstellen ; doch  behielt  sie  ihre  Verwaltung  in 
Pondichery  bei. 

Im  Jahre  1716  ging  die  Gesellschaft  in  der  | 
von  John  Law  begründeten  Compagnie 
des  Indes  auf,  die  nunmehr  ihrerseits  das 
Monopol  für  den  Handel  mit  Ostindien  erhielt, 
wie  auch  den  mit  Westindien,  Guinea  etc.  Leber 
ihre  Schicksale  während  der  La  wscheu  Episode  vgl. 
den  Art.  Law  oben  S.  536  ff.  Sie  überlebte  den  Sturz 
des  „Systems“  und  wurde  durch  Befreiung  von 
staatlichen  Finanzgeschäften  in  eine  gewöhn- 
liche privilegierte  Handelsgesellschaft  mit  einem 
Kapitale  von  112  Millionen  Livres  umgewandelt. 
Ihre  Thätigkeit  in  Luisiaua,  Canada  und  Afrika 


kann  hier  nicht  besprochen  werden.  In  Ost- 
indien war  nach  Durchführung  der  Reorgani- 
sation ihre  Entwickelung  zunächst  eine  rasche 
und  glänzende.  Dies  ist  zwei  ausgezeichneten 
Männern  zu  danken,  welche  die  Kompagnie 
derart  hoben,  dass  sie  von  Holländern  und  Eng- 
ländern als  eine  gefährliche  Konkurrenz  be- 
trachtet wurde,  dem  Gouverneur  Dupl ei x und 
dem  Admiral  La  Bourdonnais.  Besonders 
ersterer  war  wirtschaftlich . diplomatisch  und 
militärisch  gleich  hoch  befähigt.  Er  machte 
Pondichery  und  Chandernagore  (in  Bengalen) 
zu  bedeutenden  Handelsplätzen  tiud  beherrschte 
von  dort  aus  um  1750  einen  grossen  Teil  Indiens. 
Die  politische  Macht  der  französischen  Kompagnie 
war  um  diese  Zeit  weit  grösser  als  die  der 
Engländer,  welche  erst  durch  das  gefahrdrohende 
Uebergewicht  ihres  Konkurrenten  zu  raschem 
Fortschreiten  auf  der  gleichen  Bahn  getrieben 
wurden  und  nun  unter  Clive  die  Franzosen  mit 
wechselndem  Erfolge  bekämpften,  bis  Dupleix 
1754  zurückberufen  und  mit  schmählicher  Un- 
dankbarkeit behandelt  wurde.  Sein  Nachfolger, 
der  tapfere  und  glänzende,  aber  unbesonnene 
Graf  Lai  ly  von  Tollendal  musste  1761  Pon- 
dichery übergeben  und  endigte  in  Paris  1766 
auf  dem  Schauot,  obwohl  seine  Niederlage  haupt- 
sächlich durch  die  fehlende  Unterstützung  aus 
der  Heimat  veranlasst  worden  war. 

Die  Kompagnie  setzte  ihre  geschäftliche 
Thätigkeit  noch  eine  Zeit  lang  fort ; aber  ihre 
Gewinne  nahmen  rasch  ab,  im  Jahre  1766  verlor 
sie  ihr  Vfonopol  und  löste  sich  im  folgenden 
Jahre  auf,  worauf  der  Handel  mit  den  franzö- 
sischen Besitzungen  am  indischen  Oceane  nur 
durch  Private  betrieben  wurde,  bis  auch  diese 
ihn  1781  einstellten. 

Im  Jahre  1783  begründete  die  Regierung 
aufs  neue  eine  privilegiert«;  Gesellschaft,  die 
Chinakom  pagnie,  die  jedoch  den  Anfängen 
der  französischen  Revolution  im  Jahre  1760  zum 
Opfer  fiel. 

Damit  hörten  die  Versuche  der  Franzosen 
anf,  durch  Gründung  von  Koiupagnieen  Anteil 
am  ost indischen  Handel  und  einen  ausgedehnten 
Kolonialbesitz  in  Vorderindien  zu  erwerben. 
Diese  unglückliche  Entwickelung  ist  zunächst 
dem  künstlichen  Ursprung  der  ganzen  Bewegung 
zuzuschreiben,  die  im  Volke  wenig  Boden  ge- 
wann, während  die  Regierung,  die  sie  ins  Leben 
rief,  damit  mehr  unternahm,  als  sie  durchführen 
konnte,  und  schliesslich  das  begonnene  Werk 
schmählich  im  Stiche  Hess. 

12.  Die  dänischen  und  schwedischen  Ge- 
sellschaften. König  Christian  IV.  von  Däne- 
mark , einer  der  ersten  fürstlichen  „Merkan- 
tilisten“, war  auch  einer  der  ersten,  der  die 
Förderung  des  Handels  mit  Indien  durch  Er- 
richtung einer  privilegierten  Kompngnie  in  die 
Hand  nahm,  deren  Privilegium  schon  vom  Jahre 
1612  datiert,  ist  und  deren  erste  Schiffe  1616 
in  Indien  ankamen.  Seit  1616  wurde  Tranque- 
bar  befestigt  und  zum  Mittelpunkte  des  «däni- 
schen Handels  in  Indien  gemacht.  Dank  der 
Rechtlichkeit,  Geduld  und  Langmut  der  Dänen 
wurden  diese  in  Indien  rasch  beliebt,  und  ihr 
Handel  nahm  eine  günstige  Entwickelung,  die 
indes  bei  der  Geringfügigkeit  der  aufgewendeten 
Kapitalien  sich  in  engen  Grenzen  halten  musste. 
Da  überdies  auch  den  Dänen  schliesslich  Kämpfe 
mit  eingeborenen  Fürsten  nicht  erspart  blieben 
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und  da  namentlich  der  König  durch  seine  ver- 
hängnisvolle Beteiligung  am  dreissigjiihrigen 
Kriege  gehindert  wurde,  sie  kräftig  zu  unter- 
stützen, so  gestaltete  sich  die  finanzielle  Lage 
der  Gesellschaft  sehr  prekär,  und  sie  scheint 
endlich  ihre  Besitzungen  «lern  Könige  abgetreten 
zu  haben.  Wiederholte  Bemühungen  der  Krone, 
den  indischen  Handel  zu  beleben,  scheiterten, , 
und  erst  nach  Auflösung  der  Ostender  Kom- 
pagnie fs.  u.)  gelang  es  einem  früheren  Teil- 
haber derselben,  dem  grossen  Projektenmacher 
Josias  van  Aspern  aus  Amsterdam,  im  Jahre 
1728  den  König  Friedrich  IV.  zur  Erteilung! 
eines  neuen  Privilegiums  an  die  alte  Kompagnie 
zu  bestimmen,  wobei  die  Absicht  bestand,  den 
Sitz  der  Gesellschaft  nach  Altona  zu  verlegen. 
Hiergegen  wendeten  sich  die  Seemächte  Eng- 
land und  Holland,  die  in  dem  Altonaer  Unter- 
nehmen eine  Fortsetzung  der  von  ihnen  eben 
erst  aus  der  Welt  geschafften  Ostender  Kom- 
pagnie sahen.  Darauf  Hessen  die  Dänen  das 
Altonaer  Projekt  fallen,  und  im  Jahre  1732 
wurde  statt  dessen  die  alte  Kompagnie  in  Kopen- 
hagen unter  dem  Namen  „Asiatische  Kom- 
pagnie“ reorganisiert.  Dieselbe  erhielt  ein 
Handelsmonopol  und  sandte  jährlich  im  Durch- 
schnitte 2 -3  Schiffe  nach  Indien  und  China 
aus.  Im  Jahre  1772  wurde  ihr  das  Handels- 
monopol für  Indien  genommen,  und  seitdem  be- 
stand ihr  Hauptgeschäft  im  Theeimport, 
wobei  der  hohe  englische  Theezoll  ihr  sehr  zu 
statten  kam.  Indes  machte  sie,  als  England 
1784  den  Theezoll  ermässigte  und  den  Transit 
freigab,  dank  der  Neutralität  ihrer  Flagge, 
trotzdem  noch  gute  Geschäfte,  bis  Dänemark 
1807  seine  Neutralität  und  damit  auch  sofort  ! 
seine  ostindischen  Besitzungen  verlor.  Die  Kom- 
pagnie scheint  seihst  dann  noch  im  stillen  weiter- 
bestanden  zu  haben;  doch  konnte  sie  auch  nach 
Wiederherstellung  des  Friedens  keine  Bedeutung 
mehr  erlangen. 

Schweden  nahm  ebenfalls  schon  vor  seiner 
Teilnahme  am  dreissigjährigen  Kriege,  nämlich 
1626,  einen  Anlauf,  durch  Begründung  einer 
Kompagnie  direkten  Handel  mit  Indien  zu 
treiben;  doch  konnte  hieraus  schon  angesichts 
der  langen  Kriege,  deren  Kosten  das  arme  Land 
bis  zum  Tode  Karls  XII.  aufzubringen  hatte, 
nichts  Erspriessliches  hervorgehen.  Deshalb  gab 
auch  in  Schweden  erst  die  Auflösung  der  Ostender 
Kompagnie  den  Anstoss  zu  dauernden  Unter- 
nehmungen. Auf  Antrieb  des  Stockholmer  Kauf- 
manns Heinrich  Koning  bildete  sich  eine  Ge- 
Seilschaft,  welche  vom  Könige  1731  ein  aus-  J 
schliessliches  Privilegium  des  ostindischen  Han- 
dels erhielt.  Sie  befasste  sich  aber  von  Anfang 
an  hauptsächlich  mit  «lern  Theeimport  aus  China, 
der  von  1766  an  bis  zur  Ermässigung  des  eng- 
lischen Theezolles  recht  ansehnlich  war,  später 
indes  durch  den  englischen  Handel  zurück- 
gedrängt wurde. 

13.  Die  österreichischen  lind  preussi- 
schen  Gesellschaften.  ln  Oesterreich  batte 
bereits  Becher  die  Errichtung  privilegierter 
Handelskoinpagnieeti  bedingungsweise  empfohlen 
(1668);  aber  erst  nach  Beendigung  des  spani- 
schen Erhfolgekrieges  (1713)  konnte  die  öster- 
reichische Monarchie  daran  denken,  Handel  und 
Gewerbe  in  grösserem  Massstabe  zu  fördern,  i 
Tn  den  österreichischen  Stammlanden  wurde  zu- 
nächst. hauptsächlich  versucht,  den  Handel  mit  1 


der  Levante  und  die  industrielle  Yerarbeitntrr 
ausländischer  Rohstoffe  zu  unterstützen,  während 
der  Handel  mit  Indien  in  den  neuerworben>-a 
ehemals  spanischen  Niederlaud e n heimisch 
gemacht  werden  sollte,  ein  durchaus  richtig-r 
Gedanke,  der  indes  hauptsächlich  an  der  Eif  er- 
sucht Englands  und  Hollands  gescheitert  ist 

Die  helgi«chen  Provinzen  hatten,  seitdem 
sie  von  Spanien  unterworfen  worden  waren, 
keinen  irgendwie  erheblichen  Handelsverkehr 
wieder  erlangt.  Die  Schelde  war  seit  dem  West- 
fälischen Frieden  vertragsmässig  gesperrt.  Mit 
den  portugiesischen  Koloniecn  durften  die  spa- 
nischen Niederländer  auch  während  der  Union 
Spaniens  und  Portugals  nicht.  Handel  treiben. 
Auch  war  der  eigentliche  maritime  Unter- 
nehmungsgeist grösstenteils  ertötet.  Indes  gab 
es  immer  noch  vou  der  Glanzzeit  dieser  Pro- 
vinzen her  dort  grosse  Kapitalisten,  welche 
nutzbringende  Anlage  ihrer  Kapitalien  suchten. 
Sobald  die  Provinzen  mit  der  österreichischen 
Monarchie  vereinigt  wurden,  begannen  einzelne 
unternehmungslustige  Belgier  mit  Ermutigung 
der  Regierung  und  unter  Beteiligung  von 
Holländern,  die  sich  durch  das  Monopol  ihrer 
eigenen  Kompugnie  bedrückt  fühlten . Schiffe 
nach  Indien  auszurüsten  (1714).  Da  einige  der- 
selben durch  die  holländische  Kompagnie  ge- 
nommen wurden,  erwirkte  nmn  kaiserliche 
Schutzbriefe  und,  trotz  aller  Beschwerden  der 
Generalstaaten  sowie  Englands,  im  Jahre  1723 
für  eine  in  Ostende  zu  errichtende  Kompagnie 
ein  kaiserliches  Privilegium. 

Es  war  gerade  die  Zeit,  als  die  erste  grosse 
Periode  des  Aktienschwindels  in  England,  Frank- 
reil h und  Holland  schon  zu  Ende  gegangen  war, 
während  derselbe  in  den  anderen  europäischen 
Ländern  noch  weiter  um  sich  griff:  die  Aktien 
der  Osteuder  Kompagnie  wurden  rasch  gezeichnet 
und  standen  binnen  weniger  Wochen  über  pari. 
Die  Geschäfte  der  Kompagnie  nahmen  an- 
scheinend eine  so  günstige  Entwickelung,  das? 
im  Jahre  1726  eine  Dividende  von  33* ,%  de- 
klariert, aber  freilich  nicht  ausgezahlt,  sondern 
nur  zur  Vollzahlung  der  Aktien  verwendet 
wurde.  Hierbei  scheint  viel  Schwindel  unter- 
gelaufen zu  sein.  Und  schon  iin  Jahre  1727 
benutzte  der  Kaiser  die  Kompagnie  als  Kom- 
pensationsobjekt für  die  Erlangung  der  Zu- 
stimmung Englands  zur  Pragmatischen  Sanktion : 
Der  anscheinend  so  hoffnungsvolle  Handel  mit 
Indien  wurde  dynastischen  Interessen  geopfert. 

In  den  österreichischen  Stamm- 
1 an  den  privilegierte  Maria  Theresia  1795  einen 
Engländer  William  BoltS.  der  mit  der  ostindi- 
srhen  Kompagnie  seines  Heimatlandes  in  Streit 
geraten  war.  zum  Handel  mit  Indien,  worauf 
Bolts  mit  Antwerpener  Kattfleuten  sich  assozi- 
ierte. auch  vom  Grossherzog  von  Toskana  ein 
Privilegium  erlangte  und  mehrere  Schiffe  ab- 
schickte. Im  Jahre  1781  entstand  hieraus  trotz 
vieler  Zwistigkeiten  unter  den  Gesellschaftern 
die  vom  Kaiser  Josef  II.  privilegierte  Kaiser- 
liche Kompagnie  von  Triest  für  den 
Handel  mit  Asien,  die  indes  nur  einige  Jahre 
lang  bestand  und  1785  mit  eiuem  schmählichen 
Bankerott  endigte. 

Tn  Preussen  tauchten  in  der  erwähnten 
Zeit  des  europäischen  Aktienschwindels  ebenfalls 
schon  Projekte  für  «len  ostindischen  Handel  anf. 
mit  denen  sich  sogar  der  vorsichtige  König 
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Friedrich  Wilhelm  I.  anfangs  befasste.  Nach 
Auflösung  der  Ostender  Kompagnie  liess  der 
uns  schon  bekannte  Josias  van  Aspern  aus  Ham- 
burg auch  an  Friedrich  Wilhelm  lockende  Vor- 
schläge ergehen,  die  der  König  indes  ablehnte. 

In  den  Jahren  1733 — 1738  versuchten  so- 
dann nacheinander  mehrere  Ham  hur ger  Kon- 
sortien, den  König  zur  Privilegierung  einer 
ostindischen  Kompagnie  zu  bestimmen;  aber 
die  preussische  Regierung  wollte  sich  nicht 
Hamburger  Handel  sinteressen  wegen  mit  den 
Seemächten  entzweien.  Erst  König  Fried- 
rich II.  filhrte  den  Gedanken  in  die  Wirklich- 
keit über. 

Sobald  E m d e n im  Jahre  1744  an  Preussen 
gefallen  war,  entstand  unter  Antwerpen  er 
Kapitalisten  der  Plan , dort  eine  ostindische 
Kompagnie  zu  errichten;  derartige  Projekte  ge- 
langten mehrfach  an  den  König,  der  indes  noch 
nicht  darauf  einging.  Erst  im  Jahre  1750  er- 
teilte er  einem  Franzosen,  dem  Ritter  de  la 
Touche,  ein  Octroi,  das  aber  — obwohl  im  In- 
und  Anslande  viel  besprochen  — schon  im 
folgenden  Jahre  aufgehoben  werden  musste,  da 
der  Franzose  seine  Kompagnie  nicht  zu  stände 
brachte.  Inzwischen  hatte  der  König  jedoch 
bereits  1750  die  Asiatische  Handlungs- 
kompagnie  in  Emden  privilegiert,  die  von 
dem  Amsterdamer  Heinrich  Thomas  Stuart  unter 
Teilnahme  von  Kapitalisten  und  Kaufleuten  aus 
Emden,  Rotterdam,  Hamburg,  Berlin  etc.  mit 
000000  Thalern  Kapital,  wovon  aber  nur  ein 
Teil  zu^flmmenkam,  begründet  wurde.  Im  Jahre 
darauf  zeigte  der  König  den  Seemächten  die 
Gründung  an.  Die  Kompagnie  schickte  trotz 
feindlicher  Haltung  dieser  Mächte  von  Emden 
— das  zum  Freihafen  gemacht  wurde  — mehrere 
Schiffe  aus,  und  die  finanziellen  Erfolge  waren 
anfangs  nicht  unbefriedigend;  aber  bald  geriet 
die  Kompagnie  in  Geldverlegenheit,  und  der 
Ausbruch  des  dritten  schlesischen  Krieges  (1756) 
machte  ihren  Geschäften  ein  Ende,  worauf  sie 
ohne  grossen  Verlust  für  die  Aktionäre  liqui- 
diert wurde.  Die  im  Jahre  1753  dem  Engländer 
Harris  privilegierte  Bengalische  Hand- 
1 u ngsk om pa gn  ie  in  Emden  verlor  gleich 
ihr  erstes  Schiff  durch  pflichtwidriges  Verhalten 
der  Schiffsführer,  die  Versicherungssumme  wurde 
ihr  nicht  ausgezahlt,  und  die  Aktionäre  scheinen 
ihr  Geld  verloren  zu  haben.  Es  folgten  neue 
Vorschläge  von  Emdenern,  Franzosen  u.  a.  zur 
Wiederbelebung  der  überseeischen  Unterneh- 
mungen, einer  immer  luftiger  als  der  andere. 
Mehrfache  Versuche  des  Königs,  die  ostindische 
Kompagnie  in  Emden  zu  beleben,  führte  in  den 
Jahren  1781 — 1787  zu  ernsthafteren  Anläufen. 
Von  einer  freieu,  nicht  privilegierten  Ver- 
einigung Emdener  Bürger  wurden  mehrere 
Schiffe  ausgerüstet,  aber  der  finanzielle  Erfolg 
war  nicht  ermutigend.  Das  letzte  Schiff  der 
Kompagnie  kehrte  1786  aus  China  nach  Emden 
znrück. 

14.  Kehlussbetrnehtungen.  Scharf  son- 
dern sich  von  den  ostindischen  Kompagnieen 
der  Holländer  und  Engländer  diejenigen  der 
Franzosen,  Dänen,  Schweden,  Preussen  und 
Oesterreicher  ah  durch  ihre  geringere  Be- 
deutung und  namentlich  durch  ihren  mehr 
oder  weniger  künstlichen  Ursprung. 
Freilich  bedurften  auch  die  englischen  und 


holländischen  Kompagnieen  der  staat- 
lichen Hilfe;  aber  der  ostindische  Handel 
dieser  Völker  ist  herausgewachsen  aus  ihrer 
iibcr<i uellonden  maritimen  Unternehmungs- 
lust, die  vom  Staate  nicht  befördert,  son- 
dern vielmehr  lange  Zeit  eiugedämmt  und 
in  den  starken  koncentrierten  Strom  des 
Kompagniehandels  geleitet  werden  musste. 
Bei  den  ostindischen  Handelsgesellschaften 
der  übrigen  Völker  waren  meist  ebenfalls 
irgendwelche  Privatunternehmer  vorhanden, 
die  indes  oft  Ausländer  waren  und  die  nie- 
mals ohne  ausserordentliche  staatliche  Be- 
günstigungen etwas  Nennenswertes  erreicht 
hätten.  Selbst  diese  Begünstigungen  liaben 
ihren  Unternehmungen  kein  dauerndes  Leben 
einhauehen  können,  teils  weil  ihre  Kraft  zu 
schwach  war,  teils  weil  die  Gunst  der  Re- 
gierungen nicht  vorhielt  oder  weil  kriege- 
rische Verwickelungen  die  zarte  Pflanze  er- 
stickten. Aber  dies  waren  nur  Symptome 
eines  tiefer  sitzenden  Leidens.  Vor  allem 
fehlte  ihnen  der  thätige  A nteil  weiter 
Volkskreise  und  jene  nachhaltige, 
zähe  That kraft,  die  lange  Perioden  wid- 
riger Ereignisse  zu  übenlauern  vermag. 
Solche  Perioden  sind  den  Engländern  und 
Holländern  bei  ihren  kolonialen  Unternehmen 
ebensowenig  erspart  geblieben  wie  den  an- 
deren Völkern.  Schweres  Lehrgeld  liaben 
auch  jene  zahlen  müssen.  Den  Holländern 
ist  es  später  zu  leicht  gemacht  worden,  da- 
durch liaben  sie  verlernt  zu  lernen,  und 
hieran  ist  ihr  Handel  mehr  als  an  der  poli- 
tischen Entwickelung  zu  Grunde  gegangen, 
während  die  Engländer  umgekehrt  gerade 
von  ihren  schlimmsten  Gegnern,  den  Fran- 
zosen, sich  den  Weg  zu  einer  ganz  neuen 
grossartigen  Machtentfaltung,  zur  Erobe- 
rung Ostindiens,  haben  zeigen  lassen. 

Die  unendlich  oft  aufgeworfene  Frage, 
ob  privilegierte  Kompagnieen  für  den 
ostindischen  Handel  besser  wären  als  freie 
Konkurrenz,  ist  in  dieser  absoluten  Form 
ebenso  wenig  zu  beantworten  wie  alle  an- 
deren wirtschaftlichen  Fragen.  Wenn  sie 
etwa  jetzt  in  irgend  einem  Linde  für  dessen 
Kolomeen  aufs  neue  aufgeworfen  wird,  so 
ist  sie  ebenso  wie  früher  nur  für  den  ein- 
zelnen Fall  zu  beantworten.  Wo  die  freie 
Konkurrenz  entweder  gegenüber  den  Schwie- 
rigkeiten und  Gefahren  des  Handels  oder 
wegen  der  Grösse  der  erforderlichen  Kapi- 
talien nicht  ausreicht  für  die  Entwickelung 
des  Verkehrs  oder  wo  sie  ihn  umgekehrt 
durch  zu  starken  Andrang  erstickt  — in 
beiden  Fällen  kann  auch  jetzt  noch  ein 
Handelsmonojjol  am  Platze  sein.  Aber  ent- 
scheidend für  den  Erfolg  ist  in  letzter  Linie 
nicht  die  richtige  iJisnng  dieses  Problems, 
sondern  entscheidend  sind  die  Fähigkeiten 
und  Kräfte,  welche  ein  Volk  für  die  zweck- 
mässige I/citung  ülierseeischer  Unterneh- 
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inungen  besitzt.  Weil  England  solche  Fähig- 
keiten  und  Kräfte  in  reichstem  Masse  be- 
sitzt, wurde  dort  schliesslich  auch  stets  die 
richtige  Form  ihrer  BethAtigung  gefunden. 

Litte ratur:  Seniler,  All  gern.  Geschieht*  der  Ost- 
und  Westindischen  Handln  ngsgesellschttßen  in 
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Owen. 

1.  Owen»  Jugend.  2.  Arbeiterwohlfahrts 
einrichtungen  iu  New-Lanark.  3.  Fabrik 
gesetzgebung  und  Reform  der  Armenpflege. 

4.  Sozialistische  Experimente  und  Agitationen. 

5.  Rückblick. 

1.  Owens  Jugend.  Robert  Owen  wurde  ge- 
boren am  14.  Jlai  1771  zu  Newtowu,  einer 
kleinen  Marktstadt  in  Montgomeryshire,  Nortb- 
Wales,  war  also  keltischen  Ursprunges.  Der 
Vater  besorgte  die  Geschäfte  eines  Sattlers, 
Eisenwarenhündlers  und  Postmeisters.  Wegen 
der  raschen  Fortschritte,  die  der  Knabe  in  der 
Schule  machte,  wurde  er  bald  als  Hilfskraft 
vom  l^ehrer  verwendet.  So  bat  der  Mann,  «1er 
durch  „vernünftige“  Erziehung  aus  den  Menschen 
alles  machen  zu  können  vermeinte,  bereit«  in 
seinem  achten  und  neunten  Lebensjahre  den 
Schulmeister  gespielt.  Durch  unermüdlichen 
Leseeifer  strebte  Owen,  die  Mängel  seiner 
Schulbildung  auszugleichen.  Mit  dem  zehnten 
Jahre  kam  er  zu  einem  Kaufmann  in  Stamford, 
Lincolnshire,  in  die  Lehre,  und  seit  jener  Zeit 
sorgte  er  selbst  für  seinen  Unterhalt.  Die  ihm 
verbleibende  Müsse  widmete  er.  materiellen 
Genüssen  wie  dem  Tabak-  oder  Alkohol- 
konsum durchaus  abhold,  vorwiegend  der  Lek- 
türe und  dem  Aufsueben  landschaftlicher 
Schönheiten.  Die  religiösen  Fragen  nahmen  ihn 


vollauf  in  Anspruch,  mid  er  suchte  mir  heissem 
Remühen  nach  der  wahren  Religion.  Kasch  er- 
fasste er  die  Widersprüche  in  den  Lehren  der 
herrschenden  Konfessionen  und  nahm  bald  eine 
! entschieden  antikirchliche  Haltung  an.  Nach 
beendigter  Lehrzeit  trat  Owen  als  Kommis  in 
ein  grosses  Londoner  Haus.  Hier  wurde  er  so 
angestrengt,  dass  ihm  täglich  nur  fünf  Stunden 
Schlafenszeit  verblieben.  Er  bewarb  sich  tun 
einen  anderen  Platz  und  erhielt  einen  solchen 
unter  wesentlich  günstigeren  Bedingungen  in 
Manchester.  In  der  letzteren  Stellung  verblieb 
1 er  bis  zum  18.  Jahre.  Owen  legte  in  seiner 
Selbstbiographie  grossen  Wert  auf  seine  Thätig- 
keit  in  «len  Ladengeschäften.  Sie  habe  ihn  die 
Menschen  und  zwar  Menschen  verschiedenster 
Lebensstellung  kennen  gelehrt.  Es  brach  die 
Zeit  an.  in  der  sich  Manchester  zum  Mittel- 
punkte der  britischen  Baumwolliudnstrie  in 
grossartiger  Weise  entwickelte.  Owen  widmete 
sich  diesem  Erwerbszweige  und  erhielt  mit  dem 
zwanzigsten  Jahre  bereits  die  Direktorstelle  in 
einer  der  grössten  Feingarnspinnereien  Man- 
chesters. Es  gelang  ihm,  die  nordamerikanische. 
Baumwolle,  die  bisher  wenig  geschätzt  worden 
war,  zum  Spinnen  der  feinsten  Game  mit  Er- 
folg zu  verwenden.  Im  übrigen  beteiligte  er 
sich  eifrigst  an  den  Arbeiten  einer  naturwissen- 
schaftlichen Gesellschaft  un«l  interessierte  sich 
für  die  aufblühende  Chemie.  Wie  er  einmal  in 
einem  Vortrage  ausführte,  erschien  ihm  das 
ganze  Weltall  als  ein  grosses  Laboratorium: 
alle  Dinge  seien  cheinis<nie  Verbindungen  und 
der  Mensch  nur  eine  besonders  komplizierte 
Verbindung.  Eine  mit  einigen  Teilhabern  ge- 
i gründete  Spinuerei  iu  Manchester  gab  Owen 
bald  wieder  auf.  In  Glasgow  hatte  er  Miss 
Dale  kennen  gelernt.  Um  deren  Vater  näher 
zu  treten,  wozu  «ich  bis  jetzt  keine  Gelegenheit 
I geboten  hatte,  kaufte  Owen  die  diesem  ge- 
S hörende  Spinnerei  in  New-Lanark.  Bei  den 
1 so  bewirkten  Beziehungen  gelang  es  Owen  in 
der  That,  die  Abneigung,  welche  Dale  gegen 
eine  Verbindung  seiner  Tochter  mit  Owen 
an  den  Tag  gelegt  hatte,  zu  überwinden, 
j Vom  1.  Januar  1800  übernahm  Owen  die 
Leitung  o«ler,  wie  er  sich  selbst  ausdrückte. 

| „the  government“  von  New-Lanark.  Und  in 
I «1er  That,  er  fühlte  sich  nicht  als  Baumwoll- 
Spinner  und  Geldherr,  sondern  als  der  verant- 
wortliche Feldherr  und  Regent  einer  Arbeiter- 
bevölkerung von  2000 — 2500  Personen.  So  hat 
er  dem  Ideale  des  „captain  of  iudustrv"  bereits 
j nachgelebt,  ehe  Carlyle,  Ruskin  und  die  Positi- 
vsten es  aufgestellt  und  begründet  hatten. 

2.  ArbeiterwohlfahrtsuMnrichtungren  in 
; Xew-F,anurk.  Bei  der  tiefen  Abneigung 
| der  Bevölkerung  gegen  die  Fabrikarbeit 
standen  ursprünglich  zumeist  nur  Land- 
! Streicher  und  deklassierte  Elemente  den 
Fabrikanten  zur  Verfügung.  Stellten  so  die 
Fabrikarbeiter  gewissermaßen  eine  Auslese 
verkommenen  Gesindels  dar,  so  musste  das 
entsetzliche  Milieu  der  ersten  Fabriken 
j (ül>erimlssigc  Arbeitszeit,  schlechte  Entloh- 
j innig,  Weiber-  und  Kinderarbeit,  elende 
Wohnungen)  die  Entartung  noch  potenzieren. 
Owen  fand  in  New-Lanark  Leute  vor,  die  durch 
Trunksucht  und  geschlechtliche  Ausschwei- 
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fangen,  durch  Diebstahl  und  Arbeitsscheu, 
durch  Roheit  und  Unwissenheit  aufgehört 
hatten,  Menschen  zu  sein.  Bei  den  Be- 
mühungen, diese  furchtbare  Lage  zu  be- 
kämpfen , stellten  sich  Owen  namentlich 
zwei  Schwierigkeiten  in  den  Weg.  Einmal 
das  zähe  Misstrauen  der  teilweise  noch 
gälisch  sprechenden  Schotten  gegen  den 
neuen,  fremden,  englischen  Arbeitgeber,  mit 
dem  sie  sich  selbst  sprachlich  kaum  ver- 
ständigen konnten.  W egen  der  antikirch- 
lichen Gesinnung  Owens  wurde  dieses  Miss- 
trauen vom  Pfarrer  des  Ortes  noch  nach 
Kräften  gesteigert.  Sodann  war  unausge- 
setzt gegen  die  übrigen  Gesellschafter  an- 
zukämpfen,  welche  sich  nicht  dazu  ver- 
stehen wollten,  einen  Teil  des  Gewinnes  zur 
Hebung  der  Arbeiterbevölkerung  zu  ver- 
wenden. 

Die  Vorurteile  der  Arbeiter  schwanden, 
nachdem  Owen  1806  bei  einer  Krise  wegen 
mangelnder  Baumwollzufuhren  zwar  den  j 
Betrieb  für  4 Monate  eingestellt,  aber  den  i 
vollen  Lohn  im  Betrage  von  7000  £ für  das 
blosse  Reinigen  und  Instandhalten  der  Ma- 
schinen weiter  bezahlt  hatte. 

Grössere  Schwierigkeiten  verursachten 
die  Teilhaber.  Mehrmals  musste  Owen  die- 
selben wechseln,  ehe  es  ihm  gelang,  Männer 
zu  finden,  die  sich  mit  einer  aprozentigen 
Verzinsung  des  Kapitals  nebst  einer  Risiko- 
prämie begnügten  und  alle  Ueberschüsse 
zum  Wohle  der  Arbeiter  zu  verwenden  er- 
laubten. Unter  diesen  Teilhabern  befand  j 
sich  auch  Jeremias  Bentham.  Nach  etwa 
12  Jahren  war  das  grosse  Erziehungswerk, 
das  sich  Owen  gestellt,  vollständig  gelungen. 
Durch  vier  Abhandlungen,  die  in  den  Jahren 
1812  und  1813  erschienen,  erhielt  die  Welt 
von  Owens  Wirken  in  New-Lanark  Kunde.  { 
Sie  führten  den  Titel : A new  view  of  I 
society ; or  essays  ou  the  principle  of  tho 
formation  of  the  human  character  and  the  I 
application  of  the  principle  to  practice.  *) 
Die  Grundsätze,  die  Owen  in  diesen  Schrif- 
ten aufstellte  und  die  überhaupt  für  sein 
ganzes  späteres  Denken  und  Handeln  mass- 
gebend geblieben  sind,  hat  er  selbst  einmal  j 
in  folgender  Weise  zusammengefasst: 

1)  Der  Charakter  wird  im  allgemeinen  durch 
die  Umstände,  die  das  Individuum  umgeben, 
nicht  durch  letzteres  selbst  nusgebildet.  Owen 
leugnet  ererbte  und  angeborene  Eigenschaften 
zwar  nicht  ganz,  misst  ihnen  aber  nur  unter-  I 
geordnete  Bedeutung  bei.  2)  Alle  Gewohn- 
heiten und  Gefühle  lassen  sich  der  Menschheit 
anerziehen.  3)  Die  Neigungen  unterliegen  nicht 
der  Kontrolle  des  Individuums.  4)  Jedes  Indi- ' 
viduum  kann  dahin  gebracht  werden,  mehr  zu 
erzeugen,  als  es  zu  konsumieren  im  stände  ist,  • 


*)  Die  Abhandlungen  sind  jetzt  auch  in  deut- 
scher Sprache  von  Prof.  Oswald  (’ollmann  beiC.  L.  j 
Hirschfeld,  Leipzig  1Ü00,  herausgegebeu  worden. ! 


] wenn  ihm  uur  ein  ausreichender  Grund  und 
Boden  überlassen  wird.  5)  Die  Kultur  hat  die 
1 Mittel  geschaffen,  mit  deren  Hilfe  die  Bevölke- 
rung jederzeit  in  einer  angemessenen  Lage  er- 
halten und  jedem  Individuum  die  grösste  Glück- 
seligkeit gewährt  werden  kann,  ohne  dass  es 
der  Laster  oder  des  Elendes  als  Hindernisse  der 
Volksvermehrung  bedürfen  würde.  6)  Jedes 
Gemeinwesen  kann  durch  eine  entsprechende 
Kombination  dieser  Grundsätze  in  einen  Zustand 
versetzt  werden,  in  dem  nicht  nur  Laster,  Ar- 
mut und  Elend  verschwinden,  sondern  auch 
jeder  einzelne  mehr  ständiges  Glück  geniesst, 

1 als  irgend  jemandem  unter  «len  bisher  herr- 
schenden Verhältnissen  zu  teil  werden  konnte. 

7)  Alle  Grundsätze,  auf  welche  bisher  die  Ge- 
sellschaft gegründet  gewesen  ist,  sind  irrig. 

8)  Der  Umschwung,  der  durch  die  Annahme  der 
neuen  und  richtigen  Grundsätze  bewirkt  werden 
würde,  lässt  sich  durchführen,  ohne  dass  einem 
Menschen  auch  nur  die  geringste  Unbill  ge- 
schähe. 

Alle  diese  Sätze  erscliienen  Owen  durch 
seine  Erfahrungen  in  New-Lanark  untun- 
slösslich  bewiesen.  Während  die  erste  Ab- 
handlung ausführt,  dass  der  Mensch  ledig- 
lich das  Produkt  der  ilm  umgebenden  Ver- 
hältnisse sei,  wie  man  diese  nur  zu  ver- 
bessern brauche,  um  alle  Menschen  zur 
Vollkommenheit  zu  erziehen,  werden  in  der 
zweiten  und  dritten  Abhandlung  die  Wohl- 
fahrtseinrichtungen von  New-Lanark  (durch 
Anschauungsunterricht  und  körperliche 
Hebungen  belebte  Jugenderziehung,  Ein- 
schränkung der  Kinderarbeit,  Verkürzung 
der  Arbeitszeit,  höhere  Löhne,  Beschaffung 
billiger  Nahrungsmittel  durch  Einkauf  im 
grossen,  Erstellung  guter  Wohnungen,  Für- 
sorge für  Kranke  und  Invalide)  eingehend 
erörtert.  Owen  wendet  sich  hier  vorzugs- 
weise an  die  Arbeitgel>er.  Es  ist  bezeich- 
nend, wie  er  diesen  gegenüber  die  Arbeiter 
nur  unter  den  Gesichtswinkel  der  living 
maehinerv  stellt.  Die  Fürsorge  für  letztere, 
an  welche  man  bisher  noch  nicht  gedacht, 
lohne  mindestens  ebenso  sehr  wie  diejenige, 
deren  sich  das  tote  Inventar  überall  erfreue. 
Der  gemachte  Aufwand  würde  sich  uicht 
mit  5,  10  oder  15%,  sondern  mit  50  und 
in  manchen  Fällen  mit  100  °,o  verzinsen. 
Auch  als  Produktionsinstrument  sei  der 
Mensch  noch  einer  unendlichen  Verbesse- 
rung fähig.  Die  vierte,  dem  Prinzregenten 
gewidmete  Abhandlung  legt  die  Aufgaben 
der  Regierung,  wie  sie  sich  von  Owens 
Standpunkte  aus  ergeben,  dar.  Durch  all- 
gemeine Staatserzieliung  und  materielle 
Hebung  des  Volkes  solle  in  Zukunft  dem 
Verbrechen  und  Laster  vorgebeugt  werden. 
An  Stelle  des  herrschenden  brutalen  Re- 
pressivsystems  habe  ein  weises  Präventiv- 
system zu  treten.  Die  Regierung  müsse 
auch  eine  ständige  Berichterstattung  über 
die  Arl>eitsverhältnisse  einführen.  Alle 
Vierteljahre  sei  für  kleinere  Bezirke  anzu- 


1048 


f »wo» 


golen,  wie  hoch  der  Preis  der  AH  »eit  sielt 
stelle,  wie  viele  Personen  überhaupt  von 
I Lohnarbeit  lebten,  wie  viele,  obsehon  phy- 
siseh  zur  Arbeit  fähig,  arbeitslos  seien,  wie 
viele  nur  teilweise  beschäftigt  etc.  Nur  auf 
diese  Daten  lasse  sich  eine  angemessene 
Reform  der  Armenpflege  gründen. 

Diese  Schriften  und  seine  grossen  prak- 
tischen Erfolge  machten  < »wen  rasch  in  allen 
Kreisen  der  Gesellschaft  takannt.  Tausende 
pilgerten  Jahr  für  Jahr  nach  N'ew-Lvnark. 
dieser  Oase  des  sozialen  Friedens  in  der 
Zeit  der  tiefsten  Erniedrigung  des  englischen 
Arbeiter-Standes.  Minister.  Gesandte,  Prin- 
zen, insbesondere  der  Herzog  von  Kent. 
Könige  und  Kaiser  interessierten  sich  für 
Owen,  seine  Werke  und  seine  Pläne.  So 
glaubte  er  in  der  Tliat,  die  Zeit  nahe  l»e- 
reits,  in  der  alle  Kabinette  Europas  nach 
seinen  Grundsätzen  regieren  würden.  Da 
ernüchterte  ihn  einigermaßen  die  Bemer- 
kung von  Gentz:  »Wir  wünschen  gar  nicht, 
dass  die  Massen  wohlhal>end  und  unab- 
hängig werden.  Wie  könnten  wir  sie  sonst 
beherrschen  V!» 

3.  Fabrikgesetzgebung  und  Reform 
der  Armenpflege.  Die  guten  Erfolge,  die 
Owen  in  New-I^anark  mit  der  Einschränkung 
der  Kinderarbeit  und  Abkürzung  der  Arl»eits- 
zeit  erzielt  hatte,  bewogen  ihn,  bei  einer 
Fabrikantenzusammenkunft  eine  diesbezüg- 
liche Gesetzgebung  in  Vorschlag  zu  bringen. 
So  geschickt  auch  Owen  seine  Vorschläge 
vertreten  mochte,  er  fand  bei  den  Cotton- 
Ix>rds  wenig  Gehör.  Auch  der  ältere  Sir 
Robert  Peel,  der  die  Sache,  da  < »wen  nicht 
Mitglied  des  Parlamentes  war.  hier  vertrat, 
Hess  sich  von  den  Fabrikanteninteressen  nur 
zu  sehr  beeinflussen.  Wenn  trotzdem  einige 
Erfolge  erzielt  wurden  und  die  1S<»2  nur 
zum  Schutze  der  Kirchspiel  lehrlinge  erlassene 
Gesetzgebung  eine  Erweiterung  erfuhr,  so 
war  das  ausschliesslich  der  rastlosen  Energie 
Owens  zu  danken,  der  jahrlang  sieh  zu 
diesem  Zwecke  vorzugsweise  in  London 
aufhielt.  Allerdings  blieb  das  Erreichte 
weit  hinter  Owens  Wünschen  zurück. 
Owen  hatte  einen  Gesetzentwurf  empfohlen, 
der  die  Arl>eitszeit  in  allen  Fabriken  auf 
101 2 Stunden  herabsetzte,  die  Beschäftigung 
von  Kindern  unter  10  Jahren  verbot  und 
für  Kinder  unter  12  Jahren  den  halbtägigen 
Schiebt  Wechsel  anordnete.  Zur  Durchfüh- 
rung sclilug  Owen  besondere  Fabrikinspek- 
toren vor.  Dagegen  bezog  sich  das  Gesetz 
von  1819  nur  auf  Baumwollspinnereien, 
schloss  nur  die  Kinder  unter  9 Jahren  aus 
und  gestattete  den  9 — 19  jährigen  Personen 
eine  tägliche  Arbeitszeit  von  12  Stunden. 
Besondere  Aufsichtsbeamte  wurden  noch 
nicht  eingeführt. 

Bekanntlich  brach  im  Jahre  181  ö in 
England  eine  schwere  Wirtschaftskrise  ans. 


Zahlreiche  Fabriken  wurden  geschlossen 
und  Tausende  von  Arbeitern  brotlos.  In 
Bezug  auf  Diagnose  wie  Therapie  der  Not 
waren  die  tonangebenden  Nationalökonomen 
gleich  ratlos.  Da  trat  Owen  auf  und  zeigte, 
in  welch  ungeheuerem  Masse  die  neuen 
technischen  Erfindungen  die  produktiven 
Kräfte  Englands  gesteigert  hatten.  In  der 
Kriegszeit  habe  der  gestiegenen  Produktion 
eine  starke  öffentliche  Konsumtion  ent- 
sprochen. Letztere  sei  durch  den  Frieden 
Ix'scitigt  worden. 

Die  Einführung  der  Maschinen  habe  aber 
die  menschliche  Arbeit  entwertet  und  somit  die 
Kauf-  und  Konsumkraft  der  arbeitenden  Klassen 
niedergehalten.  So  habe  ein  Missverhältnis 
zwischen  Produktion  und  Konsumtion  entstehen 
müssen.  Vor  allem  komme  es  also  daranf  an. 
Einrichtungen  zu  treffen,  die  eine  der  Steige- 
rung der  Produktivkraft  entsprechende  Aus- 
dehnung der  Kaufkraft  gewährleisteten.  Man 
stille  die  Arbeitslosen  von  Staats  wegen  be- 
schäftigen und  dadurch  den  Wert  der  Arbeit 
wieder  heben,  der  jetzt  durch  den  Wettbewerb 
der  Arbeitslosen  falle.  Die  Arbeitslosen  seien 
in  Kolonieen  von  etwa  1500  Personen  zu  ver- 
einigen nnd  hätten  zunächst  durch  ihre  Arbeit 
die  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  zu  bewirken. 
I.'ebersehüsse  seien  zur  Verzinsung  und  Zurück- 
zahlung aufgenommener  Kapitalien  zu  ver- 
wenden. Nur  diese  Massnahmen  stellten  eine 
den  Fortschritten  der  Zeit  geiuässe  Reiorm  der 
Armenpflege  dar,  nicht  das  Aushuugerungs- 
systetn  der  Malthusianer.  Nicht  nur  Erziehung, 
auch  Beschäftigung  schulde  der  Staat  seinen 
Angehörigen. 

Im  übrigen  war  Owen  weit  entfernt,  die 
Krisen  ausschliesslich  auf  die  Unterkonsumtion 
der  arbeitenden  Klassen  zurückzufilhren.  Auch 
in  den  Willkürliehkeiten  des  Luxus  und  der 
Mode  erblickte  er  erhebliche  Ursachen  wirt- 
schaftlicher Störungen  und  wollte  deshalb,  um 
die  Anpassung  der  Produktion  an  den  Bedarf 
zu  erleichtern,  beide  möglichst  eiusehränken. 

Mit  derartigen  Vorschlägen  fand  Owen 
in  der  Blütezeit  des  Manchestertuines  frei- 
lich nur  wenig  Anklang.  Gleichwohl  unter- 
nahm es  Owen,  als  bald  eine  zweite  Krise 
hereinbrach,  speeiell  für  den  Grafschaftsrat 
von  Lanarkshire,  neuerdings  eine  Denk- 
schrift über  diese  Frage  ausztiarl »eiten  (Re- 
port to  the  county  of  Lanark  1820).  Die- 
selbe enthält  insofern  einen  neuen  Zug,  als 
Owen  nun  an  Stelle  der  »künstlichen- 
Metallwähmng  eine  Arbeitswähruug  einge- 
führt wissen  will,  da  die  Arbeit  ja  das  na- 
türliche Mass  des  Wertes  bilde.  Durch  die 
Arbeitswährung  würde  mit  wachsender 
Produktivität  auch  die  Kaufkraft  der  Arbeiter 
entsprechend  zunehmen.  Diese  Gedanken- 
reihen  Owens  sind  übrigens  nicht  sonder- 
lich klar.  Während  die  Arbeitswährung 
die  Aufgaben,  die  ihr  Owen  stellte,  doch 
nur  dann  hätte  erfüllen  können,  wenn  durch 
sie  das  Renteneinkommen  weggefallen  wäre, 
versprach  Owen  den  Rentenbeziehern  von 


i i- 


Digitized  by  Google 


Owen 


1049 


der  Aenderung  wegen  der  durch  sie  be- 
dingten  Erhöhung  der  Produktion  noch  ein  1 
sehr  viel  grösseres  Einkommen.  Während 
früher  die  kommunistischen  Kolonieen  nur 
für  Arbeitslose  gedacht  waren,  vertrat  Owen 
nun  immer  entschiedener  den  Gedanken, 
dass  die  ganze  Gesellschaft  in  derartige  Ge- 
meinwesen aufzulösen  sei.  So  pedantisch 
Owen  die  ganze  technische  Einrichtung  der- 
selben auseiuandersetzte,  so  wenig  wurden 
die  sozialökonomischen  Probleme  erörtert. 
Er  betont  nur  immer  wieder,  die  Wurzeln 
des  herrschenden  Elendes  bestünden  darin, 
dass  unter  der  geltenden  Wirtschafts- 
ordnung Produktion  und  Konsumtion  nur 
im  Wege  der  Profitmaeherei,  des  Gewinnes 
über  den  Kosteupreis  hinaus  entwickelt 
werden  könnten.  Profite  kämen  aber  nur 
zu  stände,  wenn  das  Angebot  der  Nachfrage 
entspräche  oder  hinter  ihr  zurückbliebe. 
Das  Interesse  der  Gesellschaft  erheische ! 
aber  das  Gegenteil. 

Die  Frage,  wie  die  gemeinsam  herge- 
stellten Produkte  zu  verteilen  seien,  kam 
für  ihn  beispielsweise  kaum  in  Betracht.  In- ' 
folge  der  plan mässig  organisierten  Produktion 
könnten  so  viele  Güter  hergestellt  werden, 
dass  man  elxmsowenig  daran  denken  würde, 
Güter  als  Privateigentum  anzusammeln,  als 
jetzt  Wasser  auf  Flaschen  gefüllt  und  auf- 
gespeichert würde,  wo  es  im  Ueberflusse 
vorhanden.  Diese  Ideeen,  die  Owen  nament- 
lich noch  in  dem  Book  of  the  New  Moral 
World  1820  auseinandersetzte,  beherrschten 
ihn  endlich  in  einem  Masse,  dass  er  sie  in 
der  That  zu  verwirklichen  strebte. 

4.  Sozialistische  Experimente  und 
Agitationen.  Die  Reihe  der  kommunisti- 
schen Kolonieen  wurde  1824  mit  der  Grün- 
dung von  New-Harmonv  in  Indiana  eröffnet. 
Es  folgten  Versuche  in  Mexiko,  später  solche 
in  der  Heimat  in  Orbiston  und  Queenwood. 

Diese  Unternehmungen  scheiterten.  Nur 
eine  genossenschaftliche  Organisation  zu 
Ralahine  (Irland)  gedieh,  bis  der  Eigen- 
tümer des  Gutes,  Yandaleur,  sein  ganzes 
Vermögen  verspielt  und  unter  Zurücklassung 
erheblicher  Schulden  die  Flucht  ergriffen 
hatte.  Seine  Gläubiger  bemächtigten  sich 
des  I^andgutes,  und  die  Genossenschafter 
verloren  nicht  nur  alle  ihre  Ansprüche, 
sondern  auch  die  Meliorationen,  die  durch 
den  Fleiss  ihrer  Hände  geschaffen  worden 
waren. 

Nichtsdestoweniger  blieb  Owen  uner- 
müdlich in  dem  Entwerfen  neuer  Projekte, 
unermüdlich  in  der  rednerischen  und  journa- 
listischen Agitationsthätigkeit.  Er  konnte 
sich  diesen  Bestrebungen  um  so  rückhalts- 
loser  hingeben,  als  er  keinerlei  geschäft- 
liche Verpflichtungen  mein-  besass.  Einer 
seiner  Gesellschafter,  ein  pietistischer 
Quäker  Namens  William  Allen,  der  an  den 


unkirchlichon  und  religiös  indifferenten  Ein- 
richtungen Owens,  namentlich  an  seinem 
Jugendunterrichte,  Anstoss  nahm,  ruhte  nicht, 
bis  Owen  New-Lanark.  die  Stätte  seiner 
grössten  Erfolge,  1828  vorlicss. 

ln  den  Jahren  1830 — 1832  war  Owen 
mit  der  Einrichtung  der  Labour-Exchange 
in  London  beschäftigt. 

Auch  hier  handelte  es  sich  für  Owen  wieder 
darum,  den  Arbeitslosen  Beschäftigung  zu  ge- 
währen. Der  Arbeiter,  der  ein  Produkt  herge- 
stellt, konnte  dasselbe  in  dem  Magazine  ab- 
liefern und  erhielt  dagegen  eine  Bescheinigung 
über  die  Zahl  der  Arbeitsstunden,  die  zur  Her- 
stellung für  nötig  erachtet  wurden.  Mit  der 
Bescheinigung  konnte  er  dann  dem  Magazine 
eine  entsprechende  Menge  von  auderen  Waren, 
deren  er  bedurfte,  entnehmen.  Bei  der  Ab- 
schätzung hielt  man  sich  so  ziemlich  an  die 
hergebrachten  Preise  und  setzte  dann  für  je 
6 d.  eine  Arbeitsstunde.  Wenn  überhaupt,  so 
konnte  diese  Einrichtung  nur  für  Handwerker,  die 
noch  genussreife  Produkte  erzeugten,  nicht  aber 
für  kapitallose  Teilarbeiter  der  modernen  Pro- 
duktionsweise eine  Bedeutung  erlange^.  Dazu 
kam  noch  der  Umstand,  dass  die  Leitung  keines- 
wegs alle  Produkte  anzunehmen  brauchte.  Die 
Annahme  wurde  von  den  jeweiligen  Nachfrage- 
verhältnissen  abhängig  gemacht  und  musste 
natürlich  auch  davon  abhängig  gemacht  werden, 
wenn  die  Einrichtung  nicht  sofort  zusammen- 
brechen sollte. 

Hier  wie  bei  den  anderen  fehlge- 
schlagenen Experimenten  tröstete  man  sich 
immer  damit,  dass  der  Versuch  wohl  ge- 
glückt wäre,  wenn  man  nur  genug  Kapital 
| besessen  und  nicht  mit  der  Gegnerschaft 
j des  Grundeigentümers  zu  kämpfen  gehabt 
hätte,  auf  dessen  Boden  der  Betrieb  der 
Anstalt  eröffnet  worden  war.« 

Von  einem  Kreise  hingebungsvoller 
Schüler  unterstützt,  predigte  Owen  des- 
halb unentwegt  im  ganzen  Lande  sein 
Evangelium  von  der  kooperativen  Organi- 
sation der  Gesellschaft.  Ausserdem  be- 
teiligte er  sich  als  eifriger  Mitarbeiter  an 
den  zur  Förderung  der  Bewegung  heraus- 
gegebenen Zeitschriften  (Economist,  Crisis, 
Orbiston  Register,  Cooperative  Magazine, 
Cooperator).  Hebend  1 sollten  Konsum- 
vereine gegründet  und  das  durch  diese  ge- 
wonnene Kapital  schliesslich  zur  Selbstbe- 
schäftigung der  Arbeiter  verwendet  werden. 
Bekanntlich  ist  bis  jetzt  nur  der  erste  Teil 
des  Programms  durch  die  englischen  Ge- 
nossenschaften, die  sich  seit  1S48  allerdings 
[ mehr  unter  dem  Einflüsse  der  christlichen 
Sozialisten  entwickelten,  in  die  Wirklichkeit 
lungesetzt  worden.  Immerhin  verbleibt 
Owen  das  Verdienst,  die  Bewegung  in 
Fluss  und  das  ökonomische  Bekenntnis  der 
Genossenschafter  festgestellt  zu  haben. 

Die  zweite  Hälfte  von  Owens  Leben 
war  weniger  glücklich  und  erfolggekrönt 
als  die  erste.  An  Stelle  der  allgemeinen 
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Bewunderung  traten  allmählich  die  heftig- 
sten Angriffe.  Die  Hauptgegner  Owens 
stellte  die  Geistlichkeit,  da  er  selbst  alle  j 
Religion  für  falsch  erklärt  hatte  und  einigt*  | 
feurige  Anhänger  seines  Freidenkertums  < 
selbst  zu  einer  atheistischen  Propaganda 
sich  verstiegen.  Unter  den  Geistlichen  war  j 
es  insbesondere  der  Bischof  von  Exeter 
(Moore 's  Rev.  Pamphleteer),  der  vor  keinem  1 
Mittel  zurücksehreckte,  um  Owen  zu  ver- 
dächtigen, zu  verleumden  und  herabzu- 
getzen.  Mit  dem  kirchlichen  Interesse  ver- 
band sich  dasjenige  der  Fabrikanten,  denen 
< iwens  Kreuzzug  wider  die  Profitmacherei 
bei  der  allgemeinen  Gärung  in  den  Arbeiter- 1 
kreisen  nicht  mehr  so  harmlos  wie  im  An- ' 
fange  erschien.  So  kam  es,  dass  bet  hörte 
Volksmassen  bei  Versammlungen  in  Buralem 
und  Bristol  sich  an  der  Person  des  bereits 
im  Gieisenalter  stehenden  Owen  vergriffen. ; 

Als  Owen  den  Tod  nahen  fühlte,  begab 
er  sich  in  seine  Geburtsstadt.  Er  starb  da- ; 
selbst  1858  und  wurde  im  Grabe  seiner 
Eltern  zur  Ruhe  gebettet. 

5.  Rückblick.  Schon  diese  knappe  i 
Skizze  wird  die  hervorragende  sozialjtolitische 
Bedeutung  des  Mannes  erkennen  lassen. 
Owen  war  der  erste  der  modernen  Gross- 
industriellen, der  Arbeiterwohl  fahrt  spinrieh- 
t ungen  und  zwar  in  selbstlosester  Weise, 
ohne  jede  gewinnsüchtige  Nebenabsicht,  ein- 
führte; er  vertrat  zuerst  den  Gedanken,  die 
Kinderarbeit  gesetzlich  einzuschränken  und 
die  Arbeitszeit  überhaupt  zu  regeln ; mit . 
Lancaster  und  Bell  teilt  er  den  Ruhm,  am 
frühesten  für  die  Einführung  eines  obli- 
gatorischen staatlichen  Volksschulwesens  in 
England  agitiert  zu  haben ; er  gehört  ferner ! 
zu  den  Urhebern  derjenigen  Krisentheorieen,  j 
welche  den  geringen  Anteil  der  arbeitenden  ' 
Klassen  am  Volkseinkommen  als  die  vor- 1 
nehmste  Störungsursache  erklären ; ihm  ge- ! 
bührt  das  Verdienst,  die  staatliche  Arbeits-  j 
Statistik  und  das  Problem  der  Bekämpfung : 
der  Arbeitslosigkeit  zuerst  vollauf  gewürdigt ! 
zu  haben ; und  endlich  ist  Owen  ohne 
Zweifel  der  geistige  Urheber  der  Genossen- 
schaftsbewegung. In  sittlicher  Beziehung 
ist  seine  reine  Menschenliebe,  seine  Selbst- . 
losigkeit  und  Aufopferungsfähigkeit,  seine 
Ueberzeugungstreue  und  Toleranz  zu  rühmen. 1 
Als  Agitator  und  Politiker  luit  er  es  stets 
verschmäht,  den  Leidenschaften  der  Menge 
zu  schmeicheln,  Hass  und  Neid  zu  erregen  | 
und  das  Panier  des  Klassenkampfes  zu  ent- 
rollen. Durch  friedliches  l'eberreden  und 
Ueberzeugcn  allein  wollte  er  alles  erreichen. 
Mag  diese  Haltung  auch  vom  ethischen 1 
Standpunkte  im  allgemeinen  günstiger  zu ; 
beurteilen  sein  als  vom  politischen,  so  war  t 
es  für  eine  Zeit,  die  von  den  Kämpfen  um 
Reformbill,  Armengesetz,  Freihandei  und  I 
Volkscharte  durchwühlt  wurde,  sicher  ein  | 


Glück,  dass  Owen  die  «ökonomisch-sozialisti- 
schen Bestrebungen  von  denjenigen  der  politi- 
schen Parteien  gesondert  erhielt.  Gegen  diese 
hohen  persönlichenVorzüge  fallen  seine  Selbst- 
gefälligkeit, sein  Prunken  mit  vornehmen  Be- 
ziehungen, seine  autokratischen  Neigungen 
kaum  ins  Gewicht.  Owens  philosophische 
Bildung  war  mangelhaft,  seine  Weltan- 
schauung eine  einseitig  technisch-materia- 
listische. Der  Mensch  war  ihm,  wie  schon 
früher  bemerkt  worden,  nichts  als  eine 
chemische  Verbindung.  Es  galt  ihm  für 
ganz  selbstverständlich,  dass  »vernünftige« 
Erziehung  und  wirtschaftlich  günstige  Lage 
mit  derselben  Sicherheit  vortreffliche  Men- 
schen hervorbringen  müssten,  als  bestimmte 
Mengenverhältnisse  gegebener  Elemente  be- 
stimmte neue  Verbindungen  eingehen.  Aus 
diesem  grollen  Materialismus  verfiel  er 
allerdings  in  seinem  Greisenalter  in  «las 
andere  Extrem.  Er  wurde  eifriger  Spiritist. 
Auch  sein  Sohn  hat  an  der  spiritistischen 
Bewegung  regen  Anteil  genommen.  Und 
wie  er  selbst  als  Fabrikleiter  Arbeiter  un«l 
Maschinen  zu  exakten,  vorzüglichen  Leis- 
tungen gebracht  hatte,  so.  meinte  er, 
könnten  die  Regierungen,  wenn  sie  nur 
seine  Grundsätze  befolgen  wollten,  die 
menschliche  Gesellschaft  auch  leicht  zur 
Produktion  einer  überströmenden  Güterfülle 
organisieren  und  ihr  eine  allseitige  Glüek- 
seligkeit  verschaffen.  Als  Schriftsteller  war 
Owen  nicht  bedeutend.  Am  besten  sind 
noch  seine  kürzeren  Ansprachen  und  Denk- 
schriften. Sonst  wirken  die  vielen  Wieder- 
holungen, das  ständige  Abschweifen  von 
konkreten,  praktischen  Aufgaben  in  das 
Reich  ökonomischer  Phantastik  ungemein 
ermüdend.  Von  seinen  Ideeeu  war  er  viel 
zu  fest  überzeugt,  als  dass  er  vermocht 
hätte,  sich  in  entgegenstehende  Auffassungen 
hineinzudenken  und  dieselben  zu  widerlegen. 
Nur  zu  oft  setzt  er  den  Widersachern  ein- 
fach seine  Behauptungen,  die  für  ihn  eine 
axiomatische  Bedeutung  hatten,  noch  einmal 
entgegen,  eine  Eigentümlichkeit,  die  Holyoake 
auf  «len  wallisischen  Ursprung  Owens  zu- 
rückführt. Der  Hauptsache  nach  luit  Owen 
seine  Grundsätze  vollständig  aus  seinen 
eigenen  Erfahrungen  abstrahiert.  Erst  später 
fand  er,  dass  John  Be  Hera  bereits  l(>9t> 
(Proposals  for  raising  a eolledge  of  industry) 
ähnliche  Gedanken  ausgesprochen  hatte, 
diesem  also  objektiv  die  Priorität  gebühre. 
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